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denen Ländern. 

I.  Einleitnng. 

1.  Die  Tabakpflanze   nnd  ikre  Art«ii. 

Die  Tabakpflanze  (Mcotiana  L.)  gehört  zur  Fa- 
milie der  Nachtschattenpflanzen  (Solaneae),  in 
der  sich  verschiedene  starke  narkotische  Ge- 
wächse, wie  Bilsenkraut,  Stechapfel  nnd  Bella- 
donna befinden.  Die  zum  Rauchen,  Schnupfen 
und  Kauen  benutzten  Arten  stammen  sämtlich 
ans  Amerika.  Die  fUr  den  Tabakverbrauch 
aller  Art  bedeutsamsten  Arten  des  Tabaks  sind: 

1.  der  Virginische  Tabak   (Nicotiana  tabacnm), 

2.  der  Marylandtabak  oder  grossblätterig«  Ta- 
bak (Nicotiana  macrophylla  oder  latissima)  — 
diese  beiden  mit  roten  oder  rötlichen  Blttten  — , 

3.  der  Bauemtabak  oder  Veilchentabak  (Nico- 
tiana nistica)  mit  weisslichgelben  Blttten. 
Diese  Hauptarteu  zerfallen  in  verschiedene 
Nebenarten,  deren  Beschaffenheit  nnd  Eigen- 
artigkeit teils  in  botanischen  Bezeichnungen, 
teils  in  den  üblichen  Handelsbenennnngen  Aus- 
druck findet.  Bei  den  vielfachen  Kreuzungen 
der  Unterarten  und  selbst  der  Hauptarten  des 
Tabaks  ist  eine  scharfe  Auseinanderhaltnng  der 
letzteren  wegen  der  stets  neu  sich  bildenden 
Spielarten  schwierig.  Aus  demselben  Grunde 
fehlt  es  auch  an  einer  durchgreifenden  Ueber- 
einstimmung  der  handelsüblichen  Bezeichnnngen. 

üeber  die  Verbreitung  des  Tabakbaus  in 
Deutschland  nach  den  handelsüblichen,  lokal 
gefärbten,  und  wie  ersichtlich,  keineswegs  klar 
von  einander  abgegrenzten  Bezeichnnngen  ent- 
hält die  jährlich  in  den  Vierteljahrsheften  zur 
Statistik  des  Deutschen  Reiches  erfolgende  Ver- 
öffentlichung „Der  Tabak  im  deutschen  Zoll- 
gebiete-' aus  den  Denkschriften  der  Direktivbe- 
hörden nähere  Mitteilungen. 

Gegenüber  der  Degeneriernng  der  Tabak- 
sorten sind  die  seit  einiger  Zeit  in  Dentsch- 
land   in  grösserem  Masse  aufgenommenen  Ver- 
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suche  mit  direkt  ans  Amerika  bezogenem 
Samen  beachtenswert.  Solche  Versuche  werden 
ausweislich  der  Verhandlungen  des  Landwirt- 
schaftsrates von  EIsass-Lothringen  namentlich 
von  der  Kaiserlichen  Tabakmannfaktnr  in  Strass- 
burg  gefördert. 

In  Rnssland  werden  unter  der  Bezeich- 
nung „Machorka"  (in  der  Hauptsache  Nicotiana 
rustica)  gewisse  geringere  daselbst  gezogene 
Tabakarten,  welche  seitens  der  Steuergesetz- 
gebung einer  gesonderten  Behandlung  unter- 
Begen,  zusammengefasst  und  den  oesseren 
einheimischen  Tabaksorten,  welche  in  tür- 
kische und  amerikanische  unterschieden  wer- 
den, gegenübergestellt.  Die  Ernte  an  Machorka- 
tabak macht  mehr  als  die  Hälfte  der  gesamten 
russischen  Tabakemte  aus. 

2.  Geschichtlicher  Rttckbllck  auf  die 
EinfÜimiig  des  Tabaks  in  die  europäische 
Volkswirtsoiiaft.  Entgegengesetzt  der  Ent- 
wickelnng  des  Spirituosengennsses  zeigt  sich 
bei  der  Verbreitung  des  Tabakgennsses  die 
üebertragung  einer  eigenartigen  Genussem- 
pfänglichkeit von  nncivilisierten  auf  civilisierte 
Völker.  Ob  sich  in  Asien  selbständig  und  ohne 
Zusammenhang  mit  der  amerikanischen  Sitte 
der  Tabakverbrauch  entwickelt  hat,  mag  da- 
hingestellt bleiben.  Jedenfalls  steht  fest,  dass 
die  europäische  Volkswirtschaft  die  auf  Tabak- 

fennss  gerichtete  Erweiterung  ihres  Bedttrfnis- 
reises  ans  Amerika  und  zwar  unmittelbar  im 
Zusammenhange  mit  der  Entdeckung  dieses 
Erdteils  erfahren  hat.  Die  Spanier  wurden  auf 
den  westindischen  Inseln  mit  dem  Tabak  be- 
kannt; hatte  doch  schon  Kolumbus  bei  seiner 
Landung  auf  der  Insel  Gnanahani  die  Indianer 
rauchend  angetroffen.  Aus  einem  trockenen, 
in  ein  Maisblatt  eingewickelten  Kraut  bildeten 
sie  cylinderförmige  Kollen,  deren  eines  Ende 
sie  in  den  Mund  nahmen,  während  sie  das 
andere  anzündeten.  Diese  Rollen  nannten  sie 
Tabaco.  Auf  die  einzelnen  Nachweise  über  die 
ursprüngliche  Verbreitung  des  Tabakgenusses 
in  Mexiko  und  Centralamerika  sowie  in  Süd- 
nnd  Nordamerika  kann  hier  nicht  eingegangen 
werden.  Ich  verweise  hierwegen  auf  die  auch 
im  übrigen  diesem  Rückblick  zu  Grunde  gelegte 
Geschichte  des  Tabaks  etc.  von  Tiedemann 
(Frankfurt  a.  M.  1854). 

In  Europa  wurde  die  Tabakpflanze  zuerst 
nur  als  Zierpflanze  und  sodann  als  Arznei- 
pflanze verwendet.  Nach  Frankreich  kam  die 
Tabakpflanze  durch  Jean  Nicot,  französischer 
Gesandter  am  portugiesischen  Hofe  (1558—1561), 
welcher  Blätter  und  Samen  an  die  Königin 
Katharina  von  Medici  sandte.  Die  erste  Form 
des  Tabakgenusses  war  das  Schnupfen, 
welches  am  französischen  Hofe  aufkam,  nach- 
dem König  Franz  II.  gegen  heftige  Kopf- 
schmerzen auf  den  Vorschlag  seiner  Mutter  ge- 
Eulverte  Tabakblätter  zum  Schnupfen  erhalten 
atte.  In  Frankreich  gezogene  Tabakblätter 
kamen  1565  nach  Deutschland,  wo  der  Tabak 
bald  darauf  als  Arzneimittel  vielfach  in  Ge- 
brauch kam.  Am  Ende  des  16.  Jahrhunderts 
wurde  der  Tabak  in  Italien  bekannt,  gleichfalls 
von  Frankreich  und  von  Portugal  aus ;  das  Ta- 
bakschnupfen verbreitete  sich  rasch. 

Das  Bauchen  verbreitete  sich  zunächst 
in  Spanien  nnd  Portugal,  nachdem  man  gegen 
Mitte  des   16.   Jahrhunderts    zuerst    aus    der 


neuen  Welt  heimkehrende  Seeleute  gesehen 
hatte,  welche  gewickelte  und  zerschnittene 
trockene  Tabakblätter  aus  kleinen  trichter- 
förmigen Röhren  von  Palmblättem  oder  Schilf 
rauchten.  In  England  wurde  das  Rauchen  und 
zwar  aus  Pfeifen  durch  Kolonisten  eingeführt, 
welche  der  Admiral  Francis  Drake  im  Jahre 
1586  aus  Virginien  zurückbrachte.  Neben  dem 
Ranchen  kam  in  England  auch,  namentlich  bei 
Seeleuten  nnd  Soldaten,  das  Kauen  in  Auf- 
schwung. Von  England  ging  die  Sitte  des  Ta- 
bakrauchens rasch  nach  Holland  und  Belgien 
über ;  in  Frankreich  wurde  es  während  der  Re- 
gierung Ludwigs  XUI.  bekannt  imd  nahm 
unter  Ludwig  XIV.  bedeutenden  Aufschwung. 
In  Deutschland  verbreitete  sich  das  Tabak- 
ranchen  während  des  30  jährigen  Krieges.  Eng- 
lische Hilfstruppen  sah  man  zuerst  im  Jahre 
1620  auf  ihrem  Marsche  durch  Sachsen  nach 
Frag  ranchen,  bald  verbreitete  sich  das  Ranchen, 
wie  auch  das  Kauen,  damals  „Tabaktrinken" 
und  j-saufen"  genannt,  in  Tillys,  Wallensteins 
und  im  schwedischen  Heere.  Von  Deutschland 
aus  wurde  das  Rauchen  in  die  Schweiz,  wo 
der  Tabak  in  den  60  er  Jahren  des  16.  Jahr- 
hunderts sicher  bereits  bekannt  war,  und 
Oesterreich  eingeführt,  und  von  da  nach  Un- 
garn. Von  der  Gunst,  welchen  der  Tabak^e- 
nuss  an  Höfen  erlangt  hatte,  zeugen  die  Vor- 
gänge am  prenssischen  Hofe,  insbesondere 
unter  Kurfürst  Friedrich  m.  und  König  Frie- 
drich Wilhelm  I.  (Tabakskollegium).  Das 
Schnupfen  wurde  in  Deutschland  durch  einge- 
wanderte Hugenotten  in  Mode  gebracht;  Fne- 
drich  der  Grosse  war  ihm  sehr  zugethan. 

In  der  ersten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts 
fing  man  an  in  Deutschland  Tabak  zu  bauen; 
Versuche  wurden  zuerst  1620  in  Strassburg  an- 

festellt.  Um  1660  wurde  Tabak  im  Elsass,  in 
er  oberen  Grafschaft  Hanau,  im  Bistum  Speier. 
in  der  Mark^rafschaft  Baden,  im  Breisgan  und 
im  Kanton  Basel  gebaut,  um  1681  auch  (durch 
Pfälzer,  welche  die  von  Ludwigs  XTV.  Heeren 
verwüstete  Heimat  verlassen  hatten)  bei  Magde- 
burg, Halle,  in  der  Mark  Brandenburg,  in  Thü- 
ringen, Schlesien.  Im  Anfange  des  18.  Jahr- 
hunderts wurden  in  Deutschland  die  ersten 
Ranch-  und  Schnupftabakfabriken  angelegt,  in 
denen  ausländische  und  inländische  Blätter  ver- 
arbeitet wurden.  In  Schweden  und  Norwegen 
war  das  Tabakrauchen  trotz  des  unter  der  Re- 

fierung  Gustav  Adolfs  erfolgten  Verbotes  zu 
nde  des  17.  Jahrhunderts  oereits  bis  nach 
Lappland  vorgedrungen.  Nach  Russland  ge- 
langte das  Tabakrauchen  durch  englische 
Schiffer  nnd  Handelsleute,  nach  zeitweLsem  Ver- 
bot nahm  es  mit  der  Regierung  Peters  des 
Grossen  erneuten  Aufschwung.  In  der  Türkei 
wurde  das  Tabakrauchen  zu  Anfang  des  17. 
Jahrhunderts  gleichfalls  durch  englische  See- 
leute eingeführt;  es  hat  sich  dort  trotz  zeit- 
weiliger grausamster  Bekämpfung  als  allgemein 
verbreitete  Lebensgewohnheit  entwickelt. 

3.  Ueberschau  der  gegen  die  Elnfithrunir 
des  Tabakverbranches  gerichteten  Bestre- 
bungen. Die  Verbreitung  des  Tabakgenusses 
über  Europa  hat  sich  unter  grossen  äusseren 
Schwierigkeiten,  aber  schliesslich  überall  sieg- 
reich, vollzogen.  Die  geistliche  und  die  welt- 
liche Macht  suchte  in  verschiedener  Weise  bald 
nach  dem  Eindringen  des  neuen  Genussartikcis 
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den  Verbrauch  desselben  zu  bekämpfen.  Papt 
Urban  VIII.  erliess  im  Jahre  1624  eine  Bnlle, 
in  welcher  alle  mit  dem  Banne  bedroht  wur- 
den, welche  in  den  Kirchen  Tabak  schnupfen 
würden ;  Papst  Benedikt  XIII.,  selbst  ein 
leidenschaftlicher  Schnnpfer,  hob  jene  Bulle 
hundert  Jahre  später  auf.  Kaspar  Hoffmann, 
Pastor  in  Qnedlinbnrg,  erklärte  den  Tabak  für 
ein  Seelen  verderbendes  Wesen  nnd  für  ein  an- 
mittelbares Werk  des  höllischen  Satans.  Ein 
Pfarrherr  in  Basel  meinte:  „Wenn  ich  Manier 
sehe,  die  Tabak  lanchen,  so  ist  mir,  als  sähe 
ich  lanter  Kamine  der  Hölle."  In  Frankreich 
wurde  seitens  der  I^giemng  im  Jahre  163ö 
der  öffentliche  Verkauf  Ton  Tabak  ganz  ver- 
boten, nor  in  Apotheken  war  solcher  zu  haben, 
warn  er  vom  Arzte  verordnet  wnrde;  unter 
Ludwig  XIV.  wurde  das  Verbot  aufgehoben. 
In  Dentschland  eiferten  nach  dem  westBLlischen 
Frieden  weltliche  und  sfeistliche  Begieningen 
eine  Zeit  lang  gegen  mts  Tabakrauchen  und 
belegten  es  mit  Strafen;  als  Beispiel  seien  die 
knrläyerischeu  Mandate  von  1662  und  1653  an- 
gefahrt, durch  welche  „den  Bauers-  nnd  ande- 
ren gemeinen  Leuten"  das  „Tabaktrinken"  bei 
Strafe  verboten  wurde.  In  Tirol  wnrde  1658 
ein  Ranchverbot  erlassen.  In  der  Schweiz 
schritt  Bern  schon  im  Jahre  1659  gegen  das 
Banchen  ein ;  im  Jahre  1675  wurde  das  Verbot 
verschärft  nnd  ein  eigenes  Tabakgericht  (Ta- 
bakkammer) eingeführt.  (Das  Nähere  findet 
sich  in  Milliets  unten  erwähntem  Auäatz  in 
der  Zeitschrift  der  schweizerischen  Gemein- 
natzig«n  Gesellschaft)  In  grausamster  Weise 
wnrde  in  Rassland  und  der  TUrkei  gegen  den 
Tabakgenuss  eingeschritten:  dort  unter  dem 
Czaren  Michael  Fedorowitsch  mit  der  Knute, 
Nasenanfschlitzen  und  Verweisung  nach  Si- 
birieUj  bis  Peter  der  Grosse  das  verbot  auf- 
hob, in  der  Türkei  unter  Murad  IV.  mit  der 
Todesstrafe. 

Dieses  in  den  verschiedenen  Ländern  zeit- 
weilig versuchte  Verbotssystem  konnte  auf  die 
Dauer  wiitschaftspolitischen  Erwägungen  gegen- 
über nicht  stand  halten,  auch  wurde  es  vielfach 
von  der  finanzpolitischen  Ausnutzung  des  Ta- 
bakverbrauches fOr  Stenerzwecke  abgelöst  In 
Italien  zog  zuerst  die  Bepablik  Venedig  Nutzen 
vom  Tabt^verbrauche ;  sie  gab  im  Js^re  1657 
die  Fabrikation  und  den  Verschleiss  des  Tabaks 
in  Pacht,  wodurch  sie  schon  in  den  ersten  fünf 
Jahren  46000  Dukaten  gewann;  ihr  folgte  die 
päpstliche  Regierung  mit  der  Erklärung  des 
Handels  und  der  Fabrikation  vom  Tabak  zum 
R^aL  In  England  vollzog  sich  zuerst  dieser 
Wandel  vom  Verbotssystem  zum  fiskalischen 
System  unter  Karl  I.,  in  Frankreich  nach  einer 
Zwischenpaose  anter  Colbert  Karl  I.  ftthrte 
in  England  im  Jahre  1625  eine  Art  Bohtabak- 
monopol  ein,  indem  die  Pflanzer  der  ameri- 
kanischen Kolonieen  ihren  Tabak  an  königliche 
Beamte  gegen  einen  bestimmten  Preis  abliefern 
mnssten. 

Als  Beispiel  ähnlicher  fiskalischer  Nutzbar- 
machnng,  wenn  auch  in  abgeschwächter  Form, 
in  Dentschland  sei  der  Vorgang  in  Bayern 
angefflhrt.  Dnrch  Generalmandat  vom  28.  Juni 
1669  wurde  eine  ausgiebige  Rohmaterialsteuer 
mit  zwei  Wertabstnfungen  eingeführt.  Danach 
waren  „von  jedem  Centner  Tabak  (so  viel  in 
Ober-  and  Niederbayem  eingeführt  and  verzehrt 


wird)  des  besseren  zehn,  des  schlechteren  fünf 
Gnldeu  einzufordern".  Die  Rücksicht  auf  den 
heimischen  Tabakbau  nötigte  alsbald  zu  dessen 
müderer  Behandlung ;  auch  erwies  sich  bei  den  da- 
maligen Territorial  Verhältnissen  die  beabsichtigte 
Materialbelastnng  überhaupt  als  schwer  durch- 
führbar. Schliesslich  kam  es  zu  dem  sogenann- 
ten „Tabakapaldo",  Verpachtung  des  gesamten 
Tabak-  und  Pfeifenhandels  an  einen  Italiener 
auf  20  Jahre  gegen  eine  bestimmte  Jahresleis- 
tung (Generalmandat  vom  2.  Dezember  1675), 
welches  unter  namhaften  Schwankungen  and 
Schwierigkeiten  bezüglich  der  Person  der 
Pächter  bis  1692  bestand.  Danach  kam  der 
Tabakhandel  in  staatliche  Regie.  (Bezüglich 
der  weiteren  sehr  interessanten  G^taltnng  des 
Tabakwesens  in  Bayern  verweise  ich  auf 
J.  Michel  er.  Das  Tabakwesen  in  Bayern 
von  dem  Bekanntwerden  des  Tabaks  bis  zur 
Einführung  eines  Herdstättegeldes  1717,  Stutt- 
gart 1887). 

Interessante  Nachweise  über  die  Anfänge 
der  Tabakbesteuemng  in  Württemberg 
enthält  der  Aufsatz  von  Dr.  Oskar  Linckh, 
funktionierender  Finanzamtmann,  „Das  Tabak- 
monopol in  Württemberg",  im  Jahre  1893  der 
Jahrbücher  für  Statistik  nnd  Landeskunde  von 
Württemberg. 

Der  Tabakverbranch  hat  die  Verbotssysteme 
überstanden  und  sich  auch  gegenüber  ausg^ie- 
bigster  Besteuerung  als  weitverbreitetes  6e- 
nnssmittel  erhalten.  Durch  die  Einführung 
dieses  Verbrauchsartikels  ist  eine,  wie  die  Er- 
fahrung zeigt,  höchst  bedeutungsvolle  Genuss- 
empfänglicl^eit  der  menschlichen  Natur  ge- 
weckt worden.  Von  unbedingt  allgemeiner 
Verbreitung  ist  diese  Empfänglichkeit  jedoch 
nicht.  In  vielen  Knltnrstaaten  ist  vor  allem 
das  weibliche  Geschlecht  am  Tabakverbrauch, 
zumal  nach  dem  vielfach  eingetretenen  Rück- 
gange des  Tabakschnupfens,  wenig  beteiligt. 
Aber  auch  unter  den  Männern  in  den  rauch- 
&higen  Altersklassen  findet  sich  allenthalben, 
wenn  anch  in  einem  nach  sozialen  Schichten 
verschiedenen  Masse,  eine  Gruppe  von  „Nicht- 
raachem".  So  ist  in  gewissem  ^nne  die 
öffentliche  Meinung  über  die  Wesenheit  des 
Tabakgenusses  geteilter  Ansicht,  wenn  auch  im 
ganzen  die  Wertschätzung  dieses  Genusses  unter 
der  männlichen  Bevölkerung  weit  überwiegt. 
Geteilt  sind  auch  wie  in  älterer  Zeit  bis  auf 
deu  heutigen  Tag  die  Anschauungen  der  Aerzte 
wie  Laien  über  die  Bedeutung  des  Tabakge- 
nnsses  für  die  Gesundheit. 

4.  Die  neuzeitlichen  Wandlungen  in  der 
Art  des  TabakgennsseB.  Die  drei  Hanpt- 
gruppen  des  Tabakgeunsses  sind  Rauchen, 
Schnupfen,  Kauen.  Dabei  ergeben  sich  weitere 
Unterarten,  und  zwar  für  das  Rauchen  das 
Pfeifenrauchen ,  Cigarrenranchen ,  Cigaretten- 
rauchen,  für  das  Schnupfen  die  Znfühmng  des 
Tabaks  in  die  Nase  bezw.  an  Lippen  nnd  Zahn- 
fleisch (beim  amerikanischen  Yellow  snnff),  für 
das  Kauen  die  Benutzung  festgeformten  oder 
geschnittenen  Tabaks.  Die  einzelnen  Unter- 
arten gliedern  sich  weiter  nach  der  Art  der 
benutzten  Tabakarten  und  ihrer  Zubereitung 
sowie  nach  der  Beschaffenheit  der  HUfsmittel, 
insbesondere  der  Pfeifenarten,  in  unübersehbarer 
Weise  aus. 

Der  Anteil  der  einzelnen  Genassarten  zeigt 
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geographisch  bedeutende  Untenchiede  und 
auch  seiüich  in  demselben  Lande  namhafte 
Schwankungen.  Am  verbreitetsten  ist  im  all- 
gemeinen das  Rauchen,  aber  in  den  Unterarten 
des  Kanchens  zeigen  sich  grosse  Unterschiede. 
Als  Typen  starken  Verbrauchs  von  Pfeifentabak 
können  beispielsweise  Nordamerika  und  Frank- 
reich, als  Gebiete  ausgesprochenen  Cigarrenver- 
brauchs  Südamerika  und  das  heutige  Dentsch- 
landj  als  Länder  der  Cigarette  Spanien,  Ru- 
m&nien,  die  Türkei  angeführt  werden.  Der 
Verbrauch  von  Schnupftabak  ist  im  allgemeinen 
im  Rückgänge,  in  einigen  Ländern,  namentlich 
den  SUdstaaten  von  Nordamerika  und  in  Süd- 
amerika, aber  noch  heute  allgemein,  auch  stark 
nnter  dem  weiblichen  0«schlecht  in  seinen 
beiden  oben  erwähnten  Formen  verbreitet.  Das 
Kauen  findet  sich  als  Sondergebrauch  gewisser 
Bem&angehöriger  allenthalben,  in  stark  aus- 
geprägter Weise  als  allgemeinere  Genussform 
beispielsweise  in  den  Vereinigten  Staaten. 

Wm  den  zeitlichen  Wechsel  der  Genuss- 
arten anlangt,  so  ist  darüber  für  Deutsch- 
land bei  der  Tabakenquete  von  1878  festge- 
stellt, dass  in  den  letzten  2ö  Jahren  namentlich 
die  Cigarrenfabriken  vermehrt  und  vergrössert 
worden  seien:  zurückgegangen  sei  dagegen  in 
manchen  Bezirken  die  Bauchtabakfabrikation, 
auch  ein  Zurückgehen  der  Schnnpftabakfabri- 
kation  werde  mehrfach  gemeldet.  Seitdem 
dürfte  die  Zunahme  des  Cigarrenverbrauchs 
unter  gleichzeitiger  relativ  noch  bedeutenderer 
Zunahme  des  Oigarettenverbrauchs  auf  Kosten 
des  Konsums  von  Pfeifen-  und  Schnupftabak 
fortgedauert  und  das  im  ganzen  in  Deutsch- 
land nicht  bedeutende  Kauen  vielleicht  etwas  zu- 
genommen haben. 

In  der  Begründung  des  Gesetzentwurfs 
über  das  Reichstabakmonopol  von  1882  ist  für 
das  deutsche  Zollgebiet  in  der-  Hauptsache  auf 
Grund  der  Ermittelungen  bei  der  Tabakenquete 
von  1878  (unter  Ausserachtlassung  der  Ciga- 
retten  wegen  der  Geringfügigkeit  ihrer  Menge) 
der  Anteil  der  einzelnen  Genussarten  an  dem 
Gesamtgewicht  der  verbrauchten  Rohtabakmenge 
berechnet:  für  Cigarren  auf  40*/o,  Rauchtabak 
49»«.  Schnupftabak  8%,  Kautabak  3\.  Nach 
der  Begründung  zum  Tabakstenergesetzent- 
wurfe  vom  26.  Januar  1895  stellt  sich  der  An- 
teil der  einzelnen  Genussarten  an  den  ver- 
brauchten Rohtabakmengen  (bei  sorg- 
samer Zurechnung  des  Bohtabaks  zu  jener 
Genussart,  in  welcher  er  schliesslich  verbleibt, 
bezüglich  der  Abfälle  der  Cigarren-  und  Kau- 
tabakfabrikation) im  Durchschnitt  der  Jahre 
1888/93  für  Cigarren  auf  44,5*/«,  Cigaretten 
1,1%,  Kautabak  3,4%,  Schnupftabak  b,3%, 
Rauchtabak  4'j,7*/o:  dagegen  nach  dem  Wert 
(Fakturapreis  der  Fabrikate)  für  Cigarren  auf 
74,7»/,,,  Cigaretten  2,5%,  Kautabak  4,3», 
Schnupftabak  2,8%,  Rauchtabak  15,7%. 

Am  genauesten  lassen  sich  die  zeitlichen 
Veränderungen  im  Anteil  der  einzelnen  Genuss- 
arten in  den  Monopolländem  verfolgen,  für 
welche  eine  fortlaufende  genaue  Statistik  der 
Fabrikation  und  des  Verschleisses  vorliegt. 

Für  Oesterreich  ergiebt  eine  Vcrglei- 
ohunff  des  Jahres  1899  mit  den  Jahrfünften 
1871  <5  und  1886  90  folgende  Gestaltung  der 
Erzeugung  von  TaDakf»brikaten  in 
metrischen  Centnern 


lOi 


Durchschnitt  d.  Jahrfünfts  Jahr 


Schnupftabak 
Ranchtabak 
Gespunste 
Cigarren    1 
Cigaretten) 


1871/75 

48539 

335  756 

19  55« 
61434 


1886/90 
30046 

310346 

14865 

63398 

9104 


Gesamtsumme 
Fabrikate 


der 


1899 
14300 
335061 
13964 
63472 
«5954 


355380   317759   353651 


Nach  den  Nach  Weisungen  fiber  den  Tabak - 
verschleiss  ergiebt  sich  folgende  Gestaltung 
des  Tabakverorauchs  pro  Kopf  der 
Bevölkerung  nach  den  einzelnen 
Gennssarten. 

Durchschnitt  d.  Jahrfünfts  Jahr 
1871/76  1886,90      1899 
Schnnpftabak  Kilogr.       0,11        o,oiS         0,05 
Rauchtabak  ,,  1,14       0,95         0,97 

Cigarren  Stück        46,06      53,09         49,4 

Cigaretten  „  2,41      30,91        103,4 


Gesaintverscbleiss  Kilogr.  1,50        1,33  1,37 

Gesamterlös  Kronen        5,38       6,56         7,89 

Hieraus  ist  für  Oesterreich  ersichtlich  ein 
Rückgang  im  Verbrauch  von  Schnupf-  und 
Rauchtabak  und  zwar  bei  ersterem  ständig  und 
in  starkem  Masse.  Der  Cigarren-  und  Ciga- 
rettenkonsum  ist  dagegen  in  Zunahme,  bei  den 
Cigarren  unter  erheblichen  Schwankungen,  bei 
den  Cigaretten  in  neuzeitlich  sehr  verstärktem 
Hasse. 

Nach  den  Ergebnissen  der  französi- 
schen Tabakregie  ergeben  sich  für  die  Jahre 
1861,  1891  und  1899  nachstehende  Prozeutan- 
teile  der_  verschiedenen  Fabrikationsgruppen 
nach  Gewichtsmengen  und  nach  Erlös.. 


1861 

1891 

1899 

a)  Nach  G 

ewicht 

smengen. 

Cigarren 

11,07 

9,07 

7,98 

Cigaretten 

0,03 

3,63 

3.98 

Rauchtabak 

59,62 

69,61 

72,70 

Tabak  in  Karotten 

i,s8 

1,40 

1,48 

Schnupftabak 
Kautabak 

25,80 

«5,23 

12,29 

1,90 

3,06 

1,56 

Zusammen 

100,00 

100,00 

100,00 

b)  Nac 

h  dem 

Erlös 

Cigarren 

»9,78 

»5,63 

13,90 

Cigaretten 

0,08 

5,81 

10,71 

Rauchtabak 

47,94 

57,69 

58,48 

Tabak  in  Karotten 

1,85 

i,S8 

1.63 

Schnupftabak 
Kautabak 

28,50 

16,92 

13,45 

',85 

2,37 

',83 

Zusammen 

100,00 

100,00 

100,00 

Für  die  französische  Geschmacksrichtung 
der  neueren  Zeit  ergiebt  sich  hiemach  in  üeber- 
einstimranng  mit  der  allgemeinen  mitteleuro- 
päischen Erfahrung  ein  starker  Rückgang  der 
Neigung  zum  Tabakschnupfen  und  ein  verhält- 
nismässig sehr  starkes  Anwachsen  des  Ciga- 
rettenrauchens,  insbesondere  in  der  jüngsten  Zeit. 
Dagegen  hat  in  Prankreich  die  Neigung  zum 
Schneidtabak  nicht  abgenommen;  derselbe 
macht  vielmehr  heute  einen  viel  stärkeren 
Bruchteil  des  französischen  Tabakgenusses  aus 
als  vor  30  Jahren. 
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n.  Der  Tabak  in  der  Yolkswirtechaft. 

A.  Tabakbau. 

5.  D«r  Tabakbau.  TechHisebeg.  Alle 
Einselheiteii  der  Technik  und  Wirtechaft  beim 
Tabakbaa  können  hier  nicht  TorgefQhrt  werden. 
Nor  einige  Gesichtsponkte  soUen  nnter  Berttck- 
sichtigmig  des  deatschen  nnd  des  nord- 
amerikanischen  Tabakbaues  hervorge- 
hoben werden. 

Deutscher  Tabakbaa.  Der  Anbau 
kommt  gemischt  mit  anderen  Bodengewächsen 
nur  sehr  vereinzelt  Tor.  In  der  Regel  wird  der 
Tabak  rein  angepflanzt,  nnd  zwar  sowohl  in 
ononterbrochener  Folee  als  im  Fmchtwechsel. 

Der  Tabak  wird  znnfichst  —  Mitte  bis 
Ende  HSrz  —  in  Saatbeeten  ausgesät,  damit 
die  Pflanzen  von  Mitte  Mai  ab  ansgesetzt  wer- 
den können.  Das  Saatgut  muss  sehr  sorgsam 
behandelt  werden.  Zweckmässig  ist  das  soge- 
nannte Pikieren,  bei  welchem  die  Pflänzlinge 
nicht  unmittelbar  auf  das  freie  Feld  verbracht, 
i<ondem  vorerst  auf  Gartenbeeten  in  Abständen 
von  etwa  3  cm  ausgesetzt  werden.  Der  Boden 
der  Tabakfelder  muss  tief  bearbeitet  nnd  mit 
angemessener  DOngung.  bei  der  städtische  Ab- 
fahrstoffe  vermieden  werden  soUten,  versehen 
sein.  Die  Pflanzen  werden  in  Deutschlcuid,  um 
eine  grössere  Zahl  beschatteter  (dünnerer) 
Blätter  zu  erzielen,  in  massigem  Abstand  (3() 
bis  40  cm)  von  einander  gepflanzt.  Begiessen 
der  jnngen  Pflänzchen  und  wiederholtes  Be- 
hacken der  Tabakfelder  ist  nötig.  Weiter  ist 
erforderlich  das  Köpfen,  d.  h.  Entfernen  des 
Blfltenstandes  nnd  das  Geizen,  d.  i.  Ausbrechen 
der  Seitensprossen,  beides  zur  Förderung  des 
Wachstums  der  Blätter.  Ist  der  Tabak  reif, 
d.  h.  die  frische  grüne  Farbe  der  Blätter  in 
eine  helle  übergehend,  so  werden  die  Blätter 
einzeln  geemtet,  und  zwar  möglichst  dicht  am 
Stengel  weggenommen.  Man  unterscheidet  fol- 
gende Sorten  der  Blätter :  Fettgut,  die  obersten 
Blätter ;  Bestgnt,  die  Hauptmasse  der  mittleren 
Blätter;  Sanognt,  die  unteren  bei  der  Ernte 
schon  teilweise  eingetrockneten  Blätter;  die 
Gmmpen,  die  völlig  vertrockneten,  unmittelbar 
am  Boden  befindlichen  Blätter.  Die  Blätter 
werden  zu  Büscheln  zusammengebunden. 

Der  geemtete  Tabak  bleibt,  namentlich  bei 
Ffeifengnt,  einige  Tage  an  einem  kühlen 
trockenen  Orte  auf  den  Rippen  stehen.  Als- 
dann wird  er  getrocknet,  und  zwar  meist 
auf  den  Hausböden  nnd  Speichern.  Zu  der 
Regel  wird  der  Tabak,  wenn  er  trocken  (dach- 
reif i  ist.  vom  Pflanzer  in  Büschel  gebunden  und 
anf  dem  Speicher  zusammengehängt  oder  zu- 
sammengelegt. 

Der  getrocknete  Tabak  i.st  sodann  vor  der 
Verarbeitung  der  Fermentation  (Gärung) 
zu  unterziehen,  welche  in  Deutschland  gewöhn- 
lich nicht  von  den  Pflanzern,  sondern  von  den 
Händlern  besorgt  wird. 

Nordamerikanischer  Tabakbau.  An 
Besonderheiten  des  Tabakbaues  in  den  Verei- 
nigten Staaten  ist  etwa  folgendes  hervorzuheben. 
Die  Samenbeete  werden  vorzugsweise  anf  jung- 
fräulichem Boden  im  Walde  hergerichtet;  in 
den  Bezirken  intensiverer  Kultur  wird  Garten- 
land oder  bestes  Ackerland  benutzt.  Bei  der 
Pflege  der  Pflanzen  ist  n.  a.  die  Vernichtung 
des  s4^nannten  Tabakwunns  (der  Raupe  von 


Sphinx  Carolina)  zu  erstreben.  Die  Pflanzen 
werden  in  erheblichen  Abständen,  je  2Vi  bis  3 
Fnss  von  einander,  gepflanzt.  Zwischen  den 
Reihen  der  Tabakpflanzen  kommt  ausser  der 
Hacke  auch  der  Pflug  zur  Anwendung.  Ab- 
blatten von  reifen  Blättern  kommt  nicht  vor; 
es  wird  vielmehr  die  ganze  Pflanze  mit  sämt- 
lichen Blättern  nahe  dem  Boden  mit  dem 
Stengel  abgehauen.  Geiz  und  Grumpen  werden 
nicht  benutzt,  sondern  untergepflügt  und  bilden 
bei  der  extensiven  Bewirtschaftung  wegen  des 
—  ausser  in  den  nördlichen,  insbesondere  den 
Neu-Englandstaaten  —  vorherrschenden  Dünger- 
mangels  eine  erwünschte  Gründüngung.  In 
den  südlichen  Staaten  wird  der  Tabak  so  bald 
als  möglich  vom  Felde  in  die  —  an  geeigneten 
Punkten  im  Freien  errichteten  —  Trocken- 
schnppen  verbracht.  In  den  nördlichen  Staaten 
lässt  man  den  Tabak  auf  dem  Felde  unter 
mehrmaliger  Umlegung  der  Haufen  erst  etwas 
abwelken;  doch  bleiben  auch  in  Virginien  viel- 
fach die  Pflanzen  zunächst  auf  einem  Gerüste 
in  offenem  Felde  3  bis  4  Tage  hängen.  In  den 
Trockenschnppen  werden  die  ganzen  Pflanzen 
in  verschiedener  Weise  anteehängrt  nnd  ge- 
trocknet ;  auch  ist  mit  dem  Trockuungsprozesse 
die  Fermentation  unmittelbar  verbunden.  Der 
Trocknnngsprozess  dauert  bis  in  den  Winter; 
zuweilen  —  insbesondere  in  Virginien  —  ist 
bei  den  fetteren  Tabaken  auch  Beschleunigung 
durch  Feuertrocknnng  üblich.  Wenn  die  Pflan- 
zen genügend  getrocknet  sind,  werden  dieselben 
bei  feuchter  Witterung  abgeblattet  und  nach 
der  Farbe  in  einige  Gruppen  sortiert.  Die 
gleichfarbigen  Blätter  werden  gebündelt  und  in 
länglichen  schmalen  Haufen  (bnlks)  zu  einer 
schwachen  Fermentation  gebracht.  Sobald 
diese  im  Gange  ist,  wird  sie  unterbrochen  und 
werden  die  Bündel  im  Trockeuschuppen  noch- 
mals aufgehängt  und  gelüftet,  alsdann  in  die 
Fässer  oder  Kisten  verpackt.  Dem  sorgsamen 
nnd  zweckmässigen  Fermentationsverfahren  wird 
vielfach  die  Güte  nnd  Gleichmässigkeit  des 
nordamerikanischen  Tabaks  zugeschrieben. 

Die  Technik  des  Tabakbaues  wird,  je 
nachdem  mehr  extensive  oder  intensive  Kultur 
stattfindet,  mit  grösserer  oder  geringerer  Sorg- 
falt gehandhabt.  In  den  vormaligen  Sklaven- 
staaten des  Südens  ist  von  Alters  her  eine  ex- 
tensive Tabakknltnr  üblich,  und  zudem  fehlt 
es  dort  an  Arbeitskräften.  Düngung  und  Be- 
arbeitung mit  der  Hand  werden  deshalb  dort 
möglichst  beschränkt.  Die  Unzureichendheit 
der  Düngung  sucht  man  durch  Fmchtwechsel 
zu  ersetzen.  In  den  nordöstlichen  Staaten,  mit 
intensiverer  Bodenkultur,  wird  auch  der  Tabak- 
bau mit  grösserem  Aufwände  an  Arbeitskraft 
und  Düngung  durchgeführt. 

6.  Der  Tabakbau.    Wirtschaftliches. 

In  Deutschland  bauen  vorzugsweise  die 
Kleingrnndbesitzer  Tabak  und  ver- 
werten dabei  die  Arbeitskräfte  ihrer  Familien- 
angehörigen. Fast  sämtliche  Arbeiten,  das 
Setzen  und  Begiessen  der  Pflanzen,  das  Be- 
hacken, Häufeln,  Köpfen  und  Geizen,  wer- 
den durch  die  Frauen  und  Kinder,  das  Auf- 
reihen der  Tabakblätter  unter  Mitwirkung 
altersschwacher  Personen,  besorgt.  Die  Be- 
teiligung der  Männer  beschränkt  sich  in  der 
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Regel  auf  das  Einbringen  der  Ernte  und  das 
Aiu-  und  Abhängen  der  Tabakschnilre. 
Täter  denselben  Yerhältnissen  ■wie  die  Klein- 
grundbesitzer treiben  gewöhnlicU  auch  die 
Pächter  den  Tabakbau.  Die  genaue  Zahl 
der  Tabakpflanzer  in  Deutschland  kann  aus 
der  Statistik  nicht  entnonunen  werden,  weil 
die  Anbaunachweise  getrennt  für  die  ver- 
schiedenen Formen  der  der  Besteuerung  unter- 
liegenden Anbauflächen  aufgestellt  und  da- 
bei die  Tabakpflanzer,  welche  gleichzeitig 
verschiedenen  Steueriformen  unterworfen 
waren,  wiederholt  aufgeführt  sind.  Doch 
lässt  sich  immerhin  aus  der  grossen  Zahl 
der  Pflanzer  gegenüber  der  bebauten  Fläche 
auch  bei  der  Sonderbetrachtung  der  Steuer- 
arten ein  Schluss  auf  die  starke  Beteiligung 
von  Kleingrundbesitzern  und  Kleinpächtern 
am  Tabakbau  ziehen. 


Für  das  Emtejahr  1898  ergiebt  sich  für 
das  deutsche  Zollgebiet  folgendes: 


Be- 

Auf «ineu 

Zahl  der 

pflanzte 

Pflanzer 

Tabak- 

Fläche 

treffen 

pflanzer 

ar 

ar 

Gewichtsteuer       73  290 

1  725  086 

23,5 

Flächensteaer       65  872 

40032 

0,6 

Fixierte  Gewicht- 

steuer                       9 

77 

8,6 

Dass  der  Tabakbau  in  den  daran  be- 
teiligten Betrieben  jeweils  nur  in  sehr 
massiger  Flächenausdehnung  stattfindet,  er- 
giebt sich  auch  aus  der  folgenden  Abstufung 
der  mit  Tabak  bebauten  Gesamtfläche  der 
Tabakpflanzer  (wobei  allerdings  die  Manzer 
je  bei  der  zutreffenden  Steuergattung  ge- 
sondert gezählt  sind): 


Zahl  der 
Tabak- 
pflanzer 

Von  den  Tabakpflanzem 

hatten  mit  Tabak  bepflanzt  eine  Gesamtfläche 

Emte- 
jahre 

bis  zu 
1  ar 

über 
1—5  ar 

über 
5-10  ar 

über 
10— 2ö  ar 

ttber  25  ar 
bis  1  ha 

über 
1  ha 

1898 
1899 

«39171 
116318 

61  040 
53380 

8791 
6562 

«8  34« 
14  461 

31969 
35920 

17  45« 
14614 

«579 
1381 

In  den  Vereinigten  Staaten  zeigt 
sich  in  den  alten  Tabakgegenden  nach  Auf- 
hebung der  Sklaverei  die  Kleinwirtschaft 
dem  Tabakbau  günstiger  als  die  Plantagen- 
wirtschaft der  Sklavenhalter.  Die  Klein- 
kultur liefert  einen  sorgfältiger  behandelten 
Tabak.  Auch  nötigt  die  weitgediehene  Aus- 
saugung der  alten  Tabakländereien  zu  in- 
tensiver Kultur. 

Der  Ernteertrag  vom  Tabak  ist  nach 
Tabaksorten,  nach  Boden-  und  Kulturver- 
hältnissen wie  auch  nach  Jahren  sehr  ver- 
schieden. 

Für  Deutschland  (Deutsches  Zollge- 
biet) hat  von  1882— 1898  der  Durchschnitts- 
ertrag auf  1  ha  in  getrockneten  Tabak- 
blättern zwischen  dem  Minimum  14,6  de 
(1889)  imd  dem  Maximum  von  23,0  (1895) 
geschwankt,  als  Durchschnitt  ei^ben  sich 
für  1882,91  19,3  und  für  1889/98  20,9  de. 
Der  mittlere  Preis  (einschl.  Steuer)  eines 
Doppelcentners  trockener  Tabakblätter  hat 
sich  von  1883—1898  zwischen  69,2  Mark 
(1887)  und  84,2  Mark  (1894)  bewegt,  mit 
einem  Durchschnittsergebnisse  von  76,4  Mark 
füi- 1882/91  und  von  78,8  Mark  für  1889/98. 

Als  Beispiele  der  Preisabstnfnngeu 
nach  Tabak-  nnd  Blätterarten  und  in 
territorialer  Hinsicht  sei  ans  den  amt- 
lichen Ermittelungen  über  die  für  die  Tabak- 
emte  1898  erzielten  Preise  (für  1  de  ohne 
Steuer)  folgendes  angeführt :  Hittelfranken: 
Deutscher  Tabak:  Obergut  40— 46  Mark,  Sand- 
blätter und  Gmmpen  gemischt  20—24  Mark, 
Veilchen-  oder  sogenannter  Virgiutabak :  Ober- 
gxxt  30—32  Mark    Sandblatter  und  Gmmpen 


15— 18  Mark.  —  Pfalz:  Obergnt  24— 56  Mark, 
Sandblätter  20—44  Mark,  Grumpen  6—20  Mark. 
—  Baden:  Obergut  30—49  Mark,  Sandblätter 
17—36  Mark,  Grumpen  8—18  Mark.  —  El- 
sa ss:  Obergnt  21—50  Mark,  Sandblätter  24—56 
Mark.  —  Brandenburg:  Obergnt  15 — 80 
Mark,  Sandblätter  3—60  Mark,  Grumpen  6—48 
Mark,  Geiz  8—10  Mark.  —  Pommern:  Ober- 
gut 16—50  Mark,  Sandblätter  6—38  Mark, 
Gmmpen  6—20  Mark.  —  Grossh.  Hessen: 
Obergut  10—62  Mark,  Sandblätter  18—60  Mark, 
Grampen  8—26  Mark. 

Der  Bruttogeldertrag  der  deutschen 
Tabakernte  nach  Abzug  der  Steuer  schwankt 
seit  1882  zwischen  11541000  Mark  (1888) 
'20445000  Mark  (1895);  im  Jahi-e  1898  be- 
itrug  er   nur   12896000  Mark;    geht   man 
]  weiter  zurück,  so  findet  man  28857  000  Mark 
:  im  Jahre  1880  (im  Zusammenhange  mit  den 
günstigen  Preisverhältnisseu  in  der  Steuer- 
übergangsperiode),  und  28232000  Mark  im 
Jahre  1872.    Der  diirchschnittliche  Brutto- 
geldertrag der  Tabakernte  nach  Abzug  der 
Steuer   für  1  ha  ergiebt  seit  1872  für  die 
einzelnen  Jahre  Bruttogeldbeträge,  die  zwi- 
schen  dem  Höchstbetrage  von  1190  Mark 
(1880)    und    dem   Mindestbetrage   von    533 
Alark  (1876/77)  schwanken.    Für  das  Jahr- 
zehnt 1882—1891  ergiebt  sich  ein  Durch- 
schnitt  von    784  Mark;    für   1889/98   von 
806  Mark. 

Eingehendere  Ermittelungen  über  die 
Rentabilität  des  Tabakbanes  wurden  bei 
der  deutschen  Tabakenqnete  von  1878  versucht. 
Nach  einem  allerdings  nur  als  arithmetisches 
Mittel  berechneten  Durchschnitt  ergaben  sich 
201.08  Mark  als  Kosten  des  Tabakbaues  für 
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25  ar  und  sw»i  schwankend  zwischen  96,32 
Mark  tmd  442,00  Mark.  Bei  Yergleichang  mit 
dem  Bruttoertrag  wurde  fast  für  die  Hälfte 
der  Bezirke  ein  Minusbetrag  als  Nettoertrag 
gefunden,  speciell  fftr  das  Jahr  1877  Plusbe- 
träge Ton  11,65—653,18  und  Minusbeträge  von 
55.48 — 271,01.  Daraus  wurde  gefolgert,  dass 
der  Tabakbau  in  der  fraglichen  Zeit  wegen 
der  niedrigen  Kultnrkosten  in  Ost-  und  West- 
prenssen  sowie  in  den  beiden  Mecklenburg  am 
lohnendsten  gewesen  ist  und  dass  in  den 
Rheiulanden  bei  den  daselbst  erzielten  hohen 
Ernteerträgen  und  den  guten  Preisen  trotz  der 
ausnahmsweise  hohen  Kulturkoeten  noch  ein 
höherer  Nettoertrag  erzielt  worden  ist  als  in 
dem  grösseren  Teile  des  Pfälzer  Tabakgebietes. 
Auch  hieraus  ergiebt  sich,  dass  der  Vorteil  des 
Tabakbaues  überwiegend  in  der  anderweitig 
nicht  in  gleichem  Masse  zu  ermöglichenden  in- 
tensiven Ausnutzung  und  Verwertung  der  Ar- 
beitskrfifte  der  Familienangehörigen  liegt.  Da- 
rüber, ob  ein  Unterschied  in  den  Verkaufe-  und 
Pachtpreisen  zwischen  dem  zum  Tabakbau  be- 
nutzten oder  geeigneten  Boden  und  anderem 
Boden  bei  sonst  gleicher  Oute  und  Lage  des- 
selben besteht,  waren  die  Meinungen  der  Be- 
zirkskommissionen geteilt. 

Was  die  Ertragsverhältnisse  des  Tabaks  in 
den  Vereinigten  Staaten  anlangt,  so  ist 
in  dem  Berichte  der  deutschen  Tabaksteuer- 
kommission (1878)  nachgewiesen,  dass  die  jähr- 
lichen Angaben  des  Ackerbaudepartements  über 
die  Tabakemten  im  ganzen  sowie  für  die 
Flächeneinheit  erheblich  viel  zu  niedrig  waren 
tmd  dass  als  wirklicher  Ertrag  etwa  16 — 25 
deutsche  Centner  per  ha  zu  veranschlagen 
waren.  Aehnlich  scheint  es  noch  heute  zu 
stehen.  Während  der  Dnrchschnittsertrag  des 
Tabaks  vom  Acre  in  der  Periode  1863/76 
zwischen  569  und  842  Pfnnd  (amerikanische) 
schwankte,  stellt  sich  derselbe  beispielsweise 
für  das  Jahrfünft  1885  «9  auf  716  Pfund  und  für 
das  Jahrfünft  1892,96  auf  718  Pfund.  Was 
V.  Jaraschek  anführt,  dass  nämlich  die  Angaben 
des  landwirtschaftlichen  Departements  zwar  in 
den  letzten  Jahren  an  Genauigkeit  sehr  viel 
gewonnen  hätten,  dennoch  aber  von  den  ameri- 
kanischen Fachmännern  hinsichüich  der  Pro- 
duktionsmenge noch  immer  für  zu  niedrig  er- 
klärt würden,  dürfte  den  Thatsachen  ent- 
sprechen. 

Die  Preisunterschiede  der  amerikanischen 
Tabake  —  je  nach  deren  Qualität  ^  sind 
anssejrordentlich  bedeutend.  Der  deutschen 
Kommission  wurde  in  Richmond  (Virginia)  im 
Jahre  1878  mitgeteilt,  dass  als  extreme  Preise 
einerseits  1  Cent,  andererseits  200  Cents  für 
das  Pfund  Bohtabak  vorkommen.  Nach  der 
amtlichen  Statistik  ergiebt  sich  für  den  Durch- 
schnitt des  Jahrzehnts  1880/89  ein  Preis  von 
8.6  Cents  per  Pfand  tmd  für  jenen  des  Jahr- 
fünft.« 18^96  ein  Preis  von  7,6  Cents  per 
Pfund.  Nach  den  von  Kiessling  mitgeteilten 
Preisnotizen  der  Bremer  Tabakbörse  iiir  1891 
Terfailt  sich  der  Preis  des  billigsten  nordameri- 
kanischen Tabaks  (Kentucky  gewöhnlicher  Sorte) 
zum  Preise  des  feinsten  Havannadeckers  wie 
1:100. 

Einigen  Einblick  in  die  Einzelheit«  der 
Preisunterschiede,  welche  bei  dem  Tabak  nach 
den   Erzengimgsländem  bestehen,  ergiebt  na- 


mentlich die  Hamburgische  und  Bremische  Sta- 
tistik. 

Nach  der  Bremischen  Statistik  für  1892 
bezw.  1899  ergiebt  sich  als  Wert  eines  Kilo- 
gramms Rohtabaks  nach  dem  Durchschnitt  des 
Jahrfünfts  1888  92  bezw.  1895/99  für  Sumatra 
3,22  bezw.  2,78  Mark,  anderer  ostindischer  0,98 
bezw.  1,12  Mark,  Havanna  2,85  bezw.  2,89 
Mark,  Domingo  0,73  bezw.  0,71  Mark,  Kanaster 
(Varinas)  0,93  bezw.  1,04  Mark,  Cuba  1,48  bezw. 
1,71  Mark.  Portorico  0,53  bezw.  0,98  Mark, 
Brasil  1,04  bezw.  0,95  Mark,  Columbia  0,96 
bezw.  0,75  Mark,  Kentucky  0,73  bezw.  0,71 
Mark,  Maryland  0.57  bezw.  0,41  Mark,  Ohio 
0,76  bezw.  0,79  Mark,  Seedleat  0.73  bezw.  0,67 
Mark,  Virgini  0,79  bezw.  0,67  Mark,  Stengel 
0,14  bezw.  0,14  Mark. 

In  der  Statistik  des  auswärtigen  Handels 
des  deutschen  Zollgebietes  für  1899  (N.  F. 
Bd.  129)  ist  der  Wert  von  lOÖ  kg  einge- 
führter unbearbeiteterTabakblätteralsDiu^jh- 
schnittswert ,  ermittelt  aus  verschiedenen 
Einheitswerten  für  verschiedene  Herktuifts- 
länder,  zu  155  Mark  berechnet  (für  Stengel 
und  Rippen  zu  15  Mark). 

Die  zeitliche  Bewegimg  der  Rohtabak- 
preise (Grosshandelspreise)  in  Deutschland 
seit  1882  ist  aus  nachstehender  dem  Statisti- 
schen Jahrbuche  für  das  Deutsche  Reich 
entnommenen  Tabelle  zu  ersehen. 


Jahre 

BS 

nett 
En 

6  U 

0  mit 
ibaU. 
[t.  C. 

6  Mt.  C 

■ '     BrasU  Tara  2 
g        Abschl.  0,3 
Gntg.  '/.7o 

3  (bis 
6)Mt 
Mann! 

il 

S  1= 

«1 

1884 
.  C. 
leim 

tmver- 

verzc 

>llt 

unver- 

zollt 
Bremen 

Hamb 

urg 

steuert 

1882 

66,3 

80,9 

110,8 

112,5 

73,7;  65,0 

1883  '  66,2 

88,8 

97,5 

110,0 

82,7     71,7 

1884  1  82,4 

82,7 

100,0 

107,9 

88,2  1    70.8 

1885  1  75,5 

79,8 

99,2 

105,2 

89,5  '   59.0 

1886  1  53,2 

99,3 

98,7 

98,0 

83,0     52,5 

1887  l49,7 

90,8 

86,7 

98,7 

87,7  i    57,5 

1888    50,0 

91,4 

86,7 

106,3 

92,0 '   60,0 

1889    39,0 

108,9 

92,1 

125,0 

92,2      57,8 

1890 

39,8 

124,6 

92,9 

126,7 

103,0     60,0 

1891 

43,8 

109,7 

87,9 

110,0 

95,7,    52,0 

1892 

49,6 

87,3 

80,4 

103,8 

95,3 

53,6 

1893 

58,7 

76,0 

66,3 

87,9 

100,0 

63.0 

1894 

5*,» 

65,7 

62,5 

88,3 

97,4 

65,0 

1896 

44,6 

61,8 

60,5 

82,9 

102,8 

70,0 

1896 

39,2 

81,0 

81,0 

117,1 

94,9 

73,8 

1897 

38,4 

98,2 

85,0 

125,8 

100,9 

68,6 

1898 

47,0 

UO,2 

82,4 

130,0 

101,3 

53,3 

1899 

47,5 

125,4 

75,5 

136,7 

98,7 

51,7 

1900 

55,3 

114,8 

69,0 

142,1 

101,8 

62,3 

7.   Statistik    des  Tabakbaues.     In    der 

von  dem  landwirtschaftlichen  Department  der 
Vereinigten  Staaten  herausgegebenen  Schrift: 
„Production  and  distribntion  of  the  principal 
agricultural  products  of  the  world",  Washington 
1893,  wird  es  als  „manifestly  impossible"  be- 
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zeichnet,  eine  bestimmte  Schätrang  der  Welt- 
prodnktion  an  Kohtabak  zn  geben.  Auf  Gmnd 
von  Dnreh8chuitt8er$[ebni88en,  in  der  Haupt- 
sache ans  1881/90,  wird  die  eorop&ische  Tabak- 
prodnktion  (mit  Ansnahme  der  Türkei,  Spaniens, 
Dtnemarks  und  Norwegend)za  rtmd  442  Milli- 
onen Pfand  angegeben.  Weiter  sind  an  be- 
merkenswerten Angaben  ftlr  ansserearopäische 
Linder  anzuführen:  Japan  41  Millionen  Pfand, 
Ceylon  6  Millionen  Pfund,  Java  nnd  Sumatra 
42  Hillionen  Pfund,  Cochinchina  5  Millionen 
Pfund,  Vereinigte  Staaten  499  Millionen  Pfund, 
Australien  4  Millionen  Pfund.  —  Die  haupt- 
sächlichsten Lücken  dieser  Nachweise  beziehen 
sich  auf  Britisch-Ostindien,  die  Türkei,  Cuba, 
Brasilien  nnd  die  Philippinen.  (Die  mit  dem 
Census  von  1890  in  den  Vereinigten  Staaten 
verbundene  Erhebung  hat  ergeben:  206862 
Pflanzer,  692  990  mit  Tabak  bebaute  acies,  eine 
Emtemenge  von  488256896  Pfund  im  Werte 
von  34844449  Dollar.  —  Nach  den  Berichten 
des  Commissioner  of  Internal  Revenue  für  1891) 
nnd  1900  stellt  sich  die  Jahresproduktion  von 
Rohtabak  in  den  Vereinigten  Staaten  im  Durch- 
schnitt der  vier  Jahre  1896/98  auf  638413426 
Pfund.) 

Juraschek  (Uebersichten  der  Weltwirtschaft) 
fand  nach  Ermittelungen  und  Schätzungen  für 
Ende  der  80  er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  die  ge- 
samte aussereuropäische  Tabakproduktion 
zu  642,28  Millionen  kg,  darunter  mit  mehr  als  10 
Millionen  kg :  Vereinigte  Staaten  221,68  Millionen, 
Britisch-Ostindien  ca.  170  MiUionen  k^,  Türkei 
32  Millionen  kg,  Niederländisch-Ostindien  26,54 
Millionen  kg,  Japan  2ä,70  Millionen  kg,  Cuba 
10,61  Millionen  kg,  Brasilien  10,50  Millionen  kg, 
Philippinen  10,11  Millionen  kg.  —  Die  euro- 
päische Tabakproduktion  ist  von  Juraschek 
für  denselben  Zeitpunkt  (in  der  Hauptsache 
1889)  zu  201,12  Millionen  kg  ermittelt,  jedoch 
mit  dem  Zugeständnis,  dass  der  Nonnalertrag 
der  europäischen  Ernte  höher  zu  veranschlagen 
sei.  Ein  Gesamtbetrag  von  743  Millionen  kg 
drückt  hiemach  die  Menge  aas,  über  welche 
hinaus  die  Weltprodnktion  an  Tabak  zn  schätzen 
ist.  Für  das  Endergebnis  einer  solchen 
Schätzung  ist  namentlich  die  Qesamtschätzung 
der  asiatischen  Tabakproduktion  ma.ssgebend. 
Neuerlich  hat  Kiessling  in  seinem  Handbuch 
der  Tabakkunde  die  Gesamtproduktion  der  Erde 
auf  985  Millionen  kg  geschätzt ;  davon  sind  für 
Asien  allein  435  Millionen  angesetzt,  für  Amerika 
300  Millionen,  Europa  198,  Afrika  50,  Australien 
2  Millionen. 

In  Europa  sind  als  Tabak  produzierende 
Länder  namentlich  Oesterreich-Ungam,  Bussland, 


dag  Deutsche  Reich,  Frankreich  nnd  die  Türkei 
zu  nennen. 

Für  Oesterreich-Ungarn  ist  in  der 
oben  erwähnten  amerikanischen  Zusammenstel- 
lung als  Darchschnittsergebnis  pro  1881/%  der 
Betrag  von  133936747  Pfand,  d.  i.  60742288 
k^  angegeben.  Für  Russland  fehlen  dort 
die  Angaben.  Nach  den  Jahresberichten  des 
Departements  der  inneren  Steuern  betrag  die 
Ernte  von  Tabak  nach  dem  Durdischnitt  der 
3  Jahre  1889/91  (1889  3067738  Pud,  1890 
3992983  Pud,  1891  3388976  Pud)  3483232 
Pud,  d.  i.  67125005  kg.  Die  Gesamtmenge 
des  Tabaks  zerflUlt  in  Tabak  höherer  Sorte  mit 
durchschnittlich  1260900  Pud,  davon  türkischer 
967186  Pud,  amerikanischer  239715  Pud  und 
Machorka  mit  2276331  Pud.  Die  Anbaufläche 
hat  im  Durchschnitt  der  3  Jahre  43111  Dess- 
jatinen  oder  47099  ha  betragen. 

Für  die  Jahre  1892  bis  1898  ergiebt  sich 
folgendes : 


Geemteter  Tabak 

Anbau- 

davon 

Jahre 

fläche 

im  ganzen 

höherer 
Sorte 

Machorka 

Dessjat. 

Pud 

Pud 

Pud 

1892 

55  1" 

4872098 

1  136300 

3  785  798 

1893 

54  3" 

5  437  320 

1  475  545 

3961775 

1894 

48247 

4  336  380 

1  264  143 

3  072  238 

1896 

4884s 

4  377  436 

1322247 

3  055  189 

1896 

56131 

5016088 

I  615008 

3  400  103 

1897 

61633 

5051  158 

I  908  07 1 

3  143087 

1898 

62029 

5198463 

1  995  730 

3  ao2  733 

Produktionsgebiete 


In  Deutschland  (Dentsches  Zollgebiet) 
1  stellt    sich  nach  dem   Durchschnitt  des  Jahr- 
zehnts 1882/91   die  Anbaufläche  auf  20032  ha, 
I  der    Ertrag     an     getrockneten    Blättern    auf 
38570  000   kg;    dagegen  im  Durchschnitt  der 
jüngsten  7  Jahre  1892;98  die  Anbaufläche   auf 
I  18  665  ha,  der  Ertrag  auf  39  066  (KX)  kg.    (Für  das 
Jahrzehnt  1889/98  ergeben  sich  18600  ha  bezw. 
,38962000  kg.)   In  Frankreich  hatte  sich  für 
'  das  Jahrzehnt  1881/90  die  Tabakproduktion  auf 
jährlich  19838000  kg  gestellt. 
I         Was  schliesslich  die  Verteilung  des  deut- 
schen Tabakbaues  nach  Fläche  und  Ertrag 
•  auf  die   einzelnen  Prodnktionsgebiete  anlangt, 
'  so   ergiebt  sich   nach   dem   Durchschnitt   der 
!  Jahrzehnte  1882,91  und  1889/98  folgendes : 

Die  Emtemenge  in 

trockenen 
(dachreifen)   Tabak- 
blättern 


Die  Anbaufläche 
ha 


1882/91  1889,98        1882,/91  188998 


Pfalz  (bayerische,  badische  und  hessische)    .    . 

Elsass-Lothringen 

Badisches  Oberland 

Gegend  von  Nürnberg  und  Fürth 

Uckermark  und  Odermündung 

Alle  anderen  Tabakgegenden 

Deutsches  Zollgebiet 


7307 

2  19t 

4042 

706 

2984 
2802 


5818 
I  502 
4717 
509 
3468 
2586 


13004 
5204 
8056 

1  173 
5004 
6  129 


II  429 
400Ö 

10617 

841 

6161 

5908 


20032 


18600 


38570 


38962 
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B.  Tabakverarbeitang. 

S.  Die  TabakfabrikatloB.    Tectudgehes. 

Die  Tabakyerarbeitong  hat,  a«t^  sie  nicht 
mit  bereits  fermentiertem  Tabak  zat)tun  hat,  zn- 
oichst  die  Vorbereitnng  des  Tabaks  ssor  fabrika- 
torischen  Verwendnng  mittelst  der  Fermen- 
tation zu  erledigen.  Dieses  ist  ein  G&nings- 
prozess,  welcher  durch  Zusammensetzen  des 
Tabaks  zu  grSsseren  Hänfen  („Stöcken"  oder 
.B&nken")  herbeigeftthrt  wird  nnd  mit  starker 
TanperatoierhShung  desselben  verbanden  ist 
Neaere  TJntersnchnngen  (E.  Snchsland)  haben 
ei;g«beii,  dass  an  aUen  fermentierten  Tabaken 
einige  Terschiedene  Arten  von  Spaltirilzen 
haf^;  daran  kn&pften  sich  Tersnche,  dorch 
l'ebertragnng  der  Reinknltnren  von  den  Spalt- 
pilien  edler  Tabake  den  minderwertigen  Ta- 
baken die  Eigenschaften  besserer  Sorten  zu 
verleihai.  Haben  diese  anch  den  Erwartungen 
nicht  ganz  entsprochen^  so  ist  doch  in  deren 
Gefolge  dem  Fermentationsvorgang  eine  allge- 
meiiie  grCssere  Aufmerksamkeit  zugewendet 
md  dadurch  manche  Verbesserang  der  Pro- 
dnktion  endelt  worden.  Bei  der  Durchführung 
der  Fermentation  kommt  es  darauf  an,  sich  von 
den  Witterang8rerhSlt3iissen ,  besonders  der 
Anssentemperatnr  möglichst  unabhängig  zu 
machen;  während  des  Verlaufs  des  Gärangs- 
prozesses    mnss    die    Temperatorentwickelung 

fmau  überwacht  und  angemessenes,  häufiges 
msetzen  des  Tabaks  vorgenommen  werden: 
anch  ist  dafür  zu  sorgen,  dass  der  Feuchtig- 
keitsgehalt der  Luft  stets  nahe  der  Sättignngs- 
grenze  liege. 

Ansser  der  Hanptgärung  findet  noch  eine 
Xachf  ermentation  des  Tabaks  statt.  Die 
Hanptgärnng  wird  im  Lanfe  des  ersten  Winters 
beendet;  im  Frühjahr  aber  pflegt  eine  aber- 
malige Selbsterwärmnng  des  Tabaks,  die  so- 
genannte Maifermentation  einzutreten.  Auch 
die  nach  dem  amerikanischen  Fermeutationsver- 
fahren  behandelten  Tabake  machen  gewöhnlich 
eine  Art  T^achgämng  durch. 

Nächst  der  Leitung  und  Ueberwachung 
des  Fermentationsprozesses  kommt  zur  Be- 
wahrung der  guten  Eigenschaften  des  Kohstoffs 
die  geeigiiete  Art  seiner  Lagerung  in  Be- 
tracht. 

Allgemeine  vorbereitende  Massnah- 
men der  Fabrikation,  welche  nicht  unbedingt 
mit  der  bestimmten  fabrikatorischen  Verwen- 
dnng des  Tabaks  zusammenhängen,  sind,  abge- 
sehen von  der  Vermischung  verschiedenartiger 
Bohstofife,  die  unter  dem  ^'amen  der  „Tabak- 
verbesseroBg"  znsammengefassten  Massnahmen 
des  Aoslaogens  und  Saucierens  (Zusatz  aroma- 
tischer Sabstanzen),  der  Verbesserung  der 
Glimmflihigkeit  durch  chemische  Agentien,  der 
Entnikotinisierung  etc. 

Die  Verarbeitung  der  hiemach  vorbereiteten 
Tabake  zerfiUlt  in  die  Herstellung:  1.  von 
Baachtabak,  2.  von  Cigarren,  3.  von  Cigaretten 
od  Cigarillos,  4.  von  Schnupftabak,  ö.  von 
Kantabak. 

1.  Banchtabakfabriktion.  Vorberei- 
tende Arbeiten  sind  das  Sortieren,  Anfeuchten 
and  Entrippen  des  Tabaks  sowie  das  Plätten 
ter  Bippen.  Beizen  (^Saucieren)  des  Tabaks 
■ittelst  Tabakslauge  ist  häufig,  anch  Gelb- 
ärben sowie   ParfOmiernng    desselben  kommt 


vor.  Der  Rauchtabak  wird  hauptsächlich  als 
Schneidtabak,  d.  h.  in  vollkommen  ge- 
nnssbereiter  Form,  ausserdem  aber  auch  unter 
Beibehaltung  der  ältesten  Fabrikationsweise  als 
gesponnener  Rollentabak,  der  noch  die  2yer- 
schneidethätigkeit  des  Verbrauchers  erheischt, 
hergestellt  Das  Schneiden  des  Tabaks  wird 
durch  Maschinen  mit  verschiedener  Art  der 
Messerftthmng  bewirkt.  Der  geschnittene  Ta- 
bak wird  —  vorzugsweLse  mittelst  grösserer 
oder  kleinerer  Trommelapparate  —  geröstet, 
sodann  —  gleichfalls  mittelst  maschineller  Pro- 
zesse —  gekühlt  und,  zur  Beseitigung  des 
Staubes,  gesiebt.  Schliesslich  wird  der  Tabak 
gleichfalls  anter  Verwendung  von  Paketienna- 
schinen  verpackt,  zumeist  in  Papierpaekete. 
Der  Rollen-  oder  Earottentabak  wird  mittelst 
einfacher  Spinnhaspeln  oder  Tabakspiunma- 
schinen  hergestellt.  Der  gesponnene  Tabak 
wird  gepresst,  getrocknet  und  in  Ballen  ver- 
packt. Karotten  werden  aus  den  Rollen  in  der 
Art  hergestellt,  dass  eine  Anzahl  Rollen  in 
die  Earottenform  symmetrisch  neben  einander 
gestellt  and  dann  unter  starkem  Druck  gepresst 
werden. 

2.  Cigarrenfabrikation.  Der  ange- 
feuchtete Tabak  wird  entrippt  nnd  sortiert, 
wobei  namentlich  auf  Aussonderung  der  zu 
Deckblatt  geeigneten  Blätter  nach  verschiedenen 
Grössen  geachtet  wird.  Bei  der  darauf  folgen- 
den Herstellung  der  Cigarre  arbeiten  in  der 
Regel  zwei  Personen  zusammen,  der  Roller  und 
der  Wickelmacher.  Der  von  letzterem  zunächst 
herzustellende  Wickel  enthält  die  Einlage  und 
das  diese  umgebende  Umblatt  Die  Umlegnng 
des  Deckblatts  durch  den  Roller  erfolgt  nach 
vorgängiger  Einbringung  und  Pressung  der 
Wickel  in  besonderen  Formkästen  (Formen-Ci- 
garren)  oder  ohne  diese  vorgängige  Fonnen- 
pressung  (Handcigarre).  In  letzterem  Fall  ist 
grössere  Gheschicklicbkeit  nnd  mehr  Zeitaufwand 
des  Rollens  erforderlich.  Das  Decken,  d.  i.  das 
Umlegen  des  Deckblatts,  erfolgt  in  der  Art, 
dass  der  Roller  aus  den  Blättern  sich  die  Deck- 
blätter in  der  erforderlichen  Form  nach  Augen- 
mass  herausschneidet,  alsdann  das  Deckblatt 
unter  Rollnng  des  Wickels  um  dieselbe  schlägt, 
und  schliesslich  die  Spitze  klebt  und  den  das 
Schnittende  der  Cigarre  überragenden  Teil  des 
Deckblattes  abschneidet  Die  fertigen  Cigarren 
kommen  auf  Trockenrahmen  und  werden  als- 
dann sortiert  und,  soweit  nicht  monopolisierte 
Industrie  in  Frage  kommt,  in  mannigfaltiger 
Art  und  Ausstattnug  unter  starker  Benutzung 
von  Phantasienamen  zur  Bezeichnung  der 
Warenbeschaffenheit  (.Havanna"  I)  verpackt. 
Für  maschinelle  Einrichtungen  ist  bei  der  Ci- 
garrenfabrikation weniger  Platz;  doch  sind  die 
Hilfsmaschineu  znr  Herstellung  der  Wickel  zu 
erwähnen. 

3.  Cigaretten-  und  Cigarillos- 
fabrikation.  In  der  neuesten  Zeit  hat  der 
Verbranch  von  Schneidtabak,  welcher  schon 
fabrikatorisch  in  eine  cigarrenartige  Form  ge- 
bracht ist,  stark  zngenomraen.  Besteht  dabei 
die  Umhüllung  des  Schneidtabakes  aus  Papier, 
so  handelt  es  sich  um  die  C  i  g  a  r  e  1 1  e  ,  be- 
steht sie  aus  einem  Tabakdeckblatt,  so  heisst 
das  Fabrikat  Cigarillo.  Beide  Fabrikate  werden 
teils  mit  der  Hand,  teils  mittelst  Maschinen 
hergestellt.     Im   letzteren  FaU  kann  die  Ma- 


Digitized  by 


Google 


10 


Tabak  und  Tabakbesteuerung 


schine  nur  eine  Teilarbeit  (z.  B.  die  Herstellung 
der  Papierhttlsen  fftr  Cigaretten)  leisten  oder 
den  gesamten  Herstellnngsprozess  der  Ware 
(Hülsenbildungj  Füllung,  Ablegung)  ilbernehmen. 
Es  ist  eine  Reihe  höchst  sinnreicher  Maschinen 
der  letzteren  Art  in  Verwendung. 

4.  Schnnpftabakfabrikation. 
Vorbereitende  Arbeiten  sind  Sortieren  und  Sau- 
tieren. Die  Schnupftabakfabrikation  ist  von 
zweierlei  Art.  Der  Schnupftabak  kann  ans 
losen,  in  grossen  Hassen  aufgeschichteten  und 
der  Selbsterhitzung  unterliegenden  Massen 
TabakblSttem  oder  ans  Karotten  hergestellt 
werden.  In  letzterem  Falle  wird  der  sancierte 
Tabak  in  stark  gepresstem  Znstand  noch  längere 
Zeit  gelagert.  (Das  Karottieren  ist  wegen  er- 
heblicneu  damit  verbundenen  Zinsverlnstes  stark 
ausser  Gebrauch  gekommen).  Je  nach  der  einen 
oder  anderen  Herstellungsweise  sind  verschie- 
dene Zerkleinerungsmaschinen  in  Anwendung 
(Kundmessermaschinen,  Stampfwerke,  Mühlen — 
Karotten-Rapier  (-Zerreibungs-)  maschinen.  Der 
zerkleinerte  Tabak  wird  mittelst  Siebung  sor- 
tiert, schwach  gebeizt  —  und  eventuell  nach 
Durchmachuug  eines  Gärungsprozesses  —  ähn- 
lich dem  Rauchtabak  verpackt. 

5.  Kantabakfabrikation.  Es 
kommen  hauptsächlich  in  Betracht  Kautabak  in 
gepresster  Tafelform  (namentlich  in  Nordame- 
rika neben  feingeschnittenem  Kautabak  üblich), 
Kautabak  in  gesponnenen  Röllchen,  Kautabak 
in  geschnittenem  und  gekräuseltem  Zustande. 

Die  Fabrikation  geschieht  mittelst  Impräg- 
nierung des  in  vorbezeichneter  Form  zur  Ver- 
wendung kommenden  Tabaks  mittelst  Tabak- 
lauge, welche  entweder  in  der  Kautabakfabrik 
selbst  hergestellt  oder  von  Tabaklaugereien  be- 
zogen wird.  Ferner  spielt  die  Beigabe  sonstiger 
für  Geschmack  und  Geruch  berechneter  Stoffe, 
in  Nordamerika  namentlich  von  Lakritze,  eine 
bedeutende  Rolle. 

Ausser  der  Tabakfabrikation  selbst  sind  be- 
deutungsvoll auch  die  Hilfsgewerbe  der- 
selben, namentlich  in  monopolfreien  Ländern,  in 
welchen,  wie  in  Deutschland  und  in  den  Ver- 
einigten Staaten,  auf  die  äussere  Ausstattung 
ein  Desonderes  Gewicht  —  vielleicht  im  Grunde 
mehr  von  den  Verkäufern  als  von  den  Käufern 
—  gelegt  wird.  In  Betracht  kommen  unter 
den  Hilfsgewerben  der  Tabakfabrikation  nament- 
lich die  Herstellung  von  Kisten  und  Cigarren- 
kistchen,  von  Wickel-  und  Cigarrenformen,  von 
Papier-  und  Papierwaren,  Etikettenanfertignng 
u.  s.  w. 

9.  Die  Tabakfabrikation.  Wirtschaft- 
liches. Ein  durchgreifender  Gegensatz  be- 
steht vor  allem  zwischen  den  Monoix)lläiidern 
und  den  NichtmonopoUändern.  Auch  bei 
den  letzteren  bedingt  die  Ait  und  das  Mass 
der  Tabakbesteuerung  eine  Verschiedenheit 
der  wirtschaftlichen  Beding^gen  der  Privat- 
industrie. 

Die  einheitliche  staatliche  Leitung  der 
Fabrikation  in  den  Monopolländern 
fflhrt  naturgemäss  zu  einer  starken  Kon- 
centration des  Betriebes. 

In  Oesterreich  bestehen  30  Tabak- 
fabriken. Die  Gesamtzahl  der  ständigen  und 
nichtständigen  Arbeiter  betrug  Ende  Dezember 


1899  37  361  oder  durchschnittlich  1246  für  eine 
Fabrik.  Von  den  Arbeitern  waren  33  474  oder 
WL  weiblich.  In  Ungarn  sind  21  Fabriken 
vorhanden  mit  zusammen  (Ende  Dezember  1899) 
19  446  Arbeitern,  davon  18 160  oder  93»  „Weibern : 
auf  eine  Fabrik  treffen  durchschnittlich  926 
Arbeiter. 

In  Frankreich  bestehen  21  Fabriken 
(manufactures) ;  am  31.  Dezember  1899  bestand 
deren  „personnel"  aus  17184  Arbeitern  (1652 
männliche,  15  632  weibliche)  und  714  „preposes" 
(Werkmeister  und  Aufseher,  570  männliche,  144 
weibliche). 

Eine  starke  Koncentration  des  Betriebes 
ist  auch  durch  die  in  R  usslan  d  bestehende 
Fonn  der  Fabrikatbesteuerung  veranlasst. 

Es  waren  im  Jahre  1891  vorhanden:  187 
allgemeine  Tabakfabriken,  136  Machorkatabak- 
fabriken, 64  Abteilungen  zur  Verarbeitung  von 
Machorkatabak  bei  allgemeinen  Fabriken;  im 
Jahre  1898:  159  allgemeine  Tabakfabriken 
und  99  Machorkatabakfabriken  mit  zusammen 
38900  Arbeitern. 

Dagegen  hat  die  in  den  Vereinigten 
Staaten  gewählte  Form  der  Tabakbesleue- 
rung  keine  derartige  Koncentration  des  Be- 
triebes herbeigeführt. 

Nach  dem  Stande  vom  30.  April  1891  waren 
nach  der  Statistik  der  für  den  Betrieb  gezahl- 
ten Specialtaxen  vorhanden  :  1021  Fabrikanten 
von  Rauch-  und  Schnupftabak,  21  337  Cigarren- 
und  Cigarettenfabrikanten.  Mit  dem  am  1. 
Oktober  1890  eingetretenen  Wegfall  dieser 
Taxen  (Lizenzgebühren)  ist  auch  die  betreffende 
Statistik  weggefallen.  Doch  wurde  die  Zahl 
der  Tabakfabriken  auch  fernerhin  nachgewiesen 
und  konnte  für  die  Betriebsgestaltung  der  üi- 
garrenindnstrie  die  Statistik  der  von  der  Steuer- 
verwaltung mit  den  Cigarrenfabrikanten  ge- 
führten Einzelkonten  benutzt  werden.  In 
ersterer  Hinsicht  wirkte  jedoch  der  Umstand 
störend,  dass  nach  Wegfall  der  Specialtaxen 
eine  Anzahl  von  Cigarrenfabrikanten  sich  als 
„manufacturers  of  tobacco"  erklärt  hatten,  um 
die  Rückstände  und  Abfälle  (scrapps,  cattings 
and  clippiugs)  der  Cigarrenfabrikation  in  ge- 
setzlicher Weise  als  Ranchtabak  verwerten  zu 
können.  Deshalb  schnellte  mit  Ende  1891  die 
Zahl  der  Tabakfabrikanten  von  978  im  Vorjahr 
auf  2220  empor.  Was  die  Einzelkonten  mit  den 
Cigarren-  und  Cigarettenfabrikanten  betrifft,  so 
ist  deren  Zahl  seither  immer  etwas  grösser  als 
die  Zahl  der  Taxzahler  gewesen.  Nach  den 
Reports  des  Commissioner  of  Internal  Revenue 
waren  solche  Einzelkonten  nachgewiesen  für 
1889  22  837,  für  1899  28  623.  Nach  den  Er- 
mittelungen beim  Censns  von  1880  und  1890 
sind  7145  bezw.  10956  Etablissements  für  Fa- 
brikation von  Cigarren  und  Cigaretten  nnd  477 
bezw.  396  für  Fabrikation  von  Kau-,  Ranch-  und 
Schnupftabak  vorhanden  gewesen.  (Ausserdem 
sind  für  die  tabakbauenden  Staaten  292  Eta- 
blissements für  „tobacco,  stemming  and  rehand- 
ling"  nachgewiesen).  Das  Durchschnitts  kapi- 
tal einer  Kau-,  Rauch-  oder  Schnupf tabakfabrik 
ist  für  1880  zu  36074  Dollars,  für  1890  zu 
78079  Dollars  angegeben,  jenes  einer  Cigarren- 
oder  Cigarettenfabnk  zu  3037  bezw.  5432 
Dollars.  Durch  G.  v.  13.  Juni  1898  sind 
wiederum  Specialtaxen  eingeführt  und  zwar  für 
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BohtabakhSndler  nnd  Fabrikanten  abg'estnft 
nach  dem  Geschäftsnmfang :  6,  12,  24  Dollars, 
für  Händler  mit  Fabrikaten  12  Dollars,  jedoch 
nor  bei  einem  Jahresumsatz  von  mehr  als 
5O0OO  Pfund.  Die  Gesamtzahl  der  Händler  mit 
Fabrikaten  ist  hiernach  nicht  bekannt,  wohl 
aber  jene  der  Rohtabakhäudler  nnd  der  Fabri- 
kanten. Für  das  Jahr  1899/1900  sind  nachge- 
wiesen als  Zahler  von  SpeciaJtazen :  5818  Roh- 
tabakhändler, 1278  Händler  mit  fabriziertem 
Tabak,  2436  Tabakfabrikanten,  26329  Cigarren- 
fabrikanten.  Von  einem  Privatmonopol  einiger 
weniger  Fabrikanten  kann  hiemacn  in  den 
Vereinigten  Staaten  nicht  die  Kede  sein;  ins- 
besondere ergiebt  sich  in  den  90  er  Jahren  eine 
erhebliche  Zunahme  sowohl  der  Cigarrenfabri- 
kanten  als  insbesondere  der  Tabakfabriken. 

Von  der  Arbeiterzahl  der  Fabriken  hat  die 
amerikairische  Stenerverwaltnng  keine  Kennt- 
nis, wie  seinerzeit  den  Mitgliedern  der  deutschen 
Steuerkommission  amtlich  mitgeteilt  wurde;  die 
Statistik  der  nach  der  Arbeiterzahl  abgestuften 
BOrgschaftssummen  bietet  nur  ungenügenden 
Ersatz.  Namentlich  wirkt  der  Umstand  stJSrend, 
dase  grosse  Cigarrenfabrikanten  nur  der  Stener- 
vorschriften  wegen  ihre  —  thatsächlich  einheit- 
liche Fabrik  —  in  mehrere  gesonderte  Fabriken 
im  Sinne  des  Gesetzes  zerlegen,  um  die  Her- 
stellung von  Cigarren  fOr  einen  Zwischenhänd- 
ler zu  ermöglichen,  welche  nicht  den  Brand  und 
die  Etikette  des  wahren  Fabrikanten,  sondern 
des  vor  dem  Gesetze  als  Fabrikanten  erschei- 
nenden Zwischenhändlers  tragen.  Bedeutend 
ist  in  den  Vereinigten  Staaten  die  kleinste  Be- 


I  triebsform  der  Cigarrenindustrie  in  den  beleb- 

1  testen  Geschäftsstrassen  der  Grosastädte,  welche 
in  unmittelbarer  Verbindung   mit  dem  Verkauf 

I  nnd  dem  Verkanfslokale  steht ;  der  Fabrikant 
ist  zugleich  Verkäufer  seiner  und  fremder  zu- 
gekaufter Ware  nnd  sucht  die  Zeit,  welche  ihm 
das  Ladengeschäft  freilässt,  durch  Cigarren- 
fabrikation  auszunutzen. 

Uebrigens  ist,  wenn  auch  in  geringem  Um- 
fange, auch  die  Hausindustrie  vertreten,  inso- 

]  fem  hier  und  da,  z.  B.  in  Pennsylvanien,  billige 
Cigarren  auf  dem  Lande  vorzugsweise  unter 
Benutzung  solcher  Arbeitskräfte  hergestellt 
werden,  welche  im  Sommer  Feldarbeit  treiben. 
Im  ganzen  stehen  jedoch  der  Verbreitung 
der  Hausindustrie  in  dem  Umfange  und  der 
Art,  wie  sie  in  Deutschland  besteht,  die  dortigen 
Steuervorschriften  entgegen.  Diese  hat  zur 
eigentümlichen  Ausgestaltung  einer  kasernierten 
Hausindustrie  gefüirt,  welcbe  insbesondere  in 
New- York  unter  der  Bezeichnung  „Tenements- 
hänser"  besteht  nnd  über  welche  der  Bericht 
der  amerikanischen  Steuerkommission  von  1878 
nähere  Aufschlüsse  enthält. 

Eingehende  Nachweisungen  über  die  in  der 
Tabakindustrie  beschäftigten  Personen  ent- 
halten die  Ergebnisse  des  Censns  von  1890. 
Danach  betrug  die  Gesamtzahl  der  Beschäftigten 
in  den  Kau-,  Rauch-  und  Schnnpftabakbetrieben 
31 267,  in  den  Cigarren-  und  Cigarettenbetrieben 
98156;  im  putzen  also  129423.  Der  Gesamt- 
bestand der  Beschäftigten  ist  folgendermassen 
gegliedert. 


Selbstthätige Unternehmern. A„gestellte(£-«„^  1^  H  J^^ 
Gelernte  nnd  ungelernte  Arbeiter  exkl.  1 1^^^"  ^^^^  ^^  J**"^« 


Stückarbeiter 


über  15  Jahre 

[Kinder 

Männer  ttber  16  Jahre 

Stückarbeiter l  Frauen  über  16  Jahre 

I  Kinder 


Kan-  Ranch- 

Cigarren-  u 

und  Schnnpf- 

Cigaretten- 

tabakbetriebe 

betriebe 

1452 

10903 

25 

253 

11274 

20515 

6550 

8527 

2735 

2200 

3668 

38937 

4014 

15687 

1549 

1134 

Was  die  Löhne  in  den  Vereinigten 
Staaten  anlangt,  so  findet  sich  darüber  älteres 
Material  im  Berichte  der  deutschen  Tabakkom- 
mission (nach  den  Ermittelungen  für  1874). 
Nach  den  persönlichen  Erknndigungen  der 
Kommission  ergab  sich,  dass  die  Stücklöhne  für 
tigarren  je  nach  der  Qualität  der  zu  liefernden 
Arbeit  ausserordentlich  verschieden  sind.  In 
New- York  fanden  sich  Stücklöhne  von  nur  2';2 
und  selbst  2  DoUars  für  1000  Stück  Cigarren 
in  den  Tenementshänsem  der  geringsten  Art. 
Im  übrigen  waren  in  New- York  Lohnsätze  von 
4  bis  6  Dollars  als  übliche  Bezahlung  für  Ware 
)!reringerer  Qualität  anzusehen ;  lur  feinere  Ware 
anden  sich  12,  für  hochfeine  Arbeit  vereinzelt 
sogar  30  bis  35  Dollars  per  1000  Stück. 

Seitdem  hat  die  Lohnstatistik  in  den  Ver- 
einigten   Staaten   insbesondere    durch  die  Be- 


mühungen der  arbeitsstatistischen  Aemter  viel- 
fache Pflege  gefunden  nnd  sind  daraus  mannig- 
faltige ins  Detail  gehende  Nachweise  ttber  die 
Lohnverhältnisse  bei  einer  grösseren  oder  ge- 
ringeren Zahl  von  Tabakbetrieben  erwachsen, 
so  z.  B.  in  den  vor  kurzem  erschienenen  Nach- 
weisen im  13.  Jahresbericht  des  Commissioner 
of  Labor  (1898)  „Hand  and  Machine  Labor  vol. 
n.  General  Table,  Washington  1899  S.  1510  ff. 
Auf  die  Einzelheiten  dieser  nicht  durchweg  der 
Voraussetzung  erschöpfender  Massenbeobachtnng 
entsprechenden  Nachweise  kann  hier  nicht  ein- 
gegangen werden.  Dagegen  mnss  in  Kürze  das 
Gesamtergebnis  der  mit  dem  Census  von  1890 
verbundenen  Ermittelungen  über  die  Lohnver- 
hältnisse in  der  Tabakindustrie  vorgeführt 
werden.  Dasselbe  stellt  sich  folgendermassen. 
Es  beträgt  der  mittlere  Jahreslohn  der 
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in  der  Kan-,  Ranch-  and  Schnnpf- 
tabakindnstrie 


aller  Beschäftigten 


bei  Angestellten  etc.    . 
bei   den    Arbeitern   (exkl 

Stüekarbeiter)  ... 
bei  den  Stttckarbeitem . 


bei  der  Cig^arren- 
indnstrie     .    . 


(bei  Angestellten  etc. 
bei   den    Arbeite: 
Stückarbeiter) 


und  Cigaretten-  |  bei   den   Arbeitern    (exkl 


I 


bei  den  Stückarbeitem 


aller  Beschäftigten 


Männer     Weiber 

über         über 
16  Jahre  15  Jahre 
Dollars 

iiio  375 


Kinder 


3*2 

260 

193 
193 

83 
63 

750 

274 
438 

467 

.  495 

273 
309 

129 
132 

456 


Zar  Wttrdignng  dieser  Zahlen  ist  die 
Thatsache  zu  beachten,  dass  die  fragliche  Lohn- 
Atatistik  für  die  Gesamtheit  aller  Beschäftigen 
nnd  Arbeiter  der  Vereinigten  Staaten  ergeben 
hat:  für  Angestellte  etc.  Männer  890  Dollars, 
Weiber  462  Dollars;  Arbeiter  exkl.  Stückarbeiter 
Männer  498  Dollars,  Weiber  276  Dollars,  Kinder 
141  Dollars;  Stückarbeiter  Männer  500  Dollars, 
Weiber  265  Dollars,  Kinder  117  Dollars. 

Aach  die  Preise  der  Fabrikate  (Faktnren- 
preise,  d.  h.  die  Preise,  zu  welchen  der  Fabri- 
kant seine  Waren  in  den  freien  Handelsverkehr 
liefert),  sind  in  den  Vereinigten  Staaten  sehr 
verschieden;  es  bietet  aber  Schwierigkeiten, 
darüber  Genaues  festzustellen.  Die  deutsche 
Steuerkommission  fand  im  Jahre  1878  nach  An- 

fabe   einiger   hervorragender   Fabrikanten    in 
ersey-City,  Baltimore,  Eichmond  und  Chicago 
fnr  das  Pfand 


für 


als  als 
Minimal-  Maximal- 
sätze Sätze 
Cts.  Cts. 
feingeschnittenen  Kautabak     34—50  70 — no 
granulierten  Bauchtabak          34 — 48  100—250  1 
sreschnittenen  Rauchtabak       30 — 42  40 — 150 
Schnupf- 1  brauner  u.  schwarzer  60—  75  75 — i'io  \ 
tabak  /gelber                        60—70  63 — 96   | 

j 

In  den  Cigarrenpreisen  wurden  noch  weit ! 
grössere  Unterschiede  ermittelt.     Cigarren  zu  I 
ganz  niedrigen  Preisen  wurden  damals  (1878)  i 
erst  seit  neuerer  und  neuester  Zeit  mit  der  an- ' 
sehnlichen    Ueberhandnahme  des   Cigarrenver- , 
brauches  in  grösseren  Mengen  hergestellt.  Vor-  I 
her  bildeten  Cigarren-Engrospreise  von   unge- 
tähr  20  Dollars,  berechnet  auf  einen  Detailver- 
kaafspreis  der  einzelnen  Cigarre  von  5  Cents 
die  untere  Grenze  der  Preise.    Als  Ausnahms- 
minimalpreis    wurde    der    Betrag    von    10 '/« ; 
Dollars   per   Tausend,   bezw.   von  9 '/«  Dollars ' 
(letaleres  in  Brooklyn  für  Cheerots  in  Manila- 
form)  festgestellt.    Als   höchste  Preise  von  in  1 
den  Vereinigten   Staaten  fabrizierten  Cigarren  ■ 
wurden  80 — 100  Dollars  ermittelt;  die  in  den  | 
Vereinigten  Staaten  und  vorzugsweise  in  Key  ■ 
West  aus  Havannablätteni  gefertigten  Cigarren, ; 
mit  einem    Rohmaterialzoll   von  35  Cents  per 
Pfnnd,  bildeten  damals  (wie  wohl  auch  heute 
noch)  den  Uebergang  zu  der  teuersten  Ware, 
nämlich  zu  der  ans  der  Havanna  importierten,  1 


ausser  der  Inlandsteuer  mit  einem  Gewichtszoll 
von  2,50  Dollars  (heute  4,öO  Dollars)  per 
Pfund  und  einem  Wertzoll  von  20%  belasteten 
Cigarre. 

Nach  den  Ermittelungen  beim  Census  von 
1890  betrug  der  Bruttowert  der  Jahreserzeuguue 
bei  der  Kau-,  Bauch-  und  Schnupftabakfabn- 
kation  68  843  587  DoUars,  bei  der  Cw;arren-  und 
Cigarettenfabrikation  li^  693  275  Dollars  nnd 
der  Nettowert  36651338  bezw.  79394  315 
Dollars. 

Für  die  deutsche  Tabakindustrie 
wurde  an  wirtschaftlich  bedeutsjimen  Mo- 
menten schon  bei  der  Tabakenquete  von  1878 
festgestellt,  dasfe  im  allgeraeinen  die  Schnupf- 
tabakfabrikation mehr  und  mehr  von  den 
Grossbetrieben  flbernommen  und  koucen- 
triert  werde  und  dass  auch  die  Rauch-  und 
Kautabakfabrikation  sich  vorzugsweise  ffli' 
die  Grossindustrie  eigne.  Dagegen  wurde 
eine  ziemlieh  gleichniässige  Verteilung  der 
Cigarrenfabrikatiou  auf  die  drei  Kategorieeu 
der  Gross-,  Klein-  und  Hausindustrie  vor- 
gefunden. Die  Bezeichnung  »Hausindustrie« 
wird  übrigens  —  wie  im  Enquetebericht 
dargelegt  ist  —  in  rerschiedenem  Sinne  an- 
gewendet. Teils  wurde  darunter  nur  die 
X'erarbeitung  von  Rohmaterial  zu  bestimmten 
Fabrikaten  dim;h  den  Arbeiter  und  seine 
Familienangehörigen  in  seiner  Wohnung  fQr 
eigene  Rechnung,  teils  nur  die  Veraibeitung 
fttr  Rechnung  des  Fabrikanten  verstanden, 
teils  auch  beides  unter  Hausindustrie,  zu- 
sammengefasst.  In  der  Regel  sind  es  ge- 
lernte Cigarrenmacher,  welche  neben  der 
Fabrikarbeit  in  freien  Stimden  weiter  ar- 
beiten, otler  lediglich  in  ihrer  Wohnung  mit 
ihren  Familienangehörigen  für  eigene  Ke(;h- 
nung  oder  für  einen  Fabrikanten  bescliäftigt 
sind.  Dazu  kommt  noch  die  ärmere  Be- 
völkerung in  ,den  Gegenden,  wo  grössere 
Fabriken  existieren  oder  Tabakbau  in 
grösserem  Umfeing  betrieben  wird. 

Bei  der  Bearbeitung  der  Ergebnisse  der 
deutschen  Berufs-  und  Gewerbe- 
zählungen von  1882  und  1895  ist  leider 
keine  Unterscheidung  der  Rauch-,  Schnupf- 
und  Kautabakfabrikation  einerseits  und  der 
Cigairen-  und  Cigarettenfabrikation  anderer- 
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seits  durchgeführt.  Sowohl  die  berufs- 
statistischen wie  die  hier  vorzugsweise  in 
Betracht  kommenden  gewerbestatistischen 
Xaehweisuogen  werfen  Betriebe  und  Per- 
sonal der  gesamten  Tabakfobrikation  zu- 
sammen. ') 

Die  6esaiiitEahl  der  Gewerbebe- 
triebe derTabakfabrikationistfOr 
1896  angeeeben  eü  20933  (19357  Hauptbe- 
triebe, lo76  Nebenbetriebe)  mit  einer  Oesamty- 
saU  von  153060  Igewerbthitigen  Personen 
id.  h.  i  n  n  e  r  b  a  1  b  der  Betriebestfitten  thätiffen 
Perwmen,  also  mit  Änsscblnss  der  Bansindns- 
triellen).  Gegen  1888  ergiebt  dies  eine  Zo- 
nahme  der  Betriebe  um  4ra8  (4131  Haupt-  und 
427  Nebenbetriebe)  und  der  Personen  nm  39684. 
AUeinbetriebe  waren  im  Jahre  189ö  10988, 
Oehitfenbetriebe  8369,  in  den  letzteren  wurden 
142092  Personen  beschäftigt;  gegen  1882  hatten 
zoffenommen  die  Alleinbetriebe  um  2767,  die 
(idilfenbetriebe  um  1364  und  die  in  letzteren 
beschäftigten  Personen  nm  36  917. 

Nach  GrOssenklassen  stufen  sich  die  Be- 
triebe der  Tabakfabrikation  im  Jahre  1895 
fblgendermassen  ab: 

Betriebe  mit  Zahl  der 

Personen:  Betriebe  Penonen 

1                II 244  1 1 244 

2-5            4  579  13  «6i 

6—10          II  151  «657 

11 — 20          742  10  901 

21—50          907  29875 

51—200        678  62007 

201  u.  mehr 56  17  235 


Fasst  man  als  Kleinbetriebe  jene  mit  bb 
5  Personen,  als  Hittelbetriebe  jene  mit  6  bis 
50  Personen  und  als  Grossbetriebe  jene  mit  51 
und  mehr  Personen  zusammen,  so  haben  zuge- 
nommen gegen  1882  in  Prozenten 


die 
Betriebe 

Personi 

bei  den  Kleinbetrieben  . 
bei  den  Mittelbetrieben 
bei  den  Grossbetrieben  . 

26,9 

24,8 

.        43,6 

31.3 

31,4 
43,4 

Auch  hier  zeigen  die  Grossbetriebe  die  an- 
sehnlichste Verstärkung  sowohl  nach  Betriebe- 
als  Personenzahl;  aber  auch  die  Mittel-  und 
Kleinbetriebe  sind  von  rückläufiger  Entwicke- 
Inng  weit  entfernt.  G^erade  bei  dieser  Betrach- 
tung ist  die  Nichtunterscheidung  der  Cigarren- 
und  der  sonstigen  Tabakindustrie  sehr  zu  be- 
klagen ;  eine  solche  wDrde  ersehen  lassen,  in 
wie  weit  die  Erhaltung  handwerksmässigen  Be- 
triebs gerade  mit  der  Ausgestaltung  der  Ci- 
garrenfabrikation  zusammenhängt. 

Die  gewerbthätigen  Personen  der  Haupt- 
betriebe bestanden  im  Jahre  1895  aus  74448 
Männern  und  78  632  Weibern,  gegen  1882  bat 
sich  eine  Zunahme  nm  9971  Männer  oder 
16,5 •',  und  29713  Weiber  oder60,7»/o  ergeben. 

Ton  den  in  Gehilfenbetrieben  beschäftigten 
Personen  waren 


im  Jahre  1895 

m&nnlich       weiblich  im  ganzen 

l'ntemehmer    .    .       8378              332  8710 

.Angestellte      .     .        6560                126  6  686 

Arbeiter       ...      52108          74588  126696 


im  Jahre  1882 

männlich        weiblich 

7065  275 

4068  46 

46812  46909 


im  ganzen 

7340 

4  "4 

93  7*' 


')  Dagegen  ist  eine  solche  Unterscheidung 
in  einer  Ton  den  Bundesregierungen  für  1893 
dnrchgefQhrten  nnd  der  BesrrUndnng  zum 
Tabal^teaergesetzentwnrf  von  1895  beigefügten 
Erhebung  enthalten.  Die  Ergebnisse  der  Er- 
bebang werden  allerdings  als  nicht  fiberall  zu- 
verlässige bezeichnet,  immerhin  aber  bieten  sie 
«ine  beachtenswerte  Ergänzung  zur  Gewerbe- 
statistik von  1895.  Die  Zahl  der  Tabak- 
arbeiter   ist  nach   der  Erhebung  von  1893 

1.  in  Fabriken:  a)  in  Cigarrenfabriken 
^7615.  b)  in  der  Oisarettenfabrikation  2052,  r) 
m  der  Kautabakfabrikation  2958,  d)  in  der 
Srhnnpftabakfabrikation  621,  e)  in  der  Ranch- 
tabskfabrikation  4362,  zusammen  107  688,  dazu 
»ammariscb  gezählte  Arbeiter  in  Preussen  4559 
nnd  ab:  in  Nebenbetrieben  beschäftigte  Arbeiter 
in   Baden    725;   im   ganzen    also    111 442.    — 

2.  H  a  n  3  a  r  b  e  i  t  e  r :  a)  in  der  Cigarrenfabri- 
kation  22 142,  b)  in  der  Cigarettenfabrikation 
517,  cl  in  der  Kantabakfabrikation  42,  d)  in  der 
irhiiupftabakfabrikation  485,  e)  in  der  Bauch- 
ttbak&brikatäon  221 ;  im  ganzen  23  407  —  also 
Tabakarbeiter  überhaupt  134  849.  Als  Arbeiter 
in  Nebenbetrieben  der  Tabakfabrikation  sind 
aasgewiesen  3392. 


Von  den  Arbeitern  (ohne  mitarbeitende 
Familienangehörige)  waren  im  Jahre  1895 
Jngendliche  (unter  16  Jahre  alt)  14  473  (6064 
männliche,  8409  weibliche)  imd  Erwachsene 
110  481  (45854  männliche,  64  627  weibliche}. 
Von  den  mitarbeitenden  Familienangehörigen 
trafen  auf  Jugendliche  96  (48  männliche,  48 
weibliche)  nnd  anf  Erwachsene  1646  (142  männ- 
liche, 1504  weiblieheX  Verheiratete  Arbeite- 
rinnen wurden  16134  ermittelt,  davon  432  in 
Kleinbetrieben,  1261  in  Mittelbetrieben,  14  441 
in  Grossbetrieben. 

Von  den  19357  Hauptbetrieben  benutzten 
im  Jahre  1895  Windkraft  1,  Wasserkraft  48. 
Dampfkraft  149,  Gas-  oder  Heisslnft  152. 
Dampfkessel  ohne  Dampfübertragnnjj  9;  im 
ganzen  359  gegen  243  im  Jahre  1882.  (Anch 
Bier  ist  die  Nichtunterscheidung  der  Cigarren- 
tud  der  sonstigen  Tabakfabnkation  ansser- 
ordentlich  störend.) 

Die  territoriale  Verteilung  der 
in  der  Tabakfabrikadon  gewerhthätigen  Per- 
sonen stellt  sich  für  1895  folgendermassen.  Auf 
Preussen  treffen  74 362  Personen,  davon  auf 
I  Westfalen  15117,  Schlesien  10  731,  Rheinland 
9098,  Sachsen  7982,  Hessen-Nassan  6868,  Bran- 
I  denburg  5789,  Hannover  5544,  .Schleswig-Hol- 
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stein  3651,  Stadt  Berlin  3534,  Westprenssen 
2435,  Posen  1986  —  auf  Baden  28598, 
Sachsen  16 558,  Hessen  8838,  Bayern 
6163  (davon  3599  links  des  Rheins),  Württem- 
berg 3501,  Hamburg  2603,  Bremen  2005, 
Elsass-Lothringen  1936,  Sachsen- 
Altenbnrg  1684,  Brannschweig  1180. 
(Eine  kartographische  Darstellung  der  Ver- 
breitung der  Tabakindustrie  nach  kleinen  Ver- 
waltungsbezirken —  Personal  der  Betriebe  — 
ist  dem  Band  119  der  Reichsstatistik  beige- 
geben). 

Was  die  Hausindnstrie  anlangt,  so 
sind  im  Jahre  1895  darüber  Angaben  sowohl 
von  den  Hausindnstri eilen  selbst  als  von  deren 
Arbeitgebern  (den  Verlegern)  erholt.  Für  die 
Tabakfabrikation  stellt  sich  die  Zahl  der  hans- 
industriell beschäftigten  Personen  nach  den 
Angaben  der  Hansindnstriellen  selbst  anf  16457 
Personen  in  9737  Betrieben  gegen  8313  Per- 
sonen in  6330  Betrieben  im  Jahre  1882.  Nach 
den  Angaben  der  Unternehmer  (Verleger)  er- 
gaben sich  für  1895  1627  Betriebe,  die  Personen 
in  der  Hausindustrie  beschäftigen  gegen  1125 
im  Jahre  1882,  mit  23  958  Personen  gegen 
15068  im  Jahre  1882.  Unmittelbar  beschäftigt 
wurden  von  diesen  Personen  (im  Jahre  1895) 
20020,  die  übrigen  3938  waren  Gehilfen  oder 
Mitarbeiter  dieser  Personen. 

Als  gewerbliche  Gefängnisarbeit 
ist  bei  der  Gewerbestatistik  von  1895  nicht  die- 
jenige Arbeit  gerechnet,  welche  für  eigene 
Rechnung  der  Straf-  und  Besserungsanstalten 
erfolgt,  sondern  nur  jene,  welche  in  der  Anstalt 
für  anderweitige  Unternehmer  geleistet  wird. 
In  dieser  Weise  waren  mit  Tabakfabrikation 
3043  Gefangene  beschäftigt  (2411  männliche, 
632  weibliche).  (Bei  der  Ermittelung  von  1893 
waren  3843  Gefangene  [3306  männliche,  537 
weibliche]  als  durchschnittlich  täglich  mit 
Tabakarbeiten  beschäftigt  gezählt  worden). 

Aus  dem  Material  der  Unfallversicherung 
(Nachweisung  über  die  Rechnungsergebnisse 
der  Berufsgenossenschaften)  ist  für  1899  zu 
entnehmen,  dass  die  Tabakberufsgenossen- 
schaft 6247  versicherte  Betriebe  und  140969 
versicherte  Personen,  darunter  138075  durch- 
schnittlich beschäftigte  Betriebsbeamte  und 
Arbeiter  zählte.  (Für  1886  waren  seinerzeit 
.S641  versicherte  Betriebe  und  89467  ver- 
sicherte Personen  nachgewiesen  worden.) 

Auf  die  Lohnverhältnisse  erstreckt 
sich  die  Reichsgewerbestatistik  nicht;  bei 
der  Enquete  von  1878  wurde  festgestellt, 
dass  bei  der  Cigairenfabrikation  fast  aus- 
schliesslich die  Entlohnung  nach  Stückzahl 
(Accord)  üblich  ist,  während  bei  der  Fabri- 
kation von  Rauch-,  Kau-  und  Schnupftabaken 
der  Tag-  bezw.  Wochenlohn  die  Regel 
bildet.  Bezüglich  des  Wochenverdienstes 
der  Hausarbeiter  stimmten  alle  Berichte  mit 
Ausnahme  eines  einzigen  darin  überein,  dass 
derselbe  jedenfalls  dem  höchsten  Satze  des 
Verdienstes  eines  Fabrikarbeiters  gleich- 
komme, in  den  meisten  Fällen  ihn  sogar 
bedeutend  Obersteige. 

Die  Notizen  über  die  Wochenverdienste  der 
verschiedenen  Arten  von  Arbeitern  sind  zur  Er- 


mittelung von  Durchschnittslöhnen  nicht  be- 
nutzt. Die  Minimal-  und  Maximalsätze  sind: 
Wochenverdienst  (in  Mark)  bei  der  Cigarren- 
fabrikation  Sortierer  6 — 30,  Cigarrenmacher 
(Roller)  9—35,  Wickelmacher  3—16,  Neben- 
arbeiter 6—16,  Arbeiterinnen  über  16  Jahre  5 
bis  15,  Kinder  unter  16  Jahren  1,50 — 6,50, 
Hausarbeiter  (einschliesslich  Familie)  7,50—36; 
Wochenverdienst  bei  der  Rauch-,  Kau-  und 
Schnnpftabakfabrikation  Männer 
4,80—36,  Arbeiterinnen  über  16  Jahre  4,50-12, 
Kinder  unter  16  Jahren  3—8,  Nebenarbeiter 
6—16,  Hansarbeiter  (einschliesslich  Familie) 
4,80-36. 

Die  Mannigfaltigkeit  der  Lohnsätze  ist 
hiemach  bei  der  deutschen  Tabakindustrie 
zweifellos  sehr  gross.  Wenn  die  durch  die  Un- 
fallversicherungsgesetzgebung  gebotene  Müg- 
Uchkeit,  den  wirklichen  Jahreslcmn  aller  unfall- 
versicherten Arbeiter  zu  ennittehi,  seitens  der 
Reichsverwaltung  —  wie  dies  bisher  leider  nicht 
der  Fall  ist  —  für  die  Zwecke  der  Sozialsta- 
tistik ausgenutzt  würde,  so  kdnnte  für  einen 
ansehnlichen  Bruchteil  der  Tabakarbeiter  nach- 

fewiesen  werden,  wie  sich  bei  den  so  verschie- 
enartig  abgestuften  Lohnsätzen  thatsächlich 
der  Jahresverdienst  im  ganzen  und  nach  Hanpt- 
gTuppen  der  Arbeiter  gestaltet.  Wie  jetzt  die 
Kecnnungsnachweisungen  der  Berufsgenossen- 
schaften  aufgestellt  sind,  erscheinen  sie  zur 
Ermittelung  des  Jahresdnrchschnittslohnes  un- 
brauchbar, erstens  wegen  Einstellung  nur  der 
sogenannten  „anrechnungsfähigen"  Löhne,  zwei- 
tens wegen  Mangels  emer  gleichartigen  und 
genauen  Feststellung  des  mittleren  Jahresbe- 
standes  an  Arbeitern.  Zur  zeitlichen  Verglei- 
chung  sind  die  Zahlen  wegen  vermutlich  gleich- 
artiger Wiederkehr  der  Fehler  einigeraiassen 
verwertbar;  auch  geben  sie  immerhin  einigen 
Einblick  in  die  Gesamtbedentung  des  Faktors 
Arbeit  bei  der  deutschen  Tabiüundtuitrie.  Sie 
seien  deshalb  der  jährlich  dem  Reichstag  vor- 
gelegten und  auch  in  den  Amtlichen  Nach- 
richten des  Reichsversicherungsamts  veröffent- 
lichten Uebersicht  für  die  Jahre  1887,  1892 
und  1899  entnommen  und  nachstehend  angeführt. 

Tabaksberufsgenossenschaft. 

.?  w  Sd 

.«■  'O    "-^    CS 

Jahre        sicherte  ^  g  tS  S  2  -2 

Personen  «a  aS§-a 

a        'S»! 

«,  ■«;     * 

M.  M. 

1887           90735           42222688  465 

1892         107468           53482021  498 

1899         140969           75257781  534 

Auf  Einzelermitteluugen  der  Lohnverhält- 
nisse  in  der  Tabak-,  insbesondere  der  Cigarren- 
industrie  kann  hier  nur  kurz  verwiesen  werden. 

Werner  Sombart  hat  auf  Grund 
einer  Umfrage  bei  einigen  der  weitverzweig- 
testen Cigarrenfabrikuntemehmungen  bezw. 
aus  Stelleuofferten  im  ,,Gewerkschafter"  Jahr- 
gang 1888,  Lohnermittelungen  angestellt. 
(Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik, 
IL  Jahrg.  1889,  S.  113). 
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WCrisboffer  (Die  soziale  Lage  der 
Cl^arrenarbeiter  im  GTossberzogtnm  Baden, 
Beilage  cum  Jahresbericht  der  grossberzoglicb 
badiscben  Fabrikinspektion  für  1889)  giebt  für 
1889  folgende  Lohnsätze  an  (für  1000  Stück): 
Wickelmacher  1,40  bis  1,70  Mark,  BoUer  3,i20 
bis  3,60,  zosammen  4,60  bis  5,30  Mark,  rerein- 
lelt  bis  zn  7  Mark,  Sortierer  bei  geKrbten 
Tabaken  28  bis  30  Pfennig,  bei  ungefärbten 
Tabaken,  gewöhnliche  45  bis  öO  Pfennig,  bessere 
bis  zu  1  Mark. 

Eingehende  monographische  Bear- 
beitungen der  LohnTerhältnisse  in  der  Ta- 
bakindostrie  (auf  Gnmd  von  zur  YerfSgung 

rstdlten  Lohnlisten)  sind  auf  Anregung 
Shmerts  in  Sachsen  durchgeführt  worden 
vLohnstatigtische  Untersuchungen  in  der  Ci- 
earrenfabrikation  mit  besonderer  Bücksicht  auf 
die  Methode  der  Lohnstatistik,  Ton  A  1  b  a  n 
Förster,  Bedaktionssekretär  des  Statistischen 
Bureaus.  Zeitschrift  des  königlich  sächsischen 
Statistischen  Bureaus,  1892  Heft  I  u.  II). 

In  der  Begründung  der  Tabaksteuergesetz- 
entwürfe Ton  1893  und  189ö  ist,  nach  den  von 
Sachrerständigen  darüber  gemachten  Mittei- 
lungen, Teranschlagt  der  Lohn: 

1.  Bei  Cigarren  für  1  Mille  zu  4 — 16  Mark 
(durchachnittUch  9".  Mark);  für  100  kg  (16,7 
Mille)  66,8  bis  250,5  Mark,  im  Durchschnitt 
158,65  Mark. 

2.  Bei  Cigaretten  für  1  Mille  Handarbeit 
2  Mark,  für  100  kg  (81,3  Mille)  162,60  Mark. 
Maschinenarbeit  um  die  Hälfte  billiger. 

3.  Ranchtabak  für  100  kg  12  bis  14  Mark, 
durchschnittlich  13  Mark. 

4.  Bei  Kautabak  für  100  kg  45—60  Mark, 
durchschnittlich  52.50  Mark. 

d.  Bei  Schnupftabak  für  100  kg  6-8  Mark, 
dnrchachnittlich  7  Mark. 

Anf  die  Einzelheiten  der  Ermittelungen, 
welche  bei  der  Tabakenqnete  von  1879  und 
ans  Anlass  der  Einbringung  des  Beichstabak- 
monopolentwurfs  über  die  Preisverhält- 
n  i  8  8  e  der  einzelnen  Tabakfabrikate  stattge- 
funden haben,  kann  —  schon  mit  Bttcksicht  anf 
die  Vielgliedrigkeit  des  einschlägigen  Materials 
—  hier  nicht  eingegangen  werden. 

Den  Aufstellungen  bei  der  Enquete  (1878) 
sei  nur  folgende  summarische  Uebersicht  der 
Menge  und  der  PreLsverbältnisse  (Verkaufs- 
wert) der  im  Zollgebiet  hergestellten  Fabrikate 
entnommen : 

Durch- 
schnitt- 
licher 
Ver- 
kaufs- 
wert 
l'iirarren  das  Tausend  zu  M. 

ai  30  M.  n.  darunter     2  141  511  Mille  mit  25,3 
b^  über  30  K  2868620     „       „    42,5 


Zusammen    5010131 


35,2 


l'igarretten                  187616      „  „  13,5 

Ra'uchtabak,  das  Pfund  zu 

a   40  Pf.  u.  darunter     252297  Ctr.  „  30,2 

b,  über  40-70  Pf.          4"  «33    „  „  5^,7 

f)  über  70  Pf. 99  550    „  -  92,7 


Zusammen       762  980 


52,7 


Schnupftabak,  das  Pfund  zu 

a)  40  Pf.  u.  darunter        18017 

b)  über  40  Pf. 108  i5o_ 

Zusammen       126 167 

Kautabak,  das  Pfund  zu 

a)  100  Pf.  u.  darunter     12208 

b)  über  100  Pf. 36586 


81,0 


n      74,1 
,      78,3 

„  «37,4 


Zusammen 


48794 


122,6 


In  den  Anlagen  des  Tabakstenergesetzent- 
wurfs  Ton  1895  ist  ^uach  den  Schätzungen  von 
Sachverständigen"  die  Menge  der  in  dem 
(gegen  1878  erweiterten)  Zollgebiet  jähr- 
lich hergestellten  Fabrikate  und 
deren  durchschnittlicher  Faktnrapreis 
in  Mark  (Fabrikpreis,  einschliesslich  des  bis- 
herigen Betrags  von  Zoll  und  Steuer  und  des 
Gescnäftsgewinnes  der  Fabrikanten)  folgender- 
massen  veranschlagt: 

Durchschn.  Faktnrapreis 
Menge     für  1  Mille         ins- 
Mille    bezw.lOOOkg    gesamt 

1.  Cigarren     5500000       39,50       217250000 

2.  Cigarretten   600000        12,00  7200000 

D.-Ctr. 

3.  Kautabak        40000  310,00  12400000 

4.  Schnupftabak  55000  150,00  8250000 

5.  Rauchtabak  305206  150,00  45  780900 

Zusammen    290  880  900 

Eine  Abstufung  nach  Preisgruppen  fehlt. 

Die  Ermittelung  des  jährhcheu  Rohtabak- 
verbrauches von  rund  472000  de  (gemäss  dem 
Mittel  des  Zugangs  an  inländischem  und  aus- 
ländischem Tabak  im  Jahrfünft  1888  89  bis 
1892,93)  ist  unter  folgenden  Voraussetzungen 
durchgeführt : 

1.  Cigarren.  Zu  einem  Mille  sind 
durch schnittiich  8  kg  Bohtabak  erforderlich, 
wovon  Vi  als  Abfälle  in  die  Rauchtabakfabri- 
kation übergehen.  Gewicht  durehschnittlich 
6  kg  per  Mme.  Für  100  kg  fertige  Cigarren 
-sind  sonach  133,3  kg  Rohtabak  erforderlich. 
Die  Cigarren  sind  im  Durchschnitt  aus  '/«  in- 
ländischem und  *li  ausländischem  Tabak  zu- 
sammengesetzt. Rohtabakverbrauch  440000  de 
(110000  inländische,  330000  ausländische),  wo- 
von je  V4  in  die  Ranch-  und  Schnupftabak- 
fabrikation übergeht. 

2.  Cigaretten.  Für  100  kg  sind  110 
kg  Rohtabak  erforderlich,  und  zwar  auslän- 
discher.   Gesamtverbranch  8100  de. 

3.  Kautabak.  Für  100  kg  sind  110kg 
Rohtabak  erforderlich,  wovon  Vs  m  die  Rauch- 
und  Schnnpftabakfabrikation  übergeht;  Vs  in- 
ländischer, ' ,  ausländischer  Rohtatetk.  Gesamt- 
verbrauch 37  770  de,  darunter  20  766,  zu 
denen  ausländische  Saucen  verwendet  werden, 
(4722  inländische,  33048  ausländische),  wovon 
'1  in  die  Ranch-  und  Schnnpftabakfabrikation 
übergeht. 

4.  Schnupftabak.  Für  100  kg  sind 
72  kg  Rohtabak  erforderlich;  Vs  inländischer, 
','«  ausländischer  Rohtabak.  Gesamt  verbrauch 
39600  de,  darunter  ca.  10000  de  Fabrik- 
stengel (Abfälle  der  Kautabak  etc.  -Fabrikation). 

5.  Rauchtabak.  Für  100  kg  durch- 
schnittlich 111  kg  Rohtabak  erforderlich.    Ge- 
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samtTerbranch  (nach  Abzug  der  Verbrauchs- 
inengen der  4  anderen  Fabrikationsarten  von 
der  Oesamtmenge  des  Bohtabaks  und  mit  Zu- 
rechnung der.  ans  diesem  herrührenden  Abfälle) 
339  118  de  i  (156  828  inländische,  182290  aus- 
ländische). 

Nach  dieser  Berechnung  besteht  der  Rauch- 
tabak zu  33,200/,  aus  Fabnkabfällen  (Stengeln), 
und  zwar  8,13  o/,  inländischen.  25,07  »/„  auslän- 
dischen und  aus  66,80%  anderem  Bohtabak 
(Blätter  und  als  solche  verzollte  Stengel)  und 
zwar  38,12«/,  inländischem,  28,68°/,  auslän- 
dischem. 

Vorstehende  Beiträge  zur  Beurteilung 
wirtschaftlicher  Verhältnisse  der  deutschen 
Tabakindustrie  mögen  genügen.  Hingewiesen 
sei  nur  noch  auf  die  für  die  genannte  In- 
dustrie vom  Standpunkte  des  Arbeiter- 
schutzes bedeutsamen  vom  Bundesrate 
auf  Qnmd  des  §  120,  Abs.  3  und  des 
§  139  a.  Abs.  1  der  Reichsgewerbeordnung 
bezw.  des  §  120  e,  Abs.  1  der  letzteren  er- 
lassenen Vorschriften  über  die  Ein- 
richtung und  den  Betrieb  der  zur 
An fertigungvonCigarren  bestimm- 
ten Anlagen  vom  9.  Mai  1888  bezw. 
8.  Juli  1893  (R.G.B1.  1888,  S.  172:  1898 
S.  218). 

Es  sind  Bestimmungen  getroffen  über  die 
Lage,  anderweitige  Benutzungsweise,  Höhe  und 
Fensterzahl,  Fussböden,  Luftraum  der  Arbeits- 
räume, über  das  Lagern  von  Tabak  in  den 
Bäumen,  deren  Lüftung  und  Beinigungj  Auf- 
bewahrung der  Kleidungsstücke,  über  die  Be- 
dingungen, unter  denen  Arbeiterinnen  und 
jugendliche  Personen  beschäftigt  werden  dürfen. 
Die  Vorschriften  finden  jedoch  nur  Anwendung, 
sofern  in  den  Anlagen  Personen  beschäftigt 
werden,  welche  nicht  zu  den  FamiUengliedem 
des  Cntemehmers  gehören. 

10.  Statistik  der  Tabakverarbeitimg. 

Noch  weniger  als  für  die  Rohtabakerzeugung 
kann  bei  dem  heutigen  Stande  unseres 
exakten  Wissens  Aber  die  Tabakverarbeitung 
an  die  Vorfflhrung  einer  erschöpfenden 
Weltstatistik  der  Tabakindustrie 
gedacht  werden. 

Was  zunächst  die  allgemeine  In- 
dustriestatistik anlangten  weicherauch 
die  Tabakindustrie  ihre  Stelle  zu  finden  hat, 
so  ist  solche  von  internationaler  Gleichartig- 


keit und  Vollständigkeit  noch  weit  entfernt. 
Insbesondere  vermag  da,  wo  nicht  besondere 
Betriebszählungen  veranstaltet  werden, 
die  Ausbeutung  des  berui'S  statistischen 
Materials  nur  ungenügende  Bruchstücke  von 
Aufschlüssen  zu  gewähren. 

So  erfahren  wir  z.  B.  aus  Grossbritannien 
und  Irland  aus  der  Bearbeitung  des  Census  von 
1891  folgendes.  In  England  und  Wales  sind 
von  der  Bevölkerung  von  10  Jahren  und  da- 
rüber eingereiht  in  die  Berufszweige:  Tobacco 
mannfacturer ;  TobacconiBt:  2474  (darunter  441 
weibliche)  als  „Employers",  200432  (darunter 
12674  weibliche)  als  „Employed",  4361  (da- 
runter 1Ö4Ö  weibliche)  als  für  eigene  Rechnung 
arbeitend,  und  2053  (darunter  1320  weibliche] 
sonstige,  im  ganzen  also  28970  Personen 
(13090  männliche,  15  880  weibliche).  —  In 
Schottland  fallen  unter  die  gleiche  Gruppe  3054 
Personen  (darunter  1913  weibliche).  —  In  Ir- 
land sind  nachgewiesen  779  männliche  und  536 
weibliche,  zusammen  1316. 

Anspruch  auf  Vollständigkeit  und  Genauig- 
keit dUnen  solche  bemfsstatistische  Nachweise 
kaum  erheben ;  auch  klebt  ihnen  leicht,  wie  dies  bei 
den  vorstehenden  Nachweisen  für  England  der 
Fall  ist,  der  Fehler  ungenügender  Trennung 
der  gewerblichen  und  der  Handelsthätigkeit  au 
(tobacconist !). 

Günstiger  liegen  die  Verhältnisse,  wenn 
die  gegebene  Gestaltung  des  Steuer- 
systems die  Notwendigkeit  oder  doch  die 
Möglichkeit  bietet,  die  Tabakfabrikation  ge- 
nau zu  erfassen.  Am  vollständigsten  ist  dies 
beim  Monopol,  in  ausgiebigem  Masse  auch 
beiderFabnkatsteuer,  imFall  der  Verbindung 
des  Lizenzsteuersystems  mit  anderen  Steuer- 
arten auch  bei  diesen  der  Fall.  So  sei  hier 
in  letzterer  Hinsicht  beispielsweise  verzeich- 
net, dass  nach  mir  gewordener  amtlicher 
Mitteilung  in  England  für  1900  die  Ge- 
samtzahl der  Tabakfabriken  (aller  Art)  zu 
7124,  jene  der  Tabakhändler  zu  88254  und 
Ider  nur  gelegentlich  mit  Tabak  handelnden 
'  Personen  zu  792  nachgewiesen  ist. 

Bei  den  folgenden  Notizen  über  die  Sta- 
tistik der  Tabakverarbeitung  in  Monopol- 
und  Fabrikatsteuerländern  muss  ich 
mich  auf  die  neuesten  mir  zugänglichen 
Nachweise  derFabrikationsmeu  gen 
I  beschränken. 


Monopc 

lländer 

Oesterreich 

Ungarn 

Frankreich 

Italien 

1899 

1898 

1899 

18991900 

Schnupftabak  Mtr.-Ctr. 
Rauchtabak          „ 
Gespunste            „ 

14200 

235061 

13964 

431 
184329 

47867 

289  154 

6160 

26195 
60178 

Zusammen  263  225 

184760 

343  181 

86373 

Cigarren        1000  Stück 
Cigaretten         „ 
Cigarren           Mtr.-Ctr. 
Cigarctten             ,. 

1314728 

2  563  737 

63472 

25  954 

588097 

886  466 

26503 

12747 

777  547 

I  555  854 

31  102 

IS  539 

63535 
34990 

Fabrikate  überh. 


352651 


224010 


389  822 


184898 
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Oesterreich 

Ungarn 

1^ 

Frrankreich 

Italien 

1899 

1^9 

1899/1900 

Dazu  verarbeitet: 

Ansländische  Blätter 

127024 

59029 

168360 

137  283 

Inländische  Blätter 

250  149 

174664 

240  528 

52722 

Zosanunen  377  173 


233693 


408888')       190005*) 


')  In  die  Betriebsränme  (ateliers)  gelieferte  Bohtabake;  den  letzteren  treten  hinzu  34 
Mtr.-Ctr.  im  Inland  fabrizierter  Tabak,  697  Mtr.-Ctr.  beschlagnahmter  Tabak.  250  Stftck 
Cigarren  bezw.  1000  Stück  Cigaretten  sind  zu  1  kg  gerechnet,  unter  Banchtabak  sind  oben 
scäerlati  und  carotteä  zusammengefasst. 

*)  Ausserdem  195  Mtr.-Ctr.  zurückgewiesener  und  247  Mtr.-Ctr.  beschlagnahmter  Tabak. 


Fabrikats  tenerlSud  er. 


In  Bnssland  wurden  im  Jahre  1898  her- 
gestellt : 

in  1000  Pud 

74," 

376,8 


Rauchtabak    (  {j     ^"^ 


(höherer  Sorte)  j  jrj 


417,4 


Zusammen 


Schnupftabak 
(hSherer  Sorte) 

Cigarren 


(  U 


Sorte 
IL         n 

Znsammen 


868,3 


Ot3 
10,9 

2.4 

44.8 


Cigaretten 
(Papyros) 

Cigaretten 


{Ji. 


Sorte 


106,1 
«42,4 


Zusammen 


248,5 
',6 


58,1 


Im  ganzen  höhere  Sorte      1176,8 

(  Bauchtabak  2458,3 

Machorka     <  Schnupftabak  223,0 

{  Gepresst  116,8 

Die  Stückzahl  der  Cigarren  und  Ciga- 
retten stellt  sich  für  1898  (in  Millionen  Stück) 
folgendermässen :    Cigarren:  I.   36,5:  II.   7,7; 
m.  149,4.  —  Cigaretten:  I.  2936,6;  11.  3775,8. 
j         In    den    Vereinigten    Staaten    von 
I  Amerika  sind  für  1899  folgende  Produktions- 
1  mengen  nachgewiesen: 


Bauch-,  Kau-  und  Schnupftabak 
Kautabak  (Plug  and  twist  tobacco)    . 

Feinschnitt  (zum  Kauen) 

Kauchtabak 

Schnupftabak 


165755390  Pfund 
11687838      „ 

102468594      „ 
14  723  392      „ 


Zusammen      294635214  Pfund 


Cigarren  und  Cigaretten 

Cigarren,  das  1000     mehr     als  3  Pfund  wiegend     . 

„        „  nicht  mehr  „    „      ,  „ 

Cigaretten,  das  1000  nicht  mehr  als  3  Pfund  wiegend 
„  -       „  mehr       „    -      „  , 


4909566840  Stück 
622318245      „ 

3  742  36s  163       „ 
2610240       ,, 


Im  ganzen  wurden  362  257  669  Pfund  Roh- 
tabak verwendet,  davon  90972441  für  grosse 
Cigarren,  2  774  237  für  kleine  Cigarren, 
14  416  947  für  Cigaretten  und  254094044  für 
Kau-,  Rauch-  und  Schnupftabak. 

In  Deutschland  als  bisher  ausschliess- 
lichem Materialstenerland  bietet  die  Steuer- 
Gesetzgebung  und  -Verwaltung  keine  Anhalts- 
punkte für  die  Statistik  der  Erzeugung  an  ein- 


zelnen Tabakfabrikaten.  Was  an  neuerer 
Schätzung  darüber  vorliegt,  ist  im  vorigen 
Abschnitt  bereits  erwähnt. 

Die  für  1897  vom  Reichsamt  des  Innern 
aus  Anlass  der  Vorarbeiten  für  den  neuen  deut- 
schen Zolltarif  veranlassten  Produktionser- 
hebungen, welche  auch  die  Produktion  der 
kleinen  Betriebe  mit  enthalten,  haben  zu  fol- 
genden Gesamtergebnissen  geführt: 


Cigarrenfabrikation 

Cigarettenfabrikation 

Bauchtabakfabrikation 

Kautabakfabrikation 

Schnupftabakfahrikation 


Menge 

6  500  000  Mille 

I  100  000     „ 

270  000    de 

42500      ,. 

41500      ,. 


Wert 
250000000  Mark 
II 000000     „ 
40000000     „ 
13175000     „ 
10821000 


Im  ganzen 


324996000  Mark 


(Nachrichten  für  Handel  und  Industrie,  zusammengestellt  im  Beichsamt  des  Innern.    Nr. 
35  vom  17.  März  1900.) 


Das  wäre  erheblich  mehr  als  nach  den 
Berechnongen  zu  den  Tabaksteuergesetzeut- 
wttrfen  von  1873  und  1875:  indessen  flösst  die 
grosse  Bunde  der  meisten  Ansätze  dem  Statis- 
tiker einige  Bedenken  ein! 

Haadwärterbucb  der  StaatswiBBenscha/ten.    Zweite  Aoäi^e.    VIT. 


C.  Tabakhandel. 

11.  Der  Tabakhandel.  Technisches.   In 

den  Monopol  ländern  tritt  für  den  inlän- 
dischen Tabak  an  Stelle  des  Bohtabakhandels 
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die  amtliche  Einlösung  des  fOr  die  Monopolver- 
waltung von  den  Pflanzern  gezogenen  Tabaks. 
Nur  in  soweit  Rohtabakansfnhr  nach  dem  Aus- 
land gestattet  ist,  besteht  in  beschränktem 
Hasse  Handel  mit  einheimischem  Eohtabak. 
Für  die  Beschaffung  des  ausländischen  Koh- 
tabaks  sind  auch  die  Regieverwaltungeu  auf 
den  Handel  angewiesen;  nur  nehmen  sie  wegen 
der  Grösse  ihrer  Nachfrage  und  der  Möglichkeit, 
in  den  Erzeugungsländem  des  Tabaks  selbst 
mit  Erfolg  als  Käufer  aufzutreten,  eine  beson- 
dere SteUnng  ein.  Von  einem  Handel  mit 
Tabakfabrikaten  dagegen  ist  in  den  Monopol- 
ländem  nicht  die  Riede;  an  dessen  Stelle  tritt 
der  amtliche  Verschleiss  der  Ware.  Nur  in  so 
weit  die  Re^e  Fabrikate  ins  Ausland  absetzt, 
wie  z.  B.  in  beachtenswertem  Umfange  die 
österreichische,  die  z.  B.  im  Jahr  1899  um  rund 
1400000  Kronen  Fabrikate  ins  Ausland  ver- 
kauft hat,  gelangen  die  Fabrikate  in  die  Kanäle 
des  ausländischen  Detailhandels. 

Von  den  Verhältnissen  der  Nichtmono- 
polländer sollen  hier  in  knappen  Zügen  nur 
jene  von  Deutschland,  von  Rnssland  und 
den  Vereinigten  Staaten  berücksichtigt 
werden. 

Deutschland,  a)  Rohtabakhandel. 
Der  Rohtabakhandel  kommt  teils,  und  zwar 
Oberwiegend,  ausschliesslich  als  solcher,  teils  in 
Verbindung  mit  Tabakfabrikation  und  mit 
Handel  in  Tabakfabrikaten  vor.  Bei  dem  Han- 
del mit  ausländischem  Rohtabak  ist  der  Handel 
in  erster  und  in  zweiter  Hand  zu  unterscheiden. 
Ausser  der  Einfuhr  selbst  und  dem  Vertrieb 
der  Ware  kommt  bei  den  mit  Rohtabakhandel 
beschäftigten  Firmen  auch  die  Vermittelung 
der  Geschäfte  als  Makler  und  Agenten  in  Be- 
tracht. Der  Hauptsitz  des  Handels  mit  aus- 
ländischem Rohtabak  ist  in  Bremen.  Nächst 
Bremen  hat  Hamburg  für  den  Handel  mit  aus- 
ländischem Tabak  die  grösste  Bedeutung.  Der 
Handel  mit  ausländischem  Rohtabak  in  zweiter 
Hand  wird  in  Berlin  und  Mannheim  in  schwung- 
hafter Weise  betrieben.  Für  inländischen  Roh- 
tsbak  ist  Mannheim  der  Hauptplatz.  Dass  die 
inländischen  Blätter  in  der  Regel  erst  beim 
Händler  oder  Fabrikanten  fermentiert  werden, 
ist  bereits  oben  erwähnt  Auch  das  Streichen 
und  Entrippen  des  inländischen  Tabaks  fällt 
vielfach  dem  Händler  zu.  Fermentierter  Tabak 
wird  vom  Händler  in  der  Regel  nur  bei  Bezug 
ans  zweiter  Hand  oder  aus  einem  anderen  Pro- 
dnktionsgebiete  gekauft.  In  Mannheim  und 
namentlich  von  den  Händlern  in  Elsass-Loth- 
ringen  wird  inländischer  Tabak  in  erheblichen 
Mengen  nach  dem  Ausland  verkauft.  Der  aus- 
ländische Tabak  geht  in  sehr  verschiedenartiger, 
den  einzelnen  Produktionsgebieten  bezw.  Ta- 
baksorten eigener  Verpackung  ein,  so  z.  B. 
nordamerikaiuscher  Seedleaf  in  Kisten,  Kentucky, 
Virgin,  Manrland,  Ohio  in  Fässern,  Varinas  in 
Körben,  Cuba  und  Havanna  in  Schilfseronen 
und  Schilfpacken  mit  Leinwand  überzogen,  Ko- 
lumbischer  Tabak  in  Seronen  aus  Tierhäuten, 
Java  und  Sumatra  in  gepressten  Packen  von 
geflochtenen  Matten  und  Binsen  sowie  in  Ballen 
mit  Schilf,  Brasil  in  Leinwandballen,  türkischer 
und  griechischer  Tabak  in  Ballen  von  Leinwand 
oder  Geweben  von  Tierhaaren,  auch  von  Binsen- 
geflecht. 

Die   inländischen    Tabake  werden  in   der 


Regel  in  Ballen  verschickt;  nur  der  entrippte 
Tabak  wird  in  Kisten  verpackt. 

Ausser  mit  dem  Rontabakhandel  in  der 
ersten  und  zweiten  Hand  beschäftigen  sich  die 
meisten  deutschen  Rohtabakhändler  (ausge- 
nommen in  den  Rheinlauden  und  in  Elsass- 
Lothringen)  auch  mit  dem  Detailverkanf 
sowohl  von  ausländischem  als  inländischem 
Rohtabak  an  Kleinfabrikanten  und  Hausindus- 
trielle. 

Eine  Bremer  Specialität  sind  Geschäfte  (die 
Enquete  von  1878  ermittelte  deren  82),  welche 
sich  damit  befassen,  von  den  Grosshändlem  die 
nicht  mehr  benutzten  alten  Tabakproben  zu 
kaufen  nnd  dieselben,  sei  es  lose,  sei  es  wieder 
verpackt,  weiter  zu  verkaufen.  Noch  bedeu- 
tender ist  der  Handel  dieser  Geschäfte  in  be- 
schädigter Ware.  Die  grosse  _  Menge  seebe- 
schädigter oder  durch  Fermentation  verdorbener 
Tabake  wird  im  Wege  der  Auktion  oder  des 
Verkaufs  unter  der  Hand  au  diese  Händler  be- 
geben, von  letzteren  sortiert,  getrocknet  und 
gereinigt,  eventuell  wieder  verpackt  und  dann 
verkauft. 

b)  Handel  mit  Tabakfabrikaten. 
Zu  unterscheiden  ist  der  Grosshandel  und 
der  Kleinhandel  mit  Fabrikaten.  Haupt- 
formen des  Grossbandeis  mit  Fabrikaten 
sind:  a)  Handel  mit  importierten  überseeischen 
Citren  (Hamburg  ist  neben  London  der  euro- 
päische Hanptmarkt  für  Havannaimport),  b) 
Exporthandel,  insbesondere  mit  Cigarren  nach 
dem  Ausland  (insbesondere  Bremen),  c)  Innerer 
Handel  mit  Fabrikaten,  namentlich  Cigarren, 
wobei  Grosshändler  mit  und  ohne  eigenen 
Fabrikbetrieb  vorkommen.  Die  letzteren  be- 
trachten sich  gleichwohl  selbst  als  Fabrikanten, 
da  sie  in  der  Regel  eigene  Marken,  Qualitäten 
und  Facons  führen.  Im  allgemeinen  ist, 
namentlich  für  Bremen,  festgestellt,  dass  die 
Fabrikanten  mehr  als  früher  mit  den  DetaU- 
verkäufem  in  Deutschland  in  Verbindung  stehen, 
so  dass  der  Zwischenhandel  solcher  Häuser,  die 
den  kaufmännischen  Vertrieb  der  Cigarren  be- 
sorgten, abgenommen  hat. 

Der  Detailhandel  mit  Tabakfabrikaten 
findet  in  der  Hauptsache  in  Verbindung  mit 
anderweitiger  Handels-  und  Gewerbethätigkeit 
statt,  insbesondere  durch  Material-  und  Kolo- 
nialwarenhändler, Krämer,  Viktualienhändler, 
Kurzwarenhändler ,  Papierhändler ,  Gastwirte, 
Restaurateure,  Friseure  etc.  In  grösseren 
Städten  und  insbesondere  in  den  Grossstädten 
bestehen  selbständige  vorzugsweise  in  Hauptver- 
kehrsstrassen  gelegene  nnd  elegant  aasge- 
stattete (insbesondere  wegen  des  lange  dauern- 
den Nachtverkaufs  glänzend  beleuchtete)  Ver- 
kaufsgeschäfte, welcne  ausschliesslich  den  De- 
tailverkauf von  Tabakfabrikaten  nebst  verschie- 
denen Rauchutensilien  besorgen. 

Der  Verkauf  von  Cigarren  und  Schnupf- 
tabak geschieht  bezüglich  der  besseren  Sorten 
und  bei  den  kaufkräftigen  Abnehmern  vielfach 
in  Originalverpackung,  eventuell  nach  vor- 
gängiger Besichtigung  der  Ware,  im  Massen- 
verkauf an  die  minder  Zahlongsfähigen  dagegen 
aus  der  Originalverpackung,  bei  Rauch-  und 
Kautabak  dagegen  fast  immer  in  der  Original- 
verpackung. 

Bei  den  Gewerbezählungen  von 
1882    und    1895   ist    der    „Handel    mit    Ta- 
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bat  und  Cigarren"  ohne  Unterscheidung  von 
Gross-  nnd  Kleinhandel  berücksichtis;!.  In  den 
einschlägigen  Zahlen  gelangt  jedoch  der  that- 
$äcUiche  Umfang  dieser  Handelsthätigkeit  — 
auch  wenn  die  Nebenbetriebe  berücksichtigt 
worden  —  nur  teilweise  zum  Ausdruck,  da  ins- 
b«sondere  der  Detailhandel  mit  Tabakfabrikaten 
Sberwiegend  mit  anderweitiger  Handelsthätig- 
keit verbunden  ist.  Im  ganzen  sind  als  Be- 
triebe von  Handel  mit  Tabak  nnd  Cigarren  für 
1^  nachgewiesen  12  471,  darunter  9991  Haupt- 
betriebe und  2480  Nebenbetriebe  mit  17  315  ge- 
werbthätigen  Personen.  Gegen  1882  haben  zn- 
l^onunen  die  Betriebe  im  ganzen  um  43ö8, 
davon  die  Hauptbetriebe  um  4278,  die  Nebenbe- 
triebe um  80,  die  Personen  nm  5805.  Diese 
Zahlen  lassen  ersehen,  dass  die  Verselbständi- 
gung  des  Tabakhandels  zu  ausschliesslicher  oder 
äberwiegender  Handelsthätigkeit  seit  1882  er- 
heblich Torg^hritten  ist  Dabei  haben  gegen 
1882  die  Gehilfenbetriebe  nm  85%,  die  Allein- 
betriebe nm  68**/^  zugenommen,  worin  gleich- 
fdls  eine  Intensivierung  des  Tabakhandels  zum 
Ausdruck  gelangt.  Die  Zunahme  föllt  ganz 
nberwiegend  am  die  Kleinbetriebe,  die  im 
Jahre  1SS2  schon  95,7  und  im  Jahre  1895  97,2 
aUer  Tabakhandelsbetriebe  ausmachen. 

Rnssland.  In  Russland  unterliegt  der 
Tabakhandel  infolge  der  Stenervorschriften  ge- 
wissen Regelnngen  und  Einschränkungen,  deren 
nähere  Darl^ung  von  Interesse  sein  dürfte. 

Den  Tabakplanzem  nnd  deren  Genossen- 
schaften ist  gestattet,  temporäre  Engrosnieder- 
lagen anf  die  Daner  von  6  Monaten  zum  Ver- 
kauf ihres  Tabaks  zu  eröffnen,  ohne  dass  hier- 
zu irgend  welche  Handelsdokumente  zu  lösen 
sind.  Desgleichen  dürfen  auch  die  Besitzer  von 
Tabakfabriken  nnd  ständigen  Engrosnieder- 
lagen von  Blättertabak  Stapelplätze  auf  6  Mo- 
nate in  den  Gegenden  wo  Tabakpflanzungen 
sind,  ohne  Handelsdokumente  einrichten,  unter 
der  Bedingung,  dass  aus  denselben  der  Tabak 
nur  an  die  Fabriken  nnd  an  die  ständigen  En- 
grosniederlagen des  Besitzers  des  betreffenden 
Stapelplatzes  gelangt.  Femer  ist  allen  Personen, 
welche  einen  GUdenschein  oder  einen  Schein  fUr 
den  Kleinhandel  besitzen,  gestattet  „Handels- 
stapelplStze"  für  die  Daner  von  10  Monaten, 
unter  LSsnng  eines  Tabakpatentes  zum  Preis 
von  5  Bnbel  fUr  jeden  Platz  zum  Ankauf  des 
Blättertabaks  ausschliesslich  von  den  Tabak- 
pflanzungen sowie  zur  Aufbewahrung,  Sortie- 
rung and  znm  Verkauf  desselben  zu  eröfhen, 
woM  der  Tabak  ans  diesen  Handelsstapel- 
plätzen  in  alle  Tabakfabriken,  alle  ständigen 
Englosniederlagen  und  ins  Anstand  ausgefiSirt 
wnden  kann. 

Ausländischer  Blättertabak  darf  nnr  von 
Tabak&brikanten  nnd  von  Kanflenten  erster 
tiilde.  welche  ein  Patent  auf  eine  ständige 
Engrosniederlage  für  ausländischen  Tabak  ge- 
löst haben,  eii^eführt  werden ;  dagegen  können 
aodändische  Tabakfabrikate  nicht  nnr  von 
Kuflenten  erster  nnd  zweiter  Gilde,  welche  ein 
Patent  f&r  den  Handel  mit  diesen  Fabrikaten 
besitzen,  sondern  auch  von  Privatpersonen  zu 
eigenem  Gebrauche  aus  dem  Ausland  bezogen 
werden.  (Die  Beklebung  mit  Banderollen  wird 
inf  dem  Zollamt  besorgt). 

Die  ständigen  Engrosniederlagen  können 
sein: 


1.  Niederlagen  für  ausländischen  und  in- 
ländischen Tabak  mit  Ausnahme  von  Machorka 
(Patent  von  250,  170,  85  Rubel  nach  3  Klassen 
der  Ortschaften). 

2.  Niederlagen  für  inländischen  Tabak  mit 
Ausnahme  von  Machorka  (Patent  von  170,  110, 
50  Rubel  nach  3  Klassen  der  Ortschaften). 

3.  Niederlagen  nur  für  Machorka  (Patent 
von  100,  65,  30  Rubel  nach  3  Klassen  der  Ort- 
schaften). 

Der  gesamte  Verkehr  der  Blättertabaks 
unterliegt  der  Beaufsichtigung  der  Steuerbe- 
hörden. (Näheres  siehe  unten  sub  35  bei  Tabak- 
besteuemng  in  Rnssland). 

Vereinigte  Staaten.  In  den  Ver- 
einigten Staaten  ist  der  Handel  mit  Rohtabak 
und  mit  Tabakfabrikaten  —  letzterer  jedoch  nnr, 
in  so  weit  der  Jahresverkauf  50  (KX)  Pfund  über- 
steigt —  an  die  Zahlung  einer  Specialtaxe  ge- 
bunden, nachdem  das  Gesetz  vom  13.  Jnni  1898 
diese  durch  Gesetz  vom  1.  Oktober  1890  be- 
seitigten SpecialtaseUj  mit  Ausnahme  der  Special- 
taxe für  Händler  mit  Fabrikaten,  die  50000 
Pfund  nnd  weniger  jährlich  absetzen,  wieder 
eingeführt  hat.    (Siebe  unten  sub  37). 

Die  deutsche  Tabakkommission  hatte 
übrigens  konstatieren  können,  dass  die  Belegung 
des  Rohtabakhandels  mit  der  damaligen  Special- 
taxe von  25  Dollars  in  den  Kreisen  der  Händler 
nicht  schwer  empfunden  wurde,  weil  die  Lizenz- 
erteilung an  keine  Bedingung  geknüpft  war 
und  von  jedem  jederzeit  erholt  werden  konnte. 
Nach  dem  letzten  Ausweis,  der  überhaupt  über 
die  Zahl  der  Personen  vorliegt,  welche  Special- 
taxen gezahlt  haben  (Jahr  1890/91)  gab  es  in 
den  Vereinigten  Staaten  3593  Rohtabakhändler 
znm  Satz  von  12  Dollars,  1266  solche  zum  Satz 
von  5  Dollars  nnd  3  Kleinhändler  in  Roh- 
tabak. (Die  letztere  Specialtaxe  war  prohibitiv 
veranlagt  [30»/o  vom  Verkauf  über  500  Dollars]). 
Im  Jahre  19(X)  ergab  die  Specialtaxe  für  Roh- 
tabakhändler 72030  Dollars.  Der  geographischen 
Lage  nach  ist,  in  der  Hauptsache  entsprechend 
den  Produktionsgebieten  des  amerikanischen 
Tabaks,  der  Rohtabakhandel  am  stärksten  ver- 
treten in  Kentucky,  sodann  in  Nord-Carolina,  in 
Ohio,  in  Virginien  und  New- York. 

Die  Zahl  der  Kleinhändler  mit  Tabak  ist 
in  den  Vereinigten  Staaten  sehr  beträchtlich. 
Die  deutsche  Kommission  fand  im  Jahre  1878 
335  924  Tabakverschleisser  aller  Art ;  die  letzte 
vollständige  Statistik  über  dieselben,  die  es  bis 
auf  weiteres  überhaupt  geben  wird,  nämlich  jene 
für  1890/91  ergab  611411  Tabakverschleisser 
aller  Art,  also  ein  volles  Prozent  der  Bevölke- 
mng! 

Die  Gesamtzahl  der  Händler  auf  fabrizier- 
ten Tabak  einschl.  Cigarren  ist  ans  der  Steuer- 
statistik nicht  ersichtlich,  weil  die  weitaus  Ober- 
wiegende Zahl  derselben  (mit  einem  Jahresnm- 
satz  von  50  (XX)  Pfund  und  darunter)  der 
Specialtaxe  nicht  unterworfen  ist.  In  der  That 
hat  die  Specialtaxe  für  Händler  mit  Fabrikaten 
im   Jahre  1900  nur  16  564  Dollars  eingebracht. 

Die  deutsche  Kommission  fand  schon  da- 
mals in  Amerika  einen  grösseren  Aufwand 
der  Ausstattung  beim  Detulhändler  der  sich 
vermutiich  trotz  allmählicher  Uebernahme 
gleicher  Sitte  in  einzelne  Verschleissstellen 
unserer  deutschen  Grossstädte,  auch  jenseits  des 
Oceans  nicht  vermindert  hat. 
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(Aus  den  Censusergebnissen  von  1890  ist 
ein  Nachweis  über  den  Umfang  des  Tabak- 
handels nicht  zu  entnehmen,  weil  die  Gewerbe- 
statistik auf  die  Handelsgewerbe  sich  nicht  er- 
streckt und  in  der  Bemfsstatistik  der  Tabak- 
handel nicht  besonders  nachgewiesen  ist.) 

12.  Der  Tabakhandel.  Wirtschaft- 
liches. Eine  scharfe  Trennung  des  ■wirt- 
schaftlichen vom  technischen  Element  ist 
beim  Tabakhandel  nicht  durchführbar.  En- 
zelnes  von  -wirtschaftlicher  Bedeutung  ist 
bereits  berührt.  Andererseits  entziehen  sich 
die  intimeren  wirtschaftlichen  Vorgänge  beim 
Handel  und  insbesondere  beim  Rohtabak- 
handel weit  mehr  der  allgemeinen  und  er- 
schöpfenden Kenntnisnahme,  als  bei  der 
Fabrikation.  Erst  wo  bei  dem  Detailhandel 
die  Berührung  mit  dem  grossen  Publikum 
vorliegt,  bietet  sich  eine,  wenn  auch  niu:  in 
massigen  Grenzen  benutzte  Gelegenheit  zur 
Matenalsammlung. 

Es  wird  hiernach  wohl  Billigung  finden, 
wenn  ich  mich  auf  Deutschland  beschränke  und 
einige  Punkte  berühre,  welche  seinerzeit  die 
Enquetekommission  berücksichtigt  hatte  und 
welche  aus  Aniass  der  Tabaksteuerpläne  von 
1893  und  1895  in  neuer  Beleuchtung  hervor- 

fetreten  waren  und  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
ie  neuerlich  wieder  dringlich  gewordene  Bieichs- 
tinanzreform  ohne  stärkere  steuerliche  Heran- 
ziehung des  Tabaks  nicht  durchführbar  ist, 
auch  heute  von  aktuellem  Interesse  sind. 

Was  zunächst  den  Bohtabakhandel 
anlangt,  so  liegen  nur  wenig  genaue  Fest- 
stellungen über  wirtschaftlich  bedeutsame  Mo- 
mente vor.  Grundsätzlich  kann  über  die  Un- 
entbehrlichkeit  eines  gesund  organisierten  Boh- 
tabakhandels  kein  Zweifel  sein.  Ob  thatsächlich 
unter  bestimmten  zeitlichen  und  örtlichen  Be- 
dingungen der  Rohtabakhandel  innerhalb  der 
Schranken  angemessener  Vergeltung  seiner 
Leistungen  bleibt  oder  ob  er  —  das  Ifittelglied 
zwischen  Pflanzer  und  Fabrikant  —  nach  der 
einen  oder  anderen  Seite  hin  Druck  ausübt,  ist 
in  wirtschaftsgeschichtlich  genügend  abgeklärter 
Weise  schwer  zu  fassen.  Auf  den  Unterschied 
aber  muss  hingewiesen  werden,  welcher  in  der 
Stellung  des  Handels  mit  überseeischem  und 
mit  inländischem  Rohtabak  liegt.  Bei  dem 
letzteren  geht  der  eventuelle  Druck  auf  die 
Produktion  zum  Schaden  des  einheimischen 
Pflanzers  aus,  während  der  Druck,  den  der 
Händler  mit  fremdem  Tabak  allenfalls  auf  den 
fremden  Pflanzer  zu  üben  vermag,  die  heimische 
Volkswirtschaft  nicht  berührt.  Die  Gefahr 
eines  bedenklichen  Uebergewichts  dieses 
Zwischengliedes  liegt  hiernach  mehr  beim  Handel 
mit  dem  einheimischen  als  mit  fremdem  Ta- 
bak vor. 

Von  einzelnen  Punkten  wirtschaftlicheu 
Charakters,  welche  der  Konstatierung  sich  nicht 
entziehen,  möchte  zunächst  die  starke  Eon- 
centrierung  des  Rohtabakhandels, 
insbesondere  des  Handels  mit  ausländischem 
Tabak  an  einzelnen  Handelsplätzen  hervorzu- 
heben sein.  Vor  allem  kommt  hier  Bremen  mit 
seiner  Welthandelsstellung  in  der  Tabakbranche 
in  Betracht.  Dabei  ist  bedeutsam,  dass  die 
grossen  Kapitalien,  welche  dort  dem  Weltmarkt 


für  Tabak  dienstbar  gemacht  sind,  fast  ans- 
schliesslich  bremische  Kapitalien  sind.  Auch  bt 
der  Handel  ganz  überwiegend  Eigenhandel, 
nicht  Speditionshandel. 

Ein  anderer,  gelegentlich  der  Tabakenc^uete 
von  1878  geklärter  Punkt  von  wirtschafthcher 
Bedeutung  lie^t  in  dem  Nachweis  des  Nutzens, 
welchen  der  seitens  der  Rohtabakhändler  übliche 
Detailverkauf  an  Kleinfabrikanten  und  Hausin- 
dustrie biete.  Dabei  wird  angenommen,  dass 
der  wirtschaftliche  Nutzen  nicht  auf  seite  der 
Rohtabakhändler  (gar  nicht?),  wohl  aber  auf 
seite  der  Kleinfabrücanten  und  Hausindustriellen 
liege.  Für  diese  würde,  bei  dem  Mangel  an 
genügenden  Mittein  zum  Einkauf  en  gros,  die 
selbständige  Weiterführung  ihrer  Geschäfte  un- 
möglich, wenn  ihnen  der  Einkauf  des  Materials 
en  detaU  abgeschnitten  würde.  Seither  sei  ge- 
rade dadurch  den  Cigarrenarbeitem  erleichtert 
und  ermöglicht  worden,  sich  selbständig  zn 
machen.  Zum  Beleg  wird  auf  Berliner  und 
Dresdener  Verhältnisse  Bezug  genommen,  wo 
von  Rohtabakhändlem  Tabak  in  Quantitäten 
schon  von  1  bezw.  Vs  Pfund  ab  zur  Cigarren- 
fabrikation  an  solche  Leute  verkauft  werde, 
welche  sich  selbst  ihre  Cigarren  machen 
wollen  oder  einen  kleinen  Handel  mit  denselben 
treiben. 

Ueber  eine  wirtschaftliche  Hauptfrage, 
nämlich  über  die  durch  den  Rohtabakhandel 
bedingte  Stoffverteuerung  und  das  damit  zu- 
sammenhängende Mass  der  Rentabilität 
desselben,  liegen  allgemeinere  Ermittelungen 
nicht  vor.  Auch  bei  der  Enquete  von  1878  hat 
man  auf  jeden  Versuch  der  Klärung  dieses  Ver- 
hältnisses, entgegen  dem  Verhalten  gegenüber 
dem  „Nutzen  des  Detaillisten",  verzichtet.  Den 
letzteren  zu  ermitteln,  hat  man  sich  grund- 
sätzlich nicht  gescheut ;  freilich  war  die  Technik 
der  Fragestellung  schlecht  und  die  Technik  der 
Zusammenstellung  nicht  minder  schlecht.  Immer- 
hin aber  liegen  doch  zahlreiche  Notizen  über 
den  Nutzen  der  Detaillisten  vor,  während  für 
den   Rohtabakhandel   alle   Anhaltsi>unkte    zur 

fenauen  Beurteilung  des  Masses  seiner  Renta- 
üität  fehlen.  Als  bemerkenswert  dürfte  her- 
vorzuheben sein  eine  im  Bericht  der  Bremer 
Bezirkskommission  enthaltene  Indikation  dafür, 
dass  der  Rohtabakhandel  wirtschaftlich  von 
einer  besonders  intensiven,  andere  Zweige  des 
Welthandels  übertreffenden  Bedeutung  ist.  Es 
wird  hervorgehoben,  wie  gerade  bei  dem  Han- 
delsartikel Tabak  die  Prüfung,  Sortierung  und 
Bearbeitung  von  besonderer  Bedeutung  sei  und 
dass  der  Artikel  Tabak,  während  andere  grosse 
bremische  Stapelartikel,  z.  B.  Baumwolle  und 
Petroleum,  ohne  besondere  Manipulationen  mit 
dem  denkbar  geringsten  Handelsgewinn  bei  den 
grössten  Konjunkturschwankungen  die  Hand 
wechseln,  im  Gegensatz  dazu  die  Basis  für  eine 
weit  kompliziertere,  stabilere^  in  sich  gefestigtere 
Handelsthätigkeit  bilde.  Dies  lässt  allertdngs 
—  mindestens  für  den  Handel  mit  übersee- 
ischem Tabak  —  auf  ansehnliche  Rentabilität 
schliessen. 

Eine  wirtschaftliche  Frage  ersten  Ranges, 
welche  auf  den  Handel  mit  Fabrikaten 
sich  bezieht,  betrifft  das  Mass  der  Verteuerung, 
welche  die  Tabakfabrikate  durch  diesen  erfahren, 
insbesondere  die  Fra^e  des  „Nutzens  des  De- 
taillisten".    Bei  der  Tabakenquete  von  1878  ist 
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hierfiber  nmfassendes  Material  gesammelt,  leider 
aber  anch  hier,  -»ie  sonst  vielfach,  der  Versuch 
übersichtlicher  Zasammenstellnng  ängstlich  ver- 
nieden  worden.  Im  ganzen  wäre  nach  den  Er- 
gebnissen der  Enqnete  von  1878  der  Nutzen  des 
Detaillisten,  soweit  es  sich  um  Cigarren  handelt, 
auf  etwa  25  "/e  zn  veranschlagen,  während  be- 
xttglich  der  übrigen  Fabrikate  minder  sichere 
Anbaltsponkte  der  Schätzung  vorliegen.  Nach 
der  Enquete  von  1878  hat  man  den  Eindruck, 
als  sei  bei  diesen  der  Nutzen  der  Detailhändler 
erheblich  geringer;  die  von  der  Berliner  Vor- 
beratungskommLSsion  zum  Tabaksteuergesetz- 
entwnrf  von  1893  entworfenen,  in  die  Begrün- 
dung dieses  Entwurfs  übergegangenen  Berech- 
naugen (siehe  unten)  ergeben  einen  im  allge- 
meinen weit  höheren  Nutzen  des  Detailhändlers 
und  keine  so  erheblichen  Unterschiede  zwischen 
Cig«rren-  und  anderen  Tabakverkäufem.  An- 
gesichts der  bei  dem  Auftauchen  der  Frage  der 
Tabaksteuer  herkSnunlich  zum  Ausdruck  ge- 
langenden Bedenken  über  die  eventuellen  künf- 
tigen Preisgestaltungen  im  Cigarrengeschäft, 
ist  es  am  Platze,  auf  eine  bedeutungsvolle  Er- 
klänmg  der  Bremer  Bezirkskommission  bei  der 
Enqnete  von  1878  hinzuweisen,  dass  nämlich 
.nicht  die  Verkaufspreise  der  Fabrikanten  die 
Detailpreise  bestimmen,  sondern  dass  sich  die 
Fabrikanten  mit  ihren  Preisen  nach  denjenigen 
Preisen  zn  richten  haben,  welche  im  Detailge- 
schSft  gewohnheitsmässig  geworden  sind."  Die 
hervorragende  Anpassungsfähigkeit  gerade  der 
Cigarre  an  eine  ausgiebige  Steuererhöhnng 
wird  hierdurch  in  zutreffender  Weise  bestätigt. 
(Ein  Aufschlag  von  25"  o  *if  die  Verkaufspreise 
des  Cigarren&brikanteh  ist  auch  in  den  von 
Interessentenkreisen  aufgestellten  Berechnungen 
festgehalten.) 

In  der  Begründung  des  Tabaksteuergesetz- 
entwarfes  vom  21.  November  1893  ist  die  Ab- 
stufung des  bisherigen  Nutzens  des  Detail- 
händlers nach  Fabrikaten  und  einzelnen  Preis- 
ütufen  berechnet.  Bei  Cigarren  ergäbe  sich 
hiernach  für  die  billigsten  Sorten  ein  Nutzen 
des  Detailhändlers  bis  zu  fi6,7%  (3  Pfennig- 
Cigarre),  für  die  4  bis  6  Pfennig-Cigarre  je 
nach  den  Fakturapreisen  ein  Nutzen  von  28 
bis  zu  66;''*,,  bei  den  teuren  Sorten  im  allge- 
meinen ein  N  atzen  von  40  bis  4ö°'o-  Bei  den 
Oigaretten  wächst  der  Nutzen  im  allge- 
meinen mit  der  Preislage  von  25  bis  75"/0! 
ähnlich  bei  Kautabak,  ungefähr  von  25",, 
(und  beim  billigsten  schon  fe,3*/o)  bis  45  "Z,. 
Beim  Rauchtabak  zeigt  der  Nutzen  die  ge- 
ringsten Schwankungen  nach  den  Preisabstu- 
fongen ;  im  allgemeinen  aber  ist  hier  der  Nutzen 
bei  den  gefingen  Sorten  (bis  zu  37,5  */(,  i  grösser 
als  bei  den  feinsten  (2ö°,„). 

Eine  weitere  wirtschaftliche  Frage,  welche 
freilich  nicht  bloss  dem  Tabakgeschäft  eigen 
ist,  betrifft  die  lange  Dauer  des  von  den  Fabri- 
kanten gewährten  Kredits.  Bei  der  Enquete 
Ton  1878  wurde  festgestellt,  dass  die  kürzeste 
Kreditfrist  —  1  bis  2  Monate  —  in  Elsass- 
Lothringen  gebräuchlich  war:  in  allen  anderen 
Bezirken  wurde  mindestens  3  bis  6  Monate  und 
von  Cigarrenfabrikanten  fast  regelmässig  6 
Monate,  in  Hessen-Nassau  sogar  6  bis  12  Monate 
Kredit  bewilligt.  Von  den  Ranchtabakfabri- 
kanten und  in  einzelnen  Bezirken  auch  von 
Schnnpftabakfabrikanten    wurde    nsancemässig 


nur  auf  3  Monate  kreditiert.  Ausdrücklich 
wurde  hervorgehoben,  dass  eine  grosse  Anzahl 
Kunden  die  Kreditfristen  überschreite  und  Ver- 
längerung verlange.  Die  sechsmonatliche  Zah- 
lungsfrist ist  nach  der  Begründung  des  vorer- 
wähnten Tabaksteuergesetstentwurfes  im  allge- 
meinen auch  jetzt  als  Regel  anzusehen. 

■  13.  Der  Tabak  als  Artikel  des  Welt- 
handels. Fast  der  gesamte  Betrag  der  Tabak- 
prodnktion  geht  in  die  Hände  des  organisierten 
Handels  über,  da  verhältnismässig  nur  geringe 
Mengen  nnmittelbar  vom  Produzenten  zum 
Konsumenten  gelangen.  Nnr  die  Steuergesetz- 
gebung, insbesondere  die  Monopolisierung  der 
Tabakfabrikation  schliesst  für  gewisse  Gebiete 
und  für  gewisse  Bruchteile  der  Tabakbeschaffung 
den  Privathandel  aus.  Andererseits  ist  aber 
gerade  die  Steuergesetzgebung  die  Veranlassung 
zu  einem  sehr  intensiven  Eingreifen  des  Tabak- 
handels und  zwar  als  auswärtiger  Handel.  Es 
giebt  nämlich  Steuersysteme,  welche  weit  über 
das  Mass  des  durch  die  natürlichen  Verhältnisse 
gebotenen  Umfangs  hinaus  den  auswärtigen 
Handel  mit  Tabak,  insbesondere  die  Tabakein- 
fuhr begünstigen.  Am  ausgesprochensten  ist 
dies  dann  der  Fall,  wenn  wie  z.  B.  in  England 
der  einheimische  Tabakbau  grundsätzlich  ver- 
boten ist.  Dann  muss  der  auswärtige  Handel 
die  gesamte  Tabakversorgung  des  Landes  über- 
nehmen. Abgeschwächt  zeigt  sich  eine  ähnliche 
Wirkung  des  Steuersystems  dann,  wenn  die 
Steuer-  bezw.  ZolIbeme.ssung  für  den  inlän- 
dischen und  den  ausländischen  Tabak  die  Zu- 
fuhr des  letzteren  begünstigt.  Zu  diesem  durch 
stenerflskalische  Einnchtungen,  insbesondere  in 
Europa,  veranlassten  Mangel  an  Selbstgenüg- 
samkeit der  nationalen  PrMuktion  kommt  beim 
Tabak  ein  weiterer  den  internationalen  Handel 
mit  demselben  fördernder  Umstand.  Bei  dem 
Tabak  fällt  das  Qualitätsmoment  der  Lage  des 
Produktionsortes  mehr  als  bei  irgend  einem 
anderen  Artikel  in  die  Wag^schale.  Die  feineren 
und  feinsten  Sorten  werden  nur  in  verhältnis- 
mässig beschränkten  Gebieten  gewonnen;  voll- 
wertige Surrogate  derselben  smd  anderwärts 
nicht  zu  finden;  aus  allen  Himmelsstrichen 
macht  sich  hiemach  eine  internationale  Nach- 
frage nach  solcher  Ware  geltend.  Alles  drängt 
hiemach  zu  einer  starken  Austauschbewegung 
auf  dem  Gebiete  des  Rohtabakhandels.  Für  den 
Handel  mit  Fabrikaten  liegt  ein  ähnlicher 
Mangel  der  Selbstgenügsamkeit  der  einzelnen 
Wirtschaftsgebiete  nicht  vor.  Abgesehen  von 
der  Unerreichbarkeit  der  in  der  Havanna  selbst 
fabrizierten  Havannacigarre  kann  aUerwärts 
durch  die  nationale  Industrie  den  heimischen 
Bedürfnissen  in  der  Hauptsache  genügt  werden ; 
in  den  Monopolländera  wird  dies  geradezu  Staats- 
maxime. Ueberhaupt  ist  die  Steuer-  und  Zoll- 
gesetzgebung dem  auswärtigen  Fabrikathandel 
nicht  günstig.  Dem  starken  internationalen  Aus- 
tausch des  Rohstoffes  steht  deshalb  nur  ein 
massig  entwickelter  Fabrikathandel  gegenüber. 

Die  Vorführung  alles  statistischen  Stoffes 
über  den  Tabakhandel  ist  hier  nicht  möglich. 
Im  Anschluss  an  v.  Jurascheks  Uebersichten 
sei  ein  allgemeines  Bild  des  Welthandels  mit 
Tabak  gegeben ;  daran  reihen  sich  neuere 
Notizen  über  den  deutschen  Tabakhandel. 

V.  Juraschek  schätzt  die  ans  sereuro- 
päische Tabakausfuhr  für  1889  auf  2  073338 
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Metercentuer :  dieser  stehen  Einfuhren  (in  den 
wichtigsten  Ländern)  im  Betrag  von  297  868 
Metercentner  gegenüber,  sodass  sich  eine  M  e  h  r  - 
ausfuhr  der  anssereuropäischen  Gebiete  von 
1  777  470  Metercentnem  ergiebt : 

Die  Einzelnachwei8e,  aus  welchen  dieses 
Gesamtergebnis  gewonnen  ist.  sind  folgende. 

Aussereuropäische  Tabakausfuhr 
(mit  Einschluss  der  Fabrikate). 

in  Mtr.-Ctr. 

Vereinigte  Staaten  .    .  1889/90   i  164  167  ') 

Niederl.-Ostindien     .    .  1889  149  S80 

Cuba 1889  106065 

Türkei 188990  104544 

Philippinen 1889  101  105 

Brasilien ca.  100  000 

China      1889  42089 

Paraguay 1887  39  434 

Puerto-Rico 1887  35174 

Algier 1889  31336 

Britisch-Ostindien     .    .  1889/90  31  178 

Ceylon 1889  26615 

Persien ca.  26000 

San  Domingo  ....      ca.  25  000 

Französisch-Ostindien   .      ca.  19000 

Cochinchina      ....      ca.  15  000 

Columbien 1888  13377 

Japan 1889  1 1 864 

Mexiko 1889/30  10 147 

Madagaskar  u.  Reunion      ca.  10  000 

Peru ca.  4  000 

Neu-Süd- Wales     .    .    .  1889  3856 

Venezuela ca.  2000 

San  Salvador   ....      ca.  1 000 

Argentinien      ....  1889  262 

Französisch-Westindien  •  1887  145 

Franziisisch-Oceanien    .      ca.  100 

Diesen  Ausfuhren  aussereuropäischer  Länder 
stehen  gegenüber  (in  den  wichtigsten  dieser 
Länder)  Einfuhren  zu  Metercentnem: 

Vereinigte  Staaten    .    .  1889/90  136067 

Argentinien     ....     1889  49015 

Australien 1889  41 767 

Aegypten 1889  32479 

Algier 1889  15875 

Uruguay 1889  13  961 

Britisch-Ostindien     .    .  1889,90  6785 

Chile 1888  909 

Türkei 1889/90  767 

Japan      1889  243 

Von  Einzeler^ebnissen  der  Statistik 
des  auswärtigen  Tabakhandels 
seien  hier  jene  des  deutschen  Zollgebiets  vorge- 
führt.   (Siehe  Tabelle  in  der  nächsten  Spalte.) 

Ständige  Abnahme  der  Ausfuhr,  insbeson- 
dere nahezu  vollständiges  Verschwinden  des 
Ueberschusses  der  Fabrikatausfuhr  einerseits 
und  starke  Zunahme  der  Rohtabakeiufahr  ist 
hiernach  die  Signatur  der  jüngsten  Entwicke- 
lung  des  deutschen  auswärtigen  Tabakhandels. 

D.  Tabakverbrauoh. 

14.  Ermittelang  desTabakverbraachs. 

Die  Nachweise  über    die   Tabakproduktion 

'}  Dazu  aaigeführte  fremde  Ware  8235 
Meterc«ntner. 


Deutschland  (Zollgebiet). 


Jahres- 
dtirch 
schnitt 
der  Ernte- 
jahre ') 


1871,75 

1876/80 
18JS1/85 
188()  90 
189195 
18%/99 


Rohtabak  n. 

Tabak- 
fabrikate 


Ein- 
fuhr 
t 


51  197 
51847 
32914 
45627 
5' 984 
60645 


Aus- 
fuhr 
t 


Insbesondere 


Rohtabak 

(in  fabrika- 
tionsreifem 
Zustande)') 


Ein- 
fuhr 
t 


1 1  543  49  847 
5  539  50715 


5389 
3  «63 
2  271 
2275 


3' 877 
44988 

50952 
59  447 


Aus- 
fuhr 
t 


•S  ja  J< 

t') 


6297 

2642 

3450 

I51I 

905 

902 


2007 
974 
693 
465 
280 
80 


sowie  über  den  Handel  mit  Rohtabak  und 
Fabrikaten  bieten  das  Material  ziu-  Berech- 
nung des  Tabakverbrauchs.  In  Monopol- 
läudern  kommen  dazu  noch  die  Nachweise 
üljcr  den  Tabakverschleiss ,  die  letzteren 
stehen  den  nirgends  vorliegenden  Nach- 
weisen über  den  wirklichen  Verbrauch  inner- 
halb einer  gegebenen  Zeitstrecke  am  näclisten. 
Schon  entfernter  vom  Verbrauch  steht  der 
Nachweis  der  fabrizierten  Mengen,  wie  er 
in  den  Ländern  der  Tabakfabrikatsteuer  vor- 
liegt. Am  weitesten  davon  entfernt  sind 
die  Rohtabakproduktions-  und  -handelsaus- 
weise.  Die  Bewegung  der  Rohtabakmengen 
innerhalb  einer  bestimmten  Zeitßtrecke  fällt 
keineswegs  mit  der  Gestaltung  der  Ver- 
brauchsmengen zusammen.  Der  Konsiun 
bewegt  sich  stetiger,  die  Rohmaterial- 
beschaffung ungleichmässiger,  je  nach  dem 
Ausfall  der  heimischen  Ernten,  den  Handels- 
konjunkturen und  insbesondere  den  allenfalls 
dazwischen  fallenden  Steuerspekulationen, 
welche  nicht  ausbleiben,  sobald  eine  in  Aus- 
sicht genommene  Aenderung  der  Besteue- 
rung dem  Besitzer  das  Rohstoffes  Vorteil  zu 
versprechen  scheint. 

Die  Statistik  der  Rohmaterialbescbaffung 
deckt  sich  liiemacli  mit  der  Statistik  des 
Verbrauchs  um  so  weniger,  je  kürzere  Zeit- 
strecken in  Frage  kommen.  Annähernd  be- 
friedigende Ei^ebnisse  geben  nur  die  Durch- 
schnitte langer  Jahresreiheu.         ' 

Anders  liegt  die  Sache  in  den  Tabak- 
fabrikatsteuer- und  namentlich  in  den  Mono- 
polländern.     Hier  hat  man  in   den  Nach- 


Vom  1.  JuU  bis  30.  Juni. 

-)  Der  eingeführte  Rohtabak  ist  ausschliess- 
lich als  fabrikationsreif  angenommen.  Der  aus- 
geführte Rohtabak  ist  zur  Hälfte  als  fabrika- 
tionsreif, zur  Hälfte  als  dachreif  (Abzug  von 
Vs)  angenommen. 

')  von  der  Mehrausfuhr  für  Schnupf-  und 
Kautabak  sind  für  beigemischte  fremde  Bestand- 
teile 23  "/o  in  Abzug  gebracht. 


Digitized  by 


Google 


Tabak  und  Tabakbe.steuernna: 


23 


weisnngen  über  die  fabrizierten  bezw.  zum 
Verschleiss  gebrachten  Mengen  einen  der 
wirklichen  Verbrauchsgestaltung  sehr  nahe 
kommenden  Aufschluss.  Leider  ergiebt  sich 
hier  eine  andere  Schwierigkeit.  Die  ver- 
schiedenen Fabrikate  sind  selbst  da,  wo  für 
die  Cigarren  effektive,  nicht  bloss  ange- 
nommene Gewichtsmengen  gegeben  sind, 
bezüglich  der  Gewichtseinheiten  nicht  gleich- 
massig.  Insbesondere  stellen  die  Fabrikat- 
mengen prozentual  verschiedene  Rohtabak- 
mengen dar.  Die  Fabrikatstatistik  ist  des- 
halb sehr  wertvoll,  insoweit  es  sich  einer- 
seits um  die  Kenntnis  der  verschiedenen 
Geniissrichtungen  in  einem  gegebenen  Zeit- 
abschnitte, andererseits  um  die  zeitliche  Be- 
wegung der  Fabrikationsmengen  handelt; 
eine  einheitliche  Erfassung  der  Yerbrauchs- 
menge  ist  aber  bei  derselben  erschwert. 

Zum  vollständigen  Aufbau  einer  er- 
schöpfenden internationalen  Tabakverbrauchs- 
statistik fehlt  hier  der  Raum.  Nur  einige 
hierher  gehörige  Hauptzahlen  sollen  im  fol- 
genden mitgeteilt  werden. 

15.  Tabakrerbraneh  in  einigen  Ländern. 

Deutsches  Zollgebiet.  Eiue  bei  den 
Steuerdebatten  gelegentlich  viel  benutzte  aber 
anch  viel  missverstandene  Berechnung  des 
Kaiserlichen  statistischen  Amtes,  welche  den 
.Verbranch  von  fabrlkationsreifem  Rohtabak  im 
Zollgebiet"  aasweist,  enthält  nebenstehende  Ta- 
belle. 

Diese  Zahlen  bestätigen  das  im  vorigen 
Abschnitt  Ober  die  Unstetigkeit  der  Materialhe- 
»chaifnng  Bemerkte.  Namentlich  tritt  der  Ein- 
flnss  VQU  Steuerspeknlationen  zn  Anfang  und 
in  Ende  der  70  er  Jahre,  ferner  der  Rückgang 
der  heimischen  Produktion,  besonders  in  den 
beiden  jüngsten  Jahren,  hervor.  Was  allgemein 
als  dentsche  Tabakverbranchsstatistik  behandelt 
wird,  ist  hiernach,  für  kürzere  Zeitabschnitte 
nnd  insbesondere  fUr  das  achte  Jahrzehnt  dieses 
Jahrhunderts  sehr  weit  von  einer  solchen  ent- 
fernt.') Zweifellos  hat  der  wirkliche  Tabak- 
konsnm  nicht  bloss  die  Einzeljahresbeträge  von 
2.6  nnd  2.7  kg  pro  Kopf,  sondern  auch  das 
Mittel  des  Jahrfünfts  ISfl^e  mit  1,8  kg  that- 
sächhch  niemals  erreicht  Andererseits  sind 
die  Berechnungen  für  die  vor  1870  liegende 
Zeit  wegen  damaliger  unvollständiger  Erute- 
statistik  um  ein  klemes  zn  niedrig.  Man  wird 
das  Richtige  treffen,  wenn  man  den  Tabakver- 
braoch  im  deutschen  Zollgebiet  für  die  Zeit 
vor  1870  auf  nahezu  1,4  kg,  für  die  Gegenwart 
auf  1,6  bis  1,7  kg  schätzt.  Seit  einem  Jahr- 
zehnt ist  der  deutsche  Tabakverbrauch  zweifel- 
los in  Zunahme  begriffen;  die  Abnahme  der 
beiden  jüne^ten  Jahre  ist  nur  eine  scheinbare, 
hervorgerufen  durch  die  Mindemna:  der  Lager- 
bestände  heimischen  Tabaks  infolge  geringer 
Ernten.  Inwieweit  damit  auch  eine  qualitative 
Verbeserung    des   Tabakverbrauchs   Hand   in 


')  Man  vgl.  dazn  auch  die  Ansführun&ren 
m  ,Der  Tabak  im  Deutschen  Zollgebiet"  1899 
iTierteljahrsh.  z.  Stat.  des  D.  R.  1901.  I, 
S.  106.) 


Berechneter  Verbrauch  fabri 

Periode 

kationsreifen  Rohtabaks 

bezw. 
Emtejahre ') 

überhaupt 

auf  d.  Kopf  der 
Bevölkerung 

de 

kg  netto 

186165«) 

465  491 

1.31 

1866  70») 

500382 

1,33 

1871 

725217 

1.81 
2,56 
1.66  1,84 

1872 

1053321 

1873 

689  927 

1874 

662369 

i;58 

1875 

663808 

1,57 

1876 

675  338 

',58 
2,22 

2,73  1.71 

1877 

960391 

1878 

I  198505 

1879 

331  059 

0,75 

1880 

564  184 

1,26 

1881 

729  578 

1.62 
1,17 
1,32  1.39 

1882 

531  285 

1883 

603  110 

1884 

689807 

1..50 

18a-) 

631892 

1.36 

1886 

697621 

1,49 
1,54 

1,38  1.51 
',54 
1,61 

1887 

725  035 

1888 

667669 

1889 

754  780 

1890 

800937 

1891 

736860 

1,47 

1892 

723111 

1,43 

18i»3 

750095 

1,46 

1..54 

1894 

817363 

1,57 

1895 

935  812 

1,78 

1896 

937  745 

1.49' 

1897 

952  656 

1898 

850  946 

1899 

831  020 

39  jähr.  Dnrchschn 

685  149 

1,53 

Hand  gegangen  ist,  lässt  sich  für  den  deutschen 
Konsum  nicht  nachweisen,  während  solches  bei- 
spielsweise ans  den  nachstehenden  Nachweisen 
über  den  Verschleiss  und  die  Rohtabakverwendnng 
in  Oesterreich  klar  hervorgeht. 

Oesterreich.    Der  Gesamt  verschleiss  an 
Tabakfabrikaten  im  Inland  beträgt 


1871/75 

1876/80 

1881/85 

1886,90 

1891,/95 

1896 

1897 

1898 

1899 


de 

353807 
342898 
319664 
311  381 
314692 
331490 
337  549 
348378 
353033 


pro  Kopf 
d.  Bev. 

kg 

«,5° 

1,44 

1.42 

1,32 

1,29 

1,33 

1,34 

1,37 

1,37 


mit  einem  Erlös  von 
Kronen 

pro  Kopf 


im  ganzen 

123055  198 
126480070 
137090854 
154  196276 
170154392 
186  408  938 
191  232  144 
197609218 
203719286 


d.BevöL 
5,28 
5.28 
6,12 
6,56 
7,00 
7,46 
7,56 
7,74 
7,89 


Die    Rohtabakverwendung    stellt 
sich  folgendennassen: 


')  Beginnend  mit  1.  Juli. 
»)  Kalenderjahre. 
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Es  ist  verwendet  Bohtabak: 


auf  d.  Kopf 
der  Bevölk. 

de 

kg 

1871/75 

320008 

1,69 

1876/80 

325093 

1,49 

1881/85 

335  513 

1,48 

1886/90 

330352 

i>43 

1891/95 

327  638 

«,34 

1896 

348  630 

1,35 

1897 

368461 

«,45 

1898 

384  369 

1,50 

1899 

377  174 

1,45 

Ungarn.     Der  Verschleiss    an  Tabak- 
fabrikaten stellt  sich  folgendermassen : 

anf  den  anf  den 

Kopf  der  Wert  in  Kopf  der 


Perioden 
bezw. 
Jahre 


1881/85 

1886/90 

1891/95 

1896 

1897 

1898 


de 

143  436 
157287 

197515 

211  405 
215675 
216542 


Bevölk.  Bevölk. 

kg  Kronen 

0,90  61246000     3,82 

0,93  70092000     4,14 

1,1 1  86398000     4,86 

1.15  97684000  5,32 

1.16  98416000  5,30 
1,16  99761000  5,32 


An  Bohtabak  wurden  verwendet: 

auf  den  Kopf 


de 

der  Bevölk. 
kg 

1881/85 

«49  049 

0,94 

1886/90 

167  568 

0,99 

1891/95 

206658 

1,15 

1896 

226809 

1,23 

1897 

250  927 

1,35 

1898 

233693 

1,25 

Bosnien  and  Herzegowina.  Die  Ma- 
terialqnote  von  Fabrikaten  ergiebt  1,2  kg  pro 
Kopf;  die  Verarbeitung  von  22000  Metercent- 
nem  pro  Jahr  dagegen  einen  Bohtabakverbraneh 
von  1,35  pro  Kopf  der  Bevölkerung.  (Vgl. 
unten  sub  29.) 

Frankreich.  Nach  dem  Durchschnitt 
des  Jahrzehnts  1882/91  beträgt  der  Jahresver- 
schleiss  an  Tabakfabrikaten  35  954  420  kg 
bezw.  0,95  kg  anf  den  Kopf  der  Bevölkerung. 
Führt  man  die  Ermittelung  des  Kohtabakver- 
brauchs  auf  Grund  der  Nachweise  über  die  von 
den  Pflanzern  und  vom  Handel  gelieferten 
Mengen  für  die  Periode  1886/91  durch,  so  er- 
giebt sich  ein  durchschnittlicher  Rohtabakver- 
braneh  von  37 198  500  kg  oder  0,99  kg  auf  den 
Kopf. 


Für  die  Jahre  1892  bis  1899  ergiebt  sich  folgendes: 

Sonstiger,  insbesondere 

Inländischer  Roh-  vom  Handel  gelieferter  Gesamtmenge  des 

tabak           (auch  beschlagnahmter)  Tabaks 

Tabak 

kg                             kg  kg 

22  727  785                    1 5  643  757  38  37 1  542 

23317684                    18417427  41 735 111 

22932662                   21619206  44551868 

2558:343                    16305439  41886782 

26769310                    14292887  41 062 197 

27127251                    13294878  40422129 

29476644                    12183367  41660011 

20582771                    19145295  39728066 


Jahre 


1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 


auf  den 

Kopf  der 

Bevölk. 

kg 
i,oi 

1,09 
1,17 
1,10 

1,07 

1,06 

1,09 
1,03 


Für  das  Jahrftoft  1895/99  ergiebt  sich 
hiemach  ein  Bohtabakverbraueh  von  1,07  kg 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung. 

Belgien.  Im  Jahresdurchschnitt  des 
Jahrfünfts  1888/92  betrug  die  annähernde  Zahl 
der  geemteten  Pflanzen  63842  022  mit  einem 
Ertrage  von  39454%  kg.  Eingeführt  sind 
9010  286  kg  Tabak,  ausgeführt  204  783  kg; 
znm  heimischen  Verbrauch  verbleiben  12  750  999 
kg,  d.  i.  2,11  kg  auf  den  Kopf.  Für  1895/99 
ergiebt  sich  folgendes  als  Jahresdurchschnitt: 
Heimische  Tabakemte  6173686  kg,  Eohtabak- 
einfuhr  8679  060  kg,  -ausfuhr  32  564  kg,  also 
Mehreinfahr  8  643  496  kg;  Tabakfabrikate: 
Einfuhr  186  859  kg,  Ausfuhr  140  046  kg,  also 
Mehreinfuhr  46  813  kg;  demnach  bei  Zuschlag 
von  10  "/o  zur  Mehreinfuhr  der  Fabrikate  ver- 
fügbar zum  Verbrauch  14  868676  kg  oder  2,31 
kg  auf  den  Kopf.  (Die  Ernte  von  1900  ergab 
7987  013  kg;  die  Mehreinfuhr  von  Rohtabak 
betrug  9  517  276  kg;  bei  den  Fabrikaten  ergab 
sich  eine  Mindereinfnhr  von  25127  kg.) 

Niederlande.  Im  Jahrdritt  1890/92  be- 
trug durchschnittlich  die  Tabakernte :  1 319  000 
kg,  die  Einfuhr  von  Rohtabak  inkl.  Stengel 
16052  700  kg,  die  Einfuhr  von  Cigarren  35  SX) 
kg,  von  sonstigen  Fabrikaten  54  700  kg  —  da- 


fegen  die  Ausfuhr  an  Rohtabak  und  Stengeln 
822  300  kg,  an  Cigarren  692  700  kg,  an 
sonstigen  Fabrikaten  618  000  kg.  Bringt  man 
für  Fabrikate  10  "/o  Zuschlag  in  Ansatz,  so 
stellt  sich  Einfuhr  und  Ernte  auf  17  468  500 
kg,  Ausfuhr  auf  3264000  kg;  für  heimischen 
Verbrauch  verbleiben  hiemach  14  204500  kg 
oder  3,09  kg  auf  den  Kopf  der  Bevölkemng. 
Für  1896/98  ergiebt  sieh  als  Durchschnitt  der 
Tabakemte  1 639  300  kg,  der  Rohtabakeinfuhr 
18  628000  kg,  der  Einfuhr  von  Cigarren 
32  300  kg,  von  sonstigen  Fabrikaten  69  700  kg, 

I  dagegen  die  Ausfuhr  von  Rohtabak  1  892 100 
kg,  von  Cigarren  1  068  000  kg,  von  sonstigen 
Fabrikaten   865  OOO  k^.    Hiemach   ist  die  für 

!  1896/98    durchschnittlich    für    den   heimischen 

j  Verbrauch  verfügbare  Rohtabakmenge  zu  veran- 

!  schlagen  auf  16  553  800  kg   oder  3,38  kg  auf 

,  den  Kopf. 

Italien.  Der  Verbrauch  an  Tabakfa- 
brikaten stellt  sich  in  der  Periode  1886,87  bis 
1891/92  auf  0,55  kg,  in  der  Periode  1895/96  bis 

'  1899,1900  gleichfalls  auf  0,55  kg  auf  den  Kopf 
der   Bevölkemng.     Bei   einem   Zuschlag    von 

I  lO'/o  ergiebt  sich  hieraus  ein  Rohtabakverbranch 
von  0,61  kg  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung. 

,  (Die  Berechnung   auf  Grund   der  in  den  Pe- 


Digitized  by 


Google 


Tabak  und  Tabakbesteuerung 


OS 


rioden  188788  bis  189192  and  1895/36  bis 
18991900  in  die  Fabrikation  Ober^refahrten 
Bohtabakmengen,  also  ohne  Beräcksichti^ng 
des  (xnnehmenden)  Verbrauchs  eingefiuirter 
Fabrikate  ergiebt  im  Jahresdurchschnitt  0,64 
bezw.  0,59  auf  den  Kopf  der  Bevölkemng. 

Spanien.  In  den  Honopolfabriken  sind 
Bach  dem  DurrJischnitte  der  fUnf  Jahre  1887,88 
Us  1891,92  verarbeitet  worden  20743  536  kg 
Sohtabak  (nnd  zwar  ausschliesslich  ausländi- 
scher bezw.  kolonialer,  da  in  Spanien  selbst  der 
Tabakbau  verboten  ist);  dies  ergiebt  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  von  1887  eine  Rohtabak- 
menge von  1,18  kg.  —  Die  Fabrikate  betrugen 
nach  dem  Durchschnitt  derselben  fünf  Jahre 
643  743  000  Stock  Cigarren,  7  732  467  000  Stück 
Cigaretten,  6  391  769  kg  Schnupf-  nnd  Ranch- 
tabak. Rechnet  man  das  Durchschnittsgewicht 
von  1000  Stück  Cigarren  zu  6  kg  nnd  von 
1000  Stück  Cigaretten  zu  1;2  kg,  so  ergiebt 
sich  eine  Jahresmenge  an  Fabrikaten  von 
19479067  kg  oder  1,11  kg  auf  den  Kopf.  Im 
Dnrehschnitt  der  5' ,  Jahre  1895  (Juli)  bis  1900 
(Dezember)  sind  verarbeitet  worden  18  579  826 
kg  oder  1,01  kg  auf  den  Kopf  der  für  1897  ge- 
sui&tzten  Bevölkerung.  Fabriziert  wurden 
dnrchschnitüich  3043  274  kg  Cigarren,  5008867 
kg  Cigaretten,  7198376  kg  Rauchtabak,  4205 
kg  Schnnpftabak ;  im  ganzen  15  254  728  kg  oder 
0,83  kg  Fabrikate  auf  den  Kopf  der  Bevölke- 
rung. 

Bulgarien.  Versteuerte  Fabrikatmengen 
dnrchschnittlich  im  Jahrdritt  1890.92  bezw. 
Jahrfünft  1895  99  1453519  bezw.  1451289  kg 
oder  0,45  bezw.  0,42  kg  auf  den  Kopf  der  ße- 
Tölkenmg.  Ans  der  Accisezahlung  in  den 
gleichen  Zeiträumen  berechnen  sich  1463760 
berw.  1  633  922  kg  Rohtabak  oder  0,45  bezw. 
0,48  kg  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung.  (Es 
wird  Jedoch  angenommen,  dass  nicht  unerheb- 
liche Tabakmengen,  insbesondere  solche,  welche 
Pflanzer  direkt  verwenden,  nicht  zur  Verstene- 
nmg  gelangen.) 

Ramänien.  Gesamt verschleiss  an  Ta- 
bakfabrikaten im  Durchschnitt  der  Jahr- 
fönfte  188889—1892  93  bezw.  1893,94—189899 
3431 838  kg  bezw.  3  745  548  oder  0,60  kg  bezw. 
0,65  kg  aof  den  Kopf  der  Bevölkerang.  Daraus 
findet  man  mit  10 "g  Zuschlag  einen  Boh- 
tabakverbranch  von  0,67  kg  bezw.  0.72  auf 
den  Kopf. 

Grossbritannien  nnd  Irland.  In 
England  ist  der  Tabakverbranch  neuerlich  in 
Znnahme.  Im  Jahresdurchschnitt  des  Jahr- 
ftaifts  1878,'82  betrug  der  berechnete  Ver- 
branch an  Rohtabak  (für  heinüschen  Ver- 
teanch  zurOckbehaltene  Menge  der  Einfuhr) 
1,42  Pfnnd  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung,  in 
der  Periode  188387  1,45  Pfnnd.  in  der  Periode 
188892  1,56  Pfnnd  nnd  in  der  Periode  189599 
1,78  Pfnnd  (0,81  kg).  Die  Einzelergebnisse  itür 
die  letzten  5  Jahre  sind  folgende : 

Zum  heimischen  Verbrauch  zurück- 
behaltene Rohtabakmengen 

!_, ;_  „„„.„„         auf  den  Kopf 

Jahre  im  ganzen  ^^^  g^^g,^*' 

1895  62300282  1,67  Pfd. 

1896  64675:83  1,73    „ 

1897  66479217  1.75    „ 

1898  70 108  751  1,83    „ 

1899  73032064  1,89    „ 


Schweden.  Im  Durchschnitt  des  Jahr- 
sechsts  1886/91  betrug  die  heimische  Erzeugung 
an  Rohtabak  1  072  000  kg,  die  Einfuhr  3419852 
kg,  die  Ausfuhr  281  1^,  die  für  den  heimischen 
Verbrauch  verfügbare  Rohtabakmenge  hier- 
nach 4  491 671  kg  nnd  bei  Zurechnung  des 
Ueberschnsses  der  Fabrikateinfuhr  (für  welche 
mit  Rücksicht  auf  die  weite  Verbreitung  des 
Schnupfens  in  Schweden  ein  Zuschlag  bei  Zu- 
rttckführung  auf  Rohtabak  nicht  geboten 
erscheint)  von  102  693  kg  im  ganzen 
4  612364  kg  oder  0,98  kg  auf  den  Kopf  der 
Bevölkemng.  Für  189599  stellt  sich  die  hei- 
mische Rohtabakerzeugung  auf  durchschnittlich 
778  640  kg,  die  Einfuhr  auf  3  604  379  kg,  die 
Ausfuhr  auf  38  kg,  femer  die  Einfnnr  von 
Fabrikaten  auf  156389  k^,  die  Ausfnhr  von 
solchen  auf  12  251  kg.  Hiernach  blieben  ver- 
fügbar zum  Verbranch  4  527  119  kg  oder  0,92 
kg  auf  den  Kopf  der  Bevölkemng. 

Norwegen.  Nach  den  mir  vom  norwegi- 
schen statistischen  Bureau  gewordenen  Mittei- 
lungen stellt  sich  der  „Tabakkonsnm"  anf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  (berechnet  aus  der  Ein- 
fuhr nach  Abzug  der  Ausfuhr)  seit  1882  folgen- 
dennassen : 


1882  i,o2  kg 

1883  1,00  „ 

1884  0,80  „ 

1885  0,94  „ 

1886  0,85  „ 

1887  0,85  „ 


1888  0,79  kg 

1889  0,78  „ 

1890  0,80  „ 

1891  0,85  „ 

1892  0,84  „ 

1893  1,11  . 


1894  0,89  kg 

1895  0,90  „ 

1896  0,89  ,. 

1897  0,83  „ 

1898  0,86  „ 

1899  0,88  , 


Man  kann  hiemach,  da  die  Mehreinfohr 
hauptsächlich  aus  Cigarren  nnd  Cigaretten  be- 
steht und  deshalb  ein  Zuschlag  von  etwa  2*,j 
der  Gesamteinfuhrmenge  von  Rohtabak  bei 
ZnrOckftthrung  auf  Rohtabak  geboten  ist  den 
Rohtabakverbranch  in  Norwegen  für  1885  i»2 
auf  0,86  kg  und  für  1895,99  auf  0,89  kg  pro 
Kopf  veranschlagen. 

Russland.    Nach  dem   Dnrehschnitt   der 

3  Jahre  ISSO'gi  beträgt  die  Ernte  inländischen 
Tabaks  3  483  232  Pud,  die  Einfuhr  ausländi- 
schen Blättertabaks  57021  Pnd.  Ausgeführt 
sind  208044  Pnd  Blättertobak.  Hiemach  er- 
giebt sich,  wenn  von  der  Ein-  nnd  Ausfuhr  von 
Fabrikaten  abgesehen  wird,  ein  Rohtabakver- 
brauch von  durchschnittlich  3  332  209  Pud  im 
Jahr  oder  von  0,48  kg  anf  den  Kopf  der  Be- 
völkemng. Für  die  Periode  1893,98  stellt  sich 
der    Jahresdurchschnitt    der    Tabakerate    auf 

4  902  817  Pud,  der  Tabakeinfuhr  auf  59  650 
Pnd,  der  Tabakansfuhr  auf  290  494  Pud ;  daraus 
ergiebt  sich  ein  Rohtabakverbranch  von 
4671973  Pnd  im  Jahr  oder  von  0,75  kg  auf 
den  Kopf  der  Bevölkemng. 

Türkei.  Die  ottomanische  Regie  hat  im 
Jahre  1892  93  verkauft  7  636069  kg  Ranchta- 
bak, 125258  kg  Cigaretten  (davon  22012  kg 
ausgeführt),  63819  kg  Schnupftabak,  12  412  kg 
Kautabak  und  1068  201  Stück  Cigarren;  im 
Jahre  18991900  7  530459  kg  Rauchtabak, 
248347  kg  Cigaretten,  71011  kg  Schnupftabak, 
17429  kg  Kautabak  nnd  845376  Stück  Cigarren. 
—  Angekauft  wurden  im  Jahre  1892  93 
123124!»9kg  Rohtabak,  beschlagnahmt  302  584 
kg  —  im  Jahre  18991900  angekauft  8  226345 
kg,  beschlagnahmt  697  024  kg. 

Vereinigte  Staaten.  Die  Nachweise 
über  die  einheimischen  Ernten  sind  nicht  zn- 
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verlässig  gennjf,  als  dass  darauf  bezw.  auf  die 
handelsstatistischen  Nachweisungen  über  Tabak- 
und  Tabakfabrikat-Ein-  und  Ausfuhr  die  Sta- 
tistik des  Verbrauchs  von  Rohtabak  gegründet 
werden  könnte.  Man  muss  deshalb  von  den 
durch  die  dortige  Fabrikatsteuer  ermöglichten 
Nachweisen  über  die  „taxed"  Mengen  der  Fa- 
brikate ausgehen. 

Nach  dem  Durclischnitt  der  Jahre  1887  88 
bis  1891  92  betrug  die  der  Steuer  (welche  neben 
dem  Zoll  auch  die  Einfuhr  betrifft)  unterworfene 
Menge  an 

Rauch-,  Kau-  n.  Schnupf- 
tabak            237640000  Pfund 

CMgarren  und  C'heroots     .  4164739000  Stück 

Cigaretten 2373004000      „ 

Im  Durchschnitt  des  Jahrdritts  189798  bis 
1899,1900  ergiebt  sich  folgendes: 

Rauch-,  Kau-  n.  Schnupf- 
tabak       285170204  Pfund 

Cigarren  (gro.ssei     .    .    .  4796054145  Stück 

Kleine  Cigarren  ....  533  329740  n 

rigaretten 3066243  141  ^ 

Nach  den  Ermittelungen  der  Stenerverwal- 
tung  stellte  sich  im  Kalenderjahre  1891 ')  die 
ztur  Verwendung  gelangende  Rohtabakmenge 
durchschnittlich : 

bei  Cigarren     auf  1 9,3  Pfd.  Rohtabak  für  1000  St. 

„  Cigaretten    „     2,9    „  „  „      „    „ 

dagegen  nach  dem  Durchschnitt  der  drei 
Jahre  1897  98  bis  18991900  für  Cigarren 
(grosse)  auf  18,65,  bei  kleinen  Cigarren  auf 
4,37,  bei  Cigaretten  im  Jahre  1897  98  auf  3,77 
und  in  den  beiden  laufenden  Jahren  auf  3,84 
Pfund  Rohtabak  für  gewöhnliche  bezw.  11,91 
für  grosse  (nur  in  geringer  Zahl  hergestellte 
Cigraretten). 

Hiemach  ergab  sich,  wenn  man  weiter  für 
Rauch-,  Kau-  und  Schnupftabak  einen  Zuschlag 
von  10  "a  zur  Fabrikatmenge  rechnet ,  im 
Durchschnitt  der  Jahre  1887,88  bis  1891,92  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung  (Census  von  1890) 
ein  Verbrauch  von  5,56  Pfund,  d.  i.  2,52  kg 
Rohtabak  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  (4,17 
Pfnnd  als  Kau-  tuid  Schnupftabak,  1,28  Pfund 
als  Cigarren,  0,11  Pfund  als  Cigaretten)  und 
im  Durchschnitt  der  Jahre  1897,1900  unter  Be- 
rücksichtigung der  Ergebnisse  des  Census  von 
1900  ein '  Verbrauch  von  6,59  Pfund  d.  i. 
2,53  kg  Rohtabak  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung (4,22  Pfnnd  als  Kau-  und  Schnupf- 
tabak, 1,21  Pfund  als  Cigarren,  0,16  Pfund 
als  Cigaretten). 

Die  Reihenfolge  der  Länder,  deren  Rohta- 
bakverbrauch (pro  Jahr)  im  Vorstehenden  ge- 
nauer untersucht  worden  ist,  stellt  sich  hier- 
nach folgendermassen : 


'}  Für  die  früheren  Jahre  liegt  die  Unter- 
scheidung der  zu  Cigarren  und  Cigaretten  ver- 
brauchten Rohtabakmenge  nicht  vor. 


auf  den  Kopf  der  Bevölk. 
Ende  der  80er        ..    „„,.. 


kg 

kg 

Niederlande 

3,09 

3.38 

Vereinigte  Staaten 

1         2,52 

•  2,53 

Belgien    .    .    . 

2,11 

2,31 

Deutschland 

'■s."; 

1,64 

Oesterreich  .    . 

1,41 

1,44 

Bosnien  u.  Herze 

gowina     .    . 

* 

1,35 

Spanien    .    .    . 

1,18 

1,01 

Ungarn    .    .    . 

1,14 

1,23 

Frankreich  .    . 

0,99 

1,07 

Schweden     .    . 

0,98 

0,92 

Norwegen    .    . 

0,86 

0,89 

England  .    ,    . 

0,74 

0,81 

Rumänien    .    . 

0,67 

0,72 

Italien     .    .    . 

0,61 

0,61 

Russland     .    . 

0,48 

0,75 

Bulgarien    .    . 

0,45 

0,48 

-  III.  Die  Tabakbestenemng. 

A.  Die  Tabakbesteuerung  im  aUgemeinen. 
16.  Der  Tabak  verbrauch  als  8teaer- 
qnelle.  Der  Tabak  ist  ia  hervorragender 
Weise  zur  Anfügung  einer  Verbrauchsbe- 
steuerung geeignet.  Der  Tabak  ist  kein  un- 
entbehrliches Lebensmittel,  aber  gleichwohl 
der  Träger  eines  in  allen  Schichten  der  Be- 
völkerung viel  begehrten  Genusses.  Die 
EnthaltuDg  vom  Tabakgenuss  ist  ohne  Lebens- 
und Gesundheitsgefährdung  möglich;  er- 
fahrungsgemäss  aber  wird  ein  solcher  Ent- 
schluss  von  dem  an  den  Tabakverbrauch 
Gewöhnten  nur  schwer  gefasst.  Deshalb 
besitzt  der  Tabak  eine  starke  Tragkraft  für 
steuerliche  Belastung.  V^or  anderen  Ver- 
brauchssteuern, namentlich  der  Salz-,  Zucker- 
und selbst  der  Spirituosenbesteuerung,  zeich- 
net .sich  die  Tabaksteuer  dadurch  vorteilhaft 
ans,  dass  sie  am  weitesten  von  kopfsteuer- 
artiger Beschaffenheit  entfernt  ist  Wäh- 
rend bei  jenen  Steuern,  namentlich  bei  der 
Salz.steuer,  fast  jedes  Familienglied  ohne  Rück- 
sicht auf  Alter  und  Geschlecht  thatsäclilich 
ein  Steuerpflichtiger  ist,  der  nur  seine 
Steuerschuld  nicht  selbst  bezahlt,  sondern 
deren  Abtragung  dem  Familienhaupt  über- 
lässt,  erscheinen  bei  der  Tabaksteuer  in  der 
Regel  nur  Faraiiienhäupter  und  erwerbs- 
thätige  Familienglieder  männlichen  Ge- 
schlechts als  steuerpflichtig.  Der  Umstand, 
dass  die  Tabakfabrikate  unter  Zuhilfenahme 
■wesentlicher  Beträge  ausländischen  Tabaks 
hergestellt  werden,  gestattet  durch  ange- 
messene Zollbelegung,  insbesondere  durch 
Verbindung  des  Gewichts-  und  Wertzoll- 
systems, eine  Rücksichtnahme  auf  Unter- 
schiede in  den  Wertverhältnissen  selbst  bei 
einfacher  Ausgestaltung  der  Tabakbesteue- 
rung, während  die  gnmdsätzlich  durchgje- 
bildetste  Form  —  das  Monopol  —  eine  weit- 
gehende Berücksichtigimg  der  Wei-tverhält- 
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nisse  der  Fabrikate  und  damit  die  erwünschte 
Anpassung  an  die  Zahlungsverhältnisse  der 
Verbraucher  ermöglicht  In  technischer  Hin- 
sicht ist  die  Tab^industrie  für  den  Zugriff 
der  Verbrauchsbesteuerimg  auch  deshalb 
besonders  geeignet,  weil  die  Verwendung 
von  Tabak  füi*  andere  Zwecke  als  für 
mensehlicheu  Genuss  von  verschwindender 
Bedeutiug  ist  und  demgemäss  eine  Reihe 
von  Schwierigkeiten  entfällt,  die  sich  bei 
Stoffen  ergeben,  welche  zugleich  als  Roh- 
oder Hilfsstoffe  anderer  Industrieen  von  Be- 
deutimg sind.  Bei  steigendem  Staatsbedarf 
erweist  sich  deshalb  der  Ausbau  der  Tabak- 
besteuerung überall  da  als  Gebot  rationeller 
Steuerpolitik,  wo  bisher  die  steuerliche  Aus- 
nutzung des  Tabakverbrauchs  nur  unvoll- 
kommen stattgefimden  hat. 

17.  Die  Aasgestaltmig  der  Tabak- 
bestenernng  im  allgemeinen.  Die  Ge- 
samtbesteuerung des  Tabakverbrauches 
vollzieht  sich  im  allgemeinen  mittelst  einer 
Kombination  von  Tabak  zoll  und  innerer 
Steuer.  Dem  Zoll  imterliegen  die  vom 
Ausland  eingehenden  Mengen  von  Rohtabak 
und  Tabakfabrikaten,  die  innere  oder  In- 
landstener  kann  ausdrücklich  nur  die 
Besteuerung  des  im  Inland  erzeugten  Tabaks 
oder  darüber  hinaus  auch  die  weitere  Be- 
stenenmg  des  schon  durch  den  ZoU  erfassten 
ausländischen  Tabaks  bezwecken.  Die  Ge- 
samtheit der  auf  die  Besteuerung  des  Tabak- 
verbrauches bezüglichen  Einrichtungen  bildet 
das  Steuersystem. 

Bei  der  konkreten  Ausgestaltung  der 
Steuersysteme  kann  die  eine  oder  die  andere 
Weise  —  Inlandstener  oder  ZoU  —  in  über- 
wiegender Art,  unter  Umständen  so  entwickelt 
sein,  dass  die  andere  Weise  der  Tabakbesteue- 
mng  gar  nicht  oder  nur  in  untergeordneter 
Art  in  Betracht  kommt.  Am  schärfsten  tritt 
dies  bei  dem  sogenannten  englischen  System 
hervor,  bei  welchem  mittelst  des  Verbots  des 
heimischen  Tabakbaues  in  künstlicher  Weise 
die  Mitelichkeit  herbeigeführt  wird,  die  gresamie 
Tabakbesteuenmg  bei  hohen  Steuersätzen  aus- 
schliesslich mittelst  Zollbelegung 
der  auswärtigen  Bohtabake  und  Tabakfabrikate 
durchzuführen.  In  anderer  Art  tritt  die  Be- 
wiiknng  einer  massigen  Tabakbesteuerung 
mittelst  blosser  Zollbelegung  da  zu  tage,  wo 
der  heimische  Tabakbau  zugrelassen  und  einer 
besonderen  Steuer  nicht  unterworfen  ist,  und 
wo  auch  die  Tabakfabrikation  keinen  Anlass 
lor  Einfügung  einer  besonderen  Verbrauchsbe- 
stenernng  bildet,  diese  vielmehr,  wie  z.  B.  in 
der  Schweiz,  Holland  und  Skandinavien,  auf  die 
Erhebung  von  Zöllen  bei  der  Einfuhr  aus- 
ländischen Tabaks  beschränkt  wird.  Dieses 
System,  welches  in  älterer  Zeit  auch  im  deut- 
tchen  Zollverein  bestand,  ist  bei  allen  zur  Ta- 
bakkultnr  geeigneten  Ländern  —  und  ganz  un- 
geeignet dürfte  kaum  eines  sein  —  nur  unter  [ 
der  Voraussetzung  überwiegender  Unte  des  aus- ; 
ländischen  Tabaks  und  erstrebter  mäs.'iiger 
Steuerbelastung  durchführbar. 


i  Die  entgegengesetzte  Ausgestaltung,  also 
Atrophie  des  Tabakzolls  und  ausschliess- 
liches oder  nahezu  ausschliessliches 
Vorwalten  der  inneren  Steuer,  ist  bei 
freier  Entfaltung  von  Produktion  und  Verkehr 
I  nicht  gut  denkbar,  da  es  eine  Wirtschaftspolitik 
I  voraussetzen  würde,  welche  grundsätzlich  die 
j  fremde  vor  der  einheimischen  Produktion  be- 
I  vorzngt.  Formell  dagegen  wird  eine  solche 
I  Ausgestaltung  im  FaUe  des  Ausschlusses  freier 
I  Produktions-  und  Handelsthätigkeit  durch  das 
I  System  des  Monopols  dann  verwirklicht,  wenn 
die  Einfuhr  von  Tabak  und  insbesondere  von 
Tabakfabrikaten  gegen  Zollentrichtung  über- 
haupt nur  ausnahmsweise  zu  persönlichem  Be- 
darf gestattet  ist,  wie  solches  bei  den  europä- 
ischen Staatsmonopolen  in  der  Hauptsache  der 
Fall  ist.  Auch  die  Monopolverwaltungen  be- 
ziehen ausländischen  Tabak;  er  unterliegt  aber 
keinem  ZoU  und  seine  Besteuerung  wird  nn- 
unterschieden  von  jener  des  inländischen  Tabaks 
durch  die  Monopolpreisbildung,  also  als  eine  Aktion 
innerer  Besteuerung  durchgeführt.  Im  einzelneu 
zeigen  sich  auch  hier  verschiedene  Erscheinungen. 
Im  allgemeinen  streben  die  Monopolverwaltungen 
(Frankreich ,  Oesterreich-Ungarn ,  Italien)  nach 
möglichster  Verwendung  einheimischen  Tabaks, 
ausnahmsweise  (Spanien)  finden  wir  umgekehrt 
mit  dena  Monopol  sogar  das  Verbot  des  einheimi- 
schenTabakbaues  verbunden.  Aber  selbst  in  diesem 
letzterwähnten  extremen  FaUe  ist  die  mittelst 
des  Monopols  bewirkte  Steuer,  obwohl  sie  nur 
auf  ausländischen  Tabak  sich  bezieht,  steuer- 
technisch nicht  als  Zoll,  sondern  als  Inland- 
steuer anf  ein  ausländisches  Produkt  anzu- 
sprechen. 

In  der  Mitte  zwischen  den  Extremen  aus- 
ländischen Tabakzolles  und  ausschliesslicher 
Inlandsteuer  Uegen  jene  Steuersysteme,  welche 
durch  angemessene  Entwickelung  sowohl  des 
TabakzoUes  als  der  inneren  Steuer  die  gesamte 
Verbranchsbesteuerung  des  Tabaks  zu  venvirk- 
lichen  suchen. 

Die  Art  des  Tabak z olles  ist  dabei  eine 
von  vom  herein  gegebene.  Der  VerzoUnng  kann 
ein  Gegenstand  nör  in  der  Beschaffenheit  und 
in  dem  Zeitpunkte  unterUegen,  in  welchem  er 
die  (wirkliche  oder  fingierte)  Zolllinie  über- 
schreitet. Der  ZoU  ist  danach  Rohtabak-,  Halb- 
fabrikat- oder  Fabrikatzoll  und  jeweils  von  dem- 
jenigen zu  entrichten,  welcher  bei  Eintritt  der 
objektiven  Zollpflicht  der  Waren  deren  Inhaber 
ist.  Eine  Verschiedenartigkeit  in  der  Form 
des  Tabakzolles  ergiebt  sich  durch  die  Mög- 
lichkeit, nur  Gewichtszölle,  nur  WertzöUe  oder 
eine  Kombination  beider  zur  Erhebung  zu 
bringen. 

Die  Art  der  inneren  Steuer  ist  nicht 
in  gleicher  Weise  von  vom  herein  gegeben  wie 
jene  des  TabakzoUes.  Es  kommt  vielmehr  dar- 
auf an,  an  welche  Stelle  des  gesamten  Pro- 
duktions- und  Handelsvorganges  die  Stenerer- 
hebungsstation  verlegt  \»-ird.  Diese  Station 
kann  weitab  oder  in  geringerer  oder  grösserer 
Xähe  vom  thatsächlichen  Tabakverbrauch  liegen. 
Am  entferntesten  ist  die  Erliebnngsstation,  wenn 
die  mit  Tabak  bebaute  Fläche  oder  die  Pflanzen- 
zahl die  Steuerpflicht  bestimmt:  man  rückt 
etwas  vor,  wenn  man  den  Bohstoff,  also  Erate- 
mengen  ails  entscheidend  betrachtet ,  und  zwar 
um  so  mehr,  je  mehr  die  Feststellung  der  ver- 
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S flichtenden  Menge  bezw.  die  Stenerhaftnng;  für 
ieselbe  durch  Ueberwälzung  auf  Händler  oder 
Fabrikanten  hinausgeschoben  wird.  Dabei  ist 
die  Steuertechnik  monopolistischen  Eingreifens 
des  Staates  mittelst  des  sogenannten  Sontabak- 
monopols  grundsätzlich  nicht  ausgeschlossen. 
Eine  weitere  bedeutende  Annäherung  an  den 
Verbrauch  liegt  in  der  Bemessung  der  Steuer- 

S flicht  nicht  nach  dem  Rohstoffe,  sondern  nach 
em  Fabrikate  und  zwar  unter  angemessener 
Abstufung  der  Steuersätze  nach  den  Arten  und 
den  Werten  des  Fabrikates.  Im  einzelnen  kann  da- 
bei eine  weitere  Heranrückung  der  Steuerpflicht  an 
denKonsnm  durch  Begründung  der  Steuerpflicht 
nicht  schon  mit  der  Fertigstellung  der  Fabrikate, 
sondern  erst  mit  Abgabe  derselben  an  den 
freien  Verkehr  und  darüber  hinaus  durch  Ein- 
räumung weit  bemessener  Kreditfristen  ange- 
bahnt werden.  NächstmSglich  am  Verbrauche 
endlich  liegt  die  mittelst  des  staatlichen  Voll- 
monopolä  verwirklichte  Tabakbesteuerung,  da 
die  Steuerpflicht  erst  in  dem  Augenblicke  be- 
gründet und  zugleich  erfüllt  wird,  in  welchem 
der  Verbraucher  die  Ware  aus  dem  staatlichen 
Verschleisse  bezieht.  Die  Arten  der  Inland- 
steuer sind  hiemach  durch  die  Lage  der  Steuer- 
erhebungsstation bestimmt,  für  die  konkrete 
Form  der  einzelnen  Arten  ist  ausser  dem  be- 
reits erwähnten  staatlichen  Zwischeneiugreifen 
mittelst  Bohtabak-  oder  Vollmonopol  namentlich 
der  auch  für  den  Tabakzoll  bedeutungsvolle  Um- 
stand massgebend ,  ob  nur  Gewichts-  oder  auch 
Wertverhältnisse  für  die  Steuerpflicht  entschei- 
dend sein  sollen  und  in  welcher  Weise  gege- 
benenfalls die  Berücksichtigung  der  Wertver- 
hältnisse eintritt. 

Ausser  durch  Zoll  und  nach  Rohstoff-  oder 
Fabrikatmengen  bemessene  Inlandsteuern  kann 
der  Tabakverbrauch,  abgesehen  vom  Fall  seiner 
Monopolisierung,  auch  noch  durch  anderweitig 
veranlagte  Specialsteuern  auf  die  Fabrika- 
tions- oder  Verschleissbetriebe  mittelbar  belastet 
werden  (Lizenzen).  Diese  Specialstenem  haben 
in  der  Hauptsache  den  Charakter  von  Kontroll- 
und  Ergänzungssteuem  zur  Tabakverbrauchs- 
besteuemng,  während  sie  nach  ihrer  eigenen 
steuerlichen  Beschaffenheit  den  direkten  Er- 
tragssteuem,  speciell  der  Gewerbesteuer  nahe 
stehen. 

18.  Die  Steuersysteme.  Arten  und 
Formen  der  Tabakbesteuerun^.  Erstes 
System:  Zoll  allein.  1.  Mit  Verbot 
des  heimischen  Tabakbaues;  auch 
kurzweg  als  Englisches  System  be- 
zeichnet. Zur  Erzielung  hoher  Tabakbe- 
steuerung, also  —  wie  ich  es  nennen  möchte 
—  als  »Hochdrucksystem«  anwendbar. 

2.  Mit  Zulassung  steuerfreien 
heimischen  Tabakbaues.  Nur  bei 
massiger  Steuerbelastung,  aJso  nur  als 
»Niederdnicksystem«  anwendbar. 

Beide  Arten  dieses  Systems  sind  mittelst 
der  Gewichtsverzollung,  mittelst  der  Wei-t- 
verzoUung  oder  mittelst  einer  Verbindung 
beider  Verzollimgsarten  durchführbar. 

Besondere  ergänzende  Specialsteuern 
(Lizenzen)  auf  Fabrikation  und  Verkauf  sind 
an  sich  sowohl  mit  dem  Hoch-  als  Nieder- 


drucksystem vereinbar.  Begreiflicherweise 
treten  sie  namentlich  im  ersten  Falle  hervor 
und  zwar  sowohl  aus  finanziellen  wie  aus 
Zontrollegründen. 

Zweites  System.  Innere  Steuer 
allein  (oder  doch  fast  ausschliesslich). 
Dieses  System  ist  verwirklicht  in  dem 
staatlichen  Monopol,  und  zwar  sowohl 
in  dem  Rohtabakmonopol  als  nament- 
lich in  dem  Vollmonopol.  Bei  dem  Roh- 
tabakmonopol hat  der  Staat  das  ausschliess- 
liche Recht  des  Ankaufs  des  zum  inländi- 
schen Verbrauche  bestimmten  Rohtabaks, 
eventuell  auch  das  Recht  der  Beeinflussung 
der  Ausdehnung  und  Art  des  Tabakbaues,  und 
erzielt  die  SteuerbelasUmg  durch  Weiter- 
verkauf des  eingelösten  Tabaks  zu  erhöhten 
Preisen  (feste  Preissätze  oder  Minimalsätze 
unter  üestattung  eines  Spielraumes  für  den 
Wettbewerb  der  Nachfrage)  an  die  private 
Tabakfabrikation.  Das  Rohtabakmonopol  kann 
hiemach  auch  als  eine  formal  eigenartige 
Verwirklichung  der  unten  zu  erwähnenden 
Materialsteuer  angesehen  werden.  Bei  dem 
Vollmonopol  hat  der  Staat  das  Alleinrecht 
der  Fabrikation  (bezw.  des  Bezuges  der 
fertigen  Ware)  und  des  Verschleisses  unter 
grundsätzlicher  Unterdrückung  jeglicher  Kon- 
kurrenz des  Inlandes  und  des  Auslandes, 
mit  geringfügigen,  durch  Einschaltung  ausser- 
ordentlich hoher  Zölle  unschädlich  gemachten 
Ausnahmen  für  den  Bezug  ausländischer 
Fabrikate  zum  persönlichen  Gebrauch.  Die 
Besteuerung  wird  technisch  in  der  Art 
durchgeführt,  dass  die  Staatsverwaltung  die 
Differenz  zwischen  den  Produktionskosten 
und  den  unter  Auslösung  jeglichen  Ein- 
flusses der  Konkurrenz  festgestellten  Waren- 
preisen so  weit  greift,  dass  ein  weit  über 
den  gewöhnlichen  Geschäftsgewiun  sich  er- 
gebender Einnahmeüberschuss  erzielt  wird. 

Der  Umstand,  dass  ohne  Eingreifen  der 
Konkurrenz  von  Staatswegen  über  die  Preise 
der  Fabrikate  entschieden  wird,  gestattet  Ab- 
weichungen von  den  allgemeinen  Normen  aus 
sachlichen  wie  persönlichen  Erwägungen,  so 
z.  B.  in  der  Bestimmung  niedrigerer  Preise  ge- 
wisser Fabrikate  in  den  Grenzzonen  bezw.  bei 
deren  Abgabe  an  die  Armee. 

Bei  dem  starken  Eingriff,  welchen  das 
Monopolsystem  in  die  freie  volkswirtschaftliche 
Gestaltung  der  Tabakversorgung  bUdet,  er- 
scheint es  nur  als  „Hochdrucksystem"  gerecht- 
fertigt, als  solches  aber  zur  Erziehing  höchster 
Staatseinnahmen  bei  verhältnismässig  geringster 
Belastung  des  Konsumenten  wie  kein  anderes 
geeignet. 

Was  die  Rücksichtnahme  auf  die  Wert- 
verhältnisse  und  damit  die  relativ  stärkere 
Belastung  der  leistungsfähigeren  Schultern  an- 
langt, so  ist  solche  bei  lern  Monopol  mittelst 
der  Einzelbestimmung  der  Preise  am  leichtesten 
durchführbar.  Dieselbe  ist  geradezu  im  Wesen 
des  Monopols  begründet. 
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Das  staatliehe  VoUmonopol  tritt  in  zwei 
Hanptfonnen  auf: 

1.  als  das  in  eigener  Regie  be- 
triebene Fabrikations-  und  Verschleiss- 
moQopol ; 

2.  als  das  verpachtete  Monopol,  wo- 
bei durch  die  Art  der  Vertragsbedingungen 
ein  gewisses  Mass  des  staatlichen  Eilbusses 
und  eventuell  der  Anteilnahme  am  Ertrag 
('kointeressierte  Regie»)  aufrecht  erhalten 
wird. 

Die  vollen  stenerpolitischen  Yorzfig^  bietet 
nur  die  ersterwähnte  Form  des  Monopols.  Das 
Vorkommen  der  zweiten  Form  ist  immer  ein 
Symptom  schwieriger  und  getrübter  allgemeiner 
Knanzverhältnisse. 

Drittes  System:  Verbindung  von 
Zoll  und  innerer  Steuer.  Hierbei  er- 
geben sich  für  die  innere  Steuer  folgende 
vier  Hauptformen. 

Erste  Form:  Flächensteuer.  Man 
verzichtet  darauf,  die  im  Inlande  erzeugte 
Tabakmenge  in  irgend  einem  Stadium  steuer- 
lich zu  erfassen,  und  begnügt  sich  mit  Be- 
messung der  objektiven  Steuerpflicht  ledig- 
lich nach  der  Flächenausdehnung  des  mit 
Tabak  bepflanzten  Bodens,  ohne  oder  mit 
Berücksichtigung  der  Ertragsfähigkeit  des 
Bodens:  die  Flächensteuer  der  ersteren  Art 
(einfache  Flächensteuer)  stellt  die  primitivste 
Form  der  Tabakbesteuenmg  dar.  Als  ratio- 
nellere Form  der  Flächensteuer  stellt  sich 
jene  dar,  bei  welcher  eine  Berücksichtigung 
der  Ertragsverhältuisse  z.  B.  durch  Ab- 
stufung der  Steuer  nach  Pachtpreisen  der 
Anbauflächen  versucht  wird.  (Verbesserte 
Fläehensteuer.) 

Die  Fläehensteuer  ist  eine  Art  Extragrund- 
stener.  Als  selbständige  und  aasscUiessliche 
Form  der  Inlandstener  ist  sie  znmal  als  einfache 
Flächenstener  im  höchsten  Grade  leistnngsunfähig 
nnd  deshalb  nur  im  Kahmen  eines  primitiven 
Niederdmcksystems  verwendbar.  Als  ergänzende 
Stenerform  zu  dem  Zwecke,  die  Tabakprodnk- 
tion  kleinsten  Umfanges  zur  Bestenerong  heran- 
zuziehen, kommt  sie  auch  neben  der  entwickel- 
teren Form  der  Materialsteuer  vor. 

Zweite  Form:  Pflanzensteuer. 
Man  verzichtet  darauf,  die  effektive  Emte- 
menge  nach  dem  Gewicht  zu  ermitteln,  und 
bemisst  die  Steuer  nach  der  Zahl  der  Tabak- 
pflanzen. 

Diese  Stenerform  stellt  hiemach  den  Ueber- 
e^ng  von  der  Flächenstener  zur  Materialstener 
dar :  überragt  jedoch  an  Leistungsfähigkeit  nur 
wenig-  die  Flächenstener. 

Dritte   Form:    Materialsteuer. 
Die  objektive  Steuerpflicht  wird  bemessen 
nach    der  Erntemenge,   wobei  ein   be- 
stinunter  Zustand  des  Tabaks  (insbesondere 
der  fermentierte)  für  die  Bestimmung  des 
Steuersatzes  massgebend  ist    Die  Material- { 
Steuer  kann  mit  oder  ohne  Wertabstufungen  ] 
durchgeführt    werden ;    neigt   jedoch    nach  j 
ihrem  Wesen    zu  der  letzteren   Art     Als, 


subjektiv  Steuerpflichtige  können  in  Aus- 
sicht genommen  werden:  die  Pflanzer,  die 
Händler  oder  die  Fabrikanten  mit  Zulassung 
verschiedenartiger  Verschiebungsmöglich- 
keiten der  Steuerpflicht  zwischen  diesen 
verschiedeneu  Instanzen  der  subjektiven 
Steuerpflicht 

Die  Tabakmaterialstener  ist  erfah- 
nmgsmässig  —  sofern  sie  nicht  als  ans- 
schliessliches  Verzollnngssystem  (siehe  oben 
snb  1)  auftritt  —  zwar  erheblich  leistungsfähiger 
als  die  Flächensteuer ;  doch  erhebt  sich  dieselbe 
nicht  viel  über  ein  Niederdrucksystem.  Die 
Schwierigkeit,  das  Verhältnis  zwischen  Zoll  und 
Steuer  in  einer  Weise  zu  regeln,  welche  einer- 
seits den  —  gewöhnlich  sehr  beredten  —  Inter- 
essen des  auswärtigen  Handels  und  andererseits 
den  Interessen  des  heimischen  Tabakbaues  ent- 
spricht, zwingt  zur  Niederhaltung  sowohl  der 
Zoll-  als  der  btenersätze  und  begründet  damit 
die  verhältnismässige  Leistuugsunfähigkeit  dieses 
Systems. 

Vierte  Form:  Fabrikatsteuer.  Die 
objektive  Steuerpflicht  wird  bemessen  nach 
der  Menge  des  Fabrikats  und  zwar 
unbedingt  mit  Unterscheidung  der  Steuer- 
sätze nach  Hauptgruppen  der  Fabri- 
kate. Abgesehen  von  der  schon  hierin 
liegenden  grundsätzlichen  Rücksichtnahme 
auf  die  Wertimterschiede  der  Fabrikatgruppen 
kann  noch  besondere  Anschmiegimg  der 
Steuersätze  an  den  Individualwert  der  Fabri- 
kate dadurch  versucht  werden,  dass  die 
Steuersätze  nach  einigen  Hauptgattungs-  oder 
Hauptwertgruppen  der  vei-schiedenen  Fabri- 
kate abgestuft  oder  durchweg  ohne  Gruppen- 
bildung genau  nach  dem  Wertverhältnis  der 
Waren  bestimmt  werden. 

Zur  Kontrolle  ist  die  Anwendung  der 
Stempelung,  entweder  als  Behälterstempelong 
oder  als  besondere  ümschliessung^tempelung 
(Banderolle),  geboten.  Von  den  hiemach  sich 
ergebenden  Kombinationen  sind  drei  von  beson- 
derer Bedeutung:  1.  Die  einfache  Form  der 
Fabrikatsteuer  ohne  .specieUe  Wertabstufnng  mit 
Behälterstempelnng ;  2.  die  Fabrikatsteuer  mit 
einigen  Wertabstufnngen  für  Fabrikatgruppen 
und  mit  Banderolleukontrolle ;  3.  die  den  Indi- 
vidualwert berücksichtigende  Fabrikatsteuer 
ohne  Stempelkontrolle,  sogenannte  Fakturen- 
s teuer.  —  Aehnlich  der  Materialstener  kann 
auch  die  Fabrikatsteuer  durch  eine  Ein- 
schiebnng  eines  staatlichen  Teilmonopols 
(Fabrikatiousmonopol  überhaupt,  oder  Monopol 
gewisser  technischer  Prozeduren,  z.  B.  staat- 
üche  Schneideanstalten  für  Tabak  in  Griechen- 
land) steuertechnisch  zur  Durchführung  gebracht 
werden. 

Die  Fabrikatstener  ist  als  Hochdmeksystem 
mit  Erfolg  durchführbar  und  da  besonders  am 
Platz,  woBedenken  bestehen,  eine  hochentwickelte 
private  Tabakindustrie  ans  der  Volkswirtschaft 
auszuschalten.  Mit  Bücksicht  auf  den  grösseren 
oder  geringeren  Grad  der  Materialkontrolle  bei 
dem  Pflanzer,  die  mit  dieser  Steuerform  ver- 
bunden ist,  spielt  die  ergänzende  Sonderbestene- 
nmg  von  Fabrikanten  und  Händlern  bei  dieser 
Stenerform  eine  erhebliche  Rolle. 
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19.  Die  thatäächliche  Verbreitang  der 
Steuersysteme  und  Steuerformen.  Eine 
vollständige  Uebersicht  der  Welttabakbe- 
steuening  *)  soll  hier  nicht  gegeben,  sondern 
nur  eine  knappe  Uebersicht  für  europäische 
und  einige  andere  iJlnder. 

1.  Zoll  allein  a)  mit  Anbauver- 
bot: Vereinigtes  Königreich  Grossbritan- 
nien *),  Aegypten  (Portugal  von  1864 — 1884), 
b)  ohne  Anbauverbot:  Niederlande, 
Dänemark,  Schweden,  Norwegen,  Finland, 
Schweiz")  und  viele  aussereuropäische  Ge- 
biete. 

2.  Rohtabakmonopol  (Guatemala, 
Nicaragua). 

8.  Vo  1 1  m  0  n  0  p  o  1.  Oesterreich,  TTngam, 
Bosnien  und  Herzegowina,  Prankreich,  Italien, 
Rumänien,  Serbien,  Spanien,  Türkei  (die 
beiden  letzteren  Staaten  in  der  Form  der 
Ausübung  durch  eine  Gesellschaft,  an  welcher 
der  Staat  mit  interessiert  ist  (»Regie  cointe- 
ressec«),  Portugal  (Ausnutzung  mittelst  ein- 
facher Verpachtung). 

4.Einf  acheFlächensteuer.  Deutsch- 
land bis  1879. 

5.  Flächensteuer  bemessen  nachdem 
Pachtwert  der  Grundstücke  (Cuba). 

6. Pflanzensteuer.  (Ehedem Belgien.) 
Honduras. 

7.  Materialsteuer.  Deutschland,  Bel- 
gien. 

8.  Fabrikatsteuer.  Russland,  Bul- 
garien, Rumelien  (Banderollensystem) ;  Ver- 
einigte Staaten  von  Nordamerika,  Canada, 
Brasilien,    Mexiko   (Behälterstempelsystem). 

Diese  Uebersicht  zeigt,  dass  die  Ausge- 
staltung der  Tabakbesteuerung  in  grossen 
Gemeinwesen,  welche  ohne  angemessene 
Entwickelung  der  indirekten  Steuern  ihre 
Finanzen  nicht  in  Ordnung  zu  halten  ver- 
mögen und  welche  zugleich  auf  die  Erhal- 
tung und  Pflege  des  heimischen  Tabakbaues 
Rücksicht  zu  nehmen  genötigt  sind,  nur  in 
den  zwei  Hauptrichtungen  des  Monopols 
otler  der  Fabrikatsteuer  erfolgen  kann. 

B.  Die  deutsche  Tsbakbesteuerung. 

20.  Kurzer  Ueberbllck  der  geschicht- 
lichen Entwickelung:.  ln>  Zollverein  ist  e»t 
sehr  spät,  nachdem  durch  die  Schaffung  des 
Norddeutschen  Bundes  das  Wesen  desselben  be- 
reits eine  erhebliche  Umgestaltung  erfahren 
hatte,  eine  gemeinschaftliche  Besteuerung  des 
Tabakverbrauches,  und  auch  diese  nur  m  der 
leistungsfähigsten  Form ,  der  Flächensteuer,  zu 
Stande  gekommen.  Vorläufer  dieser  gemein- 
schaftlichen Steuer  war  die  partikulare  preus- 

>)  Eine  solche  bietet,  allerdings  nicht  mehr 
ganz  in  Uebereinstimmnng  mit  dem  nnnmeh- 
■  rigen  Stand,  Lewinsteins  unter  Litteratur 
erwähnte  Schrift  aus  dem  Jahre  1894. 

-)  Vgl.  hierzu  unten  sub  27. 

')  Vgl.  hierzu  unten  sub  26. 


sische  Tabakbesteuemng.  Zimächst  war  in 
Prenssen  durch  G.  v.  8.  Februar  1819  eine  Ma- 
terialsteuer (Gewichtsteuer  von  1  Thaler 
pro  Centner)  eingeführt  worden.  Infolge  zahl- 
reicher Beschwerden  imd  UnzntrSglichkeiten 
wivde  dieselbe  mit  Eabinettsordre  v.  29.  März 
1828  durch  eine  nach  4  Klassen  der  Ertrags- 
ffthigkeit  des  Bodens  abgestufte  Flächen- 
steuer ersetzt  (sogenannte  fixierte  Produktions- 
stener).  Die  Steuersätze  waren  6,  ö,  4,  3  Sgr. 
für  6  Qnadratruteu,  mit  dem  Grandgedanken, 
den  Centner  Tabak  mit  20  Sgr.  zu  belasten. 
Dieser  prenssischeu  Tabakbestenerung  schlössen 
sich  allmählich,  jedoch  ohne  Gründung  einer 
darauf  bezüglichen  Finauzgemeinschatt ,  die 
nord-  und  mitteldeutschen  Staaten  an;  Süd- 
deutschland hatte  keine  innere  Tabaksteuer. 

Wie  wenig  im  alten  Zollverein  die  finan- 
zielle Tragkraft  des  Tabaks  ausgenützt  wurde, 
geht  nicht  nur  aus  der  langen  Beibehaltung 
einer  nur  in  einem  Teile  des  Zollgebietes  gel- 
tenden inneren  Tabakbestenenmg  der  leistungs- 
nnfähigsten  Art,  sondern  auch  daraus  hervor, 
dass  noch  im  Jahre  1853  der  Zoll  auf  Rohtabak 
von  5  '/t  auf  4  Thaler  pro  Centner  herabgesetzt 
wurde. 

Erst  durch  den  Zollvereinignngsvertrag  v. 
8.  Juli  1867  war  die  Erstreckung  der  vorher 
schon  für  den  Norddeutschen  Bund  begründeten 
Tabaksteuergemeinschaft  für  das  Gesamtgebiet 
des  Zollvereins  verabredet  worden.  Das  mit 
dem  Zollparlament  im  Jahre  1868  vereinbarte, 
im  Norddeutschen  Bund  am  26.  Mai  1868  voll- 
zogene Gesetz  behielt  das  alte  preussische  Sys- 
tem der  Flächensteuer  mit  der  Vereinfachung 
bei,  dass  ein  Einheitssatz  der  Steuer  (der  bis- 
herige höchste  Klassensteuersatz)  festgesetzt 
wurde. 

Das  G.  V.  16.  Juli  1879  brachte  eine  grund- 
sätzliche Aenderimg  der  deutschen  Tabakbe- 
steuemng durch  den  Uebergang  zur  Material- 
s  teuer  un^  zugleich  eine  ergiebige  Erhöhung 
der  Steuer-  und  Zollsätze.  Dem  steigenden 
Bedarf  des  Reiches  konnte  das  leistungsunfähige 
System  der  Flächensteuer  nicht  geniigen.  Ein 
sofortiger  Uebergang  zum  System  der  Fabrikat- 
bestenerung  oder  zum  Monopol  begegnete  in  der 
durch  die  lange  Dauer  geringster  Tabakbe- 
steuerung verwöhnten  Anschauungsweise  der 
—  zudem  vortrefflich  organisierten  —  Tabak- 
interessenten,  die  einen  starken  Einflnss  auf 
parlamentarischen  Kreise  zu  gewinnen  ver- 
standen, und  —  soweit  das  Monopol  in  Frage 
kommt  —  auch  im  Hinblick  auf  allgemeine  po- 
litische Bedenken  unüberwindlichen  Schwierig- 
keiten. So  kam  es  nicht  ohne  Zusammenhang 
mit  der  in  steuertecbnischen  Kreisen  des  prens- 
sischeu Finanzministeriums  bestehenden  grund- 
sätzlichen Vorliebe  für  die  Materialbesteuerung 
zu  dem  oben  genannten,  in  der  Hauptsache 
diese  Steuerform  verwirklichenden  Gesetze,  nach- 
dem im  Jahre  1878  eine  bezügliche  Vorlage  die 
Zustimmung  des  Reichstags  noch  nicht  gefun- 
den hatte,  und  nachdem  vorher  die  gesamte 
Tabaksteuerfrage  in  eingehendster  Weise  durch 
eine  auf  Grund  des  RG.  v.  26.  Juni  1878  be- 
rufene Enquetekommission  erörtert  worden  war. 
(Der  von  dieser  Kommission  erstattete  Bericht 
nebst  5  Bänden  Anlagen  bildet  eine  reiche  Fund- 
grube von  Material  für  Tabaksteuer-Technik  und 
-Politik.) 
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21.  Di«  gegeHwärttge  dentsehe  Tabak- 
bestencnuig.  Nach  dem  zur  Zeit  giltigen  O. 
V.  16.  Jnli  1879  wird  in  Deutschland  der  Ta- 
bak durch  die  Kombination  der  im  wesentlichen 
als Haterialsteuer  gestalteten  inneren  Steuer 
mit  dem  Tabakzoll  rur  Verbrauchsbesteue- 
nrag  herangezogen.  Eine  Not.  t.  5.  April  188ö 
hat  zu  Gunsten  der  Tabakpflanzer  einige  die 
Stenerzahlnng  erleichternde  Bestimmungen  ge- 
troffen. 

Als  Grondzfige  der  geltenden  deutschen 
Tabakbestenerung  sind  folgende  anzusehen. 

a)  Innere  Steuer.  Die  Steuer  ist  Inder 
Hauptsache  eine  Gewichtssteuer,  insofern 
als  Kegel  die  Steuerpflicht  nach  der  Gewichts- 
menge des  erzeugten  Tabaks  bemessen  wird. 
Als  Nebenformen  sind  gelassen  :1.  dieFlächen- 
8 teuer  (im  allgemeinen  nur  bei  den  kleinsten 
Tabakpflanzungen  —  uAter  4  ar  — );  2.  die 
Gewichtssteuer fixatiön  (letztere nur  ganz 
ausnahmsweise  angewendet);  ausserdem  kommt 
noch  in  Betracht  S.  die  Surrogatsteuer. 

Objektiv  steuerpflichtig  ist  der  im 
deutschen  Zollgebiete  erzengte  Tabak  mit  Aus- 
nahme desjenigen,  der  ausgeführt,  vor  Bezah- 
hing  der  Steuer  unter  ammcher  Aufsicht  ver- 
nichtet oder  nicht  zum  Verbranch,  sondern  zu 
wissenschaftlichen,  Unterrichts-  oder  Zierzwecken 
gebaut  wird  (letzterenfalls  bei  botanischen 
Gärten  eine  Fläche  bis  zu  30  qm,  zu  Zierzwecken 
50  Pflanzen  zugelassen). 

Ffir  die  Besteuerung  massgebend  ist  das 
Gewicht  des  Tabaks  in  fermentiertem  oder 
vollständig  ausgetrocknetem,  fabrikationsreifem 
Znstande.  Da  die  amtliche  Verwiegung  des 
Tabaks  schon  vorher  im  Znstande  der  Dach- 
reife erfolg:t,  wird  nach  Bestimmung  des  Ge- 
setzes das  Gewicht  des  dachreifen  Tabaks  unter 
Abzog  von  V»  *l8  steuerpflichtiges  Gewicht  an- 
genommen. 

Tabaksnrrogate  zu  verwenden  ist  im 
allgemeinen  grundsätzlich  verboten;  der  Bun- 
desrat kann  Ausnahmen  gestatten  und  über  die 
Kontrolle  und  Höhe  der  Abgaben  Bestimmungen 
treffen.  Die  letzteren  sind  auf  Verlangen  des 
Beichstages  ausser  Kraft  zu  setzen.  (Zugelassen 
sind:  Kirsch-  und  Weichselblätter,  MelUoten- 
bltten,  Bosenblätter,  Veilchenwurzelpnlver,  Va- 
BÜleroots,  Hnflattichblätter ,  Altheebliiten  und 
Wegebreitblätter.) 

Subjektiv  steuerpflichtig  ist  bei 
der  Gewichtssteuer  zunächst  der  Pflanzer, 
d.  L  der  Inhaber  des  mit  Tabak  bepflanzten 
Gnmdstackes ;  im  Fall  der  Veräusserung  des 
Tabaks  vor  dem  15.  Juli  des  auf  das  Emtejahr 
folgenden  Jahres  (mit  Bewilligung  der  obersten 
Landesfinanzbehörde  eventuell  bis  znm  30.  Jnni 
des  zweiten  Jahres)  wird  der  Känfer  oder  son- 
stige Erwerber  steuerpflichtig.  —  Bei  der 
Flächensteuer  ist  der  I^anzer  mit  der 
Massgabe  steuerpflichtig,  dass  der  Inhaber  des 
GnmdstSckes  für  den  vollen  Betrag  der  Steuer 
haftet,  auch  wenn  er  den  Tabak  durch  einen 
anderen  anpflanzen  oder  behandeln  lässt.  — 
Bei   der  Sarrogatstener  ist  der  Fabrikant 

Steoerirei  ist  ausgeführter  und  bei  der 
amtlichen  Verwiegnng  vernichteter  Tabak,  des- 
gleichen auf  Ni^erlagen  gebrachter  Tabak, 
bezw.  daselbst  wegen  Unbrauchbarkeit  unter 
amtlicher  Aufsicht  vernichteter  Tabak.  —  Er- 


lass  kann  gewährt  werden  bei  der  Gewichts- 
steuer, wenn  der  noch  im  ganzen  beim  Tabak- 
pflanzer vorhandene  Tabakgewinn  durch  Feuer- 
schaden vor  Ablaut  der  Steuerfrist  zerstört 
wird,  bei  der  Flächenstener  ausserdem  wegen 
Emteverderbs  durch  Misswachs  oder  andere  Un- 
glücksfälle. 

Der  Steuersatz  beträgt  bei  der  Ge- 
wichtsstener  45Mark  für  100  kg  (als  üeber- 
gang  waren  für  1880  20  M.,  für  1881  30  Mark 
bestimmt  worden),  bei  der  Flächensteuer 
4,5  Pfennig  pro  qm.  (Uebergangssätze  für  1880 
und  1881  2  oezw.  3  Pfennig),  bei  der  Snrro- 
gatsteuer  65  Mark  für  100  kg  fabrikations- 
reifer Surrogate. 

Die  Betriebsvorschriften  und  Be- 
triebskontrollen  beziehen  sich  fast  aus- 
schliesslich auf  den  Tabakbau.  Während  die 
Fabrikation  von  denselben  nicht  berührt 
wird^  ist  der  Tabakbau  in  weitgehender  Weise, 
ähnlich  wie  bei  dem  Monraol,  davon  betroffen. 
Insbesondere  kommen  in  Betracht:  1.  die  An- 
meldepflicht des  Pflanzers  (bis  zum  15.  JuU), 
sowie  bezüglich  des  Verlustes  durch  Unglttcks- 
fiUle,  wenn  Absetzung  von  der  Haftmenge  ein- 
treten soll,  2.  die  Vermessung  der  Pflan- 
zungen bei  der  Flächensteuer,  3.  die  Blätter- 
zählung und  Gewich  tsabschätzung 
bei  der  Gewichtssteuer  behufs  amtlicher  Fest- 
stellung der  zur  Verwiegung  zu  bringenden 
oder  doch  zu  versteuernden  Mindestmenge;  im 
Znsammenhange  damit  stehen  gewisse  Betriebs- 
beschränknngen  bei  dem  Anbau  und  der  Ernte, 
z.  B.  regelmässige  gerade  Reihen  der  Pflanzen, 
Köpfen  und  Ausgeizen  vor  der  Blätterzählnng, 
4.  die  amtliche  Verwiegnng  mit  Vor- 
schriften über  die  Art  der  TabaKverpackung. 
Wenn  die  Fehlmenge  5*/o  der  zu  vertretenden 
Tabaksmenge  übersteigt,  wird  Untersuchung 
eingeleitet ;  Bestrafung  tritt  ein,  wenn  bestimmte 
Thatsachen  darauf  schliessen  lassen,  das.s  ein 
Teil  des  steuerpflichtigen  Tabaks  der  Besteue- 
rung entzogen  ist;  5.  Aufsichtskontrolle 
auch  nach  der  Verwiegung. 

Die  Fabrikation  unterliegt  nur  aus- 
nahmsweise der  Kontrolle,  1.  sofern  wegen  er- 
strebter höherer  Ausfnhrvergtttung  für  Cigarren 
aus  ausländischen  Blättern  oder  der  Ausfiihr- 
vergUtung  bei  anderen  Fabrikaten  die  Fabriken 
seitens  der  Fabrikanten  selbst  der  Steuerkon- 
trolle unterstellt  sind,  2.  bei  den  Fabrikanten, 
welche  Surrogate  verwenden. 

Zu  erheben  ist  die  Tabaksteuer  (Gewicht- 
steuer) im  allgemeinen  bei  der  erstmaligen  Ver- 
äusserung des  Tabaks,  eventuell  zu  den  oben 
angegebnen  äussersten  Fristen.  —  Die  Ver- 
pflichtung zur  Steuerzahlung  ruht,  solange  der 
Tabak  sich  in  Zollniederlagen  oder  in  beson- 
deren Niederlagen  für  unversteuerten  inländi- 
schen Tabak  befindet,  oder  Kreditierung  über 
den  Fälligkeitstermin  der  Steuer  hinaus  ge- 
währt wird.  Die  Steuer  kann  bis  zum  16.  Ok- 
tober des  auf  das  Emtejahr  folgenden  Jahres 
von  den  Direktivbehörden  den  Pflanzern,  die 
bis  dahin  ihren  Tabak  nicht  verkauft  haben, 
noch  weiter  bis  1.  März  des  nächstfolgenden 
Jahres  kreditiert  werden. 

Der  Schutz  der  vorstehend  bezeichneten 
gesetzlichen  Bestimmungen  wird  durch  die 
htrafbestimmungen  bezweckt.  Die 
schweren  Fälle  sind  als  Defraudationen,  die 
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leichteren  als  Ordnungswidrigkeiten  be- 
zeichnet. —  Die  Defraudationen  bestehen  so- 
wohl in  materiellen  als  formellen  Verfehlungen 
schwerer  Art,  z.  6.  Entziehung  von  Blättern 
bei  der  Uengrefeststellung ,  Unterlassung  der 
Anmeldung  mit  Tabak  beflanzter  Qmnd^ttcke. 
Wird  jedoch  nachgewiesen,  dass  Defraudation 
nicht  verübt  werden  konnte  oder  wollte,  so  tritt 
nicht  die  Defraudationsstrafe  —  das  Vierfache 
der  vorenthaltenen  Abgabe  (bezw.  im  ersten 
BUckfall  das  Achtfache,  bei  fernerem  Rückfall 
Gefängnis  bis  zu  2  Jahren  bezw.  Haft  oder 
Geldstrafe  nicht  unter  dem  Doppelten  der  für 
den  ersten  Rückfall  bestimmten  Strafe)  — ,  son- 
dern Ordnungsstrafe  (bis  zu  150  Mark)  ein,  wie 
bei  den  Ordnungswidrigkeiten,  d.  i.  bei  üeber- 
tretungen  des  Tabakstenergesetzes,  welche  nicht 
als  Defraudationen  erscheinen. 

üeber  die  Verwendung  der  Tabak- 
steuererträgnisse  verfügt  zwar  nicht  das 
Tabakstenergesetz  von  1879,  aber  das  Zolltarif- 
gesetz V.  15.  Juli  1879  insofern,  als  es  gemein- 
schaftlich für  die  Zölle  und  Tabaksteuer  die  Be- 
stimmung getroffen  hat  (sogenannte  Francken- 
steinsche  Klausel),  dass  der  Ertrag  derselben,  so- 
weit er  130  Millionen  Mark  in  einem  Jahre 
übersteigt,  den  Einzelstaaten  zu  überweisen  ist. 
Ueber  die  Modifikation,  welche  diese  Verwen- 
dnngsklausel  durch  die  thatsächliche  Gestaltung 
der  Reichsfinanzpolitik  seit  1896  erfahren  hat, 
vergleiche  man  den  Art.  Reichsfinanzen 
oben  Bd.  VI  S.  369. 

b)  Zoll.  Der  Eingangszoll  beträgt  für 
100  kg  (netto)  Tabakblätter  (unbearbeitete  und 
Stengel,  auch  Tabaksaucen)  8ö  Mark,  für  fabri- 
zierten Tabak:  a)  Cigarren  und  Cigaretten 
270  Mark,  b)  andere  180  Mark.  Die  Tara  für 
Rohtabak  beträgt  nach  der  Art  rmschliessung 
1  bis  260/0  des  Bruttogewichtes,  für  Cigarren 
und  Cigarreten  zwischen  6  und  16  bezw.  24% 
(letzteres  für  Waren  in  kleinen  Kisten)  für  sons- 
tige Fabrikate  von  8  bis  16%. 

c)  Ausfuhrvergütungen.  Stener- 
vergütung  wird  allgemein  gewährt  bei  der 
Ausfuhr  versteuerten  oezw.  verzollten  Roh- 
tabaks aus  dem  freien  Verkehr.  Die  Ans- 
fuhrmenge  muss  mindestens  25  kg  betragen. 
Vergütungssätze :  für  unfermentierten  Rohtabak 
33  Mark,  für  fermentierten  40  Mark,  für  ent- 
rippte  Blätter  47  Mark  auf  100  kg  netto. 

Zoll-  und  Steuervergütung  bei  der 
Ausfuhr  von  Tabakfabrikaten  wird  unter 
gewissen  Voraussetzungen  und  in  der  Haupt- 
sache (nur  die  Vergütung  der  Steuer  für  Ci- 
garren aus  inländischen  Blättern  ist  davon  aus- 
geschlossen) unter  der  Bedingfung  eingehender 
steuerlicher  Kontrolle  der  Fabrikation  zuge- 
standen. Die  Mindestmenge  der  Versendung  ist 
25  kg,  bei  Cigaretten  kann  dieselbe  auf  lü  kg 
bestimmt  werden.  Die  Vergtttnngssätze  sind: 
1.  für  Fabrikate  aus  inländischen  Blättern: 
a)  Schnupf-  und  Kautabak  60  Mark,  b)  Rauch- 
tabak 81  Mark,  c)  Cigarren  94  Mark,  d)  Ciga- 
retten 66  Mark;  2.  für  Fabrikate  aus  inländi- 
schen Blättern:  a)  Schnapf-  und  Kautabak  32 
Mark,  b)  Rauchtabak  43  Mark,  c)  Cigarren  50 
Mark,  d)  Cigaretten  35  Mark ;  3.  für  Fabrikate 
aus  ans-  und  inländischem  Tabak  nach  Massgabe 
des  Mischungsverhältnisses.  Für  Surrogate  wird 
keine  Ausfunrvergütung  geleistet. 

(Ausser  den  erwähnten  Reichsgesetzen  kom- 


men von  den  Ansführungsbestimmungen 
des  Bundesrates  namentlich  in  Betracht: 
Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  v.  25.  März 
1880  betr.  die  Besteuerung  des  Tabaks,  Dienstes- 
vorschriften V.  29.  Mai  1880,  Regulativ  betr. 
die  Niederlagen  für  unversteuerten  inländischen 
Tabak  v.  29.  Mai  1880,  Bekanntmachung  v.  27. 
November  1879  über  die  Verwendung  von  Surro- 
gaten, Nachträge  zu  vorstehenden  Bestimmungen : 
Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  v.  18.  Jnli 
1888,  17.  Juli  1895,  4.  Juni  und  31.  Juli  1897, 
Regulativ  betr.  die  Kreditierung  der  Tabakge- 
wichtsteuer V.  16.  Juni  1880,  Regulativ  betr. 
die  Ansfnhrvergütung  für  Tabak  v.  28.  Jnli 
1888,  Beschlnss  v.  5.  Februar  1891  betr.  das 
Entrippen  inländischen  Tabaks  in  Teilnngs- 
lagem;  sämtlich  verSfientlicht  im  Centralblatt 
für  das  Deutsche  Reich.) 

'22.  Die  flnaiul«Uen  Ergebnisse  der  deut- 
schen Tabakbestönemng.  .  Auch  nach  dem 
Systemwechsel  und  der  Steuererhöhung  von 
1879  ergiebt  die  deutsche  Tabakbestenening 
(durch  Zoll  und  innere  Steuer)  trotz  des  gestiege- 
nen Verbrauchs  nicht  sehr  viel  mehr  als  1  Mark 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung;  dabei  ist  die 
ganze  Zunahme  des  Steuerertrags  in  den  neun- 
ziger Jahren  mit  der  Stagnation  des  heimischen 
Tabakbaues  und  der  Menrverwendung  auslän- 
dischen steuerlich  durch  den  ZoU  höher  belas- 
teten Tabaks  erkauft  Der  Nettoertrag  der 
Tabakabgaben  (Zoll  und  Steuer)  zeigt  seit  1869/70 
folgende  Gestaltung: 


Erntejahre 
(1.  Juli  be- 
ginnend) 

§':ä 
1« 

Erntejahre 
(1.  Juli  be- 
ginnend) 

1 

•0 

s 

'S« 

.§ 

1000  M. 

M. 

1000  M. 

M. 

1869 

9018,7 

0,23 

1885 

43921,4 

0,95 

1870 

9676,9 

0,2s 

1886 

47  534,5 

1,02 

1871 

13984,' 

0,35 

1887 

47  757,1 

l,OI 

1872 

21  080,3 

0,51 

1888 

49  31',! 

1,02 

1873 

11092,5 

0,27 

1889 

5*851,9 

1,08 

1874 

12  636,0 

0,30 

1890 

54  804,6 

'-'S 

1875 

•3  573,9 

0,32 

1891 

54  439,9 

1,08 

1876 

14  282,0 

0,33 

1892 

56270,5 

1,11 

1877 

20614,3 

0,48 

1893 

56  030,6 

1,09 

1878 

26384,0 

0,60 

1894 

57486,9 

I,U 

1879 

9«55,o 

0,21 

1895 

59887,0 

i,H 

1880 

21  685,6 

0,48 

1896 

63  294,7 

•,•9 

1881 

36  665,6 

0,81 

1897 

64  582,8 

I,t9 

1882 

32636,0 

0,72 

1898 

65  759,7 

1,20 

1883 

37  003,2 

0,81 

1899 

65  383,0 

1,17 

1884 

42  287,5 

0,92 

Nach,  dem  Durchschnitt  der  JahrfOnfte 
1887/91  bezw.  1895  519  setzt  sich  der  Nettoer- 
trag der  Tabakabgaben  von  51832900  bezw. 
63781400  Mark  folgendermassen  zusammen: 
Tabaksteuer  (innere)  11  482700  bezw.  12666500 
Mark,  Surrogatsteuer  26600  bezw.  42400  Mark, 
Eingangszoll  40757000  bezw.  51533401)  Mark; 
zusammen  Steuer  und  Zoll  62266300  bezw. 
64  231000  Mark  (nach  Abzug  der  Tabaksteuer- 
erlasse) ;  davon  ab  rückvergütete  Steuer  135  000 
bezw.  128700  Mark,  rückvergüteter  Zoll  298300 
bezw.  321900  Mark;  verbleibt  Nettoertrag 
51832900  bezw.  63781400  Mark  oder  1,06  bezw. 
1,18  Mark  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung.    In 
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den  beiden  hier  znr  Vergleichnng  heranee- 
sogenen  JahrfOnften  ist  demnach  der  Ertrag  der 
inneren  Steuer  vom  Tabak  nnr  um  10,2°.^  des 
TabakzoHs  dagegen  um  26,5**/«  gestiegen. 

23.  Refemfragen.  Die  deutsche  Tabak- 
Steuergesetzgebung  von  1879  war  ein  in  finan- 
zieller  wie  Tolks wirtschaftlicher  Hinsicht  nnbe- 
friedigendes  Kompromiss.  Das  BedOrfnis  des 
Beiches.  den  TabAkTerbrauch  stärker  zu  be- 
lasten, kam  schon  im  Jahre  1882  in  dem  da- 
mals vom  Reichstage  abgelehnten  Gesetzent- 
wurfe betr.  das  Reicbstabakmonopol  zum  Aus- 
druck. Im  weiteren  Verlaufe  der  Zeit  drang 
mehr  und  mehr  die  Erkenntnis  durch,  dass  die 
Ausgestaltung  der  Steuergesetzgebung  von  1879 
nicht  nur  aiu  den  Tabakpfianzer  den  Hanptteil 
der  Unlnst  und  der  Plackereien  akgew&lzt  habe, 
sondern  dass  auch  der  einheimische  Tabakbau 
durch  das  VerhSltnis  von  Zoll  und  Steuer  be- 
nachteiligt werde.  In  der  ersten  Zeit  wirkten 
die  Steuersätze  der  Uebergangsperiode  fordernd 
auf  den  Tabakbau,  danach  aber  trat  immer 
mehr  ein  Rückgang  desselben  ein.  Wiederholt 
war  der  Reichstag  durch  Anträge  seiner   Mit- 

flieder  mit  der  Frage  der  Verbesserung  des 
erhältnisses  von  ZoU  und  Steuer  beschäftigt, 
gelangte  aber  zu  nichts  anderem  als  zu  dem 
BM^osse  (Sitzung  vom  10.  und  11.  Februar 
liSl),  die  verbändeten  Regierungen  zu  ersuchen, 
noch  in  dieser  Session  eine  Vorlage  zu  unter- 
breiten, wonach  die  bestehende  Tabaksteuer 
von  45  auf  24  Mark  zu  ermässigen  sei.  Dass 
die  Finanzla^  in  keinem  Falle  die  Korrektur 
des  Verhältnisses  von  Zoll  und  Steuer  ledig- 
lich mittelst  Herabsetzung  der  lulandsteuer  ge- 
statten wArde,  scheint  sich  damals  die  Hehr- 
heit des  Beidistages  nicht  genügend  klar  ge- 
macht zn  haben. 

Als  im  Winter  1892/93  im  Zusammenhang 
mit  der  Militärrorlage  die  Frage  einer  Ver- 
mehrnng  der  Reichseinnahmen  aufgerollt  wurde, 
war  —  anscheinend  nicht  ohne  vorhergegangene 
Schwankungen  —  von  der  Heranzienung  des 
Tabal»  zunächst  nicht  die  Rede.  Als  aber  im 
weiteren  Verlaufe  der  Dinge  die  sachlich  durch- 
aus zweckmässige  Loslösung  der  Decknngsfrage 
von  der  Frage  der  Heeresverstärkung  erfolj^ 
und  nach  der  im  August  1893  in  Frankfurt 
stattgehabten  Konferenz  der  deutschen  Finanz- 
minister die  Frage  der  deutschen  Finanzretorm 
in  grSsserem  Stile  —  wenn  auch  noch  uicht  in 
eracliQpfender  Weise  —  in  Betracht  gezogen 
wurde,  erschien  die  Heranziehung  des  Tabaks 
um  so  unerlissUcher,  als  nach  dem  Oange  der 
Beichstagsverhandlung^en  über  die  Heeresver- 
stärknng  von  den  drei  ursprfingUch  vorgeschla- 
genen Finanzquellen  nur  die  Börsensteuer  wie- 
der gebracht  werden  konnte,  auf  die  Erhöhung 
der  Bier-  und  Branntweinsteuer  aber  verzichtet 
werden  musste. 

Nach  den  Erfahrungen  des  Jahres  1882 
hatte  das  Monopol  keine  Aussicht:  man  musste 
deshalb  zu  dem  —  fSr  die  beteiligten  Indus- 
trieUen  die  geringstmöglichste  Störung  be- 
dingenden, das  Interesse  des  Konsumenten  da- 
gegen mehr  in  den  Hintergrund  treten  lassen- 
dem —  Vorschlag  eiüer  Fabrikatbesteuemng  ge- 
langen. 

Zweimal  sind  dem  Reichstag  —  ohne  Er- 
folg —  darauf   abzielende  Gesetzentwürfe 
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zugegangen  am  21.  November  1883  und  am  26. 
Januar  U96. 

Der  Entwurf  eines  Tabakstener- 
gesetzes  vom  21.  November  1893  O^eicbs- 
tag  9.  Legislatnrper.  II.  Session  1893/94  Drucks. 
Nr.  63)  enthält  den  Versuch,  die  bisherige  Ma- 
terialsteuer  durch  eine  Art  Fabrikatsteuer  auf 
inländische  und  ausländische  Fabrikate  zu  er- 
setzen, welche  kurzweg  als  Faktnreusteuer 
bezeichnet  werden  kann.  Die  Steuersätze  sollten 
in  prozentualem  Verhältnis  zu  dem  Werte  des 
steuerpflichtigen  Objektes  stehen;  als  steuer- 
pflichtiger Wert  sollten  die  Preise  angesehen 
werden,  zu  denen  die  Fabrik  die  Erzeugnisse 
verkautt;  die  Fakturen,  zu  deren  Ausstellung  der 
Fabrikant  zn  verpflichten  wäre,  sollten  die  Grund- 
lage der  Steuererhebung  bilden.  Hit  Rücksicht 
auf  den  bei  den  Hanptgmppen  der  Tabakfabri- 
kate ungleichen  Anteil  der  Arbeit  am  Werte 
der  Fabrikate  waren  verschiedene  Prozentsätze 
der  Steuer  in  Aussiebt  genommen,  nämlich 
33  •  ,*o  bei  Cigarren  und  Cigaretten,  W«/»  bei 
Kau-  und  Schnupftabak  und  ()6 ' /, "  o  bei  Rauch- 
tabak. Die  bisherig  Inlandsteuer  von  45  Maik 
für  100  kg  sollte  m  Fortfall  kommen  und  der 
Zoll  für  ausländischen  Rohtabak  um  den 
gleichen  Betrag  vermindert  werden.  Die  Zoll- 
sätze für  fabrizierten  Tabak  sollten  erhöht 
werden:  bei  Cigarren  auf  400  Mark,  bei  Ciga- 
retten auf  öOO  Mark,  bei  anderem  fabrizierten 
Tabak  anf  2dO  Mark  für  100  kg.  Der  ZoU  für 
Rohtabak  (40  Mark  für  100  kg)  sollte  bis  zu 
neun,  die  Steuer  für  inländische  Fabrikate  auf 
sechs,  für  ausländische  auf  drei  Monate  ge- 
stundet werden  können.  Die  Kontrolle  sollte 
sich  auf  den  Tabakbau  in  einer  gegen  die  bis- 
herigen Bestimmungen  abgeschwächten  Weise, 
sodann  vorzugsweise  auf  den  Robtabakhandel 
und  die  Fabrikation ,  in  geringerem  Masse 
auch  auf  den  Handel  mit  Tabakfabrikaten  er- 
strecken. 

Der  Gesetzentwurf  von  1893  beruhte  auf 
dem  weitergreifenden  Programm  der  Reichs- 
finanzreform,  welches  den  Einzelstaaten  40 
Millionen  Mark  Mehrttberweisungen  gegenüber 
den  Matrikularbeiträgeu  sichern  wollte.  Als 
der  Gesetzentwurf  vom  26.  Januar  1895 
(Reichstag  9.  Legislaturperiode  III.  Session 
1894  95  Drucks.  Nr.  116)  eingebracht  wurde, 
war  das  Programm  auf  den  Gleichstand  von 
Ueberweisnngen  und  Matrikularbeiträgeu  redu- 
ziert. Demgemäss  waren  die  Steuersätze 
niedriger  in  Aussicht  genommen  (25%  bei  Ci- 
garren und  Cigaretten  —  40  "o  bei  Kau-, 
Ranch-  und  Schnupftabak).  Femer  sollte  die 
Fakturenstener  nur  von  inländischen  Fabrikaten 
erhoben  werden,  ausländische  Fabrikate  sollten 
nur  durch  erhöhten  Zollgetroffen  werden  (Ci- 
garren und  Cigaretten  900  Mark,  andere  Fabri- 
kate 450  Mark  ittr  100  kg).  Die  im  Entwurf 
von  1893  in  Aussicht  genommene  besondere 
Kontrolle  des  Handels  mit  Tabakfabrikaten 
sollte  wegfallen. 

Die  thatsächliche  Gestaltung  der  Reichs- 
finanzen einerseits  und  die  gegen  die  Erhöhung 
der  Verbrauchssteuern  im  Reichstag  in  der 
neueren  Zeit  übermässig  hervorgetretene 
Stimmung  andererseits  haben  in  der  zweiten 
Hälfte  der  neunziger  Jahre  die  Tabaksteuer- 
projekte ruhen  lassen.  Auch  bei  den  Erwä- 
gungen   über    die    Deckung    der    gesteigerten 
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Flottenansgaben  wurden  solche  nicht  ins  Auf^e 
gefasst.  Gleichwohl  kann  es  keinem  Zweifel 
unterliegen,  dass  im  Fall  einer  dauernden 
weitergreifenden  Unznreichendheit  der  zur  Zeit 
fliessenden  Qaellen  der  Reichseinnahmen  die 
TabakstenererhShnng  in  erster  Linie  wiederum 
in  Frage  kommen  muss.  Es  mögen  deshalb 
einige  kurze  Bemerkungen  über  den  in  den 
Jahren  1893  und  189ö  in  Aussicht  genommenen 
Wechsel  des  Steuersystems  hier  ihre  Stelle 
finden. 

Der  TJebergang  zum  Fabrikatsteuersystem 
erscheint  grundsätzlich  zweckmässig.  Auch  die 
Anlehnung  der  Steuersätze  an  die  _  Wertver- 
hältnisse der  Fabrikate  ist  zu  billigen.  Da- 
gegen bestehen  meines  Erachten»  Bedenken, 
ob  es  steuertechnisch  möglich  ist,  eine  prozen- 
tuale Faktürensteuer  durchzuführen.  Ich  er- 
achte die  Abstufung  der  Steuersätze  nach 
einigen  Hauptpreisgrnppen  der  Fabrikate  als 
da«  steuertechnisch  allein  mögliche  Zugeständ- 
nis an  den  Grundsatz  der  Wertbesteuerun^. 
Ich  halte  es  femer  für  bedenklich,  dass  auf  die 
Krönung  durch  die  auch  dem  Konsumenten 
einen  Einblick  in  den  Stenerwert  der  Ware 
bietende  Behälterstempelung  (nach  nordameri- 
kanischem Muster)  verzichtet  wird.  Auch  geht 
mir  die  Herabsetzung  des  Zolles  auf  auslän- 
dischen Bohtabak  zu  weit.  Der  Umstand,  dass 
die  Fakturensteuer  auch  vom  Zollwert  der  aus- 
ländischen Bohtabake  zur  Erhebung  käme, 
bildet  keinen  vollwichtigen  Ersatz  für  die 
Herabsetzung  um  den  vollen  Betrag  der  bis- 
herigen Inlandsteuer,  weil  das  Verhältnis  der  Ge- 
samtbelastung  des  inländischen  und  ausländischen 
Tabaks  —  das  schon  jetzt  unbefriedigend  ist  — 
sich  noch  weiter  zu  Ungunsten  des  inländischen 
verschieben  würde. 

Bezüglich  der  Einzelheiten  dieser  Bedenken 
sowie  bezüglich  der  Würdigung  der  mit  beson- 
derer Heftigkeit  gegen  das  Tabaksteuerprojekt 
aufgetretenen  Agitation  der  Interessenten  muss 
ich  auf  die  Ausführungen  Bezug  nehmen, 
welche  in  meiner  Schrift  „Zur-  B«ichsflnanzre- 
form„  (Stuttgart  1893,  Cottasche  Buchhandlung 
Nachf.)  enthäten  sind. 

C.  Die  Tabakbesteuerung  in  anderen 
Ländern. 

a)  Pflanzenstener. 

24.  Die  vormalige  belgische  Tabak- 
steuer. Die  innere  Tabaksteuer  (Accise)  war 
durch  G.  v.  28.  Juli  1879  als  Flächensteuer  von 
1,50  Francs  für  ein  ar  eingeführt  worden. 
Durch  G.  V.  31.  Juli  1883  trat  an  deren  Stelle 
eine  Pflanzßnsteuer  von  3  bezw.  2'/e 
und  2  Centimes  nach  Massgabe  der  Ertrags- 
fähigkeit der  Kantone.  Kleine  Pflanzungen 
bis  zum  Maximalbetrag  von  2000  Pflanzen  für 
einen  Steuerpflichtigen  olieben  steuerfrei.  Durch 
G.  V.  21.  Mai  1888  war  die  Pflanzensteuer  auf 
den  Einheitssatz  von  1 '/s  Centimes  für  die 
Pflanze  ermässigt,  Steuerfreiheit  aber  nur  noch 
für  einen  Meistbetrag  von  80  PQanzen  zuge- 
standen worden.  Zum  letzten  Mal  gelangte 
die  Pflanzensteuer  für  die  Ernte  von  1894  zur 
Erhebung. 

Der  Zoll  betrug  70  Francs  für  100  kg 
Rohtabak,  300  Francs  für  Cigarren,  100  Francs 
für  sonstige  Tabakfabrikate. 


Der  finanzielle  Ertrag  war : 


Jfttir6 

Zoll 

Accise 

Zusammen 

Francs 

Francs 

Francs 

1888 

6159272 

810041 

696931a 

1889 

6  330  183 

774969 

7  105  152 

1890 

6  48s  364 

822607 

7307971 

1891 

6616262 

855  507 

7471769 

1892 

6378086 

796640 

7  174726 

1893 

6  282  723 

865546 

7148269 

1894 

6096010 

1  023  364 

7119374 

Dies  ergiebt  im  Jahresdurchschnitt  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  1,18  Francs. 

(In  Honduras  besteht  eine  Pflanzen- 
stener —  20  Pesos  oder  ein  Centner  Tabak  als 
Abgabe  für  8000  geerntete  Pflanzen.) 

b)  Materialsteuer. 

25.  Die  Jetzige  belgische  Tabaksteuer. 

Durch  G.  V.  17.  April  1896  wurde  die  Pflanzen- 
steuer aufgehoben  und  an  deren  Stelle  eine 
Materialsteuer  im  Betrage  von  16  Francs 
für  100  Kilogramm  und  zwar  sowohl  auslän- 
dischen Rohtabaks  als  einheimischen  Tabaks  in 
getrocknetem  Zustand  eingeführt.  Der  zum 
häuslichen  Gebrauch  der  Pflanzer  verwendete 
Tabak  ist  steuerfrei.  Ausserdem  ist  bestimmt, 
dass  jedermann,  der  sich  mit  Handel,  Fabri- 
kation oder  Verschleiss  von  Tabak  beschäftigt, 
einer  Lizenzgebühr  unterworfen  werden  kann, 
deren  Minimum  auf  ö  und  deren  Maximum  auf 
1000  Francs  für  die  Tabakhändler  und  Fabri- 
kanten und  auf  600  Francs  für  die  Debitanten 
festgesetzt  ist.  Die  Grundlagen  und  Ab- 
stufungen der  einzelnen  Sätze  innerhalb  dieser 
Grenzen  zu  bestimmen,  ist  der  Regierung  über- 
lassen. Diese  Bestimmungen  sind  bisher  (März 
1901)  noch  nicht  erlassen,  so  dass  die  Lizenz- 
gebühren z  Z.  noch  nicht  zur  Erhebung  ge- 
langen. Verschiedene  königliche  Dekrete  von 
189«  regeln  die  Einzelheiten  des  Niederlage- 
und  Ansfnhrwesens  sowie  der  Deklarations- 
pfiicht  von  Händlern,  Fabrikanten  und  Ver- 
schleissem.  Einzelne  Modifikationen,  inRl>e8on- 
dere  hinsichtlich  des  Satzes  der  Gewichtsent- 
lastung bei  der  Trocknung,  sind  in  den  GG.  v. 
28  Dezember  1897  und  31.  Dezember  1900  ent- 
halten. 

Die  Zollsätze  sind  durch  G.  v.  17.  April 
1896  für  Rohtabak  (abgesehen  von  entripptem) 
herabgesetzt,  für  Tabakfabrikate  erhöht  worden. 
Sie  betragen  für  100  Kilogramm  bei  Cigarren 
und  Cigaretten  600  Francs,  sonstigen  Tabak- 
fabrikaten 120  Francs,  bei  Rohtabitk,  entrippt 
75  Francs,  sonstiger  (einschliesslich  der  Rippen) 
65  Francs. 

Die  Zoll-  und  Materialsteuerertrfige  stellen 
sich  für  1897 — 1899  folgendermassen  (wobei  zu 
beachten  ist,  dass  das  Gesetz  von  1896  erst  am 
1.  Juli  1897  in  Kraft  getreten  ist): 

Zoll  Accise       Znsammen 

J^hre  „  „  ^ 

Francs         Francs  Frans 


5736076 

697237 

6433313 

5  232  746 

1  783066 

7015752 

5  534337 

1  858  508 

7  392  845 

Im   Durchschnitt  der  zwei  Jahre   1898'99 
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ergeben  sich  hiernach  1,11  Francs  auf  den  Kopf 
der  BeTSlkemng.  (Solange  die  Lizenzgebühren 
nicht  Eor  Erhebang  gelangen,  ist  hiernach  der 
Tabakstenerertrag  dorch  die  Gesetzgebong  von 
1896  gemindert.) 

ci  Tabakbestenernng  mittelst  ans- 

schliesslicher  TabakTer- 

z  0 1 1  o  n  g. 

a]  Ohne  Ausschluss  des  heimischen 
Tabakbaues. 
26.  Die  Tabakbestenernng  in  den  Nie- 
derlanden,  Dftnemark,  Schweden,  Norwegen 
ud  der  Schweiz.  Niederlande.  Zoll- 
sStze  fOr  100  kg  Rohtabak  (einschliesslich  Ta- 
bak in  Bollen  und  ungepresste  Stengel)  0,70 
Golden,  gepresste  Stengel  1.50  Gnldeu.  Ge- 
schnittener und  gebeizter  Tabak.  Schnupftabak 
and  sonstige  Fabrikate,  exkl.  Cigarren,  12  Gul- 
den, CigiirTen  40  Gulden. 

Zollertrag:  1888  131982  Gulden;  1889 
135320  Gulden:  1890  127  240  Gulden;  1891 
145091  Gulden;  1892  129 a34  Gulden;  im 
Durchschnitt  1888,'92  133893  Gulden  oder  0,024 
Gulden  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  (0,04 
Mark).  —  1893  142900  Gulden;  1894  145 2Ü0 
Gulden;  1895  150800  Gulden;  1896  161400 
Gulden;  1897  IM 800  Gulden;  1898  162  400 
Gulden;  1899  156000  Gulden;  im  Durchschnitt 
1893,^  153000  Gulden  oder  0,032  Gulden  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung  (0,05  Mark).  (Im 
Jahre  1889  hatte  der  auf  Einführung  eiuer  Be- 
steuerung des  inländischen  Tabaks  gerichtete 
Vorschlag  des  Finanzministers  Grobbee  sehr 
ungfinstige  parlamentarische  Aufnahme  gefun- 
den: seitdem  wird  zwar  alljährlich  beim  Etat 
darüber  gesprochen,  ernsthaft  ist  aber  die  Idee 
nicht  wläer  aufgenommen  worden.) 

Dänemark.  Zollsatz  per  Pfund  ('/«  kg) 
mit  Einschlnss  des  noch  bestehenden  Kriegszn- 
schlags  nach  G.  v.  5.  August  1864,  für  Boh- 
tabak  (Blätter  und  Stengel)  14',„  Oere,  Ci- 
garren 83  Oere,  andere  Tabakfabrikate  20*,» 
Oere. 

ZoUertrag;  1888  1070301  Kronen;  1889 
1077  342  Kronen;  1890  1  048 548  Kronen ;  1891 
1097  211  Kronen;  1892  1124  434  Kronen;  im 
Durchschnitt  1888,92  1  061 567  Kronen  oder  0,47 
Kronen  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  (0.53 
Mark'.  —  1893  1 195 367  Kronen ;  1894  1213  274 
Kronen;  1895  1258145  Kronen;  18St6  1393131 
Kronen ;  1897  1  296  405  Kronen ;  1898  1 404  763 
Kronen;  1899  1452  502  Kronen;  d.  i.  im  Durch- 
schnitt des  Jahrfünfts  189599  1  360  989  Kronen 
oder  0,59  Kronen  auf  den  Kopf  der  Bevölke- 
rung (0,66  Mark). 

Schweden.    Der  Tabakbau  ist  sehr  un- 
bedeutend (bei  Stockholm,  Gefle  und  MalmS). 
Zollsätze      xggi 
in  Kr.       ^jg  30.     geit 
per  kg       jnni    1.  Juli 
1872—1878    1888      1888 


Rohtabak  ....  0,68 
Cigarren  und  Ciga- 

retten      ....  3,06 

Geschnittener  Tabak  1,06 

Schnupftabak.  .  .  1,18 
Gedrehter   und   ge- 

presster  ....  0,87 

Karotten     ....  1,29 


1,00       1,00 
3,00      4,00 

1,20  1,20 


Zollertrag. 

Auf  den  Kopf 

Jahre 

der  Bevölkerung 

Kronen 

Kronen 

1888 

3  796  050 

0,80 

1889 

3761825 

0,79 

1890 

3  772  452 

0,79 

1891 

3771869 

0,79 

1892 

3  674  403 

0,76 

1893 

3  704  792 

0,77 

1894 

3  832  867 

0,79 

1895 

3837838 

0,78 

1896 

3  937'7< 

0,79 

1897 

4  269  257 

0,85 

1898 

4  301  834 

0,85 

1899 

4435815 

0,87 

Demnach  für  1888/92  durchschnitüich  0,89 
Mark,  für  1895/99  0,93  Mark  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung. 

Norwegen.  Der  Tabakbau  ist  sehr  un- 
bedeutend, der  Ertrag  desselben  ist  für  1896 
auf  18000  kg  geschätzt. 


Zollsätze  per 

kg. 

1888 

1897 

1899 

1900 

Kr. 

Kr. 

Kr. 

Kr. 

Rohtabak  (Blätter 
und  Stengel)  .    . 

Cigarren  und  Ciga- 
retten     .... 

Kau-  u.  Rauchtabak 

Schnupftabak .    .    . 

1,75 
3,60 

2,IU 
2,10 

1,75 

3,60 
2,10 
3,00 

1,75 

4,50 
2.10 
3ioo 

1.75 

5,00 
2,10 
3,00 

Vor  1888  betrug  der  Rohtabakzoll  1,25,  der 
Cigarren-  und  CigarettenzoU  2,50  bezw.  2,75 
(von  1885  -  87),  der  Zoll  auf  sonstige  Fabrikate 
2,10  Kronen. 


Jahre 


1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 


Einfuhr- 
zoll 
(Brutto) 

Kr. 

2  669  643 

3471550 

3  266  792 

3  597  782 
3607080 

4  757  687 
2679808 
3482  129 
3700712 
3211313 
3  724  983 
3  177080 


Zoll  ertrag 
Rückzoll 

für 
ansgef. 
Tabak 


Kr. 

149599 
289  229 

364213 
325  367 
502  239 
212356 

53464 
90998 
63021 
65  205 
34461 
22913 


Nettoertrag 
im      auf  d.  Kopf 
ganzen    d.Bevölk. 

Kr.     Kr. 


2  520  044 

3  182321 

2  902  579 
3272415 

3  104841 

4545331 

2  626  344 

3391  131 
3637691 

3  146  108 
3  690  522 
3154167 


1.28 
1,61 
1,46 
1,64 

1,55 
2,56 
1,29 
1,65 
1,75 
1,49 
1,73 
1,45 


Im  Durchschnitt  also  für  1888/92  1,70  Mark 
und  für  1895/99  1,81  Mark  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung. 

Schweiz.  Von  Bundes  wegen  besteht  in 
der  Schweiz  keine  innere  Besteuerung  des  Ta- 
baks. Die  Kantone  Waadt,  Wallis  und  Frei- 
burg erheben  Verkaufsgebühren,  welche  jedoch 
ohne  Belang  sind.  In  Wallis  sind  auch  für 
die  Tabakfabrikation  Gebühren  —  in  6  Klassen 
—  vorgesehen. 

3* 
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Zollsätze  (Francs  per  100  kg): 

1.  Unverarb.   Tabakblätter,    Hippen   nnd 

Stengel «5 

2.  Karotten  bezw.  Stangen  ftlr  Schnupf- 

tabak  50 

3.  Ranch-,  Schnupf-  und  Kautabak  ...      75 

4.  Cigarren  und  Cigaretten 150 

Zollertrag:  1888  1  55.S 052  Francs ;  1889 
1  531  369  Francs ;  1890  2  488739  Francs  (Furcht 
vor  Zollerhöhung!);  1891  1267  635  Francs; 
1892  1  409  921  Francs;  im  Durchschnitt  1 650 143 
Francs  oder  0,56  Francs  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung (0,45  Mark).  —  1893  1645  745 
Francs;  1894  1706693  Francs;  1895  1772  751 
Francs;  1896  1888  424  Francs;  1897  2067  709 
Francs;  1898  1916  880  Francs;  1899  1993  726 
Francs:  demnach  im  Durchschnitt  1895/99 
1927  898  Francs  oder  0,60  Francs  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  (0,49  Mark). 

In  neuerer  Zeit  stand  in  Volks-  wie  in 
Eegierungskreisen  der  Schweiz  das  Tabak- 
m  o  n  0  p  0 1  zur  Erwägung.  Ein  von  der  orga- 
nisierten Arbeiterschaft  und  einem  Teil  der  De- 
mokraten versuchtes  „Volksbegehren"  (Ini- 
tiative) für  unentgeltliche  Krankenpflege  wollte 
die  hierzu  erforderlichen  Mittel  durch  Einfüh- 
rung des  Tabakmouopols  seitens  des  Bundes 
gewinnen.  Der  Bnndesrat  hatte  am  7.  No- 
vember 1893  beschlossen :  „Die  Departements 
der  Finanzen  nnd  Industrie  werden  beauftragt, 
mit  möglichster  Beförderung  dem  Bnndesrat 
weiteren  Bericht  und  Antrag  vorzulegen :  a)  be- 
treffend den  mutmasslichen  Ertrag  eines  eidge- 
nössischen Tabakmonopols ;  b)  betreffend  die  Art 
und  Weise  seiner  Einführung  unter  thunlichster 
Berücksichtigung  der  einheimischen  Tabakin- 
dnstrie."  Ueber  die  eventuelle  Verwendung 
des  Monopolertrags  war  dabei  etwas  Bestimmtes 
nicht  in  Aussiebt  genommen;  in  Begierungs- 
kreisen schien  die  Ansicht  obzuwalten,  es  sei 
etwa  die  Hälfte  des  Ertrags  zur  Snbventionie- 
mng  der  projektierten  Unfall-  und  Krankenver- 
sicherung, die  andere  Hälfte  für  allgemeine 
Staatszwecke  zu  verwenden. 

Im  März  1895  erstatteten  E.  W.  Milliet 
und  Alfred  Frey  an  die  Delegation  des 
schweizerischen  Bundesrats  in  Sachen  des  Ta- 
bakmouopols ein  eingehendes  Gutachten  be- 
treffend den  mutmasslichen  Ertrag  eines  eidge- 
nössischen Tabakmonopols.  Die  Botschaft  des 
Bundesrats  an  die  Bundesversammlung  vom  26. 
Mai  1899,  als  deren  Beilage  das  genannte  Gut- 
achten ausgeteilt  wurde,  befürwortete  im  Hin- 
blick auf  die  in  Aussicht  stehende  Einführung 
der  Kranken-  nnd  Unfallversicherung  (ein- 
schliesslich der  Militärversicherung)  dieEinfüh- 
mng  des  Tabakmonopols.  —  Inzwischen  hat 
diese  Frage  in  der  Schweiz  infolge  der  durch 
Volksabstimmung  im  Mai  1900  bewirkten  Ver- 
werfung der  Versicherungsgesetze  für  den 
Augenblick  an  Aktualität  verloren. 

ß)  Mit  Ausschluss  des  heimischen 
Tabakbaues. 
27.   Die    englische    Tabakbestenerung. 

Grundsätzlich  gut  noch  heute,  mit  gering- 
fügigen Ausnahmen  bezüglich  des  für  medizi- 
nische Zwecke  gebauten  Tabaks,  das  aus  dem 
17.  Jahrhundert    stammende    Tabakbauverbot. 


(Heutige  gesetzliche  Grundlage:  1  Seetion  of 
Ist  and  2nd  William  4th,  cap.  13).  In  den 
Jahren  1886  bis  1889  war  versuchsweise  der 
Anbau  gestattet,  allerdings  gegen  eine  dem 
hohen  Zoll  auf  Rohtabak  gleichkommende  In- 
landstener.  Die  Versuche  waren  —  bei  diesem 
Steuersatze  wohl  begreiflich!  —  nicht  erfolg- 
reich, nnd  die  Anbauerlanbnis  ist  zurückge- 
zogen worden.  Es  bleibt  hiemach  bei  dem  alt- 
hergebrachten Verbot.  Auch  das  Klima  soll 
sich  als  dem  Tabakbau  nicht  günstig  erwiesen 
haben,  und  das  Verlangen  der  Pflanzer  nach 
Fortsetzung  der  Versuche  kein  allgemeines  ge- 
wesen sein,  weshalb  seit  1889  die  Erteilung 
der  Anbanerlaubnis  nicht  erneuert  worden  sei. 
Die  in  der  „Customs  and  Inland  Revenue 
Act"  vom  5.  Juli  1887  festgesetzten  Zollsätze 
sind,  und  zwar 

1.  für  Tabakfabrikate  per  Pfund: 
Cigarren  5  Sh.,  Cavendisch  oder  Negrohead  4 
Sh.  6  d.,  sonstige  Tabakfabrikate  4  Sh.  — 
Schnupftabak  je  nach  dem  Feuchtigkeitsgehalt 
3  Sh.  9  d.,  oder  4  Sh.  6  d.; 

2.  für  Rohtabak  per  Pfund,  mit  mehr 
als  10*/o  Feuchtigkeitsgehalt  3  Sh.  2  d.,  mit 

feringerem  Fenchtisrkeitsgehalt  3  Sh.  6  d.; 
lieben  unverändert  bis  Mai  1898;  gemäss  der 
Bestimmung  von  61  und  62.  Vict.  cap.  10  wurde 
der  Rohtabakzoll  auf  2  Sh.  7  d.  nnd  3  Sh.  er- 
mässigt,  der  Zoll  auf  Cavendisch  oder  Negro- 
head auf  3  Sh.  10  d.,  für  andere  Tabakfabrikate 
auf  3  Sh.  5  d.,  für  Schnupftabak  auf  3  Sh.  2  d. 
bezw.  3  Sh.  10  d.;  der  Cigarrenzoll  blieb  un- 
verändert; durch  Finanzgesetz  1900  (63  Vict. 
cap.  7)  erfolgte  eine  Erhöhung  des  Rohtabak- 
zolls  auf  3  Sb.  bezw.  3  Sh.  4  d.,  des  Zolls  auf 
Cigarren  auf  6  Sh.  6  d.,  bei  Cavendisch  oder 
Negrohead  auf  4  Sh.  4  d.,  für  andere  Tabak- 
fabrikate auf  3  Sh.  10  d.,  für  Schnupftabak  3  Sh. 
7  d.  bezw.  4  Sh.  4  d. 

Die  Lizenzen  betragen:  a)  für  Handel 
mit  Rohtabak  oder  Fabrikaten  5  Sh.  3  d.  per 
Jahr  bezw.  4  d.  per  Tag  bei  Gelegenheitsbetneb 
bis  zu  nur  3  Tagen;  b)  für  die  Tabakfabri- 
kation 5  £  5  Sh.  Od.  bis  31  £  10  Sh.  0  d.  je 
nach  der  Betriebsgrösse.  (Maximalsatz  bei  der 
Verarbeitung  von  mehr  als  100000  Pfund  Roh- 
tabak im  Jahr). 

Der  Nettoertrag  des  2k>lle8  war: 
Jahre  £  Jahre  £ 


188889 

8858781 

1894,'95 

10415139 

1889.90 

9061  984 

1895  96 

10  748  522 

1890/91 

9  536  234 

1896,97 

II  018048 

189192 

9965  221 

189798 

11433909 

1892  93 

1012443s 

1898,99 

10993727 

1893,94 

10119952 

1899/1900 

10  885  932 

Der  Zollertrag  beträgt  hiernach  im  Jahres- 
durchschnitt 1888,89-92/93  9509331  £  oder 
194  275  632  Mark  und  im  Jahresdurchschnitt 
1895,'96— 1899/1900  11016026  f  oder  225057411 
Mark.  Dies  ergiebt  5,13  Mark  bezw.  5,63  Mark 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung. 

Die  Lizenzerträge  betmgen  im  Durchschnitt 
1891/94  für  Fabrikation  70(»  £,  für  Tabakhan- 
del 75  850  £  nnd  6666  £  bezw.  85581  £  im 
Durchschnitt  1895/1900.  Durch  die  Lizenzen 
steigt  der  Kopfertrag  vom  Tabak  je  um  0,05 
Mark,  also  auf  5,18  bezw.  5,68  pro  Kopf  der 
Bevölkerung.    Trotz  der  Ermässigung  des  Zolls 
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im  Jahre  1898  ergiebt  sich  hiernach  fOr  die 
jüngste  Zeit  eine  erhebliche  Steigenmg  des  Er- 
tri^isses,  dem  im  Gefolge  der  Zollerhöhnng 
Ton  1900  weiterhin  noch  eine  stärkere  Steige- 
rung folgen  wird. 

d)  Tabakmonopol. 

a)  Das  in  eigener  Regie  genützte 
Monopol. 

38.  Dm  Tabakmonopol  in  Oesterrelch- 
rngam.  Das  Monopol  besteht  in  Oesterreich 
aeit  1784;  durch  Kaiserliches  Patent  vom  29. 
November  18öO  wurde  die  Einführung  des  Ta- 
bakmonoimls  in  „Ungarn,  Kroatien,  Slavonien, 
Siebenbürgen,  der  Woiwodschaft  Serbien,  dem 
Temeser  Banate  und  den  MilitSrgrenz-  und 
Küstengebieten"  angeordnet.  Heute  bestehen 
zwei  getrennte  Staatsmonopole :  das  0  s  t  e  r  - 
reichische  (für  die  im  Reichsrate  vertre- 
tenen KSnigreiche  nnd  Länder)  und  das  unga- 
rische. Zur  Bedeckung  der  autonomen 
inneren  Yerwaltong  Kroatien-Slavoniens  ist  ein 
.Prozentual  und  Jahrespauschal "  aus  den  Er- 
trägnissen des  ungarischen  Monopols  bestimmt. 

1.  Oesterreichiscbes  Monopol.  Ta- 
bakbau. Derselbe  ist  nur  mit  behördlicher  Er- 
laubnis in  bestimmten  Landesteilen  gegen  Abliefe- 
mng  der  gesamten  Blätteremte  an  die  Mono- 
polverwaltung zugelassen.  Für  den  Anbau  und 
dessen  Kontrolle  bestehen  genaue,  den  Provin- 
zialverhältnisseu  in  Galizien  nnd  Bukowina, 
Südtirol,  Dalmatien,  angepasste  Vorschriften.  — 
Vor  Beginn  der  Tabak banperiode  werden  in 
jedem  Tabakbangebiete  die  Bestimmungen  über 
die  Klassifikation  der  Blätter  nnd  die  Preise 
bekannt  gemacht,  zu  welchen  die  Regie  die 
Ernte  übernehmen  wird.  Als  durchschnittliche 
EinlSsgeböhr  hat  sich  beispielsweise  für  die 
Ernte  1899  (pro  metr.  Centner)  ergeben:  in 
Galizien  nnd  Bukowina  37,96  Kronen;  in  Süd- 
tirol: grüner  Tabak  8,54  Kronen,  maceriertes 
Material  57,54  Kronen;  in  Dalmatien  112.94 
Kronen. 


Tabakbau  zum  Zwecke  der  Ausfuhr  ist  in 
Oesterreich  nicht  zugelassen. 

Tabakfabrikation.  Diese  findet  nur 
in  den  Regiefabriken  statt ;  jede  private  Ver- 
arbeitung von  Tabak  oder  Umgestaltung  von 
Tabakfabrikaten  ist  verboten.  (Vgl.  auch  oben 
Abschn.  10).  Ausserdem  importiert  die  Regie 
Havannacigarren  und  Cigaretten. 

Tabak  ver  schleis  s.     Dieser    erfolgt 

durch     die    staatlich    bestellten    (lizenzierten) 

Tabaktraflkanten.     Diese  dürfen  die  einzelnen 

Fabrikate  um  keinen  höheren  Preis  verkaufen, 

als  im  Verschleisstarif  bestimmt  ist     In  den 

Sätzen  des  Verschleisstarifs  einerseits  und  in  der 

Komposition  bezw.  auch  dem  Mengeverhältnis 

fbei    Cigarreu    und   Cigaretten)    der    einzelnen 

{  Fabrikate  gelangt  das  Mass  der  Stenerbelastnng 

'.  der    Konsumenten    zum    Ausdruck.     In    dieser 

Hinsicht  nimmt  das  österreichische  (wie   auch 

I  das  ungarische)  Monopol  eine  mittlere  Stellung 

I  ein.    Das  Maximum  des  beim  Monopol  möglichen 


Hochdrucks  ist  bei  weitem  nicht   erreicht,  so 
'  dass  im  allgemeinen  Fabrikate  von  guter  Be- 
I  schaffenheit  in  reicher  Sortenauswahl  zu  massi- 
gen Preisen  und  zur  Zufriedenheit  der  Eonsu- 
!  menten  geliefert  werden.    (Unter  den  Cisarren 
I  hat  die   zweitbilligste   Sorte   H  und  HH,   ge- 
I  mischte  Ausländer  zum  Verschleisspreis  von  4 
:  Kronen  50  Heller  für  100  Stück,  den  grössten 
'  Absatz;  die  billigste  Sorte  (E  und  KR),  kleine 
Inländer  kostet  2  Kronen  70  Heller.)  —  Die  Ta- 
,bakverschleissmagazine      sind      im 
Jahre  1896  der  Leitung  der  Generaldirektion 
der  Tabakregie  unterstellt  worden,  früher  unter- 
standen sie  den  Landesfinanzbehörden. 
I        Der  private  Bezng  von  Rohtabak 
und  Tabakfabrikaten  aus  dem  Aus- 
land ist  nur  auf  besonderes  Gesuch  zulässig 
gegen  Entrichtung  hoher  Zoll-  und  Lizenzge- 
bühren;   für    Rohtabak    beträgt   der   Zoll    42 
'  Kronen ;  bei  Fabrikaten  105  Kronen  für  100  kg 
;  und  die  Lizenz  per  kg  für  Rohtabak  14  Kronen, 
für  Cigarren    und  Cigaretten  22  Kronen,  für 
andere  Fabrikate  16,80  Kronen. 


Einnahmen 
Atisgaben 


Ueber- 
schnss 


im  ganzen 
auf  den  1 
Kopf  der  > 
Bevölk.  I 


Durchschnittlicher  Ertrag: 


Jahrffinfte 

1881 85  188690 

Kr.         Kr. 


'4t  903  362 

5 1  246  464 


1^8521878 
57  809  154 


Jahrviert 

1891,94 

Kr. 

172680  116 
63  396  494 


90  656  898 
4,06 


100712  724 
4,28 


109  283  622 
4,48 


Jahrfünft 

189599 

Kr.' 

196  756.898 
69  804  *o9 


126952  689 
4,97 


2.  Ungarisches  Monopol.  Bei  Ein- 
föhrnng  des  Tabakmonopols  in  Ungarn  wurde 
in  dem  Kaiserlichen  Patent  vom  29.  November 
1^0  ausser  der  Entschädigung  der  Tabakfabri- 
kanten in  Aussicht  genommen :  1.  die  Aufrecht- 
erhaltong  der  Gewohnheit,  dass  die  Grundbe- 
sitzer, die  bisher  Tabak  zu  ihrem  eigenen  Be- 
darf nnd  nicht  für  den  Handel  bauten,  ihr 
eigenes  Erzeugnis  verbrauchen,  2.  die  Schonung 
des  Tabakhandels  nnd  insbesondere  des  Roh- 
ubakabsatzes  in  das  Ausland.    Durch  Gesetz- 


Artikel  XLFV  V.  21.  Dezember  1887  ist  die  Be- 
günstigung der  Pflanzer,  wonach  von  der  Ta- 
Dakfecbsung  bei  Bezahlung  der  gesetzlichen 
Konsumgebühr  per  Kopf  10  kg  zurückbehalten 
werden  durften,  anfgenoben.  Dagegen  ist  der 
Tabakbau  für  das  Ausland  und  der  Handel  mit 
solchem  Tabak  aufrecht  erhalten  nnd  neu  ge- 
regelt. Von  einer  Kontingentierung  des  Tabak- 
baues ist  abgesehen.  Anbauerlaubnis  ist  in 
allen  Fällen  erforderlich;  nach  Möglichkeit  soll 
solche  in  der  Gemarkung  einer  Gemeinde  nur 


Digitized  by 


Google 


38 


Tabak  und  Tabakbesteuerang 


für  das  Aerar  oder  nur  für  die  Ausfuhr  erteilt 
werden.  Neue  Lizenzen  sollen  im  allgemeinen 
nnr  Pflanzern  erteilt  werden,  die  mindestens  ein 
Eatastraljoch  bepflanzen.  Die  Erlaubnis  zum 
Handel  mit  Rohtabak,  und  zwar  nur  mit  in- 
ländischem, kann  gegen  Uebemahme  gewisser 
Verpflichtungen  erteUt  werden.  Der  für  die 
Ausfuhr  in  das  Ausland  gebaute  Tabak  steht 
auch  nach  Uebergabe  an  den  exportierenden 
Kaufmann  bis  zur  BefSrderung  ms  Ausland 
unter  amtlicher  Kontrolle.  Der  Kaufmttnn  ist 
mit  seinen  Angestellten  solidarisch  dafür  ver- 
antwortlich, dass  der  durch  ihn  übernommene 
Tabak  in  derselben  Quantität  ins  Ausland  aus- 
geführt wird. 

Die  Verkaufspreise  der  Fabrikate  werden 
durch  das  Finanzministerium  im  Verordnnngs- 
wege  festgestellt;  seit  1868  traten  zweimal 
Preiserhöhungen  ein  (1.  Juli  1875  und  1.  Juni 
1888). 

Ertrag  in  lOOOKronen: 


Einnahme 

Ausgabe 

üeberschuss 

1888 

71  150 

26384 

44766 

1889 

74378 

25274 

49104 

1890 

78232 

23714 

54518 

1891 

82808 

28326 

54482 

1892 

8594* 

32542 

53400 

1893 

91300 

34618 

56682 

1894 

94908 

39218 

55690 

1895 

98504 

37254 

61250 

1896 

100714 

42814 

75900 

1897 

97618 

39284 

58334 

1898 

100040 

40906 

59134 

1899 

102  699 

39758 

62941 

Daraus  ergiebt  sich  für  1888/92  ein  üeber- 
schuss von  2,96  Kronen  (2,51  Mark),  für  1895/99 
von  3,23  Kronen  (2,74  Mark)  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung. 

29.  Das  Tabakmonopol  in  Bosnien  nnd 
Herzegowina.  Am  16.  August  1880  wurde  die 
bosn.  -  herzegow.  Tabakregie  nach  dem  öster- 
reichischen Vorbilde  eingerichtet.  —  Zum  Ta- 
bakbau ist  Lizenz  erforderlich,  und  zwar  giebt 
es  solche  a)  zum  Tabakbau  für  die  Tabakregie 
und  b)  für  den  eigenen  Bedarf.  Jeder  Pflanzer 
kann  nur  eine  dieser  Lizenzen  erhalten.  Ta- 
bakbau für  eigenen  Bedarf  ist  nur  noch  von 
ganz  untergeordneter  Bedeutung.  Die  Bestim- 
mungen über  Tabakklassifikation  nnd  Einlös- 
preise werden  jährlich  vor  Beginn  der  Tabak- 
einlösperiode öffentlich  bekannt  gemacht  (Die 
herzegowinischen  Tabake  stehen  an  Qualität 
voran,  sie  gehören  zu  den  feinsten  Cigaretten- 
und  Tschibnktabaken).  Die  Einlöspreise  be- 
wegen sich  in  der  Herzegowina  zwischen  340 
und  20  Kronen,  in  Bosnien  zwischen  160  nnd 
20  Kronen  per  100  kg.  Die  Tabakprodnktion 
hat  seit  Einführung  des  Monopols  trotz  Be- 
schränkung auf  die  besten  Proauktionsbezirke 
erheblichen  Aufschwung  genommen,  so  dass 
Tabak  auch  an  die  österreichische  nnd  unga- 
rische Regie  abgegeben  und  ausserdem  expor- 
tiert werden  kann.  (Im  Jahre  1880  in  Bosnien 
nnd  Herzegowina  10536  q  eingelöst,  im  Durch- 
schnitt 1895/99  in  der  Herzegowina  allein 
29Ü00  q;  im  Durchschnitt  der  Jahre  1895/98 
Gesamtexport,  inkl.  der  Verkäufe  an  die  beiden 
Tabakregieen,  9678  q).  —  Es  bestehen  4  Mono- 
polfabriken,  mit  Verarbeitung   von  ca.  22  000 


Metercentner  jährlich.  Private  Verarbeitung 
von  Tabak  oder  Umgestaltung  von  Tabakfabri- 
katen ist  bedingun^los  verboten.  Eingeführt 
wird  nur  Tumbecchio- Tabak  für  die  Narghiles, 
und  fabriziert  werden  nur  Oigarett«ntabake 
nnd  Cigaretten.  (Tabak  1895  1751162  kg, 
1899  1910888  kg;  Cigaretten  1895  36  583847 
Stück,  1899  39  359  288  Stück).  —  Der  Ver- 
schleiss  erfolgt  durch  ca.  4300  Tabaktrafikanten  ; 
Rauchtabakpreise  zwischen  40  Kronen  nnd  2 
Kronen  40  Heller  per  kg ;  Verschleiss  erfolgt  in 

feschloFsenen  Casetten,  Cartons  nnd  Paketen  zu 
50,  125,  100  und  25  g  Nettoinhalt.  Cigaretten- 
preise  8  Kronen  bis  1  Krone  per  lOu  Stück; 
Abgabe  in  Cartons  k  100  und  50  sowie  in 
Etuis  zu  10  Stück.  Der  Bedarf  an  Ci^arren 
wird  seitens  der  Regie  von  der  österreichischen 
und  ungarischen  Regie  bezogen.  Der  Ver- 
schleiss ist  in  ständiger  Zunahme;  1899  im  In- 
land Fabrikate  im  Wert  von  über  8000000 
Kronen  verschleisst.  Geldquote  pro  Kopf  der 
Bevölkerung  5,11  Kronen,  Materialqnote  1,2  kg. 


Jahre 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 


Ausgabe      Uebersch. 


Ertrag  in  1000  Kronen 
Einnahme 
5168 
5400 
5624 

5873 
6627 
6926 
7969 
9212 
9014 
9222 

9550 

9801 

10163 


2941 
3104 
3429 
5364 
3646 
3689 
4956 
5263 

5294 
5282 

5  373 
5267 

5*54 


2227 

2  296 

2195 
2309 
2981 

3237 
3013 

3  949 
3720 
3940 
4177 

4  534 
4909 


Daraus  ergiebt  sich  für  1888.92  ein  üeber- 
schuss von  1,66  Kronen  (1,41  Mark),  für 
1896/1900  von  2,61  Kronen  (2,22  Mark)  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung. 

30.  Das  franzSsisohe  Tabakmonopol.  Im 
Jahre  1674  war  zuerst  ein  (verpachtetes)  könig- 
liches Fabrikatiousmonopol  eingeführt  worden. 
Dasselbe  wurde  im  Jahre  1790  aufgehoben.  Zu- 
nächst folgte  blosse  Zollerhebung,  dann  ver- 
suchte man  es  mit  Fabrikat-  und  V  erkauf sstener. 
Durch  Dekret  vom  29.  Dezember  1810  führte 
Napoleon  I.  das  Monopol  wieder  ein ;  den 
weiteren  Ausbau  der  ürundlagengesetzgebung 
des  französischen  Tabakmouopols  enthalten  das 
Kaiserliche  Dekret  vom  12.  Januar  1811,  das 
Tabakg.  v.  24.  Dezember  1814  und  Tit  V  des 
Finanzg.  v.  28.  April  1816.  Dasselbe  ist  seit- 
dem trotz  wiederholter  sorgsamster  parlamen- 
tarischer Erwägung  —  zu  welcher  die  jeweils 
für  bestimmte  Zeitdauer  erfolgende  Nenbestä- 
tignng  der  Einrichtung  Anlass  gab  —  als  in 
eigener  Regie  betriebenes  Fabrikations-  nnd 
Verschleissmonopol  mit  glänzendem  finanziellen 
Erfolg  beibehalten. 

Der  Tabakbau  ist  nur  in  bestimmten 
Departements  gestattet;  dabei  wird  diesen  De- 
partements auf  Ansuchen  Tabakbau  zur  Aus- 
tuhr  gestattet.  Die  Förderung  des  Tabakbaues 
wird  u.  a.  dadurch  erstrebt,  dass  für  bessere 
Tabake  besondere  höhere  Preise  gezahlt  werden. 
Der  gesamte  Tabakbau  unterliegt  strenger  Auf- 
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sieht:  die  Pflanzer  ertragen  aber  diesen  darch 
langjährige  Gewohnheit  ohnedies  minder  lästigen 
Zostaad  nm  so  leichter,  als  die  Sicherheit  des 
Absatzes  zn  Toraasbestimmtem  nnd  eventnell 
XQ  dem  hSheren  Preise  der  Yorzngsware  dafür 
mehr  als  volles  Gegengewicht  bietet. 

Fabrikation  nnd  Verschleiss  sind 
technisch  nnd  administrativ  vorzüglich  geregelt. 
Von  den  Staatsfabriken  geht  die  fertige  Ware 
in  der  Hauptsache  an  die  entreposenrs  (Nieder- 
lagenverwalter), von  welchen  es  die  teils  durch 
den  Präfekten,  teils  durch  den  Finanzminister 
ernannten  Yerschleisser  (debitants)  beziehen. 

Die  französische  Regie  ist  durch  hohe 
Steuerbelastnng  der  Fabrikate  nnd  durch  eine 
relativ  geringere  Auswahl  von  Sorten,  insbe- 
sondere der  im  Inland  fabrizierten  Cigarren 
charakterisiert.  Doch  ist  in  der  neueren  Zeit 
die  Answahl  der  „tabacs  de  luxe"  im  Gegen- 
satz zn  den  ,.taba!c8  de  vente  courante"  eine 
viel  eriieblichere  geworden.  Die  billigste  Cigarre 
wird  an  die  Debitanten  zu  11  Francs,  an  die 
Konsumenten  zu  12,50  Francs  per  kg  (5  Cen- 
times das  Stück)  verkauft.  Der  gewöhnliche 
Bauch  tabak  kostet  denEonsnmenten  —  abgesehen 
von  dem  geringen  Preise  (8  bis  1,50  Francs)  in 
gewissen  Grenzzonen  —  12  Francs  50  per  kg 
<^den  Debitanten  11,60  Francs);  denselben  Preis 
hat  der  gewöhnliche  Schnupftabak  (für  den  Debi- 
tanten 11,50  Francs) ').  Dagegen  werden  Bauch-, 
Kau-  und  Schnupftabak  „de  tronpe"  und 
.d'hospices"  zu  bedeutend  niedrigeren  Preisen 
iz.  B.  Ranchtabak  zn  1,50  Francs)  abgegeben. 
—  Die  Geschichte  der  verschiedenen  Erhöhungen 
der  Monopoltarife  zeigt  eine  starke  Tragfähig- 
keit des  französischen  Monopols  für  znnehmende 
Steuerbelastung.  Ueber  den  Ertrag  des 
Tabakmonopols  in  Frankreich  giebt  der 
jährlich  erscheinende  Bericht  der  Monopolver- 
waltnng  eingehende,  mit  zeitlichen  Rückblicken 
bis  zur  Einführung  des  Monopols  verbundene 
Aufschlüsse. 

Berechnet  man  den  Reinertrag  des  Mono- 
pols in  derselben  Weise,  wie  dies  oben  für 
Oesterreich-Ungam  geschehen  ist,  nämlich  durch 
Gegenüberstellung  der  Einnahmen  nnd  Aus- 
gaben, so  ergiebt  sich  für  das  jüngste  Jahr- 
ranft  folgendes : 


Jahre 

Einnahmen 

Ausgaben 

Ueberschnss 

1000  Frcs. 

1000  Frcs. 

1000  Frcs. 

1887 

370  IM 

68020 

302091 

1888 

370452 

62575 

307  877 

1889 

374006 

59769 

314237 

1890 

373  lo« 

63943 

309158 

1891 

372480 

64663 

307817 

1892 

377  7' I 

67673 

310038 

1893 

375442 

71569 

303873 

1894 

377  619 

74  973 

302  646 

1895 

382915 

72657 

310258 

1896 

395886 

72680 

323206 

1897 

397046 

74446 

322600 

1898 

406722 

77  793 

328929 

1899 

4«5  2i9 

78848 

336381 

')  Die  ^tabacs  ordinaires"  haben  nach 
G.  V.  29.  Februar  1872  diesen  Verkaufspreis. 
Derselbe  hatte  früher  betragen  10  Francs  (De- 
kret vom  19.  Oktober  1860),  8  Francs  (Ordonnanz 
Tom  9.  Oktober  1816),  7,20  Francs  (Dekret  vom 
9.  Mai  1811). 


Der  Einnahmeüberschuss  beträgt  hiernach 
durchschnittlich  für  1887  91  308  236  000  Francs 
oder  8,08  Francs  und  für  1895  99  324  275000 
oder  8,47  Francs  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung. 
Zieht  man  die  Kapitalbewegnng  bei  der  Regie 
mit  in  Betracht,  so  stellt  sieh  das  ,.b6n6flce 
reel"*  durchschnittlich  auf  303  847  000  Francs  oder 
7,97  Francs  und  für  1895,99  auf  324  792000 
Francs  oder  8,48  Francs  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung. Die  thatsächlich  dem  Staatsschatz 
zugeflossenen  EinnahmeUberschüsse  betragen 
(1887,91)  308  502  000  Francs  oder  8,09  Francs 
bezw.  (1891,95)  393  692  000  Francs  oder  8,45 
Francs  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung. 

Im  ganzen  stellt  sich  für  die  Periode  1811 
bis  1899  der  reine  Gewinn  der  Regie  auf  mehr 
als  13  Milliarden  Francs  (13452  749  521);  bis 
1852  stand  der  Jahresbetrag  unter  100  Milli- 
onen Francs,  seit  1872  ist  er  trotz  der  Gebiet«- 
verkleinernng  infolge  der  Tariferhöhung  über 
200  Millionen,  seit  1883  über  300  MUlionen 
Francs  gestiegen. 

31.  Das  italienische  Tabakmonopol. 
Der  Betrieb  des  italienischen  Tabakmonopols 
war  mittelst  Konvention  vom  25.  Juli  1868  mit 
der  „Italienischen  anonymen  Gesellschaft  für 
die  mitbeteiligte  Tabakregie"'  an  eine  Aktien- 
gesellschaft nnter  Mitbeteilignng  des  Staats  am 
Ertrag  verpachtet  worden.  Eine  spätere  Kon- 
vention vom  26.  Januar  1876  übertrug  der- 
selben Gesellschaft  den  Betrieb  des  Tabak- 
monopols auf  Sicilieu,  auf  welches  erst  durch 
G.  V.  28.  Juni  1874  das  Monopol,  mit  Wirksam- 
keit vom  1.  April  bezw.  I.Juni  1874,  erstreckt 
worden  war.  Mit  dem  Jahre  1884  trat  nach 
Ablauf  der  Zeitdauer,  für  welche  der  Vertrag 
von  1868  geschlossen  war,  der  eigene  Regiebe- 
trieb des  Staates  wiederum  in  Wirksamkeit 
und  zwar  zunächst  unter  Beibehaltung  der  Ta- 
rifsätze vom  3.  Februar  1878,  späterhin  mit 
erhöhtem  Tarif  vom  1.  Dezember  1885,  der  nur 
bezüglich  der  ,.spagnolette  nazionali"  vom 
1.  November  1891  eine  Abminderung  erfuhr. 

Der  Ertrag  stellt  sich  folgendermassen : 

1.  Durchschnitt  des  Jahrsechsts  1878  83: 
Rohertrag  153088353  Lire,  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  5,39  Lire,  Reinertrag  („utile  per 
la  finanza")  104  619  706  Lire  oder  3,69  Lire  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung. 

2)  Durchschnitt  des  Jahrsechsts  188687 
bis  1891/92:  Rohertrag  188 108  428  Lire,  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  6,30  Lire,  Reinertrag 
146746 138  Lire,  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
4,92  Lire. 

3.  Durchschnitt  des  Jahrfünfts  189596  bis 
18991900:  Rohertrag  191 669 388  Lire,  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  6,09  Lire,  Reinertrag 
150618114  Lire,  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
4,78  Lire. 

Auch  das  italienische  Tabakmonopol  ist 
ein  Beweis  für  die  grosse  Steuertragkraft  des 
Tabaks;  trotz  nngünsti^r  wirtschaftiieher 
Verhältnisse  in  vielen  Teilen  des  Landes  hat 
sich  in  der  Neuzeit  der  Mouopolreinertrag  auf 
fast  6  Lire  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  er- 
halten. 

32.  Das  Tabakmonopol  in  Serbien  nad 
Rnmlnien.  Serbien.  Der  Ertrag  des  Ta- 
bakmonopols seit  dessen  Einführung  war  fol- 
gender : 
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Jahre 
1888/89 

iseo/W 

189091 
189i;^ 
1892,«3 


Rohertrag 
Frcs. 

5  295  95* 
6474771 

7  345  877 

8  134  725 
9064968 


Beinertrag 

Frcs. 
2312445 
3498087 
4  024  320 
4  81 1  339 
5519243 


Seit  Mitte  1889  ist  die  Yerwaltung  des 
Monopols,  welches  vorher  von  einer  Privatge- 
sellschaft betrieben  wurde,  von  der  Eegieruug 
selbst  übernommen.  Nach  dem  Ergebnis  für 
1892  93  beträgt  der  Beinertrag  auf  2,55  Francs 
(2,06  Mark)  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung. 
Die  mir  in  Aussicht  f^estellten  Mitteilungen 
über  die  weitere  Entwickelnng  des  serbischen 
Tabakmonopols  sind  mir  nicht  zugekommen. 
Nach  dem  serbischen  statist.  Jahrbuch  betrugen 
die  Tabakmonopoleinnahmen  im  Durchschnitt 
1894/97  9  346000  Francs,  d.  i.  4,04  Francs  (3,27 
Mark)  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung. 

Bnmänien.  Bas  Tabakmonopol  besteht 
seit  1864  mit  Unterbrechung  vom  1.  Febmar 
1867  bis  12.  Juni  1868.  Massgebend  ist  das 
G.  V.  28.  Februar  1887,  welches  eigenen  Regie- 
betrieb des  Staates  vorschreibt  (zwei  Fabriken). 
Für  die  Ausfuhr  kann  Tabak  in  beliebiger 
Menge  gebaut  werden,  falls  mindestens  10  ha 
bebaut  werden. 


Jahre 

188889 
1889  90 
1890/91 
1891/92 
189293 
1893/94 
1894/95 
1895,96 
1896/97 
1897  98 
1898,99 


Rohertrag 
Frcs. 

31254951 
31093823 
32  796  558 
34  952  856 
35670353 
37398695 
36515004 

36  189720 
37414980 

37  389  305 
39  867  966 


Beinertrag 

Frcs. 
2 1  446  282 
21326088 
23  219  308 
24961  209 
25580074 

26927753 

26  107  928 

25  755  090 

27  085  653 
27  568  540 
29  347  488 


Verbot  des  Tabakbaues  in  Spanien  —  vorbehalten, 
dass  auf  Grund  der  inzwischen  erfolgten  An- 
banversnche  der  Tabakbau  (zum  Export  oder 
zum  Verkauf  an  die  Gesellschaft  gestattet 
werden  soll.  (Eisenbahn-  und  See-Beisenden  ist 
Einfuhr  von  Fabrikaten  bis  zu  10  kg  gegen 
Entrichtung  der  Begalienzölle  und  der  fes^e- 
setzten  Permission  gestattet).  Der  Bohertri^  und 
Beinertrag  des  Monopols  stellt  sich  seit  1877/88 
folgendermassen : 


Jahre 


1887/88  (JuU  bis  Juni) 
1888,89  B  »  „ 
1889/90  „  „  „ 
1890/91  „  „  „ 
1891;'92  „  „  „ 
1892/93  „  „  „ 
1893,94  „  „  „ 
189495  „  „  „ 
1895  96  »  B  n 
1896/97  „  „  „ 
1897,98      „      „      „ 

1898  99      „      „      n 

1899  (Juli  bis  Dezember) 

1900  (Januar  bis  Dezember) 


Im  Durchschnitt  stellt  sich  hiemach  der 
Beinertrag  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  für 
188893  auf  4,17  Francs  (3,38  Mark)  und  für 
1894  99  auf  4,45  Francs  (3,60  Mark). 

ß)  Das  verpachtete  Monopol. 
33.  Das  Bpanische  oad  das  portugie- 
sische Tabakmonopol.  Spanien.  Das  Mono- 
pol erstreckt  sich  auch  auf  die  balearischen  Inseln, 
Genta  und  die  übrigen  nordafrikanischen  Be- 
sitzungen. Der  Vertrag  des  Staats  mit  der  im 
Jahre  1887  begründeten  „Compaüia  arrendataria 
de  tabacos"  ist  am  20.  Oktober  1900  auf  Grund 
des  G.  V.  18.  Mftrz  des  Jahres  auf  26  Jahre,  ab 
1.  Juli  1896  erneuert.  Die  „renta  de  tabacos" 
wird  von  der  genannten  Gesellschaft  unter 
Intervention  eines  Staatsvertreters  und  unter 
weiteehender  Bindung  derselben  in  Bezug  auf 
die  Gestaltung  und  Ausdehnung  der  TabtXver- 
käufe  der  Fabrikation  und  des  Arbeitspersonals, 
der  Verkaufspreise  n.  s.  w.  verwaltet.  Der 
Staat  erhält  am  Reinertrag,  soweit  derselbe  120 
Millionen  Pesetas  nicht  übersteigt  95  "/o,  vom 
Mehrbetrag  von  120—150  Millionen  gO"/»,  von 
dem  weiteren  150  Millionen  übersteigenden 
Mehrbetrag  95  »o.  In  §  12  des  Vertrags  ist  — 
entgegen  dem  bisher  vorwiegend  ans  kolonial- 
politischen   Erwägungen    aufrecht    erhaltenen 


Boh- 
ertrag 
in  1003 
Pesetas 
131  012 
»43  295 
144741 
154522 
162  467 
160374 
158697 
161  987 
160858 
162684 
166  753 
177858 

93681 
193  476 


Beiner- 
ti&g 

in  1030 

Pesetas 
77658 
83557 
84599 
91302 

100051 
98689 
96816 
97  190 
98513 
96  426 

98473 
108  228 

57  886 
126  774 


Der  Beinertrag  stellt  sich  hiemach  fUr 
den  Durchschnitt  des  Jahrfünfts  188788  bis 
1891,D2  auf  87  430000  Pesetas  oder  4,37  Pesetas 
(3,54  Mark)  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  — 
und  für  die  5 ' ,  Jahre  1895  96  bis  1900  durch- 
schnittlich auf  106  500000  Pesetas  oder  5,88 
Pesetas  (4,76  Hark)  auf  den  Kopf  der  Bevölke- 
rung. (Bei  der  Beduktion  auf  Mark  ist  der  je- 
weiuge  Minderwert  der  Papierpesetas  gegen- 
über den  Guldpesetas  nicht  berücksichtigt). 

Portugal.  Bis  1864  war  das  Monopol  der 
Fabrikation  und  des  Verschleis.ses  au  eine  Kom- 
pagnie verpa  chtet  (Contracto  do  tabaco) :  eine 
feste  Bente  für  den  Staat  wurde  periodisch  fest- 

festellt.  Im  Jahre  1864  wurde  das  Monopol 
urch  das  System  der  blossen  Tabakverzollung 
in  Verbindung  mit  dem  Verbote  des  Tabak- 
baus ersetzt.  Die  Freigabe  der  Industrie  hatte 
für  Unternehmer  und  Arbeiter  sehr  ungünstige 
Folgen;  auf  Krisen  und  Strikes  aller  Art 
folgte  die  Einführang  des  Fabrikation s- 
monopols  mittelst  Betriebes  in  eige- 
ner Begie  durch  G.  v.  22.  Mai  1888;  der 
Tabakhandel  blieb  frei;  nur  die  Einfuhr  von 
Bohtabak  blieb  Privaten  verboten;  die  Privat- 
fabriken wurden  expropriiert;  der  Tabakbau 
am  Duro  gestattet.  Das  Gesetz  traf  zugleich 
sozialpolitische  Fürsorge  für  die  Arbeiter 
(8  stündiger  Arbeitstag,  angemessener  Lohn, 
HiUskassen).  Die  Begie  war  dadurch  anfangs 
stark  belastet;  der  Stock  wuchs  wegen  zu 
grosser  Arbeiterzahl  erheblich  an,  bis  teilweise 
Entlassung  von  Arbeitern  unter  Zahlung  von 
'/,  ihrer  Löhne  erfolgte. 

Der  Begiebetrieb  dauerte  vom  1.  Jnni  1888 
bis  31.  Mai  1891  und  ergab  im  Jahresdurch- 
schnitt einen  Beinertrag  von  3768  Contos  de 
Eeis  (ä  1  ÜÜO  000  Eeis).  Mit  Eintritt  der  Fi- 
nanzkrise  im  Jahre  1891  sah  sich  die  Begie- 
ning  veranlasst,  zur  Finanzierung  einer  auf 
die  Tabakrente  fundierten  Anleihe  eine  neue 
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PkchtgeseUschaft  zn  grflnden  (Vertrag  vom  23. 
Min  1891).  Die  Verpachtung  ist  für  äö  Jahre 
eifol^  geg^  eine  allmählich  von  42öO  auf 
4dOO  Contos  de  Reis  steigende  Jahresrente ;  der 
freie  Handel,  der  Tabakbau  am  Dnro,  die  „Ga- 
rantieen"  der  Arbeiter  nach  dem  Giesetz  von 
18S8  sind  aufrecht  erhalten;  dazu  kommt  Er- 
hShnng  der  Zdlle  auf  Fabrikate  und  Befugnis 
der  Gesellschaft,  ihre  Verkaufspreise  um  ^"o 
zn  erhöhen. 

DerJahreskonsnmsteUtsichfnr  189192    189293 
auf  Tonnen  i795         i899 

mit  einem  Werte  (Contos)  6771         7402 

Der  Schmuggel  spanischer  Fabrikate  ist 
stark. 

(Von  mir  erbetene  Nachweise  Über  die 
neueste  Entwickeinng  des  portugiesischen  Ta- 
bakmonopols sind  mir  bis  znr  Korrektur  dieses 
Artikels  nicht  zugekommen.) 

34.  Das  türkische  Tabaknonopol.  Das 
Tabakmonopol  wurde  im  Ottomanischen  Reiche 
im  Jahre  1878  eingeführt;  als  eigentliches  Mo- 
nopol —  and  zwar  in  der  Form  der  mitbetei- 
ligten Regie  —  jedoch  nur  in  der  Hauptstadt. 
Für  die  Provinzen  gelangte  die  Tabakbestene- 
rung als  kombinierte  Fabrikations-  und  Mate- 
rialstener  und  zwar  in  der  Hanptsache  in  Ge- 
stalt der  FabrikatbanderoUenstener  zur  Durch- 
führung. Das  hauptstädtische  Fabrikations- 
and Verschleissmonopol  erwies  sieh  nicht  als 
haltbar,  und  deshalb  wurde  das  in  den  Pro- 
vinzen giltige  Besteuemngssystem  auch  in  der 
Hauptstedt  eingefüiirt.  („Reglement  sur  les 
droits  des  tabacs",  promulgiert  den  1.  März 
1873  und  bestätigt  den  2ö.  März  1893.) 

Ausser  der  Banderollensteuer  kam 
bei  Ueberarabe  des  Rohtabaks  vom  Pflanzer  an 
den  Händler  oder  Fakrikanten  eine  Mate- 
rialstener  (droit  fixe)  von  3,  später  5  H- 
aster  —  genannt  „Mourouri^"  —  zur  Erhebung. 

FinanznSte  des  ottomanischen  Reiches 
gaben  den  Anlass  zur  Aufgabe  der  unmittel- 
baren staatlichen  Tabaksteuerverwaltung,  deren 
Ertrag  (730000  Liren  in  Gold  zu  100  Piaster 
im  Jahresdurchschnitt)  gegenüber  den  Tabak- 
jiteuerertrSgnissen  anderer  europäischer  Staaten 
uni^nü^end  erschien.  Den  Bemühungen  der 
Kaiserlich  Ottomanischen  Bank  in  Verbindung 
mit  der  Wiener  Kreditanstalt  und  dem  Han,se 
S.  Bleichröder  gelang  es,  die  Loslösung  der 
Tabakbesteuemng  ans  der  Verwaltung  des 
Oimseil  d'administration  de  la  dette  publique 
and  die  Gründung  einer  ,.Rggie  co-int6- 
ress^e  des  taoacs  de  l'empire  otto- 
m  a  n"  ,  also  eines  auf  Verpachtung  und  Bean- 
teilun^  beruhenden  Monopols,  ähnlich  jenem, 
das  eine  Zeit  lang  in  Italien  bestand,  zu  be- 
werkstelligen. Das  Lastenheft  wurde  am  18. 
Mai  1883  sanktioniert  und  das  Statut  am  14. 
Juli  d.  J.  homologiert 

Die  Hauptbedingungen  sind:  Es  wird  eine 
SBonyme  Gesellschaft  mit  einem  Kapitale  von 
100  Millionen  Francs,  wovon  50  Millionen  ein- 
gezahlt, unter  dem  verzeichneten  Namen  der 
nitbeteiligten  Regie  gegründet,  welche  für  30 
Jahre  das  Tabakmonopol  handhabt.  Die  Ge- 
•ellschaft  hat  das  ausschliessliche  Recht,  die 
im  Ottomanischen  Reiche  erzeugten  und  zum 
inneren  Verbrauche  bestimmten  Tabake  zn 
kaufen,     zu    fabrizieren    und    zu    vei^aufen. 


Banderollensteuer,  Materialstener  und  in  der 
Hanpteache  auch  die  Ausfuhrzölle  fielen  als 
Staatseinnahmen  weg.  —  Die  Anbaubedingnn- 
gen  blieben  im  allgemeinen  die  alten,  doch  ist 
fortan  jährlich  besondere  Anbauerlanbnis  bei 
der  Regie  zn  erholen;  auch  mnss  jetzt  aller 
transportfähige  Tabak  in  die  Niederlagen  der 
Regie  verbracht  werden.  Der  Tabak  darf  nur 
an  die  Regie  verkauft  werden,  welche  freihän- 
dig, gegebenenfalls  unter  Heranziehung  einer 
Kommission  Sachverständiger,  kauft.  Anch 
steht  der  Verkauf  ins  Ausland  frei.  —  Aller  zum 
inneren  Verbranehe  bestimmte  Tabak  mnss  aus 
den  Fabriken  der  Regie  hervorgehen;  es  sind 
Maximalpreise  für  den  Verkauf  an  die  Konsu- 
menten festgesetzt.  Der  Verkauf  erfolgt  durch 
patentierte  Verschleisser.  —  Die  Gesellschaft 
hat  an  den  Verwaltungsrat  der  ottomanischen 
öffentlichen  Schuld  einen  jährlichen  festen  Be- 
trag von  7Ö0000  Liren  (ä  18,64  Mark)  zu  zah- 
len. Die  Zinsen  des  Aktienkapitals  sind  auf 
H»«  bestimmt,  die  Gründeranteile  auf  ö*,'«  des 
danach  noch  verbleibenden  Ertrages.  Was  als- 
dann noch  als  Ueberscbuss  verbleibt,  ist  unter 
die  Regierung,  die  Schuldenverwaltung  und  die 
Gesellschaft  in  veränderlichem  Verhältnis  in 
der  Art  zu  verteilen,  dass  der  Regiemngsanteil 
mit  Zunahme  des  Gewinnes  steigt  (bis  zu 
500000  Liren  35  *«  der  Schuldenver waltnng, 
30  »o  der  Regierung.  35  »o  der  Gesellschaft  — 
von  über  500000  bis  1000000  Liren  bezw. 
34,  39,  27%,  von  über  1000000  bis  1500000 
Liren  bezw.  30,  52,  18  »o,  von  über  1500000 
bis  2000000  Liren  bezw.  20,  70.  10  »0,  über 
2000000  Liren  bezw.  15,  75,  10»„). 

Die  bisherigen  Ergebnisse  der  Regie  sind 
folgende : 

Betriebs- 
jahre 

1884  85 

1885  86 

1886  87 

1887  88 

1888  89 
188990 
1890  91 
189192 
1892  93 
189394 
189495 
1895  96 
189697 
189798 

Für  1892  93  ergab  sich  hiemach  beispieb- 
weise:  1.  als  Ueberweisung  an  die  Schulden- 
verwaltung 750000  Liren  +  35»«  von  331  842 
Liren  =  116145,    zusammen    866145    Liren, 

2.  an   die   Regierung   30»«  =  99552   Liren, 

3.  an  die  Gesellschaft  35 » »  =  116 146.  Der 
Gesamtreinertrag  des  Monopols  beläuft  sich  für 
dieses  Jahr  auf  1 081 842  Liren ,  d.  i.  rund 
20166000  Mark,  wobei  aber  die  starke  Belas- 
tung des  Bruttoertrages  mit  Aktienzinsen  wohl 
zu  beachten  ist. 

e)  Fabrikatsteuer. 
S5;    Die    rnsgisehe    Tabakbestenerung. 

Diese  ist  in  der  Hauptsache  Fabrikatsteuer 
mit  Banderollen- (Kreuzband) -Kontrolle. 
Dieses  Steuersystem  ist  seit  31.  März  1838  ein- 


Verkäufe 

Ueberscbuss 

Fehlbetrag 

Liren 

Liren 

Liren 

978790 

— 

186635 

I  415  493 

— 

102226 

I  410408 

— 

75687 

1  579  700 

105  365 

— 

I  676217 

181  120 

— 

1651  412 

136998 

— 

I  786  972 

220  164 

— 

I  966  434 

298  192 

— 

2  103  337 

331842 

— 

2208214 

351  699 

— 

2  232  276 

352  «»7 

— 

2  171  416 

288199 

— 

I  875  166 

144233 

— 

1  652  176 

63975 

— 
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fefiihrt.     Bis  zum  G.  t.  6./18.  Juni  1877   war 
ie   Steuer    in   verschiedenen  Preisabatnfungen 
nach  dem  Wert  der  Fabrikate   bemessen;    das 

fenannte  Gesetz  beseitigte  die  Abstufung  und 
rächte  nur  für  die  geruigste  Tabaksorte  („Ma- 
chorka"; vgl.  oben  sub  1  S.  21,  die  bis 
dahin  ganz  steuerfrei  war,  einen  niedrigeren 
Satz.  Das  Tabaksteuergesetz  v.  16.  Mai  1882 
brachte  erheblichere  Aenderungen:  1.  Venneh- 
rung der  Kontrolle  über  den  Eohtabak,  der  vor- 
her —  falls  er  nicht  zur  Fabrik  kam  —  für 
Verkehr  und  Verbrauch  vollkommen  frei  war, 
2.  Abstufung  der  Banderollen  nach  drei  Wert- 
klassen. Der  durch  das  G.  v.  1882  festgesetzte 
Banderollenpreis  wurde  durch  den  am  19.  Mai 
1887  Allerhöchst  bekräftigten  Beschluss  des 
Beichsrats  erhSht.  Im  Jahr  1888  brachte  ein 
Reichsratsbeschlnss  vom  17.  Mai  die  Anordnung 
unmittelbarer  Aufsicht  auf  die  Tabakpflanzungen. 
Eingehende  Erwägungen  über  Einführung  des 
Tabakmonopols  seitens  einer  dazu  bestimmten 
Kommission  führten  im  Jahre  1890  zu  einem 
negativen  Ergebnisse.  Durch  einem  am  14.  De- 
zember 1892  Allerhöchst  bekräftigten  Beschluss 
des  Beichsrats  ist  vom  1.  Januar  1893  ab  eine 
Ergänzuugsaccise  eingeführt  und  die  Patent- 
steuer für  Tabakhandel  um  5  °/o  erhöht  worden. 
Durch  Allerhöchsten  Erlass  vom  19.  (6.)  August 
1900  sind  mit  BUcksicht  auf  die  durch  die  poli- 
tischen Ereignisse  in  Ostasien  hervorgerufenen 
Ausgabebedürfnisse  folgende  —  zeitweilige  — 
Erhöhungen  der  Steuer  eingetreten.  Die  Er- 
gänzungssteuer auf  Tabakfabrikate  (mit  Aus- 
nahme derjenigen,  welche  mit  einer  ermässigten 
Banderollensteuer  belegt  sind)  ist  von  2  Eubel 
auf  4  Bnbel  pro  Pud,  oder  von  5  Kopeken  auf 
10  Kopeken  pro  Pfund  erhöht  worden,  während 
die  Banderollenstener  im  allgemeinen  unverän- 
dert geblieben  ist.  Letztere  ist  auf  Machorka 
und  andere  geringere  einheimische  Tahaksorten, 
welche  einer  ermässigten  Besteuerung  unter- 
liegen, von  8  Kopeken  auf  9  Kopeken  pro  Pfund 
erhöht  worden.  Zugleich  ist  das  Maximum  der 
normierten  Verkaufspreise  des  Bauchtabaks,  der 
Cigarren  zweiter  und  dritter  Sorte  sowie  der 
Machorka  ein  wenig  erhöht  worden. 

Von  den  Einzelbestimmungen  für  diese 
russische  Tabakbesteuerung  seien  folgende  her- 
vorgehoben. 

Die  Bestimmungen  gelten  für  das  ganze 
Beich,  ausgenommen  Finland;  in  Turkestan, 
Trauskaukasien,  Sibirien,  Polen  sind  Abwei- 
chungen geringerer  Bedeutung  in  Geltung. 

Die  Gesamtbesteuerung  des  Tabaks  besteht : 
1.  hauptsächlich  in  der  Fabrikatsteuer,  der 
sogenannten  Accise  auf  die  Tabakfabrikate, 
welche  entrichtet  wird:  a)  mittelst  der  Bande- 
rollen, mit  denen  die  Fabrikate  versehen  wer- 
den und  die  von  den  Fabrikanten  in  den  Ben- 
teien  gekauft  werden,  b)  durch  die  Einzahlung 
von  barem  Geld  in  die  Eenteien  in  Form  der 
sogenannten  Ergänzuugsaccise  gemäss  G.  v. 
14,26.  Dezember  1892 ;  2.  in  der  G  e  w  e  r  b  e  - 
Steuer  (Patentsteuer),  welcher  die  Tabak- 
fabriken, die  Engrosniederlagen  und  Handels- 
plätze für  Blättertabak  und  die  Handlungen 
für  Tabakfabrikate  unterworfen  sind:  3.  im 
Z  ol  1  für  eingeführte  Tabake  und  Tabakfabrikate; 
4.  in  den  Geldstrafen  für  Uebertretung  der 
Tabaksteuergesetze. 

Der   Tabakbau   ist   frei.    Der  Pflanzer 


darf  Tabak  nur  an  die  Tabakfabriken ,  Engros- 
niederlagen, Handelsstapelplätze  für  Bohtahak, 
noch  feuchten  Tabak  auch  an  andere  Pflanzer 
verkaufen.  Zum  Hausgebrauch  darf  der  Pflanzer 
mit  gewöhnlichem  Messer  geschnittenen  Tabak 
steuerfrei  verbrauchen.  Weiteres  über  den  rus- 
sischen Tabakbau  siehe  oben  sub  11  S.  19;  dort 
sind  auch  die  Einrichtungen  zur  Erleichterung 
des  Tabakverkehrs  erw&uit.  Auf  die  einzelnen 
Befugnisse  der  Engrosniederlagen  in  betreff  von 
Tabakabgaben,  insbesondere  von  Machorka,  kann 
hier  nicht  eingegangen  werden.  Alle  B  o  h  - 
tabaksenduugen  müssen  mit  Passierzetteln 
oder  Versendnngsscheinen  versehen  sein;  die- 
selben unterliegen  der  Beaufsichtigung  der 
Steuerbehörden.  Die  Niederlagen  haben  Begister 
zu  führen  und  zum  Teil  auch  Bestandsnach- 
weisungeu  einzureichen.  Die  Steuerbehörde  re- 
vidiert monatlich ;  bei  beständigen  Engrosnieder- 
lagen findet  ausserdem  jährlich  amtliche  Ver- 
wiegung des  Vorrats  statt.  Für  das  Manko 
durch  Eintrocknen  sind  gewisse  Toleranzsätze 
festgesetzt.  Für  jedes  Pud  über  diese  Toleranz 
ist  zu  entrichten  von  Machorka  3  Bubel  20  Ko- 
peken, vom  Tabak  höherer  Sorte  19  Eubel  20 
Kopeken. 

Tabakfabrikate  dürfen  nur  in  Tabak- 
fabriken hergestellt  werden.  Zur  Eröffnung  ist 
Erlaubnis  der  Steuerverwaltung  nötig ,  welche 
erteilt  wird,  wenn  die  Beschaftenheit  des  Ge- 
bäudes den  bestehenden  Vorschriften  entspricht. 
Die  Inhaber  müssen  Gildenscheine  besitzen.  Es 
giebt  drei  Arten  von  Fabriken:  1.  allgemeine 
Tabakfabriken,  2.  Machorkatabakfabriken  für 
Bauch-  und  Schnupftabak,  3.  Schnupftabak- 
fabrikeu  (für  feinere  Sorten).  Für  den  Betrieb 
sind  Patent-  und  ErgänzungSpatentstenem  zu 
zahlen.  Die  Fabriken  müssen  femer  einen 
jährlichen  Minimalbetrag  von  Bande- 
rollen entnehmen  (3  Abstufungen:  10000,  6000, 
3000  Eubel). 

Banchtabak  und  Cigarren  werden  für  den 
Besteueningszweck  in  drei  Sorten  klassifiziert, 
Papyros  in  zwei  Sorten,  ausserdem  wird  Schnupf- 
tabak höherer  Sorte  und  Bauch-  und  Schnupf- 
tabak ans  Machorka  unterschieden.  Banchtabak 
in.  Sorte  darf  nur  in  gesetzlich  beschränktem 
Mengeverhältnis  aus  den  Fabriken  abgelassen 
werden. 

Neben  gewissen  Betriebsvorschriften  sind 
insbesondere  die  Verpackungsvorschriften 
bedeutsam.  Leitend  für  dieselben  ist  der  Grund- 
satz, dasg  alle  Fabrikate,  auch  Cigarren  und 
Cigaretten,  nur  in  der  durch  die  Banderolle 
umgebenen  Verpackung  in  den  Konsum  über- 
gehen. 

Die  Fabrikate  sind  in  den  vom  Gesetz  vor- 
geschriebenen Mengenverhältnissen,  nach  dem 
Gewichte  bezw.  nach  der  Zahl  zu  verpacken. 
Firma,  Sorte,  Grewicht  bezw.  Stückzahl  ist  an- 
zugeben, bei  den  Fabrikaten  11.  und  III.  Sorte 
bezw.  Machorka  auch  der  gesetzliche  Maximal- 
preis im  Detailhandel;  auch  die  Farben  der 
Verpackungen  sind  vorgeschrieben.  Die  Fa- 
brikate für  inländischen  Verbrauch  sind  vor  der 
Ausfuhr  ans  der  Fabrik  mit  Banderollen  g^e- 
mäss  der  Menge  und  der  Sorte  der  Fabrikate 
zu  bekleben,  bei  Cigarren  und  Cigaretten  mit 
der  Massgabe,  dass  bei  Ueberschreitung  eines 
gewissen  Stückgewichtes  (1000  Stück  Cigarren 
mehr  als  16  Pfund)  zwei  bezw.  mehr   Bande- 
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rollen  sn  verwenden  sind.  Die  geringeren  Fa- 
brikate kann  die  Stenerrerwaltnng  vor  dem 
Abgang  ans  der  Fabrik  znm  angegebenen 
Maximalpreis  mit  15°  o  Rabatt  Ubemehmeu. 

Die  Banderollen  werden  nnter  gewissen  Be- 
dingungen anf  Kredit  abgegeben;  sie  sind  so- 
fort mit  dem  Fabrikstempel  zu  versebeu  nnd 
därfen  an  andere  Fabrikanten  nicht  abgegeben 
werden. 

Ansser  der  BanderoUenstener  wird  von  allen 
Fabrikaten,  Machorka  ansgenommen,  noch  eine 
einheitliche  Znschlagaccise  von4  Rubel 
fSr  jedes  Pud  oder  lU  Kopeken  fQr  jedes  Pfund 
des  in  ihnen  enthaltenen  Tabakes  und  zwar 
monatlich  bar,  gegebenenfalls  mit  Stundung  auf 
3  Monate,  erhoben. 

Die  Tabakfabrikanten  haben  nach  bestimm- 
ten Vorschriften  ober  ihren  Betrieb  Buch  zu 
fahren.  Die  Lagerräume  stehen  nnter  stener- 
amtlichem  Mitrerachlnss ;  in  den  Fabrikränmen 
darf  nur  ein  Materialbedarf  von  höchstens  20 
Tagen  vorhanden  sein.  Abfälle  dürfen  in  ge- 
wisser begrenzter  Menge  an  andere  Fabrikanten 
verkauft  werden.  Die  Tabakfabriken  werden 
mindestens  einmal  im  Monat  von  der  Steuer- 
verwaltung revidiert.  Nach  Ablauf  des  Jahres 
—  bei  Veniacht  schon  vorher  —  findet  allge- 
meine Revision  nnd  steneramtliche  Verwiegung 
statt  Zugleich  wird  das  Verhältnis  der  Fa- 
brikat- bezw.  Halbfabrikatmengen  zum  Rohstoff 
f^gestellt;  das  Gesetz  stellt  dafür  gewisse 
vom  Fabrikanten  nicht  zu  überschreitende  Grenz- 
werte fest.  Gewichtsverlust  durch  Eintrocknen 
wird  berücksichtigt,  desgl.  der  Verlust  bei  der 
Bearbeitung  (bis  zu  b' 0). 

Auf  Grund  des  Ueberschusses  oder  des 
Manko  an  Tabak  oder  Tabakfabrikaten,  der  sich 
hiemach  ergiebt,  findet  die  Abrechnung  mit  dem 
Tabak&brikanten  statt.  Für  jedes  Pud  des 
Abganges  sind  19  Rubel  20  Kopeken  zu  zahlen 
(bei  Machorka  3  Rubel  2  Kopeken),  bei  bedeu- 
tendem Manko  wird  ausserdem  Untersuchung 
eingeleitet. 


kauft  werden,  zu  denen  jedermann  deren  Ver- 
abfolgung  verlangen  kann. 

Tarif  der  Banderollen.  Ranch- 
tabak I.  Sorte  in  1  Pfund,  *t,  ','4  nnd  '  s  Pfund, 
Banderollen  90,  45,  22»,,  11  '/i  Kopeken.  —  H. 
Sorte  in  V«,  '  t,  \  Pfund,  Banderollen  24,  12, 
6  Kopeken.  —  III.  Sorte  in  Vi  nnd  '/«  Prund, 
Banderollen  4 '  »,  2 '  ^  Kopeken.  —  Schnupf- 
tabak, höherer  Sorte  in  1,  ',*>  '«,  '«  Pfund, 
Banderollen  48,  24,  12,  6  Kopeken.  —  Cigarren 

I.  Sorte  100,  50,  25,  10,  5,  2  Stttck.  Banderollen 
100,  60,  25,  10,  5,  2  Kopeken;  II.  Sorte  25,  10, 
5,  2  Stück,  Banderollen  15,  6,  3,  1 ' «  Kopeken; 
III.  Sorte  25.  10,  6,  2  Stück,  Banderollen  7'«, 
3,  1 ' ,,  'n  Kopeken.  —  Papyros:  I  Sorte  100, 
25,  10,  5  Stück,  Banderollen  20,  5,  2, 1  Kopeken. 
(Ebenso  Cigaretten  und  Pachitos).  II.  Sorte  20, 
10,  5,  3  Stttck,  BanderoUen  1%,  » ,»,  '-,  ', 
Kopeken.  —  Ranch-  nnd  Schnupftabak 
ans  Machorka  %,  ',  Pfund,  Banderollen 
2 '4,  1',  Kopeken;  Blättertabak  aus  Machorka 
in  Bündeln  1.  S  Pfund,  Banderollen  9,  4'« 
Kopeken,  Blättertabak,  Machorka  gepresst  in 
Würfeln  oder  Tafeln  10.  5,  2,  1,  » ,  Pf  nnd,  Ban- 
derollen 90,  45,  18,  9,  4  > ,  Kopeken. 

Maximalpreise  sind  für  Rauchtabak 
und    Cigarren  11.   und   III.  Sorte,   für  Papyros 

II.  Sorte  und  für  Machorkafabrikate  bestimmt. 
Dieselben  waren  (inkl.  des  Wertes  der  Bande- 
rolle) beispielsweise  —  vor  der  Erhöhung  im 
Jahre  1900  —  für  Cigarren  III.  Sorte  festge- 
setzt für  25  Stück  anf  30  Kopeken  (34  Kopeken  in 
West- ,  38  Kopeken  Ostsibirien),  für  10  Stück 
auf  12  Kopeken  (14  bezw.  15  Kopeken),  für 
5  Stück  anf  6  Kopeken  (7  bezw.  8  Kopeken), 
für  zwei  Stück  auf  3  Kopeken  (4  bezw.  5  Ko- 
peken). 

Preis  der  Patente  für  Fabrikation 
und  Handel  mit  Tabak,  I.  Fabrikation. 
300  bis  100  Rubel;  Ergänzungspatentsteuer:  a) 
Allgemeine  Fabriken:  für  jede  einfache  Hand- 
maschine 5  Rnbel,  für  jede  vervollkommnete 
Handmaschine  10  Rubel,  tür  jede  durch  Motoren 
'  Der  Verkauf  der  banderollierten  Fabrikate  1  bewegte  Maschine  20  Rubel  —  bei  Cigarren- 
ist  allgemein  nach  Lösung  specieller  Berufs-  fabrikation  für  jede  Arbeitsstelle  50  Kopeken 
patente  gestattet.  Im  Umherziehen  dürfen  nur  b)  Machorkafabriken :  von  jedem  Gerät ,  jeder 
mlindische  Fabrikate  verkauft  werden.  Auch  Maschine,  Gestell  5  Rubel;  von  jeder  mit  Mo- 
Gast-  und  Schankwirte  etc.,  die  Rauchen  ge-  toren  bewegten  Maschine  20  Rubel, 
statten,  müssen  Patente  lösen.    AUe  Fabrikate  11.  Handel.    Mit  Bohtabak  von  250  bis  5 

dürfen  nur  in  ganzen  nngeöffiieten  Verpackungen  '  Rnbel.  Mit  Tabakfabrikaten  (unter  Ab- 
mrt  unverletzten  Banderollen  verkauft  werden '  stufung  nach  in-  und  ausländischen  Fabrikaten 
(nur  in  Klublokalen  sind  Ausnahmen  für  iVi-  und  Ortsklassen)  von  75  Rubel  bis  7  Rubel  50 
garren,  Cigaretten  nnd  gestopfte  Pfeifen  ge-  Kopeken  —  "vom  ambulanten  Handel  5  bezw. 
stattet),  Fabrikate  II.  und  LH.  Sorte  dürfen  zu  3  Rubel, 
keinen   höheren  als  den    Haximalpreisen  ver- ' 

Steuerertag: 

Strafzahlun-  Zoll  vom 

gen  n.  Kon-   Im  ganzen    ansländi- 
fiskationen  sehen  Tabak 

Rbl.  Rbl.  Rbl. 
48532  27909637  1950845  2986047a 
51593  «7483634  1886878  29370512 
51  175  28298877  1665058  29963962 
44692  29477481  1418240  30895721 
48960  31789783  «359  373  33  «49 156 
47  1 12  32  607  443  1  381  585  33  989  028 
32029  34545130  1372860  35917990 
27016  34981897  1459  773  36468686 
36  886  35  288  353  1  387  210  36  675  563 
40 097  37  458  155  1  436  875  38  895  030 
47097     38874610     1490439    40365049 


Jahre 

Tabaksteuer 

Patentstener 

Bbl. 

Rbl. 

1889 

25  972  189 

1888897 

1890 

25  437  259 

1994782 

1891 

26343799 

1903903 

1892 

26958310 

2  474  479 

18K 

28559807 

3  181  016 

1894 

29573915 

2986416 

1895 

31  571  562 

2941539 

1896 

3«  934472 

3047425 

1897 

32  259  359 

3992  108 

1896 

34214641 

3203417 

1899 

35442433 

3385080 

Zusammen 
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Demnach  at«llt  sich  der  dorcbschnittliche 
Gesamtertrag  der  Tabakbesteuerung  (einschl. 
Zoll)  fttr  die  Periode  1889191  auf  0,31  Rubel 
0,62  M.)  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung,  und 
fllr  die  Periode  1895/99  auf  0,36  Rubel  (0,78  M.) 

36.  Die  balgarische  Tabakbesteuerung. 
Es  besteht  das  russische  System  der  Tabakbe- 
steuerung: Banderollensteuer  mit  Abstufung 
der  Steuersätze  nach  der  Qualität  der  Fabri- 
kate; dabei  ist  filr  die  geringeren  Sorten  der 
Verkaufspreis  gesetzlich  festgestellt.  (Cigarren 
werden  fast  gar  nicht  verbraucht,  nur  Cigaretten). 
Ausserdem  zahlt  der  Tabak  an  Accise  (mou- 
rourie)  40  Centimes  per  Kilogramm  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Qualität.  Im  .^bre  1894  wurden 
die  Steuersätze  verdoppelt,  mau  war  aber  wegen 
finanziellen  Misserfolgs  genötigt  im  Jahr  1897 
eine  Erniedrigung  derselben  eintreten  zu  lassen. 
Der  Tabakbau  ist  frei,  doch  besteht  Deklara- 
tionspflicht und  ein  Minimum  des  Tabakbaus 
für  den  einzelnen  Pflanzer  und  die  Gemeinde. 
Da  der  Pflanzer  den  Tabak  bis  zum  Verkauf 
an  einen  Fabrikanten  oder  Händler  beliebig 
lang  behalten  darf,  besteht  grosse  Gefahr  der 
Defraude.  Bis  zum  1.  Januar  1900  wurden 
ö  Qualitäten  Tabak  und  3  Cigaretten  unter- 
schieden, von  da  ab  auch  bei  Tabak  nur  3. 
(Tabak:  12,  8  und  5  Francs;  Cigaretten:  24, 12 
und  9,20  Francs). 

Die  Gesamteinnahme  von  Tabak  mit  Ein- 
schluss  der  Accise  und  der  besonderen  Patent- 
steuer stellt  sich  folgendermassen  in  1000  Francs : 


1890 

3  571 

1895 

10417 

1891 

6524 

1896 

95'3 

1892 

7237 

1897 

10261 

1893 

8018 

1898 

II  064 

1894 

10517 

1899 

10  156 

Hiemach  ergiebt  sich  im  Durchschnitt  der 
Perioden  1890/92  bezw.  1895/99  ein  Ertrag  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  von  1,78  bezw.  3  Francs 
(1,44  bezw.  2,43  M.) 

37.  Die  Tabakbesteuerung  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika.  Die  Inland- 
steuer vom  Tabak  in  den  Vereinigten  Staaten 
ist  infolge  des  Bürgerkrieges  durch  die  Internal 
revenue  act  vom  1.  Juli  1862  zur  Einführung 
gekommen,  und  zwar  als  Fabrikatstcuer,  erhoben 
auf  Grundlage  der  periodischen  Deklarationen 
der  Fabrikanten  über  ihren  Verkauf,  mit  zwei 
Wertabstnfungen  für  fabrizierten  Tabak  (exkl. 
Cigarren)  und  vier  Wertabstufungen  für  Ci- 
garren. Schon  im  Jahre  1863  (G.  v.  3.  März) 
trat  der  Einheitssatz  für  fabrizierten  Tabak  an 
Stelle  der  Abstufung.  Durch  G.  v.  30.  Juni 
1864  trat  Verdoppelung  bezw.  Verdreifachung 
der  Sätze  ein.  Für  Cigarren  wurden  noch  zwei 
Wertabstufungen  eingeschoben ;  zugleich  wurde 
die  Erhebungs-  und  Kontrollmethode  verbessert. 
Schon  das  G.  v.  3.  März  1865  brachte  den  Ein- 
heitssatz für  Cigarren  (jedoch  noch  nicht  für 
Cigaretten),  ein  G.  v.  13.  Juli  1866  sodann  noch- 
mals eine  dreifache  Wertabstufung.  Das  G.  v. 
20.  Juli  1868  beseitigte  definitiv  auch  die  Wert- 
abstufung bei  Cigarren  und  Cigaretten  und 
brachte  die  entscheidende  Kräftigung  des 
Systems  durch  Einführung  des  obligatorischen 
Stempels  auf  den  Verpackungen.  Die  Wirkung 
zeigte  sich  sofort,  im  Jahre  1870  wurden  31,3 
Millionen  vereinnahmt,  gegen  18,7  Millionen  im 
Jahre  1868  (ein  Vorgang,  der,  nebenbei  bemerkt, 


dringend  für  Einführung  des  Stempels  auch  in 
ein  etwaiges  deutsches  Tabakfabrikatstenersys- 
tem  spricht !].  Im  Jahre  1874  trat  eine  Erhöhung 
fttr  Bauch-  und  Kautabak,  im  Jahre  1879  eine 
Herabsetzung  der  Steuer  für  Ranch-,  Kau-  und 
Schnupftabak  von  24  auf  16  Cents  per  Pfund 
ein,  während  der  Satz  fllr  Cigarren  und  Ciga- 
retten unverändert  blieb.  Der  „TarifE  and  in- 
ternal revenue  act"  von  1883  setzte  die  Steuer 
vou  Rauch-  etc.  -Tabak  weiter  auf  8  Cents, 
und  jene  für  Cigarren  von  6  aiuf  3  Dollars 
per  Tansend  herab,  auch  brachte  sie  sonstige 
Milderungen,  insbesondere  die  Gestattung  der 
Abgabe  kleiner  Tabakmengen  seitens  der  Pflan- 
zer an  Konsumenten ;  es  war  die  Zeit  des  Geld- 
ttberflusses  in  den  Kassen  der  Union;  auch  die 
Lizenzgebühren  der  Händler  und  Fabrikanten 
wurden  herabgesetzt.  Durch  G.  (Mc  Kinley)  v. 
1.  Oktober  1890  wurde  der  Steuersatz  (mit  Aus- 
nahme der  Cigarren)  um  '/4>  also  von  8  anf  6 
Cents  per  Pfund  herabgesetzt,  zugleich  wurden 
alle  Specialtaxen  und  Lizenzgebühren  aufge- 
hoben. Man  nahm  an,  dass  letztere  zur  In- 
formation der  Steuerbehörde  nicht  weiter  nötig 
seien  und  durch  einen  kostenlosen  Registrierungs- 
zwang —  mit  Freilassung  der  Händler  und 
Fabrikanten  von  diesem  —  ersetzt  werden 
könnten.  Durch  G.  v.  13.  Juni  1898  wurden 
die  Si)ecialtaxen  für  Robtabakhändler,  Tabak- 
nnd  Cigarrenhändler ,  Tabak-  und  Cigarrenfa- 
brikanten  und  zwar  abgestuft  nach  der  Be- 
triebsgröße (6,  12  und  24  Dollars)  wieder  ein- 
geführt, für  Händler  mit  Tabakfabrikanten  (ein- 
schliesslich Cigarrenhändler)  12  Dollars,  jedoch 
nur  soweit  deren  Jahresverkauf  50000  Pfund 
übersteigt.  Durch  dasselbe  ö.  v.  13.  Juni  1898 
erfolgte  die  Verdoppelung  des  Steuersatzes 
für  Kauch-,  Kau-  und  Schnupftabak  (12  C^nts 
pro  Pfund)  und  durch  G.  v.  24.  Juli  1897  war 
der  Cigarren-  und  Ci^rettenstenersatz  festge- 
setzt worden  auf  3  Dollars  (wie  bisher)  per 
Tausend  für  grosse  Cigarren  nnd  Cigaretten 
und  auf  1  Dollar  für  kleine  Cigarren  und  Ciga- 
retten d.  h.  solche,  die  nicht  mehr  als  3  Pfund  per 
Tausend  wiegen.  Durch  das  G.  v.  13  Juni  1898 
wurde  dieser  Satz  für  grosse  Cigarren  und 
Cigaretten  um  20%  (3,60  Dollars)  und  für  kleine 
Cigaretten  um  50*/o  (1,50  Dollars)  erhöht,  der 
l-Dollarsatz  fttr  kleine  Cigarren  blieb. 

Auf  eine  Wiedergabe  der  Einzelheiten  des 
Systems  der  nordamerikanischen  Tabakbesteue- 
rung mnss  ich  ans  Raummangel  verzichten. 
Dieselben  sind  —  abgesehen  von  den  seither 
eingetretenen  nnd  in  der  Hauptsache  im 
Vorstehenden  erwähnten  Veränderungen  — 
ausführlich  dargelegt  in  dem  Berichte  der 
im  Jahre  1878  nach  den  Vereinigten  Staaten 
vom  Reichskanzler  entsendeten  Kommission,  der 
ich  als  Mitglied  anzugehören  die  Ehre  hatte 
(IV.  Bd.  der  Anlagen  zu  den  Drucksachen  der 
Tabakenquetekommission ;  einen  Auszug  daraus 
hat  Schäffle  in  der  Tübinger  Zeitschrift,  1879, 
S. 641  ff.  gegeben;  einen  guten  geschichtlichen 
Gesamtüberblick  bis  zum  Anfang  der  90er  Jahre 
giebt  der  Artikel  von  Frank  L.  Olmsted,  „The 
tobacco  tax"  in  dem  Quarterly  Jonmal  of  Eco- 
nomics.  Vol.  V.  Jan.  1891,  No.  2  Boston  1891. 
Der  deutsche  Gesetzentwurf  v.  1895  enthält  in 
Anlage  19  eine  Darlegung  über  die  Tabak- 
fabrikatsteuer in  den  vereinigten  Staaten  von 
Amerika.) 
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Anf  diese  Quellen  mnss  ich  bezttglich  der 
EJBzelheiteu  des  Systems  verweisen,  dessen 
Grnndzfi^  ich  folgendennassen  knrz  zusam- 
menJEasse. 

Der  Tabakbau  ist  vollständig  frei  nnd 
nnbeanfsichtigt.  Nnr  beim  Verkauf  des  Tabaks 
ist  der  Pflanzer,  abgesehen  von  den  im  Jahre 
IftS  eingeführten  Erleichterungen,  der  Be- 
schränkung des  Verkaufes  an  regisbierte  Roh- 
tabakh&ndler  und  Exporteure  unterworfen.  AU- 
nmeiner  Buchungszwang  besteht  nicht ;  nötigen- 
iyis  hat  der  Pflanzer  eidlich  bekräftigten  Nach- 
weis zu  liefern. 

Der  Rohtabakhandel  unterliegt  der 
Specialtaxe  sowie  dem  Bnchungszwange  und 
der  Bnchkoutrolle,  der  Tabak-  und  Cigarren- 
haadel  nnr  fOr  eine  kleine  Minderzahl  der 
grössten  Geschäfte  der  Specialtaxe. 

Die  Fabrikanten  haben  durch  Bürg- 
schaft zu  leistende  Kaution  zu  stellen.  Dieselben 
unterliegen  der  Specialtaxe,  sodann  weiter  der 
Material-  nnd  der  zu  diesem  Zwecke  vorge- 
schriebenen Buchkontrolle.  Insbesondere  kommt 
in  Betracht  die  amtliche,  eidlich  zn  bekräfti- 
gende Prüfung  der  Jahresinventnr  des  Fabri- 
kanten und  die  Buchführung  über  den  Betrieb, 
ans  welcher  Monatsansznge  der  Steuerverwal- 
tnng  vorzulegen  sind.  Materialverbrauch  nnd 
Ausbring^ung  an  Fabrikaten  wird  auch  von  der 
Centralstelle  in  Washington  übergeprüft.  Er- 
geben sich  dabei  Beanstandungen,  so  wird  £r- 
liDtemng  gefordert  nnd  je  nach  Ergebnis  die 
Erledigung     des     Monitums     anerkannt    oder 


weitere  Verfolgung  verfügt.  Das  Rendements- 
verbältnis  ist  gesetzlich  oder  verordnnngs- 
mässig  nicht  festgesetzt;  dock  werden  der  Be- 
urteilung Durchschnittssätze  zn  Grunde  g^elegt. 
Die  wesentlichste  Kontrolle  und 
zugleich  die  Erhebungsform  der  Steuer 
liegt  in  der  vorgeschriebenen  Stempelung  jeder 
einzelnen  Packung  von  fabriziertem  Tabak,  be- 
vor dieselbe  aus  dem  Fabriklokale  für  den  Ver- 
brauch im  Inlands  entnommen  werden  darf. 
Die  Packungen  sind  vorgeschrieben,  z.  B.  bei 
Cigarren  fistchen  von  25,  SO,  100,  250  und 
500  Stück ,  ebenso  die  Angaben  betr.  den 
Namen  des  Fabrikanten,  den  Ort  der  Fabrik 
etc.  Die  Art  der  Stempelverwendung  ist  ge- 
nau geregelt  (Aufkleben,  Entwertung  durch  die 
Fabrikanten).  Hohe  Strafen  bilden  in  Ver- 
bindung mit  starker  diskretionärer  Befugnis  der 
Steuerbehörden  den  weiteren  Schutz  der  Be- 
steuerung. 

Die  Steuersätze  sind  zur  Zeit  folgende: 
Cigarren  (grosse)  .  .  . 
Cigarren  (kleine)  .  .  . 
Cigaretten,  nicht  über  3 
Pfd.  per  Taus,  wiegend 
Cigaretten,  mehr  als  3  Pfd. 

Eer  Tausend  wiegend  . 
3  übrigen  Tabakfabri- 
kate      i2,oo  Cts. 


3,6o  Doli. 

per  Taus. 

»,00      r 

r.            r 

»,5o     „ 

r            r 

3,6o     , 

n           r 

Pfd. 


Der  Ertrag   der  Inlandstener   stellt  sich 
seit  1887,'88  folgendermassen : 


Stempel 

Specialtaxen 

Jahre 

Cigarren 

Cigaretten 

übrige 
Fabrikate 

Znsammen 

u.  sonstige 
Einnahmen 

Im  ganzen 

DoU. 

DoU. 

DoU. 

DoU. 

DoU. 

DoU. 

1887  88 

11  534180 

931  363 

16  749  008 

29214551 

1447880 

30662431 

1888,89 

11603  157 

1  075  830 

17711990 

30399977 

I  466  883 

31  866  860 

188990 

12263670 

1  116627 

19063213 

32443510 

1  525  481 

33958991 

189091 

13424678 

1342270 

17  806  788 

32  573  736 

222  535 

32796271 

189192 

13646398 

1  446  492 

15907603 

31000493 

31000493 

189293 

14452591 

1588362 

15858759 

31889712 

— 

31889712 

189394 

12900752 

1  592  413 

12  200752 

28617899 

— 

28617899 

189495 

•2491917 

1  666924 

15546068 

29704908 

— 

29  704908 

189596 

12713268 

2025417 

15972944 

30711629 

— 

30  711  629 

189697 

12  189507 

2080583 

16  440  207 

30710297 

— 

30710297 

1897,98 

14031  7*7 

3599705 

18589  146 

36  230  577 

9  945 

36  230  522 

189899 

16854524 

4213215 

30205787 

51273526 

1  219682 

52493208 

18991900 

19785482 

3969191 

35  267  334 

59  022  008 

333076 

59355084 

Ein  zeitlicher  Rückblick  ergiebt  ein  An- 
steigen der  Einnahmen  an  Inlandsteuer  für  Ta- 
bak von  3  Villionen  Dollars  im  Jahre  1863  bis 
zn  47,4  Millionen  DoUars  im  Jahre  1882;  als- 
dann als  Folge  der  Ermässigungen  der  Stener- 
sitze  zunächst  einen  Rückgang  auf  26,1  MUlion 
im  Jahre  1884  und  nach  dem  Ansteigen  auf 
list  34  MiUionen  im  Jahre  18^,90  wieder  einen 
Säckgang  bis  auf  28,6  MiUionen  im  Jahre  1893,94. 
Digegen  folgt  der  neuesten  Stenererhöhnng  so- 
fort eme  entsprechende  starke  Steigerung  bis  auf 
äU  MUlionen  im  Jahr  189899  und  59,4  MU- 
lionen  im  Jahre  1899 1900.  Die  Leistangsfähig- 
keit  der  Fabrikatstener  ist  durch  diese  Zahlen 
klar  erwiesen.    Die   deutschen   Finanzpolitiker 


werden  g^t  thnn,  daraus  geeignete  Nutzan- 
wendung zu  ziehen. 

Ausser  der  Inlandstener,  welche  bei  inter- 
nationalen Vergleichnngen  der  Tabaksteuerer- 
trägnisse gewöhnlich  aUein  berücksichtigt  wird, 
spielt  für  dasG  es  am  t  er  gebnis  der  Unions- 
einnahmen vom  TabakTerbranch  auch 
der  ZoU  auf  Rohtabak  nnd  Fabrikate 
eine  erhebliche  Rolle.  (Die  eingeführten  Fabri- 
kate unterliegen  neben  dem  ZoU  der  vollen  In- 
landsteuer, welche  unter  den  obigen  Ausweisen 
inbegriffen  ist.) 

Für  die  5  Jahre  1887/88—9192  und  für 
die  zwei  Jahre  1898/99  und  1899/1900  steUen 
sich   die   ZoUeinnahmen    für   zum   heimischen 
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Verbraoch  eingegangene  Bohtabake  nnd  Fabri- 


kate  folgendermassen : 

Jahre 

Eohtabak 

Fabrikate 

Znsammen 

Doli. 

DoU. 

Doli. 

1887,88 

5  884  223 

3850764 

9  734  987 

1888/89 

7  075  410 

4119077 

II  194487 

issoz-go 

9  128056 

4J89  3'« 

13317368 

1890.91 

12  137  027 

4035250 

16172277 

189192 

6  509  757 

3  755  3H 

10  265  068 

1898  99 

8  1 50  095 

2  477  304 

10  627  399 

18991900 

11687733 

2  694  140 

14  381  873 

Die  Zollsätze  sind  zur  Zeit  folgende :  Boh- 
tabak,  Deckblatttabak  oder  Einlagetabak,  ver- 
mischt  oder  zusammengepackt  mit  mehrmals 
lö^o  Deckblatttabak,  nicht  entrippt  1  Dollar 
per  Pfund,  entrippt  2,60  Dollars  per  Pfund; 
Einlagetabak  nicht  entrippt  35  Cents  per  Pfund, 
entrippt  60  Cents  per  Pfund,  Tabakstengel  frei. 
—  Tabakfabrikate,  bearbeiteter  Tabak  aller 
Art,  der  nicht  besonders  aufgeführt  ist,  55  Cents 
per  Pfund;  Schnupftabak  55  Cents  per  Pfund; 
Cigarren,  Cigaretten  nnd  Cheroots  aller  Art 
4,60  Dollars  per  Pfund  und  25  •„  vom  Wert. 

Nach  dem  Durchschnitt  der  5  Jahre  1887/92 
stellt  sich  der  Ertrag  der  Inlandsteuer  auf 
82  057069  Dolhu-s,  des  Zolles  auf  12136837 
Dollars;  der  Gesamtsteuerertrag  vom  Tabak 
auf  44 193  906  Dollars  oder  nach  dem  Census 
Ton  1890  auf  0,70  Dollars  auf  den  Kopf  der  Be- 
Tölkernng  (2,94  Mark). 

Für  die  zwei  Jahre  1898,99  und  1899/1900 
ergiebt  sieh  ein  DurchschnitLsertrag  der  Inland- 
steuer yon  55924146  Dollars,  des  Zolls  von 
12  504  636  Dollars,  im  ganzen  68428782 
Dollars  oder  0,92  Dollars  (3,86  Mark)  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  nach  dem  fUr  Mitte  1899 
berechneten  Bevölkerungsstaud. 

35.  Ceberslcht  der  nenzeitliehen  Ta- 
bakstenererträgslsse  in  Terschledenen  Län- 
dern. Eine  Zusammenstellung  der  im  Vor- 
stehenden nachgewiesenen  Tabaksteuererträg- 
nisse  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  in  Mark 
ergiebt  folgendes : 

Wwlfn'w   Inderzweiten 
bezw.  Anfang     jj^j^^g  ^^^ 

90er  Jahre  ^'  J*"'« 
Frankreich  .  .  .  6,46  6,87 
England  ....  5,18  5,68 
Italien  ....  3,99  3,87 
Oesterreich  .  .  .  3,64  4,23 
Spanien  ....  3,54  4,76 
Bumänien  .  .  .  3,38  3,60 
Vereinigte  Staaten  2,94 ')  3,86 
Ungarn  ....  2,51  3,23 
Serbien  ....  2,06  3.27 
Norwegen  ...  1,70  1,81 
Bosnien  n.  Herze- 
gowina ....  1,66  2,22 
Bulgarien  .  .  .  1,44  2,43 
Deutschland ...  1,05  1,18 
Belgien  ....  0,96  0,95 
Schweden  .  .  .  0,89  0,93 
Russland  ....  0,62  0,78 
Dänemark  ...  0,53  0,66 
Schweiz  ....  0,45  0,49 
Niederlande  .    .    .  0,04  0,05 

')  Im  Durchschnitt  der  Jahre  189899  und 
1899/1900. 


Lttteratnr:  Bibliolheea  Nieotiana,  a  ea- 
talogne  0/  bookn  ahout  tobacco  etc.  by  William 
Bragge,  Birmingham.  Privately  printed  1880. 
(Bezüglich  der  neueren  deuttehen  Litteratur  ithr 
lückenhafi).  —  Bericht  der  Tabat-En- 
guetekommiteion  Ober  den  Tabakbau,  den 
Handel  mit  Rohtabak,  die  Tabakfabrikation  und 
den  Handel  mit  Tabalrfabrikaten  sowie  aber  die 
Tabakbesteuerung  im  Deutschen  Reiche,  mit  S 
Bänden  Anlagen,  1878.  —  F.  Tiedemann, 
Geschichte  des  Tabaks  und  anderer  ähnlicher 
GcnussmitUl,  Frankfurt  a.  i£.  186^.  —  E.  Frh, 
V.  Bihra,  Die  narkotischen  Gentusmittel  und 
der  Mensch,  Nürnberg  1865.  —  O.  A,  Hen- 
rieck, Du  Tabac  etc.,  Paris  I864.  —  Nessler, 
Der  Tabak,  seine  Bestandteile  und  seine  Be- 
handlung, Mannheim  1867.  —  L.  v.  Wagner, 
Handbuch  der  Tabak-  und  Cigarrenfabrikalion, 
Weimar  1871.  —  Alw.  Oppel,  Der  Tabak  in 
dem  Wirtschaßsieben  und  der  Sittengeschichte 
der  Völker,  Bremen  1891.  —  JB.  Kiessling, 
Der  Tabak  im  Lichte  der  nettesten  naturwissen- 
sehafüieken  Forschungen.  Kurigefcustes  Hand- 
buch der  Tabakkunde,  Berlin  1S9S.  —  Gutachten 
(März  1895)  von  E.  W.  MiUiet  u.  A.  Frey 
betr.  den  mutmasslichen  Erfolg  eines  Tabak- 
monopoU  (Beilage  rar  Botschaft  des  schweizer. 
Bundesrats  an  die  Bundesversammlung  vom  £6. 
Mai  1899  —  114;  «•»'  *«^  eingehenden  allge- 
meinen lAUeratumachweisen  über  das  Tabak- 
wesen im  allgemeinen,  über  Tabakbau,  Tabak- 
fabrikation und  Tabakhandel,  Hygieinisches, 
Fiskalisches,  Diverse).  —  O.  C.  Butterweck, 
The  culture  of  tobacco.  (V.  S.  Dep.  of  Agri- 
culture;  Farmers  Bulletin  JVr.  82,  Washington 
1898).  —  E.  W,  MiUlet,  Die  Beschaffung  der 
Hilfsmittel  zur  Durchführung  der  Unfadl-  und 
Krankenversicherung  insbes.  durch  Besteuerung 
des  Tabaks.  (Referat  an  die  Schweiz.  Gemein- 
nützige Gesellschaft  1899;  in  der  schireiz.  Zeit- 
schrift für  Gemeinnützigkeit  XXXVIII.  Jahrg. 
S.  Heft,  1899,  S.  359 ff. ;  ein  sehr  wertvoller 
Beitrag  zur  Geschichte  des  Tabakwesens  im  all- 
gemeinen und  in  der  Schweiz  im  besonderen,  wie 
auch  specicU  zur  Würdigung  der  verschiedenen 
Systeme  der  Tabakbesteuerung).  —  O.  Le- 
winstein,  Die  deutsche  Tabakindustrie.  (Volksw. 
Zeitfragen  Heft  UijUS),  Berlin  1896.  —  Plerg- 
torff,  Aeltere  und  nettere  Litteratur  zur  Frage 
der  Tabakbesteuerung  in  DetttselUand,  Jahrb.  f. 
Sat.  u.  StaL,  XXX.  —  Derselbe,  Entwicke- 
lung  der  Tabaksteuergesetzgebung  in  Deutschland 
seitAnfang  dicsesJahrhunderts,  ebendas.,  XXXIII. 
—  Mährlen,  Die  Besteuerung  des  Tabaks  im 
Zollverein,  Stuttgart  1878.  —  V.  Aufses»,  l'eber 
die  Besteuerung  des  Tabaks  nach  deutschen 
Finamgrundsätzen ,  Leipzig  1878.  —  G.  M. 
(Georg  Mayr),  Das  Deutsche  Reich  und  das 
Tabakmonopol,  Stuttgart  1878.  —  Feiger,  Das 
Tabakmonopol  und  die  amerikanische  Tabak- 
stetier,  Annalen  des  Deutschen  Reiches,  1878.  — 
M.  Mohl,  Denkschrift  für  eine  Reichstabakregir, 
Stuttgart  1878.  —  Relnlutld,  Das  Tabaksteuerg. 
v.  16.  VII.  1879  etc.,  Leipzig  1881.  —  Wte- 
einger.  Das  R.G.,  betr.  die  Besteuerung  des 
Tabaks  etc.,  Ansbach —  Trcde,  Anleitung  zum  Stu- 
dium der  Zoll-  und  Steuergesetze,  II.  Teil.  —  v. 
Aufaeas,  Die  Zölle  und  Steuern  etc.  des  Deutschen 
Reiches.  —  Fr.  Oraf,  Die  Tabakbesteuerung  in 
DetUschland  (Annalen  des  Deutschen  Reiches  189S, 
1894).  —  O.  LetHnsteln,  Der  Tabak  als  Objekt  für 
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Finanxmattregeln  und  der  jetxige  Stand  der 
Tabaluteuerfrage  in  DeuUeUand  (Volkne.  Zeit- 
fragen  Heft  US)  Berlin  189S.  —  G.  V. 
Mayr,  Zur  Reichtfinamreform ,  Stuttgart 
ISSS.  —  Verselbe,  Art.  vTaJbakbetleuerungu, 
»«  r.  Stengel,  Wörterbuch  des  deuitchen  Ver- 
iraltungtreehif  (aufh  in  Ergäntungtband  I  u. 
III),  FrHbwrg  1890  betw.  189i  u.  1897.  —  Der- 
aelbe,  Betchtfinantre/orm  und  TabaJctteuer ;  die 
Finanxlage  de»  ReirJu,  in  der  AUgem.  Zeitung 
1S9S  Sr.  76,  78,  80,  360  und  361.  —  Derselbe, 
Flotte  und  FXnanxen,  die  Dechtngtfrage,  Tübingen 
1900,  S.  Uff.  —  G.  JLewinateln,  Die  Belat- 
tung  dee  Tahaht  in  den  europäischen  Staateti 
vmd  in  den  »taaüich  geordneten  Ländern  der 
übrigen  Erdteile  (nach  amtlichen  Quellen,  Berlin 
1894.  —  V.  Heekel,  Art.  aTabah  und  TabcJe- 
tteuem*  im  Wörterbuch  der  Volk»wirt»chaft, 
Jena  1898.  —  (» Deutsche  Tabakteitung«,  Berlin, 
Organ,  des  Vereins  der  deutschen  Tabak- 
fabrikanten  und  -händler;  früher  erschien 
ausserdem  in  Mannheim  die  »Süddeutsche 
Tabakxeitungu  Organ  des  deutschen  Tabak- 
vereint.)  —  Der  Tabak  im  deutschen 
Zollgebiete,  Besteuerung  des  Tabaks,  Ein- 
und  Ausfuhr,  jährliehe  Veröffentlichung  des  Kais. 
Statist.  Amtes  in  den  Vierteljahrsheften  zur 
SlatittiJi  des  Deutschen  Reichs  und:  Tabak- 
bau und  Ta bakemte,  jährliche  Ver- 
öffentlichung ebendas.  —  Veröffentlichungen  des 
Kiis.  Statist.  Amtes  über  die  Ergebnisse 
der  Berufs-  und  Getcerbezählung  v.  1895; 
Bd.  119  und  Bde.  10g— 106,  109.  —  Oester- 
reich-  Ungarn.  Jährliche  Berichte :  1. 
Oesterreich:  Tabellen  zur  Statistik  des  öster- 
reichischen Tabakmonopols  (der  im  Beichs- 
rate  vertretenen  Königreiche  und  Zander). 
Von  der  k.  k.  Generaldirektion  der  Tabakregie; 
Ausserdem  seit  1894  jährlich:  Statistische  Mit- 
teilungen über  das  österr.  Tabakmonopol.  Von 
der  k.  k.  Generaldirektion  der  Tabakregie  (auch 
aufgenommen  in  die  »Mitteilungen  des  k.  k.  Ei- 
nanzministeriumso).  —  S.  Ungarn:  Dohiinyegye- 
därusäg  Statisztikäja  Kiadja:  a  Magyar  Kiräly 
Dohänyjövediki  Központi  igazgatosdg.  Pär 
Bosnien  und  Herzegowina  handschriftliche 
Mitteilungen  von  zuständiger  Stelle.  —  BrtMaa- 
»evic ,  Statistik  des  österreichischen  Tabak- 
monopols  \cährend  der  letzten  iO  Jahre  1871 — 1891 
(Statistische  Monatsschrift  1893,  IV.).  —  Frank- 
reich. Jährlicher  Bericht:  Direction  generale 
des  manufactures  de  l'etat.  Campte  en  matieres 
et  en  deniers  de  l'exploitaticn  du  monopole  des 
taiae*  (achat,  fabrieation  et  rente).  —  v.  Hock, 
Die  J'Xnanxvervaltung  Frar>kreiehs,  Stuttgart  u. 
Augsburg  1857.  —  B.  V.  Kanfnuinn,  Die  Fi- 
nanzen Frankreichs,  Leipzig  1882.  —  Italien. 
Jährliche  Berichte :  Ministero  delle  ßnanze.  Di- 
mione  generale  deUe  Privatire  (früher  gabelte.) 
Azienda  dei  tabacchi.  Selatione  e  bilancio  in- 
duetriale.  —  Schweiz.  Purrer,  Volkswirt- 
schaftilexikon  der  Schweiz  (1885—1890),  Art. 
»Tabak  und  Oigarren«.  —  M.  W.  MiUiet  und 
Alfred.  Frey,  Gutachten,  betr.  den  mutmcus- 
Uehen  Ertrag  eines  allgemeinen  Tabakmonopols 
(siebe  oben)-  —  E.  W.  MUUet,  Die  Beschaffung 
der  Hilfsmittel  zur  Durchführung  der  Unfall-  und 
Krankenversicherung  etc.  siehe  oben.  —  Scham, 
Die  Steuern  der  Schweiz,  Stuttgart  1890.  —  Spa- 
nien. Jährliche  Berichte:  Memoria,  leida  en 
la  Junta  general  de  accionistas  de  la  C'ompania 


arrendataria  de  tabacos.  —  C'ompania  arren- 
dataria  de  tabacos,  Ley  y  real  deereto  sobre  el 
arriendo  de  la  renta,  escritura  de  constitttcu'm 
y  estatutos  de  la  compania,  Madrid  1887.  — 
Compania  arrendataria  de  tabacos.  Reglamento 
de    conlabilidad   de  las  fnbricas.     Madrid  1888. 

—  Novacion  del  contrato  de  arrendamiento  de  la 
renta  de  tabacos  etc.  Madrid  1901 ;  auserdem  hand- 
schriftliehe Mitteilungen  aus  dem  Finanzministe- 
rium. —  England.  Finance  Account»  of  the  Uni- 
ted Kingtom  etc.,  jährlich  erscheinendes  Blaubuch. 

—  Voeke,  Geschichte  der  Steuern  des  britischen 
Reiches,  Leipzig  1866.  —  Rumänien.  Rouma- 
nie.  Les  monopoles  de  l'Etal  Exposition  uni- 
versell* de  Paris,  Bucarest  1900.  — •  Russland. 
Handschriftl.  Mitteilungen  von  zuständiger  Seite. 
Russischer  Tabak-Anbau  und  Handel,  vom  landw. 
Sachverständigen  für  das  europäische  Rtusland 
in  St.  Petersburg.  (Mitteilungen  der  deutschen 
Landwirtschafis-Gesellschaft,  Beil.  Nr.  13  zu  St. 
13,  v.  30.  März  1901).  Statistik  der  Produktionen, 
die  mit  der  Accise  belegt  sind,  für  1897  u,  1898. 
St.  Petersburg  1900  (russisch).  —  Türkei.  Re- 
gie co-interessee  des  tabacs  de  l'empire  ottoman. 
Cahier  des  Chargcs,  t'onstantinople  I884.  Regle- 
ment sur  les  droits  des  tabacs,  Constanlinople 
1884.  —  Statuts  de  la  sociilf  de  la  regle  co- 
interessee  des  tabacs  de  l'empire  ottoman.  (Im 
übrigen  handschriftliche  Mitteilungen  von  zu- 
ständiger Seite).  —  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika.  Jährliche  Mitteilungen  im  Re- 
port of  the  Commissioner  of  internal  revemie 
(Washington).  Tntemal-Rerenue- Manual,  Was- 
hington 1888.  ^  F.  L.  Olmeted,  The  tabacco 
tax  in  Quarterly  Journal  of  Economics, 
Vol.  V,  Januar  1891,  AV.  i.  —  Die  Tabakfa- 
brikatsteuer in  den  Vereinigten  Maaten  (Anl.  19 
sur  Drucks.  AV.  116  Reichstags- Session  1894J95). 

Georg  t:  Mayr. 


Taille,  Tallia,  Tallagia. 

1.  Ursprang  und  Charakter  der  Taille.  2.  Die 
Taille  in  England.    3.  Die  Taille  in  Frankreich. 

1.  Ursprung  und  Charakter  der  Taille. 

Die  Taille  (Tallia,  Tallagia,  Tallages)  ist 
eine  der  wichtigsten  Formen  der  direkten 
Besteuening  im  englisch-normannischen  Le- 
hensstaate und  in  Frankreich  des  Ancien 
Regime.  Der  Name  »Taille«  scheint  von 
dem  mittelalterlichen,  lateinischen  Worte 
talliare,  abschneiden,  wegnehmen  (französisch : 
tailler)  abgeleitet  zu  sein  und  ist  als  steuer- 
technischer Ausdruck  mit  Abgabe  oder 
Auflage  gleichbedeutend.  In  ihrem  Ur- 
sprünge hängt  sie  mit  den  Verhältnissen 
des  Lehenwesens  und  Kriegsdienstes  zu- 
sammen und  ist  wenigstens  teilweise  gleich 
der  Bede  eine  Leistung  gewesen,  d>irch 
welche  man  sich  dem  persönlichen  Waffen- 
dienste entzog  (Heersteiier,  HeerschUling). 
Ferner  hat  man  es  hier  mit  der  Besteuerung 
gewisser  Personongruppen  zu  thun,  vor- 
wiegend der  ländlichen,  unfreien  Bevölke- 
rung, mitimter  auch  der  Städte  imd  zwar 
hauptsächlich  der  kleineren  und  mittleren, 
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während  bei  den  gössen  mehr  die  indirekte 
{Vorbrauchs-)Bestenerung  vorherrscht.  All- 
mlihlich  tritt  im  Laufe  der  Entwickelung 
der  engere  Zusammenhang  mit  der  Heeres- 
folge zurück  und  zeigt  sich  der  eigentliche 
Steuercharakter  schärfer.  Mit  dieser  Besei- 
tigung ihres  Ausgangspunktes  verliert  die 
TaUle  auch  ihre  Bedeutung  als  ausser- 
ordentliche Abgabe  bei  Kriegszflgen  zu  des 
Beiches  Schutz  und  Schirm  und  wird  zu 
eiuer  regelmässigen,  ordentlichen  Steuer  für 
allgemeine  Slaatszwecke  oder  sie  ver- 
schwindet als  Bestandteil  von  anderen 
Landessteuern  im  Rahmen  der  Erwerbsbe- 
•steuening. 

2.  Die  Taille  in  England.  In  der 
englisch  -  normannischen  Lehensmonarchie 
zeifiel  das  Domanialland  in  die  Forsten,  das 
f^and,  auf  dem  Städte  und  Flecken  gegen 
Grundzins  angelegt  wurden,  und  in  die 
landwirtschaflich  benutzten  Kronländereien, 
welche  an  Kronpächter  (Tenants)  vergeben 
wurden.  Diese  domanialen  Tenants  mussten 
neben  persönlichen  Kriegsdiensten  bei  ausser- 
ordentlichen Bedürfnissea  des  Königs,  ins- 
besondere in  Kriegszeiten,  Unterstützungen 
leisten,  welche  unter  dem  Namea  TaUa- 
gia, Tallages,  auch  Cutting  (von  to 
cut,  schneiden)  genannt,  ein  ganzes  System 
ausserordentlicher  Abgaben  bildeten.  Mit 
dem  eigentlichen  Steuercharakter  verbindet 
sich  bei  ihnen  ein  mehr  privatrechtliches 
Element  als  Voraussetzung  zur  Leistungs- 
pflicht, nämlich  die  Ansiedelung  auf  Doma- 
nialland. Daneben  greift  hier  das  Ersatz- 
princip  ein,  insofern  diese  Entrichtungen, 
wie  die  Schildgelder  der  Yassallen  (Scutagia), 
«ine  Entschädigung  für  nicht  geleistete  per- 
sönliche Heeresdienste  darstellen.  Mit  den 
eigentlichen  lehenrechtlichen  Abgaben  (aids, 
auxilia,  dona)  nahe  verwandt,  haben  sie 
doch  einen  anderen  rechtlichen  Charakter 
sowohl  durch  ihren  Zusammenhang  mit  dem 
Domanium  als  auch  durch  die  Belastung 
einer  anderen  Schicht  der  Bevölkerung. 
Die  TaUle  war  eine  Quotensteue'r  vom  be- 
weglichen Vermögen,  die  bis  */io,  ja  einmal 
(1294)  selbst  V'e  des  Wertes  betrug.  An 
die  Stelle  der  Veranlagungen  im  einzelnen 
traten  bisweilen  Vereinbarungen  über  Pau- 
schalsummen mit  Städten  (London)  oder 
anderen  Gebietsteilen,  woran  sich  in  der 
späteren  Zeit  Verhandlimgen  der  königlichen 
Iinanzbeamten  mit  einzelneu  Bürgern  an- 
schliessen.  Ende  des  13.  Jahrhimderts  wer- 
den die  Abmachungen  der  Krone  mit  den 
taillepflichtigen  Grafschaften  und  Städten 
immer  häufiger.  Im  14  Jahrhundert  geht 
die  Selbständigkeit  der  Taille  verloren, 
welche  nunmehr  von  einem  System  allge- 
meiner Landessteuern  vom  beweglichen 
Vermögen  verschlungen  wird.  Die  alte 
Taille  wirkt  nur  noch  nach  in  dem  »Zelm- 


tel«,  der  höheren  Quote,  die  Städte  und 
Doraanialbauem  anstatt  des  »Fünfzehntel« 
der  übrigen  Bevölkerung  zu  entrichten  hatten. 
Ihre  Bewilligung  erfolgt  nunmehr  mit  durch 
das  Parlament. 

3.  Die  Taille  in  Frankreich.  In  Frank- 
reich scheint  die  Taille  —  1185  bereits  er- 
wähnt —  in  die  Periode  der  Kreuzzttge 
zurückzureichen.  Sie  wird  in  der  ausge- 
sprochenen Absicht,  für  die  ausserordent- 
lichen Kriegsbedflrfnisse  Deckung  zu  schaffen, 
erhoben  und  bleibt  demgemäss  eine  un- 
periodische aussergewöhnliche  Steuer.  Erst 
m  den  schweren  Zeiten  des  englisch-fran- 
zösischen Erbfolgekrieges  wird  sie  unter 
Karl  VII.  eine  bleibende  Einrichtung  des 
französischen  Finanzwesens  und  Steuer- 
systems, ausdrücklich  bestimmt  zur  Unter- 
haltung der  ersten  stehenden  Truppen  (9000 
Reiter)  an  Stelle  der  zuchtlosen  Lehenmiliz. 
1482  wird  unter  der  Regierung  Ludwig  XI. 
versucht,  die  Taille  zur  Hauptsteuer  des 
platten  Landes  unter  teilweiser  Aufhebung 
der  Aufwand-  und  Verbrauchssteuern  zu 
machen,  die  Städte  aber  von  der  Taille  zu 
befreien  und  sie  hauptsächlich  den  Ver- 
brauchssteuern zu  unterwerfen.  Dieser 
steuerpolitisch  wichtige  Plan  wurde  indes 
auf  die  Abänderung  der  städtischen  Auf- 
lagen und  die  Beseitigung  der  Weinsteuer 
und  anderer  Verzehrungssteuern  auf  dem 
Lande  beschränkt.  Wiederholte  Erhöhungen 
der  Taille  in  Verbindung  mit  der  Solidar- 
haft  der  Kirchspiele  führten  frühzeitig  zu 
Klagen.  Schon  im  15.  Jahrhundert  wurde 
die  Taille  definitiv  zur  Repartitionssteuer, 
man  einigte  sich  über  die  Steuerkontingente 
und  ihre  Umlegung  auf  die  vertretenen 
Provinzen  und  deren  Bezirke.  Im  Laufe 
des  15.  und  16.  Jahrhunderts  fanden  trotz 
hefti^n  Widerstandes  der  Reichs-  wie 
Provinzialstände  erhebliche  Erhöhungen  der 
Steuerlast,  zumal  in  Zeiten  des  gesteigerten 
Finanzbedarfes  im  .16.  Jahrhundert  statt,  in 
welchem  die  Taille  end^tig  ihren  Charakter 
als  ausserordentliche  Kriegssteuer  verlor 
und  zum  Eckpfeiler  der  direkten  Staatsbe- 
steuerung überhaupt  wurde.  Den  Plan  der 
Ständeversammlung  zu  Blois,  1576/77  alle, 
auch  die  indirekten  Steuern  in  eine  einzige 
taille  §gal6e  in  Form  einer  abgestuften  Heri- 
und  Familiensteuer  mit  Sätzen  von  1  Sol. 
bis  50  Liv.  zu  verschmelzen,  brachte  der 
dritte  Stand  zu  Fall. 

Mit  dem  17.  Jahrhimdert  führt  die  starke 
Steigerung  der  Steuersumme,  noch  mehr 
aber  als  die  Höhe  der  Taille  die  Art  der 
Verteilung  derselben,  die  Willkür  der  Ver- 
anlagungsorgane (»61us«),  die  mangelhafte 
Unterverteilung  der  Steuerkontingente  eine 
Ueberbürdung  des  peuple  taillable  herbei. 
Denn  es  bestanden  zahlreiche  Befreiungen 
diuxsh   Stand,   Amt,   Privileg,   Abkaut   der 
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Steuerpflicht  etCj  weshalb  sich  der  Kreis 
der  Steuerpflichtigen  immer  mehr  Tcrengte. 
Andere  Missst&nde  werden  erzeugt  durch 
die  Haftbarkeit  der  Steuereinnehmer  für  die 
nicht  eiog^angenen,  vorgeschriebenen  Sum- 
men und  Solidarhaft  der  Kirchspiele  für  die 
Steuerreste.  Es  begann  daher  eine  Epoche 
Ton  Reformversiichen.  Durc^  das  Edikt 
von  1600  wollte  Siüly  bessere  Gewähr- 
schaften fflr  die  Verteilung  der  Steuer  in 
den  Kirchspielen  geben  und  beseitigte  die 
Solidarhaft  Wohl  gelangen  Versuche  zu 
neuen  Katastrierungen  in  einzelnen  Provinzen 
(1665  in  der  Provence,  1666  in  Montauban), 
andererseits  aber  scheiterten  alle  umfang- 
reicher angelegten,  allgemeinen  Kataster- 
plfine  teils  an  technischen  Schwierigkeiten, 
teils  an  dem  hartnSckigen  Widerstände  der 
Bevorrechteten,  deren  Bestrebungen  es  auch 
gelang,  die  Sfter  angeregte  Einschränkung 
der  Steuerfreiheiten  durch  die  Parlamente 
zu  hintertreiben.  Auch  Colbert,  welcher 
jülerdings  die  Solidarhaft  wieder  herstellte, 
suchte  reformierend  einzugreifen  insbeson- 
dere durch  Milderung  der  ungemein  harten 
ficekutionsmassregeln  (1670).  In  einzelnen 
Landesteilen  haben  mitunter  weitsichtige 
und  tüchtige  Intendanten,  wie  Turgot  im 
Limousin  oder  1772  im  Pariser  Intendantur- 
bezirke, namhafte  Verbessei-ungen  nach  ratio- 
nelleren Katastern  veranlasst,  wie  denn  fiber^ 
haupt  im  letzten  Oecennium  des  Ancien 
R^ime  durchgreifende  Umgestaltungen  der 
Taüle  zugleich  mit  weitgehenden  Reformen 
der  «Capitation«  und  des  »Zwanzigsten« 
geplant  waren. 

Der  ursprünglichen  steuerpolitischen  Ab- 
sicht entsprechend  sollte  die  Taille  eine 
allgemeine  Vermögens-,  Erwerbs-,  Personal- 
und  Einkommensteuer  sein,  also  eine  steuer- 
liche Erfassung  des  ganzen  Erwerbslebens 
darstellen.  Thatsächlich  aber  traf  sie  — 
den  primitiven  Wirtschaftsverhältnissen  an- 
gemessen, aber  entgegen  ihrer  rechtlichen 
Jnatur  —  steuertechnisch  vornehmlich  die 
iänkünfte  aus  dem  Grundbesitze  der  nicht 
privil^erten  Klassen  als  eine  abgestufte 
Familien-,  Haushaltungs-  und  Herfsteuer. 
Sehr  bald  gewahren  wir  eine  Zweiteilung 
der  Steuerleistiug  in  eine  Hauptsumme 
(»Principal«)  und  in  Zuschläge  (»Cnies«). 
Letztere  waren  für  specieUe,  vornehmlicn 
militärische  Ausgaben  bestimmt,  woneben 
der  sogenannte  »Taillonc  als  Geldersatz- 
leistnng  fflr  NaturaUieferunjgen  erscheint 

Man  unterschied  eine  TaUle  personelle 
und  eine  Taille  reelle,  deren  Einrichtung, 
Veranlagung,  Erhebung  und  Verwaltimg 
nach  Provinzen  verschieden  war.  Die  eigent- 
lidien  Kronländer  (pays  d'Mection)  hatten 
durchweg  eine  Taille  personelle  (nur  Mon- 
tauban hatte  eine  Tülle  r6eUe).  In  den 
Provinzen  mit  ständischer  Verfassung  (pays 
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d'ötats)  war  die  Taille  reelle  vorherrschend, 
zuweilen  findet  sich  auch  eine  Verbindung 
beider  Formen.  TaiUe  reelle  und  personelle 
bezeichnen  zwei  fundamentale  Systeme  der 
Veranlagung,  die  sieh  nach  Herkommen  oder 
anderen  geschichtlichen  Momenten  in  den 
verschiedenen  Teilen  Frankreichs  auch  ver- 
schieden entwickelt  hatten.  Die  Taille  pei> 
sonelle  (oder  mixte)  bezog  sich  auf  den  be- 
weglichen und  imbeweglichen  Besitz  imd 
traf  das  Steuersubjekt  gemäss  seiner  Leis- 
tungsfähigkeit und  nach  seinem  Wohnorte. 
Die  Einkünfte  aus  dem  Betriebe  der  Land- 
wirtschaft wurden  nach  Massgabe  des  Grund- 
wertes, diejenigen  aus  Handel  und  Gewerbe 
auf  Grund  von  Deklarationen  der  Pflichtigen 
oder  nach  aUgemein  bekannten  Merkmalen 
(commime  renommöe)  bewertet  Die  Hjuid- 
arbeiter  endlich  wurden  nach  dem  prä- 
sumierten Ertrage  von  200  Arbeitstagen  ein- 
geschätzt Die  Taille  reelle  war  dagegen 
mehr  eine  wirkliche  Realsteuer  vom  Grund- 
und  Hausbesitze  ohne  Rücksicht  auf.  die  In» 
dividualität  des  Wirtschafters  oder  dessen 
Wohnsitz.  Trotzdem  findet  sich  im  Geltungs- 
bereiche der  Taüle  röelle  die  Bildung  eines 
besonderen  Kontingents  für  das  bewegliche 
Vermögen  und  fi&  die  industriellen  Ein- 
nahmen. Dieses  Nebenkontingent  betrug  in 
Toulouse  und  im  Glsass  Vs,  in  dem  Dauphin^ 
'.8  bis  */i«,  in  Montauban  '/lo  bis  Vis  und 
ging  anderwärts  bis  Vioo  oder  l'/o  zurück, 
je  nach  der  kapitalistischen  und  industriellen 
Blüte  der  einzelnen  Provinzen. 

Von  der  Taille  waren  regelmässig  Adel, 
Geistlichkeit,  Beamte  und  einzelne  Bevor- 
rechtete befreit.  An  diese  schliessen  sich 
weitere  persönliche  oder  sachliche  Be- 
schränkungen der  Steuerfreiheit,  wie  Taillen 
für  Kriegszwecke  auf  wirklich  waffen- 
tragende oder  dazu  iinfähige  Adelige.  Der 
Klerus  leistete  zuweilen  Decimes  als  don 
gratuit 

In  den  Anfängen  der  Taille  wurde  diese 
Steuer  von  den  Reichsständen  für  bestimmte 
Jahre  und  vorgesehene  Zwecke  ursprünglich 
in  einem  Jahresbetrage  von  1,20  Millionen 
Livres  oder  9,56  Mdlionen  Francs  (rund 
68,86  Millionen  Francs  nach  heutigem  Geld- 
werte) bewilligt,  ein  Betrag,  der  ohne  er- 
neute Genehmigung  definitiv  wurde.  Der 
Gesamtbetrag  war  bereits  in  den  70  er  Jahren 
des  16.  Jahrhunderts  auf  14  Millionen  Livres 
angewachsen.  Im  Laufe  der  folgenden  Jahr- 
hunderte stiegen  die  Erträge  der  Taille  be- 
deutend, so  dass  sie  in  den  80  er  Jahren  des 
18.  Jahrhunderts  91  Millionen  Livres  er- 
reichten, von  welchen  nach  den  Aufstel- 
lungen Neckers  81  bis  89  '/o  auf  den  (Jrund- 
besitz  entfielen. 

Die  Notablenversammlung  von  1787  be- 
fürwortete die  Preisgabe  aller  Vorrechte 
im  Bereiche  der  direkten  Besteuerung  und 

ÄuHage.    TU.  4 


Digitized  by 


Google 


50 


Taille,  Tallia,  Tallagia — Taubstumme  imd  Taubstummenanstalten 


sprach  sich  für  ein  ImpAt  twritorial  im 
festen  Betrage  von  80  Millionen  Francs  aus, 
welches  nach  verbesserten  Katastern  repar- 
tiert werden  sollte.  Ein  noch  im  Jahre 
1787  sinngemäss  erlassenes  Edikt  wiurde 
alsbald  wegen  des  Widerspruchs  der  Parla- 
mente wieder  zurüdcgenommen.  Die  Wogen 
der  grossen  Revolution  spülten  mit  dem 
absoluten  Regimente  auch  die  Taille  hinweg, 
um  dieselbe  bei  der  neuzeitlichen  Gestaltimg 
des  Steuersystems  fOr  den  Neubau  als  eine 
wesentliche  Stütze  zu  benutzen. 

Litteratnr:  Houveau  Code  des  Taillet,  Pari»  1761. 
CUmtag^an,  Hüloire  de  l'impSt  en  France, 
3  vol.,  ParU  1887,  1868,  1876,  t.  I,  48Sff.,  IT, 
10,  SS,  il7,  496,  619,  6X7,  628,  III,  i6t,  871, 
387,  393,  440.  —  Stourm,  Le»  ßnanee*  de 
l'ancien  regime  et  de  la  revolution,  g  vol..  Pari» 
1885,  t.  I,  57,  71—110,  111— ISS.  —  Baquirou 
de  Parieu,  Hittoire  de»  impot»  gineraux  »ur 
la  propriili  et  le  revenu.  Pari»  1856,  p.  360  bi» 
264.  —  IknceU,  Hi»tory  of  Taxation  and  Taxe» 
in  England,  4  vol.,  London  1384,  '•  /,  W-  — 
Vocke,  GeeckUhie  der  Steuern  de»  britischen 
Reichet,  Leipzig  1866,  S.  136,  139.  —  Wagner, 
Fin.  III,  Leipzig  1889,  g§  55,  58,  71  und  75. 
Max  VOM  HeckeU 


Aufl.,  Turin  1886,  8.  LXXII  u.  LXXin.  — 
Oabaglio,  Teona  della  statistica,  2.  Aufl., 
Bd.  I,  MaUand  1888,  S.  76/77. 

lAppert. 


Tamassia,  0^ 

veröffentlichte  von  Staats  wissenschaftlicbenSchrif- 
ten :  Del  fine  delle  statistiche,  Mailand  1808.  — 
Esame  deUa  confutazione  del  fine  delle  sta- 
tistiche, ebd.  1809.  —  Beide  Schriften  finden 
sich  abgedruckt  in  Gioja,  Opere,  Bd.  VII, 
Lugano  1834. 

Tamassia  gehörte  zu  jener  Omppe  fran- 
zösischer, deutscher  nnd  italienischer  Statistiker, 
welche  die  Aufgabe  der  Statistik  dahin  präci- 
sierten,  sämtliche  die  Staatskräfte  im  Zustande 
der  Aktivität  betreffende  Daten  zu  verzeichnen 
und  methodisch  zu  klassifizieren.  Als  einer  der 
orthodoxeren  Anhänger  dieser  Gruppe  engte  er 
den  Kreis  der  Funktionen  der  Statistik  bis  zur 
Hilfswissenschaft  der  öffentlichen  Verwaltung 
ein.  Den  entgegengesetzten  Standpunkt  ver- 
trat Gioja  (8.  d.  oben  Bd.  IV  S.  727/28),  der 
als  Schüler  AchenwaUs  den  Begriff  der  Staaten- 
statistik n.  a.  dahin  erweiterte,  dass  auch  sämt- 
liche anf  das  Staatswohl  bezügliche  Daten  in 
dieselbe  hineinzuziehen  seien. 


Vgl.  Aber  Tamassia:  Gioja,  Indole, 
estensione  e  vantaggi  della  statistica,  Mailand 
1809.  In  dieser  Schrift  greift  Gioja  Tamassias 
„Del  fine  delle  statistiche"  (s.  o.)  an,  worin  der 
Verfasser  n.  a.  jede  statistische  Forschung  nach 
dem  Kansalitätsverhältnisse  der  Zustände  der 
Staaten  als  verderblich  für  die  Statistik  erklärte. 
Tamassia  replizierte  auf  diesen  Angriff  in  der 
Schrift:  „Esame  della  confutazione"  (s.  o.).  — 
Mone,  Historia  statisticae  adumbrata,  Lovanii 
(Löwen)  1828,  S.  194/96.  —  Fallati,  Ein- 
leitung in  die  Wissenschaft  der  Statistik,  TQ- 
bingen  1843,  S.  98/99.  —  G.  Mayr  und  G.  B. 
Salvioni,   La  statistica  e  la  vita  sociale,  2. 


Taubstumme  nnd  Taubstummen- 
anstalten. 

I.  Rechtliche  Verhältnisse.  1.  Recht- 
liche Stellnng  der  Taubstummen.  2.  Taub- 
stummenanstalten, n.  Taubstummenun- 
terricht, in.  Statistisches.  3.  Statistik 
der  Taubstummen.  4.  Statistik  der  Taub- 
stummenanstalten. 

L  Rechtliche  Verhältnisse. 

1.  Rechtliche  Steilimg  der  Taub- 
stummen. In  frühester  imd  früherer  Zeit 
waren  die  Taubstummen  in  rechtlicher  Be- 
ziehung nicht  nur  sehr  beschränkt,  sondern 
ziemlich  rechtlos  und  ohne  gesetzlichen 
Schutz.  Auch  die  Kirche  nahm  sich  dieser 
Unglücklichen  nicht  an,  weil  letztere  im 
Glauben  nicht  erzogen  werden  konnten. 
Erst  mit  den  fortsclireitenden  Erziehungs- 
und Bildungsresultaten  erweiterten  sich  die 
Rechte  der  Taubstummen,  und  gegenwärtig 
findet  eine  Rechtsbeschränkung  derselben 
nicht  mehr  statt.  Die  jetzt  für  die  Taub- 
stummen giltigen  besonderen  Gesetze  sind 
nur  zum  Schutze  derselben  erlassen. 

Bis  zur  Einführung  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  bestanden  in  den  deutschen 
Bundesstaaten  je  nach  dem  geltenden  Rechte 
verschiedene  gesetzliche  Bestimmungen  für 
die  Taubstummen.  Erst  mit  dem  Inkraft- 
treten des  genannten  Gesetzes  wurden  ein- 
heitliche Rechtsverhältnisse  im  deutschen 
Reiche  auch  für  die  Taubstummen  ge- 
schaffen. Artikel  210  des  Einführungsge- 
setzes zum  B.G.B.  sagt: 

Auf  eine  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuches  bestehende  Vor- 
mundschaft oder  Pflegschaft  finden  von  dieser 
Zeit  an  die  Vorschriften  des  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuches Anwendung.  Ist  die  Vormund- 
schaft wegen  eines  körperlichen  Gebrechens 
angeordnet,  so  gilt  sie  als  eine  nach  §  1910 
Abs.  1  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  ange- 
ordnete Pflegschaft.  Ist  die  Vormundschaft 
wegen  Geistesschwäche  angeordnet,  ohne  dass 
eine  Entmündigung  erfolgt  ist,  so  gilt  sie  als 
eine  nach  §  1910  Abs.  2  des  Bürgemchen  Ge- 
setzbuches für  die  Vermögensangelegenheiten 
des  Geistesschwachen  angeordnete  Pne^chaft 

Die  bisherigen  Vormünder  und  Pfleger 
bleiben  im  Amte.  Das  Reiche  gilt  im  Geltungs- 
bereiche der  preussischen  V  onnundschaf tsordnung 
vom  5.  Juli  1875  für  den  Familienrat  und  dessen 
Mitglieder.  Ein  Gegenvormund  ist  zu  entlassen, 
wenn  nach  den  Vorschriften  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  ein  Gegenvormund  nicht  zu  be- 
stellen sein  würde. 

Eines  Pflegers  bedürfen  die  Taubstummen 
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nur  dann,  wenn  sie  durch  ihr  Leiden  an 
Besorgung  ihrer  Rechtsangelegenheiten  be- 
hindert sind  und  die  Vormimdschaftsbehörde 
deshalb  die  Anordnung  einer  Pflegschaft  für 
nötig  erachtet  Dies  wird  durch  §  1910  des 
B.G.B.  bestimmt,  welcher  lautet: 

Ein  Volljähriger,  der  nioht  nnter  Vormund- 
schaft steht,  kann  einen  Pfleger  für  seine  Per- 
son und  sein  VennCgen  erhalten,  wenn  er  in- 
folge körperlicher  Gebrechen,  insbesondere  weil 
er  taub,  blind  oder  stumm  ist,  seine  Angelegen- 
heiten nicht  EU  besorgen  vermag. 

Vermag  ein  Volljähriger,  der  nicht  nnter 
Vormundschaft  steht,  infolge  geistiger  nnd 
kSrperlicher  Oebrechoi  einzelne  seiner  Ange- 
legenheiten oder  einen  bestimmten  Kreis  seiner 
Angelegenheiten,  insbesondere  seine  Vermögens- 
an^egenheiten,  nicht  zn  besorgen,  so  kann 
er  fttr  diese  Angelegenheiten  einen  Pfleger  er- 
halten. 

Die  Pflegschaft  darf  nur  mit  Einwilligung 
des  Gebrechlichen  angeordnet  werden ;  es  sei 
denn,  dass  eine  Verständigung  mit  ihm  nicht 
mSjriÜch  wäre. 

Bezüglich  der  Testierfähigkeit  Taubstum- 
mer sagt  §  2243  des  B.G.B. : 

Wer  nach  der  Ueberzengung  des  Richters 
oder  des  Notars  stnmm  oder  sonst  am  Sprechen 
Terhindert  ist,  kann  das  Testament  nur  durch 
Uebeigabe  einer  Schrift  errichten.  Er  mnss  die 
Erklärung,  dass  die  Schrift  seinen  letzten 
Willen  enthalte,  bei  der  Verhandlung  eigen- 
h&ndig  in  das  Protokoll  oder  auf  ein  besonderes 
Blatt  schreiben,  das  dem  Protokoll  als  Anlage 
beigefflgt  werden  muss. 

Das  eigenhändige  Niederschreiben  der  Er- 
klärung sowie  die  Ueberzengung  des  Richters 
oder  des  Notars,  dass  der  Erblasser  am  Sprechen 
Terhindert  ist,  muss  im  Protokolle  festgestellt 
werden.  Das  Protokoll  braucht  Ton  dem  Erb- 
lasser nicht  besonders  genehmigt  zn  werden. 

Ein  Ehehindemis  bildet  die  Taubheit 
oder  Stnmmheit  nicht. 

Ueber  Eidesleistung  bestimmt  §  483  der 
C P.O.  u.  §  63  der  StrJP.O. : 

»Stummfe,  welche  schreiben  können, 
leisten  den  Eid  mittelst  Abschreibens  und 
Unterschreibens  der  die  Eidesnorm  ent- 
haltenden Eidesformel.  Stumme,  welche 
nicht  schreiben  können,  leisten  den  Eid 
mit  Hilfe  eines  Dolmetschers  durch  Zeichen.« 

Weitere  Bestimmungen  über  Taubstumme 
sind  in  folgenden  Gesetzesparagraphen  ent- 
halten: 

§  1032  d.  CP.O.  Taube  nnd  Stumme  können 
als  äjiiedsrichter  abgelehnt  werden. 

S  188  d.  G.V.G.  Zur  Verhandlung  mit 
tauben  und  stummen  Personen  ist,  sofern  nicht 
eine  schriftliche  Verständigung  erfolgt,  eine 
Person  als  Dolmetscher  zuzuziehen,  mit  deren 
Hilfe  die  Verständigung  in  anderer  Weise  er- 
fdgen  kann. 

§  189  d.  G.V.G.  Ob  einer  Partei,  welche 
taub  ist,  bei  der  mfindlichen  Verhandlung  der 
Vortrag  zn  gestatten  sei,  bleibt  dem  Ermessen 
des  Gerichts  überlassen. 

§  140  d.  Str.P.O.  In  Sachen,  welche  vor 
dem   Landgericht  in   erster   Instanz   zu   ver- 


handeln sind,  ist  die  Verteidigung  notwendig 
1.  wenn  der  Angeschuldigte  tanb  oder  stumm 
ist  etc. 

§  258  d.  Str.P.O.  Einem  der  Gerichtssprache 
nicht  mächtigen  Angeklagten  müssen  ans  dem 
SchlussTortrage  mindestens  die  Anträge  der 
Staatsanwaltschaft  nnd  des  Verteidigers  durch 
den  Dolmetscher  bekannt  gegeben  werden. 
Dasselbe  gilt  von  einem  tanben  Angeklagten, 
sofern  nicht  eine  schriftliche  Verständigung  er- 
folgt. 

§  298  d.  Str.P.O.  Hat  ein  Angeklagter  zur 
Zeit  der  That  noch  nicht  das  18.  Lebensjahr 
vollendet,  so  muss  die  Nebenfrage  gestellt 
werden,  ob  er  bei  Begehung  der  That  die  zur 
Erkenntnis  ihrer  Strafoarkeit  erforderliche  Ein- 
sicht besessen  hat.  Dasselbe  gilt,  wenn  ein 
Angeklagter  taubstumm  ist. 

§  68  d.  K.Str.G.B.  Ein  Taubstummer, 
welcher  die  zur  Erkenntnis  der  Strafbarkeit 
dner  von  ihm  begangenen  Handlung  erforder- 
liche Einsicht  nicht  besass,  ist  freizusprechen. 

§  65  d.  R.Str.G.B.  Bei  bevormundeten 
Geisteskranken  und  Taubstummen  ist  der 
Vormund  der  zur  Stellung  des  Antrages  Be- 
rechtigte. 

§  57  a  d.  G.O.  Der  Wandergewerbescbein 
ist  in  der  Regel  zn  versagen:  1.  etc.;  2.  wenn 
er  (der  Nachsuchende)  blind,  taub  oder  stnmm 
ist  etc. 

Ist  bei  der  gerichtlichen  oder  materiellen 
Beurkundung  eines  Rechtsgeschäfts  ein  Be- 
teiligter nach  der  Ueberzengung  des  Richters 
oder  des  Notars  taub,  blind,  stumm  oder 
sonst  am  Sprechen  verhindert,  so  muss  der 
Richter  einen  Gterichtsschreiber  oder  zwei 
Zeilen,  der  Notar  einen  zweiten  Notar  oder 
zwei  Zeugen  zuziehen  (§§  168,  169  des 
Gesetzes  über  die  Angelegenh.  der  freiw. 
Gerichtsbarkeit  vom  17.  Mai  1898.) 

§  828  d.  B.Q3.  Wer  nicht  das  siebente 
Lebensjahr  vollendet  hat,  ist  für  einen  Schaden, 
den  er  einem  anderen  zufügt,  nicht  verant- 
wortlich. 

Wer  das  siebente,  aber  nicht  das  achtzehnte 
Lebensjahr  vollendet  hat,  ist  für  einen  Schaden, 
den  er  einem  anderen  zugefügt,  nicht  verant- 
wortlich, wenn  er  bei  der  Begehung  der  schä- 
digenden Handlung  nicht  die  zur  Erkenntnis 
der  Verantwortlichkeit  erforderliche  Einsicht 
hat.  Das  gleiche  gilt  von  einem  Taubstummen. 
2.  Tanbstommeaanstalten.  Das  Vor- 
handensein Taubstummer  lässt  sich  bis  in 
die  frühesten  Zeiten  der  Menschheit  nach- 
weisen, nirgends  aber  ist  eine  Spur  der 
Fflrsoi^e  für  diese  unglücklichen  Geschöpfe 
zu  finden.  Aristoteles  hielt  sie  für  völlig 
bildungsunfähig,  und  bis  in  die  neuere  Zeit 
scheint  man  —  mit  wenigen  Ausnahmen  — 
von  dieser  Ansicht  nicht  abgekommen  zu 
sein.  Ja  man  überliess  die  Taubstummen 
nicht  bloss  ihrem  eigenen  traurigen  Geschick, 
sondern  man  mied  sogar  den  Umgang  mit 
ihnen  und  hielt  sie  durch  ilir  Gebrechen 
als  von  Gott  Gezeichnete.  Auch  die  Kirche 
nahm  sich  ihrer  nicht  an,  da  der  heilige 
Augustinus  den  Satz  aufgestellt  hatte :  > Von 
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Geburt  aus  Taubstumme  kOnnen  niemals 
Glauben  empfangen,  Glauben  haben,  denn 
der  Glaube  kommt  aus  der  Predigt,  von 
dem,  was  man  hört,  sie  können  -weder  lesen 
noch  schreiben  lernen.«  Vorübergehende 
Anregungen  zur  Fürsorge  für  die  Taub- 
stummen im  17.  und  Anfang  des  18.  Jahr- 
hunderts in  Deutschland,  Holland  und  Eng- 
land blieben  ohne  Erfolg,  und  erst  nachdem 
die  Bildungsfähigkeit  der  Taubstummen  er- 
wiesen, wurde  1760  die  erste  Taubstxiramen- 
anstalt  in  Paris  durch  den  Abb6  de  l'Epöe 
und  bald  darauf  eine  solche  von  Samuel 
Heinicke  in  Eppendorf  bei  Hamburg  er- 
richtet. Letztere  Anstalt  wurde  auf  Ver- 
anlassung des  Kurfürsten  Friedrich  August 
im  Jahre  1778  nach  Ijeipzig  verlegt  Bald 
nachher  entstanden  Taubstummenanstalten 
in  Wien,  Berlin,  Prag  etc.  Gegenwärtig 
wendet  der  moderne  Staat  seine  Fürsorge 
auch  der  Erziehung  dieser  Gebrechlichen 
zu,  und  so  finden  wir  zur  Zeit  Taub- 
stummenanstalten in  allen  kultivierten  Län- 
dern (s.  Statistisches).  Eine  grosse  An- 
zahl von  Taubstummenanstalten  wurden 
von  Privaten  gegründet  und  später  vom 
Staate  oder  von  Provinzialverbänden  über- 
nommen. 

Obwohl  es  ausser  den  Staatsanstalten 
noch  eine  ziemliche  Anzahl  städtische, private, 
Vereins-,  Stiftungs-  etc.  Anstalten  giebt,  so 
müssen  doch  in  manchen  Ländeni  noch  Taub- 
stumme mit  in  die  Volksschiden  aufgenommen 
werden. 

Im  Königreich  Sachsen  sind  taubstiimme 
Kinder  von  der  Volksschule  ausgeschlossen, 
für  ihre  Erziehung  ist  anderweit  in  geeig- 
neter Weise  Sorge  zu  tragen.  Für  Ausbildung 
Taubstummer  im  Handwerk  können  Prämien 
bis  zu  150  Mark  gewährt  werden. 

Die  Taubstummenanstalten  sind  teils 
Internate,  teils  Externate,  oft  auch  beides 
zusammen.  Auch  die  Verbindung  mit  Blin- 
den- und  Blödsinnigenanstalten  kommt  vor. 

Die  Verpflegungs-  und  Erziehimgskosten 
sind  in  den  einzelnen  Ländern  verschieden 
und  betragen  z.  B.  in  der  königlichen  Taub- 
stummenanstalt zu  Berlin  für  Pensionäre 
480  Mark,  für  Inhaber  halber  Freistellen 
240  Mark.  Im  Königreich  Sachsen  sind 
ausser  einem  besonderen  Beitrage  für 
Lagerstätte,  Kleidung  und  Wäsche  210  Mark 
zu  zahlen,  in  Bayern  180 — 360  Mark  je  nach 
der  Anstalt. 

Bei  allen  Anstalten  giebt  es  eine  Anzahl 
ganzer  oder  Teüfreistellen.  Die  Zahlung 
der  Verpflegungsbeiträge  trifft  in  erster 
Linie  die  Alimentationsverpflichteten ,  in 
zweiter  Linie  imd  in  den  meisten  Fällen 
treten  die  Gemeinden  bezw.  Ortsarmenver- 
bände ein. 

Im  Königi-eich  Preussen  unterstehen  die 
Taubstummenanstalten     ausnahmslos     dem 


königlichen  ProvinzialschulkoUegium,  im 
Königreich  Bayern  die  Kreisanstalten  den 
betreffenden  Kreisregierun^n,  die  Privat- 
anstalten ihren  eigenen  Direktionen  (geist- 
lichen Inspektoren  oder  städtischen  Schul- 
referenten), im  Königreich  Sachsen  dem 
Kultusministerium. 

n.  Taabstammeniuiterricht 

Wenn  beim  gesunden  Kinde  der  Schul- 
unterricht mit  mUndlicher  Belehrung  and  An- 
schanong  beginnen  kann,  d.  h.  wenn  der  Geist 
des  gesunden  Kindes  die  erste  Schulnng  durch 
das  GehSr  nnd  das  Gesicht  empfängt,  so  fällt 
beim  taubstummen  Schüler  der  Weg  dnrch  das 
GehiSr  fort  nnd  es  gilt,  mit  alleiniger  Inan- 
spruchnahme des  Gesichts  zunächst  ein  Mittel 
nnd  einen  Weg  herzustellen,  welcher  das  (Jehör 
ersetzt.  Das  erste  Ziel  beim  Tanbstummen- 
nnterricht  ist,  den  Zögling  dahin  zn  bringen, 
dass  er  andere  versteht  und  sich  ihnen  ver- 
ständlich machen  kann.  Das  geschieht  dnrch 
die  natürliche  Zeichen-  und  Geberdensprache, 
welche  auch  dem  gesunden  Menschen  eif^en  ist 
und  ohne  welche  eme  Verständigung  von  zwei 
verschieden  sprechenden  Menschen  —  denken 
wir  z.  B.  an  die  wilden  Völkerstämme  —  nicht 
möglich  wäre.  Diese  natürliche  Zeichen-  und 
Geberdensprache  ist  bei  den  Taubstummen,  da 
sie  deren  einziges  Verständigungsmittel  bildet, 
besonders  scharf  ansgebildet.  Durch  den  mit 
unermüdlicher  Geduld  und  Ausdauer  bewirkten 
Unterricht  wurde  bei  den  früheren  Lehrmetho- 
den diese  natürliche  Geberdensprache  zur  künst- 
lichen oder  methodischen  Zeichen-  nnd  Ge- 
berdensprache ausgebildet,  indem  für  jeden  Be- 
griff ein  bestimmtes  Zeichen  mit  der  Hand  oder 
eine  Geberde  gesetzt  wurde.  Auf  diesem  Wege 
brachte  der  französische  Abb6  de  l'Epie  (1712 
bis  1789)  seine  Zöglinge  endlich  zum  Ver- 
ständnis der  Schriftsprache.  Wenn  auch  aner- 
kannt werden  muss,  dass  auf  diesem  Wege  sehr 
achtenswerte  Erfolge  erzielt  worden  sind  und 
die  Lage  der  Taubstummen  durch  ihre  Fähig- 
keit des  schriftlichen  Gedankenanstansches  gegen 
früher  sich  wesentlich  besserte,  so  waren  und 
blieben  sie  doch  mehr  oder  minder  isoliert  und 
aus  dem  Kreise  der  hörenden  nnd  sprechenden 
Menschheit  ausgeschlossen.  Das  grosse  Ver- 
dienst, diese  bis  dahin  für  nnübersteiglich  ge- 
haltene Schranke  gebrochen  zu  haben,  gebührt 
dem  Begründer  der  sogenannten  deutschen 
Schule,  Samuel  Heinicke  (1729—1790).  Derselbe 
lehrte  seine  Schüler  nicht  nur  Gresprocheues  vom 
Munde  nnd  Mienenspiel  anderer  ablesen,  sondern 
auch  selbst  sprechen. 

Dnrch  aufmerksames  Beobachten  der  Be- 
weg:ungen  der  Lippen,  Zunge  und  Gesichtszüge 
lernt  nach  Heinickes  Methcäe  der  Taubstumme 
nicht  nur  Worte,  sondern  auch  zusammen- 
hängende Sätze  den  mit  ihm  Sprechenden  vom 
Munde  ablesen  nnd  verstehen.  Aber  nicht 
bloss  Gesprochenes  verstehen,  sondern  auch 
selbst  sprechen  lernt  der  Taubstumme.  Nach 
einem  VorbUde  des  Schweizer  Arztes  Amman 
lehrte  Heinicke  die  Taubstummen  dadurch 
sprechen,  dass  er  sie  gewöhnte,  auf  die  bei 
jedem  einzelnen  Laute  veränderte  Stellung  des 
Mundes  zu  achten,  sie  mit  dem  Gesicht  aufzn- 
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twsaea  nnd  vor  dem  Spiegel  nttdusnahmen.  Beim 
Spechen  eines  Tones  lieas  er  den  Tanbatnmmen 
die  Hand  an  seine  Kehle  halten,  damit  dieser 
die  entstehende  nttemde  Bewegmig  bemerken 
konnte.  Beim  Nachahmen  des  Tones  liess  er 
dann  den  Tanbatommen  die  Hand  an  die  eigene 
Kehle  legen  nnd  gelangte  so  znm  Aussprechen 
Ton  Tönen,  welche  ein  Tanbstnmmer  durch  das 
blosse  Nachahmen  der  mit  dem  Oesicht  anfge- 
tessten  Mondstellnngen  nicht  würde  haben  her- 
vorbringen können.  Diese  Methode  wurde  von 
Heinicke  noch  sehr  Terrollkommnet.  Die  höchste 
An^be  des  Taubetommennnterrichts  ist  ohne 
Zweifel,  den  Schüler  dahin  zu  bringen,  mUnd- 
lich  wie  schriftlich  seine  Oedanken  in  korrekter 
Form  znm  Ausdruck  zu  bringen.  Wenn  auch 
Tiele  Taubstumme  nur  eine  eintönige  Qbel- 
lautende  Lantsprache  erlangen,  so  sind  sie  doch 
hierdurch  zu  branchbaren  Mitgliedern  der 
menschlichen  Gesellschaft  geworden  und  unend- 
lich besser  gestellt  als  mre  bedauernswerten 
Leidensgenossen  in  früheren  Zeiten. 

Zu  erwähnen  ist  noch,  dass  die  anfangs 
g^eschilderte  sogenannte  französische  Methode, 
welche  mit  Erlernung  der  Geberden-  und 
Schriftsprache  ihr  höchstes  Ziel  erreicht  sieht, 
bis  vor  knnem  in  unvermitteltem  Gegensatz 
zu  der  erst  mit  Erlernung  der  Lautsprache  ab- 
schliessenden sogenannten  deutschen  Methode 
stand.  Erst  in  jfingster  Zeit  hat  sich  in  Frank- 
reich und  den  von  der  französischen  Methode 
beherrschten  Ländern  die  üebeizengung  von 
der  Ueberlegenheit  der  deutschen  Methode  Bahn 
gebrochen,  so  dass  bei  dem  im  Jahre  1880  in 
Mailand  stattgehabten  ersten  internationalen 
Taubetummenlehrerkongress,  obwohl  derselbe  in 
aberwiegender  Mehrzahl  von  Franzosen  besucht 
war,  doch  unter  lautem  Jubel  aller  Anwesenden 
die  deutsche  Unterrichtsmethode  als  die  zweck- 
missigste  proklamiert  und  zur  allgemeinen  An- 
nahme empfohlen  wnrde.  Seitdem  ist  der  Sieg 
der  deutschen  Methode  entschieden  und  letztere 
fast  Dberall  an  Stelle  der  französischen  ge- 
treten. 

Dass  beide  Systeme  sich  bisher  so  schroff 
gegenfiberstanden  nnd  von  der  französischen 
Schnle  die  Vorteile  der  deutschen  erst  verhält- 
nismässig spät  erkannt  wurden,  bemht  darin, 
dass  auch  die  deutsche  Schule  ihre  Entwicke- 
lungsphasen  durchzumachen  hatte.  Der  Um- 
stand, dass  früher  nur  eine  4jährige  Ausbil- 
dnngsperiode  bestand,  liess  die  Pfl^^  der  Lant- 
sprMhe  nicht  genügend  in  den  Vordergrund 
treten,  nnd  so  entstand  ein  System,  welches 
weder  deutsch  noch  französisch  war.  Neben  der 
Geberdensprache  wnrde  zwar  auch  die  Lant- 
sprache gelehrt,  jedoch  letztere  nicht  in  dem 
Grade,  dass  sie  die  Geberdensprache  vollständig 
ttberfiflssig  machte,  und  so  kam  es,  dass  die  ans 
den  Anstalten  Entlassenen  den  Gebrauch  der 
Lantsprache  vernachlässigten  und  verlernten. 
Eine  durchgreifende  Reform  erfuhr  der  Taub- 
stummenunterricht erst  in  nenester  Zeit  durch 
den  hochverdienten  Vorsteher  der  Tanbstnmroen- 
ustalt  in  Weissenfels,  Hill,  welcher  die  G^ 
berdensprache  zurückgedrängt  nnd  in  metho- 
diacher  Beziehung  mehr  Fühlung  und  Anschlnss 
an  die  in  den  Volksschulen  sich  vollziehende 
Arbeit  gesucht  nnd  gefunden  hat  Die  Unter- 
richtszeit wurde  auf  6  und  in  manchen  An- 
stalten  anf  8  Jahre  erhöht.     Erst   hierdurch 


war  es  möglich,  eine  gründlichere  nnd  um- 
fassendere  Bildung  der  taubstummen  Schüler 
zu  erzielen  nnd  die  (}eberdensprache  vollständig 
zu  verbannen.  Der  für  die  königliche  Taul^ 
Stummenanstalt  in  Berlin  vom  königlich  prens- 
sischen  Kultusministerium  aufgestellte  Lehrplan 
umfasst  folgende  Unterrichtsgegenstände : 

1.  Artikulation  nnd  Sprachunterricht  (Ab- 
sehen, Sprechen,  Schreiben,  Lesen,  Sprach- 
lehre) ; 

2.  Religion ; 

3.  Rechnen; 

4.  Weltkunde  a)  Greschichte,  b)  Geo- 
graphie, c)  Naturgeschichte,  d)  Natur- 
lehre) ; 

5.  Schönschreiben: 

6.  Zeichnen  nnd  Formenlehre ; 

7.  Turnen ; 

8.  (f.  d.  Mädchen)  weibliche  Handarbeiten. 
Diesem  Lehrplane  sind  folgende  allgemeine 

Bemerkungen  hinzugefügt: 

„Der  Unterricht  stellt  sich  die  Aufgabe, 
die  taubstummen  Schüler  durch  Erziehung  und 
Unterricht  zu  religiös  sittlichen  und  erwerbs- 
fähigen Mitgliedern  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft auszubilden. 

Der  Unterricht  wird  in  acht  aubteigenden 
Klassen  erteilt 

Dem  ganzen  Unterrichte  wird  die  deutsche 
Methode  zu  Grunde  gelegt,  so  dass  den  taub- 
stummen Schülern  die  Lautsprache  zur  Denk- 
und  Mitteilnngsform  wird. 

Der  Gebrauch  der  künstlichen  Geberden- 
sprache und  des  Hand-  oder  Fingeralphabets 
ist  gänzlich  ausgeschlossen.  Anf  den  untersten 
Stuten  wird  die  sogenannte  natürliche  Geberde 
als  erstes  Verstänaignngsmittel  benutzt,  eben- 
so auch  auf  den  höheren  Untenichtsstnfen  in 
den  Fällen,  in  welchen  es  sich  nm  Erklärung 
innerer  Zustände  nnd  Th&tigkeiten  des  Menschen 
handelt 

Der  Verkehr  der  Schüler  mit  den  Lehrern 
und  untereinander  geschieht  mittelst  der  Lant- 
sprache." 

m.  statistisches. 

3.  Statistik  der  Tanbstammen.     Als 

taubstumm  bezeichnet  mau  diejenigen  Per- 
sonen, welche  zwar  mit  normal  entwickelten 
Sprechwerkzeugen  geboren,  aber  infolge 
Taubheit  stumm  geblieben  sind.  Die  infolge 
mangelhafter  Ausbildung  der  Sprechwerk- 
zeuge oder  Blödsinns  Stummen  rechnet  maa 
nicht  zu  den  eigentlichen  Taubstummen.  In 
einer  sehr  grossen  Zahl  von  Fällen  ist  die 
Taubheit  nicht  angeboren,  sondern  infolge 
ungünstig  verlaufener  Krankheiten  in  den 
ersten  Lebensjahren  eingetreten.  Ein  1880 
in  Preussen  gemachter  Versuch,  die  üi-- 
sachen  der  Taubstummheit  durch  die  Volks- 
zählung festzustellen,  ist  gescheitert  Es 
wurde  zwar  ermittelt,  dass  bei  9468  Per- 
sonen die  Taubstummheit  angeboren  und  bei 
7196  Personen  später  erworben  worden  ist, 
leider  fehlt  aber  für  11 130  Personen  eine 
diesbezügliche  Angabe.  Dieser  Versuch  ist 
1895  wiederholt  worden  und  hat  zwar  ein 
etwas  besseres,  aber  noch  lange  kein  brauch- 
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ermittelt ; 


taubstrunm 
geboren 
männlich  7  469 

weiblich  6  270 

zosammen         13  769 


später 
geworden 
S  106 
4  166 
927a 


ohne 

Angabe 
3218 
2492 
S7IO 


In  Oesterreicb  waren  1897  von  1562 
Anstaltsinsaesen  624  taubstumm  geboren 
und  938  später  geworden. 

Dagegen  ist  festgestellt,  dass  die  höch- 
sten Prozentsätze  taubstummer  Kinder  unter 
dem  materiell  am  schlechtesten  gestellten 
Teile  der  Bevölkerung,  der  seinen  Kindern 
die  rechte  Pflege  und  Beobachtung,  nament- 
lich in  Krankheitsfällen  nicht  angedeihen 
lassen  kann,  vorkommen. 

Dr.  V.  MajT  ermittelte  1877  auf  eine 
internationale  Gesamtbevölkerung  von  206 
Millionen  Menschen  152  751  Taubstumme. 
Auf  je  10000  Menschen  entfallen  hiernach 
7,40  Taubstumme. 

In  den  einzelnen  Ländern  stellte  sich 
dieses  Verhältnis  wie  folgt: 

Deutschland  9,6,  Qiossbritannien  5,74, 
Dänemark  6,20,  Norw^n  9,22,  Schweden 
10,23,  Oesterreich  9,66,  Ungarn  13,43,  Schweiz 
24,52.  Niederlande  3,35,  Belgien  4,39,  Frank- 
reich 6,26,  Spanien  6,96,  Italien  7,34,  Ver- 
einigte Staaten  von  Nordamerika  4,20,  Ar- 
gentinien 38,01.  Britische  Kolonieen  in 
Nordamerika  8,05,  Westindien  10,52,  Afrika 
16,01,  Australien  1,83. 

Im  Deutschen  Reiche  wird  die  Erhebung 
der  Zahl  der  Gebrechlichen  bei  Volkszäh- 
lungen vom  Bundesrate  nicht  vorgeschrieben, 
da,  wo  dies  geschehen,  ist  es  nur  der  An- 
ordnung der  Einzelstaifiten  zu  verdanken. 
Die  umfassendsten  Erhebungen  dieser  Art 
liegen  aus  dem  Jahre  1871  vor,  welche 
sich  auf  19  deutsche  Bundesstaaten  mit 
37,2  Millionen  Personen  oder  91  "/o  der  Ge- 
samtbevölkerung erstrecken. 

Es  wurden  hierdurch  im  Jahre  1871 
Taubstumme  ermittelt 


überhaupt 
männliche    19078 
weibliche     16516 
zusammen  35  659 


d.  i.  auf  10000  Pers. 
10,5 
8,7 
9,6 


Es  tritt  also  ein  bedeutendes  Ueberwiegen 
des  männlichen  Geschlechtes  hervor.  Die 
örtliche  Verteilung  ist  eine  sehr  verschieden- 
artige und  schwankt  zwischen  17,8  auf 
10000  Personen  in  der  Provinz  Preussen 
und  6,0  im  Herzogtum  Anhalt  In  den 
^sseren  Bundesstaaten  entfallen  auf  10000 
Personen  überhaupt  Taubstumme  im 


m. 

w. 

zus. 

Königreich  Preussen 

10,8 

9,0 

9,9 

„          Bayern 

9,5 

8,S 

9,0 

„          Sachsen 

6,8 

5,9 

6,3 

Spätere  Zählungen  der  Taubstummen 
wurden  u.  a.  vorgenommen  im  Königreich 
Preussen  in  den  Jahren  1880  und  1895, 
femer  im  Königreich  Sachsen  bei  allen 
Volkszählungen. 

Auf  je  10  000  Personen  entfielen  Taub- 
stumme in  Preussen  1871  9,9,  1880  10,2, 
1895  9,0;  im  Königreich  Sachsen  1871  6,27, 
1875  6,10,  1880  5,88,  1885  5,91,  1890  5,69, 
1895  5,25.  Während  in  Preussen  die  Zahl 
der  Taubstummen  auf  je  10  000  Personen 
überhaupt  von  9,9  im  Jahre  1871  auf  10,2 
im  Jahre  1880  gestiegen  und  1895  auf  9,0 
gefallen  ist  macht  sich  in  Sachsen  eine 
stetige  Abnahme  bemerkbar.  Die  Verteilung 
der  Taubstummen  nach  dem  Alter  in  oben- 
genannten beiden  Ländern  lässt  sich  aus 
folgender  Aufstellung  ersehen: 

Auf  je  10  000  Lebende  überhaupt  kommen 
Taubstumme  gleichen  Alters 

im  Alter    Kgr.  Preussen  1880  ^\  !,*^,?w 
T.u -^x--!        iui      männLu.weibl. 


von  janren 

manm. 

weioi. 

1890 

1895 

0—6 

3.3 

2,6 

«,o 

I,« 

fi-10 

10,4 

8,« 

S,o 

3,9 

10-15 

17,4 

«3,9 

6,5 

6,2 

15-20 

19,6 

«5,6 

7,1 

.    5,7 

20-30 

11,0 

8,8 

6,7 

6,1 

30-40 

",3 

8,9 

6,2 

6,0 

40-50 

9;8 

83 

65 

6,4 

50-60 

»0|5 

8,8 

6,0 

5,8 

60-70 

10,0 

8,0 

7,2 

6,5 

über  70 

'6,5 

14,4 

7,4 

6,4 

Dem  Familienstand  nach  waren 

im  Königreich  im  Königreich 

Preussen  1880  Sachsen  1895 

m.         w.       zns.  m.      w.    zus. 

ledig          13395  1149«  24886  845    714  1559 

verheiratet  1  115       476    1 591  213    155    368 

verwitwet       156       272      428  21      36      57 

geschieden        14          9        23  i       4       5 

Stellt  man  die  Taubstummen  der  Ge- 
samtbevölkei-ung  gegenüber,  so  ergiebt  sich, 
dass  die  ersteren  in  viel  geringerem  Grade 
eine  Ehe  eingehen. 

Von  je  1000  Personen  waren  nämlich 
in  Prenssen  1880      in  Sachsen  1895 

\Lf"  ^0°  den    ^±?*-  von  den 
blvSke-     Taub-     .  «»S^.       Taub- 
*^„„„     stummen  *^I^^  stummen 
rang  rang 

ledig  601,8  923,6  578,1  784,0 

verheir.  338,2  59,7  365,1  185,0 

verw.  58,4  15,8  54,2  28,6 

gesch.  1,3  1,0  2,6  a,5 

Dem  Eeligionsbekenntuis  nach  entfallen 
Taubstumme  in  Preussen  auf  10  000  Oi-ts- 
anwesende  gleichen  Bekenntnisses  bei  den 

1880  1895 

Evangelischen 9,9  8,7 

Katholischen 10,4  9,4 

Juden 14,4  13,6 


Digitized  by 


Google 


Taubstumme  und  Taubstummenanstalten 


55 


Dieses  Ei^bnis  scheint  die  Annahme  zu 
bestätigen,  dass  Heiraten  unter  Verwandten, 
"wie  sie  bei  den  Juden  am  meisten  vor- 
iommen,  die  Geburt  Taubstummer  be- 
günstigen. Noch  mehr  tritt  dies  hervor, 
wenn  cum  die  taubstumm  Oeborenen  von 
den  spater  taubetumm  Gewordenen  trennt. 
Auf  10  000  Personen  gleichen  Bekenntnisses 
kommen 

Erang.      Kath.      Jaden 
taabstumm  geboren     3,4  3,5  6,5 

rter  geworden  3,8  2,6  3,3 

e  Angabe  3,9  4.3  4,7 

Dnter  Ausscheidung  der  Kinder  und  der 
in  Anstalten  Befindlichen  waren  1880  in 
Prenssen  von  je  1000  Taubstummen  in 
folgenden  Beru^ruppen  beschäftigt: 

mftnnL  weibl. 

Landwirtschaft  ete 146,0  90,9 

Bergbau  und  HSttenwesen  .    .  4,1  0,1 

<3ewerbe 33i,5  ioi,S 

Handel  nnd  Verkehr   ....  6,5  1,0 
Beherbeivang  nnd  Erqnickong  1,6  1,8 
PeraSnliche  Dienstleistangen    .  86,1  70,3 
Kunst.  Wissenschaften,   öffent- 
licher Dienst 6,0  2,1 

Ohne  bestimmten  Beruf  .    .    .  418,0  732,3 

Obwohl  fast  alle  Gewerbe  von  den 
Taubstummen  ergriffen  werden,  so  werden 
doch  gewisse  Arten  besonders  bevorzugt 
Es  sind  dies  die  Gewerbe  der  Bekleidung 
und  Reinigimg  sowie  der  Holz-  und  Schnitz- 
stoffe. 

Bei  der  Berufszahlung  1895  sind  die 
Gebrechlichen  nicht  ermittelt  worden. 

Nach  ihrer  Stellung  im  Haushalte  kamen 
1880  in  Prenssen  von  je  1000  Taubstummen 
auf 

mann],    weibl. 
HaoshaltangsToistände    .    .    .      104,3      3^)7 

Ehegatten 0,2      36,0 

Eltern,  Kinder  und  Vennmdte 

ohne  Bemf 478,3    646,4 

Fiemde  Pfleglinge 44,0     56,8 

Diaistboten 55,9      59,7 

Gewerbsgehilfen  nnd  swar 

a)  Kinder  nnd  Verwandte  1454      ^5 

b)  fremde  Personen ....      100,7      '8,6 

Aftennieter 5,8       6,8 

Schlafginger 29,7      14,4 

ohne  Angabe 35,7      38,1 

Die  Taubstummen  sind  zuweilen  noch  mit 
anderen  Gebrechen  behaftet  Es  wurden 
eimittelt 

«^tüL    Taubst    Twbft 
Tanb-    "*™"'"«     «ugl.     .?"?•• 

•»'^«     rieich    f^^  geistes- 

tlind      "*^  krank 
im  KSnigreich  Prenssen  1895 

mSnnlich       15 155        71           544  23 

weiblich        1*394         57           455  *« 

im  KSnigreich  Sachsen  1896 

minnlich         1 080          6             12  ^ 

weiblich           909          i              8  — 


In  Oesterreich  wurden  bei  der  Volks- 
zahlung am  31.  Dezember  1890  30  876 
Taubstumme  (16  961  männliche,  13  915 
weibliche)  ermittelt  Auf  je  10  000  Personen 
gleichen  Geschlechts  entfallen  14,5  männ- 
liche und  11,4  weibliche,  zusammen  12,9 
Taubstumme. 

In  Ungarn  wurden  Taubstumme  er- 
mittelt 

im  Jahre    m.        w.       ms.    anf  10000  Einw. 
1870    II 869    8830    20699  13 

1880    10589    9285    19874  12 

1890    10 310    8714    19024  II 

Eine  auffallende  Abnahme  ist  hieraus 
ersichtlich. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika kamen  18^  18  567  männliche  und 
15  311  weibliche,  zusammen  33  878  Taub- 
stumme vor.  Auf  je  10  000  Einwohner  er- 
giebt  dies  7,2  männliche  und  6,2  weibliche, 
zusammen  6,7  Taubstumme. 

Auf  die  Einheimischen  entfallen  30  507, 
auf  die  Fremdgebürtigen  3371,  nach  der 
Rasse  anf  die  Weissen  30  661,  auf  die  Far- 
bigen 3217  Taubstumme. 

4.  Statistik  der  Taubstnmmenan- 
stalten.  Taubstummenanstalten  bestehen 
nur  als  Erziehungsanstalten,  welche  die  im 
übrigen  mit  Runden  Sinnen  ausgerüsteten 
Schüler  soweit  bringen  sollen,  dass  sie  sich 
später  im  Leben  selbst  forthelfen  können. 
Die  wenigen  bildungsunShigen  Taubstum- 
men, deren  dauernde  Versorgung  in  An- 
stalten sich  nötig  macht,  finden  in  Idioten-, 
Schwachsinnigen-  etc.  Anstalten  Unter- 
kommen. Im  Königreich  Sachsen  waren 
1895  von  1989  Taubstummen  450  =  22,7  »/o 
in  Anstalten,  1519  =  77,3  «/o  in  Familien. 
Taubstummenerziehungsanstalten,  von  denen 
einzelne  zugleich  als  Taubstummenlehrer- 
bildungsanstalten dienen,  giebt  es  in  Deutsch- 
land 91,  in  Oesterreich  17,  ün^n  7, 
Schweiz  16,  Luxemburg  1,  Frankreich  50, 
Italien  16,  Grossbritannien  27,  Schweden 
und  Norwegen  21,  Dänemark  3,  Holland  4, 
Belgien  4,  Russland  13,  Spanien  3.  Portu- 
gal 1.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika haben  60. 

In  den  erstgenannten  fünf  Ländern  be- 
finden sich  diese  Anstalten  an  nachstehend 
genannten  Orten;  die  beigesetzte  Ziffer  be- 
deutet die  Zahl  der  Zö^nge.  Wo  nichts 
Besonderes  vermerkt  ist,  sind  die  Anstalten 
Staats-  bezw.  Provinzialanstalten : 

Deutschland:  Prenssen:  Berlin  83 
(zugleich  Taubstummenlehrerbildungsanstalt), 
Berlin  (städtisch)  152,  Angerburg  139, 
Königsberg  Provinzial-Anstalt  I  95,  11  48, 
Rössel  69,  Danzig  39,  Marienburg  115, 
Schlochau  126,  Cöslin  88,  Stettin  74,  Stral- 
sund (städtisch)  31,  Brombei^  75,  Posen 
185,  Schneidemühl  116,  Breslau  (Vereinsan- 
stalt)   206,    Liegnitz    (Vereinsanstalt)    94, 
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Batibor  (Vereinsanstalt)  285,  Guben  102, 
Weissensee  (privat)  36,  "Wriezen  a.  d.  0. 
123,  Erfurt  80,  Halberstadt  84,  Halle  a.  S. 
78,  Osterburg  44,  Weissenfeis  66,  Emden 
33.  Hildesheim  88,  Osnabrück  63,  Stade  58, 
Scnleswig  138,  Büren  74,  Langenhorst  80, 
Pertershagen  80,  Soest  68,  Aachen  49, 
Brühl  66,  Mberfeld  48,  Essen  53,  Hutrop 
(Vereinsanstalt  für  minderbef.  Taubstumme) 
41,  Kempen  a.  Rh.  40,  Cöln  (Vereinsanstalt) 
80,  Neuwied  69,  Trier  60,  Camberg  95, 
Frankfurt  a.  M.  (stadtisch)  36,  Hombei-g 
116. 

Bayern :  Altdorf  17,  Augsburg  46,  Barn- 
berg  (Vereinsanstalt)  34,  Bayreuth  18, 
Düfingen  53,  Frankenthal  79,  Hohenwart 
(Privatanstalt)  53,  München  86,  Nürnberg 
(städtisch)  86,  Regensbiu-g  60,  Straubing  60, 
Würzburg  103,  Zell  (Privatanstalt)  28. 

Württemberg:  Bönnigheim  54,  Gmünd 
53,  Gmünd  (FilialanstfJt  für  katholische 
Zöglinge)  63,  Heiligenbronn  ^riTOtanstalt) 
44,  Nagold  30,  Nürti^n  36,  Wilhelmsdorf 
(Privatanstalt)  107,  Winnenden  (Privatan- 
stalt) 31. 

Sachsen:  Dresden  197,  Leipzig  142, 
Plauen  30. 

In  anderen  deutschen  Staaten :  Bensheim 
69,  fYiedberg  43,  Gerlachsheim  100,  Dil- 
Ungen  bei  Lahr  (Privatanstalt)  13,  Meers- 
burg a.  Bodensee  98,  Ludwigslust  63, 
Bestock  (Vereinsanstalt)  14,  Wildeshausen 
35,  Braunschweig  49,  Detmold  18,  Hamburg 
98,  Lübeck  16,  Bremen  30,  Weimar  38, 
Hildbiu:ghausen  26,  Coburg  11,  Schleiz  27, 
Gebweiler  (katholische  geistliche  Genossen- 
schaftsanstaltj  53,  Metz  47,  Ruprechtsau  bei 
Strassburg  (katholische  Privatanstalt)  72, 
Strassburg  (protestantische  Vereinsanstalt)  40. 

Oesterreich.  Brunn,  Budweis,  Döb- 
ling,  Görz,  Graz,  Klagenfurt  (Privatanstalt), 
Leitmeritz  (Privatanslalt),  Lemberg,  Lemberg 
israelitische  Privatanstalt),  Linz,  MUls  bei 
aaü,  Prag  (Vereinsanstalt),  St  Polten  (bischöf- 
lich), Trient,  Währing,  Wien,  Wien  (israe- 
litische Taubistummenanstalt)  mit  zusammen 
1562  Zöglingen.  (887  männliche,  675  weib- 
liche). 

Ungarn.  Staatliche :  Taubstummen- 
lehrerbüdungsanstalt  Budapest  32,  Landes- 
taubstummenanstalt  Vacz  1.55.  Gemeinde- 
institute: Arad  10,  Kolozsvar  43,  Temesvar 
51,  Koposvar  10,  Israelitische  Landestaub- 
stummenanstalt Budapest  1U6. 

Schweiz.  Züricn  55,  Münchenbuchsee 
85,  Wabern  45,  Hohenrain  57,  Ganyere  57, 
Riehen  44,  Betlingen  12,  Riosenberg  53, 
Zofingen  39,  Landenhof  35,  Liebenfels  22, 
Institute  St.  Eugenio  35,  Maudon  28,  Ge- 
ronde  49,  Petit-Saconny  13,  Ch§ne-Bouge- 
ries  10. 

In  neuerer  Zeit  hat  das  Volksbureau  in 
Washington  durch  Fragebogen  Ermittelungen 


über  die  Taubstummen  auf  der  ganzen  Erde 
angestellt  und  gefunden,  dass  am  1.  De- 
zember 1895  rund  33000  Schüler  in  500 
Anstalten  von  4000  Lehrern  unterrichtet 
werden.    Diese  verteilen  sich  auf 


Schulen 

Lehrer 

Schaler 

Europa 

357 

2676 

21852 

Nordamerika 

IOC 

1 117 

10 137 

Südamerika 

3 

13 

74 

Asien 

5 

II 

198 

Afrika 

5 

14 

72 

Australien 

4 

24 

160 

Litteratur:  I.  Fachzeittchriflen.  A.  Für 
Lehrer.  Organ  der  TaubiUtmmenamUätea  in 
Deutachland  und  den  detUtchredenden  Nachbar- 
ländern, Friedberg.  Blätter  für  Taubstumraen- 
bildung,  Berlin.  —  Mediziniich-pädagog.  Monatt- 
»chrift  f.  d.  gen.  Sprachheilkunde,  Berlin  lS91ff. 

—  American   Annale  0/  Ihe  Deaf,   Wathington. 

—  yorditk  Tidttkrijt  for  Blinde,  Dä/ttumme  og 
Aandttvagee- Skalen,  Kopenhagen.  —  Tidekrift 
fSr  Döfitumtkolan,  utgiven  af  Sveneka  Dofetutiu- 
tärare-SalUkapet,  Skara.  —  Revue  internal,  de 
l'enseignement  de»  »ourdi-mwett,  Pari*.  —  Re- 
vue franfaiee  de  l'iducation  de*  *ourd*-mucte. 
Pari*.  —  Slot.  Nachr.  f.  d.  Tatibtt.  -  An$l. 
Detttechlandt  u.  deren  Lehrkräfte  v.  J.  Ra- 
domiki,  Po*en  1897.  ff.  —  Wegweieer  auf  dem. 
Gebiete  de*  Unterricht*  und  der  Erziehung  der 
Taubttummen,  Waitzen.  —  B.  Für  erwach- 
tene  Taub*lumme  (nur  deutiche).  BläUer 
fär  TaiUntumme,  Gmünd.  —  Der  7''aub>tum,men~ 
freund,  Berlin.  —  Wegweiser  f.  Taubstumme, 
HaUe  a.  S.  —  Deutiche  Monaivbl.  f.  Taub- 
stumme, Schwerin.  —  Taubstummer^hrer  (kath.) 
Trier.  —  Taubstummencourier,  Wien. 

JL  Sonstige  Litleratur.  Georg  v. 
M.ayr,  Statistik  der  Blinden,  Taubstummen, 
Blödsinnigen  und  Irrsinnigen  in  Bayern,  Zeit- 
tchrift  de*  königl.  bayr.  staust.  Bureatt*.  1876, 
S.  100 ff.;  desgl.,  Jahrg.  1877,  S.  18S.  —  X»er- 
selbe,  Die  Verbreitung  der  Blindheit,  der  Taub- 
stummheit, de*  Blödsinn*  und  de*  Irrsinns  in 
Bayern,  nebst  einer  aügem.  intemat.  Statistik 
dieser  vier  Gebrechen,  München  1877  (XXXV. 
Heft  der  Beiträge  zur  Statistik  de*  Königreich* 
Bayern).  Die  Gebrechliehen  in  der  Bevölkerung 
Prexuten»  am  1.  XII.  1880.  Zeit*ehr.  de*  Kgl. 
Preuss.  Statist.  Bureaus,  188t,  S.  189ff'.  — 
Guttstadt,  Verbreitung  der  Blinden  und  Taub- 
ttummen, Zeüichr.  des  königl.  preu**.  Statist. 
Bureau*.  188S  S.  191,  Blinde,  Taubstumme  und 
Geisteskranke  im  Kgr.  Preussen,  1896.  Zeitschr. 
d.  Kgl.  Preuss.  etat.  Bureau*.  1897,  LXVI.  — 
Treibet,  Uebersicht  der  geschichtlichen  Ent- 
Wickelung  des  Taub*tummenbüdung*u>e*en*,  mit 
betonderer  Berück*ichtigung  der  königl.  Taub- 
ttummenanetalt  xu  Berlin,  ebenda,  S.  iiö  ff.  Die 
Gebrechlichen  im  Kgr.  Sachten  am  1.  XII.  1890. 
Statist.  Jahrb.  f.  d.  Kgr.  Sachsen,  189 i,  S.  57  ff. 
1895,  desgl.  Jahrg.  1898  S.  5t.  —  UiU,  Der 
gegenwärtige  Zustand  de*  Taubttummenbildung*- 
Wesens  in  Deutschland,  Weimar  1866.  —  Walter, 
Ed.,  Geschichte  des  Taubstummenbildungswesen*, 
Bielefeld  u.  Leipzig  1882.  —  Derselbe,  Hand- 
buch   der    Taubttummenbildung,    Berlin    1895. 

—  Lemcke,  Chr.,  Die  Taubstummheit  im 
Grossherzogtum  Mecklenburg,  ihre  Ursachen  und 
ihre     Verhütung,    Leipzig    189t.    —    Xeuert, 
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Georg,  Die  TTcutiHumtKieü  im  Oronhenof- 
Iwn  Baden,  ihre  VnacheH  tu  ihn  Vtrhätung, 
TauberbitdtofaJuim  1896.  —  Meyulnd,  Taub- 
.ilumwUkeit,  Berlin  u.  Lriptig  1894.  —  Hort- 
MOftit,  A.,  Tavbitnmmheit  und  Taubitummen- 
bUdung,  ShtUgart  1880.  —  SehmäUz,  Betn- 
rtefc.  Die  TaubsUatmen  im  Königreich  Saehien. 
Ein  Beilrag  mr  Kenntnit  der  Aetiotogie  und 
Verbreitung  der  Taubttummheit,  Leipzig  1884.  — 
HediM^er,  Die  Taubttwmwien  uTtd  die  Taub- 
ttwmmenamtalten.  Nach  seinen  Untereuchungen 
in  den  Instituten  det  KSnigreicht  Württemberg 
*.  d.  Groteherzogtum*  Baden,  SttUtgart  ISSi. 

H.  Schilde. 


Tauschwert 

s.  Wert 


Taxation,  landwirtschaftliche. 

1.  Begriff  nnd  Ge^nstände  der  T.    2.  Die 
T.  Ton  MobiHen.    3.  Die  T.  yon  Immobilien. 

L  'Begrift  und  Gegenstände    der  T. 

Das  Wort  Taxation  kommt  aus  dem  Lateini- 
sdhen  (taxatio,  taxare)  mid  leitet  sich  in 
dieser  Sprache  ab  von  tangere,  d.  h.  berühren. 
Taxare  bedeutet  lusprQDglich  >scharf  an- 
rühren«, ist  aber  dann  später  in  dem 
doppelten  bildlichen  Sinne  gebraucht  worden 
von  »stichelnc,  >tadelnc  und  von  »durch 
Betasten  den  '^ert  einer  Sache  ermitteln«, 
-'abschätzen«.  Das  Hauptwort  Taxation  wird 
im  Lateinischen  vorzugsweise  in  der  Be- 
dentang von  »Schätzung«,  »Wertermittelung« 
angewendet,  nnd  in  dieser  Bedeutung  sind 
die  Ausdrücke  »Taxation«,  »Taxe«  in  die 
deutsche  Sprache  übernommen  worden.  Ur- 
sprung nnd  Ableitung  des  Wortes  Taxation 
sind  nidit  ganz  gleidigiltig  für  Feststellung 
des  in  ihm  li^enden  b^rifflichen  Inhaltes. 
Cnter  Taxation  versteht  man  eine  Schät- 
zung, die  Ermittelung  des  annähern- 
den, des  ungefähren  Wertes  eines 
G^enstandes  unter  Berücksichtigung  aller 
den  Wert  beeinflussenden  I*unkte,  Damit 
ist  schon  angedeutet,  dass  dem  subjek- 
tiven Ermessen  des  Taxators  ein  mehr 
oder  minder  grosser  Spielraum  bleibt  Der 
Taxation  g^enüber  stent  die  Preisermit- 
telnng,  d.  h.  die  Feststellung  des 
Marktpreises.  Bei  dieser  handelt  es  sich 
darum,  zu  bestimmen,  wie  hoch  der  Wert 
eines  Gegenstandes  sein  würde,  wenn  er 
auf  dem  3larkte  verkauft  würde.  Die  Preis- 
ermitteiung  ist  nur  möglich  bei  den  im 
engeren  Sinne  marktgängigen  Waren, 
d.  h.  solchen,  die  vorzugsweise  um  des  Ver- 
kaufs willen  produziert  oder  die  doch  stets 
in  grossen  Mengen  auf  dem  Markte  ge-  und 


verkauft  werden,  deren  Qualität  an  fest  be- 
stimmten Merkmalen  leicht  beurteilt  werden 
kann.  Hierzu  gehören  die  hauptsächlichsten 
landwirtschaftlichen  Produkte  wie  Gtetreide, 
sonstige  Körnerfrüchte,  Handel^wächse, 
Wolle,  Fleisch,  Milch,  Butter.  Der  Geld- 
wert aller  dieser  Gegenstände  kann  auf  Grund 
der  vorhandenen  Marktpreise  leicht  in  fes- 
ten Zahlen  bestimmt  werden,  und  es  bleibt 
dabei  für  das  subjektive  Ermessen  nur  ein 
ziemlich  gerin^r  Spielraum.  Anders  ver- 
hält es  sich  nut  den  im  landwirtschaftlichen 
Betriebe  vorkommenden  Wertobjekten,  die 
man  als  nicht  marktgängige  oder  als 
marktlose  bezeichnet,  weil  sie  entweder 
überhaupt  nicht  auf  dem  Markte  oder  doch 
nicht  so  regelmässig  und  so  häufig  gehandelt 
werden,  dass  ein  Marktpreis  erkennbar  wäre 
oder  dass  die  produzierten  Mengen  zu  dem 
für  einzelne  Posten  gezahlten  Marktpreise 
abgesetzt  werden  könnten.  Zu  diesen  nicht 
marktgängigen  Produkten  gehört  der  Stall- 
dünger, Grünfutter,  Futterrüben,  für  die 
meisten  landwirtschaftlichen  Betriebe  auch 
Heu  und  Stroh.  In  vielen  Fällen,  z.  B.  bei 
Uebernahme  von  gepachteten,  öfter  auch 
von  gekauften  Landgütern,  ferner  bei  manchen 
Pachtstreitigkeiten,  bei  Hagelschäden  etc.  ist 
es  nötig,  den  Geldwert  der  genannten  imd 
ähnlicher  Produkte  festzustellen.  Ein  Markt- 
preis existiert  nicht  oder  kann  doch,  falls 
er  existiert,  nicht  zur  Anwendung  gelangen, 
weil  es  unmöglich  ist,  die  ganze  Menge  der 
in  Frage  kommenden  G^eustände  zu  dem 
Marktpreise  zu  verkaufen.  Es  muss  daher 
eine  Schätzung,  eine  Taxation  stattfinden. 
Etwas  Aehnliches  tritt  ein,  wenn  es  sich  bei 
Gutsübernahmen  oder  bei  Subhastationen 
um  die  Wertermittelimg  des  toten  und 
lebenden  Inventars,  iüso  der  Maschinen  und 
Geräte,  des  Nutz-  imd  Zugviehs  handelt. 
Die  zu  dem  toten  Inventar  gehörenden 
Gegenstände  sind  bereits  gebraucht  und 
m^r  oder  weniger  abgenutet,  ein  Markt- 
preis für  sie  kann  überhaupt  nicht  fest- 
gestellt werden.  Bei  Nutz-  und  Zugvieh 
wäre  dies  schon  eher  mögUch;  aber  der 
Wert  der  einzelnen  hierher  gehörenden  Tiere, 
namentlich  der  grösseren,  ist  je  nach  Alter, 
Rasse,  Leistungsfähigkeit  individuell  so  ver- 
schieden, dass  auch  seine  Ermittelung  in 
das  Gebiet  der  Taxation  gehört. 

Mit  den  Maschinen  und  Geräten  haben 
die  Gebäude  insofern  Aehnlichkeit,  als  sie 
in  einem  mehr  oder  minder  gebrauchten, 
abgenutzten  Zustande  sich  befinden.  Ihr 
augenblicklicher,  ihr  Zeitwert,  ist  geringer 
als  ihr  Neubauwert;  letzterer  ist  häiifig 
nicht  einmal  bekannt,  sondern  müsste  auch 
erst  durch  Schätzung  ermittelt  werden. 
Ausserdem  bilden  Gebäude  keine  markt- 
gängige Ware;  sie  sind  unbeweglich  und 
können  nur  an  der  Stelle  benutzt  werden. 


Digitized  by 


Google 


58 


Taxation,  landYrirtschaftliche 


wo  sie  voa  ihrer  Errichtung  an  sich  be- 
funden haben.  Ihr  landwirtschaftlicher  Ge- 
brauchswert ist  ein  sehr  hoher,  in  der 
deutschen  Landwirtschaft  reprSsentiert  er 
durchschnittlich  V4 — Va  des  gesamten  Wertes 
der  immobilen  Substanz  eines  Gutes.  Schon 
zum  Zwecke  der  Versicherung  gegen  Brand- 
schaden, aber  auch  bei  Gutsübemahmen,  bei 
Subhastation  ist  die  Ermittelung  des  Wertes 
der  Gebäude  notwendig;  sie  kann  nur  im 
Wege  der  Taxation  erfolgen. 

Das  letztere  gilt  endlich  auch  von  dem 
Grund  und  Boden  selbst,  mag  es  sich 
um  einzelne  Grundstücke  oder  um  ganze 
Landgüter  handeln.  Von  einem  Markt- 
preise des  Bodens  kann  wesentlich  nur  in 
Städten  die  Eede  sein,  wo  lediglich  die 
Qualifikation  des  Bodens  als  Bau-,  oder 
L^erplatz  in  lYage  kommt,  wofür  dann 
die  räumliche  Ausdehnung  und  die  örtliche 
Lage  entscheidend  sind.  Der  Wert  land- 
wirtschaftlich benutzter  Grundstücke  hängt 
aber  ausserdem  noch  von  vielen  anderen 
Umständen  ab,  die  selbst  bei  nahe  anein- 
anderliegenden Flächen  sehr  verschieden- 
artige sein  können,  die  auch  durch  ihre 
gegenseitige  Wirkung  aufeinander  den  Ge- 
samtwert bald  erhöhen,  bald  erniedrigen. 
Sowohl  durch  die  abweichende  Beschaffen- 
heit und  damit  die  abweichende  Ertrags- 
fähigkeit der  einzelnen  Gnmdstücke  wie 
auch  durch  das  verhältnismässig  seltene 
"Vorkommen  des  Verkaufs  von  Grundstücken 
wird  es  bedingt,  dass  dieselben  keinen  be- 
stimmten, genau  erkennbaren  Marktpreis 
haben,  dass  ihr  Geldwert  vielmehr  auf  dem 
Wege  der  Taxation  ermittelt  werden  muss. 
Noch  mehr  gilt  dies  von  ganzen  Landgütern, 
d.  h.  von  einem  Komplex  von  Grundstücken, 
die  zu  ein  und  demselben  landwirtschaft- 
lichen Betriebe  gehören. 

Früher  verstand  man  unter  landwirt- 
schaftlicher Taxation  gewöhnlich  nur  die 
Taxation  des  Grund  und  Bodeos,  zu  dem 
man  dann  die  Gebäude  stillschweigend  zu- 
rechnete, also  der  immobüen  Substanz  eines 
Landgutes;  die  meisten  der  zahlreichen 
älteren  Schriften  über  Taxation  beschäftigen 
sich  hiermit  ausschliesslich  oder  fast  aus- 
schliesslich. Die  Gründe  hierfür  liegen  in 
der  Art,  wie  früher  die  Verkäufe  und  Ver- 
pachtun^n  von  Gütern  erfolgten,  in  dem 
verhältnismässig  geringen  Werte  des  Inven- 
tars, in  der  primitiven  Form  des  landwirt- 
schaftlichen Betriebes  etc.  Jetzt  ist  dies 
anders  geworden  und  man  hat  daher,  wenn 
auch  erst  seit  etwa  zwei  Jahrzehnten,  der 
Taxation  der  beweglichen  Betriebsmittel 
mehr  Aufmerksamkeit  zugewendet  und  für 
deren  Handhabung  wissenschaftliche  Grund- 
sätze aufzustellen  versucht. 

2.  Die  T.  von  Mobilien.  Am  wich- 
tigsten unter  diesen  sind  die  marktlosen 


Futtermittel  wie  Heu,  Stroh,  Grünfutter, 
zur  VertOtterung  bestimmte  Wurzelfrüchte 
und  der  Stalldünger.  Deren  Taxation 
ist  schon  unerlässlich  zum  Zwecke  der  Ver- 
sicherung gegen  Brand-  und  Hagelschaden 
sowie  nach  deren  Eintritt  zur  Feststellung 
der  Entschädigungsgelder ;  sie  ist  aber  auch 
nötig,  um  die  Kosten  und  Erträge  einzelner 
Betriebszweige  oder  einzelner  wirtschaft- 
licher Massregeln  feststellen  und  um  da- 
durch über  deren  Zweckmässigkeit  oder  Un- 
zweckmässigkeit  ein  ürteU  gewinnen  zu 
können.  Die  Taxation  nicht  marktgängiger 
Produkte  wird  am  richtigsten  in  der  Weise 
vorgenommen,  dass  man  ihren  landwirt- 
schaftlichen Gebrauchswert  ermittelt,  diesen 
mit  dem  Gebrauchswert  marktgängiger 
Waren,  welche  einem  ähnlichen  Zwecke 
dienen,  vergleicht  und  dann  aus  dem  Markt- 
preise der  letzteren  den  ungefähren  Geld- 
wert der  nicht  marktgängigen  Elrzeugnisse 
berechnet.  Für  die  Taxation  der  Futter- 
mittel bedient  man  sich  dabei  als  Vergleichs- 
objekt am  besten  des  Roggens  oder  des 
Hafers  oder  auch  der  sogenannten  Handels- 
futtermittel (Oelkuchen,  Kleien  etc.) ;  für  den 
Stalldünger  benutzt  man  die  verschiedenen 
käuflichen  Dungmiltel.  Das  gewonnene 
Resultat  ist  ja  nie  ein  ganz  exaktes,  sondern 
das  Ergebnis  einer  Schätzung ;  diese  ist  aber 
sicher  genug,  um  als  Anhalt  für  weitere  Kal- 
kulationen oder  für  zukünftig  zu  ergreifende 
praktische  Massregeln  dienen  zu  können. 

Behufs  Taxation  von  Maschinen  und  Ge- 
räten benutzt  man  deren  Neuwert,  der  sich 
L leicht  feststellen  lässt.  Durchschnittlich 
n  man  annehmen,  dass  der  augenblick- 
liche oder  der  Zeitwert  des  toten  Inventars 
etwa  70  "lo  des  Neuwertes  beträgt  Ist  das- 
selbe zum  gröBsten  Teile  erst  kürzlich  an- 
geschafft und  sehr  gut  erhalten,  so  steigt 
der  Zeitwert  bis  auf  80  "/o  des  Neuwertes, 
im  umgekehrten  Falle  beträgt  er  nur  ßC/o 
und  vielleicht  noch  weniger. 

Eine  ziemlich  sichere  Grundlage  für  die 
Taxation  des  lebenden  Inventars  hat  man 
an  den  für  Zug-  und  Nutztiere,  die  ja  viel 
auf  dem  Markte  gehandelt  werden,  wiiWich 

fezahlten  Preisen.  Aber  diese  Preise  schwan- 
en doch  stark,  auch  bei  Tieren  der  gleichen 
Art,  je  nach  ihrem  Alter,  ihrem  körperlichen 
Gewichte , .  ihrer  Rasse  und  ihrer  sonstigen 
Eigenschaften.  Wenn  man  den  Wert  ein- 
zelner Viehbestände  ermitteln  will,  ist  da- 
her eine  besondere  Taxation  derselben  nicht 
zu  umgehen.  Für  jeden  Landwirt  ist  eine 
derartige  Wertfeststellung  allj^lich  er- 
forderlich, sowohl  der  Feuerversicherung 
wegen  als  um  sich  davon  zu  überzeugen, 
ob  die  Höhe  des  in  dem  Inventare  stecken- 
den Kapitals  im  Laufe  des  Jahres  zu-  oder 
abgenommen  hat.  Sie  ist  ferner  nötig,  wenn 
es  sich  bei  Pachtung  oder  Kauf  von  Gütern 
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darom  handelt,  dass  der  Pächter  oder  Käufer 
^eichzeitig  das  voriiaadene  Inventar  zu 
einem  durch  Taxation  zu  ermittelnden  Geld- 
werte übernimmt  Für  alle  Tiere,  die  nicht 
etwa  als  Zuchtvieh  einen  besonders  hohen 
Wert  haben,  bildet  den  besten,  auch  häufig 
angewendeten  Massstab  bei  der  Abschätzung 
ihr  lebendes  Gewicht  Wie  hoch  ein 
Centner  lebendes  Gewicht  von  jeder  Tierart 
bei  fetten,  halbfetten  oder  mageren  Individuen 
auf  dem  Markte  bezahlt  wiiti,  lässt  sich  in 
den  misten  Fällen  mit  annähernder  Ge- 
nauigkeit feststellen. 

3.  Die  T.  von  Immobilien.  Bei  Guts- 
taxen wird  in  der  Regel  der  Wert  der  Ge- 
bäude in  dnselben  Summe  mit  dem  Werte 
des  Grund  und  Bodens  ermittelt;  aber  schon 
um  Feststellung  der  durch  ünterhaltimg  der 
Gebäude  entstehenden  Kosten  willen  muss 
man  den  Kapitalwert  der  Grebäude  für  sich 
allein  kennen.  Bei  diesem  ist,  wie  schon 
bemerkt,  zu  unterscheiden  zwischen  dem 
Neubau-  und  dem  Zeitwerte.  Letzterer 
betlägt  in  Deutschland  durchschnittlich  etwa 
60 — 70 '/o,  also  */'s  des  ersteren.  In  den 
einzelnen  ftllleu  kann  dieser  Prozentsatz 
allerdings  auch  höher  oder  niedriger  sich 
stellen.  Die  Kosten  für  Verzinsung  und  für 
Feuerversicherung  der  Gebäude  sind  nach 
dem  Zeitwerte,  die  für  Reparatur  und  für 
Amortisation  nach  dem  Neuwerte  zu  be- 
rechnen. 

Unter  allen  landwirtschaftlichen  Taxa- 
tionen ist  die  wichtigste,  aber  auch  die 
schwierigste  diejenige  des  Grund  und 
Bodens.  Denn  in  diesem  steckt  das  Haupt- 
vanmfigen  des  Landwirtes,  bei  der  Taxation 
gemachte  Fehler  strafen  sich  besonders  hart ; 
es  ist  femer  nicht  möglich,  feste  zahlen- 
mSssige  Unterlagen  zu  gewinnen  für  den 
FSnfluss,  welchen  die  verschiedenen  Eigen- 
schaften des  Bodens  auf  dessen  Ertrags- 
iähigkeit  im  ganzen  ausüben.  Auch  wird 
das  Resultat  einer  Taxation  mit  bedingt 
durch  den  Zweck,  für  welchen  dieselbe 
stattfindet ;  das  Ergebnis  einer  Expropriations- 
taxienug  muss  ein  ganz  anderes,  d.  h.  ein 
viel  höheres  sein  als  das  einer  Beleihungs- 
taxation.  Die  hauptsächlichsten  Zwecke,  zu 
deoen  Taxationen  vorgenommen  werden, 
sind  folgende:  Kauf  oder  Verkauf,  Er- 
oder  Verpachtung,  Teilung,  besonders 
Erbteilung,  Austausch  von  Grund- 
stücken, Ablösung  von  Servituten,  hypo- 
thekarische Beleihung,  Besteue- 
rung, Expropriation  (Enteignung).  Wie 
das  Resultat  dner  Taxation,  so  hängt  auch 
die  Art  und  Methode  der  Taxation  wesent- 
lidi  von  dem  Zwecke,  zu  dem  sie  unter- 
nommen wird,  ab.  Hiernach  unterscheidet 
man  Werts-  und  Sicherheitstaxen, 
Grund-  und  Ertragstaxen,  Einzel-  und 
Gesamttaxen. 


Bei  der  W^rtstaxe  soll  der  zeitige  Er- 
tragswert des  Bodens  festgestellt  werden, 
d.  h.  der  Kapitalwert,  welchen  derselbe  nach 
Massgabe  semes  durchschnittlichen  Ertrages 
bei  gewöhnlicher  Bewirtschaftungsweise  be- 
sitzt ;  im  Falle  der  Verpachtung  braucht  so- 
gar der  Kapitalwert  gar  nicht  ermittelt  zu 
werden,  sondern  nur  der  jährliche  Rein- 
ertrag. Die  Wertstaxe  ist  anzuwenden  bei 
Kauf  und  Verkauf,  Er-  und  Verpachtung, 
Teilung  oder  Austausch  von  Grundstücken, 
Ablösungen.  Auch  bei  Expropriationen  findet 
sie  statt;  hier  aber  muss  zu  dem  ermittelten 
Ertragswerte  noch  ein  Zuschlag  gemacht 
werden.  Die  Sicherheits-  oderKredit- 
taxe  hat  den  Zweck,  denjenigen  Ertrag  oder 
Wert  eines  Grundstückes  oäer  Landgutes 
festzustellen,  den  dasselbe  für  eine  längere 
Zukunft  tmd  zwar  auch  bei  Eintritt  un- 
günstiger Umstände  mindestens  noch  besitzt ; 
z.  B.  wenn  die  Bewirtschaftung  eine  man^l- 
hafte  ist,  wenn  durch  wiederholte  Miss- 
emten,  andauernd  niedrige  Preise  der  land- 
wirtschaftlichen Produkte,  Kriege  oder  sons- 
tige Unglücks&lle  der  Ertrag  stark  herab- 
gedrückt wird.  Sie  greift  namentlich  Platz 
bei  hypothekarischer  ßeleihung  von  Grund- 
stücken oder  Landgütern,  weU  der  Darleiher 
mit  Recht  den  Wert  wissen  will,  den  das 
zu  beleihende  Objekt  für  eine  lange  Zeit- 
dauer und  unter  ungünstigen  Verhältnissen 
hat  und  behält  Unter  allen  Arten  von 
Bodentaxen  sind  die  zum  Zwecke  der  Be- 
leihung aufgenommenen  die  bei  weitem 
häufigsten  und  insofern  die  wichtigsten. 
Das  bei  ihnen  zu  beobachtende  Verfahren 
ist  durch  die  zahlreichen  landschaftlichen 
und  sonstigen  Bodenkreditinstitute  sorgfältig 
ausgebildet  und  genau  vorgeschrieben,  wenn 
es  gleich  bei  den  einzelnen  der  genannten 
Institute  in  verschiedener  Weise  gehand- 
habt wird.  (S.  die  Artt  Hypotheken- 
banken oben  Bd  IV  S.  1250,  Landes- 
kreditkassenobenBd.VS.  443  ff.,  Land- 
schaften oben  Bd.  V  S.  453ff.)  Man  kann 
annehmen,  dass  Beleihtmgstaxen  durch- 
schnittlich höchstens  */s  der  Wertstaxe  eben 
desselben  Grundstückes  oder  Landgutes  be- 
tragen. Das  Ver&thren  der  Sicherheitstaxe 
findet  femer  statt  bei  Taxationen  zum 
ZweeJce  der  Einschätztmg  zur  Grundsteuer. 
Der  Staat  muss  darauf  Rücksicht  nehmen, 
dass  der  Ertrag  des  Bodens  wegen  persön- 
lich oder  sachlich  ungünstiger  Verhältnisse 
einmal  stark  zurückgeht  und  dass  er  nur  in 
dem  Falle  auf  die  Steuer  sicher  rechnen 
kann,  wenn  der  Bodenbesitzer  sich  •  in  der 
Lage  befindet,  dieselbe  auch  aus  dem  ge- 
sunkenen Bodenertrage  zu  bezahlen  (s.  den 
Art.  Grundsteuer  oben  Bd.  IV  S.  885 ff.). 

Der  Unterschied  zwischen  Grundtaxa- 
tion  und  Ertragstaxation  besteht  darin, 
dass  bei  ersterer  direkt  der  Kapitalwert  des 
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Bodens  ermittelt,  bei  letztejer  dagegen  zu- 
nächst der  Reinertrag  festgestellt  und  aus 
diesem  unter  Zugrundelegung  des  landes- 
üblichen Zinsfusses  durch  Multiplikation  mit 
25  (40/0),  28,57  (31/2  0/0)  oder  33,33  (SO/o) 
der  KapitalYrert  berechnet  wird.  Theoretisch 
ist  die  Ertragstaxation  die  richtigere;  denn 
der  Kapitalwert  ergiebt  sich  aus  dem  Elr- 
trage,  nicht  umgekehrt.  Dagegen  hat  die 
Grundtaxe  den  Vorzug  der  Einfachheit; 
man  wendet  sie  daher  häufig  an,  wenn  es 
sich  um  Ermittelung  eines  annähernden 
Wertes,  besonders  eines  solchen  handelt,  der 
grundsätzlich  unter  dem  wirklichen  Ertrags- 
werte bleiben  soll.  Die  meisten  landschsät- 
lichen  Kreditinstitute  bedienen  sich  deshalb 
der  Grundtaxe.  Gewöhnlich  benutzen  sie 
dabei  den  Grundsteuerreinertrag,  d.  h.  sie 
nehmen  ein  bestimmtes  Multiplum  desselben 
als  die  oberste  Grenze  an,  bis  zu  welcher 
sie  ein  Landgut  beleihen.  Dadurch  wird 
das  Geschäft  der  Taxe  \ie\  einfacher  und 
deshalb  wohlfeiler,  als  wenn  eine  Ertra^- 
taxe  vorgenommen  würde.  Viele  Kredit- 
institute haben  auch  die  Bestimmung,  dass 
sie  sich  als  Re^l  mit  einer  Grundtaxe  be- 
gnügen, aber  eme  Ertragstaxe  veranstalten, 
wenn  das  erbetene  Darlehen  über  ein  ge- 
wisses Multiplum  des  Gruudsteuerreinertrages 
hinausgeht.  Zur  Ermittelung  des  wirklichen 
Ertragswertes  genfigt  eine  Grundtaxe  nicht, 
hier  muss  vielmehr  eine  Ertragstaxe  statt- 
finden; so  bei  Käufen,  Pachtungen,  Tei- 
lungen etc.,  selbstverständlich  auch  bei  Ab- 
schätzung des  Grundsteuerreinertrages.  Bei 
der  Ertragstaxe  werden  zimächst  die  Roh- 
erträge, dann  die  Wirtschaftskosten  er- 
mittelt; durch  Abzug  der  letzteren  von  den 
ersteren  ergiebt  sich  der  Reinertrag,  aus 
dem  in  der  bereits  gedachten  Weise  der 
Kapitalwert  berechnet  wird ;  die  letztgenannte 
Operation  ist  bei  Taxationen  behufe  Ver- 
pachtung oder  behufs  Grundsteuerreinertrags- 
ernüttelung  nicht  einmal  nötig.  Bei  Zu- 
sammenstellung der  Rohei-träge  wie  der 
Wirtschaftskosten  können  alle  Erträge  und 
Aufwendungen  fortgelassen  werden,  die  sich 
auf  Produkte  beziehen,  die  in  der  Wirtschaft 
erzeugt  und  wieder  verbraucht  werden,  wie 
z.  B.  Heu,  Stroh,  sonstige  in  der  Wirtschaft 
erzeugte  und  wieder  verwendete  Futter- 
mittel, Brotgetreide,  Stalldünger  etc.  Denn 
diese  erscheinen  bei  der  Einnahme  wie  bei 
der  Ausgabe  in  gleichen  Mengen  und  Werten ; 
ihre  Weglassung  auf  beiden  Seiten  ändert 
daher  mchts  an  dem  Resultate  der  Taxe, 
erleichtert  dieselbe  aber  in  hohem  Grade. 
Der  dritte  Unterschied  bei  der  Taxation 
besteht  darin,  ob  sie  eine  Gesamttaxeoder 
eine  Einzeltaxe  ist;  erstere  nennt  man 
Gutstaxe,  letztere  Grundstückstaxe. 
Die  Gesamttaxe  kann  nur  bei  der  Ab- 
schätzung von  Landgütern  in  Frage  kommen, 


also  bei  einem  Komplex  von  Gnmdstflcken, 
die  zu  ein  und  demselben  landwirtschaft- 
lichen Betriebe  gehören.  Sie  besteht  darin, 
dass  man  für  das  ganze  Gut,  nicht  für  dessen 
einzelne  Grundstücke,  die  Roherträge  und 
Aufwendungen  und  danach  den  Reinertrag 
bezw.  Kapitalwert  berechnet.  Für  Werts- 
taxen von  Gütern  ist  dies  Verfahren  ent- 
schieden das  richtigere.  Denn  die  Wirt- 
schaft eines  Landgutes  bildet  einen  einheit- 
lichen Organismus,  in  dem  ein  Glied  durch 
das  andere  in  seinen  Fimktionen  und  Leis- 
tungen bedingt  wird,  bei  dem  sich  also  auch 
die  Gesamtleistung,  der  Reinertrag,  nur  er- 
mitteln lässt,  wenn  man  die  Wirtschaft  in 
ihrer  ganzen  thatsächlichen  Organisation  ins 
Auge  fasst.  Die  Gesamttaxe  zerfällt  in  fol- 
gende Abschnitte :  1.  Gntsbeschreibung  oder 
Information ;  2.  Entwerfung  des  Wirtschafts- 
planes, der  der  Taxation  zu  Grunde  gelegt 
werden  soll;  3.  Aufstellung  des  Rohertrages ; 
4.  Feststellung  der  Wirtschaftskosten ;  ö.  Be- 
rechnung des  Reinertrages  und  des  Kapital- 
wertes. Bei  Taxation  von  Landgütern  ist 
es  allerdings  auch  möglich,  den  Weg  der 
Einzeltaxe  zu  beschreiten.  Es  wird  dann 
der  Ertrag  bezw.  Kapitalwert  der  zu  dem 
Gute  gehörenden  einzelnen  Grundstücke  er^ 
mittelt,  aus  deren  Summierung  sich  der 
Reinertrag  bezw^.  der  Kapitalwert  des  ganzen 
Gutes  ergiebt.  Dieser  Weg  führt  aber  zu 
keinem  so  sicheren  Resultate  wie  die  Gte- 
samttaxe.  Er  ist  daher  nur  anwendbar, 
wenn  es  sich  um  Gewinnung  eines  bloss 
annähernd  genauen  Resultates  handelt.  Sol- 
ches ist  bei  Beleihungstaxen  der  Fall;  des- 
halb bedienen  sich  manche  landwirtschaft- 
liche Kreditinstitute,  z.  B.  die  ostpreussische 
Landschaft,  bei  Abschätzung  des  Beleihungs- 
wertes  von  Landgütern  des  Verfahrens  der 
Einzeltaxe. 

Letzteres  muss  angewendet  werden, 
wenn  es  sich  um  Ermittelung  des  Ertrages 
oder  Kapitalwertes  lediglich  von  einzelnen 
Grundstücken  handelt,  deren  Verkauf,  Ver- 
pachtung, Teilung,  Beleihung  etc.  iu  Rede 
steht.  Ferner  ist  bei  der  Einschätzung  des 
Gnmdsteuerreinertrages  nur  die  Emzel- 
taxation  zulässig.  Hier  handelt  es  sich  da- 
rum, den  Reinertrag  jedes  einzelnen  Grund- 
stückes festzustellen,  gleichgiltig,  zu  welchem 
wirtschaftlichen  Gesamtoiganismiis  dasselbe 
gehört  Das  nämliche  Grundstück,  welches 
heute  einen  Teil  eines  grossen  Landgutes 
bildet,  geht  morgen  vielleicht  in  den  Besitz 
eines  Bauern  oder  Tagelöhners  über.  Der 
Staat  muss  aber  wissen,  an  wen  er  sich 
wegen  der  Grundsteuer  zu  halten  hat,  und 
deshalb  muss  der  Reinertrag  von  jedem 
Grundstücke  besonders  abgeschätzt  werden. 
Die  Einzeltaxation  beruht  auf  einer  weniger 
sicheren  Grundlage  als  die  Gesamttaxation, 
weil  der  Ertrag  des  einzelnen  Grundstückes 
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bedingt  wird  durdi  den  wirtschaftlichen 
Zusammenhang,  in  dem  es  mit  anderen 
Orondstficken  sich  befindet 

Utteratar:  Tgl.  hierüber  die  Litteraturangaben 
bei  den  ArU,  Orundtteuer,  Bypoiheken- 
aktienbanten,  Landeikreditkaiien , 
Landteka/leH.  Femer:  A.  Block,  Mit- 
teibtiufen  landwirttehafllieher  Erfahrungen,  An- 
tiehlen  und  GrundtäUe,  3  Bde.,  2.  Aufl.,  1837 
—39.  —  Th.  Frhr.  von  der  OoUz,  Land- 
rirttchaftliehe  TaxtUiontlehre,  g.  Aufl.,  1893.  — 
S.  hehnert,  LandunrtichaJÜiche  Tarationtlehre, 
1885.  —  W.  PabBt,  Die  landrririschaftliche 
Tarationelehre,  3.  Aufl.,  herautgey.  ron  W.  Hamm. 
1883.  —  Alhr.  Thaer,  Vertueh  einer  Aut- 
mitteiung  dea  Reinertrage*  der  produktiven  Grund- 
ttücte,  Berlin  1813. 

TK  Freiherr  von  der  Goltz. 


Taxen 

s.  Preistaxeu  oben  Bd.  VI.  S.  224 ff. 


Teilbarkeit  der  Grundstücke 

E.  Bodenzersplitteruog  oben  Bd.  II, 
S.  965  ff. 


Teilban,  Teilpacht 

8.  Pacht  oben  Bd.  VI.  S.  2ff. 


Telegraphie  und  Telephonie. 

1.  Geschichtliches,  n.  Die  Tele- 
graphenanlagen. 1.  Die  bewegende  Kraft. 
2.  Die  Apparate.  3.  Leitungen.  4.  Femsprech- 
anl&gen.  5.  Drahtlose  Telegraphie.  III.  Tele- 
graphenbetrieb. 6.  Staats-  oder  Privat- 
betrieb. 7.  Telegraphengebühren.  8.  Nach- 
richtenvermittelung.  9.  FernsprechTerkehr.  10. 
Telegraphie  im  Kriege.  IV.  Telegraphen- 
recht.  11.  Tel^p«phenregal.  12.  Telegraphen- 
geheimnis.      13.    Haftpflicht    der   Telegraphie. 

V,  Die    Telegraphie    in   Dentschland. 

VI.  Die  Telegrajjhie  im  Anslande. 
VEL  Die  internationale  Telegraphie. 
VUL  Statistische  üebersicht. 

I.  Gesclüchtliches. 

Wenngleich  die  jüngste  der  modernen 
Vofcehrsanstalten,  kann  die  Telegraphie  als 
Zeichengebung  in  die  ferne  ihren  Stamm- 
banm  doch  weit  ins  Altertimi  znriickver- 
Mgen.  Denn  der  berOhmten  Stelle  in  der 
Orestie  des  Aeschylus,  wonach  der  Fall 
Trojas  noch  in  derselben  Nacht  durch  Feuer- 
leiÄen  von  Asiens  Küste  bis  zur  Königsburg 
Ton  Mykene  gemeldet  wiu^e,  liegt  sicher- 
lich ein  den  Perserkri^en  entlehnter  wirk- 


licher Vorgang  zu  Grunde.  In  den  Eriegs- 
schriftstellem  des  Altertums  werden  Nach- 
richtenvermittelungen dimsh  Feuerzeichen 
mehrfach  erwähnt  Dass  sie  auch  in  den 
römischen  Kriegsgebrauch  flberg^angen 
waren,  ist  u.  a.  durch  die  Abbildung  eines 
Fackelsignaltiumes  auf  den  Relie»  der 
Trajanssäule  bezeugt  Reste  eines  dem  dort 
dargestellten  ähnlichen  Signalturmes  sind  in 
den  Ruinen  von  Karthago  aufgehmden  wor- 
den; sie  bestätigen  die  bei  Livius  erhaltene 
Nachricht,  wonach  die  Karthager  einen  aus- 
gedehnten Feuersignaldienst  besessen  haben. 
Durch  Feuersignale,  deren  Stationen  man 
u.  a.  noch  in  den  Menhirs  der  Bretagne 
wiederzuerkennen  glaubt,  verständigten  sich 
die  Galüer  zu  dem  Ausbruche  des  gemein- 
samen Aufstandes  gegen  Cäsar.  Spuren  des 
römischen  Signalnetzes  in  Gallien  scheinen 
in  einzelnen  hochgelegenen  Türmen  römischen 
rrspnmges,  z.  B.  der  pile  de  Cimi-Mars  im 
Departement  Indre  und  Loire,  erhalten  zu 
sein.  Die  im  Mittelalter  weitverbreiteten 
Warten,  deren  Trümmer  an  den  südeuro- 
päischen Küsten  vielfach  sichtbar  sind,  hatten 
den  Zweck,  vor  feindlicher  Annäherun)^,  im 
Mittelmeer  namentlich  vor  Piratenschiffen, 
zu  warnen. 

Während  dm-ch  Feuerzeichen  entweder 
nur  das  Herannahen  des  Feindes  oder  das 
Eintreffen  eines  bestimmten,  bereits  erwar- 
teten Ereignisses  mitgeteilt  werden  konnte, 
stellte  der  Franzose  Claude  Chappe  (geb. 
1763,  +  1805)  im  Jahre  1793  eine  Einrich- 
tung her,  welche  Nachrichten  jeder  Art 
diuxjh  Zeichengebung  in  die  Feme  zu  über- 
nütteln  vermochte.  Das  von  ihm  erfundene. 
Telegraph  genannte  Instrument  bestand  aus 
beweglichen  Balken,  die  (auf  Türmen,  An- 
höhen u.  dgl.  in  Femrohisehweite  befestigt), 
durch  Schnüre  und  Gewichte  in  eine  grosse 
Zahl  von  Stellungen  gebracht  werden  konnten 
und  welche  die  dadurch  beigestellten  Zeichen 
von  verabredeter  Bedeutung  von  Station  zu 
Station  mit  bis  dahin  unerreichter  Schnellig- 
keit weitergaben.  Diese  optische  Tele- 
graphie (telegraphie  aerienne)  fand  bereits 
in  den  Revolutionskriegen,  namentlich  aber 
unter  Napoleons  Herrschaft  eine  ausgedehnte 
Anwendung;  Frankreich  besass  unter  Ludwig 
Philipp  ein  Tel^raphennetz  von  .öOOO  km 
mit  zahlreichen  Stationen.  Dem  Vorgange 
Frankreichs  waren  die  anderen  Nationen  ge- 
folgt ;  auch  in  Deutschland  hatte  der  optische 
Telegraph  Verbreitung  erlangt ;  insbesondere 
war  er  in  Prenssen  1832  durch  Errichtung 
eines  besonderen  Telegraphenkorps  und  An- 
legimg von  optischen  Stationen  zwischen 
Trier  und  Berhn  eingeführt  worden.  Wenn- 
gleich der  optische  Telegraph  bei  günsti^m 
Wetter  mit  einiger  Sicierneit  zu  arbeiten 
vermochte,  so  versagte  er  bei  Dunkelheit 
völlig   und   war   bei   Nebel,    Höhenrauch, 
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Schneetreiben,  starkem  Winde  etc.  wenig 
zuverlässig,  zahlreichen  Beschädigungen  aus- 
gesetzt und  bei  der  Unsicherheit  der  Zeichen 
vielfachen  Irrtümern  unterworfen.  Ueber- 
dies  war  sein  Gebrauch  bei  der  Kostspielig- 
keit der  Anlagen  und  der  Umständlichkeit 
der  Bedienung  auf  die  grossen  Heerstrassen 
und  auch  auf  diesen  meistens  nur  für  po- 
litische oder  militärische  Zwecke  beschränkt. 
—  Auch  nach  Einführung  der  elektrischen 
Telegraphie  ist  der  optische  Telegraph 
beim  Eisenbahnbetriebsdienste,  ferner  durch 
Flaggen-  imd  Lampensignale  im  Seewesen 
sowie  durch  Uebermittelung  von  Sonnen- 
strahlen oder  Fackelschein  vermittelst  schräg 
gestellter  Spiegel  (dioptrische  Telegraphie) 
in  mannigfaltiger  Anwendung  geblieben. 

Die  schnelle  Fortpflanzung  der  Elektrici- 
tät  durch  metallische  Leiter  legte  den  (Je- 
danken  nahe,  sich  ihrer  zur  Zeichengebung 
in  die  Iferne  zu  bedienen.  Der  von  Som- 
mer ring  1809  hergestellte  erste  elektrische 
Telegraph  benihte  auf  den  chemischen 
Wirkungen  der  von  Galvani  nachgewiesenen 
Berührungselektricität,  indem  die  dim;h  die 
Voltasche  Säule  bewirkte  Zersetzung  des 
Wassers  dazu  benutzt  wurde,  um  mittels 
35  Drähten  in  ebenso  vielen,  mit  Buchstaben 
und  Zahlen  bezeichneten  Gefässen  Luft- 
blasen aufsteigen  zu  lassen.  Oersteds 
Entdeckung  (1820),  dass  der  elektrische 
Strom  eine  in  der  Nähe  des  Schliessungs- 
drahtes  befindUche  Magnetnadel  abzulenken 
vermöge,  bot  die  Möglichkeit,  auf  weit  ein- 
facherem Wege  und  in  grö^re  Feme  zu 
telegraphieren.  Die  eigentliche  Geburts- 
stunde der  elektromagnetischen  Telegraphie 
aber  stellt  die  von  Gauss  und  Wilh. 
Weber  in  Göttin^n  183.S  hergestellte  Tcle- 
graphenleitung  zwischen  der  Sternwarte  und 
dem  physikalischen  Kabinette  dar,  vermöge 
deren  auf  nur  zwei  Drähten  durch  die  Ab- 
leitung der  Nadel  nach  links  und  rechts 
verabredete  Zeichen  übermittelt  wurden. 
Eine  für .  seine  praktische  Anwendung  un- 
gemein wichtige  "Vervollkommnung  erfuhr 
der  elektrische  Telegraph  durch  Stein- 
heils  Entdeckung  (1837),  dass  es  zur 
Schliessung  des  Stromkreises  nicht  der  Rück- 
leitung durch  einen  zweiten  Draht  bedarf, 
sondern  dass  es  genügt,  die  Leitung  bis  zur 
Erde  zu  führen,  welche  demnächst,  sei  es 
durch  direkte  Rückleitung  des  Stromes,  sei 
es,  wie  jetzt  mehrfach  angenommen  wird, 
durch  Absorbierung  desselben  und  durch  die 
ihr  beiwohnende  Eigenschaft  eines  allge- 
meinen Reservoirs  der  Elektricität,  die 
Schliessung  des  Stromkreises  bewirkt.  G  leich- 
zeitig hatte  Steinheil  einen  Apparat  herge- 
stellt, welcher  die  durch  den  elektrisclien 
Strom  bewirkten  Ablenkungen  der  Magnet- 
nadel in  sichtbaren  Zeichen  aufschrieb.  Der 
von  dem  Amerikaner  S.  Br.  Morse  schon 


1836  ersounene,  später  verbesserte  Schreib- 
apparat stellt  die  übermittelten  Zeichen 
mittelst  eines  durch  den  elektrischen  Strom 
bewegten  Hebels  dar,  der  auf  einem  durch 
ein  Uhrwerk  vorbeigeführten  Papierstreifen 
die  in  Strichen  und  Punkten  verabredeten 
Buchstaben  des  Morse-Alphabetes  einprägt 
(Reliefschreiber)  oder,  mit  emer  von  Werner 
Siemens  angegebenen  Verbesserung,  in 
Farben  sichtbar  macht  (Farbschreiber). 

Zuerst  im  Anschluss  an  die  in  der  Ent- 
stehung begriffenen  Eisenbahnlinien,  dann 
dem  Zuge  der  Hauptkunststrassen  folgend, 
sind  die  elektromagnetischen  Telegraphen 
seit  der  Mitte  der  vierziger  Jahre  aiigemeiu 
zur  Einführung  gelangt  und  haben  sich  auch 
auf  das  schnellste  über  die  ganze  civilisierte 
Welt  verbreitet,  namentlich  seitdem  es  (zu- 
erst 1851  zwischen  Dover  und  Calais)  ge- 
lungen war,  auch  die  Tiefen  der  Meere 
durch  versenkte  Kabel  zu  überbrücken. 
Seitdem,  freilich  nach  langem  Zögern,  auch 
China  sich  entschlossen  hat,  Telegraphen- 
linien zu  erbauen,  und  auch  die  kleine  Re- 
publik Andorra  ihren  Widerstand  gegen  den 
Anschluss  an  das  französische  Telegraphen- 
netz fallen  gelassen  hat,  giebt  es  kein 
Kulturland  mehr  ohne  telegraphische  Ver- 
bindung. Dem  jüngsten  Transportmittel  ist 
dadurch  eine  Ueberwindung  von  Zeit  und 
Raum  gelungen,  die  man  bis  in  die  Mitte 
dieses  Jahrhunderts  nicht  geahnt  hatte. 

Eine  ausserordentlich  wirksame  Ergän- 
zung dieser  Leistungen  für  den  Grossver- 
kehr auf  weite  Entfernungen  bildet  die  seit 
1877  in  Gebrauch  gekommene  Telephonie, 
die  mittelst  des  von  dem  Deutschen  Philipp 
Reis  (geb.  1834,  f  1879)  zuerst  ersonnenen, 
von  dem  Amerikaner  Bell  verbesserten 
Fernsprechers  eine  unmittelbare  Gesprächs- 
verbindung zwischen  den  Teilnehmern  der 
zu  diesem  Behufe  eingerichteten  Fernsprech- 
netze ermöglicht.  Vermöge  der  unersetz- 
lichen Vorteile,  die  sich  aus  dieser  die  Ent- 
fernung geradezu  aufhebenden  Verkehrsvei^ 
mittelung  ergeben,  hat  sich  das  Telephon- 
wesen überall  den  raschesten  Eingang  ver- 
schafft und  seinen  Wirkungskreis,  der  an- 
fänglich auf  städtischen  Verkehr  beschränkt 
war,  durch  die  Anschliessung  grosser  In- 
dustriebezirke und  durch  Anlagen  in  die 
Ferne  zu  einem  internationalen  Verständi- 
gungsmittel ausgebreitet. 

II.  Die  Telegraphenanlagen. 
1.  Die  bewegende  Kraft  Der  durch 
die  Berührung  verschiedener  Metalle  hervor- 
gerufene elektrische  Strom  besitzt  die  Fähig- 
keit, sich  in  leitenden  Körpern,  namentlidi 
in  metallischen  Drähten,  mit  imgeheuerer 
Geschwindigkeit  fortzupflanzen.  Wheat- 
stone  hatte  diese  Geschwindigkeit  auf 
62000  geographische  Meilen  in  einer  Se-' 
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famde  berechnet,  eine  Schnelligkeit,  welche 
die  Bewegung  des  Lichtes  flbertrifft  Wenn- 
gleich sich  nach  neueren  Messungen  eine 
gaiQgere  Geschwindigkeit  ergiebt  —  in 
oberirdisdien  Leitungen  25—40000  km,  in 
unterirdischen  Kabeln  8000  km,  in  Untersee- 
kabeln etwa  4000  km  auf  die  Sekunde  — ,  so 
würde  selbst  die  geringste  dieser  Ge- 
schwindigkeiten ausreichen,  um  den  elek- 
trischen Strom  in  weniger  als  einer  Minute 
rings  nm  den  Aequator  eilen  zu  lassen. 

Neben  dieser  ausserordentlichen  Ge- 
schwindigkeit befähigt  den  elektrischen  Strom 
DamentUcn  die  Einfachheit  und  Billigkeit 
seiner  Herstellung  und  die  Leichtigkeit  in 
der  Handhabung  zu  einem  der  vorzüglichsten 
Träger  der  NachrichtenTennittelimg.  Als 
Stromquelle  dienen  beim  Tel^;raphieren 
Batterien,  welche  aus  soviel  Elementen  zu- 
sammengesetzt werden,  als  zur  Erzeugung 
der  erforderlichen  Stromstärke  nötig  sind. 
Die  Stromstärke  ist  bedingt  durch  den  zu 
überwindenden  Widerstand,  welcher  wieder- 
um teils  von  dem  zur  Fortpflanzimg  des 
Stromes  verwendeten  Leiter,  teils  von  dem 
Masse  der  Entfernung  abhängt 

Im  Vergleich  mit  der  zur  Lichterzeugung 
oder  zu  motorischen  Zwecken  erforderlichen 
Stromstärke  ist  die  beim  Telegraphieren  aus- 
reichende geradezu  verschwindend  klein. 
Während  z.  B.  die  von  den  Berliner  Eiek- 
tricitätswerken  verlegten  Lichtkabel  auf 
Ströme  von  3000  Ampere  berechnet  sind, 
reichen  fOr  den  Morse-  und  Hughesbetrieb 
der  Tel^raphie  Ströme  von  0,01—0,02 
Ampere,  für  unterseeische  und  Femsprech- 
kitungen  sc^ar  solche  von  0,00005—0,00010, 
also  oO — 100  Millionstel  Ampere,  aus.  Die 
zur  Erzeugung  des  Stromes  oenutzten  Ele- 
mente (DanieU,  Meidinger)  sind  von  ein- 
fadier  Zusammensetzung  und  bedürfen  nur 
in  langen  Fristen  der  Neuansetzung  oder 
Erneuerung.  Die  Unterhalüing  eines  Kupfer- 
elementes  kostet  einschliesslich  des  Arbeits- 
l<^es  und  des  zur  Verzinsung  und  Amorti- 
sation der  Anschaffungskosten  erforderlichen 
Betrages  jährlich  50—60  Pfennig.  Bei  Sta- 
tionen von  grossem  Um&tnge  ist  man  neuer- 
dings dazu  übei^egangen,  die  nach  Tausenden 
Ton  Elementen  zählenden  Batterieen  durch 
Accumulatoren ,  die  den  durch  Dynamo- 
maschinen erzeugten  Strom  aufspeichern,  zu 
ersetzen,  was  bei  bedeutendem  Betriebe  sich 
billiger  stellt  als  Batterieströme.  —  Die  Ver- 
wendbarkeit des  elektrischen  Stromes  wird 
dadurch  erhöht,  dass  er  nach  Bedarf  durch 
Umsdialter  gelenkt,  durch  Beiais  gestärkt, 
durch  entsprechende  Schutzvorrichtungen 
(Blitzableiter)  ungefährlich  gemacht  und  durch 
locht  zu  handhabende  Instrumente  (Gal- 
taooskope  etc.)  gemessen  werden  kann,  end- 
Scfa  auch  dadurch,  dass  er  als  Arbeitstrom, 
durch  Hineinsendung  in  die  Leitung,  oder 


aber  als  Buhestrom,  dinrch  Unterbrechung 
des  die  Leitung  durchfliessenden  Stromes, 
sich  je  nach  Umfang  des  Betriebes  aus- 
nutzen lässt 

2.  Die  Apparate.  Die  Schnelligkeit  der 
telegiaphischen  Korrespondenz  hängt  wesent- 
lich von  dem  Zeitmasse  ab,  in  welchem  ihre 
Zeichen  am  Abgangsorte  abgesandt  und  bei 
der  Ankunft  aufgenommen  werden.  Ein 
Tel^raphenapparat  ist  um  so  vollkommener 
je  schneller  er  Zeichen  abzugeben  und  aai- 
zunehmen  ermöglicht,  ohne  die  Zuverlässig- 
keit der  Zeichenvermittelung  zu  beeinträch- 
tigen. 

Noch  jetzt  stehen  Apparate,  welche  die 
auf  ihnen  dargestellten  Zeichen,  ohne  eine 
Schrift  zu  hinterlassen,  lediglich  durch  Be- 
wegimgen  oder  durch  Klopfen  erkennbar 
machen,  in  ausgedehnter  Anwendung.  Der 
Wheatstonesche  Nadel telegraph,  welcher  auf 
dem  europäischen  Festlande  fast  nur  noch 
bei  Eisenbahnen,  Feuerwehren  etc.  in  Ge- 
brauch ist,  wird  in  England,  namentlich  auf 
Stationen  mit  geringem  Verkehre,  noch  viel- 
fach zur  telegraphischen  Korrespondenz  be- 
nutzt. In  Nordamerika  dient  der  Morse- 
apparat unter  Weglassung  der  Schreibvor- 
richtung durch  sein  klopfendes  Geräusch  als 
sounder  in  ausgedehntem  Umfange  dem 
Telegraphenverkehre.  Auch  auf  den  unter- 
seeischen Kabeln  waren  anfänglich  aus- 
schliesslich Apparate  verwendbar,  die  keine 
bleibenden  Zeichen  hinterliesseu,  sondern  bei 
denen  die  schwachen  Zuckungen  des  elek- 
trischen Stromes  am  Widerscheine  der  Be- 
w^ung  im  Spiegelg^vanometer  abgelesen 
werden  mussten.  Sir  Will.  Thomsons 
Heberschreibapparat  (Syphon  i-ecorder)  er- 
möglicht es,  die  auf  Tiefseekabeln  anlangen- 
den Zeichen  in  Kurven,  die  sich  dem  Morse- 
alphabet anpassen,  auf  Papierstreifen  fest- 
zuhalten. 

Mittelst  des  Morseschen  Schreibapparates, 
welcher  mit  der  von  W.  Siemens  erfundenen 
Verbesserung  als  Farbschreiber  in  der  deut- 
schen Telegraphie  vorzugsweise  angewendet 
wird,  kann  ein  geübter  Telegraphist  in  einer 
Stunde  450—550  Worte,  d.  h.  30—40  Tele- 
gramme von  durchschnittlicher  Länge  ab- 
geben. Auf  dem  von  dem  Amerikaner 
Hughes  1855  erfundenen  Typendrucktele- 
naphen  kann  diese  Leistung  bei  flotter 
Bedienung  auf  110  Umdrehungen  in  der 
Minute  oder  etwa  1000—1100  Worte,  d.  h. 
70 — 80  DurchschnittstelemBmme  auf  die 
Stunde  erhöht  werden.  Eine  beträchtliche 
Steigerung  dieser  Schnelligkeit  -wird  durch 
Vorkehrungen  erzielt,  welche,  wie  der 
Wheatstonesche  Automat,  die  zum  Äbtele- 
graphieren  benutzten  Papierstreifen  mittels 
einer  durch  komprimierte  Luft  bewegten 
kleinen  Maschine  vorlochen  und  dadurch 
nicht  nur  eine  schnellere,  sondern  auch  eine 
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gleichmässigere  und  korrektere  Absendung 
der  Schrifteeichen  ermöglichen. 

Eine  nicht  unwesentliche  Beschleuni- 
gung der  Depeschenbeförderung  wird  durch 
den  von  dem  Franzosen  Estienne  kon- 
struierten Schreibapparat  dadurch  erzielt, 
dass  auf  demselben  die  Schriftzeichen  des 
Morsealphabets  nicht  wagerecht,  sondern 
senkrecht  nebeneinander  erscheinen,  wo- 
durch nicht  nur  eine  schnellere  Abgabe  der 
Zeichen,  sondern  auch  ihr  Lesen  erleichtert 
wird. 

Eine  stärkere  Ausnutzung  der  Telegra- 
phenleitungen wird  endlich  durch  Apparate 
erstrebt,  welche,  wie  die  von  Gintl,  w .  Sie- 
mens, Frischen  und  Prescott  hergestellten 
Gegen  Sprecher,  das  gleichzeitige  Befördern 
von  Depeschen  in  entgegengesetzter  Rich- 
tung auf  demselben  Drahte,  oder  wie  der 
von  B.  Meyer  ersonnene,  von  Baudot,  De- 
lany  und  Mercadier  verbesserte  Multiplex, 
die'  gleichzeitige  Abrabe  mehrerer  De- 
peschen auf  einem  Drahte  in  derselben 
Bichtimg  (Doppel-  oder  Vielfachsprecher) 
gestatten.  Noch  grössere  Schnelligkeit  in 
der  Beförderung  der  Telegramme  wird  auf 
dem  von  Pollak  und  Virög  konstruierten 
SchneUtelegraphen  erzielt. 

Den  aUergrössten  Fortschritt  auf  dem 
Gebiete  der  Telegraphenapparate  stellt  das 
Telephon  dar,  weil  dies  unscheinbare  In- 
strument am  billigsten  herzustellen  (ein 
Femsprecher  kostet  9,75  bis  10,50  Mark, 
ein  Morsescher  Normalschreiber  190  Mark, 
ein  Estiennescher  polarisierter  Doppel- 
schreiber 204  Mark,  ein  Hughesapparat 
1350  Mark,  ein  Syphon  recorder  2000  Mark) 
lind  zu  unterhalten  sowie  weitaus  am  leich- 
testen zu  handhaben  ist.  Während  alle 
Telegraphen apparate  geschulte  Beamte  zu 
ihrer  Bedienung  erfordern,  kann  der  Fem- 
sprecher dem  Publikum  selbst  in  die  Hand 
gegeben  und  ohne  jede  telegraphische  Vor- 
bildung nach  kurzer  Dnterweisimg  mit  Er- 
folg benutzt  werden. 

3.  Leitungen.  Das  Problem  des  Tele- 
graphierens  ohne  Leitungsanlage  ist  trotz 
der  weiter  imten  (sub  5)  zu  berührenden 
wichtigen  Fortschritte  noch  nicht  soweit  ge- 
löst, dass  die  drahtlose  Telegraphie  als  ein 
wesentlicher  Faktor  der  Nachrichtenver- 
mittelung gelten  könnte.  Die  elektrische 
Telegraphie  ist  daher  bis  jetzt,  abgesehen 
von  Ausnahmefällen,  noch  an  Leitungsvor- 
richtungen gebimden,  welche  für  ihre 
Zwecke  entweder  oberirdisch,  durch  Befesti- 
gimg von  Drähten  an  erhöhten  Stützpunkten, 
oder  upterirdisch,  durch  Verlegung  der  in 
Kabel  eingehüllten  Drähte  in  die  Erde, 
oder  unterseeisch,  durch  Versenkung  ähn- 
licher Kabel  auf  den  Grund  des  Meeres, 
angelegt  werden. 

Die  oberirdischen  Leitungen  be- 


stehen aus  metallischen  Drähten,  die  an  den 
ünterstHtzungspunkten  durch  einen  nicht 
leitenden  Körper  von  den  Stützen,  an 
denen  sie  über  den  Erdboden  eriiOht  sind, 
und  damit  zugleich  von  der  Erde  selbst 
isoliert  werden.  Als  Leitimgsdraht  bedient 
man  sich  vorwiegend  des  Eisens,  das  an 
Leitungsfähigkeit  hinter  dem  Kupfer  frei- 
lich sehr  beträchtlich  (etwa  wie  1  zu  6) 
zurücksteht,  aber  diesen  Nachteil  durch 
seine  viel  grössere  Billigkeit  und  Dauer- 
haftigkeit aufwiegt  Nur  bei  internationalen 
Linien  zwischen  grossen  Entfernungen,  z.  B. 
Berlin — Rom,  ist  neuerdings  Kupferdraht 
und  zwar  meist  mit  einer  Mischung  (Alu- 
mininmbronze)  zur  Anwendung  gekommen. 
—  Als  Träger  der  Leitungsdrähte  werden 
vorzugsweise  hölzerne  Stangen  verwendet, 
weil  sie  preiswtirdig  zu  beschaffen,  leicht 
zu  transportieren  und  unschwer  an  den  ge- 
eigneten Stellen  zu  befestigen  sind.  Auch 
kann  dem  an  sich  dauerhaften  Holze  der 
Nadelbäume  durch  Anstrich  oder  Tränkimg 
mit  antiseplischen  Stoffen  «in  noch  höherer 
Grad  von  Widerstandsfähigkeit  gegen  die 
Einflüsse  der  Witterung  und  des  Erelbodens 
beigebracht  werden.  In  Südeuropa  wird 
vielfach  Kastanienholz  zu  Telegraphenstangen 
benutzt,  das  sich  durch  seine  ausserordent- 
liche Dauerhaftigkeit  für  diesen  Zweck  vor- 
züglich eignet.  In  tropischen  Ländern,  wo 
bearbeitetes  Holz  den  Angriffen  der  Feuch- 
tigkeit und  der  Zerstörungswut  der  Insekten 
zu  unterliegen  pflegt,  werden  die  Tel^ra- 
phenleitungen  entweder  an  lebendigen  Bäu- 
men, z.  B.  in  den  Philippinen  an  Baum- 
wollbäumen oder  an  eisernen  Trä^rn  be- 
festigt; für  letztere  Zwecke  sind  bei  den  in 
Deutsch-Ostafrika  erbauten  Leitungen  mit 
gutem  Erfolge  Mannesmannsche  Rohrständer 
benutzt  worden.  —  Als  Isolatoren  dienen 
Glocken  aus  Glas  oder  Porzellan,  die  mittelst 
eiserner  Stützen  an  den  Trägern  befestigt 
werden. 

Oberirdische  Leitungen  sind,  wo  nicht 
besondere  Umstände  ihre  Anlage  erschweren, 
verhältnismässig  leicht  und  ohne  zu  grosse 
Kosten  (1  km  Holzgestänge  mit  4  mm 
starkem  Eisendraht  auf  Landwegen  etwa 
300  Mark,  an  Eisenbahnen  ca.  250  Mark, 
mit  4  mm  Bronzedraht  etwa  700  Mark)  her- 
zustellen. Aber  sie  sind  den  Einflüssen  der 
Witterung,  namentlich  der  Gewitter,  des 
Windes  und  der  Kälte  in  hohem  Grade 
unterworfen  und  überdies  den  mannigMtig- 
sten  Beschädigungen  aus  Mutwillen,  B^ 
Willigkeit,  durch  Tiere  etc.  ausgesetzt,  er- 
leiden durch  Windbruch,  Zerreissen  der 
Drähte,  Zerstörung  der  Isolatoren  unwill- 
kommene Störungen  nnd  verursachen  nicht 
unerhebliche  Unterhaltungskosten,  die  bei 
einfachen  Gestängen  auf  ca.  20  Mark,  bei 
Doppelgestängen  50 — 60  Mark  und  ausser- 
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dem  für  die  Leitungen  auf  2,50  Mark  für 
1  km  zu  veranschlagen  sind.  Starke  ün- 
vetter  oder  anhaltender  Schneefall  setzen 
die  oberirdischen  Leitungen  auf  veite 
Strecken  ausser  Betrieb  und  verursachen 
nicht  selten  ausgedehnte  tagelauge  Unter- 
brechungen   der   Tel^raphenverbindungen. 

Unterirdische  Leitungen  sind  be- 
reits in  den  Anfingen  der  elektischen  Tele- 
graphie  als  eine  vor  Störungen  in  höherem 
Masse  geschützte  Anlage  erkannt  und  aus- 
zuführen versucht  worden.  Nach  dem  Vor- 
gange des  Physikers  Jacobi,  der  1842  in 
relersburg  eine  unterirdische  Leitung  her- 
gestellt, und  nachdem  Werner  Siemens 
in  der  Guttapercha  einen  zur  Isolierung  der 
Leitungsdifthte  geeigneten  Körper  erkannt 
hatte,  schritt  man  in  Preussen  dazu,  auf 
grCsseren  Strecken  unterirdische  Leitungen 
anzulegen.  Die  Linie  von  Berlin  nach 
Frankfurt  a.  M.  wurde  1849  bis  Eisenach 
unterirdisch  erbaut  Allein  da  es  an  Hilfs- 
mitteln fehlte,  um  die  Guttapercha  von  den 
zersetzenden  Einflüssen  des  Erdbodens  und 
vor  den  Angriffen  von  Nagetieren  zu 
schützen,  so  ging  der  Isolationsstand  der 
Leitungen  bald  zurück;  man  sah  sich  ge- 
nötigt, das  unterirdische  Leitimgssystem  zu 
verlassen.  Die  Anwendung  von  Kabeln 
blieb  lange  auf  Zuleitungen  in  grösseren 
Städten,  Durchführungen  unter  Tunnels 
u.  dei^l.  beschränkt,  denen  durch  kost- 
spielige eiserne,  bleierne  und  thönerne 
Röhren  der  nötige  Schutz  verliehen  werden 
mnsste. 

Durch  die  ausgedehnte  Anwendung, 
welche  die  Kabelleitung  bei  Herstellung  der 
unterseeischen  Telegraphenverbindungen  ge- 
funden hatte,  waren  die  Bedingungen  für 
die  technische  Herstellung  und  Verl^ung 
der  i[abel  sowie  für  das  Telegraphieren 
auf  ihnen  besser  bekannt  geworden.  In 
Deutschland  ist  1877—1881  ein  unterirdi- 
sches Telegraphennetz  hergestellt  worden, 
welches  die  wichtigsten  Orte  des  Reichs- 
postgebietes durch  20  Linien  unterirdischer 
Kabel  von  insgesamt  5470  km  Länge  und 
37420  km  lieitungen  mit  einem  Kostenauf- 
wande  von  nahezu  30  Millionen  Mark  in 
Verbindung  gesetzt  hat  und  demnächst  durch 
den  Anschluss  der  süddeutschen  Hauptorte 
vervollständigt  wcixien  ist.  Die  unterirdi- 
schen Linien  erfordern  zwar  nicht  unbe- 
trächtliche Anlagekosten,  die  Erbauung  von 
1  km  7-adrigen  Kabels  kostet  5500—6000 
Mark:  allein  die  Unterhaltimg  ist  ausser- 
ordentlich billig,  1  km  unterirdische  Lei- 
tung etwa  50  Pfennig  jährlich;  sie  sind  von 
Stönmgen  durch  Stürme,  Gewitter  und 
«mstige  atmosphärische  Einflüsse  fast  voll- 
kommen frei,  behalten  ihren  Isolationsstand 
lange  Zeit  und  haben  wiederholt  den  Tele- 
graphenbetrieb   in   Zeiten    ermögUcht,    wo 


derselbe  in  anderen  Ländern  durch  Stürme, 
Schneefälle  etc.  und  die  dadurch  hervorge- 
rufenen Beschädigungen  der  oberirdisdien 
Linien  unterbrochen  war. 

unterseeische  Leitungen,  die  zu- 
erst von  Werner  Siemens  1848  im  Kieler 
Hafen  zur  Anlegung  unterseeischer  Minen 
angewendet  wurden,  sind  für  Zwecke  des 
Tel^raphenverkehrs  1850  durch  Anl^ung 
des  Kabels  zwischen  Dover  und  Cidais  in 
Gebrauch  genommen  und  haben  rasche  Ver- 
breitung gefunden.  Im  Jahre  1852  wurden 
England  und  Schottland  mit  Irland,  Ffinen 
mit  Seeland  und  JütLsuid,  England  mit  fid- 
gien  und  Holland,  femer  1854  Seeland  mit 
Schweden,  Itahen  und  Sardinien  mit  Cor- 
sica  verbunden. 

Durch  die  raschen  Fortschritte  der 
unterseeischen  Telegraphie  angeregt,  fesste 
im  März  1854  der  Amerikaner  Cyrus  Field 
den  Plan,  Amerika  und  Europa  telegraphisch 
zu  verbinden.  Der  erste  Versuch  einer 
Kabell^ung  zwischen  dem  irischen  Hafen 
Valentia  und  Neufundland  misslang,  indem 
das  Kabel  bald  nach  der  Abfahrt  von  Ir- 
land zerriss,  imd  auch  das  am  6.  August 
1858  zwischen  denselben  Endpunkten  glück- 
üch  verlegte  Kabel  versagte  nach  einer  Be- 
nutzung von  wenigen  Tagen  den  Dienst. 
C.  Field  Uess  sich  durch  diese  Misserfolge 
nicht  abschrecken.  Der  von  ihm  neu  er- 
richteten Anglo  American  Telegraph  Com- 
winy  gelang  es  1866,  ein  gebrauchsfähiges 
Kabel  zwischen  der  alten  und  neuen  Welt 
herzustellen,  welchem  noch  in  demselben 
Jahre  ein  zweites  Kabel  auf  derselben  Linie 
folgte.  Gegenwärtig  ist  Europa  mit  Ame- 
rika diurch  12  Unterseeleitungen  verbunden, 
von  denen  4  der  genannten  Gesellschaft,  je 
2  der  Commerdal  Cable  Company  und  der 
Western  Union,  je  eins  der  französischen 
Telegraphengesellschaft  und  der  Direct 
United  States  Cable  Company  gehören. 

C.  Fields  kühnes  Vorgehen  ist  von  nadi- 
haltigem  Einfluss  auf  die  Ausdehnung  der 
unterseeischen  Telegraphie  gewesen.  Die 
Grosse  Nordische  Telegraphengesellschaft  zu 
Kopenhagen,  welche  die  längste  üeberland- 
lime  der  Welt  qiier  durch  Europa  und 
Asien  bis  nach  Wladiwostock  am  Stillen 
Meer  erbaut  hat,  verband  diesen  Endpunkt 
Anfang  der  70  er  Jahre  durch  Seekabel  mit 
Japan  und  China.  Die  Eastern  Telegraph 
Company,  welche  Unterseetelegraphen  von 
England  nach  Portugal,  Gibraltar,  Mfdta 
und  Alexandrien  b^tzt,  stellte  1870  durch 
die  beiden  grossen  Kabel  von  Suez  nach 
Aden  und  von  dort  nach  Bombay  die  unter- 
seeische Verbindung  zwischen  England  und 
seinem  indischen  Reiche  her.  Kese  Ver- 
bindung ist  demnächst  von  der  Eastern 
Extension  Australasia  and  China  Telegraph 
Company  dmrch   zahlreiche   Kabellegungen 
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im  Indischen  Ocean  sowie  in  den  ostasiati- 
schen und  australischen  Meeren  nach  Ost- 
aaien  und  Australien  ausgedehnt  worden. 
Die  Brazilian  Submarine  Telegraph  Company 
hat  1874  durch  Kabel  zwischen  Lissabon, 
Madeira,  St.  Vinzent  und  Pernambuco  eine 
unmittelbare  Unterseeleitung  zwischen  Eu- 
ropa und  Sodamerika  hergestellt.  Kabel 
umgürten  die  West-  und  die  Ostküste 
Afrikas  und  stellen  Verbindungen  zwischen 
dem  britischen,  deutschen,  französischen  und 
portugiesischen  Kolonialbesitz  auf  dem  dun- 
keln Weltteil  und  Europa  her.  Durch  zwei 
mächtige  Kabel,  von  denen  das  eine 
Canada  mit  Australien,  das  andere  Nord- 
amerika mit  Japan  und  China  verbinden 
soll,  ist  eine  sich  kreuzende  Ueberbrückung 
der  Tiefen  des  Stillen  Oceans  geplant.  Zur 
Zeit  sind  etwa  1500  unterseeische  Kabel 
vorhanden,  die  zusammen  rund  170000  See- 
meüen  lang  sind.  Etwa  ein  Zehntel  dieser 
Länge  gehört  verschiedenen  Staatsverwal- 
tungeb;  der  Best,  der  die  weitaus  längsten 
und  wichtigsten  Ünterseeverbindungen  um- 
fasst,  befindet  sich  im  Besitz  und  im  Be- 
triebe von  etwa  30  Privatgesellschaften. 
Das  Gesamtkapital  dieser  Gesellschäften  be- 
trägt gegen  50  Millionen  £,  wovon  etwa 
75*/o  englischen  Gesellschaften  gehört.  Die 
grösste  dieser  Gesellschaften,  die  bereits 
vorhin  erwähnte  Eastern  Telegraph  Com- 
pany, betreibt  Kabel  von  über  50000  See- 
meilen Länge,  fast  ein  Drittel  des  gesamten 
Kabelnetzes,  und  verfügt  über  ein  Grund- 
kapital von  200  Millionen  Mark. 

In  England,  Deutschland,  Frankreich, 
Italien,  Dänemark  und  China  werden  eigene 
Kabelschiffe  unterlialten,  welchen  die  Auf- 
gabe obliegt,  das  Kabel  netz  durch  Ver- 
senkung neuer  ünterseeleitungen  zu  vervoll- 
ständigen und  durch  Ausbesserung  schad- 
hafter Stellen  betriebsfähig  zu  erhalten.  Bei 
diesen  schwierigen  Arbeiten,  die  regelmässig 
auf  den  belebtesten  Hochstrassen  des  Oceans 
auszuführen  sind  und  oft  auch  bei  Nacht 
nicht  unterbrochen  werden  dürfen,  werden 
die  Kabelschiffe  durch  die  im  Jahre  1884 
geschlossene  internationale  Vereinbarung  ge- 
schützt, welche  auch  den  kostbaren  Tele- 
grapheakabeln  selbst  einen  in  Friedenszeiten 
ausreichenden  Schutz  gegen  fahrlässige  und 
böswillige  Beschädigtmgen  verliehen  hat. 
Zur  Ausfühnmg  des  Kabelschutzvertrages 
ist  in  Deutscldand  das  R.G.  v.  21.  November 
1887  erlassen  worden. 

4.  Fernsprechanlagen.  Da  für  den 
Fernsprechbetrieb  eine  ausserordentlich  ge- 
ringe Strommenge  ausreicht,  so  genügen 
für  die  Leitungen  Drähte  von  entsprechend 
geringem  Durchschnitt.  An  Stelle  des 
schwachen  Eiseudiahtes ,  der  in  den  Stadt- 
fernsprechanlagen anfänglich  verwendet 
wm-de,  treten  neuerdings  überwüegend  Drähte 


aus  Aluminium  bronze,  welche  wegen  ihrer 
grossen  Leitungsfähigkeit  auch  für  den  Fern- 
sprechverkehr in  die  Ferne  sich  vorzüglich 
eignen.  —  Die  Anbringung  der  Leitungen 
erfolgt,  wenn  sie  dem  Fernsprechverkehr 
über  Land  dienen  sollen,  imter  nahezu  den- 
selben Bedingungen  ■wie  bei  oberirdischen 
Telegraphenanlagen.  Abweichende  Verhält- 
nisse treten  bei  den  Stadtfernsprecheinrich- 
tungen  ein.  Als  Stützpunkte  für  die  Lei- 
tungen können  innerhalb  der  Städte  nur  in 
seltenen  Fällen  Telegraphenstangen  benutzt 
werden,  weil  hierdurch  der  Strassenverkehr 
gehindert  und  das  Aussehen  der  Stadt  ver- 
\mziert  werden  würde.  Auch  die  An- 
bringung der  Träger  an  den  Hauswänden 
mittels  eiserner  Bügel  ist  nur  an  Orten  mit 
geringerem  Verkehr  ausführbar.  Bei  leb- 
hafterem Verkehr  bleibt  nur  übrig,  die 
Hausdächer  als  Stützpunkte  zu  benutzen  und 
die  Drähte  nicht  im  Zuge  der  Strassen,  son- 
dern frei  über  den  Häusern,  auf  deren 
Dächern  die  Träger  als  Eohretänder,  Ge- 
rüste etc.  ausreichend  verankert  werden, 
entlang  zu  führen.  In  den  grössteu  Ver- 
kehrsmittelpunkten ist  die  daraus  sich  er- 
gebende Belastung  eine  so  bedeutende  ge- 
worden, dass  man  sich  genötigt  gesehen 
hat,  die  Hauptzüge  der  Fernspreclüeitungen 
in  eigens  dazu  konstruierten  Kabeln  mit  50 
und  mehr  Drähten  zusammenzufassen  und 
teils  als  Luftkabel  aufzuhängen,  teils  unter- 
irdisch zu  verlegen. 

5.  Drahtlose  Telegraphie.  Dass  elek- 
trische Ströme  nicht  bloss  den  metaUischea 
Leitungen  folgen,  sondern  auch  durch  Erde, 
Wasser  und  Luft  sich  fortpflanzen,  ist  eine 
ErfahiTing,  die  schon  in  den  Anfängen  der 
elektrischen  Telegraphie  gemacht  worden 
und  ihr  durch  die  von  Steinheil  nachge- 
wiesene Rückleitung  durch  die  Ei-de  von 
hohem  Nutzen  gewesen  ist  Ebenso  ist  es 
längst  bekannt,  dass  die  Einleitung  imd 
Unterbrechung  von  elektrischen  Strömen 
auch  in  den  dem  Leitimgsdraht  benach- 
barten Drähten  Ströme  von  vorübergehender 
Dauer  hervorrufen.  Die  ersten  Vei-suehe, 
ohne  Drahtleitung  zu  telegraphieren,  hatten 
teils  an  die  Leitungsfähigkeit  der  Enle 
und  des  Wassers,  teils  an  die  Induktions- 
erscheinungen angeknüpft.  Es  war  auf 
jedem  dieser  Wege  gelungen,  elektrische 
Zeichen  auf  gewisse  freiUch  nicht  erheb- 
liche Entfernungen,  ohne  Draht  hervorzu- 
rufen und  dadurch  Nachrichten  zu  über- 
mitteln. Die  Entdeckung  der  elektrischen 
Wellenschwingungen  durch  Heinrich 
Hertz  ist  der  Ausgangspunkt  einer  neuen 
Telegraphie  ohne  Draht  geworden,  die  sich 
nach  der  Vervollkommnung,  welche  die  da- 
bei angeordneten  Apparate  dxirch  Guilel- 
mo  Marco ni  erfahren  liaben ,  in  den 
letzten  Jahren    zu  einer  praktischen  Nach- 
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richtenvermittelnng  und  zu  einer  nicht  un- 
wichtigen Ergänzung  der  bisherigen  Tele- 
n^hie  auszugestalten  beginnt.  Zwischen 
Orten,  die  mit  den  zu  dieser  Tel^raphie 
eiforderlichen  Absendungs-  und  £mp&tng8- 
apparaten  ausgerflstet  sind,  findet  gegen- 
wärtig bereits  auf  Entfernungen  bis  zu 
50  km  ein  Nachrichtenaustausch  lediglich 
durch  Versendung  elektrischer  Funken  (da- 
her auch  Funkentelegraphie  genannt)  statt 
So  lange  sich  die  neue  Telegraphie  nur  auf 
£ntfemungen  dieser  Art  erstreckt,  wird  ihre 
Anwendung  voraussichtlich  auf  Ausnahme- 
fiUle  beschränkt  bleiben,  in  denen  die  Be- 
nutzung metallener  Leitungen  nicht  angäng- 
lich  ist,  wie  bei  der  Verbindung  von  Feuer- 
schiffen oder  von  auf  der  Fahrt  begriffenen 
Schiffen  untereinander  tmd  mit  dem  Fest- 
lande.  In  Deutschland  ist  die  erste  der- 
artige Anlage,  die  Funkentelegraphenver- 
bindnng  zwischen  dem  Leuchtfeuerschiffe 
Borknm  Riff  und  der  35  km  entfernten  See- 
tel^raphenstation  Borkum  Leuchtturm,  im 
Mai  1900  eröffnet  und  sind  dadurch  die 
grossen  Oceandampfer  der  deutschen  Eeede- 
reien  in  den  Stand  gesetzt  worden,  bei  der 
Ausfahrt  wie  bei  der  Heimkehr  auf  der 
Strecke  Vlissingen^ — Wesermündung  Tele- 
gramme zu  erhalten  und  abzugeben.  Von 
wie  hoher  Bedeutung  die  Telegraphie  ohne 
Draht  für  Herstellung  von  Verbindungen 
zwischen  belagerten  Festungen  und  der  an- 
rückenden Ersatzarmee,  femer  im  Seekriege 
zur  Verbindung  operierender  Geschwader 
untereinander  oder  mit  dem  Lande  werden 
kann,  liegt  auf  der  Hand  und  wird  durch 
die  im  Burenkriege  englischerseits  gemachten 
Erfidirungen  bestätigt 

IIL  Telegraphenbetrieb. 
6.  Staats-   oder  Privatbetrieb.     Der 

Telegraphenbetrieb  erfordert  Anlagen,  die 
sich  über  weite  Gebiete  unter  Benutzung 
öffentlicher  Wege  und  mit  Berührung  pri- 
vaten Gnmdeigentums  erstrecken.  D»  der- 
artige Anlagen  ohne  Schädigung  wirtschaft- 
licher Interessen  nicht  ohne  Not  verviel- 
fiütigt  und  da  sie  ihrer  Natur  nach  nicht 
von  mehreren  Unternehmern  zugleich  be- 
nutzt werden  können,  so  haftet  dem  Tele- 
graphenbetriebe schon  aus  diesem  Grunde 
der  Charakter  der  Ausschliesslichkeit  an. 
In  den  Händen  des  Staates  ist  dieser  aus- 
schliessliche Betrieb  an  sich  besser  gewahrt 
als  bei  Frivatuntemehmem,  die  eher  geneigt 
sein  werden,  die  grossen  Interessen,  die 
ihnen  bei  tel^japhischer  Nachrichtenver- 
mittelnng  anvertraut  werden,  zu  eigenem 
Nutzen  zu  verwenden.  Hierzu  kommt  der 
politische  Gesichtspunkt,  indem  die  Tele- 
graphie nicht  nur  durch  ihre  umJbngreiche  I 
Anwendung  zu  Staatszwecken  aUer  Art,  1 
insbesondere  zu  militärischen,  gerichtlichen,  ] 


polizeilichen  tmd  allgemeinen  Verwaltungs- 
zwecken, ein  Regierungsmittel  von  hoher 
Bedeutung  geworden  ist,  sondern  axich  ihre 
Ueberwachung  in  unruhigen  Zeiten  diu^h 
die  Sicherheit  des  Staates  geboten  wird. 
Diese  Gründe  haben  dazu  geführt,  dass  der 
Telegraphenbetrieb  in  den  meisten  Ländern 
entweder  gesetzlich,  wie  z.  B.  in  Frank- 
reich durch  G.  v.  1851,  oder  thatsächlich, 
wie  in  Preussen,  als  ausschliessliches  Recht 
des  Staates  eingerichtet  worden  ist  und 
dass  auch  in  denjenigen  Ländern,  wo  man 
den  Telegraphenbetrieb  anfänglich  der  Pri- 
vatunternehmung überlassen  hatte,  die  Er- 
kenntnis der  daraus  entspringenden  weit- 
greifenden üebelstände  meist  bald  die  Ver- 
staatlichung der  öffentlichen  Verkehrszwecken 
gewidmeten  Telegraphen  zur  Folge  gehabt 
hat  In  England  ist  1869  die  bis  dahin 
durch  Privatunternehmer  betriebene  Tele- 
graphie vom  Staate  gegen  einen  Preis  von 
6,8  Millionen  £  angekauft  und  mit  der  Post- 
verwaltung vereinigt  worden.  In  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  ist  die  Tele- 
graphie noch  gegenwärtig  Privatuntemeh- 
mung;  sie  wird  als  faktisches  Monopol  von 
einer  einzigen  grossen  (Jesellschaft,  der 
Western  Union,  ausgeübt  welche  allen  Mit- 
bewerb  unterdrückt.  Die  Beseitigung  dieses 
Missverhältnisses  wird  seit  Jahren  von  der 
öffentüchen  Meinung  verlangt;  doch  ist  es 
bisher  noch  nicht  gelungen,  dem  Gesetzent- 
wurfe wegen  Einrichtung  von  Bundestele- 
graphen die  Mehrheit  im  Kongress  zu  ver- 
schaffen. 

Für  den  Privatbetrieb  der  Telephonie 
wurde,  namentlich  beim  ersten  Auftreten 
dieses  Zweiges  der  Telegraphie,  vielfach  airf 
die  Aehnüchkeit  hingewiesen,  welche  die 
damals  vorzugsweise  dem  innenstädtischen 
Verkehr  dienende  Einrichtung  mit  dem  Be- 
triebe von  Gasanstalten,  Wasserleitimgen, 
Strassenbahnen  etc.  haben  sollte.  Jedoch 
hat  sich  bald  herausgestellt,  dass  ein  wirk- 
licher Mitbewerb  mehrerer  Unternehmer 
auch  bei  der  Telephonie  durch  die  Natur 
des  Betriebes  ausgeschlossen  oder  doch  mit 
starken  Uebelständen  für  alle  Beteiligten 
verbunden  ist,  und  dass  bei  der  immer 
grösseren  Ausdehnimg  der  Tragweite  des 
Fernsprechers  sich  eine  wirksame  Abgren- 
zung zwischen  der  Telephonie  und  dem  der 
Telegraphie  vorzubehaltenden  Gebiete  nicht 
treffen  lässt.  Diese  Erfahrungen  haben  in 
vielen  Ländern  zur  Verstaatlichung  des  an- 
fänglich privaten  Telephonwesens,  zum  Teil 
wie  in  Frankreich  (1890)  unter  Autwendung 
beträchtlicher  Abfindungssummen,  geführt. 
In  Deutschland  ist  die  Telephonie,  soweit 
sie  dem  öffentlichen  Verkehre  dient,  von 
Anfang  an  als  ein  Teil  der  staatlichen  Tele- 
graphie aufgefasst  und  ausschliesslich  dm*h 
den  Staat  betrieben  worden,  ohne  dass  liier- 
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durch  die  dem  Staatsbetriebe  oft  nachge- 
sagten Nachteile  irgendwie  eingetreten 
•wären.  Vielmehr  steht  Deutschlwid,  so- 
wohl was  die  Ausdehnung  als  was  die 
Leistungen  der  Fernsprechemrichtimg  anbe- 
trifft, an  der  Spitze  sämtlicher  europäischen 
Länder. 

Ftir  den  Eisenbahnbetrieb  büdet  der  Tele- 
graph ein  unerlässliches  Hilfsmittel.  In  An- 
erkennung dieser  Thatsache  ist  von  der  Ver- 
staatlichung der  Eisenbahntelegraphen  auch 
da  abgesehen  worden,  wo  die  Telegraphie 
sonst  ein  staatliches  Monopol  bildet.  Auch 
ist  im  Hinblick  auf  die  dem  Publikum  dar- 
aus erwachsenden  Vorteile  ziemlich  überall 
die  Mitbenutzung  der  Eisenbahntelegraphen 
für  allgemeine  Verkehrszwecke  gestattet; 
sie  unterliegt  jedoch  dann  meistens  dem  Ver- 
ordnungs-  und  Beaufsichtigungsrechte  des 
Staates. 

Fast  ausnahmslos  ist  dem  Privatunter- 
nehmen bisher  überlassen  geblieben  das 
weite  Gebiet  der  unterseeischen  Telegraphie. 
In  ihren  Anfängedi  wegen  des  damit  ver- 
bundenen hohen  Risikos  von  den  Staaten 
gemieden,  von  der  grossen  Privatindnstrie 
hingegen  sehr  bald  als  ein  ergiebiges  Feld 
gewinnbringender  Thätigkeit  erkannt  und 
oft  mit  glänzendem  Erfolge  betrieben,  ist 
sowohl  die  Errichtung  der  unterseeischen 
Telegraphenanlagen  als  ihr  Betrieb  von  An- 
fang an  in  den  Händen  kapitalskräftiger 
Unternehmungen,  meistens  grosser  inter- 
nationaler Gesellschaften  gewesen  und  bis 
jetzt  weit  überwiegend  verblieben,  obgleich 
sich  der  Widerspruch  zwischen  der  nach 
Gesichtspunkten  des  öffentlichen  Wohles 
geleiteten  Verwaltimg  der  Land  telegraphie 
und  dem  vorwiegend  privatwirtschaftlichen 
Betriebe  der  unterseeischen  Telegraphie 
wiederholt  in  empfindlichster  Weise  und 
unter  Benachteiligvmg  der  auf  die  Benutzung 
der  hochwichtigen  Seekabel  angewiesenen 
Interessen  geltend  gemacht  hat.  Dde  deut- 
sche Telegraphenverwaltung  ist  die  erste 
gewesen,  welche  die  Einbeziehung  der  unter- 
seeischen Telegraphie  unter  die  Normen  der 
intemationalen  Telegraphie  als  ein  Ziel  auf- 

festellt  und  mit  Nachdruck  verfolgt  hat. 
»eutschland  hat  sich  demnächst  durch  den 
Ankauf  der  unterseeischen  Kabel  von  Borkum 
nach  Lowestoft  und  von  Greetsiel  nach 
Valentia  (1889),  des  Kabels  nach  Helgoland 
(1889)  sowie  durch  Erwerbung  des  Kabels 
von  Hoyer  über  Sylt  nach  Arendal  in  Nor- 
wegen von  der  Mitwirkung  privater  Unter- 
nehmungen für  einige  der  wichtigsten  Unter- 
seelinien befreit  und  durch  die  in  Gemein- 
schaft mit  der  englischen  Verwaltung  aus- 
geführte Errichtung  eines  zweiten  Seekabels 
von  Borkum  nach  England  (1891)  den  An- 
fang mit  dem  Staatsbau  unterseeischer  Tele- 
graphenanlagen gemacht. 


7.  Telegrapheneebühren.  Während  der 
elektrische  Telegramm  anfänglich  (in  Frank- 
reich bis  1850)  gleich  seinem  Vorgänger, 
dem  optischen,  lediglich  Staatszwecken  vor- 
behalten war,  ist  seine  Benutzung  bald  auch 
dem  Privatverkehr  eröffnet  worden  und  steht 

§egenwärtig  gegen  Gebührenentrichtung  je- 
ermann  innerhjEilb  der  durch  die  Gesetze 
oder  durch  die  Bücksicht  auf  das  öffent- 
liche Wohl  und  die  Sittlichkeit  gegebenen 
Schranken  zu. 

Das  Princip  für  die  Gebührenbemessung 
ist  selbstverständlich  verschieden,  je  nach- 
dem der  Betrieb  als  Privatunternehmen  oder 
als  Staatsanstalt  geführt  wird.  Bei  den 
ersteren  wird  das  Bestreben  nach  möglichst 
grossem  Ertrage,  soweit  es  nicht  durch 
Mitbewerb  gezü^lt  wird,  den  Ausschlag 
geben,  bei  staatlichem  Betriebe,  soweit  nicht 
besondere  Bücksichten  dazu  nötigen,  die 
Telegraphie  zu  einer  Einnahmequelle  zu  ge- 
stalten, die  Bücksicht  auf  das  allgemeine 
Wohl  unter  möglichster  Erreichung  der 
Selbstkosten  massgebend  sein.  Verkehrs- 
reiche Länder  mit  stark  benutzten  Linien 
befinden  sich  eher  in  der  Lage,  Ueberschüsse 
aus  dem  staatlichen  Telegraphenbetriebe  zu 
erzielen  als  Länder  mit  schwachem  Ver- 
kehre, die  trotzdem  zur  Unterhaltung  tele- 
graphischer  Verbindungen  sowohl  im  In- 
lande  wie  nach  aussen  hin  durch  politische 
und  Haadelsinteressen  genötigt  sind.  Das 
Deficitj  welches  sich  in  solchen  FäUen  er- 
giebt,  ist  eher  zu  ertragen  als  die  Nachteile, 
welche  der  gesamte  Verkehr  und  der  Natio- 
ndwohlstand  durch  den  Ausschluss  vom 
Welttelegraphenverkehre  erleiden  würde. 
Der  indirekte  Nutzen,  den  die  Gesamtheit 
vom  Telegraphen  bezieht,  ist  um  so  höher 
zu  veranschlagen,  je  wichtiger  für  das  be- 
treffende Land  die  Interessen  sind,  welche 
auf  das  Vorhandensein  und  die  Benutzbai^ 
keit  telegraphischer  Verbindungen  ange- 
wiesen sind. 

Die  Tarif  bildung  hat  bei  der  Telegraphie 
die  Stufen,  welche  der  Posttarif  zurückzu- 
legen gehabt  hat,  schnell  überwunden.  Bei 
der  Geschwindigkeit  und  Billigkeit  der  be- 
wegenden Kraft  konnten  sich  inländische 
Zonentarife  nach  Massgibe  der  Entfernung 
nicht  lange  halten.  Die  Länge  der  Be- 
förderungsstrecke  wirkt  auf  die  Selbstkosten 
der  Telegrammbeföi-derung  in  noch  geringe- 
rem Masse  ein  als  bei  der  Briefpost.  Na- 
mentlich in  kleineren  Staaten  (Schweiz  1852, 
Sachsen  1852,  Niederlande  1858,  Belgien 
1859)  ist  man  bald  nach  den  Anfängen  der 
Telegraphie  zu  Einheitstarifen  ohne  Unter- 
schied der  Entfernung  gelangt.  Für  den 
deutschen  Wechselverkehr  hatte  ein  Zonen- 
tarif nach  3  Entfernungsstufen  bestanden, 
nach  welchem  das  einfache  Telegramm  von 
20  Worten  auf  Entfernungen  bis  18  Meilen 
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50  Pfennig,  bis  52  Meilen  1  Mark,  darüber 
hinans  1,50  Mark  kostete.  An  Stelle  dieser 
SStze  ist  vom  1.  MSrz  1876  ab  ein  einheit- 
licher Tarif  eingetreten,  nach  welchem  für 
jedes  Tel^ramm  ohne  Untersdiied  der  Ent- 
femong  eine  Omndtaxe  von  20  Pfennig 
und  eine  Worttaxe  von  5  Pfennig,  im  min- 
desten 50  Pfennig  zu  erheben  sind. 

Gegenfiber  den  Wortgruppentarifen,  nach 
denen  für  Depeschen  bis  zu  20  (in  einzelnen 
LSndem  auch  bis  10  oder  15)  Worten  eine 
Einheitsgebfihr  zur  Erhebung  gelangte,  hat 
der  Worttarif  den  Vorzug  grösserer  Folge- 
richtigkeit, indem  die  feste  Gmndtaxe  dem- 
j^iigen  Teile  der  Leistung  entspricht,  der 
bei  allen  Tel^iammen  gleich  gross  ist  (An- 
nahme, Bestellung,  dienstUche  Vermerke), 
während  die  Worttaze  sich  nach  dem  vei> 
änderlichen  Teile  der  Leistung,  d.  h.  dem  Cm- 
fange  des  Telegrammes  bemisst  Noch  wich- 
tiger ist  der  praktische  Vorteil,  dass  der 
Worttarif  von  selbst  zu  grösserer  Kürze  der 
Tel^ramme  anffordert  Die  Durchschnitts- 
worUahl  der  Telegramme,  die  in  Deutsch- 
land vor  der  Einfflhnmg  des  Worttarife  sich 
auf  18,3  Worte  belief,  hat  sich  auf  13,3 
Worte  vermindert,  so  dass  eine  Verringe- 
rung lun  5  Worte  für  jedes  Telegranun 
erzielt  worden  ist  Durch  diese  ansehn- 
liche Kürzung  der  Tel^ramme  ist  der 
Betrieb  von  überflüssiger  Arbeit  entlastet 
worden;  der  Tdegraph  nützt  in  derselben 
Zeit  einer  grösseren  Anzahl  von  Menschen, 
und  der  Worttarif  hat  sich  als  ein  abkürzen- 
des und  beschleunigendes  Verfahren  bewährt. 
Diese  günstigen  Erfahrungen  haben  dazu 
geführt,  dass  der  Worttarif  nach  dem  Vor- 
gänge Deutschlands  nicht  nur  im  inneren 
Verkehre  der  meisten  Telegraphenverwal- 
tungen  des  Auslandes  eben&dls  zur  Ein- 
ffihning  gelangt  ist,  sondern  auch  im  Aus- 
landsvo-kehre,  in  welchem  er  für  grosse 
Entfernungen  schon  früher  galt,  in  steigen- 
dem Masse  als  Grundlage  der  internatio- 
nalen Tarifbildung  Anerkennung  gefun- 
den hat 

Die  Wortzählung  wird  bei  der  Gebfihren- 
ba«chnung  in  der  Weise  bewirkt,  dass  die 
grösste  Lbige  eines  Wortes  in  offener  oder 
verabredeter  Sprache  im  europäischen  wie 
im  anssereoropaisdien  Verkehre  auf  15  Buch- 
staben (d.  h.  Schriftzeichen  nach  dem  Morse- 
alphabete) festgesetzt  ist;  bei  Worten  mit 
mäir  als  15  Buchstaben  wird  der  Ueber- 
schnss,  immer  bis  zu  15  Buchstaben,  für 
ön  weiteres  Wort  gezählt  Bei  chiffrierten 
Tel^prammen  werden  je  5  Ziffern  oder  Buch- 
staben für  ein  Wort  gezählt 

Für  besondere  Leistungen ,  wie  Ver- 
gleichung  der  Telegramme,  Empfangsan- 
xeige,  werden  ausser  der  Haupttaxe  ent- 
sprech^ideNebengebfihren  bezahlt  Für 
drii^iende    Telegramme,   welche    auf  Ver- 


Umgen  des  Absenders  vor  den  anderen  Pri- 
vattelegrammen befördert  werden,  wird  die 
dreifache  Gebühr  des  ein&chen  Tel^rammes 
erhoben. 

Die  Vorausbezahlung  der  Gebühren,  also 
der  FranHerungszwang,  bildet  bei  der  Tele- 
graphie für  die  Haupttaxe  und,  soweit  dies 
möglich,  auch  bei  den  Nebengebühren  diux;h- 
aus  die  Regel. 

Gebührenfreiheiten  und  Gebührenbegüns- 
tigungen haben  bei  der  Telegraphie  von 
Anfang  an  nur  in  geringem  Masse  Eingang 
gefimden.  Gebührenfrei  sind  wohl  überall 
die  Telegramme  des  Staatsoberhauptes,  in 
Deutschland  gemäss  V.  v.  2.  Juni  1877  die 
Telegramme  der  regierenden  deutschen  Fürs- 
ten, ihrer  Gemahlinnen  imd  Witwen;  femer 
Telegramme  in  wichtigen  politischen  oder 
militärischen  Angelegenheiten,  in  Deutsch- 
land in  Bundesrats-  und  Reichstagssachen, 
Telegramme  von  und  an  Reichs-  (nicht 
Staats-)behörden  in  Reichsdienstsachen  so- 
wie Telegramme  von  und  an  Militär-  und 
Marinebehörden  in  Dienstsachen.  Gebühren- 
frei sind  femer  und  zwar  sowohl  im  inneren 
wie  im  intemationalen  Verkehre  Diensttele- 
granmie  der  Telegraphie.  Gebührenermäs- 
sigungen  finden  in  einzelnen  ausländischen 
Staaten  statt  bei  Wettertelegrammen  und 
bei  Presstelegrammen.  In  Deutschland  fin- 
den Gebühreuermässigungen  nur  in  der  Form 
statt,  dass  während  der  Nacht  einzelnen 
Korrespondenten  die  Benutzung  eines  Tele- 
graphendrahtes gegen  Entrichtung  einer  nach 
der  Län^  der  Benutzungszeit  vereinbarten 
Miete  emgeräumt  wird.  Demselben  Ge- 
danken, die  Telegrapheneinrichtungen  zu 
sonst  verkehrsfreier  Zeit  gegen  bUhgere 
Gebühr  nutzbar  zu  machen,  entspringen  die 
in  Ajnerika  gebräuchlichen  halfrate  messages, 
deren  Auflieferer  der  Verwaltung  die  Be- 
fugnis einräumen,  das  Telegramm  wann  es 
ihr  passt,  spätestens  jedoch  am  nächsten 
Tage  zu  befördern. 

Für  die  Telephonie  hat  sich  als  Gebühr 
eine  Pauschalvergütung  in  Gestalt  eines 
Jahresabonnements  ohne  Rücksicht  auf  die 
ZaM  dei'  geführten  Gespräche  von  Anfang 
an  eingebürgert  und  namentlich  im  Orts- 
verkehre  lange  erhalten.  Neuerdings  ist  an 
die  Stelle  dieser  einheitlichen  Vei^tung 
vielfach  eine  Gebühr  getreten,  die  nach  der 
Einwohnerzahl  des  Orts  und  der  Zahl  der 
Gespräche  abgestuft  ist  Auch  im  Reichs- 
postgebiete ist  an  die  Stelle  der  einheitlich 
auf  jährlich   150  Mark  bemessenen  Jahres- 

febühr  seit  dem  1.  April  1900  eine  neue 
emsprechgebührenordnung  vom  20.  De- 
zember 1899  rR.G.Bl.  S.  711)  getreten,  wel- 
che die  Pauschalgebühr  nacn  der  Zahl  der 
Teilnehmer  an  den  betreffenden  Netzen  ver- 
schieden, von  80 — 180  Mark,  festsetzt  und 
gleichzeitig  den  Teilnehmern  die  Wahl  frei- 
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BteDt,  ob  sie  aa  Stelle  der  Pauschalgebülir 
eine  Gebühr  entrichten  wollen,  die  sich  aus 
einer  Grundgebühr  von  60 — 100  Mark  für 
die  Ueberlassung  und  Unterhaltimg  der 
Apparate  für  den  Bau  imd  die  Instandhal- 
tung der  Leitungen  und  aus  Gesprächsge- 
bühren von  5  Pfennig  für  jede  hergestellte 
Verbindung  zusammensetzt.  Doch  ist  es 
bis  jetzt  nicht  gelungen,  eine  Vorkehrung 
zu  treffen,  welche  eine  automatische  Zäh- 
lung der  Gespräche  ermöglicht.  Für  den 
Telephonfemverkehr  sind  überwiegend  Ge- 
bühren für  jedes  Einzelgespräcli  in  Geltung. 

8.  Nachrichtenvennittelnng.  Mit  einer 
Schnelligkeit  wirkend,  vor  welcher  jede 
Entfernung  verschwindet,  ist  der  elektrische 
Telegraph  trotz  der  kurzen  Dauer  seines 
Bestehens  zu  einem  der  vornehmsten  Träger 
der  Nachrichtenvermittelung  in  die  Ferne 
geworden.  Für  den  alle  Teile  der  bewohn- 
ten Erde  umspannenden  Handelsverkehr  der 
Neuzeit,  für  die  immer  engeren  persönlichen 
Beziehungen  zwischen  Bewohnern  verschie- 
dener Weltteile,  für  das  geräuschvolle  Ge- 
triebe der  Tagespresse  ist  er  nicht  weniger 
unentbehrlich  als  für  wissenschaftliche  Un- 
tersuchungen, welche,  wie  die  in  der  Ver- 
vollkommnung begriffene  Wetterkunde,  auf 
dem  Ergebnis  zahlreicher  gleichzeitiger  Be- 
obachtimgen  über  weitausgedehnte  Gebiete 
beruhen. 

Schon  Chappe  hatte  für  seinen  optischen 
Telegraphen  auch  Benutzung  zu  Privat- 
zwecken in  Aussicht  genommen,  die  dem- 
nächst freilich  unterbUeb  und  auch  bei  dem 
elektrischen  Telegraphen  in  Frankreich  erst 
1850  zugelassen  wurde.  Jetzt  steht  die 
Benutzung  des  elektrischen  Telegraphen  so- 
wohl im  inneren  als  im  internationalen 
Verkehre  jedermann  zu.  Von  der  den  Ver- 
waltungen vorbehaltenen  Befugnis,  ihre 
Linien  und  Anstalten  zeitweise  ganz  oder 
zum  Teil  für  alle  oder  für  gewisse  Gat- 
tungen von  Korrespondenz  zu  schliessen, 
wim  meistens  nur  in  Kriegsfällen,  bei  Auf- 
ruhr u.  dergl.  und  auch  dann  überwiegend 
nur  ftir  Telegramme  in  geheimer  Sprache 
Gebrauch  gemacht. 

Telegramme  in  offener  Sprache  können 
können  im  internationalen  Verkehre  in  zahl- 
reichen lebenden  Sprachen  und  in  Aner- 
kennimg  ihrer  früheren  Bedeutung  auch  in 
lateinischer  Sprache  gewechselt  werden.  In 
Deutschland  sind  im  Telegraphenverkehre 
ausser  deutsch  und  lateinisch  zugelassen: 
arabisch,  armenisch,  dänisch,  englisch,  flä- 
misch, französisch,  griechisch,  hebräisch,  hol- 
ländisch, italienisch,  jajianisch,  malayisch, 
norwegisch,  persisch,  portugiesisch,  rumä- 
nisch, schwedisch,  siamesisch,  slawisch  (böh- 
misch, bulgarisch,  kroatisch,  illyriscli,  pol- 
nisch, russisch,  kleinrussisch,  serbisch,  sla- 
vonisch,    slovakisch,    slovenisch),   spanisch. 


ungarisch,  türkisch.  Doch  sind  bei  Nieder^ 
Schrift  der  in  fremden  Sprachen  abgefassten 
Telegramme  lateinische  oder  deutsdie  Schrift- 
zeichen anzuwenden. 

Geheime  Telegramme  können  entweder 
in  verabredeter  Sprache  oder  in  Ziffern  aufr 
gegeben  werden.  Unter  verabredeter  Sprache 
(langage  convenu)  wird  die  Anwendung  von 
Wörtern  verstanden,  welche  an  sich  eine 
sprachliche  Bedeutung  haben,  denen  aber 
durch  Verabredung  (insbesondere  durch 
Wörterbücher,  Codes)  ein  nur  den  Korresjpon- 
denten  verständliciier  Sinn  beigelegt  ist  Tele- 
gramme in  verabredeter  Sprache  sind  nament- 
lich für  Kabelkorrespondenzen  auf  weite  Ent- 
fernungen in  üebung,  weil  sich  dem  verab- 
redeten Einzelwort©  der  Sinn  eines  ganzen 
Satzes  beilegen  lässt.  Chiffrierte  Telegramme 
werden  entweder  in  den  arabischen  Ziffern 
mit  verabredeter  Buchstabenbedeutung  oder 
in  Buchstaben  von  geheimer  Bedeutung  abge- 
fasst  Sie  finden  ausser  im  politisch-diplo- 
matischen Verkehr  namentlich  bei  Börseuge- 
schäften  eine  sehr  beträchtliche  Anwendung. 

Nach  der  unten  mitgeteilten  üebersicht 
erreichte  die  Geeamtzahl  der  1898  beför- 
derten Depeschen  die  hohe  Ziffer  von  375,9 
Millionen,  wovon  auf  Europa  267,4  Millionen, 
auf  die  aussereuropäischen  Gebiete  108,5 
Millionen,  darunter  auf  die  Vereinigten  Staa- 
ten 61,4  Millionen  entfielen.  Es  wäre  eine 
interessante"  Aufgabe,  das  Verhältnis  nach- 
zuweisen, in  welchem  das  FamUienleben, 
die  Gesellschaft,  Handel  und  Industrie,  die 
Presse,  die  Wissenschaft  und  das  Staats- 
leben sich  an  diesem  Verkehre  beteiUgen. 
Für  eine  derartige  Untersuchung  würden 
sich  aus  der  älteren,  aber  noch  heute  treff- 
lichen Schrift  von  Karl  Knies,  Der  Tele- 
graph als  Verkehrsmittel,  sowie  aus  den 
Schriften  von  George  Sauer,  The  Tele- 
graph in  Europe  (Paris  1869),  Sir  James 
Anderson,  Statistics  of  Telegraphy  (Lon- 
don 1872)  und  L.  L.  Madsen,  Recherches 
sur  la  loi  du  mouvement  telögraphique  inter- 
national (Kopenhagen  1877)  mannigfache 
Anhaltspunkte  gewinnen  lassen.  Die  nach- 
stehenden Ziffern  über  die  Beteiligung  der 
vorgenannten  grossen  Faktoren  am  Tele- 
grammverkehre beziehen  sich  nicht  auf  das 
gleiche  Jahr;  auch  scheint  die  Abgrenzung 
der  Rubriken  nicht  nach  gleichmässigen  Ge- 
sichtspunkten erfolgt  zu  sein. 
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So  -wenig  diese  Ziffern  zur  Feststellung 
eines  aUgemeinen  Massstabes  ausreichen,  so 
lassen  sie  doch  erkennen,  dass  der  AnteU 
der  Familientelegramme  an  der  Gesamtziffer 
bei  weitem  grösser  ist,  als  dies  häufig  an- 
genommen -wird,  imd  dass  andererseits  die 
Presse  sich  in  weit  geringerem  Masse  am 
Gesamttel^rammverkehre  beteiligt,  als  sich 
nach  den  mehrfach  erhobenen  Ansprüchen 
auf  besondere  Gebührenprivilegien  erwarten 
liess. 

9.  FemsprechveAehr.  Auf  der  Welt- 
ausstellung von  Philadelphia  1878  hat  Sir 
William  Thomson  den  kurz  vorher  in  (Ge- 
brauch gekommenen  Femsprecher  das 
grösste  AiV  under  unserer  Zeit  genannt.  Ein 
Jahr  vorher  hatte  Kaiser  Wilhelm  den 
Generalpostmeister  v.  Stephan,  welcher  ihm 
das  eben  nach  Deutschland  gekommene  In- 
strument vorführte,  beglückwünscJit,  dass 
er  nicht  vor  400  Jahren  lebe,  weil  er  sonst 
als  Hexenmeister  verbrannt  worden  wäre. 
Der  Wunderwirkung,  mit  welcher  der  Fem- 
sprecher Schallwellen  in  elektromagnetische 
Ströme  imd  di^e  umgekehrt  zurück  in 
Schallwellen  verwandelt,  entspricht  die  un- 
erhörte Schnelligkeit,  mit  welcher  dieses 
»ir.vergleichliche  Verkehrswerkzeug  seinen 
Siegeslauf  durch  die  Welt  vollzogen  imd 
sich  als  imentbehrliches  Hilfsmittel  des 
modernen  Verkehrs  allenthalben  eingebürgert 
hat.  Sein  Gebrauch  Obertrifft  an  Häufigkeit 
bei  weitem  den  des  elektrischen  Tele- 
graphen. In  Deutschland  allein  werden 
durch  den  Fernsprecher  täglich  1,7  Milli- 
onen Gespräche  gehalten,  während  auf  dem 
ganzen  Erdball  wenig  mehr  als  eine  Million 
Depeschen  täglich  aufgeliefert  werden.  Die 
Fernsprechämter  unserer  Grossstädte  ver- 
mitteln, unterstützt  durch  ebenso  kunstvolle 
wie  einfach  zu  handhabende  Umschaltevor- 
richtungen, einen  Verkehr,  von  dessen  Inten- 
sität man  sich  vor  wenig  Jahren  ebenso- 
wenig eine  Vorstellimg  zu  machen  vermochte, 
wie  man  ihn  heute  entbehren  könnte.  Auch 
für  das  flache  Land  hat  sich  der  Fem- 
sprecher als  ein  ausserordentüch  wirksamer 
&satz  für  den  kostspieligeren  und  schwerer 
zu  bedienenden  Telegraphen  im  weitesten 
Cm&nge  bewährt,  und  zwar  nicht  nur  für 
die  Bedürfnisse  des  gewöhnlichen  Verkehrs, 
sondern  anch  insbesondere  für  UnMlmel- 
dungen,  wo  er  bei  Feuersbrünsten,  Wassers- 
not, Krankheitsfällen  schleunige  Hilfe  ver- 
mittelt. Durch  die  Errichtung  von  Bezirks- 
femsprechnetzen  sind  grosse  Industriegebiete, 
wie  z.  B.  am  Mederrhein  und  in  Westfalen, 
in  Oberschlesien,  in  der  sächsischen  und 
weussischen  Oberlausitz,  der  Nordrand  des 
Baizes,  zu  Verkehrsganzen  vereinigt  worden, 
welche  den  Produzenten  der  Rohstoffe,  den 
Flanken,  ihren  Abnehmern  und  den  ver- 
mittelnden Verkehrsanstalten  eine  ununter- 


brochene persönliche  Erledigung  ihrer  Ge- 
schäfte ermöglichen. 

10.  Telegraphie  im  Kriege.  Wie  sich 
schon  das  Altertum  der  Feuerzeichen  vorzugs- 
weise zurUebermittelung  kriegerischer  Nach- 
richten bediente  und  wie  Cliappe  seinen  op- 
tischen Telegraphen  in  erster  Linie  für  Kriegs- 
zwecke errichtet  hat,  so  besteht  für  die  moderne 
Kriegfühnuig,  welche  in  einem  früher  nicht 
geahnten  Umfange  Heeresmassen  in  Bewe- 
gung setzt,  das  stärkste  Bedürfnis  für  die 
möglichst  schnelle  Uebermittelung  von 
Nachrichten  und  Befehlen.  Bereits  bei  dem 
indischen  Aufstande  (1857)  haben  sich  die 
Engländer  des  Kriegstelegraphen,  dessen 
Materialien  den  Truppen  auf  Fuhrwerken 
nachgeführt  wurden,  mit  Erfolg  zur  Ver- 
bindung ihrer  oft  durch  weite  Entfemung 
getrennten  Kolonnen  und  zur  Aufrechthaltung 
ihrer  Herrschaft  bedient  Sehr  bedeutende 
Leistungen  hat  der  Kriegstelegraph  sodann 
im  nordamerikanischen  Bürgerkriege  (1861 
bis  65)  vollzogen,  indem  durch  seine  Hilfe 
die  Fühlung  der  verschiedenen  Armeeen  auf 
dem  ungemein  ausgedehnten  Operations- 
gebiete ermöglicht  und  die  Einheit  in  der 
Heeresleitung  wesentlich  gefördert  wurde. 
In  Preussen,  wo  die  Einführung  der  elek- 
trischen Telegraphie  bereits  1856  bei  der 
Armee  ia  Angriff  genommen  und  1859  die 
Errichtung  von  Feldtelegraphenabteilungen 
angeordnet  worden  war,  stellte  die  In- 
struktion von  1863  als  Zweck  des  Feldtele- 
graphen auf: 

»Ein  Hauptquartier  mit  den  Divisions- 
quartieren oder  mehrere  Hauptquartiere 
unter  sich  in  telegraphische  Kommunikation 
zu  bringen  oder  emen  momentan  wich- 
tigen Punkt  z.  B.  ein  Haupt-  oder  Divi- 
sionsquarlier,  einen  bedrohten  Küsten-  oder 
Grenzpunkt  in  möglichst  kurzer  Zeit  mit 
einer  oereits  bestehenden  Staatstelegraphen- 
leitung 80  zu  verbinden,  dass  von  diesem 
Punkte  aus  mit  jeder  Telegraphenstation 
des  Landes  direkt  korrespondiert  werden 
kann.« 

Dies  Programm  ist,  nachdem  es  in  den 
Feldzügen  von  1864  imd  1866  sich  erprobt 
hatte,  im  deutsch-französischen  Kriege  in 
ausgedehntestem  Umfange-  zur  Ausführung 
gelangt.  Trotz  des  weiten  Operationsge- 
bietes gelang  es  der  Telegraphie,  das  Ober- 
kommando mit  den  Armeeabteilungen  und 
das  Heer  mit  dem  Vaterlande  in  unausge- 
setzter Verbindung  zu  erhalten.  Bei  den 
Umschliessungen  von  Metz  und  Paris  trag 
sie  durch  telegraphische  Verbindung  der 
einzelnen  TrappenteUe  wesentlich  zum  Ge- 
lingen bei,  indem  sie  nicht  allein  die  sämt- 
lichen Korpskommandos,  Divisions-  und 
Brigadestäbe  der  weiten  Cemierungslinien, 
sondem  auch  besonders  wichtige  Vorposten- 
punkte, Observatorien  und  Batterien  in  un- 
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unterbrochenerFühlung  erhielt  Die  Leitungen 
der  Feldtelegraphie  erreichten  bis  Ende  des 
Krieges  eine  Länge  von  10  930  km  mit  407 
Stationen,  wovon  8252  km  wiederhergestellte 
französische,  898  km  provisorische  und  1780 
km  Feldleitungen  waren. 

In  dem  Burenkriege  (1899/1900)  hat 
sich  nicht  nur  die  heUographische  Nach- 
richtenvermittelung als  eine  wirksame  Yer- 
bindtmg  zwischen  den  Belagerten  und  den 
anrückenden  Ersatztruppen  mehrfach  be- 
währt, sondern  es  ist  auch  zum  ersten  Male 
von  der  Telegraphie  ohne  Draht  für  Kriegs- 
zwecke mit  Erfolg  Gebrauch  genmcht 
worden. 

Während  früher  in  Friedenszeiten  be- 
sondere Truppenteile  für  die  Feldtelegraphie 
nicht  bestanden,  sondern  erst  bei  der  Mobil- 
machung formiert  wurden,  vmterhalten  jetzt 
die  meisten  Staaten,  neuerdings  auch 
Deutschland,  bereits  im  Friedensstande 
Telegrapheubataülone  oder  -abteilungen. 

lY.  Telegraphenrecht 

11.  TelegraphenregaL  Ob  die  Tele- 
graphie den  Regalien  im  Sinne  des  älteren 
Staatsrechts  beigezählt  werden  darf,  wie 
Beyscher.  Bluntschli  u.  a.  annehmen, 
B eseler  hmgegen  verneint,  mag  dahinge- 
stellt bleiben.  Zweifellos  aber  ist,  dass  der 
Staat  vermöge  seines  Hoheitsrechts  das 
Recht  und  die  Pflicht  hat.  die  Errichtung 
und  den  Betrieb  von  Telegraphenanla^n 
wegen  ihrer  hohen  politischen  und  wirt- 
schaftlichen Bedeutung  seiner  Aufsicht  zu 
unterwerfen.  Teils  die  geschichtliche  Ent- 
wickelung,  teils  die  Einsicht,  dass  die  Aus- 
übung der  Telegraphie  wegen  des  ihr  bei- 
wohnenden Monopolcharakters  in  den  Hän- 
den des  Staates  am  sichersten  beruht,  haben 
dazu  geführt,  dass  in  allen  europäischen 
imd  der  Mehrzahl  der  aussereuropäischen 
Länder  dem  Staate  das  ausschhessliche 
Recht  zur  Errichtung  und  zum  Betriebe  von 
Tel^raphenanlagen,  soweit  sie  allgemeinen 
Yerkehrszwecken  zu  dienen  bestimmt  sind, 
gesetzlich  beigelegt  worden  ist,  so  in  Belgien 
(G.  V.  4  Juni  1850  und  1.  März  1851), 
Frankreich  (Dekr.  v.  27.  Dezember  1851), 
Griechenland  (G.  v.  18.  Dezember  1862J, 
Grossbritannien  imd  Irland  (G.  v.  31.  Juli 
1868  und  9.  August  1869),  Niederlande  (G. 
V.  7.  März  1852),  Norwegen  (G.  v.  19.  Mai 
1881),  Oesterreioh  (Dekr.  v.  16.  Januar  1847 
und  26.  Januar.  1ö47),  Ungarn  (G.  v.  8. 
August  1888).  In  Deutschland  hat  die  ge- 
setzliche Feststellung  des  Telegraphenre^ls 
einen  eigenen  W^  eingeschlagen.  Während 
in  Preussen  der  Staat  die  Telegraphie  that- 
sächlich  als  Monopol  ausübte,  in  Sachsen 
dagegen  die  Anlegung  von  Telegraphen  ohne 
gesetzliche  Erlaubnis  durch  G.  v.  21.  Sep- 
tember 1855  mit  Strafe  bedroht  war :  wurde 


zwar  in  die  Verfassungen  des  Norddeutschen 
Bundes  und  später  des  Deutsdhen  Reichs 
(Art  48)  die  grundl^nde  Bestimmung  auf- 
genommen, dass  das  Post-  imd  Telegraphen- 
wesen für  das  ^samte  Gebiet  des  Deutschen 
Reichs  als  emheitliche  Staatsverkehrsan- 
stalten eingerichtet  und  verwaltet  werden. 
Von  dem  laut  Art  4  Nr.  10  der  Reichsver- 
fassung dem  Reiche  zustehenden  Rechte  der 
Gesetzgebung  über  das  Post-  und  Tele- 
graphenwesen ist  indessen  ein  Gebrauch 
dahin,  das  Telegraphenregal  ähnlich,  wie  es 
bezüglich  des  Postr^als  durch  die  Postgesetze 
vom  2.  November  1867  und  28.  Oktober  1871 
geschehen,  gesetzlich  abzugrenzen  und  unter 
strafrechtlichen  Schutz  zu  stellen,  lange  Zeit 
hindurch  nicht  gemacht  worden.  Dies  hatte 
zur  Folge,  dass  sich  der  von  der  Reichsre- 

tierung  festgehaltenen  Auffassung,  wonach 
as  ausschliessliche  Recht  des  Staates  zur 
Anlegung  und  zum  Betriebe  von  Telegraphen 
in  demjenigen  Umfange,  in  welchem  es  in 
Preussen  thatsächlich  bestanden  hatte,  dem 
Norddeutschen  Bunde  und  dem  Reidie 
durch  die  Verfassimg  rechtlich  zugesprochen 
sei.  eine  von  namh^ten  Staatsrechtslehrem 
(Läband,  St  R  d.  d.  R,  2.  Aufl.  H,  68ff., 
Loening,  Verwaltungsrecht  S.  611, 
Schulze,  Deutsches  Staatsrecht  11,  201) 
vertretene  Ansicht  gegenüberstellte,  welche 
namentlich  betonte,  dass  es  an  einer  allge- 
mein geltenden  Strafbestimmung  für  das  aus 
Art.  48  abgeleitete  Verbot  der  Anl^ung 
und  des  Betriebes  von  Telegraphen  durch 
Privatpersonen  in  Deutschland  fehlte.  Zu 
praktischen  Schwierigkeiten  führte  ddese 
strafrechtliche  Kontroverse,  als  mit  der  Aus- 
breitung des  Femsprechers  die  Rille  sich 
mehrten,  in  denen  Privatanlagen  von  Tele- 
graphen und  Femsprechleitungen  ohne  vor^ 
henge  Erlaubnis  der  Tel^raphenverwaltung 
oder  trotz  des  von  ihr  veranlassten  polizei- 
lichen Verbots  auszuführen  versucht  und  in 
denen  gegen  derartige  Polizeiverbote  ge- 
richtliche oder  verwaltungsgerichtüche  Ent- 
scheidung angerufen  wurde. 

Zur  Beseitigung  der  aus  dem  Schwanken 
der  Rechtsprechung  sich  ergebenden  Miss- 
Btände  und  um  jeden  Zweifel  an  der 
Rechtsbeständigkeit  des  Telegraphenregals 
zu  beseitigen,  erging  das  Gesetz  über  das 
Telegraphenwesen  des  Deutschen 
Reichs  v.  6.  April  1892.  Dasselbe  hat 
den  Um&ng  des  Telegraphenregals  dahin 
festgestellt,  dass  das  Recht,  Telegraphenan- 
lagen für  die  Vermittelung  von  Nachrichten 
zu  errichten  und  zu  betreiben,  ausschliesslich 
dem  Reiche  zusteht  Unter  Telegraphen- 
anlagen sind  die  Femsprechanlagen  mitbe- 
griffen (§  1).  Wird  aiu«h  diese  grund- 
legende Vorschrift  die  vom  Reiche  bisher 
ausgeübte  und  durch  den  Erfolg  bewährte 
Einheit  in  der  Anlegung  und  dem  Betriebe 
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des  Tel^raphaa  und  des  Femspiechers 
rechtlich  gewährleistet,  so  hat  das  (besetz 
andererseits  den  ümämg  des  ansschliesslichen 
Bechts  in  einer  die  berechtigten  Interessen 
des  Verkehrs  wahrenden  Weise  al^grenzt, 
indem  es  gestattet,  dassr  die  Ausübung  dieses 
Sedits  fOr  einzelne  Strecken  oder  Bezirke 
an  Privatunternehmer  verliehen  werden  kann 
und  an  Gemeinden  für  den  Verkehr  inner^ 
halb  des  Oemeindebezirks  verliehen  weiden 
muss,  wenn  die  nachsuchende  Gemeinde  die 
genügende  Sicherheit  für  einen  ordnungs- 
mSssigen  Betrieb  bietet  und  das  Reich  eine 
solche  Anlage  weder  errichtet  hat  noch  sich 
zur  Errichtung  und  zum  Betriebe  einer 
solchen  bereit  erkl&rt  hat  (§  2).  Ohne  Ge- 
nehmigung des  Reichs  können  errichtet  und 
betrieben  werden:  1.  Telegraphenanlagen, 
welche  ausschliesslich  dem  mneren  Dienste 
von  Landes-  und  Eommunalbehörden,  Deich- 
korporationen, Sid-  und  EntwSsserungsver- 
bänden  gewidmet  sind;  2.  Tel^;raphenan- 
lagen,  welche  von  Transportans^ten  (also 
in  erster  Linie  von  Eisenbahnuntemehmungen) 
auf  ihren  Linien  ausschliesslich  zu  Zwecken 
ihres  Betriebes  oder  für  die  Vermittelung 
von  Nachrichten  innerhalb  der  bisherigen 
Grenzen  benutzt  werden;  3.  Telegraphen- 
anlagen a)  innerhalb  der  Grenzen  eines 
Grundstücks,  b)  zwischen  mehreren  einem 
Besitzer  gehörigen  oder  zu  einem  Betriebe 
vereinten  Grundstücken,  deren  keins  von 
dem  anderen  über  25  km  in  der  Luftlinie 
oitfemt  ist,  wenn  diese  Anlagen  aus- 
schliesslich für  den  der  Benutzung  der 
Grundstücke  entsprechenden  unentgeluichen 
Verkehr  bestimmt  sind  (§  3).  Dass  die 
hiemach  freig^ebenen  Tei^raphenan  lagen 
sich  innerhalb  der  gesetzhchen  Grenzen 
halten,  ist  vorbehaltlich  der  verfossungs- 
mSsägen  ReichsauMcht  unter  die  Eontrolle 
der  I^desbefaörden  gestellt  (§  4).  Das 
ausachlieesliche  Recht  sowie  die  Wahrung 
der  KontroUvorschiiften  sind  durch  aus- 
reichende Stiafbestimmungen  geschützt  (§§ 
9—11). 

Besondere  Schwierigkeiten  verursachte 
bei  der  Beratung  des  Ctesetzes  das  Verhält- 
nis der  Telegraphie  zur  elektrischen  In- 
dustrie, deren  Starkstromanlagen  zu  Be- 
leachtnngs-  und  motorischen  Zwecken  inner- 
halb der  Städte  und  mehrfach  auch  bei 
Benutzung  der  öffentlichen  Wege  mit  den 
Telegraphen-  und  Fernsprechleitungen  in 
unliebsame  Berührungen  treten.  Während 
die  Reicbstel^Taphenverwaltung  verlangte, 
da%  die  Unternehmer  zu  Vorkehrungen 
angehalten  würden,  um  Betriebsstörungen 
des  Telegraphenverkehrs  durch  Starkstrom- 
anlagea  vorzubeugen,  forderten  die  Vertreter 
der  dektrotechnischen  Industrie,  dass  im  Tele- 
grapheagesetze  eine  Bestimmung  getroffen 
würde,  wonach  jed«:  Interessent  dafür  zu 


sorgen  habej  dass  seine  Anlagen  in  sich 
geschützt  seien.  Den  Vertretern  des  Ge- 
setzentwurfs gelang  es,  die  Mehrzahl  des 
Reichstages  davon  zu  überzeugen,  dass  diese 
Formel  dem  wirklichen  Sachverhalte,  insbe- 
sondere dem  ungeheueren  Unterschiede 
zwischen  der  von  der  Telegraphie  und  der 
von  der  Industrie  benutzten  Stromstärke, 
in  keiner  Weise  entspricht  Es  kam 
schliesslich  ein  Vermittelungsvorschlag  zu 
Stande,  nach  welchem  elektrische  Anlagen, 
wenn  eine  Störung  des  Betriebes  der  einen 
Leitung  durch  die  andere  eingetreten  oder 
zu  befürchten  ist,  auf  Kosten  desjenigen 
Teils,  welcher  durch  eine  spätere  Anlage 
oder  durch  eine  spätere  Aenderung  seiner 
bestehenden  Anlage  diese  Störung  oder  die 
Gefahr  derselben  veranlasst  hat,  nach  iiög- 
lichkeit  so  auszuführen  sind,  dass  sie  sich 
nicht  störend  beeinflussen  (§  12). 

Um  die  Besor^isse  zu  beschwichtigen, 
als  werde  das  Reich  nach  gesetzlicher  Be- 
festigung des  Telegraphenr^als  für  dessen 
Ausübung  grössere  Vorrechte  als  bisher  be- 
anspruchen, war  in  das  Telegraphengesetz 
eine  Bestimmung  aufgenommen  worden, 
wonach  das  Reich  durch  dasselbe  weiter- 
gehende Ansprüche  an  fremden  Grund  und 
Boden,  insbesondere  an  öffentliche  Wege 
und  Strassen  nicht  erlangen  sollte  (§  14). 
Diese  Bestimmung  erwies  sich  indes  als- 
bald als  ungenügend,  um  der  Telegraphie 
diejenige  Benutzung  des  fremden  Grund 
und  Bodens  zu  sichern,  deren  sie  für  ihre 
Anlagen  und  ihren  Betrieb  unumgänglich 
bedarf.  Insbesondere  ergaben  sidi  hin- 
sichtlich der  Benutzung  der  öffentlichen 
W^e  für  Tel^raphenzwecke  Schwierig- 
keiten, die  durdi  die  lediglidi  von  privat- 
rechtlichen Gesichtspunkten  ausgehende 
Rechtsprechung  erhöht  wimlen.  Wenige 
Jahre  nach  dem  Erlass  des  Telegraphen- 
gesetzes wurde  es  deshalb  notwendig,  das 
Recht  der  Telegraphie  auf  Benutzung  fremden 
Grund  und  Bodens  und  namentlich  der 
öffentlichen  Wege  durch  du  Specialgesetz 
zu  regeln.  Das  Telegraphenwegege- 
setz vom  18.  Dezember  1899  hat  diese 
Begdung  im  allgemeinen  von  dem  zu- 
treffenden Gesichtspunkte  einer  gesetzlichen 
Beschränkung  des  Eigentums  zu  Gunsten 
der  Tdegrapnie  vollzogen,  gleichzeitig  aber 
die  Verpflichtung  der  Tdegraphenverwaltung 
anerkannt,  diese  Beschi^nkung  schonend 
und  unter  Ersatz  des  für  den  Eigentümer 
daraus  entstehenden  Schadens  auszuüben. 
Hierbei  sind  der  Tdt^iaphenverwaltung 
gegenüber  anderen,  auf  die  Benutzung  der 
öffentlichen  Wege  gleich&lls  angewiesenen 
Anlagen,  namentlich  Eanalisations-,  Wasser-, 
Gasleitungen,  Schienenbahnen,  dektiischen 
Anlagen,  Verpflichtungen  auferlegt  worden, 
die   über  das  im  Telegraphengesetz   v.   6. 
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April  1892  festgesetzte  Mass  erheblich 
hinausgehen  (§§  5  und  6).  In  gleich  scho- 
nender Weise  hat  das  neue  Gesetz  die  alte 
Streitfrage  wegen  der  Benutzung  des  Luft- 
raumes dahin  entschieden,  dass  die  Befug- 
nis der  Telegraphenverwaltung,  ihre  Linien 
durch  den  Luftraum  über  freunde  Grund- 
stücke zu  führen  und  letztere  zur  Vornahme 
uotwendiger  Arbeiten  zu  betreten,  anerkannt 
worden  ist  (§  12). 

12.  Telegraphengeheimnia.  Da  die 
überwiegend  grösste  Melirzald  der  Depeschen 
in  Schriftzeichen  weitergegeben  wird,  welche 
ihren  Inhalt  den  bei  der  Beförderung  be- 
teiligten Personen  verständlich  machen,  und 
da  es  bei  einer  nicht  geringen  Zahl  von 
(Böi-sen-)  Telegrammen  sich  um  beträchtliche 
finanzielle  Interessen  handelt,  deren  Kennt- 
nisnahme durch  Nichtberechtigte  schwere 
A'ermögensnachteile  für  die  Berechtigten 
nach  sich  ziehen  kann :  so  ist  die  Wahrung 
des  Telegraphengeheiranisses  vom  Anfang 
der  Privatbenutzung  des  Telegraphen  an 
unter  die  Grundgesetze  der  Telegraphie 
aufgenommen  worden.  Der  Vereinsvertrag 
bestimmt  in  Art.  2:  Die  hohen  vertrag- 
schliessenden  TeUe  verpflichten  sich,  aUe 
notwendigen  Massregeln  zu  ercreifen,  welche 
erforderlich  sind,  um  das  Geheimnis  der 
Telegramme  imd  deren  ordnungsmässige 
Beförderung  zu  sichern.  Dieser  völker- 
rechtlichen Norm  entsprechend,  wird  durch 
die  Gesetze  der  meisten  Vereinsstaaten  den 
Telegraphenbeamten  jede  Mitteilung  des 
Inhaltes  der  Depeschen  an  Unbefugte  streng 
verboten  und  die  Verletzung  dieser  Pflicht, 
deren  Wahrung  überdies  vielfach  durch 
Aufnahmen  in  den  Amtseid  bekräftigt  wird, 
als  ein  strafrechtlich  verfolgbares  Amtsver- 
brechen bezeichnet.  Die  Strafbestimmungen 
knüpfen  in  der  Regel  an  den  gesetzlichen 
Schutz  des  Briefgeheimnisses  (vgl.  d.  Art. 
Post  sub  25,  oben  Bd.  VI  S.  147 ff.)  an  und 
erklären  sowohl  die  rechtswidrige  Unter- 
drückung und  Eröffmmg  als  auch  die  rechts- 
widrige Mitteilung  des  Inlialts  der  Depeschen 
für  strafbar ;  vgl.  für  Deutschland  RStr.G.B. 
§  355,  für  das  Ausland  die  im  Joum.  telögr. 
III,  p.  215  ff.  mitgeteilte  Zusammenstellung. 
Auch  die  in  straf  gerichtlichen  Untersu- 
chungen, sowie  in  Konkurs-  imd  civUpro- 
zessimlischen  Fällen  notwendigen  Ausnahmen 
sind  für  Telegramme  dieselben  wie  für 
Briefe;  für  Deutschland  finden  auf  beide 
die  StrPr.O.  §§  99—101  und  Konk.-0. 
§  121  Anwendung.  Unter  Hinweis  auf 
diese  Bestimmungen  konnten  bei  der  Be- 
ratung des  Tel.-G.  vom  6.  April  1892  die 
Regierungsvertreter  den  Antrag  auf  Auf- 
nahme eines  Zusatzes,  welcher  das  Tele- 
graphengeheimnis, soweit  nicht  Ausnahmen 
im  Gesetze  begründet  sind,  für  unverletzlich 
erklären  sollte,  als  überflüssig  bezeichnen. 


Indessen  wurde  die  Aufnahme  einer  Be- 
stimmung, durch  welche  namentlich  auch 
der  Umfang  des  Telegraphengeheimnisses  in 
Uebereinstimmimg  mit  der  geltenden  Praxis 
dahin  erläutert  wird,  dass  dasselbe  sich 
auch  darauf  erstreckt,  ob  und  zwischen 
welchen  Personen  telegraphische  Mitteilungen 
stattgefunden  haben,  doch  für  wünschens- 
wert erachtet.  (Telegraphen-G.  v.  6.  April 
1892  §  8). 

13.  Haftpflicht  der  Telegraphie.  Im 
Hinblick  auf  die  Schwierigkeiten,  denen  die 
richtige  und  pünktliche  Beförderung  der  De- 
peschen durch  die  Einwirkung  der  Witterung 
auf  die  bewegende  Kraft  selbst  wie  auf  die  An- 
lagen ausgesetzt  ist,  haben  die  Telegraphen- 
verw^tungen  von  Anfang  an  jede  Verantwort- 
lichkeit abgelehnt.  Nach  Art.  3  des  Ver- 
einsvertrages erklären  die  Vertragsclüiessen- 
den,  dass  sie  in  Bezug  auf  den  internatio- 
nalen Telegraphendienst  keinerlei  Verant- 
wortlichkeit übernehmen.  Auch  die  Landes- 
gesetze schUessen  jeden  Anspruch  an  die 
Verwaltung  auf  Ersatzleistimg  für  den  durch 
imrichtige  und  unpünkthche  Befördenmg 
von  Telegrammen  entstandenen  Schaden 
aus,  z.  B.  französisches  G.  v.  29.  November  185U 
Art.  6,  belgisches  G.  v.  1.  März  1851,  schweize- 
risches G.  V.  18.  Dezember  1867  Art  11. 
Wo  keine  Gesetze  bestehen,  kehrt  die  gleiche 
Bestimmung  in  den  im  Verwaltungswege 
erlassenen  Tele^phenordnungen  wieder, 
deren  rechtsverbindliche  Kraft  zwar  von  der 
Theorie  mehrfech  angezweifelt,  in  der  Recht- 
sprechung jedoch  durchgehends  anerkannt 
wird.  Gleichlautend  schreibt  die  deutsche 
Telegraphenordnung  §  24  vor:  Die  Tele- 
graphenverwaltung leistet  für  die  richtige 
Ueberkunft  der  Telegramme  oder  deren 
Ueberkunft  und  Zustellung  innerhalb  be- 
stimmter Frist  keinerlei  Gewähr  und  hat 
Nachteile,  welche  durch  Verlust,  Verstüm- 
melung oder  Verspätung  der  Telegramme 
entstehen,  nicht  zu  vertreten.  Doch  wird 
die  entrichtete  Gebühr  erstattet  für  ein  Tele- 
gramm, welches  durch  Schuld  des  Tele- 
graphenbetriebes gar  nicht  oder  mit  be- 
deutender Verzögerung  in  die  Hände  des 
Absenders  gelangt  ist,  imd  für  ein  ver- 
glichenes Telegramm,  welches  infolge  von 
Verstümmelung  erweislich  seinen  Zweck 
nicht  hat  erfüllen  können. 

In  der  Theorie  ist  mehrfach  geltend  ge- 
macht worden,  dass  die  Ausschliessung  jeder 
civilrechüichen  Verantwortlichkeit  der  Tele- 
graphenverwaltimgen  eine  Abweichung  von 
den  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechtes  ent- 
halte, welche  sich  durch  die  technische  Be- 
sonderheit des  Betriebes  nicht  ausreichend 
rechtfertigen  lasse.  Meili  ist  soweit  ge- 
gangen, das  bestehende  Recht  als  ein  Tele- 
graphenun recht  zu  bezeichnen;  er  will 
die  Telegraphie  für  die  richtige  und  pünkt- 


Digitized  by 


Google 


Telegraphie  und  Telephonie 


75 


liehe  Beförderung  und  Bestellung  der  Tele- 
gramme noch  Ober  das  gemeine  Recht 
hinaus  nach  den  Qrundsfttzen  von  receptum 
haften  lassen  und  jede  reglementansche 
Ausschliessung  oder  Beschränkung  dieser 
Haftpflicht  gesetzlich  verbieten.  Wenn  Meili 
sich  hierfür  wiederholt  auf  die  Haftpflicht 
der  Post  beruft  so  übersieht  er,  dass  die 
Post  jede  &satzpflicht  für  ein^he  Briefe 
ebenfaUs  gesetzlich  (z.  B.  deutsches  Post- 

rtz  vom  28.  Oktober  1871  §  12)  ablehnt 
iSsst  femer  ausser  Betracht,  dass  die 
Auferlegung  einer  Haftpflicht  in  dem  von 
ihm  begehrten  Umfeinge  eine  Erhöhung  des 
Telegraphentarifs  und  damit  Nachteile  für 
die  Allgemeinheit  zur  Folge  haben  müsste, 
welche  die  aus  der  Haftiiüicht  in  einzelnen 
FäUen  für  einzelne  sich  ergebenden  Vorteile 
offenbar  weitaus  überwiegen.  Andere  haben 
nach  Key  Sehers  Voi-gange  die  Aner- 
kennung einer  begrenzten  Haftjiflicht  gegen 
Entrichtung  einer  höheren  Gebühr  empfolüen. 
Für  den  internationalen  Verkehr  ist,  nach- 
dem ein  bezüglicher  Vorschlag  in  Rom 
(1871)  abgelehnt  worden  war,  in  St  Peters- 
biu^  (1875)  die  fakultative  Einfühnmg  von 
rekommandierten  Depeschen  beschlossen 
worden,  für  welche  dem  Absender  eine  Ent- 
schädigung von  .50  Francs  geleistet  wird, 
weon  das  Tel^^mm  eine  erhebliche  Ver- 
zögerung erleidet  oder  durch  die  Schuld 
des  Telegraphenbetriebes  nicht  an  seine  Be- 
stimmung gelangt  oder  endlich  infolge  von 
Fehlem  bei  der  Beförderung  seinen  Zweck 
nicht  erfüllen  konnte.  Im  Bereiche  der 
deutschen  Tel^raphie  sind  rekommandierte 
Telegramme  nicht  zulässig. 

Y.  Die  Telegraphie  in  Deutschland. 

Seit  1875  ist  die  Verwaltimg  der  Tele- 
graphie im  Reidispostgebiete  mit  derjenigen 
des  Postwesens  verbunden;  das  gleiche  ist 
in  Bayern  und  Württemberg  der  FalL  Be- 
sfiglidi  der  Verfassim^.  der  Organisation 
und  der  Finanzergebnisse  der  deutschen 
Tdegraphie  darf  deshalb,  um  W^iederholun- 
gen  zu  vermeiden,  auf  das  im  Art  Post  sub 
28—32  (Bd.  VI,  S.  150  ft)  Gesagte  ver- 
wiesen werden.  Dag^;en  bedürfen  die 
dwtigen  Mitteilungen  über  den  Wirkungs- 
kreis der  deutsehen  Verkehrsanstalten  einiger 
Ergänzungen  bezüglich  der  Telegraphie. 

Der  Leiter  des  Reichspostwesens  hatte 
ach  bei  üebemahme  der  Telegraphie  die 
Angabe  gestellt  das  jüngste  Verkehrsmittel 
dem  ältesten  in  Hinsicht  auf  Zngänglichkeit, 
auf  Wii^samkeit  des  Betriebes  und  £in- 
lachbeit  der  Tarife  im  inneren  wie  im  Aus- 
laodsverkehFe  mSglidist  gleichzustellen.  Die 
LSsung  dieser  umfassenden  Aui^be  ist 
durch  nachhaltige  Vermehrung  der  Verkehrs- 
anstalten,  durch  Ausdehnung  und  Verbesse- 
rung   des    Tel^raphenuetzes     und    durch 


durchgreifende  Tarifreformen  auf  das  that- 
kräftigste  erstrebt  worden.  Dazu  kam  die 
weitere  Aufgabe,  das  im  Jahre  1877  in 
Eiux)pa  bekannt  gewordene,  bis  dahin  über- 
wiegend für  Uebertragimg  musikalischer 
Töne  benutzte  Telephon  für  die  Zwecke  des 
Nachrichtenverkehrs  nutzbar  zu  machen  und 
zu  einer  wirksamen  Vervollständigung  des 
Telegraphenbetriebes  zu  verwerten. 

Die  Zahl   der  Telegraphenanstalten   be- 
trug im  Reichspostgebiete: 

1875       1880       1885       1^1       1899 
1686        5550        7535      12 122      15  754 

in  ganz  Deutschland  1899  19034.  Während 
1875  auf  263  qkm  und  24800  Einwohner 
eine  Telegraphenanstalt  entfiel,  war  dies 
Ende  1899  auf  22,3  9km  und  2204  Ein- 
wohner der  Fall.  Diese  Dichtigkeit  der 
Anstalten  wird  nur  in  der  Schweiz  (1  An- 
stalt auf  19,3  qkm  und  1398  Einwohner) 
um  ein  Geringes  übertroffen,  was  in  dem 
zahlreichen  Fremdenverkelire  und  der  Aus- 
breitung der  Telegraphie  in  den  (ja.sthöfen 
seine  ErkllüTing  findet;  sie  übersteigt  da- 
gegen bei  weitem  Grossbritannien  luid  Ir- 
land mit  29,3  (jkm  und  3724  Einwohner 
und  in  noch  weit  stärkerem  Masse  Frank- 
reich mit  43,1  qkm  und  3091  Einwohnern 
auf  je  eine  Telegraphenanstalt 
Das  Reichsix)stgebiet  besass 


km  Linien 

km  Leitimgen 

1875 

35708 

13*009 

I8ÖO 

59960 

313327 

1885 

71617 

25*435 

1891 

95  339 

334  575 

1899 

104828 

405  »77 

In  Deutschland  waren  Ende  1899  vor- 
handen 125457  km  Linien  imd  460184  km 
Leitimgen. 

Der  Fernsprecher  ist  von  dem  Staats- 
sekretär von  Stephan  alsbald  in  seiner 
vollen  Bedeutung  für  das  Verkehrswesen 
erkannt  und  in  ausgedehntem  Umfange  in 
Benutzung  gebracht  worden.  Zunächst  für 
die  Herstellung  an  Telegraphenverbindungen 
auf  dem  Lande,  wo  der  Femsprecher  we^n 
seiner  Billigkeit  und  der  Einfachheit  seiner 
Bedienung  den  kostspieligeren  Telegraphen- 
apparat vollkommen  ersetzt  Gerade  der 
Fernsprecher  hat  es  ermöglicht,  die  Tele- 
graphie in  solchem  Umfange,  wie  ee  ge- 
schehen, auf  das  Land  vorzuschieben.  Es 
waren  vorhanden  im  Keichspostgebiete 

Telegraphen-  davon  mit 
anstalten         Femsprechbetrieb 

1878              4 143  287 

1880              5550  1126 

1885              7  535  3170 

1891              12 122  6405 

1899             15  741  9689 

Fast  zwei  Drittel  sämtlicher  Stationen 
bedienen  sich  jetzt  des  Fernsprechers;   es 
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sind  dadurch  über  9000  Orte,  die  sonst  der 
telegraphischen  Yerbindiing  entbehren  wür- 
den, an  das  Telegraphennetz  angeschlossen 
worden. 

Mit  gleicher  Thatkraft  ist  mit  der  An- 
legung von  Stadtfemsprecheinrichtungen 
vorgegangen   worden.     Nachdem  der  erste 


Versuch  dieser  Einrichtungen  1880  in  Mflhl- 
hausen  im  Elsass  und  in  Berlin  ^macht 
und  gut  ausgefaUen  war,  wurde  eine  von 
Jahr  zu  Jahr  lebhaftere  ThAtigkeit  zur  Ein- 
führung derselben  in  einer  immer  grösseren 
Zahl  von  Städten  entwickelt  Es  betrugen 
im  Reichspostgebiete 


Stiidte  mit  Femsprecheinrichtnng 
Stadtfemsprechnetz  km 
Zahl  der  Sprechstellen 


1881 

1884 

1886 

1888 

1880 

1899 

7 
3179 
1504 

48 

15760 

8439 

113 
30393 
19151 

174 
50645 
3*9*0 

*33 
8*330 

51  419 

900 

63*789 
183696 

Die  KeichstelegraphenverwaltuDg  besitzt 
in  dem  1888  errichteten  Telegraphen- 
ingenieurbureau  eine  eigene  Dienststelle, 
welche  alle  Fortschritte  auf  dem  Gebiete 
der  Elektrotechnik  zu  beobachten  und  sie 
auf  ihre  Verwendbarkeit  für  die  Tele^phie 
zu  prüfen  amtlich  berufen  ist  und  die  sich 
vermöge  ihrer  wissenschaftlichen  Hilfskräfte 
und  Hilfsmitte]  als  ein  Bindeglied  zwischen 
der  Verwaltung  einer-  und  der  Wissenschaft 
und  Technik  andererseits  zu  andauerndem 
Nutzen  ftir  alle  Teile  bewährt. 

Mit  besonderer  Sorgfalt  ist  in  Deutsch- 
land die  Telegraphie  über  ihre  eigentliche 
Aufgabe^die  Nacimchtenvermittelung,  hinaus 
in  den  Dienst  des  öffentlichen  Wohls  ge- 
stellt worden.  Die  von  ihr  unterhaltenen 
Zeitballstationen,  im  Freihafengebiet  von  Bre- 
men, Bremerhaven,  Cushafen,  Swinemünde 
und  Neufahrwasser  dienen  den  im  Hafen 
liegenden  imd  an  der  Küste  vorbeiführenden 
Schiffen  zur  Kontrolle  ihrer  Chronometer, 
auf  deren  Qenauigkeit  die  Ortsbestimmung 
auf  dem  hohen  Meere  beruht.  Die  Seewarte 
in  Hamburg  ist  durch  unmittelbare  Tele- 
graphenverbindungen  in  den  Stand  gesetzt, 
regelmässige  Wettervoraussagen  und  Sturm- 
wamungstelegramme  zu  versenden.  Durch 
telegraphische  Wasserstandsmeldungen  wer- 
den die  Nachrichten  über  Hoch  wasserstände 
und  Eisgang  r^;elmässig  an  die  beteiligten 
Behörden  und  Anwohner  befördert.  Der 
seit  1887  eingeführte  Un&tllmeldedienst, 
durch  den  die  Bewohner  kleinerer  Landorte 
bei  Tag  und  Nacht  im  stände  sind,  Hilfe 
aus  den  Nachbarorten  bei  Unfällen,  z.  B. 
bei  Feuersnot,  anzurufen,  hat  sich  zu  einer 
weit  über  das  ganze  Land  verbreiteten 
Wohlfahrtseinrichlning  entwickelt,  die  mit 
über  12000  UnfaDmeldesteUen  täglich  etwa 
80  Unfallmeldungen  vermittelt  und  durch 
rechtzeitige  Beschaffung  von  Hilfe,  ärztlichem 
Beistand  u.  dergl.  segensreich  wirkt. 

VI.  Die  Telegraphie  im  Auslände. 

Mit  Ausnahme  der  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  und  einiger  kleinerer  süd- 
amerikanischer Republiken  ist  die  Telegra- 
Ehie  in  allen  Kulturstaaten  als  Staatsver- 
ehrseinrichtung  organisiert.    Ihre  Verwal- 


tung ist  nach  dem  erfolgreichen  Voi^nge 
von  England  und  Deutschland  jetzt  in  der 
weitaus  grössten  Mehrzahl  der  Staaten  mit 
der  des  Postwesens  verbunden.  In  Italien 
ist  für  Post  und  Telegraphie  ein  eigenes 
Ministerium  gebildet ;  in  Belgien  unterstehen 
Post,  Telegraphie  und  Eisenbahnen  gemein- 
schaftlich einem  besonderen  Ministerium. 
In  Schweden  ist  die  seit  Jahren  geplante 
Verbindung  der  Post  und  Telegraphie  noch 
nicht  zm:  Ausführung  gekommen. 

Der  Umfang  der  Telegraphenanlagen 
weist  in  den  verschiedenen  Ländern  je  nach 
dem  Grade  ihrer  Kultur,  der  Dichtigkeit 
der  Bevölkerung,  des  Handels-  und  Ge- 
werbefleisses  sehr  erhebliche  Unterschiede 
auf.  Während  in  der  Schweiz  auf  19,8 
qkm  und  1398  Einwohner,  in  Belgien  auf 
27,8  qkm  und  6375  Einwohner  eine  Tele- 
graphenanstalt entfällt,  stellt  sich  dies  Ver- 
hältnis in  Italien  auf  48,8  qkm  und  5832 
Einwohner,  in  Spanien  auf  353  qkm  und 
12688  Einwohner,  in  Russland  auf  4267,5 
qkm  und  24  579  Einwohner,  in  der  Türkei 
auf  3352  qkm  und  32714  Einwohner.  Noch 
stärker  sind  die  Unterschiede  in  ausser- 
europäischen  Ländern,  wo  Britisch-Indien 
mit  seinen  287  Millionen  Einwohnern  nur 
4699  Telegraphenanstalten,  Niederländisch- 
indien mit  33,5  Millionen  Einwohner  391 
Anstalten,  Japan  mit  43  Millionen  Einwohner 
1272  Anstalten  zählen.  Dem  entsprechen 
weiter  die  grossen  Unterschiede  in  der 
Ausdehnung  der  Linien  und  Leitungen, 
deren  Erriditung  und  Unterhaltung  durch 
die  klimatischen,  geographischen  und  ethno- 
g^phischen  Besonderheiten  einzelner  Länder 
beträchtlich  erschwert  wird.  Die  sibirische 
Linie,  die  indoeuropäische,  welche  die  russi- 
sche Steppe,  Kaukasien,  Persien  und  Be- 
Indschistan  durchschneidet,  die  australischea 
Linien  von  Port  Au^usta  nach  Port  Darwin 
und  von  Südaustrahen  über  Port  Lincoln 
nach  Eucla-Bay  fühi-en  auf  weite  Strecken 
über  wegloses  Land  und  haben  z.  T.  unter 
Ueberwindung  der  schwersten  Hindemisse, 
welche  Wüste,  Wald,  Wassermangel  und 
wilde  Bevölkerung  bereiteten,  errichtet  wer- 
den müssen.  Bei  der  Erbauung  des  austra- 
lischen Südwesttelegraphen  musste  Hunderte 
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von  Meilen  weit  eine  Spur  von  50  Fuss 
Breite  diuxjh  den  Wald  gehauen  werden. 
Ebenso  war  bei  der  Errichtung  der  kaledo- 
nischen  Tel^raphen  auf  lange  Strecken  eine 
Dnrehlichtung  dichtverwachsener  Wälder 
in  12  m  Breite  notwendig.  In  Sumatra 
verursachen  die  Elefanten  häufige  Unter- 
brechungen des  Tel^^phenbetriebes,  indem 
sie  die  Stangen  umbrechen  und  die  Drähte 
mit  den  Isolatoren  in  das  Rohrdickicht  ver- 
schleppen. Ausserdem  machen  es  die  zahl- 
reichen Tiger,  Bären,  wilden  Büffel  etc. 
äusserst  sdiwierig,  die  Leitungen  im  ür- 
walde  zu  überwachen,  während  grosse  und 
kleine  Affen  an  den  Drähten  ihre  Tum- 
kunststücke  ausüben  und  die  Isolatoren  zer- 
sdilagen.  In  China  hing^en  hat  die  Telegra- 
phie vorallem  mitder  KgenartderBevölkerung 
zu  kämpfen  gehabt,  die  unter  dem  Vonu^il, 
dass  der  auf  die  Gräber  fallende  Schatten 
der  Stangen  und  der  Drähte  die  Ruhe  der 
Vorfahren  störe,  an&tngs  an  vielen  Orten 
die  Linien  zerstörte.  Der  im  Joum.  tel6gr. 
Bd.  XYI  a  31  ff.  mitgeteüte  Bericht  der 
brasilianischen  Verwaltung  schildert  die 
Schwierigkeiten,  denen  die  Errichtung,  die 
Unterhaltung  und  der  Betrieb  der  Telegra- 
phenlinien in  dem  ungeheueren  Lande 
durch  die  gewaltigen  Entfernungen,  die 
mächtigen  Ströme  und  weiten  Sümpfe  aus- 
gesetzt ist  Mit  nicht  minderen  Hinder- 
nissen haben  Deutsche,  En^änder  imd 
Franzosen  bei  Errichtung  der  Telegraphen- 
linien  in  Nord-,  Süd-,  West-  und  Ostafrika 
zu  kämpfen.  Die  Energie,  mit  welcher  dieser 
Kampf  aufgenommen  und  durchgeffihrt  wird, 
spricht  dafflr,  dass  Telegraphenverbindungen 
für  die  Beherrschung  und  Besiedelung  der 
Schutzgebiete  von  allen  beteiligten  Völker- 
schaften als  unerlässlich  angesehen  werden. 
Das  kühne  Unternehmen  einer  englischen 
Gesellschaft,  welche  vom  Capland  aus  quer 
durch  Orange-iVeistaat,  Transvaal  und 
Rhodesia  eine  Telegraphenlinie  nordwärts 
errichtet  und  die  Verbindung  mit  Aegypten 
erstrebt,  wird  dimsh  reiche  Zuschüsse  aus 
England  nachhaltig  unterstützt  Gegen- 
wärtig hat  der  transafrikanische  Telegraph 
bereits  das  Seegebiet  zwischen  Deutsch- 
Ostafrika  und  dem  Kongostaat  erreicht ;  An- 
schlüsse nach  beiden  Gebieten  hin  sind  ver- 
tragsmässig  gesichert. 

Sehr  gross  sind  endlich  die  Abweichun- 
gen im  Umfange  der  Benutzung  des  Tele- 
graphen. Zwischen  Grossbritannien,  das 
mit  210,6  Telegrammen  auf  je  100  Ein- 
wohner den  höchsten  Qraä,  imd  Russland, 
das  mit  11,6  Telegrammen  auf  100  Ein- 
wohner den  geringsten  Grad  des  Verkehrs 
darstellt  ergeben  sich  in  Europa  die  mannig- 
faltigsten Abstufungen,  die  nicht  selten  so- 
gar zwischen  nahe  benachbarten  Staaten 
erhebliche  Unterschiede  ergeben.    So  zählt 


Norwegen,  wo  der  Telegraph  beim  Fisch- 
hage  m  sehr  bedeutendem  Masse  benutzt 
wird,  um  das  Heranziehen  von  Fischzflgen 
zu  signalisieren  sowie  um  die  Bergung  und 
Zubereitung  des  Fanges  und  enoUich  den 
Absatz  zu  vermitteln,  74,9  Telegramme, 
Schweden  hingegen  nur  33,3  Telegramme 
auf  100  Einwohner;  Griechenland  Iwt  41,1, 
die  Türkei  nur  13,3  Telegramme  auf  100 
Einwohner.  Deutschland  mit  71,4  Tele- 
grammen wird  in  diesem  Punkte  ausser  von 
England  noch  durch  Frankreich  mit  100,2, 
die  Schweiz  mit  85,6,  Norwegen  mit  74,9 
und  Niederlande  mit  72,4  übertroffen,  steht 
aber  in  Eurom  mit  seinem  Fernsprechver- 
kehre von  621  Millionen  Gesprächen  weit- 
aus unerreicht  da. 

Eine  sehr  eigentümliche  Entwickelung 
hat  die  Telegraphie  in  China  genommen, 
wo  sie  sich  seit  den  70  er  Stiaea,  von 
Schanghai  und  anderen  den  Europäern 
offenen  Häfen  ausgehend,  Eingang  verschafft 
und  nach  Ueberwindung  erheblicher  Schwie- 
rigkeiten zu  einer  um&tssenden  Einrichtung 
ausgebildet  hat  Das  chinesische  Telegra- 
phennetz umfasste  vor  Beginn  der  gegen- 
wärtigen Wirren,  die  starke  Zerstörungen 
seiner  Anlagen  mit  sich  gebracht  haben, 
etwa  23000  km  Linie  mit  gegen  30000  km 
Leitungen  und  zählte  250  Anstalten.  Dies  Netz 
ist  erbaut  und  wird  betrieben  von  der  Chinese 
Imperial  Telegraph  Co.,  einer  Gesellschaft, 
deren  Aktien  sich  im  Besitz  einflussreicher 
chinesischer  Mandarinen  und  Kapitalisten 
befinden,  die  aber  mit  der  Staatsverwaltung 
in  mannigfacher  Weise  verquickt  ist  und 
daraufhin,  wo  es  ihr  passt,  den  Anspruch 
erhebt,  als  Staatsanstalt  zu  gelten. 

In  den  Vereinigten  Staaten  werden  die 
Telegraphie  und  die  Telephonie  von  je 
einer  mächtigen  Privatgesellschaft  beherrscht. 
Die  Western  Union  hat  in  der  Telegraphie 
ebenso  vollständig  alle  Mitbewerbung  unter- 
drückt, als  dies  der  Beil-Gesellschaft  auf 
dem  Gebiete  des  Fernsprechwesens  gelim- 
gen  ist  Beide  Gesellschaften  verfügen 
über  Anlagen  von  ganz  ausserordentlicher 
Ausdehnung.  Die  Western  Union  besitzt  ein 
Telegraphennetz  von  305666  km  Linien 
und  14i>2459  km  Leitungen  mit  22285 
Stationen ;  der  Depeschenverkehr  des  Jahres 
1898  99  beüef  sich  auf  mehr  als  61,4  Milli- 
onen. Ebenso  riesenhaft  ist  der  Betrieb 
der  American  Bell  Telephon  Co.,  welche  in 
1239  Orten  StadtfemsprechanJagen  mit 
einem  Telephonnetze  von  1635994  km 
Leittmgen  und  632946  Sprechstellen  be- 
sitzt und  deren  Bericht  (ue  Zahl  der  Ge- 
spräche auf  nicht  weniger  als  1666  Milli- 
onen angiebt.  Dass  Betriebe  dieser  Art 
weit  über  den  Rahmen  von  Privatunter- 
nehmungen hinausgewachsen  sind,  ist 
ebenso   einleuchtend,    als   dass    ihren   In- 
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habem  durch  die  Ausübung  eines  so  wicli- 
tigen  Monopols  ein  kolossaler  Einüuss  auf 
die  gesamte  wirtschaftliche  Entwickelung 
zusteht 

VII.  Die  internationale  Telegraphie. 

Die  Telegraphie  ist  ihrem  Wesen  nach 
ein  internationales  Institut,  sie  kann  vor 
den  Grenzpfählen  der  einzeüien  Staaten 
nicht  Halt  machen;  üebereinstimmung  in 
den  Anlagen  und  im  Betriebe  bildet  eine 
ihrer  Lebensbedingungen.  Deshalb  ist  die 
Ausbildung  internationaler  Einrichtungen 
von  den  Telegraphenverwaltungen  frühzeitig 
als  eine  ihrer  wichtigsten  Aufgaben  erkannt 
und  mit  Erfolg  angestrebt  worden. 

Dem  Beispiele  folgend,  welches  für  den 
Postverkehr  durch  den  deutsch-österreichi- 
schen Postverein  gegeben  war,  errichteten 
Preussen,  Oesterreich,  Bayern  und  Sachsen 
1850  den  deutsch-österreichischen  Telegra- 
phenverein, welchem  in  den  nächsten  Jahren 
das  übrige  Deutschland  und  die  Nieder- 
lande beitraten.  In  ähnlicher  Weise  schlössen 
sich  die  westlichen  und  südlichen  Staaten 
Europas  an  Frankreich  an.  Beide  Gruppen 
traten  durch  einen  1852  von  Preussen  mit 
Frankreich  und  Belgien  abgeschlossenen  Ver- 
trag in  engere  Beziehungen. 

Auf  diese  Vorgänge  gestützt  traten, 
nachdem  schon  1858  in  Brüssel  eine  inter- 
nationale Konferenz  stattgefunden  hatte, 
1865  die  Vertreter  sämtlicher  europäischer 
Telegraphenverwaltungen ,  mit  Ausnahme 
Englands,  wo  die  Telegraphie  damals  noch 
nicht  Staatsinstitut  war,  in  Paris  zu  einem 
Kongress  zusammen,  dessen  Ergebnis  die 
Bildung  des  Allgemeinen  Telegraphenver- 
eins war.  In  dem  Vertrage  von  Paris, 
welcher  heute  noch  die  Grundlage  der  inter- 
nationalen Telegraphie  bildet,  war  die  pe- 
riodische Wiederkehr  gemeinschaftlicher  Be- 
ratungen vereinbart  und  damit  die  Weiter- 
entwickelung des  Vereins  sichergestellt 
worden.  Seitdem  haben  die  Kongresse  von 
Wien  1868,  Rom  1871,  St.  Petersbiu-g  1875. 
I^ndon  1879,  Berlin  1885,  Paris  1890  und 
Budapest  1895  stattgefunden,  an  denen  sich 
in  der  Regel  die  Leiter  der  dem  Vereine 
angehörigen  Verwaltungen  persönlich  betei- 
ligt haben. 

Der  Verein  umfasst  gegenwärtig  sämt- 
liche Staaten  von  Europa,  ferner  in  Asien: 
Cochinchina,  Britisch-  und  Niederländisch- 
indien, Japan,  Persien  und  Siam,  in  Afrika: 
Aegypten,  Capland,  Natal,  Senegal  und 
Tunis,  in  Amerika:  Argentinien  und  Bra- 
silien, in  Australien  die  sämtlichen  briti- 
schen Kolonialstaaten.  Von  den  grossen 
Privatgesellschaften,  in  deren  Händen  sich 
noch  gegenwärtig  die  wichtigsten  rntersee- 
verbindungen  fast  ausschüesslich  befinden, 
haben   die   meisten,   darunter  mehrere  der 


grössten,  wie  die  Eastern  Telegraph  Co.,  die 
Indo-Europäische,  die  Grosse  Nordische,  die 
Commercial  Cable  Gesellschaft,  sich  dem 
Verein  angeschlossen;  von  den  übrigen 
richtet  sich  die  Mehrzahl  nach  den  Fest- 
setzungen des  internationalen  Dienstregle- 
ments. Ein  Stimmrecht  steht  den  Privat- 
gesellschaften nicht  zu,  ilire  Vertreter  sind 
aber  berechtigt,  auf  den  Vereinskonferenzea 
zu  erscheinen  und  sich  an  den  Beratungen 
zu  beteiligen;  von  diesem  Rechte  wird  ein 
umfassender  Gebrauch  gemacht 

Als  ständiges  Centralorgan  des  Vereins 
fungiert  das  internationale  Bureau  der  Tele- 
graphenverwaltungen (Bureau  international 
des  administrations  tel6graphiques)  zu  Bern, 
welches,  von  den  Vereinsstaaten  unter  der 
oberen  Leitung  der  schweizerischen  Verwal- 
tung gemeinsam  unterhalten,  den  ihm  durch 
den  YertT&g  und  das  Reglement  zugewiese- 
nen Aufgaben  obliegt,  indem  es  die  auf  die 
internationale  Telegraphie  bezüglichen  Nach- 
richten sammelt,  zusammengestellt  und  ver- 
öffentlicht, Anträge  auf  Abänderung  der  Ta- 
rife und  Reglements  übermittelt  und  die 
Arbeiten  für  die  Vereinskonferenzen  vorbe- 
reitet. Das  von  dem  Bureau  herausgegebene 
Joiu-nal  täögraphique  dient  als  Organ  des 
Vereins  in  der  Presse  und  nimmt  durch  so- 
lide und  reichhaltige  Mitteilungen  eine  eliren- 
volle  Stelle  in  der  periodischen  Telegraphen- 
litteratur  ein. 

Der  Vertrag,  für  welchen  gegenwärtig 
die  ihm  auf  dem  Kongress  von  St.  Peters- 
burg gegebene  Fassung  vom  10.;  22.  Juli  1875 
massgebend  ist,  ist  auf  unbestimmte  Zeit 
geschlossen.  Er  kann  von  jedem  Teilnehmer 
mit  Jahresfrist  gekündigt  werden ;  die  Kün- 
digung kommt  indes  nur  für  den  Staat- zur 
Geltung,  welcher  sie  ausgesprochen  hat ;  für 
die  übrigen  Teilnehmer  bleibt  der  Vertrag 
in  Kraft.  Nichtteilnehmenden  Staaten  ist 
der  Beitritt  zum  Verein  gestattet,  welcher 
bei  demjenigen  Staate,  in  dessen  Bereiche 
die  letzte  Konferenz  stattgefunden  hat  zu 
erklären  und  von  diesem  den  übrigen  Ver- 
tragsstaaten mitzuteilen  ist 

Diffch  den  Vertrag  und  das  dazu  ge- 
hörige umfangreiche  Dienst  reglement  sind 
die  Vorschriften  für  die  Benutzung  der 
internationalen  Telegraphenanljtgen  und  für 
den  internationalen  Dienstbetrieb  einheitlich 
geregelt.  Es  bestehen  hiemach  für  die 
technische  wie  für  die  administrative  Hand- 
habung der  internationalen  Telegraphie, 
allerdings  mit  der  wichtigen  Ausnahme  des 
Tarifwesens,  durchaus  übereinstimmende 
Vorschriften.  Der  vertragsmässigen  Ver- 
pflichtung, für  den  internationalen  Dienst 
besondere  Leitungen  zu  verwenden,  und 
zwar  in  genügenden  Anzahl,  um  eine  rasche 
Uebermittelung  der  Telegramme  zu  sichern' 
(Art.  4),    sind  die  Vereinsverwaltimgen  in 
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ausreicheDdem  Masse  nachgekommen.  Zwi- 
schen den  Hauptstädten  Europas  bestehen 
meist  direkte  Telegraphenverbindungen, 
welche  z.  B.  zwischen  Berlin  und  Rom 
(1947  km),  Berlin-St.  Petersburg ,  Berlin- 
Paris^  Berlin-London,  Wien-London,  Wien- 
Paris  einen  ungehinderten  Verkehr  ver- 
mitteln. Die  Kontrollstationen,  auf  welche 
früher  alle  Durchgangstelegramme,  nicht 
selten  unter  Verschiebung  der  natürlichen 
Beförderungswege,  geleitet  werden  mussten, 
sind  1876  aufgehoben  worden;  der  Durch- 
gangsverkehr bew^  sich  frei  und  ungehin- 
dert auf  den  kürzesten  Wegen  von  Grenze 
zu  Grenze.  —  Ebenso  ist  die  Benutzung  der 
internationalen  Telegraphenanlagen  durch 
das  Publikum  durch  den  Vereinsvertrag  in 
einer  die  Freiheit  des  Verkehrs  fördernden 
Weise  geregelt  und  geschützt. 

Für  das  Tarifwesen  war  eine  gleich  ein- 
heitliche Ordnung  von  vom  herein  nicht 
unter  die  Aufgaben  des  Telegraphenvereins 
ao^nommen  worden.  Gleich  auf  der 
ersten  Vereinskonferenz  zu  Paris  hatten  sich 
sowohl  über  die  Grundlagen  als  über  die 
Höhe  und  die  Teilung  der  Gebühren  so  ab- 
weichende Ansichten  und  so  entgegenge- 
setzte Interessen  kimdgegeben,  dass  auf  den 
Versuch,  diese  Frage  nach  allgemein  giltigen 
Grundsätzen  zu  ordnen,  verzichtet  werden 
musste.  Durch  die  Ausdehnung  der  unter- 
seeischen Telegraphie  wurden  diese  Schwie- 
rigkeiten noch  erhöht,  da  die  Privatgesell- 
schaften, in  deren  Eigentum  sich  die  wich- 
tigsten Unterseekabel  befinden,  vor  allem  die 
Brzielimg  eines  möglichst  hohen  Ertrages 
im  Auge  haben.  So  gelangte  man  im  Ver- 
einsvertrage zu  Bestimmungen  über  das 
Tarifwesen,  die  einen  gewissen  Anschein 
grundsätzlicher  Regelung  besassen,  in  Wirk- 
lichkeit aber  die  allgemeinen  Principien  zu 
Gunsten  der  besonderen  Interessen  der  ein- 
zelnen Kontrahenten  preisgaben.  Die  Haupt- 
sache, die  Höhe  des  Tarifs,  blieb  dem  Ein- 
vernehmen von  Staat  zu  Staat  überlassen 
and  wurde  diu^h  besondere  Abkommen, 
z.  B.  durch  Telegraphenvertrüge,  meist  aber 
im  Wege  des  Reglements  zwischen  den  Ab- 
gangs-, Bestinunungs-  und  Zwischenstaaten 
geregelt,  die  sich  auch  über  die  Teilung 
der  Gebühren  untereinander  zu  verständigen 
hatten.  Die  Folge  davon  war  nicht  nur  eine 
allgemeine  Buntscheckigkeit,  sondern  auch 
eine  vieUach  übertriebene  Höhe  des  inter- 
nationalen Telegraphentarifs. 

Schon  auf  der  Konferenz  von  St.  Petei-s- 
burg  hatte  der  Generalpostmeister  Dr.  von 
Stephan   auf  das  Zweckwidrige  und  Be-, 
«lenkliche  dieses  Zustandes   mit  Nachdruck  | 
hingewiesen;   er  hatte   die  durchgreifende 
Reform   des  Tarif wesens  als   eine  Aufgabe' 
bezeichnet,  welcher  sich  der  Telegraphen- 1 
vaein  ohne  Schädigung  der  ihm  anvertrauten  ; 


wichtigen  Interessen  auf  die  Dauer  nicht 
entziehen  könne.  Nachdem  inzwischen  in 
Deutschland  der  Worttarif  mit  günstigem 
Erfolge  ein^fOhrt  worden  war,  ist  deut- 
scherseits eme  einheitliche  Regelung  des 
internationalen  Tarifwesens  auf  den  Kon- 
ferenzen zu  London,  Berlin  und  Paris  mit 
allem  Eifer  betrieben  und  dabei  wenigstens 
das  erreicht  worden,  dass  in  London  der 
mit  der  Grundtaxe  vereinigte  Worttarif,  in 
Berlin  der  reine  Worttarif  als  Grundlage 
des  Tarifs  für  den  europäischen  Verk^ir 
angenommen  worden  ist  Die  Festsetzung 
der  Höhe  der  Gebühr  blieb  freilich  noch 
immer  der  Vereinbarung  von  Staat  zu  Staat 
überlassen. 

Ein  durchgreifender  Reformvorschlag 
wurde  der  Konferenz  zu  Paris  (1890)  von 
Deutschland  unterbreitet.  Er  ging  dahin, 
für  den  europäischen  Verkehr  den  Wort^ 
tarif  für  angrenzende  Länder  auf  12',  2  Cent, 
für  die  übrigen  Länder  auf  20  Cent,  mit 
Festsetzung  der  Mindestgebühr  von  1  Franc  ' 
für  das  Telegramm  festzusetzen  und  für  die 
Abrechnung  und  GebOhrenteilung  ähnliche 
Grundsätze  wie  im  Weltpostverein  einzu- 
führen, so  dass  jede  Verwaltung  die  von 
ihr  erhobenen  Gebühren  behalten  und  für 
den  Transit  nur  an  diejenige  Verwaltimg, 
an  welche  Telegramme  zur  Weiterbeförde- 
rung an  dritte  oder  fernere  Länder  über- 
geben werden,  eine  Gebühr  von  50  C«nt. 
für  das  Telegramm  vergüten  sollte.  Bei 
der  Beratung  wurde  allseitig  anerkannt, 
dass  der  deutsche  Vorschlag  von  einer 
grossartigen  Idee  getragen  sei  und  dass  ihm 
die  Zukunft  gehöre,  gleichzeitig  jedocli  die 
Notwendigkeit  einer  gründlichen  Prüfung 
und  Vorbereitung  betont  und  deshalb  be- 
schlossen, den  Vorschlag  dem  Internatio- 
nalen Bureau  zu  überweisen,  welches  die 
Ansichten  der  europäischen  Telegraphenver- 
waltungen einholen  und  ihnen  das  Ergebnis 
seiner  Studien  vor  der  nächsten  Konferenz 
mitteilen  sollte.  Die  Erwartung,  dass  die 
Konferenz  in  Budapest  (189.'))  über  die  Re- 
form des  internationalen  Telegraphentarifs 
ßeschluss  fassen  werde,  ist  nicht  in  Er- 
füllung gegangen.  Die  Kommission  hat  sich 
vielmehr  im  Hinblick  auf  die  finanziellen 
Bedenken,  die  dem  deutschen  Vorschlag 
entgegenständen,  lediglich  darauf  beschränkt 
tlie  Beschlussfassung  über  die  ganze  Vrage 
bis  zur  nächsten  Konferenz  zu  vertagen,  die 
voraussichtlich  1902  in  London  gehalten 
werden  wird. 

Der  Vereinsveitrag  wahrt  jedem  der 
vertragschliessenden  Staaten  das  Recht,  tue 
Beförderung  jedes  Privattelcgramms  anzu- 
halten, das  für  die  Sicherheit  des  Staates 
gefährlich  erscheint  und  ebenso  den  inter- 
nationalen Telegraphendienst  auf  unbe- 
stimmte Zeit  ganz   oder  teilweise   zu  sus- 
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pendieren,  wenn  der  betr.  Staat  diese  Mass- 
regel für  notwendig  erachtet  (Art.  7  u.  8). 
Von  diesen  Befugnissen  hat  England  wäh- 
rend des  Krieges  mit  den  Burenstaaten  in 
Südafrika  einen  ganz  ausserordentlich  aus- 
gedehnten Gebrauch  gemacht.  Der  Bericht 
des  englischen  General-Postmeisters  für 
1.  April  1899  bis  31.  März  1900  stellt  fest, 
dass  die  englische  Regierung  am  17.  No- 
vember 1899  die  Beförderung  von  Tele- 
grammen in  Codeworten  \md  in  Chiffern 
von  und  nach  ganz  Süd-  und  Ostafrika  ver- 
boten und  die  Telegramme  in  offener  Schrift 
«iner  in  Aden  auszuübenden  Kontrolle  unter- 
worfen hat.  Diese  Massregeln  sind  bis 
zum  2.  März  1900  in  voller  Kraft  ^blieben. 
Von  da  ab  ist  der  Verkehr  von  Pnvat-  und 
Handelstelegrammen  in  Codeworten  mit 
einem  Teile  Ostafrikas,  darunter  mit  Deutsch- 
Ostafrika,  in  der  Weise  zugelassen  worden, 
dass  sie  auf  das  Risiko  des  Absenders  und 
unter  der  Bedingung  erfolgte,  dass  die  be- 
treffenden Codes  vorher  in  Aden  deponiert 
und  von  den  Militärbehörden  für  zulässig 
erklärt  worden  sein  mussten.  —  Es  ist 
nicht  bekannt  geworden,  ob  seitens  der  Re- 
gierungen der  von  dieser  Massregel  betroffe- 
nen Staaten  ein  Einspruch  gegen  dies  Vor- 
gehen Englands  erhoben  worden  ist,  das  ja 
den  Buchstaben  des  formellen  Rechts  für 
sich  hatte.  Wohl  aber  hat  sich  die  öffent- 
liche Meinung  in  Deutschland,  Frankreich. 
Russland  und  anderen  Ländern  überein- 
stimmend gegen  die  Fortdauer  eines  Zu- 
standes  erklärt,  der  die  Ausübung  der  inter- 
nationalen Telegraphie,  soweit  sie  auf  die 
Benutzung  der  unterseeischen  Verbindungen 
angewiesen  ist,  thatsächlich  zu  einem  grossen 
und  wichtigen  TeU  von  dem  Belieben  der 
englischen  Regierung  abhängig  macht.  In 
verschiedenen  Ländern  macht  sich  eine 
starke  Bewegung  dahin  geltend,  Kabelver- 
bindungen zu  schaffen,  die  sich  weder  in 
den  Händen  englischer  Gesellschaften  be- 
finden noch  in  Orten  des  englischen  Be- 
sitzes eingeführt  und  demnach  von  der  Be- 
vormundung durch  England  unabhängig  sind. 
Ein  wichtiger  Anfang  hierzu  ist  in  Deutsch- 
land bereite  seit  mehreren  Jahren  gemacht 
worden,  indem  unter  Mitwirkung  des  Reichs- 
PostamtB  1896  dimih  die  deutsche  See- 
telegraphengesellschaft ein  deutsches  Kabel 
von  Borkum  nach  Vigo  an  der  West- 
küste von  Spanien  gelegt  worden  ist,  wel- 
ches deutschen  Telegrammen  den  direkten 
Anschluss  an  die  Seetelegraphenverbindun- 
gen nach  Asien  und  Afrika  sichert.  Von 
noch  grösserer  Bedeutung  ist  die  Herstellung 
einer  unmittelbaren  Telegraphenverbindung 
zwischen  Deutschland  und  Amerika  durch 
das  1900  von  der  deutsch-atlantischen  Telo- 
graphengeseUschaft  erbaute  Kabel  von  Bor- 
kum nach  den  Azoren  und  von  dort  nach 


Newyork.  Auch  für  die  Errichtung  einer 
deutschen  Seekabelfabrik  in  Nordenham  und 
die  Erbauung  eines  deutschen  Kabelschiffes 
1900  ist  das  Bestreben,  Deutschlands  Unter- 
seeverbindun^n  vom  Auslande  imabhängig 
zu  machen,  ein  mitbestinmiender  Faktor  ge- 
wesen. Inzwischen  ist  auch  in  Ostasien 
diu:ch  die  Kabel,  welche  das  deutsche 
Schutzgebiet  von  Kiautschou  mit  Tschifu 
und  Schanghai  verbinden,  ein  verheissnngs- 
voller  An&ng  zu  selbständigen  deutschen 
ünterseeverbindungen  gemacht  worden. 

Der  Fernsprecher  hat  sich  gleichfalls  als 
internationales  Verkehrsmittel  in  rasch 
steigendem  Umfange  eingebürgert  Durch 
Verträge  über  wechselseitigen  Fernsprech- 
verkehr haben  sich  anfangs  benachbarte 
Nationen  für  den  Austausch  von  Gesprächen 
in  den  Grenzgebieten  verständigt;  bald  aber 
sind  darüber  hinaus  telephonische  Verbin- 
dungen zwischen  den  Hauptstädten  ge- 
schaffen worden,  die  auch  die  unterseeischen 
Leitungen  für  ihre  Zwecke  dienstbar  machen. 
Dem  Telephon  zwischen  London  und  Paris, 
das  in  dieser  Beziehung  die  Bahn  eröffnete, 
sind  Fernsprechverbindungen  zwischen  Ko- 
penhagen-Hamburg, Kopenhagen-Stockholm 
u.  a.  gefolgt.  Deutschland  steht  zur  Zeit  in 
internationalem  Oesprächsaustausch  mit 
Oesterreich  (Berlin-Wien  auf  mehreren  Li- 
nien), Ungarn  (Berlin-Budapest),  der  Schweiz, 
Belgien,  Frankreich,  Holland  und  Dänemark. 
Die  Fernsprechlinie  Berlin-Paris,  durch  welche 
ein  Gesprächsaustausch  nicht  nur  zwischen 
diesen  beiden  Hauptstädten,  sondern  auch 
zwischen  anderen  bedeutenden  Städten  beider 
Länder  (u.  a.  deutscherseits  Frankfurt  a.  M., 
Hamburg,  Cöln,  Leipzig,  französischerseits 
Bordeaux,  Havre,  Lyon,Orl6ans,Rouen)  ermög- 
licht wird,  ist  am  6.  August  1900  eröffnet 
worden;  die  Eröffnung  der  Linie  Paris- 
Turin-Rom  steht  nahe  bevor.  In  kurzer  Zeit 
wird  ein  grosses  internationales  Fernsprech- 
netz nahezu  ganz  Europa  überspannen. 

Vm.  statistische  Uebersicht 

Der  nachfolgenden  Uebersicht  auf  S.  81 
und  82  über  die  Ausdehnung  der  Tele- 
graphenlinien  und  Leitungen,  die  Zahl  der 
Telegraphenstationen  und  der  Telegramme 
liegen  die  Anraben  der  alljährlich  vom 
Internationalen  Bureau  veröffentlichten,  weit 
ausführlicheren  Statistik,  und  zwar  der- 
jenigen für  das  Jahr  1898,  zu  Grunde. 

Diese  Uebersicht  ist  soweit  als  thunlich 
durch  Zurückgehen  auf  die  Jahresberichte 
einzelner  Länder  ergänzt  worden,  gewährt 
aber,  da  auch  diese  viel&tch  fehlen,  kein 
vollständiges  Bild.  Noch  weniger  ist  dies 
der  Fall  bei  den  Angaben  über  die  Tele- 
phonie, worüber  die  Mitteilungen  der  amt- 
lichen Statistik  ausserhalb  Deutschlands  noch 
immer  äusserst  lückenhaft  sind.    Von  An- 
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Statistische  Uebersicht  über  die  Aalagen  uud  Leistungen  der  Telegraphie  und  des 
Fernsprechwesens  nach  dem  Stande  von  1898. 


b)  Telephonie 

Zahl  der 


Länder 


a)  Telegraphie 


Linien 


km 


Lei- 
tungen 

km 


Zahl 

der 

Tele- 

Tele- 

gram 

gra- 
pnen- 

me 
in 

an- 

Mill 

stalten 

Lei- 
tungen 

km 


TeU- 
neh- 
mer 


2  S 


p^ 


I.  Europa. 

Deutschland  (1899) 

Belgien 

Bulgarien 

Dänemark  (mit  den  Far9em).    . 

Frankreich 

Griechenland 

Grossbritannien  und  Irland     .    . 

Italien 

Luxemburg 

Montenegro 

Niederlande 

Norwegen 

Oesterreich 

Ungarn 

Boaiien  und  Herzegowina .    .    . 
Portugal  (mit  den  Azoren  und 

Madeira)  1896 

Rnmäuien 

Bnssland 

Schweden 

Schweiz 

Serbien 

Spanien 

Türkei  (europäische,  asiatische  u. 

afrikanische)  18^ 


«5  457 
6379 
5245 
4863 

«27  853 

8379 

70017 

40513 
611 

575 

5907' 

12046 

34804 

22016 

3822 

7267 
6851 

"44  «63 
8763 

7144 
4066 

3«  992 
37  745 


460  184 

33396 

10828 

14024 

644676 

9983 

496374 

127  236 

1039 

678 

20945 

28384 

108018 

107  370 

7  182 

15  123 
17590 
298608 
25896 
21  083 
8118 
73  737 

61833 


19034 

44,5 

1058 

6,2 

189 

1,3 

.561 

2 

12460 

43,9 

221 

1,2 

10  816 

90 

5868 

10,9 

151 

0,1 

20 

0,09 

935 

5 

546 

2 

5  172 

14,1 

3026 

7,5 

119 

0,5 

900 

17 

5 

30 

767 

5 


43 
143 
219 

41 


183696 
14076 

343 
20624 

51383 
146 
112  840 
Angaben  fehlen 
3201I     1535 
Angaben  fehlen 


632  789 

47503 

1976 

49190 

244661 

5682 


31588 

72464 

103  613 

39792 


12  139 

25571 
26664 
12869 


421 

539 
5257 
I  622 
2039 

150 
1428 

750 


1,6 

2,5 

17,5 
2,6 
3,9 
1 

5,4 


>  Angaben  fehlen 

9'      5  330      2  7371 

83     60417    23686' 

IS7|  121  013    60357 

288|    75134    34662, 

Angaben  fehlen 

561    44991      II 685 

Angaben  fehlen 


621,4 
31 

42,1 
141,2 

0,37 


2,1 

16,5 
59,5 
102 

26,9 


I 

103,4 

96,5 

20 


Zusammen: 

n.  Asien. 
Britisch-Indien: 

a'i  Indische  Linien 

b)  Indo-Europäische  Linien 
Niederländisch-Indien     .    .    .    . 

Japan    

Französisches  Indo-China   .    .    . 

Persien 

Uebriges  Asien 


720457  2592225 


83270 
4470 
8506 

24063 

3853 
6650 


257480 

8689 

12710 

84434 

6538 

10320 1 


Zusammen 


Angaben  fehlen 


72282 


4699 
21 

391 

I  372 

102 

104 


267,4 


6 

0,3 
0,6 

15,1 
0,4 
0,14 


276311539344  6050131163 


49 

23 
6 

4 
1 


4396 

11483 

50337 

733 


I 


2824 
2  728 

8137 
231 

15 


4,1 

3,2 

27,7 

0,1 

v 


130  812 


m.  Afrika 

Algerien 11 696 

Aegrpten |  4  054 

Capland 11 626 

Natal 1 993 

Tonis 3750 


Tebriges  Afrika 


Zusammen 


IV.  Amerika: 
Vereinigte  Staaten  .  . 
Argentinien  (1896)     .    . 

BoUTia 

Brasilien  (1895)      .    .    . 

Chüe  (1897) 

Colnmbien  (1894)   .    .    . 


379371 

29785 

17199 

35030 

4727 

7400 


Angaben  fehlen 


5589 


461 

277 

? 

130 
104 


32,5  83J      669491       I5935J      35,1 


1,3 
0,4 


Angaben  fehlen 


106I 

1032] 


l8o{ 
202 


0,25 


32119 


305666 

40788 

6641 

16320 

15819 
11003 


94141 


1456  459 
95046 

? 

35295 
18021 
9 


972 


22285 

1237 

117 

289 

» 

319 


6,4 


61,4 

5,4 
9 

1,3 
1,3 
0,5 


1  138 


382I 


1239  1635  994  632  946  ;  1666 
Angaben  fehlen 


Huidwört«rbach  der  Staatswiasenschaften.   Zweite  Auflage.    TU. 
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a)  Telegraphie 


Länder 


Linieu 


km 


Lei- 
tnngen 

km 


Zahl 

der 
Tele- 
gra- 
pnen- 

an- 
stalten 


Tele- 
gram- 
me 
in 
Mill. 


b)  Telephonie 


Sc 


CO  a 


Zahl  der 


Lei- 
tnngen 

km 


Teil- 
neh- 
mer 


II 

OS  SB 

o 


Mexico  .  .  .  . 
Pem  (1897)  .  .  . 
Venezuela.  .  .  . 
Uebriges  Amerika . 


58409        ? 
3110        ? 

62451       ? 
Angaben  fehlen 


9 
9 

"3 


? 

0,12 
0,7 


Angaben  fehlen 


Zusammen   474021   1604  821     24370 


V.  Australien: 

Neuseeland 

XeugUdwales 

Südaustralien 

Victoria 

Uebriges  Australien 1  Angaben  fehlen 

Zusammen  |    48079]  106370!    2 


II  118 
21323 

9459 
6179 


30937 
57  354 
23921 
15  128 


915 
916 
268 
782 


70,2 


3,5 
2,9 
',2 
1,8 


1239  1635  994  632  946  1666 


29 
10 


9  337 

9 

'? 
18288 


7  162 
7560 
? 
3630 


Ji  I     9,4    I    34|     27625I    18350:       r 


I.  Europa   . 
II.  Asien.    . 

III.  Afrika    . 

IV.  Amerika. 
V.  Australien 


Zusammen 


Zusammenstellung: 


720457 
130  812 

32  119 
474021 

48079 


2592  225 

379371 

94  141 

1604  821 

106  370 


140648814776938 


72282 
5589 
972 

24370 
2881 


267,4 

22,5 

6,4 

70,2 

9,4 


106034  1375,9 


2763 

83 

6 

1239 
34 


«539  344 

66949 

I  138 

1635994 
27  625 


60501311163 

15935      35,1 
382'       0,25 
632  946  1666 
18350       ? 


4145,3271  05011271626,2864,35 


gaben  über  die  Finanzergebnisse  ist  abge-| 
sehen  worden,  da  in  den  zahlreichen  Län-' 
dem,  in  denen  Post  und  Telegraphie  ver-  i 
einigt  sind,   über  die  Einnahmen  und  Aus- 
gaben der  Telegraphie  und  Telephonie  be- 
sondere Zahlen  nicht  vorliegen. 

Litteratnr*    Aiuser  den  zum  Artikel  Pott  (Bd. 
V,    S.    S17)    aufgeführten    Schriften    von   Sax, 
Xoscher,    Veredarlua  und  P.  D.  Fischer, 
welche  Hch   auch  auf  die  Telegraphie  beziehen, 
»ind  zu  nennen  an  allgemeinen  Werken:  Zetz- 
aehe,    Handbuch   der   elektrischen    Telegraphie, 
1877 — 87,  4  Bde.  —  Schellen.,  Der  eleklromag- 
netitehe  Telegraph,    6.  Aufl.  von  Kareis,  1888. 
—  An  Zeitschriften:    Da»  vom   Intemalio- ■ 
nalen  Telegraphenbureau  in  Bern  herausgegebene  \ 
Journal  tHlgraphique  (seil  1869)  und  dasl 
im  Seichs  •  Postamt  herausgegebene  Archiv  für  , 
Post  ttnd  Telegraphie  seit  1876. 

Zu  I:  Poppe,  Da»  Wesen  und  die  Be- 1 
deutung  der  antiken  Telegraphie,  1867.  —  Bei-  \ 
loe,  La  TeUgraphie  historique,  1888.  —  £.  1 
OauHer,  L'oeuvre  de  Claude  Chappe,  1893.  —  I 
Wertvolle  Beiträge  zur  Geschichte  der  Tele- 1 
graphie  enthalten  die  Lebenterinnerungen  von  '■ 
Werner  v.  Siemens,  1892.  —  Zebtsche's  | 
kurzer  Abriss  der  Geschichte  der  elektrischen , 
Telegraphie  1874  beschränkt  sich  auf  Xach- , 
Weitungen  über  die  Entwickelung  der  Tele- 
graphenapparale.  I 

Zu  II:  Xother,  Der  Telegraphenbau,  4.  I 
Auß.,  1876.  —  Blavier,  Nouveau  traiti  de  Te- 1 
Ugraphie  eleclrique,  S  Bde.  1867.  —  Preeee  1 
and  Slvetcrlght,    Telegraph)/,    1876.   —    Vie-  1 


chelmann,  Unterseeische  Telegraphie,  18S9.  — 
Wünschendorff,  Tratte  de  Telegr.  sotis-marine, 
1888.  —  Charles  Brlght,  Submarine  Tele- 
graph». Their  history,  coiutruction  and  wor- 
king,  1898.  —  Thom.  Lensehau,  Deutsche 
Kabellinien,  1900.  —  Schenlc,  Philipp  Bei», 
der  Erfinder  des  Telephon»,  1878.  Geschichte 
und  Entwickelung  des  elektrischen  Fernsprech- 
wesen», 2.  Aufl.,  1880.  —  Orawlnicel,  Lehr- 
buch der  Telephonie  und  Mikrophonie,  S.  Aufl., 
I884.  —  V.  WieUislmeh,  Handbuch  der  Te- 
lephonie, 1899.  —  C.  Oratctnkel  und  K. 
Strecker,  Die  Telegraphentechnik,  1889.  —  JB. 
Müller,  Der  Telegraphenbetrieb  in  Kabel- 
leitungen, 1890.  —  O.  Canter,  Der  techni»che 
Telegraphendienst,  4.  Aufl.,  1892.  —  l'eber  draht- 
lose Telegraphie  vgl.  A.  Slaby,  Die  Funken- 
telegraphie,  1897.  —  A.  Broea,  La  Telegraphie 
Sans  fit»,  1899. 

Zu  III:  K.  Knies,  Der  Telegraph  als  Ver- 
kehrsmitul,  1857.  —  Scliöttle,  Der  Telegraph 
in  administrativer  und  finanzieller  Hinsicht, 
1888.  —  Buchhottz,  Kriegstelegraphie,  1877.  — 
R.  V.  Pischer-Treuenfeld,  Kriegstelegraphie, 
1879.  —  V.  Chauvin,  Organisation  der  elek- 
trischen Telegraphie  in  Deutschland  für  die 
Zwecke  des  Krieges,  1384.  —  Wnt.  Plum,  The 
military  Telegraph  ditring  the  civil  war  in  Ihe 
V.  St.,  2  Bde.,  1883. 

Zu  IV:  Beysclier,  Telegraphenrecht,  Zeit- 
schr.  f.  deutsehe»  Hecht,  XIX,  t81ff.,  1856.  — 
ViU  Seritflni,  II  telegrafo  in  relazione  alla 
giurisprudenza  civile  «  commereiale,  186S.  — 
C,  Asser,  De  telegraphie  in  hare  recht»gevolgen, 
1807.  —  Mein,  Telegraphenrecht,  2.  Aufl.,  1873. 
—  La  legislation  telegraphique,  publ.  par  le  bu~ 
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nau  inlemational,  1876.  —  P.  JD.  Fischer, 
Da»  »*«?  deuUehe  TelegraphengeMlx,  Jahrb.  f. 
Get.  u.  Vene.  189g.  —  v.  Bohr,  Da*  Tele- 
graphenteegegetett  (at^führiicher  Xommentar), 
1900.  —  W.  Seheleher,  Dat  TeUgraphenwege- 
gttett,  1900. 

Zu  V:  P.  D.  FUeher,  Die  Verkehraan- 
ttalten  de*  DeuUehen  Reich*  im  Jahrb.  f.  Ge». 
H.  Vene.,  1871.  1872  und  1874.  —  J-  Jung, 
Enttnctelung  de*  deuUchen  Pbtt-  und  Tele- 
graphentcetem  in  den  leUten  tS  Jahren,  189S. 
SO  Jahre  eUktriteher  Telegraphie  (Denk*chrifl 
de*  SeirhtpoitapU*),  1899. 

Zu    VI:  P.   D.  Fischer,    Telegraphie  und 

iTUterreeht,  1876.  —  O.  Dambaeh,    Die  Poit- 

rerträge  und  TeUgraphenrerträge  in  v.  HoUteen- 

dorffs  Mandbueh  de*   Völkerrecht*,   III,  ■n9ff. 

P.  D.  Flacher. 


Tellkampf,  Johann  Ludwig, 

t^boren  am  28.  I.  1808  in  Bttckebnrgf,  geet  am 
lö.  II.  1876  in  Berlin,  studierte  in  Göttingen 
die  Bechte  und  Staatswissenschaften,  wnrde 
1831  Rechtsanwalt  in  Hannover,  habilitierte 
sich  1835  als  Priyatdocent  in  Göttingen,  wan- 
derte 1838  nach  Amerika  ans,  wo  er  am  Union 
College  und  gpSter  am  Colombia  College  zn 
New- York  als  Pix>fes8or  der  Staatswissenschaften 
wirkte.  1844  kehrte  er  nach  Dentschland  zn- 
rSck  und  folgte  im  nämlichen  Jahre  einer  Be- 
mfong  als  ordentlicher  Professor  der  Staats- 
wissenschaften nach  Breslan.  1848  sandte  ihn 
der  schlesische  Wahlkreis  Schweidnitz-Walden- 
borg  in  die  deutsche  Xationalyersammlnng,  und 
seit  1849  bis  1874  hat  er  als  Mitglied  der  preus- 
sischen  U.  Kammer,  des  Herrenhauses  (seit  1855) 
and  des  Deutschen  Keichstages  (seit  1871)  sich 
verdient  gemacht. 

Tellkampf  Teröffentlichte  von  staatswissen- 
sehaftlichen  Schriften  in  Buchform:  Ueber  Ver- 
besserung des  Bechtsznstandes  in  den  deutschen 
Staaten.  Berlin  1836.  —  Ueber  die  Besserungs- 
gefiingnisse  in  Nordamerika  und  England,  ebd. 
1844.  —  Beiträge  zur  Nationalökonomie  und 
Handelspolitik,  2  Teile,  Leipzig  1851—^.  — 
Ueber  die  neuere  Entwickelnng  des  Bankwesens 
in  Deutschland  mit  Hinweis  auf  dessen  Vor- 
bilder in  England,  Schottland  nnd  Nordamerika 
und  auf  die  französische  Societe  generale  de 
credit  mobilier,  1.  2.  und  3.  Aufl.,  Breslau  1856. 

—  Essays  on  law  reform,  commercial  policy, 
bwiks,  penitentiaries,  etc.  in  Oreat'  Britain  and 
the  United  States  of  America,  London  1859;  2. 
Aufl.  Berlin  1876.  —  Die  Principien  des  Geld- 
imd  Bankwesens,  Berlin  1867.  —  Ueber  Ar- 
beiterrerhUtnisse  nnd  Erwerbsgenossenschaften 
in  England  und  Nordamerika,  Halle  1870.  — 
Selbstverwaltung  nnd  Reform  der  Gemeinde- 
nnd  Kreisordnungen  in  Preossen  und  SeUgovem- 
ment  in  England  und  Nordamerika,  Berlui  1872. 

—  Erfordernis  voller  Hetalldecknng  der  Bank- 
noten, ebd.  1873.  —  Vorschläge  zur  Verbesse- 
nmg  des  Aktiengesellschaftswesens,   ebd.  1876. 

—  Tellkampf  übersetzte  in  Gemeinschaft  mit 
0.  J.  Bergins:  MacCulloch,  A  treatise  on  me- 
tallic  and  paper  money  and  banks,  n.  d.  T.: 
Geld  und  Banken,  Leipzig  1859. 


Tellkampf  ist  ein  entschiedener  Anhänger 
der  Currencyschnle  und  verbreitet  sich  in  meh- 
reren seiner  oben  angeführten  Schriften  über 
die  wirtschaftliche  Notwendigkeit,  nur  so  viel 
Banknoten  zn  emittieren,  als  Hetalldeckung  da- 
für vorhanden  ist.  Zu  der  von  der  französi- 
schen Regierung  ttber  Geldumlauf  und  Bank- 
wesen li^  veranstalteten  Enquete  hat  auch 
Teilkampf  sein  Gutachten  abgegeben  nnd  in 
diesem  betont,  dass  der  Notenunuanf  ein  durch 
die  Vorräte  an  gemünztem  nnd  an  Geld  in 
Barren  gesicherter  sein  müsse  nnd  überhaupt 
bei  der  Notenemission  das  Princip  in  den  Vor- 
dergrund zu  treten  habe,  Banknoten  nicht  zum 
Vorteil  der  Emissiousstelle,  sondern  lediglich  zu 
dem  des  PubUkams  auszugeben.  Er  vertritt 
femer  in  diesem  Gutachten  die  auch  von  Wo- 
lowsky  geteilte  Ansicht,  dass  nur  eine  einzige, 
vom  Staate  nnd  der  Volksvertretung  beauf- 
sichtigte Zettelbank  die  Notenenüssiou  in  Höhe 
der  dafür  deponierten  Metalldecknug  besorgen 
dürfe.  —  Tellkampfs  Bankpolitik  ist  teilweise 
auf  Geld-  und  Kreditkrisen  infolge  übermässiger 
Notenausgabe  in  den  40er  Jahren  dieses  Jahr- 
hunderts gegründet,  teilweise  steht  sie  anter 
dem  Einflüsse  der  meist  von  Currencymännem 
ausgegangenen  Litteratnr,  welche  die  Kreiernng 
der  Peelsehen  Bankakte  begleitete  oder  ihr  vor- 
anging. Zur  Zeit  des  Erscheinens  seiner  Schrift 
„Erfordernis  voller  Metalldecknng  der  Banknoten" 
(s.  o.)  hatten  die  von  ihm  emprohlenen  Restrik- 
tivmassregeln g^egen  die  Cirknlation  ungedeckter 
Banknoten  ihre  praktische  Berechtigung  noch 
keineswegs  eingebUsst ;  auch  die  beiden  Anträge, 
welche  er  in  der  2.  nnd  4.  Session  der  I.  Legis- 
laturperiode des  Deutschen  Reichstages  (Druck- 
schriften 90  bezw.  92)  einbrachte,  den  Reichs- 
kanzler anfzufordem,  in  der  nächsten  Session 
den  Entwurf  eines  Gesetzes  ttber  das  Bank- 
wesen vorzulegen,  waren  durchaus  zeitgemäss 
und  wohlbegründet.  Der  zweite  Antrag  ver- 
langt, dass  durch  dieses  Gesetz  über  das  Bank- 
wesen die  Cirknlation  nicht  mit  Metall  gedeckter 
Noten  reguliert  nnd  begrenzt,  dass  darin  ttber 
die  Befugnis  zur  Ausgabe  vollgedeckter  Noten 
Bestimmung  getroffen  und  die  Frage,  ob  nnd 
unter  welchen  Bedingungen  eine  Reichsbank  zn 
errichten,  entschieden  werde.  Die  Motive  zn 
letzterem  Antrag  sttttzen  sich  auf  den  Er- 
fahmngssatz,  dass  schlechtere  Tanschmittel  die 
besseren  verdrängen  nnd  dass  in  einem  Lande 
mit  Goldwährung  der  Abflnss  de8_  Goldes  nach 
dem  Auslande  nach  Massgabe  der  cirknliereuden 
Papiergeld-  nnd  Banknotenmenge  dergestalt  re- 
guliert werde,  dass  je  grösser  letztere  sei,  je 
flotter  nnd  reichhaltiger  der  Abfluss  sich  voll- 
ziehe. Welch  hoher  Prozentsatz  dessen,  was 
die  Spekulation,  was  die  in-  und  ausländische 
Arbitrage  von  den  1873  bis  1875  geprägten 
Doppel-  nnd  Halbkronen  anfg^esogen  hat,  d.  h. 
was  davon  bis  1875  ins  Ausland  gewandert  und 
eingeschmolzen  ist,  wttrde  der  inländischen  Cir- 
knlation nicht  erhalten  geblieben  sein,  wenn 
Tellkampfs  Anträgen  rechtzeitig  entsprochen 
worden  wäre!  Die  Gegenwart  hat  die  Schran- 
ken, welche  das  Currencysystem  gegen  die  Cir- 
knlation ungedeckter  Banknoten  aufgerichtet 
wissen  will,  als  überflüssig  bezeichnet,  sie  hat 
sich  von  der  Qnantitätstheorie  losge8a|:t  und 
der  Ueberzeugnng  hin^fegeben,  dass  sich  im 
Notennmlaof  einfach  die  Bewegung  des  Geld- 
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nnd  Warenmarktes  reflektiert  und  in  eis^ent- 
lichen  Handelskrisen  der  Vorrat  an  MetaUgeld 
stärker  in  Anspruch  dfenommen  wird  als  der  an 
Banknoten.  Insbesondere  fUr  Deutschland  hat 
das  durch  das  Bankgesetz  vom  14.  III.  1875 
sanktionierte  System  der  indirekten  Kontin- 
gentierung eine  aus  schrankenloser  Notenemis- 
sion entstehende  Kreditkrisis  zur  Unmöglichkeit 
gemacht.  Im  übrigen  ist  Teilkampf  ein  ge- 
mässigter Protektionist,  er  verteidigt  die  land- 
wirtschaftlichen Schutzzölle  und  begünstig  die 
industrielle  Handelsfreiheit.  Seine  Ansichten 
über  Kooperativassociationen  beruhen  auf  in 
Nordamerika  gemachten  Wahrnehmungen. 


Vgl.  über  Tellkampf:  Haym,  Die  deut- 
sche Nationalversammlung,  Teil  II,  Frankfurt 
a.  M.  1849,  S.  237.  —  Illustrierte  Zeitung,  Jahrg. 
1876,  Bd.  I,  8.  164  (od.  Nr.  1704  v.  16.  fl. 
1876),  Leipzig.  —  Walcker,  Geschichte  der 
Nationalökonomie,  ebd.  1884,  S.  195/196. 

lAppert. 


Temple,  William,  Sir, 

ward  geboren  zu  London  1628,  studierte  zu 
Cambridge,  reiste  1648  nach  Frankreich,  Holland 
nnd  Deutschland,  wurde  Parlamentsmitglied  in 
Irland,  wohnte  den  Friedensverhandlungen  zu 
Aachen  und  Nimwe^eu  bei,  erhielt  die  Stelle 
eines  Eönigl.  Geheimen  Bats,  wurde  später 
Minister  des  Königs  Karl  n.,  trat  1680  in  den 
Privatstand  zurück  und  starb  am  6.  EL  1699. 
Temple  war  einer  der  angesehensten  eng- 
lischen Staatsmänner  und  staatswissenschaß- 
lichen  Gelehrten  und  galt  in  beiden  Eigen- 
schaften als  ein  Muster  von  geradem  und  wahr- 
heitsliebendem Charakter.  Sein  politisches 
Meisterstück  ist  die  berühmte  im  Jahre  1667 
zu  Stande  gebrachte  Tripelallianz  zwischen  Eng- 
land, Holland  nnd  Schweden.  Bald  darauf  ver- 
öffentlichte Temple  sein  staatswissenschaftliches 
Hauptwerk  über  seine  Beobachtungen  in  den 
holländischen  Kolonieen.  Die  Ueberzeugung  von 
dem  Segen  einer  thunlichst  starken  Volksver- 
mehrung war  bei  Temple  vorherrschend  (s.  d.  Art 
BevölkernngslehreobenBd.  nS.  716ff.  Er 
meint  (in  seinen  „Works"  I,  S.  162  ff.,  171  und  m, 
S.  2),  der  beste  Grund  alles  Handels  und  Beich- 
tums  liege  in  einer  dichten  Bevölkerung,  wo- 
durch das  Volk  zu  Fleiss  und  Sparsamkeit  ge- 
zwungen werde.  Sein  Landsmann  Ingram 
(s.  d.l  sagt,  dass  sich  bei  Temple  „richtige 
Ansichten  mit  merkantilistischen  Vorurteilen 
mischen".  Kantz  (s.u.)  bemerkt,  dass  Temple 
nicht  frei  von  Irrtümern  der  Handelsbilanz  sei, 
dass  aber  in  seinen  Ausführungen  eine  Tiefe 
und  eine  Klarheit  der  Anschauungen  hervor- 
trete, wie  man  sie  in  jeuer  Zeit  selten  finde. 
„Temple  ist  nämlich  einer  der  ersten,  der 
die  fundamentale  Bedeutung  der  Ar- 
beit im  Organismus  der  Volkswirtschaft  er- 
kannt, das  Wesen  der  Konsumtion  und  des 
Luxus  richtig  aufgefasst,  die  Sparsamkeit  als 
einen  Hebel  nationaler  Bereicherung  gewürdigt, 
zugleich  aber  auch  eine  Reihe  von  Bemerkungen 
in  seinen  Schriften  niedergelegt  hat,  die  zu  den 


schönsten  Perlen  der  politischen  und  sozialen 
Psychologie  gezählt  werden  dürfen." 

Das  Hauptwerk  Temples  in  staatswissen- 
schaftlicher Beziehung  ist  betitelt :  Observations 
upon  the  united  Provinces  of  Netherlands, 
London  1672.  Fernere  staatswissenschaftliche 
Werke  Templee  sind: 

Essay  upon  the  Origin  and  Natnre  of  Go- 
vernment, London  1671.  —  Essay  upon  the 
present  State  of  Ireland,  London  1667.  —  Essay 
on  the  trade  of  Ireland,  London  1673.  —  His- 
cellanea,  London  1697,  Vol.  I — m.  —  Memoirs  of 
what  pass'd  in  Christendom  pour  war  begun  in 
1672,  to  the  Peace  concluded  1679,  Vol.  I— In.  — 
Answer  to  a  feurrilons  Pamphlet,  lately  printed, 
in  tituled:  A  lettre  from  Mr.  du  Cros  to  the 
Lord  .  .  . ;  Intioduction  to  the  history  of  Enge- 
land: lettres  in  3  Vol.,  London  1680.  —  Mo- 
ralische und  historische  Denkwürdigkeiten.  Aus 
dem  Englischen,  Halle  1780.  Temples  „Works" 
erschienen  London  1760  in  2  Bdn. 


VgL  aberSir  William  Temple:  Hein- 
rich Luden,  Sir  William  Temple.  Bio- 
graphie, Göttingen  1808.  —  Thomas  Pere- 
grine  Court  enay,  Memoiren  von  dem  Leben, 
den  Werken  und  dem  Briefwechsel  des  Sir 
William  Temple,  London  1836,  2  Bde.  —  Sir 
William  Temple  in  den  .Biographieen  berühm- 
ter Männer",  Bd.  H,  S.  328—452.—  Biogra- 
phie in  der  Gesamtausgabe  seiner  Werke  1814 . 
—  F.  J.  Herriot,  Sir  Wm.  Temple  on  the 
Origin  and  Nature  of  Government  m  „Aunals 
of  the  American  Academy  of  Political  and  social 
Science",  PhUadelphia  1892,  Vol.  III,  No.  2.  — 
Memoiren  of  the  life  and  negotiat.  of  Sir  W. 
Temple,  London  1714.  —  Life  and  Char.  of  Sir 
W.  T.,  London  1728.  —  Der  britt.  Plutarch. 
Bd.  4,  S.  249.  —  H.  Taine,  Geschichte  der 
englischen  Litteratur.  Bd.  2,  bearbeitet  von 
Gustav  Gerth,  Leii)zig  1878,  S.  57  ff.  — 
Koscher,  Zar  Geschichte  der  englischen  Volks- 
wirtschaftslehre, Leipzig  1851,  S.  63.  —  Der- 
selbe, Gesch.  d.  Nat,  S.  227,  243.  —  Der- 
selbe, Kolonieen.  IK.  Aufl.,  S.  252.  —  Der- 
selbe, Syst.  I,  §§  41,  57,  92,  104,  115,  157, 
185,  188.  214,  222,  231,  254;  H,  §  101;  IH, 
§§13,  34,  38,  147;  IV„  8  114.  — C.  G.  Jöcher, 
Compendiöses  Gelehrten-Lexikon,  Leipzig  1726, 
Bd.  2,  Sp.  1226—26.  —  Kantz.  Theorie  u. 
Geschichte  d.  Nat.-Oek.,  Bd.  U,  Wien  1860,  S. 
281.  —  Macaulay,  Geschichte  von  England, 
Kap.  II.  —  Wagener,  Staats-  und  Gesell- 
schaftslexikon, XX.  Bd.,  Berlin  1865.—  Ingram 
(Roschiau),  Geschichte  der  Volkswirtschaftslehre. 
Tübingen  1890,  S.  63  u.  64.  —  John  Gort  on, 
General  Biographical  Dictionary,  London  1838, 
Vol.  III.  —  Palgrave,  Dictionary,  Vol.  III, 
London  1899  p.  528. 

Schmidt. 
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Theaterreeht. 

I.  Einleitan«:  (S.  85).  IL  Das  Sffentliche 
Theaterrecht  (S.  86).  III.  Das  private  Theater- 
recht (S.  93). 

I.  Einleitung. 

1.  Begriff  nnd  Geschichte.    2.  Quellen. 

1.  Begriff  nnd  Geschieht«.  Neben  die 
wissenschaftlich  schon  seit  Jahrhunderten 
als  Specialrechte  anerkannten  Disci- 
plinen  des  Handels-,  Landwirtschafts-  tind 
Bergrechts  hat  sich  in  neuester  2^it  das 
Theaterrecht  gestellt,  dessen  Anspruch  auf 
Einreihung  neben  jene  älteren  Geschwister 
freilich  noch  lebhaftem  Widerspruch  be- 
g^net.  Allein  Inhalt  und  Geschichte  des 
Theaterrechts  dürften  hinreichend  klar  er- 
weisen, dass  hier  nicht  nur  eine  selbstän- 
diger Entwickelung  entbehrende  Gewerbe- 
rechtsart, sondern  eine  jenen  Spedabrechteu 
zu  koordinierende  Rechtsbildung  vorliegt, 
deren  bisherige  Nichtbeachtung  lediglich 
aus,«eren,  für  das  Wesen  der  Sache  imer- 
heblichen,  Umständen  üuzuschreiben  ist. 
Ikß  Theatenecht  umfesst  die  Normen, 
mittelst  derer  die  im  Theaterverkehr  er- 
wachsenden Lebensverhältnisse  ihre  recht- 
Uche  B^elnng  empfangen:  das  Theater- 
recht hat  es  also  mit  der  Normierung  von 
Verhältnissen  zu  thun,  die  durch  Aus- 
übung einer  bestimmten  wirtschaftlichen 
Thätigkeit  hervorgerufen  sind  und  zum 
grossen  Teil  so  eigenartige  Gestaltungen 
aufweisen,  dass  für  ihre  Normierung  die 
den  allgemeinen  Rechtsverkehr  regelnden 
Normen  nicht  ausreichen,  sondern  sich  für 
diesen  Zweck  ein  dem  Theaterverkehr  eigen- 
tümlicher Rechtsstoff  gebildet  hat.  Gerade 
dieser  Inhalt  des  Theaterrechts  deckt  sich 
aber  —  mntatis  mutandis  —  mit  dem  In- 
halt der  übrigen  Specialrechte,  bei  denen  es 
äch  ebenfalls  um  einen  durch  die  Eigenart 
des  seiner  Anwendung  unterliegenden  wirt- 
schaftlichen Substrats  eigenartig  ausge- 
bildeten Rechtsstoff  handelt. 

Das  Theaterrecht  hat  sich  femer,  über- 
einstimmend mit  deu  übrigen  Specialrechten, 
ans  einem  Standesrecht  zum  Recht 
objektiv  bestimmter  Lebensver- 
hältnisse umgebildet  Wie  das  Bergrecht 
ursprünglich  ein  Recht  der  montani,  das 
Handelsrecht  ein  Recht  der  mercatores  war, 
80  erscheint  das  Theaterrecht  der  ältesten 
Zeit  als  ein  Recht  der  histriones,  der  Schau- 
spieler, an  dessen  Stelle  in  langsamer,  durch 
die  Forschung  noch  nicht  genügend  aufge- 
hellter Entwickelung  eine  besondere  recht- 
liche Regehmg  der  Theatersachen,  d.  h.  der 
im  Theaterverkehr  üblichen  Rechtsverhält- 
nisse getreten  ist. 

Im  Gegensatz   zu  jenen  Spedah^echten 


hat  aber  das  Theaterrecht,  namentlich  in 
Deutschland,  bisher  der  eingehenden  wissen- 
schaftlichen Durchforschung  entbehrt,  die 
seiner  inneren  Bedeutung  nach  ihm  schon 
längst  hätte  zu  teil  werden  müssen.  Die 
Gründe  für  diese  Vernachlässigung  sind  vor- 
nehmlich in  dem  Umstand  zu  suchen,  dass 
sich  das  Theaterrecht  in  keiner  Weise  an 
das  die  wissenschaftliche  Jm-ispnidenz  fast 
ausschliesslich  beschäftigende  römische  Recht 
anknüpfen  liess  und  dass  die  geringe 
Ächtung,  die  dem  Schauspielerstand  ent- 
gegengebracht wurde,  ebenMls  nicht  ge- 
eignet war,  das  wissenschaftliche  Interesse 
für  das  in  diesen  Kreisen  herrschende  Son- 
derrecht wachziu-ufen.  Erst  nach  den  ge- 
waltigen Umwälzungen  der  französischen 
Revolution,  die  mit  der  grundsätzlich  ge- 
forderten Gleichstellung  aller  Staatsbürger 
auch  den  Schauspielern  den  alten  Makel 
nahm  und  die,  soweit  sich  ihre  Wirkungen 
erstreckten,  die  Rechtswissenschaft  vielfech 
zum  Betreten  neuer'  Bahnen  zwang,  trat 
auch  das  Theaterrecht  aus  dem  bisherigen 
Dunkel  hervor.  An  die  erste,  1829  er- 
schienene, wenig  um^greiche  Bearbeitung 
von  Vulpian  und  GautMer,  die  sich  noch 
kaum  über  eine  unmittelbar  für  die  Praxis 
bestimmte  Darstellung  erhob,  hat  sich  eine 
immer  mächtiger  anschwellende  litterarische 
Bewegung  angeschlossen,  die  sich  freilich 
bis  vor  kurzem  auf  die  romanischen  Länder 
beschränkte,  nunmehr  aber,  hoffentlich 
dauernd,  auch  die  deutschen  Gebiete  in 
ihren  Bereich  gezogen  hat. 

2.  Quellen.  Analog  den  anderen  Spe- 
cialrechten umfasst  auch  das  Theaterrecht 
Normen  von  öffentlich-rechtlicher 
und  solche  von  privatrechtlicher  Be- 
deutung, deren  Zusammenfassimg  zu  einem 
einheitlichen  Theatei^setz  bisher  noch  nir- 
gends erfolgt  ist,  jedoch  neuerdings  in  dem 
(Burckhardscheu)  Entwurf  eines  öster- 
reichischen Theatergesetzes  wenigs- 
tens teilweise  versucht  wurde.  Aber  auch 
die  einzelnen  Rechtsnormen  sind  niur  zum 
geringsten  Teil  in  das  ins  scriptum  überge- 
gangen; ihre  grosse  Masse  bildet  vielmehr 
ein  ledighch  durch  die  Uebung  bezeugtes 
Gewohnheitsrecht  Speciell  für  das  deutsche 
Theaterrecht  lässt  sich  das  Verhältnis  der 
Quellen  etwa  in  folgender  Weise  charakte- 
risieren. 

Das  öffentliche  Theaterrecht  ist 
soweit  die  Gewerbepolizei  in  Fra^ 
steht,  äxjich  die  Reichsgewerbeordnung  ein- 
heitlich geregelt;  die  Theater  Sicher- 
heitspolizei unterliegt  dagegen  landes- 
gesetzlicher Normierung,  die  sich  indes  in 
den  dnzelnen  Gliedstaaten  nach  wesentlich 
übereinstimmenden  Gesichtspunkten  gestal- 
tet hat. 

Das  private    Theaterrecht    wird 
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dagegetij  von  dem  durch  das  R.G.  v.  11.  Juni 
1870  teilweis  geregelten  Aufführungsrecht 
abgesehen,  ausschliesslich  vom  Theater- 
gew o  h  n  h  e  i  t  s  r  e  c  h  t  beherrscht,  als  dessen 
Erkenntnismittel  die  in  der  herkömmlichen 
Gestaltung  der  im  Theaterverkehr  begrün- 
deten Rechtsverhältnisse  sich  zeigende 
Eechtsübung  und  die  Theaterrechtslitteratur 
in  Betracht  konunen.  Da  das  private  The- 
aterrecht nicht  zu  denjenigen  Materien  ge- 
hört, die  das  E.G.  zum  B.G.B.  der  Landes- 
gesetzgebung vorbehält,  so  fällt  es  seit  dem 
Inkrafttreten  des  B.G.B.  ausschliesslich  in 
die  Reichskompetenz;  seit  dem  1.  Januar 
1900  hat  daher  das  partikuläre  The- 
atergewohnheitsrecht jede  Geltung 
eingebüsst  und  ist  seine  Entstehung  auch 
für  die  Zukunft  ausgeschlossen;  die  Bil- 
dung eines  gemeinen  Theatergewohn- 
heitsrechts ist  dagegen  auch  nach  jenem 
Zeitpunkt,  mindestens  bis  die  reichsgesetz- 
liche Regelung  des  privaten  Theaterrechts 
erfolgt,  für  durchaus  zulässig  zu  erachten. 

Otto  Opet 

II.    Das  öffentliche  Theaterrecht. 

1.  Einleitung.  2.  Geschichtliche  Entwicke- 
Inng  der  deutschen  Gesetzgebung.  3.  Schanspiel- 
utttemehmnngen  im  eigentlichen  Sinn.  4. 
Theatercensur.  ö.  Schanstellnngen  nnd  Anf- 
filhmngen  ohne  höheres  Konstinteresse.  6. 
Oesterreich.    7.  Frankreich.    8.  England. 

1.  Einleitung.  Während  im  Altertum 
die  dramatische  Kunst  eine  hohe  Blüte  ent- 
faltet hatte,  war  im  Mittelalter  von 
einer  Pflege  derselben  kaum  die  Rede. 
Oeffentliche  Darstellungen  fanden  höchstens 
bei  kirchlichen  Festen  statt,  sie  ent- 
nahmen ihren  Stoff  den  kirchlichen  Ueber- 
liefeningen  und  dienten  den  Zwecken  der 
Kirche.  Allmählich  wurden  neben  den 
kircbUchen  auch  Stücke  pro&inen  Inhaltes 
zur  Aufführung  gebracht  und  das  Schau- 
spiel entwickelte  sich  zu  einer  Volksbe- 
lustigung. Eine  sorgsamere  und  ver- 
ständnisvollere Pflege  fand  das  Drama  an 
den  Fflrstenhöfen.  Hier  entstanden 
Theater,  d.  h.  bleibende  Stätten  für  die 
Aufführung  dramatischer  tmd  dramatisch- 
musikalischer Werke.  Keben  den  Hof- 
theatera  und  nach  dem  Muster  derselben 
wurden  auch  städtische  und  Privat- 
theater begründet.  Mit  der  Gründung  der 
letzteren  nahmen  die  Schauspielunterneh- 
mungen den  Charakter  eines  Gewerbe- 
betriebes an  nnd  gaben  dadurch  zu  be- 
sonderen staatlichen  Massregeln  Veran- 
lassung, welche  in  der  Sprache  der  dama- 
ligen Zeit  als  Theaterpolizei  bezeichnet  wur- 
den. 

Die  Theater  sollen  Bildungsstätten 
für  das  Publikum  sein  und  haben  die  Pflege 


der  dramatischen  und  dramatisch -musika- 
lischen Kunst  zur  Aufgabe.  Sie  verdienen 
daher  seitens  der  Verwidtun^  Förderung 
und  Unterstützung.  Diese  Förderung 
kann  entweder  darin  bestehen,  dass  die  Ver- 
waltimg selbst  Theater  errichtet  und  leitet, 
oder  darin,  dass  sie  vorhandenen  Theater- 
unternehmungen eine  Beihilfe  durch  Geld- 
unterstützung, Ueberlassung  von  Lokalitäten 
etc.  zu  teil  werden  lässt.  In  monarchischen 
Staaten  wird  die  Pflege  des  Theaters  in 
der  Regel  als  eine  Aufgabe  des  Monarchen 
angesehen,  die  Ausgaben  für  dasselbe  lasten 
auf  dem  fürstlichen  Hausvermögen  oder  der 
Givüliste.  In  Republiken  tritt,  da  das  Staats- 
oberhaupt die  Mittel  für  derartige  Zwecke 
nicht  besitzt,  statt  dessen  der  Staat  ein. 
Ausser  dem  Monarchen  und  dem  Staate 
haben  aber  auch  niedere  politische  Gemein- 
wesen, insbesondere  gi-össere  Städte,  die 
Förderung  und  Unterhaltung  der  Theater 
in  den  Bereich  ihrer  Thätigkeit  hineinge- 
zogen. Diejenige  Verwaltungsthätigkeit, 
welche  die  Unterstützung  und  Leitung  von 
Theatern  zum  Gegenstande  hat,  entbehrt 
einer  gesetzlichen  Regelung.  Es  entscheidet 
hier  in  allen  Beziehungen  das  Ermessen  der 
Verwaltungsorgane. 

Aber  mcht  alle  Theater  fassen  ihre  Auf- 
gabe von  dem  hohen  und  idealen  Stand- 
punkte der  Förderung  der  dramatischen 
Kunst  auf;  vielfach  sind  sie  blosse  Gewerbs- 
untemehmungen.  Dies  gilt  namentlich  von 
manchen  Privattheatem.  Ihre  Leistungen 
entsprechen  daher  keineswegs  den  Forde- 
rungen, welche  man  an  ein  Kunstinstitut 
stellen  muss.  Solange  dieselben  nur  ästhe- 
tisch mangelhafte  Darstellungen  bieten,  ist 
zu  einem  Einschreiten  des  Staates  keine 
Veranlassung  ^geben.  Aber  es  besteht  die 
Gefahr,  dass  die  Theater  a»ich  Aufführungen 
veranstalten,  welche  in  sittlicher  oder  in 
politischer  Hinsicht  gefährlich  werden  können. 
Aus  diesem  Grunde  macht  sich  eine  Ueber- 
wachung  der  Theater  notwendig.  Durch 
diese  soll  einmal  daftlr  gesorgt  werden, 
dass  nur  geeignete  und  b^lhigte  Personen 
die  Leitung  der  Theater  übernehmen,  ande- 
rerseits dafür,  dass  bedenkliche  Stücke  den 
Bühnen  fem  gehalten  werden.  Sie  äussert 
sich  daher  einerseits  in  der  Theaterkon- 
zession,  andererseits  in  der  Theater- 
censur. Die  letztere  kann  entweder  so 
gehandhabt  werden,  dass  für  jedes  aufza- 
führende  Stück  eine  vorherige  Genehmigung 
zu  erteilen  ist,  oder  so,  dass  die  Behörde 
von  jedem  Stücke  Kenntnis  nimmt  und  in 
der  L)^  ist,  einzelne  bedenkliche  Stellen 
zu  streichen  oder  auch  die  Aufführung  des 
ganzen  Stückes  zu  untersagen.  Da  bei  der 
Theatercensur  lediglich  das  Ermessen  der 
Censoren  massgebend  ist,  so  besteht  aUer- 
dings  die   Gefahr  einer  willkürlichen    Be- 
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handlung  einzehier  Autoren  und  Stücke. 
Trotzdem  kann  diese  Censur  im  Interesse 
der  öffentlichen  Sicherheit  und  Sittlichkeit 
nicht  entbehrt  Verden;  sie  ist  in  allen 
modernen  Kulturstaaten,  namentlich  auch  in 
England,  als  ein  bestehendes  Kechtsinstitut 
anerkannt 

Neben  den  Theatern  kommen  noch  A  uf- 
führungen  und  Schaustellungen 
anderer  Art,  z.  B.  solche  von  Kunst- 
reitern, Taschenspielern,  Seiltänzern,  Akro- 
haten,  die  Vorträge  in  Singspielhallen  und 
ähnlichen  Lokalen,  in  Betracht  Da  bei 
diesen  das  Kunsünteresse  noch  mehr  zu- 
rücktritt und  der  Charakter  der  gewerb- 
lichen Unternehmung  durchaus  vorheixscht, 
<lie  damit  verbundenen  Gefahren,  nament- 
lich in  sittlicher  Beziehimg,  noch  grösser 
sind  als  bei  den  Theatern,  so  macht  sich 
auch  hier  eine  polizeiliche  Ueberwachung 
notwendig.  Diese  wird  in  ähnlichen,  jedoch 
meist  noch  etwas  strengeren  Formen  als 
Im  den  Theatern  ausgeübt. 

2.  Geschichtliche  Entwicfcelang  der 
deutschen  Gesetzgebung.  Die  Theater 
■wurden,  seitdem  sie  eine  allgemeinere  Ver- 
breitung erlangt  und  den  Charakter  ge- 
'werblicher  Unternehmungen  angenommen 
hatten,  zu  einem  Gegenstande  polizei- 
licher Thätigkeit  Da  zu  jener  Zeit 
ein  politisches  Leben  in  weiteren  Kreisen 
der  Bevölkerung  nicht  existierte,  so  be- 
schränkte sich  die  polizeiliche  Ueberwachung 
darauf,  zu  verhüten,  dass  die  Schauspiele 
der  Sittlichkeit  gefährlich  würden.  Diese 
Ueberwachung  äusserte  sich  in  zweifacher 
"Weise.  Zur  Errichtung  eines  Theaters  war 
eine  obrigkeitliche  Genehmigung  erforder- 
lich, ausserdem  unterlagen  die  aufzuführen- 
den Stücke  einer  polizeilidien  Prüfung. 
Die  Schaustellungen  niederer  Art,  wie  sie 
von  Gauklern,  Seiltänzern  etc.  dai^boten 
wiuden,  sowie  Marionetten-  und  Puppen- 
spiele unterlagen  gleichfalls  einer  Aufsicht 
der  Polizeibehörden.  Eine  gesetzliche  Ord- 
nung dieser  Polizeibefugnisse  bestand  nicht, 
so  dass  in  allen  Beziehungen  das  Ermessen 
der  Behörden  massgebend  war. 

Auch  bei  Einführung  der  Ge- 
werbefreiheit wurde  das  Konzes- 
sionssystem für  Theater  beibehalten.  So 
namentlich  in  Preussen.  Das  Gesetz  über 
die  polizeilichen  Verhältnisse  der  Gewerbe 
V.  T.September  1811  bestimmte,  dass  Schau- 
spieldirektoren  der  Gewerbeschein  nur  auf 
Genehmigung  des  allgemeinen  Polizeideparte- 
ments erteDt  werden  dürfe  und  dass  diese 
Genehmigung  Zeit  und  Ort,  für  welche  sie 
gltig  sem  solle,  genau  bestimmen  müsse. 
Hoftheater  bedurften  keines  Gewerbescheins 
(§  87,  88).  Die  Gew.-O.  v.  17.  Januar  1845 
§  47  forderte  für  Schauspielunternehmer  die 
Erlaubnis    des    Oberpräsidenten    derjenigen 


Provinz,  in  welcher  dieselben  ihre  Vorstellung 
geben  wollten.  Diese  Erlaubnis  sollte  ihnen 
nur  nach  vorgängigem  Nachweis  gehöriger 
Zuverlässigkeit  und  Bildung  erteilt  werden, 
konnte  jedoch  auch  dann,  wenn  dieser  Nach- 
weis erbracht  war,  versagt  werden. 

Der  Entwurf  einer  Gewerbeordnung 
für  den  norddeutschen  Bund  aus 
dem  Jahre  1868  stellte  für  Schauspieluntei"- 
nehmer  gleichfalls  das  Erfordernis  der  poli- 
zeilichen Genehmigimg  auf.  Diese  Vor- 
schrift entsprach  dem  Rechtszustande,  wel- 
cher damals  in  allen  deutschen  Staaten  be- 
stand, und  fand  von  keiner  Seite  Wider- 
spruch. Die  von  einzelnen  Gesetzgebungen 
bei  Erteilung  der  Konzession  geforderte 
Prüfung  des  Bedürfnisses  wimle  dagegen 
fallen  gelassen.  Die  Erlaubnis  sollte  aber 
nur  dann  erteilt  werden  dürfen,  wenn  die 
Unternehmer  sich  über  gehörige  Bildung 
und  Zuverlässigkeit  in  Beziehung  auf  den 
beabsichtigten  Gewerbebetrieb  ausgewiesen 
liätten.  Da  der  geforderte  Nacliweis  der 
Bildung  bei  der  Rieichstagskonunission  Be- 
denken erregt  hatte,  so  wurde  er  in  den 
Entwurf  von  1869  nicht  wieder  aufgenommen 
und  nur  Zuverlässigkeit  in  Bezug  auf  den 
beabsichtigten  Gewerbebetrieb  gefordert. 
Der  Reichstag  suchte,  wie  überhaupt  bei 
den  Grewerbekonzessionen ,  so  auch  hier, 
dem  Ermessen  der  Verwaltimgsbehörden 
engere  Schranken  zu  ziehen.  Nach  seineu 
Beschlüssen  musste  die  Erlaubnis  erteilt 
werden,  wenn  nicht  Thatsachen  vorlagen, 
welche  die  ünzuverlässigkeit  des  Nach- 
suchenden in  Beziehung  auf  den  beabsich- 
tigten Gewerbebetrieb  darthaten.  Ausser- 
dem wurden  Beschränkungen  der  Konzession 
auf  bestimmte  Kat^orieen  theatralischer 
Darstellungen  für  unzulässig  erklärt,  eine 
Bestimmung,  durch  welche  namentlich  die 
Befugnisse  der  Hoftheater,  gewisse  Stücke 
aussclüiesslich  zur  Aufführung  zu  bringen, 
beseitigt  werden  sollte.  Auf  diesen  Be- 
schlüssen beruht  §  32  der  Gew.-O.  v.  21 
Juni  1869. 

In  den  70  er  Jahren  hatten  sich  auf  dem 
Gebiete  des  Theaterwesens  bedenkliche  Zu- 
stände entwickelt  Eine  Reihe  neuer  Bühnen 
war  entstanden,  deren  Leitern  es  teils  an 
der  erforderüchen  Bildung  und  Befähigung 
zur  Theaterdirektion,  teils  auch  an  den  not- 
wendigen Mitteln  fehlte.  Infolgedessen 
machte  sich  ein  Niedergang  des  Theaters 
bemerkbar.  Es  gelangten  mannigfache  Stücke 
zur  Aufführung,  weldie  nicht  nur  zu  ästhe- 
tischen, sondern  auch  zu  sittlichen  Bedenken 
Veranlassung  gaben.  Zahlreiche  Theater- 
bankerotte traten  ein.  Diesen  Uebelständen 
war  innerhalb  des  geltenden  Rechtes  niclit 
abzuhelfen,  da  die  Vorschriften  der  Ge- 
werbeordnung über  die  Ünzuverlässigkeit 
der  Unternehmer   zu  unbestimmt  lauteten. 
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Das  preussische  Oberverwaltungsgericht  hatte 
in  zwei  Erkenntnissen  die  Ansicht  ausge- 
sprochen, dass  unter  Zuverlässigkeit  nur 
die  sittliche  Qualifikation  des  Betreffenden, 
nicht  auch  entsprechende  Bildung  und  aus- 
reichende Mittel  zu  verstehen  seien;  und 
die  Behörden  glaubten  selbst  solchen  Per- 
sonen die  Konzession  nicht  versagen  zu 
dürfen,  die  unmittelbar  vorher  an  einem 
anderen  Orte  in  Konkurs  geraten  waren. 
Diese  Verhältnisse  gaben  zu  verschiedenen 
Petitionen  an  den  Reichst^  und  zu 
Initiativanträgen  aus  dem  Hause  Ver- 
anlassung. Aus  emem  Initiativantrage  ging 
in  der  Kommissionsberatung  ein  Gesetz- 
entwurf hervor,  der  vom  Reichstage  an- 
genommen wittde  und  die  Zustimmung  des 
Bundesrates  fand.  Auf  ihm  beruht  das  RG. 
V.  15.  Juli  1880,  welches  den  §  32  der 
Gew.-O.  in  zweifacher  Hinsicht  abänderte. 
Die  Erlaubnis  zum  Gewerbebetriebe  an  Schau- 
spieluntemehmer  sollte  dann  versagt  werden, 
wenn  die  Behörde  auf  Grund  von  Thatsachen 
die  üeberzeugung  gewönne,  dass  der  Nach- 
suchende die  zu  dem  beabsichtigten  Ge- 
werbebetrieb erforderliche  Zuverlässigkeit, 
insbesondere  in  sittlicher,  artistischer  und 
finanzieller  Hinsicht  nicht  besässe.  Die  Vor- 
schrift, dass  eine  Beschränkung  auf  be- 
stimmte Kategorieen  theatralischer  Dar- 
stellung unzulässig  sei,  wurde  in  die  neue 
Fassung  des  Paragraphen  nicht  aufgenommen. 
In  dieser  Gestalt  ist  der  §  32  m  die  Re- 
daktion der  Gew.-O.  v.  1.  Juli  1883  über- 
gegangen. 

Die  von  der  R.-Gew.-O.  in  der  Fassung 
von  1880  getroffffne  Regelung  des  The- 
aterkonzessionswesens war  jedoch 
nicht  geeignet,  den  Theateruntemehmungen 
diejenige  solide  Basis  zu  gewähren,  die  na- 
mentlich im  Interesse  der  an  ihnen  beschäf- 
tigten Bühnenmitglieder  erwünscht  gewesen 
wäre.  Der  umstand,  dass  die  Konzession  ledig- 
lich für  ein  Schauspielunternehmen  als  solches, 
nicht  für  eine  bestimmte  Art  von  Schauspiel- 
untemehmen,  erteilt  wurde,  hatte  nicht 
selten  die  üble  Folge,  dass  Unternehmer, 
deren  artistische  und  finanzielle  Eigntmg 
lediglich  für  das  von  ihnen  bei  Empfang 
der  Konzession  begonnene  Unternehmen  hin- 
reichte, ihr  Unternehmen  atif  andere  als  die 
lu^prünglich  beabsichtigten  DarsteUungs- 
kategorieen  erstreckten,  worunter  nicht  nur 
der  künstlerische  Charakter  des  Theater- 
wesens litt,  sondern  was  auch  die  Sicherheit 
der  Schauspieler  für  die  ihnen  zustehenden  pe- 
kuniären Ansprüche  gegen  die  Unternehmer, 
die  ihren  Gewerbebetrieb  in  einer  mit  den 
thatsächlichen  Verhältnissen  gar  nicht  zu 
vereinbarenden  und  darum  häufig  zum  ge- 
schäftlichen Ruin  führenden  Weise  aus- 
dehnen konnten,  aufs  empfindlichste  ge- 
fährdete.    Aehnlich  verhängnisvolle  Folgen 


zeitigte  die  dem  Wortlaut  des  Gesetzes 
nicht  widersprechende,  wenn  auch  nicht  in 
allen  Bundesstaaten  angenommene  Auf- 
&ssung,  dass  die  einmal  erteilte  Konzession 
sich  nicht  auf  den  Bezirk  der  erteilenden 
Behörde  beschränke,  sondern  für  das  ganze 
Reich  Geltung  besitze.  Denn  dadurch  wurde 
es  den  Kon  Zession  sinhabem  niedrigster  Gat- 
timg ermöglicht,  selbst  nachdem  sie  am  Ort 
ihrer  früherer  Niederlassung  allen  Kredit 
eingebüsst  haben  mochten,  ihr  Unternehmen 
an  einem  anderen  Ort,  ohne  zum  Nachweis 
ihrer  Eignung  verbunden  zu  sein,  wieder  zu 
eröffnen  und  damit  die  erneute  Gelegenheit 
zu  gewinnen,  andere  mit  der  Vergangenheit 
ihrer  Prinzipale  unbekannte  Schauspieler 
zum  Abschluss  schädigender,  weil  der  ver- 
sprochenen Gegenleistimg  meist  entbehren- 
der Engagements  zu  verleiten. 

Durch  das  unablässige  Drängen  der 
Bühnenkreise  veranlasst,  ist  nunmehr  durch 
die  Novelle  zur  R.-Gew.-0.  v.  6.  August  1896 
eine  Reform  des  Theatergewerbe- 
polizeirechts vorgenommen  worden,  die 
den  bisherigen  Rechtszustand  in  Anchtigen 
Punkten  änderte. 

Während  die  Verhältnisse  der  Schau- 
spielunternehmungen  im  eigent- 
lichen Sinne  durch  die  angeführten  Be- 
stimmungen geregelt  sind,  fehlte  es  bis  zur 
Gew.-O.-Nov.  von  1883  an  den  erforderlichen 
Vorschriften  über  Schaustellungen  und 
Aufführungen,  bei  denen  ein  höheres 
Interesse  der  Wissenschaft  und 
Kunst  nicht  obwaltete.  Für  letztere 
waren  durch  §§  55  und  59  der  Gew.-O.  Be- 
stimmungen nur  für  den  Fall  gegeben,  dass 
der  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  oder 
auf  öffentlichen  Strassen  stattfand.  Im  ers- 
teren  Falle  wurde  ein  Legitimationsschein, 
in  beiden  Fällen  eine  besondere  Erlaubnis 
der  Behörde  des  Ortes,  wo  die  Leistung 
dargeboten  werden  sollte,  gefordert.  Der 
stehende  Gewerbebetrieb,  soweit  er  in  ge- 
schlossenen Lokalen  stattfand,  imterlag  da- 
gegen keinerlei  reichsgesetzlichen  Beschrän- 
kungen. Daraus  hatten  sich  vielfache  üebel- 
stände  entwickelt  Namentlich  erforderten 
die  Verhältnisse  der  so^.  Singspielhallen 
(Tingeltangel)  dringend  eine  Abhilfe,  weil 
dieselben  nicht  nur  morahsch  in  hohem 
Grade  ungünstig  wirkten,  sondern  auch  den 
künstlerisch  besser  geleiteten  Theatern  eine 
unerwünschte  Konkurrenz  bereiteten.  Zu- 
nächst hatten  hier  örtliche  Polizeiverord- 
nungen eingegriffen.  Da  aber  dieses  Mittel 
sich  nicht  überall  als  praktisch  durchfühlt 
bar  erwies,  auch  zu  ungleichmässig  wirkte, 
so  stellte  sich  die  Notwendigkeit  einer  reichs- 
gesetzUchen  Regelung  heraus.  Diese  er- 
folete  durch  Gew.-O.-Nov.  v.  1.  Juli  1883, 
welche  im  §  33  a  und  33  b  auch  die  Vor- 
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Stellungen  ohne  höheres  Kunstinteresse  einer 
Konzessionspflicht  unterwarf M 

Es  sind  demnach  in  Deutschland  jetzt 
zwei  Arten  von  Gewerbebetrieben  zu  unter- 
scheiden: Schauspieluntemehmungen  oder 
Theater  im  eigentlichen  Sinne,  d.  h.  solche, 
bei  denen  ein  höheres  wissenschaftliches 
oder  Kunstinteresse  obwaltet  einer-,  und 
Schaustellungen  bezw.  AuffOhrungen ,  bei 
denen  dies  nicht  der  Fall  ist,  andererseits. 

3.  Schanspielantemehmnngen  im  ei- 
gentlichen Sinne.  Die  Schauspielunter- 
aehmungen  im  eigentlichen  Sinne  unter- 
liegen einer  doppelten  Beschränkung:  der 
Theaterkonzession  und  der  Theatercensiu:. 

Einer  Konzession  bedürfen  Schau- 
spielimtemehmer,  d.  h.  Privatpersonen,  wel- 
che den  Betrieb  eines  Theaters  gewerbs- 
mässig ausflben  wollen  (Gew.-O.  §  32).  Der 
Eonzessionspflicht  unterliegen  also  nicht 
fürstliche  Hofhaltungen  oder  Städte,  welche 
Theater  aus  eigenen  Mitteln  errichten  und 
für  ihre  Bechnung  verwalten,  ebensowenig 
PrivatanffOhrungen  in  geschlossenen  Gesell- 
schaften oder  öffentliche  AuffOhrungen  für 
gemeinnützige  und  wohlthätige  Zwecke.  Da- 
g^en  ist  eine  Konzession  notwendig  für 
solche  Privatunternehmer,  welche  in  Hof- 
oder städtischen  Theatern  bezw.  mit  Unter- 
stützung des  Hofes  oder  der  Stadt  Vor- 
stellungen veranstalten. 

Die  Konzession  ist  zu  versagen,  d.  h. 
sie  muss  versagt  werden,  darf  aber 
auch  nur  dann  versagt  werden, 

a)  wenn  der  Nachsumeade  den  Besitz  der 
zn  dem  Unternehmen  nötigen  Mittel  nicht 
nachzuweisen  vermag  (§  32  in  der  Fassung 
des  Gesetzes  v.  6.  August  1896).  üb  der  hier- 
mit beabsichtigte  Zweck,  das  Schauspieler- 
personal vor  den  Einbussen  zu  bewahren, 
die  ihm  beim  Engagement  durch  einen  nicht 
genügend  kapitalkräftigen  Unternehmer 
drohen,  erreicht  werden  'wird,  dürfte  je- 
doch zweifelhaft  sein,  da  der  Konzessions- 
sucher sich  nicht  über  das  Eigentum  der 
erforderlichen  Mittel  ausweisen  muss  und 
er  doch  stets  der  Gefahr  späterer  Ver- 
luste ausgesetzt  bleibt  Wirkliche  Sicher- 
heit böte  den  En^gementsansprüchen  der 
Schauspieler  eine  Kautionspflicht  der 
Unternehmer,  weim  die  hinterlegten  Stmimen, 
dem  Burkhardschen  Theatei^esetzentwurf 
entsprechend,  in  erster  Linie  der  Befriedi- 
gung der  Honorarforderungen  des  Bühnen- 
personals zu  dienen  bestimmt  wären.  Allein 
eine  solche  Massregel  wäre  schweren  Be- 
denken ausgesetzt,  da  das  Verlangen  der 
Sicherheitsstellung  den  Kreis  der  zum  The- 
aterbetrieb geeigneten  Personen  wohl  in  all- 
in  grossem  Umfange   einschränken   dürfte. 

b)  Die  Konzession  ist  zu  versagen,  wenn 
die  Behörde  auf  Grund  von  Thatsachen  die 
üeberzeugung    gewinnt,    dass    der    Nach- 


suchende die  zu  dem  Gewerbebetriebe  er- 
forderliche Zuverlässigkeit,  insbesondere  in 
sittlicher,  artistischer  und  finanzieller  Hin- 
sicht, nicht  besitzt.  Ueber  das  Vorhanden- 
sein der  Zuverlässigkeit  entscheidet  also  die 
subjektive  Meinung  der  Behörde,  für  diese 
subjektive  Meinung  muss  aber  eine  that- 
sächliche  Unterlage  vorhanden  sein.  Bei 
der  Prüfung  hat  die  Behörde  namentiich  in 
das  Auge  zu  fassen:  die  sittliche  Qualiti- 
kation  des  Bewerbers,  die  artistische  Be- 
filhigung,  d.  h.  die  zur  Leitung  des  Unter- 
nehmens erforderliche  Bildung  und  Ge- 
schäftstüchti^keit  und  endlich  die  finanzielle 
Leistungsfähigkeit. 

Während  die  Schauspielkonzession 
früher  ohne  einen  bestimmten  Inhalt,  ledig- 
lich alsBlankokonzession  ei-teUt wurde, 
wird  sie  jetzt  nur  noch  für  das  bei  Er- 
teilungder  Konzession  bezeichnete 
Unternehmen  gegeben.  Wechselt  der 
Unternehmer  seinen  Wohnsitz,  so  berechtigt 
ihn  der  Besitz  der  alten  Konzession  nicht 
zum  Betriebe  eines  Schauspieluntemehmens 
an  dem  neuen  Domizil,  da  das  neue  Unter- 
nehmen mit  dem  bei  Erteilung  der  Kon- 
zession bezeichneten  Unternehmen  nicht  als 
identisch  gelten  kann.  Durch  diese  Be- 
stimmung wird  dem  Missbrauch  der  soge- 
nannten Keichskonzessionen  ein  wirk- 
samer Damm  entgegengestellt 

Die  Konzession  wird  femer  nur  noch 
für  die  beantragten  Darstellungs- 
kategorieen  erteilt.  Die  konzessionierende 
Behörae  ist  daher  nunmehr  in  der  Lage,  die 
Eignung  des  Unternehmers  unter  genauer 
Berücksichtigung  der  individuellen  Ver- 
schiedenheiten zu  prüfen,  nicht  mehr,  wie 
früher,  gezwungen,  sich  über  das  Vor- 
handensein der  Eignung  in  abstracto  allein 
schlüssig  zu  machen.  Hinznnahme  anderer 
als  der  genehmigten  Darstellungskategorieen 
setzt  eine  Neukon  zessionierung  voraus. 

Eine  unerhebliche  Veränderung  —  ob 
Verbesserung,  bleibe  dahingestellt  —  hat 
endlich  das  Recht  der  im  Umherziehen  be- 
triebenen Theatergewerbe  (Wanderthe- 
ater) erfahren,  indem  die  konzessionierende 
Behörde  ermächtigt  worden  ist,  jedem  noch 
nicht  25  Jahre  tüten  Gesuchsteller  die  er- 
betene Konzession  zu  verweigern,  während 
früher  einer  grossjährigen  Person  gegenüber 
aus  ihrem  Alter  kein  Ablehnungsgrund  ent- 
nommen werden  durfte.  (Gew.-O.  §  57  a,  § 
60  d). 

Die  Eonzession  darf  nicht  auf  Zeit 
erteilt  werden  (Gew.-O.  §  40).  Dieselbe  er- 
lischt, wenn  der  Unternehmer  eine  ihm  von 
der  Behörde  gesetzte  Frist  oder  ein  Jahr 
verstreichen  lässt,  ohne  den  Gewerbebetrieb 
zu  beginnen,  oder  denselben  drei  Jahre  lang 
einstellt  Diese  Fristen  können  jedoch  von 
der  Behörde  verlängert  werden  (Gew.-O.  § 
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49).  Eine  Entziehung  der  Eonzes- 
sion kann  stattfinden,  wenn  die  Unrichtig- 
keit der  Nachweise  dargethau  wird,  auf 
Grund  deren  dieselbe  erteilt  wurde,  oder 
wenn  aus  Handlungen  oder  Unterlassungen 
des  Inhabers  der  Miangel  derjenigen  Eigen- 
schaften erhellt,  welche  bei  der  Erteilung 
vorausgesetzt  werden  mussten,  ausserdem 
wegen  Entziehung  der  börgerlichen  Ehren- 
rechte für  die  Dauer  des  Elurverlustes  (Gew.- 
0.  §  53). 

4.  Die  Theatercensnr  hat  zwar  eine 
gesetzliche  Regelung  nicht  gefunden,  aber 
sie  besteht  unbestritten  in  ganz  Deutsch- 
land und  zwar  gegenüber  allen,  auch  den 
Hof-  und  städtisdien  Theatern.  Sie  ist  ein 
Ausfluss  der  allgemeinen  Kechtsstellung, 
welche  die  Polizei  im  Staate  einnimmt.  Die 
Polizei  besitzt  die  Befugnis,  von  den  aufzu- 
führenden Stücken  vorher  Kenntnis  zu 
nehmen  und  die  Aufführung  derselben  oder 
einzelner  Stellen  aus  Gründen  der  öffent- 
lichen Sicherheit  oder  Sittlichkeit  zu  unter- 
sagen. Während  in  den  Reichstagsver- 
handlungen des  Jahres  1869  die  Theater- 
censnr vielfache  Anfechtungen  erfahren 
hatte,  wurde  bei  Beratung  des  G.  v.  15. 
Juli  1880  die  Zulässigkeit  und  Notwendig- 
keit derselben  fast  allgemein  anerkannt.  So- 
fern eine  nähere  Ordnung  erfolgt  ist,  be- 
ruht sie  auf  lokalen  Pofizeiverordnungen. 
In  Elsass-Lothringen  ist  bei  Einführung  der 
Gewerbeordnung  die  Vorschrift  des  fran- 
zösischen Rechtes,  wonach  für  jedes  auf- 
zuführende Stück  die  vorherige  Genehmi- 
gung des  Bezirkspräsidenten  erfordert  wird, 
ausdrücklich  aufrecht  erhalten  worden.  (RG., 
betreffend  die  Einführung  der  Gew.-O.  für 
Elsass-Lothringen  vom  27.  Februar  1888 
§  3.) 

Die  Präge  nach  der  Rechtmässigkeit  der 
Theatercensur,  die  freilich  von  jeder  nicht 
durch  parteipolitische  Gesichtspunkte  irre 
geleiteten  Unterauchung  unbedingt  bejaht 
werden  muss,  ist  in  den  letzten  Jahren  in- 
folge der  schärferen  Handhabung,  nament- 
lich der  PreussLschen  Theaterpohzei,  häufig 
erörtert  worden ;  seltener  ist  man  über  diese 
rein  juristische  Kontroverse  zu  der  viel 
wichtigeren  Untersuchung  geschritten,  ob 
sich  nicht  eine  Gestaltung  des  Censurinsti- 
tutes  herstellen  liesse,  die  unter  Wahrung 
des  anerkannt  unentbehrlichen  Principes  die 
mit  Recht  beklagten  Mängel  vermeiden 
würde.  Einen  über  mehr  oder  minder  un- 
klare Anregimgen  hinausgehenden  Versuch 
dieser  Art  macht  neuerdings  der  Burck- 
hardsche  Theatergesetzentwurf,  indem  er 
die  äussere  Porm  der  Censur,  die  Befugnis 
der  Behörde  zur  Einsichtnahme  in  das  Ma- 
nuskript des  aufzuführenden  Werkes  und 
zur  Teilnahme  an  dessen  Generalprobe,  un- 
verändert   beibehält,    den    Ausspruch    des 


Censurverbotes    aber    nur   dann    gestattet, 
»wenn  die   Aufführung  den   That- 
bestand  eines  strafgerichtlich  zu 
verfolgenden   Deliktes  in   sich 
schliesst«.     Trotz  der  unleugbaren  Yor- 
teile,  die  diesem  Censursystem  innewohnen, 
das  an  Stelle  der  in  den  geltenden  Censm-- 
ordnungen  üblichen  Kautschukbestimmungen 
eine   feste,  an  der  Hand  der  Strafrechts- 
wissenschaft klarer  Deutung  fähige  Norm 
setzt,  düiften  seiner  Erhebung  zum  Gesetz 
unüberwindliche  Schwierigkeiten   entgegen- 
stehen.      Der     Burckhardsche     Vorschlag 
lehnt    mit   Recht    jede    Censurübung    ab, 
welche  die   Möglichkeit    des   Aufführungs- 
verbots auf  den  Stoff  des  Dichtwerks  oder 
Erwägungen   sittlichkeitspolizeilicher  Natur 
gründet;   es  wird   dieser   Vorschlag  indes 
dem  vorbeugend-polizeilichen  Charakter  der 
Theatercensur  nicht  gerecht,  indem  er  über- 
sieht, dass  auch  diejenige  Aufführung,   die 
sich  selbst  nicht  als  Verletzung  des  Straf- 
gesetzes (qualifiziert,   unter  Umständen  ihre 
Zuhöher  in  eine   der  Begehung  von  Aus- 
schreitungen    durch     l&cm     oder     Ruhe- 
störungen geneigte  Stimmung  zu  versetzen 
geeignet  ist,  die  durch  ihre  Umsetziing  in 
Thaten   eine  unmittelbare  Gefährdung   der 
Rechtsordnung  droht    Ist  eine  solche  Wir- 
kung vorauszusehen  —  die  Möglichkeit  einer 
solchen   Voraussicht    wird    niu"    derjenige 
leugnen,   der  jedes  Operieren  mit  dem  Be- 
griff der  »Wahrscheinlichkeit«,  dann  aber 
auch  die  Notwendigkeit  einer  Sicherheits- 
polizei  überhaupt  verwirft  —  dann    muss 
auch  die  Polizei  befugt  sein,  in  Bethätigung 
ihrer  Pflicht  zur  Aufrechterhaltung  der  die 
staatliche  wie  die  Einzelexistenz  erst  ermög- 
lichenden äusseren  Ordnung,  den  Eintritt  des 
Friedensbruches    zu   verhindern,   was   sich 
aber  im  vorliegenden  Fall  nur  mittelst  Auf- 
führungsverbotes   ermöglichen  lässt.     Eine 
gewisse  Willkür  wird  dann  freilich  von  den 
Censurentscheidungen  unzertrennlich   sein; 
aber  diese  Willkür  liesse  sich  auf  das  ge- 
ringste   denkbare   Mass   zurückführen    und 
namentlich  von  jeder  parteipolitischen  Rück- 
sicht lösen,  wenn  die  Censurbehörde  nicht 
ausschliesslich  mit  einseitig  kameralistisch 
oder  juristisch  geschulten  Beamten  besetzt 
wäre,  sondern  daneben  auch  aus  psycho- 
logisch und  litterarisch  gebildeten  Personen 
bestände,  deren  Ernennung,  um  jeden  Ver- 
dacht  unbefugter   politischer   Einmischung 
fernzuhalten,   vielleicht  auf  Vorschlag   der 
durchaus  gut  bewährten  litterarischen  Sach- 
verständigenvereine erfolgen  könnte. 

6.  Schanstelloiigen  und  Auf fDliniiig>en 
ohne  höheres  Kunstiiiteresse.  Bei  Schau- 
stellungen und  Aufführungen,  mit  denen 
ein  höheres  wissenschaftliches  oder  Kunst- 
interesse nicht  verbunden  ist,  wird  unter- 
schieden,  ob   sie  in   einem   geschlossenen 
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Lokale  oder  voa  Haus  zu  Haus  bezw.  auf 
SffentlicheD  Wegen,  Strassen  und  Plätzen 
stattfinden. 

Aufführungen  in  geschlossenen 
liäumen  xmterliegen  der  Konzessionspficht, 
wenn  ihren  Gegenstand  Singspiele,  Ge- 
sanes-  und  deklamatorische  Torträge,  Schau- 
stellungen von  Personen  oder  theatralische 
Vorstellungen  bilden  (Gew.-O.  §  33  a).  Für 
die  Teranstaltung  blosser  Instrumentalmusik 
ist  also  eine  Konzession  nicht  erforderlich. 
Die  Eonzessionspflicht  besteht  für  den  Lo- 
kalinhaber imd  zwar  auch  dann,  wenn  der- 
selbe bereits  eine  Konzession  als  Schauspiel- 
untemehmer  besitzt.  Derjenige,  \^?elcher 
die  Aufführung  darbietet,  bedarf  dagegen 
keiner  besonderen  Konzession.  Die  Kon- 
zession kann  nur  versagt  werden,  mnss 
aber  auch  dann  versagt  werden,  wenn  1. 
gegen  den  Nachsuchenden  Thatsachen  vor- 
heg^n,  welche  die  Annahme  rechtfertigen, 
dass  die  beabsichtigten  Veranstaltungen  den 
Gesetzen  oder  guten  Sitten  zuwiderlaufen 
werden ;  2.  das  zum  Betriebe  des  Gewerbes 
bestimmte  Lokal  wegen  seiner  Beschaffen- 
heit und  Lage  den  polizeilichen  Anforde- 
rungen nicht  genügt;  3.  der  den  Verhält- 
nissen des  Gemeindebezirkes  entsprechenden 
Anzahl  von  Personen  die  Erlaubnis  bereits 
erteilt  ist  Eine  Erteilung  der  Erlaubnis 
auf  Zeit  ist  unzulässig  (Gew.-O.  §  40).  Die 
Erlaubnis  kann  entzogen  werden,  wenn  die 
Vorstellungen  gegen  die  Gesetze  oder  guten 
Sitten  Verstössen  haben  oder  wenn  That- 
sachen verliefen,  welche  die  Annahme 
rechtfertigen,  dass  sie  dies  künftighin  thun 
werden.  Aus  demselben  Grunde  kann  Per- 
sonen, welche  den  Gewerbebetrieb  vor  In- 
krafttreten der  betreffenden  Bestimmung, 
also  ohne  Erlaubnis  begonnen  haben,  die 
Fortsetzung  desselben  untersagt  werden 
<Gew.-0.  §  33  a). 

Aufführungen  von  Haus  zu  Haus 
oder  auf  öffentlichen  Wegen, 
Strassen  und  Plätzen  unterli^n  der 
KonzessionspflicI)t  unbedingt,  einerlei,  ob 
sie  den  Charakter  von  Musikaufführungen, 
Sdiaustellungen,  theatralischen  Vorstellungen 
oder  sonstigen  Lustbarkeiten  haben  (Gew.-O. 
§  33  b).  IXe  Konzession  ist,  da  in  diesem 
Falle  ein  Lokalinhaber  nicht  existiert,  von 
demjenigen  nachzusuchen,  der  die  Lustbar- 
keit darbieten  will.  Die  Erteilung  ge- 
schieht durch  die  Ortspolizeibehörde  und 
rwar  durchaus  nach  freiem  Ermessen,  sie 
kann  also  auch  auf  Zeit  oder  Widerruf  er- 
folgen. 

Besondere  Yorschriften  bestehen  für  die 
Ansflbung  der  betreffenden  Gewerbe  im 
Umherziehen.  Wer  Musikaufführungen, 
Schaustellungen,  theatralische  Vorstellungen 
«der  sonstige  Lustbarkeiten,  ohne  dass  ein 
htSieres   Interesse    der   Wissenschaft   oder 


Kunst  dabei  obwaltet,  im  Umherziehen  dar- 
bieten will,  bedarf  eines  Wandergewerbe- 
scheines und  zwar  auch  dann,  wenn  die 
Darbietung  im  Marktverkehre  erfolgt  (Gew.-O. 
§  55).  Dieser  Wandergewerbeschein  be- 
rechtigt zur  Ausübung  des  Gewerbes  nur 
in  dem  Bezirke  der  höheren  Verwaltungs-  , 
behörde,  welche  ihn  erteilt.  Für  andere 
Bezirke  ist  er  nur  dann  giltig,  wenn  eine 
Ausdehnung  auf  dieselben  stattgefunden 
liat  Die  Ausstellung  und  Atisdehnuug 
kann  auch  für  eine  kürzere  Dauer  als  das 
Kalenderjahr  oder  für  bestimmte  Tage 
während  des  Kalenderjahres  erfolgen;  sie 
ist  zu  versagen,  wenn  bereits  eine  den  Ver- 
hältnissen des  Bezirkes  entsprechende  Zahl 
von  Personen  Wandergewerbescheine  der 
betreffenden  Art  erhalten  hat  (Gew.-O.  §  57. 
60).  Für  die  Ausübung  der  fraglichen  Ge- 
werbe von  Haus  zu  Haus  oder  auf  öffent- 
lichen Wegen,  Strassen,  Plätzen  und  an  an- 
deren öffentlichen  Orten  ist  ausser  dem 
Wandergewerbescheine  eine  vorgängige  Er- 
laubnis der  Ortspolizeibehörde  erforderlich 
(Gew.-O.  §  60  a). 

Einer  Censur  unterliegen  auch  die  Auf- 
führungen ohne  höheres  wissenschaftliches 
und  Kunstinteresse.  Die  Polizeibehörde  hat 
das  Hecht,  gewisse  VorsteUungen  aus 
Gründen  der  öffentlichen  Sicherheit  und 
Sittlichkeit  .  zu  untersagen.  Für  Elsass- 
Lothiingen  sind  auch  in  dieser  Hinsicht  die 
Vorschnften  des  französischen  Rechtes  auf- 
recht erhalten  worden  (R.Q.  v.  27.  Februar 
1888  §  3). 

6.  Oesterreich.  In  Oesterreich  hat  eine 
gesetzliche  Regelung  des  Theaterwesens  bis 
jetzt  nicht  stattgefunden.  Insbesondere 
zählt  die  Gew.-O.  v.  20.  Dezember  1859  die 
Unternehmungen  öffentlicher  Belustigungen 
und  Schaustellungen  aller  Art  zu  denjenigen 
Thätigkeiten,  auf  welche  sich  ihre  Vor- 
schriften nicht  erstrecken.  So  ist  bis  jetzt 
alles  auf  dem  Verordnungsw^e  ger^lt 
worden. 

Für  die  Theater  besteht  eine  V.  v. 
25.  November  1850.  Danach  dürfen  thea- 
tralische Vorstellungen  niu:  in  Theater- 
gebäuden oder  in  merzu  bestimmten  kon- 
zessionierten Räumen  stattfinden.  Zur  Ei> 
richtrmg  eines  stehenden  Theaters  muss  die 
Allerhöchste  Bewüligimg  eingeholt  werden. 
Die  Theaterunternehmer  bedürien  ausserdem 
einer  persönlichen  Konzession,  welche  der 
Landeschef  erteilt  Die  Konzessionen  be- 
zeichnen genau  die  Kategorieen  der  Dai-- 
stellungen,  für  welche  sie  erteilt  werden. 
Jede  Bflhnenproduktion  muss  vor  ihrer 
ersten  Aufführung  von  der  Statthalterei  ge- 
nehmigt sein.  Die  Bewilligung  ist  nur  für 
die  Unternehmer  und  die  Bühnen  giltig, 
welche  ausdrücklich  in  derselben  genannt 
sind;   Bühnenwerke,   welche  mit  erlangter 
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Bewilligung  auf  der  Bühne  der  Kronlandes- 
hauptsladt  zur  Aufführung  gelangt  sind, 
können  jedoch  auch  an  anderen  Bühnen 
desselben  Eronlandes  zur  Aufführung  ge- 
bracht werden.  Die  erteilte  Aufführungs- 
bewilligung kann  jederzeit  aus  Gründen 
der  öffentUehen  Ordnung  zurückgenommen 
w^erden. 

Die  Vorstellungen  ohne  höheres 
Kunstinteresse  unterliegen  ebenfaUs 
einer  Konzessionspflicht.  Für  die  Singspiei- 
hallen  ist  ein  Ministerialerlass  vom  31.  De- 
zember 1867  massgebend,  nach  welchem 
die  Errichtung  eines  solchen  Etablissements 
eine  doppelte  Konzession,  eine  für  den 
Leiter  und  eine  andere  für  den  Lokalinhaber, 
voraussetzt.  Das  Lokal  muss  die  nötigen 
Garantieen  der  Sicherheit  bieten;  die  Er- 
teilung der  Konzessionen  ist  auf  den  Be- 
darf zu  beschränken.  Die  Konzessionierung 
herumziehender  Schauspieltruppen,  Seil- 
tänzer, Taschenspieler,  Marionetten-  und 
Affentheater,  gymnastischer  Künstler,  wan- 
dernder Musikbanden  und  Eigentümer 
sonstiger  Schaugegenstände  ist  durch  Aller- 
höchsten Erlass  vom  15.  Dezember  1835 
geregelt.  Derartige  Konzessionen  werden 
von  der  Polizeidirektion  oder  der  Landes- 
stelle für  ihren  Bezirk  unter  strenger  Wür- 
digung des  Gesuchsgegenstandes  oder  der 
Person  des  Nachsuchenden  erteilt. 

7.  Frankreich.  Die  Entwickelung  der 
Theatergesetzgebung  in  Frankreich  hat  des- 
halb besonderes  Interesse,  weil  dem  The- 
ater hier  mehr  als  irgendwo  anders  eine 
politische  Bedeutung  beigelegt  worden  ist. 
So  hat  denn  auch  die  Gesetzgebung  je  nach 
den  politischen  Entwickelungsphasen  mehr- 
fach gewechselt 

Eine  Förderang  der  dramatischen  Kunst 
erfolgte  durch  die  Subventionen, 
welche  der  Staat  vier  grossen  Pariser  The- 
atern, der  Oj)er,  Komischen  Oper,  der  Co- 
m4die  fran^aise  und  dem  Od^n  zu  teil 
werden  lässt. 

Theaterkonzessionen  bestanden 
schon  zur  Zeit  des  Ancien  R<?gime,  wo  sie 
von  den  Gouvernem«n  der  Provinzen  und 
ähnlichen  Autoritäten  erteilt  wurden.  Das 
G.  v.  16./24.  August  1790  über  die  richter- 
liche Organisation  (Tit  XI,  Art.  4)  übertrug 
die  Gestattimg  und  Ueberwachung  aller 
öffentlichen  Aufführungen  (spectacles  pu- 
blics),  also  auch  die  Eonzessionierung  der 
Theater,  den  Municipalbehörden.  Da- 
gegen wurden  durch  das  Dekret  Napo- 
leons I.  vom  8.  Juni  180G  die  betreffenden 
Befugnisse  wieder  in  die  Hände  der  staat- 
lichen Organe  gelegt.  In  Paris  sollten 
Theater  nur  mit  Genelimigung  des  Staats- 
oberhauptes, in  den  Departements  mit  der 
der  PrUekten  errichtet  werden  dürfen.  Die 
Paiiser    Theater    wurden    auf    bestimmte 


Kategorieen  von  Darstellungen  beschränkt, 
die  Aufführung  von   Ballets  und  die  Ver- 
anstaltung   von    Maskenbällen    allein    der 
Oper  vorbehalten.     Auch  in  den  Departe- 
ments sollten  Maskenbälle  nur  in  den  haiipt- 
städtischen  Theatern  stattfinden  dürfen.   Die 
Zahl   der  Theater  wurde  für  die  grösseren 
Städte  auf  zwei,   für  die  kleineren  auf  eins 
beschränkt.    Diese  Vorschriften  blieben  auch 
in  der  Folgezeit  zunächst  massgebend.  Ihß 
G.  V.  9.  September  1835,  über  die  Bestrafung 
der  durch  die   Presse   begangenen   Hand- 
lungen, Art  21,  änderte  daran  nur  insofern, 
als  die  Konzessionierung  der  Pariser  The- 
ater  dem  Minister   des  Innern  Obertragen 
wurde.    Eine  völlige  Aenderung  der  Grand- 
sätze    über   die    Errichtung   von   Theatern 
brachte  dagegen  das  Dekret  vom  6.  Januar 
1864,  welches  die  Theaterfreiheit  ein- 
führte.   Nach  den  Bestimmungen  desselben 
wird  eine  Theaterkonzession  nicht  melir  ge- 
fordert;   wer   ein   Theater   errichten   will, 
braucht  nur  eine  doppelte  Anzeige,   einer- 
seits an   den  Minister  der  schönen  Künste, 
andererseits  in  Paris  an  den  Pohzeipräfekten, 
in  den  Departements  an  den  Präfekten  zu 
erstatten.    Die  ausschliessliche  Berechtigimg 
einzelner  Theater,  bestimmte  Stücke  aufzu- 
führen,   ist   beseitigt.     Dagegen    sind    die 
Theaterunternehmer  den  Anordnungen  unter- 
worfen, welche  die  Verwaltung  im  Interesse 
der  öffentlichen   Ordnung,   Sicherheit   und 
Gesundheit  erlässt.    Diese  Vorschriften  sind 
bis    zum   heutigen   Tage   massgebend    ge- 
blieben. 

Ausserdem  besteht  in  Frankreich  eine 
weitgehende  Theatercensur.  Diese  war 
durch  das  G.  v.  16./24.  August  1790,  Tit 
XI,  Art.  4,  gleiclifalls  den  Municipalbe- 
hörden übertragen  worden,  im  Jahre  1791 
wurde  sie  beseitigt  Zur  Zeit  des  Konvents 
griff  die  Regierung  sehr  tief  in  die  Ver- 
hältnisse der  Theater  ein.  Die  Aufftlhrung 
solcher  Stücke,  welche  die  republikanische 
Gesinnung  zu  verbreiten  und  zu  stärken 
geeignet  erschienen,  wurde  vorgeschrieben. 
Dagegen  sollte  g^n  alle  Theater  einge- 
schritten werden,  welche  Stücke  zur  Auf- 
führung brachten,  die  den  öffentlichen  In- 
teressen und  der  republikanischen  Gesin- 
nung gefährlich  werden  konnten  (Dekrete 
vom  2.  und  14.  August  1798).  Eine  neue 
Ordnung  der  Censur  brachte  das  Dekret 
vom  8.  Juni  1806,  welche  dieselbe  in  die 
Hände  eines  staatlichen  Organs  legte.  Kein 
Stück  sollte  ohne  Genehmigung  des  Ministers 
des  Innern  aufgeführt  werden.  In  dieser 
Gestalt  blieb  die  Censur  auch  während  der 
Restauration  bestehen.  Dagegen  wurde  sie 
im  Jahre  1830  infolge  der  Julirevolution 
beseitigt.  Doch  erfolgte  durch  das  schon 
erwähnte  Gesetz  über  die  Presse  vom 
9.  September  1835,  Art  21,  22,  ihre  Wieder- 
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hersteUung;  die  Genehmigung  war  für 
Paris  vom  Minister  des  Innern,  für  die  De- 
tortements  vom  Präfekten  zu  erteilen. 
Die  FebruaireTOlution  wirlfte  aber  wieder 
im  entgegengesetzten  Sinne.  Das  Dekret 
vom  6.  März  1848  hob  die  Bestimmungen 
des  G.  T.  9.  September  1835  auf,  und  da- 
mit kam  die  Censur  von  neuem  in  WegfalL 
Aber  auch  nur  für  kurze  Zeit  Sie  Wurde 
durch  ein  G.  v.  30.  Juli  1850  vorläufig  auf 
ein  Jahr  wieder  eingeführt  und  diese  Be- 
stimmung durch  ein  G.  v.  30.  Juli  1851 
bis  zum  31.  Dezember  1852  verlängert 
Das  Dekret  vom  30.  Dezember  1852  ordnete 
dann  definitiv  an,  dass  alle  dramatischen 
Werke  vor  ihrer  Aufführung  in  Paris  der 
Genehmigung  des  Ministers  des  Innern,  in 
den  Departements  der  des  Präfekten  be- 
dürften und  dass  diese  Genehmigung  aus 
Gründen  der  öffentüchen  Ordnung  jederzeit 
zurflckgenonunen  werden  könne.  Dieselben 
Vorschriften  enthielt  das  Dekret  vom  6.  Ja- 
nuar 1864,  nur  dass  an  Stelle  des  Ministers 
des  Innern  der  Minister  der  schönen  Künste 
trat  Diese  Grundsätze  sind  bis  jetzt  in 
Kraft  geblieben;  die  Entscheidung  des 
Ministers  erfolgt  auf  Gnmd  des  Berichtes 
einer  besonderen  Kommission. 

Die  Yorstellungen  ohne  höheres 
Kunstinteresse  (spectacles  de  curiositös, 
de  marionettes,  caf6s  chantants,  cafes  con- 
certs)  sind  sowohl  durch  das  Dekret  vom 
8.  Juni  1806  als  durch  das  Dekret  vom 
6.  Januar  1864  von  den  Bestimmungen  über 
die  Theater  ausgenommen,  so  dass  für  sie 
die  Vorschriften  des  G.  v.  16./24  August 
1790  in  Kraft  geblieben  sind.  Danach  be- 
dürfen dieselben  einer  Genehmigung  der 
Oitspolizeibehörde,  welche  nach  freiem  Er- 
messen erteilt  oder  versagt  werden  kann. 

8.  En^and.  In  England,  wo  ebenfalls 
von  alters  her  Theaterkonzessionen  und 
Theatercensiu-  bestanden,  sind  die  Verhält- 
nisse der  Theater  durch  das  G.  6  &  7  Vict 
c.  68  (an  act  for  regulating  theatres)  genauer 
ger^elt  worden.  Hier  zeigt  sich  die  An- 
lehnmig  der  Theater  an  den  Hof  namentlich 
in  der  Stellung,  welche  ein  Beamter  des 
künigUchen  Hofhaltes,  der  Lord  Chamber- 
lain  of  the  household,  auf  dem  Gebiete  des 
Theaterwesens  einnimmt 

Theaterkonzessionen,  d.  h.  Kon- 
zessionen für  die  öffentliche  Aufführung 
von  Bühnenstücken  (the  public  Performance 
of  stage  plaj's)  können  entweder  durch 
königliches  Patent  oder  durch  den  Lord 
Chamberlain  oder  durch  die  Friedensrichter 
erteilt  werden.  Dem  Lord  Chamberlain 
ist  die  Konzessionienmg  der  Theater  in 
London  vorbehalten,  er  kann  femer  The- 
Mar  in  solchen  Orten  genehmigen,  in  wel- 
chen die  Königin  gelegentlich  residiert  In 
letzteren  sind  ausserdem  auch  von  Friedens- 


richtern konzessionierte  Theater  zulässig, 
diese  Konzessionen  haben  aber  keine  GUtig- 
keit  für  die  Zeit,  in  welcher  die  Königm 
sich  dort  aufhält  Alle  anderen  Theater 
bedürfen  einer  friedensrichterliclien  Kon- 
zession, deren  Erteilung  zu  den  G^chäften 
der  special  sessions  gehört  Die  Konzessionen 
müssen  von  vier  ^edensrichtern  gewährt 
und  unterschrieben  sein.  Der  Lord  Cham- 
berlain kann  die  auf  Patent  beruhenden  und 
die  von  ihm  konzessionierten  Theater  aus 
Gründen  deröffentlichenSicherheit  schliessen. 
Die  Friedensrichter  sind  befugt,  für  die  von 
ihnen  genehmigten  Theater  Regeln  axifzu- 
stellen,  welche  in  Oxford  und  Cambridge 
sowie  in  deren  Umgebung  der  Genehmi^ng 
des  Kanzlers  oder  Vicelmnzlers  der  Univer- 
sität bedürfen.  Bei  Uebertretung  dieser 
Regeln  und  in  Fällen  des  Aufruhres  steht 
den  Friedensrichtern  das  Recht  zu,  die  The- 
ater zu  schliessen. 

Die  Theatercensur  wird  vom  Loi"d 
Chamberlain  ausgeübt  Diesem  sind  alle 
neuen  Stücke  und  alle  Aenderungen  an 
älteren  Stücken,  welche  in  ii^nd  einem 
Theater  Grossbritanniens  zur  Darstellung 
gelangen  sollen,  sieben  Tage  vor  der  Auf- 
rührung mitzuteilen.  Er  hat  nicht  nur  das 
Recht,  während  dieser  Zeit  die  Aufführung 
zu  untersagen,  sondern  kann  überhaupt 
jedes  Stück  und  jeden  Teil  eines  Stückes 
aus  Gründen  des  Anstandes,  der  öffent- 
lichen Sicherheit  und  der  guten  Sitten  ver- 
bieten. 

Für  die  Vorstellungen  ohne  höhe- 
res Kunstinteresse  kommen  die  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  25  Geo.  II  c.  36 
in  Betracht  nach  welchem  Lokale  für 
öffentliche  Tänze,  Musik-  und  sonstige  Auf- 
führungen einer  jährlich  zu  erneuernden 
Konzession  bedürfen. 

O.  Meyer  (mit  Ztuätzen  von  Opet). 


TU.  Das  private  Theaterrecht. 

1.  BUhnenengagement  2.  Theaterbesuch. 
3.  AnffUhrungsrecht.  4.  Theateragentnrverträge. 

L  Bühnenengagement  Das  Bühnen- 
engagement, d.  h.  der  Vertrag  zvrischen 
Schauspielunternehmer  und  Bühnenkünstler, 
bei  dem  letzterer  sich  zur  Leistung  schau- 
spielerischer Thätigkeit  ersterer  zur  Leistung 
emes  Entgelts  verpflichtet,  bildet  entweder 
einen  Gastspiel-  oder  einen  Bühnendienst- 
vertrag.  Gastspielvertrag  liegt  da  vor, 
wo  die  Thätigkeit  des  Schauspielers  sieh 
auf  eine  einzige  Leistung  bezw.  auf  meh- 
rere, der  Zahl  nach  fest  bestimmte  Leis- 
tungen bezieht;  Bühnendienstvertrag 
dagegen,  wo  die  Verpflichtung  des  Schau- 
spielers eine  unbestimmte,  vom  Unternehmer 
zu   fixierende,  Anzahl  Leistungen   umfasst 
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Der  juristische  Charakter  des 
Engagements,  das  mit  Rücksicht  auf  die 
künstlerische  Leistung  des  Schauspielers 
nicht  dem  Begriff  des  durch  die  Gewerbe- 
ordnung geregelten  Arbeitsvertrages  unter- 
stellt werden  kann,  ist  streitig;  es  ist  als 
Dienstvertrag,  Werkverdingung  und  als  con- 
tractns  sui  generis  auch  als  Innominatver- 
trag  im  Sinne  des  modernen  Rechts  be- 
zeichnet worden,  ohne  dass  es  bisher  der 
einen  oder  anderen  Annahme  den  Rang 
einer  communis  opinio  einzunehmen  ge- 
lungen wäre.  Die  Verschiedenheit  der  Auf- 
fassungen ist  wesentlich  durch  die  ab- 
weichende Stellung  veranlasst,  die  von  den 
einzelnen  Theorieen  in  der  Frage  der  dem 
Schauspieler  aus  dem  Engagement  zu- 
stehenden Ansprüche  vertreten  wird.  All- 
gemein wird  dem  Schauspieler  ein  An- 
spruch auf  Entgelt  zugestanden; 
aber  nur  die  Dienstvertragstheorie 
beschränkt  ihn  hierauf.  Die  Theorie  der 
Werkverdingung  räumt  dem  Schau- 
spieler auch  noch  die  weitere  Befugnis 
ein,  die  ihm  übertragene  Thätig- 
keit  nach  eigener  Intention,  nicht 
unter  Anpassung  an  die  Auffassung  des 
Unternehmers,  vorzunehmen,  damit 
aber  nicht  unselbständige  Arbeiten  zu  leisten, 
sondern    ein    selbständiges    Arbeits- 

Frodukt,  ein  opus,  zu  erzeugen.  Die 
nnominatsvertragstheorie  billigt 
endlich  dem  Schauspieler  einen  Anspruch 
auf  Beschäftigung,  ein  Recht  auf 
Arbeit  zu,  das  ihn  befugt,  vom  Unter- 
nelimer  Zuweisung  der  vertraglich  zu  leisten- 
den schauspielerischen  Thäfigkeit  zu  ver- 
langen. 

Nur  die  letzte  Theorie  ist  als  mit  dem 
schauspielerischen  Benif  vereinbar  zu  be- 
zeichnen, denn  die  Thätigkeit  des  Schau- 
spielers, die  sich  die  Verwirklichung  künst- 
lerischer Ziele,  die  Umsetzung  eines  Dicht- 
werkes aus  der  Sphäre  des  Denkens  in  die 
leibhaftige  Erscheimmgswelt,  zur  Aufgabe 
setzt,  darf  nicht  mit  einer  nur  dem  Er- 
werb.szweck  dienenden  Thätigkeit  auf  eine 
Linie  gestellt  werden,  sondern  sie  gleicht 
der  Thätigkeit  des  Schriftstellers,  des  Be- 
amten, die,  zum  Gegenstand  vertraglicher 
Ausübung  geworden,  nicht  in  dem  Anspruch 
auf  pekuniäres  Entgelt  ihre  Genüge  findet, 
sondern  auch  zu  dem  Verlangen  befugt,  wirk- 
lich Gelegenheit  zur  Bethätigung,  zur  Offen- 
barung ihres  Könnens  zu  gewinnen.  So  wie 
der  Beamte  neben  der  Genaltsforderung  den 
Anspruch  erheben  kann,  in  einer  seinem 
Amt  entsprechenden  Weise  beschäftigt  zu 
werden,  lun  seine  Tauglichkeit  für  seine 
Stellung  zu  erweisen,  so  wie  dem  Schrift- 
steller ausser  dem  Anspruch  auf  das  zuge- 
sagte Honorar  auch  das  Recht  zusteht,  vom 
Verleger  Druck  und  Vertrieb  des  Schrift- 


werkes zu  verlangen,  um  der  Mitwelt  als 
Autor  bekannt  zu  wei-den,  ebenso  ist  dem 
Schauspieler  die  Befugnis  zuzuerkennen, 
während  der  Vertragsdauer  angemessene 
Gelegenheit  .zum  öffentlichen  Auftreten  vom 
Unternehmer  geboten  zu  erhalten.  Gerade 
für  den  Schauspieler  ist  die  Zubilligimg 
eines  solchen  Rechtes  um  so  mehr  als  un- 
umgänglich notwendig  zu  erachten,  da  ihm 
die  üblichen  Vertragsbedingungen  bei  hoher 
Vertragsstrafe  das  Auftreten  auf  einer  an- 
deren Bühne  als  der  seines  Prinzipales 
während  der  Kontraktszeit  untersagen,  dem- 
nach ein  Schauspieler,  dem  nicht  als  Korre- 
lat gegen  diese  Bestimmung  ein  Ansprach 
auf  Beschäftigung  gegen  den  Unternehmer 
zustände,  sich  der  Gefahr  ausgesetzt  sähe, 
durch  »Kaltstellung«  nicht  nur  in 
seinem  Können  beeinti-ächtigt,  sondern 
auch  dem  Publikum  gänzlich  entfremdet  zu 
werden,  dadurch  aber  unter  Umständen  so- 
gar für  die  Zukmift  die  Möglichkeit  einer 
günstigeren  Gestaltung  seiner  Erwerbsver- 
hältnisse einzubüssen.  In  Verkennung  der 
das  Engagement  charakterisierenden  Eigen- 
heiten hat  freilich  die  deutsche  Gerichts- 
praxis, die  bei  Beurteilung  theaterrecht- 
licher Fragen  überhaupt  nicht  selten  das 
feine  Verständnis,  das  hier  gerade  die  fran- 
zösische Rechtsprechung  auszeichnet,  ver- 
missen lässt,  dem  Anspruch  des  Schau- 
spielers auf  Beschäftigimg  meist  ihre  An- 
erkennung versagt;  auch  hier  bedeutet  der 
Burckhardsche  Theatergesetzentwurf  eine 
entschiedene  Wendung  zum  Besseren, 
indem  er  dem  während  eines  gewissen  län- 
geren Zeitraumes  gar  nicht  oder  nicht  an- 
gemessen beschäftigten  Bühnenmitglied  die 
Befugnis  zum  Vertragsrücktritt  einräumt 
und  damit  indirekt  den  Theateruntemehmer 
zur  Unterlassung  lediglich  als  Chikane  vor- 
genommener »KaltsteUungen«  zwingt. 

Für  die  praktische  Gestaltung  des  En- 
gagementsrechts ist  übrigens  die  Frage  nach 
seiner  rechtlichen  Konstruktion  ziemlich  un- 
erheblich; denn  fast  sämtliche  Engagements 
werden  unter  Benutzung  üblicher  Vertrags- 
schemen abgeschlossen,  die  den  Inhalt  des 
Engagements  in  so  eingehender  Weise  re- 
geln, dass  daneben  die  ergänzende  Heran- 
ziehung gesetzlicher  oder  sich  aus  der  Ver- 
tragsnatur ergebender  Bestimmungen  zur 
Ausfüllung  etwaiger  Lücken  kaum  jemals 
erforderlich  wird.  Man  könnte  allerdings 
versucht  sein,  die  Notwendigkeit  der  juris- 
tischen Konstruktion  dann  für  unumgäng- 
lich zu  halten,  wenn  es  sich  etwa  um  Ver- 
tragsbestimmungen handelt,  die  mit  zwin- 
genden Normen  der  das  Engj«ement  um- 
fassenden Vei'tn^;sform  in  Widerspruch 
ständen.  Allein  em  solcher  Fall  ist  fflr  das 
Gebiet  des  B.G.B.  —  wenn  wir  etwa  von 
dem  seiner  Tragweite  nach  noch  nicht  ganz 
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übersehbaren  §  138  abstrahieren  —  kaum 
denkbar.  Denn  die  einzigen  beiden  Ver- 
tragstypen, unter  die  das  Bühnenengagement 
etwa  eingereiht  werden  könnte,  wenn  man 
es  nicht  zutreffender  als  einen  contractus 
sui  geneiTs  (Innominatkontrakt  im  Sinne  des 
modernen  Rechts)  anffasst.  der  Dienst-  und 
Werkvertrag,  bieten  nur  wenig  Bestimmun- 
gen z-wingeuder  Natur  (etwa  §§  618,  624), 
oie  fOr  das  Engagementsverhältnis  in  Frage 
kommen  können,  so  dass  für  die  Auslegung 
der  Vertragsbestimmungen  fast  ausnahms- 
los nnr  der  beim  Abschluss  des  Engage- 
ments erkennbare  übereinstimmende  Partei- 
wille bezw.  die  im  Bühnenverkehr  herr- 
schende Usance  zur  Anwendung  gelangt. 

Die  Gestaltung,  die  das  Engagement 
unter  dem  danach  fast  unbeschränkt  gelten- 
den Grundsatz  der  Vertragsfreiheit  im 
allgemeinen  angenommen  hat,  muss  als  einer 
gesxmden,  Recht  und  PfKcht  der  Kontra- 
henten gleichmässig  verteilenden  Rechts- 
ordnung aufs  offenbarste  widersprechend  be- 
zeichnet werden.  Die  gleichen  l'rsachen, 
die  unter  der  Herrschaft  des  Manchester- 
tums  die  schrankenlose  Ausbeutimg  des 
gew^erblichen  Arbeiters  durch  den  Fabri- 
kanten begünstigten,  haben  auch  im  En- 
gagementsverhältnis  die  ideell  gleiche  Stel- 
lung von  Unternehmer  und  Schauspieler  so 
vollständig  verrückt,  dass  der  Vertragsin- 
halt thatsächlich  im  wesentlichen  nur  durch 
den  Unternehmer  und  mu"  in  dessen  Inter- 
esse normiert  wird,  während  der  Schau- 
spieler, um  nur  irgend  eine  Gelegenheit  ztu" 
Ausübung  seines  Berufes  zu  finden,  sich 
zur  bedingungslosen  Annahme  eines  ihm 
unter  solchen  Umständen  gebotenen  Engage- 
ments gezwxmgen  sieht 

Die  regelmässige  Uebereinstimmimg  in 
den  Verhältnissen  der  einzelnen  Theaterunter- 
nehmnogen  hat  nämlich  zur  Ausbildung 
einer  grösseren  Reihe  von  typi- 
schen, die  Stellung  des  Schauspie- 
lers aufs  schwerste  beeinträch- 
tigenden Vertragbestimmungen  ge- 
führt die  sich  im  wesentlichen  nach  folgen- 
den Gesichtspunkten  ordnen  lassen: 

1.  Benachteiligungen  des  Schau- 
spielers in  den  Kündigungsbe- 
stimmungen.  Der  Abschluss  des  En- 
gagements erfolgt  zwar  regelmässig  für  einen 
fest  normierten  Zeitratun  (ganzjährig,  Saison, 
monatlich),  doch  räumt  der  Vertrag  fast  aus- 
nahmslos dem  Unternehmer  die  Befugnis 
ein,  jederzeit  vomVertrage  zurück- 
zutreten, sobald  sich  gewisse  kontrakt- 
lich  voi^esehene  Eventualitäten  verwirk- 
Bdien,  deren  übliche  Aufzählung  »Brand  des 
Theaters,  Krieg,  ansteckende  Krankheiten, 
lAndestraaerj  Teilnahmlosigkeit  des  Publi- 
kams,  Direktionswechsel,  politische  Umwäl- 
zung, bauliche  Veränderungen  oder  sons- 


tige Ereignisse  (!)«  umfasst  Dem 
Schauspieler  steht  dagegen  keinerlei  ent- 
sprechendes Rücktrittsrecht  zu,  so  dass  der 
Lnternehmer  zwar  stets  in  der  Lage  ist, 
sich  von  den  Fesseln  eines  ihm  unbequem 
gewordenen  Engagements  zu  befreien,  wäh- 
rend der  Schauspieler  für  die  ganze  Ver- 
tragsdauer an  den  Kontrakt  gebunden  ist. 
Die  Ausübung  dieses  einseitigen  Kündi- 
gungsrechts verfolgt  übrigens  weniger  den 
Zweck,  eine  definitive  Entlassung  eines 
Bühneumitgliedes  hervorzurufen,  als  viel- 
mehr den  Schaupieler,  der,  mitten  in  der 
Saison  stellenlos  geworden,  nur  selten  ein 
baldiges  neues  Engagement  findet,  zum  Ab- 
schluss eines  neuen  ungünstigeren  Ver- 
trags mit  seinem  alten  I^nternehmer  zu 
zwingen. 

Eine  fernere  Ungleichheit  besteht  regel- 
mä.'i'iig  in  der  Ausbedingung  häufige- 
rer Kündigungstermine  und  kürze- 
rer Kündigungsfristen  zu  Gunsten 
des  Unternehmers,  der  namentlich 
durch  die  einseitig  ihm  das  Recht,  den  Ver- 
trag für  verlängert  zu  erklären^  einräumende 
Prolongationsklausel  ein  Mittel  er- 
hält, den  Schauspieler  in  der  drückendsten 
Abhängigkeit  von  sich  zu  erhalten.  Denn 
der  Schauspieler  kann,  bevor  der  Unter- 
nehmer nicht  auf  Geltendmachung  des  Pro- 
longationsrechts verzichtet  hat,  kein  neues 
Engagement  schliessen,  während  der  Unter- 
nehmer stets  in  der  Lage  ist,  beliebig  mit 
anderen  Schauspielern  in  Verhandlung  zu 
ti-eten,  da  ihm  die  eventuelle  Benutzung 
der  Prolongationsklausel  seinen  bisherigen 
Mitgliederbestand  im  Endfall  sichert 

2.  Benachteiligungen  des  Schau- 
spielers in  der  persönlichen  Frei- 
heit Während  für  alle  anderen  Vertrags- 
verhältnisse, die  unter  den  Kontrahenten  ein 
unmittelbar  persönliches  Zusammenwirken 
begiilnden  oder  die  Möglichkeit  einer  Ver- 
tretung der  Vornahme  der  zugesagten  Leis- 
tungen ausschliessen ,  jedem  Vertragsteil 
aus  wichtigen  Gruden  ein  Rück- 
trittsrecht  zusteht,  billigt  das  Engage- 
ment regelmä.«sig  nur  dem  Unternehmer 
eine  solche  Befugnis  zu,  spricht  sie  dagegen 
dem  Schauspieler  principiell,  häufig  auch 
noch  in  Einzelanwendungen,  vollkommen  ab. 
Der  hiemach  für  den  Schauspieler  begrün- 
dete Zwang,  in  einem  Vertragsverhältnis 
selbst  dann  zu  verharren,  wenn  die  Voraus- 
setzungen, unter  denen  es  eingegangen  war, 
sich  als  unzutreffend  erweisen  oder  in  ihr 
Gegenteil  verwandeln,  ist  aber  mit  dem  li- 
beralen Charakter  der  schauspielerischen 
Thätigkeit,  der  in  entsprechenden  Fällen 
auf  anderen  künstlerisch-litterarischen  Ge- 
bieten den  sofortigen  Vertragsrücktritt  ge- 
stattet, unvereinbar. 

Einen  weiteren  Eingriff  in  die  persön- 
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liehe  Freiheit  bietet  auch  die  übliche  Ver- 
tragsklausel, dass  der  Schauspieler  im 
Kraukheitsfall  nur  auf  Grund  eines  theater- 
ärztlichen Zeugnisses  zur  Erhebung  der 
Gage  befugt  sein  solle,  wodurch  der  Schau- 
spieler in  gewissem  Umfange  sich  der 
Dienste  eines  bestimmten  Arztes 
bedienen  zu  müssen  gezwungen  ist  — 
Endlich  widerspricht  es  auch  der  in  analogen 
Verhältnissen  geltenden  Ordnung,  dass  die 
Verheiratung  einer  Schauspielerin  nach 
dem  üblichen  Wortlaut  des  Engagements 
nicht  zum  Vertragsrücktritt  berechtigt, 
während  dem  Unternehmer  das  Recht  zu- 
steht, auf  Grund  des  gleichen  Umstandes 
den  Vertrag  einseitig  zu  kündigen. 

3.  Benachteiligungen  des  Schau- 
spielers in  der  Richtung  des  Ent- 
gelts. Eine  grössere  Anzahl  der  üblichen 
Vertragsbestimmungen  entzieht  oder  ver- 
sagt dem  Schauspider,  ohne  dass  dafür  ein 
ausreichender  Rechtsgrund  vorhanden  wäre, 
das  vereinbarte  Entgelt,  so  dass  das  En- 
gagement auf  Seiten  des  BOhneumitgliedes 
nidit  selten  den  Charakter  einer  ohne 
Schenkimgsabsicht  erfolgenden  unentgelt- 
lichen Zuwendung  von  Leistungen  annimmt. 
Dahin  gehört  die  Verpflichtung  zur  unent- 
geltlichen Wahrnehmung  der  Vorproben, 
d.  h.  derjenigen  Proben,  deren  Termin  noch 
vor  den  Zeitpunkt,  mit  welchem  die  kon- 
traktlichen Verpflichtungen  des  Unter- 
nehmers in  Kraft  treten,  fällt  und  deren 
Abhaltung  der  Vorbereitimg  der  die  Saison 
eröffnenden  Vorstellungen  dient  Dahin  ge- 
hört auch  die  Verpflichtung  der  Schau- 
spielerinnen, sich  auf  eigene  Kosten  die  für 
die  zugeteilten  Rollen  erforderliche  Klei- 
dung (ohne  Unterscheidung  des  modernen 
oder  des  historischen  Kostüms)  zu  be- 
schaffen, eine  Bestimmung,  die  tliatsächlich 
einem  nicht  selten  völligen  Entzüge  des 
Entgelts  gleich  kommt  und  deshalb  zu 
schon  oft  beklagten  Missständen  auf 
moralischem  Gebiet  geführt  hat  Innere 
Berechtigung  kann  dieser  Belastung  der 
weiblichen  Bühnenraitglieder  nicht  zuge- 
sprochen werden;  liefert  der  Unternehmer 
alles  übrige  Material  für  die  Ermöglichung 
des  Gewerbebetriebes  auf  seine  Kosten,  so 
müsste  er  auch  zur  Lieferung  der  dem 
gleichen  Zweck  dienenden  Frauenkleidung 
verbunden  sein  oder,  wenn  einem  solchen 
Verlangen  unüberwindliche  Schwierigkeiten 
technischer  Art  entgegenstehen  sollten,  den 
Schauspielerinnen  der  notwendigen  Gar- 
derobenbescliaffung  entsprechende  Gehalts- 
zuschüsse leisten.  —  Ungerechtfertigte 
Fälle  des  Entgeltsentzuges  stützen  sich 
ferner  auf  die  regelmässige  Vertragsbe- 
stimmung, dass  die  Verpflichtung  des  Unter- 
nehmers zur  Entrichtung  der  i)ekuniären 
Gegenleistung  eine  Unterbrechung  erleide, 


sobald  eine   zeitweilige  Einstellung 
des   Theaterbetriebes  erfolg.     Dabei 
wird  fast  niemals  eine  Unterscheidung  ge- 
macht, ob  die  Einstellung  auf  willkOrUdie 
Anordnung  des    Theateruutemehmers   ein- 
trat oder  durch  zwingende,  ihm  nicht  ziu* 
Last  fallende  Umstände  veranlasst  wurde. 
Was  diesem  Gehaltsentzug  aber  vor  allem 
den    Charakter   des   Unberechtigten    giebt 
liegt  hauptsächlich  darin,  dass  auch  während 
der   Unterbrechung   der    Gehaltszahlungen 
der  Schauspieler  zur  Fortsetzung  der  mm 
vertraglich  obliegenden  Verpflichtungen  ver- 
bunden ist,  namentlich  das  Auftreten  auf 
jeder    anderen    Bühne    unterlassen    muss, 
seinerseits  also  nichts  thun  darf,  um  sich 
für  den  Ausfall  an  Gehalt  zu  decken.  — 
Einem  Gehaltsentzuge  kommt  endlich  häufig 
die   Verhängung    der   Vertragsstrafen 
gleich,  mit  denen  die  Theaterhausordnungen 
zalillose  Uebertretungen  ihrer  Normen  be- 
drohen.    Soweit  es  sich  hierbei  um  Mass- 
nahmen handelt,  die  der  Aufrechterhaltung 
der  in  einem  so  viel  Personen  beschäftigen- 
den Gewerbebetriebe  durchaus  notwendigen 
Disciplin   dienen,    kann   die    Berechtigung 
nicht  in  Frage  gestellt  werden;  eine  offen- 
bare Benachteiligung  des  Schauspielers  li^ 
aber  darin,  dass  nur  seine  Vertr^vergehen 
unter   Strafe    gestellt    sind,   dass    dagegen 
ihm    selbst   gegen    vertragswidrige    Hand- 
lungen des  Unternehmers    nicht  gleichfalls 
ein  Ersatz  in  der  Aufstellung  von  Vertrags- 
strafen eingeräumt  zu  werden  pflegt    und 
dass   ferner  oft  der  Betrag  der   für  ganz 
geringfügige  Vertragsverletzungen  normierten 
Geldstrafen  eine  imverhältnismässige  Höhe 
erreicht,    so   dass   der    Schauspieler    nicht 
selten    seine   ganze    Gehaltsforderung    mit 
den  ihm  zur  last  fallenden  Vertragsstrafen 
aufgerechnet  sieht.     Allerdings  könnte   der 
Schauspieler  nach  §   343   des   B.GB.    eine  • 
Herabsetzung  der  Vertragsstrafe  herbeizu- 
führen versuchen;  allein  um  diesen  Erfolg 
zu  erzielen,  wäre  meist  Anstrengung  eines 
Prozesses  erforderüch,  dessen  DurchfülirunK 
dem  Schauspieler,  bei  dem  häufigen  Wechsel 
seines  Wohnorts,  in  zahlreichen  Fällen  that- 
sächlich  unmöglich  wäre. 

4.  Benachteiligungen  des  Schau- 
spielers in  seiner  künstlerischen 
Stellung.  Im  Gegensatz  zu  dem  früheren 
Brauch,  den  Schauspieler  nur  für  ein  be- 
stimmtes Rollenfach  zu  engagieren,  ist  in 
den  modernen  Bühnenverträ^n  die  Fort- 
lassung der  Fachbezeichnung  fast 
allgemein  Re^l  geworden.  Der  Theater- 
untemehmer  ist  daher  jetzt  in  der  Lage, 
einem  Schauspieler,  ohne  Rücksicht  auf 
dessen  Neigungen  und  Fähigkeiten,  Rollen 
jeder  Art  zu  Obertragen,  was  nicht  nur  auf 
die  künstlerische  Ausbildung  des  Betreffen- 
den  höchst   nachteilig   zu   wkken    pflegt, 
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sondern  dem  Untemehmer  auch  die  Mög- 
lichkeit giebt,  das  künstlerische  Renomm^ 
des  BQhnenmitgliedes  durch  dessen  unge- 
eignete Bescbäftigung  zu  untergraben. 
Nicht  selten  leiten  die  Unternehmer  aus 
der  Fortlassung  der  Fachbezeichnun^  auch 
das  Recht  her,  den  Schauspieler  in  der 
•Comparserie  und  Statisterie  zu  verwenden, 
d.  h.  in  Beschäftigungen,  die  keinen  oder 
doch  mu"  sehr  untergeordneten  künstle- 
rischen Charakter  tragen. 

Eine  Beseitigung  der  skizzierten 
Missstände  suchte  der  Schauspielerstand 
zunächst  im  Wege  der  Selbsthilfe  hep- 
beizofflhren.  Die  1871  begründete  »Ge- 
nossenschaft deutscher  BQhnen- 
angehöriger«,  der  von  den  ca.  16000 
Bähnenkflnstlem  deutscher  Zunge  nach 
dem  letzten  Jahresbericht  ca.  3500  Personen 
als  zahlende  Mitglieder  angehören,  stellte 
sich  das  Ziel,  die  geistigen  und  materiellen 
Interessen  der  deutschen  Schaiispieler  zu 
sichern  wad  zu  heben,  insbesondere  eine 
feste  (Organisation  zu  schaffen  »zur  Wah- 
rung der  Interessen  der  deutschen  Bühnen- 
angehfirigen  in  ihrem  künstlerischen,  recht- 
lichen und  sozialen  Verkehr«.  Auf  dem 
Gebiete  der  Kontraktreform  sind  diese  neuer- 
dings durdi  Aufstellung  eines  jene  Miss- 
stände ausschliessenden  einheitlichen 
Genossen  Schafts  Vertragsformulars 
bethätigten  Bemühungen  jedoch  zur  Zeit  im 
Tresentlichen  noch  erfolglos  geblieben  (nur 
■etwa  10  Bühnenleitungen  haben  sich  für  An- 
nahme des  neuen  Formulars  entschieden),  was 
wohl  zum  grossen  Teil  daran  lag,  dass  die  Ge- 
nossenschaft ihre  Thätigkeit  vornehmlich  der 
Schaffimg  humanitärer  Institutionen  wid- 
mete, unter  denen  sich  die  Pensionsanstalt 
bald  zu  einer  bedeutenden  Ausdehnung  ent- 
wickelt hat  (ca.  51/3  Millionen  Mark  Ver- 
■m%en  mit  jährlichen  Durchschnittsleistungen 
von  300000  Mark),  und  dass  andererseits  die 
absolut  nicht  imerhebliche  Mitgliederzahl 
doch  nicht  gross  genug  war,  um  a|s  Ver- 
tretung des  ganzen  Schauspielerstandes  die 
Unternehmer  zur  Einräumung  billigerer 
Vertragsbedingungen  zwingen  zu  können. 

In  engeren  Grenzen  hat  die  Thätigkeit 
des  »Deutschen  Bühnenvereins« 
eine  günstigere  Gestaltung  des  Engagements 

—  freilich  nur  für  eine  Minderzahl  der 
Bühnenkünstler  —  angestrebt.  Für  die 
Engagements,  die  mit  Direktoren  der  dem 
genannten   Verband   angehörenden  Bühnen 

—  von  den  ca.  700  deutschen  Bühnen  sind 
etwa    100  Mitglieder  des  » Bühnen vereins« 

—  abgeschlossen  werden,  kommt  ebenfalls 
ein  einheitliches  Kontraktformular 
(das  Bühnenvereinsvertragsformu- 
lar)  zva  Verwendung,  das  in  allerdings  unzu- 
reichender Weise  die  Ausbedingung  ein- 
lelaer,  für  den  Schauspieler  besonders  nach- 
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teiliger  Vertragsbestimmungen  ausschliesst 
und  für  die  Entscheidung  der  aus  dem 
Engagement  erwachsenden  Streitigkeiten 
ein  obligatorisches  Schiedsgericht  vorsieht. 
Die  Praxis  desselben  hat  jedoch,  mit  Rück- 
sicht auf  dessen  mehr  die  Interessen  der 
Scliauspieluntemehmer  als  der  Schauspieler 
verfolgende  Zusammensetzimg  in  den  schau- 
spielerischen Kreisen  keine  Beliebtheit  ge- 
wonnen. (Auf  Grund  neuerlicher  Verhand- 
inngen zwischen  »Bühnen verein«  und  »Ge- 
nossenschaft« dürfte  der  obligatorische 
Charakter  des  Schiedsgerichts  demnächst 
fortfallen.) 

Alle  diese  von  privater  Seite  unte> 
nommenen  Versuche,  den  Inhalt  des  En- 
gagements in  einer  auch  die  berechtigten 
Ansprüche  der  Schauspieler  befriedigenden 
Art  umzugestalten,  müssen  jedoch  insofern 
als  aussichtslos  bezeichnet  werden,  als  der 
durch  sie  gewonnene  Vorteil  immer  nur  einer 
geringen  Minderheit  von  Berufsgenossen  zu 
giite  kommt,  während  die  grosse  Mehrheit 
sich  auf  jede,  wenn  die  Gerechtigkeit  auch  noch 
so  verletzende,  Engagementsmöglichkeit  ein- 
zulassen gezwungen  ist  Eine  wirkliche  Ab- 
hilfe Hess  sich  vielmehr  nur  dann  erreichen, 
wenn  die  staatliche  Gesetzgebung 
die  Vereinbarung  der  den  Schau- 
spieler verletzenden  Bestimmun- 
gen unter  zwingende  Verbots- 
normen stellte,  wie  dies  die  Gewerbe- 
ordnung zu  Gunsten  der  Arbeitnehmer  so 
vielfach  thut,  da  hier  wie  dort  die  mate- 
rielle Ungleichheit  der  Kontrahenten  ohne 
ein  den  Schutz  des  schwächeren  Vertrags- 
teils normierendes  Gesetz  zu  dessen 
schrankenloser  Ausnutzung  durch  den  wirt- 
schaftlich stärkeren  Vertragsgegner  führen 
und  damit  eine  das  Wohl  der  Volksgesamt- 
heit atafs  intensivste  gefährdende  Gestaltung 
der  Arbeitsverhältnisse  erzeugen  muss.  Ent- 
schliesst  sich  die  Gesetzgebung  zu  diesem 
Schritt,  wie  es  zum  ersten  Mal  der  Burck- 
hardsche  Theatergesetzentwurf  vorschlägt, 
so  wäre  damit  wohl  am  geeignetsten  die 
Ausdehnung  auch  der  bereits  be- 
stehenden Sozialgesetzgebung  (Un- 
fall-, Kranken-,  Invalidität«-  und  Altersver- 
sicherung) auf  die  Schauspieler  zu 
verbinden,  die  in  ihrer  grossen  Mx^se  wirt- 
schaftlich nach  den  gleichen  Gesichts- 
punkten wie  die  der  Zwangsversicherung 
bereits  unterstellten  Personen  zu  beurteilen 
sind,  auf  Grund  des  bestehenden  Rechts 
die  Wohlthaten  der  Versicherungsgesetz- 
gebung jedoch  nur  soweit  gemessen,  als 
sie  an  Theaterunternehmungeu  beschäftigt 
sind,  bei  deren  Darbietungen  ein  höheres 
Interesse  der  Kunst  oder  Wissenschaft  nicht 
obwaltet 

2.  Theaterbesuch.  Die  hier  in  Be- 
tracht kommenden  Rechtsverhältnisse  sind, 
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soweit  es  sich,  um  einen  vertragsweisen 
Theaterbesuch  handelt  —  der  seitens  des 
Theaterunternehmers  ungenehmigte  Theater- 
besuch würde  sich  als  Hausfriedensbruch 
qualifizderen  — ,  lediglich  der  Parteinor- 
mierung überlassen;  eine  zwingende  Ge- 
setzesbestimmung wäre  jedoch,  um  den 
Zontrahierungszwang  zu  Lasten 
der  Theaterunternehmungen  ausser 
jeden  Zweifel  zu  stellen,  durchaus  am 
Platze.  Denn  das  Volksbewusstsein  ver- 
langt die  Anerkennung  des  Rechtssatzes, 
dass  ein  Theateruntemehmer  mit  jedem, 
der  die  generellen  Zulassimgsbedingungen 
erfüllt,Theaterbesuchsverträgeabzuschliessen 
gezwungen  sei,  da  der  Theaterbetrieb,  wie 
der  von  Eisenbahnen,  Dampfschiffen  etc., 
ein  Massenbedürfois  befriedigt  und  darum 
den  für  quasipublizistische  Unternehmungen 
bestehenden  Normen,  mithin  auch  dem 
Kontraiiierungszwang,  unterworfen  sein 
muss.  Zu  dem  gleichen  Resultat  führt 
auch  die  Erkenntnis  der  nationalen  Bedeu- 
tung des  Theaters,  dessen  Besuch  seiner 
volkserzieherischen  Aufgabe  wegen  nicht 
.von  der  Entschliessung  eines  privaten  Be- 
sitzers abhängig  gemacht  werden  darf. 

3.  AnfffiJnningsrecht  Bezüglich  der 
jeichsgesetzlichen  Grundlage  ist  auf  den 
Art  Urheberrecht  zu  verweisen. 

Das  wichtigste  darauf  gestützte  Rechts- 
geschäft, der  Aufführungsvertrag, 
wird  lediglich  von  der  Parteiwillkür  und 
der  Bühnenusance  beherrsdit,  Faktoren, 
deren  letzterer  unverkennbar  die  Tendenz 
einer  Herabdrückung  der  Ansprüche  der 
Autoren  in  Bezug  auf  Beteiligung  an  der 
Inscenesetzung  der  dramatisdien  Werke 
zeigt.  Ob  die  seit  einiger  Zeit  wahrnehm- 
baren Versuche,  den  Vei"fassern  eine  an- 
gemessenere Position  zu  verschaffen,  die 
sie  über  die  Rolle  der  blossen  Entgeltsem- 
pfänger hinausversetzen  und  ihnen  eine  Ein- 
wirkung auch  auf  die  Verkörperung  ihrer 
Arbeiten  selbst  gestatten  würde,  Erfolg 
haben  werden,  bleibt  abzuwarten;  keines- 
falls handelt  es  sich  hier  um  Fragen,  die 
eine  Anrufung  der  Gesetzgebung  notwendig 
machen,  da  die  Autoren  bei  dem  fühlbaren 
Mangel  an  dramatisclier  Produktion  Macht- 
mittel genug  besitzen,  um  ihre  Ziele  durch 
eigene  Hand  zu  erreichen. 

Empfehlenswert  wäre  dagegen  eine 
Aenderung  der  Reiohsgesetzgebung  durch 
Einführung  des  Abgabensystems, 
das  einem  jeden  gegen  Entrichtung  eines 
angemessenen  Entgelts  an  den  Autor  die 
Aufführung  durch  den  Druck  publizierter 
Werke  vorzunehmen  gestatten  würde. 
Denn  die  jetzige  Regelung,  die  dem  Autor 
allein  die  Verfügung  über  das  Stattfinden 
von  Aufführungen  vorbehält,  verkennt  den 
Charakter  der  Aufführung  als  einer  selb- 


ständigen Eunstbethätigim^,  der  das  Autor- 
produkt nur  als  unerlässhches  und  darum 
zu  honorierendes,  nicht  aber  dem  Verfasser 
auch  über  diese  Kunstbethätigung  ein  ab- 
solutes Recht  einräumendes  Substrat  zu 
Grunde  liegt;  und  sie  ermöglicht  dem 
Autor  ferner,  die  Bühnenverkörperung  von 
Weiten,  die  er  durch  die  Herausgabe  der 
allgemeinen  Kenntnisnahme  preisgegeben, 
nach  Willkür  auszuschliessen,  damit  ah&t 
die  Wirksamkeit  des  durch  die  dramatische 
Kunst  gebotenen  Kulturfaktors  in  einer  dem 
Gesamtinteresse  widersprechenden  Weise 
einzuengen.  (Praktische  Bethätigung  haben 
diese  B^enken  namentlich  in  dem  Bayreuther 
Parsifalmouopol  der  Wagnerschen  Erben 
gefunden.) 

4.  Theatera^nturvertrai^e.  Für  ein 
so  grosses  Gebiet  wie  das  der  deutschen 
Bühne,  das  neben  den  geschlossenen  Länder- 
komplexen von  Deutschland,  Deutsch- 
Oesterreich  imd  der  deutschen  Schweiz 
noch  ausgedehnte  Exklaven  in  Russland, 
Finland,  Ungarn,  Holland  und  Nord- 
amerika umfasst,  ist  die  Existenz  von 
Theateragenten,  d.  L  von  Personen, 
die  sich  gewerbsmässig  mit  der  Vermitte- 
lung  von  Engagements  befassen  und  den 
Abschluss  von  Aiifführungsverträgen  namens 
der  Autoren  herbeiführen,  eine  wirtschaft- 
liche Notwendigkeit.  WennihreEngagements- 
vermittelungsthätigkeit  trotzdem  Gegenstand 
heftigster  Anfeindungen  geworden,  so  er- 
klärt sich  das  aus  der  Gestaltung  der  En- 
gagementsagenturverträge, die,  da 
auch  hier  der  Schauspieler  als  der 
schwächere  Vertragsteil  sich  häufig  jeder, 
auch  noch  so  drückenden  Bedingung  zu 
unterwerfen  geneigt  ist,  einseitig  im  In- 
teresse des  Agenten  abgefasst  zu  sein 
pflegen.  Die  dem  Agenten  für  seine  Ver- 
mittelung  zu  entrichtende  Gebühr  besteht 
meist  in  einer  5 — 10  %  der  im  Engagement 
zugesagten  Gage  umfassenden  Provision, 
die  während  der  ganzen  vereinbarten  Dauer 
des  Engagements,  auch  während  einer 
etwaigen  Verlängerung,  mitunter  überhaupt 
während  eines  bis  auf  10  Jahre  bemessenen 
Zeitraums  von  allen  in  diese  Periode  fallen- 
den Engagements  gezahlt  werden  muss, 
auch  wenn  der  Agent  sich  um  das  Zustande- 
kommen dieser  weiteren  Engagements  in 
keiner  Weise  bemüht  hat,  und  deren  Ent- 
richtung durch  die  zu  weitei'en  Miss- 
bräuchen Anlass  gebende  Abrede  gesichert 
wird,  dass  der  Bühnenvertrag  den  Schau- 
spieluntemehmer  ermächtigen  müsse,  die 
Agenturprovision  von  der  zu  zahlenden 
Gage  vorweg  in  Abzug  zu  bringen  und  an 
den  Agenten  abzuführen.  Dazu  pflegen 
dann  noch  weitere  Verpflichtungen  zu 
treten,  wie  das  Versprechen  des  Schau- 
spielers,   sich   ausschliesslich   der   Dienste 
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eines  bestimmten  Agenten  zn  bedienen  oder 
anf  das  von  letzterem  herausgegebene  Theater- 
blatt —  durchschnittlich  eine  wertlose  Re- 
klamezusammenstoppeliing     —     in     einer 
grosseren     Anzahl     von     Exemplaren     zu 
abonnieren.      Die     Geschäftsführung     der 
Theateragenten,  die  nach  der  neuesten  Gie- 
staltung   der  Gewerbeordnung,  soweit  sie 
die  Stellenvermittelung  betreiben,  für  ihren 
Geschäftsbetrieb  polizeilicher  Erlaubnis  be- 
dürfen und  verpflichtet  sind,  das  Verzeich- 
nis der   von  ihnen  für  ihre  gewerblichen 
X<eistungen  aufgestellten   Taxen   der  Orts- 
polizeibehSrde   einzureichen   und    in   ihren 
Geschäftsräumen    an   einer    in    die    Augen 
feülenden    Stelle    anzuschlagen,    untersteht 
allerdings    obrigkeitlicher    Kontrolle;    auch 
and  die  Theateragenten  bei  nachgewiesener 
gewerblicher   Cnzuverlässigkeit,  wohin  das 
Ciitular   des   preussischen    Ministers    des 
Innern  vom  29.  April  1893  (M.B1.  f.  d.  g. 
L  V.  1893  S.  103)  wucherische  Ausbeutung 
oder    unzulässige     Dienstbarmachung     der 
wirtschaftlichen  oder  künstlerischen  Ekistenz 
der  Vermittehmgssucher,  g^enüber  Schau- 
spielerinnen auch  Verletzung  der  Gebote  der 
Sittlichkeit  rechnet,  der  üntersagung  ihrer  auf 
Engagementsvermittelung  gerichteten  Thätig- 
keit  ausgesetzt  §§  34,   38,   53,   7öa   Gew.- 
<Jrdn.  Wirksameren  Schutz  -wird  vermutlich 
§   655  des  B.G.B.  gewähren,  der  die  ge- 
richtliche Herabsetzung  eines  un ver- 
hältnismässig    hoch     bedungenen 
Mäklerlohns  ermöglicht 

IJtteratwr  m  II:  KommenUm  zur  Gev.-Ord- 
»tmg,  imbtt.  v.  iMndntann  (S.  Aufl.  1897) 
Bd.  I,  S.  isrff.  —  O.  Meyer,  Lehrb.  dct  deut- 
tcJten  renralttmgrrechtt  (S.  Avfl.)  Bd.  I,  S. 
ä66ff.  —  Ijoetiing,  Lehrbuch  des  drttUehen  Ver- 
tmltungtreehü  S.  497  ff.  —  Clbrteh,  Handbuch 
der  polMtchen  Verwaltung  Oetterreich»  Bd.  II, 
S.  lesff.  —  nelberger  in  OeaU  SUuUnrörter- 
bufh  Bd.  II,  S.  liSSff.  —  Lipine  in  Blocks 
ZHetionnaire  de  l'adminittration  franjaise  (4.  ed. 
1S9S}  V.  »Theatre*  et  Spectacle*»  p.  il86ff.  — 
Gtt^iat,  Englitche*  Venraltungrrecht  der  Gegen- 
imrt  Bd.  II  (18S4),  S.  766  ff. 
I.itteratU'  m  lO:  Agnel,  Code  mantttl  de» 
artistc*  dramatiquet,  Parit  1851.  —  Aatrue, 
Le  droit  prive  du  theätre,  Biri»  1897.  —  Burck- 
lutrO,  Dat  Recht  der  SchautpieUr,  Stuttgart  1896. 
—  Bureau,  Le  theätre  et  ta  Ugi*hUion,  Pari» 
1S97.  —  ConaUmt,  Code  dt»  theätre»,  1.  id., 
J\Mri»  188t.  —  Deaeure,  Le  droit  et  le  theätre, 
J\trU  et  Brtutelle»  1895.  —  Goujon  et  Dubose, 
J.'engageiRenl  theätral.  Pari»  1889.  —  Guichard, 
De  la  legitlation  du  theätre  en  France,  Pari*  \ 
ISSO.  —  KrüM,  Der  Vertrag  zwischen  Direktor 
«a«!  JKiglied  der  deuUchen  Bühne,  Franifurt  a.  M.  I 
1S79.  —  Laean  et  Paulmter,  Tratte  de  la  j 
leffi»iatüm  et  de  ta  juritprudence  de»  theätre», 
i  rol..  Pari»  1853.  —  Leaenne,  Code  de» 
titentre».  Pari»  1878.  —  Opet,  DeuUche*  Theater- 
refht-,  unter  Berücktichtigung  der  fremden  Hechte 
tystetmatiteh  darge»tellt,  Berlin  1897.  (Dazu 
Smrckhard,  in  der  AVuen  Freien  Pre»»e,  Wien 


1897,  Sr.  UStlff.,  a.  Cohn,  in  der  KriHtchen 
Vierteljahrttchr.,  Bd.  40  S.  542—586,  SehuUzen- 
•tein,  m  VervaUung»archiv,  Bd.  5,  S.  458 — 
476,  VoUctnann,  im  Juri»ti»chen  Lilleratur- 
blau,  Bd.  8,  S.  Sii—ii9.)  —  RtvaUa.  Sloria 
e  »i»tema   del  diritto   dei   teatri,   Bologna  1886. 

—  Rogtnini,  Legielazione  e  giuri*prudema  dei 
teatri,  i.  ed.,  Milano  189S.  (Zum  grotteu  Teil 
Plagiat  au»  dem   Werk  ron  Lacan  et  Paulmier.) 

—  Salucei,  Manuale  della  giuri»prudema  dei 
teatri,  Firenze  1858.  —  VlHen  et  Blane, 
Tratte  de  Ui  legi»lalion  de*  theätre».  Pari«  ISSO. 

—  Vulpian  et  Oauthier,  Code  de*  theätre», 
Pari»  1829.  —  Enttcurf  einet  öfter- 
reichiechen  Theatergetetze»,  Wien  1897. 
(Dazu  Opet,  in  Grünhut»  Zeit»chrift,  Bd.  24, 
S.  621 — 660,  SehvtUxenaleln,  im  Verwaltung»- 
archir,  Bd.  6,  S.  90 — 100.)  —  Seiche»  Material, 
in  freilich  iei»*en*chaJÜich  meitt  unzulänglicher 
Weite,  in  den  Zeit»chriften  :DeHt»cheBühnen- 
geno»ien»cha/t,  Berlin  1872 ff.  und  Oe*ter- 
re  ichit'he  Theaterzeitung,  (früher  Oe»L 
Bühnenrerein),  Wien  1895 ff.  —  Die  Urteile 
de»  Schiedsgericht»  de»  Deutechen  Bühnenrerein» 
Verden  neuerdingt  fortlaufend  ron  Fetisch  in 
der  2eit»chrtft.  Bühne  und  Welt,  Berlin 
1900ff.,  veröffentlicht.  Otto  Opet, 


Thomas  von  Aqaino. 

I.  Verhältnis  der  Scholastik  zum 
mittelalterlichen  Wirtschaftsleben. 
IL  DieÄrbeit  nach  thomistischer  Auf- 
fassung. 1.  Arbeibipflicht  und  Arbeitsteilung. 
2.  Beurteilung  der  Sklaverei  III.  Thomas' 
Stellung  zum  Privateigentum.  1.  Be- 
gründung des  Eigentumsrechts.  2.  Natarrecht 
und  jus  gentium.  3.  Pflichten  und  SchrHnken 
des  Privateigentoms.  4.  Erwerbstitel.  0.  Staat 
und  Eigentum.  6.  Ideal  der  Eigentumsver- 
teilang.  IV.  Tbomasnnd  der  wirtschaft- 
liche Verkehr.  1.  Die  Autarkie  der  Stadt- 
wirtschaft. 2.  Beurteilung  des  Handels.  3. 
Thomistische  Wertlehre.    4.  Das  Zinsproblem. 

Thomas  von  Aqniiio,  geboren  1225  (oder 
1227?)  zu  Roocasicca,  ans  gräflichem,  dem 
stanfischen  Kaiserhause  verwandtem  Geschlecbte, 
trat  in  jugendlichen  Jahren  in  den  neu  ge- 
gründeten Dominikanerorden,  war  Schüler  von 
Albertus  Magnus  zu  C5ln  und  Paris,  dozierte 
selbst  Theologie  za  Paris  und  anderen  Städten, 
zuletzt  in  Neapel  und  starb  auf  der  Reise  zum 
Lyoner  Konzil  1274.  Er  gilt  als  der  bedeu- 
tendste unter  den  mittelalterlichen  Scholastikern. 
War  er  auch  weniger  vielseitig  und  produktiv 
als  sein  Lehrer  .Ubertns  und  gehSrt  er  mehr 
zu  den  ordnenden  als  zn  den  schaffenden 
Geistern  lEucken  a.  a.  0.  S.  164),  so  bat  er 
doch  durch  den  systematischen  Aufbau  der 
ganzen  Theologie  sich  das  Ansehen  des  grössten 
Theologen  der  nachpatristischen  Zeit  errungen. 

Hier  bandelt  es  sich  darum,  seine  wirt- 
schaftlichen Anschauungen  zn  erheben 
und  klarzulegen. 

I.  Verhältnis  der  Scholastik  zam  mittel- 
alterlichen Wirtschaftsleben. 

Es  ist  auf  den  ersten  Blick  befremdend, 
dass   der   asketische   Dominikanermönch    dazu 
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kam,  Überhaupt  mit  wirtschaftlicben  nnd  sozi- 
alen Problemen  sich  zu  befassen,  nm  so  mehr, 
als  das  Interesse  an  Skonomischen  Verhältnissen 
nnd  Vorgängen  bis  dahin  der  Scholastik  wie 
überhaupt  der  ganzen  Zeit  völlig  abging.  Ob- 
wohl die  Thatsachen  der  Gttterproduktioii,  -Ver- 
teilung und  -konsnmtion  die  Existenz  des  Ein- 
zelnen wie  der  Völker  sehr  nahe  bertthren,  zei^ 
es  doch  die  Erfahrung,  dass  der  Mensch  in 
seiner  wissenschaftlichen  Spekulation  bänfig  das 
ihm  Nächstliegende  übersieht.  Das  ganze  Mittel- 
alter hindurch  vom  8  bis  zum  13.  Jahrhundert 
schlummerte  das  Interesse  an  den  Phänomenen, 
welche  wir  der  politischen  Oekonomie  zuweisen, 
fast  völlig,  —  eine  Thatsache,  die  sich  aus  der 
verhältnismässig  geringen  Kompliziertheit  des 
damaligen  wirtschaftlichen  Lebens  wie  aus  dem 
überwiegend  naturalwirtschaftlicben  Charakter 
desselben  am  ungezwungensten  erklärt.  Diese  ge- 
ringe Entwickefung  des  wirtschaftlichen  Lebens 
bot  dem  Geiste  weit  weniger  Anreiz  und  Stoff  zur 
Reflexion,  als  dem  modernen  Bewnsstsein  ein- 
leuchten will.  Das  Verbot  des  Zinsnehmens 
und  das  Vorhandensein  eines  durchaus  nicht 
bedeutenden  Handels  vermochten  ebenso  wenig 
wie  die  nur  in  bescheidenem  Umfang  ge- 
gebene Vermittelnng  von  Tauschgeschäften 
durch  Geld  die  Aufmerksamkeit  auf  wirtschaft- 
liche Erscheinungen  hinzulenken.  Die  Vorläufer 
der  Scholastik  hatten  dafür  kein  Auge,  wie  das 
in  überzeugender  Weise  Charles  Jourdain 
dargethan  hat  (,.M^moire  sur  les  commencements 
de  Peconomie  politique  dans  les  ecoles  du  moyen 
äge"  p.  3  SS.).  Bei  Alknin,  Skotus  Erigena, 
Babanus  Maurus,  Anselm,  Abälard  n.  s.  w., 
den  glänzendsten  Namen  auf  dem  Gebiete  vor- 
scholastischer mittelalterlicher  Philosophie  nnd 
Theologie,  finden  sich  nach  dieser  Seite  keine 
Ansätze,  wenngleich  in  dem  „Polykratins"  des 
Johannes  von  Salisbury  einige  moralische 
Beflexionen  über  den  Luxus  eingelochten  sind, 
um  von  den  naiven  Erörterungen,  die  Isidor 
von  Sevilla  über  Wesen  und  Funktion  der 
Münzen  angestellt  hatte,  ganz  zu  schweigen. 

Dieses  Bild  änderte  sich  jedoch  mit  einem 
Schlag  ge^en  Ende  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts, bis  zu  welchem  man,  wie  Mauren - 
breche r  mit  Recht  betont  (a.  a.  0.  S.  122), 
auch  sonst  die  ersten  Anfänge  modernen  Geistes- 
lebens zurückzuverfolgen  genötigt  ist.  Die 
mittelalterliche  feudale  Gesellschaftsverfassnn^ 
hatte  sich  allmählich  ausgebildet  und  konsoli- 
diert, und  damit  hob  sich  die  Produktivität  der 
Arbeit ;  der  Boden  warf  reichere  Erträgnisse  ah 
nnd  verschiedene  Industriezweige  begannen  sich 
von  der  Bauswirtschaft  immer  mehr  abzulösen 
nnd  als  selbständige  Gewerbe  zu  entfalten. 
Die  Kreuzzüge  waren  ein  mächtiger  Impuls  für 
die  Entwickelung  des  Handelslebens.  Die  Ent- 
stehung grosser  Reichtümer  bot  dem  philo- 
sophischen Denken  ein  weites  Gebiet  der  Be- 
obachtung. Und  um  dieselbe  Zeit  kam  es  auch 
auf  geistigem  Gebiet  zu  einer  neuen  Epoche 
durch  das  mit  allem  Eifer  aufgenommene 
Studium  des  Aristoteles,  insbesondere  seiner 
Nikomachischen  Ethik,  seiner  Politik  und  Oeko- 
nomik.  Die  Untersuchungen,  welche  Aristoteles 
über  den  Nutzen  des  Geldes  und  den  Zins  vom 
Darlehen  angestellt  hat,  dürfen  als  der  Aus- 
gangspunkt der  ökonomischen  Wissenschaft  im 
Mittelalter  gelten  (Jourdain  p.  7).     Sie  haben 


den  Sinn  für  diese  Seite  des  Lebens  erst  ge- 
weckt. Noch  Albertus  Magnus  hatte  in 
seinen  Kommentaren  zu  Aj-istoteles  lediglich 
eine  Paraphrase  zu  dessen  Ausführungen  über  die 
Funktion  des  Geldes  gegeben.  Das  Geld,  sagt 
er,  ist  das  Mass  aller  Dinge,  es  bietet  einen 
Massstah,  um  den  Ueberflnss  des  einen  mit  dem 
Mangel  des  anderen  zu  vergleichen  und  damit 
deren  Ausgleich  zu  ermöglichen.  Numisma 
mensurat  omnia;  mensurat  antem  et  super 
abundantiam  et  defectum  (Ethic.  lib.  V,  tract. 
11  c.  X.  t.  IV.  p.  203  SS.). 

In  ganz  anderem  Umfang  als  Albertus  hat 
sich  sein  Schüler  Thomas  von  Aquino  mit  wirt- 
schaftlichen Fragen  befasst.  Für  die  Stellung 
des  Aqninaten  zum  sozialen  nnd  ökonomischen 
Leben  war  es  höchst  bedentun^voll,  dass  er 
zuerst  von  allen  christlichen  Theologen  die 
Politik  des  Aristoteles  in  sein  Lehrsystem  ver- 
woben hat  (Mausbach,  a.  a.  0.  XI,  1603).  Nicht 
dass  bei  ihm  ein  eigentliches  System  der  po- 
litischen Oekonomie  auch  nur  versucht  wäre. 
Eine  selbständige  Bearbeitung  dieser  Disciplin 
lag  dem  Mittelalter  völlig  fern.  Der  Grund  hiervon 
lag  einmal  in  der  bereits  gedachten  Einfachheit 
der  wirtschaftlicben  Zustände,  sodann  aber  auch 
nicht  zum  mindesten  in  der  fundamentalen  Er- 
kenntnis, dass  es  sich  bei  den  wirtschaft- 
lichenProblemen  zugleich  um  ethische 
Fragen  handle.  Daher  werden  wirtschaftliche 
und  wirtscbaftspolitische  Gedanken  stets  als 
Annex  der  Moral  und  der  politischen  Wissen- 
schaften behandelt.  Diese  beiden  Momente :  die 
Anlehnung  an  Aristoteles  und  die  ethisch- 
philosophische Auffassung  wirtschaftlicher  Fragen 
geben  nun  der  Litteratur,  die  sich  damit  be- 
schäftigte, ein  besonderes  Gepräge:  die  Mittel- 
alterlichen gehen  nicht  sowohl  von  einzelneu 
volkswirtschaftlichen  Fragen  aus,  für  deren 
praktische  Lösung  sie  eine  Theorie  suchen, 
sondern  von  allgemeinen  philosophischen  und 
christlich-sittlichen  Grundanschauuug'en,  die  dann 
auf  die  einzelnen  Gebiete  des  öffentlichen  Lebens 
angewandt  werden,  d.  h.  ihr  Verfahren  ist  vor- 
wiegend deduktiver  Natur. 

Von  den  zahlreichen  Schriften,  die  Thomas 
hinterlassen  hat,  kommen  für  die  Erkenntnis 
seiner  wirtschaftlichen  Doktrin  ausser  den  Kom- 
mentaren zur  Politik  und  Ethik  des  Aristoteles, 
soweit  sie  ihm  zuzuschreiben  sind,  besonders  der 
zweite  Teil  seiner  theologischen  Summa 
(S.  th.),  der  die  Moraltheologie  zum  Gegenstand  bat 
und  der  in  dem  Abschnitt  über  die  Grerechtig- 
keit  Thomas  reiche  Gelegenheit  zu  ökonomischen 
Exkursen  bot,  dann  diejenigen  Teile  der  Schrift 
„De  regimine  principnm"  in  Betracht,  die  mit 
Gewissheit  ihn  zum  Verfasser  haben.  Die 
Schrift  „Densuris",  die,  wenn  echt,  freilich  als 
die  grösste  Monographie  des  hl.  Thomas  über 
wirtschaftliche  Dinge  anzusehen  wäre,  wird 
wohl  allgemein  als  unecht  betrachtet. 

Die  Benutzung  der  Kommentare  zu  Aristoteles 
bietet  einige  Schwierigkeiten.  Die  Frage  nach 
dem  Verhältnisse  zwischen  Aristoteles  und 
seinem  Kommentator  ist  des  öfteren  aufgeworfen 
und  in  verschiedenem  Sinn  beantwortet  worden. 
Hat  Thomas  in  diesen  Kommentaren  auch  seine 
Ansicht  ausgesprochen  oder  hat  er  hier  bloss 
als  objektiver  Interpret  aristotelischer  Gedanken 
zu  gelten?  Nun  lag  einerseits  eine  rein  histo- 
risch-philologische  Erklärung    dem   Mittelalter 
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gSnsIich  ferne,  andererseits  wttrde  es  wohl  sn 
weit  gehen,  die  Kommentare  nach  ihrem  ganzen 
Umfang  als  Anschanongen  des  Aquinateu  zu 
betrachten.  Man  wird  wohl,  wie  von  Hertling 
bemerkt  (Kleine  Schriften  S.  161),  von  Auf- 
steUnng  einer  allgemeinen  Regel  abznsehen  nnd 
jede  Stelle  des  Kommentars  für  sich  za  be- 
trachten haben,  ob  sie  sich  durch  äussere  Kenn- 
zeichen (Uebereinstimmung  mit  Stellen  anderer 
Werke  oder  Ei^nznng  bezw.  Widerspruch 
gegen  die  Lehre  des  Aristoteles)  oder  durch 
sichere  innere  Kriterien  als  thomistisch  be- 
glanbigt. 

üebrigens  sind  die  wirtschaftlichen  nnd 
sozialen  Anschauungen  des  Aquinateu  doch  nicht 
ausschliesslich  durch  Aristoteles  beeinflusst.  Die- 
selben sind  vielmehr  —  darin  ist  wohl  der 
kritischen  Untersuchung  Maurenbrechers  (a.  a.  0. 
S.  9  ff.)  beizupflichten  —  das  Resultat  eines 
mehrfachen  Einflusses.  Eine  Hauptquelle  sind 
ihm  die  Kirchenväter  und  das  römische  Recht. 
Und  trotz  aller  Einkleidung  in  antikes  Gewand 
und  der  äusseren  Anlehnung  an  Aristoteles 
schleichen  sich  auch  mancherlei  Beziehungen 
auf  die  Gegenwart  des  Schriftstellers  und  Be- 
obachtungen des  konkreten  Wirtschaftslebens 
ein.  Im  einzelnen  Fall  lässt  es  sich  leicht  er- 
mitteln, welche  Einflüsse  sich  als  die  stärkeren 
erwiesen,  ob  die  antiken  Quellen  oder  die  Zu- 
stände seiner  Zeit. 

Wie  oben  bemerkt  wurde,  liegt  bei  Thomas 
kein  selbständiges,  geschlossenes  System  des 
Wirtschaftslebens  vor.  Ihm  fehlt  vidmehr  „der 
Begriff  des  Wirtschaftslebens  als  einer  relativ 
selbständigen,  eigenen  Gesetzen  folgenden  Seite 
des  Volkslebens"  (Maurenbrecher  a.  a.  0.  S.  26). 
Wir  vermissen  bei  ihm  schon  eine  Behandlung 
der  grundlegenden  Gkonomischen  Begriffe  der 
Produktion  nnd  Konsumtion,  Begriffe,  deren 
Untersuchung  in  keinem  modernen  System  der 
Nationalökonomie  fehlen  dürfen. 

Aus  diesem  Grund,  dem  Mangel  eines 
Systems,  ist  es  auch  nicht  möglich,  seine  mehr 
gelegentlichen  Erörterungen  üter  wirtschaftliche 
£rsciheinungen  systematisch  darzustellen.  Doch 
werden  sich  die  einzelnen  Bemerkungen  in  grös- 
sere Gedankengruppen  zusammenfassen  lassen, 
die  aber  freilich  bei  weitem  nicht  das  ganze 
Wirtschaftsleben  in  allen  seinen  Teilen  um- 
spannen und  erschöpfen. 

£s  wird  sich  daher  empfehlen,  die  Ein- 
teilnng  nach  den  beiden  Hauptkategorieen  oder 
-faktoren  des  Wirtschaftslebens,  Arbeit  und 
Eigentum  (bezw.  Kapital),  zu  treffen  und 
diesen  noch  eine  dritte  Gruppe  von  Ausfüh- 
rungen über  den  wirtschaftlichen  Ver- 
kehr anzuschliessen. 

II.  Die  Arbeit  nach  tliomistisclier  Auf- 
fassung. 

1.   ArlMitspllicht    nnd    Arbeitstellnng. 

Alles  menschliche  Wirtschaften  beruht  uach 
Thomas  auf  dem  Satze,  dass  der  Mensch  ar- 
beiten mnss  am  zu  leben.  Das  Tier  findet 
seinen  Unterhalt  in  genussfertigem  Zustande 
▼or.  der  Mensch  muss  sich  seine  Nahrung  erst 
noch  zubereiten  (De  reg.  princ.  I,  1).  Hierzu 
bedient  er  sieh  seiner  Vernunft  und  Hände,  die 
beide  erst  den  von  der  Natur  gelieferten  Stoff 
zom  Gebrauche  herrichten.    Die  Entfaltung  des 


Menschenwesens  nach  der  physischen  wie  geisti- 
gen Seite  soll  sich  durch  die  Arbeit  vollziehen 
(„Necessarium  est  igitur  secundum  divinam 
ordinationem,  ut  corporales  actiones  exerceat  et 
spiritnales  intendat."  Summa  contra  gentiles, 
Venetiis  1753  lib.  3  c.  135).  Daher  bestand  die 
Arbeitspflicht  auch  für  den  Menschen  im  Para- 
dies, nur  würde  sie  keine  Last,  sondern  eine 
Lust  gewesen  sein  (S.  th.  1,  q.  102,  a.  3  c). 

Die  Scheidung  zwischen  körperlicher  und 
geistiger  Arbeit  hat  Thomas  nicht  scharf  durch- 
gefahrt,  er  versteht  unter  der  Handarbeit  im 
weitesten  Sinn  jede  Art  des  Erwerbes  (2,  2, 
q.  187,  a.  3  c).  Die  Arbeitspflicht  begründet  er 
mit  einem  dreifachen  Zwecke.  In  erster  Linie 
dient  sie  zum  Erwerb  des  notwendigen 
Lebensunterhaltes;  daher  ist  sie  für  den, 
welcher  nichts  zu  leben  hat,  notwendig;  des 
weiteren  dient  sie  zur  Beseitigung  des 
Müssiggangs,  der  körperlichen  Abtötung 
und  der  Ermöglichung  des  pflichtmässigen  Al- 
mosens (2,  2,  q.  187,  a.  3  c).  Letzterer  Fall 
wird  vor  allem  dann  eintreten,  wenn  das  Al- 
mosen die  Form  eines  dem  Dürftigen  zu  leisten- 
den Dienstes  hat.  Die  genannten  Zwecke  ent- 
sprechen wieder  der  Entwickelnng  des  Menschen- 
wesens nach  der  physischen  und  geistigen  Seite. 

Die  Arbeitsteilung,  auf  der  die  Or- 
ganisation des  ganzen  Wirtschaftslebens  beruht, 
macht  es  möglich,  dass  ein  Teil  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  keine  körperliche  Arbeit  zu 
leisten  braucht,  sondern  für  die  höheren  Be- 
schäftigungen frei  wird.  Der  Mensch  ist  ja  von 
Natur  aus  ein  geselliges  Wesen  („animal  sociale 
et  politicum''  De  reg.  princ.  I,  1).  Vernunft 
und  Sprache  weisen  ihn  auf  dies  gesellige  Zu- 
sammenleben mit  Seinesgleichen  hin.  Auf  diese 
Ausstattung  des  Menschen  mit  Vernunft  und 
Sprache  führt  es  Thomas  zurück,  dass  die  Art 
seiner  wirtschaftlichen  Bedarfsdeckung  in  ganz 
anderer  Weise  sich  vollzieht  als  die  des  Tieres. 
Dem  Menschen  ist  statt  der  genussfähigen  Ge- 
brauchsgüter die  Vernunft  gegeben,  damit  nach 
deren  Anweisung  er  sich  das  beschaffen  mag, 
was  seine  Lebensnotdurft  erfordert.  Aber  die 
Bedürfnisse  des  Menschenwesens  sind  so  viel- 
fache, dass  sich  die  Arbeit  des  Einzelnen  nicht 
all  das  beschaffen  könnte,  was  er  zum  menschen- 
würdigfen  Dasein  braucht.  Hierzu  kommt  ein 
weiteres :  Während  das  Tier  kraft  seines  na- 
türlichen Instinktes  das  ihm  Nützliche  und 
Schädliche  unterscheidet,  hat  der  Mensch  eine 
Erkenntnis  des  ihm  Notwendigen  nur  im  allge- 
meinen ;  er  kann  die  einzelnen  Erkenntnisse  nur 
auf  dem  Wege  des  Vemunftschlnsses  aus  den 
allgemeinen  Axiomen  erlangen.  Nun  wäre  es 
aber,  folgert  Thomas,  eine  bare  Unmöglichkeit, 
dass  der  Einzelne  alle  diese  VemunfLichlüsse 
vom  allgemeinen  auf  das  Einzelne  wirklich  voll- 
ziehen könne.  Darum  ist  das  gesellschaftliche 
Leben  für  den  Menschen  eine  Notwendigkeit, 
damit  jeder  auf  einem  bestimmten  Gebiete  des 
Lebens  sich  bethätige  und  die  hier  gewonnenen 
Erkenntnisse  und  Erfahrungen  den  anderen  mit- 
teile. Die  Menschen  müssen  sich  also  einem 
wohlgeordneten  System  gesellschaftlicher  Arbeit 
eingliedern,  wenn  die  zur  wirtschaftiichen  Be- 
darfsdeckung erforderliche  Arbeit  bewältigt 
werden  soll  (De  reg.  princ.  I,  1).  Mauren- 
brecher stellt  diese  Arbeitsteilung  bei  Thomas 
in    Gegensatz    zu    den   Ausführungen    Adam 
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Smiths,  dass  die  ArbeitsleiHttmg  produktiver, 
weil  inteusiTer  wird;  bei  Thomas  komme  es 
nur  darauf  an,  „dass  infolge  der  Specialisation 
alle  Qualitäten  nötiger  Arbeit  durch  eine  oder 
mehrere  Personen  in  dem  Organismus  der  Ge- 
sellschaft vertreten  sind ;  d.  h.  er  kennt  von 
den  verschiedenen  Formen  der  Arbeitsteilung, 
die  man  heute  unterscheiden  mnss,  thatsäcblich 
nur  die  Berufsbildung  bezw.  Benifsteilung" 
(a.  a.  0.  S.  33).  Es  wäre  zu  viel  verlangt,  die 
Arbeitsteilung  im  Sinne  Ad.  Smiths,  welche  mit 
den  Umwälzungen  auf  wirtschaftlichem  "und 
technischem  Gebiet  zusammenhing,  bereits  bei 
Thomas  klar  ausgesprochen  vorfinden  zu  wollen. 
Dass  es  vorteilhafter  ist  und  darum  auch  pro- 
duktiver, wenn  einer  nur  einem  speciellen  Ar- 
beitszwang sich  widmet,  liegt  darin  vielleicht  doch 
angedeutet,  dass  Thomas  es  für  nötig  erachtet, 
dass  die  Einzelnen  mit  der  Auffindung  ver- 
schiedener Kenntnisse  und  Fertigkeiten  sich  be- 
fassen (ibid.).  Diese  Differenzierung  innerhalb 
der  menschlichen  Beschäftigungen  entstammt 
nach  Thomas  im  letzten  Grunde  der  göttlichen 
Vorsehung,  welche  die  Stände  so  verteilte,  dass 
nichts  von  dem  zum  Leben  Notwendigen  mangelte 
(Quaest.  quodl.  VII,  a.  7  c),  und  ist  auch  in 
der  Natur  insofern  begründet,  als  verschiedene 
Neigungen  die  Menschen  bestimmen,  diesen  oder 
jenen  Beruf  zu  ergreifen  (ibid.).  So  ist  der  Be- 
ruf, den  der  Einzelne  ergreift,  eigentlich  von 
der  göttlichen  Vorsehung  selbst  angewiesen  und 
ist  die  Berufsarbeit  ein  „Gottesdienst". 

Somit  kann,  dank  der  Berufsgliederung, 
auch  die  geistige  Tbätigkeit  Quelle  eines  er- 
laubten Erwerbes  sein,  ein  Gedanke,  der  dem 
Altertum  fem  gelegen  hatte.  Für  Aristoteles 
war  der  Erwerb  auf  Grund  geistiger  Tbätigkeit 
eine  anstössige  Erscheinung,  wie  ihm  anderer- 
seits die  körperliche  Arbeit  für  Sklavenwerk 
und  unwürdig  des  freien  Staatsbürgers  galt. 
Wohl  aber  stellt  auch  Thomas  die  geistige  Be- 
schäftigung über  die  körperliche  Arbeit  („usus 
liberalium  artium  nobilior  est  quam  mechani- 
carum,  qui  in  opera  manuali  consistit".  Quaest. 
quodl.  Vn,  a.  17).  Daher  ist  das  beschauliche 
Leben  vorzüglicher  als  jeder  andere  Beruf,  frei- 
lich auch  deswegen,  weil  es  wenip:er  äusserer 
Güter  bedarf  (Summa  contra  gentiles  lib.  3  c. 
133),  ein  Gedanke,  der  dem  Asketen  nahe  liegen 
musste. 

Körperliche  Arbeiten  heissen  auch  bei  Thomas 
Sklavenwerk,  weil  sie  thatsächlich  von  Sklaven 
(servi)  verrichtet  werden  (Sent.  III,  dist.  37 
A.  5,  q.  2  ad  2)  oder,  wie  es  vielleicht  klarer  an 
anderer  Stelle  heisst,  opera  servilia  secnndum 
hoc  dicuntur  opera  corporalia,  in  quibus  homo 
alteri  servit  (2,  2  q.  132  a.  4  ad  3).  Die  Be- 
zeichnung servi  ist  bei  Thomas  keineswegs  immer 
als  „Sklaven"  im  strengen  Sinn  zu  fassen,  sondern 
sie  gestattet  auch  die  weitere  Bedeutung  von 
„Dienstboten".  Die  Unterscheidung,  welche  im 
Kommentar  zur  aristotelischen  Politik  (III,  lect  4) 
betreffs  der  Handarbeiter  gemacht  wird  zwischen 
Lohnarbeitern  (viles  artinces,  mercennarii)  und 
Handwerksmeistern  (artifices),  in  gelernte  und 
ungelernte,  etwa  ländliche  Taglöhner,  und  die 
daran  geknüpfte  staatsrechtliche  Folgerung, 
dass  man  die  „gemeinen  Handarbeiter"  nicht  zu 
vollberechtigten  Bürgern  machen  solle,  darf 
vielleicht  lediglich  als  Gedanke  des  Aristoteles 
betrachtet  werden,  nicht  als  subjektive  Ansicht 


des '  Aquinateu,  wie  Maurenbrecher  (a.  a,  0. 
S.  69  ff.)  anzunehmen  geneigt  ist.  Das  gleiche 
gilt  von  dem  geringschätzenden  Urteil  über  die 
Bauern  .  als  „dem  untersten  Stande"  (Com.  in 
Pol.  n,  lect.  3). 

2.  Beurteilnng  der  SUavereL  Um  die 
thomistische  Doktrin  über  die  Arbeit  voll- 
ständig zu  würdigen,  bedarf  es  noch  einer  Dar- 
legung der  Ansicht,  die  Thomas  über  die 
Sklaverei  vorgetragen  hat.  Es  ist  kein 
Zweifel,  dass  dieselbe  nach  Thomas  zu  Becht 
besteht.  Nicht  ganz  richtig  deshalb  dürfte  die 
Annahme  sein,  er  habe  bezüglich  des  Instituts 
der  Sklaverei  lediglich  die  Ansichten  des 
Aristoteles  wieder  aufgenommen,  die  für  das 
13.  Jahrhundert  ja  doch  keine  Bedeutung  mehr 
besessen  hätten.  Denn  Thomas  hatte  die  In- 
stutition  der  Sklaverei  noch  sichtbar  vor  Augen. 
„Nur  in  Grossbritaunien  scheint  thatsächlich 
seit  dem  12.  Jahrhundert  die  Sklaverei  voll- 
ständig ausgestorben  zu  sein;  in  Deutschland 
hat  sie  und  der  damit  notwendig  gegebene 
Sklavenhandel  wohl  noch  im  15.  Jahrhundert 
bestanden,  in  Frankreich,  vor  allem  noch  im 
Süden  des  Landes,  sogar  bis  zur  Revolution. 
Und  Italien  hat  gerade  im  13.  Jahrhundert 
einen  bedeutenden  Aufschwung  in  dieser  Be- 
ziehung erlebt;  die  hier  verhandelten  Sklaven 
waren  ihrer  Nationalität  nach  meist  Mauren 
aus  Nordafrika  oder  Spanien  und  Sarazenen 
aus  dem  Orient;  daneben  wurden  aber  auch 
schon  gelegentlich  Kaukasier,  Tartaren  und 
Neger  importiert"  (Maurenbrecher,  a.  a.  0. 
S.  U2  f.).  Thomas  hatte  also  konkrete  Zustände 
seiner  Zeit  vor  Augen,  auf  welche  er  die  An- 
sichten des  griechischen  Denkers,  freilich  mit 
bedeutender  Modifikation,  übertragen  konnte. 
Aristoteles  hatte  die  gesellschaftliche  Arbeits- 
teilung und  die  daraus  resultierende  Berufs- 
gliederung nicht  gekannt.  Die  Hanswirtschaft 
hat  die  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  allein  voll 
zu  decken.  Damit  nun  ein  Teil  der  Bevölke- 
rung die  nötige  Müsse  finde,  geistigen  und  po- 
litischen Bestrebungen  sich  zu  widmen,  mnss 
es  eine  Klasse  geben,  die  ausschliesslich  zur 
materieUen  Güterprodnktion  verwendet  wird. 
Dafür  hat  denn  auch  die  „Natur"  selbst  Vor- 
sorge getroffen;  denn  „von  Natur"  ist  nach 
Aristoteles  ein  Teil  der  Menschen  nur  zu  körper- 
licher Arbeit  befähigt,  während  ein  anderer  mit 
geistigen  Kräften  ausgerüstet  ist.  Die  ersteren 
sind  nur  dieser  wegen  da,  sie  haben  weder  einen 
persönlichen  Daseinszweck  noch  einen  freien 
Willen ;  Vernunft  eignet  ihnen  nur  soweit,  dass 
sie  die  Anordnungen  ihrer  Herren  verstehen 
können.  Sie  sind  darum  „von  Natur"  zu  Sklaven 
bestimmt. 

Aehnlich  lautende  Wendungen  finden  sich 
auch  bei  Thomas.  Er  begründet  die  Sklaverei 
damit,  dass  zur  Erzeugung  des  notwendigen 
Lebensbedarfes  „der  Mensch  Sklaven  brancht" 
(S.  th.  1,  2,  q.  lUö,  a.  4  c),  und  im  Unterschied 
von  den  freien  Künsten  tragen  auch  die 
mechanischen  Beschäftigungen  die  Bezeichnung 
von  „opera  servilia",  weil  wir  zu  ihrer  Besor- 
gung Sklaven  gebrauchen  (Sent.  III,  dist.  37, 
q.  2  a.  ö  ad  2).  Der  Sklave  ist  deswegen 
„gleichsam  ein  Instrument  des  Herrn"  (Sent.  IV, 
dist.  36,  q.  1,  a.  4  c).  Während  der  Freie  die 
Ursache  Beiner  Entschliessnngen  (causa  sui)  ist, 
hat  der  Sklave  seinen  Zweck  in  einem  anderen 
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(OTdinatar  ad  altenun.  S.  th.  1,  q.  96.  a.  4  c; 
Servus.  qoi  non  habet  potestatem  soL  Sent.  IV, 
dist.  25,  q.  2,  a.  2  q.  2  c:  Servns,  id  qnod  est, 
domini  est.    S.  th.  2,  2,  q.  189,  a.  6  ad  2). 

Aber  in  der  ethisch-metaphysischen 
Beurteilung'  des  Sltlaven  und  in  der  Be- 
^rfindung  der  Sklaverei  als  einer  natür- 
lichen Institution  entfernt  sich  Thomas  weit  von 
dem  aristotelischen  Gredaukengang.  Vor  allem 
betrachtet  er  den  Sklaven  als  vollwertigen 
Menschen,  als  sittliche  Persönlichkeit,  die  Ver- 
nunft nnd  freien  Willen  besitzt  iß.  th.  2,  2, 
q.  dO.  a.  2  c).  Hierin  liegt  ein  Beweis,  dass 
die  Wendungen  im  Kommentar  znr  Politik  des 
Aristoteles,  die  den  Sklaven  die  Ausstattung 
mit  Vernunft  nnd  Willensfreiheit  absprechen, 
nur  als  die  Wiedergabe  aristotelischer  Gedanken, 
nicht  als  Auffassung  des  Aqoinaten  zu  gelten 
haben,  wie  gegen  Manrenbrecher  (a.  a.  0.  S.  81 
A.  li  zu  bemerken  ist.  Das  Herrschafts  Verhält- 
nis gegenüber  d;m  Sklaven  umfasst  nicht  den 
ganzen  Sklaven ;  ntir,  „soweit  er  Sklave  ist,  hat 
er  nicht  die  Entscheidung  über  seine  Akte' 
iCom.  in  PoL  I  lect.  lüj.  Thomas  schliesst  sich 
dem  Satz  des  Seneca  an,  dass  die  Herrschaft 
sich  nur  auf  den  Körper  erstrecke,  der  Geist 
hingegen  auch  im  Sklaven  freibleibe.  Aber 
nicht  nur  in  der  inneren  Motivierung  des 
Willens  ist  der  Sklave  von  seinem  Herrn  unab- 
hängig und  nur  Gott  unterworfen:  auch  die 
Herrschaft  über  den  Körper  erleidet  bedeutende 
Einschränkungen,  indem  all  die  Verhältnisse 
und  Handlungen,  die  mit  der  allgemein  mensch- 
lichen Natur  des  Leibes  gegeben  sind,  besonders 
Erhaltung  des  Körpers  und  Fortpflanzung,  der 
Willkür  des  Herrn  vollständig  entrückt  sind, 
■was  charakteristischerweise  damit  begründet 
vird.    dass    „alle    Menschen    von   Katur 

fleich  sind^.  Damit  ist  selbstverständlich 
er  antike  Begriff  der  Sklaverei  vollständig 
preisgegeben,  demzufolge  der  Sklave  nur  als 
Temnnftlose  Sache  in  Betracht  kam  und  in 
seiner  körperlichen  Existenz  ganz  von  der  Will- 
kür des  Herrn  abhing.  Bei  Thomas  sind  dem 
Sklaven  gewisse  aus  seiner  Menschennatur 
fliessende  Grundrechte  zugesprochen,  die  auch 
der  Herr  zu  re8i)ektieren  hat  Der  Sklave  hat 
ein  Becht  auf  Erhaltung  seines  Leibes  und 
Lebens,  auf  Eheschliessung  und  Kiudererzeugung 
und  Bewahrung  des  jungfräulichen  Standes  (2,  2, 
q.  104,  a.  ö  c).  Nur  in  dem,  was  über  diese  natür- 
Uchen  Verhältnisse  hinaus  Hege,  also  in  äusseren 
Dienstleistungen  gelte  der  Satz:  „Servus  est 
res  domini".  Daher  könne  auch  der  Sklave  gegen 
den  Willen  seines  Herrn  durch  Eheschliessung 
einer  anderen  Person  ein  Recht  auf  seinen  Leib 
«inräamen  (Sent.  IV,  dist.  36,  q.  1,  a.  2  ad  1). 
Man  sieht:  Christliche  Ideeeu  haben  hier  den 
£infliiss  des  Aristoteles  vollständig  zurückge- 
drän^  und  wenn  Maurenbrecher  nur  dnrch  die 
stoische  Philosophie  den  Gedankengang  bei 
Thomas  bestimmt  sein  lässt  (a.  a.  0.  S.  82),  so 
igt  daran  nur  das  richtig,  dass  Thomas  sich  zum 
Beweise  natürlicher  Wahrheiten  gern  auf  die 
heidnische  Philosophie  bezieht.  (VgL  Philo- 
sophisches Jahrbuch  1898,  XI,  459). 

Auch  die  Begründung  der  Sklaverei  als 
«iner  .natürlichen"  Einrichtung  ist  bei  Thomas 
eine  wesentlich  andere  als  bei  Aristoteles.  Wäh- 
rend nach  letzterem  ein  Teil  der  Menschen 
schon  seiner  natürlichen  Veranlagung  nach  zur 


Sklaverei  bestimmt,  gleichsam  dazu  geboren  ist, 
verkündet  Thomas  die  Wesen sgleicnheit  aller 
Menschen.  Die  Sklaverei  beruht  ihm  auf  dem 
sogenannten  ins  gentium,  welches  im  Unter- 
schied vom  modernen  Völkerrecht  denjenigen 
Teil  des  positiven  Rechtes  bildet,  der  sich  seiner 
Vemttnftigkeit  wegen  bei  allen  Völkern  findet, 
also  zwischen  „Naturrecht"  xind  positiv-bürger- 
lichem Recht  die  Mitte  hält  Es  stellt  bald  eine 
nähere  Bestimmung  zu  den  allgemeinen  Sätzen 
des  Naturrechts,  bald  notwendige  Schlussfolge- 
rungen aus  denselben  dar.  Nur  in  diesem  ab- 
geleiteten Sinn  findet  Thomas  die  Sklaverei,  natür- 
lich mit  den  oben  bezeichneten  Einschränkungen, 
in  der  Ordnung  der  Natur  begründet.  Dem 
Wesen  nach  sind  alle  Menschen  gleich  und  frei, 
es  besteht  unter  diesem  Gesichtspunkt  kein  Grund, 
warum  einer  der  Sklave  des  anderen  sei;  in 
seiner  Menschenwürde  bt  der  Sklave  dem  Herrn 
ebenbürtig.  Nur  um  einer  Nützlichkeit 
willen  lässt  sich  dies  als  natürlich  begreifen, 
insofern  es  für  den  einen  nützlich  sei,  von  einem 
Weiseren  geleitet,  für  dies.en,  von  einem  anderen 
bedient  zu  werden  (2,  2,  q.  ö7,  a.  3  ad  2).  Dieses 
Snbordinationsverhältnis  des  Sklaven  zum  Herrn, 
das  sich  bei  Thomas  zu  einem  lebenslänglichen 
Dienstverbande  abschwächt,  wie  solche  das  Mittel- 
alter ja  verschiedene  kannte,  ist  ihm  eine  infolge 
des  Sündenfalls  entstandene  gesellschaftliche  Ein- 
richtung, die  in  der  faktischen  Wirtschaftsordnung 
zu  Recht  besteht  (Mausbach,  a.  a.  0.  XI,  1652, 
Eudres,  a.  a.  0.  V,  710).  Es  hätte  zwar  auch, 
meint  Thomas,  im  paradiesischen  Zustand  der 
Unschuld  Verhältnisse  der  Ueberordnung  nnd 
Abhängigkeit  gegeben.  Aber  das  Wesen  der 
Sklaverei  liege  darin,  dass  einer  nicht  sein 
eigenes  Wohl,  sondern  den  Nutzen  seines  Herrn 
anstreben  muss  (S.  th.  1,  q.  96.  a.  4),  dass  der 
Sklave  „nicht  frei  über  seine  Person  verfügen 
kann-*  (2,  2,  q.  189  a.  6  ad  2). 

Wenn  Maurenbrecher  (a.  a.  0.  S.  86)  den 
Gedanken  ausspricht,  dass  sich  bei  Thomas 
ebensowenig  wie  bei  den  Kirchenvätern  auch 
nur  die  leiseste  Andeutung  finde,  die  man  im 
Sinn  der  „späteren  Sklavenemancipadonsforde- 
rungen"  deuten  könne,  so  ist  es  richtig,  dass 
Thomas  nicht  an  die  Beseitigung  dieser  In- 
stitution im  Namen  des  Christentums  dachte,  denn 
Christus  sei  nicht  gekommen,  die  Ordnung  der  Ge- 
rechtigkeit aufzuheben,  aber  die  „Sklaverei"  war 
eben  doch  für  Thomas  etwas  ganz  anderes  ge- 
worden, als  sie  im  antikenHeidentum  gewesen  war. 
Hatte  Aristoteles  die  Sklaverei  als  eine  Not- 
wendigkeit betrachtet,  so  rechtfertigt  sie  Thomas 
ans  einer  blossen  Nützlichkeit,  aber  nicht  etwa 
allein  für  den  Herrn,  sondern  für  den  Sklaven 
selbst;  offenbar  dachte  er  dabei  an  die  Fälle, 
dass  ein  heidnischer  Barbar  zu  einem  christ- 
lichen Herrn  kam  und  so  das  Gut  des  christ- 
lichen Glaubens  fand. 

Hl.  Thomas'  Stellnng  zam  Privat- 
eigentam. 

üeber  die  Stellung  des  Thomas  von 
Aqnino  zum  Privateigentum  besteht  eine 
starke  MeinungsdifTerenz  zwischen  katholischen 
und  protestantischen  Gelehrten.  Letztere(Uhlhorn, 
Bitschi  u.  s.  w.)  wollten  in  ihm  einen  Vorläufer 
des  kommunistischen  Sozialismus  erblicken. 
Julius  Werner  (Soziales  Christentum,   Dessau 
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1895,  S.  B)  hat  einen  schroffen  Gegensatz  zwi- 
schen Thomas  und  Leo  Xm.  hinsichtlich  der 
Eigen tnnigfrage  ausfindig  machen  wollen. 

Nun  hat  Thomas  allerdings  keine  sys- 
tematische Eigentumstheorie  ausgebildet,  es 
sind  mehr  gelegentliche  Bemerkungen,  die 
er  in  verschiedenartigem  Zusammenhang  üher 
diese  Kategorie  des  Wirtschaftslebens  macht. 
Seine  Eigentumslehre  weist  deshalb  mehrfache 
Lücken  auf,  so  vermissen  wir  vor  allem  „ein 
Doppeltes,  einmal  die  überaus  wichtige  Unter- 
scheidung zwischen  den  Gegenständen  des  un- 
mittelbaren Gehrauches  und  den  Mitteln  der 
Produktion,  und  sodann  die  geschichtliche  Er- 
gänzung der  ganz  abstrakt  gehaltenen  Be- 
trachtung" (v.  He  rtlin  g.  Kleine  Schriften 
S.  144).  Immerhin  sind  seine  Darle^ngen  voll- 
auf genügend,  um  ihn  als  energischen  Ver- 
teidiger des  Privateigentums  erscheinen  zu  lassen. 

1.  Begrflndiuitr  des  Eigentamsrechts. 
In  der  Begründung  des  letzteren  folgt  er  zu- 
meist den  Spuren  des  Aristoteles,  er  ist  jedoch 
in  der  Lage,  dessen.  Gedanken  da  und  dort 
durch  christliche  Motive  zu  erweitern.  An  die 
Spitze  stellt  er  die  Unterscheidnng  von  zweier- 
lei Beziehungen  des  Menschen  zur  Welt  der 
äusseren  Güter,  ihren  Besitz  und  Gebrauch: 
Hinsichtlich  der  Verwaltung  und  Bewirt- 
schaftung der  Güter  besteht  die  Trennung 
der  privaten  Eigentumssphären  zu  Recht,  wäh- 
rend die  Konsumtion,  die  Nutzung  (usus) 
eine  gemeinschaftliche  sein  soll  (S.  th.  2,  2,  q. 
66,  a.  2  c).  Der  letztgenannte  Punkt  war  es 
wohl,  der  Thomas  den  Euf  eines  Kommunisten 
eingetragen  hat.  Und  doch  liegt  in  ihm,  wie 
die  nähere  Ausführung  dieses  Gedankens  genug- 
sam beweist,  nur  die  Ablehnung  des  schroffen 
Eigentnmsbegriffes,  wie  ihn  das  römische  Recht 
ausgebildet  hatte. 

Im  Anschluss  an  Aristoteles  rechtfertigt 
Thomas  das  Privateigentum  damit,  dass  in  ihm 
ein  intensiverer  Sporn  zur  Arbeit,  eine 
stärkere  Garant!«  des  friedlichen  Zu- 
sammenlebens und  eine  grössere  Ordnung 
in  der  Besorgung  wirtschaftlicher  Angelegen- 
heiten liege,  indem  der  Einzelne  nur  für  den 
ihm  zustehenden  Güterbereich  verantwortlich, 
in  demselben  aber  zugleich  vor  fremder  Ein- 
mischung sicher  sei  (S.  th.  2,  2,  q.  66,  a.  2  c). 
Neben  diesen  mehr  ökonomischen  Gründen 
klingen  auch  ethische  und  christlicheMotive  durch, 
so  wenn  gesagt  wird,  dass  die  Arbeit,  also  der 
Eigentumserwerb  notwendig  sei,  um  das  pfiicht- 
gemässe  Almosen  reichen  zu  können  (S.  th.  2,  2, 
D.  187,  a.  3  c),  und  wenn  die  irdischen  Güter 
zwar  nicht  als  Inhalt,  aber  doch  als  Bedingung 
der  irdischen  Glückseligkeit  bezeichnet  werden 
(S.  th.  2,  2,  q.  4,  a.  7  c). 

2.  Katurrecht  nnd  Jus  gentium.  Es  ist 
um  so  bezeichnender  für  die  Stellung,  die 
Thomas  zum  Privateigentum  einnahm,  als  er 
sich  selbst  nach  scholastischer  Methode  die  etwa 
möglichen  Einwürfe  vorhielt  und  die  Entkräf- 
tung derselben  versuchte.  Der  bedeutsamste  war 
der  Einwand,  alles  sei  von  Natur  gemeinsam. 
Demgegenüber  macht  Thomas  geltend,  dass 
der  Satz  zwar  seine  Richtigkeit  habe,  insofern 
die  Güter  der  Natur  zur  Erhaltung  der  Ge- 
samtheit, des  Menschen  als  genus,  bestimmt 
seien,  nicht  aber  in  dem  Sinn,  als  ob  der  posi- 
tive   Kommunismus   eine    natnrrechtliche    An- 


ordnung sei ;  die  natnrrechtliche  Gemeinsamkeit 
der  Güter  sei  also  lediglich  eine  negative,  in- 
sofern die  Trennung  der  Güter  nicht  schon  im 
Naturrecht  ausgesprochen  und  verfügt  sei  (S. 
th.  2,  2,  q.  66,  a.  2  ad  1).    Diese  Bestimmung 
der  Erdei^rOter,   den  Bedürfnissen  der  Gesamt- 
heit zu  dienen^  liesse  sich  nun,  abstrakt  ge- 
dacht, sowohl  bei  Gemein-  als  bei  Privateigen- 
tum realisieren.    Eine  kommunistische  Ordnung 
der  Güter  hätte  sich  wohl  mit  dem  Stande  der 
Unschuld  im  Paradies  vertragen,  da  hier  durch 
die  Vollkommenheit  der  Menschen  die  Gefahr 
von  Zwistigkeiten  hintangehalten  worden  wäre 
(S.  th.   1,  2,  q.  98,  a.  1  ad  3).     Aber  der  ge- 
fallene Zustand   der  Menschen   und  der  damit 
in  die  Gesellschaft   hineingetragene  Zwiespalt 
lassen  es  als  das  Natürliche  erscheinen,  dass  die 
Güter  in  privatem  Eigentum  stehen.    Die  Ver- 
nunft erkennt  es,  dass  aus  den  oben  genannten 
Gründen  die.  Erdengliter  ihren  Zweck  nur  bei 
privater  Verwaltung  wirksam  erfüllen  und  dass 
ein  kommunistischer  Besitz  sich  bei  dem  thatsäch- 
lichen   Bestand   der   menschlichen   Gesellschaft 
als  undurchführbar  erweise.    DurchSchluss- 
folgerung  ans  dem  natürlichen  Recht 
gelangt  somit  der  Mensch  dazu,  die  Notwendig- 
keit des  Privateigentums  einzusehen.    Daher  ist 
letzteres  nicht  gegen  das  Naturrecht,  sondern 
bUdet  einen  von  der  menschlichen  Vernunft  in 
der  Weise  einer  logischen  Folgerung  gemachten 
Zusatz  zum  Naturrecht,  gerade  so  wie  es  auch 
diesem  nicht  widerstreitet,  dass  der  Mensch  sich 
der  Kleidung    bediene,    obwohl   er  von  Natur 
nackt  sei  (S.  th.  1,  2,  q.  94,  a.  3;  2,  2,  q.  dl, 
a.  3  c).      Insofern  gehört  das  Privateigentum 
nach  Thomas  zum  Naturrecht  (S.  th.  2,  2,  q.  57 
a.  3  c).    Das  hindert  ihn  aber  nicht,  dasselbe 
auch  dem  jus  positivnm  zuzurechnen  (q.  66  a. 
2  ad  1).    Liegt  hierin  ein  Widerspruch?    Die 
Erklärung  ist  in  der  richtigen  Axufassung  des 
jus  gentium  zu  suchen,   das  eine  Art  Mittel- 
stellung zwischen    dem   natürlichen  und   dem 
positiv-Dürgerlichen  R«cht   einnimmt.     Im  An- 
schluss an  Aristoteles  und  die  römischen  Juristen 
versteht  Thomas   unter   dem  jus  gentium  not- 
wendige Schlussfolgerungen  aus  den  obersten, 
der  Vernunft  von  selbst  einleuchtenden  Eechts- 
grundsätzeu,  Schlussfolgerungen,  die  eben  wegen 
ihres  innigen  Zusammenhangs  mit  dem  Natur- 
recht diesem  selbst  zus^ählen  sind  nnd  darnm 
auch  im  Bewusstsein  aller  Völker  sich  finden. 
Insofern    diese    „Schlnssfolgerungen    aus    dem 
Naturrecht"   auch  in  die  bürgerlichen  Gesetz- 
gebungen übergegangen  sind,   tritt  zur  natür- 
lichen   noch    die    staatliche    Sanktion    hinzu. 
Thomas  betrachtet  daher  das  jus  gentium,  wer 
auf  seinen  Inhalt  achtet,   als  zum  Naturrecht 
gehörig,  und  nur  deswegen,  weil  es  auch  staat- 
liche Geltung  hat,  erklärt  er  es  auch  für  jwsi- 
tives  Recht.    In  gleichem  Sinn  hält  er  auch  die 
Vererbung  des  Eigentums  für  eine  Forde- 
rung des  natürlichen  Rechtes,   da  die  Eltern 
nicht  bloss  die  Pflicht  haben,  eine  Zeit  lang  für 
Erziehung  und  Unterhdt  der  Nachkommen  zu 
sorgten,  sondern  für  das  ganze  Leben  derselben 
(Comm.  Sent  IV,  d.  33,  q.  2,  a.  1  c;  S.  th.  2, 
2,  q.  101,  a.  2  ad  2). 

3.  Pflichten  nnd  Schranken  des  Prlvat- 
eigentomg.  Man  missversteht  Thomas  sowohl 
wie  die  Kirchenväter  (besonders  Ambrosins 
nnd  Basilins),  wenn  man,  wie  beispielsweise 
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Maoiaibreclker  (a.  a.  0.  S.  106  ff.),  einen  Gregen- 
satz  zwischen  beiden  zn  konstruieren  sucht,  als 
hätten  letztere  das  Privatei^ntum  als  unbe- 
rechtigt bek&mpft,  w&hrend  jener  dafür  einge- 
treten sei.  Wie  schon  oft  hervorgehoben  wurde 
(z.  B.  Batzinger,  Volkswirtschaft,  2.  Aofl.,  S. 
82ff.\  bezwecken  die  Aussprüche  der  Kirchen- 
Täter  nichts  anderes,  als  in  rethorisch  wirk- 
samer, feuriger  Form  den  Kelchen  und  Wuche- 
rern ihrer  Zeit  das  Gewissen  zu  schärfen  und 
sie  an  die  sozialen  Pflichten  des  Eigentums  zn 
mahnen.  Wenn  sie  von  einer  Oemeinsamkeit 
des  Eigentums  reden,  so  bedeutet  'das  genau 
das  gleiche,  wie  wenn  Thomas  die  Gemeinsam- 
keit des  Gebrauches  der  irdischen  Güter  betont. 
Wie  die  Väter  betonte  auch  Thomas  die  soziale 
Seite  des  Privateigentums,  und  die  notwendige 
EigSnzuug  seiner  Gedanken  über  das  Privat- 
eigeiitiun  bildet  die  Erörterung  der  Almosen- 
pflicht. In  derselben  kommt  gerade  die 
Forderung  zum  Ausdruck,  die  Thomas  als  auf 
dem  Privatbesitz  ruhend  betrachtete,  dass  die 
Nutzung  desselben  eine  gemeinsame  sein  soll. 
Er  ist  hier  zugleich  in  der  Lage,  über  Aristoteles 
bedeutend  hmanszngehen.  Auch  dieser  hatte 
gelehrt,  dass  der  Gebrauch  der  Güter  ein  all- 
gemeiner sein  soll.  Aber  der  Kreis,  auf  den 
sich  die  Gemeinsamkeit  erstrecken  soll,  ist  ein 
eng  gezogener.  Unter  Freunden  soll  durch 
generOse  Freigebigkeit  der  Gebrauch  ein  ge- 
meinsamer sein  (xoiyä  tä  filan'.  Polit  II,  Ö, 
läSii  b.).  Thomas  dagegen  stellt  dem  Eigen- 
tümer nicht  seine  Freunde,  sondern  die  grosse 
Klasse  der  Armen  gegenüber,  deren  im  Heiden- 
tum verachtete  Menschenwürde  erst  das  ChrLsten- 
tnm  zur  Anerkennung  gebracht  hat  Vom 
Ueberfluss  Almosen  zugeben,  lehrt  Thomas, 
ist  Pflicht  (S.  th.  2,  2,  q.  32,  a.  5  ad  2);  da  die 
natürliche  Bestimmung  der  Erdengüter  die  £r- 
haltong  der  Menschheit  ist  (s.  oben),  so  ist  auch 
das,  was  überflüssig  ist,  „nach  natürlichem 
Becht  dem  Unterhalt  der  Armen  geschuldet" 
i2.  2,  q.  66,  a.  4  c).  Die  wichtige  Frage  ist 
hier  die :  Was  ist  unter  dem  Ueberfluss  zu  ver- 
stehen? Mit  diesem  Begriff  des  Ueberflüssigen 
bezeichnet  Thomas  das,  was  der  Eigentümer 
weder  nach  seiner  gegenwärtigen  Lage,  noch 
mit  vernünftiger,  nicht  allzu  ängstlicher  Er- 
wägimg  der  Zukunft  benötigt  (S.  th.  2,  2,  q. 
32  a.  5  ad  3).  Notwendig  ist  für  den  Eigen- 
tümer vor  allem  das,  was  er  und  seine  Ange- 
hSrigen  zum  Lebensunterhalt  branchen.  Davon 
Almosen  geben  wollen,  hiesse  sich  und  deu 
Seinen  das  Leben  schädigen  (ibid.  ad  6).  Der 
Begriff  des  Notwendigen  greift  jedoch  noch 
weiter  nnd  schliesst  auch  den  des  standes- 
gemSssen  Auskommens  in  sich.  Dieser 
Ktztere  hat  für  Thomas  überhaupt  eine  grosse 
Bedentang;  denn  er  bezeichnet  ihm  einmal  die 
Obei^renze,  bis  zn  welcher  der  Mensch  im  Er- 
werb zeitlicher  Güter  gehen  darf  und  welche 
aberschreiten  zn  wollen  Habsucht  wäre  (S.  th. 
2.  2,  q.  118,  a.  1  c).  Dass  natürlich  diese 
Grenze  nicht  eng  g^ezogen  werden  dürfe,  ergiebt 
äeh  schon  aus  der  einfachen  Thatsache,  dass, 
wenn  niemand  über  das  unbedingt  Notwendige 
hinaus  erwerben  dürfte,  die  gedachte  Pflicht,  von 
dem  „Ueberfluss"  Almosen  zn  ^eben.  überhaupt 
iUnswisch  wäre.  Andererseits  bietet  das  standes- 
gaoiase  Leben  auch  die  Untergrenze  für  die 
Verpflichtung  zum  Almosen.     Man  wird  nicht 


verkennen  dürfen,  dass,  wenn  auch  der  standes- 
gemässe  Bedarf  keine  ziffernmässig  festzu- 
stellende Höhe  hat  nnd  recht  wohl  innerhalb 
des  Standes  eine  Einschränkung  oder  Ans- 
dehnnng  verträgt,  er  für  das  Erwerbsleben  nach 
tbomistischer  Auffassung  doch  eine  fundamen- 
tale Bedeutnng  besitzt.  Dem  Jagen  nach 
irdischem  Besitz,  dem  „Mammonismns''  soll  da- 
durch vorgebeugt  werden.  Maurenbrecher  be- 
merkt hierzu  (a.  a.  0.  S.  50):  ,. Unter  die  üb- 
liche Lebenshaltung  seines  Standes  soll  niemand 
herabsinken;  aber  darüber  hinaus  zu  streben,  ist 
ebenfalls  verboten.  Eine  soziale  Hebung  der 
unteren  Stände,  „eine  Emporentwickelung  der 
Massen"  kennt  demnach  Thomas  nicht;  sein 
soziales  Ideal  trägt  durchaus  konservativen 
Charakter:  auch  darin  entspricht  es  ganz  der 
Auffassung,  die  man  im  Mittelalter  über  diese 
Dinge  hatte."  Man  darf  auch  hier  Thomas 
nicht  mehr  zumuten,  als  ihm  nach  der  Lage 
seiner  Zeit  zu  leisten  möglich  war.  Die  Stände 
waren  im*  Mittelalter  ein  für  allemal  festgelegt« 
einen  Arbeiterstand  aber  in  unserem  Sinne  als 
Stand  lebenslänglicher  Lohnarbeiter  gab  es  im 
Mittelalter  ebenso  wenig  wie  ein  massenhaftes 
Proletariat.  Das  „Emporsteigen"  bestand  im 
Handwerkerstand  für  den  Einzelnen  in  dem 
Uebergang  vom  Gesellen  zum  Meister.  Die  Em- 
porentwickelung der  Massen  ist  ein  modemer 
Begriff,  der  erst  mit  dem  Dasein  des  modernen 
Proletariats  gegeben  ist. 

Aber  es  ist  noch  nicht  genug,  dass  auf 
selten  des  Almosenspenders  Ueberfluss  ttb«r  das 
zum  standesgemässen  Leben  Notwendige  vor- 
handen ist,  auf  Seiten  des  Empfängers  mnss 
auch  wirkliche  Not  vorliegen.  Damit  ist  dem 
Vorwurf,  als  begünstige  der  Aqninate  den  leicht- 
fertigen Bettel,  der  Boden  entzogen,  um  so  mehr, 
wenn  man  noch  seine  Aeusserungen  über  die 
allgemeine  Arbeitspflicht  heranzieht.  Und  selbst 
dies  80  beschränkte  Gebot,  Almosen  zu  spenden, 
ist  eine  reine  Liebespflicht,  die  dem  Gewissen 
des  Einzelnen  überlassen  bleibt,  keine  Bechts- 
pflicht,  die  mit  Gewalt  erzwungen  werden  dürfte 
(S.  th.  2,  2,  q.  66,  a.  7  c).  Nnr  im  Falle  der 
sogenannten  „äussersten  Not"  muss  der  Wille 
des  Eigentümers  dem  höheren  Recht  der  Existenz 
weichen.  Der  in  solcher  schweren  Bedrängnis 
Befindliche  ist  kraft  Naturrecbts  (d.  h.  kraft  des 
Rechtes,  seine  Existenz  durch  die  hierzu  be- 
stimmten äusseren  Güter  zu  erhalten)  befugt, 
sich  das  zur  Beseitigung  der  Gefahr  Notwendige 
zu  nehmen,  wo  er  es  findet ;  ja  er  kann  es  selbst 
gegen  das  Widerstreben  des  Eigentümers  er- 
zwingen, ausser  der  Eigentümer  befände  sich 
in  gleicher  Notlage.  Dieser  Fall  ist  nach 
Thomas  nnr  dann  gegeben,  wenn  es  offenbar 
ist,  dass  die  Existenz  der  Person  bedroht  ist 
nnd  die  Gefahr  auf  anderem  Wege  nicht  ge- 
hoben werden  kann  (ibid.).  Die  Begründung 
dieses  oft  missverständlich  gedeuteten  Rechts 
ergiebt  sich  dem  vorausgehenden  zufolge  eigent- 
lich von  selbst:  Durch  die  Trennung  des  Be- 
sitzes im  Privateigenttim  darf  ja  der  oberste 
Zweck  der  äusseren  Güter,  die  Erhaltung  der 
menschlichen  Existenz,  nicht  illusurisch  gemacht 
werden.  Der  in  äusserster  Not  Befindliche 
nimmt  daher  bloss,  was  ihm  von  Rechts  we^n 
zusteht;  deshalb  hat,  wie  Thomas  betont,  seine 
Handlung  nicht  den  Charakter  des  Diebstahls 
nnd,   wenn   er  gegen  den  Eigentümer  Gewalt 
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anwenden  müsste,  nicht  den  des  Ranbes  (ibid.). 
Die  Sache  ist  eben  da  wegen  der  Person. 

Die  ganze  Untersttitzungspfticht,  die  der 
Eigentümer  gegenüber  dem  Besitzlosen  zu  er- 
füllen hat,  oder  der  ,,gemein8aroe  Gebranch  der 
Guter"  ist  demnach  von  einer  festen  Ordnnng 
beherrscht,  die  dem  Begehren  der  Menge  gegen 
die  Besitzenden  gewiss  keinen  Vorschnb  leisten 
will.  Immer  ist  der  Eigentflmer  der  Bevor- 
rechtete. Hat  er  Ueberfluss,  so  ist  er  wohl  im 
Gewissen  gehalten,  dem  wirklich  Armen  mit 
zu  teilen;  aber  dieser  von  Thomas  verlangte 
gemeinsame  Gebrauch  der  ErdengUter  ist  kein 
so  unbedingter  und  weitgehender,  dass  dadurch 
das  wirtschaftliche  Interesse  am  Eigentum  ver- 
loren ginge. 

i.  Erwerbstitel.  Einer  kurzen  Ausfüh- 
rung bedürfen  auch  noch  die  Erwerbsarten 
des  Eigentums.  Der  ursprüngliche  Erwerbs- 
titel  ist  die  Occupation.  An  einem  ans  dem 
Leben  gegriffenen  Beispiel  erläutert  Thomas 
ihre  Berechtigung:  Wie  derjenige,  der  zuerst 
zum  Theater  kommt,  berechtigt  ist,  sich  seinen 
Platz,  und  sei  es  auch  den  besten,  anszuwählen, 
so  darf  auch  der  Mensch,  der  zuerst  auf  ein 
noch  nicht  von  einem  anderen  angeeignetes 
materielles  Gut  stösst,  mit  vollem  Etechte  sich 
dasselbe  zu  eigen  machen.  Das  Unrecht  liegt 
nicht  in  der  Aneignung  des  Objektes,  sondern 
in  der  egoistischen  Ausschliessung  aller  übrigen 
vom  Genuss  (S.  th.  2,  2,  q.  66,  a.  2  ad  2). 
„Was  niemals  Eigentum  eines  anderen  war", 
belehrt  uns  Thomas,  „wie  Perlen  und  Edel- 
steine, die  sich  am  Meeresstrande  finden,  und 
ähnliches,  geht  in  den  Besitz  des  Occupieren- 
den  über''  (ibid.  q.  66,  a.  5  ad  2).  Dem  Ein- 
wand, dass  dann  einige  imstande  gewe,sen  wären, 
durch  Okkupation  den  ganzen  Grund  und  Boden 
an  sich  zu  reissen,  so  dass  alle  übrigen  nur  die 
„Enterbten"  wären,  begegnet  Thomas  durch 
den  Hinweis,  dass  „im  Anfang  der  Menschheit 
der  Besitz  von  Grund  und  Boden  wegen  der 
geringen  Bevölkerung  nicht  so  wertvoll  war 
wie  der  der  Tiere  und  besonders  nicht  im 
Orient,  wo  auch  heute  noch  wenige  Bewohner 
sind  im  Vergleich  zur  Ausdehnung  des  Ge- 
biets" (In  Job  1,  3). 

Man  ersieht  hieraus,  dass  Thomas  weit  ent- 
fernt war  von  dem  Standpunkt  jener  modernen 
Theorieen,  welche  das  Eigentumsrecht  durch 
den  contrat  social  entstehen  lassen  wollen  wie 
Rousseau  oder  dasselbe  auf  das  Staatsgesetz 
zurückführen  wie  die  heute  zahlreiche  An- 
hänger zählende  sogenannte  Legaltheorie  (s.  d. 
Art.  Eigentum  oben  Bd.  III  S.  298 if.),  ebenso 
entfernt  aber  auch  vom  Standpunkt  des  Sozia- 
lismus, welcher  die  Arbeit  als  alleinigen  Er- 
werbstitel anerkennen  will.  Die  Bedeutung  der 
Arbeit  als  Erwerbstitel  ist  nach  dem  oben 
über  die  Arbeitspflicht  Gesagten  einleuchtend. 

5.  Staat  nna  Eigentum.  Weil  der  Staat 
—  nach  Thomas  —  das  Eigenturasrecht  nicht 
geschaffen  hat,  so  muss  er  dasselbe  auch  re- 
spektieren. Gewaltsame  Eingriffe  in  die  Eigen- 
tumssphäre der  Unterthanen  sind  ein  Beweis 
von  Tyrannei  (S.  th.  2,  2,  q.  118,  a.  8  ad  5). 
Was  freilich  das  Staatswohl  notwendig  erhei.scht, 
das  von  den  Unterthanen  zu  erheben,  ist  Recht 
der  Obrigkeit ;  was  sie  aber  ohne  diesen  Rechts- 
grnnd  von  ihnen  erpresst,  ist  Raub  und  eine 
.schwerere   Sünde   als   die   der   Strassenräuber, 


weil  die  Obrigkeit  zur  Hüterin  der  Gerechtig- 
keit bestellt  ist  (S.  th.  q.  66,  a.  8  c).  „Ke 
Fürsten  können  in  zweifacher  Weise  beim  Er- 
heben von  Abgaben  sündigen :  1.  wenn  sie  nicht 
auf  den  Nutzen  des  Volkes,  sondern  nur  auf 
den  Raub  seiner  Güter  bedacht  sind;  2.  wenn 
sie  mehr  nehmen,  als  das  Gesetz,  welches  eine 
Art  Vertrag  zwischen  Fürst  und  Volk  ist,  be- 
stimmt und  als  das  Volk  zu  leisten  vermag" 
(in  Rom.  13,  7,  cfr.;  S.  th.  2,  2,  q.  102.  a.  2 
ad  3). 

Damit  hat  jedoch  Thomas  die  Staatsgewalt 
dem  Privateigentum  gegenüber  nicht  zur  Ein- 
flusslosigkeit  und  Passivität  verurteilt.  Sie  soll 
dasselbe  nicht  bloss  gegen  unberechtigte  An- 
griffe schützen,  sondern  sie  bat  vor  allem  die 
ganz  allgemein  gehaltene  Forderung  des  Natur- 
rechts (s.  0.  S.  104),  dass  Privateigentum  be- 
stehe, in  Uebereinstimmung  mit  den  konkreten 
Grundlagen  und  der  historischen  Entwickelnng 
des  Wirtschaftslebens  auszugestalten  und  so 
eine  entsprechende  Privateigentumsordnung  ge- 
setzlich zu  fixieren  (Quodlib.  12,  q.  16,  a.  24: 
Omnia  sunt  principum  ad  gubemandum).  Es 
wird  also  hier  ausdrücklich  ein  Jurisdiktions- 
recht der  Staatsgewalt  gegenüber  dem  Privat- 
eigentum konstatiert.  Hat  doch  Thomas  selbst, 
wie  dargelegt,  das  Privateigentum  auch  als 
einen  Bestandteil  der  bürgerlichen  Rechtsord- 
nung angesehen.  Mit  weitem  Blick  weist 
Thomas  des  weiteren  die  praktische  Durch- 
führung des  wiederholt  und  nachdrücklich  von 
ihm  betonten  Grundsatzes,  dass  der  Gebranch 
der  Güter  ein  gemeinsamer  sein  solle,  der  Ge- 
setzgebung des  Staates  zu  —  gewiss  eine  für 
die  friedliche  Regelung  des  Verhältnisses  zwi- 
schen Kapital  und  Arbeit  hochbedeutsame  Auf- 
gabe. (Cfr.  Comment.  in  Polit.  lih.  2,  lect.  4: 
I  Quomodo  autem  usus  remm  propriarnm  possit 
'  fleri  communis,  hoc  pertinet  ad  providentiam 
boni  legislatoris.) 

Natürlich  handelt  es  sich  hier  neben  der  For- 
derung einer  gerechten  Besteuerung  (s.  oben) 
vor  allem  um  eine  Regelung  des  Armen- 
wesens. Ist  auch  das  Almosen  zunächst  dem 
Gewissen  des  Einzelnen  anheimgestellt,  da  „es 
viele  giebt,  die  Not  leiden,  und  man  aus  der- 
selben Sache  nicht  allen  zu  Hilfe  kommen  kann" 
(S.  th.  2,  2,  q.  66,  a.  7  c),  so  kann  die  Staats- 
gewalt doch  die  Armenpflege  in  die  Hand 
nehmen  und  etwa  durch  eine  Armensteuer  ver- 
hüten, dass  jener  immerhin  kritische  Fall  der 
„ftussersten  Not",  wo  die  oben  erörterte  Selbst- 
hilfe erlaubt  ist,  eine  häufige  Erscheinung  werde. 
Daher  stellt  Thomas  die  zwar  allgemeine,  aber 
tiefeinschneidende  wirtschaftspolitische  Forde- 
rung: „Durch  den  Eifer  des  Fürsten  soll  eine 
genügende  Menge  des  zum  Leben  Nötigen  be- 
schaflt  werden"  (De  reg.  princ.  1.  1,  c.  14).  Es 
würde  ja  den  Ruin  jeder  staatlichen  Ordnung 
bedeuten,  wenn  jenes  Recht  der  Selbsthilfe  zu 
I  einer  dauernden  Einrichtung  würde.  Man 
braucht  jedoch  bei  dieser  staatlichen  Sorge  für 
die  „Gemeinsamkeit  des  Gebrauches  der  Güter" 
nicht  ausschliesslich  an  die  obrigkeitliche  Rege- 
lung des  Armenwesens  zu  denken,  so  dass 
Thomas,  wie  Eucken  (a.  a.  0.  S.  207)  meint, 
nur  die  Folgen  der  Not,  nicht  aber  ihre  Quellen 
verstopft  wissen  wollte.  Vielmehr  fehlt  es  an 
vielen  Stellen  nicht  an  Andeutungen,  dass 
Thomas  auch  das  Versinken  ins  Elend,  insber 
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sondere  durch  wucherische  AnsbeHtang,  ver- 
botet wissen  wollte.  Zum  Schutz  der  wirt- 
schaftlich Schwachen  und  zur  Verhütung:  ihrer 
Ausbeutung  schreibt  Thomas  der  Obrigkeit  auch 
das  Recht  zu,  zur  Verhütung  von  Mono- 
polen, wie  sie  der  Besitz  von  grossem  Kapital 
zum  Schaden  der  Aermeren  ermöglicht,  be- 
stimmte Preise  festzusetzen  (S.  th.  2,  2, 
q.  77.  a.  2). 

6.  Ideal  der  Eigentamsverteilong.  Diese 
Gedanken  führen  von  selbst  auf  eine  kurze 
Würdigung  des  Ideals  der  Gütervertei- 
lun?.  wie  es  dem  Aquinaten  vorschwebte. 
Dieses  erblickt  er,  wieder  im  Anschluss  an 
Aristoteles,  in  einer  breiten  Entwickelung 
des  Mittelstandes,  und  es  würde  hiemach 
Aufgabe  der  —  im  Sinne  von  Thomas  die  Eigen- 
tnmsordnnng  beeinflussenden  —  Gesetzgebung 
die  Erhaltunsr  eines  kräftigen  Mittelstandes  sein. 
Fär  Thomas  kommt  es  nicht  so  sehr  darauf  an, 
dass  der  Staat  möglichst  reich  sei,  sondern  dass 
er  möglichst  tüchtige  Bürger  habe.  Eine  der 
wichtigsten  Vorbedingungen  hierfür  ist  eine 
derartige  Verteilung  des  (National-)  Reichtums, 
dass  Xot  und  üeberiluss  gleichmässig  gemieden 
werden.  _Man  hat  ibei  Einrichtung  des  Staates) 
dafür  zu  sorgen,  dass  für  die  Einzelnen  die 
nach  Stand  und  Stellung  erforderlichen  Mittel 
vorhanden  sind:  sonst  könnte  kein  Reich  oder 
Staat  Bestand  haben''  (De  reg.  princ.  I,  c.  13). 
.Wie  der  Philosoph  sagt,  trägt  die  richtige 
Verteilung  (regulatio)  des  Besitzes  viel  zur  Er- 
haltunt;  des  Staates  oder  Volkes  bei.  Deshalb 
war  es.  wie  er  selbst  sagt,  in  vielen  heidnischen 
Staaten  Gesetz,  dass  jemand  seinen  Besitz  nur 
bei  nachgewiesenem  eigenen  Schaden  verkaufen 
konnte.  Wenn  nämlich  der  Besitz  allgemein 
verkauft  werden  kann,  können  alle  Besitzungen 
leicht  in  wenige  Hände  kommen;  und  dann 
wird  notwendig  ein  Staat  oder  Gebiet  ent- 
völkert werden.  Darum  traf  das  Alte  Gesetz, 
um  die.«er  Gefahr  vorzubeugen,  die  Bestimmung, 
dass  einerseits  den  menschlichen  Bedürfnissen 
abgeholfen  werde,  indem  es  die  Besitzveräusse- 
mng  für  eine  bestimmte  Zeitdauer  zugab, 
andererseits  aber  jener  Gefahr  vorbengfte  durch 
das  Gebot,  der  verkaufte  Besitz  habe  an  einem 
bestimmten  Zeitpunkt  an  den  Verkäufer  vrieder 
beimzufallen.  Es  traf  diese  Bestimmung,  um 
die  Unordnung  in  der  Verteilung  zu  verhindern 
and  immer  dieselbe  Gebietsscheidung  in  den 
Stämmen  zu  erhalten"  (S.  th.  1,  2,  q.  105,  a.  2 
ad  3  . 

IV.  Thomas  und  der  wirtschaftliche 
Verkehr. 

Das  Gesagte  leitet  uns  über  zu  einer 
knrzenCharakteristikdeswirtschaft- 
lichen  Verkehrs,  soweit  Thomas  sich  da- 
rüber geäussert  hat 

1.  Die  Aatarkle  der  SUdtwirtgchaft. 
Abweichend  von  Aristoteles,  der  die  Hauswirt- 
schaft als  eine  in  sich  abgeschlossene  Wirt- 
schaftseinheit betrachtet,  hatte  Thomas  die  ge- 
sellschaftliche Arbeitsteilung  zum  Organisations- 
princip  des  ganzen  Wirtschaftslebens  erhoben; 
fiierdurch  war  natürlich  der  Au.stansch  der  Pro- 
dukte, der  Handel,  etwas  Unentbehrliches  ge- 
worden. Als  Wirtschaftseinheit  gilt  Thomas 
die  Stadt;  er  hatte  ja  die  selbständigen  italieni- 


schen Stadtstaaten  vor  Augen  (Maurenbrecher, 
a.  a.  0.  S.  öOf.).  So  gelangte  Thomas  noch 
nicht  eigentlich  zum  Begriff  der  Volkswirt- 
schaft, die  Stadtwirtschaft  steht  in  der  Mitte 
zwischen  Haus-  und  Volkswirtschaft,  wenn  sich 
auch  vielleicht  Anklänge  au  letztere  (civitas 
vel  provincia,  De  reg.  princ.  I,  1 ;  regnum,  ibid. 
1,  13)  finden.  Der  Stadtstaat  ist  nach  seiner 
Ansicht  am  besten  für  die  wirtschaftliche  Be- 
darfsdeckung geeignet  (ibid.  I,  1).  Er  soll  des- 
halb in  wirtschaftlicher  Beziehung  möglichst 
unabhängig  dastehen,  sich  selbst  genügen 
(snfficientia).  Deshalb  hebt  Thomas  einige  Be- 
dingungen hervor,  die  bei  Gründung  einer  Stadt 
von  besonderer  Wichtigkeit  sind :  Die  Gegend 
soll  fruchtbar  sein ;  denn  es  ist  das  sicherste 
und  würdigste,  wenn  die  Stadt  ihren  Lebens- 
bedarf selbst  erzengt  und  vom  Auslände  mög- 
lichst unabhängig  dasteht.  Zu  diesem  Zwecke 
sollen  auch  die  Oertlichkeiten  in  dem  Gebiete 
I  der  Stadt  so  verteilt  werden,  dass  alle  not- 
I  wendigen  Stände ,  Klenis,  Richter,  Gelehrte, 
I  Handwerker,  Soldaten  (De  reg.  princ.  I,  13), 
I  Bauern  (S.  th.  q.  108,  a.  2  c).  in  demselben  ver- 
I  treten  sind. 

2.  Beurteilung  des  Handels.  Hieraus  ist 
!  auch  leicht  ersichtlich,  welche  Stellung  Thomas 
I  dem  Handel  überweist.  Er  verwirft  ihn  nicht, 
I  weist  ihm  aber  doch  eine  nru'  untergeordnete 
Stellung  zu.  Ganz  könne  man  seiner  nicht  ent- 
;  behren,  weil  es  keinen  Staat  gebe,  welcher  alle 
Gegenstände  des  Bedarfes  selbst  erzeuge  oder 
nicht  auch  entbehrliche  Güter  zur  Ausfuhr  dar- 
biete (De  reg.  princ.  1.  2,  c.  3).  Thomas  unter- 
scheidet einen  zweifachen  Handel:  einen  natür- 
lichen und  notwendigen,  der  sich  im  Austausch 
von  Ware  gegen  Ware  (Tauschwirtschaft)  oder 
von  Ware  gegen  Geld  vollzieht.  Sein  Ziel  ist 
die  Bedarfsdeckung.  Die  andere  Art  dagegen 
hat  nicht  die  wirtschaftliche  Bedarfsdeckung 
zum  Zweck,  sondern  dient  der  Spekulation,  der 
Gewinnsucht.  Er  vollzieht  sich  im  Austausch 
von  Geld  gegen  Geld  oder  von  Ware  gegen 
Geld,  aber  nicnt  aus  wirtschaftlicher  Notwendig- 
keit, sondern  hat  bloss  den  Gewinn  im  Auge, 
ist  somit  volkswirtschaftlich  nicht  gerechtfertigt, 
um  so  weniger,  da,  vrie  Thomas  betont,  die  Ge- 
winnsucht keine  Grenze  kennt.  —  Ein  massiger 
Handelsgewinn  dagegen  kann  durch  einen  ehr- 
baren Zweck  wohl  gerechtfertigt  werden,  so, 
wenn  er  dem  Unterhalt  der  Familie  des  Handel- 
treibenden oder  der  Unterstützung  Dürftiger 
dient  oder  wenn  er  im  allgemeinen  Interesse 
liegt,  damit  dem  Staat  die  notwendigen  Bedarfe- 
güter  nicht  mangeln  (S.  th.  q.  77,  a.  4  c).  Der 
Handel  vermittelt  den  Verkehr  zwischen  den 
einzelnen  Städten;  für  den  Verkehr  innerhalb 
der  Stadt  dagegen  kommt  er  nicht  in  Betracht, 
da  hier  Produzent  und  Konsument  sich  un- 
mittelbar gegenüberstehen.  Wie  man  sieht,  soll 
sich  der  Handel  in  massigen  Grenzen  halten 
(De  reg.  princ.  II,  3);  er  ist  lediglich  ein  un- 
entbehrliches Aushilfsmittel,  die  Basis  der  Volks- 
bezw.  Stadtwirtschaft  bleibt  für  Thomas  die 
Ernährung  durch  einheimische  Produktion.  .Der 
Weg,  ein  Volk  dnrch  Handel  zu  ernähren,  gilt 
ihm  als  höchst  bedenklich,  da  im  Falle  eines 
Krieges  die  Zufuhr  abgeschnitten  werden  könnte. 
Thomas  befürchtet,  dass  sich  auch  ethische 
Nachteile  aus  dem  Ueberhandnehmen  des  Handels- 
geistes ergeben  könnten.    So  wichtig  das  auch 
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ist,  80  wird  man  doch  zngeben  mttssen,  daes 
Thomas  nach  dem  Geist  jener  Zeit  den  Handel 
nicht  sehr  günstig  beurteilt.  Er  befürchtet,  dsiss 
das  Zusammenströmen  vieler  fremder  Elemente 
an  den  Handelsplätzen  die  Sitten  der  Bürger 
nachteilig  heeinnnssen  würde.  Wollten  aber 
vollends  die  Bürger  selbst  an  Handelsgeschäften 
sich  beteiligen,  so  würde  ein  solches  Oemein- 
Wesen  dem  Untergang  verfallen,  da  durch  die 
Erregung  der  Gewinnsucht  Treu  und  Glaube 
untergraben,  den  Betrügereien  Eingang  ver- 
schafft und  durch  die  Verweichlichung,  wie  sie 
bei  den  Händlern  üblich  sei,  die  Bevölkerung 
zum  Kriegsdienste  untauglich  würde.  Auch 
die  innere  Ordnung  und  Ruhe  würde  durch 
grosse  Menschenansammlungen  in  den  Städt«n 
gefährdet.  Dies  wäre  aber  der  Fall,  wenn  die 
Bürger  innerhalb  der  Städte  Handel  betrieben 
(De  reg.  II,  3).  Aus  all  dem  geht  hervor,  dass 
der  Handel  überhaupt  nur  Passivhandel 
sein  soll. 

Die  sittlichen  Qualitäten  der  Kaulleute 
gelten  Thomas  als  minderwertig,  die  Gewinn- 
sucht beherrscht  nur  zu  leicht  die  ganze  Hand- 
lungsweise. Es  besteht  Gefahr,  dass  im  Kauf- 
geschäft die  Gerechtigkeit  verletzt  wird. 
Grundgesetz  für  den  Austausch  aber 
ist  die  Aequivalenz  der  Werte. 

3.  ThomistiBche  Wertlehre.  „Kauf  und 
Verkauf'',  sagt  Thomas,  „sind  eingeführt  znm 
gemeinsamen  Nutzen  aller,  da  einer  der  Sache 
des  anderen  bedarf  und  umgekehrt,  wie  der 
Philosoph  lehrt.  Was  aber  zum  gemeinsamen 
Nutzen  eingeführt  ist,  darf  für  den  einen  keine 
grossere  Last  sein  als  für  den  anderen;  und 
deshalb  muss  nach  der  Gleichheit  des 
Gegenstandes  der  Vertrag  zwischen  ihnen 
abgeschlossen  werden"  (S.  th.  2,  2,  q.  77,  a.  1  c). 
Dafür  zu  sorgen  ist  Aufgabe  der  jnstitia  com- 
mntativa.  „Bei  der  ausgleichenden  Gerechtig- 
keit kommt  wesentlich  die  Gleichheit  der 
Sache  in  Betracht"  (ibid.  3).  Der  Preis  ist 
der  Ausdruck  des  Tauschwertes :  ,. Die  Quantität 
eines  Gebrauchsgegenstandes  wird  gemessen 
durch  einen  Preis,  wozu  das  Geld  erfunden 
wurde.  Wenn  daher  der  Preis  die  Quantität 
einer  Sache  übersteigt  oder  umgekehrt  die  Sache 
über  dem  Preise  steht,  so  wird  die  Gleichheit 
der  Gerechtigkeit  aufgehoben.  Daher  ist  es  an 
sich  ungerecht  und  unerlaubt,  eine  Sache  teurer 
KU  verkaufen  oder  billiger  zu  kaufen,  als  sie 
wert  ist"  (S.  th.  2,  2,  q.  77,  a.  1).  Wodurch 
bestimmt  sich  nun  der  gerechte  Preis  oder 
der  Tauschwert  einer  Ware?  Mit  grossem 
Scharfsinn  hat  Thomas  die  Qrundelemente  der 
Wertlehre  entwickelt.  Er  hält  Gebrauchs- 
wert (utilitas)  nnd  Tauschwert  (pretium)  scharf 
auseinander.  Der  Tauschwert  oder  „der  ge- 
rechte Preis  der  Dinge  ist  nicht  genau 
(punctualiter)  bestimmt,  sondern  hängt  mehr 
von  einer  gewissen  Schätzung  ab,  so  dass  eine 
kleine  Erhöhung  oder  Vemn^ernng  desselben 
die  Gleichheit  der  Gerechtigkeit  nicht  aufhebt" 
(ibid.  a.  1,  ad  1).  Im  Tauschwert  liegt  dem- 
nach ein  objektives  und  ein  subjektives  Mo- 
ment: Die  subjektive  Schätzung  hat  objektive 
Anhaltspunkte. 

Man  hat  schon  bei  Thomas  die  heute  von 
den  Sozialisten  vertretene  Ansicht  finden  wollen, 
die  Arbeit  sei  die  Quelle  alles  Tanschwertes 
(vgl.  Hob  off.  Die  Wertlehre  des  hl.  Thomas 


von  Aqnin).  Jedoch  g&nz  mit  Unrecht.  Der 
Tauschwert  einer  Ware  wird  nach  Thomas  vor 
allem  durch  ihre  Qualität,  d.  h.  durch  ihre 
innere  Güte  nnd  Vollkommenheit  bestimmt. 
Daher  kann  ein  dreifacher  Defekt  des  Eaufgegen- 
Standes  einen  Verkauf  moralisch  unerlaubt  machen, 
je  nachdem  sich  jener  auf  die  Art,  die  Quanti- 
tät oder  Qualität  der  Sache  bezieht  (ibid.  a. 
2  c).  Die  Qualität  deckt  sich  jedoch  nicht 
mit  dem  Begnff  des  Nutzens,  dabei  ist  viel- 
mehr an  eine  gewisse  natürliche  Vollkommen- 
heit der  Sache  zu  denken,  denn  Gold  und  Silber 
haben  ihren  hohen  Wert  nicht  allein  wegen  des 
Nutzens  der  Gefässe,  welche  aus  ihnen  her- 
gestellt werden,  sondern  auch  wegen  ihrer  vor- 
nehmen Substanz  (ibid.  ad  1).  Falsches,  von 
den  Alchimisten  hergestelltes  Gold  darf  ge- 
rechterweise nicht  um  den  gleichen  Preis  wie 
echtes  verkauft  werden,  „vorzüglich  deswegen, 
weil  wahres  Gold  und  Silber  ihrer  natürlichen 
Verwendung  nach  manchen  Nutzen  bringen 
können,  welchen  das  falsche,  alchimistische  nicht 
gewährt"  (ibid.  ad  1).  Hiermit  ist  als  zweiter 
wichtiger  Faktor  des  gerechten  Tauschwertes 
die  Nützlichkeit  oder  der  Gebrauchswert 
bezeichnet.  Daher  richtet  sich  auch  der  Preis 
„nicht  nach  dem  Grade  der  natürlichen  Voll- 
kommenheit, da  zuweilen  ein  Pferd  um  einen 
höheren  Preis  verkauft  wird  als  ein  Sklave, 
sondern  nach  dem  Gebrauche,  zu  welchem  sie 
dem  Menschen  dienen"  (ibid.  ad  3).  Wichtig 
für  die  Bestimmung  des  gerechten  Preises  oder 
Tauschwertes  ist  ferner  das  Verhältnis  von 
Angebot  und  Nachfrage.  Je  nachdem  an 
verschiedenen  Orten  Ueberfluss  oder  Mangel  an 
einer  Ware  herrscht,  wird  auch  der  Wert  bezw. 
Preis  verschieden  sein  (ibid.  ad  2).  Derselbe 
wird  sohin  „verändert  nach  der  Verschiedenheit 
von  Zeit  oder  Ort"  (ibid.  a.  4  ad  2).  Freilich 
wegen  der  besonderen  Nützlichkeit  für 
die  Bedürfnisse  eines  einzelnen  Käu- 
fers darf  der  Preis  nicht  erhöht  werden;  denn 
dieselbe  ist  ja  nicht  auf  selten  des  Verkäufers; 
„niemand  aber  kann  verkaufen,  was  nicht  sein 
Eigentum  ist,  obschon  er  den  Schaden  ver- 
kaufen kann,  den  er  selbst  erleidet"  (ibid.  a. 
1  c),  d.  h.  die  besondere  Nützlichkeit  für  Be- 
dürfnisse, die  nicht  allgemein  sind,  sondern  ans 
der  zufälligen  Lage  eines  einzelnen  Käufers 
entstehen,  ist  nicht  als  zu  der  Ware  gehCric:  zu 
betrachten,  ist  somit  nicht  im  Besitze  des  Ver- 
käufers und  kann  daher  auch  den  Wert  nnd 
Kaufpreis  nicht  steigern.  Damit  ist  die  Not 
von  Ausbeutung  durch  wucherische  Preiser- 
höhung geschützt.  —  Als  letztes  wirken  end- 
lich auf  den  Tauschwert  ein  Kosten  ver- 
schiedener Art,  wie  Arbeit,  Auslagen,  Gefahr. 
Dass  Thomas  die  Beeinflussung  des  Tausch- 
wertes durch  die  Arbeit  nicht  verkannt  habe, 
erhellt  daraus,  dass  er  demjenigen  das  Recht 
zuspricht,  eine  Sache  teuerer  zu  verkaufen,  der 
eine  Verbesserung  an  ihr  vorgenommen,  also  ihr 
Wert  zugesetzt  hat  (ibid.  a.  4  ad  1).  Es  kann 
also  jemand  eine  Sache  teuerer  verkaufen,  als 
er  sie  gekauft  hat,  „entweder  weil  er  sie  in 
etwas  verbessert  oder  weil  der  Preis  durch  die 
Verschiedenheit  des  Ortes  und  der  Zeit  sich 
verändert  hat,  oder  in  Rücksicht  auf  die  Ge- 
fahr, der  er  sich  bei  ihrer  Uebertragung  von 
einem  Ort  zum  andern  aussetzt"  (ibid.  a.  4  ad  2]. 
An  einer  Stelle  des  Kommentars  zur  Nikomacbi- 
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sehen  Ethik  (T,  lect.  9)  nennt  er  neben  der 
Arbeit  noch  Ausladen  (labor  et  expensae),  die 
den  Tauschwert  beeinflussen. 

4.  Das  Ziiisproblem. .  Es  wurde  oben  ^e- 
lei^,  dass  zn  dem  von  Thomas  als  nnnatttrhch 
bezeichneten  Gelderwerb  das   Wechselgeschäft 
eehSrt,    welches   Geld    ans  dem    Umsätze  des 
öeldes  selbst  gewinnt    Ans  dieser  Auffassung  i 
wie  besonders  aus  der  Aequiralenz  der  Werte 
ergiebt   sich  ganz  folgerichtig  auch  die  Ver- 
nrteilnng  des  Zinsenbeznges  ans  dem 
Darlehen.    In  der  näheren  Begründung  lehnt 
sich  Thomas  eng  an  Aristoteles  an.   Die  früheren 
Scholastiker,  Wilhelm  von  Paris,  Alesander  von 
Haies,   Albert  d.  Gr.,  hatten  sich  mit  der  Be- 
rufung auf  Stellen  des  alten  und  neuen  Testa- 
mentes begnügt.     Thomas  geht  auf  das  Zins- 
problem   tiefer    ein    (Jonrdain    p.    14).      Wie 
Aristoteles  und  die  mittelalterliche  Kirche  lehrt 
er    die   Unfruchtbarkeit  des  Geldes.     Die  am 
meisten  charakteristische  Stelle  lautet:   „Zins 
für  8U5?eliehenes  Geld  zu  nehmen,  ist  an  sich 
angerecht,  weil  etwas  verkauft  wird,  was  nicht 
vorhanden  ist;  das  ist  offenbar  eine  Ungleich- 
heit,  die  der  Gerechtigkeit  widerspricht.    Um 
das  klar  zn  erkennen,  muss  man  erwägen,  dass 
es  Dinge  giebt,  deren  Gebrauch  ihr  Ver- 
brancn  ist.     So  verbrauchen  wir  den  Wein, 
wenn   wir  ihn  zum  Trinken  gebrauchen,   und 
das  Getreide,  wenn  wir  es  zum  Essen  benutzen. 
In  derlei  Dingen  darf  deswegen  der  Gebrauch 
nicht   von  der  Sache  getrennt  in  Anrechnung 
gebracht  werden ;  wem  die  Nutzung  überlassen 
wird,  dem  wird  damit  auch  die  Sache  Ober- 
laasen.    Wer  darum  den  Wein  verkaufen  wollte 
vnd  getrennt  davon  die  Nutzung  des  Weines, 
würde  dieselbe  Sache  zweimal  verkaufen  oder 
er  würde  das  verkaufen,   was  nicht  existiert; 
er  würde  daher  offenbar  eine  Sünde  der  Unge- 
rechtigkeit begehen  ...  Es  giebt  aber  auch 
Dinge,  deren  Benutzung  nicht  ihr  Ver- 
brauch  ist;   so  ist  z.  B.  die  Benutzung  des 
Haoses  seine  Bewohnnng.  nicht  aber  seine  Zer- 
stSmng.    Damm  kann  in  solchen  Dingen  jedes 
von  beiden  getrennt  überlassen  werden,  so,  wer 
einem  anderen  das  Eigentum  an  seinem  Hause 
übertrÄgt  unter  Vorbehalt  des  Gebrauches  für 
eine  bestimmte  Zeit;  oder  umgekehrt,  wer  einem 
die  Benutzung  des  Hauses  überlässt  unter  Vor- 
behalt des  Eigentums  für  sich.    Deshalb  kann 
man   erlaubterweise   einen   Preis  für  den  Ge- 
branch  des  Hauses  annehmen  und  ausserdem 
das  vermietete  Haus  beanspruchen,  wie  es  that- 
sichlich  hei  der  Vermietung  eines  Hauses  ge- 
schieht   Das  Geld  jedoch  ist  nach  dem  PhDo- 
sophen  hauptsächlich  zur  Bewerkstellignng  des 
Aostansches  eingeführt:  danach  ist  der  eigent- 
liche und  hauptsächliche  Gebranch  des  Geldes 
sein  Verbrauch  .  .  .,  insofern  es  im  Tausch- 
verkehr  ausgegeben  wird.    Ans  diesem  Grund 
ist  es  an  sich  unerlaubt,  für  die  Benutzung  des 
aosgeliehenen  Geldes  einen  Preis,  d.  h.  Zins  zu 
fordeni"'  (S.  th.  2,  2,  q.  78.  a.  1  c).    Nur  durch 
äussere  Umstände  kann  eine  Berechtigung  zum 
Bezug  eines  Zinses  entstehen.    Thomas  kennt 
den  Zinstitel   des   entstehenden  Schadens   und 
tnplicite  erkennt  er  auch  den  des  entgehenden 
Gewinns  an   (Funk,    Zins  nnd  Wucher   1868, 
S.  78.   Schaub  362  ff.).     Der   Gmnd   für  diese 
Auffassung  ist  in   dem   damaligen   Stand   des 
wirtschaftlichen  Lebens  zu  suchen.    Die  Mög- 


lichkeit, ein  Darlehen  zn  produktiven  Zwecken 
zu  verwenden,  war  im  Mittelalter  sehr  gering. 
Das  Geld  hatte  noch  nicht  die  Eigenschaft  von 
Kapital  nnd  konnte  darum  keinen  Zins  ein- 
bring^en.  Es  handelte  sich  meist  um  Darlehen, 
die  aus  Not  gemacht  wurden.  Gegen  nichts 
aber  eifert  Thomas  so  sehr  als  gegen  die 
wucherische  Ausbeutung  der  Not.  — 

Thomas   von  Aqnin   wurde  als  sozialer 
Denker  in  neuester  Zeit  mehr  in  den  Vordergrund 

Eerttckt;  nicht  nur  dass  anf  katholischer  Seite 
eo  XIII.  in  der  Enk.vclika  „Rcrum  novamm'' 
vom  Jahre  1891  die  Berechtigung  und  Not- 
wendigkeit des  Privateigentums  an  der  Hand 
der  von  Thomas  dafür  angeführten  Gründe  be- 
weist nnd  die  katholischen  Sozialpolitiker  häufig 
auf  die  scharfsinnigen  Gedankengänge  des 
Aquinaten  zurückgreifen,  —  ohne  indes,  wie 
Maarenbrecher  (a.  a.  0  S.  50,  Anm.  1)  irrig 
behauptet,  die  thomistische  Sociallehre  zur 
Grundlage  modemer  Sozialpolitik  zu  machen  — , 
auch  Rndolf  von  Ihering  hat  ihm  das  Zeug- 
nis ausgestellt^  dass  dieser  grosse  Geist  das 
,.gesellschaftliche  Moment  des  Sittlichen"  bereits 
vollkommen  erkannt  habe  (Der  Zweck  im  Rechte 
n,  116).  Vielfach  sind  es  ja  die  wirtschaft- 
lichen Ansichten  des  Aristoteles,  die  hei  Thomas 
wiederkehren,  aber  es  entstehen  daraus  durch 
die  Einwirkung  der  christlichen  Ideeen,  des 
römischen  Rechts  nnd  der  mittelalterlichen 
Kultur  vielfach  ganz  andere  Gedankenreihen. 

Litteratnr:  Ashley,  Agvina*  (in  Palgrarei 
Dietionary  of  Pnlilifal  Economy,  Bd.  I).  — 
Antoniades  Basilius,  Entstehung  und  Ver- 
fattung  de*  StatUe»  nach  Thom.  v.  Aquin,  Tü- 
bingen 1889.  —  Bautnann.  Die  SlaaUlehre  de* 
hl.  Thom.  r.  Aquin,  Leipzig  1873.  —  Cathretn, 
Da*  ju»  gentium  im  rSmi*ehen  Recht  und  beim 
hl.  Thnm.  r.  Aquin  (Philotoph.  Jahrbuch  der 
GSrre*ge*ell*chaft,  Bd.  II,  37iff.).  —  Derselbe, 
Moralphüo*ophie,  i.  Aufl.,  freiburg  1893,  II, 
S67  ff.  —  Contxen,  Th<ßm.  r.  Aquin  alt  rolk»- 
tcirt*chaftlieher  SchriJUteUer,  Leipzig  1861.  — 
Veraelbe,  Zur  H'ilrdigung  de*  MiltelcUtert  mit 
besonderer  Beziehung  auf  die  Staatslehre  de»  hl. 
Thom.  r.  Aquin,  Ca*»el  1870.  —  Derselbe, 
Getchichte  der  rolksieirttchafüichen  Litteratur  im 
Mittelalter,  Leipzig  1869.  —  Oosta-RossetU, 
Allgem.  Grundlagen  der  Sationaldkonomie.  Bei. 
trag  zu  einem  System  der  yationalöltonomie  im 
Gei*te  der  Scholastik,  Freiburg  1888.  —  Crahat, 
La  Polilique  de  S.  Thomtu  d'Aquin,  Lourain 
1896.  —  Endres,  Thom.  v.  Aquin  (Slaatllexiknn 
der  GSrretgetelUchafl   V,  704  ff.,  Freiburg  1897). 

—  B%te1een,  Die  Philosophie  des  Thom.  r. 
Aquino  und  die  Kultur  der  Seuzeit  (Zeitschr.  f. 
Philosophie,  Halle  1885,  Bd.  87,  S.  161  ff.).  — 
Funk,  Veber  die  ökonomischen  Anschauungen 
der  mittelalterliehen  Theologen  (Zeitschr.  f.  d. 
ges.  Staatsmssenschaft,    1869,  Bd.  iS,  S.  125 ff.). 

—  Frhr.  V.  Hertting,  Kleine  Schriften  zur 
Zeitgeschichte  und  Politik,  Freiburg  1897,  S.  127 
— 19i.  —  HetHnger,  Thoma*  v.  Aqtiin  und 
die  ettropäische  Cicilisation,  Frankfurt  1880.  — 
JtU^enrainer,  Die  Erwerbsarbeit  in  den  Werken 
des  heil.  Thom.  v.  Aquin  (Katholik,  Mainz  1901, 
I,  6iff.).  —  Hohoff,  Die  Werüehre  det  hl. 
Thomas  ron  Aquin  (Monatsschrift  für  christl. 
Sozialreform,    1893,   XV.  Jahrg.,    Hefl  9  u.  lOi. 

—  ffouniain,  Memoire  sur  les  commeneement* 
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de  l'economie  polüique  daru  le»  ceole»  du  moyen 
iige  (Memoire»  de  l' Institut  National  de  France, 
Tome  XXVI JI,  1—52,  Pari*  1874).  —  Der- 
selbe, La  Philosophie  de  St.  Thomat  d'Aquin, 
1858.  —  Maurenbrecher,  Thom.  v.  Aquinot 
Stellung  zum  Wirlseh<^ft*leben  seiner  Zeit,  1.  Heft, 
Leipzig  1898  (daselbst  zahlreiche  Litteratur- 
angaben ;  vgl.  v.  llertlings  Seeention  dieser 
Sehriß  im  Philos.  Jahrbuch,  1898,  S.  456ff.J.  — 
Mauabeush,  Thomcu  von  Aguin  (Kirchenlexikon, 
£.  Aufl.,  Bd.  XI,  1615 ff.,  Freiburg  1899).  — 
Theod,  Meyer,  Instiiutiones  juris  nalurali* 
sen  philosophiae  moralis  universae  secundum 
principia  S.  Thomae  Aquinalis.  Pars  I.  Jus 
natura«  generale  (Freiburg  ISSa),  Pars  II.  Jus 
naturae  speriale  (Freiburg  1900).  —  H.  Fesch, 
Das  Privateigentum  als  soziale  Institution,  i.  Aufl., 
Freiburg  1900.  —  Sehdzler,  Divus  Thomas, 
doctor  angelicus  contra  Liberalismum ,  Romas 
1874.  —  Schaub,  IHe  Eigentumslehre  nach 
Thomas  von  Aquin  und  dem  modernen  Sozialis- 
mus, Freiburg  1898.  —  Schneid,  Die  Philosophie 
des  hl.  Thomas  v.  Aquin  und  ihre  Bedeutung 
ßlr  die  Gegenwart,  Würzburg  1881.  —  C,  Jf. 
Sehneider,  Die  Grundprincipien  des  hl.  Thomas 
und  der  moderne  Sozialismus  (Jahrb.  für  spcc. 
Theol.  «.  Philos.,  Bd.  Vlllff.).  —  Derselbe, 
Die  sozialistische  Staatsidee  beleuchtet  durch 
Thomas  v.  Aquin,  Paderborn  1894.  —  Thomas- 
blatte r  1889,  Heft  7—9.  Der  hl.  Thomas  und 
die  Sklaverei.  —  Tlioetnes,  Commentatio.  lite- 
raria  et  critica  de  S.  Thomae  operibus,  Berolini 
1874.  —  Walter,  Das  Eigentum  nach  der  Lehre 
des  hl.  Thomas  von  Aquin  und  des  Sozialismus, 
Freiburg  1895. 

F.  Walter, 


Thomas  de  Tio  (Tommaso  da  Tio), 

mit  dem  Zunamen  Cajetanus, 

geb.  1469  in  Gaeta  (Caietana)  im  Königreich 
Reapel,  gest  den  d.  VIII.  Iö34  in  Rom.  Be- 
reits 14iä  trat  er  in  den  Dominikanerorden  ein, 
erwarb  1496  in  Padna  den  theologischen  Doktor- 
grad, wurde  Professor  an  dem  dortigen  Gym- 
nasium (Tgl.  „Papadopoli  Historia  gj-mnasiae 
Pataviae"  s.  u.),  alsdann  Prokurator  und  später 
Ordensgeneral  der  Dominikaner.  1517  erhielt 
er  von  Leo  X.  den  Eardinalshut  und  wurde 
1618  Verwalter  des  Erzbistums  Palermo.  Seine 
Uission  als  Legatus  a  latere,  in  Deutsch- 
land den  Zehnten  von  den  geistlichen  Gütern 
eineufUhren,  verlief  ebenso  resultatlos  wie  seine 
Disputation  mit  Martin  Luther,  den  er  im  Auf- 
trage Leos  X.  zum  Widerruf  zwingen  sollte,  im 
Oktober  1518  in  Angsbnrg. 

Thomas  de  Vio  veröffentlichte  folgende 
staatswissenschaftliche  Schriften  in  Buchform: 
Thomae  de  Vio  Caietani  Opuscula  omnia,  Monza 
1529  (in  der  ersten  Ausgabe  seiner  opera  omnia) ; 
dasselbe,  als  späterer  einziger  Neudruck  der 
blossen  Opuscula,  Venedig  1596.  Dieses  Sammel- 
werk umfasst  folgende  3  Schriften:  De  monte 
pietatis  (verfasst  1498  zu  Pavia);  de  cambüs 
(verfasst  1499  in  Mailand);  de  usura  (verfasst 
iöOO  zu  Venedig).  Seine  gesammelten  Schriften, 
die  in  den  Kommentaren  zu  Thomas'  von  Aquino 
^.summa  theologiae"  und  „esse  et  essentia"  II, 


in  Kommentaren  zu  den  4  Evangelisten  und 
dem    Inhalt    der   opuscula    etc.    bestehen,   er- 
schienen zu  Monza  1529,  Rom  1570,  Lyon  1541 
und  1581,  Venedig  1588  und  Antwerpen  1612. 
Das  der  mittelalterlichen  üebergangsperiode 
von  der  Natural-  zur  Geld-  und  Kredit  Wirtschaft 
entstammende  kanonistische  Zinsnehmungsver- 
bot  beruhte  auf  einer  irrtümlichen  Interpretation 
der  Stellen,  die  in  der  Bibel  vom  Zinsnehmen 
handeln,  und  verursachte  bis  zum  Anfang  des 
15.  Jahrhunderts  in  den  wirtschaftlichen  Ver- 
kehrsverbältnissen  weniger  Schwierigkeiten  für 
die  unteren  Stände  als  für  den  Adel.    Zur  Zeit 
Thomas'  de  Vio  hatten  im  Handel  und  Wandel 
bereits  verschiedene  Um^ehun^sformen  des  ka- 
nonistischen   Gesetzes    sich    eingebürgert    und 
bebalf  der  durch  letzteres  beschränkte  Personal- 
nnd  Bealkredit  sich  mit  dem  Zins-,  Gülte-  oder 
Renteverkauf,    welchen   verschleierten   Zinsbe- 
willigungsmanipulationen    sich     der    trockene 
Wechsel,  auf  dem  Aussteller  und  Acceptant  ein- 
und  dieselbe  Person,  anscbloss.    Thomas  de  Vio 
nahm  in  seineu  Schriften  über  Zins,   Wucher 
und  Wechsel  ein  dem  kanonischen  Gesetze  nur 
in    Nebensächlichkeiten    opponierenden    Stand- 
punkt ein.    Der  Gegensatz  zwischen  dem  wahren 
Tausch-  oder  Wechselbriefe  (lettera  di  cambio) 
und     dem    trockenen,     damals    unstatthaften 
Wechsel,  weil  das  diskrete  Wuchergeschäft  sich 
gewöhnlich  dahinter  versteckte,   ist  mit  Klar- 
heit und  Anlehnnng  an  juristische  Präjudizien 
in  seiner  Schrift  „de  cambüs"  zur  Darstellung 
gebracht;   in   seiner  Abhandlung:   „de  usura'' 
bringt  er  nichts  bei,  was  über  die  Befürwortung 
einer  milden  Praxis  bei  Beurteilung  der  Wucher- 
geschäfte,  die  von  berufsmässigen  Kainpsoren 
vermittelt  waren,   hinausginge.     Da  diese  be- 
rufsmässigen Kampsoren  oder  Wechsler  in  den 
romanischen  Ländern  damals  fast  ausschlie.'^lich 
Juden   waren  und  den  Juden  das   stillschwei- 
gende Recht  zustand,  Wucher  zu  treiben,  d.  b. 
Geld  gegen  Zinsen  auszuleihen,  so  will  deren 
Protektion   aus  der  Feder  des  Kardinals  Caje- 
tanus  nichts  weiter  besagen.    Gegen  die  montes 
pietatis  oder  Leih-  und  Lombardhäuser,  welche 
von   Italien  aus  —  das  erste  Leihhaus  wurde 
1463  in  Orvieto  errichtet  —  über  die  anderen 
romanischen  Staaten  und  die  Niederlande  nach 
Mitteleuropa  vordrangen,  verhält  sich  der  Ordens- 
general der  Dominikaner  in  der  Schrift   ,de 
monte  pietatis"  durchaus  ablehnend ;   da  diese 
Abhandlung  bereits  1498  entstand,  also  zu  einer 
Zeit,   wo  die  angegriffenen  Institute  in  Italien 
noch     sämtlich     unter    der    Verwaltung     des 
Franziskanerordens  standen,  liegt  die  Vermutung 
nahe,  dass  Cajetanus  als  Stimmführer  der  Do- 
minikaner in  seiner  Polemik  weniger  die  montes 
pietatis  als  deren  Gründer  und  Beschützer,  die 
mildthätigen  Franziskaner,   treffen  wollte,   die 
den  durch  Bescbluss  des  laterauischen  Konzils 
von  1515  sanktionierten  Grundsatz  verteidigten, 
dass  die  Einbusse  eines  geringen  Zinssatzes  für 
das  auf  ein  Pfand  gewährte  Darlehen  der  Aus- 
beutung durch  den  Wucherer  jedenfalls  vorzu- 
ziehen sei.     Thomas  de  Vio  forderte  dajgegen 
als  Anwalt  der  Dominikaner  eine  zinsfreie  Be- 
leihung  der  Pfaudstücke    des   armen   Mannes. 
Die  Feindseligkeit  seines  Ordens  flogen  die  Ver- 
teidigung des  massigen   Pfandziuses  wurzelte 
jedoch   mutmasslich  lediglich  in  der  aus  Eifer-; 
sucht  hervorgegangenen  Antipathie  gegen  den 
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-Stifter  nnd  die  Mitglieder  des  durch  Hildthätig- 
keit  in  einer  grossen  Popularität  gelangten 
Franziakanerordens. 

Vgl.  über  Thomas  de  Vio:  Joh.  Bapt. 
Fla  vi  US,  Vita  Cajetani  (s.  1.  e.  a.).  — 
Ughellus,  Italia  sacra,  Bd.  I,  ßoro  1641,  S. 
545.  —  Ciaconio,  Vitae  et  res  gestae  Ponti- 
ficum  romanomm  et  cardlnaliam,  ebd.  1677, 
S.  39094.  —  Toppi,  Biblioteca  Kapoletana, 
Neapel  1678,  S.  300.  —  V.  L.  v.  Seckendorf, 
Commentarins  bist,  de  Lutheranismo,  Leipzig 
1692.  —  Miraens,  De  scriptoribns  ecclesiae 
«d.  Fabricius,  Bd.  n,  Hamburg  1718,  S.  160.  — 
Eckard,  Scriptores  ordinis  praedicatorinm, 
Paris  1719,  S.  221.  —  Papadopoli  Historiae 
gjmnasiae  Patariae,  Bd.  I,  Venedig  1726.  — 
Zedier,  Universallexikon,  Bd.  XLVXII,  Halle 
1746,  Sp.  1643/49.  —  Boerner,  De  colloqiüo 
Latheri  cum  Cajetano,  s.  1.  e.  a.  (c.  1760).  — 
Fornari,  Delle  teorie  econoraiche  nelle  pro- 
Tinde  Napolitane  dtil  secolo  XIII  al  1734,  Mai- 
land 1882,  S.  &l;9ö.  —  Ashley,  Introdnction 
tD  english  economic  history  and  theory,  Bd.  II, 
2.  Aufl.,  London  1893,  S.  450/51. 

lAppert, 


Thomasins,  Christian, 

geb.  am  1.  I.  1655  in  Leipzig,  gest  am  23.  IX. 
1728  in  Halle  a  S.,  studierte  in  Frankfurt  a,'0., 
promoTierte  1679  und  begann  1687  an  der 
Leipziger  Universität  zuerst  im  Auschlnsse  an 
Pnfendorf  über  Katarrecht  in  lateinischer,  dann 
1688  in  deutscher  Sprache  Vorlesungen  zu 
halten.  Verdarb  er  es  durch  letztere  Neuerung 
bereits  g-ründlich  mit  den  Leipziger  Orthodoxen, 
M  wurde  bald  darauf  sein  Federkrieg  mit  dem 
dänischen  Hofprediger  H.  G.  Masins  (s.  u.)  die 
Ursache,  dass  der  gegen  Thomasins  aufgehetzte 
sächsische  Hof  die  Anstrengung  des  Inqui- 
ntionsverfahrens  gegen  den  „Verächter  Giottes 
und  des  heiligen  Amtes"  g^nthiess.  Der  mit 
dem  Inquisitionsprozesse  bedrohte  Thomasius 
flüchtete  ans  Leipzig  und  fand  in  Berlin  bei 
dem  au^eklärten  Kurfürsten  Friedrich  III.  von 
Brandenburg  ein  Asyl.  Derselbe  verlieh  seinem 
Schatdinge  den  Batstitel  und  wies  ihm  Tür  sein 
ferneres  geistiges  Schaffen  nnd  Dozieren  die 
Bitterakademie  Halle  als  Aula  für  seine  Vor- 
lesungen an,  die  Thomasins  1690  vor  einem 
Ost  kleinen,  dann  immer  zahlreicher  werdenden 
Auditorium  begann,  bis  seine  Anstellung  als 
ausserordentlicher  Professor  der  Rechtswissen- 
schaft an  der  1694  eingeweihten  neuen  luthe- 
rischen Universität  Halle  ihm  einen  grösseren 
Wirkungskreis  daselbst  schuf,  worauf  er  bald 
zum  Ordinarius,  1699  zum  Geheimen  Rat  und 
1710,  nach  Stiycks  Tode,  zum  Direktor  — 
Sektor  war  bekanntlich  der  Landesfürst  —  der 
Friedrichauniversität  Halle  avancierte.  Ein 
Jahr  vor  Antritt  letzterer  Würde  wurde  Tho- 
■asins  noch  die  Genugthuung  zu  teil,  einen 
Bof  an  die  Leipziger  Hochs<£ale  ausschlagen 
zu  können. 

Thomasins  verSSentlichte  von  ganz  oder 
teilweise  der  Staatswissenschaft  angehörigeu 
Schriften   in  Buchform:    Tractatio  jnridica   de 


vagabnndo  seu  eo,  qui  est  sine  domicüio,  Leip- 
zig 1682;  dasselbe,  3.  Aufl.,  Halle  1739.  — 
Institntionum  jurispmdentiae  divinae  Hbri  III, 
in  qnibns  fnndamenta  juris  naturalis  secnndnm 
hypotheses  illustr.  PÜfeudorfü  perspicue  de- 
monstrantur  etc.,  Frankfurt  und  Leipzig  1688: 
dasselbe,  3.  Aufl.,  Halle  1710;  dasselbe,  7.  Aufl., 
1730;  dasselbe,  in  deutscher  Uebersetzung,  ebd. 
1702;  dasselbe,  neue  Aufl.,  1709.  (Es  kommen 
aus  dieser  Schrift  hauptsächlich  die  Abschnitte : 
„De  majestatis  partibus,  sive  regalibus"  und 
„De  officio  imperantiam  et  parentium"  in 
staatswisseuschaftlicher  Beziehung  in  Betracht.) 
—  „Freimütige,  jedoch  vemnnft-  und  gesetz- 
mässige  Gedaucken  über  allerhand  Bücher  und 
Fragen",  2  Bde.,  Halle  und  Leipzig  168889. 
(Es  war  dies  das  erste  wissenschaftliche  Jour- 
nal in  deutscher  Sprache,  das  allerdings  nur 
ein  zweiiähriges  Dasein  fnstete,  seineu  Urheber 

fleichwohl  aber  zum  Begründer  der  deutschen 
oumalistik  gemacht  hat.  In  den  Nammem 
vom  Mai  und  Juni  des  Jahrganges  1689  findet 
sich  eine  Abfertigung  des  dänischen  Hofpredi- 
gers, Professor  Masins,  welcher  in  einer  Schrift 
über  „das  Interesse  der  Fürsten  an  der  wahren 
Religion"  die  Behauptung  aufgestellt,  dass  Gott 
der  unmittelbare  Urheber  der  fürstlichen  Gewalt 
sei,  was  Thomasins  aus  historischen,  staats- 
wissenschaftlicben  und  philosophischen  Gründen 
für  absurd  erklärte.  Darauf  replizierte  Masius 
in  einem  Pasquill  unter  dem  Pseudonym  Peter 
Schipping,  worauf  Thomasius  als  Duplik  auf 
die  Schmähschrift  diese  selbst,  versehen  mit 
ebenso  beissenden  als  unwiderlegbaren  Glossen, 
in  seiner  Zeitschrift  abdruckte.)  —  „Historie  der 
Weiszheit  und  Thorheif,  3  Bde  Halle  1693. 
(Darin  „Luthers  Meinung  von  Reformation  der 
Universitäten".)  —  „Vom  elenden  Zustande  der 
Stadenten",  ebd.  1693.  —  „Vom  Rechte  evan- 
gelischer Fürsten  in  theoloiB^ischen  Streitigkeiten, 
ebd.  1696.  —  Vindiciae  juris  majestatis  circa 
sacra,  ebd.  1699.  —  Dreifache  Rettung  des 
Rechts  evangelischer  Fürsten  in  Kirchensachen, 
ebd.   1701.    —    Fnndamenta   juris    naturae    et 

fentium  ex  sensu  communi  deducta,  ebd.  1705; 
asselbe,  2  Aufl.,  ebd.  1708;  3.  Aufl.,  1713: 
4.  Aufl.,  1718;  dasselbe  deutsch,  ebd.  1709.  (In 
staatswissenschaftlicherBeziehung  kommt  hieraus 
besonders  der  Abschnitt  „De  principio  juris  na- 
turae et  ^utium  et  de  principüs  justi,  decori, 
honesti"  in  Betracht )  —  De  tortura  e  foris 
christianorum  proscribenda,  ebd.  1705.  —  De 
origine  Processus  inquisitorii  contra  sagas,  Ur- 
sprung etc.  der  Hexenprozesse,  ebd.  1712;  das- 
selbe, 2.  Aufl.,  1740.  —  De  regalibus  fisci  prin- 
cipnm  Germaniae,  ebd.  1713.  —  Cautelae  circa 
praecognita  jurisprudentia,  ebd.  1713.  —  Paulo 
plenior  historia  juris  naturalis,  ebd.  1719.  — 
ErnsthaSte  aber  doch  muntere  und  vemünfftige 
Gedancken  und  Erinnerungen  über  allerhand 
auserlesene  juristische  Häudel,  4  Bde.,  ebd. 
1720  21.  —  Historia  contentionis  inter  Imperium 
et  sacerdotium  usque  ad  saeculum  XVI,  ebd. 
1722.  —  Vemünfftige  und  christliche,  aber 
nicht  scheinheilige  Gedancken  über  allerhand 
gemischte  philosophische  und  juristische  Händel, 
3  Bde.  und  Anhang,  ebd.  1723  26.  —  Thomasi- 
sche Gedancken,  ebd.  1724.  (Darin  seine 
^kurzen  Lehrsätze  vom  Recht  eines  christlichen 
Fürsten  in  Religionssachen",  betreffend  die 
Duldung    unbeschränkter    religiöser    Glaubens- 
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nnd  Denkfreiheit  bei  Beinen  Unterthanen.)  — 
Pe  jure  asjli  legatorum  aedibna  com^tente, 
ebd.  1737.  —  Herausgeber  war  Thomasing  von 
folgenden  staatswissenscbaftlichen  Schriften  in 
Buchform:  Anmerkungen  über  D.  Ossens  Trak- 
tat von  Verbesserung  des  Justiz-  und  Polizei- 
-wesens,  ebd.  1714.  —  Prudentia  regnativa  etc. 
(von  Melchior  v.  Ossa),  „zum  Gebrauch  des 
Thomasischen  Auditorii",  mit  Einleitung  und 
Kommentar,  ebd.  1717. 

In  Thomasina  versinnbildlicht  sich  der 
Uebergang  von  der  physischen  und  geistigen 
Erschlaffung  Deutschlands  nach  Beendigung 
des  grossen  Beligiouskrieges  zum  Anbruch  des 
Zeitalters  der  Aufklärung  und  Humanität.  Er 
■war  einer  der  streitbarsten  geistigen  Pioniere 
des  Kultnrumschwnnges  zu  Beginn  des  18. 
Jahrhunderts.  Das  gesellschaftliche  Leben  an 
der  Neige  des  17.  Jahrnanderts  verdankt  ihm  die 
Einführung  philosophischer  Untersuchungen, 
welche  der  geistigen  Denkart  der  sogen.  Ge- 
bildeten eine  neue,  die  abstrakte  philosophische 
Doktrin  bekämpfende  freiheitliche  Richtung  gab. 
Thomasius  bediente  sich  als  erster  unter  den 
deutschen  Universitätslehrern  der  deutschen 
Muttersprache  für  den  gelehrten  Unterricht, 
«tatt  der  bisher  bevorrechteten  und  auf  allen 
Lehrkanzeln  gebräuchlichen  lateinischen ;  er  be- 
absichtigte damit  insbesondere  auch  in  breiteren 
Volksschichten  die  Teilnahme  an  gelehrten 
Tagesfragen  zu  erwecken.  Wie  er  sich  im 
mannhaften  Kampfe  gegen  die  Ueberbleibsel 
mittelalterlicher  Grausamkeit  (Zauberei,  Hexen- 
prozesse, Inquisition)  bewährt  hat,  gehört  der 
Kulturgeschichte  an,  die  auch  seinem  energischen, 
«her  erfolglosen  Ansturm  gegen  die  Tortur, 
welche  zur  Schande  des  18.  Jahrhunderts  noch 
bis  zu  dessen  Ende  bestehen  blieb,  die  ge- 
bührende Anerkennung  nicht  versagt.  Die 
Methodik  der  philosophischen  Wissenschaft  bat 
«g  ihm  zu  danken,  dass  er  sie  von  der  ver- 
Mrirrenden  scholastischen  Terminologie  reinigte. 
In  seinen  staatsrechtlichen  Anschauungen  gebt 
«r  von  der  Annahme  ans,  dass  aus  oder  mit 
der  menschlichen  Gesellschaft  sich  das  Recht 
«ntwickelt,  welches  nach  ihm  ein  angeborenes 
«der  erlangtes,  ein  natürliches  oder  ein  positives 
sein  kann.  Von  Aristoteles  lässt  er  nur  das, 
■was  die  Scholastik  an  dessen  Staatstheorie  nicht 
missgestaltet  hat,  bestehen.  Die  göttliche  Ur- 
Iieberschaft  der  Majestät  erkennt  er  als  staats- 
rechtlichen Begriff  mit  Pnfendorf  an,  bestreitet 
aber  die  göttliche  Einsetzung  der  einzelnen 
Monarchen.  Die  Anfj^be  des  Naturrechts  er- 
blickt er  in  der  Herbeiführung  der  menschlichen 
Glückseligkeit.  Aus  der  Rechtswissenschaft 
scheidet  er  das  göttliche  Recht  und  die  aus 
dem  inneren  Seelenleben  hervorgegangene  Mo- 
ral ans.  Sittenlehre  und  Naturrecht  werden 
von  dem  Grandsatze  der  vernünftigen  Liebe 
abgfeleitet,  was  seinem  Endämonismus  (vgl.  seine 
Schrift:  „Von  der  Arznei  wider  die  unver- 
nünftige Liebe",  Halle  1692)  einen  egoistischen 
Beigeschmack  verleiht. 

Am  dürftigsten  ist  das  Individualrecht  von 
ihm  behandelt,  da  in  seinerGesellschaf  tstheorie  die 
sozialen  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  menschli- 
chen Leistungen  keine  Berück.sichtigunggefunden 
haben.  Für  die  Beurteilung  seiner  volkswirtschaft- 
lichen Anschauungen  liefern  seine  Anmerkungen 
zuOssas  Testament  (s.  d.  Art.  Ossa  oben  Bd.  V 


S.1027)  den  bestenSchlüssel.  Seine  aphoristisch  hiu- 

feworfenen  Sätze  enthalten  eine  Reihe  bedeuten- 
er,  wenn  auch  teilweise  anfechtbarer  Gedanken, 
z.  B. :  Die  Sparsamkeit  soll  nicht  in  G^  aus- 
arten, da  dieser  der  Hemmschuh  des  Reichtiun- 
erwerbs  ist;  der  Kopf-  gebührt  kein  Vorrang 
vor  der  Handarbeit ;  die  Steigerung  des  Lains 
steht  in  keinem  ursächlichen  Zusammenhange 
mit  dem  Niedergange  der  Moral.  Letztere  An- 
schauung über  den  Luxus  ist  eine  irrtümliche. 
Die  mittelalterliche  Luxusentfaltnng  war  im 
wesentlichen  eine  Missgeburt  des  Ständeunter- 
schiedes, der  Kleider-,  Hochzeits-,  Tauf-  und 
Begräbnisordnungen  etc.  aufbrachte .  Die  Schriften 
der  Reformatoren,  insbesondere  Luthers,  öffneten 
dem  Volke  darüber  die  Augen,  und  wenn  in 
der  Periode  der  sozialistischen  Aufstände  des 
16.  Jahrhunderts  die  deutschen  und  hollän- 
dischen Anabaptifiten  neben  ihren  Grundsatz, 
dem  Gebote  der  Bruderliebe  nachzuleben,  den 
der  Verwerfung  des  Luxus  stellten,  so  geschah 
es_,  weil  letzterer  die  Bruderliebe  gefährdete. 
Die  Volksmoral  nahm  also  an  der  Luxusentfal- 
tung als  einem  öffentlichen  Aergemis  Anstoss; 
dessen  Fortbestehen  musste  demnach  zu  einer 
Zeit,_  wo  namentlich  den  landwirtschaftlichen 
Arbeitern  kein  Vorteil  daraus  erwuchs,  die 
Volksmoral  selbst  schädigen.  Einmal  trifft  es 
sich,  dass  Thomasius  seiner  Zeit  weit  vorans- 
eilt, indem  er  den  Zunftzwang  mit  seinem  Ver- 
erbungsgesetz der  Gewerbegerechtsame  vom 
Vater  auf  den  Sohn  als  Hemmnis  jeder  fort- 
schrittlichen Entwickelung  des  Handwerks  be- 
zeichnet und  sich  für  Freiheit  der  Berufswahl 
nach  Neigung  und  Geschick,  demnach  also  für 
Gewerbefreiheit  ausspricht.  Von  allen  Gewerben 
schätzt  Thomasius  den  Ackerbau  und  zwar  be- 
sonders wegen  der  in  ihm  liegenden  Keime  der 
menschlichen  Veredelung  mit  Recht  am  höchsten. 


Vgl.  Ober  Thomasius:  Fabricins, 
Histona  bibliothecae  Fabricianae,  Bd.  III, 
Wolfenbttttel  1714,  S.  142  ff.  —  Selbstbiographie 
in  seinen  „Emsthafften  aber  doch  munteren  und 
vemüu«ftigen  Gedancken",  4  Bde.,  Halle  1720;21. 
—  Acta  eruditorum,  Jahrg.  1829,  Leipzig.  S. 
470.  —  Neue  Zeitung  von  gelehrten  Sachen, 
Jahrg;.  1729,  ebd.  S.  829.  —  Walchs  Religions- 
streitipkeiten  in  und  ausser  der  evangelisch- 
luthenschen  Kirche,  Jena  1733/39.  —  Glafey, 
Vollständig  Geschichte  des  Rechts  der  Ver- 
nunft, Leipzig  1739.  —  Brucker,  Historia 
critica  philosophiae,  Bd.  IV,  ebd.  1744.  — 
Zedier,  Universallexikon,  Bd.  XL VIII.  Halle 
1746,  S.  1579/1602.  —  Luden,  Christian  Tho- 
masius nach  seinen  Schicksalen  und  Schriften, 
Berlin  1805.  —  Hinricha,  Geschichte  der 
Rechts-  und  Staataprincipien,  Bd.  III,  Leipzig 
1852,  S.  122/304.  —  Gass,  Geschichte  der  pro- 
testantischen Dogmatik,  Bd.  11,  Berlin  1857, 
S.  484  ff.  -  Tholuck,  Vorgeschichte  des 
Rationalismus,  Bd.  II,  2:  Die  2.  Hälfte  des  17. 
Jahrb.,  ebd.  1862,  S.  262ff.  —  Bluntschli, 
Geschichte  des  allgemeinen  Staatsrechts,  München 
1864,  S.  181  ff.  —  Friedberg,  Recht  der 
Eheschlies,sung,  Leipzig  1865,  S.  192  93,  196, 
266.  —  Dernburg,  Thomasius  und  die  Stif- 
tung der  Universität  Halle,  HaUe  1866.  — 
Bluntschli,  Christian  Thomasius  in  „St.W.ß. 
V.  Bluntschli  und  Brater",  Bd.  X,  Stuttgart 
1867,  S.  614'18.  —  Wagner,  Chr.  Thomasius, 
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«in  Beitrag  zur  Würdigung  seiner  Verdienste 
um  die  deutsche  Litteratnr,  Berlin  1872.  — 
Bosch  er,  Gesch.  der  Nat,  München  1874, 
S.  340  ff.  —  Zell  er,  Geschichte  der  Philo- 
sophie in  Deutschland,  2.  Aufl.,  ebd.  1875,  S.  162'71. 
—  Klempner,  Chr.  Thomasius,  ein  Vor- 
kämpfer der  Volksanfklämng,  Landsberg  a  W. 
1877.  —  Hettner.  Geschichte  der  deutschen 
Litteraiur  im  18.  Jahrb.,  3.  Aufl.,  Bd.  I,  Brann- 
schweig 1881.  —  Franck,  Riformateurs  et 
pnbUclstes,  Paris  1881,  S.  »44 '54.  —  T  ho  Ine  k, 
Christian  Thomasins,  in  „Herzog,  Realencyklo- 
pÄdie"-  Bd.  XV,  Leipzig  1885,  S.  61323.  — 
Kit  sc  hl,  Geschichte  des  Pietismus,  Bd.  II, 
Bonn  1886,  S.  171ff.  —  Nicoladoni,  Chr. 
Thoma.<iias,  Dresden  1889. 

LIppert. 


Thompson,  Robert  Ellis, 

geb.  im  April  1844  nnweit  der  Stadt  Lnrgan, 
Grafschaft  Armagb,  Provinz  Ulster  in  Irland. 
C^eine  Familie  wanderte  1857  mit  ihm  nach 
Amerika  ans.  wo  Thompson  in  Philadelphia  erst 
Theologie,  später  Mathematik  nnd  Volkswirt- 
schaft studierte.  1874  wurde  er  Professor  der 
Volkswirtschaft  in  Philadelphia,  1881  an  der 
nämlichen  Universität  Professor  der  Geschichte 
nnd  Litteratnr,  1883—85  hielt  er  am  Harvard 
College  in  Cambridge  volkswirtschaftliche  Vor- 
lesungen nnd  1892  trat  er  als  akademischer 
Lehrer  in  den  Ruhestand. 

Thompson  veröflentlichte  von  staatswissen- 
Khaftlicben  Schriften  in  Buchform:  Social 
science  and  national  economy,  Philadelphia  1875; 
dasselbe.  2.  Aufl.,  1878;  dasselbe,  3.  Aufl.  n.  d. 
T.:  Political  economy.  1883.  —  Protection  to 
bome  industry,  ebd.  1886  (Sammlung  seiner  am 
Harvard  College  gehaltenen  Vorlesungen).  — 
Coiceming  trnsts,  ebd.  1889  (auch  u.  d.  T.: 
Poblications  of  the  University  of  Philadelphia, 
1889.  No.  2).  —  Thompson  veröffentlichte  Ar- 
tikel staatüwissenschafthchen  Inhalts  in  Sammel- 
werken und  Zeitschriften :  Political  Economy  in 
.Encyclopaedia  Americana;  Supplemental  dic- 
tionai-y,  Bd.  IV,  New- York  und  Philadelphia 
1889.  " —  Er  war  femer  Chefredakteur  der 
Encyclopaedia  Americana;  Supplemental  dictio- 
nary,  Bd.  I  und  II,  ausserdem  Herausgeber  von 
.Penn  Monthly,  Jahr^nge  1868;79,  nnd  Haupt- 
mitarbeiter  an  der  politischen  nnd  litterarischen 
Wochenschrift  „North  American".  — 

Die  von  Thompson  für  die  Darstellung 
«einer  .Social  science"  gewählte  Form  entspricht 
einer  mit  politischen  nnd  administrativen  Daten 
Terschmolzenen  Geschichte  der  Volkswirtschaft 
nnd  Volkswirtschaftspraxis  mit  sporadischer  Be- 
XQgnahme  auf  die  Geschichte  der  Volkswirt- 
«cbkftslehre.  Er  verfasste  das  Werk,  worilber 
er  sich  in  der  Vorrede  ausspricht,  in  der 
doppelten  Abeicht,  1)  Leuten,  welche  sich  gern 
Tolkswirtschaftliche  Kenntnisse  aneignen  möch- 
ten, ohne  Zeit  oder  Lust  zu  haben,  dickleibige 
Bächer  darüber  zu  studieren,  ein  amegendes 
aationalökonomisches  Lesebuch  darzubieten,  2) 
«3  als  Kompendium  Lehrern  an  Colleges  etc. 
dienen  zu  lassen,  welche  die  Principien  billigen, 
4ie  der  nationalen,  d.  h.  der  protektionistischen 

HandwöTterbocb  der  Stastswiasenscbaften.    Zweit« 


Schule  zu  Grunde  liegen.  Sieht  man  sich  nun 
besagtes  Buch  mit  seinen  guten  Eigeu-schaften 
und  seinen  Schwächen  etwas  näher  an,  so  f%llt 
unter  den  letzteren  zunächst  die  stiefmütterliche 
Behandlung  der  deutschen  Wissenschaft  und  die 
Igrnorierung  ihrer  wichtigsten  Vertreter  unan- 
genehm ins  Auge.  In  dem  438  Seiten  starken 
Bande  Thompsons  werden  im  Text  neben  einer 
Unzahl  englischer  und  französischer  volkswirt- 
schaftlicher Schriftsteller  samt  nnd  sonders 
zwölf  deutsche  Staatsmänner  nnd  Nationalöko- 
uomen  erwähnt,  nämlich  Dühring,  Fichte, 
Friedrich  der  Grosse,  Kraus,  Lassalle,  List, 
Luther,  Maurer,  Nasse  und  Schul tze -Delitzsch ; 
Adam  Müller,  Hermann  nnd  Nebenius  sind 
schlechtweg  in  einer  Xota,  ohne  Nennung  einer 
einzigen  ihrer  Schriften,  angeführt.  Bereits  in 
den  |§  14/17  (Schluss  des  I.  Kapitels),  welche 
die  „nationalist  school"  behandeln,  worunter  die 
Schule  des  amerikanischen  und  deutschen  Pro- 
tektionismus verstanden  wird,  entpuppt  sich 
Thompson  als  begeisterter  Schiller  Careys.  Die 
Verehrung  fiir  den  Meister  der  Schale  wird  von 
ihm  auch  auf  dessen  deutschen  Interpreten 
Dühring  übertragen,  dessen  Geschichte  der 
Nationalökonomie  und  des  Sozialismus  er  auf 
S.  278  als  „the  only  severely  scientific  State- 
ment and  estimate  of  the  several  bodies  of 
theory  presented  by  the  schools  of  economists 
and  socialists"  bezeichnet.  Nächst  Dühring  hat 
sich  List  besonderer  Bevorzugung  zu  erfreuen, 
und  bei  der  Darstellung  der  Geschichte  des 
deutschen  Zollvereins  wird  ausser  der  Bowring- 
schen  Denkschrift  nur  noch  auf  List  Bezug  ge- 
nommen. Die  Careysche  Bekämpfung  von  Ri- 
cardos Bententheorie  modelt  Thompson  in  eine 
.refutation"  um.  Seine  auf  4  Seiten  (135,38) 
zusammengedrängte  „history  of  labor''  beschäf- 
tigt sich  fast  lediglich  mit  den  landwirtscbaft- 
licnen  Arbeitern.  Thompson  holt  zu  diesem 
historischen  Abriss  weit  genug  aus,  denn  er 
beginnt  mit  einem  Citat  aus  Homer  und  endet 
mit  einem  solchen  von  J.  St.  Mill,  aber  was 
dazwischen  liegt,  reicht  über  den  Uebergang 
von  der  Sklaverei  zum  Zustand  des  freien  Ar- 
beiters kaom  hinaus.  Ueber  das  Jahr  1848  mit 
seinen  verunglückten  staatssozialistischen  Ex- 
perimenten geht  Thompson  stillschweigend  hin- 
weg. 

Um  auch  ein  Wort  über  die  Vorzüge  der 
„social  science"  etc.  zu  sagen,  ist  zunächst  an- 
zuerkennen, dass  die  Kapitel  2  und  3:  Deve- 
lopment of  Society  und  Wealth  and  nature  in 
anregender  nnd  bis  auf  die  Entlehnung  einiger 
Careyscher  Gedanken  origineller  Weise  den 
Einfluss  der  biologischen  Gesetze  anf  die  Ge- 
sellschaft, die  chemisch-physikalische  Fonnver- 
wandlnng  des  Stoffes  und  den  durch  die  mensch- 
liche Unterjochung  der  Naturkraft  regulierten 
Werdeprozess  der  natürlichen  Reichtumserzeu- 
gfung  behandeln.  Die  Kapitel  5  und  6 :  „Natio- 
nal economy  of  land"  bringen  eine  historisch- 
demognraphisch  -  geographische  sehr  instruktive 
Studie  über  die  Uranfänge  der  Ansiedelang  und 
des  ökonomischen  Bildungsganges  der  Völker. 
Die  Kapitel  11  und  12:  ^'be  science  and  eco- 
nomy of  manufactnres.  Theory  and  practice" 
behandeln  die  ZoU-  nnd  Handelspolitik  sämt- 
licher europäischer  Kulturstaaten,  der  englischen 
Kolonieeu  und  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika.     152  Seiten,  also  der  dritte  Teil  de» 
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ganzen  Werkes,  ist  erforderlich  gewesen,  den 
gewaltigen  Stoff  zu  bewältigen,  den  Thompson 
in  diesen  zwei  Kapiteln  für  Docenten  der  natio- 
nalen Schule  mit  Geschick  und  einer  Dialektik 
präpariert  hat,  die  von  Careys  protektionistischer 
Politik  inspiriert  ist,  deren  Bekämpfung  der 
ausländischen  Konkurrenz  sogar  aus  Adam 
Smith  ihre  Berechtigung  geschupft  hat. 

Vgl.  über  Thompson:  F.  A.  Walker, 
Political  economy,  London  1883,  S.  41/42.  — 
Jenks,  Carey  als  Nationalükonom,  Jena  1885, 
S.  20.  —  Ingram,  History  of  political  eco- 
nomy, London  1888,  S.  236.  —  Bncyclopaedia 
Americana.  Supplemental  dictionary,  Bd.  IV, 
New- York  und  Philadelphia  1889,  S.  679.  — 
Cossa,  Introduzione  allo  studio  dell'  economia 
politica,  3.  Aufl.,  MaUand  1892,  S.  136,  487. 

Lippert, 


Thompson,  William, 

geb.  gegen  1786  in  der  Barouie  Ost-Carbery  der 
irischen  Grafschaft  Cork,  gest.  am  28.  III.  1833 
auf  seiner  Besitzung  Clounkeen  im  Kirchspiel 
Boss  der  irischen  Grafschaft  Cork,  studierte  in 
Dublin,  Oxford  und  London  und  teilte  während 
seines  Londoner  Aufenthalts  die  Wohnung  seines 
Lehrers,  des  berühmten  Demokraten  Jeremias 
Bentham,  der  in  seiner  Verteidigung  des  Sys- 
tems der  natürlichen  Freiheit  dem  Anarchismus 
sehr  nahe  steht.  Da  Thompson  sein  sozialis- 
tisches Hauptwerk:  Inquiry  into  the  principles 
of  distribution  of  wealth  etc.  (s.  u.)  unter  den 
Augen  Benthams  niederschrieb,  spricht  die 
Wiinrscheinlichkeit  dafürj  dass  ihm  dessen  Bat 
und  geistiger  £influs8  bei  Abfassung  des  Wer- 
kes nicht  gefehlt  hat.  Unter  den  letztwUligen 
Verfügungen  Thompsons  befand  sich  auch  die, 
seinen  Leichnam  von  einem  akademischen  Pro- 
sektor Öffentlich  sezieren  nnd  das  Skelett  in 
einem  anatomischen  Museum  aufbewahren  zu 
lassen.  Thompsons  selbstloser  Charakter  quali- 
fizierte ihn  zu  einem  Wohlthäter  der  ganzen 
Menschheit,  und  da  er  die  aus  den  damaligen 
Vorurteilen  der  Iren  noch  mehr  als  der  Schotten 
nnd  Engländer  hervorgegangene  Not  kannte, 
znr  anatomischen  Präparation  geeignete  mensch- 
lidie  Kadaver  für  die  akademischen  Seziertische 
zn  erhalten,  bot  er  seinen  KQrper  den  Jüngern 
der  medizinischen  Wissenschaft  dar. 

Die  fanatischen  Banem  in  der  Umgebung 
des  Herrensitzes  drohten  jedoch  die  Ueberfüh- 
rnng  der  Leiche  nach  der  Anatomie  in  Dublin 
mit  Gewalt  zu  verhindern,  und  die  trustees 
waren  gezwungen,  die  Leiche  ihrer  testamenta- 
rischen Bestimmung  durch  Bestattung  zu  ent- 
ziehen. Aber  auch  die  übrigen  Pnnktationen 
von  Thompsons  letztem  Willen  vermochten  die 
Testamentsexekutoren  nicht  zur  Ausführung  zu 
bringen.  Insbesondere,  war  sein  fundierter  Be- 
sitz, bestehend  in  einem  umfangreichen  Güter- 
komplex der  Grafechaft  Cork,  keinen  bestimm- 
ten Persönlichkeiten  vermacht,  sondern  sollte 
verkauft  und  der  Erlös  für  die  sozialistische 
Propaganda  und  zur  Erhöhung  der  Bildung 
unter  den  Arbeitern  und  Proletariern,  um  auf 
friedlichem    Wege   den    Kapitalismus    zu    be- 


kämpfen, verwandt  werden.  Nachdem  der 
Friedensrichter  sich  für  inkompetent  erklärt,  in 
diesem  schwierigen  Falle  •  eine  Testamentsvoll- 
streckung vorzunehmen,  klagten  Verwandte  des 
Erblassers  auf  Ungültigkeitserklärung  des  Tes- 
taments, und  der  Prozess  kam  vor  den  Irish 
Chancery  in  Dublin,  der  die  Kläger  mit  ihrer 
Klage  abwies.  Ob  nun  auf  Grund  dieses,  viel- 
leicht in  der  Appellinstanz  durch  Erkenntnis 
des  „Supreme  Court  of  judicature  in  Irland" 
gewonnenen  Prozesses  die  Erbschaftssubstanz 
später  von  Thompsons  klägerischen  Verwandten 
gehoben,  steht  dahin;  gewiss  ist  nur,  dass  sie 
zur  Fruktifizierung  der  sozialistischen  Ideeen 
des  Erblassers  nicht  verwandt  wurde. 

Thompson  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  An  inquiry 
into  the  principles  of  the  distribution  of  wealth 
most  condncive  to  human  happiness ;  applied  to 
the  newly  proposed  system  of  voluntary  equa- 
lity  of  wealth,  London  1824 ;  dasselbe,  2.  Anfl., 
herausgeg.  von  Pare,  ebd.  18ö0  (vom  Heraus- 
geber veranstalteter  Auszug) ;  dasselbe,  3.  Aufl., 
ebd.  1869.  —  An  appeal  of  one  half  of  the  hu- 
man race,  women,  against  the  pretensions  of 
the  other  half,  men,  to  retain  them  in  political, 
and  thence  in  civil  and  domestic  slavery;  in 
reply  to  a  paragraph  of  Mill's  celebrated 
„article  on  govemment",  ebd.  1825.  —  Labour 
rewarded.  The  Claims  of  labour  and  capital 
conciliated,  or  how  to  secure  to  labour  the 
whole  products  of  its  exertions,  ebd.  1827.  — 
Practica!  directions  for  the  speedy  and  econo- 
mical  establishment  of  commnnities  on  the  prin- 
ciples of  mutual  Cooperation,  united  possessions 
and  equality  of  exertions,  and  of  the  means  of 
enjoyments,  ebd.  1830. 

Thompson  war  einer  der  befähigtsten  Schüler 
Owens.  Sein  Sozialismus  hat  mit  dem  Godwin- 
schen  manches  Gemeinsame,  nur  hält  er  sich 
frei  von  dessen  anarchistischen  Konsequenzen 
und  legt  den  Schwerpunkt  seiner  Doktrin  auf 
Nachweis  der  durch  den  modernen  Rechtsstaat 
geschützten  ungerechten  Verteilnng  der  Güter. 
Er  geht  von  dem  Postnlate  aus,  dass  aas  der 
Arbeit  der  Tauschwert  sich  bildet  und  dass  dem 
Erzenger  dieses  Wertes,  also  dem  Arbeiter,  ein 
rechtlicher  Anspruch  auf  den  vollen  Arbeitser- 
trag zusteht,  der  ihm  in  der  bestehenden  Ge- 
seUschaftsordnnng  durch  Grundrente  und  Kapi- 
talgewinn dermassen  geschmälert  wird,  dass  der 
ihm  zn  teil  werdende  Best  jinr  zur  Bestreitung 
der  Lebensnotdurft  ausreicht.  Dass  den  zwei 
Mitzehrern  an  dem  Arbeitsertrag:  dem  Eigen- 
tümer des  Bodens  und  dem  Kapitedisteu,  wel- 
cher letztere  die  Arbeitsstätten  zu  unterhalten, 
die  Maschinen  und  Gerätschaften  sowie  das  be- 
nötigte Rohmaterial  zu  beschaffen  hat,  ihr 
Anteil  oder  vielmehr  ihre  Vorwegnahme  von 
dem  Produktionsgewinn  nicht  mit  Gewalt  ent- 
zogen bezw.  verwehrt  werden  kann,  erkennt  er 
an,  da  Civil-  und  Gewohnheitsrecht  ihnen  diese 
Abzüge  gestatten.  Aber  auf  Grund  der  Tansch- 
werthervorbringning  durch  die  Arbeit,  ohne  die 
Boden  und  Werkzeuge  zur  unproduktiven  Rohe 
verdammt  wären,  erklärt  er  die  Abzüge,  welche 
Grundeigentümer  und  Kapitalist  vom  Arbeits- 
reinertrag sich  aneignen,  weil  beide  nur  _un- 
thätige  Zuschauer  der  Arbeitsbewältigung:  sind, 
für  unrechtmässig.  Thompson  schlägt  nun  vor, 
mit  Umgehung  der  Anrufung  der  Staatshilfe, 


Digiti.zed  by 


Google 


Thompson — Tliornton 


115 


»nf  indirektem  Wege,  durch  Erweiterung  des 
Arbeitsfeldes,  genossenschaftliche  Selbsthilfe  der 
Arbeiter,  Aufhebung  der  Monopole,  das  Los  der 
arbeitenden  Klasse  zn  bessern ;  er  fordert  näm- 
lich unbeschränkte  FreiMgigkeit,  Gewerbe-  und 
Koalitionsfreiheit,  Aufhebung  der  Jagdgesetze, 
Zehnten,  Fideikommisse  etc.  In  Anlehnung  an 
Owen  tritt  er  femer  in  der  Schrift  „Practical 
directions"'  etc.  (s.  ol  mit  einem  kommunis- 
tischen Reformprojekt  hervor,  dessen  Grundzüge 
fast  gleichzeitig  mit  ihm  auch  Fourier  als  sozi- 
alen fiettungsweg  zu  erkennen  glaubte,  wonach 
das  soziale  Heil  nur  von  einer  Kooperativasso- 
cistion  einer  nnd  derselben  Gleichheitsliebe  an- 
hängender Menschen  zu  erhoffen  sei.  Die  Mit- 
glieäer  derartiger  sozialistischer  Gemeinschaften 
sollten  mit  Zng^rundelegung  des  Rechtes  auf 
Existenz  Ar  den  Einzelnen  nach  streng  kom- 
munistischen Grundsätzen,  aber  nach  Massgabe 
der  individuellen  Bedürfnisse  Befriedigung 
ihrer  menschlichen  Notdurft,  bestehend  in  Nah- 
raog,  Wohnung  nnd  Kleidung  erhalten.  Als 
Gegenleisttug  musste  jeder  arbeitsfähige  Ge- 
meindegenosse täglich  ein  durchweg  gleiches 
ihm  zugewiesenes  Arbeitspensum  erledigen,  wo- 
tfegen  der  Ueberschuss  aus  dem  vollen  Arbeits- 
ertrag, nach  Abzog  der  Kosten  filr  Befrie- 
digung seiner  notdürftigsten  Versorgung,  ihm 
in  bestimmten  Terminen  gewährt  oder  gutge- 
schrieben vrarde.  Geistige  und  körperliche  Ar- 
beit wurden  mit  gleichem  Masse  gemessen,  also 
auch  gleicbmässig  bezahlt:  der  Lehrer  (die 
Kinder  wurden  auf  Kosten  der  kommunis- 
tischen Gemeinschaft  erzogen),  der  Arzt,  der 
Bechtsknndige  nnd  Richter,  der  Künstler,  der 
Rechner  tmd  Bnchführer  nnd  der  den  Absatz 
der  Gemeindeprodukte  vermittelnde  und  über- 
wachende Kanftnann  standen  auf  einer  Lohn- 
stnfe  mit  dem  Kloakenarbeiter  nnd  Leichen- 
träger,  wie  es  die  kommunistische  Gerechtig- 
keit bedin^^te.  Als  Thompson  1822  seine  „In- 
qniry"  schrieb,  war  der  von  Robert  Owen  in- 
siörierte  kommunistische  Genossenschaftsbil- 
dimgsprozess  noch  in  voller  Entfaltung,  als  er 
ISSü  sein  Testament  machte,  hatte  diese  koope- 
rative Debertragung  der  kommunistischen  Lehre 
auf  das  praktische  Leben  für  die  irischen  und 
Kfaottischen  Schwärmer  schon  viel  von  ihrer 
Zugkraft  verloren,  wenn  auch  die  Zahl  solcher 
Gemeinden  im  Vereinigten  Königreich,  ob- 
wohl Orbiston,  Qneenwood  und  Moiherwell  be- 
reits verkracht  nnd  Kew-Lanark  der  Auflösung 
nahe  war,  einschliesslich  der  William  Brien- 
jiehen  Grflndtugen  für  jene  Zeit  noch  mit  über 
dreihondert  beziffert  wird.  Der  Staat  erhob 
gegen  die  Kooperation  solcher  sozialpolitischen 
ä^tirer  keinen  Einspruch.  Aus  derartigen 
kommunistischen  Vereinigungen,  deren  freiheit- 
liche Tendenzen  über  die  gesetzlichen  vom 
Sechtsstaate  errichteten  Schranken  nicht  hinaus- 
gingen, sagte  sich  die  Regiemng,  konnten  keine 
staatsgiefährlichen  Konspirationen  hervorgehen. 
Thompeon  klassifiziert  die  nationalükonomischen 
Theoretiker  in  intellektnelle  und  mechanische 
Denker.  Die  ersteren  lassen  sich  nach  ihm  nur 
von  den  Eingebimgen  ihrer  ethischen  Empfin- 
dongen  und  von  ihren  wirtschaftsphüosophischen 
Reflektionen  leiten,  die  anderen  huldigen  allein 
dem  Seaiismns  bei  ihrer  Verstandesarbeit  inner- 
halb der  die  Gfiterwelt  nnd  das  Gesellschafts- 
leben  beherrschenden    Gesetze.     Zur   intellek- 


tnellen  Klasse  rechnet  Thompson  (.rodwin,  zu 
den  mechanischen  Denkern  .Malthns,  dessen 
Vorgänger  und  Schüler.  Der  Sozialwissenschaft 
stellt  er  nun  die  Aufgabe,  diese  sich  gegen- 
seitig erg&izenden  Denkergrupj>en  mit  einander 
zu  vereinigen,  als  wenn  die  W  issenschaft  nicht 
von  jeher  alles  zu  ihrer  Entwickelung  Dienende, 
gleichviel  ob  von  dieser  oder  jener  Denkergruppe 
ausgehend,  sich  aneignete. 

Vgl.  über  Thompson:  Marx,  Misere  de 
la  Philosophie,  Paris  1847,  S.  49 '50.  —  Diction- 
naire  de  1  economie  polit,  2.  Aufl.  Bd.  II,  ebd. 
1854,  S.  735.  —  Thompson,  Inquiry  etc.,  3. 
Aufl.,  herausgeg.  von  Pare,  London  1869,  S. 
XVI ff.  —  Holyoake,  History  of  Cooperation 
in  England,  Bd.  I,  ebd.  1875,  S.  109ff.  — 
Held,  2  Bücher  zur  sozialen  Geschichte  Eng- 
lands, Leipzig  1881,  S.  378 ff.—-  Cohn,  üeber 
internationale  Fabrikgesetzgebung,  in  „Jahrb. 
f.  Nat.  n.  Stet.,  N.  F.",  Bd.  III,  Jena  1881,  S. 
365f.  —  Heinrich  Soetbeer,  Die  Stellung 
der  Sozialisten  zur  Molthnsischen  Bevölkerungs- 
lehre, Göttingen  1886,  S.  21.  —  Cohn,  Die 
heutige  Nationalökonomie  in  England  nnd 
Amenka,  in  „Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.",  Jahrg. 
XUI,  Leipzig  1889,  S.  14/15.  —  Menger,  Das 
Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag,  2.  Aufl., 
Stuttgart  1891,  S.  51;59  u.  ö. 

LtpperU 


Thornton,  William  Thomas, 

geb.  am  14.  II.  1813  zn  Bumham  in  der  eng- 
lischen Grafschaft  Buckingham,  gest.  am  17.  VI. 
1880  in  London,  besuchte  zu  seiner  wissenschaft- 
lichen Ausbildung  das  Maravian-Institut  zu  Ock- 
brook  in  der  englischen  Grafschaft  Derby,  er- 
hielt 1836  eine  Anstellung  im  East  India  House 
in  Calcutta  und  wurde  1858,  bei  Uebergang 
der  indischen  Regierung  an  die  Krone  von  Eng- 
land, Sekretär  der  öffentUcben  Arbeiten  (public 
works)  im  India  Honse. 

Thomton  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  Over- 
population  and  its  remedy,  London  1846  (be- 
zieht sich  lediglich  auf  englische  Zustände).  — 
A  plea  for  peasant  propnetors;  with  ontlines 
of  a  plan  for  their  establishment  in  Ireland,  ebd. 
1848,  dasselbe,  2.  Aufl.,  1874.  —  East  India 
(Consulting  railway  engineers)  retnm,  ebd.  1863. 

—  On  labour ;  its  wrongful  Claims  and  rightful 
dues ;  its  actual  present  and  possible  future,  ebd. 
1869;  2.  Aufl.,  ebd.  1870;  dasselbe,  in  italieni- 
scher üebersetzung  von  Sidney  Sonnino  u.  C.  Fon- 
tanelli,  Florenz  1875;  dasselbe,  in  deutscher 
üebersetzung  von  H.  Schramm  u.  d.  T.:  Die 
Arbeit,  ihre  unberechtigten  Ansprüche  und  ihre 
berechtigten  Forderungen,  etc.,  Leipzig  1870. 

—  Indian  public  works  and  cognate  indian 
topics,  ebd.  1875.  —  Professor  Cairnes  on  value, 
ebd.  (ohne  Jahr). 

Thomton  veröffentlichte  in  dem  Sammel- 
werke :  „British  Association  of  the  advancement 
of  scieuce.  Report  of  the  32>id  meeting,  Cam- 
bridge 1862"'  folgenden  staatswissenschaftlichen 
Artikel:  Injustice  of  the  income  tax. 

Thomton  baut  in  seinem  Hauptwerke  „On 
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labour"  etc.  seine  induktive  Widerlegung  der 
Adam  Smithschen  Lehre  vou  der  naturgesetz- 
lichen Regulierung  zweier  der  wichtigsten  wirt- 
schaftlichen Faktoren,  des  Arbeitslohnes  und 
des  Preises,  aus  einer  Reihe  praktischer  Beob- 
achtungen über  die  Verhältnisse  des  Marktes 
auf,  die  ihn  zunächst  darauf  ftthren,   dass  An- 

febot  und  Nachfrage,  da  ersteres  den  Güter- 
egehr  in  der  Regel  übersteigt,  als  Preisbe- 
stimmnugsmotore  nicht  gelten  können,  dass  viel- 
mehr der  Konkurrenz,  aber  wie  sie  nicht  aus 
der  momentanen  Lage  des  Marktes,  sondern 
aus  dessen  voraussichtlicher,  die  Konjunkturen 
des  Verkäufers  bestimmenden  Gestaltung  sich 
entwickelt,  diese  Aufgabe  zufällt.  Seine  weitere 
Ableitung  der  Regulierung  des  Arbeitslohnes 
von  der  Konkurrenz  beruht  auf  dem  umge- 
kehrten Verhältnisse  des  Verkäufers  von  Ar- 
beitskraft zum  Käufer  derselben,  dem  Arbeit- 
geber. Ersterer,  der  Arbeiter,  befindet  sich  dem 
Käufer  gegenüber  im  Nachteile,  da  er  keinen 
Verkauf  auf  spätere  Erfüllung  abschliessen  kann, 
sondern  für  seine  Arbeitskraft  eine  unmittel- 
bare Verwendung  durch  den  Käufer  suchen 
muss,  was  diesen  zum  Beherrscher  der  Situation 
macht  und  folgerichtig  die  Konkurrenz  der  Ar- 
beitgeber auf  die  Gestaltung  des  Arbeitslohnes 
bestimmend  einwirken  iässt.  Zur  Ausgleichung 
dieses  Missverhältnisses  zwischen  Arbeitsangebot 
und  -nachfrage  hält  er  die  kooperative  Wirk- 
samkeit der  Trade  Unions  besonders  geeignet. 
Thomtons  antismithianische  Richtigstellung  des 
Gesetzes  der  Arbeitslohnbildung  involvierte  die 
Unhaltbarkeit  von  Seniors  Lohnfondstheorie,  wo- 
durch auch  deren  bisheriger  hartnäckiger  Ver- 
teidiger J.  St.  Mill  dieselbe  aufzugeben  (vgl. 
Fortnigthly  Review  von  1869)  sich  gedrungen 
fühlte.  Thomtons  optimistischeVorstellung  von  der 
leichten  Verwirklichung  der  Versöhnung  zwischen 
Arbeit  und  Kapital  offenbart  sich  in  seiner  Befür- 
wortung der  Bildung  von  Produktivgenossen- 
.schaften,  welche  den  beteiligten  Arbeitern  den 
Unternehmergewinngenuss  verbürgen.  Im  grellen 
Gegensatze  zu  dieser  fürsorglichen  Teilnahme 
am  Lose  der  arbeitenden  Klassen  verirrt  er  sich 
zu  der  manchesterlichen  Behauptung,  dass  der 
Arbeiter  auch  den  niedrigsten  Lohn  als  gerecht 
anerkennen  müsse,  da  ihm  ausser  der  Unver- 
letzbarkeit seiner  Person,  der  Unantastbarkeit 
seines  Eigentums  und  der  Erfüllung  des  mit 
ihm  geschlossenen  Kontraktes  kein  anderes 
Recht  von  dem  Egoismus  der  kapitalistischen 
Gesellschaft  garantiert  sei. 


Vgl.  über  Thornton:  Roesler,  Ueber 
die  Grundlehre  der  von  A.  Smith  begründeten 
Volkswirtschaftstheorie,  2.  Aufl.,  Erlangen  1871, 
S.  15/17.  —  Lange,  Arbeiterfrage,  3.  Aufl., 
Winterthur  1875,  S.  195.  —  Thompson,  So- 
cial science  and  national  economy,  Philadelphia 
1875,  S.  24,  131,  139,  147/48,  316.  —  Shad- 
well ,  System  of  political  economy,  London  1887, 
S.  19,  69, 131, 134,  139,  143  u.  ö.  —  Bosch  er, 
Ansichten  der  Volkswirtschaft,  3.  Aufl.,  Bd.  I, 
Heidelberg  1878,  S.  262ff.  —  Vapereau,  Dic- 
tionnaire  universel  des  contemporains,  5.  Aufl., 
Paris  1880,  S.  1748.  —  Walcker,  Arbeiter- 
frage, Eisenach  1881,  S.  2  u.  ö.  —  Cohn,  Die 
heutige    Nationalökonomie    in    England    und 


Amerika,    in  Jahrb.   f.  Ges.  n.  Verw.,  Jahrg. 
Xin,  Leipzig  1889,  S.  22. 

Llppert. 


Thflnen,  Johann  Heinrich  von. 

1.  Tbüneus  Leben  und  Bedeutung.  2.  Gnmd- 
rentenlehre  und  Lehre  von  der  relativen  Nütz- 
lichkeit der  Wirtschaftssysteme.  3.  Die  Lehre 
vom  natnrgemässen  Arbeitslohn. 

1.    Thttn«n8    Leben    and    Bedentung. 

Thünen    wurde    am    24.    Juni    1783    auf   dem 
väterlichen  Gute  Kanarienhansen ,  in  dem  zum 
Grossherzogtnm  Oldenburg  gehörigen  Jeverlande 
geboren,    fii  frühester  Kindheit  schon  verlor  er 
den  Vater.    Seine  Erziehung  leitete  der  Stief- 
vater,  Kaufmann  von   Büttel   in   Hooksiel, 
mit   dem   sich    die  Mutter   im  Jahre    1789  in 
zweiter  Ehe  vermählt  hatte.  Den  ersten  Unter- 
richt genoss  Thünen  in  der  Ortsschule  zu  Hook- 
siel, einem  kleinen  Hafenort  an  der  Jahde.  Be- 
reits hier,  in  noch  ausgeprägterem  Masse   aber 
auf  der  sogenannten  „hohen  Schule"  in  Jever, 
die  Thünen   seit  seinem   vierzehnten    Lebens- 
jahre besuchte,  trat  die   auch  vom  Stiefvater 
gepflegte  Vorliebe  für  Mathematik  hervor.    Da 
er  die  Verwaltung  des  väterlichen  Gutes  über- 
nehmen sollte  und  dies  auch  seinen   eigenen 
Neigungen  entsprach,  widmete  sich  Thünen  seit 
1799  der  Erlernung  der  Landwirtschaft:  erst  in 
ziemlich   roh    anwissenschaftlicher   Weise    auf 
dem  Gut  eines  Jeverschen   Edelmannes,   nach- 
her rationell  an  der  landwirtschaftlichen   Lehr- 
anstalt zu  Gr.  Flottbeck,    zuletzt  im   Sommer 
1803  beim  Landwirtschaftstheoretiker  Thaer  in 
Celle.    Nachdem  er  noch  zur  Vervollständigung 
seiner  Ausbildung  zwei  Semester   an  der  Uni- 
versität Göttingen   zugebracht  hatte,   trat   er, 
einundzwanzigjährig,  ins  praktische  Leben  über. 
Seine  —  am  14.  Januar  1806  erfolgte  —   Ver- 
mählung mit  einer  Mecklenburgerin  bewog  ihn, 
die  Heimat  zu  verlassen  und  nach  Mecklenburg 
überzusiedeln.     Hier  pachtete  er  erst  das  Gut 
Rubkow  bei  Anclam  und  erwarb  dann  im  Jahre 
1810  das  Gut  Tellow.  Die  Musterwirtschaft.,  die 
er  auf  demselben  einrichtete,  sowie  seine  wissen- 
schaftlichen Arbeiten   brachten  Thünen    einen 
stetig    steigenden  Ruf.     1830  wurde    er   von 
der   philosophischen   Fakultät   der   Universität 
Rostock  zum  Ehrendoktor  ernannt.  1848  wurde 
ihm  ein  Mandat  in  die  Frankfurter  Reichsver- 
sammlung  angetragen,  das  er  jedoch  mit  Rück- 
sicht auf  sein  Alter  und  seinen  Gesundheitszn- 
stand ablehnen  musste.    Mit  schwerem  Herzen. 
„Unter  den   vielen   Entsagungen",    schrieb   er 
selbst,  „die  mein  körperlicher  Zustand  mir  schon 
im  Leben  aufgelegt  hat,  ist  mir  keine  so  schwer 

fewesen  wie  diese."  Er  starb  am  22.  September 
850  auf  Tellow. 

Thünen  gehört  zu  den  interessantesten  Er- 
scheinungen in  der  Geschichte  der  Volkswirt- 
schaftalehre überhaupt  wie  der  deutschen  ins- 
besondere ;  und  zwar  sowohl  durch  die  positiven 
Errungenschaften,  welche  die  Wissenschaft  ihm 
zu  danken  hat,  als  auch  durch  seine  Irrtümer. 
Bis  auf  ihn  hat  sich  Deutschland  den  anf 
französischem  und  englischem  Boden  entstan- 
denen volkswirtschaftlichen   Doktrinen    g'eg'en- 
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aber  durchaus  receptiv  verhalten.  Er  bedeutet 
in  dieser  Entwickelung  einen  Wendepunkt 
Wohl  befindet  auch  er  sich  in  geistiger  Ab- 
hängigkeit von  Adam  Smith,  den  —  im  Ver- 
ein mit  Thaer  —  er  selbst  als  seinen  Lehrer 
bezeichnet.  Was  er  aber  im  ^Isolierten  Staat" 
geleistet  bat,  bt  nicht  bloss  Wiedergabe  oder 
schärfere  I^räcisiemng  fremder  Gedanken.  Er 
ist  kein  „dünnstimmiger  Kompilator*'.  Vielmehr 
hat  er  unsere  Erkenntnis  durch  eine  Reihe 
selbständiger  Ideeen  und  zudem  die  Wege  der 
Forschung  durch  eine  Methode  erweitert,  mit 
deren  Hilfe  er  in  seinen  eigenen  Arbeiten  ein 
Vorbild  für  Yolkswirtschaftstheoretlsche  Special- 
ontersnchongen  schuf.  —  Seine  Abstraktion  des 
.Isolierten  Staates"  ist  r^in  Apparat  zur  Be- 
obachtung ökonomischer  Kräfte,  wie  der  leere 
Raum  zur  Beobachtung  physischer  Kräfte*'.  Er 
wird  derart  in  Funktion  gesetzt,  dass  zum 
Zweck  exakter  FeststeUnng  des  Znsammen- 
hanges zwischen  den  einzelnen  wirtschaftliehen 
Faktoren  und  deren  Wirkungen  Jene,  jeder  für 
sich,  betrachtet,  die  übrigen  aber  als  bekannt 
oder  ruhend  angenommen  werden.  Die  Berech- 
tigung dieser  Methode  ist  zweifellos.  Sie  leidet 
JMOcti  nur  beschränkte  Anwendung  und  hat 
ZOT  —  nicht  leicht  erfüllbaren  —  Voraussetzung : 
die  richtige  Trennung  zwischen  Wesentlichem 
und  Nebensächlichem  sowie  die  Verknüpfung 
der  gewonnenen  Resultate  mit  der  Wirklichkeit. 
Thnnen  selbst  wurde  der  Rückweg  zu  dieser 
aus  dem  isolierten  Staat  nicht  wenig  erschwert 
durch  seine  Liebhaberei  für  algebraische  Aus- 
drocksweise  und  die  Illusion,  als  ob  man  dnrch 
Anwendung  der  Mathematik  auf  Tolkswirt- 
schaftliche  Voi^nge  diese  nicht  nur  erklären, 
sondern  sogar  bestimmt  begrenzen  könne.  — 
Das.«  auch  Thünen,  wie  jeder  andere  Forscher, 
bei  der  Stellung  der  Um  beschäftigenden  Pro- 
bleme und  deren  Lösung  von  den  wirtschaft- 
lichen Verhältnissen  und  den  Anschauungen 
seiner  Umgebung  nicht  nnbeeinflusst  blieb,  ver- 
steht sich  von  selbst  Manche  Einseitigkeit  er- 
klärt sich  daraus  und  durch  den  weiteren  Um- 
stand, dass  er  mit  der  Stärke  des  Autodidakten 
und  einsamen  Denkers  auch  deren  Schwächen 
gemein  hatte. 

Ziel  seiner  Forschung  war  vornehmlich  die 
Grundrentenlehre  sowie  die  Theorie  von  dem 
nat&rlichen  Verhältnis  zwischen  Arbeitslohn  und 
Kapitalgewinn. 

'2.  tirmndreot«Dlehre  nnd  Lehre  von  der 
reUtiTeH  HBtiUehkelt  der  Wirtsohafts- 
systeae.  Obschon  bei  der  Abfassung  des  ersten 
Entwarf  es  seines  „Isolierten  Staates"  mit  Ri- 
cardos Schriften  noch  vollkommen  unbekannt 
und  daher  von  diesem  nicht  nur  innerlich,  son- 
dern auch  durch  Methode  und  Ausgangspunkt 
der  Untersuchung  durchaus  unabhängig,  teilt 
doch  Thünen  in  allen  wesentlichen  Beziehungen 
die  Auffassung  Ricardos  über  die  Grundrente. 
Die  Uebereinstimmung  zwischen  beiden  tritt 
besonders  klar  hervor,  wenn  Thünen  „das  nicht 
Vboaa  für  den  isolierten  Staat,  sondern  auch  in 
der  Wirklichkeif  bei  der  Bestimmung  des 
Kompreises  wirksame  Gesetz  folgendermassen 
formuliert:  ^Der  Preis  des  Korns  muss  so  hoch 
sein,  dass  die  Landrente  desjenigen  Gutes,  wel- 
ehem  die  Produktion  tmd  Lieferung  des  Ge- 
treides nach  dem  Markt  am  kostspieligsten 
wird,  dessen  Anbau  aber  zur  Befriedigung  des 


Getreidebedarfes  noch  notwendig  ist,  nicht  unter 
Null  herabsinkt."'  Während  aber  Ricardo  die 
Entstehung  der  Grundrente  in  erster  Linie  nnr 
aus  der  Differenz  der  Bodengüte  erklärt,  rückt 
Thünen  die  Gunst  der  Lage  als  Bildungsfaktor 
von  Gnmdrente  in  den  Vordergnmd  der  Be- 
trachtung. 

Hierbei  operiert  er,  um  die  Potenz  der  Ent- 
fernung zu  reiner  Darstellung  zn  bringen,  mit 
der  erwähnten  Abstraktion  des  isolierten  Staats. 
Er  verlegt  seine  Untersuchung  auf  eine  unbe- 
grenzt gedachte,  von    dem   Verkehr   mit  der 
I  übrigen  Welt  dnrch  eine  unkultivierte  Wild- 
nis geschiedene  Ebene  von  allgemeiner  Kultnr- 
I  fähigkeit  und  Überall   gleichem  und  gleichblei- 
I  bendem  Bodenreicbtum,  in  deren  Mitte  sich  eine 
'  einzige  grosse  Stadt  befindet.    Diese  bildet  den 
]  alleinigen  Absatzort  für  Roh-  und   Nährstoffe, 
I  wie  auch  umgekehrt  in  ihr  alle  landwirtschaft- 
I  liehen   Gewerbe   vereinigt   sind  und   die  Berg- 
werke und  Salinen  sich  in  ihrer  Nähe  befinden. 
I  Weitere  Annahme  ist :  der  Mangel   an  schiff- 
I  baren  Flüssen  und  Kanälen,  so  dass  der  Waren- 
verkehr  einzig  auf  die  Achsfrarht  angewiesen 
ist  —  bei  übrigens  überall  gleicher  Be.<M'haffen- 
iheit  der  Wege  und  Transportmittel;   eine  Be- 
I  völkerung  von   fiberall    gleicher   Bildung    und 
'Verkehrsgewöhnung:     die    Möglichkeit,    ohne 
'  Uebergangsschwiengkeiten     das     Wirtschafts- 
I  System  zu  wechseln ;   „Konsequenz   in   der  Be- 
'  wirtschaftung",  d.  h.  allgemeines  und  alleiniges 
Walten  des  wirtschaftlichen  Princips. 

Es  ist  nun  klar:  da  in  dieser  Kombination 
ein  Absatz  für  den  Ueberschuss  über  den  Eigen- 
bedarf   des    Erzeugers    nur    in   der  (Ontral-) 
Stadt  zu  finden  ist,   so  „normiert  der  Preis  in 
der  Stadt  für  das  ganze  Land".    Infolgedessen 
erzielt  der  marktnahe   Produzent  unter   sonst 
i  gleichen  Verhältnissen  einen  Reingewinn,  dessen 
Höhe  sich  durch  das  Mass  der  Entfernung  vom 
'Markt,  oder  was  da.sselbe  ist:  durch  den  Unter- 
I  schied    zwischen   seinen    Transportkosten    und 
:  denjenigen  marktfernerer  Produzenten  bestimmt. 
I  „Da  die.ser  Gewinn  dauernd   ist  und  jährlich 
I  wiederkehrt,  so  giebt  auch  der  Grund  und  Bo- 
!  den  seines  Guts  eine  jährliche  Rente ,  eben  die 
'.  Grundrente,   oder   wie  sie  Thünen   im   Gegen- 
|satz   zur    „Gutsrente"    —    den  Einkünften 
I  des  Gutsherrn  von  einem  verpachteten  Gute  — 
I  nennt:  die  Land  reute.     Danach   entspringt 
!  also  diese  -aus  dem  Vorzug,  den  (ein  Gut)  vor  dem 
i  durch   seine.   Lage    oder    durch    seinen    Boden 
j  schlechtesten   Gute   hat,   welches   zur  Befriedi- 
I  gong  des  Bedarfs  noch  Produkte  hervorbringen 
muss." 

Neben  der  Lage  zum  Markt  erweist  sich 
aber  auch  die  der  einzelnen  Gmndstücke  zum 
Hof,  von  dem  aus  sie  bewirtschaftet  werden, 
als  grundrentenbUdend,  da  die  Entfernung  dieser 
von  jenen  die  Höhe  der  BesteUnngs-  und  Emte- 
kosten  bedingt. 

Das.selbe  Princip,  das  die  Rente  von  land- 
wirtschaftlich genutztem  Boden  reguliert,  ist 
endlich  auch  beim  städtischen  thätig.  Die 
Rente  von  diesem  nennt  Thünen  nicht  Land- 
sondern Grundrente.  „Forschen  wir  den 
Ursachen,  warum  die  Grundrente  der  Hänser 
nach  der  Mitte  der  Stadt  immer  mehr  steigt 
genauer  nach,  so  finden  wir  diese  in  der  Ar- 
beitsersparung,    der   grösseren    Bequemlichkeit 
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und   der  Vermindernng   des    Zeitverlustes    bei 
der  Bestreitung  der  Geschäfte". 

Bevor  wir  weitergehen,  ist  festzuhalten, 
dass  nach  Thttnens  Betrachtungsweise  der 
Schwerpunkt  der  Bodenkultur  nicht  in  der  Pro- 
duktion zum  Zwecke  der  Selbstversorgung  des 
Erzeugers  an  Ort  und  Stelle  liegt,  sondern  in 
der  marktmässigen  Verwertung  des  Produkts. 
,.Nicht  der  höchste  Rohertrag,  sondern  der 
höchste  Reinertrag  ist  und  soll  das  Ziel  des 
Landwirtes  sein." 

Ist  dem  so,  dann  muss  im  isolierten  Staat 
von  dem  Entstehung  und  Mass  der  Grundrente 
bedingenden  Paktor  —  der  Entfernung  zwischen 
Erzeugungsort  und  Markt  —  auch  die  Existenz 
der  Bodenoewirtscbaftung  wie  die  Art  derselben 
abhängig  sein.  Da  der  für  da.s  ganze  Land 
uormierende  Preis  der  landwirtschaftlichen  Er- 
zeugnisse in  der  Stadt  und  der  Wert  derselben 
an  marktfeiTien  Orten  um  die  Kosten  des 
Transports  von  diesen  zur  Stadt  differen- 
zieren, so  „nimmt  der  Wert  des  Getreides  auf 
dem  Gute  selbst  ab  mit  der  grösseren  Ent- 
fernung des  Gutes  vom  Marktplatze".  Mit  andern 
Worten  :  es  wirkt  „die  zupehmende  Entfernung 
vom  Marktplatz  wie  ein  Sinken  des  Getreide- 
preises bei  gleichbleibender  Entfernung".  Fixiert 
man  nun  den  letzteren  irgendwie,  so  muss  es  auf 
der  Ebene  einen  Punkt  geben,  von  dem  aus 
eine  Produktion  für  die  Stadt  nicht  mehr  statt- 
findet, weil  die  Transportkosten  den  Marktpreis 
vollständig  erschöpfen.  Natürlich  wird  jedoch 
die  ländliche  Kultur  schon  der  Stadt  näher  auf- 
hören, weil  ja  aus  dem  Marktpreis  auch  die 
Erzeugnngskosten  zu  decken  sind  und  überdies 
niemand  auf  jeglichen  Reingewinn  wird  ver- 
zichten wollen.  Aus  demselben  Grunde  wird 
aber  auch  innerhalb  des  so  umschriebenen 
Kulturkreises  weder  die  Bewirtschaftung  eine 
gleichartige  noch  die  Art  derselben  dem  zu- 
fälligen Belieben  der  Produzenten  anheimge- 
feben  sein.  Vielmehr  ist  „im  allgemeinen  klar, 
ass  in  der  Nähe  der  Stadt  solche  Produkte 
werden  gebaut  werden  müssen,  die  im  Ver- 
hältnis zu  ihrem  Wert  ein  grosses  Gewicht 
haben  oder  einen  grossen  Raum  einnehmen 
und  deren  Transportkosten  nach  der  Stadt  so 
bedeutend  sind,  dass  sie  aus  entfernten  Gegen- 
den nicht  mehr  geliefert  werden  können,  sowie 
auch  solche  Produkte,  die  dem  Verderben  leicht 
unterworfen  sind  und  frisch  verbraucht  werden 
müssen.  Mit  der  grösseren  Entfernung  von 
der  Stadt  wird  aber  das  Land  immer  mehr  und 
mehr  auf  die  Erzeugung  derjenigen  Produkte 
verwiesen,  die  im  Verhältnis  zu  ihrem  Wert 
niedere  Transportkosten  erfordern.  Aus  diesem 
Grunde  werden  .sich  um  die  Stadt  ziemlich 
scharf  geschiedene  koncentrische  Kreise  bilden, 
in  M-elchen  diese  oder  jene  Gewächse  das  Haupt- 
erzeugnis ausmachen."  Den  innersten  Kreis, 
d.  h.  die  nächste  Umgebung  der  Stadt,  wird 
die  „freie  Wirtschaft"  —  Garten-  und  Gemüse- 
bau, Milchwirtschaft  etc.  einnehmen.  An  sie 
werden  sich  anseht iessen :  Forstwirtschaft  zur 
Versorgung  der  Stadt;  drei  Kreise  mit  KOmer- 
bau  von  zunehmender  Extensität,  nämlich 
Fruchtwechsel-  Koppel-  und  Dreifelderwirtschaft : 
schliesslich  Viehzucht.  „Hinter  dem  Kreise 
der  Viehzucht  können  nur  noch  einige  Jäger 
zerstreut  in  den  Wäldern  leben,  welche  mit  der 
Beschäftigung   und   der  Lebensart  der  Wilden 


auch  die  Sitten  derselben  annehmen  werden. 
Die  einzige  Kommunikation,  welche  diese  Jäger 
mit  der  Stadt  haben,  besteht  darin,  dass  sie 
ihre  wenigen  Bedürfnisse  für  die  Felle  wilder 
Tiere  eintauschen.  Dies  ist  dann  die  letzte 
Einwirkung,  welche  die  Stadt  auf  diese  Ebene, 
die  weiterhin  zur  menschenleeren  Wildnis 
wird,  übt." 

Natürlich  sind  Ausdehnung  und  Struktur 
des  Kulturgebietes  im  isolierten  Staat  nicht 
ein  für  allemal  gegeben,  sondern  mit  den  Preis- 
verschiebungen wandelbar.  In  der  Wirklichkeit 
gestalten  sich  die  Thttnenschen  Wirtschafts- 
kreise unter  dem  weitern  Einfluss  der  Diffe- 
renzen in  Bodengüte,  Transportkosten,  Technik 
der  Rohstoffverarbeitung,  Abgabeusystemen,  so- 
wie der  Häufung  von  Konsumtionscentren  in 
demselben  Wirtschaftsgebiet  zu  einem  Gewirr 
von  Zonen^ruppen ,  innerhalb  deren  jedoch 
unter  den  einfachen  Verhältnissen,  die  Thünen 
vor  Augen  hatte,  für  den  Standort  jeder  Pro- 
duktion die  Entfernung  vom  Markt  von  ent- 
scheidendem Einfluss  ist. 

Thünen  begnügt  sich  nicht  mit  diesen  all- 
gemeinen Deduktionen,  sondern  wekt  die  prak- 
tische Ausgestaltung  derselben  unter  Zugrunde- 
legung der  Verhältnisse  seines  Gutes  Tellow 
sowie  unter  Berücksichtigung  des  Einflusses  der 
Entfernung  zwischen  Wirtscnaftshof  und  Acker 
auch  rechnerisch  nach. 

Dies  wirkt  jedoch  nur  störend.  Jedenfalls 
ist  das  rechnerische  Resultat  für  die  Bedeutung 
des  wissenschaftlichen  ebenso  gleichgiltig  wie 
an  sich  Thünens  landwirtschaftliche  Betriebs- 
lehre und  die  damit  zusammenhängende  Frage : 
nach  der  Richtigkeit  seiner  Konstruktion  in 
Bezug  auf  die  Aufeinanderfolge  der  Wirtschafts- 
systeme und  die  positiven  Resultate  in  betreff 
des  Verhältnisses  zwischen  den  einzelnen  Wirt- 
schaftssystemen und  ihrer  Rentabilität. 

Das  bleibende  wissenschaftliche  Ergebnis 
aber  ist  —  obgleich  die  Ausstattung  der 
Transportmittel  in  unsrer  Zeit  die  Wirksamkeit 
der  Entfernung  vom  Markt  auf  den  Standort 
der  Produktion  in  ausserordentlichem  Masse  ver- 
wischt hat  —  doppelter  Art.  Es  besteht  einer- 
seits in  der  Festigung  und  Ergänzung  von  Ri- 
cardos Gmndrentenlehre  und  andererseits  in  der 
Feststellung,  dass  keinem  Wirtschaftssystem  ein 
absoluter  Vorzug  vor  den  anderen  zukomme, 
sondern  dass  allen  nur  relative  Nützlichkeit 
eigne. 

Dieses  zweite  Ergebnis  kann  auch  als 
Schlüssel  für  die  Landwirtschaftsge.schichte  be- 
nützt werden  —  wie  das  Thünen  selbst  schon 
betont  hat.  „Der  isolierte  Staat  stellt  (dann)  in 
Hinsicht  des  Ackerbaues  zugleich  das  Bild 
eines  und  desselben  Staates  in  verschiedenen 
Jahrhunderten  dar." 

3.  Die  Lehre  vom  naturgemässen  Ar- 
bettslohn.  Im  ersten  Teile  seines  Werkes 
hatte  Thünen  lediglich  die  Entfernung  vom 
Markt  (und  Wirtschaftshof)  in  ihren  Wirkungen 
auf  die  Technik  des  Landbaues  geprüft,  alle 
übrigen  Umstände  aber  als  bekannt  vorausge- 
setzt. War  er  nun  auch  überzeugt,  dass  das 
so  erlangte  Resultat  „nicht  ein  unwahres,  .son- 
dern nur  ein  unvollständiges  sei";  und  zwar 
,.letztereÄ  nur  solange,  bis  alle  anderen  mit- 
wirkenden Potenzen  einer  ähnlichen  Unter- 
suchung unterworfen  sind" :  so  empfand  er  doch 
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«ben  deshalb  die  Notwendigkeit,  diese  dnrchzn- 
fftbren.  .das  Gesetzmässige  anfznsnchen  und 
dies  . .  statt  des  Bestehenden  in  den  isolierten 
Staat  zu  abertragen"'.  Kurz,  der  erste  Teil 
«eines  Werkes  erschien  ihm  nor  als  eine  me- 
thodische Vorbereitung  für  da«  Begreifen  der 
gesamten  Wirklichkeit.  Damit  eröffnet  sich  ihm 
aber  die  Aussicht  auf  eine  solche  Fülle  von 
Aufiraben,  dass  deren  Lösung  „nicht  das  Werk 
des  Einzelnen,  nicht  einmal  einer  Generation 
sein  kann".  Umsomehr  als  .die  höchste  und 
onabweisliche  Forderung  der  Konsequenz''  nicht 
auf  die  Wirtschaft  des  Landwirtes  beschränkt 
bleiben  durfte,  sondern  auch  auf  alle  übrigen 
Verbältnisse  im  isolierten  Staat  Ausdehnung 
erfahren  musste.  sollte  ,,damit  statt  des  Be- 
stehenden das  Vemunftgemässe  erforscht  und 
somit  das  Ziel  selbst  aufgestellt  sein".  Thünen 
■wählt  sich  daher  nur  die  Fragen  nach  der  Höhe 
von  Arbeitslohn  und  Ziusfuss  im  isolierten  Staate 
zu  eigener  Behandlung. 

Dass  seine  Wahl  auf  diese  Probleme  ge- 
rade fiel,  steht  übrigens  nicht  ausser  Zusammen- 
hang mit  seiner  ersten  Untersuchung  über  die 
Grundrente.  Er  selbst  bezeichnet  nämlich  als 
mit  der  Voraussetzung  der  Konsequenz  in  der 
Wirtschaft  die  Annahme  eines  überall  gleich- 
bleibenden Bodeureichtums  und  überall  gleicher 
Sorgfalt  in  Bodenbestellung,  Fmchteinbringung 
etc.  al<  unverträglich.  Und  da  er  der  Ansicht 
ist.  dass  nicht  nur  der  Zinsfnss  (Kapitalgewinn), 
sondern  auch  der  Arbeitslohn  von  Eintluss  auf 
die  Grundrente  sein  könne,  so  erscheint  ihm 
TOD  der  Höhe  jenes  und  dieses  auch  die  Vor- 
nahme von  Bodenverbesserungen  sowie  das  Aus- 
mass  der  Sorgfalt  bei  den  Bodenbestellnngs- 
nnd  Emtearbeiten  abhängig.  —  Zu  diesem 
sr«tematischen  Gesichtspunkte  gesellten  sich 
aber  auch  noch  andere.  Vor  allem  befriedige 
ihn  die  klassische  Lohntheorie  weder  menschlich 
noch  wissenschaftlich.  Schon  1826  giebt  er 
diesem  Gefühle  in  einem  ,,Traum  ernsten  In- 
halts :  aber  das  Loos  der  Arbeiter"'  (II 1  41  ff.i 
lebhaften  Ausdruck.  Smith"  Erklärung  der 
Lohnhöhe  durch  die  Konkurrenz  der  Arbeiter 
und  Arbeitgeber  sieht  er  zwar  als  .aus  dem 
Leben  genommen"  an;  mit  ihr  sei  aber  nichts 
für  die  Wissenschaft  gewonnen,  da  „die  Kon- 
kurrenz, das  Verhältnis  zwischen  Angebot  und 
Nachfrage  so  wenig  stetig  ist,  so  wechselnd  und 
veränderlich  wie  die  'Witterung"  und  Smith' 
Versuch  einer  .Entfernung  der  Konkurrenz 
«15  den  Bestimmungsgründen  für  den  natür- 
lichen Preis  . .  nur  scheinbar  ist".  Ricardos  An- 
rieht über  den  natürlichen  Arbeitslohn  findet  er 
.empörend".  Beide  zeigten  unr  das  Thatsäch- 
Uche.  nicht  aber  „das  Rechte,  das  Naturge- 
g«mässe-.  Und  doch  werde  „in  unserer  Zeit . ., 
wo  die  Arbeiter  mehr  nnd  mehr  zum  Bewnsst- 
sein  über  ihre  Lage  und  ihre  Rechte  gelangen 
und  künftig  mit  unwiderstehlicher  Macht  an 
der  Gestaltung  des  Staats  und  der  Gesellschaft 
teilnehmen  werden  . .,  die  Frage  über  die  natur- 
gemässe  Verteilung  des  Einkommens  zu  einer 
Lebensfrage  für  das  Fortbestehen  der  Staaten 
and  der  bürgerlichen  Gesellschaff.  Auch  an- 
derwärts spricht  Thünen  es  klar  aus,  das.s  seit 
der  Februarrevolution  ihn  die  Furcht  bedrücke 
vor  .einem  kommenden  furchtbaren  Kampfe  . . 
zwischen  dem  Kapitalisten  nnd  dem  Handar- 
beiter, der  zu  seiner  Entscheidung  vielleicht  ein 


halbes  Jahrtausend  voller  Zerstörung  und  Elend 
bedarf",  und  dass  ihn  dies  „mit  mysteriöser 
Macht"  zur  Auffindung  des  „natnrgemässen" 
Arbeitslohnes  treibe,  desjenigen,  den  der  Ar- 
beiter erhalten  sollte,  wenn  er  gerecht  ent- 
lohnt würde. 

Seine  dahin  abzielende  Untersuchung  ver- 
legt Thnnen  an  die  Grenze  des  Kultnrgebietes 
im  Lsolierten  Staate,  „wo  der  Boden  keine  Rente 
mehr  giebt  und  der  Gutsertrag  auf  die  Zinsen 
des  in  den  Gebäuden  steckenden  Kapitals  be- 
schränkt ist".  Dadurch  vereinfacht  sich  ihm 
das  zu  lösende  Problem  der  .naturgeniässen 
Verteilung  des  Arbeitscrzengnisses  zwischen  Ar- 
beiter, Kapitalisten  und  Grundbesitzer,  und  er 
steht  —  weil  er  auch  von  dem  Untemehmerge- 
winn  absieht  —  nur  vor  den  Fragen  nach  dem 
naturgemässen  Lohn  und  Zinsfnss.  Es  ermög- 
licht ihm  dies  aber  auch,  in  seine  Betrachtungen 
das  Princip  der  Selbsthilfe  der  Arbeiter  bei 
voller  wirtschaftlicher  Freiheit  derselben  zur 
Erlangung  eines  höheren  Anteils  am  Arbeits- 
produkt einzuführen,  unter  welch  letzterem  er 
den  ganzen  Ertrag  versteht,  der  bei  Arbeitern 
nnd  Kapitalisten  verzehrbares  Einkommen  bildet 
nnd  sich  dadurch  ergiebt,  dass  man  „von  dem 
rohen  Ertrage  alles  in  Abzug  bringt,  was  .  . 
zur  Erhaltung  der  Wirtschaft   notwendig  ist". 

Was  Thünen  zumeist  am  Herzen  liegt,  ist 
dies:  ob  eine  dauernde  Steigerung  des  Arbeits- 
lohnes über  den  Notbedarf  hinaus  (im  isolierten 
Staat)  möglich  sei.  Diese  Frage  mnss  er  unter 
der  Voraussetzung  eines  unveränderlichen  Zins- 
fnsses  verneinen.  Denn  die  Wirkung  einer 
Lohiierhühnng  für  diesen  Fall  wäre  —  selbst- 
verständlich bei  gleichbleibendem  Getreidepreis 
sowie  bei  der  Annahme  einer  bestimmten  Be- 
völkerung und  unveränderlicher  Technik  —  ein 
Siuken  der  Rente  der  entferntesten  Güter  unter 
Null;  die  Einschränkung  des  Kulturgebietes 
nnd  stärkeres  Zusammendrängen  der  Bevölke- 
rung auf  engerem  Räume;  damit  Verschärfung 
der  Konkurrenz  anf  diesem  nnd  zum  Schluss 
ein  Rückgang  der  Löhne  noch  hinter  deij  frühe- 
ren Stand.  Jede  dauernde  Lohnsteigerung  er- 
scheint also  durch  die  Veränderlichkeit  des  Zins- 
fnsses  bedingt.  „Wenn  der  Zinsfuss  erniedrigt 
wird,  der  Kapitalist  von  seinem  Kapital  ge- 
ringere Einkünfte  bezieht :  so  kann  auch  selbst 
an  der  Grenze  der  kultivierten  Ebene  der  Ar- 
beitslohn erhöhet  werden,  ohne  dass  der  Anbau 
des  Bodens  aufhört  und  ohne  dass  auch  nur 
ein  Arbeiter  entbehrlich  und  brotlos  wird." 
Damit  ist  zugleich  ausgesprochen :  „dass  die  Be- 
stimmung des  natnrgemässen  Arbeitslohnes  ab- 
hängig ist  von  der  Kenntnis  der  Gesetze,  wo- 
durch die  Höhe  des  Zinsfusses  und  das  Verhält- 
nis derselben  zum   Arbeitslohn    bestimmt  ist". 

Zunächst  geht  nun  Thünen  „dem  Ursprung 
der  Zinsen  und  ihrem  Verhältnis  zum  Kapital" 
nach  nnd  untersucht  „die  Kapitalsbildung  von 
innen  heraus". 

Dies  geschieht  unter  der  Voraussetzung: 
„ein  mit  allen  —  und  überdies  gleichbleibenden 
—  Fähigkeiten,  Kenntnissen  nnd  Geschicklich- 
keiten der  europäischen  Nationen  ausgerüstetes 
Volk, . .  welches  aber  kein  Kapital,  also  auch  keine 
Werkzeuge  besitzt, . .  und  mit  anderen  Nationen 
in  keinem  Handelsverkehr  steht, . .  aber  zahlreich 
genug  ist,  nm  die  Teilung  der  Arbeiten,  wie 
sie  in  Europa  stattfindet,  einfuhren  zu  können. 
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sobald  nur  das  dazu  erforderliche  Kapital  vor- 
handen ist, . .  (sei),  nach  einem  Tropenlande  ver- 
setzt, das  überall  von  gleicher  Fmchtbarkeit 
und  zugleich  so  ausgedehnt  ist,  dass  jeder  Be- 
wohner Land  umsonst  in  Besitz  nehmen  kann, 
(und  in  dem)  alle  Metalle  vorhanden  sind, 
welche  die  europäische  Industrie  zu  ihren  Er- 
zengnissen . .  gebraucht."  Kapital  kann  in  diesem 
isolierten  Tropenstaat  „nur  ein  Produkt  der  Arbeit 
(sein)  und  .  .  nur  gebildet  (werden)  aus  dem, 
was  der  Arbeiter  mehr  hervorbringt,  als  er  ver- 
zehrt". Die  Jahressubsistenzmittel  eines  Ar- 
beiters als  Einheit  (S)  und  in  100  Teile  (c) 
zerlegt  gedacht,  betrttge  z.  B.  das  Jahresprodnkt 
110  c  und  die  mögliche  Jahreserspamis  10  c. 
Dann  kann  nach  lü  Jahren  ein  Vorrat  in  der 
Höhe  eines  Jahresbedarfs  angesammelt  sein  und 
so  die  Unterbrechung  der  auf  Beschaffung  von 
Lebensmitteln  gerichteten  Thätigkeit  für  ein 
Jahr  sowie  die  Herstellung  nützlicher  Gerät- 
schaften während  desselben  möglich  werden. 
Letztere  werden  die  Produktivität  der  Lebens- 
mittelerzeugung, nach  deren  Wiederaufnahme, 
steigern  z.  B.  auf  150  c,  damit  aber  grössere 
Ersparnisse  und  raschere  Wiederholung  der 
Kapitalerzeugung  —  im  konkreten  Falle  schon 
nach  2  Jahren  —  zulassen.  Das  zweite  von 
ihm  hergestellte  und  ihm  selbst  unnötige  Werk- 
zeug wird  der  kapitalerzeugende  Arbeiter  ver- 
leihen und  dafür  vom  Entlehner  den  (ganzen, 
oder  richtiger  nahezu  ganzen)  Ueberschuss  aus 
dessen  hierdurch  produktiver  gewordenen  Arbeit 
beziehen;  und  zwar  dauernd.  Das  ist  der  Ur- 
sprung der  Zinsen.  Ihr  Verhältnis  zum  Kapi- 
tal aber  drückt  Thünen  so  aus :  „W  i  e  sich 
der  Lohn  der  Arbeit  verhält  zu  der 
Grösse  der  Kente,  die  dieselbe  Arbeit 
schafft,  wenn  sie  auf  Kapitaler- 
ze ngun^  gerichtet  wird:  so  ver- 
halten sich  Kapital  und  Zinsen",  im 
Beispiel  also  wie  110  :  40  (bezw.  richtiger  ca.  40). 
Den  Snbsisteuzbedarf  (100  c)  nennt  Thünen 
,,Lohn  für  die  Arbeit",  den  Ueberschuss  über 
denselben  „Lohn  für  die  Anstrengung". 

Die  angedeutete  Entwickelung  muss,  fort- 
gesetzt, schliesslich  zur  Ausstattung  der  ganzen 
Bevölkerung  mit  Werkzeugen  und  zwar  ver- 
nünftigerweise vor  allem  mit  solchen  führen, 
welche  die  höchst  mögliche  Steigerung  der  Ar- 
beitsproduktivität mit  sich  bringen.  Nachher 
wird  die  Kapitalerzeugung  sich  notwendiger- 
weise der  Herstellung  minder  nützlicher  Gerät- 
schaften zuwenden,  wofür  sie  also  auch  beim 
Ausleihen  mit  einer  geringeren  Rente  vorlieb 
nehmen  muss."  M.  a.  W.  „Jedes  in  einer 
Unternehmung  oder  einem  Gewerbe 
neu  angelegte,  hinzukommende 
Kapital  trägt  geringere  Beuten 
als  das  früher  angelegte."  Dies  aber 
bringt  es  hinwiederum,  infolge  der  Konkurrenz 
der  wachsenden  Kapitalien,  mit  sich,  dass  „d  i  e 
Beute,  die  das  Kapital  im  ganzen 
beim  Ausleihen  gewährt,  bestimmt 
wirddnrcbdieNutzungdes  zuletzt 
angelegten  Kapitalteilchens";  wes- 
halb denn  auch  „die  Verminderung 
der  Beute  beim  Anwachsen  des  Ka- 
pitals .  .  dem  Arbeiter  zu  gute 
kommt  und  den  Lohn  seiner  Arbeit 
erhöht". 

Ans  dem  in  diesen  Sätzen  festgelegten  Um- 


stände, dass  ,^bei  der  Kapitalbeschaffung  zwei 
sich  gegenseitig  beschränkende  Momente  wirk- 
sam" sind,  und  aus  dem  weiteren  Satze:  dass 
„die  Produktionskosten  des  Kapi- 
tals angegeben  und  gemessen  wer- 
den können  durch  die  Zahl  der 
Jahresanstrengungen,  die  zur  Er- 
langung desselben  erforderlich  sind", 
folgert  Thünen  wieder  und  sucht  rechnerisch 
darzustellen  zweierlei.  Erstens :  „dass  es  in  der 
Vergrösserung  des  Kapitals  einen  Punkt  giebt, 
bei  welchem  die  kapitalerzeugende  Arbeit  das 
Maximum  der  Beute  giebt.  Zweitens :  „dass  die 
kapitalerzeugenden  Arbeiter  bei  vermehrtem 
Kapital  und  sinkendem  Zinssatz  doch  durch  ihre 
Arbeit  eine  grössere  Beute  erwerben,  als  bei 
geringem  Kapital  und  hohem  Zinssatz ;  dass  sie 
also  durch  ihr  eigenes  Interesse  angetrieben 
werden,  das  Kapital  zu  vermehren,  obgleich  da- 
durch das  Produkt  ihrer  Arbeit,  d.  i.  das  Kapi- 
tal, durch  das  Sinken  des  Zinssatzes  einen  ge- 
ringeren Preis  erhält." 

Soweit  gelangt,  fragt  sich  nun  Thünen,  ob 
auf  diesem  Wege  eine  Verbindung  zwischen 
Kapital  und  Arbeitsprodukt  auch  in  dem  iso- 
lierten Staat  möglich  ist,  der  nicht 
unterdenTropenliegt.  Dies  verneint  er. 
Betrachteter  nämlich  den  Einfluss  von  Fruchtbar- 
keit des  Bodens  und  Klima  auf  die  Höhe  des 
Arbeitslohnes  und  der  Zinsrate,  so  zeigt  sich  ihm 
sofort,  dass  überall  in  Europa  das  Vorhanden- 
sein von  Kapital  die  erste  Voraussetzung 
menschlicher  Arbeit  ist  und  nicht  umgekehrt 
Das  Kapital,  „das  Erzeugnis  menschlicher  Ar- 
beit", muss  also  ans  den  Tropenländem  einge- 
wandert sein.  Dann  ist  aber  auch  das  Gesetz 
der  Kapitalbildung  hier  und  dort  verschieden, 
und  man  muss  es  „aufgeben,  für  die  Entstehung 
der  uranfänglichen  Kapitale  und  die  der  höheren 
Grade  ein  und  dasselbe,  beide  umschliessende 
Gesetz  aofsucbeu  zu  wollen". 

Die  weitere  Untersuchung  führt  Thünen  im 
isolierten  Staat  auf  europäischen  Boden,  indem 
er  vor  allem  die  Beziehung  zwischen  LÄ)hn  und 
Zinsfuss  durch  eine  Gleichung  darzustellen 
sucht. 

Bei  der  Annahme,  dass  Kapital  iQ)  und 
Jahresarbeitslohn  einer  (vierköpflgen)  Arbeiter- 
familie A,  der  sich  zusammensetzt  aus  dem  Not- 
bedarf a  +  einem  Ueberschuss  y,  ,.in  irgend 
einem  Wertmass  angegeben"  und  in  ihrer 
Grös.se  bekannt  sind,  ist  das  auf  Jahresarbeiten 
reduzierte  Kapital  ausgedrückt  durch  die  Formel 

;  —  =  q  und  Q  =  q  (a  +  y)-    Wird  dieses 

a  +  y        ^  1  \      I    j^ 

Kapital  an  der  Grenze  des  Kulturgebietes  im 
Landbau  angelegt  und  1  Arbeiter  angestellt,  so 
wird  dessen  Arbeitsprodukt  im  oben  charakte- 
risierten Sinne,  p,  zwischen  ihm  und  dem  Kapi- 
talisten zu  teilen  sein.  Die  Bente  des  letzteren, 
B,  wird  also  betragen:  p  —  (a  +  >')  und  Z 
d.  h.  der  Zinsfuss  abzüglich  der  Assekuranz- 
prämie,  den  Thünen  mit  dem  Gewinnsatz   des 

Grenzguts  identifiziert,       ,     .     ,.    So  gelangt 

ür  absolut  gültig  an- 
gesehenen Formel: 


Z 


p  —  (a.  +  y) 


q  (a  +  y)  ■ 

Da  jedoch  diese  Gleichung  beide  Variablen, 
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Z  ood  y,  enthfilt,  so  sncht  Thttoen  nun  eine  der- 
selben —  Arbeitslohn  —  zn  bestimmen,  wo- 
dorch  mittelbar  auch  die  andere,  Zinsfnss,  be- 
stimmt erscheint. 

Die  LSsone  dieser  Aufgabe  erfolg  unter 
Heranziehung  der  an  der  Grenze  des  Kulturge- 
bietes  für  die  Arbeiter  bestehenden  Möglichkeit 
xnr  Selbsthilfe,  weil  ihnen  der  Ueberauss  an 
herrenlosem  fruchtbaren  Boden  die  Wahl  frei- 
stellt zwischen  Lohnarbeit  oder  Nengründung 
von  G&tem  und  Arbeit   für  eigene  Kechnung. 

Die  Nengründung  eines  Gutes  denkt  sich 
Thanen  durch  eine  Vereinigung  von  Arbeitern 
durchgeführt,  von  denen  ein  TeU  einstweilen  um 
Lohn  weiterarbeitet  und  mit  den  ihren  Xotbedarf 
fibersteigenden  LohnQberschüssen  den  anderen 
mit  der  Gntsanlegnng  beschäftigten  Teil  unter- 
hält .Das  neuangelegte  Gut  kostet  nur  Arbeit 
und  nichts  anderes  als  Arbeit",  und  die  Rente 
von  demselben  ist  der  Lohn  dieser  Arbeit.  Ist 
die  Anlegung  des  Gutes  vollendet,  so  bedarf  die 
Gesellschaft  kapitalerzeugender  Arbeiter  zu 
dessen  Bewirtschaftung  einer  Anzahl  von  Lohn- 
arbeitern, deren  ^Lohn  aber  nicht  willkürlich 
und  auch  nicht  nach  dem  in  den  älteren  Gütern 
nbUchen  Lohn  bestimmt  werden  kann",  sondern 
,so  hoch  sein  muss,  dass  der  üeberschuss  des 
Arbeiters  auf  Zinsen  gelegt,  also  y  Z,  gleich  der 
Rente  des  kapitalerzeugenden  .Arbeiters  wird". 
Denn  sonst  würden  die  Lohnarbeiter  augen- 
blicklich zur  Kapitalerzeugung  übergehen.  „Die 
Bestimmung  des  Arbeitslohnes  ist  (also)  hier  in 
die  HSnde  der  Arbeiter  selbst  gelegt",  und  der 
ans  derselben  .hervorgehende  Lohn  ist  nor- 
mierend für  den  ganzen  isolierten  Staat",  da  „die  | 
Zahl  der  Arbeiter,  der  Voraussetzung  gemäss,  | 
konstant  ist". 

Bei  dieser  Lohnfeststellung  ist  die  WillkUr 
der  Arbeiter  lediglich  durch  deren  Eigeninte- 
resse beschränkt,  während  hinwiederum  das  Ziel 
der  Kapitalerzeugung  nur  die  Erlangung  der 
Höchstrente  sein  kann.  Es  mnss  daher  auch 
_der  Arbeitslohn,  welcher  das  Maximum  der 
Rente  bringt,  das  Ziel  des  Strebens  sein",  und 
dieses  Ziel  wird  beim  Mangel  jeder  Hemmung 
erreicht  werden.  Damit  stehen  wir  aber  vor 
der  Frage :  „Bei  welcher  Höhe  des  Arbeitslohnes 
erlangt  der  Arbeiter  für  seine  Anstrengung  das 
3{aximnm  der  Rente?" 

Ist  nun  in  der  Selbsthilfegenossenschaft  die 
Zahl  der  mit  der  Gntsneuanlegung  beschäftigten 
Arbeiter  =:  q,  so  ist  die  Zahl  der  anderen,  durch 
die  sie  aus  den  Lohnüberschüssen  y  mit  dem 
Xotbedarf  a  versehen  werden,  um  so  viel  grösser, 
als  der  Xotbedarf  den  Lohnüberschuss  übersteigt. 


Sie  beträgt  also  q 


und    die    Vereinigung 


sählt  insgesamt  q  +  q .  -^  =  *  ^-^  ^  Arbei- 
ter. Tnter  diese  soll  das  Produkt  des  zur  Be- 
wirtschaftung des  neuangelegten  Guts  ange- 
stellten Lohnarbeiters,  p,  abzüglich  des  Lohnes 
für  den  letzteren  verteilt  werden.  Der  zu  ver- 
teilende Produktrest  macht  p  —  fa  -)-  y)  aus, 
demnach  der  Anteil  eines  jeden  Genossenschafters 
p  — a  +  y  ^  [p  —  (a  -t-  y)]  y 
<J  (a  -f  y)  q  la  +  y) 


R 


Die  mathematische  Behandlung  dieser  For- 


mel  unter   der   Voraussetzung  de.s  überhaupt 
möglichen  Höchstbelanfes  von  R  erg^ebt 

a  +  y  =  VÄp] 
und  zum  gleichen  Resultate  gelangt  man,  wenn 
man  den  Zinsbezug  vom  Üeberschuss  des  Lohn- 
arbeiters ebenfalls  bis  zum  Maximum  anwachsen 
lässt  und  den  gefundenen  Wert  in  die  oben  an- 
geführte Gleichung  für  die  Beziehung  zwischen 
Lohn  und  Zinsfnss  einsetzt. 

„Diesen  nicht  aus  dem  Verhältnis  zwischen 
Angebot  und  Nachfrage  entspringenden,  nicht 
nach  dem  Bedürfnis  des  Arbeiters  abgemessenen, 
sondern  aus  der  freien  Selbstbestimmung  der 
Arbeiter  hervorgehenden  Lohn  V'ap"  nennt 
Thünen  „den  natnrgemässen  oder  auch  den 
natürlichen  Arbeitslohn."  Er  „übersteigt  das 
Bedürfnis  in  demselben  Masse  wie  das  Erzeug- 
nis den  Ix)hn".  Und  da  bei  seiner  Geltung  .der 
Lohnarbeiter  für  seinen  Üeberschuss  die  höchsten 
Zinsen  bezieht",  so  fallen  die  Interessen  von 
kapitalerzengenden  und  Lohnarbeitern  zu- 
sammen. 

Thünen  hat  dieser  Lehre  die  grösste  —  und 
zwar  nicht  bloss  theoretische,  sondern  auch 
praktische  —  Bedeutung  beigemessen.  Charak- 
teristisch dafür  ist,  dass  er  die  Formel  V^ap  auf 
seinen  Grabstein  gfe.setzt  wissen  wollte.  Sie  ist 
jedoch  —  mit  einigen  Ausnahmen  —  allgemein 
abgelehnt  worden.    Mit  vollem  Recht  auch. 

Vor  allem  leuchtet  ohne  weitere  Erwägung 
ein,  dass  die  unter  so  anormalen  Bedingungen 
gefundene  Formel  —  auch  wenn  man  sie  nicht 
schon  deshalb  allein  als  für  die  Wirklichkeit 
jeder  Bedeutung  bar  ansehen  wollte  und  sie, 
um  mit  Thünen  zu  sprechen,  „nicht  unwahr, 
sondern  nur  unvollständig"  wäre  —  doch  min- 
destens das  letztere  ist.  Sie  bedürfte  also,  um 
Geltung  für  die  Wirklichkeit  beanspruchen  zu 
können,  der  Ergänzung  und  Modifizierung  durch 
Untersuchtmgen  über  die  Gesetze,  die  alle  im 
isolierten  Staat  gewillkürten  Verhältnisse  oder 
als  ruhend  gedachten  Einflüsse  regeln.  —  Allein 
sie  ist,  wie  von  vielen  Seiten  —  vornehmlich 
von  Knapp,  Brentano,  Falck,  Knies, 
Schmidt  und  jüngstens  wieder  K  o  m  o  r  - 
z  y  n  s  k  i  —  unter  Heranziehung  verschiedener 
Gesichtspunkte  endgiltig  nachgewiesen  worden 
ist,  auch  im  isolierten  Staat  und  unter  den 
Prämissen  Thttnens  selbst  unrichtig. 

Von  den  Irrtümern  seien  hier  nur  hervorge- 
hoben: die  Reduktion  von  Ungleichartigem  — 
Leistung  des  Kapitals  und  der  geistigen  wie 
manuellen  Arbeit  bei  der  Hervorbringung  eines 
Produkts  —  auf  einander.  Auf  dieser  Reduktion 
beruht  aber  die  Annahme  der  Möglichkeit  zur 
Arbeiterselbsthilfe  durch  Nengründung  von 
Gütern  sowie  die  Ausscheidbarkeit  der  Anteile 
für  die  verschiedenen  Produktionsfaktoren  an 
dem  Produkt.  —  Nicht  minder  verfehlt  ist 
die  Voraussetzung  von  Klassenunterschieden 
zwischen  Kapitalisten  und  Arbeitern  im 
apriorbch  konstruierten  Staat,  in  dem  sie 
ja  angesichts  der  Konsequenz  der  Wirt- 
schaft —  wenn  nicht  von  vom  herein  vor- 
handen —  ^r  nicht  eintreten  könnte.  Endlich 
ist  es  auch  im  isolierten  Staat  mit  der  Voraus- 
setzung der  Klassenunterschiede  nicht  wahr, 
dass  der  Lohnsatz  der  günstigste  sei,  der  die 
Höchstrente  von  den  Lohnerspamissen  verbürgt. 
Vielmehr  werden  „die  Bestrebungen  ganz  aus- 
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einandergehen ;  der  Vermögendere  und  Spar- 
samere wird  mehr  Interesse  an  der  Rentenhöhe, 
der  Aermere  nnd  weniger  Sparsame  mehr  In- 
teresse an  der  Lohnhöhe  nehmen.  In  diesem 
Wirrwarr  giebt  es  überhaupt  keinen  natnrge- 
mässen  Arbeitslohn,  der  den  Wünschen  aller 
Arbeiter  entspricht"  (Schmidt). 

Trotz  der  —  notwendigen  —  Ergebnis- 
losigkeit von  Thänens  Versuch,  die  gerechte 
Lohnhöhe  aufzufinden,  wird  doch  derselbe  immer 
seinen  Platz  in  der  Entwickelung'sgeschichte 
der  Volkswirtschaftslehre  behaupten  :  als  Mani- 
festation eines  Hannes  von  zugleich  bedeuten- 
dem Geist,  strengem  wissenschaftlichen  Ernst 
und  warmherzigem  Interesse  für  die  materielle 
nnd  sittliche  Hebung  der  Arbeiterklasse;  wegen 
der  einschneidenden  Kritik  an  den  Doktrinen 
der  klassischen  Nationalökonomie  sowie  als 
Protest  gegen  die  „Unterordnung  des  Menschen 
unter  sein  eigenes  Produkt"  und  gegen  die 
Gleichstellung  des  Arbeiters  mit  der  „Maschine, 
die  für  die  Erbauungskosten,  dem  Lasttier,  das 
für  die  Aufziehun^skosten  zu  haben  ist" ;  als 
Problemstellung  mit  dem  Ziel  einer  Versöhnung 
der  widerstreitenden  Interessen  von  Kapital  und 
Arbeit;  als  Anreg^ung  zu  dem  sozialpolitisch 
■wichtigen  Gedanken  der  Gewinnbeteiligung,  die 
Thünen  —  nebenbei  bemerkt  —  seit  1847  auf 
seinem  Gute  Tellow  einführte;  nicht  zuletzt 
endlich  gerade  durch  die  Ergebnislosigkeit. 

Schriften  ThOnens.  Ein  mllttämliye»  Ver- 
teirhnit  von  Thünen»  Schriften  findrt  «ich  hei 
H.  Schuhmacher,  Johann  Heinrich  ron  Thü- 
nen, Rottnck  1S68,  K  i46 — 51.  Heeondcn  hervor- 
zuheben sind  die  nachfolgenden,  und  zwar  A. 
in  Jiuc lifo r m :  Der  isolierte  Staat  in  Be- 
ziehung auf  Landwirtschaft  und  Xationalökono- 
mie.  S  Teile  in  4  Abteilungen  18JG;r,S  (1.  Teil: 
Der  Itolierle  Staat  in  Beziehung  auf  Landwirt- 
»ehalt  und  Nationalökonomie,  oder  Untersuchun- 
gen über  den  Einßius,  den  die  Oetreidepreite, 
der  Reichtum  de»  Boden»  und  die  Abgaben  auf 
den  Ackerbau  ausüben.  1.  Aufl.,  Hamburg  ISiO, 
2.  Aufl.  Rostock  IS42 ;  in  framlt»i»cher  Veber- 
»etzung  u.  d.  T.:  «Recherche»  tur  l'influenee 
fjue  les  prix  de»  grain»,  la  riche»»e  du  »ol  et  les 
impots  exercent  »ur  le»  »y»tcme»  de  culture«  von 
Jule»  Lavcrriere.  Paris  1851.  —  //.  Teil 
1.  u,  S.  Abt. :  Der  nalurgeinä»»e  Arbeittlohn  und 
des»en  Verhältnis  zum  Zinsfuss  und  zur  Land- 
rente. Rostock  1850  6S;  von  der  1.  Abt.  ist  eine 
framüsisehe  Veber»etznng  erschienen  «.  d.  T.: 
vLe  »alaire  naturel  et  »on  rapport  au  taiix  de 
l'inter et II  von  Math ieu  Wolkoff.  Paris  1857. 
—  III.  Teil:  Grundsätze  zur  Bestimmung  der 
Bodenrente,  der  vorteilhaftesten  l'mtriebszeit  und 
de»  Werts  der  Ilohbettände  von  verschiedenem 
Alter  für  Kieferwaldungen.  Rostock  1863).  — 
B.  in  Zeitschriften,  und  zwar  1.  in  »Neue 
Annalen  der  Mecklenburgischen  iMndirirtschafts- 
Oeselhchaßii :  Einführung  des  Kreditsystems  in 
Mecklenburg  (Jahrg.  iy;2  von  1817,  S.  40I  bis 
545);  Ansichten  über  die  Wirkting  der  engli- 
schen Korn-Akte  auf  Mecklentnirg  (Jahrg.  Vl^i 
ron  181!»,  S.  715 — 20J ;  T'eber  einen  ertreiterten 
Anbau  der  Ilandehgewächsc  in  Mecklenburg 
(Jahrg.  JCjl  von  IS'.f,  S.  368— TJ):  P-  M.  über 
die  Denkschrift  de»  Herrn  Oberhofmeister»  von 
Jasmund  «Eine  Million  umsonst  und  zins- 
tragendii.       Vortchlag   zur  Errichtung  einer  De-  \ 


posital- Zettelbank  in  Mecklenburg  (Jahrg.  XVII 1 
von  1831,  S.  S — 10);  Ansichten  über  die  Er- 
richtung eines  landwirtschaftlichen  Intlituts  in 
Mecklenburg  (ebd.  S.  282—SÜ2);  Erachten  über 
die  Verbesserung  de»  Ackerbaues  der  Städte  (ebd. 
S.  337—99  und  H.  2.  S.  4OI);  Beantwortung 
einiger  Fragen,  di«  Statik  de»  Landbaues  be- 
treffend   (Jahrg.   XIXjl    von   1834,    S.  111—31). 

—  2.  in  »Freimütige»  Schweriner  AbendblaUn  jVc. 
1453,  1455  und  1456:  tragm entarische  Bemer- 
kungen über  die  Steuerreform. 

Lltteratur  :  Wtth.Ro»cher,  Idceen  zurPfilitik  und 
Statistik  der  Ackerbausysteme  (in  Raus  nArchiv 
der  politischen  Oekonomien  III.  Bd.,  (I895j,  S. 
173 ff.).  —  Verselbe,  Geschichte  der  Xulionid- 
Ökonomik  in  Deutschland,  München  1874,  *'■  879 
bis  902.  —  Veraelbe,  im  II.  Bande  des  Sys- 
tem», XI.  Aufl.,  S.  140— 48,  584f.,  626—31.  — 
Helferieh,  J.  H.  von  Thünen  und  sein  Gesetz 
über  die  Teilung  des  Produkt»  unter  die  Ar- 
beiter und  Kapitalisten  (in  der  nZeitschr.  f.  d. 
ges.  Staatsw.ii.    VIII.  Bd.,  (1852),  S.  393—433). 

—  A.  liCymarie,  im  »Journal  des  Econo- 
miste»«,  XV.  Bd.  (1857),  S.  250—64.  (.inzeige 
der  franz.  Vebersetzung  des  Thünenschen  Werke» 
II.  Bd.,  I.  Abt.  —  Mathleu  Wolkoff,  Xou- 
velle»  obserralions  au  sujet  de  l'ouvrage  de  M. 
de  Thünen  »ur  le  »alaire  naturel  (ebd.  XVI.  Bd. 
(1857),  S.  239 — 55  —  gegen  Leymarie's  An- 
griffe). —  Derselbe,  Lecture  d'ecnnomic  polili- 
<]ue  rationelle,  Paris  1861,  Abschn.  X — XIII.  — 
H,  Wisketnann,  Die  antike  Landwirtschaft 
und  das  Thünensrhe  Gesetz,  Leipzig  1859.  — 
Etienne  Laspeyres,  Wechselbeziehungen  zwi- 
schen Volksvermehrung  und  Höhe  des  Arbeit»- 
lohnes,  Heidelberg  1860.  —  Herrn..  Roesler, 
Zur  Kritik  der  Lehte  vom  Arbeitslohn,  Erlangen 
1861.  —  H.  von  Mangoldt,  Gnindriss  der 
Volkswirtschaftslehre,  Stuttgart  1863  fS.  160 ff.).  — 
Georg  Friedrich  Knapp,  Zur  Prüfung  der 
Untersuchungen  Thänens   über  Lohn    und  Zins- 

fti»»  im  isolierten  Staate,  Braunschweig  1863.  — 
Verselbe,  Grundherrschaft  und  Rittergut,  Leip- 
zig 1897,  S.  140f.  —  lAidw,  Jos,  Brentano, 
l'eber  J.  II.  von  Thünen»  naturgemä»»en  Lohn 
und  Zinsfus»  im  isolierten  Staate,  Göttingen 
1867.  —  H.  Schuhmacher-Zarehltn,  Johann 
Heinrich  ron  Thünen.  Ein  Forscherleben,  Ros- 
tock 1868,  II.  Aufl.  ebd.  1873.  —  Derselbe, 
Ueber  Johann  Heinrich  von  Thünens  Gesetz 
vom  naturgemästen  Arbeitslohn  und  die  Be- 
deutung dieses  Gesetzet  für  die  Wirklichkeit, 
Rostock  1869.  —  Ed.  Berens,  Versuch  einer 
kriti»ehen  Dogmengeschichte  der  Grundrente, 
Leipzig  1868,  S.  162  f.,  bes.  S.  172—185.  — 
von  Hermann,  StaatswirtschafUiche  Unter- 
tuchungen,    II.  Aufl.,    München    1870,    S.  507 ff. 

—  Alb.  Schaffte,  Das  gesellschaftliche  System 
der  menschliehen  Wirtschaft,  2  Bde.,  III.  ,4ufl., 
Tübingen  1873,  I.  Bd.,  S.  263,  269;  II.  Bd., 
S.  203 f.,  274  ff.  —  Georg  von  FaUsk,  Die 
Thünensche  Lehre  vom   Bildungsgesetz  des  Zins- 

fussesu7tdrom  naturgemässen  Arbeitslohn,  I^ipzig 
1875.  —  E,  Dikhrlng,  Kritische  Geschichte  der 
Sationalükonomie  und  des  Sozialismus,  II.  Aufl. 
Berlin  1875,  S.  314—30.  —  Victor  Böhmert, 
Die  Gewinnbeteiligung,  2  Bde.,  Leipzig  1878, 1.  Bd. 
S.1—7.  —  C.  Knies,  Der  Kredit,  IL  Häljte,  Berlin 
1879,  S.  125  ff.  —  Eng,  Böhm  von  Baxcerk, 
Geschichte    und  Kritik  der  Kapitalzinttheorieen, 
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Itimbnifb  1SS4,  S.  192 ff.;  II.  Auß.  ebd.  1900, 
6'.  t95ff.  —  Sedley  Taylor,  Profit-tharing 
bfitrem  mpital  and  labour,  London  18S4.  — 
Guat.  Cohn,  Grundlegung  der  SationaUiko- 
nomie,  Stuttgart  1885,  S.  125)'.  —  Conrad 
Schmidt,  Der  natärlühe  Arbeittlohn,  Jena  1887, 
S.  Iti — JiO.  —  John  Kell»  Ingram,  Hitlnry 
"/  politieal  eronomy,  London  1888,  S.  IS'! — 88 
idrutsch  «.  d,  T.:  vGeichichte  der  Vntknrirt- 
tehadtlehren  von  E.  Hoachlan,  Tübingen  1890, 
*•.  :^5i—ö6).  —  Friedr.  von  Wieser,  Der 
natürliche  Wert,  Wien  1889,  S.  Ii7-S9.  — 
Maurice  Block,  Let  progret  de  la  tcienee 
tcitnomigue  deptii»  Adam  Swith,  i  Bde.,  Pari* 
lin-O,  II.  Bd.,  a.  259—02.  —  Daniel  ZoUa, 
Art.  i.de  Thunenu  im  Xoureau  dirtionnaire  d'eco- 
v-mie  p4,litiqve,  II.  Bd.,  Paris  1892,  S.  1009— U. 

—  Luigt  ÖoBsa,  Introduzione  allo  studio  deW 
rn.nomia  politiea,  III.  Aufi.,  Milano  1892,  S. 
4i.if.  —  Lippert,  Art.  »TTlünen«  in  der  I. 
Aufl.  de*  HandviJrterb.  VI.  Bd.,  S.  2iS—26.  — 
Adolf  Buehenberger,  Agrarweten  und  Agrar- 
/»Jitit,  ä  Bde.,  Leipzig  1892,  I.  Bd.  S.  U,  mm  ff. 

—  Jul.  Lehr,  Grundbegriffe  und  Grundlagen 
ihr  VoltncirUcha/t,  Leipzig  189.1,  S.  S25ff.  — 
Joh.  von  KoHtorzynski,  Thiinens  naturge- 
n>ü*xer  Arbeitslohn  (in  der  »Zeittehr.  f.  Volttw., 
S„2,.,lp(,l.  u.  y'ertr.M,  III.  Bd.,  S.  27—62), 
Wien  1893.  —  Jb«.  L.  Moore,  von  Thilnen» 
Theory  of  natural  waget,  BotUm  1895  (S.A.  aus 
(Hattrard)  »Quarterly  Journal  of  eeonomieta, 
IX.  Bd.).  —  E,  SoJC,  in  Schönberg»  Handbuch 
IV.  Ai^.,  L  Bd.,  S.  557/.  —  Th.  Mithoff 
und  Schönberg  ebd.  S.  674  «"rf  715  ff.  — 
Th.  Frh.  von  der  Goltz,  ebd.  II.  Bd.l,  S. 
« ff.  —  Alfr.  Marshall,  Prineiple»  of  eco- 
nomic«, London  1898,  S.  592 f.  —  SchAnhevg, 
Art.  Arbeittlohn  in  der  II.  Auß.  de»  Hand- 
ir'hrterb.  der  Staatttc.  oben  Bd.  I,  S.  882  f.  —  W. 
Lcjcia,  Art.  Grundrente,  II.  Abtehn.  (ebd. 
Bd.  IV,  S.  874ff.).  —  J.  Conrad,  Grundti*» 
zum  Studium  der  polititchen  Oekonomie,  I.  Teil, 
lyationalökottomie)  III.  Auf.,  Jena  1900,  S. 
S45 — 4S;  II.  Teil  ( Volktwirttchaftspolitik)  II. 
Auß.,  Jena  1898,  S.  8 f.  —  B.  vtm  PhiUppo- 
vich,  Grundrit»  der  polüitchen  Oekonomie, 
I.  Bd.,  in.  .Auß.,  Freibtirg  i.  B.  1899,  S. 
281  ff.  —  O.  Schnu>ller,  Grundri»»  der  allge- 
mrinen  Volkncirtschafltlehre,  I.  Teil,  Leipzig 
19<«i,  S.  117,  272,  354.  — 

Carl  Grünberg. 


Thür-  nnd  Fenstersteaer 

s.  (jebäudesteuer  oben  Bd.  IV,  S.  6ff. 


Tiere,  Tierfang 

s.  Jagd  oben  Bd.  IV,  S.  1299«. 


Tierärzte. 


1.   Ansübnug  der  Tierheilkunde.     2.  Tier- 
ärztliche Behörden. 


1.  Aasnbnng  der  Tierheilkunde.    Bis 

in  die  zweite  I&lfte  des  18.  Jahrhunderts 
lag  die  Tierheilkunde,  soweit  sie  nicht  von 
Aerzten  nebenbei  betneben  wurde,  in  der 
Hand  von  Hufschmieden  und  Scharfrichtern, 
Schäfern  und  Hirten,  denen  sich  herum- 
ziehende Quacksalber,  die  Viehdoktoren,  an- 
schlössen. Es  ist  das  Verdienst  von 
Bourgelat  (1713—1779),  im  Jahre  1762 
zuerst  eine  Tierarzneischule  in  Lyon  ge- 
gründet zu  haben,  die  bald  vom  Staate  über- 
nommen wurde  und  der  1766  die  könig- 
liche Tierarzneischule  zu  Alfort  bei  Paris 
zur  Seite  trat.  In  den  nächsten  Jahrzehnten 
folgten  die  meisten  euroi)äischen  Staaten 
dem  von  Frankreich  gegebenen  Beispiel  in 
der  Gründung  solcher  Anstalten.  So  wur- 
den Tierarzneischulen  gegründet :  1769  zu 
Turin,  1771  zu  Göttingen,  1773  zu  Kopen- 
hagen, 1777  zu  AVien,  1778  zu  Hannover. 
1780  zu  Dresden,  1784  zu  Karlsruhe,  1787 
zu  Mailand,  1790  zu  Berlin  etc.  Sie  sollten 
zunächst  nur  zur  Ausbildung  von  Rossäizten 
für  die  Armee  und  die  Landgestüte  dienen 
und  wui-den  erst  in  dem  19.  Jahrhundert  zu 
wissenschaftlichen  Lehranstalten  umgebildet, 
welche  die  Fördenmg  der  Tierheilkunde 
und  die  Heranbildung  von  Tierärzten  zur 
Aufgabe  hatten.  Jedoch  blieb  in  den  meisten 
Staaten  die  Freiheit  des  Betriebs  der  Tier- 
heilkimde  bestehen,  und  nur  in  einigen 
Staaten  ward  eine  auf  Grund  einer  wissen- 
schaftlichen Prüfung  zu  erteilende  Appro- 
bation hierzu  verlangt  (Bayern,  Ekükt  vom 
1.  Februar  1810,  Tit.  5,  Polizei-St.G.B.  von 
1861,  Art.  112;  Sachsen,  G.  v.  U.  De- 
zember 1858:  Baden,  Polizei-Str.G.B.  von 
1863,  §  82;  Hannover,  G.  v.  9.  Oktober 
1863).  In  Preussen  wai-  nach  dem  Ge- 
werbesteuergesetz vom  2.  November  1810, 
§  21,  eine  besondere  polizeiliche  Erlaubnis 
erforderlich,  die  jedoch  nach  dem  G.  v. 
20.  Mai  1820  in  WegfaU  kam.  Auch  nach 
derdeutschen  Gewerbeordnung,  §29, 
ist  die  Ausübung  der  Tierheilkunde  jeder- 
mann freigegeben.  Aber  nur  solche  Per- 
sonen düi-fen  sich  als  Tierärzte  oder  mit 
gleichbedeutendem  Titel  bezeichnen  oder 
vom  Staate  oder  einer  Gemeinde  als  solche 
anerkannt  und  mit  amtlichen  Funktionen 
betraut  werden,  welche  eine  staatliche 
Approbation  auf  Grund  des  Nachweises  der 
Befähigung  erhalten  haben.  Der  Bundesrat 
hat  die  Vorschriften  über  den  Nachweis  der 
Befähigung  zu  erlassen  und  die  Behörden 
zu  bezeichnen,  welche  die  Approbationen 
zu  erteilen  befugt  sind.  Die  Approbation 
ist  für  das  ganze  Reich  giltig  und  kann  nur 
zurückgenommen  wei-den,  wenn  die  Unrich- 
tigkeit der  Nachweise  dargethan  wird,  auf 
Grund  deren  sie  erteilt  worden  ist,  oder 
wenn  dem  Inhaber  der  Approbation  die 
bfu'gerlichen  Ehreni-echte  aberkannt  worden 
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sind,  in  letzterem  Falle  jedoch  nui-  für  die 
Dauer  des  Ehrverlustes  (Gew.-O.  §  53).  Die 
vom  Bimdesrate  erlassenen,  gegenwärtig 
geltenden  Prüfungsvorschriften  sind  in  der 
Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom 
13.  Juli  1889  veröffentlicht  worden.  Zur 
tierärztlichen  Fachprflfung,  der  eine  natur- 
wissenschaftliche Prüfung  vorhergehen  muss, 
werden  nur  Personen  zugelassen,  die  min- 
destens 7  Semester  tierärztliche  oiier  andere 
höhere  wissenschaftliche  deutsche  Lehran- 
stalten besucht  und  auf  denselben  das 
Studium  einer  Keihe  vorgeschriebener 
Fächer  betrieben  haben.  Wer  ohne  Appro- 
bation sich  als  Tierarzt  bezeichnet  oder  sich 
einen  ähnlichen  Titel  beilegt,  durch  den  der 
Glaube  erweckt  wird,  der  Inhaber  sei  ein 
geprüfter  Tierarzt,  ist  strafbar  (Gew.-O. 
§  147^'). 

Die  approbierten  Tierärzte  sind  allein 
berechtigt,  blutige  Operationen  an  Tieren, 
die  an  Milzbi-and  erkrankt  oder  der  An- 
steckimg durch  Milzbrand  verdächtig  sind, 
vorzunehmen,  und  sie  allein  dürfen  ziu"  Be- 
handlung von  Einhufern  und  Schafen,  die 
am  Milzbrand  oder  an  der  Käude  erkrankt 
sind,  zugezogen  werden  (R.G.  betr.  Abwehr 
und  Unterdrückung  von  Viehseuchen  vom 
1.  Mai  1894,  §§  82,  52).  Sie  sind  aber 
auch  verpflichtet,  wenn  sie  von  dem  Aus- 
bruch einer  der  in  dem  angeführten  Reichs- 
gesetz bestimmten  Krankheiten  oder  von 
Erscheinungen,  welche  den  Verdacht  eines 
Atisbruchs  einer  solchen  Krankheit  begründen, 
Kenntnis  erhalten,  der  Polizeibehörde  An- 
zeige zu  machen  (§  9). 

Aehnlich  ist  der  Rechtszustand  in 
Frankreich.  Auch  hier  ist  die  Ausübung 
der  Tierheilkunde  keiner  Beschränkung 
unterworfen.  Aber  nur  approbierte  Tier- 
ärzte dürfen  sieh  als  veterinaires  oder  mit 
einem  gleichbedeutenden  Titel  bezeichnen 
(Code  p6n.  Art.  259)  imd  nur  sie  dürfen 
zur  Behandlung  der  an  Viehseuchen  er- 
krankten Tiere  herangezogen  werden  (Vieh- 
seuchengesetz vom  21.  Juli  1881,  Art.  12). 
—  Dagegen  ist  nur  approbierten  Tierärzten 
die  Ausübung  der  Tierheilkunde  gestattet 
in  Oesterreich  (G.  betr.  die  Organisation 
des  öffentlichen  Sanitätsdienstes  vom  30. 
April  1870,  §§  8,  14,  V.  des  Ministeriums 
des  Innern  v.  21.  Juni  1882,  §6),  Italien 
(G.  über  öffentliche  Gesundheitspflege  vom 
22.  Dezember  1888,  Art.  22,  28)  und  Bel- 
gien (G.  v.  4.  April  1890). 

2.  Tierärztliche  Beliörden.  Tierärzt- 
liche Beamte  sind  in  allen  Staaten  ange- 
stellt. Sie  haben  den  Verwaltungsbehörden 
in  allen  Angelegenheiten  der  Tierheilkunde 
und  der  Bekämpfung  der  Viehseuchen  als 
sachverständiger  Beirat  zu  dienen,  sie  haben 
die  Aufsicht   über  den  Gesundheitszustand 


der  Haustiere  zu  führen  und  einzelne 
veterinärpolizeiliche  Massregeln  nameutlich 
bei  Ausbruch  einer  Viehseuche  zu  vollziehen. 
In  Preussen  steht  die  Verwaltung  des 
gesamten  Veterinärwesens  unter  dem  Mi- 
nister für  Landwirtschaft,  Domänen  und 
Forsten  (Königl.  Erlass  vom  27.  April  1872). 
Demselben  steht  als  beratende  Behörde  eine 
technische  Deputation  für  das  Veterinär- 
wesen zur  Seite.  Nach  der  Kabinettsordre 
vom  13.  JuH  1817  wird  in  jedem  Regierungs- 
bezirke ein  Departementstierarzt,  in  jedem 
Kreise  ein  Kreistierarzt  angestellt.  Sie  müssen 
in  einer  besonderen  Prüfung  ihre  Befähigung 
zur  Bekleidung  dieser  Aemter  nachgewiesen 
haben  (Vorschriften  vom  19.  August  1896). 

Aehnlich  ist  die  Organisation  in  den 
anderen  deutschen  Staaten.  In  Sachsen 
erhalten  die  approbierten  Tierärzte,  welche 
zwei  Jahre  nach  der  Appropation  die  Staats- 
prüfung für  die  Tierarzneibeamten  ablegen, 
den  Titel  Amtstierarzt.  Sie  sind  keine  Be- 
amte (Beamter  ist  der  Bezirkstierarzt),  aber 
sie  können  mit  veterinärpolizeilichen  Funk- 
tionen beauftragt  wenlen  (V.  v.  9.  Mära 
1870,  Instrukt.  v.  16.  Oktober  1877).  —  In 
Bayern  (V.  v.  11.  Februar  1877),  Würt- 
temberg (V.  V.  30.  Dezember  1875), 
Baden  und  Hessen  bilden  die  appro- 
bierten Tierärzte  Kreis-  (oder  Bezirks-)ver- 
eine  zur  Verü-etung  ihrer  Standesinteresseu 
und  zur  Beratung  veterinärpolizeilicher 
Massregeln.  In  Bayern  hat  jeder  Kreis- 
verein zwei  Mitglieder  in  die  veterinärpolizei- 
liche Abteilung  des  Obermedizinalaus- 
schusses zu  w^en.  In  den  anderen  süd- 
deutschen Staaten  wählen  die  Vereine  die 
Mitglieder  eines  tierärztlichen  Landesaus- 
schusses. 

In  Oesterreich  steht  dem  Minister 
des  Innern  ein  oberster  Sanitätsrat,  den 
Statthaltern  der  einzelnen  Kronländer  ein 
Landessanitätsrat  zur  Seite.  Veterinärpoli- 
zeiliche Beamte  sind  in  den  Kronländern 
der  Landestierarzt,  in  den  Bezirkshaupt- 
mannschaften der  Bezirkstierarzt  (G.  v.  30. 
April  1870).  —  In  Frankreich  dient  dem 
Minister  ffir  Landwirtschaft  als  beratende 
Behörde  ein  comite  consultatif  des  §pizooties. 
Jede  Gemeinde,  in  welcher  Vieh-  oder 
Pferdemärkte  abgehalten  werden,  ist  ver- 
pflichtet, einen  Gemeindetierarzt  anzustellen 
(G.  V.  21.  Juli  1881,  Art.  38,  40).  —  In 
Italien  ist  der  Minister  des  Innern  die 
oberste  Verwaltungsbehörde.  Je  ein  Tier- 
arzt ist  Mitglied  des  oberen  Gesundheits- 
rates und  der  Provinzialgesundheitsräte.  In 
jeder  Provinz  ist  ein  Provinzialtierarzt  an- 
gestellt Mit  der  Ueberwachung  der  Tier- 
einfuhr sind  Grenz-  und  Hafentierärzte  be- 
auftragt. Die  Präfekten  können,  soweit 
dies  erforderlich  erscheint,  die  Gemeinden 
zur  Anstellung  von  Gemeindetierärzten  ver- 
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pflichten  (G.  v.  22.  Dezember  1888,  Art.  1, 
4,  8,  18—21). 

Litteratnr:  LoentHg,  Zehrburh  dfs  Ver- 
uxiltungtnehu,  S.  408 ff.  —  G.  Meyer,  Lehr- 
buch de»  VencaUungtrecht»,  I,  S.  S44ff.  — 
EteMtaum,  Grundrü*  der  Getchichte  der  Tier- 
keUtunde,  1SS5.  —  SehneidemüM,  Da*  Tier- 
arzneiveten  Deuttehland»  und  detien  Eimel- 
tfaaten  «n  »einer  gegenwärtigen  Geftalt.  Xach 
amüichen  Quellen,  1893. 

Loenlng. 


Toniolo,  Giuseppe, 

feb.  1845,  -wirkt  gegenwärtig  als  ordentlicher 
rofessor  der  politischen  Oekonomie  einschliess- 
lich Statistik  an  der  Universität  Pisa. 

Toniolo  veröffentlichte  von  staatxwissen- 
schaftlichen  Schriften  in  Buchform:  Dell' ele- 
mento  etico  qnale  fattore  intrinseco  delle  leg^i 
economiche,  Padua  1874.  —  Snlla  economia 
delle  piccole  indnstrie :  Saggi,  ebd.  1874.  —  Sulla 
distribuzione  della  ricchezza :  Lezioni,  ebd.  1878. 
—  Dei  remoti  fattori  della  potenza  economica 
di  Firenze  nel  medio-evo.  Conserazioni  sociali- 
economiche,  Mailand  1882.  —  Scolastica  ed  nma- 
niaiDO  nelle  dottrine  economiche  al  tempo  del 
rinascimento  in  Toscana,  discorso  inaugurale 
deU'  anno  accademico  1886/87,  Pisa  1887;  das- 
selbe, 2.  Aufl.  u.  d.  T.:  Storia  delle  dottrine 
economiche  in  Toscana,  dalle  origini  nel  medio 
evo  flne  al  secblo  XIX,  Florenz  1892.  — 

Toniolo  TeröffentÜchte  von  staatswissen- 
schaftlichen Artikeln  in  Zeitschriften:  1. 
Ib  Archivio  ginridico,  Bd.  XLI:  Sintesi  storica 
delle  vicende  economiche  del  comune  florentino 
1378  al  1530.  —  2.  In  Giomale  degli  Econo- 
misti,  Padna:  Delle  Tarie  forme  di  rimunera- 
zione  del  lavoro  in  rapporto  colla  partecipazione 
degli  operai  ai  profitti  degli  imprenditori,  Bd.  I, 
AprikSeptember  1875,  S.  284/.W1.  —  Sul  lavoro 
ddle  donne  e  dei  fanciuUi  nelle  Industrie  mani- 
fattnriere  di  Venezia  e  sopra  alconi  criteri  di 
legislazione  indnstriale  in  Italia.  Conclnsioni 
de!  rapporto  del  Comitato  di  studi  economici  di 
qnesta  cittä,  Bd.  IV,  Oktober  1876— März  1877, 
S.  109  127.  —  SuUa  teorica  della  rendita.  Let- 
ter» al  (Senatore)  F.  Lampertico  a  proposito 
del  libro:  la  proprieti,  Bd.  IV,  Oktober  1876— 
MSn  1877,  S.  34562  und  465,481.  —  I  salario. 
iSagvio  di  une  esposizione  sistematica  delle  sue 
l^gi.)    Bd.  Vm,  Oktober-Dezember  1878,  S. 

Toniolo  ist  einAnhftnger  der  Dreifaktoren- 
tlieone.  wonach  zur  Herstellung  wirtschaftlicher 
Gater  Natur,  Arbeit  und  Kapital  eine  produk- 
tive Thätigkeit  entwickeln,  und  begreift 
unter  Natur  im  wirtschaftlichen  Sinne  alle  or- 
ganischen Kräfte  und  Stoffe  der  äusseren  Welt, 
welche  die  menschliche  Arbeit  unterstützen  oder 
Ton  dieser  als  Produktivgüter  gehoben  werden. 
I^  Kapital  umfasst  nach  ihm  sämtliche  her- 
gestellten Prodnktivgttter,  sowohl  Koh-  als 
Hilfeprodnkte,  einschliesslich  der  zur  Hervor- 
bringungsarbeit  erforderlichen  Gerätschaften, 
deren  die  produktive  Arbeit  bedarf.  Das  Ka- 
pital wird  daher  als  produzierter  Produktion.s- 
faktor  gedacht,  der  als  Tauschobjekt  und  durch 


andere  nützliche  Dienste  seine  Produktions- 
thätigkeit  fortsetzt.  Das  Beineinkommen  ent- 
spricht bei  Toniolo  jener  Bonifikation  auf  die 
Gütererzengung,  welche  letztere  im  Einzelfalle 
abschliesst.  Die  Summe  aller  Einzeleinkommen 
bildet  das  Reineinkommen  im  heutigen  Wirt- 
schaftsstaate, welches  sich  aus  Lohn,  Grundrente, 
Kapitalzins  und  Untemehmergewinn  zusammen- 
setzt. In  seiner  Lohntheorie  steht  Toniolo  noch  auf 
dem  von  der  neueren  Wissenschaft  verworfenen 
Adam  Smitbschen  Standpunkte,  dass  der  Ar- 
beitslohn von  Angebot  und  Nachfra^  geregelt 
werde.  Als  Anhänger  Ricardos  zeigt  er  sich 
in  der  Darstellung  der  Grundrententheorie. 
Der  Kapitalzins  entwickelt  sich  nach  ihm  aus 
dem  einem  Unternehmer  geliehenen  und  von 
diesem  wirtschaftlich  fruktifizierten  Kapital, 
dessen  Interesse  dem  Kapitalisten  zufliesst, 
während  der  Untemehmergewinn  von  der  grös- 
seren oder  geringeren  Nützlichkeit  des  Unter- 
nehmang8ob]ekt8  und  der  darauf  verwandten 
Opfer  abhängt.  Dass  bei  der  Gesamteinkom- 
mens- oder  Beichtumsverteilung  unter  sämt- 
liche an  der  wirtschaftlichen  Produktion  Parti- 
dpierenden  nach  Befriedigung  der  Grundeigen- 
tümer, Kapitalisten  und  Unternehmer  für  den 
Arbeiter  nur  eine  winzige  Teilquote  übrig 
bleibt,  erkennt  Toniolo  an,  auch  weiss  er  dieses 
Missverhältnis  ans  dem  Werte  der  Beisteuer 
zum  Anwachsen  des  Gesamteinkommens,  welche 
vorstehende  drei  Kapitalistengruppen  leisten, 
zutreffend  zu  begründen.  —  In  der  Einleitung 
zu  „Scolastica  ed  umanismo^  (s.  o.)  erwärmt 
sich  Toniolo  für  die  Idee  einer  Verschmelzung 
von  Realismus  und  Idealismus,  von  Wirtschaft 
und  Christentum.  Er  befürwortet  keine  Wieder- 
kehr der  Produktivitit  und  Güterverteilung  im 
Wirtschaftsleben  hemmenden  mittelalterlichen 
kanonischen  Bevormundung,  er  wünscht  aber 
als  Gegengewicht  der  Auswüchse  des  materia- 
listischen Nützlichkeitsprincipes  in  der  Wissen- 
schaft von  deren  Vertretern  diejenigen  Grund- 
sätze der  christlichen  Moralphilosophie  als  Richt- 
schnur anerkannt,  welche  gegen  das  egoistische 
Recht  des  Stärkeren  in  der  Welt  des  materiellen 
Erwerbs  Front  machen. 


Vgl.  über  Toniolo:  Gobbi,  L'economia 
politica  negli  scrittori  italiani  del  secolo 
XVI/XVn,  Maüand  1889,  S.  334.  —  v.  Schnl- 
lern-Schrattenhofen,  Theoretische  Natio- 
nalökonomie Italiens  in  neuester  Zeit,  Leipzig 
1891,  S.  126 ff.,  194,'95  n.  ö.  —  Oossa,  Intro- 
dnzione  allo  studio  dell'  economia  politica,  3. 
Aufl.,  Mailand  1892,  S.  524  u.  ö. 

Uppert. 


Tontinen. 


1.  Begriff  und  Wesen  der  T.    2.  Die  For- 
men der  T.    3.  Geschichtliches. 

1.  Begriff  und  Wesen   der  T.     Als 

Tontinen  im  weiteren  Sinne  des  Wortes 
bezeichnet  man  in  Deutschland  alle  den 
Charakter  der  Yersichenmg  tragenden  Ein- 
richtungen,  bei   welchen   aiif  Grund  statt- 
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gehabter  Einzahlungen  Sumraen  auf  das 
längste  Leben  einer  odei-  mehrerer  Personen 
einer  ganzen  Gruppe  bestimmter  Art  gestellt 
sind.  Dabei  fallen  je  den  Ueberlebenden 
die  Beträge  zu,  welche  durch  Absterben 
der  anderen  Mitglieder  der  Gesellschaft 
verfügbar  werden.  Durch  das  Merkmal  der 
Vererbung  unterscheiden  sich  die  Tontinen 
wesentlich  von  der  auf  einen  Kopf  gestell- 
ten Leibrente,  von  der  auf  das  kürzeste 
Leben  gestellten  Verbindungsrente  und  von 
der  einfachen  Lebensversicherung.  Aller- 
dings kommen  bei  jeder  Gegenseitigkeits- 
versicherung, welche  nicht  den  Charakter 
der  Tontine  trägt,  auch  Uebertragungen  von 
den  einen  Mitgliedern  auf  die  anderen  vor. 
Doch  ist  hierbei  nicht  allein  die  rechtliche 
Grundlage,  sondern  auch  die  Sache  selbst 
anderer  Axt.  Bei  der  Lebensversicherung 
insbesondere  wird  für  die  frühzeitiger  Ver- 
storbenen mehr  gezahlt,  als  sie  an  Prämien 
entrichtet  haben,  und  die  Ueberlebenden 
sind  es,  welche  hierfür  aufzukommen  haben ; 
bei  der  Tontine  ist  das  Verhältnis  das  um- 
gekehrte. In  Frankreich  freilich  setzt  man 
den  associations  en  cas  de  survie  die  asso- 
ciations  en  cas  de  mort  gegenüber  und  be- 
zeichnet auch  die  letzteren  als  Tontinenge- 
sellschaften,  bei  denen  in  Todesfällen  Ver- 
teilungen auf  die  Rechtsnachfolger  der  Ver- 
storbenen stattfinden.  Theoretisch  sind 
derartig  eingerichtete  Gesellschaften  in  den 
mannigfalüepten  Formen  denkbar,  wie  über- 
haupt die  Tontinen  in  den  verschiedensten 
Gestaltungen  auftreten  können.  Die  Gesell- 
schaft kann  dabei  eine  echte  Gegenseitig- 
keitsgesellschaft sein  oder  ein  Unternehmer 
nimmt  die  Einzahlungen  in  Empfang  und 
trägt  dann  das  durch  die  Sterblichkeit  be- 
dingte Risiko  aus  den  ihm  vertragsmässig 
auferlegten  Verpflichtungen,  wie  dies  z.  B. 
bei  den  Tontinenanlehen  des  französischen 
Staates  der  Fall  war. 

2.  Die  Formen  der  T.  Die  bekannteste 
Form  der  Tontine,  welcher  man  diesen 
Namen  auch  meist  schlechthin  zu  geben 
pflegt,  ist  diejenige,  bei  welcher  gegen  ein 
eingezahltes  Kapital  so  lange  eine  jährlich 
gleich  hohe  Rentensumme  gewährt  wird, 
als  überhaupt  Mitglieder  der  Gesellschaft 
leben.  Die  Summe  selbst  wird  unter  die 
einzelnen  Mitglieder  nach  Massgabe  ihrer 
Einzahlungen  verteilt,  so  dass  die  Einnah- 
men der  Ueberlebenden  mit  jedem  Todes- 
falle wachsen.  Die  Rente  wäre  nach  einer 
Sterblichkeitstafel  in  folgender  Weise  zu 
berechnen.  Ist  für  eine  Person  vom  Alter 
a  die  Wahrscheinlichkeit,  nach  Verlauf  von 
X  Jahren  nicht  mehr  am  Leben  zu  sein, 
=  Wx,  so  ist  für  1  Personen  die  Summe 
der  Wahrscheinlichkeiten  aller  möglichen 
Fälle,  dass  nämlich  alle  gestorben,  alle  noch 
am  Leben    oder   die  einen  gestorben,   die 


anderen   noch  am  Leben  sind, 


(i-wx)y= 


[w. 


Die   Wahi"scheinlichkeit, 

dass  alle  gestorben  sind,  ist  gleich  W,.  und 
die  Wahrscheinlichkeit,  dass  mindestens 
noch  eine  Person  sich  am  Leben  befindet, 

=  1  —  Wx.  Ist  m  das  höchste,  nach  der 
Tafel  erreichbare  Alter,  setzen  wir  m — a 
=  n,  bezeichnen  wir  die  Wahrscheinlich- 
keiten, 1,  2,  3  ...  n  Jahre  nicht  mehr  zu  er- 
leben, mit  W„  Wj  ...  Wn,  sei  ferner  der 
Zinsf uss  =  o,op ,  der  Zinsfaktor  l,op  =  q, 
so  würde,  wenn  die  Tontinisten  zusammen 
ein  Kapital  100  einschiesseu,  die  jährlich 
zu  zahlende  Rente  r  sich  ergeben  aus  der 
Formel : 


100=  r|- 


w|    1  — w| 


i-wjl 

qn       ) 


q  q- 

Vernachlässigen   wir  die  Potenzen   der 
Grössen  W,  so  stellt  sich  die  Rente  auf  r  = 

y     Dieselbe  ist  um  so  grösser,  je 

kleiner  n  oder  je  höher  das  Alter  der  zu 
einer  Gesellschaft  zusammentretenden  Ton- 
tinisten ist  Sie  ist,  da  sie  nur  eine  be- 
grenzte Anzahl  von  Jahren  hindurcii  ent- 
richtet wird,  neben  dem  Zins  also  auch 
einen  Tilgebetrag  umscliliesst,  höher  als  der 
der  Rechnung  unterstellte  Zins.  Der  Unter- 
nehmer, so  der  Staat  als  Schuldner,  hätte 
Gewinn,  wenn  das  letzte  Mitgüed  der  Ge- 
sellschaft früher  stirbt,  als  nach  der  Tafel 
anzunehmen  war,  im  entgegengesetzten 
Falle  hätte  er  einen  Verlust  zu  tragen. 
Allerdings  ist  die  angeführte  abgekürzte 
Formel  für  r  nur  anwendbar,  wenn  die  Zahl 
der  Beteiligten  genügend  gross  ist  Aus 
derselben  würde  für  eine  geringere  Anzahl 
von  Personen  sich  eine  zu  niedrige  Rente 
berechnen,  weil  dann  die  erwähnten  Po- 
tenzen nicht  unberücksichtigt  bleiben  dür- 
fen. Für  eine  einzelne  Person,  für  welche 
die  Wahrscheinlichkeiten,  die  höheren  und 
das  höchste  Alter  zu  erreichen,  sehr  ge- 
ring sind,  wäre  der  Jetztwert  einer  gleich- 
bleibenden Rente   von   der  Höhe  1  gleich 

1— w,       _L— Z».  •  1  —  w„ 


-1- 


lU  q'  q" 

Ist  aber  der  Einzelne  Mitglied  einer  Ver- 
erbungsgeseUschaft,  so  ist  die  Rente,  auf 
welche  er  Aussicht  hat,  keine  gleichblei- 
bende, sondern  vielmehr  eine  von  Jahr  zu 
Jahr  steigende,  und  zwar  erhöht  sie  sich  im 

Verhältnis    von 


1-W. 


w. 


1-W„ 


Jeder  Teilbetrag,  auf  welchen  der 


Einzelne  hoffen  darf,  ist  aber  noch  mit  der 
Wahrscheinlichkeit   zu    multiplizieren,    mit 
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■welcher  der  betr.  ganze  Jahresbetrag  über- 
haupt zii  erwarten  ist    Wir  erhalten  somit: 


1— W 


4 


1— W 


,1 


+ 


1-wl, 


•1  4-  •!" 

Für  eine  Personenzahl  von  der  Grösse, 
bei  welcher  die  sämtlichen  Potenzen  der 
Zähler  verschwindend  klein  werden,  erlial- 
ten  wir  wieder  eine  Reihe,  welche  lediglich 
vom  Zinsfusse  und  vom  höchsten  erreich- 
baren Alter  abhängig  ist.  Für  eine  Rente 
von     der    Höhe     der     oben     angeführten 

Grösse   r  wäre   die   Snmme    gleich  TTAf"» 

d.  h.  gleich  dem  oben  angenommenen  Ka- 
pital 100. 

Je  kleiner  die  Personenzahl,  um  so  grösser 
r,  um  so  grösser  aber  auch  die  Wahrschein- 
lichkeit starker  Abweichungen  der  Wirk- 
lichkeit vom  wahrscheinlichsten  Werte.  Für 
eine  sehr  grosse  Anzahl  Tontinisten  wird 
dieselbe  verschwindend  klein. 

Einen  gnt  gemeinten,  aber  mit  den  Grand- 
sätzen des  VersichemngswegeuB  wenig  Über- 
einstimmenden Vorschlag  machte  v.  Justi  in 
seiner  Finanzwissenschaft  (1767).  Den  jün- 
geren Altersklassen,  meinte  er,  solle  man  weni- 
fer.  den  älteren  mehr  als  den  landesüblichen 
ins  zahlen  und  zwar  bei  einem  Zinssatze  von 
5*0  den  Altersklassen  im  Alter  von 


1—5  Jahren  3  »o 

ä-10       „       3,5 , 

10-15       „       4    „ 

15-20       „       4,5  n 

•20-25       „       5     „ 


25—30  Jahren  S,5  */o 
30-40  „  6  „ 
40-50  „  6,5  „ 
50-70       „       7      « 


Jnsti  liess  sich  dabei  von  dem  Gedanken 
leiten,  dass  der  Reiz  zum  Beitritte  doch  bei 
allen  Altem  grross  sein  werde,  indem  jeder  auf 
ein  langes  Leben  nnd  somit  durch  Sterbefölle 
zu  gewinnen  hoffe.  Bei  den  jüngeren  Alters- 
klassen sei  die  Anzahl  der  noch  in  Anssicht 
stehenden  Sterbefälle  gross,  darum  genüge  auch 
für  dieselben  ein  genngerer  Prozentsatz.  Ein 
Zeitgenosse  Jnstis,  der  Engländer  A.  Hooke, 
machte  deswegen  1750  den  Vorschlag,  die  Til- 
gan|^  der  englischen  Schuld  dadurch  zu  be- 
wirken, dass  man  dieselbe  in  99  jährige  Ton- 
tinen  verwandele.  Die  Schuldner  würden  sich 
wegen  der  Gewinnmöglichkeit  mit  dem  üb- 
lichen Zinsfnsse  begnügen,  so  dass  für  den 
Staat  nicht  einmal  eine  Erhebung  der  Jahres- 
ansgaben  eintrete.  Auch  A.  Smith  und  nach 
Qun  v.  Jakob  u.  a.  meinten,  wegen  des  Ver- 
tranens.  welches  jeder  Mensch  auf  sein  Glück 
setze,  würden  die  Tontinen  höher  bezahlt,  als 
«ie  eigentlich  wert  seien.  In  der  That  wurden 
denn  auch  in  Frankreich  verhältnismässig  nie- 
drigre  Renten  gewährt.  Auch  hatte  man  wegen 
jenes  Reizes  die  Tontinen  mehrfach  mit  Lotte- 
rieen  verbunden. 

Bei  dem  angeführten  einfachen  Falle 
wurde  imterstellt,  dass  die  Tontinisten 
gleichalterig  seien  und  eine  gesdilossene 
Gesellschaft  bildeten.  Nun  könnten  aber 
aoch   die  verschiedenen  Altersklassen  aller 


während  eines  Jahres  eintretenden  Mit- 
glieder oder  einer  Jahresgesellschaft  oder 
auch  diejenigen  mehrerer  Jahresgesell- 
schaften in  der  Art  mit  einander  in  Ver- 
bindung treten,  dass  nach  dem  Aussterben 
einer  Klasse  die  nächstjOngere  Klasse,  nach 
dem  Aussterben  einer  ganzen  Gesellschaft 
die  des  nächsten  Jahres  das  noch  übrige 
Vermögen  erbt.  .  Diese  Verbindung  ist  frei- 
lich nur  möglich,  wenn  mit  genügend 
brauchbaren  Tafeln  und  mit  einem  verhält- 
nismässig niedrigen  Zinsfuss  gerechnet  wird, 
da  sonst  von  einem  übrigbleibenden  Ver- 
mögen oft  keine  Rede  sein  würde.  Um  zu 
verhüten,  dass  nicht  einer  Altersklasse  ein 
allzugrosser  Vorteil  erwächst,  können  Höchst- 
beträge für  die  Renten  festgesetzt  werden, 
nach  deren  Erreichung  weitere  Vererbungen 
an  andere  Altersklassen  und  Jahresgesell- 
schaften entfallen.  Wegen  des  Vorteils  der 
Vererbung  wären  die  jüngeren  Klassen  von 
vom  herein  mit  verhältnismässig  geringeren 
Renten  auszustatten  als  die  älteren.  Ist  die 
Anzahl  aller  während  eines  Jahres  sich 
meldenden  Teilnehmer  nicht  gross  genug. 
so  können,  wie  dies  in  der  Wirklichkeit 
mehrfach  eingerichtet  wurde,  die  Alters- 
klassen mehrerer  Jahresgesellschaften  mit- 
einander vereinigt  werden. 

Einfacher  gestaltet  sich  die  Sache,  wenn 
nicht  das  eingezahlte  Kapital  in  von  der 
Lebensdauer  abhängige  Renten  aufgelöst 
wird,  sondern  nur  die  üblichen  Zinsen  in 
Anrechnung  kommen,  so  dass  allenfalls  aucli 
Erben  berücksichtigt  werden.  Alsdann  sind 
u.  a.  folgende  Kombinationen  möglich: 

1.  Die  gesamten  Zinsen  werden  unter 
die  jeweilig  noch  lebenden  Mitglieder  ver- 
teilt, so  dass  auf  den  Kopf  ein  mit  der  Zeit 
steigender  Anteil  entfällt.  Nach  Ablauf 
einer  vertragsmässig  bestimmten  Frist  oder 
schon  früher,  sofern  die  Auflösung  der  Ge- 
sellschaft aus  anderen  Gründen  erfolgt,  fällt 
das  Kapital  den  vorhandenen  IJeberlebenden 
oder  diesen  und  den  Rechtsnachfolgern  der 
bereits  verstorbenen  Mitglieder  zu.  Die 
letztere  Zuteilung  kann  freilich,  zumal  wena 
der  Vertrag  auf  lange  Zeit  abgeschlossen 
ist,  mit  grossen  Schwierigkeiten  verbunden 
sein,  denen  von  vorn  herein  durch  die  fest- 
zusetzenden Vereinbarungen  zu  begegnen 
wäre. 

2.  Die  Zinsen  werden  dem  Kapitale  zu- 
geschlagen; bei  Auflösung  der  Gesellschaft 
wird  der  ganze  angehäufte  Fonds  unter  die 
übrig  gebliebenen  Mitglietler  verteilt  oder 
es  gelangen  nur  Zins  und  Zinseszins  zur 
Verteilung,  während  auf  das  ursprüngliche 
Kapital  auch  die  Rechtsnachfolger  der  ver- 
storbenen Gtesellschafter  einen  verhältnis- 
mässigen Anspruch  haben;  oder  es  erhält 
jedes  Mitglied  eine  Rente,  welche  nach  seinem 
Tode  mit  Zins  und  Zinseszins    aufgespart 
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wii-d,  lim  später  unter  die  Ueberlebenden 
verteilt  zu  werden. 

Es  würde  zu  weit  führen,  hier  alle  denk- 
bar möglichen  oder  auch  nur  die  in  der 
Wirklicfljeit  schon  vorgekommenen  Einrich- 
tungen zu  besprechen.  Nur  sei  noch  be- 
merkt, dass  die  Einzahlungen  nicht  not- 
wendig immer  in  Kapital  zu  bestehen 
brauchen,  sondern  auch  ifl  Jahresprämien 
geleistet  werden  können.  Die  Höhe  der- 
selben wäre  alsdann  nach  den  Grundsätzen 
der  Wahrscheinlichkeitsrechnung  zu  er- 
mitteln. 

Die  eine  der  genannten  Formen  ist  die 
der  Anssteuerversicherung.  Eine 
solche  ist  als  Gegenseitigkeitsgesellschaft  in 
der  Art  denkbar,  dass  eine  zusammenge- 
schlossene Summe  verzinslich  angelegt  und 
nach  einer  bestimmten  Zeit  unter  die  über- 
lebenden Mitglieder  der  Gesellschaft  verteilt 
wird.  Zahlt  jedes  Mitglied  das  Kapital  1 
ein  und  ist  die  Wahrscheinlichkeit,  das 
Ende  jener  Zeit  —  etwa  n  Jahre  —  zu 
erleben,  gleich  W^,  so  entfällt  später  auf 
jeden   Ueberlebenden  eine  Summe  in   der 

Höhe  von  W— .    Nach  der  deutschen  Sterbe- 
"n 

tafel  >,\'ürden,  wenn  gleich  nach  der  Geburt 
ftSr  die  Lebendgeborenen  Einzahlungen  ge- 
leistet werden,  nach  Verlauf  von  20  Jahren 
bei  einem  Zinsfusse  von  SVa'/o  auf  den 
Kopf  eutfallen  beim  männlichen  Qeschlechte 
der  3,.S6  fache  und  beim  weiblichen  der 
3,29  fache  Betrag.  In  der  Wirklichkeit  kann 
allerdings  die  Sterblichkeit  unter  den  Mit- 
gliedern der  Gesellscliaft  eine  grössere  oder 
geringere  sein,  als  sie  nach  der  zu  Grunde 
gelegten  Sterbetafel  sein  müsste.  Demnach 
kann  bei  einer  Gegenseitigkeitsgesellschaft 
die  auf  den  einzelnen  Ueberlebenden  ent- 
fallende Summe  von  vorn  herein  nur  nach 
Wahrscheinlichkeitssätzen,  nicht  aber  fest 
bestimmt  werden.  Eine  unbedingt  fest- 
stehende kann  sie  nur  dann  sein,  wenn 
eine  dritte  Person,  und  zwar  eine  Ver- 
sicherungsanstalt, das  Risiko  übernimmt  und 
sich  gegen  eine  einmalige  oder  gegen 
jährliche  Einzahlungen  verpflichtet,  dem 
Versicherten,  der  das  festgesetzte  Alter  er- 
reicht (Kinderausstattung)  bezw.  bei  wel- 
chem auch  noch  andere  im  Vertrage  fest- 
gestellte Bedingungen  eintreten  {Militär- 
dienstversicherung etc.),  die  vereinbarte 
Summe  auszuzahlen. 

Dag  Tontinenprincip  mit  der  Vererbung 
von  Summen  auf  die  Ueberlebenden  wurde 
in  der  neueren  Zeit  auch  mit  der  Lebens- 
versichenmg  in  Verbindimg  gebracht  und 
zwai-  bei  der  amerikanischen  »Versicherung 
mit  Ansammlung  des  Gewinns«.  Eine  An- 
zahl von  »mit  Gewinnanteil  versicherten« 
Personen    giebt    bei    ihrem   gleichzeitigen 


(während  der  Dauer  eines  Jahres  erfolgen- 
den) Eintritte  die  Erklärung  ab,  dass  sie 
auf  unmittelbare  Auszahlung  der  auf  ihre 
Policen  entfallenden  Dividenden  verzichten 
wollen.  Für  diese  zu  einer  Klasse  verei- 
nigten Personen  wird  ein  gemeinsamer 
Fonds  gebildet.  Demselben  wachsen  alle 
Dividenden  mit  Zins  und  Zinseszins  zu, 
welche  in  der  festgesetzten  Zeit  hätten  zur 
Auszahlung  kommen  sollen.  Dazu  kommen 
in  mehreren  FäUen  unter  bestimmten  Vor- 
aussetzungen auch  die  verfallenden  Policen, 
in  anderen,  und  zwar  bei  der  »Versichenmg 
mit  beschränkter  Gewinnansammlung«,  w^enn 
nicht  diese,  so  doch  die  Dividenden, 
welche  auf  sie  entfallen  wären.  Nach  Ver- 
lauf der  bestimmten  Zeit  wird  der  ganze 
angesammelte  Fonds  unter  die  bis  dahin 
noch  verbliebenen  Mitglieder  verteilt. 

Diese  Einrichtung  hat  den  Zweck,  den 
Reiz  zum  Beitritte  zur  Lebensversicherung 
zu  erhöhen,  nachdem  infolge  der  Erniedri- 
gung des  Zinsfusses  die  Dividenden  hatten 
ermässigt  werden  müssen.  In  Deutschland 
hat  man  sie  unter  der  Bezeichnung  »Divi- 
dendengesellschaft« eingeführt.  Dabei  wird 
auch  wohl  der  Wiederaustritt  aus  der  be- 
treffenden Gesellschaft,  die  Umwandlung 
der  Versicherung  in  eine  fernerhin  prämien- 
freie Police  sowie  die  Reduktion  der  Ver- 
sicherungsumme freigestellt,  jedoch  mit  der 
Massgabe,  dass  der  Anspruch  auf  die  an- 
gesammelte Dividende  bei  einem  Austritt 
ganz  und  bei  Reduktion  des  Versicherungs- 
kapitals in  einem  dieser.  Reduktion  ent- 
sprechenden Verhältnis  verloren  gehen  soll. 

3.  Geschichtliches.  Die  Tontinen  sind 
ihrem  Wesen  nach  schon  vor  dem  16.  Jahr- 
hundert in  Italien  und  Deutschland,  insbe- 
sondere in  deutschen  Städten  bekannt  ge- 
wesen ;  eine  grössere  Verbreitung  und  zwar 
vornehmlich  in  den  romanischen  Ländern 
gewannen  sie  erst  seit  dem  17.  Jahrhundert. 
Benannt  wurden  sie  nach  einem  neapolita- 
nischen Bankier  Lorenzo  Tonti,  nach 
dessen  Plan  1653  Fouquet  unter  dem 
Kardinal  Mazarin  die  Tontine  als  Mittel  be- 
nutzen woUte,  um  dm^h  ein  Staatsanlehen 
den  zerriltteten  Finanzen  wieder  aufzuhelfen. 
Es  sollte  ein  Kapital  von  25  Millionen  Lirre 
aufgenommen  und  dafür  eine  Rente  von 
1025000  Livre  gezahlt  werden.  Alle  Teil- 
nehmer sollten  je  nach  dem  Alter  in  10 
Gruppen  eingeteilt  werden  imd  jeder  der- 
selben i/io  jener  Rente  zufallen.  Der  Ver- 
such scheiterte  jedoch  an  dem  Widerspruche 
des  Parlaments,  welches  die  Registrierung 
des  Ediktes  verweigerte.  Pontchartrin 
nahm  1686  den  Gedanken  mit  besserem 
Erfolge  wieder  auf.  Dem  von  ihm  begebe- 
nen Tontinenanlehen  folgte  1696  ein  zweites 
und  1709  ein  drittes.  Darauf  wurden  in 
den  Jahren   1731 — 1759  noch  fünf  weitere 


Digitized  by 


Google 


Tontinen — Tooke 


129 


Tontinen  eingerichtet  und  zwar  mit  gflnsti-' 
gern  Erfolge.  Die  Rentner  wurden  durch ; 
die  neue  Anlehenform  deswegen  ange-j 
zogen,  weil  sie  bei  den  ewigen  Renten  j 
durch  gewaltsame  Reduktionen  erhebliche  i 
Einbussen  erlitten  hatten.    Es  bestanden  im  ' 


Jahre: 


1759 

1774 

Ewige  Benten 

22.4 

47,4  MiU.  Frcs 

Leibrenten 

21,6 

45,9     „ 

Tontinen 

4,9 

6,6     „         „ 

Doch  war  die  Tontine  des  Jahres  1".">9 
die  letzte  von  bedeutenderem  Umfange. 
Wogen  der  durch  sie  geschaffenen  finanzi- 
ellen Schwierigkeiten  verbot  1763  eine 
Deklaration  des  Königs  diese  Art  Staats- 
anlehen. Und  ein  arr^t  du  conseil  vom 
.").  Juli  1770  verfügte  die  Aufhebung  aller 
Staatstontinen ;  diesellien  wurden  nachher  in 
Leibrenten  umgewandelt.  Die  späteren  pri- 
vaten Tontinengesellschaften,  deren  wich- 
tigste die  1759  genehmigte,  1770  unter- 
drückte, aber  1791  von  neuem  eingerichtete 
und  bis  1889  bestandene  Caisse  Lafarge 
war,  wurden  in  Frankreich  gesetzlich  ge- 
regelt am  1.  April  1809,  12.  Juni  1842  und  12. 
November  1883,  nachdem  vorgekommene 
Missbräuche  ein  Einschreiten  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  nötig  gemacht  hatten. 
Die  Errichtung  von  Tontinen  ist  hiemach 
von  der  Genehmigung  durch  die  Verwal- 
tung abhängig.  Insb^ndere  sind  die  Sta- 
tuten, welche  gewissen  Normatiworschriften 
genügen  müssen,  ziu"  Genehmigimg  vorzu- 
legen. Eine  zu  errichtende  Gesellschaft  soll 
wenigstens  lO  Mitglieder  zählen.  Wenn 
eine  Gesellschaft  sich  vor  dem  für  die  Ver- 
teilung bestimmten  Tennine  durch  Wegfall 
der  \  ersicherten  oder  der  Unterzeichner 
auflöst,  so  feülen,  w^enn  nichts  anderes  ver- 
einbart ist,  die  vorhandenen  Fonds  dem 
.Staate  anheim.  Den  Statuten  sind  die  er- 
forderlichen Tarife  anzufügen.  Auch  ist  in 
denselben  anzugeben,  welche  SterbHchkeits- 
tafel  und  welcher  Zinsfuss  den  letzteren  zu 
Grunde  gele^  ist.  Die  Fonds  der  Gesell- 
schaft sind  m  Staatsrenten  anzulegen,  und 
zwar  werden  die  letzteren  auf  den  Namen 
der  Anstalt,  insbesondere  auf  denjenigen  der 
einzelnen  Klassen  eingeschrieben,  denen  sie 
zugehören.  Dabei  ist  auch  die  Zeit  anzu- 
geben, zu  welcher  die  Verteilung  vorzuneh- 
men ist.  Bis  dahin,  wo  die  Rententitel  auf 
den  Namen  der  einzelnen  Ueberlebenden 
übertrugen  werden,  sind  die  Fonds  vollstän- 
dig immobilisiert.  Die  Tontinengesellschaf- 
ten sind  einer  eigenen  Ueberwachungskom- 
mission  unterstellt. 

Auch  im  englischen  Staatsschuldenwesen 
spielten  die  Tontinen  eine,  wenn  auch  nicht 
so  grosse  Rolle  wie  in  Frankreich.  Die 
letzte  wurde  1779  eingerichtet.    In  Deutsch- 


land und  Oesterreich  befeu'isten  sich  Anfang 
und  noch  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  eine 
Reihe  von  Rentenanstalten  eifrig  mit  dem 
Gedanken  der  Bildung  von  Tontinen.  Doch 
hat  sieh  derselbe  nicht  in  dem  erwarteten 
Masse  verwirklicht. 

Diejenige  Form  der  Tontinen,  wie  sie 
früher  in  Frankreich  üblich  war  und  bei 
welcher  die  Rente  alter  Mitglieder  allmäh- 
lich auf  Hunderttausende  anwuchs,  ist  im 
allgemeinen  zu  verwerfen.  Bei  derselben 
handelte  es  sich  weniger  um  eine  wirtschaft- 
Uche  Sicherstellung  als  vielmehr  lun  eine 
Art  GlflcLsspiel.  Anders  dagegen  liegt  die 
Sache  bezüglich  der  oben  erwähnten  mid 
anderer  ihnen  ähnlichen  heute  in  der  Praxis 
melir  gepflegten  wichtigen  und  wohlthätigen 
Zweige  des  Versichenmgswesens. 

tf.  Lehr.     Max  v.  Heckel. 


Tooke,  Thomas, 

geb.  1774  in  St.  Petersburg,  gest.  in  London  am 
26.  II.  1858  als  Mitglied  der  Koyal  Society  und 
korrespondierendes  Mitglied  des  französischen  In- 
stitots.  Im  30.  Jahre  trat  er  als  Teilnehmer  in 
eins  dergrßssten  Handelshäuser  Londons,  welches 
in  einem  lebhaften  Prodnktenaustauschverkehr 
mit  Rnssland  stand,  und  ans  dieser  Zeit  stammt 
seine  Antipathie  gegen  die  Zollschranken.  Er 
wurde  einer  der  rührigsten  Partisane  des  Frei- 
handeb,  nnd  im  Namen  der  Londoner  Kauf- 
leute  reichte  er  182U  die  von  ihm  verfasste 
„Merchants'  petition  in  favour  of  free  trade" 
beim  Parlamente  ein.  Nach  Aufgabe  seiner 
kaufmännischen  Geschäftsthätigkeit  verwertete 
er  seine  vielseitigen  Kenntnisse  und  Erfahmn- 
gen  als  Direkter  der  „Royal  Exchange  Assurance 
Corporation",  Mitgründer  nnd  Präsident  der 
„Katharine's  Dock"-Kompagnie,  Mitbegründer 
und  langjähriges  Verwaltungsratsmitglied  der 
Eisenbahugesellschaft  Loudon-Birmingnam  etc.; 
ferner  war  er  Commissioner  an  der  ersten 
grossen  Fabrikenbeaufsichtignngsenquete  nnd 
Präsident  der  Untersnchnngskommission  für 
Kinderarbeit  in  den  Fabriken. 

Tooke  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform: 

Thonghts  and  details  on  the  bigh  and  low 
prices  of  the  thirty  vears  from  1793  to  1822, 
London  1823:  2.  Aufl.,  1824.  —  Considerations 
on  the  State  of  the  currency,  1.  u.  2.  Aufl.,  ebd. 
1826.  —  A  letter  to  Lord  GrenviJle  on  the 
eSects  ascribed  to  the  resnmption  of  cash  pay- 
ments  on  the  valne  of  tbe  currency^  ebd.  1829. 
—  On  the  currency  in  connection  with  the  com 
trade  and  on  the  com  laws,  in  a  second  letter 
to  Lord  GrenviUe,  1.  u.  2.  Aufl.  ebd.  1829.  — 
A  history  of  prices  and  of  the  State  of  the  cir- 
cnlation  from  1793—1856,  6  Bde.,  ebd.  1838— 
1857.  (Inhalt:  Bd.  1  und  2:  A  history  of  pri- 
ces etc.  from  1793  to  1837,  preceded  by  a  brief 
Sketch  of  the  State  of  the  com  trade  in  the 
last  two  centuries.  Bd.  3:  A  history  of  prices 
etc..  continuation  in  1838  and  1839.  with  re- 
marks   on   the   com   laws  and  on   some  of  the 
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alterations  proposed  in  onr  bauking  System. 
Bd.  4:  Contmuation  from  1839  to  1847,  with  a 
general  review  of  the  currency  qnestiou,  and 
remarks  of  the  Operation  of  Üie  Act  7  and  8 
Vict.,  cap.  32.  Bd.  5  und  6:  Continnation 
during  the  nine  years  1848 — 66,  completed  by 
W.  Newmarch,  with  an  iudex  to  the  six  vo- 
Inmes),  dasselbe  in  deutscher  Uebersetzung  mit 
Znsätzen  von  C.  W.  Asher,  2  Bde.,  Dresden 
1858/59.  (Als  Vorläufer  dieser  Preisgeschichte 
ist  das  Werk  Thoughts  and  details  on  the  high 
and  low  prices,  etc.  [s.  o.]  zu  betrachten.  Wel- 
cher Anteil  der  beiden  Schlussbände  der  Preis- 
geschichte auf  Newmarch  fällt,  den  Tooke  1850  als 
Mitarbeiter  gewann,  ist  in  der  NewmarchscheuBio- 
graphie  [vgl.  Hand  wörterb.,  2.  Aufl.  1901,  oben  Bd. 
V,  S.  984/80]  genau  angegeben.)  —  An  inquiry  into 
the  currency  principle;  the  connection  of  the 
currency  with  prices,  and  the  expediency  of  a 
Separation  of  issue  from  banking,  1.  n.  2.  Aufl., 
ebd.  1844.  (Polemisiert  im  allgemeinen  gegen 
das  Currencysystem  und  die  Peelsche  Bankakte. 1 
—  On  the  Bank  Charter  Act  of  1844,  its  prin- 
ciples  and  Operation,  with  suggestions  for  an 
improved  administration  of  the  Bank  of  Eng- 
land, ebd.  1856.  —  Vier  der  oben  aufgeführten 
kleineren  Schriften  Tookes  polemischen  Inhalts 
finden  sich  abgedruckt  in  den  Sammelwerken: 
Tracts  on  currency  and  banking,  13  Bde., 
London  17% — 1857  und  Pamphlets  on  currency 
and  banking,  ebd.  1856. 

Tooke  wird  von  J.  Stuart  Mill  als  das 
,.head  of  the  monetary  science"  bezeichnet  und 
„the  Economisf'  (s.  u.)  sagt  von  ihm  „in 
many  respects  for  a  long  period  the  chief  of 
living  Economists".  Tooke  war  der  bedeutendste 
Gegner  der  Peelschen  Bankakte  von  1844,  er 
war  femer  der  Führer  jener  ausgewählten 
Gruppe  volkswirtschaftlicher  Theoretiker  und 
Praktiker,  welche  gegen  das  Currencysystem 
Front  machten:  Mill,  Fullerton,  J.  WUson,  Gil- 
bart etc.  und  sich  durch  diese  Opposition  auch 
gegen  die  Ricardosche  Doktrin  auflehnten. 
Diese  Doktrin,  welche  bereits  1810  durch  die 
Bonillonkomniis.sion  des  englischen  Unterhauses 
auf  die  uneinlüsbaren  Zwangsnoten  der  Bank 
von  England  hinsichtlich  ihres  Einflusses  auf 
die  Schwankungen  des  Wechselkurses  sowie  der 
Waren-  und  Goldpreise  übertragen  worden  war, 
wurde .  später  von  der  eigentlichen  Currency- 
theorie  in  folgenden  FundamentAlsätzen  adop- 
tiert: „Die  Menge  des  Geldes  ist  für  seine  Wert- 
entwickelung massgebend;  der  Bouillonhandel 
wird  durch  die  Edelmetalleinfuhr  einen  zu 
hohen,  durch  die  Edelmetallausfuhr  einen  zu 
niedrigen  Geldwert  ausgleichen,  und  es  hat  im 
ersteren  Falle  eine  zu  geringe,  im  anderen  eine 
zu  grosse  Geldmenge  den  Geldwert  gehoben 
und  andererseits  gedrückt."  Die  sogenannte 
Quantitätstheorie,  welche  aus  der  Vermehrung 
der  im  Umlanf  befindlichen  Papiergeldmenge 
ein  Sinken  des  Wechselkurses  und  eine  Steige- 
rung insbesondere  der  Getreide-  und  Goldpreise 
ableitete,  fand  in  Tooke  ihren  befähigtsten  Be- 
kämpfer,  welcher  die  Grundlosigkeit  aller  jener 
Konsequenzen  darlegte,  die  von  den  Quantitäts- 
theoretikern aus  der  Papiergeldvennehrung 
während  der  Restriktiouszeit  gezogen  wurden. 
Die  Peelsche  Bankakte  vom  19.  VII.  1844  ver- 
folgte den  dreifachen  Zweck,  erstens  dem  Miss- 
brauche der  Notenemission  zu  steuern,  zweitens  i 


eine  Garantie  fttr  auch  in  Handelskrisen  unge- 
hemmt funktionierende  Einlösbarkeit  der  Noten 
der  Bank  von  England  zu  schaffen  und  drittens 
die  Spekulation,  soweit  sie  in  dem  vermehrten 
Notenumläufe  zum  Ausdruck  kommt,  sich  nur 
bis  zur  Höhe  des  Deckungsfonds  der  Bank  ent- 
falten zu  lassen.  Jede  dieser  drei  Intentionen 
hat  Tooke  angegriffen  und  teils  ihre  Grund- 
losigkeit, teils  ihre  Unzulänglichkeit  dargelegt. 
Die  neue  sogenannte  Peelsche  Bankverfassung, 
welche,  wie  Tooke  besonders  hervorhebt,  ge- 
rechterweise, nach  ihrem  eigentlichen  geistigen 
Schöpfer,  Lord  Overstone,  hätte  genannt  werden 
mttsseu,  wird  von  Tooke  mit  der  Ueberlegen- 
heit  des  Forschers  bekämpft,  dem  für  keine 
seiner  Behauptungen  die  statistische  Unterlage 
mangelt.  Aus  dieser  Beweisführung  geht  u.  a. 
hervor,  dass  die  Spekulation  den  Notenumlauf, 
der  sich  in  England  und  Wales  in  den  Jahren 
1836 — 1856  stationär  gehalten,  so  wenig  beein- 
flusste,  dass  z.  B.  in  Zeiten  effektiver  Ueber- 
speknlation  Banknoten  in  einem  geringeren  Be- 
trage umliefen  als  in  einem  normalen  fjeschäfts- 
jahre;  dass  femer  in  den  Handelskrisen  von 
18"i5_  und  1847  die  Notencirknlation  nur  um 
'  wenige  Pfund  Sterling  gestiegen,  der  Metall- 
I  Vorrat  dagegen  ganz  bedeutend  zusammenge- 
I  schmolzen  war. 

Tooke  stellt  ferner  gegen  die  Currency- 
theorie  den  Satz  auf:  Die  Geld-  und  Noten- 
menge hängt  vom  Steigen  oder  Sinken  der  er- 
fahrungsmässig  mit  Banknoten  bezahlten  Ar- 
tikel ab,  der  Notenumlauf  ist  daher  der  Be- 
wegung des  Geld-  und  Warenmarktes,  die  Ge- 
staltung des  letzteren  aber  nicht  dem  Noten- 
umläufe unterworfen,  wonach  auch  der  Satz 
der  Quantitäts-  und  Currencytheoretiker  hin- 
fällig wird,  dass  die  Veränderungen  in  der  No- 
tencirknlation der  Zettelbanken  auf  die  Preise 
hinsichtlich  deren  Veränderung  bestimmend  ein- 
wirken. 

Die  Tookesche  „History  of  prices"  gehört 
zu  jenen  Büchern,  die  weit  mehr,  als  ihr 
schlichter  Titel  verspricht,  leisten.  Der  Ver- 
fasser beschränkt  sich  darin  nicht  auf  die  blosse 
statistische  Darstellung  der  Preisbewegung,  er 
erforscht  auch  deren  Kausalität  und  ihre  Wir- 
kungen. Die  Preisgeschichte  wird  demnach  in 
seiner  Behandlung  eine  Wirtschaftsgeschichte 
Englands  im  grossen  Stile,  wenn  sie  auch  erst 
den  Beginn  des  amerikanischen  Unabhängig- 
keitskrieges zum  Ausgange  nimmt  und  mit  dem 
sechsten  Decennium  des  neunzehnten  Jahrhun- 
derts abschliesst. 

Vergl.  über  Tooke:  On  Mr.  Tookes  letter 
to  Lord  Grenville  on  currency,  taken  from  the 
London  Magazine,  March  1829,  London  1829.  -- 
MacCulloch,  Literature  of  political  economv, 
ebd.  1845,  S.  57,  179,  184,  196.  —  Torreiis 
(Colouel),  The  principles  of  practical  Operation 
of  Sir  Robert  Peel's  Bill  of  1844  explained  and 
defended  against  the  objectiona  of  Tooke, 
FuUarton    and  Wilson,   2  Teile,   ebd.   1847,48. 

—  Chevalier,  Cours  d'ecouomie  politique, 
Bd.  III:  La  monnaie,  Paris  1850,  S.  69/70, 
.H4&49,  35152,  421/22  u.  ö.  -  Wagner,  Bei- 
träge zur  Lehre  von  den  Banken,  Leipzig  1857, 
S.  85ff.  u.  ö.  —  Thomas  Tooke  (obituaryj 
in  „The  Economi-st",  Nr.  6,  III,   1858,  London. 

—  Coramittee    for   raising  a  memoria!   (a   pro- 
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fessorship  of  economic  science  in  King"s  College)  |  conntry,  ebd.  1821.  —  On  wages  and  combi- 
to  Mr.  Tooke;  in  „Jonrnal  of  tbe  Statistical  |  nations,  ebd.  1834.  —  Colonization  of  Sonth 
Society  of  London".  Bd.  XXI.  1858,  S.  2«)  201.  i  Australia,  ebd.  1835.  —  A  letter  and  supple- 
—  Pickford,  Volkswirt,«chaftliche  Monats- j  ment  to  a  letter  addressed  to  the  (Rt.  Hon. 
Schrift.  Jahrg.  I,  Erlangen  1858,  Bd.  I,  S.  41  ff., :  Lord  Viscount)  Melbourne  on  the  causes  of  the 
122  ff.  —  Wagner,  Geld-  und  Kredittheorie  I  recent  deranuenient  in  the  monev  market,  and 
der  Peelschen  Bankakte,  Wien  1862,  S.  23  29,  j  on  bauk  reform,  2  Teile,  ebd.  1837.  —  The  bud- 
5161  u.  ö.  —  Francis,  History  of  the  Bank  iget:  a  series  of  letters  on  finaucial,  commercial, 
«•f  England,  New- York  1862,  S.  161,  439.  -  ,  and  colonial  policy,  by  a  member  of  the  Poli- 
Wolowski,  Question  des  banques,  Paris  1864,  tical  Economy  Clnb  (('olonel  Torrens),  ebd. 
S.  323 ff.  —  Verloren,  De  verhouding  van  1 1841— 43.  —  A  Letter  to  the  {Rt.  Hon.  Sir» 
den  Staat  tot  het  bankwezen,  Utrecht  iSßl,  S.  |  Robert  Peel,  on  the  condition  of  England,  and 
8566.  —  R.  E.  Thompson.  Social  science  |  on  the  means  of  removing  the  causes  of  dist- 
and  national  economy,  Philadelphia  187.%  S.  i  ress,  1.  n.  2.  Aufl.,  ebd.  1843.  —  Reply  to  the 
2324  u.  ö.  —  Walker,  Political  economy,  j  objections  of  the  „Westminster  Review"  to  the 
London  1883,  S.  178,  34344.  —  Jevons,  In- .  government  plan  for  the  regnlation  of  the  cur- 
vestigations  in  currency  and  fiuance,  London  [  rency,  ebd.  1844.  —  An  inquiry  into  the  prac- 
1884,  S.  129  I.SO,  142,  195,  260,  321  ii.  0.  — '  tical  working  of  the  propc-ied  arrangements  for 
Rogers,  Industrial  and  commercial  history  of '  the  renewal  of  the  Charter  of  the  Bank  of 
England,  ebd.  1892,  S.  65,  327,  429.  —  Nouvean  '  England,  and  the  regnlation  of  the  currency, 
dictionnaire  d'economie  politiqne,  Pari.s  1891,92, '  1.  u.  2.  Aufl,  ebd.  1844.  —  A  letter  to  (Lordi 
Bd.  I.  S.  644,  Bd.  II,  S.  1031.  —  Cannan,  A.shley  on  the  principles  which  regulate  wages. 
History  of  the  theories  of  production  and  dis- ;  and  on  the  manner  and  degree  in  which  wages 
rribution,  etc  ,  London  1893,  S.  148,  150.  ;  wonld  by  reduced  by  the  passing  of  a  ten  honrs 

Ltppert.     I B'"'   ^^^-   1^^-   —   Ol   *he  Operation  of   the 

I  Bank  Charter  Act  of  1844,  as   it  affects  com- 

I  mercial  credit,  ebd.  1847.  —  The  principles  and 

practical  Operation  of  Sir  Robert  Peel's  BUl  of 

I  1844  explained   and   defended  against  tbe  ob- 

TorrenS,  Robert,  :  Jfi'''°l?*  Tr""^'  FuUarton  and  Wilson,  2  Teile, 

'  '  ebd.    184(  48.   —  >endrucke    seiner   ."^chrifteu 

ereb.  1780  in  Irland,  gest.  am  27.  V.  1864  in '  über  Geld-,  Bank-  und  Kreditwesen  finden  sich 
London.  Bereits  1808  trat  er  in  seiner  ersten  '  in  den  Sammelwerken :  „Tbe  pamphleteer :  Po- 
Sohrift :  -The  economists  refuted"  (s.  u.)  als '  litic«l  pamphlets ;  Tracts  on  currency  and  ban- 
.ColoneP,  wie  er  sich  auf  dem  Titelblatte  be- :  king.-' 

zeichnet,  an  die  Oeffentlichkeit.    1821  war  er  Torrens  erkennt   mit  Adam  Smith  die  Ar- 

einer  der  19  Volkswirte:  Malthus,  Ricardo,  J.  j  beit,  weil  sie  alle  natürlichen  Güter  zu  beben 
Mill.  Tooke.  Warburton  etc..  welche  den  „Poli-  und  durch  deren  Zubereitung  Kaufkraft  zn  ver- 
rical  Economy  Club''  in  London  gründeten, !  leihen  habe,  als  einzige  Rei«'htura.-.quelle  an.  er 
nach  dessen  Vorbilde  die  Societe  d"economie  entfernt  sich  aber  von  Smith,  der  Arbeitslohn, 
|)olit.  1842  in  Paris  ins  Leben  gerufen  wurde. ,  Kapitalgewiun  und  Rente  als  die  drei  Elemente, 
1830—34  vertrat  Torrens  den  bedeutenden  In- :  ans  denen  der  natürliche  Preis  bestehe,  an- 
dnstrieplatz  Bolton  le  Moors,  in  der  Grafschaft  •  nimmt,  wenn  er  gegen  Malthus  die  Theorie 
Lanoaster.  im  englischen  Unterhause,  18H6  wurde  ■  aufstellt,  dass  der  natürliche  Preis  sich  ledig- 
er Mitglied  der  .Royal  Society"  zu  London.        '  lieh  aus  den  Produktionskosten,   also  aus  Lohn 

Torrens  veröffentlichte  von  Staatswissen- '  und  Kapital  bilde,  die  aufgewendet  werden 
schaftlichen  Schriften  in  Buchform:  I  mUsste«,  die  Güterförderung  aus  den  Vorrats- 

The  economists  refuted :  being  a  reply  to  [  kammern  des  Natnrreichtunis  zn  bewirken,  der 
Mr.  Spence's  „Britain  independent  of  commerce", '  Unternehmergewinn  daher  nur  als  Kostenüber- 
London  1808.  —  Essays  on  money  and  paper  ■  schuss  gelten  dürfe  und  an  den  Hervor- 
carrency.  ebd.  1812.  —  An  essay  on  the  extemal  bringnngskosten  nicht  beteiligt  sei.  Dieser 
com  trade :  containing  an  inquiry  into  the  ge- '  Ueberschuss  wird  nach  ihm  im  Austausche  der 
neral  principles  of  that  Import  brauch  of  traftic ; ,  Güter  gewonnen  und  für  letztere  dadurch  eine 
an  esamination  of  the  exceptions  to  wich  tbese  i  Bewertnngshöhe  geschaffen,  die  im  Marktpreise 
principles  are  liable;  and  a  comparative  State- 1  zum  Ausdruck  kommt,  ans  dessen  einer  gewinn- 
ment  of  the  effects  wich  restrictions  on  impor- ;  bringendenBedürfnisbefriedigung  Genüge  leisten- 
tation  and  free  interconrse  are  calcnlated  to  den  Entstehung  hervorgehe,  dass  er  sich  stets 
prodnce  npon  snbsistence,  agriculture,  commerce  über  dem  natürlichen  Preise  zu  halten  habe. 
and  revenue,  ebd.  1818:  dasselbe,  2.  Aufl..  ebd.  i  Diese  Torrenssche  Marktpreistheorie  deckt  sich 
1820:  3.  Aufl..  ebd.  1826;  4.  Aufl.  u.  d.  T.:  Es- 1  fast  mit  dem  physiokratischen  Durchschnitts- 
say  etc.,  4.  edition,  increased  by  a  new  .<ection  |  preise  der  Tauschgüter  und  lässt  ausserdem 
on  the  effects  of  free  trade  upon  the  value  of ,  die  Erklärung  offen,  worans  denn  der  vierte 
money,  ebd.  1827.  —  A_  letter  to  the  freemen  .  Faktor  in  der  Gütererwerbslehre,  der  Kapital- 
of  Bochester  on  the  pctition  against  Lord  Bin- '  gewinn,  der  sich  als  mieux-value  neben  den 
ning's  retum  being  declared  frivolons  and  vaxa- '  Güterpreisen  behauptet,  seine  Berechtigung  her- 
tions.  and  on  the  right  of  the  eidest  son  of  a  '  leitet.  Torrens  war  ein  fanatischer  Anhänger 
Seotch  Peer  to  represent  an  English  county, '  des  Currencysystems  und  hat  bereits  in  seinen 
city,  or  borough,  ebd.  1819.  —  Essay  on  the  zwei  Briefen  an  Lord  Melbourne  (s.  o.)  dem 
prodnction  of  wealth ;  with  an  appendix  in  Zweiteilungssysteme  der  Geschäfte  der  Bank 
ffhich  the  principles  of  political  economy  are  von  England  das  Wort  geredet,  weshalb  ihm 
applied    to   the   actnal    circnmstances    of   this  ■  zugestanden  werden  muss.   den  ersten  Austoss 
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zn  dieser  dnrch  die  Peelsche  Bankakte  be- 
siegelten Massregel  gegeben  zu  haben;  im 
übrigen  war  er  aber,  wie  auch  Tooke  ihm  vor- 
wirft, viel  zu  sehr  Doktrinär,  um  für  die  trotz 
der  Bankakte  fortdauernde  wirtschaftsgesetz- 
liche Wiederkehr  gewisser  Bewegungen  des 
englischen  Geldmarktes  sowie  für  die  höheren 
kommerziellen  Gesichtspunkte,  aus  denen  der 
englische  Grosshandel  das  neue  Notenemissions- 
heschränkungsgesetz  von  1844  abfällig  be- 
urteilte, das  fachmännische  Verständnis  zu  be- 
sitzen. Gleich  Tooke  in  seiner  „Petition  of  the 
merchants  of  the  city  of  London  to  the  honou- 
rable  the  Commons"  etc.  hat  Torrens  den  Be- 
strebungen der  späteren  Anti-Corn-Law-League 
in  seiner  aus  Anlass  der  Kornteuemng  von  1816 
verfassten  Schrift  „Essay  on  the  extemal  com 
trade"  (s.  o.)  mit  Erfolg  vorgearbeitet.  In  den 
vier  Auflagen,  welche  dieses  Buch  erlebte,  be- 
eiuflusste  er  die  öffentliche  Meinung  mit  durch- 
schlagendem und  nachhaltigem  Erfolge  zu 
Gunsten  der  Aufhebung  der  Gesetze  über  den 
Komhandel,  und  kein  Geringerer  als  Ricardo 
war  es,  der  die  von  Torrens  geltend  gemachten 
Gründe  für  Aufhebung  des  Verbotes  der  Ge- 
treideeinfuhr für  unwiderlegt  und  unwiderlegbar 
erklärte  (s.  o.);  doch  gehörte  Torrens  keines- 
wegs der  Freihandelspartei  an,  sondern  liess 
sich  in  seiner  Zollpolitik,  die  besonders  für  Re- 
torsionszölle eintrat,  durchaus  von  der  Tarif- 
fesetzgebung  der  mit  England  im  Handelsver- 
ehre stehenden  Staaten  leiten. 

Vgl.  über  Torr^ns:  MacCulloch,  Lite- 
rature  of  political  economy,  London  1845,  S.  56, 
79  u.  ö.  —  Chevalier,  Cours  d'öconomie  po- 
lit.  Bd.  ni:   La  monnaie,  Paris  1850,  S.  42,43. 

—  Wagner,  Geld- und  Kredittheorie  der  Peel- 
schen  Bankakte,  Wien  1862,  8.  11/12.  —  Wo- 
lowsky,  Le  colonel  Robert  Torrens,  in  „Jour- 
nal des  Economistes",  2.  Serie,  44.  Teil,  Paris 
1864,  S.  281.  —  Wolowski,  Questions  des 
banques,  ebd.  1864,  S.  324/25.  —  Verloren, 
De  verhouding  van  den  Staat  tot  het  bank- 
wezen,  Utrecht  1864,  S.  68/69.  —  B.  E.  Thomp- 
son, Social  science  and  national  economy,  Phi- 
ladelphia 1875,  S.  178,  221,  —  Sh  ad  well, 
Svstem  of  political  economy,  London  1877,  S. 
336,  354,  373.  —  Walker,  Political  economy, 
ebd.  1883,  S.  179/180.  —  v.  Böhm-Bawerk, 
Kapitalzinstheorieen ,  Innsbruck  1844,  S.  Ulft. 
n.  ö.  —  Encvclopaedia  Britannica,  Bd.  XIX. 
London  1886,  S.  377.  —  Bonar,  Malthus  and 
bis  work,  ebd.  1885,  S.  265.  —  Ingram.  His- 
tory  of  political  economy,  ebd.  1888,  S.  14Ö,  146. 

—  Zuckerkandl,  Zur  Theorie  des  Preises, 
Leipzig  1889,  S.  264/66.  —  Cannan,  History 
of  the  theories  of  production  and  distribntion 
in  English  political  economy,  London  1893,  S. 
36,  16768,  243'6,  320 ff. 

Lippert. 


Totgeburten 

8.  Geburtenstatistik  ol>en  Bd.  IV. 
S.  34  ff. 


Townsend,  Joseph, 

(Geburtsjahr  und  -ort  unbekannt)  gest.  zu  Pew- 
sey  in  der  engl.  Grafschaft  Wilts  am  16.  XI. 
1816,  wurde  erst  praktischer  Arzt,  dann  Me- 
thodistenprediger und  übernahm  als  solcher  das 
Rektorat  zu  Pewsey  in  der  englischen  Graf- 
schaft Wilts. 

Townsend  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  A  disser- 
tatiou  on  the  poor-laws,  by  a  well-wisher  to 
mankind,  London  1786 ;  2.  Aufl.,  ebd.  1787 ;  das- 
selbe, Neudruck,  ebd.  1807.  —  Journey  through 
Spain  in  1886/87,  with  particular  attention  to 
agriculture,  manufactures,  commerce,  population. 
taxes,  and  revenue,  and  remarks  in  passiug 
through  a  part  of  France,  3  Bde.,  London  1790: 
dasselbe,  2.  Aufl.,  1792;  dasselbe,  in  französi- 
scher Uebersetzung  von  Pictet-MaJlet,  3  Bde., 
Paris  1809. 

Der  Townsendschen  Reisebeschreibung  ver- 
dankt die  AVissenschaft  die  ersten  verlässlichen 
Nachrichten  über  den  nationalökonomischen  Zn- 
stand des  damaligen  Spaniens.  Hinsichtlich 
des  Unsegens  der  meist  im  Besitze  der  toten 
Hand  befindlichen  Latifundien,  der  Ignoranz 
der  spanischen  Ackerbaubevölkemng  und  des 
Darnieder! iegens  der  Industrie  decken  sich 
seine  Schilderungen  so  ziemlich  mit  denen  von 
Jovellanos.  Der  Verfasser  der  Reisebeschrei- 
bung verfolgt  aber  weniger  tendenziöse  Zwecke 
als  Jovellanos  und  erkennt  das  Gute  in  be- 
stehenden wirtschaftlichen  Einrichtungen,  wie 
selten  er  es  auch  antrift't,  offen  au.  So  spricht 
er  sich  mit  Anerkennung  und  Sachkenntnis 
über  die  hydrographischen  Verhältnisse  Spaniens 
aus,  weiss  von  der  Kultur  des  spanischeu  Maul- 
beerbaumes sowie  von  den  Erfolgen  der  Seiden- 
raupenzucht in  Valenzia  und  Grauada  nur  Güns- 
tiges zu  berichten  und  verfolgt  sogar  die  spa- 
nische Seidengewinunng  bis  zu  den  Anfängen 
in  China  und  Griechenland  zurück.  Auf  die 
obligatorische  Armenpflege  in  Spanien  ist  Town- 
send sehr  schlecht  zu  sprechen ;  ihre  Wirkung 
äussert  sich  nach  ihm  darin,  dass  sie  mehr  zum 
unwirtschaftlichen  Leben  anreize  als  das  Ver- 
langen erwecke,  sich  dem  Zustande  des  Ver- 
armtseins zu  entziehen,  und  dass  sie  daher  au 
der  Vermehrung  des  Proletariats  in  Spanien  die 
meiste  Schuld  trage.  Die  richtige  Ziffer  der  Ein- 
wohnerzunahme Spaniens  wird  nach  Townsend 
bei  statistischen  Erhebungen  aus  Furcht  vor 
Steuererhöhungen  von  der  dortigen  Bevölke- 
rung absichtlich  zu  niedrig  augegeben.  Das  Miss- 
trauen der  Spanier  schöpfte  aus  einem  kon- 
kreten Präcedenzfalle  eine  gewisse  Berechti- 
fnng:  Unter  der  Regierung  Karls  HI.  hatten 
ie  zahlreichen  Besiedelnngen  der  dünnbevöl- 
kertsten spanischen  Provinzen  zur  Folge  ge- 
habt, dass  mit  dem  Anwachsen  der  Bevölkemng: 
auch  der  Wohlstand  dieser  Provinzen  zuge- 
nommen hatte,  die  Steuerbehörde  aber  aus 
diesem  Zusammentreffen  den  Schlnss  gezogen, 
dass  Bevölkerungszuwachs  mit  wirtschaftlichem 
Aufschwünge  zu  identifizieren  sei,  aus  welcher 
Anschauung  sich  die  Praxis  entwickelte,  die 
fruchtbarsten  Ehen,  soweit  sie  sich  auf  die  be- 
sitzende Klasse  der  Bevölkerung  verteilten,  am 
höchsten  zu  besteuern.  Als  Populationistiker 
ist  Townsend  ein  wichtiger  Vorläufer  von  Mal- 
thus, indem  er  erstens  als  die  natürliche  Grenze 
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der  menschlichen  Fortpflanzung:  die  Grenze  der 
Snbsistenzmitteierzengnng  annimmt,  indem  er 
nreitens  als  Schutzwehr  gegen  den  Hun^r  die 
Beschrfinknng  der  Heiraten  im  proportionalen 
Verhältnisse  zur  Leistnng^filhigkeit  des  Bodens 
in  Hervorhringnng  von  Brotfmcht  empfiehlt. 
Durch  Befürwortung  dieser  natürlichen  Hem- 
mmigsmethode,  die  er  auch  mit  „Befriedigung 
eines  Appetits  durch  Bez&hmnng  eines  anderen" 
umschreibt,  unterscheidet  er  sich  von  der  Dok- 
trin des  berühmten  Apostels  der  populationisti- 
schen  Absistenzlehre  eigentlich  nur  darin,  dass 
er  dessen  »'hecks  unerwähnt  lässt.  Unter  den 
Terschiedenen  Ursachen,  Welche  die  naturge- 
mässe  Entwickelung  der  menschlichen  Fort- 
pflanzung aufhalten  oder  verlangsamen,  führt 
Townsend  auch  ungesundes  Klima  auf  und  wer- 
den von  ihm  als  in  dieser  Beziehung  besonders 
gesondheitsgefiUirlich  bezeichnet  die  StSdte  Ba- 
tavia.  Konstantinopel  und  London.  Gleichwohl 
haben  sich  die  beiden  ersteren,  dank  der  Fort- 
schritte der  Hy^ene,  hinsichtlich  ihrer  BevöUte- 
ningszahl  inzwischen  verdoppelt  London  aber, 
was  1801  968863  und  1891  5633332  Einwohner 
zählte,  sogar  verfünffacht.  Den  vernichtenden 
£inflnss  des  Mangels  an  Subsistenzmitteln  anf 
das  junge  Menschenleben  konnte  Townsend  da- 
mals ohne  sonderliche  Uebertreibun^  durch  das 
drastische  Beispiel  erhärten,  dass  eine  Bänerin 
auf  der  schottischen  Hochebene  von  zwanzig 
erzengten  Kindern  durchschnittlich  nur  zwei 
gross  ziehe.  Was  nun  heute,  dank  des  gross- 
artigen knltiurellen  AVandels  in  der  schottischen 
Landwirtschaft  und  den  dortigen  Verkehrs- 
wegen ans  dem  damaligen  sterilen  Hungerlande 
eeworden  ist,  das  sagt  uns  der  untrügliche 
Messer  des  Nationalwohlatandes,  die  schottische 
Bevölkerungsstatistik,  wonach  die  dortige  Be- 
völkerung von  T39091  Menschen,  die  Schottland 
1801  ernährte,  auf  1951461  Einwohner,  welche 
es  1891  zählte,  emporgestiegen  ist. 

Vgl.  über  Townsend:  Annual  Regi-ster 
for  the  year  1816,  London  1817,  S.  223.  — 
Mac  Culloch,  Literatnre  of  poUtical  economy, 
ebd.  184Ö,  S.  28183.  —  Bonar,  Malthus  and 
bis  work.  London  1885,  S.  32,  64.  -  Ber- 
thean.  Essai  snr  les  lois  de  la  popnlation, 
Paris  1892.  S.  78,  39.  —  Schöne,  ffistoire  de 
la  popnlation  fnui<,-aise,  ebd.  1893,  S.  190,  286, 
312.  —  Cannan.  History  of  the  theories  of  | 
prodnction  and  distribution  in  English  political  ' 
eeonomy,  London  1893,  S.  52930. 

Llppert. 


Toynbee,  Arnold, 

geb.  am  23.  VHI.  1852  in  London,  gest.  in  j 
Wimbledon  bei  London  am  9.  HI.  1883,  stu- : 
dierte  Geschichte,  Nationalökonomie  und  Philo- ' 
at^diie  in  Oxford  und  wurde  1875  Dozent  am ! 
Balliol  College  in  Oxford,  in  welcher  Eigen- ; 
fchaft  ihm  n.  a.  die  staatswissenschaftliche  Äus- 
ktMung  der  Studierenden  für  den  ostindischen  i 
Verwaltungsdienst  oblag.  ; 

Toynbees    religiöse    .4.nschanungen    waren ' 
lostgelöst    von    jedem    konfessionellen    Dogma. 
Seine  Beligion  war  eine  pantheistische,  seine 


.  Moral  eine  christlich-soziale,  und  da  ihn  seine 
I  sozialen  Studien  mit  der  hilfsbedürftigen  Lage 
i  der  arbeitenden  Klassen  eng  vertraut  gemacht 
I  hatten,  waren  es  vornehmlich  die  englischen 
-■Arbeiter,  die  mit  geistiger  Nahrung  zu  ver- 
sorgen und  denen  werkthätige  materielle  Unter- 
stützung angedeiben  zu  lassen  er  sich  berufen 
fühlte.  In  den  Universität<ferien  von  1875 
suchte  er  zuerst  das  schmatzige  und  über- 
völkerte Arbeiterviertel  im  Osten  Londons, 
Whitechapel,  auf,  versicherte  sich  der  Unter- 
stützung der  Charity  Organisation  Society  und 
hielt  in  einer  Arbeiterherberge  in  der  Commer- 
cial  Road  seinen  ersten  freireligiösen  und  sozial- 
wissenschaftlichen Vortrag,  dem  noch  zahlreiche 
andere  in  Whitechapel  vor  einem  Auditorium 
folgten,  dessen  Elite  die  Mitglieder  des  „Tower 
Hamlet  Radical  Club"  bildeten.  Während  dieses 
selbstlosen  Wirkens  passte  er  die  Einfachheit 
seiner  Lebensweise  der  der  Whitechapeler  Ar- 
beiterbevölkerung an,  die  er  in  ihren  Massen- 
quartieren,  Trost  und  Almosen  den  Bedürftigen 
spendend,  aufsuchte.  Als  Vorläufer  der  „Uni- 
versity  extension  movemenf  beschränkte  Toyn- 
bee  seit  Januar  1880  seine  populären  Vorlesun- 
gen Ober  wissenschaftliche  Themata  nicht  nur 
auf  London;  von  einem  ausgewählten  Kreise 
jüngerer  Oxforder  Akademiker  begleitet,  suchte 
er  die  grossen  Industriecentren  anf  und  ver- 
sammelte z.  B.  in  Bradford  und  Newcastle  um 
seine  Rednertribüne  Tansende  seinen  Vorträgen 
mit  Andacht  und  angespannter  Aufmerksamkeit 
folgender  Arbeiter  und  Geschäftsgehilfen.  Dabei 
vernachlässigte  er  keineswegs  die  Ausübung 
seines  akademischen  Lehramtes,  und  sein  Honorar- 
kolleg, welches  er  im  Wintersemester  1881;82 
vor  einem  vollbesetzten  Auditorium  über  die 
industrielle  Revolution  in  England  las,  wurde 
mit  enthusiastischem  Beifall  aufgenommen. 
Diese  durch  keine  nennenswerte  Erholungspause 
unterbrochene  aufreibende  Thäti^keit  zerrüttete 
mehr  und  mehr  seine  Gesnndheit,  aber  je  hin- 
fälliger er  körperlich  wurde,  um  so  höher  wagte 
sich  der  Flug  seines  ruhelosen  Geistes.  Die 
Ohnmacht  des  christlichen  Sozialismus,  welchen 
er  in  Whitechapel  den  Ma.ssen  gepredigt,  hatte 
ihm  bereits  1880  auf  dem  Church  Congress  zu 
Leicester,  welchem  er  beiwohnte,  die  Frage 
nahe  gelebt,  ob  die  treibende  Kraft  dieser  Be- 
wegung nicht  aus  einer  Reform  der  englischen 
Staatskirche  zu  gewinnen  wäre,  zwei  Jahre 
später  war  er  einig  mit  sich,  dass  die  soziale 
Wiedergeburt  Englands  aus  dem  Schosse  der 
Mutterkirche  hervorgehen  müsse.  Ende  1882 
nahm  sein  Kräftevertall  den  Charakter  der  Aus- 
zehrung an.  Abgemagert  zum  Skelett,  hielt  er 
im  Januar  1883  in  der  St  .\ndrew's  Hall  in  der 
Newman  street  zu  London  in  secbstSgigem 
Zwischenraome  zwei  Vorlesungen  über  „Pro- 
gress  and  poverty"  mit  Anlehnung  an  seinen 
Geistesverwandten  Henry  George.  Sein  Vortrag 
am  zweiten  Abend  gestaltete  sich  geistvoller 
und  zündender  als  je,  aber  als  er  zu  Ende, 
fühlte  er,  dass  es  in  diesem  Leben  sein  letzter 
gewe.sen  war. 

Als  ein  dem  so  früh  Entschlafenen  von 
seinen  Freunden  und  Anhängern  gesetztes 
Denkmal  erhebt  sich  an  der  Stiitte  seines  vor- 
maligen ethischen  und  pädagotrischeu  Wirkens 
im  Osten  Londons  die  Toynbee  Hall  als  Kulmi- 
nationspunkt des  geistigen,  geselligen  und  wohl 
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thäti^en  Lebens  in  Whitecbapel.  Alt  und  Jung 
Andet  dort  geistige  Anregung,  Belehrung  und 
Unterhaltung.  Kelchen  und  Annen,  unter  den 
letzteren  kranken  und  obdachlosen  Arbeitern 
üf&iet  sie  ihre  Pforten.  Die  Sanitary  Aid  €om- 
mission  hat  ihr  Hauptquartier  darin  aufge- 
schlagen, ein  Kommissariat  der  Charit}'  Organi- 
sation Society  ist  in  Toynbee  Hall  vertreten, 
und  der  1885  gegründete  Klub  Whittington, 
welcher  obdachlosen  Londoner  Strassenjungen 
Asyl  und  Pflege  bietet,  hat  sich  ebenfalls  hier 
niedergelassen. 

Ebenso  haben  zahlreiche  Arbeiterklubs  für 
ihre  geselligen  und  sozialpolitischen  Zwecken 
dienenden  Zusammenkünfte  hier  eine  Heimstätte 
gefunden.  Als  „Univer.sity  e.xtension"  umfas.«! 
die  Volksuniversität  Toynbee  Hall  ausser  den 
für  akademische  Lehr-  und  Lemzwecke  vor- 
handenen Klassen  im  Wadsame  House,  einem 
besonderen  Gebäude,  ein  Logierhaus  für  Lon- 
doner Studenten  und  Hospitanten  von  anderen 
Universitäten,  ferner  eine  grosse  Bibliothek  mit 
Lesesälen,  die  „class  of  workingmen  in  political 
economy",  die  „sunday  bible  das»  of  members 
of  the  St.  Jude's  Juvenile  Association",  eine 
englische  Litteraturklasse  für  Lehrer  an  Primär- 
nnterrichtsanstalten,  technische  Unterrichts- 
klassen, Musikinstitute,  Abendschulen  etc.  etc. 

Toynbee  fand  oder  nahm  sich  vielmehr 
nicht  die  Zeit,  zu  seinen  Lebzeiten  etwas  von 
seinen  Schriften  zu  veröffentlichen.  Sein  von 
seinen  Freunden  zusammengetragener  hand- 
schriftlicher Nachlass  besteht  aus  folgenden 
staatswissenschaftlichen  Schriften:  Lectnres  on 
the  industrial  revolution  in  England.  Populär 
addresses,  notes  and  other  fragments.  Together 
with  a  Short  memoir  bv  C.  Jowett  (Master  of 
Balliol  College,  Oxford)|  London  1884;  dasselbe, 
■2.  Aufl.,  ebd.,  1888.  (Inhalt:  Memoir.  —  Ri- 
cardo and  the  old  political  economy.  —  The 
industrial  revolution  (pp.  27/154).  -  Populär 
addresses:  1.  Wages  and  natural  law.  2.  In- 
dustry  and  democracy.  3.  Are  radicals  socialists? 
4.  The  education  of  co-operations.  5.  The  ideal 
relatiott  of  chureh  and  State.  —  Notes  and 
jottings:  Religion.  Inimortality  and  the  end 
of  life.  —  etc.;  —  Progress  and  poverty,  being 
two  lectnres  in  St.  Andrews  Hall,   ebd.  1883. 

Als  Theoretiker  steht  Toynbee  auf  dem 
Boden  der  heutigen  'Wirtschaft.'iordnung,  wie 
sie  J.  Stuart  Mill  durch  seine  Vermittelung 
zwischen  den  Ueberlieferungen  der  klassischen 
nnd  den  wirtschaftlichen  und  soziologischen 
Forschungsergebnissen  der  neuen  Schule  in 
seinen  „Principles  of  political  economy"  zur 
HarsteUung  gebracht  hat.  Nur  hinsichtlich  der 
Methodik  unterscheidet  sich  Toynbee  als  ent- 
schiedener Vertreter  der  historischen  Schule 
vorteilhaft  von  Mill.  welcher  den  Anschluss 
an  letztere  g-eflissentlich  vermieden  hat.  Der 
Vorwnirf  des  intellektuellen  Betrugs,  den  Toyn- 
bee dem  Ricardoschen  Systeme  macht,  richtet 
sich  gegen  dessen  aus  reinen  Abstraktionen  her- 
geleiteten Prämissen,  die  zu  Deduktionen  ver- 
wertet wurden,  deren  logische  Schärfe  er  anderer- 
seits rühmend  anerkennt.  Den  Fnndamental- 
satz  der  Malthusscheu  Popnlationslehre,  dass  die 
Bevölkeruusrsmenge  in  geometrischer,  die  Unter- 
lialtsmittel  dageiren  in  arithmetischer  Progres- 
sion zunehmen,  erkennt  Toyn))ee  nur  in  der 
Fassung  als  richtig  an,  dass  er  auf  den  trag- 


baren Boden  der  ganzen  Erde  und  auf  sämt- 
liche Völkerschaften  ausgedehnt  werde,  indem 
der  Durchschnitt  der  pro  Kopf  in  England  kon- 
sumierten Lebensmittel  sich   jährlich  steigere. 

Toynbees  Darstellung  der  neueren  Wirt- 
schaftsgeschichte oder,  wie  er  sie  nennt,  der  in- 
dustriellen Revolution  Englands  umfasst  die 
Zeit  von  1760,  wo  der  Kleingrnndbesitz  durch 
die  Latifundienberrschaft  noch  nicht  verdrängt 
war.  bis  zum  Erlass  des  Haftpflichtgesetzes  von 
188Ö.  Die  von  jeuer  Zeit  ausgehende  wirt- 
schaftliche Umwälzung  artete  bald  in  einen 
Vemichtungskampf  der  stärkeren  gegen  die 
schwächeren  Elemente  aus.  Die  alte  englische 
Bauernschaft  wird  von  dem  Grossfarmertum 
aufgesogen,  die  letzten  Reste  der  Feldgemein- 
schaft verfallen  der  Auflösung.  Während  die 
Ueberhandnahme  des  Gro.ssbesi'tzes,  welche  eine 
Reform  der  landwirtschaftlichen  Technik  be- 
gleitet, Grundrente  und  Kapitalgewinn  steigert, 
^vird  die  Klein-  und  Hausindustrie  von  den 
gros.sen  industriellen  Betrieben,  den  Manufak- 
turen und  Fabriken  erdrückt. 

Die  Auflehnung  der  den  Interessen  der  Ar- 
beitgeber geopferten  Arbeiter  gegen  den  Egois- 
mus der  neuen  Wirtschaftsordnung  findet  ihren 
Ausdruck  in  der  Bildung  der  Owenschen  kom- 
munistischen Gemeinden.  Die  Gesetzgebung 
lässt  auf  die  LehrliugsbUl  von  1802  das  Broug- 
hamsche  Gesetz  von  1825  folgen,  aber  der 
arbeitenden  Klasse  erwächst  daraus  kein  Vorteil, 
und  als  Antwort  auf  das  Arbeiterkoalitionsge- 
setz von  1825  lässt  sie  die  lebensfähigste  ihrer 
Schöpfungen  der  sozialen  Selbsthilfe,  die  trade 
unions,  sich  konstituieren.  Die  Fabrikgesetze 
von  1833  und  1844  genügen  den  Arbeitern 
nicht,  da  die  möglichste  Schonung  der  Interessen 
der  Fabrikherren  sie  charakterisiert.  Doch  die 
arbeiterfreundlichen  Zugeständnisse,  hervor- 
gehend aus  dem  Schosse  des  Parlamentes, 
mehren  sich,  der  Zehnstnndenbill  von  1847 
schliesst  sich  1850  die  Einsetzung  des  Normal- 
arbeitstages au,  und  fast  gleichzeitig  mit  Pnbli- 
zierung  des  Fabrik-  nnd  Werkstättengeseties 
von  18(j7  erfolgt  die  legislatorische  Anerkennung 
der  trade  unicms. 

Es  wird  Toynbee  vorgeworfen,  dass  er 
Mazzini  „den  wahren  Lehrer  unseres  Zeitalters" 
genannt  habe,  doch  spricht  sich  darin  nur  seine 
Sympathie  mit  dem  Karbonarismus  aus,  ausser- 
dem dürfte  er  wohl  auch  nach  den  Vorgängen 
auf  dem  Londoner  Arbeitermeeting  vom  28.  IX. 
1864  Mazzini  für  den  eigentlichen  Gründer 
der  Internationale  gehalten  haben.  Die  christ- 
lich-sozialen Arbeiterklubs  in  London  verehrten 
in  Toynbee  einen  Mann  nach  ihrem  Herzen, 
Inhalt  und  Gewalt  seiner  Reden  wirkten  ge- 
radezu fascinierend  auf  diese  gottesfürchtigeii 
und  sittenstrengen  Proletarier,  die  vorgeschritte- 
nen Sozialen  hielten  sich  von  seinen  Vorlesungen 
fem.  und  noch  weniger  verirrten  sich  Anarchisten 
in  (jie  Toynbee  lectnres  zu  Whitecbapel. 

Vergl.  über  Toynbee:  Bonar.  Malthas 
and  bis  work,  London  1885,  S.  314,  388.  —  W. 
Hasbach,  ,. Toynbee.  Industrial  revolution  in 
England'':  Referat  in  ,, Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw,", 
Jahrg.  IX,  Leii)zig  1885.  S.  332  ff.  —  Encyclo- 
paediae  Britannica,  9.  Aufl.,  Bd.  XIX,  London 
1885,  S.  'iVM.  —  Industrial  peace,  its  advantages. 
methods,  and  difticulties.  A  report  of  an  inquiry 
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made  tor  the  Toynbee  trustees,  by  L.  L.  F.  R.  |  Geraeinsames  hat,  der  Oeffentlichkeit  darbot, 
Price.  with  a  prefaoe  by  A.  Marshall,  ebd. ,  bestehen  in  der  Üebertragung  aller  sinnlichen 
1887.  —  A.  Schlottniann.  "Toynbee  Hall.  Eine  ,  Empfindungen  des  Menschen  .auf  die  daraus 
LondonerMissionsanstalt,  in,.  Unsere  Zeit",  Jahr^.  hergeleiteten  Fähigkeiten  des  Geistes,  deren 
1887.  —  Cohn,  Die  heutige  Xationalökonomie  oberste,  der  Wille,  ebenfalls  eine  bestimmte 
in  England  und  Amerika  in  „Jahrb.  f.  Ges.  u.  ■  sinnliche  Empfindung  zur  Voraussetzung  hat.) 
Verw."',  Jahrg.  XIII,  Leipzig  1889,  S.  37 38.  —  |  —  Commentaire  sur  lEsprit  des  lois  de  Mon- 
Montague.  Arnold  Toynbee,  with  an  account  of  i  tesquieu,  suivi  d'observations  inedites  de  Cou- 
the  work  of  TovnbeeHall   in  East  London,  by  ,  dorcet   sur   le   vingt-neuvieme   livre  du  meme 


Ph.  L.  Gell,'  Baltimore  1889.  —  Webb, 
SociaUsm  in  England,  ebd.  1889,  S.  50.  -  AV. 
Bode,  Toynbee  Hall,  eine  Hochschule  für  Ar- 
beiter, in'  .Arbeiterfreund",  Jahrg.  27,  Berlin 
ISSä.  —  Xunu,  The  Universities  settlement 
in  ■\Vhitechapel,  in  „the  Economic  Review", 
Bd.  VI,  London  18il2,  .S.  478  ff.  —  Toynbee 
Hall  trarellers'  club  in  „Review  of  Reviews", 
Bd.  V.  ebd.  1892,  Juni,   S.  61.  —  E.  Castelot, 


onvrage,  et  d'un  memoire  sur  cette  question: 
Qnels  sont  les  moyens  de  fonder  la  morale  du 
peuple?  ecrit  et  publie  par  l'auteur  du  com- 
mentaire de  l'Espnt  des  lois,  en  1798,  Lüttich 
1817  (1.  unrechtmässige,  d.  h.  vom  Verfasser 
nicht  autorisierte  .\usgabe:  dasselbe.  2.  unrecht- 
mässige Ausgabe,  Paris  1819;  dasselbe,  1. 
rechtmässige,  von  Tracy  selbst  veranstaltete 
.\usgabe,  ebd^  1819:   dasselbe,   2.  rechtmässige 


Arnold  To>-nbee   et  le   mouvement  eeonomique ;  Ausgabe,  1822 ;  dasselbe,  3.  rechtmässige  Aus- 


en  Angleterre.  in 
annee,  Paris  1893. 


„Journal  des  Econom.",  52  •• 
Lippert. 


Trades  onion» 


Ge  werk  vereine  in  Eugland 
oben  Bd.  IV.  S.  623  ff. 


gäbe,  1828;  dasselbe  in  deutscher  l'ebersetzung 
u.  d.  T. :  C'harakterzeichnung  aller  Staaten  der 
Erde.  Kritischer  Kommentar  über  Montes- 
quieus  Geist  der  Gesetze  etc.,  übersetzt  und 
glossiert  von  Morstadt,  Heidelberg  1821.  ^Die.se 
Schrift  entstand  ursprünglich  auf  Anregung 
des  Präsidenten  der  vereinigten  Staaten,  Jeffer- 
.son,  der  sie  ins  Englische  übersetzte,  in  Phila- 
delphia drucken  und  als  völkerrechtliches  Lehr- 
buch junger  Diplomaten  in  einigen  amerikani- 
schen Colleges  einführen  Hess.) 

Tracvs    in    dem   Kommentar    zu   Montes- 


Tracy,  Destutt  de, 

geb.  am  20.  VII.  1754.  gest.  1836  in  Paris,  als 
Mitglied  der  französischen  Akademie  (seit  18Ü8), 
schlug  die  militärische  Laufbahn  ein  und 
befehligte  1792  als  Brigadegeneral  die  Kavalle- 
rie der  Nordarmee.  Infolge  der  politischen 
Ereignisse  vom  .\ugust  1792  quittierte  er  den 
Militärdienst  und  zog  sich  nach  Autenil  bei 
Paris  zurück,  wo  er,  angeregt  von  der  Vertie- 
fung in  die  Werke  Lockes  und  Condillacs,  sich 
emsten  philosophischen  Studien  hingab,  die  er 
auch  dann  noch  fortsetzte,  nachdem  er  vom 
Pariser  Revolutionstribunal,  als  ein  der  Kon- 
spiration gegen  die  Republik  verdächtiger 
ALristokrat,  erst  in  der  Abtei  und  dann  im  Ge- 
fängnis der  Karmeliter  eingekerkert  worden 
war,  ans  dem  ihn  das  Ende  der  Schreckens- 
herrschaft, der  dritte  Monat  nach  dem  9.  Ther- 
midor  (27.  VII.  1794)  befreite. 

Tracy  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform:  Quels  sont  les 
movens  de  fonder  la  morale  d'un  peuple?  par 
le  citoyen  D.  T  ***,  Paris  1798.  [Diese  Schrift 
ersctüen  zuerst  im  „Mercure  fran^ais"  und  ist 


;  quieus   „Esprit   des  lois"   hinterlassene  Staats- 
j  lehre  lehnt  sich  häufig  an  Rousseausche  Ideeen 
I  an,  deren  zeitgemässe  Erweiterung  er  nach  den 
!  Lehren  der    grossen    französischen   Revolution 
]  und  mit  Benutzung  der  radikalen  Staatstheorie 
;des   Grafen  Sieyes   vornahm.     Das   Tracysche 
Staatsideal   besteht   in  einem  Organismus,  der, 
I  unter  voller  Wahrung  der  individuejien  Frei- 
I  heit.  den  Bedürfnissen  der  Gesamtheit  gerecht 
I  wird.    Das  Princip  der   Volkssouveränität,  der 
I  Gesamtwille,  ist  nach  ihm  die  einzig  annehm- 
bare Basis  der  Staatsverfassung   oder,   wie   er 
!  es  nennt,  der  Nationalregierung,  nach  welcher 
I  Auffa.'isung    dem    unabhängigen    Bürger    nur 
'  Rechte  zustehen,  dem  Beamten  dagegen  ledig- 
I  lieh  Pflichten  aufgebürdet  werden. 
]         Die  vollziehende  Gewalt  ausschliesslich  in 
I  die   Machtvollkommenheit   eines  Einzelnen    zu 
legen,   erklärt  Tracy   als  mit  dem  Staatsinte- 
resse unvereinbar,  da  nur  der  Wille  der  Nation, 
nicht  aber  die  Ausführung  dieses  Willens  Ein- 
heit erheische.    Ein  König,  folgert  er,  habe  an 
der  Spitze  eines  Staatswesens  nur  den  Zweck, 
durch  Besetzung  des  Thrones  mit  seiner  Person 
Ehrgeizige  von  dessen  Occnpation  abzuhalten: 
den   in  seiner  Regierungspolitik  von  wechseln- 
den  Ansichten  und   Stimmungen  beherrschten 
König,   führt  er  weiter  aus,   mit  absoluter  Ge- 
walt   zu    bekleiden,    heisse   die    systematische 


wieder   abgedruckt  in  des  Verfassers  Commen- 
taire snr  l'Esprit  des  lois  (s.  n.)l.  —  Traite  de 

la  volonte  et  de  ses  effets  (a.  u.  d.  T. :  Ele- 1  Weiterentwickelnng  des  volksrechtlfchen  Staats- 
ments  d'ideologie,  Teil  IV,  ebd.  1815) ;  dasselbe, !  principes  durch  die  politischen  Körperschaften 
2.  Anfl.  u.  d.  T. :  Traite  d'economie  politiqne,  I  aufopfern.  Es  empfehle  sich  daher,  den  obersten 
ebd.  1823.  (.Elements  d'ideologie"  betitelt  I  Repräsentanten  des  Staates  nur  auf  bestimmte 
sich  das  philosophische  Lehrgebäude,  welches  er  '  und  nicht  auf  Lebenszeit  zu  wählen,  ihn  femer 
als  Staatsgefangener  während  der  Schreckens-  i  nur  als  ersten  Beamten  des  Volkes  anzuerkennen 
Periode  vollendete.  Die  Grundzüge  des  Ge- 1  und  ihm  die  freie  Verfügfung  über  Staatsschatz 
setzes.  welches  er  in  diesem  Werke,  das,  auf  und  Armee  zu  entziehen. 
der  Höhe  der  exakten  Forschung  an  der  Wiege '  Als  Wirtschaftstheoretiker  gilt  Tracy  be- 
des  19.  Jahrhunderts  stehend,  mit  der  Phüoso- '  sonders  hinsichtlich  seiner  Produktionslehre  als 
phie    der  alten   sensnalistischen   Schule  nichts  '■  einer  der  Begründer  der  Smith-Sayschen  Schule. 
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Seine  Rententheorie  e;eht  von  der  Annahme 
ans,  das8  der  Ackerbau  im  Ge^eusat^e  zu  den 
industriellen  Gewerben  für  Arbeiter  und  Unter- 
nehmer den  wenigsten  Gewinn  abwerfe  und 
deshalb  das  Kapital  auf  GUterkäufe  keinen  be- 
sonderen Wert  lege,  da  sie  den  Gutsherren 
als  Vorteil  nur  den  Pachtpreis  des  Bodeus  ein- 
brächten. Ueber  die  eigentliche,  den  Kapital- 
zins überschiessende  Bodenrente  lä«st  er  sich  in 
folgender  Bastiat  vorgreifender  Umschreibung 
aus:  „nn  fonds  de  terre  n'est  qu'un  capital, 
comme  un  autre,  comme  la  somme  d'argent 
qn'il  a  coüte,  comme  tont  autre  effet  de  meme 
valeur'',  womit  er  sagen  will,  dass  unter  der 
Bodenrente  nur  der  Preis  jener  Arbeit  zu  ver- 
stehen sei,  die  auf  den  Boden,  welcher  Rente 
geben  soll,  ursprünglich  verwendet  wurde.  In 
seiner  Luxuslehre  unterscheidet  Tracy  zwischen 
produktivem  und  unproduktivem  Aufwände  und 
unter  letzterem  versteht  er  den  Luxus.  Die 
Annahme  der  Bereicherung  einer  Nation  durch 
den  Lnxus  bekämpft  er  ebenso  wie  die  Ansicht, 
dass  der  Luxns  dadurch,  dass  er  die  Geldcirku- 
lation  vermehre,  zur  Belebung  des  Handels  und 
zur  Anstachelung  der  Leistungen  der  Industrie 
beitrage,  indem  der  Luxns  nur  einen  unpro- 
duktiven und  vorübergehenden  Genuss  gewähre, 
daher  auch  nur  ephemere,  für  den  Einzelnen 
und  das  Gesamtwesen  nutzlose  Werte  erzeuge. 
Der  Aufwand  des  Luxustreibenden  dient  nach 
Tracy  ausschliesslich  der  eigenen  Konsumtion, 
der  Konsument,  behauptet  er,  lässt  eine  Reihe 
von  Personen  dadurch,  dass  sie  seinen  Konsum 
erarbeiten,  eine  Bedürfnisbefriedigung  finden, 
nichts  weiter,  da  ihre  desfallsige  Arbeit  keine 
Frucht  tra^e.  Gegen  diesen  Satz  lässt  sich 
folgendes  einwenden:  Zunächst  entwickelt  sich 
ans  der  transitiven  Beziehung  der  Luxusent- 
faltung zur  Verteilung  und  zum  Umlauf  der 
Ottter  allerdings  ein  Rückersatzwert,  da  der 
Lnxus,  welcher  den  Besitz  des  einzelnen  Indi- 
viduums ruiniert,  die  wirtschaftliche  Position 
deijenigen,  denen  dieser  Besitz  in  seinen  ein- 
zelnen Teilen  zufällt,  wenn  sie  bescheidenen 
Lebensgewohnheiten  frönen,  verstärken  wird. 
Der  Lnxus  paart  sich  femer  in  der  Regel  mit 
der  Verschwendung,  deren  Wesenheit  im  Kol- 
lektivkonsnm  liegt.  Tracjrs  Abhandlung  über 
das  Papiergeld,  das  er  mit  Mirabeau  als  den 
„Tanmeltanz  des  Despotismus  im  Wahnsinne" 
ansieht,  verdient  übrigens,  trotz  der  pessi- 
mistischen Behandlung  dieses  Stoffes,  auf  dem 
Tische  jedes  Finanzministers  zu  liegen,  da 
Tracy  darin  ein  meisterhaftes,  von  Stufe  zu 
Stufe  fortgeführtes  BUd  des  Staatsfinanzverfalles 
g^ebt  und  u.  a.  den  Nachweis  liefert,  dass  die 
auf  fiktive  Werte  begründete  Zettelfabrikation 
weit  unheilvoller  als  die  Metallmünzverschlechte- 
mng  auf  den  Nationalwohlstand  einwirkt. 
Seine  Stellung  zu  den  verschiedenen  Steuern 
ist  ebenso  aUehnend  wie  zum  Papiergeld  und 
Luxus.  Er  bezeichnet  jede  Abgabe  als  ein 
Opfer,  welches  von  dem  Empfänger  auf  unpro- 
duktive Weise  verwendet  werde. 

Vgl.  über  Destutt  de  Tracy:  Der  Na- 
tionalokonom,  hrsg.  von  Morstadt,  Bd.  I, 
Mannheim  1834,  S.  217  ff.,  249  ff.,  448  ff.  — 
Bnss,  Geschichte  der  Staats  Wissenschaft,  Frei- 
bnrg  i.  B.  1839,  S.  65156.  —  Mac  Culloch, 
Literatnre  of  political  economy,  London  1845, 


S.  22  23,  358/59.  —  J.  Schmidt,  Geschichte 
der  französischen  Litteratur  seit  1789,  Bd.  I, 
Leipzig  1858,  S.  56/59  n.  ö.  —  Berens,  Dog- 
mengeschichte der  Grundrente,  Leipzig  1868, 
S.  165/67.  —   J.  Garnier,  Du  principe  de  la 

Eopulation,  2.  Aufl.,  Paris  1885.  —  Picavet, 
es  ideologues,  ebd.  1891.  —  Cossa,  Intro- 
duzione  aflo  studio  deU'  economia  politdca, 
3.  Aufl.,  MaUand  1892.  —  H.  BaudriUart, 
Destutt  de  Tracy,  in  Nouveau  dictionnaire 
d'6conomie  politiqne,  Bd.  II,  Paris  1892,  S. 
1039/46. 

Ltppert. 


Transitzölle 

s.  Durchfuhrzölle  und  Durchfuhr- 
verbot oben  Bd.  IIl  S.  255  ff. 


Transport. 

I.  Transport  im  allgemeinen  (S.  136).  IL 
Verkehrswesen  im  deutschen  Mittelalter  (S.  160). 

I.  Transport  im  allgemeinen. 

1.  Wesen.  2.  Geschichtliche  Entwickelung 
der  Trausportmittel.  3.  Der  Transportverkehr 
und  sein  Verhältnis  zur  Produktion  und  zum 
wirtschaftlichen  Fortschritt.  Umgestaltung  des 
Betriebs.  4.  Gesamtproduktivkraft  als  der 
künftige  Aus^ngspunkt  der  Nationalökonomie. 
5.  Indirekte  Wirkungen,  Verstadtlichung  und 
Internationalisierung ;  Umgestaltung  der  Krieg- 
führung und  Politik.  6.  Die  für  die  Gesamt- 
kraft zn  erlegenden  Kaufopfer.  7.  Transport- 
fortschritt und  Transportkonsnm. 

1.  Wesen.  Alle  Kultiir  beruht  auf 
dem  Ineinanderereifen  der  gesamten  Be- 
ziehungen der  Menschen  zu  einander,  auf 
dem  ständigen  kontinuierlichen  Austausch 
und  Kreislauf  der  Werte  oder  Produkte, 
Ideeen  und  schöpferischen  Kräfte.  Dieser 
Kreislauf  oder  Umsatz  der  Werte  wird 
unterbrochen  imd  gehemmt  in  räumlicher 
Hinsicht  durch  die  Distanz  zwischen  dem 
Erzeugungsort  der  Rohstoffe  und  dem  auf 
den  Bezirk  beschränkten  Konsumentenkreis, 
in  zeitlicher  Beziehung  durch  die  Ab- 
hängigkeit der  Produktion  und  des  Kapi- 
talumtriebes  von  den  Zufälligkeiten  der 
Ernte.  Die  zeitliche  und  räumliciie 
Distanz  wird  verringert  durch  die  Fort- 
bewegung, Ortsveränderung  oder  den  Trans- 
port, sei  es  des  Objektes  —  eines  Guts, 
einer  Person  oder  einer  Nachricht  —  zum 
Konsumenten  oder  des  Destinatars  zum  Ob- 
jekt. Das  Wesen  des  Transports  besteht 
demgemäss  zunächst  in  der  Hinwegräumung 
und  Deberbrückung  der  Hemmnisse,  in  der 
Abkürzung  der  Zwischenräume,  die  zwischen 
den  Werten  und  ihrem  Destinatar  trennend 
liegen,  in  der  Erleichterung  für  die  Werte, 
dass  sie  dem  Destinatar  »nachlaufen«,  tind 
für  den  letzteren,  dass  er  die  Werte  auf- 
sucht. Näher  betrachtet  besteht  diese  »Be- 
freiiuig«  oder  »Ueberwindung  der   Hemm- 
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nisse.  in  der  Verringerang  des  erforderlichen  j  19.  Jahrhundert  der  auf  den  Dampftransport 
Aufwandes  an  Kraft,  Zeit  imd  Geld,  d.  h.  der  i  sich  stützende  Grossbetrieb  nahe.  Was  die 
Langsamkeit  und  Kostspieligkeit  der  Bef örde- !  Maschine  auf  dem  Gebiete  der  Produktion 


rung.  Nicht  die  geographische  Entfernung 
zwischen  zwei  Plätzen  kommt  für  deren 
wirtschaftlichen  und  kulturellen  Kontakt  in 
Betracht,  sondern    1.  der  Zeitraum,    in 


an  Kräfte-  imd  Massen-Erzeugung,  Beschleu- 
nigung, Verwohlfeilerung  und  Regelmässig- 
keit der  Leistung  zu  stände  gebracht  hat, 
das   hat   sie   nicht  weniger  auch  auf  dem 


welchem  sich  jener  Kontakt  ermöglicht, 'Gebiete  der  Cirkulation  geleistet. 
2.  der  hierfür  erforderliche  Kostenauf-'  So  wichtig  wie  der  Maschinenbetrieb  ist 
wand.  Die  Verringerang  dieser  Belastungs- ]  femer  die  Organisation.  Es  liegt  dies 
momente  und  3.  des  Befördeningsrisikos  be-  j  ebenso  in  der  Natur  der  Transportanstalten 
wirkt  wie  bei  jedem  Fortschritt  eine  Er-  als  in  ihren  oberen  Zwecken.  Bei  den- 
spamis  an  Zeit,  Mühe  und  Geld.  Wird  die .  jenigen  Transportanstalten,  bei  welchen,  wie 
Beförderung  billiger,  regelmässiger,  rascher,  bei  der  Eisenbahn  oder  dem  Telej)hon,  eine 
so  wird  für  das  einzelne  Produkt  der  Auf- 1  grössere  Kapitalanlage  verbunden  ist,  hängt 
wand  seines  Versands,  aber  auch  der  für ,  die  volle  Ausnutzung  von  dem  Ineinander- 
den  Bezug  des  Rohstoffs  und  damit  der  für  |  greifen  und  der  Organisation  des  Verkehres 
die  Produktion  geringer.  VerbiUigung,  Orga- ,  ab.  Im  Gegensatz  zu  anderen  sonst  vor- 
nisiertmg  des  Ineinaudergreifens,  Beschleu- :  trefflichen  Vehikeln,  wie  z.  B.  dem  Fahrrad, 
nigung  des  Transportverkehrs  sind  demge-  wirken  —  wegen  dieses  notwendigen 
mäss  die  gegebenen  Entwickelungsmo- 1  Ineinaudergreifens  —  diese  Kommuni- 
mente.  j  kationsanstalten  —  die  Landstrassen,  Kanäle, 

Bei  der  Herausentwickelung  des  Land-  j  Brücken ,  Eisen-  und  Strassenbahnen , 
and  Wassertransports  handelt  es  sich  zu- ;  Dampferlinien,  Telegraphen  und  Fernsprecher 
nächst  um  eine  Vervollkommnung  der  tech-| —  nur  dann  fruchtbar,  wenn  An- 
nischen  Leistungsfähigkeit  der  Transport- 1  läge,  Betrieb  und  Preisgestaltung  in  einer 
weiizeuge;  sie  erstreckt  sich  wie  bei  der  i  Hand  vereinigt  liegt,  nach  einem  einheit- 
Produktion   auf   den    Motor    (bewegende  liehen  Plane  vor  sich  geht.    Auch  auf  einer 


Kraft),  das  Arbeitswerkzeug  (Fahrzeug) 
und  sodann  auf  die  Fahrbahn  (Transport- 
weg). 

Schon  auf  der  ürstufe  der  Civilisation 
wird  die  Ueberwindung  der  im  Wege 
stehenden  zeitlichen  und  räumlichen  Hemm- 
nisse dadurch  erleichtert,  dass  die  mensch- 
liche Kraft  (Träger,  Ruderer)  durch  tierische 
(Lasttiere,  Gebii^-  und  Wüstentransport, 
Karawanenverkehr)  oder  Naturkraft  (Segel) 
ersetzt  wird.  Später  schreitet  man  voran 
zu  der  Errichtung  von  Kommunikations- 
Anstalten     sowie     zu     der     Mobilisiemng 


primitiven  Wirtschaftsstufe  ist  die  Nattir 
einer  Strasse  centralistisch.  Darin  zeigt 
die  Cirkidation  einen  wesentlichen  Gegen- 
satz zur  Produktion:  die  letztere  gewinnt 
durch  die  Konkurrenz  imd  individualistische 
Zerstreuung,  die  erstere  ist  von  Anfang  an 
auf  die  Kapital-Koncentration  angewiesen. 
—  Sodann  bildet  den  oberen  Zweck  des 
Transportfortschrittes  die  lebendige  selbst- 
thätige  Cirkulation  und  Centralisation  der 
Werte  oder  Güter,  Ideeen  und  schöpferischen 
Kräfte,  eine  Summe  von  Anstalten  (»Hebeln 
imd    Jdotoren«    im   bildlichen    Sinne)    und 


d.     h.     Verbesserung     der    Beweglichkeit  >  Werkzeugen  (Cirkulationsmitteln  und  deren 


der  Person  und  der  Versandfähigkeit  des 
Transportguts,  wie  letztere  durch  die  ge- 
werbliche Verarbeitung  und  Veredelung 
der  Produkte  vor  sich  geht.  Schon  aus 
der   letzteren    Erwägung   ergiebt  sich    der 


Surrogaten),  durch  deren  Ineinandergreifen 
(Organisation)  die  Arbeits-  und  Kapital- 
kraft sowie  die  Warenvorräte,  die  (neuen) 
Ideeen  und  Naclirichteu  auf  selbstthätigem 
Wege  angesaugt,   in   Kreislauf   gesetzt, 


innere  Znsammenhaing,  in  dem  die  Tech- 1  umgetrieben  und  »distribuiert«  werden. 
nik  und  Organisation  der  Gewerbe  mit  i  Naturgemäss  ist  für  einen  derartigen  un- 
deijenigen  des  Transportwesens  steht  Sie  |  imterbrochenen  Kreislauf  das  Ausrechnen 
vollzieht  sich  in  Wechselwirkung  mit  der  i  und  Ausklügeln,  die  Organisation  des  In- 
Gestaltung der  Transportbedürfnisse,  und  i  einandeipreifens  (i>der  Kurs«)  besonders 
zwar,  wie  die  der  Gewerbe,  in  dem  allmäh-  wichtig. 

liehen  Cebergang  von  dem  extensiven  imd  i  Demnach  besteht  das  Wesen  der 
El^nbetrieb  zimi  intensiven  und  Grossbe-  (technischen  und  oiganisatorischen)  Kom- 
trieb.  munikations-VervoUkoranung  1)  in  der  quan- 

Der  Grossbetrieb,  d.  h.  die  Verwendung  i  titativen  und  intensiven  Steigerung  der 
omi^greicher  Transportgefässe,  der  Massen-  Leistungsfähigkeit,  und  zwar  in  Bezug  auf 
traosport,  eine  verfiältnismässige  Rasehheit  Raum,  Zeit  und  Gewicht  (Masse,  d.  h.  in 
der  Lieferung,  die  gros.skapitalistische  Leitung  dem  der  Massenfabrikation  entsprechenden 
{sud  sich  schon  in  den  ersten  Anfängen  der  Massentransport),  andererseits  2)  in 
Weltgeschichte,  und  zwar  mit  dem  Seetrans-  der  Förderung  der  allgemeinen  Fundamente 
port,  gegeben.    Seinem  Effekt  kam  dann  im  für   eine   kooperative   Volkswirtschaft   und 
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spcciell  für  die  Cirkulation,  nämlich 
in  der  Beschleunigung  und  Ver- 
wohlfeilerung  des  Bezugs  und  Absat- 
zes, in  der  technischen  Massen -Bewälti- 
gung, in  der  Sicherheit  und  Bequem- 
lichkeit, endlich  in  der  organisatorischen 
Regelmässigkeit,  Pünktlichkeit,  Periodicität, 
Kontinuität  und  Stabilität.  Diese  sechs 
Momente  sind  zugleich  die  Voraussetzung 
für  einen  Transportverkehr  und  eine  Cirku- 
lation. Ihre  Entwickelung  und  ihre  Wirkung 
beraht  auf  der  Weiterbildung  der  Regel- 
mässigkeit des  Verkehrs,  Sicherheit  des 
jederzeitigen  Bezugs  und  der  jederzeitigen 
Dispositionsmöglichkeit,  Garantie  der  Stabi- 
lität und  des  Fortbestandes  des  Absatzes,  wie 
der  ständigen  Weiterentwickelung  der  natio- 
nalen Produktivkraft,  Sicherheit  gegen  Fluk- 
tiuitionen  (letztere  gehören,  sagt  Fr.  List,  zu 
den  verderblichsten  aller  Landplagen;  eine 
auch  nur  kurze  Unterbrechimg  wirkt  auf  die 
Manufakturen  lähmend,  die  längere  tödtlich). 
Von  dem  Masse,  in  welchem  diesen  Mo- 
menten Reclmung  getragen  werden  kann, 
hängt  es  ab,  inwiefern  den  einzelnen  Cirku- 
lationsmittelu  volkswirtschaftliche  Bedeutung 
zukommt.  Auch  das  technisch  vollkommenste 
Verkehrsinstrument,  z.  B.  der  Fernsprecher 
oder  das  Fahrrad,  ist  insoweit  nicht  vorhanden, 
als  nicht  diesen  Momenten  Rechnung  ge- 
tragen wird,  als  z.  B.  der  Fahi'preis  auf  der 
Eisenbahn  nicht  die  Massenbenutzung  anlockt 
oder  die  Anschlüsse  nicht  ineinander  greifen. 
Nur  unter  dieser  Voraussetzung  ist  der 
Transport  da.^  Mittel  für  die  Produktions- 
steigerung, für  das  wirtschaftliche  Voran- 
kommen und  für  die  Kapitalbildung. 

Im  Wesen  und  Zweck  des  Transports 
liegt  es  begründet,  dass  seine  geschichtliche 
Entwickelung  parallel  mit  der  sdlgemeinen 
Kultur  voransehreitet.  Auf  die  Veiifeinenmg 
der  Verkehrs-Organisation  (»auf  Wege  und 
Strassen«)  drängt  jeder  Kulturfortschritt 
hin,  und  jede  Verfeinerung  (»jede  Strasse«) 
bedeutet  zugleich  auch  einen  Fortscliritt 
der  Kiütur.  Ausserdem  treibt  schon  das 
Urbedürfnis  nach  geselligem  und  wirtschaft- 
lichem Verkehr  zu  der  Verminderung  des 
Aufwands  an  Mühe  und  Geld  für  die 
jedesmalige  Ortsveränderang,  zu  der  räiim- 
lichen  und  zeitlichen  Ausdehnung  und  Ver- 
dichtung der  Beziehungen  zwischen  den 
Produzenten  und  Konsumenten.  Hauptsäch- 
lich aber  wird  die  Transportvervollkommnung 
durch  den  in  der  Preisbewegimg  und  Preis- 
iiivellienmg  sich  abspielenden  Interessen- 
kampf vorgeschrieben.  Darin  werden  sterile 
Produktionsfonnen  und  Absätz  -  Methoden 
abgestossen,  bis  daraus  ein  ineinander- 
greifendes organisches  System  entsteht  und 
die  Verstrickung  in  die  weltwirtschaftliche 
Preisgestaltung  Platz  greift.  Die  ti-eiben- 
den    Momente,    welche    sich    wechselseitig 


beeinflussen  und  heben,  bestehen  in  der 
Steigerung  der  Lebensbedtirfnisse  und  des 
Arbeitseffekts,  sodann  in  der  Anspannung 
und  Ausdehnung  der  Verkehrsmittel, 
in  dem  Ausbau  der  Verkehrsanstalten  und 
Verkehrswege. 

2.  Geschichtliche  Entwickelung  der 
Transportmittel.  Wegen  der  Transporter- 
leichterung bildet  von  Anfang  an  der  Strom 
((^hemin  coiuant)  eine  natui^gemässe  Ver- 
Ifehrslinie,  und  das  die  Länder  trennende 
Meer  den  direkten  Weg  und  die  verbin- 
dende Brücke  zwischen  den  sich  bisher 
fremden  Völkern.  Langsamer  geht  es  mit 
dem  binnenländischen  Verkehre,  da  dessen 
Erleichtening  ausser  der  frühzeitig  erfun- 
denen Teilung  der  Tragleistung  vermittelst 
des  Wagens  (Schöpfgefäss  und  Triebkraft, 
Agens  und  Reagens)  auch  die  Erstellung 
einer  nivellierten  Falirbahn  erfordert,  eine 
solche  aber,  mit  dem  hierfür  notwendigen 
Kapitalaufwande,  einen  verhältnismässig 
hohen  Stand  der  Technik,  des  Handels 
und  der  politischen  Koncentration  voraus- 
setzt. Solange  ein  solcher  nicht  erreicht 
ist,  bietet  die  Wasser  Strasse  den  sicher- 
sten und  billigsten,  oft  den  einzig  mög- 
lichen Weg;  wenigstens  für  den  Waren- 
verkehr war  die  Benutzung  des  Landweges 
Jahrtausende  lang  im  Verhältnisse  zu  den 
billigen  und  sicheren  Wasserstrassen  mit 
zu  viel  Opfern  an  Zeit,  Geld  und  Mühe 
verknüpft.  Jahrtausende  lang  war  die 
Fluss-  und  Seeschiffahrt  die  hauptsäch- 
lichste Bedingung  und  Vermittlerin  für  den 
Austausch  von  Waren,  Kapital  und  Pro- 
duktionskraft. Nur  bildete  gegen  die  Fort- 
setzung dieses  Schiffahrtsverkehres  das  Bin- 
nenland eine  fast  unübersteigliche  Schranke 
oder  Mauer.  Die  Wasserstrasse,  dieses 
naturgeinäss  gegebene  Kommunikations- 
mittel, giebt  das  Vorbild  dafür  ab,  wie  in 
unseren  Tagen  die  Kommunikation  vorange- 
scliritten  ist. 

In  der  Kulturgeschichte  äusi«ert  sich 
jeder  Fortschritt  am  frühesten  und  greif- 
barsten in  der  Weiterbildung  der  Kriegs- 
technik, die  Erfindung  und  Verfeinerung 
der  Waffe  eilt  derjenigen  der  Pflugscliar 
voran.  Noch  mehr  als  für  den  Handel  dieuen 
daher  die  Transportmittel  (Reitpferd)  für 
die  Kriegsführung  (und  Politik)  als 
unmittelbares  Instrument;  hier  entscheidet 
ja  die  Raschheit  der  Beförderung  und 
Massenbewältigung,  Koncentration  der 
Kraft  auf  den  entscheidenden  Punkt  alles; 
von  jeher  hat  zum  voraus  der 
Feldherr  die  Schlacht  gewonnen,  der  die 
Massen  am  raschesten  dirigiert  Den  er- 
wähnten beiden  Anforderungen  konnten  bis 
in  die  Neuzeit  vor  allem  die  an  der  See 
oder  an  einer  Wasserstrasse  gelegenen  Cen- 
ti-alpunkte  gerecht   werden,  da  niur  sie  in 
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der  L^e  waren,  i'asch  Trupi)enmassen  an 
einen  jeweilig  bedrohten  Punkt  zu  werfen. 
Hauptsächlich  aus  dieser  allzeitigen  Sehlag- 
fertigkeit erklärt  sich,  dass  eine  See- 
stadt, wie  Tyrus,  Athen,  Venedig  die 
Herrscliaft  über  unverliältnismässig  umfang- 
reiche und  grosse  Gebiete  erringen  und 
Jahrhundertc  lang  behaupten  konnte;  wer 
die  See  beherrschte,  beherrschte  die  Welt. 
Die  gleichen  Vorteile  sich  auch  für  das 
Binnenland  zu  sichern,  unternahm  zuerst  in 
grossartiger,  zielbewusster Weise  das  römische 
Welt-Kaiserreich,  das  die  Erbauung  eines 
Strassennetzes  als  einen  Teil  der  Pazifikations- 
arbeit  erachtete  und  ausführte  imd  dabei  in 
dem  cursus  publicus  einen  beschleunigten  Re- 
lais- und  Rapjwrtdienst  organisierte.  Da- 
mit war  die  Gnindlage  für  einen  mili- 
tärischen Verkehr  gelegt,  die  in  der  Folge 
auch  dem  Handel  und  der  Civilisation  dien- 
lich war. 

Nicht  minder  einflussreich  erwiesen  sich 
<lie  Kommunikationsmittel  für  die  gesamte 
Staatsverwaltung.     Schon    die    Exis- 
tenz    und     Ausdehnung     der     staatlichen 
Herrschaft  hängt  von  den    Transportmitteln 
ab ;  von  jeher  haben  zunächst  die  Verkehi-s- 
beziehungen    über    See    und    sodann    die 
Wasserstrassen,    z.  B.    Rhein    und    Donau, 
und  der  Verkehr  auf  diesen  beiden  Strömen, 
von   deren   Crspnmg  (Habsbiirg,  Konradin 
in  Chiu-,  schwäbische  Herzöge)  bis  zu  ihrer 
Mündung    die   PoUtik    und   die   Geschicke 
der   Herrscher  bestimmt     Wie    in    dieser 
extensiven  Beziehimg,  so  ist  auch  in  der  inten- 
siven Anspannung  die  staatliche  Heirscliaft 
von  den   Kommimlkationsmitteln   abhängig: 
bildet  ja  für  sie  die  räumliche   Entfernung 
eine  naturgemässe  Grenze  und  Hemmung; 
les  »listances  sont  les  fleaux  de  la  Russio<v ; 
je  weiter  der  Sitz  der  Regierung  von  der 
Grenze   ist,   wie   in  den  dünn  bevölkerten 
Staaten,  um  so  schwieriger  ist  es  für  sie. 
jederzeit  ihre  Autorität  geltend  zu  machen 
imd    aufrecht    zu  erhalten.     Da    in   einem 
Weltreich,    wie    z.    B.    Russland,    bis    vor 
wenigen    Jahrzehnten    die    Berichte     und 
Steuerablieferungen    aus    der    Provinz,    die 
Befehle,  Instruktionen,  Inspektoren  aus  der 
Centrale,  auch  die  gegenseitigen  Geld-  und 
Tmppensendungen     ebenso     viele    Monate 
hranchien,  um  an  ihre  Adresse  zu  gelangen, 
als  heilte  hierzu  Stunden  nötig  sind,  so  war 
an  sich  schon  die  Verwaltung  eines  solchen 
grösseren    Reiches    sehr    schwierig.      An 
dieser    Schwierigkeit   scheiterte    z.    B.   die 
Regierungsweise  Kaiser  Karls  V.,  der  alle 
Entscheidungen    persönlich    geben    wollte. 
Die    Jetztzeit   bietet  eine  Analogie  für  die 
frühere   Verwaltung    in    der   des    heutigen 
CMaa.    wo   die   Provinzgouverneure  wegen 
der  grossen    Entfernungen   selbständig  ge- 
«ellt  vrerden  müssen. 


Schon  diese  äussere  Schwierigkeit  für  den 
gewöhnlichen  normalen  Gang  der  Staats- 
verwaltung —  ^nz  abgesehen  von  den 
^Konjunkturen«  m  unruhiger  Zeit  —  ge- 
nügte, dass  in  allen  Weltreichen:  in  dem 
des  Cynis,  der  römischen  K.iiser,  der  Cha- 
lifen,  Karls  V.,  auch  in  China  frühzeitig 
der  Gedanke  einer  regelmässigen  ReitjKi.st. 
des  Anfangs  zu  einer  Postorganisation,  auf- 
tauchte und  ins  Leben  trat.  — 

Betrachtet  man  näher  die  geschicht- 
liche Entwickelung  des  Transportdienstes, 
so  erscheint  bis  in  das  laufende  Jahrhundert 
als  der  grösste  Aufwand  hierfür  der  von 
dem  römischen  Weltreiche  für  die  Erbau- 
ung seines  Strassennetzes  übernommene. 

In  der  Völkerwanderung  werden  römi- 
sche Technik  und  Organisation  wie  von 
einem  Wildwasser  hinweggefegt.  Die  Keime 
römischer  Civilisation,  welche  mit  dem  gross- 
artigeu  Strassennetze  gelegt  worden  waren, 
gelangten  erst  nach  anderthalb  Jahrtausen- 
den zur  weiteren  Entwickelung;  die  Werk- 
zeuge des  Transportes  und  des  Handels 
bleiben  ähnlich,  wie  auch  die  der  I'roduktion, 
bis  zum  Anbruch  der  Neuzeit  stehen. 

Das   Bedürfnis   nach  einem  geordneten 
Strassenweg,  der  ersten  Voraussetzung  füi- 
einen   raschen  Nachrichten-  und  Personen- 
verkehr,   wie    für    einen     leistnngsfäliigen 
Güterverkehr    drang    erst    wieder    im    18. 
Jahrhundert    durch,    zuerst    in   Frankreich, 
das  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  für  die 
Vervollkommnung    der    Landstrassen    740 
Millionen    Mark    aufwandte.      Nach    dem 
französischen  Vorgang  gab  der  Schwäbische 
Bund    173Ö  die   erste  Instruktion   für   die 
I  Anlage  der  Landstrassen  aus.     rngeachtet 
dieser  Anläufe  waren    in   der  ganzen  Welt 
die  Strassen  des  18.  Jahrhunderts  in  einem 
für    heute  unbegreiflichen   Zustande :    man 
kann  ihn  nicht  besser  kennzeichnen  als  durch 
den     Tmstand,     dass    Kaufmannsgut     pi-o 
TonnenkDometer    12    Mark    kostete   (daher 
z.  B.  Steinkohle,  deren  Fracht  heute  1  *  * 
Pfennig  pro  Tonnenkilometer  beti'ägt,  kaum 
I  transportabel    war),    dass    dazu    noch    die 
■Lieferfrist  4 — 6  Wochen  beanspruchte.  Da- 
i  her  beschränkte  sich  der  Güterverkehr   auf 
einige  Luxusartikel  und    (spärlich) 
I  Kolonialwaren.     Der  Zeitungs-   und  Brief- 
verkehr  war  ein    kaum  gekannter  Luxus. 
Der  Reiseverkehr  war  nur  flir  die  höchsten 
Gesellschaftsklassen     vorhanden     und 
selbst   auf  kleine   Entfernung   mit   allerlei 
unvermeidlichen    l'nglücksfällen    verknüpft. 
Der  andere  technische  Fortschritt  des  18. 
Jahrhunderts      bestand      im     Kanal  bau, 
worin   Italien,   HoUand   und   Frankreich  Li 
:  einer  für  den  Frachtverkehr  bahubrechenden 
'  Weise  vorangingen :  der  englische  beginnt 
;  ei-st  17,')5. 
I       Allerdings  shid  alle  diese  Aufwendungen 
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im  Vergleich  zu  den  für  die  Eisenbahnen 
aufgewandten  Milliarden  geringfögig. 

Auch  in  technischer  Hinsicht  Kann  man 
sagen,  dass  die  vor  dem  Aufkommen  der  Eisen- 
baJin  errungenen  Fortschritte  zusammenge- 
nommen gegen  die  hernach  in  raschem  Fluge 
erlangten  in  jeder  Beziehung,  sowohl  nach 
der  Fahrgeschwindigkeit  als  nach  der  geför- 
derten Menge  als  nach  den  für  diesen 
Effekt  verwendeten  Werkzeugen,  nicht  den 
Vergleich  aushalten;  sie  bilden  nur  Ansätze 
xmd  Keime  für  eine  Frucht,  welche  in  un- 
serer Zeit  in  wenigen  Jahrzehnten  ge- 
reift ist. 

Was  in  technischer  Hinsicht,  gilt  noch 
mehr  in  Bezug  auf  die  Organisation 
des  Betriebes,  d.  h.  die  Einrichtung  perio- 
disch wiederkehrender  ßeförderungsgelegen- 
heiten  und  ihres  Ineinandergreifens.  Die 
Unterlage,  Voraussetzung  und  Grenze  einer 
solchen  Organisation  bildet  der  nach  Kaum 
und  Intensität  sich  steigernde  Grad  der  Bezie- 
hungen, welche  die  drei  Faktoren  des  mensch- 
lichen Zusammenlebens:  Handel,  Staat  und 
Familien  unter  sich  pflegen ;  die  Organisation 
ist  der  Ausdruck  des  gesamten  wirtschaftlichen 
und  öffentlichen  Lebens.  Auf  der  primitiven 
Wirtschaftsstufe  ist  eine  Organisation  des 
Transportes  nicht  möglich  und  nicht  nötig; 
es  genügt  der  individuelle,  von  einem  je- 
weiligen specieUen  Anlass  abhängige  Klein- 
betrieb'. Das  Bedürfnis  nach  einem  inten- 
siveren Transportbetriebe  ergiebt  sich  erst 
bei  einer  gesteigerten  Centralisiening  und 
Universalierung,  d.  h.  bei  Beginn  desjenigen 
Stadiums  der  Kulturentwickelung,  das  man 
mit  dem  Namen  »Geldwirtschaft«  bezeichnet, 
und  zwar  zuerst  aus  militärischen  oder  Ver- 
waltungsrücksichten, sodann  aus  dem  kom- 
merziellen Bedürfnisse  nach  einer  ständigen 
Fühlung  mit  den  für  die  Handelskonjunk- 
turen massgebenden  Plätzen  und  Faktoren. 

So  finden  wir  eine  Organisierung  des 
Nachrichtendienstes  hauptsächlich  in  dem 
römischen  Cursus  publicus.  Nur  gingen 
ihm  dazu,  dass  er  zu  einem  Mittel  der 
Kommunikation  wurde,  noch  einige  wesent- 
liche Voraussetzungen  ab,  vor  allem  die 
grundsätzliche  Bestimmung  für  die  Allge- 
meinheit. 

Beim  Ausgange  des  Mittelalters  wird 
der  römische  Reitbotendienst,  wahrschein- 
lich zuerst  in  Oberitalieu  um  das  Jahr  1470, 
wieder  nachgeahmt,  und  kommen  für  den 
intensiven  Betrieb  zwei  neue  wirtschaftliche 
Priudpien ,  das  organisierte  Inein- 
andergreifen des  Transportdienstes  und 
der  gemeinwirtschaf  tliche  Betrieb, 
auf.  Durch  die  Intensität  war  zunächst  nur 
jeweils  die  Erreichung  des  Destinatars,  des 
Endzieles,  beschleunigt  und  verbilligt  worden. 
Damit  der  Kurierdienst  aber  der  Volks- 
wirtschaft von  Nutzen  werde,  andererseits 


aber  auch  eine  seiner  Pi-oduktivität  ent- 
sprechende Rentabilität  und  finanzielle  Selb- 
ständigkeit erlange,  musste  er  sich  erst  noch 
in  den  Dienst  des  Publikums  begeben  und 
formell  wie  thatsächlich  allgemein  zugäng- 
lich gemacht  werden,  und  zwar  einerseits 
vermittelst  möglichster  Verwohlfeilerung  der 
Benutzung,  andererseits  im  Wege  allmäh- 
licher gleichmässiger  Verteilung  des  Ver- 
kehrsnetzes über  alle  Teile  des  Staatsge- 
bietes. Das  geschah  von  Ende  des  16.  Jahr- 
hunderts an  in  fortschreitendem  Masse ;  aber 
bis  in  die  letzten  Jahrzelmte  herein  fehlte 
die  folgerichtige  Weiterbildung  des  gemein- 
wirtschaftlichen  Charakters:  einmal  die  er- 
gänzende Hälfte  eines  jeden  Grossbetriebes, 
nämlich  der  Umtrieb  der  Kapitalanlage  nach 
dem  Gesetze  des  Massenumsatzes  (Penny- 
porto),  sodann  das  systematische  In- 
einandergreifen des  See- und  Land- 
transportes. Es  galt  zu  Anfang  des  19. 
Jahrhunderts  für  einen  unerhörten  Fortschritt, 
dass  die  Reitposten  von  Berlin  nach  Königs- 
berg in  4  Tagen,  von  Berlin  nach  Amster- 
dam in  8  Tagen  gingen.  Noch  im  Jahr 
1824  fuhr  der  Postwagen  von  Berlin  nach 
Magdeburg  2  Tage  und  1  Nacht.  Es  er- 
regte grosse  Bewunderung,  als  der  preussi- 
sche  Generalpostmeister  Nagler  in  diesem 
Jahr  die  englischen  sogenannten  Schnell- 
posten mit  zahlreichen  Relaisstationen  ein- 
führte und  die  Post  nun  in  l.ö  Stunden  von 
Berlin  nach  Magdeburg  gelangte. 

Wann  nun,  fragt  sich  weiter,  kamen  diese 
neuen  Principien  auch  für  die  binnenländi- 
sche Frachtgutbeförderung  auf?  Die- 
selbe erhält  eine  gewisse  Organisation  schon 
vom  14.  Jalirhundert  an,  hauptsächlich  aus 
Anlass  der  Messen  (Sammeldienst  im  Frank- 
furter Messgeleit.  Verbesserung  der  Welt- 
strassen durch  die  Nürnberger  und  Vene- 
diger Kaufleute,  »Güterzug«  z.  B.  von  Nürn- 
berg über  Hof,  Plauen  nach  Leipzig).  Aber, 
wie  allbekannt,  bew^egte  sie  sich  bis  zum 
Aufkommen  der  Eisenbahnen  in  den  engen 
Grenzen  des  Kleinbetriebes,  während  die 
Frachtgutbeförderung  ihrer  Natur  nach  ohne 
einen  maschinenmässigen  Betrieb  keine  Be- 
gehnässigkeit  erlangt;  ruhte  doch  vor  dem 
Aufkommen  des  Dampfmotors  das  ganze 
Frachtgeschäft,  und  zwar  sowohl  auf  den 
Wasser-  wie  auf  den  Landstrassen,  während 
des  Winters,  d.  h.  sieben  Monate  lang,  fast 
vollkommen.  Noch  vor  hvmdert  Jahren  kam  es 
in  England  trotz  des  vorhandenen  Kanalsys- 
tems vor,  dass  Güter,  die  den  Ocean  in  cfrei 
Wochen  durchkreuzt  hatten,  in  London  seclis 
Wochen  Aufenthalt  erlitten,  ehe  sie  nach 
dem   nahen   Manchester  befördert  wurden. 

Wir  haben  sonach  bis  zum  Aufkommen 
der  Eisenbahnen  einen  Nachrichtenverkelir, 
aber  nur  für  die  Hauptstrassen,  einen  Fracht- 
verkehr,   aber    nur    für   einzelne    wenige 
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Veitrouten  und  für  besonders  wertvoUe ; 
Güter:  auch,  wie  gesagt,  einen  Per- 
sonenverkehr, der  aber  noch  unvollkommen 
funktioniert  und  noch  weniger  ausge- 
breitet ist  als  die  beiden  anderen  (inmd- 
formen.  Nur  für  die  erstere  Grundform 
liaben  wir  eine  »Kommunikation  dei-gestalt, 
dass  die  briefliche  Korrespondenz  gleichsam 
im  Zirkel  herum  von  einem  Ort  zum  andern 
laiifft.  (Valvassor  1689).  Aber  das  ge- 
samte £ommunikationswesen  weist  sowohl 
iu  seiner  Dreiteilung  der  Onmdformen 
(Xachrichten- ,  Personen-  vrad  Warenbe- 
förderuug)  und  namentlich  in  deren  Zu- 
sammenwirken, als  auch  in  seiner  Ausbrei- 
tung »ind  Verästehmg,  wie  in  seiner  Grund- 
lage und  gleichzeitigen  Folge,  nämlich  in 
der  ständigen  politischen  und  kommerziellen 
Fühlimg,  noch  zu  viele  Lücken  und  Unvoll- 
kommenheiten  auf. 

Die  Sättigung  der  gesamten  Welt,  ihre 
vollständige,  gleichsam  luxuriöse  Ausstattung 
mit  grosskapitalistischen  Verkehrserleichte- 
rtingen  —  das  ist  eine  Errungenschaft  der 
neuesten  Zeit.  Tauschbeziehungen  aller- 
dings bildeu  sich  ja  schon  in  frühester  Zeit 
r«-ischen  den  Bezirken  und  Tölkem  aus. 
Aber  einen  regelmässigen  Transport- 
(lienst  haben  sie  schon  an  sich  noch 
nicht  zur  Folge;  sie  bestanden  auch  nur 
zwischen  einzelnen  bevorzugten  Punkten. 
Der  Transportverkehr  erfordert  noch  viel 
mehr,  als  dass  ab  imd  zu  oder  auch  regel- 
mässig ein  (Waren-)Austausch  stattfindet  Das 
wiutJe  bisher  namentlich  in  den  Unter- 
suchungen über  die  geschichtliche  Ent- 
stehimg  der  Fast  übersehen,  obgleich  es 
augenscheinlich  ist,  dass  die  blosse  That- 
sache  der  Absendung  von  Briefboten  eben- 
sowenig schon  ein  System,  einen  Postver- 
kehr schafft,  als  z.  B.  die  von  Commis  voya- 
geurs  einen  organisierten  Reiseverkehr 
bedeutet  Ebenso  verhält  es  sich  mit  den 
Handelsfahrten  im  Verhältnis  zu  dem  allge- 
meinen Transportverkehr.  Er  ist  zudem 
nicht  nur  der  Ausdruck  des  Handelver- 
kehres, sondern  des  gesamten  wirtschaft- 
üchen,  politischen,  öffentlichen  und  Familien- 
lebens; seine  allseitige  Ausgestaltung  hat 
eine  gleichmässige  Ausbildung  der  spekula- 
tiven Unternehmungslust  nach  der  subjek- 
tiven imd  objektiven  Seite  zur  Voraus- 
setzimg.  Die  Wirtschaftsstufe  also,  die  noch 
dieser  Voraussetzung  ermangelt,  kann  auch 
einen  allseitig  organisierten  Verkehr  noch 
nicht  aufweisen. 

Seit  den  dreissiger  Jahren    breitet    sich 
ein    solcher    Verkehr,     zuerst   im   Dampf- 
schiff,   dann    in    der  Eisenbahn,    im  Tele- 
graph   und  überseeischen  Kabel,   im   Fem-I 
Sprecher  und  der  elektrischen   Bahn  aus.  | 
Was  ihn  von  den   früheren  Einrichtimgen  | 
und  Zuständen  unterscheidet,  ist  einmal  die : 


Organisation,  welche  die  gesamte  Trans- 
portbewegimg  auf  Strassen,  die  sieh  wie 
grosse  Ströme  ins  Unendliche  verlieren,  von 
Wasser  zu  Land,  von  Land  zu  Wasser  als 
ein  einheitliches  Ganze  zusammenfasst  und 
die  einzelnen  Glieder  derselben  planmässig 
ineinander  greifen  lässt.  Neu  ist  femer  der 
natumotwendige'  Charakter  des  Grossbe- 
triebs sowie  seine  Centralisierung  und 
üniversalierung,  wie  sich  all  dies  in  der 
räumlichen  Ausdehnung,  in  den  Gnmdsätzen 
der  VerAvaltung  und  Preis-Kalkulation,  in 
dem  Massenumtrieb  des  Kapitals  und  der 
Güter  sowie  in  den  Generaltarifen  ausdrückt 

8.  Der  Transportverkehr  und  sein 
Verhältnis  zu  der  Produktion  nnd  dem 
wirtschaftlichen  Fortschritt.  Umgestal- 
tung des  Betriebs.  Die  Transportkosten 
sind  heute  für  4500  km  so  hoch  als  noch 
vor  sechs  Jahrzehnten  für  100  km ;  man  kann 
demgemäss  die  Produkte  auf  50-  und  beim 
Seebezug  auf  250  mal  grössere  Entfernungen 
versenden.  Werden  die  Transportkosten  um 
das  250 fache  billiger,  so  ist  es  dasselbe, 
als  ob  die  Distanzen  um  ebensoviel  abge- 
kürzt und  ein  Land  von  25000  qkm  auf 
einen  kleinen  Bezirk  von  100  qkm  zusammen- 
gerückt worden  wäre.  Für  die  gesamte 
Volkswirtschaft  also  hat  die  Trans- 
portverbilligung das  Zusammenschrumpfen 
der  Erde  zur  Folge. 

Wenn  ferner  für  das  eiözelne  Pro- 
dukt der  Aufwand  seines  Versands,  aber 
auch  der  für  den  Bezug  des  Rohstofifs  ge- 
ringer w^ird,  so  hat  dies  entweder  die  Er- 
leichterung der  Herstellung  und  Ermässsigung 
der  Produktionskosten  oder  die  Erhöhung  der 
Versandfähigkeit  zur  Folge;  das  Produkt 
kann  ungehinderter,  leichter  den  vorteil- 
hafteren Markt  aufsuchen  und  auf  weitere 
Strecken  versandt  werden,  bis  sein  Wert 
durch  die  Fracht  aufgezehrt  wird. 

Die Erspamismacht  die  ein  zel  ne  Ware 
transport-,  markt-  und  konkurrenzfähiger 
und  bildet  einen  wesentlichen  Teil  des 
Fabrikations-  und  Handelsgewinns,  erhöht 
demgemäss  die  Stärke  des  Wettbewerbs. 
Aus  dieser  in-  und  extensiven  Steigerung 
erwächst  für  Bezug  \md  Absatz  eine  Ver- 
feinerung und  Ausbreitung.  Die  Ausbrei- 
tung erfolgt  der  Menge  nach  und  in  die 
Feme  (Erweiterung  des  Bezugs-  und  Ab- 
satz-Radius, Interaationalisiernng),  die  Ver- 
feinemng  in  räumlicher  und  zeitlicher  Be- 
ziehung (engere  Verknüpfung  des  Netzes 
der  Beziehungen).  Die  weitere  Folge  davon 
ist  die  »Mobilisierung«  der  Werte,  d.  h. 
die  Befreiung  von  der  Gebundenheit  an 
den  Erzeugungsort  des  Rohstoffes  und  an 
den  innerhalb  des  Bezirkes  befindlichen 
Konsumentenkreis.  Die  Mobilisiemng  befreit 
Kraft  nnd  Ware  einerseits  von  der  Gebunden- 
heit   an    die    Scholle,    an    die   Ernte,    an 
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den  Winter  u.  s.  w.,  andererseits  von 
den  Zufälligkeiten  und  Schwankungen  der 
Ernteergebnisse  und  von  der  durch  die  Ernte 
gegebenen  T'mtriebsperiode  des  Kapitals. 
Sie  bewirkt  in  räumlicher  Hinsicht  Centra- 
lisatiou.  in  zeitlicher  Koutinuität.  Sie 
bringt  diese  Kräfte  auf  den  Markt,  d.  h.  auf 
den  Angebot  und  Nachfrage  vereinigenden 
Mittelpunkt,  erhöht  ihren  Wert  (Gebrauchs- 
und Tausch  wert)  imd  befruchtet  damit  die 
Produktion,  erleichtert  die  Konkurrenz  und 
Preisunterbietung.  Der  Gesamteffekt  von 
all  dem  ist  die  foi-tschreitende  Aus- 
gleichung (Nivellierung)  der  Unter- 
schietle  zunächst  in  Vorrat  und  Bedarf, 
dann  im  Preis,  endlich  in  den  Produk- 
tionsbedingungen, und  zwar  sowohl 
item  Raum  nach  (territorial  und  inter- 
national) als  auch  der  Zeit  nach,  die  Be- 
ständigkeit und  Berechenbarkeit 
dieser  di-ei  Faktoren. 

Besonders  deutlich  tritt  diese  Wirkung  bei 
dem  Konsum,  Bezug  und  Versand  der  gering- 
wertigen Rohprodukte  hervor.  Bis 
in  die  vierziger  Jahre  war  ihre  Verarbeitung 
und  Konkurrenz  —  wo  nicht  gerade  das 
Meer  oder  ein  Fluss  den  Fernversand  er- 
möglichte —  auf.  kleine  Entfernungen  und 
auf  einen  engen  Bezirk  beschränkt;  heute 
ersti-eckt  sie  sich  auf  die  ganze  Erde.  Die 
voluminösen  Massengüter  der  Specialtarife, 
namentlich  Kohle,  Eisen  »md  Getreide, 
werden  allmählich  zum  Hauptinhalt  des 
Weltverkehrs.  So  giebt  es  heute  kaum  einen 
Artikel,  für  den  jede  auftauchende  Nachfrage 
nicht  sofort  gedeckt  wei-den  könnte.  Noch 
vor  wenigen  Jahrzehnten  bildete  die  dürftige, 
imzureichende  Versorgung  in  Bezug  auf  die 
Rohprodukte,  die  Aermlichkeit  in  Bezug  auf 
»las  disponible  Kapital  für  findige  Köpfe  und 
wagemutige  Unternehmer,  der  Mangel  lohnen- 
den Verdienstes  für  die  Arbeitswilligen  den 
Grandzug  des  wirtschaftlichen  und  gesell- 
schaftlichen Ijcbens.  Heute  haben  wir  in  all 
dem,  auf  Grund  der  jederzeitigen  Disj^nibilität 
durch  Eisenbahn,  Post,  Telegraph  und  Fern- 
sprecher, einen  gewissen  Ueberfluss.  Was 
den  heutigen  Grundzug  bildet,  ist  das  Wirt- 
schaften aus  dem  VoDen,  eine  gewisse  Ver- 
schwendung. 

Mit  der  Ausgleichung  (Nivellierung)  von 
Angebot  und  Naclifi-age  ist  diejenige  der 
Preise  von  selbst  gegeben.  Wird  durch 
die  Transportverbilligung  der  Vorsprung  des 
günstiger  sitnierten  Konkurrenten  hinsicht- 
lich der  Produktionsbeding»ingen  und  des 
Bohmaterialbezugs  ausgeglichen,  so  findet 
das  gleiche  in  Beziehung  auf  die  Selbst- 
kosten statt.  Damit  wird  der  Wettbewerb 
angespornt.  Die  Unterbietimg  ist  ohnehin 
dadurch  erleichtert,  dass  die  auf  der  fertigen 
Ware  lastenden  Versandkosten  mehr  uud 
mehr  ermässigt  wenlen.    Infolgedessen  giebt 


es  heute  kaum  einen  anderen  Preisunterschied 
als  den  durch  den  Transport  bedingten.  Bei- 
spielsweise betrugen  die  Weizenpreis-Unter- 
schiede zwischen  Ostpreussen  und  der  Rhein- 
pro\Tnz  oder  Süddeutschland  im  Jahre  1900 
30  «/o,  im  Durchschnitt  von  1817—1840 
60  »/o,  im  18.  Jahrhimdert  120  »/o.  Die  Aus- 
gleichung des  Unterschieds  wäre  noch 
grösser,  wenn  nicht  der  Import  im  ver- 
gangenen Jahrzehnt  so  gewaltig  zugenom- 
men imd  damit  einen  neuen  Differenzgrund 

—  zwischen  Seehafen  und  Binnenland  — 
geschaffen  hätte. 

Der  neuere  Nachrichtendienst  durch 
die  Presse,  Post  und  Telegraph  be- 
schränkt die  Ungewissheit  und  damit  die 
Preisschwankungen  und  entkleidet  die 
kaufmännische  Spekulation,  Eskompte  und 
Arbitrage,  die  Berechnung  der  Ver- 
schiedenheiten in  Menge  oder  Preis  einer 
Ware,  ihres  lotterieähnlichen  Charakters. 
Die  feine  Organisation,  die  in  der  täglichen 
Preisausgleichung  der  Produktenbörsen  der 
Welt  und  ihrer  täglichen  gegenseitigen  Be- 
einflussung liegt,  grenzt  an  das  Wunderbare. 

Eine  weitere  Folge  ist,  dass  z.B.  dieKom- 
pi-eise  nicht  allein  von  Ort  zu  Ort  und  von  Land 
zu  Land,  sondern  auch  von  Ernte  zu  Ernte 

—  zumal  die  verschiedenen  Getreide- 
lieferanton zu  verec-hietlenen  Jahreszeiten 
ernten  —  eine  grössere  Stetigkeit  behaupten. 

Die  Nivellierung  der  Produktions-  und 
Konkurrenzbedingungen  erzeugt  weiter  ver- 
schiedene indirekte  Wirkungen,  z.B.  die  • 
Vei-schiebung  des  Standorts  der  Pro- 
duktion ,  der ,  landwirtschaftlichen  (P  r  o  - 
d  u  k  t  e  n  z  0  n  e  n ,  flbereeeische  Konkur- 
renz) wie  der  gewerblichen;  Stäi-kung  der 
Tendenz  zum  Grossbetriebe  und  zur  Be- 
freiung von  der  örtlichen  Gebundenheit  (vor 
der  Eisenbahn  war  der  Gewerbebetrieb  natur- 
notwendig lokal  gebunden);  Förderimg  der 
Specialisierung,  der  tcmtorialen  wie  inter- 
nationalen Arbeitsteilung : 

a)  in  der  Industrie, 

b)  im  Handel:  Export,  Rückgang  des 
Zwischenhandels  und  Messgeschäfts 
(erst  die  Sicherheit  der  Dampftran  s- 
portraittel  und  die  Stabilität  der  Fracht- 
kosten ermöglichte  das  Terminge- 
schäft), 

c)  in  der  Landwirtschaft  und  im 
Bergbau;  Erhöhung  der  Grondrente, 
Weitsteigerung  fernabgelegener  Plätze, 
der  Forsten  und  Bergwerke,  der 
fll)crseeischen  Kolonicen. 

Deutlich  tritt  diese  indirekte  Wirkung  in 
der  vollständigen  Umgestaltung  des  Cliarak- 
ters  des  gewerblichen  Lebens  hervor.  Vor 
dem  Dainj)fverkehr  konnte  man,  wie  z.  B. 
Schmoller  in  seinem  Aufsatze  von  1873 
hübsch  darstellte,  nur  AvenigeLuxnswai'cn  auf 
I  weithin  ti-ansportieren ;  nur  für  sie  war  ein 
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massenhafter  Grossbetrieb,  eine  Fabrikation,  j  Frachtgüter.  Schon  atis  diesem  Grunde 
die  im  abgelegenen  Industrieort  die  Waren .  stellt  sich  die  Eisenbahn  oder  ein  Gross- 
fiir  ganze  Gegenden  und  Länder  anfertigte,  |  Schiffahrtsweg  als  die  Vorbedingung  für  die 
möglich.  Alles  andere  miisste  im  Dorf,  j  Entstehung  einer  Grossindustrie  oder  einer 
im  Städtchen  selbst,  musste  da,  wo  man  es  <  Grossstadt  dar. 

brauchte,  gemacht  werden.     Kleine  lokale  I       4.    (resamtproduktivkraft     als     der 
Geschäfte  beherrschten  den  kleinen  Markt; !  künftige   Aaggangspmikt  der  National- 
au     sie     ausschliesslich    war    die    ganze !  Ökonomie.     Der  Hauptpunkt  liegt  in  der 
Umgegend  gewiesen.    Hausrat  und  Geschirr,  I  Frage :  worin  besteht  die  Rückwirkung  atif 
Möbel  und  Kleider  wurden  gefertigt,  wie '  die  Entwickelung  der  Gesamtwirtschaft,  auf 
jeder  sie  bestellte.    All  das  wurde  mit  den  |  das    Volk    im    ganzen,    auf    die    gesamte 
Eisenbahnen  anders.    Je  mehr  die  Verbin-  i  Menschheit?    Hat   die  allgemeine  Wirkung 
düng  zwischen  der  Provinz  und  der  Gross- 1  des    Kommunikatiousfortschritts    mit    dem 
sladt  erleichtert  wurde,  um  so  rascher  wurde  '  Aufkommen     der     Dampfbefönlenmg    nur 
jede  Grossstadt  zu  einem   Hauptort   (z.  B.  |  eine,    wenn    auch   ins    Kolossale    gehende, 
der  Herren-   und  Damenkonfektion).     Der  i  Verstärkung  erhalten?    Oder  wurde  damit 
G«!chmack    imd    die   Mode   der   grösseren  etwas  Neues  hervorgebracht? 
Städte    machten    jetzt     rasch     in     immer        Zur  Beantwortung   dieser  Frage  stehen 
weitercQ  Kreisen  Propaganda.    Nun  lernte  j  zwei  Wege  offen :    die  Deduktion  aus  dem 
man  kennen,   was  in  den  besser  eingerich-  Wesen  speciell  des  Marktwertes  der  Eiuzel- 
teten  Geschäfteu  der  grossen  Stadt  zu  haben  j  wäre  oder  die  aus  dem  Wesen  des  Kom- 
war.     der     Kleinstädter     oder     vielmehr  i  munikaiionsdienstes    im    ganzen    imd    der 
die   Kleinstädterin    wollte     nur   dort    ein- 1  Einwirkung   auf   das    gesamte  Gesell- 
kanfen.     Aber  auch  für  diejenigen,    welche  i  schaftsieben.      Allgemein    findet    man. 
nicht    in    die    Grossstadt    kamen ,   änderte  in     gleichzeitiger     Berücksichtigimg     der 
sich  die  Lage ;    die  grossstädtischen  Waren   Werttheorie    und    der   Entwickelungs-Kon- 
iiud  Ideeen   kamen  zu  ihnen    und   wurden '  tinuität,    in     dem     heutigen     Stande    der 
.systematisch  veririeben ;  sie  konnten  ja  jetzt  1  Produktion    nur    das    Ergebnis    des    all- 
ganz    anders    versandt    werden.    Der  Kon-  mählichen    Anwachsens    des    Transport- 
simi  wuchs  ins  Grosse  und  damit  auch  der  i  einflusses.    Gemäss   der  Smithschen  Wert- 
Betrieb.      Die    Existenz-   und    Konkurrenz-  theorie  erblickt  man  in  der  Dampfbeföi-de- 
föhigkeit  eines  einzelnen  Grossbetriebes  wie '  rung  ebenso   nur  eine  —  wenn  gleich  ge- 
(lie  Gewerbekraft  eines  ganzen  Landes  ist  steigerte  —  Ersparnis   an   den    Transport- 
abhängig von  der  Nähe  der  Feuenmgs-  und  i  kosten  wie   in  der  Ausbildung   der  Trans- 
Rohmaterialien, billiger  Arbeitskräfte,  güns- :  portmittel   in  früheren  Jahrhunderten.    Um 
tiger     Verkehrswege     und     Absatzgebiete,  die  Rückwirkung   durch   das   Medium   der 
Diese  Vorbedingimgen  erlangte  das  Binnen- '  billigeren    Preisgestaltung    zu    veransdiau- 
land    erst   mit    dem    neueren    Fem-    und '  liehen,  wendet  man  zugleich  fast  allgemein 
Massenversand.    Erst  damit  war  einmal  die  zwei  Vergleiche  an,  nämlich  einen  Vergleich 
nötige    Gleichmässigkeit   der   Beschäftigimg '  mit  dem  Produktionskreis  und  dessen 
gesichert:   denn  erst  wenn  sich  der  Absatz  :  ilarktlage  (Thünensche  Formel)   und  einen 
einer  Fabrik  auf  verschiedene  Kulturländer ;  solchen  mit  der  Weckung  »latenten«.,  durch 
erstreckt ,  hält  er  sich  stetig   in    normalen '  billigere  Preise  hervorgelockten  Konsums 
Bahnen ;  tritt  je  in  dem  einen  Absatzgebiet  i  (Kniessche  Formel).   Knies  führte  die  Fiktion 
eine  ungünstige  Konjunktur  ein,  so  wird  sie  |  ein,  als  ob  es  schlafende  Triebe  eines  Ver- 
dnrch  eine  günstigere  in  den  anderen  Absatz-  kehrswachsturas     gebe,    deren    Entfaltung 
gebieten  wieder  ausgeglichen.  'durch  die  »Transprthemmnisse«   zurückge- 

Erst  mit  HUfe  des  Massen-  und  Fern- '  halten  werde.  Diese  Hemmnisse  beständen 
Versands  gelangt  das  Binnenland  ferner  in  den  ,  nur  in  den  Trans]iortkosten :  werden  diese 
Besitz  der  unentbehrlichen  Rohmaterialien,  \  Kosten  eimässigt,  so  »schiessen  alle^  Triebe 
insbesondere  von  Kohle  und  Eisen.  Von 'lustig  emjMjr« ;  es  wird  latenter  Verkehr, 
ihrem  naturgemässen  Vorhandensein  oder  i  der  vorher  nur  gebunden,  aber  immerhin 
ihrer  Heranbringung  hängt  die  Industriekraft  i  schon  vorhanden  Avar,  entfesselt.  Herrmann 
eines  Landes  in  erster  Linie  ab ;  der  Kohlen-  und  nach  ihm  E.  Sax  fanden  ferner  auf 
{•reis  bildet  auch  heute  noch  ein  wesent-  i  Grund  der  Thünenschen  Formel :  im  «jua- 
iiehes  EHement  der  Produktionskosten.  Nun  dratischen  Verhältnis  zu  dem  Grade  der 
l>eträgt  die  Fracht  per  Achse  40  Pfennig  i  TransportverbiUigung  (»Radius«  =  Höhe  des 
anf  den  tkm,  im  heutigen  Ausnahmetarif  sogen,  »kommerziellen  Wertes^  eines  Kom- 
nnr  noch  den  23.  bezw.  30.  Teil.  Infolge-  '  munikationsmittels)  wächst  der  Absatzkreis 
dessen    ist    die  Kohle    das    wichtigste   Be- '  eines  Gutes. 

förderungsgut  der  Eisenbahnen  geworden ;  Diese  Beweisführung  habe  ich  —  abge- 
aof  sie  entfallen  43  ".o  des  Gewichts  aller  sehen  davon,  dass  die  angewandten  Troj^en 
anf     deutschen    Eisenbahnen     geförderten ,  und  Fiktionen   alles    eher  als   einwandfrei 
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sind,  auch  die  BesclJeunigiing  des  üm- 
triebes  nicht  berücksichtigen  —  andernorts 
schon  vor  einem  Jahrzehnt  als  nicht  stich- 
haltig nachgewiesen. 

In  den  üblichen  Schlussfolgenmgen  wer- 
den die  beiden  Begriffe  »Transport«  und 
»Produktion«  in  einem  verschiedenen  Sinne 
durcheinander  gemengt.  Das  Ergebnis  von 
all  dem  ist,  dass  man  das  Wesen  der  mo- 
dernen Kommunikation  ebensowenig  als  das 
der  modernen  Volkswirtschaft  scharf  ^rfasst. 

Nicht  im  allgemeinen  und  nicht  von  je- 
her ist,  wie  ich  immer  •w'ieder  betonen 
muss,  der  Transport  ein  selbständiger  und 
ausschlaggebender  Faktor  im  Yolkshaushalte, 
sondern  nur  als  ürossbetrieb  und  nur 
für  eine  gewisse  Stufe  der  Volkswirtschaft, 
und  zwar  in  der,  in  welcher  der  Grossbe- 
trieb vorherrscht. 

Erst  mit  dem  Aufkommen  der  Eisen- 
balm  nimmt  der  Transportverkehr  die 
Doppelrolle  an,  die  ihm  im  allgemeinen  zu- 
geschrieben wird;  erst  von  da  an  dient  er 
nicht  mehr  bloss  als  Mittel  zum  Zwecke  der 
Befriedigung  der  Produktion  und  Konsiun- 
tion,  vielmehr  wird  der  Diener  zugleich 
zum  Herrn.  Erst  auf  der  intensiven  Ent- 
wickelungsstufe  tritt  das  Kommunikations- 
wesen —  ebenso  wie  der  Kredit-  und  Geld- 
umlauf —  zu  dem  Volkshaushalte  imd  dem 
ganzen  Gesellschaftsleben  in  die  dualistische, 
sich  gegenseitig  bedingende  und  fördernde 
Wechselbeziehung. 

Erläutert  habe  ich  dies  mit  folgendem: 
Jeder  wirtschaftliche  Fortschritt  der  Mensch- 
heit, die  primitive  Entwickelung  ebenso  wie 
die  neueste  zum  Industriestaat,  vollzieht 
sich  nach  einer  Kausalreihe,  in  der  sich 
die  Entwickelungsfaktoren  gegenseitig  be- 
einflussen. Diese  Faktoren  sind:  bestimmte 
Technik  der  Produktion,  der  Transport- 
mittel und  des  Geldverkehrs  —  bestimmte 
Betriebsform  (Qualitätsproduktion),  Ge- 
werbekraft und  wirtschaftliche  Kon- 
centration —  bestimmter  Abhängig- 
keitsgrad der  Einzelwirtschaft  bezw. 
eines  Volkes  von  der  Gesamtwirtschaft  — 
bestimmte  Verwertungsgelegenheit, 
bestimmter  Vermittelungs-  imd  Absatz- 
radius —  bestimmte  Expansion  der 
Produktion  und  Verdräugimg  —  bestimmte 
»Verstadtlichung«  der  Produktion  — 
bestimmte  Bevölkerungs  -  Kapacität 
und  -Agglomeration. 

Durch  die  Ortsveränderung  an  sich  kann 
—  mag  auch  die  Summe  der  einzelnen 
Transportakte  noch  so  gross  sein  —  der 
Charakter  der  Produktion  und  Konsumtion 
noch  nicht  beeinflusst  werden.  Dies  vermag 
sie  erst  dann,  wenn  sie  —  vermittelst  des  orga- 
nisierten Grossverkehrs  —  eine  Centrali- 
sierung  und  '»allgegenwärtige  Schlagfertig- 
keit«   von  Kraft.   Geld,  Kapital  und  Ware 


und  eine  Kontinuität  der  materiellen, 
geistigen  und  politischen  Beziehungen  vor- 
bereitet. Letzterem  Ziele  dient  der  Trans- 
port erst  dann,  wenn  ein  Transportdienst 
oder  Transportverkehr,  d.  h.  zunächst  die 
periodische  Wiederkehr  der  Befördenmgs- 
gelegenheit,  geregelt  ist.  Zu  dieser  Or- 
ganisierung muss  noch  ein  weiteres  treten, 
und  zwar  1.  der  Grossbetrieb,  2.  gleich- 
massig  für  sämtliche  Grundformen  des  Ver- 
kehrs, 3.  ihre  Verbindung  untereinander 
wie  mit  der  Manufakturkraft  des  Volkes. 

a)  Zunächst  genügt  nicht  die  Oi^ni- 
sierung  nur  einer  der  Gnmdformen  (nur  der 
Personen-  oder  der  Nachrichten-  oder  der 
Güterbefördenmg),  um  eine  Produktions- 
steigerung herbeizuführen,  sondern  es  ist, 
zumal  bei  ihrer  gegenseitigen  Abhängigkeit 
und  Bedingtheit,  wesentlich  notwendig,  dass 
die  Organisierung  samt  liehe  drei  Grund- 
formen umfasst. 

Vor  dem  19.  Jahrhimdert  ei-streckte  sich 
jeder  Kommunikationsfortschritt  nur  auf  die 
eine  oder  die  andere  der  drei  Transportgrund- 
formen oder  nur  auf  einen  der  drei  Faktoren  des 
mensehlichenZusammenlebens(Staat,  Handel, 
FamUie)  oder  nur  auf  einzelne  hervorragende 
»Inseln«  desselben,  nicht  auf  die  gesamte 
Fläche.  Vor  dem  Aufkommen  der  neuzeit- 
lichen Kommunikationsmaschine  waren  zu 
dem  Gewebe  oder  Verkehrsnetz  wohl  die 
Zeddel  da,  aber  noch  fehlte  der  Einschlag, 
noch  fehlte  der  allgemeine  imd  stän- 
dige Eapport.  Solange,  namentlich  für 
den  Frachtverkehr,  das  Transportsystem  nur 
auf  den  Weltrouten  und  nur  zwischen  den 
Haupt-  und  Seeplätzen  bestand,  mangelte 
das  erste  Erfordernis,  nämlich  die  Allge- 
meinheit der  Transportanstalten,  das  Inein- 
anderfliessen  des  Land-  und  Seetrausiwi-ts 
und  die  Regelmässigkeit  des  Transport- 
dienstes :  eine  allgemeine  Produktionssteige- 
rung ist  dalier  für  diese  Zeit  nicht  denkbar, 
demgemäss  der  Satz,  dass  die  Transport- 
verbilligung  latenten  Verkehr  wecke,  nicht 
für  diese  Zeit,  also  nicht  allgemein  anwend- 
bar. Was  in  technischer,  gilt  aber  noch 
mehr  in  volkswirtschaftlicher  Hinsicht:  das 
Kommunikationswesen  macht  mit  dem  Auf- 
kommen der  maschinenmässigen  Beförde- 
rung einen  unvermittelten  Sprung, 
mit  welchem  die  Fortschritte  früherer  Jahr- 
tausende einen  Vergleich  nicht  aushalten. 
Mit  der  gleichmässigen  Organisation  treten 
die  Gnmdformen  des  Transports  in  eine 
Wechselwirkung  zueinander,  die  derjenigen 
ähnlich  ist,  in  die  ein  neuerbauter  Schienen- 
oder Wasserweg  zu  den  bestehenden  Linien 
eintritt. 

b)  Nicht  minder  wichtig  ist  die  andere 
Seite  des  gemeinwirtschafthchen  Principe«, 
nämlich  die  allgemeine  Verbreitimg  und 
gleich  massige  Verteilung   der   Aawen- 
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düng  der  neuen  Transportmaschine.  Ver- 
möge derselben  werden  die  Menschen  gleich- 
sam durch  einen  kontinuierlichen  Strom  mit 
einander  verbunden.  Wie  mit  einem  Schlage 
liaben  nun  die  Schiffahrtslinien  die  bisher 
emiangelnde  direkte  Fortsetzung  auf  dem 
Kontinente  sowie  ihre  bisherigen  Endpunkte, 
die  Hafenplätzo,  ein  unbegrenztes  Hinter- 
land gewonnen.  Wie  früher  die  einzelnen 
Hafenpl&tze,  so  treten  nunmehr  die  Stationen 
der  Eisenbahnen,  Dampfschiffe,  Posten,  Tele- 
graphen und  Femsprecher  in  gleichem  Grade, 
in  welchem  die  Regelmä-ssigkeit  des  Kiu-ses 
sich  verfeinert,  in  eine  Art  elektrischer 
Stromleitung  oder  ständiger  Kimdschafts- 
beziehung  oder  in  ein  Kontokorrentverhält- 
nis zu  einander,  insofern  jeder  Versand  ein 
Debet,  einen  Empfang,  und  jeder  »Import 
wieder  einen  fibcport«  hervorruft 

c)  Dies  dürfte  diux^  folgende  Erwä- 
gung noch  klarer  gestellt  weiden:  Das 
Transportwesen  bildet  begriffsgemäss  umi 
eine  Unterabteilung  des  allgemeinen  Ver- 
kehrs, der  Arbeitsvereinigung  oder  der  ste- 
tigen befruchtenden  Verbindung  der  Pro- 
duktivkräfte. Dieser  Gnindgedanke  des 
Verkehrs  umfasst  mit  dem  Transport  auch 
weiter  noch  den  Geldumlauf,  den  Kredit 
und  die  Association,  andererseits  die  Ver- 
dichtung der  Bevölkerung. 

Wie  z.  B.  heutigentages  die  Börse  nicht 
ohne  den  Tel^raphen  oder  ein  Seehafen 
nicht  ohne  die  Börse,  ohne  Elevatoren, 
Bankierkredit  etc.  existieren  kann,  so  kann 
auch  in  abstracto  keines  der  genannten  Ge- 
biete für  sich  bestehen,  noch  weniger  durch 
sich  allein  den  Anforderungen  der  arbeits- 
teiligen Wirtschaft  genügen.  Es  ist  das 
Kommunikationswesen  nicht  ohne  Umlauf 
und  Kredit,  der  Umlauf  nicht  ohne  Kredit, 
Lokomotion  und  örtlichen  Verkehr  und  der 
Kredit  nicht  ohne  jene  anderen  Hebel  der 
Entwickelung  fähig:  alles,  was  für  eines 
dieser  Gebiete  geschieht,  ist  durch  das  be- 
dingt, was  die  anderen  fordern  imd  was  sie 
leisten  können. 

Demgemäss  fragt  sich  in  erster  Linie: 
gab  es  vor  der  Hsenbahn  einen  Verkehr, 
der  für  die  gesamte  iGeseUschaft  von  Be- 
deutung war?  Eine  solche  allgemeine  Cir- 
kulation  war  bekanntlich  bis  vor  wenigen 
Jahrzehnten  überhaupt  nicht  vorhanden. 

Ebenso  verhält  es  sich  mit  der  anderen 
Seite  der  Verkehrssteigerung,  welche  — 
neben  der  Verkürzung  der  Kommunikation 
—  ina  Wege  der  Verdichtung  der  Be- 
völkerung stattfindet.  Es  gab  bis  zum 
Eisenbahnzeitalter  wohl  an  dem  Meere 
eioi^  Grossstädte,  wie  Amsterdam,  London 
etc.,  nicht  aber  —  da  man  von  Paris  imd 
Wien  wegen  ihrer  politischen  Ausnalime-; 
stellnog  absehen  muss  —  im  Binnenlande.     | 

Wenn    nun    bei    den    übrigen    Unter- ', 


gliedern  der  Kommunikation  (Kredit,  Geld- 
umlauf) ein  »Verkehr«  noch  nicht  bestand, 
so  konnte  er  auch  für  den  Transport  nicht 
vorhanden  sein  und  konnte  nicht  die  gegen- 
seitig befruchtende  Wechsel wirkungzwischen 
ilmen  stattfinden. 

Nebenbei  wirft  diese  Beobachtung  ein 
Licht  auch  auf  den  Ausgangspunkt  der 
Nationalökonomie:  nicht  die  Bevölkerungs- 
menge an  sich,  sondern  deren  neuzeitliche 
Verdichtung,  nicht  das  Geld  oder  der  Kredit 
an  sich,  sondern  erst  die  Organisation  des 
Geld-  und  Kredit- Verkehrs ,  nicht  das 
Transport-  und  Manufakhirwesen  an  sich, 
sondern  erst  dessen  gegenseitige  Durch- 
dringung und  gemeinwirtschaftliche  Aus- 
dehnung und  Betriebsweise,  aber  auch  die 
Wechselwirkung  zwischen  sämtiichen 
Untergliedern  des  Verkehrs  erbringt  den 
das  Gesellschaftsleben  umgestaltenden  Ein- 
flus.s,  welchen  die  Merkantilisten  allein  von 
dem  Seehandel,  die  Manchesterleute  allein 
von  dem  Freihandel  erwarteten. 

d)  Ganz  dasselbe,  und  zwar  sowohl  be- 
züglich der  geschichtlichen  Entwickelung 
als  der  wechselseitigen  Abhängigkeit,  gilt 
auch  von  dem  anderen  Untergliede,  näm- 
lich der  maschinenmässigen,  »kapitalisti- 
schen« Produktion.  Man  hat  bisher  an 
ihr,  bezw.  der  Stoffveredelung  im  allge- 
meinen, zu  wenig  die  mit  dem  Transport 
konkurrierende  Eigenschaft  gewürdigt,  dass 
sie  nämlich  in  gleicher  Weise  für  das  ein- 
zelne Erzeugnis  wie  für  ein  einzelnes  Pro- 
duktionsgebiet eine  grössere  Unabhängig- 
keit von  den  räumlichen  und  zeitlichen 
Distanzen  und  Grenzen  erbringt.  Und  doch 
liegt  eben  in  dieser  Eigenschaft  der  Er- 
höhung der  Transport-  und  Absatzfähigkeit 
der  Ware  und  der  Umsatzfähigkeit  des  An- 
lagekapitals schon  an  sich  die  dualistische 
Wechselbeziehung  zwischen  dem  technischen 
und  Transportfoi-tschritt  begründet:  jeder 
Transportfortschritt,  der  neue  Absatzwege 
über  die  bisherige  Bezirksgrenze  hinaus  er- 
öfiFnet  und  die  Transportabilität  der  Waren 
erhöht,  fördert  die  Industrie,  welche  ihrer- 
seits lediglich  für  den  Transport  produziert, 
also  damit  ihn  fördert ;  und  umgekehrt  ver- 
mittelt jeder  technische  Fortschritt  für  die 
Kommunikation  neuen  »Konsum«,  neuen 
Bedarf,  neue  Ziele. 

Den  Massstab  für  den  jeweiUgen  Stand 
der  Kommunikation  —  wie  auch  der  Indus- 
trialisiening  —  eines  Landes  gewinnt  man, 
wenn  man  klarlegt:  wie  gross  ist  die  Ab- 
hängigkeit, wie  innig  die  Wechselwirkimg, 
die  zwischen  den  Konsumenten  und  Pro- 
duzenten, den  wirtschaftlichen  Energie- 
quellen ^Arbeit  und  Kapital),  den  Erwerbs- 
zweigen und  Einkommensarten,  den  Er- 
werbsgruppen, den  einzelnen  Berufen  und 
Betrieben  besteht?    Inwieweit  ist  von  dem 
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jeweiligen  Stande  der  allgemeinen  Pro- 
duktivität und  von  der  nationalen  Produktiv- 
kraft die  Rentabilität  der  Einzelarbeit  ab- 
hängig? In  •welchem  Grade  übt  die  von 
Idst  so  genannte  »Nationalarbeitsteilnng« 
oder  der  nationale  Verkehr,  d.  h.  die  enge 
Verknüpfung  und  ständige  Fühlung  der 
Einkommensarten  und  Erwerbsgruppen 
unter  einander,  als  Gesamtkraft  eine  selb- 
ständige Rückwirkung  auf  Preise,  Besitz 
und  auf  die  Einkommensverhältnisse  aus? 
Wächst  unter  dieser  Rückwirkung,  wie  es 
hei  normalen  Verhältnissen  der  Fall  sein 
muss,  die  Grundrente  und  der  Konjunkttwen- 
gewinn? 

Diese  wechselseitige  Beeinflussung  zwi- 
schen den  Produktions-  und  Konkurrenzbe- 
dingungen  einerseits  und  andererseits  dem 
G«saratverkehr  und  der  Gesamtkraft  sowie 
die  Rückwirkung  auf  das  Wohl  und  Er- 
gehen des  Einzelnen,  das  soUte  den  Kern- 
und  Ausgangspunkt  der  Volkswirt- 
schaftslehre bilden. 

Diesen  Satz  haben  wir  im  folgenden 
noch  näher  auszuführen. 

e)  Wann,  fragt  sich  zunächst,  wurde  die 
Arbeitsteilung  aus  dem  Stande,  auf  dem 
sie  Jahrtausende  verharrt  hatte,  emporge- 
rissen? und  zwar  so,  dass  sie  auch  den 
Transportverkehr  hätte  wesentlich  umge- 
stalten können?  Eine  solche  Wandelung 
machte  sich  erst  Ende  vorigen  Jahrhunderts 
in  England  bemerklich.  Die  maschinen- 
mässige  ürtsveränderung  fällt  zeitlich  mit 
dem  Aufkommen  der  maschinenmässigen 
Form  Veränderung  zusammen.  Dieses  Zu- 
sammentreffen ist  nicht'  zufällig,  sondern 
in  dem  Wesen  der  Arbeitsteilung,  in  dem 
Verhältnis  derselben  und  der  Stoffverede- 
lung zum  Transport,  in  dem  weiteren  Ver- 
hältnis der  Quantität  (d.  h.  der  Maf^enbe- 
wältigung  und  der  aUgemeinen  Zugänglich- 
keit und  Bestimmung  für  die  Masse)  zur 
Qualität  begründet.  Es  erwuchs  —  in  den 
dreissiger  Jahren  —  die  Verbindimg  der 
Maschinenindustrie  mit  dem  Grossverkehr 
oder  der  Keim  des  Industriestaates,  in 
weitei-er  Folge  die  nationale  und  inter- 
nationale Koncentration,  GesamtA^irtschaft 
und  »Gesamtkraft«. 

Auf  den  ersten  Blick  mag  es  wie  ein 
verbindungsloser  Gedanke  erscheinen,  dass 
ein  Werkzeug,  eine  Lokomotive,  eine  Eisen- 
bahn eine  solche  revolutionierende  Wirkung 
auf  das  Leben  der  Menschen  hat.  Aber 
als  Voraussetzung  steht  immer  die  Mauu- 
fakturkraft  und  der  kapitalistische  Unter- 
nehmungsgeist, dessen  Qualität  durch  die 
ne\ien  riesenhaften  Quantitäten  verändert 
wird.  Die  wagende  Spekulation  konnte  die 
Massenausbeutimg  der  neuen  Maschinen 
und  Erfindungen  erst  dann  aufnehmen,  als 
ein    weiter   Kousumentenkreis    sowie    die 


Zufuhr  von  Rohmaterial  und  Arbeitskraft 
gesichert  war.  Schon  die  blosse  Mögüch- 
keit,  z.  B.  Steinkohlen  imd  Eisen  aus  weiter 
Entfemimg  zu  beziehen,  hat  Fabriken  aller 
Art  in  Gegenden  erzeugt,  die  ohne  dies 
ihren  bisherigen  Charakter  des  vorwiegend 
landwirtschaftlichen  Betriebs  noch  lange 
nicht  abgelegt  hätten.  Es  war  die  unte- 
grenzte  Leistungsfähigkeit  der  neuen  Trans- 
portmaschine, welche  einen  Bezugs-  und 
Absatzkreis  schuf,  der  für  die  Maschinen- 
produktion breit  und  sicher  genug  war  und 
welche  damit  auch  die  Massenfabrikation 
—  der  eine  Grossbetrieb  den  anderen  — 
ermöglichte. 

Aus  diesem  Grande  wirken  die  Eisenbahn- 
linien wie  ein  befruchtender  Wasserlauf ;  ihnen 
entlaug  erwachsen  neue  Industrieen,  sie  wer- 
den zu  einer  »Industriestrasse«.  Wie  die  See- 
häfen die  natiu^mässen  Mittelpunkte  für 
die  Verarbeitung  der  überseeischen  Rohpro- 
dukte, Korn,  Reis,  Jute,  Leder,  so  bilden  nun 
auch  die  Eisenbahnstationen  gleichsam  be- 
lebende Kolonieen,  um  die  sich  der  Gross- 
betrieb koncentiiert  Die  bauliche  und  in- 
dustrielle Entwickelung  einer  Handelsstadt, 
z.  B.  von  Mannheim,  Frankfurt,  Mainz, 
Strassburg,  CöJn,  Krefeld,  wird  einen  an- 
deren Zuschnitt  erhalten,  sobald  doi-t  ein  In- 
dustiiehafen  mit  den  erforderlichen  Lager- 
häusern für  Getreide,  Holz,  den  Tanks  für 
Petroleum,  mit  den  Dampf-  und  elektrischen 
Krahnen  und  Aufzügen,  Werft-  und  Zoll- 
hallen, mit  weiterem  für  die  Anlage  von 
Fabriken  geeignetem  Gelände,  in  gleich- 
zeitiger Nähe  der  Bahn  und  des  Wassers 
ausgebaut  ist.  Was  greifbar  bei  der  Eisen- 
bahn vor  Augen  tritt,  gilt  von  allen  anderen 
Verkehrsmitteln.  Die  Wirkung  einer  neuen 
billigen  Schiffcihrtsstrasse  z.  B.  oder  eines 
Kanals  tritt  sofort  in  der  Steigerung  des 
Wertes  der  am  Kanal  anliegenden  Grund- 
stücke vor  Augen.  Fünf  Sechstel  der 
Massen,  die  z.  B.  auf  dem  Rhein-Manie- 
Kanal  bewegt  werden,  gehören  den  In- 
dustrieen an,  die  erst  nach  seiner  Erbau- 
ung entstanden  und  durch  ihn  selbst  her- 
vorgerafen  worden  sind. 

Bekannt  ist  die  planmässige  Hervor- 
lockung von  Verkehr,  wie  z.  B.  in  den 
amerikanischen  Grossstädten  Tramlinien 
meilenweit  in  die  noch  unbebaute  Um- 
gebung hinausgeführt  werden,  um  zur 
rascheren  Ueberhammg  anzuspornen  (älinlich 
wie  in  Deutsch-Ostafrika,  Indien,  China, 
Sibirien  der  Bau  von  Eisenbahnen  das 
hauptsächliche  Kultivationsmittel  ist). 

Schon  diu-ch  den  Grossbetrieb  und 
mit  der  Anwendung  der  Maschine  (d.  h. 
der  Lokomotive)  wird  der  Transport  ein 
selbständiger  Faktor  der  Produktion  und 
ihrer  Steigerung;  von  da  an  dient  er  nicht 
mehr  bloss  als  Mittel  zum  Zwecke  der  Be- 
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friedigung  der  Produktion  und  Konsumtion, 
vielmehr  wird  der  Diener  zugleich  zum 
Herrn.  Nun  kommt  dazu  die  einheitliche 
Zusammen&ssung  des  Grossbetriebs,  einer- 
seits  der  drei  Grundformen  der  Transport- 
anstalten,  andererseits  des  Grosshandels, 
der  Grossindustrie  und  der  Grossstadt,  und 
dadurch  wird  eine  Gesamtkraft  ge- 
schaffen, deren  Leistungsfähigkeit  eine  veit 
höhere  ist  als  die  Summe  der  isolierten 
Einzelkräfte.  Es  ist  die  Wechselwirkung 
des  für  den  Transport  und  die  Prodiiktion 
gemeinsamen  Grossbetriebes,  des  gemein- 
samen Umtriebes  des  Grosskapitals  nach 
dem  Gesetze  des  Massenumsatzes,  welche 
die  Grundlage  für  den  modernen  Fortschritt 
erzeugt.  Durch  diesen  kausalen  Zusammen- 
hang der  modernen  Gewerbekraft  mit  dem 
Dampfverkehr  fällt  auf  das  Fragethema, 
aber  auch  auf  die  Auffassung  der  modernen 
Volkswirtschaft  ein  neues  Licht:  in  ihm, 
vermöge  des  Einflusses  der  Quantität  auf 
die  Qualität,  ist  die  Spar^  »ind  Werttheorie 
allgemein,  nicht  nur  fOr  die  Wirkung  des 
Transportwesens,  sondern  auch  für  die 
anderen  Unterglieder  des  Verkehrs,  wie 
auch  z.  6.  für  die  Entstehung  des  Kapitals, 
überholt. 

Schon  1867  wandte  auf  diese  Neuenmg 
K  Wias  die  Erfahrung  aus  der  organischen 
Chemie  an,  wonach  in  der  Wechselbeziehung 
der  Qualität  —  hier  des  schaffenden  und 
sinnenden  Menschen  —  zum  Modus  der 
Quantität  ein  tiefes  inneres  Gesetz  der  Na- 
tur li^.  Eine  Million  von  Menschen  stellt 
eine  ^üllion  der  aUerverschiedensten  Kräfte- 
summen  dar ;  wird  diese  Million  von  Kräften 
durch  ein  schachbrettartiges  Netz  von  Eisen- 
bedm-  und  Telegraphenlinien  unter  sich  in 
eine  so  rasche  und  billige  Verbindung  ge- 
Inacht,  dass  Zeit  und  Baum  kein  Hemmnis 
für  die  Stromleitung  mehr  bilden,  so  müssen 
bei  diesen  Konduktoren,  gleicli  elektrischen 
Strünaungen,  die  reichsten  und  mannigfaltig- 
sten Anregungen  und  Auslösungen  von 
Kraft  auftreten.  Zugleicli  bilden  sich  Centren 
der  Industrie  und  der  Ueldmacht,  die  den 
Verkehr  belebenden  Mittelpunkte,  die  mit 
Centrifugal-  und  Centripetalkraft  ausge- 
rüsteten Exhaustoren,  welche  in  Gestalt  der 
Akk\imulation  von  Kapital  und  Kraft  und 
des  Exportes  von  Waren  die  gleiche  Funk- 
tion in  der  Cirkulation  und  Erneuerung 
(Reproduktion)  von  Kraft,  Kapital  und 
Waren  ausüben  wie  die  Herzkammer  in 
der  Cirkulation  und  Erneuerung  des  Blutes 
—  ein  Mikrokosmus  im  Makrokosmus.  Zwi- 
schen diesen  gleichsam  belebten  Oiganismen 
bestehen  Verkehrsadern:  wie  früher  das 
Meer  eine  Brücke  zwischen  den  Hafen- 
[dätzen.  so  bilden  die  Eisenbahnen  und  die 
telegraphischen  Sprachrohre  eine  Verbin- 
dungslinie, ohne  welche  man  nie  dazu  käme,  | 


»hinzuschreiben«,  geschweige  denn  »hinzu- 
reisen«  oder  «hinzusenden«. 

f)  Der  durch  die  Transportvervollkoram- 
nung  geschaffene  Zusammenhang,  die  der 
grösseren  Abhängigkeit  entsprechende  Stär- 
kung der  Volks-  imd  Einzelkraft,  wie  sie 
aus  der  oben  geschilderten  Mobilisierung, 
Centralisierung  und  NiveUierung  der  Werte 
erwächst,  tritt  »rein«  zu  tage  z.  B.  an 
den  Produktionsstätten  für  schwerwiegende 
aber  verhältnismässig  minderwertige  Koh- 
erzengnisse  (»Massenartikel«,  Mineralien, 
Kohle,  Eisen  imd  Petrol,  landwirtschaftliche 
Roherzeugnisse),  insbesondere  an  den  soge- 
nannten »jungfräulichen«  Kolonialgebieten, 
auf  welchen  nun  erst  in  durchgreifendem 
Masse  die  Kultivationsju-beit,  die  Hebung 
ihrer  Produktivkraft  unternommen  werden 
kann.  Daraus  erklärt  sich  das  rasche  Empor- 
blühen der  Ueberseeländer,  namentlich  Nord- 
amerikas, aber  auch  Argentiniens,  Ae^ptens 
u.  s.  w.  Nicht  nur  das  Produkt,  son- 
dern auch  der  Produzent  und  der  Pro- 
duktionsfaktor oder  die  Kraftquellen, 
Natur,  Kapital  und  Arbeit,  werden  mobiler; 
es  wird  eme  immer  grössere  Menge  dieser 
drei  Kraftquellen  ausgelöst,  allezeit  und 
allerorts  disponibel,  verwendbar;  es  wird 
ihnen  mehr  Gelegenheit  zur  Befruchtung 
der  Gütererzeugung,  vornehmlich  dem  Kapi- 
tal mehr  Gelegenheit  zur  rentablen  Anlage 
geboten.  Kapital  und  Arbeitskraft  wird  m 
Thätigkeit  gesetzt,  damit  die  Natiu-schätze, 
wie  z.  B.  die  Goldfelder  in  Transvaal,  die 
Weizenfelder  im  far  west,  die  Erdöl<juellen 
am  Kaspischen  Meer  und  in  Rumänien  er- 
schlossen und  für  die  Konsumenten  verwertet 
werden. 

In  der  Folge  werden  neue  und 
mehr  wirtschaftliche  »Hebel«,  Interessen 
und  Kundschaftsbeziehungen  geschaffen, 
immer  inniger  miteinander  ver^üpft.  Es 
bildet  sich  die  Kooperation  imd  koncen- 
tration  von  Produktion  imd  Konsum,  ein 
Absatz-,  aber  auch  ein  Bezugskreis  aus,  von 
denen  die  Rentabilität  eines  einzelnen  Berufs 
bezw.  die  Einkommenshöhe  der  einzelnen 
Erwerbsgruppen  abhängt.  Auf  der  primi- 
tiven Wirtscliaftsstufe  ist  der  Produzent 
selbständig,  der  Konsument  von  ihm  ab- 
hängig. Allmählich  wird  der  Produzent 
umgekehrt  von  letzterem,  aber  auch  von 
dem  Gange  des  gesamten  Wirt- 
schaftslebens abhängig.  Dies4  Ab- 
hängigkeit wird  von  A.  Wagner,  Oldenberg 
u.  a.  als  ein  Zeichen  der  Schwäche  beklagt. 
Sie  ist  aber  thatsäohlich  nur  ein  Zeichen  für 
die  innige  Verknüpfimg  mit  dem  Gesamt- 
verkehr. 

Das  Schulbeispiel  für  den  Zusammen- 
hang des  wirtschaftlichen  Fortschritts  mit 
dem  Transportverkehr  giebt  von  jeher  der 
Grossverkehr  auf  der  See  und  an  den  Strom- 
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infindungen  ab.  Die  konkurrenzlosen  und 
natürlichen  Verkehrswege  der  Ströme  und 
des  Meeres  waren  schon  auf  der  primitiven 
Wirtschaftsstufe  die  Hauptträger  des  Gross- 
und "Völkerhandels.  Dessen  Anfänge  fallen 
mit  denen  der  Weltgeschichte,  seine  Grenzen 
mit  denen  der  Civilisation  zusammen;  die 
Entdeckung  des  Seewegs  nach  Amerika  be- 
deutet den  Anbnich  emer  neuen  Zeit,  die 
vollständige  Verschiebung  aller  Handels- 
und Machtverhältnisse.  Seit  den  Tagen  von 
Sidon  und  T3nrus  stellen  die  Seewege 
zugleich  die  Spuren  der  Kultur,  der  Städte 
und  Gewerbe,  die  von  Reichtum  und  Macht 
dar.  Den  inneren  Grund,  auf  dem  dies  beruhte, 
hat  man  heute  noch  nicht  ganz  klar  erfasst. 
Lange  Zeit  galt  der  Seehandel  sogar  als 
die  einzige  Reichtumsquelle.  Was  aber  die 
eigentliche  Reichtumsfiuelle  ist,  darüber 
wurde  ims  erst  durch  das  neuere  Zusammen- 
gehen der  Massenindustrie  und  des  Dampf- 
transports und  die  damit  gegebene  schritt- 
weise Herausgestaltimg  der  »Gesamt  pro - 
duktivkraft«  eine  Art  Anschauungs- 
Unterricht  erteilt;  dadurch  erlangte  nun 
auch  das  Binnenland  eine  dem  Seehandel 
ähnliche  Reichtumsquelle.  Worauf  die  Pro- 
duktivität und  der  belebende  Effekt  des 
See-  und  Weltverkehrs  beruht,  konnten  wir 
mit  eigenen  Augen  an  der  allmählichen 
Mobilisierung  und  der  damit  gegebenen  Um- 
gestaltung der  gesamten  Kidtur  durch  die 
modernen  Verkehrsmittel  verfolgten. 

g)  Die  werterhöhende  Kraft  dieser  Organi- 
sation trat  im  Binnenland  zuerst  am  Liegen- 
schaftswert imd  an  der  Grundrente  zu  Tag. 
Dupin  z.  B.  (Grossbritanniens  Handelsmacht, 
S.  20)  betonte  1825,  dass  der  englische  Han- 
delsfleiss  im  Verein  mit  den  Hafen-  und 
Strassenanlagen  in  dem  kurzen  Zeiträume 
von  60  Jahren  den  Wert  des  Grund- 
eigentums um  Milliarden  erhöht  habe. 
Worin  diese  Rückwirkung  auf  den  Liegen- 
schaftswert beruhte,  konnte  man  damals 
noch  nicht  erklären.  Anscheinend  lag  darin 
eine  Bestätigung  der  merkantilistischen 
Lehre,  weiche  dem  Bevölkenuigsquantum, 
dem  Seehandel  und  dem  Manufakturwesen 
eine  übermässig  hohe  Bedeutung  als  Wohl- 
standsquellen beilegte.  Da  aber  Spanien, 
welches  doch  auch  Kolonieen  und  einen 
»Handelsfleiss«  hatte,  das  Gegenteil  der 
Blüte  Englands  zeigte,  so  wurde  —  und 
wird  auch  heute  noch  —  dem  Manufaktur- 
wesen das  Hauptverdienst  zugemessen. 
Man  erkannte  damals  —  und  man  erkennt 
auch  heute  noch  nicht  die  Bedeutung  der 
Verbindung  des  Grossbetriebs  sowohl  in 
Gestalt  der  Gewerbe  als  in  der  des  Trans- 
ports. 

Nun  konnte  man  schon  einige  Jahre 
nach  dem  Erscheinen  der  Dupinsclien  Ab- 
handlung eine  auffallend  rasche  Steigenmg 


des   englischen  Ausfuhrliandels,  aber  auch 
gleichzeitig  eine  nicht  minder  staunenswerte 
Hebung    der    Gesamtwirtschaft    auch    in 
einigen    Kontinentalstaaten,    namentlich    in 
Belgien    und    in    der    Schweiz,    verfolgen. 
Etwas  später,  in  den  sechziger  Jahren,  Sess 
sich  auch  für  Deutschland  das  gleiche  wie 
1825  von  England   konstatieren,  dass  näm- 
lich der  allgemeine  Wohlstand,  und  insbe- 
sondere der  Wert  des  Grund   und  Bodens 
um   mehr  als  das   Doppelte  gestiegen   sei 
Was  war  hier  die  Ui-saclie?  Die  genannten 
Industriestaaten    standen   einander   in    der 
Technik   so   ziemlich   gleich;  alle  kannten 
die    neuen    grossen    Erfindungen  auf  dem 
Gebiete  der  Physik,  Chemie,  der  Meclianik 
und    Technologie;     in    der    Spinnmaschine 
z.  B.  oder  in  der  Drucktechnik  war  schon 
seit   Jahrzehnten    bezw.  Jalirhunderten    die 
Potenz  oder  Kraft  gegeben.    Man  hatte  bis- 
her  nur   noch    nicht   vermocht,    die   volle 
(Multiplikations-)   Wirkung  zu  erzielen  und 
auszunützen.      Auch    die    Dampfschiffahrt 
hatte  schon  lange  vor  1830  und  vor  dem 
grossen  Aufschwünge  des  Handels  existiert 
Aber  sie  vermochte  nicht  das  bis   1830  für 
die  Güterbeförderung  unüberwindliche  Hin- 
dernis zu  bekämpfen,  nämlich  die  Langsam- 
keit, Kostspieligkeit  und  den  ungenügenden 
Zusammen schluss  von  See-  und  Landtrans- 
port.   Es  folgt  daraus,  dass  die  Eisenbahnen 
für  diese  Eatwickelung  von   Handel    und 
Industrie,  wie  sie   fast  plötzlich  Ende  der 
dreissiger  Jahre  begonnen  und  binnen  der  fol- 
genden Jahrzehnte  mit  fort  und  fort  wachsen- 
der  Schnelligkeit    über   alle   Kulturstaaten 
sich  ausgebreitet  hat,    die   Haupttrieb- 
feder,  die   thätige  und  unmittelbare   Ur- 
sache gebildet  haben  müssen.   Dieser  Schluss 
wird    zur  Gewissheit,    wenn   wir   an    der 
Hand  der  Statistik  finden,  dass  die  rasche 
Entwickelung  des    Handels  in  jedem    der 
heutigen  Industriestaaten  mit  einer  ebenso 
raschen  Entwickelung  der  Eisenbahnen  der 
Zeit   nach    zusammenfällt,    ja  dass  sie  im 
Verhältnis  zu  dem  Zuwachs  an  Eisenbahn- 
küometern  stand,  in  der  Weise,   dass  jeder 
Erweiterung    des    Eisenbahnnetzes     sofort 
eine    bedeutende    Vermehrung    der     Aus- 
und  Einfuhr  gleich  einem  Schatten  nachge- 
folgt ist. 

Tj-pisch  für  den  Einfluss  der  Neu- 
erung ist  das  amerikanische  Ansiedelungs- 
wesen; dasselbe  nimmt,  wie  schou  List  an 
den  pennsylvanischen  Kohlenlagern  beobach- 
tete, zum  Ausgangspunkte  fast  immer  und 
systematisch  das  ausnutzungsfähige  Vor- 
kommen eines  Naturproduktes;  zu  dessen 
Ausbeutung  wird  eine  Transportgelegenheit 
geschaffen,  worauf  dann  erst  die  mehr  oder 
minder  regelmässige  Besiedelung  folgt. 
Komplizierter  war  die  Wirkung  in  den 
alten  Kulturstaaten;  Rudolf  Meyer  (»Ameri- 
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•kanische  Konkurrenz«^,  1883,  S.  260 ff.)  kon- 
statiert bezüglich  des  schöpferischen  Ein- 
flusses der  l^senbahn  geradezu  einen  Ge- 
gensatz zwischen  der  Alten  und  der  Neuen 
Welt;  nur  in  Nordamerika,  meint  er,  sei 
es,  wo  die  Eisenbahn  lohnende  Produktion 
in  Verkehrecentren  schaffe,  in  Europa 
sei  sie  lediglich  die  Dieneiin;  der  Satz, 
■wonach  jede  Verfeinerung  der  Kommuni- 
kation den  Transportbedarf  vermehre,  habe 
niu:  für  die  Union,  für  das  Land  der  steigen- 
den Produktivität,  Geltung.  Das  war  zu 
pointiert  Auf  unserm  Kontinente  war  nur 
die  eine  Art,  wie  die  Menschheit  Raum  für 
ihre  Schaffenskraft  gewinnen  kann,  nämlich 
die  Veredelung  der  Produkte,  vorangegan- 
gen. Vermittelst  der  Fernwirkung  und 
Massenbeförderung  der  Eisenbahnen  aber 
war  es  nunmehr  dem  Kontinente  möglich, 
für  diese  Art  der  Eaumerbreiterung,  ähnlich 
wie  in  den  Kolonieen  die  Verwertimg  noch 
nicht  behobener  Naturschätze,  so  nun  eine 
>Occnpation«  anderer  Art,  nämlich  die  der 
erst  neuerkannten  Natui-kräfte,  zu  unterneh- 
men luid  die  neuen  grossen  Erfindungen 
voll  auszunutzen.  Das  war  ebenfalls  einer 
Occupation  gleich,  imd  dadurch  wiu^ie  eben- 
falls eine  Neuschaffung  hervorgebracht;  die 
Neugestaltung  der  Wirtschaftsbedingungen 
war  nur  anderer  Art,  aber  im  Wesen,  näm- 
lich in  der  Ermöglichung  des  kollektiven 
und  Grossbetriebes,  dem  völligen  Neubau 
im  amerikanischen  Ürwalde  gleich. 

Noch  bedeutsamer  als  die  quantitative 
Steigenmg  ist  die  qualitative.  Nachdem 
nämlich  ^le  Entfernungen  für  den  Personen- 
und  Gütertransport  auf  den  dritten  Teil, 
für  die  Nachnchtenvermittelung  auf  Niül 
reduziert,  nachdem  die  Verkehrsbeziehungen 
immer  mehr  befestigt  und  verfeinert  wor- 
den sind,  sind  auch  die  Beziehungen  der 
Nationen  zu  einander,  insbesondere  auch  die 
g^enseitigen  Importbeziehungen,  in 
ihrem  Wesen  umgestaltet,  der  Einfluss  der 
internationalen  Gesamtwirtschaft  auf  die 
einzelnen  Existenzen  imd  Klassen  ganz 
wesentüch  verstärkt  worden. 

Auf  Grund  dieser  Erfahrung  können 
wir  die  volkswirtschaftliche  Wirkung  des 
Transportverkehrs  dahin  zusammenfassen : 
Er  ist  die  Grundlage  und  die  Trieb- 
feder des  Grossbetriebes  und  der 
Internationaiität  zunächst  in  der  Pro- 
duktion, dann  aber  in  der  Kriegsführung, 
in  der  Staatsverwaltung,  in  Bezug  auf  den 
territorialen  Umfang  der  Staaten,  in  den 
anderen  Untei^liedem  des  Verkehrs,  näm- 
lich der  Städtebildung  (Grossstadt),  des 
Kredits  (Grossbank),  des  Geldumlaufs,  der 
Association,  schliesslich  im  gesamten  öffent- 
lichen Leben,  in  Presse  imd  Börse,  im 
Parlament  und  Vereinswesen.  Hieraus  er- 
wächst eine  graduell  sich  fortsetzende,  eng- 


maschige Verknüpfung  und  —  im 
ununterbrochenen    Anschluss    und  Rapport 

—  die  wechselseitige  Abhängigkeit 
und  Förderung  der  verschiedenen 
politischen,  Handels-,  Erwerbs- 
(Familien-  und  Freundschafts-)  In- 
teressen. Ferner  ergiebt  sich  aus  der 
Allgegenwart  und  Schl^ertigkeit  der  Pro- 
duzenten und  Konsumenten  die  wirtschaft- 
liche Zusammenschliessung  der  Standorte 
der  Rohproduktion  und  der  Absatzgebiete 
zu  einem  Ganzen  imd  die  dadurch  herbei- 
geführte Steigerung  der  produktiven  Kräfte 
dieses  Ganzen, 

Nicht  die  Ermässigung  der  Waren- 
preise (Werttheorie)  und  nicht  das  Zu- 
sammenrücken von  Raum  und  Zeit 
(Thünensche  Formel)  ist  der  entscheidende 
Faktor  des  Transportfortschrittes,  sondern  die 
sich  gegenseitig  dienende  und  ergänzende 
ständige,  zeitlich  und  räumlich  ununter- 
brochene, internationale  Wechselbeziehung 
des  Familien-,  Erwerbs-  und  Kulturlebens 
und  die  Rückwirkung  dieses  Gesamtpro- 
dukts auf  die  üntergheder.  Das  ist  etwas 
Neues,  vorher  noch  nie  Dagewesenes. 

Heute  wie  vor  Jahrhunderten  wirken 
dieselben  Grundkräfte  des  wirtschaftlichen 
Fortschritts:  nämlich  die  Arbeitsteilung,  die 
innige  Verknüpfung  der  Kundschaf tshe- 
ziehungen  u.  s.  w.  Aber  diese  Grundkräfte 
sind  in  ihrer  Leistungsfähigkeit  nach  M  e  n  ge 

—  Massenindustrie  und  Massentransport  — , 
nach  Raum  —  Intemationalisierung  — 
und  Zeit  —  Ausgleichung  der  Preise  sowie 
des  Vorrats  und  des  Mangels  an  Gütern 
und  Kapitalien  —  so  enorm  gesteigert 
worden,  dass  heute  die  Gesamtkraft  eine 
wesentlich  andere  ist,  dass  damit  auch  die 
Mehreinfuhr  für  die  Gesamtwirtschaft 
etwas  ganz  anderes  als  noch  vor 
sechs  Jahrzehnten  bedeutet  und 
produktiv  wirkt. 

Filr  die  heutige  Weltwirtschaft  kann  das 
Ideal  der  Entwickelung  nur  in  der  vollkom- 
menen Weiterbildung  all  der  oben  aufgezählten 
Faktoren  der  Kausalreihe  nach  Menge,  Raum 
und  Zeit  bestehen,  so  dass  sie  gleichsam  in 
einem  kontinuierlichen  Wechselstrom  mit  ein- 
ander stehen.  Aus  der  immer  innigeren  Ver- 
knüpfung der  verschiedenen  Produktions- 
zweige, Betriebe,  Preise,  Interessen  und  Be- 
ziehungen ■ —  und  zwar  der  nationalen  und 
internationalen  — ,  aus  der  zunehmenden 
Stabilität  und  Kontinuität,  d.  h.  der 
Sicherung  des  Absatzes  imd  seiner  dauern- 
den Fortentwickelung,  sowie  aus  der  Kon- 
stanz und  internationalen  Ausgleichung 
der  Preise  erwächst  die  von  uns  so  ge- 
nannte »Gesamtkraft«.  Sie  besteht  in  einer 
vollkommenen  Vereinheitlichung  der  inter- 
nationalen Beziehungen ;  sie  begreift  in  sich 
die  räumliche  Ausdehnung  auf  alle  Nationen, 
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auf  alle  Pi-odukte  iind  Produzenten,  die 
Regelmässigkeit  und  Kontinuität  ihrer 
Wechselbeziehungen,  die  zeitliche 
Ausgleichung,  die  Verfeinerung  des 
Kontakts  und  der  rhythmischen 
Gleichmässigkeit. 

Und  diese  »Gesamtkraft«  erwächst,  sobald 
sich  Unternehmermut  mit  der  maschinen- 
mässigen,  organisierten  Kommunikation  ver- 
bindet, nicht  nur  auf  dem  (Jebiete  der 
Volkswirtschaft,  sondern  auch  auf  dem  der 
öffentlichen  Bildung,  der  politischen  Macht 
und  Staatenbildung,  der  Kriegsführung. 
Gerade  auf  dem  politischen  Gebiete,  nament- 
lich in  dem  Emporkommen  der  Macht  der 
öffentlichen  Meinung  und  des  Einflusses  der 
unteren  Massen,  trat  zuerst  hervor,  was 
diese  Gesamtkraft  bedeutet. 

Der  geschilderte  Entwickelungsgang  und 
die  Herausgestaltung  der  Gesamtproduktiv- 
kraft giebt  dem  Staatszwecke  einen  weiteren 
Inhalt  und  für  die  Regierungspraxis  neue 
Gesichtspunkte. 

h)  Wenn  nicht  mehr  in  der  Verbilligung, 
in  der  Minderung  des  Selbstkostenpreises, 
die  Hauptfrucht  des  wirtschaftlichen  Fort- 
schrittes zu  erblicken  ist,  so  ist  damit  die 
(Smithsche)  Werttheorie,  aber  auch  zum 
Teil  die  frühere  Anschauung  über  die 
Stellung  der  Konkurrenz  im  Volkshaus- 
halte überholt;  denn  ebenso  befruchtend  wie 
die  Preisausgleichung  wirkt  der  Transport- 
grossbetrieb. Und  was  man  gewöhnlich 
lediglich  der  Konkurrenz  nachrühmt,  dass 
sie  nämlich  die  Unternehmungslust  und 
technische  Fertigkeit  ansporne,  das  gilt  vor 
allem  nicht  minder  audi  von  dem  w^irt- 
Rchaftlichen  Erfolge  imd  dem  ihn 
und  die  rentable  Verwertung  gewähr- 
leistenden Verkehr. 

Wie  ferner  mit  der  Konktirrenz, 
so  verhält  es  sich  auch  mit  der  befruchten- 
den Preisausgleichung  durch  den  Frei- 
handel: ebensowenig  wie  die  Konkurrenz 
der  ausschliesslich  produktive  und  anspor- 
nende Faktor  ist,  ebensowenig  kommt  auf 
dem  Weltmarkte  dem  Freihandel  die  aus- 
schliesslich befruchtende  Funktion  zu.  Der 
freie  Wettbewerb  und  der  freie  Handel  ist  nur 
die  regelmässige,  aber  nicht  wesentlich  not- 
"wendige  Begleiterscheinung  der  Erweiterung 
des  Verkehrs-  und  Wirtschaftsgebiets. 

Femer  erhält  man  ein  Licht  auf  die 
sozialistische  Lehre,  wonach  »die  neuzeit- 
liche Umwälzung  nebst  ihren  tausendfachen 
Wirkungen  nicht  durch  die  Bewegungs-, 
sondern  durch  die  Werkzeugsmaschinen  her- 
vorgerufen worden  sei«.  Mit  mehr  Recht  warf 
umgekehrt  Ad.  Held  die  Frage  auf,  ob  nicht  die 
mit  der  Einbürgerung  der  Maschinen  gleich- 
zeitig vergrösserten  Verkehrsdimensionen, 
insofern  sie  den  maschinellen  Grossbetrieb 
ermöglichten    und   so  zu  den  Erfindungen 


den  Anstoss  gaben,  als  die  primäre  Ursache 
anzusehen  seien.  Beide  Unterscheidungen 
sind  imzutreffend. 

Der  Transportfortschritt  durch  die  Dampf- 
und Elektricitäts-Anwendung  hat  für  die 
Grossindustrie  eine  ähnliche  Rolle  und 
Funktion  wie  z.  B.  das  Kapital  im  privaten 
Betriebe:  auch  hier  streitet  man  darüber, 
ob  das  Kapital  oder  die  Arbeit  produktiv 
ist.  Die  L^ung  ist  hier  wie  dort:  keines 
ohne  das  andere,  beide  wirken,  einander 
ebenbürtig,  in  der  beide  leitenden  Unter- 
nehmerthätigkeit  zusammen.  In  ähnlicher 
Weise  sind  Eisenbahn-  und  Produktions- 
fortschritt nur  zwei  sich  ergänzende  und 
einander  voraussetzende  Hälften  desselben 
Agens.  Man  kann  den  Einfluss  der  Be- 
wegungsmaschinen auch  mit  demjenigen 
vergleichen,  den  die  Isothermen  auf  die 
Flora  ausüben:  wird  jemand  abzumessen 
versuchen,  wie  viel  die  Tropen-  oder  Treib- 
hausluft, wie  viel  die  Bodenkraft  zur  Reife 
der  Traube  beisteuert? 

Demgemäss  giebt  für  den  modernen 
Volkshaushalt  und  für  die  moderne  Volks- 
wirtschaftslehre nicht  mehr  die  Konkurrenz, 
sondern  deren  Negation,  die  fortschreitende 
Koncentration,  audi  nicht  das  Kapital  oder 
die  Maschine  den  Mittelpunkt  ab,  sondern 
die  ^Gesamtkraft«,  dasjenige,  was  man  sonst 
die  »nationale  Wirtschaft«  oder  die  »Gesell- 
schaft« heisst,  d.  h.die  ebengenannte  Wechsel- 
beziehung des  Familien-,  Erwerbs-  und  Kul- 
turlebens und  die  Rückwirkung  dieses  Ge- 
samtprodukts auf  die  Unterglieder. 

6.  Indirekte  Wirkungen,  Verstadt- 
lichnng,  Intemationalisiening;  Umgestal- 
tung der  Kriegfülimng  und  Politik.  Die 
Beobachtimgen  über  die  Einzelwirkungen  der 
modernen  Verkehrsmittel  auf  eine  allgemeine 
Formel  zu  bringen,  ist  bei  der  Mannigfaltigkeit 
der  Erscheinungen  unmöglich,  aber  auch, 
wenn  man  den  wechselseitigen  Dualismus 
der  beiderlei  Grossbetriebsarten  der  Pro- 
duktion und  der  Kommunikation  genau  er- 
fasst,  unnötig.  Wollte  man  die  geschicht- 
lichen wie  die  allgemein-abstrakten  Wir- 
kungen des  Transport-  und  Kommunikations- 
wesens auch  in  Beziehung  auf  Preise  und 
Krisen,  auf  das  Bevölkerungswesen  und  auf 
das  soziale  Zusammenleben,  endlich  auf  die 
anderen  ünterglieder  des  Verkehrs,  wie 
Kredit,  Geldumlauf  und  Association,  unter- 
suchen, so  gäbe  dies  nichts  anderes  als  ein 
Handbuch  der  modernen  Nationalökonomie. 

So  erübrigt  uns  nur  noch,  darzulegen, 
wie  nicht  nur  Gewerbe  und  Handel,  sondern 
auch  das  Verhältnis  zwischen  Stadt  und 
Land,  sowie  die  beiden  anderen  Faktoren 
des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens,  Staat 
und  Familie,  eine  völlige  Neubildung  erfahren 
haben.  Nicht  nur  das  Güterleben  wurde  in 
neue  Bahnen  gelenkt,  sondern  auch  das  po- 
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Jitische,  intellektuelle  und  soziale  Leben,  die 
Denk-  und  Anschauungsweise,  der  Inte- 
ressenkreis. 

Am  folgenschwersten  ist  wohl  die  Ver- 
schiebung, die  in  den  letzten  Jahrzehnten 
in  dem  Verhältnis  zwischen  Stadt  und 
Land  eingeleitet  worden  ist  Ende  des  18. 
Jahrhunderts  glaubte  man  von  allen  grösseren 
Städten,  dass  ihre  Bevölkenmgszahl,  schon 
weil  sie  sonst  das  erforderliche  Holz 
nicht  mehr  zu  beschaffen  vermöchten,  die 
Susserste  Grenze  erreicht  habe.  Mit  der 
Eisenbahn  dehnte  sich,  wie  im  allge- 
meinen, so  auch  ihr  Bezugs-  imd  Versand- 
Badius,  namentlich  auch  für  die  Approvlsio- 
nierung,  mächtig  aus ;  die  Verdienstgelegen- 
heit und  der  Liegenschaftswert  hob  sich 
rapid  luid  damit  zugleich  die  Bevölkerung. 
Die  Kapital-  und  Arbeitskraft  wanderte  vom 
Lande  ab  und  der  Stadt  zu;  in  drei  Jahr- 
zehnten erstanden  im  Keich  20  Grossstädte 
mit  über  100000  Einwohnern.  Dazu  kam 
im  vergangenen  Jahrzehnt  die  Umwälzung 
des  städtischen  Verkehrs  diuch  Telephon 
und  elektrische  Strassenbahn.  Auf  einmal 
wird  das  Kleid  zu  eng,  die  Stadt  dehnt 
und  reckt  sich,  die  Entfernungen  schrumpfen 
zusammen,  die  Peripherie  schiebt  sich  hin- 
aus, das  ganze  Bild  der  Stadt  imd  ihr 
ganzer  Zuschnitt  nimmt  binnen  nur  eines 
Jahrzehnts  einen  grösseren  Zug  an. 

Wie  früher  die  Vereinigten  Staaten,  so 
Oben  die  durch  die  Eisenbahnen  näher  ge- 
rückten Städte  und  die  in  die  Höhe  schiessen- 
den Industriecentren  eine  starke  Anziehungs- 
kraft auf  die  Dorfbevölkerung  aus:  in  der 
Folge  ist  das  alt-patriarchalische  Verhältnis 
zwischen  Gutsherrn  und  Tagelöhnern  auf- 
gelöst, die  zwischen  ihnen  bestandene 
JNaturalwirtschaft  in  Geldwirtschaft  umge- 
wandelt, der  landwirtschafüidie  Grossbetneb 
um  das  Doppelte  verteuert  worden.  Wo 
allerdings  eine  Grossstadt  oder  ein  In- 
dustriecentrum in  der  Nähe  liegt,  ist  ein 
Ausgleich  in  dem  erhöhten  Absatz  von 
Fleisch  imd  der  Wochenmarktartikel,  als 
Milch,  Gemüse  aller  Art,  Obst  u.  s.  w., 
möglich. 

Zugleich  erstand  der  Landwirtschaft 
die  überseeische  Konkurrenz,  die 
mit  einem  viel  niedrigeren  Anlagekapital 
arbeitet  und  deshalb  billigere  Her- 
stellungskosten hat.  Daraus  erwuchsen 
die  Weltmarktkonjunkturen  mit  ihren  hef- 
tigen Schwankungen  und  gewagten  Speku- 
lationen, in  weiterer  Folge  die  Ausgleichung 
und  dünit  die  Senkung  der  Binnenland- 
preise,  die  Minderung  der  Grundrente  und 
der  —  diurch  die  Eisenbahnen  sowie  durch 
spekulative  Gutsübemahmen  —  in  die  Höhe 
getriebenen  Güterpreise. 

Eben  so  gross  wie  im  Punkte  der  inter- 
nationalen Konkurrenzfähigkeit  ist  die  Inka- 


pacität  der  Landwirtschaft  hinsichtlich  des 
Volksbedarfs.  Die  Ernährung  des  Volkes 
imd  die  Industrie,  ja  der  landwirtschaft- 
i  liehe  Betrieb  selbst,  bedarf  mehr  Rohpro- 
dukte, als  die  Landwirtschaft  zu  liefern  ver- 
mag. Unsere  Industrie  bedarf  heute  jährlich 
z.  B.  allein  an  ausländischer  Wolle  und  an 
ausländischem  Holz  für  je  300,  zusammen 
für  600  Millionen  Mark  (ausserdem  an  Baum- 
wolle für  200—250,  Rohseide  für  100,  Flachs 
und  Hanf  je  25,  Jute  30—34  Millionen  Mark). 

In  Bezug  auf  die  Volksemährung  so- 
dann ist  der  Bedarf  nach  Menge  imd  Quali- 
tät namhaft  erhöht  worden. 

An  ausländischer  Brotfrucht  hat  sich  der 
Bedarf  Deutsclüands  in  den  letzten  drei  Jahr- 
zehnten um  das  Achtfache,  von  244  000  Tonnen 
auf  2  Millionen  Tonnen,  gleich  einem  Sechs- 
teil der  binnenländischen  Getreideproduktion 
(von  12*/«  Millionen  Tonnen),  gesteigert  In 
gleicher  W^eise  stieg  das  Deficit  an  den 
anderen  Nahrungsmitteln,  namentlich  z.  B. 
an  Eiern  (Einfuhrwert  85  Millionen  Mark), 
Fleisch  (72),  Schmalz  (60),  Mai^garine  (18), 
Butter  —  obgleich  sich  die  einheimische 
Produktion  im  vergangenen  Jahrzehnt  ver- 
doppelt hat  —  (23),  Käse  (20;  so  1900, 1895 
rest  9)  Millionen  &Iark. 

Die  Landwirtschaft  selbst  bezieht  vom 
Ausland  z.  B.  Jungvieh,  Kleie,  femer  an 
Mais  allein  für  125  Millionen  Mark  sowie 
an  Futtermitteln,  wie  Roggen  und  Oel- 
kuchen,  je  für  50,  an  Leinsaat  ebenfalls  für 
50  Millionen  Mark. 

Neben  der  wirtsohaftlichen  Verschiebimg 
vollzieht  sich  eine  gleich  bedeutsame  in  so- 
zialer und  politischer  Richtimg. 

Als  die  nächste  Folge  des  Kommuni- 
kationsfortschritts haben  wir  die  ineinander- 
greifende, kontinuierliche,  ununter- 
brochene Cirkulation  von  Gütern  und 
Ideeen  kennen  gelernt  Bis  vor  wenigen 
Jahrzehnten  standen  der  Cirkulation  räum- 
liche und  zeitliche  Hemmnisse,  Inter- 
valle und  Grenzen  im  Wege,  insofern  sie, 
wie  die  Produktion,  in  der  Hauptsache  an 
die  mit  der  Ernte  gegebene  Umtriebsperiode 
gebunden  war  und  nicht  über  den  Bezirk 
hinausging.  Insolange  das  Gros  der  Be- 
völkerung fast  ausschliesslich  vom  Acker- 
bau lebte,  waren  die  Produkte  an  die  Stelle, 
wo  sie  hervorgebracht  wurden,  und  die 
Menschen  an  die  Verhältnisse,  unter  denen 
sie  aufgewachsen  waren,  örtlich  gebunden, 
der  Handel  auf  die  nächste  Umgebung  und 
einige  Messplätze  beschränkt;  »ein  jeder 
(Bauer)«,  sagt  Seb.  Münster,  »ist  von  dem 
anderen  abgeschieden  und  lebt  für  sich 
selbst  und  mit  seinem  Gesind  und  Viehu« 
Zu  einem  Orts-  und  Platzwechsel  hatte 
man  kein  Bedürfnis  und  keinen  Anlass, 
aber  auch  keine  Möglichkeit  Die  Trans- 
portkosten waren  im  Verhältnis  zum  Werte 
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des  Transportgutes  zu  hoch;  schon  deshalb 
musste  ein  üeberschuss  an  Kraft  oder  Pro- 
duktion verkümmern,  eine  Oberreiche  Ernte 
nutzlos  verderben  etc.  Solange  nun  die 
allgemeine  Cirkulation  derai-t  ge- 
hemmt war,  war  es  naturgemäss  auch  der 
Transport  verkehl",  ein  solcher  also  noch 
nicht  vorhanden. 

Welche  Distanz  uns  hierin  von  frü- 
heren Jahrzehnten  trennt,  dafür  haben  wir 
einen  Massstab  an  der  »Landflucht«. 
Man  hält  dieselbe  für  eine  direkte  Folge  des 
erleichterten  Verkehrs,  und  die  Agrarier  sind 
deshalb  auch  die  erklärten  Feinde  des 
»Reiseluxus«.  Dabei  aber  wird  die  tiefere 
Ursache  übersehen,  und  die  liegt  in  dem 
Streben,  bessere  Lebens-  und  Erwerbsbe- 
dingungen zu  eiTeicIien ;  wo  dieses  Wander- 
motiv fehlt,  werden  auch  die  Eisenbahnen 
niemand  ziur  Ab-  oder  Auswanderung  ver- 
anlassen. 

Die  nächstliegende  Folge  der  Mobili- 
sierung der  Arbeitskraft  ist  die  Erleichte- 
rung des  Erwerbs  und  Verdienstes,  Hebung 
des  Wertes  der  individuellen  Geschicklich- 
keit und  Tüchtigkeit,  der  gesamten  Pro- 
duktiv- und  Konsumtivkraft.  Die  »Mobili- 
sierung« der  Kräfte  ist  der  direkte  Gegensatz 
zu  der  bäuerlichen  Gebundenheit  und 
Isolierung;  sie  bedeutet:  immer  mehr  Pro- 
duzenten, Betriebe,  Gewerbezweige,  Erwerbs- 
gnippen  werden  verstadtlicht  und  inter- 
nationalisiert, allmählich  erhält  das  ganze 
w^irtschaftliche  und  soziale  Leben 
einen  städtischen  und  weltwirt- 
schaftlichen Grundzug.  Allmählich 
werden  die  arbeitenden  Klassen  dem  »Idiotis- 
mus« des  Landlebens  entrissen.  Im  neuen 
Jahrhundert  scheint  auch  nach  und  nach  die 
»Schmutzkonkurrenz«  der  vom  Lande  ständig 
abströmenden  Reservearmee  mit  ihrer  niedri- 
gen Lebenshaltung,  die  wie  ein  »ehernes 
Lohngesetz«  drückte,  nachzulassen. 

In  dieser  sozialen  Hinsicht  tritt  nament- 
lich auch  die  mit  der  Entwickelung  der 
Eisenbahn  parallele  Wirkung  der  Post  und 
Telegraphie  zu  Tage.  Halten  wir  uns  den 
früheren  und  heutigen  Stand  des  Reisens 
sowie  der  Gedanken-  und  Nachrichtenver- 
nüttelung  vor  Augen!  Schon  im  vorigen 
Jahrhundert  wollte  man  bemerken,  dass  die 
Welt  durch  die  Erleichterung,  Beschleuni- 
gung und  Verbilligung  in  der  gedachten 
Richtung  in  manchen  Sachen,  wie  J.  J.  Moser 
(Deutsches  Staatsrecht,  Bd.  V)  sich  aus- 
drückte, in  eine  andere  Form  gegossen  wor- 
den sei;  die  Post  sei  eines  der  wichtigsten 
Mittel  zur  Erweckung  und  Erhaltung  der 
Lebenswärme  emsiger  Thätigkeit  der  Staats- 
genosseu.  Es  bezog  sich  dies  auf  die  kom- 
merzielle sowie  auf  die  politische  und  geistig- 
intellektuelle Rückwirkung;  und  doch  waren 
von  ihr  nur  einzelne  begünstigte  und  bevor- 


rechtete Städte  bezw.  Gesellschaftskreise  er- 
griffen worden.  Die  Erwerbung  einer  Reisebil- 
dung und  der  (briefliche)  Kontakt  mit  dem  Aus- 
lande war  nur  dem  Adel  und  der  Gelehrten  weit 
möglich.  Ebenso  zeigte  sich  nur  an  einigen 
Weilplätzen  der  Kausalzusammenhang  des 
Reise-  und  Nachrichtenverkehrs  mit  dem 
Güteraustausche,  mit  Kredit  und  Speku- 
lation sowie  ihrer  Quintessenz  der  Börse: 
nur  dort  wurde  jede,  auch  die  kleinste 
Schwankung,  sei  es  in  der  Politik  oder 
in  der  Preisgestaltiing,  zu  einem  l)edeut- 
samen  Anlasse  des  Reise-  und  Nachrichten- 
verkehrs. 

Nun   kam,    gleichsam   über  Nacht,   die 
VeKÜlgemeinerung   und    Vervollkommnung 
der  Transport-  und  Bildungsmittel,   welche 
bisher   nur   der    Diplomatie,    dem    Gross- 
handel   und     sonst    bevorzugten     Kreisen 
zugänglich      gewesen     waren.       Dadurch 
wurden  die  beiden  Hebel  der  Spekulation 
und    der    öffentlichen    Bildung,    Presse 
und     Reiseverkehr,      »demokratisiert« 
und    in    ähnlicher   Weise    wie    das    Heer- 
wesen gänzlich  umgestaltet;  sie  \snirden  in 
ihrem   Wesen  etwas  ganz  anderes  als  sie 
vorher  waren  und  gewannen  eine  Ausdeh- 
nung, für  welche  etwa  die  Steigerung  des 
militärischen  Massenaufgebotes  von    .SOOOO 
auf  3  Millionen  Mann  eine  Analogie  bietet 
Schon  in  den  50  er  Jahren  bemerkte  man 
(s.    Cottas    »Teutsche    Vierteljahrsschrift«, 
1855,  S.  284),  wie  imgemein  sich  der  Ge- 
sichtskreis der  Völker  und  der  Individuen 
erweitert  habe ;  die  Menschheit  gewann  neue 
Ziele  und  die  mannigfaltigsten  Anregungen ; 
es  entstand  ein  neues  Interesse  an  den  ver- 
schiedensten Seiten  des  öffentlichen  Lebens 
und  an  den  internationalen  Vorgängen;   es 
waren  nicht  mehr  bloss  die  Preisschwan- 
kungen  und   die   Spekulation,  welche  den 
Nachrichtendienst   alimentierten;    bei   dem 
unermesslich  gesteigerten  und  über  den  Erd- 
ball verflochtenen  Verkehr  machten  sich  in 
allen    Lebensverhältnissen    neue,    wichtige 
Faktoren  geltend;   die  geistige  Regsamkeit 
und  Strebsamkeit   wurde  vervielfacht;    wir 
handeln    entschlossener,    werden   präciser, 
arbeiten  und  gemessen  rascher  und  inten- 
siver. 

Diese  Um wandelung  imd  Auffrischung  des 
geistigen  imd  sozialen  Milieus  wurde  für  die 
unteren  Klassen  verhältnismässig  am  w^ich- 
tigsten,  aus  demselben  Grund  wie  z.B.  der 
Massentransport  für  die  geringwertigen  Roh- 
produkte. Nun  erst  wurde,  was  vordem  ein 
Privileg  der  oberen  Klassen  war,  die  Land- 
bevölkerung reisefähig  und  mit  den  neuesten 
Naclirichteu  bekannt 

Immer  mehr,  namentlich  aus  den  unteren 
Klassen,  rissen  sich  von  der  alten  Gebunden- 
heit im  engeren  nachbarlichen  Verband,  der 
Beschränktheit  des  Landlebens,   der  klein- 
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städtischen  Stickluft  los.  Die  bisherigen 
Schranken  dienten  nur  der  Erhaltung  der 
Durchschnitts-Mittelmässigkeit.  Die  Mehi*- 
heit  des  Volkes  war  an  einen  engen  Ge- 
sichts- und  Interessenkreis  und  an  eine 
entsprechend  engherzige  Denk-  und  Empfin- 
dungsweise gefesselt.  Die  freiere  Luft,  der 
grössere  Zug,  die  anspornende  Konkurrenz 
entwickelt  nunmehr  Kräfte  und  Fähig- 
keiten, die  Ellbogenraum  genug  zur  Be- 
thStigung  erlangen :  sie  wirkt  befruchtend  im 
Dienst  des  technischen  Fortschritts,  des  Er- 
werbs, der  Bildung  und  Erholung,  der  fort- 
schreitenden Terstadtlichung  des  wirtschaft- 
lichen und  geselligen  Lebens,  sie  erbringt  eine 
kulturelle  Weckung  der  Yolksmassen. 

Vermittelst  des  Grossbetriebes  im  Trans- 
port wurde  auch  auf  geistigem  Gebiete  der 
Gn>ssbetrieb:  Erweiterung  des  Interessen- 
kreises, und  die  Massenwirkung  sowie  die 
Association,  nämlich  die  Assimilierung  und 
die  befruchtende  Wiedergabe  des  Ideeen- 
kapitals,  ermöglicht.  Wie  sich  für  die 
Volkswirtschaft  infolge  der  neuen  zeitlich 
und  räumlich  ununterbrochenen  Wechsel- 
beziehung ein  anderer  Mittelpunkt  heraus- 
?;bildet  hat,  so  verschieben  sich  die  für 
olitik  und  Lebenshaltung  tonangebenden 
Faktoren;  der  »Kern  der  Nation«  wird  ein 
anderer. 

Daneben  verbreitete  sich,  zum  Teil  in- 
folge der  allgemeinen  Einwirkung  und  Kennt- 
nis des  Auslandes,  der  feinere  Lebensgenuss, 
ein  geläuterter  Geschmack,  der  Einfluss  der 
zwei  ewigen  untrennbaren  Mächte:  Kunst 
und  Wissenschaft,  unter  welche  sich  das 
ganze  geistige  Leben  einreiht ;  infolgedessen 
zieht  me  unsichtbare  Gemeinde  der  Be- 
sitzer der  sozialen  Macht,  der  »Päch- 
ter des  guten  Tones«,  »cette  superioritö  de 
sentir  hon  et  de  bien  vivre«  weitere  Kreise, 
sie  erhält  eine  breitere  Basis.  Unter  den 
einzelnen  Klassen  bildet  sich  eine  inter- 
nationale Gemeinschaft  der  Interessen,  An- 
schauungen, des  guten  Geschmacks  und 
der  Lebenshaltung  aus,  die  äusserlich 
in  der  allbezwingenden  Macht  der  Mode 
hervortritt  und  allmählieh  für  die  be- 
sitzenden Klassen  einen  festeren  Zusammen- 
halt bildet  als  die  Staats-  und  Rassen- 
gemeinschaft Während  bis  in  die  dreissiger 
Jahre  ausschliesslich  nur  der  Adel  die  »Ge- 
sellschaft« bildete,  gewannen  im  gleichen 
Sehritte  mit  dem  prompteren  Bestelldienst 
der  Nachrichten,  der  billigeren  Zeitungs- 
befördemng  und  der  neueren  Entwickelung 
des  Telegraphen  und  der  überseeischen 
Kabel  die  schon  vorhandene  Presse  und 
Börse,  das  Parlament  und  das  Ver- 
einswesen auf  das  öffentliche  Leben  einen 
mit  dem  Adel  rivalisierenden  Einfluss.  Unter 
der  3fassenwirknng  dieser  vier  neuen  Fak- 


toren erstand  etwas  ganz  neues :  die  ö  f  f  e  n  t  - 
liehe  Meinung! 

b)  Gerade  die  Wandelung  in  der  hohen 
Politik  ist  —  wie  die  in  der  KriegfOlu-ung 
—  ein  deutliches  Beispiel  dafür,  wie  der 
Transport,  sobald  er  in  der  Weise  auftritt, 
dass  er  selbständig  die  Leistungsfähigkeit 
steigert,  sowohl  durch  den  Grossbetrieb  als 
die  Internationalität  nicht  mehr  eine  blosse 
Fortsetzung  von  bereits  Vorhandenem,  son- 
dern eine  völlige  Neuschaffung  bedeutet; 
auch  auf  diesen  beiden  Gebieten  entsteht 
eine  vorher  unbekannte  »Gesamtkraftc 

Noch  vor  wenigen  Jahren  hätte  es  an 
schlagenden  Tliatsachen  für  diese  These  ge- 
mangelt. Heute  sind  sie,  zumal  seit  dem 
Aufkommen  des  Neu-Merkantilismus, 
schon  jedermann  geläufig. 

Eine  ungeahnte  Verstärkung  erhielt  die 
koncentrierende  Kraft  der  Kommunikation 
durch  den  oi^nisierten  Grossbetrieb.  Diese 
politische  Wirkung  erfasste  man  gleich  beim 
ersten  Aufkommen  der  Eisenbau;  sofort 
erhoffte  man  davon  in  Deutschland  wie  in 
Italien,  dass  dadurch  das  Volk  zur  Einheit 
zusammengeschmiedet  werde.  »Mir  ist 
nicht  bange,  dass  Detitschland  nicht  eins 
werde«,  so  prophezeite  schon  in  den  20er 
Jahren,  als  die  ersten  Eisenbahnen  ei-st  in 
Sicht  waren,  der  greise  Dichterfürst  zu 
Weimar,  »gute  Chausseen  und  künftige 
Eisenbahnen  werden  schon  das  ihrige  thun.c 

In  der  That  wurde  auch  das  iwlitische 
Leben  rascher  revolutioniert  als  das  wirt- 
schaftliche. 

Solange  der  Transport  noch  auf  der 
Stufe  des  Kleinbetriebs  stand,  \imfa.ssten 
von  den  Motoren  des  öffentlichen  Lebens 
die  einen,  wie  die  Presse  und  Börse,  nur 
eine  in  sich  abgeschlossene  kleine  Welt 
und  bewegten  sich  auf  der  Schneckenpost; 
von  den  anderen  Faktoren,  wie  Landtag 
und  Vereinswesen,  waren  niu-  schwache 
Keime  vorhanden.  Zu  einem  selbständigen 
politischen  Urteil  waren  nur  wenige  fällig, 
politischen  Einfluss  hatte  nur  der  adelige 
Grossgrundbesitz;  mit  Abscheu  sali  er  die 
Zeit  herannahen,  da  »jeder  Bauer  so  schnell 
wie  einer  vom  Adel  einen  bestimmten  Ort 
erreichen  könne«. 

Die  Welt  reckte  sich,  als  die  Chausseen, 
imd  noch  mehr,  als  Eisenbahn  und  Tele- 
graph aufkamen:  die  Stadtmauer  und  die 
Abschliessung  nützte  nichts  mehr,  die 
Kleinstaaterei  verlor  zuerst  innerhalb  des 
Eisenbahngebietes  alle  Berechtigung,  die 
»politischen  Proportionen«  wurden  andere, 
der  Partikularismus  wird  in  den  Tagen 
der  See-  und  Weltpolitik  zum  Anachronis- 
mus; die  altüberkommenen  Gegensätze 
zwischen  Nord  und  Süd,  welche  alle  Staaten, 
vor  aUem  Italien  und  Spanien,  zum  Teil 
auch    noch    Deutschland    und    Frankreich 
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trennen,  gleichen  sich  allmählich  aus.  Ält- 
tiberkommene  Vorurteile  fallen;  das  po- 
litische Leben  pulsiert  lebhafter,  der  vierte 
Stand  wird  ein  Machtfaktor,  die  Hauptstadt 

fiebt  wie  in  der  Mode  so  auch  id  der 
olitik  den  Ton  an,  Parlament  und 
Fraktion  erlangen  einen  früher  ungeahnten 
Einfluss. 

Die  Philosophen  des  klassischen  Alter- 
tums glaubten,  die  Grenzen  eines  Ideal- 
staates dtlrften  sich  nur  so  weit  erstrecken, 
als  eine  Stentorstimme  i-eiche;  für  die  Re- 
gierung über  Massen  freier  Männer  bestand 
eine  physiologische  Frage  darin,  wie  der 
Herrscher  in  Mitte  von  auch  nur  Zehn- 
tausend sich  allen  verständlich  machen  und 
wie  in  einer  Versammlung  alle  zugleich 
sprechen  könnten.  Die  Verbindung  des 
Transportgrossbetriebes  mit  dem  Grossbe- 
triebe in  der  Buchdruckkunst  hat  dieses 
Problem  spielend  gelöst.  Bedeutsame  Reden 
z.  B.  des  Kaisers  werden  am  gleichen  Tage 
in  etwa  1200  Depeschen  bis  in  ferne 
Weltteile  befördert  j  es  vergeht  kaum  eine 
Woche  darüber,  bis  der  grösste  Teil  der 
Wähler  Deutschlands  ihren  Inhalt  kennen 
gelernt  und  der  Kaiser  von  dem  Wieder- 
hall, den  sie  gefunden,  sich  vergewissert 
hat.  Keine  Regierung  hatte  früher  so  sehr 
die  Mittel,  um  die  öffentliche  Meinung  zu 
lenken,  keine  andere  aber  wurde  auch 
80  sehr  von  ihr  getragen.  Nicht  nur  ein- 
zelne Akte,  sondern  die  ganze  Haltung  der 
Regierung  werden  heute  täglich  kommentiert 
und  finden  in  dem  Börsenkurse  eine  täg- 
liche greifbare  Kritik. 

Hand  in  Hand  damit  vollzog  sich  eine 
Umgestaltung  der  Anschauungen  in  der 
Theorie  und  öffentlichen  Meinung  und  da- 
nach der  Regierungsmaximen. 

Für  den  Staat  entstand  gegen  früher, 
da  ailes  überzeugt  war,  dasa  er  ledig- 
lich für  die  Erfüllimg  der  negativen  Auf- 
gaben der  blossen  Abwehr  von  Angriffen 
(auf  Eigentum,  Freiheit  und  Leben)  geeignet 
und  berufen  sei,  eine  neue  positive  Aufgabe 
in  der  Hebung  der  produktiven  Kräfte  des 
Landes,  er  gewann  einen  weiteren  Inhidt 
seines  Zwecks  und  frisches,  pulsierendes 
Leben,  aber  auch  neue  Mittel  imd  neue  Ein- 
nahmen. 

Sodann  gab  die  Dampf-  und  Elektricitäts- 
beförderung,  kaum  dass  sie  eingeführt 
war,  den  Au^ngspunkt  ab  für  eine  Fehde, 
in  welcher  die  alten  Gegensätze  des  aUge- 
meineu  Verkehrs  und  der  Konkurrenz,  des 
»laissez-faire«  und  der  Regierungsinterven- 
tion, unter  neuer  Beleuchtung  zum  Austrage 
gelangen  sollten.  Sofort  nämlich  fragte  man 
sich:  lässt  sich  überhaupt  noch  eine  künst- 
liche Erschwerung  des  Verkehrs  recht- 
fertigen, wenn  sich  die  Nation  zur  Be- 
seitigung der  räiunlicheu  Schrankeu  einen 


bis  dahin  unerhörten  Aufwand  an  Geld  und 
Mühe  auferlegt? 

In  der  ersten  Zeit  war  alles  von  der 
völkerverbindenden  Kraft  der  neuen  Trans- 
portmittel so  sehr  begeistert,  dass  es  als 
selbstverständlich  galt,  aass  jede  Regierungs- 
massregel, welche  dem  entfesselten  Ver- 
kehre im  Wege  stehe,  insbesondere  die 
protektionistische  Abschliessung  ebenso  wie 
Censur-  und  Passzwang  weder  Sinn  noch 
Berechtigung  mehr  habe. 

Bis  in  die  fünfziger  Jahre  hatte  man  den 
Einfluss  des  Seehandels  (und  der  Regierung) 
auf  Handel  und  Gewerbe,  unter  der  Nach- 
wirkung der  merkantilistischen  Lehre,  über- 
schätzt; von  da  ab  wurde  er,  angesichts 
des  staunenswerten  Emporblühens  der 
englischen  (und  schweizerischen)  Export- 
industrie, unterschätzt.  Nun  begann  der 
Aufschwung  des  engUschen  Handels  im 
Jahre  1834,  also  vor  dem  Freihandel,  aber 
gleichzeitig  mit  den  Eisenbahnen.  Nur 
einige  Jahre  später  begann  auch  der  gleiche 
Aufschwung  in  Frankreich,  den  Vereinigten 
Staaten,  Belgien  (Deutschland  und  in  der 
Schweiz).  Wir  luien  hier  Länder  vor  uns, 
welche  damals  dieselben  mechanischen  Kräfte 
und  Erfindungen  zur  Hand  hatten;  da  ist 
der  Schluss  gerechtfertigt,  dass  dieselbe 
grosse  Ursache  den  Grund  zu  ihi-en  Er- 
folgen legte.  Und  was  war  diese  gemein- 
same Ursache?  »Der  Freihandel«, 
führte  schon  1866  Dudley  Baxter  aus, 
»kann  es  nichtsein,  denn  nureiaes 
von  den  vier  Ländern  hatte  die 
Freihandelspolitik  angenommen;  aber 
es  besteht  allerdings  eine  solche  gemein- 
schaftliche Ursache,  die  jedes  der  vier  Län- 
der vorzugsweise  entwickelt  hat,  nämlich 
die  Dampfbeförderung.« 

Im  gleichen  Sinne  hatte  schon  einJahc- 
zehnt  vor  Baxter  ein  (freihändlerischer)  fran- 
zösischer Nationalökonom  ausgeführt,  dass 
nicht  der  Freihandel  die  Exportindustrie, 
sondern  umgekehrt  letztere  den  Freihandel 
in  die  Höhe  gebracht  habe;  wäre  Frank- 
reich nicht  schon  1860  ebenfalls  von  Nord 
nach  Süd  und  von  Ost  nach  West  mit 
Schienen,  den  belebenden  Arterien  des  Wirt- 
schaftskörpers, durchzogen  gewesen,  so  wür- 
den die  damaligen  Befürworter  des  eng- 
lischen Handelsvertrages  gezögert  haben, 
die  französische  Industrie  der  Gefahr  einer 
Konkurrenz  mit  England  auszusetzen. 

Ein  Jahrzehnt  später  wurde  der  gleiche 
Ti-ansportfortschritt  für  die  entgegengesetzte 
Forderung  verwertet 

Mit  der  Ausbreitung  der  Weltwirtschaft 
wurde  der  politische  und  materielle  loter- 
essenkreis  erweitert,  dessen  Reibungsfläche 
zwischen  den  verschiedenen  Wirtschafts- 
zweigen und  Nationen  vergrössert  Die 
Schwächeren  sehnen  sich  nach  Schutz    und 
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Isolierung  gegen  die  scharfe  Weltmarkt 
konkurrenz,  die  Stärkeren  nach  •weiterer 
Ausdehnung  ihrer  Absatagebiete  und  poh- 
tischen  Grenzen.  Als  die  Landwirte 
verspürten,  dass  ihnen  mit  der  Eisenbahn 
die  Konkurrenz  hart  auf  den  Leib  rückte, 
wurden  sie  aus  enragierten  Freihändlern  eben- 
so entschiedene  Proliibitionisten.  Infolge 
der  naturgemässen  Einwirkung  der  inter- 
nationalen Beziehungen  und  der  Handels- 
politik auf  die  internen  wirtschaftlichen 
Zustände  imd  auf  die  Gtewerbepolitik  wurde 
die  Zollfrage  zum  Krystallisationspunkte  für 
die  Parteigruppierung  überhaupt,  namentlich 
als  die  konservative  Partei  mit  Erfolg  die 
in  den  60er  Jahren  von  Carey-Dühring  aus- 
gegebene Losung  aufnahm:  nicht  der  ZoU- 
schutz,  sondern  die  regelnde,  koordinierende 
Thätigkeit  des  Staates  sei  das  Wesentliche, 
der  Zollschutz  nur  eines  der  Hilfsmittel 
dieser  Thätigkeit 

Es  erwuchs  daraus  die  kommerzielle 
Spannung,  deren  Intensität  der  politischen 
nichts  nachgiebt,  und  eine  Verscnärfung 
in  der  gegenseitigen  Preisunterbietung 
auf  dem  Weltmarkte,  welche  man  als 
Ueberproduktion  bezeichnet  Die  Folge 
dieser  beiden  Neuerungen  besteht  darin, 
da^s  die  Industriestaaten  in  den  nächsten 
Jahrzehnten  ausser  stände  sind,  unter  sich 
eine  Einigung  gegen  Provokationen  seitens 
eines  prohibitionLstischen  Kolonialstaates  zu 
erzielen.  Für  sie  ist  der  Freihandel  nicht 
ein  Luxuspräsent  an  das  Ausland,  sondern 
eine  Art  Kaufgeld  für  die  Einbün^rung 
der  Grossindustrie;  nicht  der  Freihandel 
der  60er  Jahre  hat,  wie  man  damals  lehrte, 
die  Gros-sindustrie  erzeugt,  sondern  um^ 
kehlt:  die  durch  den  Transportfortschritt, 
dann  durch  die  ZoUerhöhung  emporgezogene 
Grossindustrie  ist  es,  welche  in  konse- 
quenter Weiterbildung  in  einigen  Jahr- 
zehnten den  Freihandel  (zuerst  gegenüber 
den  »Agrikulturstaaten«:)  erzwingen  wird. 

Die  neueste  Wendung  erbrachte  die  See- 
tmd  Weltpolitik,  der  neumerkantilistische 
Imperialismns.  Die  eben  erwähnten  beiden 
Tendenzen,  das  Isoliemngs-  und  Expansions- 
bedflrfnis,  stehen  in  einem  Widerspruch  zu 
einander,  ffir  den  man  die  Lösung  durch 
Erwerb  von  Kolonialbesitz  zu  finden  sucht 
Eine  derartige  Erweiterung  der  politischen 
Macht  soll  zugleich  die  wirtschaftUche  Un- 
abhängigkeit erbringen   und  gewährleisten. 

Diese  neueste  Wendung  zur  Expansions- 
politik hat  dem  Streit  um  die  Phasen  der 
Catwickelung  des  Industriestaates  eine 
andere  Spitze  gegeben.  Heute  handelt  es 
räch  nicht  mehr  bloss  um  den  In- 
da striestaat,auch  nicht  mehr  allein 
un^  den  Anteil  an  der  Weltwirt- 
schaft oder  um  die  ZollpoUtik  gegen  die 
nächsten  Nachbarn,   sondern  um  eine  Han- 


dels- und  Schrf&hrtspolitik  im  grossen 
Stil,  um  die  Erlangung  und  B^auptung 
der  Stellung  als  weltexpansive  Gross- 
macht, als  Kolonialmacht,  aisinter- 
nationaler Gläubigerstaat 

c)  Kriegsführung.  Die  Analogie  der 
volkswirtschaftlichen  Wirkung  der  Trans- 
portvervollkommung  mit  derjenigen  auf 
dem  Gebiete  des  Heerwesens,  der  Marine 
und  der  Verteidigimg  wurde  schon  1832 
gleichzeitig  von  List  und  dem  bekannten 
Fabrikanten  Harkort  zu  interessanten 
Schlüssen  verwertet  Sie  trifft  zunächst 
auf  die  geschichtliche  Entwickelung  zu: 
die  Weltgeschichte  kennt  auch  für  mili- 
tärische wie  für  die  wirtschaftlichen  Zwecke 
nur  zwei  Systeme  der  plangemässen 
Ausnutzung  des  Kommunikationswesens, 
nämlich  das  römische  Strassen-  und  das 
moderne  Schienennetz.  Ebenso  ferner  wie 
die  Produktionstechnik  war  auch  die  mili- 
tärische Technik  mit  der  Wende  des  vori- 
gen Jahrhunderts  divch  das  Princip  des 
Massenbetriebs,  und  zwar  in  Gestüt 
des  (französischen)  Massenaufgebots,  erwei- 
tert worden.  Die  volle  Anwendung  dieses 
Princip  jedoch  war  deshalb  nicht  möglich, 
weil  eine  Befördenmg  und  rasche  Koncen- 
trierung  der  Massen  technisch  nicht  aus- 
führbar war.  Vielleicht,  fragte  man  sich, 
konnte  man  für  diesen  Zweck  —  bei  dem  von 
jeher  alles  von  der  Koncentration  der  Kraft 
auf  den  entscheidenden  Punkt  und  Tag  so- 
wie von  der  Schnelligkeit  der  Bewegung 
abhängt  —  die  vorhandenen  Wasserstrassen 
ausnützen;  dieses  Problem  behandelte  z.  B. 
1817  eine  Denkschrift  des  österreichischen 
Feldmarschalls  Maillard.  Auf  eine  neue 
Lösung  wies  das  Aufkommen  der  Dampf- 
beförderung hin;  mit  ihr  wurde  nun  der 
Transport,  der  bisher  nur  für  die  Munition 
und  Bagage  bestimmt  gewesen  war,  für  die 
Operationen  selbst  angewendet  Noch  1842 
wiude  Lists  Vorschlag  bespöttelt,  die  Bahnen 
systematisch  als  militärische  Operationslinien 
zu  benutzen  imd  auf  ihnen  rasch  die  Truppen 
an  den  Ausschiffungs-  und  Zielpunkt  her- 
anzubringen. Nun  aber  veränderte  sich 
binnen  nur  drei  Jahrzehnten  der  Charakter 
der  gesamten  Kriegsführung.  Namentlich 
in  Preussen  erkannte  man  bald  die  mili- 
tärische Bedeutung  der  grossen  durchgehen- 
den Bahnünien,  welche  zwischen  den  beiden 
damals  getrennten  Hälften  der  Monarchie 
möglichst  schnelle  und  direkte  Verbindungen 
herzustellen  berufen  sein  könnten.  Eben 
so  wenig  wurde  die  Wichtigkeit  der  von 
Berlin  nach  Nordwesten  und  Südosten  aus- 
strahlenden Verbindungen  verkannt  (Fleck, 
Die  ersten  Eisenbahnen  von  Berlin  nach 
dem  Westen  der  Monarchie,  im  Archiv  ffir 
Eisenbahnen  XVIII,  1895).  Der  erste,  der  ein 
Eisenbahnnetz  als  Nationalverteidigimgs-In- 
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strument  rühmte,  war  Fr.  List;  es  erleich- 
tere die  Zusammenziehung  und  Verteilung 
der  Streitkräfte.  Bekannt  ist,  wie  sehr  sich 
Moltke  schon  vor  1866  die  Verwertung  der 
Bahnlinien  für  die  rasche  Koncentration  der 
Armee  und  hernach  die  Hebimg  der  »Eisen- 
bahnwehrkraft« angelegen  sein  Hess  und 
zur  grösst möglichen  Vollendung  brachte. 
Halt  Bayern,  legte  er  in  einer  Denkschrift 
von  1866  dai-,  »zu  Oesten-eich,  so  ist  es 
weit  weniger  seine  Armee  als  die  Benutzung 
seiner  Bahn  Regensburg-Pilsen-Prag,  welche 
uns  nachteilig  wird,  da  solche  die  eben  an- 
geführte Koncentration  um  etwa  15  Tage  ab- 
kürzt.« Heute  ist  das  strategische  Eisen- 
bahnnetz für  die  Schlagfertigkeit  einer  Nation 
von  gleicher  Bedeutung  wie  die  militärische 
Kraft.  Von  ihr  hängt  die  ständige  Ver- 
bindung mit  dem  Hinterland  und  seinen 
Hilfsquellen,  der  richtige  Aufmarsch,  die 
ordnungsgemässe  Truppen-Verpflegung,  die 
Nachftihrung  der  Munition  und  der  Ersatz- 
Mannschaften,  die  volle  Ausnützung  eines 
Sieges,  die  rasche  Sammlung  nach  einer 
Schlappe,  auch  die  Wegführung  der  Kranken 
und  Verwundeten,  Gefangenen  ab.  Schon 
wegen  dieses  Einflusses  der  Eisenbahnen 
sind  noch  alle  Versuche,  Russland 
auf  grossem  Massstabe  angriffsfähig  zu 
machen,  bis  jetzt  gescheitert.  Die  Wich- 
tigkeit der  Transportmittel  füi-  die  neu- 
zeitliche Kriegführung  trat  noch  nie  so 
deutüch  zu  Tage  wie  im  chinesischen 
und  südafrikanischen  Krieg.  Beide  führen 
deutlich  vor  Augen,  wie  rasch  luisere 
Zeit  ins  Riesenhafte  wächst.  Noch  vor 
einigen  Jalirzehnten  war  es  ein  Ding  der 
Unmöglichkeit,  einige  hunderttausend  Mann 
über  See  an  den  Feind  heranzubringen. 
Und  die  von  der  Küste  in  das  Binnen- 
land führende  Eisenbahn  leistet  den  eng- 
lischen Tnippen  die  gleichen  Dienste  wie  der 
limes  transrhenanus  den  Römern. 

So  steht  die  fortschreitende  Vervollkomm- 
nung desTransportwesens  mit  den  gesteigerten 
Anforderungen  der  hetitigen  Kriegsfühnuig 
und  Waffenwirkung  in  Zusammenhang. 
Die  Erfindung  des  Schiesspulvers  hat  nicht 
revohitionierender  gewirkt  als  die  Ausdeh- 
nung des  Eisenbahnnetzes.  Bei  der  unbe- 
grenzten Möglichkeit,  eine  beliebige  Zahl 
der  für  die  Feldsclilacht  disponiblen  Kom- 
battanten heranzubringen,mus8te  von  denNati- 
onen  im  gegenseitigen  Wettbewerbe  dasAufge- 
bot  der  Masse  immer  weiter  gefasst  wer- 
den, schliesslich  so  weit,  dass  jeder  waffen- 
fähige Mann  wehrpflichtig  ist.  Noch  vor 
kaum  100  Jahren  zogen  nur  30000,  vor  drei 
Jahrzehnten  300000  Mann  (auf  jeder  Seite) 
ins  Feld ;  heute  sind  es  deren  3  Millionen. 
Wie  innerhalb  des  einzelnen  Staates  das 
Leben  rascher  pulsiert,  so  wird  im  Ernst- 
fall  das   Geschick  eines  Landes  mit  einer 


Schnelligkeit,  die  an  das  Wunderbare  grenzt, 
nicht  mehr  in  Jahren  und  Jahrzehnten,  son- 
dern in  Wochen  und  Tagen  entschieden. 
Mit  dieser  Abkürzung  wird  zugleich  die 
verwildernde,  kulturfeindliche  Nebenwirkung 

SX)S8er  Kriege,  die  sich  erst  bei  längerer 
auer  entwickelt,  gemildert.  Sodann  wni 
durch  die  Eisenbahn  die  Grenze  näher 
an  den  Mittelpunkt  des  Landes,  die  Cen- 
trale der  Grenze  n^er  gebracht  Die 
Grenzdeckung  ist  erleichtert,  weil  man 
jedem  Grenzpunkt  blitzschnell  zu  Hilfe 
eilen  kann;  in  gleicher  Weise  aber  auch 
die  Ueberrumpelung,  da  ebenso  rasch  die  im 
Innern  angesammelten  Truppen  an  die 
Grenze  geworfen  werden  können. 

Die  Wache  vor  dem  eigenen  Thoi-e,  sei 
es  im  Binnenlande  oder  an  der  Küste,  hört  auf, 
eine  blosse  Verteidigungs  Stellung  zu  sein. 
Für  Heer  und  Flotte  gilt  es,  eine  möglichst 
grosse  Anzalü  Streiter  bezw.  Schiffe  rasch 
an  einen  Punkt  zu  dirigieren,  womöglich 
noch  die  Mobilisierung  des  Gegners  zu 
stören.  Wer  sich  verteidigen  will,  muss 
den  Krieg  an  die  feindlichen  Küsten  bezw. 
Landesgrenzen  tragen  und  den  Macht(iuellea 
des  Gegners  näher  rücken;  es  handelt  sich 
heute  nicht  mehr  nur  um  ein  Erscheinen 
vor  den  Thoren  des  Gegners,  sondern  um 
dauernde,  häusliche  Einrichtimg  vor  den- 
selben. 

Durch  die  Transportvervollkommnun^  ist 
—  wie  auf  dem  Gebiete  des  ZoUwesens  — 
eine  ständige  Kriegsbereitschaft  nötig  ge- 
wonlen,  wenigstens  für  alle  kontinentalen 
Grossmächte.  — 

Das  Aufgebot  und  die  Wehrhaft- 
machung  der  Völker  der  europäischen  Gross- 
staaten legt  schliesslich  den  Grund  zu  einem 
Prozess  der  friedlichen  Erziehung 
der  Nationen,  der  sich  allerdings  viel  lang- 
samer abspielt,  als  man  gewöhnlich  an- 
nimmt. Hier,  wie  bei  der  Frage  der  Be- 
seitigung der  veralteten  Zollgrenzen,  blieb 
der  Effekt  der  Eisenbahnen  hinter  den 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  allgemein 
I  gehegten  Erwartungen  zurück ;  während 
i  sich  in  den  wirtschaftlichen  Beziehungen 
lein  Plus  ergab,  stellte  sich  in  den  inter- 
nationalen ein  Minus  heraus.  Warum? 
Der  Grund  lag  gerade  in  der  weitreichen- 
den wirtschaftlichen  Umwälzung.  Einmal 
sind  die  Konkurrenz-,  die  Besitz-  und 
Machtverhältnisse  noch  zu  unfertig,  als  dass 
die  Transportvervollkommnuug  ihre  fried- 
liche Mission  heute  schon  vollbringen  könnte. 
Sodann  hat  das  europäische  Gleichgewicht 
die  Wendung  genommen,  dass  eine  Land- 
macht, wie  das  Deutsche  Reich,  im  Hin- 
blick auf  die  bevorstehende  »Liquidation« 
oder  Neu-Aufteilung  der  Welt,  es  unter- 
nimmt,   seinen    Konkurrenten    auf    ihrem 
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eigensten  Element,  auf  der  See,  entgegen- !  unternehmungslustigen  Kapitalisten  den  ver- 
lutreten.  '  kehrsreicheren  Orten  zu ;  Orte  und  Bezirke, 

6.  Die  für  die  Gesamtkraft  zu  erle- 1  die  weniger  Verkehr  haben ,  bleiben  nicht 
^■dea  Kanfopfer.  Jede  Evolution  erfolgt  j  allein  stille  stehen,  sondern  -werden  desto 
über  das  »Alte«  hinweg  im  Weg  der  Ver-|  weiter  zurückgeworfen,  je  höher 
drängung  und  Ersetzung,  keine  kann  ohne  sich  andernorts  der  Verkehr  entwickelt. 
Verletzung  im  Wege  stehender  Existenzen  i  Säftestockung,  Rückgang  und  Verarmtmg  ist 
oder  Interessen  herauswachsen.  Demgemäss  j  die  Strafe  für  die  Isolierung.  —  Das  gleiche 
vollzog  sich  auch  die  Ausdehnung  und  die  i  gilt  von  ganzen  Reichen  und  ihrer  Stellung 
Ausbildung  der  eben  erwähnten  Gesamtkraft  i  zum  Weltverkehr.  Von  Jahr  zu  Jahr  tritt  es 
nicht  ohne  Opfer.  i  deutlicher  henor,  wie  diejenigen  Verkehrs- 

Für  diese  Seite  ist  in  der  vulgären  Na- 1  mittelpunkte,  die  eine  direkte  und  billige 
tionalökonomie  sogar  ein  Schema  herkömm- 1  Verbindung  mit  dem  Meer  haben,  die  an- 
lich.  Aber  diese  Aufzählung  der  »Schatten-  [  deren  überflügeln,  denen  eine  solche  direkte 
Seiten  des  Kommunikationswesens«  (s.  z.  B.  Beteiligung  am  Wehmarkt  versagt  ist.  Die 
Röscher,  Xationalökonomik  des  Handels,  j  einen  Plätze  erhalten  von  dem  Welthandel 
sogar  noch  in  der  Atiflage  von  1899,  >  eine  ungeahnte  Expansionskraft,  die  andei<en 
S.  468 — 478.  und  Wagner,  Aphoristische  j  verfjülen  —  an  sich  und  noch  mehr  im 
Urundlegnng,  noch  in  der  dritten  Auflage !  Vei^leich  zu  ihren  Konkurrenten  und  in- 
ron  1901,  S.  17:  »a)  Gutes,  b)  Cebles«)!  folge  deren  verstärkter  Machtstellung  und 
trifft  nicht  den  Kern  der  Sache.  'Anziehungskraft   —    in    eine  gewisse  Iso- 


Was  von  dem  Standpunkt  des  allge- 
meinen Volkshaushalls  aus  allein  einen  ver- 
nünftigen Sinn  giebt,  das  ist  die  Ver- 
Bchärfüng  des  Konkurrenz-  und  Existenz- 
kampfes. Für  die  wirtschaftliche  und 
geistige,   für  die  industrielle  und  politische 


lierung;  sie  bleiben  stationär  und  kommen 
aus  den  engen,  Kleinlichen  Verhältnissen 
nicht  heraus. 

Die  erwähnten  Nachteile  finden,  wie  be- 
kannt, ihren  Ausgleich  durch  die  Hebung 
der  »Gesamtkraftc.    Fasst  man  die  Nach- 


inferiorität  bilden  die  trennenden  grossen  I  teile  als  die  Keime  und  Kaufopfer  für  einen 
Zwischenräume  einen  gewissen  Schutz.  I  unmmgänglichen  Forlscluitt  auf,  so  wii-d. 
Dieses  Schutzes  geht,  ähnlich  wie  im j das  Gesetz  des  ewgen  Fortschreitens  der 
Kriegsfall,  so  im  Erwerbsleben  der  l  Menschheit  nirgends  heller  ins  Licht  gesetzt 
weniger  Gewandte  oder  Kapitalschwächere  |  als  durch  die  Opfer  des  Transportfortschritts, 
verlustig,  sobald  ihm  derStärkere  näher  auf  den  I  So  sehr  die  Klagen  der  einzelnen  in  ihrer 
Leib  gerückt  wird,  sobald  speciell  die  Trans- '.  Existenz  Bedrohten  die  Ffirsoi^ge  des  Sozial- 
portkosten  so  sehr  ermässi^  werden,  dass  I  Politikers  verdienen,  eine  Umkehr  ist  ausge- 
das  Erzeugnis  auch  aus  weiterer  Ferne  her- 1  schlössen.  Sonst  hätte  man  noch  nicht  einmal 
beigebracht  werden  kann.  Dem  Schlag- '  eine  Post,  von  der  Eisenbahn  ganz  zu 
fertigeren  und  Kapitalkräftigeren  wird  es  \  schweigen :  denn  schon  vor  Jahrhunderten 
durch  die  TransportverbiUigrung  leichter,  |  machte  man  gegen  die  Post  und  Binnen- 
seinen  Konkurrenten  niederzukriegen,  das ,  Schiffahrt  die  gleichen  Bedenken  geltend 
Grosskapital  findet  an  der  Transportvervoll- '  wie  heute  gegen  den  Industriestaat, 
kommnung  eine  Hauptstütze,  der  gewerb-  j  Auf  welche ,  Weise  nun  die  Benach- 
liche  (und  landwirtschaftliche)  Kleinbetrieb  j  teUigung  der  einzelnen  Produzenten,  der 
kann  gegen  die  billige  Fabrikware  und  gegen  j  einzelnen  und  nächstbeteUigten  Erwerbs- 
den  Uebersee- Weizen  nicht  mehr  aufkommen,  |  gruppen  (des  »wohlhergebrachten  Stadt-  und 
er  verliert  den  lokalen  Absatz  und  (\sadt  •  Landbotenwesens«)   und    einzelner   Klassen 


seine  Grundlage  imd  Nahrungsquelle,  — 
ebenso  wie  jede  primitive  Wirt- 
schaftsstufe und  Produktion,  die  natur- 
gemäss  an    der    Scholle  haftet     Ein    be- 


ihren  Ausgleich  findet,  bildet  ein  noch 
dunkles  Kapitel  der  Sozialpolitik.  Man 
generalisiert  noch  zu  sehr,  ähnlich  wie  bei 
einem  anderen  Ausgleich,   nämlich  bei  dem 


deatsames  Ergebnis  der  modernen  Vei^  i  eines  erhöhten  Verkehrs- Auf wands  durch 
kehrsmittel  ist :  die  Kalkulation  aiif  Grund  j  eine  erhöhte  Frequenz. 
des  Massenumsatzes  und  Weltmarktpreises,  Wohl  war  es  z.  B.  zu  Lists  Zeiten  ver- 
damit  der  Kampf  um  die  wohlfeilsteu  Er-  kehrt,  an  der  Produktivität  dieses  doppel- 
zeojgangskosten,  erfosst  von  der  Mitte  des^seitigen  Fortschritts  der  Eisenbahnen  und 
vorigen  Jahriiunderts  an  alle  Gewerbezweige  i  der  Industrialisierung  zu  zweifeln.  Damals 
und  von  Mitte  der  achtziger  Jahre  an  auch  1  war  der  Verkehr  noch  gering,  der  Fort- 
die  landwirtschaftlichen  Betriebe.  '  schritt  vollzog  sich  nur  langsam  nach  Raum 

Wie  den  einzelnen  Produzenten,  so  er- 1  und  Zeit,  die  Verschiebung  in  der  Kon- 
geht es  auch  den  einzelnen  Orten  und  Be- 1  kurrenz,  die  mit  ihm  verknüpft  war,  war 
zirken :  aus  solcheu  die  keinen  Verkehr ;  nicht  so  überstürzt  imd  nicht  so  tief  ein- 
haben,  wandern  die  jüngeren  Arbeitskräfte,  schneidend  wie  in  dem  heutigen  Zeitalter 
die   tüchtigeren  Gewerbetreibenden  und  die ,  der  Bllektricität.     Heute  dagegen   hat  der 
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Verkehr  einen  gewissen  Sättigungs- 
punkt erlangt;  ob  heute  ebenso  wie  frtmer 
eine  jede  VerkehrsvervoUkommnnng  auch 
eine  allgemeine  und  eine  dem  Aufwand 
entsprechende  Produktivität  für  jeden  Land- 
strich, für  jede  Klasse  und  für  jeden  Pro- 
duktionszweig erbringt,  das  hängt  von  den 
einzelnen  Umständen  ab.  Der  Chausseebau 
z.  B.  nützt  der  Landwirtschaft  und  Industrie 
gleichmassig,  der  Bau  von  Kanälen,  auf 
denen  im  Grossbetrieb  in  der  Hauptsache 
nur  Kohlen  und  Getreide  transportiert 
werden,  kommt  überwiegend  den  Gross- 
städten und  Industriebezirken  zu 
gut.  Ganz  ebenso  verhalt  es  sich,  nachdem 
unsere  Volkswirtschaft  den  Charakter  des 
Grossbetriebs  erlangt  hat,  wohl  mit  der 
fortschreitenden  Industrialisieining:  die  Menge 
der  geschadigten  Interessen  wird  immer 
zalilreieher  und  die  Verletzung  immer 
empfindlicher.  Es  liegt  im  Wesen  dieses 
Grossbetriebs  der  Volkswirtschaft,  dass  sich 
im  rfeichen  Schritt  mit  seiner  Ausdehnung 
die  Konkurrenz  näher  rückt  und  verschärft, 
dass  die  Ausgleichung  der  Kräfte  und  die 
Verstrickung  in  den  Weltmarkt  und  in  seine 
Konjunkturen,  durch  welche  die  Selbständig- 
keit der  kleineren  Produzenten  empfindlieh 
eingeengt  wird,  unaufhaltsam  voranschreitet. 

Dabei  wird  sich  die  Differenz  zwischen 
dem  Standpunkt  des  Politikers,  der  nur  auf 
das  Ganze  schaut,  tmd  dem  des  einzelnen 
Interessenten,  mehr  und  mehr  erweitern. 
Wir  halten  an  der  wechselseitigen  Rück- 
wirkung zwischen  Gesamt-  und  Einzel- 
interesse unverbrüchlich  fest ;  wir  geben  voll 
zu,  dass  jeder  Fortschritt  der  Industrie  wie 
jeder  des  Verkehrs  dem  Ganzen  nützt,  dass 
ferner  die  etwaigen  üebergangsleiden  auf 
die  Dauer  immer  wieder  ihren  Ausgleich 
finden,  femer  dass  diese  Hebung  der  Ge- 
samlkraft  der  Nation  und  der  Triebkraft 
der  Produktion  schliesslich  auch  jedem 
Einzelnen  zu  gute  kommt  Der  Einzelne 
jedoch  ist  berechtigt,  den  Grund  dieser 
wechselseitigen  Rüekwirkiuig  und  der  Zeit 
ihres  Eintritts  zu  prüfen  imd  zu  fragen, 
wann  dieser  Ausgleich  für  ihn  zu  erwarten 
steht,  ob  noch  zu  der  Zeit,  da  er  noch  lebt 
und  webt,  und  ob  nicht  der  Schaden,  den 
specieU  er  durch  die  Konknrrenzverschie- 
bung  erleidet,  grösser  ist  als  der  zu  er- 
wartende indirekte  Nutzen. 

Und  von  diesen  Einzelinteressen  werden 
mit  dem  Fortschritt  der  Industrie  und  des 
Verkehrs  immer  mehr  Existenzen  und  immer 
empfindlicher  berührt  und  sich  in  Gegensatz 
zu  dem  Fortschritt  steUen.  Ob  nicht  diese 
Einzelinteressen  vorerst  nicht  doch  geschont 
werden  sollen  und  können,  ob  nicht  zu  viele 
oder  zu  schwere  Schädigungen  zu  befürchten 
sind,  das  allseitig  abzuwägen  ist  Sache  der 
Sozialpolitik. 


7.  Transportfortschritt  and  Trans- 
portkonsam.  Bei  der  Untersuchung  der 
Wirkun^n  des  Transportverkehrs  gehört  an 
sich  diejeni^  in  Bezug  auf  den  Transport- 
bedarf an  die  Spitze.  Jedoch  ist  das  Ver- 
hältnis zwischen  dem  Transportbedflrfuis 
und  seiner  Befriedigung  so  eigentümlicher 
Natur,  dass  es  erat  am  Schlüsse  dai^stellt 
werden  kann. 

Schon  die  Hebung  der  Produktion  hat 
naturgemäss  hinwiederum  eine  Vermehrung 
der  zu  befördernden  Güter  und  Nachrichten 
zur  Folge.  Zugleich  wird  z.  B.  durch  die 
Führung  eines  Kanals  oder  einer  Eisenbahn 
zu  abgelegenen  Wäldern,  Steinbrüchen, 
Bergwerken  der  Rapport  zwischen  Bedarf 
und  Befriedigungsmittel  verbessert  oder  erst 
hergestellt,  damit  die  »Gesamtkraft^  ge- 
stärkt, eine  Steigenmg  des  Konsums  und 
eine  verkehrschaffende   Wirkung  erwächst 

Ferner  erklärt  sich  aus  der  »Gesamtkraft«, 
dass  jeder  rationelle  Mehraufwand  für  eine 
entgegenkommendere  Lieferung  und  Leistung 
seinen  Ausgleich  in  der  gesteigerten  Fre- 
quenz (Penny-Porto-System !)  findet  Es 
»schiesst«  etwas  empor,  wie  Knies  sich 
ausdi-ückt,  aber  es  ist  dies  nicht  ein  bisher 
gefesselter  Trieb  des  Verkehrswtichstums, 
sondern  der  spekulative  Unter- 
nehmungsgeist Vor  der  Eisenbahn 
war  letzterer  nur  durch  den  Handel  repräsen- 
tiert und  bestand  die  Volkswirtschaft  in 
der  Hauptsache  nur  in  der  Waren-  und 
Preisausgleichxing  durch  den  Handel.  Nun- 
mehr erweitert  sich  die  Unternehmerthätig- 
keit  sowohl  in  der  subjektiven  als  in  der 
objektiven  Richtung  (über  den  preisaus- 
gleichenden Handel)  hinaus,  die  Folge  ist 
neuer  Transportbedarf. 

Wie  die  Transportvervollkommnung  eine 
Zunahme  des  Transportbedürfnisses  hervor- 
bringt, dafür  bietet  die  Ausdehnung  z.  B. 
der  Ansichtspostkarte  oder  des  Fünf-Kilo- 
Packets  oder  das  Aufkommen  der  kauf- 
männischen Reisenden  einen  Beleg.  Bis 
ins  19.  Jalirhundert  herein  bestand  das 
ganze  kaufmännische  Reisen  in  dem  Auf- 
suchen der  Messen  durch  den  Prinzixial. 
Mit  der  Ausbreitung  der  Fabriken  begannen 
manche,  nach  englischem  Vorgang  ihre 
Muster  durch  ihre  Handlungsgehilfen,  die 
nun,  nach  Art  der  Hausierer  das  ganze  Jahr 
auf  der  Strasse  liegen  mussten,  den  Grossisten 
anbieten  zu  lassen.  Bald  nach  der  Aus- 
breitung des  Telegraphen-  und  Eisenbahn- 
netzes (Ende  der  fünfziger  Jahre)  fand  man 
heraus,  dass  der  rasche  und  zuverlässige 
Bestelldienst  das  Halten  grösserer  Vorräte 
erspare,  insofern  die  Vermittelung  der 
Grossisten  überflüssig  mache.  So  begannen 
die  Fabriken  —  zuerst  die  Hüttenwerke,  dann, 
in  den  siebziger  Jahren,  auch  die  Bauin'woll- 
webereieu  —  immer  zahlreicher  direkt  an 
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die  Detaillisten  heranzutreten  und  die  Last 
des  Magazinhaltens  auf  sich  zu  nehmen. 
Heute  betrSgt  die  Zahl  der  lediglich  der 
Reklame  und  dem  Inkasso  dienenden  Rei- 
senden in  Deutschland  nicht  weniger  als 
6OOOO:  — 

ilit  dieser  verkehrschaffenden  Wirkung 
trifft  die  oben  erwähnte  Seite  der  Organi- 
sation zusammen,  so  dass  die  Berechnung 
aaf  den  Massenumsatz  und  die  Neigung 
zur  Akkumulation  und  Expropriation,  wie 
sie  dem  Grosskapital  allgemein  zugeschrieben 
wird,  am  frühesten  und  heute  noch  am 
schärfsten  und  reinsten  bei  dem  in  den 
Transportanstalten  angelegten  Grosskapital 
m  Tage  tritt  Beim  Transport  kam  zuerst 
die  Kalkulation  auf  den  Mii£senkons<mi  und 
Massenumsatz  auf,  worauf  der  heutige  Gross- 
betrieb Oberhaupt  beruht  Die  aggressive 
Tendenz  gegen  den  kapitalschwächeren  und 
zersplitterten  Kleinbetrieb  ist  nur  eine  an- 
dere Seite  der  centralistischen  Tendenz  der 
Transportanlagen ;  auf  diesem  Gebiete  er- 
standen ja  auch  die  ersten  Kartelle  und  die 
mächtigsten  Aktiengesellschaften.  Diese  Ten- 
denz beruht  hauptsächlich  darauf,  dass  ähn- 
lich wie  der  Umtrieb  des  Kapitals  so  die 
Organisation  des  Umlaufs  der  Betriebsmittel 
ran  so  vollkommener  ist,  je  grösser  das 
Verkehrsgebiet,  und  um  so  mangelhafter  ist, 
je  kleiner  es  ist,  dass  ferner  der  unge- 
bundene Wettbewerb  zu  zweckloser  Preis- 
schleudemng  imd  Verzettelung  der  Kräfte 
and  Betrieli«mittel  ffihrt. 

Eine  weitere  Konseijuenz  ist  z.  B.: 
Aus  der  gemeinwirtschaftlichen  Pro- 
duktivität der  Verkehrs-Anlagen  ergiebt 
sich,  dass  hierfür  in  Bezug  auf  die 
Preiskalkulation  und  Konkurrenz  andere 
Regeln  gelten  als  für  die  privatvrirlschaft- 
liche  Produktion.  Beispielsweise  sollen 
leistungsfähige  Wasserstrassen  bestinimungs- 
gemäss  Konkurrenten  der  Eisenbahnen  sein. 
Aber  erfahrungsgemäss  ist  jeder  neue  plan- 
mässig  angelegte  Verkehrsweg  »Zubringerc 
für  diejenigen  Verkehrslinien,  die  er  durch- 
schneidet und  an  die  er  anschliesst,  wie  um- 
gekehrt diese  mitberilhrten  Verkehrslinien 
für  ihn  selbst  den  Wert  haben,  dass  sie 
ihm  Güter  zubringen :  auf  diese  Weise  ver- 
zweigt und  verästelt  sich  die  nützliche 
Wirkung  eines  neuen  Verkehrsweges  derart, 
dass  sich  unzählige  solche  Wirkimgen  nicht 
unmittelbar  fühlen,  auch  nicht  ohne 
weiteres  nachweisen  lassen.  Zieht  man 
nun  für  das  Verhältnis  zweier  konkur- 
rierender Verkehrswege  eine  längere  Pe- 
riode in  Betracht,  so  ergiebt  sich  schliess- 
lich eine  Hebung  der  Produktion,  der  Kon- 
sumtion, des  Umschlags,  des  Verkehrs  und 
Austanschs,  überhaupt  ein  stärkerer  Pids- 
schlag des  wirtschaftlichen  Lebens.  Die 
Schiffahrtsstrassen  schaffen  neues  wirtschaft- 


liches Leben,  bringen  bisher  unbenutzbare 
Produktivkräfte  zur  Hebimg,  vermehren  imd 
verzweigen  den  Absatz,  erhöhen  also  die 
überhaupt  in  Frage  kommenden,  auf  den  Ver- 
kehrswegen zubewegenden  Transj^rtmengen, 
und  dieser  Verkehrszuwachs  kommt  je  nach 
seiner  Art  allen  Verkehrsstrassen  zu  gute. 
So  besteht  zwischen  der  Schiffahrtsstrasse 
und  der  Eisenbahn  eine  gegenseitig  sich  för- 
demdeWechselwiricung.  Die  Furcht  der  Eisen- 
bahn verwaltimgen  vor  der  Konkurrenz  ist 
nach  den  neueren  Erfahrungen  gar 
nicht  haltbar.  In  Frankreich  z.  B.  hat 
sich  seit  1882  der  Verkehr  auf  den  Wasser- 
strassen mehr  als  vordoppelt;  trotzdem  er- 
reicht die  Gesamteinnahme,  die  den  Eisen- 
bahnen durch  die  konkurrierende  Schiffahrt 
entzogen  worden  ist,  kaum  10 "0.  Die 
gleiche  Wechselwirkung  bietet  sich  in  der 
Entwickelung  des  R  h  e  i  n  Verkehrs  dar. 
Beispielsweise  betragen  die  Transportmengen 
ober-  und  unterhalb  Ruhrort  über  8  Milli- 
onen Tonnen.  Trotzdem  wird  dieser  enorme 
Flnssverkehr  den  ganzen  Rhein  entlang  von 
wenigstens  zwei  gl«chlaufenden  Eisenbahnen 
begleitet,  welche  eine  sehr  starke  Güter- 
liewegung  haben.  Die^e  ist  viel  lebhafter, 
als  sie  sich  voraussichtlich  ohne  Voriianden- 
sein  des  schiffbaren  Stromes  entwickelt  hätte. 
Ein  weiteres  überaeugendes  Beispiel  für 
die  Wechselwirkung  zwischen  Schiffahrts- 
strasse und  Eisenbahn  bietet  der  Verkehrs- 
aufschwung, den  Frankfurt  nach  Eröffnung 
der  MainkanalisieruDg  genommen  hat. 

Lltteratnr:  Huber,  DeuUehland  alt  Induttrit- 
taat,  Stuttgart,  CoUa  1901.  —  Derselbe,  Ge- 
ichiehtliche  Entwickelung  de»  modernen  Ver- 
kehrs, Tübingen  ISUS.  —  r.  d.  Borght,  Da* 
Verkehrnte»en,  Leipzig  1S94,  S.  SO— 64.  —  II". 
lA>tz,  Verkehrtentwiekclung  in  Deutschland, 
Leipzig,  G.  Teubner  8.  US— US.  —  «. 
Schmotltr,  Der  moderne  Verkehr  im  Verhätt- 
ni>  ztim  wirtschaftlichen,  »otialen  und  tittliehen 
ForUchrilt  187S  (»Zur  Hozial-  und  Gewerbepoli- 
tikn,  Leipzig  18U0,  S.  I4 — S7j.  —  Kaufmann, 
£isenbahnpolitik  Frankreichs,  WJ6,  IL  Bd.,  S. 
667 — 670  u.  7i2 — 730.  —  Cohn,  System  der 
yationalökonomie,  III.  Bd.  —  Soiteher,  .Va- 
tionalükonomik  des  Handels-  und  Gewerbefleisses, 
VII.  Aufl.,  1899,  S.  468.  —  Ledig,  Einflnss 
der  Eisenbahnen  auj  Kultur  und  Volkswirt- 
schaft, Leipzig,  Engelmann,  1S9S.  —  PHiUppaon, 
Handel  und  Verkehr,  Berlin  1899,  S.  6S.  — 
FovUle,  La  transformation  des  moyetis  de  trans- 
port  et  »es  consequences  econcmique»  et  sociales, 
Paris  I8S11.  —  F.  Hat,  Das  deutsehe  Eisen- 
bahnsystem  als  Mittel  zur  Verrollkommnung  der 
deutschen  Industrie,  des  deutschen  Zollvereins 
und  des  deutschen  Satiunalrerbandes  überhaupt, 
Stuttgart  I841.  —  Knies,  Die  Eisenbahnen  und 
ihre  Wirkungen,  Braunschweig  ISifS.  —  Ou- 
nesch,  Wechselwirkungen  ron  Eisenbahnen  und 
Volksicirlschaft,  Wien  1S76.  —  Schulte,  Ge- 
schichte des  mittelalterlichen  Handels,  Leipzig 
19(H.>.  —  .4.  F.  Weber,  The  gmirth  of  cilies  in 
the    ninetheenth    Century,     Xew-Yark    1899.    — 
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Emil  Sax,  Die  VerkehrtmiUel  in  Volks-  und 
St'tatswirttchafi.  S  Bde.,  Wien  1878',79.  Endlich 
die  unter  den  tpeciellen  Slichworlen  angegebenen 
Werke:  Eisenbahnen  (oben  Bd.  III S.  487ff.). 
Binnennchif/ahrt  (Bd. II S. 861  ff.),  Seh iff- 
/ahrt  (Bd.  VIS.  539 ff),  Post  (Bd.  VIS.  118 ff.), 
Telegraphie  und  Telephonie  (Bd.  VII 
S.  61),   Wege.  Huher. 


II.  Terkehrsweseu  im  deutschen 
Mittelalter. 

1.  Verkehrswege.  2.  Verkehrshemmnisse. 
3.  Ursprüngliche  Vcrkehrsfördemisse.  4.  Trans- 
portmittel und  ßotenwesen.    5.  Ergebnis. 

1.  Verkehrswege.  Aus  dem  Nebel 
vorgeschichtlicher  Zeiten  tauchen  nur  in 
flüchtigen  Umrissen  die  Handelsstrassen  auf, 
die  dem  Verkehr  zwischen  den  Griechen 
von  Massilia  und  Etruskern  und  den  Ger- 
inanen  dienten.  Wir  erfahren  nur,  dass 
neben  der  Nordsee  die  Ostsee  wegen  ihres 
hochgeschätzten  Produktes,  des  Bernsteines, 
von  südlichen  Kaufleuten  und  nordischen 
Zwischenhändlern  vornehmlich  auf  drei 
Wegen  aufgesucht  worden  ist:  einer  zog 
vom  Schwarzen  Meer  die  Weichsel  ab- 
wärts, ein  zweiter  von  der  Mündung  des 
Po  an  über  die  Donau  die  Oder  abwärts, 
ein  dritter  von  Massilia  aus  das  ßhonethal 
hinauf  diurch  Gallien  nach  dem  Gebiet  der 
Teutonen  aft  der  Nordsee*).  Wir  wissen 
jetzt,  dass  in  vorrömischen  Zeiten  und  na- 
mentlich während  der  Handelsherrschaft 
Massilias  über  die  Poebene,  also  bis  ins 
zweite  vorchristliche  Jahrhundert,  der  Ver- 
kehrszug die  Alpen  umging  und  dass  erst 
seit  Festsetzung  der  Römer  im  Rhein-  und 
Donaiigebiet  auch  das  mittlere  Alpengebiet 
dem  Verkehr  erschlossen  worden  ist').  In 
geschichtlicher  Zeit  haben  die  Römer  sich 
um  Anlage  und  Ausbau  von  StrassenzUgen 
in  Deutschland  verdient  gemacht,  ein  aus- 
gedehntes Netz  von  Strassen,  die  in  erster 
Linie  Heerstrassen  mit  Posten-  und  Nach- 
richtendienst und  staatlichen  Quartier- 
stationen wai«n,  unter  staatlicher  Strassen- 
verwaltimg  standen  und  meist  in  ziemlicher 
Höhe  angelegt  wurden,  breitete  sich  über 
die  Provinzen  Germania  superior  und  Ger- 
mania inferior.  Wir  erfahren,  dass  den 
Rhein  entlang  von  Bingen  bis  Xanten  meist 
drei  Heerstrassen  gezogen  sind'),  die  sich 
weiterhin  nach  Wiesbaden  und  von  Kastei 
über  Friedberg  nach  Hessen  imd  Thüringen 

')  Vgl.  Jahrb.  des  Vereins  von  Ältertums- 
freunden  im  Bheinland,  Heft  64,  von  Sadowski, 
Die  Handelsstrassen  der  Griechen  und  Römer 
etc.,  deutsch  von  Cohn,  1877. 

')  Vgl.  V.  Dnhn,  Die  Benutzung  der  Alpen- 
pä.sse  im  Altertum.  Neue  Heidelberger  Jahr- 
bücher n  (1892),  65-92. 

')  Schneider,  Die  alten  Heer-  und  Handels- 


und von  Aschaffenburg  durch  das  Mainthal 
nach  dem  Süden  fortsetzten.  In  den  Zeiten 
des  sinkenden  Römertums  war  Trier  der 
Knotenpunkt  von  4  gallischen  Strassenzügen, 
die  die  Stadt  mit  Mainz,  Cöln  imd  Rheims 
und  mit  dem  Süden  über  Lyon  verbunden 
haben').  Auch  dem  Limes  entlang,  dei 
bekanntlich  von  der  Maingegend  bei  Hanau 
nach  dem  mittleren  Neckar  und  der  unteren 
Altmühl  ging,  verlief  eine  Handelsstrasse. 
Die  Rheinstrassen  verzweigten  sich  ebenso 
nach  Leyden  und  Nymwegen  hin  wie  nach 
der  Ems  und  über  Soest  zur  Wesermün- 
dung, während  andererseits  von  Si^Q  über 
den  Westerwald  und  durch  die  Wetterau 
die  Verbindung  mit  der  am  Limes  verlaufen- 
den Handelsstrasse  hergestellt  war.  Als  Alpen- 
pässe dienten  der  Römerzeit  der  Grosse  St. 
Bernhard,  vielleicht  der  Simplen  (dieser 
jedenfalls  nur  von  lokaler  Bedeutung),  und 
von  den  Bündnerpässen  der  Splügen  und  der 
Julier,  während  es  fraglich  ist,  ob  auch 
Septimer,  Bemhardin  und  Lukmanier  schon 
vor  dem  Mittelalter  benutzt  wurden  ä).  Er- 
wähnt seien  von  ^ssen  Strassen  in  Süd- 
deutschland: die  via  Claudia  vom  Po  über 
Trient  nach  Augsburg  und  die  Strasse  von 
Mailand  über  Vevey,  Solothum,  Äugst  und 
Basel  nach  Windisch  oder  Strassburg  uud 
Mainz.  Götz  hat  ausgerechnet*),  dass  in 
der  Römerzeit  ein  Packetfuhrwerk  von  dem 
mittleren  Oberitalien  in  7—8  Tagen  den 
Bodensee,  in  10 — 11  Tagen  Augsburg  er- 
reichte, während  Regensbiu^  von  Verona 
aus  in  15  Tagen,  Salzburg  von  Aquüeja  in 
11  Tagen  erreicht  wurde.  Nach  Mainz  kam 
man  in  gleicher  Weise  von  Basel  in  5 — 6 
Tagen,  nach  Cöln  in  weiteren  2  Tagen  uud 
an  die  Weser  von  Bonn  aus  in  7 — 8  Tagen, 
die  ganze  Strecke  von  Rom  bis  Leyden 
konnte  in  34  Tagen  zurückgelegt  werden. 
Gegenüber  den  Landstrassen  wiutJen  die 
Wasserstrassen  zur  Römerzeit  weniger  im 
Dienste  des  Verkehrs  benutzt,  noch  am 
meisten  der  Rhein  in  seinem  Unterlaufe, 
auch  die  Weser,  aber  noch  weniger  als  der 
obere  und  mittlere  Lauf  des  Rheines  die 
Donau.  Seit  dem  dritten  nachchristlichea 
Jahrhundert  stockte  dann  auch  die  Fort- 
bildung des  Landstrassennetzes,  das  die 
Römer  über  die  Rheingegend  und  das  süd- 
liche und  nordwestliche  Deutschland  ausge- 
spannt hatten,  wenn  auch  freilich  viele  der 


Strassen  der  Germanen,  Bömer  und  Franken, 
Bd.  3,  S.  19. 

')  Hauck,  £irchengescbichte  Deutschlands 
I,  26. 

')  Vgl.  Schulte,  Geschichte  des  mittelalter- 
lichen Handels  und  Verkehrs  1900  I,  39—53. 

•)  Die  Verkehrswege  im  Dienst  des  Welt- 
handels, S.  362—377.  S.  ttber  die  Alpenwege 
nach  Italien  v.  Inaroa-Stemegg,  D.  W.G.  oA. 
1,  S.  450. 
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sorgsam  nnd  solid  ^bauten  Anlagen  sich 
lange  Zeit  und  bis  in  die  Neuzeit  hinein 
erhalten  haben.  So  beispielsweise  jene 
Römerstrasse  von  Bacharach  nach  der 
Mosel,  von  der  Sebastian  Münsters  Eosmo- 
graphie  im  Jahre  1544  sagte  (V,  169): 
sMan  findet  auch  in  diesem  rauen  Lande  eine 
aiteiliabene  und  gepflasterte  Strasse,  die 
gehet  zwerchflber  den  HunnsrQck  von  Bacha- 
rach bis  g^en  Bemcastel,  und  von  dannen 
fort  bis  gen  Trier  nnd  also  forthin  diux:h 
das  Land  Lützelburg,  die  ist  so  richtig, 
gleich  als  wäre  sie  mit  einer  Schnur  abge- 
messen, ist  etwann  Tisches,  etwann  Baumes- 
höhe, etwann  höher  zu  beiden  Seiten  er- 
haben.«'  I'ngleich  härter  als  die  Römer- 
stiassen  litten  indessen  die  mancherlei  Feld-, 
Wald-  und  Dorfwege,  die  meist  in  ziem- 
lich mangelhafter  Art  von  den  Dorfge- 
meinden der  Germanen  angelegt  worden 
■waren,  unter  den  verheerenden  Stürmen  der 
prossen  Wanderung.  Erst  seit  den  Tajjen  der 
EaroUnger,  kann  man  sagen,  hat  sich  die 
Grundform  der  mittelalterlichen  Verkehrs- 
linien in  Deutschland  im  grossen  und  ganzen 
gefestigt  Es  hängt  dies  wiederum  zu- 
sammen mit  dem  Eintritt  Deutschlimds  in 
das  System  des  Welthandels,  das  bis  ins 
15.  Jahrhundert  hinein  Bestand  hatte,  wenn 
auch  die  verschiedenartige  Entwickelung, 
die  der  Welthandel  während  dieser  Jahr- 
hunderte genommen  hat,  nicht  ohne  Rück- 
wirkung auf  die  Ausbildimg  der  Verkehrs- 
linien im  einzelnen  geblieben  ist. 

Man  kann  unter  den  Landstrasseu 
Deutschlands  im  Mittelalter  ein  System  von 
9  Hauptlinien  imterscheiden '),  die  von 
Süden  nach  Norden  und  von  Osten  nach 
Westen  veriiefen:  Die  Donaustrasse,  die 
R^nitzstrasse,  die  Magdeburgerstrasse,  die 
ErfuTterstrasse  und  dieniederelbische  Strasse. 
Die  Donaustrasse  ging  von  Salzburg 
nach  Ulm  nnd  Regensbnrg,  dann  weiter 
über  Wien  nach  Konstantinopel,  die  Reg- 
nitzstrasse   von   Nümbei^    über    Sulz- 


i'l  Mit  dem  folgenden  vereinige  ich  die 
scheinbar  entgegengesetzten  Ansichten  von 
Gasner,  Znm  deutschen  Stnusenwesen,  S.  40 
nnd  (iötx,  a.  ».  0.  S.  660—552.  S.  auch  noch 
cn  Gasner  Dentache  Litteratm^eitong  1890  Sp. 
1844  n.  Lit.  C.  Bl.  1890  Sp.  790.  Im  übrigen 
seien  erwähnt:  Blinzer,  Notizen  Ober  das 
Wegewesen  insb.  die  alten  Landstrassen  im 
Herzogtum  Lanenbnrg  (Archiv  d.  V.  f.  d.  G. 
d.  Hx.  Lauenbniv  V,  2,  1 — 28),  Niemann, 
Die  alten  Verkehisstrassen  des  Erzgebirges 
■Archiv  f.  Poet-  und  Tel^r.  26,  569),  Roder, 
Die  Verkebiswege  zwischen  Villingen  und  dem 
Breisgaa  (Zeitschr.  f.  d.  Gesch.  d^  Oberrheins 
N.  F.  9,  506),  Heller,  Die  Handelswege  Inner- 
dentschlaads  im  16.,  17.  und  18.  Jauhnndert, 
Diasert.  1884.  Wilbrand,  Verkehrswege  der 
BMef^er  Gebend  in  der  Urzeit  (Jahresber.  d. 
bist.  Ver.  L  d.  Grafschaft  Bavensberg  14,  1—12). 

Bandwerterbnrb  der  Stsatswiaaenschaften.   Zweit« 


bach  und  Pilsen  nach  Prag,  die  Erfurter- 
strasse  kam  von  Braunschweig  und  ging 
über  Erfurt  und  Suhl  nach  Bamberg  und 
Nürnberg,  die  Magdeburgerstrasse 
zog  nach  Leipzig  und  dann  entweder  über 
Hof  nach  Nürnberg  oder  über  Hof  imd 
Eger- Waldsassen  nach  R^ensburg,  die  nie- 
derelbische  Strasse  verlief  von  Braun- 
schweig nach  Bardewiek  nördlich  von 
Lüneburg.  Dazu  kommen  die  zwei  nord- 
südlichen Rheinstrassen,  deren  eine 
von  Utrecht  und  Cöln  her  über  Mainz  und 
Basel,  oder  über  Cannstadt  nach  Ulm,  die 
zweite  durch  das  Wesereebiet  entweder  nach 
Hersfeld,  Fulda  und  Wfirzburg  oder  über 
Marburg,  Priedberg  nach  Framkfurt  kam; 
von  Würzburg  strebte  dann  eine  über  Nörd- 
lingen  ziehende  Strasse  bei  Donauwörth 
eine  Vereinigung  mit  der  Strasse  an,  die 
von  Nümbe^  her  über  Bamberg  und  Suhl 
nach  Erfurt  verlief. 

Schliesslich  sind  die  Handelsstrasscn  zu 
erwähnen,  die  Mainz  über  Frankfurt,  Ful- 
da, Eisenach,  Gkttha  und  Erfurt  mit  Leipzig 
und  Görlitz  und  Cöln  über  Soest  und 
Paderborn  mit  Wolfenbüttel  verbanden. 

In  Pfortaer  Urkunden  erscheint  in  den 
Jahren  1140  und  1157  eine  »hohe 
Strasse«,  die  sich  von  der  von  Erfurt 
ostwärts  ziehenden  Weinstrasse  abzweigte, 
über  den  Orlas,  bei  Karsdorf  über  die  Un- 
strut  nach  Querfurt  und  ins  Mansfeldische 
führte  und  die  bis  zur  Schlacht  von  Jena 
(1806)  von  den  Kärrnern  benutzt  worden 
ist,  die  zwischen  Leipzig  und  dem  Rhein 
fuhren.  Frühzeitig  führt  diese  Strasse  auch 
den  Namen  »Kupferstrasse«,  weil  sie 
dem  Transport  des  Mansfelder  Kupfers 
nach  Augsburg  und  Venedig  hin  diente'). 

Die  meisten  dieser  Strassenzüge  sind 
Völkerstrassen,  die  von  der  Natur  vorge- 
schrieben sind,  so  auch  beispielsweise  die 
Strasse,  die  durch  das  westliche  Sachsen 
und  Vogtland  über  den  Frankenwald  von 
Nümbeiig  nach  Leipzig  verlief*). 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  die  Ent- 
wickelung des  Welthandels,  die  in  der  Be- 
gründung der  Handelssupreraatie  der  italie- 
nischen Seestädte  über  den  Süden  seit  den 
Kreuzzügen  gipfelt,  die  besondere  Ausge- 
staltung dieser  Handelsstrassen  im  einzelnen 
beeinflussen  musste.  Nicht  mehr  auf  der 
Donaustrasse  kamen  die  Waren  des  Orients 
nach  Deutschland,  an  die  Stelle  Regensburgs 
traten  Wien,  Augsburg  und  Ulm ;  Nürnberg, , 
die  oberschwäbischen  und  oberrheinischen 
Städte  erwuchsen  jetzt  erst  zu  Sitzen  des 


^)  Vgl.  Poppe  in  Mitteilungen  des  Ge- 
schichtlich-NatarwissenschaftL  Vereins  von  San- 
gerhanseu  und  Umgegend  HI,  196 — 804.  Dazu 
Kirchhoff  in  Mitteunngen  d.  Ver.  f.  Erdkunde 
EU  HaUe  a.  S.  1899,  8.  142. 

')  Katzen,  Das  deutsche  Land  P,  357  f. 
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Grosshan  dels,  Ulm  und  Augsburg  verzweig- 
ten ihre  Handelsbeziehungen  bis  nach  Ungarn, 
Böhmen  und  Polen  und  bildeten  eine  Durch- 
gangsstelle  für  die  Kaufleute,  die  aus  Flandern 
imd    Brabant    kamen,    jetzt    erst   gewann 
die  Verkehrsstrasse  des  Rheines  Bedeutung 
im  System  der  deutschen  Handelsstrassen. 
Drei  Strassen  benutzten   die   deutschen 
Eaufleute,   um  von  Oberdeutschland   nach 
Italien   zu  gelangen:   die  tiroler  Strasse 
an  Innsbruck  vorbei  durch  die  Klause  nach 
Trient  imd   der  Lombardei,    eine   west- 
liche schweizer  Strasse  von  Basel  über 
Luzern  und  den  Vierwaldstädtersee,   dann 
weiter  diux;h  das  Schöllenen-  und  ürseren- 
thal  über  den  St.  Gotthard  und  den  Lago 
maggiore,    schliesslich    eine    östliche 
schweizer  Strasse,   die   mit  der  tiroler 
Strasse   in    Verbindung   stand,    von    Basel 
über  Zürich,   Chur,   Chiavenna,  Riva  über 
den  Lago  di  Como  ^).    Eine  eingehende  und 
ziemlich   gesicherte    Geschichte    der    Ver- 
kehrsbedeutung der  Alpenwege  im  Mittel- 
alter   hat    Aloys  Schulte    gegeben.      Die 
Karolingerzeit   bevorzugt   den   Grossen   St. 
Bernhard,  ohne  die  Bündner  Pässe  zu  ver- 
nachlässigen.     Einhards  Weg    von    Pa\Ta 
nach   Michelstadt  führt  über  St.  Maurice, 
den  Genfer-See  entlang  über  Solothurn  nach 
Strassburg.      Die  Hauptverkehrsstrasse   für 
den  englischen,    flandrischen  und  französi- 
schen Verkehr  geht  im  10.  und  11.  Jahr- 
hundert über  den  Grossen  St.  Bernhard  und 
folgt    im    wesentlichen   der   alten   Römer- 
strasse mit  ihren  Etappen  Piacenza,  Pavia, 
Vercelli,    St.    Maurice,    Vevey,    Lausanne, 
Besannen,    Bar-siu'-Aube,    Chalons    s.    M., 
Rheims,    Arras.     Ueber   den    Grossen    St. 
Bernhard  ging  auch  der  Siedelungszug  der 
Normannen  nach  Unteritalien.    Ebenso  blieb 
im  Hochmittelalter  dieser  Pass   die  wich- 
tigste Alpenstrasse  für  Kaufmann  und  Pilger, 
während    als    sein    Nebenbuhler    für    den 
schwäbischen   Verkehr    der   Septimer    und 
für  politische  Unternehmungen  der  Brenner 
auftrat.    Erst  deutsche  Ansiedelungen  haben 
die  Pässe  Splügen  und  Bernhardin  und  die 
Pässe  von  Oberwallis  nutzbar  gemacht,   die 
Eröffnung  des  Simplonverkehrs  ist  wie  die 
des  Gotthardverkehrs  eine  Folge  deutsciier 
Einwanderung  in    den   Centralalpen.     Die 
Chronik  des  Albert  von  Stade  zeigt,   dass 
der  St.  Gotthardpass  schon  im  Jahre  1236 
benutzt  worden  ist*). 


;/. 


Vgl.  HtUlmann,  Stfidtewesen,  Bd.  1,  S. 
348  ff. 

')  Vgl.  Schulte  a.  a.  0.  I,  66,  67,  102, 
169  172,  187,  217,  229  n.  ö.  Götz  a.  a.  0. 
S.  365  meinte  noch,  der  Qotthard  sei  erst  im 
späteren  Mittelalter  erschlossen  worden.  Rich- 
tiger ist,  dass  erst  zu  dieser  Zeit  der  Gotthard- 
verkehr  aufblüht.  Vgl.  Heyd,  Die  Alpenstrassen 
im  Mittelalter  (Ausland  55,  1882)  S.  461—467. 


In  das  System  des  orientalischen  und 
italienischen  Handels  gliederte  sich  auch 
die  Hanse  ein,  aber  nicht  vermittelst  ihres 
Handels  mit  Russland,  sondern  mit  Hilfe 
der  niederländischen  Marktplätze,  damit  denn 
auch  teilweise  wiederum  durcii  die  Ver- 
mittelung  der  Städte  an  der  oberen  Donau. 
Wie  sich  die  Warenzüge  im  einzelnen  be- 
wegt haben,  ist  trotz  der  Bienenarbeit  der 
Strassen forschung  noch  keineswegs  hinläng- 
lich geklärt,  es  bestanden  z.  B.  Ilandels- 
verbindungen  von  Hamburg  und  Lübeck 
über  Lüneburg,  Braun  schweig  und  Göttingen 
mit  Frankfurt  a.  M.  imd  über  Magdeburg 
und  Dresden  mit  Böhmen. 

Der  italienische  und  süddeutsche  Han- 
delsverkehr lenkte  auf  dem  Rhein  und  den 
rheinischen  Landstrassen  nach  Flandern, 
auf  der  Donaustrasse  nach  Böhmen  und 
Mähren.  Charakteristisch  bleibt  es,  dass 
der  kaufmännische  Verkehr  zwischen  Ober- 
i  und  Niederdeutschland  bei  dem  Mangel 
einer  beide  Landesteile  einigenden  Wasser- 
verbindung und  der  Anziehungskraft  der 
beiden  Ströme  Rhein  und  Weichsel  allen- 
falls durch  Vermittelung  der  Thüringischen 
Städte  sich  vollzog,  häufig  aber  sogar  den 
Umweg  über  Brü^  bevoi-zugte  i). 

Gruppieren  wir  etwa  um  Co  In,  das 
sich  gerade  seit  dem  13.  Jahrhundert  in- 
mitten des  deutsch-italienischen  Handels- 
systems zu  einer  Herrscherstellung  im  Ver- 
kehrsleben emporgeschwungen  hat,  die  rhei- 
nischen Handelsstrasscn  damaliger  Zeit. 
Den  Rhein  abwärts  zogen  Verkehrswege 
bis  nach  Holland  und  weiter  nach  Norwegen, 
westlich  von  Cöln  die  Eifel  »md  Ardennen 
entlang  zur  Maas  nach  Maastricht  und 
Lüttich,  wo  wiederum  die  Linien  sich  lings 
der  Maas  und  Sambre  und  längs  der  Scheide 
hin  verzweigten.  Diese  Strasse  hatte  mit 
dem  mittelrheinischen  und  oberrheinischen 
Gebiete  gleichfalls  Zusammenhänge.  Denn 
von  Mainz  aus  bewegte  sich  der  Landtrans- 
port ilber  den  Hunsrück  nach  Trier,  von  da 
über  Merzkirchen  nach  Metz  oder  durch  die 
Eifel  über  Bidburg,  Junkerath,  Marmagen 
und  Zttlpich  nach  Cöln.  Auf  dem  rechten 
Ufer  des  Rheines  führte  die  »hohe«  oder 
»cölnische«  Strasse  durch  den  Westervrald 
über  Limburg  nach  Frankfiurt^)  —  es  ist 
die  Strasse,  die  weiterhin  nach  Strassburg 
und  Nürnberg  verlief  und  auf  der  die  Pro- 
dukte des  Nordens,  namentlich  Tücher  und 
getrocknete  Fische,  gegen  Weine,  Seiden- 
stoffe und  die  Erzeugnisse  der  Levante  lun- 
gesetzt  worden  sind^). 


')  Vgl.  dazu  Lindner,  Die  deutsche  Hanse 
2.  Aufl.  1901,  S.  171  f. 

*)  Mittelrheinisches  Urknndenbnch,  II,  Ein- 
leitnng  S.  219. 

»)  Vgl.  Wallraf,  Beiträge  zur  Geschichte 
von  Cöln,  S.  6. 
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In  dem  Keiseführer  eines  isländischen 
Ibtes  ans  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts 
erscheint  Mainz  als  ein  Knotenpunkt  für 
die  ans  Norden  verlaufenden  Strassen. 
Ausser  der  Wasserstrasse  von  Utrecht  und 
Deventer  über  Cöln  führen  zwei  W^e  dort- 
hin —  diese  beiden  gehen  von  Aalborg  nach 
Stade,  von  wo  aus  die  beiden  Linien  Minden, 
Paderborn  und  Hildesheim,  Fritzlar  nach 
Mainz  führen  ^). 

Wollen  wir  uns  ein  Bild  des  Warenver- 
kehis  machen,  der  auf  den  rheinischen  Land- 
w^n  vor  sich  ging,  so  erscheinen  in  ihm 
ausser  dem  Wein  und  Getreide  vornehmlich 
Zinn  aus  England,  die  Produkte  der  hollän- 
dischen Viehzucht  und  Fischerei,  die  farbigen 
WoUenzeage  aus  Flandern,  Brabant  und 
Lüttich,  Kupfer  und  Metallgeräte  aus  Huy, 
Dinant  und  Namur,  Bier  und  Schweine  aus 
Westfalen,  Waffen  und  Wachs  aus  Cöln, 
Honig  und  Wachs  aus  Neuss  und  Duisburg*). 
Genau  können  wir  nicht  entsclieiden,  für 
welche  Gegenstände  der  Landweg  und  für 
welche  der  Wasserweg  gewählt  worden  ist; 
wenn  es  anging,  gab  man  allemal 
dem  letzteren  den  Vorzug  —  gerade 
umgekehrt  als  in  der  Römerzeit,  zu  der 
die  Laadstrassen  in  Deutschland  eine  be- 
deutendere Stelle  im  Verkehrsleben  ein- 
nahmen als  die  Wasserstrassen. 

Niu"  eine  eingehende  Diu^hforschung  der 
zahllosea  lokalen  QueUen  des  Mittelalters 
könnte  den  Anspruch  erheben,  im  einzelnen 
völlig  gesichert  den  Verlauf  der  Verkehrs- 
strastien  zu  erkennen.  So  können  wii-  z.  B. 
ans  dem  8.  Jahrhundert  einen  der  sogen. 
>Königsw^e«  genauer  bestimmen,  der  von 
Mainz  herkam,  sich  am  Himmelsberg  vom 
Ortesweg  trennte,  bei  dem  Dorfe  Hemmen 
die  Fulda  schnitt  und  dann  über  das  Ge- 
birge nach  Norden  in  die  Hersfelder  Gegend 
und  nach  Thüringen  verlief.  Dass  dieser 
Weg  eine  Handelsstrasse  war.  ist  ausdnlck- 
lidi  dadurch  bezeugt,  dass  der  auf  ihm 
ziehende  spätere  Abt  von  Fulda,  Sturm, 
hier  Slawen  findet,  die  zum  Zwecke  des 
Handels  einen  Dolmetscher  bei  sich  führten^). 
Nicht  immer  sind  wir  in  so  günstiger  Lage, 
und  es  wird  wohl  kaum  jemals  vollständig 
gelingen,  die  Strassenzflge ,  deren  Anlage 
durch  Fürsten  und  Grundherren,  Stadt-  und 


>)  Vgl.  Schulte  a.  a.  0.  I,  99.  Die  Flnss- 
liafe  im  Mittelalter  sind  übrigens  nicht  immer 
«tie  gleichen  wie  in  der  (Jegenwart.  S.  dazu 
B.  a.  „Die  Hauptverändenmgen  des  nnteren 
Bheinbettes  (Annalen  d.  bist.  Vereins  f.  d. 
Äederrhein  I8ö9,  VII,  133  E). 

')  Mittelrheinisches  Urknndenbnch,  11,  Ein- 
leitong  S.  219.  Lacomblet,  Urknndenbnch  II, 
728,  m,  174,  538,  582,  IV,  50. 

*)  Eigili  Vita  Stnnmi.  M.  G.  S.S.  II,  370  ff. 
V^  Schwarz,  Fnldaer  Gymnasialprogramm 
lafee,  nnd  Falk,  Nass.  Annalen  Bd.  3JI,  2. 


Landverbände,  Genossenschaften  und  Korpo- 
rationen weltlicher  und  geistlicher  Art  be- 
zeugt ist,  einwandfrei  zu  lokalisieren. 

Ueber  die  Technik  des  Wegebaues,  die 
Breite  und  Ausstattung  der  Strassen,  das 
Wegebaumaterial,  die  Zweckmässigkeit  der 
Lage  sind  wir  in  mittelalterlicher  Zeit  nicht 
so  eingehend  imterrichtet  wie  über  die  römi- 
schen Strassenanlagen.  Jedenfalls  steht  fest, 
dass  die  fahrbaren  Wege  in  den  Thälern  selte- 
ner waren  als  diejenigen  über  die  Höhenzüge 
der  Gebirge.  Dieselben  Gründe,  die  Völker  auf 
verhältnismässig  primitiver  Kultiu^tufe  zum 
Ackerbau  auf  BCTghänge  führen,  bedingen 
auch  diese  Höhenanlage  der  mittelalterlichen 
Landstrassen  ^) ;  vor  allem  wirkte  die  grössere 
Sicherheit  ^egen  verkehrsstörende  widrige 
Naturereigmsse  und  Witterungsverhältnisse 
dabei  mit.  Statt  aller  Anführungen  einzel- 
ner Veränderungen  imd  Erlasse  mag  hier 
die  für  die  deutsche  Auffa.ssung  der  Dinge 
überaus  bezeichnende  Stelle  des  Sachsen- 
spiegels folgen*):  »des  koninges  strafe  sal 
sin  also  breit,  dat  en  wagen  deme  anderen 
gerumen  möge.  —  die  idele  wa^n  sal  ru- 
men  deme  geladenen,  imd  die  min  geladene 
deme  sverren ;  die  ridene  wike  deme  wagene, 
die  gande  deme  ridene.  Sin  sie  aver  in 
enem  engen  wege  oder  up  ener  brucge, 
unde  jaget  man  enen  ridenen  oder  to  vot, 
so  sal  die  wagen  stille  stan,  bit  sie  mögen 
vore  komen.  Svelk  wagen  erst  up  die 
brucgen  kiunt,  die  sal  erst  overgan,  he  sie 
idel  oder  geladen.« 

Der  Schwabenspiegel  setzte  dann,  viel- 
leicht im  Anschluss  an  römische  Bestim- 
mungen*), die  Stitissenbreite  auf  16  Fuss 
fest  *),  aber  auch  mit  Beachtung  dieser  Verord- 
nung ist  für  die  Kenntnis  der  Durchsehnitts- 
breite,  der  Herstellung  und  Bauart  aller  Land- 
strassen natürlich  nicht  viel  gewonnen.  Denn 
es  ist  methodologisch  unstatthaft,  in  der 
früher  beliebten  Weise  Stellen  des  Sachsen- 
und  Schwabenspiegels  ohne  anderweitige 
quelleiunässige  Bestätigung  ohne  weiteres 
zur  Erkenntnis  des  mittelalterlichen  Wirt- 
schaftslebens heranzuziehen.  Man  wird  im 
allgemeinen  nicht  fehlgehen,  wenn  man 
sich  von  den  Landstrassen  des  mittelalter- 
lichen Deutschland  wie  ebenso  von  den 
Strassen  der  Städte  keine  allzu  rosigen  Vor- 


')  Oben  sind  zwei  „hohe  Strassen"  erwähnt 
worden:  im  Osten  die  hohe  Strasse,  die  auch 
Eupferstrasse  beisst,  und  im  Westen  die 
hohe  Strasse,  die  auch  Cölnische  Strasse 
genannt  wurde. 

*)  Des  Sachsenspiegels  erster  Teil  oder  das 
sächsische  Landrecht,  neransgegeben  von  Ho- 
meyer  1861»,  U,  69,  3  und  A.  15,  S.  287. 

')  L.  8  D.  Vm,  3. 

*)  Ausgabe  v.  Lassberg,  1840,  S.  103,  Art. 
221.  Landau  in  Zeitschrift  für  deutsche  Kaltur- 
geschichte, 1856. 
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etellungen  macht:  nur  »der  Not  gehorchend« 
haben  Anwohner  und  Grundherren  Wege 
hei^gestellt  und  gepflegt,  ansgefohrene  Land- 
ätrassen  mit  Reisig  und  Steinen  ausgefüllt, 
und  das  noch  sehr  häufig  unter  der  schärfsten 
Opposition  der  zimächst  Beteiligten. 

Auch  für  die  Bemessung  des  Verhält- 
nisses, in  dem  die  Benutzung  der  Land- 
strassen zu  der  der  Wasserstrassen  während 
des  Mittelalters  gestanden  hat,  fehlen  ge- 
nauere quellenmässige  Unterlagen.  In  der 
Vorzeit  bilden  die  grossen  Flüsse  die  Ver- 
mittler des  Handelsverkehrs,  die  Eömerzeit 
dagegen  bevorzugte  die  Landstrassen.  Erst 
nach  der  Römerzeit  sind  die  natürlichen 
Sti-assen,  die  Flussläufe  der  grossen  Ströme 
Deutschlands,  von  dem  Verkehr  in  stärkerem 
Masse  aufgesucht  worden.  Tausend  Scliiffe 
sah  im  Jahre  1252  Erzbischof  Konrad  zu 
Cöln  am  Seile  hangen  M,  bis  dann  seit  dem 
Beginn  des  14.  Jahrhunderts  die 
übergrosse  Belastung  der  Schiff- 
fahrt den  Verkehr  von  den  Wasser- 
strassen weg  auf  die  Landstrassen 
hinlenkte*).  Die  Neuzeit  weist  dann 
aUmählich  wieder  den  Wasserstrassen 
die  ihnen  gebührende  Stelle  im  Verkehrs- 
wesen an.  Vom  Rhein  wissen  wir  zum 
Beispiel,  dass  er  erst  im  17.  Jahrhundert 
wieder  einigermassen  seine  verkehrfördernde 
Bedeutung  erlangen  konnte*),  und  zwar  hängt 
das  nicht  nur  mit  mancherlei  Leistungen 
des  Landesfürstentums  für  die  Flussschiffahrt 
zusammen,  sondern  auch  mit  der  heillosen 
Verwüstung  und  dem  Zerfall  der  deutschen 
Landstrasseo  während  des  30jährigen  Exieges. 
Quetsch  citiert  (S.  20)  jene  Verse  des  17. 
Jahrhunderts: 

JQnmö^lich  ist,  wer  eine  ferne  Reyss 
Thun  will,  dass  er  könnt  treffen  das  recht  Geleyss. 
Die  Strausen,  die  gebaut  warn  vor  der  Zeit, 
Mit  Hecken,  Dornen,  Unkraut  seyn  bekleidt" 

Im  allgemeinen  schliesst  sich  zumeist, 
das  zeigt  auch  die  Strassengeschichte  des 
Mittelalters,  das  Strassennetz  den  Natur- 
wegen an,  aber  mit  zunehmender  ■wirtschaft- 
licher und  vorzüglich  technischer  Kultur 
treten  die  natürlichen  Gebilde  zurück  und 
das  System  der  Kunststrassen  und  Kanäle 
kommt  ziu-  Entfaltung.  Der  Hauptmotor  der 
\rerkehrsgeschichte  ist  stets  die  Erzielung 
der  kürzesten  Verkehrslinie  gewesen. 

2.  Verkehrshemmnisse.  Alle  die  Fak- 
toren,  die  wir  heute   als   die   belebenden 


')  Siehe  Niederrheiniscbes  Jahrbach  für 
Geschichte,  Kunst  und  Poesie,  1843,  I,  141. 

*)  Siehe  Sommerlad,  Rheinzölle  im  Mittel- 
alter, S.  141.  Basel  ergriff  bereits  im  Jahre 
1262  Massnahmen  gegen  die  Umgehung  der 
zollbelasteten  Rheinstrasse  (Geering,  Handel  und 
Industrie  der  Stadt  Basel  S.  153). 

•)  Geering,  Handel  und  Industrie  der  Stadt 
Basel,  S.  421  ff. 


Grundkräfte  des  Verkehrswesens  anzusehen 
gewohnt  sind,  fehlten  dem  Mittelalter.    Das 
Z  e  i  t  u  n  g  s  w  e  s  e  n  mangelte  dem  Mittelalter, 
ebenso  wie  grosse  Büchersammlungen  fehlten 
(die  Bibliothek  der  Abtei  Hirschau  zählte  im 
12.  Jahrhundert  nicht  mehr  als  60  Bände), 
und  entwickelte  sich  erst  seit  dem  Anfang 
des  16.  Jahrhunderts,  die  erste  wöchentlich 
erscheinende  Zeitung  ist  sogar  erst  1609  in 
Strassburg  herausgegeben  worden  i).   Natür- 
lich,   vor   der   EMndung   der   Kunst    des 
Druckes  mit  beweglichen  gegossenen  Lettern 
und   vor  der  Einführung  eines  geregelten 
Postverkelirs  war  die  Ausbildung  der  Presse 
nicht  möglich,  aber  damit  fehlte  eine  Haupt- 
stütze des  Verkehrslebens,   die  sich  ebenso 
wie   der  Mangel  einer  schriftlichen  Korre- 
spondenz recht  fühlbar  machen  musste.    Das 
Münzwesen   war  in  einer  Zeit,   wo  die 
Münzherren  an  fast  500  voneinander  völlig 
unabhängigen  Münzstätten  zum  Zwecke  per- 
sönlicher Bereicherung   nur  auf  Münzver- 
schlechtening  und  Münzvorrat  bedacht  waren, 
ein  Verkehrsnemmnis  sondei^leichen,  weder 
die  Qualität  der  Münze  noch  die  Stetigkeit 
des   Münzfusses    konnte    einem    steigenden 
Verkehrsbedürfnis,    einer   Zeit   lebhafteren 
Handels  und  der  fortschreitenden  Geldwirt- 
schaft genügen.    Erst  im  Jahre  1325  sind 
Goldmünzen   in  deutscher  Münze    geprägt 
worden*).    Vom   Bankwesen,    der    not- 
wendigen Vorbedingung  für  ein  ausgiebiges 
Handelskapital,    gab    es    nicht   einmal    die 
kümmerlichsten    Anfänge,    imd    auch    die 
mangelhafte   Entwickelung   des    Geldleihe- 
geschäfts bot  nicht  die  geringste  Möglichkeit 
zur  Befriedigung  der  beständig  anwachsenden 
Geldnot.    Und  über  alledem  die  unvollkom- 
mene   Gestalt   der    Rechtspflege,    die     nur 
kümmerlichen  Versuche  einer  Reichshandels- 
politik, die  Unsicherheit  der  Verkehrsstrassen 
zu  Wasser  und  Land,  die  Mängel  des  Spe- 
ditions-  und  Kreditwesens,  die  ungemeinen 
Schwierigkeiten    des   Warentransports,    der 
ranze  monopolistische  und  antikapitalistische 
Geist  des  mittelalterlichen  Handels,  die  seit 
dem  13.  Jahrhundert  auftretenden  obrigkeit- 
lichen Preistaxen  mit  ihrer  gegen  den  Handel 
und  Grosshandel  gerichteten  Tendenz,    das 
kanonische  Zinsverbot  der  Kirche  und    das 
Institut  des  Rentenkaufs,  das  lediglich  dem 
Grundbesitz   Kredit  gewährte  —  alles  das 
trug  nicht  gerade  dazu  bei,  einen  schneUen 
Aufechwung  des  Verkehrslebens  und    eine 


')  Vgl.  Weller,  Die  ersten  deutschen  Zei- 
tungen. Gregor  Xm.  schlenderte  im  Jahre 
15S0  gegen  die  Zeitungsschreiber  den  Bann, 
der  Speyerer  Reichstag  von  1676  wollte  die 
Druckereien  auf  die  grösseren  Städte  beschrankt 
wissen.  S.  Stephan  im  historischen  Taschen- 
buch 1869,  IV,  10,  S.  410. 

*)  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben 
II,  463.    Kruse,  Cölnische  Geldgeschichte  S.  43. 
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günstige  Gestaltung  der  mit  ihm  zusammen- 
hängenden sozialen  Verhältnisse  herbeizu- 
führen. Vornehmlich  haben  aber  drei  thö- 
richte  Eechtsgewohnheiten  des  Mittelalters 
einen  fortgesetzten  lähmenden  Druck  auf  die 
Verkehrsverhältuisse  ausgeflbt:  das  Strand- 
recht,  dasGrundruhrrecht  und  das  Stapelrecht. 

Ein  Strandrecht  haben  sich  wohl  ur- 
sprünglich die  Strandbewohner  als  ein  Recht 
über  das  Gut  der  Schiffbrüchigen  angeraasst. 
Dann  erscheint  der  König  oder  das  Reich 
häufig  entsprechend  den  Grundsätzen  des 
Komischen  Hechts  bis  ins  13.  Jahrhundert 
als  Eigentümer  von  herrenlosem  Gut'),  das 
sich  an  Meeresküste  oder  Flussufer  vorfindet, 
bis  aach  dieses  königliche  Recht  von  dem 
eigentlichen  Strandrecht  der  Strandherren, 
Landesherren  und  Städte  überwuchert  wird. 
An  mancher  Küste  dehnte  sich  das  Strandrecht 
auch  auf  die  Schiffbrüchigen  selber  aus  und 
machte  sie  zu  Leibeigenen  des  Strandherrn. 
Vornehmlich  die  städtischen  Einungen,  und 
hier  besonders  die  Hanse,  haben  allerhand 
Schutz-  und  Milderungseinrichtungen  dagegen 
vereinbart,  und  wenigstens  so  viel  meistens 
erreicht,  dass  entweder  nur  das  herrenlose 
Strandgut  der  Konfiskation  verfiel  oder  aber 
der  Eifi^ntümer  auf  seine  Reklamation  hin 
zur  Zaihlung  eines  Bergelohnes  an  die  Ar- 
beiter verpflichtet  war-).  Indessen  die  Ab- 
schaffung des  Strandrechtes  ist  erst  unsäg- 
lich langsam  vor  sich  gegangen,  und  in 
manchem  biederen  Ost-  und  Nordseestädt- 
chen hat  bis  in  unsere  Tage  hinein  der  Pastor 
im  sonntäglichen  Kirchengebet  den  Himmel 
um  ein  gesegnetes  Strandrecht  angefleht. 

Dem  Strandredit  entsprach  auf  dem 
Lande  das  Grundruhrrecht:  dieLadnng 
änes  Wagens,  der  den  Boden  des  Grund- 
herrn berührt  hatte,  war  diesem  verfallen. 
Von  Reichs  wegen  ist  die  Grundruhr  wieder- 
halt abgeschafft  worden,  doch  haben  sich 
die  Grundherren  ebensowenig  wie  um  andere 
reichsrechtliche  Bestimmungen,  um  die  Ver- 
bote der  Grundruhr,  gekümmert. 

Das  Stapelrecht  bt  ursprünglich 
immer  ein  natürliches  Ergebnis  der  geo- 
graphischen Lage  einer  Stadt  ^);  besondere 
Schwierigkeiten  der  Gegend,  Strudel  und 
Wirbel  im  FInss  oder  unwegsame  Felsen  in 
der  Nahe  n.  a.  m.  zwangen  die  Kaufleute 
und  Reisenden  dazu,  an  dieser  Stelle  ihre 
Waren  abzuladen  und  mit  Hilfe  der  Orts- 
bewohner weiterzuschaffen.  Aus  dieser  an- 
fänglichen Gepflogenheit  entwickelte  sich 
allmählich  durch  tfsnrpation  ein  Recht  drei- 


')  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte, 
Bd.  IV,  S.  135,  Bd.  Vm,  S.  275.  Der  Bestand 
eines  kSniglichen  Strandregals  mflsste  m.  E. 
erat  eingehend  bewiesen  werden. 

*)  S.  Schröder,  Bechtsgeschichte,  S.  516. 

»)  Vgl.  Kohl,  Der  Rhein,  I,  225. 


focher  Art.  1.  Fremde  Waren  dürfen  nur 
dimih  Fidirleute  und  Schiffer  der  berech- 
tigten Stadt  fortgeschafft  werden  (ümschlags- 
recht).  Damit  war  denn  auch  häufig  der 
Zwang  zur  ausschliesslichen  Benutzung  der 
durch  den  Stapelort  führenden  Handclsroute 
verknüpft.  2.  Fremde  Waren  müssen  an 
dem  ümladeplatz  erst  eine  Zeit  lang  aus- 
gestellt und  feilgeboten  werden  (Niederlage- 
recht) und  3.  häufig  besitzen  die  Bewohner 
der  berechtigten  Stadt  das  ausschliessliche 
Recht  des  Kaufs  der  importierten  Waren 
(Vorkaufsrecht)').  Mit  dieser  den  Stadt- 
bürgern vor  fremden  Kaufleuten  eingeräumten 
Befugnis  des  Vorkaufs  nicht  zu  verwechseln 
ist  der  sogenannte  >Fürkauf«.  unter  ihm 
versteht  man  1.  den  Kauf  der  für  den  Markt 
aufbehaltenen  Waren  seitab  vom  Markt  oder 
2.  Ankauf  im  grossen  oder  Kauf  nicht  zum 
Eigenbedarf,  sondern  zu  späterem  Verkauf 
auf  dem  Markt.  Gegen  diese  Gepflogen- 
heiten mit  ihrer  preissteigemden  Tendenz 
hat  die  städtische  Wirtschaftspolitik  des 
Mittelalters  immer  aufs  neue  energischen 
Protest  erhoben*). 

Auf  der  anderen  Seite  ist  es  aber  etwas 
dem  Stapelrecht  ganz  Aehnliches,  wenn  etwa 
Venedig  die  in  ihm  verkehrenden  fremden 
Kaufleute  voneinander  absperrte  und  den 
Deutschen  nur  Handel  mit  Venetianem  er- 
laubte, dagegen  unmittelbaren  Handel  mit 
Orientalen  untersagte.  »Es  ist  das  ein  von 
allen  kräftigen  mittelalterlichen  Städten 
durchgeführter  Grundsatz,  dem  Bürger  den 
Handel  zu  wahren  und  die  Stadt  nicht  zur 
Rolle  eines  Hauses  herabsinken  zu  lassen, 
in  dem  zwei  Fremde  einkehren,  um  ihre 
Geschäfte  zu  erledigen«  (Schulte  a.  a.  0.  I, 
352).  Verschieden  von  diesem  Brauch  er- 
scheint es  aber  wieder,  wenn  das  sogenannte 
Gästerecht,  das  zwar  auch  den  Handel 
der  Fremden  qualitativ,  quantitativ,  lokal 
und  zeitlich  beschränkte,  den  Büi^em  Kom- 
pagniegeschäfte mit  den  »Gästen«  unter- 
sagte'').   Begreiflicherweise  liefen  denn  auch 


')  S.  Aber  die  einzelnen  Stapelrechte  Röscher, 
Bd.  III,  §  21.  Stieda,  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften, n.  Aufl.  Bd.  VI,  S.  992  ff.  Rath- 
gen,  Wörterbuch  d.  Volkswirtschaft  Bd.  H,  S.  618  f. 
Eckert,  Das  Mainzer  Schiffergewerbe  S.  43.  von 
Below,  Jahrbücher  für  NationaJökonomie  III.  F. 
Bd.  21  (1901)  S.  460  nnd  in  Heycks  Monogra- 
phieeu  IV,   108.     Zöpfl,    Fränkische   Handels- 

Solitik  S.  63L  Schmoller,  Die  ältere  Elbhan- 
elspolitik,  die  Stapelrechte  nnd  -kämpfe  von 
Magdeburg,  Hamburg  nnd  Lüneburg  (Jahrbuch 
für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirt- 
schaft, 8.  Jahrg.  4.  Heftl. 

»)  V.  Below  in  Histor.  Zeitschr.  86,  42,  64, 
72,  in  Conrads  Jahrbüchern  3.  F.  21,  593  und 
in  Heycks  Honographieen  zur  Weltgeschichte 
VI,  105. 

*)  V.  Below  in  Heycks  Honographieen  VI,  103 
n.  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  III.  F.  21, 457. 
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verkehrspolitische  Bemühungen  hanseatischer 
Stadtgemeindeu  darauf  hinaus,  dass  Bürger 
einer  Hansestadt  in  Bundesstädten  nicht  als 
Fremde  galten  und  damit  von  dem  örtlichen 
Gästerecht  ausgenommen  blieben  *).  Im  all- 
gemeinen hat  der  Stapel  zwang,  der  anfäng- 
lich, solange  noch  kein  Vorkaufsrecht  ihm 
anhaftete,  waren zusammenfluss  imd  Preis- 
minderung brachte,  später  immer  nur 
einer  Gegend  und  einem  Gewerbe  Unter- 
stützung gebracht  auf  Kosten  der  Entwicke- 
lung  des  Strassennetzes  und  auf  Kosten 
anderer  Gegenden  und  Gewerbszweige,  mit- 
hin der  Lokalisierung  des  Reichtums  be- 
denklichen Vorschub  geleistet  —  und  das 
bis  in  eine  Zeit,  die  immer  mehr  sich  dem 
naturalwirtschaftlichen  Gängelbande  zu  ent- 
winden suchte.  Erst  in  unserem  Jahrhundert 
ist  eine  Besserung  eingetreten,  indem  der 
Artikel  114  der  Wiener  Schlussakte  die  Neu- 
einführung von  Stapel-  oder  ümladerechten  an 
den  mehi-eren  Staaten  gemeinsamen  Flüssen 
untersagte  und  die  Fortdauer  bereits  bestehen- 
der derartiger  Rechte  von  der  Erkenntnis  ihres 
allgemeinen  volkswirtsc-haftlichen  Nutzens 
seitens  der  Uferetaaten  abhängig  machte'-'). 
3.  Ursprnngliche  Verkehreförder- 
nisse.  Eine  Mittelstellung  nimmt  das  mittel- 
alterliche Zollwesen  in  Deutschland*)  in- 
sofern ein,  als  es  aus  einer  ursprüngUch 
verkehrfördernden  Institution  allmählich  zu 
einer  giflssen  Verkehrsbelastung  geworden 
ist.  Das  Salische  Volksrecht  schon,  dann 
weiter  Karls  des  Grossen  Kapitular  von  80ö 
imd  zahllose  spätere  Verordnungen  enthalten 
die  Bestimmung,  dass  das  Recht  der  Zoll- 
erhebung eine  Gegenleistung  erforderlich 
mache :  eine  Beseitigting  der  \  erkehrshemm- 
nisse.  Alle  Zolleinnahmen  dürfen  ursprüng- 
lich nitt  erhoben  werfen  als  ein  Aequivalent 
für  die  Leistung  von  Verkehrs-  und  Sicher- 
heitsdiensten. Es  herrschte  das  Gebühren- 
princip  und  entfaltete  immerhin  einiger- 
massen  segensreiche  Kraft  für  Fortschritte 
und  Ausdehnung  des  Verkehrslebens.  Die 
öffentüche  Gewalt  und  das  vollfreie  Grund- 
eigentum hatten  für  das  Verkehrswesen  auf 
ihrem  Gebiete  Sorge  zu  tragen,  und  auch 
der  König  hatte  lediglich  als  Grundbesitzer 
das  Recht  der  Zollerhebung,  wenn  er  auch 
seit  dem  8.  Jahrhundert  durch  seine  Ver- 
oi-dnungen  in  besonderer  Weise  sich  um  die 
Aufrechterhaltung  des  Gebührenprincips  be- 
müht zeigte.  In  dem  Zolltarifsystem 
jener  Zeiten  tritt  zumeist  eine  Stabilität  der 
Produktenpreise   zu  Tage,   und  es  war  so 


')  Stein,  Beiträge  zur  Geschichte  der  deut- 
schen Hanse  bis  nm  die  Mitte  des  15.  Jahr- 
hunderts S.  112,  136. 

»)  Klüber,  Oeffentl.  Recht,  II,  22. 

•)  S.  über  das  folgende  Sommerlad,  Die 
Bheinzölle  im  Mittelalter. 


zunächst  bei  dem  Mangel  eines  Seltenheits- 
preises, bei  der  ungefähren  Gleichmässigkeit 
der  Produktionskosten  und  der  namhaften 
Höhe  der  Dm^hgangszölle  selbstverständlich, 
dass  der  Produzent  des  Ortes  wirtschaftlich 
besser  gestellt  war  als  der  Händler.  Eine 
kapitalfeindliche  Tendenz,  die  sfis 
Eigentümlichkeit  der  Zunftverfassimg  öfters 
hervorgehoben  worden  ist,  und  die  auch  in 
der  stets  nur  bedingten  Erteilung  der  mittel- 
alterlichen Zollbefreiungen  zur  Erscheinung 
kommt,  bildet  die  wirtschaftspolitische 
Grundlage  des  mittelalterlichen  Zollwesens: 
ein  Zwischenhandel,  der  das  Verhältnis  von 
Konsument  zu  Produzent  hätte  verschieben 
müssen,  lag  nicht  im  Charakter  eines  Zeit- 
alters, das  in  Recht  und  Brauch  lange  Zeit 
die  rein  naturalwirtschaftliche  Grmidstim- 
mung  zum  Ausdnick  brachte.  In  der  Zoll- 
tarifierung,  die  im  früheren  Mittelalter  ein- 
fach nach  dem  Transportmittel  festgelegt 
war,  kommt  das  Gebührenprincip  zum 
Ausdruck,  das  allein  zu  einer  Gliederung  des 
Transportraittelveranlagimgssystems  Veran- 
lassimg bot.  Unter  sonst  günstigen  Ver- 
hältnissen musste  dieses  Tarifsystem  Fort- 
schritte des  Verkehrslebens  befördern ;  denn 
indem  man  sich  bemühte,  die  Höhe  der  Zoll- 
belastung des  Transportmittels  durch  mög- 
lichste Ausdehnung  der  Ladung  zu  mindern, 
felangte  man  zu  einer  Vervollkommnung  der 
ahrzeugtechnik,  die  sich  schon  im  13.  Jahr- 
himdert  bemerkbar  machte,  wenn  auch  viele 
Kaufleute  nichts  von  grösseren  Fahrzeugen 
wissen  wollten  ^). 

Diese  für  den  Verkehr  im  wesentlichen 
günstige  Entwickelung  des  Zollwesens  wurde 
seit  dem  10.  Jahrhundert  unterbrochen,  als 
sich  die  Vergabung  der  Zolleinnahmen  er- 
weiterte. Daran  vermochte  auch  die  Usui^ 
pation  eines  königlichen  Oberzollregals,  das 
im  Anfang  des  12.  Jahrhunderts  aus  römisch- 
rechtlicher Grundlage  sich  entfaltete,  nichts 
zu  ändern.  Und  gerade  während  des  that- 
sächlichen  Bestandes  eines  Königlichen  Ober- 
zollregals  vom  Jahre  1111  bis  zu  Friedrichs  11. 
Confc«deratio  cum  prindpibus  eoclesiasticis 
vom  Jahre  1220  erwuclisen  die  Zölle  zu 
einer  Verkehrsbelastung  sondergleichen.  Die 
Zahl  der  Rheinzollstätten  betrug  Ende  des 
12.  Jahrhunderts  19,  des  13.  Jahrhunderts 
44,  des  14.  Jahrhunderts  64,  die  Zahl  der 
Eibzölle  35,  in  Unterösterreich  gab  es  77 
Donauzöile.  Die  fortwährende  Neuanlage 
von  Zollstätten,  die  höchstens  zu  einer  Be- 
gflnstigung  der  lokalen  Produktion  fölirte 
(Rheinzölle  zählt  man  um  1400  etwa  62, 
ElbzöUe  um  1600  etwa  47)*),  die  zunehmende 


2  Vgl.  V.  Below  in  Conrads  JahrbOchem 
.  21,  615  A.  195. 
')  Weissenbom,  Die  ElbzSlle  und  Elbstapel- 
piatze  1901  S.  188. 
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Yopfindung,  die  fflr  die  Gläubiger  des 
Zollherm  das  Befriedigungsmittel  in  Bargeld 
bot,  der  gänzliche  Mangel  einer  einheitlidieu 
Tarifiemiig  und  die  wadisende  Zahl  von 
Privifegierungen,  die  eine  Unmenge  Mono- 
polien  im  Yerkehrsleben  begrOndeten '),  alles 
das  -waren  Momente,  die  zur  Steigerung  der 
ungeheueren  Yerkehrsbelastung  beitrugen. 
Die  umständliche  Verwaltung  der  verpfän- 
deten Zollstätten,  die  ganze  Raubwirtschaft 
im  Rnanzwesen.  die  Belastimg  des  Verkehrs- 
lebens (der  Rheinzoll  z.  B.  betrug  Mitte  des 
14.  Jahrhunderts  zwischen  Bingen  und 
Koblenz  etwa  53  bis  67**/o  des  verzoUten 
Wertes)  führten  zu  einer  Umgehung  der 
Wasserstrassen,  zu  dem  sogenannten  »Ab- 
&hren  der  Z5lle<,  aber  auch  zu  allerlei  Ver- 
sudien,  um  die  unerträglichen  Verkehrs- 
plackereien  zu  beseitigen.  Allein  weder  die 
Eingriffe  der  deutschen  Könige  und  Päpste 
noch  die  Selbsthilfe  städtischer  Einuugen 
zeitigen  dauernde  Ergebnisse,  gerade  die 
iännchtung  von  Landfnedenszöllen  und  Ge- 
leitsgeldem  bedeutete  eine  neue,  freilich  zu- 
nächst unbeabsichtigte  Belastung  des  ge- 
samten Verkehrswesens. 

Aach  das  Geleit  (praesidinm,  conductus) 
bildete  ureprünglich  eine  verkehrfördemde 
Institation.  Das  Geleit  war  von  Anfang  an 
ebenso  wie  der  Zoll  eine  Obliegenheit  der 
gnindherrlichen  Gewalt,  die  dem  Fremdling, 
and  besonders  dem  Kaufmann,  der  ihr  Ge- 
biet betrat,  Sicherheit  und  Schutz  gewähren 
sollte.  Weder  mit  dem  Königsfrieden  noch 
mit  dem  Marktfrieden  hat  das  Geleitsrecht 
zunächst  etwas   zu  thun*).     Im  12.  Jahr- 

')  Schulte  a.  a.  0. 1,  434  erscheinen  die  Zoll- 
befieiiuigen  als  Yerkehrserleichterang ;  ohne 
sie  w&ie  der  Zustand  völlig  nnerträgllch  ge- 
wesen. 

*)  rUmann,  ESnig  Sigmunds  Geleit  für 
Em  (Halle  1894),  stellt  das  Geleit  mit  dem 
Königsfrieden,  Sohm,  Entstehong  des  deutschen 
Stidtewesens.  mit  dem  HarktfriMeu  zusammen. 
Gegen  Sohm  mit  Becht  v.  Below,  Ursprung  der 
deMachen  Stadtverfassimg,  S.  96.  Hummel, 
Die  MainzSlle  S.  20  meint,  wie  Falke,  Gesch. 
des  ZoUwesens  S.  135,  in  ältesten  Zeiten  sei 
das  Geleit  (die  Pflicht,  die  Kanfleute  zu 
schützen)  mit  der  einfachen  Zollerhebung  ver- 
bnnden  gewesen.  Vgl.  im  allgemeinen  Waitz, 
Deutsche  Verfassimgsgeschichte  Vm,  316  (f. 
SchrMer,  Bechtsgesch.  S.  504, 612, 617  f.  575, 679. 
586,  606,  617.  Bodmann,  Rheinganische  Alter- 
tftmer  1, 49  f.  spricht  von  den  Land-  und  Wasser- 
strasaen  als  ursprünglichen  Beichsstrassen,  dem- 
xnfolge  Ton  einem  orsprünglichen  Beichsgeleit, 
und  auch  Hammel  a.  a.  0.  S.  20  meint,  zunächst 
hätte  Kaiser  und  Beich  die  Pflicht  obliegen, 
den  Kaufmann  za  schätzen.  £s  ist  mdessen 
wohl  ähnlich  wie  beim  Zollregal  gewesen,  nr- 
sprüBglicher  Besitz  der  Gnmdherrschaft  (also 
aach  des  Königs),  dann  kone  Zeit  Anspruch 
des  KCnigs,  otme  dass  andere  Gnmdherren  auf 
condnctQs  oder  pedaginm  verzichtet  hätten. 


hundert  erscheint  das  Geleitsiecht  als 
Hoheitsredit  des  Königs,  aber  schon  im 
SchwaboiBpi^el  ^)  steht  zu  lesen  »swaz  dem 
koufman  schaden  geschieht,  den  sol  im  der 
gelten,  der  in  da  geleitet«  —  die  Verpflich- 
tung des  lokalen  Machthabers,  durch  Stellung 
einer  B^leitung  den  Reisenden  und  den 
Warentransport  gegen  Ueberfälle  zu  sichern, 
ist  damit  bereits  festgelegt  »Das  Geleit  ist 
ein  Vertrag  zwischen  dem  Inhaber  des  Ge- 
leitsrechts und  dem  Geleitsemp^ger«  (Uhl- 
mann  a.  a.  0.).  Das  Geleit  wmde  entweder 
in  der  Form  des  Geleitsbriefes  oder  als 
«lebendiges  Geleit«  durch  bewaffnete  Ge- 
leitsmänner erteilt  Landesfeinde,  Räuber, 
Laudläufer,  herrenlose  Knechte  und  Zigeimer 
waren  davon  ausgeschlossen,  die  Juden 
standen  im  Geleit  des  Königs  oder  des 
Landesherren  imd  hatten  dafür  ein  im  Einzel- 
&ille  fest  normiertes  Fixum  zu  entrichten. 
Zoll  muss  jeder  Reisende  an  rechtmässigen 
Zollstätten  zahlen,  Geleit  braucht  er  nicht 
zu  nehmen.  Allein  die  Gebietsherren  des 
ausgehenden  Mittelalters  unterwarfen  die 
Reisenden  ihrem  (Jeleitszwang  und  suchten 
sich  durch  Erhebung  und  Verpflladun^  der 
Geleitsgelder  ebenso  wie  durch  die  gleichen 
Verfahren  bei  den  Zöllen  ihre  Taschen  zu 
füllen.  Namentlich  schloss  Zollbefreiung 
nicht  etwa  Befreiung  vom  Geleitsgeld  ein, 
so  dass  häufig  gerade  dieses  letztere  den 
Geleitsinhabem  genug  Anlass  bot,  zollfreie 
Korporationen  und  Individuen  dodi  zu  Zah- 
lungen heranzuziehen*).  Was  wollten  dann 
solche  Entschuldigungen  besagen,  wie  etwa 
die  des  Elekten  Heinrich  von  Trier,  der  im 
Jahre  1267  Clemens  IV.  in  Viterbo  erklärte, 
er  habe  zu  Koblenz  keinen  Zoll,  sondern 
Geleit  erhoben  s).  Es  ist  begreiflich,  dass 
das  Geleitsgeld  den  reisenden  Kaufmann  um 
so  mehr  belasten  musste,  je  zerstückelter 
und  vielgestaltiger  die  Territorialverhältnisse 
in  Deutschland  wurden,  je  weniger  es  dem 
Geleitsherm  überall  gelang,  den  Geleits- 
bruch zu  verhindern,  und  je  mehr  er  sich 
der  Zahlung  eines  Schadenersatzes  entziehen 
konnte,  wenn  der  Kaufmann  einen  unge- 
wöhnlichen Weg  eingeschlagen  hatte.  Zahl- 
reiche Reichsatechiede  aus  neuerer  Zeit  be- 
weisen es,  wie  wenig  ernst  die  Geleits- 
herren ihre  Schutzverpflichtung  nahmen,  aber 
wie  emsig  und  genau  sie  mit  der  Einziehung 
der  Geleitsgelder  verfuhren.  Von  einer 
Haftpflicht  des  Geleitsherm  zum  Schaden- 


•)  Gengier,  Stadtrechtsaltertttmer,  S.  459. 

*)  Vgl.  Lamprecht  Deutsches  Wirtschafts- 
leben n,  289  «f.  Weissenbom,  ElbzöUe  S.  238  t 
Im  Jahre  1241  erteilt  Herzog  Albrecht  den  Lü- 
beckern Zollfreiheit  fordert  aber  für  die  Zu- 
sicherung des  Verkehrsschatzes  zwischen  Ham- 
burg und  Lübeck  Oeleitsgeld. 

*)  Goerz,  Mittelrheimsche  Regesten  XU, 
2227. 
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ersatz  war  im  all^meinen  ebenso  wenig  die 
Hede  wie  von  emem  Rechtsanspruch  des 
Geleitsempfängers.  Weissenbom  (Eibzölle 
S.  239)  trifft  wohl  das  Richtige,  wenn  er 
meint,  mit  dem  Versprechen  sicheren  Ge- 
leites habe  der  Geleitsherr  eigentlich  nur 
Sicherheit  vor  sich  selber  und  seinen  eigenen 
Räubereien  versprochen.  Wie  das  Zollwesen 
zu  einem  Verkehrshemmnis  wui-de,  als  an 
die  Stelle  des  Gebührenprincips  finanz- 
politische Gesichtspunkte  traten,  so  offen- 
Wte  das  Geleitswesen  eine  verkehrsschäd- 
Kche  Wirkung,  je  häufiger  von  der  Seite 
des  Geleitsinhabers  der  Vertragscharakter 
dieser  Institution  gebrochen  und  die  aus  der 
Gegenseitigkeit  des  Vertrags  erwachsene 
eigene  Hanpflicht  oder  der  Rechtsanspruch 
des  Geschädigten  übersehen  wurden.  Ent- 
schuldigungs^nde,  die  etwa  darin  hätten 
gesucht  weiden  können,  dass  eine  solche 
verändenmg  in  der  beiderseitigen  Situation 
eingetreten  wäre,  dass  der  gedachte  Zweck 
unerreichbar  geworden  wäre  i)  —  m.  E.  der 
einzige  Grand,  der  Vertragsbruch  recht- 
fertigen könnte  —  werden  wohl  nur  in  den 
seltensten  Fällen  vorgelegen  haben. 

Es  soll  und  kann  freilich  keineswegs  ge- 
leugnet werden,  dass  die  Grundherren  im 
mittelalterlichen  Deutschland  zuweilen  ihre 
Verkehrseinnahmen  verwendeten,  um  that- 
sächliche  Verkehrserleichterungen  einzu- 
richten. Vereinzelt  bleibt  das  Beispiel  Karls 
des  Grossen,  der  bei  Mainz  eine  hölzerne 
Rheinbrücke  gebaut  hatte  und  im  Jahre  789 
zwei  Brücken  über  die  Mittelelbe  geschlagen 
haben  soll*).  Mehr  als  die  weltliche  Grund- 
herrschaft hat  hier  die  Kirche  ihre  Ver- 
dienste. Indem  sie  den  Brückenbau 
ebenso  wie  den  Kirchenbau  als  gottgefälliges 
Werk  anpries,  hat  sie  seit  dem  10.  Jahr- 
hundert den  Bau  steinerner  Brücken  wesent- 
lich in  Deutschland  gefördert,  so  besonders 
über  Elbe  und  Main,  Nahe  und  Altmühl»). 
Namentlich  die  Cistercieuserklöster  haben 
vom  Rheinland  bis  nach  Danzig  hin  in 
vielen  Stücken  dem  Verkehrswesen  Nutzen 
gestiftet  Wie  sie  im  Rheingau  ihre  Schutz- 
vorrichtungen gegen  Hochwasser  und  Eis- 
gang anbrachten,  so  haben  sie  auch  an  der 
Düna    durch    Kanalisationsuntemehmungen 


')  Vsd.  Martens,  Internationales  Becbt,  Bd.  I, 
S.  421 

*)  Die  Rheinbrttcke  bei  Einbard,  Vita  Karoli 
c.  17,  32.  Die  Elbbrttcken  bei  Einbard,  Annales 
M.  G.  S.S.  I,  176.  Schulte  a.  a.  0.  I,  53  stimmt 
Gasner,  Strassenwesen  S.  48,  zu,  dass  ein  eigent- 
licher Wegebau  selbst  von  Karl  dem  Grossen 
nicht  ausgegangen  sei. 

')  Im  Jahre  1319  verspricht  die  Kirche  Ab- 
las» zu  Gnnsten  der  Dresdener  BrUckenbankasse : 
Weissenbom  a.  a.  0.  S.  241. 


mannigfaltigster   Art    verkehrfördernd    ge- 
wirkt i). 

Für  das  Kanalisations  wesen  haben 
unter  den  mittelalterlichen  Herrschern  eigent- 
lich nur  Karl  der  Grosse  und  Karl  IV.  ein 
lebhafteres  Interesse  bekundet.  Die  gesamte 
Einrichtung  des  karolingischen  Einnahme- 
Systems  war  ja  auf  eine  Benutzung  der 
Wasserstrassen  hingewiesen*),  und  es  ist 
bekannt,  dass  Ka^l  den  Bau  eines  Donau- 
Main-Kanals  unternommen  hat,  nicht  nur, 
wie  Einhard  ad.  a.  793  sagt,  »um  von  der 
Donau  in  den  Rhein  zu  Schiffe  fohren  zu 
können«,  sondern  vermutlich  um  dem  levan- 
tinischen  Warentransport  einen  Weg  ins 
Rhein-  und  Donaugebiet  zu  bahnen,  den 
Warenzug,  der  vom  Schwarzen  Meer  über 
Dniepr  und  Weichsel  nach  der  Ostsee  sich 
bewegte,  in  sein  Reich  zu  lenken.  Der  Bau 
des  Kanals,  der  zwischen  der  Altmühl  und 
Regnitz  angelegt  wurde  und  dessen  Spuren 
heutzutage  noch  zwischen  Treuchtlingen  und 
Weissenburg  bemerkbar  sind,  ist  freilich 
durch  Regengüsse  in  seinem  Fortgang  ver- 
hindert worden. 

Nächst  Karl  dem  Grossen  hat  Karl  IV. 
bis  ins  einzelne  sich  des  Verkehi-slebens  an- 
genommen^) und  auch  dem  Kanalisations- 
wesen seine  Aufmerksamkeit  zugewandt 
Aber  wie  Karls  des  Grossen  Plan  nicht  zur 
Ausführung  gelangte,  so  ist  auch  die  Ab- 
sicht Karls  IV.,  die  Elbe  mit  der  Donau  zu 
verbinden,  gescheitert. 

Vor  allem  aber  sind  hier  die  Bemühungen 
hanseatischer  Städte  um  die  Kanalisation 
des  mittelalterlichen  Deutschlands  gebührend 
zu  würdigen.  Drei  künstliche  Wege  sollten 
die  Ostsee  mit  der  Nordsee  verbinden.  Ende 
des  14.  Jahrhunderts  wurde  der  Stecknitz- 
kanal  erbaut,  wodurch  die  Schiffe  aus  der 
Elbe  in  die  Trave  und  Ostsee  gelangen 
konnten,  ein  zweiter  Kanal  zog  sich  aus  der 
Elbe  bei  Dömitz  in  die  Eide  und  den 
Schwerinersee  nach  Wismar,  ein  dritter  von 
der  Elbe  durch  Sude  und  Schaale  gleichfalls 
nach  Wismar.  Im  Widerstreit  mit  dem 
Wettbewerb  der  englischen  Schiffahrt  ver- 
suchte Lübeck  immer  wieder  die  dänischen 
Gewässer  zu  umgehen,  aber  seine  Pläne  ge- 


•)  Vgl.  Sommerlad,  Die  wirtschaftliche 
Tbätigkeit  der  Kirche  in  Conrads  JabrbUchem, 
III.  F.  Bd.  Vn,  S.  664. 

*)  Vgl.  Nitzsch,  Geschichte  des  deutschen 
Volkes  1892,  Bd.  I,  S.  238;  nach  Schalte  I,  7& 
A.  2  übertreibt  Inama-Stemegg,  Deutsche  Wirt- 
schaftsgeseh.  I,  43öff.,  Karls  Interesse  für  den 
Handel.  S.  übrigens  anch  Peez,  Die  Reisen  Karls 
des  Grossen  (Schmollers  Jahrb.  XV,  1891,  S.  11  ff.). 

')  Vgl.  Wigand,  Das  Femgericht  West- 
falens 1826,  S.  247.  Lindner,  Deutsche  Ge- 
schichte unter  den  Uabsbnr^m  nnd  Luxem- 
burgern Bd.  II,  S.  95,  v.  Treitschke,  Deutsche 
Geschichte  im  19.  Jahrhundert  I,  11. 
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langten  keineswegs  völlig  zur  Aiisfilhrung, 
ebensowenig  wie  das  Vorhaben  Christians  III. 
von  Dänemark  (1534 — 1559),  der  eine  Durch- 
gtechung  Schleswigs  bei  Ribe  und  Halders- 
leben  plante.    Der  Viceadmiral  Batsch  ^)  be- 
tont, dass  je  nach  dem  Steigen  oder  Sinken 
des  dänischen  Einflusses  das  Nord-Ostsee- 
Kanalprojekt  vom  Norden  oder  Süden  aus- 
ging.      Andere    Wasserverbindungen,     die 
flnebui^    und    Braimschweig    in    Angriff 
nahmen,  scheiterten  ebenso  wie  die  Absicht 
des  der  Hanse  nicht  unfreundJich  gesinnten 
Wallenstein,   Holstein   von  Wismar  aus  zu 
durchqueren.      Es    war   selbstverständlich, 
dass  nicht  alle  Projekte  zur  Ausführung  ge- 
diehen, and  allzu  natürlich,  dass  dem  mutigen 
Beginnen  nicht  immer  Fortschritt  und  Dauer 
beschieden  waren.    Die  zerfetzten  politischen 
Verhältnisse  Deutschlands  haben  manchem 
Gnindherren,  dem  nach  langem  Kampfe  die 
Einwilligimg  abgerungen  war,  die  Möglich- 
keit geboten,   den  Kanal,  der  sein  Gebiet 
kreuzte,  einfach  später  zuzuschütten.    Ueber- 
dem  war  der  Stand  der  Technik  noch  so 
tmentwickelt,  dass  selbst  der  hauptsächlichste 
hanseatische  Kanal,  der  Steckmtzkanal,  niu: 
für  ^anz    flache  Fahrzeuge   geeignet  war. 
und  je  weniger  es  gelang,  die  hanseatische 
Verfassung   derart  zu  regeln,   dass  die  im- 
hedingt  notwendigen  Mittel  zur  Fortführung 
der  kühnen  Unternehmungen  einzelner  Städte 
aus  der  Bandeskasse  flüssig  gemacht  werden 
konnten,  um  so  rascher  verschlammten  und 
versandeten  seit  dem  17.  Jahrhundert  die 
Kanäle,   und   immer    noch   war   statt    der 
neuen  Schiffeschleussen  mit  zwei  FangthOreu 
die  alte  Kanalfahrt  mit  Stauschleussen  üblich. 
So  ergiebt  sich  im  allgemeinen,  dass  alle 
Förderung   des  Verkehrslebens  im  mittel- 
alterlichen Deutschland  von  Gtenossenschaften 
und  Korporationen  ausgegangen  ist,  die  Ver- 
ordnungen   der   Beichsgewalt    standen    auf 
dem  Papier  und  hielten  sich  an  herkömm- 
liche, •wenig  individualisierte  Formeln,  alle 
nabedingt  notwendi^n  Reformen,   wie  die 
des  Münz-  und  Gewichtswesens,  scheiterten 
an  dem  Widerspruch  und  Egoismus  der  ein- 
zelnen   Verkehrsherren.     Die   Leitung  des 
Verkehrswesens,  die  Aufrechterhaltung  jeg- 
lichen Kredits  und  jeglicher  Sicherheit,  die 
Instandsetzung  der  Leinpfade,  der  natürlichen 
und  künstlichen  Strassen,  die  Soi^  für  eine 
den  materiellen  Interessen  günstige  Rechts- 
pflege, die  technische  Erleichterung  des  Ver^ 
kehrs,  die  Beseitigung  der  Unsicherheit  auf 
den  Verkehrsstrassen,  mit  einem  Worte  die 
Ausgestaltung   von    Verkehrssitte  und  Ver- 
kehrssittlichkeit,  blieb  der  Selbsthilfe  und 
dem   guten  Willen  der  einzelnen  Gebiets- 

•>  Im  „Gldras"  67,  19.  S.  293.  Vgl.  auch 
Beäeke,  Entetehnngsgescbichte  des  Nord-Ostsee- 
Kanals. 


herren  überlassen.  Die  unzuträglichen  jxh 
litischen  Zustände  haben  verschuldet,  dass 
aus  allen  mrsprünglich  im  Interesse  des  Ver- 
kehrs getroffenen  Einrichtungen  Verkehrs- 
hemmnisse sondergleichen  geworden  sind. 
Wie  der  einzelne  Mensch  im  Kindheitsalter, 
so  lebte  die  mittelalterliche  Menschheit  ge- 
wissermas-sen  von  der  Hand  in  den  Mund, 
und  erst  im  Ausgang  des  Mittelalters  unter 
dem  erstarkenden  Emflusse  der  Städte  und 
des  Bürgertums  ebenso  wie  unter  den  Ein- 
wirkungen der  Territorialmächte  haben  sich 
langsam  Anschauungen  Bahn  gebrochen,  die 
an  Stelle  einer  privatrechtlichen  Auffassung 
die  staatsrechtliche,  an  Stelle  eines  fis- 
kalischen Ausbeutungssystems  der  Volks- 
wirtschaft eine  zielbewusste  zukunftsbedachte 
Wirtschaftspolitik  begründeten. 

Freilich :  dabei  waren  zahllose  Vormleile 
zu  überwinden,  und  gar  manchmal  schreckten 
ungeheuere  Misserfolge  den  Mut  der  Wage- 
lustigen auf  Jahrhunderte  zurück.  Wie  cha- 
rakteristisch ist  hierfür  der  Ausspruch  der 
Städte,  den  Jakob  Twinger  von  Königshofen ') 
1U8  bewahrt  hat,  aus  dem  Ende  des  14.  Jahr- 
himdarts :  »sü  hettent  von  iren  vordem,  den 
alten  und  den  weisesten  dicke  gehört  sagen, 
dass  die  ryueschen  stette  soltent  keinen  bunt 
machen  über  Rj-n.«  Das  war  das  ent- 
sagimgsreiche  Ergebnis  der  verkehrsfreund- 
lichen Geschichte  des  grossen  rheinischen 
Städtebundes  vom  Jahre  1254! 

4.  Transportmittel  nod  Botenwesen. 
Die  mancherlei  Landtransportmittel, 
deren  sich  die  Römer  auch  in  Deutschland 
bedienten  (cisium,  rheda,  pilentum,  arcera, 
carpentum,  clabulare,  petorritom,  carrus, 
plaustrum,  birota),  sind  in  mittelalterlicher 
Zeit  nicht  weiter  benutzt  oder  ausgebildet 
imd  vervollkommnet  worden.  Bis  ins  10. 
Jahrhundert  hinein  gebrauchte  man  schwere 
Lastfuhrwerke  mit  zwei  oder  vier  Rädern, 
die  von  Ochsen  gezogen  Mrurden,  erst  seit 
diesen  Zeiten  wurden  auch  Pferde  als  Zug- 
tiere angespannt  und  Esel  zur  Personen- 
beförderung gehalten.  Nur  langsam  ent- 
wickelte sich  der  Wagenbau,  erst  seit  dem 
16.  Jahrhundert  gewann  das  Landfnhrwesen 
eine  bedeutendere  Ausbreitung.  Die  Trag- 
fähigkeit der  zweiräderigen  Karren,  die  im 
deutschen  Mittelalter  zum  Sachentransport 
im  Gebrauche  waren,  hat  man  auf  etwa  30 
bis  35  Centner  berechnet,  in  gesetzlichen 
Verordnungen  aus  dem  16.  Jahrhimdert  er- 
scheint die  Tragfahigkeit  höher,  etwa  50 — 55 
Centner.  Der  schlechte  Zustand  der  mittel- 
alterlichen Landstrassen,  die  Unsicherheit 
und  Belastung  derselben,  die  ziemlich  hohen 
Kosten  des  Landtransportes  wiesen  den 
Wasserstrassen  die  vorwiegende  Verkehrs- 
vermittelung  zu,   und   deshalb  haben   sieh 


')  Deutsche  Städtechroniken,  Bd.  IX,  S.  836. 
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anch  die  Wassertransportmittel  im  Mittel- 
alter ■weit  mehr  und  besser  entwickelt  als 
die  Landtransportmittel. 

Aus  den  Nachrichten,  die  über  die  mittel- 
alterlichen Wassertransportmittel  er- 
halten sind,  und  aus  den  vereinzelten  Ab- 
bildungen, die  wir  besitzen,  gewinnen  wir 
die  Ueberzeugung,  dass  bis  zur  Mitte  des 
12.  Jahrhimderts  die  Schiffsbautechnik  noch 
nicht  derartig  entwickelt  war,  dass  grössere 
Ladungen  zu  Schiffe  verfrachtet  werden 
konnten.  Seit  dieser  Zeit  befuhren  z.  B. 
den  Rhein  »einspännig«,  »zweispannige« 
und  »vierspännige«  Schiffe  —  so  ursprtlng- 
lich  genannt  nach  der  Zahl  der  Pferde,  die  zu 
ihrer  Fortbewegung  stromaufwärts  erforder- 
lich waren.  Ein  einspanniges  Schiff  war 
80  Fuss  lang  und  6  Fuss  breit  und  lud  500 
Centner,  ein  zweispanniges  war  90 — 95  Fuss 
lang  und  8  Fuss  breit  und  lud  1000  Centner, 
ein  vierspänniges  war  100 — 110  Fuss  lang 
und  9—10  Fuss  breit  und  lud  2000  Centner. 
"Vielleicht  enthält  die  Unterscheidung  des 
Koblenzer  Rheinzolltarifes  von  1209  (FIoss, 
"V'ollschiff  und  Nachen) ')  eine  gewisse  Be- 
ziehung zu  diesen  drei  Arten  von  Rhein- 
schiffen. In  der  Hauptsache  b^eguet  man 
nur  in  Ausnahmefällen  grösseren  Fluss- 
schiffen während  des  Mittelalters,  da  solchen 
die  Kaufleute  keine  besondere  Neigung  ent- 
gegenbrachten. Und  noch  im  16.  Jahr- 
hundert, wo  am  Rhein  der  Bau  grösserer 
Schiffe  in  weiterem  Umfang  unternommen 
wurde  *),  waren  gerade  die  Kaufleute  wenig 
mit  dieser  Entwickelung  einverstanden. 
Regelmässige  A'erbindungen  waren  zwischen 
den  Hauptverkehrsplätzen  an  den  grossen 
Strömen  durch  Marktschiffe  beigestellt.  Das 
älteste  Marktschiff  Deutschlands  war  nach 
neuesten  Untersuchungen  wahrscheinlich  das 
Mainz-Frankfurter^).  Stephan  giebt  an,  dass 
das  Fahrgeld  auf  einem  Miu-ktschiff  im 
Durchschnitt  4  Kreuzer  für  die  Meile  be- 
tragen habe  und  dass  man  im  Anfange  des 
15.  Jahrhunderts  von  Frankhui  nach  Mainz 
12  HeUer  zahlte,  also  etwas  über  das  Doppelte 
von  dem  Preise  eines  Pfundes  guten  Rind- 
fleisches in  dieser  Zeit.  Ausser  den  Markt- 
schiffen befuhren  die  Flüsse  auch  Wacht- 
schiffe,  die  namentlich  in  der  Herbstzeit  bei 
der  Verfrachtung  der  neuen  Ernte  für  die 
Sicherheit  des  Betriebes  Sorge    zu  tragen 

')  Navicula,  qnae  vnigariter  vocatur  Wo- 
leshif,  qnae  regitnr  remigio  de  manu  viri, 
dependente  in  aqua  non  ligato  ad  navicnlam. 
Xavicnlaex  solo  lifpio  excisa,  qnae  vulg.  Nacho 
vocatur.  De  gatuibet  massa  lignorum,  quae 
vulg.  vocatur  Vloze.  Mittelrhein.  Urkundenb. 
II,  242. 

•)  Gothein,  Westdeutsche  Zeitschrift  14,  241. 

')  Bettgenhänser,  Die  Mainz -FrankÄuter 
Marktschiifahrt  im  Mittelalter  (Leipziger  Stadien 
aus  dem  Gebiet  der  Geschichte  1896,  II,  1). 


hatten.  Dass  diese  Wachtschiffe  ziemlich 
gut  ausgestattet  waren,  zeigt  eine  Notiz  über 
das  Ehrenfelser  Wachtschin  aus  dem  Jahre 
1347 ;  dieses  war  mit  Glasfenstem  und  einem 
Schindeldach  versehen  und  wurde  für  5 
Pfennig  Heller  =  60  Gulden  verkauft  i). 
BezOghch  des  deutschen  Seeschiffbaues  sei 
liier  ermähnt,  dass  im  14.  und  15.  Jahr- 
hundert Danzig  und  Lübeck  den  meisten 
Schiffbau  hatten  und  erst  in  zweiter  Linie 
Stettin,  Stralsund,  Rostock  und  Hambui^ 
kamen,  bis  seit  dem  16.  Jahrhimdert  Ham- 
burgs Bedeutung  zunimmt  und  das  sinkende 
Lübeck  zu  überflügeln  beginnt*). 

Stromaufwärts  wurden  die  Schiffe  meist 
durch  Menschenkraft  oder  Tierkraft  fortbe- 
wegt. Die  Stellung  der  Leute  zum  Treideln 
und  die  dazu  notwendige  Instandhaltung  der 
Leinpfade,  der  schmalen  Uferwege,  auf  denen 
die  Schiffe  an  langen  Leinen  bergwärts  ge- 
zogen wurden,  war  die  Pflicht  derjenigen 
üferherren,  die  im  Besitze  des  Zollerhebungs- 
rechtes waren,  wenn  auch  selbstverständlich 
seit  den  Fortscliritten  der  Schiffsbautechnik 
die  Schiffer  selber  oft  genug,  um  unnötige 
Scherereien  zu  vermeiden,  die  nötigen 
Treidler  mit  sich  führten.  Inwieweit  die 
Pferdekraft  zum  Ersatz  der  menschlichen 
Arbeit  hierbei  herangezogen  wurde,  lässt 
sich  für  das  Mittelalter  kaum  entscheiden. 
Im  allgemeinen  setzte  man  die  Zugkraft  eines 
Pferdes  der  von  7  Menschen  gleich  und 
brauchte  zur  Bergfahrt  eines  vierspännigen 
Schiffes  auf  dem  Rhein  etwa  10  Pferde  oder 
65  Menschen,  doch  wechseln  auch  diese 
Zahlen  im  einzelnen  je  nach  der  Gegend 
und  der  grösseren  oder  geringeren  Schwierig- 
keit des  Transportes,  je  nach  der  besseren 
oder  schlechteren  Beschaffenheit  der  Lein- 
pfade. Quetsch  bemisst  (S.  64)  den  Preis 
eines  Ziehpferdes  von  Com  bis  Mainz  auf 
8—10  Thaler.  bei  hohem  Hafer  auf  12—17 
Thaler. 

Um  die  Entwickelung  des  Boten- 
wesens  und  der  Post  im  Mittelalter  haben 
sich  in  Deutschland  kirchliche,  gewerbliche 
und  gelehrte  Korporationen,  vornehmlich  aber 
die  Klöster,  Städte  und  Universitäten,  hohe 
Verdienste  erworben.  Die  städtischen  Boten- 
anstalten sind  seit  dem  Aufblühen  der  Hanse 
seit  dem  14.  Jahrhundert  empor^kommen, 
von  Brügge  bis  Hamburg,  Stettin,  Danzig 
und  Riga  und  von  Brügge  über  Cöln,  Soest 
und  Cassel  nach  Braunschweig  zogen  sich 
r^elmässige  Botenkurse,  Nürnberg  stand 
mit  Frankfurt  und  Cöln,  Breslau  mit  Krakau 
und  Prag  in  allwöchentlicher  Verbindung. 


')  Dahl,  Panorama  des  Bheinstromes,  S.  50. 

')  Baasch,  Beiträge  zur  Geschichte  des 
deutschen  Seeschiffbaaes  und  der  SchiffbaupoU- 
tik  1899.  Dazu  Litterar.  Centralblatt  1900  Nr. 
35  Sp.  1448. 
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Um  die  Schnelligkeit  des  Verkehrs  im 
Mittelalter  richtig  bemessen  zu  können,  be- 
achte man  zunächst  einige  Nachrichten  über 
die  Reisedauer.  Es  ist  nicht hfiufig,  dass 
uns  bestimmte  Angaben  über  die  an  einem 
Tage  zurückgelegten  Wegstrecken  begegnen, 
und  auch  diese  können  keineswegs  immer 
auf  grosse  Genauigkeit  Anspruch  machen. 
Ein  isländischer  Reiseführer  über  die  Alpen 
aas  dem  12.  Jahrhundert  giebt  3  Tagereisen 
Ton  Cdln  bis  Mainz,  dann  1  Tag  bis  Speier, 
1  bis  Selz,  1  bis  Strassbuig,  3  bis  basel, 
also  von  Cöln  bis  Basel  11  Tagereisen.  In 
6  Wochen  langsamer  Reise  kommt  man  da- 
nach von  Rom  au  die  Alpen  und  von  dort 
in  3  weiteren  nach  Schleswig  •).  Nach  dem 
Beiseberieht  venetianischer  öesandten  vom 
Jahre  1492  brauchen  diese  9  Tage  für  die 
Strecke  von  Ldndati  bis  Como  imd  1  Tag 
von  Como  bis  Mailand^).  Boten  von  Rom 
nach  Deutschland  brauchten  im  Diuvhschnitt 
Vi  Monate*).  Friedrich  Ludwig  hat  für 
die  Reisen  der  Deutschen  im  12.  und  13. 
Jahrhundert*)  als  normale  Rei8^;esch windig- 
keit einen  Durchschnitt  von  20—30  km  auf 
den  Tag  berechnet.  Es  giebt  aber  auch 
höhere  Einzelleistungen,  so  hat  Friedrieh  I. 
in  1'  t  bis  2  Tagen  90  km  und  in  3  Tagen 
182  km  zurückgelegt.  Bei  den  Fahrten  der 
Päpete  bew^  sich  der  Durchschnitt  zwischen 
40  und  60  (62)  km  für  den  Tag,  während 
sich  100  km  an  einem  Tage  bei  Gelasius  II. 
(1118—1119)  und  95—115  km  an  einem 
Tage  bei  Innocenz  IV.  (1243—1254)  be- 
redmen  lassen.  Bezüglich  der  Schnelligkeit 
der  Flussschiffahrt  sei  die  Erzählung  von 
dem  Lnzemer  Schiffer  erwähut,  der  im 
Jahre  1278  wettete,  man  könne  (einer  weit- 
verbreiteten Annahme  folgend)  zu  Schiffe  aus 
der  Schweiz  in  einem  TM!;e  nach  Strassburg 
kommen,  der  aber  seine  Wette  verlor'").  Im 
16.  Jahrhundert  berichtet  Hermann  von 
Weinsberg  von  seiner  Holländer  Reise  1559, 
er  sei  zn  Schiff  von  Cöln  bis  Kaiserswerth 
am  15.  Juli,  bis  Grieth  am  16.,  bis  Nym- 
wegen  am  17.  und  bis  Gorkum  am  18.  Juli 
gelangt  —  und  ähnlich  lang  dauert  auch 
seine  Reise  im  Jahre  1569*).    Noch  im  18. 


')  Werlanf,  Sjinbolae  1821.  Oehlmann, 
Jahrbuch  für  Schweizer  Geschichte  III,  2ö7ff. 
Schalte  a.  a.  0.  I,  99,  100. 

*)  Simonsfeld,  Zeitschrift  f.  Knitargeschichte 
4.  Folge  n,  272ff. 

*)  Menzel,  Deutsches  Gesandtschaftswesen 
im  Mittelalter  S.  200. 

*)  Lndwig,  Untersnchtmgen  ttber  die  Beise- 
ond  Marscheachwindigkeit  im  12.  und  13.  Jahrh. 
1897. 

M  Annales  Cohnarienses.    M.  G.  S.S.  XVII, 

ao3. 

•)  ESUbanm,  Bnch  Weinsbeijg  II,  106,  n, 
192.  S.  anch  eine  Berechnung  von  Ta? esstrecken 
einer  Botenreise  bei  Alwin  Schnitz,  Das  höfische 


Jahrhundert  brauchte  man  für  die  Reise  von 
Mainz  bis  Koblenz  einen  ganzen  Sommertag, 
ein  beladenes  Schiff  brauchte  von  Mainz 
nach  Cöln  4,  von  Cöln  nach  Mainz  6 — 8 
Tage,  von  Mainz  nach  Strassburg  17 — 18 
Tage,  von  Strassburg  nach  Mainz  4—5  Tage  ^). 

Ceber  die  T  ran  sportdau  er  hat  Schulte 
a.  a.  0.  I,  387  f.  aus  dem  Briefbüchlein 
einer  Nümberger-Mailänder  Firma  aus  dem 
Anfang  des  16.  Jahrhunderts  Mitteilimgen 
gemacht.  Die  schnellsten  Botenleistxmgen 
sind  12  Tage,  eine  Nachricht  macht  für 
gewöhnlich  den  Weg  von  Mailand  nach 
Nürnberg  in  15  Tagen,  ein  Bote  brauchte 
sogar  für  Hin-  und  Rückweg  nur  27  Tage. 
Nach  Schultes  Vermutung  S.  501  ist  etwa 
der  Ritt  des  Jakob  Erawss,  der  i.  J.  1494 
die  Entfernung  von  Nürnberg  bis  Venedig 
in  4  Tagen  10*. «  Stunden  zurücklegte,  ohne 
Vorhandensein  von  Pferdewechseln  nicht 
denkbar. 

Hier  sei  bemerkt,  dass  eigentliche  Gast- 
häuser dem  Mittelalter  fehlten  und  damit 
ein  sehr  wesentlicher  Zweig  des  Verkehrs. 
Nicht  in  staatlichen  Stationen  an  den  Strassen 
konnten  wie  zur  Römerzeit  Reisende  imter- 
gebracht  werden.  Anstalten  christlicher 
Mildthätigkeit  nahmen  Arme  und  Kranke, 
Zunftherbergen  Handwerksgesellen  auP).  Be- 
mittelte fanden  bei  Geschäftsfreunden  Unter- 
kunft, am  Rhein  haben  häufig  Zöllner,  in 
Brügge  die  Makler  Fremde  beherbergt*). 
Auch  die  Kauffahrerhöfe  und  Fondachi  ha- 
ben als  Fremdenherbergen  gedient*).  So 
hat  denn  auch  das  Wort  >hostel«  im  Frank- 
reich des  12.  und  13.  Jahrhunderts  durch- 
gängig die  konkrete  Bedeutung  >Haus«, 
selten  die  abstrakte  »Haushaltung,  Unter- 
kommen«, und  erst  vom  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts an  haben  die  Gasthäuser  die  Be- 


Leben  z.  Z.  der  Minnes.  2.  Aufl.  1889  S. 
519. 

')  Biedermann,  Deutschland  im  18.  Jahrh. 
1880,  I.  328.  ZSpfl,  Fränkische  Handelspolitik 
S.  245. 

*)  Vgl.  Stieda,  Schrägen  der  Gilden  und 
Aemter  der  Stadt  Riga  S.  29,  der  es  bedanert, 
dass  es  noch  ganz  an  einer  Untersnchnng  Über 
die  Entwickdang  dieses  Verkehrszweiges  in 
Dentschland  fehlt.  S.  anch  Schalte  a.  a.  0.  I, 
84.  Bruder,  Die  Wirtshäuser  des  Mittelalters 
(ans  Oestr.  Monatsschrift  fUr  christl.  Sozialreform 
1886)  und  von  Liebenan,  Das  Gasthof-  lud 
Wirtshanswesen  der  Schweiz  1891.  Das  Buch 
von  G.  Krause,  Ludwig,  Fürst  zu  Anbalt-KSthen 
nnd  sein  Land  vor  und  während  des  30  jährigen 
Krieges  I,  1579—1614,  Köthen  1877,  teilt  viele 
für  die  wirtschaftlichen  Zustände  des  damaligen 
Obersachsen  wichtige  Gasthofordnnngen  mit. 

»)  Buch  Weinsberg  n,  106.  Schonk,  Bei- 
träge I,  416 f.  Ehrenherg,  Makler,  Hoteliers 
und  Börse  in  Brügge,  Ztschr.  f.  Handelsrecht 
30,  1—66  nnd  Pappenheim  ebendort  29,  2. 

*)  Schulte  a.  a.  0.  I,  521. 
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Zeichnung  »HMel«  für  sich  beansprucht 
und  ihr  damit  die  heute  allgemein  herr- 
schende Bedeutung  gewonnen^).  Interessant 
sind  einige  Angaben  des  um  die  Wende 
des  13.  und  14.  Jahrhunderts  lebenden  Ni- 
colaus von  Bibera  Aber  Erfurter  Verhältnisse 
seiner  Zeit.  Während  die  Kaufleute  ein 
Jahr  lang  den  Detailkäufem  Kredit  gaben, 
heisst  es  bei  den  Wirten:  »erst  das  Geld, 
dann  das  Getränk«^). 

Die  Hanse  hatte  in  den  Jahren  von 
1540—15.54  für  Boten  und  Briefe  1810  Mark 
verausgabt,  von  1554 — 1579  bereits  4274 
Mark,  von  1579—1604  weiter  2604  Mark»). 
Der  Botenlohn  betrug  im  Jahre  1503  durch- 
schnittlich 12  Heller  für  die  Meile,  also  im 
Monat  bei  5  Meilen  täglicher  Wegstrecke 
8*18  Gulden*)  —  es  war  keine  schlechte 
Bezahlung,  wenn  man  bedenkt,  dass  dieser 
Betrag  ungefähr  dem  Monategehalt  eines 
städtischen  Rottmeisters  gleichkam").  Es 
mag  noch  erwähnt  werden,  dass  im  Beginn 
des  17.  Jahrhunderts  das  Briefporto  von 
Frankfurt  nach  Cöln  und  Nürnbei^  6  Kreuzer, 
nach  Hamburg  und  Bremen  8  Kreuzer, 
nach  Wien  und  Prag  10  Kreuzer  betrug. 
So  imponierend  auch  das  Botennetz  war, 
welches  die  deutschen  Städte  des  ausgehen- 
den Mittelalters  hergestellt  hatten,  und  so 
weit  auch  Deutschland  damals  allen  Nachbar- 
staaten vorausgeeilt  war,  dem  mittelalter- 
lichen Postwesen  war  ebenso  der  politische 
Charakter  der  Post  des  Altertmns  verloren 
gegangen  wie  ihm  die  Grundzüge  des  mo- 
dernen Postwesens  mangelten  —  die  unbe- 
dingte Zugänglichkeit  für  jedermann,  die 
Regelmässigkeit  der  Transportakte  und  da- 
mit die  Zuverlässigkeit,  die  naturgemäss  nur 
ein  starker  Staat  gewähren  imd  gewährleisten 
kann.  Jene  Zwitter  von  Staatenbund  und 
Bundesstaat,  wie  sie  das  mittelalterliche 
Reich  und  auch  die  deutsche  Hanse  dar- 
stellten, waren  nicht  imstande,  die  weitere 
Ausgestaltung  des  deutschen  Postwesens 
zcitgemäss  zu  beeinflussen.  Vom  Jahre 
1505  an  datiert  die  Staffetenverbindung  zwi- 
schen den  Niederlanden  und  dem  Hoflager 
Maximilians :  die  Taxis,  »halb  Beamte,  halb 
Unternehmer«  (Schulte)  haben  diese  ersten 
wirklichen  Posten  angelegt  Als  Grossunter- 
nehmen einer  Reihe  von  Postmeistern,  die 

')  Fonmier,  Histoire  des  Enseignes  de  Paris. 
1884  p.  132.  Öschinsky,  Der  Ritter  unterwegs, 
Hau.  DiM.  1900  S.  19,  21. 

•)  Nicolai  de  Bibera  Carmen  Satiricnm  Vers 
1749,  1986—93,  1944  f.  Vgl.  Hilgard,  Speierer 
ürktmdenbnch  4.86  nr.  487  a.  1346.  John  Meier, 
Zeitschr.^  f.  dentsche  Philologie  XXIV,  644. 
Ueber  Nicolaas  vgl.  Lorenz,  Deutschlands  Ge- 
schichtsqnellen  U,  134  f. 

»)  Stephan  a.  a.  0.  S.  412. 

*)  1  fl.  damals  =  216  Heller. 

»;  Stephan  a.  a.  0.  S.  437. 


derselben  Familie  angehörten,  zunächst  im 
Interesse  dynastischer  Zwecke  und  nur  all- 
mählich privater  Benutzung  zugänglich,  trat 
eine  der  wichtigsten  Grundlagen  des  mo- 
dernen Verkehrswesens  ins  Leben.i) 

6.  Ergebnis.    Dem  starren  Widerstand 
der  Germanen,  dem  trotzigen  Eigenwillen 
des  jedweder  Institution  feindseligen  Natur- 
volkes, sind  nur  mit  Mühe  die  unveräusser- 
lichen Grundbedingnisse  des  Verkelu-slebens 
abgeningen   worden.     Lag  in  manchen  der 
noch  formlosen  und  unfertigen  Einrichtungen, 
wie  in  dem  Zoll  und  dem  Geleit,  ein  durch- 
aus richtiger  Grundgedanke  verborgen,  die 
Wahrnehmung,    dass  alle  Institutionen   ia 
erster   Linie    dem    Wohle    der  Gesamtheit 
dienen    müssen,    so    mangelte    es    freilich 
wiederum  an  der  faktischen  Macht,  die  nach 
dem  übereinstimmenden    Urteil  aller  dazu 
berufen  schien,  dieses  Wohl  der  Gesamtheit 
in  erster  Linie  zu  wahren  und  zu  bestimmen. 
Ein  Zeitalter  des  Verkehrs  ist  nicht  denk- 
bar,  wenn  die  Einzelnen   und   die  Völker 
einander  gewaffnet  gegenüberstehen,  aber 
ein  wirtschaftlich  oder  politisch  zerklüftetes 
Volk  kann  auch  nicht  an  den  Fortsc-lu-itten 
des  Verkehrswesens  erfolgreich  teilnehmen. 
Der  deutsche  Einheitsstaat,  der  aus  dem 
Kampf  der  Jahrhunderte  erstanden  ist,  hat 
unserem  Volk  die  lang  ersehnte  Verkehrs- 
einheit und  Verkehrsfreiheit  gebi-acht,  unter 
seiner  Einwirkung  schwinden  allmählich  die 
überlebten  Parti&ilarrechte   und  Verkehrs- 
monopolien    vergangener  Tage    dahin   und 
erweitert  sich-  die  Anschauung,  dass  jeder 
Staatsbürger  die  Pflicht  hat,  zur  Ei-haltung 
des  Gemeinwesens  nach  Kräften  beizutragen. 
Darum  dienen  niu"  die  Institutionen  wahr- 
haft den  Interessen  des  Verkehrs,  die  zu- 
gleich dem  Staate  dienen,  sofern   er  eine 
Anstalt  zur  Pflege  der  Wohlfahrt  aller  seiner 
Bürger  ist.  Je  stärker  unser  Staat  ist,  desto 
stärker  wird   die  Stellung  unseres  Volkes 
im    hochentwickelten     Verkehreleben     der 
Gegenwart  sein  und  bleiben. 
Litteratnr:    Fischer,    Geschichte    de»  deuUchen 
'  Handels,    189S.   —   Klöden,    Die  Stellung   de» 
Kaufmann»  im  Mittelalter,  184S.  —  HoffUiantt, 
Geschichte    de»    Mandel»,     der   Erdkunde     und 
Schiffahrt    aller    Völker    «n<i    Staaten,     1847. 
—    Scherer,    Allgemeine    Geschichte    des  Welt- 
handel*,   185» — 185S.    —    KlesBelbaeh,    Ein- 
leitung   in    die    ettropäisehe    Handelsgeschichte, 
185g.  —  WiMskemagel,   Gewerbe,  Handel  und 
Schiffahrt  der  alten  Germanen,  in  Haupt»  Zeit- 
»chr.  f.  da»  deut»che  Altertum,  Bd.  9,  1853,  S. 
530.  —  FaUee,  Der  detOsche  Handel  im  Mittel- 
alter,   Zeit»chr.   ßir    deutiehe    Kiilturgetchichte, 

1857.  —  Flegler,    Zur   GeschicIUe   der  Po»ten, 

1858.  —  MCone,  Die  Rhein»chiffahrt  vom  13.  bis 
15.  Jahrhundert  und:  Die  Rheiniekiffahrt  vom 
13.   bi»  16.  Jahrhundert   (Zeitechr.  f.  d.  Gesch. 


>)  Schulte  a.  a.  0.  I,  500—507.    S.  d.  Art 
Post  oben  Bd.  VI,  S.  120ff. 
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da  Obtrrhtin»  IX,  1  u.  IX,  4)  185g.  — 
faUee,  Iku  deuUehe  ZoUwaen  im  MitteUUter, 
Zeitsehr.  ßlr  deul*ehe  KvlturgachichU ;  Ge- 
sehiekU  de*  deuUehen  Sandelt,  18S9.  —  Kiea- 
aelbaeh.  Der  Gang  de»  Welthandel»  und  die 
Entviekelung  de*  europäi*cken  Völkerleben*  im 
Mittelalter,  1860.  —  Bwby,  Der  devteeke  Han- 
del im  yorden  Europa*  bi*  zum  Jahre  1370, 
Programm  1863.  —  Beer,  Allgemeine  Oesehiehte 
de*  Welthandel*.  1860—1884.  —  Andr4e,  Geo- 
graphie de*  WelthandeU,  1863—1871.  —  BH- 
eheU,  Ge*chiehte  de*  Welthandel»,  1867.  — 
Vierteljahr**chr  i/tfür  Yolk*wirt*chafl  1868, 
I,  i?  und  II,  6t.  —  Stephan,  Da*  Verhehr*- 
leben  im  Mittelalter,  Hi*Utri*ehe*  Taechenbuch, 
1869.  —  Falke,  Geeehichte  de»  deuUchen 
Zollweten*,  1869.  —  JPerrot,  Zur  Getchiehte 
de*  Verkehnieeeen»,  1871.  —  Baader,  Xüm- 
bcrg*  Handel  im  Mittelalter  (38.  Jahretberieht 
d.  hi*L  Ver.  ßir  Mittel/ranken),  187i.  — 
SehmoUer,  Der  moderne  Verkehr  im  Verhältni* 
ium  trirteehc^ftliehen,  *ozialen  und  tittliehen 
Forteehritt,  1873,  Reden  zur  detUechen  Sozial- 
politii,  1890.  Volk»ufirt»chaftliehe  Zeitfragen, 
hrrauigegeben  von  der  volk*w>irt*chaftliehen  Ge- 
telleehaft  tu  Berlin  2{r.  t7 :  Barth,  Wand- 
lungen im  Welthandel,  yr.  63,  64:  Jattrow, 
WetthandeUitroMtn  de»  Abendlande».  —  Löper, 
Die  Sheifuchiffahrt  Stra*»burg»  in  früherer  Zeit 
und  die  Stra**burger  SehiffUul- Zunft,  1877.  — 
PöhltiMmn,  Die  \Virtschaft*politik  der  Floren- 
tiner RenaiMance  und  da»  Prinzip  der  Verkehrt- 
firiheit,  1878.  —  Moschkau,  Geechichte  der 
Briefmarken  und  der  Philatelie,  1878.  — 
KoM,  Die  natürlichen  Lockmittel  de»  Völker- 
terkehrt,  1878.  —  Steiner,  Bilder  au*  der  Ge- 
*chiehu  de*  Verkehr»,  1880.  —  Hütbbe-Schlei- 
den,  Deuteehe  Kolonitation,  1881.  —  Oeleteh, 
Studien  Ober  die  £nticickelung»ge»ehichte  der 
Schiffahrten,  ISSi.  —  Geering,  Cöln»  Kolonial- 
vartnhandel  t'or  400  Jahren  (Mitteil,  nu*  dem 
Stadtarchiv  von  Cöln,  11,  41-55).  —  HeUuHg, 
Handel  und  Gewerbe  der  deuttehen  Städte  wäh- 
rend der  *äeh*i*ehen  Kaieerteit  (Göttinger  Pro- 
gramm 188S).  —  Heyd,  Die  Alpen*tra*sen  im 
Mittelalter  (Aueland  56,  188t)  S.  461—467.  — 
Iteraetbe,  Geechithte  de*  Levantehandel*  im 
Mittelalter,  1879.  —  Verselbe,  Sehwaben  auf 
den  Metten  roti  Genf  und  Lyon  ( Wärttemb. 
VierUlJahrthefle,  y.  F.  I,  373  ff.).  —  Der- 
selbe, Der  Verkehr  »Oddeuttcher  Städte  mit 
Genua  u>ährend  de»  Mittelalter»  (Fortehungen 
zur  deuterhen  GeeehiehU  t4,  tlSff.J,  I884.  — 
Barlet,  Hittoire  du  commerce  et  de  l'induetrie 
de  la  Belgique,  I884.  —  CreseetU,  L'induetrie 
et  le  commerce  franfai*  au  moyenäge,  Bull,  de 
la  toc.  de  geographie  de  Lyon,  T.  V.,  p.  10.  — 
Herzog,  Die  Einieirkungen  der  modernen  Ver- 
kehnmittel  ar^f  die  Eulturentwiekelung,  1885.  — 
Stwtoiisfeld,  Die  Deuttehen  alt  Kolonitatoren 
in  der  GetchichU,  1885.  —  Delbrück,  Die  Be- 
deutung der  Erfindungen  in  der  Getchiehte, 
Preu**iuhe  Jahrbücher,  Aprü  1886.  —  Bru- 
der, Di«  Wirtehäuter  de*  Mittelalter»  (Oetter- 
reiek,  Monatttehrtft  für  ehrittliche  Sozialreform, 
1886).  —  Jacob,  Der  nordi»ch-balti»chc  Handel 
der  Araber  im  Mittelalter,  Leipz.  Dies.  1887. 
—  Götz,  Die  Verkehnwege  im  Dientte  de» 
Welthandel»,  1888.  —  Oamer,  Zum  deuttehen 
Stratentieten ,  1889.  —  Saudi,  Deuttche 
ttädOtehe  Getreidehandelepolitik.  1889.  —  Crole, 


Geechichte  der  deuttehen  Pott  von  ihren  An- 
fängen bi»  zur  Gegenwart,  1889.  —  Meue 
Welter,  Zur  Geechichte  der  HandeUgetell- 
»chaflen  im  Mittelalter,  1889.  —  Simonsfeld, 
Ein  venetianitcher  Reitebericht  über  Süddeuttch- 
land,  die  Ottichweiz  und  Oberitalien  aut  dem 
Jahre  149t  (Zeittehrift  für  Kulturgetchichte  II, 
t41ff.).  —  Qttetsch,  Getchiehte  det  Verkehrt- 
wetent  am  Mittelrhein,  1891.  —  FrUx,  Zur  Ge- 
tchiehte det  deuttch-lombarditehen  Handelt  (Zeit- 
tehr.  f.  d.  Geteh.  det  Oberrheint,  1891,  S.  Stoff.). 
Ooldsehmtdt,  Die  Getehäft*opercUionen  der 
Champagnermetten  (Zeittchr.  f.  Handeltrecht, 
Bd.  40).  —  Derselbe,  Vnivertdlgetchichte  de» 
Handeltrecht»,  1891.  —  Franz  Graf  von 
TliMm  und  Taxis,  Die  Anfänge  det  habt- 
burgitehen  Pottweten»  (I46O — 1519)  in  »yeue 
Tiroler  Stimmen«  1891  nr.  t95,  t96.  —  Bhren- 
berg ,  Fremdenrecht  im  Handwörterb.  der 
Staat*w.  189t,  Bd.  III.  —  Hummel,  Die 
MaimöUe  von  Wertheim  bi»  Mainz,  Bonner 
Di**.  189t.  —  V.  d,  Borght,  Die  wirtechafl- 
liehe   Bedeutung    der   Rhein-Seeechiffahrt,    189t. 

—  SUmn^ertnann,  Getchiehte  der  preuttiteh- 
deuttehen  Handeltpolitik,  1892.  —  E.  Mayer, 
Zoll,  Kaufmanntchaft  und  Markt  rwitehen  Rhein 
und  Loire,  189t.  Fetttchrtfl  für  Konrad  v. 
Maurer.  —  Welthase,  GetchichU  det  Welt- 
pottvereint,  1893.  —  Huber,  Die  getchichtliehe 
Entwickelung  det  modernen  Verkehrt,  1893.  — 
Wetxel,  Dat  Zollrecht  der  deuttehen  Könige 
bi*  zur  goldenen  Bulle  (Untersuchungen  zur 
deuteehen     Staat*-     und    Recht»ge»chichte     4^)- 

—  Sommerlad,  Die  Rheinzölle  im  Mittel- 
alter, I894.  —  Stteda,  Han*i*ch-venetiani»che 
Handeltbeziehungen  im  15.   Jahrhundert,    1894. 

—  Bichard  Mayr,  Lehrbuch  der  Han- 
deltgetchichte  aiuf  Grundlage  der  WirUchaft*- 
und  SoziaXgetchichU,  1894.  —  -Wp/I,  Frän- 
kitche  Handelepolitik  im  Zeitalter  der  Auf- 
klärung (Schanz,  Bayeritche  Wirttchaflt-  und 
Verwaltungtttudien  III,  1894).  —  Stieda,  Die 
SchiffergeaeUtehaft  in  Rottock  (Jahrb.  det  Ver. 
für  mecklenburgitche  Getchiehte  59),  I894.  — 
Hantxach,  Deuttche  Reitende  de»  16.  Jahr- 
hundert» (Leipziger  i^udien  aut  dem  Gebiet 
der  Getchiehte  I,  4),  1895.  —  Ootheln,  Rhei- 
niiche  ZoUkongretie  und  Handeltprojekte  am 
Ende  de»  17.  Jahrhundert»  (BeUräge  zur  Ge- 
echichte vomehtnlich  Cöln»  und  der  Rheinlande), 
1895.  —  Wutke,  Die  tchletitehe  Oderechtff- 
fahrt  in  rorpreu*ti*cher  Zeit  (Urk.  u.  Akten- 
itäcke.  Cod.  dipl.  Sileeiae  XVII,  1896).  — 
Bettgenhduser,  Die  Mainz-FranJtfurter  Markt- 
tehiffahrt  im  Mittelalter  (Leipziger  Studien  aut 
dem  Gebiet  der  Getchiehte  II,  1),  1896.  — 
Bhrenberg,    Dat  Zeitalter  der  Fugger,   1896. 

—  H&bler,  Die  Fugger  und  der  tpanitche 
Gewürzhandel  (Zeittehrift  de*  hi*tor.  Ver.  für 
Schwaben  und  Neuburg,  Bd.  19),  189t.  — 
Derselbe,  Die  Geechichte  der  Fuggerechen 
Handlung  in  Spanien  (Zeileehr.  f.  SozicU-  und 
Wirttchafttgetchichte,    Ergänzungtheft    1),    1897. 

—  Sleveking,  Genueter  Finanzweten  (Volktw. 
Abhandlungen  der  baditchen  Hochechulen  I,  3. 
III,  3),  1898,  1899.  —  Eckert,  Dat  Mainzer 
Schiffergewerbe  in  den  letzten  drei  Jahrhunderten 
det  Kurttaatet  (Schmoller,  Staate-  und  lozial- 
leittentchcfftliche  Fortehungen  16,  3),  1898.  — 
K6berlin,  Der  Obermain  alt  Handel»»tratte  im 
tpäteren  Mittelalter,  1899.  —  Schaube,  Proxenie 
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t«n  ßfittelalter  (Bericht  det  Gymnatiumt  tu 
Brieg  1899).  —  Xartln  Becker,  Die  InüicUive 
bei  der  Stiftung  de»  Rheinitchen  Bunde»,   1899. 

—  Poppe,  Veber  Handel  und  Mandelntrat»en 
un»erer  Gegend  in  früherer  Zeit  {Sonderabdruck 
aus  den  Mitteü.  de»  Ge»ehiehll.-naluru!i»ten»ch. 
Verein»  von  Sangerhauien  und  l'tngegend  III, 
195—304).  —  V.  BeUnv,  Grotahändler  und 
Kleinhändler  im  deutschen  Mittelalter  (Conrad» 
Jahrbücher  75,  5).  —  Derselbe,  Art.  nUnter- 
käuferu,  rtPrei»laxen«  im  WSrterbuch  der  Volk»- 
icirttchafl.  —  Derselbe,  Die  Entttehung  de» 
Handwerk»  in  Deutechland.  Zeit»ehr.  f.  Sozial- 
und  Wirt»ehaft*ge»ch.  Bd.  5.  —  Zote,  Ver- 
keknentxeickelung  in  DeuUehland  1800 — 1900. 
Darin  eine  Cebenichl  über  die  Hauptfort- 
»chritfe  in  den  VerkehrimiUeln  zwischen  1500 
und  ISOO  und  ihre  wirtschafüichen  Wirkungen. 

—  Aloys  Schulte,  Ge»chichte  de»  mittelalter- 
lic/ten  Handel»  und  Verkehr»  zwi»chen  We»t- 
deuttchland  und  Italien,  1900.  —  Sommerloid, 
Art.  Binnenzölle,    oben  Bd.  II,    S.    898ff. 

—  WeUsenborn,  Die  ElbzöUe  und  Elbstapel- 
plätze  im  Mittelalter,  1901.  Vgl.  ausserdem 
die  zahlreiche  Litteratur  über  die  Entstehung 
der  deuttchen  Stadlverfattung  und  über  die 
deutsche  Hama,  »owie  Lam/precM,  Deutsche» 
Wirtschaftsleben  im  Mittelalter,  v.  Jnanta- 
Stemegg ,  Deutsche  Wirtschafttgeschichte,  und 
Gothetn,  Wirt»chafttge»chichte  de»  Schwarz- 
Waldes    an    verschiedenen  Stellen. 

Theo  Sommerlad. 


Transportstenern. 

1.  Allg^emeines.    2.  Gesetzgebung. 

1.  Allgemeines.  Die  Abgaben  vom 
Transportverkehr,  Ti-ansportsteuem  im  wei- 
testen Sinne,  sind  ursprünglich  und  prin- 
cipiell  eine  eigentümliche  Form  der  Ver- 
kehrssteuern. Die  Durchführung  einer  der- 
artigen alle  Typen  des  Verkehrs  erfassenden 
Auflage  stösst  jedoch  auf  eine  Reihe  zum 
Teil  unüberwindlicher  Schwierigkeiten.  Vor 
allem  ist  es  kaum  denkbar,  £ule  Güter  als 
Waren  mit  angemessenen  Sätzen  zu  treffen. 
Sodann  aber  sind  die  den  Transportsteuern 
erwachsenden  Aufgaben  thatsächlich  bereits 
durch  andere  Steuerformen  gelöst,  wie  der 
Transport  ausländischer  Produkte  nach  dem 
Inland  durch  die  Zölle  und  der  binnen- 
ländische Verkehr  durch  die  verschiedenen 
Aufwandsteuem.  Um  das  Problem  über- 
haupt zu  fassen,  war  man  genötigt,  das 
Geltungsbereich  einzuschränken  und  nur  den 
möglichst  leicht  erkennbaren  und  erfassbaren 
Teil  des  Transportverkehrs  einzubeziehen. 
Man  knüpfte  nämlich  an  den  äusseren  An- 
lass  des  Transportes  an,  welcher  sich  in  der 
Inanspruchnahme  und  Benutzung  von  Ver- 
kehrsmitteln und  Verkehrswegen 
darstellt.  Allerdings  hat  man  mit  diesem 
beachtenswerten  Vorgange  wenigstens  teil- 


weise den  Ausgangspunkt  verlassen  und 
neben  der  Verkehrssteuer  auch  anderen 
Steuercharakteren  Einlass  gewährt. 

Dieser  Gruppe  von  Auflagen  sind  die 
Brücken-,  Wege-,  Flusszölle  etc.  zuzuzählen, 
welche  in  früheren  Zeiten  in  grösserem  Um- 
fange erhoben  zu  werden  pflegten,  deren 
Wirksamwerden  aber  heutzuta^  wesentlich 
eingeschränkt  ist.  Das  wichtigste  Beispiel 
dieser  Art  ist  unstreitig  der  sogenannte 
»Sundzoll«,  welchen  in  Kronenburg  alle  den 
Sund  passierenden  Schiffe  an  Dänemark  ent- 
richten mussten.  Derselbe  wurde  im  Jahre 
1857  von  den  beteiligten  Staaten  mit  30 
Millionen  Thaler  abgelöst.  Auch  in  Spanien 
und  Portugal  sind  derartige  Abgaben  vor- 
gekommen, namentlich  als  diese  Länder  im 
Zenith  ihrer  Handelssuprematie  standen. 
Gleiche  Fälle  in  Frankreich,  Deutschland, 
Oesterreich,  den  Niederlanden  und  den 
nordischen  iteichen.  Bei  diesen  Abgaben 
konkurriert  hier  mitunter  auch  die  Gebühr 
mit  der  eigentlichen  Steuer. 

Von  grösserer  jiraktischer  Bedeutung 
sind  diese  Abgaben  in  denjenigen  Ländern 
geworden,  wo  sie  in  systematischer  Ver- 
knüpfung mit  den"Verkehrsmitteln  und  deren 
Entwickelung  auftreten.  Sie  erscheinen  als 
Zuschläge  zu  den  Aufwendungen  (Preisen) 
der  Fahrt  und  Fracht  und  lehnen  sich  pro- 
portional an  die  Fahr-  und  i'uhrkosten  an. 
AUerdings  geht  gerade  hier  bei  dieser  be- 
sonderen Abart  der  Transportsteuem  der 
eigenthche  und  lu-sprüngliche  Verkehrs- 
steuerchaiukter  ganz  oder  zum  Teil  ver- 
loren. Die  Ti-ansportsteuer  empfängt  dabei 
regelmässig  das  Gepräge  einer  Lizenzabgabe 
(Frankreich,  England)  und  wird  wiederum 
teilweise  eine  Art  Ertragssteuer  vom  Ein- 
gang (Erwerb)  aus  dem  Pereonenverkehr 
oder  der  Güterfracht  (England)  oder  sie  wird 
andererseits  in  Wesen  und  Wirkung  zu  einer 
indirekten  (von  der  Bahnverwaltuug  ausge- 
legten) Genuss-  und  Gebrauchssteuer  (Frank- 
reich). Für  endgiltige  Beurteilung,  inwie- 
weit der  Erwerbs-  oder  Auhs'andateuer- 
gesichtspunkt  vorhen-scht,  entscheiden  in 
letzter  Linie  die  speciellen  Ueberwälzungs- 
verhältnisse. 

2.  Gresetzgebnng  (Transportbesteuerung 
i.  e.  S.).  1.  England.  Ursprünglich  be- 
standen in  England  drei  ältere  Steuern 
auf  Stadtdroschken,  Landkutschen, 
Mietpferden  und  Mietkutschen.  Im 
Laufe  der  Zeit  wurden  diese  Abgaben  ent- 
sprechend den  Vei-ändenmgen  der  Verkehrs- 
und I  Transportmittel  und  der  Verkehrsbe- 
düi-fnisse  des  Publikums  sowie  unter  dem 
Einflüsse  der  Konkurrenz  der  Kommuni- 
kationsmittel untereinander  zueret  ermässigt 
und  verändert,  um  schliesslich  ganz  aufge- 
hoben zu  werden.  Ihr  Ertrag  erreichte  1870 
je  106000,  49000  und  144000  £  in  Gross- 
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britannien.  Die  Stadtdroschken  unterliegen 
jetzt  der  Wagensteuer,  und  die  Abgabe  der 
Landkntschen  ist  1853  in  eine  höhere 
Lizenzsteuer  verwandelt  worden,  nachdem 
die  steuertechnischen  Schwierigkeiten  der 
> Meilensteuer«  deren  Beseitigung  notwendig 
Diachten.  Mit  dem  Eintritt  der  Eisen- 
bahnen in  das  öffentliche  Verkehrsleben 
wiirde  die  Einbeziehung  dieses  Transport- 
mittels in  die  bestehende  Transportbesteue- 
mng  eine  historisch  begründete  Notwendig- 
keit Anfinglich  nach  dem  Grundsatze  eines 
Meilengeldes  (1832  Vi  d.  für  je  4  Personen 
per  1  englische  Meile)  erhoben,  wurde  die 
Steuer  1842  in  eine  ä^/oige  Abgabe  vom 
Ertrage  des  Personenverkehrs  umgewandelt. 
lJv44  wurden  dann  die  gesetzlich  einge- 
führten billigen  Züge  UI.  Klasse  von  der 
Steuerpflicht  befreit  Diesen  Umstand  be- 
nutzten die  Eisenbahngesellschaften  zur  Aus- 
dehnung der  Steuerfreiheit  durch  Vermeh- 
rung dieser  Kategorie  von  Zügen,  wodurch 
18t)3  eine  in  der  Hauptsache  erfolglose  Be- 
prenziing  und  Beschränkung  der  Steuer- 
befreiung durch  die  Gesetzgebimg  versucht 
wnrde.  Seit  1883  sind  die  Fahrten  imter 
und  bis  1  d.  steuerfrei  gemacht  und  für  die 
städtischen  Züge  wurde  der  Steuersatz  auf 
2'o  herabgesetzt  Dieser  Vorgang  schliesst 
ein  ungerechtfertigtes  Geschenk  an  die  Eisen- 
hahnkompagnieen  in  sich.  Öas  Gepräge  der 
Abgabe  ist  dasjenige  einer  Eisenbahnsteuer, 
einer  Ertragssteuer  vom  Reinertrag  der 
Eisenbahnuntemehmungen.  Vom  Waren- 
transport  wird  in  England,  ähnlich  wie 
in  Frankreich,  eine  Transprtstener  als 
Stempelabgabe  von  Frachtbriefen,  Schiffs-, 
Miet-  und  Verfrachtimgsverträgen  im  Be- 
trage von  6  d.  erhoben.  Ertrag  der  Eisen- 
bahnstener  war:  1836  0,010,  1840  0,112, 
1865  0.445,  1885  0,392,  1895  0,2.59,  1898 
0.3<J8,  1900  0,328  MiUionen  £. 

2.  Frankreich.  Die  Transportstenem 
in  Frankreich  sind  in  der  Revolutionsära 
entStauden  und  hervoi^gangen  aus  den 
Verhältnissen  des  öffentlichen  Fuhrwerks 
ans  älterer  Zeit  1797  wurde  die  Abgabe 
wesentlich  ans  fiskalischen  Gründen  einge- 
fühlt, um  den  Einnahraeausfall  der  damals  auf- 
gehobenen Personen-  und  Packetpost  (Fenne 
nationale  des  Messt^ries)  zu  decken,  die 
infolge  mangelhafter  Oi^anisation  der  Fahr- 
kurse imd  Fahrzeiten  an  einem  dauernden 
Deficit  litt.  Man  überliess  die  Messagerieen 
der  Privatindnstrie  und  erhob  eine  lO^/oige 
Proportionalabgabe  vom  Ertrag  der 
Personenfahrzeuge  mit  regelmässigem  Ver- 
kehr zwischen  verschiedenen  Orten  mit  be- 
stimmten Abgangszeiten  und  eine  feste 
Abgabe  von  anderen  öffentlichen  auf  be- 
sondere Bestellung  verkehrenden  Personen- 
fohrzeugen.  Bei  ersterer  war  ursprünglich 
ein  Abzug  eines  Viertels,   seit  1819  eines 


Drittels  der  Steuer  für  »leere  Plätze«  ge- 
stattet. 1804  wurde  auch  der  regelmässige 
Warenverkehr  in  die  Steuer  einbezogen.  Die 
Doppelsätze  der  Proportional-  und  festen 
Abgabe  wurden  beibehalten,  im  übrigen  aber 
traten  im  Laufe  der  Zeit  mancherlei  Ver- 
änderungen im  Tarife  und  in  ihrer  Be- 
rechnungsweise ein.  1817  wurde  eine  lizenz- 
abgäbe  von  jedem  einzelnen  Fahrzeuge  hin- 
zugefügt, um  die  öffentlichen  Fuhrwerke  in 
das  wesentlich  Kontrollzwecken  dienende 
lizenzsjrstem  der  indirekten  Besteuening 
einzugliedern.  Das  G.  v.  2.  Juli  1838  dehnte 
die  Steuer  auf  den  Personentransport  der 
Eisenbahnen  aus  imd  unterwarf  der  Pro- 
portionalsteuer ein  Drittel  des  Tarifbetrags. 
Ein  weiteres  G.  v.  14.  Juli  18.55  gestaltete 
die  Besteuerung  des  Eisenbahnverkehrs  um 
und  erhob  eine  10**/oige  Proportionalabgabe 
vom  ganzen  tarifmässigen  Preise  des  Per- 
sonen- und  Eilgutverkehrs.  Nach  den  Kriegs- 
jahren 1870 — 71  fanden  starke  Erhöhungen 
in  Form  einer  10 '/eigen  Zuschlagstaxe  vom 
Eilgüterverkehr  statt  (G.  v.  16.  September 
1871).  Eine  weitere  Reform  im  Jahre  1892 
(G.  V.  1.  April  1892)  beseitigte  den  10  »/eigen 
Zuschlag  auf  den  Preis  der  Plätze  der  auf 
Eisenbahnen,  mit  öffentlichen  Wagen  oder 
Dampfschiffen  oder  anderen  für  das  Publi- 
kum bestimmten  Schiffen  fahrenden  Per- 
sonen. Auch  der  10  »Zeige  Zuschlag  auf  den 
Preis  der  Gepäckversendungen,  einschliess- 
lich 10  Cts.  Registrierungsabgaben,  und  der 
Eilfracht  der  Kaufmannsgilter  auf  den  glei- 
chen Wegen  wurde  aufgehoben.  Endlich 
kamen  in  Wegfall  die  proportionalen  Ab- 
gaben, welche  bisher  auf  die  Nettopreise  der 
Eilfracht  der  Kauf  man  nsgüter.  der  Ess  waren 
und  des  Viehs  la.steten.  Für  Uebei^wicht 
und  Hunde  ist  auch  femer  noch  die  Ti^/oige 
Taxe  zu  entrichten.  Bei  den  Wegen  von 
Lokalinteresse  und  den  Lokomotivbahnen 
wird  ohne  Rücksicht  auf  deren  Länge  eine 
Proportionaltaxe  von  3  *,e  auf  den  Preis  der 
Plätze  der  Reisenden  und  der  (Jepäckeil- 
fracht  erhoben.  Die  Unternehmungen  von 
Lokomotivbahnen,  auf  deren  Netz  der  Preis 
der  Plätze  30  Cts.  nicht  übersteigt,  können 
auch  weiterhin  die  Pauschalabgabe  ent- 
richten. 

Nach  diesen  Reformen  wurden  die  Steuer- 
sätze vom  Personen-  und  Gepäckverkehr, 
femer  für  die  Transportpreise  von  Geld- 
sendungen und  Hunden  um  12  »/o  ermässigt 
und  der  übrige  Eilgut-  (Lebensmittel-)  und 
Viehverkehr  von  der  Proportionalsteuer  be- 
freit Die  Transportsteuer  für  Fahrzeuge 
auf  Bestellung,  Omnibus-  etc.  Verkehr  be- 
steht in  einer  festen  Jahresabgabe  für  Wagen 
von  1—6  Plätzen  im  Betrage  von  50 — 137Vi 
Francs  nach  der  Grösse  der  Wagen,  für 
grössere  Wagen  nach  der  Zahl  der  Plätze 
von  3,125  Irancs  bis  12,50  Francs.     Dazu 
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kommen  Lizenzgebühren  von  6,25  Francs 
für  den  Wa^n,  Wagen,  Schiff  etc.  und  2 
Francs  für  (ue  Elappenkontrollmarke  (estam- 
pille).  Die  Frachtbriefe  haben  eine  Stempel- 
steuer von  70  Cts.  für  Güterzugsrecipisse 
und  35  Cts.  fOi"  Eilgirtsrecipisse  zu  erlegen. 
Aehnhche  Bestimmimgen  b^tehen  für  Fahr- 
empfangsscheine beim  gewöhnlichen  Land- 
transporte und  für  Seefrachtbriefe  oder 
Eonossemente,  für  -welche  als  Minimum  das 
kleinste  Stempelpapier  von  60  Cts.  hin- 
reicht. Die  EntWickelung  der  Eingänge  aus 
der  genannten  Steuer  zeigt  folgende  Skala: 


von  Eisen- 

von anderen 

Summe 

bahnen 

Fahrzeugen 
MiU.  Frc8. 

1869 

32,980 

5,210 

38,190 

1873 

64,360 

5,420 

69,770 

1883 

90,100 

4,720 

94,880 

1891 

100,380 

5,290 

105,670 

1893 

47,280 

5,130 

52,410 

1896 

50.790 

5,110 

55,900 

1899 

55.304 

5,295 

60,599 

1900 

63,741 

5,427 

69,168 

Die  französische  Transportsteuer  ist 
äusserlich  eine  Ertragssteuer  vom  Eisenbahn- 
verkehr, tliatsächlich  aber  in  Wesen  und 
Wirkung  eine  indirekte  dvm;h  die  Bahnver- 
waltung ausgelegte  Gebrauchs-  oder  Genuss- 
steuer. 

3.  Ungarn.  Die  ungarische  Transiiort- 
steuer  vom  Eisenbahn-  und  Dampfschiffver- 
kehr (G.A.  20:75,  61:80,  14:87)  wurde 
1875  eingeführt  und  1880  und  1887  mehr- 
fach erhöht.  Die  Steuersätze  betragen :  18  */o 
von  der  Fahrtaxe  des  Personenverkehrs, 
18  %  für  alles  das  Freigewicht  übersteigende 
Gewicht  des  Reisegepäcks,  18 '/o  von  der 
Transportgebühr  für  Separatzüge  und  Separat- 
schiffe und  7  "/o  bei  Eügütern  und  5  «/o  bei 
Frachtgütern  von  der  Transportgebühr.  Er- 
trag: 1,490  Millionen  Kronen. 

4.  Italien.  Die  durch  G.  v.  6.  April 
1862  eingeführte  Abgabe  für  Personen  und 
Eilgüter  wurde  durch  G.  v.  14.  Juni  1874 
auf  13<*/o  der  Transportkosten  erhöht  und 
die  Frachtgüter  wurden  mit  2  */o  der  Fracht- 
kosten "besteuert.  Dazu  kommt  für  Billette 
und  Frachtbriefe  noch  eine  Stempelabgabe 
von  5  Cts.    Ertrag:  21,030  MUlionen  Lire. 

5.  Spanien.  Im  Jahre  1864  wurde  in 
Spanien  ein  W/oiger  Aufschlag  auf  den 
Preis  der  Eisenbahnbilletts  für  Personen- 
beförderung eingeftihrt,  dessen  Ertrag  zwei 
Jahre  später  (G.  v.  26.  Dezember  1866)  den 
Eisenbahngesellschaften  unter  dem  Titel 
vorübergehender  Subventionen  überlassen 
wurde.  Durch  G.  v.  26.  Dezember  1872 
wurde  eine  neue  lO^/oige  Steuer  auf  die 
Eisenbahntarife  für  die  Passagiere  kreiert, 
welche  zugleich  auf  die  Benutzung  von 
Dampfschiffen  imd  anderen  mit  Dampf  be- 
wegten Verkehrsmitteln  ausgedehnt  wurde. 


Diese  Abgabe  wurde  gleichzeitig  durch  eine 
Registersteuer  von  Eisenbahnbillets  ergänzt 
und  auf  den  Verkehr  mit  anderen  Transport- 
mitteln einschliesslich  der  Küstenschiffahrt 
bezogen.  Die  Erhebung  erfolgt  auf  Grund 
eines  ausgebildeten  Staffeltarifs  (Reglements 
vom  27.  und  28.  Dezember  1872  und  15. 
Oktober  1873).  1874  wurde  die  Transport 
Steuer  für  den  Personen-  und  Güterverkehr 
um  die  Hälfte  zur  Deckung  der  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  erhöht  (G.  v.  26. 
Juni  1874).  Durch  G.  v.  30.  Juli  1883  ward 
die  lO^/oige  staatliche  Transportsteuer  ab- 
geschafft und  den  Eisenbahngesellschaften 
überlassen.  Dagegen  fliesst  die  heute  be- 
stehende 15  %ige  Abgabe  ganz  in  den  Staats- 
schatz; bei  Veigntomgszügen  wird  sie  auf 
5'/o  ermässigt.  Von  der  Registerabaabe 
sind  befreit  die  Transporte  von  Minenoien, 
der  Einfuhr-  imd  Ausnihrhandel  (V.  v.  29. 
Januar  1878). 

6.  Bussland  hat  eine  Auflage  auf  die 
Plätze  der  Passagiere  der  Eisenbahnen  so- 
wie auf  die  mit  der  Eisenbahn  beförderten 
EUgüter  (GG.  v.  30.  Dezember  1878  und 
19.-31.  März  1894).  Ertrag:  11,500  Millionen 
Rubel. 

7.  Oesterreich  imd  Deutschland. 
In  Oesterreich  besteht  ein  Gebühren- 
stempel von  2  Hellem  ftlr  je  1  Krone  bis 
zum  Höclistbetrage  von  50  Heller  für  Per- 
sonenfahrkarten. Der  Stempel  der  Fracht- 
briefe beträgt  10  Heller  von  jedem  Bogen, 
über  Sendungen  bis  zu  5  Meilen  oder  38  km 
2  Heller.  Ebenso  bei  Frachtkarten  (Em- 
pfangs- und  Aufnahmescheine  des  Frachters) 
sowie  Recipisse  über  Reisegepäck,  zu  dessen 
freier  Mitnahme  die  Fahrkarte  nicht  be- 
rechtigt, je  10  Heller.  In  Deutschland 
sind  durch  das  Reichsstempelgesetz  vom 
14.  Juni  1900  die  obligatorisch  vorgeschrie- 
benen Ilrkimden  bei  Beförderung  von  Gütern 
zwischen  inländischen  und  ausländischen 
Seehäfen  oder  zwischen  inländischen  Fluss- 
häfen und  ausländischen  Seehäfen  einer 
Stempel  abgäbe  unterworfen  worden.  Die 
Abgabe  beträgt  von  der  einzelnen  Urkunde 
(Konossement,  Frachtbrief),  wenn  sie  im  In- 
fande  ausgestellt,  vorgel^  oder  ausgehän- 
digt wird,  je  1  Mark,  und  im  Verkehr 
zwischen  inländischen  Hafenplätzen  und  aus- 
ländischen Hafenplätzen  der  Nord-  und  Ost- 
see, des  Kanals  oder  der  noi-wegischen  Küste 
im  gleichen  Falle  je  0,10  Mark. 
Lltteratnr:  Schall,   in  Sehönberg  III,  4.  Aufl., 

S.  734—36.  —  Leroy-BemiUeu,  Traiti  dt,  la 
ticience  de»  Finances,  5  ed.,  Pari*  1900,  Bd.  I. 
—  Voeke,  Steuern  des  brititchen  Reiche»,  Stutt- 
gart 1866,  S.  431.  —  Dowell,  Hittory  of  Taxa- 
tion and  Taxe»,  4  vol.,  London  J884,  Bd.  J,  S. 
64—70.  —  Wfigner,  Fin.  III,  g  Itl,  8.  t6S 
bi»  $66  (England)  und  III,  ig  t38  und  tS9,  S. 
57t— 579  (Frankreich).  —  Cohn,  Englische 
Eitenbahnpolitilc,  1874, 1,  S.  88  und  II,  S.  SO4  bi» 
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318.  —  Cohn,  Archiv  für  Eitenbahnireten  188S, 
S.  484  und  1884,  S.  £6.  —  Sonnenschein, 
Die  Eitenbahntran*port»teuer,  ßerlin  1897.  — 
iMo«fc,  Dictionnaire  de  l' Adminittralion  fran- 
faw«.  ArU  uVoituret  publique*«,  Art.  «Chemint 
de  Fern,  Art.  tLieetire«.  —  JLion  Say,  Art. 
aChrmint  de  Vera,  Dictionnaire  des  Pinanee». 
—  Hock,  Finanzen  Frankreirhs,  Stuttgart  und 
Augtburg  1857,  S.  410— 4I8,  420.  —  V.  Kauf- 
mann, Finanzen  Frankreich»,  Leipzig  18SS,  S. 
4SI  ff.  —  Vlgne»,  Traite  des  impol»  de  France, 
4.  id.  (par  VergniaudJ,  Art»  1880,  I,  S.  191  bit 
194,  II,  S.  388.  —  Harbulot,  Frankreich* 
FinannM*en  im  Jahre  189i,  in  Schanz'  Finanz- 
arehir,  Bd.  IX  (189S),  S.  275— S78.  —  Joa4  M. 
Piemaa  Hurtado,  Tralado  de  Haeienda  pu- 
blica y  Examen  de  la  e»panola,  Madrid  189S, 
Bd.  II,  S.  444—450. 

Max  von  Hechel. 


Traosportrersiclierniig. 

(Seeversicherung  und  Binnen- 
transportversicherung.) 

Betriff  und  Arten  der  Transport- 
versicherung. —  I.  Seeversicherung. 
1.  Entstehung  und  Entwiekelung.  2.  Heutiger 
umfang.  3.  üntemehmungsfonnen.  4.  Staat 
und  Versicherung.  5.  Der  \  ersicherungsvertrag. 
6.  Pr&mienbildnng  und  Kisikenbemessung.  7. 
Geschfiftsergebnisse.  —  II.  Binnentrans- 
portversicherung. 1.  Verhältnis  zur  See- 
versicherung und  Geschichtliches.  2.  Begriff 
und  Arten.  3.  Versicherungsbedingungen,  Prä 
mien  und  Bisiken.    4.  Statistisches. 


Begriff  nod  Arten  der  Transport- 
versicherung. 

Herkömmlich  wird  als  Transportver- 
sicherung bezeichnet  die  Gesamtheit 
der  Rechtseinrichtungen,  die  den 
Zweck  haben,  Geldersatz  der  Schä- 
den zu  bewirken,  welche  einem 
Versicherten  durch  zufällige  der 
Güterbeförderung  nachteilige  Er- 
eignisse erwachsen.  Mithin  fällt  die 
Versicherung  von  Menschenleben  gegen  die 
Gefahren  einer  Reise  nicht  unter  die  eigent- 
liche Transportversicherung ;  man  könnte  sie 
theoretisch  unter  diesen  Begriff  bringen, 
allein  die  Praxis  subsumiert  die  Versiche- 
rung von  Menschenleben  gegen  Transport- 
gefcüiren  durchw^  unter  die  Cnfallversiche- 
ning,  und  diesem  Brauche  kann  sich  auch 
die  Theorie  mit  Recht  anschliessen.  Die 
Transportversicherung  ist  also  niemals  Per- 
sonenversicherung, vielmehr  stets  Sachver- 
sicherung, in  gewissen  Beziehungen  auch 
Haftpflichtversicherung.  Weiter  folgt  aus 
der  Begriffsbestimmung,  dass  bei  der  Trans- 
port^-ersicherung  im  Gegensatz  zu  allen 
Olnigen  Versicherungen  nicht  gegen  dieFolgen 

H«adwörterbaeh  der  SteatowisMDsclutfteii.   Zweite  Auflage, 


einer  einzelnen  genau  und  eng  umgrenzten 
Gefahr  Schutz  gewährt  wird,  sondern  gegen 
eine  tmberechenbai'  grosse  Anzahl  der  ver- 
schiedensten Gefahren,  nämlich  gegen  alle, 
die  einem  Transport  drohen  können. 

Von  wesentlicher  Bedeutung  ist  es,  ob 
die  Güterbeförderung  zur  See  oder  im 
Binnenlande  bewerkstelligt  wird.  Danach 
unterscheidet  man  die  zwei  grossen  Gruppen 
der  Seeversicherung  und  der  Binnen- 
transportversicherung,die  zweck- 
mässigerweise getrennt  dai-gestellt  werden. 

L  Seeversicherang. 

1.  Entstehung  und  Entwiekelung.    Die 

Geschichte  der  Seeversicherung  ist 
die  Geschichte  der  Versicherung  über- 
haupt. Denn  die  Seeversicherung  ist  nicht 
nur  die  älteste  richtige  Versicherung,  die  wir 
kennen,  sondern  auch  der  Gedanke  einer 
Versicherung  hat  gekeimt  und  ist  gewachsen 
als  Gedanke  der  Seeversicherung. 

Das  Altertum  kannte  keine  Versicherung. 
Man  schloss  nur  Bechtsgeschäfte,  die  neben 
ihrem  Hauptzweck,  zunächst  den  Parteien  viel- 
leicht unbewusst,  einen  versichemngsähnlichen 
Zug  aufwiesen.  Sehr  frühe  schon  scheint  man 
aber  diese  wirtschaftlich  vorteilhafte  Natur  er- 
kannt zu  haben.  Den  Griechen,  vor  allem  aber 
den  Bümem,  diente  neben  Gefahrsgemein- 
schaften ein  eigentttmUches  Kreditgeschäft, 
das  Seedarlehen,  zu  Versicherungszwecken. 

Bei  den  hohen  Gefahren  des  Seehandels  und 
den  grossen  Kapitalien,  die  bei  ihm  auf  dem 
Spiele  zu  stehen  pflegen,  war  ein  genossen- 
schaftlicher Verband  der  Seefahrtsbetei- 
ligten zur  gemein-samen  Uebemahme  etwaiger 
Verluste  der  menschlichen  Natur  nach  äusserst 
naheliegend.  Die  griechische  notywvia  ist  eine 
der  ältesten  Formen  einer  solchen  Gefahrsge- 
meinschaft, die  näher  bekannt  ist.  Damit  ist 
schon  der  Grundgedanke  der  Gegenseitig- 
keitsversicherung gegeben,  während  der 
Ansatz  zur  Prämieuversichernng  in  dem 
Seedarlehen  zu  finden  ist.  Dies  ist  ein  Dar- 
lehen an  eine  Person,  die  im  Begriffe  steht,  mit 
dem  empfangenen  Gelde  oder  mit  dafür  ange- 
schafften Waren  eine  Seereise  zu  unternehmen, 
mit  der  Verabrednng,  dass  Bückzahlung  des 
Darlehens  nebst  einer  Risikoprämie  in  Form  von 
hohen  Zinsen  nur  dann  erfolgen  soll,  wenn  die 
Reise  glücklich  von  statten  geht;  dabei  war 
gewöhnlich  die  Verpfändung  der  für  das  Greld 
angeschafften  Ware  Nebenbedingnng.  Hier  ist 
also  eine  genaue  Umkehrnng  der  Prä- 
mieuversichernng vorbanden:  der  Ver- 
sicherte verspricht  eine  eventuelle  künftige 
Leistung;  der  Versicherer  leistet  die  Ersatz- 
summe im  voraus.  Diese  gelangt  stets  zur 
Auszahlung,  während  die  Prämie  und  zugleich 
die    Rückzahlung   der   Ersatzsumme    nur    bei 

f lücklieber  Ankunft  erfolgt.  Der  Hauptzweck 
ieses  Bechtsinstituts  war  die  Beschaffung  von 
Kapital  fUr  den  Schuldner  sogleich  bei  Vertrags- 
schlnss.  Der  Versichemngsgedanke  ist  also  hier 
noch  nicht  rein  vorhanden.  Wie  er  sich  zur 
Reinheit  durchrang,  lehrt  erst  die  spätere 
Entwiekelung  im  Mittelalter. 

Soll  aus  dem  Seedarlehen  die  Prämienver- 

VII.  12 
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sichernng  hervorgehen,  so  mttssen  zwei  Momente 
eine  Äendening  erfahren.  Die  von  dem  Schuld- 
ner zu  leistende  Zinszahlnng:  mnss  sich  von  der 
darin  versteckten  Risikoprämie  loslösen,  und  die 
Prämie  mnss  unbedingt  geleistet  werden; 
andererseits  darf  die  Ersatzsumme  nicht  vor- 
Bchussweise,  sondern  nur  bedingt,  erst  nach 
einem  Schadenseintritt  ausgezahlt  werden.  Nach 
der  ersten  Seite  hin  ist  die  Entwickelnng  ge- 
fördert worden  durch  die  kanonis tische 
Gesetzgebung,  insbesondere  durch  das  De- 
kretale Papst  Gregors  IX.  von  1230,  welches 
jeden  SeedarlehensziDs  und  damit  das  Seedarlehen 
selbst  als  wucherisch  verbot.  Dies  gab  einen 
Anstoss  zur  Trennung  von  dem  Vorschussge- 
schäft und  der  entgeluichen  Gefahrsübemahme, 
und  damit  auch  znr  Trennung  der  Rollen  von 
Darlehen.sgeber  und  GefahrsUbemehmer.  Die  an- 
dere Seite  fand  Förderung  durch  die  Kreditierung 
des  Kapitals  bis  zum  etwaigen  Scbadenseintritt, 
bei  dessen  Vorliegen  allein  die  Leistung  der 
Ersatzsamme  zweckentsprechend  ist.  In  der 
Stundung  dieser  Summe  liegt  der  entscheidende 
Wendepunkt.  Andere  Einflüsse  kommen  hinzu : 
das  Seedarlehen  wird  bäafig  nicht  mehr  unter 
Verpfändung  des  Warentransports  genommen, 
sondern  das  Schiff  wird  verpfändet,  also  neben 
der  Güterversicherung  zeigt  sich  die  Kaskover- 
sicherung, wozu  ungefähr  znr  gleichen  Zeit 
auch  Ansätze  der  Rückversicherung  und  der 
Koiijunkturversicherung  auftauchen.  Andere 
mittelalterliche  Seegeschäfte,  wie  die  commenda, 
die  sUditalische  colonna,  das  katalonische  ager- 
manament,  enthielten,  wenn  auch  sehr  versteckt, 
den  Asseknranzgedanken ;  man  sprach  allge- 
mein in  Kauf-  und  Transportverträgen  von  der 
Gefahrsübertragting. 

Ueber  den  Zeitpunkt,  wann  die  moderne 
Prämienversicherung  zum  ersten 
Male  in  ihrer  heutigen  Gestalt  auf- 
getaucht ist  und  damit  die  eigentliche  Ge- 
schichte der  Versicherung  und  des  Versiche- 
mn^sgewerbes  beginnt,  herrschen  verschiedene 
Ansichten.  Richtig  dUrfte  die  auf  Grund  neuent- 
deckter Urkunden  gegenüber  B  e  n  s  a  und  G  o  1  d  - 
Schmidt  von  Sc  ha  übe  vertretene  Meinung 
sein,  dass  sie  aus  der  Mitte  des  vier- 
zehnten Jahrhunderts  stammt.  Sehaube 
hat  das  Verdienst,  nachgewiesen  zu  haben,  dass 
die  Urkunden  aus  dem  Anfang  des  vierzehnten 
Jahrhunderts,  die  bis  vor  wenige  Jahre  als 
Zeugnisse  der  echten  Versicherung  angesehen 
wurden,  anders  zu  erklären  sind  und  dass  die 
ersten  materiell  reinen  Versicherungsverträge 
aus  dem  genuesischen  Notariatsarchiv  stammen 
und  vom  Jahre  1347  herrühren,  während  die 
erste  auch  formell  reine  Versicherungsurkunde, 
eine  pisanische,  aus  dem  Jahre  1384  stammt, 
der  eme  florentinische  von  1397  folgt.  Auch 
die  Gesetzgebung  greift  schon  in  dieser 
frühen  Zeit  ein.  Ein  Dekret  des  Dogen  von  Genua 
aus  dem  Jahre  1369  spricht  zum  ersten  Male 
von  assecuramentum  im  Sinne  von  Versicherung, 
indem  es  festsetzt,  dass  Einwendungen  gegen 
Versicherungsverträge  unzulässig  seien.  Eine 
Verordnung  genuesischer  Consuln  von  1401  be- 
stimmt, dass  die  bei  der  Abfertigung  von  Waren 
zu  entrichtenden  Gebühren  in  allen  Fällen  einer 
Versicherung  zu  leisten  seien. 

In    langsamem    folgerechtem    Werdegang 
hatte  sieh  so  der  Versicherungsvertrag 


entwickelt,  war  seine  Form  entstanden.  Hand 
in  Hand  damit  ist  auch  die  allmähliche  Gestal- 
tung der  erforderlichen  Organisation  des 
Versicherungsgeschäfts  zn  verfolgen:  die  ratio- 
nelle Gefahrsverteilnng  auf  eine  Mehrheit  von 
Personen,  die  Vergesellschaftung  des  Versiche- 
rungsunternehmens. Schon  bei  den  Seedarlehen 
Ende  des  14.  Jahrhunderts  pflegten  eine  ganze 
Reihe  von  Geschäftsleuten  an  den  Risiken  einer 
Schiffsladung  sich  zn  beteiligen.  Eine  Urkunde 
aus  dieser  Zeit  weist  schon  elf  Versicherer  auf. 
Der  Einzelne  beteilig  sich  nicht  mehr  allein 
an  einem  Risiko,  hingegen  nimmt  er  häufig 
quotenweise  Teil  an  einer  Mehrheit  von  ver- 
sicherten Transporten.  Die  Vereinigung 
von  Versicherern  ist  jedoch  noch  keine 
ständige.  Sie  entsteht  von  Fall  zu  Fall.  Die 
Versicherungsübernahme  geschieht  zunächst 
auch  noch  neben  anderen  Geschäften.  Der  ge- 
sonderte Handelsbetrieb  entsteht  erst  mit  der 
fortschreitenden  Arbeitsteilung;  ebenso  die 
dauernde  Vereinigung  mehrerer  Versicherer  zu 
rationellem,  von  der  gewagten  Spekulation  sich 
mehr  und  mehr  entfernendem  Betrieb.  Die  Er- 
richtung: einer  Zwang^ssocietät  zum  Zwecke  der 
Seeversicherung  in  Portugal  unter  Ferdinandos 
1367—1387  blieb  eine  vereinzelte  Erscheinung. 
Die.se  umfasste  alle  portugiesischen  Schiffe  von 
über  50  Tonnen.  An  Beiträgen  waren  2%  der 
Nettofracht  zu  leisten ;  dazu  kamen  Nachschüsse, 
bemessen  im  Verhältnis  zum  taxierten  Wert 
des  Schiffes.  Die  Leistung  der  Societät  im 
Schadensfall  beschränkte  sich  im  wesentlichen 
auf  Ersatz  bei  Totalverlnst  der  Schiffe  oder 
bei  grosser  Haverei. 

Da  schon  beim  Seedarlehen  die  Höhe  der 
sogenannten  Zinsen  abgestuft  zu  werden  pfleg- 
te, je  nach  der  Dauer  der  Reise  wie  auch  nach 
dem  Reiseweg  und  dem  Beförderungsmittel, 
also  nach  dem  Umfang  der  Gefahr,  so  war 
hiermit  sogar  .schon  eine  gewisse  Erfahrungs- 
statistik vorhanden,  auf  der  die  Versicherung 
hinsichtlich  der  Prämienbemessung  weiterbauen 
konnte.  Die  Zuhilfenahme  der  Wahrschein- 
lichkeitsrechnung findet  sich  bei  der  Ver- 
sicherung erst  im  18.  Jahrhundert. 

Der  Betrieb  der  Seeversichemn^  durch 
Einzelunternehmer  hat  sich  bis  in  die  N  enzeit 
erhalten.  Allein  weitaus  die  meisten  Seever- 
sicherungen werden  von  Gesellschaften  ab- 
geschlos.sen.  Deren  Entstehung  fällt  in  das  Zeit- 
alter der  grossen  Kompagnieen.  1729  wurden 
in  England  zwei  Seeassekuranzkompagnieen 
als  Monopolanstalten  genehmigt,  die  London 
Assurance  Corporation  und  die  Royal  Exchange 
Assnrance  Company.  Neben  diesen  durften  nur 
Einzelversicherer  thätig  sein.  Erst  das  Jahr 
1825  brachte  die  Gewerbefreiheit  im  Versiche- 
rungsbetriebe, und  sofort  wurden  zwei  mächtige 
Konkurrenzunternehmen  von  Baring  und  Roth- 
schild ins  Leben  gerufen.  In  den  Nieder- 
landen entstand  1782  die  Flandrisch-öster- 
reichische Assekuranzgesellschaft  zu  Ostende, 
in  Dänemark  1726  die  königliche  Seeasse- 
kuranzkompagnie und  1786  der  Privatver- 
sichererverein zu  Kopenhagen,  in  Schwe- 
den 1739  die  erste  Seeassekuranzkompagnie  zu 
Stockholm,  in  Frankreich  1818  die  Com- 
pagnie  d'assurances  maritimes,  welcher  1836 
der  Lloyd  Fran^ais  folgte,  beide  zu  Paris,  in 
Italien  1818  la  Societa-Napolitana  zu  Neapel, 
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m  Spanien  1838  la  Compania  Barcelonesa  nnd 
1845  la  Compania  Iberica  und  la  Compania 
Catalana,  in  Triest  endlich  1824  die  Azienda 
aasicaratnce,  1831  die  Assicurazioni  generali 
und  1838  die  Bionione  Adriatica,  welche  aus 
der  1826  begründeten  Adriatico  banco  d'assicn- 
razioni  sich  oildete.  Der  erste  norwegische 
Assekaranzverein  za  Langesnndsfjord ,  eine 
Gegenseitigkeitsgesellschaft  für  Casco,  trat  1837 
ins  Lebm,  während  die  erste  Aktiengesellschaft 
erst  1847  zu  Christiania  entstand.  In  Euss- 
Isnd  missglückten  alle  Versuche  bis  1846. 

In  Deutschland  ist  die  erste  Seeversiche- 
nmgsaktiengesellächaft  1765  zu  Hamburg  er- 
richtet worden.  Hier  war  schon  Ende  des  16. 
Jahriiunderts  die  Seeversicherung  ans  den  Nieder- 
landen eingeführt  worden:  die  älteste  deutsche 
Police  stammt  ans  dem  Jahre  lö31  nnd  ist  in 
Antwerpen  von  44  Versicherern  ausgestellt, 
meist  Italienern  und  Spaniern.  Versuche,  die 
schon  zu  B^nn  des  18.  Jahrhunderts  in  Hamburg 
gemacht  worden  waren,  eine  Versicherungsgesell- 
schaft zu  errichten,  scheiterten  an  dem  Verbot 
des  Rats,  der,  gewit^gt  durch  den  Lawschen 
Aktienschwindel,  vorsichtig  zu  Werke  gin^  und 
1720  den  Befehl  erliess,  „dass  keine  Privaü  sich 
unterstehen  sollten,  unter  dem  Präteit  einer 
Assekoranzkompagnie  Handel  zn  treiben''.  Die 
1765  gegr&ndete  Gesellschaft  ist  das  Muster 
aller  folgenden  geworden.  Um  1800  sind  be- 
reits sieben  Hamburger  Gesellschaften  vorhanden, 
denen  zunächst  Gründungen  in  Bremen  folgten, 
wo  1818  bereits  vier  zn  zählen  sind. 

NtmeinBlickauf  dieRechtsgeschichte. 
Es  zeugt  von  der  eminenten  Bedeutung  der  See- 
versicherung für  den  Handel,  dass  sie  sich  mit 
überraschender  Schnelligkeit  ausbreitete,  sobald 
ihre  Grundformen  einmal  vorhanden  waren.  Die 
schwerfällige  Notariatsarkunde  kam  schon  im 
14.  Jahrhundert  in  Wegfall.  An  ihre  Stelle 
trat  die  meist  unter  Vermittelung  von  Mäkleru 
ausgestellte  Privaturkonde  der  \  ersicherer,  die 
Police,  polizza.  Sie  enthielt  erschöpfend  alle 
Rechtsbestimmnngen.  Auf  ihr  baute  sich  die 
Gesetzgebung  auf.  Diese  lag  im  15.  und  16. 
Jahrhundert  in  den  Händen  Spaniens  und 
Italiens.  In  den  nördlichen  Ländern  fa.sste  die 
Versicherung  erst  Wurzel,  als  der  Handel  der- 
selben im  Zeitalter  der  Entdeckungen  trans- 
atlantische Wege  einschlug.  So  kam  die 
Gesetzgebung  erst  im  17.  Jahrhundert  in  die 
Hände  der  Niederlande.  Im  18.  Jahrhundert 
ging  sie  an  England  über,  im  19.  an  Deutsch- 
land. —  Die  Entwickelung  schliesst  sich  al.so 
zunächst  an  die  Handelsgebränche  an.  So  ist 
das  Versichernngsrecht  von  Barcelona  1484 
nichts  anderes  ^  eine  zu  absoluter  Norm  er- 
hobene Musterpolice.  Diese  Stadt  hat  den 
Rahm,  die  erste  umfassende  Kodifikation  der 
Materie  gegeben  zu  haben.  Die  Statuten  vieler 
anderer  btädte  regelten  nur  einzelne  Punkte, 
gaben  bis  zum  17.  Jahrhundert  vorwiegend 
prozessualische  Bestimmungen:  Genua  1467, 
1479,  1494.  15^.  Savonna  1610,  Albengo  1519, 
Florenz  1522.  1528,  Venedig  1468,  1586,  Lucca 
1610.  Neapel  1622,  1623,  1637,  1660  u.  s.  w. 
Von  Interesse  und  Bedeutung  ist  der  Umstand, 
dass  die  Seeversicherungspolicen  aus  den  letzten 
Decennien  des  14.  Jahrhunderts  in  ihren  Grund- 
zfigen  keine  wesentlichen  Unterschiede  gegen- 
aber  den  heutigen  aufzuweisen  haben. 


Eine  vorzügliche  Kodifizierung  des 
Seeversicherungsrechts  auf  Grund  der  Verab- 
redungen und  Bedingungen  der  Assekuradeure 
hat  im  Jahre  1731  Hamburg  in  der  Asseku- 
ranz- und  Havereiordnung  zn  stände  gebracht. 
Sie  fand  allgemein  im  Ausland  Anerkennung 
und  wurde  die  Grundlage  der  Gesetze  von 
Preussen,  Schweden,  Holland.  Im  Laufe  der 
Zeit  wurden  Zusätze  zu  dem  Gesetz  von  1731 
nötig.  Nach  verschiedenen  Novellen  erschien 
1847  ein  Allgemeiner  Plan  Hamburgischer  See- 
versicherungen,  1853  ein  Revidierter  Plan, 
schliesslich  wurden  nach  dem  Herauskommen 
des  Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetzbuchs 
von  1861  die  noch  heute  bestehenden,  auf  einem 
Entwurf  von  Voigt  beruhenden  Allgemeinen 
See  versiehe rungsbedingun^en  von 
1867  mit  Zusätzen  von  liSl  die  mass- 
gebende Grundlage  der  Seeversiche- 
rung in  Deutschland.  Daneben  bestehen 
die  Bremer  Seeversicherungsbe- 
dingnngen  von  1875,  beruhend  auf 
ihren  Vorgängern  aus  den  Jahren  1818  und 
1854.  Die  Bremer  Bedingungen  haben  jedoch 
nur  einen  verhältnismässig  nnbedentenden  Wir- 
kungskreis, vornehmlich  das  Bremer  Gebiet, 
während  die  Hamburger  Bedingungen  die  ganze 
deutsche  Küste  beherrschen.  Im  deutschen 
Binnenland,  in  der  Schweiz  nnd  Oesterreich- 
Ungam  herrscht  die  Rheinische  Police, 
die  von  den  grossen  Versicherungsgesellschaften 
am  Rhein  geschaffen  wurde.  Von  Bedeutung 
für  das  Ausland  sind  die  Konvention  der 
Kopenhagener  Seeassekuranzkompagnieen  von 
18o0,  die  Börsenkonditionen  von  Amsterdam 
von  1876  und  1891,  die  von  Rotterdam  aus  den 
Jahren  1881  und  1891,  schliesslich  der  allge- 
meine schwedische  Versicherungsplan  von  1891. 
In  England  herrscht  die  Lloyds  Police  von  1779 
noch  heute.  Italien,  Frankreich,  Ungarn,  Russ- 
land haben  wieder  ihre  eigenen  Policen. 

Wohl  in  keinem  Wirtschafts-  oder  Reehts- 
gebiet  ist  die  merkwürdige  Erscheinung  so  stark 
ausgeprägt  vorhanden  wie  bei  der  Seeversiche- 
rung, dass  von  privater  Seite  allgemein  aner- 
kannte Rechtsgrundsätze  geschaffen  werden,  die 
der  Staat  in  seiner  erst  später  folgenden  Ge- 
setzgebung respektieren  mnss,  weil  er  Besseres 
nicht  an  ue  Stelle  setzen  kann,  und  dass  neben 
dem  Staatsgesetz  auch  heute  ein  mindestens 
ebenso  strikt  wie  dieses  beobachtetes,  formu- 
liertes Vertragsrecht  herrscht. 

2.  Heutiger  Umfang.  Deber  die  Ent- 
wickelung der  Seeversicherung  und  i]\ien 
heutigen  Umfang  geben  die  folgenden 
statistischen  Belege  Auskunft.  —  Dabei  ist 
aber  zu  beachten,  dass  die  mitgeteilten 
Zahlen  sich  auf  die  gesamte  Transportver- 
sicherung beziehen,  nicht  allein  auf  die 
Seeversicherung.  Die  47  deutschen 
Ak tienge Seilschaften  weisen  fürEnde 
1899  folgende  Bilanzzahlen  auf. 

Gründungskapitalien  94  941  LSI  Mark. 
Passiva : 

Mark 
Eingezahltes  Gründungskapital  .    .    20  1 7 1  505 

Vermögensreserven 15  819  176 

UeberschUsse,  die  an  die  Aktionäre 

verteilt  wurden 2  600  565 

12* 
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Mark 

Prämienreaerren 14  5*4  879 

Schadensreserven 18  344  128 

Sonstige  Passiva 7  095  125 

Summa    78  555  378 

Aktiva: 

Kassen-  und  Bankeinlagen     ...  7  232  334 

Hypothekar- und  Grundbesitz    .    .  24183849 

Wert«ffekten «3  363  953 

Sonstige  Aktiva 23  775  242 

Summa  78  555  378 

Einen  Einblick  in  die  Bedeutung  der 
Hansestädte  Hamburg  und  Bremen 
fflr  die  Seeversicherung  gewähren 
folgende  TabeUen: 


Hambnrs 


Jahr 

1836-40 
1856—60 
1866—70 
1876-80 
1886—90 

1896 

1896 

1897 

1898 


/ersicherte  Summen 
Mark 

330429030 

764437341 

931  354  875 
I  656  707  500 

1  344  873  973 
3312749339 
s  734  540  701 
3292015095 
4  625  390  609 


Bremen : 


1890 

470153800 

1891 

499  750  700 

1892 

495  836  400 

1893 

466  324  800 

1894 

537869600 

1895 

58001 1  300 

1896 

513795600 

1897 

557813700 

1898 

631  418500 

8.  Unternehmungsformen.  Die  ge- 
schichtliche Betrachtung  hat  gelehrt,  dass 
die  Seeversicherung  zuerst  von  Einzel- 
versicherern  betrieben  wurde.  Diese 
Betriebsform  findet  sich  noch  heute  in  aus- 
gedehntem Masse  vorwiegend  in  England, 
fenier  in  Belgien  und  Holland;  in  Deutsch- 
land ist  sie  in  Hamburg  und  Bremen 
stark  vertreten.  Auch  wenn  statt  eines 
Einzelkaufmanns  mehrere  Personen  in  der 
Form  einer  offenen  Handelsgesellschaft, 
Kommandit-  oder  stillen  Gesellschaft  die 
Versicherung  betreiben,  so  ist  von  Einzel- 
versicherern zu  reden.  Die  englischen 
Einzelversicherer  sind  unter  dem  Namen 
Lloyd's  ünderwriters  Inder  ganzen 
Welt  bekannt.  Sie  bilden  eine  mächtige 
Gruppe,  die  namentlich  auf  die  Gestaltung 
der  Prämien  einen  erheblichen  Einfluss 
übt  Der  Einzelbetrieb  ist  zweifelsohne 
der  bDligste;  er  erfordert  die  geringsten 
Yerwaltimgskosten,  da  er  den  geringsten 
Beamtenapparat,  die  geringste  Kontrolle  be- 
nötigt; diese  werden  noch  mehr  verringert, 
wenn  eine  Anzahl  Einzelversicherer  das 
Geschäft  gemeinsam  betreiben,  wie  es  vor- 


kommt. Aber  andererseits  muss  ein  Einzel- 
untemehmer  eine  hohe  Kreditfähigkeit,  eine 
g^sse  Vertrauenswürdigkeit  geniessen,  um 
einen  grossen  Kundenkreis  sich  zu  erwerben 
und  zu  erhalten.  Für  diese  Erfordernisse 
sorgen  die  Lloyds  ünderwriters  selbst.  Sie 
bUden  eine  geschlossene  Vereinigung;  Mit- 
glied kann  nur  werden,  wer  von  sechs  an- 
deren Mitgliedern  vorgeschlagen  und,  nach- 
dem sein  Name  sieben  Tage  lang  öffentlich 
bekannt  gemacht  war,  durch  Majorität  ge- 
wählt wird.  Jedes  Mitglied  hat  alsdann 
Kaution  zu  stellen.  Eine  Solidarhaft  der 
Mitglieder  besteht  nicht,  vielmehr  haftet 
jeder  Underwriter  nur  für  seine  eigene  Per- 
son. Diese  Verfassimg  beruht  auf  einem 
Vertrag  vom  25.  Mai  1871.  Ein  weiteres 
wichtiges  Moment  für  die  Aufrechterhaltung 
der  Kreditwürdigkeit  der  Einzelversicherer 
ist  der  Umstand,  dass  fast  alle  Versiche- 
rungen von  Versicherungsmaklern 
vermittelt  werden,  und  der  Mailer  wird  stets 
nur  die  kreditfähigen  bevorzugen.  Die  deut- 
schen Einzelversicherer  besitzen  keine  so 
hervorragende  Organisation  wie  die  Lloyds, 
deren  Einrichtungen  in  jeder  Beziehung 
musterliafte  sind.  Die  Lloyds-Agenten  sind 
Ober  die  ganze  Erde  verbreitet-  sie  melden 
der  Londoner  Centrale  jedes  Vorkommnis 
zur  See.  Auf  Grund  dieser  Nachrichten 
werden  Register  geführt,  eins  über  die 
Schiffe,  eins  über  die  Kapitäne.  Jedes  Kauf- 
fahrteischiff, jeder  Kapitän  hat  sein  Blatt, 
auf  dem  jede  Notiz  über  sie  eingetragen 
wird. 

Die  Hauptbetriebsform  der  Seeversiche- 
rung ist  jedoch  für  alle  Länder,  abgesehen 
von  Norwegen,  die  durch  Aktiengesell- 
schaften. Diese  prävalieren,  soweit  sieb. 
übersehen  lässt,  sowolü  ihrer  2iahl  nach  als 
auch  bezüglich  der  bei  ihnen  versicherten 
Summen.  Insbesondere  wird  auch  in 
Deutschland  die  eigentliche  Seeversicherung, 
abgesehen  von  Einzelversicherern  an  den 
Seehandelsplätzen,  nur  von  Aktiengesell- 
schaften betrieben;  Russland  hat  bis  ia  die 
allerneueste  Zeit  nur  Aktiengesellschaften  auf- 
zuweisen, ebenso  Japan.  Diese  eignen  sich  be- 
sonders dazu  schon  aus  dem  Grunde,  "weil  es 
sich  in  der  Regel  tun  Versicherungen  von  kurzer 
Dauer  handelt ;  je  kürzer  aber  die  Versiche- 
nmgsdauer,  desto  veränderlicher  der  Per- 
sonenbestand der  Versicherten,  desto  schwie- 
riger die  Möglichkeit  der  Anwendung  von 
Gegenseitigkeitsprincipien.  Nachteilig  für 
die  Versicherten  sind  hingegen  die  bei 
der  Transportversicherung  nicht  geringen 
Verwaltungskosten.  Zur  Verringerung  von 
diesen  haben  in  Holland  und  Belgien  Aktien- 
gesellschaften mit  kleinem  Kapital  sich  in 
der  Weise  zusammengethan,  dass  für  vier 
oder  fünf  Gesellschaften  nur  ein  Direktor 
fungiert.  Häufiger  findet  sich  ein  Zusaininen- 
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gehen  von  Attiengesellschaften  zwecks  ge- 
meinsamen Oeschäftsbetriebs  im  Ausland: 
mehrere  Gesellschaften  nehmen  die  gleichen 
Yertreter.  Eäne  allgemeine  Organisation 
haben  die  Aktiengesellschaften  in  dem  seit 
1874  bestehenden  Internationalen 
Transportversicherung- Verband 
mit  dem  Sitz  in  Berlin,  dem  1899  81  Trans- 
portversicherungsgesellschaften angehörten, 
■welche  ihr  Geschäft  Ober  den  grössten  Teil 
der  Erde  ausdehnen.  Von  diesen  sind  43 
deutsche,  38  ausländische  Firmen,  die  jedoch 
auch  zum  grossen  Teil  in  Deutschland  ihr 
Geschäft  betreiben.  Der  Verband  hat  die  Auf- 
gabe: Wahrung  und  Förderung  des  allge- 
meinen Interesses  des  gesamten  Transport- 
versicherungswesens, Verbesserung  der 
Prämien,  Aufstellung  angemessener  Ver- 
sicherungsbedingungen, Durchführung  ange- 
messener Schadenregulienmgsgrundsätze, 
Fördenmg  der  Statistik.  Nach  dem  Muster 
der  Lloyds-Statistik  führt  der  Verband  eine 
Seeunfallstatistik ;  Aber  jeden  Seeunfall  wird 
eine  Karte  angefertigt  Die  Gnmdlage  zu 
einer  weiteren  internationalen  Organisation 
ist  auf  einem  1900  in  Paris  abgehaltenen 
Kongresse  geschaffen  worden,  der  die  Ein- 
setzung von  Kommissaren  in  jedem  Lande 
ins  Leben  gerufen  hat.  Die  Kommissare 
sollen  mit  einander  in  ständiger  Berührung 
bleiben  und  sich  gegenseitig  Mitteilungen 
über  die  wichtigen  Voi^nge  innerhalb  des 
Transportversicherungswesens  ihrer  Länder 
zukommen  lassen.  Diese  Nachrichten  sollen 
dann  zur  Kenntnis  der  Mitglieder  gebracht 
werden. 

Von  hohem  Interesse  ist  der  Konkur- 
renzkampf zwischen  den  Einzelversiche- 
rern und  den  Gesellschaften,  der  sich  in 
England  abspielt.  Das  Ergebnis  ist,  dass 
man  sich  gegenseitig  durch  fortgesetzte 
Präraienherabsetzung  schwächt.  Den  Sieg 
müssen  schliesslich  die  Lloyds  erringen, 
deren  Verwaltungskosten,  namentlich  wenn 
sie  Syndikate  bilden,  weit  geringer  sind  als 
die  der  Gesellschaften,  bei  welchen  wieder 
die  verschiedenen  Formen  mit  einander 
konkurrieren. 

Die  Seeversicherung  in  der  Form  der 
Gegenseitigkeitsvereine  beschränkt 
sich  im  allgemeinen,  namentlich  in  Deutsch- 
land, auf  lokale  Vereinigungen  an  Seeplätzen. 
Meist  sind  es  nur  Kaskoversicherungen,  die 
diese  Vereine  betreiben.  Die  Mitglieder  sind 
in  der  Begel  Reeder  von  Segelschiffen,  die 
nur  un^rn  \md  gegen  hohe  Prämien  als 
ungünstiges  Risiko  von  Aktiengesellschaften 
vei-sichert  werden.  Da  die  Mitglieder  dieser 
auf  ein  enges  Gebiet  begrenzten  Vereine 
sich  gegenseitig  zu  kennen  pflegen  und 
genaue  Kontrolle  unter  einander  ausüben 
können,  die  Verwaltung  auch  eine  bUlige 
und  einfache  ist,  so  erscheinen  diese  kleinen 


Gegenseitigkeits-Kasko-Vereine  wirtschaft- 
lich ebenso  praktisch  wie  wertvoll  für  weite 
Kreise  von  weniger  kapitalkräftigen  Reedern. 
Freilich  kann  hier  trotz  dieser  Vorteile  die 
Häufung  von  Veriusten  zu  gewissen  Zeit- 
punkten äusserst  drückend  werden,  so  dass 
der  Ersatz  oft  nur  unvollkommen  erreicht 
zu  werden  vermag. 

In  grosser  Blüte  stehen  die  Gegenseitig- 
keitsversicherungen in  Norwegen;  auch  in 
anderen  Ländern  sind  sie  in  ansehnlicher 
Zahl  vertreten. 

Schliesslich  ist  noch  die  Selbstver- 
sicherung zu  erwähnen,  die  bei  grossen 
Dampfergesellschaften  durch  Rücklage  von 
Beträgen  in  eigene  Kassen,  statt  Zahlung  von 
Prämien  an  fremde  Assekuradeure  nicht  un- 
beliebt ist,  aber  bei  der  Dnberechenbarkeit 
der  Seegefahren  trotz  der  Möglichkeit  von 
nicht  unerheblichen  Ersparnissen  im  Einzel- 
fall das  ganze  unternehmen  in  seinem  Ge- 
samtbetrieb äusserst  gefährden  und,  wenn 
auch  auf  zuverlässiger  Erfahrungsstatistik 
aufgebaut,  dennoch  recht  bedenklich  sein 
kann. 

4.  Staat  und  Seeversicherung.  Von 
der  weittragendsten  Bedeutung  ftlr  das 
ganze  Gedeihen  einer  Versicherungsbranche 
ist  die  Stellung,  welche  der  Staat  zu  ihr 
nimmt.  Dies  gilt  auch  insbesondere  für 
die  Seeversicherung,  die  mehr  als  die 
meisten  übrigen  Versichenmgszweige  schon 
aus  dem  Grunde,  weil  jeder  Seeversicherer 
zugleich  auch  Rückversicherer  zu  sein  pflegt, 
ein  internationales  Gepräge  hat  Auf  die 
internationalen  Wettbewerbverhältnisse  ist 
es  aber  von  ausschlaggebendem  Einfluss, 
wie  das  öffentliche  Recht,  namentlich 
das  Verwaltungsreeht  sich  zur  See- 
versicherung stellt 

Die  Seeversicherung  ist  wohl  der  ein- 
zige Zweig  aller  Versicherungen,  bei  dem 
man  kaum  jemals  an  eine  Verstaat- 
lichung gedacht  hat  Die  Seeversiche- 
nmg  ist  und  darf  dies  vor  allen  anderen 
Versicherungsarten  sein :  reines  Spekulations- 
geschäft Aber  sie  ist  ein  solches,  bei 
welchem  die  beiden  in  Betracht  kommenden 
Vertragsparteien  an  Macht,  Einfluss  und  Elr- 
fahrung  sich  in  vielen  Beziehungen  ebenbürtig 
gegenüberstehen.  Hier  ist  nicht  der  einzelne 
Versicherungsnehmer  isoliert  und  hilflos 
gegenüber  einer  mächtigen  Gesellschaft  Hier 
sind  die  Versicherten  Fachleute  und  Kapita- 
listen, ja  an  Kapital  und  Kenntnissen  so^ar 
manchmal  den  "Versicherem  überlegen.  Eine 
Ausbeutung  der  Versicherten  ist  also  hier  so 
gut  wie  ausgeschlossen,  eher  ist  das  Gegenteil 
der  Fall.  Ein  Eingreifen  des  Staates  mit 
verwaltungsrechtlichen  Massregeln,  die  die 
Errichtung  und  den  inneren  Betrieb  der 
Seeversicnerungsgesellschaften  normieren, 
ist  mithin  nicht  erforderlich,  wäre  vielmehr 
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geradezu  der  Ruin  des  Seeversicherungsge- 
werbes für  das  betreffende  Land.  Ausser- 
dem wäre  staatlichen  Beamten  eine  aus- 
reichende Kontrolle  bei  dem  äusserst  ver- 
wickelten Geschäftsgang  kaum  möglich. 
Auch  die  kleinen  Gegenseitigkeitsvereine 
bedürfen  keiner  Staatsaufsicht  Hier  üben 
die  Mitglieder  selbst  die  denkbar  schärfste 
Eontrolle.  Der  deutsche  Gesetzentwurf 
tiber  die  privaten  Versicherungsuntemeh- 
mungen  hat  iu  seiner  zweiten  Fassung  (§ 
116)  denn  auch  die  Transportversichenings- 
Untemehmungen  als  nicht  unter  die  Be- 
stimmungen des  Entwurfs  fallend  erklärt 
Für  sie  gilt  mithin  nach  dem  Entwurf  volle 
Gewerbefreiheit  im  ganzen  Reichsgebiet,  in 
allen  Landesteilen.  Der  erste  Entwurf  hatte 
sie  hing^:en  miteinbezogen.  Ob  die  Be- 
stimmimgen,  die  der  Entwurf  nur  für  die 
Unternehmungen,  soweit  sie  nicht  Versiche- 
ningsvereine  auf  Gegenseitigkeit  sind,  nor- 
miert, in  dieser  begrenzten  Fassung  Gesetz 
werden,  steht  dahin.  Je  nach  Bedürfnis  soll 
übrigens  der  Bundesrat  das  Recht  haben,  ein- 
zelne Bestimmungen  des  Gesetzes  auf  die 
■  Transportversicherungsuntemehmen  in  An- 
wendung bringen  zu  können  (§  117).  Auch  die 
meisten  übrigen  Staaten  geben  durchweg 
der  Seeversicherung  imbeschränkte  Freiheit. 
Die  Schweiz  und  Oesterreich-Üngam  haben 
sie  hingegen,  sehr  zum  Nachteil  des  Ge- 
schäfts, den  allgemeinen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen unterworfen. 

Auf  die  Besteuerung  kann  hier  nur 
kurz  eingegangen  werden.  Zimächst -unter- 
liegen die  Unternehmen  als  solche  den  ge- 
wöhnlichen Gewerbe-  und  Einkommen- 
steuern nach  dem  Recht  der  Einzelstaaten 
des  Reichs.  Nach  Reichsrecht  ist  ferner 
bei  der  Emission  von  Aktien  1  "loo  des  Nenn- 
werts zu  entrichten.  Schliesslich  bestehen 
die  verschiedensten  einzelstaatlichen  Normen 
Ober  die  Besteuerung  der  Policen.  In 
Preussen  ist  das  Stempelsteuergesetz  vom 
31.  Juli  1895  massgebend.  I^ach  sind 
die  Transportversichenmgsverträge  steuerfrei. 
Dass  aber  die  Seeversicherungspolicen  ein 
ergiebiges  Finanzobjekt  bilden,  zeigen  die 
Einnahmen  Hamburgs  aus  den  Policen- 
stempeln. 1898  wurden  69  713  Policen  mit 
449  411  Mark  besteuert,  1899  70  159  Policen 
mit  514  889  Mark. 

Bezüglich  eines  strafrechtlichen 
Schutzes  bedarf  die  Seeversicherung  des 
Staates.  Dies  beweist  schon  der  Umstand, 
dass  die  Geschichte  des  Versicherungsbe- 
trags genau  so  alt  ist  wie  die  der  Seever- 
sicheruBg.  In  den  Strafgesetzbüchern  aller 
Eultnrstaaten  finden  wir  daher  einschlägige, 
aUerdings  nicht  immer  glücklich  gefasste 
Bestimmungen.  Unter  Versicherungs- 
betrug werden  allgemein  gewisse  ^mein- 
geßÜu*Hche  Handlungen  verstanden,  die  nicht 


schon  selbst  einen  Betrug  an  dem  Versicherer 
darstellen,  vielmehr  die  Begehung  eines  Be- 
truges an  diesem  erst  vorbereiten  sollen. 
Der  §  275  des  Reichsstrafgesetzbuches  regelt 
diese  Materie.  Er  lautet:  »Wer  in  betrüge- 
rischer Absicht  ...  ein  Schiff,  welches  als 
solches  oder  in  seiner  Ladung  oder  in  seinem 
Frachtlohn  versichert  ist,  sinken  oder  stran- 
den macht,  wird  mit  Zuchthaus  bis  zu  zehn 
Jahren  und  zugleich  mit  Geldstrafe  von  150 
bis  6000  Mark  bestraft.  Sind  mildernde 
Umstände  vorhanden,  so  tritt  Gefängnis- 
strafe nicht  unter  sechs  Monaten  ein,  neben 
welcher  auf  Geldstiafe  bis  zu  3000  Mark 
erkannt  werden  kann«.  Femer  kommt  das 
Delikt  der  Ueberversicherung,  das 
allgemein  mit  Strafe  bedacht  ist,  hier  in 
Betracht. 

5.  Der  Versicherungsvertrag.  Das 
Privatrecht  hat,  wie  schon  die  histo- 
rische Betrachtung  lehrte,  sich  stets  den 
Geschaftsgebräuchen  der  Seeversicherer  an- 
geschlossen. Aber  eine  staatliche  Kodi- 
fikation des  Seeversicherungsrechts  kann 
nie,  wenigstens  auf  die  Dauer  nicht,  er- 
schöpfend sein,  da  der  in  steter  Weiterbil- 
dung begriffene  internationale  Handel  immer 
neue  Anforderun^n  an  die  Seeversicherung 
stellt  So  wird  eine  Ergänzung  der  Ge- 
setzesbestimmungen durch  private 
Bedingungen  stets  erforderlich,  und 
die  Versicherungsverträge  gehen 
aus  diesen  beiden  Rechtsquellen  hervor. 

Die  Seeversicherangsverträge  beruhen  in 
Deutschland  in  ihrer  Mehizahl  auf  den 
Normen  des  deutschen  Handelsgesetzbuchs 
vom  10.  Mai  1897,  Buch  IV  Abschnitt  10.  in 
Verbindung  mit  den  Allgemeinen  Seever- 
sicherungsbedingungen von  1867,  auf  welche 
in  dem  Vertrag  lediglich  Bezug  genommen 
zu  werden  pflegt  und  die  im  Zweifel  dem 
Handelsgesetz  vorgehen,  wozu  einzelne  Zu- 
sätze in  den  Policenbestimmimgen  üblich 
sind. 

Gegen  die  wirtschaftlich  nachteiligen 
Folgen  aller  mit  der  Seefehrt  verbundenen 
Gefahren,  sofern  diese  Schiff  oder  Ladung 
oder  die  von  diesen  getragenen  Werte  ver- 
nichten können,  durch  Bereitstellung  einer 
Geldsumme  Ersatz  zu  gewähren,  ist  die 
Aufgabe  der  Seeversicherung. 
Da  nun  die  Interessen  zahlreicher  Personen 
an  ein  Schiff  und  seine  Güter  geknüpft 
und  diese  Interessen  wieder  der  mannig- 
fachsten Art  sind,  jedes  in  Qeld  schätz- 
bare, erlaubte  wirtschaftliche  Interesse 
aber  unter  Versicherung  gebracht 
werden  kann,  femer  die  einzelnen  Gefahren, 
gegen  deren  Folgen  versichert  wird,  von 
grosser  Verschiedenheit  sind,  so  ergiebt  sich, 
dass  die  Seeversicherung  in  eine  ganze 
Reihe  von  Gruppen  zerlegt  werden  kann, 
je  nach  dem  versicherten  Interesse,  je  nach 
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der  in  Betracht  kommenden  Gefahr.  Weitere 
Einteilungen  sind  möglich  je  nach  der  Art 
gewisser  zu  Gmnde  liegender  Vertragsbe- 
stimmungen. Die  allgemein  in  der  Praxis 
übliche  Einteilung  in  Versicherung  des 
Schiffskörpers,  d.  i.  Kaskoversichenmg,  und 
der  Ladung  sowie  der  Fracht  ist,  da  sie 
nicht  erschöpfend  ist,  für  die  Darstellung 
nicht  zu  verwenden.  —  Gegenstand  der 
Versicherung  ist  stets  ein  Inter- 
esse. Im  Einzelnen  sind  die  Interessen 
teils  unmittelbar  mit  dem  Körper  des 
Schiffes  oder  der  Ladung  verbunden,  teils 
nur  mittelbar  durch  Verbindung  mit  den 
Produkten  des  Schiffes  oder  der  Ladung, 
teils  mit  Aocessionen  derselben  oder  schliess- 
lich mit  den  Surrogaten.  Danach  bilden  eine 
Gruppe  die  Substanzinteressen,  wozu  das 
Interesse  nicht  nur  des  derzeitigen,  sondern 
auch  des  künftigen  Eigentümers  gehört,  das 
des  Niessbranchers,  das  Gebrauchsinteresse, 
das  Besitzinteresse  des  an  Schiff  oder  Ladung 
Retentionsberechtigten.  Andere  Interessen 
stehen  mit  Schiff  oder  Ladung  nur  mittel- 
bar in  Verbindung,  insofern  sie  Erzeugnisse 
des  Schiffes  oder  der  Ladung  zum  Gegen- 
stand haben:  Interesse  an  Fracht-  und 
Ueberfahrtsgeldem,  an  Frachtlohu,  an  ima- 
ginärem Gewinn.  Schliesslich  die  Interessen 
an  Accessionen:  das  Gläubigerinteresse, 
falls  für  Forderungen  Schiff,  Fracht  oder 
Ladung  verpfändet  ist,  das  Interesse  an 
Bodmerei-  und  Havereigeldern,  ferner  das 
Haftpflichtinteresse,  wozu  vornehmlich  das 
des  Rückversicherers  gehört.  Das  In- 
teresse an  der  Summe  für  den  Ver- 
kauf des  versicherten  Schiffes  oder  Gutes 
ist  ebenfalls  versicherbar;  also  auch  als 
Kreditversicherung  erscheint  die  Seever- 
sichenmg.  Nur  ein  Interesse  ist  von  der 
Versicherung  ausgeschlossen:  das  an  der 
Heuerforderung  bestehende  des  Schiffers 
und  der  Schiffsmannschaft;  durch  dieses 
Verbot  soll  die  äusserste  Kraftanstrengung 
dieser  Personen  zur  Rettrmg  des  Schiffes 
bei  einem  Unfall  erreicht  werden,  da  bei 
einem  solchen  die  Heuer  nur  nach  Verhält- 
nis der  zurückgelegten  Reise  und  der  ge- 
leisteten Dienste  berechnet  wird.  Eine 
andere  Unterscheidung  der  Interessen,  nach 
ihrem  Subjekt:  Interesse  der  Transport- 
unternehmer, der  Ladungsbeteiligten,  der 
Gläubiger  u.  s.  w.,  hat  Ehirenberg  versucht. 
Bei  der  Versicherungsnabme  ist  die  Art 
der  versicherten  Interessen  anzugeben.  Dies 
erfolgt  meist  durch  kurze  Formeln.  Auch 
einer  Angabe  der  Person  des  Interessenten 
bedarf  es  naturgemäss.  Hier  giebt  es  drei 
Möglichkeiten :  Versicherung  für  eigne  Rech- 
nung des  Versicherungsnehmers,  oder  solche 
für  fremde  Rechnung,  und  in  diesem  Fall 
entweder  mit  wler  ohne  Bezeichnung  der 
Person   des   Versicherten.     Es   kann   aber 


auch  unbestimmt  gelassen  werden,  für  wen 
die  Vereicherung  genommen  wird :  Versiche- 
rung für  Rechnung  wen  es  angeht 

Die  Verraittelung  des  Abschlusses  des 
Seeversicherungsvertrages  erfolgt  meist  dureh 
Assekuranzmakler.  In  Hamburg  besteht  für 
diese  eine  Mäklergebühren-Taxe  vom  28. 
Dezember  1874.  Während  der  Agent  nur 
im  Interesse  seiner  Gesellschaft  thÄtig  sein 
darf,  ist  es  Sache  des  Maklers,  das  Risiko, 
welches  ihm  angetragen  wird,  zu  möglichst 
billigen  Bedingungen  bei  irgend  einem  Ver- 
sicherer unterzubringen. 

Eine  Beurkundung  der  Versicherung  ist 
üblich,  aber  keine  zwingende  Vorschrift.  In 
den  Versicherungsurkunden,  den  Policen, 
nehmen  die  Vereinbarungen  über  die  Ge- 
fahr, gegen  deren  Folgen  Schutz  gewährt 
wird,  einen  breiten  Raum  ein.  Denn  die  an 
und  für  sich  bei  der  Seeversicherung  un- 
beschränkte Ersatzpflicht  für  alle 
möglichen  Schäden  wird  stets  mehr  oder 
minder  beschränkt.  Die  einschlägigen 
Policenbestimmungen  unterscheiden  bei  dem 
Umfang  der  Ersatzpflicht  zwischen  Güter- 
transport-, Fracht-  und  Kaskoversicherung. 
Einen  allgemeinen  Begriff  der  Seegefeihr 
kann  man  nicht  aufstellen ;  es  ist  nur  mög- 
lich, einzelne  Ursachen  der  See- 
schäden aufzuzählen.  Diese  sind  insbe- 
sondere: specielle  Seeunfälle,  wie  Ver- 
schollenheit, grosse  Haverei,  Schiffskollision ; 
nautische  Ereignisse ,  Elementarereignisse, 
wie  Stürme,  Feuer,  Blitz,  Explosion,  Erd- 
beben, Eisgang;  staatliche  Massregeln,  wie 
Krieg,  Verfügungen  von  hoher  Hand,  Qua- 
rantäne; strafbare  Handlungen,  wie  See- 
raub, Plündenmg,  Diebstahl,  Baratterie; 
Ausbringung  eines  Arrests;  Haftpflicht. 
Dazu  kommt  der  vom  Versicherer 
ganz  oder  zur  Hälfte  zu  leistende  Er- 
satz der  erheblichen  Kosten  für  Ermitte- 
lung und  Feststellung  des  Schadens.  Von 
den  aufgezählten  Ursachen  der  Seeschäden 
sind  jedoch  in  der  Regel  eine  ganze  Reihe 
vom  Ersatz  ausgeschlossen.  Doch  enthalten 
die  Policen  für  den  Gütertransport  durch- 
weg andersartige  Beschränkungen  der 
Ersatz pflicht,  wie  die  PoUcen für  Ktisko 
oder  Fi-acht. 

Insbesondere  wird  kein  Ersatz  geleistet 
für  Schäden,  die  durch  das  Auslaufen  des 
Schiffes  in  seeuntüchtigem  Zustand  er- 
folgen; forner  nicht  für  Schäden,  die  ent- 
stehen aus  Ueberladungen,  oder  weil  die  er- 
forderlichen Papiere  fehlen;  nicht  für  die 
Haftpflicht  des  Reeders  für  seine  Leute, 
ausser  bei  Zusammenstüssen  und  bei  Have- 
rei; nicht  für  Schäden,  die  aus  der  ge- 
wöhnlichen Abnutzung  des  Schiffes  her- 
rühren oder  aus  der  natürlichen  Beschaffen- 
heit der  Güter  u.  dergl.  m.  Ueberhaupt 
geht  das  Bestreben  allgemein  auf  den  Aus- 
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schluss  gewisser  Schäden,  insbesondere  des 
bis  in  die  50  er  Jahre  nicht  gedeckten  Dieb- 
stahlsrisikos und  des  Eriegsrisikos. 

Wegen  seines  besonderen  wirtschaft- 
lichen Interesses  bedarf  die  Behandlung 
des  Kriegsrisikos  einiger  Worte.  Der 
internationale  Kongress  der  Transportver- 
sicherer zn  Paris  1900  hat  den  Beschluss  ge- 
fosst,  dieses  nur  noch  gegen  eine  besondere 
Prämie  unter  "Versicherung  zu  nehmen.  Be- 
sonders misslich  ist  die  Kriegsgefahr  für 
Englands  Reeder.  Denn  England  gehört  der 
Pariser  Seekonvention  nicht  an,  so  dass  für 
die  englischen  privaten  Schiffe  die  Gefahr 
der  Wegnahme  in  einem  Seekriege  besteht. 
Eine  solche  Aufbringung  haben  die  eng- 
lischen Reeder,  als  sie  zufolge  der  Fascho- 
daangelegenheit  eines  Kriegs  gewärtig 
waren,  sehr  befürchtet  und  daher  in  der 
Chamber  of  Shipping  den  Antrag  gestellt, 
der  Staat  solle  die  Handelsflotte  vor  Weg- 
nahme gegen  eine  von  den  Reedern  zu  ent- 
richtende Abgabe  übernehmen :  vielleicht  der 
einzige  Beleg  für  das  Aufkommen  eines 
Verstaatlichungsgedankens  bei  der  Seever- 
sicherung. 

Erwähnt  zu  werden  verdienen  von  der 
grossen  Anzahl  von  Fachausdrucken 
einige  besonders  übliche.  Die  »Franchise«, 
d.  h.  Ausschluss  kleiner  Schäden  von  3,  5 
oder  10*;o,  wird  für  jede  Warenart  in  der 
Police  genau  fixiert.  Die  Klausel  »frei  von 
Beschädigung  resp.  Bruch  ausser  im  Sti^n- 
dungsfali«,  d.  h.  Ausschluss  der  Haftung  des 
Versicherers  ausser  bei  offensichtlicher  See- 
gefahr, wie  Stranden,  Scheitern,  Sinken, 
Kentern  u.  dergl.  m.,  aber  auch  hier  nur, 
falls  der  Schaden  einen  gewissen  Pi-ozent- 
satz  des  Versicherungswertes  beträgt,  findet 
sich  ebenfalls  in  den  Seeversicherungs- 
policen. Weitergehend  sind  die  Klauseln 
»frei  von  Beschädigung  oder  Bruche  und 
»nur  g^en  Totalverlust«.  Die  Versicherung 
»auf  behaltene  Ankunft«  hat  u.  a.  die  Be- 
deutung, dass  der  Versicherer  nicht  haftet, 
wenn  Schiff  oder  Güter  am  Bestimmungs- 
ort überhaupt  eintreffen. 

Um  dem  Versicherer  die  Möglichkeit 
einer  genauen  Risikenbemessimg  vor  Ab- 
schluss  des  Vertrags  zu  geben,  ist  eine  aus- 
führliche Anzeigepflicht  normiert.  An- 
zeigepflichtig sind  alle  erheblichen  That- 
sachen,  die  das  CrteU  des  Versicherers  beim 
Vertragsabschlüsse  beeinflussen  können. 
Welche  Thatsachen  im  einzelnen  erheblich 
sind,  ist  sehr  eingehend  bestimmt.  Eiue 
Verletzung  der  Anzeigepflicht  ist  mit  er- 
heblichen Nachteilen  für  den  Versicherten 
verknüpft 

Je  nach  der  Dauer  der  Gefahr  ist 
die  Zeitversicherung  und  die  Reise- 
versicherung zu  untei-scheiden.  Erstere 
ist  in  Kraft  für  einen  gewissen  Zeitabschnitt 


ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  und  bisweilen  die 
Art  des  Transports,  letztere  nur  für  eine  ein- 
zelne Reise.  Im  Anschluss  an  diese  Ein- 
teilung ist  die  General-  und  die  Pauschal- 
Versicherung  zu  erwähnen,  über  die  bei  der 
Binnentransportversicherung  das  Nähere  er- 
örtert wird.  Häufig  findet  sich  eine  Ver- 
bindung der  Seeversichertmg  mit  dieser. 
Man  spricht  dann  von  Versicherung  mit 
durchstehendem  Risiko.  Für  die  an  das 
'Schiff  geknüpften  Interessen  beginnt  bei 
der  Seeversicherung  die  Gefahr  mit  dem 
Äugen  blick  der  Einnahme  der  Ladung,  für 
die  an  die  Güter  geknüpften  Interessen  mit 
dem  Scheiden  vom  Land.  Wird  die  Reise 
aufgegeben  oder  aus  anderen  Gründen  die 
versicherte  Sache  den  Gefahren,  gegen  die 
Versicherung  genommen  ist,  nicht  ausge- 
setzt, so  findet  Ristorno  statt,  d.  i.  Zurück- 
erstattung der  Prämien.  Die  Gefahr  endet 
für  das  Schiff  mit  der  Beendigung  der 
Löschung,  für  die  Güter,  imaginären  Gewinn, 
Kurtage  etc.  mit  dem  Augenblick,  wo  die 
Güter  ans  Land  gelangen. 

Die  Normen  über  die  Art  und  den  Um- 
fang der  Ersatzleistung,  den  Ver- 
sicherungswert und  die  Versicherungssumme 
sind  aus  der  Seevereicherung  in  alle  anderen 
Versicherungen  eingedrungen.  Versiche- 
rungswert ist  der  volle  Wert  des  ver- 
sicherten Gegenstandes.  Die  Versicherungs- 
summe darf  den  Versicherungswert  nicht  über- 
steigen, sonst  liegt  Ueberversicherung 
vor,  die  keine  rechtliche  Geltung  hat.  Bleibt 
umgekehrt  die  V^ersiclierungssumme  hinter 
dem  Versicherungswert  zurück,  so  liegt 
Unterversicherung  vor  und  bei  einem 
Schadensfall  tritt  nur  verhältnismässiger  Er- 
satz ein.  Doppelversichernng  ist  die 
Versicherung  desselben  Interesses  an  dem- 
selben Objekt  gegen  dieselben  Gefahren  für 
dieselbe  Dauer  bei  einer  Mehrzahl  von  Ver- 
sicherern ;  hier  ist  in  der  Regel  nur  die  zu- 
erst genommene  Versicherung  giltig:  denn 
der  Versicherte  soU  nur  einmal  Ersatz  er- 
langen, aber  keinen  Gewinn.  Die  Ersatz- 
leistung des  Versicherers  kann  aber  die 
Versicherungssumme  übersteigen,  da  der 
Versicherer  die  zur  Rettung  oder  ziu*  Ab- 
wendung sonstiger  grösserer  Nachteile  not- 
wendig oder  zweckmässig  aufgewendeten 
Kosten  zu  tragen  hat,  selbst  wenn  die  Mass- 
regeln vergeblich  angewendet  waren. 

Der  Schaden  kann  ein  totaler  oder  ein 
partieller  sein.  Auch  ein  fiktiver  Total- 
schaden ist  der  Seerersicherung  eigentümlich ; 
es  ist  dies  der  Abandon.  Der  Versicherte 
ist  nämlich  bei  V^erschollenheit  oder  bei  ge- 
wissen dem  Schiffe  drohenden  Gefahren 
befugt,  die  Zahlung  der  Versicherungsssumme 
in  voller  Höhe  zu  beanspruchen,  wenn  er 
in  betreff  des  versicherten  Gegenstandes 
dem  Versicherer  alle  Rechte  abtritt     Bei 
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der  Feststellung  der  Schäden  haben 
"wie  bei  jeder  Versicherung  Sachverständige 
mitzuwirken.  Eigentümlich  ist  der  Seever- 
sicherung das  Institut  der  Dispacheure; 
dies  sind  meist  durch  Gesetz  berufene  Per- 
sonen, bei  Haverei  eine  Schadensrechnung, 
die  Dispache,  aufzumachen  sowie  die  "Ver- 
teilung der  Schäden  auf  die  einzelnen  Be- 
teiligten vorzunehmen;  deren  Gutachten  ist 
för  Versicherer  und  Versicherte  rechtsver- 
Wndlieh.  Um  Bezahlung  des  Schadens  zu 
«rlangen,  hat  der  Versicherte  sein  Interesse, 
den  SeeunfaJl,  die  Schadenshöhe  und  den  Um- 
stand nachzuweisen,  dass  das  geschädigte 
Objekt  den  Seegefahren  ausgesetzt  war.  Die 
Erklärung  des  Versicherten  gegenüber  dem 
Versicherer,  dass  er  ihn  auf  Schadensver- 
gütung in  Anspruch  nehme,  wird  Au- 
di e  n  u  n  g  genannt. 

Die  Hauptverpflichtung  des  Versicherten 
neben  der  Unfallanzeigepflicht,  der  Rettungs- 
pfJicht  imd  der  Schadensfeststellungspflicht  ist 
die  Leistimg  der  ausbedungenen  Prämie, 
die  im  Zweifel  sogleich  bei  Vertragsschluss 
fäUig  ist. 

6.  Prämienbildnng  und  Risikenbe- 
messnng.  Notwendiger  Bestandteil  jedes 
Versicherungsvertrags  ist  die  Vereinbarung 
einer  Prämie. 

Die  Geschichte  der  Prämienhöhe  weist 
eine  stark  fallende  Tendenz  auf. 
Bekannt  sind  uns  aus  der  Mitte  des  15. 
Jahrhunderts  die  Prämiensätze  för  den  See- 
transport von  London  nach  Pisa  und  von 
Brügge  nach  Pisa;  sie  betrugen  12 — 15 '/o. 
Im  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  war  der  Satz 
für  europäische  Fahrten  3 — 9  '/o ;  beispiels- 
weise betrug  er  für  den  Seetransport  Ham- 
bui^-Iissabon  7  '/o,  Hamburg-Bordeaux  5  "/o, 
Hamburg-Archangel  8 — 10*/o.  Das  zu  die- 
sen Zeiten  weitverbreitete  Gewerbe  der 
Seeräuberei  bedingte  solch  hohe  Sätze.  Die 
Erhöhung  der  Seesicherheit,  die  Wandelung 
im  Schiffbau  im  Laufe  der  Zeiten,  das  Auf- 
kommen der  Dampfschiffe,  die  Verwendung 
von  Stahl  und  Eisen  anstatt  Holz :  das  sind 
aUes  Momente,  die  ein  Sinken  der  Prämien 
herbeiführen  mussten.  Allein  andererseits 
wuchs  das  Bedürfnis,  möglichst  grosse 
Ladungen  auf  einmal  befördern  zu  können, 
imd  dieses  Bedürfnis  veranlasste  die  wach- 
sende Ausdehnung  der  Grössendimensionen 
der  Schiffskörper.  Dadurch  sind  allraäli- 
lich  die  Risiken  auf  demselben  Schiffsboden 
ins  üngeTieuere  gestiegen,  und  da  eine  ent- 
sprechende Prämienerhöhung  bei  der  wirt- 
schaftlichen Macht  der  Versicherungsnehmer 
und  der  starken  Konkurrenz  nur  sehr  schwer 
möglich  ist,  so  ist  es  Aufgabe  der  ratio- 
nellen Seeversichenmg,  zweckentsprechende 
Maxima  zu  fixieren. 

Die  Weltmarktspreise  für  die  Seever- 
sicherung werden  in  der  Gegenwart  wesent- 


lich durch  das  Verhalten  und  die  EVämien- 
notierungen  der  englischen  Assekuranz  be- 
stimmt, und  zwar  gilt  dies  nicht  nur  für 
den  Kontinent,  sondern  auch  für  die  ausser- 
europäischen  Länder,  wie  Ostindien,  China, 
Japan,  Australien,  ^Nordamerika.  Da  aber 
die  Lloyds  als  Einzelversicherer  nur  ver- 
hältnismässig geringe  Verwaltungskosten 
benötigen,  so  müssen  sich  die  Gesellschaften, 
wenn  auch  widerwillig,  schliesslich  den 
niedrigen  Sätzen  der  Lloyds  anbequemen. 
Der  Versuch  zur  Bildung  von  Främien- 
kartellen  ist  zwar  schon  häufig  gemacht 
worden;  aber  ein  dauernder  Ei-folg  war,  da 
in  der  internationalen  Seeassekuranz  nicht 
immer  ein  wohlgesitteter  Wettbewerb 
herrscht,  sehr  zum  UnheU  des  gesamten 
Gewerbes,  kaum  zu  verzeichnen.  Die  Mit- 
glieder der  Kartelle  hatten  scheinbar  aller- 
dings die  gleiciien  Prämiensätze,  aber  durch 
Bewilligung  höherer  Rabatte,  Provisionen, 
Kurtagen,  Kommissionsgelder  und  dergL 
machten  sie  die  Gleichheit  doch  illusorisch. 
Die  richtig  bemessene  Prämie  muss 
decken:  die  Schäden,  die  Kosten  der 
Schadenfeststellungen  und  ähnliches,  die 
Verwaltungsunkosten,  den  Geschäftsgewinn, 
der  sich  aus  freiem  Ifeingewinn,  den  Divi- 
denden, und  dem  gebundenen,  den  Reserven, 
zusammensetzt  Dabei  ist  aber  zu  beachten, 
dass  die  gefährlichsten  Risiken  im  Vei^ 
hältnis  zur  Gefahr  zu  niedrig,  die  minder- 
gefährlichen entsprechend  höher  angesetzt 
werden  müssen,  da  sonst  die  Prämien  für  die 
gefährlichsten  Risiken  unerschwinglich  hoch 
werden  würden.  Das  Prindp  des  Durch- 
schnitts hat  hier  als  Grundl^e  zu  dienen. 
Dennoch  geht  man  bei  der  Prämienbe- 
messung  von  den  günstigsten  Risiken,  den 
sogenannten  Kardinalrisiken  aus  und  be- 
misst  im  Wege  des  Zuschlags  die  anderen 
Risiken.  Bei  der  Tarifierung  des  Risikos 
kommen  zahlreiche  Momente  in  Betracht, 
vornehmlich  das  Objekt,  das  Transportmittel, 
der  Reiseweg,  die  Reisedauer,  die  Ver- 
packung, die  Jahreszeit,  auch  auf  die  Per- 
son des  Versicherten  und  des  Kapitäns  wird 
Gewicht  gelegt.  Berechnet  wird  die  See- 
prämie meist  in  Prozenten  der  Versiche- 
rungssmnme;  sie  ist  bedeutend  höher  als 
die  Landprämie.  Von  den  Objekten  wird 
als  besonders  gefährlich  sehr  hoch  tarifiert 
z.  B.  die  Baumwolle.  Bezüglich  der  Trans- 
portmittel haben  Segler  eine  höhere  Prämie 
zu  zahlen  als  Dampfer.  Im  allgemeinen 
zahlen  die  Güter  am  wenigsten  Prämie. 
Für  Kasko  wird  durchschnitüich  die  drei- 
fache Prämie  bezahlt  als  für  Güter.  Aucdi 
die  Fracht  kann  ein  sehr  bedenkliches 
Risiko  sein,  falls  sie  nur  nach  Ablieferung 
der  Güter  vereinbart  ist  Was  den  Reise- 
weg anbelangt,  so  sind  das  mitteUändische 
Meer  und  die  Nordsee  günstig  tarifiert  im 
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Vergleich    zinn    nordatlantischen   und    zum 
südlichen  indischen  Ocean. 

Sehr  gefährlich  ist  das  Kriegsrisiko 
und  daher  äusserst  hoch  tarifiert;  aber  die 
Möglichkeit  der  Zahlung  einer  hoben  Eriegs- 
prämie  ist  auch  vorhanden,  da  bei  Kriegs- 
ausbruch eine  Preissteigerung  der  Waren 
einzutreten  pflegt. 

Eigentümlich  ist  der  Seeversicherung  die 
Menge  kleiner  Schäden.  Von  diesen  suchen 
sich  die  Gesellschaften  daher  nach  MögUchkeit 
freizuhalten.  Die  bereits  erwähnten  Fran- 
chisen sind  das  hierfür  geeignete  Mittel.  Sie 
kommen  als  Totalfranchisen  wie  als  Prozent- 
franchisen vor.  Die  langjährigen  Erfahnm- 
fen  der  Seeassekuranz  haben  gezeigt,  daes 
ie  Ueberuahme  eines  unbeschiilnkten  Risi- 
kos für  beide  Vertragsteile  einen  ungünsti- 
gen Erfolg  hat,  dass  ein  beschränktes  Risiko 
bei  niedrigen  Prämien  dem  unbeschränkten 
mit  hohen  Prämien  durchaus  vorzuziehen 
ist,  dass  also  die  Risikenverminderung  für 
den  Versicherten  wie  für  den  Versicherer 
vorteilhafter  ist  als  die  Prämienerhöhung. 

Von  wesentlichem  Einfluss  auf  die  See- 
assekuranz sind  die  Maximaltabellen. 
Unter  Maximum  ist  die  Beschränkung  hin- 
sichtlich der  Versicherungssumme  bei  einem 
Risiko  zu  versteheh.  Dieses  wird  pro  Schiff 
fixiert,  und  das  Interesse  des  Versicherers 
muss  sich  darauf  richten,  eine  Risiken- 
häufung zu  vermeiden.  Die  rationelle  Ver- 
teilung der  Risiken  ist  ein  massgebender 
Punkt  für  den  Geschäftsgewinn.  50000 
Mark  auf  einen  Dampfer,  30000  Mark  auf 
ein  Segelschiff  dürften  die  durchschnitt- 
lichen Masdma  darstellen.  Die  Maxima  sind 
jedoch  im  Sommer  und  Winter  meist  ver- 
schieden. 

Ein  wichtiges  Hilfsmittel  für  die  Tari- 
fierung  der  Schiffe  sind  nautische  In- 
stitute, die  sich  mit  der  Klassifizierung 
aller  Schiffe  der  Welthandelsflotte  befassen. 
Das  älteste  dieser  Art  ist  das  Bureau  Veritas 
in  Paris,  neueren  Datiuns  ist  der  germanische 
Lloyd  in  Hamburg,  im  Entslehen  be^ffen 
ist  ein  russisches  Bureau,  das  sich  jedoch 
nur  auf  Russlaod  beschränken  soU.  Von 
diesen  Anstalten  wird  jedes  neue  Schiff, 
sei  es  Dampfer,  sei  es  Segler,  durch  Sach- 
verständige abgeschätzt  und  in  eine  Liste 
eingetragen,  die  den  Prämienberechnungen 
aller  Versicherer  zu  Grunde  gelegt  wird. 

Dass  die  heutigen  Prämien  viel  zu 
niedrig  sind  und  ein  gewinnbringendes  Ge- 
schäft unmöglich  machen,  lehren  die  Ge- 
schäftsergebnisse. 

7.  Geschäftsei^bnisse.  Trotz  des  ge- 
rade in  dem  letzten  Decennium  so  un- 
geheuer gewachsenen  Seeverkehrs  und 
Schiffsbaues  befindet  sich  die  gesamte  See- 
versicherungsbraache,  wie  die  aUjährlichen 
Geschäftsberichte     beinahe     aller     Länder 


stereotyp  vermelden,  in  einer  dauernden 
Erisis,  die  bedingt  ist  durch  den  überaus 
niedrigen  Prämienstand,  aber  auch  durch  die 
üebemahme  zu  gewagter  Risiken.  Die 
Vermutung,  dass  die  Seeprämien  mit  der 
Erhöhung  der  Frachten  und  dem  wachsen- 
den Verdienst  der  Reeder  steigeo,  ist  unzu- 
treffend. 

Die  Prämien  der  Hamburger  Versicherer 
haben  im  Diut-hschnitt  betragen: 


1845 

iA7% 

1885 

',i47o 

18ÖÖ 

'.S?"/» 

1895 

o,8o% 

1865 

«,297« 

1899 

0,76% 

1875    1,247. 

Interessant  ist,  dass  sich  selbst  in  Japan 
die  gleiche  Erscheinung  zeigt  Die  hier 
vorhandenen  vier  einheimischen  Gesell- 
schaften haben  eine  30— 40prozentige  Re- 
duktion ihrer  Tarifprämien  in  den  letzten 
Jahren  zu  verzeichnen.  Allerdings  haben 
auch  die  Schäden  abgenommen,  aber  nicht 
im  gleichen  Verhältnis. 

Dass  jedenfalls  nicht  von  einer  Blüte  des 
Gewerbes  gesprochen  werden  kann,  zeigt 
schon  die  Thatsache,  dass  z.  B.  die  Zahl  der 
Hamburger  Seeassekuranzkompagnieen  von 
23  im  Jahre  1845  auf  16  im  Jahre  1875  und 
auf  9  im  Jahre  1895  zurückgegangen  ist. 
1899  beträgt  sie  allerdings  wieder  12. 

Von  dem  G^samtgüterverkehr  auf  der 
Erde  wird  70  7o  durch  See-,  80  %  durch 
Binnentransport  bewerkstelligt.  Die  folgende 
Tabelle  versucht  einen  Einblick  in  die  Ver- 
luste und  Beschädigun^n  zu  gewähren,  die 
in  den  letzten  Jahren  un  Seeverkehr  zu  ver- 
zeichnen waren. 


Jahr 

Totalverluste 

Beschädigfnngen 

Dampfer 

S^er 

Dampfer 

Segler 

1896 
1897 
1898 
1899 

203 

*3S 
276 
269 

788 
750 
826 
725 

3354 
3925 
43'o 
4557 

2500 
2618 
2708 
2524 

üeber  den  Gewinn  der  dem  inter- 
nationalen Transportversicherungsverband  an- 
gehörigen  Gesellschaften  giebt  die  folgende 
Tabelle  Auskunft. 


Gewinn  in  7o  der  Nettoprämie 


1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 


88 
88 
86 
89 
89 
92 
89 


4,77 
1,73 
-1,21 
0,41 
0,91 
1,10 
0,91 


Digitized  by 


Google 


188 


Transportversicherung 


fDie  Seertckversicherung  hatte  1898  so- 
gar 2,42  «/o,  1899  2,320/0  Verlust. 

Von  den  9  grössten  englischen  Gesell- 
schaften liegen  folgende  Zahlen  vor. 


Jahr 


1895 
18% 
1897 
1898 
1899 


öJahre 


Prämie  in  £ 


2  127000 
2  175000 
2  158000 
2232000 

2266000 


Gewinn  bezw.  Verlust 


0/ 
10 


—  90000 

—  5000 
-|- 80  000 

—  lOOOO 

-|-21  000 


10958000 


4  000 


-4V4 

-  ','4 
+  3'/4 

-  Vs 

+  t 


Diese  Zahlen  geben  zu  denken  und  zeigen 
auf  der  einen  Seite,  dass  das  günstige  Bild, 
welches  die  oben  mitgeteilten  Tabellen  über 
den  Umfang  des  Transportversicherungs- 
geschäfts gewähren,  nicht  auf  die  Ergeb- 
nisse zutrifft,  andererseits,  dass  die  wirt- 
schaftliche Uebermacht  der  Versicherten 
über  die  Versicherer  ebenso  nachteilig  wirken 
kann  wie  die  der  Versicherer  über  die  Ver- 
sicherten in  anderen  Branchen ;  sie  mahnen 
aber  auch  zu  einmütigem  Zusammengehen 
aller  Seeversicherer  zur  Wahrung  ilirer 
Lebensinteressen,  ferner  zur  Beschränkung 
in  der  Annahme  allzu  gefährlicher  Risiken, 
zur  Selbstbeherrschung  gegenüber  der  Ver- 
suchung durch  die  grossen  Ziffern!  Dass 
aber  auch  die  Seemakler  und  -agenten  einen 
grossen  Teil  der  Schuld  an  der  Niederlage 
des  Seevereicherungsgeschäfts  tragen,  indem 
sie  »nicht  etwa  aus  Ehrgeiz,  eine  grosse 
Prämieneinnahme  zu  erzielen,  sondern  aus 
höchst  trivialem  Provisionshunger  die  Ge- 
sellschaften zu  Geschäften  drängen,  die  nicht 
lohnen  können«,  kann  hier  nicht  weiter  er- 
örtert werden. 

II.  Binnentransportversichemng. 
1.  Verhältnis  zur  Seeversicherung 
und  Geschichtliches.  Die  Binnentransport- 
versicherung hat  sich  aus  der  Seeversiche- 
rung entwickelt  Die  erste  verbürgte  Kunde 
von  ihrem  Bestehen  rührt  aus  dem  Jahre  1424 
her.  Die  Annahme  Goldschmidts,  dass 
sie  schon  1818  im  G^ange  war,  hat  Schau be 
widerlegt.  In  einem  Genueser  Societäts- 
vertrag  von  1424  werden  zum  ersten  Mal 
"Waren  zur  See  wie  zu  Land  versichert; 
»mittis  per  mare  vel  per  ten-am«  hei.sst  es  in 
der  Police.  Schon  aus  dieser  Art  ihrer  Ent- 
stehung, wie  auch  aus  ihrer  sonstigen  nahen 
Verwandtschaft  mit  der  Seeversicherung, 
folgt,  dass  im  allgemeinen  die  für  die  See- 
versichenmg  geltenden  Grundsätze  auch  auf 
die  Binnentransportversicherung  anzuwenden 
sind,  um  so  mehr  als  die  Seeversicherer  in 
tiberwiegender  Zahl  ebenso  wie  die  Rück- 
versicherung auch  die  BinnentranspKJrtver- 
sicherung  betreiben.    Die  Darstellung  dieses 


Versicherungszweiges  kann  sich  daher  im 
allgemeinen  auf  die  wesentlichen  Ab- 
weichungen gegenüberder  Seever- 
sicherung bescilrtnken. 

In  Deutschland  entwickelte  sich  als 
Gewerbe  zu  Anfeing  des  vorigen  Jahrhunderts 
zunächst  die  Flussversicherung,  die 
an  die  Stelle  alter  Schifferkorporationen 
trat.  Die  erste  Schiffahi-tsassekuranzgesell- 
schaft  wurde  1818  in  Mainz  gegründet,  als- 
bald aber  mit  der  Rheinschiffahrtsassekuranz- 
gesellschaft  in  Köln  vereinigt  und  1841  da- 
selbst erneuert.  1819  folgten  Magdebui^, 
1827  Breslau,  1828  Leipzig,  1832,  18:^, 
1841  und  1842  Berhn,  1839  Prag  und 
Wesel,  1833,  1838  und  1851  Hamburg,  1841 
Stettin  dem  gegebenen  Beispiele. 

Dieersten  Land  trän  sportver  siche- 
rn n  gen  schloss  in  Deutschland  seit  1819  die 
Leipziger  Feuer-  Versicherungsgesellscliaft 
Dana  kamen  1820  Triestiner  Gesellschaften 
sowie  seit  1824  eine  Wiener  Gesellschaft  und 
seit  1825  die  Aachen-Münchener  Feuerver- 
sicherungsgesellschaft. In  den  40  er  Jahren 
entstanden  dazu  neue  Gesellschaften  in  Wesel, 
Köln,  Dflsseidorf,  Berlin,  Frankfiu-t  a.  M. 
etc.  etc. 

2.  Begriff  nnd  Arten.  Die  Biunen- 
transportversicherung  hat  die  Interessen  an 
Gütern  während  ihrer  Befördenmg  zu  Lande, 
auf  Flüssen  oder  Binnenseeen  zum  Gegen- 
stand, ebenso  die  an  gewissen  Transport- 
mitteln. Danach  ist  die  eigentliche  ÜÄnd- 
transportversicherung.  die  gegen  die  Ge- 
fahren auf  Eisenbahnen,  Posten  und  sons- 
tigen Fuhrwerken  schützt,  von  der  Binnen- 
wassertransportversicherung zu  scheiden,  die 
gegen  die  Gefahren  des  Transports  aiif 
Flüssen  und  sonstigen  Gewässern  des  Binnen- 
landes Sicherheit  bietet.  Aus  dieser  Differen- 
zierung folgt  weiter  diejenige  nach  dem 
Transportmittel.  Bezüglich  des  Transport- 
objektes ist  die  Valorenversicherung 
hervorzuheben,  d.  i.  die  Versicherung  von 
Geld  und  Wertsachen,  die  freilich  auch  als 
Seeversicherung  auftreten  kann.  Die  Ein- 
teilung in  Kasko-,  Fracht-  und  Güterver- 
sicherung findet  sich  auch  bei  der  Binnen- 
vereicherung,  ebenso  die  Einteilung  nach  der 
Dauer  der  Gefahr  in  die  Einzel-  und  in  die 
Abonnementsversicherung.  Letztere  weist 
vornehmlich  bei  der  Binnentrans|K)rtver- 
sicherung  interessante  Gebilde  auf.  Diese 
Abonnements-  oder  Generalver- 
sicherung ist  in  zwei  ganz  verschiedenen 
Gestaltungsformen  üblich,  einmal  als  Pau- 
schal Versicherung  oder  als  laufende 
Versicherung.  Bei  ersterer  wird  mit  dem 
Vertragsabschluss  eine  Gesamtversicherungrs- 
summe  und  entsprechend  eine  Gesamtpr&mie 
festgesetzt,  und  zwar  entweder  in  der  Form 
der  Tages -Pauschalversicherung, 
kurz   Tagespolice    genannt,    wobei    alle    an 
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einem  Tage  unterwegs  befindlichen  Trans- 
porte des  Versicherten  als  Einheit  betrachtet 
■werden,  und  wobei  der  Versicherte  von  der 
speciellen  Anmeldung  der  einzelnen  Ver- 
sendungen entbunden,  jedoch  vei-pflichtet  ist, 
diese  regelmässig,  täglich  in  seine  Geschäfts- 
bücher einzutragen.  Bei  jedem  Unfall  ist 
die  Identität  der  verlorenen  Waren  und  ihr 
genauer  Wert  nachzuweisen,  ebenso  wie  der 
Gesamtwert  aller  an  dem  betreffenden  T^ 
unterwegs  befindlichen  Waren.  Uebersteigt 
der  Gesamtwert  die  Versicherungssumme, 
so  wird  nur  verhältnismässiger  Ersatz  ge- 
leistet Da  die  Versicherungssumme  den 
höchsten  Ersatz  der  Gesellschaft  für  sämt- 
liche im  Laufe  des  Vertrages  vorkommenden 
Ersatzansprüche  darstellt,  so  gilt  jede 
Schadenvergütung  in  Abrechnung  auf  die 
versicherte  Summe  und,  wenn  diese  in 
ihrem  voUen  Wert  bleiben  soll,  so  muss  sie 
durch  nachträgliche  Prämienzahlung  im  Ver- 
hältnis der  bezahlten  Vergütung,  sogenannte 
Nachzeichnung,  ergänzt  werden.  Die  Ver- 
sicherungsart hat  offensichtlich  erhebliche 
Nachteile,  namentlich  für  langdauernde 
Transporte.  Diese  Nachteile  sind  weniger 
stark  bei  der  Jahres-Pauschalver- 
sicherung  mit  Abschreibung.  Hier  giebt 
es  eine  zweifache  Verwendung:  entweder 
werden  die  gesamten  Monats-  oder  Jahres- 
transporte als  Einheit  gedacht,  so  dass 
wenigstens  der  tägliche  Nachweis  wegfällt; 
hier  besteht  aber  die  Versicherung  auch 
nur  solange,  als  der  Gesamtwert  der  für 
den  Versicherten  ausgeführten  Einzeltrans- 
porte die  Höhe  der  Versicherungssumme 
nicht  erreicht  hat.  Doch  ist  eine  Nach- 
zeichnung meist  mCglich,  oder  aber  es 
werden  lediglich  die  entstandenen  Schäden 
berücksichtigt  und  solange  voll  bezahlt,  bis 
die  Versicherungssumme  erschöpft  ist,  eine 
»Verirrung«  im  Versicherungsgewerbe,  die 
enge  an  Spiel  grenzt.  Aber  weit  vorteil- 
hafter als  diese  Pauschalpolicen  ist  die 
Generalpolice  mit  Eintragung,  die  Versiche- 
rung mit  laufender  Police.  Bei  dieser 
wird  nicht  eine  einheitliche  Versicherungs- 
summe festgesetzt  und  die  Prämie  im 
voraus  entrichtet,  sondern  sie  enthält  nur 
allgemeine  Bestimmungen  über  die  Art  des 
Risikos.  Der  GJeneralversicherte  ist  zur  un- 
ver2rfiglichen  Anmeldung  aller  unter  die 
Tersicherung  fallender  Objekte  verpflichtet 
und  hat  alle  Versichenmgen  in  ein  beson- 
deres Versicherungsjournal  einzutragen.  Die 
Prämie  wird  später  vierteljährlich  oder 
jährlich  gemäss  dem  Wert  der  versicherten 
Objekte  berechnet,  und  zwar  wird  regel- 
mässig eine  Durchschnittsprämie  zu  Grunde 
gelegt.  Der  Versicherer  hat  dabei  ein  aus- 
gedehntes Kontrollrecht  Je  nachdem  der 
Versicherte  alle  Risiken  versichern  muss 
oder  aber   die    Auswahl   treffen   darf,    ist 


zwischen  obligatorischer  und  fakultativer 
Generalversicherung  zu  unterscheiden,  wäh- 
rend für  den  Versicherer  die  Generalver- 
sicherung stets  obligatorisch  ist. 

8.  Versicherungsbedingungen,  Prä- 
mien und  Risiko.  Die  allgemeinen  Ver- 
sicherungsbedingungen entsprechen  im 
wesentlichen  denen  der  Seeversicherungen. 
Von  Bedeutung  ist  der  Umfang  der  Ge- 
fahr, für  welche  gehaftet  wird.  Die  ein- 
schlägigen Policenbestimmungen  lauten  (nach 
den  Formularen  des  Rheinisch-Westfälischen 
Lloyds)  w^ie  folgt. 

Die  Gesellschaft  haftet  bei  den  Trans- 
porten von  Eil-  und  Frachtgütern  aller  Art  auf 
den  Eisenbahnen  sowie  von  Gutem  auf  den 
Posten  für  allen  Verlust  oder  Schaden,  welchen 
der  versicherte  Gegenstand,  während  er  sich  in 
dem  Gewahrsam  der  betreffenden  Eisenbahn- 
resp.  Postverwaltungen  befindet,  wie  und  ant 
welche  Weise  es  sem  mag,  nach  Qualität  oder 
Quantität  erleidet,  soweit  nicht  dnrch  die  nach- 
stehenden Bestimmungen  ein  anderes  verein- 
bart ist. 

Insbesondere  sind  Beschädigungen  jeder 
Art,  teUweise  oder  gänzliche  Vernichtung  und 
die  Gefahren  des  Feuers,  der  Nässe,  des  Dieb- 
stahls und  Abhandenkommens  in  die  Ver- 
sicherung eingeschlossen. 

Die  Gesellschaft  vergütet  auch  bis  zn  dem 
Werte  der  geretteten  Gegenstände  die  in 
Schadensfällen  entstandenen  Bettungs-  und  un- 
gewöhnlichen Abladnns^s-,  Lagenings-  und  Auf- 
fadnngskosten,  sofern  der  Versicherte  dafür  von 
der  betreffenden  Eisenbahn-  resp.  Postverwal- 
tung in  Anspnich  genommen  wird. 

Die  Gesellschaft  haftet  nicht  für  Schaden 
oder  Verlust,  entstanden  durch  Kriegsereignisse, 
unrechtmässige  Gewalt  oder  Verfügung  von 
hoher  Hand,  Aufruhr,  Plünderung,  Vulkane  und 
Erdbeben,  Suhleichhandel,  unrichtige  Deklaration 
oder  sonstiges  eigenes  Verschulden  des  Ab- 
senders, der  Zwischenspediteure  und  des  Em- 
pfängers oder  ihrer  Leute,  durch  Abgang  oder 
Verderb  vermöge  der  eigentümlichen  Natur  oder 
der  mangelhaften  Beschaffenheit  der  Güter, 
dnrch  unzweckmässige  Verpackung,  mangelhafte 
Fastage  und  Emballage,  Selbstentzündung,  Un- 
geziefer, Rost,  Bruch,  Gärung,  Fäulnis,  Ver- 
stocken,  Auslaufen,  Untermass.  Untergewicht 
oder  sonstigen  inneren  Verderb  (insofern  diese 
Beschädigungen  nicht  erwiesene  Folge  einer 
äusseren  Ursache  oder  Gewalt  sind),  durch  Frost, 
Hitze,  Eintrocknen,  Verdunsten  n.  s.  w.,  noch 
ersetzt  sie  die  Kosten,  welche  zur  Verhütung 
der  eben  genannten  Schäden  entstehen;  sie 
haftet  auch  nicht  für  Schäden,  welche  lö  Mark 
und  bei  Kolli  von  geringerem  Werte  als  150 
Mark  10  Prozent  des  Wertes  nicht  übersteigen. 

Bei  Transporten  über  die  Grenzen  von 
Deutschland  (Deutsch-Oesterreich  eingeschlossen), 
Holland,  Luxemburg,  Belgien,  Frankreich  und 
der  Schweiz  hinaus,  ferner  bei  Warentransporten 
auf  offenen  Wagen  haftet  die  Gesellschaft  nicht 
für  Diebstahl  und  Abhandenkommen,  bei  Waren- 
transporten auf  offenen  Wagen  ist  auch  _  die- 
jenige Gefahr  ausgeschlossen,  welche  aus  dieser 
Verladungsweise  entsteht. 

Sie  haftet  femer  nicht  für  die  dnrch  einen 
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Unfall  oder  anderweit  in  dem  Versand  der 
Güter  Tsrursachte  Verzögerung  und  den  hier- 
aus erwachsenen  NachteU.  Aufenthalte  der 
Guter,  welche  durch  Verfügung  eines  der  In- 
teressenten oder  dadurch  herbeigeführt  werden, 
dass  die  Weiterbeförderung  der  Güter  während 
der  Reise  durch  einen  der  Interessenten,  ohne 
dass  es  in  der  Natur  der  Reise  liegt,  verzögert 
wird,  sind  von  der  Versicherung  ausgeschlossen. 
Dauern  solche  Aufenthalte  länger  als  acht  Tage, 
so  tritt  die  Versicherung  der  betreffenden  Gegen- 
stände überhaupt  ausser  Kraft  und  die  Prämie 
bleibt  verfaUen. 

Möbel  und  Umzugsgegenstände,  Glas,  Por- 
zeJan,  Maschinen  und  deren  Teile  wie  über- 
haupt ihrer  natürlichen  Beschaffenheit  wegen 
leicht  zerbrechliche  Objekte  gelten  nur  als  „frei 
von  Bruch  und  Beschädigung"  versichert. 

Alle  schweren  Körper  werden,  insofern  sie 
ein  Gewicht  von  mehr  als  2500  Kilo  haben,  per 
Eisenbahn  nur  frei  von  den  Gefahren  der  Ein- 
und  Ausladung  versichert. 

Gegenstände  und  Kolli,  deren  Einzelgewicht 
1000  Kilo  übersteigt,  sind  per  Postfuhre  von 
der  Versicherung  ganz  ausgeschlossen. 

Gemünzte,  ungemünzte  oder  verarbeitete 
edle  Metalle,  Pretiosen,  Edelsteine,  Papiergeld, 
Wertpapiere  und  Dokumente  aller  Art,  Kunst- 
werke der  Skulptur  oder  Malerei  sowie  alle 
sonstigen  Gegenstände,  die  einen  Kunst-  oder 
Liebhabereiwert  haben,  sind  an  sich  von  der 
Versicherung  ausgeschlossen  und  können  nur 
auf  Grund  einer  vor  deren  Uebergabe  an  die 
Eisenbahn  oder  Post  mit  der  Gesellschaft  zu 
treffenden  besonderen  Vereinbarung  versichert 
werden. 

Diese  Bestimmungen  gelten  für  den 
Transport  von  Gütern  auf  Eisenbahnen  und 
Posten.  Entsprechendes  gilt  für  den  Land- 
transport per  Fuhre.  Für  den  Flusstransport 
gilt  entweder  die  Seeversicherungspolice, 
falls  der  Flusstransport  mit  der  Seefahrt 
unmittelbar  zusammenhängt,  oder  aber  die 
Flusspolice.  Bei  dieser  ist  der  Umfang  der 
Gefahrshaftung  viel  beschränkter,  mit  Rück- 
sicht auf  die  strengen  Bestimmungen  des 
neuen  deutschen  Binnenschiffahrtsgesetzes. 
Wieder  andere  Gefahrshaftung  l)esteht  bei  der 
Binnen-Kaskoversicherung. 

Besonders  gebräuchliche  Policen  sind  die 
für  die  Reise-Effekten-Versiche- 
ru  ng,  der  die  Versicherung  des  Reiselagers 
von  Handlungsreisenden  sowie  deren  Muster 
nahe  verwandt  ist. 

Für  die  Valorenversicherung 
besteht  ein  internationaler  Verband,  dem  19 
Gesellschaften  angehören,  welche  die  soli- 
darische Haftung  übernommen  haben.  Hier 
wird  die  Valorenversicherung  binnenwärts 
und  seewärts  unterschieden. 

Schliesslicli  besteht  auch  eine  Versiche- 
rung für  die  richtige  Ablieferungszeit 
von  Gütern. 

Die  bei  den  Eisenbahnen  und  Posten 
üblichen  W^ertdeklarationen  werden 
mit  Unrecht  Versicherung  genannt. 


Bezüglich  der  Prämien  ist  zu  be- 
merken, dass  der  Landtransport  naturge- 
mäss  weit  sicherer  ist  als  der  Seetransport. 
Dem  Landtransport  fehlen  vor  allem  die 
vielen  kleinen  Schäden  der  Seeversicherung. 
Schon  in  dem  Umstand,  dass  die  Land- 
prämie meist  in  Promille  berechnet  wird, 
während  die  Seeversichenmg  in  Prozenten 
berechnet  zu  werden  pflegt,  zeigt  sich, 
dass  die  Landrisiken  weit  günstiger  ange- 
sehen werden.  Innerhalb  der  Landgefahren  ist 
das  geringste  Risiko  der  Eisenbahntransport. 
Sehr  ungünstig  ist  dagegen  bei  diux;h- 
stehendem  Risiko,  d.  i.  der  Verbindung  von 
Fluss- oder  Landtransportversicherung  mit  der 
Seeversicherung,  die  Quai-  und  Hafengefahr. 
Namentlich  die  Feuersgefahr  inLagerliäusern 
ist  eine  hohe,  ebenso  die  Gefahr  beim  Sammel- 
ladeverkehr.  Ein  nicht  ungünstiges  Risiko 
bildet  die  Flussversicherung,  deren  Haupt- 
gefahr der  Eisgang  und  die  üeterwinterung 
ist  Diese  Gefahren  werden  nur  gegen  50 
bis  100  */o  Aufschlag  versichert.  Das  beste 
Versicherungsobjekt  bilden  bei  der  grossen 
Sicherheit  der  Posten  die  Valoren. 

Die  Max ima  werden  nach  verschiedenen 
Faktoren  berechnet.  Auf  einem  Eisenbahn- 
zug ist  das  Maximum  für  trockene,  nicht 
leicht  zerbrechliche  Güter  im  Durchschnitt 
90000  Mark,  für  Flüssigkeiten,  Porzellan 
und  andere  leicht  zerbrechliche  Waren 
4,0  000  Mark,  desgleichen  auf  einer  Fuhre 
36  000  bezw.  18000  Mark. 

4.  Statistisches.  Eine  Statistik  der 
Binnenti-ansportversicherung  besteht  nicht, 
da  gesonderte  Berichte  über  diese  und  die 
Seeversicherung  von  den  Gesellschaften, 
welche  regelmässig  beide  betreiben,  nicht 
veröffentlicht  werden.  Weder  über  den 
Umfang  noch  über  die  Geschäftsergebnisse 
lassen  sich  daher  für  die  Binnentransport- 
versicherang  im  allgemeinen  Ziffern  ver- 
schaffen. Die  einzigen  einschlägigen  Zahlen- 
angaben betreffen  eine  Anzahl  kleiner 
Flussfahrzeug  -  Versicherungsanstalten  und 
weisen  nach,  wie  gering  die  Veränderung 
bei  diesen  kleinen  Instituten  und  wie  miss- 
lich ihre  finanzielle  Lage  ist  (s.  folg.  Seite). 

Auch  diese  Tabelle  zeigt,  dass  das  Trans- 
portversicherungsgewerbe  trotz  seiner  gross- 
artigen internationalen  Organisation  zu  den 
Geschäftszweigen  der  Versichenmgsbranche 
zählt,  bei  denen  glänzende  Resultate  zu  den 
Ausnahmen  gehören.  Eine  solche  Lage 
dieses  volkswirtschaftlich  eminent  wiciitigen 
Gewerbes  ist  in  Anbetracht  der  schwierigeu 
und  fleissigen  Arbeit,  die  auf  dasselbe  ver- 
wandt wird,  im  höchsten  Grade  zu  be- 
dauern und  eine  Besserung  ist  dringend  zu 
wünschen. 

Litteratnr:  Eine Bibliographieder  Transport- 
rertichenmg  bis  zum  Jahre  1894  giebt  Lip— 
pert  «n  dem  Brämer'tchen    Werk:   Doi    I>r- 


Digitized  by 


Google 


Transportversicherung — Trödelhandel 


191 


Gesell- 
schaften 


Versicherungs- 
summen 

i890,'9i  I  ises'gg 


Prämien  Schäden 

1890,91      1898/99   j  1890/91      189899 


Gewinn 
resp.  Verlust 

189091      1898,99 


Landsberg 

Sachsen- 
hausen 

Siesa 

Zerpen- 
schleuse 

Neosalz  a.  0. 

Berlin 


2406  020 

2228415 
3899281 

1  423  100 
2778510 
4502605 


2369000 

3003  150 
363937' 


24421 

20466 
62683 


2737900  10901 
3600000  26752 
4  196  030  j   62677 


29086 

30009 
68072 

17448 
35  7»o 
57820 


37  667        12  664 


22258 
60534 

10363 

»3  443 
57625 


23037 
71  720 

23960 
40  591 
52  161 


— 

I34I5 

+ 

6168 
628 

-- 

1 176 
97 

553t 

+  1 116 

+      454 

—  13  398 

—  10047 

—  10  039 

—  2591 


rieherungneeten,  Leipzig  1894.  —  E»  bedarf  daher 
hier  nur  der  Anführung  der  dort  nicht  rerzeieh- 
nel^n  Sehrijifii.    1.  L'eber  die  Geschichte  der 
T.-V.:     Schaube,     Die     wahre    Betehaffmheil 
der   Verticherung  in  der  Entstehnngtzeit  de»  Ver- 
tieherungnreten»,  Jahrb.  f.  Nal.  «.  Stat.,  Jahrg. 
1S9S.  —  Derselbe,    Der   l'ebergang    vom    Ver- 
tieherutigsdariehen  zur  reinen  Verticherung,  ebd. 
Jahrg.  1894.   —  Derselbe,    Der  Venicherungt- 
gedartke    in   den   Verträgen    de»   Seeverkehr»  vor 
der  Entitehung   de»    Vertieherungnceten».    .4rch. 
f.  !<oi.-  u.  Wirttch.-Getch.,  Jahrg.  I894.  —  l'eber 
dieselben    Themain    TAonti    im  Archivio  »toriro 
ticütano,   Bd.  XIV,   Jahrg.  1894.  —  Riehard 
Ehrenberg,  In :  Hamburg  vor  SOO  Jahren,  Ge». 
Vfirträge     von     Schröder,     Hamburg     1892.     — 
Cohn,  Sationalötonomie  de»  Handel»  und  Ver- 
kehr», SiuUgaH,  Jahrg.  1898,  i^  486 ff.  —  i.Sta- 
tietitche».     Ehrenzicelga    Aaaekuram-Jakr- 
buch,     Wien.     Hier    i»t    alljährlich    eine    i'eber- 
»ieht    über    die    Tran»portrer»icherung    in    alten 
Ländern     mit      reichem     ftati»ti»chen     Ufaterial 
vorhanden.       Zahlreiche     »tatistitche     Angaben 
finden     »ich    femer     zutammengettellt     in     der 
Zeitschrift   für    Ver»icherung»vceien    von    Ifeu- 
«Minn,  Berlin,  »oteie  in  vielen  Handel» kam- 
merberichten.   —  .<.  Specialfragen:     In 
Baumgartners  Handtcörterbuch   de»   Vertiche- 
rung»tce»en»,     Bd.     I,     Stra»»burg     1899,     zahl- 
reiche   Artikel    über   die    Seeversicherung,    mei»t 
juristischen  Inhalt».  —  Bruschetttnt,  Die  Wert- 
deklaration   und    die  Tran*portver»icherung,    in 
Ehrenzveig»  Jahrbuch,  1900.  —  MoUIenhauer, 
Die  laufende  Versicherung,  Göltinger  Inaugural- 
dissertation 1899,  auch  in  der  Zeitschrift  für  die 
gesamte     Versieherungstcissenschaft    Berlin   1900 
abgedruckt.      —      Otrtanner,      Das     Kriegs- 
risiko,    in     Ehremweig»     Jahrbuch     1900     und 
1901.    —   Durieux,    L'assurance   maritime,    ce 
qu'elle    est,  ce  qu'elle    devrail    Hre,    in    der  Re- 
vue politique    et  paHementaire     Bd.   IS.    u.  I4., 
Paris  1899.  —  Viktor  Ehrenberg,    Da»   In- 
teresse bei  der  Seeversicherung,  in  Ehrenzweigs 
Jahrbuch  1901.  —  Manes,  Das  Seirhsgesetz  über 
die  privaten  Versicherungsuntemehmungen,  Leip- 
zig 19<)1.  —  4.  Allgemeine  Abhandlungen: 
Art.  yiTransportversicherung«  vonPrien  Inder  1. 
Auiage    dieses    Handwörterbuchs.      Der    gleiche 
Artikel    von    v.     Hechel     im     Wörterbuch    der  \ 
Volkswirtschaft,  Jena  1900.  —  Artikel  nBinnen- ' 
transportversicherung«     von   Preudenstein    in  1 
Baumgartners    Handwörterbuch   Bd.    I,    Stra»»- 
burg  1899. 

Alfred  Manes. 


Traaangeii 

s.  Heiratsstatistik  oben  Bd.  IV S.  1184 ff. 


Trinkerasyle 


s.  Trunksucht  und  ihre  Bekämpfung 
unten  S.  199  ff. 


Trödelhandel. 

Der  Trödelhandel  im  Sinne  der  Gewerbe- 
ordnung hängt  nicht  mit  dem  römischrecht- 
lichen sogenannten  Trödelvertrage  zusammen 
(contractus  aestimatorius),  gemäss  welchem 
jemand  eine  zu  einem  liestimmten  Preise 
geschätzte  Sache  zum  Verkaufe  mit  der 
Verpflichtung  übernimmt,  entweder  diesen 
Preis  oder  die  Sache  selbst  zurückzugeben ; 
er  ist  vielmehr  letUglich  durch  die  öegen- 
stände  bestimmt,  mit  denen  er  sich  l)efasst 
und  als  welche  die  Gewerbeordnung  an- 
führt: gebrauchte  Kleider  imd  Betten,  ge- 
brauchte Wäsche  und,  soweit  nur  Kleinhan- 
del betlieben  w^ird,  altes  Metallgerät,  Metall- 
bruch und  dergl.  Die  beiden  letzten  Worte 
sind  erst  durch  das  G.  v.  1.  Juli  1883  liinzu- 
gofügt.  beziehen  sich  aber  nur  auf  die  vorher 
erwähnten  Metallgegenstände.  Soweit  die 
Trödler  auch  noch  Kleinhandel  mit  anderen 
alten  Sachen  treiben,  wie  Möbeln,  Porzellan- 
geräten, Bildern  etc.,  fallen  sie  nach  der  vor- 
herrschenden Ansicht  nicht  unter  den  S  3.">  der 
Gew.-O.  Jedenfalls  gehören  die  Antiquitäten- 
händler nicht  hierher.  Das  öffentliche  Inte- 
resse berührt  der  Trödelhandel  nur  deshalb» 
weil  die  Verkaufsgegenstände  möglicher- 
weise aus  den  Händen  unrechtmässiger  Be- 
sitzer in  den  Trö<lelladen  gelangt  sein 
können,  sei  es  dass  der  Händler  dabei 
selbst  ganz  unschuldig  ist,  sei  es  dass  er 
sein  Geschäft  nur  als  Deckmantel  der 
Hehlerei  benutzt.  Eine  gewisse  Beauf- 
sichtigung des  Trödelhandels  scheint  daher 
im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit 
nicht  unberechtigt  Nach  der  pieussischen 
Gew.-O.  V.  17.  Januar  1845  sollte  der  Trödel- 
handel   nur  denjenigen     gestattet   werden» 
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von  deren  ünbescholtenheit  und  Zuverlässig- 
keit die  Behörden  sich  überzeugt  hätten. 
Die  norddeutsche  Gew.-O.  v.  21.  Juni  1869 
dagegen  bestimmte  nur  (§  35),  dass  der 
Trödelhandel  in  dem  oben  bezeichneten 
Sinne  (wie  auch  der  Handel  mit  Garnab- 
fällen und  Dräumen  von  Seide,  Wolle, 
Baumwolle  oder  Leinen)  demjenigen  unter- 
sagt werden  könne,  der  wegen  aus  Ge- 
winnsucht begangener  Verbrechen  oder  Ver- 
gehen gegen  das  Eigentum  bestraft  worden 
sei.  Nach  der  gegenwärtig  auf  Grund  des 
G.  V.  1.  Juli  1883  geltenden  Fassung  des 
§  35  der  Reichsgewerbeordnung  soll  die 
üntersagung  des  Betriebes  stattfinden,  wenn 
Thatsacheu  vorliegen,  welche  die  Unzuver- 
lässigkeit  des  Gewerbetreibenden  in  Bezug 
auf  diesen  Betrieb  darthun.  Jedoch  gilt 
auch  für  dieses  Gewerbe  der  in  das  G.  v. 
6.  August  1896  aufgenommene  neue  Absatz: 
Ist  die  Untereuchung  erfolgt,  so  kann  die 
Landescentralbehörde  oder  eine  andere  von 
ihr  zu  bestimmende  Behörde  die  Wieder- 
aufnahme des  Gewerbebetiiebs  gestatten, 
sofern  seit  der  üntei-sagung  mindestens 
ein  Jahr  verflossen  ist.  Personen,  die  den 
Trödelhandel  oder  eines  der  übrigen  vom 
§  35  bezeichneten  Gewerbe  beginnen,  haben 
bei  der  Eröffnung  ihres  Betriebs  der  zu- 
ständigen Behörde  hiervon  Anzeige  zu 
machen.  Ausserdem  enthielt  der  §  38  der 
Gewerbeordnung  schon  in  der  Fassung  von 
1869  die  Bestimmung,  dass  die  Centealbe- 
hörden  befugt  seien,  Vorschriften  darüber 
zu  erlassen,  in  welcher  Weise  die  Trödel- 
händler und  die  übrigen  in  den  Absätzen  2 
und  3  des  §  35  angeführten  Gewerbetreiben- 
den ihre  Bücher  führen  sollen  und  welcher 
polizeilichen  Kontrolle  über  den  Umfang  und 
die  Art  ihres  Geschäftsbetriebes  sie  sich  zu 
unterwerfen  haben.  Solche  Vorschriften 
sind  in  Preussen  zuerst  durch  ein  Ministerial- 
reskript  vom  22.  Juni  1870  und  dann  mit 
Abäncferungen  und  mehreren  Erweiterungen 
am  18.  März  1885  erlassen  worden.  Eine  neue 
Fassung  dieser  Vorschriften  ist  am  1.  Juni 
1901  in  Kraft  getreten.  Hiernach  sind  die 
Trödelhändler  verpflichtet,  sofort  alle  ihre  Ein- 
kaufs- und  Verkaufsgeschäfte  mit  fortlaufen- 
der Nummer  und  genauer  Angabe  der  Gegen- 
stände nach  Art,  Zahl,  Mass  imd  Gewicht 
in  ein  nach  einem  vorgeschriebenen  Schema 
eingerichtetes,  von  der  Ortspohzeibehörde 
gestempeltes  Buch  einzutragen.  Zugleich 
sind  auch  Namen,  Stand,  Wohnort  und 
«ventuell  auch  die  Wohnung  desjenigen  ein- 
zutragen, mit  dem  der  Trödler  das  Ein- 
kaufs- oder  Verkaufegeschäft  abschliesst,  und 
letzterer  hat  sich  über  die  Richtigkeit  der 
gemachten  Angaben  in  glaubhafter  Weise 
zu  versichern.  Mit  minderjährigen  Personen 
darf  der  Trödler  sich  ohne  ausdrückliche 
Oenehmigung  der  Eltern  oder  Vormünder 


nicht  in  Geschäfte  einlassen.  Er  ist  ver- 
pflichtet, alle  ihm  von  Behörden  oder  Pri- 
vatpersonen zugehenden  Nachrichten  über 
verlorene  oder  entfremdete  Gegenstände 
nach  der  Zeitfolge  geordnet  aufzubewahren, 
er  hat  nachzusehen,  ob  die  Gegenstände  sich 
bei  ihm  befinden  und  eventuell  davon  binnen 
24  Stunden  bei  der  Polizeibehörde  Anzeige 
zu  machen.  Die  im  Betriebe  des  Trödel- 
handels erworbenen  Gegenstände  müssen, 
mit  einer  dem  Geschäftsbuche  entsprechen- 
den Nummer  versehen,  in  vorgeschriebener 
Weise  aufbewahrt  werden.  Nicht  mehr  be- 
nutzte Geschäftsbücher  sind  zehn  Jahre 
nach  dem  Abschluss  aufzubewahren.  Die 
Polizeiorgane  sind  befugt,  jederzeit  von  dem 
gesamten  Geschäftsbetriebe  des  Trödlers 
Einsicht  zu  nehmen,  die  Lager-  und  Ge- 
schäftsräume zu  betreten,  die  Bücher  zu 
prüfen,  sich  die  vom  Trödler  angekauften 
Gegenstände  vorlegen  zu  lassen  und  jede 
gewünschte  Auskunft  zu  verlangen. 

In  Oesterreich  gehört  der  Trödelhandel 
nach  der  Gew.-O.  v.  20.  Dezember  1859 
und  der  Nov.  v.  15.  März  1883  zu  den  kon- 
zessionspflichtigen  Gewerben;  als  Bedingung 
der  Erteilung  der  Konzession  werden  allge- 
meine VerlässUchkeit  und  Cnbescholtenheit 
verlangt,  für  das  Trödelgeweibe  aber,  wie 
für  mehrere  andere,  sind  überdies  die  Lokal- 
verhältnisse und  die  Rücksichten  der  poli- 
zeilichen Ueberwachung  ins  Auge  zu  fassen. 
Nach  dem  ungarischen  Gewerbegesetz  vom 
18.  Mai  1884  kann  das  Trödlergewerbe  in 
gewissen  Gassen  untersagt  werden  und 
können  solche  Geschäfte  zu  jeder  Zeit  durch 
die  Polizei  untersucht  werden. 

In  Frankreich  gilt  für  das  Trödlerge- 
werbe noch  eine  Polizeiordonnanz  vom  8. 
November  1780  nebst  einigen  späteren  Er- 
gänzungen. Der  Gewerbebetrieb  als  solcher 
ist  frei,  aber  die  Trödler  (brocanteurs)  sind 
einer  strengen  polizeilichen  üeberwachuDg 
unterworfen.  Sie  müssen  über  ihre  Ein- 
käufe ein  genaues  tägliches  Verzeichnis  in 
einem  gestempelten  Register  führen,  mit 
Angabe  des  Namens  und  der  Wohnung  des 
Verkäufers.  Von  Minderjährigen  dürfen  sie 
nichts  kaufen  ohne  schriftliche  Erlaubnis 
von  Seiten  der  Eltern  oder  Vormünder. 
Von  Soldaten  dürfen  sie  keine  Waffen  und 
Montierungsstücke  imd  überhaupt  keine  ver- 
botenen Waffen  und  keine  Kriegswaffen 
kaufen.  In  Paris  bestehen  für  das  Trödel- 
gewerbe noch  besondere  verschärfte  Vor^ 
Schriften  auf  Gnmd  einer  Polizei  Verordnung 
vom  31.  Juni  1831.  Werdasselbe  betreiben 
will,  muss  sich  auf  der  Polizeipräfektur  in 
ein  Register  eintragen  lassen.  Das  Ge- 
schäftsbuch des  Trödlers  wird  jeden  Monat 
von  dem  Polizeikommissar  seines  Viertels 
geprüft  und  visiert.  Sie  dürfen  sich  nur  zu 
bestimmten  Stunden  an   einer   bestimmten 
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Stelle  am  Tempelmarkt  versammeln  und 
zwar  ohne  Waren  auszustellen.  Die  umher- 
ziehenden Trödler  müssen  in  sichtbarer 
Weise  eine  ihnen  von  der  Polizeipräfektur 
gelieferte  Medaille  tragen,  die  ihren  Namen 
und  ihre  Nummer  anhebt.  —  In  England 
giebt  es  zwar  Strafbestmimungen  ge^n  die 
Hehlerei,  aber  keine  präventiven  Polizeivor- 
schriften  inbetreff  des  Trödelhandels. 

Litteratlir:  v.  IxindtiMinm-Rohmer,  Gewerbe- 
ordnung fiir  da»  D.  R.,  3.  Aufi.  (München  1897) 
Bd.  1,  S.  3S7.  —  KoUsch,  Die  Gewerbeord- 
nung etc.,  Hannover  ISQSjlQOO,  Bd.  I,  S.  Si9, 
SS5.  —  Maretnowsky,  Die  deuttche  Ge- 
verbeordnung,  i.  Aufl.,  Berlin  1888,  S.  202, 
S09.  —  lUing,  Die  deuUche  Gewerbeordnung, 
i.  Aufl.,  Berlin  1886,  S.  SS  und  187.  Preutri- 
eehe»  MinifteriaibtaU  1870,  S.  199.  —  Block, 
Dülionnaire  de  l'adminietr.  fran^ite,  Art.  bro- 
canteur. 

Lejcis. 


Trucksystem. 

1.  Wesen  des  T.  Cottagesystem ;  Schank- 
betrieb.  2.  Die  Entstehung  des  T.  3.  Beur- 
teilnng  des  Systems.  4.  Die  Gesetzgebung 
gegen  das  T. :  in  Deutschland,  England,  Belgien 
und  Oesterreich. 

1.  Wesen  des  T.  Cottagesystem; 
Schankbetrieb.  Einer  der  empfindlichsten 
und  geföhrlichsten  Cebelstände  des  heutigen 
Industriewesens  ist  die  Auslohnung  der 
Arbeiter  in  Waren  aller  Art  statt  in  barem 
Gelde,  —  das  sogenannte  Trucksystem. 
Der  Lohn  wird  den  Arbeitern  nicht  voll- 
ständig in  der  Landesmfinzc,  ilberhaupt 
nicht  in  Geld  ausgezahlt,  sondern  ganz  oder 
teilweise  in  Lebensmitteln,  in  Erzeugnissen 
der  industriellen  Anstalt,  in  der  die  Ar- 
beiter beschäftigt  sind,  in  Wohnungen  etc. 
Die  Mannigfaltigkeit,  in  der  diese  Form  der 
Ablehnung  sich  abzuspielen  pflegt,  ist  eine  j 
grosse.  Es  kommt  vor,  dass  der  Tnter- 
nehiner  einen  Laden  eröffnet,  indem  er  die 
Arbeiter  verpflichtet,  ihren  Bedarf  bei  ihm 
zn  entnehmen,  und  ihnen  Kredit  gewährt. 
Es  kommt  aber  auch  vor,  dass  unmittelbar 
in  den  Erzeugnissen  der  Fabrik,  unabhängig 
vom  Bedarfe  des  Arbeiters,  ein  Teil  des 
Lohnes  verabfolgt  wird.  Oder  der  Unter- 
nehmer zahlt  einen  bestimmten  TeU  des 
Lohnes  in  gestempelten  Marken  aus,  die 
nur  bei  gewissen  Bäckern,  Metzgern, 
Krämern  und  Wirten  des  Ortes  eintausch- 
bar sind.  Wenn  ein  förmlicher  Labien  er- 
öffnet wird,  80  ist  entweder  der  Besitzer 
der  Fabrik  selbst  der  Ladenhalter  oder  er 
weiss  sich  für  dieses  Geschäft  der  Hilfe 
von  ihm  nahestehender  Personen  zu  be- 
dienen,  die   dann   allerdings   unter  ihrem 
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Namen,  aber  doch  auf  seine  Rechnung  ihr 
Unwesen  treiben. 

Im  engsten  Zusammenhange  mit  dem 
Trucksystem  steht  der  Schankbetrieb  durch 
Fabrikanten  oder  deren  Angehörige.  Der 
Unternehmer  eröffnet  eine  Kneipe  oder 
einen  Bierausschank,  lockt  die  Arbeiter  da- 
durch au,  dass  er  ihnen  kreditiert,  und 
bringt  bei  der  Lohnauszahlung  die  gestun- 
deten Beträge  in  Abzug.  Nach  dieser 
Richtung  sind  die  neuerdings  laut  gewor- 
denen Klagen  der  Dockarbeiter  in  Gent, 
dass  ihre  Arbeitgeber  grösstenteils  Schank- 
wirte seien,  besonders  charakteristisch. 
Einer  von  ihnen  setzte  innerhalb  zweier 
Wochen  11  Tonnen  Bier  ab  nebst  einer 
erheblichen  Menge  Geniövre. 

Unschuldiger,  obwohl  es  schliesslich  die 
gleichen  knechtenden  Wirkungen  für  den 
Arbeiter  hat,  erscheint  das  Cottagesystem, 
das  eine  Zeit  lang  in  den  ländhchen  Fabrik- 
distrikten Englands  häufig  war.  Es  be- 
steht darin,  dass  der  Fabrikant  Wohnhäus- 
chen erbaut  und  seine  Arbeiter  unter  An- 
drohung der  Entlassimg  dazu  anhält,  sie  zu 
mieten.  Durch  dieses  System  sind  ganze 
Ortschaften  neu  ins  Leben  gerufen,  und  es 
schien  für  den  Arbeiter  günstig,  insofern 
ihm  eine  gesunde,  seinen  Verhältnissen 
entsprechende  Unterkunft  geboten  wurde. 
In  Wahrheit  wurde  der  Unternehmer  zu 
diesem  Vorgehen  veranlasst,  weil  das  in 
die  Gebäude  hineingesteckte  Kapital  sich 
regelmässig  gut  verzinste.  Die  Wohnhäuser 
standen  eben  nie  leer,  und  das  Risiko,  das 
andere  Häuservermieter  sonst  zu  tragen 
pflegen,  fiel  weg.  Noch  grösser  wimle 
der  Vorteil,  wenn,  wie  es  nach  den  Ver- 
sicherungen von  Engels  oft  genug  ge- 
schehen sein  soU,  die  Arbeiter  zur  Bezah- 
lung einer  höheren  als  der  ortsübUchen 
Miete  veranlasst  oder  gar  gezwungen 
wurden,  Miete  für  ein  Haus  zu  zahlen,  das 
sie  nicht  bewohnen  woUten.  Wo  die  Ort^ 
Schaft  nur  aus  Häusern  der  Fabrik  gebildet 
wurde,  brauchte  der  Vermieter  seine  Miete 
überhaupt  nicht  nach  den  Forderungen 
anderer  einzurichten,  sondern  konnte  sie 
beliebig  hoch  ansetzen.  Bei  Zerwürfnissen 
mit  den  Arbeitern  verleiht  dieses  System 
dem  Unternehmer  die  grösste  Macht  Bei 
Arbeitseinstellung  hat  er  nur  nötijg,  die 
Wohnung  zu  kündigen  —  die  Kündigungs- 
frist ist  meistens  eine  Woche  — ,  und  binnen 
kurzem  sind  die  Feiernden  brotlose  und  ob- 
dachlose Vagabunden,  die  dem  Gesetze  ver- 
Mlen. 

2.  Die  Entstefaung  des  T.  Das 
heutige  Trucksystem  ist  nicht  geradezu 
ein  Ausfluss  der  modernen  Fabriken.  Es 
handelt  sich  vielmehr  um  ein  alteinge- 
wm^eltes  Uebel,  das  im  Bergbau,  wie  es 
scheint,  zuerst,  dann  in  der  Hausindustrie 
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auftrat  uud  in  letzterer  noch  gegenwärtig 
einen  viel  breiteren  Raum  einnimmt  als  im 
Fabrikwesen.  Ja  es  mag  wohl  eine  der 
Entstehungsursachen  des  Trucksystems  ge- 
rade in  dem  Aufkommen  der  Hausindustrie 
liegen.  Bei  ihr  liefert  bekanntlich  der  Ver- 
leger vielfach  den  zu  verarbeitenden  Roh- 
stoff, imd  indem  er  ihn  zu  höheren  Preisen 
als  ortsüblich  anrechnet,  streicht  er  einen 
besonderen  Gewinn  ein.  So  sollen  z.  B.  in 
der  fränkischen  und  koburgischen  Korb- 
warenindustrie der  Kaufleute  den  Arbeitern 
Esparto,  eine  Rohrart,  von  der  der  Ballen 
zu  zwei  Metercentnern  etwa  53  Mark,  das 
Pfund  mithin,  selbst  wenn  8  für  Packung 
abgerechnet  werden,  noch  nicht  15  Pfennig 
kostet,  zu  38—40  Pfennig  das  Pfund,  und 
der  Metercentner  Palmblatt,  der  für  26 — 27 
Mark  im  Einkaufe  zu  haben,  mit  38 — 40 
Mark  ansetzen.  Die  bei  solchen  Ge- 
schäften erzielten  Gevränne  mögen  den 
Unternehmer  veranlasst  haben,  zum  Ver- 
kaufe auch  anderer  Ware  zu  schreiten  und 
die  langen  Lohnzahlungsfristen  die  Aus- 
breitung dieses  Strebens  begünstigt  haben. 
Wenn  der  Arbeiter  erst  6 — 8  Wochen  nach 
Beginn  der  Arbeit  für  seine  Thätigkeit  be- 
zahlt wird,  so  ist  er  häufig  gezwungen, 
sich  um  einen  Vorschuss  zu  bemühen.  Diesen 
statt  in  barem  Gelde  in  Lebensmitteln  und 
Waren  aller  Art  zu  gewähren,  mag  der 
Arbeitgeber,  der  natürlich  zuerst  angegangen 
wird,  im  Interesse  des  Arbeiters  liegend, 
später  auch  für  sich  vorteilhaft  gefunden 
haben  und  auf  diese  Weise  zur  Einbürgerung 
des  Systems  gebracht  worden  sein.  Immer 
aber  erscheint  doch  bei  den  Fabriken  früh 
der  Truck.  Ein  Beispiel  dafür  liefern  die 
thüringischen  Porzellanfabriken,  die  seit 
den  60er  Jahren  des  18.  Jahrhimderts  auf- 
kamen. Oft  einsam  gelegen,  in  der  Nälie 
nur  bescheidener  Ansiedelungen,  wird  in  den 
Privilegien  derselben  dem  Gründer  in  der 
Regel  das  Recht  des  Backens,  Schlachtens 
unoBrauens  für  deuBedarf  seiner  Arbeiter  ver- 
liehen. Dazu  kam  nicht  selten  der  Betrieb 
einer  Gastwirtschaft,  vermutlich  später 
auch  der  eines  Materialwarengeschäfts. 
Offenbar  um  die  Entnahme  dieser  Kon- 
sumtibilien  besser  regeln  zu  können,  gaben  die 
Fabriken  Marken  (aus  Messing  oder  Kupfer) 
ab,  die  auf  dem  Avers  den  Namen  des 
Fabrikanten  oder  eine  Abbildung  des  Fabrik- 
gebäudes, auf  dem  Revers  den  Betrag  (3, 
6,  12  Kreuzer)  oder  die  Aufschrift  »ein 
Mass  Bier«  aufwiesen.  In  ihnen  ist  dann 
der  Geber  teilweise  ausgezahlt  worden. 
Den  Zwang,  genötigt  zu  sein,  sie  in  Kauf- 
laden oder  der  Wirtschaft  ihrer  Brotherrn 
wieder  ausgeben  zu  müssen,  empfanden  die 
Arbeiter  allmählich  als  einen  lästigen  Druck 
und  rächten  sich,  in  dem  sie  den  Marken 
die    Bezeichmmg    von    »Wanzen«    gaben. 


unter  welchem  Namen  sich  ihr  Gedächtnis 
bis  auf  den  heutigen  Tag  in  den  Kreisen 
der  Arbeiterschaft  erhalten  hat 

3.  Beniteilnng  des  Systems.  Es 
scheint  in  der  That  kaum  bezweifelt  werden 
zu  können,  dass  das  System  ursprünglich 
in  guter  Absicht  Eingang  fand.  Gerade  die 
oben  berührten  Verhältnisse  auf  dem 
Thüringer  Walde  sind  ein  Beleg  dafür. 
Indem  der  Unternehmer  dort  einen  Laden 
errichtete,  wo  noch  kein  Kaufmann  den 
Untemehmimgsgeist  gehabt  hatte  sich 
niederzulassen  und  indem  er  Nahrungs- 
mittel selbst  herstellte  oder  eu  gros  ein- 
kaufte, um  sie  en  detail  zu  Engrospreisen 
zu  verkaufen,  erwies  er  seiner  Arbeiter- 
schaft einen  Dienst.  Ja  wenn  er  seine  Ar- 
beiter teilweise  mit  den  Erzeugnissen  der 
Fabrik  ablohnte  imd  die  Preise  dafür  niedrig 
ansetzte,  so  konnte  ihn  der  Gedanke  leiten, 
dass  auf  dem  Wege  des  Hausierbetriebes, 
etwa  durch  die  Frau  oder  Angehörige,  die 
Möglichkeit  für  sie  gegeben  war,  kleine 
Extragewinne  zu  erlangen.  Die  erwähnten 
Porzellanfabriken  in  Thüringen,  grossen  Eisen- 
bahnunternehmungen in  England,  thaten  es 
jedenfalls  zunächst  ohne  Nebengedanken.  In 
dem  Masse,  als  im  letzteren  Falle  der  Bau 
vorwärts  rückte,  mussten  eben  die  Arbeiter- 
scharen  von  Ort  zu  Ort  ziehen.  Da  sollte 
ihnen  dann  Gelegenheit  geboten  werden, 
in  den  ihnen  fremden  Gegenden  sich  be- 
quem und  wohlfeil  mit  den  erforderlichen 
Lebensmitteln  versehen  zu  können.  In 
allen  solchen  Fällen,  bei  den  einsam  auf 
dem  Lande,  entfernt  vom  städtischen  Markt 
gelegenen  Fabriken,  wird  der  Truck  sicher 
eine  wirkliche  Erleichterung  für  den  Ar- 
beiter bedeutet  haben. 

Aber  leider  streifte  das  System  den 
Charakter  einer  Wohlthat  allmählich  ab  \md 
verwandelte  sich  in  nackte  Ausbeutung. 
Die  A^orzüge,  die  ihm  ankleben  mochten, 
befeinden  sich  von  vornherein  in  Verbindung 
von  Nachteilen,  die  nach  und  nach  über- 
wogen, so  dass  die  Einrichtung  zur  voll- 
kommenen drückendsten  Tyrannei  wurde. 
Als  der  gemeinsame  Zug  aller  dieser  Ver- 
anstaltungen stellte  sich  heraus,  dass  der 
Arbeitgeber  aus  seiner  Machtstellung  den 
Arbeitern  gegenüber  noch  einen  besonderen 
Gewinn  erzielte,  der  sein  ohnehin  grosses 
Uebergewicht  verstärkte.  Die  im  Laden 
verabfolgten  Waren  sind  höher  im  Preise 
angerechnet,  als  es  sonst  der  Fall  zu  sein 
pflegte,  sie  werden  zu  Ungunsten  der 
Käufer  dai^ewogen,  sie  sind  von  geringerer 
Güte  oder  minderwertiger,  als  sie  im  Wege 
der  freien  Konkurrenz  zu  haben  sind,  und 
sie  werden  den  Leuten  verabfolgt  ohne 
Rücksicht  auf  deren  Bedürfnisse.  Als  in 
den  30er  und  40er  Jahren  dieses  Jahr- 
hunderts der  Truckunfug  in  Solingen  kräftig 
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blühte,  vrurde  ein  Kittelchen,  das  im  Klein- 
handel 14  SUbergroschen  kostete,  den  Ar- 
beitern zu  1  Thaler  5  Sübergroschen,  ein 
Halstuch  im  Werte  von  4*'2  Silbergroschen 
für  10  SUbergroschen,  eine  Jagdtasche  im 
Werte  von  2  Thaler  25  Silbergroschen  für 
ö  Thaler  angerechnet.  Bei  einer  der 
gröesten  Firmen  in  der  Korbwarenbranche 
im  Kobui^gischen  bekam  noch  vor  wenigen 
Jahren  jeder  hausindustrielle  Korbmacher, 
wenn  er  seine  Erzeugnisse  ablieferte, 
*  5  Pfund  Kaffee,  1  Pfund  Zucker,  2  blaue 
Packle  (ungefähr  1  Pfund)  Cichorie,  ohne 
gefragt  zu  werden,  auf  seinen  Lohn  ange- 
rechnet —  ein  Packet,  wofür  ihm  1  M. 
imd  45  Pf.  in  Abzug  gebracht  wurden. 
Kleinere  Haushaltungen  mussten  wenigstens 
eine  kleinere  Portion,  für  75  Pf.,  entgegen- 
nehmen. In  Belgien  ergab  sich  bei  der 
neuesten  Enquete  Ober  die  Arbeiterzustände 
aus  der  Vorlegung  von  Büchern,  in  denen 
die  ladenhaltenden  Arbeitgeber  die  geliefer- 
ten Waren  eingetragen  hatten,  dass  Zucker 
um  27— 72<';o,  Seife  um  25— 87  o/o,  Petro- 
leum um  25 — 112*/o  teurer,  als  diese  Ge- 
genstände sonst  zu  haben  waren,  den  Ar- 
beitern verkauft  worden  waren.  Kann  es 
schon  bei  der  Verabfolgung  von  Lebens- 
mitteln vorkommen,  dass  die  Arbeiter  mehr 
erhalten,  als  sie  gerade  brauchen  und  dann 
suchen  müssen,  den  Ueberschuss  loszu- 
schlagen, so  wird  dieses  Verkaufen  zur 
Notwendigkeit.  faUs  sie  mit  Tabak,  Cigarren, 
WoUentüchem.  Tuchen,  Blechartikeln  und 
dei^gl.  mehr  bezahlt  werden.  Entweder 
werden  die  Arbeiter  zu  unnützem  Auf- 
wände verleitet,  der  mit  ihren  Einnahmen 
nicht  im  Einklänge  steht,  oder  sie  verlieren 
beim  Wiederverkauf.  In  England  hatte  der 
Track  am  Ende  der  zwanziger  Jahre  zu 
einem  förmlichen  Tauschsystem  geführt, 
das  für  den  Arbeiter,  der  keine  Zeit  zu  ver- 
lieren hatte,  geradezu  grausam  war.  In 
dem  Bezirk  der  Strampfwirkerindustrie 
von  Nottingham  waren  die  Arbeiter  z.  B. 
gezwungen,  erhaltenen  Zucker  gegen  Apo- 
thekerwaren, Kleider  imd  dergl.  auszu- 
tauschen. Es  soll  damals  in  der  That  vor- 
^kommen  sein,  dass  jemand  ein  halbes 
Pfund  Zucker  und  einen  Penny  zahlte,  um 
sich  einen  Zahn  ziehen  zu  lassen,  und  dass 
ein  Totengräber  für  das  Ausgraben  eines 
Grabes  Thee  und  Zucker  empfing.  In 
Belgien  aber  war  in  neuerer  Zeit  der  Track- 
unfug  zu  Termonde  und  Zele  in  der 
Seilerei  sowie  in  den  Sackleinen-  und 
S<^eltuchwebereien  soweit  eingerissen,  dass 
die  Arbeiter  die  ihnen  eingehändigten 
Waren,  die  sie  nicht  gebrauchen  und  nicht 
absetzen  konnten,  in  die  Leihhäuser  der 
nächst  gelegenen  Städte  tragen.  Ja  hier 
ereignete  es  sich  auch,  dass  die  Arbeit- 
geber die  den  Arbeitern  gegebenen   Stoffe, 


die  diese  schlechterdings  nicht  loswerden 
konnten,  weder  zurücknahmen,  aber  zu 
einem  Preise,  der  bei  weitem  niedriger 
war,  als  sie  ihn  bei  der  Lohnauszahlung 
angesetzt  hatten.  Durch  aUe  diese  Mani- 
pulationen erfährt  der  Lohn  des  Arbeiters 
eine  Verkürzung.  Herr  Morisseaux,  der 
Verfasser  eines  Berichtes  über  das  belgische 
Trackwesen,  kommt  auf  Grand  der  ihm 
bekannt  gewordenen  Abgaben  unter  anderem 
zu  der  üeberzeugimg,  dass  z.  B.  in  der 
Flintenlaufindustrie  die  Verpflichtung  des 
Arbeiters,  bei  seinem  Arbeitgeber  zu  kaufen, 
eine  Verringenmg  des  bedungenen  Lohnes 
um  mindestens  20  "/o  bedeute.  Statt  der 
versprochenen  3  Frcs.  erhalte  der  Arbeiter 
auf  diese  Weise  nur  2,40  Fn«.  täglich. 
Dazu  kommt,  dass  mit  Hilfe  des  Tracks 
der  Lohn  willkürlich  und  unauffällig  ge- 
ändert werden  kann,  indem  man  nur  im 
Trackladen  die  Preise  etwas  zu  erhöhen, 
die  Güte  der  Waren  zu  verschlechtern,  das 
Gewicht  herabzusetzen  braucht  Auch  in- 
direkt wird  der  Arbeiter  geschädigt,  sofern 
durch  das  Trucksystem  eine  verständige 
Führang  des  Hausliaits  unmöglich  wird, 
iEr  wird  zu  unnötigen  Ausgaben  verführt 
'er  gewinnt  überhaupt  von  dem  Verhältnis 
seiner  Einnahmen  zu  seinen  Ausgaben  kein 
deutliches  Bild  und  wird  durch  die  Er- 
leichterung des  Kredits  im  Trackiaden  da- 
zu bewogen,  wenig  sparsam  zu  leben.  Je 
nachdem,  womit  er  ausgelohnt  wird  imd  wie  er 
die  empfangenen  Gegenstände  hat  absetzen 
können,  muss  er  bald  seinen  Bedarf  an 
Kaffee  und  Zucker,  bald  an  Kleidung  und 
Wäsche  oder  gar  den  Verbrauch  an 
geistigen  Getränken  steigern.  Das  regel- 
mässige Boi^n,  bei  dem  er  das  Geld  in 
dem  Augenblicke,  wo  er  es  eigentlich 
empfangen  sollte,  in  den  Händen  des  zah- 
lungspflichtigen Arbeitgebers  zurückbleiben 
sieht,  bedingt,  dass  er  in  den  Tag  hinein- 
lebt und  an  Ersparoisse  niemals  denken 
kann. 

Somit  gerät  durch  das  Tracksystem 
der  Arbeiter  in  eine  grössere  Abhängig- 
keit vom  Unternehmer.  Er  muss  sich  dem 
an  ihn  gestellten  Ansinnen  fügen.  Der 
Zwang  zur  Annahme  der  Naturalien  ist 
entweder  ein  direkter,  d.  h.  er  wird  beim 
Beginn  des  Arbeitsverhältnisses  ausbe- 
dungen, oder  er  ist  ein  moralischer,  d.  h. 
der  sich  weigernde  Arbeiter  wird  nicht 
weiterbeschäftigt.  Zum  Schaden  gesellt 
sich  nicht  selten  der  Spott  »Wirfs  weg«, 
ruft  der  Unternehmer  dem  Mädchen  zu, 
das  mit  den  erhaltenen  Cigarren  nichts  an- 
zufangen weiss,  oder  er  zuckt  gleichmütig 
die  Achseln,  wenn  der  Arbeiter  im  In- 
grimm vor  seinen  Augen  den  Spazierstock 
zerschlägt,  der  ihm  an  Zahlungsstatt  aufge- 
drängt worden  ist 
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4.  Die  GesetKebiuig  gegen  das  T.: 
in  Dentscbland,  En^and,  Belgien  nnd 
Oesterreich.  Die  versuche,  den  mit 
dem  Trucksystem  getriebenen  Missbrauch 
diurch  gesetzgeberische  Massregeln  aus  der 
Welt  zu  schaffen,  stossen  auf  besondere 
Schwierigkeiten.  Zunächst  ist  an  die  That- 
sache  zu  erinnern,  dass  die  ohnehin  über- 
bürdeten Fabrikaufsichtsbeamten  nicht  ge- 
nügende Zeit  haben,  alle  üebertreter 
etwaiger  Truckverbote  aufzustöbern.  Wenn 
man  auch  das  Vertrauen  in  sie  setzen  darf, 
dass  sie  ihrer  Pflichten  nach  Erftften  ein- 
gedenk sein  werden,  so  haben  diese  Kräfte 
eben  Grenzen.  Sie  können  nicht  regel- 
mässig alle  ihnen  überwiesenen  Fabriken 
besuchen,  geschweige  denn  die  haus- 
industrieUen  Gegenden.  Weiter  aber  ist 
die  Aufdeckung  von  Truckfällen  erschwert, 
weil  die  unter  der  Alternative  Be- 
schäftigungslosi^keit  oder  stilles  Dulden 
stehenden  Arbeiter  an  der  Geheimhaltung 
selbst  interessiert  sind.  Endlich  verbietet 
kein  Gesetz  einem  Fabrikanten,  einen  Laden 
zu  eröffnen;  folglich  kann  man  keinen  Ar- 
beiter hindern,  beim  Unternehmer  einzu- 
kaufen. Selbst  wenn  dieLohnzahlung  wöchent- 
lich in  barem  Gelde  erfolgte,  so  würde  ein 
Teil  der  Arbeiter  nach  wie  vor  sich  an  die 
im  Unternehmerladen  gebotenen  Waren 
halten.  Das  Einschneidendste  wäre  zweifel- 
los ein  Verbot  für  Gewerbeunternehmer, 
Schankstätten  oder  Läden,  in  denen  Waren 
aller  Art  feilgehalten  würden,  zu  eröffnen. 

In  Deatschland  finden  sich  die  ältesten 
Verfügungen  g^n  den  Track  in  den  Berg- 
banoronnngen.  Die  ioachimsthalsche  Bergord- 
nnng  von  1548,  die  nennebergische  von  1566, 
die  knrsächsiscne  von  1589,  die  kOhiische  von 
1669  weisen  die  Schichtmeister  an,  richtig  zu 
lohnen,  mit  dem  Gelde  keine  Wechslerei  zu 
treiben  nnd  den  Arbeitern  anstatt  Geldes  keine 
Waren  anzuschmieren.  Der  Kurfürst  Maximilian 
Franz  dehnte  auf  Vorschlag  der  westfälischen 
Landstände  durch  Verfügung  vom  7.  August 
1787  dieses  Gebot  auf  alle  auf  Berg-,  Hütten- 
nnd  Hammerwerken  wohnenden  Faktoren  aus 
und  untersagte  ihnen  gänzlich  den  Handel  mit 
Viktualien  und  Krämereiwaren.  Den  gleichen 
Gesichtspunkt  nimmt  das  allgemeine  preussische 
Landrecht  auf,  wenn  es  (Teü  2,  Titel  16,  §  13) 
als  erste  Pflicht  gegen  die  Bergleute  hinstellt, 
ihnen  den  Lohn  in  barem  Gelde,  nicht  in  Erzen, 
Materialien  und  Lebensmitteln  zu  verabfolgen. 

In  der  Industrie  erscheinen  Verbote  des 
Tmcks,  soviel  bekannt,  zuerst  in  der  Solinger 
Schwert-,  Messer-  nnd  Stahlfabrikation.  Bereits 
Verordnungen  ans  den  Jahren  1654  nnd  1687 
verbieten  den  (Jebranch,  mit  „Winkelwaren" 
statt  mit  barem  Gelde  zu  bezahlen,  mit  Aus- 
nahme der  Materialien,  die  der  Arbeiter  nCtig 
hatte,  wie  Stahl,  Eisen,  Kohlen,  Gel,  Schmirgel, 
Pockholz,  Knochen  etc.  Solche  Gegenstände 
durfte  der  Unternehmer  zu  billigen  Preisen 
dem  Handwerker  auf  den  verdienten  Lohn  in 
Abrechnung  bringen.    Aber  diese  Massnahmen 


konnten  der  Ausbreitung  des  Systems  so  wenig 
Einhalt  thun,  dass  im  Jahre  1724  ein  Ausschuas 
zur  Untersuchung  der  Missbränche  eingesetzt 
wurde.  Die  von  diesem  verhängten  Strafen 
blieben  jedoch  bei  dem  ungeheuren  Gewinne, 
den  der  Warenwucher  ergab,  wirkungslos. 
Karl  Philipp,  Pfalzgraf  bei  Rhein,  verbot  dann 
unter  dem  4.  Dezember  1742,  dass  „den  Tage- 
löhnern und  Handwerkslenten  statt  anderer 
Zahlung  Kaffee,  Thee,  Zncker  o.  dergl.  zum 
menschlichen  Unterhalte  nicht  nOtige  Sachen 
verabreicht  würden  bei  Strafe  von  26  Gold- 
gnlden,  wohl  aber  der  verdiente  nnd  bedungene 
Lohn  mit  barem  Gelde  verabreicht  werden 
sollte".  In  dem  gleichen  Fahrwasser  bewegte 
sich  die  von  Karl  Theodor  am  23.  November 
1757  bestätigte  Ordnnng,  dass  dem  Handwerks- 
mann „dieser  Lohn  anders  nicht  als  in  barem 
Gelde,  dergestalien,  dass  kein  Gold-  oder  Silber* 
münz  demselben  höher  nicht  als  bei  dem  Brot- 
bäcker zu  begeben  oder  gewechselt  bekommen 
kann,  zu  zahlen  noch  aufzudringen  sei".  Alle 
diese  Anordnungen  verschlugen  so  wenig,  dass 
in  Solingen  1772  abermals  ein  Untersnchnngs- 
ansschnss  ernannt  nnd  in  den  Statuten  für  die 
Messermacher  von  1777  nnd  1789  (Messersatz- 
ordnnngen)  das  Recht  des  Warenzahlens  wieder- 
holt wurde. 

Die  erwähnten  Verbote  waren  einzelne 
Bestimmungen  in  den  Satzungen  gewisser 
Handwerke.  Als  die  Gewerbefreiheit  eingeführt 
wurde,  kamen  sie  daher  einfach  in  Wegfall. 
Bezeichnenderweise  ertönte  aber  gerade  im 
laufenden  Jahrhunderte  vom  Rhein  und  von 
Westfalen  aus  der  erste  Ruf  über  die  Be- 
drückung der  Arbeiter  durch  den  Track. 

Es  war  im  Jahre  1831,  als  die  preussische 
Regierung  veranlasst  wurde,  sich  mit  der  ge- 
setzlichen Regelung  der  Trackfrage  zu  be- 
fassen. Die  Bezirksregierang  zu  Aachen  hatte 
mit  den  Handelskammern  von  Aachen,  Krefeld 
und  Elberfeld  sowie  mit  den  Bezirksregierungen 
zu  Köln  und  Düsseldorf  darüber  Verhandlungen 
gepflogen,  ob  den  Lohnverkürzungen  der  Ar- 
beiter, wie  unverständige  und  habsüchtige 
Fabrikanten  sie  sich  zu  schulden  kommen 
Hessen,  vorgebeugt  werden  könne.  Hierbei 
war  der  Erlass  eines  unbedingten  Verbotes  aller 
nicht  in  barem  Gelde  eriolgenden  Lohnzahlungen 
angeregt  und  das  darauf  bezügliche  Protokoll 
vom  Oberpräsidenten  der  Rheinprovinz  dem 
Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe  einge- 
sandt worden.  Doch  musste  die  .Angelegenheit 
auf  sich  berahen  bleiben,  weil  die  Ansichten 
der  Minister  nicht  übereinstimmten.  Von 
neuem  wurde  sie  angeregt  durch  den  Solinger 
Fabrikanten  Peter  Knecht,  der  im  Jahre  1833 
eine  Immediateingabe  beim  Könige  machte,  und 
als  diese  den  gewünschten  Erfolg  nicht  erzielte, 
im  nächsten  Jahre  abermals  vorstellig  wurde. 
Er  bat  wenigstens  die  alte  Verordnung  von 
1789  über  den  Track  aufleben  zu  lassen.  Da 
indes  die  frühere  Zunftverbindung  der  Messer- 
macher mit  den  Kaufleuten  dafür  als  Voraus- 
setzung galt,  die  nicht  mehr  zu  erfüllen  war, 
so  verhielt  sich  das  Ministerium  ablehnend. 

Einige  Jahre  später  wurde  sowohl  auf  dem 
westfälischen  als  auf  dem  rheinischen  Landtage 
die  Frage  abermals  erört«rt.  In  Westfalen 
hatten  die  Kanfleute  mit  den  Hansindnstriellen 
einen  förmlichen  Tauschhandel  von  groben  Eisen- 
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waren  gegen  andere  Waren  begonnen.  Dem- 
gemiss  petitionierte  der  Landtag  nm  eine  Ver- 
ordnung, dnrch  die  jede  andere  Lohnzahlung 
als  in  barem  Gelde  verboten  '  vOrde.  Der 
rheinische  Landtag  aber  hatte  in  den  Entwurf 
eines  allgemeinen  Gewerbepolizeigesetzes  die 
Bestimmung  angenommen:  „Jeder  Brotherr, 
der  flberffihrt  wird,  seinen  Gesellen  oder  Ar- 
beitern statt  des  Lohnes  in  Geld  Waren  auf- 
gedrungen zu  haben,  soll  zn  10—100  Thalem 
Strafe  Temrteilt  werden."  Die  Petition  indes 
wie  der  Entwarf  hatten  nur  umfassende  Er- 
-Srterungen  zur  Folge.  Entscheidende  Schritte 
geschahen  nicht,  und  man  eröffnete  den  west- 
fSlischen  Ständen  im  Landtagsabschiede  von 
183y,  dass  nber  die  ZulSssigkeit  der  vorge- 
schlagenen Massregel  erhebliche  Zweifel  hervor- 
getreten wären.  Auch  vier  Jahre  später  hatte 
auf  ementes  Andringen  der  Landtagsabechied 
nur  die  Antwort,  dass  es  sehr  zweifelhaft  sei, 
ob  auf  legislativem  Wege  die  Absicht,  die 
Fabrikarbeiter  gegen  Bedrttckung  der  Fabrik- 
herren  zu  schätzen,  erreicht  werden  könne, 
ohne  .dnrch  zu  tiefes  Eingreifen  in  die  privat- 
rechtlichen Verhältnisse  die  Existenz  der 
ersteren  (d.  h.  also  der  Arbeiter)  zu  ge&hrden." 

Hielt  die  Begiemng  es  demnach  nicht  für 
mS^lich  einmschreiten,  so  halfen  sich  die  wohl- 
meuenden  Fabrikanten  an  einigen  Orten  selbst. 
In  Lennep  z.  B.,  wo  unter  öO  Tuchfabrikanten 
8  sich  befanden,  die  ihre  Arbeiter  mit  selbst- 
fabriziertem Tuche  ansznlohnen  pflegten,  bildete 
sich  ein  Verein,  dessen  Mitgheder  sich  ver- 
pflichteten, ihre  Arbeiter  nur  in  barem  Gelde 
m  lohnen.  Doch  die  Verhältnisse  lagen  nicht 
Qberall  so  günstig  nnd  viel  konnte  a3  diesem 
Wege  nidit  erreicht  werden.  So  wird  man  es 
TerständUch  finden,  dass  die  Handelskammern, 
die  im  August  1845  zur  Berichterstattung  auf- 
gefordert wurden,  sich  fOr  den  Erlass  eines 
Truckrerbotes  aussprachen  und  ungefähr  um 
die  gleiche  Zeit  von  der  Düsseldorfer  Begiemng 
sowie  von  dem  Oberpräsidenten  der  Bhein- 
provinz  dieselbe  Hassregel  beantragt  wurde. 
Diesem  nachhaltigen  nnd  allseitigen  Druck  gab 
das  Ministerinm  endlich  nach  und  hatte  bis 
nun  Jannar  1848  den  Entwurf  einer  „Verord- 
mate  zur  Abstellang  von  Missbräuchen  beim 
Ahlfiiuien  der  Arbeiter"  fertig  gestellt  Die 
aas  folgenden  Märzereignisse  hessen  zwar  eine 
achnelle  Erledigung  wünschenswert  erscheinen, 
aber  die  Auflösung  der  konstitnierenden  National- 
Tersanunlnng  trat  hindernd  dazwischen. 

Erst  in  der  Oewerbenovelle  vom  9.  Februar 
1849  erschien  in  den  §§  öO-^öö,  76  die  längst 
ersehnte  Anordnung.  Nach  ihr  waren  die 
Fabrikinhaber  verpflichtet,  die  Arbeiter,  die  sie 
beschäftigen,  in  barem  Gelde  ausznlohnen,  nnd 
durften  innen  keine  Waren  kreditieren.  Da- 
gegen konnten  sie  ihnen  Wohnnng,  Fenemngs- 
bedarf,  Landnatznng,  regelmäsage  JBeköstignng, 
Aizeneien,  ärztliche  Hilfe,  WeAzenge  und 
Stoffe  unter  Anrechnung  bei  der  Lohiuahlung 
Terabrdchen.  Diese  Bestimmungen  galten 
nicht  nur  für  die  im  geschlossenen  Baume  be- 
ach&fdgten  Arbeiter,  sondern  anch  fUr  solche, 
die  in  ihren  Behausungen  im  Auftrage  von 
Fabrikanten  mit  der  Anfertigung  gewerblicher 
Enengiiisse  beschäftigt  waren.  Auf  Arbeiter 
in  Bewwerken,  Salinen  etc.  wurde  die  Verord- 
nung durch  das  Berggeseta  vom  21.  Mai  1860 


ausgedehnt.  Von  hier  aus  fand  das  Truckver- 
bot  zunächst  in  einzelnen  deutschen  Gewerbe- 
ordnungen Eingang,  so  in  die  sächsische  von 
1861  (§  69),  in  die  württembergische  von  1869 
(Art.  43),  und  ging  dann  in  die  Gewerbeord- 
nungen des  norddeutschen  Bundes  (§§  143—136), 
später  des  Reiches  (§§  115—119)  über.  Durch 
die  Novelle  vom  1.  Juni  1891  ist  das  Truck- 
verbot  etwas  genauer  begrenzt  worden.  Es 
bestimmt  gegenwärtig :  Die  Gewerbetreibenden 
sind  verpmchtet,  die  Löhne  ihrer  Arbeiter  in 
Beichswährung  zu  berechnen  und  bar  auszu- 
zahlen. Sie  dürfen  femer  den  Arbeitern  keine 
Waren  kreditieren.  Doch  ist  es  ihnen  ge- 
stattet, den  Arbeitern  Lebensmittel  für  den 
Betrag  der  Anschafiungskosten,  Wohnung  nnd 
Landnutzung  gegen  die  ortsüblichen  Miet-  nnd 
Pachtpreise,  Feuerung,  Belenchtong,  regel- 
mässige Beköstigung)  Arzneien  und  ärztliche 
Hilfe  sowie  Werkzeuge  nnd  Stoffe  zn  den  ihnen 
übertragenen  Arbeiten  für  den  Betrag  der 
durchs(£uittlichen  Selbstkosten  unter  Anrech- 
nung bei  der  Lohnzahlung  zu  verabfolgen. 
Nur  bei  Verabfolgnng .  von  Werkzeugen  und 
Stoffen  für  Akkoraaroeiten  ist  ein  höherer 
Preis  erlaubt,  weil  die  Selbstkosten  sehr  rasch 
sich  verändern,  bei  niedrigen  Selbstkosten  die 
Grefahr  vorliegt,  dass  der  Arbeiter  mit  den 
Stoffen  Handd  treiben  könnte,  und  schliesslich 
bei  Abliefemng  der  Arbeit  das  Mass  der  ge- 
brauchten Stoffe  nicht  im  einzelnen  genau  fest- 
festellt  werden  kann.  Doch  ist  au<m  bei  dieser 
rlaubnis  höherer  Preise  vorgesehen,  dass  der 
ortsübliche  Preis  nicht  überstie^n  wird  nnd 
überhaupt  im  voraus  vereinbart  ist. 

Den  Schankbetrieb  der  Fabrikanten  zn 
erschweren  hat  im  Jahre  1843  der  rheini- 
sche Landtag  anfferegt.  indem  er  an  die  Be- 
gierang  die  Petition  rientete,  dass  den  Fabrik- 
meistern  eine  Konzession  zur  Errichtnng  einer 
Schankwirtschaft  künftig  nicht  erteilt  werden 
dürfe.  Dem  entsprechend  stellte  der  Landtags- 
abschied vom  30.  Dezember  desselben  Jahres 
eine  Verfügung  in  Aussicht,  wonach  diesen 
Personen  die  iESlanbiiis  zum  Schankbetriebe  nur 
ausnahmsweise  erteilt  werden  solle,  wenn  das 
BedürMs  auf  anderem  Wege  nicht  befriedigt 
werden  könne,  jedenfalls  aber  mit  Ausschlnss 
des  Branntweinschankes.  Dnrch  Cirkularver- 
fügung  vom  13.  Februar  1844  worden  diese 
Grundsätze  in  der  That  den  Bezirksregiemngen 
der  Bheinprovinz  eingeschärft  und  durch 
Kabinettsorare  vom  16.  November  1846  auf  das 
ganze  Staatsgebiet  ausgedehnt.  Hiernach  warder 
Betrieb  des  Schankgewerbes  und  des  Elein- 
handels  mit  Getränken  durch  Fabrikinhaber 
und  Fabrikanten  sowie  dnrch  deren  Familien- 
angehörige oder  von  ihnen  abhängige  Personen 
(Werkmeister,  Faktoren,  Komptoirgehilfen  etc.) 
verboten.  Damit  waren  auch  die  bereits  kon- 
zessionierten Schankstuben  dem  Untergänge 
geweiht  Eine  Ausnahme  von  diesem  Verbote 
konnte  nur  zugelassen  werden,  wenn  nach  dem 
übereinstimmenden  Urteile  der  Kommnnalbe- 
hörde,  des  Landrates  und  der  Begiemng  dem 
in  der  isolierten  Lage  einer  Fabrik  begründeten 
Bedtlrfnisse  auf  anderem  Wege  nicht  abzuhelfen 
war.  Am  21.  Dezember  1846  wurde  dieses 
Verbot  des  Ausschanks  auf  die  Aufseher  nnd 
Schachtmeister  nnd  deren  Familienmitglieder 
den  Handarbeitern   gegenüber,  die  beim  Bau 
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von  Eisenbahnen  beschäftig  waren,  ausgedehnt. 
Auf  die  Besitzer  von  Brauereien  und  Berg- 
werken fand  es  keine  Anwendung, 

In  der  Gewerbeordnung  von  1869  für  den 
norddeutschen  Bund  wurde  der  Betrieb  einer 
Schank-  und  Gastwirtschaft  von  der  vorher 
einzuholenden  Erlaubnis  abhängfig  gemacht 
(§  33)  und  damit  in  Preussen  jene  ältere  Ka- 
biuettsordre  für  aufgehoben  erklärt.  Allein  es 
blieb  doch  sehr  fraglich,  ob  durch  den  Nachweis 
eines  vorhandenen  Bedürfnisses,  der  die  Kon- 
zessionserteilung  rechtfertigte,  wirklich  alle 
früheren  Missstände  als  beseitigt  gelten  können. 
Diese  Befürchtung  wurde  denn  auch  in  den 
Beratungen  über  die  Gewerbeordnung  geäussert. 
Ja  es  wurde  der  Antrag  gestellt,  den  Inhalt 
jenes  Erlasses  von  1846  in  die  Gewerbeordnung 
aufzunehmen  und  ihn  dahin  auszudehnen,  dass 
das  Verbot  für  Schichtmeister  und  Steiger  in 
Bergwerken,  für  Aufseher  und  Schachtmeister 
bei  Eisenbahnen  ebenfalls  gelten  sollte.  Man 
betonte  —  auch  von  selten  des  Bundeskommissars 
— ,  dass  das  Schankgewerbe,  wenn  es  in  den 
Händen  der  Arbeitgeber  oder  der  Aufsichts- 
beamten sei,  in  Fabrikdistrikten  zur  Demora- 
lisation der  Fabrikbevölkerung  führen  könne. 
Indes  diese  Auseinandersetzung  war  vergebens, 
die  freiheitliche  Strömung  trug  den  Sieg  davon. 

Zuwiderhandlungen  gegen  alle  diese  Be- 
stimmungen kommen  leider  immer  noch  vor. 
So  seltsam  es  klingt,  so  finden  sich  doch  noch 
Arbeitgeber,  die  den  verhältnismä,ssig  geringen 
Vorteil,  der  ihnen  ans  der  ungesetzlichen  Hand- 
lung erwächst,  sich  um  jeden  Preis  zu  erhalten 
bemüht  sind.  Auszahlungen  des  Lohns  in 
Blechmarken  oder  Anweisungen,Lohnauszahlung 
in  Wirtschaften,  Verabfolgung  von  Waren  zu 
einem  zu  hohen  Preise,  unzulässiges  Kreditieren, 
VerabreichungvonBranntweinu.dergl.m.  scheinen 
nicht  völlig  aus  der  Welt  geschafft  werden  zu 
können.  Insbesondere  das  Kantinenwesen 
zeitigt  gewisse  Missstände,  indem  zwischen 
Anscnaffungskosten  und  Selbstkosten  kein 
Unterschied  gemacht  wird  und  die  Betriebs- 
inhaber sich  berechtigt  glauben,  für  Ueber- 
lassung  und  Instandhaltung  des  Lokals 
bestimmte  Beträge  in  Anrechnung  bringen  zy 
dürfen.  Fälle,  wo  in  einer  Fabrik  mit  300  Ar- 
beitern der  Kantinenhalter  bei  den  ortsüb- 
lichen Wirtshauspreisen  für  die  abgegebenen 
Lebensmittel  einen  jährlichen  Reingewinn  von 
über  3000  Mark  aus  der  Tasche  der  Arbeiter 
erzielte,  sollten  nicht  möglich  sein.  Hier  wird 
nichts  helfen  als  eine  Ergänzung  des  §  115  der 
G.O.  in  dem  Sinne,  dass  erschöpfend  festgestellt 
wird,  was  unter  Selbstkostenpreis  zu  verstehen 
ist.  Unausrottbar  scheint  nach  der  Enquete 
von  1895  über  die  Ziegeleien  gerade  in  dieser 
Industrie  das  Trucksystem  zu  sein. 

In  England  wurde  das  erste  gegen  den 
Track  ankämpfende  Gesetz  bereits  im  Jahre 
1464  erlassen,  für  das  Tuchmachergewerbe. 
Die  zu  beseitigenden  Missbräuche  bestanden  in 
der  Unsitte,  die  Arbeiter  zu  zwingen,  einen 
grossen  Teil  ihres  Lohnes  in  Stecknadeln, 
Gürteln  und  anderen  unnützen  Waren  anzu- 
nehmen, und  in  der  Zuteilung  der  zu  ver- 
arbeitenden Wolle  mit  zu  hoher  Gewichtsan- 
rechnnng.  Seit  jener  Zeit  folgten  bis  1887 
nicht  weniger  als  18  Verfügungen,  die  alle  dem 
Track  Einhalt  thnn  wollten,  die  meisten,  näm- 


lich 12,  im  Laufe  des  vorigen  Jahrhunderts, 
d.  h.  in  der  Periode  der  Entstehung  von  Fa- 
briken. 

Das  hauptsächlichste  Gesetz  gegen  den 
Track  wurde  am  15.  Oktober  1831  erlassen. 
Es  gipfelte  darin,  dass  in  allen  künftighin  zu 
schliessenden  Verträgen  bei  Anstellung  irgend 
eines  Arbeiters  in  einem  der  bezeichneten  Ge- 
werbe oder  Verrichtung  einer  Arbeit  durch  ihn 
der  Lohn  nur  in  kouranter  Landesmünze  und 
nicht  in  anderer  Weise  zahlbar  sein  sollte. 
Alle  Verträge,  die  darauf  abzielen  würden, 
diese  Bestimmungen  anszuschliessen,  und  über- 
haupt Anordnungen  treffen  wttrdeUj  an  welchem 
Orte  oder  in  welcher  Art  und  Weise  der  Lohn 

tanz  oder  teilweise  gegeben  werden  sollte,  wur- 
en  als  ungiltig  und  nichtig  bezeichnet.  Wenn 
der  Arbeiter  gegen  seinen  Arbeitgeber  Klagen 
wegen  Zahlung  irgend  einer  Summe  Geldes, 
die  seinen  Lohn  repräsentierte,  anstrengte,  so 
war  dieser  nicht  befugt,  eine  Gegenforderung 
vorzubringen  in  Bezug  auf  Sachen,  Waren  oder 
Handelsartikel,  die  er  vielleicht  dem  Kläger 
geliefert  haben  könnte.  Möglich  blieb  dagegen 
die  Lieferaug  seitens  des  Arbeitgebers  von 
Medizin,  Feuerungsmaterial,  Werkzeugen,  Ge- 
rätschaften, Heu,  Getreide,  selbstbereiteten 
Lebensmitteln  etc.  sowie  dafür  Lohnkürzungen 
vorzunehmen,  „vorausgesetzt  immer,  dass  solche 
Lohnkürzungen  oder  Abzüge  den  wirklichen 
und  wahren  Wert  der  gelieferten  Gegenstände 
nicht  überstiegen". 

So  wohlthätig  die  Absicht  dieses  Gesetzes 
war,  so  war  es  doch  von  geringer  Wirksamkeit. 
Sobald  der  erste  heilsame  Schrecken,  den  es 
den  ünteraehmera  einflösste,  überwunden  war, 
sannen  diese  darauf,  wie  ihm  direkt  oder  auf 
Umwegen  Trotz  geboten  werden  könnte.  Dies 
führte  allgemein  zu  Klagen  und  im  Jahre  1870 
durch  PanamentsbMchluss  zur  Einsetzung  eines 
Ausschusses,  der  über  die  Bedeutung  des  Ge- 
setzes von  1831  sowie  der  vorhergehenden  ähn- 
lichen Gesetze  Nachforschungen  anstellen  sollte. 
Da  zeigte  sich  nun  als  grösster  Mangel,  dass 
keine  Behörde  und  kein  :^mter  mit  der  Hand- 
habung des  Gesetzes  speciell  beauftragt  worden 
war.  Der  Arbeiter,  der  gegen  den  Unternehmer 
im  Prozesswege  vorging,  riskierte  selbstver- 
ständlich brotlos  zu  werden  und  wurde  daftlr 
nur  unvollkommen  durch  einen  Teil  der  Geld- 
strafe, die  dem  Unteraehmer  auferlegt  werden 
konnte,  aber  über  20  £  nicht  hinausging,  ent- 
schädigt. Die  Kosten  einer  gerichtlichen  Ver- 
folgung waren  zu  hoch,  die  angedrohten  Geld- 
buäsen  gegenüber  dem  erheblichen  Gewinn  aus 
dem  Track  zu  niedrig.  Endlich  standen  viele 
wichtige  Industriezweige  ausserhalb  des  Ge- 
setzes und  war  der  Umgehung  einzelner  Be- 
stimmungen Thür  und  Thor  geöffnet.  Trotz 
dieser  einschneidenden  Kritik  liess  mau  noch 
16  Jahre  hingehen,  ehe  man  sich  entschloss, 
energische  Massregeln  zur  Abhilfe  zu  ergreifen. 
Eine  Ausnahme  büdete  nur  das  Strampfwirker- 
lohngesetz  von  1874.  Wa«hgehalten  wurde 
das  öffentliche  Interesse  durch  einen  Bericht 
über  das  Trucksystem  im  Fischereibetriebe  auf 
den  Shetlandinseln  von  1882  und  einen  Bericht 
über  das  Tracksystem  in  Schottland  von  1887. 
So  kam  es  denn  schliesslich  am  16.  September 
1887  zu  einem  Trackergänzungsgesetze. 

Dieses   ist  dadurch  wichtig,   dass   es    die 
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Bedentang  des  Wortes  ^Handarbeiter"  näher 
ansführt  and  damit  die  Wohlthat  des  Gesetzes 
praktisch  anf  alle  Giewerbe  und  Beschäftigtmg'en 
aasdehnt  Bemerkenswert  ist  femer  die  Er- 
läntenmg,  dass,  wo  Abzüge  für  Schulunterricht, 
Medizin,  ärztlichen  Beistand  etc.  gemacht 
werden,  die  betr.  Rechnungsführung  des  Arbeit- 
gebers mindestens  einmal  im  Jahre  durch  zwei 
von  den  Arbeitern  zu  ernennende  Revisoren 
gepröft  werden  soll.  Ein  weiterer  Artikel  be- 
schäftigt sich  mit  der  Regelung  der  besonderen 
Zostände  anf  den  Shetlandinseln  und  in  anderen 
entlegenen  Distrikten  Schottlands.  In  Bezug 
auf  die  Strafandrohungen  ist  es  wichtig,  dass 
die  Agenten,  Geschäftsleiter,  Angestellten  und 
Aufseher  eines  Unternehmers  in  gleicher  Weise 
wie  die  Unternehmer  selbst  strafbar  sind,  wenn 
sie  irgend  eine  Handlung  begehen,  für  die  der 
Unternehmer  strafbar  ist.  Dadurch  wird  ver- 
mieden, dass  die  Angestellten  mit  der  still- 
schweigenden Zustimmung  des  Arbeitgebers 
einen  Druck  ausüben  und  ungesetzliche  Hand- 
langen begehen.  Endlich  ist  als  ein  ent- 
schiedener Gewinn  zu  bezeichnen,  dass  den 
Fabrik-  und  Bergwerkinspektoren  zur  Pflicht 
gemacht  wird,  die  Durchführung  des  Gesetzes 
in  überwachen,  freilich  nur  soweit,  „als  Fa- 
briken, Werkstätten  und  Grubenwerke  in  Be- 
tracht kommen,  die  jeweilig  von  ihnen  inspiziert 
werden." 

Dieses  Gesetz  hat  nicht  vermocht,  den 
Track  ganz  zu  beseitigen.  Immerhin  ist  mit 
seiner  Hilfe  eine  wesentliche  Besserung  erzielt 
worden. 

In  I(elgien  hat  das  G,  v.  16.  Dezember  1887 
über  die  Regnliernng  der  Lohiuahlaiigen  dem 
Track  zu  steuern  gesucht.  Es  verfügt,  dass 
alle  Löhne  den  Arbeitem  in  klingender  Münze 
oder  in  Papiergeld,  das  gesetzlichen  Kurs  hat, 
gezahlt  werden  müssen.  Doch  sind  verschiedene 
Ausnahmen  von  der  Barzahlung  vorgesehen 
anter  der  Voraussetzung,  dass  die  Gegenstände 
den  Arbeitem  nicht  höher  als  zum  Einkaufs- 
preise angerechnet  werden  dürfen  und  dass  da, 
wo  ein  Indastrie-  und  Arbeitsrat  besteht,  ihm 
die  Bedingongen,  unter  denen  jene  Gegenstände 
verabfolgt  werden  sollen,  vorher  bekannt  ge- 
macht werden.  Die  Aasnahmen  sind  nötig,  am 
Einrichtungen  zu  ermSglichen,  die  von  einzelnen 
Unternehmern  in  reinster  Absicht  angeordnet 
werden  und  zur  wirtschaftlichen  Erziehung  der 
Arbeiter  beitragen  können. 

In  Oesterreich  verpflichtet  die  Gewerbe- 
ordnong  (§  78)  ebenfalls  die  Gewerbsinhaber, 
die  Löhne  der  flilfgarbeiter  in  barem  Gelde 
auszuzahlen,  und  untersagt  die  Tomahme  der 
Auszahlung  in  Wirtshäusern  und  Schank- 
lokalitäteu.  Forderungen  für  kreditierte  Waren 
können  von  den  Gewerbsinhabera  und  den  ihnen 
gleichgestellten  Personen  weder  eingeklagt  noch 
durch  Anrechnung  oder  in  anderer  Weise  geltend 
gemacht  werden.  — 

Utteratlir :  Anton,  Gachichle  der  preustüchen 
FabrikgeteUgebung,  1891,  S.  131—95.  —  Bah- 
tKtge,  Vtber  Matchinen  und  Fabrihreten,  18SS. 
Au*  dem  Englüchen  von  Friedenberg,  §§  SS5 
M*  SS9.  —  Bein,  Industrie  des  sächsischen 
Vfigüandes,  S,  S.  SOG.  —  Brfisaert,  Bergord- 
nungen  der  preussisehen  Lande,  1858.  —  Bücher, 
£elgiseke  SozialgeteUgebung,    im   Archiv  f.  soz. 


Gesetzg.,  4,  S.  t&S,  i69.  —  Enget»,  Lage  der 
curbeitenden  Klassen,  lS9i,  2.  Aufi.,  S.  183,  258. 
—  Herhner,  Belgische  Arbeiterenqttete,  im 
Archiv  f.  soz.  Gesetzg.,  1,  S.  388.  —  Samuel 
Moore,  Das  Trucksystem  in  Grossbritannien,  im. 
Arch.  f.  soz.  Gesetzg.,  »,  S.  219— 158,  338.  — 
Wilh,  SUeda,  Deutsehe  Hausindtistrie,  1888, 
S.  27,  87—90.  —  Alf.  Thun,  Beiträge  etc.  in 
Zeitschrift  des  kgl.  prtuss.  stat.  Bur.,  1877,  S. 
68.  —  Derselbe,  Industrie  am  Siederrhein,  2, 
S.  70 — 74.  —  E.  Tiedt,  Die  Münzen  der  thü- 
ringisch-fränkischen Porzellanfabriken,  in  Blatt, 
f.  Mihizfreunde,  Bd.  35,  S.  127  ff.  und  im  »Spreche 
saal«  Bd.  SS,  S.  1364  ff. 

Wilhelm  SHeda. 


Trunksucht  und  ihre  Bekämpfung. 

L  Die  Trunksucht  des  Einzelnen. 
1.  Charakter  der  T.  2.  Näheres  über  die 
Alkoholisten.  3.  Weiteres  über  die  Ursachen. 
4.  Begleiterscheinungen  und  Folgen.  II.  T  r  n  n  k  - 
sucht  als  soziale  Erscheinung.  5.  Cha- 
rakter und  Ausdehnung.  6.  Begleiterscheinungen 
und  Folgen.  7.  Ent<itehung.  III.Bekämpfung 
der  Trunksucht.  8.  Geschichtlicher  Ueber- 
blick.  9.  Heutiges  Vereinswesen.  10.  Die  Be- 
handlung der  Trunksüchtigen.  11.  Aufklärende 
Propaganda.  12.  Darbietung  von  Besserem. 
13.  Ersatz  für  das  private  Wirtühaus.  14. 
Konzessionierung  und  Besteuerung  der  Wirt- 
schaften, lö.  Prohibition  und  lokale  Option. 
16.  Schankstätten-Polizei.  17.  Steuern,  Zölle 
und  Behandlung  der  Produktion.  18.  Das 
Studium  der  Alkoholfrage. 

I.  Die  Tmiiksacht  des  Einzelnen. 

1.  Charakter  der  T.  Unter  Tnmk- 
sucht  vei-steht  man  bald  einen  Zustand 
einzelner  Personen,  bald  wendet  mau  das 
Wort  auf  ganze  Volksklassen  oder  Völker 
oder  Zeiten  an,  und  dann  schliesst  man  auch 
das  Trinken  solcher  Leute  mit  ein,  die  an 
sich  nicht  trunksflchtig  sind,  sich  aber  an 
gemeinschädlichen  Trinksitten  beteiligen.  Ist 
von  Einzelnen  die  Rede,  so  meint  man  Per- 
sonen, die  sich  den  geistigen  Getränken 
gegenüber  nicht  beherrschen  können,  die 
auch  dann  trinken,  wenn  Vernunft  oder  Ge- 
wissen sie  zurückhalten  sollte,  die  für  ihre 
Leidenschaft  unverantwortliche  Opfer  an 
wirtschaftlichen  oder  anderen  Gütern  bringen, 
deren  leibliche  und  geistige  Gesundheit  unter 
dem  Trinken  leidet.  Als  Probe,  ob  jemand 
trunksflchtig  sei  oder  nicht,  kann  man  seine 
Fähigkeit  zu  völligem  Verzicht  auf  alko- 
holi^e  Getränke  betrachten;  kann  er  sie, 
abgesehen  vom  Zwang  der  Sitten,  überhaupt 
nicht  oder  nur  unter  schwerer  Entbehrung 
meiden,  so  ist  er  mehr  oder  minder  trunk- 
süchtig. Eine  deutliche  Scheidung  zwischen 
Trunksüchtigen  und  anderen  Trinkern  giebt 
es  freilich  nicht;  dieser  Umstand  hält  den 
Gesetzgeber,  Verwalttmgsbeamten  und  Rich- 
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ter  oft  von  wünBchenswerten  Massregeln  zu- 
rück, und  das  hat  in  der  Begel  zur  Folge, 
dass  man  überhaupt  nur  die  schlimmeren 
Falle  der  Tininksucht  behandelt,  die  leich- 
teren, d.  h.  aussichtsvolleren  Fälle  dagegen 
vernachlässigt.  Noch  viel  schädlicher  für 
eine  zweckmässige  Behandlung  ist  jedoch 
der  Uebelstaad,  dass  über  den  Charakter  der 
Trunksucht  unter  ihren  Beurteilem  manche 
falschen  Anschauungen  bisher  herrschten  und 
dass  man  audi  jetzt  noch  von  Einigkeit  weit 
entfernt  ist.  Ob  sie  ein  Laster  oder  eine 
Krankheit  sei,  ist  eine  viel  umstrittene  Frage, 
die  je  nach  der  Weltanschammg,  dem  reli- 
giösen Glauben,  dem  Bildungsgange  und  Be- 
rufe verschieden  beantwortet  wird;  beson- 
ders die  Theologen  suchten  die  alte  An- 
schauung, dass  die  Unmässigkeit  eine  Sünde 
und  als  solche  mit  geistlichen  Mitteln  zu 
bekämpfen  oder  von  Staats  wegen  zu  be- 
strafen sei,  aufrecht  zu  erhalten;  besonders 
die  Mediziner  sehen  dagegen  in  ihr  einen 
krankhaften  Zustand,  den  man  ebenso  wie 
andere  Krankheiten  ohne  Moralisieren  und 
Strafpredigten  in  wohlwoUendePflege  nehmen 
sollte.  Im  allgemeinen  hat  jetzt  in  der 
Wissenschaft  diese  tolerante  Ansicht  gesiegt, 
aber  im  Volke  herrscht  der  alte  Glaube,  der 
im  »Saufen«  ein  Laster  und  eine  Schmach 
sieht,  der  die  Trunksucht  bestraft  wissen 
oder  sie  nicht  als  StrafmUderungsgrand 
gelten  lassen  will,  der  die  Trunksüchtigen 
zur  Leugnung  und  Verheimlichung  ilues 
»Lasters«  verführt,  noch  vor.  So  lange  wie 
dieser  Zwiespalt  der  Ansichten  besteht,  ge- 
schieht weder  für  die  Bestrafung  noch  für 
die  Heilung  der  Tninksüchtigen  etwas  Durch- 
greifendes. 

Allgemein  wird  jetzt  von  den  Unter- 
richteten anerkannt,  dass  nicht  wenige 
Ti-inker  von  Haus  aus  Psychopathen  sind, 
bei  denen  die  Trunksucht  nichts  weiter  ist 
als  eine  Erscheinungsform  ihres  allgemeinen 
kranken  Zustandes.  »Die  Zahl  dieser  In- 
dividuen ist  sehr  gross.  Sie  gehören  zu 
jener  die  ganze  menschliche  Oesellschaft 
durchsetzendenPsychopathengemeinde,  deren 
Mitglieder  einen  nicht  unbeträchtlichen  Pro- 
zentsatz der  Künstler,  Erfinder,  Dichter, 
Politiker  und  Geistlichen,  aber  nicht  minder 
der  Verbrecher,  Vagabunden  und  Prosti- 
tuierten bilden«  (A.  Grotjahn).  Die  »Quartals- 
säufer« betrachtet  man  jetzt  als  Personen, 
bei  denen  eine  periodisch  auftretende  Geistes- 
störung durch  unsinniges  Trinken  zum  Aus- 
druck kommt.  Viele  Personen,  die  an  Me- 
lancholie, Altersblödsinn,  Manie  oder  anderen 
Formen  des  Irreseins  leiden,  zeigen  dieses 
Leiden  auch  durch  alkoholische  Unmässig- 
keit Andere  werden  plötzlich  Säufer,  weil 
sie  durch  einea  Fall  oder  Stoes  auf  den 
Kopf  eine  Gehimverletzung  erlitten  haben, 
weil  sie  an  Sonnenstich  erkrankt  sind,  weil 


ihr  Gehirn  durch  übergrosse  Aufregungen 
geschwächt  ist.  Auch  sonst  finden  wir  die 
Trunksucht  oft  mit  geistigen  und  körper- 
lichen Leiden  verbunden  —  unter  den 
letzteren  sei  Herzschwäche  und  periodische 
Herzerweiterung  gjenannt  —  und  es  ist  oft 
schwer,  zu  entscheiden,  was  da  Ursache  und 
Folge  ist  oder  ob  beide  Erscheinungen  ge- 
schwisterlich auf  weiter  zurückliegende  Ur- 
sachen zunickgehen. 

Der  Fachmann  gelangt  bei  dem  Studium 
dieser  Zusammenhänge  zu  mildester  Beur- 
teilung des  einzelnen  Trunksüchtigen,  auch 
wenn  er  die  Trunksucht  als  soziale  Erschei- 
nung energisch  bekämpft;  im  Volke  finden 
wir  leider  umgekehrt  eine  grosse  Duldsam- 
keit gegen  die  schlechten  Sitten  und  eine 
ungerechte  Härte  §^n  die  kranken  Trinker. 

2.  Näheres  über  die  Alkoholisten. 
Die  Trunksucht  finden  wir  bei  beiden  Ge- 
schlechtern, in  allen  Lebensaltem  nach  der 
frühesten  Kindheit,  in  allen  Ständen  imd 
Berufen,  aber  eine  Statistik  hierüber  ist 
nicht  möglich.  Statistisch  erfasst  sind  in 
Deutschland  nur  diejenigen  gröberen  Fälle 
von  Alkoholismus  bei  den  zumeist  ärmeren 
Leuten,  die  in  öffentliche  Krankenhäuser 
und  Irrenanstalten  gelangen.  Da  finden  wir 
für  Preussen  (nach  Georg  Heimann),  dass 
unter  diesen  Alkoholisten  der  all^meinen 
Heilanstalten  die  Männer  etwa  94,  die  Frauen 
6  v.  H.  ausmachen,  dass  von  1000  männ- 
lichen 92  unter  30  Jahren  standen,  278 
zwischen  30  und  40,  320  zwischen  40  und 
und  50,  191  zwischen  50  und  60;  101  waren 
älter,  18  unbekannten  Alters.  Auch  bei  den 
Frauen  fällt  das  Maximum  auf  das  vierte 
und  fünfte  Jahrzehnt  des  Lebens.  Den  Be- 
rufsarten nach  waren  1895  39  v.  H.  Hand- 
werker, 39  Arbeiter,  6  Landleute,  4 — 5  Kauf- 
leute, 3  Wirte  und  andere  Alkoholinte- 
ressenten u.  s.  w.  Bei  den  Alkoholdell- 
ranten  der  Irrenanstalten  finden  wir,  dass 
Wirte,  Brauer,  Kellner  und  die  in  den  Ver- 
kehrsgewerben beschäftigten  Leute  verhält- 
nismässig hohe  Zahlen  stellen.  Unter  den 
Frauen  smd  Wirtinnen,  Kellnerinnen,  Prosti- 
tuierte häufig.  Dem  Familienstande  nach 
waren  von  den  1895  in  Zugang  gekommenen 
Säuferdeliranten  260  Männer  ledig,  718  ver- 
heiratet, 50  verwitwet,  16  geschieden.  Erb- 
liche Belastimg  wurde  bei  4  v.  H.  der 
Männer  und  8,7  der  Weiber  nachgewiesen, 
doch  waren  nur  0,8  imd  2,6  v.  H.  Kinder 
von  Säufern.  Der  Prozentsatz  der  Säufer- 
deliranten von  allen  Anstaltspfl^lingen  der 
Irrenhäuser  war  1886 — 95  m  Ostpreussen 
7,4,  Westpreussen  5,6,  Berlin  14,7,  Branden- 
burg, das  viele  Patienten  an  Berlin  abgiebt, 
2,0,  Pommern  0,9,  Posen  2,8,  Schlesien  3,6, 
Sachsen  2,1  Schleswig-Holstein  8,5,  Han- 
nover 3,0,  Westfeden  0,3,  Hessen-Nassau  1,0, 
Hheinland  1,7.    Zum  ersten  Male  wurden  in 
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diesem  Jahrzehnt  an  S&nferdelirien  behan- 
delt 87  V.  H.,  zum  zweiten  Male  8  v.  H., 
zum  dritten  und  öfteren  Male  5  v.  H. 

In  verschiedenen  Teilen  Oesterreichs  hat 
man  eine  Trinkerstatistilc  versucht.  Danach 
hatte  Niederösterreich  unter  2600000  Ein- 
wohnern 2546  Trunksüchtige,  Wien  allein 
2338.  Von  diesen  waren  11  unter  20  Jahren, 
897  20—40,  1344  40—68,  276  über  60. 
210  von  ihnen  waren  Weiber.  Von  den 
Männern  fröhnten  1766  vorwi^nd  dem 
Schnaps,  386  dem  Wein,  63  dem  Bier.  2546 
waren "  durch  den  Trunk  erwerbsunfähig, 
435  in  der  Armenpflege,  219  lun  ihren  Be- 
sitz gekommen,  528  in  dauernder  Notlage. 
914  haben  öffentliches  Aergemis  g^eben 
oder  die  Ordnung  gestört,  382  waren  in 
Anstalten  nntei^bracht,  37  sind  entmflndigt, 
187  werden  als  Arbeitsscheue  oder  Land- 
streicher bezeichnet  Für  Tirol  ergab  die 
Trinkerzählung  2,3  auf  1000  Einwohner,  für 
Vorarlbeiy  1,28. 

Für  die  Schweiz  besitzen  wir  eine  Unter- 
suchung über  die  Alkoholisten  in  der  Irren- 
anstalt Burghölzli  und  der  Trinkerheilanstalt 
Ellikon  von  Dr.  Friederike  Oberdieck,  na- 
mentlich aber  haben  die  15  grössten  Ge- 
meinden des  Landes  eine  Todesursachen- 
Statistik,  ans  der  die  stärkeren  Trinker  er- 
kennbar werden.  Als  Berufe,  bei  denen  die 
Trunksucht  die  meisten  Opfer  fordert,  er- 
scheinen danach  für  1898  die  Handwerker 
und  Fabrikarbeiter  (194),  Hiuidelsleute  (56), 
Verkehrspersonal  (49),  Wirtschaftspersonal 
(30) :  dann  kommen  Landwirte,  Landarbeiter, 
Dienstboten,  Tagelöhner.  Von  1894—1898 
betrafen  hier  18931  Todesfälle  Männer  über 
20  Jahre:  bei  2036  war  Trunksucht  als 
primäre  oder  mitwirkende  Todesursache  an- 
gegeben, d.  L  bei  10,8%.  In  der  Alters- 
klasse 40 — 59  Jahre  der  Männer  ^d  man 
so^ar  15,7  "/o,  die  durch  das  Trinken  vor  der 
Zeit  gestorben  waren. 

3.  Weiteres  fiber  die  Ursachen.  Es 
ist  bereits  angedeutet,  dass  gewisse  Kranke 
und  von  Oeburt  an  Belastete  schnell  zur 
Tmnksucht  gelangen,  während  andere  recht 
lange  mit  der  Gerahr  spielen  können.  Ein- 
zelne Fachmänner  betraditen  nur  wenige 
ftozent  der  Trunksüchtigen  als  erblich  be- 
lastet, andere  geben  bis  zu  90  %  an.  Nicht 
immer  sind  dann  die  Eltern  oder  Gross- 
eltem  starke  Trinker  gewesen,  oft  tritt  auch 
Epilepsie  oder  irgend  eine  Form  der  Geistes- 
störung bei  den  Nachkonuuen  als  die  ver- 
wandte Krankheit  Trunksucht  wieder  auf. 
Aber  bei  aller  Anerkennung  der  ohne  eigene 
Schuld  «worbenen  physischen  und  psychi- 
schen Anlagen  zur  ünmässigkeit  müssen 
wir  doch  daran  festhalten,  dass  niemand 
trunksüchtig  werden  oder  bleiben  muss. 
Am  nächsten  liegt  den  (JefiUudeteu  selbst 
der  Gedanke:   wenn  es  keine  alkoholischen 


Getränke  gäbe,  wenn  die  Sitte,  sie  zu  ge- 
messen, nicht  bestünde,  so  wäre  auch  keine 
Trunksucht  möglich.  Dieser  Gedanke  ist 
zum  Fundament  der  radikalen  Abstinenz- 
bew^ung  und  der  radikalen  Gesetzgebung 
gegen  den  Alkoholhandel,  wie  wir  sie  be- 
sonders in  Amerika  kennen,  geworden.  Die 
Alkoholgegner,  Guttempler  u.  s.  w.  wollen 
zuerst  die  Tnnksitte  in  kleineren  Kreisen 
abschaffen  und  sie  sodann  durch  die  Gesetz- 
gebung ganz  ausrotten.  Auch  wer  solche 
Aufgaben  ffir  phantastisch  hält,  muss  zu- 
geben, dass  die  Abstinenzvereine  oft  solche 
alkoholfreie  Inseln  bilden,  in  denen  auch  der 
Gefähidete  vor  der  Trunksucht  geschützt  ist 

Hält  man  es  für  unmöglich  oder  auch 
für  gar  nicht  wtinschenswert,  die  »Trink- 
sitte« ganz  auszurotten,  so  muss  man  doch 
zugestehen,  dass  es  viele  verderbliche  Aus- 
artungen dieser  Sitte  gebt  Gegen  Ende 
des  Mittelalters  war  in  Deutschland  das  Zu- 
trinken ein  solcher  Unfug,  in  Amerika  ist 
es  das  Treaten  (das  gegenseitige  Runden- 
bezahlen), in  Schweden  und  anderwärts  das 
Trinken  bei  jedem  Geschäftsabschluss.  Unsere 
deutschen  Uebelstände  sind  besonders  fol- 
gende: dass  in  der  GeseUigkeit,  an  Wirts- 
tafeln,  bei  Festen  u.  s.  w.  ein  gewisser 
Trinkzwang  herrscht,  dass  das  Recht,  Bier, 
Wein  und  Schnaps  abzulehnen,  nicht  überall 
als  etwas  Selbstverständliches  und  Unan- 
tastbares gilt ;  dass  man  schon  Kinder  diese 
Getränke  mitgeniessen  läset ;  dass  die  Jugend 
der  besitzenden  und  gebildeten  Klassen  mit 
starkem  Trinken  nach  dem  Comment  einen 
Kultus  treibt  und  ein  elendes  Vorbild  giebt, 
dass  die  Arbeiter  Branntwein  und  Bier  oft 
als  Kraftsteigerungsmittel  gebrauchen,  statt 
besser  zu  essen  und  genügend  zu  ruhen; 
dass  die  kleinen  Geschäftsleute  des  Ge- 
schäftes halber  viel  die  Wirtschaften  auf- 
suchen; dass  überhaupt  die  Alkoholschänken 
für  unser  öffentliches  Leben  eine  hohe  Be- 
deutimg bekommen  haben,  die  sie  bei  einer 
vernünftigen  häuslichen  GeseUigkeit,  bei 
besserer  Sorge  für  andere  Versammlungs- 
stätten und  für  Restaurants  ohne  Alkohol 
nicht  erlangt  hätten. 

Oft  liegt  die  Ursache,  dass  die  Trunk- 
sucht sich  herausbildet,  an  sozialen  Zu- 
ständen und  am  persönlichen  Schicksal. 
Sorgen  und  Kummer,  häuslicher  Aerger,  un- 
befriedigende eheliche  Verhältnisse,  schlech- 
tes Gewissen,  geschändete  Ehre  u.  dgl. 
treiben  an  die  Flasche  und  in  die  Kneipe. 
Kinder,  die  in  verrohender  Umgebung  sich 
entwickeln,  sind  innerlich  nicht  gewappnet 
In  manchen  Berufen  liegt  einfe  Versuchung, 
der  viele  nicht  gewadisen  sind:  Wirte, 
Brauer,  Kellner,  Kellnerinnen  kommen  leicht 
an  den  Trunk,  ebenso  Weinreisende,  Ci- 
garrenreisende,  Bier&ihrer,  femer  Maurer, 
Fuhrleute,  Dienstleute,  Erdarbeiter,  Heizer. 
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Diejenigen  Arbeiter,  die  allea  "Witterungs- 
einflflsseu  ausgesetzt  sind  oder  die  ab- 
wechselnd sehr  angespannt  arbeiten  mflssen 
und  dann  wieder  Stunden  und  Tage  lang 
träge  dahin  leben  können,  werden  schneller 
zu  Trinkern  als  andere,  die  regelmässige 
Jiciten  arbeiten  und  vor  übermässiger  Hitze, 
Kalte  und  Nässe  geschtltzt  sind.  Unsicher- 
heit im  Erwerb,  Furcht  vor  Arbeitslosigkeit 
helfen  auch  mit,  Trinker  zu  bilden,  ebenso 
ist  schnelle  Yerschlechterung  oder  schnelle 
Verbesserung  der  Vermögensverhältnisse  ge- 
fährlich. Eine  bekannte  Erfahrung  ist,  dass 
Wohlhabende  seltener  zu  offenkundigen 
Säufern  werden  als  Arme ;  sie  können  phy- 
sisch und  psychisch  mehr  vertragen,  sie  ge- 
niessen  bessere  Alkoholika  zu  besseren 
Speisen,  können  sieh  auch  besser  kurieren, 
sobald  sie  nur  gesundheitliche  Schäden  be- 
merken. »Auch  der  Wein  führt,  im  Ueber- 
masse  genossen,  zur  Trunksucht;  aber  es 
ist  immer  etwas  anderes,  ob  man  einem  ge- 
simden  Körper,  der  nicht  zu  wenig  Nähr- 
stoffe hat,  Alkohol  in  Wein  oder  Bier  zu- 
führt, oder  ob  man  einem  Körper,  der  wenig 
Nahrung  hat,  nun  auch  solche  Giftstoffe  zu- 
führt, wie  sie  im  Branntwein  enthalten  sind. 
Im  letzteren  Falle  sind  die  Erkrankungen 
viel  schneller  und  viel  intensiver»  (Dr. 
Schmitz-Bonn).  Die  Getränke  zwischen  den 
Mahlzeiten  oder  gar  auf  nüchternen  Magen 
gelten  mit  Recht  als  besonders  gefährlich. 
Leute,  die  sich  körperlich  ausarbeiten,  können 
mehr  vertragen  als  andere;  Personen  von 
kräftiger  Konstitution  imd  sonst  guter 
Lebensweise  mehr  als  Schwache  und  un- 
regelmässig Lebende,  Aussenarbeiter  mehr 
als  Stubensitzer. 

Als  wichtige  Ursache  der  Trunksucht  ist 
ferner  die  Unwissenheit  des  Volkes  in 
Alkoholsachen  zu  nennen;  man  ^ennt  die 
Gefahren  der  Getränke  wie  der  Trinksitten 
zu  wenig,  man  behandelt  ernsthafte  Dinge 
als  Scherz,  man  sieht  sich  nicht  schnell 
genug  nach  Heilung  um,  wenn  die  gefähr- 
liche Krankheit  sich  anmeldet,  man  weiss 
anderen  keinen  Rat  oder  nur  schlechten  Rat 
zu  geben. 

4.  Begleiterächeinungen  nnd  Folgen. 
Gewöhnlich  pflegt  man  nur  von  den  Folgen 
der  Trunksucht  zu  sprechen;  wir  wollen 
hervorheben,  dass  viele  Mängel  und  Uebel 
der  Trinker  nicht  immer  als  Folgen  des 
Trunkes  aufzufassen  sind,  sondern  vielleicht 
mit  diesem  einen  geraeinsamen  Nährboden 
haben :  wirtschaftliches  Elend,  siechen  Leib, 
schwachen  Geist,  sittliche  Unbildung  u.  dgl. 

Die  wichtigste  Wirkung  des  Alkohols  ist 
die  auf  den  Geist,  daher  der  Name  »geistige 
Getränke«  ein  wohlberechtigter  ist.  Der 
Hauptgrund,  weshalb  die  Menschen  sie  ge- 
messen, ist,  weil  sie  bewusst  oder  unbewusst 
angenehmere   Stimmungen,    Gedanken   und 


Gefühle  suchen,  als  sie  in  vollständig  nüch- 
ternem Zustande,  bei  rein  realistischer  Be- 
trachtung ihrer  Verhältnisse,  Aussichten  und 
Umgebungen  haben  würden.  Einige  Physio- 
logen wie  Schmiedebei^  und  Bunge  lialten 
auch  die  Wirkungen  des  Alkohols,  die  ge- 
wöhnlich als  Erregung  gedeutet  werden,  für 
Lähmungserscheinungen. 

Zuerst  wird  das  klare  Urteil,  die  Kritik, 
gelähmt,  infolgedessen  überwiegt  das  Gemüts- 
leben.  Welter  werden  die  Gefühle  des  Schmerzes 
nnd  Missbebagens  betäubt,  auch  das  Müdigkeits- 
gefühl, das  Bewusstseiu  der  Schwäche,  der 
Kälte  etc.  Werden  diese  Wirkungen  häufig 
nnd  in  starkem  Grade  hervorgerufen,  wie  bä 
den  Trunksüchtigen  meistens  der  Fall  ist,  so 
werden  sie  zu  grossen  Gefahren  für  ihn,  seine 
Umgebung  nnd  die  ganze  Gesellschaft.  Im 
Bausche  selbst  begeht  er  Vergehen  und  Ver- 
brechen, die  ihm  nüchtern  ganz  fem  liegen 
würden,  besonders  leicht  kommt  er  zu  ge- 
schlechtlichen Ausschreitungen  und  zu  Gewalt- 
tbätigkeiten.  Aber  auch  abgesehen  vom  Rausche, 
zu  dem  es  bei  vielen  Trinkern  gar  nicht  kommt, 
ist  die  geistige  Wirkung  des  .'Llkohob  eine  ent- 
setzliche. 

Tuczek  nennt  folgende  Charaktereigen- 
schaften der  Trinker:  Reizbarkeit,  Heftig- 
keit der  Affekte,  leichte  Ermüdung,  Unfälüg- 
keit  zu  angestrengten  intellektuellen  und 
ethischen  Leistungen,  ferner  Zommütigkeit, 
Brutalität,  Mangel  an  SelbstbeheiTSchung, 
Willensschwäche,  Gemütsstumpfheit,  Ver- 
logenheit, UnZuverlässigkeit,  Arbeitsscheu, 
Feigheit,  Interesselosigkeit,  Gewissenlosig- 
keit, Egoismus,  Cynismus,  Mangel  an  Ehr- 
und  Pfüchtgefiihl,  »Eigenschaften,  die  nicht 
minder  gefahrbringend  sind,  wenn  sie  unter 
der  Maske  einer  gewissen  Jovialität  er- 
scheinen. Von  der  sittlichen  Versumpfung 
und  gemütlichen  Verödung  des  ethisch  de- 
fekt gewordenen  Trinkers  bis  zu  den  tiefsten 
Graden  des  geistigen  Verfalls  sind  die 
Uebergänge  fliessend.«  Verschiedene  Formen 
des  Irreseins  und  besonders  der  Säufer- 
walinsinn  (Delirium  alcoholicum  s.  tremens) 
sind  häufige  Folgen  der  Unmässigkeit. 

Aber  auch  die  Wirkungen  auf  den  Körper 
sind  bösartig.  Wir  folgen  wieder  Tuczek, 
der  folgende  aufzählt :  Rachenkatarrhe,  Dys- 
pepsie und  Magenkatarrhe,  Kehlkopf-  und 
Lungenkatarrh,  parenchymatöse  und  inter- 
stitielle Erkrankungen  der  Leber  und  Nieren, 
fettige  Entartung  der  Herzmuskulatui",  Herz- 
hypertrophie tmd  -dilatation  (besonders  bei 
reichlichem  Biergenuss),  Arteriosklerose  mit 
ihren  Folgen,  Fettsucht,  Akne,  kapillare 
Ektasieen  der  Haut,  Impotenz  beim  Manne, 
Neigung  zu  Abortus  bei  der  Frau. 

Aus  dem  Bereiche  des  Nervensystems 
nennt  er  femer :  die  Hyperämieen  des  Central- 
nervensystems  und  seiner  Häute,  die  Ent- 
zündungen der  harten  und  weichen  Rücken- 
mffl:kshäute,  die  blutigen  Apoplexieen  in  die 
Substanz  des  Gehirns  und  die  Meningen, 
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die  Periencephalitis  dif  hisa,  die  Himatrophie. 
Femer:  Erkrankung  bestimmter  Abschnitte 
der  Hinterstränge  des  Rückenmarks,  eine 
Art  Myelitis,  A\tgenmnskellähmung,  Aikohol- 
neoritis,  Atrophie  der  Sehnerven  etc. 

Besonders  wichtig  ist  noch,  dass  Trunk- 
süchtige auch  an  anderen  Krankheiten  und 
an  Unfällen,  die  an  sich  mit  dem  Alkohol 
nichts  zu  thun  haben,  erheblich  leichter  zu 
Grunde  gehen  als  andere,  deren  Körper  nicht 
geschwächt  und  vergiftet  ist. 

Eine  der  schlimmsten  Folgen  ist,  dass 
Trunksüchtige  Kinder  erzeugen,  die  körper- 
lich oder  geistig  oder  sittlich  defekt  werden. 
Glücklicherweise  ist  die  Fruchtbarkeit  in 
Trinkerehen  geringer,  die  Kindersterblichkeit 
höher  als  sonst. 

Dass  durch  alle  diese  Wirkungen,  wenn 
auch  bei  jedem  Einzelnen  nur  ein  kleiner  Teil 
derselben  auftritt,  ausserordentlich  viel  Elend 
für  den  Trinker  \uid  seine  Angehörigen  erzeugt 
wird,  bedarf  keiner  weiteren  Ausführung. 

IL  Tranksncht  als  soziale  Erscheinung. 
6.  Charakter  und  Ausdehnung.  So- 
bald die  Zahl  der  Tnmksüchtigen  in  der 
Gemeinde  oder  dem  Staate  eine  erhebliche 
wird,  bilden  sie  ein  bedenkliches  soziales 
Uebel.  Sie  verbrauchen  mehr  Güter  als  sie 
erzeugen,  sie  machen  ihren  Mitmenschen, 
besonders  auch  den  Behörden,  viel  Last,  sie 
tragen  zu  den  öffentlichen  Kassen  wenig  bei 
und  nehmen  viel  heraus,  sie  selbst  oder  ihre 
Angehörigen  und  Nachkommen.  Der  Trinker 
ist  in  der  Regel  ein  Schmarotzer,  der  das 
gesunde  Wachstum  des  Gemeinwesens  hemmt. 
Geßlhrlich  werden  dem  Gemeinwohle  aber 
auch  diejenigen,  die,  ohne  Trinker  zu  sein, 
anormal  auf  den  Alkohol  reagieren  und  doch 
nicht  darauf  verzichten;  unter  den  wegen 
Vergehen  oder  Verbrechen  Verklagten,  aJso 
auch  unter  den  Pfleglingen  der  Strafan- 
stalten, sind  viele,  die  nur  den  Alkohol  nicht 
vertragen  können,  den  sie  trinken  zu  müssen 
glauben;  es  sind  oft  Leute,  die  schon  nach 
kleinen  Quantitäten  zu  Krakehlem,  Messer- 
stechern, Dieben  u.  s.  w.  werden.  Aber 
auch  diejenigen,  die  unter  dem  Einfluss  der 
Getränke  allmählich  massig  roh,  massig  faul, 
massig  charakterlos,  massig  krank  werden, 
bedeuten  einen  grossen  Verlust  für  das  Ge- 
meinwesen. Und  endlich  bedeutet  alles 
Trinken,  das  dem  Trinkenden  schlecht  be- 
kommt oder  ihn  von  nützlicher  Arbeit  ab- 
hält, eine  thörichte  Verschwendung  von 
Stoffen,  von  Zeit  und  Kraft  Je  mehr  soziale 
Eänrid]tnngen  ein  Staatswesen  bekommt, 
desto  wichtiger  werden  sozialpolitisch  die 
Trinisitten  der  Bewohner:  nach  der  Ein- 
filhmng  der  staatlichen  Arbeiterversicherung 
hat  das  Deutsche  Reich  mehr  Interesse  an 
der  Massigkeit  der  Arbeiter  als  friiher,  imd 
in   einem  sozialistischen  Staatswesen  dürfte 


eine  Verderbung  der  Staatsgenossen  durch 
den  Alkohol  garnicht  geduldet  werden.  Heute 
schon  ist  das  Trinken  nicht  mehr  eine  blosse 
Privatsache ;  da  Gemeinde,  Provinz  und  Staat 
an  den  Folgen  schlechter  Trinkstätten  und 
Trinksitten  schwer  zu  tragen  haben,  ist  ihr 
Recht,  solchen  Schäden  vorzubeugen,  und 
ihre  Pflicht,  die  massigen  BOr^r  vor 
Schmarotzern  zu  schützen,  unbestreitbar. 

Es  wird  oft  versucht,  die  Trunksucht  der 
Völker  zahlenmässig  zu  schildern ;  wir  unter- 
lassen es  hier,  da  solche  Zahlen  mehr  irre- 
führend als  belehrend  sind.  Auch  die 
2jahlen  über  den  durchschnittlichen  Konsum 
der  Getränke  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
sagen  uns  wenig.  Erstens  sind  sie  oft  un- 
zuverlässig und  imvollstäudig ;  es  kann  nir- 
gends feststellt  werden,  was  wirklich  ge- 
trunken wird,  sondern  nur,  was  versteuert 
wird.  Sodann  sagen  sie  uns  nichts  über  die 
Alkoholstärke  und  sonstige  Qualität  des 
Weines,  Bieres  oder  Branntweins ;  Bier  aber 
bedeutet  z.  B.  in  England  etwas  anderes  als 
in  Deutschland.  Drittens  sieht  man  diesen 
Zahlen  nicht  ab,  ob  z.  B.  10  Liter  Bier  auf 
einem  Sitz  getrunken  werden  oder  innerhalb 
eines  Monats  in  kleinen  Mengen ;  die  Russen 
wtlrden  bei  einer  vergleichenden  Statistik 
als  ein  sehr  massiges  Volk  erscheinen,  die 
vielberufenen  »alten  Deutschen«  als  ein  Ideal 
von  Nüchternheit  In  Deutschland  ist  in 
den  letzten  Jahrzehnten  die  Bierziffer  erheb- 
lich gestiegen,  obwohl  das  deutsche  Volk 
durchaus  nicht  unmässiger  geworden  ist. 
Wachsender  Wohlstand,  guter  Verdienst  der 
Massen,  bessere  Verkehre  Verhältnisse,  Ver- 
besserungen in  der  Brauerei  und  im  Bier- 
vertriebe waren  hier  die  Ursachen,  und  ähn- 
lich finden  wir  in  der  mnzen  Welt  hohe 
Konsumziffern,  wo  die  Massen  gute  Ein- 
nahmen haben,  wo  sie  regelmässig  trinken 
und  nicht  Feiertagssäufer  nach  russischer 
Art  sind,  wo  der  Verkehr  lebhaft  ist.  Ganz 
thöricht  ist  das  bei  den  Temperenzlern  be- 
liebte Umrechnen  von  Bier,  Wein  und 
Schnaps  in  reinen  Alkohol,  wobei  man  noch 
dazu  über  den  Alkoholgehalt  der  Getränke 
mangelhaft  unterrichtet  ist;  Bier  und  Wein 
sind  etwas  anderes  als  verdünnter  Alkohol. 

Mehr  als  die  Konsumstatistik  belehrt  uns 
die  vorurteilslose  Beobachtung  der  Völker. 
Irgend  eine  Form  der  Berauschung  findet 
sich  überall  auf  der  Erde;  der  Alkohol- 
genuss  ist  besonders  bei  Germanen,  Romanen, 
Kelten  imd  Slawen  beliebt,  ohne  sich  auf 
sie  zu  beschränken.  Am  stärksten  zeigt  sich 
der  Hang  zum  Trünke  in  kälteren  und 
feuchten  Ländern,  besonders  auch  in  Niede- 
rungen und  Küstenstrichen;  er  tritt  in 
Schnaps-  und  Bierländern  stärker  auf  als  in 
Weinländem.  Besonders  herrscht  die  Trunk- 
sucht zur  Zeit  in  Belgien,  Dänemark, 
Deutschland,  Grossbritannien  und  seinen  Ko- 
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lonieen,  Holland,  Oesterreich,  Russland,  der 
Schweiz,  Schweden  und  den  Vereinigten 
Staaten.  Auch  Frankreich  hat  seinen  Bui, 
ein  massiges  Land  zu  sein,  in  den  letzten 
Jahrzehnten  eingebüsst.  Norwegen  und  Fin- 
land  sind  viel  nüchterner  geworden  als  sie 
früher  waren.  Ebenso  wie  das  Opium  wirken 
auch  die  verschiedenen  alkoholischen  Ge- 
tränke in  jenen  Ländern  oder  Volksschichten 
am  giftigsten,  wo  sie  neu  sind;  allmählich 
richten  sich  die  Konsumenten  auf  das  Ge- 
tränk ein,  sie  werden  massiger  und  vor- 
sichtiger und  vertragen  es  besser,  die  Un- 
mässigen  sterben  aus;  in  alten  Weinländern 
sind  die  Bewohner  ziemlich  massig.  Die 
Naturvölker  pflegen  in  neuen  Berauschungs- 
mitteln sehr  auszuschweifen,  ihre  Entartung 
nach  der  Berührung  mit  den  Europäern  je- 
doch hängt  auch  mit  anderen  Neuerungen 
in  der  Lebensweise  zusammen,  nicht  bloss 
mit  dem  »Feuerwasser«.  Je  gebildeter  und 
wohlhabender  ein  Volk  wird,  desto  mehr 
tritt  an  die  Stelle  gelegentlicher  wilder  Be- 
rauschungen ein  regelmässiges  vorsichtiges 
Trinken. 

6.  Begleiterscheinmigeii  nnd  Folgen. 
Aus  Gründen,  die  schon  angegeben  sind, 
verdienen  fast  alle  Zahlen  über  die  Folgen 
der  Trunksucht  Misstrauen.  Sie  gehen  fast 
alle  auf  Schätzungen  zurück,  die  sehr  ver- 
schieden ausfallen  je  nach  dem  Gutachter. 
Der  eine  Armenpfl^r  betrachtet  10*/o  der 
ünterstützungsfälle  als  Folgen  des  Trunkes, 
der  andere  90;  der  eine  Kriminalist  be- 
trachtet den  Rausch  als  den  Thäter  des 
Verbrechens,  der  andere  als  Komplizen, 
der  dritte  als  Vorwand;  und  wo  man  den 
Alkoholgenuss  sicher  als  die  Ursache  eines 
Uebels  erkennt,  entsteht  erst  noch  der  Streit, 
ob  er  die  letzte  Ursache  sei.  Die  Zahl  der 
wegen  Trunkenheit  Verhafteten,  der  wegen 
Trunksucht  Entmündigten,  der  mit  dem 
Wirtshausverbot  belegten  »Trunkenbolde« 
hängt  von  der  Verwaltungspraxis  erheblich  ab, 
die  standesamtliche  Zahl  dieser  Todesursache 
von  dem  Masse  der  Vertuschimg  dieser  Todes- 
ursache, und  so  sind  viele  Zahlen,  mit  denen 
oft  operiert  wird,  von  recht  ^ringem  Werte. 
Allgemeine  Angaben  sind  hier  in  Wahrheit 
genauer  als  bestimmte  Zahlen.  Zweifellos 
ist  zunächst,  dass  die  Herstellung  der  Ge- 
tränke eine  Unmenge  Nahrun^mittel  ver- 
schlingt und  zerstört,  dass  sie  eine  Un- 
menge Arbeit  erfordert,  die  gleichfalls  viel 
besser  angewandt  weiden  könnte.  Dazu 
kommt  dann  die  Arbeit  und  die  Kosten  des 
Vertriebs  nnd  viel  Hilfsarbeit  für  die  nötigen 
Geräte,  Maschinen,  Kohlen  ete.  Nach  An- 
sicht der  Temperenzler  sind  die  Getränke 
solche  ungeheuren  Opfer  nicht  wert.  Dazu 
kommen  dann  die  Geldopfer  der  Trinker; 
man  schätzt,  dass  in  Deutschland  pro  Kopf 
und  Jahr  50—60  Mark  für  geistige  Getränke 


ausgegeben  würden  (nämlich  ftir  13,5  Liter 
Trinkbranntwein  zu  33  «/o,  124  Liter  Bier 
und  6 — 7  Liter  Wein),  d.  h.  für  eine  Durch- 
schnittsfamilie 250 — 300  Mark,  für  das  deut- 
sche Volk  rund  3  Milliarden.  Das  Kneipen 
und  seine  Nachwirkungen  erfordert  viel 
Zeit,  nimmt  viel  Arfoeitdkraft  und  Arbeits- 
lust, bewirkt  viel  Pflichtversäamnis,  viel 
Vernachlässigung  der  Geschäfte,  viel  minder- 
wertige Leistungen.  Fleissiges  Trinken 
schwächt  die  verschiedensten  Organe  des 
Körpers,  lässt  Krankheiten  leicht  aufnehmen 
und  schwerer  überwinden,  verkürzt  die 
Lebenszeit.  Die  Familiengenossen  leiden 
unter  den  geringeren  Mitteln,  unter  der 
schlechteren  Behandlung,  dem  schlechteren 
Vorbilde.  Dass  die  Kinder  der  Trinker  un- 
gesunder und  minderwertiger  werden,  kann 
man  oft  an  einem  Vergleiche  der  älteren 
und  jüngeren  erkennen.  Oft  kommt  es  zu 
Selbstmord,  zu  Irrsinn,  zu  Verbrechen  ent- 
weder bei  dem  Trinker  selbst  oder  bei 
seinen  Familienmitgliedern.  Und  wie  schon 
angedeutet,  dürfen  wir  hier  nicht  bloss  an 
die  eigentlichen  Alkoholisten  denken;  die 
halben  Trinker  sind  wegen  ihrer  grossen 
Zahl  ebenso  schädlich. 

7.  Entstehung.  Die  Trunksucht  als 
soziale  Erscheinung  wird  in  erster  Linie 
durch  ein  neues  oder  übermässiges  Angebot 
berauschender  Getränke  erzeugt  Am  deut- 
lichsten wird  uns  das  heute  an  den  Ein- 
geborenen fremder  Erdteile,  die  dem  euro- 
päischen Import  anheimfallen.  Aber  auch 
die  »Branntweinpest«,  unter  der  namentlich 
Norddeutschland  im  ersten  Drittel  des  19. 
Jahrhunderts  litt,  war  durch  die  Ueber- 
schwemmung  mit  billigem  Schnaps  hervor- 
gerufen: man  hatte  gelernt,  Kartoffelbrannt- 
wein billig  herzustellen,  und  auch  der  Preis 
des  Kornbranntweins  war  von  70  Thaler  auf 
18  Thaler  das  Fass  gesunken  (so  in  den 
Fürstentümern  Göttingen  und  Gn-ubenhagen 
von  1805—1842),  während  der  Kartoffel- 
schnaps nur  noch  14 — 15  Thaler  kostete. 
Am  gefährlichsten  wurde  der  Schnaps  in 
den  Ländern,  wo  man  jedem  Ackerbauer 
die  Hausbrennerei  und  den  Verkauf  seiner 
Ware  freigab,  vielleicht  audi  noch  jedem 
Stadtbürger  den  Schnapshandel;  auf  diese 
Weise  kamen  Schweden  und  Norwegen  zu 
einem  anderwärts  unerhörten  Bnumtwein- 
konsum;  in  Schweden  sollen  1830  auf  den 
Kopf  46  Liter  zu  50  "/o  getrunken  sein.  Wenn 
an  die  Stelle  unzähliger  häuslicher  Bren- 
nereien wenige  fabrikartige  Grossbien- 
nereien  traten,  so  ist  das  für  die  Nüchtern- 
heit des  Volkes  zuträglich  |  nur  entsteht  hier 
die  neue  Gefahr,  dass  die  Besitzer  dieser 
Grossbrennereien  in  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung sehr  mächtig  sein  können.  So  ist 
es  für  Deutscliland  und  Oesterreich  ein 
Unglück,  dass  der  Branntwein  gerade  von 
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den  adeligen  Grossgrundbesitzern  bis  hinauf 
tu  den  Ltuideefürsten  oder  auf  EirchengQtem 
etc.  hergesteUt  wird. 

Auch  am  Biere  lieese  sich  zeigen,  dass 
der  Bierkonsum  viel  mehr  von  der  Art  der 
Herstellung  und  des  Vertriebes  hervorge- 
rufen wird  als  umgekehrt  die  Herstellung 
von  der  Nachfrage.  Als  Ausgangs  des 
Hittelalters  das  norddeutsche  Braugewerbe 
blühte,  waren  Nord-  und  Mitteldeutschland 
tlie  eigentlichen  Biertrinklande,  während  zu 
gleicher  Zeit  das  Bier  in  Sflddeutschland 
eine  ganz  unbedeutende  Rolle  spielte.  Später 
verfiel  das  Braugewerbe  in  Noradeutschland 
und  in  Bayern  gedieh  es,  beides  ohne  dass 
die  Ursache  bei  den  Konsumenten  zu  suchen 
ist.  Der  Bierkonsum  verminderte  sich  in 
Norddeutschland  so,  dass  1752  Unger  (Han- 
nov.  gelehrte  Anzeigen)  behaupten  konnte, 
die  Brauei^den  würden  nicht  den  fünften 
Teil  dessen  los,  vras  sie  vor  100  Jahren 
verkauft  hätten,  und  in  Bayern  stieg  der 
Bierkonsum  zu  der  bekannten  Höhe.  Erst 
oach  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  ge- 
langte das  fiiertrinken  in  Norddeutschland 
wiwler  zu  grosser  Bedeutung,  besonders  in- 
folge technischer  Fortschritte.  Das  Neueste 
auf  diesem  Gebiet  sind  die  überraschende 
Ausdehnung  der  Flaschenbiere  nach  Erfin- 
dung des  bekannten  Patentflaschenver- 
schlusses und  die  halbe  oder  ganze  An- 
eignung der  Wirtschaften  durch  die  Braue- 
reien. 

Da  der  Staat  auf  die  Produktion  einen 
fiestimmenden  Einfluss  ausübt  (durch  die 
Gewerbegesetzgebung,  Steuergesetze  etc.), 
so  wirken  sehr  oft  staatliche  Massregeln, 
noch  öfter  staatliche  Unterlassungssünden 
trrinksuchterzeugend.  Verhängnisvoll  war 
für  manche  Länder,  dass  die  bequeme  und 
beträchtliche  Einnahme  aus  der  Branntwein- 
steuer den  Finanzpolitiken!  bald  notwendig 
erschien,  dass  man  sie  nicht  als  Danaerge- 
schenk erkannte.  In  Russland  ist  diese 
Steuer  —  bezw.  der  Monopolgewinn  —  der 
wichtigste  Posten  unter  den  staatlichen 
Eannafamen,  und  auch  in  anderen  Ländern 
haben  Minister  eine  Verminderung  des 
Bianntweintrinkens  zuweilen  gefürchtet,  statt 
sie  zn  begünstigen.  In  Deutschland  leidet 
der  Kampf  gegen  die  Unmässigkeit  auch 
unter  dem  in  massgebenden  Kreisen  ver- 
brdteten  Glauben,  dass  die  Landeskultur  der 
östlichen  Provinzen  der  Kartoffelbrennerei 
nicht  entraten  könne. 

Die  Zahl  der  Wirtshäuser  und  sonstigen 
Alkoholverkaufstätten  ist  von  grossem  Mn- 
flass  auf  die  Trinksitten,  noch  mehr  ist  es  aber 
ihre  Beschaffenheit  Auch  hier  erzeugt  oft 
«k.  Angebot  die  Nachfrage;  ist  in  einem 
kleinen  Dorfe  keine  Wirtschaft,  so  wird 
weni^  getrunken,  als  wenn  eine  besteht, 
und    in  zwei  Schenken    trinken   die    Ein- 


wohner wieder  mehr  als  in  einer;  steht 
einer  Kohlengrube  oder  einem  industriellen 
Werke  ein  Wirtshaus  gegenüber,  so  trinken 
die  Arbeiter  mehr,  als  wenn  es  fünf  Minuten 
entfernt  wäre.  Besonders  schlimm  ist  aber, 
dass  bei  einer  übermässigen  Zahl  von  Wirt- 
schaften die  Wirte  verführt  und  durch  ihre 
finanzielle  Lage  geradezu  gezwungen  werden, 
auf  alle  möghche  Weise  Cfäste  heranzulocken 
und  sie  zum  Geldausgeben  zu  reizen.  Viele 
Schänken  zulassen  heisst  viele  Volksver- 
führer beständig  wirken  lassen.  Durch  die 
schlechteren  Elemente,  die  erfahrungsmässig 
in  diesem  Gewerbe  ihr  Glück  versuchen, 
wird  der  ganze  Wirtsstand  heruntei^zogen ; 
durch  die  allzuscharfe  Konkiurrenz  werden 
auch  bessere  Wirte  schlechten  Praktiken  ge- 
neigt. 

Eine  blosse  Verminderung  der  Wirt- 
schaften wird  freilich  wenig  bessern.  Denn 
dann  bekommen  die  verbleibenden  Konzes- 
sionen Monopolpreise;  die  Wirte  können 
nicht  mehr  mit  eigenen  Mitteln  Wirtshäuser 
erwerben,  sie  werden  zu  Pächtern,  Schuld- 
nern oder  blossen  Zäpflem  der  Brauereien 
oder  anderer  Getränkelieferanten,  und  die 
Verzinsung  des  Monopolpreises  muss  durch 
starken  Getränkeabsatz  herausgewirtscht^t 
werden.  Für  England  haben  Rowntree  und 
Sherwell  folgende  schnelle  Wertsteigerungen 
durch  die  Schankkonzession  festgestellt:  ein 
Gebäude  von  750  £  Wert  kostet  als  Wirt- 
schaft 4150  £:  ein  zweites  400:  4500,  ein 
drittes  3500:  24  500  ein  viertes  900: 15800 
u.  s.  w.  Auch  in  Deutschland  haben  wir 
dieselbe  Umwandlung  der  Wirtschaften,  die 
viel  gemeinnützigere  Aufgaben  haben  könnte, 
in  Getränkeabsatz- Agenturen. 

Zuweilen  sind  andere  Vertriebsformen 
für  die  Alkoholgetränke  noch  bedenklicher 
als  die  öffentlichen  Wirtschaften,  die  von 
der  Polizei  und  dem  Publikum  überwacht 
weKlen.  Die  Kramläden  werden  oft  zu 
bösen  Winkelkneipen;  Schnapskasinos  und 
Schnapskonsumvereine  haben  zeitweilig  viel 
geschadet;  Fabrikkantinen  sind  nicht  unge- 
&irlich,  namentlich  wenn  die  Besitzer  oder 
Aktionäre  Gewinn  an  den  dort  angebotenen 
Getränken  haben ;  der  Getränkeverkauf  durch 
Ziegelmeister,  Poliere,  Vorarbeiter  ist  noch 
gefäirlicher;  wo  Landleute  von  Reisenden 
überredet  werden,  kleine  Fässchen  Schnaps 
zu  kaufen,  gehen  sie  an  dieser  Einquai^ 
tierung  nicht  selten  zu  Grande.  Das  Ein- 
dringen des  Flaschenbiers  in  die  Familien 
wird  von  den  Wirten  mit  harten  Worten 
gebrandmarkt,  von  anderen  jedoch  nicht  als 
grosser  Notstand  empfunden. 

Aber  naturgemäss  ist  auch  bei  den  Kon- 
sumenten seltet  vielfech  die  Ursache  des 
stEirken  Trinkens  zu  suchen.  In  Zeiten, 
wo  der  praktische  Materialismus  die  herr- 
schende Geistesrichtung  ist    oder  wo  eine 
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allgemeiDe  Verwilderung  der  Sitten  ein- 
reisst,  wird  auch  das  Trinken  zunehmen. 
Wie  die  individuelle  Trunksucht,  so  ist  auch 
die  soziale  ebenso  oft  Symptom  als  Ursache 
der  Degeneration.  In  Kriegszeiteu  wird 
stark  gezecht,  von  den  Kriegern  gerät  ein 
grosser  Teil  an  den  Trunk;  der  30jährige 
Krieg  hat  das  Branntweintrinken  in  Deutsch- 
land erst  recht  bekannt  gemacht.  Aehu- 
liches  gilt  von  Revolutionszeiten.  Aber 
auch  solche  friedliche  Zeiten,  in  denen  der 
Zeitgeist  puritanischen  Ideeen  und  sittlichen 
Anstrengungen  spöttisch  oder  feindlich  ent- 
gegensteht, in  denen  Sparsamkeit  und  Be- 
dürfnisarmut offen  für  schädlich  erklärt 
werden,  wirken  trunkvermehrend.  Das  ist 
in  Deutschland  und  anderwärts  besonders 
in  den  70  er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts 
deutlich  erkennbar  gewesen. 

Steigerung  des  Wohlstandes,  Erhöhung 
der  Löhne  imd  Gehälter  wirken  oft,  wenn 
sie  schnell  eintreten,  trunkbefördernd,  wenig- 
stens eine  Zeit  lang.  Von  sozialdemokrati- 
scher Seite  wird  gerade  umgekehrt  die 
soziale  Misere  als  Hauptursache  des  Alko- 
Hsmus  hingestellt;  aber  das  Wachstum  des 
Konsums  an  Branntwein  und  Bier  im  ver- 
flossenen Jahrhundert  erklärt  sich  nicht  zum 
geringsten  dadurch,  dass  mit  dem  wachsen- 
den Wohlstande  jährlich  Tausende  neu  in 
die  Lage  gesetzt  wurden,  diese  Getränke 
überhaupt  oder  häufig  zu  kaufen;  zu  glei- 
cher Zeit  ist  der  Konsum  anderer  Artikel 
in  gleichem  Masse  gewachsen.  In  guten 
Jahren,  z.  B.  in  der  GriSnderzeit.  ist  der 
Trunk  ausserordentlich  gestiegen.  In  man- 
chen Ländern,  z.  B.  in  Holland,  hat  man 
bewiesen,  dass  in  den  ärmeren  Pro\'inzen 
weniger  getrunken  wird  als  in  den  reicheren. 
Damit  soll  natürlich  nicht  zurückgenommen 
werden,  was  oben  gesagt  ist,  dass  schlecht 
genährte  Menschen,  die  schlechten  Schnaps 
trinken,  leichter  an  Alkoholismus  erkranken 
als  Wohlsituierte.  Auch  soll  nicht  geleugnet 
werden,  dass  der  durch  wachsenden  Wohl- 
stand vielfach  hervorgerufene  üebergang 
von  Schnaps  zu  Bier  in  der  Regel  ein  Fort- 
schritt ist  und  dass  bessere  Einnahmen  mit 
der  Zeit  eine  höhere  Bildung  nach  sich 
ziehen,  die  dann  auch  als  Mässigung  im 
Trinken  ei-kennbar  wird. 

Verbreitete  Irrtümer  über  den  Wert 
dieser  Getränke  bei  Gesunden  und  Kranken, 
bei  Erhitzten,  Frierenden,  stark  Arbeitenden, 
Ermüdeten  etc.  haben  von  jeher  trunkbe- 
fördernd gewirkt.  Hierhin  gehört  besonders 
das  ärztliche  Verordnen  von  Wein  imd 
Bier  zur  Kräftigung  und  die  Verwendung 
des  Branntweins  als  Medizin,  was  teils  an 
sich  schon  auf  Missverständnissen  beruhte, 
teils  doch  bei  Laien  Missverständnisse  nur 
zu  leicht  hervorrief. 

Von  sehr  grossem  Einflüsse  waren   im 


19.  Jahrhundert  ferner  der  wachsende  Ver- 
kehr,  die  wachsende  Heim-  und  Famiüen- 
losigkeit,  die  Entartung  der  Gastfreimdschaft 
und  häuslichen  Geselligkeit,  die  Zunahme 
des  Vereinslebens,  der  politischen  Bestre- 
bungen.   Das  Wirtshaus  muss  von  einem 
viel   grösseren  TeU  der  Bevölkerung  jetzt 
gelegentlich  oder  täglich  aufgesucht  werden 
als  vor  hundert  Jahren,   und  das   bedeutet, 
wie  unsere   deutschen  Wirtshäuser  einmal 
sind,   viel  unfreiwillige    oder   gedankenlose 
Aufnahme    von    Alkoholgetränken,    Gewöh- 
nung daran,   unsere  Wirtshäuser  sind  leider 
an  Stelle  der  Privathäuser  die  Stätten  ^ 
mütlicher,  nicht  allzu  kostspieliger  GeseUig- 
keit  geworden;   für   das  Verein  sieben   imd 
politische  Versammlungen,   auch  für  Kon- 
zerte, Vorträge  u.  dergl.  sind  in  der  Regel 
andere  Räume  nicht  zu  haben,   so  dass  bei 
allen  diesen   Dingen   das  Biertrinken  eine 
ziemlich    unabwendbare   Pflicht    geworden 
ist.    Immer  mehr  Leute  können  nicht  mehr 
in  ihrem  Heim  arbeiten  und  müssen  ausser- 
halb  Mahlzeiten   einnehmen,    immer   mehr 
Leute  sind  auf  Reisen,  immer  mehr  Lente 
leben  fern  von  Familie  und  Verwandtschaft 
und  wagen  nur  in  den  Wirtshäusern  freund- 
lich Aufnahme  zu  suchen. 

So  waren  gerade  im  19.  Jahrhundert 
viele  Ursachen  zu  häufigerem  und  stärkerem 
Trinken  am  Werke ;  wenn  trotzdem  die 
Trunksucht  eher  ab-  als  zugenommen  hat, 
so  zeigt  das,  dass  es  auch  an  kräftigen 
Gegenwirkungen  nicht  fehlte. 

III.  Bekämpfung  der  Trunksucht. 
8.  Geschichtlicher   Ueberblick.      Für 

Deutschland  kann  man  die  alte  Zeit  der 
Trunkbekämpfung  bis  1830  rechnen,  die 
mittlere  von  1830 — 1888:  auch  in  anderen 
Ländern  finden  wir  ähnliche  Wendepunkte; 
die  neuen  Perioden  sind  leicht  erkennbar 
als  Reaktionen  gegen  die  Schnapspest  im 
ersten  Drittel  und  g^n  den  grob-materia- 
listischen Geist  der  70  er  Jahre  des  19.  Jahr- 
himderts;  sie  sind  aber  auch  den  langen 
Friedenszeiten  zu  verdanken,  die  gemein- 
nützige Unternehmungen  imd  wissenschaft- 
liche Fortschritte  begünstigen. 

In  der  alten  Zeit  fehlt  es  nicht  an  Er- 
mahnungen und  Predigten  wider  die 
Trunksucht,  aber  von  einer  Litteratur  über 
die  Frage  ist  keine  Rede,  obwohl  es  einige 
Bücher  wie  das  1528  verfesste  »von  dem 
greuwlichen  laster  der  trunkenhaytc  des 
Sebastian  Franck  giebt.  Man  kommt  über 
ein  blosses  Warnen  vor  der  Sünde  und  ein 
Wettern  über  das  Laster  nicht  hinaus. 
Ebenso  fehlt  es  nicht  an  landesväter- 
lichen Verordnungen,  z.  B.  von  Karl* 
dem  Grossen  und  Karl  V.,  aber  geholfen 
haben  sie  wenig.  Vereine  und  Gelübde 
gegen    die    Unmässigkeit    finden    wir     in 


Digitized  by 


Google 


Trunksucht 


207 


Deutschland  seit  1439,  und  der  Orden  Tempe- 
rantiae  von  1600,  den  Moritz  von  Hessen 
gründete,  verdient  nicht  soviel  Spott,  wie 
er  gewöhnlich  findet,  denn  es  war  eine 
mutige  Auflehnung  gegen  den  Zwang  des 
Bescheidthuns,  aber  diese  Vereine  der  Vor- 
nehmen waren  ohne  Bestand,  das  Volk  be- 
rOhrten  sie  gar  nicht  Auch  Gelübde  Ein- 
zelner, z.  B.  solcher,  die  sich  im  Rausch 
vergangen  hatten ,  sind  uns  aus  dem  16. 
Jidu-hundert,  besonders  für  Breslau  und  Tai-- 
nowitz,  bekannt ;  sie  haben  juristisches  Inter- 
esse als  praktische  Strafform,  hatten  aber  auf 
die  Sitte  keinen  Einfiuss. 

Ein  vereinigtes  Handeln,  eine  dauernde 
Organisation  der  Mässigkeitsfreunde  finden 
wir  dodi  erst  seit  1830  etwa;  seitdem  erst 
sammelt  man  gute  und  schlechte  Er- 
fahrungen und  verwertet  sie  zu  zweck- 
mäasigerem  Kampfe.  Die  Bewegung  wurde 
zuerst  eine  moraligch- illusionäre.  Man 
hatte  grosse  Erfolge,  indem  man  das  solcher 
praktischer  Predigten  ungewohnte  Volk  er- 
mahnte, von  dem  teuflischen  Getränk,  dessen 
Wirkungen  gerade  damals  sehr  fühlbar 
waren,  ganz  abzulassen;  man  hoffte  die 
Zaid  der  Branntweingegner  von  Jahr  zu 
Jahr  zu  steigern  und  in  kurzer  Zeit  ein 
Verbot  des  Brennens  und  Branntweinver- 
kaufens  durchzusetzen.  Der  irische  Eapu- 
zinerpater  Theobald  Matthew,  für  den  man 
auch  in  Deutschland  schwärmte,  bekehrte 
in  Irland  in  wenigen  Jahren  Millionen  zur 
Enthaltsamkeit ;  1839  begann  er  seine  Wirk- 
samkeit, damals  wurden  in  Irland  11,2  Mil- 
lionen Gallonen  Schnaps  verzapft,  1841  nur 
noch  6,9;  ebenso  sank  die  Zahl  der  Unter- 
snchungsge&tngenen  von  36392  auf  21790, 
der  Verurteilten  von  12049  auf  9297  etc. 
Auf  deutschem  Gebiete  wurden  in  Schlesien 
in  einem  Jahre  (1844)  500000  Männer  und 
Frauen  für  die  Enthaltimg  von  Bnmntweiu 
gewonnen;  45000  Eimer  wurden  weniger 
gebrannt,  18  Brennereien  standen  still,  die 
Brennsteuer  brachte  254  489  Thaler  weniger 
ein  als  früher.  Diese  Zahlen  sind  von  der 
preussischen  Regierung  festgestellt  In  der 
Stadt  Osnabrück  gewann  der  Enthaltsam- 
keitsverein vom  27.  Februar  bis  zum  Juni 
1810  2342  erwachsene  männliche  Mitglieder, 
am  1.  Mai  1841  gehörten  in  Stadt  und  Land 
5913  Mitglieder  dazu.  Der  Branntweinkon- 
sum  hatte  iu  der  Stadt  1839  164192  Quart 
betragen,  1840  betrug  er  nur  noch  113424 
Quart.  In  dem  einen  Jahre  wurden  an 
Schsapsgeldem  15000  Thaler  gespart.  Im 
Königreich  Hannover  betrug  1838  die  Zahl 
der  Mässigkeitsvereine  8,  die  Brennsteuer 
551088  Thaler;  1843:  261  Vereine,  392080 
Thaler  Steuer;  1847:  400  Vereine,  263527 
Thaler  Brennsteuer.  Aber  diese  herrlichen 
Erfolge  verraten  dem  Kenner  der  weiteren 
Entwickelnng  schon  die  Schwäche  der  pri- 


vaten Mässigkeitsarbeit :  es  fehlt  ihr  die 
Dauer.  Ihre  Wirkungen  verschwinden  zwar 
nie  völlig,  sie  verjüngen  sich  aufs  neue  (wie 
die  »erste  deutsche  Mässigkeitsbew^ungc 
in  der  »zweiten«  wieder  erstand),  aber  das 
meiste  verfällt,  sobald  die  Führer  versagen 
oder  das  öffentliche  Interesse  sich  anderen 
Dingen  zuwendet,  wie  es  1848  in  Deutsch- 
land der  Fall  war.  In  Irland  gab  es  1849 
schon  wieder  21202  Verbrecher,  in  Ober- 
schlesien war  die  Unmässigkeit  1850 
wieder  so  stark  wie  vor  der  Bewegung; 
in  Osnabrück  stieg  der  Branntweinkonsum 
von  600 — 700  Ohm  in  den  40  er  Jahren  auf 
900  (1848)  und  1207  (1858),  während  die 
Mitgliederzahl  der  Mässigkeitsvereine  auf 
einige  Hunderte  heral^ng;  im  Königreich 
Elannover  brachte  die  Brennsteuer  1848 
schon  wieder  359307  Thaler  ein,  1857 
587025.  Info^e  dieser  traurigen  Rückent- 
wickelung hat  die  private  Mässigkeitsarbeit 
mehr,  als  sie  verdiente,  an  Achtung  ver- 
loren ;  man  hat  aber  auch  einzusehen  gelernt, 
dass  durch  dauernde  Verwaltungs-  und 
gesetzgeberische  Massregeln  und  durch  eine 
langsame,  gründliche  Umgestaltung  der 
öffentlichen  Meinimg  Besseres  erzielt  wird 
als  diu^h  Begeisterungsperioden  und  Volks- 
rednererfolge. 

9.  Heutiges  Vereinswesen.  Die  neue 
Periode  der  Trunksuchtsbekämpfimg  findet 
in  Deutschland  auf  dem  Plane:  den  »Deut- 
schen Verein  gegen  den  Missbrauch  geis- 
tiger Getränke«,  seit  1883,  das  »Blaue  Kreuz«, 
in  Genf  1877  gegründet,  im  Reiche  seit 
1883,  die  »Guttempler«,  deren  Orden  in 
Amerika  1850 — 52  entstanden,  aber  erst 
1884  in  Deutschland  eingedrungen  ist,  und 
den  »Alkoholgegner-Bund«,  1889  in  Dresden 
begründet.  Dazu  sind  dann  noch  kleinere 
konfessionelle  und  Fachvereine  getreten, 
die  keine  neuen  Gnindanschauungen  ein- 
führten. Der  Kampf  gegen  den  Alkohol 
wird  ausserdem  begünstigt  in  verschiedenen 
religiösen  Vereinen,  namentlich  durch  die 
innere  Mission  und  die  Sekten,  z.  B.  die 
Heilsarmee,  sodann  durch  die  Vereine  für 
Volkswohl,  für  Arbeiterwohlfahrt,  für  Volks- 
bildung, durch  vegetarische  und  Naturheü- 
vereine  eta  Die  ganze  Stimmung  des  Volkes 
ist  denn  auch  in  Alkoholsachen  eine  ganz 
andere  geworden;  man  erkennt  die  Not- 
wendigkeit und  Nützlichkeit  der  genannten 
Vereine  an,  man  ist  sich  aber  auch  darüber 
klar,  dass  ihre  Macht  zu  gering  gegen  das 
Debel  ist,  dass  Aufklärung  und  moralische  Be- 
einflussung nicht  ausreichen,  dass  auch  an 
Zuständen,  Einrichtungen  und  Gesetzen  ge- 
bessert werden  muss.  Je  nach  dem  sons- 
tigen Standpunkte  verlangt  man  in  erster 
Linie  soziale  Reformen  oder  scharfe  Trunk- 
suchtsgesetze. 

Der   oben   genannte  Verein   gegen   den 
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Missbrauch  geistiger  Getränke  (12000  Mit- 

flieder,  Sitz  Hildesheim)  schreibt  seinen 
[itgUedem  kein  bestimmtes  persönliches 
Vermdten  gegen  die  Gtetränke  vor,  er  ar- 
beitet namentlich  auf  eine  bessere  Yolks- 
auf  kläruug,  auf  -wirksame  Gesetze  und  prak- 
tische Einrichtungen  hin.  Das  »Blaue  Kreuz« 
(in  Deutschland  6000  Mitglieder,  Sitz  Essen) 
ist  ein  christlicher,  evangelischer  Trinker- 
rettungsverein, der  als  solcher  von  seinen 
Mitgliedern  völlige  Enthaltung  von  allen 
geistigen  Getränken  fordert,  ohne  sie  Aussen- 
stehenden  zur  Pflicht  zu  machen.  Der  Orden 
der  Guttempler  (Deutschredende  Grossloge 
9200  Mitglieder  m  260  Logen,  Sitz  Ham- 
burg) tritt  für  vöUige  Beseitigung  der  geis- 
tigen Getränke  ein  und  fordert  sie  von  seinen 
Mitgliedern ;  den  letzteren  bietet  er  nament- 
lich maimigfachen  Ersatz  für  das  aufge- 
gebene mit  dem  Trinken  verknüpfte  ge- 
sellige und  Vereinsleben.  Der  Alkohol- 
gegnerbund  (deutsche  Centrale  in  Bremen) 
hat  in  der  Alkoholfrage  den  gleichen  Stand- 
punkt wie  die  Guttempler,  bethätigt  sich 
aber  besonders  in  der  litterarischen  Pro^ 

finda.  Der  Verein  abstinenter  Aerzte  (Sitz 
eidelberg),  der  Verein  abstinenter  Lehrer 
(Sitz  Kiel)  und  der  Deutsche  abstinente 
Frauenbund  (Sitz  Bremen)  wirken  in  be- 
stimmten Kreisen;  Vereine  abstinenter  Stu- 
denten konnten  in  Deutschland  noch  nicht 
recht  gedeihen,  ein  Verein  abstinenter  (so- 
zialistischer) Arbeiter  ist  Ende  1900  in 
Berlin  entstanden.  Auf  katholische  Seite  hat 
der  Charitasverband  (Freiburg  i.  Br.)  Mässig- 
keitsausschüsse  für  Süd-  und  Westdeutsch- 
land gebildet ;  ein  »Kreuzbündnis«  hat  seinen 
Sitz  in  Honnef  a.  Bh.,  hie  und  da  bestehen 
noch  alte  »Mässigkeitsbruderschaften«. 

In  Oesterreich  sind  der  österreichische 
Verein  gegen  Trunksucht  und  die  Anfänge 
abstinenter  Vereine  erheblich  schwächer  als 
die  deutschen  Brudervereine.  Die  Schweizer 
dagegen  haben  viel  mehr  Interesse  für  die 
Sache  als  die  Eeichsdeutschen ;  Blaues  Kreuz, 
Guttempler  imd  Alkoholgegnerbund  blühen, 
ebenso  ein  katholischer  Abstinenzverein 
imter  Führung  des  Bischofs  von  St.  Gallen, 
auch  Vereine  abstinenter  Schüler  und  Stu- 
denten bestehen.  In  den  übrigen  germani- 
schen Ländern  finden  wir  ebenfalls  zahl- 
reiche blühende  Vereine  gegen  den  Alko- 
hol, in  romanischen  Ländern  sind  sie  da- 
gegen sehr  selten. 

10.  Die  Behandlung  der  Tmnksüch- 
tigen  ist  namentlich  unter  dem  Einfluss  dieser 
Vereine  eine  viel  freundlichere  und  zweck- 
mässigere  geworden.  Allgemein  erkannt  ist 
von  den  Sachverständigen,  dass  Trinker 
nicht  massig  werden  können,  sondern  zur 
völligen  Enthaltung  übergehen  müssen.  Am 
besten  bewährt  als  Helfer  zu  solchem  neuen 
Leben  sind  die  Vereine   zum  Blauen  Kreuz 


und  die  Guttempler-Logen.  Vielen  thun 
aber  auch  die  Trinkerheilanstalten  gute 
Dienste.  Die  Entmündigung  der  Trunksüch- 
tigen ist  durch  §  6  des  B.G.B.  mö^ch  ge- 
worden, die  Zwangsheilung  ohne  Entmün- 
digung, d.  h.  Ueberweisung  in  eine  Trinker- 
heilanstalt, wird  angestrebt;  im  Kanton  St 
Gallen  ist  sie  eingeführt.  England  hat  sie 
seit  1899  für  solche  Trinker,  die  im  Rausch 
Strafthaten  begangen  haben  oder  in  einem 
Jahre  dreimal  wegen  Trunkenheit  venir- 
teilt  sind. 

Die  Vorstände  der  deutschen  Trinker- 
heilstätten haben  seit  1900  eine  Konferenz 
im  Anschluss  an  die  Jahresversammlung 
des  Deutschen  Vereins  gegen  den  Miss- 
brauch  geistiger  (Jetränke. 

11.  Aufklärende  Propaganda  durch 
Schriften,  Vorträge,  Bilder,  Plakate  und 
dergl.  wird  im  deutschen  Sprachgebiete 
fast  nur  von  den  genannten  Vereinen  be- 
trieben ;  ju  Schweden,  Russland  und  ander- 
wärts bewilligen  Regierung  oder  Reichstag 
Mittel  dafür.  Neben  der  allgemeinen  Pro- 
paganda richtet  sich  eine  besondere  zu- 
weilen an  Studenten,  Aerzte,  Lehrer,  Ar- 
beitgeber, Arbeiter,  Soldaten  u.  s.  w.,  auch 
an  Gefangene.  In  den  englischen  Ländern 
zieht  man  schon  die  Kinder  in  die  Enthalt- 
samkeits-Vereine hinein  oder  sammelt  sie 
in  »Hoffnungsscharen«.  In  Deutschland  gab 
es  in  der  ersten  Mässigkeitsbewegimg  auch 
ein  solches  Hoffnungsheer  und  jetzt  gründen 
die  Guttempler  »Kindertempel«,  doch  herrscht 
bei  den  deutschen  Pädagogen  die  Ansicht 
vor,  dass  solche  Vereine  und  Gelübde  für 
Kinder  nicht  taugen,  dass  auch  ein  be- 
sonderer Temperenzunterricht,  wie  er  in 
amerikanischen  Staaten  offiziell  erteilt  wird, 
nicht  wünschenswert  sei:  wohl  aber  solle 
der  Lehrer  in  anderen  Fächern  jede  Ge- 
legenheit ergreifen,  der  Mässigkeitssache 
zu  dienen.  —  Auch  jetzt  noch  sind  unter 
den  Berufen  die  Geistlichen,  besonders  die 
evangelischen,  und  unter  diesen  wieder  ia 
erster  Linie  die  freikirchlichen,  die  eifrig- 
sten Vertreter  der  Mässigkeitssache. 

12.  Darbietang  von  Besserem.  Er- 
satz für  alkoholische  Getränke  wird  zwar 
von  solchen,  die  im  Alkohol  nur  ein  teuf- 
lisches Gift  oder  einen  naturwidrigen 
Fremdstoff  sehen,  nicht  für  nötig  gehalten, 
in  der  Praxis  aber  ist  oft  ein  Bedürfnis 
nach  Ersatz  vorhanden.  Die  erfolgreichsten 
Nebenbuhler  der  Alkoholgetränke  waren  in 
Europa  Kaffee  und  Thee,  in  zweiter  Linie 
Kakao,  Schokolade,  Bouillon,  natürliche  und 
künstliche  kohlensaure  Wässer.  An  der 
feineren  Kultxu:  des  18.  und  19.  Jahrhun- 
derts haben  die  Aufgussgetränke  einen 
nicht  geringen  Anteil.  Die  regere  Mässig- 
keitsbewegung  bewirkte  sodann  die  Erfin- 
dung  oder   das    verstärkte    Angebot    von 
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alkoholfreien  Weineu  und  Bieren  (seit  1896), 
von  allerlei  Fruchtsäften  aus  Limonaden, 
neuen  Theesorten,  Ingwerbier  u.  s.  w. 
Maa  fordert  aber  auch  mit  Recht  melur 
Gelegenheiten  zum  Wassertrinken:  in  den 
Strassen  der  Städte,  an  Plätzen,  in  Anlagen, 
an  Landstrassen.  Weiter  verlangt  man  von 
den  Gemeindevorständen  oder  anderen 
Stellen,  dass  sie  Aussenarbeiter,  Wanderer, 
Spazierende  mehr  als  bisher  vor  den  Un- 
bilden des  Wetters  schQtzen,  die  so  oft  in 
die  Kneipe  treiben.  Praktische  Schutz- 
hiitten  in  Anlagen  und  auf  Plätzen  kommen 
in  Betracht,  namentlich  aber  auch  die  in 
England  längst  eingeführten  Schutzhäus- 
chen für  Droschkenkutscher,  Dienstleute, 
Angestellte  von  Strassenbahnen.  Viel  haben 
die  Arbeitgeber  noch  zu  leisten,  namentlich 
diejenigen,  die  im  Freien  arbeiten  lassen; 
sie  müssen  besser  als  bisher  Schutz  gegen 
Kälte.  Nässe,  Hitze  gewähren,  Gelegenheit, 
die  Mahlzeiten  im  Trocknen  einzunehmen, 
sie  sollten  zuweilen  auch  fflr  warmes  Essen, 
wannen  Kaffee  und  dergl.  sorgen ;  aus  Mangel 
an  solcher  Arbeiterfflrsorge  werden  jetzt 
viele  Erd-  und  Bauarbeiter  zu  Schnapsern; 
auch  der  Staat  und  die  Gemeinden  ver- 
nachlässigen diese  Pflicht  noch  arg.  Da 
alle  Arbeitgeber  ein  grosses  Interesse  an  der 
Lei-stungsfähigkeit  ihrer  Leute,  die  Gesell- 
schaft aber  ein  eben  solches  Interesse  an 
der  Gesundheit,  Arbeitskraft  und  Lebens- 
dauer ihrer  Glieder  hat,  so  wii-d  man  für 
gesunde  Arbeitsbedingimgen  und  gute  Er- 
nährung allmählich  viel  besser  sorgen  als 
bisher,  und  damit  arbeitet  man  dem  Alkohol 
entg^en,  der  jetzt  das  Gefühl  der  Wärme, 
der  Sättigung,  Kraft  imd  Behaglichkeit 
zeitweilig  vorspiegeln  muss. 

Gastnänser,  die  nicht  auf  den  Gewinn 
an  Alkoholgetränken  berechnet  sind,  haben 
■wir  in  Deutschland  erheblich  weniger,  als 
England  sie  hat;  namentlich  fehlt  in  den 
meisten  Orten  das  alkoholfreie  Restaiu^nt 
ohne  mildthätigen  Beigeschmack,  das  leichte 
Mahlzeiten  neben  Kaffee,  Thee,  Kakao  und 
verschiedenen  Arten  Milch  bietet.  Von  den 
Kaffeehallen,  die  gemeinnützige  Gesell- 
fschaften  hlr  die  ärmeren  Klassen  gegründet 
haben,  sind  bemerkenswert  diejenigen  in 
Berlin,  Hambiu^,  Heilbronn,  Stuttgart, 
Zürich:  die  Volksheime  in  Dresden  haben 
<laneben  den  Charakter  von  Vereinshäusera 
für  Mitglieder.  Die  wichtigste  deutsche 
Ijeistnng  auf  diesem  Gebiete  sind  die  Her- 
bergen zur  Heimat  und  die  katholischen 
Oesellen-  oder  Vereinshäuser.  An  sie 
schlössen  sich  einerseits  die  christlichen 
Vereinshäuser  an,  die  für  die  einheimische 
Bevölkerung  bestimmt  sind,  andererseits 
-die  von  der  Sozialdemokratie  begründeten 
Gewerkschaftshäuser.  Ueberhaupt  regt  sich 
in   den  verschiedensten  Vereinen  die  Nei- 
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gung,  eigene  Wirtschaften  zu  besitzen;  be- 
wusst  oder  nnbewusst  löst  man  sich  so 
allmählich  vom  Trinkzwang  der  Unter- 
nehmer-Kneipe los.  Besonders  fehlen  jetzt 
noch  grössere  imd  kleinere  Säle  für  Vor- 
träge, Konzerte,  Unterrichtskurse  und  dereL 
ohne  Trinkzwang,  und  weiter  ebensolche 
Billardstuben,  Kegelbahnen,  Vergnflgungs- 
gärten.  —  Auch  die  Selterswasser-Buden, 
die  besonders  in  Westdeutschland  sehr  ge- 
diehen sind,  haben  sich  als  nützlich  er- 
wiesen. 

Die  Fürsorge  fflr  edlere  Unterhaltungen 
(Volksunterhaltungsabende ,  Volksvorlesun- 
gen, Volkskonzerte)  tmd  die  Eröffnung 
öffentlicher  Lesehailen  ist  oft  mit  der 
Mässigkeitsbewegung  persönlich  und  sach- 
lich verbunden. 

13.  Ersatz  ffir  das  private  Wirts'- 
hans  ist  femer  möglich,  indem  ent- 
weder das  Eigentum  oder  die  Verwaltung 
der  Wirtschaften  oder  beide  an  den  Staat 
die  Gemeinde  oder  andere  öffentliche 
Körperschaften  übergehen.  Die  Verstaat- 
lichung des  Branntweinverkaufs  hat  Russ- 
land seit  1895  allmälilich  eingeführt;  der 
Verkauf  aller  alkoholischen  Getränke  ist 
Staatssache  in  Süd-Carolina  seit  1893,  auch 
in  Teilen  von  Nord-Carolina,  Alabama  und 
Georgia ;  in  allen  diesen  Ländern  ist  jedoch 
der  sofortige  Gennss  in  den  amtlichen  Ver- 
kaufsstätten nicht  gestattet.  Die  wichtig- 
sten dem  Staate  gehörigen  Restaurationen 
sind  die  Bahnhofswirtschaften  der  deut- 
schen und  sonstigen  Staatsbahnen  und  die 
Militärkantinen.  Die  Gemeinden  besitzen 
häufig  Gasthäuser  (Ratskeller,  Schlachthaus- 
Restaiuationen,  Restaurants  in  Anlagen)  und 
verpachten  sie.  Im  allgemeinen  finden  wir  bei 
diesen  nicht-privaten  Schankstätten  wohl  aller- 
lei Mängel,  da  sie  sich  den  in  der  Mehrzahl 
befindlichen  privaten  anzupassen  streben 
und  da  eine  verkehrte  Fiskalität  oft  reform- 
feindlich wirkt,  aber  die  gröbsten  Miss- 
stände der  privaten  Wirtschaften  sind  hier 
nicht  denkb^.  Als  bestes  System,  um  sowohl 
die  Gewinnsucht  des  Privatunternehmers 
wie  die  fiskalische  Habsucht  auszuschliessen, 
hat  sich  das  »Gothenburgische  System«  be- 
währt (s.  d.  Art.  Gothenburger  Aus- 
schanksystem oben  Bd.  IV  S.  765ft), 
das  nicht  nur  in  Schweden,  Norwegen  und 
Finland  für  den  Branntweinhandd  einge- 
führt ist,  sondern  in  neuerer  Zeit  auch  in 
England  Boden  findet.  Für  deutsche  Ver- 
hältnisse schlägt  Schreiber  dieses  gemein- 
nützige Gesellschaften  vor,  die  ihre  Teil- 
haber gleichfalls  auf  4  oder  ö**/©  Dividende 
beschränken  und  vor  allem  das  Eigentum 
der  mit  Schankberechtigimg  versehenen 
Häuser  erwerben,  um  als  Eigentümer,  Ver- 
pächter oder  Verwalter  Reformen  einzu- 
führen, die  nie  erreicht  werden,  solange 
Auflage.   Vit.  14 
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die  Alkoholinteressenten  Besitzer  oder  Mit- 
besitzer sind. 

14.  Konzessionimngnnd  Bestenemng 
der  Wirtschaften.  "Vorläufig  herrscht  in 
Deutschland  und  vielen  anderen  Ländem 
bei  den  Behörden  das  Bestreben  vor,  die 
ZaW  der  Schankstätten  uud  Branntwein- 
kleinhandlungen möglichst  niedrig  zu  halten 
und  die  schlechtesten  Elemente  vom  Wirts- 
stande fernzuhalten.  In  Europa  benutzt 
man  dazu  vorwiegend  das  Konzessio'ns- 
svstem,  in  Amerika  die  Hochlizenz.  Diese 
äigh  Licence  bedeutet  eine  durchschnittlich 
etwa  500  Dollar  betragende,  aber  oft  noch 
höhere  jahrliche  Sondersteuer  für  Schank- 
wirtschaften; sie  vermindert  deren  Zahl 
erheblich,  beseitigt  die  kleinen  Spelunken, 
qiacht  verkehrsarme  Stadtteile  ganz  kneipen- 
frei und  liefert  Städten  wie  Philadelphia, 
Chicago  und  Boston  eine  erhebliche  Ein- 
nahme. Sie  wurde  1881  in  Nebrasca  zu- 
erst eingeführt  und  hat  sich  schnell  ausge- 
breitet. In  Europa  hat  Schweden  als 
Eigentümlichkeit,  dass  die  Zahl  der  für 
nötig  befundenen  Konzessionen  alle  drei 
Jahre  von  den  Stadtverwaltuugen  festge- 
stellt wird  und  dass  die  Konzessionen  dann 
auf  drei  Jahre  versteigert  werden,  wenn 
man  sie  nicht  alle  einer  gemeinnützigen 
Schankgesellschaft  flbergiebt,  was  die  Regel 
ist.  In  Deutschland  werden  die  Kon- 
zessionen auf  Lebenszeit  verliehen,  theo- 
retisch an  bestimmte  Personen;  praktisch 
gelten  sie  für  Gebäude,  die  dadurch  vor 
anderen  eine  grosse  Wertsteigerung  erfahren. 
Einer  übermässigen  Zahl  entgegenzuwirken 
dient  die  »Bedürfnisfrage«,  die  für  den 
Branntweinschank  imd  Kleinhandel  überall 
gilt,  für  den  Ausschank  von  Bier  und  Wein 
in  allen  Orten  mit  weniger  als  15000  Ein- 
wohnern. Grössere  Orte  können  sie  durch 
Ortsstatut  einführen;  75*/o  derselben  haben 
(1898)  solches  Ortsstatut.  Aus  den  Er- 
hebimg^n  von  Tenius  geht  hervor,  dass 
diese  Städte  weniger  Schänken  haben  als 
die  Orte  ohne  Bedürfnisfrage,  dass  ihre 
Wirte  ökonomisch  besser  und  moralisch  höher 
stehen,  dass  unsaubere  Mittel,  Gäste  anzu- 
locken und  auszuplündern,  weniger  ange- 
wandt werden.  Von  der  Gefahr  bedenk- 
Ucher  "Verteuerung  der  wenigen  privUe- 
gierten  Häuser  war  oben  die  Rede.  Einige 
Behörden  schreiben  sich  ein  bestimmtes 
Verhältnis  der  Wirtschaften  zur  Einwohner- 
zahl vor,  so  Elberfeld  1 :  3<X),  Würzen  1 :  250, 
Crimmitschau  1:400;  die  Mässigkeitsver- 
eine  verlangen  vielfach,  dass  solche  Zahlen 
überall  obbgatorisch  werden,  imd  berufen 
.sich  dabei  auf  Holland,  wo  durch  das 
Drankwet  von  1881  als  Ziel  festgestellt 
wurde:  in  Orten  über  50000  Einwohner 
1  Konzession  auf  .500,  in  Orten  zwischen 
20000    und    50000    1:300,    in    kleineren 


Orten  1:250.  Massachusetts  hat  1:.500  in 
Boston  und  1:1000  im  übrigen  Lande. 
Andere  Bestrebungen  richten  sich  in 
Deutschland  darauf,  dass  die  moralische 
und  namentlich  auch  die  finanzielle  Qualität 
der  Konzessionssucher  schärfer  geprüft 
werden  müssen,  als  jetzt  die  Gewerbeord- 
nung gestattet 

16.  Prohibitioii  nnd  Lokale  Option. 
Wichtige  Versuche  machten  amerikanische 
Staaten,  indem  sie  den  gesamten  Verkauf 
geistiger  Getränke  und  m  der  Regel  auch 
ihre  Herstellung  durch  Gesetz  verboten. 
Diese  Prohibition  gilt  in  Maine  seit  1846 
(mit  einer  zweijährigen  Unterbrechung 
1856 — 58),  vierzehn  andere  Staaten  folgten, 
doch  sind  ausser  Maine  nur  New-Hampshire, 
Vermont,  Kansas  und  Nord-Dakota  dabei 
geblieben.  Es  sind  das  sehr  dünnbevölkerte 
Staaten,  in  denen  grosse  Städte  ganz  fehlen 
und  die  Landleute  durchaus  überwiegen; 
auf  dem  Lande  soll  sich  das  Schänkenver- 
bot  gut  bewähren,  und  die  ländlichen  Ab- 
geoKlneten  halten  es  aufrecht;  in  grösseren 
Orten  ist  es  eine  Posse;  der  Schankbetrieb 
ist  in  der  Regel  ganz  öffentlich,  die  Städte 
besteuern  ihn  unter  dem  Namen  von 
Strafen,  und  auf  300—800  Einwohner 
kommt  einer,  der  die  Bundessteuer  für  den 
Alkoholhandel,  obwohl  dieser  verboten  ist, 
fraiwUlig  zahlt.  Viel  besser  bewährt  sich 
dagegen  die  Lokale  Option,  da  sie  nur  für 
solche  Kreise  oder  Ortschaften  gilt,  in 
denen  die  Mehrheit  sie  beschlossen  hat 
Sie  gilt  in  der  einen  oder  anderen  Form  in 
37  amerikanischen  Staaten  und  dort  zumeist 
auf  dem  Lande  oder  in  kleineren  Städtchen ; 
in  grösseren  Städten  nur  dann,  wenn  sie 
dicht  neben  Städten  liegen,  die  den  Handel 
gestatten,  wie  in  der  Universitätsstadt  Cam- 
bridge neben  Boston. 

Eine  Art  Prohibition  finden  wir  auf  der 
Nordsee,  insofern  dort  der  Branntweinhandel 
an  Fischer  durch  ein  Uebereinkommen.  dem 
das  Deutsche  Reich  im  Dezember  1893  bei- 
getreten ist,  verboten  wimle,  femer  in 
einigen  englischen  imd  deutschen  Kolonieen 
und  durch  internationale  Uebereinkimft  in 
einem  afiikanischen  Gebiete  zwischen 
dem  20*  nördlicher  und  dem  22*  südlicher 
Breite.  In  Norwegen  steht  das  Land  unter 
Prohibition  des  Branntweins,  die  Städte 
haben  das  Lokale  Veto;  in  Schweden  und 
Finland  ist  das  Gesetz  ähnlich;  in  England 
ist  eine  von  der  Regierang  beantragte  Eän- 
fflhrung  der  lokalen  Option  1893  nur  daran 
gescheitert,  dass  die  Temperenzler  keine 
Entschädigung  für  die  Aufhebung  der  Kon- 
zessionen gewähren  wollten.  Durchführbar 
ist  die  Ausschliessung  der  Schänken  in 
Grossbritannien  dort,  wo  das  Gnindeigen- 
tum  einem  Besitzer  oder  einer  Gesellschaft 
gehört,  die   keine   Wirtshäuser  duldet;    so 


Digitized  by 


Google 


Trunksucht 


211 


finden  wir  sie  in  einem  Teile  Londons, 
einer  Vorstadt  von  Liverpool,  den  Industrie- 
städten Saltaire  und  Bessbrook.  Auch  die 
russischen  Bauemgemeinden  haben  oft  die 
Schänken  ganz  aiisschliessen  dürfen. 

16.  Schankstatten-Polizei.  Wo  man 
Alkoholverkauf  und  Gastwirtscliaft  duldet, 
erachtet  man  doch  in  allen  Kultiu-staateu 
scharfe  Ueberwachung  und  mannigfache 
Einschränkung  des  Betriebs  für  nötig.  Es 
kommen  da  in  Betracht:  a)  frühzeitige 
Schliessung  für  die  Nacht,  b)  späte  Eröff- 
nung morgens,  c)  Schliessung  an  Sonn-  und 
Feiertagen  für  den  ganzen  Tag  oder  einige 
Stunden,  Schliessung  bei  grossem  Verkehi', 
an  Markttagen,  Wahltagen,  bei  Aushebun- 
gen, bei  Feuersbrünsten,  bei  Gefahr  von  Re- 
volten, d)  Ausschliessung  bestimmter  Gäste : 
Kinder,  Minderjährige,  Schüler  von  Fort- 
bildungsschulen oder  höheren  Lehranstalten, 
Angetrunkene,  namhaft  gemachte  Trunken- 
bolde, Almosenempfänger,  schlechte  Steuer- 
zahler, Fallite,  namhaft  gemachte  Bestrafte, 
deren  Vergehen  dem  Alkohol  zuzuschreiben 
war,  u.  a.  m.;  auch  Frauen  und  Mädchen 
sind  zuweUen  aus  den  Schänken  ausge- 
schlossen; e)  Verbot  des  Verkaufs  gegen 
Boi^  oder  Androhung,  dass  Boi^en  als 
Grund  zur  Konzessionsentziehung  betrachtet 
werde;  f)  Verantwortlichmachung  der 
Wirte  für  Unordnung  imd  Vergehen  in 
ihren  Bäumen  oder  für  die  Folgen  der 
Trunkenheit;  g)  Verbot  der  weiblichen  Be- 
dienung; h)  Vorschriften,  welche  eine 
leichte  polizeiliche  und  öffentliche  Kontrolle 
des  Wirtshaustreibens  bezwecken.  —  In 
den  skandinavischen  und  englischen  Län- 
dern finden  wir  viel  schärfere  Vorschriften 
als  in  Deutschland,  z.  B.  ist  der  Branst- 
weinschank    in    Schweden    verboten     vor 

9  Uhr  morgens  und  auf  dem  Lande  nach 
8    Uhr  abends  und  in   den   Städten  nach 

10  Uhr;  an  Sonn-  und  Feiertagen  darf 
Schnaps  nur  zu  Mahlzeiten  gegeben  werden. 
In  Norwegen  ist  der  Branntwein  an  den 
ganzen  Sonn-  und  Feiertagen  verboten  und 
an  den  Tagen  vorher  von  1  Uhr  mittags 
an.  In  Schottland,  Irland  und  Wales  sind 
die  Schankstätten  Sonntags  ganz  geschlossen, 
auch  in  nahezu  allen  der  Vereinigten 
Staaten,  wo  freilich  das  Gesetz  in  den 
Städten  viel  übertreten  wird.  Dort  haben 
auch  Angehörige  einen  Ersatzanspruch  an 
denjenigen  Wirt,  der  eine  Berauschung 
ganz  oder  teilweise  herbeigeführt  hat,  die 
den  Tod  oder  einen  erheblichen  Schaden 
des  Trinkers  zur  Folge  hatte.  —  In  Deutsch- 
land leidet  die  SchankstättenpoUzei  daran, 
daj*s  jede  Massregel  lokal  und  persönlich 
aofgefasst  wird  und  dass  politische  Neben- 
zwecke vermutet  werden;  Gesetze,  die  für 
alle  Wirtschaften,  feine  und  einfache,  und 
für  ganze  Staaten  gelten,  die  den  einzelnen 


Wirt  nicht  abhängig  werden  lassen  von  der 
Gunst  höherer  oder  niederer  Polizeibe- 
amten, würden  leichter  ertragen  werden 
als  die  jetzigen  vereinzelten  Verstösse. 
Das  Streben  nach  einem  deutschen  Trunk- 
suchtsgesetz war  allerdings  auch  erfolglos. 
Einen  Entwurf  einer  Polizei-Verordnung 
für  grössere  Gebiete  hat  Professor  Anschütz 
veröffentlicht. 

17.  Steuern,  Zolle  und  Behandlung 
der  Prodnktion.  Indem  wir  auf  die  b^ 
sonderen  Artikel  (Branntweinbesteue- 
rung u.  s.  w.)  verweisen,  sei  hier  nur  im 
Zusammenhange  erwähnt,  dass  alle  staat- 
lichen Massregeln,  die  die  Produktion  er- 
leichtern oder  erschweren  und  die  Produkte 
verbilligen  oder  verteuern,  für  die  Sitten 
des  Volkes  von  der  allergrössten  Bedeutung 
sind.  Wenn  man  die  Thatsünden  imd  Unter- 
lassungssünden der  Regierenden  zusammen- 
nimmt, erscheint  namentlich  das  vom  Kai^ 
toffelbranntwein  angerichtete  Elend  in  hohem 
Masse  als  ein  Werk  des  Staates.  Deutsch- 
land folgt  auch  heute  noch  nicht  dem  Vor- 
bilde anderer  Staaten,  die  viel  erheblichere 
Steuern  auf  den  Alkohol  legen.  Doch  ist  an- 
zuerkennen, dass  die  Führer  der  landwirt- 
schaftlichen Brennereien  sich  sehr  bemühen, 
andere  Verwendung  der  Kartoffeln  und  be- 
sonders andere  Verwendung  des  Spiritus 
in  die  Wege  zu  leiten.  Der  Anteil  des 
Trinkspiritus  an  der  gesamten  Alkoholer- 
zeugung sinkt  denn  auch  mit  jedem  Jahre. 
—  Beim  Biere  wird  von  den  Mässigkeits- 
freunden  besonders  eine  starke  Begünstigung 
der  leichten  Hausbiere  vor  den  berauschen- 
den und  Luxusbieren  vorgeschlagen,  nach 
dänischem  oder  englischem  Muster.  Bei 
den  Weinen  ist  es  nötig,  jene  Kunstweine 
zu  treffen,  die  leicht  an  Stelle  des  Brannt- 
weins treten.  Füi*  die  Mässigkeitssache  sind 
aber  auch  besonders  die  staatliche  Behand- 
lung des  Kaffees,  Thees,  Kakaos,  der  Ci- 
tronen  imd  anderer  ausländischer  Früchte 
und  namentlich  auch  des  Zuckers  wichtig; 
jede  Verteuerung  durch  Steuer  oder  Zoll 
bedeutet  eine  Begünstigung  des  Alkohols. 
Und  weiter  ist  jede  Verschlechterung  der 
Volksemährung  mfolge  von  Zöllen  oder 
Steuern  auch  eine  staatliche  Versündigimg 
an  der  Massigkeit  des  Volkes. 

18.  Das  Stndinm  der  Alkoholfrage 
ist  das  unentbehrlichste  Mittel  im  Kampfe 
gegen  den  Alkoholismus;  denn  wenn  es 
daran  fehlt,  wird  die  Kraft  der  Einzelnen 
und  der  Behörden  für  falsche  Bestrebungen 
verbraucht  und  man  erzielt  Misserfoige,  die 
ganze  Generationen  entmutigen,  die  die 
ganze  Mä.ssigkeitsarbeit  diskreditieren.  Leider 
giebt  es  im  Deutschen  Reiche  und  deut- 
schen Sprachgebiete  überhaupt  keinen  Ver- 
ein, keine  amtliche  oder  freie  Anstalt  zu 
vorurteilslosem     Studium    dieser     Fragen; 

14* 
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dieses  Studium  ist  bisher  ganz  den  Partei- 
vereinen und  jenen  Gelehrten,  die  gerade 
Neigung  für  dieses  Fach  haben,  anheimge- 
stellt und  kann  von  diesen  nur  sehr  man- 
gelhaft erfüllt  werden.  Thatsächlich  haben 
in  Deutschland  nur  die  Mediziner  einiger- 
massen  eifrig  ihren  Anteü  zur  Alkohol- 
wissenschaft beigetragen,  dagegen  ist  von 
der  volkswirtschaftlichen  und  staatswissen- 
schaftlichen Fakultät  die  Materie  sehr  ver- 
nachlässigt. 

Im  Ausland  finden  wir  einige  Institutionen, 
die  vorbildlich  sein  können:  so  in  Amerika 
das  »Committee  of  Fifty  for  the  Investigation 
of  the  Drink  Problem«,  in  Bussland  eine 
grosse  »Kommission  zum  Studium  des 
Alkoholismus«  innerhalb  der  ^Russischen 
Gesellschaft  zum  Schutz  der  öffentlichen 
Gesundheit«,  in  England  die  »Society  for  the 
Study  of  Inebriety«.  In  Amerika  hat  na- 
mentlich auch  das  Labor  Department 
Grösseres  für  die  Sache  geleistet  als  unsere 
staatlichen  imd  städtischen  statistischen 
Aemter.  England  hat  grosse  parlamentari- 
sche Kommissionen  gehabt,  die  Jahre  lang 
Fachleute  angehört  und  Thatsachen  gesam- 
melt haben,  so  die  Royal  Licensing  Com- 
mission  unter  Lord  Peel  (1896—1899)  und 
das  Select  Committee  of  the  House  of  Lords 
on  Intemperance  (1877 — 1879).  Der  schwei- 
zerische Bundesrat  liess  und  lässt  in  Zu- 
sammenhang mit  seinem  Alkoholmonopol 
ausländische  Gesetze  imd  ihre  Wirkungen 
sorgfältig  studieren.  —  Manche  wertvolle 
Abhandlungen  finden  sich  ferner  in  den 
Berichten  der  internationalen  Kongresse 
gegen  den  Alkoholismus,  doch  sind  auch 
diese  Kongresse  zu  Kampfplätzen  geworden, 
wo  die  Fanatischsten  am  lautesten  und 
rührigsten  sind ;  eine  internationale  Veranstal' 
tung  zum  Studium  der  Alkoholfragen  ist 
noch  nicht  vorhanden. 
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Bureau,  Bern  I884. 

Wichtigste  Zeitschriften.    Proceedinyt 
of  the  Society  for  the  Study  of  Inebriety,  London- 

—  Der  Alkoholismus,  eine  Viert£ljahrsschr\ß  xnr 
iciis.  Erörterung  der  Alkoholfrage.  Herausgeber 
Baer,  BOhtnert,  v.  Strauss  und  Tomey 
und  Waldschmidt,  Dresden  seit  190O.  — 
Internationale  Monatsschrift  zur  Bekämpfung  der 
TrinksUten,  Basel  seit  1891.  —  MässigkeitsbUitter 
des  Deutschen  Vereitle  g.  d.  Missbrauch  geiet. 
Getr.,  Hildesheim  seit  188S.   —  Vgl.   ausserdem 
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iif  jähriichen  Kongrt»*beHchU  des  ebengenannttn 
Vertitu  und  diejenigen  der  inlemationaUn  Kon- 
jrttte  (1899  tu  Pari»,  1901  tu   Wien). 

W.  Bode. 


Trusts. 


Siehe  auch  Kartelle  (oben  Bd.  V  S.  39 ff.), 

Monopol  (ebd.  S.  8ö0ff.),  Grossbetrieb 

und  Kleinbetrieb  (Bd.   IV    S.  786«.), 

Maschinenwesen  (Bd.  Y  S.  710ff.)] 

I.  Seit  Mitte  der  achtziger  Jahre  haben 
die  amerikanischen  Trusts  in  steigendem 
Masse  von  sich  reden  gemacht.  Der  »Trust« 
ist  ursprünglich  eine  Institution  des  eng- 
lischen Rechts  (»Verwahrung  zu  treuen  Hän- 
den« im  Deutschen),  mit  dem  Zweck,  das 
Anfbewahrungs-  und  Verwaltungs-  und 
Verfügungsrecht  —  nicht  aber  das  Eigen- 
tum, das  dem  Cebertragenden  »cestui  que 
tnist<  verbleibt  —  über  irgendwelche  Ver- 
mögensteile in  die  Hände  eines  mit  beson- 
deren Rechten  und  Pflichten  ausgestatteten 
Verwalters  »Trustee«  zu  übertragen.  Diese 
Form  der  Verwaltungsübertragung  hat  man 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
zeitweilig  benutzt,  um  eine  neue  Form  wirt- 
schaftlicher Organisation  einzuführen,  nach- 
dem eine  Anzahl  von  Versuchen  andere 
Urganisationsformen  zu  wählen  sich  als  un- 
gangbar erwiesen  hatte. 

Die  Krisis  der  siebziger  Jahre  hatte 
gewisse  Unternehmer  zur  Erkenntnis  der 
Gefahren  der  unbeschränkten,  freien  Kon- 
kurrenzin zahlreichen  Einzelunternehmungen 
geleitet,  und  es  wurden  ständig  Versuche 
gemacht,  die  Nachteile  durch  Vereinigungen 
von  Cntemehmergruppen  zu  Kartellen  zu 
beseitigen.  Im  Eisenbahnwesen,  in  der 
Eisen-  und  Kohlenindustrie  eta  waren 
vielfewdi  Vereinbarungen  über  die  Vertei- 
lung der  Förderung  und  Beförderung  und 
die  Preise  vorgenommen.  In  anderen  Ge- 
bieten des  Transportgewerbes,  wie  dem 
Telegraphen-  und  Packetbeförderungsdienst, 
und  gleichfalls  den  Eisenbahnen  hatte  man 
sich  schon  früher  durch  Verschmelzung  und 
Aufkauf  oder  Pachtung  zu  helfen  gesucht. 
Unter  den  Praktikern  brach  sich  die  Ein- 
sicht immer  mehr  Bahn,  dass  das  Princip 
unbeschränkter  Konkurrenz  für  gewisse  Ge- 
werbszweige, wenn  nicht  unmögUch,  so  auf 
alle  Fälle  unökonomisch  sei,  wie  es  Ste- 
phen so  n  schon  ein  Menschenalter  früher 
ausgedrückt  hatte:  »wo  Vereinigimg  mög- 
lich ist  ist  Konkurrenz  unmöglich«. 

Die  öffentliche  Meinung  des  Landes 
war  von  der  Ana-kennung  der  Richtigkeit 
dieses  Grundsatzes  indes  weit  entfernt. 
Die  Gmndanschauungen,  auf  denen  sich  das 
gesellschaftliche  und  wirtschaftliche  System 
dar  Vereinigten  Staaten  aufgebaut  hatte, 
l^en    in  der   entg^;engesetzten   Richtung. 


Die  Rechtsordnung  wie  die  Rechtsauffassung 
standen  im  entschiedenen  'VViderspruch  mit 
jedem  Versuch,  durch  Verabredungen  und 
Vereinbarungen    den    Markt    oder    irgend 
welche   Teile  desselben   zu  monopolisieren 
vmd    die   Bestimmung   über   Angebot   imd 
Nachfrage  hinsichtlich  der  Menge  oder  Preise 
in  die  Hände  einzelner  konkurrenzloser  In- 
dividuen oder  Organisationen  zu  legen.   Die 
Anschauungen  des  vom  ilutterlande  über- 
kommenen gemeinen  englischen  Rechts  über 
die  Schädlichkeit  der  \orkäufer  und  Mono- 
polisten (forstallers,   enhancers,    engrossers, 
regraters)  &nden  ihre  Unterstützung  in  der 
Bestimmung  der  amerikanischen  Verfassimg, 
die    jedermann   die    gleichen    Chancen   auf 
allen   Gebieten  sichern  will  und  Monopole 
uud  Privilegien  ausdrücklich  verbietet    Die 
Aufhebung  der  specieUen  Gesetze  gegen  jene 
Monopolisten  in  England  (7  &  8  Vict  cap.  28) 
fand  in  Amerika  keine  Nachahmung.    Der 
Grundsatz  der  Gewerbefreiheit   galt   allge- 
mein,  und    80   wurden    Versuche,    in    ihr 
Walten  einzugreifen,  als  imgesetzlich,  dem 
öffentlichen  Interesse  (public  policy)  wider- 
i  sprechend  angesehen.   Theoretisch  herrschte 
i  andererseits   um  jene  Zeit  die  Auffossung 
i  vom  mangelnden  Recht  des  Staates,  in  die 
j  Entwickelung   des  wirtschaftlichen   Lebens 
i  einzugreifen ,   und  führte    wenigstens    vor- 
I  übei^hend  dazu,   dass  manche  wirtschaft- 
llieh   liberalen    Elemente   die   Berechtigung 
I  eines  Vorgehens  gegen  die  neuen  Gebilde 
i  der  Kartelle  etc.    logischerweise  als  nicht 
I  zulässig  erklärten.    Praktisch  aber  lag  auf 
'  dem  Gebiete   der   Rechtsprechung   \md   in 
der  Handhabung  des  Aktienrechtes  von  vom 
herein  bis  zu  einem  gewissen  Umfong  die 
Handhabe  zum  Einschreiten,  und  allgemein 
kam  der  Grundsatz  zur  Geltung,  dass  Ver- 
einbarungen   über    die    Beschränkung    der 
Konkiurenz    ungesetzlich  seien    und    dem- 
gemäss  in  keiner  Richtung  rechtlichen  Schutz 
gemessen  könnten.    »Ungesetzliche  Verein- 
barungen existieren  nicht  für  den  Richter, 
das  Gericht  lässt  die  Parteien  wo  sie  sind.« 
Speciell  da,  wo  die  Mitglieder  eines  Kartells 
Aktiengesellschaften   waren,   lag   auch  die 
Möglichkeit  vor,  die  Gesellschaft  gerichtlich 
aufzidösen,    weil    sie   Handlungen    vorge- 
nommen hatte,  welche   den   ihr  in  ilffem 
Freibrief  (Charter)  gewährten  Befugnisbereich 
überschritten. 

Es  handelte  sich  nun  für  die  Interessen- 
ten der  einzelnen  Gewerbe  darum,  im 
Rahmen  der  vorhandenen  Rechtsnormen 
eine  Organisation  zu  schaffen,  welche  ihren 
Bedürfnissen  entsprach  und  ihnen  alle  er- 
strebten Vorteile  gewährte,  ohne  sie  Ge- 
fahren auszusetzen.  Letztere  waren  im  Fall 
der  freien  Konkurrenz  die  Möglichkeit  der 
Vernichhmg  ihrer  Unternehmung  Awcch. 
übermächtige    Mitbewerber,   im    Falle    der 
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Abschliessung  von  Kartellverträgen  die 
Nichtinnehaltung  seitens  anderer  Kartell- 
mitglieder, sobsdd  es  diesen  nicht  passen 
sollte.  Die  Thatsache  der  gesetzlichen 
Nichtanerkennung  von  Kartellen  war  fCkr 
Skrupellose  ein  bequemes  Mittel,  die  Vor- 
teile von  Vereinbarungen  so  lange  zii  ge- 
niessen,  als  es  ihnen  nützlich  erschien;  so- 
bald sie  aber  einen  vorübergehenden  Vor- 
teil ausserhalb  des  Kartells  erkannten,  konn- 
ten sie  die  Verabredungen  ungestraft  hintan- 
setzen. 

Eine  Möglichkeit  war  nun  die  Ver- 
schmelzung von  verschiedenen  Unterneh- 
mungen in  einer  Centralunternehmung. 
Hierfür  war  indes  mit  Ausnahme  einzelner 
Gebiete  des  Personen-,  Güter-  und  Nach- 
richtentransportdienstes, der  örtlichen  Gas- 
und  Wasserversorgung  u.  dergl.  das  Ge- 
werbe im  ganzen  ebensowenig  vorbereitet 
wie  die  öffentliche  Meinung.  Seit  der 
Präsident  J  a  c  k  s  o  n  die  Bank  der  Vereinigten 
Staaten  im  Jahre  1836  niedergebrochen 
hatte,  waren  in  Finanz  und  Industrie  noch 
keine  grossen  Centraluntemehmungen  wieder 
geschaffen  worden.  Auch  lag  auf  dem 
Gebiet  des  Aktienrechtes  eine  nennenswerte 
Schwierigkeit,  da  es  in  den  Machtbereich 
der  einzelnen  Bundesstaaten  gehört  und 
jiicht  Vereinigte  Staaten -Becht  ist;  Ge- 
sellschaften, die  in  verschiedenen  Staaten 
begründet  sind,  können  sich  nicht  ohne 
weiteres  verschmelzen.  Für  die  Form  der 
offenen  Handelsgesellschaft  aber,  welche  be- 
liebig Filialen  in  den  verschiedenen  Staaten 
schaffen  kann,  eigneten  sich  die  Biesen- 
nnternehmungen.  \mi  die  es  sich  handelt, 
nicht.  —  Beim  ersten  erfolgreichen  Ver- 
such der  Verschmelzung  verschiedenartiger 
Industriegesellscbaften  im  ganzen  Lande 
wählte  man  nun  im  Jahre  1881  die  eigentüm- 
liche Form  des  »Trust«.  Verschiedene  mit 
der  Eeinigung  und  dem  Transport  des  Pe- 
troleums und  der  Verarbeitung  von  Neben- 
produkten aus  den  Abfällen  beschäftigte 
Gesellschaften,  die  in  der  Hauptsache  bisher 
kartelliert  waren,  wurden  unter  eine  gemein- 
same Verwaltung  gebracht,  indem  sie  ihre 
Aktien  oder  wenigstens  die  Majorität  der- 
selben, in  die  Hände  eines  Rates  von  Treu- 
händern (Board  of  Trustees)  legten,  welcher 
nach  einem  bestimmten  Satz  dafür  Treu- 
handscheine (Trusts  Gertificates)  ausgab.  Da- 
mit waren  die  früheren  GeseUschaften  vom 
Finanzmarkt  verschwunden  und  ein  einheit- 
liches neues  Unternehmen  mit  seinen  Werten 
an  die  Stelle  getreten.  Die  bisherigen 
Aktionäre  der  einzelnen  Gesellschaften  wur- 
den, soweit  ihre  Aktien  deponiert  waren, 
Teilhaber  an  allen  in  der  Verwaltung  des 
Trust  einbegriffenen  Unternehmungen  pro 
rata  ihres  Anteilscheinbesitzes.  Die  Ver- 
waltung aber  der  Unternehmungen,  welche 


dem  Namen  nach  in  ihrer  bisherigen  Ge- 
stalt fortbestanden,  wurde  thatsächlich  in 
den  Händen  des  Bates  centralisiert,  die  ein- 
zelnen Institute  nur  als  Zweige  eines  gros- 
sen Centralunternehmens  technisch  ver- 
waltet. Rechtlich  betrachtet  wai"  es  ein 
kompliziertes  Gefüge,  wirtschaftlich  hatte 
man  mit  einem  Schlage  eine  grosse  Verein- 
fachung erreicht.  In  ersterer  Hinsicht  schien 
allen  formalen  Anforderungen  der  Gesetze 
entsprochen  zu  sein;  in  letzterer  hatte  man 
den  Anforderungen  des  wirtschaftlichen 
Interesses  der  beteiligten  Unternehmer  in 
weitestem  Umfemge  Rechnung  getragen  und 
verfocht  dabei  den  Standpunkt,  dass  man 
dem  Ziel  der  Wirtschaftlichkeit  in  erheb- 
lichem Grade  näher  gekommen  sei,  weil 
die  Vereinheitlichung  eine  ständige  Ver- 
besserung imd  Verbiiligung  der  Proiiuktion 
und  Verteilung  imd  eine  Ausnutzung  aller 
Neben vorteUe  kapitalistischer  und  technischer 
Art  zuliesse. 

Auf  dem  Gebiet  des  Petroleums  war  die 
Begründung  des  Trust  im  Jahre  1882  aller- 
dings im  wesentlichen,  soweit  die  Produk- 
tion und  Verwertung  des  Produktes  in 
Frage  kam,  ein  formales  Ereignis.  Hier 
hatte  der  überwiegende  Einfluss  des  Vaters 
der  grossen  Oelindustrie  John  D.  Bocke- 
feiler und  seiner  Leute  bereits  lange  vor- 
her den  Markt  beherrscht.  Die  Wirkungen 
waren  wichtiger  in  finanzieller  Beziehung, 
insofern  der  neugeschaffene  Wert,  das  Stan- 
dard Oil  Trust  Certificate,  bald  zu  einem 
begehrteren  und  marktgängigeren  Papier 
wurde  als  vorher  die  Aktienanteile  der  Ein- 
zelunternehmungen. Am  wichtigsten  aber 
wurde  das  Ereignis  dadurch,  dass  es  im 
Laufe  der  nächsten  Jahre  in  einer  Anzahl 
anderer  Industrieen  zum  Muster  genom- 
men wurde  und  bald  für  Zucker,  Alkohol, 
Blei,  Baumwollsaatöl,  Leinsaatöl,  Stärke, 
Tauwerk  und  Bindfaden,  Cigaretten  etc. 
gleichartig  geformte  Unternehmungen  ins 
Leben  gerufen  wurden. 

Hatte  Kleinwächter  seiner  Zeit  zu- 
erst die  Aufmerksamkeit  der  Welt  auf  die 
neue  gewerbliche  Organisationsform  der 
Kartelle  gelenkt,  so  konnten  zu  Ende  der 
achtziger  Jahre  Aschrott  und  Jenks 
zum  erstenmal  das  Aufkommen  einer  höhe- 
ren industriellen  Organisationsform  in  den 
Trusts  wissenschaftlich  erörtern. 

Vermittelst  einer  für  ganz  andere  Zwecke 
ursprünglich  geschaffenen  Bechtseinrichluog 
hatte  man  in  Amerika  den  anscheinend 
erfolgreichen  Versuch  unternommen,  die 
Versorgung  der  gesamten  Natio- 
nalwirtschaft durch  einheitlich 
organisierte  und  verwaltete,  für 
die  Interessen  einzelner  Kapi- 
talistengruppen arbeitende,  eine 
grössere   Anzahl    von    Fabriken   in 
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verschiedenen  Landesteilen  kon- 
trollierende Centralunternehmtin- 
gen  zu  bewerkstelligen.  Man  hatte 
lein  rechtliches  Monopol,  war  aber  ein  so 
fiberwältigender  Macht  faktor,  dass  es  gelang, 
das  "Walten  unerwünschter  Konkurrenz  that- 
sächUch  auszuschliessen.  Die  grossen  Unter- 
nehmungen waren  allerdings  nicht  absolute 
Alleinbesitzer  aller  Produktionsmittel  ihres 
Zweiges,  sondern  beschränkten  sich  darauf, 
eine  genügend  grosse  Anzahl  der  ünter- 
oehmuDgen,  um  den  Markt  wirksam  he- 
herrschen  zu  können,  aufzusaugen.  Sie  er- 
kannten bald,  dass  die  YertQ^ng  über 
75—90  ^/o  der  nationalen  Produktiouskapaci- 
fät  dafür  ausreichte,  die  Produktionsmengen 
und  die  Preise  zu  kontrollieren,  indem  die 
übrigen  Fabriken  sich  ihrer  PoUtik  dann 
stillschweigend  anschlössen. 

U.  Die  Trusts  zu  Ende  der  achtziger 
Jahre  waren  rechtlich  eigenartig  geformte, 
kapitalistische  Grossuntemehmungen  zum 
Zweck,  die  Versor^ng  der  amerikanischen 
Volkswirtschaft  mit  bestimmten  ludustrie- 
produkten  einheitlich  zu  bewerkstelhgen.  Sie 
waren  die  freie  Ausgeburt  des  Princips  des 
freien  Wettbewerbs  unter  dem  Regime  der 
wirtschaftlicheu  Freiheit  für  den  Einzelnen,  die 
Konkurrenz  so  weit  zu  treiben,  wie  ihm  gut 
erscheint  In  ihnen  hatte  aber  die  Entwicke- 
lung  des  freien  Wettbewerbs  eine  ungeahnte 
Grenzform  erreicht,  und  das  Princip  schlug 
in  sein  Gegenteil  um.  Der  wirtschaftliche 
Kampf  nms  Dasein  mit  dem  üeberleben 
des  Stärksten  hatte  sich  einer  Anzahl  von 
Stärkeren  und  Schwächeren  als  so  gefähr- 
lich herausgestellt,  dass  sie  es  vorzogen, 
ihn  nicht  zu  Ende  zu  kämpfen.  Da  ihnen 
ein  Vergleich  auf  dem  Vertragswege  nicht 
möglich  wurde,  benutzten  die  Stärksten 
ihre  Ueberlegenheit,  die  Schwächeren  zu 
absorbieren.  Aus  der  Not,  vom  Kartell 
(Combination,  Coalition,  Syndicate,  Pool)  ab- 
stehen zu  müssen,  machte  man  eine  Tugend. 
In  anderen  Ländern,  vor  allen  Dingen 
Deutschland,  blieben  die  Unternehmungen 
in  ihrer  SteUungnahma  gegen  die  Uebel 
der  freien  wirtschaftlichen  Konkurrenz 
zwischen  maschinenbeuutzenden  Grossbe- 
trieben wesentlich  auf  der  niedrigeren  Stufe 
des  Kartells  stehen.  In  Amerika  war  man 
durch  die  gesetzliche  Situation  gezwungen 
weiter  zu  gehen  und  erkannte  bald  die  für 
die  Unternehmer  bezw.  Kapitalisten  in  einer 
höhereu  Form  liegenden  weiteren  Vorteile. 
Man  bildete  den  »Trust«  bewusst  und  ab- 
sichtlich in  seinen  Eigenarten  aus. 

Die  verschiedenen  Vereinigungen,  welche 
bisher  stattgefunden,  hatten  alle  dasselbe 
^el  im  Auge:  Kontrolle  der  Versorgung 
eines  Marirtes  mit  einem  bestimmten  Gut, 
um  damit  eine  Einwirkung  auf  die  Preisge- 
staltung zu  erringen,  welche  den  beteilig- 


ten Unternehmern  einen  sicheren  Kapital- 
gewinn bringen  musste.  Das  Mittel  der  je- 
weilig gewählten  gewerblichen  Organisation 
aber  erwies  sich  für  die  einzelneu  Beteiligten 
in  verschiedenem  Umfange  als  vorteilhaft. 
Im  Kartell  geschieht  die  Produktion  in  den 
einzelnen  Unternehmungen  unabhängig.  Das 
Prodiiktionsergebnis  ist  in  ihnen  hinsichtlich 
des  Reinertrages  verschieden.  Mit  veralte- 
ten Betriebsmitteln  ausgerüstete,  schlechter 
geleitete,  imgünstiger  gelegene  Fabriken 
geben  einen  geringeren  Ertrag  als  die  vol- 
lendetsten, bestgeleiteten  und  -gelegenen 
Unternehmungen.  Man  arbeitet  mit  ver- 
schiedener Technik,  nach  verschiedenen 
Gnmdsätzen,  mit  verschiedenen  Löhnen  und 
verschiedenen  Finanzgebarungen.  Man  er- 
hält nur  eine  bestimmte  Produktionsmenge, 
einen  bestimmten  Bruttopreis  für  die  ab- 
zuliefernden Waren  gesichert.  Der  Trust 
dagegen  dehnte  seine  Thätigkeit  weiter 
aus,  seine  Mitglieder  hatten  alle  ein 
gemeinsames  Interesse  am  Gesamtertrag 
und  damit  den  Wunsch,  die  Produktion 
in  allen  Betrieben  gleichmässig  möglichst 
wirtschaftlich  zu  gestalten.  Die  Einheitlich- 
keit der  Verwaltung,  des  Arbeitsplanes  und 
der  Arbeitsordnung,  der  Betriebseinrichtung, 
der  Finanzgebarung,  der  Einkäufe  von 
Rohmaterialien  und  Maschinen  etc.,  die  ge- 
meinsame Verarbeitung  von  Abfällen,  die 
Einrichtung  von  einheitlicher  V^ersorgung 
mit  Nebenbedarf,  wie  Verpackungsmaterisd 
und  dergl.,  gestattet  thatsächlich,  die  Pro- 
duktion ökonomischer  zu  gestalten.  Der 
ganze  Verteilungsprozess  sodann  konnte  un- 

fleich  billiger  bewerkstelligt  werden  als  im 
[arteil,  wo  nur  gewisse  Missstände  der 
freien  Konkurrenz  durch  Vereinbarungen 
beseitigt  waren.  Die  Ausgaben  für  Ver- 
kaufsstellen, kostspielige  Reklameanzeigen, 
Haudlungsreisende  \md  sonstige  Reklame- 
mittel wurden  vermindert,  die  Verkaufsbe- 
dingungen nicht  nur  für  Qualität  und  Liefe- 
rungszeit, sondern  auch  für  Kredite  einheit- 
lich geregelt.  Zahlreiche  Missstände  speku- 
lativer Verkäufe,  Lieferung  an  unsichere 
Kunden  konnten  vermieden  werden.  — 
Schliesslich  wurde  man  ganz  wesentlich 
noch  dadurch  begünstigt,  dass  man  imEin- 
heitsuntemehmen  nur  noch  die  technisch 
bestausgestatteten,  günstigst  gelegenen  Fa- 
briken arbeiten  Hess,  die  übrigen  aber 
vorübergehend  oder  dauernd  schloss.  Im 
Kartell  hatte  man  gelegentlich  einzelnen 
Mitgliedern  für  zeitweilige  Betriebseinstel- 
lung Entschädigungen  gezahlt  In  den 
neuen  Trusts  ging  man  ganz  systematisch 
vor  und  schloss  zalilreiche  Fabriken  zu,  um 
den  ganzen  Bedarf  an  den  betreffenden 
Waren  mit  Leichtigkeit  in  einer  wesentlich 
kleineren  Anzahl  von  Fabriken  mit  einem 
viel  geringereu  Personal  herzustelkn.    Das 
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charakteristischste  Beispiel,  wie  sehr  die  freie 
Konkurrenz  in  der  richtigen  Beurteilung 
des  gegenwartigen  und  zukünftigen  Bedarfs 
geirrt  und  welche  Menge  volkswirtechaft- 
Echer  Arbeit  eine  verfeiilte  Verwendung 
gefunden  hatte,  war  die  Alkoholproduktion; 
der  Whiskeytrust  schloss  von  80  ange- 
kauften Brennereien  68,  um  dann  in  12  bald 
mehr  zu  produzieren,  als  vorher  alle  80  ge- 
liefert hatten. 

Die  Kartelle  bedeuteten  in  dieser  Hinsicht 
im  wesentlichen  nur  eine  Abmilderung  der 
ungtlnstigen  Folgen  für  die  einzelnen  Be- 
teiligten, die  Trusts  in  gewissem  Sinne  eine 
organische  Remednr  für  die  Volkswirtschaft; 
jedoch  nur  in  gewissem  Sinne!  Denn  da- 
durch, dass  die  Trusts  genötigt  waren,  zur 
Beseitigung  der  Konkurrenz  eine  ganze 
ßeihe  von  aus  ProdtiktionsgrOnden  nicht 
erforderlichen  Unternehmungen  aufzukaufen, 
erhöhten  sie  das  zu  ihrer  Finanzierung 
nötige  Geldkapital  ganz  ausserordentlich. 
Wollten  sie  für  dieses  dann  eine  entspre- 
chende Verzinsung  erzielen,  so  musste  der 
Preis  des  von  ihnen  auf  den  Markt  gebrach- 
ten Produktes  wesentlich  höher  sein,  als 
wenn  sie  von  vorn  herein  mit  dem  allein 
nötigen  Kapital  hätten  arbeiten  können. 

Die  Hinübernahme  bedeutete  nicht  immer 
eine  Rettung  volkswirtschaftlichen  Kapitals 

—  die  geschlossenen  Fabriken  wurden 
teilweise  nie  wieder  in  Beti-ieb  genommen 

—  sondern  die  Erhaltung  der  Genussan- 
sprüche  der  früheren  Eigentümer  in  privat- 
kapitalistischer Hinsicht  Es  war  eine  Ent- 
schädigung, welche  sowohl  aus  Gründen 
der  Billigkeit,  da  die  bisherig  Lage  eine 
natürliche  Folge  der  volkswirtschaftlichen 
Einrichtungen  ^wesen  war,  als  aus  Not- 
wendigkeit, weil  man  sonst  eben  der  Kon- 
kurrenz nicht  hätte  Herr  werden  können, 
zu  zahlen  war. 

ni.  Dass  man  aber  bei  der  Finan- 
zierung der  Unternehmungen  sich  nicht 
allein  auf  die  Berücksichtigung  des  that- 
sächlichen  Wertes  der  früheren  Einzel- 
untemehmungen  beschränkte,  sondern  das 
neue  Riesenuntemehmen  gleich  mit  einem 
Kapital  finanzierte,  welches  die  thatsäch- 
lichen  Werte  weit  übertraf,  zeitigte  alsbald 
eigenartige  und  bedenkliche  Folgen.  Bei 
der  Begrilndung  der  neuen  grossen  Trusts 
fragten  sich  die  Beteiligten  natui^mäss 
nicht  nach  dem  volkswirtschaftlich  Nütz- 
lichsten, sondern  sahen,  wie  sie  ihr  privat- 
kapitalistisches Interesse  am  besten  vertreten 
konnten,  und  legten  ihren  Berechnungen 
deshalb,  anstatt  der  normalen  Ertragswjüir- 
scheinlichkeit,  Ertragsmöglichkeiten  tür  eine 
konkurrenzlose  Produktion  zu  Grunde ;  ja  sie 
gingen  darüber  noch  hinaus  und  finanzierten 
die  neuen  Unternehmungen  teilweise  mit  Ka- 
pitalien, welche  lediglich  spekulative  Titel, 


nicht  aber  irgend  welche  ernstere  Wertbe- 
rechnungen  zur  Grundlage  hatten.  Dieses 
Voi^hen  der  Trusts  war  keine  neue  Er- 
findung, sondern  eine  Anlehnung  an  ältere 
Vorgänge.  Bei  dem  Bau  der  grossen  Eisen- 
bahnsysteme des  Landes  war  es  von  jeher 
üblich  gewesen,  das  thatsächliche  Anlage- 
kapital, die  Baukosten  etc.  durch  Hypothe- 
kenobligationen (Bonds)  oder  Vorzugsaktien 
(preferred  stock)  aufzunehmen,  darüber 
hinaus  eine  imgemessene  Menge  von  Aktien 
(Common,  Stock,  Shares)  zu  emittieren, 
welche  der  zukünftigen  Ertragsfähigkeit, 
der  Wertsteigerung  des  Land-  und  Mateiial- 
besitzes  der  Bahn  Rechnung  tragen  soll- 
ten, zur  Zeit  aber  keine  substantielle 
Grundlage  vertraten;  man  nannte  sie  be- 
zeichnend: Wasser.  Thatsächlich  hatte 
dies  Finanzsystem  zu  anderen  Folgen  ge- 
führt. Die  Eisenbahnen,  welche  lauge,  ehe 
sie  irgendwelche,  geschweige  denn  eine 
höhere  Rentabilität  erreichten,  erheblicher 
weiterer  Kapitalien  zur  Betriebsausgestaltung 
bedurften,  konnten  diese  meist  nur  dadurch 
erhalten,  dass  sie  in  Konkurs  gingen,  das 
Aktienkapital  auf  einen  kleinen  Bruchteil 
reduzierten,  für  die  ursprilnglichen  Hypo- 
theken Aktien  ausgaoen  und  neue  Prioritäts- 
Obligationen  aufnahmen. 

Waren  sie  in  ihren  wilden  Konkurrenz- 
kämpfen und  alsbaldigen  Kartellierungen 
und  Amalgamationen  überhaupt  vorbildlich, 
so  war  ihre  Finanzgebaning  für  die  Neu- 
gründungen typisch,  die  Ausbildung  der 
neuen  Trusts  in  ihrer  finanzieUen  Seite  war 
die  Uebertragung  der  Vorgänge  vom  Eisen- 
bahnmarkt auf  das  Gebiet  der  Grossindustrie. 
Hier  wie  dort  bediente  man  sich  dann 
auch  in  der  Geschäftsgebarung  vielfach 
der  gleichen  Methoden.  Im  Kampfe  um  die 
Herrschaft  in  gewissen  Verkenrsgebieten 
hatten  die  Eisenbahnen  Tarifherabsetzungen 
bis  auf  nominale  Sätze  gelegentlicli  ange- 
wandt. Sie  verauchten,  den  Gegner,  der 
den  Verkehr  zwischen  gleichen  Orten  ver- 
mittelte, zu  ruinieren  oder  zur  Unterwerfung 
und  zum  Anschlues  zu  bringen.  Waren 
ihnen  aber  Vereinbarungen  gelungen,  so 
dass  sie  den  Verkehr  in  gewissen  Gegenden 
beherrschten,  oder  da,  wo  überhaupt  keine 
Konkurrenz  bestand,  setzten  sie  die  Tarife 
willkürlich  wieder  herauf  und  Hessen  die 
unterlegenen  Gegner  oder  das  Publikum  die 
Rechnung  für  die  früheren  Kämpfe  bezahlen ; 
Vorgänge,  die  in  ihren  Folgeerscheinungen, 
der  willkürlichen  Bewegung  grosser  Fracht- 
mengen zu  gewissen  Zeiten  in  bestimmten 
Richtungen  und  der  tiefgehenden  Ei-schütte- 
ruug  des  Finanzmarktes  mehrfach  zu  Pa- 
niken und  weitgehenden  Krisen  führten. 

Die  Produzenten  in  Landwirtschaft  und 
Industrie  fühlten  sich  angesichts  des  Wir- 
kens der  grossen  unwiderstehlichen  Kräfte 
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schwer  bennruhigt,  zumal  man  häufig  wahr- 
zooehmen  glaubte,  dass  von  den  kämpfenden 
und  sich  verschmelzenden  Eisenbahnen  eine 
persönliche  Politik  getrieben  wurde,  die 
einem  Unternehmer  gegenüber  dem  anderen, 
einem  Ort  gegenüber  dem  Nachbarort  Be- 
günstigungen zukommen  liess.  Gegen  die 
'Kombinationen«  der  Getreide  verpachten- 
den Eisenbahnen  bildete  sich  vor  Mitte  der 
siebenziger  Jahre  im  Westen  eine  politische 
Organisation,  die  »Grangers».  Eine  grosse 
Enquete  des  Staates  New- York  vom  Jahre 
1878  suchte  in  die  Geschfiftsgebarung  der 
Transportgewerbe  einzudringen.  Die  Stel- 
lung der  Einzelstaaten  zur  Union  ermöglichte 
aber  auch,  nachdem  man  die  Grundlagen 
mancher  Uebel  erkannt  hatte,  nicht,  wirk- 
sam und  durchgreifend  gegen  die  Eisen- 
bahnen vorzugehen,  weil  sich  ihre  Linien 
vielfach  durch  mehrere  Staaten  hindurch 
erstreckten  und  somit  einer  wirksamen 
Einzelstaatsüberwachung  entzogen  waren, 
während  die  Union  keine  genügende  recht- 
liche Handhabe  zum  Einschreiten  besass. 
Verfassungsmässig  gehört  der  Verkehr  und 
Handel  zwischen  den  einzelnen  Bundes- 
staaten in  das  Bereich  der  Vereinigten 
Staaten-Gesetzgebimg.  So  entstand  nament- 
lich nach  der  durch  Eisenbahnmanipula- 
tionen  hervorgerufenen  Krisis  des  Jahres  1884 
eine  Bewegung  nach  gesetzlicher  Ueber- 
wachung  der  grossen  Eisen  bahnsysteme  des 
Landes  durch  ein  Centralorgan,  die  ihr  Ziel 
in  der  > Interstate  Conmierce  Act«  des  Jahres 
1887  fand. 

Die  Untersuchimgen  über  die  Eisenbah- 
nen hatten  aber  noch  einen  Nebenerfolg  in 
der  Enthüllung  einer  grossen  Reihe  von 
Thatsachen,  die  mit  den  Fragen  der  indus- 
triellen Verbände  und  der  neuen  Trusts 
zusammenhingen.  Es  stellte  sich  heraus, 
dass  zwischen  beiden  enge  Verbindungen 
zu  bestehen  schienen.  Namentlich  der 
Standard  Oil  Trust  liatte  durch  geheime 
Verträge  mit  den  Eisenbahnen  seine  be- 
herrschende Stellung  für  die  Petroleum- 
raffinerie gewonnen.  Bewiesene  Thatsachen 
hinsichtlich  vom  Standpunkte  der  Gesetz- 
lichkeit imd  der  Anschauung  über  kauf- 
männischen Anstand  zweifelhafter  und  ver- 
werflicher Praktiken  vermischten  sich  mit 
dunklen  Gerüchten,  die  leicht  geglaubt 
wurden.  In  der  OeffentUchkeit  erhob  sich 
ein  Schrei  gegen  die  neuen  geheimnisvoll 
ee&hrlichen  Gebilde,  die  ebensowohl  dem 
Wohlergehen  des  einzelnen  konkurrierenden 
Untemmners  vrie  den  Interessen  des  kon- 
sumierenden Publikimis,  den  Anschauungen 
der  »gesunden«,  orthodoxen  Volkswirtschafts- 
lehre und  den  Grundprindpien  des  ameri- 
kanischen Staats-  und  GeseUschaftsideals  zu 
widerspredien  schienen.  Die  »Trusts«  be- 
drohten die  Freiheit  und  Rechte  des  einzel- 


'nen  Gewerbetreibenden.  Sie  erlaubten  ihm 
nicht,  in  dem  von  ihnen  beherrschten  Gebiet 
als  Mitbewerber  aufzutreten,  sondern  such- 
ten ihn  zu  imterdrücken,  sofern  sie  es  nicht 
geratener  und  möglich  fanden,  ihn  zum  An- 
schluss  zu  bewegen.  Sie  erhöhten,  wie  man 
meinte,  die  Preise  für  die  Konsumenten  be- 
liebig, was  ihnen  nach  Beseitigimg  der 
Konkurrenz  nur  allzu  leicht  würde,  be- 
schränkten die  Menge  von  Gütern,  die  sie 
auf  den  Markt  brächten,  bestrebten  sich 
nicht  mehr,  die  Qualität  zu  verbessern,  und 
hätten  nicht  mehr  nötig,  die  Produktions- 
kosten zu  verbilligen.  Sie  wären  ein  Wider- 
spruch gegen  die  herrschende  volkswirt- 
schaftliche Auffassung,  dass  »Konkurrenz 
das  Leben  des  Wirtschaftsverkehrs«  ist, 
dass  nur  unter  deren  Regime  die  wirtschaft- 
lichen Kräfte  sich  zur  \  oUkommenheit  ent- 
falten können,  und  je  mehi-  und  je  billiger 
Güter  auf  den  Markt  gebracht  werden,  desto 
grösser  der  Vorteil  für  die  Gesamtheit  und 
den  Einzelnen  ist.  Schliesslich  aber  war 
die  Aufhäufung  grosser  Macht  und  grossen 
Vermögens  in  den  Händen  Einzelner  oder 
bestimmter  Gruppen  für  die  popiüäre  Auf- 
fassung ein  direkter  Angriff  auf  das  Natio- 
nalideal der  Freiheit  und  Gleichheit,  der 
Unabhängigkeit  des  Individuums,  der  Ab- 
wesenheit von  herrschenden  Gruppen  ujid 
Klassen,  kurz  der  entwickelten  Demokratie. 
Man  glaubte  Wahrzeichen  zu  sehen,  dass 
die  Eisenbahnverbände  und  Trusts  mit  ihi-er 
Geldmacht  Richter  und  Politiker  unrecht- 
mässig beeinfiussten. 

Wie  in  der  Eiseubahnorganisation,  so  war 
auch  bei  den  Kartellen  und  Trusts  das  Ge- 
heimnisvolle ihrer  Wirksamkeit,  der  Mangel 
an  greifbaren  und  ganz  zuverlässigen  Nach- 
richten, das  Fehlen  von  verantwortlichen 
Persönlichkeiten,  etwas  in  den  Augen  der 
OeffentUchkeit  besonders  Gehässiges. 

Mehr  als  in  irgend  einem  Lande  herrscht 
in  Amerika  die  Ueberzeugung  von  der  Wirk- 
samkeit der  üeberwachung  dureh  die  Oeffent- 
Uchkeit, des  Einflusses  der  wohl  unterrich- 
teten öffentlichen  Meinung  gegenüber  Un- 
rechtmässigkeit  und  Gefahr.  Die  tbatsäch- 
Uchen  Nachrichten,  die  man  aber  nach  und 
nach  in  Enqueten  und  auf  privatem  Wege 
zu  sammeln  vermochte  und  die  von  unter- 
legenen Konkurrenten,  sensationslustig^n 
PubUzisten,  erfolgsuchenden  PoUtlkern  und 
Oberzeugungstreuen  Theoretikern  nach  Kräf- 
ten ausgebeutet  wurden,  schienen  in  der 
That  in  allen  obigen  Richtungen  höchst  be- 
denkUch. 

Es  ist  im  Wesen  aller  Völker  begründet, 
dass  ganz  neue  Erscheinungen  zunächst  un- 
verständUch  und  unverstanden  bleiben  und 
daher  unwillkommen  sind,  Gefühle  der 
Abneigung  und  des  Widerspruchs  hervor- 
rufen.    Man    erkannte   instinktiv    in    den 
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grossen  neuen  Organisationen  Elemente,  die 
im  tiefgreifendsten  Widerspruch  mit  den 
bisherigen  letzten  Idealen  standen.  So  ge- 
lang es  alsbald,  einen  Sturm  der  öffentlichen 
Meinung  gegen  die  Trusts  zu  entfachen. 
Mit  den  wohlmeinendsten  Patrioten  wett- 
eiferten die  verworfensten  Politiker;  im 
Kongress  setzte  man  eine  üntersnchungs- 
kommission  ein,  und  Tammany  Hall  in  New- 
York,  die  zur  Ausbeutung  des  Stadtein- 
komraens  geschaffene  korrupte  Vereinigung, 
schuf  ein  eigenes  Antitmstkomitee. 

IV.  Ein  grosser  Strom  von  Litteratur  in 
Zeitungen,  Broschüren  und  Büchern  ent- 
stand, »md  zwischen  1889  und  1894  erliessen 
die  Bundesregienmg,  22  Einzelstaaten  nnd 
1  Territorium  Antitrustgesetze.  Es  war  in- 
zwischen mit  dem  Namen  »Trust«  eine  er- 
hebliche Veränderung  vorgegangen.  Der 
ursprünglich  ein  gewisses  Rechtsinstitut  be- 
zeichnende Ausdruck  hatte  eine  viel  allge- 
meinere Bedeutung  beigelegt  erhalten.  Man 
gewöhnte  sich  bald  daran,  alle  den  oben 
angeführten  Zwecken  dienende  Vereinigungen 
nnd  Amalgamationen  mit  dem  Namen  der 
zeitweilig  prominentesten  nnd  erfolgreichsten 
Organisationsform  zu  belegen.  Damit  wurde 
das  Wort  »Trust«  (Vertrauen  oder  Treue) 
seines  Charakters  entkleidet,  in  den  Ohren 
vieler  zur  Kakophonie. 

In  Amerika  vollziehen  sich  die  wirt- 
schaftlichen Ereignisse  im  grossen  Raum 
unter  verhältnismässig  geringem  Druck  mit 
vielfach  imgleich  grösserer  Schnelligkeit  und 
Gewaltsamkeit  als  in  der  enger  besiedelten, 
fester  gefügten  und  gesetzlich  geregelten 
alten  Welt.  So  war  es  auch  ein  grosses 
Sündenregister  von  Gewaltthätigkeiten  und 
UnterdiUckungen  verschiedenster  Art,  das 
die  Gegner  den  Trusts  in  gesetzgebenden 
Vei-sammlungen  und  Gerichten  vorhalten 
konnten.  Nicht  nur  mit  üeberredung  und 
Nötigung,  mit  wirtschaftlichen  Machtmitteln 
hatten  sie  widerstrebende  Gegner  und  im- 
bequeme  Konkurrenten  niedergekämpft,  ziu- 
Aufgabe  ihrer  Beschäftigung  genötigt,  ihnen 
gesetzwidrig  die  Zufuhren  abgesperrt,  die 
Kunden  abspenstig  gemacht,  die  Arbeiter 
und  Angestellten,  Geschäftsführer  und  Tech- 
niker weggelockt,  Sie  waren  z\i  dem  Mittel 
des  Boykott  übergegangen  und  lehnten  Ge- 
schäftsverbindung mit  Dritten  ab,  die  mit 
den  Konkurrenten  irgendwelche  Geschäfte 
machten.  Ja,  es  fehlte  nicht  an  Beispielen 
offener  und  versteckter  Gewalt;  eine  Ver- 
einigte Staaten-Enquete  brachte  Material  zu 
Tage,  dass  der  Whiskeytnist  einen  Aich- 
meister  zu  bestechen  s\ichte,  eine  gegnerische 
Fabrik  in  die  Luft  zu  sprengen ;  das  Eigen- 
tum der  Konkurrenten  des  Standard  Oil 
Trust  wurde,  nach  Lloyd,  melirfach  ge- 
waltsam angetastet. 

Die  Klagen  gingen  dahin,  dass  die  Trusts 


die  Preise  des  Rohmaterials  gewaltsam  her- 
imterdrückten,  die  Konkurrenz  und  die  Ge- 
werbefreiheit vernichteten,  zahlreiche  Unter- 
nehmer und  Arbeiter  brotlos  machten,  Fort- 
schritte der  Produktion  und  Produktions- 
technik hemmten,  willkürliche  Preise  for- 
derten, ständig  das  Recht  verletzten.  Wäh- 
rend damals  die  Auffassung  war,  dass  man 
gegen  die  Konkturenz  des  Einzelnen  nicht 
wohl  das  Recht  habe  einzuschreiten,  waren 
Verabredungen  zwischen  mehreren  über 
Konkurrenzbeseitigung  eine  »Konspiration«; 
das  Aktienrecht  aber,  welches  bestimmte 
Berechtigungen  durch  die  Gewährung  einer 
Charter  übertrug,  wollte  man  nicht  für  die 
Erreichung  derartiger  ungesetzlicher  Zwecke 
benutzt  sehen,  und  dass  die  gewählte  Form  des 
Trust  eine  ungesetzmässige  sei,  wurde  alsbald 
gerichtlich  entschieden.  Es  wurde  erklärt, 
dass  die  Einrichtung  der  Institution  des  Trust 
andere  Ziele  gehabt  habe  als  die,  zu  welchen 
sie  nun  verwandt  werde.  In  der  vorliegen- 
den Anwendung  sei  sie  nichts  anderes  als 
der  Versuch  einer  Umgehung  des  Aktien- 
rechts; um  so  bedenklicher,  als  man  nun- 
mehr gewisse  Siclierungen  und  Einschrän- 
kimgen  des  Aktienrechts  im  Trust  vermiede, 
der  in  seiner  ganzen  Verwaltung  und  Ge- 
schäftsgebarung vollkommen  jeder  wirk- 
samen Kontrolle  und  Einsicht  entzogen  sei. 
Die  Haftpflichtbescliränkung  der  Aktionäre, 
die  sonstigen  Befugnisse  der  mit  Charters 
ausgestatteten  Aktiengesellschaften  verlang- 
ten als  Gegenleistung  für  die  erteilten  Pri- 
vilegien gewisse  öffentliche  Verpflichtimgen 
von  Aktiengesellschaften.  Es  sei  unangängig, 
durch  formale  Umgehung  sich  diesen  Pflichten 
zu  entziehen. 

Die  verschiedenen  Antitrustgesetze  zu 
Anfang  der  neunziger  Jahre  stellten  nun 
folgende  Grundsätze  auf:  in  16  Staaten 
wurde  es  als  eine  kriminell  strafbare  Hand- 
lung für  2  oder  mehr  Personen  oder  Gesell- 
schaften erklärt,  die  Preise  irgend  einer 
Ware  zu  regulieren  oder  festzusetzen,  die 
Menge  irgend  eines  Produktes  des  Gewerbes, 
der  Minen,  der  Industrie  oder  die  von  irgend 
einem  Gut  zu  verkaufende  Menge  für  einen 
Gewerbszweig  durch  Uebereinkommen  zu  be- 
stimmen. Sowohl  hinsichtlich  der  Erhöhung 
wie  Erniedrigung  von  Preisen  wurden  Verab- 
redungen verboten.  In  6  Staaten  wurde  es 
für  ein  Verbrechen  für  2  oder  mehr  Per- 
sonen oder  Gesellschaften  erklärt,  irgend 
welche  Verabredung  zu  treffen,  durch  welche 
die  volle  und  freie  Konkurrenz  im  Verkauf 
und  der  Produktion  verhindert  wiurde.  In 
Nebraska  wurden  2  oder  mehr  Personen  für 
einer  Konspiration  schuldig  erklärt,  •wenn 
sie  sich  dahin  einigten,  den  Verkauf  irgend 
eines  Fabrikates  aufzuschieben  oder  einzu- 
stellen oder  sich  über  die  Zusammen- 
schiessung  imd  Verteilung  irgend  welcher 
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Erträge  der  Industrieproduktion  vereinigten. 
In  Texas  und  Mississippi  durfte  niemand 
irgend  weiche  Preise  mit  anderen  zusammen 
besprechen.  In  Nevr-York  wurde  bestraft, 
lirer  kontraktlich  die  Konkurrenz  hinsichtlich 
der  Menge  und  Preise  des  für  Leben 
und  Gesundheit  nötigen  Bedarfs  beschränkte 
und  Verabredungen  über  Preissteigerungen 
traf  etc. 

Die  Oeffentlichkeit  war  gegen  die  Trusts 
nunmehr  denutig  voreingenommen,  dass  we- 
nigstens änsserlich  etwas  geschehen  musste, 
zumal  einige  gerichtliche  Entscheidungen  die 
Begründung  für  Befürchtungen  lieferten, 
dass  die  Gerichte  möglicherweise  die  Ge- 
setzlichkeit der  Trustabmachungen  (Trust 
Agreement),  d.  i.  der  Urkunden,  welche  die 
Grundlage  der  Kontrakte  für  die  Ueber- 
tragimg  der  Verwaltung  an  die  Trustees 
enüiielten,  nicht  anerkennen  würden.  So 
hielt  man  es  für  geraten,  nachzugeben,  und 
die  Trusts  wurden  formal  aufgelöst  und  in 
Aktiengesellschaften  verwandelt. 

Es  giebt  heute  keine  Industrieorgani- 
sationen von  Belang  in  der  Trustform 
mehr;  sie  ist  vollständig  beseitigt,  und 
an  ihre  Stelle  sind  Korporationen  ge- 
treten, welche  entweder  grosse  amalga- 
mierte  Einheitsgesellschaften  mit  einer  Reihe 
von  Filialen  darstellen  oder,  wo  nach  dem 
Aktienrechte  einzelner  Staaten  Amalgamie- 
rung  formal  unzulässig  ist.  kaufte  eine  grosse 
Centralgesellschaft  die  Werte  oder  die  Ma- 
jorität der  Werte  einer  entsprechenden  An- 
zahl von  Gesellschaften  auf,  wodurch  ihr 
thatsächlich  die  Verwaltung  zufiel  und  auch 
die  selbständigen  Wirtschaftsfunktionen  der 
verschiedenen  Einzeluntemehraungen  voll- 
kommen verschwanden.  Die  neuen  Riesen- 
untemehmungen  kontrollieren  die  Produktion 
in  ihrem  O^chäftszweige  und  sind  auch 
finanziell  nach  aussen  hin  allein  verant- 
wortlich, da  ihre  Aktien  an  die  Stelle  der 
in  ihrem  Portefeuille  befindlichen  Werte  der 
Einzelunternehmungen  im  Verkehr  befindlich 
sind.  Der  Standwl  Oil  Trust  hatte  eine 
Zeit  lang  nach  seiner  freiwilUgen  Auflösung 
vorgezogen,  keine  Centralunternehmung  zu 
b^ründen,  diesen  Plan  aber  bald  wieder 
aufgegeben  und  ist  dem  Beispiel  der  anderen 
gefofet 

V.  In  richtiger  Würdigung,  dass  es  sich 
nur  um  eine  formale  Veränderung  handelte, 
gewöhnte  sich  die  öffentliche  Meinung  als- 
bald daran,  das  Wort  Trust  für  alle  Ver- 
einigungen und  Amalgamationen  auch  weiter- 
hin zu  gebrauchen. 

Seither  sind  vier  Entwickelungsreihen 
nach  aussen  zu  Tage  geti'eten. 

A.  Eine  weitere  Anzahl  von  Staaten 
haben  Äntitnistgesetze  erlassen.  Andere 
haben  ihre  Bestimmungen  verschärft  und 
specialisiert.    Heute  haben  29  Staaaten  und 


Territorien  Äntitnistgesetze;  drei  weitere 
Staaten  haben  Specialgesetze  gegen  bestimmte 
Kombinationen  angenommen.  Die  Bestim- 
mungen sind  im  wesentlichen  nicht  erheb- 
lich von  den  älteren  Gesetzen  verschieden, 
obgleich  in  mehr  als  30  Staaten  eine  neue 
Regelung  seit  1895  stattgefunden  hat 

B.  Im  Gegensatz  zu  diesen  gesetz- 
geberischen Versuchen  haben  eine  Reihe 
von  anderen  Staaten  ihre  Aktien-Gesetze 
den  Bedürfnissen  der  Riesenunternehmungen 
bestmöglichst  dureh  liberale  Bestimmimgeu 
anzupassen  versucht. 

hieben  West -Virginia  ist  namentlich  Dela- 
ware hierin  weit  über  die  Grenze  des  Zu- 
lässigen hinausgegangen;  New-Jersey,  all- 
mählich zum  Hauptsitz  der  grossen  Kombi- 
nationen geworden,  hat  sich  durch  eine 
liberale  Aktien-  und  Steuergesetzgebung  die 
Vorteile  verschafft,  welche  dem  Staat  durch 
das  Domizil  zahlreicher  grosser  Gesell- 
schaften erwaclisen  können ;  seine  Lage  vor 
den  Thflren  von  New- York,  dem  Hauptsitz 
der  grossen  kapitalistischen  Kombinationen 
hat  sich  besonders  günstig  erwiesen. 

C.  Die  Konsolidationsbewegung  hat  nach 
den  üblen  wirtschaftlichen  Erbilmingen  in 
der  Krisis  von  1893—96  ein  ungeheuer  be- 
schleunigtes Tempo  angenommen;  man  hat 
sich  um  die  Anti-Trustgesetzgebung  und 
eine  kleine  Anzahl  sie  stützender  Entschei- 
dungen nur  insoweit  bekümmert,  als  die  Ge- 
fahr von  Verlusten  in  besonders  trustfeind- 
liclien  Staaten  vorzuliegen  schien.  —  Hier 
sind  die  Centralimternehmen  nicht  selbst 
aufgetreten,  sondern  haben  ihre  Zweigan- 
stalten äuaserlich  selbständig  auftreten 
lassen  oder  ihren  Handel  durch  Agenten 
und  Agenten  von  Agenten  betrieben. 

Das  Land  hat  sich  aber  mit  einem 
mannigfaltigen  Netze  verschiedenartigster 
Eiuheitsunternehmuugen  bedeckt 

D.  Die  Politik  liat  sich  der  Trustfn^ge 
mit  weit  grösserem  Nachdruck  bemächtigt 
als  früher  und  sie  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  zur  Parteifrage  gestempelt.  In  den 
Präsidentschaftskampagnen  von  1896  und 
1900  haben  die  Demokraten  die  Trusts  als 
Bundesgenossen  der  Republikaner  bezeichnet 
und  diese  daraufhin  angegriffen-  Die  Re- 
publikaner aber  haben  nicht  gewagt,  jene 
direkt  zu  verteidigen,  sich  immerhin  jedoch 
wohlwollend  verhalten.  —  Eine  besondere 
Phase  der  öffentlichen  Erörterung  trat  mit 
dem  Moment  ein,  wo  in  der  republikanischen 
Partei  der  mögliche  Nutzen  der  Trusts  für 
die  Förderung  des  Aussenhandels  hervorge- 
hoben wurde.  Eine  ganz  ausserordentlich 
lebhafte  Erörterung  der  Frage  wurde  unter 
weiter  ausschauenden  Gesichtspunkten  na- 
mentlich seit  1898  wieder  aufgenommen, 
umfangreiche  Enqueten  aufstellt,  zahl- 
reiche Bücher  veröffentlicht.     Hierbei   ge- 
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langte  man  allmählich  zu  besserer  Ein- 
teilung und  Unterscheidung.  Es  wurden 
gewisse  Gebiete  ausgesondert  und  getrennt 
behandelt. 

VI.  Unter  den  industriellen  Trusts  im 
engeren  Sinne  versteht  man  heute  gewisse 
industrielle  Riesenunternehmungen,  die  die 
Produktion  und  den  Absatz  gewisser  Güter 
beherrschen.  Man  beginnt  sich  daran  zu 
gewöhnen,  die  Eisenbahnen  in  ihren  Kar- 
tellen und  Verschmelzungen,  femer  die  so- 
genannten Municipalmonopole ,  d.  i.  die 
Wasser-,  Gas-  und  Elektricitätsversorgung, 
unter  anderen  Gesichtspunkten  anzusehen- 
wie  denn  dies  gegenüber  den  auf  Patent  und 
Urheberschaft  begründeten  Monopolen   von 

i'eher  der  Fall  gewesen  ist.  Für  die  eigent- 
ichen  industriellen  Riesenbetriebe  hat  man 
verschiedene  Einteilungen  und  Namen  ge- 
wählt. Namentlich  Ely  widmet  der  Em- 
teUungsfrage  einen  erheblichen  Raum. 

Man  hat  allgemein  anerkannt,  dass  die 
Kontrolle  über  den  Markt  in  zahlreichen 
Zweigen  von  Einheitsunternehmungen  aus- 
geübt wird,  die  über  75  bis  90  "/o  der  Pro- 
duktion verfügen.  Einlieit  ist  noch  nicht 
erzielt  über  die  Gründe,  aus  welchen  die 
Vereinigtmgen  ihre  Macht  schöpfen,  und 
über  ihre  Wirkungen. 

Als  Hauptgründe  für  die  erfolgreiche  Be- 
gründung der  grossen  Gentralgesellschaften 
wird  neben  der  besonderen  Tüchtigkeit 
der  Leiter,  ihrer  Fähigkeit,  die  Mitwirkung 
anderer  heranzuziehen,  dem  Besitz  von  Pa- 
tenten, Fabrikationsgeheimnissen  und  natür- 
lichen Monopolen,  wie  Quecksilber-,  Kohlen- 
oder Kupferminen,  Schwefelgruben  etc.  we- 
sentlich 1.  auf  die  Verbindung  der  Unter- 
nehmer mit  den  Eisenbahnen;  2.  auf  die 
SchutzzoUpolitüc ;  3.  auf  die  ■  finanziellen 
Manipulationen  der  Börsenleute  und  Bankiers 
hingewiesen. 

Die  Eisenbahnen  sollen  nach  wie  vor, 
trotz  aller  gesetzlichen  Verbote,  gewissen 
Unternehmungen  geheime  Vorzugstarife  be- 
wiUigen  und  ihnen  dadurch  lokal  oder 
national  den  Sieg  über  alle  Konkurrenten 
ermöglichen,  die  es  dann  vorziehen,  sich 
rechtzeitig  zu  ergeben. 


Der  Schutzzoll,  der  die  Uebersichtlich- 
keit  eines  geschlossenen  Marktes  schafft, 
soll  ja  nach  Ansicht  einzelner  Verfechter  nur 
zur  Erziehung  von  jugendlichen  Industrieen 
dienen;  in  Wahrheit  gelingt  es  dem  Kapi- 
talisten nur  dann,  die  vollen  Segnungen  des 
Zolls  zu  gemessen,  wenn  er  auch  im  Innern 
der  Konkurrenz  Herr  ist. 

Die  grossen  Mengen  des  an  der  Börse 
von  New- York  zu  Spekulationszwecken  oder 
beim  Suchen  nach  Anlage  zur  Verfügung 
stehenden  Kapitals,  die  MögHchkeit,  markt- 
gängige Sicherheit  zu  schaffen,  Gründer- 
imd  Finanzienmgsprofite  in  Gründersyndi- 
katen zu  machen,  die  vom  Standpunkte  des 
Kapitalisten  auf  der  Hand  liegenden  Vor- 
teile des  Riesenunternehmens  haben  zahl- 
reichen spekulativen  Verschmelzungen  zum 
Leben  verhelfen.  Von  15  im  Jahre  1893 
bis  1894  hat  sich  die  Zahl  der  grossen 
marktgängigen  Trustwerte  auf  weit  über 
400  gehoben.  — 

Die  neueste  Phase  der  Amalgamations- 
bewegung  seit  1897  98  ist  noch  so  jung, 
dass  sie  sich  in  ihrer  Wirkung  kaum  über- 
sehen lässt.  In  der  Zeit  einer  g^rossen 
stetig  steigenden  Konjunktur  sind  eine  grosse 
Anzahl  von  Industrieen  ungeachtet  aller  Pro- 
teste konsolidiert.  Die  nachstehende  Liste 
giebt  nach  Baker  die  wichtigsten  Gruppen 
der  für  Konsolidationen  bis  zum  1.  Juli  1899 
in  Frage  gekommenen  Gesellschaften. 

Daraus  ergiebt  sich  zugleich  das  Feld, 
welches  die  heutigen  Trusts  sich  gesteckt 
haben,  ohne  dass  indes  ohne  eine  Detail- 
prüfung im  Einzelnen  gesagt  werden  kann, 
mwieweit  die  verschiedenen  grosskapitalisti- 
schen Unternehmungen  vollkommen  die 
Macht  von  Trusts  ausüben. 

Es  handelt  sich  um  alle  Gebiete  der 
Industrie,  Uiproduktion,  Halbfabrikate  und 
Fertigfabrikate  mit  einer  stützenden  Tendenz 
der  betreffenden  Trusts,  sich  auch  auf  dem  Feld 
der  von  ihnen  verarbeiteten  Materialien  und 
der  ihre  Fabrikate  weiter  verarbeitenden 
Industrieen  auszudehnen.  Femer  ist  zu  be- 
merken, dass  das  Nominalkapital  nicht  immer 
vollkommen  zur  Emission  gelangt  ist 
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Brennerei-,  mid  Brauereiindnstrie 
Tabakindnstrie 
Papierindustrie 
Textilindustrie 
Leder-  und  Gummündostrie 
Holzindustrie 

Glas-  und  Töpferwarenindustrie 
Chemikalien,  Oele,  Farben  etc.  -Industrie  526,9 
Eisen-  und  Stahlindustrie  "14,0 

Maschinen-  und  Eisenwarenindustrie       357,8 
Elektrischen  Industrie  97,8 

sonstigen  Metallverarbeitnngsindnstrie    237,5 
Gesamtsumme    4188,3 


Nominalkapital 
Millionen  $ 
487,2 
241,2 
i8«;,o 
«75,o 
303,3 
300,1 

48,5 
114,0 


Digitized  by 


Google 


Tnists 


221 


Unter  diesen  173  Gesellschaften  waren 
6  mit  einem  Kapital  von  über  100  Millionen 
Dollar,  21  mit  einem  Kapital  von  50  bis  100 
Millionen  Dollar.  32  mit  einem  Nominal- 
kapital von  25  bis  50  Millionen  Dollar. 

Die  Hauptgründungsperiode  hatte  indes 
damals  erst  begonnen,  eine  Liste  des  Journal 
of  Commerce  vom  6.  September  1900  brin^ 
für  die  Periode  vom  1.  Januar  1899  bis 
zum  1.  September  1900  allein  eine  Liste 
von  317  Gesellschaften  mit  einem  autori- 
sierten Kapital  von  3545,3  Millionen  Dollar, 
TOD  diesen  dürften  etwa  1^2  Milliarden  in 
der  oberen  Liste  enthalten  sein,  so  dass 
eine  Summe  von  2  Milliarden  Dollars  auf 
Nengründungen  und  Konsolidationen  für  die 
14  Monate  nach  dem  1.  Juli  1899  kommen 
dürfte.  —  Nach  den  Berechnungen  von 
Cona  n  t  sind  von  den  gesamten  3Vt  Milliar- 
den Gründungen  von  Gesellschaften  mit 
über  1  Million  Dollar  Kapital  in  diesem 
Zeitraum  von  20  Monaten  700  Millionen 
Kapital  in  Neugründungen  angelegt  —  teil- 
weise neue  Konkurrenz  für  alte  üntemeh- 
mimgen  und  Trusts,  die  übrigen  2850  Mil- 
lionen aber  repräsentieren  das  Kapital  in 
Amalgamationen.  Miller  Collier  schätzt 
das  Gesamtkapital  der  bis  zum  1.  Januar  1900 
in  der  Form  von  Aktiengesellschaften  ent- 
standenen Riesenbetriebe  auf  8''3  Milliarden 
Dollar,  was  auf  einen  heutigen  Kapital- 
bestaud  von  9  bis  10  Milliarden  Dollar  hin- 
weisen würde. 

£s  liegt  auf  der  Hand,  dass  nicht 
alle  die  grossen  Unternehmungen  als  Trusts 
im  Sinne  der  gegebenen  Definitionen  be- 
zeichnet werden  können,  vielfach  handelt 
es  sich  nur  um  Gross-  und  Riesenbetriebe, 
wie  denn  überhaupt  die  Frage  in  der  öffent- 
lichen Detette  hin  imd  her  schwankt. 

Eine  eingehende  Prüfung  der  Liste  der 
grossen  Gesellschaften  und  ihrer  Zunahme 
im  Laufe  der  letzten  zehn  Jahre  lässt  indes 
deutlich  erkennen,  dass  im  Gesamtgebiete 
der  Industrie  die  Zahl  und  der  Machtbereich 
der  eine  Kontrolle  ihres  Zweiges  erstreben- 
den und  erreichenden  Riesenuntemehmungen 
ständig  zugenommen  hat.  Diese  eigentlichen 
Trusts  im  engeren  Sinne  (ausschliesslich 
städtischer  Elektricitäts-,  Gas-  und  Verkehrs- 
anlagen) weisen  folgende  Kapitalisierung 
Ende  19<X>  nach  Conant  auf  (in  Millionen 
Dollar): 

Vorzngsaktien  .    .    .    1414 

Aktien 2545 

Prioritäten    .    .    .    ^ 484 

Gesamtsnnune    4443 

Die  Bewegung  liat  seither  keines- 
falls stillgestanden,  vielmehr  sind  um  die 
Wende  des  Jahres  1900  wieder  erhebliche 
Terschmelzungen  durchgeführt  und  die 
Prophezeiung,  dass  die  Tendenz  im  Begriff 


sei  abzuflauen,  ist  keineswegs  erfüllt.  Ab- 
gesehen von  ungeheuren  im  Werden  befind- 
lichen oder  durchgeführten  neuen  Eisen- 
bahnverschmelzungen ,  die  unzweifelhaft 
binnen  weniger  Jahre  dazu  führen  werden, 
dass,  wie  in  anderen  Ländern,  eine  Teilung 
des  Verkehrs  nach  geographischen  Zonen 
zwischen  wenigen  nicht  konkurrierenden 
Gesellschaften  stattfindet,  ist  namentlich 
in  der  Eisen-  und  Stahlindustrie  die 
Konsolidation  nahezu  bis  zu  Ende  durchge- 
führt, indem  entsprechend  einem  Plan 
Carnegies  und  Morgans  sich  eine^sse 
Centralgesellschaft  mit  1100  Millionen  Dollar 
oder  nahezu  4*  2  Milliarden  Mark  Kapital 
und  304  Millionen  Dollars  oder  1220  Mil- 
lionen Mark  Prioritätsobligationen  begründet 
hat,  welche  die  8  einzelne  Zweige  der  In- 
dustrie betreibenden,  bisher  verschiedenen 
Eisen-  und  Stahltnists  aufgesogen  hat  und 
den  gesamten  Eisen  markt  des  Landes  von 
der  Mine  bis  ?.um  Fertigfabrikat  nunmehr 
thatsächlich  beherrschen  wird. 

Auch  auf  anderen  Gebieten  hat  sich  zwar 
vorübereehend  die  Neigung  zur  Begründung 
neuer  Konkurrenz,  dann  aber  wieder  eine 
ständig  Abschwächung  derselben  gezeigt, 
und  die  neuen  Unternehmungen  sind  immer 
nur  eine  vorübergehende  Erscheinung.  Vor 
einigen  Jahren  z.  B.  entstand  die  Konkurrenz 
gegen  den  Zuckertrust.  Die  American  Sugar 
Refining  Company  ist  aber  neuerdings  zu  einem 
Uebereinkommen  mit  ihren  beiden  Haupt- 
konkurrenten, welche  eine  Zeit  lang  geneigt 
schienen,  ihr  wirksam  entgegen  zu  treten, 
gelangt,  und  so  geht  es  überall. 

Vn.  Mit  der  Amalgamiemngsbestrebimg 
in  einzelnen  Industrieen  und  ihrem  Erfolg 
sind  die  Phänomene  der  Erscheinungsreihe 
im  vorliegenden  Problem  noch  nicht  er- 
schöpft; weitreichende  Bank-  und  Börsen- 
spekulationen sind  daraus  hervorgegangen 
und  haben  an  den  Hauptplätzen,  namentlich 
New- York,  eine  Klasse  von  Kapitalisten  ge- 
schaffen, die  nunmehr  angesichts  des  raschen 
Wachsens  ihrer  Einnahmen  und  Vermögens 
unausgesetzt  darauf  bedacht  sein  müssen, 
sich  neue  Gebiete  der  Kapitalanlage  zu  er- 
schliessen.  Zu  den  durch  Eisenbahn-  und 
Grundstück-,  Bank-  und  Börsen^schäfte 
reich  gewordenen  Männern  sind  die  Petro- 
leum-, Eisen-,  Zucker-,  Vieh-  und  Fleisch- 
magnaten u.  s.  w.  getreten  und  diese  Gruppen 
oder  die  einzelnen  Hauptkapitalisten  derselben 
haben  begonnen,  ihre  Beteiligung  über  die 
Sphäre  der  eigenen  ursprünglichen  Unter- 
nehmungsgebiete hinaus  auszudehnen.  Sie 
verteilen  ihre  Risiken  in  industriellen  An- 
lagen auf  verschiedene  Industrieen,  was 
alsdann  weiterhin  dazu  führt,  die  betreffen- 
den Gewerbe  zu  einem  geschlosseneren 
Interesseukomplex  zusammenzufügen. 

Hier  tritt  dann  das  finanzielle  und  pri- 
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vatkapitalistische  Interesse  in  den  Vorder- 
grund und  macht  die  verschiedenen  Dnter- 
nehmungsgebiete  seinem  einheitlichen  Zweck 
dienstbar. 

So  haben  sich  um  die  grossen  Lebens- 
versicherungsgesellschaften herum  eine  An- 
zahl von  Finanzinstituten,  Grundkreditan- 
stalten etc.  gruppiert,  welche  einheitlich  für 
das  Interesse  der  ihre  Sicherheiten  besitzen- 
den Muttergesellschaften  zur  Besorgung  und 
Ueberwachung  von  deren  Investierungen  in 
Anspruch  genommen  werden.  —  Einige 
grosse  Bankhauser,  namentlich  von  New- 
York,  sind  die  finanziellen  Leiter  und  da- 
mit die  massgebenden  Persönlichkeiten  in 
verschiedenartigen  industriellen  Unterneh- 
mungen und  Eisenbahnen.  Die  ganz  grossen 
Stahlkönige  haben  ihre  eigenen  Bankinte- 
ressen: sie  erwerben  Minen,  Kohlen  und 
Kapitaiinteressen  in  den  Eisenbahnen,  dann 
aber  gehen  sie  mit  ilu%m  Anlagekapital  an 
die  Börse  und  beteiligen  sich  an  anderen 
Unternehmungen.  Das  markanteste  Beispiel 
für  die  Eutwickelungstendenz  giebt  die 
Stellimg  der  Hauptinteressenten  des  ältesten 
Trusts,  der  Standard  Oil  Co.,  welche  nicht 
nur  sich  ihre  eigenen  Banken  und  Bankiers, 
Agenten  und  Makler  auf  dem  New- Yorker 
Finanzmarkt  verschafft  und  diesen  zu  einer 
führenden  Rolle  verhelfen  haben,  sondern 
mit  ihrem  Anlage  suchenden  Kapital  ebenso- 
wohl benachbarte  Indnstrieen  allmählich 
aufsaugen  wie  spoi-adisch  in  fremde  Gebiete 
übergreifen.  —  Die  Namen  derselben  Kapi- 
talisten, welcl^e  grosse  Standard  Oil-lnte- 
ressen  darstellen,  finden  sich  z.  B.  in  den 
massgebenden  Stellangen  aller  Beleuchtungs- 
und einer  Anzahl  der  Transportgewerbe  der 
Stadt  New-Y'ork  wieder.  Die  Gaskompagnieen, 
elektrische  Beleuchtungsanlagen,  Strassen- 
bahnen  etc.  wurden  von  diesem  Interessen- 
komplex  aufgesogen.  —  Durch  den  Erwerb 
ganzer  Eisenbahnsysteme  und  die  Einrich- 
tung grosser  Dampferlinien  hat  man  nicht 
nur  seinen  eigenen  Betiieb  vergrössert, 
sondern  sich  auch  an  anderen  Gewerben  um 
ihrer  selbst  willen  beteiligt.  Minen  und 
Eisenwerke  grössten  Umfanges  sind  in  den 
Händen  der  Standard  Oil  Co.-Kapitalisten  — 
kiu^,  hier  hat  die  Entwickelimg  ein  Stadium 
erreicht,  wo  es  sich  nicht  mehr  um  indus- 
trielle Trusts,  sondern  um  reine  kapitalis- 
tische Vermögenszusammenballung  handelt; 
diese  Erscheinung  ist,  we  gesagt,  nicht 
der  Trustbewegung  allein  eigen  tümlicli,  wird 
indes  diuxjh  sie  wesentlich  beschleunigt  und 
bestärkt.  — 

Um  zu  einer  richtigen  Würdigimg  der 
Trusts  zu  gelangen,  muss  man  sie  unter 
dem  vierfachen  Gesichtspunkt  der  technischen, 
der  kapitalistischen,  sozialen  und  der  damit 
zusammenliängenden  politischen  Wirkung 
betrachten : 


1.  Technisch  können  sie  unzweifelhaft 
etwas  Besseres  leisten  als  die  Einzelunter- 
nehmungen, die  Produktion  volkswirtschaft- 
lich billiger  gestalten;  sie  gestatten  eine 
bessere  Ausnützung  des  Materials  wie  der 
Produktionsmittel  und  der  gesamten  Ver- 
teilungsmaschinerie. In  dieser  Hinsicht 
haben  sie  anscneinend  bisher  wesentlich 
Gutes  geleistet.  —  Solange  ihnen  kein  ge- 
setzliches Monopol  zur  Seite  steht  und  sie 
auch  nur  mit  der  entfernten  Möglichkeit 
innerer  und  äusserer  Konkurrenz  zu  rechnen 
haben,  ist  eine  Erstarrung,  eine  Feindlich- 
keit gegen  den  Fortschritt  kaum  zu  fürchten. 

2.  Auch  für  die  kapitalistische  Organi- 
sation der  Produktion  haben  sich  die  Trusts 
als  ungemein  nützlich  erwiesen,  sie  haben 
die  Finanzgebarung  verbessert  und  verbilligt 
und  sind  darüber  hinaus  infolge  der  Stärke 
ihrer  Stellung  imstande,  zu  verhindern,  dass 
zwecklos  in  den  verschiedenen  Unterneh- 
mungen volkswirtschaftliches  Kapital  ange- 
legt wird,  welches  in  absehbarer  Zeit  sich 
nicht  rentieren  kann.  Unter  dem  heutigen 
Produktionssystem  ist  nicht  jede  Einführung 
von  technischer  Verbessenmg  imter  allen 
Umständen  volkswirtschaftlich  rentabel,  viel- 
mehr nur  dann,  wenn  die  neuen  Produktions- 
mittel einen  soviel  höheren  Ertrag  liefern 
als  die  alten,  dass  dieses  nicht  niu:  ihre 
eigene  Verzinsung  und  Reproduktion,  sondern 
darüber  hinaus  auch  diejenige  der  vorher 
vorhandenen  nicht  bis  zu  Ende  ausgenutzten 
Produktionsmittel  mit  deckt.  Durch  ihre 
finanzielle  Machtstellung  sichern  sich  die 
Trusts  einen  Teil  der  Begünstigungen,  welche 
sonst  nur  durch  gesetzliche  oder  natürliche 
Monopole  erzielt  werden,  und  in  diesem 
Sinne  sind  sie  als  »kapitalistische  Monoix)le« 
mit  Recht  zu  bezeichnen. 

In  ihrer  finanziellen  Stellung  aber  liegen 
gleichzeitig  jene  Momente,  welche  als  Gründe 
des  Angriffs  im  Konsiunenteninteresse  gegen 
die  Trusts  benutzt  sind.  Sie  kontrollieren  den 
Markt  technisch  und  kapitalistisch  und  können 
infolgedessen  die  Preise  der  von  ihnen  er- 
zeugten Güter  zwar  keineswegs  beliebig, 
wohl  aber  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
bestimmen.  Von  den  in  ihrem  Betrieb  durch 
verbesserte  Technik  erzielten  Ersparnissen 
nehmen  sie  einen  erheblichen  Teil  als  Er- 
höhung des  ünternehmergewinnes  in  An- 
spriich.  In  der  gewaltigen  Ueberkapitali- 
sation  aber,  mit  welcher  sie  eingerichtet 
sind,  liegt  einer  der  Hauptgründe,  weshalb 
die  technischen  Verbesserungen  keineswegs 
auch  nur  annähernd  entsprechende  Vei-- 
billigung  der  Preise  zur  Folge  haben.  Wie 
oben  gezeigt,  müssen  eine  Anzahl  von 
Unternehmungen  mit  aufgekauft  werden, 
weil  man  sie  nicht  als  Konkurrenten  be- 
stehen lassen  kann ;  das  erfordert  erhebliche 
Kapitalinvestierung,  vielfach  ist  letztere  aber 
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gering  im  Vergleich  mit  der  Ueberkapitali- 
sierung  des  gesamten  Unternehmens.  Die 
neueren  Untersuchungen  haben  es  als 
zweifellos  festgestellt,  dass  bei  der  Kapitali- 
sierung der  grossen  Trusts  in  der  Regel 
nicht  der  Buchwert  oder  derNeubesehaffungs- 
wert  der  Betriebsmittel  zuschläglich  des  Wei^ 
tes  der  Patente  und  Geschäftsgeheimnisse  etc. 
und  des  >good  will«,  das  ist  der  Thatsache 
eines  gesicherten  Kundenkreises  etc.,  zu 
Gmnde  gelegt  ist,  dass  man  vielfach  nicht 
nur  einen  Aufechlag  entsprechend  dem  zu 
erwartenden  höheren  Profit  nach  derAmal- 
gamatioa  hinzugefügt  hat,  sondern  sogar 
öfter  darüber  hinaus  noch  grosse  Mengen 
von  Aktien  emittiert  sind. 

Früher  war  es   manchmal   üblich,   den 
eigentlichen   Kapital-   oder   Buchwert    des 
rntemehmens  in  Obligationen  —  Bonds  — 
ni  emittieren,    darüber  hinaus  ein   Mehr- 
faches in  Aktien  auszugeben,   heute   zieht 
man  es  meist   vor,   den  Wert  des  Unter- 
nehmens durch  Vorzugsaktien  zu  repräsen- 
tieren und  darüber  hinaus  den  ehemaligen 
Enzeluntemehmern  gewöhnliche  Aktien  in 
mindestens   gleicher   Höhe   als   Prämie   zu 
geben,  Prioritätsobligationen    nur  ziir  Be- 
echaffimg  von  Betriebskapital  zu  verwenden. 
In  beiden   I^len    aber   sind    die    meisten 
Cntemehmungen  2 — ö — 7 — 10  mal  und  mehr 
Ober    ihren    Neubeschaffungswert     hinaus 
kapitalisiert   und   müssen   dann   versuchen, 
durch  mf^lichst  hohe  Preise  und  grossen 
Umsatz   eine  Verzinsung   des  Kapitals   zu 
erzielen.  —  Eine  weitere  Kapitalerhöhung 
winl  notwendig,  um  die  Gründer  (Promo- 
ters)  und   ihre   Konsortien,    die    Agenten, 
die  Bankiers  imd  die  Juristen  zu  bezahlen, 
welche  die  Vorverhandlungen  für  die  Trust- 
bildung   führen.     Ferner    verschlingen    die 
Banken  und  Treuhandgesellschaften,  welche 
den  technischen  Teil  der  neuen  Gründung, 
die  Emissionen,  Konvertieningen   etc.   be- 
sftigen  und  das  nötige  Kapital  zur  Durch- 
ffihnmg   der   Transaktion   vorstrecken,    ge- 
waltige Summen.    Man  hört  von  Grflnder- 
nnd  fiankiei^winnen  von  1 — 10  Millionen 
Dollars,  die  teils  in  bar,  teils  überwiegend 
in  Aktien  bezahlt  werden,  von  Provisionen 
und   Rechtsanwaltsgebühren    in    der    Höhe 
von  vielen  Hunderttaiisenden.   Das  Orttnder- 
konsortium  der  Stahlgesellschaft  hatte  ein 
Kapital  von  100  Millionen. 

Diese  gewaltigen  Gewinne  sind  et;,  welche 
die  Amalgamationsbewegung  seit  1897  we- 
sentlich beschleunigt  und  eine  Reihe  von 
Gründerexistenzen  gross  und  mächtig  ge- 
macht haben.  Die  Werte  werden  auf  den 
Markt  gebracht  und  zu  höheren  oder  niedri- 
geren Preisen  losgeschlagen.  Grossartige 
Spektilationen  binnen  alsdann.  i 

Die  Tnists  sind  von  vom  herein  in  ihrer 
Solidität  nicht  gleichmässig  angelegt,  der  Stau- 1 


dard  Oil-Trust  war  z.  B.  von  jeher  das  Muster 
solider  Geschäftsgebarung :  die  ältei-e  grosse 
Camegiegesellschaft  scheint  trotz  ihres  hohen 
Kapitals  auf  Grund  einer  sehr  konserrativen 
Bewertung  errichtet  gewesen  zu  sein.  An- 
dererseits liat  der  Zuckertrust  sein  Geschäft 
zwar  stets  in  mustergiltig  solider  Weise 
geführt;  es  ist  aber  behauptet,  dass  seine 
Leiter  vielfach  die  Politik  ihres  Betriebs  zu 
Börsenspekulationen  gemissbraucht  haben. 
Ein  gleiches  Manöver  brachte  1900  die 
American  Steel  and  Wire  Co.  beinahe  zum 
Ruin,  als  verlautete,  dass  ihre  eigenen  Leiter 
grosse  Baissespekulationen  durchführten  und 
darum  die  Preise  und  Produktion  plötzlich 
heruntersetzten ;  der  Whiskej-trust  ist  lange 
Jahre  ein  Gebiet  wilder  Spekulationen  im 
Innern  gewesen;  manche  Trusts  mussten 
wegen  ihrer  schlechten  Finanzierung  oder 
Geschäftsgebanmg  reoi^nisiert  werden,  z.  B. 
der  Cordagetnist  (Bindfaden),  während  ein- 
zelne so  mangelhaft  eingerichtet  und  verfehlt 
kapitalisiert  wurden,  dass  ihre  Werte  ti"otz 
nominell  vielfacher  Ueberkapitalisation  that- 
sächlich  heute  nicht  einmal  hoch  genug 
quotiert  werden,  nm  die  ursprünglichen 
Buchwerte  der  sie  zusammensetzenden 
EinzelunteiTiehmen  zu  decken,  z.  B.  der 
Tapetentrust  Schliesslich  sind  einige  über- 
haupt nicht  über  das  Anfangsstadium  hinaus- 
gelangt, früh  gescheitert,  wie  der  Viehtrust 
und  der  Mühlentrust. 

Das  Speknlations-Element,  die  Börsen- 
jobberei,  hat  das  Ansehen  zahlreicher  Tnists 
erheblich  geschwächt,  und  viele  Kapitalisten 
sind  heute  ebenso  vorsichtig  ihnen  gegen- 
über, wie  sie  vor  10  bis  20  Jahren  gegen- 
über den  Eisenbahnpapieren  waren.  Am 
günstigsten  schneidet  auch  hier  die  Stan- 
dard Oü  Co.  ab,  deren  Aktien  mit  nahezu 
900 ".0  notiert  werden.  Im  ganzen  haben 
aber  die  Trusts  noch  nicht  das  Stadium  er- 
reicht, in  dem  sie  als  eine  so  sichere  An- 
lage bezeichnet  werden  können,  wie  sie  von 
sich  selbst  behaupten  und  wie  theoretisch 
wahrscheinlich  erscheint. 

Der  Geist  der  Spekulation  in  den  Trust- 
werten,  der  vielfach  die  Leiter  beherrscht 
imd  nicht  durch  gesetzliche  Massregeln  ein- 
geschränkt wird,  hat  jedoch  auch  dazu  ge- 
führt, dass  ein  anderer  Vorteil,  den  sie  ihrer 
Betriebsform  nachrühmen,  nicht  durchweg 
zu  Tage  getreten  ist.  Die  Preise  der  von 
Trusts  hergestellten  Waren  schwanken  er- 
heblich und  heftig,  wie  namentlich  neuere 
Untersuchungen  von  Jenks  für  den  Com- 
missioner  of  I^bour  und  für  die  Industrial 
Commission  zeigen,  eine  Stabilität  ist 
weder  für  die  Werte  noch  für  die  Preise 
erzielt. 

Es  wird  allerdings  betont,  das,«  dieses 
Schwanken  alsbald  ebenso  vorüber  gehen 
wirtl,  wie  im  Gebiet  der  Eisenbahnen  die 
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Personen-  und  Frachttarife  und  die  Aktien- 
preise allmählich  ständi^r  geworden  sind. 
£s  scheint  nicht  nnmöguch,  dass  die  ganze 
Klasse  von  Gründern,  von  Fondsmaklem, 
Bankiers  und  Spekulanten,  die  heute  eine  so 
grosse  Rolle  spielen,  nach  und  nach  zu- 
rücktritt und  dass  die  Leiter  der  verschie- 
denen Unternehmungen  sich  allmählich  da- 
von entwöhnen,  die  Oeffentlichkeit  durch 
Spekulationen  eines  der  grossen,  zu  Gunsten 
•der  Trusts  ins  Feld  geführten  Vorteile,  der 
Ständigkeit,  zu  berauben.  Bisher  ist  das  aber 
nur  hypothetisch  anzuerkennen  und  sind  die 
gi-ossen  TrustgrflD  düngen  wesentlich  unter 
<lem  Gesichtspunkt  der  Fondsspekulation  mit 
zu  betrachten. 

Doch  selbst  in  der  Form  der  wilden 
Spekulation,  welche  der  Trustgründung  und 
Finanzierung  bisher  meist  noch  anhaftet, 
bat  sich  für  den  amerikanischen  Geldmarkt 
«in  nennenswerter  Vorteil  ergeben.  Die 
Zusammenballung  der  Eiesenunternehmungen 
und  Kapitalien,  deren  Aufhäufung,  als  De- 
positen bei  den  Banken  und  Bankiers  in 
New- York,  die  Vereinheitlichung  der  Finanz- 
gebarung der  grössten  Unternehmungen 
haben  den  amerikanischen  Geldmarkt  in  un- 
verhältnismässig rascher  Frist  zu  einer 
grossen  Verstärkung  seiner  Stellung  mit- 
verholfen. 

Noch  vor  wenigen  Jahren  vollkommen 
von  £im)pa  afoliängig,  ist  man  1900  im 
Stande  gewesen,  als  Kapitalverleiher  nach 
aussen  aufzutreten.  Das  ist  durch  die  Auf- 
saramlung  des  Kapitals  in  New- York  ermög- 
licht. Eine  andere  Nebenwirkung  der  kon- 
solidierten Fi  nanzwirl  Schaft  der  grossen 
Trusts  an  wenigen  Stellen,  namentlich  in 
Uew-York,  ist  ein  gewisser  Umschwung  im 
Bankwesen  des  Landes.  Anstatt  der  zalü- 
reichen  kleinen  Einzeluntemehmungen,  die 
mit  dem  Ijokalbankier  erheblichen  Ge- 
schäftsverkehr unterhielten,  bei  ihm  ihr  Geld 
■deponierten,  seinen  Kredit  in  Anspruch 
nahmen,  tritt  jetzt  das  Grossuntemehmen 
auf,  das  an  den  einzelnen  Industrieplätzen 
nur  geringe  Geldsummen  arbeiten  lässt, 
seine  Hauptdepositen  bei  einer  kleinen  An- 
zahl von  Banken,  namentlich  in  New- York, 
hält,  von  ihnen  einen  zehn-  bis  zwanzig- 
fachen Kredit  in  Anspruch  nimmt  als 
früher  jedes  der  Einzel  unternehmen  im 
Lande.  Die  Lokalbanken  werden  zurück- 
gedrängt, die  New- Yorker  drängen  vor. 
Daraus  ergiebt  sich,  wie  im  technischen  so 
im  kapitalistischen  Gebiete,  eine  ständig 
zunehmende  Neigung  zur  Vereinigung,  zm* 
Veretärkung  des  Grossbetriebes,  und  New- 
York,  der  eigentliche  Geschäftssitz  der 
meisten  grossen  Korporationen,  ist  mehr  als 
je  zum  führenden  Finanzmarkt  des  I^andes 
geworden.  Die  mächtigste  Bank  dort  ist 
■die  dem  Standard  Oil   Interesse   dienende 


City-Bank;  mehrere  andere  nehmen  für 
weitere  Indiistrieen  ähnliche  Stellungen  ein 
und  sichern  sich  durch  Aktienerwerb  Kon- 
trolle über  ähnliche  Institute  in  anderen 
Städten. 

3.  An  sich  betrachtet  müsste  der  seines 
Absatzes  und  Gewinnes  sichere  Trust  natur- 
gemäss  ein  mehr  begehrtes  Gebiet  für  An- 
lagen werden.  Der  Staudard  Oil-Tnist,  der 
Tabaktrust,  einzelne  Metalltrusts  dürften 
auch  bereits  unter  diesem  Gesichtspunkt  an- 
gesehen werden;  andere  dagegen  sind 
noch  in  der  Sturm-  und  Drangperiode  be- 
findlich. 

Wenn  die  Trusts  thatsächlich  bestimmt 
sind,  dauernd  zu  bestehen  und  noch  weitere 
Gebiete  in  ihren  Bereich  zu  ziehen,  so  ist 
diese  Erwägung  nicht  nur  als  eine  Betrach- 
tung vom  Standpunkte  des  Geld-  und 
Börsenmannes  anzusehen,  sondern  greift  tief 
hinüber  in  die  Frage  der  zukünftigen  Orga- 
nisation der  volkswirtschaftlichen  Klassen 
und  der  Einkommenverteilung. 

Die  Gegner  der  Trusts  betonen,  dass  sie 

a)  die  Grosskapitalisten  stärken; 

b)  die  aufstrebenden  Unternehmer  der 
Entwickelungsmöglichkeit  berauben,  grosse 
Scharen  von  untergeordneten  Organen 
schaffen;  wer  immer  nicht  von  ihnen  her- 
angezogen wird,  bleibt  von  weiten  Gebieten 
wirtschaftlicher  Thätigkeit  ausgeschlossen; 

c)  dass  sie  zahlreiche  Existenzen  zerstört 
und  Persönlichkeiten  aus  gesichertem  und 
wohlverdientem  Wirkungskreis  herausgetrie- 
ben haben; 

d)  dass  sie  eine  souveräne  Macht  über 
die  Arbeiter  ihrer  Gewerbe  ausüben. 

Für  all  dies  werden  zahlreiche  Beispiele 
angeführt,  und  es  liegt  auf  der  Hand,   wie 
die   soziale  Machtverteilung  in   einem    mit 
zahlreichen  Trusts  behafteten  Gemeinwesen 
eine  verschiedene  gegenüber  der  Konkurrenz- 
wirtschaft sein  muss.  Wenn  die  zukünftige 
Form   grosser  Betriebsgebiete   das  einheit- 
liche Riesennntemehmen  ist,  so  wird    von 
der   Verteilung    der    Kapitalbeteiligung  an 
ihnen  der  Aufbau   der  VermögenspjTamide 
wesentlich  abhängen,   da  Ersparnisse    zum 
grossen  Teil  in  ihren  Titeln  angelegt  werden 
müssen.    Diese  Erspamisanlage   ist  aber  in 
dem  auf  privatkapitalistischer  Wirtschaft  be- 
ruhenden Staat  eine  der  Hauptgrundlagen 
der  sozialen  Klassenbildung,  imd  in  gewissem 
Sinne  ist  dieser  Punkt  der  Kapitalbeteiligung 
an    den    Trusts    somit   wichtiger,    als    der 
Punkt     »b«    und    »c«.      Denn    was     den 
zweiten  Punkt  angeht,  so  haben  sich    bis- 
her  die    Angestellten    der   grossen  Unter- 
nehmungen gegenüber  den  kleinen,  mühsam 
um    ihre  Existenz    ringenden,  sogenannten 
selbständigen  Unternehmern  keineswegs  als 
in  einer  ungünstigeren  oder  sozial  weniger 
geachteten  oder  sozialpolitisch  weniger  wün- 
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sehenswerten  Stellung  befunden.     Sie  sind 
in  einer  verhältnismässig  gesicherten  Lage, 
die  sie  aber  andererseits  keineswegs   des 
Ansiwms    zur    Bethätigung    der    grössten 
Leistungen   beraubt,  sofern  sie   nach   Ver- 
besserung ihrer  Stellung  iin   Unternehmen 
trachten  und  sich  nicht  der  Gefahr  einer 
Entlassung   aussetzen    woUen.     Abgesehen 
von  den  Leitern  der  Einzelfabriken,  die  nun 
Abteüungsvorstände    werden,    ändert    sich 
ihre  SteUimg  kaum,  sofern  es  sich  bereits 
vorher  um  grössere  Betriebe  gehandelt  hat  — 
und  niu:  diese  können  hier  bei  maschinen- 
beufitzenden  Gewerben  in  Betracht  kommen, 
nicht  die  Zwergbetriebe  von    Einzelunter- 
nehmem  ohne  Hilfspersonal.    Und  die  Klage 
der  entlassenen  oder  ihres  Brotes  beraubten 
früheren   Angestellten  oder  Hilfskräfte  der 
Einzeluntemehmungen    ist    drittens    nichts 
weiter  als  eine  Wiederholung  der  alten  Ankla- 
gen gegen  die  Maschinen,  »welche  zahlreiche 
Personen  ihrer  Nahrung  beraubten«.    Natür- 
lich werden  die  wirtschaftlich  weniger  Tüch- 
tigen zuerst   aus  ihrer   Stellung   entlassen, 
aber  auch  bei  den  indirekt  Beteiligten  sind 
es  keineswegs  immer  die  volkswirtschaftlich 
Trilnschenswertesten  Elemente,  die  in  Wegfall 
kommen,     wie    z.    B.    Handlungsreisende, 
Annoncen-  und  Eeklameagenten.  Am  schwer- 
wiegendsten neben  dem  Kapitalproblem  ist 
nach  dieser  Richtung  hin  das  Arbeiterpreb- 
lem.    Allerdings  nicht,  insofern   die    Ent- 
lassungen   bei    der    Gründung    in    Frage 
kommen;  wohl  aber  hinsichtlich  der  unge- 
mein veigrösserten  Macht  des  den  ganzen 
Produktionszweig    kontrollierenden    Trusts. 
Ene  unorganisierte  Arbeiterschaft  gegenüber 
grossen  Gruppen  von  Trusts  ist  eine  soziale 
und  politische  Unmöglichkeit.    Der  Umstand, 
dass  die  Antitrustgesetzgebung  bisher  nach 
John    Graham  Brooks  häufiger  gegen 
die  Arbeiter  als  gegen    die   Trusts  ange- 
wandt ist  obgleich  dies  nicht   in  der  Ab- 
sicht der  Gesetzgeber  lag,  zeigt  deutlich  die 
hier  schlummernde  Gefahr:  >Die  Gesetze  er- 
wiesen sich  als  stark  gegen  die  Schwachen 
und  als  schwach  gegen  die  Starken.« 

Tbatsächlich  haben  sich  bisher  nach 
^em  beigebrachten  Material  die  Trusts  in 
der  Lohnpolitik  und  in  ihrem  Yerhalten 
gegen  die  Arbeiter  sehr  vorsichtig  gestellt, 
um  nicht  von  dieser  Seite  politisch  gefähr- 
lichen Angriffen  ausgesetzt  zu  werden. 
Doch  spricht  kein  Anzeichen  dafür,  dass  sie 
ihre  Macht  benutzt  haben,  um  eine  reifere 
und  fortgeschrittenere  Sozialpolitik  zur 
Durchführung  zu  bringen.  Yor  der  jüngsten 
Euquete- Kommission,  Industrial  Commis- 
sion  zu  Washington,  haben  die  Trust- 
leiter sich  teils  zu  Gunsten,  teils  aber 
auch  entschieden  gegen  Arbeiterorganisatio- 
nen ausgesprochen.  Im  ganzen  haben  sie 
äch  zurüc%ehalten.  Es  scheint  kein  Fall 
Haadwörterboch  der  StaatswUsenschaflen.    Zweite 


vorzuliegen,  in  welchem  die  Trusts  erheb- 
liche sozialpolitische  Verdienste  sich  zu  er- 
werben bestrebt  waren.  Von  den  bei  ein- 
zelnen Eisenbahnen  und  Werken  gemachten 
Versuchen  der  Heranziehung  der  Arbeiter 
bei  der  Festsetzung  der  Löhne  und  Arbeits- 
bedingimgen  haben  sie  anscheinend  nichts 
zu  übernehmen  für  richtig  befunden. 

Nun  kommt  aber  schliesslich  (d)  in 
Amerika  mehr  noch  als  in  anderen  Industrie- 
Staaten  ein  Moment  wesentlich  in  Betracht, 
das  politische.  Beziehungsweise  hat  das 
soziale  Element  eine  erhebliche  politische 
Bedeutimg.  Die  Demokratie,  die  individu- 
alistische Richtung,  das  Bestreben  nach 
gleicher  Bethätigungsmöglichkeit  des  Indi- 
viduums für  jedermann,  sind  im  amerikani- 
schen Staatswesen  Selbstzwecke,  imd  wenn 
auch  nicht  immer  die  thatsächliche,  so  doch 
auf  alle  Fälle  die  ideale  Grundlage.  Dies 
erklärt  die  instinktive  Feindseligkeit  der 
breiten  Schichten  gegen  die  Trusts  zum 
mindesten  ebenso  sehr  wie  die  markt- 
gängigen Angriffe  wegen  der  Preissteige- 
'rung  und  des  Brotlosmachens  zahlreicher 
Existenzen.  Für  gigantische  Unterneh- 
mungen und  Profite,  für  den  alle  Gegner 
schlagenden  Sieger  im  Konkurrenzkampf  hat 
der  Amerikaner  im  ganzen  stets  den  gröss- 
ten Respekt.  Indes  fürchtet  er  im  Trust 
die  Negation  aller  seiner  bisherigen  Ideale. 

Klassenbildung,  Organisationen,  Schich- 
tungen und  Gliederungen  müssen  durch 
jenen  festgelegt  werden,  und  nirgends  zeigt 
sich  deutbcher  der  krasse  Widerspruch,  in 
dem  die  Staats-  und  Gesellschaftsideale 
mit  den  Anforderungen  des  Lebens  und  mit 
den  Thatsachen  stehn. 

Die  Trusts  haben  selbst  mehrfach  er- 
klärt, dass  sie  keine  Parteipolitik  betreiben, 
sie  sind  aber  gleich  allen  anderen  Kapita- 
listen und  Gesellschaften  wichtige  Faktoren 
in  der  Politik.  Manchmal  brauchen  sie  die 
Politik  zu  ihren  Gunsten,  und  ständig  be- 
nötigen die  Politiker  ihres  Geldbeutels  für 
die  Parteikasse  und  die  eigene  Tasche. 

Die  unsauberen  Elemente  in  gewissen 
Staatsämtern  benutzen  sie  wie  andere  Gesell- 
schaften als  Einnahmequelle  und  sie  müssen 
notgedrungen  mit  erheblichen  Creld-  und 
Machtmitteln  in  der  Halle  der  Gesetzgeber, 
bei  den  Beamten  und  auch  öfter  in  den 
Gerichten  auftreten,  wenn  sie  nicht  sich  der 
Gefahr  aussetzen  wollen,  von  den  betreffen- 
den Instanzen  übel  behandelt  zu  werden. 
Einzelne  Gesetze  sollen  nur  eingebracht  oder 
angenommen  sein,  um  nachher  als  Grund- 
lage zur  Gelderpressung  zu  dienen. 

Es  sind  nicht  allein  wirtschaftliche,  son- 
dern auch  soziale  imd  staatspolitische  Ge- 
sichtspunkte, unter  welchen  die  Partei  der 
Demokraten  neuerdings  die  Trusts  angegriffen 
haben,  imd  aus  diesen  Erwägungen  heraus 
AuHage.    VII.  15 
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wagen  die  Republikaner  es  eben  nicht, 
offen  für  die  Trusts  einzutreten.  Immerhin 
haben  letztere  aus  wirtschafts-  und  macht- 
politiHchen  Erwägungen  heraus  neuerdings 
sich  zu  einem  energischeren  indirekten  Ein- 
treten für  die  grossen  Geldgeber  zu  ihrem 
Wahlfonds  verstanden.  Sie  betonen  die  Nütz- 
lichkeit der  Trusts,  den  amerikanischen 
Aussenhandel  zu  fördern,  und  führen  Bei- 
spiele dafür  an,  wo  dies  thatsfichlich  dieser 
vereinigen  Kapitalkraft  gelungen  ist.  Sie 
thim  dies  gleichzeitig  unter  dem  Gesichts- 
punkt des  volkstümlichen  »Imperialismus«, 
der  politischen  und  wirtschaftlichen  Macht- 
bethätigun^  der  Vereinigten  Staaten  nach 
aussen;  wie  denn  naturgem9ss  die  Trusts 
einer  imperialistischen  nach  aussen  drän- 
genden Politik  die  natürlichen  Stützen  sind. 

Vni.  Es  steht  ausser  Zweifel,  dass  gegen- 
über einer  in  grossen  Kombinationen,  in 
einer  organisdienVoIks Wirtschaft  mit  Kapital- 
anhäufung, ZusammenbaUung  der  Industrie 
in  sich,  Abhängigkeit  aller  Angestellten 
eines  Zweiges  von  einem  Unternehmen, 
Fähigkeit  dieses  Unternehmens,  das  Angebot 
von  waren  und  Diensten  zu  regulieren,  die 
Preise  für  Ein-  und  Verkauf  nicht  unerheb- 
lich zu  beeinflussen,  die  heutige  amerika- 
nische Staats-  und  Gesellschaftsverfassung 
sich  als  unzulänglich  erweisen  wird.  Die 
vollkommene  Unmöglichkeit,  irgendwie  auf 
die  Trusts  einzuwirken,  hat  das  klar  gezeigt. 
Da  aber  an  eine  revolutionäre  Umgestaltung 
nicht  so  bald  zu  denken  ist,  hat  man  be- 
gonnen, der  Frage,  was  man  mit  den  Trusts 
thun  soD,  ernster  zu  Leibe  zu  gehen.  Die 
Einsichtigen  haben  die  früheren  Versuche 
des  blossen  Verbots  als  vernunftwidrig  offen 
anerkannt  Wer  heute  derartige  Vorschläge 
beibringt,  wird  sich,  abgesehen  vom  Beifall 
gewisser  Volksversammlungen  und  Zeitungen, 
dem  Vorwurf  gegenüber  sehen,  dass  er  nur 
äusserlich  gegen  die  Trusts  auftrete,  unter 
der  Hand  aber  deren  Geschäfte  betreibt. 

Ein  grosser  Strom  von  Lilteratur  hat 
sich  in  den  letzten  2  Jahren  abermals  der 
Trustfrage  zugewandt,  und  unter  anderen  hat 
im  September  1899  eine  von  zahlreichen 
Delegierten  und  Fachleuten  besuchte  Kon- 
ferenz in  Chicago  die  Frage  ausführlich, 
wenn  auch  nicht  allzu  fruchtbar  erörtert. 
Das  Ei^bnis  dieser  wie  ähnlicher  Be- 
sprechungen ist  indes  anscheinend  die  Er- 
kenntnis, dass  die  zukünftigen  Massregeln 
von  den  bisherigen  erheblich  abweichen 
müssen,  soweit  man  beabsichtigt,  der  Trusts 
Herr  zu  werden.  Nur  eine  kleine  Schar 
von  >laisser  faire  «-Anhängern  ist  noch  dafür, 
die  Trusts  ganz  sich  selbst  zu  überlassen, 
und  unterstützt  die  natürlich  diese  Politik 
befürwortenden  Interessenten.  Die  konser- 
vativsten Reformvorschiäge  dürften  die  von 
der  »Industrial  Commission«   in  ihrem  vor- 


läufigen Bericht  beigebrachten  Anregungen 
sein,  welche  nunmehr  amtlich  bekennen, 
dass  »industrielle  Kombinationen  ständige 
Einrichtungen  des  Wirtschaftslebens  gewor- 
den sind.«  • 

Sie  will  gesetzliche  Massr^eln  in  ver- 
schiedenen Richtungen  durchgeführt  wissen : 

1.  In  der  Richtung  des  Aktienrechtes  bei 
der  Gründung.  Dieselben  Reformen,  welche 
in  anderen  Ländern  in  den  letzten  Jahren 
oder  Jahrzehnten  hinsichtlich  der  Haft- 
pflicht der  Gründer,  ihrer  Verpflichtung, 
die  volle  Wahrheit  Ober  das  zu  begründende 
Unternehmen  zu  veröffentlichen,  einer  mög- 
lichst genauen  Festlegung  der  Pflichten  der 
Beamten  und  des  Aufsichtsrates  und  der 
Rechte  der  Aktionäre  eingeführt  sind,  sollen 
ftir  die  Gewährung  des  ursprünglichen  Frei- 
briefs vorgeschrieben  werden.  Dies  soll 
dazu  dienen,  sowohl  dem  Gründun^- 
schwindel  abzuhelfen  als  auch  zu  verhin- 
dern, dass  später  die  Aktionäre  den  Direk- 
toren und  Verwaltern  auf  Gnade  und  Un- 
gnade preisgegeben  sind. 

2.  Um  zu  erzielen,  dass  die  Geschäfte 
der  Trusts  ohne  Schaden  ftlr  die  Oeffentlich- 
keit  und  zu  Gunsten  der  Beteiligten  und 
unter  ihrer  gesetzlichen  Kontrolle  gehand- 
habt  werden,  soll  die  Herausgabe  von  Be- 
richten Ober  die  Finanzlage,  über  die  Ge- 
schäftsgebarung etc.  und  den  Status  obli- 
gatorisch gemacht  werden. 

3.  Eine  KontroUe  soll  über  die  Eisen- 
bahnen eingeführt  werden,  um  sie  von  der 
Gewährung  von  Vorzugstarifen  abzuhalten. 

Weiter  ist  die  Kommission  bisher  noch 
nicht  gegangen.  Sie  hält  sich  im  Rahmen 
der  Vereinigten  Staaten-Gesetzgebung  oder 
leicht  möglicher  Reformen.  Sie  erörtert  sogar 
vorsichtig  bisher  noch  nicht  einmal  die 
Frage,  welche  nach  dieser  Richtung  ent- 
scheidend sein  dürfte,  inwieweit  es  mög- 
lich sein  wird,  sie  im  Rahmen  der  Einzel- 
staatgesetzgebung zu  lösen.  Es  scheint 
unzweifelhaft,  dass,  solange  nicht  alle  Staaten 
der  Union  zu  einer  Gleichmässigkeit  der 
Aktiengesetzgebung  und  ihrer  Handhabung 
gelangen,  eine  Regelung  des  Teils  der  Trust- 
frage, welcher  mit  den  Fragen  des  Emissions- 
wesens, des  Aktienrechts  und  der  Börsen- 
spekulation Zusammenbau^  nicht  möglich 
ist.  Und  da  diese  Einheitbchkeit  nicht  zu 
erzielen  sein  dürfte,  wird  das  Eingreifen 
der  Bundesgesetzgebung  schliesslich  das 
alleinige  Mittel  sein,  vielleicht  allerdings 
erst  nach  Erweiterung  der  Machtbefugnisse 
der  Union  durch  ein  Verfassuugsamendement 
oder  nachdem,  nach  Bryans  Vorschlag,  der 
Kongress  allen  Aktiengesellschaften  verboten 
hat,  ausserhalb  ihres  Staates  ohne  eine  Ver- 
einigte Staaten-Lizenz  Geschäfte  zu  treiben. 
(Letzteres  Gesetz  würde  allerdings  unzähligea 
Umgehungen  die  Wege  offen  halten.) 
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Es  giebt  zahlreiche  konservative  Persön- 
lichkeiten, die  anerkennen,  dass  all  dies  nur 
einen  TeU  der  Frage  lösen  wird,  viel  weiter- 
gehende f*robIeme  aber  für  die  Zukunft  ge- 
stellt bleiben.  Wenn  der  Trust  wirklich 
eine  erhebliche  Machtbefugnis  auszuüben  im- 
gtande  ist,  vrird  er  auch  im  Interesse  der 
Geschäftswelt  und  der  Sozialpolitik  ganz 
andere  Pflichten  zu  übernehmen  haben. 
Zahlreiche  Nationalökonomen  sind  geneigt 
das  Recht  und  die  Pflicht  einer  öffentlichen 
Kontrolle  gegenüber  den  Trusts  anzuerkennen , 
nicht  in  der  Form  der  Verstaatlichung  aller- 
dings. H&tte  schon  bei  den  Eisenbahnen 
letztere  in  Amerika  aus  politischen  Gründen 
mit  so  ungeheuren  Schwierigkeiten  zu  rech- 
nen, dass  sie  für  absehbare  Zeit  als  ans- 
n blossen  gelten  kann,  so  gelten  die  Se- 
ien auf  industriellem  (Jebiet  durch  wirt- 
schaftspolitische und  politische  Momente  noch 
erheblich  verstärkt 

Keine  ernsthaft  zunehmende  grössere 
Gruppe  verlangt  in  Amerika  Verstaatlichung 
der  Produktionsmittel.  —  Neben  besserer 
Kontrolle  zwecks  Erzielung  einer  Gleichheit 
der  Behandlung  im  Transportwesen  erfreut 
sich  dagegen  der  Vorschlag  der  Aufhebung 
der  Schutzzölle  in  kombinierten  Industrieen 
in  gewissen  Kreisen  erheblicher  Popularität. 
Möglicherweise  werden  hier  gelegentlich 
Erfolge  erzielt  werden,  ohne  indes  den 
Trosts  alsdann  gefährlich  werden  zu  können. 
Sie  würden  rasch  versuchen,  zu  interna- 
tionalen Vereinbarungen  zu  gelangen.  — 
Wahrscheinlicher  jedoch  ist  es,  dass  es  soweit 
nicht  kommen  kann  und  sie  eine  ihnen  ernst- 
haft nachteilige  Veränderung  der  Zollpolitik 
mit  Geld  und  guten  Worten  verhindern 
werden. 

Zahlreich  aber  und  für  die  Zukunft  wohl 
aussichtsreich  sind  die  Befürworter  einer  wei- 
tergehenden Kontrolle    als   oben  angeführt, 
nicht  nur  im  Interesse  der  Aktionäre  und  des 
eigenen   Gewerbes,   sondern   der   gesamten 
<)effentlichkeit.  Veröffentlichung  über  die  Ge- 
schäft^banmg  der  Trusts,  Kontrolle  durch 
Kommissionen  wie  bei  den  Eisenbahnen  oder 
durch  staatsseitig  ernannte  Kontrolleure  wie ' 
bei  den  Banken  oder  durch  staaüich  ernannte  I 
stimmberechtigte  Mitglieder  der  Verwaltung:  | 
das  sind  Vorschll^  die  bereits  ernsthaft! 
erörtert  werden.    Die  Trusts  sträuben   sich 
natürlich  auf  das  erheblichste,  erklären,  dass  1 
niemand  ein  Recht  habe,  in  ihre   Privat- 1 
aogelegenheiten  einzugreifen,  und  jeder  Ein-  i 
blick  in  ihr  Inneres,  da  sie  keine  gesetz-i 
liehen  Monopole  seien,  zur  Begründung  von  i 
Konkarrenzuntemehmen     benutzt     werden  | 
werde.    Unter  dem  heutigen  Regime  würde ' 
«iie  Ernennung  von   staatlichen   Aufsichts- ; 
Personen  zunächst  auch  erhebliche  Korrup-| 
tion   verursachen.   —  Noch   weitergehende 
Vorschläge  z.  B.  von  John  B.  Clark  fassen  | 


aber  bereits  die  Mitwirkung  der  Oeffentlich- 
keit  sogar  bei  der  Preisbestimmung  mit  ins 
Auge,  nicht  nur  Aufsicht  und  verwaltendes, 
sondern  regulierendes  Eingreifen  der  Aussen- 
stehenden. 

In  der  nächsten  Zukunft  wird  von  den 
mehr  oder  weniger  radikalen  Programmen 
aber  kaum  allzuviel  zur  Durchführuug  ge- 
langen. Die  Periode  des  Bestehens  der 
Trusts  ist  immer  noch  zu  kiu^  die  Erfah- 
rungen zu  neu  und  unbestimmt,  die  Er- 
örterung in  der  Oeffentlichkeit  zu  weit  ent- 
fernt von  den  eigentlichen  Kernpunkten  des 
Problems.  Da  behalten  die  Trusts  und  ihr 
Geldbeutel  die  Oberhand,  die  ihnen  Hand- 
Itm^freiheit  sichert. 

IX.  Die  ganze  Darstellung  der  Trust- 
bew^:ung  im  engeren  Sinne  hat  sich  auf 
die  Vereinigten  Staaten  beschränken  können, 
weil  nur  hier  in  nennenswertem  Umfang  die 
gedachten  Einheitsuntemehmen  entstanden 
sind.  Die  neuesten  Berichte  der  ameri- 
kanischen Ck)nsuln  über  Trusts  und  Kartelle 
in  allen  Ländern  der  Erde  lassen  erkennen, 
dass  mit  ganz  verschwindenden  Ausnahmen 
die  industriellen  Vereinigimgen  der  übrigen 
Länder,  soweit  nationale  Industrieen  in  Frage 
kommen,  nicht  über  das  Kartellstadium  hin- 
au^ekommen  sind.  Der  grösste  inter- 
nationale Trust,  nach  dem  Untergang  des 
grossen  Kupfertrustversuchs  1888,  abgesehen 
von  dem  Petroleumtrust,  dürfte  der  Dj-uamit- 
trust  der  ehemaligen  Nobelgesellschaft  sein. 
Ueberhaupt  giebt  es  im  Gebiete  der  Spreng- 
stoffindustrieen  und  der  Waffen fabnkation 
ganze  Rattenkönige  von  Kartellen,  Kombi- 
nationen und  thatsächlichen  Monopolen  (be- 
ruhend auf  Patenten,  geheimen  Verfahren 
etc.),  die  einander  in  die  Hände  arbeiten.  — 
Teümonopole  thatsächlicher  Art  bestehen  in 
verschietlenen  Industrieen,  während  andere 
wie  Kampher,  Borax,  Salpeter  etc.  den 
Formen  des  internationalen  Trusts  sehr  nahe 
zu  sein  scheinen.  Ein  besonderes  Phänomen 
bilden  in  Deutschland  die  grossen  neuer- 
dings entstehenden,  in  England  schon  etwas 
älteren  Banken  für  verschiedenartige  in- 
dustrielle Unternehmungen,  welche  hier  und 
da  versuchen,  sich  die  Kontrolle  über  einzelne 
Produktionszweige  zu  sichern,  indem  sie 
Unternehmungen  begründen  beziehungsweise 
deren  Aktien  aufkaufen,  welche  gewisse 
Patente  oder  Verfahren  anwenden  wollen; 
namentlich  in  der  elektrischen  und  einigeu 
Zweigen  der  chemischen  Industrie,  -wie  Kali, 
sind  sie  von  erheblicher  Bedeutung  ge- 
worden. —  Amalgamationen  in  beschränk- 
tem Umfang  gehen  fortwährend  vor  sich. 

Es  ist  nicht  zu  übersehen,  inwieweit  die 
eigentliche  Tmstgründungsbewegnng  auch 
in  anderen  Ländern  fortschreiten  wii-d.  Be- 
zeichnend ist  dass  neuerdings  in  dem  frei- 
händlerischen  England   zahlreiche  Kartelle 
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entstehen,  -während  das  hochschutzzöll- 
neiische  Frankreich  bisher  verhältnismässig 
v.on  solchen  frei  geblieben  ist. 
•  In  den  Vereinigten  Staaten  ist  es  der 
Geist  der  grossen  Spekulation,  der  vor  nichts 
zurückschreckt,  femer  die  Thatsache,  dass 
energische  Persönlichkeiten  in  der  Trust- 
leitnng  eine  ihrem  sozialen  Ehrgeiz  besonders 
erwünschte  Stellung  schaffen  können,  die 
Aussicht  nicht  nur  auf  hohe  Profite,  son- 
dern auch  auf  hohes  Ansehen,  welche  die 
Trustbegründung  wesentlich  beschleunigt  hat. 
Die  Gefahr,  von  der  »Konkm-renz  am  Ende 
ilires  Weges«  zerschmettert,  von  einem 
Monopol  über  den  Haufen  gerannt  oder  von 
neuer  Konkurrenz  in  den  Hintergrund  ge- 
schoben zu  werden,  förderte  die  Geneigtheit 
zum  Anschluss  an  grosse  Kompagnieen, 
nachdem  die  Ungesetzlichkeit  loserer  Ver- 
einbarungen ein  für  alle  Mal  entschieden 
war.  —  In  Amerika  stand  mehr  nach  An- 
lage suchendes  Kapital  im  Lande  und  von 
auswärts  zur  Verfügung,  das  nm-  zu  rasch 
bereit  war,  sich  neuen  Gründungen  zuzu- 
wenden. Hier  begannen  die  industriellen 
Amalgamationen,  ehe  man  zu  grossen  finan- 
ziellen Verschmelzungen  schritt;  zahlreiche 
Gruppen  von  Gründern  waren  geneigt,  hie 
und  da  agressiv  vorzugehen,  während  es  an 
Centralbanken ,  an  einem  einheitlich  und 
übersichtlich  geordneten  Finanzmarkt,  der 
kontrolliert  werden  konnte,  fehlte. 

In  Europa  war  man  durch  grössere  Ge- 
schäftsvorsicht und  Zurückhaltung  des  Kapi- 
tals ein  wenig  besser  geschützt,  tmd  durch 
centrale  Bankmstitute  wurden  die  Interessen 
des  neu  anzulegenden  Kapitals  vorsichtiger 
abgewogen.  Immerhin  ist  in  Europa  die 
Tendenz  zu  einer  Vertiefung  und  weiteren 
Ausgestaltung  der  Kartelle  unverkennbar, 
während  in  Amerika  die  Schaffung  grosser 
einheitlicher  Finanzinstitute  und  Banken,  die 
sich  den  Finanzgeschäften  gewisser  Zweige 
wesentlich  zuwenden,  gezeigt  wiutle. 

Der  Hauptgrund  der  bisherigen  Ver- 
schiedenheit ist  zweifellos  die  Frage  der 
Gesetzlichkeit  und  Ungesetzlichkeit  der  Kar- 
telle in  den  einzelnen  Ländern ;  in  Deutsch- 
land, wo  sie  allgemein  als  etwas  Unver- 
meidliches gelten  und  von  den  Gerichten  in 
ihren  Bestimmungen  beschützt  werden, 
haben  sie  sich  noch  als  hinreichend  wirk- 
sam gegen  die  Uebel  der  Konkurrenz  be- 
wiesen. Ihr  Vorteil  ist  gewesen,  dass  sie 
von  den  Uebeln  der  Ueberkapitalisation,  der 
Fondsspekulation,  des  Machtmissbrauchis  im 
lauem  und  auf  dem  Finanzmaikt  viel  freier 
geblieben  sind;  ob  sie  den  produktions- 
technischen Vorteilen  der  Trasts  in  der 
Konkurrenz  auf  dem  "Weltmarkte  in  ihrer 
jetzigen  Form  die  Spitze  werden  bieten 
Können  oder  zu  engerem  Zusammenschluss 
sich  genötigt  sehen  werden,   muss  die  Zu- 


ktuift  lehren.  Zur  Aufrechterhaltung  der 
Ordnung  auf  dem  inneren  Markt  scheinen 
sie  bisher  zu  genügen,  an  der  Versorgimg 
des  Weltmarkts  beteiligen  sie  sich  häufig 
als  solche  nicht,  sondern  überlassen  den 
Aussenhandel  in  manchen  Fällen  dem  Gut- 
dünken der  einzelnen  Mitglieder.  Einzelne 
Ausnahmen  sind  zu  verzeichnen  z.  B.  in 
der  westdeutschen  Zohlenindustrie,  die  das 
Exportquantum  festsetzt,  im  Schienenkartell 
und  den  sonstigen  internationalen  Kartellen. 

Das  merkwürdigste  Beispiel  kompli- 
zierter Unternehmungen  dürfte  in  Deutsch- 
land das  Kruppsche  Werk  bilden,  das  eine 
führende  oder  teilnehmende  Rolle  in  mehreren 
Kartellen  der  Eisen-  und  Kohlenindustrie 
spielt,  zahlreiche  Fabriken  und  Berg^-erke 
besitzt,  in  der  Panzerfabrikation  neben  einem 
zweiten,  kleineren,  eng  verbundenen  Werk 
die  Rolle  eines  Trusts  einnimmt,  ständig 
neue  vielgestaltige  Unternehmen  erwirbt  imd 
aufsaugt,  in  der  Waffenfabrikation  zum  Teil 
eine  Monopolstellung  ausübt,  dabei  aber 
seiner  äusseren  Form  nach  noch  nicht  ein- 
mal eine  Aktiengesellschaft,  sondern  eine 
rein  private,  offene  Handelsgesellschaft  ist. 

X  Eine  Kritik  der  Trasts,  soweit  sie 
nicht  schon  aus  der  Darstellung  selbst  her- 
vorgeht, muss  zugeben,  dass  in  den  neuen 
üntemehmungsformen  produktionstechnisch 
erhebliche  Vorteile  liegen,  welche  überall 
zur  Durchführung  gekommen  sind,  während 
sich  bisher  noch  keine  Anzeichen  dafür  er- 
gaben, dass  die  Vermindemng  der  Kon- 
kurrenz zu  einer  Erschlaffung  der  tech- 
nischen Fortschritte  führt.  Auch  vom  Stand- 
punkt des  kapitalistischen  Betriebes  sind 
grosse  Verbilligungen  und  Ersparnisse  er- 
zielt und  vielfach  anscheinend  die  Grund- 
lage für  eine  weitere  Sicherang  geboten. 
Auf  diesem  Gebiete  haben  die  Vorteile,  die 
etwaigen  Nachteile,  die  zum  grössten  Teil 
temporärer  Natur  waren,  überwogen,  und 
hier  liegt  die  Begründung  für  die  voraus- 
sichtliche Iteuer  der  Trasts.  Dagegen  hat 
sich  die  bisherige  Finanzpolitik  keineswegs 
stets  als  günstig  erwiesen.  Die  Gefahren, 
welche  eine  Missverwaltung  auf  irgend  einem 
der  in  Frage  stehenden  Felder  für  das 
ganze  Gewerbe  haben  kann,  ist  offenkundig, 
und  hiergegen  gewähren  die  bestehenden 
Institutionen  noch  nicht  in  genügendem  um- 
fange Schutz.  Die  grossen  maschinenbe- 
triebenen Industrieen  sind  nicht  auf  die 
Dauer  für  das  freier  Konkurrenz  offene  Ge- 
biet anzusehen;  einerseits  verlangt  die  Zer- 
legung des  Produktionsprozesses  in  ver- 
schiedene Stadien  mit  der  Zeit  die  Schaf- 
fung festerer,  mathematischer  VeEhSltnisse 
zwischen  den  Produktionsmitteln  und  An- 
lagen in  den  einzelnen  Stufen  des  Gewerbes, 
und  das  sind  Probleme  von  einer  Grfjsse, 
wie  sie  der  einzelne  Konkurrent  nicht  hin- 
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reichend  übersehen  kann.  Andererseits  ver- 
langt die  Maschinen-Wirtschaft  mit  grossen 
investierten  Kapitalien  eine  andere  Regulie- 
rung der  Preise  als  in  unbeschränkter  Kon- 
kurrenz, weil  ein  einmal  eingerichtetes 
Unternehmen  seinen  Betrieb  nicht  bei  Zu- 
nehmen der  Konkurrenz  umgestalten  kann, 
sondern  solange  im  Kampfe  bleiben  imd 
selbst  lange  Z^t  dauernd  mit  Verlust  ar- 
beiten muss,  bis  es  selbst  oder  der  Gregner 
aus  dem  Felde  getrieben  ist. 

Organisation  zur  Regulierung  der  Preise 
ist  nötig;  imd  sie  kann  im  Trust  besser  er- 
folgen als  im  KarteU,  weil  in  Amerika  die 
Gesetzgebung  das  letztere  nicht  anerkennt; 
dasselbe  gilt  von  den  Produktionsmengen. 

Das  Interesse  der  Oeffentlichkeit  aber 
nimmt  der  Trust  nur  soweit  wahr,  als  es 
mit  dem  seinen,  der  Erzielung  des  grössten 
Profits,  identisch  ist.  Da  hier  die  Schran- 
ken der  Konktu-renz  gefallen  sind,  kann  er 
höhere  Profite  erzielen  als  unter  dem  alten 
System,  und  es  fragt  sich,  inwieweit  man 
seinem  alleinigen  rrteil  die  Bestimmung 
imkontrolliert  überlassen  darf. 

In  keiner  Richtung  haben  die  Trusts 
bisher  irgend  etwas  für  die  Arbeiterfrage 
gethan,  ihr  passives  Nichtübelwollen  dürfte 
keineswegs  auf  die  Dauer  genügen,  sie  so- 
zial zu  rechtfertigen;  es  liegt  aber  nicht  in 
ihrem  Wesen,  weiter  zu  gehen,  denn  sie 
sind  eine  rein  privatkapitalistische  Unter- 
nehmimgsform. 

Auch  den  etwaigen  Verbänden  ihrer  Ar- 
beiter gegenüber  haben  sie  durch  die  Kon- 
trolle über  die  gesamten  Produktionsmittel 
des  betreffenden  Zweiges  ein  erhebliches 
Uebergewicht.  —  Dieses  ist  schon  für  die 
Kartelle  recht  erheblich,  mehr  noch  für  die 
einheitlich  arbeitenden  Trusts. 

2«ach  dieser  Richtimg  hin  ist  das  soge- 
nannte Smith  sehe  Trades  Combination 
Movement  in  England,  welches  den  Arbeitern 
eine  Beteiligung  an  der  Festsetzung  der 
Arbeitsbedingungen  und  Preise  und  dann 
an  den  Eiti-ägen  gewährt,  erheblich  wirk- 
samer. Hier  kommen  die  Arbeiter  imd 
Unternehmer  gemeinsam  zur  Festsetzung 
der  Produktionsleistung  und  des  Produkti- 
onsgewinnes zusammen;  das  Konsumenten- 
interesse aber  fällt  auch  hier  weg.  Ueberhaupt 
wird  dasjenige  der  Oeffentlichkeit  nicht 
wahrgenommen ;  im  Gegenteil  haben  in  den 
Smithschen  Unternehmen  auch  alle  Arbeiter 
das  grösste  Interesse  an  höheren  Preisen. 

Immerhin  aber  liaben  die  Trusts  in 
Amerika  einen  derartigen  Umfang  er- 
reicht, dass  sie  in  Gemeinschaft  mit  Ar- 
beiterorganisationen unzweifelhaft  die  be- 
stimmten Qnmdlagen  der  Formen  wirt- 
schaftlicher Organisation  in  der  Zukunft  in 
sich  sehliessen.  Der  a^ressive  Charakter 
aber,   )*elchen  die  amerikanische  Industrie 


nunmehr  als  Exporteur  annehmen  wird, 
findet  imzweifelhaft  in  den  Tnists  seine 
kräftigste  Stütze,  und  hierin  dürfte  die 
Notwendigkeit  für  Kartelle  oder  für  Trusts 
in  anderen  Ländern  liegen,  in  Kampf  und 
friedlicher  Verabredung  zu  gewissen  Ueber- 
einkünften  und  zur  Verteilung  der  Märkte 
der  Welt  für  die  Verseilung  mit  gewerb- 
lichen Rohmaterialien,  Halbfabrikaten  und 
Fabrikationen  zu  gelangen. 

Der  Trust  kann  nicht  die  Endform  für 
die  zukünftige  Organisation  sein,  dafür  ist 
er  sozialpolitisch  zu  unfähig,  politisch  zu 
gefährlich,  er  ist  aber  das  für  zahlreiche 
Gewerbe  unvermeidliche  Durchgangsstadium 
zu  höheren  Formen  gewerblicher  Organisation 
geworden.  — 

Litteratar:  Ju»  der  unendlichen  Fülle  sei  her- 
vorgehoben an  Büchern  (Aufsätze  bleiben  uner- 
wähnt) :  American  Aeademy  of  Political 
and  Social  Science,  Corporations  and  Public 
Wel/are.  Adresses  at  the  fourth  annuai  meeting, 
Philadelphia,  April  19— SO,  1900.  —  P.  F. 
Aachrott,  Die  amerikanischen  Trusts  als  Weiter- 
bildung der  Vntemehmerterbände.  Sonderabzug 
aus  dem  Archiv  ßir  soziale  (Jeselzgebung  und 
ÜlatUtik.  Bd.  II,  Heft  3.  —  Edward  W. 
BemiM,  Municipal  Monopolies.  A  collection  of 
papers  by  American  Economists  and  Specialists, 
A'eir-York  1S99.  —  Charles  Whiting  Baker, 
Monopolies  and  the  People.  Si  Edition,  recised 
and  enlarged,  yew-York  and  London  1899.  — 
Charles  F.  Beaeh,  A  Trcntise  nn  the  law  of 
monopolies  and  induslrial  tnist»  as  administered 
in  England  and  in  the  t'niied  States  of  America, 
St.  Louis  1898.  —  Chicago  Conference  on 
trusts.  Speaches,  debates,  resolutions,  list  of  de- 
legaUs  etc.  Held  September  IS.  I4.  15.  16.  1899. 
Chicago.  1900.  —  WUllatn  Wilson  Cook, 
The  Corporation  problem.  The  public  phase*  of 
corporations,  their  uses,  abuses,  etc.,  J^ew-Vork 
1891.  —  Prederic  H.  Cooke,  The  law  of  trade 
and  labor  eombinaiions  as  applicable  to  boycolU, 
strikes,  trade  conspiracies,  monopolies,  pools, 
trtists,  and  kindred  topies,  Chicago  1898,  XXI' (1), 
2Upp.  8°.  —  S.  C.  T.  Dodd,  Combinations, 
their  uses  and  abuses.  Wilh  a  history  of  the 
Standard  Oil  tatst,  New- York  1894 .  —  H^ 
Hiller  Collier,  The  Trusts:  Wliat  can  tre  do 
wilh  them  t  What  can  they  do  for  us  t  Sew- 
York  1900.  —  George  Gunton,  Truttt  and  the 
public,  Xeic-York  1900.  —  Thomas  L.  Green 
Corporation finance,  Xew-York  1897 . —  WiUiatn 
Höbe  Harvey,  Coin  on  money,  Trusts,  and 
imperialitm,  Chicago,  i'oin  Publ.  Co.  1899.  — 
Ernst  von  Halle,  Trusts,  or  industriell  com- 
binations  and  conditions  in  the  Cnited  States. 
A'ew-  York  1895.  —  ff.  Stephen  >Teans,  Trusts, 
pools  and  comers  a»  affecting  commerce  and  in- 
dustry,  London  1894.  —  «/^  W'.  J'enks,  The 
trust  problem ,  Xew  -  York  1900.  —  Henry 
Demarest  JJoyd,  Wealth  agaimt  common  wealth, 
Xew-York.  —  Xew-York  State  Senate  Ma- 
Jorüy  and  minority  reports  of  the  commitlee 
appointed  to  investigate  the  comering  of  grain 
and  other  articles,  April  M,  188S,  Albany  1883. 
—  Report  and  proceetings  ofthe  Senate  Conimittee 
appointed  to  incestigate  Trusts.     Transmitted  to 
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the  Uffülature  March  90t  1897.  Albany  and 
New- York  1897.  —  Report  of  the  comtniUee  on 
general  law»  on  the  inveeligaiion  relative  to 
tnutt.  TrantmiUed  to  the  UgüUUure  March  6, 
1888.  Albany  1888.  —  Pensylvania  State 
Senate.  Doeument  No.  89.  Report  of  the  com- 
mittee  on  the  judieiary  (general)  of  the  »enate 
of  Pentylvania  in  relation  to  the  cool  difßeultiee 
wilh  the  aceompanying  leitimony.  MarchiJt,  Harri»- 
burry  1871.  —  P,  de  Jtoussiers,  Lei  indwitrie» 
monopolUee»  (trutt»)  aux  Elala-Unis,  Pari»  1898. 

—  E.  F,  Seetnann,  Die  Monopolisierung  de» 
Petroleumhandel»    und    der    Petroleuminduetrie. 

—  Edw.  <r.  Simith,  The  n«w  trade»  combination 
movement.  Its  prineiplet,  methods,  andprogreit. 
With  an  introdnclion  by  J.  Carter,  London  1899. 

—  l'nited  State».  Fiflieth  Congre»»,  firtt  »e»»ion 
House  of  repretentalitie».  Report  JVo.  SllZ. 
Report  of  the  eommittee  on  manufacture»  on  the 
invattigatioyi  of  trutt».  Waehington  1888.  — 
Fifly.firtt  Congre»»,  firtt  »eteion.  Senate  report 
No.  SS9.  Report  of  the  »elect  eommittee  on  the 
trantportation  of  and  »ale  of  meat  produett. 
Waehington.  Government  Print»  Office  1890.  — 
Round  wüh  thi»  i» :  Te»timony  taken  by  the  »elect 
eommittee  of  the  l'nited  State»  Senate  on  the 
trantportation  and  »ale  of  meat  producta, 
Wa»hington  1889.  —  United  State».  Fifty 
»ccond  Congret»,  «econd  »e»»ion  Haute  ofRepreeen- 
tative».  Report  No.  i601.  Whi»ky  trutt  inveeti- 
gation.  Report  of  the  Commütee  vn  the  judieiary 
on  the  chararter  and  Operation»  of  the  IH»tilling 
and Cattle  feeding  Company.  Waehington  1893.  — 
Indutlrial  Commi»»ion.  Trust»  and  Indv»lrial 
Combination»;  »latvte»  and  deci»ion»  of  federal, 
»täte,  and  territorial  law,  together  with  a  digeel 
of  Corporation  law»  applicable  to  large  induetrial 
Combination».  Wathingion  1900,  Table»  lf>  (56l> 
Congre»,  It  te»»ion.  Hou»e.  Doeument  No.  476 
pt.  2).  —  Preliminary  report  on  trtut»  and  in- 
dtutrial  Combination»;  with  te»timony  [and] 
review  of  evidence.  Wa»hington  1900  (Ü).  — 
L.  Vigouroux,  La  concentration  de»  force» 
mirriire»  dan»  l'Amerique  du  Nord.  Avee  tine 
prfface  de  P.  de  Rentier».  Pari»  1899.  — 
Special  Conmtlar  reporta,  Tru»l»  and  TVade 
Combination»  in  Europe,  vol.  XXI,  part  III, 
Wa»hington  1900.  —  United  State»,  Bulletin  of 
the  Department  of  Labor  by  J.  W.  Jenk», 
Wathington,  July  1900.  —  Library  of  Congre»t. 
A  li»t  of  Book»  (with  Referencet  to  Periodical») 
relaling  to  Trutt»  by  A.  C.  C.  Griffin.  Wathington 
1900.  —  Schriften  de»  Verein»  für  Sozialpolitik, 
Bd.  LIX,  Leipzig  1894. 

Ernst  von  Halle. 


Tncker,  Josiah, 

ward  geboren  im  Jahre  1711  zu  Langlian  (Car- 
martenshire)  in  England,  erhielt  seine  Erziehnng 
im  St.  Johns  CoUeg  in  Oxford,  widmete  sich 
dem  geistlichen  Studium  und  wurde  Kaplan, 
später  Diakonns  in  Bristol.  Der  Aufenthalt  in 
dieser  hervorragenden  Handelsstadt  lenkte 
Tuckers  Aufmerksamkeit  auf  die  Tolkswirt- 
schaftlichen  und  politischen  Vorgänge,  deren 
Studium  er  .«ich  von  nun  ab  eingehend  widmete. 
1758  wurde  Tucker  als  Dechant  nach  Qloucester 
▼ersetzt,  woselbst  er  am  4.  XI.  1799  starb. 


Tucker  ist  als  einer  der  selbständigsten 
scharfdenkenden  Nationalökonomen  und  als  ein 
direkter  Vorläufer  Adam  Smiths  zu  betrachten. 
Wenn  die  meisten  seiner  Schriften  auch  Fragen 
seiner  Zeit  betrafen,  insbesondere  durch  deren 
Hinweis  auf  die  grossen  Vorteile  der  Vereini- 
gung zwischen  Irland  und  England,  so  erSrterte 
er  doch  auch  in  denselben  zahlreiche  principielle 
Fragen,  namentlich  solche,  die  sich  auf  den 
Weltverkehr,  die  Kolonisation,  das  Gewerbe, 
den  Lohn  etc.  beziehen.  Er  war  ein  eifriger 
Verfechter  freihändlerischer  Lehren,  welche  er 
auf  die  Gemeinsamkeit  der  Interessen  der 
Nationen  begründete.  Tucker  zählte  im  übrigen 
zu  den  Popiüationssch warmem,  deren  Schule 
um  die  Mitte  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
bltthte. 

Röscher  spricht  (Gesch.  d.  Nat.  S.  394) 
von  dem ,.Tucker8chen Gesetze",  „wonach 
mit  dem  Steigen  der  Kultur  die  Bodenprodokte 
im  engeren  Sinne  teuerer,  die  Kapitals-  und 
Arbeitsprodukte  wohlfeiler  werden".  Weiter 
bezeichnet  Röscher  als  Tnckersche  Lehren  (eben- 
da S.  414):  die  Lehre  von  der  Gegenseitip^keit 
der  Absatzwege,  von  der  natürlichen  Verteilung 
der  Gewerbe  zwischen  reichen  und  armen  Län- 
dern sowie  von  der  Harmonie  aller  rechtmässigen 
Interessen.  — •  Am  eingehendsten  wird  Tucker 
von  Kautz  (n,  S.  400)  gewürdigt.  Dieser 
rechnet  ihn  (S.  304)  mit  dem  ihm  geistesver- 
wandten Hnme  und  mit  Ad.  Smith  zu  den  „drei 
grossen  Ahnherren  der  modern-europäischen  und 
neu-englischen  Nationalökonomik".  „Die  eigent- 
liche Glanzseite  der  Deduktionen  Tuckers  (Kautz, 
S.  401)  bildet  seine  wahrhaft  grossartige  An- 
schauung der  ökonomischen  Völkerverhältnisse 
in  internationaler  Beziehung,  andererseits  die 
Klarstellung  jener  theoretischen  Fundamental- 
Sätze,  auf  welchen  die  Handels-  und  Verkehrs- 
freiheit beruht  und  durch  welche  Tucker  zu- 
gleich der  wahre  Ahnherr  deir  heutigen  Man- 
chesterschule geworden  ist." 

Die  hauptsächlichsten  wirtschafts-pbi- 
losophischen  Gedanken  Tuckers  sind  in 
seiner  Schrift  „Four  tracts  and  two  sermons 
on  political  and  commercial  subjects,  Gloucester 
1774 ;  third  Edition  1776"  niedergelegt.  In  dem 
ersten  dieser  ,.Four  tracts",  welcher  nach  Held 
(s.  u.  S.  löö)  bereits  1758  (also  ein  halbes  Jahr- 
hundert vor  Ad.  Smith)  geschrieben  wurde,  ver- 
ficht Tucker  den  Satz,  dass  jede  Nation  nur 
durch  Arbeit  und  Fleiss  reich  wird,  und  be- 
leuchtet klar  unter  Verteidi§:uug  hoher  Löhne 
die  Vorteile  der  Arbeitsteilung. 

Er  sucht  hier  den  innigen  notwendigen  Za- 
sammenhang  zwischen  Staat,  Wirtschaft  und 
Moral  nachzuweisen,  beurteilt  klar  die  Katar 
und  die  mannigfachen  Beziehungen  der  mensch- 
lichen Bedürfnisse,  vorzüglich  aber  auch  (Kautz, 
S.  400)  die  Erscheinungen  der  nationalen  Güter- 
konsumtion, wobei  er  von  der  masslosen  Aii- 
E reisung  dei-selben  abrät.  Bei  dieser  seiner 
ehre  von  der  sozialen  Verteilung  des  Volks- 
einkommens stellt  Tucker  folgende  beachtens- 
werte individual-wirtschaftliche  Re- 
geln auf  (Boscher,  S^st.  I,  §  102):  Ein  jeder 
mnss  folgende  Rücksichten  nehmen:  a)  nicht 
sein  Einkommen  zu  Überschreiten ;  b)  für  seine 
Familie  und  Dependenz  zu  sorgen;  c)  für  Not- 
fälle zu  sparen;  d)  sich  zur  Armenpflege  etc. 
in  stand  zu  setzen ;  e)  keinen  Genuss  zu  wählen. 
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der  Leib  und  Seele  schaden  kann ;  f)  kein  schäd- 
liche« Beispiel  lu  gfeben. 

Von  den  vielen  anderweiten  Schriften 
Josiah  Tnckers  führen  wir  in  chronologischer 
Seihenfolg«  folgende  anf,  welche  viele  staats- 
wissenschaftliche  Ansichten  enthalten:  A  brief 
essar  on  the  advantages  and  disadvantages  which 
respectivdy  attend  I?ance  and  Great-Bntain  with 
res^  to  trade,  London  1750:  2.  ed.  1761 ;  3.  ed. 

1753.  (la  diesem  Werke  fordert  Tucker  weit- 
gehendste Handelsfreiheit,  Luxusstenem,  die  Er- 
richtnng  von  VVarenmagannen,  Verbesserung  der 
Verkehrsmittel  etc.)  —  Queries  on  the  naturali- 
tation  bill,  London  1751;  2.  ed.  17ö2.  —  Be- 
lexions  on  the  expediency  of  a  law  for  the  na- 
tnralication  of  foreig^  protestants,  2  vol.,  Lon- 
don 1751  und  1752.  (Uebersetzt  ins  Französische 
mit  Einleitung  und  Noten  von  Target  unter 
dem  Titel:  „Questions  imirartantes  snr  le  com- 
merce, ä  l'occasion  des  oppositions  au  demier 
biU  de  naturalisation,  London  1755.)  —  Letters 
to  a  friend  conceming  natnralizations,   London 

1754.  —  Important  questions  on  commerce, 
I— Vin,  London  1756.  —  The  Clements  of  com- 
merce and  theory  of  taxes,  Bristol  1755.  —  Re- 
flections  on  the  expediency  of  opening  the  trade 
to  Tnrkey,  London  1755.  —  The  respective 
pleas  and  argnments  of  the  mother-conntry  and 
of  tbe  colonies  distinctly  set  forth  etc.,  London 
1720.  —  A  letter  to  Edmund  Burke,  London 
177Ö.  —  An  humble  address  and  eamest  appeal 
to  the  loaded  interest,  whether  a  connectiou 
with  or  Separation  from  the  american  colonies 
wonld  be  most  for  the  benefit  of  these  King- 
dom, Gloucester  1775.  —  A  series  of  answers 
to  certain  populär  objections  against  separating 
from  the  rebeUions  colonies,  and  discording  them 
entirely,  Gloucester  1776.  —  Letters  to  Dr. 
Kippis,  London  1780.  —  Treatise  concerning 
&ni  Government,  London  1781.  (Bekämpft  vor- 
nehmlich die  Theorieen  Lockes.)  —  Letters  to 
Xecker.  1781.  —  Beflections  on  the  present  low 
price  of  coarse  wools,  its  immediate  canses  and 
its  probable  remedies,  London  1782.  —  Cui 
bono?  Gloucester  1782.  —  Beflections  on  the 
present  matteis  in  dispute  between  Great  Britain 
and  Ireland  etc.,  London  1785.  —  Sketch  of  the 
advance  and  decline  of  nations,  London  1795. 
(Bebandelt  n.  a.  die  Theorie  des  Verkaufs  und 
die  Absatzkrisen.)  —  Clarke,  A  survey  ofthe 
strength  and  opulence  of  Great-Britain.  With 
observations  by  Dean  Tucker  and  D. 
Hame,  London  1801. 


VgL  ttber  Josiah  Tucker:  Roscher- 
J)^ nasch,  Kolonieen,  m.  Aufl.,  S.  53,  54,55, 
59.  63.  75,  118. 122,223,  227,  292.  — Koscher, 
Svst..  Bd.  I,  §§  1,  16,  54,  57,  91,  93,  102,  130. 
2Ü0.  216,  219,  254,  256,  263;  H,  §  40;  lU,  §g 
36.  79»,  93.  —  Derselbe,  Gesch.  der  Nat., 
S.  414  n.  594.  —  Derselbe,  Zur  Geschichte 
der  englischen  Volkswirtschaftslehre,  Leipzig 
1851,  S.  39  u.  66.  —  Derselbe,  Unter- 
snehnngen  ttber  das  Eolouialwesen,  in  Bau- 
Hanssens  -Archiv  der  politischen  Oekonomie"', 
N.  F..  Bd.  6,  Heidelberg  1847,  S.  39  ff.  — 
Benss,  Gelehrtes  England. —  Samuel  Banr, 
Hi<>toriach-biogr.-litterarische8  Handwörterbuch, 
V.  Bd.,  Lim  1810.  S.  478.  —  Adolf  Held, 
Zwei  BOeher  mr  sozialen  Geschichte  Englands, 
Leipzi«:  1881.  S.  155  u.   507.  —  D.   Hnme, 


Disconrses,  London  1800.  —  H.  v.  Mangoldt, 
Die  Lehre  vom  Untemehmergewinn,  Leipzig 
1855,  S.  12.  —  John  Gorton,  General  Bio- 
graphical  Dictionary,  VoL  HI,  London  1838.  — 
Leroy-Beaalieu,  De  la  Colonisation  chez 
les  Penples  Modernes,  2.  ed.,  Paris  1882,  S.  64  ff. 
—  Say-Chailley,  Nou  vean  Dictionnaire  d'Eco- 
nomie  politique,  ü,  Paris  1892,  S.  1121.  — 
Mc'  Culloch,  The  Principles  of  Political  Eco- 
nomy,  4.  ed.,  Edinburgh  1849,  S.  217.  —  Kautz, 
Theorie  n.  Geschichte  d.  NationalSkonomik,  I, 
Wien  1858,  S.  141;  II,  Wien  1860,  S.  131,  304, 
308,  362,400,462,521.  — Ingram-Roschlan, 
Geschichte  der  Volkswirtschaftslehre,  Tübingen, 
1890,  S.  69,  115—116.  —  Palgrave,  Dictio- 
nary,  Vol.  III,  London  1899,  S.  588—590. 

Schmidt. 


Tnrbolo,  Gian  Donato, 

feb.  gegen  1575  in  Neapel,  gest.  daselbst,  To- 
esjahr  unbekannt,  widmete  sich  dem  Handels- 
stande, machte  sich  frühzeitig  selbständig  und 
betrieb  bereits  16  Jahre  ein  Handels-  und  Wech- 
selgescbäft  in  seiner  Vaterstadt,  als  er  wegen 
seiner  Kenntnisse  im  Geldwesen  1607  zum  Münz- 
direktor des  Königreichs  Neapel  ernannt  wurde. 
Tnrbolo  hatte  in  dieser  Stellung  der  Regierung 
gegenüber  einen  .schweren  Stand,  er  sollte  durch-- 
greifende  monetalische  Veränderungen  vor- 
nehmen, und  die  Regierung  erwies  ihm  zu  deren 
finanzieller  Deckung  ein  so  unzulängliches  Ent- 
gegenkommen, dass  er  die  Intervention  der 
Presse  anrief,  welcher  Schritt  1622  seine  Ab- 
setzung zur  Folge  hatte.  Hierauf  folgte  ein 
sechsjähriges  Interregnum  ohne  Münzdirektor, 
und  da  die  Regierung  einen  Ersatzmann  für 
Tnrbolo  nicht  fand,  wurde  dieser  1629  in  sein 
Amt  wieder  eingesetzt. 

Tnrbolo  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  Discorso 
della  differenza  ed  ineqnalitÄ  delle  monete  del 
Regno  di  Napoli,  con  altre  monete  di  potentati 
convicini,  e  della  causa  della  penuria  di  esse. 
Con  l'espediente  per  lo  aggiustamento ,  et  ab- 
bundanza  si  delle  monete  di  Regno,  come  di 
forestiere.  Neapel  1616.  —  Nuovi  carrichi  d»ti 
alli  officiali  della  R.  Zecca  carcerati.  Contennti 
nelle  cinqne  nltime  relationi  fatte  dal  Magniiico 
Rationale  Luca  Landato,  oltre  le  dne  antece- 
denti.  Con  le  risposte  e  discarichi  adverso  dette 
relationi,  e  pretendente,  et  altri  discarichi, 
ebd.  1623.  (Widerlegung  der  gegen  ihn  zur  Be- 
gründung seiner  Entlassung  erhobenen  An- 
klagen). —  Discorso  sopra  le  monete  del  Regno 
di  Napoli.  Per  la  rinnovatione  della  lega  di 
esse  monete,  ordinata  ed  eseguita  nell'  anno 
1622.  E  degli  effetü  da  quella  procednti.  E 
se  il  cambio  alto  per  estra  Regno  sia  d'ntile, 
ö  danno  ai  Regnicoli.  Con  diverse  relationi,  e 
copie  d'altri  di.scorsi  dati  fnora  nell'  anni  1618, 
1619  et  1620,  pertinenti  alla  medesima  materia, 
ebd.  1629.  (Teilweise  abgedruckt  in  Bd.  I 
(parte  antica)  des  Cnstodischen  Sammelwerkes: 
Scrittori-classici  italiani  di  economia  politica, 
Mailand  1803—16.) 

Das  Hanptverdienst  Turbolos  besteht  in 
seiner  hartnäckigen  Opposition  gegen  das  Be- 
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streben  der  Regierung,  den  Wechselkurs  durch 
ein  Gesetz  zu  regehi  und  den  MUnzfuss  herab- 
zusetzen. Bei  der  Prägung  der  Nationalmütze 
war  es  sein  Bestreben,  deren  Wertverhältnisse 
denen  des  ausländischen  im  Königreich  Neapel 
kursierenden  Geldes  anzupassen,  da  der  Metall- 
gehalt der  älteren  neapolitanischen  Münze  ein 
höherer  als  der  ihr  nominell  gleichbewerteten 
anderen  italienischen  und  ausländischen  neapo- 
litanischen ümlanfsmünze  war,  welcher  Um- 
stand die  dem  Staatsschatze  so  verlustreiche 
starke  Ausfuhr  mehrwertigen  neapolitanischen 
Geldes  alter  Prägung  hervorrief.  Seine  in  der 
ersten,  1616  publizierten  Schrift  (s.  o.)  gebrachte 
Erklärung  über  die  wahre  Ursache  der  Knapp- 
heit der  Kontanten  im  Königreich  Neapel  spricht 
sich  am  klarsten  über  die  Schwierigkeit,  eine 
dein  Metallgehalte  angemessene  Parität  zwi- 
schen der  Landes-  und  der  ausländischen  MOnze 
herzustellen,  aus  und  rechtfertigt  auch  Tnrbolos 
Opposition  gegen  eine  gesetzliche  Fixierung  des 
Wechselkurses. 

Vgl.  über  Turbolo:  Pecchio,  Histoire 
de  leconomie  polit.  en  Italie,  traduit  par  Gal- 
lois,  Paris  1830,  S.  82  83.  —  Fornari,  Delle 
teorie  economiche  neue  provincie  Xapolitaue  dal 
secolo  Xm  al  1734,  Mailand  1882,  S.  .280«.  — 
Gobbi,  L'economia  politica  negli  scrittori  ita- 
liani  del  secolo  XVIXVII,  ebd.  1889  S.  18892. 

Lippert. 


Turgot,  Anne  Robert  Jaoqnes,  Baron 
d'Aulne, 

geb.  zn  Paris  am  10.  V.  1727,  gest.  daselbst 
am  18.  III.  1781,  als  Mitglied  der  Academie  des 
iuscriptions  (seit  1776),  besuchte  das  College 
Louis-Ie-Grand  und  später  das  Priesterseminar 
St.-Siüpice,  sattelte  von  der  theologischen  zur 
staatswissenschaftlichen  Laufbahn  über,  wurde 
1752  Parlamentsrat  und  1753  Requetenmeister 
(maitre  des  requetes).  Die  Mussezeit,  welche 
ihm  in  dieser  Stellung,  die  er  8  Jahre  inne 
hatte,  blieb,  benutzte  er  zu  seiner  Vervollkomm- 
nung auf  staatswissenschaftlichem  und  philo- 
sophischem Gebiete.  Im  Salon  der  Mademoi- 
selle  de  Lespiuasse  machte  er  die  Bekanntschaft 
der  bedeutendsten  Encj-klopä<listen  und  anderer 
Ritter  des  Geistes  des  damaligen  Paris :  Dide- 
rot, d'Alembert,  d'Holbach,  Galiani,  Condorcet, 
Helvetins,  Marmontel  etc.  Zn  gleicher  Zeit 
lernte  er  den  Leibarzt  Ludwigs  XV.  und  Grün- 
der der  physiokratischen  Schule,  Qnesnay, 
kennen  und  befreundete  sich  mit  Gonmay,  der 
gern  der  Aufforderung  Tnrgots  entsprach,  ihn 
der  physiokratischen  Schule  als  Xeophyt  zuzu- 
führen. Im  August  1761  wurde  Turgot  zum 
Intendanten  der  Generalität  Limo^es  ernannt, 
welche  die  damaligen  Provinzen  Limousin  und 
Angoumois  oder  die  heutigen  Departements 
Corr^ze,  Haute- Vienne ,  Charente  und  Oreuze 
umfasste.  Durch  Unwissenheit,  Trägheit  und 
Demoralisation  seiner  Bewohner  sowie  durch 
Unfähigkeit,  Eigennutz  nnd  despotische  Willkür 
der  Beamten  befanden  sich  diese  Provinzen  da- 
mals in  einem  Zustande  der  tiefsten  wirtschaft- 
lichen   Zerrüttung.     Die    Landwirtschaft    lag 


vollständig  darnieder,  die  Stenerkatasterbeamten 
hatten  seit  Jahrzehnten  die  im  Besitzstand  der 
Läudereien    vorgegangenen    Veränderungen   in 
den    Grundbüchern    nicht    nachgetragen,    die 
Grundsteuer  wurde  daher  wegen  Unzuverlä.ssig- 
keit  der  Hebelisten  in  der  denkbar  langsamsten 
und    ungerechtesten    Weise    eingezogen.     Die 
wirtschaftliche   Lage   der   grösstenteils   kleine 
Kultur  betreibenden  Bauern  war  eine  überaus 
traurige;  bares  Geld  bekamen  die  Steuerexe- 
kutoren  selten  zu  sehen,  sie  waren  häufig  ge- 
nötigt,   Vieh    und    Wirtschaftsinventar   abzu- 
pfänden  oder  sich  die  Steuersumme  vom  Ertrag' 
der  nächsten  Weinernte  cedieren  zu  lassen.   Da 
es   ferner  zur  Unterhaltung   der  Landstrassen 
uud    Vicinalwege    an    einem    Regierungsfonda 
fehlte,  mnssten  die  zur  Grundsteuer  veranlag^ten 
Bauern  die  erforderlichen  Arbeiten  unentgelt- 
lich als  Wegfroude  leisten.    Industrie  auf  dem 
platten  Lande   war    nicht  vorhanden,   nur    in 
der  alten  Handelsstadt  Angoul6me  gab  es  eine 
Anzahl   fabrik  massiger  Betriebe   und   grössere 
Handelshäuser,   in   den  Bischofssitzen   Limoges 
und  Tuelle  fanden  sich  nur  Fabriken  von  Para- 
menten  und   kirchlichen  Gerätschaften.   Licht- 
giessereien  und  Seifensiedereien.    Das  Elleinge- 
werbe  seufzte  unter  hartem  Steuerdruck.    Zu- 
nächst setzte  Turgot  alle  ihm  zur  Verfügung 
stehenden  Beamten  und  sonstige  eine  öffentliche 
Stellung  bekleidenden  Personen,  die  Geistlichen 
und  Aerzte  nicht  ausgeschlossen,  in  Bewegung, 
!  welche   über  die  vorhandenen  amtlichen  Hilfs- 
quellen, die  hygieinischen  Zustünde,  die  agra- 
rischen und  gewerblichen  Verhältnisse  in  ihrem 
Wirkungskreise  Auskunft  erteilen  mussten.   Er 
Hess  u.  a.   durch  seine  Vertrauensmänner  den 
Viehstand    ermitteln,   den    Durchschnittsertrag 
der   Kornernten    abschätzen,    eine    Vermögen.s- 
statistik    der    Besitzenden    und    eine    Steuer- 
r&<<tantenstati8tik    aufstellen.     Die    unarerechte 
Verteilung   der  Abgaben  und  die   Steuerüber- 
bürdung  der  Bevölkerung  griff  er  als  schreiendste 
Uebel  zuerst  mit  Massregeln  an,   welche   den 
dreifachen  Zweck  verfolgten,  die  Lasten  ansza- 
gleichen,  zu  mildern  und  für  die  wirtschaftlich 
schwächsten  Elemente  ^anz  aufzuheben.     Als 
Beweis,    in    wie    vielseitiger    Weise    er   sich 
ausserdem  um  das  Wohl  der  Bevölkerung  ver- 
dient machte,  soll  hier  nur  erwähnt  sein,  dass 
er  die  drückende  Einquartierungslast  durch  den 
Bau  von  Kasernen  für  das  stehende  und  dnrch- 
ziehende   Militär   von   dem   Einzelnen   auf  die 
Gemeinde   abwälzte,   dass  er  zur   Herstellung 
billigen   Baumaterials    die    Limousiner  in    der 
Ziegelbrennerei  unterrichtete,   dass  er   Sümpfe 
zur    Gewinnung    von   Ackerland    austrocknen 
liess    nnd   den   Anbau    der   Kartoffel   und    die 
rationelle  Kultur  der  Futtergewächse  einführte. 
Turgot    kam ,    trotz    seiner    energ^ischen    An- 
spannung aller  ihm  im  Dienste  der  Humanität 
zur  Verfügung  stehenden  Hilfskräfte,  nur  lang-- 
sam  in  seinem  Reformwerke  vorwäits,  und  das- 
selbe drohte  gänzlich  zu  scheitern,   als   Miss- 
wachs und  Teuening  in  den  Hungeriahren  1770 
nnd  1771  die  Generalität  Limoges  heimsuchte. 
Die      vor     keinen     Schwierigkeiten     zurück- 
schreckende   Titanennatur  •  eines     so  .ausser- 
ordentlichen Menschen  wie  Turgot  kam  jetzt, 
wo  so  viele  hilfesuchende  Arme  sich  nach  ihm 
ausstreckten,   zur  vollen  Geltnng.    Eine   über 
beide  Provinzen  sich  ausdehnende,  mit  Mitteln 
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mir  sofortigen  Bekämpfnng  der  änssersten  Not 
ansgerästete  Armenpflege  wurde  von  ihm  orga- 
nisiert, deren  Leistiuigsfilhigkeit  der  Wohi- 
tbitigkeitasinn  der  Begüterten  nnd  nicht  zu- 
letzt die  von  ihm  bewilligte  Inanspruchnahme 
seines  eigenen  Vermögens  gewährleistete;  Reis 
nnd  Kartoffeln,  als  Ersatz  des  mangelnden  Ge- 
treides, kamen  an  die  erwerbsunfähige  Bevölke- 
rung zur  Verteilung.  Unterstützungen  ohne 
Gegenleistung  wurden  nur  alten  nnd  gebrech- 
lichen Personen  gewährt,  wer  arbeitsfähig  war, 
masste  die  ihm  auf  Marken,  welche  seinem 
Lohnsatze  entsprachen,  verabfolgten  Subsistenz- 
mittel  durch  Arbeit  bezahlen.  Arbeitslose 
durfte  es  unter  seiner  Verwaltung,  da  Turgot 
das  Recht  auf  Arbeit  ohne  Einschränkung  an- 
erkannte, auch  in  Hungerjahren  nicht  geben, 
und  jeder  Privatmann,  der  Arbeit  zu  vergeben 
hatte,  war  von  ihm  verpflichtet,  Arbeitslose, 
deren  Verwendung  zu  Wegebanten  oder  anderen 
öffentlichen  Arbeiten  wegen  den  Bedarf  über- 
steigendem Angebote  nicht  statthaft  war,  in 
Zeiten  der  Not  gegen  Löhnung  oder  Ver- 
pflegung zu  beschäftigen.  Einen  schweren  Stand 
hatte  "fiirgot  der  Unbotmässigkeit  der  grossen 
turbulenten  Volksma.s8e  gegenüber,  die  in  Not- 
jahren die  Getreidespeicher  der  Kornhändler, 
die  gefüllten  Scheunen  der  Grossgrundbesitzer 
bei  Gelegenheit  ebenso  plünderte  wie  die  Kom- 
transporte  zwischen  Stadt  und  Land,  zwischen 
Provinz  nnd  Provinz;  auch  die  eigenmächtigen 
Anordnungen  städtischer  Behörden,  wie  der 
Schöffen  von  Tnrenne,  welche  kein  Getreide 
während  der  Hungersnot  ans  der  Stadt  lassen 
wollten,  oder  des  Polizeilentnants  von  Angon- 
l^nie.  der  das  abgeschätzte  Bedarfsquantum  an 
Brotfrucht  für  die  Bürgerschaft  aufzuspeichern 
befohlen,  hatte  er,  um  notleidenden  Nachbar- 
orten beizustehen,  durch  seine  Gegenbefehle 
gebenden  Ordonnanzen  anfzuheben.  Mit  dem 
zunehmenden  Mangel  mehrten  sich  auch  die 
Brotrevolten,  infolgedessen  im  April  1770  eine 
vollständige  Stockung  des  Gretreidehandels  ein- 
trat, indem  die  Gutsbesitzer  nnd- Händler  die 
Kommärkte  nicht  mehr  beschickten  und  die 
Transporte  von  in-  nnd  ausländischem  Getreide 
im  Binnen-  und  Aussenhandel  der  Generalität 
aufhörten.  Erst  als  Turgot  Grewalt  gegen  Ge- 
walt aufbot  und  die  MarSchausee  gegen  die 
Plünderer  einschreiten  liess,  öffneten  sich  mit 
der  Rückkehr  geordneter  Zustände  die  Ge- 
treidespeicher wieder  zur  Aussendung  nnd  Auf- 
nahme von  Komans-  nnd  -zufuhren. 

Das  Tnrgotsche  Princip  der  unbeschränkten 
Handelsfreiheit,  was  er  theoretisch  schon  1759  in 
seiner  ,.eloge  de  Gonmay"  verfochten,  trat  im  Re- 
flexe der  Ereignisse,  welche  sich  in  derGeneralitüt 
von  Limoges  im  Laufe  der  Jahre  1770  nnd  1771 
abgespielt,  nach  der  Meinung  der  Anbänger 
des  Physiokratismus  durch  die  Praxis  als  stich- 
haltig erprobt  nnd  gestählt  hervor,  welche  An- 
sicht auch  von  Turgot  geteilt  wurde.  Diese 
Zuversicht  auf  den  bevorstehenden  universellen 
Triumph  der  Freihandelsidee  spricht  sich  auch 
in  seinen  berühmten  „lettres  snr  la  liberte  du 
commerce  de  grains"  (s.  n.)  ans,  welche  der 
Intendant  von  Limoges  im  Dezember  1770  an 
den  Finanzminister  Ludwigs  XV.,  den  Abbe 
Terray,  richtete.  Er  fordert  in  diesen  Briefen 
nicht  nur  freie  Bewegung  des  Getreidehandels 
innerhalb  Frankreichs,  er  dringt  anch  darauf, 


dass  die  Zollschranken  im  Auslands  verkehr 
fallen  und  mit  ihnen  die  Scheffelsteuer,  der 
Mühlenzwang  und  die  Privilegien  des  Bäcker- 
gewerbes. —  Nachdem  Turgot  auf  eine  drei- 
zehnjährige überaus  mühe-  nnd  sorgenvolle,  aber 
auch  unendlich  verdienstreiche  Verwaltung  der 
Generalität  Limoges  zurückblicken  konnte,  starb 
Ludwig  XV.  und  hinterliess  seinem  Nachfolger 
einen  leeren  Staatsschatz  nnd  eine  1600  Millionen 
Livres  betragende  Schuldenlast.  Turgot  hatte 
als  Intendant  von  Limoges  keine  anderen 
Schätze  als  den  Klang  eines  ruhmvollen  Namens 
erworben.  Als  Manrepas  daher  nach  Lud- 
wigs XVI.  Thronbesteigung  Vollmacht  vom 
Könige  zur  Errichtung  eines  Ministeriums  er- 
hielt, bezeichneten  alle  politischen  Parteien  ein- 
stimmig Turgot  als  die  befähigteste  Kraft  zur 
Uebemahme  des  Portefeuilles  der  Finanzen, 
welchem  Drängen  Maurepas  sich  fügte.  Zuerst 
trat  der  frühere  Intendant  von  Limoges  am  20. 

VII.  1774  als  Marineminister  in  das  Kabinett 
ein,  aber  schon  fünf  Wochen  später,   am  24. 

VIII.  erfolgte,  gleichzeitig  mit  der  Verab- 
schiedung des  alten  Finanzministers,  Abbe 
Terray,  Tnrgots  Ernennung  zum  ,.Generalkon- 
troUenr  der  Finanzen".  Was  er  in  dieser 
Stellung  als  französischer  Finanzminister  ge- 
leistet, gehört  der  Geschichte  an  nnd  kann  hier 
nicht  eingehend  erörtert  werden.  Das  Porte- 
feuille der  Finanzen  nahm  er  in  einem  Briefe 
an  Ludwig  XVI.  nur  unter  gewissen  Be- 
ding^gen  an.  In  diesem  denkwürdigen 
Schreiben  erklärte  er  sich  gegen  jede  miss- 
bräuchliche  Ausbeutung  des  Staatsltredits,  die 
zum  geheimen  oder  öffentlichen  Staatsbankerott 
führen  müsse,  darin  sprach  er  sich  ferner  gegen 
jede  Erhöhung  der  Steuerlast  und  gegen  jeden 
Abschlnss  einer  Staatsanleihe  aus.  Aber  er  be- 
zeichnete dem  Könige  nicht  nur  das,  was  unter 
seiner  Verwaltung  des  Finanzministeriums  nicht 
vorkommen  dürfe,  er  trat  auch  mit  positiven 
Forderungen  an  Ludwig  XVI.  in  diesem 
Schreiben  heran  hinsichtlich  der  Ersparnisse, 
die  unverzüglich,  um  das  Staatsschiff  vor  dem 
Untergange  zu  bewahren,  in  die  richtigen  Wege 

feleitet  werden  mttssten.  Der  König  war  von 
ieser  Sprache  nicht  eben  angenehm  überrascht, 
zumal  ihm  zugemutet  wurde,  als  Erster  im 
Staate  den  Höflingen,  Beamten  und  Bürgern 
im  Sparen  voranzugehen.  Doch  er  hielt  Tnrgots 
Patriotismus  die  verletzende  Form,  welche  in 
dieser  ungewöhnlichen  Beantwortung  der  könig- 
lichen Berufung  lag,  zu  gute.  Am  meisten  er- 
staunte aber  Ludwig  XVI.,  dass  sein  neuer  Fi- 
nauzminister  die  20  Millionen  Livres,  welche  er 
als  jährliches  Sparerfordemis  dekretierte,  nicht 
etwa  auf  Verstärkung  der  Leistungsfähigkeit 
von  Heer  und  Marine,  sondern  hauptsächlich  zu 
Stenermildemngen  verwenden  wollte,  da  nach 
Turgots  Dafürhalten  die  Ersparnisse  sich  nur 
durch  Stärkung  der  Volkswohlfahrt,  die  aber 
unter  dem  bisherigen  Steuerdrücke  nicht  ge- 
deihen könne,  für  das  Staatswohl  mit  der  Wir- 
kung fruktifijderen  Hessen,  dass  eine  Vermeh- 
rung der  Staatseinkünfte  erzielt  werde.  Bereits 
am  12.  V.  1776  wurde  Turgot  demissioniert. 
Turgot  ist  als  Finanzminister  nachzurühmen, 
dass  er  zur  Vermehrung  der  Staatseinkünfte, 
zur  Verminderung  der  Staatsschuldenlast  und 
zur  Herbeiführung  einer  gerechten  Besteuerung 
mit  einer   Reihe   finanzpolitischer    Massregeln 
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unter  Znffrundelegnng  der  Maxime,  dass  das 
IndiTidaaUnteresse  sich  stets  dem  des  Staates 
unterzuordnen  habe,  hervortrat.  Er  beschränkte 
den  bisherigen  dreissigjährigen  Verpachtungs- 
termin  der  Domänen  auf  9  Jahre,  ermässigte 
den  Betrag  der  Pensionen  und  unternahm  einen 
Angriff  auf  die  Privilegien  des  Feudaladels,  der 
Generalpächter  und  der  bevorrechteten  Stände 
überhaupt,  deren  Feindschaft  er  sich  besonders 
durch  Umwandlung  der  Wegfronde  für  ganz 
Frankreich  in  eine  Steuer,  welche  die  Privile- 

fierten  aufzubringen  hatten,  zuzog.  Der  neue 
inanzminister  errichtete  femer  die  Diskonto- 
kasse (caisse  d'escompte),  als  Vorläuferin  der 
Bank  von  Frankreich.  Er  erzielte  gegen  den 
Voranschlag  der  Staatsausgaben  auch  Erspar- 
nisse, aber  was  wollten  diese  wenigen  Millionen 
Livres  bei  einem  staatlichen  Finanzwesen  be- 
sagen^ in  welchem  Jahr  um  Jahr  die  Ausüben 
die  Einnahmen  um  durchschnittlich  30  Millionen 
Livres  Überstiegen! 

Von  denjenigen  Neneruogen,  in  denen  sich 
sein  physiokratisches  Ideal  der  allgemeinen 
Handelsfreiheit  verkörperte,  steht  als  bedeu- 
tendste der  durch  Conseilbeschluss  vom  13. 
IX.  1774  ins  Leben  getretene  freie  Ver- 
trieb von  Getreide  durch  das  Innere  Frank- 
reichs und  die  freie  Korneinfnhr  vom  Auslande 
obenan.  Mit  dieser  Massregel  verband  er  ein 
Verbot  der  Aufspeicherung  grosser  Komvorräte 
durch  die  Behörden.  Hätte  Turgot  die  Ereig- 
nisse im  Hungerjahre  1776,  den  „Semmelkrieg" 
etc.  vorhergesehen,  er  würde  mit  dem  Verbote 
der  Kommagazinierung  wohl  noch  gewartet 
haben.  Jedenfalls  war  die  Stichprobe  auf  die 
Zweckmässigkeit  unbeschränkter  Kornhandels- 
freiheit für  ganz  Frankreich  in  einem  Notjahre 
als  misslungeu  zu  betrachten,  denn  was  in  der 
Generalität  Limoges,  damals  kaum  dem  fünf- 
uudzwanzigsteu  Teile  von  ganz  Frankreich,  der 
Thatkraft  Torgots  in  siegreicher  Verfechtung 
des  freien  Kornhandelsprincips  gelungen  war, 
das  scheiterte  in  dem  Gesamtstaate  an  der  Ent- 
fesselung des  allgemeinen  Volksnnwillens  gegen 
Turgot  durch  die  mächtigen  mit  Vorrechten 
und  Monopolen  ausgestatteten  Korporationen  in 
den  ^x>ssen  Handelsstädten,  durch  die  Tausende 
von  Kapitalisten  aus  den  Kreisen  der  Getreide- 
produzenten und  -händler,  welche  in  der  Frei- 
gabe des  Komhandels  eine  Vergewaltigung' 
ihrer  kapitalistischen  Machtstellung  sahen, 
obgleich  Turgots  Massregelu  zueret  statt  des 
Sinkens  ein  Steigen  der  Getreide-  und  Brotpreise 
herbeiführten.  Aber  neben  der  Handels-  trat 
er  auch  mit  aller  Energie  fUr  die  allgemeine 
Verkehrs-  und  Gewerbefreiheit  und  für  Aufhe- 
bung aller  Hemmungen  derselben  ein,  und 
unter  den  sechs  Edikten,  deren  Einzeichnung 
er  am  12.  V.  1776  durch  ein  lit  de  justice  vom 
Pariser  Parlamente  erzwang,  befinden  sich  vier 
in  diesem  Sinne  von  ihm  entworfene.  Von  den 
anderen  zwei  Edikten  verfügte  das  eine  die  Auf- 
hebung der  Zünfte  und  Innungen,  das  andere 
die  Aufhebung  der  Frondeü.  Von  Turgots 
Neuerungen,  welche  den  Charakter  der  Ueber- 
stUrznng  trug[eu,  hätte  die  Einführung  des 
Quesnayschen  impöt  unique,  dieses  alle  Abgaben 
in  einer  einzigen  Grundsteuer  vereinigenden 
Projektes,  auf  dessen  Verwirklichung  alle  seine 
Steuerreformen  abzielten,  Frankreich  dem 
Staatsbankerott  in  beschleunigtem  Tempo  ent- 


gegentreiben müssen,  wenn  Tnr^ts  Demission 
seine  praktische  Uebertragnng  jener  falschen 
Theorie  auf  den  Grundbesitz  nicht  in  den  ersten 
Stadien  inhibiert  hätte.  Immerhin  machte  sich 
das  in  physiokratischer  Verblendung  von  ihm 
angerichtete  Unheil,  welches  einen  empfindlichen 
Ausfall  am  indirekten  Steuerertrage  verursachte, 
mehrere  Jahre  hindurch  im  Budget  fühlbar. 
Turgots  Sturz  beraubte  nicht  allein  den  Staat 
eines  an  Lauterkeit  des  Charakters  und  an 
selbstlosem  Patriotismus  seine  Vor^nger  und 
Nachfolger  im  Finanzministerium,  Necker  nicht 
ausgeschlossen,  weit  überragenden  Mannes,  «r 
vernichtete  auch  seine  von  edelster  Menschen- 
liebe und  wirtschaftlichem  Freiheitsdrange  dik- 
tierten Schöpfungen,  indem  seine  sechs  Edikte 
vom  12.  V.  1776  durch  einen  vom  Könige  ge- 
nehmigten Parlamentsbeschluss  im  August  des 
nämlichen  Jahres,  darunter  auch  das  der  Auf- 
hebung der  Fronden,  annulliert  wurden. 

Turgot  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  a)  in  Buchform: 
Lettre  k  l'abbe  de  Cice  (depuis  §v6que  d'Anxerre) 
sur  le  papier  suppige  i  la  monnaye,  Paris  1749. 

—  Eloge  de  Goumay,  ebd.  1759.  —  Plan  d'un 
memoire  sur  les  impositions  en  g^nlral,  sur 
l'imposition  territoriale  en  particulier,  et  snr  le 
projet  de  cadastre,  ebd.  1764.  ■ —  Reflexions  snr 
la  formation  et  la  distribution  des  richesses,  1. 
Abdruck  in  „Eph^merides  du  citoyen",  heransg. 
von  Dnpont  de  Nemours,  ebd.,  November  1766; 
dasselbe,  2.  Aufl.,  1774;  3.  Aufl.,  1778;  4.  Aufl., 
1784;  5.  Aufl.,  1788;  dasselbe,  in  englischer 
Uebersetzung,  London  1793 ;  dasselbe,  Neudruck 
in  Overstone,  collection,  Bd.  IV,  ebd.  1859; 
dasselbe,  deutsche  Uebersetzung  u.  d.  T.:  Un- 
tersuchung über  die  Natur  und  den  Ursprung' 
der  Reichtümer  und  ihre  Verteilung  unter  den 
verschiedenen  Gliedern  der  menschlichen  Ge- 
sellschaft. Aus  dem  Englischen  von  Mauvillon, 
Lemgo  1775.  —  Valeurs  et  monnaies  (c.  1769). 

—  Lettres  (4  Tabbö  Terray)  sur  la  liberte  du 
commerce  des  grains,  Paris  1770.  —  Corre- 
spondence  avec  M.  Trudaine,  sur  les  encoors^e- 
ments  reclam^s  pour  une  mannfacture  de  la 
generalite  de  Limoges,  et  sur  les  faveurs  qu'on 
peut,  en  gen6ral,  accorder  k  ces  sortes  d'etab- 
lissements  (c.  1771).  —  Extension  de  la  liberte 
du  commerce  des  colonies  (c.  1772).  • —  Lettres  k 
l'abbe  Terray  sur  la  marque  des  fers,  Paris 
1773.  —  An  posthumen  Schriften  Turgots  er- 
schienen in  Buchform,  bezw.  in  seinen  ge- 
sammelten Werken :  Administrations  provin- 
ciales.  Memoire  prSsent^  au  roi  par  Tnrgtit 
(compose  par  Dupont  de  Nemours),  suivi  des  ob- 
servations  d'un  r^publicain  (Brissot),  Lausanne 
1788.  —  Memoire  sur  le  pret  k  intirfet  et  sur 
le  commerce  des  fers,  Paris  1789  (geschrieben 
1769).  —  Travaux  divers  sur  les  impositions: 
Comparaison  de  l'impöt  sur  le  revenn  des  pro- 
pri^taires,  et  de  l'impöt  sur  les  consommations. 

—  Observations  sur  le  memoire  de  M.  de  St.- 
Peravy,  en  faveur  de  l'impot  indirect.  [Cou- 
ronni  par  la  Society  royale  d'agricultnre  des 
Limoges.]  —  Observations  sur  le  memoire  de 
M.  Graslin  en  favenr  de  l'impöt  indirect,  auqael 
la  Socifete  royale  d'agricultnre  de  Limoges  _de- 
cema  une  mention  honorable.  —  Observations 
snr  un  projet  d'edit  portant  abonnement  des 
vingti6mes  et  2  sous  pour  livre  du  dixiöme 
pour  tout  le  royaume,  avec  un  r^glement  ponr 
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la  r^artition  des  dites  impositions  [bezielit  sich 
»ut  das  Bertinsche  Edikt  von  1764J).  —  Lettre 
an  contrölenr  gen^ral  Bertin,  sor.  la  sitnation 
de  la  g^eraUt^  de  Limoges,'  relatiTement  ä 
I'assiett«  de  la  taille.  —  Seine  gesammelten 
Werke  erschienen  in  folgenden  Ausgaben: 
OeuTres  de  Turgot,  pr^cedfies  et  accompagnees 
de  memoires  et  de  notes  aar  sa  vie,  son  admi- 
nistration  et  ses  onvrages  (par  Dnpont  de  Ne- 
mours), 9  Bde.,  ebd.  1809/11.  —  Oeuvres  de 
Turgot,  nonvelle  edition,  classee  par  ordre  de 
mati^res  avec  les  notes  de  Dupont  de  Nemours, 
«ngment^e  de  lettres  inedites,  des  qnestions  snr 
le  commerce,  et  d'observations  et  de  notes  non- 
velles   par    Eng.   Daire   et   Hipp.   Dussard,   et 

Srecedee  d'une  notice  sur  la  vie  et  les  ouvrages 
e  Turgot,  par  E.  Daire,  2  Bde.,  ebd.  l5i4 
(bildet  Bd.  III IV  des  Unillanminschen  Sammel- 
werkes: CoUection  des  prineipaux  ^conomistes). 
—  Die  kleinen,  fast  aasschliesslich  einen  amt- 
lichen Charakter  tragenden  Schriftstücke  Tnr- 
gots  hat  E.  Daire  in  der  vorstehenden  letzten  Ge- 
samtansgabe nach  folgenden  Kategorieen  ge- 
ordnet: 1.  Avis  annnels  snr  rimposition  de  la 
taille  pendant  son  intendance  de  Limoges.  —  2. 
Lettres  circnlaires  aux  cnrfis  de  la  generalite 
de  Limoges,  ponr  lenr  demander  leur  concours 
dans  diverses  Operations  administratives.  — 
3.  Travaux  relatifs  ä  la  disette  de  1770  i.  1771, 
dans  la  g^neralit^  de  Limog^.  —  4.  Lettres  au 
contröleur  gen^ral  sur  l'alwlition  de  la  corv4e 
ponr  les  transports  militaires  (1765  et  1769],  la 
reforme  des  droits  d'octroi  (1772),  sur  les  mines 
et  carriires,  et  sur  la  milice,  adressee  an 
ministre  de  la  gnerre.  —  ö.  Actes  du  ministSre 
de  Turgot,  dmarations,  ödits,  lettres  patentes, 
ordonnances  etc.,  relatifs  4  la  libertS  du  com- 
merce des  grains,  ä  Tindustrie  agricole,  manu- 
facturi^re  et  commerciale,  aux  finances,  4  l'impöt, 
aox  travaux  publica  et  k  la  charite).  —  Eine 
Sammlung  der  bedeutendsten  Schriften  und 
Edikte  Turgots  findet  sich  femer  in  Robineau, 
Turgot,  admiqjstratiou  et  oeuvres  economiques, 
Paris  1889.  —  Tui^ot  veröffentlichte  b)  in  dem 
Sammelwerke :  ,.L'Encyclopedie,  Paris"  folgende 
Artikel :  Existence ;  Etymologie  ;  Expansibüite  ; 
Foires  et  marchis;  Fondation.  —  Turgot  über- 
setzte J.  Tuckers  „On  the  expediency  of  natn- 
T&liziiig  foreigners",  London  1753. 

Das  in  den  „Reflexions"  beobachtete  System 
ergiebt  sich  ans  dem  Ideeengange,  welchen  die 
Ueberschriften  vorgezeichnet,  womit  er  die  100 
Para^phen,  ans  denen  die  Schrift  besteht, 
markiert  hat.  Die  Hanptgrnnds&tze  der  physio- 
kratischen  Schule  in  Bezug  auf  Keichtumsnr- 
spnmg.  Kapital,  Münze,  Handel,  Geldcirkniation, 
das  ökonomistische  Dreiklassensystem  sind  in 
den  ersten  fünfzig  Paragraphen  niedergelegt, 
der  Entwickeinng  seiner  Anschauungen  über 
Kapitalbüdnng,  Kapitalrente  und  die  Versatilität 
des  Geldkapitals  im  Wirtschaftsleben,  über  Zins 
vad  "Wucher  sind  die  anderen  fünfzig  Para- 
g^phen  eingerSnmt.  Der  Nationalreichtum 
eines  Landes  bestimmt  sich  bei  ihm  ans  dem 
Resultate  folgenden  Esempels :  Zum  Reinertrage 
sämtlicher  Grundstücke,  multipliziert  mit  ihrem 
marktmässigen  Verkaufspreise  und  dividiert  mit 
ihrem  Bruttoerträge,  wird  die  das  gesamte  be- 
wegliche VermSgen  ausdrückende  Summe  mit  i 
der  EinschrSnkung  addiert,  dass  der  Betrag  der  j 
«osgeliehenen  Kapitalien  nicht  in  Berechnung; 


kommt.  Als  Definition  der  Entstehnng  des 
Reichtums  substituiert  er  als  Quelle  desselben 
die  Erde  oder  vielmehr  die  Produktionskraft 
des  Bodens  für  den  Reichtum  selbst.  Dieser 
von  Quesnay  aufgebrachten  Verwechselung  der 
Begriffe  liegt  bekanntlich  auch  die  physiokra- 
tische  Ueberschätzung  der  Leistungen  des 
Ackerbaues,  der  nach  ihrer  Lehre  aUein  ein 
Reineinkommen  gewährt,  za  Grunde  und  beruht 
anf  diesem  Grundirrtnme  folgerichtig  auch  die 
ökonomistische  Lehre  von  der  einzigen  Stener, 
dem  impot  unique.  Der  produit  net  oder  die 
Bodenrente  ist  nach  Turgots  streng  physiokra- 
tischer  Auffassung  dasjenige,  was  nach  Abzug 
des  Kapitalzinses  und  der  Betriebskosten,  des 
Lohnes  seiner  Arbeit  und  des  Abnutzungs- 
ersatzes  der  Gerätschaften  dem  Pächter  vom 
Ertrage  der  Bodenerzeugnisse  übrig  bleibt,  mit 
diesem  Reste  dem  Grundeigentümer  die 
Nntzungsmiete  seiner  bebauten  Ländereien  zn 
bezahlen.  Aus  der  Summe  der  einzelnen  Er- 
spamngen  bilden  sich  bei  ihm  die  Kapitalien, 
ein  Postulat,  was  aber  nur  dem  Beg^nffe  der 
individuellen,  nicht  der  volkswirtschaftlichen 
Kapitalbildung  gerecht  wird.  Seine  Lohntheorie, 
wonach  der  Arbeitslohn  nur  dem  Existenzmini- 
mum entspricht  da  nach  ihm  die  sterile  Klasse 
der  Handarbeiter  nur  das  konsumiert,  was  sie 
durch  ihre  Arbeit  erzeugt,  stempelt  ihn  zu 
einem  Vorläufer  Ricardos.  Turgots  Anschau- 
ungen Ober  das  Geld  weisen  eine  wissenschaft- 
liche Erweiterung  der  physiokratischen  Lehre 
auf,  da  er  dasselbe  als  Ware  und  nicht  mehr 
als  blosses  Wertzeichen  betrachtet,  als  eine 
Ware,  deren  Wert  je  nach  den  Konjunkturen 
des  Marktes,  welcher  die  Metallpreise  beherrscht, 
fällt  oder  steigt.  Die  Bedeutung  des  Geldes 
als  Wertmesser  der  Waren,  führt  er  weiter  aus, 
lie^  in  einer  leichteren  Abgrenzung  der  ver- 
schiedenen Arbeiterklassen,  also  in  der  Erleich- 
terung der  Arbeitsteilung,  sowie  in  dem  Ueber- 
gange  der  Ersparnisse  der  Grundeigentümer  in 
Geldanlagen,  also  in  der  leichteren  Kapitalbil- 
dung. Die  Kapitalrente  identifiziert  er  mit  dem 
Leihpreise  der  Kapitale  oder  mit  dem  für  die 
Kapitalnntzung  gezahlten  Kaufpreise;  da  aber 
nach  seiner,  d.  n.  der  physiokratischen  Auf- 
fassung nur  der  Boden  reinertrag  der  Grund- 
steuer unterliegt,  ergiebt  sich  nach  Turgots 
Folgerung  die  Steuerfreiheit  der  Kapitalrente, 
deren  Verteidigung  er  auch  darauf  begründet, 
dass  die  vom  produit  net  der  Grundstücke 
unterhaltenen  Gewerbe  einer  Kapitalstener  eben- 
falls indirekt  unterworfen  sein  würden,  was  auf 
eine  Schädigung  des  Nationalwohlstandes  hinaus- 
liefe. Als  Zinstheoretiker  steht  er  entschieden 
auf  Seite  des  Kapitals.  Das  Gesetz  von  Ange- 
bot und  Nachfrage  bestimmt  nach  ihm  den 
Zinsfnss:  wie  viel  das  Kapital  bei  Verkauf 
seiner  Gebrauchsnutzung  an  Zins  profitiert,  be- 
ruht nach  ihm  auf  dem  Eigentumsrechte  des 
Kapitalisten,  der  seine  Ware  nur  an  denjenigen 
zn  verkaufen  braucht,  welcher  ihm  die  Nutzung 
gemäss  der  vom*  Verkäufer  vorgeschriebenen 
Bedingungen  vergütet.  Im  gewöhnhchen  Tansch- 
verkehr  ist  das  Geld  bei  Turgot  eine  als  Zah- 
lungsmittel kursierende  Ware,  deren  Wert  sich 
mit  dem  einer  anderen  Ware,  die  dafür  einge- 
tauscht wird,  ausgleicht;  das  geborgte  Geld  re- 
Sräsentiert  dagegen  eine  Rente,  und  hinter 
ieser   Rente  st^t  das  Kapital,   das  sie   ge- 
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schaffen.  Der  Mietpreis  des  Geldes  wird  daher 
davon  abhängen,  wie  hoch  das  Kapital,  nm 
seinen  Besitzer  zu  ernähren,  sich  rentieren  muss. 
Das  Sinken  des  Zinsfnsses  erklärt  er  aus  der 
Menge  ersparter  Geldkapitalien  nnd  der  g^eringen 
Anzahl  der  Borger,  aber  er  lässt  dabei  ausser 
Berücksichtigung,  dass  die  verringerte  Geldbe- 
dttrftigkeit  aus  der  gestiegenen  Produktion 
hervorgeht.  In  Paragraph  73  beleuchtet  er  in 
einer  geistreichen  Eekapitnlation  seiner  zins- 
freundhchen  Grundsätze  die  irrtümliche  Inter- 
pretation seitens  der  Scholastiker  jener  Stelle 
im  Evangelium,  woratif  sich  ihr  Zinsneh- 
mungsverbot  stützt:  „Mutunm  date  nil  lüde 
operantes." 

Dass  Adam  Smith  als  Denker  keine  hervor- 
ragende originelle  Kraft  war,  ist  bekannt,  und 
auch  die  „Reflexions"  liefern  dafür  die  Belege, 
indem  Tnrgots  Lehren  von  Geld,  Kapital, 
Arbeitsteilung  und  Grundrente  in  ihren  Grund- 
zügen in  den  Wealth  of  nations  übergegangen 
sind.  Smiths  Grösse  als  Systematiker,  als  un- 
übertroffener Architekt  von  Lehrsätzen,  deren 
Unanfechtbarkeit  auf  den  umfassendsten  Studien 
des  gesamten  Erscheinungsgebietes  der  Güter- 
welt beruht,  wird  aber  dadurch,  dass  einzelne 
wirtschaftliche  Wahrheiten  schon  dem  oder 
jenem  seiner  Vorläufer  eingeleuchtet,  nicht  ab- 

f «schwächt.  Smith  ist  der  Vater  der  Disciplin 
er  politischen  Oekonomie  tmd  zwar  nicht  seiner 
Genialität  wegen,  sondern  auf  Grund  seines 
Lehrbuches  geworden,  das  in  seinen  wirtschaft- 
lichen Untersuchungen  die  philosophische,  viel- 
fach an  Kant  erinnernde  Weltanschauung  und 
den  weitblickenden  Geist  eines  in  seinem  Ge- 
dankengange langsam  aber  sicher  fortschreiten- 
den Denkers  aufweist.  Im  Gegensatze  zu 
Smith,  der  während  der  Entstehung  seines 
Manuskriptes  die  logische  Denkarbeit  niemals 
ruhen  liess,  überdaoite  Turgot,  wie  Morellet 
erzählt,  erst  das,  was  er  schreiben  wollte  und 
dann,  nachdem  er  es  gründlich  in  sich  aufge- 
nommen, brachte  er  es  zu  Papier.  Das  Grübeln 
und  Kombinieren  während  des  Schreibens  war 
nicht  seine  Sache.  Deshalb  sucht  man  auch 
wissenschaftliche  Spekulation,  analytisches  Aus- 
feilen der  einzelnen  Denkformen  seiner  Theo- 
reme, Empirie  und  Synthese  in  seinen  „R6- 
flexions"  vergebens.  Er  förderte  sein  Manus- 
kript mehr  in  der  Weise  eines  Essayisten  als 
eines  Fachgelehrten,  und  hierin  liegt  auch  die 
Erklärung  für  seinen  Stil,  der  in  seiner  ele- 
ganten Diktion  sich  von  der  schwerfälligen 
Schreibweise  der  damaligen  Zeit  vornehm 
abhebt. 

In  Turgots  unvollendet  gebliebener  Schrift 
„Valeurs  et  monnaies"  vervollständigrt  er  seine 
früheren  Ausführungen  über  den  Wert  dadurch, 
dass  er  die  Güter  nach  dem  Nutzen  betrachtet 
und  bewertet,  den  sie  ihrem  Besitzer  gewähren 
oder  den  sich  der  zukünftige  Erwerber  davon 
verspricht.  Zum  Kriterium  der  Nützlichkeit 
macht  er  die  Fähigkeit  der  Bedürfnisbefrie- 
dl^fung  durch  die  Erwerbung  eines  Gutes,  wo- 
bei er  Leichtigkeit  oder  Schwierigkeit  der  Be- 
schaffung, Häufigkeit  oder  Seltenheit  des  Vor- 
kommens eines  ins  A^e  gefassten  Gegenstandes 
auf  Erhöhung  oder  Verminderung  des  Wertes 
einwirken  lässt,  wodurch  er  zu  einer  individu- 
ellen Wertschätzung  gelangt.  Dieser  von  ihm 
valeur    estimative    genannte    Wert   führt    zu 


seiner  Taugehwerttheorie  hinüber.  Die  Menge 
der  Produkte,  welche  für  eine  andere  Menge 
von  Produkten  im  Tausche  zu  erhalten  ist,  be- 
stimmt das  Mittel  zwischen  den  beiderseitigen 
Forderungen  der  zwei  tauschenden  Personen 
und  den  daraus  gewonnenen  mittleren. Tausch- 
wert, oder  valeur  estimative  moyenne,  bezeichnet 
Turgot  als  valeur  appreciative.  Anknüpfend  an 
diese  Definition  gelangt  er  eben  so  eiiuach  aU 
scharfsinnig  zur  Bestimmung  des  Preises,  unter 
dem  er  dasjenige  Produkt  verstanden  wissen 
will,  was  jemand  im  Tausche,  auf  Grundlage 
des  ermittelten  valeur  appreciative,  für  ein  Gut 
erhält.  

Vgl.  über  Turgot:  Necker,  Sur  la 
legislation  et  le  commerce  des  grains,  Paris 
1776.  —  (Graf  von  Provence,  später 
Ludwig  XVni.),  The  dream  of  M.  de  Maurepas, 
ebd.  1776.  —  Dupuy,  Eloge  de  Turgot,  ebd. 
1781  (in  Memoires  de  TAcaaemie  des  iuscrip- 
tions  et  heiles  lettres,  Bd.  XL).  —  Dupont  de 
Nemours,  Notes  et  memoires  «ur  la  vie, 
l'administration  et  les  ouvrages  de  Turgot,  ebd. 
1782.  —  (de  Condorcet),  Vie  de  Turgot, 
London  1786.  —  Sonlavie,  Memoires  histo- 
riques  et  politiques  du  r^gne  de  Louis  XVI., 
4  Bde.,  Paris  1801.  (Die  Bde.  II,  HI  und  IV 
enthalten  Mitteilungen  über  Turgots  Leben  von 
dessen  Bruder  Etienne  Fran^ois  Turgot.)  — 
Lemontey.  Memoires  de  l'AbbÄ  Morellet,  2 
Bde.,  ebd.  1823.  —  Weiss,  Turgot,  in  „Bio- 
graphie universelle,  ancienne  et  moderne",  Bd. 
XL  V  U,  ebd.  1827.  —  E  i  s  e  1  e  n ,  Oekonomisten, 
in  „Ersch  und  Gmber,  Encyklopädie",  IIL 
Sektion,  2.  Bd.,  Leipzig  1832,  S.  17ff.  —  Mon- 
jean,  Notice  sur  la  vie  et  les  ouvrages  de 
Turgot,  Paris  1844.  —  Dupont  de  Ne- 
mours, Observations  sur  les  points  dans  les- 
quels  Adam  Smith  est  d'accord  avec  la  theori« 
de  Turgot,  et  sur  ceux  dans  lesquels  il  n'en  est 
ecarte,  in  „oeuvres  de  Turgot,  edition  Daire", 
Bd.  L  ebd.  1844,  S.  67/71.  —  Bo.nchot,  Eloge 
de  Turgot.  Discours,  ebd.  1816.  —  B  a  u  - 
drillart,  Eloge  de  Turgot,  ebd.  1846.  — 
Life  and  correspondence  of  David  Harne,  Edin- 
burg  1846.  —  Kellner,  Zur  Geschichte  des 
Physiokratismus.  Quesnay,  Gonmay,  Turgot, 
Göttingen  1847.  —  Letters  of  eminent  persons 
addressed  to  D.  Hume,  Edinburg  1849.  — 
D'Hugnes,  Essai  sur  l'administration  de 
Turgot  dans  la  gen^ralite  de  Limoges,  Pari« 
1859.  —  Batbie,  Turgot  philosophe,  econo- 
miste,  administrateur,  ebd.  1861.  —  T  i  s  s  o  t , 
Turgotj,  sa  vie,  son  adminisiration,  ses  ouvrag^es, 
ebd.  1862.  —  Mastier,  Turgot,  sa  vie  et  sa 
doctrine,  ebd.  1862.  ^-  Derselbe,  De  la  Philo- 
sophie de  Turgot,  ebd.  1862.  —  Laspeyres, 
Quesnay,  Turgot  und  die  Physiokrat«n,  in  „St. 
W.  B.  von  Bluntschli  und  Brater",  Bd.  Vni, 
Stuttgart  1884,  S.  445/55.  —  v.  Scheel, 
Turgot  als  Nationalökonom  in  „Zeitschr.  für 
Staatsw.",  Bd.  XXIV,  Tübingen  1868,  S.  243  70. 
—  Du  Puynode,  Etudes  sur  les  prineipaux 
economistes:  Turgot;  A.  Smith;  Ricardo;  Mal- 
thus;  J.  B.  Say;  Rossi,  Paris  1868.  —  Re- 
naud,  Les  martyrs  de  l'economie  politique, 
Vauban  et  Turgot,  Paris  1870.  _—  de  L  a - 
V  e  r  g  n  e ,  Les  economistes  fran^ais  au  XVIII. 
siecle,  ebd.  1870,  8.219/78.  —  Cadet,  Turg-ot, 
1727—1781,  ebd.  1873.  —  Chevalier,  Tnr- 
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got  et  la  libert^  du  travail.  eM.  1873.  — 
T.  S  i  V  e  r  8 ,  Tnrgots  Stellnng  in  der  Geschichte 
der  Nationalökonomie ,  in  Jahrb.  für  Nat.  n. 
Sttt,  Bd.  XXn,  Jena  1874,  S.  146208.  — 
Foncier,  Essai  snr  le  ministere  de  Tnrgot, 
Paris  1877.  —  Jobez,  La  France  sons  Lud- 
wig XVI.,  Bd.  I,  Turnet,  ebd.  1877.  —  J. 
Morley,  Tnrgot,  in  Critical  miscellanies,  2nd 
series,  London  1877.  —  Dflhring,  Kritische 
Ge^luchte  der  N«tionalSkononiie  etc.,  3.  Aufl., 
Leipae  1879,  S.  113/19.  —  Correspondence  in- 
edite  de  Condorcet  et  de  Tnrgot,  Paris  1882. 
—  Encyclopaedia  Britannica,  9.  Änfl.,  Bd.  XIX, 
London  1885,  S.  361,62;  Bd.  XXIU,  1888.  S. 
627  30.  —  N  e  y  m  a  r  c  k ,  Tur^t  et  ses  doc- 
trines,  2  Bde.,  Paris  1885.  —  ^onrrisson, 


Trois  revolntionnaires,  Tnrgot,  Necker,  Baillv, 
ebd.  1886.  —  L.  S  a  y ,  Turgot,  ebd.  1887.  — 
Schelle,  Du  Pont  de  Nemours  et  l'Ecole 
physiocratiqne.  ebd.  1888.  —  Ingram,  History 
of  political  economy,  London  1888,  S.  65,  6870 
n.  ö.  —  Zuckerkandl,  Theorie  des  Preises, 
Leipzig  1899,  S.  53,55.  —  Robinean.  Tur- 
got. Administration  et  oenvres  economiques, 
Paris  1889.  —  Schelle,  Tnrgot,  inNonveau 
dictionnaire  d'economie  polit,  od.  II,  ebd.  1892, 
S.  112234.  —Feilbogen,  Smith  und  Turgot. 
Wien  1892.  —  Lippert,  Art.  Necker,  oben 
Bd.  V.  S.  968.  Art.  Say,  oben  Bd.  VI  S.  506 
(Besprechung  der  Schrift  Say,  Turgot). 

Ltppert. 
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üebergasgsabgaben. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  Ue.  2.  Geschicht- 
liches. 3.  Der  geltende  Rechtsstand  im  Deutschen 
Reiche. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  Ue.  Ueber- 
gangsabgaben  oder  Uebergangssteuern  sind 
Binnenzölle,  die  iiiaerhalb  des  Deutscheu 
Zollgebietes  von  Waren  erhoben  werden, 
wenn  diese  die  Grenzen  gewisser  Ver- 
brauchssteuergebiete verlassen  und  in  an- 
dere Steuergemeinschaften  verbracht  wer- 
den. Ihre  Einrichtung  steht  daher  im  eng- 
sten Zusammenhange  mit  der  Aufwandbe- 
steuerung und  beruht  auf  der  Unterschei- 
dung zwischen  Zollgebiet  und  Steuei-gebiet. 
Innerhalb  eines  von  gemeinschaftlichen 
Grenzen  umschlossenen  Zoll-  und  Handels- 
gebiets findet  grundsätzlich  freier  Verkehr 
statt.  Besteht  dieses  Gebiet  nicht  ans  einem 
einzigen  Staate^  sondern  aus  einer  Mehrzahl 
von  solchen,  die  mehr  oder  weniger  selb- 
ständig und  unabhängig  sind,  so  gut  gleich- 
falls die  ungehemmte  Verkehrsfreiheit  als 
Princip  des  wirtschaftlichen  Verkehrs.  Eine 
Ausnahme  bildet  nur  der  Fall,  wenn  inner- 
halb des  Zoll-  imd  Handelsgebietea  ver- 
schiedene Staaten  oder  Staatengnippen  ver- 
schiedene Formen  von  inneren  Verbrauchs- 
steuern erheben,  diese  Abgaben  nicht  für 
das  ganze  Gebiet  wirksam  sind.  Die  Ueber- 
gangsabgaben,  die  hier  erhoben  werden, 
haben  daher  den  Zweck,  den  vollen  Ein- 
gang von  Verbrauchssteuern  zu  sichern,  und 
erscheinen,  wo  die  inneren  Verbrauchssteuern 
verschieden  organisiert,  gewisse  Verbrauchs- 
gegenstände mit  verschiedenen  Sätzen  be- 
lastet sind.  Demgemäss  stellen  sie  sich  dar 
als  Ausgleichungen  zweier  Produktionsge- 
biete im  Hinblick  auf  die  Steuerdifferenzen, 
wie  im  Deiitschen  Reiche  zwischen  der 
Norddeutschen  Brausteuergemeinschaft  und 
den  süddeutschen  Staaten  (Bayern,  Württem- 
berg, Baden)  und  Elsass-Lothringen,  die  an- 
dersgeartete und  selbständige  Biei-steuern 
haben.    Ebenso  werden  Uebergangsabgaben 


erhoben  beim  Eingang  in  das  Zollgebiet 
wenn  das  betreffende  Land  an  das  Zollaus- 
land grenzt,  wie  z.  B.  bei  Fleisch  in  Baden. 
2.  Geschichtliches.  Die  Zollvereins- 
verträge  vom  22.  März  1833  imd  vom  8. 
Juli  1867  haben  zwar  für  das  Gebiet  des 
ZollvereinsdieVerkehrsfreiheitim  allgemeinen 
hergestellt,  aber  nicht  die  finanztechnischen 
Verschiedenheiten  der  inneren  Verbrauchs- 
besteuening  der  einzelnen  Staaten  be- 
seitigt Indessen  gaben  die  Vertragsschlies- 
senden Teile  der  Absicht  Ausdnick,  durch 
Vertrag  übereinstimmende  Besteuei-ungs- 
grundsätze  herbeizuführen,  soweit  noch  Ver- 
schiedenheiten der  inneren  Verbrauchs- 
steuern vorhanden  und  nicht  durch  den 
Zollvereinsvertrag  selbst  die  künftige  ge- 
meinscliaftliche  Besteuerung,  wie  bei  Salz 
und  Tabak,  vereinbart  worden  war.  Allein 
während  der  ganzen  Zollvereinsepoche  ist 
dieses  Ziel  Oberhaupt  nicht  und  lieute  im 
Deutschen  Reiche  nicht  vollständig  erreicht 
woiden.  Man  hat  jedoch  durch  eine  Reihe 
von  Massnahmen,  die  bereits  im  Zollvereins- 
vertrag vom  22.  März  1833  erscheinen,  den 
Rechtssatz  entwickelt,  dass  das  Erzeugnis 
eines  anderen  Staates  des  Zollgebiets  unter 
keinem  Vorwand  in  lästigerer  Weise  als  das 
inländische  oder  als  das  Erzeugnis  der  übri- 
gen deutschen  Staaten  besteuert  werde.  Zu 
diesen  Massregeln  zählte  die  Einführung 
von  Binnenabgaben,  Ausgleichungsab- 
gaben genannt,  die  erhoben  wurden,  wenn 
ein  Verbrauchsgegenstand  zur  Einfuhi-  in 
einen  Staat  oder  eine  Staatengrupije  mit 
einer  Sonderverbrauchsabgabe  gelangt.  Eine 
Rückvergütung  im  Ausfuhrlande  war  luiter- 
sagt,  im  Einfuhrgebiete  durfte  aber  die  Ab- 
gabe nur  insoweit  erhoben  werden,  als  in 
diesem  die  innere  Auflage  höher  war  als 
im  Herkunftslande.  Durch  den  Zollver- 
einsvertrag vom  8.  Mai  1841  wurden  di© 
Ausgleichungsabgaben  durch  das  System 
der  Uebergangsabgaben  und 
Steuer  Vergütungen  abgelöst,  nach- 
dem  sich  das  Verfahren  mit  den  Ausglei- 


Digitized  by 


Google 


Cebergangsabgabea — Uebcrproduktion 


239 


chnogsahgaben  nicht  bewährt  und  zu  end- 
losen Klagen  auf  allen  Seiten  geführt  hatte. 
Es  Tfurde  jetzt  bestinunt,  dass  in  den  Staaten 
oder  Staatengmppen  mit  besonderen  inneren 
Verbrauchssteuern  der  gesetzliche  Betrag 
einer  solchen  Steuer  bei  der  Einfuhr  aus 
anderen  Zollvereinsstaaten  in  das  Steuer- 
gebiet voll  erhoben  und  bei  der  Ausfuhr 
nach  diesen  Staaten  bis  zum  vollen  Betrage 
zurückerstattet  werden  kann.  Dieses  System 
ist  heute  noch  das  herrschende  im  Deut- 
schen Reich,  wiewohl  es  lediglich  auf  die 
Fabrikatsteuem  zugeschnitten  ist  und  die 
differenzielle  Ausbeute  bei  den  Material- 
steuern nicht  genügend  berücksichtigt  wird. 

3.  Der  geltende  Rechtestand  im  Deut- 
schen Reiche.  Der  Schutz  innerer  Ver- 
brauchssteuern durch  Uebergangsabgaben 
erstreckt  sich  teils  auf  Reichssteuern,  teils 
auf  die  einzelstaatlichen  Biersteuem,  teils 
auf  einzelstaatliche  Schlachtsteuem.  Die 
heute    geltenden   Uebergangsabgaben   sind: 

l.Uebergangsabgaben  zum  Schutz 
und  zur  Ergftnzung  von  Beichs- 
steuern:  Eä  werden  von  der  Norddeut- 
schen Brausteuei^meinschaft  vom  Bier  für 
je  1  Hektoliter  2  Mark  als  üebergangsab- 
gabe  erhoben.  Diejenige  für  Branntwein 
(von  96  Mark  vom  Hektoliter  reinen  Alko- 
hols) ist  jetzt  vollständig  in  Wegfall  ge- 
kommen, nachdem  seit  1887  sämtliche  deut- 
sche Staaten  der  Reichssteuergemeinschaft 
beigetreten  sind  und  durch  das  Abkommen 
Deutschlands  mit  Luxembiu^  vom  22.  Mai 
l!*96  die  Febergangs-  bezw.  Ausgleichungs- 
abgaben  im  Verkehr  zwischen  dem  Reiche 
und  Luxemburg  aufgehoben  wurden. 

2.  Uebergangsabgaben  zum 
Schutz  und  zur  Ergänzung  ein- 
zelstaatlicher Biersteuern:  Es 
erheben  für  Bier  und  Malz  an  üebereangs- 
abgaben:  a)  Bayern  3,25  Mark  vom  Hekto- 
liter. Württembei^  3  >Iark  vom  Hektoliter 
Brannbier  und  1,65  Mark  vom  Hektoliter 
Weissbier,  Baden  3,20  Mark  vom  Hektoliter, 
Elsass-Lothringen  3  Mark  vom  Hektoliter 
starkem  Bier  und  0,58  Mark  vom  Hektoliter 
Dünnbier.  Für  geschrotetes  Malz  werden 
an  Uebergangsabgaben  erhoben  in  Bayern 
6,.'30  Mark  (zur  Bier-  und  Essigbereitung), 
in  Württemberg  5  Mark  für  je  50  Kilo- 
gramm imd  2,80  Mark  für  die  gleiche  Ge- 
wichtseinheit vou  gequetschtem  Grünmalz. 

3.  Uebergangsabgaben  zum 
Schutz  und  zur  Ergänzung  ein- 
zelstaatlicher Schlachtsteuern. 
Von  Sachsen  werden  erhoben  vom  vereins- 
lindischen  Rind-  und  Schweinefleisch  8  Mark 
für  1 00  Kilogramm  und  vom  übrigen  Fleisch 
10  Mark  für  100  Kilogramm.  Die  T'eber- 
pangsabgabe  beträgt  in  Baden  8  Mark  für 
HK)  Kilogramm  vereinsländisches  und  aus- 
ländisches Fleisch,  wenn  es  frisch  oder  aus- 


geschlachtet eingebracht  wird.  Die  Milch- 
kälber bleiben  steuerfi-ei  und  ebenso  sind 
Wurstwaren  und  Waren  ans  gehacktem 
Fleisch  überrangsfrei. 

Für  die  Durchführung  der  Uebergangs- 
abgaben und  zur  Sicherung  ihres  Eingangs 
kommen  alle  jene  Massregeln,  Vorschriften 
und  Strafandrohungen  zur  Anwendung,  die 
für  das  Zollwesen  massgebend  sind. 

Litteratur:  lUeeIce,  Die  Hemmnitte  des  freien 
Verkthr»  im  Innern  de*  Deuttehen  ZoUterein», 
II.  Die  Vebergangstteuem  ZeiUchr.  /.  Staattw., 
1861.  —  Velbr&ck,  Art.  40  der  Reichtver- 
fattung,  Berlin  1881.  —  v.  Aufsee»  -  Wte- 
tinger,  Die  Zölle  und  Steuern  im  Deuuchen 
Reich,  S.  Au.fi.,  München-Leipzig  1900.  —  v. 
Ma^/r,  Art.  » Cebergangtabgaben«  in  Stengel* 
W.  d.  D.  r.  Bd.  II,  S.  e.W-S4,  Eg.-Bd.  1, 
S.  96.  —  Lehr,  Art.  »t'ebergangtabgaben«  im 
Handtcdrterb.  der  StaaUv.  1.  Ai^.,  Bd.  VI,  S. 
i9S — 95.  Dant  *.  die  Artt.  Bierbrauerei 
und  Bierbetteuerung  oben  Bd.  II  S.  801  ff. 
und  Schlacht-  und  Mahltteuer  Bd.  VI S. 
581ff. 

Max  von  Heekel. 


üeberprodnktion. 

1.  Begriff  and  Ursachen.  2.  MCglicbkeit 
einer  allgemeinen  Ue.  3.  Gegenwirkung  gegen 
die  üe.  4.  Die  Ue.  und  die  Arbeitslfibne.  ö. 
Ue.  durch  Geldvertenerong. 

1.  Begriö  und  Ursachen.     Uebcrpro- 
duktion  eines  Gutes  würde  in\  objektiven 
oder  naturalistischen  Sinne  nur  dann  vor- 
handen   sein,    wenn    von    demselben   eine 
grössere  Menge  angeboten  würde,  als  Ober- 
haupt   verbraucht  otler   gebraucht   wenlen 
könnte,    selbst   wenn   der   Preis  auf  Null 
sänke   und  jedermann   also  sein  Bedürfnis 
völlig  unbeschränkt  befriedigen  könnte.    Eine 
Ceberproduktion    in    diesem    Sinne    kommt 
aber  nur  lokal  in  seltenen  Ausnahmefällen 
vor,  z.  B.  bei  ungewöhnlich  reichen  Ernten 
von  rasch  verderbendem  Obst  oder  bei  ausser- 
ordentlich reichen  Erträgen  der  Seefischerei 
bei  schlechter  Verbindung  der  Küste  mit 
dem  Binnenlande.  Im  wirtschaftlichen 
oder  genauer  im  kapitalistischen  Sinne 
dagegen  versteht  man  unter  Üeberprodnk- 
tion ein  solches  Ueberge wicht  des  Angebots 
einer  Ware   über  die  Nachfrage,  dass  da- 
durch, der  Preis  auf  einen  Punkt  herabge- 
jdrilckt  wird,  bei  dem,  wenn  auch  nicht  für 
alle,   so  doch  für  einen  bedeutenden  Teil 
der  Produzenten  kein  Gewinn  mehr  übrig 
bleibt,  vielleicht  sogar  die  Herstellungskosten 
I  nicht  mehr  gedeckt  werden.     Ein  gewisser 
!  Ansatz  zur  Uebcrproduktion  dieser  Art  ist 
j  wohl  fast  immer  in  den  meisten  Gewerbs- 
zweigen  vorhanden ;  denn  da  der  Bedarf  der 
I  Gesellschaft  nicht  im  voraus  fest  bestimmt, 
I  sondern  nur  annähernd  durch  Ausprobieren 
i  ermittelt  werden   kann,   so  geht  die  Kon- 
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kurrenz  in  der  Regel  so  weit  vor,  dass  die 
schwächsten  Mitbewerber  sich  nicht  mehr 
halten  können  und  verdrängt  werden.  Be- 
deutende Unterschiede  in  der  Stellimg  und 
Konkurrenzfähigkeit  der  Produzenten  des- 
selben Zweiges  sind  stets  vorhanden,  selbst 
wenn  mau  die  Ware  zu  den  beliebig  und 

fleichmässig  vermehrbaitsn  zu  rechnen  pflegt. 
)enn  es  kommt  nicht  allein  auf  die  Technik 
der  Produktion  an,  sondern  auch  auf  die 
Ausdehnung  des  Betriebes  und  namentlich 
auch  auf  die  Grösse  des  eigenen  Kapitalbe- 
sitzes des  Produzenten ;  ist  dieser  zu  einem 
grossen  Teil  auf  fremdes  Kapital  angewiesen 
oder  mit  Hypothekenschidden  belastet,  so 
kann  ihm  eine  ungünstige  Konjunktiu*  sehr 
verhängnisvoll  werden,  die  ein  mit  mehr 
Vermögen  ausgestatteter  Mitbewerber  ohne 
Schwierigkeit  übersteht.  Aber  diese  fort- 
dauernde Anpassung  des  Angebots  an  die 
Nachfrage  durch  Wegräumung  der  äussersten 
Schicht  der  schwächsten  Mitbewerber  gilt 
nicht  als  eigentliche  üeberproduktion,  son- 
dern von  einer  solchen  ist  erst  die  Rede, 
wenn  auch  Unternehmungen,  die  früher 
normale  Erträge  lieferten,  infolge  des  Sinkens 
der  Preise  aufhören  rentabel  zu  sein.  Sie 
mögen  übrigens  Kapital  genug  besitzen,  um 
ihren  Betrieb  aiich  ohne  genügenden  Ge- 
winn oder  selbst  mit  Zubussen  noch  fort- 
setzen zu  können.  Gerade  diese  Aufrecht- 
erhaltung unrentabler  Unternehmun^n  ist 
für  die  Üeberproduktion  charaktenstisch ; 
denn  wenn  diese  Betriebe  eingestellt  wür- 
den, könnte  in  vielen  Fällen  leicht  das  rich- 
tige Verhältnis  zwischen  Angebot  und  Nach- 
fi-age  rasch  wieder  hergestellt  werden.  Da- 
her sind  in  der  neuesten  Zeit  die  Erschei- 
nungen der  Üeberproduktion  besonders  stark 
hervorgetreten,  weil  der  Konkurrenzkampf 
zwischen  grossen,  nicht  leicht  zu  verdrängen- 
den Unternehmungen  geführt  wurde.  Na- 
mentlich die  Aktiengesellschaften  setzen  ihren 
Betrieb  oft  Jahi'e  lan^  ohne  Dividendenver- 
teilung und  sogar  mit  Kapitaleinbusse  fort, 
weil  die  leitenden  Persönlichkeiten  mehr 
Interesse  an  der  Fortsetzung  als  an  der 
Einstellung  desselben  haben. 

Es  wird  häufig  als  ein  besonders  greller 
ökonomischer  Widerspruch  hervorgehoben, 
dass  zeitweise  allgemein  über  Üeberpro- 
duktion geklagt  werde,  während  die  grosse 
Masse  der  Bevölkenmg  an  den  angeblich  in 
übergrosser  Menge  erzeugten  Verbrauchs- 
gegenständen Mangel  leide  oder  wenigstens 
niu"  unzulänglich  damit  versorgt  seL  Es 
ist  dies  aber  eine  natürliche  Folge  der  auf 
privatwirtschaftlichen,  selbständigen  uud  auf 
eigene  Gefahr  handelnden  Unternehmungen 
beruhenden  Produktionsweise.  Eine  solche 
Unternehmung  kann  eben  nur  bestehen, 
wenn  sie  mindestens  einen  gewissen  Mini- 
malpreis für  ihr  Produkt  erhält;  dass  viele 


Konsumenten  zu  diesem  Preise  nur  wenig 
oder  gar  nichts  kaufen  können,  ändert  nichts 
an  dieser  Existenzbedingung  der  Produzenten. 
In  einer  kommunistischen  Idealgesellschaft 
würde  allgemeine  üeberproduktion  aller- 
dings nicht  auftreten  können,  da  die  Ver- 
teilung der  Güter  nicht  durch  Vermittelung 
einer  im  freien,  oder  wie  Rodbertus  sagt, 
»anarchischen«  Verkehr  sich  vollziehenden 
Preisbildung  erfolgen  würde.  Es  wäre  mög- 
lich, dass  durch  eine  Msche  Statistik  oder 
andere  Fehler  in  der  Vorausberechnung  des 
gesellschaftlichen  Bedarfs  an  den  verschie- 
denen Gütern  einige  in  grösserer  Menge 
hergestellt  würden,  als  für  die  Bedürfnis- 
befiiedigung  der  Konsumenten  erfoi-derlich 
wäre,  aber  selbst  wenn  die  Produktivität 
der  Arbeit  in  so  enormem  Grade  gesteigert 
werden  könnte,  wie  manche  moderne  Uto- 
pisten es  sich  vorstellen,  so  wäre  doch  nicht 
zu  erwarten,  dass  allen  alle  Güter  im  Ueber- 
mass  dargeboten  werden  könnten.  Das  ist 
einfach  durch  die  natürliche  Seltenheit  vie- 
ler Rohstoffe  ausgeschlossen,  die  es  in  jeder 
Gesellschaftsform  unumgänglich  macht,  dass 
der  Verbrauch  gewisser  Erzeugnisse  auf 
irgend  eine  Art  beschränkt  werde. 

2.  Möglichkeit  einer  allgemeinen  Ue. 
Eine  wichtige  Frage  ist  nun  die,  ob  auch 
in  der  bestehenden  Produktionsordnung  die 
wirtschaftliche,  d.  h.  die  kapitalistische 
Üeberproduktion  immer  nur  in  einzelnen 
Zweigen  vorkommen  könne  oder  ob  es  mög- 
lich sei,  dass  zu  gleicher  Zeit  für  alle 
Güter  ein  Uebei^gewicht  des  Angebots  Ober 
die  Nachfrage  und  infolgedessen  ein  ab- 
normer Preisdruck  bestehe.  Sismondi,  Chal- 
mers  und  andere  behaupteten  die  Möglich- 
keit einer  allgemeinen  Ueberproduktioa  und 
leiteten  daraus  unhaltbare  Ansichten  über 
die  unproduktive  Konsumtion  ab.  Mill  da- 
gegen glaubte  auf  streng  logischem  "Wege 
die  Unlialtbarkeit  dieser  Annahme  beweisen 
zu  können.  Zur  Bezahlung  von  Waren, 
meint  er,  dienen  schliesslich  immer  nur 
andere  Waren.  Alle  Verkäufer  siud  zu 
gleicher  Zeit  auch  Käufer;  wenn  plötzlich  die 
produktiven  Kräfte  eines  Landes  sich  ver- 
doppelten^ so  würde  sich  auf  jedem  Mai'kte 
gleichzeitig  mit  dem  Angebote  auch  die 
Kaufbetähigung  verdoppeln.  Für  einzelne 
Waren  könnte  dann  vielleicht  ein  Uebermass 
von  Angebot  entstehen,  weil  die  Konsumen- 
ten vielleicht  ihre  vergrösserte  Kaufkraft 
diesen  Waren  nicht  gleiclunässig  wie  den 
übrigen  zuwendeten,  sondern  gewisse  andere 
in  höherem  Masse  bevorzugten;  aber  dann 
sei  eben  die  Üeberproduktion  nur  eine  par- 
tielle und  nicht  eine  allgemeine,  uud  es 
stehe  ihr  eine  desto  grössere  Nachfrage 
nach  anderen  Waren  ge^nüber.  Auch 
könne  es  in  WirkUchkeit  mcht  vorkommen, 
dass  alle  Produzenten  mit  jedem  Konsum  tions- 
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artikel  vollständig  versehen  seien,  weil  eben  i 
die  Thatsache .  dass  sie  ihre  Produktion  I 
zum  Zwecke  des  Austatisches  fortsetzten, 
beweise,  dass  sie  noch  weitere  Bedürfnisse 
bitten.  Und  selbst  wenn  sie  solche  Be- 
dürfnisse für  ihre  Person  nicht  mehr  liätten, 
sondern  ihren  Betrieb  gewissei-massen  nur 
aus  Gewohnheit  fortsetzten,  so  beschäftigten 
sie  Arf>eiter.  die  ihrerseits  jedenfalls  noch 
eine  bedeutend  vermehrbare  Nachfrage  nach 
Gegenständen  des  gewöhnlichen  Bedarfs  und 
des  Volksluxus  repräsentieren.  Noch  präg- 
nanter drückt  sich  v.  Mangoldt  aus.  Wenn 
von  zwei  Gütern,  die  sich  regelmässig  im 
gleichen  Veriiältnis  austauschen,  von  dem 
einen  A  tausend  Stück  produziert  werden,  so 
liegt  darin  eine  Nachfrage  nach  tausend  Stück 
des  anderen  B ;  es  kann  daher  das  Angebot  von 
ß  bis  zum  gleichen  Betrage  nicht  zu  gross  sein, 
es  wird  aber  auch  diesen  Betrag  nicht  über- 
steigen, wenn  nicht  auf  selten  des  Produ- 
zenten von  B  ein  entsprechend  höherer  Be- 
darf an  A  sich  geltend  macht,  dann  aber  ist 
wieder  das  Angebot  von  A  kein  übermässiges ; 
niemals  kann  mithin  das  Angebot  beider 
Güter  oder  allgemein  gesprochen  aller  Güter, 
die  sich  gegeneinander  austauschen,  zugleich 
die  Nachfrage  übersteigen. 

Diese  Argimientationen  leiden  aber  offen- 
bar an  einem  Uebermasse  von  blutleerer  Ab- 
straktion und  an  gänzlicher  Vernachlässigung 
der  Rücksicht  auf  die  thatsächlichen  Ver- 
hältnisse in  der  geldwirtschaftlichen  und 
kapitalistischen  Froduktions-  und  Verkehrs- 
oidnung.  Die  Güter  werden  nicht  gegen 
bestimmte  andere  ausgetauscht,  jedes  wird 
ohne  Rücksicht  auf  die  übrigen  auf  dem 
Markte  verkauft  und  an  den  letzten  Ab- 
nehmer gelangt  es  erst  durch  Vermittelung 
des  Handels,  dessen  Mitwirkimg  zwar  nütz- 
üch  und  nötig  ist,  aber  nicht  mehr  zu  der 
materiellen  Produktion  gehört.  Auch  wird 
<lie  Produktion  keineswegs  immer  erst  vei^ 
mehrt  wenn  die  Nachfnige  vorher  gestiegen 
ist,  sondern  sehr  häufig  geht  die  Ausdeh- 
nung der  Produktion  versuchsweise  oder 
auf  Rechnung  der  Handelsspekulation  der 
Entwickelnng  der  Nachfrage  voraus.  Femer 
sind  die  in  der  arbeitsteiligen  Gesellschaft 
von  selbständigen  Unternehmern  auf  den 
Markt  gebrachten  Güter  zu  einem  sehr  be- 
deutenden Teile  nicht  Konsumtionsgüter, 
sondern  Produktions-  oder  Verkehrsmittel, 
wie  Werkzeuge,  Maschinen,  Schienen  etc., 
deren  Absatz  also  auch  nicht  von  einem 
unmittelbaren  Konsumtionsbedarfe,  sondern ; 
von  den  Anschauungen  der  Käufer  über  die 
Mi^licbkeit  und  Zweckmässigkeit  einer  wei- 
teren Ausdehnung  der  Produktion  abhängt. 
Femer  mu.«s  auch  besondere  Rücksicht  da- 
rauf genommen  werden,  dass  die  Mehrzahl  i 
der  an  der  Volkswirtschaft  beteiligten  Per-I 
sonen  kein  Produkt,  sondern  nur  ihre  Ar-' 
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beitskraft  zum  Austausch  gegen  Geld  anzu- 
bieten hat  und  da.ss  die  Ueberprodflktion 
in  einzelnen  Zweigen  auch  verminderte  Nach- 
frage nach  Arbeit,  dadurch  verminderte  Kauf- 
krjrft  der  Arbeiter  und  dadurch  wieder  wei- 
tere Verbreitung  der  Erscheinungen  der 
Ueberproduktion  verursacht  Denn  es  ist 
wohl  zu  beachten,  dass  die  letztere  nicht 
nur  durch  eine  absolute  oder  aktive  Ver- 
mehrung der  Produktion  über  das  normale 
Mass  hinaus,  sondern  auch  durch  eine  Ver- 
minderung der  Nachfrage  bei  gleichbleiben- 
der oder  selbst  sinkender  Produktion  ent- 
stehen kann,  da  sie  ja  eben  nur  ein  rela- 
tives Ueberwiegen  des  Angebotes  bedeutet 
Es  ist  also  hiernach  eine  positive  und  eine 
relative  Ueberproduktion  zu  unterscheiden. 
Er^'ägt  man  auch  noch  die  bereits  erwähnte 
Thatsache,  dass  die  Konkurrenz  der  mo- 
dernen grosskapitalistischen  Unternehmungen 
häufig  auch  bei  schon  abnorm  gedrückten 
Preisen  noch  fortdauert  (was  relativ  vorteil- 
hafter sein  kann  als  Einstellung  des  Be- 
triebes), 80  wird  man  zwar  den  Ansichten 
der  älteren  Schriftsteller  über  die  Uebei^ 
Produktion,  die  teilweise  auf  falschen  Vor- 
stellungen von  der  Wirkung  des  Maschinen- 
we.'fens  beinihten,  nicht  beitreten,  wohl  aber 
im  Gegensatze  zu  den  optimistischen  An- 
sichten Mills  und  anderer  sich  überzeugen, 
dass  eine  auf  alle  erheblichen,  von  dem 
grossen  volkswirtschaftlichen  Getriebe  ab- 
hängigen Produktionszweige  sich  ausdeh- 
nende kapitalistische  Ueberproduktion 
unter  gewissen  Umständen  als  zeitwei- 
lige Erscheinung  in  der  That  auftreten 
kann.  Den  äusseren  Beweis  dafür  liefert 
schon  der  fortschreitende  Niedergang  der 
Preise  aller  Waren  des  Grossverkehrs  in 
der  Periode  von  1873—1879.  Als  Vorläufer 
der  Ueberproduktion  erscheint  häufig  ein 
wirtschaftlicher  »Aufechwung«  mit  unge- 
wöhnlicher Steigerung  der  Produktion  auf 
grossen  Gebieten  und  ausserordentlicher  Ver- 
mehrung der  Maschinen,  Hochöfen  und 
sonstiger  Produktionsmittel.  Durch  die  Mit- 
wirkung d<»s  spekulierenden  Handels 
wird  die  Dauer  der  günstigen  Konjunktiir 
vielleicht  verlängert,  schli^slich  aber  tritt 
Stockung  und  Ueberfüllung  des  Marktes 
ein,  die  Pieise  sinken  unter  ein  gewisses  Ni- 
veau, die  Ueberproduktion  ist  da  und  sie  ver- 
breitet sich  von  den  Produktionszweigen, 
in  denen  sie  aktiv,  d.  h.  mit  absolutem 
Uebermasse  des  Angebotes,  b^onnen  hatte, 
mehr  und  mehr  als  relative  auch  auf  an- 
dere aus  infolge  der  Verminderung  der 
kauffähigen  Nachfrage.  Die  neuen  stehenden 
Kapitalaulagen  sind  einmal  da  und  können 
nicht  »zurückgezogene-  werden,  aber  sie 
können  sich  nach  ihrem  ursprünglichen  Geld- 
werte nicht  mehr  genügend  oder  vielleicht 
gar  nicht  verzinsen.  Nach  dem  Kriege 
Auflage.  VII.  16 
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von  1870  entstand  zunächst  eine  ungewöhn- 
liche Nachfrage  nach  Schienen  und  Eisen- 
bahnmaterial,  daher  auch  nach  Kohlen,  ausser- 
dem aber  auch  nach  vielen  anderen  Waren, 
da  fast  alle  Yorräte  sehr  vermindert  waren ; 
die  Preise,  die  Kapitalgewinne  und  die 
Löhne  stiegen,  es  wurden  neue  Hochöfen 
und  Fabriken  angelegt  mit  einer  Prodiiktions- 
kraft,  als  wenn  die  damalige  ungewöhn- 
liche Nachfrage  dauernd  bleiben  würde. 
Auch  ohne  die  1873  in  Wien  ausgebrochene 
akute  Krisis  würde  ungefähr  um  dieselbe 
Zeit  der  Umschlag  begonnen  haben.  Der 
aussergewöhnliche  Bedwi  war  gedeckt,  aber 
die  neugegründeten  Aktiengesellschaften  stell- 
ten ihren  Betrieb  nicht  ein,  auch  wenn  sie 
keine  Dividenden  erhielten.  Die  Produk- 
tion wurde  zwar  in  manchen  Zweigen  be- 
schränkt, blieb  aber  dennoch  mehrere  Jahre 
immer  gegenüber  der  noch  mehr  gesunkenen 
NachfK^  gross  genug,  um  einen  weiteren 
Druck  auf  die  Preise  auszuüben ;  die  Nach- 
frage aber  nach  allen  Konsumtionsgütern 
wie  nach  Produktionsmitteln  sank  sowohl 
infolge  der  verminderten  Gewinne  der  Ka- 
pitalisten als  auch  der  Erniedrigung  der 
Löhne  und  der  Entlassung  von  Arbeitern. 
So  wurden  im  Deutschen  Reiche  1873 
2  240  600  Tonnen,  1876  aber  nur  1  846  400 
Tonnen  Koheisen  hergestellt  und  der  Ver- 
brauch von  roher  Baumwolle,  der  sich  1872 
auf  126782  Tonnen  belief,  war  1878  auf 
111 068  Tonnen  gesimken.  Die  mittlere  Be- 
legschaft der  Steinkohlenbergwerke  betrug 
1874  185  544,  dagegen  1878  nur  168  068 
Köpfe,  und  die  Belegschaft  der  Hochöfen 
war  von  28  281  vom  Jahre  1873  auf  16202 
im  Jahre  1878  zurückgegangen.  Die  un- 
günstige Lage  der  industriellen  Unternehmer 
und  Arbeiter  wirkte  aber  natürlich  auch  auf 
die  Preisbildung  der  nicht  zu  den  unent- 
behrlichen gehörenden  landwirtschaftlichen 
Produkte  zurück;  das  Getreide  würde  als 
notwendigstes  Lebensmittel  seinen  Preis  auf 
Kosten  der  übrigen  Erzeugnisse  vielleicht 
behauptet  haben,  wenn  für  dieses  nicht  die 
Erschliessung  fruchtbarer  überseeischer  Län- 
der, namentlich  des  Westens  der  Vereinigten 
Staaten  und  Indiens,  durch  die  Eisenbahnen 
eine  neue,  mit  geringeren  Produktionskosten 
arbeitende  Konkurrenz  aufgetreten  wäre. 
Der  starke  Druck  auf  die  Getreidepreise 
entwickelte  sich  allerdings  erst  in  den 
achtziger  Jahren,  nachdem  1880  und  1881 
in  der  Industrie  eine  Besserung  eingetreten 
war;  jedoch  ging  diese  in  der  nächsten 
Zeit  wieder  verloren,  und  in  den  Jahren 
1886  und  1887  konnte  mit  Recht  von  einer 
allgemeinen  Ueberproduktion  in  dem  hier 
angenommenen  Sinne  geredet  werden,  d.  h. 
viele  Unternehmungen  in  allen  Produk- 
tionszweigen brachten  ungenügenden  Ge- 
■winn  ein  und  die  Löhne  waren  noch  stärker 


herabgedrOckt,  als  der  Preisemiedrigung  der 
Unterhaltsmittiel  der  Arbeiterklasse  ent- 
sprach. 

8.  Gegenwirkung;  go^en  die  Ue.  Hier 
drängt  sich  nun  freilich  die  Frage  auf :  wie 
ist  eine  solche  unbefriedigende  Rentabilität 
der  gesamten  Produktion  möglich,  da  doch 
die  Billigkeit  der  Konsumtionsgegenstände, 
der  Rohstoffe,  die  durch  die  Ueberproduk- 
tion auf  einzelnen  Gebieten  entsteht,  sowohl 
der  Gesamtheit  der  Konsumenten  als  auch 
den  Produzenten  an  anderen  Zweigen  wieder 
zu  gute  kommt  und  auch  die  Emiedrigimg 
der  Löhne  den  Unternehmern  auf  allen  Ge- 
bieten wieder  mehr  Gewinn  übrig  lässt? 
In  der  That  wird  sich  auch  schliesslich  aus 
diesen  Gründen  ein  neues  Gleichgewichts- 
system der  Preise  bilden,  aber  dieses  kann 
nur  nach  und  nach  und  durch  Vermittelung 
von  üebergangsprozessen  erreicht  werden, 
die  eben  die  Erscheinungen  der  Ueberpro- 
duktion mit  sich  bringen.  Kohlen,  Eisen, 
Maschinen  und  andere  Produktionsmittel 
mögen  sehr  billig  sein,  aber  wenn  zugleich 
die  Nachfrage  nach  BaumwoUzeugen,  Tuch 
und  anderen  Fabrikaten  nachgelassen  hat 
und  Mangel  an  Vertrauen  auf  dem  ganzen 
Markte  herrscht,  so  wird  trotz  der  Billig- 
keit der  Produktionsmittel  die  Fabrikation 
von  solchen  Konsumtionsgegenständen  nicht 
erweitert  und  noch  weniger  werden  neue 
Fabriken  angelegt  werden.  Ebenso  werden 
neue  Eisenbahnen  trotz  der  billigen  Eisen- 
und  Kohlenpreise  in  solchen  Zeiten  der 
Stagnation  in  geringerem  Umfapge  als  in 
normalen  Jahren  gebaut  werden.  Auch  die 
Arbeit  kommt  vom  Standpunkte  des  Unter- 
nehmers nur  als  Produktionsmittel  in  Be- 
tracht: er  wird,  solange  die  aUgemeineu 
Marktkonjunkturen  für  die  nächste  Zukunft 
ungünstig  erscheinen,  keine  neuen  Arbeiter 
einstellen,  wenn  auch  die  Löhne  gesanken 
sind.  Die  Verminderung  der  Preise  der 
von  ihm  selbst  imd  semer  Familie  ver- 
brauchten Konsumtionsgüter  kommt  für  die 
geschäftliche  Lage  eines  grösseren  Unter- 
nehmers so  gut  wie  gar  nicht  in  Betracht; 
soweit  die  Verbilligung  der  Konsumtions- 
waren  die  Herabsetzung  der  Löhne  befördert, 
hat  sie  nach  dem  eben  Gesagten  in  der 
Periode  der  relativen  Ueberproduktion  eben- 
falls keine  Wirkung  auf  die  Belebung  der 
Geschäfte ;  nur  die  Kaufkraft  derjenigen,  die 
ein  festes  Einkommen  beziehen,  ist  relativ 
gewachsen,  aber  dies  gleicht  bei  weitem 
nicht  den  Ausfall  in  der  Kaufkraft  der 
Produktionsuntemehmer  und  der  Arbeiter- 
klasse aus.  Uebrigens  erleiden  die  Reatner 
in  den  Stockungsperioden  meistens  eben- 
falls empfindliche  Einbussen  an  ihrem  Ein- 
kommen, da  nicht  nur  die  Dividenden  der 
Aktien,  sondern  auch  der  Ertrag  der  fest- 
verzinslichen   Kapitalanlagen    sinkt      Denn 
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da  neue    Produktionsuntemehmungen    aus 
Mangel  an  Vertrauen   fast  jear  nicht  mehr 
gegründet  werden  und  die  Erweiterung  be- 
stehender ebenso  selten  ist,  so  wendet  sieh 
das  —   auch   in   schlechten   Zeiten    nicht 
fehlende  —  neu  angesammelte  Geldkapital 
iast  ausschliesslich  der  Anlage  in  staatlichen 
und  aadery^n   öffentlichen    Schuldverschrei- 
bungen und  in  Hypotheken  zu  imd  bewirkt 
dadtirch  eine  HerabdrQckung  des  Zinsfusses. 
Es  ist  dies  unzweifelhaft  wieder  ein  Vor- 
teil für  die  produktive  Klasse,  der  aber  nur 
nach  lind   nach  ausgenutzt    werden    kann. 
Kniz,   die   Ueberproduktion    charakterisiert 
eine  Cebergangsperiode    zu    einem    neuen 
Normalzustande,  m  der  die  allgemeine  Preis- 
emiedrigtmg   nicht  die  von  der  abstrakten 
Theorie  erwartete  Reaktion  bewirkt.     Diese 
Cebergangszeit    kann    aber    mehrere   Jahre 
dauern,  wenn  es  sich  um  allgemeine  durch- 
greifende   Fortschritte    der    Technik    oder 
danemde  Veischiebimgen  der  weltwirtschaft- 
lichen Verteilung  der  Produktion  handelt. 
Die  Besserung  aber  wird  endlich  dadurch 
erzielt,  dass  die  Produzenten  sich  unausge- 
setzt bemühen,  die  Herstellungskosten  ihrer 
Erzengnisse  so  weit  herabzndrücken,   dass 
anch  bei  den  gesunkenen  Preisen  wieder  ein 
normaler  Gewinn  übrig  bleibt.    So  wird  also 
in  der  That  die  Verbüligung  der  Rohstoffe, 
des  Transportes,  der  Löhne,  des  Zinsfusses 
20   Gunsten    der   Unternehmer   verwertet, 
man    spart    durch    verbesserte   Maschinen 
Kohlen  und  Arbeitskraft,  wendet  wirksamere 
Prodnktionsmethoden  an   etc.     Diese  Ver- 
besserungen   dringen    aber  eret  nach  und 
Dach  durch  und  den  weniger  leistungsfähigen 
Produzenten  bleiben  sie  oft  ganz  unerreich- 
bar.   Wenn  aber  auch  nur  bei  einer  erheb- 
lichen Anzahl   der  grösseren  Unternehmer 
durch  solche  Mittel  der  Gewinn  wieder  auf 
einen  befriedigenden  Stand  gebracht  ist,  so 
wird  der  Markt   lebhafter,   das  Vertrauen 
kehrt  zurück,  die  Nachfrage  nach  Produk- 
tionsmitteln imd  Arbeit  steigt,  die  Zunahme 
der   Kaufkraft   verbreitet   sich    auf  immer 
weitere  Kreise,   imd  wie  früher  die  Nach- 
frage vor  dem  Drucke  des  Angebotes  längere 
Zeit  hindurch  trotz  der  niederen  Preise  zu- 
rückwich, so  kann  jetzt  die  Nachfrage  trotz 
steigender  Preise  längere  Zeit  hindurch  das 
Cebei^wicht   über   das  Angebot    behalten. 
In  der  Periode  des  Druckes  ist  eben   der 
richtige  Gleichgewichtspunkt  der  Preise  nach 
unten   überschritten   worden;   es  tritt  also 
jetzt   eine  berechtigte   Hebung   des  Preis- 
niveaus  ein,    die    freilich    leicht   ihrerseits 
wieder  über  den  Normalstand  hinausgehen 
kann,  was  dann  wieder  eine  Reaktion  ver- 
ursacht.    Die   Grossbetriebe  haben   in  der 
neueren  Zeit  mehr  und  mehr  versucht,  die 
Ueberproduktion     durch    gemeinschaftliche 
Vereinbarungen  über  die  Beschränkung  derl 


Produktion  und  die  Festhaltung  gewisser 
Preise  zu  bekämpfen  (s.  d.  Artt.  Kartelle 
oben  Bd.  V  S.  39  ff.  und  Trusts  oben 
Bd.  Vn  S.  213  ff.).  Es  ist  dies  indes  immer 
ntur  ein  Notbehelf  für  schlechte  Zeiten,  der 
zwar  nicht  unberechtigt  ist,  wenn  er  nur 
die  den  neuen  Verhältnissen  entsprechenden 
normalen  Preise  erreichen  will,  aber  volks- 
wirtschaftlich schädlich  wirkt,  wenn  er  die 
Benutzung  der  oben  angegebenen  natürlichen 
Heilmittel  gegen  die  Ueberproduktion  be^ 
einträchtigt. 

Die  Ueberproduktion  ist  also  im  wesent- 
lichen nichts  anderes  als  der  Vermittelungs- 
prozess,  durch  welchen  bei  der  planlosen 
Konkurrenz  der  selbständig  produzierenden 
Einzeluntemehmimgen  die  Preise  der  Waren 
von  einem  den  volks-  und  weltwirtscliaft- 
lichen  Produktions-  und  Verkehrsverhält- 
nissen und  namentlich  auch  dem  vorhandenen 
Bestände  an  verfügbarem  flüssigem  Kapital 
nicht  mehr  entsprechenden  Stande  herab- 
gedrückt werden,  wobei  die  richtige  Grenze 
meistens  überschritten  wird,  schliesslich  aber 
wieder  ein  den  neuen  Bedingungen  ange- 
passtes  haltbares  Preissystem  zu  stände 
kommt  Sie  ist  in  erster  Linie  ein  die 
Unternehmer  und  Kapitalisten  treffendes 
üebel,  jedoch  haben  die  Arbeiter  mit  da- 
nmter  zu  leiden. 

Die  Ueberproduktion  führt  keineswegs 
immer  zu  einer  akuten  Krisis.  Eine  solche 
tritt  im  aUgemeinen  nur  dann  ein,  wenn 
eine  übermässige  Preissteigerung  durch 
die  Handelsspekulation  hervorgerufen 
worden  ist,  die  dann  auch  eine  Ausdehnimg 
der  Produktion  veranlasst  hat.  Die  Ueber- 
produktion ist  dann  meistens  nur  von  kurzer 
Dauer,  die  Sj^kulanten  werden  bald  zum 
Verkaufe  der  aufgespeicherten  oder  auf  Liefe- 
rung gekauften  Waren  gezwimgen,  die  Preise 
werden  dadurch  gewaltsam  auf  einen  über- 
mässig niedrigen  Punkt  herabgeworfen,  und 
es  tritt  dann  in  der  Regel  bald  wieder  eine 
Aufwärtsbewegung  ein,  wenn  auch  häufig 
die  Nachwehen  der  Kirsis  noch  längere  Zeit 
fühlbar  bleiben.  Ist  dagegen  die  Ueber- 
produktion die  Folge  einer  Aendeiung  der 
allgemeinen  Produktions-  und  Konkiurenz- 
bedingungen,  so  hat  sie  einen  mehr  chro- 
nischen Charakter.  Krisen  können  sie  be- 
gleiten, aber  diese  sind  dann  nur  sekundäre 
Erscheinungen.  Die  Handelsspekulation  hat 
an  dieser  Art  der  Ueberproduktion  keinen 
Anteil ;  sie  wird  vielmehr,  wenn  sie  die  Ver- 
hältnisse richtig  übersieht,  ihre  Rechnung 
auf  das  Sinken  der  Preise  stellen.  Eine 
Periode  der  Preissteigerung  braucht  in  diesem 
Falle  gar  nicht  voranzugehen ;  die  bestehen- 
den Preise  konnten  bis  dahin  ganz  normal 
sein,  aber  sie  sind  jetzt  zu  hoch  mit  Rück- 
sicht auf  die  Herstellungskosten  der  Waren 
unter  den  neuen  Bedingimgen.    Die  imter 
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diesen  Bedingungen  produzierenden  Unter- 
nehmer dehnen  ihr  Angebot  zu  herabge- 
setzten Preisen  aus,  und  für  die  übrigen  ent- 
steht dadurch  schon  privatwirtschaftlich  der 
Zustand  der  Ueberproduktion ;  der  erste  An- 
lauf der  neugestalteten  Konkurrenz  kann 
aber  so  heftig  sein,  dass  die  Preise  auch  für 
die  genügend  ausgestatteten  Produzenten 
zeitweise  unzulänglich  werden.  Haben  sich 
aber  schliesslich  die  Preise  den  neuen  Ver- 
hältnissen angepasst,  so  ist  das  Endergebnis 
für  die  einfach  kapitalistisch  produzierten 
Fabrikate  häufig  ein  wesentlich  anderes  als 
für  die  Bodenerzeugnisse,  die  mehr  oder 
weniger  Grundrente  abwerfen.  Die  ersteren 
können  nach  allgemeiner  Einführung  der 
verbesserten  Produktionsmittel  trotz  des  er- 
niedrigten Preises  wieder  den  früheren  nor- 
malen Kapitalgewinn  ergeben ;  wenn  dagegen 
neu  erschlossene  liänder  mit  fruchtbarem 
und  sehr  billigem  Boden  oder  anderen  be- 
sonderen Vorteilen  auf  dem  Weltmarkte  zu 
ständigen  Mitbewerbern  in  den  landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen  geworden  sind,  so 
wird  die  Grundrente  in  Europa  dauernd 
(wenigstens  auf  Jahrzehnte,  solange  sie  nicht 
durch  eine  bedeutende  Vermehrung  der  Be- 
völkerung wieder  gehoben  wird)  um  einen 
gewissen  Betrag  herabgedrückt  imd  die  der 
Gesjiratheit  der  Konsumenten  zu  gute  kom- 
mende Verbilligung  der  Lebensmittel  in  dem 
neuen  Beharrungszustaude  erfolgt  also  we- 
nigstens teilweise  auf  Kosten  des  Kenten- 
einkommens  der  Grundbesitzer. 

4.  Die  Ue.  und  die  Arbeitslöhne. 
Wenn  also  die  Ueberproduktion  unter  ge- 
wissen Umständen  als  eine  fast  unvermeid- 
liche, wenn  auch  nur  voriibergehende  Folge- 
erscheinung der  kapitalistischen  Produktions- 
weise und  der  kapitalistischen  Konkurrenz 
betrachtet  werden  muss,  so  ist  man  gleich- 
wohl nicht  berechtigt,  sie  wie  auch  die  mit 
ihr  zusammenhängenden  Krisen  im  Anschluss 
an  die  Rodbertussche  Theorie  als  eine  Folge 
der  Thatsache  aufzu^sen,  dass  die  auf  den 
Arbeitslohn  fallende  Quote  des  jährlichen 
Nationalproduktes  nicht  im  gleichen  Masfse 
wie  die  Produktivität  der  Arbeit  zunimmt 
oder  dass,  wie  Proudhon  sagt,  die  Arbeiter 
mit  ihren  Löhnen  das  Produkt  ihrer  Arbeit 
nicht  zurückkaufen  können.  Allerdings  trägt 
in  der  Stockungsperiode  auch  die  vermin- 
derte Kaufkraft  der  Arbeitsklasse  mit  zur 
Verschärfung  des  Uebels  bei ;  aber  man  darf 
nicht  vergessen,  dass  der  grösste  Teil  des 
Gesamteinkommens  von  der  Minderheit  be- 
zogen wird,  die  nicht  zu  der  eigentlichen 
Arbeiterkla-sse  gehört.  In  Preussen  z.  B. 
entfallen  beinahe  zwei  Drittel  des  Gesamt- 
einkommens auf  die  Einkommen  von  mehr 
als  1200  Mark.  Die  Verminderung  der 
Kaufkraft  in  imgünstigen  Zeiten  wird  sich 
daher  hauptsächlich  in   den  Schichten  der 


bemittelten  Bevölkerung  zeigen,   zumal  da 
eine    bedeutende    Beschränkung    der   Kon- 
sumtion  der   am   un^nstigsten    gestellten 
Schichten  überhaupt  nicht  möglich  ist,  selbst 
wenn  sie  der  Armenpflege  verfallen.    Man 
kann  sich  auch  nicht  darauf  berufen,  dass 
die  Hauptmasse  der  Produktion  nur  aus  den 
gewöhnlichsten  und  billigten  Waren  besteht, 
die   eben   für  die  Arbeiterbevölkerung   be- 
stimmt seien,  und  dass  sich  bei  diesen  die 
grösste  Wirkung  der  Stockung  zeige;  denn 
soweit  diese  Thatsache  zutrifft,  würde  sie 
durch  eine  Lohnerhöhung  nicht  aufgehoben 
werden.     Angenommen,    alle  Arbeiter  er- 
hielten  50  Prozent  mehr  Lohn,   so  würde 
sich   sofort  gerade  bei  den  gewöhnlichsten 
Waren  eine  UeberfflUung  des  Marktes  her- 
ausstellen, da  die  Arbeiter  nicht  etwa  eine 
grössere  Menge  von  diesen  kaufen,  sondern 
zu  besseren  und  feineren  Qualitäten  über- 
gehen würden,  ebenso  wie  sie  auch  weniger 
Kartoffeln  und  mehr  Fleisch  kaufen  würden. 
Was  würden  aber  die  Folgen  dieser  Lohn- 
erhöhung für  die  produzierenden  Kapital- 
besitzer sein?    Ihr  Einkommen  würde  sich 
um  den   Betrag  des   Lohnzuschusses   ver- 
mindern, die  Nachfrage  nach  den  für  diese 
Klassen  bestimmten  Konsumtionsgütem  also 
abnehmen,  wodurch  die  angenommene  Mehr- 
konsuration   der  Arbeiterklasse    wenigstens 
teilweise  wieder   aufgewogen    würde;    vor 
allem  aber  würde  die  Nachfiage  nach  neuen 
Kapitalgütern  abnehmen,  denn  ein  grosser 
Teil    des   Einkommens    der   wohlhabenden 
Klasse  —  in  England  schätzt  man  ihn  für 
die  einkommensteuerpflichtige  Bevölkerung 
auf  ein  Drittel  —  wird  nicht  für  die  Kon- 
sumtion  der   Besitzer  verwendet,    sondern 
kapitalistisch,   d.  h.  hauptsächlich  zur  Her- 
stellung neuer  Produktions-  und  Transport- 
mittel verausgabt    Darauf  aber  beruht  die 
Beschäftigung  eines  sehr  bedeutenden  Teiles 
namentlich  der  grossgewerblichen  Arbeiter, 
in    den    Bergwerken,    Hüttenwerken,    Ma- 
schinenfabidken   etc.     Hört  in   diesen    Be- 
trieben der  normale  Zugang  neuer  Bestel- 
lungen auf,  so  treten  bald  zahlreiche  Ent- 
lassungen von  Arbeitern  ein,  der  Arbeits- 
markt wird  überfüllt  imd  die  angenommene 
Lohnerhöhung  erweist  sich  als  unhaltbar. 
Wenn  also  durch  eine  Lohnsteigerung  die 
Ueberproduktion    nicht    bekämpft    werden 
kann,  so  kann  auch  in  dem  tliatsächlichea 
Stande  des  Lohnes,  wenn  auch  aus  anderen 
Gründen  eine  Erhöhung  desselben  wünschens- 
wert sein  mag,  nicht  die  Ursache  der  Ueber- 
produktion  und    der  Krisen   liegen.     Ver- 
mehrter Lohn  auf  Kosten  des  Kapitalge^Ä-inns 
und  nicht  als  Folge  vermehrter  Produktion 
unter  normalen  Bedingungen  verursacht  in 
der   Volkswirtschaft    vei-mehrte   Nachfrage 
nach  Konsumtionsgütem,    dagegen    vermiu- 
derten  Kapitalaufwand  für  Prodiiktionsmittel, 
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und  unter  solchen  Umständen  kann  kein 
Beharrungszustand  entstehen.  Allerdings 
kann  die  Vennehrung  der  Produktionsmittel 
andererseits  über  das  den  Interessen  der 
Kapitalbesitzer  entsprechende  Mass  hinaus- 
gehen, aber  das  gereicht  der  Arbeiterklasse 
zunSchst  infolge  der  vermehrten  Nachfrage 
nach  Arbeit  zum  Vorteil.  Wird  dann  aber 
die  kapitalistische  Ueberproduktion  fühlbar, 
so  drückt  diese  zeitweilig  allerdings  auch 
auf  die  Arbeiter,  aber  im  Laufe  längerer 
Zeit  wird  die  wenn  auch  mit  Unter- 
brechungen fortdauernde  starke  Vermehrung 
der  Produktionsmittel  eine  dauernde  Ver- 
minderung des  normalen  diuxihschnittlichen 
Kapitalge^-innsatzes  herbeiführen.  Denn  jene 
Vermehrung  bedeutet  nichts  anderes  als  die 
zunehmende  Intensität  der  Konkurrenz  der 
Kapitalbesitzer,  und  da  der  gesamte  nationale 
Produktionsertrag  unter  solchen  Umständen 
nicht  abnimmt,  sondern  zunimmt,  so  bringt 
die  dauernde  Verminderung  des  Anteiles 
des  Kapitals  an  demselben  eine  ebenfedls 
dauernde  Vergrösseruug  des  Anteils  der  Ar- 
beiterklasse mit  sich. 

Die  Meinung,  dass  Ueberproduktion  durch 
grössere  Luxuskonslimtion  der  wohlhabenden 
Klassen  bekämpft  werden  könne,  ist  eben- 
Mls  durchaus  irrig.  Das  Einkommen  dieser 
Klassen  ist  ja  unter  solchen  Umständen  ge- 
schmälert und  viele  Angehörige  derselben, 
die  nicht  zu  den  sehr  Reichen  gehören  oder 
bedeutende  fremde  Kapitalien  zu  verzinsen 
haben,  w^erden  sogar  genötigt  sein,  ihre 
Luxusausgaben  zu  beschränken.  Eine  Ver- 
grSsserung  derselben  wäre  also  geradezu  im- 
wirtschafüich  und  leichtsinnig.  Die  Reichen 
aber,  die  ihre  gewohnte  Lebensweise  ohne 
Bedenken  fortsetzen  können,  würden  bei 
einer  Ausdehnung  ihres  Luxus  noch  weniger 
neues  Kapital,  als  ihnen  bei  dem  Ausfidle 
in  ihrem  Einkommen  übrig  bleibt,  für  die 
rrnterhaltung  der  Produktion  von  Produk- 
tionsmitteln verwenden  können,  und  dadurch 
würde  volkswirtschaftlich  mehr  geschadet, 
als  der  Mehrabsatz  von  Luxusartikeln  auf 
der  anderen  Seite  nützen  könnte.  Ueber- 
hanpt  wird  durch  die  Vermehrung  der 
Lnxuskonsiuntion  die  Entwickelung  der  Kon- 
kurrenz des  Kapitals  verlangsamt,  die  nach 
dem  oben  Gesagten  bei  der  gegebenen  Pro- 
doktionsordnuug  das  einzige  Mittel  dar- 
bietet, um  den  relativen  Anteil  der  Arbeiter- 
klasse an  dem  Produktionsertrage  aUmählich 
zu  vermehren. 

6.  Die  Ue.  durch  Geldverteaemng.  Als 
einen  besonderen  Fall  hebt  v.  Mangoldt  her- 
vor, dass  eine  Ueberproduktion  aller  Waren 
gegenüber  einem  bestimmten  einzelnen  Gute, 
nämlich  dem  Gelde,  möglich  sei.  Es  würden 
dann  aUe  Preise  zurückgehen ,  weil  der 
innere  Wert  der  Geldeinheil  als  des  allge- 
meinen  Preismasses   gestiegen    wäre,    und 


privatwirtschaftlich  würde  sich  dieser  Zu- 
stand in  gleicher  Art  fühlbar  macheu  wie 
eine  positive  Ueberproduktion  von  Waren. 
Ein  solches  Sinken  des  allgemeinen  Preis- 
niveaus infolge  der  Unzulänglichkeit  des 
baren  Geldbestandes  kann  aUerdings  vor- 
kommen, aber  bei  der  heutigen  Organisation 
des  Umlaufs  ist  es  sehr  schwer,  zu  ent- 
scheiden, ob  die  allgemeine  Preiseruiedri- 
gung  in  einem  gegebenen  Falle  wirklich  auf 
diese  Ursache  zurückzuführen  oder  ob  sie 
in  den  Bedingungen  der  Produktion  und  des 
Verkehrs  als  solcher,  unabhängig  vom  Gelde, 
ihren  Grund  habe.  Das  Metallgeld,  sagen 
wir  specieller  das  Gold,  hat  in  der  heutigen 
Volkswirtschaft  hauptsächlich  nur  die  mehr 
passive  Funktion  des  Wertmasses;  in  der 
aktiven  Rolle  als  Umlaufsmittel  wirken  in 
normalen  Zeiten  mit  völlig  gleichem  Ergeb- 
nis Kredithilfsmittel  in  sehr  grossem  Um- 
fange mit  Auch  das  freie,  zu  neuen  An- 
lagen verfügbare  Kapital  wird  nur  zum 
kleinsten  Teil  durch  Metallgeld,  sondern 
hauptsächlich  durch  Bankdepositen  repräsen- 
tiert. Solange  das  Vertrauen  unerschüttert 
bleibt,  lässt  sich  die  Kreditcirkulation  (die 
heutzutage  nur  zum  kleinsten  Teile  auf  den 
ungedeckten  Noten,  vielmehr  hauptsächlich 
auf  dem  Checksystem  und  den  zugehörigen 
Giro-  und  Kompensationseinrichtungen  be- 
ruht) leicht  dem  Bedürfnis  gemäss  erweitern ; 
bares  Geld  kann  also  unter  solchen  T'm- 
ständen  verhältnismässig  mehr  vmd  mehr 
entbehrlich  gemacht  werden  und  selbst  bei 
einer  Abnahme  des  Bestandes  braucht  also 
ein  Mangel  daran  nicht  fühlbar  zu  werden. 
Tritt  aber  eine  Krediterschütterung  ein,  wird 
die  Wirksamkeit  der  Bankorganisation  ge- 
lähmt, wird  das  bare  Geld  auch  weder  £dl- 
gemein  als  der  allein  sichere  Wertträger 
gesucht  und  verlangt,  so  entsteht  eine  Krisis, 
in  der  alle  Preise  in  der  That  infolge  der 
inneren  Werterhöhung  des  Geldes  zunächst 
meistens  übermässig  tief  herabgedrückt  wer- 
den; ist  nun  aber  wirklich  der  voriiandene 
Geldvorrat  zu  klein,  um  als  sichere  Grund- 
lage für  den  Kreditumlaufsmechanismus  zu 
dienen,  so  werden  sich  auch  nach  Wieder- 
herstellung des  letzteren  und  der  Rückkehr 
des  Vertrauens  die  Preise  nicht  mehr  voll- 
ständig auf  den  früheren  Stand  erheben,  und 
diese  Thatsache  ist  dann  allerdings  aus 
einem  früher  schon  latent  vorhandenen,  aber 
erst  durch  die  Krisis  an  den  Tag  gebrachten 
relativen  Geldmangel  z«i  erklären.  Die  rück- 
läufige Preisbewegung  in  der  neuesten  Zeit 
wird  bekanntlich  von  manchen  ebenfedls  auf 
eine  Appreciation  des  Goldes  zurückgeführt. 
In  Wirklichkeit  aber  beruht  sie  auf  der 
durch  die  Fortschritte  der  Technik  imd  der 
Verkehrsmittel  und  die  Entwickelung  der 
überseeischen  Länder  verursachten  Ver- 
minderung der  Produktionskosten  der  Waren, 
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der  gegenüber  der  Wert  des  Geldes  relativ 
ungeändert  geblieben  ist.  Daher  hat  sich 
diese  Entwickelung  auch  ohne  wesentliche 
Mitwirkung  akuter  Krisen  voUzc^en,  und 
auch  die  Krisis  von  1873  geht  derselben 
gewissermassen  nur  äusserlich  voran-,  sie 
würde  für  sich  nicht  imstande  gewesen  sein, 
eine  lange  dauernde  tiefgehende  Wirkimg 
auszuüben. 

Lltteratur:  MIU,  B.  III,  Kap.  IV.  v.  Man- 
golttt,  Grundritt  (1.  Autg.)  S.  68.  —  Ricardo, 
PrincipUt,  Kap.  XXI.  —  Say,  Court  d'ec.  pol. 
pratique  (ed.  Guillaumin),  I,  S.  186.  —  JVeu- 
rath,  Die  wahren  ürtaehen  der  l'eberproduk- 
tiontkriten,  Wien  189S.  S.  a«fA  den  Art. 
Kriten  oben  Bd.   V.  S.  41Sff. 


Ueberwälzung  der  Steaern 

s.  Steuer  oben  Bd.  VI  S.  1106. 


mioa,  Bernardo  de, 

Geburts-  und  Todesjahr  nicht  bekannt.  Nach 
verschiedenen  Ehrenämteni,  welche  er  seit  1730 
bekleidet,  wurde  er  1740  erster  Prokurator  in 
Madrid. 

Er  veröffentlichte  folgende  staatswissen- 
schaftliche Schrift  in  Buchform:  Restable- 
dmiento  de  la  fäbricas  y  comercio  Espa&ol, 
2  Teile,  Madrid  1740  fTeil  I:  Qne  trata  que 
sea  comercio  etc.;  Teil  11:  Que  trata  de  el 
comercio  y  trafica  maritimo  que  tiene  Espana, 
con  las  naciones  etc.)j  dasselbe,  2.  Aufl.,  1765; 
dasselbe,  in  französischer  Uebersetzung  von 
Plumard  de  Dangeuil,  Amsterdam  1753. 

ÜUoa  legt  Bei  seiner  Untersuchung  der 
wirtschaftlichen  Zustände  Spaniens  unter  der 
Regierung  Philipps  V.  den  Schwerpunkt  auf  den 
auswärtigen  Handel,  der  von  seiner  früheren 
Bedeutung  im  15.  und  16.  Jahrhimdert  bedeu- 
tend hemntergekommen  war.  Die  Schuld  daran 
tragen  nach  Ulloa  ungünstige  Handelsverträge 
und  die  amerikanische  Konkurrenz,  welche 
letztere  die  spanischen  Kolonieen  so  reichlich 
mit  Überseeischen  Erzeugnissen  versorgt,  dass 
der  Warenaustausch  mit  dem  spanischen  Mutter- 
lande dadurch  für  letzteres  nnr  auf  wenige 
specifisch  apanLsche  Industrieprodukte  beschränkt 
ist.  Dlloa  entwirft  hierauf  eine  Schüderung 
der  Lage  des  einheimischen  Gewerbfleisses, 
dessen  Leistungsfähigkeit  für  den  Exporthandel, 
diu-ch  den  Stenerdruck,  der  auf  der  Indnstrie- 
beviSlkemng  laste,  durch  die  hohen  Preise  der 
Lebensmittel,  notwendigen  Bedarfsartikel  und 
Fabrikate  sehr  herabgedrückt  sei.  Analog  der 
roisslichen  Lage  der  Industrie,  folgert  er  weiter, 
geht  auch  die  Bevölkerungsziffer,  da  nur  in 
Ländern  mit  blühendem  Gewerbe,  mit  lebhaftem 
Mannfakturbetrieb  die  wirtschaftlichen  Voraus- 
setzungen zu  ihrem  Wachstum  gegeben  seien, 
zurück.  Das  Hanptei-fordernis  zur  Hebung  des 
auswärtigen  Handels  sieht  ülloa  in  der  Ver- 


minderung der  Produktionskosten  der  Ansfuhr- 
artikel,  und  dies  ist  nach  seinen  Vorschlägen 
nur  dadurch  zu  erreichen,  dass  die  einheimi8<£en 
Rohstoffe  der  Fabrikate,  Flachs,  Hanf,  Schaf- 
wolle, Seide  etc.,  von  Steuern  befreit  werden 
und  die  aus  dem  Auslände  zu  beziehenden, 
Baumwolle  etc.,  zollfrei  eingehen.  Auch  Ulloa 
ist  ein  Anhänger  der  merkantilistischen  Forde- 
rung, den  Betrieb  der  einheimischen  Edelminen 
vor  jedem  Stillstande  zu  bewahren,  indem  das 
Betnebskapital  dem  Produktionslande  erhalten 
bleibe  und  das  aus  dem  Betriebe  neu  ge- 
wonnene G<ld  eine  Bereicherung  des  National- 
wohlstandes bilde.  Dieses  Festhalten  an  dem 
merkantilistischen  GeldzurOckhaltungssystem 
zeigt  sich  auch  in  seiner  Handelspobtik,  die 
dem  gegenseitigen  Austausche  von  Bodener- 
zeugnissen und  Fabrikaten  im  Aktivhandel, 
bezw.  im  „comercio  reciproco",  bloss  weil  diese 
Transaktion  keine  Ausgleichung  durch  Geld- 
oder Edelmetallabgang  bedingt,  zustimmt  Mit 
bitteren  Worten  tadelt  er  die  wirtschaftliche 
Verblendung  Spaniens,  das  nach  der  Entdeckung 
der  Neuen  Welt  und  Besitzergreifung  der  dor- 
tigen Goldminen  im  Grossmachtsdnnkel  seine 
Mannfakturen  verkümmern  Uess  und  dadurch 
im  Laufe  eines  Jahrhunderts  von  seiner  domi- 
nierenden Stellung  im  Welthandel  so  herab^- 
Eunken  sei,  dass  es  im  18.  Jahrhundert  meist 
nur  Rohprodukte,  die  ihm  früher  für  seine  im- 
posante Textilindustrie  unentbehrlich  gewesen, 
exportierte. 

Vgl.  über  Ulloa:  Kautz,  Geschichtliche 
Entwickelung  der  Nationalökonomik,  Wien  1860, 

5.  295.  —  Wirminghaus,  Zwei  spanische 
Merkantilisten,  G.  de  Uztariz  und  B.  de  Ulloa, 
Jena    1886.    —   Roseber,    Svstem,    Bd.    III, 

6.  Aufl.,  Stuttsrart  1892,  §§  34,'  179.  —  Cossa, 
Introduzione  allo  studio  dell'  economia  politica, 
3.  Aufl.,  Mailand  1892j  S.  229  u.  ö.  —  Nouveau 
dictionnaire  d'economie  polit.,  Bd.  IT,  Paris 
1892,  S.  1135. 

tipper  t. 


Umlagevertahren 

s.  Arbeiterversicherung  oben  Bd.  l 
S.  607  und  Unfallversicherung 
unten  Bd.  VII  S.  285. 


Ilmpfenbach,  Karl  Friedrich, 

wurde  am  5.  VI.  1832  zu  Giessen  geboren,  stu- 
dierte anfangs  Naturwissenschaften,  widmete 
sich  dann,  auch  im  praktischen  Betriebe,  d^n 
Bergbau-  und  Hüttenfach  und  ging  (seit  18ö0) 
zu  staatswissenschaftlichen  Studien  über.  Nach 
absolvierter  Fakultätsprüfung  als  Accessist  bei 
der  Obersteuerdirektion  in  Darmstadt  ein^^e- 
treten  und  dann  auch  im  örtlichen  Kataster- 
und  Zolldienste  thätig,  verblieb  er  im  Staats- 
dienste bis  Frühjahr  1866.  Nachdem  er  sich 
alsdann  an  der  Universität  Giessen  als  Privat- 
dozent habilitiert  hatte,  folgte  er  Ostern  1864 
einem  Rufe  als  ordentlicher  Professor  der  Staats- 
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-wigsengcbaften  nach  Wtlrzburg  und  ging  im 
Herbst  1873  in  gleicher  Eigenschaft  an  die 
l'niTewit&t  Königsberg.  Seit  1877  zog  er  anch 
die  Ethnographie  in  den  Kreis  seiner  Vor- 
lesungen, in  denen  er  schon  frühzeitig  die 
Wichtigkeit  des  sozialen  Moments  für  wirt- 
schaftliche nnd  politische  Fragen  betont  hatte. 
Die  dentache  Kolonialpolitik  inaugurierte  er 
1884  als  akademischen  Lehrgegenstand  nnd  hat 
sie  bis  snr  jüngsten  Zeit  erweiternd  vorge- 
tragen. 

Von  den  nnter  seinem  Namen  erschienenen 
VerSffentlichnngeu  sind  zn  nennen: 

Feber  das  Wesen  des  Geldes,  Giessen  1856. 
—  Lehrbuch  der  Finanxwissenschaft,  2  Bde., 
Erlangen  1859,60.  2.  Aufl.  in  einem  Bande, 
Stuttgart  1887.  —  Die  Volkswirtschaftslehre 
«der  Nationalökonomik,  Würzburg  1867.  —  Des 
Volkes  Erbe,  Berlin  1874.  —  Das  Kapital  in 
«einer  Kulturbedentong,  Würzburg  1879.  — 
Die  .UtersTersowong  und  der  Staatssozialis- 
mos.  Stuttgart  1^ 

Bed. 


Umschlagsreehte 

s.  Stapelrecht  oben  Bd.  VI,  S.  992ff. 


üaeheliche  Oebnrtea. 

1.  Statistik  der  unehelichen  Geburten ;  Zer- 
gliederung in  beTölkemngsstatistischer  nnd  sitt- 
licher Hinsicht.  2.  Lebenslauf  der  unehelichen 
Kinder,  hierbei  Sterblichkeit.  3.  Fürsorge  durch 
Gesetz  und  Wohlthätigkeit. 

1.  Statistik  der  nnehelicfaeii  Geburten : 
Zer^edenup  in  beTÖlkenragsstastisti- 
scher  und  sittlicher  Hinsicht  Gewisse 
Fehler,  welche  der  Gebnitsstatistik  über- 
haupt anhaften,  verstärken  sich  bei  der 
Statistik  der  unehelichen  Geburten :  hierher 
gehört  das  Unterlassen  der  standesamtlichen 
Anmeldung  von  totgeborenen  Kindern  imter 
dem  Vorwande,  dass  sie  noch  nicht  lebensfilhig 
gewesen  seien.  Die  Zahl  der  unehelichen 
Kinder  wird  ausserdem  in  einem  gewissen 
Grade  dadiuch  gefälscht  dass  im  Ehebruch 
gezeugte  Kinder  als  ehelich  ausg^eben  oder 
nneheuehe  Witwenkinder  als  eheliche  post- 
hame  Kinder  angemeldet  werden.  Ferner 
werden  alle  Findelkinder  den  unehelichen 
zugezählt,  obgleich  in  einzelnen  Ländern 
sogar  ein  erheblicher  Teil  von  ihnen  ehe- 
lich ist.  Die  erwähnten  Fehler  in  der  Be- 
urkundung der  Geburt  treten  freilich  gegen- 
über den  Fehlem  zurück,  welche  sich  bei 
der  Berechnung  der  Bewegung  der  unehe- 
Uchen  Bevjytenuig  einstellen :  Zu-  und  Ab- 
zug durch  Ortswechsel  sowie  Abgang  durch 
Legitimation  sind  immer  imgenügend  be- 
kannt und  überhaupt  nur  selten  berück- 
sichtiget 

Leidet  schon  das  Urmaterial  der  Sta- 
tistik an  gewissen  Mängeln,  so  ist  es  noch 
bedenklicher,  wenn  sic-h  die   zahlenmässig 


zusammengestellten  imehelichen  Gehurten 
begrifflich  nicht  decken :  diese  Gefahr  liegt, 
wie  wir  sehen  werden,  nicht  nur  bei  inter- 
nationalen Vergleichen  vor. 

Schliesslich  erfordert  eine  statistische 
Vergleichung  der  unehelichen  Geburten  mit 
den  eheliehen  grosse  Vorsicht.  Man  muss 
hierbei  die  Zahlen  der  in  gebärfähi|em 
Alter  stehenden  verheirateten  bezw.  nicht 
verheirateten  Frauen  berücksichtigen.  Es 
wäre  also  die  Zahl  der  Geburten,  welche 
bei  100  Ehefrauen  in  einem  Jahre  vor- 
kommen, mit  der  Zahl,  welche  bei  100  Un- 
verheiraten  (Ledigen,  Witwen,  Geschiedenen 
und  Eheverlassenen)  im  gleichen  Zeitraum 
vorkommen,  in  Vergleich  zu  stellen.  Da 
es  sich  nicht  um  die  Berechnung  der 
Fruchtbarkeit  handelt,  d.  h.  nicht  darum, 
wie  viel  Kinder  in  dem  geschlechtlichen 
Verkehr  der  einen  oder  anderen  Gruppe 
erzeugt  werden,  so  ergiebt  diese  Me- 
thode eine  ausreichende  Aufklärung.  M'ir 
geben  eine  solche  Berechnung  für  einige 
Staaten  und  zwar  (nach  BuDetin)  unter  Be- 
nutzung der  Volkszählimgen  von  1880  oder 
1881  ftU-  den  Dimihschnitt  der  (meist)  in 
den  Jahren  1874 — 1891  Geborenen: 


Auf  1000  Auf  1000   f^UJ2 
Ehe-        Unver-    p!?v„r.!. 
frauen      heiratete  ^ll'^'' 
Geburten  Geburten      j?^^*' 


Irland.    .    .    . 

240 

Schweiz   .    .    . 

236 

England  u.  Wales 

250 

Schottland   .    . 

269 

Belgien    .    .    . 

265 

Schweden     .    . 

240 

Deutschland 

270 

Italien      .    .    . 

251 

Frankreich  .    . 

«63 

Oesterreich  .    . 

250 

4,1 
10,2 
12,1 

19,9 
19,8 
21,2 
26,5 
24,6 
16,7 


1,7 
4.3 
4,8 
7,4 
7,5 
8,8 

9,8 

9,8 

10,2 

17,8 


Da  diese  Berechnung  sich  nur  für  ge- 
wisse Länder  und  Kalenderjahre  machen 
lässt,  so  zieht  man  es  in  der  Regel  vor, 
den  Anteil  der  unehelichen  Geburten  an  allen 
Geburten  zu  bei-echnen.  Allerdings  setzt 
man  bei  Benutzung  dieser  Zahlen,  zur  ver- 
gleichsweisen Würdigung  verschiedener 
Zeiten,  Länder  und  Menschengruppen  vor- 
aus, dass  das  Zalilenverhältnis  der  verhei- 
rateten zu  den  ledigen  gebärfähigen  Frauen 
immer  das  gleiche  gewesen  sei  —  eine 
Annahme,  die  sich  in  der  R^;el  nicht  auf 
ihre  Richtigkeit  prüfen  lässt  Wenn  wir 
die  uneheUche  Geburtsfrequenz  auf  diese 
Art  im  folgenden  nur  für  ein  Kalenderjahr 
geben,  so  sei  bemerkt,  dass  sich  die  Reihen- 
folge der  Staaten  seit  den  80er  Jahren 
nicht  geändert  hat.  Es  kommen  nach  dem 
Bulletin 
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Ort 


Massachusetts 

Connecticut  

Europ.  Rassland  ohne  Polen . 

Irland 

Holland 

England  und  Wales     .    .    . 
Schweiz     einschl.    Todtgebo- 

rene 

Finland 

Italien 

Rumänien 

Norwegen 

Schottland 

Frankreich 

Belgien 

Deutschland 

Ungarn 

Dänemark 

Schweden 

Oesterreich 

Uruguay  


1893 
1892 
1893 
1894 
1894 
1894 


auf  100 
Lebend- 
geborene 
Unehe- 
liche 


o,8o 

1,03 
2,66 

2,73 
3,12 
4,31 


1894 

4,70 

1894 

6,39 

1894 

6,77 

1892 

6,06 

1894 

7,17 

1894 

7,29 

1894 

8,94 

1894 

8,99 

1894 

9,26 

1894 

9,35 

1894 

9,50 

1894 

10,62 

1894 

14,73 

1894 

23,03 

Im  ganzen  sind  die  Prozentangaben  für 
ganze  Länder  nur  mit  Vorsicht  zu  ver- 
werten: sie  sind  Mittelzahlen,  von  denen 
sieh  die  Zahlen  für  einzelne  Landesteile 
bald  wenig,  bald  sehr  weit  entfernen 
können.  Auch  sachlich  können  selbst  in 
dem  gleichen  Lande  die  Zahlen  verschie- 
dener Bezirke  sehr  verschiedene  Bedeutung 
haben.  So  findet  sich  z.  B.  in  Oesterreich 
die  grösste  Zahl  unehelicher  Geburten  bei 
den  Israeliten  in  Galizien  und  der  Buko- 
wina, doch  entstammen  diese  Gebxurten 
rituell  eingegangenen,  also  kirchlich  gültigen 
EheUj  die  nur  infolge  der  besonderen  Ver- 
hältmsse  der  dortigen  jüdischen  Bevölkerung 
standesamtlich  nicht  gemeldet  und  daher 
rechtlich  nicht  giltig  sind;  die  Kinder  aus 
diesen  Ehen  machten  im  Jahre  1897  20,3  "/o 
der  gesamten  unehelichen  Lebendgeborenen 
aus,  und  es  würde  nach  Abzug  derselben 
der  AnteU  der  lebendgeborenen  Unehe- 
lichen von  allen  Lebendgeborenen  statt  14,3 
nur  11,4  für  Oesterreidi  betragen.     Nicht 


nur  um  derartige  gröbere  Fehler  zu  ver- 
meiden, sondern  überhaupt  um  die  Betrach- 
tung der  unehelichen  Geburten  fruchtbar 
zu  machen,  sind  besser  kleinere  Bezirke  von 
politischer  oder  geographischer  Abgrenzung 
einer  Analyse  zu  unterziehen.  I^  diese 
Notwendigkeit  zu  zeigen,  geben  wir  zu- 
nächst einen  üeberblick  der  unehelichen 
Geburten  für  die  grösseren  Staaten  des 
Deutschen  Reichs;  in  ihnen  waren  in  den 
Jahren  1890—99  unter  100  überhaupt  Ge- 
borenen unehelich  in 

Preussen  7,76     Baden  8.23 

Bayern  13,99     Hessen  7,96 

Sachsen  12,65     Hamburg  11,73 

Württemberg  10,28  Elsass-Lothringen  8,25 
im  ganzen  Deutschen  Reich  9,16 

Viel  grössere  Gegensätze  in  der  Unehe- 
lichkeit zeigen  die  im  österreicliischen 
Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder:  hier  findet  sich  (für  das  Jahr  1897) 
z.  B.  ein  Prozentsatz  von  3,81ebendgeboi-ener 
Unehelicher  in  Dalmatien,  von  6,3  im 
Küstenland,  von  6,8  in  Krain,  von  6,9  in 
Tirol  imd  Vorarlberg  gegenüber  Prozent- 
sätzen von  22,8  in  Steiermark,  25,4  in 
Nieder-Oesterreich,  26,7  in  Salzburg  und 
41,9  in  Kärnten. 

Vergleicht  man  Stadt  und  Land,  so 
findet  sich  mit  grosser  Regelmässigkeit 
eine  verhältnismässig  höhere  Zahl  unehelicher 
Geburten  in  den  Städten  als  auf  dem 
Lande ;  z.  B.  waren  in  den  Jahren  1893 — 97 
unter  100  Geburten  Oberhaupt  in  ganz 
Preussen  unehelich  in  den  Städten  9,ö.  auf 
dem  Lande  6,8;  in  einzelnen  Bezirken 
waren  die  Gegensätze  noch  viel  grösser. 
Besonders  lehrreich  ist  eine  Zusammen- 
stellung für  Oesterreich  (1897),  die  einen 
Vergleich  mit  der  Verteilung  der  ehelichen 
Geburten  gestattet  und  auch  erkennen  lässt, 
wie  trotz  der  stärkeren  Belastung  der 
Städte  mit  unehelichen  Gebiurten  doch  etwa 
die  Hälfte  der  Unehelichen  in  Ortschaften 
bis  zu  2000  Einwohnern  geboren  sind.  Es 
entfielen  nämlich  von  je  1000  ehelich  bezw. 
unehelich  Geborenen  auf  Ortschaften  mit 
Einwohnern 


bis  öOO 


501-2000 


2001—5000  '5001—10000 


10001  bis 
20000 


mehr  als 
20000 


eheliche 
uneheliche 


272,2 
224,2 


424,2 
269,4 


138,6 
142,8 


42,« 

62,9 


30,9 
44,9 


92,1 
255,8 


Wenn  die  Städte  verhältnismässig  mehr 
uneheliche  Geburten  als  das  Land  haben, 
so  entspricht  darum  die  Prozentzahl  nicht 
genau  ihrer  Grösse,  abgesehen  davon,  dass 
sich  die  Zahl  der  Gebiu^en  unter  Um- 
ständen durch  starken  Zuzug  von  Schwan- 


geren künstlich  erhöht.  Der  Anteil  der 
unehelichen  Lebendgeborenen  an  allen 
Lebendgeborenen  war  z.  B.  in  den  grössten 
Städten  des  Deutschen  Reichs  (1898)  fol- 
gender: 
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Ein- 
wohner- 
zahl 


I  Prozent- 
-  satz  der 
I  unehelich 
Lebend- 
geborenen 


Berlin i  758911  '  15,6 

Hamburg 657  460 ;  12,1 

München 434  890 ;  28,4 

Leipzig 4192401  18,3 

Breslan 3989571  16.9 

Dresden 377  500 ,  19,9 

Cöln  a.  Rh 341800  11,2 

Frankfurt  a.  M 244  000 1  11,7 

Hannover 226  420 '  15,8 

Magdeburg 220570!  12,3 


von  Tirol  und  Vorarlberg  sowie  Galizien 
und  Bukowina)  von  allen  weiblichen  Per- 
sonen  (im  Alter  von  14 — 45  Jahren)  ledige 


i    Im  Dnichschnitt 
i  1881 — 90  kamen  anf 
>     100  gebär^ige 


iProz. 

I 


,     Ver- 
I  heiratete 
i  eheliche 
i  Gebarten 


I  Nichtver- 
I  heiratete 
I    nnehe- 
j     liehe 
'  Geburten 


Es  können  aus  den  zahlenmässigen 
rnterlagen  nur  mit  Vorsicht  Gesetze  für 
die  uneheliche  Fortpflanzung  abge- 
leitet werden.  Im  allgemeinen  muss  die 
Zahl  der  unehelichen  Geburten  mit  der 
2^1  der  ledigen  Gebärfähigen  steigern. 
"Wenn  die  Zahl  der  letzteren  durch  Ehe- 
sohliessung  verkleinert  wird,  so  ergiebt  sich 
aber  ttx)tzdem  nicht  regelmässig  mit  der 
Zunahme  der  Heiratsfreqiienz  eine  ab- 
nehmende Unehelichkeit.  Da  das  Alter  i)  der 
ledigen  Mütter  am  häufigsten  zwischen  20  imd 
23  Jahren  beträgt,  so  müsste  besonders 
•Jiese  Altersklasse  durch  die  Ehefrequenz  ver- 
mindert werden.  Thatsächlich  ist  auch 
weniger  die  Ueiratsfrequeaz  von  Bedeu- 
dentung  als  das  Heiratsalter  (im  be- 
sonderen der  Mütter),  wenn  auch  eine  gewisse 
Beziehung  zwischen  beiden  nicht  zu  be- 
streiten ist  (Wappaeus,  von  Zwiedinek- 
Sfldenhorst  u.  a.).  Um  wieder  auf  die 
rsterreichischen  Verhältnisse  Bezug  zu  neh- 
men, so  aStehen  in  jenen  Eronläudern,  die 
einen  Prozentsatz  der  unehelichen  Geburten 
von  mehr  als  20  ausweisen,  nämlich  Nieder- 
ond  Ober-Oesterreich,  Steiermark,  Salzbui^ 
und  Kärnten  unter  1(kX»  Bräutigamen  in 
einem  Alter  unter  30  Jahren  nur  300 
un<i  weniger,  in  allen  übrigen  Ländern,  die 
weniger  als  15  Prozente  unehelicher  Ge- 
burten haben  (nur  Tirol  und  Vorarlberg  aus- 
genommen), stehen  400 — 650  unter  1000 
Bräutigamen  in  einem  Alter  unter  30  Jahren« 
(von  Zwiedinek-Südenhorst).  Hiermit  ver- 
glichen zeigt  auch  die  folgende  Tabelle, 
dass  mit  steigendem  HeLratsalter  die  Zahl  der 
übrigbleibenden  Ledigen  und  die  Zahl  der  im- 
ehelichen  Geburten  zunimmt ;  es  waren  nach 
der  Volkszählimg  von  1890  (mit  Auslassung 

')  Von  den  123295  Ledigen,  welche  in 
Oesterreich  (1897)  tote  oder  lebende  Kinder 
^baren,  waren  alt:  bis  17  Jahre  0,7,  Ober 
17—20  Jahre  10,7.  über  20—25  Jahre  40,5,  über 
2&— 30  Jahre  25,7,  über  30—40  Jahre  19,9,  j 
'  aber  40  Jahre  2,4  Prozent. 


Kärnten  .  . 
Salzburg  .  . 
Steiermark  . 
Oberösterreich 
N  iederösterreieh 
Krain  .  .  . 
Schlesien  .  . 
Mahren  .  . 
Böhmen  .  . 
Küstenland  . 
Dalmatien 
Ganz  Oesterreich 


68.8  I 

63.9  ! 
60,6  , 
58,0  I 

54,8  I 

5',7  ; 

49,3  1 

48,2  I 

47,5  ! 

4», 3  I 

50,5  I 


25,1 

8,8 

26,3 

5,3 

25.5 

5,3 

26,9 

4,3 

24,1 

5,7 

33,3 

2,2 

29,9 

2,7 

28,8 

2,7 

27,4 

3,8 

30,2 

1,8 

29,5 

•,o 

28,1 

4,2 

Diese  einfachen  Beziehungen,  die  uns 
die  österreichische  Statistik  besonders  klar 
legt,  geben  für  nele  zeitliche  und  örtliche 
Schwanktingen  in  der  Unehelichkeit  den 
Schlüssel.  So  kann  z.  B.  gesteigerte  An- 
forderung an  die  Fühning  eines  eigenen 
Haushaltes  das  Heiratsalter  hinaufsetzen 
und  damit  im  Lauf  der  Jahre  an  dem 
gleichen  Ort  oder  etwa  in  der  Stadt  gegen- 
über dem  Lande  die  Zahl  der  Unehelichen 
in  die  Höhe  treiben.  In  dem  gleichen 
Sinn  wirkt  vielerorts  eine  Ehebeschränkung, 
wie  sie  etwa  durch  Ehekonsense,  Nieder- 
lassungsbeschränkungen oder  besondere  Be- 
wirtschaftungsformen des  Landes  auferlegt 
wird,  und  wieder  umgekehrt  ist  es  z.  B. 
für  Deutschland  wahrscheinlich,  dass  der 
Wegfall  der  mannigfaltigen  Schranken, 
welche  vor  dem  Inkrafttreten  der  Reichs- 
gewerbeordnung und  des  Freizügigkeits- 
gesetzes der  Eheschliessung  entgegenstan- 
den, den  Anlass  zu  der  Verringenmg  der 
unehelichen  Geburten  gab  (1866  12,1, 
1872—80  8,8,  1881—90  9,31,  1891—99 
9,16  *'o  uneheliche  Geburten)  (Linckelmann). 
Trotzdem  darf  man  das  Wechselverhältnis 
zwischen  Heiratsalter  und  Unehelichkeit 
nicht  zu  starr  fassen:  Kriegsbereitschaft 
und  Krieg,  Misswachs,  Seuchen,  Oberhaupt 
ungünstige  Verhältnisse  wirtschaftlicher, 
politischer  und  sozialer  Art  können  zwar 
dem  unehelichen  Geschlechtsverkehr  unter 
Verminderung  der  Heiraten  Vorschub  leisten, 
unter  Umständen  lähmen  sie  ihn  aber  auch, 
so  dass  sich  gleichzeitig  die  unehelichen 
ebenso  wie  die  ehelichen  Geburten  ver- 
mindern. 
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Abgesehen  davon,  dass  die  Zahl  der 
Heiraten  die  Zahl  der  Ledigen  bestimmt, 
können  auch  (vorwiegend  aus  -wirtschaft- 
lichen Gründen)  in  der  Masse  der  Ledigen 
örtliche  VerscWebungen  eintreten:  wo  sie 
sich  anhäufen,  wächst  die  Wahrscheinlich- 
keit unehelicher  Geburten  und  lungekehrt. 
Es  findet  daher  z.  B.  die  grössere  Zahl 
unehelicher  Geburten  in  grösseren  Städten 
und  Industriecentren  schon  in  der  grossen 
Menge  der  dort  thätigen  jungen  ledigen 
Arbeiterinnen  und  Dienstboten  an  und  für 
sich  ihre  teilweise  Erklärung.  Unter  um- 
ständen (z.  B.  in  Garnisonen)  lässt  auch 
die  grosse  Zahl  lediger  Männer  einen  Ein- 
fluss  nicht  verkennen. 

Nach  diesen  Bemerkungen  über  die 
Statistik  der  unehelichen  Geburten  wäre 
eine  Würdigung  ihrer  sittlichen  und 
gesellschaftlichen  Bedeutung  zu  ver- 
suchen. Für  die  sittliche  Würdigung  des 
ausserehelichen  Geschlechtsverkehrs  über^ 
haupt  genügt  nicht  die  Betrachtung  der 
unehelichen  Geburten.  Denn  wir  kennen 
nicht  die  Fruchtbarkeit  des  ausserehelichen 
"Verkehrs  und  können  dieselbe  nicht 
ohne  weiteres  der  ehelichen  Fruchtbarkeit 
gleich  setzen;  z.  B.  ist  bei  der  kleinen 
Gruppe  der  Prostituierten  die  absichtliche 
Verhmderung  der  Empfängnis  sowie  die 
unabsichtlich  durch  Erkrankung  hervorge- 
rufene, ferner  die  Häufigkeit  des  wiUkür- 
lichen  oder  unwillkürlichen  Abortes  eine 
erhebliche.  Andererseits  dtirfte  die  unehe- 
liche Fruchtbarkeit  von  der  ehelichen  dort 
wenig  abweichen,  wo  der  uneheliche  Yer- 
kehr  in  den  ehelichen  fast  unmerkhch  über- 
geht. Wenn  -vni  also  aus  dem  Sinken  der 
unehelichen  Geburten  nicht  ohne  weiteres 
auf  eine  Abnahme  des  ausserehelichen  Ge- 
schlechtsverkehrs schliessen  können,  so  kann 
unter  Umständen  ein  Steigen  der  Geburten- 
zahl einfach  von  einer  zunehmenden  Zahl 
Lediger  abhängen,  ohne  dass  der  Verkehr 
verhlutnismässig  häufiger  geworden  wäre 
oder  auf  weitere  Kreise  übergegriffen  hätte. 

Die  sittliche  Würdigung  des  unehelichen 
Geschlechtsverkehrs  wird  oft  durch  die  be- 
sonderen wirtschaftUchen  und  sozialen  Ver- 
hältnisse beeinflusst  werden.  Um  ein  Bei- 
spiel vom  Lande  zu  wählen,  so  wird  zu- 
weilen Haus  und  Hof  von  dem  Besitzer 
erst  in  spätem  Lebensalter  an  eines  der 
Kinder  übergeben;  gleichzeitig  wird  den 
Töchtern  das  Wegheiraten  möglichst  er- 
schwert, um  ihre  Arbeitskraft  der  Wirt- 
schaft zu  erhalten;  wenn  sie  infolgedessen 
in  ausserehelichem  Verkehr  leben,  so  er- 
scheint dies  der  Umgebung  nur  natürlich; 
die  unehelichen  Kinder,  die  diesem  Verkehi- 
entspriessen,  werden  als  erwünschter  Zu- 
wachs künftiger  Arbeitskraft  betrachtet  (s. 
für  Steiermark  Zwiedinek-Südenhoret).     In 


der  Stadt  ist  andererseits  ein  grosser  Teil 
der  unehelich  verkehrenden  jungen  Mäd- 
chen ortsfremd  und  ohne  Familienanschluss, 
in  Schlafstellen  untergebracht,  welche  das 
Schamgefühl  verletzen  und  seitens  der 
zahlreichen  jungen  Männer  Verführungen 
in  einem  Alter  ausgesetzt,  in  dem  die  ver- 
mögenderen Kreise  für  ihre  Töchter  noch 
soi^ältigen  Schutz  für  nötig  halten.  Vor 
allem  stammt  der  überwiegende  Teil  der 
ausserehelichen  Mütter  aus  den  wirtschaft- 
lich schwächsten  Kreisen,  die  nicht  Gele- 
genheit haben,  mit  Hilfe  von  Vermögen, 
gesellschaftlicher  Stellung  und  ähnhchem 
dem  Hafen  der  Ehe  zuzusteuern.  Im  Ge- 
genteil findet  sich  in  diesen  Kreisen  statt 
dessen  —  mindestens  im  Bereich  des  ger- 
manischen Volksstammes  —  der  ausserehe- 
liche  Verkehr  als  gewöhnliche  Vorstufe  des 
ehelichen,  sei  es  dass  er  an  und  für  sich 
in  Absicht  auf  Heirat  gepflogen  wird,  sei 
es,  dass  erst  der  Eintritt  einer  Schwängerung 
als  Zwang  in  dieser  Hinsicht  empfunden 
wird.  Hier  ist  der  aussereheliche  Verkehr 
geradezu  eine  historisch  begründete  Sitte, 
die  zum  Teil  geradezu  als  notwendig,  zum 
Teil  mindestens  als  berechtigt  gilt,  jeden- 
falls aber  nicht  in  dem  Masse  unsittlich 
erscheint,  wie  dies  bei  den  kulturell  höher 
stehenden  Bevölkerungskreisen  der  Fall  ist. 
Hingegen  wird  als  unsittlich  auch  in  dem 
Volke  ein  Verkehr  zwischen  Vertretern 
sozial  entfernter  Gruppen  erachtet,  weil 
hier  nicht  eine  Absicht  auf  spätere  Heirat 
anzunehmen  ist.  Wir  hätten  demnach 
ausser  dem  wilden  Geschlechtsverkehr  noch 
einen  vorehelichen,  und  dieser  kann  für 
den  Civilstand  des  Kindes  folgenden  Aus- 
g£uig  nehmen:  das  uuehelicn  erzeugte  Kind 
bleibt  imehelich,  indem  Tod,  Krankheit, 
Untreue  und  andere  Verhältnisse  der  ver- 
schiedensten Art  die  Eingehung  der  Ehe 
hindern,  —  oder  es  wird  vor  der  Geburt 
des  Kindes  die  Ehe  geschlossen,  so  dass 
das  unehelich  erzeugte  Kind  ehelich  ge- 
boren wird,  —  oder  es  wird  nach  der  Ge- 
burt des  Kindes  die  Ehe  geschlossen  und 
das  Kind  —  meist  schon  hierdurch  — 
legitimiert.  Ebenso  wie  Ober  die  Sitte  des 
vorehelichen  Umgangs  neuerdings  genauere 
Studien  vorli^en  (Umfrage  der  Konferenz 
u.  8.  f.),  mehren  sich  auch  die  Zahlenangaben 
über  die  vorehelich  erzeugten  aber  ehelich 
geborenen  oder  legitimierten  Kinder.  So 
berichtet  Schneider  aus  Sachsen,  dass  bei 
allen  ehelichen  Erstgeburten  etwa  40  "/o  auf 
vorehelicher  Schyrängernng  beruhen;  dabei 
ist  der  sogenannte  4.  Stsmd  mit  reichlich 
-3  vertreten;  ein  sehr  grosser  Teil  solcher 
Ehen  wird  erst  nach  Erkenntnis  der 
Schwangerschaft,  meist  kurz  vor  der  Geburt 
geschlossen;  vielleicht  Vj  diesei-  £3ien 
schliesst    gleichzeitig    unehelich     erzeugte 
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Einder  mit  ein,  wobei  sich  wieder  der 
4.  Stand  mit  über  *s  beteiligt.  Ans  der 
klassischen  Arbeit  von  Rubin  und  Wester- 
gaard  über  die  danische  Landbevölkening 
sei  nur  erw&hnt,  dass  etwa  die  Hfilfte  der 
Erstgeborenen  vor  der  Hochzeit  gezeugt 
war  (die  Dienstmädchen  waren  besonders 
stark  beteiligt);  andererseits  hat  sich 
wenigstens  bei  der  Hälfte  der  unehelichen 
Kinder  die  Mutter  später  verheiratet,  und 
zwar  war  bei  mehr  als  der  Hälfte  dieser 
Ehen  der  Bräutigam  der  Vater  des  Kindes 
gewesen.  In  Oesterreich  gab  es  im 
Jahre  1897  neben  14,3 '/o  imehelichen 
Lebendgeborenen  2,9  *'o ,  welche  in  den 
ersten  6  Monaten  nach  Eingehung  der  Ehe 
lebend  geboren  waren;  für  Niederösterreich 
betrugen  die  entsprechenden  Prozentzahlen 
27tA  bezw.  5,1  (berechnet  aus  der  öster- 
reichischen Statistik).  Ueber  die  Zahl  der 
bei  je  100  Trauungen  legitimierten  Kinder 
(den  Legitimationsertrag  der  Ehen)  in  Oester- 
reich giebt  Seutemann  Genaues.  Der  Ertrag 
ist  am  grössten  in  Ländern  mit  vielen  un- 
ehelichen Geburten  (z.  B.  in  Kärnten).  Bei 
Betrachtimg  der  Sozialklassen  ist  er  dort 
am  grössten,  wo  der  voreheliche  Verkehr 
von  Seiten  des  Mannes  häufiger  mit  der 
wirklichen  Braut  stattfindet  In  den  Jahren 
189.">  und  1896  kamen  auf  100  Trauungen 
zwischen  8,2  und  12,0  Legitimationen 
durch  Eheschliessung  bei  Angestellten, 
zwischen  9,1  und  15,2  bei  den  Selbständigen, 
hingegen  zwischen  19,9  und  27,4  bei  der 
Arbeiterbevölkening.     Ceber  grossstädtische 


Verhältnisse  giebt  nur  eyie  vorläufige  Sta- 
tistik von  Böckh  Auskunft:  es  machten  in 
Berlin  die  in  den  ersten  7  Monaten  nach 
der  Eheschliessung  stattfindenden  Erstge- 
biu^en  4ö*,'o  aller  Erstgeburten  aus;  bei 
fast  der  Hälfte  der  mit  Legitimation  ver- 
knüpften Ehen  lag  gleichzeitig  der  Fall 
einer  vorehelichen  Schwängerung  vor. 

Cm  die  Legitimationsaussichten  für  ein- 
zelne Gruppen  der  unehelichen  genauer 
kennen  zu  lernen,  haben  wir  zunächst  den 
sozialen  Stand  und  den  Beruf  der 
unehelichen  Mütter  zu  untersuchen. 
In  Preussen  entfiel  von  KK)  unehe- 
lichen bezw.  ehelichen  Kindern  (auch  tot- 
geborenen) im  Jahre  1898  auf  die  wichtig- 
sten Formen  sozialer  SteUung  (berechnet 
aus  Zeitsclu-.  d.  Kgl.  Preuss.  Stat.  Bd.  39 
Jahrg.  1899)  folg^tnde  Anzahl: 


Selbständige  in  Besitz,  Beruf  nnd 
Erwerb 

GehiUfen,  Gesellen,  Lehrlinge,  Fabrik- 
arbeiter   

Tagarbeiter,  Tagelöhner,  Lohndiener 

Dienstboten,  Knechte,  Mägde,  Ge- 
sinde aller  Art 

Alle  nicht  in  den  amtlich  anfg^e- 
fQhrt«B  KlMsen  gehörige  Personen 


5,5  I  30,5 

«3,6  I  33,3 
18,9  I  22,5 

I 

38,5     3.2 


Nach  dem  Berufs-  und  Erwerbszweig  kommt  hierbei  die  Hauptzahl  der  unehe- 
lichen Mütter  auf  folgende  Klassen: 


Von  100  un- 
ehelichen Ge- 
burten   kom- 
men auf 
folgende 
Ellasaen 


Von  100  ehe- 
lichen Gebur- 
ten kommen 
auf  folgende 
Klassen 


Von  100  Ge- 
burten in  den 

einzelnen 
Klassen  wa- 
ren unehelich 


LSndlicbes  Gesinde  (Knechte,  HSgde)  .... 

Ländliche  Tagelöhner,  Arbeiter 

Bekleidung,  Reinigung,  Barbiere 

Fabrikanten,  Gesellen,  Gehilfen 

Fabrikarbeiter  ohne  nähere  Bezeichnnng  .    .    . 

Häosliche  Dienstboten  (ohne  das  läudüche  Ge- 
sinde)   

Lohnarbeiter  wechselnder  Art  (ohne  die  länd- 
lichen)      

Ohne  Berof  nnd  Bemfeangabe 


24,9 

U.5 

8,4 

o.t 

5,4 

30,1 

8.3 
'3,1 


«,7 

14,5 

4,6 

t.« 
4,6 

0,5 

6,5 
0,6 


54,4 
6,3 

'3-3 
0,4 
8,9 

78,8 

9.6 
63,3 


In  beiden  Tabellen  ist  eine  Anzahl  Be- 
mfepositionen  weggelassen,  weil  sie  nicht 
für  unser  Thema  erheblich  sind.  Aus  der 
Verteilung  der  gesamten  unehelichen  Ge- 
burten auf  die  einzelnen  Berufszweige  lässt 
sich     ohne    weiteres    erkennen,    dass    die 


meisten  unehelichen  Mütter  in  den  wirt- 
schaftlich schwachen  und  abhängigen  Kreisen 
zu  suchen  sind.  Wenn  in  einzelnen 
Berufen  die  unehelichen  gegenüber  den 
ehelichen  Geburten  auffällig  stark  vertreten 
sind,  so  hat  dies   zum  Teil   ven^ickeltere 
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Gründe,  zum  Teil  ergiebt  es  sich  ohne 
weheres  aus  der  Benusart,  die  z.  B.  bei 
den  Dienstboten  und  bei  den  Personen 
»ohne  Berufsangabe«  fast  nur  ledige  Weiber 
(im  letzten  Fall  wesentlich  Haustochter) 
umfasst. 

Die  Kenntnis  der  Legitimationshäufigkeit 
in  den  einzelnen  Berufen  fOlirt  uns  in  der 
moralstatistischen  Wtirdigimg  etwas  weiter; 
freilich  ist  uns  über  die  endgiltige  Legiti- 
mationsziffer nichts  bekannt  und  selbst  für 
die  ersten  Lebensjahre,  für  die  wir  sie 
allenfalls  kennen,  lässt  sich  nicht  die  wirk- 


liche Legitimationsgrösse  angeben;  hierzu 
müsste  gleichzeitig  die  Sterblichkeit  bekannt 
sein,  da  dieselbe  Zahl  von  Legitimationen 
einen  hohen  oder  niederen  Prozentsatz  er- 
giebt, je  nachdem  sie  sich  auf  wenig  oder 
viele  üeberlebende  bezieht.  Es  kommt 
dieser  Umstand  besonders  bei  der  Klasse 
der  Dienstboten  in  Betracht,  deren  Kinder 
eine  hohe  Sterblichkeit  haben.  Wir  geben 
nach  Seutemann  für  Oesterreich  (ohne  Ga- 
lizien  und  Bukowina)  eine  Tafel  für  die 
stärker  mit  Unehelichen  besetzten  Berufe. 


Beruf  der  Mutter  zur  Zeit  der 
Geburt  des  Kindes 

In  den  neben- 
bezeichneten Be- 
rufen wurden  in  den 
Jahren  1896-1896 
unehelich  lebend  ge- 
boren 

von  ihnen 
legiti- 
miert 
in  Proz. 

1.  Bauern 

1429 

59074 

21  162 

I  362 

3628 

1639 
1  182 
6610 

27352 
1044 

34241 
24561 
187  392 

■?o.6 

4.  Landwirtschaftliches  Gesinde,    in  festem  Dienstverhältnis 

stehende  land-  oder  forstwirtschaftliche  Arbeiter     .    .    . 

5.  Land-  und  forstwirtschaftliche  Tagelöhner 

9.  Hilfsarbeiter  in  der  Industrie  der  Steine  und  Erden  .    .    . 
17.  Hilfsarbeiter  in  der  Textilindustrie 

24,2 
32,7 
36,7 
34,5 

2S,^ 

21.  Hilfsarbeiter  in  der  Industrie  der  Getränke,  Genussmittel, 
Beherbergung  und  Erqnickung 

22.  Selbständige  m  der  Bekleidungsindustrie 

23.  Hilfsarbeiter  in  der  Bekleidungsindustrie 

27.  Fabrikarbeiter  und  industrielle  Tagelöhner  ohne  nähere 

Bezeichnung  des  Betriebszweiges 

40,7 
23,0 

28.6 

32.  Lohnarbeit  wechselnder  Art 

21,2 

33.  Dienstboten  (ansschl.  des  landwirtschaftlichen  und  gewerb- 
lichen Gesindes) 

40.  Personen  ohne  Berufsangabe 

Gesamtbevölkerung 

11,6 

49,7 
27,1 

Ohne  in  eine  Analyse  dieser  Zahlen  ein- 
zutreten, nehmen  wir  nur  von  den  erheb- 
lichen Schwankungen  um  27,1  ".'0  der  Legi- 
timationen Kenntnis:  bei  den  Personen 
ohne  Berufsangabe  (wesentlich  Haustcichtern), 
deren  Kinder  13,1 ';'o  der  Unehelichen  aus- 
machen, ist  schon  die  vorläufige  Legiti- 
mationszahl sehr  hoch;  ihnen  zunächst 
stehen  die  selbständig  in  der  Bekleidungs- 
industrie Arbeitenden  (Schneiderinnen,  Putz- 
macherinnen u.  s.  f.);    Zahlen  wie    in  Nr. 


9    hängen    von    örüichen     Besonderheiten 
ab. 

Hier  sei  noch  der  Einfluss  der  Gross- 
stadt auf  die  Legitimationszahl  für  ein- 
zelne Berufe  nachgewiesen  (berechnet  nach 
Seutemann).  Die  Zahl  der  1895  und  1896 
in  Wien  (A)  und  dem  übrigen  Oesterreich 
(ohne  Galizien  und  Bnkowna)  (B)  lebend 
geborenen  Unehelichen  und  der  Prozentsatz 
ihrer  Legitimation  war  für  die  am  stärksten 
beteiügten  Berufe  folgender: 


A 

11492 

28,4 

2372 

«3634 
6075 

34  594 

«3,7 

48^2 
21,2 

B 


Hilfsarbeiter  in  der  Industrie  (ohne  Hilfsarbeiter  der  Be- 
kleidungsindustrie)     

Hilfsarbeiter  der  Bekleidimgsindustrie  ....*... 
Dienstboten  (ohne  landwirtschaftliche  und  gewerbliche) 

Ohne  Berufsangabe 

Gesamte  Uneheliche 


23930 

4238 

20607 

18486 

152798 


29,5 
28,4 

«6,3 
50.« 
38,4 


Besonders  ungünstig  erscheinen  die 
IjCgitimationsverhÄtnisse  der  Dienstboten- 
kinder, zum  Teil  vielleicht  infolge  ihrer 
höheren  Sterblichkeit,  zum  Teil  mag  auch 


der  Uebergang  der  Kinder  in  Findelfür- 
sorge die  Beziehungen  im  ausserehelichen 
Verkehr  lockern.  Ausserdem  dürfte  es 
sich  aber  bei  den  städtischen  Dienstbotea 


Digitized  by 


Google 


uneheliche  Geburten 


253 


und  ebenso  bei  den  städtischen  Hilfsarbeitern  j  teilten    sieh    (nach    H.    Neiunann)    die   im 
der  Bekleidiingsindustrie  zu  einem  Teil  um  I  Jahre    1896    lebendgeborenen    Unehelichen 


öffentliche  oder  geheime  Prostitution  han- 
deln. Wir  wollen  noch  an  einem  weiteren 
Beispiel  die  Yerhältnisse  der  Grossstadt 
moralstatistisch    -würdigen:    in   Berlin   ver- 


auf  die  folgenden  Berufe  und  es  fand  inner- 
halb derselben  im  ersten  Lebensjahr  die 
angegebene  Prozentzahl  von  Legitimationen 

statt : 


Anteil  der 
Bemfe  an 
der  Gesamt- 
zahl 

Legitimiert 
m  den 
Berufen 

1    Persönlicher  Dienst 

2  574 
1858    , 
1711 

279 
107 
663 

35'! 
*5'! 
23,8 

3,9 
1,5 

9,2 

8.0 

2.  Arbeiterin 

3.  Bekleidung  nnd  Reinigong     , 

4.  Handel 

5.  Gastwirtschaft  und  Schanstellung 

6.  Rest 

11,7 

12,9 

6,8 

6.5 

11.3 

üeberhanpt 

7  '92 

100,0 

10,3 

Die  Legitimierung  ist  bei  den  Kindern  der 
Dienstboten  auch  hier  gering;  im  übrigen 
dürften  sich  die  sozialen  Verhältnisse  in  Wien 
und  Berlin  nicht  ganz  decken.  Man  kann 
übrigens  die  Angehörigen  der  einzelnen  Be- 
rufe noch  nach  ihrer  sozialen  Lage  weiter 
differenzieren  und  findet  dann,  z.  B.  in  Berlin, 
dass  diejenigen  Mädchen,  welche  zu  ihrer 
Entbindimg    eine    Gebäranstalt    aufsuchen 


und  ihr  End  häufig  in  Halte-  oder  Waisen- 
pflege bringen  müssen,  ziemlich  scharf  den- 
jenigen gegenüber  stehen,  welche  in  Privat- 
wohnung entbinden,  ihr  Kind  in  privater 
unentgeltlicher  Pflege  lassen  und  die  öffent- 
liche Fürsoi^e  nicht  in  Anspruch  zu  nehmen 
brauchen.  Mit  Uebergehung  der  in  privaten 
Anstalten  Geborenen  geben  wir  die  Legiti- 
mation nach  Beruf  und  Ort  der  Entbindung: 


In  öffentlichen 
Anstalten 


geboren 


hiervon 
le^ti- 
miert 
Proz. 


In  privater  Wohnung 


geboren 


hiervon 
le^ti- 
miert 
Proz. 


1.  Persünlicher  Dienst 

2.  Arbeiterin 

3.  Bekleidung  und  Reinigung.    .    . 

4.  Handel 

5.  Gastwirthschaft  und  Schaustellung 

6.  Rest 


Schon  die  Legitimationszahl  für  das 
erste  Lebensjahr  (in  der  letzten  Rubrik 
dieser  Tabelle)  deutet  darauf  hin,  dass  wir  in 
Berlin  bei  einem  grossen  Teil  der  Ar- 
beiterinnen und  der  in  der  Bekleidung  und 
Reinigung  Beschäftigten,  zum  Teil  auch 
der  Dienstboten  einen  Geschlechtsverkehr 
haben,  bei  dem  die  Absicht  oder  wenigstens 
die  Aussicht  auf  Eheschliessung  vorliegt. 
Xach  einer  Berechnung  von  Böckh  für  das 
Jahr  1885,  welche  Sterblichkeit  und  Abzug 
in  Anschlag  bringt,  werden  sogar  (ohne  Be- 
rücksichtigimg dieser  besonderen  Gruppen) 
ganz  all^mein  im  Vergleich  mit  den 
gleichzeihg  in  Berlin  lebenden  Unehelichen 


1  202 
429 
378 
32 
52 
113 


1,7 
2,1 

*'ä 
5,8 
0,0 

4,4 


1230 

1395 

I  711 

181 

54 
467 


14,7 
14.8 
12.9 
8.3 
II. I 
13.9 


bis    zum   vollendeten    5.   Lebensjahre    fast 
-  j  aller  unehelichen  Kinder  legitimiert. 

Wir  w^erfen  noch  einen  Bück  auf  den 
Wert,  welchen  die  unehelichen  Geburten 
auf  den  Bevölkerungsstand  haben. 
Unsere  Kenntnisse  entbehren  allerdings  in 
dieser  Richtung  einer  ausreichenden  Ge- 
nauigkeit Nach  der  österreichischen  Sta- 
tistik (für  1897)  sollen  die  Dienstboten  in 
Wien  fast  ebensoviel  zur  Volksvermehrung 
beitragen  als  z.  B.  der  gesamte  Handels- 
stand. Für  Berlin  weist  Böckh  (Stat.  Jahrb. 
1896,  S.  58)  darauf  hin,  dass  die  bei  den 
unehelichen  Müttern  am  zahlreichsten  ver- 
tretenen Benifsklassen  dieselben  sind,  welche 
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auch  in  der  Zahl  der  Eheschliessungen  am  1  Kinder  nur  sehr  selten  nach  ausserhalb  ver- 
weitesten  über   den    Durchschnitt   hinaus- 1  ziehen. 


gehen:  wenn  man  nun  bedenke,  dass  von 
den  Eheschliessungen  etwa  32%  solche 
sind,  dim;h  welche  entweder  Kinder  legiti- 
miert oder  die  Ehelichkeit  des  erwarteten 
Kindes  vor  der  Geburt  sicher  gestellt  wird, 
so  sei  der  Zusammenhang  beider  Verhält- 
nisse  nicht   zu  bezweifeln.     Es  trete  also 


Während  die  diskreten  Entbindungen  bei 
Hebammen  (für  Berlin)  niu:  wenig  in  Be- 
tracht kommen,  sind  die  öffentlichen 
Entbindungsanstalten  in  Berlin  ebenso 
wie  in  allen  Grossstädten  für  die  Entbindung 
Ledigschwangercr  von  grosser  Wichtigkeit: 
diese    Anstalten    sind  wesentlich  von  den 


durch    die   häufigen    Verheiratungen    eine  I  letzteren  belegt,  im  besonderen  von  denen, 
Sanierung  ein,  welche  der  in  grossen  Städten  die  unbemittelt  oder  ortsfremd  sind.    Da  in 


meist  unzureichenden  Fortpflanzung  der  Be- 
völkerung zu  gute  komme. 

2.  Lebenslauf  der  anehelichen  Kin- 
der; hierbei  Sterblichkeit  Wenn  man 
auch  den  unehelichen  Kindern  schon  lange 
ein  moralstatistisches  Interesse  zuwendet, 
so  blieben  ihre  Lebensverhältnisse  trotz- 
dem wenig  bekannt.  Um  die  auf  dem 
Lande  lebenden  U^nehelichen  hat  man  sich 
flberhaupt  wenig  bekümmert;  je  nach  den 
sozialen  Zuständen  scheinen  ilu«  Verhält- 
nisse mehr  oder  weniger  von  denen  der 
ehelichen    Kinder   abzuweichen.     Bei    den 


der  Regel  übersehen  wird,  dass  die  An- 
stalten ti-otzdem  nur  einen  kleinen  Teil  der 
Ledigschwangeren  aufnehmen,  so  führen  wir 
an,  dass  in  BerHn  z.  B.  von  den  im  Jahre 
1896  geborenen  Unehelichen  nur  31*/o  dort 
zur  Welt  kamen  und  zwar  aus  der  Gruppe 
der  unehelichen  Dienstboten  47,  der  Ar- 
beiterinnen 23,  der  in  Reinigimg  und  Be- 
kleidung Thätigen  22,  des  Handels  19,  der 
Gast^^'irtschaft  und  Schaustellung  49  und 
des  Restes  17  "/o.  Von  allen  dort  Entbun- 
denen waren  über  die  Hälfte  (54  «/o)  Dienst- 
boten.    Die  Klasse  der  in  öffentlichen  An- 


Unehelichen  der  Grossstädte  pflegt  man  sehr ,  stalten  Entbundenen  steht  in  jeder  Hinsicht 


im  Gegensatz  zu  der  Klasse  der  privatim 
Entbundenen;  in  ihr  finden  sich  besonders 
viele  moralisch  Minderwertige,  welche  nicht 
selten  auch  in  ihrer  Geistesverfasstmg  ab- 
norm sind ;  hier  sind  die  Kinder,  welche  am 


mit  Unrecht  wesentlich  an  die  in  entgelt- 
licher Pflege  lebenden  unehelichen  Kinder 
zu  denken.  Schon  bei  früherer  Gelegenheit 
erwähnten  wir,  dass  es  —  mindestens  in 
Berlin  —  eine  grosse  Klasse  von  unehe- 
lichen Müttern  (im  Jahre  1896  etwa  03  "/o) ,  schwersten  ihre  uneheliche  Geburt  zu  tragen 
giebt,  die  in  mancher  Beziehung  erkennen  i  haben.  Besonders  in  dieser  Gruppe ,  in 
lässt ,  dass  es  sich  um  einen  festen  und '  einem  erheblichen  Grade  aber  überhaupt  bei 
g-eordneten  Geschlechtsverkehr  handelt :  hier  i  den  unehelichen  Kindern,  wird  die  Mutter  ge- 
sind die  Mütter  in  privater  Wohnung  ent- '  zwungen,  sich  sehr  bald  wie<ler  ihrem  Benife 
bundeuj  dem  Stande  nach  meist  Arbeiterinnen  zu  widmen  und  die  Pflege  des  Kindes  mehr 
und  mit  Bekleidung  und  Reinigung  sowie  oder  weniger  anderen  zu  überlassen.  Bei 
in  persönlichem  Dienst  Beschäftigte :  von  j  den  in  Anstalten  geborenen  Kindern  giebt 
ihren  Kindern  blieben  82,8  '/o  ausschliesslich  es  oft  noch  eine  kurze,  aber  verhängnisvolle 
in  unentgeltlicher  Pflege  und  wurden  nicht ,  Zivischenzeit :  wenn  nämlich  die  Mutter  nach 
weniger  als  16,9 '/o  schon  im  1.  Lebensjahr  ihrer  Entlassung,  etwa  am  10.  Wochenbetts- 
legitimiert Von  290  solcher  Säuglinge,  die  tage,  vorläufig  arbeitsunfähig  oder  mittellos 
sich  in  unentgeltlicher  Pflege  befanden,  mit  ihrem  Neugeborenen  in  Schlafstellen 
lebten  (nach  einer  anderen  Nachfrage)  4  ",'0  1  oder  im  Obdach  Unterschlupf  sucht.  Ueber- 
bei  den  im  Konkubinat  lebenden  Eltern, '  trägt  weiterhin  die  uneheliche  Mutter  die 
weitere  80*>/o  bei  der  Mutter,  die  in  14 '/o  Pflege  ihres  Kindes  gegen  oder  ohne  Ent- 
in eigener  Wohnung,  in  36  "/o  bei  ihren  gelt,  ganz  oder  teilweise  Fremden,  so  stellt 
Eltern,  in  6  "'0  bei  den  Verwandten,  in  17  ""/o  sich  die  Hauptgefährdung  des  Säuglings  in 
in  Schlafstelle  und  in  7"/o  in  unbekannter  der  Versagung  der  Mutterbrust  dar.  Nach 
Weise  wohnte;  schliesslich  lebten  15 "/o  der  Böckh  (Berliner  Volkszählung  von  1885)  er- 
Kinder, von  der  Mutter  getrennt  in  unent-  hielten  von  1000  ehelichen  bezw.  unehelichen 
gelthcher  Pflege.  Dass  die  Mütter  häufig  Kindern  in  den  einzelnen  Lebensmonateii 
hier  Familienanhang  haben,  bei  dem  sie  mit  bezw.  zusammen  in  den  ersten  11  Monaten 
dem  Kind  oder  das  Kind  allein  bleiben  Brustmilch: 
kann,   geht  auch  dai-aus  hervor,  dass  diese 


2.     I    3. 


im 


0.     I    e.     , 
Monat 


8. 


10. 


I    1 1       über- 
'    ^^      hanpt 


eheliche 
uneheliche 


762 
601 


682  I  628 
356  I  366 


573 
327 


555 
321 


554 
318 


551 
302 


537 
280 


502 
324 


470 
285 


449 

270 


576 
353 
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Gerade  bei  den  künstlich  ernährten  Säug- 
lingen   ist   die    Abwartung   für    seine   Ge- 
sundheit besonders  wichtig.    Mag  sie  auch 
in  unentgeltlicher  Pflege  oft  sehr  mangel- 
haft   sein,    so    ist    sie    es    diuxJischnitt- 
lich    noch    mehr    in  der  entgeltlichen 
Pflege    (Zieh-,   Kost-,    Haltepflege).     Die 
letztere  tntt   z.  B.  in  Berlin  (ebenso  übri- 
gens in  Dortmund)   bei  etwa  Vi  der  Un- 
ehelichen in  ihrem  1.  Lebensjahr  für  durch- 
schnittlich 4  Monate  ein  und  erstreckt  sich 
in  unbekannter  Häufigkeit  auch  auf  die  fol- 
genden Jahre.    Um  von  der  wenigstens  in 
Berlin   nur  spärlichen  Zahl  der  in  Privat- 
anstalten  geborenen  Kinder  abzusehen,   so 
kommen  verhältnismässig  viele  (28**/o)  von 
den  in  öffentlichen  Anstalten  geborenen  Un- 
ehelichen in  fialtepflege  und  zwar,  wie  be- 
greiflich, schon  früh  (am  15. — 30.  Tag  über 
die  Hälfte).    Obgleich    von  den  in  privater 
Wohnung   Geborenen   verhältnismässig  nur 
sehr    wenig    in    Haltepflege    kommen    (in 
unserem  Fidl  15  "'o),  so  sind  es  doch  inAji- 
betracht    der    grossen    Zahl    privatim    Ge- 
borener  noch  immer  mehr  als  die  Kinder 
der    anderen    Kategorie    (47*/o    gegenüber 
41".o   der  Haltekinder).    Dem  Berufe  nach 
sind    mindestens    die    Hälfte    der    Mütter, 
welche  ihr  Kind  in  en^eltliche  Pflege  geben, 
Dienstmädchen.    Da  die  entgeltliche  Kinder- 
pfle^  zunächst  eine  Geschäftssache  ist,  um 
freilich  oft  genug  zu  einer  Herzenssache  zu 
werden,   so'  hängt  ihre  Güte  besonders  im 
Beginn  von  der  Höhe  und  Regelmässigkeit 
der    Entlohnung    ab.     Es    haben   aber   die 
leichtfertigen  Mütter  kein  Geld  oder  keine 
Neigung,    hiermit   die   Pflege   zu  bezahlen, 
und  selbst  die  besseren  Mütter  verdienen  in 
der  R^el  nicht  soviel,   um  das  Pflegegeld 
allein    aufzubringen,    von    Krankheit    und 
Arbeitslosigkeit  ganz  zu  schweigen;  auf  be- 
sondere  Schwierigkeit  stös^t    die    Zahlung 
beina    Wiederbeginn    der    Arbeit      Um    zu 
bearteilen,  in   welcher  Ausdehnung  die  na- 
türlichen "Väter  zum  Unterhalt  der  Kinder 
beitragen    können,    betrachten    wir  diesen 
Stand    (soweit   er   von   mir  in  Berlin   für 
ärmere  Uneheliche  erfragt  wurde):  von  373 
Vätern   waren  30   Dienstpersonen   (hiervon 
1  zum  Militärdienst  eingezogen),  59  Arbeiter 
(mit  4  Soldaten),  168  Abhängige  in  Hand- 
weAen  und  anderen  Berufen  (11  Soldaten), 
26    gemeine   Soldaten,    17    Angestellte   der 
Poet,  Pferdebahn,  kleine  Beamte,  13  Kellner 
mid    bei  SchausteDung  Beschäftigte,  21  ab- 
hängige Kaufmänner  (1    Soldat),    24   selb- 
stänilige  Kaufmänner  (auch  Hausbesitzer),  8 
akademisch  Gebildete,  auch  in  Vorbereitung, 
7  Bemfsmilitärs.    Im  besonderen  verteilten 
rieh  978  Väter  von  Leipziger  Haltekindern 
(nach  Taube)  mit  folgendem  Prozentsatz  auf 
die  einzelnen  Berufe: 


Handwerker 27,7 

Handarbeiter 9.2 

Manrer  und  Zimmerlente 5,1 

Fabrikarbeiter 9,4 

Kaoflente  ond  Händler 10,9 

Markthelfer 5,6 

KutBcher 5,1 

Oekonomen 1,7 

Diener  nnd  Kellner 3J7 

Soldaten 7,8 

Restanrateare 0,7 

Beamte 2,7 

Künstler 0,7 

Studenten 2,7 

Aerzte 0,7 

Lehrer 0,2 

Offiziere 2,7 

Rentner 0,7 

unbekannt 2,4 

Bei  den  Kindern,  die  einem  leichtfertigen 
Verkehr  entsprangen,  suchen  sich  die  zah- 
lungsfähigen Väter  ebenso  wie  die  wenig 
oder  nicht  bemittelten  der  Alimentierung 
häufig  zu  entziehen ;  manche  Mütter  können 
auch  nicht  die  Anerkennung  der  Vaterschaft 
beanspruchen.  Schliesslich  findet  bei  manchen 
Müttern  —  schon  durch  die  nur  flüchtige 
Berührung  mit  dem  Kinde  —  die  Mutter- 
liebe keine  Gelegenheit  zur  Entwickelung, 
so  dass  ihnen  wenig  dai^n  liegt  die  Kosten  für 
den  Unterhalt  des  Kindes  aufzubringen.  Auf 
der  anderen  Seite  sehen  wir  sehr  häufig, 
dass  die  Väter  gern  freiwillig  oder  auch  auf 

fjrichtlichen  Zwang  hin  zum  Unterhalt  des 
indes  beisteuern. 
Die  abnormen  Lebensverhältnisse  der  un- 
ehelich Geborenen  drücken  sich  überall  auch 
in  ihrer  abnormen  Sterblichkeit  aus; 
dieselbe  ist  allerdings  nur  für  das  1.  Lebens- 
jahr und  auch  hier  nur  ungenau  —  mit  zu 
niedrigen  Zahlen  —  bekannt,  insofern  der 
Abgang  durch  Verzug  und  vor  allem  durch 
Legitimation  fetst  nirgends  Berücksichtigung 
findet  Kegelmässig  und  überall  ist  schon 
der  Satz  der  unehelichen  Totgeburten 
grösser  als  derjenige  der  ehelichen ;  z.  B. 
kamen  in  Preussen  in  den  Jahren  1892  bis 
1894  auf  100  eheliche  Kinder  3,2,  auf  100 
imeheliche  4,5  Totgeburten ;  es  wären  dies  auf 
100  uneheliche  Totgeburten  71  eheliclie.  Auf 
dem  Laude  sind  die  Totgeburten  seltener  als  in 
den  Städten :  in  der  eben  erwähnten  Statistik 
entfielen  auf  100  uneheliche  Totgeburten  auf 
dem  Lande  78,  in  den  Städten  62  eheliche ; 
man  bringt  dies  mit  der  schweren  Arbeit 
derFabri^beiterinnen,  der  geringeren  Scho- 
nung im  städtischen  Treiben  in  Beziehung; 
hiei-zu  kommt  die  Einwirkung  der  Syphilis, 
die  in  der  Stadt  verbreiteter  als  auf  dem 
Lande  ist. 

Die  Sterblichkeit  der  unehelichen 
Kinder  ist  überall  im  ersten  Lebens- 
jahr gegenüber  der  Sterblichkeit  der  ehe- 
lichen  erhöht;   der   folgende  internationale 
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Vergleich  ^nach  Bulletin)  ist  von  Interesse, 
obgleich  die  Sterblichkeit  der  unehelichen 
nicht  derjenigen  der  ehelichen,  sondern  viel- 
mehr aller  Säuglinge  gegenübergestellt  ist. 


Es  starben  auf 

Beobach- 

100 S&ugliuge 

tungs- 

periode 

über- 
haupt 

unehelich 

Italien  .    .    .    . 

1883—93 

198 

264 

Frankreich    .    . 

1883—92 

168 

286 

Schweiz     .    .    . 

1883-93 

160 

230 

Belgien     .    .    . 

1883-89 

160 

247 

Holland     .    .    . 

1885-93 

172 

266 

Preussen  .    .    . 

1883-93 

208 

357 

Bayern .    .    .    . 

1883-93 

280 

355 

Sachsen     .    .    . 

1883-93 

283 

389 

Württemberg     . 

1883—93 

263 

323 

Oesterreich    .    . 

1883—93 

218 

302 

Schweden  .    .    . 

1891-93 

106 

«74 

Norwegen .    .    . 
Finlaud     .    .    . 

1883—92 

97 

155 

,1883—93 

149 

191 

Spanien     .    .    . 

1878-82 

192 

303 

zeichnend  sind  auch  die  Verhältniszahlen, 
die  vir  für  einige  deutsche  Städte  geben, 
wobei  die  letzteren  nach  ihrer  unehelichen 
Geburtenfrequenz  geordnet  sind: 


Eine  gesetzmässige  Beziehung  zwischen 
der  Zahl  der  unehelichen  Geburten  oder  der 
Sterblichkeit  der  ehelichen  Kinder  einer- 
seits und  der  Sterblichkeit  der  unehelichen 
Kinder  andererseits  lässt  sich  kaum  aufstellen ; 
immerhin  ist  sowohl  bei  hoher  Sterblichkeit 
der  ehelichen  Kinder  sowie  bei  grosser 
Häufigkeit  der  unehelichen  Geburten  — 
beides  trifft  häufig  zusammen  —  zu  be- 
merken, wie  sich  der  Unterschied  der  Sterb- 
lichkeit zwischen  Ehelichen  und  Unehelichen 
mehr  ausgleicht. 

Ebenso  wie  bei  den  unehelichen  Tot- 
geburten sieht  man  bei  den  imehelichen 
Säuglingen  in  der  Regel  eine  höhere  Sterb- 
lichkeit in  der  Stadt  als  auf  dem  Lande; 
allerflings  kann  sich  die  Sterblichkeit  in  den 
Städten  für  den  Säugling  —  auch  für  den 
unehelichen  —  infolge  hygieinischer  Ver- 
besserungen bis  zur  Yerwischung  jenes 
Gegensatzes  vermindern. 

Eine  Verminderung  der  allgemeinen 
Säuglingssterblichkeit  an  irgend  einem  Orte 
braucht  nicht  das  Verhältnis  der  Sterblich- 
keit der  Ehelichen  zu  deijenigen  der  Un- 
ehelichen zu  beeinflussen,  es  sei  denn,  dass 
die  Verbesseningen  auch  den  eigenartigen 
Notstand  der  Unehelichen  entsprechend  be- 
rücksichtigten ;  umgekehrt  kann  sich  übrigens 
auch  die  Verhältniszahl  dadurch  niedrig 
halten,  dass  auch  bei  den  Ehelichen  die 
Lebensverhältnisse  ungünstig  liegen.  So 
verbesserte  sich  in  BerUn  die  Verhältniszahl 
trotz  des  hygieinischen  Aufschwung  nicht; 
es  starben  dort  nach  den  nicht  l^erichtigten 
Sterblichkeitsziffern  1876—80  1,70. 1881—85 
1,72,  1886—90  1.72,  1891—95  1,81  mal  mehr 
uneheliche  Säuglinge  als  eheliche.    Sehr  be- 


1893            Eheliche 

Un- 
eheliche 

Auflebet 
starben 
unehel. 

Frankfurt  a.  M.       13,8 

32,2 

2,33 

Hamburg  U.Vororte  15,7 

34,0 

2,17 

Berlin                     23,0 

40,7 

1,77 

Breslau                    27,5 

38,6 

1.40 

Leipzig                   23,5 

36,2 

1,54 

München                 30,2 

32,2 

1,06 

Die  Sterblichkeit  ist  bei  den  unehelichen 
Kindern,  entsprechend  den  Verliältnissen  der 
allgemeinen  Sterblichkeit,  nach  der  Geburt 
am   höchsten  und  fällt  im  weiteren  Säug- 
lingsalter etwas  ab,  lun  jedoch  erst  jenseits 
desselben  eine  niedlrigere  Stufe  zu  erreichen. 
Sie  ist,  wie  allein  Böckh  durch  exakte  Be- 
rechnung für  die  ersten  5  Lebensjahre  nach- 
wies,   hierbei  jederzeit   höher  als  bei  den 
ehelichen  I  im   besonderen  ist  sie  aber  im 
1.  Lebensjahr,  mit  derjenigen  der  letzteren 
verglichen,  sehr  hoch,  und  zwar  tritt  dieses 
Missverhältnis  am  stärksten  in  den  ersten 
Lebensmonaten  hervor;  wenn  z.  B.  in  Berlin 
im  ganzen  ersten  Lebensjahr  (im  Jahre  1898) 
2,00    mal    mehr    Uneheliche   als   Eheliche 
starben,  so  stellte  sich  diese  Zahl  für  den 
1.  Lebensmonat  auf  2,75,   für  den  2.  auf 
2,78.     Die   hohe   Sterblichkeit  der  unehe- 
lichen Säuglinge  folgt  aus  dem  geringeren 
Grad  von  Lebensfähigkeit  (wie  es  schon  nach 
der  höheren  Zahl  der  Totgeburten  zu  er- 
warten war)einei'seits  und  aus  dem  Mangel  der 
normalen  häuslichen  Pflege  dim;h  die  jSlutter 
andererseits.     Es  werden  daher  zahlreiche 
Kinder  an  denjenigen  Zuständen,  welche  mit 
der  Lebensschwäche  in  Verbindung  stehen 
und  sich   in  verschiedener  Weise  äussern 
können,  zu  Grunde  gehen;  andere  Kinder 
an   den  Folgen   ungünstiger  Pflegeverhält- 
nisse, die  vor  allem  —  bei  der  vorwiegend 
künstlichen  Ernährung  —  in  der  Form  von 
Verdauungsstörungen  zu  Tage  treten.  Von  be- 
sonderen Todesursachen  beansprucht  ausser- 
dem die  angeborene  Syphilis  bei  den  Un- 
ehelichen  eine  grössere    Bedeutung;    doch 
müssen  wir  im  übrigen  verzichten,  auf  die 
Todesursachen  einzugehen,  weil  ihre  Kennt- 
nis in  mancher  Hinsicht  unziu:eichend  ist. 
Hier  wäre  eine  kritische  Bemerkung  von 
einiger  Bedeutung  am  Platze.    Um  den  Ein- 
fluss  der  Unehelichkeit  zu  erkennen,   wäre 
es  nötig,  dass  die  Vergleichsobjekte  —  ehe- 
liche und  uneheliche  Kinder  —  im  übrigen 
einigermassen  übereinstimmten.     Wenn  sie 
dies   z.  B.    bei  der  sozialen  Stellvmg   der 
Eltern  nicht  thun,  so  muss  es  dahingesteUt 
bleiben,   welchen  Einfluss  die  verschiedene 
soziale  Gliederung  als  solche  ausübt.    Selbst 
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■wenn  das  statistLsche  Material  die  Berück- 
sichtigung der  sozialen  Verhältnisse  erm^- 
lichte,  80  wäre  es  trotzdem  sachlich  nicht 
gerechtfertigt,  in  der  einzelnen  sozialen 
Gruppe  die  ledige  Frau  mit  der  Gesamtheit 
der  in  der  Gruppe  vorhandenen  Männer  und 
Frauen  in  Vergleich  zu  bringen.  Auch  in 
anderer  Hinsicht  müssen  Irrtümer  entstehen, 
wenn  wir  eine  feinere  Gliederung  innerhalb 
der  Gesamtheit  der  unehelichen  durchzu- 
führen versäumen  oder  nicht  in  der  Lage  sind. 
Z.  B.  wissen  wir  aus  den  Anstaltsentbindungen, 
dass  die  unehelichen  Kinder  durchschnittlich 
etwas  zu  fnlh  und  mit  zu  leichtem  Körper- 
gewicht geboren  werden ;  es  hängt  dies  wahr- 
scheinlich mit  Entbehrungen  oder  zu  lange 
fortgesetzter  Arbeit  am  Ende  der  Schwanger- 
schaft zusammen.  Wenn  wir  die  soeben 
dargelegte  Thatsache  auf  die  viel  grössere 
Menge  der  imeheUchen  Kinder  übertragen, 
welche  in  privater  Wohnung  geboren  wer- 
den, so  ist  diese  Annahme  zwar  wahrschein- 
Uch  zutreffend,  jedoch  nicht  erwiesen.  Wie 
auch  die  Sterbuchkeit  noch  innerhalb  der 
Gruppe  der  Unehelichen  je  nach  Verhält- 
nissen, die  ihnen  eigenartig  sind,  wechselt, 
ist  aus  der  Untersuchimg  H.  Neumanns  zu 
ersehen,  obgleich  sie  nur  einen  Geburts- 
jahrgang  umfasst :  von  den  in  privaten  Woh- 
nungen geborenen  Unehelichen  starben  im 

1.  Jahr  327  pro  Mille,  von  den  in  Anstalten 
geborenen  471,  also  1,4  mal  mehr;  in  der 

2.  Hälfte  des  1.  Monats  bezw.  im  2.  Monat 
war  die  Sterblichkeit  sogar  2,6  bezw.  2,3 
mal  so  gross:  ein  Vergleich  dieser  letzteren 
Gruppe  mit  der  Sterblichkeit  der  Gesamt- 
heit der  Ehelichen  (die  wir  weder  ausführen 
wollen  noch  können)  ergäbe  einen  unge- 
heueren Gegensatz. 

Vom  statistischen  Standpunkte  aus  mnss 
übrigens  zugegeben  werden,  dass  die  Gnippen 
mit  sehr  hoher  Sterblichkeit  zu  klein  sind, 
als  dass  sie  auf  die  Sterblichkeitszahl,  die  sich 
bei  den  günstigeren  und  grösseren  Gruppen 
ergiebt,  erheblich  einwirken  könnte.  Ebenso- 
wenigreicht die  gegenüber  den  Ehelichen  sehr 
hohe  Sterblichkeitsziffer  der  Unehelichen  in 
der  Regel  aus,  um  die  gesamte  Sterblichkeit 
der  Säuglinge  beträchtlich  zu  steigern ;  z.  B. 
starben  im  Jahre  1898  in  Berlin  (nach  der 
Berechnung  im  Stat.  Jahrb.)  von  den  unehe- 
lichen Säuglingen  43,1,  von  den  ehelichen 
20,9,  von  allen  Säuglingen  24,0 Wo. 

Nach  dem  I.Lebensjahre  schmilzt 
die  Zahl  der  Unehelichen  schnell  weiter  zu- 
saounen ;  nach  einer  Berechnung  von  Böckh 
für  die  in  Berlin  in  den  Jahren  1880  und 
1881  Geborenen  vollendeten  ebendort  ihr 
5.  Jahr  nur  182,4  bezw.  192,2  auf  1000. 
Das  militärpflichtige  Alter  von  20  Jahren 
erreichten  (nach  Neumann)  von  1000  in  den 
Jahren  1869  bezw.  1870  in  Berlin  ehelich 
geborenen  Knaben  5.39  bezw.  507,  von  lOOO 


unehelichen  in  den  Jahren  1868,  1869,  1870 
niu:  136,  140,  135;  von  letzteren  kamen 
übrigens,  um  an  die  Böckhschen  Zahlen 
einen  gewissen  Anschluss  zu  versuchen,  40  <Vo 
ausserhalb  Berlins  zur  Stellung. 

Der  Beruf  war  bei  den  stellungspflich- 
tigen  unehelidien  Berlinern  in  40,2%  Pro- 
fessionist, in  22,4  <*/o  Arbeiter  (ohne  nähere 
Angabe),  in  10,4 '/o  Handels-  und  Hausier- 
gewerbe, in  7,4 '/o  Nahrungsmittel,  Beher- 
bergung, Erquickung,  Schaustellungen,  Ver- 
kehr, während  der  entsprechende  Prozent- 
satz für  die  ehelichen  38,7  —  9,8  —  16,4 
—  7,0  war.  Demnach  überwiegen  bei  den 
Unehelichen  die  Arbeiter  ohne  berufsmässige 
Vorbildung  und  treten  alle  Berufe,  welche 
eine  längere  Vorbereitung  erfordern,  im  be- 
sonderen die  sogenannten  freien  Berufe,  zu- 
rück. 

Während  es  nicht  sicher  ist,  ob  sich  die 
Unehelichen  im  reifen  Lebensalter  körper- 
lich von  den  Ehelichen  unterscheiden,  steht 
es  anders  mit  ihrer  moralischen  Ent- 
wickelun^;  hier  wirken  die  mannigfachen 
Mängel  im  Familienleben  und  in  der  Er- 
ziehung, verstärkt  durch  Armut  und  sitt- 
liche Missstände,  häufig  ungünstig  ein.  H. 
Neumann  vergleicht  die  moralische  Ent- 
wickelung  von  ehelichen  und  unehelichen  in 
Berlin  geborenen  Knaben  bis  zum  Eintritt 
in  das  militärpflichtige  Alter:  schon  von 
Beginn  der  Strafmündigkeit  an  hatten  die 
Unehelichen  eine  grössere  Kriminidität,  und 
zwar  waren  zwischen  12  und  22  Jahren 
wegen  Vergehen  und  Verbrechen  von  den 
Unehelichen  19,5%  gegenüber  9,6 '/o  der 
Ehelichen  (wegen  Uebertretungen  4,3  gegen- 
über 3,9)  bestraft ;  ausserdem  hatten  die  Un- 
ehelichen ein  viel  längeres  Strafregister  (fast 
1/4  der  bestraften  Unehelichen  war  bis  zu 
seinem  22.  Jahr  schon  4 — 13  mal  verurteilt 
worden);  die  Zahl  der  einzelnen  Verurtei- 
lungen wegen  Verbrechen  und  Vergehen 
war  daher  2,64  mal,  die  der  Uebertretungen 
2,26  mal  so  gross  bei  den  Unehelichen  als 
bei  den  Eheuchen.  —  Alle  sonstigen  An- 
gaben über  die  MoralitSt  der  Unehelichen 
leiden  darunter,  dass  die  Zahlen  nicht  auf 
die  Summe  der  überhaupt  lebenden  Unehe- 
lichen bezogen  werden  können.  Bei  der 
geringen  Zahl  erwachsener  Unehelicher  ist 
trotzdem  z.  B.  die  stärkere  Beteiligung  der 
unehelichen  Mädchen  an  der  Prostitution, 
bei  der  sich  in  Berlin  im  Jahre  1870  12,.5, 
im  Jahre  1874  15,7  */o  Uneheliche  •  fanden, 
zweifellos  (Hupp6,  Schwabe).  Wenn  sich 
uneheliche  Knaben  und  Mädchen  liesonders 
häufig  in  Erziehungs-  und  Rettungsanstalten 
finden,  so  kommen  hierfür  ziun  Teil  noch 
besondere  Gründe  in  Betracht,  aber  selbst 
unter  Berücksichtigung  derselben  deutet  es 
auf  eine  hohe  Verwahrlosung  der  Unehe- 
lichen, wenn  z.  B.  unter  430  in  den  Jahren 
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1894—1899  der  Stadt  Berlin  wegen  Ver- 
gehen zur  Zvangserziehung  überwiesenen 
Kindern  nicht  weniger  als  68  {=  15,8  "/o) 
uneheliche  waren.  Schliesslich  sind,  wie  es 
nach  dem  bisher  Gesagten  zu  erwarten 
war,  auch  in  den  Zuchthäusern  die  Unehe- 
lichen unverhältnismässig  stark  vertreten  (in 
Preussen  waren  unter  dem  Zugang  an  männ- 
lichen wie  weiblichen  Zuchthausgefangenen 
im  Jahre  1898/99  11,2  o/o  uneheUch). 

3.  Ffirsorge  durch  Gesetz  und 
Wohlthätigkeit  Bei  der  Fürsorge  für 
das  uneheliche  Kind  stehen  sich  von  alters 
her  zwei  Gesichtspunkte  gegenüber:  beson- 
ders bei  den  romanischen  Völkern  erbarmte 
man  sich  des  unehelichen  Kindes  als 
solchen  ohne  Rücksicht  auf  die  Mutter  und 
den  Vater,  die  festzustellen  man  verzichtete  (s. 
auch  d.  Art.  Findelhäuser  und  Findel- 
anstalten oben  Bd.  III,  S.  1034  ff.).  Auf  der 
SHideren  Seite  hält  man  mindestens  die  Mutter, 
in  wechselndem  Masse  auch  den  Vater,  für 
verpflichtet,  das  Kind  zu  versoi^n.  Ist  die 
Mutter  hierzu  nicht  imstande,  so  erseheint  sie, 
nicht  unmittelbar  das  Kind,  unterstützungs- 
berechtigt. Hier  wäre  nur  auf  den  zweiten 
Standpunkt  genauer  einzugehen. 

In  Deutschland  hat  das  uneheliche  Kind 
(im  Gegensatz  zu  einigen  anderen  Staaten) 
im  Vernältnisse  zu  der  Mutter  und  zu  den 
Verwandten  der  Mutter  die  rechtliche  Stel- 
lung eines  ehelichen  Kindes  (B.G.B.  §1705), 
imd  wenn  auch  der  Mutter  nicht  die  elter- 
liche Gewalt  zusteht,  so  hat  sie  trotzdem 
das  Recht,  und  die  Pflicht  für  die  Person 
des  Kindes  zu  soitjen  (B.G.B.  §  1707). 
Während  das  uneheliche  Kind  nach  deut- 
schem Recht  mit  seinem  Vater  nicht  als 
verwandt  gilt  und  (abgesehen  von  der  An- 
nahme an  Kindesstatt)  nur  durch  Legitima- 
tion zu  dem  Vater  in  ein  Familienverhält- 
nis tritt,  kann  nach  französischem 
Recht  durch  die  Anerkennung  seitens  des  un- 
ehelichen Vaters,  auch  ohne  Eingehung  der 
Ehe,  ein  solches  in  beschränktem  Masse  herge- 
stellt werden  (vgl.  d.  Art.  UnehelicheGe- 
burten  in  Suppl.-Bd.  I  der  1.  Aufl.  S.  754). 

Bei  der  schwierigen  Lage,  in  der  sich 
das  imeheliche  Kind  unter  Umständen  nicht 
nur  dem  Vater,  sondern  auch  der  Mutter 
oder  den  zum  Unterhalt  verpflichteten 
mütterlichen  Verwandten  oder  den  Behör- 
den gegenüber  befindet,  ist  die  Wahrneh- 
mung seiner  Interessen  nicht  der  Mutter 
übertragen;  wie  ein  Waisenkind  untersteht 
es  der  Fürsorge  des  Vormundschaftsgerichtes 
und  seiner  Organe  (Vormxmd,  Gemeinde- 
waisenrat); die  Fürsorge  erstreckt  sich 
ebenso  wie  auf  das  körperliche  auch  auf 
das  sittliche  Gedeihen. 

Den  zum  Lebeu  nötigen  Unterhalt 
dem  Kinde  zu  gewähren,  ist  je  nach  der 
massgebenden  Gesetzgebung  die  Mutter  und 


ihre  Anverwandten  und  der  Vater  —  im 
Dnvermögensfalle  der  Vorgenannten  die 
Armenbehörde  —  verpflichtet.  Ee  ist  Sache 
des  gesetzlichen  Vertreters  des  Kindes,  da- 
für zu  sorgen,  dass  diese  Verpflichtung  er- 
füllt wird.  Die  Bedingungen,  unter  denen  die 
Unterhaltspflicht  seitens  des  Vaters  be- 
steht, wechseln  in  den  einzelnen  Staaten  eben- 
so wie  der  Umfang  des  Unterhalts.  Nach  dem 
Bürgerlichen  Gesetzbuch  steht  nicht  mehr  die 
Bescholtenheit  der  Mutter,  wie  dies  früher  in 
Preussen  der  Fall  war,  sondern  niur  die  Un- 
möglichkeit, einen  bestimmten  Mann  als 
Vater  des  Kindes  zu  bezeichnen,  dem  An- 
spruch entgegen.  Die  Beweisführung  der 
Vaterschaft  kann  allerdings  zu  unleidlichen 
Zuständen  führen;  der  französische  Code 
civil  untersagte  infolgedessen  geradezu  die 
Nachforschung  nach  ihr.  Nach  dem  Bürger- 
lichen Gesetzbuch  ist  der  Vater  vor  der 
Mutter  und  den  mütterlichen  Verwandten 
unterhaltspflichtig.  Die  Höhe  der  väter- 
lichen Leistung  bemisst  sich  nach  den  Ver- 
mögensverhältnissen des  unehelichen  Vaters 
(z.  B.  in  Schweden  und  Norwegen)  oder, 
wie  in  Deutschland,  nach  der  Lebensstellung 
der  Mutter;  hier  hat  der  Vater  den  Unter- 
halt bis  zur  Vollendimg  des  16.  Lebens- 
jahres —  bei  Gebrechlichkeit  des  Kindes  noch 
unbeschränl(t  darüber  hinaus  —  zu  gewähren 
und  zwar  in  einem  Umfange,  der  den  ge- 
samten Lebensbedarf  sowie  die  Kosten  der 
Erziehung  und  der  Vorbereitung  zu  einem 
Beruf  umfasst.  Häufig  genug  ist  freilich 
der  Vater  unbekannt,  unauffindbar,  tot  oder 
zahlungsunfähig,  oder  die  Mutter  widersetzt 
sich  durch  Verschweigung  des  Vaters  — 
etwa  In  der  Hoffnung  auf  spätere  Heirat 
oder  aus  sonstigen  in  den  Umständen  liegen- 
den Gründen  —  der  Erhebung  der  Klage. 
Ist  unter  solchen  Umständen  die  Mutter 
nicht  in  der  L^ge,  das  Kind  genügend  zu 
unterhalten,  so  hätte  der  Vertreter  des 
Kindes  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Armen- 
pflege ergänzend  mit  einer  Unterstützung 
der  Mutter  eintritt  oder  dass,  wenn  die 
Mutter  üt)erhaupt  nicht  für  die  Person  des 
Kindes  soreen  kann,  die  Waisenbehörde 
Sorge  und  Unterhalt  des  Kindes  übemimmL 
Die  vormundschaftliche  Fürsorge  und 
armenpflegerische  Versorgung  hat  Itei  dem 
imehelichen  Kinde  in  dem  Masse  stattzu- 
finden, als  es  das  Bedürfnis  ei-heischt:  die 
Lage  der  unehelichen  Kinder  kann  hierbei 
in  einzelnen  Richtungen  grössere  Anfor- 
derungen an  die  Behörden  stellen  als  die 
lAge  der  Waisenkinder:  die  Erfüllung 
dieser  Anforderungen  ist  von  dem  Gesetz- 
geber gewollt  und  könnte  durchaus  nicht 
als  eine  Bevorzugung  der  uneheUchen  Kin- 
der aufgefasst  werden.  Thatsächlich  muss 
dem  germanischen  System  der  Fürsorge 
im    Gegenteil    vorgeworfen    werden,    dass 
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ihre  wirkliche  Ausübung  —  vor  allem  in 
(len  Grossstädten  —  sogar  noch  sehr  weit 
hinter    den    Absichten    des     Gesetzgebers 
zurückzubleiben  pflegt    Am  leichtesten  ist 
dies  für  die  Zeit  vor  und  nach  der  Geburt 
zu   beweisen.     Das  Interesse    des   Kindes 
würde  eine  Schommg  der  Hochschwangeren 
und   der   Wöchnerin  verlangen;    es  müsste 
das   Neugeborene  einige   Wochen  bei    der 
Mutter  bleiben  und  womöglich  von  ihr  ge- 
stillt   werden,     mindestens    aber    in    eine 
Pflege    übergeführt    werden,    welche    der 
ausserordentlich   grossen  Lebensgefährdung 
des  Neugeborenen  Rechnung  trägt    Soweit 
nicht  für  Mutter  und  Kind  die  Mittel  zum 
Unterhalt  vorhanden  sind,  müsste  sie  ihnen 
das    Vormundschaftsgericht    mittelst  seiner 
Organe  verschaffen,  während  dies  thatsächlich, 
wenn  überhaupt,   mit  einer  Verspätung  zu 
geschehen    pflegt,     deren    Schaden    nicht 
wieder   gut   zu   machen    ist.     Inzwischen 
bleibt  es  der  Mutter  überlassen,  selbst  für 
ihr  Kind  zu  sorgen,  was  ihr,  selbst  wenn 
sie   den  besten    Willen  hätte,  sehr  häufig 
nicht  ausreichend   möglich   ist     Hält  nun 
etwa  die  Armenbehörde  an  dem  Grundsatze 
fest,  auch  eine  an  und  für  sich  notwendig 
Unterstützung  nur  da  zu  gewähren,  wo  sie 
verlangt  wird,  oder  ist  sie  überhaupt  nicht 
geneigt,   den   Notstand   hier  anzuerkennen, 
so  bildet  sich  u.  a.  jener  unleidliche   Zu- 
stand   aus,    wo    das   Kind    zunächst    mit 
der  Mutter  zusammen   darbt  und  schliess- 
lich,  wenn  es  hierbei  nicht  schon  erliegt, 
irgendwohin  in   eine  schlechte  Pflege  ge- 
bracht wird;   wie  ungeheuer  unter  solchen 
imd  ähnlichen  Umständen  die   Kindersterb- 
lichkeit  in  den   ersten    Lebenswochen   ist, 
haben    wir   früher   nachgewiesen,    als    wir 
über  die  Kinder  derjenigen  Frauen  sprachen, 
die   sozial   am  tiefsten  stehen.     Besonders 
für  diese  Klasse  von  Kindern  ist  das  mo- 
derne Kndelhaussystem,  wie  es  in  Oester- 
reich  besteht,  von  unschätzbarem  "Wert,  in- 
dem es  die  Fürsorge  für  die  unehelichen 
Kinder   in   einheitlicher  und   folgerichtiger 
"Weise  diu-chführt;  nach  der  Geburt  in  der 
Gebäranstalt  kommt  das  Kind  in  das  Findel- 
hau&,  um  von  dort  bei  zufriedenstellendem 
Gesundheitszustand    in    ländliche    Aussen- 
pflege  gegeben  zu  werden;  in  ihr  bleibt  es 
mehr    oder     weniger    lange    (in    Nieder- 
Uesterreich   bis  zum   10.  ^bezw.  6.)  Jahre) 
und    wird    dann,   wenn    nicht  anderweitig 
für    dasselbe   Vorsorge    getroffen   ist,    von 
der      Zuständigkeitsbehörde     übernommen. 
Demgegenüber   entbehrt   das    germanische 
System  der  Fürsorge  dieser  wichtigen  Kon- 
tinuität (die  allerdings  in  den  Ländern   mit 
<lem  Findelsystem  nicht  immer  gleich  gut 
ausgebildet  ist  und  auch  nur  einem  kleinen 
Teil    der   Unehelichen    zu    gute     kommt). 
Einzelne  wertvolle  Bestimmungen  und   An- 


sätze zur  besseren  Fürsorge  hätten  wir  aber 
auch  aus  den  germanischen  Ländern  zu  er- 
wähnen. 

Je  früher  nach  der  Empfängnis,  um  so 
leichter  ist  die  Vatereehaft  nachzuweisen 
und  um  so  leichter  für  die  Entbindung  und 
das  Kind  vorzusorgen.  Es  lässt  daher  die 
Gesetzgebimg  der  meisten  Schweizer  Kan- 
tone geiadezu  nur  während  der  Schwanger- 
schaft die  Vaterschaftsklage  zu ;  in  England 
und  Massachusetts  ist  sie  vor  und  nach  der 
Entbindung  erlaubt,  und  in  Massachusetts 
kann  ein  vorläufiger  VoUstreckungsbefehl 
erlassen  werden.  Aehnlich  kann  jetzt  auch 
in  Deutschland  (B.G.B.  §  1716)  schon  vor 
der  Geburt  des  Kindes  durch  einstweilige 
Verfügung  eine  Hinterlegung  der  Kosten 
für  Entbindung  und  Woclienbett  sowie  für 
den  ersten  Unterhalt  des  Kindes  angeordnet 
werden,  um  zur  geeigneten  Zeit  ausgezahlt 
zu  werden.  In  der  Mehrzahl  der  Fälle  wii-d 
sich  allerdings  die  Klage  erst  nach  der  Ge- 
burt anstrengen  lassen,  so  dass  die  Entschädi- 
gimg für  die  Kosten  der  Entbindung,  des 
Wochenbetts  und  die  Kindespflege  keinen  un- 
mittelbaren Nutzen  mehr  stiftet.  In  denjenigen 
Berufen,  welche  zur  Krankenversicherung 
verpflichtet  sind,  ist  in  einer  gewissen  Weise 
vorgesorgt,  indem  der  Wöchnerin  für  4 — 6 
Wochen  durch  die  Gewerbeordnung  die  Be- 
schäftigung untersagt  ist  und  während  dieser 
Zeit  ihi-  ein  kleines  Krankengeld  von  den 
Kassen  gewährt  wird.  Abgesehen  von  der 
Wohlthat  der  öffentlichen  Gebäranstalten 
giebt  es  ferner  in  Deutschland  und  der 
Schweiz  und  sonst  einige  kleine  Anstalten 
(von  meist  konfessioneller  Färbung),  welche 
Schwangere  aufnehmen,  entbinden  und  mit 
ihren  Kindern  längere  Zeit  verpflegen,  so- 
wie andere  Anstalten,  welche  nur  die  Wöch- 
nerinnen mit  dem  Neugeborenen  auf  ver- 
schieden lange  Zeit  verpflegen:  die  Bedeu- 
tung dieser  Zufluchtstätten  und  Unterkünfte 
ist  in  Deutschland  gering;  sie  leisten  zu- 
sammen wohl  nicht  soviel  >*"ie  die  Asyle 
für  Schwangere  und  Wöchnerinnen,  die  z.  B. 
in  Paris  bestehen  (vgl.  Caubet  et  Bonnaire). 

Ein  Zeichen  dafür,  wie  mangelhaft  die 
gesetzliche  Fürsorge  für  die  Lnehelichen 
arbeitet,  ist  es,  dass  die  Polizei  durch 
Konzessionierung  und  Ueberwachung  der 
Haltefrauen  wenigstens  die  schlechte 
Lage  der  meist  unehelichen  Haltekinder 
zu  bessern  sucht.  Obgleich  die  liier- 
mit  verbimdene  Beaufsichtigung  der  Pflege 
nicht  immer  ausreichend  ist,  auch  solange 
nur  von  bescliränktem  Nutzen  bleibt,  als 
von  keiner  Seite  für  entsprechende  Ent- 
lohnung gesorgt  wird,  ist  doch  die  polizeiliche 
Ueberwachung  mangels  einer  systematischen 
anderweitigen  Ueberwachung  nicht  zu  ent- 
behren :  es  finden  sich  jederzeit  und  allerorts 
Frauen,  welche  sich  durch  schlechte  Pflege 
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von  Kindern  irgendwie  zu  bereichern  suchen 
(Engelmacherinnen).  Abgesehen  von  der 
l'nterstützung,  welche  in  dieser  I'eber- 
wachung  an  einigen  Orten  Frauenvereine 
freiwillig  leisten,  findet  sich  ein  wesent- 
licher Fortschritt  in  dieser  Hinsicht  in  Leip- 
zig: dort  wird  von  dem  dem  Armenamt 
untergeordneten  Zielikinderamt  die  Aufsicht 
mittelst  eines  Arztes  und  besoldeter  Pflege- 
rinnen in  wohlgeordneter  Weise  durchge- 
führt. In  weiterem  Verlaufe  der  Bestre- 
bungen für  das  Wohl  der  unehelichen  Kinder 
hat  aber  ausserdem  in  Leipzig  der  "Vorstand 
des  Annenamts  die  Generalvormimdschaft 
über  diese  Kinder  übernommen  und  hier- 
diwch  in  unerwarteter  Welse  eine  schnelle 
Heranziehung  zahlreicher  natürlicher  Väter 
zum  Unterhalt  erreicht  Diese  Möglichkeit, 
der  Armenbehörde  die  Vormundschaft  über 
alle  unehelichen  Kinder  anzuweisen,  ist 
später  durch  das  Bürgerliche  Gesetzbuch 
für  ganz  Deutschland  gegeben,  so  dass  es 
jetzt  für  jene  Behörde  keine  Schwierigkeit 
hätte,  sich  rechtzeitig  und  ausreichend  der 
unehelichen  Kinder  anzunehmen.  Auch  die 
Einschränkung,  dass  die  Voraussetzung  zur 
Bevormimdung  die  Unterstützung  durch 
öffentliche  Armenpflege  sei  (Art.  78  §  4 
des  A.G.  z.  B.G.B.),  hindert  nicht  die  Mn- 
beziehung  aller  unehelichen  Kinder  oder 
mindestens  dei-er,  für  die  es  wenigstens  auf 
eine  gewisse  Zeit  von  Nutzen  wäre.  So 
hat  sich  z.  B.  in  Dortmund  dei*  Decernent 
des  Armenwesens,  der  gleichzeitig  Ge- 
meinde-Waisenrat  ist,  die  Vormundschaft 
über  solche  Kinder  zuweisen  lassen,  und 
zwar  zunächst  wesentlich,  um  die  Rechte 
der  unehelichen  Kinder  gegen  ihre  Erzeuger 
auf  friedlichem  oder  prozessualem  Wege  zu 
verfolgen;  andere  deiitsche  Städte  gehen 
neuerding^  ähnlich  vor  (Cuno),  doch  wesent- 
lich erscheint  hierbei  nur  eine  enge  Ver- 
bindung zwischen  vormundschaftlicher  und 
armenpflegerischer  Fürsorge,  wobei  ein 
schnelles  Eintreten  für  das  Interesse  aller 
unehelichen  Kinder  (nicht  nur  der  Halte- 
kinder) gesichert  sein  muss.  Ob  diese  Für- 
sorge in  einer  besonderen  AbteUimg  der 
Armenverwaltung  centralisiert  wird,  ob  sie 
mit  der  Waiseupflege  zusammengelegt  wird, 
muss  von  örtlichen  Umständen  abhängen. 
Jedenfalls  sollte  dim;h  geeignete  Organe 
die  Frage  der  Verpflegung  und  des  Unter- 
halts rechtzeitig  geprüft  und  gemäss  den 
gesetzlichen  Vorschriften  zum  Austrag  ge- 
bracht und  von  der  Geburt  bis  ziu-  Volljährig- 
keit das  körperliche  und  sittliche  Gedeihen 
der  unehelichen  Kinder  zuverlässig  über- 
wacht werden.  In  letzter  Hinsicht  können 
auch  die  Fürsoi-gegesetze  (z.  B.  in  England 
imd  seit  1.  April  1901  in  Preussen)  wesent- 
iche  Hilfe  gewähren.  Vermutlich  würde 
es  auf  diese  Weise  möglich  sein,   die  Min- 


derwertigkeit, die  den  unehelichen  Kindern 
im  ganzen  anhaftet,  zu  einem  Teil  zu  be- 
heben. —  Die  unehelichen  Geburten  selbst 
lassen  sich  nur  insoweit  vermindern,  als  es 
gelingt,  in  wirtschaftlicher  und  sittlicher 
Hinsicht  diejenigen  Kreise  zu  heben,  welche 
hierin  am  meisten  rückständig  sind. 
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Unfallstatistik  fUr  die  Jahre  1891  und  1901). 
3.   Gefahrentarifn-eseu.    4.   Verschiedenes.      II. 
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Oesterreich.  1. Jahresübersichten.  2. Revision 
der  U.:  „Gefahrenklassifikation*'  nnd  „Beitrags- 
tarif''.   3.  Verschiedenes. 

I.  Deutschland. 

1.  Wesen  der  U.     Die   rn&llstatistik 
bezweckt,  Anzahl,  Ursachen  und  Folgen  der 
Betriebsunaile  festzustdlen,  um   das  erfor- 
derliche Material   einerseits   für   die    Ver- 
hütung der  Unfälle  und  die  Abmilderung 
ihrer  Folgen,  andererseits  für  die  Berech- 
nung  der  finanziellen   Belastung  und    die 
Verteilung  dieser  Lasten  Zugewinnen.  Un- 
fallverhütung   und     Gefahrentari- 
fieruag   sind  daher  die  Angelpunkte  der 
Unfallstatistik.    Auf  beiden  Gebieten   kann 
erst    eine    auf    thatsächlichen    Erfahrungen 
fortlaufend  aufgebaute  Statistik  zuverlässige 
Erkenntnisquellen  liefern.    Die  Einführung 
der  Zwangsversicherung  gegen  Betriebsun- 
ßüle   hatte    daher   bei   dem  Mangel   einer 
solchen   Statistik   zur  Voraussetzung,  dass 
zunächst  statistische  Sondererhebungen  an- 
gestellt  wurden,   um  die  voraussichtlichen 
Kosten    einer  allgemeinen  Zwangsversiche- 
niDg  einigermassen  klarzustellen.    Zu  dem 
Zwecke  veranstaltete  die  Reichsverwaltung 
(durch    Rundschreiben    des    Reichskanzlers 
vom  11.  Juni  1881)  eine  besondere  Unfedl- 
statistik,  welche  die  Zahl  und  die  Folgen 
der  gewerblichen  Betriebsunfälle,   das  Ge- 
äihrenverhältnis  der  verschiedenen  Gewerbe- 
betriebe und  neben  der  Berechnung  der  aus 
der  Unfallversicherung  sich  ergebenden  Be- 
lastung  der   Betriebe    zugleich   klarstellen 
sollte,   in  welchem  VerhiUtnis  die   Unfall- 
lasten    zu    den   Krankeuversichenmgslasten 
stehen   würden,  wenn   den  Krankenkassen 
die  UnfaUfürsoi^  für  einen  gewissen  ersten 
Zeitraum    (sogenannte    Wartezeit)    belassen 
bliebe  (siehe  den  Art  Unfallversiche- 
rung   zu   A   I    3  untep    S.   286  ff.).     Es 
wurden     entsprechende    Fragebogen     aus- 
gesandt,   welche  von   93554   gewerblichen 
Betrieben    mit    1615253    männlichen    und 
342  295  weiblichen  Arbeitern   für  die  teils 
in    das   Sommer-,   teils  in  das  Winterhalb- 
jahr   fallende    Erhebimgszeit    (August.  Sep- 
tember und   Oktober/November  des  Jahres 
1881)    ausgefüDt    an    das    Reichsamt    des 
Innern  zur  Bearbeitung  zurückkamen.     Auf 
das  ganze  Jahr  berechnet  eingaben  sich  für 
die    1957  548  Arbeiter  88722  Unfälle,   dar- 
unter 1986  mit  tödlichem  Ausgang,  1680  mit 
dauernder  und  85056  mit  vorübergehender 
Erwerbsunfähigkeit,  oder  in  Prozenten:  auf 
je  1000  Arbeiter  45,3  Unfälle,  darunter  2,29,0 
tödliche,   1,9  ",0  mit  dauernder  und  95,9  *.o 
mit  vorflbei^hender  Erwerbsunfähigkeit.  Das 
Endergebnis  war,  dass  die  Unfallversicherung 
von  nind  2  Millionen  gewerblichen  Arbeitern 
(einschliesslich  etwa  '  e  weiblicher  Arbeiter) 
eine  Jahresbelastung  von  rund  14  Millionen 


Mark  henorrufen  würde,  wenn  der  Diu-ch- 
schnittsverdienst  der  männlichen  Arbeiter 
zu  750  Mark,  der  weiblichen  ziu"  Hälfte 
dieses  Betrags  angenommen  und  die  im 
Gesetzentwurf  vorgesehenen  Entschädigungen 
gezahlt  würden.  Auf  den  Kopf  der  Ar- 
beiterschaft machte  das  eine  Belastung  von 
7  Mark.  Als  Belastung  der  Krankenkassen, 
falls  ihnen  die  Fürsorge  für  die  ersten  13 
Wochen  d.  L  93,4  *.'o  ^ler  Unfälle  verbliebe, 
stellte  sich  ein  Jahresbetrag  von  2749295 
Mark  oder  16,5*/o  der  Gesamtunfallasten 
heraus,  mithin,  da  ein  Drittel  der  Kranken- 
kassenbeiträge von  den  Arbeitgebern  zu 
leisten  ist,  als  Anteil  der  Arbeiter  ll*/o. 
Vgl.  das  Nähere  bei  Bödiker,  »Die  Unfall- 
statistik des  Deutschen  Reichs  nach  der 
Aufnalune  vom  Jahre  1881«  (Ergänzungsheft 
zu  Bd.  53  der  Statistik  des  Deutschen  Reichs) 
Berlin  1882. 

Auf  Grund  dieser  statistischen  Vorar- 
beiten konnte  die  neue  Gesetzgebung  um 
so  eher  aufgebaut  werden,  als  die  weiteren 
Entwürfe  nicht  mehr  an  dem  Kapital- 
deckung8-(prämien-)verfahren  des  ersten  Ent- 
wurfs festhielten,  vielmehr  das  einfachere 
Umlage  verfahren  wählten,  welches  nur 
den  jedesmaligen  Jahresbedarf  aufbringt  und 
sich  so  den  thatsächlichen  EMahnmgen  ganz 
von  selbst  anpasst.  Die  Wahl  dieses  ver- 
sicherungstechnisch freilich  minderwertigen 
Systems  war,  für  den  Anfang  wenigstens, 
um  so  mehr  geboten,  als  die  zur  Aufstellung 
eines  richtigen  Prämientarifs  erforderlichen 
Unterlagen  (Gesamtzahl  der  jährlich  zu  er- 
wartenden Unfälle,  Kapitalwert  der  ver- 
schiedenen Arten  von  Un&dlrenten,  Unfall- 
gefährlichkeit der  verschiedenen  Betriebs- 
zweige und  -arten)  sich  erst  im  Laufe  der 
Jahre  durch  genaue  statistische  Feststel- 
lungen gewinnen  Hessen — ganz  abgesehen  da- 
von, dass  bei  Annahme  des  Umlagever- 
fahrens der  Industrie  die  sonst  für  die 
Kapitaldeckuug  der  Renten  sofort  festzu- 
legenden Kapitalien  zunächst  zur  Verfügung 
blieben,  auch  die  Beitragslasten  ganz  all- 
mählich anstiegen  und  damit  die  Einführung 
der  Zwangsversicherung  wesentlich  erleich- 
tert wurde.  Dass  man  in  Deutschland  den 
richtigen  Weg  eingeschlagen  hatte,  bewiesen 
sehr  bald  die  Verlegenheiten  der  öster- 
reichischen Unfallversicherung,  welche  trotz 
unzureichender  Unterlagen  sofort  das  Prämien- 
verfahren  einführte  und  deshalb  sehr  bald 
zu  versichenmgstechnischen  Deficits  und 
erheblichen  Taiofschwierigkeiten  gelangte  (s. 
unten  sub  II). 

Lediglich  für  gewisse  Bau  betriebe  wählte 
die  deutsche  Gesetzgebung  (Bau-U.V.G.  v. 
11.  Juli  1887)  im  Hinblick  auf  die  Unbe- 
ständigkeit solcher  Betriebe  ein  Kapital- 
deck ungsverfeihren,  welches  sich  aber  im 
Grunde    als    ein    modifiziertes    Umlagevei^ 
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fahren  darstellt,  da  die  Zahl-  der  Unfälle 
und  ihre  Belastung  nicht  im  voraus  ver- 
anschl^,  vielmehr  am  Ende  jedes  Jahres 
der  Kapitelwert  jedes  rentenpflichtig  gewor- 
denen Unfalls  berechnet  und  die  so  gefun- 
dene Rentenlast  des  abgelaufenen  Rech- 
nungsjahres (einschliesslich  der  sonst  ent- 
standenen Entechadigungsleistungen  und  Ver- 
waltungskosten) nach  Massgabe  der  Lohn- 
summen und  ünfallgefahren  auf  die  Be- 
teiligten umgelegt  wird,  so  dass  auch  dieses 
System  die  Anpassungsfilhigkeit  an  die  that- 
sflchlichen  Verhältnisse  dem  österreichischen 
(Prämien-)  System  gegenüber  voraus  hat.  Vgl. 
hierzu  die  Bekanntmachung  des  Reichs- Ver- 
sicherungsamts v.  26.  Januar  1889  (Amtl. 
Nachr.  1889  S.  78  ff.),  betreffend  dieBerechnung 
des  Eapitalwerts  der  von  der  Tiefbau-Berufs- 
genosseuschaft  zu  zahlenden  Renten,  wonach 
das  Rentendeckungskapital  jedes  Rechnungs- 
jahres aus  der  Summe  der  Kapitalwerte 
der  im  Rechnungsjahr  festgesetzten  Renten 
ermittelt  wird,  und  die  Bekanntmachung  v. 
5.  Februar  1894  (Amti.  Nachr.  1894  S.  141, 
151,  297  ff.),  betreffend  die  (auf  Grund  der 
inzwischen  gewonnenen  Erfahrungen  mittelst 
statistischer  Bearbeitung  von  18007  Zähl- 
karten ausgeftlhrte)  Revision  des  Kapital- 
deckungstarifs der  Tiefbau-Berufsgenossen- 
schaft, wonach  das  bisherige  Verfahren,  das 
Deckungskapital  für  jede  Rente  nur  einmaJ 
(für  den  Rentenbeginn  geltend)  zu  berechnen 
und  im  Rentenfeststellun^jalir  aufzubringen, 
dahin  erweitert  worden  ist,  dass  alljährlich 
für  sämtliche  am  Jahi-esschluss  laufen- 
den (nicht  bloss  für  die  im  Rechnungsjahr 
festgesetzten)  Renten  das  erforderliche  (Soll-) 
Deckungskapital  ermittelt,  dieses  dem  vor- 
handenen (Ist-)  Deckungskapital  gegenüber- 
gestellt und  der  Mehrbedarf  aufgebracht  wird, 
so  dass  jedesmal  die  Differenz  zwischen 
Soll-Deckungskapital  und  Ist-Deckungskapital 
das  aufzubringende  Deckungskapital  des  be- 
treffenden Rechnungsjahres  darstellt  und 
demgemäss  etwaige  Abweichungen  zwischen 
den  thatsächlichen  und  den  rechnerischen 
Rentenwerten  sich  von  selbst  ausgleichen. 
Bei  dem  Prämiensystem,  welches  die 
voraussichtlichen  Gesamtkosten  (durch  Ver- 
anschlagung der  einmaligen  bezw.  vorüber- 
gehenden und  durch  Kapitalisierung  der 
dauernden  Verpflichtimgen)  im  voraus  fest- 
zustellen und  diese  dimjh  feste,  im  voraus 
tarifmässig  berechnete  Beiträge  (Prämien) 
zu  decken  sucht,  müssen  aber  etwaige 
FehlerqueUen  in  der  Rechnungsgnindlage 
sich  um  so  schärfer  geltend  machen,  als 
hier  nicht  der  thatsächliche  Jahresbedarf, 
sondern  die  kapitalisierte  Rentenlast  aufzu- 
bringen ist.  Daher  wählte  die  deutsche  Ge- 
setzgebung bei  Einführung  der  Invaliditäts- 
und Altersversicherung  (R.G.  v.  22.  Juni 
1889),  wo  das  Umlageverfahren  mit  seinen 


ansteigenden  Beitragslasten  schon  wegen  der 
Arbeiterbeiträge  ausgeschlossen  war,  im  Hin- 
blick auf  die  immerhin  noch  mangelhaften 
Rechnungsuuterl^^n  ein  modifiziertes  Prä- 
miensystem, welches  die  Vorausberechnung 
der  entstehenden  Gesamtlasten  auf  bestimmte 
Perioden  beschränkte  und  auf  Grund  der 
inzwischen  gewonnenen  weiteren  statistischen 
Erfahrungen  für  jede  neue  Periode  ent- 
sprechende Neuberechnungen  und  damit  die 
Ausschaltimg  etwaiger  Fehlerquellen  vorsah. 
Erst  bei  der  Revision  der  Invaliden-  und 
Altersversicherung  im  Jahre  1899,  als  schon 
sicherere  Unterlagen  zur  Verfügimg  standen 
und  sich  hiernach  er^b,  dass  die  erstmalig 
berechneten  Beiträge  infolge  Ueberschätzung 
der  Invaliditätswahrscheinlichkeit  und  Unter- 
schätzung der  Invalidensterblichkeit  im 
Durchschnitt  des  Reichs  dauernd  ausreichten, 
um  die  Lasten  der  Versicherung  dauernd 
zu  decken,  gin^  man  zum  Prämiensystem 
(mit  dauernd  gleichen  Durchschnittsbeiträgen) 
über  (R.G.  v.  13.  Juli  1899). 

In  ähnlicher  Weise  wurde  dann  bei  der 
Revision  der  Unfallversicherung  im  Jahr 
1900,  schon  im  Interesse  einer  späteren  Ver- 
schmelzung der  verschiedenen  Arbeitervei^ 
Sicherungszweige  unter  Einbeziehung  der 
Witwen-  und  Waisen  Versicherung,  innerhalb 
derReichstags-Kommissionangeregt,aufGrund 
der  seit  1885  gewonnenen  statistischen  Erfeih- 
ningen  vom  ITmlageverfahren  zur  Kapital- 
deckung überzugehen ;  da  jedoch  die  Mehrheit 
der  Kommission  im  Hinblick  auf  die  reichere 
Gliederung  und  die  grössere  Beweg] iclikeit 
der  (gewerblichen)  Unfallstatistik  die  zur 
Verfügung  stehenden  Rechnungsgrundlagen 
dazu  noch  nicht  für  ausreichend  hielt  und 
der  unmittelbare  Uebergang  zum  Prämien - 
System  eine  sofortige  Steigerung  der  Bei- 
träge um  etwa  60  "'o  bedingte,  so  einigte 
man  sich  dahin,  durch  weitere  Verstärkung 
der  Reserve-Rücklagen  dem  späteren  Unter- 
gang zu  dem  an  sich  richtigeren  Kapital- 
deckungs-(prämien-)verfahren  wenigstens  vor- 
zuarbeiten. Vgl.  hiei-zu  den  Art.  Unfall- 
versicherung zu  III  4  e  und  den  Bericht 
derReichstags-Kommission  vom  27.  April  1900, 
Reichstags-Drucksache  Nr.  703  a,  10.  Legis- 
laturperiode, I.  Session  1898/1900  S.  62  ff. 
nebst  den  dort  angezogenen  Anlagen,  bezw. 
Reichstags-Drucksache  Nr.  93  (InvaUdenver- 
sicherung),  10.  Legislaturperiode,  I.  Session 
1898/1899  S.  264  ff.  nebst  »Denkschrift  be- 
treffend die  Höhe  und  Verteilung  der  finan- 
ziellen Belastung  aus  der  Invalidenversiche- 
nmg«  und  Kommissionsbericht  vom  6.  Mai 
1899  (Nr.  270)  S.  64  ff.,  sowie  meine  Schriften : 
»Leitfaden  zur  Arbeiterversicherung  des 
Deutschen  Reichs«,  Berlin  1900  S.  28  ff.  and 
»Die  Arbeiterversicherung  im  Auslande<, 
Beriin  1900  Heft  XII  S.  35  87  bezw.  die  dort 
angeführte  Litteratur. 
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2.  Br^baisse  der.U.  a)  Die  jftbrli- 
ohen  Beohnongsergebnisse  der  Berufs- 
genossenschaften  eto.,  welche  alljähr- 
Jich  dem  Reichstag  in  einer  vom  Reichs- 
Versichenmgsamt  aufzustellenden  Nach- 
■weisung  vorzulegen  sind,  geben  neben  den 
finanziellen  Abschlüssen  (s.  d.  Art.  Fnfall- 
versichernng  unten  S.  285 ff.)  fortlaufend 
Aufschluss  über  die  Zahl,  Ursachen  und  Folgen 
der  entschädigimgspflichtigen  Betriebsunfälle 
nnd  werden  regelmfissig  in  der  ersten  Jahres- 
nummer  der  »Amtlichen  Nachrichten  des 
Reichs- Versicherern  gsamt8«veröffentlicht(vgL 
auch  die  statistischen  Tebersichten  in  den 
Jahrg.  1895  II  S.  7.S,  1897  S.  2.S1,  1899 
S.  66<  >  ff.)  und  die  mit  Verhältnisberechnungen 
versehene  Zusammenstellung  für  die  Jahre 
IHSö  bis  1898  in  dem  1.  Beiheft  zum  Jahrg. 
19tX(.  Die  Hauptei^ebnisse  zeigen  die  Ta- 
bellen I  bU  Ul  S.  264—267. 

Um  den  thatsächlichen  Verlauf  der 
Unfallfolgen  gegenüber  den  bei  der  ersten 
Eintragung  des  UnMIs  vielfach  nur  schät- 
zimgsvreise  zu  treffenden  Annahmen  für  die 
zurückli^ienden  Jahre  festzustellen,  veran- 
lasste das  Reichs-Versicheningsamt  durch 
Rundschreiben  vom  10.  Februar  1895  bezw. 
20.  Febniar  1897  (Amtl.  Nachr.  1895  S.  131 
und  1S97  S.  243  ff.),  dass  im  Jahre  1895  für 
die  sämtlichen  rückliegenden  Jahre  und 
seitdem  alljährlich  für  die  drei  dem  Rech- 
niuigsjahr  vorhergehenden  Jahre  die  dem 
tliatsächüchen  Verlauf  entsprechenden  Ein- 
tragungen gemacht  \^^I^den.  Hiernach  ergab 
sich  im  allgemeinen  eine  Abschwächung 
in  den  Unfallfolgen,  wie  sich  aus  der 
auf  S.  268  folgenden  Tabelle  ersehen  lässt*) 
(AmtL  Nachr.  1899  S.  666  ff.). 

b)  Sonderstatistikeii  sind  vom  Reichs- 
Tersichemngsarat  wiederholt  veranstaltet 
worden,  um  die  inzwischen  gesammelten 
Erfahrungen  statistisch  festzustellen  und 
so  für  den   weiteren  Ausbau    der  Gesetz- 

fbung  und  Verwaltung,  insbesondere  der 
nfallverhütung,  nutzbar  zu  machen. 
Hierher  gehören  vornehmlich  die  statis- 
tischen Bearbeitungen  der  gewerblichen 
(landwirtschaftlichen)  Betriebsunfälle  für 
die  Jahre  1887  und  1897  (1891  und  1901), 
welche  im  wesenthchen  nach  gleichen  Ge- 
sichtepunkten  erfolgten  und  durch  statistische 

')  Die  TodesfiUe  haben  natorgemäss,  da 
auch  noch  in  den  späteren  Jahren  FäUe  des 
Ablebens  in  nTsSchlichem  Zosammenhang  mit 
den  UnfilUen  vorkommen,  durchweg  eine  ^e- 
rin^e  Vermehmng  erfahren,  wogegen  die 
dauernde  Erwemnaffthigkeit  (und  zwar  so- 
wohl vSlUge  als  teilweise)  zu  Gnnsten  der 
Toräbei^henden  Erwerbsnnfihigkeit  abnimmt. 
Im  äbrigen  zeigen  beiderlei  Kolonnen,  dass  die 
schweren  UnfiUle  (Tod  und  Invalidität^  zn  Gunsten 
der  leichten  Unfälle  (mit  nur  vorüoergehender 
Erwerbsonfihigkeit)  durchweg  zurückgehen. 


Bearbeitung  jedes  im  Z&hliahr  erstmalig  eut- 
schSdungspfhohtig  gewoFOenea  Betriebsun- 
falls (mittelst  besonderer  Zählkarte)  alle 
wissenswerten  Umstände  des  Unfalls,  insbe- 
sondere Ursache  und  Folge  desselben,  klar- 
zustellen bezweckten. 

Die  gewerbliche  Unfallstatistik  für 
die  beiden  Jahre  1887.1897  wurde  durch 
die  Rundschreiben  des  Reichs- Versicherungs- 
amts vom  4.  Juni  1887/22.  März  1897  (Amt- 
liche Nachrichten  1887  1897  Seite  153  294), 
welche  den  Genossenschaftsvorständen  die  er- 
forderlichen Anleitungen  zur  einheitlichen 
Behandlung  der  »UnfaJlzählkarten«  (Schema: 
S.  155/279  a.  a.  0.)  gaben,  eingeleitet,  nach 
Eingang  der  ausgefüllten  Zählkarten  im 
Reichs  -  Versichenmgsamt  eingehend  be- 
arbeitet und  demnächst  in  umfassenden, 
nach  Gebietsteilen  und  Gewerbszweigen 
aufgestellten  Tabellen  veröffentlicht  (AmtL 
Nachr.  1890  S.  199  ff.  und  Beihefte  zu 
den  Jahrg.  1899  1900).  Im  ganzen  wurden 
für  die  Jahre  1887, 1897  15970/45971  Zähl- 
karten bearbeitet  bei  319453/455417  ge- 
werblichen Betrieben  mit  3861560/6042618 
versicherten  Personen;  dabei  wurde  beson- 
derer Wert  darauf  gelegt,  den  Hergang  des 
Unfalls,  die  Art  der  Verletzung  und  die 
Verschuldungsfrage  klarzustellen.  Während 
die  1887  er  Unfallstatistik  sich  nur  auf  die 
damals  bestehenden  62  gewerblichen  Bernfs- 
genossenschaften  bezieht,  umfasst  die  1897  er 
Unfallstatistik  sämtliche  65  gewerbliche 
Berufsgenossenschaften,  die  13  Versicherungs- 
anstalten der  Bau  -  Berufsgenossenschaften 
und  354  Ausführungsbehörden  und  verwertet 
für  die  VerhÜtnisberechnungen  auch  die 
Zahl  der  »Vollarbeiter«  (zu  300  Arbeits- 
tagen); auch  sind  die  Tabellen  einerseits 
nach  Reichs-Gebietsteilen,  andererseits  nach 
BerutEgruppen  nnd  Versichenmgsträgem  ^- 
ordnet.  Ehe  Hauptergebnisse  führten  im 
wesentlichen   zu    folgenden    Feststellungen. 

Was  zunächst  die  Unfallhäufigkeit 
betrifft,  so  lassen  schon  die  alljährlichen 
Rechnungsergebnisse  der  Beruf^nossen- 
schaften  eine  fortgesetzte  Zunahme  der  ge- 
werblichen Betriebsunfälle  erkennen,  denn 
vom  Anfangsjahr  der  Unfallversicherung 
(1886)  ab  beträgt  die  Zahl  der  Verletzten 
auf  1000  versicherte  Pereonen  für  die  ein- 
zelnen Jahre:  2,80;  4,14;  4,35;  4,71;  5,36; 
5,55;  5,64;  6,03;  6,25;  6,24;  6,72;  6,91; 
7,11  und  7,39  (für  1899).  Diese  (keines- 
wegs in  Deutschland  allein  hervorgetretene) 
Erscheinimg  wird,  neben  der  diu?ch  die 
Unfallversicherungsgesetze  verschärften  ün- 
fallmeldekontrolle  und  erleichterten  Rechts- 
verfolgung von  Entschädigimgsansprüchen, 
im  wesentlichen  auf  die  (gerade  für  Deutsch- 
im  verflossenen  Zeitraum  besondeA  hervor- 
getretene) Fortentwickelung  der  modernen 
Industrie  zuriickzufOhren  sein,  deren  erhöhte 
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I.  Anzahl  der  durchschnittlich  Tersicherten  Personen  und  Zahl  der  gemeldeten  und 


Gesamt-Ergebnis                       \       Gewerbliche  Beruf sgenossenschaften 

Jahr 

Ver- 
sicherte 

UnfäUe 

Auf  1000  Ver- 
sicherte kom- 
men Unfälle 

Ver- 
sichert« 

Unf&Ue 

Auf  1000  Ver- 
sicherte kom- 
men Unfälle 

gemeldete 

ent- 
schädigte 

(te-        ent- 
rael-       scha- 
dete      digte 

gemeldete  g^^fäl^^ 

ge- 
mel- 
dete 

•nt- 
schä- 
digte 

1             2 

3 

4 

5          6 

7 

8        1        9 

10 

11 

1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 

3725313 
4  121  537 
10343678 
13374566 
13619750 
18015286 
18014280 
18118850 

18  191  747 
18389468 

89619 
115475 
137447 
173  785 
198  706 
223057 
234  726 
262  339 
280842 
307  833 

10540 
17  102 
21057 
31019 
41420 

SO  507 
54827 
61874 
68677 

74467 

24,06 
28,02 

13,29 
12,99 

14,59 
12,38 
13,03 
14,48 
15,44 
16,74 

2,83 
4,15 
2,04 
»,32 
3,04 
2,80 

3,04 
3,41 
3,78 
4,05 

3  473  435 

3  861  560 
4320663 

4742548 

4  926  672 
5093412 

5  078  132 
5  168973 
5243965 
5409218 

82596 
105  897 
121  164 

139549 
149  188 
161  674 
165003 
182  120 

190744 
205  019 

9723 
15970 
18809 
22340 
26403 
28289 
28619 
31  171 
32797 
33728 

23,78 

27,42 
28,04 

29,42 
30,28 
31,74 
32,49 
35,23 
36,37 
37,90 

2,80 
4,14 
4,35 
4,71 
5,36 
5,55 
5,64 
6,03 
6,25 
6,24 

1886— 
ia95  '35  914  475 

2  023  829 

431490 

14,89 

3,17    473185781  1502954!  247849 

31,76   1  5,24 

1896 
1897 
1898 
1899 

17605  190 

17947447 
18246013 
18  604  124 

349  388 
379367 
404  826 
440432 

85272 

91  171 

96774 

104811 

19,98 
21,29 
22,19 

23,84  1 

4,84 
S,o8 
5,30 
5,63 

5734680 
6042618 
6316834 
6658571 

233319 
252  382 
270907 
298918 

38538 
41746 
44881 

49175 

40,69 
41,77 
42,89 
44,89 

6,72 
6,91 
7,11 
7,39 

*)  Ohne  die  Versicherungsanstalten,  da  die 


ihnen   versicherten  Personen 


IL  Folgen  der  Unfallverletzungen 


Gesamt-Brgebnis 

Gewerbliche  Berufsgenossenschaften 

Jahr 

idigte 

tzte 

aupt 

dauernd  erwerbs- 
unfähig 

ler- 
d  er- 
lfähig 

ntschädigte 

Verletzte 

überhaupt 

dauernd  erwerbs- 
unfähig 

vorüber- 
gehend er- 
erbsnnfähig 

ntschi 
Verle 
überh 

tot 

völlig 

teil- 
weise 

vorü 
gehen 
erbsui 

tot 

völlig 

teil- 
weise 

H 

S 

P4 

s 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

1886 

2,83 

0,73 

0,48 

i,o6 

0,56 

2,80 

0,70 

0,44 

1,09 

0,57 

1887 

4,15 

0,79 

0,77 

2,05 

0,54 

4,14 

0,77 

0,73 

2,11 

0,53 

1888 

2,04 

0,35 

0,21 

1,07 

0,41 

4,35 

0,68 

0,43 

2,38 

0,86 

1889 

2,32 

0,39 

0,22 

1,22 

0,49 

4,71 

0,71 

0,49 

2,70 

0,81 

1890 

3,04 

0,44 

0,20 

1,66 

0,74 

5,36 

0,73 

0,38 

3,27 

0,98 

1891 

2,80 

0,35 

0,14 

1,54 

0,77 

5,55 

0,71 

0,32 

3,42 

1,10 

1892 

3,04 

0,32 

0,15 

1,69 

0,88 

5,64 

0,65 

0,30 

3,55 

1,14 

1893 

3,41 

0,34 

0,14 

2,00 

0,93 

6,03 

0,69 

0,27 

3,82 

1,25 

1894 

3,78 

0,34 

0,10 

2,14 

1,20 

6,25 

0,65 

0,16 

3,82 

1.62 

1895 

4,05 

0,35 

0,09 

2,20 

1,41 

6,24 

0,67 

0,15 

3,57 

1,85 

1886— 
1896 

3,17 

0,33 

0,17 

1,74 

0,88 

5,24 

0,70 

0,35 

3,08 

1,11 

1896 

.4,84 

0,39 

0,09 

2,52 

1,84 

6,72 

0,71 

0,10         3,53 

2,38 

1897 

5,08 

0,41 

0,08 

2,59 

2,00 

6,91 

0,70 

0,10         3,52 

2,59 

1898 

5,30 

0,43 

0,06 

2,62 

2,10 
2,38 

7,11 

0,73 

0,09         3,54 

2,75 

1899 

5,63 

0,43 

0,07 

2,75 

7,39 

0,72 

0,09 

3,58 

3,00 
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entschädigten  UnfiÜle  bei  den 

Bemfsgenossenschatten ') 

und  Ansfflhrungsbehördeu. 

Landwirtschaftliche  Bernfs^enossenschaften 

AusfUhmngsbehörden 

Auf  1000  Ver- 

Auf 1000  Ver- 

ünfäUe 

sicherte  kom- 

' 

UnffiUe 

sicherte  kom- 

Ver- 

' men  Unfälle 

Ver- 

men Unfälle 

Jahr 

sicherte 

gemeldete^^-^,. 

1    ge-     1    ent- 
1    niel-    ,  scbä- 
I    dete    :  digte 

sicherte 

1 

gemeldete 

ent- 
schädigte 

ge- 
mel- 
dete 

ent- 
schä- 
digte 

12 

13              14 

!    15    1    16 

17       j 

18 

19 

20 

21 

22 

^ 

251  878 

7023 

817 

27,88 

1 

3,24  '  1886 

— 

— 

1    —    '    — 

259  977! 

9578 

I  132 

36,84 

4,35  1 1887 

5576765 

5  102 

808 

0,92      0,14 

446  250  1 

II  181 

1440 

25,06 

3,23  1 1888 

80S8698 

19542 

6631 

'  2,42   '  0,82 

543  320 

14694 

2048 

27,04 

3,77  ]  1889 

S08869S 

32186 

12573 

3,98      1,55 

604  380  1 

17332 

2444 

28,68 

4,04  1 1890 

122894m 

42296 

19359 

1  3,44       1,58 

632459 

19087 

2859 

30,18 

4,25  1 1891 

12  289  41  s 

50136 

23231 

4,08    •  1,89 

646  733 

19587 

2977 

30,29 

4,60  '  1892 

12289415 

<;90o6 

27  553 

;  4,80      2,24 

660492 

21  213 

3150 

32,12 

4,77  1 1893 

12289415 

68751 

32491 

5,59      2,64 

6>;8  367 

21347 

3389 

32,42 

5,15 

1894 

12  289415 

80598 

37383 

6,56    1  3,04 

690  835  1 

22216 

3356 

32,16 

4,86 

1895 

83  201  236 

357617      160029 

i  4.30    '   1,92 

5394661 

163  258 

23612 

30,26 

4,38 

1886- 
1895 

II  189  071 

91  099  1     42  934 

;  8,14   .  3,84 

681439 

24970 

3800 

36,64 

5,58    :18% 

II  189071 

98363  I     45438 

;  8,79      4,06 

715758 

28622 

3987    1 

39,99 

5,57     1897 

II  189  071 

«03159  '     47683 

:  9,22      4,26 

740  108 ' 

30760 

4210   1 

41,56 

5,69     1898 

II  189071 

107  861  ;    51287 

.  9,64  ,  4.58 

756482. 

33653 

4349    ! 

44.51  • 

5,75     1899 

nicht  fests 

teht.    «)V 

regen  der  Zahlen  in  Spa 

Jte  12  ver« 

'1.  Xote  3 

zu  Tabelle  III. 

Uuf  1000  Versicherte  berechnet). 


Landwii 

Ischaftliche  Berofsgenossenschaften 
.  dauernd  erwerbs-         hS 

Ausführungsbehörden 

0, 

"&«>  %, 

dauernd  erwerbs- 

•SM  S 

tot 

'         unfähig 

i!| 

tot 

unfähig 

JSns  a 
so  s 

Jahr 

völlig 

teil- 
weise 

vor 

gehe 

werbs 

iij' 

völlig 

teil- 
weise 

vor 

gehe 

werbs 

12 

13 

1      14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

1      _ 

3,24 

1,17 

0,91 

0,72 

0,44 

1886 

— 

— 

1      — 

— 

— 

4,35 

1,21 

1,30 

1,29 

0,55 

1887 

0,14 

0,06 

0,0  K 

0,03 

0,04 

3,23 

0,78 

0,61 

1,29 

0,55 

1888 

0.82 

0,17 

0,03 

0,33 

0,29 

3,77     ■ 

0,80 

0,54 

1,63 

0,80 

1889 

i.';5 

0,23 

0,05 

0,67 

0,60 

4,04 

0,80 

0,62 

1,82 

0,80 

1890 

'.58    , 

0,18 

■        0,05 

0,72 

0,63 

4,52 

0,88 

o,5S 

2,27 

0,82 

1891 

1.89 

0,16 

0,06 

0,90 

0,77 

4,60 

0,78 

0,54 

2,33 

0,95 

1892 

2.24 

0,18 

'        0,06 

1,21 

0,79 

4,77 

0,78 

0,51 

2,42 

1,06 

1893 

2.64 

0,18 

0,04 

1,40 

1,02 

5,15 

0,84 

0,51 

2,65 

1,15 

1894 

3,04    ' 

0,18 

0.04 

1,59 

1,23 

4,86 

0,69 

0,46 

2,44 

1,27 

1895 

1,92 

0,17 

0,05 

0,96 

0,74 

4,38 

0,83 

0,59 

2,05 

0,91 

1886- 
1895 

3.84 

0,21 

1        0,06 

1,99 

1,58 

5,58 

0,86 

0,45 

2,79 

1,48 

1896 

4,06 

0,22 

1       0,05 

2,08 

1,71 

5,57 

0,78 

0,40 

2,78 

1,62 

1897 

4,26 

0,23 

!      0,03 

2,09 

1,9« 

5,69 

0,86 

0,32 

2,77 

1,73 

1898 

4,58 

0,23 

1      0,04 

2,26 

2,05 

5,75 

0,82 

0,36 

2,76 

1,80 

1899 
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Ige« 

III.  Ursachen  und  Fo 

Entschädi 

gte   Unfälle  (Zahl   der  Verletzten,  für 

Rechnungs- 

Im Laufe  des  Bechnangs 

jahr 

a)  Zahl.  AU«r  und  Geschlecht  der  Verl 

etzten 

b)  Uegenstände  ond  Vorgänge,  bei 

a.   Gewerb- 

1                      1 

S       i 

•ää      « 

1 

liche   Be- 

Durch- 

Äe^ 

M 

B-S     .    1^ 

p 

Sc! 

rufsgenos- 

senschaf- 

ten 

schnitt- 
liche 
Zahl  der 

Be- 
stand 

j 

1    Jugend- 

<      1| 

«11    lll 

«1 

f.5 

b.  Landwirt- 
schaftliche 

versicher-       *''* 

1       n0n 

liche 
Erwachsene  < 

Zu-     1^ 

1«  :äsig§|ii;|S 

H 

Bernfsge- 

nossen- 
schaften 

c.   Ausftth- 
rungsbe- 
hörden 

ten  Per- 
sonen*) 

Vor- 
jahren 

1 
mann-  1  weib- 

(unt 
lejah 

männ- 

er 
ren) 

sam- 
men 

f  1000  versicherte 
kommen  Verletzte 

toren,  Transmissio 
maschinen 

Fahrstühle,  Anfzi 
Hebezei 

npfke"8.sel7Dämpflei 
bapparate  (Explosi 

8- 

=.6 

e 

a 

i 

so 

II 

Sa 

—  9 

liche  1    liehe  1    liehe 

1             1 

i^      s     !      'M 

!<^ 

h 

1 

2 

3      1     4     1     5     1     6 

7 

8 

9    i     10    ]    11  i    12 

13      14 

15    (    16 

_ 

_ 

2366991  8520 

7522 

947253688 

5,24 

12  357 

46319  43  759 

1886  fa. 

59  597 

1371 

bis    Ih. 

— 

— 

11782936362 

4436 

1402 

160029 

1,921       18223 

29 

1  241 

II  920  43110 

1895»)  1 0. 

—        !     — 

23255       342          48 

9 

23654 

4,38'         I  157      !      9i| 

353_'_3  307     »89» 
831    61  546189761 

Zusammen 

~        i 

37778345  «4  1 12  006 

2358437371 

—  1       78997       1491!    13 

Ja. 

1896    {b. 

[c. 

5734680 

164  134 

371*7     1332 

1064 

146 

39669 

6,72 

8096  1260I    167384 

1 
I3a4|  7055'  T^yt 

(11 189071) 

107  029 

30386  112201   I  067  1    361 

42  934  j  3,84 

3718,      14        8145 

195    3045,1234» 

681439 

17  "9!  3735!       531        II  !       1 

3  800   5,58  j        94 

37        6 

.'5 
544 

41 1      637'     ^ 

Zosammen 

17605  190  288282 

71  148  12605     2  142      508 

86403,4,84111908 

1311     181 

i  56010737    1987' 

(a. 

6042618  ,186736 

39910     1593 

1  217 

181 

42901    6,91     9068 

1 
1576     189436 

1334,  7489     7371 

1897    Ih. 

(II 189071) 

131  983 

31351   12602 

1091 

394 

45438   4,06    3834 

13,       5  122 

180I  2939   13601 

Ic. 

715758 

19814 

3912 

87 

8 

3987    5,57       105 

42!      II    26 

25 

619       S73 
II  047   21545 

Zusammen 

17  947  447 

338533 

75153 

14282 

2316 

575 

92326   5,08 

13007 

1 631     2051584 

1539 

ra. 

6316834    210906 

42  768  1   I  676 

1519 

167 

46  130   7,10 

9  795 

1 670    136 

424 

»797!  7  973     76» 

1898    ^b. 

(11189071)  155165 

32831    13237 

1  181 

434 

47  683  i  4,26 

4078 

21'      16 

*37 

323;  3083    1390; 

[c. 

740  108     22  541 

4109 

78 

22 

I 
602 

4210   5,69 

121  1      39I        8 

14 

29 

>:  64s    53" 

»II  621    32  1« 

Zusammen 

18246013 

388  622 

79708 

14991 

2722 

98023 

5,30 

13992 

1  730'    160 

575 

2149 

(a. 

6658571 

234  830 

46830 

1740 

1644 

186 

50400   7,39 

10561 

I  860]    169 

471 

I  721!  S610     S19 

1899    |b. 
|c. 

(II  189  071) 

178042 

34  945  14526 

1394 

422 

51287,4,58 

4  395 

20 

23 

111 

368    328: 

t    H9» 

756482 

24982!  4245         93 

11 

— 

4  349 '  5,75 

138       38 

16 

14 

26 1      62, 

i       5» 

Zusammen 

18604124 

437  854 

86020 

16359 

3049 

608 

106036 

5,63 

15094 

1918 

208 

596 

2  I  tf 

JI2  5I< 

s  237» 

')  Bezüglich  der  einzelnen  Jahre  des  ersten  Jahrzehnts  (1886—1895)  s.  die  1.  Anflag-e,  2. 
Eeichs-Versichemngsamts. 

*)  Während  im  übrigen  die  Eintragungen  für  die  gewerblichen  Bernfsgenossenschaften 
in  Spalte  2  unter  a  die  bei  den  Versicherungsanstalten  versicherten  Personen,  da  deren  Anzahl 
nicht  auf  die  Versicherungsanstalten  beziehenden  Unfälle  auf  das  Tausend  berechnet. 

')  Die  eingeklammerten  Zahlen  in  Spalte  2  beruhen  auf  Schätzungen  (vgl.  die  „Vorbe 
nossenschaften  in  den  Amtlichen  Nachrichten  des  Keichs-Versicherungsamts. 


Digitized  by 


Google 


Unfallstatistik 

267 

der  Unfall 

►^ 

welche  EntschSdignngen  fettg« 

SBtellt  worden  sin 

d) 

a 

V 

jibres  hinzugekommene  F&Ue 

a 

B 

0 

«flcbM  lieh  die  UnßUe  ereigneten 

e)  Folge  der  VerleUungen 

^-^ 

Zahl       - 

s     '  a 

3" 

s 

'islll 

;aUer  Ver-j  ^ 

s    i^^ 

1    't^ 

Vor- 
fiber- 

i  letzten,     "ST 
pfttr  welche  1  g*" 

1      1«^ 

5    '  It; 

1 

Dauernde 

Zahl 

im   Laufe    §  »• 
idea  Beck-    S^ 

■g 

.a  a 

53  « 

S> 

Brwerbs- 

gehen- 
de  Er- 

der  entachadignngsberech-  ^^5^^. 
tigten  Hinterbliebenen  der  i     faU- 

SS 

|l:|- 

^ 

gcg- 

S 

Tod 

nnfUhigkeit 

werbs- 

Getöteten  (Sp.  24)        1  anieigen  !  -gtS 

|2  ;|s 

r. 

?*M  S 

ta«" 

^ 

1  erstattet  ,  "g 

l^.^s 

J 

nn- 

'  wurden  1  *; 

<  ,^« 

1  l-is-g 

i"= 

fähig- 

'  0 

i    11 

55  K- 

völlige 

teil- 
weise 

keit 

Wit- 
wen 

1     a« 

Kinder    U 

Zu-                        '  "S 
sam-                       ;  •< 
men                         , 

17       18 

19  ,  20      21      22     23 

24 

25 

26 

27 

28        29 

30 

31 

32         33 

33821 

16764 

148480 

54623 

21555 

46953 

1839 

70347 

;8  o66                     1     32  339 

1515004   31,76 

6o 

219                    1    25287 

14394 

4071 

76745 

61819 

8993 

15780 

113 

25086 

357  617     4,30 

iiaSy                          4567 

4522 

3197 

11045 

4890 

33989 

6624 

267 

10332 

163258   30,26 

129 

572                        62 193 

52737 

24032 

239270 

121  332 

69357 

2419 

105  765 

2035879 

— 

488JI  2419 

1  124430,    49428332162 

4152 

618 

20860 

14039 

2627 

5793;    185 

8605 

235  720 

40,69 

2979'.  7260 

4Si  30.5756,3687 

3706 

2363 

623 

22222 

17726 

I  466 1  2  609       29 

4104 

91099 

8.14 

634'       91 

745I  55'      27'    449 
I9i4l5'5  16277  6969 

483 
6351 

__586 
7  lOI 

306 

1  900 

1008 

412 1     792       40 

1244 

24  970   36,64 

8495!  9770 

1547 

44982 

32773 

4  505  i  9  194 

254 

13953 

351789:19,98 

5322,  2308 

i5io'526i   491  3 '23 

2158 

4381 

680 

21  836^ 

16004 

2781 

5  954 

202 

8937 

255152   41.77 

337«    7  479 

41'  21  ,609137314003 

2474 

544 

23260 

19160 

1608 

2835 

29 

4472 

98363     8.79 

58S       134 

902   45 1     24'    411!   462 

561 

283 

1982 

I  161 

413 

786 

267 

I  235         28  672  i  39.99 

9188;  9941 

2  453  592  '6  606  7  265 

6623 

7416 

1507 

47078 

36325 

4802  1  9  575 

14644       382117    21,29 

5  5n,  2455 

I736'503|    5833290 

3510 

4  749 

568 
332 

22940 

17873 

1 
3  008  1  6  830 ;    202 

10040 

273603 

42,89 

3«04    7886 

60;  32.6651  3940 

3831 

2598 

23366 

21387 

1652;  2951        38 

4641 

103  159 

9.22 

655 .      134 

I  031,  35  1      22    446 

495 

637 

239 

2050 

1284 

436 !      820 

307 

1323 

30760 

41,56 

J0036  10475 

2  827  570 

7256, 

7676 

6836 

7984 

i  139 

48356 

40544 

5096.10601 

16004 

407  522 

22,19 

6213    2857 

I  992  622     634 

3781 

2715 

4897 

610 

24435 

20458 

3134 

6903 

219 

10256 

301799 

44,89 

3  737'  8771 

53!  26  |7  089.4  193 

4299 

2608 

440 

25313 

22926 

1607 

2914 

16 

4  537 

107  861 

9,64 

605        136 

1071I  54;     251    549 

566 

619 

276 

2090 

1364 

424 

795 

54 

1283 

33653 

44,51 

10555  n  764 

3116J 

702 

7748 

8423 

7580 

8124 

1326 

51838 

44748 

5165 

10622 

289 

16076 

443313 

23,84 

Sappl.-Bd.  dieses  Werkes  S.  900  ff.,  bezw.  1.  Beiheft  zum  Jahrg.  1900  der  Amtlichen  Nachrichten  des 

:».'•  sich  auf  die  13  Versicherungsanstalten  der  Bau -Beruf  sgenossenschaften  mit  erstrecken,   sind 
nicht  feststeht,  nicht  berücksichtigt;  deshalb  sind  ancb  in  Spalten  9  nnd  33  bei  a  nnr  die  sich 

merkung*  unter  Z.  2  zu  den  alljährlich  TerSffentlichten  Itechnungsergebnissen  der  Berubge- 
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Nach  den  Kechnangsergebnissen 


Abgeschlossene  Beurteilung 


Zahl  der  Verletzten,  fUr  welche  im  Rechnungsjahr  erstmalig  Entschädigungen  festgestellt 
worden  sind,  nach  den  Unfallfolgen 


auf  100  Verletzte 

auf  100  Verletzte 

vorüber- 

vorüber- 

dauernde Erwerbs- 

gehende 

Erwerbs- 

dauernde Erwerbs- 

gehende 
Erwerbs- 

Jahr 

Tod 

unfähigkeit 

Tod 

unfähigkeit 

unfähig- 

unfähig- 

völlige      teilweise 

keit 

völlige     teilweise 

keit 

1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 


1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 


1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 


a)  Gewerbliche 

Berufsgenossenschaften 

24,91 

15,92 

38,88 

20,29 

25,89 

3,50 

39,65 

18,51 

17,70 

50,88 

12,91 

19,49 

3,11 

46,98 

15,65 

10,03 

54,60 

«9,7* 

16,68 

3,25 

50,67 

15,14 

10,43 

57,24 

17,19 

15,93 

2,80 

52,21 

13,62 

7,08 

61,01 

18,29 

14,22 

2,30 

55,63 

•2,85 

5,55 

61,79 

19,81 

13,39 

2,06 

56,20 

11,47 

5,26 

63,07 

20,20 

12,05 

2,12 

56,28 

11,51 

4,42 

63,33 

20,74 

12,24 

2,01 

51,54 

10,48 

2,61 

61,06 

25,85 

11,04 

•,85 

51,81 

b)  Landwirtschaftliche  Bernfsgenossenschaften 


43,81 

5,32 

22,28 

28,59 

44,73 

3,22 

28,01 

20,63 

3,92 

40,16 

35,29 

21,20 

2,93 

43,59 

14,93 

3,48 

42,98 

38,61 

15,47 

2,27 

45,34 

11,12 

3,33 

45,83 

39,72 

11,42 

1,91 

49,19 

8,72 

3,38 

47,40 

40,50 

9,19 

1,85 

52,45 

7,77 

2,80 

54,07 

35,36 

8,27 

1,42 

51,40 

6,96 

1,72 

52,89 

38,43 

7,21 

1,32 

49,45 

c)  Unfallversicherung  insgesamt*) 

25,77 

16,87 

37,58 

19,78 

26,83 

4,64 

38,84 

19,12 

18,51 

49,48 

12,89 

20,13 

4,07 

46,28 

17,39 

10,43 

52,26 

19,92 

18,50 

3,95 

49,09 

16,73 

9,25 

52,61 

21,41 

17,54 

3,31 

49,82 

14,38 

6,44 

54,49 

24,67 

15,03 

2,76 

52," 

12,55 

5,07 

54,87 

»7,51 

13,05 

2,39 

53,21 

10,62 

4,79 

55,69 

28,90 

11,16 

2,36 

54,37 

10, 10 

4,00 

58,46 

27,44 

10,73 

2,08 

51,53 

9,14 

2,56 

56,7» 

31,58 

9,53 

2,00 

50,67 

30,96 
30,42 
29,40 

29,06 

27,85 
28,35 
29,55 

34,21 
35,30 


24,04 
32,28 
36,92 
37,48 
36,51 
38,91 
42,02 


29,69 

29,52 
28,46 

29,33 
30,10 

31,35 

32,11 

35,66 
37,80 


*)  Einschliesslich   der  Ausführungsbehörden   und  der  Versicherungsanstalten  der  Bau- 
Berufsgenossenschaften. 


Gefahren  (intensiver  Betrieb,  Heranziehung 
noch  ungeschulter  Äi-beitskräfte,  neue  und  ge- 
fährliche Betriebsarten  etc.)  sich  durch 
entsprechende  UnfallverMtungsraassnahmen 
keineswegs  sogleich  und  durchweg  paraly- 
sieren lassen  (vgl.  hierzu :  »Die  Arbeiterver- 
sicherung im  Auslande«,  Berlin  19(X),  Heft 
lY,  S.  41,  \I.  S.  17,  VII.  S.  29). 

Bezüglich  der  örtlichen  Verteilung 
der  entschädigungspflichtigen  (am  Sitze  des 
Betriebes  gezählten)  Unfälle  ergiebt  die 
1897  er  Statistik  (für  die  Benif^nossen- 
schaften),  dass  auf  100  qkm  Boden- 
fläche berechnet  grossstädtische  Bezirke 
wie  Berlin  und  Hamburg  die  höchsten,  vor- 
wiegend ländliche  Bezirke  dagegen  wie  die 
Regierungsbezirke  Gumbinnen  und  Marien- 
werder die  niedrigsten  ünfallziffem  ergeben, 
während  die  Berechnung  auf  1000  Voll- 


arbeiter  gerade  das  umgekehrte  Ergebnis 
liefert :  in  ersterer  Beziehung  stehen  sich  bei 
dem  allgemeinen  Durchschnitt  von  7,93  Ver- 
letzten auf  je  100  qkm  des  Deutschen  Reichs 
BerUn/Hamburg  mit  3427,90/228,21  und 
Marienwerder/Gumbinnen  mit  1,54  1,64  I'n- 
fällen  auf  100  qkm  gegenüber,  wogegen  bei 
dem  allgemeinen  Durchschnitt  von  8,20 
Verletzten  auf  1000  Vollarbeiter  Berlin 
diesen  Durchschnitt  kaum  überschreitet  (8,66), 
Gumbinnen  gerade  das  Doppelte  aufweist 
und  beispielsweise  Nieder-Bavern  nur  drei- 
mal höhere  Ünfallziffem  als  das  industrielle 
Königreich  Sachsen  (18,99  :  6,36)  zeigt. 

Die  Verteilung  der  Unfälle  auf  die 
Betriebe  ergiebt  für  die  gesamten  Berufs- 
genossenschäften  ebenfalls  eine  Steigerung, 
da  von  100  Betrieben  1887  niu-  3,20, 
1897     aber    5,32    von    Unfällen    betroffen 
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waren,  so  dass  in  dem  zehnjJlhriffen  Zeit- 
raum nicht  nur,  wie  oben  dargelegt,  die 
rnJallzahlen  gestiegen,  sondern  diese  ver- 
mehrten CnBUe  auch  einen  grösseren  Teil 
der  Betriebe  als  im  Jahr  1887  betroffen 
haben.  Die  sogenannten  Massenunfälle 
treten  dabei  ganz  zurOck,  da  im  Jahr  1897 
von  insgesamt  45444  UnfäUen  mit  45971 
Verletzten  (44083  M&nnem  und  1888  Frauen) 
mu:  338  Unfälle  oder  0,74  "/o  aller  entschädi- 
gungspflichtigen Unfälle  mehrere  Personen 
betroffen  hatten;  die  höchsten  Prozentsätze 
zeigen  die  Seeschiffahrt  (4,82),  die  Staats- 
betriebe für  Schiffahrt  etc.  (1,79),  der  Berg- 
hau (1,70)  und  die  Chemie  (1,43).  Je  1 
solcher  Unbdl  betraf  bei  der  See-Berufsge- 
nossenschaft 28.  bei  der  Berufsgenossenschaft 
der  chemischen  Industrie  12  und  bei  der 
Knappschafts -Berufsgenossenschaft  10  Per- 
sonen. Von  den  einzelnen  Betriebsgruppen 
haben,  auf  1000  Vollarbeiter  berechnet,  die 
höchsten  Unfallziftern  Spedition,  Lagerei  imd 
Fuhrwesen  (14,15),  Bergbau  (12,00)  und 
Steinbrüche  (11,94),  die  niedrigsten  aber 
Textilindustrie  (3,2.ö),  Nahrungsmittel,  Flei- 
scherei und  Tabak  (3,12)  und  Leder-  und  Be- 
kleidungsindustrie (3,07),  während  der  Durch- 
schnitt für  die  gesamte  Unfallversicherung 
S.tJ8  (Berufsgenossenschaften  8,20  und  Aus- 
führungsbehörden 6.79)  beträgt.  Auch  bei 
den  einzelnen  Berufsgenossenschaften  stehen 
neben  der  Müllerei-Berufsgenossenschaft 
(13,51)  die  Fuhrwerks-Beruf sgenossenschaft 
(16,97),  Speditions-,  Speicherei- und  Kellerei- 
Berufsgenossenschaft  (12,36),  Knappschafts- 
Berufegenossenschaft  (12,09)  undSteinbruchs- 
Berufsgenosaenschaft  (11,94)  obenan,  wogegen 
die  Bekleidungsindustrie  -  Berufsgenossen- 
schaft (2,18),  Seiden -Berufsgenossenschaft 
( 1,26)  und  Tabaks-Benifsgenossenschaft  (0,42) 
die  geringsten  Unfallziffem  aufweisen.  Im  all- 
gemeinen lässt  diese  zum  ersten  Mal  auf 
100(»  Vollarbeiter  berechnete  Statistik  er- 
kennen, dass  die  vorwiegend  mit  mechani- 
schen Vorgängen  sich  befassenden  Betriebe 
(Fohrwerkerei,  Müllerei,  Spedition  und  Spei- 
cherei)  in  der  Unfedlhäufigkeit  die  unter- 
irdisch sich  vollziehenden  und  mit  elemen- 
taren Ge&üiren  verknüpften  Betriebe  (Berg- 
bau und  Steinbrüche  bezw.  Schiffahrt)  über- 
treffen und  dass  gerade  Maschinenbetriebe 
(Eisen-  und  Stahlindustrie  mit  8,92),  nur 
eine  mittlere  Unfallhfiufigkeit  aufweisen. 

Hinsichtlich  der  Folgen  der  Unfälle 
zeigen  (auf  100  Vollarbeiter)  die  meisten 
tödlichen  Unfälle  Binnenschiffahrt  (2,99), 
Seeschiffahrt  (2,77),  Bergbau  (2.06),  Stein- 
brüche (1,75),  Spedition  etc.  (1,75)  dagegen 
die  wenigsten  Feinmechanik  etc.  (0,14),  Textil- 
iodnstrie  (0,14)  und  Nahrungsmittelindustrie 
10.1.S). 

Bezüglich  der  Verteilung  der  Unfölle  auf 
die  einzelnen  Monate,  "Wochentage  und 


Tagesstunden  ergeben  die  Verhältnisbe- 
rechjiungen  bei  der  Annahme,  dass  auf  1 
Tag  bezw.  auf  3  Stimden  im  Durchschnitt 
des  ganzen  Jahres  ein  Unfall  enthält,  ftir 
die  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  und 
Versicherungsanstalten  der  Hauptsache  nach 
folgendes : 


!1887;1897 


Januar 
'  Februar 
März 
April 
Mai 
Jnni 


0,940,92 
o,98[o,92 

0.95,0,90 
0,9410,90 
o,9o[i,oo 
0,99  i.oi 


Sonntag 
Montag 
Dienstag 
Mittwoch 


0,190,15 
',»3 


1,18 
1,10 
i.'5 


i,'7 
1,10 


Vormittag 

12—3 
3-6 
6—9 
9—12 


0,I7;0,I0 

0,21 '0,18 

i,o6'i,ii 

2^2«  12.37 


1887   1897 


Jnli 

August 

September 

Oktober 

November 

Dezember 


Donnerstag 

Freitag 

Sonnal^nd 


1,08 
1,04 
1,06 
1,09 
1,08 
0,95 


1,10 
«,05 
l,io 
1,09 

«,05 
0,96 


1.09  I 

i;i6i 
«,13; 


1,10 
1.06 

«,I9 


Nachmittag  . 

12—3 
3-6 
6—9 
9-12 


1,23  1,01 

;  1,94  2,12 

,  0,90  0,84 

,  0,28  0,27 


Nach    der  Art    der   Verletzungen 
ergiebt  sich  folgende  Verteilung  der  Unfälle : 

Verbrennungen,  Verbrühung,  |         | 

Aetznng 5,33   3.74 

Wunden,     Qnetschungen,Knochen- 

brüche 92,93  94.46 

Erstickungen !  0,71^  0.47 

Ertrinken ;  0,92'  0,83 

Sonstige  tödliche  Verletzungen     .  |  o.ii    0,50 


100  ,  100 


Den  »Betriebseinrichtungen  und 
Vorgängen,   bei   welchen   sich   entschä- 
digun^pfüchtige  Unfälle  ereigneten,«  wird 
in  beiden  Statistiken  eine   ganz  besondere 
Aufmerksamkeit  gewidmet,  weil  solche  Fest- 
stellungen  für    den   weiteren    Ausbau    der 
Unfallverhütung  von  grösster  Wichtig- 
keit sind.    In  ausführlichen  Tabellen  wird 
für  die  gesamte  gewerbliche  Unfallversiche- 
rung, für  die  verschiedenen  Berufsgruppen 
und  für  die  einzelnen  Versicherungsträger 
die  Verteilung  der  UnfiQle  auf  die  in   16 
Gruppen    und   83  Unterabteilungen    geglie- 
derten   Betriebseinrichtungen   etc.   gegeben 
und    in    dem  beigefügten  Text   eingehend 
erläutert,   um  die  Unfallgefährlichkeit   der 
einzelnen  Maschinengattungen  und  sonstigen 
I  Betriebseinrichtungen  klarzustellen  und  An- 
'  haltspuukte   für  sachgemässe  Vorbeugungs- 
massnahmen  zu  bieten.    Auch  hier  ergiebt 
sich   die   schon  oben   erwähnte  Thatsache, 
idass  die  Maschinenunfälle  keineswegs 
'  die  zahlreichsten  und  gefährlichsten  sind,  da 
'  sie    bei    der   gesamten    Unfallversichenmg 
1 1887  1897    niu-  26.84  24.76  «o    aUer  Unfälle 
und  nur  15,87  14,07 '0  der  tödlichen  Unfälle 
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ausmachten;  die  tödlichen  Maschinenunfälle 
sind  sogar  seit  1887  im  Verhältnis  zu  den  ge- 
samten Unfällen  von  2,94  auf  1,51  und  im  Ver- 
hältnis zu  den  Maschinenunfällen  von  10,94 
auf  6,08 "o  zurückgegangen  —  ein  Ergebnis, 
weldies  in  erster  Linie  auf  die  bessere 
Durchführung  der  Unfallverhütung  zurück- 
geführt wird  und  aiif  die  Wichtigkeit  dieser 
deutlich  hinweist.  Nach  den  verschiedenen 
Gruppen  der  Maschinen  entMlen  auf: 


1887    1897]    1887     1897 


Arbeitsmaschinen 
Hebemaschinen  . 
Transmissionen  . 
Motoren  .... 


'  6s,39  70,26 
20,97|  19,62 


8.6o| 

5.041 


6,28 
3,84 


17,55 
5,63 
2,31 
1.35 


IOO<'/oHOO\;26,84»/o 


'7,40 
4.86 

«.55 
0,95 


24,76»/, 


der 

Maschinen- 

nufölle 


aller 
UnfäUe. 


Die  durch  andere  Betriebseinrichtungen  (als 
Maschinen)  veranlassten  UnfäUe  sind  gegen 
1887  insgesamt  von  73,16  auf  75,24 "/o  ge- 
stiegen, dagegen  hinsichtlich  des  tödlichen 
Verlaufs  von  21,29  auf  12,22 »o  ziurtickge- 
gangen,  so  dass  auch  hierin  die  Wirkung 
der  besseren  ünfaUverhütung  zur  Erschei- 
nung kommt 

Eine  landwirtschaftliche  Unfall- 
statistik wurde  zum  ersten  ilsil  für  das  Jahr 
1891  durch  Rundschreiben  des  Reichs -Ver- 
sicherungsamts V.  31.  Juli/14.  November  1891 
(Aratl.  Nachr.  1891 S.  351/352)  veranlasst,  nach 

fleichen  Grundsätzen  wie  die  gewerbliche 
fnfallversicherang  durchgeführt  und  unter 
Hinweis  auf  die  Notwendigkeit,  auch  hier  der 
erheblichen  Unfallgefährlichkeit  der  Betriebe 
dxirch  sachgemässe  Unfallverhütung  zu  be- 
gegnen, mittelst  Rundschreibens  vom  20.  Sept 
1893  veröffentlicht  (AmÜ.  Nachr.  1893  S. 
231  ff.).  Im  ganzen  wurden  19918  Zählkarten 
bei  48  Berufsgenossenschaften  mit  4776  520 
Betrieben  und  12  289415  versicherten  Personen 
und  50  ländlichen  Ausführungsbehönlen  mit 
218  586Versicherten,  also  insgesamt  12  5tJ8  001 
Versicherten  bearbeitet.  Von  den  19  892  Un- 
fällen (mit  19918  Verletzten)  betrafen  4329 
=  21.73 »/o  weibliche  Personen;  2236  Un- 
fälle (11,28  «/o)  hatten  den  Tod,  685  (3,44  «/o) 
dauernd  völlige,  9108  (45,73  «/o)  dauernd  teil- 
weise und  7863  (39,60  */o)  vorübergehende 
En»erbsimfähigkeit  zur  Folge;  durch  Ma- 
schinen waren  2783  (13,97  ».0)  Unfälle  (dar- 
unter 139  =  4,99  */o  mit  tödlichem  Aus- 
gang), durch  andere  Ursachen  17 135  (86,03  "/o) 
Unfälle  (darunter  2098  =  12,24  »/o  mit  töd- 
lichem Ausgang)  veranlasst.  Die  Ursachen 
vieler  und  schwerer  Unfälle  wurden  neben 
mangelhafter  Arbeitsbeaufsichtigung  insbe- 
sondere auf  UnvoUkommenheiten  und  Mängel 
der  ländlichen  Betriebsstätten  (Böden,  Spei- 


cher, Scheuneu  etc.),  Wege  und  Arbeitsmittel 
zurückgeführt,  so  dass  der  Einfühnmg  ge- 
ordnetererVerhältnisse  und  wirksamer  Schutz- 
vorkehrungen hier  noch  ein  weites  Feld 
offen  stand.  Ob  und  welche  Fortschritte 
nach  dieser  Richtung  inzwischen  gemacht 
worden  sind,  wird  erst  der  Abschluss  der 
durch  Rundschreiben  des  Reichs -Versiche- 
rungsamts vom  3.  Januar  1901  eingeleiteten 
Unfallstatistik  für  das  Jahr  1901  ergeben 
(Amtl.  Nachr.  1901  S.  166). 

Wieviel  auf  dem  Gebiet  der  Unfall- 
verhütung von  der  Einwirkung  der  Be- 
teiligten selbst  abhängt,  lässt  sich  daraus  er- 
sehen, dass  nach  den  vorbesprochenen 
Statistiken  von  allen  entschädigungspflich- 
tigen Unfällen  (abzüglich  der  unaufgeklärten 
FäUe): 


auf  Verschulden 


Gewerbe 
1887   1897 


der  Unternehmer 
der  Arbeiter  .  . 
beider  Teile    .    . 


,20,47 

26,56 

8.01 


17.30 
*9,74 
10,14 


Land- 
wirtschaft 

1891 


24,99*/o 
23,39"  0 


also  die  grössere  Hälf- 
te aller  Unfälle     . 

auf  Verschulden  der 
Beteiligten,  und 
nur  die  kleinere 
Hüfte 


55,0457,18 


44,96 


42,82 


66,99». 


33,01" 


auf    unvermeidliche    Betriebsgefahren    und 
andere  Ursachen  zurückzuführen  waren. 

Besondere  Unfallverhütungs-Vor- 
schriften haben  bisher  von  den  65  ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften  60,  von 
den  48  landwirtschaftlichen  Berufsgenossen- 
schaften nur  8  eingeführt  Vgl.  auch  die 
vom  Reichs -Versicherungsamt  im  Einverneh- 
men mit  den  Berufsgenossenschaften  etc.  zu- 
sammengestellten »  Normal  unfallverhOtungs- 
vorschriften  für  gewerbliche  bezw.  land-  und 
forstwirtschaftliche  Betriebe«,  Amtliche  Nach- 
richten 1896  S.  431  bezw.  1895  S.  199  ft, 
welche  entsprechende  Anhaltspunkte  zur 
Aufstellung  von  Unfallverhütimgsvorschriftea 
bieten  sollen,  sowie  die  vom  Verband  der 
Deutschen  Berufsgenossenschaften  (Berlin 
1900)  herausgegebene  »Systematische  Ueber- 
sicht  der  von  den  gewerblichen  Berufs- 
genossenschaften des  Deutschen  Reichs 
erlassenen  Unfallverhütungsvorschriften  <■ , 
welche  auf  Grund  der  bisherigen  Erfahrungen 
den  gegenwärtigen  Stand  der  Unfallvernü- 
tungstechnik  darstellt 

Nach  den  Ziisammenstellungen   in   dem 
(z.  Z.   noch  unter  der  Pre.sse  befindlichen) 
2.  Beiheft   zum  Jahrgang  1900  der    AmtL' 
Nachi-.  des  R.V.A.  (Gewerbl.  Unfallstatistik 
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1897,  2.  Teil)  verteilen  sich  die  Unfälle  der 
gesamten  gewerblichen  Unfollversichemng 
(Berafsgenossenschaften-,  Versicherungsan- 
stalten, Ausfflhrungsbehörden)  hinsichtlich 
des  Verschuldens  nach  ihrer  Zahl  und 
Belastung  (durch  die  dafOr  gezahlten  Ent^ 
Schädigungen)  in  Prozenten  (für  die  Be- 
lastung in  Klammer)  wie  folgt :  Unternehmer 
16,81  (16.77),  Arbeiter  29,89  (27,52),  beide 
Teile  9,94  (10,28),  zusammen  56,64  (54,57), 
60  dass  nur  43,36  (45,43)  auf  unvermeidliche  | 
Betriebsgefahren  und  sonstige  Ursachen  ent- 
Mlen.  Andererseits  machen  die  Ma- 
schinenunfäUe  kaum  >4  (23,85''/o)  aller 
Betriebsunfälle  aus  und  haben  nur  '/6 
( 16,80 'o)  der  gesamten  Belastung  erfordert  I 
Vgl  das  Nähere  a.  a.  0.  | 

3.  Gefehrentarifwesen  (§§  29,  49 1 
O.U.V.G.,  §§  51,  52  L.U.V.G.,  §  13  B.U.V.G.  I 
§i»  50  fL  S.U.V.G.  und  Rundschr.  des  R.V.A. ' 
V.  4.  Juni  1887,  21.  März  1888,  20.  Juni  1889  | 
und  18.  Mai  1896,  Amtl.  Nachr.  1887  S.  153,  | 
1888  S.  199,  1889  S.  331  und  1896  S.  275, 
bezw.  «Handbuch  der  Unfallversicherung«,  1 
2.  Aufl.  S.  244  ff.,  Leipzig  1897,  und  »Dasl 
Gefahrentarifwesen  der  Unfallversicherung! 
des  Deutschen  Reichs«  von  Geh.  Reg.  Rat^ 
Prof.  Hartmann,  Berlin  1900,  Verlag  von: 
Asher).  j 

Eine  Hauptaufgabe  der  Unfallstatistik  ist  i 
es,  für  eine  gerechte  Verteilung  der  Unfall-  j 
l^ten  auf  die  Mitglieder  der  Berufsgenossen- ' 
schatten  den  richtigen  Massstab  zu  Uefem. ; 

Nach  den  Bestimmungen  des  Gewerbe- 
unfallversicherungsgesetzes (§  29)  sollen  die ! 
zur  Decktmg  der  Entschädigungs-  und  Ver- ; 
waltungskosten  erforderlichen  Beiträge  auf: 
die  Genossenschaftsmitglieder  nach  Mass-j 
gäbe  der  in  ihren  Betrieben  von  den  Ver-j 
sicherten  verdienten  Löhne  (Gehälter)  so-i 
wie  der  statutenmässigen  Gefahrentarife  l 
jährlich  umgelegt  werden.  Zu  diesem  Zweck  ' 
hat  jedes  Genossenschafts-  Mitglied  binnen  | 
6  lochen  nach  Ablauf  des  Rechnungsjahrs 
dem  Genossenschaftsvorstand  eine  »Nach-| 
Weisung«  einzureichen,  welche  einerseits  die 
■während  des  abgelaufenen  Rechnungsjahres  \ 
im  Betriebe  beschäftigten  versicherten  Per- 
sonen mit  den  verdienten  bezw.  anrechnungs-  i 
fähigen  Löhnen,  andererseits  die  für  den  i 
Betrieb  bestimmte  »Gefahrenklasse«  ergeben  | 
mass  (§  99).  In  ersterer  Beziehung  kommen, , 
entsprechend  dem  auf  das  Notwendige  ge- 1 
richteten  Charakter  der  Zwangsversicherung,  | 
Löhne  und  Gehälter,  welche  während  der  | 
Beitragsperiode  den  Jahresbetrag  von  15001 
3Iark  übersteigen,  mit  dem  überschiessenden  | 
Betrage  nur  zu  *,3  in  Anrechnung  (sofern  i 
nicht  das  Statut  abweichende  Vorschriften  i 
enthalt,  §  30),  während  die  hinter  dem  300- ' 
fachen  Betrag  des  ortsüblichen  Tagelohnes 
gewöhnhcher  erwachsener  Tagearbeiter  zu-  ■ 
rückbleibenden  Löhne  mit  diesem  höheren : 


Betrag  einzusetzen  sind  (§  10).  Für  die 
Gefahrenklassifikation  dagegen  ist  der  von 
der  Genossenschaftsversammlung  aufzu- 
stellende und  vom  Reichs- Versicherungsamt 
zu  genehmigende  »Gefahrentarifc  mass- 
gebend, welcher  für  die  zur  Genossenschaft 
gehörenden  Betriebe  |e  nach  dem  Grade  der 
mit  denselben  verbundenen  ünfallgefahr  ent- 
sprechende Gefahrenklassen  und  für  diese 
den  Beitragsmassstab  (Gefahrenziffer)  festzu- 
setzen hat 

Zuverlässige  Unterlagen  für  die  Auf- 
stellung eines  richtigen  Gefahrentarifa 
lassen  sich  naturgemSss  erst  im  Laufe  der 
Zeit  durch  fortgesetzte  statistische  Aufzeich- 
nungen gewinnen,  welche  über  die  beiden 
Rechnungsfaktoren  (Arbeiterzahl  bezw.  Lohn- 
summe und  Unfallzahl  bezw.  Unfallkosten) 
in  den  einzelnen  Betrieben  imd  Gewerbs- 
zweigen genauen  Anfschluss  geben.  Bei 
Einführung  der  Unfallversicherung  musste 
man  sich,  in  Ermangelung  besserer  Unter- 
lagen, damit  begnügen,  die  2jahl  der  in  den 
einzelnen  Betrieben  beschäftigten  ver- 
sicherten Personen  imd  me  Zahl  der 
darin  vorgekommenen  entschädigungs- 
pflichtigen Unfälle  einander  gegen- 
überzustellen. Dabei  musste,  um  einen  ein- 
heitlichen Massstab  zu  gewinnen,  die  Zahl 
der  Arbeiter  auf  »VoDarbeiter«  (ä  300  Ar- 
beitstage zu  je  10  Arbeitsstunden)  zurück- 
geführt uud  bei  der  Zahl  der  Unfälle  auch 
deren  Schwere  berücksichtigt  werden,  da 
z.  B.  2  Halbtagsarbeiter  nicht  das  doppelte 
Unfallrisiko  eines  Tagearbeiters  bieten  und 
ein  Unfall  mit  lebenslänglicher  Rente  un- 
gleich schwerer  wiegt  als  ein  Unfall  mit 
nur  vorübergehender  Rente.  In  letzter  Be- 
ziehung entnahm  man  aus  der  1881  er  Sonder- 
statistik (s.  oben  zu  I  1,  bezw.  Statistik  des 
Deutschen  Reichs,  Erste  Reihe,  Bd.  53,  Er- 
gänzungsheft), welche  die  Betriebsunfälle 
nach  ihren  Folgen  in  vier  (auch  bisher  fest- 
gehaltene) Gruppen  geteilt  hatte,  folgende 
Belastungsziffern:  a)  Tod  —  10,  b)  dauernd 
völlige  Ei-werbsunfähigkeit  =  30,  c)  dauernd 
teilweise  Erwerbsunfähigkeit  =  15,  d)  vor- 
übergehende Erwerbsimfähigkeit  =  1,  sodass 
z.  B.  ein  tödücher  Unfall  die  Berufsgenossen- 
schaft zehnmal  so  schwer  belastet  wie  ein 
leichter  UnfaU  mit  nur  vorübergehender  Er- 
werbsunfähigkeit Unter  Benutzung  dieser 
Belastungsziffem  (UnfaUgefahren-Verliältnis- 
ziffem)  konnte  daher  auf  Grund  der  von 
den  Berufsgenossenschaften  zu  führenden 
»ünfaUverzeichnisse«  (Schema:  Amtl.  Nachr. 
des  R.V.A.  1889  S.  339)  unschwer  festge- 
stellt werden,  welches  Unfallrisiko  in 
den  einzelnen  Gewerbszweigen  durchschnitt- 
lich auf  je  1000  Vollarbeiter  entfiel,  da  die 
Summe  der  Produkte  aus  der  Zahl  der  Ver- 
letzten und  den  Belastungsziffem  die  ent- 
sprechende   :>Gefahrenziffer«     ei^ebt. 
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Wena  z.  B.  in  einem  Gewerbszweig  mit 
S(m  Vollarbeitern  18  Unfälle  zu  a,  13  zu  b, 
9  Y.n  c  und  7  zu  d  vorgekommen  sind,  so 
stellt  sich  die  Unfallgefahren ziff er  auf: 
18X10  +  13X30  +  9X15  +  7X1=712 

oder    auf    1000    Vollarbeiter   = 

d.  h.  89. 

Da  diese  Methotle  immerhin  insofern  un- 
vollkommen war,  als  die  aus  der  1881  er  Un- 
fallstatistik abgeleiteten  Belastungsziffem  nur 
dem  allgemeinen  Durchschnitt  der  Gesamt- 
industrie, aber  nicht  den  besonderen  Verhält- 
nissen der  verschiedenenBerufsgenossenschaf- 
ten  entsprachen,  auch  die  Ermittelung  derVoU- 
arbeiterzalüen  in  manchen  Gewerbszweigen 
erheblichen  Schwierigkeiten  begegnete,  so 
ging  man  nach  Ablauf  des  ersteu  Jahrzehnts 
der  Unfallversicherung  (Rundschr.  des  R.V. A. 
V.  18.  Mai  1896  a.  a.  0.)  auf  Grund  des  in- 
zwischen bei  den  einzelnen  Berufsgenossen- 
schaften gewonnenen  statistischen  Materials 
dazu  tiber,  nicht  mehr  die  Zahlen  der  Ver- 
sicherten und  der  Unfälle,  sondern  die  Summen 
der  Löhne  (Gehälter)  und  der  Entschädi- 
gungen in  den  einzelnen  Gewerbszweigen 
einander  gegenüberzustellen,  sei  es  dass  man 
filr  die  ganze  rückliegende  Zeit  der  gesam- 
ten Lohnsumme  den  gesamten  Belastungs- 
wert (d.  h.  die  bis  dahin  gezahlten  Ent- 
schädigungen und  den  Kapitalwert  der  noch 
laufenden  Renten)  oder  einfach  nur  die  Ge- 
samtsumme der  gezahlten  Entschädigungen 
{ohne  Kapitalisierung  der  Renten)  gegen- 
überstellte. Das  letztere  Verfahren  wurde 
seiner  Einfechheit  wegen  zur  allgemeinen 
Regel,  nachdem  verschiedene  \^rgleiche 
beider  Methoden  ergeben  hatten,  dass  sie 
bei  hinreichend  grossem  Beobachtungs- 
material (mindestens  5  Millionen  Mark  Jah- 
reslöhne) zu  gleichen  Ergebnissen  führen. 
Unter  Benutzung  der  jährlichen  »Lohnnach- 
weisungen« der  Betriebsunternehmer  und 
•der  von  den  Berufsgenossenschaften  im  In- 
teresse der  ünfallverhütting  geführten 
»UnfaUzählkarten«  (Schema:  Amt!  Nachr. 
des  R.V.A.  1896  S.  279),  welche  unter  fort- 
laufender Nummerfolge  jeden  entschädigungs- 
pflichtigen Unfall  nach  Ort,  Zeit,  Ursache, 
Folgen  u.  s.  w.  statistisch  behandeln  und 
{auf  der  Rückseite)  alle  gezahlten  Ent- 
schädigungsbeträge angeben,  lässt  sich  da- 
her für  jeden  Gewerbszweig  leicht  fest- 
stellen, wie  viel  Entschädigungskosten  auf 
1000  Mark  Löhne  entfallen,  und  danach  die 
■GefahrenzLffer  bestimmen.  Haben  z.  B.  die 
Oewerbszweige  A,  B,  C  für  die  Zeit  von 
188Ö— 1896  an  bezahlten  Löhnen  1500, 
1000  und  500  Millionen  Mark  und  an  ge- 
zahlten Entschädigungen  24,  20  und  4  Milli- 
onen Mark  aufzuweisen,  so  entfallen  auf 
1000  Mark  Lohn  an  Entschädigimgen : 
16,  20  und  8  Mk.  —  Zahlen,  welche  ohne 


weiteres  als  Gefahrenziffem  Verwendung 
finden  könnten;  da  jedoch  in  der  Praxis 
sich  meist  Bruchteile  ergeben,  so  pflegen 
die  Berufsgenossenschaften  zur  Verein- 
fachung der  Berechnung  der  ümlagebeiträge 
diese  Ziffern  umzurechnen,  indem  für  einen 
Gewerbszweig  (mit  der  grössten  Lohnsumme) 
eine  runde  Zahl  angesetzt  imd  die  anderen 
Ziffern  hiernach  reduziert  werden,  so  dass 
dann  erst  die  »reduzierten  Unfallgefahren- 
ziffem«  (nach  entsprechender  Abrundung) 
in  den  Gefahrentarif  eingesetzt  werden. 

Auf  Grund  der  vorbezeichneten  Ermitte- 
lungen   erfolgt    die    Aufstellung   des    Ge- 
fahrentarifs derart,  dass  für  die  zur  Berufs- 
genossenschaft  gehörenden  Gewerbszweige 
verschiedene    »Gefahrenklassen«   (A,   B,  C 
u.  s.  w.)  mit   steigenden  »Gefahrenziffern«. 
(10,  20,  30  u.  s.  w.)  festgesetzt  werden,  in 
welche  die  einzelnen  Betriebe  nach  Mass- 
gabe   der    ermittelten    Unfallgefährlichkeit 
diu-ch  die  Organe  der  Berufsgenossenschaften 
eingereiht  werden.    (Schema:  AmtL  Nachr. 
des  R.V.A.,  1888,  S.  205.)    Da  die  im  Ge- 
fahrentarif festgesetzten  Gefahrenziffem  aus 
den  für  die  Gesamtheit  der  in  jedem  Ge- 
werbszweig vorhandenen  Betriebe  geltenden 
Zahlen  ermittelt  werden,  also  nur  Durch- 
schnittsverhältnisse betreffen,  so  kön- 
nen   die    normalen    Gefahrenziffem    des 
Tarifs  unmittelbar  nur  auf  solche  Betriebe 
Anwendung  finden,  welche  (nach  Massgabe 
der  von  den  Betriebsunternehmem  auszu- 
füllenden »Fragebogen«  oder  sonstigen  Fest- 
steUimgen  der  Berufsgenossenschaften)  »nor- 
male Betriebsverhältnisse«  und  »regelrechte 
Einrichtungen«  (insbesondere  zur  Unfallver- 
hütung) aufweisen.     Ergeben  sich  für  ein- 
zelne  Betriebe  Abweichungen   hiervon,    so 
kann  eine  der   erhöhten  oder  verminderten 
Gefahr  entsprechende  prozentuale  Erhöhung 
oder  Herabsetzung  der  normalen  Gefahreu- 
zif fer  vorgenommen  werden.   In  allen  Fällen 
darf  die  »Veranlagung«  der  Betriebe  (Ein- 
sdiätzung   in   die   Gefahrenklassen),   gegen 
welche  jedem  Betriebsunternehmer  die  Be- 
schwerde an  das  Reichs -Versicherungsamt 
offen  steht,  nur  auf  sachliche,  äusserlich  er- 
kennbare Merkmale  des  Betriebes,  nicht  auf 
Merkmale   persönlicher  Art  (wie   schlechte 
Aufsicht,  mangelndes  Interesse  für  Unfall- 
verhütung, Verstösse  gegen  die  Unfallver- 
hütimgsvorschriften    u.    s.    w.)     gegründet 
werden,  da  für  Fälle  der  letzteren  Art  das 
Gesetz   anderweite  Handhaben  giebt   (s.  u., 
sowie   Amtl.  Nachr.    des  R.V.A.   1898    S. 
262  Z.  1708). 

Von  Zeit  zu  Zeit,  mindestens  alle  5  Jahre, 
hat  die  Berufsgenossenschaft,  um  den  in- 
zwischen etwa  veränderten  Verhältnissen 
Rechnung  zu  tragen,  den  Gefahrentarif  unter 
Berücksichtigung  der  in  den  einzelnen  Be- 
trielien  vorgekommenen  Unfälle  einer  »Re- 
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Vision«  zu  unterziehen,  deren  Ergebnisse 
der  Genossenschaftsversammlung  ziu-  Be- 
schhissfassung  über  die  Beibehaltung  oder 
Abänderung  der  bisherigen  GeMu«nklassen 
oder  Gefahrenziffem  vorzulegen  sind;  ein 
so  revidierter  Ge&hrentarif  ist  mit  den 
statistischen  Unterlagen  (Dnfallverzeichnis) 
dem  Reichs -Versicherungsamt  zur  Geneh- 
migung vorzulegen. 

Auch  kann  die  Genossenschafts- Versamm- 
lung (§  49)  den  Cnternehmem  nach  Mass- 
gabe der  in  ihren  Betrieben  vorgekommenen 
Unfälle  für  die  nächste  Periode  Zuschläge 
auferlegen  oder  Nachlässe  bewilligen  und 
damit  der  diux:h  subjektive  Betriebsmerk- 
male (s.  o)  sich  kennzeichnenden,  erhöhten 
oder  verminderten  Geföhrlichkeit  einzelner 
Betriebe  Rechnung  tragen;  jedoch  dürfen 
derartige  Abweichungen  die  Differenz  zwi- 
schen der  normalen  Gefahrenziffer  des 
Tarifs  und  der  besonderen  Gefahrenziffer 
des  betreffendenBetriebes  nicht  überschreiten, 
da  sie  lediglich  den  Zweck  haben,  die  im 
Vergleich  zur  thatsächlichen  UnfaJlgefähr- 
lichkeit  der  Betriebe  für  die  laufende  Tarif- 
periode zu  hoch  oder  zu  niedrig  gewesenen 
Beiträge  auszugleichen  und  so  etwaige  Un- 
biUigkeiten  des  Tarifs  zu  beheben. 

Ausserdem  kann  der  Genossenschaftsvor- 
stand (§  112)  Betriebe,  deren  Unternehmer 
den  von  der  Berufsgenossenschaft  erlassenen 
Unfallverhütungs- Vorschriften  zuwider  han- 
deln (für  je  ein  Rechnungsjahr  bezw.  bis 
zur  Abstellung  der  Mängel),  in  eine  höhere 
Gefahrenklasse  einschätzen  oder,  falls  sie 
sich  bereits  in  der  höchsten  Gefsihrenklasse 
befinden,  mit  Zuschlägen  bis  zum  doppelten 
Betrag  der  Beiträge  belegen;  da  jedoch 
solche  Massnahmen  zu  geringfügigen  Ver- 
stössen oft  in  keinem  rechten  Verhältnis 
standen,  hat  die  Novelle  wahlweise  Geld- 
strafen bis  zu  1000  Mark  zugelassen. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  aUe  diese 
Massnahmen  dazu  beitragen  müssen,  nicht 
nur  bei  jeder  Berufsgenossenschaft,  sondern 
auch  bei  jedem  Genossenschafts-Mitgliede 
das  Interesse  an  einer  planmässig  geförderten 
Unfallverhütung  auf  das  schärfste  an- 
zuspornen, da  jede  Vernachlässigung  dieser 
vornehmsten  Aufgabe  der  UnraUversiche- 
ning  sich  in  der  Steigerung  der  UnfaU- 
lasten  alsbald  fühlbar  macht 

Um  den  ümlagebeitrag  für  den  einzelnen 
Betrieb  festzustellen,  wird  von  der  Berufs- 
genossenschaft alljährlich  für  jeden  Betrieb 
das  Produkt  aus  der  Lohnsumme  und  der 
Gefabreuziffer  und  damit  die  Zahl  der  so- 
genannten Beitragseinheiten  jedes  Be- 
triebes ermittelt,  sodann  der  gesamte  üm- 
läigebeitrag  der  Berufsgenossenschaft  durch 
die  Summe  sämtlicher  Beitragseinheiten  der 
Betriebe  geteilt  und  der  hiernach  auf  eine 
Beitragseinheit  entfallende  Betrag  für  jeden 

flandwSrtorbnch  der  SUstswissenschaften.   Zweite 


Betrieb  mit  der  Zahl  seiner  Beitragsein- 
heiten  vervielfältigt  (vgl.  Näheres  mit  Bei- 
spielen bei  Hartmann,  »Die  Berechnimg  der 
Umlagebeiträge  für  die  Unfallversicherung 
bei  dien  gewerbl.  Berufsgenossenschaften«, 
BerUn  1896). 

Von  den  65  ^werblichen  Berufsgenossen- 
schaften liat  lediglich  die  See-Berufsgenossen- 
schaft keinen  Gefahrentarif,  da  das  See- 
ünfallversicherungsgesetz  (§  50)  einen  sol- 
chen nicht  vorschreibt  und  das  Bedürfnis 
zur  statutarischen  Einführung  desselben 
bisher  nicht  hervorgetreten  ist 

Von  den  48  landwirtschaftlichen  Be- 
nifsgenossenschaften  haben  bisher  nur  5  Ge- 
fahrentarife eingeführt,  während  die  übrigen, 
bei  welchen  eine  erhebliche  Verschiedenheit 
der  Un&illgefohr  in  den  zugehörenden  Be- 
trieben nicht  vorlag  (gemäss  §  52  L.U.V.G.) 
von  der  Aufstellung  eines  Gefahrentarifs 
bisher  Abstand  genommen  haben.  Nachdem 
aber  die  Novelle  (§  1  a.  a.  0.  der  landwirt- 
schaftlichen Unbill  Versicherung  gewerb- 
liche Nebenbetriebe  in  erweitertem 
Umfang  zugewiesen  hat,  wird  die  Ein- 
führung eines  Gefahrentarifs  oder  die  Ein- 
führung besonderer  Zuschlagsbeiträge  zum 
Ausgleich  des  erhöhten  Risikos  unabweis- 
lich  werden,  da  sonst  die  nicht  mit  sol- 
chen Nebenbetrieben  verbundenen,  insbe- 
sondere die  kleinen  Land\sirtschaftsbetriebe 
im  Nachteil  sein  würden. 

Wie  sehr  das  voretehend  skizzierte 
System  seinen  Zwecken  entspricht,  ergiebt 
sich  u.  a.  auch  daraus,  dass  nach  dem 
letzten  Geschäftsbericht  des  Reichs -Ver- 
sicherungsamts (für  das  Jahr  1899,  Amtl. 
Nachr.  1900  S.  429)  aus  den  65  gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften  mit  fast 
1  a  MUlion  versicherten  Betrieben  nur  385 
Beschwerden  gegen  die  Veranlagung  der 
Betriebe  zu  den  Gefahrenklassen  der  Tarife 
beim  Reichs -Versicherungsamt  eingingen 
und  dass  kaum  ein  Viertel  derselben  als 
begründet  anerkannt  werden  konnte. 

4.  Verschiedenes.  Auch  über  ver- 
schiedene Streitfragen  auf  dem  Gebiet  der 
Unfallversicherung  hat  erst  die  Statistik 
durch  die  thatsäclüichen  Erfahrungen  klären- 
den Aufschluss  gebracht 

So  bestanden  erhebliche  Meinungsver- 
schiedenheiten über  die  Abgrenzung  der 
sogenannten  Wartezeit  (Karenzzeit),  der 
zeitlichen  Scheidegrenze  zwischen  Kranken- 
und  Unfallversicherung.  Während  man  in 
Deutschland  bei  Einführung  der  Unfallver- 
sichenmg  in  Anlehnung  an  die  historische 
Entwickelung  des  Krankenkassenwesens  und 
aus  rein  praktischen  Gründen  die  IMrsorge 
für  die  Unfallverletzten  während  der  ersten 
13  Wochen  nach  dem  Unfall,  also  im  wesent- 
lichen die  grosse  Zahl  der  leichteren 
Unfälle  (mit  rasch  vorübergehenden  Folgen) 
AnBage.   VII.  18 
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nach  wie  vor  den  örtlich  organisierten  und 
deshalb  leicht  erreichbaren  Krankenkassen 
beliess  und  nur  die  weniger  zahlreichen, 
aber  finanziell  schwerwiegenden  Unfälle 
mit  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  oder  töd- 
lichem Ausgange  den  über  das  ganze  Eeichs- 
•gebiet  bezw.  grössere  Bezirke  oi^anisierten 
und  deshalb  leistungsfähigeren  Ünfall-Be- 
mfsgenossenschaften  zuwies,  glaubte  man  in 
Oesterreich  sich  angesichts  der  mehrfach 
ungflnstigen  Finanzlage  der  Krankenkassen 
mit  einer  nur  vierwöchentlichen  Wartezeit 
begnügen  zu  können,  zumal  die  Arbeiter 
auch  zur  Unfallversicherung  einen  direkten 
Beitrag  von  10  "/o  beisteuern  sollten.  In 
der  Praxis  bewährte  sich  aber  diese  kiu^e 
Befristung  keineswegs,  vielmehr  ergab  die 
Erfahrung  alsbald,  dj^s  die  für  die  centrali- 
sierte  Organisation  der  österreichischen 
Arbeiter  -  Versicherungsanstalten  überaus 
schwierige  und  kostspielige  Behandlung  der 
zahh-eichen  leichteren  Unfälle,  deren  Folgen 
sich  zwischen  dem  Ablauf  der  4.  und  dem 
Beginn  der  14.  Woche  erledigen,  allein  an 
Regiekosten  nahezu  50  "/o  des  bezüglichen 
Entschädigungserfordernisses  und  insgesamt 
23  */o  aller  Verwaltungskosten  verschlangen. 
Es  zeigte  sich  daher  mehrfach  das  Be- 
streben, bei  der  geplanten  Revision  des 
österreichischen  Unfall -Versicherungsge- 
setzes die  Wartezeit  nach  deutschem  Vor- 
bilde auf  13  Wochen  auszudehnen,  erforder- 
lichen Falles  unter  Schadloshaltung  der 
Krankenkassen  seitens  der  Unfall -Versiche- 
nmgsanstalten  für  die  bezügliche  Mehrbe- 
lastung, um  dadiurch  dem  auf  gänzliche 
Aufhebung  der  Wartezeit  gerichteten  Vei^ 
langen  der  Krankenkassen  zu  begegnen. 
(Vergl.  hierzu  xV.  Wödtke,  Kommentar  zum 
deutschen  U.V.G.,  4.  Aufl.,  Berlin  1889, 
S.  21,  53,  115,  123 ff.;  Ergebnisse  der  österr. 
Unfallstatistik  im  Jahre  1892/1896,  Wien 
1894/1898,  S.  4/17  ff.;  Geschäftsberichte  der 
Niederösterr.  V.A.  für  die  Jahre  1891/92, 
Wien  1892/93,  S.  7,  30  bezw.  36,  b9—Q2; 
Stenogr.  Prot,  des  Abgeordnetenhauses, 
XI.  Session  1893,  S.  11 745 ff.;  Denkschrift 
des  niederösterr.  Gewerbevereins  zur  Re- 
form des  U.V.G.,  Wien  1895,  S.  24 ff.; 
Mitteilungen  der  Arbeiter-Unfallversiche- 
nmgsanstalt  für  Niederösterreich  in  Wien, 
Nr.  15  vom  10.  Januar  1894  S.  10  ff.,  bezw. 
Bericht  des  Vorstandes  derselben  V.A.,  betr. 
die  zur  Beseitigting  des  Betriebsdeficits 
dienlichen  Massnahmen,  Wien  1896,  S.  60  ff., 
und  Protokoll  über  die  Verhandlungen  des 
Versicherungsbeirats,  Wien  1896,  S.  11,  98, 
103  ff.) 

In  Deutschland  wollte  dagegen  die  mit 
der  Beratung  der  ersten  UnfaUversicherungs- 
novelle  (vom  17.  November  1896)  befasste 
Reichstagskommission  gerade  umgekehrt  die 
Wartezeit    nach     österreichischem    Muster 


von  13  auf  4  Wochen  herabsetzen,  im 
wesentlichen  mit  der  Begründung,  dass 
die  Krankenkassen  die  allermeisten  Unfälle 
selbst  zu  tragen  hätten  und  dadurch  unge- 
bührlich belastet  würden.  Die  gewerbliche 
Unfallstatistik  ergab  aber,  dass  die  finan- 
zielle Belastung  der  Krankenkassen 
durch  die  Unfälle  während  der  ersten  13 
Wochen  zu  der  Belastimg  der  Berufsge- 
nossenschaften durch  die  übrigen  Unfälle 
in  einem  geradezu  umgekehrten  Verhältnis 
steht  wie  die  blosse  Anzahl  der  den 
Krankenkassen  einerseits  und  den  Benifs- 
genossenschaften  andererseits  zufetllenden 
ünföUe: 


Unfallstatistik 


1881 


Ig 


Krankenkassen  .    .,93,4'/o 
Berufsgenossen- 
schatten .    . 


ll 
■fa« 


1886—1895 


S-   I   2  5 

es  .3 


h 


m 


6,6<>/o83,5»/o|i6,5»o;  88«/, 


Hiernach  tragen  die  Benifsgenossen- 
schaften  nur  '/e  aller  Unfälle,  aber  ^  s  der 
Unfalllasten,  die  Krankenkassen  zwar  *  e  der 
Unfälle,  aber  niu:  ^/s  der  Unödllasten.  Da 
ferner  die  Beiträge  zur  Krankenversicherung 
zu  Vs  von  den  Arbeitgebern  aufgebracht 
werden,  so  tragen  die  deutscheu  Arbeiter 
selbst  zu  den  Unfalllasten  niu:  ^/s  von  12  **/o 
=  8  Wo  bei,  wofür  sie  bei  der  ünfallunter- 
suchung,  Unfallverhütung  und  Unfallrecht- 
sprechung zu  gleichen  Rechten  mit  den 
Arbeitgebern  beteiligt  sind.  Demnach  konnte 
von  einer  Ueberlastung  der  Arbeiter  durch 
die  13  wöchige  Wartezeit  der  deutschen 
Unfallversichenmg  umsoweniger  die  Rede 
sein,  als  in  Oesterreich  die  Arbeiter  sogar 
einen  direkten  Beitrag  von  10  */o  zur  Un- 
fallversicherung zu  leisten  und  aus.'^erdem 
noch  indirekt  d.  h.  mittelst  der  Kranken- 
kassen alle  Unfälle  während  der  4  wöchigen 
Wartezeit  oder  ^/s  sämtlicher  Unfälle  mit 
zu  tragen  hatten.  Eine  Verkürzung  der 
Wartezeit  von  13  auf  4  Wodien  würde  viel- 
mehr nach  den  derzeitigen  Erfahrungen  der 
beiderseitigen  Unfallstatistiken  (1886  bis  1895, 
bezw.  1890  bis  1894,  s.  u.  sub  II,  1)  cUe  Zahl 
der  entschä^ligungspflichtigen  Unfälle  Obei^ 
haupt  verdoppelt,  die  der  leichteren  Unfölle 
(mit  nur  vorübergehender  Erwerbsiuifähig- 
keit)  sogar  auf  das  Siebenfache  gesteigert 
haben : 
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auf  1000  ge- 

meldete  Uu- 

fölle 


anf  1000  ver- 
sicherte Per- 
sonen 


bei  einer  Wartezeit  von 


S5  «■ 


^  ' 


Entschädiepaug^fl. 
Unfälle  üDerhaapt 

Unfälle  m.  vorüber- 
gehender Erwerbs- 
üinßhigkeit .    .    . 


»6,5 
3,5 


35,8 
«3,8 


5.24 


io,7 


1,11    i  7,o9- 


Besondere   Interessen  der  Versicherten 
oder  der  Berulsgeuossenschaften  Hessen  sich 
für  eine  solche  Verkürzung  der  Wartezeit 
omsoweniger  geltend  machen,  als  den  letz- 
teren   durch   §  76  c  der  Krankenversiche- 
rungsnoveUe  vom   10.  April    1892  (RG.Bl. 
S.  379  417)  bereits  die  Befugnis  eingeräumt 
war,  in  Ünfoll-Erkrankungsfällen  das  Heil- 
verfahren   sofort   auf   eigene   Kosten    zu 
übernehmen  —  eine  BefugnLs,  von  welcher  in 
den  dazu  geeigneten  F^en  im  allseitigen 
Interesse  immer  häufiger  Gebrauch  gemacht 
wird  (vgl.  Rundschreiben  des  R.V.A.  v.  6.  März 
1897  .').  Januar  1899,  AmtL  Nachr.  1897. 99  S. 
279  162 ff.).  Eine Uebertragimg sämtlicher 
rn&lle  vom  Beginn  der  5.  Woche  ab  auf  die 
dafüi  in  ihrer  Organisation  ganz  ungeeigneten 
Berufsgenossenschaften  würde  lediglich  wie 
in  Oesterreich  sehr  erhebliche  Verwaltungs- 
koeten  verursacht  haben,  ohne  den  Kranken- 
kassen eine  nennenswerte  Entlastung  oder 
den   Versicherten   selbst  greifbare  Vorteile 
zn  bringen.    Legt  man  z.  B.  die  Zahl  der 
durch  Betriebsunfall  verursachten  Kranken- 
tage  zu  Gnmde,  so  würden  die  Kranken- 
kassen, da  nach  einer  Sonderstatistik  für  das 
Jahr  1885  (Statistik  des  deutschen  Rechts, 
>'eue  Folge,  Bd.  24,  Berlin  1887)  auf  100 
Kassenmitglieder  überhaupt  607,5  Kranken- 
tage,   aber    nxvc   40,4   durch    Betriebsunfall 
herbeigeführte   Krankentage   entfielen,    bei 
Aufhebung  der  ganzen  Wartezeit  6%'*/o 
der  Gesamtbelastiuig  oder  noch  nicht  4,5  "/o 
der    Arbeiterbeitragslast    ersparen,    welche 
Sätze   sich  bei  Begrenzimg  der   Wartezeit 
anf  4  Wochen  sogar  noch  weiter  ermässigeu 
würden,  da  nach  der  gewerblichen  Unfall- 
statistik von  1881  sich  über  *'i  aller  Un- 
fölle   innerhalb  der  ersten  4  Wochen  erle- 
ledigren;  im  übrigen  war  den  Unfallverletz- 
ten bereits  nach  §  5  Abs.  9  des  U.V.G.  v. 
y.  Juli  1884  vom  Beginn  der  5.  Woche  nach 
Entritt  des  Unfalls  ein  auf  mindestens  ^s 
des  bezüglichen  Arbeitslohnes  zu  erhöhendes 
Krankengeld  zxi  gewähren,  so  dass  erheb- 
liche   Unterschiede  zwischen  dem  bis  zum 
Ablauf    der    Wartezeit     zu     gewährenden 
Krankengeld    und    der   dann   einsetzenden, 


ebenfalls  auf  *3  des  bezüglichen  Arbeits- 
lohnes beschränkten  Unfallrente  im  allge- 
meinen ausgesclüossen  waren.  Andererseits 
hatte  die  österreicliische  Unfallstatistik  er- 
geben, dass  die  blossen  Verwaltungskosten 
für  die  Instruierung  der  zwischen  dem  Ab- 
lauf der  4.  und  13.  Woche  nach  dem  Un- 
fallstage sich  erledigenden  Unfälle  meist 
mehr  ausmachten,  als  die  schliessliche  Diffe- 
renz zwischen  dem  Krankengeld  und  der 
Unfallrente  zu  Gunsten  der  Versicherten  er- 
gab. 

Auf  Grund  dieser  Erwägungen  erfolgte 
bei  der  2.  Lesung  der  Reichstagskommission 
(Mai  1897)  ein  Kompromiss  datäa,  dass  es 
zwar  bei  der  bestehenden  Wartezeit  von  13 
Wochen  verbleiben,  aber  die  entschädigungs- 
pflichtige Berufsgenossenschaft  der  Kranken- 
kasse für  die  Dauer  der  vom  Ablauf  der 
4  Woche  nach  Eintritt  des  Unfalls  ab  ge- 
währten Fürsorge  den  gesetzlichen  Mindest- 
betrag des  Krankengeldes  vergüten  sollte. 
Der  Kommissionsbericht  kam  jeiloch  wegen 
Sessionsschlusses  nicht  mehr  zur  Beratimg 
und  die  mit  der  2.  Novelle  (vom  3.  Januar 
1900)  befasste  Reichstagskommission  nahm 
angesichts  der  ablehnenden  Haltung  der 
Reichsregierung  von  weiteren  Forderungen 
Abstand,  nachdem  die  bisherige  Lücke 
zwischen  Kranken-  imd  Unfallversicherung 
durch  §  5e  des  Entwurfs  (§  13  G. U.V.G.) 
zu  Lasten  der  Berufsgenossenschaften  aus- 
gefüllt war  und  andererseits  für  die  Revi- 
sion der  Krankenversicherung  in  Aussieht 
genommen  wurde,  die  Beitragslasten  wie  bei 
der  Invalidenversichenmg  zwischen  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern  zu  halbieren  und 
dadurch  eine  noch  weitere  Entlastung  der 
Arbeiter  herbeizuführen.  Vgl.  hierzu  die 
Reichstags- Dnicksachen:  9.  Legisl.-Per.,  IV. 
Session  1895,97,  Nr.  9<X)a  S.  26  ff.,  und  ad 
Nr.  909  a  S.  13  §  5.  bezw.  10.  Legisl.-Per., 
L  Session  1898  190<.»,  Nr.  523  Begi-.  S.  13 
bis  15  und  Nr.  703  a  S.  22—23,  39—4.'). 

Auch  bezüglich  der  Höhe  der  Verwal- 
tungskosten der  Berufsgenossen- 
schaften haben  die  früheren  Klagen  nach- 
gelassen, nachdem  die  statistischen  Erfah- 
rungen ergeben  haben,  dass  die  laufenden 
Verwaltungskosten  der  gesamten  Berufsge- 
nossenschaften kaum  noch  10  "/o  der  Ge- 
samtausgabe betragen,  keineswegs  höher  als 
bei  der  territorialen  Organisation  der 
österreichischen  Unfallversichenmg  sind  und 
ebenso  wie  dort  nur  's  soviel  als  bei  den 
privaten  Versicherungsgesellschaften  aus- 
machen, welche  schon  wegen  der  —  bei  der 
staatlichen  Zwangsversicherung  ganz  fort- 
fallenden —  hohen  Anwerbekosten  erheblich 
teurer  als  diese  wirtschaften  und  als  »Er- 
werbs«-Gesellschaften .  überhaupt  nicht  so 
billige  Versicheningsbedingungen  stellen 
können.     Vgl.    hierzu:    Amtl.    Nachr.   des 
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R.V.A.,  Jahrg.  1900  1.  Beiheft  S.  138  ff.  und 
unten  sub  ü.  Oesterreich,  sowie  die  in  meinem 
Sammelwerk  »Die  Arbeiterversicherung  im 
Auslande«,  Berlin  1900,  Heft  IV  S.  41  und 
Vn  35  angezogene  Litteratur. 

Endlich  wird  auch  die  Wirkung  der 
Cnfallversicherung  als  Zwangsver- 
sicherung gegenüber  dem  System  der  »frei- 
willigen« Versicherung  erst  durch  die  sta- 
tistischen Feststellungen  klai^legt,  zumal 
wenn  man  die  praktischen  Ergebnisse  beider 
Systeme  einander  gegenübei-stellt  (vgl.  hier- 
zu die  Internationale  Uebersicht  im  An- 
hang meines  »Leitfaden  zm:  Arbeiterver- 
sicherung des  Deutschen  Reichs«,  Berlin 
1900).  Nach  den  im  Art.  Unfallversiche- 
rung (sub  IV,  unten  S.  299  ff.)  mitgeteilten  Ta- 
bellen sind  in  Deutschland  von  1885 — 1899 
(einschl.)  für  820  159  Betriebsunfälle  insge- 
samt schon  516,5  Millionen  Mark  an  Entschä- 
digungen ausgezahlt  worden  (Unfallrenten 
367,4,  Hinterbliebenenrenten  98,1,  Anstalts- 
pflege 28,5,  Heilverfahren  18,8,  Sterbegeld 
4,1,  Witwenabfindung  4,3  und  Ausländerab- 
findung 1.8  Millionen  Jlark)  und  mittelst 
dieser  Aufwendungen,  deren  Lasten,  neben 
der  ehrenamtliehen  Verwaltung,  die  Ar- 
beitgeber ganz  allein  tragen,  haben 
bisher  insgesamt  über  1  Million  Personen 
Hilfe  und  Trost  gefunden,  davon  u.  a.  im 
letzten  Rechnungsjahr  (1899): 


479  593  Verletzte 

44923  Witwen  % 

77316  Kinder  ) 

2678  Eltern  / 


Getöteter 


1 1  640  Ehefrauen  ^  als  Augehörige  der  in 
Krankenhäusern  unter- 


25073  Kinder 
220  Eltern 


gebrachten    Verletzten 


641  436  Personen  zusammen  — 

ein  Ergebnis  der  ausgleichenden  Gerechtig- 
keit gegen  die  Opfer  der  Arbeit,  wie  es 
kein  anderes  Land  der  Welt  aufzuweisen 
hat  und  welches  dem  sozialen  Pflichtbe- 
wusstsein  der  deutschen  Arbeitgeber  das 
ehrendste  Zeugnis  ausstellt. 

II.  Oesterreich. 

1.  Jahresnbersichten.  Die  seit  1891 
vom  Ministerium  des  Innern  zu  Wien  ge- 
mäss §  60  des  ünfallversicherungsgesetzes 
alljährlich  veröffentlichten  Berichte  über 
»Die  Gebarung  und  die  Ei^ebnisse  der  Un- 
fallstatistik der  Arbeiter-Unfall- Versiche- 
rungsanstalten« enthalten  neben  den  Rech- 
nungsabschlüssen der  Versicherungsanstalten 
ausführliche  Tabellen  über  die  Zahl,  Art, 
Ursachen  und  Folgen  der  entschädigten  Be- 
triebsunfälle. Um  die  Vergleichung  mit 
den  Ergebnissen  der  deutschen  Unfallsta- 
tistik (s.  oben  sub  1, 2)  zu  erleichtem,  sind  auf 
Seite  278  ff.  den  Hauptergebnissen  der  öster- 


reichischen Versicherungsanstalten,   welche 
—  abgesehen  von  den  landwirtschaftlichen 
Motorenbetrieben    —    niu:    gewerbliche 
Betriebe  umfassen,  diejenigen  der  deutschen 
gewerblichen       Beru&genossenschaften 
gegenübergestellt    (vgl.    Amtl.    Nachr.    des 
R.V.A.,  Jahrg.  1897  S.  231  ff.,  1900  S.  7  u. 
1.    Beiheft).     Beide   Statistiken   zeigen  im 
wesentlichen     die     gleiche     Erscheinung: 
einerseits  eine  (durch  die  zunehmende  Ge- 
fährlichkeit   der    modernen    Industrie    be- 
dingte) andauernde   Steigerung  in  der  (Ge- 
samtzahl   der   Betriebsunfälle,    andererseits 
eine  (der  Zwangsversicheruug  zu  dankende) 
zunehmende  Abschwächung  der  Un- 
fallsfolgen  d.  h.  ein  Zurücktreten  der 
schwereren  Fälle  (Tod  und  Invalidität)  gegen- 
über den  leichten  Fällen  (mit  nur  vorüber- 
gehender Erwerbsunfähigkeit),  was  in  der 
umfangreicheren    deutschen    Unfallstatistik, 
namentlich  unter  Berücksichtigung  der  re- 
vidierten Ergebnisse  (s.  oben  subl,  2  a),  bereits 
schärfer  hervortritt  und  vornehmlich  auf  die 
intensivere  Unfallverhütung  und  ün- 
fallkrankenbehandlung   der   deut- 
schen Berufsgenossenschaften   zu- 
rückzuführen ist  —  beides  gewichtige  Selbst- 
verwaltungsbefugnisse,   welche    den    öster- 
reichischen  Versicherungsanstalten    versagt 
sind.    Wie  in  Deutschland  (s.  oben)  stellte 
sich    auch    in    Oesterreich    das    Bedürfnis 
heraus,    im    Interesse    der    nachträglichen 
RichtigsteUung  der  Tabellen   bezw.   deren 
Verwertung  für  die  Revision  der  Gefahren- 
klassifikation Erhebungen   über  den  that- 
sächlichen  Verlauf  der  Unfallfolgen  an- 
zustellen;  dieselben   wiuden   diu:ch  Erlass 
des  Ministeriums  des  Innern  vom  18.  De- 
zember 1897  (Amtl.  Nachr.  1898  S.  17)  an- 
geordnet und  führten  nach  ihrem  Abschluss 
zur  Veröffentlichung  der   »Ergebnisse    der 
zum   Zwecke   der  Revision   der  Gefahren- 
klasseneinteilung überprüften  Unfall-Statis- 
tik  der  Jahre   1890—96,   Wien   1899«    (s. 
Näheres  unten  zu  2). 

2.  Revision  der  Unfallstatistik: 
„Crefahrenklassiflkation"  und  „Beitra^- 
taril".  Das  Finanzsystem  der  öster- 
reichischen Unfallversicherung  ist  grundver- 
schieden von  dem  der  deutschen  ünfaUver- 
sicherung,  da  es  nicht  wie  dieses  sich  den 
thatsächlichen  Jahresausgaben  (durch  all- 
mählich steigende,  im  nachhinein 
berechnete  Umlage  beitrage)  anpasst,  son- 
dern durch  versicherungstechnische  Voraus- 
berechnung der  zu  erwartenden  ünfallbe- 
lastung  diese  mittelst  fester,  im  voraus 
berechneter  Ve  rsicherungs  beitrage 
(Durchschnittsprämien)  zu  decken  bezweckt 
(U.V.G.  §§  14—16).  Hierzu  bedurfte  es 
einerseits  der  Vorausberechnung  der  Unfall- 
lasten bezw.  Kapitaideckung  (Rententafeln) 
und  andererseits  der  Festsetzung  eines  Ver- 
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teiliingsmassstabes,    um  die  jährlich  aufzu- 
bringenden  Mittel   auf   die    versicherungs- 
pflichtigen   Betriebe    nach    Massgabe  ihrer 
Un&Ugeföhrlichkeit    (Ctefahrenklassifikation) 
nnd  ihres  Arbeitsbeds^fs  (Lohnsumme)  rich- 
tig zu  verteüea  (Beitragstarif).    Bei  solcher 
Terschiedenheit  der  Finanzsysteme  konnten 
die    zur    Aiisfiihrung    erforderlichen    Mass- 
nahmen   nicht    wie    in    Deutschland    der 
Selbstbestimmung   der  Versicherungsträger 
(Berufsgenossenschaften)  überlassen  werden, 
sondern  mussten  der  staatlichen  Äufsichts- 
behörde    vorbehalten    bleiben.     Deragemäss 
setzte  das  Ministerium  des  Innern  noch  vor 
Inkrafttreten  des  Unfallversicherungsgesetzes 
(1.  November    1889)   gemäss    §§    1416   im 
Verordnungswege    (durch  Erlass   vom    22. 
Mai  1889,  Amtl.  Nachr.  1888  89  S.  389  406  ff.) 
den  ersten  >Beitrag8tarif<   samt  »Gefahren- 
klassifikation«  fest,    wonach   die  versiche- 
nuigspflichtigen  Betriebe  nach  Prozentsätzen 
(höchstes  Unfallrisiko  —  100)  in  12  Gefahren- 
klassen geteilt  und  bei  jedem  Gefahrenpro- 
zent der  für  je  100  Gulden  Lohn  zu  ent- 
richtende   Gesamtversicherungsbeitrag    be- 
stimmt   wurden;    demgemäss   begann    der 
Beitragstarif  in  Klasse  I  mit  dem  Prozent- 
satz 5  bezw.  Beitragssatz  0,28  Gulden  und 
stieg  allmähUch  bis   zu  den  Höchstsätzen 
von  100  o/o  bezw.  5,67  Gulden  in  Klasse  XU. 
Auch  gab  das  Ministerium    (durch  Erlass 
vom  8.  Oktober  1889,  Amtl.  Nachr.  1888/89, 
Suppl.-Band   S.   29  ff.)   den   Unfallversiche- 
rungsanstalten   »Rententafeln«   zur  Berech- 
nung der  Deckungskapitalien  (für  Invaliden-, 
Witwen-,    Kinder-,    Elternrenten)   bekannt, 
welche  für  die  Aufstellimg  der  nach  §  15 
vorgeschriebenen     versicherungstechnischen 
Jahresbilanz  zu  benutzen  waren.    Diese  Bi- 
lanzen ergaben  alsbald  eine  vöUig  ungleiche 
lind  im  ganzen  imgünstige  Entwickelung  der 
Versicherungsanstäten  (mit  steigendem  ver- 
sicherungstechnischem Deficit,  8.  d.  Art.  Un- 
fallversicherung) und  weisen  darauf  hin, 
dass  die  mangels  eigener  Erfahrungen  mit 
anderweiten    Behelfen    gewonnenen    Rech- 
nungsgrundlagen des  Tarifs  mancherlei  Fehler- 
quellen enthielten  (vd.  Amtl.  Nachr.  a.  a.  0. 
S.  27  und   »Soziale  Verwaltung  in  Oester- 
reichr,  Wien  1900,  Bd.  I  S.  12  ff.).    Um  Ab- 
hilfe zu  schaffen,  wurde  zunächst  gemäss 
§  14   die   dem    Tarif   zu    Grunde   hegende 
Gefahrenklassifikation  durch  Erlass  vom  20. 
Juli    1894  (AmtL  Nachr.  1894  S.  755)   auf 
Grund  der  in  den  ersten  beiden  Betriebs- 
jiüiren  1890  91  imd  sonst  gesammelten  Er- 
fahrungen dahin  revidiert,   dass  einerseits 
vor     der     Gefahrenklasse     I     noch     zwei 
Unterklassen  A  und  B  mit  den  Prozent- 
sätzen  1 — 2  bezw.  3 — ^4  (Versichenmgsbei- 
trag:    0,06:   0,11;   0,17;   0,23  Gulden  pro 
100   Gulden  Löhne)   eingeschoben  wurden, 
um  auch  Betriebsgattungen  mit  so  geringen 


UnfeiUsgefahren  gebührend  Rechnung  zu 
tragen,  und  andererseits  eine  Dreiteilung 
der  Gefahrenklassen  mit  denRubriken: 
»bei  geringer  Gefahr«,  »bei  gewöhnlicher 
Gefahr«  und  »bei  erhöhter  Gefahr«  vorge- 
sehen wmrde,  um  auch  innerhalb  der 
nämlichen  Betriebsgattung  solche  Ge- 
fahrenunterschiede der  Betriebe,  welche 
über  den  in  den  Prozentsätzen  einer  Ge- 
fahrenklasse gebotenen  Spielraum  hinaus- 
gehen, zu  berücksichtigen  und  den  Ver- 
sicherungsanstalten die  Möglichkeit  zu  bieten, 
die  bezügUchen  Erfahrungen  im  eigenen 
Bezirk  entsprechend  zu  vei-werten ;  zugleich 
wurden  für  das  bei  Anwendung  der  Ge- 
fahrenklasseneinteilung zu  beobachtende  Ver- 
fahren bestimmte  Vorschriften  erlassen,  um 
die  Einhaltung  gleichmässiger  Grundsätze 
bei  den  einzelnen  Versicherungsanstalten  her- 
beizuführen. Diese  Vorschriften  traten  mit 
der  revidierten  Gefahrenklassifi- 
kation, welche  für  viele  Betriebsarten 
eine  namhafte  Erhöhung  der  Gefahrenklasse 
mit  sich  brachte,  am  1.  Januar  1895  in 
Kraft.  Da  diese  Massnahmen  keine  wesent- 
liche Besserung  brachten  und  die  über  die 
Zulänglichkeit  der  Rententafeln  (auf  Grund 
von  Ünfallzählkarten  für  den  Zeitraum  vom 
1.  November  1889  bis  1.  Juni  1895)  ange- 
stellten Erhebungen  ergeben  hatten,  dass 
dieses  Material  für  die  Aufstellung  neuer 
Rententafeln  zwar  noch  nicht  ausreichte, 
dass  aber  eine  über  das  thatsächliche  Er- 
fordernis hinausgehende  Kapitaldeckung  zu- 
folge zu  hoher  Bewertung  der  Deckungs- 
kapitalien nicht  stattgefimden  hatte,  so 
wurde  der  Beitragstarif  bei  den  besonders 
notleidenden  Anstalten  (Wien  vom  1.  Juli 
1897,  Prag  und  Lemberg  vom  1.  Januar 
1898  an)  um  je  10  »/o  erhöht  (vgl.  ünfaU- 
statistik,  Jahi^.  1894  S.  15,  1895  S.  16, 
1896  S.  14). 

Inzwischen  hatte  das  Ministerium  be- 
hufs Klarstellung  der  Ursachen  der  un- 
günstigen Gebarungsergebnisse  der  Ver- 
sicherungsanstalten und  zur  Vorbereitung 
der  nächsten  (zum  1.  Januar  1900  fälligen) 
Gefalirenklassen-Revision  (durch  Erlass  vom 
18.  Dezember  1897,  Amtl.  Nachr.  1898  S. 
17)  eine  Revision  der  gesamten  Unfallsta- 
tistik (1890—1896)  angeordnet,  zumal  die 
aUjährhch  unmittelbar  nach  Ablauf  des 
Geschäftsjahrs  aufgestellten  Nachweisungen 
über  die  Folgen  und  die  Belastung  der  im 
Vorjahr  vorgekonunenen  Unfölle  von  dem  that- 
sächlichen  Verlauf  der  ünfaUsfolgen  vielfach 
abwichen.  Zur  Vereinfachung  der  statisti- 
schen Arbeit  der  Versicherungsanstalten  wur- 
den daher  diese  unsicheren  Rubriken  aus 
der  Jahresstatistik  (seit  1897)  ausgeschie- 
den und  die  bezilghchen  Feststellungen  der 
für  die  Zwecke  der  Gefahrenklassen-Revi- 
sionen (§  14)  in  Aussicht  genommenen  f  ünf- 
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Oesterreichische  Untallstatiatik. 

I.  Zahl  der  gemeldeten  nnd  entschädigten  Unfälle  bei  den  Ssterreichischen  Vereicherongsanstalten 


Jahr 

Gemeldete  Unfälle 

Binnen  4  Wochen  erledigte 

UnfäUe 

(zu  Lasten  der  Kranken- 

Tersichemng) 

Entschädigte  UnfäUe 

(zu  Lasten  der  Unfall- 

Tersichemng) 

„„. ,              auf  1000 
^*'"           VoUarbeiter 

Zahl 

auf  1000 
VoUarbeiter 

Zahl 

auf  1000 
Vollarbeiter 

1 

2           1           3 

4 

5 

6 

7 

1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 

16041 
21  316 
26298 

32917 
40259 
54562 
64655 

19,5 
24,9 
29,4 
35,0 
40,7 
44,8 
50,4 

9300 
12532 
16876 
22016 
27707 
38167 
46  III 

",3 
14,6 
18,9 
23,4 
28,0 

3«,4 

35,7 

6741 
8784 
9422 
10  901 
12552 
16395 
18544 

8,2  (42,1) 
10,2   (41,0) 

10.5  (35,7) 

11.6  (33,1) 
»2,7  (3«, 2) 
«3,5  (30,0) 
»4,4   (28,7) 

1890-96 
1890-94 

256048 
136  831 

35,0 
29,9 

172709 
88431 

23,4 
19,2 

83339 
48400 

11,6  (32,5) 
«o,7    (35,8) 

1897 
1898 

69283 
75146 

52,0 
53,8 

49622 
54170 

37,2 
38,2 

19661 
20976 

14,7  (35,1) 
15,0    (28,0) 

Die  eingeklammerten  Zahlen  in  Spalten  7  bezeichnen  das  Prozentrerhältnis  der  entschä 


n.  Folgen  der 


Tf«! 

dauernde  Erwerbsunfähigkeit 

Vorübergehende 
Erwerbsunföhigkeit 

(von  mehr  äla 

Jahr 

völlige       teilweise 

4  Wochen) 

auf  1000 

VoU- 
arbeiter 

völlige       teilweise 

Zahl  der 

Zahl  der 

auf  1000 

Voll- 
arbeiter 

UnftUe 

Zahl  der  Unfälle 

auf  1000  Vollarbeiter 

UnftUe 

1 

2 

3 

4        1         5 

6 

7 

8 

9 

1890 

548 

0,67 

100 

1493 

0,12 

1,81 

4600 

5,59 

1891 

565 

0,66 

105 

2046 

0,12 

2,39 

606S 

7,08 

1892 

574 

0,64 

120 

2410 

0,13 

2,70 

6318 

7,07 

1893 

649 

0,69 

«»5 

3  «29 

0,12 

3,33 

7008 

7,45 

1894 

670 

0,68 

116            3585 

0,12 

3,62 

8t8i 

8,26 

1895 

835 

0,68 

203            4721 

0,17 

3,88 

10636 

8:74 

1896 

929 

0,72 

300            5  199 

0,16 

4,05 

12216 

9,5* 

1890-96 

4770 

0,67 

959 

22583 

o,«3 

3,14 

55027 

7,67 

1890-94 

3006 

0,67 

556 

12663 

0,12 

2,77 

32175 

7,09 

1897 

929 

0,70 

5046 

3,79 

13686 

10,27 

1898 

977 

0,70 

5 

282 

3, 

78 

14717 

10,55 
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Deutsche  Unfallstatistik. 

I.   Zahl  der  gemeldeten  and  entschädigen  Unfälle  bei  den  dentechen  Berufsgenossenschaften. 


Jahr 

Gemeldete  UnfiUle 

Binnen  13  Wochen  er- 
ledigte Unfälle 
(zu  Lasten  der  Kranken- 
Tersichemng) 

Entschädigte  UnftUe 

(zu  Lasten  der  Unfall- 

versichemng) 

Zahl 

auf  1000 
Versicherte 

7.K,              anf  1000 
^^           Versicherte 

Zahl 

auf  1000 
Versicherte 

1 

2                       3 

4                      5 

6                     7 

1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 

82596 
105897 
121  164 
139549 
149188 
161  674 
165003 
182  120 

190744 
205  019 

23,78 
27,42 
28,04 
29,42 
30,28 
31,74 
32,49 
35,23 
36,37 
37,90 

72873 
89909 
102  355 
117209 
122  785 
133  385 
136384 
150949 
157  947 
171  291 

30,98                  9  723 
23,28         1        »5970 
33,69         1        18  809 
24,71                22340 
24,92         1       26  403 
26,19                28289 
26,85         '        28619 

29,20     ;     31 171 
30,12     1     32797 

3>,66        1       33  728 

3,80    (11,7) 
4,14    («5,«) 

4.35  (15,5) 
4,7«    («6,7j 

5.36  («7,6) 
5,55    («7,5) 
5,64    («7,3) 
6,03    («7,«) 
6,25    («7,1) 
6,24    («6,4) 

1886—95 

1502954                31,76 

1  255  105 

26,52        !      247849       1    5,24    (i6,s) 

1896 
1897 
1898 
1899 

233319 
252  382 
270907 
298918 

40,69 
41,77 
42,89 
44,89 

194781 
210636 
226  026 
249  743 

33,97 
34,86 

35,79 
37,50 

38538 
41746 
44881 

49  «75 

6,72    (16,5 
6,9«    («6,5 
7,10    («6,5) 
7,39    (16,5) 

digten  zu  den  gemeldeten  Unfällen. 


Unfallverletznngen. 


Tod 

dauernde  Erwerbsunfähigkeit 

Vorübergehende 

Erwerbsunfähigkeit 

(von  mehr  als 

Jahr 

13  Wochen) 

völlige 

teilweise 

▼Sllige 

teilweise 

Zahl  der 

anf  1000 

Ver- 
sicherte 

Zahl  der 

auf  1000 

Ver- 
sicherte 

UnfSUle 

Zahl  der  UnfäUe 

anf  1000  Versicherte 

UnfäUe 

l 

2 

ä 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

1886 

2422 

0,70 

1548 

3780 

0,44 

»,09 

«973 

0,57 

1887 

2956 

0,77 

3827 

8136 

0,73 

2,11 

2061 

0,53 

1888 

2943 

0,68 

1886 

10270 

0,43 

2,38 

3  7«o 

0,86 

1889 

3382 

0,71 

233« 

12788 

0,49 

2,70 

3839 

0,81 

1890 

3  597 

0,73 

1869 

16  109 

0,38 

3,27 

4828 

0,98 

1891 

3634 

0,71 

1570 

17481 

0,32 

3,43 

5604 

l,IO 

1892 

32S2 

0,65 

1507 

18049 

0,30 

3,55 

5781 

«,«4 

1893 

3589 

0,69 

«377 

19740 

0,27 

3,82 

6465 

>,25 

1894 

3438 

0,65 

855 

20225 

0,16 

3,82 

8479 

1,62 

1895 

3644 

0,67 

780 

19312 

o,«5 

3,57 

9993 

«,85 

1886-95 

32887 

0,70 

16550 

145680 

0,35 

3.08 

52732 

1,11 

1896 

4040 

0,71 

595 

20251 

0,10 

3,53 

13652 

2.38 

1897 

4252 

0,70 

625 

21247 

0,10 

3,52 

15622 

2,59 

1898 

4613 

0,73 

538 

22348 

0,09 

3,54 

17382 

2,75 

1899 

4  77» 

0,72 

581 

23837 

0,09 

3,58 

19985 

3,00 
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III.  Ursachen  und 

Anzahl  der  Personen,  welche  im  Bechnnngsjahr  Ton  einem  eine 

c)  nach  Alter  und  Geschlecht 

b)  nach  der  Veranlassung  der 

Jahr 

i 

•f""? 

?  f^ 

S     1 

«Q 

n,'- 

§ 

a 

1" 

a)  Gewerb- 

Zahl 

<«?" 

lu 

& 

äs, 

II 

a 
2 

0g 

aS. 

!=>  F 

g-s'ss 

liche 

b)  Landwirt- 
schaftliche 
(Motoren-) 

c)  Sämtliche 

der 
Voll- 
arbeiter 

Erwachsene 

Jugend- 
liche 

Zu- 
sam- 
men 

IT 

U<    Ol 

1 
Sa 

-T  Ol 
•3« 

0  0 
■H,c 

K   CS 

ic 

bnicb,  Herab- 
von  (iegenstä 
1  Leitern,  Ger 
in  Vertiefung 

Betriebe 

;8  a 

|-< 

ll 

8>| 

ifii 

m.    1    w. 

m. 

w. 

< 

s 

^ 

Scco 

1 

2 

3     i     4 

5 

6 

7         8 

9 

10  1  11 

12     13 

14  1  15 

ra. 

1890  {  b. 
Ic. 

795  758 

5616 

453 

284 

64 

6417I  8,06 

2204 

169 

45 

50- 

273 

939I  884 

27408 

194 

93 

27 

10 

324 

11,82 

282 

. 

4      15 

823166 

5810 

546 

311 

74 

6741 

8,19 

2486 

169 

45 

50 
61 

273 

943    899 

(a. 
1891  {  b. 

832  702     7  361 

557 

391 

68 

8  377  10,06 

2469 

178 

40 

439 

1405,1289 

24  581        235 

123 

31 

18 

407  «6,56 

363 

2 

, 

r   17 

857  284  1  7596 

680 

422 

86 

8  784  10,25 

2832 

180 

40 

61 

439 

1412  1306 

it 

866836!  7964 

55' 

422 

92 

9029.10,41 

2567 

213 

28 

77 

475 

1576  1396 

1892  ^b. 

27  046 '      242 

III 

28 

12 

393"4.53 

352 

3 

. 

i 

1    18 

Ic. 

893  882  1  8  206 

662 

450 

104 

9422  10,54 

2919 

216 

28 

77 

476 

1577:1414 

(a. 

915083 

9215 

672 

SOI 

122 

10  510  11,49 

2767 

213 

42 

80 

554 

19561637 

1893  l  b. 

25860 

250 

102 

21 

18 

391 

•5,12 

348 

6      26 

Ic. 

940943    9465 

774 

522 

140 

10901 

11,59 

3115 
3114 

213 

238 

42 
23 

80 
57 

554 

1962  1663 

1894  Ih. 
[c. 

962877  .10692 

.790 

491 

102 

1207512,54 

721 

2377  J93S 

27  1 10  '      280 

151 

,^2 

14 

477 1 17,60 

414 

2 

2 

6;     33 

989987.10972 

941 

523 

116 

12552112,68 

3528 

246 

23 

57 
78 

723 

2383  1968 

1  ^■ 

I  189148,14151 

927 

631 

133 

15842:13,32 

3455 

216 

14 

798129132517 

1895  {b. 

375831     337  1    15s 

39 

22 

55320,05 

494 

I 

. 

II.     27 

[c. 

I  216  731  14  488  1  1082 

670 

155 

16  375;  13,47 

3949 

217 

14 

78 

798 
832 

2924  2544 

1896  1  b! 

1257551   16  180  1  1049 

641 

123 

17993 

•4,31 

3683 

260 

41 

99 

35  »6  2993 

25  883  1     321 1    168 

44 

18 

551 

21,29 

494 

I 

, 

. 

2 

10      25 

1  283433  j  16  501 
1304476117227 

1217 

685 

141 

1854414.45 

4177 

261 
31T 

41 

57 

99 
96 

834  3526  3018 

(  a. 

II 10 

624 

89 

19050 

14,60 

3762 

877 

34192831 

1897  {  b. 

27  481  1     364  1    188 

36 

23 

611 

22,23 

533 

I 

•i'     35 

U- 

»331957  17591:1298 

660 

112 

19  661  14,76 

4295 

311 

57 

96 

878 

3430  2866 

1898  1  b.' 
Ic. 

I  369400  18  199    1190 

841 

117 

20347 

14,86 

4019 

359 

32 

135 

899  36142801 

263091     386      179 

43 

21 

629 

23,91 

497 

. 

. 

2       13      50 

i395.7«o  118585    1369 

884 

138 

20976 

15,03 

4516 

359 

32 

135 

901  .36*7,2851 

Auf  100  entschädigte  Unfälle  kamen  im  Jahr 


1890 

36,9 

2,5 

0,7 

o,r 

4,1 

1891 

32,2 

2,1 

0,5 

0,7 

S,o 

1892 

31,0 

2,3 

0,3 

0,8 

5,0 

1893 

28,5 

2,0 

0,4 

0,7 

5,1 

1894 

28,1 

1,9 

0,2 

0,5 

5,7 

1895 

24,1 

1,3 

0,1 

0,5 

4,9 

1896 

22,5 

1,4 

0,2 

0,5 

4,5 

1897 

21,8 

1,6 

0,3 

0,5 

4,5 

[  1898 

21,5 

•,7 

0,2 

0,7 

4,3 

14,0 

16,1 

16,7. 
18,01 

I9,0; 

•7,9 
19,0 
•7,4 
•7,3 


•3,3 
14,8 
15,0 
'5,3 
•5,7 
•5,5 
•6,3 
«4,6 
•3,9 


')  Einschliesslich  der  Witwer  (§  7  U.V.G.). 

')  Seit  1887  nicht  mehr  getrennt  (Unfallstatistik  1897  S.  4). 

*)  Das  Ausdehnungsgesetz  vom  20.  Juli  1894  trat  erst  am  1.  Januar  1896  in  Kraft. 
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Folgen  der  Unfälle. 

Entsehfidignng  begründenden  UnfaU  betroffen  worden  sind 

Unfall- 
an- 
zeigen 
über- 
haupt 

Unßlle 

c)  nach  der  Folge  der  Verletzungen 

'S    ! 

s 
s 

1 

£ 

-      , 

u.  Reiten,  (IJeberfahren 
,  Bisa  von  Tieren  eto.) 

1 

s 
•§ 

g 
.2 

s 

n 

$•4 

0) 

•2 
s 

1 
1 

Tod 

dauernde 

Erwerbs- 

unföhig- 

keit 

gebende  Erwerbsunfähig- 
keit 

Zahl  der  Ent- 
schädigungsberech- 
tigten Hinter- 
bliebenen der 
Getöteten 
(Sp.  20) 

Auf 
1000 
Voll- 
arbei- 
ter 

a     ' 

< 

2 
* 

'S     _ 

s  s 

1 

gg'.Sfc'  1 

5 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22   .    23    ■   24 

20 

26   1  27    1  28 

29 

30     i    31 

6il 

3S4 

*) 

*) 

428 

460 

5>9       83 

»357 

4458 

275 i  5241  58 

858 

15  613 

19,62 

2 

13 

I 

7 

29  .    «7 

136 

142 

4!     19,     7 

30 

428 

15.62 

613 

367 

429 

467 
683 

548  .  100 

1493 

4600 

279  ,  543  ,  65 

888 

16  041  1  19,49 

76: 

426 

590 

540       92 

1858 

5887 

299 

568    40 

907 

20774 

24,95 

^ 

6 

4 

5 

25       13 

188 

181 

7 

17      . 

24 

542 

22,0«; 

764 

468 

594 

688 

565 

555 

I05 

2046 

6068 

306 

58s    40 

931 

21  316 

24,86 

81S 

490 

635 

757 

106 

2247 

6  121 

309 

555  j  59 

923 

25716:29.67 

2 

■; 

I 

10 

19       14 

163 

197 

6 

14 

2 

22 

582   21,52 

817 

495 

636 
T96 

767 

574     120 

2410 

6318 

315 

569 
611 

61 

945 

26  298  1  29,42 

916 

621 

928 

615        112 

2951 

6822 

339 

51 

1001 

32  335  :  35,34 

I 

4 

2 

4 

24         3 

«78 

186 

9 

23 

I 

33 

582  I  22.50 

917 

625 

798 

932 
1007 

639 
647 

"5 

3129 
3373 

7008 

348 

634 

52 

1034 

32  917  i  34,98 

1056 

672 

87s 

99 

7956 

390 

795 

62 

12471  39571  '4i:«o 

I 

8 

4 

7 

23        «7 

212 

>*5 

11 

26 

2 

38 

688  !  25,38 

1057 

680 

879 

1014 

670  i  116 

3585 

8181 

401 

821 

64 

1286 

40  259  {40,67 

H16 

878 

861 

3S 

1060 

•511 

808  1  192 

4470 

10372 

475 

863 

74 

1412 

53763    45,21 

I 

7 

12 

27  1     II 

251 

264 

8 

16 

3 

27 

799   28,97 

»517 

885 
1183 

861 
1243 

25 

29 

1060 
1053 

1523 

835  1  203 

4721 

10636 

483 

879 

77 

1439 

54562   44,84 

1617 

1444 

909  ;  180 

4980 

11924 

562 

984 

68 

1614 

63  808  150.74 

. 

«5 

, 

. 

2 

2 

20  '    20 

219 

292 

7 

9 

. 

17 

847  1  32,72 

1617 

1198 

1*43 

29 

1055 

1446 

929 

200 

5199 

12216 

569 

993 

68 

1631 

64655 

50.38 
52.36 

1760 

1214 

1713 

33 

1131 

1846 

909 

4788«) 

13393 

531 

965 

66 

1563 

68305 

7 

10 

_ 

I 

13 

20 

298 

293 

6 

20 

5 

31 

978  !  35,59 

1767 

1224 

1713 

33 

I132 

1859 

929 

5046 

13686 

537 

985 

71 

1594 

69283 

52,02 

2071' 

1273 

2003 

3« 

1257 

1853 

951 

4976 

14420 

547 

1060 

72 

1679 

74127 

54,14 

6 

M 

. 

4 

43 

26 

306 

297 

6 

13 

, 

19 

1019 

38,73 

2077 

1287 

2003 

31 

1261 

1896 

977 

5282 

14717 

553 

1073 

72 

1698 

75146 

53,85 

9,1 
8,7, 
8,7, 
8,4 
8,4. 
9,2 
8,7 
9,0, 
10,0 


5,4 
5,3 
5,2 
5,7 
SA 
5,4 
6,5 
6,2 
6,1 


5,2 
6,7 
9,5 
8,7 


0,1 
0,2 

0,1 
I  0,2 


6,4 
6,8 
6,8 
7,3 
7,0 
6,5 
5,7 
5,8 
6,0 


6,9 

8,1 

78 

6,4 

8,2 

6,1 

8,6 

6,0 

8,1 

5,3 

9,3 

5,1 

7,8 

5,0 

9,4 

4,7 

1   9,0 

4,6 

23,7 
24,5 
26,9 

29,7 
29,5 
30,0 

29,1 

25,7 

25,2 


68,2 
69,1 
67,0 

64,3 
65,2 

64,9 
65,9 
69,6 
70,2 
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jährigen  Unfallstatistik  vorbehalten  (Unfall- 
statistik 1897  S.  4  u.  Amü.  Nachr.  1899  S. 
2/474).  Die  üeberprüfung  der  Unfallstatistik 
1890—1896  vollzog  sich  (mittelst  AusfülJung 
besonderer  Formulare)  fflr  die  einzelnen  Be- 
triebsgattungen durch  die  Versicherungs- 
anstalten im  Jahre  1898  imd  beschränkte  sich 
auf  die  für  die  Zwecke  der  Gefahrenklassen- 
revision erforderlichen  Daten,  d.  h.  die  Zu- 
sammenstellung der  richtig  gestellten  Ziffern 
über  die  Zahl  der  Betriebe  und  Vollarbeiter, 
über  die  Summen  der  Löhne  und  Versiche- 
rungsbeiträge, über  die  Zahl  der  Unfälle 
nach  ihren  Folgen  (mit  vorübergehender  oder 
dauernder  Erwerbsunfähigkeit  oder  tödlichem 
Ausgang)  und  über  die  Belastung  (Summe 
und  Lohnprozent)  durch  die  entschädigten 
Unfälle  des  Rechnungsjahres.  Das  Ergebnis 
dieser  Arbeiten  wurde  1899  vom  Ministerium 
des  Innern  in  umfangreichen,  nach  den 
versdiiedenen  Betriebsgattungen  und  An- 
stalten bezw.  Jahrgängen  gegliederten  Ta- 
bellen veröffentlicht  (»Ergebnisse  der  zum 
Zwecke  der  Revision  der  Gelahrenklassen- 
einteilung  überprüften  Unfallstatistik  der 
Jahre  1890—1896«,  auf  Grund  der  bezüg- 
lichen Vorlagen  der  Arbeiter-UnfaUversiche- 
rungsanstalten  zusammengestellt  im  k.  k. 
Ministerium  des  Innern,  Wien  1899).  Im 
wesentlichen  ergab  sich,  dass  die  Zahl  der  Be- 
triebsunfälle und  die  Bezugsdauer  der  Unfall- 
renten sowie  das  UnfaUrisiko  vieler  Beti-iebs- 
gattimgen  (insbesondere  der  landwirtschaftli- 
chen Maschinenbetriebe,  der  Baubetriebe  und 
der  Holzbearbeitungsmaschinen  verwenden- 
den Gewerbe)  und  die  Beitragseinnahmen  sich 
in  Wirklichkeit  vielfach  ungünstiger  als 
nach  den  ursprünglichen  Voraussetzungen 
angenommen  stellten,  und  dass  diese  Er- 
scheinimg teils  auf  objektive  Umstände 
(Betriebseinrichtungen  etc.),  teUs  aber  auf 
subjektive  Gründe  d.  h.  die  verschiedene 
Verwaltungs-  und  Spruchpraxis  der  einzelnen 
Versicherungsanstalten  zurückzuführen  war. 
Das  letztere  kam,  unter  Annahme  der 
dimjhschnittlichen  Belastung  =  1,  bei  den 
einzelnen  Versicherungsanstalten  in  den 
folgenden  Verhältniszahlen  zum  Ausdruck: 
Pr^  1,18,  Wien  1,07,  Lemberg  0,94,  Salz- 
biurg  0,84,  Triest  0,83,  Graz  0,80  und  BrOnn 
0,75,  während  in  ersterer  Beziehung  sich 
u.  a.  ergab,  dass  mehrfach  die  nämlichen 
Betriebsgattungen  bei  den  einzelnen  Ver- 
sicherungsanstalten ganz  verschiedene  Un- 
faUrisiken  zeigten,  was  in  der  bisher  für 
alle  Versicherungsanstalten  einheitlichen 
Gefahren  klassifikation  keinen  Ausgleich  fand. 
Deragemäss  wui-de  die  Abhilfe  in  doppelter 
Richtimg  angebahnt,  indem  die  objektiven 
Momente  (die  territorialen  Gefahrenunter- 
schiede bei  den  einzelnen  Betriebsgattimgen) 
in  einer  den  thatsächlichen  Erfahrungen 
angepassten  Gefahren  klassifikation,  die  sub- 


jektiven Momente  aber  (die  Gebarungs- 
eigeotümlichkeiteu  der  einzelnen  Anstalten) 
in  dem  jeder  Versicherungsanstalt  anzu- 
passenden Beitragstarif  Berücksichtigung 
finden  sollten  (vgl.  Amtl.  Nachr.  1899  S. 
112  u.  475  ff.). 

Die  neue  Gefalireoklassifikation,  welche 
nach  der  bereits  oben  beschriebenen  Me- 
thode die  Summen  der  Entschädigungs- 
lasten und  der  Löhne  der  Betriebe  ein- 
ander gegenüberzustellen,  aufgestellt  und 
dui-ch  Erlass  vom  23.  August  1899  mit 
dem  1.  Januar  1900  in  Kraft  gesetzt 
wurde,  suchte  den  hervoi'getreteneu  Be- 
dürfnissen dadurch  Rechnung  zu  tragen, 
dass  sie  —  unter  Aufhebimg  der  bisherigen, 
bei  der  praktischen  Handhabung  vielfach 
auf  Schwierigkeiten  gestossenen  Dreiteilung 
der  Gefahrenklassen  —  einerseits  die  ein- 
zelnen Gefahrenklassen,  um  innerhalb  dieser 
den  erforderlichen  Spielraum  für  die  Ein- 
schätzung der  zugehörenden  Betriebe  zu 
bieten,  hinsichtlich  der  Gefahrenpi-ozentsätze 
übereinander  übeip-eifen  lässt  (unter  Fest- 
setzung eines  »mittleren«  Gefahxenprozents 
für  »normale«  Unfallsgefahr),  andererseits 
aber  bei  gewissen  Betriebsgattungen  für  ei  n  - 
zelne  Versicherungsanstalten  von 
der  allgemeinen  Einteilung  abweichende 
Gefahrenklassen  vorsieht  (so  z.  B.  für  Mahl- 
mühlen im  allgemeinen  Klasse  VII,  dagegen 
bei  den  Anstalten  in  Wien  und  Salzburg  Klasse 
VI,  in  Brunn  und  Graz  Klasse  VIII);  die 
Einreihung  eines  Betriebes  in  einen  ge- 
ringeren oder  höheren  als  den  mittleren  Ge- 
fahrenprozentsatz  soU  u.  &.  insbesondere  dann 
erfolgen,  wenn  die  ünfaUverhütungs-  und 
sonstigen  Betriebseinrichtungen  b^nders 
gute  oder  mangelhafte  sind,  wobei  elektrischer 
Antrieb  von  Maschinen  (ohne  Transmissionen) 
allgemein  als  ein  die  UnfaUgefahr  verringem- 
desMomentgelten  soll.  Hiernach  stellt  sich  das 
Schema  der  neuen  Gefahrenklassifikation  mit 
den  bezüglichen  Gefahrenprozentsätzen  (das 
»mittlere«  in  Klammer)  wie  folgt :  Unterklasse 
A  1—3  (2),  B  3—5  (4),  Klasse  I  4—8  (6), 
n  7—11  (9),  m  10-14(12),  IV  13-19  (16), 
V  16—24  (20),  VI  20—30  (25),  Vn  25—37 
(31),  Vin  31—47  (39),  IX  39—57  (48),  X 
48—70  (59),  XI 59—87  (73),  XH  73—100(87). 
Gleichzeitig  mit  der  neuen  Gefalixen- 
klassifikation  traten  zur  Ausgleichung  der 
oben  erwähnten  Ciebarungsverschiedenhei- 
ten  bei  den  einzelnen  Versicherungsanstalten 
neue,  ihren  eigenen  Gebaningsverhältnissen 
angepasste  und  daher  von  einander  ver- 
schiedene Beitragstarife  in  Kraft  (Erlass 
V.  30.  Dezember  1899,  Amtl.  Nachr;  1900 
S.  17  ff.),  welche  von  dem  bisher  einheit- 
lichen, sich  zwischen  0,06  und  5,67  *'/o  der 
Lohnsumme  bewegenden  Beitragstaiif,  in  den 
Mindest-  und  Höchstsätzen  bei  den  einzelnen 
Versicherungsanstalten  wie  folgt  abweichen : 
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Wien  und  Prag  0,08—7,81,  Salzburg  0.07  bis 
6.70,  Brflnn  0.06—6,10,  Graz  0,06—5,67, 
Triest  0,06—6,02,  Lemberg  0,07—7,10. 

Femer  wurden  (durch  Erlass  vom  23. 
Mai  1900,  AmtL  Nachr.  1900  S.  206  ff.)  zur 
Dtutifühmng  der  oben  erwähnten  »fünf- 
jährigen Unfallstatistik«  (zunächst  für  1897 
bis  1901),  welche  vornehmlich  sozialstatisti- 
schen Zwecken  (Revision  der  Gefahren- 
klassifikation und  der  Bententafeln,  Unfall- 
veAfltimg  etc.)  dienen  soll,  besondere  (Un- 
falls-, Renten-  imd  Betriebs-)  Zählktu-ten 
vorgeschrieben,  deren  Aufarbeitung  im  Mi- 
nisterium des  Innern  erfolgen  solL 

Endlich  erfolgte  zur  wiAsamen  Förde- 
nmg  der  Unfallverhütung  und  damit 
Abminderung  der  Unfalllasten  (durch  kaiserl. 
Erlass  vom  6.  Januar  1899,  bezw.  Ministerial- 
Yerf.  vom  13.  Mai  1900,  Amtl.  Nachr.  190Ö 
S.  2«  11,  270)  die  Einsetzimg  einer  (dem 
Handelsministerium  angegliederten)  »Unfall- 
verhühmgs-Kommission«,  welche  aus  dem 
Centralgewerbeinspektor  und  16—20  (der  in- 
dustriellen Technik,  der  Hygiene,  den  Ver- 
sicherungs-Anstalten und  den  Unternehmern 
sowie  Versicherten  der  Unfallversicherungs- 
pflichtigen  Betriebe  zu  entnehmenden)  ordent- 
lichen Mitgliedern  besteht  und,  ähnlich  wie  der 
(dem  Ministerium  des  Innern  angegliederte) 
>  Versicherungsbeirat«  auf  versicherungs- 
technischem Gebiet,  der  R^erung  in  allen 
auf  den  Schutz  des  Lebens  und  der  Ge- 
sundheit der  Arbeiter  bezüglichen  Angelegen- 
heiten als  »beratendes  und  begutachtendes 
fachtechnisches  Organ«  zur  Seite  stehen 
soll :  die  konstituierende  Versammlung  fand 
unter  Vorl^ung  eines  »Entwiurfs  der  allge- 
meinen Schutzvorschriften  für  gewerbliche 
Betriebe«  am  12.  Juni  1900  statt 

Angesichts  des  noch  vielfach  experimen- 
talen  Charakters  des  österreichischen  Tarif- 
weseos  machte  sich  im  Hinblick  auf  die 
geplante  Reform  des  Unfall- Versicherungs- 
gesetzes (s.  den  Art.  Unfallversiche- 
rung) unter  den  Seterreichischen  In- 
dostridlen  eine  starke  Strömung  für  die 
Einführung  des  deutschen  Umlagever- 
fahrens geltend,  welches  alle  Schwierig- 
keiten vermeide,  der  Industrie  nicht  un- 
nüti^rweise  Millionen  werbenden  Kapitals 
entziehe  und  den  Versicherten  gleicQiwohl 
die  nämliche  Sicherheit  biete,  wogegen  das 
österreichische  Eapitaldeckungsverfahren  bei 
den  noch  ganz  unsicheren  statistischen  Er- 
fahrungen die  unvermeidlichen  Irrtümer  in 
der  Qefahrenklassifikation,  Beitragstarifierung 
und  Rentenkapitalisierung  ungemein  ver- 
schärfe, auch  der  Einführung  der  Invaliden- 
versichenmg  durch  Vorwegnahme  der  ver- 
fügbaren Mittel  geradezu  entgegenwirke. 

Von  versicherungstechnischer  Seite  wurde 
dieser  Vorschlag  lebhaft  bekämpft,  da  man 
dann     vorObei^hend    ermässigte    Beiträge 


(etwa  für  die  nächsten  10  Jahre)  mit  später 
dauernd  (im  Beharrungszustand  um  fast 
50*>/o)  erhöhten  Beiträgen  zu  erkaufen 
hätte,  also  weder  eine  Verbilligimg  der  Un- 
fallversicherung noch  eine  Verbesserung  des 
Finanzsystems  erlangen  würde. 

Seitens  der  Versicherungsanstalten  selbst 
wurde  die  Auffassung  vertreten,  dass  ein 
richtiger  Prämientarif,  welcher  die 
Deckung  der  entstehenden  Verbindlichkeiten 
thatsächlich  gewährleiste  und  diese  Lasten  auf 
die  verschiedenen  Betriebsgnippen  gerecht 
verteile,  in  Ermangelung  ausreichender  Erfah- 
rungen sich  überhaupt  noch  nicht  aufstellen 
lasse.  Es  wurde  deshalb  vorgeschlagen,  zur 
Vermeidung  weiterer  Betriebsabgänge  (ver- 
sicherungstechnischer Deficits)  bei  den  Ver- 
sicherungsanstalten einstweilen  nach  dem 
Vorgang  des  deutschen  Bau  -  Unfallver- 
sicherungsgesetzes vom  11.  Juli  1887  bei 
jeder  Versicherungsanstalt  (ähnlich  wie 
bei  der  berufsgenossenschaftlichen  Unfall- 
versicherungsanstalt der  österreichischen 
Eisenbahnen)  alljährlich  das  durch  die  er- 
wachsenen Verbmdlichkeiten  bedingte  Ge- 
samtentschädiguugserfordernis  (Barentschä- 
digungen ,  Deckungskapitalien ,  Entschädi- 
gungsreserven und  Verwaitungsausiagen)  auf 
die  versicherten  Betriebe  nach  Massgabe 
der  gezahlten  Löhne  und  der  thatsächlichen 
Unfallgefahr  (Gefahrenziffern)  umzulegeu 
imd  erst  bei  Erreichung  des  Beharrungs- 
zustandes  auf  Grund  der  bis  dahin  gewon- 
nenen festen  Unterlagen  zu  dem  grundsätz- 
lich richtigen  Prämiensystem  des  bestehen- 
den Gesetzes  zurückzukehren,  ausserdem 
aber  behufs  Abminderung  der  Unfalllasten 
selbst  den  österreichischen  Versicherungs- 
anstalten eine  ähnliche  Einwirkung  auf  das 
Unfall-Heilverfahren  wie  den  deut- 
schen Berufsgenossenschaften  beizulegen 
und  vor  allem  die  bisher  noch  wenig  ent- 
wickelte Unfallverhütung  imter  Zu- 
ziehung der  beteiligten  Kreise  systematisch 
zu  fördern. 

Ob  und  inwieweit  diese  Anregungen  bei 
der  Revision  des  Unfall -Versicherungsge- 
setzes Berücksichtigung  finden  werden, 
dürfte  im  wesentiichen  von  den  Wirkungen 
der  für  den  1.  Januar  1900  eingeführten 
Reforminassnahmen  abhängen.  (Vgl.  hierzu : 
Bericht  des  Gewerbeausschusses  des  Abge- 
ordnetenhauses, XL  Session  1893,  Nr.  649 
S.  14 ff.;  Denkschrift  des  Niederösterr.  Ge- 
werbevereins vom  4  Januar  1895,  betr.  Re- 
form des  U.V.G.;  Protokoll  über  die  Ver- 
handlimgen  des  Versicherungsbeirats  vom 
25.  September  bis  5.  Dezemtei-  1895,  betr. 
Abänderung  des  U.V.G. ;  die  Reformberichte 
der  Wiener  V.-A.  vom  23.  Juni  1893  26.  März 
1896  bezw.  der  Prager  V.-A.  vom  Jahr  1897 
und  die  vom  Vorstand  der  Wiener  V.-A. 
herausgegebene  Schrift  »Kapitaldeckung  und 
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Umlage  bei  der  Arbeiter-UnfaUversichening 
in  Oesterreich«,  Wien  1899.) 

3.  Verschiedenes.  Hinsichtlich  der 
Verwaltungskosten  bestätigen  die  nach- 
folgenden Zusammenstellungen  die  schon 
oben  erwähnte  Erfahrung,  dass  die  terri- 
toriale Organisation  der  Unfallversicherung 
keineswegs  billiger  arbeitet  als  die  benifs- 
genossenschaftlicne,  dass  aber  die  Z  w  a  n  g  s  - 
Versicherung  in  beiderlei  Form  erheblich 
billiger  ^ärtschaftet  als  die  Privat  Ver- 
sicherung. 

Verwaltungskosten ')  a)  der  deutschen  gewerb- 
lichen Unfall-Berufsgenossenschaften. 


1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1896 


1886—90 
1886-95 


M. 


1,43 
i,6i 

',58 
«.55 
1,53 
',63 
',73 
',83 
1,95 
2,01 


26,09 
19,64 
16,12 
'4,57 
14,23 
«3,5» 
13,75 
'3,84 
14,40 
14,61 


',54 
1,70 


I   16,75 
I  '5,o2 


M. 


=  cq 


M. 


•Sog 


M. 


186,46 
71,62 
48,16 

37,25 
29,81 
26,56 
23,80 
22,41 

21,47 
20,81 


46,57 
28,49 


11,86 

'2,05 
11,90 
12,29 
12,46 
'3,29 
'3,74 
'4,63 
15,66 
16,49 


6 


0,92 
1,00 

0,97 
0,96 

0,99 
1,06 
1,12 
1,19 
1,27 
'•33 


12,13  I  0,97 
'3,6o;  4,09 


b)  der  österreichischen  Unfallversicherungs- 
anstalten. 


1890 
1891 
1892 
1893 
1894 


',35 
1,66 

1,81 
1,95 
2,09 


9,7 
",3 
",9 

'2,9 

14,2 


1890-94,  1,83 

1895  !  1,72 

1896  '  1,72 

1897  I  1,8s 

1898  1  1,88 


'2,1 

10,9 

10,8 

10,8 

9,9 


180 
73 
57 
47 
40 


",73 
12,63 

13,97 
15,50 
17,31 


55,7  i  14,38 


33 
26 
24 
21 


15,73 
15,96 
17,73 
18,71 


0,70 

0,77 
0,8s 

0,94 
1,02 


0,87 

0,91 

0,93 
1,02 

1,03 


')  Kosten  der  UnfaUfeststelluug,  der  Schieds- 
gerichte, der  Unfallverhütung  fUeberwachnng 
der  Betriebe)  und  allgemeine  (laufende)  Ver- 
waltungskosteu. 

Bei  Benutzung  der  österreichischen  Unfall- 
statistik ist  1  Gulden  gleich  1  Mk.  70  Pf.  ge- 
rechnet und  in  den  Spalten  5  und  6  die  Gruppe 
der  landwirtschaftlichen  Motorenbetriebe  aus- 
geschieden. 

Ueber  die  Einwirkung  einer  zu  kurzen 
Wartezeit  auf  die  Höhe  der  Verwaltungskosten 
Tgl.  oben  sub  II,  4. 


Nach  dem  »Protokoll  Ober  die  in  der 
Zeit  vom  25.  November  bis  5.  Dezember 
1895  abgeführten  Verhandlungen  des  durch 
Experte  verstärkten  Versicherungsbeirates, 
betr.  angeregte  Abänderungen  des  Arbeiter- 
unfallversicherungsgesetzes« ,  Wien  1896, 
(S.  20)  kamen: 

durchschnittliche  Verwaltungskosten 


a)  auf  1  fl.  der  ausgezahlten  Entschädigungen 


im 
Jahr 


1886 
1887 
1888 
1889 
1890 


bei  den 
deutschen  Be- 
rufsgenossen- 
schaften 
kr. 


369 
64 
43 
33 
26 


iin 
Jahr 


bei  den 
österreichischen 
Versicherungs- 
anstalten 
kr. 


1890 
1891 
1892 
1893 
1894 


144 
64 
48 
37 
31,9 


b)  auf  1  fl.  der  eingezahlten  Prämien 


im 
Jahr 


bei  der  Prager  Ver-bei  den  privaten  Ver- 


1890 
1891 
1892 
1893 
1894 


sicherungsanatalt 
kr. 


8 
9 

9,8 
9,2 
10,3 


sicheraugsanstalten 
kr. 


29 

33 

32 

30,1 

31 


Einen  Anhalt  für  die  Vergleiehung  der 
Beitrags-  und  Entschädi^un  gs- 
leistungen  auf  seilen  der  österreichischen 
Versicherungsanstalten  einerseits  und  der 
deutschen  Berufsgenossenschaften  anderer- 
seits gewährt  die  Gegenüberstellung  dieser 
Leistungen  und  der  versicherten  Lohn- 
summen. S.  die  erste  Tabelle  auf  folgender 
Seite. 

Bezüglich  des  Umfangs  der  Ver- 
sicherung steht  die  österreichische  Ar- 
beiterversicherung  der  deutschen  noch  er- 
heblich nach.  Gemäss  der  letzten  Volks- 
zählung (1890)  hatte  Oesterreich  23,9  MilL 
(11,7  männliche  u.  12,2  weibliche)  Einwohner, 
wovon  13,3  auf  Land-  und  Forstwirtschaft, 
6,1  auf  Industrie  und  Gewerbe,  2,1  auf 
Handel  und  Verkehr  entfielen.  Von  den 
8084814  Arbeitern  und  1102656  Tage- 
löhnern =  9187470  wirtschaftlich  unselb- 
ständigen Personen  entfielen  5615133  Ar- 
beiter und  824894  Tagelöhner  =  6440027 
Personen  auf  die  Land-  und  Forstwirtschaft, 
aber  niu-  2 144  606  Arbeiter  imd  99 122  Tage- 
löhner =  2243734  Personen  auf  Industrie 
;md  Gewerbe,  so  dass  die  österreichische 
Arbeiterversicherung,  welche  in  Kranken- 
nnd  Unfallversicherung  rund  2  Millionen 
Versicherte  umfasst  (vgl.  Amtl.  Nachr.  1900 
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Entschädigungen  in 

Beiträge  in  %  der  Lohnstimmen 

Bech- 

•'(,0  der  Lohnsammen  bei  den 

bei 

nongs- 

österreichischen      deutschen  ge- 

Jahr 

österreichischen 

deutschen  ge- 

Jahr 

Versichernngs-   1  werbi.  Berutsge- 

Versicherungs- 

werbl. Berufsge- 

anstftlten        nossenschaften  *) 

anstalten 

nossenschaften 

1. 

1 

1     1890:    0,76 

1886:    0,60 

1890 

1,39 

1,00 

1890 

2. 

1891 

2,»5 

1887:     1,94 

1891 

1,36 

«,«S 

1891 

3. 

1892 

3,17 

1888:    2,91 

1892 

'.37 

',17 

1892 

4. 

1     1893 

4,13 

1889:    3,75 

1893 

1,36 

1,21 

1893 

o. 

i     1894 

5,20 

1890:    4,70 

1894 

1,36 

1,24 

1894 

6. 

1      1896 

S,i7 

1891:    5,64 

1895 

',52 

1.26 

1895 

7. 

i     1896 

6,6s 

1892:    6,86 

1896 

«;56 

1,20 

1896 

8. 

i     1897 

7,82 

1893:    7,39 

1897 

',72 

1.07 

1897 

9. 

j     1898 

8,92 

1894:    8,24 

1898 

1,90 

1,06 

1898 

*)  Ohne  die  Knappschafts-Berufsgenossenschaften,  da  das  österreichische  UnfaU-Versiohe- 
mngsgesetz  den  Bergbau  nicht  mitumfasst  (§  1  Abs.  5). 


S.  186  u.  d.  Art.  Unfallversicherung), 
im  Gegensatz  ztir  deutschen  Arbeiten^er- 
sicherung  noch  nicht  einmal  die  gewerbliche 
Arbeiterschaft  ganz  deckt,  von  den  gesamten 
Lohnarbeitern  aber  kanm  ein  Viertel  um- 


fasst  (Vgl.  die  internationale  Uebersicht  im 
Anhang  meines  »Leitfaden  zur  Arbeiterver- 
sicherung des  Deutschen  Reichs»,  Berlin 
1900,  und  Woktu^k  »Die  österr.  Unfallver- 
sicherung», Leipzig- Wien  1898,  S.  3  ff.) 


Unfallrenten  bezogen  am  Ende  des  letzten  Rechnungsjahres  (1898): 
1448  dauernd  gänzlich  Erwerbsunfähige  im  Jahresbetrag  von     394074  fl. 

21 424        „        teilweise  „  „  „  .  „     1 686  74";  fl. 

3506  Witwen  Getöteter  ,.  „  „       297658«. 

5  850  Kinder  „  ,.  „  „       322  987  fl. 

489  Eltern  ^  r         29463  «• 


Zu.«.  32  717  Personen 

Die    Unfallgesetzgebung   in  den' 
übrigen  Staaten  ist  noch  zu  jung,  um 
schon   jetzt   eine   besondere  T'nfaJlstatistik 
liefern  zu  können  (s.  den  Art.  Unfallver- 
sicherung). 

IJttCnttvr;    /■    Deut tchland.      Amtliche 

yarhrirhten  de»  Reiehtvertieherungt- 

amtt,   Berlin  »eit  1885  (Verlag  von  A.  Äther), 

intbetondtre  die  jährlichen  Reeknungiergebniue 

der  Beruftgennttemehaflen  etc.  (Nr.  1  a.  a.  O.), 

totcie   die  mit  Yerhältnitberechnungen  vcrtehene , 

Ztuammemteltung  für  die  Jahre  1885^1898  im 

„.,.,.  ,  ,.     Gewerbliche'. 

1.  Betheft,  Jahrg.  1900;  femer  dxe 


1887 


Landirirttch. 

1897 


VnfalUtatiitik  für  die  Jahre '~' '  "^ ,  Amtlich 

18911901 


yachr. 


1890  S.  199 


bezvr.  Beihefte  ru  Jahrg. ' 


1893  S.  SSI' 

1899 1900.  —  Bödiker,   IHe  VnfaUstatittik  de« , 
Deutschen  Reicht  nach  der  Aufnahme  rom  Jahre  I 
1881  (Ergämung»heft  tu  Bd.  SS  der  Slatittik  det 
D.  R.),  Berlin  188i.  —  van  der  Borght,  Die  '• 
Statittii  der  deutiehen  Arbeiterverticherung,   in    | 
r.  Mayr*  Allg.  ttatiH.  Archiv,   Bd.  2,  S.  iJ7  ff.  I  ] 
—  Hartmann,   Die  Berechnung  der    Umlage- 
beiträge für  die  Vnjallverticherung  bei  den  ge- 
trerbi.  Beruftgeiwssentchaften,  Berlin  1896;  Da» 
Gefahrentariftreten    der    Vnfallreriichenmg   det 
DevUfhen  Reicht,  Berlin  1900.  —  Klein,   Die 
Leittungen   der  Arbeiterverticherung  des  D.  R., 
Berlin  1900.   —  JLasg  und  Zahn,  Einrichtung 
«nd  Wirkung  der  deutschen  Arbeiterverticherung, 


im  Jahresbetrage  von  2  730  927  fl. 

Berlin  1900.  —  Zacher,  Leitjaden  zur  Arbeiter- 
Versicherung  des  Deutschen  Reichs,  Berlin  19'U). 
IJ.  Oeiterreieh.  Amtliche  Nach- 
richten des  k.  k.  Minit  t  er  iumi  de» 
Innern,  betr.  die  Unfallversicherung  und  die 
Krankenversicherung  der  Arbeiter,  Wien  seil  1889, 
totcie  die  Gebarung  und  die  Ergebnisse  der 
Unfallstatistik  der  Arbeiter-Unfall- Vertichertmg»- 
anstalten,  Wien  »eit  189£,  und  Ergebnisse  der 
zum  Ztpecke  der  Revision  der  Gefahrenklaften- 
einteitung  ilberpriiften  Unfallstatistik  der  Jahre 
1890—1896,  Wien  1899.  —  Kapitaldeekung 
und  Umlage  beider  Arbeiter-Unfallversicherung 
in  Oesterreich,  Wien  1899.  —  Soziale  Ver- 
tcaltung  in  Oesterreich  am  Ende  des  19. 
Jahrhunderts,  Wieti  1900.  —  Zacher,  »Die 
Arbeiterversicherung  im  Auslande«,  Heft  VII 
(Oesterreich)  und  die  daselbst  S.  56  57  angezogene 
IJtteratnr. 

Zacher. 


üniaUTersichernng. 

A.  Die  ü.  in  Deutschland.  I.  Vor- 
'eschichte.  1.  Begriff.  2.  Privatrechtliche 
Haftpflicht.  3.  Oefleutlichrechtliche  Fürsorge 
(Unfallversicherung).  II.  Die  reichsgesetz- 
liche U.  1.  Die  ältere  Gesetzgebung.  2. 
Revision  der  U.  HI.  Bestehendes  Hecht. 
1.  G.  V.  30.  Juni  1900,  betr.  die  Abänderung  der 
Unfallversicherungsgesetze  (K.G.Bl.  S.  573).  2. 
Gewerbe-Unfallversichernngsgesetz  (R.G.Bl.  S. 
585^.  3.  ünfallversicherungsgesetz  für  Land- 
und  Forstwirtschaft  (G.G.Bl.  S.  641).    4.  Bau- 
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Unfallversicherungsgesetz  (R.G.Bl.  S.  698).  5. 
See-Unfallversichernngsgesetz   (R.G.Bl.  S.  716). 

IV.  Statistisches  (Grganisatioii,  Verwaltung, 
Rechtsprechung).  V.Anhang.  l.Bieichsversiche- 
nmgsamt.   2.  Das  Beamten-Ünfallfürsorgegesetz 

V.  15.  März  1886  (R.G.Bl.  S.  53).  2.  Das  Ge- 
fangenen-Unfallfürsorgegesetz V.  30.  Juni  1900 
(R.Ö.BI.S.536).  B.DieUnfallTersicherung 
inOesterreich.  1.  Privatrechtliche  (persön- 
liche) Haftpflicht.  2.  Oeffenüiehrechtliche  (soziale) 
Fürsorge.  3.  Unfallversicherungsgesetz  v.  28. 
Dezember  1887  (R.G.Bl.  1888  Nr.  1).  4.  Ausdeh- 
nungsgesetz V.  20.  Juli  1894  (R.G.B1.  S.  168; 
Gesetzeskraft  vom  1.  Januar  1895).  6.  Reform 
der  ü.  6.  Statistisches.  0.  Die  U.  in  den 
übrigen  Staaten. 

I.  Vorgeschichte. 

A.  Die  UnfaUverBicherung  in 
Deutschland. 

1.  Begriff.  Unfallversicherung  ist  die 
SichersteUiing  von  Personen  gegen  die  wirt- 
schaftlichen Folgen  von  Betriebsunfällen, 
welche  zufolge  Tötung  oder  Körperverletzung 
die  Erwerbsfähigkeit  dauernd  oder  vorüber- 
gehend aufheben  oder  beschränken.  Sie 
bildet  einen  Zweig  der  Personenversicherung 
und  hat  mit  der  Entwickelung  der  modernen 
Produktion  —  ähnlich  wie  die  Kranken-, 
Invaliditäts-  und  Altersversicherung  — eine 
erhöhte  Bedeutung  namentlich  für  diejenigen 
Bevölkerungsschichten  erlangt,  welche  auf 
die  Verwertung  ihrer  Arbeitskraft  im  Dienste 
anderer  angewiesen  sind  (Arbeiter,  Betriebs- 
beamte) und  bei  plötzlicher  Einbusse  dieser 
Erwerbsquelle  in  Ermangelung  anderer  Für- 
sorge meist  der  Armenpflege  anheimfallen. 

2.  Privatrechtliche  Haftpflicht:  a)  Ge- 
meines Kecht.  Nach  den  Grundsätzen 
des  römisch- gemeinen  Rechts  stand  den  in 
Gewerbebetrieben  Verletzten  bezw.  den 
HinterbliebenenGetöteter  ein  Entschädigungs- 
anspruch ausschliesslich  gegen  den  un- 
mittelbaren Urheber  zu,  insoweit 
diesem  eine  vertretbare  Schuld  nachge- 
wiesen werden  konnte.  Der  Arbeitgeber 
(Betriebsunternehmer)  haftete  hiernach  nur 
nir  eigenes  Vei-schulden,  für  das  seiner 
Angestellten  nur  dann,  wenn  ihm  eine  Nach- 
lässigkeit bei  der  Auswahl  derselben  (culpa 
in  eligendo)  nachzuweisen  war.  Diesen 
Schuldbeweis  gegen  einen  sozial  überlegenen 
Gegner  im  ordentlichen  Prozesswege  zu  er- 
bringen, war  für  den  Arbeiter  oder  seine 
Hinterbliebenen  um  so  schwerer,  als  Art 
und  Ort  des  Unfalls,  wie  gerade  bei  ele- 
mentai-en  Massenunfällen  in  Bergwerken, 
Dampfkessclanlagen,  Sprengstofffabriken  etc., 
die  Beweisführung  diuch  Augenschein  und 
Zeugen  häufig  ausgeschlossen  waren.  Ueber- 
dies  tnigen  solche  Prozesse  lediglich  dazu  bei, 
das  Verhältnis  zwischen  Arbeitgebern  und 
Arlieitnehmem  zu  trüben. 

Da  mit  der  zunehmenden  Aiisdehnung 


des  maschinellen  Grossbetriebes  die  durch 
die  Industrie  hervorgerufenen  Betriebsun- 
fälle die  Armenlasten  der  Gemeinden  zu- 
sehends steigerten  und  die  Lage  der  be- 
tix)ffenen  Arbeiter  immer  mehr  versclüech- 
terten,  so  suchte  die  Reichsgesetzgebung 
diesen  Uebelständen  zunächst  durch  Er- 
weiterung der  persönlichen  Haftpflicht  der 
Unternehmer  abzuhelfen. 

b)  Das  R.G.  v.  7.  Juni  1871  (R.G.BL 
S.  207)  legte  dem  Unternehmer  für  die  in 
seinem  Betriebe  vorkommenden  Unfälle,  ins- 
besondere für  alle  Vernachlässigungen  seiner 
Angestellten  eine  selbständige  Verant- 
wortlichkeit auf. 

Danach  hatte  der  Unternehmer  den  durch 
Tötung  oder  Körperverletzung  eines  Menschen 
entstandenen  Schaden  voll  zu  ersetzen,  und 
zwar:  1.  bei  Unfällen  im  Betriebe  einer 
Eisenbahn,  sofern  er  nicht  höhere  Gewalt 
oder  eigenes  Verschulden  des  Venmglückten 
als  Ursache  des  UnfaUs  nachweisen  konnte; 
2.  bei  sonstigen  Unfällen  (im  Betriebe  eines 
Bergwerks  oder  Steinbruchs,  einer  Gräberei 
oder  Fabrik),  wenn  der  Verunglückte  seiner- 
seits ein  Verschulden  des  Unternehmers  oder 
der  Betriebsbeamten  nachzuweisen  vermochte. 

Bei  dieser  Unterscheidung  ging  der  Ge- 
setzgeber von  der  Auffassung  aus,  dass  die 
Präsumtion  der  Unternehmerschuld  sich  nur 
für  Eisenbahnbetriebe  rechtfertige,  weil  nur 
hier  nach  dem  Stande  der  Technik  Unfälle 
in  der  Regel  zu  vermeiden  seien,  nicht  aber 
bei  Bergwerken  und  Fabrikbetrieben,  wo  die 
Naturkräfte  und  die  Selbstbestimmung  der 
Arbeiter  bezw.  Mitarbeiter  weit  mehr  in 
den  Vordergrund  treten. 

Das  Gesetz  übte  nicht  die  erhoffte  Wir- 
kung :  es  liess  die  übergrosse  Mehizahl  der 
Unfälle  (bei  Zufall,  eigenem  V^erschulden, 
Schuld  der  Mitarbeiter),  nach  wie  vor  un- 
gedeckt, vermehrte  nxa  die  beiderseits  ver- 
bitternden Prozesse,  beliess  es  im  wesent- 
lichen bei  der  für  den  Arbeiter  so  schwie- 
rigen Beweislast  und  verwies  diesen  bei 
Zahlungsunfähigkeit  des  Entschädigungs- 
pflichtigen wiederum  auf  die  öffentliche 
Armenpflege.  Näheres  s.  d.  Art.  Haft- 
pflicht oben  Bd.  IV,  S.  946  ff.). 

3.  Oeffentlichrechtliche  Fürsorge  (Un- 
fallversicherung). Eine  wirksame  Abhilfe 
war  nur  zu  beschaffen,  wenn  es  gelang, 
alle  Unfälle  zu  entschädigen,  ohne  die  In- 
dustrie zu  überlasten,  d.  h.  beiden  Teilen 
(Arbeitgebern  wie  Arbeitnehmern)  gerecht 
zu  werden.  Auf  dem  bisherigen  Wege, 
durch  weitere  Verschärfung  der  Haftpfliclit, 
war  dies  nicht  möglich.  Selbst  wenn  man, 
im  Widerspruch  mit  den  thatsäcldiehen 
Verhältnissen,  die  ausnahmsweise  für  den 
Eisenbahnbetrieb  angenommene  Präsumtion 
der  Unternehmerschuld  ziim  allgemeinen 
Grundsatz  erhoben,  d.  h.  die  Beweislast  zu 
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Gunsten  des  Arbeiters  durchweg  umgekehrt  j  der  Reichs- Versicherungsanstalt  soUte  der 
hatte,  so  würde  dies  gleichwohl  in  der  Sache  ;  Rechtsweg  offen  stehen.  PrivatgeseUschaften 
selbst  nichts  geändert  haben,  da  dann  der  i  waren  grundsätzlich  ausgeschlossen,  weil  sol- 
Untemehmer  das  gleiche  Interesse  wie  froher  che  selbst  bei  schärfster  Beaufsichtigung  keine 
der  Arbeiter  daran  geliabt  hätte,  ein  Ver-  unbedingte  Sicherheit  böten,  auch  die  Cn- 
schnlden  des  (Jegners  nachzuweisen,  und  die  fälle  der  Arbeiter  nicht  als  Unterlage  fflr 
meisten  (durch   Zufall    oder  eigenes    Ver-  Dividenden  dienen  dürften.  Die  Gewährung 


schulden    herteigeführten)    Unfälle    imnier 
noch  ins  Freie  gefallen   wären.    Gerade  in 


eines  Reichs-Zuschusses  schien  durch  die  zu 

erwartende  Verminderung  der  Armenlasten 


letzterer  Beziehung  musste  es  besonders  i  gerechtfertigt,  auch  sozialpolitisch  angezeigt, 
hart  erscheinen,  Arbeiter,  welche  auf  ihre  I  um  den  Arbeitern  die  Fürsorge  des  Reiches 
Kraft  oder  Geschicklichkeit  vertrauend  und  i  für  ihr  Wohl  desto  deutlicher  zu  machen. 


abgestumpft  durch  die  Grewohnheit  der  Be- 
triebsgefahren diesen  zum  Opfer  fielen,  für 
das  im  Dienste  anderer  erlittene  Unglück 
gleichwohl  ohne  jede  Entschädigung  zu  lassen ; 


Der  Reichstag  nahm  am  15.  Juni  1881 
den  Gesetzentwurf  unter  Beibehaltung  des 
Versicherungszwanges  und  anderer  wesent- 
licher Grundlagen  an,  hatte  aber  den  Reichs- 


mu:  bei  vorsätzlicher  Herbeifühnmg  des  t  Zuschuss  verworfen  iind  die  Reichs- Versiche- 
Unfidls  war  dies  geboten.  I  rungsanstalt  durch  Landes- Versicherungsan- 

Eine  befriedigende  Lösung  verhiess  nur  |  stalten  ersetzt,  so  dass  die  Regienmg  dem 
dieErsetzungderprivatrechtlichenHaftpflichtlso  veränderten  Entwiirfe  ihre  Zustimmung 
durch  eine  öffentlichrechtliche  Für- 'versagte  (R.T.Dr.S.  Nr.  159  und  260). 
sorge  auf   Grund    allgemeinen    Ver-I       b)  Statistische    Vorarbeiten.     Es 
Sicherungszwanges.  j erfolgte  nunmehr  die  Beschaffung  des  für 

Von  dem  Grundsätze  ausgehend,  dass  die  die  Fortsetzung  der  Arbeiten  erforderlichen 
dorch  den  Gewerbebetrieb  hervorgerufenen  statistischen  Materials  in  betreff  der  Zahl 


Unfalllasten  wie  andere  Geschäftsunkosten  als 
ein  Teil  der  Produktionskosten  zu  behandeln 
seien  und  dass  bei  der  Verschiedenheit  der 
Cn&dlgefahr  in  den  einzelnen  Gewerbszwei- 
gen billigerweise  jede  Branche  das  ihr  eigen- 
tümliche Gefahrenrisiko  zu  tragen  habe,  schien 


der  Unfälle  und  deren  Folgen  (Tod,  dauernde 
oder  vorübergehende  Ej'werbsunfähigkeit> 
sowie  hinsichtlich  der  voraussichtlichen  Be- 
lastung der  Unfallversicherung  an  sich  und 
im  Vergleiche  mit  der  den  Krankenkassen 
zufallenden  Belastung,  falls  diesen  die  Für- 


es  am  natürlichsten  und  gerechtesten  (ausser  1  sorge  für  einen  gewissen  Zeitraum  (sog. 
bei  Vorsatz  des  Verunglückten)  alle  Be- !  Wartezeit)  übertragen  würde  (s.  darüber  d. 
triebsunfälle  zu  entschädigen  und  |  Art.  Unfallstatistik  oben  S.  2CUff.). 
die  Versicherungslasten  der  Gesamtheit,  c)  Die  kaiserliche  Botschaft  v. 
der  betreffenden  Gewerbeuntemehmer  auf- 1 17.  November  1881  (R.A.  Nr. 270).  Inzwi- 
zul^;en ,  also  die  persönliche  Haftpflicht !  sehen  wurde  die  neue  Ivegislaturperiode  des 
der  Einzeluntemehmer  in  eine  Wirtschaft-  i  Reichstages  mit  der  Allerhöchsten  Botschaft 
liehe  Belastung  des  ganzen  Gtewerbszweiges  Kaiser  Wilhelms  I.  vom  17.  November  ISSl 
umzuwandeln,  an  welcher  der  einzelne  ,  eröffnet,  welche  für  die  weitere  Behandlung 
Betrieb  nach  dem  Masse  seines  Risikos !  nicht  nur  der  Unfallversicherung,  sondern 
(Aibeitsverbrauch  und  Gefährlichkeit  beteiligt  der  gesamten  Arbeiterversicherung  von 
wird.  grundlegender  Bedeutung  wurde.    Es  heisst 

Diesen  Weg  beschritt  zuerst  die  d  e  u  t  s  c  h  e  (larin : 
Unfall versichenmgsgesetzgebung.  |        »Schon  im  Februar  dieses  Jahres  haben 

a)  1.  Gesetzentwurf  v.  8.  März,  Wir  Unsere  Ueberzeugimg  aussprechen  lassen. 
1881  (R.T.Dr.S. Nr.  41).  Nach  diesem  Ent-'dass  die  Heilung  der  sozialen  Schä- 
wurfe  soUten  die  Unternehmer  haftpflichtiger  den  nicht  ausschliesslich  im  Wege  der  Re- 
Betriebe (abgesehen  von  den  Eisenbahnen)  pressionsoziaidemokratischerAusschreihmgen 
verpflichtet  sein,  ihre  Arbeiter  und  Betriebs- ;  sondern  gleichmäs.sig  auf  dem  derpositiven 
beamten  gegen  die  wirtschaftlichen  Folgen  Förderung  des  Wohles  der  Arbeiter 
von  Betriebsunfällen  kollektiv  zu  versichern.  |  zu  suchen  sein  werde.  Wir  halten  es  für 
Die  Versichenmg  soUte  mit  vierwöchiger  i  Unsere  Kaiserliche  Pflicht,  dem  Reichstage 
'Warte-(Karenz-)zeit  bei  einer  Reichs-Ver- !  diese  Aufgabe  von  neuem  ans  Herz  zu  legen, 
Sicherungsanstalt  nach  festen  Prämien- ,  und  Wir  ^'ürden  mit  um  so  grösserer  Be- 
tarifen,  imter  Berücksichtigung  der  Gefahren-  i  friedigung  auf  alle  Erfolge,  mit  denen  Gott 
klassen  und  Zulassung  genossenschaftlicher '  Unsere  Regierung  sichtlich  gesegnet  hat, 
Versicherang  (innerhalb  derselben  Gefahren-  zurückblicken,  wenn  es  Uns  gelänge,  der- 
und Gebietsabgrenzung)  erfolgen,  und  zwar '  einst  das  Bewusstsein  mitzunehmen,  dem 
auf  Kosten  der  nunmehr  von  der  Haftpflicht '  Vaterlande  neue  und  dauernde  Büi^chaften 
befreitenUnternehmer,jedochuijterBeteilig\mg  seines  inneren  Friedens  und  den  Hilfsbe- 
der  Arbeiter  und  des  Reiches  an  der  Prämien-  dürftigen  grössere  Sicherheit  und  Ergiebig- 
zahlung:  gegen  die  Entschätligimgsfestsetzungkeit  des  Beistandes,  auf  den  sie  Anspruch 
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haben,  zu  hinterlassen.  In  Unseren  darauf 
gerichteten  Besti-ebungen  sind  Wir  der  Zu- 
stimmung aller  verbündeten  Regierungen 
gewiss  und  vertrauen  auf  die  Untei-stützung 
des  Reichstages  ohne  Unterschied  der  Par- 
teisteUungen. 

In  diesem  Sinne  wird  zunächst  der  von 
den  verbündeten  Regierungen  in  der  vorigen 
Session  vorgelegte  Entwurf  eines  Gesetzes 
über  die  Versicherung  der  Arbeiter  gegen 
Betriebsunfälle  mit  Rücksicht  auf  die 
im  Reichstage  stattgehabten  Verhandlungen 
über  denselben  einer  Umarbeitung  unter- 
zogen, um  die  erneute  Beratung  desselben 
vorzubereiten.  Ergänzend  wird  ihm  eine 
Vorlage  zur  Seite  treten,  welche  sich  eine 
gleichmässige  Organisation  des  gewerblichen 
Krankenkassenwesens  zur  Aufgal)e 
stellt.  Aber  auch  diejenigen,  welche  durch 
Alter  oder  Invalidität  erwerbsimfähig 
werden,  haben  der  Gesamtheit  gegenüber 
einen  begründeten  Anspruch  airf  ein  höheres 
Mass  staatlicher  Fürsorge,  als  ihnen  bisher 
liat  zu  teil  werden  können. 

Für  diese  Fürsorge  die  rechten  Mittel  und 
Wege  zu  finden,  ist  eine  schwierige,  aber 
auch  eine  der  höchsten  Aufgaben  jedes  Ge- 
meinwesens, welches  auf  den  sittlichen 
Fundamenten  des  christlichen  Volkslebens 
steht.  Der  engere  Anschluss  an  die  realen 
Kräfte  dieses  Volkslebens  und  das  Zusammen- 
fassen der  letzteren  in  der  Form  korpora- 
tiver Genossenschaften  unter  staat- 
lichem Schutze  und  staatlicher  Förderung 
w^erden,  wie  Wir  hoffen,  die  Lösung  auch 
von  Aufgaben  möglich  machen,  denen  die 
Staatsgewalt  allein  in  gleichem  Umfange 
nicht  gewachsen  sein  würde.  Immerhin 
aber  wird  auch  auf  diesem  Wege  das  Ziel 
nicht  ohne  Aufwendung  erheblicher  Mittel 
zu  erreichen  sein.« 

Durch  diese  Botschaft  wurde  die  Lösung 
der  sozialpolitischen  Aufgaben  auf  den 
Boden  genossenschaftlicher  Gliederung  ver- 
wiesen. 

d)  2.  Gesetzentwurf  v.  2.  Mai  1882 
<R.T.Dr.S.  Nr.  19).  Derselbe  ersetzte  die 
Reichs-Versichemngsanstalt  durch  Gefahren- 
»md  Betriebsgenossenscliaften,  die  Kapital- 
deckung der  jälirlich  erwachsenden  Renten- 
last durch  Umlegung  des  thatsächlichen 
Jalu^sbedarfs,  die  Arbeiterbeiträge  durch 
Eiweiterung  der  Wartezeit  von  4  auf  13 
Wochen  zu  Lasten  der  Krankenkassen,  den 
ordentlichen  Rechtsweg  gegen  die  Entschä- 
digungsfcstsetzungen  durch  Einführung  der 
Berufung  an  besondere  Schiedsgerichte. 
Hiernach  sollten  an  Stelle  der  bureaukrati- 
schen  Reichs- Versicherungsanstalt  für  aUe 
versicherungspflichtigen  Betriebe  des  Reichs 
Gefahrenklassen  gebildet  werden  imd 
innerlialb  jeder  Gefahi-enklasse  die  ver- 
wandten Betriebe  ortschaftlich  zuBetriebs- 


genossenschaften  bezw.  zu  subsidiären 
Betriebsverbänden  vereinigt  werden, 
an  deren  Selbstverwaltung  eine  Beteiligung 
der  Arbeiter  durch  besondere  Arbeite r- 
ausschüsse  vorgesehen  war.  Von  den 
zu  leistenden  Entscliädigungen  sollten  60"  o 
der  Gesamtheit  aller  Unternehmer  der  be- 
tseffenden  Gefahrenklasse,  15 '/o  derBetriebs- 
genossenschaft  bezw.  dem  Betriebsverbande 
und  25  "/o  dem  Reiche  zur  last  fallen. 

Die  Reichstagskommission  verwarf  we- 
derum  den  Reichs-Zuschuss,  desgleichen  die 
Organisation,  weil  diese  zu  schwerfällig, 
audi  unzweckmässig  sei,  da  sie  Betriebs- 
zweige zusammenlege,  welche  keine  gemein- 
samen wirtscliaftlichen  Interessen  hätten, 
grössere  Betriebszweige  aber  ohne  Not  aus 
einanderreisse.  Der  Kommissionsbericht 
konnte  jedoch  wegen  Sessionsschlusses  am 
12.  Juni  1883  nicht  mehr  zur  Verhandlung 
gelangen  (R.T.  Dr.  S.  1882,  Nr.  372). 

e)  3.  Gesetzentwurf  v.  6.  März 
1884  (R.T.  Dr.  S.  Nr.  4).  Nunmehr  ent- 
schlossen sich  die  verbündeten  Regierungen, 
auf  den  in  der  A.  B.  v.  17.  November  1881 
ausgesprochenen  Grundlagen  (unter  Be- 
nutzung der  am  5.  Juni  1882  aii^enommenen 
Berufsstatistik)  einen  neuen  Entwurf  vor- 
zulegen, in  welchem  die  Organisation  auf 
berufs genossenschaftlicher  Grund- 
lage durchgeführt  und  der  wiederholt  ab- 
gelehnte Reichs-Zuschuss  durch  eine  sub- 
sidiäre Reichsgarantie  ersetzt  war.  Der 
Entwurf  wurde  vom  Reichstage  ohne  grund- 
sätzliche Aenderun|;en  (gegen  die  Stimmen 
der  Sozialdemokratie  und  Fortschrittspartei) 
mit  grosser  Mehrheit  angenommen  und  am 
6.  Juli  1884  als  Gesetz  publiziert  (R.G.Bl. 
S.  69).  Im  allgemeinen  beschränkte  sich  der 
Entwurf  auf  die  nach  §  2  des  R.G.  v.  7. 
Juni  1871  haftpflichtigen  Betriebe  (Berg- 
werke, Steinbrüche,  Gräbereien,  Fabriken), 
weil  bei  diesen  die  Regelung  der  Unfallver- 
sichenmg  am  dringlichsten  erschien,  während 
die  Ausdehnung  der  Unfallversicherung  auf 
weitere  Betriebszweige  späteren  Sonder;^ 
setzen  vorbehalten  blieb.  Ein  solches  schntt- 
weises  Vorgehen  der  Gesetzgebung  war 
nicht  nur  durch  die  Neuheit  der  Sache,  son- 
dern auch  zur  Vermeidung  imzweckmfissiger 
Schabionisierung  geboten. 

IT.  Die  reichsgesetzliche  Unfall- 
versichemng. 

1.  Die  ältere  Gesetzgebmig  imifasste 
folgende  Gesetze:  a)  Das  »Stammgesetz« 
vom  6.  Juli  1884  (R.G.B1.  S.  69),  welches 
den  Versicherungszwang  füi-  die  Ar- 
beiter (ohne  Rücksicht  auf  Lohn)  und  die 
niederen  Betriebsbeamten  (bis  2000  Mark 
Jahresverdien.st)  in  den  bis  dahin  haftpflich- 
tigen Betriel)en  der  Industrie,  den  mit 
Motoren     arbeitenden     handwerksmässigen 
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Betrieben  und  gewerblichen  (Hoch-)  Baube- 
trieben begründete. 

b)  Das  »Ausdehnungsgesetz«  v. 
28.  Mai  1885  (R.G.BL  S.  159),  welches 
als  Novelle  zum  Stammgesetz  den  Ver- 
sicherungszwang auf  die  (I^nd  und  Wasser-) 
Transportbetriebe  des  Binnenlandes 
(eiuschhesslich  der  Staatsbetriebe  der  Post-, 
Telegraphen-,     Eisenbahn-     Marine-     und 


gangbarer  Weg  dazu  noch  nicht  ^funden, 
und  ebenso  von  dem  Versuch,  in  emem  ein- 
zigen Gesetze  die  gemeinschaftlichen  Gnmd- 
sätze  der  UnfaUversichenmg  zusammenzu- 
fassen und  dann  die  Sonderbestimmungen 
für  die  einzelnen  Gebiete:  Gewerbe,  Land- 
wirtschaft, Seewesen  in  Schlussabschnitten 
daran  anzuschliessen.  da  ein  derartiges  Ge- 
setz einerseits  zu  umfangreich,  andererseits 


Heeresverwaltungen)  und    die   Verladungs- 1  für  den    einzelnen   Cntemehmer   oder  Ar- 


betriebe  (Spedition,  Speicherei,  Kellerei  etc.) 
erstreckte. 

c)  Das  landwirtschaftliche  U.V.G. 
T.  5.  Mai  1886  (R.G.B1.  S.  132),  welches 
fals  selbständiges  Gesetz  der  Eigenart  der 
Land-  und  Forstwirtschaft  mit  ihren  zahl- 
reichen Kleinbetrieben  durch  Vereinfachung 
der  Organisation  und  Verwaltung  Rechnung 
zu  tragen  suchte.  (1.  2.  Entwurf  v.  3./7. 
Januar  ia^5  1886,  RT.Dr.S.  Nr.  81. 75.) 

d)  Das  Bau-Ü.V.G.  v.  IL  Juli  1887 
(R.G.B1.  S.  287),  welches  wie  das  »Ausdeh- 
nungsgesetzc  eine  Novelle  zum  »Stamm- 
gesetz'  bUdete  und  die  bis  dahin  noch  nicht 
versicherten  Bauarbeiten  (vgl.  §  1  des  Stamm- 
bezw.  Ausd.-G.).  insbesondere  die  gewerbs- 
mässigen Tief  bauten  und  die  R  e  g  i  e  bauten, 
d.  lu  solche  Bauarbeiten,  welche  der  Bau- 
herr für  eigene  Rechnung  durch  unmittel- 
bar angenommene  Arbeiter  ausführen  lässt, 
der  Versicherungspflicht  unterwarf. 

e)  Das  See- U.V.G.  v.  13.  Juli  1887 
{R.G.B1.  S.  287),  welches  wie  das  L.U.V.G. 
eine  eigene  Kodifikation  bildete  (R.T.  Dr.  S. 
Nr.  6)  und  die  U.V.  für  die  Seeschiff- 
fahrtsbetriebe r^elte,  einschliesslich  der 
Lotsen-,  Rettungs-,  Bergungs-,  Hafen-,  und 
Dockbetriebe,  aber  ausschliesslich  der  Fischer- 
bote und  kleinerer  Seefahrzeuge  (welche 
nicht  mehr  als  50  Kubikmeter  Bnittoraum- 
gehalt  haben  und  dabei  weder  Zubehör  eines 
grösseren  Fahrzeuges  noch  auf  Fortbewe- 
gung durch  Dampf  oder  andere  Maschinen- 
kräfte  eingerichtet  sind). 

2.  Revision  der  U.  Bei  der  Elevision  der 
UnfaUversichenmg  handelte  es  sich  vornehm- 
lich darum,  ähnUch  wie  bei  der  Revision  der 
Krankenversicherung  (vgl.  den  Art.  oben  Bd. 
V  S.  360  ff.)  auf  Grund  der  gewonnenen 
praktischen  Erfahrungen  die  bisherige  Ge- 
setzgebung zu  vervollkommnen.  Der  unter 
dem  17.  November  1896  dem  Reichstag 
(Drucksache  Nr.  570)  vorgelegte  »Gesetz- 
entwm^,     betreffend     die    Abänderung 


beiter,  der  in  der  Regel  nur  mit  einem  Ge- 
biet der  Unfallversicherung  in  Berührung 
käme,  zu  schwer  verständlich  sein  würde. 
Auch  von  der  grundsätzlichen  Ausdehnmig 
der  ünfallversidierung  auf  Handel,  Hand- 
werk und  Kleingewerbe  (mit  etwa  1  Million 
Betrielien  und  2  Millionen  Arbeitern),  wie 
es  der  in  Nr.  144  des  Reichsanzeigers  vom 
21.  Juni  1894  veröffentlichte  Gesetzentwurf 
über  Erweiterung  der  Unfallversicherung 
vorgeschlagen  hatte,  war  abgesehen  worden. 

Der  Abänderungsentwurf  bezweckte  im 
wesentlichen  eine  Erweiterung  des  Ver- 
sicherungskreises. Vereinfachung 
der  Verwaltung  und  Vervollkomm- 
nung des  Entschädigungsverfah- 
rens (vgl.  im  einzelnen  die  Zusammen- 
stellung in  der  Zeitschrift  »Die  Berufsge- 
nossenschaft«:, Berlin.  Nr.  1  v.  10.  Januar  1897, 
S.  5ff.). 

a)  Durch  die  Erweiterung  des  Ver- 
sicherungskreises sollten  vornehmlich 
die  Missstände  beseitigt  werden,  welche  sich 
aus  der  nur  teilweisen  Versicherung  ge- 
wisser Betriebe  und  Personen  ergeben  hatten. 
Femer  wurden  die  Leistungen  der  Un- 
faUversichenmg zu  Gunsten  der  Versicherten 
nicht  unwesentlich  erweitert.  Insbesondere 
soUte  die  Lücke  zwischen  der  Krankenver- 
sichenmg  und  der  Unfallversicherung,  welche 
sich  ergab,  wenn  die  Kranfcenfürsoi-ge  wäh- 
rend der  Wartezeit  eingesteUt  wurde,  aber 
eine  teilweise  Erwerbsbeschränkung  noch 
zurückbUeb,  zu  Lasten  der  Berufsgenossen- 
schaft derart  ausgefüUt  werden,  dass  diese 
die  UnfaUi-ente  sofort,  d.  h.  im  Anschluss 
an  die  Krankenfürsorge  schon  vor  der 
14.  Woche  zu  gewähren  hätte:  auch  soUte 
bei  tödlichen  UnfäUen  der  Kreis  der  ent- 
schädigungsberechtigten Hinterbliebenen  auf 
den  Witwer,  uneheliche  Kinder  alleinstehen- 
der Frauenspersonen  imd  elternlose  Enkel 
ausgedehnt  werden,  wodurch  zugleich  eine 
weitere  Einschränkung  der  privatrechthchen 


der  Unfallversicherungsgesetze«^  i  Haftpflicht  der  Unternehmer  erreicht  wurde, 
beschränkte  sich  demgemäss  nach  deml  b)  Die  auf  die  Vereinfachung  der 
Vorgang  der  Novelle  zum  Krankenver-I  Verwaltung  bezüglichen  Abändenmgen 
sicheningsgesetz  v.  10.  April  1892  (R.G.BL  I  bezweckten  eine  Ausgieichimg  zwischen  den 
8.379)  auf  die  Vornahme  einer  Sonder-|  verschiedenen  Arbeiterversicherungsgesetzen, 
revision;  er  nahm  Abstand  von  einerVer-ieine  Legalisierung  der  in  freier  Auslegung 
Schmelzung  der  verscliiedenen  Zweige  der' und  Fortbildung  dieser  Gesetze  geübten  Praxis 
Arbeiterversichenmg  (Kranken-,  Unfall-,  In-  des  Reichs -Versicherungsamts,  eine  Ent- 
vaiiditäts-  und  Altersversicherung),  weU  ein ;  lastimg  des  letztei'eu  von  allen  imwichtigereii 
Handwörterbnch  der  Staatawissenschaften.    Zweite  Aafiage.    VII.  19 
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Geschäften,  insbesondere  den  sehr  zaMreichen 
Kataster-  und  Strafbeschwerdea,  ein  verein- 
fachtes Wahl  verfahren  bei  Bestellung  der 
Arbeitervertreter  und  verschiedene  Erleichte- 
rungen für  die  beruf^enossenschaftliche  Ver- 
waltung bei  der  Einziehung  der  Beiträge, 
Anlegung  von  Geldern,  Auszahhuig  der 
Renten  etc. 

c)  Eine  Verbesserung  des  Ent- 
B  chädigungs  verfahren  swnrde  nament- 
lich nach  der  Richtung  angestrebt,  dass  der 
Versicherte  auch  in  solchen  Fällen,  in  welchen 
es  zweifelhaft  ist,  welche  Benifsgenossen- 
schaft  einzutreten  hat,  rasch  und  sicher  zu 
seinem  Recht  gelangt.  Auch  wurde  wider- 
sprechenden Entscheidungen  zwischen  dem 
Reichs- Versicherungsamt  und  den  Landes- 
Versicherungsämtern  bezw.  zwischen  den 
Instanzen  der  Unfallversicherung  und  den 
ordentlichen  Gerichten  vorzubeugen  ge- 
sucht. 

Im  übrigen  sollte  die  Feststellung  der 
Entschädigung  sobald  wie  möglich  erfolgen, 
imd,  wenn  die  endgUtige  Feststellung  nicht 
sofort  angängig  war,  jedenfalls  eine  vor- 
läufige fijt^ädigung  zugebilligt  werden, 
auch  die  Verjähnings-  und  Reditsmittel- 
frist  in  Berücksichtigung  der  geringen  Ge- 
schäftsgewandtheit der  Arbeiter  selbst  dann 
gewalirt  sein,  wenn  der  Entschädigim^n- 
spnich  oder  das  Rechtsmittel  bei  einem 
nichtzuständigen  Genossenschaftsorgan  oder 
bei  einer  anderen  als  der  zuständigen  Be- 
rufsgenossenschaft bezw.  Behörde  angemeldet 
wird. 

Der  Gesetzentwurf  erfuhr  in  der  Reichs- 
tagskommission mehrfache,  nicht  unerheb- 
liche Abänderungen  (vgl.  Reichstags-Dnick- 
sache  Nr.  9U9),  konnte  aber  wegen  des  am 
25.  Juni  1897  erfolgten  Sessionsschiusses  im 
Plenum  des  Reichstags  nicht  mehr  zur 
2.  Lesung  gelangen. 

Nachdem  inzwischen  auch  die  Revision 
der  Invalidenversicherung  in  dem  »Inva- 
liden-Versicherungsgesetz« V.  13.  Juli  1899 
(R.G.B1.  S.  463)  ihren  Abschluss  gefunden 
hatte,  wurde  unter  dem  3.  Januar  1900  dem 
Reichstag  ein  neuer  Gesetzentwurf  vorge- 
legt, welcher  im  wesenthchen  die  gleichen 
Ziele  wie  der  oben  skizzierte  Entwurf  von 
1896  verfolgte  und  die  meisten  Beschlüsse 
der  vorerwähnten  Reichstags^ommission  sich 
zu  eigen  machte.  Die  Vorlage  {Reichstags- 
Drucksache  Nr.  523,  10.  Legislaturperiode, 
I.  Session  18981900)  bestand  aus  einem 
Hauptgesetz,  welches  die  oi^ganisatorischen 
Fragen  behandelte  (neue  Berufsgenossen- 
schaften,  territoriale  Schiedsgerichte,  Reichs- 
versicherungsamt), und  4  Anlagen,  betreffend 
die  rnfallversichei-ung  in  Gewerbe,  Land- 
wirtschaft, Bauwesen  und  Seewesen.  Die  i 
Gesetzentwürfe  wurden  nach  eingehender  j 
Kommissionsberatung(Reichstags- Drucksache! 


Nr.  703)  im  Reichstag  am  26.  Mai  1900  ein- 
stimmig angenommen,  am  80.  Juni  1900 
als  Gesetze  publiziert  und  nach  dem  Vor- 
gange des  I.  V.G.  durch  Bekanntmachung  des 
Reichskanzlers  vom  5.  Juli  1900  imter  fort- 
laufender Nummerfolge  der  Paiagraphen 
jedes  Gesetzes  bekannt  gemacht  (R.G.BL 
S.  335  und  573). 

III.  Bestehendes  Recht 

1.  6.  V.  30.  Juni  1900,  betr.  die  Ab- 
ändemng  der  Unfallyersichenuigsge- 
8etze(R.G.BI.S.673).  DasAbänderungs- 
gesetz,  auch  Haupt-  oder  Mantel-Ge- 
setz genannt,  behandelt,  neben  der  Bestim- 
mung über  die  Abänderung  der  bisherigen  Ge- 
setze und  das  Inkrafttreten  der  neuen  Gesetze, 
vornehmlich  die  Organisation  neuer  Berufe- 
genossenschaften, der  Schiedsgerichte  und 
des  Reichs- Versicherungsamts  bezw.  der 
Landes- Versicherungsämter  (s.  das  Nähere 
weiter  unten  bei  den  einzelnen  Abschnitten). 

2.  Gewerbe-UnfallTersicherangsgesetB 
(R.G.B1.  S.  686).  a)  Umfang  der  Un- 
fallversicherung (§§  1 — 5).  Das  Ge- 
werbe-ünfallversicheningsgesetz  umfesst  vor- 
nehmlich das  Grossgewerbe  (nicht  das 
Handwerk  als  solches  und  das  Kleingewerbe, 
deren  Einbeziehung  nebst  dem  Handel  nach 
wie  vor  einer  späteren  Sondergesetzgebung 
vorbehalten  bleibt),  einschliesslich  der  (früher 
in  dem  »Ausdehnungsgesetz«  v.  28.  Mai 
1885  behandelten)  Staatsbetriebe  der  Post-, 
Telegraphen-,  Eisenbahn-,  Mariue-  und 
Heeresverwaltungen;  insbesondere  sind  ver- 
sicherungspflichtig: Fabriken  und  fabrik- 
mässige  Betriebe  (mit  mechanischer  Trieb- 
kraft oder  mindestens  10  Arbeitern)  sowie 
besonders  gefährliche  Betriebe  (Bauarbeiten. 
Sprengstoffbetriebe  etc.).  Der  Umfang  der 
Versicherung  ist  gegen  früher  insofern 
erweitert,  als  bisher  nur  zum  Teil  ver- 
sicherte Betriebe  nunmehr  gänzlich  und  bis- 
her unversicherte,  aber  versicherungsbedürf- 
tige Betriebe  neu  in  die  Unfallversicherung 
einbezogen  sind  (vgl.  insb.  §  1  Z.  2/7  des  G.). 

Die  Zwangs  Versicherung  umfasst  grund- 
sätzlich alle  Arbeiter  (ohne  Rücksicht  auf 
Lohn)  und  niedere  Betriebsbeamte  bezw. 
Werkmeister  und  Techniker  (mit  Jahres- 
arbeitsverdienst bis  3000  —  bisher  2000  — 
Mark),  wenn  sie  in  versicheningspflichtigen 
Betrieben  beschäftigt  sind  oder  (neu)  »neben 
der  Beschäftigung  im  Betriebe  von  ihren 
Arbeitgebern  oder  deren  Beauftragten  zu 
häuslichen  und  anderen  Diensten  herange- 
zogen werden«. 

Durch  diese  doppelte  Ausdehnung  der 
Unfallversicherung  (nach  Betrieben  und  Be- 
schäftigungen) soll  den  bisherigen  Ueliel- 
ständen  einer  nur  teilweisen  Versicherung 
(s.  oben  sub  II  2  a)  abgeholfen  werden. 

Höhere  Betriebsbeamte  und  Betriebs- 


Digitized  by 


Google 


Un&Qlversichenuig 


291 


Cnternehmer  bleiben,  ■wie  in  den  übrigen 
Arbeiterversicherungsgesetzen,  an  sich  vom 
Yersicherungszwang  auch  fernerhin  frei,  doch 
wird  dem  Versicherungsbedürfnis  in  erwei- 
tertem Umfang  dadurch  Rechnung  getragen, 
dass  die  Versicherungsp flicht  durch  Statut 
erstreckt  werden  kann  auf:  1.  Bleinnnter- 
nehmer  (mit  Jahresarbeitsverdienst  bis  3000 
Mark  oder  mit  nur  2  Lohnarbeitern),  2.  Hans- 
gewerbetieibende  (ohne  Rücksicht  auf  die 
Zahl  ihrer  Lohnarbeiter),  3.  hShere  Betriebe- 
heamte  (mit  JJi.V.  über  3000  Mark).  Anderen- 
folls  sind  die  vorbezeichneten  Klein  Unter- 
nehmer kiaft  Gesetzes  zur  Selbstver- 
sicherung berechtigt,  welche  durch  Statut 
auch  auf  Untememner  mit  höherem 
Jahresarbeitsverdienst  erstreckt  werden  kann. 
Endlich  gestattet  die  Novelle  die  statu- 
tarische Regelung  der  freiwilligen  Ver- 
sicherung: 1.  im  Betriebe  beschäftigter,  aber 
nicht  zwangsversicherter  Personen  dim^ 
den  Betriebsuntemehmer,  2.  nicht  im  Be- 
triebe beschäftigter,  aber  die  Betriebsstätte 
besuchender  Personen  durch  den  Betriebs- 
untemehmer oder  den  Genossenschaftsvor- 
stand, 3.  von  Organen  und  Beamten  der 
Berafareuossenschaft  durch  deren  Vorstand. 

b)  Träger  der  Unfall  Versicherung 
(§§  28,  35ff.).  Die  Vereicherung  erfolgt 
anter  Garantie  des  Reichs  (Bundesstaates) 
auf  G^enseitigkeit  der  Unternehmer  durch 
Berufsgenossenschaften,  welche 
(unter  Mitwirkimg  des  Reichs- Versicherungs- 
amt«) auf  Beschluss  der  durch  gemeinsame 
Wirtschaftsinteressen  verbundenen  Gewerbe- 
treibenden bezw.  nach  Anhörung  von  Ver- 
tretern derselben  durch  den  Bundesrat  nach 
Gewerbszweigen  für  begrenzte  Wirtschafts- 
gebiete oder  für  das  ganze  Reich  gebildet 
werden. 

Die  Berufsgenossenschaften  besitzen 
Rechtsfähigkeit  und  haben  volle  Selbst- 
verwaltung, welche  sie  durch  das  (vom 
Reichs- Versicneningsamt  zu  genehmigende) 
Statut  näher  regeln,  insbesondere  diu^  Er- 
richtung von  »Sektionen«  und  Bestellung 
von  »\  ertrauensmännem«  decentralisieren 
können. 

Jede  Bemfsgenossenschaft  um&sst  inner- 
halb ihres  Bezirks  kraft  Gesetzes  alle  Be- 
triebe der  zugehörigen  Grewerbszweige,  wo- 
bei Nebenbetriebe  regelmässig  dem  Haupt- 
betriebe folgen;  doch  gestattet  die  Novelle 
die  statutarische  Ausdehnung  der  Unfall- 
versicherung auch  auf  landwirtschaftliche 
Nebenbetriebe,  »wenn  in  diesen  überwi^end 
die  im  Hauptbetriebe  verwendeten  gewerb- 
lichen Arbeiter  beschäftigt  werden«.  Als 
Unternehmer  gilt  derjenige,  filr  dessen  Rech- 
nung der  Betrieb  erfolgt. 

c)  Gegenstand  der  Unfallver- 
sicherung (§§  8 — 24)  ist  der  Ersatz  des 
Schadens,  welchen  versicherte  Personen  in- 


folge eines  Unfalls  beim  Betriebe  oder 
Dienste  durch  Körpervaletzung  oder  Tötung 
erleiden,  sofern  der  Verletzte  nicht  selbst 
den  Unfall  vorsätzlich  herbeigeführt  hat. 

Die  Entschädigung  (durch  die  Novelle 
erheblich  en^eitert)  umfasst: 

1.  bei  Verletzungen,  vom  Beginn 
der  14.  Woche  nach  Eintritt  des  Unfalls, 
d.  i.  im  Anschluss  an  die  Krankenversiche- 
rung: freie  Heilbehandlung  nebst  den  er- 
forderlichen Heil-  und  Hilfsmitteln  und  eine 
für  die  Dauer  der   Erwerbsunfähigkeit   zu 

fewährende  Rente  ( Vo  1 1  rente  =  66'  s  %  des 
ahresarbeii 8 Verdienstes  bei  völliger,  Teil- 
rente  bei  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit  ent- 
sprechend dem  Masse  der  durch  den  Unfall 
herbeigeführten  Einbusse  an  Erwerbsfähig- 
keiti  oder:  freie  Anstaltspflege  bis  zum  be- 
endigten Heilverfahren  und  eine  Rente  für 
Angehörige  wie  im  Todesfall; 

2.  bei  Tötungen:  als  Sterbegeld  den 
15.  Teil  des  Jahresarbeitsverdienstes,  jedoch 
mindestens  50  Mark  und  eine  den  Hinter- 
bliebenen vom  Todestage  des  Verstorbenen 
ab  zu  gewährende  Rente  (Witwen  oder  er- 
werbsunfähige Witwer  und  Kinder  unter  16 
Jahren,  femer  bedürftige  Eltem  oder  Gross- 
eltern und  elternlose  Enkel  je  20  *.o  bis 
insgesamt  60  **/o  des  Jahresarbeitsverdienstes). 

Ueber  diese  Normalleistungen  hinaus 
m  uss  bei  völliger  Hilfslosigkeit  die  Verletzten- 
rente bis  zum  vollen  Jahresarbeitsverdienst 
und  kann  bei  unverscliuldeter  Arbeitslosig- 
keit die  Teilrente  (durch  den  Genossenschafts- 
vorstand) bis  zur  VoUrente  erhöht  werden; 
auch  sonst  hat  die  Novelle  —  neben  der  Er- 
weiterung der  Zwangsleistungen  —  noch 
mehrfach  fakultative  Leistungen  der  Berufs- 
genossenschaften zu  Gunsten  der  Versicher- 
ten eingeführt  (§§  13  Abs.  2,  16  Abs.  3,  17 
Abs.  2,  22  Abs.  4,  24,  86,  93). 

Als  Jahresarbeitsverdienst  gilt  in 
der  Regel  das  300  fache  des  eigenen  Durch- 
schnittstagelohns  (wobei  der  5  —  früher  4 
—  Mark  übersteigende  Betrag  nur  mit  *  s 
in  Anrechnung  kommt),  aber  mindestens  das 
300  fache  des  ortsüblichen  Tagelohns  ge- 
wöhnlicher erwachsener  Tagearbeiter:  im 
letzteren  Fall  ist  bei  Berechnung  der  Rente 
für  bereits  vor  dem  Unfall  teilweise  Er- 
werbsunfähige »derjenige  Teil  des  ortsüb- 
lichen Tagelohns  zu  Grunde  zu  l^n,  wel- 
cher dem  Masse  der  bisherigen  Erwerbs- 
fähigkeit entspricht.  (§§  6,  10).  Die  Ab- 
grenzung der  Elente  für  völlige  Erwerbs- 
unfähigkeit auf  *  3  des  Jahresarbeitsver- 
dienstes, wie  bei  den  meisten  Beamten- 
pensionen, rechtfertigt  sich  dadurch,  dass 
die    für    jeden    Arbeiter    unvermeidlichen 

[  Zeiten  der  Arbeitslosigkeit  und  die  für  den 
Invaliden  fortfallende  Unterhaltung  der  Ar- 

!  beitskleidung,   des  Arbeitsgeräts  etc.  abzu- 
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rechnen  sind,  auch  selbstverschuldete  Un- 
fälle mitentschädigt  werden. 

Während  der  sogenannten  Warte-(Karenz-) 
zeit  d.  h.  der  ersten  13  Wochen  nach  dem 
Unfall  haben  bei  Verletzungen  die  Kranken- 
kassen imd  in  Ermangelung  solcher  die 
Unternehmer  selbst  einzutreten,  wobei  vom 
Beginn  der  5.  Woche  ab  das  Krankengeld 
für  Rechnung  des  Betriebsimtei-nehmers  auf 
mindestens  ^/s  des  massgebenden  Arbeits- 
lohns zu  erhöhen  ist  Im  Interesse  einer 
einheitlichen  und  zweckdienlichen  Behand- 
lung der  Unfallverletzten  ist  aber  den  Be- 
rufsgenossenschaften freigestellt,  die  Für- 
sorge ftir  den  Verletzten  entweder  der 
Krankenkasse  auch  über  die  13.  Woche 
hinaus  bis  zur  Beendigung  des  Heilver- 
fahrens gegen  Erstattung  der  Kosten  zu 
Obertragen  oder  selbst  schon  während  der 
ersten  13  Wochen  gegen  Rückerstattung  des 
Krankengeldes  seitens  der  Krankenkasse  auf 
eigene  Kosten  zu  übernelimen  sowie  den 
Empfänger  einer  Unfallrente  jederzeit  einem 
neuen  Heilverfahren  zu  unterziehen,  wenn 
solches  eine  Erhöhung  der  Erwerbsfähigkeit 
verspricht ;  doch  ist  Vorsorge  getroffen,  dass 
Wahl  oder  Wechsel  der  Heilanstalt  nicht 
■«•illkürlich  erfolgt  (vgl.  §§  11,  12,  23). 

Die  bisherige  Lücke  zwischen  Kranken- 
versicherung und  Unfallvereicherung  in 
solchen  Fällen,  wo  innerhalb  der  Wartezeit 
das  Krankengeld  (wegen  Wiederherstellung 
des  Verletzten)  wegfiel,  aber  die  Unfall- 
rente (wegen  teUweiser  Beschränkimg  der 
Erwerbsfähigkeit)  noch  nicht  einsetzte,  ist 
durch  die  Novelle  dahin  ausgefüllt,  dass  die 
Berufsgenossenschaft  die  Unfallrente  auch 
für  die  bisher  ungedeckte  Zwischenzeit  zu 
gewähren  hat  (§  13). 

d)  Feststellung  der  Entschädi- 
gungen (§§  69  ff.).  Wie  die  Novelle  den 
Umfang  der  Entschädigungen  erheblich  er- 
weitert, sucht  sie  auch  deren  Feststellimg 
zu  Gunsten  der  Versicherten  wesentlich  zu 
verbessern,  insbesondere  dadurch,  dass: 

1.  in  allen  Fällen  ein  »beschleunigtes  Ver- 
fahren von  Amts  wegen«  bezw.  bei  nicht  so- 
fort feststellbarer  Entschädigung  dem  Be- 
rechtigten eine  »vorläufige«  Fürsorge  ge- 
währleistet wird  (§§  71,  73,  78,  81); 

2.  der  Streit  zwischen  verschiedenen  Ver- 
sicherungsträgern über  die  Entschädigjmgs- 
pflicht  die  Gewährung  der  Entschädigung 
an  die  Berechtigten  nicht  verzögern  darf 
(§§  73,  82-85); 

•  3.  die  .Mitwirkung  der  Entschädigungs- 
berechtigten sowie  der  Aerzte.  insbesondere 
des  »behandelnden  Arztes«,  erheblich  er- 
weitert ist  (§§  69,  70,  89  und  §  8  H.G.); 

4.  die  AusscUussfristen  seitens  der  Ver- 
sicherten auch  durch  Anmeldung  des  Eut- 
schädigimgsanspruchs  bei  unzuständiger 
.Stelle  bezw.  in  gewissen  Fällen  auch  noch 


durch  spätere  Anmeldung  gewahrt  werden 
(§§  72,  76,  80); 

5.  die  Rechtsmittelfristen,  entsprechend 
dem  Invaliden- Versicherungsgesetz  und  der 
Givil-Prozessordnung,  auf  1  Monat  verlängert 
sind  (§§  76,  80); 

6.  die  Wiederaufnalune  des  Verfahrens 
gemäss  den  Vorschriften  der  Civil-Prozess- 
ordnung  ausdrücklich  zugelassen  vrird  (§  84) ; 

7.  die  Abänderung  rechtskräftig  zuge- 
sprochener Entschädigimgen  wegen  »Ver- 
änderung der  Verhältnisse«  mit  erhöhten 
Garantieen  umgeben  ist:  a)  Mitteilung 
der  Unterlagen  vor  Herabsetzung  oder 
Aufhebung  der  Rente,  b)  zwei  Jahre  nach 
erster  end  giltiger  Feststellung  der  Ent- 
schädigung deren  Abändenmg  nur  in  jähr- 
lichen Zeiträumen  zulässig,  c)  nach  Ab- 
lauf der  ersten  5  Jahre  Abänderung  der 
Rente  nur  auf  Antrag  durch  das 
Schiedsgericht,  d)  gleichzeitige  Ab- 
urteilung verschiedener  noch  schweben- 
der Rentenansprüche  in  nämlicher  Sache 
durch  das  Schiedsgericht  bezw.  Versiche- 
mn^mt  statthaft  (§§  88—92). 

Die  Feststellung  der  Entschädigung  er- 
folgt nach  polizeilicher  Unfalluntersuchung 
von  Amts  wegen  durch  die  Oi^ne  der  Be- 
rufsgenossenschaft, in  deren  Betrieben  der 
Unfall  sich  ereignet  hat  (je  nach  Art  der 
Fälle  imd  Bestimmung  des  Statuts  durch 
die  Genossenschaffs-  oder  Sektionsvorstände 
bezw.  durch  Ausschüsse  oder  besondere 
Kommissionen  derselben  oder  durch  örtliche 
Beauftragte,  »Vertrauensmänner«). 

G«gen  den  »Bescheid«  des  Feststelhings- 
oi^ns  stand  dem  Entschädigungsberech- 
tigten bisher  die  Beruftmg  an  das  für  jeden 
Genossenschafts-  oder  Sektionsbezirk  zu  er- 
richtende Schiedsgericht  offen  (be- 
stehend aus  2  Mitgliedern  der  Benifa- 
genossenschaft  und  2  Vertretern  der  ver- 
sicherten Arbeiter  unter  Vorsitz  eines  öffent- 
lichen Beamten),  gegen  dessen  Entscheidung 
in  den  schwereren  Fällen  (dauernde  Renten) 
beiden  Parteien  noch  der  Rekurs  an  das 
Reichs-V ersicher ungsamt  zustand. 

Durch  die  Novelle  (vgl.  H.G.  §§  3  ff.) 
sind  jedoch  diese  beruflichen  Schieds- 
gerichte als  solche  (seit  I.Januar  1901)  be- 
seitigt worden,  weil  ihre  durch  die  räum- 
liche Abgrenzung  der  Bemfsgenossenschaften 
(Sektionen)  und  Ausführungsbehörden  (für 
Staatsbetnebe  etc.)  bedingten  Bezirke  sich 
teils  als  zu  gross,  teils  als  zu  klein  er- 
wiesen hatten,  und  diese  Organisations- 
mängel, die  Vielheit  der  Schiedsgerichte  und 
der  häufige  Wechsel  der  Vorsitzenden  einer 
raschen  Abwickelung  der  Unfallstreitigkeiten 
und  den  Interessen  der  Versicherten  ent- 
gegenstanden. Daher  lässt  die  Novelle,  auch 
im  Interesse  einer  Vereinfachung  und  Ver- 
billigung  der  Organisation  der  Arbeiterver- 
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Sicherung,  an  die  Stelle  der  (bisher  1429) 
beniflichen  Schiedsgerichte  die  (im  ganzen 
120)  territorialen  Schiedsgerichte  der 
Invaliden-Versicherung  (LV.G.  §§  103—107) 
treten,  welche  fortan  die  Bezeichnung 
»Sdiiedsgericht  für  Arbeiterversicherung« 
(mit  Angabe  des  Bezirks  und  Sitzes)  führen. 
Im  Hinblick  auf  ihre  erweiterten  Aufgaben 
ist  Vorsorge  getroffen,  dass  sowohl  die  Zahl 
der  (Arbeitgeber-  wie  Arbeitnehmer-)  Bei- 
sitzer entsprechend  vermehrt  wird  (min- 
destens je  20)  als  auch  die  im  Schieds- 
gerichtsbezirk vertretenen  Unfallversiche- 
rungspflichtigen Gewerbszweige  (Betriebe) 
angemessene  BerQcksichtignng  finden.  Den 
beruflichen  Interessen  wird  dahin  Rech- 
nung getragen,  dass  Berufsgenossen  als  Bei- 
sitzer bei  Cnfallsacheu  aus  der  Land-  und 
Forstwirtschaft  oder  dem  Bergbaubetriebe  re- 
gelmässig von  Amts  wegen  zugezogen  werden 
müssen,  im  übrigen  im  Einzelfall  auf  An- 
trag der  Partei  zugezogen  werden  können. 
Die  Kosten  des  Schiedsgerichts  sind  nach 
Ablauf  des  Rechnungsjaihrs  der  Invaliden- 
Versichenmgsaustalt  von  den  beteiligten  Be- 
rufsgenossenschaften und  Ausführungsbe- 
hörden gemäss  dem  Verhältnis  zwischen 
Invaliden-  und  Unfallsachen  anteilig  zu  er- 
statten. 

Das    Reichs-Versicherungsamt 
(H.G.§§  11  ff.),  welches  nach  vrie  vor  in  organi- 
satorischer, administrativer  und  verwaltungs- 
gerichtlicher Beziehung  nach  oben  hin  den  Ab- 
schluss    der    ganzen    Organisation     bildet 
(s.   unten  sub   V   Anhang   1),   besteht  aus 
ständigen    Mitgliedern  (fortan  ohne   Be- 
schränkung der  Zahl),  welche  wie  der  Präsi- 
dent des  Amts  auf  Vorschlag  des  Bundesrats 
vomKaiser  auf  Lebenszeit  eraannt  werden,  und 
(jetzt  18)  nichtständigen  Mitgliedern,  von 
welchen  6  vom  Bundesrat  und  je  6  als  Ver- 
treter a)    der  Arbeitgeber   von   den    Vor- 
ständen   der   Berufsgenossenschaften    (Aus- 
fühmngsbehörden).  b)  der  Versicherten  voq 
den  Arbeiterbeisitzem   der  Schiedsgerichte, 
und  zwar  je  2  für  Gewerbe,  Landwirtschaft 
und    Seewesen,   (für  je   5  Jahre)   gewählt 
werden.     Aus   den    ständigen   Mitgliedern 
werden  vom  Kaiser  die  Direktoren  (z.  Z.  je 
1  für  die  beiden  Abteilungen :  I.  Unfall- Ver- 
sicherung, II.  Invaliden-X'ersicherung)  und 
die  Vorsitzenden  der  Senate  (z.  Z.  20  bei  I, 
."•  bei  II)  ernannt    Ziu*  Sicherung  einer  ein- 
heitlichen Spruchpraxis  ist  ferner  bestimmt, 
dass.   wenn  ein  Senat  in  einer  grundsätz- 
lichen  Rechtsfrage    von    der  Entscheidung 
eines  anderen  Senats  abweichen  wUl,   die 
Sache  zur  Entscheidung  an  einen   »erwei- 
terten« Senat   zu  verweisen  ist  (§  17).  — 
Die    Befugnis  der   Bundesstaaten,   für   ihr 
Gebiet   und   auf    üvce    Kosten    Landes- 
Versicheningsämter    zu    errichten,   ist    be- 
stehen geblieben  (§§  21,  22). 


Das  gesamte  Feststellungsverfahren  ist 
für  die  Versicherten  nach  wie  vor  kosten- 
frei, auch  eine  Regelung  des  Gebühren- 
wesens im  Verfahren  vor  den  Schieds- 
gerichten lind  dem  Reichs-Versicherungsamt 
im  Interesse  der  Versicherten  vorgesehen. 
Vgl.  im  übrigen  die  Kaiserlichen  Verord- 
nungen a)  Tom  19.  Oktober  1900,  betr.  den 
Gteschäftsgang  und  das  Vei-fahren  des  Reichs- 
Versicherungsamts  (RG.Bl.  S.  983),  b)  vom 
22.  November  190(X  betr.  Verfahren  vor  den 
Schiedsgerichten  für  Arbeiterversicherung 
(R.G.B1.  S.  1017). 

Die    Kosten     des    Heilverfahrens    und 
Sterbegelder  sind  binnen  einer  Woche  nach 
ihrer  Feststellung,   Renten   in  monatlichen 
und    bei   Jahresbeträgen    bis    60    Mark    in 
vierteljährlichen    Beträgen    im    voraus    zu 
zahlen;  doch  können  für  Rentenzahlungen 
auch   längere  Zeitabschnitte   und  bei  Teil- 
renten   bis    15".'o    der    Vollrente    Kapital- 
abfindimgen  vereinbart  werden   (§§  93,  95). 
e)    Kosten    der   Unfallversiche- 
rung (§§  97  ff.).    Die  Auszahlung  derEnt- 
schädigTiugen  wird  auf  Anweisung  der  Ge- 
nossenschaftsvoi-stände  vorschus.sweise  durch 
die  Post  bewirkt  und  von  dieser  das  Ge- 
zahlte  nach   Schluss    des   Rechnungsjahre.s 
liquidiert.    Der  zu  erstattende  Beti-ag  wird 
dann  nebst  den  Verwaltungskosten  imd  den 
I  vorgeschriebenen  Rücklagen   zum  Reserve- 
j  fonas  aiif  die  Mitglieder  der  Berufsgenossen- 
I  Schaft  umgelegt,  so  dass  nicht  der  Kapital- 
I  wert  der  Renten,   sondern   immer  nur  der 
im    Vorjahr  thatsächlich   erwachsene   Aus- 
gabenbetrag bar  aufgebracht  wird.    Dieses 
Umlage  verfahren    hat    vor   dem   Aulage- 
i(Kapitaldeekungs-)verfahren  den   Vor- 
'  zug,  dass  die   Unfalllasten   nur  allmählich 
I  ansteigen  imd  grosse  Kapitalien  der  Industrie 
(flüssig   bleiben,   bis  (nach  etwa  50  Jahren) 
I  der   »Behammgszustand«    eintritt,   wo  sich 
Abgang  und  Zugang  fortlaufend  ausgleichen. 
iDa  jedoch  nach  dem  Umlageverfahren  die 
durchschnittlichen  Jahresbeiträge  pro  Ver- 
sicherten  im    Beharrungszustande   sich  er- 
!  heblich  höher  wie  nach  dem  Kapitaldeckungs- 
,  (Prämien-)verfahren    stellen,  so  hat  die  Xo- 
1  veUe,  um  einerseits  einer  derartigen  Steige- 
rung der  Beitragslasten  für  die  Zukunft  vor- 
zubeugen, andererseits  den  späteren  Ueber- 
gang  zu  dem  an  sich  richtigeren  Kapital- 
deckungs-(Prämien-)verfahren     zu     ermög- 
lichen,  eine   weitere  Erhöhung  der  bereits 
angesammelten     Reservefonds     vorgesehen, 
deren   Zinsen  demnächst  (vom  Jahre  1921 
;  ab)   dazu   verwendet   weraen   sollen,    >um 
.  eine  weitere  Steigerung  des  auf  jede  ver- 
;  sicherte  Person  im  Durchschnitt  entfallen- 
den Umlagebeitrags  zu  beseitigen«  und  so 
zu  einem  dauernd  gleichen  Beitrag 
[  zu  gelangen,  der  etwa  die  Mitte  zwischen 
[  Kapitaldeckungsbeitrag  (Prämie)  und  Höchst 
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betrag  des  Umlagebeiti-ags  halten  würde 
vgl.  §  34,  bezw.  R.T.Dr.S.:  Komm.-Ber. 
\  61  ff.  und  Sten.  Ber.  S.  5311  ff.). 

Jeder  Unternehmer  hat  nach  Verhältnis 
desjenigen  Risikos,  mit  welchem  er  seine 
Berufsgenossenschaft  belastet,  zu  den  Jahres- 
lasten beizusteuern.  Dieses  Risiko  der  ein- 
zelnen Betriebe  wird  durch  Einschätzung  zu 
den  verschiedenen  Gefahrenklassen  des  von 
der  Oenossenschaftsversammlung  aufzu- 
stellenden und  vom  Reichs- Versicherungsamt 
zu  genehmigenden  »Gefahrentarifs«  und  nach 
der  Höhe  der  gezahlten  Ijöhne  (Gehälter) 
festgestellt  (§§  29,  49).  Jedoch  wird  bei 
den  erst  durch  die  Novelle  der  Unfallver- 
sicherung unterstellten  Betrieben,  sofern  sie 
einer  bereits  bestehenden  Benifsgenossen- 
schaft  zugeteilt  werden,  wälirend  der  ersten 
40  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  des  Ge- 
setzes nur  ein  Teil  der  anrechnungsfähigen 
Löhne  (Gehälter)  der  Beitragsberechnung  zu 
Grunde  gelegt,  so  dass  der  sich  ergebende 
Umlagebetrag  annähernd  dem  wirklichen 
EnlRchädigungsbetrage  für  die  neu  einbe- 
zogenen Betriebe  mit  Einschluss  eine» 
entspi-echenden  Verwaltungskostenbetrags 
gleichkommt  (§  100). 

Zur  Erleichterung  bezw.  Sicherung  der 
Beiti-agsleistungen  gestattet  die  Novelle  den 
Benifsgenossenschaften ,  ihren  Mitgliedern 
(durch  Statut)  viertel-  otler  halbjährliche 
Vorschüsse  aufzuerlegen  (§  32)  und  gegen- 
über zahlungsunfähigen  Bammtemehmern 
(durch  Vermittelung  der  unteren  Verwal- 
tungsbehörde) den  Bauherrn  bezw.  Zwischen- 
unternehmer in  Anspruch  zu  nehmen,  wobei 
bezügliche  Streitigkeiten  mit  Ausschluss  des 
Rechtswegs  dim;h  das  Reichs- Versicherungs- 
amt entschieden  werden  (§§  104 — 105). 

Die  Vorschriften  über  die  Vermögens- 
verwaltung der  Berufsgenossenschaften 
hat  die  Novelle  den  Bestimmungen  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  (§§  1806—8)  und 
Invaliden- Versicherungsgesetzes  (§  164)  an- 
gepasst,  insbesondere  dahin  erweitert,  dass 
die  Berufsgenossenschaften  ebenso  wie  die 
Invaliden- Versicherungsanstalten  (mit  behörd- 
licher Genehmigung)  ihr  Vermögen  bis  zur 
Hälfte  auch  anderweit  in  solchen  Veran- 
staltungen anlegen  dürfen,  »welche  aus- 
schliesslich oder  überwiegend  der  versiche- 
nmgspflichtigen  Bevölkerung  zu  gute  kom- 
men« (§§  107—111). 

f)  Unfallverhütung  (§§  112—124). 
Da  die  Bferufsgenossenschaften  wie  die  ein- 
zelnen Genossenschaftsmitglieder  an  der 
Vermindenmg  der  Betriebsgefahren  erheblich 
interessiert  sind,  hat  das  Gesetz  den  Berufs- 
genossenschaften die  Befugnis  erteilt,  Un- 
fallverhütungs-Vorschriften zu  er- 
lassen, und  zwar  nicht  nur  für  die  Unter- 
nehmer, denen  bei  Vermeidung  höherer  Ein- 
schätzung die  Herstellung  zweckdienlicher 


Betriebseinrichtungen  vorgeschrieben  werden 
kann,  sondern  auch  für  die  Arbeiter,  welche 
durch  Geldstrafen  zur  Befolgung  jener  Vor- 
schriften angehalten  werden  düurfen;  solche 
Vorschriften  bedürfen  der  Genehmigung  des 
Reichs- Versicherungsamts.  Die  Novelle  hat 
diese  Bestimmungen  wesenthch  erweitert: 
a)  die  Beru&genossenschaften  können  fort- 
an zum  Erlass  von  Unfallverhütungsvor- 
schriften im  Aufsichtsweg  angehalten  werden 
(§  112);  b)  die  Mitwirkung  der  Arbeiter- 
vertreter, der  Sektionen  und  des  Reichs- 
Versicherungsamts  bei  Erlass  der  Unfoll- 
verhfltungsvorschriften  ist  wirksamer  aus- 
gestaltet (§§  113,  115),  auch  das  Wahlver- 
fahren der  Arbeitervertreter  erheblich  ver- 
einfacht (Wahl  durch  die  Ausschüsse  der 
Invaliden- Versicherungsanstalten  statt  durch 
die  Vorstände  der  Krankenkassen,  §  114); 
c)  die  Beziehungen  der  Berufsgenossen- 
schaften und  ihrer  »technischen  Aufsichts- 
beamten c  zu  den  die  Gewerbeaufsicht  aus- 
übenden staatlichen  Behörden  und  Aufsichts- 
beamten sind  näher  geregelt  (§§  115,  117, 
122,  123);  d)  die  Ueberwachung  der  Be- 
triebe ist  mit  erhöhten  Kautelen  umgeben 
(§§  119  ff.).  Vgl  im  übrigen  die  »Norraal- 
Unfallverhfitungsvoi-schriften«  für  gleichartige 
Gefahren  in  den  unter  die  Unfallversiche- 
rungsgesetze  fallenden  gewerblichen  Betrieben 
nach  den  Beschlüssen  des  X.  Berufsgenossen- 
schaftstages in  den  Amtlichen  Nachrichten 
des  Reichs- Versicherungsamts,  Jahrg.  1896, 
S.  431  ff. 

g)  Vertretung  der  Arbeiter  (H.G. 
§§  5j  11,  22  und  GlI.V.G.  §§  65,  114).  Die 
versicherten  Arbeiter  sind  weder  Mitglieder 
der  Berufegenossenschaften  noch  tragen  sie 
zu  deren  Lasten  etwas  bei.  An  der  Gesamt- 
belastung durch  Unfälle  nehmen  sie  aber 
insofern  teil,  als  sie  neben  den  Unter- 
nehmern zu  den  Krankenkassen  beisteuern, 
denen  die  Fürso^e  für  Verletzte  wälirend 
der  ersten  13  Wochen  (Wartezeit:  etwa 
6^/30/0  der  gesamten  Krankettbelastung,  d.  h. 
41/8  "/o  zu  Lasten  der  Arbeiter)  der  histori- 
schen Entwickelung  gemäss  und  aus  prak- 
tischen Rücksichten  auch  nach  der  Novelle 
belassen  bleibt  Erfahrungsgemäss  steht  je- 
doch diese  Beisteuer  der  Arbeiter  bei  der 
Unfallversicherung  in  einem  umgekehrten 
Verhältnis  zu  der  Beisteuer  der  Unternehmer 
bei  der  Krankenversicherung;  denn  während 
die  Arbeiter  ihrerseits  nur  8';'o  der  ge- 
samten ünfalUasten  tragen,  sind  die  Arbeit- 
geber bei  der  Krankenversicherung  mit  dem 
vierfachen,  nämlich  33'/s*>/o  belastet  (vgl.  den 
vorhergehenden  Art.  Unfallstatistik). 
Schon  aus  dieser  wechselseitigen  Beisteuer  zu 
beiden  Versicherungszweigen  ergiebt  sich  die 
Notwendigkeit,  wie  bei  der  Krankenversiche- 
rung die  Arbeitgel)er,  so  bei  der  Unfallversiche- 
rung die  Arbeitnehmer  an  der  Verwaltung 
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211  beteiligen.    Das  Öeeetz  l9sst  daher  selbst- 1  Versicherung  nur  bis  zu  ^  s)  zu  versichern 


(§  23  H.G.). 

Das  Unfallversicherungsgesetz  gewährt 
also  den  Arbeitern  (Versicherten)  an  Steile 
des  früheren,  höchst  unsicheren  Ersatzan- 
spruchs für  jeden  Unfallschaden  (selbst  bei 
eigenem  Verschulden)  eine  durchaus  s  i  c  h  e  re 
Entschädigung,    d.    h.   an    Stelle    der 


'ta 


ewählte  Vertreter  der  Arbeiter  bei 
3en  Verhandlungen  über  Un&ülverhütiuigs- 
Vorschriften  und  den  polizeilichen  CnMl- 
untersuchungen  sowie  bei  den  Schieds- 
gerichten imd  dem  Reiclis-( Landes)- Versiche- 
mngsamt  und  zwar  zu  gleichen  Rechten 
mit  den  Genossenschaftsvertretem  teil- 
nehmen und  sichert  ihnen  die  unbehinderte! persönlichen  Haftpflicht  ist  die  so- 
AusQbnng  dieser  Funktionen  (§§  65,  114,  ziale  Fürsorge  getreten,  welche  weniger 
141 — 142).  'einen  Schadenersatz  als  vielmehr  eine 

h)  DasVerhältnis  der  ünfallver-  Versorgung  bezweckt  und  deshalb  von 
Sicherung  zur  Haftpflicht  (§§  135ff.)ider  privatrechtlichen  Schuldfiage  mit  Recht 
stellt  sich  so,  dass  letztere  für  die  Unter-  i  absieht 

nehmer  und  Beamten  versicherungspflichtiger  {  i)  Gesetzeskraft  (H.G.  §§  25 — 27). 
Betriebe  gnmdsätzlich  fortfiUlt;  nur  solche,  l  Im  allgemeinen  ist  die  Novelle  am  1.  Ok- 
denen  durch  straf  gerichtliches  Ur-I  tober  1900  in  Kraft  getreten,  bis  auf  die- 
t  e  i  1  die  vorsätzliche  oder  fahrlässige;  jenigen  Neuerungen,  welche  organisatorische 
Herbeifühnmg  des  Unfalls  nachgewiesen  ,  Vorbereitmigen  zur  Voraussetzung  haben  und 
wird,  bleiben  im  ersteren  Fall  den  Ver-  deshalb  teils  zu  einem  sinteren  (Kaiserlicher 
letzten   bezw.  Hinterbliebenen  für  den  die ;  Verordnung  vorbehaltenen)  Zeitpunkt,  teils 


Unfallentschädi^ung  etwa 
Mehrbetrag,  im  übrigen 
gnngspflichtigen  Berufsgenossenschaften  und 
Krankenkassen  zu  vollem  Umfang  ersatz- 
pflichtig. Doch  hat  die  Novelle  den  Ersatz- 
anspruch der  Benifsgenossenschaft  dahin 
modifiziert,  dass  derselbe  einerseits  nicht 
durch  strafgerichtliches  Urteil  bedingt  wird, 


übersteigenden '  erst  am  1.  Januar  1902  in  Kraft  treten 
den  entschädi-  i  sollen :  doch  ist  zu  Gunsten  der  Ver- 
sicherten, nach  dem  Vorgange  des  §  193 
I.V.G.,  noch  die  Uebergangsbestimmung  ge- 
troffen, dass  die  günstigeren  Bestimmungen 
der  Novelle  auch  denjenigen  Entschädigungs- 
berechtigten zu  gute  kommen,  dereu  An- 
spruch unter  der  Herrschaft  der  bisherigen 


andererseits  bei  vorliegender  Fahrlässigkeit ,  Gesetzgebung  bereits  erwachsen,  aber  noch 


durch  Beschluss  der  Genossenschaftsver- 
sammlung bezw.  des  Vorstandes  aufgegeben 
werden  kann ;  auch  sind  den  Krankenkassen 
die  sonstigen  Unterstützungskassen  sowie 
fürsoi^pfUchtige  Gemeinden  und  Armen- 
vertÄnde  gleichgestellt  (§§  136—138).  D  r i  t  te 


nicht    zur    endgiltigen    Entscheidung    ge- 
langt ist. 

3.  UnfallTersichenuigs^setzffirLand- 
ond    Forstnirtschaft    (R.G.BL    S.   641). 

Z  u  a.    Der  Versicherung  unterliegen  die  in 
land-    oder    forstwirtschaftlichen    Betrieben 


Personen  haften  nach  wie  vor  ohne  jede  ■  beschäftigten  Arbeiter  und  Betriebsbeamten 
Beschränkung,  doch  geht  der  Ersatzanspruch ;  in  demselben  Umfang  wie  bei  der  gewerb- 
des  Unfallverletzten  auf  die  Benifsgenossen- ]  liehen  Un&dlversicherung;  auch  ist  die  Ver- 
si^-haft  im  Umfang  ihrer  durch  das  Unfall- j  sichenmg  von  Betriebsunternehmem  und 
versieherungsgesetz  begründeten  Entschädi- .  anderen  Personen  in  gleicher  M'eise  geregelt 
gwigspflicht  über  (§  140).  |  Abweichend   von   der  gewerblichen  Un&Jl- 

Sonstige  Träger  der  Fflisorgepflicht ,  Versicherung  kann  aber  die  Versicherung 
<Eranken-  und  Unterstützimgskassen ,  Ge-  landesgesetzlich  auf  alle  Betriebs- 
meinden  und  Armenverbände)  bleiben  neben,  Unternehmer  (so  in  Bayern,  Sachsen, 
den  Berufsgenossenschaften  nach  wie  vor ,  Württemberg,  Baden,  Hessen)  und  statu- 
zu  ihren  Leisttmgen  verbunden,  erhalten  <  tarisch  auch  auf  die  mit  ihrer  Land- oder 
aber  von  den  Berufsgenossenschafteu  das- '  Forstwirtschaft  im  Zusammenhang  stehenden 
jenige  erstattet  was  diese  auf  Grund  des, hauswirtschaftlichen  Verrichtungen 
Un^illversicherungsgesetzes  zu  leisten  ver-  ausgedehnt  werden,  da  die  Landwirtschaft 
pflichtet  sind ;  doch  hat  die  Novelle  diese  |  eine  Unzahl  kleiner  und  kleinster  Betriebe 
ErstattnngsansprQche  nach  Analogie  der ;  umfasst  (nach  der  Berufestatistik  vom  5.  Juni 
§§  49—51  des  LV.G.  zu  Gunsten  der  1 1882  bezw.  14.  Jimi  1895  rund  3,0  bezw. 
Versicherten  wesentlich  eingeschränkt  (§§  [  3,2  Millionen  Parzellen  betriebe  unter  2  ha 
2'} — 27).  I  und   1,9  bezw.  2,0  Millionen  Kleinbetriebe 

Im  übrigen  hat  die  Novelle  einerseits '  von  2  bis  20  ha  Bodenfläche),  deren  ünter- 
die  Haftpflicht  der  Betriebsuntemehmer ;  nehmer  sich  wirtschaftlich  und  sozial  kaum 
durch  die  Erweiterung  des  Kreises  der  Ver-  Ober  den  Arbeiterstand  erheben  und  meist 
sicherten  (s.  oben  sub  2  a)  noch  weiter  ein-  auf  Nebenerwerb  (Lohnarbeit)   angewiesen 


geengt,  andererseits  den  Berufsgenossen- 
schaftea  die  Berechtigung  eingeräumt  die 
Betriebsuntemehmer  gegen  HsJtpflichtan- 
spröche  (aus  der  reichsgesetzlichen  Unfadl- 


sind,  so  dass  eine  Scheidung  zwischen  ver- 
sicheiter  Lohnarbeit  und  nichtVersicherter 
Eigenarl>eit  kaum  durchführbar  wäre  (§  1 
Abs.  5  und  §  2). 
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Im  übrigen  hat  das  Statut  der  Berufs- 
genossenschatt  zu  bestimmen,  wer  als  Be- 
triebsbeamter oder  (neu)  »als  eine  solche 
Person  anzusehen  ist,  welche  zum  Unter- 
schiede von  den  gewöhnlichen  land-  oder 
forstwirtschaftlichen  Arbeitern  eine  tech- 
nische Fertigkeiten  erfordernde  besondere 
Stellung  einnimmt«  (§  1  Abs.  6).  Diesen 
Zusatz  hat  die  Novelle  im  Interesse  der  so- 
genannten «  »Facharbeiter«  gebracht,  um 
solchen  qualifizierten  Arbeitern  ebenso  wie 
den  Betriebsbeamten  eineihren  I  n  d  i  v  i  d  u  al- 
löhnen  entsprechende  (höhere)  ünfall- 
entschädigung  zu  sichern  (s.  u.  zu  c),  zumal 
nach  der  Novelle  die  landwirtschaftüche 
Unfallversicherung  auch  gewerbliche  Neben- 
betriebe in  erweitertem  Umfang  miterfasst, 
d.  h.  »solche  Unternehmungen,  welche  der 
Unternehmer  eines  land-  oder  forstwirt- 
schaftlichen Betriebes  neben  seiner  Land- 
oder Forstwirtschaft,  aber  in  wirtschaftlicher 
Abhängigkeit  von  derselben  betreibt«  (§  1 
Abs.  2).  Diese  Neuerung  soll  der  bisherigen 
ünzuträglichkeit  begegnen,  dass  landwirt- 
schaftliche Unternehmer  wegen  geringer  ge- 
werblicher Nebenbetriebe  oft  ebenso  vielen 
verschiedenen  Berufsgenossenschaften  ange- 
hörten. Aus  gleichem  Grunde  werden, 
neben  gewissen  Kegiebauarbeiten,  fortan  auch 
solche  »kraft  öffentlich-rechtlicher  Verpflich- 
tung von  Unternehmern  land-  oder  forst- 
wirtschaftlicher Betriebe  für  Gemeinde- 
zwecke geleisteten  Arbeiten«  (zur  Herstellung 
oder  Unterhaltung  von  Gebäuden,  Wegen, 
Dämmen,  Kanälen  und  Wasserläufen)  der 
landwirtschaftlichen  Unfallversicherung  zu- 
gerechnet (§  1  Abs.  4). 

Zu  b.  Da  die  Land-  und  Forstwirt- 
schaft einen  einheitlichen  Berufszweig  bildet, 
empfahl  sich  für  die  ländliche  Unfallver- 
sicherung die  territoriale  Organisations- 
form. Um  femer  den  grossen  Yerschieden- 
heiten  der  ländlichen  Besitz-  und  Wirt- 
schaftsverhältnisse überall  gerecht  zu  werden 
sowie  Organisation  und  Verwaltung  mög- 
lichst einfach  zu  gestalten,  wurde  beides  an 
bestehende  Einrichtungen  angelehnt  und  der 
Landesgesetzgebupg  eine  weitgehende  Ein- 
wirkung gestattet.  So  wei"den  die  land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften  nach 
örtlichen  Bezirken  gebildet,  während 
die  laufende  Verwaltung,  soweit  sie  den 
Genossenschaftsvorständeu  zustellt,  vertrags- 
mässig  auf  Organe  der  Selbstverwaltung 
(Provinzial-,  Bezirks-,  Kreisausschflsse,  Ma- 
gistrate etc.)  oder  landesgesetzlich  auf  be- 
stehende Behörden  übertragen  werden  kann 
(§§  3.^,  42,  141). 

Hiernach  decken  sich  die  landwirtschaft- 
lichen Benif sgenossenschaf ten  in  Preussen 
mit  den  12  Provinzen  bezw.  die  Genossen- 
schafts-Sektionen mit  den  Kreisen  (G.  v. 
20.  Mai  1887,  G.S.  S.  189),  in  Bayern  mit 


den  8  Regierungsbezirken  (G.  v.  5.  April 
1888,  G.  u.  V.B1.  S.  225),  in  Württem- 
berg mit  den  4  Verwaltimgskreisen  (G.  v. 
4.  März  1888,  R.B1.  S.  89),  in  den  meisten 
übrigen  Bundesstaaten  je  nüt  dem  Staats- 
gebiet. 

Z  u  c.  Da  die  Löhne  in  der  Land-  und 
Forstwirtschaft  bezirklich  wenig  von  einan- 
der abweichen,  werden  zur  weiteren  Ver- 
einfachung die  Renten  —  abgesehen  von 
den  ßetriebsbeamten  und  Facharbeitern  (§  9) 
—  regelmässig  nach  Durchschnitts- 
löhnen berechnet,  welche  die  höhere  Ver- 
waltungsbehörde nach  Anhönmg  der  unteren 
Verwaltungsbehörde  bezw.  Sachverständiger 
aus  dem  Kreise  der  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer (je  besonders  für,  männliche  und 
weibliche,  für  jugendliche  und  erwachsene 
Arbeiter)  festsetzt  (§  10).  Auch  kann 
unter  gewissen  Voraussetzungen  statutarisch 
bestimmt  werden,  dass  solchen  Personen, 
welche  ihren  Lolm  oder  Gehalt  herkömm- 
lich in  Form  von  Naturalleistungen  beziehen, 
die  Rente  ebenfalls  in  dieser  Form  gewährt 
vrird  (§  26). 

Z  u  d.  Bei  Verhandlungen  über  land- 
wirtschaftliche Unfälle  sind  als  Scliieds- 
gerichtsbeisitzer  regelmässig  Berufsge- 
nossen zuzuziehen  (G.H.  §  7  u.  oben  zu  2d). 

Zu  e.  Die  Beiträge  können,  statt 
nach  dem  (durch  die  Berufsgenossenschaft 
bezw.  Gemeindebehöi-de  abzuschätzenden) 
Arbeitsbedarf  der  betreffenden  W'irt- 
schaft  und  dem  (nicht  durchweg  obliga-' 
torischen)  Gefahrentarif,  nach  dem 
Steuerfuss  (besonders  nach  der  Grund- 
steuer) umgelegt  werden,  »wenn  die  An- 
wendung des  gesetzlichen  Beitragsmassstabes 
nach  Gefahrenklassen  und  Arbeitsbedarf 
unzweckmässig  erscheint  und  die  Genossen- 
schaftsversammlung diese  statutarische  Vor- 
schrift mit  2/3  Mehrheit  beschliesst«  (§§  51 
bis  .'>8).  Diese  Einseliränkung  des  Wahl- 
rechts der  Berufsgenossenschaft  hat  ei-st  die 
Novelle  eingeführt,  da  die  bei  vielen  Berufs- 
genossenschaften (namentlich  Süddeutsch- 
lands) übliche  Umlegung  nach  der  (meist  ver- 
alteten) Gnmdsteuer  zu  einer  zwar  ein- 
fachen, aber  oft  ungerechten  Veranlagung 
führt.  Um  daher  solchen  üebelstÄnden  ent- 
gegenziiwirken,  schreibt  die  Novelle  (§  167) 
ferner  vor,  dass  diejenigen  Berufsgenossen- 
schaften, in  denen  auf  Grund  des  Statuts 
die  Beiträge  durch  Zuscliläge  zu  direkten 
Staats-  oder  Kommunalsteuem  aufgebracht 
werden,  bis  zum  1.  Oktober  1901  (mit  *s 
Mehrheit  der  Genossenschaftsversammhing) 
zu  beschliessen  haben,  ob  dieser  Beitrags- 
fuss  beizubehalten  ist. 

Unternehmer  solcher  Betriebe,  welche 
mit  erheblicher  Unfallgefahr  nicht  verbunden 
sind  und  in  welchen  ihres  geringen  Um- 
fangs   wegen  Lohnarbeiter  nur  ausnaluns- 
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weise  beschäftigt  werden,  können  nach  wie 
vor  durch  Landesgesetz,  Statut  oder  Ge- 
Dossenschaftsbeschluss  von  Beiträgen  ganz 
oder  teilweise  befreit  werden  (§  36). 

Zu  f  und  g.  Die  Voi-schriften  über  Un- 
fallverhütung sind  denen  des  Gewerbe- 
ünfallversicherungsgesetzes  nachgebildet  und 
durch  die  Novelle  nunmehr  auch  gegen 
landwirtschaftliche  Arbeiter  Strafan- 
drohungen für  Zuwiderhandlungen  zugelassen 
worden  (§§  120  ff.).  Vergl.  den  Entwurf  von 
'Normal  -  UnfallverhOtungsvorschriften  für 
land-  und  forstwirtschaftliche  Betriebe« : 
Amtl.  Nachr.  des  Reichs  -Versicherungsamts, 
Jahrg.  1895  S.  199  ff. 

Z  u  h.  Bezüglich  der  privat  rechtlichen 
Entschädigungspflicht  bietet  die  landwirt- 
schaftliche Unfalhersichernng  nur  für  die 
»Wartezeit«  einige  Abweichungen.  Das 
Kranken- Versicherungsgesetz  vom  15.  Juni 
1883  (RG.Bl.  S.  73)  hatte  die  Ausdehnung 
des  Versicherungszwanges  auf  die  länd- 
lichen Arbeiter  der  statutarischen  Bestim- 
mung der  Gemeinden  vorbehalten,  weil  hier 
die  noch  vielfach  patriarchalischen  Verhält- 
nisse, die  vorwiegende  Naturalwirtschaft 
und  der  häufige  Arbeitswechsel  seitens  der 
tagelöhnernden  Kleinbesitzer  einen  Versiche- 
mngszwang  nicht  überall  anzeigten.  Da  von 
dieser  statutarischen  Ausdehnung  der  reichs- 
gesetzlichen Krankenversicherung  gleichwohl 
nur  selten  Gebrauch  gemacht  wurde,  so  hat 
das  landwirtschaftliche  Unfall  Versicherungs- 
gesetz vom  6.  Mai  1886  (ß.G.Bl.  S.  132)  in 
einem  besonderen  Abschnitt  B  »Krankenver- 
sicherung« (§§  133 — 142),  der  insofern  einen 
Znsatz  zum  Krankenversicherungsgesetz  dar- 
stellt und  durch  die  Novelle  zur  Unfallver- 
sicherung uuberührt  geblieben  ist  (H.G.  g  1, 
bezw.  Novelle  zur  Krankenversicherung  vom 
10.  April  1892,  R.G.B1.  S.  417),  der  L  a  n  d  e  s  - 
gesetzgebung  die  gleiche  Befugnis  bei- 
gelegt und  der  landesgesetzlichen  bezw. 
statutarischen  Ausdehnung  des  Kiunkenver- 
ächenmg^esetzes  auf  die  Land-  und  Forst- 
wirtschait  gewisse  Erleichterungen  gewährt, 
welche  namentlich  der  ländlichen  Natural- 
wirtschaft Rechnung  tragen.  Wo  gleichwohl 
eine  Krankenversicherung  nicht  besteht, 
hat  nicht  wie  bei  der  gewerblichen  Unftdl- 
versicherung  der  Unternehmer,  sondern  wegen 
der  geringen  Leistungsfälligkeit  der  zaJil- 
reichen  Kleinbesitzer  die  Gemeinde  ein- 
zutreten, vorbehaltlich  des  Ersatzans})ruchs 
g^en  die  gesetzlich  zunächst  Verpflichteten. 
Weil  aber  diese  subsidiäre,  lediglich  auf 
freie  Km  (Arzt  und  Ai-znei  gemäss  §  6  Z.  1 
KV.G.)  beschränkte  Gemeindefürsorge  wäh- 
rend der  Wartezeit  nur  einen  Notbehelf, 
keine  ausreichende  Entschädigung  darstellt, 
so  siad  bei  der  landwirtschafüiclien  Unfall- 
versicherung abweichend  von  der  gewerb- 
lichen   UnfaJlversichenmg,   die   privati-echt- 


lichen  Entschädigungsansprüche  der  Ver- 
letzten gegen  ihre  Arbeitgeber  aufrecht  er- 
halten worden,  sofern  den  Verletzten  und 
ihren  Angehörigen  eine  der  reichsgesetz- 
lichen Krankenversicherung  gleichwertige 
Fürsorge  weder  landesgesetzlich  noch  statti- 
tarisch  gesichert  ist  (§§  27,  146). 

4.     Bau  -  Unfallversichernngsgesetz 
(R.G.B1.  8.  698). 

Zu  b.  Für  die  Tief-  (Erd-  und  Wasser-) 
Bauten  ist  eine  einzige,  das  ganze  Reichs- 
gebiet umfassende  Tiefbau-Berufsge- 
nossenschaft gebildet,  da  .solche  Ge- 
werbebetriebe zeitlich  und  örtlich  oft  wechseln, 
auch  bezüglich  ihres  Umfanges  und  der 
Leistungsfähigkeit  der  Unternehmer  erheb- 
lichen Schwankungen  unterliegen  (§  6  Z.  1). 

Die  Versicherung  der  Regie -(Eigen-) 
bauten  dagegen  erfolgt  für  die  Reichs-, 
Staats-  und  Kommunalbetriebe  nach  Wahl 
dieser  Verbände  für  deren  eigene  Rechnung 
durch  »Ausführungsbehörden»  (§  42)  oder 
bei  den  gewerblichen  Baugewerksberufsge- 
nossenschaften  (welchen  sie  als  Mitglieder 
beitreten  können);  für  die  übrigen  Regie- 
bauarbeiten aber  bis  zwc  Dauer  von  6  Ar- 
beitstagen fiu-  Rechnung  der  Gemeindever- 
bäude  (als  Kommunallast),  darüber  hinaus 
für  Rechnung  der  Bauherren  (gegen  Prämien- 
zahlung) durch  besondere,  den  Baugewerks- 
berufsgenossenschaften  angehängte  »Unfall- 
Versicherungsanstalten«.  Dabei  gestattet  die 
Novelle  im  Interesse  der  Vereinfachung  und 
Uebersichtlichkeit  der  Unfallversicherung  den 
Landes-Centralbehörden,  mehrere  Kommuual- 
verbände  (Korporationen)  zum  Zwecke  der 
gemeinsamen  Durchführung  der  U.V.  ihrer 
Bauarbeiten  zu  einem  Verbände  (mit  nur 
einer  Ausfflhrungsbehörde)  zu  vereinigen  (§  6). 

Zu  e.  Hinsichtlich  der  Auf  bringung 
der  Mittel  (§  13)  gilt  wegen  der  Eigentüm- 
lichkeit der  genannten  Betriebe  für  die  Tief- 
bau-Berufsgenossenschaft nicht  das  Umlage-, 
sondern  das  Anlage-(Kapitaldeckungs-)ver- . 
fahren  und  für  die  Vereicherungsanstalten 
das  Prämienverfahren.  Während  nach  dem 
Umlageverfahren  für  jedes  Rechnungsjahr 
nm-  der  thatsächliche  Bedarf,  d.  h. 
derjenige  Betrag  aufgebracht  wird,  der  für 
die  in  demselben  Jahre  und  früher  entstan- 
denen Unfälle  bar  auszuzahlen  war,  ist  nacli 
dem  Anlage-  und  dem  Prämienverfahren  der 
Kapital  wert  der  aus  den  einzelnen  Un- 
fällen erwachsenden  Last,  d.  h.  derjenige 
Betrag  aufzubringen,  der  mit  Zinseszins  nach 
versicherungstechnischen  Gnmdsätzen  vor- 
aussichtlich zur  Deckung  aller  aus  den  Un- 
fällen gegenwärtig  und  künftig  erwachsen- 
den Leistungen  genügt.  Dies  geschieht  beim 
An  läge  verfahren  dadiu-ch,  dass  für  jeden 
thatsächlich  entstandenen  Unfall 
der  Kapitalwert  berechnet  und  als  Kapital 
aufgebracht  wird;  bei  dem  Prämien ver- 
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fahren  aber  dadurch,  dass  die  voraus- 
sichtliche Gesamtzahl  der  ü  n- 
fälle  und  deren  Kapitalwert  veranschlagt 
und  dieser  durch  gleichbleibende  Prämien 
allmählich  angesammelt  wird.  Vergl.  hier- 
zu die  Bekanutmachung  des  Reichs-Yer- 
sicherungsamts  a)  vom  26.  Januai-  1889 
bezw.  5.  Februar  1894  (Ämtl.  Nachr.  1889 
S.  78  und  1894  S.  141,  151,  297  ff.),  betr. 
die  Berechnung  des  Kapitalwerts  der  von 
der  Tiefbau-Berufsgenossenschaft  zu  zahlen- 
den Renten,  b)  vom  11.  November  1899 
(Amtl.  Nachr.  1899  S.  754),  betr.  die  Prär 
mientarife  für  die  Versicherungsanstalten  der 
Tiefbau-Berufsgenossenschaft  und  der  dem 
Eeiehs  -Versicherungsamt  unmittelbar  unter- 
stellten Baugewerks-Berufsgenossenschaften ; 
ferner  Ober  die  Unterschiede  der  verschie- 
denen Rechnungssysteme :  Zacher,  »Die  Ar- 
beiter-Versicherung im  Auslande« ,  Berlin  1900, 
Heft  VII  S.  35.  sowie  den  Artikel  Unfall- 
statistik oben  S.  260ff.  zu  I,  1  und  die 
daselbst  angeführte  Litteratur. 

Zu  h  gilt  für  Regiebauarbeiter  dasselbe 
wie  für  ländliche  Arbeiter  (s.  oben  zu  3  h), 
doch  gestattet  die  Novelle,  zur  Entlastung 
leistungsschwacher  Gemeinden  die  bezüg- 
lichen Kosten  auf  den  »weiteren  Kommunal- 
verband« zu  übertragen  (§§  10,  45). 

Auch  stellt  die  Novelle  bezüglich  der 
Unternehmer-Haftpflicht  der  qualifizierten 
Fahrlässigkeit  (AusseratMassung  derjenigen 
Aufmerksamkeit,  zu  der  man  vermöge  des 
Amis,  Berufs  oder  Gewerbes  besonders  ver- 
pQichtet  ist)  den  Fall,  dass  >bei  Leitung 
oder  Ausführung  eines  Baues  wider  die  all- 
gemein anerkannten  Regeln  der  Baukunst 
Verstössen  wird«,  ausdrücklich  gleich,  um 
die  bezügliche  Haftpflicht  der  Regiebau- 
unternehmer ausser  Zweifel  zu  setzen  (§  46). 
5.  See  -  Unfallversichemngsgesetz 
<R.6.BL  S.  716). 

Zu  a  und  b.  Die  bisherige  Ana- 
Schliessung  von  Fisch erfahrzeugen 
und  kleinen  Seefahrzeugen  aus  der 
Versicherung  (s.  oben  sub  II 1  e)  hat  die  No- 
velle im  Hinblick  auf  die  Unfallgefähr- 
lichkeit solcher  Kleinbetriebe  beseitigt  (§  1) 
und  als  Träger  dieser  Versicherung  neben 
der  die  Grossbetriebe  umfassenden  See- 
Berufsgenossenschaft  (§  32)  —  nach 
Art  der  mit  den  Baugewerks-Berufsgenossen- 
schaften  verbundenen  Versicherungsanstalten 
für  Regiebauten  (s.  oben  sub  4  b)  —  eine  be- 
sondere »Versicherungsanstalt«  vorgesehen 
(§  158). 

Auch  erstreckt  die  Novelle  die  Unfallver- 
siehenmg,  entsprechend  den  hervorgetretenen 
Bedürfnissen  einerseits  auf  »Personen,  welche, 
ohne  zur  Schiffsbesatzung  zu  gehören,  auf 
deutschen  Seefahrzeugen  in  inländischen 
Häfen  beschäftigt  werden,  soweit  sie  nicht 
auf  Grund  anderer  gesetzlicher  Bestimmungen 


gegen  Unfall  versichert  sind  (§  1  Z.  2),  anderer- 
seits auf  »Dienstleistungen  versicherter  Per- 
sonen bei  Rettung  oder  Bergung  von  Personen 
oder  Sachen«  (§  2).  Dag^en  wurde  die  (be- 
reits von  der  1897er  Reichstagskommission 
angeregte)  Gleichstellung  der  »klimatischen 
Krankheiten«  mit  den  Betriebsunfällen  im 
Hinblick  auf  §  11 1.V.G.  und  die  grundsätz- 
liche Scheidung  zwischen  »Betriebsunfällen« 
und  »Berufs -(Gewerbe-)krankheiten«  abge- 
lehnt (Komm.-Ber.  S.  2  und  Sten.  Ber.  S. 
5508). 

Im  übrigen  gelten  bezüglich  der  Ver- 
sicherungsptücht  und  Versicnenmgsberech- 
tigung  dieselben  Grundsätze  wie  beim  Ge- 
werbe-UnMlversicherunMjesetz  (s.  oben  sub 
2  a) ;  doch  bindet  das  See-Unfeillversicherun^- 
gesetz  die  Versicherung  an  keine  Em- 
Kommensgrenze,  beschränkt  sie  aber  (vor- 
behaltlich statutarischer  Erhöhung)  dvuxjli- 
weg  auf  einen  Jahresarbeitsverdienst  bis 
3000  Mark,  um  die  Versicherung  in  ange- 
messenen Grenzen  zu  halten. 

Die  »Unfallversicherung  im  Kleinbetriebe 
der  Seeschiffahrt  sowie  in  der  See-uud  Küsten- 
fischerei« (s.  oben)  wird  den  Bedüi-fnissen 
dieser  Kleinbetriebe  entsprechend  in  beson- 
deren Anhangsbestimmungen  geregelt  (§§  152 
bis  164),  welche  von  den  sonstigen  Grund- 
sätzen hauptsächlich  dahin  abweichen,  dass: 
1.  die  Unternehmer  dem  Versicherungszwang 
schon  kraft  Gesetzes  unterliegen,  »sofern  sie 
zur  Besatzung  des  Fahrzeugs  gehören  und  bei 
dem  Betriebe  regelmässig  kernen  oder  nicht 
mehr  als  2  Lohnarbeiter  beschäftigen«,  2.  als 
Jahresarbeitsverdienst  der  Einfachheit  halber 
das  300  fache  des  ortsüblichen  Ta^lohns 
gewöhnlicher  Tagearbeiter  am  Betnebssitz 
gut,  3.  die  Fürsorge  während  der  Wartezeit 
ähnlich  wie  bei  der  landwirtschaftlichen  Un- 
fallversicherung (s.  oben  sub  8  h)  geregelt  wird, 
4.  die  Mittel  zur  Deckung  der  Entschädigungs- 
beträge nach  dem  Kapitaldeckungs(Präniien)- 
verfeihren  aufzubringen  und  die  Beiträge 
von  den  weiteren  Kommunalverbänden  der 
Küstenbezirke  gemäss  der  Zahl  der  in  den 
versicherten  Betrieben  erwerbsthätigen  Per- 
sonen zu  entrichten  sind  (zur  Hälfte  end- 
giltig,  zur  anderen  Hälfte  für  Rechnung  der 
beteiligten  Unternehmer  bezw.  Gemeinden). 

Zu  c.  Der  Jahresarbeitsverdienst  für 
Seelente  (§10)  wird  wegen  der  ausser- 
ordentiichen  Verschiedenheit  der  in  den 
einzelnen  Seestädten  üblichen  Heuer  und 
der  besonderen  Erwerbsverhältnisse  der 
Seeleute  nicht  nach  Individual-,  sondern  uach 
Durchschnittslöhnen  ermittelt,  deren 
Festsetzimg  (unter  Berücksichtigimg  regel- 
mässiger Nebeneinnahmen)  nach  Klassen 
einheitlich  für  die  ganze  Küste  durch  den 
Reichskanzler  erfolgt  (nach  der  Novelle  der 
11  —  früher  9 — fache  Monatsbetrag)  und  min- 
desten alle  fünf  Jahre  zu  revidieren  ist  (letzte 
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Festsetzung  doich  Bekanntmachung  des 
Reichskanders  v.  22.  Dezember  1900,  Amtl. 
Xachr.  des  R.YA.  1901  S.  164). 

Für  andere  Personen  (Lotsen,  Dock- 
imd  Hafenarbeiter,  einschliesslich  der  in 
Schlepper-  und  Leichterbetrieben  beschäf- 
tigten Personen,  §  11  bezw.  §  10  Abs.  5)  gilt 
ik  Jahresarbeitsverdienst,  wie  beim  Oe\rerbe- 
rnfallversicherungsgesetz ,  das  300  foche 
des  durchschnittlichen  täglichen  Arbeitsver- 
dienst^ mindestens  aber  das  300  fache  des 
ortsüblichen  Tagelohns  gewöhnlicher  Tage- 
arbeiter. 

Zu  e.  Die  Umlegung  der  Beiträge  er- 
folgt nach  Massgabe  des  abzuschätzenden 
Arbeitsbedarfs  (an  Bemannung)  bezw.  der 
anrechnnngsfähigen  Indi^'iduaUöhne  (s.  oben) 
und  des  statutarisch  zulässigen  Gefahren- 
larifs  (§§  49—50  und  103—104). 

Zu  h  verbleibt  es  in  erster  Linie  bei 
den  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuchs 


|(für  Schiffer,  Art  553)  und  der  Seemanns- 
I  Ordnung  (fOr  Schiffsmannschaften,  §  48), 
I  welche  die  Kranken-  und  UnfaUfürsorge  für 
I  die  ersten  8  (im  Auslände  6)  Monate  dem 
I  Reeder  auferlegen ;  im  tlbrigen  gelten  hier 
I  die  gleichen  Bestinunungen  wie  für  die  ge- 
werbliche Unfallversicherung  (§§  14,  133). 


IV.  Statistisches. 

Die   nachfolgenden  Zusammenstellungen 
sind  den  Amtlichen  Nachrichten  des  Reichs- 
versicherungsamts entnommen  (vgl.  insl>eson- 
dere  die  alljährlichen  Rechnungsergebnisse  der 
Berufs^nossenschaften  und  Geschäftsberichte 
1  des  Reichsversicherungsamts  in  dessen  »Amt- 
I  liehen  Nachrichten«  sowie  die  statistischen 
j  Uebersichten  Jahrgang  1895,  H  S.  73,  1897 
I S.  231,  1899  S.  660  ff.  und  die  mit  Verhält- 
I  nisberechnungen    versehene    Zusammenstel- 
;  lung  für  die  Jahre   1HS6— 1898,   1.  Beiheft 
1  zum  Jahrg.  1900). 


I.  Organisation. 


fi«cluiang8jahr 


Zahl  der 


Versicherte  Personen 


a.  Gewerbliche 
Bemfegenossen- 
jchaften 
b.  Landwirt- 
schaftliche Be- 
ruf sgenossen- 
scbaften 
c.  AnsfQhrongs-  | 
behOrden. 


I   Berufs-  \ 
! genossen-'  „ 
i  Schäften     **k- 


II 

2& 


Idnrchschnitt- 1 
'lieh  beschäf-i 


'Unter-    tigte  Be- 
;  I  5t  ;  Betriebe  I  neh-  I  triebsbeamte, 


ngdA^  tionen;  .||  |  j  „.er    Arbeiter  und 

Ibehörden.  ,   •"•? 

CK 


Zn- 
sammen 


I 


I 


I  Lohnbeträge 
I  (Soweit  nie 
I  für  die  Bei- 
I  tragsberech- 
'  nnng  anzu- 
irechnen  sind) 


andere  Per- 


sonen 


2 


I     6 


8 


1896«)    .  I  b'. 
Znsammen 


64 

48 

401 


358  !  409  ;    44*772161937,    567*743 


I 


559    i    598     4645057!     — 


—     '    403    '        — 


68 1  439 


5'3 


917  ;  1409  ,50878*91    — 


5734680,3922996386 
UI189071)  — 

681  439  ,  — 


17605  190  3922996386 


1897 


ja. 

•i5: 


Zusammen 


65 

48 

404 


517 


358  !  415 
561  j  601 
—  I  406 


919     ! 1422 


I  1 

455417  '  60  030^  5982588  6042618    4253620600 

4642130.       —      I  —  IIIII8907I)                — 

—                 —  715758  715758'              — 


5097  547  I    — 


17947447  4253620600 


1898 


•ü: 


Zusammen 


65 

48 

409 


358  415  i  456366160148 
563  ;  604  I  4  654  176  I  —  , 
—        410 


I 


522 


921   1429  1 5  110542   — 


6256686   6316834 

—    Vi  1189071' 

740  108    740  108 


—    18  246  013 


4  643  468  926 


4  643  468  926 


185» 


■ü; 


Zusammen 


65 

48 

416 


358  '  4«5 
570  I  611 

—  I  417 


;     465554    58898 
;  4  688  820  ,     — 


529 


928    ,  1443    ,5  «54  374      — 


I 
6599673     1665857115008881603 

—  IUI  189071)1         — 
756  482    I    756  482  ,         — 

—  186041245008881603 


•1  Bezüglich  des  ersten  Jahrzehnts  (1886—1895.1  s.  die  1.  Auflage  2.  Snppl.-Band  S.  907, 
be«w.  1.  Beiheft  «um  Jahrgang  1900  der  Amtl.  Nachr.  des  R.V.A. 

*)  Die  eingeklammerten  Zahlen  in  Spalte  8  beruhen  auf  Schätzungen  ^vgl.  den  Art. 
Unfallstatistik). 
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II. 

Verwaltung:  Einnahmen  und  Ausgaben  der 

Ausgaben 

Rechnungs- 
jahr 

Entschädigungsbeträge 

Snmme 
der  Ent- 

schKdi- 
gungsbe- 

trage 
(Sp.  2-8) 

M. 

1^ 

SU 

•gl, 

Ifl 

.§6 

M. 

§ 
M. 

^iis 

Erwerbs- 
nnfählglteit 

TodesfäUe 

Unterbringung 
i.  Krankenhans 

Abfln- 
dongen 
an  Aus- 
länder 

M. 

a.  Gewerbliche 
Berufsge- 
nossenschaf- 
ten. 

b.  Landwirt- 
schaftliche 
Bemfsge- 
noseenschaf- 
ten. 

c.  Ansfiihrungs- 

behörden. 

Kosten 

des 
Heil- 
ver- 
fahrens 

M. 

Renten 

an 

Verletzte 

M. 

Beerdi- 
gungs- 
kosten 

M. 

?g5^^ 
M. 

^1 

n 

p2 

11 

M. 

'im 

a  0  w 

» r  ö  b 

m- 

M. 

~7~ 

_^  c,.--c  - 
S  6  s  S 

tM 

5  2  =  = 
M. 

1 

2            3             4      1       5 

6 

8 

9 

10 

11     1     12 

Zus.  fdr  (  a. 

1886  bis  {  b. 

1895      \  c. 

6304,2 

1389,0 

794,1 

122839,0 

27  974,8 
1 5  269,2 

1836,4  40293,2 
466,7     5004,6 
211,8!    5163,6 

9476,6 

1675,0 

433,9 

3071,1 
187,7 
152,4 

960,9 

22,6 

32,3 

1  015,8 

184781,415  259,2  3  387,oJ4  182,0 
36810,42518,1     871,3      82,6 
22057,3     114,8    225,9!    131,8 

8487,3 

166083,0 

2514,9150461,4 

11675,5 

3411,2 

243649,1  7  892,1  4  484,2|4  396,4 

fa. 

18%  .  {  b. 
[c. 

Zusammen 

932,1 
403,4 
126,7 

27  057,4 
9  987,6 
3569,5 

1 
245,7     8502,7 
82,0     1  513,0 
28,8;    I  110,3 

2102,3 

574,6 

90,4 

590,5 

53,7 
21,8 

153,1 
4,6 
3,3 

39584,41140,1     540,1     946,2 

12618,9     753,9    300,1       56,2 

4951,0      35,0      37,5,      26,8 

1462,2 

40614,6 

356,5   11  126,0 

2767,3 

666,0 

161,0 

57154,3,1929,0]    877,711029.2 

fa. 

1897  .    b. 

[c. 

Zusammen 

1018,9 
480,1 
141,6 

30358,5 

1 1  508,2 

4003,3 

262,9     9363,4 
85,9     1  743,8 
29,2!    I  236,8 

2158,6 

603,6 

91,8 

625,8 
54,1 
27,0 

179,0 
10,6 
10,1 

43  947,6 

14  486,4 

5  539,4 

1221,3 

!  826,6 

!      39,0 
I2  086,9 

584.4  I  036,8 

321.5  67,2 
40,2       40,1 

1620,6 

45  870,0 

378,oj  12344,0 

2854,0 

706,9 

199,7 

63  973,4 

946,2Ji  144,1 

(a. 

1898  .    b. 

U. 

Zusammen 

1013,9 

522,5 

165,2 

34015,2 

12934,8 

4464,5 

300,3:  10285,9 
86,91    1944,8 
34,3,    '354,5 

2306,4 
622,6 
113,0 

632,8 
57,8 
29,4 

214,0 
4,1 

5,3 

48  768,7  1  344,7 

16173,7     886,3 

6 166,3      41,2 

615,8 

326,6 

36,6 

1093,5 

73,5 

I      46.2 

.  1701,6 

51414,5 

42i,5|  13585,3 

3042,0 

720,0 

223,4 

71  108,72272,2 

979,01213,2 

1899  . '  b. 
Ic. 

Zusammen 

1 

1 1 103,9 

1  585,4 

176,5 

37  934,2 

14391,7 

4867,8 

312,8 
89,9 
34,4 

11347,5 
2  155,0 
1463,2 

14966,4 

2388,9 
677,1 
125,0 

3191,0 

685,2 
61,0 

32,5 

778,7 

234,8 
8,8 
3,7 

54007,8,1491,6 

17969,01    975,9 

6  703,8|      44,2 

683,5  1  055,3 
329,0       92,8 

42,3       52,9 

1865,8 

57  193,7 

437,1 

247,3 

78  680,6 

12511,7 

1 1054,8 

ll  201,0 

Einschliesslich  der  Versicherungsanstalten. 


Y.  Anhang. 

1.  Reichs  -  Yersicherangsanit  (H.G. 
§§  11  ff.).  Das  R.V.A.  stellt  eine  ganz 
eigenartige  Behörde  dar,  welche  mit 
dem  allmählichen  Aufbau  der  Arbeiter- 
Versicherung  des  Deutschen  Beichs  (Art. 
4  der  Reichs -Verfassung)  erstand  und 
wuchs,  den  Zielen  und  Zwecken  dieser  als 
oberstes  Oi"gan  zu  dienen  bestimmt  ist  imd 
in  ihrer  Zusammensetzung  und  Wirksamkeit 
den  Grundgedanken  der  sozialpolitisclien 
Gesetzgebung  des  Reiches  lebendig  ver- 
körpert. Das  R.V.A.  umfasst  nicht  bloss 
Berufsbeamte  (ständige  Mitglieder),  son- 
dern auch  Vertreter  des  Bundesrats,  um  als 


ausführendes  Centralorgan  mit  den  ver- 
bündeten Regierungen  in  steter  enger  Fülüung 
zu  bleiben,  und  namentlich  Vertreter  der- 
jenigen Kreise,  deren  Wohl  die  ganze  Ge- 
setzgebung dient,  der  Arbeitnehmer  und  Ar- 
beitgeber (nichtständige  Mitglieder),  so 
dass  auch  der  einfache  Arbeiter  im  R.V.A. 
überall  zu  gleichen  Rechten  mit  den  Arbeit- 
geber-Vertretern, den  Bundesratsvertretern, 
den  Berufsbeamten  und  den  (bei  der  Recht- 
sprechung noch  beizuziehenden)  richterlichen 
Beisitzern  des  Amts  mitberatet  und  mit- 
entscheidet. Gerade  diese  glückliche  Zu- 
sammensetzung des  Amts,  welche  dem- 
selben stete  Fühlung  einerseits  mit  den 
obersten    Behörden,   andererseits    mit    dem 
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Berafsgenossenso.haften ')  und  AnsführnngsbehSrden  (in  1000  Mark). 


Ausgaben 


Einnahmen 


Allgenirine  Verwaltnn^kosten 


I  S  X  =  a 

I  '8.=  -^ 

Gt-      I  Lokal-    ■*  i  i  a 
hält«r    ■  mieten. '  'S  E  =  «  ' 
der      I    Hei-    |  g^S^ 


Be-  luns;  i  S  =  _•  S 

mten  i    und  '  „-i  Z^ 

und  Be-  '  £S~.i 

_-.       Be-  leucli-  1  fe  "  =  C 

?^  cT   dlenste-  tung  |  S  f    >: 

S".i=       ten  I    etc.  =7Hi- 

«■5=i-  '-=.=  -& 


^211 

X. 

""13' 


illii 

M.  M. 


.^llge- 
meine 
Ver- 
wal- 
tungs- 
kosten 
zu- 
sam- 
men    I 
^Spalte  I 
1»— 16i    , 


M. 


14 


15 


16 


17 


Ein- 
lagen 
in  den 

Re- 
sen-e- 

fonds 


M. 

18" 


Summe 
der 
.aus- 
gaben 


Einge- 
gange- 
ne Um- 
lagen 
bezw. 
Prä- 
mien 


e  3  — 

^  oS  c 

S—  ^ 
-  c  * 


bumnie 
der  Ein- 
nahmen 
ein- 


I    _    .     .    ;  Betrag  des 
Bestand       Reserve- 


I  schliess-  lam  Srbluss 
lieb  des  |  des  Rech- 
Be 


'■n      I 


t-3 

f.'Z 


19 


20 


I      M. 

"i"   21"' 


I  Standes 
i  am  An- 
fang des 
Rech- 
nungs- 
jahres 


M. 
"22" 


nungs- 
jahres 


M. 
23 


fonds  am 
Scblnss  des 
Rechnungs- 
jahres 


24 


5  159,2,22  101,0,2  322,3li2  572,0142  IS4,5>05  5°8,8  345  272,8  352  913,9  6  256,3  436  861,9. 

657.0'  4278,2    219,4   3795,6    8950,2,     4254,4   53486,9    50609,6    420,9    58707,8; 

Ml       24,8,     —  33,3        60,5;       —       '  22590,3       —  —  —       I 


5818,6  26  404,0  2  541,7  16  400,9,51  165,2109  763,2  421  350.0  403  523,5  6  677,2  495  569,7         — 


551-3;  3091,3    323,2!  1589,8,  5  555,9' 
if5.3!     837,8      47,  ii     960,4    1944,7 


8,5 


4  599,0 
398,5 


4,2' 


«3,o 


52,366,6 

16  072,4 

5064^0 


I  ' 

52502,01283.3   69412,8,  17175,6 

14452,2!    148,6    16831,81     2184^4 


129463,2 
5  028.9 


656.9;  3931,6    370,3   2554,41  7513,6     4997,5    73  502,4   66954,21431,9   86244,6    19360,0 


134492,1 


569.7 
100.9 

0.4 


3284,1 

892,2 

9,4 


343,4 

47,5' 


I  594,7: 
1  018,2 

5,0; 


5  792,5 

2058.9, 

14,8 


J  346,8 
421,5 


53  949,2 
18  182,2 


50455,811  165,8    73287,0 
17560,2,    135,5    19922,8 


—  5674,5;       —       !     — 


19602,7 
2  053,3 


130571,5 
5569.9 


671.0    4185,7      390,9    2617,9     7866,2        1768,3     77805,9    68016,01301,3    93209,8    21736,0       136141.5 


642.4 
IOI.5 

0.7 


(423,2 
951,6 

10,4 


367,7! 
50,5 


1602,7 

1085,8 

4.6 


6  037,4' 

2  189,6 

15,7 


279,8 
204,0 


58  140,2, 
19  853,8 
6  306,8; 


54  557,5  I  259,4   79407,6^  21  808,0  :   131  407.3 
19619,1,    148,9   21865,0     2365,7,       5917,3 


744,6|  4386.2    418,2    2693,1    8242,7        483,9   84300,8    74176.61408,3101272,6   24174,6!  137324.6 


666,1' 

105.1 

0.2 


3  641,8 
1  024,2' 

9,5 


392,1 
52,3 


I  687,0 
I  129.2 

7,3 


6387,2, 

2310,7, 

17,1. 


226,7 
172,2 


63852,2 

21  849.8; 

6860,8 


59945,31331,7   86378,2    23387,9 
21815,2     172,4   24396,2     2806 


>->  I 


132,856.6 
6241.8 


r7M  4675,5!  444.4:  2813,5  8715,0;      398,9,  92562,8,  81760,51504,1110774,4  26194,2  j  139098,4 


praktischen  Leben  sicherte,  befähigte  das- 
selbe, der  vielen  Schwierigkeiten  Herr  zu 
werden,  welche  eine  durchaus  neuartige 
Gesetzgebung  natiirgemäss  bieten  musste, 
und  auf  den  vielseitigen  Gebieten  seiner 
Wirksamkeit  das  volle  Vertrauen  aller  be- 
teiligten Kreise  zu  gewinnen,  ohne  welches 
das  eigentliche  Ziel  der  sozialpolitischen  Ge- 
setzgebung überhaupt  nicht  zu  erreichen  wäre. 
Eigenartig  wie  seine  Zusammensetzung 
(s.  oben  sub  III,  2d),  ist  auch  der  Wirkungs- 
kreis des  R.V.A.  Organisation,  Verwaltung, 
Rechtsprechung  »md  Vollstreckung  sind  mit- 
einander in  seine  Hand  gelegt  und  damit 
die  Gewähr  einer  zweckentsprechenden  und 
eiuheitüchen  Durchführung  der  vei-schiedenen 


Arbeiten'ersicherungsgesetze  (mit  bisher 
alleiniger  Ausnahme  des  Kranken  -V.G. : 
s.  d.  Art.  Krankenversicherung  oben 
Bd.  V  S.  Smn.)  gegeben. 

Nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der 
Reichsgesetzgebung  (s.  auch  d.  Art.  In- 
validen-Versicherung oben  Bd.  FV 
S.  136()ff.)  umfasst  die  Wirksamkeit  des 
R.V.A.  hauptsächlich  folgende  Aufgaben: 

1.  Unfallversicherung:  a)  Orga- 
nisation. Mitwirkimg  bei  Bildung,  Ali- 
änderung  und  Auflösimg  von  Benifsge- 
nossenschaften  (H.G.  §§  2,  18): 

Genehmigimg  (nötigenfeillsErlass)  der  Ge- 
nossenschaftsstatuten und  ihrer Abändenmgen 
liezw.  der  Dienstordnung  für  die  Genossen- 
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in.  Rechtsprechung  (im  Eessort 
1.  Anzahl  der  Bescheide,  Berufungen  und  Seknrse. 


Prozent8at< 

der 

Prozentsatz 

ange- 

der 

fochtenen 

Bescheide 

Berufungen 

Rekurse 

rekurs- 

angefochtenen 

Jahr 

Bescheide 

filhigen 

Schieds- 

gerichts- 

nrteile 

zu- 

zu- 

zu- 

™" 

•^      > 

ge- 
werbl. 

landw. 

sam- 

werbl. 

landw. 

sam- 

werbl. 

landw. 

sam- 

wfrbl.'*"*"•   '*'""- 

"Sa 

men 

men 

men 

1  men 

1?      .S 

1 

2 

3     i     4 

5 

6 

7 

8 

9 

10    j    11 

12 

13       14    j  15      16 

1891 

64  587 

22562 

87149 

15054 

3369 

18423 

23,31 

14,93 

21,14  12972 

406 

337826,1018,1024,78 

1892 

69604 

29428 

99032 

17371 

4878 

22249 

24,96 

16,58 

22,47 

3685 

555 

424027,5917,08 

25,54 

1893 

75807 

38192 

1 13  999 

18772 

6576 

25348 

24,76 

17,22 

22,24 

4341 

963 

5304 

30,0420,05 

27,55 

1894 

80812 

46667 

127479 

21314 

8790 

30104 

26,37 

18,84 

23,61 

5633 

1419 

7052 

32,51 '22,18 

29,73 

1895 

86981 

56802 

143  783 

22699 

10854 

33  553 

26,10 

19,11 

23,34 

6  060     1  746 

7806 

3i,49'2i,58l28,56 

1896 

94861 

6601 1 

160872 

24497 

14150 

38647 

25,82 

21,44 

24,02 

6573  ,2700 

9273 

31,8922,86128,60 

1897 

105951 

78211 

184 162' 26  455 

15656 

42  III 

24,97 

30,02 

22,87 

7205  13138 

10343 

32,73 

24,38:29,65 

1898 

113037 

81396 

194433  28311 

16002 

44313 

25,05 

19,66 

22,79  '7818  '3365 

11183 

32,89  24,6829,90 

1899 

125807 

86825 

212632 

29876 

16615 

46491 

23,75 

19,14 

21,86 

8073  13352 

11425 

31,81 

23,41 

28,7s 

Schaftsbeamten  (H.G:  §  26,  G.  D.V.G.  §§  39, 
48,  u.  s.  w.); 

Genehmigung  (eventuell  Erlass)  der  Ge- 
fahrentarife und  ihrer  Abändeningen,  bezw. 
bei  landwirtschaftlichen  Berufsgenossen- 
schaften Genehmigtmg  der  Abstandnahme' 
von  der  Aufstellung  eines  Gefahrentarifs 
und  Widerruf  dieser  Genehmigung  (G.  U.V.G. 
§  49,  L.  U.V.G.  §  52); 

Genehmigung  der  Bildung  von  Rück- 
versicherungsverbänden (G.  U.V.G  §  51); 

Erlass  besonderer  Ausfülirungs- Vorschrif- 
ten (H.G.  §  10,  G.  U.V.G.  §§  12,  42,  78,  94, 
107,  114); 

Feststellung  des  Formulars  für  Unfall- 
anzeigen (G.  U.V.G.  §  63); 

Ijeitung  der  Wahl  der  Vertreter  der 
Arbeitgeber  und  der  Versicherten  im  R.V.A. 
sowie  der  Arlieitervertreter  für  die  Be- 
ratimg und  Beschlussfassung  über  Unfall- 
versichenmgs- Vorschriften  der  Berufsge- 
nossenschaften (H.G.  §  14,  G.  U.V.G.  §  114). 

b)  V  e  r  w  al  t  u  n  g.  Bestimmung  darüber, 
vrelche  Betriebe  als  Fabriken  oder  als  land- 
oder  forstwirtschaftliche  Betriebe  oder  als 
Betriebe  im  Sinne  des  See-U.V.G.  versiche- 
ningspflichtig  sind  (G.  U.V.i^.  §  2,  L.  U.V.G. 
§  1,  S.  U.V.G.  §  1); 

Genehmigung  aussergewöhnlicher  Ver- 
fügungen über  das  Gonossonschaftsvermügen, 
insbesondere  den  Reservefonds  und  dessen 
Zinsen   so-wie  der  Entschädigungen  für  den 


durch  ehrenamtliche  Wahrnehmung  der 
Genossenschaftsgeschäfte  erwachsenden  Zeit- 
verlust (G.  U.V.G.  §§  31,  34,  44,  95,  110): 

Wahrnehmung  der  Geschäfte  versagen- 
der Genossenschaftsorgane  (G.  U.V.G.  §  46) : 

Regelung  des  Geschäftsverkehrs  der  Be- 
rufsgenossenschaften mit  den  Postverwal- 
tungen (G.  L'.V.G.  §§  97,  106); 

Aufstellung  der  jährlichen  Rechnungs- 
ergebnisse für  den  Reichstag  bezw.  der 
Vorschriften  für  die  Art  der  Rechnungs- 
führong  und  die  Art  der  Unfallstatistik  (G. 
U.V.G.  §  111); 

Genehmigung  der  ünfaliverhütungs- Vor- 
schriften der  Berufsgenossenschaften  bezw. 
Anhaltung  derBenifsgenossenschaften,  solche 
zu  erlassen,  sowie  Einwirkung  auf  die  An- 
stellung »technischer  Auf  sich  tsbeamtenc  und 
auf  die  Vereinigung  ihrer  Funktionen  mit 
denen  der  »Rechnungsbeamten«  (G.  U.V.G. 

§§  112  ff.); 

Beaufsichtigung  der  gesamten  Geschäfts- 
führung der  Berufsgenossenschaften  ein- 
schliesslich der  von  ihnen  errichteten  oder 
unterhaltenen  Heilanstalten  (G.  U.V.G.  §  12.'» 
und  der  (nach  §  23  H.G.  zugelassenen  > 
weiteren  Einrichtungen  (Haftpflichtversiche- 
rung und  Errichtung  von  Renten zuschnss- 
und  Pensionskassen); 

Feststellung  der  Prämien  gemäss  §  162 
!  des  See-U.V.G. 
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des  Reichs- Vereichernngsamts). 

2.  Den  (durch  Urteil  erledigten)  Rekursen*)  lagen  folgende  Streitfragen  ru  Grunde: 


b. 


d. 

e. 

ob  der 

welche 

Unfall 

Be- 

eine 

rufs- 

ver- 

ge- 

sicher- 

nos- 

te  Per- 

sen- 

son 

schaft 

be- 

einzu- 

troffen 

treten 

hatte 

hatte 

g-  \ 


k. 


ob  ein 
t  Be- 
Itriebs- 
I  Unfall 
'vorlag 


ob  der 

Un- 
fall er- 
wiesen 


ob  ein 
Zusam- 
men- 
hang 
zwisch. 
dem  Be- 
triebs- 
anfall 
und  der 
Er- 

^"  I  werbs- 
unföhig- 
'  keit  an- 
I  zn- 
I  nehmen 
I     war 


be 


«1 


% 


o 


ob  §65 

detü.V.G. 

(f  70  des 

landw. 

Ü.V.G., 

]  38*  des 

I     Bau- 
U.V.G., 

;§  73  des 
See- 
Ü.V.G.) 
anwend- 
bar war 


ob  der 
Verletzte ! 
verpflich- j 
tet  war,  ' 

sich  in   ' 

einem    i 
Kranken- 1  sons- 

hanse    '.  tige 

unter-     Streit- 
bringeu  fragen 
zu  lassen,! 
oder  ob  i 
das  Heil- 
verfahren \ 
beendigt  i 
war      I 


zu- 
sam- 
men 


1895  i 

1896 

18971 

1898 

S  { 1899 1 


572 
621 
638 
778 
839 


850 

999 
924 

«033 
738 


758 
716 

843 
928 

»337 


104 

»31 
106 
i<;i 
•63 


203 
214 
246 
284 
312 


«35  >  526 

129  : 1 598 

142  1 696 

143  2219 
178  2233 


2142 

96 

965 

2255 

84 

834 

2585 

83 

829 

3254 

58 

877 

3602 

75 

959 

735« 
7581 
8092 

9725 
1043fr 


*)  Von  den  Rekursen  der  Versicherten  fielen  durchschnittlich  etwa  ein  Viertel,  von  denen 
der  Bernfsgenossenschaften  fast  die  Hälfte  zu  Gunsten  der  Rekurrenten  ans. 


e)  Rechtsprechung.  Auf  diesem  Ge- 
biet hat  das  R.V.A.  zu  entscheiden: 

Beschwerden  wegen  der  Veranlagung 
der  Betriebe  zu  den  Klassen  des  (lefahren- 
tarifs  und  wegen  höherer  Einschätzung  der 
Betriebe  infolge  Zuwiderhandelns  gegen 
I'nfallverhatungs- Vorschriften  (G.  U.V.G. 
(§§  49,  116): 

Beschwerden  g^en  Amtsenthebung  ehren- 
amtlicher Organe  (G.  U.V.G.   §§  47,   114); 

Streitigkeiten  der  Berufsgenossenschaften 
über  «lie  Vermögensauseinandersetzung  bei 
Bestandsveränderungen  (G.  U.V.G.  §  03); 

Beschwerden  hinsichtlich  der  Zugehörig- 
keit des  Betriebes  zu  einer  bestimmten  Be- 
rafsgenossenschaft  bezw.  zu  einer  Berufs- 
genossenschaft  überhaupt,  hinsichtlich  des 
üebei^ngs  an  eine  andere  Berufsgenossen- 
schaft w^en  BetriebsveränderuDg  und  hin- 
sichtlich des  Uebergangs  in  eine  andere  Ge- 
fahrentarifposition  (G.  U.V.G.  §§  59,  61,  62): 

Rekurse  g^en  die  Entscheidungen  der 
Schiedsgerichte  bezw.  die  Zuteilung  oder 
Verteilung  der  Entschädigungsverpflichtung 
nnter  mehrere  beteiligte  Berufsgenossen- 
schaften (G.  U.V.G.  §§  80,  90,  bezw.  §§  73, 
82,  85); 

Beschwerden  der  Betriebsuntemehraer 
gegen  die  Feststellung  der  Jahresbeiträge, 
betreffs  der  Person  der  Betriebsrevisoren 
und  gegen  die  Auferlegimg  von  Kosten  oder 
(.Geldstrafen  für  selbstverschuldete  Revisionen 
(G.  U.V.G.  §§  102,  120,  124); 


Streitigkeiten  Ober  die  Haftung  der  Bau- 
herrn (mit  Ausschluss  des  Rechtswegs);  G. 
U.V.G.  §  10.Ö); 

Streitigkeiten  hinsichtlich  der  Rechte 
und  Pflichten  der  Inhaber  der  Genossen- 
schaftsämter, der  Auslegung  der  Statuten 
und  der  Giltigkeit  der  Wahlen  (G.  U.V.G. 
§  126). 

d)  Vollstreckung.  Stratgewalt  gegen 
,  Vorstandsmitglieder,  Vertrauensmänner  und 
Beamte  der  Benifsgenossenschaften  auf  Vor- 
legung der  Bücher,  Belege,  Akten  u.  s.  w. 
und  Befolgung  der  gesetzlichen  und  statutari- 
schen Vorschriften,  bezw.  kommissarische 
Verwaltung  bei  Versagen  der  ehrenamt- 
lichen Organe  und  Zw^angsvollstreckung 
gegen  zahlungssäumige  Berufsgenossenschaf- 
ten (O.  U.V.G.  §§  125,  126  bezw.  46,  106). 
2.  Invalidenversicherung:  a)  Or- 
ganisation (§  56  I.V.G.). 

Genehmigung  (nötigeufalls  Erlass)  der 
Statuten  der  Versicherungsanstalten  und  ihrer 
Abänderuugen  (§  72); 

Bestimmung  der   Unterscheidungsmerk- 
male und  Giltigkeitsdauer  der  Marken  so- 
wie der  Zeitabschnitte,  für  welche  die  Mar- 
I  ken  ausgegeben  werden  sollen  (§  130) ; 
I       Genehmigung  von  Vorschriften  der  Ver- 
I  Sicherungsanstalten  über  die  Berechnung  von 
I  Akkordlöhnen  (§  140)  und  Ober  die  Beitrags- 
'  kontrolle,  ev.  Anordnung  oder  Erlass  solcher 
durch  da.s  R.V.A.  (§  161): 
I       b)    Verwaltung.     Periodische  Nach- 
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ün  fall  Versicherung 


Prüfung  der  Zulänglichkeit  der  Prämien- 
oeiträge  und  Mitwirkung  bei  anderweiter 
Festsetzung  der  Vei-sicherungsbeiträge  (§§ 
32,  124); 

Obere  Leitung  der  »Rechnungsstelle« 
^früher  »Rechnungsbureau«),  insbesondere 
hinsichtlich  der  Verteilung  der  Renten,  der 
Abrechnung  mit  den  Post  Verwaltungen  und 
sonstiger  statistischer  bezw.  versicherungs- 
technischer Arbeiten  (§  124); 

Regelung  des  Geschäftsverkehrs  der  Ver- 
sicherungsanstalten mit  den  Postverwal- 
tungen und  der  Rechnungsstelle  (§§  123, 
124,  126); 

Aufstellimg  der  jährlichen  Rechnungs- 
ergebnisse bezw.  der  Vorschriften  ilber  die 
Art  und  Form  der  Rechnungsführung  und 
<lie  Führung  der  Statistik  (§  165); 

Beaufsichtigung  der  gesamten  Geschäfts- 
führung der  Versieheningsanstalten  mit  der 
Befugnis  zu  Geschäftsführungs-  und  Kassen- 
revisionen (§  108); 

Aufstellung  der  massgebenden  Grund- 
sätze für  die  Entscheidungen  von  Streitig- 
keiten über  die  Ver8icherungs-(Beitrag8-) 
Pflicht  (§  155); 

c)  Rechtsprechung.  Das  R.V.A.  hat 
zu  entscheiden: 

Streitigkeiten  zwischen  Trägern  der  Un- 
fallversicherung und  der  Invahdenversiche- 
rung  über  Erstattimgsansprüche  der  letzteren 
<§§  23,  113,  128); 

Beschwerden  gegen  Amtsenthebung  ehi-en- 
amtlicher  Organe  (§§  61,  91,  110); 

Beschwerden  betreffs  Anfechtung  von 
Beschlüssen  der  Organe  der  Versicherungs- 
anstalten (§§  75,  110); 

Streitigkeiten  der  Versicherungsanstalten 
bezw.  zugelassenen  Kasseneinrichtimgen  über 
<lie  Vermögensauseinandersetzung  bei  Be- 
standsveränderungen  (§§  102,  173); 

Streitigkeiten  hinsichtlich  der  Rechte 
und  Pflichten  der  Organe  der  Versiche- 
rungsämter, der  Auslegung  der  Statuten 
und  der  Giltigkeit  der  Wahlen  (§  109); 

Revisionen  gegen  die  Entscheidungen  der 
Schiedsgerichte  (mit  Ausschluss  der  Landes- 
V^ersicherungsämter;  §  116); 

Beschwerden  gegen  das  Verteilungs- 
und Abreclinungsvemhren  der  Rechnungs- 
stelle, betreffs  Erstattung  von  Beiträgen,  und 
gegen  Entscheidungen  der  Rentenstellen 
<§§  126,  128,  129): 

Streitigkeiten  von  grundsätzlicher  Be- 
ileutung  über  Fragen  der  Versicherungs- 
<Beitragis-)Pflicht  (auf  Antiag  der  Versiche- 
rungsanstalt; §  155); 

Streitigkeiten  zwischen  verschiedenen 
Versicherungsanstalten  (Kasseneinrichtungen) 
über  Beitragsentrichtung  (§  156); 

Beschwerden  über  gewisse  Straffest- 
.«etzungen  (§  178). 

d)  V  0 1 1  s  t  r  e  c  k  u  n  g.   Strafgewalt  gegen 


Vorstandsmitglieder  und  sonstige  Organe 
der  Versicherungsanstalten  auf  V^orlegung  der 
Bücher,  Belege,  Akten  u.  s.  w.  und  Befol- 
gung der  gesetzlichen  und  statutarischen  Vor- 
schriften, bezw.  Zwangsvollstreckung  gegen 
zahlungssäumige  Versicherimgsanstalten  (§ 
108  bezw.  127). 

Der  Geschäftsgang  und  das  Ver- 
fahren des  RV.A.  ist  für  beide  Gebiete 
gemäss  §  19  Abs.  4  des  Gesetzes,  betr.  die 
Abänderung  der  U.V.Ge,  v.  30.  Juni  1900 
(R.G;B1.  S.  573)  und  §  110  Abs.  4  des 
I.V.G.  V.  13.  Juli  1899  (R.G.B1.  S.  463), 
nach  ei-folgter  Zustimmung  des  Bundesrats, 
durch  Kaiserliche  Verordnung  v.  13.  Oktober 
1900  (R.G.BL  S.  983)  seit  1.  November  1900 
wie  folgt  geregelt: 

Dem  Präsidenten  des  R.V.A.  steht  die 
Leitung  und  Beaufsichtigung  des  gesamten 
Dienstes  zu  und  bleiben  die  sog.  Pi-äsidial- 
sachen  vorbehalten  (§§  1,  2).  Für  die  Be- 
arbeitung der  Angelegenheiten  der  Unfall- 
versicherung und  der  Invalidenvereiche- 
rung  besteht  je  eine  Abteilung  unter  Lei- 
tung je  eines  Direktors;  auch  können  in 
jeder  Abteilung  nach  Bestimmung  des 
Reichskanzlers  (Reichsamt  des  Innern)  Unter- 
abteilungen errichtet  werden  (§§  4 — 6). 
Desgleidien  bestimmt  der  Reichskanzler  die 
Zahl  der  Stellvertreter  für  die  Laien-{Arbeit- 
geber  und  Arbeitnehmer-) Vertreter  im  R.V.A. 
und  beruft  die  richterlichen  Beisitzer  für 
das  R.V.Ä.  (§§  7,  9). 

V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s  angelegenheiten  werden, 
soweit  ihre  Erledigung  nicht  im  Wege  der 
Einzelbearbeihmg  (Referat,  Decernat)  erfolgt, 
in  Gesamtsitzungen  oder  Abteilungssitzungen 
behandelt;  zu  diesen  sind  neben  den  stän- 
digen Mitgliedern  des  Amts  auch  die  nicht- 
ständigen Mitglieder  (Vertreter  des  Bundes- 
rats sowie  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer) 
und  richterliche  Beisitzer  imter  Mitteilung 
der  Tagesordnung  einzuladen  (§§  11 — 15). 
Beschlüsse  werden  nach  Stimmenmehrheit 
gefasst,  bezw.  bei  Stimmengleichheit  giebt 
der  Vorsitzende  den  Ausschlag;  doch  sind 
solche  Beschlüsse  für  die  Reditsprechung 
der  Senate  nicht  bindend  (§§  17—19). 

Die  Rechtsprechung  (§§  20ff.),  ins- 
besondere die  (letztinstanzliche)  Entscheidung 
über  Rekurse  in  Unfallsachen  und  Revi- 
sionen in  Invalidensachen  (§  16  H.G.,  §  110 
I.V.G.),  erfolgt  in  Spruchkollegien  (»Senaten«), 
welche  in  Unfallsachen  mit  7,  in  Invaliden- 
sachen mit  5  Personen  (darunter  je  1  Ver- 
treter der  Arbeitgeber  und  der  Versicherten 
und  2  bezw.  1  richterlicher  Beisitzer)  be- 
setzt sein  müssen;  doch  sind  in  Invaliden- 
sachen bei  Entscheidungen  von  grundsätz- 
licher Bedeutung  noch  ein  weiteres  ständiges 
und  ein  vom  Bundesrat  gewähltes  nicht- 
ständiges Mitglied  zuzuziehen  (»verstärkter«^ 
Senat).    Will  aber  ein  Senat  in  einer  grund- 
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sätzlichen  Rechtsfrage  von  einer  früheren 
Entscheidung  abweichen,  so  ist  die  Sache 
zur  Entscheidung  an  den  »erweiterten«  Se- 
nat zu  verweisen,  in  welchem  (gemäss  §  17 
ILG.)  neben  dem  Präsidenten  als  Vorsitzen- 
den jede  Gruppe  (Bundesrat,  R.V.A.,  Richter, 
Arbeitgeber,  Arbeitnehmer)  durch  je  2  Mit- 
glieder vertreten  ist  (vgl.  oben  sub  HI  2d). 

Während  die  Sitzungen  in  den  Ver- 
waltungssachen nicht  öffentlich  sind,  tagen 
die  Spruchkollegien  in  öffentlicher  Sitzimg; 
das  Verfahren  in  denselben  ist  in  den  Gnmd- 
zi5gen  demjenigen  vor  den  ordentlichen  Qe- 
richten  nachgebildet,  bewegt  sich  aber  in 
freieren  Formen,  um  den  besonderen  An- 
forderungen der  Arbeiterversicherungsge- 
setzgebimg  sich  leichter  anpassen  zu  können 
(§§  29  ff.). 

Am  Schluss  eines  jeden  Jahres  hat  das 
R.V.A.  dem  Reichskanzler  einen  Geschäfts- 
bericht einzureichen  (§  52). 

Da  die  Entscheidimgen  des  RV.A.  nach 
§  15H.G.  endgiltig  sind,  so  hat  das  Amt 
insoweit  die  Eigenschaft  einer  obersten 
Reichsbehörde  wie  das  Reichsgericht,  wenn- 
gleich es  im  übrigen  der  Aufsicht  des 
Reichskanzlers  unterstellt  und  dem  Ressort 
des  Reichsamts  des  Innern  zugeteilt  ist 
(Art.  17  der  Reichsverfassung).  Es  ist  aber 
anzunehmen,  dass  mit  dem  weiteren  Ausbau 
der  Arbeitervei-sicherung  (Revision  der  Eran- 
tenversichenmg,  Ausdehnung  der  Unfall- 
versicherung auf  Handwerk  und  Handel, 
Angliedemng  der  Witwen-  imd  Waisen- 
versicherung)  der  Wirkungskreis  des  R.V.A. 
sich  noch  weiter  ausdehnen  wird  und  dann 
auch  der  im  Reichstag  bereits  mehrfach 
timdgegebene  Wunsch,  das  R.V.A.  in  ein 
selbständiges  Reichsamt  umzuwandeln, 
in  der  einen  oder  anderen  Weise  seine 
Lösung  finden  wird,  zumal  das  R.V.A.  aus 
Meinen  Anfängen  heraus  sich  allmählich 
hinsichtlich  seines  Umfangs  und  Geschäfts- 
kreises —  das  Amt  hat  zur  Zeit  1  Präsi- 
denten. 2  Direktoren,  20  Senatsvorsitzende, 

29  Regierungsräte,  3  Assessoren,  60  richter- 
liche Beisitzer,  6  technische  Rechnungs- 
beamte, 155  Bureaubeamte,  77  Kanzlei-  und 

30  Unterbeamte  d.  h.  115  höhere  und  268 
untere  =  383  Beamte,  während  andererseits 
die  Unfallversicherung  113  Berufsgenossen- 
Bchaften  mit  18  MiUionen  Versicherten,  die 
Invalidenversicherung  40  Versicherungsan- 
stalten bezw.  Kasseneinrichtungen  mit  12 
Millionen  Versicherten  und  beide  Versiche- 
Tongen  einen  Vermi^nsbestand  von  1  Mil- 
liarde Mark  aufzuweisen  —  zu  einem  der 
grSesten  Reichsämter  entwickelt  hat. 

2.  Das  Beamten-UnfaUversorgtings- 
gesetz  Y.  16.  März  1886  (R.G.B1.  S.  53), 
bez'w.  in  der  neuen  (vom  Reichstag  am 
4.  Miai  1901  und  vom  Btmdesrat  am  10. 
Jani   1901  angenommenen)  Fassung  v.  18. 

Handwörterbocb  der  Staatswlssenschaften.    Zweite 


Juni  1901  (Stenographische  Berichte  des 
Reichstags  S.  2546  ff.  und  R.G31.  1900 
S.  211)  bildet  weniger  einen  Teil  der 
Versicherungs-  als  der  Pensionsgesetz- 
gebung, indem  es  allen  Beamten  des  Reichs 
(Verwaltung,  Heer,  Marine)  imd  Personen 
des  Soldatenstandes,  welche  in  reichsge- 
setzUch  der  Unfallversicherung  unterliegen- 
den Betrieben  beschäftigt  sind,  die  Ent- 
schädigung für  die  darin  erlittenen  Unfälle 
in  Form  erhöhter  Pension  gewährt;  d^er 
finden  die  UnfaUversicherungsgesetze  auf 
diese     Personenkreise     keine    Anwendung 

(§  11)- 

Dasselbe  gilt  von  Staats-  und  Kom- 
munalbeamten, welche  mit  festem  Ge- 
halt und  Pensionsberechtigung  angestellt 
sind  oder  welchen  durch  Landesgesetz 
bezw.  Ortsstatut  hinsichtUch  der  Folgen 
eines  im  Dienst  erhttenen  Betriebsunfalls 
eine  den  Vorschriften  des  Reichi^esetzes 
mindestens  gleichkommende  Fürsorge 
gewährleistet  ist  (§  12).  Solche  I^mdesge- 
setze  haben  erlassen :  Preussen  am  18.  Juni 
1887  (G.S.  S.  282),  Hessen  am  18.  Juni 
1&S7  (R.B1.  S.  99),  Oldenbui^  am  24. 
Februar  1888  (G.Bl.  S.  93),  Sachsen  am  9. 
April  1888  (G.  u.  V.BL  S.  113),  Baden  am 

4.  Mai  1888  (G.  u.  V.Bl.  S.  217),  Elsass- 
Lothringen  am  8.  Mai  1888  (G.Bl.  S.  41), 
Württemberg     am    23.    Mai    1890    (R.B1. 

5.  93). 

Für  Beamte,  welchen  durch  derartige 
Sonderbestimmungen  eine  der  reichsgesetz- 
lichen Unfallversicherung  gleichwertige  Für- 
sorge gesichert  ist,  treten  auch  die  civU- 
rechtlichen  Vorschriften  über  die  Haftpflicht 
der  Arbeitgeber  und  deren  Angestellten  in 
gleichem  Umfange  ausser  Kraft  wie  nach 
§  135  ff.  des  U.V.G.  für  die  unfaUver- 
sicherten  Arbeiter  (§§  8 — 12);  andernfalls 
bleiben  die  Bestimmungen  des  U.V.G.  (§  7), 
eventuell  des  B.G.B.  (§§  823,  843  ff.)  und 
des  Haftpflichtgesetzes  v.  7.  Juni  1871  in 
der  Fassung  des  Artikels  42  des  Einf.-G.  zum 
B.G.B.  massgebend. 

Dimih  die  neue  Fassung  des  RG.  v.  15. 
März  1886  ist  dasselbe  den  neuen  ü. V.Gen 
(s.  oben  sub  EU)  und  Pensionsgesetzen  (R.GJBL 
1887  S.  237  und  1897  S.  455)  namentlich 
in  Bezug  auf  die  erweiterten  Leistungen 
angepasst  und  behufs  gleichartiger  Abände- 
rung der  bezüglichen  landesgesetzlichen 
oder  ortsslatutarischen  Bestimmungen  bis 
1.  Januar  1903  Frist  gegeben  worden 
(R.T.B1.  S.  Nr.  176,  295,  323,  10.  LegisL 
Per.,  n.  Session  1900/1901). 

3.  Das  Gefangenen  -  Unfallforsorse- 
gesetz  y.  30.  Juni  1900  (R.G.B1.  S.  636) 
regelt  unter  Anlehnung  an  die  Unfall- 
versicherungsgesetze die  Unfallentschädi- 
gung für  Gefangene;  denselben  werden 
gleichgesteüt  die  in  öffentlichen  Besse- 
Anflage.    VII.  20 
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mngsanstalten ,  Arbeitshäusern  und  ähn- 
lichen Zwangsanstalten  untergebrachten  so- 
•wie  die  ziu:  Forst-  oder  Öemeindearbeit 
kiaft  gesetzlicher  oder  polizeilicher  Bestim- 
mung zwangsweise  angehaltenen  Personen. 

Träger  der  Unfalllast  und  Organisation 
ist  (vorbehaltlich  anderer  Bestimmung  dxvKh 
Landesgesetz  oder  besonderer  Vereinbarung 
zwischen  mehreren  Bundesstaaten)  der  Bun- 
desstaat, in  dessen  Gebiet  die  Anstalt  oder 
Zwangsarbeitsstätte  liegt;  auch  können  Un- 
ternehmer, welche  Gefangene  beschäftigen, 
vertragsmässig  zu  Beitrags-  oder  Ersatz- 
leistxmgen  herangezogen  werden. 

Die  Unfalluntersuchung  erfolgt  durch 
den  Anstaltsvorstand,  die  Entschädigungs- 
festsetzung durch  die  einzusetzende  >Aus- 
»führungsbehörde«,  beides  von  Amts  wegen, 
bezw.  spätestens  auf  Antrag  des  Verletzten 
bei  dessen  Entlassung;  bei  Veränderung  der 
Verhältnisse  kann  jederzeit  anderweite  Fest- 
setzung erfolgen.  Gegen  den  »Bescheid« 
findet  Beschwerde  an  die  im  Bescheid  zu 
bezeichnende  Behörde  statt. 

Die  Entschädigungsleistung  umfasst,  wie 
bei  der  Unfallversicherung,  nach  Wahl  des 
Anstaltsvorstandes:  freie  Ki-ankenhauspflege 
(auf  der  Erankenstation  der  Anstalt,  nach 
der  Freilassung  in  einem  Erankenhause 
bezw.  mit  Angehörigenrente)  oder  freies 
Heilver&ihren  mit  Rentenzahlung,  doch  wird 
die  Rente  nach  dem  gewöhnlichen  Tage- 
arbeiterlohn des  letzten  ständigen  Bescliäf- 
tigungsorts  des  Verletzten  bezw.  nach 
dem  niedrigsten  Satz  im  Anstaltsbezirk  be- 
rechnet und  erst  von  der  Entlassung  bezw. 
an  Hinterbliebene  erst  von  der  Zeit  ab  ge- 
zahlt, zu  welcher  der  Getötete  entlassen 
worden  wäre;  als  rentenberechtigte  Hinter- 
bliebene erscheinen  nur  Witwen  und  Kinder. 
Die  Bemessimgsgrundsätze  schliessen  sich 
der  Unfallvemcherung  an,  imter  Annahme 
gewisser  Höchstbeträge,  welche  für  die  Ver- 
letztenrente 300  Mark,  für  die  Hinterblie- 
benenrenten zusammen  270  Mark  (einzeln 
90  Mark)  betragen.  Die  Entschädigung  kann 
ganz  oder  teilweise  versagt  werclen,  wenn 
der  Verletzte  den  Unfall  durch  grobe  Ver- 
letzung der  Hausordnung  veranlasst  hat; 
auch  fällt  die  Hinterbliebenenrente  fort, 
wenn  feststeht,  dass  der  Getötete  auf  freiem 
Fuss  doch  nichts  ziu-  Ernährung  seiner 
Familie  beigetragen  hätte.  Kapitalabfindung 
ist  bei  Renten  bis  20  "/o  auf  Antrag  des 
Verletzten  zulässig.  Die  Auszahlung  der 
Entschädigungen  erfolgt  auch  hier  durch  die 
Post.  Bezüglich  der  Haftpflicht  gelten  die 
gleichen  Grundsätze  wie  bei  der  Unfallver- 
sichenmg.  Ueber  das  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  wird  durch  kaiserliche  Verordnung 
Bestimmung  getroffen. 


B.  Die  Unf allTenioherang  in  Oesterreioh. 

1.  PriTatrechdiche  (persoidiche)  Haft- 
pflicht In  Oesterreich  galt  bis  zur  Ein- 
führung der  Unfallversicherung  nach  deut- 
schem Muster  im  wesentlichen  derselbe 
Eechtszustand  wie  in  Deutschland  bis  zum 
Haftpflichtgesetz  v.  7.  Juni  1871.  Ange- 
sichts der  imzulänglichen  Wirkungen  des 
letzteren  wurde  jedoch  in  Oesterreich  von 
einem  ähnlichen  Reformversuche  abgesehen 
und  sofort  zur  Unfallversicherung  ge- 
schritten (s.  d.  Art.  Haftpflicht  o^a 
Bd.  IV  S.  946  ff.). 

2.  Oeffentlichrechtliche  (soziale)  Für- 
sorge. Der  erste  Entwurf  v.  4.  Dezember 
1883  »betreffend  die  Unfallversicherung  der 
Arbeiter«  (Nr.  783  der  Beilagen  zu  den 
stenographischen  ProtokoDen  des  Abgeord- 
netenhauses, IX.  Session)  lehnt  sich  ina 
ganzen  an  die  beiden  ersten  deutschen  Ge- 
setzentwürfe an  (s.  oben  sub  A.  I.  3);  nur 
war  der  Eeichszuschuss  fortgelassen,  an 
Stelle  des  Umlage-  das  Anlage-  (Kapital- 
deckungs-)verfahren  gewählt  und  dem 
Minister  des  Innern  als  oberster  Aufsichts- 
behörde eine  weitgehende  Ausfü}iningsl)e- 
fugnis  vorbehalten. 

Die  zweite  Regierungsvorlage  vom  28. 
Januar  1886  (Nr.  75  der  X.  Session)  ent- 
hielt im  wesentlichen  die  Aenderungen  des 
Gewerbeausschusses,  dem  die  erste  Vorlage 
zur  Beratung  überwiesen  war,  und  wurde 
am  28.  Dezember  1887  als  Gesetz  publiziert 
(R.G.ßl.  1888  Nr.  1 ;  Gesetzeskraft  v.  1.  No- 
vember 1889). 

Die  grtmdsätzlichea  Abwcichimgen  von 
der  deutschen  Unfallversichenmg  sind  auf 
die  grossen  Verschiedenheiten  in  den  wirt- 
schaftlich-sozialen und  politisch-nationalen 
Zuständen  zurückzuführen. 

8.  UnfallTersichemiigagesetz  v.  28. 
Dezember  1887  (R.G.BI  1888  Nr.  1). 
a)  Der  Umfang  der  Unfallversiche- 
rung deckt  sich  ungefähr  mit  dem  des 
deutschen  Stammgesetzes  v.  6.  Juli  1884, 
so  dass  vorwiegend  das  Qrossgewerbe,  nicht 
aber  Mittel-  und  Kleingewerbe,  Land-  und 
Forstwirtschaft  (abgesehen  von  den  Motorea- 
betrieben)  der  Versicherungspflicht  unter- 
liegen ^1). 

b)    Träger    der    Unfallversiche- 
rung  sind    nicht    Berufsgenossenscliaften, 
sondern  territoriale,  auf  Gegenseitigkeit 
beruhende  Versicherungsanstalten  (in 
der  Regel  eine  für  jedes  Eronland  in  der 
Landeshauptstadt),   welche    der   staatliehen 
Aufsicht  (der  politischen  Verwaltungsbehörde 
am  Sitze  der  Versicherungsanstalt  imd  des 
1  Ministeriums  des  Innern)  imterliegen :   Au- 
{ Stellung  und  Entlassung  des  leitenden  Be- 
lamten,  Versicherangstechnikers  und  Buch- 
jhalters   bedürfen   staatlicher  Genehmigung, 
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Der  Voietand,  weleheot  <&e  geeaMte  Qe- 
8chSft8f6]ining  «od  die  V^tiifetmkg  der  V«r- 
sicfaenmssanstiJt  <^Ii^^  beetemt  i»  je 
einem  Dhrittel  «ss  ^wihltea  Vectretem  der 
Cntemebmer  wie  Arbeiter  md  regierungs- 
seitig bervfeoeo  (mit  deo  wärtsduftiicl^n 
Varhkltniseen  des  Beeilte  vertcaateu)  Per- 
sonen. Sektioneti  und  Qrtiiebe  Organe  fehlen 
(§§  9K). 

Neben  deo  VersiebemagBukstdtea  sind 
anter  bestimmten  VoraussetEiiogen  auch 
Berafsgenossenschaften  und 
Privatinstitute  tugebssea  (§§  57—59). 

c)  Gegenstand  der  Cnfallver- 
Bicherung  ist  wie  in  DentBcUand  der 
Schadenersatx  ffir  KSrperverietznng  und 
Tötung,  jedoch  mit  engerer  Umgrenzung. 
Das  Gesetz  gewShit  nlUniich:  dem  Ver- 
letzten an  ünfalh«nte  (von  der  5.  Woche 
ab  im  Anschlues  an  die  Krankenversiche- 
mng)  bei  völliger  Erwerbsnnfilhigkeit  nur 
60**/o,  bd  teil  weiser  höchstens  50  "/o  des 
Jahr^arbeitsvndieustes,  jedoch  nicht  freie 
Kor  oder  Anstah^flege  (s.  i);  den  Hinter- 
bliebenenan  Beerdigungskosten  höchstens 
25  Onlden  und  an  ünfallrente  der  Witwe 
bezw.  dem  arbeitsnnfiUiig«!  Witwer  und  den 
hinterbliebenen  Kindern  zusammen  höchstens 
50  "/o,  den  Ascendenten  20  "/e  des  Jahres- 
arbeitsverdienstee.  Als  Jahresarbeitsver- 
dienst gilt  das  Dreihundert&u^e  des  letzt- 
jährigen Ourchschnittstagdohns  des  Yer- 
sichöten;  keine  üntergrenze,  Obererenze 
1200  imd  bei  Lehrlingen  etc.  300  Gulden 
(§§  5ff.) 

d)  Die  Feststellung  derEntschä- 
digung  geschieht  wie  in  Dentachland,  je- 
doch mit  endgiltiger  Entscheidung  des 
am  Sitz  jeder  Versicherungsanstalt  errich- 
teten Schiedsgerichts.  Dasselbe  be- 
steht aas  einem  richterlichen  Staatsbeamten 
als  Vorsitzenden,  zwei  von  der  Regierung 
ernannten  technischen  Beisitzera  und  je 
einem  seitens  der  Unternehmer  wie  Arbeiter 
gewählten  Beisitzer.  Die  Verjährungsfrist 
für  die  Anmeldung  des  Entschädigungsan- 
spnidis  bei  der  Versicherungsanstalt  bezw. 
für  die  Einbringung  der  Klage  beim  Sdiieds- 
gerieht  beträgt  ein  Jahr  (§§  34,  38). 

Die  Auszahlung  der  Renten  erfolgt  durch 
die  Versicherungsanstalten  (mittelst  Post- 
sparkassen-Checks).  Auch  gestattet  das  Ge- 
setz (abweichend  vom  deutschen  Gesetze) 
durchweg  die  vertragsmässige  Abfindung 
des  Rentenberechtigten  (bei  Zustimmung 
seiner  Armenbehörde)  durch  entsprechende 
Kapital  Zahlung  nnd  die  gänzliche  oder  teil- 
w«se  Einstellung  der  Rente  für  Invalide, 
solange  diese  wieder  lohnbringende  Beschäf- 
tigung ausüben  (§§  40,  41). 

e)  Die  Kosten  der  Unfallver- 
sicherung (zur  Deckung  der  Entschä- 
digiuig;en,  Verwaltungskosten  und  Rücklagen) 


werden  von  den  Mitgliedern  der  Versiche- 
rungsanstalten (den  Unternehmern  zu  90  "/o, 
den  Arbeitern  zu  10**/o)  nach  dem  Kapi- 
taldeckungsverfahren durch  »Ver- 
sicherungsbeiträge« aufgetw^cht,  welche 
nach  Massgabe  des  Arbeitsverdienstes 
und  der  Unfallgefahr  zu  entrichten  sind 
(§  16). 

Zur  Abmessung  der  Unfallgefeüu-  werden 
sämtliche  Betriebe  nach  Prozentsätzen  in 
(12)  Gefahrenklassen  geteilt  (höchstes 
Risiko  =  100).  Die  Einreihung  der  Betriebe 
in  die  Gefahrenklassen  erfolgt  durch  die  Re- 
ff erung,  in  die  Prozentsätze  der  einzelnen 
Gefahrenklassen  durch  die  Versicherungsan- 
stalten (§  14). 

Zur  Bemessung  der  Beiträge  hat  die 
Versicherungsanstalt  einen  Tarif  aufzu- 
stellen, welchem  der  für  je  1  Ge&ihren- 
prozent  und  1  Lohngulden  als  erforder- 
lich ermittelte  Beitragssatz  zu  Grrunde  zu 
l^en  ist. 

Den  Jahresbeitrag  zum  Resen-efonds, 
der  höchstens  10  "/o  der  Kapitaldeckung  der 
Versicherungsanstalt  betragen  darf,  bestimmt 
der  Minister  des  Innern ;  */3  aller  Rücklagen 
sind  zum  Specialreservefonds  der  Versiche- 
rungsanstalt, '.3  zur  Bildung  eines  für  alle 
Versichenmgsanstalten  gemeinsamen  Re- 
servefonds zu  verwenden  (§  15). 

f)  Unfallverhütungs-Vorschrif- 
ten zu  erlassen,  sind  die  Versicherungsan- 
stalten nicht  befugt,  vielmehr  können  sie 
solche  nur  durch  Vennittelung  des  Ge- 
werbeinspektors und  der  zuständigen  Ver- 
waltungsbehörde erwirken. 

g)  Die  Vertretung  der  Ver- 
sicherten, welche  wie  ihre  Arbeitgeber 
zahlende  Mitglieder  der  Versicherungsan- 
stalten sind,  erfolgt  zu  gleichen  Rechten  mit 
jenen  (§§  10,  12). 

h)  Oberinstanz.  Ein  die  einheitliche 
Rechtsprechung  verbüi^ndes  Organ  wie 
das  deutsche  Reichs- Versicherungsamt  ist 
nicht  voi-gesehen.  Im  übrigen  führt  die 
Oberaufsicht  der  Minister  des  Innern  im 
Beistande  eines  aus  Fachmännern  zusammen- 
gesetzten »Versicherungsbeirats«  (§§  48,  49). 

i)  Das  Verhältnis  der  Unfall- 
versicherung zur  Haftpflicht  stellt 
sich  ähnlich  wie  in  Deutschland,  doch  ist 
die  Haftpflicht  der  Unternehmer  und  Be- 
triebsbeamten nicht  durch  strafgerichtliche 
Feststellung  des  Verschuldens  bedingt. 

Für  die  ersten  4  Wochen  haben  die 
Krankenkassen  bezw.  die  Unternehmer  ein- 
zutreten. Im  übrigen  bleibt  deren  Ver- 
pflichtung, für  mindestens  20  Wochen  freie 
Kur  und  Krankengeld  oder  freie  Anstalts- 
pflege zu  gewähren,  ebenso  wie  die  Für- 
sorgepflicht der  Armenverbände  unberührt; 
doch  findet  zur  Vermeidung  von  Doppel- 
leistungen  (wie    nach    §   8   des  deutschen 

21)* 
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Stammgesetzes)  wechselseitige  Aufrechnung 
statt,  80  dass  der  Versicherte  immer  nur 
eine  (bezw.  die  höhere)  Unterstützung  er- 
hält (§  61  des  G.  imd  §  65  des  K.V.G.  vom 
30.  März  1888). 

Da  die  Versicherungsanstalten  als  solche 
mit  der  Kur  der  Unfallverletzten  nichts  zu 
thun  haben,  sind  die  sämtlichen  Bezirks- 
Krankenkassen  desselben  Anstaltssprengels 
zu  einem  Kassenverbande  vereinigt,  dessen 
Verwaltung  (unter  Aufsicht  der  Verwaltungs- 
behörde) durch  den  Vorstand  der  Versiche- 
rungsanstalt erfolgt  (§  39  K.V.G.). 

4.  Ansdehnuugsgesetz  vom  20.  Jnli 
1894  (R.G.B1.  S.  168;  Gesetzeskraft  vom 
1.  Januar  1896).  Dieses  Gesetz  umfasst 
im  wesentUchen  wie  das  deutsche  »Ausdeh- 
nungsgesetz«  (vom  28.  Mai  1885)  die  Trans- 
portbetriebe des  Binnenlandes  und  dieLagerei- 
betriebe,  sodann  die  Theaterbetriebe,  Berufs- 
feuerwehren, Gewerbebetriebe  der  Strassen- 
reiniger,  Kanalräumer  imd  Kauchfangkehrer, 
endlich  die  Gewerbebetriebe  der  Stemmetze, 
Brunnenmacher  und  Eisenkonstrukteure,  so- 
weit diese  Betriebe  in  die  Versicherungs- 
pflicht noch  nicht  einbezogen  waren,  insgesamt 
etwa  10000  Betriebe  mit  200000  Personen. 

Dabei  ist  im  Interesse  der  Eisenbahn- 
bediensteten,  nm  diese  nicht  ungünstiger  als 
unter  der  bishenigen  Herrschaft  des  Haft- 
pfUchtgesetzes  vom  5.  März  1869  (RG.Bl. 
S.  27)  zu  stellen,  noch  die  besondere  Be- 
stimmung getroffen,  dass  diese  Personen  mit 
ihrem  vollen  Jahresarbeitsverdienst  ein- 
schliesslich der  veränderhchen  Bezüge  (Kilo- 
meter- und  Stundengelder  etc.)  in  die  Ver- 
sichenmg  einzubeziehen  und  die  für  sie  zu 
leistenden  Beiträge  von  dem  Betriebsunter- 
nehmer allein  zu  tragen  sind,  ferner  dass 
in  solchen  FäUen,  in  welchen  den  gedachten 
Personen  oder  ihren  Hinterbliebenen  ein 
Entschädigungsanspruch  nach  dem  Haft- 
pflichtgesetz zustehen  würde,  die  Unfallrente 
für  den  Verletzten  um  die  Hälfte  und  im 
Falle  eines  dauernden  Siechtums  bis  zum 
doppelten  Betrage,  d.  h.  auf  90  bezw.  120 '•/o 
des  vollen  Jahresarbeitsverdienstes  und  für 
die  Hinterbliebenen  um  ^/s  zu  erhöhen  ist 
Endlich  ist,  um  wenigstens  die  MögUchkeit 
einer  noch  weiteren  Ausdehnung  der  Unfall- 
versicherung zu  bieten,  die  Einrichtimg  der 
freiwilligenVersicherungeingeflihrt, 
d.  h.  die  Unternehmer  versichei-ungspflich- 
tiger  Betriebe  dürfen  sich  selbst,  ihre  Be- 
vollmächtigten und  andere  den  Gefahren 
des  Betriebes  ausgesetzte  Personen  bei  der 
zuständigen  Versicherungsanstalt  freiwillig 
versichern,  und  dasselbe  Recht  ist  auch  den 
Unternehmern  nicht  versicherungspflichtiger 
Betriebe  neben  der  koriwrativen  Versiche- 
rung ilires  Betriebspersonals  eingeräiunt  wor- 
den. Doch  ist  von  dieser  Einrichtung  bis- 
her wenig  Gebrauch  gemacht  worden. 


6.  Reform  der  U.     Als  Hauptmängel 
des  Unfallversicherungsgesetzes  gelten  (ab- 
gesehen von  der  engen  Begrenzung  der  üa- 
KiJlversichenmg)    die    Verkümmerung    der 
Selbstverwaltung   zu  Gunsten   des  bureau- 
kratischen  Elements ;  die  Beschränkung  der 
Versicherungsanstalten  auf  die  blosse  Renten- 
zsdilung;  die  unzulängliche,  vor  der  Armen- 
pflege   nicht   bewahrende    Bemessung    der 
Rentensätze;  die  Belastimg  der  Unfallver- 
sicherung mit  der  Masse  der  unbedeutenderen 
Unfälle    durch    zu    enge    B^renzung    der 
Wartezeit  und  die  dadurch  bedingte  Ver- 
quickung der  Organe  der  Unfallversicherung 
und  Krankenversicherung;  die  Heranziehung 
der  Arbeiter  zur  Beitragszahlung ;  der  Mangel 
an  jeder  Decenttalisierung  und  eigenen  Auf- 
sichtsorganen   der    Versicherungsanstalten; 
endlich  das  Fehlen  eines  obersten  Gerichts- 
hofes bezw.   einer  besonderen,    die  ganze 
Organisation  nach  Art  des  deutschen  Reichs- 
Versicherungsamts  einheitlich  abschliessen- 
den Oberinstanz.    Vgl.  hierzu:  Berichte  des 
Gewerbeausschusses  des  Abgeord  netenhauses, 
XI.  Session,  1893/94,  BeiL  649/932  der  steno- 
graphischen   Protokoüe;     Denksclirift    des 
niederösterreichischen  Gewerbevereins,  Wien 
1895 ;  Protokoll  über  die  Verhandlungen  des 
durch    Ejmerte   verstärkten    Versicherungs- 
beirates,  Wien  1896,  und  Berichte  der  Vor- 
stände der  Arbeiter-Ünfallversicherungsanstal- 
ten  für  Niederösterreich  in  Wien  und  für 
das  Königreich  Bölimen  in  Prag,   betr.  die 
zur  Beseitigung  des  Betriebsdeficits   dien- 
lichen Massnahmen,   Wien   1896  und  Prag 
1897.    Auf  Grund  dieser  und  anderer  V^or- 
arbeiten  werden  Vorhin  über  die  Reform 
und  Ergänzung  derArbeiter- Versicherung  vor- 
bereitet    Vgl  Näheres  in  meinem  Werk: 
»Die  Arbeiter-Versicherung  im  Auslände«, 
Berlin  1900,  Heft  VH,  S.  35ff. 

6.  Statistisches.  Die  nachfolgenden 
Zusammenstellungen,  welche  die  7  territori- 
alen Versicherungsanstalten  (Wien,  Salzburg, 
Prag,  Brunn,  Graz,  Triest  Lemberg)  und 
die  berufsgenossenschafüiche  Anstalt  der 
österreichischen  Eisenbahnen  umfassen,  sind 
den  seit  1891  vom  Ministerium  des  Innern 
zu  Wien  alljährlich  veröffentlichten  »Erceb- 
nissen  der  Unfallstatistik  der  Arbeiter-Unfall- 
versicherungsanstalten« entnommen.  (S.  die 
auf  S.  309  und  310  folgenden  Tabellen.) 

Die  mit  dem  Jahre  1895  einsetzende  be- 
merkbare Steigerung  in  den  Zahlen  dieser 
Tabellen  ist  im  wesentlichen  auf  das  mit 
diesem  Jahr  in  Kraft  getretene  Atisdeh- 
nungsgesetz zurückzuführen,  welches  der 
Unfallversicherung  einen  nicht  unerheblichen 
Zuwachs  brachte.  Die  schlechte  Finanzlage 
der  Versicherungsanstalten  (Tab.  U  Sp.  7) 
wird  einerseits  auf  die  andauernde  Steige- 
rung der  Zald  der  entschädigungspflichtigen 
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I.  Umfang  der  Versichening. 


Jahr       I   ver- 

Versicherte 
Personen 

Lohn- 
snm- 
mein 
Mill. 
Gol- 
den 

UnföUe 

Jahr 

a)  gewerhL  1  sicher- 

Vjfandw.       te  B.^ 

Betriebe    *"«!>« 

dnrch-    > 
schnitt-  1     VoU- 

liche     larbeiter  ') 

Zahl      < 

ange- 
zeigte 

»if        „„»         auf 

1000     ®r:     1000 

VoU-      ^^:  1  Voll- 
arbeit.     *'^^  ,  arbeit. 

a)  gewerbl. 

b)  landw. 
Betriebe 

1«90  /*•    53  193 
^***ib.    78133 

893324 
338494 

795  758 
27408 

235,26 
1,68 

1S6«3 
428 

19,62 
15,62 

6417  1    8,06 
324  !  i'-,82 

J;ll890 

Zusammen   J131  326  1  i  231  818 

823166 

236,94 

16  041 

19,49       6741      3,19   1  Zusammen 

1«91  i*-    58386 
1*^1  tb.    86923 

957  525 
412^38 

832702 
24581 

257,93 
2,74 

20774 
542 

24,95    i    8377 

22,05  ;     407 

10,06 
16,56 

»•}l891 

Zusammen    14S309    «369763 

857284 

260,67 

21  316 

24,86    1    8784     10,25      Zusammen 

Iftft9  J*i  ^'^5    1003306 
1«^-  Ib.;  88588,    377  575 

866836 
27046 

276,70 
3,35 

25716 
582 

29,67 

21,52 

9029 
393 

10,41 
14,53 

J-  [  1892 

Zusammen     1 50  233    i  380  88 1 

893  882  i  280,05 

26298 

29,42        9422;  io,54 

Znsammen 

1090  ]«•    64441 
^^W    95916 

1070428 
395842 

915083 
25860 

298,50:32335  i  35,34       «0510 
3,40 1       582     22,50           391 

11,49    1  a.  (  ,00., 
15,12    1  b. )  1^*^ 

Zusammen    160357 

I  466  270 

940343 

301,90132917  1  34,98      10901     11,59    j  Zusammen 

iRftl  '*•    66690    I  124675 
^°"  \b.  125336      473729 

962877 

27  HO 

230,98   39  57« 
3,96 1      688 

41,10 

25,38 

1207s 
477 

\l^  S:}i«9^ 

Znsammen  1 1 92  026    1  598  404 

989987    324,94:40259  ■  40,67    ;  12552'  12,68      Zusammen 

ijm  i*-    8'  5>6  ;  I  381  307 
^*^  ib.  134257      495887 

1  189  14«  i  433,33 
27  583  '      3,99 

53763     45,2«    115842     13,32      a.  \.j,q. 
799     28,97    !       553    20,05      b.J  ^^'^ 

Znsammen    215  773    i  877  194 

1216  731 

437,32   54562     44,84      16395'  «3,47      Zusammen 

I8flß  /*•'  86658!  I  471  275 
^'**ib.|»37  649|     503369 

1257  55' 
25882 

470,25   63808 
3,84        847 

50,74   1   17993     14,31       a.  \  ,j,uß 
32,72   1       551    21,29      b./  ^^ 

Zusammen    224  307    i  974  644    i  283  433  |  474,09  ,  64  655      50,38 

18  544     14,45    j  Zusammen 

1897  l^i  89*20 1553959 

"^'  tb.  ,147193      523  5«4 

1304476 
27481 

498,99 
4,20 

68305 
978 

52,36 
35,59 

19  050  1  14,60      a.\  ,oD7 
611  1  22,23      b./  ^^^ 

Zusammen    236  413  ;  2  077  473 

I  33«  957  !  503,19 

1 
69283  1  52,02 

19661  j  14,76   1  Znsammen 

1898  1?-    9'  ^5« 
^'^  Ib.  154  399 

I  651  040 
549072 

1369400 
26309 

532,68    74  «27      54,14 
4A3      ■  °'9     38,73 

20347 
629 

14,86 
23,9« 

J;}l898 

Znsammen    246  050 

2  200  1 1 2 

1  395  7IO 

537,«« 

75146 

53,85 

20976 

15,03 

Zusammen 

>)  1  Vollarbeiter  =  300  Arbeitstage. 

UuSlle,  andererseits  auf  gewisse  Mängel  des 
Gesetzes  (s.  oben  sub  5),  insbesondere  die  nur 
teil^weise  Eünbeziehung  der  land-(forst-)wirt- 
schaftUchen  und  gewisser  gewerblicher  Be- 
triebsgattungen so-wie  den  unzureichenden 
Schutz  gegen  Beitragshinterziekungen  zu- 
rückgeführt (s.  d.  vorhergehenden  ^jt.  Un- 
fallstatistik). 

C.  Die  UnfallTersichening  in  den 
übrigen  Staaten. 

Die  Unfallversicherung  in  den  übrigen 
Staaten  ist  erst  neueren  Datums  und 
kann  Banmmangels  halber  hier  nur  kurz 
skizziert     -werden.      Diese     Gesetzgebung 


hat  teils  nach  dem  Vorbilde  von  Deutsch- 
land und  Oesterreich  den  Versiche- 
rungszwang eingefflhrt,teils  unter  Erweite- 
rung und  Normierung  der  persönlichen  Haft- 
pflicht des  Betriebsunternehmers  diesem  hin- 
sichtlich der  Versicherung  des  Unfallrisikos 
völlige  Freiheit  gelassen. 

;       Zur  ersteren  Griippe  gehören    in    zeit- 

I  lieber   Reihenfolge   die    Gesetze    folgender 

I  Staaten : 

:       I.Norwegen.  Das  Unfallversiche- 

,  ruugsgesetz  vom  23.  Juli  1894  bezw. 

;  6.  August  1897  (mit  Gesetzeskraft  vom  1. 
Juli   1895  bezw.  6.  September  1897)  folgt 

I  im  wesentlichen  dem  österreichischen  Unfall- 
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n.  Einnahmen,  Ausgaben  und  VennOgeiisstaiMl  (in  1000  6idd«i). 


Einnahmen  (einschl.  Zinsen) 

Ausgaben  (einschl.  RSckIag»i) 

6e- 

bamngs- 

ttber- 

schuss, 

-abgans 

Jahr 

insgesamt 

darunter  (Sp.  2) 
Versicherungs- 
beiträge 

insgesamt 

darunter  Sp.  (4) 

Jahr 

Entschädigungs- 
beiträge 

Verwaltnngs- 
kosten 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

1890 
1891 
,1892 
1893 
1894 
1896 
1896 
1897 
1898 

3854,8 
4272,1 
4866,9 

5  718,8 
7  561,8 
8480,9 
9  592,4 
"394,8 

3785,3 
3824,2 
4270,1 
4  559,8 
4790,5 
6901,2 

7  557,3 

8617,6 

10215,2 

3290,3 
4215,8 

4  939,3 

5  812.3 
6698,6 
8429,2 

11842,9 
11012,1 
12064,9 

205,6 
586,2 
887,6 
1 248,3 
1691,2 
2259,3 
3  153,4 
3  934,3 
4792,9 

367,2 
433,8 
506,5 
587,7 
678,9 
753,3 
813,7 
931,0 
1008,9 

+      56,3 

—  72,3 

—  550,6 

—  979,8 

—  867,5 

—  3  362,0 

—  I  419,6 

—  670,0 

1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 

ni.  Thätigkeit  der  Schiedsgerichte. 


Eingegangene  Klagen 

Erledigte  Klagen 

Jahr 

Zahl 

'^'"'fKÄf"   1    aus  formellen 
iri«^^  lio!L       Gründen  (Ver- 

gleitete.      1     »tänd'gl^eit) 

durch 
Abweisung 

durch  gänzliches 

oder  teilweises 

Stattgeben 

1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 

33 

212 

481 

867 

1226 

1704 

2268 

3743 
4475 

8 
43 
97 
116 

254 
273 
322 

335 
407 

4 

4 

10 

31 
44 
56 
58 
134 
125 

4 

77 

208 

340 

587 

811 

1001 

1487 

«8S0 

7 

26 
104 
199 
320 

489 

805 

1492 

Versicherungsgesetz  (vgl.  d.  Art.  Arbei- 
terversicherung oben  Bd.  I  S.  709). 

2.Finland.  Das  Unfall versiche- 
rungsgesetz  vom  5.  Dezember  1895 
(mit  Gesetzeskraft  vom  1.  Januar  1898) 
statuiert  nur  den  Versicherungszwang, 
aber  keine  Zwangsversicherung,  indem 
es  den  Unternehmern  der  versicherungs- 
pflichtigen Betriebe  hinsichtlich  der  Deckung 
des  Unfallrisikos  zwischen  den  verschie- 
denen Versicheningsformen  (Selbst  Ver- 
sicherung mit  Sicherheitsleistung,  Versiche- 
rung auf  Gegenseitigkeit  in  staatlich 
2u  bestätigenden  Unternehmerverbänden, 
Versichening  bei  konzessionierten  Privat- 
Versicherangsgesellschaften  oder  bei  S  t  a  a  t  s  - 
anstalten)  freie  Wahl  lässt  (vgl.  a.  a.  0. 
oben  Bd.  I  S.  710). 

EineAusf  ührungs-Verordnung 
vom  18.  Februar  1897  regelt  die  Zulas- 
sung und  Beaufsichtigung  der  Versiche- 
rungsanstalten etc.,  sowie  das  Melde-  und 
Kontroliwesen  bezüghch  der  Versichemngs- 
abschlÜKse,  die  Anmeldung  und  Untereuchung 


der  Unfälle  eta,  und  ein  Erlass  vom  9. 
Dezember  1897  stellt  besondere  Grund- 
sätze zur  Abschätzung  des  Invaliditätsgrades 
auf  (Entschädigungs-Skala). 

3.  Italien.  Das  Unfallversiche- 
rungsgesetz vom  17.  März  1898  (mit 
Gesetzeskraft  vom  1.  Oktober  1898)  wurde 
erlassen,  nachdem  sich  die  durch  G.  v.  8.  Juli 
1883  für  freiwillige  Versicherung  einge- 
führte »Nationale  Unfallversicherungskasse« 
(ähnUch  wie  in  Frankreich,  s.  a.  a.  0.  oben  Bd.  I 
S.  647)  als  wirkungslos  erwiesen  hatte;  es 
führte  den  Versichenmgszwang  ein,  lässt 
aber  den  versicherungspflichtigen  Unter- 
nehmern (wie  zu  2)  die  Wahl  zwischen  den 
verschiedenen  Versicherungsformen,  welche 
in  einer  besonderen  Ausf ührungs-Ver- 
ordnung vom  25.  September  1898  — 
neben  der  Unfall-  und  Entschädigungsfest- 
stellung (EntschädiguugSySkala,  wie  zu  2)  — 
ihre  nähere  Regelung  finden  (vgl.  a.  a.  0. 
oben  Bd.  I  S.  669). 

4.  Holland.    Das  Unfallversiche- 
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rungsgesetz  vom  2.  Januar  1901  fol^ 
(wie  zu  1)  den  Grundzügen  des  österreichi- 
schen Unlallversieherungsgesetzes,  lÄsst  aber 
neben  der  regelmassigen  Versicherung  bei 
der  »Reichsversicherungsbank«  wahlweise 
(wie  zu  2  und  3)  auch  die  anderweiten  Ver- 
sicherungsformen zu  (Selbstversicherung,  Ge- 
genseitigkeitsversicherung ,  Privatversiche- 
Tung;  §  52).  Ausserdem  ist  der  ol)en  im 
Art.  Arbeiterversicherung  Bd.  I  S. 
689  mitgeteilte  Inhalt  der  Gesetzesvorlage 
noch  dahin  geändert,  dass  a)  die  Wartezeit 
von  3  auf  6  Wochen  verlängert,  b)  der  In- 
stanzenzug fflr  Entsdiädigungsstreitigkeiten 
anderweit  geregelt  (Berufung  an  —  einem 
Nachtragsgesetz  vorbehaltene  —  paritätische 
Schiedsgerichte  bezw.  an  einen  besonderen 
Reichsratj  §§  75ff.)  und  c)  die  Mitwirkung 
der  versicherungspflichtigen  Unternehmer 
imd  Arbeiter  (zu  gleichen  Rechten  in  den 
>0rtsausschüs8en«  §  86,  den  »Schiedsgerich- 
ten»  §  75,  und  dem  »Aufsichtsrat«  §  18)  er- 
weitert worden  sind.  Das  Unfallversicherungs- 
gesetz soll  erst  mit  dem  vorerwähnten  Nach- 
tragsgesetz in  Kraft  gesetzt  werden  (§  116). 
Zui"  anderen  Gruppe  (erweiterte  Haft- 
pflicht des  Unternehmers  mit  freiwilliger 
Versicherung  des  ünfallrisikos)  gehören  die 
Gesetze  folgender  Staaten: 

.ö.England.  DasUnfallentschädi- 
gnngsgesetz  vom  6.  August  1897  (mit 
Gesetzeskraft  vom  1.  Juli  1898)  adoptiert 
zwar  den  der  neueren  Unfallversicherungs- 
gesetzgebun^  eigentümlichen  Grundsatz,  dass 
die  durch  die  moderne  Industrie  hervorge- 
rufenen Betriebsunfälle  auch  dieser  als  ein 
Teil  der  Produktionskosten  zur  Last  fallen 
sollen,  bleibt  aber  hei  der  ledigUch  gesetz- 
lich erweiterten  und  normierten  Entschädi- 
gtmgspf  Kcht  des  Betriebsunternehmers  stehen 
und  kommt  deshalb  zu  einer  nur  unvollkom- 
menen Lösung  (vgl.  a.  a.  0.  oben  Bd.  I  S.  667). 
Ein  Nachtragsgesetz  vom  30. 
Jnli  1900  (mit  Gesetzeskraft  v.  1.  Juli 
1901)  dehnt  das  vorbezeichnete  Stammge- 
setz auf  die  Landwirtschaft  aus. 

6.  Dänemark.  DasUnfallversiche- 
rungsgesetz  vom  7.  Januar  1898  (mit 
Gesetzeskraft  v.  1.  Januar  1899)  folgt  dem 
englischen  Vorbilde  d.  h.  es  kennt  weder 
eine  Zwangsversicherung  noch  einen  Versiche- 
rungszwang, sondern  beschränkt  sich  dar- 
auf, einerseits  die  persönliche  Haftpflicht 
des  Unternehmers  bestimmter  (insbesondere 
fabrikmässiger)  Betriebe  auf  sämtüche  Be- 
triebsunaile  auszudehnen  (sofern  diese  nicht 
durch  Vorsätzlichkeit  oder  grobe  Fahrlässig- 
keit der  Arbeiter  selbst  herbeigeführt  sind), 
jmdererseitsdie  bezüglichen  Entschädigungen 
der  Arbeiter  gesetzlich  festzulegen;  im 
übrigen  überlässt  es  den  Unternehmern,  ob 
und  bei  welcher  (Gegenseitigkeits-  oder 
PrivatversicheruDgs-)GeseU8chaft     sie     ihre 


Arbeiter  versichern  wollen,  und  den  Arbei- 
tern, ob  sie  ihre  Entschädigungsansprüche 
nach  dem  gemeinen  Recht  oder  nach  dem 
Unfallversicherungsgesetz  geltend  machen 
wollen  (vgl.  a.  a.  0.  oben  Bd.  I  S.  713). 

Ein  Nachtragsgesetz  vom  3.  April 
1900  (mit  Gesetzeskraft  v.  1.  Januar  1901) 
hat  die  freiwillige  Un&llversicherung  auf 
die  Fischerei  ausgedehnt  Danach  kann 
jeder  dänische  Fischer  sich  mittelst  eines 
Jahresbeitrags  von  5  Kronen ')  bei  einer  vom 
Minister  des  Innern  einzurichtenden,  staat- 
lich garantierten  Versicherungsanstalt  gegen 
Betriebsunfälle  im  Umfange  des  Stammge- 
setzes (jedoch  unter  Zugnmdelegung  eines 
festen  Satzes  von  600  Kronen  als  Jahreslohn 
imd  2,5  Kronen  als  Tagelohn  sowie  eines 
Pauschale  von  2500  Kronen  ab  Entschädi- 
gung für  tödliche  Unfälle)  selbst  versichern 
und,  sofern  er  gegen  Lohn  arbeitet,  diesen 
Beitrag  von  seinem  Arbeitgeber  (ohne  Lohn- 
abzug) ersetzt  verlangen. 

7.  Frankreich.  Das  Unfallgesetz 
vom  9.  April  1898  (mit  Gtesetzeskraft 
vom  1.  Juh  1899)  geht  über  die  beiden 
vorerwähnten  Gesetze  (zu  5  und  6)  inso- 
fern hinaus,  als  es  dem  Entschädigungs- 
berechtigten, neben  dem  im  Konkurs  bevor- 
zugten Forderungsrecht  gegen  den  Ent- 
schädigungspflichtigen, in  den  schwereren 
Fällen  (Tod  oder  dauernde  Erwerbsunfähig- 
keit) noch  eine  staatliche  Garantie 
vermittelst  eines  besonderen  (durch  einen 
vierprozentigen  Zuschlag  zur  Gewerbesteuer 
gebildeten  und  von  der  staathchen  Alters- 
rentenkasse verwalteten)  Fonds  gewährt  (vgL 
a.  a.  0.  oben  Bd.  I  S.  651  ff.). 

Ein  Nachtragsgesetz  vom  30.  Juni 
1899)  dehnt  das  vorbezeichnete  Stammge- 
setz ausdrücklich  auf  die  landwirt- 
schaftlichen Motorenbetriebe  aus. 
Vgl.  die  neueren  Ausführungsvorschriften  in 
den  Sammlungen:  »Accidents  du  travail« 
(Lois,  reglements  et  circulaires),  Paris  15 
juin  1900  (Ministere  du  Commerce)  und  Con- 
gres  international  des  accidents  du  travail 
(5e  Session  ä  Paris  23—30  juin  1900)  Paris 
1901,  p.  159  suiv. 

8.  Spanien.  Das  Unfallgesetz 
vom  30.  Januar  1900  (mit  (Jesetzeskraft 
V.  1.  August  1900)  regelt  die  Entschädigung 
der  Betriebsunfälle  in  Gewerbebetrieben 
(einschhessüch  der  landwirtschaftüchen  Mo- 
torenbetriebe). 

Die  vom  Betriebsuntemehmer  zu  leistende 
Entschädigung  (§§  4,  -5)  umfasst  neben  freier 
Arzthüfe  und  Arznei :  a)  bei  vorübergehender 
Arbeitsunfähigkeit  den  halben  Tagelohn  (min- 
destens 0,75  Pesetas)*)  vom  UnfaUtage  bis  zur 
Wiederaufnahme  der  Arbeit  bezw.  bis  zum  Ab- 


')  8  Kronen  =  9  Reichsmark. 
*)  1  Pesata  =  0.81  Reichsmark. 
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lauf  eines  Jahres,  b)  bei  dauernder  Arbeitsun- 
fthigkeit,  je  nach  dem  Grade  derselben,  den 

1  bis  2  fachen  Jahreslohn  imd  c)  im  Todes- 
fall die  Begräbniskosten  bis  100  Pesetas  und 
eine  Abfindung  für  die  Hinterbliebenen 
(Witwe,  Kinder  und  Enkel  bis  16  Jahre, 
Eltern  und  Gxosseltem  über  60  Jahre)  in 
Höhe  des  doppelten  bis  halben  Jahreslohns 
des  Verunglückten  oder  sicher  zu  stellende 
Leibrenten  von  40  bis  10  "/o  des  Jahres- 
lohns (je  nach  (Jrad  und  Zahl  der  Hinter- 
bliebenen). 

Von  dieser  Entschädigungspflicht  können 
sich  die  Unternehmer  der  haftpflichtigen 
Betriebe  durch  entsprechende  Versicherung 
bei  staatlich  zugelassenen  Versicherungsge- 
sellschaften befreien  (§  12). 

Entschädigimgsstreitigkeiten  werden  bis 
znc  Einrichtung  von  Sondergerichten  durch 
die  ordentlichen  Gerichte  erster  Instanz  ent- 
schieden (§  14). 

Der  Erlass  von  Unfallverhütungsvor- 
schrLften  (auf  Vorschlag  einer  »Technischen 
Kommission«)  ist  der  Regierung  vorbehalten ; 
in  Betrieben,  welche  solche  Vorschriften 
ausser  acht  lassen,  werden  die  Unfallent- 
schädigungen um  die  Hälfte  erhöht  (§§  5  ff.). 

EineAusf  tthrungs-Verordnung 
vom  28.  Juli  1900  ifegelt  des  Näheren  das 
Unfallmeldewesen,  das  Entschädiguugsfest- 
stellungsverfahren,  die  Zuständigkeiten  und 
den  Instanzenzug  für  Verwaltungs-  und 
Spruchsachen,  die  Unfallstatistik,  die  Unfall- 
verhütung und  die  Zulassungsbedingungen 
für  Gegenseitigkeits-  oder  Privat- Versiche- 
rungsgesellscliafteu. 

Ein  eigentümlich  gemischtes  System 
bietet: 

9.üngarn.  DerXVI.Gesetz-Artikel 
vom  Jahre  1900  (G.S.  S.  212 ff.)  begründet 
eine  »HUfskasse  für  landwirtschaftUche  Ar- 
beiter und  Dienstboten«  zur  Unterstützung 
bei  Unfall,  Invalidität  oder  Alter  (§  1). 
Ordentliche  Mitglieder  können  landwirtschaft- 
liche Arbeiter  oder  Dienstboten  (mit  Arbeiter- 
certifikat  oder  Dienstbuch)  sowie  sonstige 
Landleule  zwischen  dem  14.  und  35.  Lebens- 
jahr  werden  gegen   ein   Eintrittsgeld    von 

2  Kronen  ^  und  einen  Jahi-esbeitrag  von  10,40 
Kronen  (20  Heller  wöchentlich)  in  1.,  und 
5,72  Kronen  (11  Heller  wöchentlich)  in 
IL  Klasse;  ausserordentliche  Mitglieder 
können  nm*  landwirtschaftliche  Arbeiter  gegen 
einen  Jahresbeitrag  von  1  Krone  werden; 
Doppelversicherung  ist  nur  für  ordentliche 
Mitglieder  gestattet  (§§  2,  3).  Die  Ein- 
nahmen der  Kasse  bestehen  aus  a)  den 
Mitgliedsbeiträgen,  b)  den  Zwangsbeiträgen 
der  Arbeitgeber  (1,20  Kronen  jährlich  für 
jeden  Knecht  oder  Dienstboten)  und  c)  einem 


•)  1  Krone  =  100  Heller  =  1,70  Reichsmark, 


Staatsbeitr^  von  100000   Kronen  jährlidi 

(§§  7-9). 

Die  Unterstützungen  (_§§  10 ff.)  um- 
fassen 1.  im  Fall  eines  Unfalls  a)  bei  vor- 
übergehender (mindestens  halber)  Erwerbs- 
unfähigkeit freie  ärztliche  Behandlung  und 
ein  Tagegeld  von  1  Krone  (höchstens  für 
60  Tage),  bezw.  bei  Betriebsunfällen, 
beides  auf  Kosten  des  haftpflichtigen  Arbeit- 
gebers (unbeschadet  seiner  privatrechtlichen 
Haftpfhcht),  b)  bei  dauernder  Erwerbsun- 
fähigkeit (Invalidität)  vom  61.  Tage  ab  ein© 
Rente  von  10  Kronen  monatlich,  c)  bei 
Tötung  eine  Abfindung  von  400  Kronen  für 
die  Familie  (Ehegatte  und  Kinder),  sonst 
ein  Begräbni^eld  von  100  Kronen;  2)  im 
Fall  der  Invalidität  eine  Rente  von  10 
Kronen  monathch  (nach  10  jähriger  Mitglied- 
schaft); 3.  bei  Erreichung  des  65.  Lebens- 
jahres (ohne  Invalidenrente)  den  Betrag 
von  100  Kronen;  4.  imFall  des  Ablebens 
eine  Familienunterstützung  von  200,  250 
oder  270  Kronen  nach  mindestens  5,  10  oder 
15 jähriger  Mitgliedschaft,  sonst  ein  Be- 
gräbnisgeld von  100  Kronen.  Die  oixlent- 
Uchen  Mitglieder  II.  Klasse  haben  in  den 
Fällen  zu  2 — i  nur  die  halben  Beträge,  die 
ausserordentlichen  Mitglieder  lediglich  die 
Unfallunterstützungen  zu  1  zu  beanspruchen ; 
die  letzteren  stehen  auch  solchen  landwirt- 
schaftlichen Dienstleuten  zu,  welche  nicht 
Mitglieder  der  Kasse  sind,  aber  deren  Arbeit- 
geber Zwangsbeiträge  für  sie  zu  leisten 
haben. 

Die  Verwaltung  der  Kasse  geschieht 
unter  staatlicher  Aufsicht  (des  Ackerbau- 
ministers) durch  eine  »Centraldirektion«, 
welcher  aus  je  12  Mitgliedern  (darunter  je 
4  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmervertreter) 
zusammengesetzte  »Lokalausschüsse«  als 
Unterorgane  dienen;  die  Geschäfts-  und 
Rechnungsführung  hat  nach  näheren  Ministe- 
rialvorschriften  zu  erfolgen  (§§  24£f.). 

Nach  den  Uebergangsbestimmun- 
gen  können  in  den  ersten  5  Jahren  der 
Wirksamikeit  der  Kasse  (1.  Januar  1901  bis 
31.  Dezember  1905)  gegen  ein  doppeltes 
Eintrittsgeld  (4  Kronen)  auch  landwirtschaft- 
liche Arbeiter  und  Dienstboten  zwischea 
dem  35.  und  50.  Lebensjahr  aufgenommen 
werden,  doch  wird  dann  die  Invjuiden-  imd 
Altersunterstützung  erst  nach  15  jähriger 
Mitgliedschaft  bezw.  nach  Vollendung  des 
70.  Lebensjahres  und  die  Hinterbliebenen- 
unterstützung lediglich  mit  200  Kronen  nach 
mindestens  10  jähriger  Mitgliedschaft  ge- 
währt (§§  41  ff.). 

EndUch  sind  Gesetzentwürfe  zur  Ein- 
führung der  Unfallversicherung  in 
folgeaden  Staaten:  Schweden  (seil  1888, 
s.  a.  a.  ü.  oben  Bd.  I  S.  707),  Schvreiz 
(seit  1889,  ebd.  S.  702),  Russland  (seit 
1889),  Belgien  (seit  1891,  ebd.  S.  637  und 
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Luxemburg  (seit  1897)  mehrfadi  ausgear- 
beitet worden,  aber  noch  nicht  zur  Verabschie- 
dung gekommen ;  insbesondere  wurde  in  der 
Schweiz  das  nach  10  jähriger  "Vorarbeit  von 
den  gesetzgebenden  Faktoren  bereits  ange- 
nommene »Bundesgesetz  vom  5.  Oktober 
1899,  betr.  die  Kranken-  und  Unfallver- 
sicherung« bei  der  Volksabstimmung  am  20. 
Mai  1900  mit  grosser  Mehrheit  abgelehnt  — 
zum  Nachteil  der  versicherungsbedürftigen 
Kreise  der  arbeitenden  Bevölkerung.  — 

Eine  Vergleichung  der  verschiedenen 
Systeme  der  Cnfallfüreorge  hinsichtlich  der 
praktischen  Erfolge  ergiebt,  dass  die  allge- 
meine Zwangsversicherung  für  die  Beteiligten 
—  Arbeitgeber  ivie  Arbeitnehmer  —  am 
vorteilhaftesten  ist,  da  sie  den  ersteren  nur 
die  Selbstkosten  auferlegt  imd  den  letzteren 
in  allen  ftUlen  gesicherte  Entschädigungen 
gewährleistet  (vgL  die  Internationale  Ueber- 
sicht  im  Anhang  meines  »Leitfaden  zur 
Arbeiter- Versicherung  des  Deutschen  Reichs« , 
Berlin  1900 ;  meinen  Vortrag  auf  dem  V.  Intern. 
Arbeiterversicherungskongress  zu  Paris  1900 
»Die  Arbeiter- Versicherung  in  Europa  nach 
ihren  Leistungen«,  abgedruckt  in  der  » Ar- 
beiter-Versoi^ng«,  Berlin,  Nr.  33  vom  23. 
November  1900,  und  das  Nähere  über  die 
Voi^eschichte  der  Unfallgesetzgebnng  in  den 
einzelnen  Ländern ,  den  Originaltext  der 
Gesetze  luid  Ausführungsvorschriften  nebst 
üebersetzung,  die  Statistik  u.  s.  w.  in  meinem 
Sammelwerk  »Die  Arbeiter- Versicherung  im 
Auslände«,  Berlin  1900,  Verlag  von  Troschel). 

Litt«ratlir i  I.DeuttcMand.  Amtliche Xach- 
riehtfn  des  Reicha-Teraicherungsamts, 
Berlin  (teil  1885).  —  Arbeiterveraorguim , 
Berlin  (teü  1884).  —  Berufagenossenschaft, 
Berlin  (teü  1885).  —  Bielefeldt,  Die  Hcitbehand- 
lung  der  gegen  Unfall  und  Invalidität  verticher- 
ten  Arbeiter  in  DeuUchland,  Berlin  1900.  — 
Bödiker,  Die  ArbeHerversickerung  in  den  euro- 
päiichen  Staaten,  Leipzig  1895;  Les  aeturancee 
nu  Frieret  en  Aüemagne  A  la  ßn  du  XIX'  tiecle 
in  Bd.  I  S.  Iff.  de*  »Cnngre»  international  de» 
aecidenlt  du  travail  et  des  ateuranees  »ncialetn 
f5*  *e*»ion  lenue  ä  Pari»  du  25  ou  SO  juin  1900), 
Pari»  1901.  —  van  der  Borght,  «Reform  und 
Erweiterung  der  deutachen  V.V.a  in  Conrad'» 
Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statittik, 
S.  Folge,  Bd.  IX,  S.  S5g.;  «Die  Stati»tik  der 
deutschen  Arbeiterrerticherunga  in  r.  Mayr'g  Allg. 
»tatifl.  Archiv,  Bd.  II  S.  J£7ff.  —  Bellom, 
Let  loi*  d'asturance  ourrirre  d  l'etranger  (II. 
A»ntrance  eontre  le»  aceident»),  Pari»  1895.  — 
Brooles,  Compultory  imurance  in  Germany, 
(Fourth  tpecial  report  of  the  eommi»»ioner  of  la- 
bor),  Washington  1893.  —  C^mgria  interna- 
tional de*  aceident»  du  travail  et  de»  a»*tirancc» 
tocialet  (5.  »e*»ion  tenue  n  Pari»  du  25  au  SO 
/Min  1900),  Pari»  1901.  —  Graef,  Die  V.V.Ge 
des  DeuUehen  Reich»  (G.  v.  SO.  i'I.  1900)  nrbtt 
den  Materialien,  2.  Auß.,  Berlin  1900.  —  Hand- 
bU4>li  der  V.V.  (rnn  Mitgliedern  de*  Reich»- 
VeT»icherung»amt»  bearbeOtt),  2.  Aufl.,  Leipzig 
1897.  —  Hartmann,  »Da»  Gefahrentarifveten 


der  Vt^fallvenicherung  de*  Deulichen  Reiehau  u. 
X  Verzeichni»  der  bildlichen  Daralellungen  von 
Einrichtungen  zur  Ur{faUverhiUung  in  getrerb- 
liehen  und  Icmdw.  Betrieben«,  Berlin  1900.  — 
Klein,  Die  Leielungen  der  Arbeiterverticherunj 
de»  Deutschen  Seich*  («MerkUattu),  Berlin  1900. — 
Kriea,  Die  KrankenhaxubehanMung  nach  den 
V.  V.Gen,  Berlin  1894.  —  LiOaa,  Haftpflicht  und 
Reiehtverticherungagetetzgebung,  Marburg  1890; 
Strafrecht  der  Berufagenoaaensehaften  nach  den 
U.V.Gen  V.  SO.  Juni  1900,  Berlin  1901.  —  iMaa 
u.  Zahn,  Einrichtung  und  Wirkung  der  deut- 
achen Arbeiterreraicherung,  Berlin  1900.  —  Afo- 
riaaeaujc,  La  legialation  du  travail  (p.  601617), 
Bruxelle»  1895.  —  JPiloty,  Da*  Reicht- Unfall- 
verticherungtrecht,  Würzburg  189S,  und  (Abrias 
der  neueren  U.  V.Ge  v.  SO.  VI.  1900)  Verwaltung»- 
archiv,  Bd.  9  Heft  21s  S.  276  ff.,  Berlin  1900.  — 
Romme,  Le»  a»»tirance»  ouvrierea  en  Allemngne 
in  La  Revue  de  Pari»,  No.  16  r.  15.    VIII.  1900. 

—  Soain,  Da»  Recht  der  Arbeiterrereichrrung, 
Berlin  189S.  —  Schönfeld,  />«  principe»  ra- 
lionnel»  de  l'asaurance  ouvrirre  (Con»equences  pro- 
chaine»  et  (loignee»  du  »yttimc  de»  a»»urancea  en 
Allemagtie),  Bruxelle»  189S.  —  VnfallverhU- 
tunga-Voraehriften  (Syat.  l'eberaicht  der  von 
den  getcerbl.  Berufsgeno»»en»chttften  de*  Deiil- 
»chen  Reich»  erla»»enen  U.  V.  Ven),  herau»gegeben 
i'om   Verband  der  deut»chen  B.Gen,  Berlin  1900. 

—  Weyl,  Lehrbuch  de»  Reich»- Verricherunga- 
recht»,  Leipzig  1894.  —  V.  H'oedtke,  Kommen- 
tare zu  den  alten  u.  neuen  U.V.den,  Berlin  1885 
bis  1901.  —  Wolff,  EmpUpyere'  liabüity,  nitat 
ought  it  to  beT  London  1897.  —  Zaeher,  Leit- 
faden zur  Arbeiter- Veraicherung  de»  Deutschen 
Reich»  (Verlag  von  Aaher,  S.  Hunderttausend), 
Berlin  1900;  L'assurance  ouvriere  en  Europe, 
etudiee  d'aprra  ae»  rhultat»  (in  Bd.  I.  S.  Uff. 
de»  jtCongre»  international«  etc.,  I\iri»  1901, 
bezw.  deutach  in  Ab.  SS  der  »Arbeiter-Veraorgung« 
r.  2S.  XL  1900,  BeHin). 

Vom  ärztlichen  Standpunkt:  Aerztl  ich» 
Sachverständigen-Zeitung  (14tägig),  Ber- 
lin (»eit  1895).  .irchiv  für  Unfallheil- 
kunde, Geirerbehygiene  und  Gewerbekrank- 
heiUn,  StuUgaH  (bei  F.  Enke)  1896.  Monat»- 
«chrift  für  Unfallheilkunde,  Leipzig 
(seit  1894).  —  Bahr,  Die  prakti»che  Hand- 
habung der  U.V.Ge,  Berlin  1892.  —Becker,  An- 
leitung zur  Bettimmung  der  Arbeit»-  und  Er- 
wrrb»unfähigkeit  nach  Verletzungen,  Berlin  1888 ; 
Lehrbuch  der  ärztlichen  Sachverttändigenthä'tig- 
keit  für  die  Unfall-  und  Invalidität*- Versiehe- 
rung»ge»etzgebung,  Berlin  1895.  —  Oolehiewahy , 
AerzÜicher  Kommentar  zum  U.V.G.,  2.  .lufl., 
Berlin  1896.  —  Kaufmann,  Handbuch  der 
Unfallverletzungen,  Stuttgart  189S ;  Die  Ent- 
»chlidigung  der  Unterleib»brüche  in  der  »taat- 
lichen  Unfallrerticherung,  Wien  1900.  —  Mag- 
nus, Leitfaden  für  Begutachtung  u.  Berechnung 
ron  Unfallbe»chädigungen  der  Augen,  Brettau 
1894;  W«  Einäugigkeü  in  ihren  Beziehungen 
zur  Erwerbefähtgkeit,  Bre*lau  1895.  —  Mooren, 
Die  Selustörungen  und  die  Entachädigungaan- 
Sprüche  der  Arbeiter,  Diuaeldorf  1891. 

II.  Autla n d.  Vgl.  die  in  m.  Sammelwerk 
«Die  Arbeiter- Verticherung  im  Auslände«  (Berlin 
1900,  Verlag  von  A.  Troachel)  bei  den  einzelnen 
Ländern  zu»ammenge»tellte  Litteratur. 

Zacher. 
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ünfallversicherang,  private. 

1.  Einleitung.  2.  Begriff  des  Unfalles.  3. 
Das  Bisiko  in  der  U.  4.  Aufkommen  and  Ent- 
irickelnii^  der  U.  5.  Tecfaniacher  Aufbao  und 
PrtmieBfcerecbimng.  fieserreB.  6.  Do-  ün&ll- 
versicherungs-Vertrag.  7.  Die  irirtschaftliche 
Bedeutung  der  U,  8.  Die  Gesetzgebung  und 
die  U. 

1.  Einleitaag.  Seit  dem  Aufkommen 
der  staatlichen  Arbeiter-Uufcillversicherung, 
■welche  ihren  Ursprung  der  sogenannten 
Sozialgesetzgebung  verdankt,  kann  man  in 
Deutschland  über  Unfallversicherung  ohne 
den  unterscheidenden  Zusatz  »staatliche  oder 
private«  nicht  reden,  obwohl  jenem  öffentlich- 
rechtlichen Institut  von  vielen  mit  guten 
Gründen  der  Versicherungscharakter  abge- 
sprochen und  es  für  ein  öffentlich-recht- 
liches Fürsorgeinstitut  erklärt  wird,  welches 
Berufsgenossenschaften    für    Unfälle    haft- 

S flichtig  macht   und   die  Beschaffung  der 
[ittel  gesetzlich  regelt. 

Vollkommen  den  Charakter  der  Ver- 
sicherung trägt  nur  die  private  Unfallver- 
sicherung. Sie  ist  Versicherung  gegen  die 
wirtschaftliche  Schädigung  durch  Unfälle, 
<L  h.  also  eine  Einrichtung,  welche  es  da- 
rauf absieht,  die  Einzelne  treffende  denu-tige 
Schädigung  gegen  eine  verhältnismässig  ge- 
ringfügige Vorausleistung  durch  planmässige 
Verteilung  auf  viele,  die  so  voraus^leistet 
hatten,  auszugleichen,  insoweit  möghch  wett 
zu  machen. 

2.  Begriff  des  Unfalles.  Den  Begriff 
des  Unfdies  insoweit  er  für  das  Versiche- 
rungswesen in  Betracht  kommt,  festzustellen, 
hat  seine  Schwierigkeiten. 

Der  Unfall,  dessen  wirtschaftlich  schädi- 
gende Wirkungen  der  Versidierungshilfe 
zugänglich  sein  soüen,  muss  ein  für  den 
Versicherungsnehmer  zufälliges, 
von  ihm  nicht  willkürlich  herbei- 
geführtes, Ereignis  sein.  Von  ihm 
nicht  willkürlich  herbeigeführt.  Wie  steht 
es,  wenn  ein  anderer  absichtlich  oder  Mir- 
ISssig,  durch  Thätigkeit  oder  Geschehen- 
lassen, wo  er  es  hindern  konnte,  es  herbei- 
führt? Der  Dachdecker  wirft  einen  Zi^l- 
stein  vom  Dache ;  er  trifft  und  verletzt  einen 
nicht  in  üblicher  Weise  gewarnten  Ver- 
sicherten. Für  ihn  offenbar  ein  zufälliger 
Unfall,  für  den  in  erster  Linie  der  Ver- 
sicherer haftet,  der  seinen  Kegrcss  an  dem 
Dachdecker  nelimen  kann.  Anders  liegt  die 
Sache,  wenn  das  schädigende  Ereignis  durch 
Fahrlässigkeit  des  Versicherten  verschuldet 
ist.  In  dem  eben  angeführten  Beispiele 
also,  wenn  dieser  getroffen  wird,  während 
er  den  durch  übliche  Wamungszeichen  ab- 
gesiierrten  Weg  passiert.  Schliessen  die 
Vei-sicheningsbedingungen  einen  solchen  Fall 


nicht  ansdnlcklich  ein,  so  entfällt  die  Haf- 
tung des  Versicherers.  Aber  vom  Stand- 
punkte des  Versicherers  ersdieiat  es  kaom 
bedenklich,  auch  den  seiteas  des  Versicher- 
ten ans  Fahriässigkeit  herbeigeführten  Unfall 
in  den  Versicherungsbedingungen  als  Zufall 
zu  betrachten,  wenn  es  sich  auch  empfehlen 
wird,  hier  zwischen  grober  und  leichter 
Fahrlässigkeit  zu  unterscheiden.  Dass  das 
Unfallereignis  einen  Menschen  persön- 
lich und  körperlich  schädige,  gehört 
natflrlich  nicht  zum  Begriffe  des  Unfalles 
überhaupt,  aber  zu  dem  des  Unfedles  in  der 
Unfallversicherung.  Denn  die  Folgen  anderer 
Unfallereignisse  pflegen  durch  andere  Ver- 
sicherungsarten ausgegUchen  zu  werden. 
Vou  aussen  kommende,  plötzlich 
und  unerwartet  eintretende  Ge- 
walt pflegt  man  für  ein  notwendiges  Er- 
fordernis der  der  Versicherungshilfe  zu- 
gänglichen Unfallereignisse  zu  halten.  Man 
will  damit  den  Fall  der  Erkrankung  ohne 
vorhergegangenes,  die  Krankheit  veran- 
lassendes, Unfallereignis  vom  Unfallbegriffe 
ausschliessen.  Aber  unzweifelhaft  steht 
begriffhch  und  versicherungstechnisch  nichts 
im  Wege,  dass  der  Versicherer  sich  auch 
für  die  nachteiligen  Folgen  eines  Schadens, 
den  der  Versicherte  sich  selbst,  wenn  nur 
nicht  willkürlich  oder  grobfahrlässig,  zu- 
zieht, haftpflichtig  erkläre.  Es  sei  hier 
an  Verrenkung,  Verdehnung,  ünterleibs- 
brüche,  Lungenblutung,  ja  selbst  Herzläh- 
mung und  Schlagfluss  erinnert.  Steht  der 
Schaden  mit  dem  zufälligen  Ereignis  nach- 
weislich in  ursächlichem  Zusammenhang, 
so  ist  selbst  auf  die  Plötzlichkeit  seines 
Eintritts  kein  Gewicht  zu  legen.  Nur  wäh- 
rend der  Versicherung  vorhandene  oder 
entstehende  Gesundheitsstörungen,  die  nach- 
weislich nicht  auf  eine  erkennbare  äussere, 
zufällige  Ursache  zurückzuführen,  sondern 
aus  den  Ursachen  entstanden  sind,  aus  denen 
Krankheiten  in  der  fiegel  zu  entstehen 
pflegen,  gehören  nicht  zu  den  UnfiUlen  der 
Unfallversicherung.  Auch  das  Moment  der 
Gewaltsamkeit  halten  wir  nicht  für  erfor- 
derlich zum  Aufbau  des  Un&llb^^riffes.  Es 
wäre  bedenklich,  wenn  der  g^^n  Ud&U 
versicherte  Arzt,  der  bei  der  Behandlung 
eines  Diphtheritiserkrankten  ohne  grobe  Fahr- 
lässigkeit sich  eine  Blutvergiftung  zugezogen 
hat,  nicht  als  unfallverletzt  und  entschädi- 
gungsberechtigt  angesehen  werden  oder 
wenn  der  unfallversicherte  Landbriefträger 
oder  der  Soldat  im  Manöver,  welche  bei 
aller  Vorsicht  Sonnenstich  erleiden,  nicht 
entschädigt  werden  sollten.  Augenschein- 
lich ist  es  aber  schwierig,  diese  Fälle  in 
den  Versicherungsbedingungen  von  denen 
anderweiter  Erkrankungen  zu  scheiden.  Der 
Versicherer  Avird  sich  hier  ausnahmsweise 
einer  gewissen  Kasuistik,  die  sonst  gerade 
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an  solcher  Stelle  ihr  Missliches  hat,  nicht 
enthalten  können.  Die  unendliche  Mannig- 
Mtigkeit  der  thatsächlich  vorkommenden 
Unflile  und  ihrer  Ursachen  l9sst  es  erklär- 
lich scheinen,  dass,  wenn  die  Begrif&be- 
stimmun^  des  Unfalles  in  den  Versiche- 
Tungsbedingnngen  nicht  vollkommen  klar 
und  präcis  und  der  Versicherer  nicht  von 
dem  Streben  beseelt  ist,  seine  Haftung  so- 
weit auszudehnen,  als  das  versicherungs- 
technisch zulSssig  ist,  häufig  zwischen  ihm 
imd  den  Versicherten  Differenzen  .entstehen. 
In  der  That  weist  denn  die  Judikatiu:  kaum 
ans  einem  anderen  Zweige  des  Versiche- 
rungswesens so  viele  Entscheidungen  auf 
wie  ans  der  Unfallversicherung. 

Wenn  der  Versicherer  sich  haftpflichtig 
erklärt  für  gewisse  entweder  allgemein 
scharf  zu  charakterisierende  oder  einzeln 
aufzuführende  Folgen  von  zufälligea,  den 
Versicherten  körperlich  schädigenden  Er- 
eignissen, so  wird  höchstens  die  Zufälligkeit 
noch  einer  kurzen,  Absichtlichkeit  und  grobe 
Fahrlässigkeit  ansschliessenden  Erläutenmg 
bedürfen,  um  in  den  Versicherungsbedin- 
gungen den  Begriff  des  Unfalles  unzweifel- 
haft klar  zu  stellen. 

Dass  die  Unfallversicherung  Schaden- 
versicherung in  jedem  Falle,  auch  dann 
ist  wenn  sie  sich  bereit  erklärt,  im  Tode 
des  Versicherten  durch  Unfall  eine  hier- 
für vereinbarte  Summe  zu  zahlen,  braucht 
nicht  gesagt  zu  werden.  Nicht  nur  wann, 
sondern  auch  ob  dasKisiko  eintritt,  ist  un- 
gewiss; es  kann  eintreten,  es  kann  aus- 
bleiben und  es  bleibt  in  der  überwiegenden 
Mehrzahl  der  Versicherungsfälle  aus. 

3.  Das  Risiko  in  der  U.,  d.  h.  hier 
das  schaden  bringende  Ereignis,  wofür  der 
Versicherer  aufzukommen  hat,  kann  sein: 
eine  Total-  oder  teilweise  Invtüidität  verur- 
sachende Körperverletzung  oder  Tod  durch 
Unfall.  Der  Versicherungsnehmer  pfl^ 
durch  die  UnMl Versicherung  seinen  Rechts- 
nachfolgern für  den  Fall  des  Todes  diu-ch  Unfall 
eine  bestimmte  Summe  und  sich  für  den  Inva- 
liditätsfall eine  Rente  zu  sichern,  über  welche 
hinaus  bei  nicht  todbringenden  Unfällen  der 
Versidierer  Entschädigung  nicht  zu  leisten  hat 
Die  Entschädigungsbeträge  werden  je  nach 
der  Schwere  der  Unfallfolgen  im  voraus  in 
Prozenten  der  Totalinvaliditätsrente  für  jede 
VerletzungsMttung  festgesetzt  Bisweüen 
ist  in  den  Versicherungsverträgen  wie  für 
den  Unfalltod,  so  für  Totalinvalidität  und 
für  jede  Un&tllbeschädigung  statt  der  Ren- 
ten- eine  Kapitalabfindung  vereinbart  Nicht 
DIU-  über  die  Ursachen,  sondern  auch  über 
die  Schwere  der  Verletzungen  und  ihrer 
Wirkimgeu  und  über  die  Höhe  der  Ent- 
echädigungen  entstehen  leichterklärlicher- 
■weise  bei  der  Unfallversicherung  besonders 
häufig  Streitigkeiten  zwischen  den  Parteien,  j 


Risiko,  QegeaieiEtimg  und  entsprechende 
Entschädigungen  hi^  in  vollkommenen  Ein- 
klang zu  bringen,  macht  eben  ganz  boson- 
ders  grosse  Schwierigkeiten. 

4.  Aufkommen  und  Entw'ickelnng 
der  U.  Betriebsformen.  Die  Unfall- 
versicherung im  heutigen  Sinne  des  AV'ortes 
ist  nicht  älter  als  die  Eisenbahnen.  Die 
ersten  —  englischen  —  Unfallversicherungs- 
Gesellschaften  waren  Eisenbahn-UufaUver- 
sichemngs-Gesellschaften,  und  noch  lange 
Zeit  spielte  in  der  Unfallversichenmg  die 
Reiseunfallversicherung  die  Hauptrolle.  In 
Deutschland  hat  die  Unfallversicherung  selt- 
samerweise nach  einer  Einschränkung,  die 
sie  erfuhr  und  die  ihren  Untergang  be- 
fürchten liess,  den  lebliaftesten  Aufschwung 
genommen.  Sie  war  als  Haftpflichtver- 
sichernng  aufgeblüht  seit  Erlass  des  Reichs- 
Haftpflichtgesetzes  vom  5.  Juni  1871.  Durch 
Einführung  der  staatlichen  Unfallversiche- 
rung (1885)  ward  ihr  ein  grosser  Teil  des 
bishei  eroberten  Gebietes  entzogen.  Aber 
nun  eret  entwickelte  sie  sich  zu  ungeahnter 
Bedeutung.  Während  es  im  Jahre  1887 
niu"  11  deutsche  Unfallversicherungs-Gesell- 
schaften gab,  die  3,5  Millionen  Mark  Netto- 
Prämieneinnahmen,  1,44  Millionen  Mark 
Schäden  für  eigene  Rechnung,  1,46  Milli- 
onen Mark  Verwaltungskosten  und  797  000 
Maik  üeberschüsse  hatten,  bestanden  im 
Jahre  1899  in  Deutschland  26  Uufallver- 
sichenmgs-Gesellschaften,  bei  denen  die 
Netto-Prämieneinnahmen  30,9,  die  Schäden 
12,8,  die  Kosten  10,4  xmd  die  UeberschiTsse 
5,12  Millionen  Mark  betrugen.  In  Oester- 
reich-Ungam  arbeiteten  im  Jahre  1899 
8  einheimische  Gesellschaften.  Für  Gross- 
britannien giebt  The  Insurance  Directory 
Reference  and  Year  Book  für  1899  94  ün>. 
fallversicherungs-Gesellschaften  an ,  wobei 
zu  bemerken  ist  dass  nele  nur,  die  meisten 
zugleich  auch,  für  andere  als  den  Menschen 
betreffende  Unfälle  aufkommen,  dass  sich 
namentlich  unter  jener  Zahl  viele  Glas-, 
Dampfkessel-,  Explosionsschäden-  und  viele 
solche  Ünfallversicherungs-Gesellscliaften  be- 
finden, die,  wenn  überhaupt  gegen  Unfall- 
schäden in  unserem  Sinne,  so  doch  nur 
gegen  einzelne  Arten  von  solchen  (z.  B. 
Reise-Unfallschäden),  Deckung  geben.  Für 
Frankreicli  imd  das  Jahr  1899  sind  bei 
Ehrenzweig  (Assecuranz-Jahrbuch)  nur  12 
Gesellschaiften  aufgeführt.  In  der  Schweiz 
bestehen  4,  in  Russland  nur  5,  in  Schweden 
5,  in  Norwe^n  1,  in  Dänemark  3  oder  4, 
in  Italien  4,  in  den  Vereinigten  Staaten  22 
Unfallversicherungs-Gesellschaften. 

Weitaus  die  meisten  bestehenden  Unfall- 
versicherungs-Gesellschaften ,  insbesondere 
die  deutschen,  betreiben  die  Unfallversiche- 
rung als  Nebenzweig  neben  anderen  Schaden- 
versicherungszweigen oder  neben  derLebens- 
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Tersicherung.  Die  meisten  sind  Erwerbs- 
gesellschaften. Das  Gegenseitigkeitsprincip 
m  seiner  vollen  Reinheit  ist  auf  dieUnfau- 
versicherung  nicht  oder  nur  mit  grossen 
Schwierigkeiten  anwendbar,  was  sich  schon 
daraus  erklärt,  dass  viele  Versicherungsver- 
träge hier  nur  für  gewisse  kurze  Zeiträume 
—  z.  B.  Reisen  —  validieren  und  üeber- 
schussverteilung  sowie  Nachschusserhebung 
also  in  gerechter  Weise  kaum  thimlich  ist. 

6.  Technischer  Aufbau  und  Prämien- 
berechnung. Reserven.  Von  einem  tech- 
nischen Aufbau  wie  bei  der  Lebensver- 
sichenmg  kann  bei  der  Unfallversicherung 
so  wenig  wie  bei  anderen  Schadenversiche- 
rungsarten die  Rede  sein.  Selbstverständ- 
lich geht  der  verständige  ünfallversicherer 
nicht  achtlos  an  unfallstatistischen  Erhebun- 
gen vorüber,  wie  sie  heutzutage  von  eunt- 
licher  und  privater  Seite  vielfach  unter- 
nommen werden.  Aber  die  unendliche 
Mannigfaltigkeit  der  Unfälle  und  ihrer  Folgen 
wird  allezeit,  auch  wenn  jahrelange  Erfah- 
nmgen  gut  gesichtet  vorUegeu,  eine  genaue 
Anpassung  der  Prämie  an  das  Risiko  un- 
möglich und  die  Feststellung  der  Prämien- 
tarife zu  einer  unbefriedigenden,  lediglich 
roh  empirischen,  Arbeit  machen.  Womit 
aber  nicnt  gesagt  sein  soll,  dass  nicht  diuxjh 
viele  auf  dem  gleichen  Gebiete  nebenein- 
ander und  in  scliarfem  Mitwerben  mitein- 
ander arbeitende,  scharfsinnige  Versicherer 
für  einzelne  häufig  vorkommende  Unfall- 
schäden mit  der  Zeit  das  angemessene  Pi-ä- 
mienäquivalent  festgestellt  werden  könnte. 
»Die  Prämientarife  der  üufallversicherungs- 
Gesellschaften  siud  meistens  zum  streng  dis- 
kreten Gebrauche  der  Agenten  bestimmt . . . ; 
sie  haben  nicht  den  Charakter  einer  Offerte 
an  das.  Publikum.«  (Hiestand,  Die  Grund- 
züge der  Unfallversicherung,  Stuttgart  1900.) 
Ebenso  wie  bei  den  meisten  Schadenver- 
sichenmgen,  wo  der  Mangel  einer  festen 
Bemessungsgnmdlage  Nachgiebigkeit  bei 
scharfer  Konkurrenz  erklärt  xind  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  rechtfertigt. 

Die  Prämienhöhe  pflegt  nach  gewissen 
Berufsklassen  der  Versicherungsnehmer  ab- 
gestuft zu  sein,  wobei  man  annimmt,  dass 
der  Beruf  der  Versichenmgsnehmer  neben 
anderen,  schwerer  zu  ermittelnden,  doch 
das  ausschlaggebendste  Moment  für  die 
Grade  der  Unfallgefahr  sei. 

Die  Reserven  der  Unfallversichenmgs- 
Gesellschaften  pflegen  die  nämlichen  zu 
sein  wie  bei  allen  Schatlenversicherungs- 
Gesellschaften,  nämlich  Kapitalreserve,  Scha- 
denresen*e  (für  am  Jahresschluss  bekannte, 
aber  noch  nicht  geregelte,  Schäden),  Prä- 
mienreserve, oder  Prämienübertrag  (die  in 
einem  Rechnungsjahre  eingenommenen  Prä- 
mien, insoweit  sie  für  das  folgende  Rech- 
nungsjahr validieren). 


6.  Der  UnfaUversichemngs -Vertrag. 

Die  vielfache  Deutung  des  ünfallbegriflEes 
verlangt  grosse  Deutlichkeit  imd  Bestimmt- 
heit in  der  Bezeichnung  der  Unfälle,  deren 
nachteilige  Polgen  durch  die  Versicherung 
ausgeglichen  werden  sollen.  Dabei  kann  es, 
um  Missverständnisse  auszuschliessen,  nötig 
sein,  die  UnfiUle  namhaft  zu  machen,  die 
nicht,  imd  die  Umstände,  unter  denen  ge- 
wisse Unfälle  nicht  im  Vertrage  inbegriffen 
sein  sollen.  Hingesehen  auf  die  anderen 
notwendigen  Bestandteile  des  Versicherungs- 
vertrages zeigt  die  Unfallversicherang  keine 
Besonderheiten.  Antrag,  Inkrafttreten  der 
Versicherung,  Pflicht  der  Verändeiningsan- 
träge,  Pflicht  der  Schadensanzeige,  Ent- 
schädigungsleistimg,  Höhe  und  Art  der 
Leistung  des  Versicherungsnehmers.  Dauer 
des  Vertrages,  Vertragsverlängerung.  Ver- 
wirkungsfälle  —  alles  das  sind  hier  vrie  in 
anderen  Zweigen  der  Schadensversicherung 
notwendige  Bestandteile.  Nur  dass  unver- 
kennbar die  Vertragsfassung  hier  fast  in 
allen  Stücken  grössere  Soi^alt  und  Beach- 
tung namentlich  verschietlener  Möglichkeiten 
erheischt  als  bei  den  meisten  anderen 
Zweigen. 

7.  Die  wirtschaftliche  Bedeutung 
der  U.  bedarf  kaum  besonderer  Hervor- 
hebung. Unzählige  nützliche  Untemehmim- 
gen,  bei  denen  der  Unternehmende  Gefahren 
für  Leib  und  Leben  fürchten  muss  —  und 
die  Zahl  solcher  Unternehmungen  wächst 
mit  der  hochgespannten  Bändigung  und 
Verwertung  der  Naturkräfte  — ,  zahllose 
Reisen  in  kulturarme  und  reicldiche  Ge- 
legenheiten zu  Unfällen  bietende  Gegenden, 
Reisen,  wie  sie  heute  zu  wirtscliaftlichen 
Kultiu^wecken  so  vielfach  unternommen 
werden,  müssten  unterbleiben,  wenn  auf 
diese  Versicherungshilfe  nicht  gerechnet 
werden  könnte.  Aber  es  würden  auch  Un- 
zählige durch  Unfälle,  vor  denen  sie  sich 
nicht  schützen  können,  verarmen,  wenn 
diese  Hilfe  nicht  von  ihnen  benutzt  wäre. 

8.  Die  Gesetzgebung  und  die  U.  Was 
die  öffentlich-rechtliche  Gesetzgebung  an- 
langt, so  sind  die  Fordenmgen  de  lege 
ferenda  der  Unfallversicherung  gegeniit^r 
nicht  andere  als  anderen  Zweigen  der 
Schadenversicherung  gegenüber.  Vielleicht 
rechtfertigt  hier  der  Umstand,  dass  zweck- 
mässigerweise besonders  viele  wirtscliaft- 
lich  Unmündige  von  der  Unfallversicherung 
Gebrauch  machen  und  dass  hier  manche 
besondere  Versuchung  zu  Misswirtscliaft 
vorliegt,  noch  am  ehesten  eingreifende  Be- 
aufsichtigung seitens  der  Staatsgewalt  — 
wenigstens  von  dem  Standpunkt  aus,  der 
solcher  Aufsicht  segensreiche  Leistung 
fähigkeit  beimisst.  Aber  gerade  auch  hier 
kann  ohne  eindringende  und  immer  aus  den 
lautersten    Quellen    schöpfende    Sachkiindo 
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die  Staatsau&icht  viel  Unheil  anrichten,' 
mindestens  einer  naturgemässen  und  segens- 1 
reichen  Fortentvickelung  leicht  hinderlich  i 
werden.  I 

l'eberall  ist  die  Unfallversicherung  nochj 
eo  jung  und  in  der  Entwickelung  begriffen,  i 
dass  die  privatrechtliche  Oesetzgebungj 
alle  Ursache   hat,   den  Gegenstand  nur  mitj 
der  äus^ei-sten  Schon  luig  anzugreifen,  insbe-  i 
sondere   der   Vertragsireiheit   den   weitest 
möglichen  Spielraum  zu  lassen  und  sich  vor 
weitgehender  Kasuistik  zu  hüten.    In  den 
meisten    Kulturstaaten    entgeht    nach    der 
heute    herrschenden     wirtschaftspolitischen 
Strömung  die  Unfallversicherung  der  Bin- 
dung   an    Konzession    und    Staatsaufsicht 
nicht.    Und  hier  erfahren  ja  auch  die  Ver- 
sicherungsbedingungen schon  eine  sorgsame 
und    im    Zweifel   sachkundige   Kritik   und 
Säuberung.  i 

Llttemtnr  :  Eine  gute,  die  l'n/aUverrieherung  nach  • 
aUrn  in  Betracht  kommenden  ■JW/<*n  behandelnde  I 
Monographie  hat  Dr.  jnr.  Paul  Hteatand  unter 
dt  in  Titel    »Grundtüge    der   privaten  VtrfaUver- 
rieherung   mit  Berüektiehtigung   der  Haftpfiirht- 
reniehertingm    (Stuttgart,  F.  Enke,    1900)   jüngtl 
rerö^entlieht.      Sie    enthält    auth    autreichende 
yachiceite    der    deutschen     und    autUinditchen 
Litteratnr.    Autserdem  enthält  die  Bibliographie  ' 
IM  dem  Werk  ron  Hermann  und  Karl  Brämer  1 
»/Vi*  Vrmieherunginrefenx  (Leipzig,  C  L.  Hirteh- 1 
/eld,  IS'Ji)  in  der  I.  Abt.  einige  auch  ßir  die  Vn-  \ 
fallrenicherung  renrertbare  IMeratumachveiu.  \ 
Jm   ganzen   i*t   die  Speeiallüteratur  der  Unfall-  \ 
rer*icherung  auffallend  dürftig.     Wichtiger  fast 
aU  ßir    andere    Vertieherungtztpeige    tind    hier 
die  .'<<iiHmlungen  der  oberstrichterlichen  Enttchei- 
dtnigeßi.  A.  Etnntinghaus. 


UnfTeiheit. 


I.  Begriff  und  Arten  der  U.  1.  Skla- 
verei. 2.  Leib-(Hals-)eigen8chaft  (EigenbehSrig- 
keit.  3.  (Erb-)ünterthänigkeit.  4.  Hörigkeit. 
n.  Verhältnis  der  wirtschaftlichen 
Zweckbestimmung  der  U.  zn  ihrer 
rechtlichen  Struktur,  m  Die  Skla- 
verei im  Altertum.  1.  Allgraaeines.  2.  Die 
Sklaverei  in  Griechenland,  a)  Ausserhalb  Attikas. 
b^  In  Attika.  3.  Die  Sklaverei  in  Born,  a) 
Uebersicht  Ober  die  Entwickelung  derselben, 
b)  Rechtliche  und  thatsächliche  Stellung  der 
Sklaven.  Einflnss  der  Sklavenwirtschaft  auf 
Staat  vnd  Gesellschaft,  c)  Rückbildung  der 
Sklavenwirtschaft;,  d)  "Wesen  und  Entwickelnng 
desKolonats.  IV.  Die  Sklaverei  im  Mittel- 
alter. V.  Die  neuzeitliche  Sklaverei 
in  den  Kolonieen  und  die  Aafhebnng 
derselben.    VI.  Massregeln  gegen  den 

Sklavenhandel.  ' 

I 

I.  Begriff  und  Arten  der  Unfreiheit    i 

Unfreiheit  im  rechtlichen  Sinne  besteht  | 
in  der  mehr  oder  minder  vollständigen  Auf- 


hebimg  der  menschlichen  Persönlichkeit,  die 
ohne  Freiheit  undenkbar  ist.  Als  Unfi-ei- 
heit  im  wirtschaftlichen  Sinne  bezeichnen 
wir  jenes  Verhältnis,  bei  dessen  Vorhanden- 
sein die  wirtschaftliche  Thätigkeit  eines 
Individuums  nicht  dtux:h  dessen  eigenen, 
sondern  durch  den  Übergeordneten  Willen 
eines  anderen  beherrscht  und  geleitet  wird. 
Beide  Begriffe  decken  sich  untereinander 
ebensowenig  wie  jeder  für  sich  mit  dem 
uns  hier  natürlich  in  keiner  Weise  interessie- 
renden Begriffe  der  Unfreiheit  im  mora- 
lischen Sinne.  Denn  wenn  es  zwar  fest- 
steht, dass  die  rechtliche  Unfreiheit  aucli 
die  wirtschaftliche  in  sich  schlicsst,  so  trifft 
doch  das  Umgekehrte  nicht  zu.  Neben  der 
rechtlich  gleichen  Freiheit  aller  kann  ganz 
wohl  wirtschaftliche  Ueberlegenheit  der 
einen  und  damit  auch  wirtschaftliche  Ab- 
hängigkeit und  Unfreiheit  der  anderen  be- 
stehen. In  einer  verkehrswirtschaftlichen, 
auf  Privateigentum  und  Vertragsfreiheit  be- 
ruhenden Wirtschaftsorganisation  ist  es  auch 
gar  nicht  anders  möglich.  Thatsächlich  ver- 
hält es  sich  auch  so  in  unserer  modernen, 
auf  dem  Principe  der  Oleichheit  aller  vor 
dem  Gesetze  aufgebauten  Gesellschaftsord- 
nung. Und  dieser  Gegensatz  z^öschen  for- 
meller Gleichheit  und  materieller  Ungleich- 
heit ist  es  ja,  der  in  der  sozialistischen  Be- 
wegung seinen  Ausdruck  gefunden  hat 

Den  Gegenstand  der  folgenden  Darstel- 
lung wird  nur  die  Unfreiheit  im  rechtlichen 
Sinne  bilden.  Sie  tritt  im  Laufe  der  mensch- 
heitlichen Entwickelung  in  verschiedenen 
Abstufungen  auf.    Die  härteste  derselben  ist 

1.  Sklaverei.  Für  die  rechtliche  Be- 
trachtung dieses  Institutes  ist  festzuhalten, 
dass  es  den  Personencharakter  des  ihm  unter- 
worfenen Menschen  vollkommen  aufhebt. 
Dies  kommt  negativ  in  dem  Mangel  j^licher 
Rechtsfähigkeit,  d.  h.  in  der  Unmöglichkeit, 
Subjekt  von  Rechten  zu  sein,  zum  Ausdruck ; 
der  Sklave  kann  im  Rechtssinne  nichts  be- 
herrschen. Positiv  tritt  es  in  der  Sach- 
eigenschaft des  Sklaven  zu  Tage:  er  selbst 
ist  Gegenstand  der  Herrschaft  eines  Anderen. 
Er  ist  also  weder  des  Connubiums  noch  des 
Commerciums  teilhaft  Er  kann  in  keine 
rechtlich  anerkannten  Famiüenbeziehungen 
treten.  Seine  geschlechtliche  Verbindung 
ist  keine  Ehe  und  die  Dauer  derselben 
allein  von  der  Willkür  des  Herrn  abhängig. 
Diesem  gehören  auch  die  Kinder,  die  einer 
derartigen  Verbindung  entspriessen.  Nicht 
anders  als  der  wirtschaftliche  Ertrag  irgend 
einer  sonstigen  ihm  zu  eigen  gehörigen 
Sache  mehren  sie  sein  Vermögen  und  ver- 
grössem  die  Zahl  seiner  Sklaven.  Was  der 
Sklave  auf  irgend  eine  Weise  erworben  hat, 
gehört  ebenfalls  nicht  ihm,  sondern  wird 
dem  Herrn  eigen.  Aus  seinem  Sachcharakter 
folgt  femer,  uiass  er  selbst  we  jeder  andere 
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Vermögensteil,  einen  Gegenstand  des  Ver- 
kehrs jeglicher  Art  bildet;  und  schliesdich 
auch  mit  Naturnotwendigkeit,  dass  ihm 
grundsätzlich  kein  Rechtsschutz  zu  teil  wird, 
weder  seinem  Herrn  selbst  noch  auch  un- 
mittelbar Dritten  gegenüber.  Wie  er  be- 
handelt und  ausgenutzt  wird,  ist  Sache  des 
Herrn.  Von  dessen  alleinigem  Ermessen 
hängt  Tofl  und  Leben  des  Sklaven  ab.  Und 
wie  er  für  den  Schaden,  den  sein  Sklave 
angestiftet  hat,  aufzukommen  verpflichtet 
ist,  so  ist  umgekehrt  auch  nur  er  berech- 
tigt, andere  zur  Verantwortung  und  zum 
Schadenersatz  heranzuziehen,  wenn  sie  seine 
Sklaven  misshandelt  oder  verletzt  und  da- 
durch seinen  Vermögensstand  benachteiligt 
haben.  Dass  den  Sklaven  wie  aile  private 
so  auch  alle  öffentliche  Rechtsfähigkeit  ab- 
geht, braucht  wolü  nicht  erst  besonders  be- 
tont zu  werden.  Ebenso  ist  es  nur  eine 
selbstverständliche  Folge  der  Aberkennung 
alles  Personencharakters,  wenn  auch  der 
Sklave  (wie  die  Fremden)  grundsätzlich  von 
der  religiösen  Gemeinschaft  der  Btlrger  aus- 
geschlossen wird.  Das  Altertum  hat  denn 
auch  diese  Konsequenz  in  Bezug  auf  die 
Staatskulte  gezogen.  Das  Wesen  des 
Christentums  maclite  dann  allerdings  eine 
solche  Auffassung  begrifflich  unmöglich. 
Trotzdem  werden  wir  ihr  thatsächlich 
in  nicht  geringem  Masse  auch  in  den  Län- 
dern der  neuzeitlichen  Eolonialsklaverei  be- 
gegnen und  hier  sogar  auf  einen  durch  den 
Rassengegensatz  zwischen  Weissen  und 
Schwarzen  hervorgerufenen  Rückschritt  im 
Vei^leich  mit  der  Antike  stossen  (vgl. 
unten  S.  334).  Denn  diese  erkannte  we- 
nigstens ohne  weitei-es  die  Sklaven  auch 
in  dem  Sinne  als  Hausgenossen  an,  dass  sie 
dieselben  zur  Teilnahme  am  Gottesdienst 
des  Hauses  und  an  den  aus  Familienkulten 
entstandenen  Gemeindekulten  und  Volks- 
festen zuliess. 

So  das  strenge  Recht.  Allerdings  er- 
leidet dasselbe  in  der  Praxis  vielfache  Ab- 
schwächungen.  Der  wohlverstandene  eigene 
wirtschaftliche  Vorteil  der  Herren  verlangt 
es  und  nicht  minder,  wo  die  Zahl  der  Skla- 
ven eine  im  Verhältnis  zur  freien  Bevölke- 
rung bedeutende  ist,  politische  Klngheits- 
erwägungen.  Auch  Religion  und  Sitte  wirken 
mit  und  verbieten,  mächtiger  noch  als  staat- 
liche Schutzgesetze,  allzu  grausame  Behand- 
lung der  Sklaven.  Denn  anders  als  bei 
sonstigen  Vermögensgegenständen  wirkt  doch 
immer  zu  Gunsten  der  letzteren,  obgleich 
nicht  selten  durch  Rassenverschiedenheit 
zurückgedrängt,  die  Vorstellung  mit,  die 
der  Römer  Florentin  schon  mit  den 
Worten  zum  Ausdrucke  brachte:  inter  nos 
cognationem  quandam  natura  constituit.  Dies 
zeigt  sich  auch  darin,  dass,  wie  einerseits 
der  Sklave  dem  Willen  des  Herrn  unterge- 


ordnet ist,  er  andererseits  durch  diesen  auch 
zur  Rechtsfähigkeit  gelangen  und  frei  wer- 
den kann.  Niemals  aber  darf  man  aus  den 
Augen  lassen,  dass  alle  Abmilderungen  des 
strengen  Rechts,  auch  wo  sie  sich  bereits 
ihrerseits  wieder  zu  Rechtssätzen  verdichtet 
haben,  an  der  grundsätzlichen  SteUung  des 
Sklaven  und  an  seiner  Eigensch^  als  blosse 
Sache  nichts  ändern.  Denn  sie  sind  nicht 
Folge  einer  —  wenn  auch  nur  teilweisen  — 
Anerkennung  seines  Personencharakters,  son- 
dern entspringen  Erwägungen,  die  ganz 
ausserhalb  desselben  liegen  und  die  am 
prägnantesten  in  den  Worten  des  römischen 
Gesetzgebers  zusammengefasst  sind :  expedit 
reipubhcae  ne  sua  re  qms  male  utatur.  Der 
Sklave  bleibt,  mögen  ihm  Religion,  Sitte, 
Moral,  Gesetz  noch  so  schützend  zur  Seite 
stehen,  was  er  stets  war:  eine  Sache.  Der 
Schutz,  welcher  ihm  gegen  Willkür  des 
Herrn  zu  teil  wird,  ist  immer  dem  Wesen 
nach  nur  polizeilidier  Natur  und  äussert 
sich  zu  seinen  Gunsten  —  begrifflich  nicht 
verschieden  von  tierschutzgesetziichen  Be- 
stimmungen —  als  blosse  Reflexwirknng, 
nicht  aber  als  Folge  eines  rechtlich  begrün- 
deten Anspruches. 

Dass  dem  so  ist,  erscheint  nur  selbst- 
verständlich, wenn  man  ins  Auge  fasst,  dass 
Hauptursache  der  Sklaverei  zu  allen  Zeiten 
und  bei  allen  Völkern  Krieg  und  Men- 
schenraub gewesen  ist.  Wer  im  Kampfe 
Sieger  bleibt,  kann  den  Ueberwimdenen 
töten.  Dasselbe  Schicksal  harrte  auch 
seiner,  wenn  umgekehrt  er  der  Unter- 
legene wäre.  Dass  dem  Besiegten  das 
Leben  nicht  genommen  wird,  vei-dankt  er 
nur  der  Gnade  des  Siegers.  Dadurch  aber, 
dass  dieser  ihn  schont,  erlischt  nach  der 
Auffassung  barbarischer  Zeiten  und  Zu- 
stände nicht  auch  das  Recht,  ihn  später  zu 
töten.  Dasselbe  bleibt  vielmehr  nur  suspen- 
diert, weü  und  solange  es  dem  Herrn  so 
gefäUt,  und  kann  jeden  Augenblick  wieder 
aufgenommen  und  ausgeübt  werden.  Aus 
der  Gewalt  über  das  Leben  des  Gefangenen, 
aber  fliesst  auch  in  logischer  Folge  das 
Recht  und  die  Macht  des  Herrn,  dasselbe 
so  zu  gestalten,  wie  es  ihm  beliebt.  In  der 
Folge  der  Zeiten  gesellen  sich  zur  Kriegs- 
gefangenschaft —  als  Folge  eines  Volks- 
krieges, bezw.  von  Privatgewalt  mit  der 
Absicht  des  Menschenraubes  zum  Zwecke 
eigener  Benutzung  der  Gefangenen  oder 
ihrer  Verwertung  als  Handelsobjckt  —  auch 
noch  andere  Entstehungsgründe  der  Skla- 
verei: Verkauf  freigeborener  Kinder  durch 
ihre  Eltern,  Selbstverkauf,  Schuld-  und 
Strafknechtschaft,  schliesslich  Abstammung 
von  Sklaveneliem.  Stets  aber  bleibt  das 
Listitut  —  auch  nachdem  es  durch  die 
zeithchen  Fernwirkungen  der  zum  Rechtssatz 
erhobenen  Vererblichkeit  der  Unfreilieit  von 
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den  anderen  Ursachen  der  letzteren  begriff- 
lich unabhSngig  geworden  und  verewigt  ist 
—  von  dem  ursprflnglichen,  ihm  zu  Grunde 
liegenden  Gedanken  beherrscht:  dass  Skla- 
ven geschonte  Kriegsgefangene  seien.  Und 
dieser  Gedanke  bestimmt  das  Schicksal  der 
einzelnen  Sklaven  sowie  die  Reehtsent- 
wickelun^  der  Sklaverei  im  ganzen. 

Als  eine  besondere  Abstufung  der  Un- 
freiheit neben  der  Sklaverei  und  verschie- 
den von  derselben  pfl^  auch  die 

2.  Leib-(Hal8)-eigen8chaft  anfgeffihrt 
za  werden  —  wenn  man  jedoch  naher  zu- 
sieht, mit  Unrecht.  Denn  das  Wort  be- 
sagt entweder  dasselbe  wie  Sklaverei  und 
ist  nur  die  deutsche  Bezeichnung  hierfür 
oder  es  bezieht  sich  auf  Verhältnisse, 
weldie  mit  einem  Rechtszustande,  der  die 
PeisSnlichkeit  negiert,  an  sich  nichts  zu 
thnn  haben.  So  bedeutete  z.  6.  die  russische 
Leibeigenschaft  erst  der  Hofleute  allein  und 
seit  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts  ganz 
allgemein  der  bäuerlichen  Bevölkening  eine 
der  sp&trömischen  servitus  gegenüber  nicht 
nur  uiatsächlich,  sondern  auch  juristisch 
doch  nur  recht  wenig  abgemilderte  Enecht- 
schaft  Sicherlich  wird  man  keinen  tief- 
greifenden Unterschied  zwischen  dieser  und 
jener  darin  suchen  und  finden  dürfen :  dass 
es  unter  den  russischen  Leibeigenen  selb- 
ständige Gewerbsleute,  Kaufleute,  Künstler 
aller  Art  gegeben  hat,  dass  manche  aus  ihrer 
Sntte  oft  zu  sehr  grossem  Beichttun  gelangt 
sind  und  dass  die  Einrichtung  desObrok, 
d.  h.  der  2^ahlung  eines  Jahreszinses  für  die 
Erlaubnis  zu  selbständiger  Verwertung  der 
Arbeitskraft  auch  ausserhalb  des  Gutsbe- 
zirkes, ziemlich  verbreitet  gewesen  ist.  Da- 
gegen wird  im  18.  Jahrhundert  in  Preussen 
nnd  Oesterreich  missbräuchlich  »Leibeigen- 
schaftc  statt  der  richtigen,  der  dort  vor- 
handenen ländlichen  Verfassung  allein  ent- 
sprechenden Bezeichnimg  »Erbunterthänig- 
keit*  gesetzt.  Das  gehässige  Wort  diente 
dem  Reformeifer  der  Zeit  des  aufgeklärten 
Absolutismus  als  wirksames  Schlagwort  in 
seinem  Kampfe  um  die  Lockerung  imd  Auf- 
lösung der  alten  Agrarverfassung  und  war 
mit  einer  der  Hebel,  durch  welche  das  guts- 
herrlich-bäueriiche  Verhältnis  erschüttert 
wurde. 

Dann  aber  begreift  man  unter  »Leib- 
eigenschaft« (Halseigenschaft, 
£igenbehörigkeit)  ein  besonderes  per- 
sönliches Rechts-  und  Besitzverhältnis  einer 
gewissen  Art  von  grund herrlichen  Bauern 
in  Westdeutschland  im  18.  Jahrhundert. 
Näheres  ist  uns  nur  für  Nordwestdeutscli- 
land  bekannt  Für  Niedersachsen  ist  das 
Verhältnis  neuerlich  von  Wittich  ausführ- 
lich geschildert  worden.  Ueberrest  einer 
uralten  ländlichen  (grundherrlichen)  Verfas- 
sang,  hat  die  »Leibeigenschaft«  im  IS.  Jahr- 


I  hundert  eigentlich  nur  mehr  die  Bedeutung 
[eines  Rechtsaltertums.  Auch  bilden  zu 
j  dieser  Zeit  die  »Leibeigenen«;  —  in  einigen 
j  Teilen  Niedersachsens  —  eine  geringe 
j  Minderheit,  während  die  allgemein  ver- 
!  breitete  Form  der  grundherrlichen  Verfas- 
sung in  der  Regel  eine  andere  ist,  indem 
der  Grundherr  freie,  in  erblichem  Pacht- 
verhältnis stehende  Bauern  unter  sich  hat 
Die  »Leibeigenschaft«  besteht  im  wesent- 
lichen in  folgendem:  Die  »Leibeigenen« 
eines  Grundherrn  sind  hinsichtlich  ilirer 
Höfe  in  einen  Verband  geeinigt,  dessen 
Mittelpunkt  das  Meierding  bildet,  d.  h.  das 
aus  dem  grundherrlichen  Meier  als  Voi> 
sitzenden  und  aus  den  Meierdingsleuten, 
d.  h.  den  Besitzern  der  Höfe  (Meierdings- 
güter) als  Beisitzern  und  Urteilsfindern  be- 
stehende Gericht  über  Grundbesitzsacheu, 
vor  welchem  alle  einschlägigen  Streitig- 
keiten entschieden  werden  und  auch  der 
Grundherr  seine  Redite  gegen  die  Meier- 
dingsleute geltend  macht  Meierdingsgüter 
können  nur  von  Mitgliedern  der  alten  hof- 
rechthchen  Genossenschaft  besessen  werden, 
in  die  man  durch  Geburt  oder  freiwillige 
Ergebung  eintrat  Die  »Leibeigenen«  sind 
nach  allen  Richtungen  hin  rechtsfähig, 
haben  aber,  wenn  sie  lieiraten,  eine  Abgabe, 
Bede m und,  und  überdies  jährlich  (V)  als 
persönliche,  also  vom  Gnmdbesitz  unab- 
hängige Leistung  das  Halshuhn  zu  ent- 
richten. Sie  können  sich  auch  loskaufen. 
Dies  thaten  z.  B.  die  Töchter  eines  Leib- 
eigenen, die  einen  Fremden  heirateten,  oder 
jene  Sühne,  die  den  Hof  nicht  annahmen. 
Der  Herr  dürfte,  wegen  der  Einnahmen, 
wohl  selten  Schwierigkeiten  gemacht  haben. 
Ueber  ihr  Eigentum  und  auch  Ober  den 
Hof  konnten  die  Leibeigenen  in  jeder  Weise 
unter  Lebenden  und  auch  auf  den  Todesfall 
verfügen.  Doch  hatte  der  Erbe,  der  natür- 
lich Mitghed  der  Hofgenossenschaft  sein 
musste,  dem  Grundherrn  beim  Todesfalle 
das  »nächstbeste«  Pferd  oder  die  »nächst- 
beste« Kuh  als  mortuarium,  Baulebung,  Kui- 
mede  abzutreten.  Der  Zins  der  Hofbesitzer 
war  gering.  Dienste  hatten  sie  nicht  zu 
leisten,  was  sicli  einfach  daraus  erklärt, 
dass  die  nordwestdeutsche  Leibeigenschaft 
nur  dort  vorkommt,  wo  der  Grundherr 
keinen  Eigenbetrieb  hat  Denn  wo  dies 
der  FaU  war,  entwickelte  sich  eine  andere 
Art  der  Unfreiheit,  die 

3.  (Erb-)Unterthäiii^eit  Dieselbe  hat 
sich  seit  dem  13.  und  14.  Jahrhundert  im 
Anschlüsse  an  die  Enlwickelung  des  guts- 
herrlichen Grossbetriebes  und  mit  dieser 
gleichen  Schritt  haltend  überall  im  Osten 
der  Elbe  und  des  Böhmerwaldes  heraus- 
gebildet. Gegenüber  ihrer  bereits  erwähnten 
Bezeichnung  als  Leibeigenschaft  in  Oester- 
reich   und    Preussen    ist    nochmals   dai-auf 
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hinzuweisen,  dass  die  wesentlichen  Merk- 
male der  letzteren  einerseits  Mangel  an 
Rechtsfähigkeit  und  des  Anspruches  auf 
Rechtsschutz  sowie  andererseits  Sacheigen- 
schaft im  Verkehre  bilden.  Allerdinga  tritt 
die  liCibeigenschaft  (Sklaverei)  zuweilen  auch 
in  milderen  Formen  auf,  in  welchen  die  an- 
geführten Wesensmerkmale  verschieden  kom- 
biniert sein  können.  Es  darf  aber  nicht  aus 
den  Augen  gelassen  werden,  dass  ein  per- 
sönlicher Rechtszustand  dann  und  nur 
noch  dann  als  Sklaverei  (Leibeigenschaft) 
betrachtet  werden  muss  imd  kann,  wenn 
dem  Berechtigten  die  Veräusserungsbefugnis 
gegenüber  dem  Unterworfenen  ebensowohl 
zusteht  wie  an  anderen  Teilen  seines  Ver- 
mögens. Von  einer  derartigen  Veräusse- 
rungsbefugnis der  Herrschaften  gegenüber 
ihren  (Erb-)ünterthanen  ist  im  grossen  und 
ganzen  in  Deutschland  und  Oesterreich 
nicht  die  Rede.  Die  Erbunterthanen  bilden 
vielmehr  rechtlich  die  Pertinenz  gewisser 
Gutsbezirke.  Sie  kleben  an  der  Scholle 
imd  ihre  Beweg^ungsfreiheit  ist  ganz  vom 
Belieben  der  Herrschaft  abhängig.  Aber 
wie  es  einerseits  ihre  Pflicht  ist,  auf  der 
Scholle  zu  bleiben,  so  ist  dies  andererseits 
auch  ihr  Recht.  Der  Gutsherr  hat  daher 
gar  kein  unmittelbares  dingliches  Recht  an 
ihrer  Person,  sondern  nur  ein  durch  das 
Gut  vermitteltes,  welches  mit  der  Herr- 
schaft über  das  letztere  steht  und  fällt.  Ist 
so  auf  der  einen  Seite  4er  Erbunterthan 
kein  Verkehrsgegenstand,  so  ist  anderenteils 
seine  privatrechtliche  Persönlichkeit  nach 
allen  Richtungen  hin  anerkannt  Er  ist 
Subjekt  von  Vermögens-  und  Familien- 
rechten.  Er  erwirbt  für  sich,  veräussert 
imd  vererbt  das  Erworbene  mit  Rechts- 
wirkung, tritt  auch  zu  seiner  eigenen  Herr- 
schaft in  rechtlich  anerkannte  und  durch- 
setzbare vermögensrechtliche  Beziehungen. 
Niemals  ist  ihm  der  Rechtsanspruch  auf 
civilen  und  öffentlichen  Rechtsschutz  dem 
Herrn  und  Fremden  gegenüber  grundsätz- 
lich aberkannt  oder  verkümmert  worden. 
Mit  anderen  Worten :  die  Persönlichkeit  der 
Unterthanen  ist  diuxih  den  Zustand  der  Un- 
freiheit, in  dem  sie  leben,  nicht  verneint, 
sondern  es  ist  niu*  ihre  Handlungs&higkeit 
eingeschränkt  und  ihnen  eine  Reihe  von 
Yerbindlichkeiten  auferlegt,  denen  vollfreie 
Männer  nicht  unterliegen :  Schollenpflichtig- 
keit,  der  ein  herrschaftliches  Vindikations- 
recht  bei  eigenmächtiger  Entfernung  aus 
dem  Gutsbezirke  entspricht ;  Treu-  und  Gehor- 
samspflicht; Verbindlichkeit  .^er  noch  in 
Brot  und  Gewalt  der  Eltern  \  befindlichen 
Unterthanenkinder  zu  Gesindediensten  (Wai- 
sen-Hofdienstjahre),  sowie  aller  vom  Tage- 
lohn lebenden  Unterthanen  überhaupt,  in 
erster  Reihe  der  Erbherrschaft  zu  dienen; 
Notwendigkeit  des  Konsenses  der  letzteren 


zu  unterthänigen  Heiraten,  sowie  wenn 
Unterthanen  sich  einem  anderen  als  dem 
landwirtschaftlichenBenrfe  zuwenden  wollen; 
endlich  die  Verbindlichkeit  zu  gewissen 
Geld-  und  Naturalabgaben  sowie  haupt- 
sächlich zu  Frondiensten,  deren  Umfang  und 
Art,  sich  nach  Urbariea  (schriftlichen  Auf- 
zeichnungen), Verträgen  zwischen  Unter- 
thanen und  Herrschaften  und  in  Ermange- 
lung derartiger  Behelfe  nach  dem  Landes- 
brauche richten.  Die  Beschaffenheit  der 
Besitzrechte,  sowie  die  dem  Gutsherrn 
innerhalb  seines  Gutsbezirkes  zustehende 
niedere  Gerichtsbarkeit  über  die  Erbunter- 
thanen aber  sind  für  die  persönliche  Rechts- 
stellung der  Unterthanen  —  und  auf  diese 
allein  kommt  es  hier  an  —  an  sich  gleich- 
gütig.  Die  Erbunterthänigkeit  endigte  im 
grossen  und  ganzen  nur  durch  Freilassung, 
sei  es  dass  dabei  zugleich  der  Uebergang 
in  eine  andere  Unterthänigkeit  stattfand  — 
so  besonders  bei  Heiraten  —  oder  dass  der 
Entlassene  vollständig  frei  wurde.  Die  Frei- 
lassung —  z.  B.  im  Wege  des  Loskaiifs  — 
hing  ganz  allein  vom  Belieben  der  Herr- 
schaft ab.  Seit  dem  »Leibeigenschafts«auf- 
hebungspatente  (1781)  kam  die  Unterthänig- 
keit in  Oesterreich-  nur  mehr  in  der  unter- 
thänigen Verpflichtung  zur  Leistimg  der  in 
den  tJrbarien  oder  Robotverzeichnissen  ent- 
haltenen und  gesetzlich  geregelten  Fron- 
dienste und  sonstigen  Natural-  und  Geld- 
giebigkeiten  zum  Ausdruck.  — 

4.  Hörigkeit  Als  Grad  der  Unfreiheit 
wird  schliesslich  auch  noch  die  Hörigkeit 
angeführt.  Dieselbe  ist  jedoch  kein  Begriff 
fiu"  sich,  sondern  wird  für  alle  Arten  der 
Unfreiheit  gebraucht,  ist  also  nichts  als  ein 
Ausdruck  für  rechtliche  Unfreiheit  über- 
haupt. 

II.  Verliältnis  der  wirtschaftlichen 

Zweckbestimmaiig    der   Unfreiheit    za 

ilirer  rechtlichen  Struktur. 

Wenn  wir  auf  die  wirtschaftliche  Zweck- 
bestimmung der  Unfreiheit  im  allgemeinen 
und  ihrer  verschiedenen  Abstufungen  ins- 
besondei-e  einen  BUck  werfen,  so  zeigt  ims 
die  geschichtliche  Entwickelung,  dass  die 
Sklaverei  an  sich  niemals  Wirkung  oder 
ihrerseits  wieder  Wechselursache  einer  be- 
stimmten Arbeitsverfassunggewesen  ist — mag 
diese  nun  landwirtschaftlich  oder  industrieU^ 
dem  Grossbetriebe  dienend  oder  zu  Zw^ecken 
des  Kleinbetriebes  bestimmt  sein.  Sie  liat 
sich  stets  all  dem  ebensowohl  anbequemt, 
wie  sie  auch  bloss  Luxuszwecken  gedient 
hat.  Dabei  ermöglicht  sie  nicht  minder  eine 
unmittelbare  Ausnutzung  der  Arbeitskraft 
durch  den  Herrn  selbst  wie  eine  mittelbare 
—  durch  Dienstvermietung.  Mit  anderen 
Worten:  die  wirtschaftliche  Zweckbestim- 
mung der  Sklaverei  in  allen  Formen  de> 


Digitized  by 


Google 


Uufreiheit 


321 


selben  ist  bei  der  rechtlichen  Fonnulierung 
vollständig  verwischt.  T  hat  sächlich  wer- 
den sich  ja,  je  nach  der  konkreten  Verwen- 
dung der  Sklaven,  auch  Verschiedenheiten 
in  der  Stellung  imd  Behandlung  derselben 
herausbilden.     Rechtlich  wii^  das  aber 
in    keiner  Weise  zum  Ausdruck  kommen. 
Anders  dagegen  ist  es,  wenn  wir  die  auf 
»Gnind-s.    oder    »Outsherrschaften«    ausge- 
bildete Unfreiheit  ins  Auge  fassen.    Diese 
ist  Ausfluss  ganz  bestimmter  ländlicher  Ver- 
fassungen und  wirtschaftlicher  Ausnutzungs- 
formen   des  Grossgrundbesitzes,    und   diese 
ihre   wirtscliaftliche  Zweckbestimmung  tritt 
auch  in  der  rechtlichen  Struktur  des  ganzen 
Verhältnisses  hervor.    Die  sogenaimte  west-  I 
deutsche  Leibeigenschaft  hat  sich  da  ent- 1 
wickelt,  wo  die  Grundherrschaft    bestand, 
die   Erbimterthätigkeit  aber  in  jenen   Ge- 1 
bieten,  in  denen  die  Gutsherrschaft  ziu*  Aus- 1 
bildung  gelangt   war.     Welche  Wirtschaft- 1 
liehen,  politischen  und  sozialen  Umstände  die 
«ine   oder  die  andere  der  genannten  Agrar- 
verfassungen   ins  Leben   gerufen  haben,   ist 
für  unsere  Betrachtung  gleichgiltig.    Worauf 
«s  uns  hier  ankommt,  ist,  dass  der  Grund- 
herr überhaupt  keine  oder  doch  wenigstens 
keine  bedeutend  über  seinen  Haushaltimgs- 
l)edarf     hinaus^hende     landwirtschaftliche 
RDduktion  treibt     Diese  spielt  daher  ob- 
jektiv genommen  und  subjektiv  als  gnmd- 
herrliche  Einkommensquelle  eine  nur  sehr 
imtei^eordnete  Rolle.    Die  Hauptquelle  des 
gmndherrlichen   Einkommens    bilden    viel- 
mehr die  (Gretreide-  und  Geld-)  Zinsungen 
sowie   die  sonstigen  persönlichen  Abgaben 
der  Besitzer  der  auf  dem  Herrschafteland 
befindliehen  abhängigen   Bauernhöfe.     Die 
Haupteinnahmequelle  des  Gutsherrn  dagegen, 
der   seinem   Wesen   nach  und  in  der  ge- 
schichtlichen Folge  später  auftritt  als  der 
Grundherr  und  sich  aus  diesem  heraus  ent- 
"wickelt,  ist  der  landwirtschaftliche  Gcossbe- 
trieb.      Der   Gutsherr   produziert   für  den 
Hai^t   und   dadm-ch  bestimmt  sich  seine 
ganze  wirtschaftliche  Politik  gegenüber  seinen 
Unterthanen  und  deren  persönlichen  Rechts- 
stellung  imd   Besitz  Verhältnissen.      In   der 
Gnindherrschaft    sowohl    als   auch   in   der 
Gutsherrschaft    sind    Bauer    und    landwirt- 
schaftlicher Arbeiter   überhaupt  unfrei  und 
schoUenpflichtig.    Dort  aber  ist  das  l>äuer- 
liche  Besitzrecht  ein  sehr  gutes,   unter  ge- 
wissen   Beschränkungen    vererbliches    und 
veräusserliches,  hier  ein  in  der  Regel  elendes, 
indem   die  »"Wirte  bis  weiter«,  die  jeden 
Augenblick  nach  dem  Belieben  der  Herr- 
schaft von   ihren  Stellen  entfernt  werden 
können,  die  grosse  Mehrzahl  bilden.    Dort 
vollzieht  sich  der  Besitzübergang  in  betreff 
der  Bauernhöfe  in  gewissen  festen  Foiinen,  | 
hier   sind  dieselben  rechtlich  nicht  festge- 1 
1^.     Aus   sehr   einfachen   Gründen:    der 


GrundheiT  hat  kein  Interesse  an  schlechten 
und  schwankenden  Besitzrechten  der  ihm 
unterworfenen  Bauern.  Worauf  es  ihm  an- 
kommt, ist,  dass  die  Zinsungen  und  persön- 
lichen Abgaben  von  den  letzteren  richtig 
eingehen,  dass  das  »Halshuhn«,  die  »Kur- 
mede«  und  die  Mortuarien  pünktlich  ent- 
richtet werden.  Dienste  braucht  und  bean- 
sprucht er  nicht  oder  hat  doch  kein  Inte- 
resse daran,  sie  über  das  zu  Recht  be- 
stehende geringe  Mass  hinaus  zu  steigern. 
Denn  wozu  sollte  er  sie  verwenden?  Der 
GutsheiT  dagegen  hat  einen  kapitalistischen 
Betrieb,  der  seinem  ganzen  inneren  Wesen 
nach  sich  fortwährend  auszudehnen  sucht 
Das  ist  nun  zunächst  eine  Raumfrage,  die 
nur  auf  Kosten  der  bäuerlichen  Kleinbetriebe 
gelöst  w^erden  kann  und  gelöst  wird:  ur- 
sprünglich durch  Auskaufung  der  Bauern, 
später  durch  Herabdrückung  der  Besitzrechte 
jener,  die  auf  ihren  Höfen  belassen  werden. 
Die  Gutsherrschaft  kann  neben  sich  feste 
und  unantastbare  bäuerliche  Besitzrechte 
nicht  dulden,  weil  diese  ihre  Expansions- 
fähigkeit einschränken.  So  kommt  dann  all- 
mählich die  Rechtsanschauung  auf  und  wird 
zuletzt  kodifiziert,  dass  der  Gutsherr  von 
Rechte  wegen  Alleineigentümer  alles  Grundes 
und  Bodens  in  seinem  Gutebezirke  ist  imd 
dass  der  Bauer  nur  von  herrschaftlichen 
Gnaden  auf  seinem  Hofe  sitzt  Der  Auf- 
saugung des  Bauernlandes  durch  das  Herren- 
land steht  dann  ''^chte  mehr  im  Wege.  Aus 
den  gleichen  Gründen  wie  die  Verschlechte- 
rung der  bäuerlichen  Besitzrechte  entspringt 
die  bäuerliche  Fronpflicht  Ihr  gegenüber 
treten  an  Wert  und  Bedeutung  die  anderen 
guteunterthänigen  Schuldigkeiten  vollständig 
zurück.  Der  Guteherr  kann  einfach  ohne 
die  imterthänigen  Dienste  gar  nicht  be- 
stehen; imd  zwar  um  so  weniger,  je  mehr 
sein  Betrieb  sich  vergrössert  Etei  es  ihm 
gelungen  ist,  sich  das  Recht  hierzu  zu 
sichern,  so  muss  er  nun  auch  nach  der  Aus- 
dehnung der  unterthänigen  Fronpflicht  und 
nach  der  Beseitigung  aller  Einschränkungen 
in  der  Abforderung  derselben  streben. 

Die  Geschichte  der  Grund-  und  Giits- 
herrschaft  und  der  aus  denselben  fliessenden 
Unfreiheiteverhältnisse  der  bäuerlichen  Be- 
völkenmg  sind  bereite  an  anderer  Stelle  dar- 
gelegt worden  (vgl.  d.  Artt.  Grundbesitz 
(Geschichte)  oben  Bd.  IV  S.  823 ff.;  Guts- 
herrschaft oben  Bd.  IV  S.  930 ff.;  Bauer 
und  Bauernbefreiung  oben  Bd.  11  S. 
338  ff.).  Hier  wird  also  ledighch  die  Un- 
freiheit in  engerem  Sinne,  d.  h.  die  Sklaverei 
behandelt  werden. 

Das  Institut  der  Sklaverei  ist  keinem 
Volke  jemals  in  allen  Phasen  seiner  Ent- 
wickelung  fremd  geblieben«  und  seine  Rolle 
ist,  so  mannigfache  Wandlungen  es  auch  im 
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Laufe  der  Zeit  erfahren  hat,  auch  heute 
noch  nicht  ausgespielt. 

Unsere  modernen  Vorstellungen  vom 
Wesen  und  der  angeborenen  Freiheit  der 
menschlichen  Persönhchkeit  lassen  uns  aller- 
dings jede  dauernde  rechtliche  Aufhebung 
oder  Bindung  der  letzteren  im  Dienste  und  zu 
Gunsten  anderer  Menschen  als  etwas  Wider- 
natürliches erscheinen.  Wir  halten  sie  nicht 
nur  mit  Recht  für  sittlich  verwerflich,  sondern 
auch  für  unwirtschaftlich  und  sind  geneigt, 
zu  glauben,  dass  parallel  mit  der  Ausbildung 
des  menschlichen  Sittlichkeitsgefühles  und 
besserer  wirtschaftlicher  Einsidat  auch  stets 
ein  regelmässiges  Zurückweichen  härterer 
Formen  der  Unfreiheit  vor  milderen  und 
dieser  schliesslich  vor  der  Freiheit  stattge- 
funden habe.  Diese  Anschauung  ist  jedoch, 
wie  die  folgende  Darstellung  zeigen  wird, 
nicht  unbedingt  richtig,  so  unschwer  erklär- 
lich sie  andererseits  ist.  Sie  wurzelt  näm- 
lich vor  allem  in  unserem  Optimismus :  wir 
erblicken  gerne  in  dem  Aufstiege  von 
Niederem  zu  Höherem  das  Gesetz  der  Mensch- 
heitsgeschichte. Dann  aber  beruht  sie 
auf  der  Anlegiing  unserer  Massstäbe  an 
Verhältnisse,  die  von  den  unserigen  ganz 
verschieden  sind.  Was  insbesondere  die 
wirtschaftliche  Seite  der  Frage,  also  die  Un- 
freiheit als  Arbeitssystem  betrifft,  so  ist  es 
zwar  richtig,  dass  bei  höheren  Anforderungen 
an  die  Qualität  der  Arbeit,  die  nur  an  geistig 
entwickeltere  und  daher  selbstbewusstere 
Arbeiter  gestellt  und  nicht  mehr  durch 
mechanische  Mittel  allein  erzwungen  werden 
können,  die  UnWirtschaftlichkeit  der  Unfrei- 
heit zu  deren.  Umgestaltung  oder  Beseitigung 
führen  wird.  Ebenso  richtig  ist  es  aber 
hinwiederum,  dass  sie  sich  begrifflich  dort 
erhalten  kann,  wo  diese  Voraussetzungen 
nicht  zutreffen.  Auch  in  unserer  Zeit  also 
noch.  In  dieser  allerdings  —  dank  der  all- 
gemeinen europäischen  Kulturentwickelung 

—  nur  mit  der  Beschränkung  auf  Ange- 
hörige fremder  Rassen,  die  wir  als  der 
unseren  inferior  anzusehen  gewohnt  sind. 

m.  Die  Sklaverei  im  Altertum. 

Betrachten  wir  zunächst  die  Sklaverei  im 
Altertum.  Dabei  können  wir  vom  Orient 
ganz  absehen.  Die  Sklaverei  hat  hier  nie- 
mals zu  einer  wirtschaftlich  ausschlaggeben- 
den Rolle  gelangen  können,  wie  in  Hellas 
und  Rom.  Wohl  ist  sie  in  einigen  Kultur- 
centren  -auf  dem  Gebiete  der  gewerblichen 
und  industriellen  Produktion  bedeutsamer 
gewesen.  Aber  doch  auch  nur  auf  diesem. 
In  der  Landwirtschaft  dagegen  hat  sie  keine 
nennenswert  starke  Verbreitung  gefunden, 
so  dass  sie  —  wie  übrigens  auch  heute  noch 

—  im  wesentlichen  bloss  für  Zwecke  per- 
sönlicher Bedienung,  als  HausknechtscWt 


also,  in  Betracht  kam.  Von  den  Rivalea 
Roms,  den  Karthagern,  wissen  wir  zu  wenig. 
Genauer  bekannt  und  für  uns  allein  inte- 
ressant ist  die  Entwickelung  und  Funktio- 
nierung der  Sklaverei  bei  den  Griechen  und 
Römern,  auf  deren  Kultur  sich  auch  die 
unserige  aufgebaut  hat. 

1.  AUgemeines.  Wie  im  politischen 
Leben,  so  war  das  Lebensprincip  der  antiken 
Staatsgebilde  auch  in  der  Volkswirtschaft 
die  Gewalt  —  eine  natürliche  Folge  des 
ewigen  Kriegszustandes,  der  zwischen  den 
einzelnen  Staaten  und  Völkern  herrschte  und 
den  Gedanken  einer  allgemeinen,  mensch- 
lichen Zusammengehörigkeit  derselben  gar 
nicht  oder  doch  erst  gegen  das  Ende  der 
alten  Welt  aufkommen  liess :  demnach  zu  einer 
Zeit,  in  der  nicht  nur  die  damals  bekannte 
Welt  im  römischen  Weltreich  zusammen- 
gefasst  erschien,  sondern  sich  auch  bereits 
der  Einfluss  der  Christuslehre  und  die  An- 
schammg  Geltung  verschafft  hatte,  dass  alle 
Bekenner  des  neuen  Glaubens  Brüder  seien. 
Begrifflich  konnten  die  Menschen  damjds 
nur  unter  ihren  Volksgenossen  auf  Aner- 
kennung ihrer  Persönlichkeit  zählen.  In  der 
Fremde  war  grundsätzlich  jeder  ein  Feind 
unter  Feinden  und  daher  an  sich  rechtlos. 
Die  natürliche  Folge  derartiger  Verhältnisse 
muss,  wenn  es  zu  einem  Zusammenstoss 
zwischen  den  einzelnen  Gruppen  kommt, 
darin  bestehen,  dass  der  Sieger  den  Be- 
siegten tötet  oaer  ihn  und  alles,  was  ihm 
gehört,  den  bereits  vorhandenen  Ertrag  seiner 
früheren  Arbeit  also  und  seine  Arbeitskraft 
für  alle  Zukunft,  an  sich  zieht,  d.  h.  ihn  zu 
seinem  Sklaven  macht.  Die  Sklaverei  be- 
deutet in  dieser  Alternative  schon  einen  be- 
deutenden Kulturfortschritt,  und  zwar  in 
doppeltem  Sinn.  Sie  brachte  es  mit  sich, 
dass  die  früher  üblich  gewesenen  Abschlach- 
tungen  der  Kriegsgefangenen  eine  Ein- 
schränkung erfuhren  oder  aufhörten.  Anderer- 
seits aber  ermöglichte  auch  sie  erst  die  An- 
sammlung von  grösseren  Kapitalmassen, 
arbeitlose  Einkommen  und  damit  Kunst  und 
Wissenschaft  sowie  jeglichen  anderen  Fort- 
schritt, mit  einem  Worte  unsere  heutige 
Civilisation. 

Wo  Sklaverei  besteht,  wird  sie  die  freie 
Arbeit  ganz  oder  zum  Teil  verdrängen  und 
in  Missachtung  bringen.  In  welchem  Masse 
dies  geschieht,  hängt  lediglich  von  ihrer 
Ausdehnung  imd  von  der  Zahl  der  Arbeits- 
zweige ab,  die  sie  ergreift.  Das  wird  nicht 
nur  eine  Folge  der  durch  sie  für  die  freie 
Arbeit  erschwerten  Konkurrenz  sein,  son- 
dern auch  anderer  Gründe,  die  nicht  immer 
mit  wirtschaftlichen  Erwägungen  zusammen- 
hängen oder  wenigstens  die  wirtschaftliche 
Entwickelung  ebenso  sehr  beeinflussen,  wie 
sie  umgekehrt  wieder  deren  Einfluss  unter- 
liegen.   Moralische  und  materielle  Einflüsse 


Digitized  by 


Google 


Unfreiheit 


323 


wirken  daher  zusammen,  um  das  oben  er- 
wähnte ikgebnis  zu  erzielen. 

Der  Sieger  bleibt  frei,  und  der  Freie  ist 
Herr  und  braucht  gar  nicht  oder  weniger 
zu  arbeiten,  weil  seine  Sklaven  dies  für  ihn 
besoi^n.  Der  Schwache  aber  unterliegt. 
Er  wird  unfrei  und  muss  für  seinen  Ueber- 
winder  arbeiten.  Diese  Betrachtung  oder 
richtiger  zunächst  bloss  FestBtellxmg  einer 
für  die  einen  be<^uemen,  fOr  die  anderen 
aber  sehr  nachteiligen  ThJatsache  wirkt  nun 
überhaupt  bestimmend  auf  die  Gedanken 
Ober  das  "Verhältnis  der  Freien  und  Un- 
freien zur  Arbeit  imd  zu  einander.  Sie  er- 
klärt nicht  nur  die  Entwickelung,  welche 
die  Missachtung  der  Arbeit  im  Altertum 
genommen  hat,  sondern  schliesslich  auch  die 
selbst  innerhalb  unserer  modernen  Gesell- 
schaft in  manchen  Kreisen  waltende  Ab- 
neigung gegen  jede  wirtschaftliche  Thäüg- 
keit.  Erst  waren  es  gewisse  Arbeitszweige, 
die  als  eines  freien  Mannes  unwürdig 
galten:  jene  nämlich,  die  vorwiegend  von 
Sklaven  oder  ehemaligen  Sklaven  (Freige- 
lassenen) betrieben  wurden.  Mit  der  Zu- 
nahme der  Sklavenmassen  erweiterte  sich 
jedoch  die  Zahl  der  sordida  n^otia,  bis 
schliesslich  die  Arbeit  als  solche  als  un- 
würdig und  ehrenrührig  angesehen  wurde. 
Die  Römer  hielten  von  allem  Anfang  an 
nur  Krieg,  Ackerbau  und  Viehzucht  für 
ihren  Beruf.  Später,  als  der  Bauernstand 
durch  die  Latifundien  aufgesogen  imd  auf 
diesen  Sklavenwirtschaft  eingeführt  worden 
war,  war  es  nur  noch  der  Krieg,  der  als 
eines  freien  Römers  würdig  galt  Und  je 
mehr  dieses  grosse  Räubervolk  die  Welt 
brandschatzte,  desto  fester  wurde  in  ihm 
die  Anschauung:  Pigrum  et  iners  videtur 
labore  acquirere,  quod  possis  sangnine  pa- 
rare.  Auch  in  Athen,  wie  in  Griechenland 
überhaupt,  verfiel  mit  der  Zunahme  der 
Sklavenwirtschaft  das  ehedem  so  blühende 
freie  Gewerbe.  Hier  wie  in  Rom  wird  zti- 
letzt  die  Sklaverei  die  notwendige  Folie 
der  freien  Persönlichkeit  und  ein  Merkmal 
«iieser:  die  Freiheit  vom  Arbeitszwange. 
Die  ursprüngliche  Idee,  dass  der  freie  Mann 
sich  durch  Lohnarbeit  mit  den  Niedrigsten 
auf  eine  Stufe  und  ihnen  gleichstelle,  ver- 
bleicht dabei  immer  mehr.  Und  zwar  ge- 
rade zumeist  wenn  auch  nicht  ausnahms- 
los, bei  der  Mehrzahl  der  Philosophen  und 
Schriftsteller,  obgleich  dieselben  die  Not- 
wendigkeit der  Arbeit  anerkannten.  Wie 
verächtlich  äussert  sich  Plato  in  der  Person 
des  Sokrates  (Gorgias  517,  518)  über  die 
^knechtische«  Beschäftigung,  die  der  Sorge 
für  die  Bedürfnisse  des  Leibes  entspringt! 
Und  auch  Cicero  erklärt,  dass,  wer  für  Lohn 
arbeitet,  sich  in  die  Sklaverei  verkauft 

Mächtig   unterstützt   \»'urde  diese  Auf- 
fassung durch  die  antike  Idee  vom  Staate 


und  vom  Verhältnisse  des  Bürgers  zu  dem- 
selben. Der  freie  Mann  und  Büi^r  schul- 
dete sich  und  seine  Geistes-  und  Körper- 
kräfte ganz  dem  Dienste  des  gememen 
Wesens.  Von  Jugend  auf  soll  ihn  die  Er- 
ziehung zur  Erfflllimg  dieser  staatsbürger- 
lichen Pflichten  vorbereiten.  Jede  banau- 
sische Thätigkeit  aber  hält  ihn  von  diesen 
ab.  Sie  verdummt  ihn,  erfüllt  seine  Seele 
mit  niederer  Gewinnsucht,  raubt  ihm  den 
weiteren  Blick  und  macht  seinen  Körper 
zum  Kri^sdienst  untüchtig. 

Gewiss  ist  diese  antike  Anschauung  über 
die  Stellung  der  Arbeit  in  Staat  und  Ge- 
sellschaft durch  das  Vorhandensein  und 
stete  Vordringen  der  Sklaverei  hervorge- 
rufen worden.  Andererseits  ist  es  aber  auch 
klar,  eine  wie  mächtige  Stütze  sie  wieder 
dieser  werden  musste.  Die  Sklaverei  wird 
so  schliesslich  im  allgemeinen  Volksbe- 
wusstsein  zu  einer  Einrichtung,  ohne  die 
man  sich  die  freie  Welt,  die  freie  Persön- 
Uchkeit  und  die  Entwickelung  und  das  Aus- 
leben beider  gar  nicht  mehr  denken 
kann. 

Dabei  wird  man  wohl  kaum  leugnen 
können,  dass  auch  im  Altertum  zahlreiche 
Freie  von  ihrer  —  oft  sehr  niederen  —  Ar- 
beit lebten.  Ebensowenig  wird  man,  zu 
rechter  Würdigung  des  Zurücktreteus  freier 
vor  Sklavenarbeit,  übersehen  dürfen,  dass 
diese  direkt  den  Nahrungsspielraum  der  be- 
sitzlosen Freien  einengte.  Und  zwar  nicht 
nur  dadurch,  dass  sie  die  Löhne  drückte, 
sondern  dadurch  auch,  dass  sie  den  Freien 
vielfach  —  trotz  anfänglicher  Bemühungen 
der  Gesetzgebung,  sich  dieser  Entwicke- 
lung entgegen  zu  stemmen  —  Oberhaupt 
den  Zugang  zur  Arbeitsgelegenheit  ver- 
schloss.  Indem  man  aber  so  die  Wirkungen 
der  Sklavenkonkurrenz  auf  die  Rolle  der 
freien  Arbeit  im  griechisch-römischen  Wirt- 
schaftsleben in  Betracht  zieht  und  zugleich 
festhält  dass  die  Verachtung  der  letz- 
teren kaum  über  den  Preis  derjenigen  hin- 
ausreichte, die  auch  ohne  Arbeit  leben 
konnten,  wird  man  doch  auch  nicht  ver- 
gessen dürfen,  dass  dieser  Kreis  die  Blüte 
der  antiken  Kultiu"  repräsentierte.  Und  ge- 
nau so,  wie  wir  heute  die  Kulturanschau- 
imgen  eines  Volkes  nach  denen  seiner  höhe- 
ren Schichten  zu  beurteilen  und  mit  deren 
Massstäben  zu  messen  pflegen,  so  ist  dies 
zweifellos  auch  für  Hellas  und  Rom  be- 
rechtigt. Dann  aber  scheint  auch  festzu- 
stehen, dass  in  Bezug  auf  die  Würdigung 
der  Arbeit  ein  tiefer  Unterschied  zwischen 
imserer  und  der  alten  Zeit  besteht  —  ein 
Unterschied,  der  sich  nicht  bloss  darin  er- 
schöpft, dass  wir  im  Gegensatz  zur  Antike 
»eine  ausgesprochene  Scheu  haben,  die 
Dinge  beim  rechten  Namen  zu  nennen  und 
unsere  Empfindungen  offen  auszusprechen, 
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wo  sie  mit  der  Theorie  in  Widerspnich 
6tehen<t  (Ed.  Meyer). 

2.  Die  Sklaverei  in  Griechenland.    In 

Griechenland  erscheint  die  Sklaverei  meist 
als  Folge  kriegerischer  Eroberung  eines  Ge- 
bietes durch  einen  fremden  Stamm  oder, 
ohne  dauernde  Unterwerfung  einer  ganzen 
Bevölkerung,  der  Kriegsgefangenschaft  Ein- 
zelner, wobei  principieU  zwischen  Volks- 
genossen und  Barbaren  kein  Unterschied 
gemacht  wurde.  Weiter  treten  uns  in  aus- 
gedehntestem Masse  und  überall  Menschen- 
Taub  sowie  im  Anschlüsse  daran  Sklaven- 
handel entgegen. 

s)  Ausserhalb  Attikas.  Die  erstge- 
nannte Ursache  war  besonders  in  Thessa- 
lien, Sparta  und  Kreta  wirksam  geworden. 
In  Lakonien  und  Thessalien  hatte  sich  die 
autochthone  Bevölkerung  den  siegreich  her- 
einbrechenden Eroberern  auf  Grundlage  be- 
stimmter Bedingimgen  unterworfen,  deren 
wesentlichste  darin  bestand,  dass  sie  dem 
Staate  als  solchem  leibeigen  imd  von  diesem 
den  einzelnen  Herren  zur  Bewirtschaftung 
der  denselben  gehörigen  Landlose  zuge- 
wiesen wurden.  Von  den  Penesten  wissen 
wir  selu-  wenig.  Dagegen  ist  uns  Genaueres 
über  die  Heloten  bekannt,  welche  im  eigent- 
lichen spartiatischen  Gebiete,  d.  h.  im  wesent- 
lichen im  Eurotasthaie,  sowie  —  wenige 
Küstenstädte  ausgenommen  —  auch  in  Mes- 
senien  die  specifisch  ackerbautreibende  Be- 
völkerung bildeten.  Sie  unterscheiden  sich 
in  vielen  Beziehungen  bedeutsam  von  den 
Kaufsklaven  und  sind  eher  den  gnmdherr- 
liehen  Schollenpflichtigen  des  Mittelalters 
und  der  Neuzeit  vergleichbar.  Ihre  Ver- 
sachlichung, soweit  das  normale  Leben  in 
Betracht  kommt,  musste  deshalb  schon 
eine  beschränkte  sein,  weil  sie  nach  wie 
•vor  ihrer  Unterwerfung  auf  ihren  alten,  nun- 
mehr den  Eroberem  zugeteilten  und  eigen 
gewordenen  Hufen  sassen.  Sie  bewirt- 
schafteten dieselben  auf  eigene  Rechnimg 
und  waren  verpflichtet,  ihren  Herren  eine 
bestimmte  Menge  fester  und  flüssiger  Er- 
zeugnisse abzuliefern.  Da  die  willkürliche 
Erhöhung  dieser  Abgaben  durch  den  Herrn 
verboten  war,  so  war  für  die  Heloten  die 
Möglichkeit,  zu  einem  gewissen  Wohlstande 
zu  gelangen,  nicht  ausgeschlossen.  Der  Um- 
stand, dass  sie  ihren  Herren  nur  infolge 
staatlicher  Zuweisung  gehörten,  hatte  zwei- 
fache Folgen:  Vor  allem  neben  dem  be- 
sonderen Abhängigkeitsverhältnisse  zum  Be- 
sitzer ihres  Kleros  auch  noch  ein  allgemeines 
zu  jedem  Einzelnen  der  anderen  Spartiaten 
und  zum  ganzen  Staate.  Es  konnte  daher 
ebensowohl  jeder  beliebige  Bürger  wie  auch 
der  Staat  die  Dienste  eines  jeden  Heloten 
in  Anspruch  nehmen  —  namentlich  im 
Kriege.  Dann  aber  konnte  der  Herr  einen 
Heloten  weder  ausser  Landes  verkaufen  noch 


freilassen.  Freilassungen  erfolgten  vielmehr 
nur  durch  den  Staat:  als  Belohnung  für 
Tapferkeit  im  Kriege  oder  für  andere  dem 
gemeinen  Wesen  geleistete  Dienste,  femer 
als  Folge  gemeinsamer  Erziehung  mit  den 
Kindern  der  Herren  und  Teilnahme  an  der 
spartiatischen  Agoge.  Dass  die  Behandlang 
der  Heloten  durch  die  Spartiaten  nicht  an- 
ders als  grausam  sein  konnte,  ergiebt  sich 
aus  der  Natur  der  Sache.  Von  einer  Ver- 
sclimelzung  der  Eroberer  mit  den  unter- 
worfenen BevölkeruDgsschichten  oder  auch 
nur  einer  Abmildenmg  ihrer  feindseligen 
Beziehungen  zu  einander  war  keine  Rede. 
Sie  lebten  vielmehr  nebeneinander  fort,  wie 
zur  Zeit  ihres  Zusammenstosses :  die  einen 
voll  Hass  gegen  ihre  Unterdrücker,  die  an- 
deren voU  Misstrauen  gegen  die  Unter- 
drückten, stets  auf  der  Hut  vor  gewalt- 
samen Ausbrüchen  derselben  und  in  der 
Erwartung  solcher  Ausbrüche.  Milde  Be- 
handlung der  Heloten  als  Präventivmass- 
regel konnte  unter  diesen  Umständen  nichts 
nützen.  Denn  es  handelte  sich  nicht  wie 
anderwärts  um  ihrer  Heimat  entrissene  und 
auf  fi-emden  Boden  verpflanzte  Menschen, 
sondern  um  eine  ganze  sesshafte  Bevölke- 
mng,  welche  die  Erinnerung,  dass  sie  einst 
Alleinherrin  des  Bodens  gewesen  war,  den 
sie  mm  für  ihre  Ueberwinder  bebaute,  fort- 
während im  Herzen  trag.  Ihre  fort- 
wähi-ende  Ueberwachung  und  grausamste 
Massnahmen  als  Abschreckungsmittel,  um 
in  ihr  jede  Regimg  der  Selbständigkeit  von 
vom  herein  zu  ersticken,  wurde  also  den 
Spartiaten  wie  eine  politische  Notwendig- 
keit so  ein  politisches  Princip.  Jeder 
tapfere  und  hochgesinnte  Helote  war  ein 
Feind,  der  gefährlich  werden  konnte.  So 
verband  denn  die  hen-schende  Klasse  »das 
Nützliche  mit  dem  Angenehmen«,  wenn  sie 
alljährlich  ihre  jungen  Männer  unter  Leitung 
der  Ephpren  Helotenjagden  {xptnrreiat)  ab- 
halten Hess.  Die  Jugend  härtete  sich  lüer- 
bei  ab  und  übte  sich  im  Kriegsdienste.  Zu- 
gleich aber  wurden  auch  alle  gefährlichen 
und  verdächtigen  Elemente  unter  der  He- 
lotenbevölkerung aus  dem  Wege  geräumt 

Eine  ähnliche  Stellung  wie  die  Heloten  in 
Sparta  hatten  auch  die  ländlichen  Piivat- 
sowie  die  Domänensklaven  [dfa/uonai  und 
fivaitau)  auf  Kreta,  die  sogar  Ehen  mit 
freien  Frauen  eingehen  und  unter  Um- 
ständen ihre  Herren  beerben  konnten. 

b)  In  Attäka.  Während  in  Sparta  die 
autochthone  ackerbautreibende  Bevölkerung 
verknechtet  war,  Kaufsklaven  jedoch  nur 
vereinzelt  vorkamen,  verhielt  es  sich  in 
Attika  anders.  Der  Bedarf  an  Sklaven 
wurde  hier  zumeist  durch  Einfuhr  gedeckt, 
da  die  Zahl  der  aus  Sklavenehen  Geborenen 
wohl  schon  deshalb  nur  gering  war,  weil 
verhältnismässig   bloss    wenige    männliche 
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Sklaven  gehalten  zu  werden  pflegten.  Die 
Hauptbezugsgebiete  waren  Lydien,  Paphla- 
gonien,  Phrj-gien  und  die  Pontusländer.  Die 
Verwendung  der  Sklaven  war  ausserordent- 
lich mannigfaltig.  Neben  blossen  Luxus- 
sklaven gab  es,  und  zwar  selbstverständlich 
in  weitaus  überwiegender  Mehrheit,  solche, 
die  zu  niederen  Verrichtungen:  zur  Besor- 
gung des  Hauswesens,  zur  Bedienung,  in 
Werkstätten,  Berg-  und  Hüttenwerken,  zum 
Ackerbau  und  zur  Viehzucht,  auf  Handels- 
schiffen oder  ziu-  Vermietung  ihrer  Arbeits- 
kraft an  Fremde  benutzt  wurden.  Sie  fehlten 
in  keiner  wohlhabenderen  Haushaltung,  jeder 
Tempel  besass  ihrer,  und  auch  der  Staat 
hielt  Sklaven,  freilich  weniger  zu  wirtschaft- 
lichen Arbeitszwecken  —  sie  dürften  nur 
in  der  Münze  verwendet  worden  sein  — 
als  zur  Besoi^^g  gewisser  öffentlicher  Ver- 
richtungen, zu  denen  sich  kein  Freier  her- 
gab, so  besonders  zu  Polizei-,  Henkers-  und 
Schreiberdiensten  sowe  überhaupt  zu  sub- 
alternen Beamtungen,  auf  die  »freie  Stre- 
ber- nicht  reflektierten.  Die  starke  Durch- 
setzimg des  Wirtschaftslebens  von  der  Skla- 
verei hängt  mit  dem  glänzenden  Auf- 
schwünge von  Handel  und  Industrie  beson- 
ders seit  dem  6.  Jahrhundert  v.  Chr.  zu- 
sammen. Die  Nachfrage  nach  Arbeitskräften 
wai"  infolge  derselben  anfänglich  zu  lebhaft, 
als  dass  das  Angebot  an  freien  arbeitenden 
Händen  genügt  hätte.  Die  Einfuhr  unfreier 
Hilfskräfte  hatte  aber  noch  einen  Grnnd. 
Gerade  die  industrielle  Entwickelung  ver- 
ursachte und  erhielt  eine  lebhafte  Nach- 
frage nach  Geld  und  damit  einen  hohen 
Zinsfuss.  Ganz  abgesehen  von  ihrer  natür- 
lichen Profitwut  war  also  die  Industrie 
deshalb  schon  auf  grosse  Rentabilität,  d.  h. 
auf  hohe  Preise  und  niedere  Löhne  ange- 
wiesen. Wie  hätten  aber  die  letzteren  besser 
erreicht  werden  können  als  gerade  durch 
Sklavenarbeit?  Liess  sich  doch  keine  andere 
so  rücksichtslos  ausbeuten! 

Infolge  des  so  ausgedehnten  Bedarfes  an 
Sklaven  kann  deren  Zahl  nicht  gering  ge- 
wesen sein.  Dieselbe  darf  wohl  für  die 
perikleische  Zeit  am  wahrscheinlichsten  mit 
etwa  100000  gegenüber  130000  bis  150000 
Freien  —  einschliesslich  der  Fremden  —  an- 
genommen werden. 

Bei  der  Mannigfaltigkeit  der  Verwendung 
von  Sklaven  konnte  natürlich  der  Zustand 
derselben  kein  gleichartiger  sein.  Im  all- 
gemeinen aber  genossen  die  Athener  den 
Ruf,  ihren  Sklaven  eine  mildere  Behandlung 
zu  teil  werden  zu  lassen  als  die  übrigen 
Griechen.  Die  nicht  durch  die  Art  ihrer 
Verrichtimg  stärkerer  Ausbeutung  anheim 
fielen,  unterschieden -sich  äusserlich  in  keiner 
Weise  von  den  gewöhnlichen  Bürgern  und 
wurden  —  wenigstens  dürfte  dies  für  die 
kleineren  und  mittleren  bürgerUchen  Haus- 


haltungen zutreffen  —  als  Hausgenossen  be« 
liandelt.  Selbstverständlich  jedoch  ohne  dar 
durch  jemals  rechtlich  ihren  Sachcharaktet 
zu  verheren.  Nur  auf  einer  lediglich  durch 
Sitte  und  Herkommen  gestützten  Konzession 
des  Herrn  berulite  es  daher,  wenn  manche 
Sklaven  für  sich  wohnten  (ol  ym^n  olxovnes); 
auf  eigene  Rechnung  —  allein  oder  unter 
einem  ebenfalls  dem  Sklavenstande  ange- 
hörigen  Werkführer  —  arbeiteten,  dem  Herrn 
jährlich  eine  bestimmte  Abgabe  {aTzo^opa) 
bezahlten  und  deu  Melirertrag  für  sich  be- 
hielten. Es  wird  berichtet,  dass  sich  Sklaven 
auf  diese  Weise  ansehnliche  Vermögen  er- 
warben, und  es  kommen  sogar  Klagen  über 
ihr  üppiges  und  prächtiges  Leben  in  Athen 
vor.  Uebrigens  war  der  Sklave  in  Athen 
nicht  nur  durch  die  Sitte  und  Praxis  ge- 
schützter als  in  anderen  Staaten  der  alten 
Welt,  sondern  es  griff  auch  das  Gesetz 
vielfach  zu  seinen  Gunsten  ein.  Das  Straf- 
recht des  Herrn  war  kein  unbeschränktes. 
Das  Leben  konnte  auch  einem  Sklaven  nur 
durchRichterspruch  aberkannt  werden.  Gegen 
immenschliche  Misshandlungen  fand  der 
Sklave  in  gewissen  Tempeln  Schutz,  und  es 
scheint,  dass  die  Herren  in  solchen  Fällen 
verhalten  werden  konnten,  sich  des  Sklaven 
durch  Verkauf  zu  entänssem.  Das  Ver- 
halten des  Staates  ist  also  ein  jenem  in 
Sparta  ganz  entgegengesetztes.  Nicht  infolge 
höherer  sittUcher  Erwägungen  —  wurden 
ja  sogar  von  griechischen  Schriftstellei-n  Be- 
tiachtimgen  daiüber  angestellt,  ob  die  Götter 
die  Sklaven  den  Menschen  gleiclistellen 
wollten  — ,  sondern  aus  kluger,  den  im  Ver- 
gleich mit  Sparta  sehr  verschiedenen  Ver- 
hältnissen entsprechender  Politik. 

Die  Freiheit  erhielt  der  Sklave  entweder 
durch  Volksbescliluss  —  infolge  von  Ver- 
diensten um  den  Staat  — ,  in  welchem  Falle 
die  etwa  dadurch  betrofJFenen  Privateigen- 
tümer aus  öffentlichen  Mitteln  entschädigt 
wurden,  oder  durch  den  Willen  des  Hei-m, 
z.  B.  im  Wege  der  Loskaufung.  Docli  blieb 
auch  der  Freigelassene  in  einem  bestimmten 
Abhängigkeitsverhältnis  zu  seinem  früheren 
Herrn,  dem,  abgesehen  von  einem  Erbrecht 
nach  dem  kinderlos  verstorbenen  Freige- 
lassenen, aucli  der  Anspruch  auf  gewisse 
Dienste  des  letzteren  blieb,  deren  Nicht- 
leistung die  Zurückziehung  in  die  Sklaverei 
zur  Folge  haben  konnte. 

Der  Preis  der  Sklaven  war  sehr  ver- 
schieden. Er  schwankte  zwischen  '2  und 
10  Minen  und  stieg  mitunter  noch  höher. 
Es  hing  dies,  abgesehen  von  dem  Verliält- 
nisse  zwischen  Angebot  und  Nachfrage,  auch 
noch  insbesondere  vom  Alter  und  von  der 
körperlichen,  geistigen  und  sittlichen  Be- 
schaffenheit der  Sklaven  ab.  Naturgemäss 
I  musste  der  Ertrag  der  Sklaven,  obschon 
I  sich  das  Prozent  desselben  nicht  feststellen 
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lässt,  ein  sehr  hoher  sein.  Galt  es  ja  doch, 
nicht  nur  die  im  Altertum  so  hohe  Ver- 
zinsung des  auf  ihren  Ankauf  verwendeten 
Kapitals  hereinzubringen,  sondern  auch  dieses 
selbst  zu  amortisieren,  da  es  mit  dem  Tode 
oder  der  Arbeitsunfähigkeit  des  Sklaven  zu 
Grunde  ging.  Hierzu  gesellte  sich  noch 
eine  hohe  &sikoprämie.  Denn  die  Gefahr 
des  Eutlaufens  der  Sklaven,  besonders  zu 
Kriegszeiten,  war  gross,  und  die  Kosten 
ihrer  Wiedereinbringung  —  wenn  eine 
solche  überhaupt  gelang  —  nicht  gering. 

Beispiele  grosser  Erschüttenmgen  durch 
Sklavenaufstände,  wie  sie  uns  in  Italien  ent- 
gegentreten werden,  sind  aus  Griechenland 
nicht  überliefert. 

3.  Die  Sklaverei  in  Rom.  a)  Ueber- 
sieht  über  die  Entwiokelung  der- 
selben. Die  Entwickelungsgeschichte  der 
römischen  Sklavenwirtschaft  weist  drei  deut- 
lich unterscheidbare  Phasen  auf.  Die  erste 
derselben  reicht  ungefähr  bis  zu  den  puni- 
schen  Kriegen,  die  zweite  bis  zur  Kaiser- 
zeit, während  die  dritte  mit  der  letzteren 
beginnt. 

Die  erste  Periode  wird  durch  das  Vor- 
walten des  Mittel-  und  Kleingrundbesitzes 
soAvie  durch  die  Alleinherrschaft  des  bäuer- 
lichen Betriebes  auch  beim  Grossgruudbesitz 
gekennzeichnet.  Denn  dass  es  diesen  auch 
schon  damals  und  bereits  vor  dem  Beginne 
der  Republik  in  grösserer  Ausdehnung  ge- 
geben hat,  lässt  sich  nicht  bezweifeln.  Die 
Stellung  der  Ritter  in  der  servianischen  Ver- 
fassung allein  schon  beweist  dies  zur  Ge- 
nüge. Eine  Grosswirtschaft  aber  existierte 
nicht,  sondern  jeder  grössere  Grundbesitz 
setzte  sich  aus  einer  mehr  oder  minder 
grossen  Zahl  vou  Kleinwirtschaften  zu- 
sammen, indem  die  Grossgrundbesitzer  das 
ganze  Gut  oder  einzelne  Teile  desselben, 
die  sie  weder  bebauen  mochten  noch  konnten, 
an  von  ihnen  abhängige  Leute  —  freie  oder 
freigelassene,  mitunter  auch  Sklaven  — 
meist  gegen  einen  Teil  des  Fnichtertrags 
auf  beliebigen  Widerruf  zur  Bewirtschaftung 
austeilten  (Bittpächter).  Dass  die  Sklaverei 
nnter  diesen  Verhältnissen  bei  den  zu  jener 
Zeit  ausschUesslich  dem  Ackerbau  imd  der 
Viehzucht  ergebenen  Römern  eine  nur  ge- 
ringe oder  doch  wenigstens  nicht  ausschlag- 
gibende  Rolle  spielen  musste,  lie§;t  auf  der 
and.  In  Stadt  und  Land  überwiegt  daher 
die  freie  Arbeit.  Die  Zahl  der  Sklaven  ist 
genug,  zunächst  weil  der  Bedarf  nach  sol- 
chen nicht  gross  ist.  Die  Güter  der  selb- 
ständigen Bauern  reichten  gerade  zu  deren 
und  ihrer  Familien  Unterlialt  hin,  und  zur 
Bewktschaftung  derselben  genügte  die  Ar- 
beitskraft der  Familienmitgheder.  Wenn 
also  Sklaven  gehalten  wurden,  so  geschah 
dies  hauptsächlich  deshalb,  weil  die  häu- 
figen Kriege   die  Anwesenheit   der  kriegs- 


tüchtigen Männer  im  Felde  und  deren  Er- 
satz im  Hause  notwendig  machten.  Aber 
auch  auf  den  grossen  Gütern  überwog  die 
Zahl  der  freien  Bittpächter  weitaus  jene  der 
für  ihre  Herren  den  Acker  bauenden  Knechte 
—  denn  der  Zufluss  an  Sklaven  war  ver- 
hältnismässig sehr  schwach.  Wohl  nährten 
die  fortwährenden  Kriege,  die  mit  der  Unter- 
werfung der  itaUenischen  Völkerschaften 
endigten,  die  Sklaverei;  zur  Knechtung  der 
unterworfenen  Stämme  im  ganzen  ist  es 
aber  bekanntlich  nie  gekommen,  da  die 
Römer  es  vorzogen,  aus  ihnen  poUtisch 
dienstbare  Bundesgenossen  und  Freunde  zu 
machen  und  sie  sich  zu  assimilieren  statt 
sie  zu  versklaven.  Sklavenimport  aus  an- 
deren Gebieten  kam  aber  in  älterer  Zeit 
kaum  vor,  da  die  Verbindung  Roms  mit  der 
ausseritaÜBchen  Welt  keine  rege  war. 

Während  also  auf  der  einen  Seite  der 
bäuerliche  Betrieb  eine  Sklavenwirtschaft  in 
grösserem  Massstabe  überflüssig  und  im- 
möglich macht,  hält  andererseits  der  ge- 
ringe Sklavenzufluss  den  bäuerlichen  Be- 
trieb aufrecht.  Jedes  dieser  beiden  Momente 
ist  so  zugleich  Wirkung  und  Wechselursache 
des  anderen.  Jede  Gleichgewchtsänderung 
in  diesem  Ursachenzusammenhange  musste 
daher  einesteils  die  Entwickelung  der  Skla- 
verei fördern  und  anderenteils  auf  den  bäuer- 
lichen Betrieb  zersetzend  einwirken.  Die 
dem  letzteren  un^nstige  Entwickelung  be- 
gann zunächst  bemi  Grossgrundbesitze.  An 
Stelle  der  »vervielfältigten  Kleinwirtschaft« 
trat  auf  diesem  eine  centralisierte  Gutswirt- 
schaft. Welche  Ursachen  hierbei  bestimmend 
mitgewirkt  haben,  ist  nicht  zu  übersehen. 
Das  Muster  der  karthagischen  Plantagen- 
wirtschaft auf  Sicilien  mag  nicht  ohne  Ein- 
fluss  gewesen  sein;  mögUcherweise  auch 
das  Aufkommen  des  Weizenbaues ;  sicherlich 
aber  das  reichlichere  Zuströmen  von  Kriegs- 
^fangenen  infolge  der  Kri^e  in  Unter- 
itaUen  und  Sicilien.  Zu  den  Kriegsgefange- 
nen begannen  sich  auch  durch  den  Handel 
herbeigeschaffte  Sklaven  zu  gesellen,  und 
die  Verwendung  der  Zwangs-  an  Stelle  der 
freien  Arbeit  nahm  immer  mehr  überhand. 
Wo  die  Gutswirtschaft  aufkommt,  beginnt 
sie  mit  der  Vernichtung  des  alten  Bittbe- 
sitzes. Die  Bittpächter  werden  gelegt  und 
deren  Stellen  fortan  von  der  Villa  aus  durch 
Sklaven,  an  deren  Spitze  der  ebeuMls  un- 
freie  Wirtschafter  (vilicus)  steht,  bewirt- 
schaftet —  nicht  nur,  weil  die  Sklavenarbeit 
viel  bilhger  und  daher  der  Ertrag  der  durch 
sie  bewirtschafteten  Güter  viel  grösser  ist, 
sondern  auch  weil  freie  Männer  zum  Kriegs- 
dienst abberufen  werden  können,  Sklaven 
aber  nicht,  bei  Verwendung  der  letzteren 
also  keine  Störungen  im  Betriebe  zu  be- 
fürchten sind.  Die  verdrängten  Bittpächter 
vermeliren  das  besitzlose  Proletariat.   Schon 
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sehr  früh  (367  v.  Chr.)  versuchen  es  die  j  hatte,  für  den  italischen  Oberhaupt  und  führtb 
licinisch-sextischen  Gesetze,  dem  Ueberhand-  zu  dessen  Ersetzung  durch  Grossbetrieb  mit 
nehmen    der  Sklavenvrirtschaft    durch   die  |  Sklaven  und   in  weiterer  Folge   zur  Ver- 


Bestimmimg   entgegenzu-wirken ,    dass    die  j  drängung  des  Ackerbaues  durch  Viehwirt- 
Gutsbesitzer  verpflichtet  8ein_  sollten,  unter  schaft   auf   ungeheuer    ausgedehnten   Lati- 


ihren  Feldarbeiten!  eine  zur  Zahl  der  Acker- 
sklaven im  Verhältnisse  stehende  Anzahl 
freier  Arbeiter  zu  beschäftigen.  Allein  diese 
Bemühungen  bleiben  vergeblicL 

Die  Gutswirtschaft  als  kapitalistische  Pro- 
duktionsform strebt  ihrem  Wesen  gemäss  nach 
fortwährender  Erweiterung.  Zur  LOsnng 
der  hierbei  zunächst  in  Betracht  kommenden 
ßaumfrage  gab  es  zwei  Wege:  die  Occu- 
pation  der  DomaniaUändereien  und  die  Auf- 
sangimg  der  bäuerlichen  Betriebe.  Beide 
Wege  wurden  beschritten,  und  die  betreffende 
Entwickelung  ist  ^r  nicht  zu   verstehen. 


fundien.  Neben  den  panischen  und  nament- 
lich den  hannibalischen  Kriegen  haben  hier- 
bei auch  eine  Reihe  von  anderen  —  nicht 
nur  wirtschaftlichen,  sondern  auch  künst- 
lich durch  eine  verfehlte  Gesetzgebung  her- 
vorgerufenen —  Ursachen  mitgewirkt:  vor- 
nehmlich die  durch  keine  Regierungsmass- 
regel behinderte  Herabdrückung  der  italischen 
Kornpreise  durch  die  überseeische  Konkurs 
renz  sowie  dadurch,  dass  die  Regierung 
ausländisches  Getreide  zu  Spottpreisen  auf 
die  hauptstädtischen  Märkte  warf;  dann  die 
gesetzliche  Ausschliessung  der  senatorischen 


wenn  man  diese  Thatsache  nicht  fortwäh- 1  Häuser  von  der  Spekulation,  wodurch  die- 
rend  im  Auge  behält  l  selben  gezwimgen  wurden ,  ihre  Kapitalien 

Die  Schilderung  des  erstgenannten  Pro-  vorzugsweise  in  Grund  mid  Boden  anzu- 
zesses  würde  zu  weit  führen  und  ist  auch  I  legen,  d.  h.  die  überschuldeten  Bauern  zu 
nicht  Gegenstand  dieser  Darstellung.  So  legen  und  deren  Stellen  zu  grossen  Kom- 
*ei  denn  nur  erwähnt,  dass  die  vom  Staate  plexen  zusammenzuschlagen, 
in  der  Behandlung  der  Geineindeländereien !  Hand  in  Hand  mit  diesem  Expropriations- 
befolgte  Politik  schliesslich  dazu  führte,  i  prozesse  der  freien  Bauernschaft  geht  auch 
dass  sich  thatsächlich  wenige  Bevorrechtete  1  die  Ersetzung  und  schliesslich  fast  voUstän- 
in  den  dauernden  Besitz  aller  Domänen  setz-  dige  Verdrängung  der  freien  durch  Sklaven- 
ten, die  hierfür  an  den  Staat  zu  zahlenden  |  arbeit  Ursprünglich  war  in  den  meisten 
Abgaben  jedoch  allmählich  in  Vergessenheit  i  Fällen  der  abgewirtschaftete  Bauer  vom 
gerieten.  Dem  Mittel-  und  Kleingrundbe- ;  Schuldherrn  auf  der  Stelle  als  Pächter  oder 
sitzer  gingen  hierihirch  nicht  nur  die  ge-  j  Lohnarbeiter  belassen  worden.  Mit  der  Zu- 
meinen Bürgernutzungen  verloren,  sondern ;  nähme  der  Sklaveneinfuhr  aber  kam  es  zur 
auch  seine  Steuerlast  stieg  unablässig  infolge ;  Verdrängung  auch  dieser  besitzlosen  freien 
der  Lässigkeit  in  der  Einhebung  der  Do-  Landarbeiter,    weil    die    Arbeit    derselben 


manialgefälle.  Schliesslich  gerieten  auch 
die  Landauslegungen  ins  Stocken,  die  früher 
für  das    sich  stetig   mehrende    Proletariat 


teuerer  zu  stehen  kam  als  die  von  Sklaven 
und  daher  auch  minder  rentabel  war.  Schon 
die  sicUische  und   sardinische  Konkiurenz, 


eine   sichere  Abzugsquelle  gebildet  hatten,  i  wo    in    grösstem   Masse    Sklavenwirtschaft 
Dazu  aber  gesellten  sich  noch  eine  Reihe  i  herrschte,  zwang  die  Gutsherren,  ihre  Pro- 


anderer  Ursachen,  welche  unmittelbar  ver- 
nichtend  auf    den   römischen   Bauernstand 


duktionskosten   zu   vermindern.     Nun  kam 
nicht  nur  der  Unterhalt  der  Sklaven  billiger 


einwirkten.  Die  fortwährenden  und  teil- 1  zu  stehen  als  derjenige  freier  Arbeiter,  son- 
weise  unglücklichen  Kriege  brachten  uner-  dem  es  konnte  auch  ihre  Arbeitskraft  in 
ßchwingliche  Kri^;ssteuern  und  Fronden  mit  unbegrenztem  Masse  ausgebeutet  werden, 
sich.  Während  die  Hausväter  und  ihre  Zu  den  Unterhaltskosten  gesellte  sich,  wenn 
kriegstflchtigen  Söhne  im  Felde  weilten,  ver-  man  die  Rentabilität  der  Sklavenarbeit  be- 
fiel daheim  die  Wirtschaft  So  gerieten  denn  rechnete,  die  Kapitalsabschreibung  für  deren 
die  Bauern  in  Schulden.  Sie  wurden  vom  Anschaffungskosten.  Diese  waren  aber  recht 
Wucher  aufgezehrt  und  kamen  schliessüch  gering,  seitdem  Rom  die  ganze  Welt  brand- 
um  Haus  und  Hof.  Wohl  versuchte  die  schätzte  und  knechtete  und  die  Massen  von 
Regierung  Abhilfe  —  aber  die  betreffende  Kriegsgefangenen  bis  ins  Unendliche  wuchsen. 
Gesetzgebung  war  jedenfalls  ungenügend.  Und  doch  reichten  sie  allein  nicht  aus.  Die 
häuüg  nicht  eitmial  ernstlich  gemeint  Wirk-  Nachfrage  überstieg  bei  weitem  das  Angebot 
samer  half,  dass  die  Herrschaft  Roms  über  Denn  in  Stadt  und  Land  lag  fast  alle  Arbeit 
Italien  sich  immer  mehr  ausbreitete  und  zu  \  mochte  sie  sich  nun  auf  Handel,  Gewerbe 
deren  Sicherung  viele  und  grosse  Kolonieen  i  oder  Urproduktion,  auf  niedere  oder  höhere 
gegründet  werden  mussten.  Dies  schaffte  Künste  beziehen,  in  unfreien  Händen.  Die- 
dem  landwirtschaftlichen  Proletariat  fern  von ,  sem  grenzenlosen  Bedarfe  konnte  der  Kri^ 
der  Heimat  neue  Bauernstellen  und  den, allein  nicht  genügen.  Dazu  kam,  dass  die 
Zurückbleibenden  Erleichterung.  Dann  aber  Sklaven  infolge  ihrer  rücksichtslosen  Aus- 
wiederholte sich  die  Entwickelung,  wie  sie  nutzung  ziemlich  rasch  zu  Grunde  zu  gehen 
für  den  römischen  Bauernstand  stattgefunden  pflegten  und  dass  neben  den  Arbeitssklaven 
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auch  die  Menge  der  Lnxussklaven  immer 
mehr  Oberhand  nahm.  Sklavenhandel  in 
ausgedehntestem  Massstabe  trat  daher  ein 
und  die  Menschenjagd,  systematisch  be- 
trieben in  allen  Mittelmeerländern,  zumal 
aber  in  Vorderasien.  Gezüchtet  wurden 
Sklaven  in  der  republikanischen  Zeit  noch 
nicht.  Das  wäre  zu  teuer  gekommen,  und 
noch  waren  sie  billiger  imd  in  schon  arbeits- 
fähigem Zustande  auf  dem  Mai'kte  zu  haben. 
Bis  zu  Augustus'  Zeiten  etwa  kam  ein  guter 
Landsklave  in  der  Regel  auf  2000  Sesterzen, 
also  400  Mark  zu  stehen.  Häufig  war  der 
Preis  noch  tiefer.  Das  änderte  sich  freilich, 
wie  wir  sehen  werden,  in  der  dritten  Pe- 
riode. Dann  trat  aber  auch  ziemlich  rasch 
eine  Rückbildung  der  Sklavenwirtschaft  ein. 

b)  Beohtliohe  tmd  thatsächliohe 
Stellung  der  Sklaven.  Einfluss  der 
Sklavenwirtschaft  axd  Sttuit  und  Gre- 
sellschaft.  Zu  allen  Zeiten  war  die 
Rechtslage  der  römischen  Sklaven  die 
gleiche.  Der  Sklave  war  in  allen  Beziehungen 
der  Sache  gleichgestellt:  servi  pro  nullis 
habentur.  Es  gab  also  auch  keine  Abstuftmgen 
dieses  Verhältnisses  —  mochte  dasselbe  nun 
durch  Kriegsgefangenschaft,  Geburt  oder 
civile  Strafsatzung  begrilndet  worden  sein: 
in  servonim  conditione  nulla  differentia  est. 
Und  unbegrenzt  wie  die  Herrschaft  über 
die  gegenständliche  Welt  wai*  auch  die  Macht 
des  Herrn  über  den  in  seinem  Eigentum 
stehenden  Menschen.  Sie  endigte  nur  durch 
Freilassung,  welche  jedoch  noch  immer  ein 
gesetzlich  genau  geregeltes,  inhaltlich  dem 
attischen  ziemlich  gleiches  Abhängigkeits- 
verhältnis —  den  Pati"onat  —  zwischen  dem 
Freigelassenen  und  dem  früheren  Herrn  be- 
stehen Hess. 

Thatsächlich  freilich  gestaltete  sich  die 
Lage  der  Unfreien  zu  verschiedenen  Zeiten 
je  nach  der  Art  ihrer  Verwendung  und 
Stellung  zitt  Person  des  Herrn  verschieden, 
wobei  nicht  aus  dem  Auge  gelassen  werden 
darf,  dass  der  Sklave  nicht  wie  bei  den 
Spartiaten  als  ein  politischer  Feind  ange- 
sehen, sondern  lecliglich  unter  dem  Ge- 
sichtspunkte eines  Eigentumsobjektes  be- 
trachtet wurde,  das  jeder  nach  seinem  Er- 
messen verwenden  oder  vernichten  mochte. 
In  der  ältesten  Zeit  war  der  Sklave  als  Ge- 
hilfe des  Bauers  dessen  Hausgenosse  und 
wurde  auch  als  solcher  gehalten.  Nicht 
anders  konnte  es,  bei  der  grossen  Einfach- 
heit des  Lebens,  auch  bei  den  Reichen,  die 
mehrere  Sklaven  ihr  eigen  nannten,  sein  — 
wozu  kam,  dass  Herr  und  Knecht  einander 
durch  Stamm,  Sprache,  Sitte  tmd  Kultur 
nahe  standen  und  jedenfalls  näher  als  in 
späterer  Zeit  der  syrische  oder  keltische 
Sklave  dem  italischen  Gebieter.  Mit  der 
Zunahme  der  Sklavenwü-tschaft  und  der 
ungeheuerlich  anwachsenden  Sklavenma.«sen 


lockerte  sich  jedoch  der  menschliche  und 
unmittelbar  peroönliche  Zusammenhang  zwi- 
schen diesen  und  den  Herren  immer  mehr, 
und  am  meisten  wieder  war  dies  bei  den 
Gutssklaven  der  Fall  sowie  bei  jenen,  die 
in  Fabriken  und  Bergwerken  beschäftigt 
wurden.  Sie  sanken  zu  blossen  Tieren,  zu 
Arbeitsmaschinen  herab  und  wiuxlen  auch 
dementsprechend  behandelt  und  in  der  rück- 
sichtslosesten Weise  ausgebeutet  Auf  den 
grossen  Gütern  verrichteten  sie,  nicht  seltea 
mit  dem  Eisen  gestempelt,  mit  Fussschellen 
an  den  Beinen,  unter  der  Zucht  unbarm- 
herziger Aufseher  tagsüber  die  Feldarbeiten, 
um  abends  in  den  gemeinschaftlichen,  häufig 
unterirdischen  Zwinger  gesperrt  zu  werden. 
Denn  mit  ihrer  wachsenden  Menge  wuchs 
auch  das  Misstrauen  gegen  sie  und  die 
Furcht  vor  Ausbrüchen.  Auch  die  Lage 
der  Stadt«klaven  war  im  allgemeinen  kaum 

I  besser,  jene  natürlich  ausgenommen,  welche 
dem  Herrn  persönlich  nahe  standen  und  auf 
ihn  Einfluss  zu  gewinnen /wussten,  die  be- 
sonderen Luxuszwecken  gewidmet  waren 
oder  schliesslich  höhere  Stellungen  in  den 
Handels-  und  Gewerbeunternehmungen  ihrer 
Hen-en  bekleideten.  Diese  erfreuten  sich 
einer  oft  sehr  angesehenen  Stellung.  Es 
fehlte  ihnen  weder  der  Schein  von  Familie 
und  Eigentum  nocli  lag  ihnen  die  MögUch- 
keit  fern,  ihre  Freiheit  zu  erwerben. 

Wie  gross  die  Zahl  der  Sklaven  in  Italien 
gewesen  ist,  lässt  sich  nicht  mit  Gewissheit 
angeben.  Neuestens  wird  sie  für  das  erste 
Jahrhundert  vor  unserer  Zeitrechnung,  in 
dem  die  antike  Sklaverei  ihren  Höhepunkt 
eiTcicht  hat,  auf  ca.  IV2  Millionen  für  den 

;  peninsularen  Teil  Italiens  und  auf  nmd 
400000  für  Sicilien,  das  Musterland  der 
Plantagenwirtschaft,  veranschlagt.  Die  im- 
freie  Bevölkenmg  wäre  danach  hier  der 
freien  gleichgekommen  und  hätte  dort  etwa 
die  Hälfte  derselben  ausgemacht  i).  Eine 
wie  gefährliche  Spannung  dies  erzeugen 
musste,  liegt  auf  der  Hand.  Die  Herren 
sowie  die  Regierung  waren  sich  darüber 
auch  keineswegs  im  Unklaren.  Da  aber  die 
Profitwut  eine  milde  Behandlung  der  Sklaven 
und  jeden  Versuch,  menschliche  Beziehungen 
zwischen  ihnen  und  dem  Gute  oder  der 
Person  des  Herrn  zu  knüpfen,  verbot,  so 
galt  es,  die  Gefahr  auf  andere  Weise  zu  be- 
schwören. Spaltungen  innerhalb  der  Sklaven- 
schaft ^\-urden  daher  eher  befördert  als 
hintaugehalten.  Sklaven  gleicher  Nationali- 
tät wiirden  möglichst  wenig  zusammenge- 
bracht. Immer  wurden  sie  strengstens  über- 
wacht.    So  jeder  einzelne  Sklavenbesitzer. 


')  Vgl.  Beloch,  Die  Bevölkerung  der  grie- 
chisch-römischen Welt,  Leipzig  1886,  S.  416  ff., 
299 f.  und  Ed.  Meyer,  Die  Bevölkerung  des 
i  Altertums  (oben  Bd.  V  S.  682). 
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Die  Regierung  ihrerseits  war  bestrebt,  durch 
Polizeimassregeln  den  dem  Leben  und  dem 
Eigentum  der  Bürger  durch  das  Sklaven- 
proletariat  drohenden  Gefahren  zu  steuern. 
Das  alles  konnte  freilich  nicht  verhindern, 
dass  es  seit  dem  Beginn  des  2.  Jahrhunderts 
T.  Chr.  bald  da,  bald  dort  zu  Sklavenun- 
ruhen kam  und  dass  sich  die  Sklavenver- 
schwörungen  häuften.  Schliesslich  folgten 
einander  seit  143  (?)  v.  Chr.  in  r^elmässigen 
Abständen  von  je  drei  Jahrzehnten  die  zwei 
sicilischen  Sklavenkriege  und  der  grosse 
Fechterkrieg,  welche  den  Staat  fast  an  den 
Rand  des  Abgrundes  trieben. 

Unheilvoller  jedoch  als  diese  gewaltsamen 
Ausbrüche  wirkt  die  im  Gefolge  der  Sklaverei 
sich  voUziehende  Deberflutung  der  römischen 
Gesellschaft  diu*ch  die  Massen  der  Frei- 
gelassenen, »ein  Gemisch  bettelhaften  Ge- 
sindels und  schwerreicher  Parvenüs«.  "Si)n 
allen  Seiten  strömten  sie  nach  der  Haupt- 
stadt, weil  hier  das  Fortkommen  leichter 
war,  imd  bemächtigten  sich  zuletzt,  nicht 
selten  von  den  Patronen,  die  am  Ertrage 
participierten,  unterstützt,  des  ganzen  Klein- 
handels und  Handwerks.  Häufig  verdankten 
sie  die  Erwerbung  ihrer  Freilieit  Schand- 
thaten  oder  der  Slitwisseuschaft  an  solchen. 
Xoch  häufiger  der  Habsucht  ihrer  Herren, 
die  mit  ihnen  die  Getreidespenden  teilen 
■wollten:  häufig  auch  wahnsinniger  Ver- 
schwendungssucht imd  Eitelkeit  derselben. 
Dieses  von  allen  Enden  der  Welt  zusammen- 
gielaufene  Gesindel  wurde  nicht  nur  ein 
■wichtigster  Faktor  in  der  Entsittlichung  des 
römischen  Volkes,  sondern  auch  eine  poü- 
tische  Grefahr,  der  ernsthaft  begegnet  werden 
mnsste.  Einen  Versuch  hierzu  machten  die 
lex  Aelia  Sentia  und  die  lex  Fufia  Caninia 
(4  n.  Chr.),  welche  einerseits  freigelassene 
Verbrecher  von  der  Möglichkeit  ausschlössen, 
das  römische  Bürgerrecht  zu  erlangen, 
andererseits  aber  auch  die  Freilassungen 
selbst  einschränkten  und  dieselben  sowohl 
von  der  Würdigkeit  und  dem  Alter  der 
Herren  als  auch  der  Sklaven  abhängig 
machten. 

c)  Bückbildung  der  Sklavenwlrt- 
sohaft.  Oben  schon  wurde  angedeutet, 
dass  im  2.  Jahrhundert  der  Kaiserzeit  ein  lang- 
samer Rückbildungsprozess  in  der  Sklaven- 
■wirtschaft  eintrat.  Man  darf  wohl,  ohne  die 
moralisclien  Faktoren,  die  hierbei  mitgewirkt 
haben,  zu  unterschätzen,  sagen:  dass  in 
innigem  Zusammenhange  damit  auch  die 
Entwickelung  steht,  welche  gegenüber  dem 
früher  allein  herrschenden  und  folgerichtig 
im  Rechtssysteme  zu  Ende  gedachten  Prin- 
cip,  dass  der  Sklave  einer  Sache  gleich  zu 
halten  sei,  auf  die  rechtUche  Anerkennimg 
des  Menschen  im  Sklaven  gerichtet  ist. 
Freilich  tragen  die  in  Frage  kommenden 
gesetzlichen  Bestimmungen  —  Entziehung 


des  Rechts  über  Tod  und  Leben  der  Sklaven, 
präventive  und  repressive  Vorschriften  gegen 
Gewaltexcesse  der  Herren,  weitei^ehendo 
Anerkennung  der  Sklavenehen  und  des 
Rechts  der  Sklaven  auf  ihr  Peculium  — 
vielfach  den  Charakter  von  blossen  Polizei- 
vorschriften im  Interesse  der  Humanität  und 
des  Interesses  der  Hen-en  selbst.  Allein 
auch  das  schon  ist  ein  Fortschritt.  Diese 
Entwickelung,  die  unabhängig  vom  Christen- 
tume  begonnen  hat,  v^ird  natürlich  durch 
das  letztere  bedeutend  gefördert.  Was  aber 
die  ■wirtschaftlichen  Verhältnisse  betrifft, 
welche  die  Auflösung  des  Institutes  der 
Sklaverei  herbeigeführt  haben,  so  wurden 
deren  einige  bereits  gestreift.  Offenbar 
wurden  jedoch  diurch  die  angedeuteten  Um- 
stände zwar  so  und  so  viel  Freilassungen 
bewirkt,  das  Institut  der  Sklaverei  aber  un- 
mittelbar keineswegs  betroffen.  Kiemais 
auch  ist  im  Altertum  an  dessen  Beseitigung 
gedacht  worden.  Selbst  die  gewaltigen 
Kraftanstrengungen  der  Sklavenkriege  hatten 
nicht  diese  zum  Ziel,  sondern  nui*  Freiheit 
und  Rache.  Frei  wollten  die  Sklaven  wer- 
den, um  ihren  Herren  dasselbe  Schicksal  zu 
bereiten,  das  sie  erdulden  mussten.  Auch 
die  Philosophie  und  das  Christentum  wagten, 
trotz  aller  Anerkennung  des  Menschentums 
im  Sklaven,  nie  die  Forderung  auf  Auf- 
hebung der  Sklaverei  als  solcher.  Was  auf 
die  Sklavenwirtschaft  als  .solche  zei"setzend 
einwirkte  und  sie  zu  langsamem  Absterben 
brachte,  war  die  allmählich,  zum  Teil  we- 
nigstens, erfolgende  Wiederkehr  jener  Ver- 
hiütnisse,  die  in  alter  Zeit  ihre  intensive 
Entwickelungaufgehalten  hatten:  das  Wieder- 
aufkommen von  landwirtschaftlichem  Klein- 
neben dem  Grossbetriebe  tmd  die  Abnahme 
der  Sklavenzufuhr. 

Auf  den  Ursachenkomplex,  welcher  den 
landwirtschaftlichen  Grossbetrieb  seit  Beginn 
des  2.  Jahrhunderts  n.  Chr.  weniger  ren- 
tabel machte,  kann  hier  nicht  näher  einge- 
gangen w^erden.  Gewiss  aber  ist,  dass  in 
demselben  der  Umstand  eine  entscheidende 
Rolle  spielte,  dass  die  Quellen  der  Sklaven- 
zufuhr allgemach  versiegt  waren.  Die 
menschlichen  Arbeitstiere  mussten  also  ge- 
züchtet werden,  was  sie  und  daher  auch  die 
Produktion  mit  unfreier  Arbeit  naturgemäss 
sehr  verteuerte.  Seit  dem  Beginne  der 
Barbareneinfälle  nahm  auch  die  Sicherheit 
des  Sklavenbesitzes  stetig  ab,  da  diu-ch  die- 
selben den  Sklaven  die  Flucht  zu  den  feind- 
lichen Horden  sehr  erleichtert  ■wurde.  Die 
langsame,  aber  sichere  Ueberflutimg  römi- 
scher Provinzen  durch  Barbarenvölker  raubte 
den  italischen  Produzenten  ihre  Absatz- 
gebiete. Was  also  vorher  nicht  geschehen 
I  war,  geschah  jetzt :  es  wurde  versucht  eine 
I  Beziehung  zwischen  dem  Sklaven  und  dem 
I  Gute,  auf  dem   er   arbeitete,    herzustellen. 
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Schon  früher  hatte  der  Absentismus  der 
Grossgrundbesitzer  und  die  Verpachtung  der 
Güter  vielfach  zu  einer  thatsächlichen  Sta- 
bilität in  den  Verhältnissen  der  Gutssklaven 
geführt,  indem  diese  als  Teil  des  Guts- 
inventars während  der  oft  langen  Pachtver- 
tragsdauer durch  keinen  der  Vertragsteile 
von  der  Scholle  getrennt  werden  konnten. 
Nun  thaten  die  Latifundienbesitzer  eine 
Reihe  von  Parzellen  —  \'ielleicht  zunächst 
die  abgelegenen  und  weniger  fruchtbaren  — 
an  Sklaven  aus,  denen  auch  dauernde  Ge- 
schlechtsgemeinscliaft,  also  thatsächliche  Ehe 
gestattet  wurde.  So  wuchsen  sie  allmählich 
zwar  nicht  der  Freiheit,  aber  einer  milderen 
Form  der  Unfreiheit  entgegen. 

Neben  diesen  unfreien  Kleinwirten  kam 
nämlich  auf  den  italischen  Latifundien  seit 
dem  1.  Jahrhundert  n.  Chr.  in  ausgedehntem 
Masse  ein  freier  Kleinpächterstand  auf,  der 
sich  aus  den  ehemaligen  Klein-  und  Jlittel- 
eigentümem  reknitierte.  Der  Verwendimg 
derselben  in  der  Landwirtschaft  stand  auch 
seit  Augustus  ihre  Militärpflicht  nicht  mehr 
im  Wege,  da  die  Basis  der  Militärverfassung 
sich  vom  Aushebe-  zum  Werbesystem  ver- 
schoben hatte.  Der  gleiche  Prozess  vollzog 
sich  dann  auch  ausserhalb  ItaHens.  Denn 
auch  in  den  Provinzen  waren  dieselben 
Faktoren  wirksam  wie  hier:  die  fast  aus- 
schliessliche Monopolisierung  von  Grund' und 
Boden  durch  den  Grossbesitz;  eine  zahl- 
reiche Bevölkerung  von  besitzlosen  Freien, 
die  durch  keine  MUitärpflicht  behindert 
waren;  der  Mangel  an  unfreien  Arbeits- 
kräften. Aus  dieser  Klasse  von  freien 
Teilpächtern  und  den  zu  selbständiger  Wirt- 
schaft angesetzten  ehemaligen  Sklaven  bil- 
dete sich  im  Laufe  der  Jahrhunderte  eine 
neue  Kategorie  der  Unfreiheit  heraus: 
das  Kolonat,  mit  dessen  Entwickelung  die 
Rückbildung  der  antiken  städtischen  in  die 
mittelalterliche  ländliche  Kultur  beginnt. 

d)  Wesen  xind  Entwickelung  des 
Kolonats.  Der  Kolone  ist  nicht  mehr  und 
nicht  weniger  als  der  Erbunterthan  auf  den 
grossen  Gütern,  wo  sich  seither  giitsherr- 
Echer  Betrieb  entwickelt  hatte.  Seine  pri- 
vate Rechtefähigkeit  ist  nach  allen  Rich- 
tungen hin  anerkannt.  Aber  er  ist  an  die 
Scholle  gefesselt  und  kann  daher,  w^enn  er 
sich  von  dieser  entfernt,  vindiziert  werden. 
Auch  wird  er  mit  dem  Gute,  dem  er  zuge- 
schrieben ist,  veräussert  und  seine  Kinder 
verfallen  ebenfalls  in  die  Hörigkeit.  End- 
lich ist  er  dem  Gutsherrn  zins-  und  dienst- 
pflichtig. 

Eine  klare  und  abschliessende  Darstellnng 
der  Entstehung  und  Entwickelung  des  Kolo- 
nats sowie  zweifellose  Einsicht  in  die  Ver- 
hältnisse, die  denselben  herbeigeführt  haben, 
ist  noch  nicht  vorhanden.  Es  ist  aber  jeden- 
falls gänzlich  verfehlt,  diese  Entwickelung 


auf  ein  durchgreifendes Princip  zurückführen 
zu  wollen.  Wenn  man  die  hauptsächlichsten 
Ursachen,  die  liierbei  zu  verschiedenen  Zeiten 
mit  verschiedener  Intensität  thätig  waren, 
nennen  wollte,  so  wären  es  etwa  die  fol- 
genden. Nach  der  Verdrängung  der  politi- 
schen Herrschaft  der  Aristokratie  durcli  das 
Kaisertum  strömte  die  erstere  auf  ihre  Güter 
zurück  und  widmete  sich  der  Landwirt- 
schaft. Die  Folge  war  das  Streben  nach 
der  Begründung  einer  »Gutsherrschaft«,  d.  h. 
der  »Kombination  eines  mit  Arbeitern  be- 
wirtschafteten Gutshofes  mit  frondenden 
Bauern«.  Die  Gutsherren  fanden  einen  zahl- 
reichen, von  ihnen  wirtschafthch  vollständig 
abhängigen  Stand  von  Kleinpächtern  vor, 
die  sich  alles  gefallen  lassen  mussten,  weil 
sie  leben  wollten.  Ausser  der  Zahlung  des 
Pachtschillings,  der  in  Geld  oder  in  einem 
Teile  des  Ertrages  entrichtet  wurde,  ver- 
pflichteten sie  sich  demnach  auch  zu  ge- 
wissen Frondiensten,  welche  die  Gutsherren 
dann  möglichst  auszudehnen  suchten,  ohne 
dass  der  Pächter  sich  dagegen  wehren 
konnte,  weil  sich  ihm  auch  anderwärts  keine 
besseren  Arbeitsbedingungen  und  nirgends 
andere  als  landwirtschaftliche  Beschäftigung 
bot.  Als  infolge  der  unaufhörlichen  Barb^n- 
einfälle  die  Entvölkenmg  zunahm  und  sich 
Arbeitermangel  in  lebhafter  Weise  fühlbar 
machte,  suchte  sich  der  Gutsherr  die  auf 
dem  Gute  vorhandenen  Arbeitskräfte  zu 
sichern.  Erst  thatsächlich :  indem  er  die 
freien  Pächter  nach  Ablauf  der  Pachtzeit 
nicht  abziehen  Hess.  Es  wurde  ihm  dies 
durch  seine  Stellung  als  »Obrigkeit«  ausser- 
ordentlich erleichtert.  Die  grossen  Latifun- 
dien waren  nämlich  von  der  municipalen 
Distriktseinteilung  eximiert  worden,  und  die 
Gutsbesitzer  beherrschten  Justiz  und  Ver- 
waltimg in  ihren  selbständigen  Gutsbezirken 
in  weitem  Umfange.  Schliesslich  sanktio- 
nierte der  Staat  die  thatsächliche  Bindung 
an  die  Scholle  und  erhob  sie  zu  einem 
Rechtssatze.  Um  so  lieber,  als  diese  Lösung 
der  ländlichen  Arbeiterfrage  auch  seinen 
Steuer-  und  militärpolitischen  Interessen  am 
meisten  zu  entsprechen  schien. 

Neben  dem  Kolonat  bestand  natürlich  in 
Stadt  und  Land  auch  die  Sklaverei  weiter. 
Die  inzwischen  zum  Siege  gelangte  christ- 
liche Kirche  hatte  sich  mit  ihr  abgefunden 
und  sie  anerkannt.  Aber  ihre  beherrschende 
Bedeutung  in  der  Volkswirtschaft  hatte  sie 
verloren  —  nicht  nur,  wie  wir  gesehen 
haben,  in  der  Landwirtschaft,  sondern  auch 
im  Gewerbebeüiebe  und  in  allen  anderen 
Zweigen  menschlicher  Thätigkeit  —  und 
zwai-  im  ganzen  und  gix)ssen  aus  den  gleichen 
Gründen.  Verschwunden  ist  sie  aber  in 
Europa  weder  im  Altertume  noch  auch  im 
Mittelalter  und  bis  in  die  neueste  Zeit  herein. 
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IV.  Die  Sklaverei  im  Mittelalter. 

Zu  Beginn  des  Mittelaltere  findet  sich 
die  Sklaverei  noch  überall  in  Europa.  Auch 
den  Germanen  war  sie  bekanntlich  von  An- 
fang an  nicht  fremd.  Sie  war  vielmehr  in 
allen  von  denselben  gegründeten '  Staats- 
wesen  zu  bedeutender  Ausbildung  gelangt 

—  hier  wie  überall  eine  naturgemässe  Folge 
des  permaaenten  Kriegszustandes,  in  dem 
sich  die  germanischen  Stämme  untereinander 
und  zu  anderen  Völkern  befanden.  Doch 
hat  die  Sklaverei  in  den  germanischen 
Staaten  zu  einer  ähnlichen  Rolle  wie  in 
Italien  niemals  gelangen  können.  Es  fehlte 
vor  allem  an  den  wirtschaftlichen  Voraus- 
setzungen hierzu.  Sehr  früh  begann  jener 
merkwürdige  Frozess  einer  Wandlung  in  der 
Auffassung  des  Vermögens-  und  wirtschaft- 
lichen Charakters  der  Sklaven,  der  auch  zu 
einer  geänderten  rechtlichen  Struktur  des 
ganzen  Verhältnisses  der  Unfreiheit  Oberhaupt 

feführt  hat.  Der  Sklave  vrird  immobilisiert, 
rflhei*  stellte  er  einen  beweglichen  Eigen- 
tumsgegenstand dar.  Jetzt  wird  er  —  ein 
Torgang,  den  -wir  ja  auch  schon  in  der 
antiken  römischen  Welt  beobachten  konnten 

—  Pertinenz  einer  unbeweghchen  Sache. 
Dabei  geraten  hauptsächlich  seit  der  Karo- 
lingerzeit  unter  dem  Drucke  wirtschaftlichen 
Niederganges,  der  dadurch  bedingten  Unfähig- 
keit, den  öffentlichen  Verpflichtungen  nach- 
2ukommen  imd  vor  allem  den  persönlichen 
"Wehrdienst  zu  leisten,  des  Strebens  nach 
Schutz  oder  Arbeitsgelegenheitiramergrössere 
Massen  ehemals  selbständiger  freier  Bauern 
in  Abhängigkeit  von  den  grossen,  geistlichen 
und  weltlichen  Grundbesitzern.  Mit  ihrer 
■wachsenden  Intensität  gestaltet  sich  diese 
aus  einem  anfänglich  bloss  thatsächlichen 
im  Laufe  der  Zeit  zu  einem  rechtlichen  Zu- 
stande um.  Es  entwickelt  sich  unter  Ver- 
schlechterung der  persönlichen  Rechtslage 
der  ehemals  Freien  und  unter  Verbessenmg 
jener  der  Sklaven  ein  neues  abgemildertes 
System  der  Unfreiheit,  eine  Art  von  Halb- 
freiheit. 

Entsprechend  der  Struktur  des  mittel- 
alterlichen Wirtschaftslebens  sind  diese 
Massen  —  schollenpfhchtiger  —  Unfreier 
fast  ausschliesslich  der  landwirtschaftlichen 
Produktion  gewidmet.  Bei  aller  Verschieden- 
heit der  Yerhältnisse  im  einzelnen  eignet 
ihnen  überall  nicht  nur  das  Recht  der  Fa- 
miliengründung,  sondern  auch  ein  be- 
schränktes Eigentumsrecht  Sie  geniessen 
femer  Rechtsschutz  für  Leib  »md  Leben 
sowie  oft  gegen  einseitige  Erhöhung  ihrer 
Abgaben  und  Dienste.  Sie  unterstehen  end- 
lich für  schwere  Fälle  häufig  dem  öffent- 
lichen Gericht. 

Neben  den  wirtschaftlichen  und  politi- 
schen Gründen,  die  bei  der  angedeuteten 
Entwickelung  thätig  gewesen  sind,  wirkten 


mächtig  die  kulturellen  Einflüsse  des  spät- 
römischen Rechtes  und  des  Christentums. 

Es  wurde  bereits  hervorgehoben ,  dass 
der  Zug  zur  Abmilderung  der  Sklaverei  in 
Rom  unabhängig  vom  Christentum  und  vor 
diesem  als  Folge  geänderter  wirtschaftlicher 
Zustände  und  geläuterterer  sittlicher  Auf- 
fassungen über  das  Verhältnis  der  Menschen 
zu  einander  eingetreten  war,  dass  aber 
doch  auch  der  beschleunigende  Einfluss 
der  christlichen  Lehre  auf  diese  Bewegung 
ein  nicht  geringer  war.  Allerdings  nahm 
die  Kirche  —  so  sehr  jede  Knechtschaft 
dem  Geiste  und  der  Lehre  ihres  Stifters 
widersprach  —  gegen  dieselbe  nicht  direkt 
und  derart  Stellung,  dass  sie  sie  geradezu 
verdammt  hätte.  Sie  erkannte  sie,  vielmehr 
ausdrücklich  an,  besass  selbst  zahlreiche 
Sklaven  und  gelangte  sogar  erst  unter 
Gregor  XVI.  im  Jahre  1839  dazu,  Laien 
und  Geistlichen  die  Verteidigung  des  Neger- 
handels zu  verbieten.  Dadurch  allein  auch, 
dass  sie  den  Gläubigen  Freilassung  als  gut 
und  wohlgefällig  empfahl  und  später  selbst 
eifrig  Kriegsgefangene  loskaufte  und  der 
Freiheit  ■wiedergab,  wirkte  sie  nicht  auf  das 
"Wesen  der  Sklaverei  zersetzend.  Ihr  grosses 
Verdienst  und  nachhaltig  wirksam  war  viel- 
mehr, dass  sie  die  SWaven  unbeschränkt 
zu  den  Kulthandlungen  zuliess,  deren 
Ehen  kirchlichen  Segen  spendete  und  ihnen 
christliches  Begräbnis  gewährte.  Sie  stellte 
sie  so  als  vor  Gott  den  Freien  gleich  hin 
und  rückte  sie  daher  diesen  auch  im  Leben 
näher.  Sie  hob  dadurch  das  moralische  Be- 
wusstsein  der  Geknechteten.  Zugleich  aber 
erhielt  sie  in  den  Herren  das  Bewusstsein 
lebendig,  dass  ihr  Knecht  vor  Gott  ihr 
Bruder  sei.  Der  wohlthätige  Einfluss  fort- 
währender Betonung  der  Glaubensgemein- 
söhaft  zeigte  sich  aber  nicht  nur  in  dem 
Verhältnisse  zwischen  den  Einzelnen,  sondern 
über  die  engen  persönlichen  Beziehungen 
dieser  hinaus  in  einer  Aenderung  der  all- 
gemeinen völkerrechtlichen  Anschauungen. 
Das  Christentum  kennt  keine  politischen 
und  nationalen  Grenzen  und  schuf  daher  im 
Laufe  der  Jahrhunderte  unter  seinen  Be- 
kennern  ein  Gefühl  der  Zusammengehörig- 
keit und  höherer  Interessengemeinschaft 
auch  dann,  wenn  sie  verschiedenen  Staaten 
und  Stämmen  augehörten.  Gefördert  wurde 
dasselbe  durch  die  unatifhörUchen  Krie^  des 
christlichen  Europa  gegen  den  bis  tief  m  das 
17.  Jahrhundert  hinein  sich  von  verschiede- 
nen Seiten  erneuernden  Ansturm  des  Islams. 

Wo  also  fortan  christliche  Völker  feind- 
lich zusammenstossen ,  ist  von  einer  Ver- 
sklavxmg  der  Kriegsgefangenen  keine  Rede 
mehr.  Der  Fremde  ist,  wenn  er  nur  Christ 
ist,  nicht  mehr  rechtlos  vde  im  Altertum. 
Diese  antike  Auffassung  des  Völkerrechts 
bestand    mu:  noch  zwischen  Christen  und 
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NichtChristen.  Und  da  Zusammenstösse  der- 
selben seit  dem  11.  Jahrhundert  bloss  noch 
im  Osten  und  Süden  Europas  stattfinden 
können,  so  ist  seit  dieser  Zeit  die  Sklaverei 
in  Deutschland,  Skandinavien,  England  und 
Frankreich,  die  Südküste  etwa  ausgenommen, 
vei-schwimden  —  was  freilich  nicht  aus- 
schliesst,  dass  auch  in  Deutschland  bis  in 
das  15.  Jahrhundert  hinein  vereinzelte  Spuren 
der  Einführung  orientalischer  Sklaven  sich 
finden.  Anders  ist  es  in  Griechenland  und 
auf  der  Balkanhalbinsel  überhaupt,  in  Italien 
und  Spanien  sowie  in  Russland.  Wo  der 
Islam  siegreich  seinen  Einzug  hält,  bringt 
er  die  Sklaverei  mit.  Wo  er  sich  im  Kampfe 
mit  christlichen  Völkern  befindet,  macht  er 
die  kriegsgefangenen  Angehörigen  der  letz- 
teren zu  Sklaven.  Umgekehrt  erfahren  auch 
seine  Bekenner  das  gleiche  Schicksal,  wenn 
sie  in  die  Hände  der  Christen  geraten.  Was 
die  drei  südlichen  Halbinseln  und  insbe- 
sondere Italien  und  Spanien  betrifft,  so  hatte 
die  Sklaverei  hier  niemals  aufgehört.  Ebenso 
wenig  war  daher  auch  die  sittliche  Ueber- 
zeugung  von  ihrer  Verwerfliclikeit  zum 
Durchbruch  gelangt.  Vielmehr  erhielt  die 
entgegengesetzte  Anschauung  neue  Nahrung 
infolge  der  politischen  Verhältnisse  dieser 
Länder  und  ihrer  geographischen  Lage. 
Schliesslich  mag  nicht  unerwähnt  bleiben, 
dass  die  Zigeunersklaverei  in  den  beiden 
gegenwärtig  zum  Königreich  Rumänien  ver- 
einigten Donaufürstentümern  erst  in  den 
Jahren  18-55  und  18.56  gesetzlich  aufgehoben 
worden  ist. 

Zu  einer  wirtschaftlich  ausschlaggebenden 
Rolle  hat  aber  die  Sklaverei  im  germanisch- 
romanischen Europa,  obgleich  sie  auf  der 
apenninischen  und  iberischen  Halbinsel  im 
15.  und  16.  Jahrhimdert  —  teilweise  unter 
dem  Einflüsse  der  Entdeckungen  —  einen 
sehr  bedeutenden  Aufschwung  nahm  und 
sich  hier  bis  an  die  Schwelle  des  19.  Jahr- 
hunderts verfolgen  lässt,  nicht  gelangen 
können.  Die  Sklaven  wurden  vielmehr  fast 
ausschliesslich  bloss  zu  Luxus-  und  Haus- 
haltxmgsz  wecken,,  in  Smnien  und  Portugal 
auch  auf  dem  Felde  im  kleinen  Ackerbau 
oder  als  Gehilfen  im  Gewerbebetrieb  ver- 
wendet. Dass  man  das  gleiche  nicht  auch 
von  Russland  sagen  kann,  ist  bereits  ange- 
deutet worden.  Ihre  wahre  Auferstehung 
in  einem  antik-römischen  Zeiten  entsprechen- 
den Umfange  und  in  einer  gleichartigen  An- 
wendung erlebte  die  Sklaverei  jedoch  in 
dem  ne\izeitlichen  Negerhandel. 

V.  Die  neuzeitliche  Sklaverei  in  den 
Kolonieen  und  die  Aufhebung  derselben. 

.Als  die  Spanier  die  Küsten  Amerikas 
betraten,  betrachteten  sie  natürlich  die  heid- 
nischen Bewohner  der  von  ihnen  entdeckten 
Gebiete  als  ihre  Sklaven.   Ein  Teil  derselben 


wird  nach  Europa  geschleppt  und  hier  ver- 
kauft. Was  aber  im  Lande  bleibt,  wird  von 
den  neuen  Herren  zum  Goldgrabeu  und 
Goldwaschen  benützt. 

Bald  jedoch  müssen  die  Kolonisten,  weil 
sie  anders  auf  die  Dauer  nicht  existieren 
können,  zur  Sesshaftigkeit  übergehen.  Sie 
beginnen  Ackerbau  und  Viehzucht  zu  treiben. 
Jedem,  der  dies  thim  vrill,  wird  in  der 
ersten  Zeit  zu  diesem  Zwecke  Boden  zu- 
geteilt (encomienda)  imd  zugleich  eine  ge- 
wisse Anzahl  von  Indianern  zugewesen 
(repartimiento) ,  die  er  nun  in  Haus  und 
Feld  verwendet ;  anfangs  derart,  dass  sie  für 
einen  Teil  des  Jahres  in  ihre  Dörfer  ent- 
lassen werden,  später  aber,  indem  ihre 
Uebersiedelung  in  die  Nähe  des  Herren- 
sitzes erzwungen  -mid  und  sie  mit  kleinen 
Ackerlosen  beteilt  werden.  Allein  die 
schwächliche,  schwerer  Arbeit  ungewohnte 
Rasse  erliegt  den  Anstrengungen  und 
schwindet  zusehends  dahin.  Im  Jahre  1.Ö43 
erlässt  daher  die  spanische  Krone  auf  Be- 
treiben des  »Beschützere  der  Indianer«,  des 
Bischofs  Las  Casas,  besondere  Schutzbesrim- 
mungen  zu  Gunsten  der  Indianer,  unter 
deren  Einfluss  sich  aus  diesen  allmälilich 
unter  gleichzeitiger  Vermischung  mit  den 
eingewanderten  Weissen  eine  freie  Lohn- 
arbeiterklasse entwickelt. 

Ganz  anders  als  im  spanischen  Amerika  ge- 
stalteten sich  von  vorn  herein  die  Dinge  in  den 
von  Engländern  besiedelten  Teilen  Nordame- 
rikas. Wohl  bestand  auch  hier  die  rote  Skla- 
verei. Sie  blieb  sogar  in  allen  Kolonieen.  mit 
Ausnahme  von  Rhode  Island  und  kurze  Zeit 
New- York,  während  des  17.  und  18.  Jalir- 
hunderts  gesetzlich  anerkannt.  Niemals  aber 
hat  sie  grösseren  Umfang  angenommen. 
Nicht  weil  sie  an  sich  den  Anscliauungen 
der  englischen  Ansiedler  widersprochen  hätte. 
Das  war,  wie  ja  ihr  Vorkommen  schon  und 
noch  mehr  die  Negerhaltung  und  der  Neger- 
handel seit  der  ersten  Hälfte  des  17.  Jahr- 
hunderts beweist,  ebenso  wenig  der  Fall  wie 
bei  den  übrigen  christlichen  Nationen  Euro- 
pas. Allein  es  waren  vor  allem  die  in- 
dianischen Jägerstämme  in  diesen  Gebieten 
zu  kriegerisch  und  freiheitiiebend,  als  dass 
es  nicht  ratsamer  gewesen  wäre,  mit  ilinen 
sich  friedlich  zu  vei-tragen,  die  Freiheit 
ihrer  Person  und  iliren  Besitz  anzuerkennen 
und  mit  ihnen  in  Aiistauschbeziehungea 
(Pelzhandel)  zu  treten  statt  den  gefährlichen 
und  wenig  aussichtsvollen  Versuch  zu  machen, 
sie  in  die  ihnen  ganz  ungewohnte  landwirt- 
schaftliche .Arbeit  hineinzuzwingen.  Nicht 
ohne  Bedeutung  waren  auch  die  Kolonial- 
kämpfe namentlich  zwischen  Franzosen  und 
Engländern,  die  gegeneinander  ihre  indiani- 
schen Bundesgenossen  auszuspielen  pflegten. 
Schliesslich  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  das 
Ziel  der  englischen  Kolonisten  ein  anderes 
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war  als  der  Spanier.  Sie  wollten  nicht  wie 
diese  von  Raubwirtschaft,  sondern  als  Farmer 
leben,  also  auch  selbst  arbeiten.  Wurden 
sie  hierin  nicht  von  den  Indianern  gestört, 
so  liessen  sie  auch  ihrerseits  diese  in  Ruhe. 
Grundsätzlich  sollte  daher  nur  gegen  Kriegs- 
gefangene die  Versklavung  zulässig  sein. 
Sei  es,  dass  man  die  Gefangenen  selbst  ge- 
macht, sei  es,  dass  man-  sie  von  befreundeten 
Stämmen  erworben  hatte.  Letzteres  kam 
jedoch  nur  ausnahmsweise  vor,  da  bei  den 
meisten  Stämmen  die  Skla%-erei  nicht  ge- 
bräuchlich und  der  Natur  der  Sache  nach 
auch  gar  nicht  recht  möglich  war,  weil  sie 
vorwiegend  von  Jagd  lebten. 

Hielt  sich  so  (lie  rote  Sklaverei  in  den 
englischen  Kolonieen  Nordamerikas  in  sehr 
engen  Grenzen,  w^eil  sie  keinem  so  dringen- 
den Arbeitsbedtirfnis  entspnmgen  war  wie 
in  Spanisch- Westindien,  so  heischte  anderer- 
seits hier  gerade  dieses  Bedürfnis  Be- 
friedigung. Und  da  fortan  die  Knechtung 
der  Indianer  untersagt  war,  so  musste  dies 
dxirch  Zuzug  freier  w^eisser  Arbeiter  ge- 
schehen. Denn  abgesehen  davon,  dass  die- 
selben in  tropischen  Klimaten  zu  schwerer 
körperlicher  Arbeit  sich  untauglich  erwiesen, 
so  stand  auch  ihre  Freiheit  dauernder  Aus- 
beutung im  Wege.  Man  that  also  etwas, 
-was  dim;h  die  damaligen  Verhältnisse 
geradezu  als  das  Einfachste  und  Natür- 
lichste sich  aufdrängte:  man  führte  Neger- 
sklaven ein. 

Nicht  auf  I^as  Casas'  Anregung,  wie 
häufig  angenommen  wird,  ist  dies  geschehen. 
Allerdings  hat  auch  er,  im  Interesse  seiner 
roten  Schützlinge,  dazu  geraten.  Zugleich 
aber  mit  und  lange  vor  ihm  hatten  auch 
andere  den  gleichen  Gedanken  ausgesprochen 
und  war  derselbe  sogar  zu  praktischer  Ver- 
"wirklichung  gelangt.  Denn  seit  der  Mitte 
des  15.  Jahrhunderts  trieben  die  Portugiesen 
einen  weit  ausgedehnten  Negerhandel  und 
bereits  1500,  lange  also  vor  Las  Casas'  Atif- 
treten,  fand  gelegentliche  Negereinfuhr  nach 
Westindien  statt.  Nichts  lag  darin,  was  von 
ii^nd  emef  Seite  anstössig  gefunden  worden 
■wäre.  Die  Negereinfuhr  aber  nimmt  in  der 
Folge  der  Zeit  immer  mehr  zu,  und  es 
bildet  sich  die  koloniale  Plantagenwirtschaft 
mit  Negersklaven  aus. 

Diese  hat  eigentlich  kaum  einen  anderen 
als  mechanischen  Berührungspunkt  mit  der 
damals  in  Südeuropa  heimischen  Sklaverei. 
Sie  entwickelt  sich  vielmehr  zugleich  mit 
dem  zu  Beginn  der  Neuzeit  aufkeimenden 
kapitalistischen  Grossbetriebe  der  Gewerbe 
und  ist  die  früheste  Erprobung  dieser  Be- 
triebsform. 

Als  die  Portugiesen  die  Westküste  Afrikas 
«ntdeoiten,  richteten  sie  auf  Madeira  und 
■den  kanarischen  Inseln  Zuckerrohrplantagen 
«in  und  ver»'endeten  auf  denselben  Neger- 


sklaven. Auf  den  Antillen  begann  der  An- 
bau des  Zuckerrohres  zwischen  1513—1515 
ebenfaUs  im  grossen.  Aber  nicht  der  Zucker- 
und ebensowenig  später  der  Baumwollenbau 
oder  auch  die  Reis-,  Tabak-  und  Indigo- 
kidtur  waren  es,  welche  die  Greuel  der 
Negersklaverei  hervoiriefen.  Verwendeten 
ja  auch  schon  die  Araber  in  Südeuropa  beim 
Zuckerban  Sklaven,  ohne  dass  hierbei  ähn- 
liche Begleiterscheinungen  wie  bei  der  kolo- 
nialen Sklaverei  hervortraten.  Was  dieser 
ihren  besonderen  Charakter  verleiht,  ist 
vielmehr,  dass  sie  ein  Ergebnis  des  agrarisch- 
industriellen  Grossbetriebes  der  Plantagen  ist. 
Die  Negereinfuhr  nach  den  Kolonieen 
aller  europäischen  Kolonialvölker  nahm  im 
Laufe  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  immer 
mehr  zu,  wie  sich  auch  die  seefahrenden 
Nationen  Europas  unterschiedslos  am  Neger- 
handel beteiligten.  Unter  ihnen  verstanden 
es  besonders  die  Engländer,  als  Nachfolger 
der  Spanier  und  Portugiesen  und  imter  Zu- 
rückdrängung der  Holländer,  parallel  mit 
dem  allgemeinen  Aufschwünge  ihrer  Schiff- 
fahrt und  ihres  Handels,  diesem  Handels- 
zweige ausserordentlichste  Ausdehnung  zu 
geben.  Denn  der  Handel  mit  Negern  war 
ein  sehr  lohnendes  Geschäft.  An  den  afri- 
kanischen Küsten  zusammengeraubt  oder  um 
ein  billiges  erstanden,  wurden  die  Unglück- 
lichen gewöhnlich  zu  2 — 300  auf  ein  Schiff 
gebracht  und  im  Zwischendeck,  je  zwei  an- 
einandergefesselt,  so  dicht  aneinandergereiht, 
dass  man  keinen  mehr  dazwischen  hätte 
schieben  können.  Notdürftig  gefüttert,  spär- 
lich getränkt,  nur  jeden  anderen  Tag  aufs 
Verdeck  gebracht,  um  frische  Luft  zu 
schöpfen,  starben  sie,  namentlich  wenn  die 
Fahrt  infolge  widriger  Winde  sich  lange 
hinzog,  massenhaft  dahin.  Oft  ging  die 
Hälfte  der  Ladung  zu  Grunde,  bevor  der 
Bestimmungsort  erreicht  war.  Dafür  aber 
war  dann  reicher  Gewinn  dem  Händler 
sicher.  Unter  solchen  Umständen  ist  es  nur 
natürlich,  dass  die  Privilegien,  Neger  ein- 
führen zu  dürfen,  um  hohe  Summen  ver- 
steigert wurden  und  dass  vornehmlich  Eng- 
land und  Frankreich  auf  diesem  Gebiete  auf 
alle  Art  nach  der  Monopolstellung  strebten. 
Im  Utrechter  Frieden  (1713)  gelang  es  den 
Engländern,  durch  den  »Assiento- Vertrag« 
das  seit  1702  Frankreich  zugestandene  aus- 
schliessliche Recht  der  Versorgung  Spanisch- 
Amerikas  mit  Negerlieferungen  an  sich  zu 
reissen.  Und  dieser  Vertrag,  der  bis  1750 
fortdaiierte,  wurde  als  eine  der  bedeutendsten 
Errungenschaften  des  Utrechter  Friedens  be- 
trachtet. Vom  kommerziellen  Standpunkte 
aus  auch  mit  vollem  Recht.  Denn  welchen 
Umfang  das  Geschäft  hatte,  erhellt  aus  der 
von  Sartorius  von  Waltershausen 
mitgeteilten  Thatsache:  dass  von  1680  bis 
1700  durch  englische  Schiffe  300000  Neger 


Digitized  by 


Google 


334 


Unfreiheit 


nach  Westindien  gebracht  worden  sind,  von 
1705 — 1786  aber  den  Einfuhrlisten  zufolge 
nach  Jaraaica  allein  610000.  Selbstver- 
ständlich benutzten  dies  die  Regierungen 
auch,  um  sich  durch  Einfuhrzölle  eine  er- 
giebige Einnahmequelle  zu  schaffen. 

Die  Behandlung  der  Neger  unterschied 
sich  in  gar  nichts  von  jener,  die  während 
der  antiken  Plantagenwirtschaft  in  ihren 
schlimmsten  Zeiten  üblich  gewesen  war. 
Und  nicht  anders  auch  war  ihre  Rechts- 
lage. Dass  zu  all  dem  auch  der  Rassen- 
unterschied und  die  dadurch  bedingte  gegen- 
seitige Abneigfung  sowie  die  Missachtung  der 
Weissen  und  deren  Furcht  vor  Aufständen 
auf  die  Beziehungen  zwischen  Herren  und 
Sklaven  nicht  mildernd  einwirkten,  liegtauf 
der  Hand.  Ein  Ausfluss  dieser  Faktoren 
war  es,  wenn  auch  mit  den  christlichen, 
oder  richtiger :  getauften,  Negern  keine  eigent- 
liche Kirchengemeinschaft  bestand,  sondern 
für  sie  ein  getrennter  Ctottesdienst  grob- 
sinnlichen Charakters  bestand,  in  dem  alles 
darauf  abzielte,  ihnen  die  unerschütterliche 
Ueberzeugung  zu  suggerieren,  dass  Sklaverei, 
Gehorsam  und  Arbeit  ihr  gottgewolltes 
Schicksal  sei.  "Vielfach  widerstrebten  aber 
die  Pflanzer  überhaupt  der  Erteilung  christ- 
lichen sowie  allgemein  eines  jeden  Unter- 
richtes an  ihre  Sklaven  —  teils  aus  Frömmig- 
keit, die  es  ihnen  innerlich  erschwert  hätte, 
Brüder  vmd  Schwestern  im  Glauben  zu 
knechten,  teils  in  Sorge  vor  etwaiger  Selbst- 
überhebung und  revolutionären  Anwand- 
lungen der  letzteren.  —  Ist  also  die  Be- 
hauptung, dass  die  weltgeschichtliche  Be- 
deutung der  KolonialsklaVerei  in  der  Ver- 
mittelung  des  Christentums  an  Wilde  zu 
erblicken  sei,  nur  sehr  bedingt  wahr,  so  darf 
doch  auch  nicht  übersehen  werden,  dass  das 
Christentum  nicht  ganz  ohne  Einwirkungen 
auf  die  thatsächliche  und  rechtliche  Gestal- 
tung des  Sklavenverhältnisses  geblieben  ist.  Im 
allgemeinen  freilich  gehen  dieselben  keinesfalls 
über  das  Mass  des  auch  durch  die  römische 
Kaisergesetzgebung  Gewährten  hinaus  und 
sind  auch  meist  viel  mehr  vom  Gedanken  des 
Tierschutzes  als  der  Anerkennung  des 
Menschen  und  des  Personencharakters  im 
Neger  getragen.  Sie  äussern  sich  in  einem 
gewissen  Schutz  von  Leib  und  Leben;  in 
dem  Zugeständnis  gerichtlicher  Aburteilung 
in  schweren  Kriminalsachen ;  im  Verbot  der 
Sonntagsarbeit,  wobei  festzuhalten  ist,  dass 
das  Mass  der  Erholung  in  katholischen  Ko- 
lonialgebieten grösser  war  als  in  nichtkatho- 
lischen ;  schliesslich  in  einer  gewissen  dim;h 
die  Sitte  gebotenen  Achtung  vor  der 
Sklavenehe.  Als  ein  bedeutendes  Zugeständ- 
nis an  die  Humanität  muss  daher  schon  die 
im  Verbote  des  französischen  Code  noir, 
beim  Verkaufe  von  Sklaven  Ehegatten  so- 
wie Eltern   und  minderjährige  Kinder  von 


einander  zu  trennen,  liegende  Anerkennung 
der  Familienbeziehungen  von  Sklaven  ange- 
sehen werden. 

Im  letzten  Viertel  des  vorigen  Jahr^ 
hunderts  erst  begann  allmählich,  unter  dem 
Einflüsse  der  naturrechtlichen  Doktrinen  so- 
wie der  liberalen  Volkswirtschaftslehre  — 
in  England  und  in  einigen  Staaten  der  nord- 
amerikanischen Union  auch  der  protestan- 
tischen Sekten,  besonders  der  Quäker  — 
überall  in  der  christlichen  Welt  ein  Um- 
schwung in  der  Auffassung  über  die  sittliche 
Zulässigkeit  des  Negerhandels.  Der  Rück- 
schlag machte  sich  zuerst  in  England  be- 
merkbar —  in  demselben  England,  das  sich 
früher  so  eifrig  am  Sklavenhandel  beteiligt 
und  noch  im  Jahre  1748  auf  der  Verlänge- 
rung des  im  Utrechter  Frieden  erlialtenen 
Privilegs  der  Sklaveneinfuhr  in  die  siMini- 
schen  Kolonieen  bestanden  und  dieselbe  auch 
durchgesetzt  hatte.  Zuerst  aber  kam  es 
zwischen  1776  und  1778  in  allen  Staaten 
der  Union,  ausgenommen  Nord-  und  Süd- 
karolina sowie  Georgien,  zu  Verboten  des 
Negerhandels. 

Dass  diese  Verbote  nicht  allein  und  nicht 
einmal  vorwiegend  auf  jene  eben  berührten 
ethischen  Faktoren  zurückzuführen  sind, 
braucht  kaum  hervorgehoben  zu  werden. 
Um  sie  zu  begreifen,  muss  man  nelmehr 
auch  folgendes  festhalten.  Von  den  dreizelin 
englischen  Kolonieen,  die  sich  im  Jahre  1776 
vom  Mutterlande  unabhängig  machten  imd 
zu  den  Vereinigten  Staaten  zusammen- 
schlössen, war  die  Negerarbeit  nur  in  den 
zwei  südlichsten  wirtschaftlich  notwendig 
gewesen.  Wenn  sie  aber  —  trotz  ihrer  Ent- 
behrlichkeit und  sogar  trotz  vielfach  sehr 
bedeutender  Erschwerungen  aus  den  klima- 
tischen, wirtschaftlichen  und  produktions- 
technischen Verhältnissen  heraus  —  auch  in 
den  übrigen  sich  verbreitet  hatte,  so  hängt 
das  mit  der  allgemeinen  sowohl  als  auch 
speciell  mit  der  Handels-  und  Produktious- 
politik  Englands  zusammen.  Die  Negereia- 
fuhr  bildete  nicht  nur  ein  gewinnbringendes 
Geschäft  für  die  englischen  Reeder  und 
Händler:  es  musste  auch  parallel  luid  in 
geradem  Verhältnis  mit  der  Entfaltung  der 
Sklaverei  in  den  Kolonieen  deren  Heraus- 
treten aus  der  rein  landwirtschaftlichen  Pro- 
duktion und  Uebergang  zur  Manufaktur 
immer  schwieriger  sich  gestalten.  Auf  diese 
Weise  diuite  man  ebensowohl  die  Ver- 
ewigung ihrer  wirtschaftlichen  Abhängigkeit 
voniMutterlande  erhoffen,  wie  man  auch  darauf 
rechnen  konnte,  dass  der  Rassengegensatz^ 
zwischen  Weissen  und  Negern  jenen  be- 
deutende innere  Schwierigkeiten  schaffea 
und  durch  das  Schwergewicht  einer  vei-- 
tierten,  stumpfen  Sklavenmasse  die  Energie 
ihrer  Bestrebungen  zur  Erlangung  politischer 
Unabhängigkeit  lähmen  oder  mindestens  ab- 
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schwächen  würde.  All  das  erklärt  es,  dass 
sich  vielfach  starke  Opposition  gegen  die 
N^ereinfuhr  in  den  Kmonieen  schon  vor 
derUuabhäDgigkeitserklärung geltend  machte ; 
aber  anch  da^  zugleich  oder  kurz  nach  der- 
selben die  oben  erwähnten  Verbote  ergingen, 
die  natürlich  in  keiner  Art  das  Institut  der 
Sklaverei  selbst  berührten  und  daher  nui* 
zur  Förderung  der  einheimischen  Sklaven- 
zucht beitrugen. 

In  Frankreich  versuchte  im  Jahre  1794 
der  Konvent,  nachdem  Dänemark  zwei  Jahre 
früher  vorangegangen  war,  die  Aufhebung 
der  Sklaverei.  Doch  schon  1802  wurde  die- 
selbe wiederhei^gestellt  und  sogar  der  Neger- 
handel wieder  zugelassen. 

In  England  wurde  der  letztere,  dank 
der  von  William  Wilberforce,  Clarkson, 
Grenville,  Sharp  und  Charles  Fox  seit  1778 
geleiteten  Agitation,  durch  Parlamentsbe- 
schluss  vom  Jahre  1806  verboten.  Seither 
ging  England  im  Kampfe  gegen  die  Sklaverei 
überall  und  allzeit  voran. 

Seit  dem  An^g  unseres  Jahrhunderts 
ist   überall  in  den  christlichen  Staaten  Eu- 
ropas die  Sklaverei  gesetzlich  aufgehoben. 
Doch  nicht   um  Eim)pa  handelte  es  sich, 
sondern  um  die  Kolonieen.    England  liess 
allerdings,   soweit    die   seinigen    in    Frage 
kamen,  keine  weitere  Einfuhr  mehr  zu  — 
natürlich  ohne  auch  den  Sklavenschmnggel 
vollständig  unterdrücken  zu  können.    Eben- 
sowenig vermochte   es  den   Sklavenhandel 
unter  nichtenglischer  Flagge  zu  verhindern. 
Dass   sich  die  Signatarmächte  des  Wiener 
Kongresses  mit  Deklaration  vom  2.  Febniar 
1815   auf    Englands    Anregung    verbanden, 
demselben  überall  nach  Kräften  entgegenzu- 
treten, fiel  auch  nicht  schwer  ins  Gewicht. 
Denn    thatsächlich    hatte  die   ganze   Last, 
diesen  Beschluss   durchzuführen,    obgleich 
bis!   in  die  40  er  Jahre  hinein   eine  ganze 
Reihe    dahin   abzielender   völkerrechtlicher 
Separatübereinkommen   zwischen    den   ein- 
zelnen Staaten  imd  England  zu  stände  kamen, 
dieses  allein  zu  tragen.    Mit  wie  geringem 
Erfolge  übrigens,  lehren  folgende   Ziffern: 
von  1807 — 1819,  in  welchem  Jahre  die  Aus- 
übang     eines     Durchsuchungsrechtes     auf 
Schiffen,  die  des  Sklaventransports  verdäch- 
tig waren,  durch  englische  Kreuzer  begann, 
wurden  aus  Afrika  nind  2,3  Millionen  ISeger 
entführt;  in  der  Zeit  von  1819 — 1847  aber 
über    2' 4    Millionen.     Yon    den   letzteren 
wurden  alles  in  allem  durch  Kriegsschiffe 
nur  ca.  82000  :=  8»;o  befreit.    Was  aber  das 
Schlimmste  war:  dass  nun  englische  Kreuzer 
überall  auf  Sklavenschiffe  Jagd  machten,  hatte 
vor   allem  nur  noch  erhöhte  Greuel  gegen 
die   lebende  Ware  zur  Folge,  die  zu  einer 
bedeutenden  Steigerung  der  Quote  derjenigen 
führten,  welche  während  der  Ueberfahrt  zu 
Grunde  gingen.   Yon  1807 — 1819  hatte  diese 


Quote  durchschnittlich  19 — 20%  betragen. 
Nachher  und  bis  1847  wuchs  sie  auf  25  "/o 
an.  Den  Sklavenhandel  verbieten  genügte 
also  offenbar  nicht.  Das  einzige  Mittel,  ihn 
wirklich  auszurotten,  war:  ihn  überflüssig 
zu  machen,  d.  h.  die  Sklaverei  aufzuheben. 

Eine  derartige  Massregel,  mit  oder  ohne 
Entschädigung  der  Sklavenbesitzer,  einfach 
dekretieren,  ging  jedoch  nicht  an.  Denn  sie 
schloss  grosse  soziale  und  wirtschaftliche 
Gefahren  in  sich.  Es  musste  nämlich  mit 
dem  Rassenhass  zwischen  Herren  und  Sklaven 
gerechnet  werden;  femer  mit  dem  Um- 
stände, dass  die  letzteren  ein  —  wie  die 
Dinge  nun  einmal  liegen,  wohl  überhaupt, 
sicherlich  aber  wenigstens  in  ihrer  damaligen 
Kulturverfassung  —  im  Vergleich  zu  den 
Weissen  inferiorer  Menschenschlag  waren; 
endlich  mit  der  Aussicht,  dass  sie,  kaum 
befreit,  alle  Arbeit  im  Stiche  lassen  und  so 
die  Produktion  und  den  allgemeinen  Wohl- 
stand schwer  schädigen,  ja  viel&ich  die 
erstere  —  infolge  Mangels  anderer  Arbeits- 
kräfte —  vollständig  lähmen  bürden.  Am 
empfehlenswertesten  erschien  also  eine  all- 
mähliche Ueberleitung  der  Sklaverei  zur 
Freiheit  unter  gleichzeitiger  Sperrung  des 
Negerhandels. 

Nicht  überall  jedoch  hat  man  sich  an 
dieses  allein  richtige  System  gehalten. 

In  England  wurden  im  Jahre  1832  alle 
KroD-  und  Domänensklaven  emancipiert  und 
mit  Parlamentsakte  v.  28.  August  1833  ganz 
allgemein  die  Sklaverei  in  den  britischen 
Kolonieen  abgeschafft.  800000  Sklaven 
wurden  so  frei.  Nicht  jedoch,  ohne  dass 
ihie  Herren  mit  insgesamt  20  Millionen 
Pfund  —  das  ist  etwa  *.?  des  Marktwertes  — 
entschädigt  und  zugleich  die  Emancipierten 
für  eine  Uebei^angsperiode  von  4— 6  Jahren 
zu  Zwangsdiensten  verpflichtet  worden  wären. 
Die  Emancipation  beeinflusste  übrigens  die 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  den  britischen 
Kolonieen  auf  viele  Jahre  hinaus  höchst  nach- 
teilig. Ueberdies  führte  sie  auch,  weil  sie 
zunächst  auf  das  britische  Reich  beschränkt 
blieb,  zur  Verschlechterung  der  Lage  der 
Sklaven  und  zum  Aufschwünge  der  Sklaverei 
in  den  Sklavenländern,  da  England  nun 
seinen  Bedarf  an  Baumwolle  und  Zucker  in 
erhöhtem  Masse  von  dort  aus  decken  musste. 

Dem  englischen  Beispiele  folgte  Frank- 
reich, indem  es  mit  G.  v.  18.  Juli  1845  die 
Sklaverei  bedeutend  abmilderte  und  sodann 
mit  G.  V.  27.  April  1848  die  in  seinen 
Kolonieen  befindlichen  2*.  2  Millionen  Sklaven, 
imter  Entschädigung  der  Besitzer,  vollständig 
befreite. 

Auch  in  den  anderen  sklavenhaltenden 
Kolonialländern  wurde  die  Aufhebungder  Skla- 
verei in  der  Zeit  von  1848 — 1886  eingeleitet 
und  dui-chgeführt.  Was  insbesondere  Brasilien 
betrifft,  wo  es  um  die  Mitte  des  19.  Jahr. 
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hunderts  etwa  2200000  Sklaven  gab,  so 
■war  dort  unter  dem  Dmcke  Englands  schon 
1831  der  Negerhandel  verboten,  dieses  Ver- 
bot aber  erst  seit  1850  wirklich  durch- 
geführt worden.  Seit  1871  traten  dann 
Gesetze  in  Geltung,  durch  welche  die 
Sklaverei  auf  den  Aussterbeetat  gesetzt 
■wurde.  Kinder  von  unfreien  Müttern  wurden 
•fortan  als  frei  geboren.  Sie  sollten  von  den 
Herren  der  erateren  bis  zum  8.  Lebensjahre 
erzogen  und  sodann  entweder  an  den  Staat 
oder  an  gewisse  hierzu  ermächtigte  Gesell- 
Bchaften  gegen  Entschädigung  abgetreten 
bezw.  in  persönlichem  Dienste  bis  zur  Voll- 
jährigkeit gehalten  werden.  Nach  Eintritt 
der  letzteren  sollten  sie  dann  gänzlich  frei 
werden.  Durch  G.  v.  13.  Mai  1888  wurde 
schliesslich  die  bereits  auf  Vs — ^ii  Millionen 
zusammengeschmolzene  Sklavenbevölkerung 
vollständig  emancipiert. 

In  gewaltsamer  Weise  hat  sich  die  Eman- 
cipation  der  Neger  in  den  Sfldstaaten  der 
Union  vollzogen.  Es  kann  auch  nicht  ge- 
leu§:net  werden,  dass  die  Nordstaaten,  als 
sie  m  rücksichtsloser  Verfolgung  ihres  Sieges, 
ohne  jedes  Uebergangsstadium  und  ohne  die 
Sklavenbesitzer  zu  entschädigen,  vier  Mil- 
lionen grösstenteils  fast  vertierter  Neger  zu 
freien  und  stimmberechtigten  ünionsbttrgern 
machten,  nicht  nur  die  ohnehin  schon  durch 
den  Krieg  ruinierten  Südstaaten  noch  mehr 
schädigten,  sondern  auch  ihrem  Staatswesen, 
der  Civilisation  und  den  Negern  selbst  keinen 
Dienst  erwiesen.  Dass  die  Sklavenbarone 
jede  auf  die  Besserung  der  Lage  ihrer  Neger 
gerichteten  Massregeln  hartnäckig  zurück- 
gewiesen und  schliesslich  den  Secessions- 
krieg  herbeigeführt  hatten,  kann  an  der 
"Wahrheit  dieser  Thatsache  nichts  ändern 
(vgl.  den  Art.  Negerfrage  oben  Bd.  V 
S.  970  ff.). 

Gegenwärtig  ist  in  allen  Staaten  christ- 
licher Civilisation  die  Sklaverei  gesetzlich 
beseitigt. 

VI.  Massregeln  gegen  den  Sklavenhandel 

Dies  ist  freilich  nicht  gleichbedeutend 
mit  der  Beseitigung  der  Negersklaverei  über- 
haupt. Dieselbe  ist  vielmehr,  gestützt  durch 
die  Lehren  des  Korans  und  durch  die  ewigen 
Kämpfe  der  Stämme  im  Innern  Afrikas, 
hier  sowie  in  allen  selbständigen  muhameda- 
nischen  Staaten  eine  festbegründete  Einrich- 
tung. Der  Bedarf  der  Türkei,  Marokkos, 
Tripolis',  AegjT)ten8,  Arabiens  an  Neger- 
sklaven ist  sehr  bedeutend,  und  es  ist  wohl 
nicht  zu  hoch  gegriffen,  wenn  die  Zahl 
der  aus  ilurer  Heimat  weggeschleppten 
Schwarzen  jahraus  jahrein  auf  eine  Million 
geschätzt  wmi.  Nun  ist  ja  die  muhameda- 
nische  Sklaverei  eine  ziemlich  harmlose 
Einrichtung.  Allein  die  Greuel  des  Sklaven- 
handels und  der  Sklavenjagden  durch  das 


im  Innern  Afrikas  noch  stetig  vordringende 
Arabertum  sind  unsäglich.   Es  sind  deshalb 
internationale  Vereinbarungen  zxa  Verhinde- 
rung derselben   zu  stände  gekommen.     In 
Art.  6  der  Kongoakte  vom  26.  Februar  1885 
verpflichteten     sich     die     Signatarmächte 
(Deutschland ,   Grossbritannien ,   Frankreich, 
Oesterreich-Ungarn ,  Russhuid,  Italien,  die 
Niederlande,  Belgien,  Spanien,  Portugal,  die 
skandinavischen  Länder,  die  Türkei  und  die 
Vereinigten  Staaten),  zur  Unterdrückung  des 
Sklavenhandels  mitzuwirken.    Da  das  vor- 
gesetzte Ziel  dadurch  allein  offenbar  kaum 
zu  erreichen  war.  so  kam  es  namentlich  in- 
folge der  Agitation  des  Kardinalerzbischofe 
von  Algier,  Lavigerie,  besonders  in  Frank- 
reich, England  und  Deutschland   zu  einer 
lebhaften  Antisklavereibewegung.  Praktische 
Folgen  hatte  dies  aber  ebensowenig  wie  der 
Plan  Lavigeries,  die  arabischen  Sklavenjäger 
durch  eine  Vereinigung  nach  Art  der  alten 
Ritterorden  zu  bekämpfen.    Um  den  Kampf 
gegen  den  Sklavenhandel  wirksam  aufnehmen 
und  durchfuliren  zu  können,  müsste  im  Innern 
Afrikas  der  Friede  unter  den  einzelnen  Stäm- 
men eingekehrt  sein,  die  Macht  des  Araber- 
tums  gebrochen  und  überdies  die  Abschaffung 
der    Sklaverei   in    allen    muhamedanischen 
Staaten   durchgesetzt  werden.     Es  werden 
daher  auch  die  Mittel,  zu  deren  Anwendung 
sich  sämtliche  Signatarmächte  der  Kongo- 
akte, femer  Persien  und  Sansibar  in  der 
Generalakte    vom    2.   Juli    1890    auf    der 
Brüsseler  Antisklavereikonferenz  verpflichtet 
haben  —  Begründung  fester  Stationen ;  Bau 
von  Strassen  und  Eisenbahnen ;  Einrichtung 
von   Dampferlinien   und   Telegraphen;    Be- 
schränkung    der     Waffeneinfuhr;     üeber- 
wachung  der  Karawanen  der  Küsten    und 
Höhen;    Schutz    der   Eingeborenen    durch 
fliegende  Kolonnen;  Beförderung  der  Mis- 
sionen und  Forschungsreisen ;  Aufnahme  und 
Freierklärung  aller  flüchtigen  Sklaven  auf 
den    Stationen   und   Schiffen   der  Signatar- 
mächte;  Erlassimg  von  Strafbestimmungen 
gegen   Sklavenraub    und  Sklavenhandel    in 
den  Ländern,  deren  Gesetzgebimgen  solche 
überhaupt  nicht  oder  nicht  in  genügendem 
Masse  enthielten  —  kaum  ihren  Zweck  er- 
reichen.   Ganz  abgesehen  davon,   dass  sie 
zu  ihrer  Durchfühiung  jedenfalls  sehr  langer 
Zeit  bedürfen. 

Man  muss  also,  so  sehr  man  jede  Initia- 
tive zur  Beseitigung  der  Sklaverei  zu  be- 
glückwünschen hat,  immerhin  bis  auf  weiteres 
mit  der  Fortdauer  derselben,  in  offener  oder 
verkappter  Weise,  rechnen.  Nicht  bloss  wegen 
der  Existenz  muhamedanischer  Sklavenhalter 
und  Sklavenhändler.  Der  Gefahr,  die  von 
dieser  Seite  her  droht,  wird  mit  der  end- 
gUtigen  Besitznalime  Afrikas  diux;h  die  euro- 
päischen Kolonialmächte  und  deren  Fest- 
setzimg  daselbst  ein  Ende  gemacht  werden. 
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"Viel  ernsthafter  ist  ein  anderes  Problem. 
Parallel  mit  der  politischen  Ausbreitting 
Europas  im  schwarzen  Erdteil  vollzieht  sich 
auch  die  Ausbreitung  des  europäischen  Kapi- 
tal?. Ja,  jene  ist  nur  eine  Form  dieser  letz- 
teren. D.  h.  es  ist  ein  mächtiges  Aufblühen 
tropischer  und  subtropischer  Plantagenkiütur 
zu  erwai-ten.  Sicher  wird  es  angestrebt 
werden.  Es  ist  nun  abzuwarten,  ob  man 
bei  der  Beschaffung  der  nötigen  Arbeits- 
kräfte sich  auf  den  guten  Willen  dieser  letz- 
teren w^ird  angesehen  wissen  wollen  oder 
ob  man  zur  Einführung  oder  besser  Auf- 
rechterhaltung der  Zwangsarbeit  sich  ent- 
schliessen  wiixl. 

Litteratnr:     Vgl.    auMer    den    Litteralurangaben 
obrit    bfi    den    Artikeln:    Agrargetehiehle , 
Ba  Her,  Bauernbefreiung ,  Bevölkerung 
den  Altertum»,  Grundbeaiti,  Gutsherr- 
fchnft,    Segerfrage;    und    im    //.   Supple- 
7tientbande  zur  I.  Auflage  beim  Artikel:   iSkla- 
renraub   und   Sklavenhandel  und  ihre 
VnterdrUckung      auch      noch      folgende 
Werke:    Giovanni  Abignente,    La    »chiarith 
nei    snoi    rapporti    colla    Chiesa    e   col   laicnto, 
Torini,     ISOO.     —     Tony    Andrf ,    l'cxclavage 
rhez  Ifs  anciens  Hebrextx.       Etüde  d'archeologic 
bibh'rpie.    Pari»    189J.    —    G.    f.    Belinc,     Art. 
iiCn/reiheit«  in  Eitler»  vWörterbuck  der   Volk»- 
irirt»rhaft«,  Jena  18HS.  —  Berllovx,  La  traite 
Orientale,   Pitri»   1870.   —  Agosto  Bosco,    La 
»chiaritä    e    la     que»tione    dei    nerinegli    Stati 
l'niti.    —    Jacob   Burckhardt,     Griechische 
KultHriie»chichte   (IIL  .itiß.),   Berlin  und  Stutt- 
gart,  i.  Bd.,   S.  152—169.   —  Ettore  Cieollt, 
II    tramonlo   della   »chiavitii    nel   mondo   antico, 
Torino  1899.  —  W.  E.  Du  Bola,  Suppressioti 
of  african  «lave  trade,  London  1896.  —  David. 
Farbstein,    Da»  Recht   der  unfreien  und   der 
freien  Arbeiter  nach  Jüdifch-talmudischem  Recht 
verglichen    mit    dem    antiken,    speciell   mit   dem 
römischen  Recht,   FrankfiiH   a.  M.  1896.    —  G. 
Gilbert,    Handbuch    der    griechischen    Staat»- 
altertiimer  (II.  Aufl.),   I.  Bd.,  Leipzig  189S.  — 
K.     GrUnberg,     Studien    zur    österreichi»chen  | 
Agrurgctchichte,   Leipzig   1901.     (S.  1—98:    Die\ 
bäuerlichen  VnfreiheH*verhiiltnis»e  und  ihre  Be- 
seitigung in  der  Bukowina.)  —  R.  v,  Ihering, 
Geist   des   römischen  Recht».    —   K.    Häbler, 
Die  .Infiinge   der  Sklaverei  in  Amerika  (in  der 
uZeitschr.  für  Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichten 
IV.  Bd.),   Weimar  1896.  —   John    Keils  In- 
gram,  Geschichte  der  SHarerei  und  der  Hörig- 
keit   (deutsch    von    Katscher),     Dresden    und 
Leipzig    1895.    —    Otto  Kariowa,     Römische 
Iierhtsge»chichte,    2   Bde.,    Leipzig    1885, 9X.    — 
C    P,    Knapp,    Die  Landarbeiter  in   Knecht- 
ffhaß  und  Freiheit,  Leipzig  1891.  —  O.  Ixin- 
ger,    Skarerei  in  Europa   trährend  der  letzten 
Jahrhunderte   des  Mittelatter»,    Leipzig   1891.  — 
Clt.  Letourneau,  L'evolution  de  l'esdarage  dan» 
le»    direrse»    race»    humaines.    Pari»    1897.    — 
Achille  lAtria,    Die  Sklavenvirtsehaft  im  mo- 
dernen Amerika    und  im  europäischen  Altertum 
(in  der  Zeitschrift  für  Sozial-  und  Wirtschaft»-  j 
tieschichte,  IV.  Bd),    Weimar  1896.  —  Arnold  | 
I^usehtn    von  Bbengreuth,    Oe»terreichi»che  I 
Meichsgeschiehte,     Bamberg     1896.    —    Angela  \ 
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Mauri,  Icittadini  lavoratori  dell'  Attiea  nei  ««- 
coli  V  et  IV«  a.  C,  Müano  1895.  —  Ed. 
Meyer,  Die  virtschaftiiche  Entvickehtng  de» 
Altertum»,  Jena  1895.  —  Derselbe,  .irt.  «Grac- 
chi»che  Beicegungti  im  II.  Supplementbande  zur 
I.  .iuflage  dieses  tiHandirörterb.  der  Staatsw.a, 
1897.  —  Derselbe,  Die  Sklaverei  im  Altertum, 
Dresden  1898.  —  G.  de  .VoUnari,  Art.  «Esda- 
vagea  im  y>Dictionnaire  de  l'economie  politi- 
quea.  Pari»  1354, 1.  Bd.,  S.  712—81.  —  M<nnm- 
sen,  Römi»che  Geschichte  (VIII.  Aufl.),  Berlin 
1888.  —  iMcien  Peytraud,  L'esclavage  aux 
Antillea  fran^aises  avant  1789,  Pari»  1897.  — 
G.  J.  Puchta,  Ciirtus  der  Inttitutionen,  2  Bde. 
(VIII.  Aufl.  herausgegeben  von  Krüger),  Leipzig 
1875.  —  Richard  Schröder,  Lehrbuch  der 
deutsehen  Rechtsgesrh.  (II.  Aufl.),   Leipzig  1894. 

—  J.  Sugenheim,  Geschichte  der  Aufhebung 
der-  Leibeigenschaft  und  Hörigkeit  in  Europa 
bis  um  die  MiUe  des  XIX.  Jahrhunderts,  St. 
Petersburg  1861.  —  A.  Sartorius  Prhr.  von 
Waltershausen,  Die  Arbeittverfa»»ung  der 
englischen  Kolonieen  in  Xordamerika,  Strass- 
burg  1894.  —  Schoemann-Llpsius,  Griechi»che 
Altertümer  (IV.  Aufl.),  I.  Bd.,  Berlin  1897.  — 
S.  Talamo,  La  schiavitit  nella  eiviltä  romana 
e  secondo  le  dottrine  del  Cristianesimo,  in  der 
»Rivista  intemazionale  di  »cienze  sociali  e  disci- 
pline  ausiliarie«,  Heß  XXV— XXVI  u.  XCVII. 

—  Adolf  Wagner,  Grundlegung  der  politi- 
schen Oekonomie  (III.  Aufl.),  Leipzig  1894,  If- 
Teil,  S.  48—81  (mit  sehr  ausführlichen  Littera- 
lurangaben). —  Paul  Tiollet,  Hisloire  du 
droit  civil  franjais  (II.  Aufl.),  Plaris  189$.  — 
H.  Wallon,  Histoire  dt  l'esclavage  dan»  l'an- 
tiguUe,  3  Bde.  (IL  Aufl.),  Pari»  1879.  —  K. 
E.  Zaehariä  von  Eingenthal,  Ge»chichte 
de»  griechisch-römischen  Recht»  (III.  .Auflage), 
Berlin  1892. 

Carl  Grünberg, 


üngeld. 

Im  deutschen  Mittelalter  bestand  »eine 
städtische  Verkehrssteuer,  welche  gewöhn- 
lich als  Ungeld  oder  indebitum  bezeichnet 
wird,  doch  auch  bisweilen  theloneum  heisst, 
wie  sie  denn  auch  wesentlich  auf  der  Grund- 
lage des  alten  Zolles  erwachsen  sein 
dürfte.  In  der  Bezeichnung  liegt,  dass  man 
die  Abgabe  als  etwas  Ungehöriges,  zu  dem 
pflichtmässigen,  alten  Zollsatze,  dem  debi- 
tum,  Hinzutretendes  betrachtete«  (Zeumer). 
Die  Form  »Umgeld«  (die  übrigens  schon 
früh  vorkommt)  beniht  auf  EntsteUnng. 
Ueber  das  Verhältnis  des  Ungelds  zur  Accise 
vgl.  d.  Art.  Accise,  oben  Bd.  I  S.  21  ff. 
Im  wesentlichen  sind  Ungeld  und  Accise 
dasselbe,  werden  sehr  oft  synonym  ge- 
braucht; wenn  sie  einmal  verschiedene 
(stets  jedoch  indirekte)  Abgaben  bezeichnen, 
so  geht  das  auf  zufällige  Umstände  zurück. 
Im  Gegensatze  zu  den  in  der  Stadt  er- 
hobenen direkten  Steuern,  deren  Ertrag 
meistens  dem   Landefherrn   zufiel  (vgl.  d. 

Atiflagc.    VII.  22 


Digitized  by 


Google 


338 


Ungeld — Unternehmer  und  üntemehmergewinn 


Art.  Bede,  oben  Bd.  II  S.  535 ff.),  dient 
das  Ungeld  meistens  den  Bedürfnissen  der 
Stadtgemeinde.  Die  Urkunden  geben  in 
ältester  Zeit  als  Zweck  der  Steuer  »der 
Stadt  Bau«  an,  wobei  in  erster  Linie  an  die 
Herstellung  der  Stadtbefestigung  zu  denken 
ist;  die  Ummauening  war  es,  welche  am 
unmittelbarsten  und  frühesten  eine  Ver- 
mehrung der  Gemcindeeinküiifte  fonlerte. 
Zur  Erhebung  des  Ungeldes  bedurfte  die 
Stadt  der  Genehmigung  des  Ijandesherrn, 
da  derselbe  als  Inhaber  des  Zollregals  auch 
das  Recht  auf  das  Ungeld  besass.  Er  über- 
Uess  das  letztere  der  Stadt  entweder  gegen 
Entrichtung  einer  Pachtsumme  oder  einer 
Quote  des  Ertrags  oder  auch  ohne  Entgeld 
—  teils  auf  eine  Roihe  von  Jahren,  teils 
»erblich<j.  Uebrigens  hat  es  auch  an  (Usur- 
pationen von  Seiten  der  Städte  nicht  gefehlt. 
Natürlich  war  es  dem  Landesherrn  unver- 
wehrt,  auch  auf  dem  platten  Ijande  ein  Un- 
geld (resp.  eine  Accise)  zu  erbeten,  wie  er 
dies  seit  dem  Ende  des  Mittelalters  in  der 
That,  übrigens  überwiegend  nach  Genehmi- 
gung durch  die  Landstände,  gethan  hat. 
Erhoben  wurde  das  Ungeld  teilweise  durch 
landesherrliche,  resp.  stadtische  Organe; 
sehr  häufig  ist  aber  auch  das  System  der 
Verpachtimg  angewandt  worden,  und  zwar 
nicht  bloss  von  dem  Landesherm  gegenüber 
der  Stadt,  sondern  es  hat  auch  die  Stadt  ihr 
Ungeld  an  Privatpersonen  verpachtet  und 
ebenso  der  Landesherr  auf  dem  platten 
Lande.  Gegenstand  der  Besteuenmg  sclieinen 
zuerst  Getränke  gewesen  zu  sein;  bald  je- 
doch wurde  der  Kreis  immer  weiter  ge- 
zogen. Dass  das  Ungeld  ursprünglich  durch- 
weg Natural-,  nicht  Goldstcuer  gewesen  sei, 
ist  ein  In'tum.  Es  ist  vielmehr  (ebenso  wie 
die  Bede)  zweifellos  zu  dem  Zwecke  der 
Beschaffung  von  Geld  von  vorn  herein  ein- 
geführt worden.  Ueb(»r  die  weitere  Ge- 
schichte des  Ungeldes  s.  d.  Art.  Accise 
oben  a.  a.  0. 

Litteratnr:  y'gl.  aumer  der  Liileralur  zu  den 
Artikeln  A  c e i » e  undGrundeleuer  in  filterer 
Zeil  oben  Bd.  1  N.  2S  bezic.  Bd.  IV  S.  9^4^25: 
G.  V.  Below,  Die  landstfinditrhe  Verfusming  in 
Mlifh  vnd  Berg,  Teil  I,  Kap.  1,  ^  X  nnd  Teil  III, 
Hefl  2,  S.  ISlß.  —  Derselbe,  Ztir  EnMehung  der 
deuttchen  Stadlrerfansung,  IlUtor.  Zeilschr.,  5!/, 
<S.  S39ff.  —  Ä.  Knipping,  Die  Kölner  ütadl- 
rechnungen  dei  MiUeUilter»,  mit  einer  Darstel- 
lung der  Finanivcru'altnng,  2  Bde.,  Bonn  ll<07  ' 
und  isys.  —  (I.  L.  r.  Maurer,  GegchiclUe 
der  Slädtererfnsimng  in  Deutschland,  Bd.  II,  S. 
857  ff.  und  die  getarnte  Litteratur  über  das  altere 
deutsche  Ntädleireten  (t.  den  Art.  ^^  Bürgertum«, 
Bd.  II,  S.  nsoff.).  —  Ä  auch  K.  Bücher,  Die 
Entstehung  der  Volkswirtschuft,  S.  Aufl.  (Tü- 
bingen 1901),  ,S.  U.'i. 

G.  V.  Below. 


Unterhaltungspflicht 

s.  Familiengüterrecht  Bd.  III  S.  809 ff. 

und   Uneheliche   Geburten    oben   Bd. 

Vir,  insbesondere  S.  2.58  ff. 


Unternehmer  und  Untemeluner- 
gewinn. 

1.  Der  Unternehmer.  2.  Das  Untemehmer- 
einkommen.  3.  Rechnungsmässige  Zerlegung 
des  Untemehmereinkommens.  4.  Unt«mehmer- 
{jewinnund  Kapitalgewinn.  5. Verschiedene  Höhe 
des  Unternehmergewinns  in  der  Wirklichkeit 
1.  Der  Unternehmer.  Die  Organisation 
der  Volkswii-tschaft  empfängt  auf  der  von 
den  modernen  Kulturvölkern  erreichten  Ent- 
wickeliuigsstufe  ihr  Charakteristisches  Ge- 
präge vorwiegend  dadurch,  dass  sie  unter 
Anerkennung  des  Privateigentums  und  der 
persönlichen  Freiheit  die  Deckung  des  wirt- 
schaftlichen Bedarfs  der  Bevölkerung  in  der 
Hauptsache  dem  selbstthätigen  Wirken  des 
Selbstinteresses  der  Individuen  überlä.sst. 
In  dem  Ma.sse,  in  welchem  im  Laufe  der 
Entwickelung  die  Arbeitsteilung  über  die 
Grenzen  der  Einzelwirtschaft  hinauswuchs, 
bildete  sich  ein  Zustand  heraus,  bei  dem  die 
erforderliche  Uebereinstiramung  zwischen 
Bedarf  und  Produktion  in  der  Volkswirt- 
schaft lediglich  mittelst  mannigfaltiger  freier 
Einzel  vertrüge  erzielt  wurde.  Ebenso  ver- 
mag heute  nur  auf  diesem  Wege  die  tech- 
nisch und  ökonomisch  notwendige  Verbin- 
dung der  einzelnen  Produktionsmittel  und 
lebendigen  Produktivkräfte  zu  organischen 
Einheiten  oder  Betrieben  sich  zu  bilden. 
Der  zur  allgemeinen  Geldwirtschaft  ent- 
wickelte Taus<th-  und  Ijeihverkehr  vermittelt 
die  wirtschaftlicihen  Beziehungen  der  Indi- 
viduen und  sonstigen  Wirtschaftseinheiten. 
Auf  dem  freien  Markte  werden  nach  dem 
Grundsätze  speeieller  ökonomischer  Ijoistnng 
und  (legenleistimg  die  allgemein  zu  Waren 
gewordenen  wirtschaftlichen  Güter  und  per- 
sönlichen Dienste  gegen  Geldäquivalente 
abgesetzt  und  erworben.  Zweck  imd  Ziel 
der  Produktion  ist  regelmässig  nicht  mehr 
die  Deckung  des  Eigenbedarfs  der  Produ- 
zenten, sondern  fremden  Bedarfs.  Das  wirt- 
schaftliclie  Streben  in  Produktion  und  Er- 
werb ist  auf  Erzielimg  höchstmöglichen 
Tauschwertes  gerichtet,  Kosten  und  Produkt 
werden  nacsh  Preisen  vei^lichen,  und  ledig- 
lich na(;h  ihrem  Wertverhältnis  zu  einander 
bestimmt  sich  der  privatwirtsehaftliche  Er- 
folg der  einzelnen  Wirtschaft.  Eän  der- 
artiger Wirtschaftszustand  ist  durch  die 
Existenz  einer  Klasse  .selbständiger  Produ- 
zenten bedingt,  die  unter  Einsetzung  eigenen 
Kapitalvermögens,  in  der  Regel  aber  auch 
eigener  Thätigkeit,  ferner  —  soweit  Bedürf- 
nis und  Möglichkeit  gegeben  sind  —  unter 
Heranziehung     und     Verwertung    fremder 
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Produktionsmittel  oder  Kapitalverrnögens- 
teile  und  fremder  Arbeitskräfte  die  Produk- 
tion wirtschaftlicher  Güter  und  Dienstleis- 
tungen auf  eigene  Rechnung  und  Gefahr 
betriebsmässig  organisieren  und  leiten,  um 
in  dem  Uebei-schuss  des  in  verkehrsmässiger 
Verwertung  der  produzierten  Sachgüter  und 
Dienstleistungen  erzielten  Erlöse  Einkommen 
für  sich  zu  erzielen.  Man  bezeichnet  sie  als 
Unternehmer  und  die  auf  ihre  Rechnung 
geführten  bezw.  von  ihnen  selbst  geleiteten 
Wirtschaftsbetriebe  Unternehmungen. 
Ihr  Einkommen  aus  den  Betrieben  bildet 
das  Unternehmereinkommen,  das  von 
den  übrigen  Einkommenszweigen,  den  Grün d- 
und  sonstigen  Mietsrenten,  dem  Eapitaizins 
und  dem  Lohne  sich  durch  den  Umstand 
unterscheidet,  dass  es  nicht,  wie  diese,  ein 
vertragsmässig  ausbedungenes  ist,  sondern 
unmittelbar  erworben  wird.  Ergeben  die 
erzielten  Preise  der  zu  Markt  gebrachten 
Produkte  und  Dienstleistungen  nur  die 
Kosteudeckung,  so  entsteht  kein  Einkommen ; 
bleiben  sie  hinter  dem  erforderlichen  Kosten- 
betrage zurück,  so  entsteht  ein  Unternehmer- 
verlust. 

Manche  Autoren  wollen  den  Begriff  der 
Untemeiimung  dahin  ausdehnen,  dass  jeder 
selbständige  Produzent,  auch  der  völlig 
kapitallose,  danmter  fiele.  Indessen  heisst 
dies  dem  Begriff  »Unternehmer  und  Unter- 
nehmung« Gewalt  anthun.  Ein  Arbeiter, 
der  ohne  Einsetzung  irgendwelcher  Kapital- 
mittel lediglich  seine  persönliche  Arbeit  auf 
dem  Markte  unmittelbar  verwertet,  ist  eben 
nichts  als  ein  selbständiger  Arbeiter.  Ein 
Dienstmann  unterscheidet  sich  von  demüienst- 
boten  oder  den  übrigen  Arbeitern  wesentlich 
nur  dadurch,  dass  er  nidit  wie  diese  ein 
mehr  oder  minder  dauerndes  Dienst^'erhält- 
nis  eingeht.  Ein  Unternehmer  ist  er  nicht. 
Sein  Enkommen  ist  Arbeitsertrag,  nicht 
üntemehmereinkommen.  Denn  für  ihn  exis- 
tiert keine  Differenz  zwischen  Selbst-  bezw. 
Produktionskosten  «md  Erlöse  vermieteter 
Dienstleistungen,  da  ihm  wohl  ein  Arbeits- 
opfer, aber  keine  saclilichen  Pnxluktions- 
kosten  erwachsen. 

Die  Unternehmung  steht  einerseits  im 
G^;ensatze  zur  produktiven  FamiUenwirt- 
schaft,  die,  auf  einer  umfassenden  persön- 
ücheii  Lebensgemeinschaft  ihrer  Glieder 
ruhend,  ihren  Bedarf  vermittelst  der  eigenen 
Produktion  uomittelbai'  zu  decken  bestrebt 
ist,  andererseits  zu  der  Wirtschaft  der  Ver- 
eine, der  Gemeinde,  des  Staats,  soweit  diese 
nicht  ebenfeills  zum  Zwecke  der  Gewinner- 
zielung  betrieben  wird  und  insofern  in  den 
Rahmen  der  privatwirtschafUichen  Organi- 
satioa  fällt.  Im  übrigen  ist  die  Klasse  der 
Unternehmer  weit  entfernt  davon,  das  BUd 
gleichmässiger  innerer  Zusammensetzung 
zu    bieten.      Abgesehen    davon,    dass    als 


I  der  Träger  einer  Unternehmung  bald  — 
was  die  Regel  bildet  —  eine  einzelne  Per- 
son erscheint,  häufig  genug  aber  auch  eine 
Genossenschaft  von  mehreren  zu  gleiclien 
oder  ungleichen  Teilnahmsrechten  und 
-pflichten,  bilden  die  einzelnen  Unternehmer 
und  Unteruehmergruppen  von  dem  kleinsten 
selbständigen  Handwerker,  der  mit  gering- 
fügigem Kapital  und  Vermögensbesitz  ohne 
Zuhilfenahme  fremder  Arbeitskräfte  und 
Kapitalien  auf  Bestellung  arbeitet,  bis  zu  dem 
grössten  Welthaiidelshaus  oder  einer  mit 
einem  Riesenvermögen  und  einer  nach  Tau- 
senden zählenden  Arbeitei-scbaft  produzieren- 
den Aktiengesellschaft  eine  reich  gegliederte 
Stufenreihe,  zwischen  deren  einzehien  Glie- 
dern allmähliche  Uebergänge  die  Verbindtmg 
vermitteln. 

Nicht  von  jeher  liat  die  Unternehmung, 
zumal  nicht  in  der  rein  ausgebildeten  Form, 
in  der  sie  heute  das  Gebiet  der  Verkehi-s- 
wirtschaft  beherrscht,  bestanden,  vielmehr 
hat  sie  sich  erst  im  Zusammenhange  mit  der 
fortschreitenden  Entwickelung  der  Geldwirt- 
schaft  aus  der  alten  Familien-  imd  Gemein- 
wirtschaft allmählich  herausgebildet,  \md 
zwar  in  dem  einen  Wirtschaftszweige  früher 
als  in  dem  anderen,  z.  B.  im  Handel  am 
frühesten,  in  der  Landwirtscluift  am  spä- 
testen. Das  Wesen  der  Urproduktion  bringt 
es  mit  sich,  dass  selbst  b«n  den  am  meLsten 
fortgeschrittenen  Kulturvölkern  die  einzelnen 
Betriebe,  namentlich  die  rein  bäuerlichen, 
durchweg  auch  heute  noch,  obwold  sie  zu 
Unternehmungen  geworden  sind,  daneben 
noch  in  grösserem  oder  geringerem  Umfange 
einen  famüien wirtschaftlichen  Charakter  be- 
wahren. Auf  der  anderen  Seite  hat  auf 
dem  Gebiete  der  Gemeininteressen  der  Un- 
ternehmungsbetrieb in  weitem  Umfange  wie- 
derum einem  höher  entwickelten  gemein- 
wirtschaftlichen  Betriebe  weichen  müssen, 
teils  weil  dieser  sich  technisch  und  ökono- 
misch leistungsfälliger  erwies,  teils  weil  für 
die  voUkonmiene  Befi-iedigung  der  Gemein- 
betlürfnisse  das  Erworbsmotiv  vei-sagte. 

Die  technische  und  ökonomische  Ent- 
wickelung der  Volkswirtschaft  hat  bis  dahin 
wesentlich  von  der  Entwickelung  des  Un- 
ternehmertums abgehangen.  Dies  ist  bedingt 
durch  die  leitende  und  führende  Stellung, 
welche  dieses  •  im  Gesamtorganismus  ein- 
nimmt Auf  der  anderen  Seite  ist  die  Ver- 
schiedenheit der  specifischen  Unternehmungs- 
formen dm'ch  den  jew^eiligen  Stand  der 
Technik  imd  der  allgemeinen  ökonomischen 
und  sozialen  Entwickelung  bedingt:  U'nd 
wie  infolge  des  Kapitalbesitzes  die  Leitung 

jind  Führung  in  der  Produktion  beim  U'^nter- 
nehmertiune  ruht,  vollzieht  sich  auch  der 
Prozess  der  privatwirtschaftlichen  Güterver- 
teUung  durch  seine  Vermittelung,  so  dass 
sein  Verhältnis  zu  den  übrigen  an  Produk- 
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tion  und  Verkelir  beteiligten  Elementen  die 
wesentlichste  Gnindlage  für  die  allgemeine 
soziale  Klassoiibildung  -wird. 

2.  Das  ünternehmereinkommen.  Da 
das  Unternehmereinkommea  auf  der  Diffe- 
renz der  Kosten  und  des  Geldrohertrages 
der  Unternehmung  basiert  ist,  so  ist  es  vor 
allem  wiclitig,  das  Wesen  und  den  Umfang 
der  Kosten,  richtiger  der  Selbstkosten  oder 
Privatkapitalsaufwendungen,  zu  bestimmen. 
I'nter  den  Kosten  ei-seheint  zimächst  der 
Tauschwert  der  während  der  Produktions- 
periode für  die  Produktion  und  in  der  Pro- 
duktion ganz  oder  teilweise  verbrauchten 
Güter.  In  den  bei  ihrem  käuflichen  Er- 
werbe gezahlten  Preisen  ist  innerhalb  der 
arbeitsteiligen  Verkelirswirtschaft  die  Aus- 
zahlung sämtlicher  Selbstkosten  und  Ge- 
winnansi)rüche  der  Unternehmungen  der 
rückwärts  liegenden  Produktionsstufen,  so- 
weit sie  sich  auf  dem  Jlarkte  wirksam 
geltend  machen  konnten,  enthalten.  Zu 
diesen  Aufwendungen  gesellt  sich  alsdann 
die  vertragsmässig  bestimmte  Vergütung 
für  die  in  dem  T'nternehmen  verwendeten 
Leistungen  fremder  Arbeitskräfte  sowie  die 
Vergeltung  sowohl  für  die  zur  produktiven 
Verwendung  miet-  und  pachtweise  flber- 
lassenen  fremden  Produktionsmittel,  wie 
Gnmd  und  Boden,  Gebäude,  Gewerbsräume 
etc.,  als  auch  für  die  von  anderen  dem  Un- 
nehmer  behufs  eigentümlicher  Erwerbung 
der  für  den  Betrieb  erforderlichen  Gflter- 
bestände  kreditierten  Vermögenswerte.  Wenn 
nun  auch  im  regelmässigen  Verlaufe  der 
Dinge  Löhne  und  Besitzrenten,  soweit  sie 
in  den  Produktionsbetrieben  ausbedungen 
werden,  materiell  als  Anteile  an  dem  Ge- 
samtertrage der  Unternehmungen  aufzufassen 
sind,  aus  dem  sie  allein  ihrem  Betrage  nach 
dauernd  entnommen  werden  können,  so  er- 
.scheinen  sie  doch  auf  dem  Standpunkte  des 
Unternehmers  als  Kostenelemente,  da  seine 
bezüglichen  Zalilvmgsverpflichtungen  weder 
durch  die  Erzielung  eines  zukünftigen  Pro- 
duktionsertrages überhaupt  noch  auch,  so- 
weit ein  solcher  erzielt  wird,  durch  dessen 
Höhe  rechtlich  bedingt  sind.  Der  Unter- 
nehmer übernimmt  die  Zahlung  in  der  Er- 
wartung, entweder  schon  vor  Eintritt  ihres 
Fälligkeitstermines  die  Deckungsmittel  im 
Produktionsertrage  zu  erwerben  oder  aber 
—  was  meistens  zutreffen  wii-d  —  die  ge- 
machten Aufwendungen  im  Preise  der  ab- 
gesetzten Produkte  oder  verwerteten  Dienst- 
leistimgen  später  ersetzt  zu  erhalten.  Bleibt 
diese  Deckung  o<ler  dieser  Erfolg  ans,  so  ist 
er  verbunden,  da  jene  Ansprüche  vertrags- 
mässig bedungene  sind,  sie  aus  eigenem. 
Vermögen  zu  befriedigen. 

In  demjenigen  Teile  des  Rohertrages  der 
T'nternehmung,  welcher  nach  Abzug  ledig- 
lich  des  Kostenweiles  sämtlicher  von  an- 


deren Unternehmungen  erworbener  und  in 
ihr   selbst  verbrauchter  Produktwerte    ver- 
bleibt und  den  man  als  den  volkswirtschaft- 
lichen Reinertrag  bezeichnen  könnte,  drückt 
sich  der  wirtschaftliche   Gesamterfolg  des 
Unternehmens  aus,  wie  er  durch  die  kom- 
binierte Wirksamkeit  sämtlicher  dem  Unter- 
nehmen luimittelbar  oder  in  der  Verwendung 
der  Vorprodukte  mittelbar  dienstbaren  Na- 
tur- und  Arbeitskräfte,  einschliesslich  der 
auf  die  Ausnutzung  der  Markt-  und  Preis- 
verhältnisse  gerichteten  Thätigkeit,  erzielt 
wurde.    Ein  bestimmter  Anteil,  der  in  dem 
erzielten  Ertrage  der  Mitwirkung  der  Arbeit, 
und  ein  weiterer  bestimmter  Anteil,  welcher 
der  Mitwirkung  des  Bodens  oder  der  eben- 
falls als  Produktionsmittel  dienenden  übrigen 
Sachgüter   zuzuschreiben    wäre,    lässt   sich 
weder  thatsächlich   noch   rechnerisch   aus- 
scheiden, da  überall,  wo  sie  ziisammenwirken, 
ihr  Produkt  nur  ein  gemeinsames  ist,  der 
eine  Faktor  ohne  den  anderen   Oberhaupt 
nicht  ziu-  produktiven  Wirksamkeit  gelangen 
kann.    Die  Mietpreise  der  fremden   Arbeit 
und  der  fremden  Produktionsfonds  oder  der 
kreditierten   Vermögenswerte   sind   Entgelt 
oder    Gegenleistung   für    die    überlassenen 
Nutzungen,  deren  Höhe  sich  nach  den  Ge- 
setzen des  Marktes  regeln.    Diese  Aequiva- 
lente   sind  aber  keineswegs  identisch  mit 
einem  gerade  von  jenen  Faktoren  besonders 
produzierten  Ertragsanteile,   sind  —  volks- 
wirtschaftlich gesprochen  —  nicht  gesonderte 
Produktionsergebnisse  des  Bodens,  des  Ka- 
pitals und  der   Arbeit    Was   dem   Unter- 
nehmer nach  Abzug  der  an  Dritte  zu  zah- 
lenden Löhne  und  Besitzrenten  verbleibt,  ist 
immer  nur  ein  um  den  Betrag  dieser  An- 
teile gekürzter  Gesamtertrag  aller   in   der 
Unternehmung  mitwirkenden  Faktoren,   er- 
zielt unter  bestimmten   Marktkonjunkturen. 
Es  ist  der  Anteil,  der  ihm  auf  Grund  seines 
Kapitalbesitzes    und   seiner   Thätigkeit    bei 
der  durch  seine  Vermittelung   vollzogenen 
Verteilung  des  ernmgenen  Gesamtertrages 
zufällt  und  der  von  ihm  als  das  Produkt 
seiner   eigenen    Kapitals-    und    Arbeitsauf- 
wendungen betrachtet  wird ;  in  Wirklichkeit 
ist  er  indesseo  keineswegs  das  gesonderte 
Produkt  seines  Kapitalvermögens  und  seiner 
Arbeit,   das   etwa   nur   dadurch    von    den 
übrigen  Einkommenszweigen  imterschieden 
wäre,   dass    es    eine    weitere    Scheidung 
nach    Kapital-    und    Arbeitsprodukt     nicht 
zuliesse. 

Da  der  Ertrag  jedes  ProduktionsbetrieV>es 
sich  in  seiner  relativen  Höhe  nach  der  Zahl 
und  der  Qualität  der  produzierten  Arbeits- 
leistungen sowie  nach  dem  Umfange  und 
der  Dauer  der  erforderlichen  Kapitalauslagen 
richtet,  so  muss  notwendig  das  dem  Unter- 
nehmer aus  dem  Gesamtertrage  verbleibende 
Unternehmereinkommen  unter  sonst  gleichen 
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Bedingungen  um  so  grösser  sein,  je  stärker 
das  Verhältnis  ist,  in  dem  er  eigene  Arbeit 
und  eigenes  Kapitalvermögen  in  seinem 
I'ntemehmen  aufgewandt  hat  Gesamtertrag 
des  Unternehmens  und  Unternehmereia- 
kommen  decken  sich  völlig,  wenn  fremde 
Arbeit,  fremde  Produktionsfonds  und  frem- 
des Kapitalvermögen  flberhaupt  nicht  zur 
Verwendung  gelangen.  Thatsächlich  ist  je 
nach  Art  und  Grösse  der  Unternehmungen 
das  Mischungsverhältnis,  in  dem  eigene  und 
fremde  Arbeit,  eigenes  und  fremdes  Kapital 
auftreten,  ein  sehr  verschiedenes.  Ausserdem 
haben  die  persönlichen  Funktionen  des  Un- 
ternehmers —  ebenfalls  jeweilig  bedingt 
durch  die  Grösse  der  Betriebe  —  einen 
wesentlich  verschiedenen  Inhalt.  Während 
bei  dem  kleinen  Handwerker  oder  Händler 
die  auf  Verwertung  des  Kapitals  gerichtete 
disponierende  Thätigkeit  neben  der  Aus- 
fülu-ung  der  technischen  Produktionsarbeit 
fast  verschwinden  mag,  so  dass  sein  Ein- 
kommen dem  Lohne  des  unselbständigen 
Arbeiters  verwandt  erscheint,  so  wird  mit 
zunehmender  Grösse  des  Unternehmens  die 
Teilnahme  des  Unternehmers  an  den  blossen 
Ausführungsarbeiten  immer  mehr  zurück- 
treteu  gegenüber  der  ihm  zufallenden  um- 
fassenden leitenden  imd  disponierenden 
Thätigkeit,  bis  in  den  grössten  Unterneh- 
mungen —  so  namentlich  bei  den  Aktien- 
geseUscliaften  —  auch  diese  Thätigkeit  ge- 
mieteten und  bezahlten  Kräften  überant- 
wortet wird,  jedes  Arbeitseinkommen  im 
Untemehmereinkommen  verschwindet  und 
dieses  zum  reinen  Kapitalgewinn  bezw.  zur 
reinen  Besitzrente  wird. 

3.  B«cluiangsmäs8i^  Zerlegung  des 
Unternehmereinkommens.  Der  einzelne 
Unternehmer  wird  allerdings  das  Unter- 
nehmereinkommen, das  für  ihn  aus  seinem 
Produktions-  und  Erwerbsbetriebe  sich  er- 

f'iebt,  mit  der  Höhe  der  marktg^gigen 
reise,  die  für  Oberlassene  Kapitalsver- 
mögensnutzungen imd  Arbeitsleistungen  als 
reine  Besitzrente,  d.  h.  als  Pacht  und  Miets- 
rente bezw.  Kapitalzins  und  als  Lohn  bezw. 
Orehalt  regelmässig  erzielt  w^erden,  ver- 
gleichen und  danach  den  Betrag  des  be- 
zogenen Unternehmereinkommens  in  ver- 
sK-hiedene  Bestandteile  zerlegen.  Er  wird 
entsprechende  Renten  und  Kapitalzinsen  für 
die  verwendeten  eigenen  Vermögensbestand- 
teiie  sowie  für  Lohn  für  seine  Arbeit  nach 
marktgängigen  Preisen  in  Rechnung  stellen 
und  den  flberschiessenden  Betrag  aJs  einen 
besonderen  irntemehmergewinn  buchen. 
Aber  diese  Ausscheidung  der  Bestandteile 
ist  lediglich  eine  rechnungsmässige ,  that- 
sächlich setzt  sich  das  Einkommen  nicht 
aus  getrennten  Bestandteilen  zusammen. 
Soweit  die  Untemehmerstellung  nur  gesucht 
wird  unter  dem  Motive  materieller  Gewinn- 


interessen, w^ird  ein  Unternehmen  nicht  be- 
gonnen werden,  sofern  es  nicht  einen  Unter- 
nehmergewnn  in  jenem  engeren  Sinne  er- 
warten lässt.  Erreicht  das  Unternehmer- 
einkommen den  Betrag  des  anderweitig  er- 
zielbaren Renten-,  Zins-  und  Jjohneinkommens 
nicht,  so  erscheint  das  Ergebnis  vom  sub- 
jektiven Standpunkte  des  Unternehmers  aus 
bereits  als  ein  negatives,  während  thatsäch- 
lich doch  von  ihm  ein  positives  Einkom- 
mensergebnis erzielt  wird  und  ein  reeller 
Verlust  erst  entsteht,  wenn  selbst  die  Summe 
der  wirklichen  Selbstauslagen  nicht  er- 
reicht wird. 

Der  Umstand,  dass  der  in  dem  thatsäch- 
lichen  Verhältnisse  des  Ertrages  zu  den 
Kosten  sich  äussernde  wirtschaftliche  Erfolg 
eines  Unternehmens  sich  stets  erst  nach  Ab- 
lauf einer  —  kürzeren  oder  längeren  — 
Produktions-  bezw.  Wirtschaftsi)eriode  er- 
giebt,  verleiht  der  Unternehmerfunktion  einen 
spekulativen  Charakter,  der  um  so  stärker 
hervortritt,  je  grösser  die  Unternehmung, 
je  weiter  der  Markt,  je  schwieriger  die 
Produktionstechnik  und  je  komplizierter 
ferner  die  Produktions-,  die  Absatz-  und  die 
Verkehrsverhältnisse  sicli  gestalten.  Man 
hat  daher  verschiedentlich  wenn  nicht  das 
gesamte  Untemehmereinkommen,  so  doch 
den  Dnternehmergewinn  im  engeren  Sinne 
als  Risikoprämie  aufgefasst.  Als  solche  mag 
der  realisierte  Gewinn  im  Hinblick  auf  die 
überstandene  Gefahr  des  aus  einem  Miss- 
lingen  resultierenden  Vermögensverlustes 
in  der  Vorstellung  des  Unternehmers  er- 
scheinen und  letzterer  die  Gründung  oder 
Uebernahme  eines  Unternehmens  von  einem 
entsprechenden  Verhältnis  der  Gewinn-  und 
Verlustchancen  abhängig  machen;  eine  Er- 
klärung der  objektiven  Ursachen  für  die 
Entstehung  und  Fortdauer  des  Unternehmer- 
einkommens oder  -gewinnes,  wie  er  im  einen 
Falle,  des  Verlustes,  wie  er  im  anderen 
Falle  vorliegt,  enthält  diese  Auffassungsweise 
nicht. 

Je  kleiner  das  Unternehmen  ist,  je  ge- 
ringfügiger die  verwendeten  Produktions- 
mittel und  Kapitalien  sind  und  je  mehr  zu- 
gleich in  der  unmittelbar  physisch  produ- 
zierenden Thätigkeit  des  Unternehmers  der 
Schwerpunkt  des  Betriebes  ruht,  desto  mehr 
gleicht  der  Existenzgrund  des  Unternehmer- 
einkommens demjenigen  des  Lohnes  und 
desto  mehr  folgt  er  ähnlichen  Gesetzen  wie 
dieser.  Je  grösser  aber  der  Umfang  der 
verwandten  —  eigenen  oder  fremden  — 
Kapitalien  und  je  grösser  die  Zahl  der  be- 
schäftigten Lohnarbeiter  wird  imd  je  mehr 
der  Unternehmer  deshalb  sich  auf  die  Aus- 
übung der  Leitung  oder  gai-  auf  die  rein 
ökonomische  Leitung  des  ganzen  beschränkt 
loder  beschi-änken  muss,  desto  mehr  nimmt 
!  das  Untemehmereinkommen  den   Charakter 
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des  reinen  Kapifalgewinnes  an.  lu  der 
Aktiengesellschaft,  wo  die  Unternehmer  sich 
jeder  persönlichen  Teilnahme  auch  an  der 
leitenden  Thätigkeit  entschlagen,  offenbart 
sich  letzterer  in  ungetrübter  Reinheit.  Wenn 
auch  in  der  Wissenschaft  der  Begriff  des 
Tlnternehmereinkommens  schliesslich  auf  alle 
im  selbständigen  Betriebe  erworbenen  Ein- 
kommen hat  ausgedehnt  werden  müssen, 
da  ihnen  allen  gewisse  formale  Grundlagen 
gemeinsam  sind,  so  deckt  doch  die  im  ge- 
wöhnlichen Leben  mit  dem  Ausdrucke  »Un- 
ternehmen« regelmässig  verbundene  Vor- 
stellung nicht  diejenigen  Gattungen  selb- 
ständiger Betriebe,  deren  wesentliche  Grund- 
lage vorwiegend  die  persönliche  Arbeit  des 
Inhabers  ist,  sondern  nur  diejenigen,  in 
denen  die  Bewirtschaftung  des  Kapitals  die 
flauptgrundlage  bildet.  Es  wii-d  sich  doch 
kaum  leugnen  lassen,  (hss  die  specifische 
Bedeutung  des  UnternehmergcAvinnes  vor- 
zugsweise in  ihrer  kapitalistischen  Fundierung 
liegt. 

4.  Unternehmergewinn  und  Kapital- 
gewinn. Alle  aus  den  Pi-oduktionserträgen 
abgeleiteten  vertragsmässigen  festen  Besitz- 
renten, welche  den  sogenannten  Kapitalzins 
einschliessen,  werden  ebenso  wie  die  ge- 
zahlten Lohnbeträge  ursprünglich  in  dem 
Gesamterträge  der  Unternehmungen  er- 
worben. Die  Erklärung  der  Ursachen,  wel- 
che den  Gesamtunternehmimgsertrag,  soweit 
er  d^n  Charakter  des  Kapitalgewinnes  an- 
nimmt, bedingen,  schliesst  auch  die  Er- 
klärung der  Möglichkeit  und  Notwendigkeit 
des  Kapitalzinses  wie  der  Grundrente,  so- 
weit sie  innerhalb  der  Verkehrswirtschaft 
zur  Entstehung  gelangen,  ein.  Es  bleibt 
weiter  zu  erklären,  warum  der  Kapitalge- 
winnertrag der  TTnternehmung  in  der  Regel 
der  Fälle  sich  nicht  nach  dem  Verhältnis 
der  Menge  des  verwandten  fi-emden  Kapitals 
lind  der  Grösse  des  eigenen  Kapitals  des 
Unternehmers  zwischen  dem  Kapitalisten 
und  dem  Unternehmer  teilt,  vielmehr  dem 
Unternehmer  mehr  zufällt,  als  der  rechnungs- 
mässig  bestimmte  Zinsertrag  seines  Kapitals 
betragen  würde. 

Die  Gesamtheit  der  Besitzrenten,  welche 
in  der  Volkswirtschaft  von  Seiten  der  Be- 
sitzenden bezogen  werden,  beruht  auf  der 
einfachen  Thatsache,  dass  die  Summe  der 
produzierten  Einkommensgüter  grösser  ist 
als  die  Summe  alles  dessen,  was  der  Ge- 
samtheit der  in  der  Produktion  —  diese  im 
weitesten  Sinne  genommen  —  Thätigen  als 
Entgelt  für  die  von  ihnen  geleistete  körper- 
liche und  geistige  Arbeit  zufällt.  Je  nach 
der  Gunst  oder  Ungunst  der  gegebenen 
Natnrbedingungen,  unter  denen  die  Arbeit 
sich  bethätigt,  je  nach  dem  Intensitäts-  und 
Qualitätsgrade  der  Arbeit  und  der  grösseren 
und  geringeren  Vollkommenheit  ihrer  tech- 


nischen und  ökonomischen  Organisation  und 
je  nach  dem  Masse  der  von  der  Arbeit  wirk- 
sam geltend  gemachten  Ansprüche  ist  der 
absolute  und  relative  Betrag  der  Besitzrenten 
ein  grösserer  oder  kleinerer.  Er  ändert 
sich,  wie  die  Kombination  jener  Bedingungen 
sich  verschiebt.  Dass  aber  die  von  der 
Arbeit  bezogenen  Einkommensäquivalente 
jemals  den  vollen  Reinertrag  der  Volkswirte 
schaftlichen  Produktion  absorbieren  könnten, 
ist  bei  der  auf  Sondereigentum  ruhenden 
Verkehrswirtschaft  undenkbar.  Da  die  Ver- 
fügung über  die  vorhandenen  Produktions- 
mittel nur  in  den  Händen  Einzelner  ist,  da 
ferner  die  besitzenden  Klassen  ausser  über 
die  Produktionsmittel  auch  über  die  Vori'äte 
der  Ertragsprodukte  verfügen  und  diese  zur 
Erhaltung  der  Kontinuität  des  Produktiona- 
und  Cirkulationsprozesses  den  Arbeitenden 
nur  gegen  Mitwirkung  an  der  in  laufender 
Produktionsperiode  in  Herstellimg  begriffenen 
Zukunftsgüter  abtreten,  die  Arbeiter  aber, 
ohne  die  sachlichen  Produktionsmittel  zur 
Verfügung  zu  haben,  nicht  produzieren  und 
den  Ersatz  der  von  ihnen  konsumierten  Ein- 
komraensgüter  beschaffen  können,  so  ergiebt 
sich  die  Unmöglichkeit,  dass  die  besitzende 
Klasse  den  Arbeitern  die  Produktionsmittel 
behufs  Fortsetzung  der  Produktion  unter 
Uelierlassung  des  vollen  volkswirtschaftlichen 
Produktionsertrages  vei-fügbar  machen,  und 
ist  es  für  diese  Betrachtung  völlig  gleich- 
giltig,  ob  man  dem  Naturfonds  und  den 
Kapitalgütem  eine  selbständige  Produktivität 
neben  der  Arbeit  oder  ob  man  die  Ver- 
fügung über  sie  nur  als  die  notwendige  Vor- 
aussetzung der  Produkti\'itätsentfaltung  der 
Arbeit  betrachten  will. 

Was  für  das  Ganze  der  Volkswirtschaft 
gilt,  gilt  indessen  nicht  gleicherweise  für 
]ede  einzelne  verkehrswirtschaflliche  Unter- 
nehmung innerhalb  des  Ganzen.  In  der 
privatwirtschaftlichen  Organisation  geht  alles 
dem  höchsten  Tauschwerte  nach.  Jeder 
Unternehmer  sucht  seiner  Produktions-  und 
Erwersthätigkeit  diejenige  Richtung  zu  geben, 
in  welcher  er  bei  gegebenen  Kosten  für 
die  Produkte  oder  Dienstleistungen  seiner 
Unternehmung  die  höchste  Bewertung  im 
Verkehr  und  die  höchsten  Preise  erwarten 
darf,  oder  er  sucht  seiner  Unternehmung  die- 
jenige Einrichtung  zu  verleihen,  bei  welcher 
er  durch  Herabmindemng  der  Produktions- 
kosten bei  gegebenen  Preisen  der  Produkte 
oder  Leistungen  die  höchsten  Gewinne  zu 
machen  hoffen  kann.  Da  Kostenersatz  und 
Gewinnrealisierung  in  der  Zukunft  liegen, 
so  kann  in  einzelnen  Fällen  oder  bei  ge- 
wissen Kategorieen  von  Fällen  da,  wo  schwan- 
kende und  unsichere  Faktoren  in  die  Rech- 
nung eingestellt  werden  müssen,  der  Erfolg 
die  Er^vartung  täuschen  und  der  Kapital- 
gewinn ausbleiben  oder  sogar  statt  Gewinn 
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sich  Verlust   ergeben.     In    solchen    Fällen   Marktverkelirs  folgt  und  die  Arbeit  insoweit 


wird  allerdings  der  erzielte  Ertrag  oder  gar 
darfiber  hinaus  Kapitalvermögen  durch  das 
Arbeitsentgelt  absorbiert,  rmgekehrt  wer- 
den besonders  hohe  Gewinne  —  soweit 
nicht  Verwertung  individuell  vorteilhafter 
Produktionsmittel  oder  Produktionsmethoden 
in  Frage  stehen  —  auf  die  Dauer  nicht  be- 


za der  Grösse  des  Erfolges  nicht  in  indivi- 
dueller Beziehimg  steht,  als  diese  nicht  aus 
der  Besonderheit  ihrer  Leistungen  hervor- 
gegangen ist.  Selbst  in  gcmeinwirtschaft- 
liclien  Zuständen  könnte  der  einer  beson- 
deren Gunst  gegebener  Produktionsbedin- 
gnngen  verdankte  wirtschaftliche  Mehrertrag 


hauptet  werden  können,  da  allmählich  sich '  der  Arbeit  nur  auf  die  Gesamtheit  verteilt, 
entwickelnde  ausgiebige  l'nternehmerkonkur-  |  nicht  aber  den  Arbeitern  zugewiesen  werden, 
reuz  die  Vorteile  der  Verwendung  oder  des  1  die  gerade  t)ei  seiner  Gewinnung  thätig 
Verfahrens  verallgemeinern  und  in  Herab- !  waren.  Er  kann  zunächst  nur  das  Ein- 
drückung des  Preises  nach  Massgabe  des  |  kommen  des  Unternelimers  erhöhen.  Anderer- 
Kostenniveaus  den  besonderen  Vorteil  den '  .-^eits  wird  er  aus  dem  rnternehmerein- 
Konsumenten  zuwenden  wird.  Indessen  in  j  kommen  wieder  ausgeschieden,  wenn  das 
der  Regel  der  Einzelfälle  und  dort  überall  j  individuelle  Prodiüitionsmittel .  z.  B.  der 
auch,  wo  die  Einzelunternehmung  mit  sta- ,  Bod(>n,  d(Mn  Unternehmer  niu-  von  einem 
bilen  technischen  und  gleichbleibenden  Markt- ,  fi-eni:len  Eigentümer  überlassen  ist.  da  der 
Verhältnissen  reclmen  kann,  muss  für  die  !  Kapitalgewinn  hierdurch  nicht  unter  das  all- 
Unteruehmung  ein  Ka[)italgewinn  übrig  1  gemeine  Niveau  heraligedrückt  wird, 
bleiben,  höher  oder  geringer,  je  nach  der  i  Es  erübrigt,  die  Tliatsache  zu  erkläi-en, 
Stärke  der  ökonomischen  und  sozialen  P(>  dass  der  Kapitalgewi  im  des  Unternehmei-s, 
sition  der  Arbeiterklasse,  mit  anderen  Wor-  1  aucli  dort,  wo  keine  poi-sönliche  Thätigkeit 
ten  nach  Massgabe  der  relativen  Maelitver-  '■  geleistet  wird  oder  sonst  die  Bedeutung 
hältnisse  auf  seite  des  Kapitals  und  der  |  seiner  persönlichen  Leistiaigen  neben  der 
Arbeit.  Uer  Ruhepnnkt,  den  die  that,-äch-  bW.sen  Kapitalverwertung  zurücktritt,  im 
liehe  Verteilung  des  Wertes  darstellt,  wird  allgemeinen  stets  höher  ist  als  der  Kapital- 
zwischen  den  durch  das  Existenzminimum  zins,  mithin  auch  dort,  wo  er  fi'emdes  Kapital 
des  Lohnarbeiters  und  den  durch  die  Ab- 1  in  seinen  Dienst  nimmt,  ihm  bei  voller  Kon- 
sorbierung  des  vollen  Produktwertes  gege-  ]  knrrenzwirkung  ein  Gewinnüberschuss  ver- 
benen  Grenzen  liegen,  er  kann  die  ei-stere  i  bleibt.  Zunächst  stellt  so  viel  fest,  dass  das 
Grenze  erreichen,  aber  niemals  auf  die 'Kapital,  solern  es  nicht  in  unterechiedlich 
Dauer  die  letztere,  da  alsdann  die  l'nter-|  qualifizierten  Produktionsmitteln  besteht,  an 
nehraer  ihre  Betriebe  einstellen  und  auf- ;  dem  Mehrgewinn,  den  die  eine  Unterneh- 
lösen  würden,  was  gleichbedeutend  wäre  |  mung  vor  der  anderen  erzielt,  ebensowenig 
mit  einer  völligen  Stockung  der  organischen  i  teünelimen  kann  wie  die  gewöhnliche  Ar- 
Funktionen  des  volkswirtschaftlichen  Kör^iers  1  beit,  da  seine  Nutzung  wie  die  Arbeit  nur 
bezw.  seiner  einzelnen  Glieder.  j  einen  gleiehmä-ssigen  Maiktjireis  haben  kanu 

Die  auf  individuellen,  von  der  Verallge-  und  das  einzelne  Kapital  in  keiner  speciellen 
meinerung  ausgeschlossenen  Produktionsvor-  |  Beziehung  zu  der  Höhe  des  individuellen 
teilen  fussendeii  Erlragsteile  können  bei  ver-  i  Produktionserfolges  steht.  Selbst  die  höher 
kehrswirtschaftlichen  Zuständen  überhaupt  I  qualifizierten  Produktionsmittel  können  an 
durch  keine  Konkurrenz  beseitigt  werden.  |  einem  gesteigerten  Ertrage  nur  in  demjenigen 
Solche  ergeben  sich  aus  der  grösseren  j  Verhältnis  teilnehmen,  wie  diese  Steigerimg 
Fruchtbarkeit  des  Bodens,  grösserem  Erz-  i  durch  diese  ilire  Qualifikation  veranlasst  ist. 
und  Mineralreichtum  der  Bergwerke ,  Ver- 1  Indessen  auch  den  in  den  Unternehmungen 
füg^ng  fllKjr  besondere  Kraftquellen,  g uns- lallgemein  und  gewöhnlich  erzielten  Kapital- 
tigerer  Lage  der  Produktionsstätte  zum  I  gewinn  kann  der  Zins  nicht  völlig  er- 
Markte.  besserer  Geschäftslage  etc.  Sie  unter-  schö]>fen.  Denn,  thäte  er  dies,  so  würdea 
scheiden  sich,  auch  die  neben  dem  Kapital- 1  neue  Unternehmungen  nicht  tmternommea 
zins  gewöhnlich  besonders  genannte  Grund-  I  und  bestehende  nicht  dauernd  fortgesetzt, 
rente,  innerlich  in  nichts  von  den  übrigen  I  da  alsdann  fiu-  die  Unternehmer  das  wirt- 
Besitz-   oder  Vermögensrenten,   die   in   der '  schaftliche    Interesse    an    der    Verwertung 


Produktion  zur  Entstehtmg  gelangen.  Die 
ihnen  zu  Grunde  liegenden  Thatsachen  er- 
höhen nur  die  einzelne  Besitzrente  oder  den 


fremder  und  schliesslich  auch  der  eigenen 
Kapitalien  fortfiele. 

Die  weitere  Thatsache,  dass  der  Kapital- 


Ertrag  der  Unternehmungen  über  das  all- 1  gewinn  sicli  nicht  bloss  nach  der  Grösse  des 
gemeine  Niveau,  bilden  aber  keinen  fremden  I  aufgewendeten  Kapitals,  sondern  zugleich 
Bestandteil  in  ihm  oder  neben  ihm.  Die  |  nach  der  verschiedenen  Länge  des  Zeit- 
Arbeit,  deren  Erfolg  dadurch  erhöht  wird,  j  raumes  richtet,  der  den  Beginn  des  Pro- 
kann ihn  in  privatwirtschaftlichen  Zuständen  duktionsprozesses  von  dem  Zeitpunkte  des 
nicht  für  sich  in  Anspruch  nehmen  noch  i  definitiven  Absatzes  der  fertigen  Produkte 
erhalten,   da  der  Lohn   den  Gesetzen  des  i  und  Leistungen  an  den  letzten  Konsumenten 
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trennt,  und  dass  femer  innerhalb  des  ganzen 
Herstellungsprozesses,  den  ein  Produkt  durch- 
läuft, der  gesamte  Kapitalgewinn  unter  die 
beteiligten  Unternehmungen  ebenfalls  wieder 
sich  nach  Zeitdauer  der  Kapitalaufwendungen 
verteilt,  welche  die  Vollendimg  der  einzelnen 
Produktionsstufen  bedingt,  erklärt  sich  eben- 
falls leicht  aus  dem  Wesen  der  Privatwirt- 
schaft. In  der  Verkehrswirtschaft  erfolgt 
die  Produktion  nicht  zur  Deckung  des  Eigen- 
bedarfs, sondern  unternehmungsweise,  d.  h. 
behufs  Erzielung  von  Gewinn  durch  vorteil- 
haften Absatz.  Das  kapitalistische  Interesse 
haftet  nicht  an  der  Individualität  des  Kapital- 
gutes, sondern  lediglich  an  seinem  allge- 
meinen Vermögenswerte  und  an  seinem 
Geldertrage.  Mit  den  einzelnen  Kapital- 
werten wird  gleicher  Gewinn  erstrebt,  und 
ffir  dieses  Streben  ist  es  gleichgiltig,  ob  der 
Umsatz  der  Kapitalsgiiter  in  Produktion  und 
Verkehr  schneller  oder  langsamer  erfolgt. 
Ein  Produktionsprozess  von  längerer  Dauer 
■wird  von  den  Unternehmern  nur  dann  ein- 
geleitet werden,  wenn  der  Wert  der  abge- 
setzten Produkte  die  Summe  der  in  der 
Produktion  aufgewandten  Kapital-  oder  Ver- 
mögenswerte um  so  viel  überragt  dass  aus 
der  Differenz  auf  die  Werteinheit  des  Kapi- 
tals die  übliche  Rente  nach  Verhältnis  der 
Zeitdauer  des  Produktionsprozesses  sich  er- 
giebt,  während  bei  kürzerer  Dauer  des  Pro- 
duktionsprozesses die  Verwendung  der  vor- 
handenen Produktionsmittel  auch  in  einer 
geringere  Wertdifferenz  in  Aussicht  stellen- 
den Richtung  vorgenommen  werden  kann. 
Ob  die  Wertsteigerung  anknüpft  an  das 
Wirken  von  selbstthätigen  Naturprozessen, 
wie  beim  Lagern  des  Weines  behufs  Quali- 
tätsverbessening,  oder  an  eine  längere  Dauer 
eines  Arbeitsprozesses  oder  aber  an  das  er- 
folgreiche Abwarten  günstigerer  Gestaltungen 
im  Verhältnis  von  Nachfrage  und  Angebot, 
ist  in  dieser  Hinsicht  irrelevant.  Nicht  eine 
natürliche  gleichmässige  Produktivität  des 
Kapitals  oder  die  Produktivität  des  Kapitals 
überhaupt  ist  die  Ursache  der  Erscheinung, 
dass  das  Kapital  nach  Massgabe  der  Zeit- 
dauer eine  gleichbleibende  Rente  erzielt, 
vielmehr  veranlasst  das  auf  Seite  der  Unter- 
nehmer wirksame  Selbstinteresse,  nur  die- 
jenigen Richtungen  in  der  Produktion  ein- 
zuschlagen, bei  welchen  die  Bewertimg  der 
Erzeugnisse  im  Verkehr  so  hoch  ist,  dass 
die  erzielbare  Wertdifferenz  im  Verhältnis 
steht  zu  der  Dauer  des  Produktionsprozesses 
und  der  Dauer  der  Kapitalverwenclung. 

Wenn  ein  wirtschaftliches  Gut,  wie  meist 
geschieht,  auf  seinem  Produktionswege  von 
der  ersten  Stufe  bis  zur  letzten  verschiedene 
TTnternehmungen  aufeinanderfolgend  durch- 
läuft, so  vollzieht  sich  sogar,  da  jeder 
folgende  Unternehmer  im  Preise  der  Vor- 
produkte    die     bis     dahin     erwachsenen 


Lohn-  und  Renlenbeträge  zur  Auszahlung 
bringt,  so  dass  deren  Betrag  unter  seinen 
Selbstkosten  erscheint,  das  Anwachsen  der 
Gewinnrente  in  dem  geschilderten  Zu- 
sammenhange nach  den  Regeln  der  Zinses- 
zinsbildung. 

Wenn  nach  allem  die  Preise,  wie  sie  sich 
auf  dem  freien  Markte  bilden  und  behaupten, 
weit  entfernt  davon  sind,  allgemein  dem 
Verhältnisse  der  in  den  Produkten  und 
Leistungen  enthaltenen  Arbeitsquantitäten 
und  -qualitäten  zu  entsprechen,  um  .so  weiter, 
als  übei-dies  besondere  Pro<luktionsvorteile 
den  Unterschied  zwischen  Tauschwert  und 
Kostenarbeit  im  einzelnen  vergrö.'ssem,  so 
wird  doch  hier\-on  die  Teilung  des  volks- 
wirtschaftlichen Gesamtertrages  zwischen 
Arbeit  und  Kapital  nicht  berührt.  Es  ist 
lediglich  die  \erteilung  der  Besitzrenten 
unter  die  Einzelnen,  welche  mit  Pro<luktions- 
fonds  oder  Kapitalvermögen  bei  der  verkelu«- 
wirtschaftlichen  Produktion  beteiligt  sind, 
die  hierdurch  bewirkt  wird. 

In  der  Erklärung  der  Erscheinungen, 
welche  der  Unternehmungsgewinn  als  Kapi- 
talgewinn bietet,  liegt  zugleich  die  Erklärung 
der  analogen  Erscheinungen  auf  seite  des 
Kapitalzinses  und  der  Grundrente. 

6.  Verschiedene  Höhe  des  Unter- 
nehiuergewinns  in  der  Wirklichkeit  In 
den  vorstehenden  Erörterungen  sind  die  Ent- 
stehungs-und  Bestimmnngsgründe  des  Unter- 
nehmergewinns im  allgemeinen  dargelegt, 
die  Verschiedenheit  der  konkreten  Verhält- 
nisse der  einzelnen  Unternehmungen  und 
Unternehmungskategorieen  ausser  acht  ge- 
lassen. In  der  Wirkliclikeit  aber  offenbart 
die  Klasse  der  Unternehmungen  eine  grosse 
Mannigfaltigkeit  der  Arten  und  Individuali- 
täten und  l)ewirkt  diese  Verschiedenheit  der 
konkreten  Verhältnisse  eine  starke  Differen- 
zierung der  einzelnen  Ertrags-  und  Gewinn- 
resultate. Eine  Ausgleichungstendenz,  wie 
sie  den  übrigen  Erti-ags-  »md  Einkommens- 
kategorieen  innewohnt,  besteht  auch  inner- 
halb des  Unternehmereinkom  mens,  die  Hemm- 
nisse jedoch,  welche  ihre  Wirksamkeit  be- 
schränken, sind  hier  grösser  als  anderswo. 
Zur  vollen  Wirksamkeit  vermag  die  Tendenz 
zm-  Ausgleichung  —  soweit  nicht  überdies 
besondere  Produktions-  oder  Absatzvorteile 
wie  -nachfeile  im  Einzelfalle  von  Einfluss 
sind  —  nur  innerhalb  gleichartiger  oder 
wenigstens  nalie  verwandter  Unternehmungen 
zu  gelangen  und  auch  hier  niu-  bezüglich 
der  Höhe  des  einzelnen  Gesamtertrages,  der 
sich  zu  dem  Umfange  des  einzelnen  Uater- 
nehmens  Oberall  ins  Verhältnis  setzen  wird. 
Soweit  der  blosse  Umfang  der  Einzelunter- 
nehmungen eine  Verechiedenheit  der  rela- 
tiven Produktionskostenbeträge  zur  Folge  hat, 
werden  entweder  die  Unternehmungen  be- 
sonders   vorteilhaften    Umfangs    —    meist 
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■wenlen  (lies  die  grösseren  sein  —  einen 
überdurchschnittlichen  Ertrag,  die  Unter- 
nehmungen von  besonders  imvorteilliafter 
Betriebsgrösse  einen  hinter  dem  mittleren 
zurückbleibenden  Ertrag  erzielen.  Eine 
völlige  Ausgleichung  dieser  Verschieden- 
heiten dxm^h  Erweiterung  oder  Einschrän- 
kung des  Betriebes  auf  das  ökonomisch  vor- 
teilhafteste Mass  wird  bald  dim;h  Mangel 
an  Kapital  oder  Mangel  verfügbaren  Bodens 
oder  durch  andere  t'mstände  weithin  ver- 
hindert. 

Das  Einkommen  des  einzelnen  Unter- 
nehmers winl  sich  selbstverständlich  überall 
verschieden  hoch  stellen  je  nach  dem  Ver- 
hältnis des  von  ihm  beschäftigten  fremden 
Kapitalvermögens  zum  eigenen  und  dem  da- 
raus sich  ergebenden  Verhältnis  der  Zins- 
und  Rentenabgabe  zum  erzielten  Gesamt- 
gewinne. AVeil  im  vollkommener  aber  als 
innerhalb  gleichartiger  Unternehmungen  voll- 
zieht sich  die  Ausgleichung  der  Erträge  und 
des  Gewinnes  innerhalb  weiterer,  ungleich- 
artige Unternehmungen  umfassender  l'ioduk- 
tions-  und  Erwerbsgebiete.  Hier  wirkt  vor 
allem  der  Umstand  in  weitestem  Umfange 
hemmend,  dass  viele  sachliche  Produktions- 
mittel und  Kapitalsgüter  eine  andere  Ver- 
wendungsrichtung als  die  bisherige  über- 
haupt nicht  zulassen  oder  doch  nur  unter 
erschwerenden  Umständen,  —  unter  Auf- 
wendung von  Kosten  für  die  Anpassung  an 
den  veränderten  Verwendungszweck  oder 
unter  Verursachung  von  Verlusten.  Die  An- 
passungsfähigkeit des  fixen  Kapitals  ist  da- 
nach geringer  als  die  des  umlaufenden.  Je 
stärker  das  Verhältnis  des  fixen  Kapitals 
zum  umlaufenden  ist,  desto  schwerer  voll- 
zieht sich  die  Ausgleichung.  Sie  tritt  nur 
dort  ein,  wo  die  durch  die  Umwandlung  des 
Unternehmens  veranlasste  Einbusse  die  in 
Aussicht  stehende  Erhöhung  des  Gewinnes 
nicht  aufwiegt. 

Aber  nicht  nur  die  Individiudität  der 
Produktionsmittel  und  Kapitalien,  sondern 
auch  die  persönliche  Individualität  der  Unter- 
nehmer selbst  erschwert  eine  Ausgleichung. 
Je  mehr  die  Funktion  imd  Stellung  des 
Unternehmers  in  den  einzelnen  Betriebsarten 
an  die  Voraussetzung  bestimmter  Qualifi- 
kationea  nach  specifischer  {wrsönlicher  An- 
lage, si>ecifisclien  Kenntnissen,  Fertigkeiten 
und  Uebungen  geknüpft  ist,  desto  schwie- 
riger gestaJtet  sich  der  Uetergang  von 
einem  Cntemehmen  zu  einem  anderen  und 
desto  unsicherer  wird  der  Erfolg  des  Ueber- 
ganges. 

Hierzu  kommt  noch,  dass  es  öfters  nicht 
deutlich  erkennbar  ist,  ob  ein  Rückgang  oder 
eine  Erhöhung  des  Gewinnes  vorübergehen- 
den oder  dauernden  Charakters  ist,  ferner 
dass  bei  der  Mannigfaltigkeit  der  Untemeh- 
jnungskategorieen  und   in   der  specifischou 


i  Verschiedenheit  und  oft  grossen  Kompliziert- 
I  heit  der  den  Ertrag  bedingenden  technischen 
!  und  ökonomischen  Bedingungen  für  Aussen- 
1  stehende,  in  die  speciellen  Verhältnisse  des 
I  einzelnen  Produktions-  und  Erwerbszweiges 
I  nicht  Eingeweihte  es  meistens  sehr  schwer 
i  ist,   die  Höhe  der  Erträge  und  Gewinne  zu 
I  beurteilen   und  mit  den  Erträgen  und  Ge- 
jwinuen    anderer   Zweige    zu    vergleichen. 
j  Uebrigens  erschöpft  sich  mit  dem  höchsten 
1  Gewinne  nicht  die  Möglichkeit  wirtschaft- 
1  lieber  Vorteile.     Auch  greifen  Erwägungen 
I  nicht  wirtschaftlicher  Natur,  Rücksicht  auf 
I  soziale  und   sonstige  Vorteile   allgemeinen 
oder  i-ein  individuellen  Charakters  oft  genug 
i  bestimmend    ein    und    lassen    das    Streben 
I  nach  höherem  Einkommen  und  Gewinn  melu* 
otler  weniger  zurücktreten.    Endlich  liegt  in 
dem    den    Menschen    innewohnenden    Be- 
I  harrungsstreben  ein   hier  wie  auf  anderen 
,  Gebieten  allgemein  wirkendes  Hemmungs- 
'  moment,  dessen  Stärke  nach  Individuaütät, 
I  Stammes-  und  Volkeseigentümlichkeit,  nach 
1  Klassen-  und  Berufsgewöhnung  sowie  nach 
dem  allgemeinen  Kidturstande  in  verschie- 
denem Grade  auftritt,  das  aber  doch  überall 
[  vorhanden   ist,   obschon  es  nach  Massgabe 
des  Steigens  der  wirtschaftlichen  Kiiltiu:  sich 
I  abzuschwächen  pflegt.    Unter  dem  Einflüsse 
I  iliescr  Momente  sehen  wir,  dass  nicht  niu" 
I  einzelne  Unternehmer,  sondern  auch  ganze 
'  Klassen    und   Grup{)en  von    Unternehmern 
]  sich  dauernd    mit  ungewöhnlich  niedrigem 
I  Gewinne    begnügen ,   andere   dauernd    Ge- 
winne  von  unverhältnismässiger  Höhe  be- 
'  haupten,  da  die  Möglichkeit  ausgleichender 
Konkurrenz  sich  thatsächlich  nicht  verwirk- 
,  licht. 

Bei  Unternehmungen,  die  mit  grosser 
[  Verlustgcfahr  verbunden  sind,  ist  durch  eben 
diesen  l'mstand  eine  individuelle  Verschieden- 
,  heit  der  Einzelgewinne  gegeben.  Sie  können 
mit  anderen  Kategorieen  lediglich  nach  der 
■  fiktiven  Grösse  ihres  Durchschnittsgewinnes 
'  verglichen  werden. 

I       Da  die  generelle  Höhe  des  Unternehmer- 
'  gewinnes    sich   aus   mannigfaltigen   Preis- 
kämpfen auf  dem  Verkehrsmarkte  ergiebt, 
iso    wird   sie   bestimmt  diuxrh   die  relative 
'  Stärke  der  miteinander  ringenden  wirtschaft- 
I  liehen  Faktoren.    Je  niedriger  die  Stufe  der 
I  wirtschaftlichen  Entwickelung,   desto  höher 
I  pflegt    der   Anteil    des   Kapitals   und   der 
[  Unternehmer  am  wirtschaftlichen  Reinertrage 
'  zu  sein,  da  alsdann  die  geringere  Menge  des 
;  verfügbaren  Kapitals  sowohl  wie  der  Mangel 
j  an  qualifizierten  Persönlichkeiten,   überdies 
die  ^ssere  Fülle  besonders  ergiebiger  Pro- 
I  duktionsgelegcnheiten  die  Möglichkeit  höherer 
:  Kapitalgewinne  bieten.    Die  mit  fortschrei- 
tender   wirtschaftlicher   Entwickelung    zu- 
1  nehmende  Ansammlung  von  Kapitalvermögen 
in  Verbindung  mit  der  wa<hsenden   Ver- 
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breitung  und  Steigerung  der  fflr  das  Unter- 
nehmertum qualifizierenden  ■wirtschaftlichen 
Fähigkeiten  sowie  die  Abnalinio  der  relativen 
Ergiebigkeit  der  Produktions-  und  Absatz- 
geiegenheiten  lässt  den  Unternehmer-  und 
Kapitalgewinn  allmählich  sinken.  In  gleicher 
Richtung  wirken  wachsende  Lohnansprftche 
der  Arbeiterklasse.  Die  Höhe  des  Kapital- 
zinses steht  im  allgemeinen  in  Abliängigkeit 
von  dem  in  den  Unternehmungen  erzielten 
Kapitalgewinne.  Im  übrigen  aber  richtet 
der  Zins  sich  einerseits  nach  der  M(!nge,  in 
der  das  Kapital  von  denen  angeboten  wird, 
denen  Neigung,  Fähigkeit  imd  Gelegenheit 
fehlt,  das  Kapital  im  Wege  der  Unter- 
nehmung selbst  ertragbringetid  zu  verwerten, 
andererseits  von  der  Zahl  und  dem  Kapital- 
bedürfnis der  Unternehmer.  Sinkender 
T'nternehmergcwinn  führt  zur  Aufgate  oder 
Einschränkung  der  Untei-neiimungon.  hier- 
dmch  zur  Verstärkung  des  Angebots  von 
Leihkapitalien  und  Produktionsfonds  und 
zum  Sinken  des  Zinsfusses  und  eventuell 
wieder  zur  Steigerung  des  Unternehmer- 
gewinnes. Die  Konkurrenz  de.';  Koasumtiv- 
kredits  bewirkt  Steigen  des  Zinses  der 
Produktivkapitalion  oder  verhindert  sein 
Sinken.  Sie  beeinflus.st  somit  indirekt  die 
Höhe  des  Untemehmergewinnes.  fliiischrän- 
kung  der  Unternehmungen  verringert  die 
Nachfrage  nach  Ijohnarbeit,  drückt  den  Lohn 
und  hebt  hierdurch  eventuell  wiederum  den 
Uuternehmergewinn.  Steigender  Lohn  ver- 
mag die  Aufgabe  der  wesentlich  auf  die 
sei  l)ständige  Arbeit  der  Unternehmer  ba.<ierten 
Betriebe  zu  veranlassen. 

Die  wirtschaftliche  Position  der  Unter- 
nehmer ist  niciit  von  gleichmässiger  Stärke 
in  den  Preiskämpfen  des  Marktes.  Die 
Menge  der  kleinen  und  kleinsten  Unter- 
nehmer ist  meist  in  mehr  oder  minder  ge- 
<b-flckter  Lage,  nicht  nur  den  Abnehmern 
ihrer  Produkte  und  liCistimgen  gegenüber, 
sondern  auch  den  grösseren  Verkäufern  der 
ihnen  notwendigen  Pi-oduktionsmittel  und 
Produktionsmaterialien  gegenüber.  Mit  der 
Grösse  der  Unternehmung,  des  Kapital- 
besitzes gewinnt  sie  an  Stirke,  um  in  den 
grössten  Unternehmungen  oft  zu  einer  den 
Markt  nach  den  verschiedenen  Richtungen 
beheiTSchendeu  zu  werden.  Schon  die  i 
bessere  Uebersiclit  über  die  Marktkonjunk- 
turen, die  ihre  Stellung  ihnen  vermittelt, 
gereicht  den  Unternehmern  zum  tesonderen 
Vorteile.  Der  wirtschaftlichen  Macht  der 
Arteiter  ist  die  ihrige  meist  überlegen,  in 
der  Hauptsache  auch  dann  noch,  wenn  diese 
in  geschlossener  Organisation  ihnen  gegen- 
üterstehen,  und  es  kann  schwerlich  bestritten 
wei-den,  dass  diese  Ueberlegeuheit  gegen- 
über den  Arbeitern,  namentlich  den  nicht 
organisierten,  oft  zur  Austeutung  gefüiirt 
hat  und  noch  führt.    In  richtiger  Erkenntnis 


dieser  in  den  Verhältnissen  ruhenden  Ge- 
fahr haben  —  bevor  der  Individualismus  in 
der  Volkswirtschaft  zur  unbeschränkten  Herr- 
schaft gelangte  —  die  öffentlichen  Gewalten 
durtih  Schaffung  oder  Sanktionierung  fester, 
die  wechselseitigen  Rechte  imd  Pflichten 
der  Beteiligten  regelnden  Oitlnungen  im 
weiteren  Umfange  und  grundsätzlich  den 
Unternehmern  in  der  Geltendmachung  ihrer 
wirtschaftlichen  Ueberlegenheit  Schranken  zu 
ziehen  und  hierdurch  die  schwächeren  und 
abhängigen  Elemente  in  ihrer  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Lage  zu  schützen,  ebenso 
aber  auch  die  Unternehmer  vor  einer  unter 
ihnen  selbst  waltenden  rücksichtslosen  Kon- 
kurrenz und  ihren  verhängnisvollen  Folgen 
nach  Möglichkeit  zu  tewahren  gesucht.  Die 
vermittelnde  Stellung  des  Handels  te- 
güiistigt  die  Stärke  der  Position  in  der 
Kegel  mehr  als  die  mehr  gebundene  Stellung 
dos  Produzenten.  Indessen  hat  die  in 
neuester  Zeit  schnell  sich  verbreitende  Bil- 
dung von  Kartollen  behufs  Regehmg  der 
Produktion  und  der  Preise  den  industriclleu 
Produzenten  einen  gewalligen  Maehtzu wachs 
gebracht.  Da  das  Mass  wirtschaftlicher 
Macht  die  Höhe  des  Gewinnes  bestimmt,  so 
ist  es  natürlich,  dass  die  kleinen  und 
kleinsten  l'nternehmer  auf  einen  reehue- 
rischen  Unternehmergewinn  im  engeren 
Sinne,  selbst  auf  einen  Kapitalgewinn  oft 
ganz  verzichten  müssen,  während  schon  die 
mittleren  U'nternehmuugen  z.  B.  auf  dem 
Gebiete  der  Nahrungsraittelversorguug  un- 
verliältnisinässigen  Gewinn  erbringen. 

Rechtliche  und  wirtschaftliche  Monoi^le 
gestatten  dem  Unternehmer,  die  Preise  der 
Produkte  und  Dienstleistungen  le<liglich  nach 
dem  Gesichtspunkte  höchstmöglicher  Renta- 
bilität einseitig  zu  testiramen.  Unter  Um- 
ständen können  jene  wie  bei  Patenten  in 
den  Dienst  des  technischen  tmd  ökonomischen 
Fortschritts  gestellt  sein.  Im  übrigen  be- 
dürfen sie,  wenn  sie  aus  wirtschaftlichen 
Ursachen  erwachsen,  der  öffentlichen  Regu- 
lierung. 

Die  Eigenart,  der  schillernde  Charakter 
des  Untemehmereinkommens  und  des  T'nter- 
nehmergewinnes  und  die  hieraus  sich  er- 
gebende Schwierigkeit  einer  wissenschaft- 
lichen Erfassung  macht  es  verständlich, 
dass  die  Auffassimg  seines  inneren  Wesens 
eine  sehr  verschiedenartige  und  schwankende 
ist.  Die  englische  Nationalökonomie  hat 
dem  Unternehmergewinn  keine  besondere 
und  eingehende  Behandlimg  angedeihen 
lassen.  Er  wird  dort  schlechtweg  mit  dem 
Kapitalgewinne  identifiziert  und  als  Ertrags- 
prcdukt  des  Kapitals  behandelt,  ohne  dass 
die  persönliche  Uuternehmerthätigkeit  ge- 
bührend gewürdigt  würde.  Die  französische 
Wissenschaft  hat  ihn  im  Gegensatz  hierzu 
in  der  Hauptsache  als  Lohn  für  qualifizierte 
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Arbeit  au%efasst.  Die  deutschen  Autoi-en 
haben  unter  starker  Verkennung  des  Lohn- 
begriffes bald  der  englischen,  bald  der  fian- 
zöäischen  Auffassung  sich  angeschlossen, 
bald  wieder  eine  zwischen  beiden  Hich- 
tungen  vermittelnde  Stellung  eingenommen. 
Andere  haben  aus  dem  Unternehmercin- 
kommen  den  Untemehmergewinn  im  engeren 
Sinne  ausgeschieden.  Neuerdings  erst  hat 
man  begonnen,  ihn  mehr  aus  dem  Gesamt- 
zusammenhange  der  Verkehi-serscheinungen 
zu  eiilären.  Der  wissenschaftliche  Soziaiis- 
mus, der  mit  der  englischen  klassischen 
Nationalökonomie  in  der  Auffassung  des 
rnternehmergewinnes,  als  Kapitalgewinnes, 
übereinstimmt,  erkläit  ihn  als  solchen  aus 
einem  Abtuge,  der  dem  Arbeiter  am  Lohne 
an  dem  von  ihm  erzeugten  Arbeitswerte  ge- 
macht •wird,  eine  Erkläning,  die  mit  den 
Avirtschaftlichen  Thatsachen  allerdings  in 
schroffem  Widerspruche  steht.  Aber  wenn 
auch  der  T'nternehmergewinn  nicht  lediglich 
nach  dem  Jlassstabe  des  verwandten  Kapi- 
tals bezogen  \md  in  der  Mehrzahl  der  Fälle 
nicht  ohne  den  Einfluss  einer  pei-sönlichen 
Thätigkeit  des  rnternehmers  erzielt  winl, 
ja  wenn  er  selbst  oft  genug  in  ein  selb- 
ständig gewonnenes  Arbeitseinkommen  über- 
geht, in  dessen  Bildung  der  Einfluss  des 
ver^-endeten  Kapitals  kaum  noch  zu  er- 
kennen ist,  so  kommt  d'K'h  in  dem  Masse, 
wie  das  Wesen  der  eigentlichen  T'nterneh- 
mung  reiner  hervortritt,  der  Charakter  des 
Kapitalgewinnes  mehr  zur  Geltimg.  Jeden- 
falls ist  ohne  Kapital  kein  rnternehmen 
denkbar  und  kann  Kapitalgewinn  in  der 
Produktion  nur  durch  das  Mittel  der  l'nter- 
nehmung  erzielt  werden. 

Litteratar:  Xeben  den  allgemeinen  Werken  über 
die  theoretitehe  Wirttchafttlehre  —  bes.  Böhtn- 
Bawerk,  Kapital  und  Kapitahim,  ISS4  und 
1SS9,  Phtlippovieh,  Grundritt  der  polit. 
Oeknnomie,  1S9S,  und  O.  Sehmolter,  Grund- 
ritt  der  allgemeinen  Yolktwirltchafttlehre  I, 
1900  —  kommen  folgende  ifonographieen  in 
Betracht:  H.  V.  Mangoldt,  Die  Lehre 
i-om  Untemehmergewinn,  Leipzig  185  j.  — 
<J.  Pieratorff,  Die  Lehre  vom  Vntemehmerge- 
trinn,  Berlin  1875.  —  V.  M€UaJa,  Der  Unter- 
uehmergeteinn,  Wien  I884.  —  O.  Orogs,  Die 
Lehre  vom  Unternehmergewinn,  Leipzig  ISS4.  — 
E.  A.  Sehroeder,  Dat  Unternehmen  und  der 
Untemehmergewinn,  Wien  I884.  —  Wimting- 
hawa.  Da*  Unternehmen,  der  Untemehmerge- 
winn und  die  Beteiligung  der  Arbeiter  am  Un- 
trmehmergewinn,  Jena  1886.  —  Zuns,  Zwei 
Fragen  de»  Untemehmereinkommens ,  Zürich 
1381.  —  A.  Schaffte,  Die  Anwendbarkeit  der 
rertehiedenen  üntemehmungt/ormen,  Zeiltchr.  f. 
.Ntao/w.,  Bd.  XXV.  —  G.  Sehmoller,  Die 
getchiehüiehe  Entwickebing  der  Unternehmung, 
Jahrh.  für  Get.  «.    TVrtr.,  Bd.  XU' f. 

J.  Pterstor/f. 


[  Unternehmerrerbäiide 

jznr  allgemeioeii  Vertretung  gemein- 
scnaftlicher  Interessen. ') 

1.  Allgemeines.  I.  Die  Unternehmer- 
Vereine  in  Deutschland.  A.  Für  die  In- 
dustrie. 2.  Vereine  für  einzelne  Berufszweige. 
3.  Vereine  für  mehrere  Berufszweige.  B.  Für  In- 
dustrie imd  Handel.  4.  Für  kleinere  Gebiete. 
5.  Für  das  Reichsgebiet.  C.  Für  Handel  und  ver- 
wandte Gewerbe.  6.  Für  Handel  überhaupt.  7.  Für 
einzelne  Handelszweige.  8.  Vereine  zum  Schutze 
des  Kleinhandels,  ö.  Vereüie  für  verwandte  Ge- 
werbe. II.  Die  Unternehmer  vereine  im 
Auslande.  10.  Oesterreich-Ungarn.  11.  Frank- 
reich. 12.  Finland  und  Russland.  13.  Grossbri- 
tauuien.  14  Belgien.  15.  Schweiz.  16.  Sonstige 
Länder. 

1.  Allgemeines.  Unter  vUnternehiner- 
verbäiidout  werden  hier  verstanden  freie 
Vereinigungen,  in  denen  die  gewerblichen 
und  kaufuiüiuiischen  Uuternehmer  ihre  ge- 
meiuscluiftliciieu  Interessen  wahrnehmen. 
(Die  landwirtschaftlichen  Vereine  sind  be- 
reits iu  Bd.  V  S.  515  ff.  besprochen).  Die- 
jenigen Unternehmerverbände,  die  eine  eigene 
Wirtschaflsthätigkeit  übernehmeu,  also  die 
Kartelle,  Ringe,  Trus^ts  etc.  gehören  nicht 
hierher  und  sind  in  den  Artt.  Karteile 
und  Trusts  oben  Bd.  V  S.  39  ff.  bezw. 
Bd.  VII  S.  213  ff.  besonders  besprochen. 
Auch  die  mit  öffentlichen  Vorrechten  ausge- 
statteten Vereinigungen  und  offiziellen  In- 
teressenvertretungen sind  liier  auszuscheiden 
(vgl.  die  Artt.  Berufsgenossenschaften 
oben  Bd.  II  S.628ff.,  Handelskammern 
Bd.  IV  S.  1022 ff.,  Ge Werbekammern 
Bd.  IV  S.  491» ff.,  Innungen  Bd.  IV 
S.  1348  ff.).  Von  den  alsdann  noch  ver- 
bleibenden Vereinigungen  sind  die  Gewerbe- 
und  jwlytechuischen  Vereine,  die  Hand- 
werkervercine  und  -verbände,  die  Kredit- 
reformvereine und  die  Dampfkesselüber- 
wachungsvereine bereits  an  früheren  Stellen 
besprechen  worden  (vgl.  die  Artt.  Gewerbe- 
vereine oben  Bd.  IV  S.  Ö58ff.,  Hand  werk 
Bd.  IV  S.  1097 ff.,  Kredit  Bd.  V  S.  380 ff., 
Dampfkesselpolizei  Bd.  III  S.  lOSff.). 
Die  .■>Unternehn)crvereine<-,  mit  denen 
wir  es  nach  dem  Gesagten  hier  zu  thun 
j  iiaben,  stellen  sich  als  Oi-gaue  der  Interessen- 
1  Vertretung  dar,  die  sich  neben  den  Handels- 
I  kammern  und  kaufmännischen  Korporationen 
i . 

.  'j  Ber  Bearbeitimg  dieses  Gegenstandes  in 
der  ersten  Auflage  waren  die  Ergebnisse  um- 
■  fangreicher  Erhebungen  zu  Grunde  gelegt,  die 
I  von  dem  Verfasser  veranstaltet  waren.  Von 
I  einer  gleichen  Erhebung  musst«  diesmal  aus 
I  äusseren  Gründen  abgesehen  werden.  Das  hat 
,  namentlich  die  Wirkung,  dass  über  die  aus- 
'  ländischen  Verhältnisse  nur  wenig  neue  An- 
s;abfn  beschafft  werden  konnten.  Das  deutsche 
;  Material  konnte,  da  hierfür  in  der  Fach-  und 
\  Tagespresse  die  Quellen  etwas  reichlicher  fiiessen, 
;  nach  manchen  Richtungen  hin  erweitert  werden. 
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entwickelt  und  namentlich  in  Deutschland 
eine  grosse  Verbreitung  erlangt  haben.  Ein 
Teil  der  Vereine  verdankt  sein  Entstehen 
einem  gewissen  Gegensatze,  der  sich  zwi- 
schen dem  Verhalten  der  Handelskammern 
einerseits  und  den  Anschauungen  der  indus- 
triellen Kreise  bezw.  der  kleinen  Kaufleute 
über  ihre  Sonderbedürfnisse  andererseits 
an  manchen  Stellen  entwickelt  hat.  Was 
die  kleinen  Kaufleute  anlangt,  so  haben 
iliese  in  ihrem  Kampfe  gegen  Konsumver- 
eine, Abzahlungsgeschäfte,  Grossmagazine 
etc.  bei  den  vornelimlich  vom  Grossliandel 
und  von  der  Grossindustrie  beeinüussten 
Handelskammern  vielfach  nicht  die  erhoffte 
Unterstützung  gefunden  und  sahen  sich  da^ 
durch  zur  Vereinigung  der  in  gleicher 
Richtung  interessierten  Elemente  veranlasst. 
Die  Industrie  ihrerseits  konnte  sich  in  man- 
chen (durchaus  nicht  in  allen)  Handelskam- 
mern nicht  genug  Einüuss  verschaffen,  um 
gegenüber  dem  Handel,  der  über  mehr 
Wahlstimmen  verfügte,  die  Bestrebungen 
zum  Schutze  ihrer  Interessen  geltend  machen 
zu  können. 

Eine  gro.sse  Zahl  anderer  Vereine  da- 
gegen ist  nicht  im  Gegensatze  zu  den  Han- 
delskammern, sondern  aus  dem  Bedürfnis 
heraus  entstanden,  die  besonderen  Interessen 
einer  bestimmten  Berufsgruppe  in  Ergän- 
zimg der  Thätigkeit  der  Handelskammern 
wahrzunehmen.  Diese  Gruppe  ist  nach  Be- 
rufen gegliedert,  während  die  erstere  meist 
nicht  auf  einen  bestimmten  Berufszweig  be- 
schränkt  ist. 

Die  weitaus  überwiegende  Mehrzahl  der 
freien  Vereine  ist  in  den  letzten  Jahrzehnten 
entstanden  im  engsten  Zusammenhange  mit 
der  Ausdehnung  des  industriellen  Lebens 
tmd  mit  den  Umgestaltungen,  die  das  mo- 
derne Verkehrswesen  im  wirtschaftlichen 
Ringen  hervorgerufen  hat. 

In  einigen  Ländern,  insbesondere  in 
Deutschland  besteht  ein  vollständiges  Netz 
solcher  freien  ünternehmervereine.  Ihre  Zahl 
dürfte  sich  auf  viele  hunderte  belaufen.  Na- 
mentlich in  den  reich  mit  Industrieen  be- 
setzten Gebieten  wie  in  Rheinland -West- 
falen, Sachsen  und  Schlesien,  weiter  in  den 
grossen  Handelsplätzen  sind  die  Vereine  in 
grosser  Zahl  entstanden.  Ein  vollständiger 
Ueberblick  darüber  ist  freilich  zur  Zeit  nicht 
zu  gewinnen;  denn  ein  erheblicher  Teil  der 
Vereine  wird  nur  in  engen  und  engsten 
Kreisen  bekannt.  Da  amtliche  Zusammen- 
stellungen meist  nicht  veröffentlicht  sind, 
kann  sich  die  Bearbeitimg  im  wesentUchen 
nur  auf  die  Vereine  beziehen,  die  gelegent- 
üch  durch  Eingaben  oder  sonstige  Mass- 
nahmen hervortreten  und  dadiu-ch  auch 
weiteren  Kreisen  bekannt  werden.  Aber 
auch  dies  beschränkte  Material  lässt  erkennen, 
in    we    grossem    Umfange    Gewerbe    und 


Handel    zur   Vereinsbildung    gegriffen    ha- 
ben. 

Im  einzelnen  zeigen  die  freien  Unterneh- 
mer\-ereine  mancherlei  Abweichungen.  Ihr 
räumliches  Gebiet  umfasst-  bald  nur  einen 
Ort,  bald  einen  grösseren  Bezirk,  bald  auch 
ganze  Staatsgebiete  oder  das  Reichsgebiet 
Einige  Vereinigungen  haben  einen  inter- 
nationalen Wirkungskreis.  Ein  Teil  er- 
streckt sich  lediglich  auf  einzelne  Industrie- 
zweige bezw.  auf  die  Industrie  überliaupt, 
ein  anderer  lediglich  auf  einzelne  Handels- 
zweige bezw.  den  Handel  überhaupt,  ein 
dritter  wirkt  für  Handel  und  Industrie  zu- 
gleich. 

Die  Tendenz  geht  im  allgemeinen  immer 
auf  die  Wahning  der  gemeinsamen  wirt- 
schaftlichen Interessen;  bisweilen  treten 
aber  einzelne  hierher  gehörige  Zwecke  in 
den  Vordergrund.  So  liegt  bei  einigen  Ver- 
einen der  Schwerpunkt  im  Marken-  und 
Musterschutz wesen,  bei  anderen  in  der  Be- 
kämpfung unberechtigter  Arbeiterforderungen 
und  der  Abwehr  von  Arbeitsei  nstelhmgen 
(Antistrikevereine)  etc.  1892  hat  sich  auch 
ein  Verband  gebildet,  dessen  Thätigkeit  sich 
in  erster  Linie  auf  das  Haftpflichtwesen 
richtet. 

Die  freien  ünternehmervereine  liaben  ins- 
besondere in  Deutschland  eine  umfangreiche 
Thätigkeit  in  Bezug  auf  die  verecliiedenen 
Gebiete  der  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Gesetzgebung  entfaltet,  und  von  einem  Nach- 
lassen dieser  Thätigkeit  ist  nichts  zu  spüren. 
Die  Vereine  gehen  naturgemäss  von  den 
Erfahrungen,  Bedürfnissen  und  Anschauungen 
ihrer  eigenen  Mitglieder  aus.  Aber  das  ist 
gefahrlos  da,  wo  nur  specifische  Sonder- 
interessen  des  betr.  Zweiges  in  Fi-age  kom- 
men, welche  die  anderen  Gebiete  des  wirt- 
schaftlichen Lebens  nicht  berühren,  und 
wird  in  allen  übrigen  Fällen  dureh  die  viel- 
fachen Reibungen  des  Verkehrs  abgeglichen. 
Die  zur  Wahrnehmung  der  Gesamtinteressen 
berufenen  Staatsorgane  müssen  sich  selbst- 
verständlich in  vielen  Fällen  von  den  For- 
derungen entfernen,  die  sich  aus  den  be- 
sonderen Interessen  eines  oder  mehrerer 
Berufszweige  ergeben ;  aber  sie  müssen  diese 
besonderen  Interessen  kennen,  imd  letztere 
bedürfen  deshalb  auch  vom  Standpunkt  der 
Gesamtheit  aus  einer  specialisierten ,  einer 
beruflich  gegliederten  Vei-tretung.  Es  ist 
indes  wohl  zu  weit  gegangen,  wenn  Stein- 
mann-Bucher (Die  Nährstände  und  ihre  zu- 
künftige Stellung  im  Staate,  Cöln  1885, 
S.  87)  die  Specialisierung  der  Interessen- 
vertretung als  ein  ganz  allgemeines  Bedürf- 
nis und  das  jetzige  Vereinsweseu  als  die 
Keime  einer  zukünftigen,  auf  den  Berufs- 
genosseuschaften  berahenden  Form  der  offi- 
ziellen Interessenvertretung  l>ezeichnet.  Die 
thatsächliche    Ausgestaltung    des    Vereins- 
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■we>ens  entspricht  dem  jaknfalls  nicht.  Den  ;  in  Deutschland  diese  freie  Form  der  Interessen- 
rein  beruflich  eefflietlerten  Vei-einen  stehen  Vertretung  sehr  häufig  Verwendnng  arehmden. 

-  Avie  gesagt   —  andere    gegenüber,    die  !>>«  B'^'l???  'l«"- «'m'^u'"^ u  ^'"^"^^i-JT  '*!L'^" 

•  1,»  v,^^,fi-JJu    „ A t^™;?^.?,.!  r^„iL,i<»,.t  nur  em  kleiner  Teil  hier  berücksichtigt  werden 

nicht  beruflich,  sondern  temtoiTal  gegliedert  ^^^^    j^j  ^^^^  ^^^^  ^^^^  einem  bestimmten 

sind:  dann  spncht  sich  die  Thatsache  aus, .  gi^jj^iju^hen  Plane,  sondern  nach  Massgabe  der 
dass  flu-  einen  Teil  der  Interessen  die  be- 1  jeweils  vorhandenen  Bedürfnisse  vor  sich  ge- 
niflichen  Unterschiede  zuriicktreten  hinter  I  gangen ;  nach  nnd  nach  ist  aber  auf  diese 
den  liesonderen  Verhältnissen  des  betr.  [  Weise  eineOrganisation  des  grössten  Teils  der 
gn'sseren  oder  engeren  Bezirks.  Dem  Be- 
dürfnis nach  Specialisiciung  tritt  also  das 
Bedürfnis  nach  Generalisierung  gegenüber. 
Beide  müssen  befriedigt  werden  und  sind 
thatsäclilich  befriedigt  worden.  Beide 
Gnipiien  von  Vereinen  haben  deshalb  ihre 
Berechtigung. 

üa-^s  die  freien  Unternehmervereine  durch 
eine  andere  Organisation  der  offiziellen  In- 
teressenvertretung ganz  entbehrlich  wenlen 
sollten,  ist  nicht  anzunehmen.  Denn  sie 
besitzen  einen  Vorzug,  den  eine  offizielle 


deutschen  Industrie  entstanden,  die  dem  mit 
den  Verhältnissen  nicht  näher  Bekannten  fast 
als  planmässig  erscheinen  könnte.  Hierbei  sind 
die  beruflich  gegliederten  Vereine  der  Zahl 
nach  stark  im  l'ebergewicht. 

Für  das  Berg-  und  Hüttenwesen  be- 
stehen zunächst  8  berg-  tind  hüttenmännische 
Vereine:  1.  zu  Kssen  für  den  Oberbergamtsbe- 
zirk Dortmund  (1858  gegründet,  über  110  Ver- 
einswerke, über  90000  Mark  Jahreseinnahmen  i; 
2.  zu  Kattowitz  für  Oberschlesien  (1861  ge- 
gründet) ;  3.  zu  Aachen  für  den  Aachener  Berg- 
baubezirk  (gegründet  1870);  4.  zu  Waidenburg 
für  Niederschlesien  (1876  gegründet! ;  5.  zu  Siegen 


Interessenvertretung  in  der  Regel  nicht  in ,  ja/ j^^  Siegener  Bezirk  (188;^  gekündet  i:  6. 
gleichem  Masse  aufweisen  kann,  nämlich  i  ju  Braunfels  für  die  Lahn-,  DUl-  und  benach- 
die  Mr>glichkeit,  einen  sehr  grossen  Teil  des '  harten  Reviere;  7.  zu  Zwickau;  8.  zu  Lugan 
Fachwissens  und  der  Sachktmde  zu  ge-  (für  das  Lngau-Oelsnitzer  Steinkohlenrevier), 
meinsamer  Arbeit  in  jedem  Augenblick  zu  AUe  diese  Vereine,  in  enger  Fühlung  mit  den 
vereinigen.    Das  gilt  zunächst  und  in  be- 1  Bergbehörden  .stehend,   entfalt«n   eine   eifrige 

sonderem  ilasse   von  den  beruflich  geglie- 1  Thät>?Hf '*  "*  .^"^»trl:  P«''*'""*»  ™?,f"- 

,.■.».  ■,  Ti       »u  j 4.,.„~  ~,     trägen  über  wirtschaftuche  Fragen,  wobei  n  er- 

derten  \  ereineu  deren  Hauptbedeutung  ge-  L'^^^^,^^  ^^j^,^  Gesetzgebung,  Steuerwesen 
rade  m  dieser  Zusammenfassung  der  Sach-  j  ^^^  ähnliches  eine  besondere  Bedeutung  bean- 
verständigen  zu  erblicken  ist.  Es  gilt  aber  1  .ipruchen.  Die  Jahresberichte  enthalten  zum 
auch  meist  von  den  territorial  gegliederten  Teil  wertvolle  statistische  und  andere  that- 
Vereinen,  die  über  Sachverständige  für  ver-  sächliche  Materialien,  desgleichen  die  Zeit- 
scWetlene  Berufsarten  und  bei  grösseren  i  schriften  der  Vereine,  wie  die  „Mitteilungeu" 
Vereinen  auch  für  verschiedene  Gebiete  in  <les  Aachener,  die  „Zeitschriff  des  oberschlesi 


sehen  und  das  Blatt  „Glückauf''  beg^ründet  vom 
Dortmunder  Verein').  Der  letztere,  entstanden 
unter  dem  Druck  der  ungesunden  Verhältnisse 
des  Kohlenbergbaus  in  den  äOer  Jahren,  ist 
seitdem  der  Mittelpunkt '  aller  Koalitionsbe- 
strebungen der  Rnnrkohlenzechen  geblieben. 
In  die  Strikebewegun^  von  1889  hat  der  Ver- 
ein energisch  eingegriffen.  Er  ist  der  älteste 
und  bedeutendste  dieser  Gruppe. 

Für  dieBraunkohlengrnben  in  Mitteldeutsch- 
land wirken  zwei  Vereine,  der  „Deutsche  Brann- 
kohlenindustrie-Verein"  zu  Halle  (Saale),  der 
die  ^Deutsche  Kohlenzeitung"  heransgiebt,  und 
der  „Magdeburger  Braunkohlenbergbau-Verein" 
zu  Schönebeck.  Der  letztere  ent.«tand  1879  zur 
Abwehr  der  Gefahren,  die  nach  der  Anschauung 
der  BeteUigten  durch  die  Verwirklichung  des 
damals  wieder  aufgetauchten  Projektes  des 
Rhein- Weser-Elbekanals  entstehen  würden.  1889 
wurde  der  Verein  aus  Anlass  des  Kohlen- 
arbeiterstrikes  in  Westfalen  mit  erweiterten 
Zielen  erneuert.  Unter  seinen  Zwecken  wird 
die  Stellungnahme  gegenüber  „berechtigten 
und  unberechtigten  Arbeiterbewegungen"  be- 
sonders hervorgehoben.     Für  die  Braunkohlen- 


grosser  Zahl  jederzeit  verfügen.  Die  freien 
Vereine  bildeu  in  dieser  Hinsicht  die  natur- 
gemäs,<e  Ergänzung  der  offiziellen  Interessen- 
vertretung, die  immer  nur  eine  beschränk- 
tere Zahl  von  Sachverständigen  zur  Ver- 
fügung hat  und  diese  für  bestimmte  Ar- 
beiten erst  besonders  ergänzen  muss.  Die 
Intere.<senvertretung  in  den  Vereinen  ent- 
behrt zwar  jedes  offizieUen  Charakters,  aber 
sie  ist  auch  freier  in  ihrer  Bewegung  als 
die  offiziellen  Organe,  die  sich  immerhin 
gewisser  Rücksichten  nicht  entschlagen 
dürfen.  Das  günstigste  Verhältnis  ist  ohne 
Frage  dies,  dass  die  freien  Vereine  und  die 
offiziellen  Interessenvertretungen  soviel  wie 
möglich  Hand  in  Hand  arbeiten. 

I.  Die  Untemehmerrereine  in 
Deutschland. 

A.  Für  die  Industrie. 

'2,  Vereine  filr   einielne  Bernfszweige. 

Die  Gestaltung  des  Vereinsrechtes  war  in  '  gruben  am  Rhein  wirkt  seit  einigen  Jahren  der 
Dentschland  während  des  laufenden  Jahrhxm- 1  „Verein  für  die  Interessen  der  rheinischen 
derts  —  kurze  Unterbrechungen  abgerechnet  —  1  Braunkohlenindustrie"  zu  C'öln. 

im  allgemeinen  der  Bildung  von  freien  Unter- 1 

nehmervereinen  günstig,  nnd  namentlich  seit '  ')  Gegenwärtig  auch  Orsran  der  Vereine 
Ende  der  40er  Jahre  konnten  sich  dieselben  !  zu  Aachen.  Waldenbnrg,  Zwickau  und  Lugan 
innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken  ungehindert  '  sowie  des  Vereins  für  die  Intere.<sen  der  rhei- 
entfalten.    'W  ie  schon  erwähnt,  hat  denn  auch  i  nbchen  Brannkohlenindu.«itrie  zu  t  oln. 
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Für  die  Salzbergwerke  und  Salinen  besteht 
ein  „Verein  deutscher  Salinen  und  Salzberg- 
werke" zu  Holle  (Saale). 

Für  die  Eisengrossindustrie  wirken 
zunächst  einige  lokal  begrenzte  jüngere  Vereine, 
wie  der  „Verein  zur  Wahrung  der  Interessen 
der  Siegerländer  Eisenindustrie",  der  „Verein 
zur  Wahrung  der  wirtschaftlichen  Interessen  der 
Eisen-  und  Stahlindustrie  von  Elsass-Lothringen 
und  Luxemburg"  zu  Metz,  der  „Verband  der 
Eieenindustriellen  von  Hamburg  und  Um- 
gegend" und  der  „Verein  Berliner  Eisengiesse- 
reien  und  Maschinenfabriken",  von  denen  die 
beiden  letzteren  im  wesentlichen  als  Antistrike- 
vereine  erscheinen.  Daneben  bestehen  vier  Ver- 
eine für  das  Reichsgebiet.  Der  älteste  ist  der 
„Verein  deutscher  Eisengiessereien".  Derselbe 
entstand  1869,  um  die  vornehmlich  auf  Preis- 
vereinbarungen beschränkte  Thätigkeit  der 
früheren  Einzelvereine  in  Nassau,  am  Mittel- 
und  Niederrhein,  in  Westfalen,  Hannover, 
Sachsen  und  Schlesien  den  Zeitverhältnissen  ent- 
sprechend zu  erweitern.  Der  Verein  stellt  sich 
jetzt  als  eine  Vertretung  aller  gemeinsamen 
Interessen  der  Eisengiessereien  dar.  Ueber 
seine  Thätigkeit  wird  in  der  Verein?-„Korres- 
pondenz"  vielseitiges  Material  veröffentlicht. 
Die  zugehörigen  Werke  vertreten  vornehmlich 
den  „Handelsguss"  und  sind  in  8  Gruppen  ver- 
teilt (niederrheinisch-westfälisclie  Gruppe;  ost- 
friesisch-oldenburgische Gruppe ;  hannoversche, 
Elb-  und  Harzgruppe;  schlesisch- ostdeutsche 
Gruppe ;  mitteldeutsch-sächsische  Gruppe;  hessen- 
nassauische  Gruppe;  linksrheinische  Gruppe; 
süddeutsche  Gruppe).  Die  Einnahmen  werden 
durch  Beiträge  aufgebracht,  die  auf  Grund  der 
Selbsteinschätzung  nach  der  Arbeiterzahl  fest- 
gestellt werden. 

Am  19.  Mai  1891  hat  sich  daneben  ein  be- 
sonderer „Verband  deutscher  Eisengiessereien 
für  Bauguss"  gebildet,  der  im  allgemeinen  die 
gleichen  Ziele  verfolgt,  aber  „auch"  die  Her- 
beiführung  von  Preisvereinbaningen   anstrebt. 

Der  dritte  Verein  ist  der  1874  entstandene 
„Verein  deutscher  Eisen-  und  Stahlindustrieller", 
der  die  gemeinsamen  Interessen  seiner  Mit- 
glieder (eingeteilt  in  die  nordwestliche,  süd- 
westliche, mitteldeutsche,  norddeutsche,  süd- 
deutsche und  ostdeutsche  Gruppe  sowie  in 
zwei  besondere  Gruppen  für  \Vaggonbauan- 
stalten  und  Schiffswerltej  durch  eine  umfassende 
Thätigkeit  in  Bezug  auf  Handelsverträge,  Zoll- 
politik, Verkehrswesen,  Arbeiterverhältnisse  etc. 
zu  wahren  bestrebt  ist  und  durch  fortlaufende 
Beschaffung  statistischen  Materials  für  die 
Aufklärung  der  Verhältnisse  der  Eisenindustrie 
zu  sorgen  sucht. 

Der  vierte  Verein  ist  der  „Verein  deut- 
scher Eisenhüttenleute"  zn  Düsseldorf,  der  1880 
entstand  und  unter  seinen  Zielen  ausser  der 
Vertretung  der  gemeinsamen  Interessen  die 
„praktische  AusbUdnng  des  Eisen-  und  Stahl- 
hüttenwesens" besonders  hervorhebt.  Der  Ver- 
ein hatte  im  Jahre  1893  1220,  im  Jahre  1900 
2406  Mitglieder.  Seine  Thätigkeit  ist  sehr  viel- 
seitig. Die  Vereinszeitschrift  „Stahl  und  Elsen" 
enthält  viel  Material. 

Für  die  Kleineisenindustrie  bestehen 
in  den  Hauptproduktionsbezirken  mehrere  Ver- 
eine, wie  der  „Verein  der  Märkischen  Kleineisen- 
industrie" zu  Hagen  und  die  1900  zu  Remscheid 


gegründete  Union  „Vereinigung  rheinisch-west- 
fälischer Fabrikanten  von  Werkzeugen,  Eisen- 
und  Stahlwaren" ;  die  letztere  verfolgt  vor- 
nehmlich den  Zweck,  die  ausländische  Kon- 
kurrenz in  Qualitätswerkzeu^en  zu  bekämpfen 
und  den  Auswüchsen  der  inländischen  Kon- 
kurrenz entgegenzuarbeiten. 

Für  die  Nadelindustrie  entstand  1884 
in  dem  wichtigsten  deutschen  Prodnktionsbezirk 
aus  einer  1883  geschlossenen  Vereinigung  einer 
grösseren  Zahl  von  Fabrikanten  zur  Feststel- 
lung der  Freizeichen  der  Nadelindustrie  der 
„Verein  deutscher  Nadelfabrikanten"  in  Aachen, 
dem  vor  einigen  Jahren  in  dem  westfälischen 
Produktionsbezirk  der  „Nadelfabrikantenverein" 
zu  Iserlohn  zur  Seite  trat. 

Für  die  deutschen  Kratzenfabriken, 
die  sich  namentlich  in  Aachen  angesiedelt 
haben,  bestand  schon  lange  aus  Anlass  von 
Zollfragen  ein  nur  lose  organisierter  „.A.usschuss 
der  deutschen  Kratzenfabrikanten",  an  dessen 
Stelle  vor  einigen  Jahren  der  „Verein  deutscher 
Kratzenfabrikanten"  in  Aachen  getreten  ist. 

In  den  sonstigen  Zweigen  der  Metall- 
industrie fehlt  es  ebenfalls  nicht  an  grös- 
seren und  kleineren  Vereinen.  Hier  seien  ge- 
nannt der  „Verein  deutscher  Blech-Emaillier- 
werke" zu  Lübeck,  die  „Vereinigung  der  deut- 
schen Metall-  und  Blechwarenfabrikanten  zur 
Wahrung  ihrer  wirtschaftlichen  Interessen"  in 
Nürnberg,  der  „Verein  deutscher  Messingwalz- 
werke" in  Altena,  der  „Verein  deutscher  Kupfer- 
walzwerke" zu  Bonn,  der  ..Verein  der  Kupfer- 
schmiedereien Deutschlands"  zu  Hannover  u.s  w. 
In  dieser  Industrie  entstand  Ende  der  80  er 
Jahre  auch  eine  grö.^sere  Zahl  von  Antistrike- 
vereinen,  die  sich  1^89  zu  dem  „Gesamtver- 
band denfscher  Metallindustrieller"  zu  Berlin 
zusammenschlössen.  Er  bezweckte  auf  der  einen 
Seite  die  werkthätige  Förderung  des  Wohles 
der  Arbeiter,  anf  der  anderen  aber  die  Abwehr 
unberechtigter  Arbeiterbestrebungen,  die  „da- 
rauf gerichtet  sind,  die  Arbeitsbedingungen  in 
den  Betrieben  der  Metallindustrie  einseitig  vor- 
zuschreiben". Durch  Ausarbeitung  einer  Nor- 
malarbeitsordnung, durch  Stellungnahme  zur 
Frage  der  Sonntagsruhe,  der  Haftpflichtver- 
sichernng  etc.  hat  der  Verein  seinem  Zwecke 
zu  dienen  gesucht. 

Die  Maschinenfabrikanten  haben  sich 
zn  dem  „Verein  deutscher  Maschineubanan- 
stalten"  zu  Dü.sseldorf  zusammengeschlossen; 
daneben  sind  noch  Vereine  für  kleinere  Bezirke 
vorhanden,  wie  z.  B.  der  „Verein  Bielefelder 
Maschinenfabrikanten",  der  aber  nur  lose  orga- 
nisiert ist  und  nur  gelegentlich,  z.  B.  zur  Ab- 
wehr von  Strikes  etc.  zusammentritt.  Ausser- 
dem bestehen  noch  zahlreiche  Vereine  für  be- 
sondere Zweige  der  Maschinenindustrie,  wie 
der  „Verein  deutscher  Werkzeugmaschinenfabri- 
kanten", der  1898  in  t'öln  gegriindet  wurde, 
der  „Verein  der  Fabrikanten  landwirtschaftlicher 
Maschinen"  zuLeipzig,  der  „Verein  deutscher  Näh- 
maschinenfabrikanten" in  Dresden,  der  „Verein 
deutscherNähmaschinenfabrikanten  und  -faändler" 
zu  Berlin,  der  „Verein  deutscher  Fahrradfabri- 
kanten" zu  Dresden,  der  „Verein  Berliner  Fahr- 
radfabrikanteu  und  -händler"  zu  Berlin.  Auch 
die  Vertreter  der  jungen  Automobilindustrie 
haben  sich  bereits  zusammengefunden  in  dem 
zu  Eisenach  im  Januar  1901  begründeten  „Ver- 
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ein  dentscher  Motorfahrzeug-Industrieller".    In 
der  Fahrrad-  und  Nähmaschinenindustrie  treffen 
wir   zum   ersten    Male    auf  einen   Zusammen- 
Bchluss  der   an  demselben   Geschäftszweig  als 
Produzenten  und  als  Händler  beteiligten  Kreise, 
ein  Zeichen,  dass  der  Handel  hier  durch  wich- 
tige Interessen  mit  der  Produktion  verbunden 
ißt.     Das  gleiche  ist   auch   noch   bei   anderen 
Zweigen  der  Fall,  wie  sich  noch  zeigen  wird. 
Die  deutschen  Schiffswerfte  haben  sieh 
1885  in  dem   „Verein  deutscher  Schiffswerfte" 
zur  gemeinsamen  Interessenvertretung  verbun- 
den.   Der  Verein  ist  als  besondere  Gruppe  dem 
„Verein  deutscher  Eisen-  und  Stahlindustriellen''  i 
beigetreten.     Die   technischen   und   Wirtschaft- 1 
liehen  Verhältnisse  des  Schiffbaues,  der  Wasser- 1 
Strassen  und  Häfen,  die  Sohiffahrt.ssresetzgebung  \ 
nnd  ähnliches  sind  die  Hauptgegenstände  seiner  { 
Thätigkeit.  •  . 

Die  Uhrenindustrie   wird  in  ihrer  Ge- i 
samtheit  vertreten  durch  den  „Centralverband  ' 
der   deutschen  L'hreniudnstrie"   zu  Berlin,   ge- . 
gründet    1876   zum    Zweck    „der   Hebung   der ; 
Kunst  und  Förderung  der  geraeinsamen  Inte- 1 
ressen".    Diesem  Zwecke  hat  der  Verband  zn  ' 
genügen  gesucht  durch  Verteidigung  der  Ge- 
werbefreiheit   unter    Bekämpfung   ihrer   Aus- 
wüchse in  Bezug  auf  Hausierhandel,   Wander- 
lager,   .\nktioneu,    durch   Verteidigung   gegen 
Konsumvereine,  Abzahlungsgeschäfte  etc.,  ferner 
durch   die  Herausgabe  des   .Allgenieineu  Jour- 
nals der  Uhrmacherkunst",  durch  Aussetzen  von 
Preisen  tiir  Schriften  über  Lehrlingsau-^bildung 
und  vor  allem  durch  die  Begründung  der  deut- 
scheu Uhrmacherschule  zu  Glashütte  in  Sachsen. 
Eine    grosse   Zahl    von    Vereinen    bezw.    Ver- 
bänden der  Uhrenindustrie  gehört  ihm  an.   Auch 
auf   dem  Gebiet  der  Musikinstrumenten- 
industrie sind  Vereine  entstanden,  wie  der  „Ver- 
ein deutscher  Pianofurtefabrikanten"   zu  Stutt- 
gart,  der  „Verein  deutscher   Uarmoninmfabu- 
kaDten'  zu  Leipzig  u.  a.  m. 

Auf  dem  (Gebiete  der  chemischen    In- 
dustrie  ist   als   wichtigster  zu   nennen   der 
„Verein  zur  Wahrung  der  Interessen   der  che- 
mischen Industrie  Deutschlands"  zu  Berlin,  der 
1877  entstand  und  sich  durch  eine  grosse  Keihe 
von   Eingaben    und   Gutachten   in   Bezug  anf 
Gewerbe-,  Patent-,  Marken-  und  Musterschutz- 
recht,    Verkehrs-,   Zoll-  und   Steuerwesen,   Ar- 
beiterversicherung,Handelsverträgeetc.bethätigt 
hat.     Der  Verein  verfügt  über  bedeutende  Ein- 
nahmen und  stuft  die  Beiträge  nach  den  Lohn- 
summen   ab.     An  Korporationen   gehören  ihm 
a.  a.  an  die  Berliner  und  die  rheinische  Lokal- 
abteilung  sowie    der   „Verein   deutscher  Soda- 
fabrikanten'' zn  Stettin   und  der  „Verein  deut- 
scher Dttngerfabrikanten''  zu  Hamburg.     Auch  | 
sonst  finden  sich  in  der  chemischen  und  verwandten  , 
Industrie  noch  zahlreiche  Vereine  für  einzelne  • 
Zweig«   dieses  ■vielseitigen  Gewerbes,   wie  der  i 
'Verein  deutscher  Oelfabriken''   zu  Mannheim,  I 
der  .„Verein  für  Mineralölindustrie"   zu  Halle.  I 
der    „Verein   deutscher  Tintenfabrikanten"   zu 
Dresden,    der    „Schntzverein    der    Lack-    und 
Farbenindnstrie"  zu  Berlin,   der  „Verband  der 
Harzprodnktenfabrikanten  von  West-  und  Süd- 
dentscbland"   zu   Laubenheim   bei   Mainz,    der 
„Verein    deutscher   Zünd Warenfabrikanten"   zu 
Part«nkirchen. 

Die    Seife nfabrikanten   haben   n.   a.  für 


Südwestdeutschland  und  Luxemburg,  für  Würt- 
temberg, für  Sudbayem,  für  Nordba}'ern,  für 
Mittelrhein,  Hessen  und  Nassau  und  für  Rhein- 
land besondere  Verbände  gebildet,  die  sich  18S^ 
zu  einer  „Vereinigung  der  rheinisch -süddeut- 
schen Verbände  deutscher  Seifenfabrikanteu"  mit 
dem  Sitz  in  Bischweiler  zusammenschlössen. 

Für  die  Knochenindustrie  besteht  zu 
Berlin  ein  „Verein  der  Knochen  verarbeitenden 
Industriellen  Deutschlands". 

In  der  Industrie  der  Steine  und  Erden 
sind  u.  a.  zu  nennen  der  „Verein  dentscher 
Kalkprodnzenten"  zu  Berlin,  der  „deutsche  Ver- 
ein für  Fabrikation  von  Ziegeln,  Thonwaren, 
Kalk-  und  Cement"  zu  Berlin,  der  „deutsche 
Betonverein''  zu  Oberka.ssel  bei  Bonn,  der  „Ver- 
band deutscher  Thonindnstrieller"  zu  Berlin, 
der  „Verein  deutscher  Portland-Cementfabriken" 
zu.  Stettin,  der  „Verband  deutscher  Fabriken 
feuerfester  Produkte''  zn  Berlin,  der  „Verein 
deutscher  Pflaster-  und  Hartsteinindustrieller"  zu 
Berlin,  der  „Verein  deutscher  Marmorwerke''  zu 
Kieferfeldc  u.  a.  m. 

Die  Glasindustrie  verfügt  über  ver- 
schiedene Specialvereine,  wie  den  „Verband 
schlesiscb-lansitzerTafelglashütten''  zuBerlin,  den 
-Verein  deutscher  Spiegelglasfabrikcu"  zu  Cöln, 
den  „Verein  deutscher  Flaschenfabriken''  zu 
Hamburg,  den  „Verein  deutscher  Glasinstru- 
nientenfabriken''  und  weiterhin  über  den  die 
verschiedenen  Zweige  umfa.ssenden  „Verband 
der  (ila-sindastriellen  Deutschlands"    zu   Berlin. 

Für  die  keramische  Industrie  besteht 
nebeu  kleineren  Vereinen,  wie  z.  B.  dem  „Ver- 
ein für  das  Töpfereigewerbe''  in  Dresden,  dem 
..Syndikat ')  der  Töpfer''  in  Oberbetschdorf  i.  E.  etc. 
ein  grosser  „Verband  keramischer  Gewerke" 
^Sitz  m  Coburg).  Der  Verband,  1878  zur  „ener- 
gischen Wahrnehmung  aller  gemeinsamen  In- 
teressen der  keramischen  Industrie  in  den  sie 
berührenden  handelspolitischen,  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Angelegenheiten''  errichtet,  hat 
u.  a.  eine  Vereinbarung  über  die  Regelung  von 
Musterschut^angelegenheiten  innerhalb  des  Ver- 
bandes festgestellt  und  giebt  eine  Verbands- 
zeitschrift („Sprechsaal")  heraus.  Die  Beiträge 
werden  nach  der  Arbeiterzahl  abgestuft. 

Im  Anschliiss  hieran  darf  der  Vereine  auf 
dem  Gebiete  des  Baugewerbes  gedacht 
werden.  Der  grösste  ist  der  „deutsche  Arbeit- 
geberbund für  das  Baugewerbe''  zu  Berlin,  der 
190()  bereits  43  Lokalvereine  umfasste  und 
im  wesentlichen  die  Abwehr  unberechtigter  An- 
sprüche der  .Arbeiter  anstrebt.  Im  März  1901 
bildete  sich  weiter int'öln  ein  „Arbeitgeberverband 
der  Bildhauer,  Modelleure  und  Stuckateure 
Deutschlands'',  der  einige  mit  dem  Baugewerbe 
in  Verbindung  stehende  besondere  Gewerbe- 
zweige  nmfasst.  Auch  der  „Verband  deutscher 
("entralheizungsindustrieller''  zn  Berlin  kann 
hier  genannt  werden. 

In  der  Holzindustrie  haben  sich  die  In- 
dustriellen zum  Teil  mit  den  Händlern  zn- 
sammengcschlossen,  zum  Teil  sind  sie  auch  für 
sich  allein  zusammengetreten.  Beides  ist  nicht  nur 
für  engere  Gebiete  geschehen  —  wie  im  „nord- 
deutschen Verein  für  Holzhandel  und  Holz- 
industrie" zn  Cassel,  im  „Verein  ostdeutscher 
Holzhändler  und   Holzindustrieller"    zu  Posen, 
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im  „Verein  der  baj-erischen  Holzinteressenten" 
zu  Braunenberg,  im  „Verein  der  Holzindus- 
triellen in  Rheinland  und  Westfalen"  zu  Düssel- 
dorf, in  der  „freien  Vereinigung  der  Holzln- 
dnstriellen  Berlins"  —  sondern  auch  in  räum- 
lich nicht  beschränkter  Form,  wie  im  „Verein 
deutscher  Holzinteressenten"  zu  Bromberg:,  im 
„Verband  der  Vereine  deutscher  Holzindustneller" 
zu  Dortmund.  Auch  die  Holzverarbeitung  weist 
verschiedene  Vereine  auf,  so  für  die  Kisten- 
fabrikation in  Berlin,  für  die  Möbelfabrikation 
in  Mainz  u.  s.  w. 

Für  die  Korkindnstrie  wirken  ein 
„Verein  der  Korkwarenprodnzenten"  zu  Delmen- 
horst und  ein  „Verein  deutscher  Korkin- 
dustrieller" zu  Dresden,  fttr  die  BUrsten- 
und  Pinselfabrikation  ein  „Verband  deut- 
scher Bärsten-  und  Pinselindustriellen"  zu  Nürn- 
berg, für  die  Kinderwagenfabrikation 
der  „Verband  deutscher  Kinderwagenfabrikanten 
und  verwandter  Zweige  zur  Wahrung  und 
Förderung  ihrer  gemeinsamen  Interessen"  zu 
Brandenburg. 

Die  Ledererzeugung  hat  sich  neben 
verschiedenen  Vereinen  für  eugere  Gebiete,  wie 
dem  „Gewerbeverein"  zu  Trier,  dem  „Verband 
Siegenscher  Sohllederfabrikanten",  dem  „nordi- 
schen Gerberverein",  der  „freien  Vereinigung 
der  Lederproduzenten  Mitteldeutschlands",  dem 
„Verband  der  Lederfabrikanten  und  -händler 
für  Minden,  Bavensberg  und  die  angrenzenden 
Bezirke",  dem  „Württembergischen  Gerberver- 
ein", dem  „Verband  sächsischer  Lederprodn- 
zenten"  (1879  gegründet,  hat  die  deutsche 
Gerberschnle  in  IVeiber^  i.  S.  errichtet),  eine 
umfassende  Vertretung  in  dem  „Centralverein 
der  deutschen  Lederindustrie"  geschaffen,  der 
1891  zur  „\^'ahrung  und  Förderung  der  in- 
dustriellen technischen  und  wirtschaftlichen  In- 
teressen der  gesamten  deutschen  Lederindustrie" 
gegründet  wurde.  Der  Centralverein  erstrebt 
insl)esondere  einen  besseren  Abzug  der  in 
Deutschland  und  im  Auslande  fallenden  Häute, 
die  Hebung  der  heimischen  Eichen-  und  Fichten- 
schälwaldkultur  und  die  Förderung  von  Fach- 
schuleu ;  seine  bisherige  Thätigkeit  erstreckt 
sich  auf  Gutachten  und  Eingaben  in  Bezug  auf 
Handelsverträge,  Zollwesen,  Sonntagsruhe,  Hau- 
sierhandel ,  Arbeiterschutz ,  Ausstellungswesen 
etc.;  auch  hat  der  Verein  ein  Muster  für  Ar- 
beitsordnungen in  Lederfabriken  festgestellt. 

Der  Centralverein  greift  auch  auf  die 
Lederverarbeitungifber,  da  ihm  u.  a.  auch 
der  „Verein  deutscher  Glac^handschnhfabri- 
kanten"  zu  Esslingen  angehört.  Der  Lederver- 
arbeitung stehen  u.  a.  noch  zur  Verfügung  die 
Vereine  der  „Schuh-  und  Schäftefabrikanten" 
zu  Berlin  und  zu  Poepelwitz,  der  „Verband  der 
Berliner  Schnhfabrikanten"  u.  g.  w.  In  ge- 
wissem Sinne  gehurt  auch  der  „A'erein  deutscher 
Etnifabrikanten"  zu  Pforzheim  hierher. 

Für  die  Gummiindustrie  wirken  der 
„Centralverein  deutscher  Kautschnkwarenfabri- 
kanten"  zu  Harburg,  die  „Vereinigung  deutscher 
Gummiwarenfabrikanten"  zu  Cöln,  für  die  Zell- 
hornindustrie  der  „Verband  der  deutschen 
Celluloidindustriellen"  zu  Berlin. 

In  der  Papierindustrie  sind  u.a.  zwei 
umfassende  Vereinigungen  zu  nennen:  der  „Ver- 
ein deut.scher  Papierfabrikanteu"  zu  Mainz  und 
der   „Deut.sohe  Papierverein"   zu  Berlin.     Der 


letztere  wurde  1860  gegründet  behufs  Hebimg 
und  Förderung  der  Fabrikanten  und  Händler  der 
Papier-  und  Schreibwarenindustrie.  Der  Verein 
prämiiert  und  belohnt  Angestellte  und  Arbeiter  für 
lange  und  treue  Dienste,  gewährt  seinen  Mit- 
gliedern Rechtshilfe  in  Klagesachen,  stellt  Listen 
schlechter  Zahler  auf,  schliesst  mit  den  Behör- 
den Verträge  über  die  Fabrikation  des  zu  lie- 
fernden Papieres  u.  s.  w.  Daneben  giebt  es 
eine  Reihe  von  Vereinen  für  engere  Gebiete, 
wie  den  „Mitteldeutschen  Papierverein"  zn 
Leipzig,  den  „Verein  schlesischer  Papierfabri- 
kanten" zu  Breslau,  den  „Schutzverein  der  Pa- 
pierindustrie" zu  Berlin  und  femer  verschiedene 
Vereine  für  bestimmte  Zweige  der  Papierver- 
arbeitung, wie  der  „Verein  deutscher  Tapeten- 
fabrikanten", und  der  „Verband  deutscher 
Dütenfabrikanten"  beide  zu  Berlin.  Im  An- 
schluss  hieran  sind  zu  erwähnen  der  „Verein 
deutscher  Zellstolifabrikanten"  zu  Frankftirt  und 
der  „Verein  deutscher  Holzstofflabrikanten"  zu 
Leipzig. 

Die  Bucfadruckereibesitzer  haben 
sich  ebenfalls  mehrfach  zu  kleineren  Vereinen 
zusammengeschlossen,  z.  B.  im  „Verein  der 
Leipziger  Buchdruckereibesitzer"  (1882  gegr.), 
im  „verein  der  Chemnitzer  Buchdruckereibe- 
sitzer", in  der  „freien  Vereinigung  der  Berliner 
Buchdruckereibesitzer"  etc.  Ein  umfassender 
Verband  besteht  seit  1869  in  dem  „Deutschen 
Buchdruckerverein"  zu  Leipzig.  Der  Verein 
bezweckt  den  Schutz  gegen  die  Bestrebungen 
der  Buchdruckergehilfen,  die  sich  seit  1866  or- 
ganisiert hatten  (im  „Deutschen  Buchdrucker- 
verband", seit  1878  „ünterstützungsverein  deut- 
scher Buchdrucker"  und  jetzt  wieder  „Deutscher 
Buchdnickerverband"  genannt)  und  nunmehr  die 
Arbeitsbedingungen  einseitig  festzustellen  such- 
ten. Bei  den  Strikes  von  1873  und  1891,/92 
hat  der  Verein  eingegriffen.  Femer  hat  er 
eine  Unterstützungskasse  für  arbeitslose  Ge- 
hilfen und  Arbeit^nachweisbureaus  an  wichtigen 
Punkten  sowie  Buchdrackerschulen  in  Leipzig, 
Berlin  und  Dresden  errichtet.  Der  Verein  giebt 
die  „Zeit"<chrift  für  Deutschlands  Buchdrucker" 
heraus  (von  1869  bis  1875  „.^.nnalen  der  Typo- 
eraphie",  von  1876  bis  1888  „Mitteilungen  des 
Deutschen  Buchdrackervereins"  genannt).  Hie- 
ran reihen  sich  an  die  „Vereinigung  chomolitho- 
fraphischer  Anstalten"  zu  Berlin  und  die  „Han- 
elspolitische  Vereinigung  des  deutschen  Kunst- 
dmckgewerbes". 

Zahlreich  sind  die  Vereinigungen  der  Nah- 
rungs-  und  Genussmittelindnstrie  ia 
ihren  verschiedenen  Zweigen.  In  der  Braue- 
rei- und  Malzindustrie  sind  n.  a.  in 
nennen  der  „Verein  der  Bierbrauer"  in  Braim- 
schweig  (zum  Schutz  gegen  Ausstände),  der 
durch  wiederholte  Petitionen  in  wirtschaft- 
lichen Angelegenheiten  bekanntgewordene  „Ver- 
ein sächsischer  Malzfabrikanten"  zu  Halle,  der 
seit  1875  besteht,  das  „Strassburger  Brauer^ 
Syndikat" ')  zu  Strassbnrg  L  E.,  der  „Verein 
der  Brauereien  von  Berlin  und  Umgegend",  die 
„freie  Vereinigung  der  Berliner  Weissbier^ 
brauereibesitzer",  der  „Bund  der  mittleren  und 
kleineren  Brauereien  der  norddeutschen  Brao- 
stenergemeinschaft"  zu  Berlin,  der  „deutsche 
Branerbund"  zu  Frankfurt  a.  M.  etc.     Zu  er- 
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wähnen  ist  auch  der  Verein  „Versuchs-  und 
Lehranstalt  für  Brauerei"  zu  Berlin,  der  1883 
zu  Berlin  gegründet  wurde.  Der  Verein  unter- 
hält eine  Brauerschnle,  eine  Versuchsbrauerei, 
ein  Ausknnftsbureau,  eine  Glasbläserei  und  ein 
chemisches  Laboratorium  und  giebt  eine  Ver- 
eiuszeitächrift  heraus. 

Für  die  Spiritnsindnstri«  und  ver- 
wandte Zweige  bestehen  zunächst  verschiedene 
Vereine  för  kleinere  Bezirke,  wie  der  ,. Verein 
Berliner  Grossdestillateure"  zu  Berlin,  der  „Ver- 
ein der  Branntweinbrenner  in  der  Pfalz",  der 
^Verband  südwestdeutscher  Branntweininteres- 
senten'' zu  Frankfurt  a.  M.,  der  ,. Verein  mittel- 
deutscher Spiritusinteressenten"  zu  Halle  (Saale), 
die  ^Vereinigung  der  Branntweinfabrikanten" 
zu  Xordhausen  (gegr.  Anfang  der  80er  Jahre, 
Stellungnahme  zu  den  Branntweinstenergesetz- 
entwürfen  und  regelmässige  Feststellung  und 
Veröffentlichung  der  Branntweinpreise).  Ein 
umfassender  Verband  besteht  seit  1857  in  dem 
,. Verein  der  Spiritusinteressenten  in  Deutsch- 
land- zu  Berlin,  der  über  2000  Mitglieder  hat 
und  über  erhebliche  Einnahmen  verfügt.  Der 
Verein  unterhält  ein  Anskunftsbureau,  kosten- 
freie Stellenvermittelung,  ein  chemisches  Labo- 
ratorium, eine  Brennereischule  und  Unterrichts- 
anstalteu  für  Stärke-,  Presshefefabrikation  etc., 
eine  Glasbläserei,  eine  deutsche  Kartoffelkultur- 
station mit  verschiedenen  Versuchsfeldern  etc. 
Femer  lässt  der  Verein  die  Betriebe  durch  Ver- 
einsbeanite  revidieren,  giebt  die  „Zeitschrift  für 
Spiritnsindustrie"  heraus  und  nimmt  zu  den  in 
Betracht  kommenden  wirtschaftlichen  Fragen 
durch  Gutachten  und  Petitionen  Stellung. 
Seine  Thätigkeit  erstreckt  sich  auch  auf  Press- 
hefe, Essig-  und  Stärkefabrikatiou.  Für  diese 
ist  1883  als  besonderer  Zweigverein  der  „Ver- 
ein der  Stärkeinteressenten  in  Deutschland" 
xn  Berlin  gebildet  worden,  der  im  engsten  Zu- 
sammenhange mit  dem  Vereine  der  Spiritus- 
interessenten steht.  Von  dem  letzteren  splitterte 
ans  Anlass  von  Meinungsverschiedenheiten  über 
eine  Frachtermässigung  für  Kartoffelspiritus  An- 
fang der  80er  Jahre  der  „Verein  der  Kombrenne- 
reil^tzer  und  Presshefefabrikanten  Deutsch- 
lands" zu  Bonn  ab.  Auch  innerhalb  des  „Vereins 
der  Konibrennereibesitzer-  entstanden  Meinungs- 
verschiedenheiten,  die  Ende  der  80er  Jahre 
zunächst  zur  Bildung  kleinerer  Verbände,  wie 
des  -Vereins  der  hessischen  Brennereibesitzer" 
tind  des  -Vereins  westdeutscher  Kombrennerei- 
bedtzer  ohne  Hefenfabrikation"  führten.  Als 
später  der  -Verein  der  Kombrennereibesitzer" 
zu  Bonn  sich  gegenüber  der  geplanten  Aende- 
rang  der  Branntweinsteuer  passiv  verhielt, 
bUdeten  die  damit  unzufriedenen  kleinen  Bren- 
nereien 1891  die  „Freie  Vereinigung  von  Inte- 
ressenten der  Spiritus-,  Branntwein-  und  Press- 
hefeindustrie" zu  Berlin,  die  sich  April  1893 
mit  dem  .Vereine  der  westdeutschen  Kom- 
brennereibesitzer ohne  Hefenfabrikation"  ver- 
schmolz. Die  freie  Vereinigung  bezweckt  die 
Förderung  der  gemeinsamen  Interessen  „und 
die  Reform  derBranntweinsteuergesetze".  Auch 
ein  -Verband  deutscher  Liqueurfabrikanten  und 
Brajintweinbrenner" ,  ein  „Verband  deutscher 
Cogrnacbrennereien" ,  ein  „Verband  deutscher 
Essligfabrikanten",  eine  „Vereinigung  der  nord- 
deutschen Maisstärkefabrikanten"  ist  hier  zu 
nennen. 

Handwörterbach  der  Staatswissenscbaften.    Zweite 


Die  Müllerei  verfügt  über  eine  Eeihe 
kleinerer  Verbände,  wie  den  „Sächsischen  Müh- 
lenverband"  zu  Leipzig  (1867  gegründet),  den 
Oberlansitzer    Müllerverein-    zu    Bautzen   (ge- 

g-ündet  1881),  die  „Vereinigung  süddeutscher 
andelsmühleu"  zu  Mannheim  (gegründet  im 
Januar  '1901  namentlich  behufs  Eegelung  der 
Verkaufs-  und  Zahlungsbedingungen)  u.  s.  w., 
und  weiterhin  Ober  verschiedene  umfassende 
Verbände  wie  den  „Verband  deutscher  Müller" 
zu  Berlin,  der  die  Zeitschrift  „Die  Mühle"  herans- 
giebt,  den  „Verein  deutscher  Mühlenindustri- 
eller" zu  Hameln,  den  vor  einigen  Jahren  ent- 
standenen „Verein  deutscher  HandelsmUller"  zu 
Charlottenburg,  der  seit  1898  die  „Allgemeine 
deutsche  Mühlenzeitung"  herausgiebt. 

In  der  Zuckerindnstrie  ist  nebenVer- 
einigungen  für  kleinere  Gebiete  wie  dem  „Halber- 
städter Verein  für  Rübenzuckerfabrikanten"  zu 
Quedlinburg,  dem  „technischen  Verein  für  Zucker- 
fabrikanten" zu  Magdeburg,  dem  „Verein  deut- 
scher Kandisfabrikanten"  u.  a.  m.  als  das  jetzige 
eigentliche  Centralorgan  der  „Verein  der  deut- 
schen Zuckerindustrie"  zu  Berlin  zu  nennen, 
der  für  die  beiden  Hanptrichtungen  der  Pro- 
duktion, die  Bohzuckerfahrikation  und  die  Raf- 
finerie, je  eine  besondere  Abteilung  hat. 

Für  die  Chokoladenindustrie  bt  seit 
1876  ein  „Verband  der  deutschen  Chokoladen- 
fahrikanten",  für  die  Gelee-  und  Konser- 
venfabrikanten seit  1893  ein  „Verein  deut- 
scher Gelee-  und  Konservenfabrikanten"  zu 
Frankfurt  a.  M.  thätig,  dem  später  noch  ein 
„Verein  deutscher  Fruchtsaftpresser"  zu  Berlin 
und  im  Februar  1901  ein  „Verein  deutscher 
Konserven-  und  Präservenfabnkanten"  zu  Brann- 
schweig folgte. 

Zu  nennen  sind  hier  auch  noch  der  Central- 
verein  der  Käsefabrikanten  Deutschlands",  der 
-Verband  norddeutscher  Cichoriefabrikanten"  zu 
Magdeburg,  der  „Verein  deutscher  Marg^rine- 
fabrikanten  zur  Wahrung  der  gemeinsamen  In- 
teressen" zu  Berlin,  der  „Verband  deutscher 
Schanmweinkellereien"  zu  Mainz,  der  „Verein 
deutscher  Mineralwasserfabrikanten",  der  „Ver- 
ein der  Kurorte-  undMineralquelleninteressenten" 
zu  Berlin. 

Auch  in  der  Tabakindustrie  finden 
sich  nicht  wenige  kleinere  Vereine,  z.  B.  der 
„Verein  Strassburger  Tabakinteressenten"  zu 
Strassburg  i.  E.,  der  „Verein  aller  Tabakin- 
teressenten für  Berlin  und  Umgegend"  zu  Ber- 
lin, der  „westßilische  Cigarrenfabrikantenver- 
ein"  zu  Oeynhausen,  der  „Verein  der  Tabak- 
fabrikanteu  und  -händler  in  Minden,  Ravens- 
berg  und  den  angrenzenden  Bezirken"  zu  Bünde 
i.  W.  etc.  Alle  diese  Vereine  greifen  mit  grös- 
serer oder  geringerer  Energie  zum  Schutze  der 
Interessen  üirer  Mitglieder  ein ;  namentlich  Zoll- 
und  SteuererhOhungen,  Monopolprojekte  u.  dergl. 
mehr  in  Bezug  auf  Tabak  bilden  den  Gegen- 
stand ihrer  Verhandlungen  und  Gutachten.  Zur 
Wahrnehmung  der  Interessen  der  Tabakindus- 
trie in  Bezug  auf  Marken-  und  Musterschutz 
bUdete  sich  1884  noch  ein  besonderer  „Marken- 
und  Musterschutzverein  deutscher  Tabakindus- 
trieller" zu  Mannheim.  Als  umfassende  Orga- 
nisationen sind  zu  nennen  der  „Verein  der 
deutschen  Tabakfabrikanten  und  -händler"  zu 
Berlin,  der  namentlich  bei  Bekämpfung  der 
deutschen  Monopolprojekte  hervortrat,  und  der 
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1892  errichtete  „Deutsche  TabakTerein"  zu 
Dresden,  der  im  Juni  1900  1196  Mitglieder  hatte 
und  über  rund  11000  Mark  Jahreseinnahmen 
verfügt. 

Besonders  zahlreich  sind  die  Vereinsbil- 
dungen in  der  Textilindustrie,  was  bei  deren 
Ausdehnung  und  Vielseitigkeit  nicht  auffallen 
kann.  Znm  TeU  halten  sich  dabei  die  ein- 
zelnen Zweige  für  sich.  Dahin  gehören  u.  a. 
der  „Verein  deutscher  Juteindustrieller"  zn 
Hamburg,  der  „Verband  deutscher  Bossbaar- 
spinner"'  zu  Mönchen,  der  „Verein  der  Seiden- 
nnd  Halbseidenfabrikanten"  zu  Elberfeld,  der 
„Verband  deutscher  Leinenindustrieller"'  zu 
Bielefeld  (gegründet  1879,  giebt  die  Wochen- 
schrift „der  deutsche  Leinenindustrielle"  heraus^ ; 
ferner  in  der  Wollindustrie:  der  „Verein 
deutscher  Wollkämmer  und  .Kammgamspinner" 
zu  Cossmannsdorf,  der  „Fabrikantenverein  der 
Wollindustrie"  zu  Guben,  der  „Fabrikantenver- 
ein"  zn  Crimmitschau  (1866  gegründet,  fördert 
namentlich  die  Webescnule),  der  „Wollwairen- 
fabrikantenverein"  zu  Glörlitz,  der  „Verein  der 
Wollwarenfabrikanten"  zu  Sagan,  der  „Tuch- 
fabrikverein" zu  Sagan,  der  „Tuchfabrikanten- 
verein" zu  Aachen  (1889  gegründet),  die 
„Vereinigung  Gladbacher  Buckskin-,  Kamm- 
garn- und  Cheviotfabrikanten"  zu  M.-Gladbach 
(1900  gegründet  zur  Regelung  der  Zahlungs- 
bedingungen, der  Valuta  und  des  Musterwesens), 
der  „Centralverein  deutscher  Wollwarenfabri- 
kanten" zu  Grossenhain  (1878  gegründet)  u.  s.  w. 
Ans  der  Banmwollindustrie  seien  hier  ge- 
nannt: der  „Verband  rheinisch -westfälischer 
Baumwollspinner"  zu  M.-Gladbach,  die  „Ver- 
einigung sächsischer  Spinnereibesitzer"  zu  Chem- 
nitz (1877  gegründet,  umfasst  1900  mit  62  Mit- 
gliedern und  1213000  Spindeln  fast  die  ganze 
sächsich-schlesische  Baumwollspinnerei  und  -Zwir- 
nerei), das  „Elsässische  industrielle  Syndikat" '), 
das  „Syndikat")  elsässischer  Kattundrucker"  zu 
Mülhansen  i.  E.,  die  „Vereinigung  voigtländi- 
scher  BanmwoUwebereien"  zu  Plauen,  der  „Ver- 
band süddeutscher  BaumwoJlgamkonsumenten" 
ZU  Göppingen,  der  „Verband  deutscher  Baum- 
woUgarnkonsumenten"  zn  Dresden,  der  „Ver- 
ein süddeutscher  BaumwoIlindustrieUen"  zu 
Augsburg  (1900  mit  98  Mitgliedern,  2300000 
Spindeln  und  39000  Webstühlen). 

Bei  einem  anderen  Teü  der  Vereine  lässt 
sich  die  Beschränkung  auf  einen  bestimmten 
Zweig  ohne  Einsichtnahme  in  die  Mitglieder- 
listen nicht  feststellen,  wenn  auch  bei  einigen 
derselben  die  Banmwoll-,  bei  anderen  die  Woll- 
industrie im  Vordergründe  steht.  Von  dieser 
Gruppe  seien  genannt:  der  „Verband  schlesi- 
scber  Textüindu.striellen"  zu  Breslau,  der  „Ver- 
band der  Textilindustriellen  von  Chemnitz  und 
Umgegend"  (1895  gegründet),  der  „Verband 
von  Webereibesitzem  in  Rheydt  und  Um- 
gegend", die  „Vereinigung  sächsischer  Vigogne- 
Spinnereien"  zu  Werdau,  die  „Wirkwarenfabri- 
kantenvereinigung  von  Chemnitz  und  Um- 
gegend", der  „Verein  süddeutscher  Trikot- 
warenfabrikanten" zu  Stuttgart  (gegründet  1896), 
die  Industrievereine  zu  Meerane,  Werdau,  für 
Kirchberg,  Saupersdorf  und  Umgegend,  die  Fa- 
brikantenvereine zu  Cottbus,  Elberfeld,  Ronne- 
bnrg  u.  s.  w. 

')  =  syndicat  professionel 


Daran  reihen  sich  Vereine  von  Verfertigem 
bestimmter  Specialitäten,  wie  der  „dentsche 
Seilerverband"  zu  Berlin,  der  „Verein  cler  deut- 
schen Lampendochtfabrikanten"  zn  Greven- 
broich (1887  gegründet),  die  '„Vereinigung  der 
Riemendrehereien"  zu  Barmen  (Antistrikever- 
ein),  die  „Vereinigung  der  Möbelstoffiabrikanten 
Deutschlands"  zu  Elberfeld  (gegründet  Mai 
1900),  der  „Verein, zur  Wahrung  der  Interessen 
der  Färberei-  und  Druckereiindustrie  von  Rhein- 
land und  Westfalen"  u.  s.  w. 

Die  Spitzen- und  Stick  er  eiindustrie 
hat  sich  ebenfalls  schon  zn  verschiedenen  Vereinen 
zusammengeschlossen,  wie  „Vereinigung  deut- 
scher Stictereigeschäfte"  zu  Franlaurt  a.  M. 
(Zweck:  Hebung  und  Förderung  der  deutschen 
Kunststickerei),  „Centralverband  der  Stickerei- 
industrie in  Sachsen"  zu  Plauen  (1886  ge- 
kündet, sucht  namentlich  der  Ueberproduk- 
tion  entgegenzuarbeiten),  „Pabrikantenver- 
ein  der  Stickerei-  und  Spitzenindustrie"  zn 
Plauen,  „Verein  der  Posamenten-,  Spitzen-  und 
Enopfindnstriellen  von  Annaberg  i.  S."  Der 
letztere  Verein  greift  schon  auf  das  Beklei- 
dungsgewerbe über,  das  auch  sonst  noch 
mancherlei  Vereinsbildungen  aufweist.  Genannt 
seien:  „Verband  süddeutscher  Kleiderfabri- 
kanten", „Vereinigung  der  Berliner  Damen- 
und  Mädchenmäntelfabrikation" .  „Gesellschaft 
der  Berliner  Wäschefabrikanten'',  „Verein  zur 
Förderung  der  Leinen-  und  Wäscheindustrie"' 
zn  Bielefeld  (1885  gegründet,  bekämpft  das 
Jägersche  WoUregime);  ferner  „Verband  deut- 
scher Schirmfabrikanten  und  der  Interessenten 
verwandter  Branchen"  zn  Berlin  (gegründet 
1886),  „Vereinigte  Dresdener  Blumen-  und 
Fedemfabrikanten"  (1886  gegründet),  „Verein 
Berliner  Blumenfabrikanten  und  -grossisten", 
„Verein  deutscher  Korsettindustrieller",  „Ver- 
ein sächischer  Strohhutfabrikanten  zur  Wahrnng 
gemeinsamer  Interessen"  zu  Dresden,  „Verein 
der  deutschen  Hutindustrie"  zn  Berlin  u.  s.  w. 

3. Vereine  fUrmehrereBernfszwelge.  Ne- 
ben den  bisher  besprochenen  beruflich  geglieder- 
ten Vereinigungen  der  gewerblichen  Unternehmer 
besteht  noch  eine  p:rosse  Zahl  von  Vereini- 
gungen, die  verschiedene  Betriebszweige  für 
bestimmte  Bezirke  zusammenfassen.  Eine  ganze 
Reihe  dieser  Vereine  wirkt  nur  für  ein  enges 
Gebiet,  für  eine  einzelne  Stadt  und  deren  nächste 
Umgebung,  wie  die  —  übrigens  überwiegend 
Textilindustrie  umfassenden  —  „Fabrikanten- 
vereine" zn  Remscheid,  Grossenhain,  Meerane, 
Reichenbach,  Forst  i.  L.,  Hannover,  Gera  etc., 
der  „Gesamtverband  der  Arbeitgeber  von  Leip- 
zig und  Umgegend"  zu  Leipzig,  die  „Mainzer 
Industriehalle",  der  „Verein  selbständiger  Ge- 
werbetreibender" zu  Mainz  (gegr.  1892),  der 
„Verein  selbständiger  Handwerker  und  Fabri- 
kanten" zu  Bonn,  die  „Industrielle  Gesell-^cbaft" 
zu  Mülhausen  i.  E.,  der  „Lübecker  Indnstrie- 
verein"  (gegründet  1889),  der  „Berliner  Markt- 
verein für  Gewerbe  nnd  Industrie",  die  „Ge- 
sellschaft für  Gewerbe  und  Industrie"  zu  Ber- 
lin etc.  Einige  der  neueren  Vereine  die.ter 
Gattung  sind  Antistrikevereine,  z.  B.  der  „Ver- 
band Casseler  Industrieller",  der  1890  aus  An- 
lass  der  Arbeitermaifeier  gegründete  „Verein 
der  Arbeitgeber  von  Harburg  und  Umgegend", 
der  „Arbeitgeber verband  Hamburg  -  AJtona"' 
u.  s.  w. 
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Noch  andere  bezwecken  ausschliesslich  die 
Verhinderung:  von  Fabrikdiebstählen,  wie  der 
,, Verein  gegen  Seidendiebstahl  in  Krefeld"  nnd 
der  , Bergische  Verein  gegen  Fabrikdiebstahl " 
in  Elberfeld. 

Eine  weitere  Gmppe  ist  fUr  ^jSssere  Ge- 
biete tbätig.  So  z.  B.  der  „Liegmtzer  Fabri- 
kantenverein"  (1890  gegründet)  für  Stadt  und 
Landkreis  Liegnitz,  der  „Industrieverein"  zu 
Hü  esheim  für  den  Regierungsbezirk  HUdes- 
beim,  der  „Indnstrieverein"  zu  Dessau  für  An- 
halt, der  „Verein  Bitterfelder  Industrieller" 
(1883  gegründet),  fUr  den  Kreis  Bitterfeld,  der 
1  Verein  der  Industriellen  im  Kreise  Rothen- 
burg, Oberlausitz  und  Hoyerswerda",  der  „Ver- 
bana ostdeutscher  Industrieller"  in  Danzig,  der 
.Verein  der  Industriellen  Pommerns  und  der 
benachbarten  Gebiete"  zu  Stettin  (1900  gegrün- 
det). In  weiteren  Kreisen  bekannt  geworden 
sind  aus  dieser  Gruppe  namentlich  folgende : 

„Hittelrheinischer  FabrikantenTerein"  zu 
Mainz  (gegründet  1869,  giebt  regelmSssige  Mit- 
teilungen heraus). 

„Verein  der  Industriellen  des  Regienings- 
bezirks  CSln"  zu  Cöln  (1881  gegründet  ans 
Anlass  des  Verhaltens  der  Handelskammer  zu 
CSln  in  Bezug  auf  die  Schutzzollpolitik]. 

„Verein  zur  Wahrung  der  gemeinsamen 
wirtschaftlichen  Interessen"  a)  für  das  Lenne- 
gebiet  zu  Altena  i.  W.  (gegründet  1891),  b)  der 
äaarindnstrie  zu  Saarbrücken  (gegründet  1882), 
c)  in  Rheinland  nnd  Westfalen  zu  Düsseldorf 
(gegründet  1871,  Jahreseinnahmen  ca.  31000 
Mark,  giebt  „Mitteilungen"  in  zwanglosen  Heften 
heraus). 

Der  letztgenannte  Verein  hat  sich  unter 
den  angegebenen  Vereinen  am  meisten  zur  Gel- 
tung gebracht  durch  seine  nmfangreiche  Thätig- 
keit  in  Bezug  auf  alle  wichtigen,  die  Industrie 
berührenden  gesetzgeberischen  nnd  Verwal- 
tungsmassnahmen. 

Ein  erheblicher  Teil  der  bisher  genannten 
Vereine  gehSrt  dem  das  ganze  Reich  umfassen- 
den „Central verband  deutscher  Industrieller"  zu 
Berlm  an,  in  welchem  die  schutzzöllnerischen 
Bestrebungen  der  deutschen  Grossindnstriellen 
ihren  Sammelpunkt  finden.  Der  Verband  ent- 
stand am  lö.  Februar  1876  infolge  der  Reaktion 
gegen  die  „doktrin&ren"  Anschauungen,  die 
damals  vielfach  zum  Ausdruck  kamen  und  auch 
die  Gesetzgebung  zu  beeinflussen  bemüht  waren. 
Sein  Zweck  ist  laut  Statut  „die  Wahrung  der 
industriellen  und  wirtschaftlichen  Interessen  des 
Landes  und  die  BefSrdernng  der  natio- 
nalen Arbeit".  Der  Verband  umfasste  1903 
öö3  Mitglieder,  darunter  62  industrielle  Vereine, 
24  Handelskammern,  7  Berufsgenossenschaften, 
460  EinzelmitgUeder.  Die  Beitrag  werden 
von  den  Mitgliedern  nach  Selbiteinschätznng 
geleistet  (mindestens  30  Mark).  Der  Verband 
verfügt  über  bedeutende  Mittel.  Der  Etat  für 
1901  balanciert  mit  10028a  Mark.  Seine  Thä- 
tigkeit  ist  sehr  umfassend.  Steht  auch  die 
Zoll-  und  Handelspolitik  im  Vordergrunde,  so 
hat  der  Verband  doch  auch  in  steuerlicher, 
sozialpolitischer  und  sonstiger  wirtschaftlicher 
Beziehung  viele  Gutachten  erstattet,  zahlreiche 
Eingaben  gemacht  und  eine  grosse  Reihe  von 
Initiativanträgen  gestellt.  Das  Organ  des  Ver- 
bandes ist  die  „Deutsche  Industriezeitnng", 
herausgegeben  von  A.  Steinmann-Bucher  (früher 


„Die  Industrie  zugleich  deutsche  Kousulats- 
zeitung").  Ausserdem  giebt  der  Verband  in 
zwanglosen  Heften  „Mitteilnngen"  heraus. 

Neben  dem  Centralverband,  zum  Teil  auch 
in  einem  gewissen  Gegensatz  zu  ihm,  hat  sich 
seit  einigen  Jahren  der  „Bund  der  Industriellen" 
zu  Berlin  entwickelt,  der  bereits  über  eine  an- 
sehnliche Mitgliederzahl  verfügt.  Sein  Organ 
ist  die  Zeitschrift  „Hand  in  Hand". 

Für  einen  besonderen  Teil  der  industriellen 

Interessen  besteht  seit  28.  Juni  1892  der  „Haft- 
pflichtschutzverband deutscher  Industrieller" 
(jetzt  „Deutscher  Haftpflichtschutzverband").  Er 
sucht  auf  die  Haftpflichtgesetzgebung  und  die 
Haftpflichtversicherung  einzuwirken,  in  letzterer 
Beziehung  namentlich  durch  Aufstellung  von 
Normativbedingnugen ,  statistische  und  juris- 
tische Arbeiten,  ständige  Beratung  der  Mit- 
glieder in  Haftpflichtsachen.  Mehr  nnd  mehr 
sind  auch  andere  Versicherungsgebiete  in  den 
Kreis  seiner  Thätigkeit  gezogen.  Er  giebt  in 
zwangloser  Folge  „Mitteilungen"  heraus. 

Einen  anderen  Charakter  als  die  bisher  ge- 
nannten hat  der  „Verein  der  anhaltischen  Ar- 
beitgeber zu  Dessau"  (gegründet  1887),  der  die 
gemeinsame  Durchführung  hnmanitärer  und 
sozialer  Massregeln  zur  Hebung  der  sittlichen 
nnd  materiellen  Lage  der  Arbeiter  bezweckt; 
er  ist  hier  zu  erwähnen  insofern,  als  die  Her- 
beiführung g'esnnder  Arbeiterverhältnisse  ohne 
Frage  ein  wichtiger  Hebel  auch  zur  Förderung 
der  Unteruehmermteressen  ist. 

Der  Vollständigkeit  we^en  sind  noch  einige 
Vereine  anzuführen,  die  nicht  ausschliesslich, 
aber  doch  überwiegend  aus  Industriellen  be- 
stehen und  die  Hebung  des  Gewerbes  im  allge- 
meinen und  des  Kunstgewerbes  im  besonderen 
bezwecken ;  nämlich  der  auch  durch  einen 
Staatszuschuss  unterstützte  „Verein  zur  Be- 
förderung des  Gewerbefleisses"  zu  Berlin  (ge- 
gründet 1821,  giebt  wertvolle  „Verhandlungen"' 
und  „Sitzungsberichte''  heraus,  setzt  Preise  für 
technische  Arbeiten  aus,  veranstaltet  Vorträge 
nnd  Diskussionen  über  technische  nnd  wirt* 
schaftliche  Fragen  etc.) ;  der  „Central^ewerbe- 
verein  für  Rheinland  und  Weätfalen"  zu 
Düsseldorf  (1882  gegründet);  der  Altonaer  In- 
dustrieverein zu  Altena  (1845  gegründet!  und 
der  „Voigtländisch-Erzgebirgische  Industrie- 
verein" zu  Plauen  i.  V.  (1888  gegründet!.  Die 
letzteren  haben  Vorbildersammlungen,  Wander- 
bezw.  periodische  Fachausstellungen  und  ähn- 
liche Einrichtungen  geschaffen.  Der  „Central- 
gewerbeverein"  zu  Düsseldorf  giebt  das  „West- 
deutsche Gewerbeblatt"  heraus. 

Auch  der  1856  gegründete  „Verein  deut- 
scher Ino^enieure"  zu  Berlin  (seit  12.  Dezember 
1891  juristische  Person),  der  ein  „inniges  Zu- 
sammenwirken der  geistigen  Kräfte  deutscher 
Technik  zum  Wohle  der  gesamten  vaterlän- 
dischen Industrie"  bezweckt,  muss  hier  genannt 
werden,  weil  unter  seinen  Mitgliedern  die  in- 
dustrieÜen  Unternehmer  sehr  zahlreich  vertreten 
sind..  Der  Verein  hat  sich  namentlich  um  den 
Patentschutz,  die  Entwickelang  des  technischen 
Unterrichts.  Ueberwachung  des  Dampfkessel- 
wesens, Verwertung  der  Wasserkräfte  etc. 
bemüht.  Sein  Organ  ist  die  wöchentlich  er- 
scheinende „Zeitschrift  des  Vereins  deutscher 
Ingenieure". 

23* 
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B.  Für  Industrie  und  HandeL 

4.  Für  kleinere  Gebiete.  Die  Vereine 
für  Industrie  und  Handel  ohne  Beschränkung 
auf  einen  bestimmten  Geschäftszweig  haben  im 
ganzen  einen  ähnlichen  Wirknngskreis  wie  die 
Handelskammern,  ersetzen  diese  auch  bisweilen, 
wie  der  Gewerbe-  und  Handelsverein  zu  Olden- 
burg und  der  allgemeine  mecklenburgische  Han- 
delsverein zu  ßostock.  Auch  lokale  Vereine 
dieser  Art  finden  sich  häufig,  z.  B.  die  Vereine 
für  Handel  und  Industrie  zu  Bockenheim, 
Wernigerode,  Meissen  etc.,  der  Industrie-  und 
Handelsverein  zu  Stuttgart,  der  Ritzebüttel- 
Cuxhavener  Handelsverein  zn  Cuxhaven,  der 
Handelsverein  zu  Giessen,  der  „Verein  der 
Fabrikanten  und  Kaufleute"  zn  Fulda  u.  a.  m. 

Grössere  Bedeutung  hat  sich  von  solchen 
Vereinen  der  1879  gegründete  „Verein  Berliner 
Kaufleute  und  Industrieller"  zu  verschaffen  ge- 
wusst.  Unter  den  Schüpfungen  des  Vereins  ist 
die  kaufmännische  Fortbildungsschule  besonders 
zn  nennen.  Auch  hat  der  Verein  eine  um- 
fassende gutachtliche  Thätigkeit  entwickelt. 
Infolge  seiner  Anregung  hat  sich  Anfang^  1891 
ein  „Oentralausschnss  Berliner  kaufmännischer, 

fewerblicher  und  industrieller  Vereine"  gebildet; 
erselbe  bezweckt:  „Beratung  von  Fragen  dea 
Handels  und  der  Industrie,  die  für  die  beitre- 
tenden Vereine  von  besonderem  Fachinteresse 
sind,  für  deren  Verfolgung  aber  ein  gemein- 
sames Vorgehen  zweckmässig  erscheint." 

5.  Für  da8  Beichggebiet.  Was  diese 
Vereine  für  engere  Bezirke  wollen,  das  strebt 
für  das  ganze  Reich  der  „Deutsche  Handelstag" 
an.  Der  deutsche  Handelstag ,  auf  Anregung 
des  badischen  Handelstages  am  12.  Mai  1861  zu 
Heidelberg  gegründet,  hat  den  Zweck,  „die  ge- 

•  meinsamen  Interessen  des  deutschen  Handels- 
■und  Industriestandes  zur  Geltung  zu  bringen" 
und  verbindet  deshalb  die  Mehrzahl  der  deut- 
schen Handelskammern  und  kaufmännischen 
Korporationen  und  eine  Reihe  entsprechender 
freier  Vereinigungen  zu  gemeinsamer  Thätigkeit 
Er  wirkt  gewissermassen  wie  eine  „Reichs- 
handelskammer"  und  hat  zu  allen  grossen  wirt- 
schaftlichen Beformen  der  letzten  Jahrzehnte 
Stellung  genommen. 

Zu  erwähnen  ist  hier  noch  die  1897  auf 
Anregung  des  „Vereins  zur  Wahrung  der  In- 
teressen der  chemischen  Industrie  Deutscldands" 
gebildete  „Centralstelle  zur  Vorbereitung  von 
andelsverträgen"  und  der  Anfang  1901  be- 
gründete „Handelsvertragsverein",  die  beide  die 
mehr  freihändlerischen  Kreise  der  Industrie  an 
sich  gezogen  haben.  Die  Centralstelle  hat  eine 
Reihe  von  Broschüren  handelspolitischen  In- 
halts veröffentlicht,  der  Handelsvertragsverein 
giebt  eine  „Korrespondenz"  heraus. 

C.  Für  Handel  und  verwandte  Gewerbe. 

6.  FUr  Handel  ttberbanpt.  Die  den  In- 
teressen des  Handels  dienenden  Vereine  sind 
sehr  zahlreich.  Ein  sehr  bedeutender  Teil 
derselben  ist  noch  jung  und  im  Zusammen- 
hange mit  der  weiter  unten  zu  besprechenden 
Kleinhändlerbewegung  entstanden.  Andere  sind 
unabhängig  von  dieser  Bewegung  ins  Leben 
getreten.  Unter  den  letzteren  sind  zuerst  zu 
nennen  Vereine,  die  sich  die  Hebung  der  Aus- 
fnhrthätigkeit  im   allgemeinen  angelegen  sein 


lassen.  Hierher  gehört  der  „Verein  zur  Förde- 
rung der  Handelsbeziehungen  mit  dem  Aug- 
lande" zu  Kiel,  der  1883  entstand  und  durch 
Gewährung  von  Reisestipendien,  Beschaffung 
von  Stellen  im  Aaslande,  Hebung  der  kauf- 
männischen Bildttng  etc.  den  Handelsverkehr 
mit  dem  Auslande  zu  steigern  sucht,  femer  der 
„Deutsch-russische  Verein  zur  Förderung  der 
gegenseitigen  Handelsbeziehungen",  dessen  Or- 
gan das  von  Bürge]  herausgegebene  „Industrie- 
nnd  Handelsblatt"  ist.  Etwas  anders  ist  der 
Zweck  des  1885  gegründeten  „Exportvereins  für 
das  Königreich  Sachsen"  zu  Dresden.  Dieser  will 
den  Absatz  der  Industrieerzeugnisse  des  Ver- 
einsgebietes im  Auslande  heben. 

Eine  andere  Gruppe  bezweckt  die  Hebung 
des  Handels  in  ihren  Bezirken  im  allgemeinen, 
wie  der  „Verein  für  Hallischen  Handel"  (Halle 
a.  d.  S.),  die  „Kaufmännische  Vereinigimg"  za 
Posen,  der  „Börsenverein  zur  Vertretung  der 
Handels-  und  Schiffahrtsinteressen"  zn  Emden 
(1871  gegründet),  die  Handelsdepntation  zu 
Leer,  Noroen  und  Papenburg,  der  Mess-  und 
Marktverein  zu  Frankfurt  a.  0.  etc. 

7.  Für  einzelne  Handelsitreige.  Eme 
dritte  Gruppe  dient  ausschliesslich  den  Inte- 
ressen einzehier  Handelszweige.  Eine  besondere 
Beachtung  verdienen  in  dieser  Gruppe  die  Ver- 
einigungen des  Buchhandels.  Die  eigen- 
artige Organisation  des  buchhändlerischen  Ab- 
rechnungsverkehrs zu  Leipzig  hat  schon  früh 
zu  Vereinsbestrebungen  geführt,  die  anfangs 
missglückten,  dann  aber  in  dem  1825  (30.  Apiu) 
gegründeten  „Börsenverein  der  deutschen  Buch- 
händler" mit  dem  Sitz  in  Leipzig  ihre  Ver- 
wirklichung fanden.  Der  Verein  bezweckt  die 
Pflege  und  Fördemng  des  Wohles  und  die  Ver- 
tretung der  Interessen  des  deutschen  Buchhan- 
dels im  weitesten  Umfange.  Das  deutsche 
Buchhändlerhaus  zu  Leipzig,  die  im  Erscheinen 
begriffene  Geschichte  des  deutschen  Buchhandels, 
das  Börsenblatt  und  das  Buchhändler-Adress- 
bnch,  die  Verkehrsordnung  für  den  Buchhandel, 
die  Bemühungen  um  Ausgestaltung^  des  Ur- 
heberrechts und  die  in  Arbeit  befinduche  Eodi- 
fiziernng  des  Verlagsrechtes  sind  einige  Beweise 
der  vielseitigen  Thätigkeit  des  Vereins,  der 
über  ein  grosses  Vermögen  und  über  mehrere 
tausend  Mitglieder  verfügt.  Die  meisten  der- 
selben haben  in  Deutschland  ihren  Sitz.  Die 
übrigen  verteilen  sich  auf  Oesterreich,  die  Schweiz, 
Belgien,  Dänemark,  Frankreich,  Griechenland, 
Grossbritannien,  Holland,  Italien,  Norwegen, 
Rumänien,  Rnssland,  Schweden,  Türkei  und 
Amerika,  so  dass  der  Verein  eine  internationale 
Wirksamkeit  entfalten  kann. 

Neben  dem  Börsen  vereine  bestehen  noch 
eine  ganze  Reihe  von  Buchhändlervereinen  f&r 
kleinere  Bezirke,  unter  denen  die  1848  ge- 
gründete Korporation  der  Berliner  Buchhändler 
besonders  zu  erwähnen  ist.  Die  Hauptschöpfung 
derselben  ist  die  „Bestellanstalt  für  den  Ber- 
liner Buchhandel",  für  die  seit  1.  April  1893 
ein  eigenes  „Berliner  Buchhändlerhaus"  benatzt 
wird.  In  Leipzig  besteht  seit  1884  ein  „Cen- 
trsdverein  für  das  gesamte  Buchgewerbe".  Die 
Sortimenter  haben  sich  zu  Orts-  und  Kreisver- 
einen zusammengeschlossen,  die  Verleger  in 
Berlin,  Leipzig  und  Stuttgart  zu  „Verleger- 
vereinen" zur  Anfrechterhaltung  und  Herbei- 
I  ftthmng  eines  ordnungsmässigen  Verkehrs  mit 
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den  Sortimentem.  Für  die  Zeitschriftenver- 
leger  wirkt  der  „Verein  deutscher  Zeitnngs- 
verleger"'  in  HannoTer  und  der  „Verein  der 
Fachpresse"'  (gewerbl.  Zeitschriften)  zu  Berlin. 
Die  selbständigen  Kolportagebuchhändler 
haben  sich  1886  zu  einem  „Central verein  deut- 
scher Kolportagebnchhändler"  mit  dem  Sitz  in 
Berlin  verbunden  zur  Wahrnehmung  und  Förde- 
ning  der  gemeinsamen  Interessen.  Der  Verein 
umfasst  eine  Reihe  von  KolportagebuchhSndler- 
vereinen  (in  Bremen,  Erfurt,  München,  Chem- 
nitz, Stuttgart,  Nürnberg,  Leipzig,  Berlin, 
Magdeburg,  Hamburg,  Braunschwei^.  Er  hat 
eine  Unterstützungs-  und  Sterbekasge  errichtet, 
gewährt  Angestellten  der  Vereinslirmen  für 
treue  Dienste  Auszeichnungen,  hat  eine  „Ver- 
kehrsorduung  für  den  deutschen 
buchhandel^  aufgestellt  und  giebt 
sondere  Kolportagezeitung  heraus. 

Für  die  Musikalienhändler  besteht 
zu  Berlin  ein  „Verein  Berliner  Musikalien- 
händler" und  zu  Leipzig  ein  „Verein  Leipziger 
Musikalienhändler"  (gegr.  1885)  und  ein  „Ver- 
ein der  deutschen  Musäalienhändler",  der  1829 
entstanden  ist. 

Die  wachsende  Aasdehnung  des  Brief- 
markenhandels  hat  znr  Bildung  eines  „In- 
ternationalen Postwertzeichenhändlervereins"  zu 
Berlin  geführt. 

Auch   sonst  finden   sich  für  die  einzelnen 
Handelszweige  mancherlei  Vereine,  von  denen 
beispielsweise   genannt  seien:    der  „Verein  für 
Weinbau  und  Weinhandel"  zu  Neustadt  a.  d. 
H.,  der  „Verein   der  Weinhändler  des   Rhein- 
nnd  Maingaues"  zn  Rüdesheim,  der  „Fränkische 
Weinbändlerverband",     der    „Deutsche    Wein- 
händlerverband" (gegr.  Februar  1901  zu  Halle), 
der  „Verband   Berliner  Kohlengrosshändler", 
der  .Kohlenhändlerverein   Glückauf"   zn   Leip- 
zig", der  „Verein  zur  Wahrung  der  Interessen 
des   Vi  eh  handeis"   zu   Dresden,   der   „Verein 
Berliner  Getreide-  und   Produktenhänd- 
ler",   der   „Verein  Berliner   Landesprodnkten- 
händler",  der  „Verein  Berliner  Butterkanflente" 
der   „Verein  Berliner   Schmalzhändler",    der 
.Verein  selbständiger  Darmhändler"    zu  Ber- 
lin,   der    „Droguistenverein"    zn  Chemnitz, 
der  -Deutsche  Droguistenverband"  (1873  gegr.), 
die  „Vereinigung  der  S  a  m  e  n  händler"  zn  Berlin, 
der  „Verein  der  B 1  u  m  e  n  geschäftsinhaber"  zu 
Berlin,  der  „Verband  der  Bliunenhändler  West- 
deutschlands" zu  Vüln;  der  „Verein  deutscher 
Grostihändler  in  Dünge-  nnd  Kraftfutter- 
mitteln"    zu  Cassel,   der   „Verein  deutscher 
Seif en händler,  der  „Verein  Berliner  Petro- 
leamgrossbändler",  der  „Verein  Berliner  Ko- 
lonialwarenhändler",  die  „Neue  Vereinigung 
der  Cigarren händler  Berlins  und  Umgegend", 
der  .Verband  deutscher  Tuch  grosshändler"  zn 
Berlin,    der    „Verein    Berliner    Herren-    und 
Knaben konfektions firmen en  gros",  die  „Ver- 
einigung    Berliner    Leinen-     und    Wäsche- 
Specialgesohäfte",     der    „Verein    der    Berliner 
Posamentierwarenhändler",  der  „Verband 
der    Teppich-,    Linoleum-     nnd    Möbelstoff- 
hSndler  Deutschlands"  zu  Hannover,  der  „Ver- 
ein  Berliner  Papier  grosshändler  nnd  Düten- 
.fabrikanten",   der  , Verein  Berliner  Tapeten- 
händler", der  „Verein  der  Berliner  Porzellan-, 
Glas-    und  Stein warenhändler",  der  „Verein  der 
Steinhändler  Berlins  und  Umgegend",  der  „Ver- 


ein Berliner  Lederhändler",  der  „Verband  der 
Lederhändler  Deutschlands",  die  „Vereinigfung 
zur  Förderung  der  Kurz-,  Galanteriewaren- 
und  verwandten  Branchen"  zu  Berlin  (gegr. 
1893),  der  „Verein  deutscher  Nähmaschinen- 
händler",  der  „Verein  deutscher  Eisen  waren- 
händler" zu  Mainz,  der  „Verein  Berliner  Eisen- 
warenhändler" (gegr.  1880),  der  „Verein  der  Kauf- 
leute aus  der  Berliner  Lampen  brauche"  zu  Ber- 
lin, der  „Verein  Pforzheimer  Bijouterie  Ver- 
käufer zn  Pforzheim",  der  „Verein  der  Holz- 
interessenten" zu  Schwarzenberg  i.  S.,  der  „Ver- 
ein Magdeburger  Holzgeschäfte",  der  „Verein 
schleswig-holsteinischer  Holzhändler"  zu  Kiel 
(1886  gegr.,  sucht  namentlich  der  durch  Holz- 
auktionen verursachten  Konkurrenz  entgegen- 
zuarbeiten), der  „Verein  der  Möbelhändler-  in 
Leipzig,  der  „Verein  von  Interessenten  der 
MSbelbranche  gegen  schwindelhaftes  Geschäfts- 
gebaren" zn  Leipzig  u.  s.  w. 

An  den  Hanpthandelsplätzen  sind  solche 
Vereine  natnrgemäss  sehr  zahlreich.  Nach  dem 
Vorstehenden  drängen  sich  in  Berlin  viel© 
Händlervereine  zusammen.  In  Hamburg  hat 
das  Bedürfnis  nach  einer  gewissen  Sonderung 
des  Börsenverkehrs  für  die  einzelnen  Hanp^' 
waren  ebenfalls  eine  ganze  Reihe  von  Gross- 
händlervereinen (neben  zahlreichen  anderen 
Vereinen)  entstehen  lassen.  Hier  seien  ge- 
nannt: der  „Verein  von  Interessenten  für 
Kartoffelfabrikate",  der  „Verein  der  Getreide- 
händler der  Hamburger  Börse"  (gegr.  1868),  der 
„Verein  der  Petroleumhändler  der  Hamburger 
Börse",  der  „Verein  der  Spiritusinteressenten 
der  Hamburger  Börse"  (1872  gegr.),  der  „Ver- 
ein der  am  Saumwollhandel  beteiligten  Firmen" 
(1891  gegr.),  der  „Verein  der  am  Kaffeehaudel 
beteiligten  Firmen",  der  „Verein  der  am  Zucker- 
handel beteiligten  Firmen"  (1888  gegr.). 

Zur  Erleichterung  und  Förderung  der 
Zuckerausfuhr  hat  sich  1886  in  Magdeburg  ein 
„Deutscher  Zuckerexport  verein"  gebildet.  Der- 
selbe hat  Schlussscheinbedingnngen  für  den 
Zuckerterminhandel  aufgestellt  sowie  ein  Ab- 
rechnnngsburean  für  Geschäfte  mit  periodischer 
Verrechnung  nnd  eine  Generalagentur  der  deut- 
schen und  englischen  Rübenzuckervereine  zn 
Hamburg  errichtet. 

Zu  erwähnen  ist  hier  auch  noch  der  frühere 
norddeutsche,  jetzige  „Deutsche  Apothekerver- 
ein", der  1821  gegründet  wurde,  mehrere  Tau- 
send Apotbekenbesitzer  nmfasst  und  zwei  Fach- 
zeitschriften heransgiebt.  Neben  ihm  bestehen 
noch  für  kleinere  Bezirke  Apothekervereine. 

Die  Abzahlun^geschäfte  besitzen  in  Berlin 
einen  „Schutzverein   der  Abzahlungsgeschäfte". 

8.  Vereine  zum  Schutze  des  Kleinhan- 
dels. Eine  sehr  umfassende  Vereinsthätigkeit 
hat  sich,  wie  schon  angedeutet,  in  den  letzten 
Jahren  innerhalb  des  Kleinhandels  entwickelt. 
Dieser  fühlt  sich  in  unserer  Zeit  von  allen 
Seiten  her  bedroht  durch  das  Umsichgreifen  des 
Grossbetriebes  im  Handel,  der  Konsumvereine, 
der  Abzahlungsgeschäfte,  der  Wanderlager, 
des  Hausierhandels,  des  Detailreisens,  des 
direkten  Postpacketverkehrs  zwischen  Produ- 
zenten nnd  Konsumenten,  der  Schleuderansver- 
käufe etc.  Lange  2>eit  hindurch  wurde  die 
Verteidigung  gegen  diese  Einflüsse  teils  ganz 
unterlassen,  teils  nur  lau  geführt,  und  der  Weg 
des  freiwilligen  Zusammenschlusses  wurde  nur 
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wenig  benutzt.  Von  älteren  Vereinsbildangen 
der  Kleinhändler  ziun  Scbntze  ihrer  Interessen 
sind  zu  nennen:  der  „Verein  der  Tereinigten 
Materialisten"  zu  Halberstadt,  der  in  den  20  er 
Jahren  entstand,  die  „Schutzffemeinschaften  für 
Handel  und  Gewerbe"  zu  Chemnitz  1863,  zu 
Crimmitschau  1865  und  zu  Plauen  1866,  der 
„Verein  der  Kolonialwarenhändler"  zu  Hamburg 
1872,  der  ,  Detaillisten  verein"  zu  Altona  1872 
und  zu  Kiel  1873,  der  „Kaufmännische  Verein" 
zu  Oppeln  1874  etc.  Ge^n  Ende  der  70  er 
Jahre  begannen  die  Veremsbildungen  rascher 
zuzunehmen  und  seit  Mitte  der  80  er  Jahre  ist 
ihre  Zahl  so  sehr  angeschwollen,  dass  sich  jetzt 
Ober  das  |fanze  Land  hin  ein  dichtes  Netz  sol- 
cher Vereine  erstreckt,  dessen  Maschen  tortge- 
setzt enger  werden.  Alle  diese  Vereine  haben 
das  gleiche  Ziel,  den  Kleinhandel  (und  das  viel- 
fach in  ähnlicher  Bedrängnis  befindliche  und 
deshalb  oft  mit  jenem  verbündete  Kleingewerbe) 
zu  schützen  ge^en  die  schon  erwähnten  Ein- 
flüsse. Aeusserlich  erscheinen  alle  diese  lokal 
begrenzten  Vereine  freilich  unter  sehr  ver- 
schiedenen Namen.  Ein  Teil  wird  bezeichnet 
als  „Kolonial-  und  Materialwarenhändlerver- 
eine". Eine  andere  Gruppe  heisst  „Manufaktu- 
ristenvereine",  eine  dritte  wird  bezeichnet  als 
„Handelsvereine",  eine  vierte  als  „Detaillisten- 
vereine", eine  fünfte  als  „Handels-  und  Ge- 
werbevereine" oder  mit  gleichbedeutenden 
Namen,  eine  sechste  als  Vereine  selbständiger 
Kaufleute  oder  kaufmännische  Vereinigungen 
oder  Vereine,  oder  Kreisvereine.  Wieder 
andere  werden  als  „Verein  zur  Wahrung   der 

feschäftlichen  Interessen"  oder  mit  gleichbe- 
euteuden  Namen  bezeichnet.  Auch  die  Bezeich- 
nung „Verein  gegen  Unwesen  in  Handel  und 
Gewerbe"  kommt  mehrfach  vor.  In  den  letzten 
Jahren  ist  der  Name  „Schutzgemeinschaft" 
oder  „Schntzverein  für  Handel  und  Gewerbe", 
oder  eine  ähnliche  Benennung  häufig  an- 
gewandt worden,  wodurch  ja  auch  die  Ten- 
denz der  Vereine  richtig  charakterisiert  wird. 
Die  Schutzvereine  und  Schutzgemeinschaften 
haben  sich  zu  mehreren  Verbänden  vereinigt, 
wie  dem  „Sächs.-Thür.  Verband  der  Schutzge- 
meinschaften  für  Handel  und  Gewerbe"  zu 
Zwickau,  dem  „Württemberg.  Scbutzverein  für 
Handel  und  Gewerbe"  zu  Stuttgart  (1892  ge- 
gründet) etc. 

Seit  1888  laufen  alle  diese  Bestrebungen 
in  einem  Centralverein  zusammen,  der  früher 
als  „Central vorstand  kaufmännischer  Verbände 
und  Vereine  Deutschlands"  bezeichnet  wurde, 
jetzt  aber  den  Namen  „Centralverband  Deut- 
scher Kaufleute"  mit  dem  Sitze  in  Leipzig 
führt.  Der  Verband,  am  23.  Juni  1892  als  Ge- 
nossenschaft mit  beschränkter  Haftpflicht  ein- 
getragen und  demzufolge  mit  den  Rechten  einer 
juristischen  Person  ausgestattet,  bezweckt  laut 
Statut  „die  Wahrung  der  Interessen  und  die 
Hebung  des  Kaufmannsstandes  sowie  Förde- 
rung und  Verbreitung  der  Fachkenntnisse". 
Dem  Verbände  hatten  sich  bereits  im  Mai 
1892  110  einzelne  Vereine  angeschlossen;  seit- 
dem ist  die  Mitgliederzahl  noch  bedeutend 
gewachsen  und  Tausende  von  Kleinhändlern 
in  allen  Landesteilen  gehören  ihm  an.  Alle 
Gruppen  des  Handels  sind  in  demselben  ver- 
treten, wenn  auch  die  Hauptmasse  der  Mit- 
glieder —  den  thatsHchliclieu  Verhältnissen  des 


Elleinhandels  entsprechend  —  dem  Kolonial- 
warenhandel  angehört.  Der  Centralverband 
entfaltet  eine  lebhafte  Agitation  in  Wort  und 
Schrift,  die  sich  namentlich  gegen  die  Aus- 
wüchse der  Konsumvereine,  der  Abzahlungsge- 
schäfte, des  Hausierhandels  etc.  richtet. 

9.  Tereine  fSr  verwandte  Cieirerbe. 
Hierher  gehört  zunächst  die  Schiffahrt,  die 
in  verschiedenen  Teilen  des  Landes  Vereinigun- 
gen besitzt,  wie  den  Kheinschifferverein  „jus 
et  justitia",  den  „Verein  zur  Wahrung  der 
Bheinschiffahrtsinteressen"  zu  Mannheim,  den 
„Neckarschifferverein",  den  1870  gegründeten 
„Magdeburger  Schifferverein",  u.  a.  m.  FUr 
die  Seeschiffahrt  ist  der  „Verein  der  Reeder 
des  Unterwesergebietes"  zu  Bremen  und  der 
„Verein  Hamburger  Reeder"  zu  erwähnen; 
der  letztere  ist  1884  gegründet.  Ausser- 
dem bestehen  Seeschiffervereine  in  Bremer- 
haven, Hamburg,  Stettin,  Emden  etc.  und  ,.Nau- 
tische  Vereine"  in  Danzig,  Kiel,  Papenburg  etc., 
die  ihren  Sammelpunkt  in  dem  Ende  der  60  er 
Jahre  gegründeten  „Deutschen  nautischen  Ter- 
eine" zu  Kiel  finden.  Die  am  Verkehr  nach 
Nordamerika  beteiligten   holländischen  und  bel- 

g 'scheu  Linien,  der  Norddeutsche  Lloyd  und  die 
amburg- Amerikanische  Packetfahrt- Aktienge- 
sellschaft haben  1891  einen  „Verband  nord- 
atlantischer Reedereien"  zur  „Förderung  der 
gemeinsamen  Interessen"  gebildet. 

Für  das  Spediti  onsgewerbe  bestehen 
verschiedene  Lokalvereine  (z.  B.  in  Aachen, 
Berlin,  Hamburg,  Leipzig,  Nürnberg  etc.)  und 
ein  „Deutscher  Spediteurverein",  der  1879  ent- 
standen ist 

Auch  die  Fuhrunternehmer  haben 
mehrere  Lokalvereiue,  z.  B.  in  Leipzig,  Dres- 
den etc.,  und  einen  Centralverein  in  Gestalt  des 
1885  errichteten  „Verbandes  der  Lohnfuhrunter- 
nehmer",  der  eine  besondere  Zeitschrift  „Der 
Fuhrhalter"  berausgiebt. 

Für  die  Versicherungsanstalten  ist 
zunächst  ein  „Verein  Hamburger  Asseknradeure" 
zur  Wahrnehmung  der  allgemeinen  Interessen 
des  dortigen  Versicherungsgeschäftes  zu  nennen. 
Der  Verein  hat  eine  Unterstützungskasse  für 
notleidende  Mitglieder  und  Witwen  ehemaliger 
Mitglieder  sowie  ein  Havariebureau  zur  Regu- 
lierung von  Havariefällen  errichtet.  Ausserdem 
besteht  seit  1857  zu  Berlin  ein  „Verband  deut- 
scher Privatfeuerversicherungsgesellschaften", 
dem  18  Gesellschaften  angehören.  Er  vertritt 
die  Interessen  des  Privatfeuerversicherungs- 
wesens, verfolgt  dessen  wissenschaftliche  Zwecke 
und  ist  namentlich  um  Herstellung  einer  zu- 
verlässigen Feuerversicherungsstatistik,  um  Be- 
seitigung des  Prämienunterbietens  und  aus- 
reichende Gestaltung  der  Prämien  n.  s.  w.  be- 
müht. Auch  hat  er  für  die  allgemeinen  Ver- 
sicheningsbedingungen  eine  Nonnalfassung  fest- 
gestellt, die  auch  von  vielen  ausserhalb  des 
Verbandes  stehenden  Gesellschaften  angenom- 
men ist.  In  ähnlicher  Weise  ist  für  die  Lebens- 
versicherung der  „Verband  deutscher  Leben»- 
versicheruugsgesellschaften"  zu  Gotha  und  für 
die  Transportversicherung  der  „Internationale 
Transportversicherungsverband"  zu  Berlin 
thätig. 

Die  deutschen  Privataktienbanken 
haben  vor  einigen  Jahren  einen  „Verband  deut- 
scher Banken"   gebildet.    Der  Verein,   dessen 
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Vorort  Berlin  ist,  bezweckt  die  Förderung  au 
gemeinsamen  Interessen  der  PriTatbanken  dnrch 
Aufstellnj^  einer  Wechselprotestliste  u.  dergl.  m. 
Daneben  ist  Anfang  1901  ein  „Centralverband 
des  deutschen  Bank-  und  Bankiergewerbes"  zu 
Berlin  gegründet  worden,  der  die  Bechte  und 
Interessen  des  deutschen  Bankiergewerbes  nach 
allen  Richtungen  hin  vertreten  will. 

Für  die  Gasthofbesitzer  sind  mehrere 
Hundert  Lokalvereine  bekannt,  die  wieder  zu 
verschiedenen  Verbänden  für  grössere  Bezirke 
verbunden  sind  und  von  denen  ein  grosser  Teil 
seine  CentralsteUe  in  dem  „Deutschen  Gast- 
wirtsverbande'' zu  Berlin  findet.  Der  letztere, 
zur  gemeinsamen  Förderung  der  Standesin- 
teressen 1873  errichtet,  hat  das  Lehrlingswesen 
geregelt,  ünterstützungskassen  für  die  Ange- 
stellten gestiftet,  giebt  Prämien  für  treue 
Dienstleistungen,  veranstaltet  gewerbliche  und 
Eochkunstausstellungen,  nimmt  zu  wichtigen 
Gesetzesvorlaeren  Stellung  und  giebt  eine  Zeit- 
schrift „Das  Gasthaus"  heraus.  Ausserdem  be- 
steht ein  „Internationaler  Verein  der  Gasthofs- 
besitzer"  mit  dem  Sitz  in  Cöln,  der  seit 
28.  Juli  1892  die  Rechte  einer  juristischen 
Person  besitzt.  Er  bat  sich  ans  dem  1869  zu 
Coblenz  gebUdeten  „Verein  der  Gasthofbesitzer" 
entwickelt.  Sein  Zweck  ist,  die  „materiellen 
und  geistigen  Interessen  seiner  Mitglieder  nach 
allen  Seiten  hin  zu  wahren  und  zu  fördern". 
£r  unterstützt  hilfsbedürftige  Fachgenossen, 
vermittelt  dnrch  sein  Bureau  kostenlos  zwischen 
Arbeitgebern  und  -nehmem,  gewährt  treuen 
Angestellten  Auszeichnungen  und  giebt  eine 
Wochenschrift  heraus. 

11.  Die  Untemehmerrereine  im  Aas- 
lande. 

10.  Oesterrelch-Dngarn.  Das  Vereinswesen 
in  Oesterreich-Ungam  ist,  soweit  es  die  in- 
dustriellen Unternehmer  betrifft,  ansehnlich  ent- 
wickelt. Von  den  nach  aussen  hin  besonders  be- 
kannt gewordenen  Vereinigungen,  die  auf  be- 
ruflicher Scheidung  beruhen,  seien  die  folgen- 
den genannt: 

Für  die  Montanindustrie  besteht  in  Teplitz 
ein  „Verein  für  die  bergbaulichen  Interessen 
im  nordwestlichen  Böhmen"  und  seit  1874  ein 
.Verein  der  Montan-,  Eisen-  und  Maschinen- 
industriellen  in  Oesterreich  mit  dem  Sitze  in 
Wien.  Der  letztere  entstand  unter  dem  Drucke 
der  Notlage,  die  nach  der  Erisis  von  1873  ein- 
trat. Der  Verein  hat  in  Bezug  auf  Zoll-  und 
Handelspolitik,  Steuerwesen,  Sozialpolitik,  Berg- 
recht, Verkehrswesen  etc.  eine  eifrige  Thätig- 
keit  in  Gutachten  und  Anträgen  entwickelt. 

Für  die  Baum  wollspinn  er  und  -weber 
bestand  bis  1891  eine  Vereinigung,  die  dann 
aber  aus  Anlass  der  Beratungen  ü^r  die  Han- 
delsverträge aufgelöst  und  durch  den  „Verband 
der  Baumwollindnstriellen  Oesterreichs"  zu  Wien 
ersetzt  wurde.  Dieser  vereinigt  alle  Zweige 
der  Banmwollindnstrie  zur  „Vertretung  und 
Förderung  der  gemeinschaftlichen  Interessen". 
Die  Mitglieder,  deren  Beiträge  dnrch  die  Ge- 
neralversammlung bestimmt  werden,  sind  in 
Ortsgruppen  für  die  Hauptbezirke  der  Baum-  j 
Wollindustrie  geteilt.  Der  Verein  hat  neue 
Usancen  für  den  Handel  mit  Baumwollgarnen 
und  roher  Baumw^olle  aufgestellt,  giebt  wöchent- ! 


liehe  Marktberichte  heraus,  hat  sich  um  frei- 
willige Einführung  von  Arbeiteraussehüssen  be- 
müht und  über  Handelsverträge,  Unfallver- 
sicherung, Steuergesetze  etc.  Gutachten  er- 
stattet. 

Auf  dem  Gebiete  der  Textilindustrie 
sind  weiter  zu  nennen  der  »Verband  der  öster- 
reichischen Flachs-  und  Leineninteressenten" 
und  der  „Verein  der  österreichisch-ungarischen 
Juteindustrieüen  " . 

Der  chemischen  Industrie  dient  die 
„Oesterreichische  Gesellschaft  zur  Förderung 
der  chemischen  Industrie"  in  Prag,  der  Holz- 
industrie der  „Oesterr. -Ungar.  Verein  der 
Holzprodnzenten,  Holzhändler  und  Holziudnstri- 
ellen"  zu  Wien  (gegr.  1879).  .Auch  der  „Klub 
der  Industriellen  für  Wohnungseinrichtongen" 
zu  Wien  darf  hier  genannt  werden. 

Die  Celluloseindustrie  hat  eine  Ver- 
tretung in  dem  „Verein  der  österr.-ungarischen 
Cellulosefabrikanteu".  Für  die  Papierin- 
dustrie wirkt  schon  seit  1872  der  „Verein 
der  österr.-ungarischen  Papierfabrikanten"  zu 
Wien,  der  auf  Anrufen  beider  Parteien  auch 
schiedsrichterliche  Thätigkeit  entfaltet  hat 
Für  die  Mühlenindustrie  besteht  der  „Ver- 
band österreichischer  Müller  und  Mühlenin- 
teressenten" zu  Wien  und  der  „Ungarische 
Landesmühlen  verband",  für  Spiritusindus- 
trie ein  „Landesverein  ungarischer  Spiritusin- 
teressenteu"',  für  die  Brauereien  ein  „Brau- 
herrenverein für  Wien  und  Umgegend",  für 
die  Zuckerindustrie  ein  „Central verein  für 
RObenzuckeriudustrie  in  Oesterreich"  zu  Wien. 
Die  Konfektionsindustrie  hat  eine  Ver- 
tretung in  dem  »Orient,  Verein  zur  Wahrung 
der  Interessen  der  Konfektionsindustrie"  zu 
Wien,  der  1884  gegründet  wurde.  Seit  1892 
besteht  weiter  ein  „Verein  der  österreichischen 
Petrol  eumraffineure"  zu  Wien,  der  schon 
wiederholt  mit  Gutachten  und  Anträgen  her- 
vorgetreten ist  und  eine  fortlaufende  Statistik 
über  das  erzeugte  und  versteuerte  Petroleum 
führt. 

Neben  den  beruflich  gegliederten  Vereinen 
waren  schon  seit  Jahren  Territorialverbände 
für  die  Industrie  kleinerer  Bezirke  überhaupt 
thätig,  wie  z.  B.  der  „Industrielle  Klub"  zu 
Wien  (1875  gegründet,  giebt  „Mitteilun- 
gen" heraus),  das  „Fabrikantenkomitee  der 
Bielitz-Bialaer  Industriellen"  u.  a.  m.  1900  ent- 
stand im  wesentlichen  mit  dem  Charakter  eines 
Antistrikevereins  der  „Verband  nord böhmischer 
Industrieller"  zu  Reichenberg.  Auf  Anregung 
des  Vorsitzenden  des  schon  genannten  Ver- 
bandes der  Baumwollindustriellen,  Baron  Leiten- 
berger,  hat  sich  1892  auch  ein  „Central- 
V  er  band  der  Industriellen  Oesterreichs"  zu 
Wien  gebildet,  dem  nur  Interessentenvereine 
beitreten  können  und  u.  a.  die  bereits  ange- 
führten Vereine  der  Baumwoll-j  Flachs-,  Jute-, 
Montan-,  Cellulose-  und  chemLschen  Industrie 
und  das  Bielitz-Bialaer  Fabrikantenkomitee  an- 
gehören. Der  Zweck  ist  die  Herbeiführung 
eines  einheitlichen  Vorgehens  der  Berufsvereine 
in  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten. 

Im  Anschluss  hieran  darf  der  1884  er- 
richtete und  zur  Förderung  der  Kunstindnstrie 
bestimmte  ..Wiener  Kunstgewerbeverein"  er- 
wähnt werden,  da  von  seinen  ordentlichen  Mit- 
gliedern die  Mehrzahl   dem  Fabrikantenstande 
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anerehSrt.  Der  Verein  hat  regelmässige  Aus- 
stellnngen  kunstgewerblicher  Erzeugnisse  ver- 
anstaltet, giebt  die  „Blätter  für  Kunstgewerbe" 
herans  und  hat  sich  in  Outachten  und  Petitionen 
um  die  Ausgestaltung  der  Gewerbeordnung, 
der  direkten  Personalsteuem  und  des  Urheber- 
rechtes bemttht. 

Nachdem„0e9terreichisch-statistischenHand- 
buch"  gab  es  im  ganzen  an  „Vereinen  zur 
Förderung  von  Gewerbe  nnd  Handel  im  allge- 
meinen" in  Oesterreich 

Ende  Ende 

1894  250  1897  278 

1895  265  1898  285 

1896  .278 

Ende  1898  entfielen  davon  auf 

Böhmen 112 

Nieder-Oesterreich 55 

Mähren 38 

Galizien 23 

Steiermark 15 

Tirol  nnd  Vorarlberg 10 

Schlesien 9 

Ober-Oesterreich 8 

u.  s.  w. 

11.  Frankreich.  Seit  dem  Gesetz  vom 
17.  Juni  1791,  das  die  Associationen  und  Ge- 
nossen desselben  Gewerbes  auch  fttr  die  Unter- 
nehmer verbot,  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein 
konnten  sich  üntemehinervereine  nur  auf  Grund 
behördlicher  Duldung  entwickeln.  Diese 
Duldung  wurde  allerdinjfs  auch  gewährt,  und 
80  konnten  sich  zahlreiche  als  „associations 
syndicales"  oder  „syndicats  professioneis"  be- 
zeichnete Untemehm  ervereine  bilden,  die  ört- 
lich organisiert  sind  nnd  die  teilweise  auch 
ihren  MitgUedem  geschäftliche  Dienstleistungen 
vermitteln.  Sie  beschränken  sich  bald  auf  die 
Industrie,  bald  anf  kaufmännische  Unternehmer, 
vereinigen  aber  auch  nicht  selten  beide  Kate- 
gorieen.  Die  Organisation  hat  sich  nach  und 
nach  anf  alle  wichtigeren  Industrie-  und  Han- 
delszweige erstreckt.  Aus  einer  Verbindung 
weniger  Fabrikanten,  die  Ende  1867  geschlossen 
wurde,  hat  sich  als  Gesamtverband  einer  grossen 
Zahl  von  Syndikaten  die  „Union  nationale"  ent- 
wickelt, deren  Mitglieder  nach  Gewerbszweigen 
in  Gruppen  eingeteilt  werden.  An  der  Spitze 
der  Gruppen  stehen  Ausschüsse  („chambres 
syndicales").  Die  Union  giebt  seit  1860  die 
Zeitschrift  „L'Union  nationale"  herans. 

Seit  1866  besteht  eine  weitere  Zusammen- 
fassung in  dem  Centralkomitee ,  das  sich  aus 
den  Präsidenten  der  zugehörigen  Syndikats- 
kammem  zusammensetzt. 

Die  Syndikate  sind  namentlich  in  Paris 
sehr  zahlreich,  haben  sich  aber  auch  in  den 
grösseren  Städten  der  Provinzen,  wie  Lyon, 
Marseille,  Bordeaux,  Bouen,  St.  Etienne  etc. 
6iitwick6lt 

Durch  das  G.  v.  21.  März  1884  ist  die 
freie  Vereinigung  ohne  behördliche  Ermächtigung 
gestattet  worden.  Nur  die  Hinterlegung  der 
Satzungen  nnd  die  Angabe  der  Namen  der  Vor- 
standsmitglieder ist  nötig.  Auch  erfreuen  sich 
die  Syndikate  hiemach  ois  zu  einem  gewissen 
Grade  der  juristischen  Persönlichkeit:  sie  können 
vor  Gericht  klagen  nnd  verklagt  werden  nnd 
bewegliches  Vermögen  sowie  das  flir  ihre  Zwecke 


notwendige  unbewegliche  Vermögen  erwerben. 
Seitdem  nat  die  Zahl  der  Syndikate  im  allge- 
meinen und  die  der  Untemehmersyndicate  im 
besonderen  stark  zugenommen.  Nach  Turqnan 
(Bulletin  de  l'institut  international  de  statistique, 
Bd.  VI,  1892)  bestanden  am  1.  Juli 

1884  426  1888  816 

1885  500  1889  903 

1886  619  1890  1037 

1887  712  1891  1138 

üntemehmersyndikate.  Die  Zahl  der  den  Syndi- 
katen angehöfigen  Unternehmer  wird  für  1891 
auf  4,4%  der  Gesamtzahl  angegeben. 

Die  Zahl  der  üntemenmersyndikate  in 
Handel  und  Industrie  mit  einer  dem  G.  v. 
21.  März  1884  entsprechenden  Verfassung  war 
nach  dem  „Annuaire  des  syndicats  professio- 
neis" am 

1.  Juli        1884      loi 

1890    1004 

„  1895    1622 

1896    1731 

31.  Dezbr.  1897    1894 

1898    1965 

An  „Unionen"  solcher  Syndikate  zählt  die- 
selbe Quelle  für 

1894  10 
1890  1.  Juli                       22 

1895  „  38 

1896  „  43 

1897  31.  Dezember     46 

1898  „        49 

auf.  In  den  49  Unionen  von  Ende  1898  waren 
915  Syndikate  von  gewerblichen  und  kauf- 
männischen Unternehmern  mit  96  585  Mitgliedern 
vereinigt. 

Von  den  Untemehmersyndikaten  am  Ende 
des  Jahres  1898  kamen  u.  a.  anf 

Nahmngs-  und  Gennssmittelindustrie  nnd 

-bandet 596 

Baugewerbe i79 

Chemische  Industrie i35 

Bekleidungsindustrie 116 

Metallindustrie 83 

Beherbergungs-  und  Erquickungsgewerbe  92 

Transportgewerbe 66 

Holzindustrie  nnd  Holzhandel 63 

Papierindustrie    und    polygraphische   Ge- 
werbe    77 

Textilindustrie 55 

Lederindustrie 39 

Keramische  Industrie  einschliesslich  Glas, 

Porzellan  etc 37 

MUhlengewerbe 61 

u.  s.  w. 

12.  Flnland  nnd  Bnssland.  Durch  die 
Gew.-O.  V.  31.  März  1879  war  die  Bildung  von 

Vereinen  der  Gewerbetreibenden  in  den  Städten 
zur  Wahrung  der  gemeinsamen  wirtschaftlichen 
Interessen  obligatorisch  gemacht  und  der  Bei- 
trittszwang für  die  Gewerbetreibenden  ausge- 
sprochen worden.  Hierbei  war  eine  Scheidung 
nach  Handel,  Fabrikindustrie  und  Handwerk 
gestattet.  Am  31.  Dezember  1891  bestanden 
41  solcher  Vereine  für  Industrie  und  Handwerk 
mit  38()1  Mitgliedern  nnd  308077  flu.  Mark 
Kapitalbestand  nnd  über  16000  ftn.  Mark 
Jahresbeiträgen.     Für  den  Handel  waren    ca. 
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30  Vereine  vorhanden.  Diese  obligatorische 
Orif^nisation  hat  sich  nicht  bewährt.  Deshalb 
haben  sich  in  den  grösseren  Städten  freiwillige 
Kanfmanusgildeu  gebildet,  die  eine  lebhane 
Thätigkeit  entwickeln  und  eine  centrale  Dele- 
gation mit  einem  ständigen  Komitee  in  Hel- 
singfors  als  gemeinsame  Vertretung  besitzen. 
Auch  für  die  Indnstrie  haben  sich  freie  Vereine 

febildet,  wie  der  Verband  der  Sägenbesitzer, 
er  Verband  der  Pappe-  und  Papierfabrikanten 
Fiulands  etc. 

Für  Russland  fehlt  es  an  näheren  Angaben. 
Als  freie  Vereinigungen,  welche  die  Aufgaben 
der  Handelskammern  übernehmen,  erscheinen 
die  von  der  Bürsenkaufmannschaft  gewählten 
Börsenkomitees  zu  Petersburg,  Hoskau,  Odessa, 
Riga  und  an  anderen  wiebtigeren  Orten. 

IS.  ttrossbritannien.  Die  anf  freier  Ver- 
einigung beruhenden  engUschen  Handelskammern 
ivergl.  Art.  Handelskammern,  oben  Bd.  IV 
S.  1022)  erscheinen  als  lokale  Vereinignnpfen 
der  L'ntemehmer  verschiedener  Industriezweige. 
Die  meisten  Handelskammern  haben  sich  zu 
der  ,.Association  of  Chambers  of  commerce  of 
the  united  kingdom"  zusammengeschlossen, 
am  in  Delegiertenversamminngen  die  Interessen 
von  Verkehr,  Handel,  Indnstrie  und  Schiffahrt 
sn  beraten,  gemeinsame  Gutachten  und  Anträge 
festzustellen  etc.  Das  Bureau  der  Association 
belindet  sich  in  London.  Die  Beiträge  werden 
nach  der  Stimmenzahl  bemessen,  die  ihrerseits 
nach  der  Hitgliederzahl  der  einzelnen  Kammern 
abge.«tnft  werden. 

Neben  der  sehr  entwickelten  territorialen 
Vereinsbildnng  bestehen  noch  eine  ganze  Reihe 
von  beruflich  gegliederten  Vereinen  für  Eisen- 
nnd  Zuckerindnstrie,  Kohlenbergbau  etc. 

14.  Belgien.  Nach  Abschaffong  der  of- 
fiziellen Handelskammern  durch  das  6.  v.  11. 
Juni  1875  haben  sich  verschiedene  freie  Ver- 
einigungen gebildet,  die  sich  als  Handelskam- 
mern bezeichnen  und  als  lokal  gegliederte  In- 
teressenvertretnngen  erscheinen,  in  Verviers, 
Ostende,  Namnr,  Arlon,  Charleroi  etc.  Es  be- 
stehen in  Courtrai  eine  Korporation  der  K^uf- 
lente,  in  Gent  nnd  Brügge  Handels-  und  In- 
dustrieverb&nde.  in  Antwerpen  eine  „Handels-, 
Industrie-  nnd  Schiflahrtsgesellschaft"  (1877  ge- 
grtlndet),  in  Brüssel  eine  „Union  syndicale"  (ge- 
gründet 6.  August  187Ö),  die  sich  um  Errichtung 
von  Svndikalkammem  bemüht  und  von  einem 
ans  deren  Delegierten  gebildeten  Centralkomitee 
geleitet  wird.  Im  ^ütticher  Industriebezirke 
wirkt  eine  „Chambre  de  commerce  de  LiJge, 
Hny  etWaremme",  femer  die  „Union  des  char- 
boiuiages,  mines  et  usines  metallurgiques",  und 
die  „Union  commerciale  et  industrielle"*  zu 
Lattich.  Letztere  entstand  Ende  1865  zur 
Wahrung  der  Interessen  der  in  der  damaligen 
Handelskammer  nicht  vertretenen  Erwerbs- 
gmppen.  1875  gab  sie  ihrem  Komitee  den 
Namen  „Chambre  de  commerce  de  Lüge". 

15.  Schwebt.  Offizielle  Handelskammern 
bestehen  in  der  Schweiz  nicht.  Sie  werden  er- 
setzt durch  freie  Vereinigungen,  die  sich  bis- 
vreilen  auch  Handelskammern  nennen.  In 
Zürich  besteht  eine  „Society  suisse  des  commer- 
(^nts".  In  Genf  hat  »ich  1865  eine  .Asso- 
ciation commerciale  et  industrielle  Genevoise" 
gebildet;  das  Komitee  des  Vereins  heisst 
-Chamhre   de   commerce''.     Seit   1885   besteht 


ebenda  auch  eine  „.Association  des  int^r^ts  de 
Gen^ve",  die  vom  Staate,  von  der  ^tadt  nnd 
anderen  Organen  Beihilfen  erhält.  Sie  will  für 
die  „Entwickelung  des  Handels  nnd  der  In- 
dustrie des  Kautons  Genf  arbeiten,  namentlich 
mit  Rücksicht  auf  deren  Beziehungen  zum 
Fremdenverkehr.  Sie  bekämpft  Missstände  anf 
dem  Gebiete  des  Verkehrswesens,  sucht  neue 
Industrieeu  einzuführen  etc.  Als  allgetneiner 
Verband  dürfte  die  „Union  suisse  du  commerce 
et  de  rindustrie''  anzusehen  sein,  über  die 
nähere  Angaben  nicht  zu  Gebote  stehen. 

16.  Sonstige  LKnder.  In  Holland  haben 
sich  neben  den  offiziellen  Handelskammeni  eine 
ganze  Reihe  freier  Vereinigungen  gebildet,  über 
die  indes  kein  Material  zur  Verfügung  stand. 
1895  wurde  mit  dem  Sitze  im  Haag  eine 
„Vereenigung  tot  de  bevordering  van  den  Neder- 
landschen  export''  gegründet,  die  seit  1900  das 
„Weekblad  vor  den  exporthandel''  heransgiebt. 
Auch  in  D  ä  n  e  m  a  r  k  giebt  es  seit  einigen  Jahren 
eine  derartige  Exportvereinigung.  In  Schwe- 
den bestehen  an  den  Hafeuplätzen  freie  Ver- 
einigungen, in  Norwegen  neben  den  Börs- 
og  handelskommites  in  Bergen,  Christiania, 
Christiansnnd,  Drammen  und  Stavanger,  die 
einen  mehr  öffentlichen  Charakter  hal^n,  ver- 
schiedene Privatvereine,  z.  ß.  die  „Tekniske 
Forening"  zu  Ber^n  (1880  errichtet),  die  Hand- 
vaerks  og  Industrie  forening"  zu  Bergen  (1886 
errichtet)  etc.  In  Portugal  sind  in  Oporto 
und  Lissabon  freie  Korporationen  gebildet,  von 
denen  namentlicch  die  1864  errichtete  „Associa^ao 
Comercial  de  Lisboa"  hervorgetreten  ist.  In 
Italien  scheint  die  freie  Vereinsbildung  noch 
wenig  entwickelt  zu  sein.  Im  Bezirk  der 
Handelskammer  zu  Florenz  ist  eine  „Associa- 
zione  industriale  e  commerciale  di  Firenze" 
vorhanden. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  sind  einige  %l  frei  gebildete  Han- 
delskammern (nach  englischem  Vorbilde)  und 
verschiedene  besondere  Vereini^ngen  für  ein- 
zelne Industrieeu,  z.  B.  für  die  chemische  In- 
dustrie, vorhanden. 

Lltteratnrs  l'eber  die  framötisehen  Si/ndikate 
vgl.  Lexis,  DU  Gewerkvereint  und  Unter- 
nehmerrerbände  in  f'rankreich  (Leipzig  1879), 
«•o  aufA  die  ältere  hierher  gehörige  Liiteratur 
angegeben  i»l;  femer  da»  auf  Veraiüaiaung  det 
fram.  Handeleminiiters  herumgegebene  Annuaire 
de*  »yndicate  profeetioneU,  indutlriel»,  commer- 
eiaux,  agrieotet,  conttitue*  conformemmt  a  la  liti 
du  m  mar»  1884  "•  f^anee  et  en  Algerie  (Pari»), 
die  StatitHk  der  Syndikate  von  Turquan  im 
Jid.  VI  (189SJ  de»  Bulletin  de  l'inttittU  inter- 
national de  »talittique,  tmd  den  Auftatz  ron 
Beauregard,  Le  dereloppement  de»  »yndicat» 
profeteionel»  in  der  Zeitechrift  vLe  monde  eco- 
nomique«  vom  S.    VI.  189S. 

Zu  vergleichen  itt  auch:  R,  v,  Kaufmann, 
Die  Vertretung  der  virtechafUiehen  Intere*»en  in 
den  Staaten  Europa»,  Berlin  1879,  und  Die  Re- 
form der  Handel»-  und  Oeverbekammem,  Berlin 
lS8i.  —  Stelnmann-B%u;her,  Die  üähretände 
und  ihre  zukünftige  Stellung  im  Staat,  Cöln 
1885.  —  GraeUer,  Die  Organieation  der  Be- 
rufiinterc»»en,  Berlin  1890. 

l'eber  die  thattächlichen  Verhältnisee  in 
Deutschland    findet    sich     in    dem    «Deutschen 
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Seicht-Adreasbuch«  (Berlin  1900  Bd.  II),  in  der 
nDeuUchen  Indiutriezeitung«  und  anderen  Fach- 
blättern'  MaleriaX.  Im  übrigen  fehlt  e»  —  abge- 
sehen von  Frankreich  —  zur  Zeit  noch  an  litte- 
raritchen  Uilftmilteln,  die  einen  genauen  Ueber- 
blick  aber  die  thattächlichen  Zustände  geben. 
K.  van  der  Borght. 


Unternehmerverbände ,    wirtschaftliche, 

s.  Kartelle  oben  Bd.  IV,  S.  39. 

Unzucht 

s.  Prostitution  oben  Bd.  VI,  S.  257. 


Urheberrecht 

an  Schriftwerken,   Abbildungen, 

musikalischen  Kompositionen  und 

dramatischen  "Werken. 

1.  Geschichtliches.  2.  Subjekt  des  Rechts- 
schutzes. 3.  Objekte  des  Rechtsschutzes.  4.  In- 
halt des  U.  5.  Dauer  des  U.  6.  Verletzung 
des  ü.  7.  Folgen  der  ürheberrechtsverletzung, 
Verfahren,  Verjährang.  8.  Eintragsrolle.  9. 
Geltungsgegebiet  des  Gesetzes.  Beziehungen 
zum  Auslände.  10.  Gesetzgebung  der  wichtigeren 
auswärtigen  Staaten. 

1.  Geschichtliches.  Die  Anerkennung 
des  Rechts  der  Urheber  auf  Schutz  der  Er- 
zeugnisse geistiger  Thätigkeit  kam  erst  zu 
Anfang  dieses  Jahrhunderts  in  Deutschland 
zum  Durchbruche ;  früher  gab  es  nur  einen 
Verlagsschutz,  der  hauptsächlich  in  den 
Privilegien  einzelner  Verleger  seinen  Aus- 
drack  fand.  In  der  deutschen  Bundesakte 
vom  8.  Juni  1815  (Art.  18)  ist  zum  ersten 
Mal  die  Notwendigkeit  einer  einheitlichen 
Regelung  des  Urheberrechts  für  die  deut- 
sehen Bundesstaaten  betont.  Zunächst  aber 
blieb  es  dabei,  dass  die  Erfüllung  dieses 
anerkannten  Bedürfnisses  in  Aussicht  ge- 
stellt wurde.  Gewisse  Grundzüge  für  die 
einheitliche  Normierung  des  Schutzes  wur- 
den durch  spätere  Bundesbeschlüsse  (6.  Sep- 
tember 1832,  9.  November  1837,  22.  April 
1841,  19.  Juni  1845,  6.  November  1856  und 
12.  März  1857)  festgestellt ;  von  ihnen  wur- 
den dann  die  Gesetze  der  einzelnen  Staaten 
mehr  und  mehr  durchdrungen;  trotzdem 
aber  kann  von  einer  wesentlichen  Ueberein- 
stimmung  aller  dieser  Partikulargesetze 
nicht  die  Rede  sein.  Der  erste  Anstoss  zu 
einer  einheitlichen  Kodifikation  des  Urheber- 
rechts ging  von  dem  Börsenvereine  der 
deutschen  Buchhändler  aus;  auf  Grund  die- 
ser Bestrebungen  wurden  verschiedene  Ent- 
würfe ausgearbeitet,  als  deren  wichtigster 
der  am  19.  Mai  1864  der  Buhdesversamm- 
iung  vorgelegte  sogen.  Frankfurter  Entwurf 
in  Betracht  kommt.  Nachdem  sodann  die 
Verfassimg  des  norddeutschen  Bundes  vom 
26.  Juli  1867  den  Schutz  des  geistigen 
Eigentums  in  die  Reihe  der  Aufgaben  der 


Bundesgesetzgebung  aufgenommen  hatte,  er- 
folgte auch  alsbald  eine  Vorlage  an  den 
Bundesrat ;  schliesslich  gelangte  ein  von  Dr. 
Otto  Dambach  redigierter  Gesetzentwurf  zur 
Beratung  im  Reichstage  und  mit  mehrfachen, 
teils  in  der  Kommission,  teils  im  Plenum 
in  Vorschlag  gebrachten  Modifikationen  am 
10.  Mai  1870  zur  Annahme.  Das  Gesetz 
wurde  am  11.  Juni  1870  publiziert  imd  trat 
am  1.  Januar  1871  für  den  norddeutschen 
Bund,  zugleich  aber  auch  infolge  der  in- 
zwischen errungenen  politischen  Einigung 
Deutschlands  für  Baden,  Hessen  und  Würt- 
temberg, ferner  mit  dem  1.  Januar  1872 
für  Bayern  in  Kraft;  in  EIsass-Lothringen 
gelangte  es  durch  das  G.  v.  27.  Januar  1873, 
in  Helgoland  durch  die  V.  v.  22.  März  1891 
zur  Geltung. 

Ein  neues  Gesetz  betr.  das  Urheberrecht 
an  Werken  der  Litteratur  und  der  Tonkunst 
wird  vorbereitet.  1) 

Der  Schutz  gegen  Nachdruck  wurde 
früher  in  der  Theorie  überwiegend  auf  die 
Annahme  eines  geistigen  Eigenturas  gestützt; 
hiervon  ist  man  in  der  neueren  Zeit  mehi- 
und  mehr  abgekommen.  Das  Urheberrecht 
wird  wohl  am  richtigsten  als  Persönlich- 
keitsrecht mit  vermögensrechtlichen  Be- 
ziehungen aufgefasst. 

2.  Subjekt  des  Rechtsschutzes.  Die 
vom  Gesetze  gewährleisteten  Rechte  stehen 
dem  Urheber,  d.  h.  demjenigen  zu,  aus 
dessen  geistiger  Thätigkeit  das  zu  schützende 
Werk  hervorgegangen  ist.  Wer  lediglich 
das  von  anderen  Geschaffene  reproduziert, 
ist  nicht  Urheber.  Doch  besclu^nkt  sich 
die  den  Cliarakter  der  Urheberschaft  an  sich 
tragende  Thätigkeit  nicht  auf  das  Schaffen 
von  völlig  Neuem,  vielmehr  ist  als  Urheber, 
dem  der  Schutz  des  Gesetzes  zur  Seite 
steht,  auch  derjenige  anzusehen,  der  das 
Werk  eines  anderen  in  der  Weise  bear- 
beitet, dass  er  demselben  eine  neue  Form 
verleiht,  wie  auch  derjenige,  welcher  aus 
Bestandteilen  mehrerer  fremder  Werke  in 
selbständigerweise  ein  neues  Ganzes  bildet 
(Kompilation,  Sammlung),  die  Rechte 
eines  Urhebers  für  sich  in  Anspnich  nehmen 
kann.  In  letzterer  Hinsicht  kommt  nament- 
lich in  Betracht  der  Herausgeber  eines 
aus  Beiträgen  mehrerer  bestehen- 
den Werkes,  wenn  dieses  ein  einheit- 
liches Ganzes  bildet,  d.  h.  nach  einem  in 
sich  abgeschlosseneu  Plane  zu  einem  be- 
stimmten Zwecke  gearbeitet  ist,  wobei  zwar 


')  Inzwischen  ist  das  neue  Gesetz  (vom  19. 
Juni  1901)  erlassen  worden.  Leider  war  es  dem 
Verfasser  nicht  mehr  mögUch,  dasselbe  in  dem 
Texte  zu  berücksichtigen.  Das  Verhältnis  des 
Gesetzes  zu  dem  bisherigen  Rechte  und  sein 
Inhalt  werden  in  einem  .\rtikel  des  Nachtrags 
(am  Schlüsse  dieses  Bandes)  erörtert  werden. 

Die  Redaktion. 
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die  einzelnen  Beiträge  in  sich  gleichiaUs 
abgeschlossen  sind,  jedoch  sich  gegenseitig 
ergänzen  und  zu  dem  Gesamtwerke  in  dem 
Verhältnisse  der  Unterordnung  stehen  (Bei- 
spiele: Staatswörterbücher,  systematische 
Klavierschulen  und  dergl.);  es  ^eniesst  je- 
doch der  Herausgeber  solcher  einheitlicher 
Sammelwerke  das  Urheberrecht  nur,  inso- 
weit das  Ganze  in  Frage  steht;  dagegen 
steht  das  Urheberrecht  an  den  einzelnen 
Beiträgen  den  Urhebern  derselbep  zu.  Wohl 
zu  unterscheiden  von  einem  solchen  Heraus- 
geber, dessen  geistige  Thätigkeit  in  der 
Ordnung  der  einzelnen  Beiträge  nach  dem 
von  ihm  ausgehenden  Plane,  in  dem  Schaffen 
der  Einheit  besteht,  ist  der  Herausgeber, 
welcher  lediglich  das  Erscheinen  eines 
Werkes  vermittelt;  dieser  letztere  gUt  als 
Urhel»er  selbst  dann  nicht,  wenn  er  das 
etwa  verloren  gegangene  Werk  erst  wieder 
entdeckt,  z.  B.  eine  alte  Handschrift  zum 
ersten  Mal  herausgegeben  hat,  es  wäre  denn, 
dass  er  selbst  Anmerkungen  dazu  verfasst 
hätte,  welche  für  sich  des  gesetzlichen 
Schutzes  teilhaftig  wenlen  könnten.  Dem 
T'rheber  gleich  geachtet  ist  endlich  der 
Uebersetzer  eines  Schriftwerkes. 

AVenn  mehrere  zur  HervorbrÄgung  eines 
einheitlichen  Werkes  durch  ihre  einander  er- 
gänzende Geistesarbeit  in  einer  Weise  znsam- 
menwirken,  dass  keiner  eine  bloss  nebensäch- 
liche Thätigkeit  entwickelt,  die  einzelnen  Ar- 
beiten aber  als  unselbständige  Teile  des  (ranzen 
in  einem  Verhältnisse  der  Abhängigkeit  zn  ein- 
ander stehen,  so  ist  der  Begriff  der  Mitur- 
heberschaft gegeben.  Die  Jtiturheber  stehen 
in  einem  Gememschaftsverhältnisse  (Bechtsge- 
meinschaft  zur  gesamten  Hand),  so  dass  nur 
alle  znsammen  über  das  Ganze,  aber  auch  keiner 
ohne  Zustimmung  der  übrigen  über  den  von 
ihm  herrührenden  Bestandteil  verfügen  kann, 
während  der  Uebertragung  des  dem  Einzelnen 
zustehenden  Keehtes  (insbesondere  des  Nutzungs- 
re<-htes)  nichts  im  Wege  steht.  Verschieden 
von  der  Stellung  des  Miturhebers  ist  die  des 
Gehilfen,  der  die  Geistesarbeit  des  anderen 
ledigUrh  unterstützt;  ihm  steht  irgendwelche 
Bisposition  über  das  Werk  nicht  zn;  er  hat 
nur  Anspruch  anf  die  ihm  gebührende  Entloh- 
nung. Ein  Zusammenwirken  mehrerer  findet  in 
ff-ewTssem  Sinne  auch  dann  statt,  wenn  ein 
Komponist  die  Dichtung  eines  anderen  in  Musik 
setzt.  Hier  ist  aber  das  Verhältnis  regelmässig 
nicht  ein  Mitnrheberrecht;  vielmehr  steht  im 
Falle  der  Benutzung  eines  bereits  veröffent- 
lichten Schriftwerkes  als  Text  zn  musikalischen 
Kompositionen  die  Verfügung  über  das  Ganze 
dem  Komponisten  allein  zu;  nur  solche  Texte, 
•welche  ihrem  Wesen  nach  ausschliesslich  für 
den  Zweck  der  Komposition  Bedeutung  haben, 
namentlich  Texte  zn  Opern  nnd  Oratorien,  darf 
der  Komponist  ohne  Genehmigung  des  Dichters 
mit  der  musikalischen  Komposition  zusammen 
nicht  abdrucken  lassen.  Zum  Abdruck  des 
Texte«  ohne  Musik  ist  dagegen  in  allen  Fällen 
die  Einwilligung  des  Dichters  erforderlich ;  das- 
selbe   gilt  für  den  Fall,    dass  eine  noch   nicht 


veröffentlichte  Dichtung  als  Text,  wenn  auch 
in  Verbindung  mit  der  Komposition,  abgedruckt 
werden  soll. 

Das  Recht  des  Urhebers  geht  in  dem- 
selben Siime  imd  Umfange,  wie  es  in  dessen 
Händen  bestand,  auf  dessen  Erben  über  und 
zwar,  insoweit  es  ein  Vermögensrecht  ist, 
nach  den  für  die  Erbfolge  in  das  übrige 
Vermögen  geltenden  Grundsätzen ;  in  per- 
sönlicher Hinsicht  tritt  die  Gesamtheit  der 
Erben  an  die  Stelle  des  Urhebers.  Das 
Urheberrecht  kann  ferner  beschränkt  und 
unbeschränkt  auf  andere  übertragen 
i  werden,  sowohl  von  Todes  wegen,  als  durch 
Vertrag.  In  dem  Abschlüsse  eines  Ver- 
lagsvertrages über  ein  Werk  ist  eine  be- 
schränkte Uebertragung  des  UrhebeiTechtes 
zu  erblicken,  da  das  A'erlagsrecht  nicht  alle 
in  dem  Urheberrechte  enthalteneu  Befug- 
nisse in  sich  schUesst.  Der  Verleger  er- 
wirbt durch  den  Verlagsvertrag  das  Recht, 
ein  Werk  mechanisch  zu  vervielfältigen  und 
zu  verbreiten.  Dieses  Recht  kann  sich  auf 
die  ganze  Dauer  des  Schutzes  ersti-ecken. 
ist  aber  nach  feststehender  Uebung  bei 
Schrift\i-erken  mangels  einer  entgegenstehen- 
den Vereinbaning  auf  eine  Auflage  be- 
schränkt. Inwieweit  das  Urheberrecht  Gegen- 
stand der  Zwangsvollstreckung  sei, 
ist  vom  Gesetze  nicht  entschieden  und  Ix?- 
stritten;  jedenfalls  ist  es  der  Zwangsvoll- 
streckung insolange  entzogen,  als  nicht  der 
Urheber  selbst  sein  Werk  zur  Vei-öffent- 
lichung  behufs  vermögensrechtlicher  Nutzung 
bestimmt  hat. 

3.  Objekte  des  Rechtsschutzes.    Das 

G.  v.  11.  Juni  1870  schützt  a)  Schrift- 
werke, d.  h.  Schriften,  welche  sich  als 
Ausfluss  einer  individuelleu  geistigen  Thätig- 
keit darstellen,  wobei  es  jedoch  nicht  auf 
den  geistigen  Wert  der  Arbeit  ankommt,  so 
dass  Erzeugnisse  von  ganz  untergeordnetem 
Werte,  welche  nur  in  der  Formgebung,  Dar- 
stellung, Anordnung  und  Auswahl  des 
Stoffes  etc.  eine  gewisse  Neuheit  und 
Selbständigkeit  bekunden,  zu  den  schutzbe- 
rechtigten Schriften  zählen ;  ob  das  Schrif t- 
werk  vei-öffentlicht  oder  erst  im  Manuskiüpte 
vorhanden  ist,  macht  keinen  Unterschied; 
b)  Vorträge,  welche  zum  Zwecke  der 
Erbauung,  der  Belelirung  oder  der  Unter- 
haltung, wenn  auch  völlig  frei,  ohne  die 
geringsten  schriftlichen  Notizen  gehalten 
sind;  c)  geographische,  topographi- 
sche, naturwissenschaftliche,  ar- 
chitektonische, technische  und 
ähnliche  Zeichnungen  und  Ab- 
bildungen, welche  nach  ihrem  Haupt- 
I  zwecke  nicht  als  Kunstwerke  zu  betrachten 
I  shid,  vielmehr  der  Wissenschaft  im  weiteren 
I  Sinne  des  Wortes,  der  Belehiung  dienen ; 
d)  musikalische  Kompositionen.  — 
'  Gewissen  Erzeugnissen,  welche  sonst  unter 
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Umständea  Gegenstand  des  Urheberrechtes 
sein  würden,  versagt  das  Gesetz  den  Schutz, 
weil  es  das  Interesse  des  Publikums  an  der 
möglichsten  Verbreitung  dieser  Erzeugnisse 
höher  stellt  als  das  Interesse  des  Autors; 
nicht  geschützt  sind  nämlich  die  ein- 
zelnen Zeitungsai-tikel  mit  Ausnahme  von 
novellistischen  Erzeugnissen  und  wissen- 
schafthchen  Ausarbeitungen,  sowie  von 
sonstigen  grösseren  Mitteilungen,  sofern  an 
der  Spitze  der  letzteren  der  Abdruck  unter- 
sagt ist;  ferner  Gesetzbücher,  Gesetze,  amt- 
liche Erlasse,  öffentliche  Aktenstücke  und 
Verhandlungen  aller  Art;  Reden,  welche 
bei  den  Verhandlungen  der  Gerichte,  der 
politischen,  kommunalen  und  kirchlichen 
Vertretungen  sowie  der  politischen  und 
ähnlichen  Versammlungen  gehalten  werden. 
4.  Inhalt  des  U.  Das  Gesetz  gewähr- 
leistet dem  Urheber  in  erster  Linie  das 
ausschliessliche  Recht,  sein  Werk 
auf  mechanischem  Wege  zu  ver- 
vielfältigen. Damit  sichert  es  einerseits 
die  vermögensrechtliche  Nutzung  und 
schliesst  von  derselben  jeden  anderen,  der 
nicht  durch  Rechtsnachfolge  an  die  Stelle 
des  Urhebers  getreten  ist,  aus;  anderer- 
seits schützt  es  den  Urheber  in  seinem  et- 
waigen Vorhaben,  ein  Werk  überhaupt  nicht 
zu  veröffentlichen.  Als  mechanische  Ver- 
vielfältigung ist  eine  solche  anzusehen,  bei 
der  ein  mechanisches  Verfahren  zur  Her- 
stellung einer  bleibenden  Vorrichtung  ange- 
wendet wird,  welche  ohne  Wiederholung 
des  zu  dieser  Herstellung  erforderlichen 
Prozesses  die  Anfertigung  einer  Vielzahl 
von  Exemplaren  des  Werkes  ermöglicht; 
also  insbesondere  Vervielfältigung  diurh 
Buchdruck,  Lithographie,  Authographie, 
Pliotographie,  Hektographie  etc.  Das  Ab- 
schreiben ist,  wenn  es  den  Druck  vertreten 
soll,  der  mechanischen  Vervielfältigimg 
gleichgestellt  —  Das  ausschliessliche  Ver- 
nelfältigungsrecht  des  Urhebers  imifasst 
auch  das  Uebersetzungsrecht,  aller- 
dings mit  der  Einschränkung,  dass  bei  ver- 
öffentlichten Schriftwerken  der  Urheber, 
wenn  er  sich  dieses  Recht  wahren  will, 
dasselbe  auf  dem  Titelblatte  oder  an  der 
Spitze  des  Werkes  sich  vorbehalten  muss, 
ferner,  wenn  es  ein  dramatisches  Werk  ist, 
die  vorbehaltene  Uebereetzung  innerhalb 
sechs  Monaten  vom  Tage  der  Veröffent- 
lichung des  Originales  an  vollständig  er- 
scheinen, bei  anderen  Werken  aber  die  Ver- 
öffentlichung der  vorbehalteuen  Uebersetzung 
nach  dem  Erscheinen  des  Originalwerkes 
binnen  einem  Jahre  beginnen  und  binnen 
drei  Jahren  beendet  sein  muss.  Auch  ohne 
Vorbehalt  sind  die  zuerst  in  einer  toten 
Sprache  erschienenen  Werke  gegen  Ueber- 
setzung in  eine  lebende  Sprache,  die  gleich- 
zeitig in  verschiedenen  Sprachen  herausge- 


gebenen Werke  gegen  Uebersetzung  in  eine 
dieser  Sprachen  geschützt.  Durch  die 
Berner  Konvention  in  der  Fassung  der  Pariser 
Zusatzakte  wurde  das  ausschliesshche  Ueber- 
setzungsrecht noch  erheblich  en\-eitert  (s. 
u.  sub  9.). 

Der  Urheber  eines  dramatischen,  musi- 
kalischen oder  dramatisch  -  musikalischen 
Werkes  ist  noch  mit  einem  weiteren  Schutze 
ausgestattet;  er  geniesst  neben  dem  aus- 
schliesslichen Vervielfältigungsrechte  auch 
das  ausschliessliche  Recht  der 
öffentlichen  Aufführung;  nur  muss, 
wenn  ein  musikaUsches  Werk  durch  den 
Druck  veröffentiicht  wird,  der  Urheber  auf 
dem  Titelblatte  oder  an  der  Spitze  des 
Werkes  sich  das  Recht  der  öffentiichen 
Aufführung  eigens  vorbehalten,  widrigenfalls 
ein  solches  Werk  auch  ohne  Genehmigimg 
des  Urhebers  öffentlich  aufgeführt  wei-den 
kann;  dagegen  ist  es  in  betreff  der  drama- 
tischen und  dramatisch-musikalischen  Werke 
gleichgiltig,  ob  das  Werk  bereits  durch  den 
Druck  veröffentlicht  worden  ist  oder  nicht. 
Unter  den  Begriff  der  dramatisch-musika- 
lischen Werke  fallen  auch  die  Balletts  und 
Pantomimen  mit  Musik,  wenn  diese  nach 
Analogie  der  Oper  den  wechselnden  Em- 
pfindungen der  handelnden  Personen  ange- 
liasst  ist;  choreographische  Werke  ohne  da- 
für bestimmte  Alusik  sind  nach  der  über- 
wiegenden Ansicht  zu  den  dramatischen 
Werken  zu  rechnen.  Bei  dramatischen 
Werken  wird  unter  Aufführung  nicht  jede 
Darstellung,  sondern  nur  eine  solche  mit 
verteilten  Rollen  und  mit  scenischer  Hand- 
lung verstanden;  bei  musikalischen  und 
dramatisch-musikalischen  Werken  erschöpft 
jede  Darstellung,  wodurdi  das  Werk  ganz 
oder  zum  Teil  zur  sinnlichen  Erscheinung 
kommt,  den  Begriff  der  Aufführung. 

6.  Dauer  des  U.  Das  ausschliessliche 
Recht  des  Urhebers  hemmt  die  freie  Be- 
nutzung der  Erzeugnisse  des  geistigen 
Schaffens  zu  Gunsten  des  Scliaffenden  und 
derjenigen,  welche  diu-ch  Rechtsnachfolge 
an  seine  Stelle  treten.  Das  Interesse  der 
Allgemeinheit  geht  im  Widerspruche  mit 
diesem  Rechte  dahin,  dass  die  Früchte  der 
geistigen  Arbeit  sofort  Gemeingut  werden. 
Diesem  teilweise  berechtigten  öffentlichen 
Interesse  hat  das  Gesetz  dadurch  Rechnung 
getragen,  dass  es  das  ausschliessliche  Recht 
des  Urhebers  und  seiner  Rechtsnachfolger 
zeiüich  beschränkt  und  damit  bewirkt  hat^ 
dass  nach  Ablauf  bestimmter  Fristen  die 
Werke  unserer  Schriftsteller,  Tonsetzer  etc. 
in  der  That  Gemeingut  aller  werden,  also 
jedermann  berechtigt  ist,  sie  mechanisch  zu 
vervielfältigen  oder  öffentlich  aufzuführen. 
Die  gesetzuchen  Schutzfristen  sind  nun  vor 
allem  verschieden  bemessen,  je  nachdem 
der  Urheber  sein  Werk  zu  Lebzeiten  ver- 
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öffentlicht  hat  oder  nicht  Im  letz- 
teren Falle  ist  das  Werk  —  auch  wenn 
nach  dem  Tode  des  Urhebers  eine  Ver- 
öffentlichuDg  stattfindet  —  während  der 
Lebensdauer  des  Urhebers  uÄd  dreissig 
Jahre  nach  seinem  Tode  geschützt.  Diese 
volle  Schutzfrist  gewährt  das  Gesetz  auch 
den  veröffentlichten  Werken  gegen  me- 
chanische Vervielfältigung  dann, 
wenn  der  wahre  Name  des  Urhebers  (nicht 
etwa  dessen  Schriftstellemame)  auf  dem 
Titelblatte  oder  unter  der  Zueignung  oder 
imter  der  Torrede  angegeben  oder  wenn 
das  Werk  zwar  anonym  oder  pseudonjTn 
erschienen,  jedoch  innerhalb  dreissig  Jahren 
nach  der  ersten  Herausgabe  der  wahre 
Name  zur  Eintragung  in  die  Eintragsrolle 
(s.  n.  sub  8)  angemeldet  worden  ist.  Unter-  i 
blieb  diese  Anmeldung,  so  geht  mit  Ablauf 
der  dreissig  Jahie  von  der  ersten  Heraus- 
gabe an  der  Schutz  für  anonj-m  oder  pseu- 
donrm  erschienene  Werke  verloren.  So- 
weit nun  die  volle  Schutzfrist  Platz  CTeift, 
wird  dieselbe  für  Werke,  die  durch  Mit- 
urheberschaft mehrerer  entstanden  sind, 
nach  der  Zeit  des  Todes  des  letztlebenden 
Miturhebers  bemessen,  so  dass,  wenn  der 
früher  verstorbene  Miturheber  Erben  hinter- 
lassen hat,  deren  Recht  über  die  Zeit  von 
dreissig  Jahren  nach  dem  Tode  ihres  Erb- 
lassers hinaus  erstreckt  winl;  das  Recht 
eines  ohne  Erben  verstorbenen  Miturhebers 
wächst  dem  Rechte  der  überlebenden  Mit- 
urheber zu.  Ist  ein  Werk  durch  Beiträge 
mehrerer  Mitarbeiter  gebildet  und 
erscheint  dasselbe  als  einheitliches  Ganzes, 
so  hängt  die  Berechnung  der  Schutzfrist 
zunächst  davon  ab,  ob  der  Herausgeber  und 
die  Mitarbeiter  genannt  sind.  Wenn  keiner 
von  ihnen  genannt  ist,  endigt  die  Schutz- 
frist für  das  Ganze  und  für  die  einzelnen 
Beiträge  (vorausgesetzt,  dass  diese  nicht 
schon  fi-üher  gesondert  erschienen  sind) 
gleichzeitig  mit  Ablauf  von  dreissig  Jahren 
nach  der  Herausgabe  des  Sammelwerkes. 
Ist  der  Heransgeber  genannt  und  dieser  eine 
physische  Person,  so  ist  das  Werk  als 
Ganzes  zu  Lebzeiten  des  Herausgebers  und 
dreissig  Jahre  nach  seinem  Tode  geschützt; 
•wenn  dagegen  «nne  Akademie,  eine  Univer- 
sität, eine  sonstige  juristische  Person,  eine 
öffentliche  Unterrichtsanstalt,  eine  gelehrte 
oder  andere  Gesellschaft  als  Herausgeber 
dem  Urheber  gleich  zu  achten  ist,  so  ge- 
niesst  das  Werk  als  Ganzes  nur  einen 
Schutz  von  dreissig  Jahren  nach  seinem  Er- 
scheinen. Sind  die  einzelnen  Mitarbeiter 
eines  solchen  einheitlichen  Sammelwerkes 
oder  nur  ein  Teil  derselben  genannt  (es  ge- 
nügt hier,  wenn  der  Name  des  Urhebers 
an  der  Spitze  oder  am  Schlüsse  des  Bei-i 
träges  angegeben  ist),  so  kann  eine  ganz  [ 
verschiedene  Schutzfrist  für  das  Ganze  und . 


für  jeden  Beitrag  laufen,  da  jeder  einzelne 
Beitrag,  dessen  Verfasser  genannt  ist,  einen 
selbständigen  Schutz  für  die  Dauer  der 
vollen  Frist  geniesst.  —  Soweit  die  Schutz- 
frist nach  der  Zeit  des  Erscheinens  eines 
Werkes  sich  bemisst,  wird  sie,  wenn  das 
Werk  in  mehreren  Bänden  oder 
Abteilungen  erscheint,  von  dem  Er- 
scheinen eines  jeden  Bandes  oder  einer 
jeden  Abteilung  an  berechnet,  es  sei  denn, 
dass  das  Werk  in  einem  oder  mehreren 
Bänden  eine  einzige  Aufgabe  behandelt, 
mithin  als  in  sich  zusammenhängend  zu  be- 
trachten ist,  in  welchem  Falle  die  Schutz- 
frist, sofern  nicht  zwischen  der  Heraus- 
gabe einzelner  Bände  oder  Abteilungen  ein 
längerer  Zeitraum  als  di-ei  Jahre  liegt,  erst 
nach  dem  Erscheinen  des  letzten  Bandes 
oder  der  letzten  Abteilung  beginnt 

Gegen  Veranstaltung  einer  Ue b er- 
setz ung  ist  ein  Werk  im  allgemeinen  eben 
so  lange  geschützt  wie  gegen  mechanische 
Vervielfältigung  überhaupt;  ist  jedoch  das 
in  einer  lebenden  Sprache  abgefasste  Werk 
veröffentlicht  und  mithin  das  ausschliess- 
liche Uebersetzungsrecht  von  dem  Vorl)e- 
halte  desselben  und  von  dem  fristgerechten 
Erscheinen  einer  rechtmässigen  Uebersctzung 
abhängig  (s.  oben  sub  4),  so  dauert  der  Schutz 
nur  fünf  Jahre,  vom  ersten  Erscheinen  der 
rechtmässigen  Uebersctzung  ab  gerechnet; 
gleichzeitig  in  verschiedenen  Sprachen  her- 
ausgegebene Werke  sind  gegen  Veranstaltung 
einer  Uebersctzung  in  einer  dieser  Sprachen 
fünf  Jahre  vom  Erscheinen  des  Original- 
werkes an  geschützt  (s.  aber  unten  sub  9). 

Für  die  vom  Gesetze  bestimmten  Schutz- 
fristen gut  allgemein  der  Grundsatz,  dass 
das  Todesjahr  des  Verfassers  bezw.  das 
Ealenderjahr  des  ersten  Erscheinens  des 
Werkes  oder  der  Uebersctzung  nicht  ein- 
gerechnet wird.  —  Wenn  vor  Ablauf  der 
Schutzfrist  der  Urheber  ohne  Rechtsnach- 
folge stirbt  oder  der  etwaige  Reclitsoach- 
folger  mit  Tod  abgeht,  ohne  seinerseits 
durch  Erbgang  oder  sonstwie  das  Recht 
weiter  zu  übertragen,  so  wird  das  Werk 
Gemeingut;  ein  HeimfaUrecht  des  Fiskus 
oder  anderer  zu  herrenlosen  Verlassen- 
schaften  berechtigter  Personen  findet  für 
den  noch  übrigen  Teü  der  Schutzfrist 
nicht  statt 

Für  den  Schutz  der  dramatischen,  musi- 
kalischen imd  dramatisch  -  musikalischen 
Werke  gegen  unbefu^e  öffentliche  Auf- 
führung gelten  die  nämlichen  Fristbe- 
stimmungen wie  bezüglich  des  Schutzes 
gegen  mechanische  Vervielfältigung.  Hier 
ist  nun  aber  ein  öffentliches  Erecheinen  des 
Werkes  in  doppeltem  Sinne  möglich,  als 
Veröffentlichung  durch  den  Druck  und  als 
erste  rechtmässige  öffentliche  Aufführang. 
Wenn  nun  das  Werk  im  Druck  noch  nicht 
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erschienen  ist,  aber  unter  dem  -wahren 
Namen  des  Autors  öffentlich  aufgeführt 
wurde,  so  kann  es  unter  keinen  Umständen 
als  anonym  gelten  und  es  ist  mithin  zu 
Lebzeiten  des  Urhebers  imd  dreissig  Jahre 
nach  seinem  Tode  geschützt,  ebenso  vrie 
wenn  es  vor  der  Auffühnmg  unter  dem 
wahren  Namen  des  Urhebers  gedruckt  wor- 
den ist.  Erfolgt  aber  die  erste  öffentliche 
Auffühnmg  vor  der  Drucklegung  zu  Leb- 
zeiten des  Urhebers  anonym  oder  pseudonym, 
so  geniesst  das  Werk  den  Schutz  nur  von 
da  an  30  Jahre  lang.  Es  kann  jedoch  inner- 
halb der  30  Jahre  die  A'olle  Schutzfrist  auf 
zweifache  Art  gewahrt  werden,  nämlich 
einmal  durch  Eintragung  des  wahren  Ur- 
hebemamens  in  die  Eintragsrolle  (s.  u.  sub  8) 
und  ferner  durch  Veröffentlichung  des  Werkes 
durch  den  Dnick  unter  dem  wahren  Namen 
des  Urhebers.  Wenn  dagegen  das  Werk 
zuerst  anonym  oder  pseudonym  durch  den 
Druck  veröffentlicht  worden  ist,  so  geniesst 
es  auch  gegen  unbefugte  Aufführung  nur 
30  Jahre  lang  von  der  Veröffentlichung  an 
den  Schutz,  wenn  auch  die  späterhin  er- 
folgende erste  rechtmässige  Aufführung 
unter  dem  wahren  Namen  des  Urhebers  er- 
folgt. Hat  endlich  zuerst  die  Aufführung 
und  dann  die  Veröffentlichung,  beides  aber 
anonym  oder  pseudonym,  stattgefunden,  so 
erlischt  der  Aufführungsschutz  nach  30 
Jahren  von  der  ersten  rechtmässigen  Auf- 
fühnmg an,  mithin  früher  als  der  Schutz 
gegen  mechanische  Vervielfältigung. 

6.  Yerletzmig  des  U.  Entsprechend 
dem  möglichen  Inhalte  des  Urheberrechtes 
kann  auch  die  Verletzung  dieses  ausschliess- 
lichen Rechtes  eine  zweifache  sein;  der 
Eingriff  kann  nämlich  bestehen  in  einer 
unbefugten  mechanischen  Verviel- 
fältigung oder,  wenn  ein  dramatisches, 
musikalisches  oder  dramatisch-musikalisches 
Werk  in  Frage  ist,  zudem  in  einer  unbe- 
fugten öffentlichen  Aufführung 
desselben. 

Die  ohne  Genehmigung  des  Berechtigten 
hergestellte  mechanische  Vervielfältigung 
—  der  Nachdruck  —  ist  verboten  ohne 
Unterschied,  ob  das  Werk  ganz  oder  nur 
teilweise  vervielfältigt  wird.  Der  Begriff 
der  Ver\-ielfältigung  setzt  Identität  der  Re- 
produktion mit  dem  Original  voraus;  eine 
solche  liegt  aber  nicht  vor,  wenn  lediglich 
der  Gedankeninhalt  eines  fremden  Werkes 
benutzt,  im  übrigen  jedoch  auf  dem  Wege 
selbständiger  Formgestjdtung  ein  neues, 
eigentümliches  Werk  geschaffen  wurde. 
Was  namentlich  die  musikalischen  Kompo- 
sitionen anlangt,  so  hat  das  Gesetz  aus- 
drücklich solche  Bearbeitungen  gestattet, 
welche  selbst  wieder  als  eigentümliche 
Kompositionen  betrachtet  wenlen  können, 
womit   dem    ausschliesslichen    Rechte    des 


Komponisten  an  der  Melodie  die  Anerkennung 
vers^  ist,  wogegen  andere  Bearbeitungen, 
insbesondere  Auszüge,  Arrangements  für 
einzelne  o<ier  mehrere  Instnimente  oder 
Stimmen  sowie  der  Abdruck  von  einzelnen, 
nicht  künstlerisch  verarbeiteten  Motiven  oder 
Melodieen  eines  und  desselben  Werkes  als 
Nachdruck  gelten.  Aber  nicht  nur  die  Be- 
nutzung fremder  Gedanken  zur  eigenen 
selbständigen  Produktion  ist  nicht  ge- 
hemmt; im  Interesse  der  weiteren  Ent- 
wickelung  der  Wissenschaft  und  der  Litte- 
ratur,  der  Erziehung  und  BUdung  ist  die 
Benutzung  fremder  Geistesarbeit  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  auch  da  noch  ge- 
stattet, wo  an  sich  das  Gebiet  der  mindestens 
partiellen  Vervielfältigung  betreten  ^^^rd. 
Zu  diesen  Ausnahmen  vom  Begriff  des 
Nachdrucks  sind  zu  zählen  das  wörtliche 
Anführen  einzelner  Stellen  oder  kleinere 
Teile  eines  bereits  veröffentlichten  Werkes, 
die  Aufnahme  bereits  veröffentlichter  Schrif- 
ten von  geringerem  Umfange  in  ein  grösseres 
Ganzes,  sobald  dies  nach  seinem  Hauptin- 
halte ein  selbständiges  wissenschaftliches 
Werk  ist,  sowie  in  Sammlungen  aus  Werken 
mehrerer  Schriftsteller  zum  Kirchen-,  Schul- 
und  Unterrichtsgebrauche  oder  zu  einem 
eigentümlichen  litterarischen  Zwecke ;  femer 
in  analoger  Weise  die  Aufnahme  einzelner 
Abbildungen  in  ein  wiederum  hauptsächlich 
aus  Abbildungen  bestehendes,  wesentlich 
wissenschaftlichen  Zwecken  dienendes  grösse- 
res Ganzes  oder  in  Sammlungen  der  ge- 
dachten Art  sowie  die  Uebemahme  einzel- 
ner Abbildungen  aus  einem  bereits  veröffent- 
lichten Werke  in  ein  Scliriftwerk,  sofern 
dieses  als  die  Hauptsache  erscheint  und 
die  Abbildungen  nur  zur  Erläutening  des 
Textes  etc.  dienen;  endlich  die  Aufnahme 
bereits  veröffentlichter  kleinerer  Kompo- 
sitionen in  ein  nach  seinem  Hauptinhalte 
selbständiges,  wissenschaftliches  Werk,  so- 
wie in  Sammlungen  von  Werken  verschie- 
dener Komponisten  zur  Benutzung  in 
Schulen,  ausschliesslich  der  Musikschulen. 
In  allen  diesen  Fällen  der  Entlehnung  muss 
jedoch  bei  Vermeidung  einer  Strafe  (s.  u.| 
der  Urheber  oder  die  benutzte  Quelle  ange- 
geben werden. 

Einen  Nachdruck  begeht  der  Urheber 
selbst,  wenn  er  sein  Recht  auf  einen  Ver- 
leger übertragen  hat  und  das  Werk  gleich- 
wohl während  der  Dauer  der  Berechtigung 
des  Verlegers  ohne  dessen  Genelunignng 
anderwärts  wiederum,  wenn  auch  in  teil- 
weise veränderter  Auflage  oder  etwa  inner- 
halb einer  Gesamtausgabe  oder  als  Sonderab- 
druck, nachdem  es  zuerst  in  einer  Samm- 
lung erschienen  war  etc.,  herausgiebt.  In 
letzterer  Hinsicht  ist  jedoch  zu  beachten, 
dass  der  Urheber  einzelne  Aufsätze  etc.. 
welche    in   periodischen   Werken    erschie- 
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nen  sind,  auch  ohne  Einwilligung  des 
Herau^ebers  oder  Verlegers  des  Gesamte 
Werkes  nach  2  Jahren,  vom  Ablauf  des 
Jahres  des  Erscheinens  an  gerechnet,  ander- 
weitig abdrucken  darf.  Andererseits  ist  es 
auch  als  Nachdruck  anzusehen,  wenn  der 
Verlier  dem  mit  dem  Urheber  abge- 
schlossenen Vertrage  zuwider  einen  neuen 
Abdruck  von  dem  in  Verlag  genommenen 
Werke  veranstaltet  oder  eine  grössere  An- 
zahl von  Exemplaren  anfertigt,  als  ihm  ver- 
tragsmässig  oder  gesetzlich  gestattet  ist. 

Die  öffentliche  Aufführung  eines 
geschützten  dramatischen  etc.  Werkes  stellt 
gleichfalls  eine  Rechtsverletzung  dar,  wenn 
sie  ohne  (vorher  einzuholende)  Genehmigung 
des  Berechtigten  stattgefunden  hat.  Im 
Zweifel  ist  die  erteilte  Berechtigung  ziu* 
Aufführung  keine  ausschliessliche;  welchen 
üm&ng  sie  im  übrigen  hat,  ob  sie  aa  die 
Person  des  Erwerbers  geknüpft  sein  oder 
auch  dem  Nachfolger  in  der  Leitung  der 
Bühne  etc.  zustehen  soll,  ob  sie  auf  einen 
bestimmten  Ort  beschränkt  oder  etwa  mit 
der  Truppe,  welche  verschiedene  Orte  be- 
reist, verbunden  sein  soll  u.  s.  f.,  hängt 
von  den  umständen  des  einzelnen  Falles 
ab.  Von  unbefugter  öffentiicher  Aufführung 
eines  Werkes  toinn  femer  nur  die  Rede 
sein»  wenn  das  aufgeführte  mit  dem  ge- 
schützten Werke  im  wesentlichen  identisch 
ist  (s.  bei  Nachdnick  o.  sub  6). 

7.  Folgen  der  Urheberrechtsver- 
letznng.  Verfahren.  Verj^rang.  Das 
Gesetz  statuiert,  um  das  Verbot  des  Nach- 
drucks und  der  unbefugten  öffenüichen  Auf- 
führung wirksam  zu  machen,  einen  civil- 
rechtlichen  und  einen  strafrechtlichen  Schutz, 
ausserdem  Massregeln  prohibitiver  Natm-i 
Thäter  des  eigentlichen  Nachdrucks- 
deliktes ist  derjenige,  welcher  vor- 
sätzlich oder  aus  Fahrlässigkeit  einen 
Nachdruck  in  der  Absicht,  denselben 
innerhalb  oder  ausserhalb  des  Deutschen 
Reiches  zu  verbreiten,  veranstaltet. 
Hiemach  wird  regelmässig  der  Verleger  als 
Thäter  anzusehen  sein,  oder,  wenn  Kom- 
missionsverlag oder  gar  Selbstverlag  des 
Verfassers  in  Frage  ist,  dieser  selbst.  Auch 
bei  dem  Delikte  der  unbefugten 
öffentlichen  Auf führung  ist  der  Ver- 
anstalter der  Aufführung  —  der  Theater- 
direktor, Konzertunternehmer  etc.  —  Thäter; 
auch  hier  verlangt  das  Gesetz  nach  der 
subjektiven  Seite  Vorsatz  oder  Fahrlässig- 
keit. Aus  der  Begehung  dieser  Delikte  er- 
wächst nun  vor  allem  die  Verpfüchtiing, 
den  Urheber  oder  des.sen  Rechtsnachfolger 
zu  entschädigen,  wobei  im  Streitfalle  das 
Gericht  über  das  Vorhandensein  und  die 
Höhe  eines  Schadens  nach  freier  Ueber- 
zengTing  zu  entscheiden  hat.  Die  im  Falle 
einer  unbefugten  Auffühnuig  zu  gewährende 


Entschädigimg  besteht  in  dem  ganzen 
Bruttoertrage  einer  jeden  Aufführung  bezw. 
einem  entsprechenden  Teile  desselben,  wenn 
das  Werk  in  Verbindung  mit  anderen 
Werken  aufgeführt  worden  ist.  Neben  der 
Schadenersatzfrist  tritt  aber  auch  strafrecht- 
liche Ahndung  ein,  und  zwar  trifft  den 
Thäter  eine  Geldstrafe  bis  zu  dreitausend 
Mark,  umzuwandeln  für  den  Fall  der  ün- 
einbringlichkeit  in  Gefängnisstrafe  bis  zu 
sechs  Monaten  —  es  wäre  denn,  dass  er 
auf  Grund  entschuldbaren,  thatsächüchen 
oder  rechtlichen  Irrtums  in  gutem  Glauben 
gehandelt  hätte,  in  welchem  Falle  die  Be- 
strafung unterbliebe.  Statt  der  Entschädigung 
kann  auf  Verlangen  des  Beschädigten  im 
Strafverfahren  auf  eine  an  den  Beschädigten 
zu  erlegende  Geldbusse  bis  zu  sechstausend 
Mark  erkannt  werden.  Wenn  dem  Thäter 
kein  Verschulden  —  also  weder  Vorsatz 
noch  Fahrlässigkeit  —  zur  Last  fällt,  so 
haftet  er  für  den  durch  Nachdruck  ent- 
standenen Schaden  nur  bis  ziu-  Höhe  seiner 
Bereicherung;  der  schuldlose  Veranstalter 
einer  unbefugten  Aufführung  dagegen  hat 
ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  des  Schadens 
die  ganze  Bereicherung,  also  die  Nettoein- 
nahme an  den  Verletzten  herauszugeben. 
Die  Strafbarkeit  und  die  Ersatzverbindlich- 
keit der  Teilnehmer  au  einem  dieser 
beiden  Delikte  richtet  sich  im  allgemeinen 
nach  den  Vorschriften  des  Strafgesetzbuchs 
und  des  einschlägigen  bürgerlichen  Rechtes; 
Das  Gesetz  hat  aber  eine  besondere,  mit 
der  Anstiftung  verwandte  Form  der  Teil- 
nahme an  dem  Vei^ehen  der  ürheberrechts- 
verletzung  ausgebildet  —  die  Veran- 
lassung zum  Nachdnick  bezw.  zur  unbe- 
fugten Aufführung.  Sie  liegt  vor,  wenn 
jemand  einen  anderen  vorsätzlich  oder  aus 
Fahrlässigkeit  zur  Veranstaltung  eines  Nach- 
drucks etc.  bestimmt,  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  den  Veranstalter  selbst  ein  Verschulden 
trifft.  Als  Veranlasser  erscheint  meistens 
der  Verfasser  der  unerlaubten  Reproduktion, 
welcher  einen  Verleger  ziu*  Herausgabe 
oder  eine  Bühne  etc.  zur  Aufführimg  be- 
stimmt. Der  Veranlasser  ist  nach  Massgabe 
der  für  die  Veranstaltung  bestehenden  Vor- 
schriften strafbar  und  ersatzpfUchtig.  Ausser 
dem  Veranstalter  und  den  Teilnehmern  an 
der  Veranstaltung  kommt  beim  Nachdruck 
auch  noch  der  Verbreiter  von  Nach- 
drucksexemplaren in  Betracht;  besonders 
vorgesehene  Arten  der  Verbreitung  sind 
das  Feilhalten  und  der  Verkauf.  In  der 
Verbreitung  liegt  eine  strafbare  Handlimg 
nur  dann,  wenn  sie  vorsätzlich  und  ge- 
werbsmässig erfolgt.  Strafe  und  Ersatz- 
pflicht richten  sich  nach  don  auf  die  Ver- 
anstaltung bezüglichen  Bestimmungen.  Mass- 
regeln prohibitiver  Natur  sieht  das  Gesetz 
nur  beim  Nachdruck  vor,  indem  es  bestimmt, 
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dass  die  vorrätigen  Exemplare  und  die  zur 
widerrechtlichen  Vervielfältigung  ausschliess- 
lich bestimmten  Vorrichtungen  der  Ein- 
ziehung unterliegen,  soweit  sich  dieselben 
im  Eigentum  eines  (wenn  auch  schuldlosen) 
Teilnehmers  am  Nachdruck,  insbesondere 
des  Druckers  oder  auch  des  Sortiraents- 
buchhändlere  befinden.  Die  Einziehung 
tritt  auch  dann  ein,  wenn  der  Veranstalter 
oder  Veranlasser  weder  vorsätzlich  noch 
fahrlässig  gehandelt  hat,  imd  erfolgt  auch 
gegen  die  Erben.  Der  Verletzte  kann  die 
Exemplare  und  Vorrichtungen  vorbehaltlich 
der  Rechte  Dritter  gegen  die  Herstellungs- 
kosten übernehmen;  geschieht  dies  nicht, 
so  sind  die  eingezogenen  Objekte  entweder 
zu  vernichten  oder,  nachdem  sie  ihrer  ge- 
fährdenden Form  entkleidet  sind,  dem  Eigen- 
tümer zurückzugeben.  —  Nur  eine  Greld- 
strafe  bis  zu  sechzig  Mark,  deren  Umwand- 
lung in  Freiheitsstrafe  nicht  statthaft  ist, 
verwirkt  der  Veranstalter  und  der  Veran- 
lasser einer  erlaubten  Entlehnung  aus  einem 
anderen  Werke  (sub  6),  wenn  hierbei  die 
Angabe  der  Quelle  oder  des  Namens  des 
Urhebers  vorsätzlich  oder  aus  Fahrlässigkeit 
unterlassen  wurde. 

Die  Einleitung  des  Strafverfahrens  ist 
von  einem  Antrage  des  Verletzten  bedingt, 
welcher,  um  wirksam  zu  sein,  binnen  drei 
Monaten  nach  erlangter  Eenntnis  von  dem 
begangenen  Vergehen  und  von  der  Person 
des  Thäters  gestellt  werden  muss  und  bis 
zur  Verkündung  eines  auf  Strafe  lautenden 
Erkenntnisses  zurückgenommen  werden  kann. 
Die  Verfolgung  einer  ürheberrechtsver- 
letzimg  steht  jedem  zu,  dessen  ürheber- 
oder  Verlagsrechte  dadurch  beeinträchtigt 
oder  gefährdet  sind.  Es  ist  hiemach  denk- 
bar, dass  im  Falle  eines  Nachdruckes  der 
Urheber  und  der  Verleger  in  der  Berech- 
tigung zur  Verfolgimg  konkurrieren,  weil 
z.  B.  das  Verlagsrecht  nicht  für  die  ganze 
Dauer  des  Schutzes  eingeräumt  ist,  der 
Nachdruck  aber  die  Nutzl»rkeit  des  Werkes 
auch  für  späterhin  gefährdet.  Bezüglich  der 
Person  des  zur  Verfolgung  Berechtigten 
gelten  verschiedene  Rechtsvermutimgen.  Als 
Urheber  eines  bereits  im  Druck  veröffent- 
hchten  Werkes  ist  nämlich  bis  zum  Beweise 
des  Gegenteils  derjenige  anzusehen,  welcher 
als  solcher  auf  dem  Werke  in  der  vom  Ge- 
setze voi-geschricbenen  Weise  genannt  ist 
(s.  0.  sub  5).  Ist  ein  dramatisches,  musi- 
kalisches oder  dramatisch  -  musikalisches 
Werk  noch  nicht  im  Druck  erschienen,  aber 
öffentlich  aufgeführt  worden,  so  gilt  bis 
zum  Beweise  des  Gegenteils  deijenige  als 
Urheber,  welcher  bei  der  Ankündigung  der 
Aufführung  als  solcher  bezeichnet  worden 
ist.  Endlich  wird  bei  anonymen  und  pseu- 
<lonymen  Werken  der  darauf  angegebene 
"Verleger  ohne   weiteren  Nachweis  als  der 


Rechtsnachfolger  des  Urhebers  betrachtet. 
Es  ist  aber  bei  anonymen  und  Pseudonymen 
Werken  der  Verleger  ei-st  in  zweiter  Linie, 
nämlich  nm'  dann,  wenn  nicht  ein  zunächst 
die  Stelle  des  Urhebers  vertretender  Her- 
ausgeber angegeben  ist,  berechtigt,  die 
dem  Urheber  zustehenden  Rechte  wahrzu- 
nehmen. 

Auf  dem  Gebiete  des  Urheberrechtes 
tauchen  vielfach  Fn^n  auf,  deren  Ijösung 
die  Beiziehung  von  Sachverständigen  erfor- 
dert. Im  allgemeinen  ist  der  Richter  in 
der  Auswahl  der  Sachverständigen  nicht 
beschränkt  Das  Gesetz  hat  aber,  um  eine 
gewisse  einheitUche,  gleichmässige  Behand- 
lung der  wichtigeren  technischen  Fragen  zu 
ermöglichen,  im  Anschlüsse  an  das  preussi- 
sche  Recht  das  Institut  der  Sachver- 
ständigen vereine  aufgenommen,  welche 
auf  Erfordern  des  Richters  Gutachten  über 
die  an  sie  gerichteten  Fragen  abzugeben 
verpflichtet  und  ferner  befugt  sind,  auf  An- 
rufen der  Beteiligten  über  streitige  Ent- 
schädigungsansprüche und  die  Einziehung 
als  Schiedsrichter  zu  verhandeln  oder  zu 
entscheiden.  Solche  Vereine  sind  in  jedem 
Staate  des  Deutschen  Reiches  für  litterarische 
Werke  aus  Gelehrten,  Schriftstellern,  Buch- 
händlern und  anderen  (insbesondere  auch 
für  die  Beurteilung  von  Abbildungen)  ge- 
eigneten Personen,  für  musikalische  Werke 
aus  Komponisten,  Musikverständigen  und 
Musikalienhändlern  zu  bilden.  (Ueber  die 
Zusammensetzung  und  den  Geschäftsbetrieb 
der  Sachverständigenvereine  bestimmt  eine 
Instruktion  des  Bundeskanzleramtes  vom  4. 
November  1871,  welche  durch  Bekannt- 
machung vom  30.  August  1879  und  2.").  Ok- 
tober 1882  Abändenmgen  erfahren  hat.) 

Die  Strafverfolgung  und  die  Klage  auf 
Entschädigung  verjähren  in  allen  Fällen 
—  mit  Ausnahme  der  Uebertretung  der 
unterlassenen  Quellenan^be,  welche  in  drd 
Monaten  verjährt  —  in  drei  Jahren. 
Der  Ijauf  der  Verjährung  beginnt  im  Falle 
des  Nachdrucks  mit  dem  Tage,  an  welchem 
die  Verbreitung  der  Nachdrucksexemplare 
zuerst  stattgefunden  hat;  ebenso  im  Falle 
der  vorerwähnten  Uebertretung  mit  dem 
Tage  der  ersten  Verbreitung  des  Abdruckes ; 
im  Falle  des  Vergehens  der  gewerbsmässigen 
Verbreitung  von  Nachdrucksexemplaren  da- 
gegen erst  mit  dem  Tage  der  letzten  Ver- 
breitung. Hinsichtlich  der  unbefugten  Auf- 
fülirung  richtet  sich  der  Lauf  der  Ver- 
jährung nach  allgemeinen  Grundsätzen.  Die 
Zulässigkeit  des  Antrages  auf  Einziehung 
und  Vernichtung  der  noch  vorhandenen 
Nachdrucksexemplare  und  Vorrichtungen 
ist  an  keine  Frist  gebunden. 

8.  EintragsroUe.  Bei  dem  Stidtrate 
zu  Leipzig  wird  eine  Eintragsrolle  geführt, 
in  welche  die  vom  Gesetze  vorgeschriebenen 
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Eiutraguogen  stattzufinden  haben.  Im  ein- 
zelnen ist  zur  EintiagsroUe  anzumelden: 
a)  der  Beginn  und  bezw.  die  Vollendmig 
einer  vorbehaltenen  üebersetzung  (s.  o. 
sub  4) ;  b)  der  •wahre  Name  des  Urhebers 
eines  anonym  oder  pseudonym  erschienenen 
Werkes  (s.  o.  sub  5);  c)  der  wahre  Name 
des  Urhebers  eines  anonym  oder  pseudonym 
öffentlich  aufgeführten  dramatischen  etc. 
Werkes  (s.  o.  sub  5  g.  E.).  üeberdies  war 
ein  etwa  ziu*  Zeit  des  Inkrafttretens  des 
Gesetzes  noch  in  Anspruch  genommenes 
Privilegium,  wenn  dasselbe  nicht  auf  dem 
Werke  selbst  bemerkt  war,  binnen  drei 
Monaten  zur  Eintragsrolle  anzumelden  bei 
Yermeidung  des  Verlustes  des  Privilegien- 
Schutzes.  —  Die  Eintragungen  werden  ohne 
voitergehende  Prüfung  über  die  Berech- 
tigung des  Antr^tellers  oder  über  die 
Richtigkeit  der  zur  Eintragung  angemeldeten 
Thatsachen  bewirkt;  es  liefert  daher  die 
Eintragung  nicht  für  die  Richtigkeit  ihres 
Inhaltes,  sondern  lediglich  dafür  einen  Be- 
weis, dass  eine  Thatäwjhe  zu  einem  be- 
stimmten Zeitpunkte  zur  Eintragung  ange- 
meldet worden  ist.  Entscheidend  für  die 
Erlangung  der  zu  wahrenden  Rechte  ist 
auch  nur  die  Anmeldung  zur  Eintragung, 
nicht  diese  selbst  Ueber  die  Fühnmg  der 
EintragsroUe  bestimmt  die  Instruktion  des 
Reichskanzleramtes  vom  7.  Dezember  1870. 
Jedermann  kann  von  der  Eintragsrolle  Ein- 
sicht nehmen  und  sich  beglaubigte  Auszüge 
daraus  erteilen  lassen.  Die  Eintragungen 
werden  im  Börsenblatte  für  den  deutschen 
Buchhandel  bekannt  gemacht.  Eingaben, 
Verhandlungen,  Atteste,  Beglaubigungen, 
Zeugnisse,  Auszüge  etc.,  welche  die  Ein- 
tragsrolle betreffen,  sind  stempelfrei.  Für 
jede  Eintragung,  jeden  Stempelschein  und 
jeden  sonstigen  Auszug  wird  eine  Gebühr 
von  1,50  M^k  erhoben,  auch  hat  der  An- 
tragsteller die  Kosten  für  die  öffentliche 
Bekanntmachung  der  Eintragung  zu  ent- 
richten. 

9.  Geltungsgebiet  des  Gesetzes,  Be- 
ziehnngen  zum  Aaslande.  Das  Autor- 
recht findet  seine  G^rundlage  in  der  Per- 
son des  Autors;  deshalb  gemessen  prin- 
cipiell  nvnr  inländische  Urheber,  d.  i. 
solche,  welche  in  einem  deutschen  Bundes- 
staate das  Indigenat  besitzen,  den  Schutz 
des  Gesetzes,  diese  aber  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  die  Werke  im  Inlande  oder  Aus- 
lande erschienen  oder  überhaupt  noch  nicht 
veröffentlicht  sind.  Werke  ausländischer 
Urheber  sind  bei  uns  im  allgemeinen  nur 
auf  Grund  internationaler  Verträge  (s.  u.) 
geschützt.  Von  dieser  Regel  macht  aber 
aas  Gesetz  zwei  wichtige  Ausnahmen: 
Erstens  erkennt  es  neben  dem  Schutze  der 
Person  des  Urhebers  einen  V  e  r  1  a  g  s  s  c  h  u  t  z 
an;     wenn    nämlich    Werke    ausländischer 


Urheber  zuerst  bei  Verlegern  erscheinen, 
die  im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches  ihre 
Handelsniederlassung  haben,  so  stehen  diese 
Werke  unter  dem  Schutze  des  gegenwärtigen 
Gesetzes.  Zweitens  nimmt  das  Gesetz 
besondere  Rücksicht  auf  die  zwar  nicht 
zum  Deutschen  Reiche,  aber  zum  ehe- 
maligen Deutschen  Bunde  gehörigen 
Gebiete,  insofern  es  seinen  Schutz  verleiht 
einerseits  den  Werken,  welche  in  einem 
zum  ehemaligen  Deutschen  Bunde  gehörigen 
Orte  erschienen  sind,  andererseits  den  Ur- 
hebern, welche  im  ehemaligen  Deutschen 
Bund^gebiete  staatsan^hörig  sind,  für  ihre 
noch  nicht  veröffentiichten  Werke.  Vor- 
aussetzung dieser  zweiten  Ausnahme  ist 
aber,  dass  das  Recht  des  betreffenden 
Staates  den  innerhalb  des  Deutschen  Reiches 
erschienenen  Werken  einen  den  einheimi- 
schen Werken  gleichen  Schutz  gewährt  und 
dass  das  betreffende  Werk  in  seinem  Ur- 
sprungslande selbst  noch  geschützt  ist. 

Was  nun  die  Beziehungen  des 
Reiches  zum  Auslande  anlangt  so  ist 
zwar  bis  zur  angestrebten  Schaffung  einer 
alle  Kulturstaaten  umfassenden  Union  noch 
ein  weiter,  wenn  überhaupt  völlig  gangbarer 
Weg  zurückztdegen ;  immerhin  aber  haben 
die  auf  Erzielung  eines  internationalen 
Schutzes  der  geistigen  Arbeit  gerichteten 
Bestrebungen  schon  zu  erfreulichen  Ergeb- 
nissen geführt  Das  bedeutendste  Resultat 
der  auf  diesem  Gebiete  angewandten  Be- 
mühungen ist  der  durch  die  sogen.  Bern  er 
Konvention  vom  9.  September  1886  ins 
Leben  gerufene  Verband  zum  Schutze  des 
Urheberrechts  an  Werken  der  Litteratur 
und  Kunst  Die  Uebereinkunft  ist  ursprüng- 
lich abgeschlossen  zwischen  dem  Deut- 
schen Reich,  Belgien,  Spanien, 
Frankreich,  Grossbritannien, 
Haiti,  Italien,  der  Schweiz  und 
Tunis;  infolge  späteren  Beitritts  (s.  vl) 
sind  ausserdem  noch  Mitglieder  des  Ver- 
bandes: Luxemburg,  Monaco,  Nor- 
wegen und  Japan.  Teilweise  modifiziert 
wurde  die  Uebereinkunft  dui-ch  die  Pariser 
Zusatzakte  vom  4  Mai  1896,  während 
die  Deklaration  vom  gleichen  Tage  ein- 
zelne Bestimmungen  der  Uebereinkunft  er- 
läutert. 

Grundsatz  der  Bemer  Konvention  ist  *iäss 
die  einem  der  Verbandsländer  angehörigen 
Urheber  oder  ihre  Rechtsnachfolger  in  den 
übrigen  Ländern  für  ihre  Werke,  und  zwar 
sowohl  für  die  in  einem  der  Verbandsländer 
zuerst  veröffentlichten,  als  für  die  über- 
haupt nicht  veröffentlichten  ferner  die  kei- 
nem der  Verbandsländer  angehörigen  Ur- 
heber für  die  in  einem  Verbandslande  zu- 
erst veröffentlichten  Werke  diejenigen  Rechte 
gemessen, 


BandwSrteTbnch  der  Stastswisseaschafteii. 


welche  die  betreffenden  Gesetze 
den  inländischen  Urhebern  gegenwärtig  ein- 
Zweite  Aoflage.    TIT.  24 
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räumea  oder  in  Zukunft  einräumen  werden, 
wobei  für  die  zu  erfüllenden  Bedingungen 
und  Förmlichkeiten  die  Gesetzgebung  des 
Ursprungslandes  des  Werkes  massgebend 
ist  Es  bleiben  also  die  Rechte  der  Urheber 
in  jedem  einzelnen  Lande  ihrem  Inhalte 
nach  verschieden;  nur  das  Princip  der  for- 
mellen Reciprocität  soll  nach  der  Ueberein- 
kunft  Geltimg  haben.  In  Einzelheiten  hat 
dieselbe  jedoch  auch  materielles  internatio- 
nales Recht  geschaffen;  so  insbesondere  be- 
züglich des  Schutzes  gegen  Veranstaltung 
einer  Uebersetzung,  den  sie  während  der 
ranzen  Dauer  des  Urheberrechts  an  dem 
Originale  gewährt,  freihch  unter  der  Be- 
dingung, dass  der  Urheber  von  dem  aus- 
schliesslichen Uebersetzungsrechte  innerhalb 
10  Jahren  von  der  ersten  Veröffentlichung 
des  Originalwerkes  an  Gebrauch  macht; 
ferner  bezüglich  des  Schutzes  der  Zeitungs- 
artikel. 

Zur  Ordnung  der  gemeinsamen  Ange- 
legenheiten, Anstellungen  vonUntersuchungen 
im  gemeinschaftlichen  Interesse,  Auskunfts- 
erteilung über  urheberrechtliche  Fragen  und 
dergl.  ist  in  Bern  ein  Bureau  des  inter- 
nationalen Verbandes  errichtet,  welches  eine 
periodische  Zeitschrift  »Le  droit  d'auteur« 
als  offizielles  Organ  herausgiebt  Der  Bei- 
tritt zur  Uebereinkimft  ist  den  übrigen  Län- 
dern, femer  den  Verbandsländem  für  ihre 
Kolonieen  oder  auswärtigen  Besitzungen 
gestattet;  in  diesem  ausgedehnten  Sinne 
haben  Frankreich,  Grossbritannien  \md 
Spanien  ihren  Beitritt  erklärt. 

Die  Berner  Konvention  hat  diejenigen 
Bestimmungen  der  Sonderverträge,  welche 
den  Urhebern  oder  ihren  Rechtsnachfolgern 
weitergehende  Rechte  als  die  durch  den 
Verband  gewährten  einräumen  oder  ihr 
sonst  nicht  zuwiderlaufen,  ausdrücklich  auf- 
recht erhalten  und  solche  Bestimmungen 
auch  für  die  Zukunft  vorbehalten.  Mit 
dieser  Massgabe  sind  also  die  Verträge 
mit  Frankreich  (19.  April  1883),  Bel- 
gien (12.  Dezember  1883)  und  Italien 
(20.  Juni  1884)  in  Eraft  geblieben. 

Auf  Grund  des  am  15.  Januar  1892  zu 
Stande  gekommenen  Uebereinkommens  mit 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
geniessen  die  Bürger  dieser  Staaten  im 
Reiche  den  Schutz  des  Urheberrechts  auf 
derselben  Grundlage  wie  die  Reichsange- 
hörigen, während  andererseits  die  Bestim- 
mimgen  des  amerikanischen  Gesetzes  auf 
deutsche  Reichsangehörige  ausgedehnt  sind. 

Am  .30.  Dezember  1899  kam  zwischen 
Deutschland  und  Oesterreich-Ungarn 
ein  Vertrag  zum  Abschluss,  welcher  den 
gegenseitigen  Schutz  des  Urheberrechts 
sichert. 

10.  Gesetzgebung  der  wichtigeren  ans« 
irSrtigen  Staaten,  a)  Vereinigte  Staaten 


von  Amerika.  Nach  den  GG.  v.  8.  Juli 
1870,  18.  Juni  1874,  3.  März  1891,  6.  Januar 
und  3.  März  1897  nmfasst  das  Urheberrecht 
das  auüschliessUche  Recht,  ein  Bnch,  eine  Land- 
oder Seekarte,  ein  dramatisches  oder  musikali- 
sches Werk  oder  irgend  eine  Abbildung  zu 
drucken,  zu  verlegen,  zu  verkaufen  etc.,  zu 
dramatisieren,  zn  übersetzen;  femer  wenn  es 
sich  um  ein  dramatisches  Werk  handelt,  das- 
selbe öffentlich  aufzuführen.  Der  Ansprach  auf 
das  Hecht  ist  aber  bedinget  durch  die  Uebergabe 
einer  gedruckten  Kopie  des  Titels  des  Werkes 
zn  Händen  des  Eongressbibliothekara,  welche 
an  oder  vor  dem  Tage  der  Veröffentlichung  zu 
erfolgen  hat,  ferner  durch  die  spätestens  am 
TM^e  der  Veröffentlichung  zu  bethStigende 
Uebergabe  von  2  Exemplaren  des  zu  schützen- 
den Erzeugnisses;  endlich  dadurch,  dass  die  zu 
hinterl^enden  2  Exemplare  eines  Buches  von 
einem  innerhalb  der  Grenzen  der  Vereinigten 
Staaten  herfi;estellten  Satze  gedruckt  sind.  Die 
Schutzfrist  beträgt  28  Jahre  von  der  Zeit  der 
auf  die  Uebergabe  folgenden  Eintragung  durch 
den  Kongressoibliothekar.  Diese  Schutzfrist 
kann  zu  Gunsten  des  noch  lebenden  Urhebers 
oder  nach  seinem  Tode  zu  Gunsten  der  Witwe 
oder  der  Kinder  bei  Einhaltung  der  erwähnten 
Formalitäten  um  14  Jahre  verlängert  werden. 
Das  Urheberrecht  kann  übertragen  werden,  je- 
doch nur  mittelst  schriftlicher  Urkunde;  auch 
ist  die  Wirksamkeit  der  Uebertragung  davon 
abhängig,  dass  sie  binnen  60  Tagen  im  Bureau 
des  Kongressbibliothekars  eingetragen  wird. 
Nachdruck  zieht  Verlust  aller  widerrechtlich 
hergestellten    Exemplare    und    Schadenersatz- 

§  flicht,  unbefugte  öffentliche  Aufführung  Scha- 
enersatzpflicht  und  unter  Umständen  Freiheits- 
strafe nach  sich.  Die  Verfolgung  einer  Cr- 
heberrechtsverletznng  ist  davon  abhängig,  dass 
der  Urheber  bei  Veröffentlichung  seines  »^erkes 
sein  Recht  auf  demselben  bekannt  gemacht  hat 
und  zwar  auf  eine  der  vom  Gesetze  zugelassenen 
Arten,  insbesondere  durch  Anbringung  des 
Wortes  Copyright.  Wer  sich  unbefugt  em  Ur- 
heberrecht durch  Bekanntmachnug  auf  einem 
veröffentlichten  Werke  anmasst,  wird  an  Geld 
mit  100  Doli,  bestraft.  Die  Klage  wegen  Ver- 
letzung des  Urheberrechts  verjältft  in  2  Jahren. 
b)  Frankreich.  Die  Bestimmungen  über 
das  Urheberrecht  sind  in  Frankreich  in  zahl- 
reichen Gesetzen  zerstreut ;  aus  nenerer  Zeit  ist 
namentlich  das  G.  v.  14.— 19.  Juli  1866  anzu- 
führen, welches  die  Dauer  des  Schutzes  auf  dO 
Jahre  vom  Tode  des  Urhebers  an  verlängert 
und  für  den  Fall,  dass  Pflichtteilserben  nicht 
vorhanden  sind  imd  der  Urheber  weder  durch 
Vertrag  noch  durch  Testament  über  sein  Recht 
verfügt  hat,  eine  Rechtsnachfolge  des  über- 
lebenden Ehegatten  bestimmt.  Das  ausschliess- 
liche Recht  der  Schriftsteller,  Komponisten. 
Zeichner  etc.  erstreckt  sich  auf  den  Verkauf 
und  die  Verteilung  der  Werke  sowie  auf  Ab- 
tretung des  Rechtes  an  andere.  Der  Schnts 
gegen  Nachdruck  ist  davon  abhängig,  dass  der 
Urheber  2  Exemplare  des  Werkes  auf  der 
Nationalbibliothek  de^niere.  Dramatische  und 
musikalische  Werke  smd  auch  gegen  öffentliche 
Aufführung  geschützt.  Die  Folgen  des  Nach- 
druckes, der  Einführung  und  des  Verkaufes  von 
Nachdrucksexemplaren  bestehen  in  Strafe.  Er- 
satzpflicht   und    Beschlagnahme    der    nachge- 
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druckten  Ausgabe  sowie  der  Vorrichtimgeii. 
Unternehmer  einer  onbefn^ten  AnffUunng 
haben  Strafe  nnd  Ersatzpflicht  sowie  zu  letz- 
terem Behufe  Beschlagnahme  der  Einnahme  zu 
gewärtigen. 

c)  Grossbritannien.    Aach  hier  ist  die 
einschligige    Gesetzgebung    sehr    zersplittert; 
hauptsäuiUch   kommen    GG.    t.    1.   Juh    1842, 
10.  l(ai  1844,   28.  Mai  1852  und  13.  Mai  187ö 
in  Betracht  —  Das  Urheberrecht  ist  die  alleinige 
and    ausschliessliche   Berechtigung,    Ebtemplare 
irgend  eines  Erzeugnisses,   welches  den  Schutz 
geniesst,  ni  dmcken  oder  in  anderer  Weise  zu 
Teryielföltigen.     Gegenstand   des  Schutzes   ist 
jedes  Bach;   darunter  sind  ausser  den  Schrift- 
werken auch  musikalische  Kompositionen,  Land- 
ond  Seekarten,  sowie  Pläne  zu  verstehen.    Das 
Urheberrecht  umfasst  flberdies  das  ausschliess- 
liche Becht  der  öffentlichen  Auffühmng   eines 
noch   nngedrackten,   nicht   schon   im  Auslände 
SffenÜich    aufgeführten    dramatischen    Werkes, 
femer  das  aosschliessliche  Recht  der  Auffähmng 
einer  musikalischen  Komposition,  wenn  sich  der 
Komponist   dieses  Kecht   auf   dem  Titelblatte 
ansdrficklich  vorbehalten  hat,  sowie  das  Becht 
der  Verüffentlichung   gewisser   Vorträge.     Der 
Schntz  g^^n  VemelnUtignng  dauert  bis  zum 
Tode  des  Ver&ssers  and  weitere  7  Jahre,  oder 
wenn  bei  Ablauf  dieser  Prist  42  Jahre  von  der 
ersten  Herausgabe  des  Buches   noch  nicht  ver- 
flossen  sein   sollten,    bis    zum  Ablaufe    der  42 
Jahre.    Nachgelassene  Werke  sind  zu  Gonsten 
des  Eigentflmers  der  Handschrift  42  Jahre  von 
der   ersten  Herausgabe  an  geschätzt.    Hat  der 
Verlier  oder  Herausgeber  eines  Sammelwerkes 
des  Urheberrecht  an   den   einzelnen  Beiträgen 
vom  Verfasser  erworben,  so  fiJlt  dasselbe  nach 
28  Jahren,   von  der  ersten  Veröffentlichung  an 
gerechnet,  für  den  noch  abrigen  Teil  der  Schutz- 
nist  an  den  Verfasser  zurück.    Die  Dauer  des 
ausschliesslichen     Anfführangsrechtes     bemisst 
sich   analog  der  Schatzfrist  für  Bücher;  es  be- 
ginnt aber  der  Lauf  der  Frist  von  42  Jahren 
nach  der  ersten  Aufführung   des  Werkes.    Den 
Universitäten   und  gelehrten  Kollegien   ist  die 
alleinige  Berechtigung,  die  ihnen  von  den  Ver- 
fassern  überlassenen  Werke  zu  vervielfältigen, 
für    immer    eingeräumt    —   Das   Urheberrecht 
kann  auf  einen  anderen  übertragen  werden;  es 
bedarf  jedoch  hierzu  einer  Eintragung  in  das 
zu  solchen  Zwecken  geführte  Eintragsbach.  — 
Wer   ohne   schriftliche   Einwilhgang   des  Be- 
rechtigten ein  geschütztes  Bach  zum  Zwecke 
der  Verbreitung  nachdruckt  oder  zu  eben  die- 
sem Zwecke  eu  nachgedrucktes  Buch  einführt 
oder  ein  ongesetzmässig  gedrucktes  oder  einge- 
führtes Buch  verbreitet,  setzt  sich  der  gericht- 
lichen  Verfolgung  aus.    Nachdruck  liegt  auch 
vor,  wenn  ein  Drama,  dessen  Stoff  einem  frem- 
den Komane  entnommen  ist,  ohne  Einwilligung 
des  Bomandichters  im  Druck  veröffentlicht  wird 
oder  beim  Abdruck  einer  fremden  mnsikalischen 
Komposition  lediglich   solche  Aenderungen  vor- 
genommen werden,  welche  notwendig  sind,  nm 
die  Komposition   einem  anderen   Zwecke   oder 
einem  anderen  Instrumente  anzupassen.   Die  Ver- 
folgung des  Nachdruckes  hängt  davon  ab,  dass 
der    Urheber  vorher    eine   Emtragung    seines 
Bechtes  in  das  schon  erwähnte  Eintragsbuch 
erwirkt  hat    Die  Klage  muss  innerhalb  12  Mo- 
naten nach  der  Verletzung  angebracht  werden. 


Der  Anspruch  des  Verletzten  geht  auf  eine  an 
ihn  za  ztüileude  Geldbasse ;  Nachdracksexemplare 
sind  zu  Gunsten  des  Verletzten  verwirkt.  — 
Eine  Revision  der  englischen  Urheberrechtsge- 
setzgebimg  ist  seit  längerer  Zeit  im  Gange. 

d)  Italien.  Das  G.  v.  19.  September  1882, 
welches  die  in  früheren  Gesetzen  enthaltenen 
Einzelbestimmungen  zusammenfasst,  gewähr- 
leistet das  ausschliessliche  Becht  des  Urhebers 
zur  Veröffentlichung,  Vervielfältigung  und  Ver- 
breitung eines  geistigen  Erzeugnisses,  femer 
zur  öffentlichen  Darstellang  eines  hierzu  ge- 
eigneten Werkes,  insbesondere  einer  choreo- 
^aphischen  Handlung  and  einer  mosikalischen 
Komposition,  ohne  Bücksicht  darauf,  ob  das 
Werk  veröffentlicht  ist  oder  nicht.  Die  Schutz- 
frist zerfällt  in  Ansehung  des  Vervielfältigungs- 
rechtes in  zwei  Perioden,  eine  solche  von  40 
Jahren,  beginnend  von  der  Veröffentlichuug  des 
Werkes,  innerhalb  welcher,  falls  der  Urheber 
früher  stirbt,  die  Erben  oder  Rechtsnachfolger 
das  ausschliessliche  Recht  geniessen,  nnd  eme 
an  die  erste  sich  anschliessende  zweite  Periode 
von  40  Jahren,  innerhalb  welcher  die  Verviel- 
fältigung zwar  von  keiner  Genehmigung  mehr 
abh£igig,  aber  dadurch  bedingt  ist,  ditös  dem 
Inhaber  des  Urheberrechtes  ö",',  des  Laden- 
preises von  dem  Unternehmer  der  Verviel- 
lältigong  bezahlt  wird.  Dem  Urheber  selbst 
steht  das  ausschliessliche  Recht  zu  seinen  Leb- 
zeiten auch  dann  noch  zu,  wenn  er  die  vierzig- 
jährige erste  Periode  überlebt.  Das  Urheber- 
recht gewisser  juristischer  Personen  (eines  Ge- 
meinwesens, einer  Akademie  etc.)  danert  20 
Jahre  von  der  Veröffentlichung  des  betreffenden 
Werkes.  Gegen  öffentliche  Aufführung  ist  ein 
Schutz  in  der  Dauer  von  80  Jahren  seit  der 
ersten  Aufführung  nnd  Veröffentlichung  ge- 
währt. Das  ausschliessliche  Uebersetzungsrecht 
feniesst  der  Urheber  10  Jahre  von  der  ersten 
eröffentlichung  an.  Das  Urheberrecht  ist 
fibertragbar;  der  Zwangsvollstreckang  ist  es 
nur  dann  onterworfen,  wenn  es  bereits  ganz 
oder  teilweise  einem  anderen  übertragen  ist 
Im  öffentlichen  Interesse  kann  das  Urheberrecht 
—  mit  Ausnahme  der  Befugnis  zur  Veröffent- 
lichung bei  Lebzeiten  des  Urhebers  —  vom 
Staate,  von  Provinzen  nnd  Kommunen  auf  dem 
Wege  der  Expropriation  erworben  werden.  — 
Die  Ausübung  des  Urheberrechts  ist  an  ge- 
wisse Förmlichkeiten  geknüpft;  innerhalb  dreier 
Monate  von  der  Veröffentlichung  eines  Werkes 
an  soll  nämlich  eine  Anzahl  von  Exemplaren 
beim  Präfekten  der  Provinz  eingereicht  und 
derselben  eine  Erklärung  beigefügt  werden,  in 
welcher  u.  a.  das  Autorrecht  ausdrücklich  vor- 
zubehalten ist;  wenn  die  Einreichung  und  die 
Erklärang  nicht  wenigstens  innerhalb  10  Jahren 
nach  der  Veröffentlichung  erfolgen,  erlischt  das 
Recht  definitiv.  —  Widerrechtliche  Veröffent- 
lichung und  Nachdruck  sowie  unberechtigte 
Aufführung  werden  bestraft  nnd  begründen 
Schadenersatzpflicht ;  Nachdruckexemplare  und 
Vorrichtungen  werden  entweder  vernichtet  oder 
dem  Verletzten  auf  Rechnung  seiner  Ent- 
schädigungsfordernng  ausgefolgt  oder  bis  nach 
Ablauf  des  Schatzes  verwahrt.  Die  Strafver- 
folgung tritt  von  Amts  weg^n  ein. 

e)  Oesterreich.  Nach  dem  G.  v.  26.  De- 
zember 1895  sind  (abgesehen  von  den  Werken 
der  bildenden  Künste   und   der  Photographie)' 
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geschützt  die  Werke  der  Litteratur,  insbesondere 
alle  Schriftwerke,  Bühnenwerke,  litterarischen 
Zwecken  dienende  Zeichnungen,  Abbildnng'en, 
Pläne,  Karten,  plastische  Darstellungen  dieser 
Art,  Vorträge  zum  Zwecke  der  Erbauung,  Be- 
lehrung oder  Unterhaltung,  dann  die  Werke  der 
Tonkunst.  In  subjektiver  Hinsicht  ist  für  die 
Regel  der  Schutz  an  die  Voraussetzung  ge- 
knüpft, dass  der  Urheber  österreichischer  Staats- 
bürger ist.  Es  geniessen  aber  auch  die  Werke 
Ton  Ausländem  den  Schutz,  wenn  sie  im  In- 
lande  erschienen  sind;  ausserdem,  wenn  sie 
im  Deutschen  Reiche  erschienen  sind  oder  der 
Urheber  des  noch  nicht  erschienenen  Werkes 
deutscher  Staatsangehöriger  ist,  sofern  im  Deut- 
schen Reich  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist. 
Oewisse  Schriftwerke,  wie  z.  B.  öffentliche 
Aktenstücke,  Erzeugnisse  der  Presse,  welche 
lediglich  den  Bedürfnissen  des  häuslichen  Lebens 
zu  dienen  bestimmt  sind,  sind  vom  gesetzlichen 
Schutze  ausgeschlossen.  Das  Urheberrecht  um- 
fasst :  bei  Werken  der  Litteratur  das  ausschliess- 
liche Recht,  das  Werk  zu  veröffentlichen,  zn 
vervielfältigen,  zu  vertreiben,  zn  übersetzen, 
ilberdies,  wenn  es  ein  Bühnenwerk,  es  öffent- 
lich aufzuführen,  bei  noch  nicht  herausgegebenen 
Vorträgen  auch  das  ausschliessliche  Recht  der 
{iffentlichen  Abhaltung;  bei  Tonwerken  das 
ausschliessliche  Recht,  das  Werk  zu  veröffent- 
lichen, zn  vervielfältigen,  zu  vertreiben  und 
Mentlich  aufzuführen.  Ist  das  Tonwerk  kein 
Bühnenwerk,  so  muss  sich  der  Urheber  bei  der 
Herausgabe  das  Aufführungsrecht  ausdrücklich 
vorbehalten.  Die  Daner  des  Urheberrechts  be- 
trägt in  der  Re^l  BO  Jahre  nach  dem  Tode 
des  Urhebers,  bei  anonym  oder  pseudouym  er- 
schienenen .sowie  bei  von  Körperschaften  heraus- 
gegebenen Werken  30  Jahre  nach  dem  Er- 
scheinen. Das  Uebersetznngsrecht,  welches  sich 
der  Urheber  in  der  Regel  bei  Herausgabe  des 
Werkes  vorbehalten  muss,  endigt,  wenn  nicht 
innerhalb  3  Jahren  die  vorbehalten«  Ueber- 
setznng  herausgegeben  wird,  mit  Ablauf  dieser 
Frist,  ausserdem  5  Jahre  nach  der  Herausgabe 
der  vorbehaltenen  Uebersetzung.  Eingriffe  in 
das  Urheberrecht  ziehen  Strafe  (Geldstrafe  von 
100  fl.  bis  2000  fl_  oder  Arrest  bis  zn  6  Monaten) 
und  Eutschädigungspflicht  nach  sich.  Der  Ent- 
schädigungsanspnich  kann  im  Strafverfahren 
oder  auch  unabhängig  hiervon  atif  dem  Civil- 
rechtswege  geltend  gemacht  werden.  Die  Straf- 
verfolgung tritt  nur  auf  Antrag  ein.  Neben 
der  Strafe  ist  auf  Verlangen  des  Verletzten 
auf  Verfall  der  Vervielfältigungen,  Zerlegung 
des  Drucksatzes,  Unbraucnbarmachung  der 
Nachdrucksvorrichtungen  und  Verfall  der  zu 
einer  unbefugten  Aufführung  benutzten  Ma- 
nuskripte, Textbücher,  Partitnren  und  Bollen 
zu  erkennen. 

f)  Schweiz.     Das   G.  v.  23.  April  1883 

fewährt  den  Urheberschutz  flSr  Werke  der 
itteratur  (und  Kunst),  wissenschaftliche,  tech- 
nische und  ähnliche  Abbildungen  anf  die  Dauer 
von  30  Jahren  vom  Tode  des  Urhebers  an 
bezw.  —  wenn  das  Werk  ein  nachgelassenes 
oder  von  einer  juristischen  Person  etc.  publi- 
ziertes ist  —  30  Jahre  seit  der  Veröffentlichung. 
Will  sich  der  Urheber  das  ausschliessliche 
Uebersetznngsrecht  wahren,  so  muss  er  davon 
binnen  ö  Jahren  nach  Erscheinen  des  Werkes 
in   der  Ursprache   Gebrauch  machen.    Nachge- 


lassene sowie  von  joristischen  Personen  etc. 
veröffentlichte  Werke  müssen  län^tens  inner- 
halb 3  MonatMi  in  ein  öffentliches  Register  ein- 
geschrieben werden.  Nachdruck  und  unerlaubte 
Aufführung  (wenn  diese  zur  Erzielung  eines 
Gewinnes  erfolgt)  haben  für  den  vorsätzlich 
oder  grob  fahrlässig  Handelnden  Geldbasse, 
eventuell  Gefängnisstrafe  und  Entschädignng^- 
pflicht  zur  Folge.  Der  Richter  kann  nach 
treiem  Ermessen  Konfiskation  der  Nacbdmcks- 
exemplare,  der  Vorrichtungen  und  der  Ein- 
nahmen aus  einer  unerlaubten  Aufführung  aus- 
sprechen. Die  Strafverfolgung  findet  nur  anf 
Antrag  des  Beschädigten  statt.  Nach  Umfluss 
eines  Jahres,  seitdem  der  Beschädigte  von  der 
Rechtsverletzung  und  von  der  Person  des 
Schuldigen  Kenntnis  erlangt  hat,  jedenfalls 
aber  nach  Ablauf  von  5  Jahren  seit  dem  Tage 
der  Veröffentlichung,  Aufführung  oder  des  Ver- 
kaufs des  nachgemachten  Werkes  ist  sowohl 
die  civil-  als  strafrechtliche  Klage  ausge- 
schlossen. 

Litteratur:  AUfeUl,  Die  ReichtgeteUe  betr.  da» 
litteraritcke  und  artitt.  Urheberrecht,  1S9S.  — 
Anders,  Beiträge  rur  Lehre  vom  liUeraritchen 
wnd  artigtiichen  Urheberrecht.  —  van  Calher, 
Die  Delikte  gegen  dat  Urheberrecht,  1S94.  — 
Ch,  Constant,  Code-  gineral  de*  droits  d'au- 
teur  etc.,  1888.  —  Dambaeh,  Die  Getetzgebung 
de»  nordd.  Bunde»  betr.  da»  Urheberrecht  etc., 
1871.  —  Derselbe,  Guiachten  de»  pretut.  Sack- 
ver»tändigenverein»  über  Nachdruck  etc.,  1874  ««• 
1891.  —  Daude,  Lehrbuch  de»  deutschen  litt. 
etc.  Urheberrecht»,  1888.  —  Endemann,  Kom- 
mentar zum  Gesetz  betr.  da»  Urheberrecht,  1871. 

—  Eaperaon,  De  diritti  di  autore  »ulle  opere 
deU'  ingegno  ne'  rapporti  intemazionali,  1899.  — 
Preydmrf,   Autorreckt  und  RechUsyttem,  1894. 

—  Oareta  in  Btuch»  Archiv  f.  Handelsrecht, 
Bd.  SB,  S.  ISS.  —  Oierke  in  GnkUchmidit 
Zeüsekrifl,  Bd.  S9  S.  166.  —  Derselbe,  Deut- 
sches PrivatrecU  S.  748 ff.  —  Göpel,  Ueber 
Begriff  und  Wesen  des  Urheberrecht»,  1881.  — 
Heydemann-Dambaeh,  Die  preuss.  Kack- 
drttcksgetetzgebung,  I864.  —  Kärger,  Die  Theo- 
riten ilber  die  Jurist.  Natur  de»  Urheberrechts, 
188t.  —  KUSppel  in  GruchoU  Beiträgefi,  Bd. 
34  8.  7 ff.,  S6  S.  76  ff.  —  Klostermann,  Das 
geistige  Eigentum,  1871.  —  Derselbe,  Das  Ur- 
heberrecht an  Schriftwerken  etc.,  1876.  —  Der- 
selbe in  Endemanns  Handb.  des  Handelsrecht*, 
U,  8.  »49.  —  Köhler,   Das  A'Uorrecht,  1880. 

—  Derselbe,  Das  litterarisclte  und  artistische 
Kunstwerk,  189S.  —  Derselbe,  Die  Idee  des 
geistigen  Eigentum»,  Areh.  /.  eiv.  Pr.,  Bd.  8i  S. 
141  ff.  —  Mandry,  Da»  Urheberrecht  an  litte- 
rarisrhen  Erzeugnissen  etc.,  Kommentar  zu  dem 
bayer.  O.  v.  S8.  VL  1865,  1867.  —  Derselbe, 
dvilrechtlicher  Inhalt  der  Iieich*ge»etze,  3.  Auß. 
8.  49s.  —  mtteis,  Zur  Kenntnis  des  lit.-ariist. 
U.R.  nach  dem  österr.  Ges.,  1898.  —  Orelli, 
Das  »chtreizeritche  Bundesgesetz  betr.  das  Ur- 
heberrecht etc.,  I884.  —  Osterrieth,  Altes  und 
Neues  z.  Lehre  v.  UM.,  1S9S.  —  Derselbe, 
Arch.  f.  öff.  R.,  Bd.  8  S.  tSSff.  —  JE  PouUlet, 
Tratte  theor.  et  prat.  de  la  proprirte  litteraire 
etc.,  1879.  —  Enrico  Kosunini,  Legislazione  etc. 
*ui  diritti  d'aiUore,  1890.  —  Scheele,  Das 
deutsche  Urheberrecht  etc.,  1893.  —  Schuater, 
Das  Urheberrecht  der  Tonkunst,  1891.  —  Der- 
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•elfte,  Da«  Wettn  4«t  CrieberreelUt.  Attgem.. 
fltterr.  GtriehUttiUing,  1891,  \r.  i6.  —  Ver- 
»elbe,  Gmndrus  da  (öeterrtiek.)  UrkeberreehU, 
1899.  —  «/".  H.  Slater,  The  law  relatUg  to  Co- 
pyright eU.,  I884.  —  Ch.  Soldan,  CommetUaire 
d.  I.  Convention  de  Berne,  1888.  —  Stenglein, 
Die  trafreehtUehcn  Nebenge*etze,  S.  At^.,  1895, 
S.  Iff.  —  Yeaqvie  v.  Pütttingen,  Da»  musi- 
kalitehe  Autorrecht,  I864.  —  WAehter,  Dat 
Autorrecht  eU.,  187S. 

AUfeld. 


Uztariz,  Geronimo  de, 

^b.  ge^en  1689  im  damaligen  spanischen  KSnig- 
ireiche,  aer  jetzigen  spanischen  Provinz  Navarra ; 
Todesjahr  unbekannt  Er  bekleidete  mehrere 
höhere  Aemter  unter  der  Regierung  König 
Philipps  V.  von  Spanien,  darunter  das  eines 
Bates  der  königl.  spanischen  Handelsjnnta. 

üztariz  verSSentlichte  folgende  staatswissen- 
schaftliche Schrift  in  Buchform:  Theorica  y 
practica  de  comercio  y  de  marina,  en  diferentes 
discnjsos,  y  calificados  exemplares,  qne,  con 
especificas  providencias,  se  procuran  adaptar  a 
la  monarchia  espanola  etc.,  Madrid  1724;  das- 
selbe, 2.  AnfL,  1742 ;  dasselbe,  3.  Aufl.,  1757 ; 
dasselbe,  in  französischer  Uebersetzung  von 
Forbonnais,  Paris  1753;  dasselbe,  in  englischer 
Uebersetzung  von  J.  Kippax,  2  Bde.,  London 
1751. 

Wfthrend  ÜUoa  sich  in  seiner  Schrift  nur 
mit  Spanien  beschäftigt,  giebt  üztariz  dadurch 
einigen   Kapiteln    seines   Baches    einen    inter- 
nationalen Anstrich,  dass  er  Spanien  im  Reflexe 
der   handelspolitischen   Ueberlegenheit   anderer 
enropSischer  Staaten  erscheinen  lässt,  insbeson- 
dere   Frankreichs  unter  Colhert   und  Lndwig 
XrV.,  Englands  unter  Cromwell,  Hollands  und 
dessen  Besitzungen  in  Westindien.  Solche  han- 
delspolitische Vergleiche  ausländischer  mit  den 
stagnierenden  kommerziellen  Verhältnissen  seines 
Vaterlandes   schärfen  seinen  Blick  fOr   die  ge- 
waltigen Aufgaben,  die  sich  ein  wirtschaftlicher 
Befonnator  Spaniens  zu  stellen  habe.    Im  all- 
gemeinen hemcht  sowohl  in  Theorie  als  Praxis 
üebereinstimmnng  zwischen  den  Ansichten  und 
Vorschlägen   von    üztariz  und   ülloa;  nur   ist 
ersterer  vielseitiger,  dafür  aber   auch  in  seiner 
Darstellung  gehängter,  während  ülloas  Ans- 
fQbriichkeit  den  Vorzug  hat,  zur  Ergänzung 
dessen,   was  üztariz  nur  flüchtig   bertthrt  hat, 
herangezogen  werdeu  zu  können,    üztariz'pa- 
triotisches  Eintreten   für  eine  industrielle  Wie- 
dergeburt Spaniens  betont,  dass  der  physischen 
Arbeitekraft  auch  eine  technische  Schulung  der 
Arbeiter  zur  Seite  stehen  und  eine  wissenschaft- 
liche   Ausbildung   der  Arbeitleiter  in   der  He- 
dianik  nnd  Maschinenlehre  angestrebt  werden 
m&sse.      Er  bekämpft  das  Branntweinmonopol, 
erstens   weil    der  spanische   Binnenhandel    da- 
dnrch  eines  lohnenden  Vertriebsartikels  beraubt 
wOnle  nnd  sodann  weil  die  Weinbereitnng  des 
Sprits  bedürfe;  dagegen  verteidigt  er  das  Ta- 
baksmonopol   sowohl  im    fiskalischen  Interesse 
als    ans   fuxnsfeindlichen   Beweggründen.     Als 
Verteidiger  des  merkantilistiscben  Ideals  einer 
gfinstif^n  Handelsbilanz  empfiehlt  er  die  Förde- 
rung des  Exports  der  Landesfabrikate  und  tritt 


zur  Erzielung  einer  «ossen  Ausfuhr  mit  be- 
stimmt formulierten  Zollreduktiousvorschlägen 
hervor,  während  er  andererseits  hohe  Schutz- 
zölle gegen  die  ausländische  Konkurrenz  be- 
fürwortet. Eine  durchgreifende  Neugestaltung 
der  damaligen  spanischen  Tarifgesetzgebung 
hätte  ihre  Vorteile  im  grösseren  Hasse  nicht 
der  angestammten  Bevölkerung  Spaniens,  son- 
dern den  Ausländem  in  den  Handelsstädten  und 
Seeplätzen  zu  gute  kommen  lassen,  welche  nicht 
allein  den  Ein-  und  Ausfuhrhandel  des  Mutter- 
landes nnd  der  Kolonieen  beherrschten,  die  sogar 
Eigentümer  der  Seeschiffe  waren ,  welche  zum 
Warentransport  verwandt  wurden.  Die  von 
üztariz  auf  drei  Milliarden  und  132  Millionen 
Pesos  berechnete  Edelmetalleinfuhr  aus  dem 
spanischen  Amerika  nach  dem  spanischen  Kon- 
tinent in  den  Jahren  1492  bis  17:24  ist  nach 
neueren  Forschungen  von  Alexander  v.  Hum- 
boldt etc.  um  mindestens  50%  zu  hoch  veran- 
schlagt; die  Frage,  wo  dieser  Hilliardensegen 
geblieben,  beantwortet  üztariz  weniger  präcis 
als  ülloa,  welch  letzterer  sich  schon  zu  An- 
fang seiner  Schnft  darüber  schlüssig  macht, 
dass  die  importierten  Edelmetalle,  nachdem 
Spaniens  Industrie  für  den  Export  leistungs- 
fähig geworden,  zur  Deckung  des  Imports  not- 
wendiger Gebrauchsartikel  ihren  Weg  wieder 
in  das  Ausland  genommen  haben,  üztariz  ver- 
tritt die  Ansicht,  dass  Spaniens  Bevölkemug 
zur  Gründung  eines  Industriestaates  stets  ge- 
nügt habe  nnd  dass  der  wirksamste  Hebel  zur 
Volksvermehrnng  in  dem  blühenden  Zustand 
des  Handels  und  der  Gewerbe  bestehe,  mit  an- 
deren Worten  das  Anwachsen  des  Wohlstandes 
auch  das  der  Bevölkerung  begleite.  In  der 
Auswanderung  sieht  er  kein  zu  bekämpfendes 
üebel,  sie  hat  nach  ihm  auch  nicht  immer  fort- 
schreitejide  Volksabnahme  zur  Folge,  sondern 
schaffe  lediglich  Platz  für  neue  Erwerbsthätige, 
die  um  so  willkommener  seien,  wenn  sich  unter 
den  Einwanderern  fremde  intelligente  Arbeiter 
befänden.  Für  die  Revision  der  spanischen  Be- 
völkerungsaufuahmen  von  1710  und  1723  hat 
er  sich  verdient  gemacht,  denn  wenn  auch  die 
bezüglichen  Ergebnisse,  ihrer  ünvollständigkeit 
wegen,  nicht  gestatten,  ihnen  die  absolute  Ziffer 
der  damaligen  spanischen  Gesaratbevölkerung 
zu  entnehmen,  so  gelang  es  doch  üztariz,  anf 
auf  Grund  seiner  amtUcnen  Vollmachten  fest- 
zustellen, dass  das  Misstrauen  der  spanischen 
Bevölkerang  gegen  die  Zählnngszwecke  in 
zahlreichen  FäUen  zu  niedrigeren  Angaben,  als 
die  thatsächliche  Seelenanzahl  betrug,  geführt 
hatten,  eine  Wahrnehmung,  die  auch  Townsend 
auf  seinen  Reisen  in  Spanien  in  den  Jahren 
1786/87  machte,  imd  eine  Thatsache,  mit  der 
femer  auch  noch  heutigen  Tages  die  spani- 
schen Censusbehörden  zu  rechnen  haben. 


Vgl.  über  üztariz:  Blanqni,  Histoire 
de  r^conomie  polit.  en  Europe,  3.  Aufl.  Bd.  II, 
Paris  1845,  S.  421.  —  Colmeiro,  Historia  de 
la  economia  politica  en  Espana,  Madrid  1863. 
—  Wirmingbaas,  Zwei  spanische  Merkan- 
tilisten, Jena  1886.  —  Ingram,  History  of 
political  economy,  London  1888,  S.  78.  — 
Röscher,  System,  Bd.  III,  6.  Aufl.  Stuttgart 
1892,  §  13o.  —  Nouveau  dictiounaire  d'economie 
polit.,  Bd.  II,  Paris  1892,  S.  1135. 
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Taleriani,  Luigl  Molinari, 

geb.  1758  zu  Iinola  fitalienische  Provinz  Bologna), 
gest.  1828  als  Professor  der  Eechts  wissen  schart 
und  Volkswirtscliaft  zu  Bologna. 

Valeriani  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen  Schriften  in  Buchform:  Del  prezzo 
etc.,  Bologna  lb06.  —  Discorsi,  ebd.  1807.  — 
Operette  concementi  quella  parte  del  gius  delle 
genti  e  pubblico,  che  dicesi  pubblica  economia, 
2  Bde.,  ebd.  1815/24.  —  Bicerche  critiche  ed 
economiche  soll'  a  gostaro  di  Frederigo  II,  sul 
ducato  detto  del  Senato,  sul  florin  d'oro  di  Fi- 
renze  e  suUe  monete  di  conto  in  genere,  ebd. 
1819.  —  Contro  la  sentenza,  di  Ad.  Smith,  che 
l'uuita  monetaria,  moneta  di  conto,  traggesi 
nella  colta  Europa  dall'  argento  pinttosto  per 
particolari  consuetudini  etc.,  2  Teile,  ebd.  1820/22. 
—  De'  cambj  e  piü  particolarm.  del  cambio  tra- 
jettizio  mercantile,  ebd.  1823. 

Valeriani  behandelt  in  seinen  Schriften  die 
Lehre  vom  Wert  und  vom  Preise,  vom  Geld 
und  vom  Wechsel  und  die  engen  Beziehungen 
zwischen  Volkswirtschaft  nnd  öffentlichem  Recht. 
Er  klassifiziert  die  Güter,  behufs  ihrer  Wert- 
schätzung, nach  solchen,  die  einem  Bedürfnisse 
Genüge  leisten  (pregio)  und  nach  ihrem  durch 
Angebot  und  Nachfrage  bestimmten  Wertmasse 
im  Verkehr  (pregio  specifico).  Der  in  Geld 
berechnete  pregio  specifico  ergiebt  nach  ihm 
den    prezzo    oder    „p"    in   seiner    Preisfonnel 

p^-,  nach  welcher  die  dnrch  das  Angebot  „o" 

dividierte  Nachfrage  „i"  einen  Quotient  ergiebt, 
der  den  zu  ermittelnden  Preis  ausdrückt. 


Vgl.  über  Valeriani:  Pecchio,  Histoire 
de  l'economie  polit.  en  Italie,  trad.  par  Gallois, 
Paris  1830.  —  Cavazzoni-Pederzini,  In- 
tomo  la  vita,  le  opere  e  le  dottrine  de  L.  M. 
Valeriani,  Modena  1859. 

Llppert 


Tauban,  S^bastien  le  Prestre  de, 

geb.  am  14.  V.  1633  in  der  Landgemeinde 
Saint-Leger  de  Fougeret  bei  Avallon  im  jetzigen 
Departement  Tonne,  gest.  am  30.  HI.  1707,  als 
Ehrenmitglied     der    Pariser     Akademie     der 


Wissenschaften  (seit  1699),  trat  1653  als  Günst- 
ling des  Kardinals  Mazarin  in  französische 
Dienste,  erhielt  als  Ingenienroffizier  am  3.  V. 
1655  das  Patent  eines  königlichen  Ingenieurs, 
legte  den  berühmten  Hafen  von  Dttnkirchen  an, 
entwarf  1667  die  Pläne  zu  den  nenen  Befes- 
tigungswerken von  Lille,  ward  1669  zum  Geae- 
ralinspektor  sämtlicher  französischer  Festungen 
ernannt  und  leitete  1678  den  Bau  der  Strass- 
burger  Citadelle.  1679  erfand  Vauban  den 
Rikoschettschuas,  am  2.  I.  1703  empfing  er  zu 
Lille  von  Ludwig  XTV.  den  Marschallstab  und 
1706  verteidigte  er  siegreich  die  an  der  Nord- 
grenze von  Marlborough  bedrohten  französischen 
Festungen. 

Vanbui  veröffentlichte  folgende  staats- 
wissenschaftliche Schrift  in  Bncliform:  Pro- 
iet  d'nne  dixme  royale,  qui  snpprimant  la  taille, 
les  aydes,  les  douanes  d'nne  province  i,  l'aatre. 
les  d^cimes  du  clerg6,  les  affaires  extraordi- 
naires  et  tons  antres  impöts  on^renx  et  uon 
volontaires,  produiroit  au  Roy  nn  revenn  cer- 
tain  et  süffisant,  etc.,  Rouen  1707;  dasselbe,  1. 
Neudruck,  o.  0.  1707 ;  dasselbe,  2.  Nendruck.  o. 
0.  1708;  dasselbe,  3.  Neudruck,  Brüssel  1708: 
dasselbe,  neue  Ausgabe  a.  d.  T.:  Projet  d'  nne 
dime  royale.  Avec  nne  notice  biog^aphiqne, 
des  commentaires  et  des  notes  explicatives,  par 
E.  Daire  (in  Bd.  I  der  CktUection  des  princi- 
panx  6conomistes:  Economistes  financiers  du 
XVIIIe  siMe),  Paris  1843;  dasselbe,  nene  Aus- 
gabe n.  d.  T.:  Dlme  royale,  ebd.  1872  (in 
32")  (bildet  Bändchen  154  der  „Biblioth^qne 
nataonale") ;  dasselbe,  neue  Ausgabe,  herausge- 
geben mit  XXXVI  S.  Einleitung  nnd  Noten 
von  G.  Michel,  ebd.  1888;  dasselbe,  in  eng- 
lischer Uebersetzung  u.  d.  T.:  A  proiect  for  a 
royal  tytbe,  or,  •  general  tax,  which,  by 
suppressing  all  the  ancient  funds  etc.  will  fnf- 
nish  the  govemment  a  fixt  and  certain  revenne. 
London  1708.  (Das  1699  im  Manuskript  vollen- 
dete Werk  „Projet  d'nne  dime  royale"  verliess 
Anfang  Februar  1707  die  Presse  einer  Oeheim- 
druckerei  zu  Ronen  als  Censurflüchtlin^ ,  da 
das  Verbot  der  Veröffentlichung  staatspolitischer 
Schriften  unter  der  Regierung  Ludwigs  XTX., 
auf  keine  andere  Weise  umgangen  werden  könnt«. 
Das  Steuerreformprojekt,  das  der  Verfasser  darin 
dem  König  und  den  Staatsmännern  Frank- 
reichs vorlegte,  kleidete  sich  in  die  demokra- 
tische,    mit    edelstem  Freimate    geschriebene 
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Denkschrift  eines  wahren  Patrioten,  der  darin 
n.  a.  die  Zunahme  des  Fanperismns  und  die 
Verringerung  des  Wohlstandes  nnd  der  Staats- 
finanzen infolge  der  bestehenden  StenerOber- 
bftrdnne:  der  Oensiten  sowie  die  Notwendigkeit 
der  Aufiiebnng  des  Instituts  der  SteuerpSchter 
und  Generalpächter,  dieser  VamOTre  im  Verwal- 
tangsorganismus ,  darlegte.  Ein  wirklicher 
Landesvater  hätte  die  Schrift  Vaubans  znr 
Direktive  eines  Systemwechsels  seiner  Regierung 
gemacht,  der  nur  in  Selbstvergötterung  grosse, 
sonst  niedrigdenkende  nnd  volksfeindliche  Lud- 
wig XIV..  bestärkt  in  seiner  ablehnenden  Hal- 
tung durch  die  Kamarilla  und  die  in  ihrer 
Existenz  sich  bedroht  sehenden  Spitzen  des 
franzSsischen  FinanzverwaltungskSrpers,  veran- 
lasste dagegen,  dass  der  Conseil  priv§  in  seiner 
Sitzung  vom  14.  11.  1707  die  die  Konfiskation 
nnd  Vernichtung  aller  beschlagnahmten  Exem- 
plare von  Vanbans  nnsterblichem  Werke  aus- 
sprach.) 

Vauban  hinterliess  an  Mannskripten 
staatswissenschaftlichen  Inhalts,  von  denen  bis 
jetzt  nur  die  mit  einem  Kreuz  versehenen  in 
dem  Sammelwerke  ^Oisivetes  de  M.  de  Vauban", 
4  Bde..  Paris  1843.46,  veröffentlicht  sind,  fol- 
gende :  2i  sozialpolitischen  und  staatswirtschaft- 
uchen  Inhalts,  darunter:  *M6moire  pour  le 
rappel  des  Hugnenots  (geschrieben  Dezember 
1689).  —  Lettre  de  Vauban  4  Racine  snr  la 
paix  (geschrieben  17.  IX.  1696).  —  J'ose 
m'assorer  qne  le  v6ritable  inter§t  des  rois  est 
la  possession  d'un  grand  nombre  de  snjets,  22 
SS.  (entstanden  16981700).  —  Question:  si  les 
rois  de  France  sont  maitres  absolns  des  vies  et 
des  biens  de  leur  snjets,  20  SS.  —  *Importance 
dont  Paris  est  ä  la  "France.  —  'Moyens  de  re- 
tablir  nos  colonies  d'Amerique  avec  la  suppu- 
tation  de  la  progression  des  penples  en  Ameri- 
qne,  50  SS.  (abgeschlossen  28.  V.  1699).  — 
•Etat  raisonne  des  provisions  les  plus  necessaires, 
qnand  il  s'agit  de  donner  coramencement  ä  des 
colonies  ^trang^res.  —  Reflexions  sur  le  com- 
merce de  France  et  les  moyens  de  l'augmenter. 

—  *Navigation8  des  rivieres.  —  *Le  canal  de 
Langnedoc.  —  Memoire  sur  la  chert^  des  bles, 
100  SS.  —  »Traite  de  la  colture  des  for^ts,  46 
SS.  abgeschlossen  zu  Fontainebleau  14.  X.  1701). 

—  'La  cochonnerie,  ou  calcul  estimatif  pour 
connaltre  jusqn'oä  pent  la  production  d'une 
tmie  pendant  dix  ann^es  de  temps.  —  Memoire 
8ur  le«  d^sordres  du  j'en  (entstanden  16%).  — 
Ferner  16  finanzpolitischen  und  finanzstatis- 
tiscben  Inhalts,  darunter:  *Memoire  des  depenses 
de  la  gnerre  sur  lesquelles  le  Roi  pourrait 
epargner.  Remis  au  Roi  en  decembre  1693.  — 
Economies  royales,  ou  le  moyen  de  rednire  les 
revenns  du  Roi  sur  un  pied  fixe.  —  Memoire 
contenant  nn  moyen  de  faire  emprunter  au  Roi 
des  fonds  sans  qu'ils  soient  onereux.  —  De  la 
dixme.  237  SS.  (nicht  identisch  mit  der  „dtme 
loyale").  —  Revenus  du  Roi.  Etats  et  produits 
des  entrees  dans  Paris.  —  Etat  detaiUe  de  tous 
les  bois  dn  Roi.  Vente  des  bois  du  Roi  en 
1672.  —  Femer  8  statistischen  bezw.  statistisch- 
demc^ri^phischen  Inhalts,  darunter:  Memoire 
snr  le  rapport  et  la  culture  de  la  Flaudre  occi- 
dentale.  —  Memoire  sur  l'^tat  des  abbayes  de 
Flandre.  —  Memoire  statistiqne  sur  la  Picardie. 
—  Note  snr  les  recensements  des  peuples,  10 
SS.     —    (Die    von     voistehend    verzeichneten 


Maniukripten  noch  nicht  publizierten  befinden 
sich  auf  Schloss  du  Mesnil  im  Besitze  der 
Nachkommen  Vaubans,  die  bisher  ihre  Ge- 
nehmigung zu  deren  VerCSentlichung  nicht  er- 
teilten.) 

Das  Stenerprojekt  des  königlichen  Zehnts 
(dime  royale)  Vaubans  behandelt  im  Gegensatze 
zu  dem  physiokratischen  impot  uniqne  den  Ge- 
danken der  Einffihmng  einer  einheiuichen,  aber 
nicht  einzigen  Einkommensteuer.  Dieselbe  soll 
in  Höhe  von  höchstens  10  und  mindestens  50/, 
vom  Grund  nnd  Boden,  femer  vom  Einkommen 
allerlei  Art  erhoben  werden,  und  ausser  der  dime 
soll  die  Salzstener,  verteilt  im  Verhältnis  des 
Zehntratenbetrages  der  einzelnen  Censiten,  zur 
Erhebung  gelangen.  Die  Ausschreibung  des 
Zehnts  hat  der  Fiskus  vorzunehmen,  und  zwar 
sollen  für  Erhöhung  oder  Erniedrigung  der  je- 
weiligen Prozentsätze  die  GeldbedUrinisse  des 
Staates  massgebend  sein.  Die  Verzollung  der 
Güter  bleibt  vom  Zehnt  unberührt,  und  ebenso- 
wenig ist  eine  Umänderung  der  Lnxnssteaer 
vorgesehen,  welche  Vauban,  weil  jeder,  der 
luxuriöse  Genüsse  meidet,  sich  ihr  entziehen 
kann,  als  eine  freiwillige  betrachtet.  Um  die 
Gewerbtreibenden  nnd  Handelsleute  vor  über- 
triebener Veranlagung  ihres  Reingewinns  zu 
schützen,  schlägt  Vauban  die  Innungsrerbände 
als  sachverständige  Taxatoren  der  Eiukommens- 
verhältnisse  dieser  Erwerbsklassen  vor;  die 
kleinen  Handwerker  und  Arbeiter  sollen  bei 
Einziehung  der  Zehnten  nicht  den  vollen  aus- 

feschriebenen  Prozentsatz  zu  zahlen  haben,  son- 
ern  eine  Ermässigung  um  l'/s^o  geniessen. 
Auch  die  Grandbesitzer  sollen  in  seinem  Stener- 
entwnrfe  geschont  werden  nnd  der  Zehnt  nnr 
den  Pachtzins,  den  ihre  L&ndereien  abwerfen, 
treffen,  der  Kapitalgewinn  aber  unbesteuert 
bleiben.  Anch  als  Statistiker  und  Soziolog  ist 
Vauban  nicht  ohne  Bedeutung.  Seine  „dime 
royale"  ist  die  erste  Schrift  in  französischer 
Sprache,  welche  die  Gesetze  der  Statistik  anf 
Materien  der  Verwaltung  und  der  Staatsfinanzen 
anwendet.  Die  soziale  Elendsstatistik,  welche 
er  seinem  Steuerprojekte  unterlegt,  stützt  sich 
auf  umfangreiche  Beobachtungen  und  Unter- 
suchungen. Den  Schlüssel  zu  seinem  Unter- 
suchungsverfahren liefert  er  in  dem  Abschnitt 
„Projets  de  denombrements,  et  de  l'utilite  qu'on 
en  peut  tirer"  seines  Buches.  Danach  verteilen 
sich  die  wohlhabenden  und  bemittelten  Leute 
anf  1  Zehntel  der  Bevölkerang,  drei  weitere 
Zehntel  stecken  in  Schulden  and  fünf  Zehntel 
erhalten  ttberhanpt  nicht  mehr  geborgt,  leben 
von  der  Hand  in  den  Mund  und  sind  unfähig, 
dem  letzten,  aus  Bettlern  und  Landstreichern 
bestehenden  Zehntel  ein  Almosen  zu  spenden. 
Vauban  verdammte  trotz  seines  katholischen 
Glaubens  den  geg^n  die  Andersgläubigen  be- 
stehenden Verfolguugseifer,  und  kurz  vor  Auf- 
hebung des  Edikts  von  Nantes  zog  er  sich  durch 
seine  Denkschrift  an  Louvois,  worin  er  die  Un- 
antastbarkeit der  Staatsbürgerrechte  der  Huge- 
notten verteidigte,  die  Ungnade  des  allmäch- 
tigen Ministers  zu.  Die  Zahl  der  Calvinisten, 
welche  als  Opfer  der  religiösen  Undoldsamkeit 
Frankreich  unter  der  Regierang  Ludwigs  XTV. 
und  zwar  noch  vor  Aufhebung  des  Edikts  von 
Nantes  verliessen,  schätzt  Vanban  in  der-  „dime 
royale"  auf  80  bis  100000,  während  der  Men- 
schenverlust in   den  Jahren   1660  bis  1700  in 


Digitized  by 


Google 


376 


Vauban — Verbrauchssteuern 


Wirklichkeit  vier  Millionen  beträgt.  Ann&hemd 
richtig  ist  dagegen  seine  Veranschlagung  der 
Schädigung  des  Nationalwohlstandes  durch  diese 
Emigration  auf  mehr  als  30  Hillionen  Livres. 
Der  dem  National  Wohlstände  durch  die  Emi- 
gration wegen  Glaubensverfolgung  erwachsene 
Verlust  tritt  übrigens  ganz  in  den  Hintergrund 
gegen  die  ungeheueren  Summen,  welche  die 
Eroberungskriege  und  die  Maitressenwirtschaft 
Ludwigs  XIV.  verschlangen,  die  Vuitry  in 
„d^sordre  des  finances  ä  la  fin  du  r6gne  de 
Louis  XrV",  Paris  1885,  auf  ttber  3  MUliarden 
Livres  veranschlagt.  Wie  bei  den  merkantilis- 
tischen  Theoretikern  fast  ohne  Ansnahme  die 
möglichste  Vermehrung  der  Volksmenge  als 
ökonomisches  Gmndprincip  gilt,  vertritt  auch 
Vauban  den  Satz,  dass  die  Machtstellung  der 
Könige  sich  nach  der  Zahl  ihrer  Unterthanen 
messe  und  daher  kein  Kind  geboren  werden 
könne,  ohne  dass  der  König  einen  Vorteil  davon 
habe. 


France^ 
Mai 


Vgl.  ttber  Vauban:  Mercnre  de 
Paris,  Februar  1685,  Juli  1705,  April  1707 
1717,  April  1731,  Mai  1753,  Jiüi  1760.  —  Testa- 
ment politique  de  M.  de  Vauban,  2  Bde.,  Brüssel 
1712  (Apokryph  und  lediglich  Geistesprodukt 
vou  Bois-Gmlbert,  ausserdem  identisch  mit 
dessen  bereits  1695  publizierter  Schrift:  „Detail 
de  la  France  sous  le  r6gne  de  Louis  XIV.).  — 
Le  Michaud  d'Ar{on,  Considörations  sur  l'influ- 
ence  du  g6nie  de  Vauban  dans  la  balance  des 
forces  de  l'Etat,  Paris  1780.  —  Dembarrfere, 
Eloge  historique  du  mar^chal  de  Vauban,  s.  1. 

S Paris)  1784.  —  Carnot,  Eloge  du  marechal 
e  Vauban,  Dijon  1784.  (Von  der  Akademie  zu 
Dyon  gekrönte  Preisschrift.)  —  Choderlos  de 
Laclos,  Lettre  i  MM.  de  l'Acad^mie  fran?. 
sur  l'öloge  propose  de  Vauban,  Paris  1785. 
(Missglückter  Versuch,  die  grossen  Verdienste 
Vaubans  zu  verkleinem.)  —  Carnot,  Lettre 
de  M.  Choderlos  de  Laclos  concemant  l'61oge  de 
M.  de  Vauban,  ebd.  1785.  —  de  Curel,  Me- 
moire pour  servire  k  l'^loge  de  M.  de  Vauban, 
«.  1.  (ebd.)  1786.  —  de  Vergnes,  Eloge  du 
marechal  de  Vauban,  ebd.  1789.  —  deSauviac, 
Eloge  du  marechal  de  Vauban,  s.  1.  (ebd.)  1790. 

—  Ko61,  Eloge  du  marechal  de  Vauban,  ebd. 
1790.  (Preisgekrönt  von  der  Academie  fran?.). 
^  All  er  t,  Histoire  du  corps  imperial  du  g6nie, 
2  Bde.,  ebd.  1805.  —  Amanten,  Vauban, 
Dijon  1829.    (Nur  in  50  Exemplaren  publiziert.) 

—  Augoyat,  Abr6g§  de  Services  du  marSchal 
de  Vauban  fait  par  lui  en  1703,  Paris  1839.  — 
de  Chambray  (Marquis),  Vie  de  Vauban,  in 
„melanges",  ebd.  1840.  —  de  Chambray  (Miss), 
Notice  historique  sur  Vauban,  in  „Plntarque 
fran^ais",  ebd.  1840.  —  Richardot,  Vauban 
expliqne  en  ce  qui  conceme  les  moyens  de  de- 
fense de  Paris,  ebd.  1841.  —  Histoire  de  Vau- 
ban, par  l'auteur  de  l'histoire  de  Louis  XIV. 
(J.  J.  E.  Boy),  ebd.  1844.  —  Fav6,  M^moires 
militaires  de  Vauban  etc.,  Paris  1847.  —  De  la 
Barre-Duparcq,  Utilite  d'une  Edition 
complfete  des  Oeuvres  de  Vauban,  ebd.  1848.  — 
Baude,  Notice  sur  les  travaux  economiques  de 
Vauban,  in  ,.M6moires  de  l'Academie  des  sciences 
moral.  et  polit.,  3.  trimestre  de  1858,  Bd.  XLV, 
ebd.  1858,  S.  265 ff.  —  Ronsset,  La  jeunesse 
de  Vauban  et  ses  premieres  öpreuves,  in  „Revue 
de  Deux  Mondes",  ebd.,  August  1864.  —  Cadet, 


Histoire  de  reconomie  politique.  Les  precur- 
seurs:  Boisgnilbert,  Vauban,  Quesnay,  Turgot, 
ebd.  1869.  —  Fontenellej  Eloge  historique 
de  Vauban  (1707),  in  „Histoire  de  l'Academie 
des  sciences",  ebd.  1870.  —  R^naud,  Les 
martyrs  de  l'^conomie  politique,  Vauban  et 
Turgot,  ebd.  1870.  —  Jal,  Dictionnaire  critiqne 
de  biographie  et  d'histoire,  2.  Aufl.,  ebd.  1872, 
S.  1225 ff.  —  Michel,  Histoire  de  Vauban, 
ebd.  1879.  (Preisgekrönt  von  der  Academie 
fran;.)  —  de  Bochas,  Notice  sur  quelques 
documents  infidits  relatifs  ä  la  rövocation  de 
l'edit  de  Nantes  dans  les  Alpes,  in  „Annales  de 
l'Academie  delphinale",  ebd.  1880.—  Ambert, 
Le  marechal  de  Vauban,  ebd.  1882.  —  de 
Rochas,  Pens^es  et  memoires  politiques  ine- 
dits  de  Vauban,  in  „Journal  des  Economistes", 
IV.  Serie,  5.  Jahrg.,  ebd.  1882,'S.  169ff.  —  R. 
Meyer,  Prinzipien  der  gerechten  Besteuerung, 
Beriin  1884,  S.  9/12.  —  L.  Say,  Les  Solution» 
d^mocratiques  de  la  questiou  des  impöts,  2  Bde., 
ebd.  1886,  Bd.  I,  S.  92ff.  —  Poullin,  Vauban, 
l'inffÄnieur,  l'öconomiste ,  Limoges  1891.  — 
Michel  en  coUaboration  avec  Liesse,  Vauban 
economiste,  Paris  1891.  —  Michel,  Vauban,  in 
„Nouveau  dictionnaire  d'econoinie  polit.".  publie 
par  L.  Say  et  J.  Chailley,  Bd.  II,  ebd.  1892, 
S.  1163—65.  —  Schöne,  Histoire  de  la  popu- 
lation  fran?aise,  ebd.  1893,  S.  176/77,  181,  204, 
265/66.  —  Stonrm,  Systfemes  generales  d'impöt, 
Paris  1893,  S.  1,  6,  48/49,  86/87,  161. 

Lippert. 


Verbranchsstenern. 

1.  Begriff  und' Wesen  der  V.  2.  Einteilung 
und  Arten  der  V.  3.  Veranlagung  und  Er- 
hebung der  V. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  V.  Unter 
Verbrauchssteuern,  oder  wie  man  neuer- 
dings allgemein  zu  sagen  pflegt,  unter  Auf- 
■wandstenem  verstehen  •wir  im  allgemeinen 
solche  Auflagen,  welclie  die  Einzelwirt- 
schaften nach  der  Thatsache  und  dem 
Masse  des  Verbrauches  oder  Gebrauches 
(Aufwands)  von  Sachgütern  und  Leistungen 
zu  Beiträgen  für  die  koUektiven  Bedürfnisse 
heranzuziehen  suchen.  Hierzu  bietet  teils 
die  Höhe  des  Aufwands,  teils  die  Benutzung 
irgend  eines  Gegenstandes  die  Handhabe 
für  die  Steuerpflicht  und  ihr  Ausmass. 
Jede  Verbrauchs-  oder  Aufwandsteuer  ist 
eine  mittelbare  Steuer;  denn  die  in  der 
Thatsache  des  Verbrauches  besteuerten 
Güter  bilden  nur  die  formelle  Gnindlage 
der  Bemessung.  Die  eigentliche  Steuer- 
quelle ist  das  einzelwirtschaftliche  Ein- 
kommen, aus  dem  die  Steuer  endgiltig  ent- 
richtet wird.  Und  aus  den  zur  Bestreitung 
eines  Aufwands  ver\yendeten  Bestandteilen 
dieses  Einkommens  soll  auf  die  Leistungs- 
fähigkeit des  Steuersubjektes  zuriickge- 
schlossen  werden.  Daher  sind  die  Aiif- 
wandsteuern  die  Besteuenmgsform,  die  an 
die  Ausgabewirtschaft   des    Subjekts 
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anknfipft,  diese  als  äusseres  Merkmal 
der  Leistungsfähigkeit  annimmt.  Diese 
Steuerform  beruht  auf  der  Präsumtion,  dass 
zwischen  den  Einnahmen  des  Steuerpflich- 
tigea  und  seinen  Aufwendimgen  fflr  be- 
stimmte Zwecke  ein  schätzbares  Verhältnis 
besteht  Die  Beurteilung  und  Berechtigung 
aller  Aufwandsteuem  wird  daher  durch 
den  Umstand  bedingt,  ob  überhaupt  und 
inwieweit  diese  Voraussetzung  den  That- 
sachen  entspricht.  An  und  für  sich  wird 
eine  gewisse  Verhältnismässigkeit  nicht  zu 
bestreiten  sein. 

Diese  Methode,  das  Einkommen  mittel- 
bar und  durch  den  LTmw^  über  den  Ver- 
brauch zu  besteuern,  wird  daher  nicht  zu 
verwerfen  sein.  Dadurch  besteht  der  Ge- 
gensatz zu  den  Ertrags-,  Einkommen-  und 
Vermögenssteuern  und  eine  gewisse  Aehn- 
lichkeit  mit  den  Verkehrssteuern.  Fraglich 
ist  nur,  ob  diese  Annahme  auch  überall  der 
Wirklichkeit  entspricht  In  vielen  Fällen 
wird  man  das  zugeben  dürfen,  in  vielen 
aber  auch  bestreiten  können.  Dort  wird 
das  Steuerproblem  annähernd  gelöst  hier 
bleibt  ein  Widerspruch  zwischen  Bedürfnis- 
befriedigung und  Steuerform.  Diese  Wahr- 
nehmung legt  den  Gnmdsatz  nahe,  eine 
soig^tige  Auswahl  unter  den  zur  Aufwand- 
besteuerung geeigneten  Gegenständen  zu 
treffen  und  namentlich  die  unentbehrlichen 
Verbranchsgegenstände  nach  Möglichkeit 
von  der  Steuer  freizulassen,  die  entbehr- 
lichen stärker  zu  belasten.  So  sehr  diesem 
leitenden  Motiv  die  theoretische  Anerkennung 
zu  teil  wird,  so  wenig  lässt  er  sich  prak- 
tisch verwirklichen.  Denn  die  Hauptstütze 
der  Verbrauchssteuern  ist  ihre  finanzielle 
Ei^ebigkeit.  Diese  setzt  aber  voraus,  dass 
gerade  solche  Artikel  besteuert  werden,  die 
Gegenstand  des  Massenverbrauches  sind; 
denn  nur  so  lassen  sich  hohe  Erträge  er- 
zielen. Die  Berechtigung  der  Aufwand- 
steuem ist  daher  als  fiskalisches  Hilfsmittel 
zuerst  durch  ihre  relativ  hohe  Ertrags- 
nnd  Ausnntzungsfähigkeit  zu  be- 
gründen. Mit  dem  steigenden  Finanzbedarf 
in  aUen  Enlturstaaten  der  neueren  Zeit 
haben  sich  die  verschiedenen  Formen  der 
Erwerbsbesteuerung  als  nicht  hinlänglich 
ergiebig  zur  Bestreitung  des  öffentlichen  Auf- 
wands und  als  zu  wenig  entwickelungsfilhig 
für  die  gesteigerten  Ansprüche  erwiesen. 
Die  finanzpolitischen  Vorzüge  dieser  Steuer- 
form treten  daher  desto  schärfer  hervor, 
je  mehr  allgemeine,  allgemein  und  gewohn- 
heitsmässig  gebrauchte  und  volkstümliche 
Genussmittel  als  Steuerobjekte  dienen.  Da- 
mit paart  sich  noch  ein  psychologisches 
Element  Durch  die  Mittelbarkeit  der  Auf- 
"wandsteuern  »ird  die  eigentliche  Steuer- 
leistung verschleiert.  Die  Steuerbelastung 
ist    bereits    im    Preise    der    betreffenden 


Waren  enthalten,  ist  dem  subjektiven  Em- 
pfinden des  Pflichtigen  ziemlich  entrückt 
und  ist  insbesondere  weniger  fühlbar  als  die 
sogenannten  direkten  Steuern  mit  ihrem 
umfiissenden  und  erkennbaren  Verwaltungs- 
apparat Endlich  füllen  die  Verbrauchs- 
steuern erfahrungsgemäss  gewisse  Lücken 
des  Steuersystems  aus.  Durch  sie  werden 
namentlich  die  unteren  und  weniger  be- 
mittelten Klassen  besser  und  rationeller 
getroffen  als  durch  andere  Steuerformen, 
wie  durch  Ertrags-  und  Einkommensteuern. 
¥iiT  diese  Gruppen  der  Bevölkerung  sind 
jene  leichter  als  diese  zu  erlegen. 

Dagegen  haften  den  Aufwandsteuern, 
neben  den  vorerwähnten  Vorzügen,  auch 
wesentliche  Schattenseiten  an.  Sie  verletzen 
einmal  grundlegende  Erfordernisse  der 
Steuerprincipien,  widerstreben  teilweise  der 
Allgemeinheit  und  Proportionalität  der  Be- 
steuerung, sind  unberechenbar  in  ihren 
Wirkimgen  und  Ueberwälzungsverhältnisseu 
und  vermögen  oft  niur  zum  geringsten  Teil 
ausgleichend  zu  wirken.  Von  allen  Nach- 
teilen fällt  aber  am  schwersten  in  die  Wag- 
schale, dass  die  dabei  oft  unvermeidliche 
Belastung  der  notwendigen  Lebensmittel, 
wie  der  Brot-  und  Fleischnahrung,  des 
Salzes  u.  s.  w.,  aus  Gründen  der  finanzi- 
ellen Einträglichkeit  die  unteren,  besonders 
die  arbeitenden  Klassen  unverhältnismässig 
schMer  trifft  als  die  bessergestellten  ge- 
sellschaftlichen Schichten.  Sie  wirken  also 
progressiv  nach  unten.  Die  Verbrauchs- 
anflagen  belästigen  in  betiächlichem  Masse 
die  Produktion  und  den  Verkehr  und  ver- 
langen einen  komplizierten  und  dabei  kost- 
spieligen Veranlagungs-,  Erhebungs-  und 
KontroUapparat  Daher  ist  und  bleibt  die 
wesentliche  Begiündung  aller  Aufwand- 
Steuern  ihre  enorme  Ertragsfähigkeit,  die 
eine  besondere  Stütze  durch  das  Zugeständ- 
nis erhält,  dass  eben  die  andern  Steuerein- 
künfte nicht  entfernt  so  hohe  Einkünfte  der 
Pinanzverwaltung  zuführen  wie  die  Auf- 
wandsteuem. Man  kann  daher  principiell 
diese  Steuergruppe  bemängeln,  sie  theo- 
retisch verwerfen,  aber  man  wird  sich 
immerhin  der  Erkenntnis  nicht  verschliessen 
dürfen,  dass  sie  bei  der  Höhe  des  moder- 
nen Staatsbedarfs  unentbehrlich  und,  wenn 
man  will,  in  mancher  Richtung  ein  not- 
wendiges üebel  ist  Auf  die  richtige  Aus- 
wahl der  steuerbaren  Gegenstände  und 
auf  massvolle  Tarifierung  der  Steuersätze 
wird  auch  hier  sehr  viel  ankommen. 

2.  Einteilung  nnd  Arten  der  V.  Die 
Verbrauchs-  oder  Aufwandsteuem  scheiden 
sich  in  zwei  grosse  Familien,  in  die  Ver- 
brauchs- oder  Verzehrangssteuera  i.  e.  S. 
und  in  die  direkten  Aufwandsteuem.  Die 
Verbrauchs-  oder  Verzehrungs- 
steuern i.  e.  S.  setzen  an  den  Verbrauch 
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oder  Genuas  von  Sachgütem  an  und  um- 
fassen alle  Abgaben  und  Auflagen  auf 
Lebensmittel  und  auf  Getränke  sowie  auf 
Verbrauchs-  und  Genussgegenstände  aller 
Art.  Sie  sind  teils  innere  Verbrauchs- 
steuern, teils  Zölle.  Innere  Verbrauchs- 
steuern sind  sie,  weil  sie  die  Sachgüter 
erfassen,  die  innerhalb  eines  Volkswirt- 
schaftsgebietes oder  eines  kleineren  lokalen 
Kreises  hergestellt,  in  den  freien  Verkehr 
gesetzt  oder  verbraucht  werden.  Sie  setzen 
sich  zusammen  aus  den  Getränkesteuern 
(Bier-,  Branntwein-,  Weinsteuer),  aus  den 
Verzehrungssteuern  und  den  Steuern  von 
Genuss-  und  Verbrauchsgegenständen.  Die 
Verzehrungsstetiem  sind  wiederum  ent- 
weder allgemeine  Konsum-  (Verzehrungs-) 
Steuern  und  damit  ein  System  von  mög- 
hchst  viel  Verbrauchssteuern,  die  zu  einer 
Einheit  verbunden  sind,  oder  einzelne  spe- 
cieUe  Verzehrungssteuern  auf  gewissen 
Lebensmitteln  (Mehl-  imd  Brotsteuer, 
Fleisch-,  Salz-,  Zuckersteuer).  Die  Steuern 
von  Genuss-  und  Verbrauchsgegenständen 
können  verschiedener  Art  sein:  Tabak-, 
Cichorien-,  Oel-,  Kolonialwaren-,  Seifen-, 
Kerzen-,  ZtSndhölzer-,  Papier-  und  Schiess- 
pulversteuem.  Auch  der  Zeitungs-,  Kalen- 
der- und  Spielkartenstempel  sind  hierher 
zu  i-echnen. 

Die  Zölle  sind  ds^egen  solche  Auf- 
wandsteuem,  die  von  Waren  (Rohstoffen, 
Halbfabrikaten,  Fabrikaten)  erhoben  werden, 
wenn  sie  die  Grenzen  eines  Landes,  Wirt- 
schafts- oder  Steuergebiets  überschreiten. 
(Näheres  hierüber  im  Art  Zölle,  ZoU- 
w^esen.)  Von  den  Zöllen  sind  Verbraucbs- 
.^teuem  zu  unterscheiden,  die  an  die  Güter- 
bewegung innerhalb  eines  Landes  oder 
Steuergebietes  anknüpfen,  die  Thorsteu- 
ern, Accisen,  Octrois,  Aufschläge. 
Sie  haben  lediglich  die  äussere  Ei-schei- 
nungsform  mit  den  ZöUen  gemeinsam,  sind 
aber  ihrem  Wesen  nach  innere  Verbrauchs- 
steuern in  Gestalt  lokaler  Zölle,  da  sie  im 
Inland  produzierte  oder  hier  befindliche 
Waren  besteuern. 

Die  zweite  grosse  Familie  wird  durch 
die  direkten  Aufwandsteuern  ge- 
bildet Sie  belasten  gewisse  Vermögens- 
aufwendungen mit  einer  Steuer.  Die  spe- 
ciellen  Merkmale  beruhen  darauf,  dass  sie 
einerseits  Gegenstände  treffen,  die  benutzt, 
gebraucht  oder  verwendet  werden,  ohne 
der  eigentlichen  Konsumtion  zu  dienen. 
Andererseits  werden  sie  »direkt«,  unmittel- 
bar bei  dem  erhoben,  der  den  Aufwand 
macht.  Allein  trotz  dieser  direkten  Erhe- 
bung treffen  sie,  wie  die  inneren  Verbrauchs- 
steuern, die  Steuerquelle  nur  mittelbar. 
Auch  sie  wollen  das  Einkommen  auf  dem 
Umwege  über  die  Ausgabewrtschaft  be- 
steuern  xmd   versuchen  einen  llückschluss 


vom  gemachten  Aufwand  auf  die  individu- 
elle Leistungsfähigkeit  Selbst  wenn  sie 
Gegenstände  besteuern,  die  einen  dauern- 
den Bestandteil  des  Privatvermögens  bilden, 
wie  bei  einzelnen  Luxussteuern,  so  ruhen 
sie  nicht  auf  dem  Besitze,  sondern  auf  dem 
aas  ihrem  Gebrauche  oder  Verbrauche  her- 
vorgehenden Ausgaben.  Die  Repräsentanten 
der  Gattung  sind  die  Wohnungs-, 
Miet-  und  Möbel- (Mobiliarsteuern) 
und  die  sogenannten  Luxussteuern. 
(Vergl.  d.  Art  Mietsteuer  oben  Bd.  V.  S. 
774ff.  und  d.  Art  Luxussteuern  ebd. 
S.  660  ff.). 

3.  Veranlagung  und  Erhebung  der 
V.  Die  meisten  Verbrauchssteuern  treffen 
mittelbar  nicht  niur  die  Steuerfähigkeit  des 
einzelwirtschaftlichen  Einkommens  diuxsh 
den  Cmweg  über  die  Ausgabewirtschaft, 
sondern  sie  werden  auch  indirekt  ver- 
anlagt und  erhoben,  namentlich  die 
inneren  Verbrauchsabgaben  und  ZöUe.  Bei 
den  direkten  Aufwandsteuern  andererseits 
bedient  man  sich  der  gleichen  Methoden 
wie  bei  den  direkten  Steuern,  bei  den  Er- 
trags- tmd  Einkommensteuern  (Deklara- 
tionen, Einschätzung,  Abschätzung).  Die 
Methode  der  indirekten  Veranlagung  be- 
steht in  der  Einschiebung  einer  Mittelsperson 
zwischen  Staat  und  Steuersubjekt.  Durch 
die  Steuertechnik  wird  die  Abgabe  nicht 
direkt  vom  Steuerpflichtigen  oder  Steuer- 
träger erhoben,  sondern  von  einer  dritten 
Person,  dem  (vorläufigen)  Steuerzahler,  der 
die  Abt^be  einstweilen  vorschussweise  aus- 
legt Dabei  wird  vorausgesetzt,  dass  der 
Ausleger  die  Steuer  durch  einen  Preisauf- 
schlag auf  den  Abnehmer  der  besteuerten 
Waren  überwälzt  Denn  der  Gesetzgeber 
beabsichtigt  überhaupt  nicht  den  Ausleger 
zu  treffen,  sondern  bedient  sich  seiner  nur 
als  vermittelnde  Person,  als  Mittel  zum 
Zweck.  Zu  dieser  Funktion  benutzt  man 
vor  allem  die  Produzenten  des  Rohstoffes, 
Halbfabrikates  oder  Fabrikates,  die  Händler 
und  Frachtführer  u.  s.  w.,  während  die  Ver- 
braucher der  betreffenden  Sachgüter  die  ei- 
gentlichen imd  letzten  Steuerträger  sein  sollen. 
Fraglich  bleibt  es  aber  immerhin,  ob  und 
in  welchem  Masse  der  lusprün  gliche  Steuer- 
zahler die  endgiltige  üeberwälzung  aiif  den 
eigentlichen  Steuerträger  zu  bewirken  ver- 
mag. Man  setzt  voraus,  dass  der  freie 
Verkehr  die  Lastenübertragim^  auf  den 
Konsumenten  gestattet.  Insoweit  dies  nicht 
oder  niu"  teilweise  der  Fall  ist,  werden  die 
höchst  verwickelten  Erscheinungen  der  Rück-, 
Ab-  und  Weiterwälzung  erzeugt.  (Vergl. 
dazu  d.  Art.  Steuer  oben  Bd.  VI  S.  1106 ff.) 

Ueber  die  Veranlagung  der  direkten 
Aufwandsteuern  geben  die  Artikel 
Mietsteuer,  Mobiliarsteuer  und 
Luxussteuern  nähere  Auskunft,  für  die 


Digitized  by 


Google 


Yerbrauchssteuem 


379 


Erhebung  der  Zölle  der  Artikel  ZSlle, 
Zollwesen. 

Die  inneren  Yerbranchssteuem 
werden  erhoben  als: 

1.  Produktionssteuern,  die  an  den 
Herstellnngs-  (Produktions-)  Prozess  der 
SadigQter  anschliessen.    Sie  sind: 

l^ohstoff-  oderMaterialsteuern, 
die  nach  den  bei  der  Produktion  verarbeite- 
ten Rohstoffen  oder  Materialien  bemessen 
•werden.  Hier  werden  die  Steuersätze  ent- 
weder nach  dem  Gewicht  oder  der  ver- 
wendeten Menge,  zuweilen  auch  nach  der 
Qualität  oder  dem  Ausbeuteverhältnis  (Ma- 
terialertragsstener)  oder  nach  besonderen 
Merkmalen  abgestuft,  wie  Leistimgsfähig- 
keit  der  teclmischen  Vorrichtungen  und 
Apparate,  nach  der  Bodenfläche,  Bodengüte 
u.  s.  w.  Der  Fabrikationsprozess  bleibt  von 
den  SteuerkontroUea  unberührt  Die  frühe 
Erhebung  macht  die  Steuer  oft  unabwälzbar 
auf  den  Konsumenten,  und  der  erste  Steuer- 
zsiüer  bleibt  dann  in  der  Hauptsache  der 
eigentliche  Steuerträger.  Jener  muss  dann 
auch  für  AbfäUe  und  verdorbene  Erzeug- 
nisse eine  Steuer  entrichten,  obwohl  diese 
gar  nicht  oder  doch  nur  mit  eigenem 
Schaden  verwertet  werden  können.  Auch 
reizten  die  Materialsteuem  leicht  zur  Yer- 
wendimg  von  (nicht  steuerpflichtigen) 
Surrogaten.  Durch  den  Steuervorschuss 
verliert  der  Ausleger  der  Steuer  überdies 
noch  Zinsen.  Die  Belastung  nach  der  Ver- 
schiedenheit der  Qualität  der  Stoffe,  nach 
der  differenzierten  Ausbeute  derselben  bei 
verschiedener  Technik  und  bei  verschiede- 
nem Betaieltsumfang  wirkt  leicht  ungleich- 
massig.  Die  Steuerrückvergütung  bei  der 
Ausfuhr  ist  mit  Schwierigkeiten  verknüpft 
und  erzeugt  oft  unbeabsichtigte  und  ver- 
steckte Ausfuhrprämien.  (Vergl.  d.  Art  Aus- 
fuhrprämien und  Ausfuhrvergütun- 
gen oben  Bd.  1,  S.  34ff.) 

2.  Fabrikationssteuern,  die  nach 
Merkmalen  des  Fabrikationsverfahrens  er- 
hoben werden.  Die  regelmässig  durch 
Zähl-  oder  Wägeapparate  ermittelte  Leistungs- 
ähigkeit  der  Werkvorrichtung,  Stoffverwen- 
dting,  Betriebsdauer  des  technischen  Pro- 
zesses u.  s.  f.  dient  dabei  als  Anhaltspunkt 
zum  RQcksdiluss  auf  Menge  und  Qualität 
der  Erzeugnisse.  Bei  den  Rohstoff-  und 
Fabrikationssteuern  hat  man  nicht  selten 
die  Pauschalierung  an  Stelle  der  Einzelbe- 
rechnuDg  und  EinzeUcontroUe  gesetzt  und 
dabei  einen  grösseren  oder  geringeren 
Spielraum  für  die  Mehrproduktion  des  Pro- 
duzenten offen  gelassen.  Die  Verwendung 
von  Siirrc^ten  lässt  sich  hier  leichter  ver- 
hüten, doch  sind  bei  den  Fabrikationssteuem 
lästige  Beschränkungen  und  eine  fort- 
währende I.'eberwachung  der  Betriebsstätten 
notwendig.    Die  Fabrikationssteuem  können 


jedoch  je  nach  dem  Betriebsumfang  (Gross- 
und Kleinbetrieb)  sehr  ungleichmässig  wir- 
ken, wenn  an  technische  Einrichtungren  der 
mutmassliche  Erfolg  angeglichen  wird. 
Ebenso  können  sie  zu  verschwenderischer 
Produktion  verleiten  oder  aus  Steuergründen 
technische  Verbesserungen  und  Fortscliritte 
hintanhalten. 

3.  Fabrikatsteuern  oder  Ver- 
brauchs- (Konsum-)Abgaben  i.  e.  S., 
die  nach  der  thatsächUchen  Menge  der  Pro- 
dukte oder  mit  Rücksicht  auf  die  Qualität 
oder  den  Preis  der  Erzeugnisse  veranlagt 
werden.  Sie  werden  am  zweckmässigsten 
erhoben,  wenn  die  Steuerobjekte  die  Pro- 
duktionsstätten verlassen  und  in  den  freien 
Verkehr  übergehen.  Sie  setzen  eine  relativ 
geringe  Zahl  von  Produzenten  und  leicht 
kontrollierbare  Fabrikstellen  voraus.  Der 
Betrieb  wird  nicht  gehemmt  und  die 
Steuerlast  gleichmässiger  verteilt  und  auch 
die  Behandlung  der  zum  Export  bestimmten 
Produkte  ist  einfacher. 

Zuweilen  werden  im  gleichen  Steuer- 
gebiete verschiedene  Formen  der  Besteuerung 
zugelassen,  wobei  den  Produzenten  eine 
mehr  oder  weniger  freie  Wahl  unter  ihnen 
zusteht 

II.  CirkulatioDssteueru,  die  der 
Tliatsache  der  Güterbewegung  folgen  und 
den  Kauf  oder  Wiederverkauf  der  Waren 
zum  Ausgangspunkt  für  die  Besteueruug 
nehmen.    Sie  stellen  sich  dar  als: 

1.  Transportsteuern,  die  beim 
Transport  und  der  Verfrachtung  der  Waren 
eingezogen  werden.  Abgesehen  von  den 
Zöllen  (s.  d.  Art.)  und  Cebergangs- 
ab gaben  (s.  d.  Art  oben  Bd.  VII 
S.  238)  sind  jene  Aufwandsteuern  zu 
erwähnen,  die  sich  an  den  Transport 
der  steuerpflichtigen  Waren  im  Inland  an- 
schliessen. Sie  werden  entrichtet  vor  der 
Vei'sendung  —  Versandsteuern,  oder 
vor  der  Verbringung  dieser  Gegenstände 
in  die  Lagerräume  des  Empföngers  — 
Einlagesteuern,  oder  endlich  vor  ihrem 
Eingang  in  ein  abgeschlossenes  Gebiet, 
meist  in  Städte,  —  Thorsteuern  (Thor- 
accise,  Octroi,  Marktgeld).  Letztere  Form 
kommt  zwar  auch  als  Staatssteuer  vor 
(Oesterreich,  Frankreich,  Italien,  Spanien), 
eignet  sich  aber  doch  mehr  als  Gemeinde- 
steuer. Die  Steuersätze  werden  in  be- 
stimmten Beträgen  von  den  Mass-  oder  Ge- 
wichtseinheiten erhoben. 

2.  Handelssteuern,  die  vom  Käufer 
oder   Verkäufer  auszulegen   und   von   ihm 

'auf  den  Konsumenten  zu  überwälzen  sind, 
z.  B.  die  Schanksteuem  und  andere  Klein- 
verschleissabgaben.  Bei  ihnen  ist  der 
Steuerzahlnngs-  und  der  Ueberwälzungsakt 
nahe  aneinander  gerückt  und  sie  haben  den 

I  Vorteil,  kurz  vor  dem  Verbrauche  entriclitet 
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zu  werden.  Sie  lassen  sich  leicht  nach 
den  Qualitäten  abstufen  und  befreien  die 
Selbstproduktion  dieser  Waren  von  der  Ab- 
gabeleistuDg  und  teilweise  auch  den  Ver- 
kauf im  grossen. 

Daneben  können  die  inneren  Verbrauchs- 
steuern noch  erhoben  werden  als 

lU.  Abfindung,  Abonnement  oder 
Fixation,  wobei  die  Steuerleistimg  sum- 
marisch auf  eine  gewisse  Zeitdauer  unter 
Benutzung  präsumierter  Produktions-  oder 
Verkaufsmengen  mit  Ersparung  der  Lasten 
und  Kosten  der  Einzelberechnung  und 
Einzelkontrolle  festgesetzt  wird. 

IV.  Monopol  oder  Regalisierung. 
Hier  übernimmt  der  Staat  unter  Ausschluss 
der  freien  Konkurrenz  und  des  privaten 
Betriebes  zu  Steuerzwecken  die  Produktion 
oder  den  Vertrieb  aufwandsteuerpflichti^er 
Waren  oder  beides  mit  der  Absicht,  eine 
derai"tige  Preisgestaltung  herbeizuführen, 
die  neben  den  Gestehungskosten  zugleich 
die  Steuerleistung  einschliesst.  (Vgl.  d.  Art. 
Monopol  oben  Bd.  V,  S.  850 ff.) 

V.  Lizenz  en  oder  Lizenzgebühre  n, 
teils  einmal  oder  wiederholt  entrichtete  Ge- 
bühren für  die  Verleihung  der  Befugnis 
zur  Herstellung  oder  zum  Verkaufe  ge- 
wisser Waren,  teils  eine  Art  Gewerbesteuer, 
(Vgl.  d.  Art.  Lizenzen  oben  Bd.  V,  S.  624  ff.) 

Litteratur:  Vgl.  die  Lehr-  und  ffandbiUher  der 
FinanzwUteruchaft.  von  Sau,  Röscher,  Stein, 
Wagner,  Schönberg  (Schall,  Lehr,  Zeller),  Voeke, 
Eheberg  u.  ».  w.  —  Hoffmann,  Lehre  von  den 
Stetcem,  Berlin  IS40.  —  Hock,  Die  öffent- 
lichen Abgaben  und  Schulden,  Stuttgart  186S.  — 
SehOffU,  Die  Steuer  Bd.  11.  Hand-  und  Lehr- 
buch der  StaaUwieeentehqften,  Leipzig  1894.  — 
V.  Hechel,  Art.  »At^fwandtteuem«  im  W.  d. 
V.  Bd.  I  S.  236-  340. 

Max  V.  Hechel. 


VeredelnngsTerkelir. 

1.  Begriff  und  Wesen  des  V.  2.  Der  that- 
8ächliche  Rechtsstand  des  V.  in  Deutschland. 
.S.  Der  V.  in  Oesterreich.  4.  Der  V.  in  Frank- 
reich. 

1.   Begriff  und  Wesen  des  V.     Der 

Ausdruck  Veredelungsverkehr  wird  im  Zoll- 
wesen gebraucht  Man  versteht  darunter 
den  vormerklich  behandelten  Warenverkehr 
mit  dem  Auslande,  der  zum  Zweck  der  Ver- 
edelung oder  Repai-atur  mit  der  Bestimmung 
der  Rückkehr  in  vervollkommnetem  Zustande 
stattfindet.  In  diesem  Sinne  ist  die  Ver- 
edelung gleichbedeutend  mit  einer  solchen 
Zurichtung  von  Waren  (Geweben,  Garnen. 
Seide,  Leder  etc.),  dass  dieselben  durch 
einen  technischen  Prozess  (Reinigung,  Blei- 
chen, Scheren,  Polieren)  gewisse  Eigen- 
schaften   annehmen   (Farbe,   Glanz,   Glätte) 


oder  neue  Formen  erhalten.  Der  Verede- 
lungsverkehr ist  entweder  ein  aktiver, 
wenn  die  eingebrachte  Ware  im  Inland  ver^ 
edelt  und  dann  wieder  ausgeführt  wird, 
oder  ein  passiver,  wenn  die  Waren  zum 
Behufe  der  Veredelung  nach  dem  Auslande 
verbracht  und  appretiert  nach  dem  Inlande 
zurückgeführt  werden.  Leitender  Grundsatz 
ist  dabei  die  Identität  der  Waren  oder 
die  Vorschrift,  dass  die  ein-  und  ausgeführten 
Waren  objektiv  dieselben  sind.  Nur  selten 
hat  man  das  Verfahren  durch  die  Zulassung 
der  Substitution  gleicher  Stoff-  und  Waren- 
mengen erweitert  Die  Regelung  des  Ver- 
edelungsverkehrs ist  teils  eine  autonome 
und  einseitige,  teils  eine  vertragsmässig 
zwischen  zwei  oder  mehreren  Staaten  ver- 
einbarte. Im  letzteren  Falle  bildet  der  Ver- 
edelungsverkehr einen  Bestandteil  inter- 
nationaler Handelsverträge  (vgl.  d.  Art.  Han- 
delsverträge  oben  Bd.  IV  S.  1067 fL). 

Der  Veredelungsverkehr  (admission  temf)0- 
raire)  ist  eine  Erweiterung  des  Transit- 
und  Niederlageverkehrs  (vgl.  d.  Art.  Zölle, 
Zollwesen).  UrsprOngLch  durften  ge-, 
wisse  Verarbeitungen  an  den  in  den  Zoll- 
niederlagen lagernden  Rohstoffen  imd  Halb- 
fabrikaten daselbst,  d.  h.  in  den  Räumen 
der  Zollniederlagen,  vorgenommen  \md  die- 
selben zeitweilig  aus  den  Niederlagen  ent- 
fernt unter  zollamtlicher  Kontrolle  in  Werk- 
stätten oder  Fabriken  verarbeitet  werden 
mussten  dann  aber  wieder  in  den  ZoUver- 
schluss  zurückgebracht  werden.  Später 
wurde  dieses  verfahren  verallgemeinert 
und  durften  gewisse  Materialien  zollfrei  auf 
eine  bestimmte  Frist  eingehen  unter  der 
Voraussetzung  der  Wiederausfuhr  in  ver- 
arbeitetem Zustande.  Dabei  wird  die  Iden- 
tität des  Materials  als  imerlässliche  Be- 
dingung gefordert,  was  mitunter  grosse 
technische  Schwierigkeiten  macht  Denn 
bei  der  Verarbeitung  vieler  Waren,  z.  B. 
des  Roheisens  zu  Stabeisen,  des  Getreides 
zu  Mehl  u.  s.  w.,  ist  die  Identität  des  Ma- 
terials nur  mit  so  sti-engen  und  la.stigen 
Kontrollen  zu  wahren,  dass  der  Vorteil  des 
Veredelungsverkehrs  durch  diese  Nachteile 
aufgewogen  wird.  Man  hat  daher  vielfach 
auf  die  strikte  Durchführung  dieser  Anord- 
nungen verzichtet  und  sich  mit  der  Forde- 
rung beschieden,  dass  für  eine  bestimmte 
Menge  zeitweise  zollfrei  eingeführtes  Material 
ein  gleich  grosses  oder  je  nach  den  tech- 
nischen Verhältnissen  ein  reduziertes  Quan- 
tum des  Fabrikats  binnen  einer  festgesetzten 
Frist  ausgeführt  werde.  Durch  diese  Er- 
leichtening  wird  aber  thatsächlich  der  Ein- 
fuhrzoll verkürzt  und  eine  Art  Ausfuhr- 
prämie geschaffen.  Auch  die  Staatskasse 
kann  einen  Verlust  dadurch  erleiden,  das» 
auch  derjenige  Teil  der  Fabrikate,  der  wegen 
der  besonders  günstigen  Stellung  der  Ex- 
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porteure  auch  trotz  der  inländischen  Ma- 
terialien durch  den  Zoll  ausgefOhrt  werden 
konnte,  nunmehr  zw  Verbilligung  eines 
entsprechenden  Teiles  der  Materisdeinfuhr 
benutzt  wird.  Die  Produzenten,  die  den 
Bohstoff  im  Inland  herstellen  und  durch  die 
Zollschranken  geschützt  werden  sollen,  sind 
die  natürlichen  Gegner  solcher  Erleichte- 
rungen im  Zollverfahren.  Der  Zweck  des 
Yeredelungsverkeürs  ist  eben  die  Erleichte- 
rung der  Ausfuhr  von  Fabrikaten,  die  aus 
ausländischen  Materialien  hergesteUt  sind. 
Dagegen  ist  er  ein  bequemes  Auskunfts- 
mittel, um  im  Baue  eines  ausgebildeten 
Schutzzollsystems  die  Ausfuhr  zu  befördern. 
Allerdings  ist  der  üebergang  zur  wirklichen 
Ausfuhrprämie  nicht  ausgeschlossen.  Eine 
solche  hegt  dann  vor,  wenn  bei  Feststellung 
der  Quantitäten  des  Materials  in  den  zur 
Ausfuhr  gelangenden  Fabrikaten  ein  Aus- 
beuteverhältnis angenommen  wird,  das  dem 
thatsächlichen  nicht  entspricht  Tind  für  den 
Exporteur  zu  günstig  angenommen  ist 

2.  Der  thatsächliche  Rechtsatand  des 
V.  in  Deutschluid.  Schon  das  Zollvereins- 
gesetz vom  23.  Januar  1838  hat  den  Ver- 
edelimgsverkehr  für  das  Gebiet  des  Deut- 
schen Zollvereins  im  Princip  zugelassen. 
Es  durften  Gegenstände  zur  Verarbeitung 
und  Veredelung  ins  Ausland  geschickt  wer- 
den und  dann  imter  strenger  Festhaltung 
der  Identität  des  Materials  zollfrei  nach  dem 
Inland  zurückkehren.  Oder  umgekehrt  war 
es  statthaft,  vormerklich  zur  Verzollung  ab- 
gefertigte, ausländische  Materialien  (»natio- 
nalisierte Waren«)  im  Inland  dem  Verede- 
lungsprozesse zu  tmterwerfen  und  sie  zoll- 
frei wieder  ins  Ausland  ziurückzubringen. 
Die  Erfüllung  des  Identitätsnachweises  war 
die  Voraussetzung  für  die  Zulassung  des 
Veredehmgsverkehrs.  Das  Institut  des  Ver- 
edeluugsverkehrs  haben  die  späteren  Zoll- 
g^etze  wieder  aufgenommen.  Als  geeignet 
für  den  Veredelungsverkehr  werden  haupt- 
sächlich folgende  Gegenstände  bezeichnet: 
Gewebe  imd  Game,  die  in  das  Zollausland 
nun  Waschen,  Bleichen,  Färben,  Walken, 
Appretieren,  Bedrucken  etc.  ausgeführt  wor- 
den sind;  ferner  Gespinste  zur  HersteUimg 
von  Spitzen  und  Posamentierwaren,  Garne 
in  gescherten  Ketten  zur  Herstellung  von 
Geweben,  Seide  zum  Rlrben  oder  Um&rben. 
Häute  und  Felle  zur  Leder-  imd  Pelzwerk- 
bereitung,  Gegenstände  zum  Lackieren,  Po- 
lieren und  Bemalen  und  endlich  sonstige 
zur  Ausbesserung,  Bearbeitung  und  Ver- 
edelung bestimmte  Gegenstände,  wenn  die 
weaentiiche  Beschaffenheit  \md  Benennung 
die  gleiche  bleibt.  Als  Grundsätze  füi* 
diese  Verkebrserleichterungen  gelten,  dass 
sie  an  geeignete  Kontrollen  zur  Festhaltung 
der  Identität  geknüpft  werden  und  diese 
durch  geeignete  Kennzeichen  (Identitätsbleie, 


Siegel  etc.)  gesichert  ist,  femer  dass  ein 
Zollerlass  nicht  stattfindet,  wenn  die  Waren 
durch  die  Bearbeitung  derai-tig  umgewandelt 
worden  sind,  dass  sie  nicht  wieder  als  die 
nämlichen  Gegenstände  erkannt  werden 
können  und  der  Wiederaus-  oder  -eingang 
nicht  immer  an  das  Ein-  bezw.  Ausgangs- 
amt gebunden  ist.  Geringe  Differenzen  am 
Gewichte  können  zollabgabefrei  bleiben. 
Für  die  Zurückbringung  der  Waren  wird 
eine  angemessene  Frist  bestimmt.  Bei 
Unterlassung  der  Wiederausfuhr  ist  die 
Ware  nachträglich  zu  demjenigen  Zollsatz 
zu  verzollen,  der  am  Tag  der  »Vormerkung« 
zum  Eingang  giltig  war.  Für  die  Behand- 
lung der  Vormerkung  und  des  Niederlage- 
verkehrs sind  dann  noch  weitere  Anord- 
nungen erflossen. 

Für  den  Weizen  wiffde  dureh  G.  v.  23. 
Juni  1882  eine  Erleichterung  geschaffen, 
indem  den  Mühlenbesitzern  bei  der  Ausfuhr 
ihrer  Mühlenfabrikate  einfach  der  Zoll  für 
die  entsprechende  Menge  des  zur  Mühle  ge- 
brachten ausländischen  Ctetreides  zurücker- 
stattet wird.  Eine  ähnliche  Vergünstigung 
wurde  den  Oelmüllem  gewährt  Das  G.  v. 
14  April  1894  hob  den  Identitätsnachweis 
bei  eingeführtem  Getreide  im  Falle  der 
Wiederausfuhr  auf.  Es  kann  hier  nicht 
nur  dmxdi  Mehl,  sondern  auch  durch  ein- 
heimisches Getreide  ersetzt  worden.  Hier 
liegt  aber  kein  Veredeln  ngs verkehr,  sondern 
eine  Art  Ausfuhrprämie  für  Getreide  vor 
(vgl.  d.  Art  Identitätsnachweis  oben 
Bd.  IV  S. -1315  ff.) 

3.  Der  V.  in  Oesterreich.  Bereits  die 
Zollordnung  vom  Jahre  1774  gestattete,  dass 
ausländische,  nicht  ausser  Handel  gesetzte 
Waren  zur  Appretiu",  nicht  aber  auf  unge- 
wissen Verkauf  (»Losung«)  zollfrei  einge- 
führt werden  durften.  Diese  Grundsätze 
hat  die  Zollordnung  von  1836  erneuert 
Nach  dem  Handelsverträge  vom  19.  Februar 
1853  zwischen  Oesterreich-Ungarn  und  dem 
Deutschen  Zollverein  sollten  Waren  zur  Zu- 
bereitung, Umgestaltung  und  Veredelung 
nach  Oesterreich  zoUfriei  ein-  und  aus 
Oesterreich  ausgeführt  werden  dürfen  imd 
zwar  nach  Massgabe  der  vom  Zollverein 
angenommenen  Grundsätze.  Die  gleichen 
Grundsätze  sind  dann  von  den  späteren 
Zoll-  und  Handelsverträgen  erneuert  worden 
(1865, 1868,  1878,  1893).  Beim  sogenannten 
aktiven  Veredelungsverkehr  werden  die  zuge- 
lassenen Gegenstände  zeitweüig  aus  der 
Zollkontrolle  entlassen  und  ist  daher  die 
Identität  bei  der  Wiederausfuhr  durch  die 
Anbringung  materieller  Identitätszeichen, 
Beschreibung,  Rflckbehaltung  von  Mustern 
oder  auf  andere  zuverlässige  Weise  amtUch 
festzuhalten.  Die  Pfhcht  des  Identitätsnach- 
weises liegt  bei  der  späteren  Wiederausfuhr 
dem  Importeur  ob.    Beim  sogenannten  pas- 
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siven  Veredelungsverkehr  werden  inländische 
Waren  zur  Bearbeitung,  Umgestaltung  und 
Reparatiu:  unter  Zollkontrolle  nach  dem 
Auslande  ansgefOhrt  und  zollfrei  in  vervoU- 
kommnetem  Zustand  wieder  zurückgebracht 
Waren  beim  aktiven  Veredelungsverkehr 
•werden  bei  ihrem  Eintritte  dem  Vormerk- 
verfahren (»Eingangsvormerkverfahren«), 
dessen  Wesen  in  geeigneten  Massregeln, 
Aufscliriften,  Kennzeichen,  Mustern  etc.  zur 
Festhaltung  der  Identität  besteht,  unterworfen. 
Gleiche  Grundsätze  werden  beim  passiven  Ver- 
edelungsverkehr für  das  Vormerkverfahren 
(»Ausgangsvormerkverfaliren«)  angewendet 
4.  Der  V.  in  Frankreich.  Die  frühesten 
Spuren  des  Veredelungsverkehrs  (admission 
temporaire)  finden  wir  in  Frankreich.  Schon 
unter  Colbert  war  es  gestattet,  gewisse 
Materialien  auf  bestimmte  Zeit  zollfrei  unter 
der  Bedingung  einzuführen,  dass  sie  in  ver- 
arbeitetem Zustand  wiederausgefühi-t  wiu*- 
den.  Aehnlich  verhielt  es  sich  mit  dem 
1738  eingeführten  »Aequivalenzsystem«,  dass 
z.  B.  bei  der  Einfuhr  von  gebleichtem  Wachs 
der  Vorweis  der  Zollquittung  genügte.  Der 
heutige  Rechtsstand  beniht  in  der  Haupt- 
sache noch  immer  auf  den  Grundsätzen  des 
G.  V.  5.  Juli  1836.  Auch  in  Frankreich  gilt 
für  den  Veredelungsverkehr  die  strenge 
Wahrung  der  Identität  Diese  Voraussetzung 
ist  jedoch  stillschweigend  durch  Dekrete, 
die  auf  Grund  jenes  Gesetzes  eingingen, 
durch  die  Substitution  des  Materials  durch- 
brochen worden.  Das  Anwendungsbereich 
des  Veredelungsverkehrs  wird  im  Verord- 
nungswege bestimmt.  Als  Gegenstände  des- 
selben werden  bezeichnet:  Getreide,  Cacao, 
Zucker  (namentüch  zur  Raffinierung),  Me- 
talle, Garne,  Oele,  Reis,  Gewebe,  Textilwaren 
verschiedener  Art  u.  s.  w.  Wichtig  ist  der 
Veredelungsverkehr  besonders  bei  Weizen 
und  Eisen.  Hier  ist  das  Identitätsprincip 
stark  eingeschränkt  worden.  Der  Importeur 
von  Weizen  verkauft  denselben  ohne  weiteres 
auf  dem  heimischen  Markte  und  lässt  den 
Begleitschein  (acquit-ä-caution),  der  bei  der 
Einfuhr  gegen  Sicherstellung  der  Zollschul- 
digkeit ausgestellt  wimle,  durch  den  Ex- 
porteur von  Mehl  beliebigen  Ursprunges  an 
einem  anderen  Platze  entlasten.  Letzterer 
empfängt  dafür  eine  Vergütung,  und  der 
Importeur  gewinnt  die  Differenz  zwischen 
dieser  und  dem  Zoll.  Der  Begleitschein 
dient  dann  dem  Exporteur  bei  der  Mehl- 
ausfuhr. Bei  Eisen  erhalten  zwar  niu-  die 
Hflttenbesitzer  und  Fabrikanten  auf  Grund 
auswärtiger  Bestellungen  die  Erlaubnis, 
Roh-  und  Stabeisen  zeitweise  zollfrei  einzu- 
führen ;  für  die  Ausführungen  der  Bestellun- 
gen verwenden  sie  aber  meist  nur  eigenes 
oder  doch  französisches  Eisen  und  verkaufen 
ihre  Einfuhrvollmachten  an  die  Importeiu^. 
So  bildet   der  Erlös  für  sie  eine  Art  Aus- 


fuhrprämie oder  wenigstens  einen  Ersatz 
für  die  Verteuerung  der  Preise  des  inländi- 
schen Eisens  durch  die  Eisenzölle.  Die 
Importeure  aber  zahlen  für  diese  Papiere 
weniger  als  die  Höhe  des  Zolls  beträgt 
Seit  1871  hat  man  verschiedene  Erschwe- 
rungen dieses  Handels  herbeigeführt,  ohne 
jedoch  zu  einem  festen  Ziele  zu  gelangen. 
Diese  Missbräuche  dauern  auch  heute 
noch  fort 

Lttterator:  Lexla,  Schönberg  g  ß.  Aufl.),  IL 
S.  SSl—SSt.  —  Aufaesa-Wieslngtr,  Zölle  und 
Steuern  de»  Deuttehen  Reichet,  5.  Ai^.  München 
u.  Leipzig  1900,  S.  lli,  HS,  161.  —  Lehr,  AH. 
vVeredelungmerkehrn  im  Handw.  d.  Staattw. 
1.  Aufi.,  Bd.  VI,  S.  41S—SS.  —  V.  Hecket, 
Art.  » Veredelungtverkehr«  im  W.  d.  V.  Bd.  IL, 
S.  758—759.  —  Pilz,  AH.  »ZoUrecht«  im  Oeeterr. 
Staat»-W.  Bd.  II,  S.  159S-99.  —  Leero»,  Art. 
nAdmitsion  temporairen  in  Say,  Dittionnaire 
de»  finance»,  vol.  I,  p.  39 — 4S.  —  Caignon, 
Art.  «Admiuion  temporaire«  in  Block,  Diction- 
naire  de  l' AdminiilruHon  /ranfaite  p.  34 — 36. 
Xax  V.  Heekel. 


Yerehelichnngsfreiheit 

s.  Eheschliessung  oben  Bd.  IQ  S.  286. 


Vereine,  volltswirtschaftliche 

s.  Volkswirtschaftliche  Vereine 
und  Kongresse. 


Vereins-  und  Versammlongsfreiheit, 

1.  Einleitung.  2.  Zur  Geschichte.  3.  Eng- 
land nnd  Nordamerika.  4.  Frankreich.  5. 
Deutschland,  a)  Gesetzgebung,  b)  Privatrecht- 
liche Stellung  der  Vereme.  c)  Das  öffentliche 
Vereinsrecht,  d)  Das  Versammlungsrecht.  6, 
Die  übrigen  Staaten.    7.  Schlass. 

1.  Einleitang.  Die  Geschichte  der 
Menschheit  ist  von  der  Thatsache  beherrscht, 
dass  die  Kulturentwickelung  sich  iu  dem 
individuellen  Leben  des  Einzelneu  und  in 
dem  Gemeinschaftsleben  der  Verbände  voll- 
zieht Durch  die  Geburt  ist  der  Mensch 
Glied  der  Familien-  und  Stammesgemein- 
schaft wie  der  staatlichen  und  reUgiösea 
Herrschaftsverbände.  Niu:  in  langsamer, 
vielfach  durch  rückläufige  Bewegungen  unter- 
brochener Entwickelung  ringt  er  sich  zu 
dem  Bewusstsein  der  freien  Persönlichkeit, 
damit  aber  auch  zu  der  Erkenntnis  empor, 
dass  die  freie  Persönlichkeit  zu  ihrem  Da- 
sein und  zu  ilu«r  Entfaltung  der  geordneten 
Gemeinschaft  bedarf.  Der  seiner  geistigen 
und    sittlichen    Freiheit   bewusste   Mensch 
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•wird  aber  nicht  mehr  von  dem  natürlichen 
Familienverbande  und  dem  staatlichen  Herr- 
schaftsverbande  in  seinem  ganzen  Denken 
und  Thun  erfasst,  sie  stellen  für  ihn  nur 
die  Bedingungen  her,  unter  denen  die  Ein- 
zelnen in  freier  Bethätigung  ihrer  Kräfte  an 
der  Kulturarbeit  des  Volkes  und  damit  der 
ganzen  Menschheit  mitwirken  können.  Der 
Kampf  um  die  Abgrenzung  dieses  Gebietes 
der  freien  Beth&tigung  des  Einzelnen  g^en- 
über  der  Herrschaft  des  Familienverbandes 
und  des  Staates  büdet  zum  grossen  Teil 
den  Inhalt  der  inneren  (beschichte  eines 
jeden  Volkes.  Aber  auch  innerhalb  dieses 
in  den  verschiedenen  Perioden  der  Entwicke- 
lung  bald  veiter,  bald  en^r  begrenzten 
Gebietes  der  freien  Persönhchkeit  vermag 
der  Einzelne  für  sieh  allein  mit  seinen  per- 
gSnlichea  und  wirtschaftlichen  Kräften  die 
Ziele,  denen  er  nachstrebt,  nicht  zu  erreichen. 
Soweit  der  Staat  es  nicht  einzelnen  Klassen 
des  Volkes  erm^licht,  sich  in  der  form 
des  Rechts  die  Kräfte  anderer  Personen 
dienstbar  zu  machen  und  private  Herrschafts- 
verhältuisse  zu  begründen,  sind  die  Einzelnen 
auf  eine  freie  Vereinigung  ihrer  Kräfte  an- 
gewiesen, um  gemeinschaftliche  Zwecke  mit 
gemeinschaftlichen  Mitteln  und  in  gemein- 
schaftlicher Arbeit  zu  verfolgen.  Dies  ist 
der  Boden  des  Vereinswesens.  Seine  Aus- 
bildung und  seine  Leistungsfähigkeit  sind 
bedingt  einerseits  von  dem  Masse,  in  welchem 
das  Bewusstsein  der  freien  Persönlichkeit 
in  dem  Volke  zum  Durchbruch  gelangt  ist, 
und  andererseits  von  den  rechtlichen  Be- 
schränkungen, welchen  der  Staat  die  persön- 
liche Freiheit  unterwirft,  und  den  rechtlichen 
Formen,  in  welchen  der  Staat  die  Vereins- 
bildung und  das  Vereinsleben  ordnet  und 
schützt. 

Daraus  ergiebt  sich,  dass  die  Zwecke, 
welchen  die  Vereine  zu  dienen  vermögen, 
so  mannigfoltig  sind  wie  die  menschlichen 
KultiuTswecke.  Nur  die  der  Familie  und 
dem  Staate  ausschliesslich  vorbehaltenen 
Zwecke  sind  der  Vereinsthätigkeit  entzogen. 
Wie  aber  in  der  freien  Vereinigung  der 
Kräfte  der  Individuen  einer  der  mächtigsten 
Faktoren  der  Kiüturentwickelung  gegeben 
ist,  so  kann  sie  auch  dazu  dienen,  ihr  ent- 
gegenzuarbeiten. Sie  ist  eine  Form,  die 
den  guten  wie  den  schlechten  Trieben  der 
Menschen  dienstbar  ist,  sie  kann  ebenso 
ein  förderndes  und  fruchtbares  wie  ein 
feindliches  und  zerstörendes  Element  sein. 
Der  Staat  ist  um  seiner  selbst  wUlen,  um 
die  gesamte  rechtliche  und  gesellschaftliche 
Ordnung  aufrecht  zu  halten,  genötigt,  das 
Vereinswesen  seiner  Aufsicht  zu  unterwerfen 
imd  den  Missbrauch  der  Vereinsthätigkeit 
zu  unterdrücken.  Selbst  bei  grundsätzlicher 
Anerkennung  der  Vereinsfreiheit  bedarf  die- 
selbe der  rechtlichen  Schranken. 


Die  Gefahren,  welche  die  Vereine  für 
den  Staat  und  das  Gemeinwohl  mit  sich 
führen  können,  sind  jedoch  nicht  vorhanden 
bei  denjenigen  Vereinen,  welche  ausschliess- 
lich die  Erzielung  von  Vermögensvorteilen 
ihrer  Mitglieder  durch  rechtmässige  Ge- 
schäftsthätigkeit  zum  Zweck  haben.  Die 
Bildung  und  die  Thätigkeit  derartiger  Vereine 
ist  deshalb  auch  zu  allen  Zeiten  gestattet 
und  nur  den  Normen  des  Privatrechts  unter- 
worfen worden.  Sie  bilden  die  »Gesell- 
schaften« im  Sinne  des  Privatrechts.  Ihr 
Zweck  kann  in  der  Ausführung  eines  ein- 
zelnen Geschäfts  oder  in  einer  fortlaufenden 
Geschäftsthätigkeit  bestehen.  Von  beson- 
derer Bedeutung  für  das  wirtschaftliche 
Leben  des  Volkes  sind  unter  ihnen  die  Ge- 
sellschaften zum  Betriebe  eines  Handels- 
gewerbes, die  Handelsgesellschaften,  deren 
Geschichte  und  Recht  schon  an  anderen 
Stellen  des  Handwörterbuchs  eingehende  Dar- 
stellung gefunden  haben (vgl.dieArt  Aktien- 
gesellschaften oben  Bd.  I  S.  143  ff.. 
Handelsgesellschaften  oben  Bd.  IV 
S.  998ff.,  Kommanditgesellschaft 
auf  Aktien  oben  Bd.  V  S.  257  ff.).  Zu  den 
privatrechtlichen  Gesellschaften  gehören 
ferner  auch  die  Gesellschaften  mit  be- 
schränkter Haftung,  deren  Verhältnisse  im 
Deutschen  Reiche  durch  das  RG.  v.  20. 
April  1892  normiert  worden  sind,  sowie  die 
Erwerbs-  und  Wirtscliaftsgenossenscliaften, 
welche  die  Förderung  der  Wirtscliaft  ihrer 
Mitglieder  mittelst  gemeinschaftlichen  Ge- 
schäftsbetriebes bezwecken  (s.  d.  betr.  Art. 
oben  Bd.  HI  S.  784  ff.).  Sie  bedürfen  des- 
halb  hier  einer  weiteren  Erörterung  nicht. 

Andererseits  faUen  ausserhalb  des  Rah- 
mens dieses  Artikels  die  grossen  Kirchen, 
deren  eigenartige  Rechtsstellung  in  und  zu 
dem  Staate  auf  Grund  der  geschichtlichen 
Entwickelung  sich  ausgebildet  hat  Der 
katholischen  Kirche  eingegliedert  und  dem- 
nach auch  dem  für  sie  geltenden  Staats- 
kirchenrecht unterworfen  sind  die  geistlichen 
Orden  und  die  ordensähnlichen  Kongrega- 
tionen. Andere  kirchliche  Vereine  dagegen, 
welche  innerhalb  der  Kirche  einzelne  reli- 
giöse Zwecke  verfolgen,  sowie  Religions- 
gemeinschaften, welche  von  den  grossen 
Kirchen  sich  abgesondert  haben  und  als 
»Kirchen«  vom  Staate  nicht  anerkannt  sind, 
unterstehen  dem  Vereinsrechte,  wenn  auch 
einzelne  Sonderbestimmungen  für  sie  in 
manchen  Staaten  erlassen  sind. 

2.  Zur  Geschichte.  In  Rom  kam  dem 
Vereinswesen  seit  den  ältesten  Zeiten  eine 
grosse  Bedeutung  zu.  Es  gab  Vereine 
(collegia)  für  die  mannigfachsten  Zwecke; 
religiöse  und  politische  Vereine  (sodaütates), 
Vereine  für  gesellige  Zwecke,  Vereine  der 
Berufsgenossen,  der  Handwerker,  der  Krämer 
und  Händler,  der  Grosskaufleute,  der  unteren 
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Beamten,Unterstützung8vereine,  insbesondere 
Begräbnisvereineu.  s-w.  Das  Recht  gewährte 
in  der  republikanischen  Zeit  völlige  Vereins- 
freiheit und  jeder  Verein  konnte,  wie  die 
zwölf  Tafeln  bestimmten  (Gaius  in  L.  4  D. 
47,  22),  nach  seinem  Belieben  seine  Statuten 
gestalten,  sofern  er  nur  darin  keine  Bestim- 
mung aufnahm,  die  den  Gesetzen  zuwiderlief. 
Doch  nahm  der  Senat  das  Recht  in  Anspruch, 
Vereine  aufzulösen,  die  die  öffentliche  Ord- 
nung und  Sittlichkeit  verletzten,  wie  im 
Jahre  186  v.  Chr.  von  ihm  die  Bacchus- 
vereine aufgelöst  wurden.  Erst  in  dem  Zeit- 
alter der  Revolutionen,  in  der  ersten  Hälfte 
des  ersten  Jahrhunderts  v.  Chr.,  hatten  die 
meisten  Vereine  einen  politischen  Charakter 
angenommen  und  waren  eine  Gefahr  für 
den  Staat  geworden.  Während  der  catili- 
narischen  Unruhen  hat  der  Senat  deshalb 
sämtliche  Vereine  mit  wenigen  Ausnahmen 
aufgelöst  (wahrscheinlich  im  Jahre  64  v.  Chr.). 
Zwar  wurde  die  Vereinsfreiheit  wenige 
Jahre  später  (58  v.  Chr.)  wiederhergestellt, 
aber  schon  nach  zwei  Jahren  löste  der  Senat 
Aviederum  alle  politischen  Vereine  auf.  Nach- 
dem Cäsar  die  Herrschaft  ergriffen,  besei- 
tigte er  durch  eine  lex  Julia  alle  Vereine 
mit  wenigen  Ausnahmen.  An  Stelle  der 
Vereinsfreiheit  setzte  Augustus  durch  eine 
wahrscheinlich  im  Jahre  7  v.  Chr.  erlassene 
lex  Jidia  de  collegiis  das  Verbot  der  freien 
Vereinsbildung.  Zur  Gründung  eines  jeden 
Vereins  war  seitdem  Genehmigimg  erforder- 
lich, die  entweder  der  Senat  nach  vorher  ein- 
geholter Zustimmung  des  Kaisers  oder  der 
Kaiser,  später  der  Kaiser  allein  zu  erteilen 
hatte.  Die  lex  Julia,  ursprünglich  nur  für  die 
Stadt  Rom  erlassen,  ward  doch  bald  auf 
Italien  und  die  Provinzen  ausgedehnt.  Alle 
nicht  genehmigten  Vereine  waren  verboten, 
collegia  illicita.  Die  Teilnehmer  machten  sich 
des  Majestätsverbrechens  schuldig  (L.  2  D. 
47,  22;  L.  1  §  1  D.  48,  4).  Doch  wurden 
zweifellos  in  der  Praxis  diese  strengen  Ge- 
setze gegen  Vereine,  die  nicht  einen  poli- 
tischen Charakter  trugen,  vielfach  nicht 
angewandt  Die  Behörden  beachteten  sie 
nicht  und  gestatteten  selbst,  wenn  der  Verein 
aufgelöst  wurde,  dass  die  Mitglieder  das 
Vereinsvermögen  unter  sich  teilten  (L.  3 
D.  47,  22).  Nur  die  üntersifltzungsvereine 
der  ärmeren  Klassen,  deren  Mitglieder  meist 
Kheuten,  Freigelassene  und  Sklaven  waren, 
die  collegia  tenuiomm,  bedurften  keiner 
Genehmigung.  Ihre  Mitglieder  durften  aber 
nur  einmal  im  Monat  zu  einer  Versamm- 
lung zusammentreten.  (Nach  anderer  An- 
sicht waren  diese  einer  Genehmigung  nicht 
bedürftigen  collegia  tenuiorum  nur  Begräb- 
nisvereine, collegia  fimeraticia.)  Auch  diese 
anfänglich  nur  für  Rom  (vielleicht  schon  von 
Augustus)  getroffene  Bestimmung  ward  später 
atrf  Italien  und  die  Provinzen  ausgedehnt 


Die  genehmigten  oder  auf  Grund  einer 
solchen  allgemeinen  Genehmigung  erlaubten 
Vereine  hatten  als  solche  Rechtsfähigkeit. 
Sie  konnten,  wie  die  Stadtgemeinden,  Ver- 
mögen erwerben  und  besitzen,  Verträge  ab- 
schlieesen,  klagen  und  verklagt  werden. 
Dagegen  besassen  sie  nicht  die  Erbfähigkeit. 
Nur  einzelnen  Vereinen  wurde  sie  durch 
Privilegimn  verliehen  (L.  8  Cod.  6,  24). 

In  der  späteren  Kaiserzeit,  im  3.  imd 
4.  Jahrhundert  n.  Chr.,  sind  die  freien 
Vereine  vollständig  unterdrückt  worden.  An 
ihre  Stelle  sind  Zwangsverbände  getreten, 
die  vom  Staate  gegründet  und  or^nisiert 
wtu^en,  deren  Mitgliedschaft  erblich  war 
und  denen  der  Staat  die  schwersten  imd 
drückendsten  Lasten  auferlegte,  die  aber 
auch  mit  viel&u^en  Privilegien  ausgestattet 
waren. 

Auch  im  fränkischen  Reiche  schritt 
die  Staatsgewalt  in   der  Zeit  Karls  des 
Grossen   gegen  Vereine    ein,   namentlich 
gegen  solche,  deren  Mitglieder  sich  durch 
Eidschwur  verpflichteten  (Kapitularien  Karls 
des  Grossen  von  779  c.  16  und  von  789  c. 
26).    Während  des  ganzen  Mittelalters  sind 
zu  verschiedenen  Zeiten  von  der  Staatsge- 
walt Versuche  gemacht  worden,  das  Vereins- 
wesen  zu   unterdrücken.    Die  bestehenden 
Vereine  wurden  aufgelöst,  die  Bildung  neuer 
Vereine    ward    verboten.      So   wurden    in 
Deutschland  von  Friedrich  U.   durch   das 
Reichsgesetz  von  1232  alle  Handwerkerver- 
bände in  den  Städten  für  abgeschafft  und 
nichtig   erklärt    und    später    in   einzelnen 
Städten,  wie  in  Bremen  1322,  in  Dortmund 
1346,  alle  Veroiae,  in  Frankfiu^  a.  M.  1443 
und  1447  die  Handwerkerbruderschaften  auf- 
gehoben.   Gleicherweise  wurden  in  Frank- 
reich 1305  alle  Bruderschaften  zu  Paris  auf- 
gelöst, und  ähnliche  Gesetze  sind  auch  zeit- 
weise in  anderen  LÄndem  erlassen  worden. 
Indes  alle  diese  Vorschriften   und  Verbote 
hatten  nur  eine  geringfügige  Wirkung.     Sie 
wurden  entweder  überhaupt  nicht  durchge- 
führt oder  gerieten    sehr  bald   wieder   in 
Vergessenheit.     Die  staatliche  Gewalt  war 
im  Mittelalter  viel  zu  schwach  und  zu  wenig 
organisiert,  um  das  gesellschaftliche  Leben 
beherrschen  zu  können.    Die  Schwäche  der 
Staatsgewalt,  der  Mangel  eines  genügenden 
Rechtsschutzes,  die  Zersplitterung  des  Staates 
in  eine  kaum  übersehbsu«  Masse  kleiner  und 
kleinster  Territorien  nötigten  die  Einzelnen, 
in  Verbände  sich  zusammenzuschliessen,  um 
in  ihnen   einen  Ersatz  für  den  Schutz  und 
die  Förderung  zu  finden,  die  ihnen  der  Staat 
nicht   gewähren    konnte.     Gerade    deshalb 
aber,  weil  die  Verbände  nicht  nur  dazu  be- 
stimmt waren,  in    freier  Vereinigung    der 
Kräfte  die  Interessen  der  Einzelnen  zu  för- 
dern, sondern  weil  sie  die  Aufgaben   über- 
nehmen mussten,  welche  der  mittelalterliche 
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Staat  gar  nicht  oder  nur  ungenügend  zu 
erfüllen  vermochte,  deshalb  hatten  sie  nicht 
bloss  ein  gemeinschaftliches,  aus  den  Bei- 
trägen der  Mi^lieder,  aus  Schenkungen  etc. 
entstandenes  Vermögen,  sondern  sie  hatten 
auch  ohne  besondere  Verleihung  Autonomie, 
d.  h.  das  Recht,  für  ihre  Mitglieder  und  ihre 
Verhältnisse  Rechtssätze  zu  erlassen,  sie 
hatten  Gerichtsbarkeit  in  allen  Angelegen- 
heiten des  Verbandes,  sie  hatten  eine  Straf- 
gewalt über  ihre  Mitglieder.  Das  ganze 
Leben  des  Mittelalters  ist  durchzogen,  ja 
beherrscht  von  Verbänden,  Genossenschaften, 
Gilden,  Bruderschaften,  Innungen  etc.  der 
mannigfachsten  Art.  So  bildeten  in  den 
Städten  die  Kaufleute  und  Handwerker  Gil- 
den \md  Zünfte,  die  GJesellen  schlössen  sich 
in  GeseUenverbände  zusammen,  selbst  die 
Spielleute,  Fechter  und  Bettler  vereinigten 
sich  zu  Genossenschaften.  Die  Familien  des 
hohen  Adels  wuchsen  zu  Korporationen  zu- 
sammen, die  des  niederen  Adels  fanden  hier- 
für in  den  Ritterbünden  und  Rittergesell- 
schaften einen  Ersatz.  Selbst  unter  den 
Bauern  entstanden  Baueminnungen,  soweit 
solche  unter  dem  Drucke  der  Unfreiheit  und 
Gmndherrschaft  sich  als  möglich  erwiesen. 
Daneben  verbreiteten  sich  namentlich  in  der 
zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  in  den  Städten 
Bruderschaften  mit  religiösen  Zwecken, 
Gesellschaften  zur  Pflege  des  geselligen 
Znsammenlebens  oder  der  körperlichen 
Febungen  in  der  btmtesten  Mannigfaltigkeit 
Ans  dieser  Masse  von  Verbänden  erhoben 
sich  diejenigen,  die,  gestützt  auf  die  Zahl, 
den  Reichtum,  die  soziale  Stellung  ihrer 
Mitglieder,  nach  politischer  Macht  strebten 
und  die  Herrschaft  in  der  Stadt,  in  dem 
Territorium,  in  dem  Reiche  an  sich  zu 
reissen  suchten.  So  seit  dem  14.  Jahr- 
himdert  die  Zünfte  in  den  Städten,  die 
Städtebünde,  wie  namentlich  die  Hansa,  die 
grossen  Einungen  von  Städten  und  Landes- 
herren, aus  denen  dann  am  Ende  des  15. 
Jahrhunderts  die  Umgestaltung  der  Reichs- 
verfassung hervorging. 

Während  nach  dem  geltenden  Rechte  im 
Mittelalter  nicht  nur  eine  volle  Freiheit  der 
Vereinsbildung  bestand,  sondern  jeder  Verein 
Vermögensfähigkeit  hatte  und,  sofern  er  die 
thatsächliche  Macht  hierzu  besass,  gesetz- 
gebende Gewalt,  Gerichtsbarkeit  und  Straf- 
gewalt ausübte,  hielt  die  jm-istische  Theorie, 
8eitdem  es  überhaupt  wieder  eine  solche 
gab,  an  den  Sätzen  des  römischen  Rechtes 
grundsätzlich  fest.  Seit  der  Zeit  der  Glossa- 
toren ward  in  den  Schriften  der  Legisten 
und  Dekretisten  wie  auf  den  Lehrstühlen 
der  Universitäten  gelehrt,  dass  ein  jeder 
Verein  der  staatlichen  Genehmigung  bedürfe, 
nnd  der  Widerspruch,  in  welchem  sich  diese 
Lehre  mit  dem  Leben  und  dem  geltenden 
Rechte   befand,   ward    nur   künstlich    und 


unvollkommen  dureh  die  Fiktion  verdeckt, 
dass  für  zahlreiche  Gattungen  von  Vereinen 
durch  einen  all^meinen  Rechtssatz  die  Ge- 
nehmigung ertedt  worden  sei  oder  dass  die 
nicht  ausdrücklich  genehmigten,  aber  that- 
sächlich  bestehenden  Vereine  stillschweigend 
genehmigt  worden  seien.  Immerhin  aber 
ward  allgemein  der  rechtmässige  Bestahd 
aller  Vereine  auf  den  Willen  des  Staates 
zurückgeführt,  und  es  war  deragemäss  auch 
nur  folgerichtig,  wenn  der  Obrigkeit  das 
Recht  zuerkannt  wurde,  jeden  Verein  nicht 
nur  zur  Strafe  wegen  Rechtsverletzungen, 
sondern  auch  aus  Gründen  des  öffentlicnen 
Wohls  durch  einen  Akt  der  Verwaltung  auf- 
zulösen. 

Jedoch  blieben  im  Mittelalter  diese  Lehren 
ohne  Einfluss  auf  das  Leben.  Anders  ward 
dies,  als  seit  dem  15.  Jahrhundert  die  Lan- 
deshoheit mehr  und  mehr  erstarkte  und  den 
Kampf  mit  den  lokalen  Gewalten  aufnahm, 
nm  sie  einer  einheitlichen  Staatsgewalt  zn 
unterwerfen.  In  der  Geschichte  der  Aus- 
bildung des  modernen  Staates  bezeichnet 
die  Vernichtung  der  mittelalterlichen  Ver- 
einsfreiheit einen  bedeutungsvollen  Schritt. 
Die  geistigen  Waffen  hierzu  lieferte  die 
romanistische  Rechtswissenschaft  Die  Reichs- 
gesetze aus  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahr- 
hunderts (Wahlkapitulation  von  1519  Art.  6; 
Landfrieden  von  1548  Art.  24;  Reichsab- 
schied von  1551  §§  96—98)  hatten  nur 
»unziemliche,  hässige  Verbindnisse,  Ver- 
strickungen und  Zusammenthuung  der  ünter- 
thanen  wider  ihre  Obrigkeit«  und  die  »Ver- 
gaddemngen«  von  Kriegsvölkem  und  auf- 
rührerischen Banden  verboten.  Die  Landes- 
gesetze dagegen  gelangten  nach  manchen 
Zwischenstufen,  in  den  meisten  Territorien 
aber  noch  im  16.  Jahrhundert,  zu  dem  Ver- 
bote eines  jeden,  ohne  obrigkeitliche  Ge- 
nehmigung gebildeten  Vereins  (auch  hier 
die  GeseUschaften  ■  des  Privatrechts  still- 
schweigend ausgenommen)  und  zu  der  Vor- 
schrift, d^ss  alle  Versammlun^n,  auch  die 
Versammlungen  eines  genehmigten  Vereins 
nur  nach  Genehmigung  und  unter  obrig- 
keitlicher üeberwachung  stattfinden  dürfen. 
Und  wie  diese  Vorschriften  in  dem  Rechte, 
dem  römischen  Recht  der  Kaiserzeit,  ihre 
juristische  Rechtfertigung  zu  finden  schienen, 
so  gelangte  auch  die  herrschende  Staatslehre 
zu  dem  Schluss,  dass  in  dem  Naturrecht 
die  Vereins-  imd  Versammlungsfreiheit  nicht 
begründet  sei.  In  dem  Gesellschafts-  imd 
Herrschaftsvertrag,  durch  welche  die  Men- 
schen den  Staat  gegründet  und  der  Staats- 
gewalt sich  unterworfen  haben,  blieb  ihnen 
zwar  das  natürliche  imd  unverjäJirbare  Recht 
auf  persönliche  Freiheit  und  Eigentum  vor- 
behalten, nicht  aber  das  Recht  innerhalb 
des  Staates  andere  Vereinigungen  zu  bilden. 
Freie  Vereine   sind  eine   Gefahr   für   den 


Haiidwörterbach  der  Staatswissenacbaften.    Zveite  Anflage.    VII. 
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Staat,  nur  mit  seiner  Genehmigung  dürfen 
Vereine  gegründet  werden.  Darin  stimmen 
mit  Hobbes  (Leviathan  c.  22,  de  Cive  c. 
13,  §  13)  Pufendorf  (de  Jure  naturae  et 
gentium  Vn.  c.  2,  §§  21,22)  wie  Rousjseau 
(Contrat  social  ü,  c.  3)  überein.  Zwar 
leiteten  andere,  wie  Justus,  H.  Böh- 
mer (Introductio  in  jus  public,  universale 
II,  0.  4,  §  8),  Chr.  Wolff  (Jus  naturae 
VIII,  §§  153  ff.),  Achenwall  (Jus  naturale 
n,  §§  16  ff.)  etc.  aus  der  natürlichen  Frei- 
heit des  Menschen  auch  seine  Freiheit  ab, 
mit  anderen  zu  erlaubten  Zwecken  sich 
zu  vereinigen.  Aber  auch  sie  erachten 
den  Staat  für  durchaus  berechtigt,  im  In- 
teresse seiner  Sicherheit  und  der  öffent- 
lichen Wohlfahrt  die  Büdung  eines  Vereins 
von  seiner  Genehmigung  abhängig  zu  machen. 
Der  im  Polizeistaat  des  18.  Jahrhunderts 
herrschenden  Anschauung;  giebt  J  u  s  t  i 
(Grundsätze  der  Polizeiwissenschaft  1756, 
§  363)  einen  treffenden  Ausdruck,  wenn  er 
sagt:  »Da  eine  jede  Regienmg  geneigt  ist, 
jdle  guten  Endzwecke  zu  befördern,  so  muss 
eine  jede  Gesellscliaft  oder  Versammlung 
einen  gegründeten  Verdacht  wider  sich  er- 
regen, die  nicht  ihre  Absichten  der  Regie- 
rung entdecket  imd  ihre  Bestätigung  und 
Bewilligung  erwartet.« 

3.  En(;land  nnd  \ordamerika.  In 
England  ^tte  weder  das  römische  Recht 
noch  der  Absolutismus  des  PoUzeistaates 
Eingang  gefunden.  Hier  ist  zu  allen  Zeiten 
grundsätzlich  die  Freiheit  der  Vereinsbildung 
und  der  Versammlungen  anerkannt  worden, 
weil  kein  Gesetz  sie  aufgehoben  hat.  Aller- 
dings waren  schon  seit  dem  13.  Jahrhundert 
im  Interesse  der  besitzenden  Klassen  Vereine 
und  Versammlungen  der  Arbeiter,  durch 
welche  sie  eine  Erhöhung  der  Löhne  und 
eine  Besserung  der  Ai-beitsbedingungen  zu 
erringen  suchten,  verboten  worden  (s.  d. 
Artt.  Arbeitseinstellungen,  oben  Bd.  I 
S.  800ff.;  Gewerkvereine,  oben  Bd.  IV 
S.  623  ff.),  ebenso  wie  seit  der  Reformations- 
zeit im  Interesse  der  anglikanischen  Kirche 
und  der  herrschenden  Parteien  religiöse  Ver- 
eine, die  sich  der  Staatskirche  entgegenstellten 
(Kathohken,  Sekten,  Dissenters),  weitgehenden 
Beschränkungen  und  vielfaclien  Bedrückungen 
unterlagen.  Abgesehen  hiervon  aber  war 
nach  gemeinem  Recht  nur  die  Teilnahme  an 
Vereinen  und  Versammlungen,  welche  ge- 
waltsame Friedensstörung  oder  anderweile 
gesetzwidrige  Handlungen  bezwecken,  mit 
Strafe  bedroht.  Auch  als  in  der  zweiten 
Hälfte  des  18.  Jalu-hunderts  (vornehmlich 
seit  1769)  politische  Vereine  entstanden,  die 
bald  eine  Macht  im  öffentlichen  Leben 
wurden,  musste  deren  Gesetzmässigkeit  an- 
erkannt werden,  wie  denn  auch  Black- 
stone (C!ommentaries  on  the  law  of  Engl. 
I,  c.  1)  das  Recht,  Versammlungen  abzuhalten, 


zu  den  Grundrechten  der  Engländer  rechnet 
Erst  unter  der  Nachwirkimg,  welche  die 
französische  Revolution  ausübte,  wurden  1795 
durch  ein  auf  Zeit  erlassenes,  dann  1799 
I3Q  Geo.  IIL  c  79)  durch  ein  dauerndes 
Gesetz  politische  Vereine  Beschränkungen 
unterworfen.  Danach  ist  die  Teilnahme  an 
Vereinen  strafbar,  deren  Mitglieder  sich 
eidhch  verpflichten  oder  deren  Oberen  nicht 
allen  Mitgliedern  bekannt  sind  oder  deren 
Mitglieder  verheimlicht  werden.  Noch  weiter 
ging  das  Gesetz  von  1817  (57  Geo.  HI,  c. 
19),  welches  verbietet,  dass  Vereine  mit 
anderen  Vereinen  in  Verkehr  treten  sowie 
dass  Abgeordnete  verschiedener  Vereine  zu 
einer  Versanimlung  zusammentreten.  Hier- 
von sind  nmr  wissenschaftliche  und  wohl- 
thätige  Vereine  ausgenommen.  Jedoch  kann 
nach  einem  Gesetz  von  1846  (9  et  10  Vict. 
0.  33)  nur  die  Staatsanwaltschaft  wegen 
Verletzung  dieser  Vorschriften  Anklage  er- 
heben. Thatsächlich  ist  dies  bisher  noch 
niemals  vorgekommen.  Sind  die  erwähnten 
Gesetze  auch  heute  noch  nicht  aufgehoben, 
so  sind  sie  doch ,  ausser  Anwendung  ge- 
kommen. 

Thatsächlich  unterliegen  die  Bildung  von 
Vereinen  und  die  Teilnahme  an  Vereinen 
irgend  welchen  Beschränkungen  nicht,  sofern 
ein  Verein  nicht  rechtswidnge  Zwecke  ver- 
folgt In  diesem  Falle  machen  sich  die  Mit- 
glieder der  conspiracy,  des  Komplotts, 
schuldig.  Rechtswidrig  ist  der  Zweck  des 
Vereins  aber  nicht  nur  dann,  wenn  die 
Handlungen,  die  ausgeführt  werden  oder 
ausgefülu^  werden  sollen,  an  sich  strafbai* 
sind,  sondern  auch  dann,  wenn  sie  nur  mit 
einer  Civilklage  verfolgt  werden  können, 
sofern  sie  von  einem  Einzelnen  allein  be- 
gangen werden. 

Das  Versammlungsrecht  ist  durch 
besondere  Gesetze  nicht  normiert  Nach 
gemeinem  Rechte  (common  law)  ist  aber 
die  Teilnahme  an  einer  ungesetzlichen  Ver- 
sammlung (unlawful  assembly)  ein  strafbares 
Vergehen  (misdemeanoiir).  Ungesetzlich  ist 
eine  öffentliche  Versammlung: 

a)  wenn  sie  einen  Friedensbruch  (breach 
of  the  peace)  begeht  oder  zu  begehen  be- 
zweckt; 

b)  wenn  sie  bezweckt,  mit  offener  Ge- 
walt ein  Verbrechen  (crime)  zu  begehen; 

c)  wenn  sie  —  für  welchen  Zweck  sie 
auch  abgehalten  werden  mag  —  den  in  der 
Nachbarschaft  befindlichen  Personen  begrün- 
dete Ursache  giebt,  zu  befürchten,  dass  die 
Abhaltung  der  Versanimlung  zu  einem 
Friedensbruch  führen  werde; 

d)  wenn  sie  bezweckt,  die  verschiedenen 
Klassen  der  Bevölkerung  gegen  einander 
aufzureizen  oder  ein  Komplott  (conspirac.v) 
herbeizuführen  oder  dessen  Bildung  vorzu- 
bereiten.   Doch  ist  es  nicht  unbestritten,  ob 


Digitized  by 


Google 


Vereins-  and  Yersammlringsfreiheit 


38T 


auch    in   diesem   Falle    die   Versammlung 
eine  ungesetzliche  ist 

Wird  in  der  Versammlung  der  Frieden 
gebrochen,  so  machen  sich  dje  Teilnehmer 
der  Versammlung  des  Aufruhrs  (riot) 
schiddig.  Hat  ein  Friedensrichter  oder 
Sheriff  die  in  dem  Riot  Act  von  1714  (1  Qeo. 
I  eh.  5  s.  2)  vorgesehene  Proklamation  vei^ 
lesen,  so  begeht  jede  Person,  die  nach  Ab- 
lauf einer  Stunde  an  der  Versammlung  noch 
teil  nimmt,  eine  felony  und  kann  mit 
Freiheitsstrafe  bis  auf  Lebenszeit  bestraft 
■werden. 

Das  Recht  der  Vereins-  und  Versamm- 
lungsfreiheit ward  iu  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  als  im 
gemeinen  Recht  begründet  anerkannt  Als 
im  Jahre  1789  die  Verfassung  der  Union 
durch  die  Aufnahme  der  Freiheitsrechte  er- 
gänzt ward,  bestimmte  Art  1:  »Der  Kon- 
gress  darf  kein  Gesetz  erlassen,  durch 
welches  das  Recht  des  Volkes  sich  friedlich 
zu  versammeln  beschränkt  wird.«  Ward 
dadurch  auch  die  Gesetzgebung  der  einzelnen 
Staaten  nicht  gebunden,  so  haben  doch  die 
Verfassungen  aller  einzelnen  Staaten  der 
Union  die  Versammlungsfreiheit  in  gleicher 
Weise  gewährleistet.  Der  Vereinsfreiheit 
geschieht  in-  den  Verfassungen  der  Union 
und  der  Staaten  keiner  Erwähnung,  aber 
auch  sie  ist  durch  das  gemeine  Redit  und 
durch  die  politische  Ueberzeugung  des 
ganzen  Volkes  genügend  geschützt 

Nach  englisch-amerikanischem  Rechte 
sind  übrigens  die  Vereine  privatrechtlich 
nur  Gesellschaften.  Eorporationsrechte 
kennen  sie  nur  durch  den  Staat  erhalten. 
In  England  können  nur  durch  Gesetz  oder 
durch  königliche  Verordnung  im  Geheimen 
Rat  (Order  in  Council)  Eorporationsrechte 
verüehen  werden.  Im  Laufe  des  19.  Jtdir- 
honderts  ist  jedoch  für  einzelne  Klassen 
von  Gesellschaften  durch  Gesetz  bestimmt 
■worden,  dass  sie  unter  den  gesetzlichen 
XormativbedingTmgen  durch  ihre  Gründung 
Korporationsrechte  von  Rechts  wegen  er- 
■werben  (so  Aktiengesellschaften  oben 
Bd.  I  S.  145 ff.,  Banken  oben  Bd.  H,  S. 
198tL,  Gewerkvereine  oben  Bd.  IV  S. 
623  ff.).  Auch  in  Nordamerika  sind  in  den 
letzten  Jahrzehnten  Gesetze  dieser  Art  erlassen 
worden,  während  abgesehen  hiervon  zur 
Erteilung  von  Korporationsrechten  an  einen 
Verein  ein  Specialgesetz  des  Staates  er- 
forderlich ist. 

4.  Frankreich.  In  Frankreich  war  bis 
zum  Ausbruch  der  Revolution  die  Entwicke- 
hin^  eine  ähnliche  gewesen  wie  in  Deutsch- 
land. Ludwig  XIV.  hatte  den  absoluten 
Staat  vollendet,  in  welchem  die  Vereins- 
nnd  Versammlungsfreiheit  keine  Stelle  mehr 
finden  konnte.  Im  18.  Jahrhundert  war  es 
ein   allgemein  anerkannter  Satz,  dass   kein 


Verein  gebildet,  keine  Versammlung  gehalten 
werden  dürfe  ohne  Genehmigung  des  Königs 
oder  der  Polizeibehörde.  Einer  der  hervor- 
ragendsten Jimsten  der  Zeit,  Merlin,  be- 
zeichnet dies  ^radezu  als  >un  axiome 
trivial«  (Repertoire  de  jurisprudence,  1775, 
Bd.  I  S.  394).  Im  Jahre  1789  fielen  diese 
wie  andere  Schranken  der  persönlichen 
Freiheit  von  selbst.  Es  ist  aber  charakte- 
ristisch, dass  nicht  die  Vereins-,  sondern  nur 
die  Versammlungsfreiheit  eine  gesetzliche 
Anerkennung  fand.  Xach  dem  Vorbilde  der 
nordamerikanischen  Verfassung  bestimmte 
zunächst  das  Qemeindegesetz  vom  14.  De- 
zember 1789,  Art  62:  »Die  Büi^er  haben 
das  Recht,  sich  friedlich  und  olme  Waffen 
zu  versammeln,  um  Adressen  und  Petitionen 
zu  beraten,  unter  der  Bedingung,  Ort  imd 
Zeit  der  Versammlung  der  Ortsbehörde 
vorher  anzuzeigen.«  Die  Verfassung  vom 
3.  September  1791,  Tit  1,  Art  3  gewähr- 
leistete dann  das  Recht,  sich  friedlich  und 
ohne  Waffen  zu  versammeln  unter  Beobach- 
tung der  Polizeigesetze.  (Aehnlich  Erklärung 
der  Menschenrechte  Art  7  in  der  Verfassung 
vom  24  Juni  1793.)  Das  Polizeigesetz  vom 
19.  Juli  1791  Art  14  erstreckte  die  Vor- 
schrift des  Gesetzes  von  1789  auf  alle 
Vereine  und  Klubs.  Thatsächlich  freilich 
bestand  die  Vereins-  und  Versammlungs- 
freiheit nur  für  die  radikalen  Parteien, 
welche  durch  ein  über  das  ganze  Land 
ausgedehnte  und  wohl  organisiertes  System 
von  Klubs  die  Herrschaft  an  sich  rissen. 
Auch  der  Versuch,  der  in  dem  Dekret  vom 
29.  September  1791  gemacht  wurde,  deren 
Ausschreitungen  entgegenzutreten ,  blieb 
wirkungslos.  So  führte  der  Missbrauch  der 
Freiheit  sehr  bald  wieder  zu  ihrer  Auf- 
hebung. Die  Verfassung  von  1795  (5.  Fruc- 
tidor  ni)  verbot  alle  Vereine,  die  der 
öffentlichen  Ordnung  zuwiderlaufen,  und 
gab  damit  der  Regierung  das  Recht,  jeden 
Verein  aufzulösen.  Vereine,  die  sich  mit 
politischen  Fragen  beschäftigen,  dürfen  mit 
einander  nicht  in  Verkehr  treten,  keine 
öffentlichen  Versammlungen  halten;  ihre 
Mitglieder  dürfen  keine  Abzeichen  tragen  etc. 
(Art  360—362).  Gleichzeitig  wurden  alle 
Klubs  aufgehoben  (Dekret  vom  6.  Fruct  HI) 
und  nach  wenigen  Jahren  durch  Dekret 
vom  22.  Ventöse  VI  (14.  März  1798)  alle 
politischen  Vereine  geschlossen.  Die  Ver- 
fassung vom  22.  Frimaire  VUl  (^13.  De- 
zember 1799)  erwähnte  der  Vereine  imd 
Versammlungen  überhaupt  nicht  mehr.  Der 
Code  penal  von  1810  hat  für  jeden  Verein, 
der  mehr  als  20  Mitglieder  hat,  Geneh- 
migung vorgeschrieben,  die  an  beliebige  Be- 
dingungen geknüpft  werden  kann.  Auch 
bedarf  ein  jeder,  der  seine  Räumlichkeiten 
zur  Abhaltung  einer  Vereinsversammlung 
hergiebt,  vorheriger  Genehmigung  (Art  291 
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bis  294).  Diese  Bestimmungen  fanden  dann 
auf  alle  Versammlungen  durch  eine  kon- 
stante Praxis  der  Behörden  und  Gerichte 
Anwendung,  und  dies  ward  durch  Dekret 
vom  25.  März  1852  ausdrücklich  sanktioniert 
Inzwischen  aber  waren  durch  das  G.  v. 
10.  April  1834  die  Vorschriften  des  Code 
p§nal  noch  verschärft  worden.  Insbesondere 
konnte  hiemach  die  Genehmigung  jederzeit 
zurückgenommen  werden.  Die  Verfassung 
von  1848  hat  dann  zwar  wieder  die  Vereins- 
und Versammlungsfreiheit  anerkannt  (Art.  8), 
nachdem  vorher  schon  zu  ihrer  Regelung 
das  G.  V.  28.  Juni  1848  erlassen  worden 
war.  Indes  wurde  durch  das  G.  v.  19.  Juni 
1849  der  Regierung  wieder  das  Recht  er- 
teilt, Vereine  und  öffentliche  Versammliuigen 
im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit  auf- 
zulösen und  zu  verbieten,  und  das  Dekret 
vom  25.  März  1852  hob  das  G.  v.  25.  Juni 
1848  auf  und  stellte  das  frühere  Recht 
wieder  her.  Erst  das  G.  v.  6.  Juni  1868 
hat  die  polizeilichen  Beschränkungen  der 
Privatversammlungen  aufgehoben  und  für 
öffentliche  Versammlungen  dieselben  gemin- 
dert. An  seine  Stelle  ist  das  G.  v.  30.  Juni 
1881  getreten.  Danach  bedürfen  auch 
öffentliche  Versammlungen  keiner  Geneh- 
migung, wie  sie  auch  im  voraus  nicht  unter- 
sagt werden  können.  Nur  müssen  Zeit, 
Ort  und  Zweck  24  Stunden  vorher  der  Be- 
hörde angezeigt  werden.  Ein  Vertreter  der 
Behörde  hat  das  Recht,  den  Versammlungen 
beizuwohnen,  darf  sie  aber  nur  auf  Antrag 
des  Vorstandes,  oder  wenn  Thätlichkeiten 
vorkommen,  auflösen.  Auf  öffentlichen 
Strassen  und  Plätzen  dürfen  Versammlungen 
nicht  stattfinden.  Aber  das'G.  v.  1881  be- 
zieht sich  nur  auf  Versammlungen,  nicht  auf 
Verein€4  Für  sie  blieben  noch  die  Vor- 
schriften des  Code  penal  -wie  des  G.  v.  1834 
•in  Kraft  Selbst  genehmigte  Vereine  konnten 
hiernach  jederzeit  aufgelöst  werden.  Kor- 
porationsrechte konnte  ein  Verein  nur  da- 
durch erhalten,  dass  er  zu  einem  etablisse- 
ment  d'utiütö  publique  diirch  ein  nach  An- 
hören des  Staatsrates  erlassenes  Dekret  des 
Präsidenten  der  Republik  erklärt  wird. 
Unterstützangsvereine  auf  Gegenseitigkeit 
(societes  de  secours  mutuels)  und  die  Ote- 
werk\Tereine  (syndicats  professiouels)  er- 
werben durch  ihre  Gründung,  zu  welcher 
die  ersteren  allerdings  der  Genehmigung 
bedürfen,  die  Rechte  juristischer  Personen 
und  imterUegen  nicht  den  Beschränkungen 
des  Vereinsrechtes. 

Erst  das  viel  umstrittene  G.  v.  1.  Juli 
1901  hat  Frankreich  die  Vereinsfreiheit 
gebracht.  Dasselbe  bezieht  sich  auf  alle 
X'^ereine.  welche  nicht  den  rein  privatwirt- 
schaftlichcn  Zweck  der  Verteilung  von  Ge- 
winn unter  die  Mitglieder  verfolgen  (Art.  1). 
Ferner  unterstehen  dem  Gesetze  nicht  die 


Handelsgesellschaften,  die  Gewerkvereine 
(vgl.  oben  Bd.  IV  S.  689)  und  die  ünter- 
stützungsvereine  auf  Gregenseitigkeit  (sociötes 
de  secours  mutuels  vgl.  oben  Bd.  I S.  639),  für 
welche  die  bisherigen  Gesetze  in  Geltung 
bleiben  (Art.  21). 

Nach  dem  Gesetze  vom  1.  Juli  1901 
sind  unerlaubt  und  verboten  nur  Vereine, 
die  für  einen  Zweck  gegründet  werden  oder 
einen  Zweck  verfolgen,  der  den  Gesetzen 
oder  den  guten  Sitten  zuwiderläuft  oder 
der  darauf  gerichtet  ist,  die  Unverletzlich- 
keit des  Staatsgebiets  oder  die  republikanische 
Regierungsform  zu  bedrohen  (Art.  3).  Die 
Auflösung  eines  solchen  Vereins  ist  durch 
gerichtlidies  Urteil  auszusprechen,  das  auf 
Antrag  der  Staatsanwaltschaft  oder  aber  auf 
Antrag  eines  jeden  Interessenten  (ä  la  re- 
quSte  de  tout  interessö)  zu  erlassen  ist 
(Art.  7).  Diejenigen,  die  nach  der  gericht- 
lichen Auflösung  au  der  Aufrechtbaltnng 
oder  der  Wiederherstellung  eines  solchen 
Vereins  als  Gründer  oder  Leiter  sich  be- 
teiligen oder  die  durch  Hergabe  von  Räum- 
lichkeiten die  Versammlung  der  Mitglieder 
befördern,  sind  mit  Geldstrafen  bis  5000 
Francs  und  mit  Ge^gnis  bis  zu  einem  Jahre 
bedroht  (Art.  8). 

Die  Bildung  und  die  Thätigkeit  aller 
anderen  V^ereine  sind  völlig  frei  und  imter- 
stehen  nur  den  Bestimmungen  des  ^meinen 
Rechts.  Doch  kann  jedes  Mitghed  nach 
Zahlung  seines  Jahresbeitrags  aus  dem  Ver- 
eine ausscheiden.  Entgegenstehende  Bestim- 
mungen der  Vereinsstatuten  sind  rechtsun- 
gUtig  (Art.  4).  Die  Gründung  eines  Vereins 
bedarf  weder  der  Genehmigung  noch  der 
Anzeige  (Art.  2).  Das  noch  in  dem  G.  v. 
30.  Juni  1881  wiederholt©  Verbot  der  Grün- 
dung von  politischen  Klubs  ist  aufgehoben 
(Art.  21).  Doch  können  Vereine,  deren 
Mitglieder  in  ihrer  Mehrheit  fremde  Staats- 
angehörige sind,  sowie  solche,  deren  Leiter 
Fremde  sind,  oder  die  ihren  Sitz  im  Aus- 
lande haben,  dimjh  Dekret  des  Präsidenten 
der  Republik  aufgelöst  werden,  sofern  ihre 
Thätigkeit  geeignet  erscheint,  entweder  die 
normalen  Bedingungen  des  Warenverkehrs 
oder  der  Effektenbörse  zu  stören  oder  aber 
die  innere  oder  äussere  Sicherheit  des 
Staates  zu  bedrohen  (Art.  12).  Die  er- 
wähnten Strafbesümmun^en,  die  g^ien  die- 
jenigen gerichtet  sind,  die  einen  durch  ge- 
richtliches Urteil  aufgehobenen  Verein  auf- 
rechtzuhalten oder  wieder  herzustellen 
suchen,  finden  auch  hier  Anwendung. 

Nur  auf  die  religiösen  Genossen- 
schaften (congr6gations  religieuses)  er- 
streckt sich  die  Vereinsfieiheit  nicht  Eine 
religiöse  Genosserischaft  kann  künftighin  nur 
gegründet  werden  auf  Grund  einer  durch 
Gesetz  zu  erteilenden  Ermächtigung  und 
unter  den  darin  aufgestellten  Bedingungen. 
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Auch  eine  zugelassene  religiöse  Genossen- 
schaft kann  nur  mit  Genehmigung  des 
Präsidenten  der  Bepublik  eine  neue  Nieder- 
lassung griinden,  und  jede  Genossenschaft 
■wie  jede  NiederlassüGg  einer  solchen  kann 
durch  Dekret  des  Präsidenten  der  Repiiblik 
jederzeit  aufgelöst  werden.  Die  bei  Erlass 
des  Gesetzes  bestehenden  nicht  genehmigten 
Kongregationen,  deren  Zahl  im  Jahre  1900 
«ich  auf  744  belief  (gegenüber  von  773  ge- 
nehmigten), haben  binnen  3  Monaten  ihre 
Genehmigung  nachzusuchen,  'widrigen&Jls 
sie  für  aufgelöst  gelten.  Suchen  sie  aber 
innerhalb  dieser  Frist  die  Genehmigung 
nach,  so  bleiben  sie  bestehen,  bis  ihnen  aus- 
drücklich die  Genehmigung  versagt  wird  und 
sie  damit  aufgelöst  werden  (Art.  18).  Mit- 
glieder einer  nicht  genehmigten  Kongre- 
gation dürfen,  weder  eine  üuterrichtsanstalt 
leiten  noch  an  einer  solchen  Unterricht  er- 
teilen (Art  14). 

Die  Teilnehmer  an  einer  ohne  Ermäch- 
tigung neugegründeten  Kongregation  oder 
einer  aufgelösten  Kongregation  sind  mit  den 
oben  angeführten  Strafen  bedroht,  die 
Gründer  und  Leiter  mit  Strafen  bis  zu  dem 
doppelten  Betrage  (Art.  16).  Auch  ist  der 
Vorstand  einer  jeden  Kongregation  ver- 
pflichtet, auf  Erfordern  des  PWlfekten  jeder- 
zeit den  Jahres- Voranschlag  der  Einnahmen 
und  Ausgaben,  das  Inventar  der  bew^lichen 
imd  unbeweglichen  Güter  und  das  Ver- 
zeichnis der  Mitglieder  der  Kongregation 
vorzulegen.  Die  Weigenm^,  diese  Schrift- 
stücke vorzulegen,  sowie  vnssentlich  ädsche 
Angaben  sind  mit  Geld-  und  Gefängnis- 
strafen bedroht  (Art  15). 

Das  Gesetz  normiert  aber  nicht  nur  die 
öffentlich-rechtliche  Stellung  der  Vereine, 
sondern  bestimmt  auch  die  Voraussetzungen, 
imter  denen  ein  Verein  Rechtsfähigkeit  er- 
langen kann.  An  sich  ist  ein  Verein  nur 
eine  Gesellschaft  und  untersteht  den  Be- 
stimmungen des  Code  civU  über  GeseU- 
schaftsverträge  (Art  1882—1873).  Doch 
kann  jeder  Verein  durch  Anmeldung  bei 
der  Präfektur  des  Departements  oder  der 
Cnterpräfektur  des  Arrondissements,  in  dem 
der  \erein  seinen  Sitz  liat,  eine  allerdings 
sehr  beschränkte  Bechtsfäliigkeit  erlangen. 
Die  Anmeldung,  der  die  vorgeschriebenen 
Schriftstücke  beizufügen  sind,  genügt  hierfür. 
Ein  solcher  Verein  kann  dann  klagen  und 
verklagt  werden,  und  durch  entgeltliche 
itechtsgeschäfte  (nicht  durch  Annahme  von 
Schenkungen  —  mit  Ausnahme  der  Zu- 
wendungen des  Staats,  der  Departements 
und  der  Gemeinden  —  und  letztwilligen 
Zawendimgen)  Vermögen  erwerben  imd  be- 
sitzen. Aber  diese  Vermögensfähigkeit  ist 
eine  engbegrenzte.  Der  Verein  kann  nur 
die  Beitrage  seiner  Mitglieder,  den  Besitz 
der   KSumuchkeiten,  die   er   zu  der   Ver- 


waltung und  den  Versammlungen  seiner 
Mitglieder  bedarf,  sowie  das  Eigentum 
solcher  Grundstücke  erwerben,  die  für  die 
Erfüllung  der  Vereinszwecke  unbedingt 
(strictement)  notwendig  sind  (Art.  5,  6). 
Auch  ist  der  Verein  verpflichtet,  binnen 
drei  Monaten  Statutenänderungen  sowie  jede 
Veränderung  in  der  Leitung  und  Verwaltung 
des  Vereins  anzumelden.  Bei  Zuwiderhand- 
lung gegen  diese  Vorschriften  kann  der 
Verein  durch  gerichtliches  Urteil  aufgelöst 
werden,  und  die  für  die  Zuwiderhandlung 
verantwortUchen  Personen  sind  strafbar 
(Art  7,  8). 

Volle  Rechtsfähigkeit  können  Vereine 
nach  wie  vor  nur  dadurch  erhalten,  dass 
sie  von  dem  Präsidenten  der  Republik  zu 
einem  ötablissement  d'utilit6  publique  er- 
klärt werden  (Art.  10).  Doch  können  sie 
auch  dann  Grundstücke  nur  erwerben,  so- 
weit sie  deren  für  ihre  Zwecke  bedürfen. 
Im  übrigen  müssen  sie  ihr  Vermögen  in 
Schuldverschreibungen,  die  auf  ihren  Namen 
ausgestellt  sind,  anlegen  (Art.  11).  Sie  sollen 
dadurch  veranlasst  werden,  französische 
Staatsrenten,  die  auf  ihren  Namen  in  das 
Staatsschuldbuch  eingetrageu  werden,  zu 
erwerben.  Die  Annahme  von  Schenkungen 
und  letztwilligen  Zuwendungen  bedarf  der 
staatlichen  Genehmigung  (Code  civU  Art. 
910,  G.  V.  4.  Februar  1901  Art  54).  Grund- 
stücke, die  sie  auf  diese  Weise  erwerben, 
müssen,  sofern  sie  nicht  für  die  Zwecke 
des  Vereins  notwendig  sind,  innerhalb  der 
bei  der  Genehmigung  bestimmten  Frist 
veräussert  werden  (Art  4). 

Ein  jedes  entgeltliche  oder  unentgeltliche 
Rechtsgeschäft  unter  Lebenden  wie  von 
Todeswegen  ist  nichtig,  sofern  es  bezweckt, 
einem  erlaubten  oder  unerlaubten  Vereine 
es  zu  ermöglichen,  sich  den  Vorschriften 
des  Gesetzes  zu  entziehen,  mag  es  unmittel- 
bar oder  durch  eine  dazwischen  geschobene 
Person  oder  auf  einem  anderen  mittelbaren 
Wege  voi^nommen  werden  (Art  17).  Be- 
sondere Vorschriften  enthält  das  Gesetz 
noch,  um  der  Umgehung  des  Gesetzes  zu 
Gunsten  der  religiösen  Genossenschaften 
vorzubeugen  (Art  17),  sowie  Ober  die 
Liquidation  des  Vermögens  der  bestehenden 
nicht  genehmigten  Kongregationen,  sofern 
sie  die  erforderliche  Genehmigung  nicht  er- 
halten (Art.  18). 

6.  DentscMand.  a)  Die  Oesets- 
gebujig.  In  Deutschland  beginnt  die 
neuere  Gesetzgebung  mit  dem  Preussi- 
schen  Allgemeinen  Landrecht  von  1794. 
Dasselbe  enthält  zunächst  die  privatrecht- 
licheu  Normen  für  die  ausschliesslich,  auf 
einen  Vermögensvorteil  ihrer  Mitglieder  ge- 
richteten Gesellschaften  ohne  .  korporative 
Gestaltung  (Ted  I,  Tit  17,  §§  169  ff.).  Ihnen 
stehen    alle  anderen   Gesellschaften  gegen 
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Aber  (Teil  II,  Tit  6).  Sie  sind,  sofern  ihr 
Zweck  und  ihre  Thätigkeit  der  gemeinen 
Ruhei  Sicherheit  und  Ordnung  nicht  zuwider^ 
laufen,  auch  ohne  Genehmigimg  erlaubt. 
Nur  geheime  Verbindungen  bedürfen  der 
Genehmigung  (II,  20,  §§  185).  Damit  -war 
mit  dem  römischen  Rechte  und  dem  Rechte 
des  Polizeistaates  gebrochen.  Aber  freilich 
behielt  sicli  der  Staat  das  Recht  vor,  auch 
solche  Vereine  jederzeit  aufzulösen  (II,  6, 
§  4),  »-wenn  sie  anderen  gemeinntitzigen 
Absichten  oder  Anstalten  mnderlich  oder 
nachteilig  sind«.  Wenn  jedoch  der  Verein 
ausdrücklich  genehmigt  worden  ist,  so  kann 
er  nur  aus  überwiegenden  Gründen  des  Ge- 
meinwohles und  gegen  hinlängliche  Ent- 
schädigung aufgehoben  werden,  falls  seine 
Mitglieder  nicht  eines  groben  Missbrauches 
der  Genehmigung  zum  Schaden  des  Staates 
oder  anderer  Personen  durch  gerichtliches 
Erkenntnis  schuldig  befunden  worden  sind 
(II,  6,  §  24,  Einleitung  §§  70—72).  Korpo- 
rationsrechte können  nur  Vereine,  die  einen 
fortdauernden  gemeinnützigen  Zweck  ver- 
folgen, durch  staatliche  Verleihung  erhalten 
(II,  6,  §  25).  Alle  erlaubten  Vereine  aber 
haben  für  ihre  inneren  Verhältnisse  die 
Rechte  einer  Korporation  (II,  6,  §  14)  — 
eine  höchst  unklare  Bestimmung,  die  zu 
unentwirrbaren  Streitfragen  Anlass  gegeben 
hat.  —  Indes  wurden  sehr  bald  wieder  auch 
in  Preussen  imter  der  Einwirkung  der  fran- 
zösischen Revolution  durch  das  Edikt  vom 
20.  Oktober  1798  alle  Vereine  verboten, 
welche  die  Beratung  politischer  Angelegen- 
heiten bezwecken,  oder  in  welchen  unbe- 
kannten Oberen  Gehorsam  oder  bekannten 
Oberen  unbedingter  Gehorsam  versprochen 
wird,  sowie  solche,  deren  Mitglieder  zur 
Vereehwiegenheit  über  Vereinsangelegen- 
heiten sich  verpflichten.  Durch  A.  v.  6. 
Januar  1816  ward  das  Edikt  erneuert  und 
auf  die  gesamte  Monarchie  ausgedehnt. 

Diesen  Standpunkt  nahmen  auch  die 
meisten  anderen  deutschen  Staaten  bis  zum 
Jahre  1848  ein.  Die  Bildung  von  Vereinen, 
die  keinen  politischen  Charakter  hatten, 
wurde  stillschweigend  gediddet.  (Doch 
schrieb  in  Bayern  noch  das  Edikt  vom 
1.  März  1832  für  jeden  Verein  Genehmigimg 
vor.)  Die  Bildung  von  politischen  Vereinen 
war  nur  mit  Genehmigung  gestattet  oder 
gänzlich  verboten.  Der  Beschluss  des  Bundes- 
tages vom  5.  Juli  1832  verbot  alle  Vereine 
mit  politischen  Zwecken  und  machte  eine 
jede  öffentliche  Versammlung  von  vorheriger 
Genehmi^mg  abhängig.  Hiervon  wagten 
nur  wenige  Staaten,  wie  Baden  in  den 
Gesetzen  über  Vereine  und  Versammlungen 
vom  26.  Oktolier  und  15.  November  1833 
und  Württemberg  in  dem  Strafgesetz- 
buche vom  1.  März  1839  Art.  149  und 
Polizeistrafgesetz  vom  2.  Oktober  1839  Art.  18, 


abzuweichen.  Von  den  Verfassungen  hatte 
nur  die  von  Sachsen-Meiningen  von 
1829  §  28  das  Vereinsrecht  ausdrücklich 
anerkannt 

Erst  in  der  Gesetzgebung  des  Jahres  1848 
und  der  folgenden  Jahre  ward  end^tig  der 
Grundsatz  aufg^^ben,  dass  nur  mit  Ge- 
nehmigung Vereine  gebildet  und  Versamm- 
lungen abgehalten  werden  dürfen.  Nach 
den  von  dem  deutschen  Parlamente  be- 
schlossenen Grundrechten  des  deutschen 
Volkes  haben  die  Deutschen  das  Recht, 
ohne  vorherige  Genehmigung  sich  friedlich 
und  ohne  Waffen  zu  versammeln  und  Ver- 
eine zu  bilden.  Nur  Volksversammlungen 
unter  freiem  Himmel  können  bei  dringender 
Gefahr  für  die  öffentliche  Ordnung  und 
Sicherheit  verboten  werden  (Art.  8,  Reichs- 
verfassung von  1849  §§  161,  162).  Diese 
Bestimmungen  gingen,  jedoch  mit  wesent- 
lichen Abschwächungen,  in  die  Verfassungen 
von  Preussen  (Artt.  219,  30),  Oldenburg 
(Artt.  50,  51)  und  einigen  Kleinstaaten  über. 
Die  näheren  Bestimmungen  wurden  in  ihnen 
einem  Gesetz  vorbehalten.  Auch  in  den 
anderen  Staaten  wurden  besondere  Gesetze 
über  die  Vereins-  und  Versammlungsfreiheit 
erlassen.  Diesen  Gesetzen  diente  vielfach 
(so  namentlich  in  Preussen,  Bayern, 
Sachsen)  das  französische  G.  v.  28.  Juni 
1848  als  Vorbild.  Der  reaktivierte  Bundes- 
tag glaubte  noch  einmal,  der  Vereins-  und 
Versammlungsfreiheit  engere  Schranken 
ziehen  zu  müssen.  Indes  ward  sein  Be- 
schluss vom  13.  Juli  1854  in  Preussen 
und  Bayern  nicht  ausgeführt,  während 
allerdings  in  anderen  Staaten,  wie  Wü  r  1 1  e  m  - 
berg,  Hannover,  Hessen  etc.,  ihm  die 
Landesgesetze  weichen  mussten. 

In  den  deutschen  Bundesstaaten  stehen 
gegenwärtig  in  Geltung:  Preussen,  Ver- 
fassung Artt  29,  30,  sogenannte  V.  v.  11. 
März  1850  über  die  Verhütung  eines  die 
gesetzliche  Freiheit  und  Ordnung  gefährden- 
den Missbrauchs  des  Versammlungs-  und 
Vereinigungsrechts;  durch  V.  v.  15.  Juni 
1867  auf  die  neuen  Provinzen,  durch  G.  v. 
25.  Juni  1876  §  10  auf  Laiienburg  ausge- 
dehnt —  Bayern,  GG.  v.  26.  Februar  185<t 
und  V.  15.  Juni  1898.  —  Sachsen,  GG.  v. 
22.  November  1850  und  21.  Juni  1898.  — 
Württemberg.  G.  v.  2.  April  1848  über 
Volksversammlungen ;  Polizeistrafgesetz  vom 
27.  Dezember  1871  Art  9;  Strafgesetzbuch 
von  1839  §  149.  —  Baden,  G.  v.  21.  No- 
vember 1867.  —  Hessen,  VV.  V.  17.  Sep- 
tember 1849  und  7.  September  1854.  — 
Mecklenburg-Schwerin,  VV.  v.  27. 
Januar  1851  und  2.  Mai  1877.  —  M  e  c  k  1  e  n  - 
burg-Strelitz,  V.  v.  19.  Februar  1891. 
—  Sachsen-Weimar,  VV.  v.  15.  Juli 
1874  und  21.  April  187.5.  —  Oldenburg. 
Verfassung  vom  22.  November  1852  Artt. 
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50,  51,  V.  V.  19.  JuH  1855.  —  Brann- 
schweig,  GG.  v.  4.  Juli  1853  und  16.  No- 
vember 1854.  —  Sachsen-Meiningen, 
Onmdgesetz  v.  23.  August  1829  §  28,  V. 
V.  2.">.  Oktober  1878.  —  Sachsen-Alten- 
burg, VV.  V.  1.  MUrz  1855  und  v.  28. 
Januar  1888.  —  Sachsen-Coburg- 
Gotha,  Staatsgrundgesetz  v.  3.  Mai  1852 
§  44—46.  —  Anhalt,  GG.  V.  26.  Dezember 
1850  und  14.Marzl898.  — Schwarzburg- 
Rudolstadt,  V.  v.  23.  Mai  1856,  GG.  v. 
5.  Januar  1894  und  23.  Dezember  1898.  — 
Schwarz  bürg- So  Di  de  rs  hausen,  GG.  V. 
9.  Juni  1856,  10.  Februar  1874  und  14.  August 
1896.  —  Waldeck,  V.  v.  25.  November 
1S54.  —  Reu  SS  ä.  L.,  V.  V.  28.  April  1855, 
G.  T.  3.  Januar  1887.  —  Reuss  j.  L.,  GG. 
V.  5.  Juli  1852  und  9.  April  1897.  — 
Schaumburg-Lippe,  G.  v.  30.  Juni  18.Ö5. 
—  Lippe,  G.  V.  28.  Februar  1891.  — 
Lübeck,  G.  V.  15.  September  1888.  — 
Bremen,  Verfassung  vom  17.  November 
1875  §  16,  G.  V.  22.  März  1871.  —  Ham- 
burg, G.  V.  19.  Mai  1893.  —  Elsass- 
Lothringen,  Code  p^nal  Artt.  291,  292; 
GG.  V.  10.  April  1834  und  6.  Juni  1868.  — 
In  die  Landesrechte  hat  aber  die  Reichs- 
gesetzgebung eingegriffen.  DasReichist 
nach  Art.  4  Zifif.  13  zuständig  zur  gemein- 
samen Gesetzgebung  über  das  gesamte 
bürgerliche  Recht  und  hat  demgemäss  in 
dein  Bürgerlichen  Gesetzbuch  auch 
die  privatrechtlichen  Verhältnisse  der  Ver- 
eine einheitlich  normiert.  Nach  Art.  4 
Ziff.  16  ist  es  aber  auch  zuständig  zur  Ge- 
setzgebimg über  die  öffentlichrechtlichen  Ver- 
hältnisse der  Vereine.  Das  Reich  hat  zwar 
bisher  noch  kein  Vereinsgesetz  erlassen, 
aber  es  hat  einzelne  gesetzliche  Bestim- 
mungen getroffen,  die  die  entgegenstehen- 
den Vorschriften  der  liandesgesetze  aufge- 
hoben haben. 

1.  Nach  dem  Strafgesetzbuch  §§  128, 129 
ist  die  Bildung  von  und  die  Teilnahme  an  Ver- 
einen verboten,  a)  deren  Dasein,  Verfassung 
oder  Zweck  vor  der  Staatsregiening  geheim 
gelialten  werden  soUen,  b)  in  welchen  gegen 
unbekannte  Obere  Gehorsam  oder  gegen  be- 
kannte Obere  unbedingter  Gehorsam  ver- 
sprochen wird,  c)  zu  deren  Zwecken  oder 
Bescliäftigung  es  gehört,  Massregeln  der 
Verwaltung  oder  die  Vollziehung  von  Ge- 
setzen durch  ungesetzliche  Mittel  zu  ver- 
hindern oder  zu  entkräften. 

2.  Den  zum  aktiven  Heere  gehörigen 
Militärpersonen  ist  die  Teilnahme  an  poli- 
tischen Vereinen  und  Versammlungen  unter- 
sagt.   -Militärgesetz  vom  2.  Mü  1874  §  49. 

3.  Die  Wahlberechtigten  dürfen  zum  Be- 
triebe der  Angelegenheiten  der  Reichstags- 
wahlen Vereine  bilden  und  in  geschlossenen 
Räumen  öffentliche  Versammlungen  veran- 
stalten.   Doch  finden  auch  auf  sie  die  Vor- 


schriften der  'Landesgesetze  Ober  vorherige 
Anzeige  und  Ueberwachung  Anwendung. 
Wahlgesetz  vom  31.  Mai  1869  §  17. 

4.  Aus  der  Geschichte  der  französischen 
Revolution    glaubten   die  Staatsregienmgen 
die  Lehre  entnehmen  zu  können,  dass  eine 
jede  Verbindung  von   politischen  Vereinen 
unter  einander  mit  grossen  Gefahren  für  den 
Staat  und  die  öffentliche  Sicherheit  verbunden 
sei.     Nach  dem  Vorbilde  der  französischen 
und  englischea  Gesetzgebung  haben  deshalb 
auch  die  meisten  deutschen  Landesgesetze 
die  Vorschrift  aufgenommen,  dass  politische 
Vereine  mit  einander  nicht  in   Verbindung 
treten  dQrfen   {Preussen  §  8,  Bayern 
Art  17,  Sachsen  §  24,  Hessen,  Olden- 
burg, Braunschweig  u.  s.  w.).     Doch 
erwies   sich   das  Verbot   bei   der  heutigen 
Ausbildung  der  Verkehrsverhältnisse  als  un- 
durchführbar und  diente  vielfach  nur  dazu, 
Vereine,  die  den  Staatsbeamten  missUebig 
waren,  aufzulösen   und   ihre  Vorstandsmit- 
glieder strafrechtlich  zu  verfolgen.    Bei  der 
Beratung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  war 
deshalb  der  Antrag  gestellt  worden,  in  das 
Einführungsgesetz  eine  Bestimmung  aufzu- 
nehmen, durch  welche  diese  Vertote  auf- 
gehoben   werden.     Obgleich    darüber    ein 
Zweifel  nicht  bestehen  konnte,  dass  damit 
der  Boden  des  bürgerlichen  Rechts  verlassen 
und    in   das   öffentliche   Recht   eingegriffen 
würde,  wäre  ein  solcher  Antrag  doch  wahr- 
scheinlich angenommen  worden,  wenn  der 
Reichskanzler,    Fürst    zu    Hohenlohe, 
nicht  die  Erklärung  abgegeben  hätte,  dass 
die  Regierungen  der  Staaten,  in  denen  ein 
solches  Verbot  bestehe,  entschlossen  seien, 
es  durch  Landesgesetz  aufzuheben,  und  dass 
diese  Aendening  des  bisherigen  Rechtszu- 
standes >unter  allen  Umständen  frtUier  ein- 
treten werde,  als  dies  durch  ein  Aufnehmen 
des  Antrags  in   das  Einführungsgesetz  der 
Fall  sein   -würde«   (Sitzung  des  Reichstags 
vom  27.  Juni  1896.  Stenogr.  Berichte  Bd.  IV 
S.  3018).    Beide  Voraussagen  erfüllten  sich 
freilich  nicht.     Zwar  ward  das  Verbot  in 
einzelnen  Staaten  aufgehoben,  so  in  Bayern 
(G.  V.  15.  Juni  1898),  Sachsen  (G.  v.  21. 
Juni  1898),  Anhalt  (G.  v.  14.  März  1898), 
Seh  war  zburg-Ruaol8tadt(G.v.  28.  De- 
zember 1898),  Schwarzburg-Sonders- 
hausen (G.  V.  14.  August  1896)  und  Reuss 
jung.  L.  (G.  V.  9.  April  1897).    Aber  in 
Preussen  wollte  die  Staatsregierung  das 
Verbot  nur  aufheben,  wenn  die  Machtbefug- 
nisse   der   Polizeibehörden    gegenüber    den 
politischen    Vereinen    und    Versammlungen 
sehr  weit  ausgedehnt  würden.    Infolgedessen 
ward  der  von  der  Regierung  im  Jahre  1897 
vorgelegte  Gesetzentwurf  im  Abgeordneten- 
hanse abgelehnt.    Indes  erachtete  der  Bun- 
desrat sich  doöh  durch  die  Erklärung  des 
Reichskanzlers  für  verpflichtet,  das  Seinige 
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z»i  thun;  daiiiit  die  Aufhebung  des  Verbotes 
in  den  Staaten,  in  denen  es  noch  bestand, 
wenigstens  gleichzeitig  mit  dem  BOrgeilichen 
Gesetzbuch  in  Kraft  trete.  Da  das  Reich 
nach  der  Reichsveffassung  Art.  4  Ziff.  16 
zum  Erlass  eines  solchen  Gesetzes  zuständig 
ist,  80  ward  zu  diesem  Zwecke  das  Reichs- 
gesetz vom  11.  Dezember  1899  erlassen, 
wonach  inländische  Vereine  jeder  Art  mit 
einander  in  Verbindung  treten  dürfen.  Alle 
entgegenstehenden  landesgesetzlichen  Be- 
stimmungen sind  dadurch  aufgehoben  worden. 
Die  landesgesetzlichen  Bestimmungen  sind 
dagegen  insoweit  in  Geltung  geblieben,  als 
sie  die  Verbindung  von  inländischen  Ver- 
einen mit  ausserdeutschen  Vereinen  ver- 
bieten oder,  wie  in  Bayern  (G.  v.  6.  Juni 
1898  §  5)  und  Sachsen  (G.  v.  21.  Juni 
1898  Art  1),  von  der  Genehmigung  der 
Staatsregierung  abhängig  machen. 

5.  Aufhebung  der  Zoalitionsverbote  s. 
oben  Bd.  V  S.  120  ff. 

6.  Bestimmungen  Ober  gewerbliche  In- 
nungen 8.  oben  Bd.  IV  S.  1348  ff.  und  über 
eingeschriebene  Hilfskassen  s.  oben  Bd.  IV 
S.  1201  ff. 

Die  meisten  L  a  n  d  e  s  g  e  8  e  t  z  e  enthalten 
ohne  genügende  Scheidung  Bestimmungen 
über  vereine  und  VersammiungeQ.  Die  Be- 
stimmungen über  letztere  haben  allerdings 
die  über  erstere  zu  ergänzen,  da  in  der 
Regel  ein  Verein,  um  seine  Zwecke  zu 
fördern  und  um  den  Zusammenhalt  seiner 
.Mitglieder  zu  stärken,  der  Versammlun^n 
nicht,  wird  entbehren  können.  Doch  smd 
die  Vorschriften  über  Vereine  und  Versamm- 
lungen aus  einander  zu  halten. 

b)  Frivatreohtliohe  Stellung  der 
Vereine.  Die  angeführten  Landesgesetze 
enthalten  nur  Nonnen  des  öffentlichen  Rechts, 
welche  die  Vereinsfreiheit  beschränken  und 
die  üeberwachung  der  Vereine  durch  die 
Staatsbehörden  regeln.  Dagegen  normieren 
sie  nicht  die  privatrechtliche  Stellung 
der  Vereine.  In  den  meisten  deutschen 
Staaten  waren,  bevor  das  Bürgerliche  Ge- 
setzbuch in  Kraft  trat,  die  Vereine,  auch 
wenn  sie  eine  korporative  Verfassung  hatten, 
privatrechtlich  nur  Gesellschaften,  sofern 
einem  Vereine  nicht  ausdrücklich  Korpo- 
rationsrechte verliehen  waren  oder  sie  zu 
solchen  Vereinen  gehörten,  die,  wenn  sie 
unter  den  gesetzlichen  Normativbedingungen 
gebildet  werden,  durch  ihre  Gründung  Korpo- 
rationsrechte erhalten  (Aktiengesellschaften, 
Innimgen,  Wassergenossenschaften  etc.).  Fan- 
den auch  die  nur  auf  Erzielung  von  Ver- 
mögensvorteüen  üaer  Mitglieder  gerichteten 
Gesellschaften  eine  ausreichende  Normierung 
ihrer  Verhältnisse  in  dem  gemeinen  Privat- 
rechte und  in  dem  Handelsrechte,  so  war 
der  Rechtszustand  in  betreff  der  überaus 
zahlreichen  A^ereine,  welche  religiöse,  wissen- 


schaftliche, sittliche,  wohlthätige,  soziale, 
politische ,  gesellige  Zwecke  (sogen,  ideale 
Zwecke)  verfolgen  oder  welche  neben  wirt- 
schaftlichen auch  sozialpolitische  Zwecke  an- 
streben, ein  durchaus  unbefriedigender.  Nur 
selten  wurden  ihnen  Korporationsrechte  ver- 
liehen, weil  die  Regierung  fürchtete,  da- 
durch eine  Verantwortung  für  sie  zu  über- 
nehmen, oder  weil  sie  mit  den  Bestrebungen 
des  Vereins  nicht  völlig  einverstanden  war. 
Sofern  dies  nicht  geschah,  unterstanden  die 
Vereine  dem  Rechte  der  Gesellschaften,  es 
fehlte  ihnen  die  Vermögens-  und  Prozess- 
fähigkeit,  die  Mitglieder  Itafteten  für  alle 
Schulden,  unmittelbar  und  unbeschränkt  etc. 
Es  stand  dies  so.  sehr  im  Widerspruch  mit 
der  das  Leben  beherrschenden  Auffassung 
und  mit  den  Bedürfnissen  des  Lebens,  dass 
die  Gerichte  sich  vielfach  genötigt  sahen, 
in  bald  grösserem,  bald  geringerem  Umfange 
derartige  Vereine  nach  Analogie  der  Korpo- 
rationen zu  behandeln.  Dadurch  war  aber 
eine  völlige  Rechtsunsicherheit  eingetreten. 
In  Sachsen  ward  deshalb  durch  G.  v.  15. 
Juni  1868  bestimmt,  dass  die  Vereine,  welche 
die  gesetzlichen  Normativbestimmungen  in 
ihr  Statut  aufnehmen,  durch  Eintragung  in 
ein  Genossenschaftsregister  Korporations- 
rechte erlangen.  Doc-h  konnten  Vereine, 
deren  Zweck  sich  auf  öffentliche  Angelegen- 
heiten bezieht,  nur  mit  Genehmigung  des 
Ministers  des  Innern  eingetragen  werden. 
Nach  dem  bayerischen  G.  v.  23.  April 
1869  erwarben  Vereine,  die  sogenannte  ideale 
Zwecke  verfolgen,  dadurch  Vermögensfähig- 
keit, dass  ihre  Statuten  als  den  gesetzlichen 
Normativbestiramungen  entsprechend  von 
dem  Gerichte  anerkannt  wurden. 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  ist 
nicht  soweit  gegangen  wie  das  bayerische 
Gesetz  von  1869,  obgleich  der  Reichstag  in 
seiner  Mehrheit  dies  erstrebte.  Aber  die 
verbündeten  Regierungen  lehnten  es  ab, 
allen  religiösen,  politischen  und  sozial- 
politischen Vereinen  ohne  Unterschied  den 
Erwerb  der  Rechtsfähigkeit  zu  ermöglichen. 
Um  nicht  das  Vereinsrecht  vollständig  aus 
dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  ausschliessen 
zu  müssen,  nahm  der  Reichstag  die  in 
üebereinstimmung  mit  den  Vertretern  des 
Bundesrates  gefassten  Beschlüsse  seiner 
Kommission  an.  Hiernach  unterscheidet  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  zunächst  Vereine, 
deren  Zweck  auf  einen  wirtschaftlichen  Ge- 
schäftsbetrieb gerichtet  ist,  und  solche,  die 
andere  Zwecke  verfolgen.  Sofern  die  ersteren 
nicht  zu  den  Gesellschaften  gehören,  deren 
Verhältnisse  durch  andere  Reichsgesetze 
normiert  sind  (Handelsgesellschaften  u.  s.  w.) 
und  welche  hiernach  Rechtsfähigkeit  be- 
sitzen oder  erwerben  können,  vermögen  sie 
Rechtsfähigkeit  nur  durch  Verleihung  des 
Bundesstaates,  in  dessen  Gebiet  der  Verein 
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seinen  Sitz  hat,  zn  erlangen  (§  22).  Die 
Vereine  dagegen,  deren  Zweck  nicht  auf 
eäaea  virtschaftlichen  Geschäftsbetrieb  ge- 
richtet ist,  können  durch  Eintragiug  in  das 
Vereinsre^^er  des  zuständigen  Amtsgerichts 
RechtsMugkeit  erlangen  (§  21).  Doch  unter- 
stehen ausschliessUch  dem  Landesrecht  die- 
jenigen Vereine,  welche  den  der  Landes- 
geeetzgebung  vorbeludtenen  Rechtsgebieten 
angehören,  wie  Wassei^nossenschaften, 
Jagdgenossenschaften,  Deich-  und  Sielver- 
bande  u.  s.  w.  (vgl.  Einführungsgesetz  Artt. 
65,  66,  69  u.  8.  w.).  Auch  bleiben  die 
landesgesetzlichen  Vorschriften,  nach  welchen 
eine  Keligionsge^schaft  oder  eine  geist- 
liche Gesellschaft  nur  im  Wege  der  Cre- 
setzgebong  Rechtsfähigkeit  erlangen  kann 
(Prenssen,  Verfassimg  Art  13,  Olden- 
barg,  Verfassung  Art.  77),  unberührt  (Ein- 
fflhrungsgesetz  Art.  84). 

Vereine,  deren  Zweck  nicht  auf  einen 
wirtschaftlichen    C^eschäft8betrieb    gerichtet 
ist,    zu  denen  also  auch  alle  religiösen,  po- 
litischen und  sozialpoütischen    vereine  ge- 
hören, können  die  Eintragung  in  das  Ver- 
ein3r^:ister  beantragen,  wenn  die  Zahl  ihrer 
Mitglieder  mindestens  sieben  beträgt  (§  56). 
Bei  der  Anmeldimg  sind  die  Satzungen  des 
Vereins,  die  den  Vorschriften  des  Bürger- 
lichea    Gesetzbuches    (§    58)    entsprechen 
mOssen,  sowie  eine  Urkunde  über  die  Be- 
stellung des   V^orstandes   beizufügen.     Das 
Amtsgericht  hat  von   der  Anmeldung  der 
zuständigen    Verwaltungsbehörde  »Kenntnis 
zu  geben,  welche  binnen  sechs  Wochen  Ein- 
spruch erheben  kann.    Doch  kann  der  Ein- 
spruch  nur  darauf  gegründet  werden,   dass 
der  Verein  nach  dem  öffentlichen  Vereins- 
recht  unerlaubt  sei  oder  verboten  werden 
könne  (siehe  unter  c),  oder  aber,  dass  er 
einen  politischen,  sozialpolitischen 
oder     religiösen    Zweck    verfolge. 
Gegen  den  Einspruch  kann  in  den  Staaten, 
in    welchen  ein  Verwaltimgsstreitverfahren 
besteht,    d.  h.   in    Preussen,    Bayern, 
Sachsen,    Württemberg,    Baden, 
Hessen,     Braunschweig,    Anhalt 
n.  8.  w.,  Klage  vor  den  Verwaltungsgerichten 
erhoben   werden,    in  den  anderen  Staaten 
Rekars   nach  Massgabe  der  §§  20,  21  der 
Gewerbeordnung  (vgL  den  Art  Gewerb- 
liche   Anlagen   oben    Bd.   IV    S.   577). 
Die  Klage  kann  sich  aber  nur  darauf  stützen, 
dass   der  Verein  nicht  zu  einer  der  ange- 
gebenen Arten  von  Vereinen  gehört.    Die 
Verwaltungsgerichte  haben  also  nicht  etwa 
darQber  zu  entscheiden,  ob  ein  Verein,  der 
politische,     sozialpohtische    oder    rel^öse 
Zwecke  verfolgt,  ohne  Verletzung  oder  Ge- 
ährdoDg  der  öffentlichen  Interessen  Rechts- 
fähigkeit erwerben  könne,  sondern   nur  da- 
rüber, ob  ein  Verein  solche  Zwecke  verfolgt 
oder  nicht    Steht  das  erstere  fest,  so  ist  es 


in  das  Ermessen  der  Verwaltungsbehörden 
gestellt,  ob  ein  solcher  Verein  zum  Erwerb 
der  Rechtsföhigkeit  zugelassen  wird  oder 
nicht 

Wird  binnen  der  angegebenen  Frist  Ein' 
Spruch  nicht  erhoben  oder  wird  der  Ein- 
spruch endgUtig  zurückgewiesen,  so  hat  die 
Eintragung  zu  erfolgen,  und  damit  erwirbt 
der  Verem  Rechtsfähigkeit  Die  einge- 
tragenen Vereine  sind  verpflichtet,  jede 
Aenderung  der  Statuten  und  die  erneute 
Bestellung  von  Vorstandsmitgliedern  zur 
Elintragung  in  das  Vereinsregister  anzu- 
melden sowie  auf  Verlangen  des  Amts- 
gerichts jederzeit  ein  Verzeichnis  der  Ver- 
einsmitglieder einzureichen  (§§  55 — ^72). 

Auch  die  eingetragenen  Vereine  können 
nach  Massgabe  des  öffentlichen  Vereinsrechts 
aufgelöst  werden  (§  74).  Aber  einem  Ver» 
eine  kann  auch,  ohne  dass  er  als  Verein 
aufgelöst  wird,  die  Rechtsfähigkeit 
entzogen  werden-  Dies  hat  diuxjh  das 
Amtsgericht  zu  geschehen,  wenn  die  Zahl 
der  Mitglieder  aiif  drei  herabsinkt,  auf  An- 
trag des  Vorstandes  oder,  wenn  der  Antrag 
nicht  binnen  drei  Monaten  gestellt  wird, 
von  Amts  w^en-  nach  Anhörung  des  Vor- 
standes. Femer  kann  auch  einem  Vereine 
die  Rechtsfähigkeit  entzogen  werden  durch 
rechtskräftiges  Erkenntnis  der  Verwaltungs- 
gerichte oder,  wo  solche  nicht  bestehen,  der 
Verwaltungsbehöi-de,  die  zum  I^lass  von 
Entscheidungen  nach  §§  20,  21  der  Gewerbe- 
oi-dnung  zuständig  ist  und  zwar  unter  fol- 
genden Voraussetzungen :  1.  wenn  der  Ver- 
ein durch  einen  gesetzwidrigen  Beschluss 
der  Mitgliederversammlung  oder  durch  ge- 
setzwidriges Verhalten  des  Vorstandes  das 
Gemeinwohl  gefährdet ;  oder  2.  wenn  er  einen 
wirtschaftUchen  Geschäftsbetrieb  zu  seinem 
Zwecke  macht;  oder  3.  wenn  ein  Verein, 
der  nach  seiner  Satzung  einen  pohtischen, 
sozialpoütischen  oder  religiösen  Zweck  nicht 
hat,  emen  solchen  Zweck  verfolgt  (§§  43,  44). 

Die  Rechtsfähigkeit  kann  für  das  Rechts- 
leben eines  Vereins  von  grosser  Bedeutung 
sein.  Sie  giebt  ihm  eine  selbständige  Rechts- 
steUnng  im  Vermögensverkehr  und  sichert 
und  stärkt  seine  Organisation.  Kraft  der 
Rechtsfähigkeit  kann  der  Verein  Vermögen 
erwerben  und  besitzen,  das  rechtlich  von 
dem  Vermögen  seiner  Mitglieder  völlig  ge- 
trennt ist,  er  kann  Grundeigentum  und 
dingliche  Rechte  erwerben,  als  deren  In- 
haber er  in  das  Grundbuch  eingetragen 
werden  kann.  Der  Vorstand  vertritt  den 
Verein  als  sein  gesetzUcher  Vertreter  ge- 
richtlich und  aussergerichtüch.  Der  Verein 
kann  vor  Gericht  klagen  und  verklagt  werden. 

Doch  werden  auch  künftig  zahlreiche 
Vereine  der  Rechtsfähigkeit  entbeliren.  Ins- 
besondere zeigen  sich  die  meisten  Staats- 
regienmgen    zunächst    keineswegs   geneigt. 


Digitized  by 


Google 


394 


Vereins-  und  Versammlungsfreiheit 


den  politischen  und  sozialpolitischen  Ver- 
einen, insbesondere  den  Vereinen  der  Ar- 
beiter die  Erlangimg  der  Kechtsfähigkeit  zu 
ermöglichen.  Nach  dem  B.G.B.  (§  54)  sind 
die  nicht  rechtsfähigen  Vereine  Gesell- 
schaften und  unterstehen  dem  Rechte 
der  Gesellschaften,  soweit  für  sie  nicht  be- 
sondere Bestimmungen  gegeben  sind  (vgl. 
d.  Art.  Gesellschaftsvertrag  oben  Bd. 
IV  S.  224  ff.).  Freilich  giebt  das  Bürger- 
liche Gesetzbuch  das  Merkmal,  wodurch  sie 
sich  von  den  Gesellschaften  im  allgemeinen 
als  eine  Unterart  derselben  unterscheiden, 
nicht  an,  und  in  der  Litteratur  besteht  hier- 
über Meinungsverschiedenheit,  wie  auch  die 
Ansichten  darüber  auseinandergehen,  ob  der 
nicht  rechtsfähige  Verein  eine  Art  der  Ge- 
sellschaft oder  seinem  Wesen  nach  eine 
Körperschaft  ist,  der  das  Recht  nur  die 
Rechtsfähigkeit  versagt.  Dem  Sprachge- 
brauche  des  Lebens  folgend  wird  jede  Ge- 
sellschaft als  Verein  zu  betrachten  sein,  die 
einen  vom  Wechsel  der  Mitglieder  unab- 
hängigen Bestand  liat  und  die  einen  organi- 
sierten Vorstand  besitzt,  der  die  Gesamt- 
interessen der  Gesellschaft  nach  aussen  wie 
auch  gegenüber  den  einzelnen  Mitgliedern 
zu  wahren  hat.  Als  besondere,  von  dem 
Recht  der  Gesellschaft  verschiedene  Rechts- 
normen gelten  für  die  Vereine  nur:  1.  die- 
jenigen Personen,  welche  im  Namen  eines 
Vereins  Rechtsgeschäfte  Dritten  gegenüber 
vornehmen,  haften  aus  denselben  persön- 
lich. \md  wenn  mehrere  handeln,  so  haften 
sie  als  Gesamtschuldner  (§  54,  vgl.  dagegen 
Bd.  IV  S.  229);  2.  der  Verein  als  solcher 
kann  verklagt  wei-den,  so  dass  der  Vereins- 
vorstand als  gesetzlicher  Vertreter  den  Ver- 
ein vor  Gericht  zu  vertreten  hat  und  das 
Urteil  nur  gegen  den  Verein,  nicht  gegen 
die  einzelnen  Mitglieder  desselben  wirkt 
(CP.O.  §§  50,  171,  735).  Dagegen  kann  der 
Verein  als  solcher  nicht  klagen,  sondern  als 
Kläger  können  nur  seine  einzelnen  Mit- 
glieder oder  der  Vorstand  als  deren  Prozess- 
bevollmächtigter auftreten. 

Das  Recht  der  Gesellschaft  giebt  indes 
den  GeseUschaften  —  und  damit  auch  den 
Vereinen  —  die  Möglichkeit,  durch  ihre 
Statuten  ihre  Rechtsverhältnisse  derart  zu 
ordnen,  dass  ihre  Rechtsstellung  thatsächlich 
derjenigen,  die  die  rechtsfähigen  Vereine 
inne  haben,  sich  sehr  nähert  und  dass  die 
prakti.schen  Vorteile,  welche  die  Rechts- 
fähigkeit gewährt,  zum  grossen  Teile  auch 
ihnen  zukommen.  Insbesondere  kann  durch 
das  Vereinsstatut  bestimmt  werden,  dass  der 
Verein  durch  den  Austritt  oder  Tod  eines 
Mitgliedes  oder  durch  Eröffnung  des  Kon- 
Inirses  über  das  Vermögen  eines  Mitgliedes 
nicht  aufgelöst  wird,  dass  die  Mitglieder 
weder  über  ihren  Anteil  an  dem  Vereins- 
vermögen verfügen  noch  Teilung  des  letzteren 


verlangen  können,  dass  dem  ausscheidenden 
Mitgli^e  kein  Anspruch  auf  das  Vereins- 
vermögen zustehe,  dass  für  Rechtsgeschäfte, 
welche  der  Vorstand  für  den  Verein  vor- 
nimmt, die  Mitglieder  des  Vereins  niu-  mit 
ihrem  Anteil  an  dem  Vereinsvermögen  haften 
u.  8.  w.  Die  Vorteile,  welche  den  rechts- 
fähigen Vereinen  allein  zukommen,  die  aber 
den  nicht  rechtsfähigen  Vereinen  verschlossen 
sind,  bestehen  mir  darin,  dass  die  Rechte, 
zu  deren  Erwerb  Eintragimg  in  das  Grund- 
buch erforderlich  ist,  auf  den  Namen  des 
rechtsfähigen  Vereins  eingetragen  werden, 
dass  die  Mitglieder  des  Vorstandes  für  die 
von  ihnen  abgeschlossenen  Rechtsgeschäfte 
dritten  Pei-sonen  nicht  persönlich  haften 
und  dass  der  rechtsfähige  Verein  nicht  bloss 
verklagt  werden,  sondern  auch  selbst  klagen 
kann. 

o)  Das  öffentliche  Vereinsrecht. 
Ein  Verein  ist  eine  auf  die  Dauer  berech- 
nete, durch  übereinstimmende  Willenserklä- 
rung, d.  h.  durch  Vertrag  der  Mitglieder  be- 
gründete, organisierte  Verbindung  mehi-erer 
Personen,  um  selbstgesetzte,  aber  gemein- 
schaftliche Zwecke  zu  verfolgen.  Das  öffent- 
liche Vereinsrecht  enthält  die  Rechtssätze, 
welche  die  persönliche  Freiheit  des  Ein- 
zelnen, Vereine  zu  bilden  imd  in  Vereinen 
eine  gemeinschaftliche  Thätigkeit  auszuüben, 
beschränken  und  welche  die  Funktionen 
der  Staatsbehörden,  die  sie  im  öffenüichen 
Interess%  in  Bezug  auf  Vereine  auszuüben 
haben,  normieren.  Das  öffenüiche  Vereins- 
recht findet  auf  rechtsfähige  wie  auf  nicht 
rechtsfähige  Vereine  Anwendung. 

Die  oben  angeführten  Landesgesetze 
weichen  in  ihren  Bestimmungen,  durch 
welche  die  Vereinsfi-eiheit  beschränkt  wird, 
vielfach  von  einander  ab.  Die  engsten 
Grenzen  sind  der  V^ereinsfreiheit  in  Meck- 
lenburg, Reuss  ä.  L.  und  Elsass- 
Lothringen  gezogen.  In  Mecklenburg 
ist  zur  Bildung  politischer  Vereine  Geneh- 
migimg des  Ministers  des  Innern  erforder- 
lich, in  Elsass-Lothringen  ist  Geneh- 
migung erforderlich  zur  Bildung  eines  jeden 
Vereins,  der  mehr  als  20  Mitglieder  zählt, 
in  Reuss  ä.  L.  zur  Bildung  eines  jeden 
Vereins  mit  mehr  als  15  Mitgliedern.  In 
dem  zuletzt  angeführten  Ländchen  ist  sogar 
jeder  politische  Verein  überhaupt  verboten. 
In  einer  Reihe  anderer  Staaten  stehen  noch 
die  Vorschriften  des  Beschlusses  des  Bundes- 
tags vom  13.  Juli  1854  in  Geltung,  wodurch 
den  Arbeitern  die  politische  Vereinsfrei- 
heit völlig  entzogen  ist.  Hier  sind  alle 
Arbeitervereine  verboten,  welche  politische, 
sozialistische  oder  kommunistische  Zwecke 
Tcrfolgen.  Dies  ist  der  Fall  in  Hessen. 
B  rau  n  seh  w  ei  g.Oldenbnrg  und  einigen 
Kleinstaaten,    wenn    das  Verbot    auch    in 
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manchem  dieser  Staaten  thatsächlich  nicht 
mehr  durchgeführt  ^ird. 

Die  aus  dem  Jahre  1850  stammenden 
Gesetze Preussens,  Bayernsund  Sach- 
sens sind  dem  französischen  Gesetze  vom 
28.  Juli  1848  nachgebildet,  und  ihnen  ist 
dann  viedenim  die  Gesetzgebung  in  den 
meisten  anderen  Staaten  gefolgt.  Die  wich- 
tigsten Vorschriften  dieser  Gesetze  sind 
folgende : 

1.  Die  Bildung  von  bewaffneten  Vereinen 
ist  nur  mit  Genehmigung  der  Behörde  ge- 
stattet. 

2.  Vereine,  die  sich  nicht  mit  öffent- 
lichen Angelegenheiten  beschäf- 
tigen, sind  in  den  meisten  Staaten  einer  be- 
sonderen polizeilichen  Beschränkung  nicht 
unterworfen.  Doch  sind  in  Bayern  (G.  r. 
1850  Art  12)  alle  Vereine,  die  Vorsteher  und 
Satzungen  haben,  verpflichtet,  ihre  Zwecke 
und  die  Namen  der  Vorsteher  der  Polizei- 
behörde anzuzeigen. 

3.  Vereine,  die  sich  mit  öffentlichen 
Angelegenheiten  beschäftigen,  sind  verpflich- 
tet, Vorsteher  zu  wählen  und  Statuten  zu 
errichten,  sowie  die  Namen  der  Vorsteher, 
die  Statuten  und  meist  auch  das  Verzeichnis 
der  Mitglieder  der  OrtspoUzeibehörde  ein- 
zureichen, ihr  jede  Verändenuig  mitzuteilen 
und  auf  iMordern  jede  auf  den  Verein  be- 
zügliche Auskunft  zu  erteilen.  Doch  be- 
stehen in  Preussen  (§  2)  diese  Pflichten 
nicht  fftr  kirchliche  und  religiöse  Vereine, 
die  Rechtsfähigkeit  besitzen. 

4.  Vereine,  die  sich  mit  öffentlichen  An- 
gelegenheiten beschäftigen,  dürfen  in  Bay- 
ern (Art  15)  Frauen  und  Mindeijährige, 
in  Sachsen  (§  22)  Personen,  die  geschäfts- 
imfShig  oder  in  der  Geschäftsfähigkeit  be- 
schränkt sind,  nicht  als  Mitglieder  aufnehmen. 
Doch  können  in  Bayern  nach  dem  G.  v. 
15.  Juni  1898  §  3  grossjährige  Frauen  als 
Mitglieder  vou  solchen  politischen  Vereinen 
zugelassen  werden,  die  nur  den  besonderen 
Berufs-  und  Sonderinteressen  bestimmter 
Personenkreise  oder  nur  den  Zwecken  der 
Erziehung,  des  Unterrichts,  der  Armen-  oder 
Krankenpflege  dienen. 

In  anderen  Staaten  unterliegen  einer 
fieschräiikung  hinsichtlich  der  Aufnahme  von 
MitgEedem  nicht  alle  Vereine,  welche  sich 
mit  öffentlichen  Angelegenheiten  beschäf- 
tigen ,  sondern  nur  diejenigen ,  welche  be- 
zwecken, politische  Gegenstände, 
d.  h.  staatliche  Einrichtungen  und  die  Thätig- 
teit  der  staatlichen  Organe  in  Versamm- 
lungen zu  erörtern.  So  sind  von  der 
Teilnalune  an  solchen  politischen  Vereinen 
im  engeren  Sinne  ausgeschlossen  in 
Preussen  (§  8)  imd  Braunschweig 
<§  87)  Frauen,  Schüler  imd  Lehrlinge,  in 
Anhalt  (§  10)  Frauen,  Minderjährige,  Per-j 
sonen  ,  denen  die  bürgerlichen  Ehi-enrechte  i 


aberkannt  sind,  sowie  solche,  die  nicht  Staats- 
angehörige sind  u.  s.  w. 

Soweit  das  Verbot  Schüler  imd  Lehr- 
linge oder  überhaupt  Minderjährige  von  der 
Teilnahme  an  politischen  Vereinen  aus- 
schüesst  erscheint  es  völlig  gerechtfertigt. 
Jugendliche,  unreife  Personen  haben  in 
öffentlichen  Angelegenheiten  noch  nicht  mit- 
zureden. Sie  können  weder  die  erforder- 
lichen Kenntnisse  und  Erfahnmgen  besitzen 
noch  ist  das  Bewusstsein  der  Verantwort- 
lichkeit bei  ihnen  genügend  ausgebildet 
ungerechtfertigt  und  ungerecht  ist  dagegen 
das  Verbot,  soweit  es  die  Frauen  auch  von 
der  Teilnahme  an  solchen  Vereinen  aus- 
sclüiesst,  welche  eine  Besserung  der  wiit- 
scliaftlichen  und  sozialen  Lage  der  Frauen 
bezwecken.  Es  ist  nicht  erforderlich,  auf 
die  sog.  Frauenfrage  und  die  Stellung  der 
Frauen  im  öffentlichen  Rechte  hier  einzu- 
gehen. (Vgl.  darüber  den  Art.  Frauen- 
arbeit und  Frauenfrage  oben  Bd.  III  S. 
1237  ff.)  Aber  es  ist  in  der  That  eine  For- 
dening  der  Gerechtigkeit,  dass  den  Frauen, 
die  privatrechtlich  den  Männern  völlig  gleich- 
gestellt sind  und  die  in  grosser  Zahl  den 
Kampf  des  Lebens  ebenso  selbständig  zu 
führen  haben  wie  die  Männer,  das  Mittel 
versagt  ist,  durch  welches  sie  am  wirk- 
samsten für  eine  Verbesserung  ihrer  Lage 
kämpfen  können.  Das  durch  die  Gewerbe- 
ordnung §  152  auch  den  gewerblichen  Ar- 
beiterinnen gewährte  Koalitionsrecht  l>üsst 
für  sie  den  grössten  Teil  des  Wertes  in  den 
Staaten  ein,  wo  Urnen  die  Teilnahme  an 
politischen  Vereinen  untersagt  ist  Denn  iu 
ihnen  sind  sie  von  allen  Vereinen  ausge- 
schlossen, die  sich  nicht  in  den  engen  Grenzen 
halten,  die  der  §  152  der  Gewerbeordnung 
zieht,  sondern  die  die  allgemeinen .  Fragen 
der  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik  in  ihre 
Erörterungen  lüneinziehen.  Scheut  man  vor 
der  gänzlichen  Aufhebung  des  Verbotes  zu- 
rück, so  sollte  wenigstens  den  Frauen  die 
Teilnahme  an  Vereinen  in  dem  Umfange 
gestattet  werden,  in  welchem  sie  ihnen  in 
Bayern  nach  dem  G.  v.  15.  Juni  1898 
eingeräumt  worden  ist. 

5.  Sind  die  von  einem  Vereine  veran- 
stalteten Versammlungen  öffentliche  oder 
sollen  in  ilmen  politische  Angelegenheiten 
beraten  werden,  so  unterstehen  sie  den 
Vorschriften  über  öffentliche  und  über  po- 
litische Versammlungen  (s.  unter  d).  Soweit 
jedoch  Versammlungen  vorher  der  Behörde 
angemeldet  werden  müssen,  bedarf  es  für 
die  einzelnen  regelmässigen  Vereinsver- 
sammlungen der  Anzeige  nicht  wenn  Zeit 
und  Ort  vorher  festgestellt  und  der  Be- 
schluss  hieriiber  der  Polizeibehörde  wenig- 
stens 24  Stunden'  vor  der  ersten  Versamm- 
lung mitgeteilt  worden  ist.  Von  der  An- 
zeigepf licht   sind   in  Preussen  (§  2)  die 
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kirchlichen  und  religiösen  Vereine  befreit, 
die  Bechtsfähigkeit  besitzen. 

6.  Das  Mass  der  gesetzlichen  Vereins- 
freiheit wird  nicht  nur  bestimmt  durch  die 
Vorschriften  über  die  Bildung  von  Vereinen, 
über  ihre  Mi^lieder  und  ihre  Thätigkeit, 
sondern  vor  allem  auch  durch  die  Vor- 
schriften über  die  Voraussetzungen,  unter 
denen  sie  aufgelöst  werden  können,  und 
über  die  Behörden,  welche  zur  Auflösimg 
zuständig  sind.  Wenn  in  Elsass- Loth- 
ringen nach  dem  dort  noch  geltenden 
französischen  G.  v.  10.  April  1834  (Art  1) 
jeder  Verein,  der  mehr  als  20  Mitglieder 
zählt,  jederzeit  ohne  Angabe  der  Gründe 
von  der  Verwaltimgsbehörde  aufgelöst  wer- 
den kann,  so  haben  hier  die  Vereine  irgend 
einen  gesetzlichen  Schutz  gegen  die  Willkür 
der  Behörden  überhaupt  nicht.  Nicht  viel 
anders  steht  es  in  den  Staaten,  in  welchen 
die  Verwaltungsbehörde  jeden  Verein  auf- 
lösen kann,  der  die  öffentliche  Sicherheit 
oder  Ordnung  gefährdet,  wie  dies  in  den 
Staaten  der  Fall  ist,  in  denen  der  Bnndes- 
beschluss  von  1854  noch  in  Geltung  steht, 
oder  wenn,  wie  in  Sachsen  (§  20),  jeder 
Verein  aufgelöst  werden  kann,  in  dessen 
Zwecken  es  liegt,  unsittliche  Handlungen  zu 
begehen,  dazu  aufzufordern  oder  dazu  ge- 
neigt zu  machen.  In  Württemberg 
(Strafg:esetzbuch  von  1839  §  149)  kann  jeder 
politische  Verein  wegen  Gefährdung  der 
öffentlichen  Ordnung  aufgelöst  werden;  in 
Bayern  (Art.  19)  jeder  Verein,  welcher  die 
religiösen,  sittlichen  und  gesellschaftlichen 
Gnmdlagen  des  Staates  zu  untergraben  sucht, 
in  Baden  (§  4)  jeder  Verein,  der  den 
Staatsgesetzen  oder  der  Sittlichkeit  zuwider- 
läuft oder  den  Staat  oder  die  öffentliche 
Sicherheit  gefährdet.  In  Bayern  (Art.  24) 
kann  aber  auch  das  Strafgericht  in  einem 
gerichtlichen  Crteil  auf  Schliessung  des 
Vereins  erkennen,  wenn  wegen  Deber- 
tretung  der  Vorschriften  des  Vereinsge- 
setzes oder  w^en  Verbrechen  oder  Vergehen, 
die  aus  Veranlassung  der  Verhandlungen 
des  Vereins  verübt  oder  versucht  worden 
sind,  eine  Verurteilung  erfolgt 

Der  einzige  deutsche  Staat,  in  welchem 
die  endgiltige  Schliessung  eines  durch  die 
Strafgesetze  nicht  verbotenen  Vereins  aus- 
schliesslich durch  gerichtliches  Erkenntnis 
erfolgen  kann,  ist  Freussen.  Hier  können 
auch  nur  solche  Vereine  geschlossen  werden, 
welche  bezwecken,  politische  Gegenstände 
in  Versammlungen  zu  erörtern.  Nehmen 
solche  Vereine  dem  (Jesetze  entgegen  Frauen, 
Schüler  oder  Lehrlinge  als  Mitglieder  auf, 
so  sind  die  Vorsteher,  die  den  gesetzlichen 
Vorschriften  zuwiderhandeln,  strafbar.  Das 
Gericht  kann  in  der  Verurteilimg  zugleich 
auf  Schliessung  des  Vereins  erkennen.  Dies 
muss  geschehen,  wenn  die  Vorsteher  sich 


wiederholt  einer  solchen  Verletzimg  des  Ge- 
setzes schuldig  gemacht  haben  (§  16).  Die 
Ortspolizeibehörde  kann  unter  der  ange- 
gebenen Voraussetzung  zwar  vorläufig 
einen  Verein  schliessen.  Sie  hat  dann  aber 
binnen  48  Stunden  der  Staatsanwaltschaft 
Anzeige  zu  machen.  Leitet  diese  nicht  binnen 
8  Tagen  die  strafrechtliche  Verfolgung  ein, 
so  verliert  die  vorläufige  Schliessung  ihre 
Kraft  Anderenfalls  hat  das  Gericht  sofort 
darüber  Beschluss  zu  fassen,  ob  die  vor- 
läufige Schliessung  bis  zum  Erkenntnis  in 
der  Hauptsache  fortdauern  soll  (§§  8,  16). 
Aus  anderen  Gründen  kann  in  Preussen  ein 
Verein  nicht  geschlossen  werden. 

d)  Das  Versammlungsreoht.  So 
wenig  wie  der  Begriff  Verein  ist  der  Be- 
griff Versamndung  von  den  Gesetzen  defi- 
niert worden.  Nach  dem  allgemeinen  Sprach- 
gebrauch ist  unter  Versammlung  eine  Zu- 
sammenkunft einer  grösseren  Zahl  von  Per- 
sonen zu  verstehen,  die  in  der  Absicht  statt- 
findet, einen  ihnen  gemeinschaftlichen  Zweck 
in  Gemeinschaft  zu  verfolgen.  Sie  unter- 
scheidet sich  von  anderen  Zusammenkünften, 
wie  Märkten,  dadurch,  dass  die  Teilnehmer 
nicht  individuelle  Zwecke,  sondern  einen 
allen  gemeinschaftlichen  Zweck  verfolgen, 
von  irgend  einer  Ansammlung  von  Menschen 
auf  der  Strasse  dadurch,  dass  dieser  die  Ab- 
sicht, einen  gemeinsamen  Zweck  in  Ge- 
meinschaft zu  verfolgen,  fehlt  Die  Ver- 
einigung zu  einem  gemeinsamen  Zwecke 
muss  auf  einem  gemeinsamen  Wollen  be- 
ruhen und  hierin  ihre  Einheit  finden.  Aller- 
dings leidet  diese  Definition  daran,  dass  sie 
den  Unterschied  zwischen  einer  Versamm- 
lung und  einer  Privatgesellschaft,  die  zu  ge- 
meinsamem Zwecke  sich  vereinigt,  mir  in 
der  grösseren  oder  geringeren  Zahl  der  Teil- 
nehmer findet,  ohne  eine  bestimmte  Grenz- 
linie zu  ziehen.  Indes  haftet  diese  Unbe- 
stimmtheit dem  Begriffe  der  Versammlung 
an  und  könnte  nur  durch  eine  ausdrückliche 
Bestimmung  des  Gesetzes  für  das  Recht 
beseitigt  werden.  Die  Gesetze  unterscheiden 
zwischen  privaten  Versammlungen  und  öffent- 
lichen Versammlungen.  Die  letzteren  sind 
solche,  zu  denen  nicht  bloss  ein  individuell 
b^;reuzter  Personenkreis,  sondern  eine  un- 
bestimmte Menge  von  Personen,  wenil  auch 
nur  solche  einer  bestimmten  Kategorie  oder 
Parteirichtimg,  Zutritt  hat  Auch  eine  von 
einem  Verein  vei'an staltete  Versammlung 
kann  demnach  eine  öffentliche  sein. 

Die  Ausübung  der  Versammlungsfreiheit 
unterliegt  in  den  deutschen  Staaten  nament- 
lich folgenden  Beschränkungen: 

1.  Die  Teilnahme  von  bewaffneten  Per- 
sonen an  Versammlungen  wie  die  Verteilung 
von  Wjrffen  an  die  Teilnehmer  einer  Ver- 
sammlung ist  nur  mit  obrigkeitlicher  Er- 
laubnis   gestattet    (Preussen    §§   7.    19; 
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Bayern  Art.  1;  Sachsen  §  11  u.  s.  w.). 
In  anderen  Staaten  besteht  dies  Verbot  nur 
für  Öffentliche  Versammhingen  (Württem- 
Berg,  G.  v.  1.  Juni  1853  Art.  6,  Baden 
8.8). 

2.  Versammlungen,  die  unter  freiem 
mmmel  abgehalten  werden,  sind  in  El- 
eass^X^othringen  (Gesetz  von  1868  Art3) 
gänzlich  verboten,  in  Bayern  (Art  3) 
Können  sie  verboten  werden  bei  dringender 
(lefahr  für  die  CffentUcJie  Sicherheit  und 
Ordnimg,  Jn  anderen  Staaten  unterliegen 
nur  die  öffentlichen  Versammlungen  unter 
freiem  Himmel  besonderen  Beschränkungen. 
In  PreuBsen  (§9),  Anhalt  (§  ll)u.&vr. 
bedürfen  sie  der  Genehmigung,  die  alber  nur 
versagt  werden  darf,  wenn  aus  der  Abhal- 
tung der  Versammlung  Gefahr  für  die  öffent- 
liche Sicherheit  und  Ordnimg  zu  befürchten 
ist  Nur  der  vorherigen  Anzeige  bedürfen 
sie  in  Baden  (§  10),  Braunschweig 
1%  11)  u.  8.  w,  In  Mecklenburg  (§  3) 
änd  öffentliche  Versammlungen  unter  freiem 
Himmel  zu  politischen  Zwecken  verboten. 
Den  Versammlungen  unter  freiem  Himmel 
sind  gleichgestellt  öffentliche  Aufzüge  in 
.Städten  und  Porfschaften  oder  auf  öffent- 
lichen Strassen,  J)ocb  sind  diesen  Be- 
schränkungen nicht  unterworfen  gewöhn- 
liche Leichenbegängnisse,  Hochzeitszüge, 
Idrchliche  Prozessionen,  Wallfahrten,  Bitt- 
gänge, wenn  sie  in  der  hen^ebrachten  Art 
stattfinden  (Preussen  §  10,  Bayern 
Art  4  u.  s.  w.). 

3.  In  Sachsen  (§  12)  und  Elsass- 
liOth ringen  (Gesetz  von  1868  Art.  13) 
Jcann  die  Polizeibehörde  jede  Versammlung, 
in  Baden  (§  11)  und  Hessen  (Polizei- 
. Strafgesetzbuch  Art.  75)  jede  öffentliche  Ver- 
sammlung im  voraus  verbieten  bei  dringen- 

.der  Ge&ihr  für  die  öffentliche  Ruhe,  Sicher- 
,heit  und  Ordnung. 

4.  In  Mecklenburg  (Verordnung  von 
1851  §  1)  ist  zu  jeder  öffentlichen  Ver- 
sammlmig  zu  politischen  Zwecken,  in  El- 
sass-Lothringen  (Gesetz  von  1868  Art.  1) 
zu  jeder  politischen  oder  religiösen  Ver- 
sammlung vorherige  polizeiliche  Genehmi- 
^ing  erforderlich. 

ö.    Um    die   polizeiliche    Ueljerwachung 
zu  erm^lichen,  ist  in  den  meisten  Staaten 
.den   .Uritemehmem    oder   Einberufem    von 
Versammlungen,  in   denen  öffentliche  An- 
gelegenheiten  erörtert  oder  beraten  werden 
sollen,   die  Pflicht  auferlegt,  der  Polizeibe- 
.hörde   innerhalb  einer  bestimmten  Zeit  vor 
beginn  d^r  Versammlung  (meist  24  Stunden 
vorher)   Aiweige   zu  machen   (Preussen 
§  1,  Sach&efl  §  2  u.  s.  w.).    In  Bayern 
.(Art.  2),  Braiinschweig  (§§  8, 10)  u.  s.  w. 
besteht  diese  Verpflichtung  nur  dann,  wenn 
.die  Versaronilwng  eine  öffentliche  sein  soll. 


—  (Ueber  Versammlungen  der  Vereine  siehe 
oben  sub  c). 

6.  Zu  demselben  Zwecke  steht  der  Poli- 
zeibehörde das  Recht  zu,  einen  oder  mehrere 
Beauftragte  in  Versammlungen,  in  denen 
öffentliche  Angelegenheiten  verhandelt  wer- 
den, und  in  alle  Versammlungen  unter 
freiem  Himmel  abzusenden,  denen  ein  ge- 
eigneter Platz  eingeräumt  und  Auskunft 
über  die  Person  der  Redner  auf  Erfordern 
erteilt  werden  müssen  (Preussen  §§4,  9; 
Bayern  Art  7,  Sachsen  §  6  u.  s.  w.). 
In  anderen  Staaten  gilt  dies  für  alle  öffent- 
lichen Versammlungen  (B  a  d  e  n  §  9,  E 1  s  a  s  s - 
Lothringen  Art.  5).  —  In  Sachsen 
(§  9)  steht  dem  überwachenden  Polizei- 
beamten das  ganz  exorbitante  Recht  zu,  jedem 
Redner  das  Wort  zu  entziehen,  sofern  er 
Anträge  stellt  oder  Aeusserungen  macht, 
welche  den  Strafgesetzen  widersprechen  oder 
eine  Aufforderung  oder  Anreizung  zu  Ge- 
setzesübertretungen oder  unsittlichen  Hand- 
lungen enthalten.  Damit  ist  der  über- 
wachende Schutzmann  zum  Herrn  der  Ver- 
sammlung gemacht  und  es  hängt  von  seinem 
Ermessen  ab,  über  welche  Gegenstände  ge- 
sprochen werden  darf  und  über  welche 
nicht  Eine  Anrei;;ung  zu  unsitt- 
lichen Handlungen  kann  in  jeder  Kritik 
eines  Regieningsaktes,  in  jeder  Besprechung 
politischer,  sozialer,  kirchlicher  Missstände 
gefunden  werden. 

7.  In  Preussen  (§  8),  Bayern  (Art.  15, 
Gesetz  von  1898  §  3)  und  Anhalt  (§  10) 
dürfen  Frauen,  Schüler,  Lehrlinge  oder 
Frauen  und  Minderjährige,  insoweit  sie  nicht 
Mitglieder  von  politisclien  Vereinen  oder  von 
Vereinen,  die  politische  Gegenstände  in  Ver-  , 
Sammlungen  zu  erörtern  bezwecken,  werden 
können,  auch  nicht  an  den  Versammlungen, 
die  von  solchen  Vereinen  veranstaltet  werden, 
teilnehmen  (siehe  oben  sub  c  4).  Nicht 
die  Teilnahme  an  politischen  Versamm- 
lungen ist  ihnen  hier  verboten,  sofern  die 
Versammlung  nur  nicht  von  einem  Verein, 
dessen  Mitgheder  sie  nicht  sein  dtlrfen,  ver- 
anstaltet wird.  Dagegen  dürfen  sie  an  Ver^ 
Sammlungen  solcher  Vereine,  selbst  wenn 
sie  nur  der  Geselligkeit  oder  der  wissen- 
schaftlichen Belehrung  gewidmet  sind,  nicht 
teünehmen.  In  anderen  Staaten  ist  dagegen 
nur  die  Teilnahme  an  politischen  Versamm- 
lungen, aber  ohne  Unterschied,  von  wem  sie 
veranstaltet  werden,  untersagt  und  zwar  in 
Sachsen  (G.  v.  21.  Juni  1898  Art  2)  den 
Mindenährigen ,  in  Sachsen- Weimar 
(Verordnung  von  1875  §  1)  deii  Schul- 
pflichtigen, in  Braun  schweig  (§  14)  den 
Frauen,  Schülern  und  Lehrlingen. 

Aus  den  schon  oben  (S.  395)  angedeuteten 
Gründen  ist  es  eine  Forderung  der  Ge- 
rechtigkeit, dass  das  Verbot  der  Teilnahme 
der  Frauen  an  Versammlungen  auch  in  den 
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anderen  Staaten  wenigstens  insoweit  aufge- 
hoben vrird,  als  dies  in  Bayern  durch  das 
G.  V.  15.  Juni  1898  geschehen  ist 

8.  Die  Auflösung  einer  Versamm- 
lung, in  der  öffentliche  Angelegenheiten 
erörtert  und  beraten  werden,  sowie  der  Ver- 
sammlung eines  politischen  Vereins  ist  die 
Polizeibehörde  in  allen  Staaten  anzuordnen 
und  nötigenfalls  durch  die  bewaffnete  Macht 
zur  Ausführung  zu  bringen  berechtigt,  wenn 
die  Versammlung  als  solche  verboten  ist, 
wenn  den  formellen  Vorschriften  Ober  die 
Anmeldung  nicht  Genüge  geleistet  ist,  w^enn 
dem  Polizeibeamten  nicht  Zutritt  gewährt 
oder  ein  geeigneter  Platz  eingeräumt  wird, 
endlich  wenn  Personen,  denen  die  Teil- 
nahme an  der  Versammlung  gesetzlich  unter- 
sagt ist  (siehe  oben  unter  6),  zugelassen  und 
sie  auf  Aufforderung  nicht  sofort  entfernt  wer- 
den. Abgesehen  hiervon  ist  in  Preussen 
(§  5)  eine  polizeiliche  Auflösimg  nur  zu- 
lässig, wenn  in  der  Versammlung  Anträge 
oder  Vorschläge  erörtert  werden,  die  eine 
Aufforderung  oder  Anreizung  zu  strafbaren 
Handlungen  enthalten.  Es  genügt  also  nicht, 
dass  derartige  Anträge  oder  Vorschläge  von 
einem  Teilnehmer  voi^ebracht  werden,  son- 
dern die  Auflösung  ist  nur  dann  zulässig, 
wenn  der  Vorsitzende  nicht  verhindert,  dass 
sie  erörtert  werden.  Ebenso  Braun- 
schweig (§§  17,  18.  Doch  kann  hier  die 
Versammlung  auch  aufgelöst  werden,  wenn 
Schlägereien  vorkommen).  In  Bayern 
(Artt.  5,  8,  9)  hat  der  Vorsteher  dem  Redner, 
welcher  diu-eh  seinen  Vorti-ag  das  Gesetz 
verletzt  oder  zu  Gesetzesverletzungen  auf- 
fordert, das  Wort  zu  entziehen  und,  wenn 
seiner  Anordnung  nicht  Folge  geleistet  wird, 
die  Versammlung  aufzuheben.  Thut  er  dies 
nicht,  so  hat  der  überwachende  Beamte  ihn 
hierzu  aufzufordern,  und  erst  wenn  der  Vor- 
steher dieser  Aufforderung  nicht  sofort  Folge 
leistet,  die  Versammlung  aufzulösen.  Das 
Sächsische  Gesetz  (§§  8,  9)  ist  darüber 
weit  hinausgegangen.  Hier  hat  der  Vor- 
steher dem  Redner  auch  das  Wort  zu  ent- 
ziehen, wenn  er  zu  unsittlichen  Hand- 
lungen auffordert.  Der  Polizeibeamte  kann 
aber  nicht  nur  dem  Redner  selbst  das  Wort 
entziehen,  sondern  er  kann  auch  die  Ver- 
sammlung auflösen,  sofern  sie  einen  die 
öffentliche  Ruhe  oder  die  gesetzliehe  Ord- 
nung gefährdenden  Charakter  annimmt 
Aehuliche  Bestimmungen  enthalten  die  Ge- 
setze zahlreicher  anderer  Staaten  (Mecklen- 
burg Verordnung  von  1877  §  .'>,  Olden- 
burg Art.  4,  Anhalt  §  6,  Lippe  §§  4,  7 
u.  s.  w.).  Oeffentliche  Versammlungen 
können  in  Baden  (§  11)  aufgelöst  werden, 
wenn  darin  die  Staatsgesetze  oder  die  Sitt- 
lichkeit verletzt  oder  der  Staat  oder  die 
öffentliche  Sicherheit  gefährdet  werden,  in 
Elsass-Lothringen    (Gesetz    von   1868 


Art.  6),  wenn  der  Vorstand  Fragen  ver- 
handeln lässt,  die  dem  Zweck  der  Versamm- 
lung fremd  sind,  sowie  wenn  die  Versamm- 
lung tumultuarisch  wird.  In  Sachsen- 
Weimar  (Verordnung  von  1874  §  2)  hat 
sogar  die  Polizeibehörde  nach  ihrem  Be- 
finden über  die  Auflösung  einer  jeden  öffent- 
lichen Versammlung  zu  politischen  Zwecken 
und  einer  jeden  Versammlung  von  politischen 
Vereinen  zu  beschliessen. 

Auch  in  den  Staaten,  in  welchen  das 
Auflösungsrecht  der  Polizeibehörde  durch 
gesetzliche  Normen  beschränkt  ist,  ist  die 
Behörde  doch  zuständig,  eine  jede  Versamm- 
lung aufzulösen,  sofern  dies  eine  notwen- 
dige Massregel  ist,  um  die  öffentliche  Ruhe 
und  Ordnung  aufrecht  zu  halten  oder  um 
eine  unmittelbar  bevorstehende  Gefahr  zu 
beseitigen,  die  sich  nicht  allein  daraus  er- 
giebt  dass  die  Teilnehmer  das  Versamm- 
lungsrecht ausüben.  Soweit  hieraus  allein 
Gefahren  entstehen,  kann  die  Auflösung  nur 
unter  den  oben  angeführten  gesetzhchen 
Voraussetzungen  erfolgen.  Wohl  aber  kann, 
auch  wenn  diese  Voraussetzungen  nicht  vor- 
handen sind,  trotzdem  die  Versammlung 
aufgelöst  werden,  wenn  etwa  durch  eine  zu 
grosse  Anhäufung  von  Menschen  in  einem 
engen  Räume  Gefahr  für  Leben  und  Ge- 
sundheit der  Teilnehmer  oder  dritter  Per- 
sonen entstehen,  wenn  Feuer  ausbricht  u.  s.  w. 
Begeht  ein  Teilnehmer  eine  strafbare  Hand- 
lung, so  berechtigt  dies  nur  zu  einem  Ein- 
schreiten gegen  den  Thäter,  um  ihn  an 
seinem  strafbaren  Verhalten  zu  hindern. 
NxM  wenn  die  Auflösimg  das  alleinige 
und  notwendige  Mittel  ist,  um  die 
öffentliche  Sicherheit  und  Ordnung  aufrecht 
zu  halten,  ist  sie  gesetzlich  zulässig.  »Eine 
solche  Notwendigkeit  ist  solange  nicht  an- 
zuerkennen, als  die  Fortsetzung  der  Straf- 
thaten  eines  Teilnehmers  dadurch  mit  Er- 
folg gehindert  werden  kann,  dass  die  Polizei- 
behörde ihre  Massnahmen  gegen  die  Person 
des  Excedenten  richtet.  Solange  dies  aus- 
reicht, ist  die  Polizeibehörde  gesetzlieh  nicht 
befugt,  zu  diesem  Zwecke  in  die  Rechte 
Dritter,  nämlich  der  ihr  Versammlungsrecht 
ausübenden  Anwesenden  einzugreifen,  c  (Ent- 
scheidungen des  Preussischen  Oberverwal- 
tungsgerichts vom  16.  Oktober  1889  und 
21.  Februar  1894.) 

6.  Die  übrigen  Staaten.  In  den  Ver- 
fa.ssung8urkunden  der  meisten  konstitutio- 
nellen Staaten  ist  die  Vereins-  und  Ver- 
sammlungsfreiheit ausdrücklich  anerkannt 
worden.  Nach  den  Verfassungen  von  Bel- 
gien vom  7.  November  1831  Artt.  19,  20, 
von  Luxemburg  vom  17.  Oktober  1868 
Artt  25,  26,  von  Dänemark  vom  25.  Juli 
1866  §§  87,  88,  von  Griechenland  vom 
28.  November  1864  Artt  10,  11,  von  Ru- 
mänien vom  13.  Juni  1866  Artt  26.    27 
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darf  die  Abhaltung  einer  YersammluDg  wie 
die  Bildiuig  eines  Vereins  von  einer  vor- 
herigen Oenehmigung  nicht  abhängig  ge- 
macht werden.  Ausnahmen  bestehen  nur 
für  bewaffnete  Vesammlungen  und  Versamm- 
lungen unter  freiem  Himmel.  Vereine  können 
nur,  wenn  sie  rechtswidrige  Zwecke  ver- 
folgen, durdi  urteil  des  Gerichts  aufgelöst 
werden.  In  anderen  Staaten,  wie  in  den 
Niederlanden  (Verfassung  von  1848  Art 
10),  in  Oesterreich  (Staatsgrundgesetz 
vom  21.  Dezember  1867  Art  12),  Spanien 
(Ver&ssung  vom  30.  Juni  1876  Art  13)  und 
selbst  in  der  jungen  Verfassung  Japans 
vom  11.  Februar  1889  Art.  29  wird  der 
Grundsatz  der  Vereins-  und  Versammlungs- 
freiheit sanktioniert,  die  Beschränkungen 
derselben  aber  sind  besonderen  Gesetzen 
vorbehalten.  Demgemäss  wurden  in  den 
Niederlanden  das  Q.  v.  22.  April  1855, 
in  Oesterreich  die  beiden  GG.  v.  If). 
November  1867,  in  Spanien  das  G.  v.  15. 
Jimi  1880  über  Versammlungen  und  v.  30. 
Juni  1887  über  Vereine,  in  Japan  das  G. 
r.  13.  April  1893  erlassen.  lu  Serbien 
ward  durch  das  Dekret  vom  9.  Mai  1894  mit 
der  VerÖBSimg  von  1888  auch  das  zu  deren 
Ausführung  erlassene  Gesetz  über  die  Ver- 
eins- und  Versanunlungsfreiheit  vom  31.  März 
1891  aufgehoben  und  das  G.  v.  11.  Juni  1884 
wieder  in  Kraft  gesetzt,  dessen  die  Vereins- 
imd  Versammlungsfreiheit  beschränkende 
Bestimmungen  durch  das  G.  v.  17.  November 
1898  nur  verschärft  wurden. 

Die  österreichischen  GG.  v.  15.  No- 
vember 1867  enthalten  im  wesentlichen 
folgende  Vorschriften : 

a)  Die  Bildung  eines  jeden  Vereins 
(mit  Ausnahme  der  Vereine,  welche  nur 
einen  Vermögens  vorteil  bezwecken)  bedarf 
der  vorherigen  Anzeige  unter  Mitteilung  der 
Statuten.  Die  Behörde  kann  die  Bildung 
des  Vereins  untersagen,  wenn  er  nach  seinen 
Zwecken  oder  seiner  Einrichtung  rechts- 
widrig oder  staatsgefährlich  erscheint.  Doch 
ist  hiergegen  Rekurs  an  das  Reicbs^richt 
zulässig.  Jede  Vereinsversammlung  ist  der 
Behörde  24  Stunden  vorher  anzuzeigen.  Sie 
kann  derselben  beiwohnen  und  sie  auflösen, 
wenn  sich  in  ihr  gesetzwidrige  Vorgänge 
ereignen,  G^;enstände  verhandelt  werden, 
welche  ausserhalb  des  statutenmässigen 
Zweckes  des  Vereins  liegen,  oder  wenn  die 
Versammlung  einen  die  öffentliche  Ordnung 
bedrohenden  Charakter  annimmt  Auch 
kann  jeder  Verein  aufgelöst  werden,  wenn 
er  Beschlüsse  faaet,  die  den  Strafgesetzen 
zuwiderlaufen,  wenn  er  seinen  "Wirkungs- 
kreis überschreitet  oder  »überhaupt  den 
Bedingungen  seines  rechtlichen  Bestandes 
nicht  mehr  entspricht«.  Gegen  den  Auf- 
lösuDgsbeschluss  ist  Rekurs  an  das  Reichs- 
gericht zulässig.    Politische  Vereine  unter- 


liegen aber  ausserdem  noch  denselben  Be- 
schränkungen,  welche  in  Preussen  für 
Vereine  bestehen,  die  politische  Angelegen- 
heiten in  ihren  Versammlungen  zu  erörtern 
bezwecken. 

b)  Oeffentliche  Versammlungen 
müssen  drei  Tage  vorher  unter  Angabe  des 
Zweckes,  der  Zeit  und  des  Ortes  angemeldet 
werden.  Sie  sind  zu  untersagen,  wenn  ihr 
Zweck  den  Strafgesetzen  zuwiderläuft  oder 
ihre  Abhaltung  die  öffentUche  Sicherheit 
oder  das  öffentliche  Wohl  gefährdet,  und 
aufzulösen,  wenn  sich  in  ihnen  gesetzwidrige 
Voigänge  ereignen  oder  wenn  sie  einen  die 
öffentliche  Ordnung  bedrohenden  Charakter 
annehmen. 

Auch  in  Spanien  rauss  nach  dem  Ge- 
setz von  1887  die  Bildung  von  Vereinen, 
welche  nicht  ausschliessüch  Vennögensvor- 
teile  bezwecken,  vorher  unter  Einreichung 
der  Statuten,  die  den  gesetzlichen  Vorschriften 
entsprechen  müssen,  an^meldet  werden.  , 
Die  Vereine  werden  in  ein  Vereinsregister 
der  Provinz  eingetragen.  Die  Auflösung 
eines  Vereins  kann  nur  durch  gerichtliches 
Urteil  ausgesprochen  werden,  und  zwar  nur, 
wenn  der  Verein  Zwecke  verfolgt,  die  der 
öffentlichen  Sittlichkeit  zuwiderlaufen  oder 
auf  Begehung  strafbarer  Handlungen  gerichtet 
sind,  oder  wenn  die  Vorschriften  des  Ver- 
einsgesetzes verletzt  werden  (Strafgesetz- 
buch Art  198.). 

In  der  Schweizer  Bundesverfassung 
von  1874  Art  56  ist  nur  das  Recht,  Ver- 
eine zu  bilden,  allen  Bürgern  gewähi-leistet. 
Doch  >kann  die  Kantonalgesetzgebung  über 
den  Missbrauch  dieses  Rechtes  Bestimmungeu 
treffen«.  Indes  ist  die  Vereins-  wie  die 
Versammlungsfreiheit  nach  dem  Rechte  der 
meisten  Kantone  keiner  Beschränkung  unter- 
worfen. 

In  den  Verfassungen  Italie  ns  (Art  32) 
und  Portugals  (Art  145  §  28  in  der 
Fassung  des  G.  v.  24.  Juli  1885)  findet  sich 
nur  eine  Bestimmung  über  die  Versamm- 
lungsfreiheit In  Italien  müssen 
öffentliche  Versammlungen  24  Stimden  vor- 
her angezeigt  werden.  Sie  können,  im  Falle 
strafbare  Handlungen  in  ihnen  verübt  wer- 
den, aufgelöst  werden  (Gesetz  über  die 
öffentliche  Sicherheit  vom  30.  Juni  1889 
Artt.  1—4.).  Die  Bildung  und  die  Thätigkeit 
der  Vereine  unterliegen  keiner  besonderen 
Beschränkung.  In  Portugal  hat  die  Ver- 
fassung ein  Gesetz  über  die  Versammlungs- 
freiheit in  Aussicht  gestellt,  das  aber  nocli 
nicht  erschienen  ist  Wohl  aber  enthält  das 
Strafgesetzbuch  vom  9.  September  1886  Be- 
stimmungen über  Vereine  und  Versamm- 
lungen. Zu  ersteren  ist,  wenn  sie  mehr  als 
20  Mitglieder  zählen,  Genehmigung  erforder- 
lich. Die  Behörde  kann  die  Genehmigung 
an  besondere  Bedingungen  knüpfen  (Art.  282). 
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Oeffentliche  Versammlungen  müssen  vorher 
angemeldet  werden  und  die  Behörde  kann 
Vorschriften  für  deren  Abhaltung  erlassen. 
Versammlungen  unter  freien  Himmel  be- 
würfen der  Genehmigung  (Art.  177). 

Keine  Bestimmungen  enthalten  die  Ver- 
fassungen von  Schweden,  Norwegen 
und  Ungarn.    Doch  ist  nach  dem  Straf- 

fesetzbuch  Schwedens  vom  19.  Februar 
864  Kap.  10  §  14  die  Behörde  berechtigt, 
ieder  Versamnüung  beizuwohnen,  und  sie 
:ann  sie  auflösen,  wenn  Handlungen  vor- 
kommen, die  den  Gesetzen  zuwiderlaufen 
oder  geeignet  sind,  die  öffentUche  Ordnung 
zu  stören.  In  Ungarn  sind  nach  dem  Ge- 
setz über  die  Gleichberechtigung  der  Natio- 
nalitäten §  26  (G.  Art.  44  von  1868)  die 
Staatsangehörigen  berechtigt,  Vereine  zu 
gründen,  um  unter  staatlicher  Aufsicht  Lehr- 
anstalten, Anstalten  zur  Fördenmg  der 
Sprache,  der  Kunst,  der  Wissenschaft,  der 
Landwirtschaft,  des  Handels  etc.  zu  er- 
richten. Die  Statuten  bedürfen  der  staat- 
lichen Genehmigimg.  Bewaffnete  Vereine 
sind  verboten  (Sti-afgesetzbuch  von  1878 
Art.  161). 

Im  Gegensatz  zu  allen  diesen  Staaten 
steht  Russland.  Hier  besteht  weder  Ver- 
eins- noch  Versammlungsfreiheit.  Die  Teil- 
nahme an  einem  jeden  Vereine  oder  einer 
jeden  Zusammenkunft,  die  von  der  Behörde 
nicht  genehmigt  ist,  ist  mit  Strafe  bedroht. 
Ausgenommen  sind  nur  Gesellschaften  und 
Zusammenkünfte,  welche  Beschäftigung  mit 
Wissenschaft,  Kunst,  Litterattu:  oder  »schuld- 
lose, durch  das  Gesetz  nicht  verbotene  Be- 
lästigungen« zum  Zweck  haben.  Unter 
Strafandrohung  ist  es  sogar  jedermann,  der 
von  dem  Bestehen  einer  nicht  genehmigten 
Gesellschaft  Kenntnis  hat,  vorgeschrieben, 
aer  Behörde  Anzeige  zu  machen  (Straf- 
gesetzbuch von  1866  Artt  318— .824). 
'■  In  den  meisten  Staaten  können  Vereine 
nur  durch  besondere  Verleihung  Korporations- 
^chte  erhalten.  Jedoch  haben  in  Oester- 
]*eich  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuch 
^  26  alle  erlaubten  Vereine  juristische  Per- 
sönlichkeit Auch  in  mehreren  Kantonen 
der  Schweiz  erwerben  Vereine  mit  soge- 
Äannten  idealen  Zwecken  dadurch  Korpo- 
rationsrechte, dass  sie  in  ihren  Statuten 
dies  bestimmen  (Gesetzbuch  von  Zürich 
§  20,  Solothnrn  §  1224,  Thurgau  §211, 
Schaffhauseu  §  19,  Zug  §  17,  Grau- 
bünden §  88).  Nach  dem  Bundesgesetz 
über  das  Obligationenrecht  vom  10.  Mai 
1881  §§  678ff.,  716  kann  aber  auch  in  der 
ganzen  Schweiz  ein  jeder  Verein  das 
Recht  der  Persönlichkeit  durch  Eintragung 
in  das  Handelsregister  erwerben.  —  Ebenso 
hat  in  Spanien  jeder  in  das  Provinzial- 
register  emgetragene  Verein  juristische  Per- 
stmlichkeit   (Bürgerliches    Gesetzbuch    vom 


24.  Juli  1889  Artt  35,  1669).  —  In  den 
Niederlanden  erhält  jeder  Verein  Kor- 
porationsrechte, sofern  seine  Statuten  auf 
seinen  Antrag  genelunigt  werden.  Diese 
Genehmigung  darf  nur  aus  Gründen  des 
allgemeinen  Interesses  verweigert  werden 
(G.  V.  21,  April  1855). 

7.  Schlnss.  So  spiegelt  sich  in  der 
Geschidite  der  Vereins-  und  Versammlungs- 
freiheit das  ^sse  Problem  des  Staatslebens, 
das  Verhältnis  der  Staatsgewalt  zu  der  per- 
sönlichen Freiheit  wider.  In  dem  römischen 
Weltreich  hatte  die  Staatsgewalt  die  poli- 
tische Freiheit  und  mit  ihr  die  Vereinsfrei- 
heit vernichtet  Im  Mittelalter  war  der  Staat 
überwuchert  von  den  selbstherrlichen  Korpo- 
rationen des  gmndbesitzenden  Adels  und 
des  gewerbetreibenden  Bürgertums.  Die 
aufstrebende  monarchische  Gewalt  hat  im 
16.  und  17.  Jahrhundert  Adel  und  Städte 
sich  unterworfen,  und  die  Korporationen 
ihrer  Selbständigkeit  beraubt,  die  Bildung 
einer-  jeden  Vereinigung  der  Unterthanen 
von  ihrem  Belieben  abhängig  gemacht  Von 
England  aus  hat  die  politische  Freiheit  wie- 
der die  Welt  erobert.  Aber  die  persönliche 
Freiheit  ist  der  Staatsgewalt,  die  Einzelnen 
sind  der  Gesamtheit  untergeordnet  Der 
moderne,  seiner  Aufgabe  bewusste  Staat 
wahrt  auch  den  Vereinen  gegenüber  das 
Gebiet  der  öffentlichen  Gewalt  Die  Vereins- 
und Versammlungsfreiheit  ist  nicht  mehr 
ein  Vorrecht  der  besitzenden  Klassen,  sie 
ist  ein  Gemeingut  des  gesamten  Volkes  ge- 
worden. Sie  ist  das  Mittel,  durch  welches 
auch  die  arbeitenden  Klassen  einen  Anteil 
an  der  politischen  Macht  und  bfli^rliche 
Selbständigkeit  zu  erringen  vermögen.  Sie 
ist  ein  Schutz  gegen  die  Allgewalt  des 
Staates,  indem  sie  den  Einzelnen  in  freier 
Vereinigung  die  Mitwirkung  an  den  grossen 
Aufgaben  des  Kulturlebens  sichert.  Sie  hat 
ihre  Ergänzung  zu  finden  —  und  hat  sie  in 
einzelnen  Staaten  schon  gefimden  —  in  den 
Bestimmungen  über  Erwerb  derKorporationa- 
rechte.  Jedem  erlaubten  Vereine  muss  die 
rechtliche  Möglichkeit  gegeben  werden,  sich 
eine  vermögensrechtliche  Selbständigkeit  zu 
begründen,  indem  allen  Vereinen,  die  sich 
den  Gesetzen  gemäss  organisieren,  juristische 
Persönlichkeit  zuerkannt  wird.  An  Stelle 
des  Ermessens  der  Regierung  muss  auch 
liier  das  Gesetz  treten. 

Litteratnr:  J.  Merkel,  Art.  Collegia  in  dem 
HandwSrterb.  d.  SUuUtw.  1.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  845  f. 
—  Komemann,  Art.  Colleyium  inPaaly- 
W  i  »  »  0  w  a,  Realencyldopädie  de*  lda»n»eken 
■  Altertums,  Bd.  IV,  S.  380 ff.  un.d  die  dort  on- 
g^hrte  Litteratur,  intbeeondere  Waltxing, 
Elude  hittorique  nur  le»  corporaliona  profettio- 
nelle»  chez  let  Romaint  I,  II  1895,  1896  (Mi- 
moires  pxMih  par  VAcademie  de  Belgique  tom. 
L).  —  Qierke,  Deutsehei  Qenouentehafttrechl, 
3  Bde.,   1871 — 1881.   —   Bersetbe,    Oenot»en- 
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tchafttiheorie,  1887.  —  Veraeilte,  Vereine  oAn«j  ihre    allgemeine    Produktivität    entscheidet 


Jiteht^ßkigkeit  naeh  dem  neuen  Rechte  19U0.  — 
Dergelbe,  DeuUche*  Privatrecht  Bd.  I,  (1895), 
i  58  ff.  —  Brater,  Staattvörterimeh  X,  S.  755  ff. 
—  V.  Stein,  Vervaltungtlehre,  IV,  S.  107 ff.  — 
Loentng,  Vencaltungirecht,  S.  189  f.  —  Ver- 
seihe, Diu  Vereins-  und  Koalilion*rccht  in  den 
Sfkriften  det  Verein»  für  ISoxialpolUik  Bd. 
LXXVI,  (1898),  S.  iSOff.  —  G.  Meyer,  Staat»- 
recht,   S.    758 ff.    —   Hänel,    Staatsrecht   I,   S. 


sich  nach  dem  Transportbedarf  oder  danach, 
in  vrelchem  Verhältnis  die  Anlage-,  Cntei^ 
haltungs-  und  Beförderungskosten  zu  der  Be- 
förderuDgsleistimg  (nach  Menge  imd  Rasch- 
heit) steht.  Ferner  ist  in  dieser  Hinsicht 
so  wichtig  wie  die  Ingenieursarbeit,  d.  h.  die 
Konstruktion,  Linienführung  und  Unter- 
haltung, der  Ausbau  eines  sich  verästelnden 


145 ff.  —  V.  sonne,  Preuu.  Siaattrecht  II,  Ä.  Strassennetzes;  derselbe  gehört  ebenso 
185 ff.  —  Setfdei,  Bayer.  Staattreeht  V,  s.  86 ff.  ^um  Wesen  einer  Strasse  wie   der  Umtrieb 
V.    Sarwey,     Würtlemberffitche»   Staatsrecht    I, 
Ä.  SIS  ff.  —  Maseher,  Da»  Ver»ammlun</s-  und 
Vereinsrecht    Deutschland»    (S.    Auß.    1892). 


zum  Wesen  einer  Strasse  wie   der  Umtrieb 
zum  Wesen  des  Kapitals. 
_        GeschichtJicJi  w^eist  der  W^ebau,   wie 
—  Berger,  Polüik  der  deut»chen  Verein'»'- und  jedes  Verkehrsnüttel,  eine  allmählicheEnt- 


Versammlungsgesette  in  dem  Vencaltungtarchiv  I,  \  wickelimg    auf,    die    dem    Stande  der  Tech 

S.  541  ff.,  II,  s.  £90 ff.  —  jBugeimann,  Äu-Inik,   der  Wirtschaftsstufe  imd  der_Staats- 

dien    zum    Ssterreichischen     Vereins-    und     Ver-  "  .  .       — 

anrnmiungstecht,   1879.  —  Tetmer,    Die  (Sster- 


Verwaltung  entspricht  Die  primitive  Beförde- 
rung durch  die  menschliche  Tragkraft  weicht 
der  EinsteUiujg  tierischer  oder  mechanischer 
Trag-  und  Zugkraft,  der  primitive  Pfeid  •vird 
durch  die  gepflasterte  Strasse  im  gleichen 
Schritt  ersetzt,  in  dem  die  stärkere  Kön- 
centration  der  Volkswirtschaft  und  der  Staats- 
gewalt sowie  das  Anwachsen  der  Fembezie- 
hungen die  Ansprüche  iu  Bezug  auf  die 
Massenbewältigung  und  Raschheit  der  Be- 
förderung steigert.  Der  Weg,  der  für  den 
Verkelu:  der  ?«aturalwirtschaft  oder  Bezirks- 


reiehischen)  Gesette  rum  15.  XI.  1867,  (S.  Aufl.), 
liHJl.  —  Gnei»t,  Englisches  Venraitungsrecht 
(3.  Aufl.),  S.  75iff.  —  Vuprtez,  Le  droit  de 
rt'union,  1887.  —  Vieey,  Introductitm  to  the 
»tudg  0/  the  law  0/  the  Constitution  (5.  ed.  1897), 
p.  i39  f.,  p.  4S0ff.  —  Huber,  System  und  Ge- 
schichte des  schweizerischen  Privntrechts  I,  S. 
163 ff.,  IV,  S.  S61  ff.  —  «7.  Conrad  in  den 
Jahrb.  f.  Kot.  u.  Stat.  JV.  F.  3,  III,  S.  379  ff. 
—  Endemann,  Lehrbuch  des  bürgerlichen 
Hecht»,  Bd.  I  (8.  Aufl.  1901),  ^  39 ff.  —  Cosack,  ^^ 

^':!7''BtlT(m^,%\fo:'^'  ""-  '  ^'*'*^'  7^"s^h1tft"VnögrTersrin  'sei^'emlv^;;«. 


Edgar  Loening. 


Verkauf 

s.  Kaufgeschäft  oben  Bd.  V  S.  52 ft 


im  Körper,  in  der  Linienfflhnuig  und  in  der 
NiveUierung  die  gleichen  Unterschiede  g^en- 
über  einer  Chaussee  auf,  wie  die  Bezirkswirt- 
schaft im  Vei^leich  zu  der  heutigen  Weltwirt- 
schaft Je  weiter  abgerückt  von  den  Spitzen 
der  Kulturentwickelung,  um  so  mehr  ist  die 
Verkehrsnittdl  einzelne  Bevölkei-ungsschicht  noch  an  primi- 

(vgl.  d.  Ärtt  Transport  oben  Bd.  VII  S.  tive  Beförderungsart  gebunden. 

136  ff.,  Eisenbahnen  oben  Bd.  EU  S.  487  ff., '       Für  die  Lmienführung  und  Baidionstruk- 

Binnenschiffahrt  oben  Bd.  II  S.  861ff.)  tton  geben  die  Strassen  des  intensivsten  Ver- 
1.  Einleitung,  Technik  mid  Geschichte.    2.  |  keh^s     nämlich  des  \J'elt-  und  des  Statlt- 

Wechselwirkung  zwischen  Volkswirtschaft  und  ,  verkehre ,   das    \orbüd   ab;    bezughch   der 


'Wfg'ewesen.  .S.  Die  Disposition  und  Systematisie- 
mn^  der  Strassenlinien.  4.  Einflnss  der  Eisen- 
bahnen, ö.  Ban-  und  Unterhaltungslast.  6. 
Wegeabgaben.    7.  Statistik. 

1.  Einleitung,  Technik  und  Geschichte. 
Innerhalb  der  Volkswirtschaft  hängt  naturge- 
mäss  das  Voranschreiten  der  Kooperation,  die 
Vereinheitlichung  und  Ausgleichung  von  Vor- 
rat, Bedarf  imd  Preis,  der  ständige  Rapport 
der  materiellen,  geistigen  und  politischen  Be- 
ziehungen von  dem  Zeit-,  Mühe-  und  Geld- 
aufwand ab,  womit  die  Ueberwindung  der  im 
Wege  stehenden  Hemmnisse  verknüpft  ist 
Für  die  Minderung  dieser  Momente  sind  die 
Verkehrsmittel  bestimmungsgeraäss  vorhan- 
den :  die  wichtigsten  davon  sind  die  Land- 
und  Wasserstrassen. 

Die  Landstrasse   ist   ein    zum   Zwecke 


Disposition  der  Linien  sind  es  die  alten 
Weltrouten  (Zug  zum  Meer,  entlang  der 
in  das  Meer  mündenden  Ströme),  welche 
Jahrtausende  hindim;h  eine  zwingende  Di- 
rektive ausgeübt  haben,  bezüglich  der  Art 
der  Konstruktion  und  der  Bauausfüh- 
nmg  sind  es  mehr  die  städtischen  Haupt- 
strassen, welche  —  neben  den  Militär-  und 
Weltstrassen  —  das  anregende  Beispiel  ab- 
gegeben haben. 

Zuerst  sind  die  Grundlinien  für  das 
Strassennetz  gemäss  dem  Stromlauf  imd 
den  Gebirgspässen  gegeben;  die  Weltrouten, 
die  »continuita«  von  Markt  zu  Markt ,  von 
Meer  zu  Meer,  z.  B.  aus  Arabien  bis  nach 
der  Weichselmündung,  vonTriest  und  Venedig 
nach  dem  Meissnerland,  sie  waren  schon  in 
der  Urzeit  lange  vorhanden,  ehe  man  an  die 


der  Erleichterung  des  Reisens  sowie  ziu*  j  Errichtung  eines  festen  Wegdammes  dachte. 
ErhOttung  der  Nutzwrkung  der  Ti3g-  oder  1  Auch  bei  den  Handelsstrassen  schnüre 
Zugkraft  erbauter  Wegdamm.  Die  volks-  ^  sich  die  Trace  der  von  der  Natur  ge- 
•wirtschafüiche  Bedeutung  einer  Strasse  und  1  gebenen    Richtimg    an :    Terrainhemmnisse 
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zu  beseitigen,  davor  scheute  man  sich.  Die 
damit  gegebene  gering  Wegsamkeit  er- 
schauerte ebenso  das  Eindringen  feindlicher 
Heere  wie  die  politische  Einigimg. 

Ausserdem  steht  die  Entwickelung  des 
Wegewesens  mit  derjenigen  der  Trieb-  bezw. 
Tragkraft  und  der  Transportgefässe  oder 
Fahrzeuge  in  Wechselwirkung  (s.  hier- 
über v.d.Borght,  »Das  Verkehrswesen«,  1894, 
S.  173—178  ;  G.  Cohn,  Nationalökonomie  des 
Handels,  1898,  S.  780).  Werden  z.  B.  die 
Sheffielder  Waren,  wie  es  noch  um  die 
Mitte  des  17.  Jahrhunderts  der  Fall  war, 
auf  Packpferden  nach  London  verbracht, 
so  ist  eine  Chaussee  ein  Luxus.  Sobald 
Wagen  zur  Beförderung  aufkommen,  ist  eine 
feste  luid  ebene  Fahrbahn  nötig,  damit  das 
Einsinken  der  Bäder  in  den  weichen  Unter- 
grund oder  das  ömfallen  der  Wagen  ver- 
mieden und  das  Fahren  bei  jeder  Witterung 
ermöglicht  wird. 

innerhalb  der  Transportmittel  giebt  es  für 
die  Zug-  und  Eeittiere  sowie  für  die  Fahr- 
zeuge, ähnlich  wie  für  die  Wege,  Unter- 
schiede: 1.  in  der  Qualität,  die  der  Ver- 
schiedenheit des  Zweckes  imd  des  Wertes 
der  Reise  oder  des  Frachtgutes  entsprechen, 
2.  in  der  beanspruchten  und  geleisteten 
Schnelligkeit,  Sicherheit,  FünktUchkeit,  Be- 
quemlichkeit. (Diese  Stufenordnung  oder 
Klassifikation  bezeichnet  für  die  geschicht- 
liche Entwickelung  des  Transports  die  ein- 
zelnen Abschnitte  —  ursprünglich  nur  Luxus- 
waren, heute  geringwertige  j&assenartikel  — 
begründet  aber  auch  für  die  heutigen  Ta^e 
z.  B.  die  Unterschiede  der  Passagiere  in 
solche  L,  n.  und  III.  Klasse.) 

Ursprünglich  sind  auch  die  Welthandels- 
strassen nichts  anderes  als  Saumpfade,  die 
in  ihrem  Zuge  dem  Wasserlauf,  der  natür- 
lichen ThalbUdung  oder  dem  Gebirgspass 
folgen.  Heute  noch  bilden  die  Strassen 
z.  B.  in  Binnenafrika,  Asien  (Karawanenweg) 
oder  in  der  amerikanischen  Prärie  nicht 
viel  mehr  als  eine  Art  MarMenmg  oder 
Itinerar  für  die  kürzere  oder  minder  be- 
schwerliche Linie.  Aehnlich  wie  beim  Wild- 
wechsel zieht  sich  der  Weg  einfach  in  der 
Richtung  hin.  wo  das  erste  (Last-)Tier  den 
sichersten  Fleck  zum  Auftreten  gefunden 
hat;  die  anderen  sind  dem  Leittier  seit 
Jahrhunderten  sorgsam  gefolgt;  (in  dem 
rauheren  Klima  muss  der  Weg  ailjährlich  neu 
gebildet,  d.  h.  getreten  werden).  Dadurch 
entsteht  von  selbst  allmählich  ein  fester 
Wegkörper,  dessen  Richtung  das  Aufsuchen 
von  Furten  und  die  Umgehung  von  Sümpfen, 
auch  die  Niederhaltung  des  überwuchernden 
Gestrüpps  erleichtert 

Höhere  Ansprüche  stellt  zuerst  der  täg- 
liche Verkehr  innerhalb  des  geschlossenen 
Gemeinderayons;  hier  erweist  sich  früh- 
zeitig die  Absteckung  der  Wegfläche  nach 


Länge  und  Breite  und  die  Befestigung  des  Weg- 
körpers, in  späterer  Zeit  auch  die  Pflaste- 
rung, als  notwendig.  Die  Nachahmung 
dieses  Wegebaues  auch  für  das  flache  Land 
wird  zum  Bedürfnis,  sobald  es  gilt,  ent- 
weder grössere  Heeresraassen  rasch  zu  trans- 
portieren, oder  nachdem  der  Binnenhandel 
so  sehr  erstarkt  ist,  dass  für  den  Warentrans- 
port die  Träger  —  fast  dm-chweg  Sklaven  — 
oder  die  Lasttiere  nicht  mehr  ausreichen,  sol- 
che vielmehr  durch  Lastwagen,  genauer  durch 
Karreu,  ersetzt  werden  müssen.  So  kommt 
allmählich  die  Herstellung  eines  über  die 
Ackerkrume  erhöhten,  von  ihr  durch  Rand- 
steine abgegrenzten  Wegdamraes  auf  (agger 
einschliesslich  der  margines,  viam  termi- 
nare,  s.  H.  Nissen.  Pompejanische  Studien, 
1877,  S.  532  ff.).  Dieser  Uebergang  hat  (wie 
der  Wasserbau)  eine  starke,  leistungsfähige 
Centralgewalt  zur  Voraussetzung.  Im  Alter- 
tum war  der  Staat  nur  wenig  kapitalkräftig 
und  leistungsfähig.  Nur  die  Grossstaaten  mit 
ihren  grossen  Entfernungen  und  der  streng 
centralen  Leitung  waren  im  stände  und  dazu 
gezwungen,  den  Aufwand  für  den  Zweck, 
dass  die  RJegierung  schnell  Ober  die  Vor- 
kommnisse von  pohtischer  oder  militärischer 
Bedeutung  unterrichtet  werde,  auf  sich  zu  neh- 
men. Demgemäss  darf  man  den  Zeitpunkt , 
wann  dieser  Uebergang  erfolgt  ist,  nicht  zu 
früh  ansetzen.  Die  Techniker  überbieten  sich 
in  einer  blühenden  Schilderung  des  treff- 
lichen Zustandes  der  Strassen  Saloraos  oder 
der  Semiramis.  Aber  wer  sich  den  heu- 
tigen Zustand  des  Strassenwesens  in  Ge- 
bieten mit  ähnlich  primitiver  Wirtschafts- 
verfassung, wer  sich  die  Strassen  des  Jahres 
1902  nach  Christus,  z.  B.  in  Korea,  China, 
Russland,  Ungarn,  Texas  vor  Augen  hält, 
wird  von  denjenigen  des  Jahres  1902  vor 
Christus  eine  zutreffendere  Anschauung  er- 
halten. In  den  dünnbevölkerten  Gebieten 
ziehen  die  Strassen  heute  noch  wie  vor 
Jahrtauseuden  meist  in  lan^n  Geraden  über 
Berg  und  Thal;  es  fehlt  an  jeder  Befestigung 
der  Fahrbahn  sowie  an  Gräben,  die  Strassen 
sind  sehr  breit  (»extensiver«  Betrieb),  um 
bei  schlechtem  Wetter  das  Umgehen  ausge- 
fahrener Stellen  zu  ermöglichen ;  Ober  Bädie 
werden  Baumstämme  gelegt,  Gräben  und 
Löcher  werden  durch  Reisig  (später  Faschi- 
nen) ausgefüllt.  Zu  einer  vollkommeneren  Kon- 
struktion fehlte  es  im  Altertum  und  Mittel- 
alter in  der  Regel  an  den  drei  ersten  Voraus- 
setzungen, nämlich  au  Kapital,  an  der  diri- 
gierenden und  konstruieienden  Arbeitskraft 
und  am  Konsum,  (d.  h-  an  einer  dichten 
Bevölkenmg  und  an  dem  alimentierenden 
Waren-  und  Transportverkehr,  an  einer 
kapitalkräftigen  Centralgewalt  und  nicht  zu- 
lötet an  geschickten  Ingenieuren). 

Endlich  müssen  wir,  wie  in  technischer, 
so  auch  in  geschichtlicher  Hinsicht,    Bau- 
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koDstruktion  und  Verkehrsnetz  aoseinander- 
halten.  In  Frankreich  wurde  schon  1556 
eine  in  der  Mitte  gepflasterte  Strasse  von 
Paris  nach  Orleans  gebaut,  aber  es  dauerte 
noch  zwei  Jahrhunderte,  bis  ein  Strassen- 
netz  vorhanden  war.  Aehnlich  wird  man  fflr 
die  geschichtlich  ersten  Strassenbauer,  näm- 
lich für  die  grossen  Weltreiche  des  Orients, 
annehmen  können,  dass  sie  vom  9.  Jahr- 
hundert vor  Christus  an  anfingen,  die 
militärisch  wichtigsten  Strecken 
mit  einem  fortlaufend  festen  Untergrund 
zu  versehen.  Die  ersten,  von  denen  wir 
eine  beglaubigte  Nachricht  Ober  die  An- 
legung eines  systematischen  Strassennetzes 
erhalten,  sind  die  Perserkönige  Cyrus 
und  Darius.  Uragekelirt  konnte  in  Griechen- 
land mit  seinen  kleinen  und  dazu  stets  in 
Fehde  lebenden  Staatsgebilden  von  einem 
Strassennetz  nie  die  Rede  sein;  wohl  hatte 
z.  B.  Athen  und  sein  Stadtbezirk  gute  Wege, 
aber  nicht  das  flache  Land. 

Die  Römer  erlernten  die  Bautechnik  im 
3.  Jahrhundert  vor  Christus  und  entwickelten 
den  Strassenbau  im  Laufe  der  folgenden 
fünf  Jahrhunderte  zu  einer  mustergiltigen 
Höhe;  in  der  Grossartigkeit  der  ineinander- 
greifenden systematischen  Anlage,  in  der 
kostspieligen  Horizontaütät  und  Gefälls- 
niveUierung  sowie  in  dem  geradlinigen  Bau 
bietet  das  römische  Strassennetz  eine  hüb- 
sche Parallele  mit  der  modernen  Eisenbahn. 
Allerdings  darf  man  dabei  nicht  fiber- 
seben, dass  der  Frachtenverkehr,  wie  z.  B. 
die  Strassen  in  Pompeji  gleichsam  photo- 
graphisch vor  Augen  führen,  grösstenteils 
noch  durch  Lasttiere  besoi^gt  wurde;  die 
Benatzung  von  £arren,  wie  man  sie  als 
selbstverständlich  voraussetzt,  bildete  noch 
nicht  die  Regel.  — 

Im  Mittelalter  stand  die  Strassenbau- 
technik,  so  reich  auch  der  Hochbau  (Klöster, 
Dome,  Paläste,  Brfickenbau)  sich  entfaltete, 
weit  hinter  derjenigen  des  Altertums  zu- 
rück. Wohl  lagen  in  Italien,  Spanien, 
dem  südlichen  Frankreich  die  römischen 
Musteranlagen  für  eine  feste,  wohlgepflegte 
Strasse  offen  da;  aber  für  den  Strassen- 
bau brach  trotzdem  die  »Renaissance«  viel 
später  an  als  für  den  Hochbau  und  für 
alle  anderen  Künste.  Besonders  auffallend 
erscheint  das  Verhältnis  zu  dem  Brücken- 
bau, der  allerdings  früher  Zimmermanns- 
arbeit war;  zweclmässig  konstruierte  Holz- 
brOcken,  welche  den  heutigen  an  Schön- 
heit nichts  nachgeben,  wurden  schon  im 
15.  Jahrhundert  gebaut,  die  Kunststrasse  da- 
g^en  ist  eine  Errungenschaft  erst  des 
19.  Jahrhunderts.  So  beschränkte  sich,  was 
bis  in  das  18.  Jahrhundert  herein  für  die 
Strassenverbessening  geschehen  ist,  fast  aus- 
schliesslich (auf  Brückenbauten  und)  auf 
Pflasterung  der  Städte. 


Nur  langsam,  im  Laufe  vieler  Jahr 
hunderte,  erlernte  man  die  verschiedenen 
Techniken  der  Römer  wieder.  Man  kann 
die  einzelnen  Fortschritte  heute  noch  ver- 
folgen :  Der  erste  besteht  in  den  Versuchen 
mit  dem  Brückenbau,  welche  zwar  schon 
unter  Karl  dem  Grossen  beginnen,  aber  erst 
im  13.  Jahrhundert  allmählich  znr  Ausfüh- 
rung gelangen;  noch  um  das  Jahr  1200 
hatte  die  Hauptverkehrsader  des  damaligen 
deutschen  Reiches,  der  Rhein,  von  Kon- 
stanz abwärts  bis  zum  Meer,  keine  einzige 
Brücke.  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  ge- 
langt der  Bau  steinerner  Brücken 
(Regensburg,  Frankfurt),  die  Spreng-  und 
Entsumpfungsarbeit,  das  Ziehen  vonStrassen- 
dohlen  —  nach  dem  niederländischen  Ver- 
enge —  in  Aufnahme ;  man  nimmt  auf  die 
Herstellung  des  oft  mangelnden  Zusammen- 
hanges der  Verbindungswege  sowie  auf  eine 
reichlichere  Verzweigung  des  Strassennetzes 
Bedacht,  während  es  mit  dem  Oberbau  noch 
schlimm  genug  bestellt  ist  Nur  in  der 
Nähe  von  Hauptorten  bildet  der  Strassen- 
körper  einen  selbständigen  erhöhten  Damm ; 
gewöhnlich  besteht  die  Fahrbahn  —  falls 
solche  nicht  noch  von  den  Römerzeiten  her 
vorhanden  war  —  lediglich  aus  der  Gras- 
narbe, wie  in  den  Pussten  oder  aus  der  ge- 
wöhnlichen Ackerkrume.  Noch  im  18.  Jahr- 
hundert war  der  Zustand  der  Heer-  und 
Hauptstrassen  nicht  besser  als  der  unserer 
Feldwege.  Auch  in  der  Ebene  waren  die 
Strassen  fast  durchweg  nichts  anderes  als 
breite  Saumpfade,  die  jedes  Jahr  neu  aus- 
getreten und  ausgefahren  werden  mussten: 
sie  bestanden  aus  nackter  Erde  und  waren 
nur  im  Sommer  bei  schönem  Wetter  passier- 
bar (s.  d.  Schilderungen  in  »Veredarius« 
S.  101—103). 

Zuerst  in  Flandern  und  Brabant,  wo 
einige  der  alten  Römerstrassen  einiger- 
massen  in  Stand  erhalten  wurden  —  >Brun- 
hildestrassen«  — ,  wo  auch  die  Kunst  des 
Bans  von  Kanälen  zuerst  aufkam,  dann 
in  Italien  und  Frankreich  werden  kürzere 
Strecken  mit  Steinen  fundamentiert.  Erst 
zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  (Colbert), 
kommt  es  allgemeiner  in  üebung,  dass  man 
nach  dem  Muster  der  Hauptstrassen  der 
Handels-  vmd  Residenzstädte  dem  bisherigen 
Feld-  und  KaiTenweg  einen  widerstands- 
fähigeren Unterbau,  die  »Chaussierung« 
giebt;  sie  wird  angeordnet  zuerst  in  der 
französischen  Instruktion  von  1705  und  1718, 
dann  in  den  nach  ihrem  Vorgange  ent- 
worfenen deutschen  »Strassenbauinforma- 
tionen«,  so  1720  in  Hessen,  1733  in  Baden, 
1737  für  den  Schwäbischen  Kreis,  1787  für 
Preussen. 

Es  wurden  auch  von  da  ab  Aufwen- 
dungen für  die  Strassenkorrektionen  ge- 
macht, die  für  jene  Zeiten  beträchtlich  er- 
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schienen.  Dessen  ungeachtet  aber  befanden 
sich  die  Strassen  noch  das  ganze  18.  Jahr- 
hundert hindurch  in  einem  Znstande  der  Ver- 
wahrlosung, den  wir  heute  nur  verstehen, 
wenn  wir  uns  daran  erinnern,  dass  noch  zu 
unserfer  Grossväter  Zeiten  der  Wegebau,  da  die 
Regierung  hierfür  keine  Mittel  hatte,  und  sich 
deshalb  an  die  Zwangsfron  (corv6es)  hielt,  nicht 
eine  Hebung  des  Volkswohlstandes,  sondern 
eine  verhasste  Belastung  des  Landvolkes 
bedeutete.  Mit  den  grossen  Verkehrsmittel- 
punkten, die  den  Hauptvorteil  von  einem  ge- 
oi-dneten  Strassenwesen  zogen,  waren  die  ein- 
zelnen Territorien  durch  keinerlei  Interessen- 
gemeinsamkeit verbunden.  Gute  Strassen 
zögen,  meinte  man,  höchstenfalls  die  gefOrch- 
teten  Truppenduix:hzüge  an ;  noch  bis  ins  19. 
Jahrhundert  herein  sah  man  in  manchen  Ge- 
genden den  Bau  einer  Strasse  als  ein  Danaer- 
geschenk an ;  die  Dnpassierbarkeit  der  Wege 
galt  als  ein  Schutz  gegen  ungebetene  Gäatp. 

Wohl  war  im  16.  Jahrhundert  allmäh- 
lich das  Frachtfuhrwerk  in  die  Höhe 
gekommen;  aber  diesem  Verkehr  die 
Wege  zu  ebnen,  hiess  nur  die  »grossen 
Hansen«,  die  durchziehenden  Grosskauf- 
leute  fördern,  und  dazu  hatte  niemand 
Lust.  Der  Warenversand  erfolgte  bis  zum 
Aufkommen  der  verbesserten,  mit  geringen 
Steigungen  versehenen  Chausseen  meist  auf 
Karren,  die  mit  6 — 8  Pferden  hinterein- 
ander bespannt  waren.  Auf  das  Pferd,  das 
auf  den  heutigen  Strassen  40  und  mehr 
Centner  zieht,  rechnete  man  höchstens  die 
Hälfte.  Für  Reisen  war,  wie  heute  noch 
z.  B.  in  China,  das  Reiten  bequemer,  weniger 
kostspielig  und  auch  weniger  zeitraubend  als 
das  Fahren  auf  den  meist  grundlosen  Wegen. 
So  bereitete  der  Zustand  der  Strassen  aUer- 
oi-ts  so  viele  Schwierigkeiten  und  Fährlich- 
keiten.  dass  auch  eine  kleine  Reise  von 
kaum  100  km  eine  Epoche  des  Lebens  be- 
deutete. Die  erbärmliche  Unterhaltung  der 
Wegkörper  bildet  ein  wesentliches  Kapitel 
in  der  Kidturgeschichte  noch  des  18.  Jahr- 
hunderts und  hat  eine  reiche  Litteratur  her- 
vorgerufen; lebendige  Schilderungen  der 
damaligen  Zustände  finden  sich  z.  B.  bei 
Busch  (im  Neuen  deutscheu  Museiun  v. 
April  1791,  4.  T.,  S.  316)  und  Salzmann 
(Karl  von  Karlsberg  oder  »das  menschliche 
Elend«  1784 — 1787);  femer  bei  W.  Menzel 
(Geschichte  der  Deutschen,  11.  Bd.);  G. 
Freytag,  Perrot  ( Wiss.  Vierteljahrschrift 
für  Volkswirtschaft  und  Kulturgeschichte, 
1868,  S.  27—56);  Geistbeck  (Der  Welt- 
verkehr, S.  86);  »Deutsche  Kulturge- 
schichte«, Hannover  1878,  S.  169;  Götz, 
(Die  Verkehrswege  im  Dienste  des  Welt- 
handels, 1888,  S.  548— öilO,  721,  724-726); 
J.  W  0 1  f  f  (Sozialismus,  1892,  S.  498— ilOJS)  u.  a. 

Stand  es  auch  damit  in  Deutschland, 
dessen  politische  Zerrissenheit  jeden  plau- 


mässigen  Wegebau  hinderte,  am  schlimmsten, 
so  waren  doch  auch  in  England,  trotz  seines 
industriellen  Voranschreitens,  und  selbst  in 
Frankreich  noch  zu  Anfang  des  19.  Jalir- 
hunderts  nicht  einmal  die  Hauptstrassen  in 
einem  leidlichen  Zustande.  Von  Calais  z.  B. 
war  die  Reise  nach  Paris  wegen  der  Sümpfe 
und  Löcher,  welche  die  Strasse  oft  unfahr- 
bar machten,  ein  riskantes  Unterfangen.  In 
gleichem  Zustande  präsentierte  sich  —  nach 
den  lebenstreuen  Schilderangen  Walter  Scotts 
und  Arth.  Youngs,  ferner  von  Hyde,  The 
Royal  Mail,  S.  1 — 13 ;  und  Francis,  »History 
of  Railways«  —  Englands  Strassenwesen. 
Letzterer  erzählt:  »Obwohl  der  Reichtum 
und  die  Bedeutung  der  Städte  Manchester 
lind  Liverpool  enorm  zugenommen  hatten, 
war  um  das  Jahr  1824  die  Strassenverbin- 
dung  zwischen  beiden  Plätzen  in  keiner 
Weise  verbessert;  die  Kanalgesellschaften 
erfreuten  sich  eines  vollständigen  Monopols ; 
infolge  der  mangelhaften  Güterbeförderung 
wai>en  mitunter  ganze  Fabriken  aus  Mangel 
an  Rohmaterial  zum  Stillstand  gez\mngen.< 

In  Frankreich  bekam  der  Strassenbau 
durch  Napoleon  I.  (Simplon,  Mont-Cenis) 
einen  kräftigen  Anstoss.  Ungemein  ein- 
schneidender aber  erwiesen  sich  drei  fried- 
liche Neuerungen :  dasMacadamisieren, 
die  Organisation  der  SchneUpost  und  der 
Schienenweg. 

Wie  man  nämlich  auf  einem  festen  Unter- 
bau durch  eine  Kiesschicht  eine  feste  und 
glatte  Oberfläche  herstellen  könne,  die  den 
Reibungswiderstand  wesentlich  ver- 
mindert und  die  Leistungsfähigkeit  der  Zug- 
kraft erhöht,  das  lehrten  schon  die  römischen 
Mihtärslrassen.  Die  Kunst,  einen  festen 
Wegkörper  aus  klein  zerschlagenen  Steinen 
ohne  einen  aus  grösseren  Stücken  bestehen- 
den Unterbau  zu  errichten,  hatte  Ti-ösagiiet 
schon  1775  mit  dem  Packlageubau  für 
Frankreich  gezeigt.  Die  Hersteilung  einer 
festen  Kiesdecke  aber  kam  erst  auf  Grund 
der  Veröffentlichungen  Mac  Adams  im  Jahre 
1820  in  weiteren  Kreisen  zur  Aufnahme. 
Die  neue  Chaussienmgsmethode  weckte 
neuen  Bedarf  und  kam  neuerwachendem 
Bedarf  entgegen. 

Dabei  muss  man,  weil  dies  für  die  richtige 
Erfassung  der  neuzeitlichen  Entwickeiuag 
von  Belang  ist,  im  Auge  behalten,  dass  beim 
Aufkommen  der  Eisenbahn  der  Brief-,  Reise- 
und  Warenverkehr  nur  für  die  oberen 
Gesellschafts-  und  Güterklassen 
vorhanden  war.  Das  Reisen,  der  Brief-  und 
Zeitungsverkehr  war  ein  kostspieliger  Luxus, 
und  Luxusartikel  waren  es,  die  allein  für 
den  Femversand  in  Betracht  kamen.  Bei 
diesem  kleinen  Bedarf  war  auch  das  Wege- 
netz noch  klein.  Beim  Aufkommen  der 
Eisenbalnien  hatte  das  Königreich  Preussen 
kaum  3Ö0O  km  chaussierte  Wege,  und  davon 
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entfielen  auf  Ost-  und  Westpreussen  kaum 
100  km.  Wie  F.  L.  Pbilippson  (»Handel  und 
Verkehr«  1899,  S.  19)  erzählt,  erfolgte  noch 
zu  Anfang  der  fünfziger  Jahre  der  Transport 
von  Dampfkesseln  von  Aachen  nach  Warschau 
durch  Gefährte  mit  24  Pferden  Vorspann 
und  erforderte  die  Reise  von  Posen  nach 
dem  25  km  entfernten  Gnesen  volle  11 
Stunden,  wobei  man  in  dem  stickigen  Kaum 
des  Postkastens  einen  Vorgeschmack  von 
den  Qualen  einer  tropischen  Seefahrt  im 
engsten  Kajütenraum  erhielt.  Neuer  Bedarf 
wurde  zuerst  durch  die  Postorganisation 
geweckt.  Im  Jahre  1824  nämlich  hatte 
der  preussische  Generalpostmeister  Nagler 
die  englischen  Schnellposten  auf  deutschen 
Boden  verpflanzt,  welche  die  bisherige  Reise- 
dauer von  Berlin  nach  Magdeburg  von  2V2 
Tagen  anf  15  Stunden  abkürzten.  Damit 
glaubte  man  den  höchst  erreichbaren  Grad 
der  Geschwindigkeit  erreicht  zu  haben. 
Heute  legt  man  die  Strecke  in  2Vi  Stunden 
zurück  —  ein  deutlicher  Massstab  für  die 
Distanz,  welche  die  neue  Kultiu^poche  von 
der  früheren  trennt.  Noch  vor  zwei  Jahr- 
hunderten brauchten  die  Lastwagen  von 
Halle  nach  Leipzig  auf  der  nur  30  km  langen 
Handelsstrasse  3 — 4  Tage,  weil  laut  einer 
im  Original  vorhandenen  Beschwerdeschrift 
>die  Frachtgüter  bald  über  Steine  und  Fels- 
blöcke hin  weggehoben,  bald  Pferd  und 
Wagen  aus  dem  3 — 4  Fuss  tiefen  Schlamm 
herausgearbeitet  werden  mussten«.  Aber 
auch  noch  1836  klagte  eine  Denkschrift 
z.  B.  aus  Westfalen,  dass  man  täglich  lange 
Züge  von  Pferden  sehe,  von  denen  jedes 
drei  Scheffel  Kohlen  auf  dem  Rücken  trage 
und  nur  25—30  km  im  Tag  zurücklege. 

Eine  radikale  Umwälzung  im  »Konsum« 
imd  in  dessen  Befriedigung  erbrachte  das 
Aufkommen  des  Schienenwegs  in  Verbindung 
mit  dem  neuen  Kraftmotor.  Was  aber  diese 
Umwälzung  bedeutete,  wird  einem  erst 
klar,  wenn  man  sieht,  welche  Distanz  zwi- 
schen den  primitiven  Erdstrassen  (wie  sie 
noch  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  an  allen 
Orten  vorhanden  waren,  wo  noch  die  Natural- 
wirt.schaft  vorherrschte),  und  einer  modernen 
Strasse  liegt.  Der  Bewegungswiderstand  im 
Verhältnis  zur  Last  beträgt  auf  der  einen 
14,  auf  der  anderen  nur  2'/o  der  Last.  Auf 
einer  guten  Kunststrasse  also  kann  ein  Pferd 
eine  siebenmal  grössere  Ijadung  übernehmen 
otler  —  da  der  Widerstand  mit  der  Betriebs- 
geschwindigkeit wächst  —  eine  siebenmal 
höhere  Geschwindigkeit  erreichen  als  auf 
einem  Erdweg.  Eine  Zunahme  des  Wider- 
stands und  Abnalime  der  Nutz  Wirkung  tritt 
ausserdem  1.  mit  dem  wachsenden  Stei- 
g  11  ngs Verhältnis  des  Widerstands  —  da 
das  Tier  ausser  dem  Fuhrwerk  noch  seine 
eigene  Last  hinaufbringen  muss,  (beim  Maul- 
tiertransport kommt  das  Längenprofil  kaum 


in  Betracht)  —  und  2.  mit  jeder  Krümmung 
ein,  da  dadurch  die  Reibung  vermehrt,  die 
Zugkraft  gehemmt  wird.  Je  mehr  also  die 
Bahn  gerade  und  wagerecht  verläuft,  um  so 
voller  kommt  die  Zugkraft  zur  Geltung.  Die 
Leistungsfähigkeit  des  Fahrzeugs  und  des 
Betriebs  liängt  1.  von  der  Linienführung 
oder  der  Anlage  und  Richtung  der  Linie, 
2.  von  der  Herstellung  des  Wegkörpers,  3. 
von  der  Ausstattung  der  Strasse  (z.  B.  mit 
Entwässerungsanlagen,  Orientierungszeichen, 
Baumpflanzung,  Beleuchtung,  Sicherheit 
gegen  Ueberfall  und  widrige  Witterung)  ab. 
Vor  allem  erfordert  eine  Kunststrasse  als 
Hauptbedingung  eine  ununterbrochene 
Unterhaltung  der  Fahrbahn,  die  nur  bei 
einer  straff  centralisierten  Regierung  möglich 
ist.  Eine  nicht  sorgfältig  unterhaltene  Kunst- 
strasse ist  schlechter  als  ein  blosser 
Erd  weg;  die  Beispiele  sind  uicht  selten,  wo 
kunstgerecht  angelegte  Strassen,  welche  z.  B. 
infolge  langer  Kriegsjahre  vernachlässigt  wur- 
den, gänzlich  unbrauchbar  geworden  sind. 

All  diesen  technischen  Anforderungen 
konnte  man  allgemeiner  erst  gerecht  werden, 
als  mit  dem  Eisenbahnbau  auch  in  den 
Strassenbau  ein  grösserer  Zug  kam.  Von  da 
ab  begann  man  planraässig  die  Strassen,  unge- 
achtet des  Widerspruchs  der  Grundeigentümer 
und  trotz  des  Mangels  eines  Expropriationsge- 
setzes, gerade  zu  leiten,  die  vielen  Furten  durch 
Brücken  zu  ersetzen  und  das  Gefäll,  das 
bei  vielen  Hauptstrassen  15— 20'/'o  betrug, 
vermittelst  Herstellung  von  Einschnitten, 
durch  Abgraben  und  Aufschütten  auszu- 
gleichen und  zu  vermindern.  Eigentliche 
Strassenkorrektionen,  d.  h.  eine  kunstgerechte 
Umgehung  der  alten,  in  Süddeutschland  ge- 
wöhnlich auf  keltischen  Ursprung  zurück- 
reichenden Steigen  waren  im  18.  Jahr- 
hundert noch  nicht  vorgekommen. 

Infolge  der  grösseren  Kapitalaufwendung 
auf  den  Unterbau  gelangte  man  allmählich 
zu  einer  besseren  Erkenntnis  von  dem  Werte 
einer  genauen  Durcharbeitung  der  Anlage, 
der  Trace  der  Strasse,  ihres  Anschmiegeus 
an  das  Terrain,  ilirer  Geradlinigkeit,  Nivel- 
lierung und  Horizontalität. 

2.  Wechselwirkung  zwischen  Volks- 
wirtschaft and  Wegewesen.  Die  Strasse 
und  die  damit  gegebene  Erleichterung  der 
Ueberbringung  von  Nachrichten  sowie  des 
Güter-  imd  Personentransports  dient,  wie 
wir  gesehen  haben,  zunächst  den  Zwecken 
der  Kriegsführung  und  Staatsverwaltung. 
Die  geschichtlich  zuerst  nachzuweisenden 
Strassen  sind  »Heerstrassen«,  erbaut  z.  B. 
von  CjTus  und  Darius,  dann  von  den  römi- 
schen Kaisern,  zu  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts in  Kusslaud  und  von  Napoleon  L 
(Erst  in  den  jüngsten  Tagen  machen  die 
Eroberer  eines  freiheitliebenden  Landes, 
die  Engländer  in  Transvaal  wie  die  Ameri- 
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kaner  auf  den  Philippinen,  die  Erfahrung, 
dass  das  Land  erst  in  dem  Yerhältuis  dem 
Eroberer  gehört,  in  dem  der  Bau  des  »Limes«, 
d.  h.  der  mit  Forts  besetzten  Heeretrasse, 
voran  schreitet.  Nicht  die  Kanonen  allein 
können  pacifizieren,  sondern  mit  ihnen  der 
Wegebau.  Allerdings  zieht  auf  dieser  Strasse 
zugleich  mit  dem  Eriegsmanu  immer  auch 
der  Kaufmann  mit  ein.) 

In  zweiter  Linie  ist  die  Strasse  das 
■wichtigste  Kultivationsmittel.  Zur 
Erschliessung,  d.  h.  planmässigen  Bebauung 
und  Besiedelung  »jungfräulicher«  Gebiete, 
z.  B.  Ostafrikas  oder  Centralasiens,  dient, 
neben  dem  Pflug,  hauptsächlich  die  fahr- 
bare Strasse,  durch  welche  die  Sklaven- 
träger  entbehrlich  unid  deren  Kräfte  für 
die  Produktion  frei  gemacht  werden.  Rho- 
desia  z.  B.  verdankt  sein  rasches  Empor- 
blühen diesem  System :  erst  der  Fahrweg  zu 
der  Hauptstrasse,  dann  das  Wohnhaus  und 
nun  erst  die  Fai-m.  Die  eiligen  Amerikaner 
griffen  allerdings  gleich  zur  liisenbahn.  Wie 
Hesse  -Wartegg  von  den  Präriestaaten  erzählt, 
eUt  dort  die  Eisenbahn  sogar  »der  Bevölke- 
rung voran  und  ebnet  ihr  den  Boden,  ja  es 
sind  die  Eisenbahngesellschaften  selbst, 
welche  heute  die  geeignetsten  Plätze  für  zu 
gründende  Ansiedelungen  auswählen  und 
sich  an  der  Gründung  direkt  beteiligen.  Die 
ganze  Entstehung  der  Präriestaaten  gleicht 
der  Invasion  einer  grossen  Kulturarmee.  Die 
Operationsbasis  bildeten  der  Mississippi  und 
Afissouri,  die  Feldherm  waren  die  grossen 
Kapitalisten  des  Ostens,  die  Strategen 
bildeten  die  Eisenbahngesellschaften,  die 
Plänkler  und  Edaireurs  waren  die  Ein- 
wandenmgs-  und  Landagenten,  und  die 
Armee  selbst  waren  die  Hunderttausende, 
ja  Millionen  deutscher  Emigranten.« 

In  dritter  Linie  erhöht  eine  Strasse  die 
Versandfähigkeit  der  Erzeugnisse.  Die- 
selbe bemisst  sich  nach  dem  Verhältnis  der 
Versandkosten  zu  dem  Verkaufspreis.  Ist  nur 
ein  Transport  mittelst  (Sklaven-)  Träger  mög- 
lich, so  sind  geringwertige  Massengüter  über- 
haupt nicht  versendbar,  weil  bei  dieser 
Transportart  der  Tonnenkilometer  auf  2V2 
Mark  zu  stehen  kommt.  Die  Versandfähig- 
keit steigt  im  gleichen  Schritt,  wie  die  An- 
wendung von  Zugkraft  erleichtert  wird.  Auf 
einer  guten  Schotlerstrasse  übernimmt  ein 
Pferd  hundertmal  mehr,  40  Centner  gegen 
40—50  Pfund,  und  kommt  der  Tonnen- 
kilometer nur  auf  14 — 20  Pfennig  zu  stehen 
(Preuss.  Jb.  1897.  S.  384).  Der  Absatz- 
radius vergrössert  sich  im  Quadrat  der  Herab- 
setzung der  Kilometerton  uenfracht;  sie  be- 
trägt bei  der  Eisenbahn  niu-  21.2  Pfennig  für 
Massengüter,  demgemäss  können  solche  auch 
hundertmal  weiter  versandt  wei"den  als  aus 
jenen  Produktionsgebieten,  die  nur  Indianer- 
pfade aufweisen.    Dazu  kommt,  dass  bei  der 


primitiven  Transportgelegenheit  sich  nur  ein- 
mal im  Jahre  die  Möglichkeit  bietet,  die  Ware 
auf  dem  Jahrmarkt  an  den  Mann  zu  bringen, 
bei  der  anderen  dagegen  ein  ständiger  Markt, 
die  Kontinuität  der  Beziehungen  ge- 
sichert ist 

Den  wechselseitigen  Einfluss  der  Ent- 
wickehmg  des  Wegewesens  und  der  Volks- 
wirtschaft können  wir  in  folgenden  Sätzen 
zusammenfassen : 

»Der  wirtscliaftliche  Dienst  einer  Einzel- 
strasse besteht  zunächst  in  der  direkten  Er- 
sparnis von  Zeit  und  Kraft,  der  volkswirt- 
schaftliche zunächst  in  der  Abkürzung  der 
zeitlichen  und  räum  liehen  Entfernungen,  in  der 
Erhöhung  der  Transportfähigkeit,  in  der  Er- 
breiterung  des  Versand-  und  Absatzrayons. « 

»Volkswirtschaftliche  Bedeu- 
tung kommt  vor  dem  Aufkommen  der  Eisen- 
bahnen keinem  Wege  an  sich  undabsolut 
zu;  sie  hängt  vielmehr  von  dem  jeweiligen 
Stande  der  Produktion  und  Cirkuktion,  von 
der  Ausbildung  von  Handel  imd  Gewerbe, 
deren  Einrichtungen  und  Organisation  ab. 
Volkswirtschaftliche  Bedeutung  konnte  dem- 
nach vor  dem  19.  Jahrhundert  das  Wegewesen 
in  demjenigen  Bezirke  oder  Lande  noch  nicht 
erlangen  oder  erlangt  haben,  in  dem  es  eine 
arbeitsteilige  Produktion  und  einen  Durch- 
gangsverkehr noch  nicht  gab.« 

»Die  geschichtliche  Entwickelung  der 
Bedeutung  des  Wegewesens  für  ein  Land, 
die  Frequenz  und  Organisation  der  Wege  ist 
durch  die  Kurvenüme,  nach  welcher  sich 
das  Volk  über  die  rein  bäuerliche,  lokal  be- 
schränkte Produktion  erhebt,  sowie  durch  das 
Mass  voi^zeichnet,  in  welchem  die  Industrie 
für  den  Weltmarkt  arbeitet  und  in  welchem 
die  Städte  als  die  Mittelpunkte  des  in- 
dustrieUen  Lebens  hervortreten.« 

»Bis  zum  Aufkommen  der  Eisenbahn 
fällt  die  geschichtliche  Entwickelung  des 
Strassenwesens  zusammen  mit  derjenigen 
der  Volkswirtschaft  und  der  Staatsver- 
waltung. Die  Länge  und  Diagonalrich- 
tung, die  »continuitä«  der  Hauptstrasse,  der 
Anschluss  der  Verkehrsbeziehungen  ist 
gleichbedeutend  mit  dem  Fortschritte  der 
Gesellschaft  von  der  hauswirtschaftUehen, 
bezirks-  oder  korporationsweisen  Absoade- 
nmg,  Isolierung,  Lokalisierung  zu  einem  poli- 
tischen und  volkswirtschaftlichen  Zusammen- 
schluss,  zur  Geld  Wirtschaft,  zu  der  extensiven, 
über  den  Bezirk  hinausgreifenden  und  zu  der 
intensiven    Steigerung  der  Arbeitsteilung.« 

»Im  gleichen  Masse,  in  welchem  sich  ein 
Gewirre  der  verschiedenst  gestalteten  Zonen- 
gruppen der  Produktion  (nach  der  Thflnen- 
schen  Formel)  kompliziert,  erlangen  allmäh- 
lich, der  Zalu  nach,  immer  mehr  Strassen 
eine  volkswirtschaftliche  Bedeutung.  Zu- 
gleich vervollkommnet  sich,  gemäss  der  vor- 
gezeichneten  Stufenfolge,    die  Ausdehnung 
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der  Verkehrsbeziehungen  eines  Bezirks  oder 
eines  Landes  in  die  Länge  und  Breite,  die 
Einheitlichkeit  der  Anlage,  die  Qualität  der 
Durchgangs-  und  Seitenstrassöh  sowie  die 
Glietlerung  des  sie  unter  einander  verbin- 
denden Systems.« 

»Damit  kommt  allmählich  ein  sich  immer 
mehr  verästelndes  Strassen  netz  auf,  das  an 
sich  auch  eine  selbständige  Rfictwirkuog 
auf  den  Volkshaushalt  ausüben  könnte.  That- 
säohlieh  jedoch  hat  das  Wegewesen  diese 
Rückwirkung  erst  mit  dem  Aufkommen  des 
Dampfbetriebes  ausgeübt.  Vorher  ist  es  im 
Verhältnis  zu  der  arbeitsteiligen  Produktion 
und  gegenüber  ihrem  Fortschreiten  mehr 
der  empfangende,  von  da  ab  der  dirigierende 
Teil.  Die  Entwckelung  ist  nicht  mehr 
stetig  und  allmählich,  deshalb  aber  nicht 
naturwidrig,  vielmehr  wird  sie  durch  das 
neue  Ferment  nur  ungemein  beschleunigt. 
D«ut;h  die  stürmische  Gärung  T^-ird  der 
Organismus  nicht  zerstört,  sondern  ungemein 
lebenskräftiger  imd  fruchtbarer  gestaltet, 
»neues  Leben  blüht  aus  den  Ruinen.«  — 
Diese  Thesen  mögen  diu\;h  folgendes  näher 
erläutert  werden : 

Welche  Siunme  die  einzelnen  diux-h  die 
neuere  Chaussierung  erzielten  Ersparnisse 
darstellen,  hat  schon  1780  ein  französischer 
Abb«^  zu  berechnen  gesucht;  man  kann  dies 
dim;h  Berechnung  des  Minderaufwands  für 
die  beförderten  Kilometertonnen  oder  der 
Mehrleistung  der  Zugtiere.  Auf  dem  einen 
oder  anderen  Wege  gelangt  man  z.  B.  für  das 
Deutsche  Reich  zu  500  —1000  Millionen  Mark 
per  annum,  gleich  den  Zinsen  eines  Kapitals, 
das  viermal  grösser  ist,  als  das  Anlagekapital 
der  Strassen  darstellt.  Umgekehrt  schlägt  ein 
amerikanischer  Nationalökonom  die  jährliche 
Minder  einnähme,  welche  die  amerikanischen 
Fanner  infolge  des  rückständigen  Strassen- 
wesens  erleiden,  für  das  Jahr  auf  2.500  und 
demzufolge  den  Entgang  an  Kapitalwert 
des  gesamten  Farmlandes  auf  50000  Millionen 
Mark  an.  Derartige  Berechmmgen  haben 
keinen  anderen  Wert,  als  dass  sie  für  die 
allgemeine  Produktivität  des  Strasseuwesens 
eine  greifbare  Ziffer  vor  Augen  führen. 
Denn  bei  jeder  KommunikationsvervoU- 
kommnuBg  ist  wichtiger  als  die  direkte 
Ersparnis  der  indirekteNutzen,  welcher 
in  der  Umwandlung  der  Preisgestal- 
tang, in  der  Hebung  der  Werte  und 
der  Herstellung  einer  organischen  Ein- 
heit und  Gesamtkraft  besteht. 

Auf  die  ümwandelung  des  Preis- 
niveaus wies  z.  B.  Porter  (»Progress  of  the 
Nation«)  auf  Grund  der  Beobachtung  hin,  dass 
es  z.  B.  in  der  Grafschaft  Sussex  sich  wegen 
der  Unw^;samkeit  der  Strassen  bis  zum 
Aufkommen  der  Eisenbahnen  nicht  lohnte. 
Fleisch  oder  Getreide  nach  London  zu  senden ; 
deshalb  war  der  Preis  in  Sussex  konstant 


niedrig,  in  der  Nähe  von  London  konstant 
hoch.  Mit  der  Vervollkommnung  der  Zu- 
fahrt trat  ein  Ausgleich  ein.  Zugleich  aber 
kommt  in  die  herkömmlich  Oberbrachten  bis- 
her stabilen  Absatz-  und  Preisverhältnisse 
dimjh  die  auswärtige  Konkurrenz  ein  fort- 
währendes Schwanken,  die  wechselnde  Kon- 
jimktur  hinein.  Daher  verlangten  schon  Ende 
des  17.  Jahrhunderts  die  London  zunächst 
liegenden  Grafschaften,  wie  A.  Smith  erzälüt, 
allen  Ernstes  die  Zerstörung  neugebauter 
Landstrassen,  weil  sie  die  konkurrierende  Zu- 
fuhraus den  entfernter  liegenden  Bezirken  und 
demzufolge  einen  Druck  auf  die  Kompreise 
und  Liegenschaftswerte  zu  stände  gebraclft 
hätten.  Eine  rapide  Preisausgleichung  trat 
mit  der  neuesten  Konkurrenz  des  Wasser- 
weges ein.  der  250  mal  billiger  ist  als  die 
Achsfracht.  Von  da  ab  richtete  sich  für 
sämtliche  Stapelartikel,  namentlich  für  Ge- 
treide, die  Höhe  der  Preise  nicht  mehr,  wie 
früher,  nach  den  einheimischen  oder  »natio- 
nalen« Produktions-  und  Konkurrenzverhält- 
nissen, sondern  nach  der  Entfernung  von 
den  Hafenplätzen,  wie  Hambui^,  Mannheim 
u.  s.  w. 

Damit  erhält  die  organische  Umge- 
staltung einen  kräftigen  Anstoss.  Schon 
frilhzeitig  lässt  sieh  in  dieser  Beziehung 
(auf  die  organische  Umgestaltung)  ver- 
folgen, wie  die  Mittelpunkte  der  po- 
litischen Macht  oder  des  Weltverkehrs, 
namentlich  die  Hafenplätze  dahin  streben, 
dass  ferner  liegende  Produktionsbezirke  mög- 
lichst rasch  und  leicht  erreicht  werden 
können;  so  erweitem  sich  die  ursprüng- 
lich isolierten  Verkehrskomplexe  und 
schliessen  sich  dann  allmählich  immer 
näher  zusammen.  Füi  den  Bezirk,  der 
noch  nicht  mit  Strassen  versehen  ist,  ist  die 
Naturalwirtschaft  selbstverständUch,  weil  ein 
ständiger  Rapport  ein  Ding  der  Unmöglich- 
keit ist;  wird  dieser  Rapport  durch  Er- 
bauung von  Strassen  erleichtert,  so  erwächst 
allmählich  ein  regelmässiger  Austausch  auf 
weitere  Feme  und  ein  Produzieren  für 
diesen  Austausch  oder  für  den  Markt;  die 
internationale  Handelsbilanz  wird 
nach  Inhalt,  Um^g  und  Bedeutung  total 
umgestaltet. 

Mit  dieser  Entwickelung  sind  sodann 
einige  weitere  Momente  gegeben,  die  der 
Natur  der  Strasse  eigen  sind.  So  tritt  zunächst 
ihre  centralistische  Natur  hervor:  sie 
erfordert  eine  einheitliche  Anl^e  und  eine 
systematische  Disposition  des  Netzes;  eine 
Durchgangsstrasse  ist  überhaupt  nicht  mög- 
lich, solange  sich  nicht,  wie  es  z.  B.  in  Alt- 
griechenland der  Fall  war,  die  Kleinen 
imterordnen  und  dadurch  die  Mittel  zu 
einem  solchen  Bau  zusammenbringen ;  sie 
verstärkt  aber,  sobald  sie  geschaffen,  die  Kon- 
centration des  Kapitals  und  der  politischen 


Digitized  by 


Google 


408 


Verkehrsmittel 


Macht.  Die  Strasse  ist  der  Pionier,  Träger 
und  Herold  der  Centralisierung  der  wirt- 
ßchaftlichen  Interessen  iind  der  politischen 
Macht.  Von  den  neueren  Staaten  war 
Frankreich  derjenige,  welcher  als  der  erste 
die  Centralisation  der  Verwaltung  durch- 
geführt, dies  aber  auch  in  der  einheit- 
lichen Gliederung  des  Strassenwesens  zum 
Ausdruck  gebracht  hat.  Diese  Koncen- 
tration wächst,  je  mehr  der  Fortschritt  der 
Technik  höhere  Anforderungen  stellt.  Je  in- 
tensiver femer  die  Beförderung  sich  gestaltet, 
je  mehr  sie  »im  grossen«  betrieben  wird, 
um  so  seltener  sind  die  Zugangsstellen  für 
die  kleineren  Bezirke  und  Produktionsstätten, 
um  so  leichter  wird  es  den  grösseren  Centren, 
über  die  kleineren  hinauszuwachsen,  um  so 
dringender  legt  sich  den  kleineren  das  Be- 
dürfnis nahe,  sich  den  grösseren  anzn- 
schliessen.  Diese  Koncentration  wirkt  als 
Störenfried  für  zahlreiche  kleine  Interessen, 
Existenzen  und  Produktionsstätten  und  er- 
zeugt schlimme  Uebergangsleideu,  für  die 
sich  allerdings  später  —  vermittelst  der 
Hebung  der  Gesamtkraft  —  ein  Ausgleich, 
wenn  auch  nicht  immer  für  die  zunächst  Be- 
troffenen ergiebt  (vgl.  G.  Cohn,  National- 
ökonomie des  Handels,  1896,  S.  777  u.  787). 

Ferner  dient  jede  Vervollkommnung  der 
Transportmittel  ziu"  Stärkung  der  Speku- 
lation; ein  Segel  z.  B.  vervierfacht  die 
Kraft  des  Fahrenden,  er  muss  aber  dabei 
sofort  »spekulieren«,  wie  er  den  Wind  ab- 
fängt. Die  Spitze  dieser  Entwickelung  ist  das 
Aussinnen  der  vorteilhaftesten  Ueberseellnien. 

T'm  die  kulturgeschichtliche  Bedeutung 
dieser  Centralisierung  voll  zu  würdigen, 
muss  man  sich  die  eines  zwei  Meere  mitein- 
ander verbindenden  Seewegs,  wie  z.  B.  des 
Snezkanals,  vergegenwärtigen,  oder  vor  Augen 
halten,  wie  das  Weltmeer  selbst,  früher  eine 
die  Völker  scheidende  Mauer,  »zu  einer 
Hochstrasse  des  Weltverkehrs,  zu  einem 
neuen  Felde  des  allgemeinen  Wettbewerbs 
und  zu  einer  künftigen  Wahlstatt  aufgerückt 
ist«.  Die  »Neuzeit«  wird  damit  eingeleitet, 
dass  durch  die  Entdeckung  des  Seewegs 
nach  Indien  das  kleine  Portugal  auf  Kosten 
Venedigs  und  mit  der  Entdeckung  Amerikas 
Holland  und  England  auf  Kosten  der  Mittel- 
meer- und  Ostsee-Häfen  in  die  Höhe  konunen. 
Eine  noch  mächtigere  Umwälzimg  hat 
die  Atisdehnung  der  Esenbahn-  und  Dampf- 
schiffahrtslinien hervorgerufen.  Deutlich  ge- 
langte hierdurch  die  Wechselwirkung  zur 
Geltung,  die  zwischen  der  Neubildung  von 
Verkehrswegen  und  der  von  Verkehrsmittel- 
punkten besteht:  naturgemäss  entstehen  an 
den  sich  kreuzenden  Bahnlinien  neue  Centren 
des  Verkehrs  und  der  Industrie  mit  mäch- 
tiger Anziehungskraft,  welche  die  Bevölke- 
rung  des  platten  Landes  an  sich  saugen. 

Die  revolutionierende  und  centralisierende 


Wü'kung  der  neuen  völkerverbindenden  Wege 
erklärt  sich  aus  folgendem: 

Damit  eine  Strasse  der  Gresamtwirt- 
schaft  zu  gute  komme,  muss  sie  mit  dem 
Gesamtverkehre  verbunden,  ein  Gesamt- 
verkehr selbst  vorhanden  sein.  Die  erstere 
Voraussetzung,  die  »Verbindung«,  begreift 
eine  planmässige  Organisation  und  ein  syste- 
matisches Ineinandergreifen  der  Wege 
in  sich.  Nur  genügt  das  Vorhandensein 
eines  Strassennetzes  noch  nicht  Frankreich 
z.  B.  hatte  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  schon 
einige  Tausend  km  Strassen ;  aber  ihr  volks- 
wirtschaftlicher Dienst  w^ar  ebenso  durch  den 
damaligen  gegenseitigen  Abschluss  der  Ge- 
meinden und  Provinzen,  durch  die  Erschwe- 
rungen des  Handels  und  die  Gebundenheit 
des  gesamten  Erwerbslebens  als  durch  den 
verwahrlosten  Zustand  der  Strassen  gelähmt; 
von  den  vielen  Tausend  damaliger  Strassen 
kam  höchstens  den  Verbindungswegen  in 
der  Nähe  der  Hafen-,  Mess-  und  Industrie- 
plätze eine  volkswirtschaftliche  Bedeutung  zu. 
Nur  die  letzteren,  die  Knoten-,  Eck-  und 
Endpunkte  des  Transithandels,  waren  Stätten 
hervorragender  Handels-  und  Gewerbethätig- 
keit;  den  abseits  liegenden  Orten  mangelte 
es  schon  an  den  transportfähigen  Produkten, 
für  welche  die  Kommunikationswege  von 
Wert  gewesen  wären. 

Diese  Beobachtung  bringt  uns  dem  an- 
deren oben  erwähnten  Erfordernisse  eines 
weiteren  Interessentenkreises  näher;  die 
Wege  in  der  Zeit  der  sogenannten  »Natural- 
wirtschaft« waren  wie  unsere  heutigen 
Feld-  und  Holzabfuhrwege  nicht  Verkehrs-, 
sondern  blosse  Produktionswege  und  hatten 
höchstens  den  Zweck,  die  Bezirksstadt  und 
die  Landorte  miteinander  zu  verbinden; 
als  Kommunikationswege  sind  sie  lediglich 
»Heerstrassen«  oder  »Handelszflge«. 

Allmählich  kommen  einige  Momente  auf, 
welche  diesen  Specialdienst  für  das  Allge- 
meine erweitern ;  es  sind  dies  die  Momente, 
welche  manche  Staatswirtschaftslehrer  fälsch- 
licherweise mit  dem  Namen  »Arbeitstei- 
lung«, »arbeitsteilige  Produktion«  glauben 
erschöpfend  bezeichnen  zu  können.  Auf 
der  Stufe  der  »Naturalwirtschaft«  bilden  die 
um  eine  Stadt  herumliegenden  Ortschaften 
eine  Produktionszona  für  sich  mit  naturge- 
mässer  Gebundenheit  und  rein  örtlicher 
Begrenzung;  zwischen  den  Hafenplätzen 
zwar  und  einzelnen  »Inseln«  hervorragender 
Handels-  und  Gewerbsthätigkeit  giebt  es 
Kommunikationswege;  aber  die  gesamte 
Volkswirtschaft,  insbesondere  die  Produktion 
des  platten  Landes  ist  nicht  zusammenge- 
schlossen. Es  fehlt  an  der  dem  Begriff  und 
Wesen  einer  Volkswirtschaft  entsprechenden. 
Idee  der  Staatseinheit  und  an  der  Haupt- 
wirkung, welche  darin  besteht,  dass  eine 
Ausgleichung  der  Lieferungs-  und  Be- 
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zngsmöglichkeit  sowie  eine  organisch  in- 
einandergreifende Cirkalation  und  Umwand- 
lung von  Geld,  Ware  und  Kapital  nicht  nur 
in  einer  Grossstadt  und  nicht  etwa  nur 
entlang  einer  Weltstrasse,  sondern  innerhalb 
der  politisch  zusammengehaltenen  Vielheit 
von  Gemeinden,  also  auch  auf  dem  platten 
Lande  stattfindet  Dieser  Prozess  vollzieht 
sidi  a)  in  der  Richtung  der  Ausgleichung 
des  erzeugten  Quantums,  von  Üeberfluss 
und  Mangel  und  der  allmählichen  Ausdeh- 
nung des  Rayons  der  Transportfähigkeit, 
zuerst  bezüglich  der  Luxuswaren,  später 
auch  bezüglich  der  Rohprodukte;  b)  im  Wege 
der  nivellierenden  Einwirkung  auf  Preis 
und  Einkommen;  jede  Ware  kann  zu 
annähernd  gleichen  Preisen  allerorts  und 
jederzeit  bezogen  und  geliefert  werden. 

Befördert  wird  dieser  Ausgleichungspro- 
zess  eben  diirdi  das  Strassen  wesen,  tlessen 
Bedeutung  dann  auf  der  anderen  Seite  in- 
folge der  geschilderten  Nivellienmg  ge- 
steigert wird.  Man  erkannte  dies  Mitte 
vorigen  Jahrhunderts  schon  ziemlich  klar; 
schon  Ph.  P.  Guden,  Polizei  der  Industrie, 
17G8,  S.  219  gebraucht  z.  B.  ein  an  Thünens 
Wirtschaftszone  erinnerndes  Bild  mit  den 
Worten:  »Man  setze  eine  Stadt  wie  Paris 
oder  Nürnberg  auf  eine  andere  Stelle,  also, 
dass  sie  nur  aus  einer  Gasse  besteht;  man 
ziehe  diese  Gasse  im  ganzen  Reiclie  oder 
im  fränkischen  Kreise  im  Zirkel  herum  und 
bebaue  das  innerhalb  dieses  Kreises  gelegene 
Land  eta< 

Von  den  Hauptmarktorten  ausgehend 
breitet  sich  die  Ausgleichung  und  wechsel- 
seitige Abhängigkeit  allmählich  über  grössere 
Bezirke  (und  im  Laufe  der  Jahrhunderte 
über  sämtliche  Kultiu^taaten  und  deren  Ge- 
samtwirlschaft)  aus.  Zuerst  ist  es  die  ein- 
zelne abgelegene  Gemeinde,  dann  der  Be- 
zirk, schliesslich  ein  ganzer  Landstrich, 
welche  »erschlossen«  werden,  und  zwar  zu- 
erst nur  dem  spekulativen  Handel,  dann  für 
die  bessere  Verwertung  und  das  gleichzei- 
tige Fortschreiten  im  Anbau  der  landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse,  schliesslich  für  die 
Fortschritte  der  kapitalistischen  Produktion. 
Wann  und  wo  diese  Erbreiterung  sich  voll- 
zieht, dort  kommt  in  das  Wegewesen  auch 
ein  System- 
Ais  Beispiel  hierfür  mag  die  volkswirt- 
schaftliche EntwickehmgDeutschlands  dienen. 
Hier  übte  —  nach  meiner  Ansicht  —  in  den 
grösseren  Städten  der  Ausfuhrhandel  schon 
im  14.  Jahrb.  eine  viel  namhaftere  Rückwir- 
kuDgaus,als  man  gemeiniglich  auuimmt.  Denn 
die  Blüte  der  mittelalterlichen  Städte  beruhte 
nur  zum  Teil  auf  der  kleingewerblichen  Ge- 
bimdenheit ;  die  andere  ebenbürtige  Gnindlage 
war  der  freie  Export  und  die  Exportindustrie, 
welche  in  jener  Zeit  allerdings  nur  in  haiis- 
industrieller  Form  möglich  war.  Das  Empor- 


kommen und  die  Grösse  von  Augsburg,  Nürn- 
berg, Ulm  beruhte  wie  der  Reichtum  Barce- 
lonas, Venedigs,  von  Florenz,  Pisa  und  Gent 
nicht  auf  dem  ehrsamen  Handwerk,  sondern 
auf  dem  hausindustriellen  Manufakturbetrieb, 
auf  der  in  Tausenden  von  Haushaltungen 
betriebeneu  Leinen-  oder  Wollen  Weberei, 
Metallverarbeitung  etc.  und  ihrer  Verbindung 
mit  dem  Transithandel.  Die  in  der  Um- 
gebung solcher  Lidustriecentren  gelegenen 
landwirtschaftlichen  Betriebe  hatten  an  der 
Nachbarstadt  die  Veredlerin  der  Rohprodukte; 
dort  wurden  diese  Produkte,  welche  man 
sonst,  weil  unveredelt,  »nicht  zehn  MeUen 
weit  verfahren  konnte«,  in  leicht  transixir- 
table  Manufaktur-  oder  Stapelwaren  umge- 
wandelt, dort  wurden  auch  die  auf  dem 
Lande  während  des  Winters  überschüssigen 
Arbeitskräfte  lohnend  bescliäftigt.  Um  die 
Industriecenti-en  bildeten  sich  (hausindustri- 
elle) Industriebezirke,  welche  sich  von  der 
bäuerlichen  Wirtschaft  und  ihrer  lokalen 
Gebimdenheit  unabhängig  stellten.  Für  sie 
waren  die  Wege,  welche  auf  die  Mes.splätze 
und  Messrouten  einmündeten,  von  allgemein 
wirtschaftlichem  Werte. 

Sieht  man  jedoch  von  diesen  »Exjwrt- 
inseln«  ab,  so  dienten  die  Strassen  in  Deutsch- 
land, bei  seiner  vorliegend  bäuerlichen  Ver- 
fassung, bis  in  das  laufende  Jahrhundert  herein 
in  der  Ilanptsache  der  örtlichen  Produktion 
und  dem  Nachbarschaftsverkehre,  den  spe- 
ciellen  Zwecken  der  lokalen  Wirtschafts- 
genossenscheift  oder  später  dem  kleine- 
ren in  sich  abgeschlossenen  Kreise  der 
Bezirksinteressenten.  Die  Nahrungsmittel, 
die  groben  Stoffe  für  Kleidung  und  Haus- 
rat, der  tägliche  Bedarf  der  grossen  Masse 
der  Bevölkerung  wurden  an  Ort  und  Stelle 
oder  in  der  nächsten  Umgebung  gewonnen 
»md  verbraucht;  die  Industrie  war  an  den 
Erzeugungsort  der  Rohstoffe,  der  Import  an 
wertvolle  Luxuswaren  gebunden;  eine  Aus- 
fuhr von  Rohstoffen  nach  entfernten  Absatz- 
gebieten gab  es  auf  dem  Landwege  nicht 
(vgl.  Sax  I  S.  89).  Erst  musste  dieser  Bann 
gebrochen  werden,  dann  erst  konnten  die 
vorhandenen  Wege,  wenn  ich  so  sagen  darf, 
den  volkswirtschaftlichen  Reifegrad  er- 
langen. 

So  kann  man  auch  an  allen  anderen  Ländern 
beobachten,  wie  die  Wege  in  dem  gleichen 
Grade,  in  welchem  allmählich  die  räum- 
lichen Schranken  der  Produktion  dtm;h- 
brochen  werden,  Bedeutung  fCu*  das  Ge- 
samtinteresse und  den  Rang  von  Kommuni- 
kalionswegen  erlangen:  '>Handel  schafft 
Wandeil. 

Ein  beschleunigtes  Tempo  nahm  dieser 

Prozess  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  mit 

dem  Aufkommen  der  neuereu  Baumetliode 

und  der  zeitlich  damit  zusammentreffenden 

j  Umwandlung  der  gesamten  Lebensverhält- 


Digitized  by 


Google 


410 


Verkehrsmittel 


nisse  an :  im  gleichen  Schritte  mit  dem  Ein- 
dringen dieser  Umwandlung  der  Bedürfnisse 
und  der  Produktion  und  mit  der  Ausbrei- 
tung; der  Chaussienmgstechnik  werden  die 
Artikel  des  Massenkonsums,  zuerst  das 
Getreide,  versandfähiger  und  erweitert  sich 
die  Grenze  des  Marktbezirks,  zuerst  über  den 
Bezirk,  dann  über  die  Provinz,  schliesslich 
über  den  Staat  hinaus.  Bevor  die  Eisen- 
bahnen kamen,  wurden  alle  Einkäufe  in  der 
Bezirksstadt  gemacht  und  alle  landwirt- 
schaftlichen Erzeu^sse  dort  verkauft;  sie 
war  für  einen  Wirtschaftsverband  im  Um- 
kreise von  60 — 80  km  der  naturgemäss  ge- 
gebene Mittelpunkt,  der  einzige  Bezugs- 
und Verkaufsplatz.  Mit  dem  Ausbau  des 
Wegenetzes  wiuxle  dieser  wirtschaftliche 
Zusammenhalt  immer  mehr  gelockert,  die 
»Bezirksordnung«  aufgelöst,  die  benachbarte 
Residenz-  oder  Industriestadt  gewann  immer 
weiter  über  ihren  Umkreis  hinaus  ver- 
schiedene Kundschaftsbeziehungen,  es  bildete 
sich  ein  neuer  Wirtschaftsverband  mit  etwa 
100  km  Durchmesser. 

Wie  schon  oben  im  Art.  Transport  S. 
136  ff.  dargelegt  worden,  erlangt  infolge  der 
Ausbreitung  des  Grossverkehrs  das  Wege- 
wesen für  die  gesamte  Volkswirtschaft — nicht 
nur  für  einzelne  Zweige  derselben  und  nicht 
nur  für  einzelne  Landstriche  —  Produktivi- 
tät und  eine  selbständige  Rückwirkung.  Die 
Eisenbahnschiene,  der  Telegraphen draht,  die 
Dampferlinien  überbrücken  gleichsam  die 
bisherigen  Lücken  der  Volkswirtschaft.  In- 
folgedessen geben  eine  gleich  starke  Veran- 
lassung zum  Gebrauch  der  Strassen  wie  bis- 
her der  Handel  auch  Gewerbe  und  Acker- 
bau sowie  die  (nach  auswärts  bestehenden) 
gesellschaftlichen  und  famüiären  Beziehun- 
gen. Mit  der  zunehmenden  Benutzung  bildet 
sich  für  immer  mehr  Strassen  ein  allgemein 
volkswirtschaftliches  Bedürfnis,  das  Allge- 
meininteresse aus.  Schon  in  der  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  führte  der  statistische 
Vergleich  des  Strassennetzes  und  des  Liegen- 
schjrftswerts  auf  den  Gedanken  einer  selb- 
ständigen Rückwirkung  des  Strassenwesens 
auf  die  Produktion;  Cordier  z.  B.  (Agricul- 
ture  de  la  Flandre  franpaise  S.  53  ff.)  fand 
bei  der  Ver^leichung  des  Norddepartements 
Flandern  mit  dem  übrigen  Frankreich  und 
bei  der  Vergleichung  der  betreffenden  ein- 
zelnen Arrondissements,  ebenso  wie  Meitzen 
(I,  652)  an  der  der  preussischen  Provinzen 
untereinander,  dass  die  Entwickelung  des 
Ackerbaues,  des  Handels,  der  Bevölkerung 
genau  der  Länge  der  Chausseeen  und  Kanäle 
entspreche.  Die  gleiche  Rückwirkung  aber 
findet  auch  auf  die  übrigen  Lebensverh^tnisse 
statt.  Die  zeitliche  und  räumliche  Trennung 
der  Glieder  dieses  Gesamtorganismus  ist  kaum 
mehr  vorhanden;  sie  sind  in  ihrer  Einwir- 
kung auf  das    Ganze  wie  im  Hinnehmen 


der  Vorteile  und  Mittel  des  Gesamtverbandes 
nicht  mehr  gehemmt ;  die  Arbeitsteilung  des 
Landes  kann  völliger,  gleichmässiger  durch- 
gebildet imd  dadiu^  die  wirtschaftliche 
Energie  des  Einzelnen  wie  des  ganzen  Volkes 
venielfacht  werden.  Durch  die  neuzeit- 
lichen »Brücken«  ist  Baum  und  Zeit,  der  Pro- 
duzent und  der  Konsument,  die  Produktions- 
gelegenheit, Nachfrage  imd  Absatzmöglich- 
keit so  zusammengerückt,  dass  ihre  Allgegen- 
wart so  wie  eine  Vermehrung  wirkt,  und 
zwar  einerseits  der  Produzenten,  Hilfsquellen, 
Produktionsgelegenheiten  und  Waren,  ande- 
rerseits der  Konsumenten  und  Absatzkreise 
in  den  seitherigen  Verkehrsgebieten.  Man 
könnte  diese  letzte  Entwickelungsstufe  im 
Unterschiede  von  der  »kapitaüstischen«  Wirt- 
schaft etwa  die  »universalistische«  nennen, 
so  im  Sinne  einerseits  der  universitas  = 
unum  corpus,  andererseits  in  dem  der  Uni- 
versalierung  =  Weltwirtschaft.  Das  Quan- 
tum gestaltet  die  Qualität  wesentlich  um, 
die  quantitative  Ausgleichung  erbringt  erst 
die  Vergesellscliaftung  im  eigentlichen  Sinne, 
die  für  einen  Organismus  wesentliche  Homo- 

fenität  der  ünterglieder,  ihre  gegenseitige 
Irgänzung  und  Förderung. 
Dabei  müssen  wir  für  die  weitere  Ent- 
wickelung in  den  letzten  Jahrzehnten  immer 
wieder  festhalten,  dass  der  Strassenverkelir 
immer  noch  Kleinbetrieb  geblieben  ist  und 
derGrossverkehr  —  mit  dem  der  Anbruch  des 
»Maschinen Zeitalters«  erfolgt  ist,  mit  dem 
die  Natur  gleichsam  einen  Sprung  macht  — 
erst  Mitte  der  dreissiger  Jahre  des 
vorigen  Jahrhunderts  mit  der  Dampfbe- 
förderung einsetzt  In  seiner  Dar- 
stellung der  »Verkehrsentwickelung  in 
Deutschland«  (1900)  steUt  W.  Lotz  die 
Frage:    »Was  hat  denn   die  Menschen,  die 

ieder  Aenderung  des  Herkömmlichen  feind- 
ich  waren,  gezwungen,  die  neuen  tech- 
nischen Erfindungen  sich  anzueignen?«  Er 
giebt  darauf  richtig  die  Antwort:  »Es  ist 
die  Veränderung  der  Verkehrsmittel  und 
Absatzverhältnisse«,  fährt  aber  fort:  »welche 
in  den  drei  vorausgegangenen  Jahr- 
hunderten auf  die  in  den  drei  Jahr- 
zehnten 1760/1790  gemachten  Erfindungen 
der  Spinnmaschine,  des  Dampfmotors  und 
des  Gussstahls  vorbereiteten«. 

Damit  wird  den  Verkehrsmitteln  des 
16. — 18.  Jahrhunderts  zu  viel  Ehre  ange- 
than.  Wie  wir  geschichtlich  nachgewiesen 
haben,  waren  sie  noch  in  den  zwanziger 
Jahren  des  19.  Jahrhunderts  auf  den 
frequentiertesten  Routen  in  einem  sehr  kläg- 
lichen Zustande ;  ihr  vorbereitender  Einfluss 
war  nur  gering,  und  wo  er,  wie  oben  von 
den  Präriestaaten  erwähnt  worden,  fehlte, 
wurde  er  nicht  vermisst. 

3.  Die  Disposition  und  Systemati- 
sierung   der   Strassenlinien.     Die    Ver- 
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feinerung  des  Strassensystems,  seine  Aus- 
dehnung in  die  Breite  und  die  Ver&stelung, 
der  Ausbau  der  blossen  Diagonallinie  zu 
einem  reich  gegliederten  Organismus  oder 
»Verkehrsgeäder«  ist  Folge  und  Ursache 
des  eben  geschilderten  Fortsehreitens  zu 
der  5 kapitalistischen«  Produktion.  Wie  die 
Volkswirtschaft,  so  zeigt  auch  das  Wege- 
wesen eine  allmähliche  Weiterentwickelung 
von  ungleicher,  weil  vereinzelter,  und  von 
einfacher  Veranlagung  zu  gleichförmiger 
Ausgestaltung  und  mannigfaltiger  Veräste- 
lung und  Verknüpfung;  die  Geschichte 
dieses  Voranschreitens  ist  besonders  ge- 
eignet, in  die  Entwickelung  der  modernen 
Volkswirtschaft,  weü  sie  sich  parallel  mit 
ihr  vollzieht,  neues  Licht  zu  bringen. 

Auf  der  Urstufe  haben  wir  gleichsam 
die  Wirbekäule  in  der  Mittelmeerlinie  und 
in  den  einmfludenden  Weltit)uten,  da 
man  die  schiffbaren  Ströme  und  die  ihnen 
folgenden  Handelsstrassen  als  die  Fort- 
setzungen des  Meeresufers  betrachten  kann. 
Mit  dem  Aufkommen  der  Geldwiilschaft 
machen  auch  die  Wege,  ebenso  wie  die 
andei-en  volkswirtschaftlichen  Kategorieen, 
einen  organischen  Reifeprozess  durch.  Da- 
rauf weist  schon  der  Umstand  hin,  dass 
von  der  Römerzeit  an  bis  ins  18.  Jahrhundert 
kaum  ein  einziger  Weg  neu  erbaut  wurde 
nnd  es  sich  in  diesen  IVs  Jahrtausenden 
immer  mu"  um  die  Instandhaltung  vor- 
handener Wege  handelte.  Die  vorhandenen 
V^e  »reifen«  im  gleichen  Grade,  wie  sich 
der  Verkehr,  als  wenn  er  eine  Flüssigkeit 
wäre,  von  den  flöhen,  d.  h.  von  den  Central- 
strassen in  die  Tiefe,  d.  h.  auf  das  platte 
Land  herabsenkt,  allmählich  zu  Kommuni- 
kationswegen von  volkswirtschaftlicher  Be- 
deutung heran.  Strassenwesen  und  Volks- 
wirtschaft breiten  sich  neben  und  mit- 
einander schrittweise  aus;  Hand  in  Hand 
damit  entstehen  neue  Verkehrsmittelpunkte ; 
bis  zum  19.  Jahrhundert  erhoben  sich  dazu 
die  weniger  bedeutenden  Residenzen, 
neuerdings  die  Tausende  von  Bahnstationen. 
Der  Handel  bevorzugt  zwar  immer  die 
grossen  Handelscentren,  den  direkten  Ver- 
kehr und  die  direkte  Strasse  zwischen 
ihnen.  Neben  und  an  der  grossen  Heer- 
strasse jedoch  erstehen  kleinere  Cen- 
tren, welche  nach  ihrem  hinterländischen 
Handelsgebiete  einen  Teil  des  grossen  Ver- 
kehrsstromes abzuleiten  suchen.  Die  Kurven- 
linie dieses  allmählichen  Voranschreitens 
oder  Reiferwerdens  stellt  die  graphische 
DarsteUung  für  den  allmählichen  Ausbau 
sowohl  des  Wegenetzes  als  der  Volkswirt- 
schaft und  der  zwischen  beiden  bestehenden 
Wechselbeziehimgen  dar.  Die  Tendenz  dieser 
Linie  steht  im  umgekehrten  Verhältnis  zu 
der  Entfernung  sowohl  der  Gi^zpunkte 
der  Dreiecknetze  der  Kommunikationswege 


als  auch  der  Dreiecknetze  unter  einander 
selbst  und  wird  durch  die  Grösse  der  Ent- 
femimg  vorgezeichnet,  auf  welche  sich  noch 
ein  Versand  der  Artikel  des  Massenkonsums 
im  Verhältnis  zu  ihrem  Werte  bezahlt  macht, 
d.  i.  durch  den  Zwischenraum,  um  welchen 
sich  die  Familien-  und  Bezirkswirtscliaft 
erweitert  Mit  diesen  »Längegradenc.  indes 
wäre  die  Karte  einer  Volkswirtschaft  nur 
halb  gezeichnet;  es  fehlen  noch  die  »Breite- 
grade«, d.  h.  das  flache  Land  der  Bezirke,  wel- 
che sich  dem  bisherigen  Orts-  oder  Korpo- 
rations-  oder  Bezirksrayon  entzogen  und  sich 
nunmehr  dem  Bereiche  des  Weltmarktes 
(des  Grossbetriebes  in  Handel  nnd  Gewerbe) 
so  angenähert  haben,  dass  die  Abweichungen 
von  dem  internationalen  Produktionsstande 
und  Markte  gleichsam  abgehobelt  werden. 
Die  Annähenmg  bezw.  Verbindung  der 
Verkehrsmittelpunkte  in  die  Länge  und 
Breite  vollzieht  sich  durch  die  Einsetzung 
immer  weiterer  Wegdreiecknetze,  gleich 
als  ob  durch  eine  Schnur,  Kreis  an 
Kreis  aneinandergereiht  und  zu  einem 
Ganzen,  d.  h.  zu  einer  Gesamtwirtschaft 
miteinander  verbunden  würden.  In  gleichem 
Schritt  mit  dieser  Entwickelung  wird  das 
Wegewesen  vervollkommnet,  nach  seiner 
technischen  wie  nach  seiner  organisatorischen 
Seite.  Noch  Ende  des  18.  Jahrhimderts 
brauchte  man  auf  den  Weltstrassen,  die 
allseits,  weil  »auf  das  prächtigste«  herge- 
stellt, berühmt  waren,  wie  die  in  der  Frank- 
furter Umgebung,  nochnud  so  viel  Pferde 
als  heute  auf  den  abgelegensten  Seiten- 
routen. Noch  gegen  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts wurde  ein  Reisewagen  auch  auf 
den  Hauptstrassen,  damit  er  nicht  im  Kote 
stecken  bleibe,  gewöhnlich  mit  sechs  Pferden 
bespannt.  Wie  für  das  Frachtfuhrwerk  die 
Belastungsfähigkeit  erhöht  und  die  Ab- 
lieferun^frist  verkürzt  wurde,  darüber 
finden  sich  nähere  Nachweise  z.  B.  bei 
Röscher,  System,  lU.  Bd.,  1.  Aufl.,  S.  361 
u.  362;  W.  Götz,  S.  5.54,  720,  731,  761; 
Sax  1,  88  u.  a. 

Die  zweite  Vervollkommnung  betraf  den 
Ausbau  und  die  Systematisierung  der 
Linien. 

Die  dritte  Vervollkommnung  gewinnt  die 
Personen-  und  Gflterbeförderungdadurch,  dass 
sich  der  Dienst  hiefOr  allmählich  zur  Deber- 
nahme  einer  öffentlichen  Verpflich- 
tung hinsichtlich  derRiclitimg  und  Liefer- 
frist bequemt  Damit  wird,  schon  vor  der 
Zeit  der  Eisenbahnen,  das  Strassensystem 
die  Grundlage  für  die  Regelmässigkeit  der 
sogenannten  »arbeitsteiligen  Produktion«  und 
für  die  neuaufkommenden  Manufaktiu^n, 
durch  welche,  wie  W.  Götz  S.  739  sich 
ausdrückt,  das  Volk  am  unabhängigsten  von 
Boden  und  Klima  gemacht  wird,  durch  die 
es  den  verlässigsten  Erwerb  hat,  durch  die 
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auch  eine  energische  Fortentwickelung  der 
Städte,  des  Markes  der  Macht  eines  jeden 
Kulturstaates,  gesichert  ist. 

Die  Qualität  des  Wegewesens  wird  be- 
dingt und  ergänzt  durch  die  Quantität 
und  deren  systematische  Verteilung.  Es  ver- 
hält sich  mit  dem  Wegeweseu  ähnlich  wie 
mit  Export  oder  der  Gewerbethätigkeit  und 
ihrer  Ziffer.  Ein  Ausfuhrverkehr  Europas 
z.  B.  nach  Indien  besteht  schon  seit  unvor- 
denklichen Zeiten,  aber  zur  Römerzeit  er- 
reichte er  erst  8  Millionen  Mark,  im  15.  Jahr- 
hundert 50  Millionen  Mark,  heute  dageg:en 
über  3  Milliarden  Mark.  Oder  ein  Gemein- 
wesen des  12.  Jahrhunderts,  das,  wie  Venedig, 
■")0  zünftige  Gewerbe  in  seinen  Mauern  birg^ 
besitzt  eine  verhältnismässig  hochentwickelte 
Arbeitsteilung  und  Geld  Wirtschaft,  ebenso 
wie  ein  solches  von  heutzutage,  das  die 
hundertfache  Zahl  aufzuweisen  hat:  aber 
das  Plus  der  letzteren  hat  eine  Veränderung 
des  ganzen  Wesens  bewirkt. 

Was  nun  in  dieser  allmählichen  Ver- 
dichtung des  Wegenetzes  die  Neuzeit  ge- 
leistet hat,  läsbt  sich  mit  wenigen  Worten 
nicht  ausdrücken.  Noch  1779  erzählt  Lüder, 
(las  rechte  Rheinufer  habe  immer  noch  nicht 
eine  ununterbrochene  Chaussee ;  nur  einzelne 
Städte  seien  durch  gute  Strassen  mitein- 
ander verbunden;  es  fehle  aber  an  einem 
Zusammenhang  derselben  zur  Verbindung 
der  grossen  Handelsstädte.  — 

Die  eben  erwähnte  Systematisierang  der 
Linien  wurde  zunächst  dadurch  veranlasst, 
dass  mit  dem  Aufkommen  der  neuereu 
Chaussierangstechnik  die  bis  dahin  domi- 
nierenden Wasserstrassen  durch  die  Ueber- 
landwege  konkmTcnziert  wurden.  Von  da 
an  wird  weiter  für  viele,  bisher  bedeutungs- 
lose Wege  ein  zweites  Moment  ebenso  wich- 
tig als  die  technische  Vervollkommnung  (die 
»bontä«  und  »brevitä«  s.  F.  Lampertico,  II 
commercio,  1887,  S.  38):  es  ist  dies  der 
Anschluss  und  die  Einmündung  der 
Strassen,  die  Richtung  und  die  Disposition, 
das  Ineinandergreifen,  die  »continuitä«  der 
Linien,  das  »Netz«  und  der  Ausbau  dieses 
Netzes.  Dass  auch  in  dieser  Bezielumg 
Plan  und  System  an  Stelle  von  Herkommen 
und  Zufall  tritt,  das  bildet  die  andere  Seite 
des  Begriffs  einer  Kunststrasse. 

Vergleicht  man  die  Stra.ssenkarten  ver- 
schietlener  Jahrliunderte  miteinander,  so 
sieht  man  auf  den  ältesten  Karten  die  Kom- 
munikationswege nur  als  gerade  Linien 
zwischen  zwei  Endpunkten  des  Weltverkehrs. 
Von  iimen  ergeben  sich  allmählich,  je  nach 
dem  »Ausreifen«  der  Produktions-  und  Wirt- 
schaftswege, Abzweigungen,  insoweit  solche 
nicht  durch  eine  Wasserstrasse  oder  trennende 
Gebirgszüge  verhindert  wei-den.  Zu  gleicli- 
artigen  Abzweigungen  geben  später  auch 
die  Städte  eine  Basis  ab,  je  mehr  sie  sich 


zu  den  wichtigsten  Konsumenten  der  Roh- 
produkte und  zu  den  wichtigsten  Produ- 
zenten der  Fabrikate,  also  zu  natürlichen 
Mittelpunkten  eines  ständigen  Austausches 
von  gewerblichen  gegen  landwirtschaftliche 
Ei-zeugnisse ,  zu  Haupthandelsmärkten  ent- 
wickeln. Im  18.  Jahi'hundert  bildet  sich 
entlang  den  Weltstrassen  auf  eine  Strecken- 
länge von  durchsclmittlich  je  20 — 30  km 
eine  Abzweigung.  Ebenso  bilden  die  Städte 
allmählich  je  den  Brennpunkt  für  ein 
strahlenförmig  oder  fächerartig  sich  aus- 
zweigendes  Strassennetz ;  je  mehr  solcher 
Strahlen  in  einem  solchen  Mittel-  und 
Kreuzimgspunkte  zusammentreffen,  um  so 
produktiver  wird  er.  Die  Länge  dieser 
Stralüenlinien  bis  zum  Grenzpunkte  und 
dem  Rayon  der  Nachbarstadt  beträgt  durch- 
schnittlich ebenfalls  etwa  20—30  km.  Noch 
aber  fehlt  der  Zusammenschluss  der  Strassen 
zu  einem  Ganzen :  man  liat  den  Grundstein, 
die  Pfeiler,  das  Gerippe ;  fertig  aber  ist  der 
Bau  erst  mit  dem  Schlnssstein  und  mit 
dem  Dach.  Dieser  Schlussstein  aber  liegt 
ausserhalb  des  Stras.senbaues  und  zwar  in 
der  neuzeitlichen  Kommunikationsorgani- 
satiou.  Dringend  wurde  diese  Organisierung, 
Systematisierung  oder  Verdiclitung  des  Wege- 
netzes in  den  40  er  Jahren,  als  der  Dampf- 
verkehr sich  ausbreitete. 

4.  Einflass  der  Eisenbahnen.  Mit  der 
Einführung  der  Eisenbahn,  die  vermöge  der 
Spurbahn  einen  fünfmal  geringereu  Be- 
wegungswiderstand zu  überwinden  und  in 
der  Maschine  eine  fünfmal  wohlfeilere  und 
leistungsfähigere  Triebkraft  zur  Seite  hat, 
ging  der  eilige,  der  Fern-,  der  Durchgangs- 
und der  Massenverkehr  auf  das  leistungs- 
fälligere und  billigere  Verkehrsmittel  über. 
Man  glaubte,  nun  müssten  die  Landstrassen 
ebenso  wie  die  Wasserwege  veröden.  Aber 
das  Gegenteil  trat  ein.  Mit  Erstaunen  nahm 
man  wahr,  dass  der  Strassenverkehr,  anstatt 
abzunehmen,  im  Gegenteil  zunahm.  Eine 
Abnahme  zeigten  nur  die  [taraUel  einer 
Bahn  sich  hinziehenden  Durchgangsstrassen. 
Dagegen  trat  für  abgelegene  Bezirke  und 
Produktionsstätten  das  Bedürfnis  der  Ver- 
bindung mit  dem  Weltverkehr  neu  und 
dringend  hervor  und  wurde  die  Verfrachtung 
mancher  Güter,  wie  Holz,  Bausteine  u.  s.  w. 
auf  weitere  Entfernungen  möglich  und 
lohnend.  Dadurch  wurde  latenter  Verkehr 
geweckt;  die  Landstrassen  wurden  not- 
wendiger als  früher,  insofern  sie  als  Saug- 
adern fiu-  die  Eisenbahn  dienen  und  ihr  den 
Verkehr  zuführen  mussten ;  es  wurden  auch 
solche  Orte  in  das  Strassennetz  hinein- 
gezogen, die  früher  kaum  einer  Sti-assen- 
verhindung  bediu-ften. 

Daneben  hat  die  Landstrasse  für  gewsse 
Landstriche  und  Güter  ihren  Platz  gegenüber 
der  konkurrierenden  Eisenbahn  behauptet.  Für 
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sie  kam  bei  einer  BefSi-derung,  bei  der  es 
weniger  auf  die  Schnelligkeit  oder  Massen- 
bewältigung ankam,  der  Vorzug  der  Land- 
strasse ziu-  Geltung,  dass  sie  sidi  dem  indi- 
viduellen Bedürfnis  des  Einzelnen  besser  an- 
passt  Die  Eisenbahnen  können  nicht  an 
jedem  Pimkte  zur  Aufnahme  und  Abgabe 
des  Verkehrs  eingerichtet  werden.  Jede 
Balinstation  wird  deshalb  zu  einem  wichtigen 
Verkehrsmittelpunkt,  zu  dem  die  umliegen- 
den Ortschaften  die  kürzeste  und  billigste 
Verbindung  anstreben,  auf  der  die  Rohpro- 
dukte trad  Gewerbeerzeugnisse  eine  leichte 
Zu-  und  Abfuhr  und  damit  neue  Absatzge- 
biete erlangen. 

Daneben  tritt  eine  Abflachimg  der  Be- 
deutung der  bisher  dirigierenden  wenigen 
"W'eltstrassen  insofeni  ein,  als  mit  der  Ver- 
vollkommnung der  Strassenbautechnik  imd 
dem  Ausbau  der  Schienenwege  die  Strassen- 
zOge  ungemein  vermehrt  werden  und  die 
Weltstrassen  nicht  mehr  an  die  See  ge- 
bunden sind;  auch  im  Binnenlande  schiesst 
eine  Menge  industrieller  und  Handelscentren 
in  die  Höhe  und  wird  für  die  Gestaltung 
und  den  Ausbau  des  Strassennetzes  ebenso 
wichtig  wie  der  bisherige  zur  See  führende 
Weg.  Vermöge  der  allgemeinen  Umge- 
staltung der  Volkswirtschaft  rücken  immer 
mehr  Wege  in  den  Bang  der  volkswirt- 
schaftlichen Bedeutung  ein,  welchen  bisher 
die  nun  zu  Schienenwegen  avancierten 
Hauptstrassen  innegehabt  hatten. 

Die  neuen  Weltstrassen  bedurften  der 
Saugadem  (»Ernährer«  Engineer,  Sept.  1872, 
S.  199).  des  Anschlusses  an  das  platte  Land ; 
sie  gaben  den  neuen  Strassen  die  ßichtung 
zur  Einmündung  an  und  zwangen  den 
vorhandenen  Strassen  eine  neue  Art  des 
rascheren  Umtriebes  und  des  sie  vervoll- 
kommnenden Umbaues  (Nivellierung  nach 
<Jem  Muster  des  Schienenweges  etc)  auf. 
Zugleich  wurde  durch  den  Fernverkehr  auch 
der  Provinzial-  und  Nachbarschaftsverkehr 
ungemein  gesteigert ;  es  ergab  sich  auch  an 
den  bisher  weltabgelegenen  Plätzen  eine 
regere  Nachfrage  und  eine  genügende  Ren- 
tabilität für  die  Transportgewerbe.  Auf 
Grund  von  all  dem  wurden  dem  Wegenetz, 
namentlich  dem  der  abseits  vom  Weltver- 
kehre gelegenen  Punkte,  immer  weitere  Wege- 
dreiecke eingefügt  und  die  Entfernungen 
der  entlegensten  Dreieckpunkte  immer  mehr 
al^ekürzt,  das  Netzsystem  der  Kunststrassen 
—  gemäss  dem  sozialen  Gesichtspimkte  der 
gleichmässigen  Verteilung  der  Verkehrs- 
anstalten —  ebenmässiger,  engmaschiger 
ausgebildet 

Welche  Aufgaben  diese  Verschiebung  mit 
sich  brachte,  möge  nachfolgende  Stelle  aus 
einer  anonymen  Schrift  (G.,  Fromme  Wünsche 
fflr  die  Verbessenmg  der  Landwege,  1818. 
S.   36  u.  11)  andeuten:    ^Im  Jahre  1816, <£ 


heisst  es  darin,  »waren  die  Landwege  (d.  h. 
die  Vicinalstrassen)  in  einen  schrecklichen 
Zustand  geraten;  sie  standen  voll  Wasser: 
plötzlich  waren  oft  Mann  und  Pferde  im 
Pfuhl  versunken  und  mussten  mit  Ochsen 
herausgeschleift  werden;  die  meisten  Hohl- 
wege stürzten  ein  »md  wurden  für  das 
ganze  Jahr  unbrauchbar.« 

Allmählich  widmeten  nun  die  Gemeinden, 
zum  Teil  unter  Staatshilfe,  denjenigen  (Feld- 
imd  Holzabfuhr-)  Wegen,  welche  schon 
Schmitthenner  (Zwölf  Bücher,  I,  53ii)  »Pro- 
duktionswege« im  Unterschiede  von  den 
—  die  Produktion  dirigierenden  —  Ver- 
kehrswegen nennt,  mehr  Aufmerksamkeit. 
Wie  nötig  diese  heute  noch  ist,  ist  bekannt, 
wie  nötig  .sie  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts 
war,  ersieht  man  aus  folgendem  Berichte 
desselben  Anonymus  (aus  dem  Jahre  1818): 
»Nebst  den  Steuern  trägt  zum  Verderben 
der  Landwirtschaft  der  Mangel  an  stets 
fahrbaren  Vicinalstrassen  bei,  infolgedessen 
die  Erzeugnisse  des  Grund  und  Bodens  nicht 
dann,  wann  sie  am  gesuchtesten  sind,  zu 
Markte  gebracht  werden  können.  Was  helfen 
dem  Landmanne  die  wenigen  Hauptstrassen, 
von  welchen  er  nicht  selten  mehrere  Meilen 
entfernt  wohnt  und  zu  denen  er  nur  im 
Winter  bei  hartem  Froste  oder  auf  Schnee- 
bahnen gelangen  kann?«  Wenn  die  Haupt- 
strassen, wird  weiter  ausgeführt,  für  den 
Transithandel  mit  den  groben  Mflnzsorten 
verglichen  werden  mögen,  so  sind  brauch- 
bare Vicinalwege  für  das  tägliche  Leiten 
und  den  Verkehr  im  Innern  zur  Um- 
wechselimg  der  grossen  in  kleine  Münze 
ebenso  nötig  als  gute,  unvernifene  Scheide- 
münzen. 

Die  Verbindung  des  Grossbetriebes  im 
Transport  mit  demjenigen  in  der  Produktion 
hatte  die  gleichen  Folgen,  welche  man 
schon  ein  Jahrhundert  früher  an  der  Ver- 
bindung der  Seeschiffahrt  mit  der  sich 
rasch  entwickelnden  Grossindustrie  in  Eng- 
land verfolgen  konnte:  dort  war  schon  im 
vorigen  Jahrhundert  vermöge  dieser  Ver- 
bindung die  Arbeit  des  Landes  ungleich 
rascher  nutzbringend,  die  Spedition  und  der 
Handel  ungemein  gewinnreich  geworden,  so 
dass  neue  Industrie-  und  Seehandelsplätze 
sich  entwickelten.  In  gleicher  Weise  ent- 
standen nun  auch  auf  dem  Kontinente  rasch 
eine  Menge  industrieller  und  kommerzieller 
Centralpunkte,  für  welche  neue  Verkehrs- 
wege notwendig  wurden. 

Solcher  zu  dem  erforderlichen  raschen 
Umtrieb  bedürftig  aber  war  auch  die  Eisen- 
bahn und  der  in  ihr  vereinigte  Betrieb  von 
'  Spedition ,  Fracht- ,  Personen-  und  Brief- 
befördenmg. 

Auch  heute  noch  bildet  die  Verfrachtung 
'per  Achse  z.  B.  für  den  Klein-  und  Nah- 
1  verkehr  im  Gebii-gsland  oder  für  schwere 
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Massengüter  die  Regel.  Für  letztere  kommt 
es  auf  das  Yerhältnis  der  Nebenauslagen 
—  Transport  vom  und  zum  Bahnhof,  Um- 
laden —  zu  der  Eisenbahnfracht  an :  ist  die 
Entfernung  der  Versandstelle  vom  Eftufer 
oder  Marktort  nur  gering  —  etwa  nicht 
über  5  km  —  oder  die  Bahnstation  nicht 
günstig  gelegen,  so  werden  diese  Neben- 
auslagen die  ganze  Fracht  per  Achse  über- 
steigen. Dabei  kommt  noch  in  Betracht, 
dass  manche  Güter,  z.  B.  Steinkohlen,  durch 
jedes  Umladen  an  Wert  verlieren. 

Bflsstenauch  die  durchlaufenden  Strassen- 
zOge  ihre  Bedeutung  als  Haupthandels- 
wege ein,  so  gewannen  doch  gleichzeitig 
diese  Handelswege  eine  so  erstaunliche 
Befnichtungskraft ,  dass  der  Verkehr  auf 
den  anderen  Strassen  ungemein  belebt 
■wnirde.  Dieselben  erhielten  mehr  das  leich- 
tere Fuhrwerk  (neuerdings  Fahrrad  und  Auto- 
mobil) und  gewannen  als  Verbindungswege 
der  emzelnen  Ortschaften,  wie  als  Zufahrtr 
strecken  zu  den  Eisenbahnstationen,  an 
Produktivität.  Für  südliche  Länder  eröffnet 
die  Hochbahn  für  Badfahrer,  wie  sie  im 
Sommer  1901  zwischen  Los  Angeles  und 
Posadena  (Kalifornien)  über  die  schlechte 
Landstrasse  hinweg  gebaut  worden  ist,  eine 
neue  Perspektive;  vergl.  auch  Campredon 
S.  30 — 38  über  »Cyclisme«  und  »Automo- 
bilisme«.  Wo  die  Eisenbahn  nicht,  wie  z.  B. 
in  Nordamerika,  eine  Verbindimg  von  Meer  zu 
Meer  herstellt,  ist  ein  Landstrassennetz  ge- 
radezu die  Bedingung  für  deren  Prosperität. 
Sie  fehlte  z.  B.,  da  das  Land  1875  nur  an 
350  km  Strassen  hatte,  den  griechischen 
Eisenbahnen,  bis  der  Staat  weitere  3000  km 
Oüter  zuführende  Landstrassen  anlegte. 

Eine  anschauliche  Schilderung  findet  die 
Neuerung  z.  B.  bei  W.  Hunter,  The  Indian 
Empire,  its  peoples,  history  and  products, 
1895 :  Die  alten  Hauptverkehrsstrassen,  z.  B. 
die  »Grand  Trimk  Road«,  welche  das  ganze 
Gangesthal  von  Calcutta  bis  zur  Nordwest- 
grenze des  Reichs  durchzieht,  wurden  von 
Truppen  nicht  mehr  betreten.  Trotzdem 
hat  ihre  Bedeutung  eher  zu-  als  abge- 
nommen. Sie  führen  jene  Regelmässigkeit 
im  Bezirks  verkehr  hei  bei,  von  welcher  der 
Fortschritt  der  Civilisation  so  wesentlich  ab- 
hängt. Die  Einführung  des  Postwagens  an 
Stelle  des  nackten  Läufers  und  des  Wagenver- 
kehrs an  Stelle  des  Packochsens  ist  eine  der 
stillschweigenden  Umwälzungen,  die  sich 
unter  britischer  Herrschaft  vollzogen  haben. 

Diese  Verschiebung  gelangt  in  der  Sta- 
tistik über  den  durchschnittlichen  Strassen- 
verkehr zum  Ausdruck;  er  betrug  z.  B. 
in  Baden  für  einen  Tag  und  1  km  im 
Jahre  1855  nur  95,  im  Jahre  1880  138 
Zugtiere.  Für  die  zunehmende  Bedeutung  der 
Strassen  und  für  die  zunehmende  Erkennt- 
nis dieser  Bedeutimg  spricht  auch  die  That- 


sache,  dass  gleichzeitig  mit  dem  Eisenbahn- 
netze das  Landstrassennetz  stetig  anwuchs. 
Preussen  hatte  1815  4100,  1857  rund 
30000  km,  1886  (ohne  die  neuen  Pro- 
vinzen) 50000  km  Chausseeen  (darunter 
24000  km  Staatsstrassen).  Dieser  Auf- 
schwung bildet  nicht,  wie  man  sonst  gern 
annimmt,  eine  Besonderheit  gerade  Preussens ; 
auch  die  anderen  Staaten  haben  seit  dem 
Aiifkommen  der  Eisenbahn  ihr  Chaussee- 
netz verdoppelt  Hannover  z.  B.,  welches 
1816  niu'  675  km  Chausseeen  besass,  hatte 
deren  im  Jahre  1883  mehr  als  10000  km. 
1840  z.  B.  hatte,  nach  Baxter,  Frankreich 
an  Staat 8 Strassen  rund  12300  km,  1865 
23000,  heute  38000  km;  Belgien  1840 
1600  km,  1865  3300,  heute  9000.  Auch 
der  Bauaufwand  wurde  nicht  geringer; 
Frankreich  z.  B.  gab  für  Nationalstrassen  und 
Brücken  unmittelbar  vor  dem  Aufkommen 
der  Eisenbahnen  1837  48,  1897  43,  1S14 
bis  1830  67»;2,  1879/89  83».4  (für  Gemeinde- 
und  Bezirksstrassen  über  400  Millionen 
Francs)  aus. 

Es  ist  dies  eine  neue  Bestätigung  der  Natur 
des  Vordringens  des  intensiven  Maschinen- 
betriebes (s.  oben  S.  408) :  er  wirkt  nicht  etwa 
wie  ein  wild  zerstörender  Sturmwind,  der  die 
Bäume  entwurzelt  und  die  Saat  gleichsam 
niedertritt,  sondern  er  nift  eine  orga- 
nische Neubildung  und  eine  organi- 
scheErsetzung abgestorbener, nicht  mehr 
lebensfähiger  Teile  am  Wirtschaftskörper 
hervor  und  führt  ihm  dadurch  neue  Kraft 
zu.  W^ie  auf  dem  gewerblichen  und  land- 
wirtschaftlichen Gebiete,  so  wird  auch  im 
Transportwesen  allerdings  der  kleinere  und 
extensive  Betrieb  durch  den  intensiven, 
grosakapitalistischen  überflügelt,  aber  zu- 
gleich bilden  sich  gewisse  Schutzgrenzen 
und  Banngebiete  für  den  Kleinbetrieb,  inner- 
halb deren  er  nunmehr,  nachdem  er  tun-ett- 
bar  verlorene  Aussenposten  abgestosseu  hat, 
kräftiger  gedeiht  als  zuvor.  Ausserdem 
finden  die  verloren  gegangenen  Gebiete 
durch  neueröffnete  reichlichen  Ersatz,  die 
vollkommenere  und  billigere  Befriedigung 
weckt  früher  ungeahnten  Bedarf. 

6.  Bau-  und  Unterhaltnngslast.  Die 
Bedeutung  des  öffentlichen  Weges  besteht 
darin,  dass  er  von  jedermann  zum  Gehen, 
Reiten  und  Fahren  benützt  werden  kann, 
die  Bau-  und  Unterhaltungspflicht  aber  nicht 
den  Benutzem,  sondern  —  wenigstens  heut- 
zutage —  einer  öffentlichen  Korporation 
obliegt. 

Wo  und  solange  der  Verkehr  auf  der 
Stufe  des  Kleinbetriebs  verharrt,  giebt  es  nur 
wenige  Wege,  welche  die  weiter  entfernten 
und  die  allgemeinen  Interessen  berühren; 
in  der  Hauptsache  sind  es  niu*  die  Heei^ 
\md  Weltstrassen.  Dementsprechend  küm- 
merte  sich  auch  der  Staat  anfinglich  um 


Digitized  by 


Google 


Verkehrsmittel 


415 


die  Wege  nicht;  ihre  Instandhaltung  galt 
vielmehr  altherkömmlich  im  römischen  wie 
im  deutschen  Rechte  als  eine  Servitut  der 
einzelnen  Anlieger.  Noch  die  Jülich- 
Bergische  Verordnung  von  1554  z.  B.  ver- 
pflichtet ziur  Unterhaltung  »jeden  an  seinen 
Ansclüuss« ,  nur  mit  der  Ausnahme,  dass 
die  Nachbarschaft  —  wie  von  jeher  üblich 
—  zu  Hilfe  sein  muss,  wenn  die  Last  den 
Anschliessenden  zu  schwer  fällt  (Germers- 
haiisen,  I.  Bd.,  S.  178).  Auch  noch  spätere 
Verfügungen,  wie  das  schlesische  Land- 
strasseureglement  von  1767,  das  Edikt  für 
die  Provinz  Brandenburg  von  1792,  das 
W^er^lement  für  Westpreussen  von  1796, 
halten  an  der  »Observanz«  der  Verpflichtung 
der  Anlieger  fest;  ihr  Interesse  wird  durch 
die  Bestätigung  der  weiteren  Observanz  wach 
erhalten,  dass  es  Fuhrleuten  imd  Reisenden 
unverwehrt  sei,  über  Aecker  und  Saaten 
zu  fahren  oder  gar  Nebenwege  zu  suchen, 
falls  sie  hiezu  »der  bösen  W^;e  halber« 
genötigt  sein  sollten. 

Nun  geht  das  Interesse  der  angesessenen 
Anlieger  an  einer  Strasse  nur  so  weit,  als 
dadurch  ihr  Besitztimi  nutzbarer  imd  wert- 
voller oder  auch  eine  Schranke  gegen  die 
übermässige  Erbreiteruug  des  Weges  durch 
die  Passanten  gebildet  wird:  namentlich 
von  Welthandelsstrassen  ziehen  nicht  sie, 
sondern  die  Passanten  und  die  grossen 
Centren  den  Hauptnutzen.  Der  Radios  der 
Interessen  eines  geordneten  Wegnetzes  er- 
streckt sich  auf  die  weite  Feme;  der  der 
Stadt  Bremen  z.  B.  bis  nach  Cassel  hinauf, 
in  dem  Masse,  dass  sie  für  sich  allein  die 
Fulda  bis  Cassel  kanalisiert  hat.  Jeder  Weg 
von  volkswirtschaftlicher  Bedeutung  birgt  ein 
schwer  entwirrbares  Interessen-Gemenge  in 
sich;  auf  keinem  Gebiete  der  Polizeiver- 
waltung berühren  sich  die  gemeinwirt- 
schaftlichen allgemeinen  Interessen  so  nahe 
mit  den  örtlichen  und  privaten. 

Dieser  Gegensatz  trat  mit  der  zunehmen- 
den Centrahsation  des  Handels  und  der 
Staatsverwaltung  mehr  und  mehr  hervor; 
es  wurde,  je  nach  der  mehr  oder  minder 
centraUsierenden  Kraft  der  einzelnen  Strasse, 
notwendig,  die  Baulast  den  Anliegern  oder 
auch  den  kleineren  Verwaltungsbezirken  ab- 
zunehmen imd  denjenigen  zu  übenneisen, 
welche  auch  den  Vorteil  genossen.  Aus 
den  verschiedenen  Interessen-Konflikten  be- 
reitete sich  zunächst  die  Umwandlung  der 
Reallast  in  eine  öffentlich-rechtliche  Pflicht 
sämtlicher  Bürger  vor.  Den  Ueber- 
gang  vermittelte  die  alte  Verpflichtung  der 
3lfarkgenossenschaft  zur  Hilfeleistung,  die 
trinoda  necessitas  (vermöge  der  auch  in 
England  der  Grafschaft  die  Erhaltung  der 
Brücken  oblag),  die  aus  dem  grandherrlichen 
Wegerecht  erwachsende  Staatsfron  oder 
Landesfolge  der  Bauern,  der  freien  sowohl 


als  der  unfreien,  hörigen,  endlich  das 
Regal  und  Obereigentum,  das  sich  g^en 
Ende  des  15.  Jahrhunderts  der  Ijandesherr, 
wie  bezüglich  des  gesamten  Verkehi-swesens, 
z.  B.  der  Münzprägung  und  (später)  der 
Briefbeförderung,  so  auch  bezüglich  der 
Heer-  und  Landesstrassen  beilegte  und 
vermöge  dessen  er  das  Verfügungsrecht  über 
den  Hand-  und  Spanndienst  ausübte.  Unter 
dem  Zusammenwirken  all  dieser  Momente 
wurde  es  zu  einer  feststehenden,  schon  zu 
Anfang  des  18.  Jahrhunderts  klar  er- 
kannten Observanz,  dass  der  Träger  der 
Verpflichtung  die  Gemeinde  sei,  die  An- 
lieger aber  zu  Hand-  und  Spanndiensten 
verbunden  seien.    Nun  wird  weiter  ein  all- 

femein    volkswirtschaftlicher    Nutzen     der 
trassen  erst  dann  erkannt,   ist  aber  auch 
erst  dann  gegeben,  wenn  der  Verkehr  und 
die  Arbeitsteilung  voranschreitet    Der  Vor- 
bote hiervon  ist  die  Ende  des  16.  Jahrhun- 
derts  dem    Gemeindienst    sich    widmende 
Post;   sie  ist  es,   welche  noch  energischer 
und  anhaltender  als  die  Heeresverwaltung 
lauf    die    Unterhaltung    der   Hauptstrassen 
dringt     Mit  und  neben  dem  Nachrichten- 
verkehr steigert  sich  der  Reiseverkehr  und 
im   18.  Jahrhundert  die  Ein-  und  Aiisfuhr 
der  Massengüter.   Die  französische  Reperung 
und  verschiedene  ihr  nacheifernde  Territo- 
torialherren  nehmen  den  Ausbau  des  Strassen- 
wesens    systematisch    in    Angriff.      Damit 
kommt  eine  bis  dahin  ungekaunte  Haupt- 
triebfeder aller  grösseren  Ziele,  nämlich  die 
Konkurrenz  auf.    Der  thatkräf tigere  Be- 
sitzer einer  Konkurrenzstrasse  zwang  dem 
lässigeren   Nac-hbam    Veibesseruu^n    auf, 
wollte   nicht   letzterer  einen  empfindlichen 
Entgang  an   Zoll   und   privatem  Verdienst 
erleiden.    Beispiele  für  diesen  Konkurrenz- 
zwang finden  sich  in  Bars  »Chronik  über 
Strassenbau   und   Strassenverkehr«    S.   109. 
121,  127,  135,  142  aufgezählt;  die  wichtige 
alte  Rheinstrasse  vom  Bodensee  nach  Frank- 
furt wird  zu  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts 
aufgegeben  und  in  das  Elsass  verlegt,  weil 
dort   die  Stras.«^  in  besserem  Stande  und 
nicht  so   sehr  mit  Abgaben   belastet  war. 
j  Krünitz   (Die  Landstrassen ,  S.  93  u.  441) 
j  berichtet  1794,  dass  die  Nachbarn  von  Saar- 
i  brücken   mit  Neid  sahen ,   wie  die  dortige 
I  Herrschaft  vermittelst  ihrer  guten  Chausseeen 
jdie  Spedition  aller  auf  der  Mosel  und  Saar 
I  für  die  Schweiz  und  für  Elsass  bestimmten 
I  holländischen,  flandrischen  und  brabantischen 
{ Waren  an  sich  gezogen  und  die  Abholung 
der  Steinkohlen,   Eisenwaren  und   übrigen 
Landesprodukte  den  Nachbarn  sehr  erleich- 
tert hatte.    Der  im  Saarbrückischen  schnell 
angewachsene  Handel  reizte  auch  den  Grafen 
von   der  Leyhe,   eine   Chaussee  in   seiner 
j  Residenz  Blieskastel  gegen  Saarbrücken  an- 
I  zulegen.    Als  dies  die  Herren  von  Sickingea 
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Bnd  Kerpen  gesehen  hatten,   unternahmen! 
sie  den  Chansseebau  ebenfalls  etc. 

Altherkömmlich  und  naturgemäss  war 
es,  dass  der  Staat  wenigstens  für  die  Heer- 
nnd  Poststrasse  eine  subsidiäre  Pflicht  hatte. 
Diese  Pflicht  aber  wurde  nicht  grundsätz- 
lich, sondern  nur  von  Fall  zu  Fall  festge- 
stellt. Die  principielle  Entscheidung  wurde 
erst  mit  den  neuesten  damit  zusammen- 
hängenden Fragen  der  Eisenbahnverstaat- 
lichung und  der  Erhebung  von  Schiffalirts- 
abgaben  dringend. 

Für  die  weitere  Entwickelung  der  Bau- 
verpflichtung des  Staates  in  Deutschland 
wird  von  den  meisten  Schriftstellei-n,  na- 
mentlich von  L.  Stein,  das  landesfürstliche 
Wegeregal  als  Ausgangs-  und  Durch- 
gangspunkt genommen ;  in  dessen  Umbildung 
erblicken  sie  zugleich  die  ersten  Ansätze  der 
inhaltlichen  Ausgestaltung  des  modernen 
Staates.  Das  ist  zu  pointiert,  nur  eine  halbe 
Wahrheit.  Der  Staat  trat  bezüglich  der 
Heerstrassen  in  die  Lücke  ein,  nicht  in 
seiner  Eigenschaft  als  »das  oberste  gesell- 
schaftliche Oi^an«  und  nicht  allein  auf 
Grund  der  bisherigen  Einnahmequelle  des 
Regals.  Die  Art  der  Intervention  wie  ihre 
Yeranlassung  war  anders.  Die  letztere  lag 
hauptsächlich  darin,  dass  die  Anforderungen 
der  neueren  Chaussierungstechnik 
und  namenthch  der  Strassenunterhal- 
tung  die  Gemarkungsinhaber  zu  sehr  über- 
bür<leten ;  bisher  erfüllten  die  Landesherren 
oder  die  Gemeinde  die  ünterhaltungspflicht 
damit,  dass  sie  die  fronpflichtigen  Bauern 
•  aufboten;  nunmehr  aber  musste  der  Pflich- 
tige Kunstbauten,  Dämme,  Dohlen,  Durch- 
lässe aufführen,  expropriieren,  Handwerker 
bestellen;  für  all  das  genügte  die  Natural- 
leistung  —  zumal  die  Bauern  in  der  Kegel 
nur  zum  Hand-  und  Spanndienste  verpflichtet 
waren  —  nicht  mehr.  Worauf  es  nunmehr 
in  erster  Linie  ankam,  war,  dass  das  Un- 
•Ä-irtschaftliche  der  Naturalleistung  (Pre- 
station  en  nature)  und  insbesondere  einer 
Z  Wangsleistung,  wie  der  Fron,  bei  welcher 
immer  eine  grosse  Arbeitsverschwendung 
einreisst,  andererseits  der  Vorteil  der  Arbeits- 
teilung, Specialisierung  und  der  Bezalilung 
der  Wegearbeit  erkannt,  die  bisherige  Fron- 
last auf  irgend  eine  öffentliche  Kasse  über- 
nommen wurde.  Vor  dieser  Reform  war 
wohl  eine  vorübergehende  Anstrengung  aller 
Kräfte  für  eine  grosse  Neuaulage,  aber  nicht 
die  andauernd  ordentliche  Unterhaltung  des 
gesamten  Wegewesens  möglich.  Die  Fiktion 
des  Strassenregals  war,  nachdem  die  Be- 
handlung der  Strasse  aJs  eine  Renten  ab- 
werfende Staatsdomäne  abgekommen  war, 
nur  noch  ein  Verlegenheitsbehelf,  ähnlich 
wie  etwa  das  Wasserregal  für  die  rechtliche 
Konstruktion  der  Baupflicht  und  der  Wasser- 
polizei benutzt  wurde. 


Bis  in  die  Mitte  dieses  Jahrhunderts 
drehte  sich  die  Weiterentwickelung  des 
Strassenbaues  um  die  Befreiung  des 
Bauernstandes  von  der  Zwangs- 
fron imd  um  die  von  Turgot  angeregte  und 
von  Sonnenfels  befürwortete  Umwandlung 
der  Naturalleistung  in  einen  Steuerbeitrag. 
Die  Rechtsfrage,  ob  die  Ablösung  der  Fron 
und  die  Unterhaltungspflicht  auf  den  Fiskus 
oder  auf  die  Gemeindesteuer  übernommen 
werden  solle,  kam  erst  in  zweiter  Linie, 
da  die  Einführung  von  Lohnarbeit  in  glei- 
cher Weise  auch  ftir  die  Gemeindewege 
angestrebt  wurde.  Auf  die  Frondienste  der 
ünterthanen  verzichtete  Oesterreich  für  seine 
Staatsstrassen  schon  in  den  70  er  Jahren  des 
18.  Jahrhunderts  (vgl.  Justi.  Polizeiwissen- 
schaft, §§  431—433);  principiell  stellte 
Sonnenfels  (II,  224)  den  Grundsatz  auf:  »Der 
Strassenbau  soll  durchaus  Staatssache  sein, 
nicht  Sache  der  Gemeinden  oder  Privaten; 
die  Fronden  sollen  durch  bezahlte  Arbeil 
ersetzt,  die  Mittel  durch  Weggelder  aufge- 
bracht werden«.  Maria  Theresia  fümrte 
diesen  Grundsatz  praktisch  durch;  Süd- 
deutschland  und  Sachsen  folgten  bald. 
K.  von  Stein  ahmte  den  Vorgang  für  seinen 
Verwaltungsbezirk  1801  nach.  Durch  eine 
allgemeine  Anordnung  wm:de  die  »Geld- 
wirtschaft« in  Deutschland  am  frühesten  in 
dem  Herzogtimi  Westfalen  eingeführt,  wo 
eine  Verfügung  vom  15.  November  1807  in 
§  3  kurz  anordnete :  »Die  Wegebaulast  wird 
nach  dem  Steuerfuss  geti-agen«.  Einen 
Vorgang  hierfür  hatten  einige  frühere  An- 
ordnungen, wie  z.  B.  das  '^egereglement 
von  1796  für  Westpreussen  geschaffen,  wo- 
nach die  Fuhren  und  baren  Kosten  nach 
der  Hufenzahl  repartiert  werden  sollten. 
Diese  Repartierung  entsprach  wohl  damals 
auch  noch  dem  finanzpolitischen  Grundsatze 
der  Umlage  von  Steuern  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit, da  letztere  sich  ausschliess- 
lich nach  dem  Grundbesitze  richtete.  Je 
mehr  aber  das  »mobile  Kapital«  aufkam, 
um  so  mehr  verlor  die  Realumlage  an  Be- 
rechtigung. Trotzdem  vollzog  sich  die  Neue- 
rung langsamer,  als  man  gemeiniglich  an- 
nimmt. Sie  wurde  nämlich  nur  für  die 
Kunst-  oder  Transitstrassen  durchgeführt: 
in  Frankreich  z.  B.  ist  bei  den  400000  km 
Gemeindewegen  heute  noch  das  Verhältnis 
der  Naturalleistung  zum  Geldaufwande  wie 
2:3;  sodann  wurde  durchschnittlich  nur 
i/io  der  öffentlichen  Wege  zu  dem  Range 
einer  Kunst-  und  Staatestrasse  erhoben,  so 
dass  die  Bau-  und  Unterhaltungspflicht,  trotz 
der  Ablösung,  doch  für  ^/lo  der  Bauemge- 
meinde  verblieb. 

Zunächst  nun  erkannte  man,  infolge  der 
Ablösung  der  Fron,  das  Princip  allmählich 
als  richtig  und  billig  an,  wonach  für  die 
Hauptstrassen,   sobald   sie   eine  allgemeine 
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Bedeutung  für  das  Kultur-  und  Wirtschafts- 
leben eines  Volkes  erlangen,  eine  öffentlich- 
rechtliche  KoUektivverpfiichtung  des  über 
die  Oemeindemarkung  ninausreichenden  Be- 
zirks- (oder  Interessen-)  Verbandes  ein- 
tritt. 

Man  biaucht  bei  dieser  Erweiterung  nicht 
ohne  vreiteres  an  den  Staat  zu  denken,  son- 
dern zunächst  kommt  Bezirk,  Kreis,  Provinz 
und  ein  Zusammen'wirken  dieser  »Sprossen 
der  Stufenleiter«,  wie  es  in  dem  Subventions- 
princip  angebahnt  ist,  in  Betracht .  Als  ein 
solcher  weiterer  Verband  erwies  sich  in 
Norddeutschland  der  Kreis-  (oder  Interessen- 
ten-) Verband  (auch  der  eine  oder  andere 
Aktienverein)  als  stark  genug. 

Die  Erweiterung  des  Pflichtigenkreises 
und  damit  die  Erleichterung  tlberbürdeter 
Gemeinden  ei^b  sich  von  selbst  aus  der  alt- 
üblichen »Nat^barhilfe« ;  beispielsweise  ver- 
fügte ein  Magdeburger  Edikt  von  1742 :  »Es 
soUen  alle  imd  jede  auf  eine  bis  IV«  Meile 
herum  gel^enen  Dörfer,  wo  eine  W^e- 
besserung  geschieht,  nach  Proportion  der  in 
jedem  Itorie  befindlichen  Zahl  der  dienst- 
pflichtigen Bauern  die  Fuhren  und  Hand- 
dienste zu  verrichten  schuldig  sein«  (Ger- 
mershausen, II.  Bd.,  S.  126).  Aehnlich  be- 
stimmt das  Jülichsche  Wegeedikt  von  1769, 
dass,  falls  der  Wegebau  den  Nächstpflich- 
tigen zu  schwer  Mlen  sollte,  andei-e  Bezirke 
zur  Konkurrenz  angewiesen  werden  könnten 
(Germershausen,  11.  Bd.,  S.  135).  — 

Zu  gleicher  Zeit,  Mitte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts, bildete  sich  in  E  n  g  1  a  n  d  eine  neue 
Art  von  TrSgem  der  Unterhaltungspflicht 
aus.  In  England  nämlich  verblieben  die 
Hauptstrassen  in  dem  Bereiche  der  örtlichen 
Selltätverwaltung  (local  govemment);  weü 
aber  dieselbe  für  den  gesteigerten  Verkehr 
mancher  Strassen  nicht  ausreichte,  so  trat 
an  Stelle  des  Staates,  der  hierfür  auf  dem 
Kontinent  aUein  in  Betracht  kam,  die  pri- 
vate Initiative  in  die  Lücke;  es  bildeten 
sich  besondere  Untemehmungsgesellschaften, 
-wie  für  den  damaligen  Kanalbau,  so  auch 
für  den  Wegebau,  »tumpike  trusts«,  welche 
die  Wege  erstellten  und  behufs  Deckung 
des  Betriebes,  der  Unterhaltungskosten,  der 
Amortisation  und  der  Zinsen  mit  obrigkeit- 
lidier  Bewilligung  Gebühren  erhoben;  bis 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  waren  deren 
über  3800  (=  Vi  der  vorhandenen  Kirch- 
spielstrassen) konzessioniert  worden,  viele 
sind  inzwischen  eingegangen.  Auf  Grund 
dieses  Einspringens  der  Selbsthilfe  vertei- 
digte A.  Smith  (V.  B.,  Kap.  I)  die  Erhebung 
der  Barriferegelder;  die  damit  verbimdene 
Erschwerung  des  Verkehrs  wurde  in  Eng- 
land noch  bis  vor  wenigen  Jahrzehnten  ^s 
^ring  erachtet  im  Verhältnis  zu  den  Ge- 
fahren der  Stärkung  der  Staatsgewalt;  man 
•wollte  lieber  unbequem  leben    als,   wie   es 

Bandwörterbacb  der  Stsatswlaseiucbaften.    Zweite  Attflaf;e. 


Faucher  noch  1869  hiess,  eine  Lotterie 
der  Staatssubvention  begründen.  In- 
teressant ist,  dass  man  erst  in  den  letzten 
Jahrzehnten  auf  den  Ausweg  der  Wege- 
genossenschaft auch  in  den  mittelamerika- 
nischen Republiken  Costa  Rica,  Nicaragua 
und  Guatemala  verfiel.  Dort  bUdete  sich  in 
jedem  Distrikt  unter  den  Grundeigentümern 
eine  »Jiuita  Itineraria«  zum  Zwecke 
der  Unterhaltung  und  Verbesserung  der 
Strassen. 

In  England  wurden  die  Wegegenossen- 
schaften, die  doch  nur  ein  Zeichen  der  Un- 
fruchtbarkeit der  englischen  Gemeinde-  und 
Bezirks  Verwaltung  waren,  durch  Gesetz  von 
1888  in  mainroads  verwandelt,  deren  Unter- 
haltung seitdem  der  Grafschaft,  dem  county- 
council  obliegt.  — 

Die  theoretische  Begründung  der  staat- 
lichen Intervention  und  die  grundsätzliche 
Auffassung  von  der  »ütilitß  publique«  der 
Wege  und  der  daraus  entspringenden  öffent- 
lichrechtlicheu  Verpflichtung  des  Staates 
kam  erst  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  auf. 
Ein  dementsprechendes  plan  massiges  System 
hat  die  Verwaltung  in  den  meisten  Bundes- 
staaten erst  noch  auszuarbeiten.  Abgeklärt 
wurde  die  principielle  Anschauung  durch 
die  in  den  70er  Jahren  erfolgte  Verstaat- 
lichung der  Eisenbahnen.  Vorher  hatte  in 
NorddeutschJand  die  Ansicht,  dass  der  Staat 
den  Strassenbau  den  Privaten  überlassen 
solle,  noch  viele  Anhänger;  es  kamen  darin 
F.  Bfilau  (Encyklopädie  der  Staatswissen- 
schaften, 1832.  S.  904),  Faucher  (1867) 
und  ihr  Antipode  Thünen  miteinander  über- 
ein ;  unter  mecklenburgischen  Verhältnissen, 
führte  der  letztere  in  einem  Gutachten  von 
1837  aus,  sei  es  gewiss  am  besten,  wenn 
die  Bau-  und  Erhsdtungskosten  von  den  die 
Wege  benützenden  Grundeigentümern  nach 
Massgabe  der  Benützung  getragen  würden; 
ein  Bau  von  Staats  wegen  bedeute  nur  all- 
zideicht  eine  Besteuerung  der  ärmeren  zu 
Gunsten  der  reicheren  Landesteüe ;  ein  nicht 
im  Verhältnis  zu  der  zu  erwartenden  Pre- 
quenzsteigerung  stehender  Kapitalaufwand 
heisse  das  Land  nicht  bereichem,  sondern 
ärmer  machen.  So  auffallend  der  letztere 
Gedanke  ist,  so  entspricht  er  doch  früheren 
Aeusserungen  von  A.  Young  und  Just.  Moser 
und  den  Anschauungen  mancher  National- 
ökonomen über  eine  erst  zu  erstrebende  ge- 
rechtere Austeilung  der  Steuerlast  und  der 
Verkehrsvorteüe,  namentlich  mit  Rücksicht 
auf  abgelegene  Bezirke. 

Zu  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  wurde 
die  Unterfrage  immer  dringender,  ob  diese 
Verpflichtung  einen  blossen  Beitrag  für  be- 
düi-ftige  Gemeinden  oder  die  grundsätzliche 
Uebernahme  der  Hauptstrassen  auf  die 
Staatskasse  umfasse,  imd  femer,  für  welche 
Arten  von  Strassen  sie  bestehe. 
VII.  27 
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Wo  nämlich,  wie  bis  vor  zwei  Jahr- 
zehnten in  England  oder  wie  heute  noch  in 
Nordamerika,  die  Strassenunterhaltung  noch 
Oemeindesache  ist,  da  muss  das  Strassen- 
wesen,  schon  weil  die  Anlage  und  Unter- 
haltung einer  dem  Durchgangsverkehr  die- 
nenden Strasse  in  einer  Hand  liegen  muss, 
naturgemäss  im  argen  liegen;  für  die  Qe- 
meinden  liegt  zudem  in  der  Nichtbeach- 
tung des  gemeinwirtschaftlichen  Charakters 
der  Durchgangsstrassen  eine  unbillige  Be- 
drückung. 

Weiter  fragte  es  sich,  wie  bei  jeder 
Staatsinterventjon,  so  auch  bei  der  vorliegen- 
den :  soll  sie  in  Gestalt  der  Eigenregie  oder 
in  der  der  Monopolisienmg  oder  der  Sub- 
vention oder  nur  in  Form  der  persönlichen 
Beeinflussung  seitens  der  Beamten  erfolgen? 
Sämtliche  dieser  vier  Interventionsarten  fan- 
den Anwendung;  bezeichnend  für  die  letzt- 
genannte Art  ist  das  Wegereglement  von 
1796  für  Westpreussen,  welches  den  Land- 
und  Steuerrat  des  Kreises  dazu  verpflichtet, 
dass  er  »die  Nachbarn  und  diejenigen,  welche 
die  Strasse  zu  passieren  haben,  zur  Hilfe- 
leistung mit  Hand-  und  Spanndiensten  zu 
disponieren  suche«:  wenn  aber  auf  keine 
andere  Art  und  Weise  ein  Fonds  auszu- 
mitteln  sein  sollte,  wird  »in  ausserordent- 
lichen f^en  zu  den  Hauptheerstrassen  aus 
Unserem  Extraordinario  etwas  zu  Hälfte 
gegeben  werden«.  Bezüglich  der  Staatssub- 
vention warnt  z.  B.  eine  Jülich-Bergische 
"Verordnung  von  1755  ausdrücklich  davor, 
man  solle  sich  nicht  auf  Landesmittel  ver- 
lassen; das  Edikt  für  die  Provinz  Branden- 
burg vom  18.  April  1792  verlangt  den  Bei- 
trag nur  für  die  kostbareren  Strassen. 

Noch  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  waren 
es  mehr  thatsächliche  Verhältnisse  und  die 
unhaltbare  Kluft  zwischen  dem  Bedarf  und 
seiner  Befriedigung,  welche  ein  Eingreifen 
des  Staates  von  Fall  zu  Fall  notwendig 
machten.  »Die  volkswirtschaftliche  Bedeu- 
tung«, konstatiert  Gennershausen,  I,  S.  269, 
»wie  die  Aufgabe  des  Staates  ist  nicht  etwa 
infolge  si)ecieller  Erwägungen  über  die  Not- 
wenägkeit  und  Zweckmässigkeit,  sondern 
infolge  mehr  oder  minder  zufälliger  Um- 
stände anerkannt  worden«. 

In  Preussen  bewilligte  der  Staat  Pi-ä- 
mien  und  anderweitige  Unterstützungen  für 
den  Chausseebau,  so  dass  solcher  vielfach 
freiwillig  von  den  Kreisständen  übernommen 
wurde.  Eine  von  allgemeinen  Gesichts- 
punkten ausgehende  principielle  Umgrenzung 
der  Bau-  und  Unterhaltungspflicht  zwischen 
Staat,  Bezirk  und  Gemeinde,  wie  sie  durch 
die  mit  der  französischen  Revolution  erfolgte 
Geldablösung  der  Naturalleistung  sich  als 
notwendig  erwies,  ging  von  Frankreich  aus. 
Dort  waren  schon  1626  Verteilungsgrund- 
sätze aufgestellt  worden ;  Napoleon  I.  brauchte 


sie  nur  weiter  zu  bilden.  Zugleich  entwarf 
er  ein  System  für  den  Ausbau  des  Wege- 
netzes und  schuf  damit  die  Grundlage  fOr 
eine  einheitliche  Verwaltung.  Das  Beispiel 
für  die  Klassifikation  oder  die  systematische 
Gliederung  der  Wege  je  nach  dem  Interessen- 
und  Verkehrsrayon  —  ähnlich  wie  man  bei 
den  Eisenbahnen  Voll-  und  Unterbahnen, 
Sekundär-  und  Tertiärbahnen  unterscheidet 
—  stellte  das  Dekret  vom  16.  Dezember 
1811  auf;  es  unterschied  drei  grosse  Kate- 
gorieen:  routes  nationales,  departementales 
imd  communales,  chemins  vicinaux  und 
ruraux  (Feldweg).  Mit  dieser  Klassifikation 
war  zwar  eine  nur  scheinbar  glatte  Ueb«^ 
Weisung  der  Baupflicht  auf  dem  Papier  vor- 
genonunen ;  thatsächlich  bereitete  sie  in  der 
Einreihun^  der  Einzelstrassen 
viele  Schwierigkeiten;  für  viele  entschied 
über  ihre  Rangstellung  nur  das  Herkommen, 
»un  ancien  usage,  une  espeoe  de  prescrip- 
tion  contre  laquelle  on  ne  röclame  pas«  (so 
noch  1873  Coquelins  Dictioonaire,  IL  Bd., 
S.  556). 

Mit  dem  Aufkommen  der  Eisenbahnen 
kamen  in  die  Stellung  der  Rechtsfrage  neue 
Ctesichtspimkte.  Wenn  man  die  verschiedenen 
Transportanstalten,  wie  sie  ergänzend  in- 
einandergreifen, als  Ganzes  auffasst  und 
die  allgemeine  Produktivität  der  durch  sie 
geschaffenen  »Gesamtkraft«  würdigt,  so 
ergiebt  sich  von  selbst  daraus  eine  weitgehende 
Ueberwälzung  der  Bau-  und  Unterhaltungs- 
last bezüglich  der  Durchgangsstrassen  auf 
die  gi'össeren  Verbände,  auf  Kreis,  Provinz 
imd  Staat.  Allerdings  war  man  in  der 
theoretischen  Würdigung  der  Vorteile  der 
KommunikationsvervoUkonunnung  in  den 
Flitterwochen  der  Eisenbahnzeit  etwas  vor- 
eilig. Man  sah  an  den  neuen  Verkehrs- 
mitteln, ähnlich  wie  an  derMaschiuenindustrie, 
nur  eitel  Gold,  und  nahm,  wie  beim  tech- 
nischen Fortschritt,  eine  »Harmonie  der 
Interessen«  als  selbstverständlich  an.  That- 
sächlich war  damals  diese  Harmonie  noch 
nicht  da;  man  versetze  sich  nur  z.  B.  in 
dieWirtschaftBzustände  des  18.  Jahrhunderts, 
wo  nur  der  Kaufmann  reiste  und  Waren 
versandte.  Das  Allgemeininteresse  stellt 
sich  erst  in  gleichem  Schritte  ein,  in  dem 
aUe  Gesellschaftsschichten,  namentlich  auch 
die  bäuerliche,  und  alle  Bezirke,  namentlich 
auch  die  abgelegeneren,  in  den  intensiven 
Verkehr  hereingezogen  werden.  Eine  Har^ 
monie  der  Interessen  wird  erst  für  die 
heutigen  Tage  der  modernen  Verkehrsmittel, 
des  Eisenbahn-  und  Fernsprechnetzes,  der 
Landpostbotenorganisation  u.  s.  w.  zutreffen. 
Für  die  positive  Uebernahme  auf  den  Staat 
sprechen  dann  weiter  die  gleichen  Gesichts- 
punkte, namentlich  die  Rücksicht  auf  die 
Stpuerausteilung  mit,  wie  sie  für  die  Wege- 
abgaben gelten. 
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Prmdpiell  lassen  sich  nach  Massgabe 
der  oben  daivestellten  Gesichtspunkte  über 
die  wirtschaftUche  Bedeutung  des  Kommuni- 
kationsstrassenwesens  folgende  -weitere  auf- 
stellen: »Die  üeberuahme  der  Baupflicht 
auf  den  Staat  und  die  Unentgoltlichkeit 
der  Benutzung  ist  —  entgegen  den  privat- 
rechtlichen  Anschauungen  des  Mittelalters 
und  dem  früheren  englischen  Cntemeh- 
mungsprindp  —  dann  passend  und  zu- 
gleich das  beste  Mittel,  die  ■wirtschaft- 
udieD  und  sozialpolitischen  Interessen  der 
Gesellschaft  zu  wahren,  -wenn  die  Yorteile 
aus  den  Hauptstrassen  gleiclunässig  den 
einzelnen  Bevölkerungsschichten  zu  gute 
kommen,  auch  die  Steuerausteilung 
derart  ist,  dass  nicht  einzelne  Bevölkerungs- 
klassen zu  sehr  beschwert  sind.  Wird  das  Vor- 
handensein eines  Allgemeininteresses  und 
die  Zweckmässigkeit  des  centralisierten 
Staatsbetriebs  anerkannt,  so  ergiebt  sich  da- 
raus die  Cnentgeltlichkeit  der  Benutzung 
sds  Konsequenz.«  Entsprechend  dem  wachsen- 
den Allgemeininteresse  erhalten  immer  mehr 
Strassen  eine  »ütilitö  publique«,  einen  ge- 
meinwirtschaftlichen Wert  und  Charakter 
und  wird  für  immer  mehr  Strassen  eine 
Verteilung  der  Last  auf  einen  weiteren  Kreis 
notwendig.  Eine  Unterscheidung  des  All- 
gemeininteresses an  der  einzelnen  Strasse 
ergiebt  sich  aus  dem  Grade  der  Annäherung 
an   die  städtische  oder  an  die  Transitzone. 

—  Der  Wirtschaftsverband,  in  dessen  Inte- 
resse und  Kompetenz  die  Herstellung  und 
Unterhaltung  fallt,  ergiebt  sich  aus  dem 
Verkehrsrayon  eines  W  eges  und  der  Steige- 
rung der  Transportfähigkeit  der  Erzeugnisse. 

Für  ein  weitgehendes  Entgegenkommen 
sprechen  auch  steuer  technische  Gründe. 
Beispielsweise  erscheint  an  sich  das  Ver- 
langen der  (ostpreussischen)  Grossgrundbe- 
sitzer nicht  als  unbillig,  dass  die  grösseren 
Städte,  welche  von  geordneten  Verkehrs- 
wegen den  grössten  Vorteil  haben,  zur  Her- 
stellung und  Unterhaltung  der  Kreisstrassen 
and  Kommunikationswege  herangezogen 
werden.  Aber  es  fehlt  ftir  eine  derartige 
Ueberwälzung  an  einem  sicheren  Massstab. 
Es  wäre  heute  ein  nutzloses  Beginnen,  die 
Wegelast  nach  den  Vorteilen  ausrechnen  zu 
wollen,  welche  die  einzelnen  Benutzer 
ziehen.  Denn  der  indirekte  Nutzen,  den 
diese  Benutzer  und  noch  mehr  die  nur  am 
allg^meiDen  Verkehr  Teilnehmenden  ziehen, 
ist  grösser  als  die  direkte  Ersparnis.  In- 
direkte Vorteile  aber  sind  nicht  mess-  oder 
berechenbar.  Hier  steht  —  ähnlich  wie  bei 
den  Selbstkosten  des  Transportgrossbetriebs 

—  die  Mathematik  vor  der  Grenze  ihres 
Könnens.  — 

In  den  40  er  Jahren  bflsste  die  fran- 
zösische Schematisierung,  da  die  Kategorie 
der     sogenannten     Hauptstrassen     in    den 


Schienenwegen  aufging,  an  ihrer  Schärfe 
ein;  man  unterscheidet  denn  auch  heute  in 
Frankreich  gemeiniglich :  »Chemins  degrande 
communicatioa«,  »d'intöröt  commun«  und 
»vicinaux  ordinaires«. 

Auch  der  Streit  über  das  französische 
Princip  der  Subvention  ärmerer  Ge- 
meinden verlor  an  Bedeutung,  als  der  Staat 
die  Eisenbahnen,  d.  h.  die  Transitrouten 
subventionierte  oder  selbst  baute  und  nun 
das  gleiche  Ansinnen  den  Gemeinden  nicht 
abschlagen  konnte,  welche  zu  dem  neuen 
Transportmittel  Steuer  zahlten,  aber  des- 
selben entbehrten. 

Ebenso  haben  sich  die  beiden  Systeme, 
das  englische  und  das  kontinentale,  in  neuerer 
Zeit  emander  genähert  Während  in  Eng- 
land die  früher  allein  verpflichtete  Gemeinde 
bezw.  Wegebaugesellschaft  durch  die  Be- 
zirkswegekasse, vertreten  durch  einen 
Verwaltungsrat  (District  Board),  ersetzt  wor- 
den, ist  in  einem  grossen  Teile  Deutsch- 
lands, namentlich  in  den  älteren  Landes- 
teilen Preussens,  die  Bau-  und  Unterhaltxmgs- 
pflicht  den  immittelbar  an  den  Weg  an- 
grenzenden Gemeinden  und  Gutsbezirken 
verblieben,  liegt  also  heute  noch  nicht  anders 
wie  früher  in  England.  Die  Abweichung 
von  dem  englischen  Selfgovernment  bestand 
also  im  grossen  und  ganzen  thatsäclüich  nur 
darin,  dass  es  auf  dem  Kontinent  (bei  der 
Zersplittening  der  grundherrlichen  und  kor- 
porativen Mittel  und  bei  der  völligen  Un- 
macht  der  Selbsthilfe)  früher  als  in  England 
notwendig  wurde,  die  Bau-  imd  Unter- 
haltungspflicht für  die  Durchgangsstrassen 
auf  weitere,  über  die  Gemeinde- 
markung  hinausreichende  Verbände 
zu  erstrecken. 

In  Preussen  wurde  durch  das  Do- 
tationsgesetz vom  8.  Juli  1875  die  Unter- 
haltung der  Staatschausseeen  den  einzelnen 
Provinzen  unter  Gewährung  einer  ent- 
sprechenden Jahresrente  überwiesen.  — 

Nach  dem  Buchstaben  der  Reichsver- 
fassung Art.  4,  Nr.  8,  könnte  Deutschland 
auch  wieder  zu  »Beichsstrassen«  kommen, 
insoweit  solche  im  Interesse  der  Landesver- 
teidigung und  des  allgemeinen  Verkehrs  ge- 
boten sind.  Das  Reich  ist  jedoch  noch  nicht 
in  die  Lage  gekommen,  von  diesem  Rechte 
Gebrauch  zu  machen;  in  der  Zeit  der 
»strategischen  Bahnen«  war  diese  Bestim- 
mung überflüssig.  — 

Innerhalb  der  Einzelgemeinde  so- 
dann führte  der  Versuch  der  Ausscheidung 
besonderer  sogenannter  Genossenschafts-  oder 
Soziallasteu  aus  den  allgemeinen  Gemeinde- 
ausgaben zu  der  Bildung  von  »Wege- 
gemeinden«, so  in  Baden  1831  und  in 
Preussen  durch  die  Landgemeindeordnung 
von  1856  und  1891  (>Interessenten- 
chausseeen«).    Im  ganzen  riefen  diese  künst- 
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liehen  Gebilde  mehr  Streitigkeiten  über  den 
Umfang  und  die  Abmessung  des  Interesses 
der  Adjacenten  hervor,  als  sie  praktisch 
leisteten,  und  sind  deshalb  heute  aufgegeben ; 
sie  sind  mehr  insofern  von  Interesse,  als  mit 
ihnen  zum  ersten  Male  die  Lösung  des  heute 
noch  nicht  erledigten  Steuerproblems  vei> 
sucht  wurde,  yrie  man  ein  kommunales 
System  von  Specialsteuem  ausbilden  könne, 
um  den  Urheber  besonderen  Aufwandes  nach 
dem  Masse  des  Interesses  und  Mitgenusses 
vjxA  nach  der  direkten  oder  indirekten  Ver^ 
schiüdung  des  Aufwandes  heranzuziehen.  — 
In  statistischer  Hinsidit  versuchen  wir 
den  thatsächlichen  Stand  der  Rechtsent- 
wickelung —  wenn  man  zugleich  berück- 
sichtigt, dass  die  Herstellungskosten  der 
Vicinalstrassen  etwa  die  Hälfte  derjenigen 
der  Staatsstrassen  betragen  —  durch  fol- 
gende Uebersicht  über  den  Anteil  der 
Vicinalwege  an  dem  hier  in  Klammer 
beigesetzten  Gesamtstrassennetze  zu  ver- 
deutuchen.  Die  Gemarkungsinhaber  näm- 
lich haben  die  Unterhaltungspflicht  in 
Tausend  Kilometer  z.  B.  an:  602(670)  in 
Frankreich,  34  (41)  in  Ungarn,  71  (119)  in 
Itaüen,  40  (100)  in  Oesterreich,  6  (10)  in 
Baden.  SpecieÜ  in  Preussen  ist  die  fis- 
kalische "Wegebauverpflichtung,  wie  Germers- 
hausen (das  Wegerecht,  I.  Bd.  S.  269)  sich 
ausdrückt,  »sehr  angefochten«,  —  haupt- 
sächlich auch  weü  dieselbe  zwischen  dem 
Westen  und  Osten  sehr  ungleich  verteilt  ist; 
das  extreme  Beispiel  in  dieser  Beziehung 
bUdet  die  Lage  der  Begierungsbezirke 
Königsberg  und  Gumbinnen,  im  Vergleich 
zu  derjenigen  der  Regierungsbezirke  Aachen 
und  Düsseldorf.  Der  Staat  giebt  direkt  für 
seine  Strassen  33,4  Millionen  Mark  und  an 
Subventionen  zur  Gewährung  von  Provinzial- 
fonds  für  die  Zwecke  der  Selbstverwaltung 
etwa  20  Millionen  Mark  aus  (nach  Kauf- 
mann, Die  öffentlichen  Ausgaben,  1893, 
8.  47).  Diesem  Aufwand  steht,  ein  solcher 
von  65  Millionen  Mark  seitens  der  Gemeinden 
und  Gutsbezirke  sowie  der  weitere  Aufwand 
seitens  der  Provinzen  gegenüber  (vgl.  F.  J. 
Keumann,  Die  progressive  Einkommensteuer 

1874,  S.  49—59;  H.  G.,  Der  Wegebau  im 
Lichte  unserer  Zeit,    Freiburg    (Schlesien) 

1875,  S.  7  u.  24). 

6.  Wegeabgaben.  Yon  principieUer 
Bedeutung  sind  die  Wegegebühren,  welche 
einen  Beitrag  seitens  der  die  Wege  be- 
nutzenden Personen  zu  den  Bau-  und  Unter- 
haltungskosten bilden;  die  kameralistische 
Behandlung  des  Wegezolles  als  Finanzquelle 
(Grundnihr,  Mauth,  Geleitgeld)  ist  nur  noch  als 
ein  Stück  der  Kulturgeschichte  von  Interesse. 

Die  Erhebung  eines  Barrieregelds  hätte, 
zumal  sie  im  18.  Jahrhundert  in  Eng- 
land in  den  tumpike  roads  eine  künstliche 
Ausbildung  erhielt,  an  sich,  auch  nach  der 


Ausbreitung  der  Eisenbahn,  noch  lange  zur 
Diskussion  stehen  können,  weü  die  Berechti- 
gung ihrer  Aufhebung  von  dem  konkreten 
Zutreffen  der  oben  angeführten  Merkmale 
für  Uebemahme  der  Strassenunterhaltung 
auf  einen  weiteren  Verband  abhängt.  Ge- 
mäss diesem  Zusammenhange  ist  g/i  sich 
die  gebtlhrenfreie  Benutzung  nur  da  zweck- 
mässig und  gerecht,  wo  der  Nutzen  der 
Stras.se  jedem  Einzelnen  ungefähr  in  dem- 
selben Masse  zu  teil  wird,  als  sein  Anteil 
an  den  zur  Kostendeckung  erforderUchen 
Steuern  betragt:  das  System  der  unentgelt- 
lichen Benutzung  kann  demnach  rationeller- 
weJse  im  gleichen  Schritte  eingeführt  wer- 
den, in  welchem  alle  Bevölkerungsschichten 
verkehrsgewohnter  werden,  in  w^elchem  das 
Netz  der  TransporÜinien  engmaschiger,  die 
Organisation  sämtlicher  Verkehrsanstelten 
ausgedehnter  imd  dieStenerausteilung  gleich- 
massiger  wird. 

Wie  weit  diese  Momente  Mitte  des  19. 
Jahrhunderts  gediehen  waren,  darüber  war 
nicht  alles  einig.  Aber  die  Frage  wiuxle 
durch  die  mächtige  Propaganda  der  Eisen- 
bahn wie  auch  des  nationalen  Gedankens 
eines  einheitlichen  VCTkehrsgebiets  ent- 
schieden. Trotz  des  vereinzelten  Wider- 
spruchs von  berufener  Seite  waren  in  den 
70  er  Jahren  die  gesetz^benden  Faktoren 
nachgerade  darüber  einig,  dass  in  der 
Zeit  der  Eisenbahnen  die  Erhebung  eines 
staatlichen  Pflaster-,  Wege-  und  Brücken- 
zolls im  Verhältnis  zum  Gesamtetat  und 
zu  der  Verkehrsplackerei  zu  kleinlich  sei 
(dies  um  so  mehr,  als  die  Erhebung  un- 
verhältnismässig kostspielig  war  und  30  "/o 
der  Roheinnahmen  vorwegnahm).  Der  Staat 
konnte  ohnehin  die  Ab^be  nicht  mehr 
für  die  abgelegeneren  Landstriche  auf- 
recht erhalten,  welche  der  Eisenbahn  ent- 
behren mussten,  während  die  anderen  that- 
sächlich  fast  ^nz  davon  befreit  waren. 
Heute  ist  in  Deutschland  der  Stand  der 
Sache  der,  dass  die  Erhebung  nur  noch 
seitens  der  Gemeinden  und  nur  in  verein- 
zelten Fällen  stattfindet  Anders  in  Eng- 
land; dort  erheben  noch  über  10000  Orts- 
behörden Chausseegelder,  deren  Betrag  — 
aber  einschliesslich  der  in  der  Statistik  un- 
ausgeschiedenen  Marktgebflhren  —  noch 
10  Millionen  Mark  übersteigt 

Einen  praktischen  Fingerzeig  für  die 
vorliegende  Theorie  erteilten  in  der  Zeit  vom 
September  1896  bis  April  1897  Kentuckys 
Farmer.  Dort  nämlich  konzessionierte  der 
Staat  Privatgesellschaften  mit  der  Neuanlage 
und  Unterhaltung  der  Landstrassen  \md 
räumte  ihnen  das  Recht  auf  Erhebung  von 
Chausseegeldem  und  Errichtung  von  Schlag- 
bäumen ein.  Das  »souveräne  Volk«  jedoch 
fasste  diese  Abgabe  als  eine  heillose  Neue- 
rung  auf,    es   erhob   sich   ein  allgemeiner 
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»Volksnn willen«,  die  Zollstätten  wurden  ge- 
stürmt, angezündet  oder  in  die  Luft  ge- 
sprengt, die  Einnehmer  vertrieben,  sogar 
verÄimdet  Der  gleiche  Vorgang  spidte 
sich  in  England  im  Jahre  1663  ab,  als  die 
Regierung  die  Rinffihnmg  des  Chaussee- 
geldes zum  Zwecke  der  Strassenverbesserung 
nntemahm.  Aus  diesem  Anlass  wiu^en  in 
den  ersten  Monaten  ebenfalls  viele  Schlag- 
bäume gewaltsam  niedergeworfen,  Truppen 
gegen  das  Volk  geschickt  und  viel  Blut  ver- 
gossen. Macaulay  bemerkt  dazu:  »Unge- 
rechte und  selbst  absurde  Steuern,  woran 
das  Volk  jedoch  von  Alters  her  gewöhnt 
ist,  werden  oft  viel  billiger  getragen  als  die 
vernünftigste,  aber  erst  neu  einzuführende.« 
Uns  drängt  sich  eine  Bemerkung  anderer 
Art  auf:  Im  Gegensatz  zu  jener  fernen  Zeit 
war  die  jüngste  (amerikanische)  Selbsthilfe 
nnd  der  blinde  Volksinstinkt  (ausnahmsweise) 
auf  dem  richtigen  Wege ;  denn  zwischen  dem 
neuesten  Ueberwiegen  des  indirekten,  ge- 
mein w^irtschaftlichen  Nutzens  über  diediiekte 
Ersjiamis  für  den  einzelnen  Benutzer  und 
den  mittelalterlichen  Mauthschranken  liegt 
ein  imvereinbarer  Gegensatz.  Eechtfertigen 
lässt  sich  heute  nur  noch:  1.  für  Aus- 
nahmefälle die  Auflage  einer  Präcipual- 
leistung  als  Entgelt  für  überdurch- 
schnittliche Abnützung  durch  Last- 
fahrwerke, z.  B.  aus  Anlass  eines  Neubaus, 
eines  Holzschlags,  der  Eröffnung  eines 
Steinbnichs  oder  einer  Ziegelei,  2.  die  Er- 
hebung von  Brückengeldern  für  be- 
stimmte Verkehrsverhäitnisse.  Jedoch  ist 
z.  B.  in  Frankreich  nicht  mehr  -gestattet, 
dass  Brückenbauten  mit  dem  Recht  der  Er- 
hebung von  Brückengeld  konzessioniert  wer- 
den, und  die  Ablösung  derartiger  Berechti- 
gungen seitdem  nahezu  ganz  durchge- 
führt. — 

Mit  den  neueren  Anschauungen  waren 
zwei  principielle  Gesichtspunkte  von  weiterer 
Bedentung  gewonnen.  Hiermit  nämlich  war 
einmal*  in  Deutschland  zuerst  beim  Wege- 
wesen ein  Grandsatz  durchgedningen,  der 
auch  für  alle  anderen  Kommunikationsveran- 
staltungen giltig  ist,  der  Grundsatz  nämlich, 
dass  deren  Betrieb  nicht  lediglich  zur  Er- 
zielung einer  Reineinnahme  bestimmt  wer- 
den und  die  Gebühr  —  in  den  Staaten  mit 
rationeller  Steuerausteilung  —  nie  mehr  als 
die  Verzinsung  und  Amortisation  des  An- 
lagekapitals sowie  die  Kosten  der  Erhaltung 
nnd  Verwaltung  enthalten  soll  (vgL  Art  54 
der  deutschen  Reichsverfassung). 

Sodann  konnte  die  neuere  Er&hrung  als 
ein  praktischer  »Lehrkurs«  über  die  inter- 
nationale Gleichbehandlung  und  über  die  auch 
im  Völkerverkehr  waltende  steuerliche  Ge- 
rechtigkeit dienen  und  zwar  in  Bezug  auf 
die  Zollpolitik:  war  ja  eine  der  vielen  Ge- 
bühren, nämlich  der  Durchfuhrzoll,  dem  Wesen 


nach  sowohl  Schutzzoll  als  Wegeabgabe.  In 
dieser  Beziehung  fasste  schon  1866  R  Pfeiffer 
(Staatseinnahmen,  L  Bd.,  S.  322)  die  seit- 
herigen Erfahrungen  mit  den  W^egegeldem 
dahin  zusammen :  »In  der  Handelspolitik  ist 
es  eine  eigene  Sache:  man  kann  durch  Be- 
schränkungen dem  »Fremden«  nicht  schaden, 
ohne  sich  selbst  wehe  zu  thun;  je  freier 
und  ungestörter  man  die  anderen  gewähren 
lässt,  desto  besser  findet  man  seine  eigene 
Rechnung.  Hemmt  man  Fremde  in  dem 
Verkehr  mit  uns,  so  dauert  es  in  der  Regel 
nicht  lange,  bis  sie  Ge^enmassregeln 
ergreifen;  schliesslich  wird  so  der  ganze 
Verkehr  zum  Schaden  aller  auf  andere 
Wege  geleitet  Es  ist  nicht  genug  erkannt 
und  bekannt,  welch  grosser  Schaden  beson- 
ders uns  Deutschen  durch  diese  kleinliche 
Handelspolitik  schon  erwachsen  ist« 

7.  Stetistik.  Eine  vergleichende  Ueber> 
sieht  über  die  Länge  und  Qualität  der 
Strassen  der  einzelnen  Länder,  über  den 
Bau-  tmd  ünterhaltungsaufwand,  über  die 
Dichtheit  und  Verästelung  des  Strassen- 
netzes,  über  die  Frequenz  und  Verkehrs- 
leistung sowie  eine  retrospektive  Darstel- 
lung des  Standes  früherer  Zeiten  gäbe  einen 
interessanten  Eulturgradmesser  ab.  Leider 
ist  jedoch  das  Strassen  wesen  wohl  eines 
der  vemachlässigtsten  Gebiete  der  Statistik; 
in  den  verschiedenen  Angaben  fehlt  nament- 
lich noch  die  einheitliche  Unterscheidung 
der  in  der  Qualität  so  sehr  verschiedenen 
Strassenkat^orieen  (Gemeindewe|;e  etc.). 

Im  18.  Jahrhimdert  waren  die  Muster- 
staaten im  Strassenwesen :  Belgien,  Oester- 
reich,  Frankreich  und  Grossbritannien.    Den 
alten  Ruf  als  Land  der  Chausseeen  behaupten 
Belgien  und  Frankreich  immer  noch.    Nach 
einer  Zusammenstellung  von  Sax  (in  Schön- 
heit Kompendium)  hat  das  Stras-sennetz  (die 
Staats-  und  Bezirksstrassen  sind  in  Klammem 
beigesetzt)  der  Länge   nach   zusammen  in 
Tausend  Kilometern:  Frankreich  690  (38 
u.  20),  Grossbritannien  220,  Oesterreich  100  (19 
u.  40;  s.  Oesterr.  staust.  Handbuch),  Ungarn 
41  (7),  Italien  119  (9  u.  38),  Preussen  65 
(31  u.  26),  Baden  10  (3).     Staats  Strassen 
besitzen  weiter  in  Tausend  Kilometern: 
Hessen  2,  Württemberg  2,7,  Sachsen  3,7, 
Bayern  6,8,  Italien  8,  Belgien  9.     Das  Ge- 
samtnetz beträgt  ferner  in  Tausend  Kilo- 
metern in  den  Niederlanden  12  (die  Wasser- 
I  wege  überragen  weit),  in  Norwegen  24  (?), 
I  Schweden  60  (?),  in  der  Schweiz  15  (Geering 
I  in  Furrers  Lexikon  1890,  S.  307).    Russland 
I  hat  an  sogenannten  »Poststrassen«  und  an 
I  »strategischen«,   zu  Anfang  des   19.   Jahr- 
I  hundert«  gebauten  Strassen  15000  km. 

Allerdmgs  gut  auch  diesen  Ziffern  ^egen- 

!  über  noch  die  Bemerkung  Fauchers  (m  der 

Viert,  f.  Volksw.  v.  1869,  VII.  Jahrg,,  S.  171 

|u.  176),  dass  manche  Staatschausseeen,  wie 
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die  ostpreussischen  (oder  die  angeblich 
7300  km  spanischer  Kunststrassen),  vieles 
zu  wünschen  übrig  lassen  und  den  Ver- 
gleich mit  anderen  Kunststrassen  nicht  er- 
tragen, dass  andererseits  manche  Provinzial- 
strassen,  weil  von  besserer  Konstruktion, 
wie  z.  B.  die  österreichischen,  nicht  an  die 
Seite  der  französischen  und  englischen  Vici- 
nalwege  gestellt  werden  dürfen.  Richtiger 
wäre  also  eine  Unterscheidung,  wie  sie 
Faucher  in  der  citierten  Wegestudie  S.  168 
bis  183  vornahm,  nämlich  nach  Kunststrassen 
aus  Stein,  nach  »konstruierten«  oder  melio- 
rierten Vicinalwegen,  und  nach  unbearbei- 
teten, im  rohen  Zustande  befindlichen  Land- 
wegen, die  das  blosse  Erdreich  zeigen,  und 
höchstens  terrassiert  sind  (»Sekundär-  und 
Tertiärstrassen«).  Von  letzterer  Klasse  ent- 
fielen z.  B.  1868  auf  Frankreich  nicht  weniger 
als  150000  km,  dagegen  auf  die  Vicinal- 
wege  162  000  km,  auf  die  Staats-  und  De- 
partementalchausseeen  51000  km. 

Erst  wenn  einmal  einheitliche  Gesichts- 
punkte für  alle  Staaten  angenommen  sind, 
ist  es  möglich,  diuxjh  die  Reduzienmg  auf 
die  Einwohnerzahl  und  den  Quadratkilo- 
meter die  Grösse  der  auf  den  Wegebau  ge- 
machten Anstrengung  und  die  Intensität  zu 
berechnen,  in  welcher  derselbe  dem  Ver- 
kehr und  der  Kultur  zu  gute  kommt.  Nur 
als  ungefähre  Ausgangspunkte  für  die  eben 
angedeutete  statistische  Arbeit  mögen  die 
Angaben  Fauchers  (in  der  Viert  f.  Volksw. 
Vn.  Jahrg.  V.  1869,  S.  179)  dienen;  nach 
ihm  kamen  1868  auf  die  Qnadratmeile 
(=  55  qkm)  an  Land-  und  Vicinalstrassen  in 
Belgien  5,14  (engl.)  Meilen  (=  7,4  km),  Frank- 
reich 4,84,  England  4,72,  Baden  4,18,  Oester- 
reich  1,6,  Preussen  0,98,  Spanien  0,22,  Russ- 
land 0,01. 

Ueber  den  absoluten  Aufwand  der 
einzelnen  Staaten  für  Strassen-  nnd  Brücken- 
bau findet  sich  eine  —  allerdings  nur  teil- 
weise richtige  —  Uebersicht  in  E.  Pfeiffers 
»Vergleichender  Zusammenstellung  der  euro- 
päischen Staatsausgaben«,  II.  Aufl.,  1877, 
S.  212,  und  bei  Kaufmann,  »Die  öffentlichen 
Ausgaben  der  grösseren  eiiropäischen  Län- 
der«, m.  Auf.,  1893,  S.  47.  Kaufmann  be- 
rechnet die  Generalsumme  der  derzeitigen 
Staats-  und  Lokalausgaben  für  Frankreich 
auf  306  Millionen  Mark  (nach  dem  »Bul- 
letin de  Statistique«  und  E.  Campredon, 
S.  17  beträgt  der  Gesamtaufwand  des  Lan- 
des nur  292,  der  direkt  auf  den  Staat 
enteilende  Anteil  nur  32  Millionen  Mark), 
für  Italien  auf  178  Millionen  Mark,  für 
Preussen  auf  119  Millionen  Mark  (fehlt 
der  Aufwand  der  Provinzen),  für  England 
auf  1.59  Millionen  Mark  (?  fehlt  der  Auf- 
wand der  BezLrkswegekassen),  für  Oester- 
reich  (ohne  Ungarn)  auf  68  Millionen 
Mark  (?). 


Lltteratnr :  JE.  Sax,  DU  VerhehnmiUel  in  Volk»- 
und  SlaatmrirUehaft,  I.  Bd.,  Wien  1878,  S.  87 
bi*  211  und  in  Schünberg$  Konpendium.  — 
Soseher,  Ifationalökonomie  de»  HandtU  mtd 
GewerbeJUüte* ,  VII.  Aufl.,  1899,  S.  449— m 
(auch  noch  in  der  jüngtten  Auflage  ein  Mutter  det 
untystematitchen  Eldettüitmus).  —  O,  CoHh, 
Zur  Gesrhichte  und  Politik  de*  Verkehrttceeent, 
Stuttgart  1900.  —  S,  van  der  Borght,  Da* 
Verkehrtweien,  1894,  8.  757 — 190.  —  Buher, 
Die  geschichäiehe  EntiHekeUmg  de*  modernen 
Verkehr*,  Tübingen.  1898,  S.  4,  ISS,  138,  ISO, 
S18ff.  —  Derselbe,  Deutiehland  alt  Induetrie- 
*taat,  Stuttgart  1901.  —  Schulte,  Ge»eh.  de» 
mittelalUrl.  Handelt,  Leipzig  1900.  —  W.  Oött, 
Die  Verkthrewege  im  Dientte  de*  Welthandel*, 
Stuttgart  18S8.  —  Kr&tUtz,  Die  Land*tra**en 
und  Chausseen,  Berlin  1794-  —  Bär,  Die 
Strattertbauvei-waltung  im  Grogshenogtum  Baden, 
KarUruhe  1870  u.  1890.  —  Derselbe,  Chronik 
über  Stra»*enbau  und  Stra**enverkehr,  1878.  — 
Cteertng,  Handel  und  Induitrie  der  Stadt  Botel, 
1886,  Kap.  III  u.  VI.  —  Perrot,  Zur  Co- 
*chichte  det  Verkehrtmeten*,  Wi**en*ch.  Viertel- 
jahr**chrift  f.  VoUcmcirttcho^  «.  KuUurgeechiehte 
1868,  I.  H.,  S.  i7,  II.  H.  62.  —  Bavler, 
Die  Strassen  der  Schweiz,  Zürich  1878;  Jahr- 
bücher det  Schweizerischen  AlpenUub*  Bd.  XIV, 
XV,  XVII,  XIX  u.  t.  f.  —  Furrer,  Volki- 
wirt*ehafl*lexikon  der  Sehvrei*,  III.  Bd.,  1891, 
S.  200  ff.  —  Näher,  Die  römitehen  MOitär- 
ttratsen  und  Handelswege  in  der  Schweif  und 
in  Südwettdeuttehland,  2.  Aufl.,  Stratsburg  1888. 

—  O.  T.  Mason,  Primitive  travel  arid  tränt- 
portation,  2few-York  1897.  —  Schneider,  Die 
alten  Heer-  und  Handeltwege  der  Germanen, 
Römer  und  Franken  im  Deuttehen  Reiche, 
Leipzig  188S.  —  Oassner ,  Zum  deuttehen 
StAutenweeen  von  der  äUetlen  Zeit  bit  zur  Mitte 
det  17.-  Jahrhundertt ,  Leipzig  1889.  —  B. 
Röhricht,  Deuttehe  PHgerreiten,  Inntbruck, 
Wagner,  1900.  —  O.  ZOpfl,  Fränkitehe  Handelt- 
politik,  1894.   —   -R  X«*«'«»    Strattenbaukunde, 

Wietbaden  1895.  —  W.  Liiunhardt,  Kommer- 
zielle Trattierung  der  Verkehrtwege,  Hamwver 
1872,  und  Theorie  det  Trattieren*,  i.  Aufl., 
Hannover  1888. —  »Zeiteehr.f.  Tran*portw. 
u.  Stratienbahnen«  188$,  8.  20S:  vüeber 
Anlage-  u.  Erhaltungtkotten  von  Chauteeen  u. 
TeHiärbahnent ;  1888,  S.  276:  »Die  JloUe  der 
I/mdttanuten  im  Verkehrtleben  in  ttatittiteher 
Beleuchtung»;  1889,  S.  tOt:  »Die  Bedeutung  der 
Landstrassen  filr  untere  Zeit«  u.  S.  251  (Wege- 
bau); 1890,  S.  80:  »Der  WeH  guter  Land- 
atratsena.  Annale*  de*  ponti  et  det  chauetiet, 
Parit.  Annuaire  de  l'adminittraiion  det 
porUs  et  det  ehautteet.  Bruxellet,  J.  OoemcKre. 

—  FttvUle,  La  tran^ormation  det  «toyeiu  de 
trantport  et  *e*  eoniiquencet  econontiguet  et  to- 
ciale*,  1880.  —  E.  Camipredon,  Röte  ieomo- 
mique  et  eoeiale  de*  voie*  de  communication, 
Parit  1900.  —  J".  Marie,  Droit  adminittratff, 
1890,  S.  517—545.  —  i.  Beynaud,  Le*  tra- 
vaux  publics  de  la  P^ance  III.  Bd.,  Äri».  — 
Feraud-Otraud,  Voietruralet  publique*  et  pri- 
vie*  et  senritudt*  ruralet  de  pattage,  4.  Aufl.,  Parit. 

—  GuiUaume,  Traiti  pratique  de  la  voirie 
vicinale,  6.  Aufl.,  Parit.  —  Maudier,  Traitf, 
de  la  legitlation  det  ehemint  rureaux,  F^ri*  1891. 

—  Law  to  highway*,  London.  —  Pratt,  Law 
of  highway*   (enthaltend   die  highway   act*  von 
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1S64  u.  ISiS),  14.  Aufl.,  London.  —  Cook, 
Sighiraj/  law*  0/  the  State  0/  New  York,  6.  Ätifl. 
AÜang.  —  KeiUenstetn,  Da*  deuttche  Wrge- 
reeht  in  teinen  Grundxügen,  Freiburg  1890.  — 
Deraelhe  in  Stengel*  Wörterbuch  de*  deutschen 
Verwaltungtrecht»,  im  Jahrb.  f.  Vene,  Jahrg. 
XI  und  XII,  towie  in  SchSnberg*  Politiaeher 
Oekonomie  III.  Bd.  —  Ceratershausen,  Da» 
Wegereeht  und  die  Wegererwaltung  in  Preu**en, 
i  Bde..  i.  Aufl.,  Berlin  1900.  —  i.  Stein, 
Handbuch  der  Verwaltung*Uhre,  Stuttgart  1888, 
lU.  Aufl.,  S.  StS—S56.  —  a.  Meyer,  Deut- 
tche* VerwaUungtrecht,  18M,  S.  510—528.  — 
Ackermann,  Die  WegebauUut  im  Geltung». 
bereich  de*  prett»».  Landrechte*,  t.  Aufl.,  Bre»' 
lau  1890.  —  Bittnann,  Handbuch  der  getetzl. 
Bestimmungen  über  die  Provimial-,  Krei*-  und 
Aktien-Chautteeen  der  preu**.  Monarchie  i.  Aufl., 
Berlin  1891.  —  Walz,  Da*  Baditche  Ort*- 
*tra**enreeht,  Heidelberg  1900.  —  Bering,  »Da» 
Recht  an  öffentlichen  Wegenm  und  nDie  Rechte 
der  Anlieger  an  einer  Stra***»,  Berlin  1895, 

Huber. 


Verkehrsstenera. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  V.  2.  Begrfln- 
dnng  und  Aufgaben  der  V.    3.  System  der  V. 

1.  Begriff  and  Wesen  der  V.     Wir 

bezeichnen  mit  dem  Ausdrucke  der  Ver- 
kehrssteuem diejenige  Steueigruppe  im 
Baue  der  Erwerbsbesteuerung,  welche  die 
funktionellen  Wirkungen  des  Verkehrs,  als 
konstitutives  Element  bei  der  Einkommens- 
bildung,  auf  die  Gestaltung  und  Qeartung 
der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit 
steuertechnisch  erbssen  soll.  Während  die 
Ertn^ssteuem  durch  die  formelle  Ver- 
selbständignng  der  Ertragsobjekte  imd  Er- 
tragseinrichtungen die  Güterproduktion  quan- 
titativ und  ohne  Rücksicht  auf  die  beim 
Bechtssubjekte  in  einer  Durchgangsstufe 
befindlichen  auszuscheidenden  Betriebsele- 
mente (privatwirtschaftliche  Kosten)  be- 
steuern, die  Einkommensteuer  dagegen  quali- 
tativ nach  Abzug  jener  Betriebselemente  die 
aus  der  Persönlichkeit  des  Wirtschafters 
imd  aus  der  konkreten  Eigenart  des  Wirt- 
adiaftsbetriebes  stammenden  Besonderheiten 
im  Einzelfall  berücksichtigt,  so  hat  ein 
System  von  Verkehrssteuem  in  der  Er- 
fassung der  Zwischenglieder  seine 
stellertechnischen  Aufgaben  zu  erfüllen. 

Diese  Zwischenglieder  fassen  wir  unter 
den  gemeinsamen  Begriff  des  Verkehrs 
zusammen.  Der  Betrieb  jeder  Wirtschaft 
setzt  sich  nach  seinen  sachlichen  Mitteln 
aus  einem  relativ-festen  und  einem  relativ- 
flüssigen  Wertbestande  zusammen.  Jener 
umfasst  die  grossen  Typen  des  Vermögens 


und  Besitzes,  das  Gnindeigentum,  den  Eapi- 
talbesitz,  Erwerbseinrichtungen  u.s.w.,  dieser 
dagegen  die  beweglichen  und  variablen  Ele- 
mente der  Einzelwirtschaft,  die  vorüber- 
gehenden, jeweils  in  den  Fluss  des  Ver- 
kehrs gestellten  Mittel  der  wirtschaftlichen 
Produktion  und  damit  Grössen,  welche  im 
Gefüge  des  Wirtschaftsbetrieb^  nicht  zur 
Ruhe  und  Auswirkung  konunen,  sondern 
lediglich  eine  vermittelnde  Funktion  bei  der 
Gütererzeugung  erfüllen.  Beide  sind  kon- 
stitutive Elemente  des  Einkommens,  imd 
durch  beide  gewinnt  die  schaffende  Betrieb- 
samkeit des  Wirtscliafters  die  zur  Be- 
friedig^g  seiner  Bedürfnisse  benötigten 
Gütermengen  und  Güterarten. 

Dieses  Princip  nun,  welches  als  führende 
Kraft  die  Gestaltung  und  den  Gang  des 
relativ-flüssigen  Wertbestandes  beherrscht, 
nennen  wir  den  Verkehr.  Derselbe  stellt 
sich  dar  als  ein  äusserlicher,  auf  ein  kon- 
kretes Ziel  hinstrebender  Eingriff  des  Wirt- 
schafters, welcher  sich  von  einer  bestimmten 
Handlung  einen  bestimmten  Erfolg  ver- 
spricht (aktiver  Verkehr),  oder  ^s  eine 
Beeinflussung  des  Wirtschaftslebens  ohne 
Zuthun  des  Wirtschafteis  und  unabhängig 
von  seinem  Willen  durch  selbständige  Vor- 
gänge (passiver  Verkehr).  Der  Inbe- 
griff dieser  einzelnen  Akte  und  Einwirkun- 
gen, zu  einem  einheitlichen  Begriffe  ent- 
wickelt, bildet  ein  wichtiges  Glied  im  Leben 
der  Wirtschaft.  Das  Resultat  dieser  Ge- 
samtbethätigung  ist  aber  die  wirtschaft- 
liche Leistungsfähigkeit,  welche  als 
solche  Gegenstand  der  &werbsbesteuerung 
ist.  In  diesem  Gefflge  bestehen  Wesen  und 
Funktionen  des  Verkehrs  in  seiner  Mit- 
wirkung an  der  Einkommensbildung,  und 
hier  handelt  es  sich  um  die  Umbildung 
und  üeberleitung  des  rohen  Materials  zum 
wirklichen  Einkommen. 

8.  Be|n^diu>S  iu>d  Aufgaben  der  V. 

Durch  die  Ertragssteuem  ist  der  An&ngs- 
punkt  und  durch  die  allgemeine  Einkommen- 
steuer ist  der  Endpunkt  im  Prozesse  der 
Einkommensbildung  zur  Steuerleistung  her- 
angezogen worden.  Die  Lücke,  welche 
zwischen  beiden  offen  liegt,  sollen  nun  ans 
einem  doppelten  Gesichtspunkte  die  Ver- 
kehrssteuem ausfüllen.  Ihnen  ist  daher  zu- 
nächst die  Verrichtung  übertragen,  die  all- 
mähliche Entwickelung  der  wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit,  wie  sie  durch  das  Ein- 
greifen des  relativ-flüssigen  Wertbestandes 
beim  Produktionsprozess  zum  Ausdruck 
kommt,  steuertechnisch  zu  verfolgen.  So- 
dann aber  erfosst  die  Verkehrsbesteuerung 
alle  jene  Elemente,  welche  beim  Ertrag  und 
seiner  Besteuerang  noch  nicht  und  beim 
Einkommen  nicht  mehr  vorhanden  sind. 
Das    sind  aber  jene  Beträge,    welche    sich 
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beim  Wirtschafter  mir  in  einer  Durchgangs- 
stufe befinden  und  dritten  als  Aktivanteile 
zufallen.  Die  Verkehrssteuem  repräsen- 
tieren dabei  die  Belastung  des  mehr  mobilen 
Elements  des  Produktionsprozesses  und  der 
EüokommensbUdung,  die  mehr  mittelbar 
treibenden  Faktoren  des  Wirtschaftserfolges 
und  sind  daher  meistens  nicht  exakt  mess- 
bar, sondern  nur  approximativ  und  in  ihrer 
Gesamterscheinung  zu  bestimmen.  Die  Ver- 
kehrsbesteuenmg  ist  aus  diesen  Gründen 
ein  selbständiges  und  koordiniertes  Glied 
im  Körper  der  Erwerbsbesteuerung  und 
steuerpolitisch  entsprechend  zu  erweitem. 
Ihre  Funktionen  sind  teils  nationale  und 
volkswirtschaftliche,  indem  sie  die  Einwir- 
kungen des  Verkehrs  auf  die  Gestaltung 
der  Leistungsfähigkeit  in  Betracht  zieht, 
teils  internationale  und  weltwirtschaftliche, 
wenn  sie  bei  den  Beziehungen  von  Volk  zu 
Volk  als  Kegulator  den  Zu-  und  Abfluss 
der  Kapitalkräfte  vom  Inland  und  ins  In- 
land indirekt  leitet. 

Die  approximative  Messung  der  einzelnen 
Verkehrsakte  kann  aber  nur  äie  Aufgabe 
haben,  die  sich  bekundende  oder 
wenigstens  als  wahrscheinlich  und 
durchschnittlich  anzunehmende 
ökonomische  Beitragskraft,  welche 
präsumtiv  im  Principe  des  Verkehrs  be- 
gründet ist  oder  doch  begründet  sein  kann, 
steuertechnisch  zu  begreifen.  Die  Kraft- 
äusserung  ist  aber  nur  im  Keime  vorhanden, 
und  von  der  Wirksamkeit  und  Geschicklich- 
'  keit  des  Wirtschafters  wird  es  abhängen, 
ob  und  in  welchem  Masse  der  produktive 
Erfolg  zur  Thatsache  wird.  Wir  stehen  so 
einer  Besteuerung  der  mehr  mittelbaren 
Produktionselemente  gegenüber,  wie  bei  den 
Ertragssteuern  den  unmittelbaren.  Jedem 
Verkehrsakte  aber  liegt  die  Absicht  einer 
Erzielung  von  vermögensrechtlichen  Vor- 
teilen zu  Grunde,  welche  auf  eine  Wert- 
vermehrung gerichtet  ist  Ob  und  inwie- 
weit dieses  Resultat  erzielt  wird,  ist  eine 
Thatfrage,  welche  wfthrend  des  Produktions- 
prozesses ebenso  unsicher  zu  beantworten 
ist  wie  z.  B.  diejenige,  ob  die  nach  be- 
stimmten Orts-  und  Betriebsumfangsklassen 
veranlagte  Gewerbesteuer  auch  demjenigen 
Einkommen  aus  dem  Gewerbebetriebe  wirk- 
lich entspricht,  welches  nach  diesen  äusseren 
Merkmalen  angenommen  wurde.  Beiden 
Fällen  ist  die  Substitution  von  Durch- 
schnitten gemeinsam  und  wesentlich.  Diese 
Grundsätze  finden  aber  auch  auf  Verkehrs- 
handlungen rein  onerosen  Charakters, 
wie  auf  die  Anwerbung  von  Schulden  u.  s.  w., 
sinngemässe  Anwendung.  Denn  ihnen  liegt 
eine  produktive  Absicht  unmittelbar  zu 
Grunde,  sie  erstreben  wenigstens  für  die 
Zukimft  einen  Wirtschaftserfolg.  Die  Ver- 
kehrssteuer ist  hier  berechtigt,  weü  es  sich 


hier  um  die  generalisierende  Auswer- 
tung eines  Princips  im  Wirtschaftsleben  han- 
delt und  nicht  um  die  konkrete  Individuali- 
sierung einer  einzelnen  Thatsache.  Ent- 
spricht der  Wirtschaftserfolg  den  angenom- 
menen Voraussetzungen  nidit,  so  befindet 
sich  der  Steuerpflichtige  in  der  gleichen 
Lage  wie  der  Grundbesitzer,  der  nach  be- 
stimmtem Durchschnittsertrage  besteuert 
ist,  wenn  die  erzielten  Getreidepreise  nied- 
riger sind  als  die  angenommenen.  Gestaltet 
sich  der  Nutzeffekt  günstiger  als  die  Prär 
sumtion,  so  ändert  sicK  der  Steuersatz 
nicht  Je  mehr  es  natürlich  der  Steuerge- 
setzgebung gelingt,  mit  ihren  durchschnitt- 
lichen Annahmen  der  Wirklichkeit  sich  zu 
nähern,  desto  vollkommener  wird  auch  die 
Ordnung  der  Verkehrsbesteuerung  sein, 
desto  besser  wird  sie  ihre  Aufgabe  lösen. 

Im  System  der  Staatseinnahmen  sind 
die  Verkehrssteuem  von  den  Gebühren 
und  von  den  Aufwandsteuern  scharf 
zu  trennen,  auch  wenn  sie  äusserliche  Aehn- 
lichkeiten  aufweisen.  Die  Verkehrssteuem 
unterscheiden  sich  von  den  Gebühren  durch 
das  Princip  der  generellen  Entgeltlichkeit. 
Denn  dort  findet  keine  individuelle  Abrech- 
nung von  Fall  zu  Fall  zwischen  dem 
Pflichtigen  und  dem  Staate  statt,  während 
hier  die  specielle  Entgeltlichkeit  herrscht 
Allein  eine  Gebühr  kann  in  eine  Verkehrs- 
steuer übergehen.  Dies  geschieht  einmal, 
wenn  der  Zusammenhang  zwischen  der 
öffentlichen  Leistung  und  der  Gegenleistung 
des  Pflichtigen  aufgehoben  ist  oder  nur  aus 
fiskalischem  Interesse,  ohne  sachliche  Be- 
kundung die  Benutzung  einer  öffentlichen 
Thätigkeit  angeordnet  und  die  Unterlassung 
der  Inanspruciinahme  mit  Rechtsnachteilen 
oder  Strafen  bedroht  wird.  Sodann  aber 
auch  in  solchen  Fällen,  wo  die  Abgabesätze 
80  hoch  bemessen  sind,  dass  zwischen  beiden 
Leistungen  das  angemessene  Verhältnis 
zwischen  Kosten  und  Wert  beseitigt  ist 
Der  Zusammenhang  mit  den  Aufwandsteuero 
ist  dagegen  meist  nur  mehr  formeller  Natur. 
Einzelne  Aufwandsteuern  werden  mitunter 
in  Stempelform  erhoben  und  sehen  dahor 
äusserhch  den  Verkehrssteuem  ähnlich.  Bei 
der  Beurteilung  solcher  Auflagen  ist  zu 
entscheiden,  ob  der  Steuerzweck  auf  die 
Belastung  eines  Verbrauches  oder  Gebrauches 
von  Nutzobjekten  oder  auf  die  Erfassung 
der  im  Verkehrsakt  als  ruhend  präsumierten, 
schlummernden  Leistungsfähigkeit  gerichtet 
ist.  Je  nach  dem  Ausfall  dieser  Entschei- 
dung haben  wir  es  dann  entweder  mit 
einer  Aufwand-  oder  Verkehrssteuer  zu 
thun.  Aufwandsteuern,  welche  in  Ver- 
kehrssteuerform erhoben  werden,  sind  z.  B. 
der  Spielkarten-  und  Zeitimgsstempel  oder 
die  Erhebung  der  Tabaksteuer  durch  Bande- 
rolen (Nordamerika),  der  Biersteuer   durch 
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Zapf-  oder  SpundUlochstempel  und  dergleichen 
mehr. 

3.  System  derV.  Eine  Anordnung  der 
Verkehrsbesteuerung  wird  am  besten  von 
der  Unterscheidung  des  Verkehrs  in  einen 
aktiven  und  passiven  ausgehen.  Danach 
erhalten  wir  folgendes  Schema: 

1.  Besteuerung  des  aktiven  Ver- 
kehrs: 

a)  Besitzwechselabgaben  beim  Verkehr 
mit  Immobilien, 

b)  Börsen-,  Effekten-,  Kauf-  und  Ver- 
kaufeteuem  .beim  Verkehr  mit  Mo- 
bilien. 

2.  Besteuerung  des  passiven  Ver- 
kehrs: 

a)  die  Erbschaftssteuern  im  Hinblick  auf 
den  periodischen  Wertzuwachs, 

b)  die  »chenkungssteuern  beim  unperio- 
dischen Wertzuwachs, 

c)  die  Gewinn-  und  Konjunkturbesteue- 
rung für  den  gesellschaftlichen  Wert- 
zuwachs. 

3.  Besteuerung  des  Wertver- 
kehrs als  prSsumtiver,  durch- 
schnittlicher Triebkraft  beim  Pro- 
zesse der  Einkommensbildung  mit  teils  ak- 
tiver, teils  passiver  Bethätigung  des  Ver- 
kehrs: 

a)  Wechselstempel, 

b)  Schuldscheinstempel, 

c)  Qiüttungsstempel, 

d)  Rechnungs-,  Kontokorrent-  u.  s.  w. 
Stempel, 

e)  die  Transportsteuern,  welche  Ver- 
kehrssteuern sind. 

Schliesslich  sei  noch  bemerkt,  dass  häufig 
in  der  gleichen  Steuer  eine  Mehrzahl  von 
Steuerzwecken  verwirklicht  wird  und  daher 
die  einzige  Abgabe  aus  einer  Reihe  von 
verschiedenen  Steuer  bestand  teilen  zusammen- 
gesetzt ist,  mit  den  Verkehrssteuem  Ver- 
mögens-, Verbrauchs-,  Luxus-  und  sonstige 
Steuerelemente  konkurrieren.  Die  einzelnen 
Teile  sind  hier  häufig  überhaupt  nicht  aus- 
zuscheiden. 

Die  Systematik  der  Steuergesetzgebung 
und  Steuerpraxis  ist  nirgends  zu  einer  Ver- 
selbständigung  der  Verkehrssteuem  und 
ihrer  Loslösung  von  den  fibrigen  Steuer- 
gnippen  vorgedrungen.  Meistens  werden 
sie  mit  den  > Gebühren«  oder  »indirekten 
Steuern«  verbunden. 

Litteratur:  Wagner,  Fin.  Bd.  2,  §  S2i—us. 
—  SchiM,  iSehönbery  4.  At^.,  Bd.  3, 
S.  70S.  —  Bheberg,  Finamwüsenschaft,  5. 
Avfl.,  Leipzig  1898,  S.  217.  —  Meyer,  Stempel- 
neuem,  VJtchr.  /.  V.W.  I864.  —  JPrleOberg, 
Theorie  der  Stcmpehteuem,  Jahrb.  f.  Nat.  u. 
SlaL.  Bd.  t,  Heft  5,  S.  69  ff.,  1878.  —  Hechel, 
Hur  Lehre  von  den  Verkehmteuem,  Scham'  Fin.- 
Areh-,  Jahrg.  7,  1890,  S.  401  ff.  —  Dertelbe, 


AH.  »Verkehrttteucm«  im  W.  d.  V.  Bd.  II,  S. 
770 — 7i.  —  JSfawsnutnn,  VerlcehntUuem,  Ber- 
lin 1894.  —  Liehr,  Art.  nVerkehrtttetiem«,  H. 
d.  St.,  1.  Aufl.,  Bd.  6,  S.  4SI. 

Max  von  HeekeL 


Yerkoppelnng 

s.  Zusammenlegung  der 
Grundstücke. 


Vermögen 

s.  Verteilung  unten  S.  464 ff. 


¥ennögensstener. 

(Ergänzungssteuer.) 

I.  Allgemeines.  1.  Das  Vermögen  als 
Gegenstand  der  Besteuerung.  Die  V.  als 
Kapitalsteuer.  2.  Die  formelle  oder  nomi- 
nelle V.  als  Ersatz  der  Erwerbsbesteuenmg. 
3.  Die  formelle  oder  nominelle  V.  als  ErgSn- 
znngsstener.  4.  Die  reelle  oder  materielle  V. 
5.  Die  geschichtliche  Entwickelang  der  V.  11. 
Gesetzgebung.  1.  Die  Erg&izmigssteaer 
in  Prenssen.  2.  Die  V.  in  Hessen.  3.  Die 
braunschweigische  Ergänzungssteuer.  4.  Die  V. 
in  den  Niederlanden,  ö.  Die  V.  in  den  Schweizer 
Kantonen.  6.  Die  V.  in  den  Einzelstaaten 
der  nordamerikaniscben  Union. 

I.  Allgemeines. 

1.  Das  Vermögen  als  Gegenstand 
der  Bestenerong.  Die  V.  als  Kapital- 
stener.  Das  Vermögen  ist  eine  Summe 
wirtschaftlicher  Güter  in  der  Verfügungs- 
gewalt des  leitenden  Rechtesubjekts  als 
realer  Fonds  für  die  Befriedigung  der  Be- 
dürfnisse. Alle  Steuern  können  nur  aus 
dem  Vermögen  in  diesem  Sinne  entrichtet 
werden.  Nach  seiner  Bestimmung  oder 
Verwendung  kann  das  Vermögen  entweder 
Gebrauchsvermögen  oder  Produktivvermögen 
sein.  Wenn  wir  aber  im  steuertechnischen 
Sinne  an  eine  »Vermögenssteuer«  denken, 
so  haben  wir  zunächst  das  Vermögen  in 
der  engeren  Anwendung  als  Produktivver- 
mögeu  oder  Kapital  im  Auge.  Denn  das 
Vermögen  in  jener  weiteren  ümgrenzimg 
büdet  die  Quelle  für  die  Erhebung  jeder 
Steuer  überhaupt  Steuerpolitisch  nimmt 
dasjenige  Vermögen,  welches  nicht  der 
Produktion  dient,  nach  seiner  Geartung 
derselben  aber  dienen  könnte,  eine  ähnliche 
Stellung  ein  wie  das  Produktiwermögen. 
Für  das  Problem  der  Verm^nssteuer 
kommen  daher  zwei  Kategorieen  des  Ver- 
mögens in  Betracht:   das  eigentliche  Pro- 
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duktivvermögen  oder  Kapital  und  das  nutz- 
bare, aber  zur  Zeit  wirtschaftlich  ungenutzte 
Vermögen,  z.  B.  der  Luxusbesitz,  Parkan- 
lagen, brach  daliegendes  Oeld  u.  dergl.  m. 
Beide  zusammen  woUen  -wir  Stammver- 
mögen nennen. 

Das  Stammvermögen  kommt  für  die  Be- 
steuerung in  einer  zweifachen  Funktion  in 
Betracht.  Die  Stexier  kann  nämlich  an- 
knüpfen an  den  Vermögens  besitz  (bezw. 
an  den  Vermögensertrag)  und  an  die 
Vermögens  Übertragung.  Die  Verwen- 
dung der  Vermögensüberfiagung  als  Steuer- 
grund fällt  mit  den  Verkehrssteuera  zu- 
sammen (vgl.  d.  vorhergehenden  Art.  Ver- 
kehrssteuern oben  S.  423ff.). 

Die  Vermögenssteuer  als  Vermögens- 
besitz Steuer  will  den  Bestand  des  Stamm- 
vermögens als  Steuerobjekt  zur  Leistung 
heranziehen.  Sie  ist  entweder  als  Besitz- 
steuer auf  die  reelle  Absorbiening  von 
Vermögensteilen,  auf  die  partielle  Kapital- 
aufzehrung gerichtet  (reelle  oder  ma- 
terielle Vermögenssteuer)  oder  sie 
sucht  durch  den  Umweg  über  die  That- 
sachedes  Vermögensbesitzes  den  Vermö^ens- 
ertrag  summarisch  zu-  treffen  oder  die  in 
dem  Vermögensbesitz  dargestellte  höhere 
Leistungsfähigkeit  des  fundierten  Einkom- 
mens schärfer  zur  Steuer  heranzuziehen 
als  den  Ertrag  der  an  die  Wechselfälle  des 
Lebens  gebundenen  persönlichen  Arbeit 
(nominelle  oder  formelle  Vermö- 
genssteuer). 

2.  Die  formelle  oder  nominelle  V.  als 
Ersatz  der  Erwerbsbestenemng.  Die 
Anknüpfung  an  die  Thatsache  des  Ver- 
mögensbesitzes zur  mittelbaren  Feststellung 
von  Ertragsgrössen  tritt  in  Erschei- 
nung als  formelle  oder  no- 
minelle Vermögenssteuer.  Das 
Vermögen  ist  hier  ein  steuertechnisches 
Hilfsmittel  zur  Lösung  des  Problems  der 
Erwerbsbesteuerun^  mittelst  des  Rück- 
schlusses vom  Besitz  auf  den  Erwerb,  die 
Erwerbs-  imd  Steuerfähigkeit.  Das  Ziel 
des  Verfahrens  bleibt  aber,  durch  ein  inter- 
mediäres Element  den  Vermögensertrag 
zu  finden  und  damit  eine  Besteuerung  der 
Leistungsfähigkeit  des  einzelwirtschaftuchen 
Kechtssubjekts  zu  erreichen.  Sie  erscheint 
dabei  in  zwei  Formen  als  Ersatz  der  Er- 
werbsbesteuerung und  als  Ergänzung  der 
Erwerbsbesteuerung. 

Als  Ersatz  der  Erwerbsbesteu- 
erung  sucht  sie  bei  dem  Mangel  branch- 
barer Anhaltspunkte  in  einfachen  Wirt- 
schaftsverhältnissen  aus  den  formalen  Er- 
tragswerten auf  den  Ertrag  zu  schliessen. 
Man  greift  eben,  bei  der  Schwierigkeit, 
den  Ertrag  selbst  zu  ermitteln,  lieber  zur 
Herstellung  eines  summarischen  Wert> 
katasters  ^  zur  Herstellung  eines  Beiner- 


tragskatasters. Allein  andererseits  liegen 
gerade  in  dieser  rohen  Methode  die  (Frenzen 
der  steuerpolitischen  Anwendbarkeit  gege- 
ben. Denn  es  ist  ungemein  schwierig,  in 
vielen  Fällen  meist  überhaupt  unmJ^ich, 
das  Vermögen  nach  der  Ürtragsföhigkeit 
und  dem  Ertragswerte  zu  veranschlagen. 
Immerhin  wird  man  doch  mehr  oder  we- 
niger auf  den  Verkehrswert,  der  nicht  die 
wirklichen  Ertragsverhältnisse  ausdrückt, 
zurückgreifen  müssen.  Vor  allem  aber 
kommt  in  diesem  nicht  der  persönliche 
Einfluss  des  wirtschaftenden  Kechtssubjekts 
zur  Erscheinung  und  entbehrt  folglich  die 
Steueranlage  der  Würdigung  gerade  des- 
jenigen Faktors,  welcher  fto  die  Ertrags- 
und Einkommensbildung  wesentlich  ent- 
scheidend ist.  Auch  eine  einigermassen 
gerechte  Abstufung  der  Steuersätze  für  das 
werbende  und  ruhende  Vermögen  ist  kaum 
je  befriedigend  zu  lösen.  Die  einzelnen 
Vermögensobjekte  und  Erwerbseinrichtungen 
sind  ungemein  schwer  festzustellen  und 
richtig  zu  bewerten.  Endlich  ist  das  ganze 
Gebiet  der  persönlichen  Arbeit  in  die  Ver- 
mögenssteuer überhaupt  nicht  einzugliedern, 
w^rend  bei  fortschreitender  Entwickelung 
und  bei  der  immer  zunehmenden  Bedeutung 
der  Dienste  und  Leistungen  im  Wirtschafts- 
und Erwerbsleben  die  einfacheren  Steuer- 
formen der  Kopf-  und  Personalabgaben  den 
persönlichen  Erwerb  auch  nicht  annähernd 
hinreichend  besteuern. 

Die  Veranlagung  der  Vermögenswerte 
geschieht  r^elmässig  durch  Selbstangabeu 
der  Steuerpflichtigen  (»Eidsteuern«),  seltener 
durch  Einschätzimgskommissionen.  In  einer 
entwickelten  Volkswirtschaft  mit  stark 
differenziertem  Volksvermögen  und  Volks- 
einkommen, sowie  mit  der  zunehmendeu 
Ausbildung  der  Technik  wird  selbst  der 
gewissenhafte  Steuerzahler  nur  schwer  die 
Bedingungen  der  Selbstangabe  erfüllen 
können,  wenn  sie  ein  annähernd  richtiges 
Bild  seiner  Leistungsfähigkeit  geben 
soll.  Daher  kann  die  formelle  Vermögens- 
steuer Eds  Ersatz  der  Erwerbsbesteuerung 
nur  in  einfachen  Wirtschaftszuständen  und 
auf  örtlich  engbegrenztem  Baume  genügend 
wirken.  In  grossen  Volkswirtschaftsge- 
bieten mit  tausendfäl^en  Gliederungen 
und  Abstufungen  des  Erwerbslebens  sind 
aber  auf  die  wirkliche  Ermittelung  und 
Darstellung  des  Ertrags  und  Einkommens 
hinzidende  Steuerformen  notwendig.  Das 
Eindringen  des  Ertrags-  und  Einkommen- 
steuerprincipes  in  die  Vermögenssteuer  und 
die  Zersetzung  derselben  durch  jene  sind 
denn  auch  die  typischen  Merkmale  der 
Steuerentwickelnng  in  denjenigen  Staaten 
(Schweiz,  Nordamerika),  in  weldien  auch 
heute  noch  die  Vermögenssteuer  einen  Grund- 
pfeiler der  Erwerbsbesteuerung  bildet 
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3.  Die  fonueDe  oder  nominelle  V. 
als  Ergänznngssteiier.  Die  fonndle  oder 
nominelle  Vermögensbesitzsteuer  als  Er- 
gänzungssteuer dient  im  Principe  der 
formalen  Doppelbesteuerung  den  aus  Er- 
trags- und  Einkommensteuern  zusammen- 
gesetzten Steuersystemen  zur  stärkeren  Be- 
lastimg der  höheren  -wirtschaftlichen  Leis- 
tungsfähigkeit Sie  wendet  sich  an  das 
fundierte  Einkommen,  dessen  Quelle 
der  Vermögensbesitz  ist.  Das  Arbeitsein- 
kommen ,  das  tmfundierte  Einkommen, 
welches  unsicherer  und  unbeständiger  ist 
and  dessen  Bezug  von  der  Arbeitskraft, 
Gesundheit  und  Fortdauer  der  Persön- 
lidikeit  abhängig  ist,  wird  dadurch  mehr 
geschont. 

In  der  Einkommenbesteuerung  kommt 
nämlich  derjenige  Faktor,  welcher  gerade 
die  Fortdauer,  Sicherheit  \md  Beständigkeit 
des  Einkommens  begründet,  nicht  ent- 
sprechend zimi  Ausdruck.  Die  Einkommen- 
steuer wendet  sich  an  eine  bereits  abge- 
schlossene Erscheinung  im  Wirtschaftsleben, 
sie  trifft  eine  subjektive  Grösse  (Qualität), 
die  sich  bereits  aus  ihrem  objektiven  Be- 
stände (Quantität)  zu  einem  Reinertrage 
herausgeschält  hat,  der  dem  Wirte  unmittel- 
bar und  ganz  zum  Genüsse  (Verbrauche) 
dient  Alle  Gestehungskosten,  die  im  Roh- 
ertrage noch  enthalten  sind,  sind  bereits 
verschwimden.  Nim  aber  ist  die  Abstufung 
der  Wirksamkeit  der  einzelnen  einkommen- 
bildenden Faktoren  eine  verschiedene.  Die- 
selben sind  auch  in  verschiedenem  Grade 
steuerfähig.  Je  nach  der  Art  der  Anlage 
wird  der  eine  Vermögensteil  mehr  und  der 
andere  weniger  teilnehmen,  und  bei  gleichem 
Vermögen  wii-d  die  Höhe  des  Einkoramens 
nicht  selten  im  umgekehrten  Verhältnisse 
zur  Sicherheit  stehen.  Darum  bietet  der 
Kapitalwert  des  Vermögens  zur  stär- 
keren Belastung  des  fundierten  Einkommens 
einen  viel  richtigeren  Massstab  als  andere 
Formen,  welche  das  Missliche  haben,  Ein- 
kommensteile  gemischten  Ursprunges  nach 
einem  einheitlichen  Massstabe  zu  beurteilen. 
Der  Kapitalwert  aber,  wenn  er  zugleich 
den  Tauschwert  darstellt,  begründet  die 
Voraussetzung,  dass  gleichen  Werten  die 
gleiche  Leistungsfähigkeit  entspricht  Die 
Höhe  der  Bek^timg  ist  hier  unabhängig 
von  der  jeweiligen  Art  der  Vermögensan- 
la^  und  jede  Deberbürdung  und  Bevor- 
zugung einer  bestimmten  Besitzform  ist 
ausgeschlossen. 

Femer  aber,  wenn  sich  der  (objektive) 
Ertrag  zum  (subjektiven)  Einkommen  ge- 
staltet, so  werden  die  Einkommensbezüge 
vielfach  in  dem  Zusammenwü-ken  von 
Kapital  und  Arbeit  ihre  Wurzel  haben. 
Bei  diesen  Gruppen  aber  ist  die  Durch- 
führung der  stärkeren  Belastung  des  un- 


fundierten Einkommens  bei  den  objektiven 
Realsteuern  durch  deren  Stabilität  erschwert 
und  bei  der  Einkommensteuer  selbst  durch 
eine  entsprechende  Form  aus  steuertech- 
nischen Gründen  kaum  möglich.  Hier  kann 
die  V^ermögenssteuer  viel  besser  den  auf 
die  Mitwirkung  des  Kapitals  bei  der  Pro- 
duktion zurückzuführenden  Bestandteil  des 
Einkommens  in  Betracht  ziehen.  Auch 
scheint  die  Vermögenssteuer  geeignet,  die 
Lückenhaftigkeit  der  Ertrags-  und 
Einkommensteuern  zu  ergänzen,  -welche  bei 
der  Vielgestaltigkeit  der  modernen  Besitz- 
und  Erwerbsverhältnisse  immerhin  gewisse 
Teile  der  leistungsfähigen  Ertragsgrössen 
ganz  oder  teilweise  unberücksichtigt  lassen 
wird. 

Endlich  können  im  Rahmen  einer 
Vermögenssteuer  jene  oft  sehr  wert- 
vollen Teile  des  Vermögens,  welche, 
ohne  einen  wirtschaftlichen  Ertrag  zu  lie- 
fern, dem  persönlichen  Genüsse  des  Eigen- 
tümers dienen  und  gerade  infolge  dieser 
Verwendung  in  der  Regel  ein  sicheres 
Merkmal  der  gesteigerten  Steuerkraft  dar- 
stellen (Parkanlagen,  Gallerieen,  Sammlungen, 
Bibliotheken),  am  leichtesten  eine  nur  der 
Billigkeit  angemessene  Heranziehung  zu  den 
Staatslasten  erfahren.  Dazu  kommen  aber 
noch  steuertechnische  Vorzüge.  Die  Ver- 
anlagungsarbeiten für  eine  konkurrierende 
Vermögenssteuer  bieten  dem  Staate  einen 
festen  Anhaltspunkt,  wenn  in  ausserordent- 
lichen Bedrängnissen  zu  einer  reellen  Ver- 
mögenssteuer übei^gangen  werden  soll. 
Allerdings  ist  auch  hiermit  die  GeMir  ver- 
bunden, dass  in  Kriegszeiten,  wenn  der 
Feind  im  Lande  ist,  die  Beiti-eibung  von 
Kriegskontributionen  auf  Grund  dieses  Ma- 
terials erleichtert  wird.  Auch  der  Abzug 
der  Schulden  und  Schuldzinsen  wird  ver- 
einfacht. Während  bei  den  Ertrags-  und 
Einkommensteuersystemen  es  häufig  zweifel- 
haft sein  kann,  ob  die  abzugsberechtigten 
Passivzinsen  das  fundierte  und  unfundierte 
Einkommen  belasten,  kann  die  Vermögens- 
steuer den  Nettobestand  des  Vermögens 
nach  Abzug  der  Schulden  zum  Ausgangs- 

S unkte  der  Besteuerung  nehmen,  ohne  auf 
en  Ursprung  der  Schulden  zurückzugreifen. 
Dies  letztere  wird  nur  der  FaiU  sein 
müssen,  wenn  nicht  das  (Jesamtvermögen 
des  Pflichtigen,  sondern  nur  Teile  desselben 
der  Steuer  unterliegen  und  es  sich  darum 
handelt,  zu  ermitteln,  ob  die  Schulden  auf 
den  steuerpflichtigen  oder  steuerfreien  Ver- 
mögensteilen ruhen. 

Die  Vermögenssteuer,  insofern  sie  an 
den  Vermögensübergang  anknüpft,  ist  zu 
einem  wichtigen  Gliede  der  VerKehrsbe- 
steuerung  geworden  (s.  d.  Art.  Ver- 
kehrssteuern, oben  a.  a.  0.). 

Von  den  Formen  der  nominellen  Ver- 
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mögenssteuer  hat  sich  die  Vermögenser- 
tragssteuer bei  dem  feinen  Greäder  unserer 
Erwerbssteuersysteme  im  ganzen  überlebt, 
da  sie  ausser  stände  ist,  sich  den  moder- 
nen Steuerbedürfuissen  anzupassen.  Nur 
die  Vermögensbesitzsteuer  ist  von  eigent- 
lich aktueller  Bedeutung,  und  selbst  ihr  ist 
nur  ein  verhältnismässig  beschränkter  Wir- 
kungskreis bei  der  Erwerbsbesteuerung  be- 
schieden. Im  allgemeinen  liegt  der  Schwer- 
punkt der  Vermögenssteuer  überhaupt  in 
der  Vergangenheit,  in  der  Gegenwart  ver- 
mag die  Vermögenssteuer  nur  eine  er- 
gänzende Funktion  zu  erfüllen. 

4.  Die  reelle  oder  materielle  V.  Die 
reelle  oder  materielle  Vermögens- 
steuer ist  eine  wirkliche  Besitzsteuer. 
Für  sie  ist  das  Vermögen,  der  Vermögens- 
stock selbst  die  Steneruuelle.  Ihr  Be- 
streben ist  nicht  die  Auisuchung  von  ein- 
kommenbildenden Elementen  durch  den 
Umweg  des  Vermögensbesitzes, 
sondern  die  Inanspruchnahme  von 
Vermögensquoten,  die  Wegnahme  von 
Vermögensteilen  zur  Erfüllung  von  Zwecken 
des  Gemeinschaftslebens.  Sie  ist  an  sich 
nicht  unbedingt  zu  verwerfen,  sondern  kann, 
auch  heute  noch,  ein  ausserordentliches 
Hilfsmittel  sein,  in  Zeiten  tiefgehender  poli- 
tischer und  sozialer  Bedrängnisse  rasch  be- 
deutende Finanzmittel  zu  erschliessen.  Die 
Minderung  der  Vermö^nsbestände  kann 
aber  wiederum  in  zwei  Richtungen  erstreckt 
werden. 

1.  Die  einzelwirtschaftlich-re- 
elle Vermögenssteuer.  Zunächst 
kann  eine  Schmälerung  des  Vermögensbe- 
standes der  Einzelwirtschaften  eintreten,  es 
können  Teile  des  Privatvermögens  der  Ein- 
zelnen angesprochen  werden.  Die  Privat- 
wirtschaften liefern  also  Teile  ihres  Be- 
sitzes an  den  Staat  oder  die  Gemeinden 
ab.  Sie  erfahren  individuell  eine  Kürzung, 
während  der  volkswirtschaftliche  Besitz- 
stand, das  Volksvermögen  unherühi-t  bleibt 
und  nur  mittelbar  eine  anderweite  Vertei- 
lung des  nationalen  Eigentums  im  In- 
teresse der  Gesamtheit  erfolgt.  Der  Ein- 
wand, dass  für  jede  Besteuenmg  die  ün- 
verletzlichkeit  aer  Erwerbsmittel  unum- 
stösslicher  Grundsatz  sein  müsse  und  für 
dieselbe  nur  die  Früchte  des  Vermögens, 
niemals  aber  dessen  Grundstock  in  Betracht 
kommen  dürfen,  ist  nicht  ohne  weiteres 
allgemein  stichhaltig.  Denn  durch  ihre 
soziale  Bedingtheit  ist  die  Privatwirtschaft 
verpflichtet,  in  ausserordentüchen  Notstän- 
den nach  Kräften  an  der  Erhaltung  der 
Gemeinschaft  mitzuwirken.  Diese  ihrerseits 
darf  und  kann  nie  soweit  gehen,  dass  sie 
durch  Zerstörung  der  einzelwirtschaftlichen 
Gliederungen  in  der  Gesellschaft  die  Lebens- 
fähigkeit des   Ganzen  gefähi'det,  da  keine 


Gremeinwirtschaft  ohne  intermediäre,  indivi- 
dueU-privatwirtschaftliche  Existenzen  dau- 
ernd die  Lebensfähigkeit  der  Gesamtheit 
gewährleisten  kann. 

2.  Die  volkswirtschaftlich-re- 
elle Vermögenssteuer.  Die  reelle 
Vermögenssteuer  kann  aber  nötigenfalls 
noch  weiter  gehen  und  selbst  zu  einer  Be- 
schneidung des  Volksvermögens  schreiten, 
Teile  des  Volksvermögens  als  Steuer  ein- 
ziehen, den  nationalen  Besitzstand  angreifen. 
Eine  solche  Minderung  des  nationalen  Be- 
sitzstandes lässt  sich  gleichfalls  in  Fällen 
der  äussersten  Not  rechtfertigen.  Denn  in 
Kriegszeiten  und  bei  politischen  Katastro- 
phen kann  eben  der  Staat  nur  vor  die 
Wahl  gestellt  sein,  entweder  auf  seine 
selbständige,  nationale  Existenz  zu  verzich- 
ten oder  durch  einen,  wenn  auch  harten 
und  schmerzvollen,  operativen  Eingriff  in 
die  nationalen  Erwerbsmittel,  durch  die 
Amputation  eines  Gliedes  den  übrigen  Kör- 
per am  Leben  zu  erhalten.  Es  wäre  ein 
Zeichen  bedenklicher  volkswirtschaftlicher 
Weisheit,  wenn  man  hier  den  Grundsatz 
der  Unantastbarkeit  des  Volksvermögens 
in  Steuersaehen  soweit  zuspitzen  würde, 
dass  dabei  die  Selbständigkeit  der  Nation 
vernichtet  wird. 

Für  die  reellen  Vermögenssteuern  lassen 
sich  keine  allgemein  giltigen  Gesetze  auf- 
stellen. Es  kann  sich  nicht  darum  handeln, 
ob  sie  überhaupt  zulässig  sind,  sondern 
nur  darum,  wann  und  inwieweit  sie  ein- 
treten sollen.  Das  Schwergewicht  liegt  in 
der  praktischen  Durchführung,  in  der  Art 
der  Veranlagung  und  in  der  Höhe  der 
Steuersätze. 

6.  Die  geschichtliche  Entwickelmig 
der  V.  Schon  im  Altertum  bediente  man 
sich  vielfach  der  Vermögenssteuer  als 
ausserordentlicher  Steuer  in  Kriegs-  und 
Notzeiten.  In  den  griechischen  Stadt- 
staaten finden  wir  insbesondere  seit  dem 
peloponnesischen  Kriege  solche  Auflagen, 
welche  in  den  Zeiten  des  Niedergangs  der 
hellenischen  Gemeinwesen  immer  öfter  vor- 
kommen, so  dass  sie  sich  schliesslich  nicht  viel 
von  ständigen  Steuerleistungen  unterschieden. 
Ebenso  war  die  wichtigste  unter  den  Litur- 
gieen,  die  Trierarchie,  d.  h.  die  Ausrüstung 
und  Bemannung  von  Kriegsschiffen,  wenigs- 
tens in  Athen  nach  ihrer  ökonomischen 
Wirkung  eine  Art  progressiver  Vermögens- 
steuer. Das  Bürgertiibut  in  Rom  war 
gleichfalls  eine  ausserordentliche  Vermögens- 
und Kriegssteuer,  welche  zuerst  406  v.  Cl^. 
eingezogen  wurde,  als  der  Staat  definitiv 
die  Zahlung  des  Truppensoldes  übernahm. 
Nach  glücklicher  Beendigung  des  Krieges 
vnxrde  das  Tributum  den  Steuerpflichti^n 
zui-ückerstattet,  wodurch  da.sselbe  eine 
Mittelstellung  zwischen  Zwangsanleihe  und 
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Vermögenssteuer  einnahm.  Nachdem  von 
167  V.  Chr.  bis  zu  Cäsars  Tode  das  Tributum 
verschwindet,  findet  es  sich  wieder  in  der 
Eaiserzeit  and  zwar  gleichfalls  als  ausser- 
ordentliche Auflage  in  Kriegszeiten.  Seit 
dem  3.  Jahrh.'  n.  Chr.  tritt  das  Provinzial- 
tribut  hinzu,  ursprünglich  eine  Not-  und 
Kriegssteuer,  die  sieh  aber  immer  mehr  zu 
einer  direkten,  aus  Vermögens-  und  Ein- 
kommensteuer zusammengesetzten  ordent- 
lichen Besteuerung  ausbildete  und  eine 
bleibende  Einrichtung  des  kaiserlichen  Finanz- 
wesens war. 

Die  italienischen  Städterepu- 
bliken des  Mittelalters,  Genua,  Vene- 
dig, Mailand  und  Florenz  haben  seit  dem 
14.  Jahrhundert  das  Princip  der  Vermögens- 
steuer angenommen.  Der  Ertrag  der  Ver- 
mögenssteuer diente  zuerst  als  Deckimgs- 
mittel  für  ausserordentliche  Bedürfnisse, 
bis  dieselbe  schliesslich  zu  einer  regel- 
mässigen Abgabe  wurde.  Auch  waren 
diese  VermJ^nssteuem  keine  reinen  Ver- 
in^enssteuem,  sondern  vielfach  mit  anderen 
Steiierelementen  durchsetzt  In  Genua  fin- 
den wir  vom  14.  bis  16.  Jahrhundert  die 
CJoletta,  eine  ausserordentliche,  insbesondere 
während  der  Seekriege  erhobene  Steuer, 
■welche  aber  teilweise  auch  andere  Steuern 
umfesste,  in  Venedig  im  15.  Jahrhundert 
eine  ähnliche  Abgabe,  die  Decima,  und  in 
Mailand  tritt  schon  seit  dem.  13.  Jahrhundert 
die  Stima  e  Catastro  dei  Beni  auf,  deren 
Höhe  regelmässig  von  je  100  Pfund  10  Soldi 
und  5  Pfennige  betrug.  In  der  Folgezeit 
wurden  häufig  Steuererhöhungen  vorgenom- 
men, wodurch  die  Auflage  sehr  drückend 
■wiurde.  Florenz  endlich  hat  eine  reichere 
£ntwickelung  der  Vermögenssteuer  aufzu- 
weisen. Das  Estimo  vom  13.  bis  15.  Jahr- 
hundert scheint  auf  den  Ueberresten  des 
altrömischen  Tributums  autgebaut  zu  sein 
und  belastete  das  unbewegliche  und  beweg- 
liche Vermögen  nach  einem  festen  Wert- 
anschlage,  welcher  dann  auf  ^inen  Bruch- 
teil nach  dem  Stexierfuss  von  2:240  redu- 
ziert wurde  und  die  Lira  oder  den  Estimo 
als  Steuereinheit  ergab.  Je  nach  dem  Masse 
der  öffentlichen  Finanzbedürfnisse  wurde 
dann  ein  Einfaches  oder  ein  Vielfaches 
dieses  Simplums  erhoben.  Die  Grundlagen 
des  Estimo  wxirden  häufig  geändert.  Eine 
zweite  Form  der  Vermögenssteuer,  der  Ca- 
tasto  erscheint  im  mediceischen  Zeitalter. 
Zu  dessen  Veranlagung  wimie  der  Roher- 
trag der  Einkünfte  nach  streng  kontrollier- 
ten Selbstangaben  der  Steuerpflichtigen  als 
Vermögensb^tand  kapitalisiert  imd  hierauf 
der  Steuersatz  von  7  '/o  vom  beweglichen 
und  von  5*/o  vom  imbeweglichen  Vermögen 
angewendet  Nach  der  Beseitigung  des 
Catasto  durch  den  Widerstand  der  floren- 
tinischen  Grossen  stellte  ihn  1458  Kosmus 


von  Medici  wieder  her.  Er  wm^e  alsdann 
bis  1470  noch  eriioben.  In  den  letzten 
Zeiten  seines  Bestandes  war  er  aber  keine 
Vermögenssteuer  mehr,  sondern  eine  Art 
Vermögenskonskription  und  diente  als  solche 
der  Veranlagung  anderer  Abgaben  und  neu 
eingeführter  Steuern,  wie  der  Zwölftel  und 
Zwanzigstel  imd  der  Progressivsteuer  (Duo- 
decimo,  Ventina,  Imposta  progressiva). 

Während  im  alten  Deutschen  Reiche  bei 
dem  Mangel  einer  eigentlichen  Reichssteuer- 
verfassung keine  VermögenssteuerPlatz  finden 
konnte,  haben  die  deutschen  Reichsstädte 
und  Territorien  sich  mehrfach  dieses  Prin- 
cipes  in  verschiedenen  Anwendungen  be- 
dient Zunächst  haben  die  deutschen 
Reichsstädte  mit  ihrem  frühzeitig  ent- 
wickelten Geld-  und  Finanzhaushalte  Ver^ 
mögenssteuern  eingeführt  Ursprünglich 
waren  sie  dabei  von  der  Er&ssung  einzelner 
Vermögensbestandteile  ausgegangen,  welche 
steuertechnisch  am  besten  zu  veranlagen 
waren,  und  dann  aUmählich  zu  allgemeinen 
Vermögenssteuern  fortgeschritten.  Doch 
bestanden  hier  vielfache  persönliche  und 
sachliche  Steuerfreiheiten.  Diese  Vermögens- 
steuern, Schoss,  Schätzung,  Losung  genannt, 
wurden  auf  Grund  eidiich  bekräftigter 
Selbstangaben  der  BOi^r  (daher  »Eid- 
steuern«) veranlagt  waren  zunächst  ausser- 
ordentliche Auflagen  für  meist  im  voraus 
bestimmte  Zwecke  und  wurden  erst  nach 
und  nach  zu  regelmässig  sich  wiederholen- 
den Jahressteuem  ausgebildet  Die  Steuer- 
sätze waren  für  die  verschiedenen  Arten 
des  Vermögens  und  der  einzelnen  Ver- 
mögensbesten dt  eile  meist  verschieden  ab- 
gestuft, wobei  das  Grundeigentum  niedriger, 
die  bewegliche  Habe  meist  höher  belastet 
wurde. 

Die  deutschen  Territorien  haben 
sich,  namentlich  seit  dem  Ausgang  des 
Mittelalters,  der  Vermögenssteuern  bedient, 
welche  hier  sehr  abweichende,  regelmässig 
historisch  begründete  Bezeichnungen  führen. 
Die  ältere  Landbede  des  13.  Jahrhunderts 
(precaria  exactoria,  Landschoss,  Grossen- 
schoss)  war  in  der  Mark  Brandenburg 
als  allgemeine  Vermögenssteuer  aller  Volks- 
klassen gedacht,  sie  traf  sowohl  den  be- 
weglichen als  auch  den  unbeweglichen  Be- 
sitz. Die  Bauern  waren  mit  ihrer  gesamten 
Habe  steuerpflichtig,  Ritter,  Knappen  und 
die  PfeuTgeistlichkeit  hatte  eine  Anzahl 
Hufen  frei.  Die  Bede  war  in  barem  Gelde 
zu  entrichten,  doch  kommen  bei  kleinen 
Leuten  oder  auf  dem  platten  Lande  auch 
Naturalreichnisse  vor.  Die  Städte  wurden 
anfänglich  nach  dem  Hufenzins  der  städti- 
schen Feldmark  (Orbede)  oder  nach  dem 
Rutenzins  (Länge  der  Strassenfront)  oder 
nach  anderen  Merkmalen  besteuert  Später 
entrichteten    sie   auch  häufig   Abfindungs- 
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summen.  Die  Zuweisung  der  Anteile  und 
Steuerquoten  war  sehr  mangelhaft.  Im 
16.  Jahrhundert  beginnt  der  Ditferenzierungs- 
prozess,  durch  welchen  die  einheitliche 
Vermögenssteuer  in  eine  Mehrzahl  von  ein- 
zelnen Objektsteuem  aufgelöst  wird.  In 
Oesterreich  bildet  die  Vermögenssteuer 
das  Hauptglied  der  Erwerbsbesteuerung  im 
16.  Jahrhundert.  Sie  traf  die  drei  Stände 
der  Geistlichkeit,  der  freien  Besitzer  und 
der  Lehensleute  an  ihrem  beweglichen  und 
unbeweglichen  Vermögen.  Der  Steuersatz 
war  in  der  Begel  */6%  und  wurde  nach 
Schätzungsanschlägen  auf  Grand  von  Selbst- 
angabeu  angelegt  Ende  des  16.  Jahrhun- 
derts setzt  auch  hier  der  A\iflösungsprozess 
in  Objektsteuem  ein.  Im  18.  und  19.  Jahr- 
hundert greift  man  mehrfach  auf  das  Prin- 
cip  der  Vermögenssteuer  zurück,  welche 
jetzt  mehr  eine  nominelle  ist,  Aber  den 
Umweg  der  Veranlagung  nach  dem  Ver- 
mögen den  Vermögensertrag  treffen  will 
und  sich  individualisierend  an  die  Leistungs- 
fähigkeit anzuschliessen  sucht.  Steuer- 
pflichtig wai'en  alle  Landesbewohner  und 
juristischen  Personen ;  nur  der  arme  Bauers- 
mann und  Personen  mit  weniger  als  5  fl. 
Vermögen  waren  steuerfrei.  Die  Steuer- 
veranl^ung  gründete  sich  auf  Fassionen, 
welche  über  das  bewegliche  und  unbeweg- 
liche Vermögen  zu  erstellen  wai-en.  Doch 
waren  die  m  inländischen  Staatspapieren 
angelegten  Kapitalien  sowie  Bargeld  für  den 
vierteljährigen  Hausbedarf  und  Wirtschafts- 
vorräte für  ein  Jahr  steuerfrei.  Die  Steuer 
wurde  mit  mehrfachen  Abweichungen  neun- 
mal erhoben:  1704,  1705,  1706,  1713, 1734, 
1737,  1747,  1806  und  1807.  Eine  Ver- 
mögenssteuer vom  Jahre  1810  traf  das  be- 
wegliche und  unbewegliche  Stammvermögen 
nach  Abzug  der  Schulden  und  Lasten  mit 
10  »/o. 

Die  übrigen  grösseren  und  kleineren 
deutschen  Territorien  kannten  gleichfalls 
seit  dem  14.  Jahrhundert  das  Pnncip  der 
Vermögenssteuer.  So  waren  in  Bayern 
der  »zwanzigste  Pfennig«,  die  Stand-  und 
Landsteuern  ganz  oder  teilweise  Vermögens- 
steuern. In  Württemberg  tragen  die 
Schätzungen  den  Charakter  ausserordent- 
licher Vermögenssteuern,  während  die  Land- 
be<le  und  der  Landschaden  daneben  auch 
personalsteuerartige  Elemente  enthielten. 
In  gleicher  Weise  fanden  in  Sachsen  seit 
14i>4und  in  Hessen  seit  1576  Vermögens- 
steuern Eingang. 

In  der  normannischen  Zeit  gelang  es 
auch  in  England  dem  Königtum,  allge- 
meine direkte  Vermögenssteuern  einzubür- 
gern, welche  zuerst  den  Grandbesitz  trafen 
und  später  auch  auf  das  bewegliche  Ver- 
mögen ausgedehnt  wm-den.  Auch  die  spä- 
teren Monatsanlagen  (Monthly  Assessment) 


in  der  reichsständischen  Epoche  waren  wirk- 
same Formen  der  Vermögensbesteuerang, 
mit  denen  sich  einkommensteuerartige  Ele- 
mente mischten.  Gleicher  Art  waren  die 
Auflagen,  welche  1688  und  1689  erhoben 
wurden,  imd  die  »Kriegshilfe«  von  1692. 
In  Frankreich  war  in  der  absoluten 
Periode,  insbesondere  seit  dem  14  und  15. 
Jahrhundert,  die  Taille  die  direkte  Haupt- 
steuer der  ländlichen  Bevölkerung  gewor^ 
den.  Sie  war  eine  Vermögenssteuer  und 
teilt  deren  typischen  Entwickelungsgang, 
indem  sie  in  ihrem  Ursprung  eine  Kri^s- 
steuer  war  und  sich  allmählich  zu  einer 
regelmässigen  Abgabe  und  zu  einem  stän- 
digen Institute  des  Finanzwesens  entwickelte 
(vgl.  d.  Art  Taille,  Tallia,  Tallagia 
oben  Bd.  Vü  S.  47  ff.). 

Nachdem  im  19.  Jahrbimdert  die  Ver^ 
mögenssteuer  melu:  und  mehr  aus  den 
Steuersystemen  verschwunden  war,  hat  man 
neuerdings,  zumal  in  Preussen  und  in  an- 
deren deutschen  Staaten,  auf  sie  zurückge- 
griffen, um  die  Erwerbsbesteuerung  auszu- 
bauen und  namentlich  durch  sie  das  fun- 
dierte Einkommen  schärfer  als  das  unfim- 
dierte  zu  treffen. 


IL  Gesetzgebung. 

1.  Die  Ergänznngsstener  in  Prenssen. 

In  den  schweren  Zeiten  nach  der  Tilsiter 
Katastrophe  wimle  durch  das  Edikt  von 
1812  neben  einer  Einkommensteuei-  eine 
3  "/oige  ausserordentliche  Vermögenssteuer 
für  Kriegszwecke  ausgeschrieben.  Allein 
die  Erbitterung  gegen  dieselbe  war  so 
gross,  dass  man  nicht  mehr  wagte,  auf 
diese  Steuerform  zm-ückzukommen.  Damit 
verschwindet  80  Jahre  lang  jede  Spiu-  einer 
Vermögenssteuer  in  der  preussischen  Ge- 
setzgebung. Sie  ist  erst  in  unseren  Tagen 
als  Glied  der  grossen  Miquelschen  Finauz- 
und  Steuerreformen  zur  Aiisfüllung  der 
Lücken  der  Erwerbsbesteuerang  wieder  her- 
vorgeholt worden. 

Die  preussische  Ergänzungssteuer  nach, 
dem  G.  v.  14.  Juli  1893  ist  ihrer  Funktion 
nach  eine  ergänzende  Vermögenssteuer,  welche 
die  Einkommensteuer,  den  Hauptträger  der 
staatlichen  Erwerbsbesteuerung,  stützen  soll. 
Daram  hat  sie  in  dreifeicher  Hinsicht  er- 
gänzend zu  wirken.  Sie  soll  das  Erträgnis 
der  Einkommensteuer  ergänzen  imd  damit 
den  diu^h  die  Ueberweisung  von  direkten 
Staatssteuern  an  die  Gememden  entstan- 
denen Ausfall  decken.  Sodann  soll  sie  das 
fundierte  Einkommen  schärfer  belasten  als 
das  Arbeitseinkommen,  indem  zwar  beide  der 
Einkommensteuer  in  gleicher  Weise  unter- 
liegen, die  Quellen  aber,  aus  denen  das 
erstere  fliesst,  nochmals  durch  die  Ver- 
mögenssteuer   belastet    werden.      Endlich 


Digitized  by 


Google 


Vermögenssteuer 


431 


soll  sie  da  er^izend  eintreten,  wo  beim 
Mangel  eines  Einkommens  während  einer 
Yeraniagungsperiode  die  Einkommensteuer 
zur  an^meseenen  Erfassung  der  Leistungs- 
fähigkeit nicht  hinreicht  Der  Ergänzungs- 
steuer unterliegen  alle  physischen  Personen, 
die  als  Inländer  pieussische  Staatsange- 
hörige sind  oder  als  Reichsangehörige  und 
Reidisausländer  ihren  Wohusitz  oder  Aufent- 
halt in  Preussen  haben,  TUid  sodann  ohne 
Hficksicht  aul  die  Staatsangehörigkeit  alle 
physischen  Personen  nach  dem  T^rte  ihres 

Ereussischen  Grundbesitzes  und  des  in 
ind-  und  forstwirtschaftlichen,  bergbaulichen 
und  gewerblichen  (stehenden)  Unterneh- 
mungen in  Preussen  verwendeten  Anlage- 
und  Betriebskapitals.  Steuerobjekt  ist  das 
gesamte  bew^hche  und  uubewegliche  Ver- 
mögen (Liegenschaften,  Gewerbe-  und  £a- 
pitaJvermögen)  abzüglich  der  Schulden  imd 
ausschliesslich  der  Möbel  des  Hausrats 
und  anderer  beweglicher  Sachen,  die  nicht 
Zubehör  von  Kapitalanlagen  und  Erwerbs- 
einiichtun^n  sind.  Die  zu  einer  Fidei- 
kommjssstiftung  gehörigen  Vermögen  und 
Verm^nsteile  werden  dem  jeweiligen 
Nutzniesser,  das  Vermögen  ungeteilter  &b- 
massen  den  Erben  rxaax  dem  Masse  ihres 
Erbteils,  die  Anlage-  und  Betriebswerte 
einer  nicht  einkommensteuerpflichti^n  Er- 
werbsgesellschaft den  einzelnen  Teilhabern 
nach  ihrem  Anteü  und  das  Vermögen  der 
Haushaltungsgenossen  dem  Haushaltungs- 
vorstande zugerechnet.  Neben  den  ding- 
lichen und  persönlichen  Kapitalschulden  ist 
auch  der  Kapitalwert  der  vom  Steuerpflich- 
tigen oder  aus  einer  Fideikommissstiftung 
zu  entrichtenden  Apanagen,  Kenteu,  Alten- 
teile und  anderweiter  periodischer  geld- 
werter Leistungen  auf  den  steuerpflichtigen 
Vermögensteilen  zum  Abzug  zugelassen. 
Die  Haushaltungsschulden  sind  dagegen 
nicht  abzugsberechtigt 

Von  der  Ergänzungssteuer  sind  befreit 
preussische  Staatsangehörige  mit  ausserhalb 
Preussens  liegendem  Wohnsitz  oder  einem 
Dienstsitz  ausserhalb  Preussens  und  preus- 
sischem  Wohnsitz  sowie  solche  Personen, 
welche,  ohne  einen  Wohnsitz  in  Preussen 
zu  haben,  sich  länger  als  zwei  Jahre  im 
Ausland  aufhalten.  Desgleichen  werden  zur 
Ergänztmgssteuer  nicht  herangezogen  Ver- 
mögen bis  zu  einem  Gesamtwerte  bis 
6000  M.  und  Personen  mit  einem  Jahres- 
einkommen bis  900  M.,  falls  ihr  steuer- 
pflichtiges Vermögen  20000  M.  nicht  über- 
steigt, und  endlich  weibliche  Personen, 
welche  Familienangehörige  pflichtgemäss  zu 
unterhalten  haben,  insoweit  ihr  v^ermögen 
höchstens  20000  M.  und  ihr  einkommen- 
steuerpflichtiges  Gesamteinkommen  nicht 
mehr  als  1200  M.  beträgt. 


Die  Steuersätze  der  Ergänzungssteaer 
betragen: 

bei  einem  steuerbaren 

Vermögen  von  jährlich 

M.  M. 

6000—  8000  ...  3 

8000—10000  ...  4 

10000—12000  ...  5 

12000—14  000  ...  6 

14  000—16000  ...  7 

16000—18000  ...  8 

18000—20000  ...  9 

20000-22000  .    .    .  lo 

22000—24000  .    .    .  u 

24000-28000  ...  12 

28000-32000  ...  14 

32000—36000  ...  16 

36000-40000  ...  18 

40000-44000  ...  20 

44000-48000  ...  22 

48000-62000  ...  24 

52000-56000  ...  26 

56000—60000  ...  28 

60000—70000  ...  30 

und  steigen  bei  höherem  Verm&;en  bis  ein- 
schliesslich 200000  M.  um  5  M.  für  jedes 
angefangene  10000  M.  Bei  Vermi^n  von 
mehr  als  200000  bis  220000  M.  beträgt  die 
Steuer  100  M.  und  steigt  bei  höheren  Ver- 
mögen von  20000  zu  20000  M.  um  je 
10  M.  für  das  angefangene  20000  M. 

Personen,  deren  Vermögen  32000  M. 
nicht  übersteigt,  werden,  wenn  sie  nicht 
zur  Einkommensteuer  veranlagt  sind,  mit 
höchstens  3  M.  jährlich,  und  wenn  sie  zu 
deren  vier  ersten  Stufen  veranlagt  sind, 
höchstens  mit  einem  um  2  M.  unter  der  von 
ihnen  zu  zahlenden  Einkommensteuer  ver- 
bleibenden Betrage  zur  Ergänzungssteuer 
herangezogen.  Ausserdem  kann  Steuer- 
pflichtigen, welchen  wegen  ungünstiger 
Wirtschaftsverhältnisse  eine  Ermässigung 
der  Einkommensteuer  gewährt  wird,  bei 
der  Veranlagung  auch  eine  Ermässig^mg 
der  Ergänzungssteuer  zugestanden  werden, 
sofern  das  steuerpflichtige  Vermögen  nicht 
mehr  als  32000  M.  beträgt 

Die  Veranlagung,  deren  Perioden 
nach  einem  Febergangsstadium  seit  1899 
bis  1900  dreijährige  sind,  ist  mit  derjenigen 
zur  Einkommensteuer  verbunden  imd  ge- 
schieht durch  eine  Veranlagungskommission 
in  Gemässheit  des  Einkommensteuergesetzes. 
Ein  Deklarationszwang  seitens  der  Pflich- 
tigen besteht  nicht,  sondern  es  liegt  einem 
Schätzungsausschusse  ob,  die  erforderlichen 
Wertermittelungen  vorzunehmen,  wenn  es 
nicht  die  Steuerpflichtigen  freiwillig  vor- 
ziehen, derselben  thatsächliche  Angaben  zu 
machen.  Für  die  Schätzung  bildet  in  der 
Regel  der  gemeine  Wert  die  Grundlage. 
Bei  immerwährenden  Renten  und  Leistun- 
gen ist  das  25  fache  des  Jahresbetrages,  bei 
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zeitlich  begrenzten  das  12Vs  fache  anzu- 
setzen, und  bei  Leistungen  auf  Lebensdauer 
schwankt  der  Koeffizient  nach  dem  Lebens- 
alter. Vom  Kapitalwert  unverzinslicher,  be- 
fristeter Forderungen  oder  Schulden  diirfen 
4"'/o  Jahreszinsen  erhoben  werden.  Dem 
Steuerpflichtigen  wie  dem  Vorsitzenden  der 
Veranlagungskommission  steht  die  Berufung 
an  eine  besondere  Berufungskommission  zu 
und  gegen  die  Entscheidung  der  letzteren 
beiden  Teilen,  dem  Steuerpflichtigen  und 
dem  Vorsitzenden  der  Beruf  ungskommission, 
eine  Beschwerde  beim  Oberverwaltungsge- 
richte. Die  Erhebung  der  Erg&nzun^- 
steuer  geschieht  gleichzeitig  mit  der  Em- 
kommensteuer. 

Das  Ergänzungssteuergesetz  hat  eine  be- 
schränkte »Kontingentierung«  vorgesehen. 
Es  wurde  nämlich  bestimmt,  dass,  wenn 
das  erstmalige  Veranlagungssoll  (1895  bis 
1896)  den  Betrag  von  35  Mill.  M.  um  mehr 
als  b'^lo  Obersteige  oder  hinter  demselben 
um  mehr  als  5  Wo  zurückbleibe  und  dieser 
letztere  Ausfall  nicht  durch  einen  Mehrer- 
trag der  Einkommensteuer  Ober  135  Mill.  M. 


und  durch  die  Erhöhung  der  angesammelten 
üeberschüsse  gedeckt  werde,  dann  eine  ent- 
sprechende Herabsetzung  oder  EAöhung  der 
vorstehend  mitgeteilten  Steuersätze  Platz 
greifen  solle.  Nachdem  aber  das  Veran- 
%ungs60ll  statt  35  Mill.  M.  nur  29,563 
MilL  M.  betrug,  so  wurden  die  Steuersätze 
um  5,2  Pf.  für  jede  Mark  mit  der  Massgsbe 
erhöht,  dass  bei  Feststellung  der  hiernach 
zu  berechnenden  Jahressteuersätze  jeder 
überschiessende  nicht  durch  20  teilbare 
Pfennigbetrag  auf  den  nächsten  in  dieser 
Weise  teilbtu^n  Betrag  abzunmden  ist  Der 
Ertrag  der  Steuer  belief  sich: 

1896-96    auf  29,563  Hill.  M. 
1896-97      „    31,046     „     „ 
1897-99      „    31,833     ,     r 
1899-1901  „    34,1*3     „     „ 

Das  gesamte  steuerpflichtige  Vermögen 
der  Steuersubjekte  (Censiten)  belief  sieh  in 
der  Veranlagungsperiode  1899 — 1901  auf 
69906912872  M.  imd  das  gesamte  Sollauf- 
kommen auf  34123392  M.  Beide  verteilen 
sich  folgendermassen: 


Vermögen 
von  über 

Zahl 
der 

zahl                         '^t"« 

•/o  des 
Gesamt- 

M. 

Censiten 

S0II8 

6000—     20000 

597  123 

48,87                       3  151  444 

9,24 

20000-     32000 

216  598 

17,73                       2307649 

6,76 

32000-     Ö2000 

168  450 

t3,79                       3417901 

10,02 

02OOO-  100000 

129  198 

10,57                       4518376 

13,24 

100000-   200000 

62  164 

5,09                       4346327 

12,74 

200000—   500000 

32943 

2,70                        5  058  754 

14,82 

500000—1000000 

9386 

0,77                        3  343  535 

9,80 

1000000-2  000000 

3905 

0,32                        2  803  495 

8,2a 

2000000 

2  109 

0,17                        5  175  911 

'5,17 

34123392 

Vergleichende  Uebersicht  über  die  Hauptziffern  für  1895—1901 

OpAftmtrfthl 

Gesamt-                      Höhe  des 

Kapital  wert 

der  Censiten 
(in  Mill.) 

veranlagnngs-               veranlagten 

Soll                        Vermögens 

in    Millionen    Mark 

der 
Schulden 

1895                     1,152 

31,050                     63917805 

9  727  788 

1896                     1,166 

31,046                      64024178 

10317936 

1897—98                   1,179 

31,833                      65676915 

10  778  749 

1899-1901                1,218 

34,123                      69906912 

12  227  300 

2.  Die  V.  in  Hessen.  Durch  das  0.  v.  12. 
August  1899  wurde  mit  der  Neugestaltung 
der  direkten  Steuern  in  Hessen  dem  Steuer- 
sjrstem  eine  ergänzende  Vermögenssteuer 
eingefügt  Auch  hier  soll  nunmehr  die  Ein- 
kommensteuer, die  durch  eine  ergänzende 
Vermögenssteuer  verstärkt  ist,  den  wesent- 
lichen Träger  der  staatlichen  Erwerbsbe- 
steuerung bUden.    Zugleich  sind   mit    der 


Einführung  der  ergänzenden  Vermögens- 
steuer die  bisher  bestehenden  Ertragssteuem, 
die  Grund-  (Gebäude-),  Gewerbe-  und  Kapi- 
talrentensteuer, als  Staatssteuern  aufgehoben 
worden.  Der  Vermögenssteuer  unterliegen  alle 
(physischen)  Personen,  die  als  Inländer,  hes- 
sische Staatsangehörige,  Reichsangehörige 
oder  Beichsausländer  ihren  Wohnsitz  oder 
AufenthaltimGrossherzogtumhaben,  und  ohne 
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BOcksicht  auf  die  Staats-  oder  Reichsange- 
hSrigkeit  alle  Personen  nach  Massgabe  ihres 
in  inländischem  Grundbesitz  und  Gewerbe-' 
betrieb  angelegten  Vermögjens.  Steuerobiekt 
ist  das  Vermögen,  das  in  Grundstücken, 
Gebäuden,  Bergwerkseigentum  oder  selb- 
ständigen Rechten  besteht,  das  Anlage-  und 
Betriebskapital  land-  und  forstwirtschaft- 
licher Betnebe,  des  Bergbans  und  der  stehen- 
den .Gewerbe,  das  durch  Kapital-  und  Geld- 
forderungen jeder  Art  und  durch  Urheber-, 
Patent-  und  Verlagsrechte  gebildete  Ver- 
m{^n  sowie  der  nach  bestimmten  Grund- 
sätzen zu  ermittelnde  Eapitalwert  der  Be- 
züge aus  Apanagen,  Leib-  und  Zeitrenten, 
Altenteils-  und  Auszugsrechten,  Leibgedingen 
und  anderen  lebenslänglichen  oder  befristeten 
geldwerten  Bezügen.  Dabei  werden  hinzu- 
gerechnet dem  Fideikommissbesitzer  das  zu 
einer  Fideikommisstiftung  gehörige  Vermin , 
dem  Haushaitungsvorstande  iak  Vermögen 
der  (nnselbetandigen)  Banshaltungsgenossen 
und  den  Mltglleaem  von  Gesellschaften, 
Vereinen  etc.  ihr  Anteil  am  Gesellschafts- 
vermögen. Vom  »rauhen«  Vermögen  dürfen 
in  Abzug  gebracht  werden  alle  Kapital- 
schulden  mit  Aosnahme  der  Haushaltungs- 
schulden und  der  Kapital  wert  einzelner, 
benannter,  rechtsverbindlicher  Lasten  auf 
steuerpflichtigen  Vermögensteilen.  Die  ab- 
zugsäaigen  Kapitalschulden  müssen  auf 
einem  im  Giossherzogtum  veranlagen  Ver- 
mögen ruhen  oder  wenigstens  mit  diesem 
in  Verbindung  stehen. 

Von  der  Verm^nssteuer  sind  befreit 
die  Mitglieder  des  grossherzoglichen  Hanses, 
Personen  im  Genüsse  der  ExterritoriaUtät, 
die  ausserhalb  Hessens  gelegenen  Grund- 
stücke uud  Gebäude,  die  Anlage-  und  Be- 
triebekapitalien ausländischer  Land-  imd 
Forstwirtschafts-,  Bergbau-  oder  stehender 
Gewerbebetriebe  und  aas  Mobiliar,  Hausrat 
and  sonstige  Gebrauchsgegenstände.  Femer 
■werden  zur  Verm^enssteuer  nicht  heran- 
gezogen jgersonen  mit  einem  Vermögen  bis 
zu  3000  Jl.  und  elternlose  Minderjährige 
und  erwerbsunfähige  Personen,  deren  Ge- 
samtvermögen bei  einem  Gesamteinkommen 
von  weniger  als  750  M.  den  Betrag  von 
10000  M.  nicht  übersteigt.  Die  gleiche 
Befreiung  gemessen  unter  den  gleichen  Vor- 
aussetzungen Witwen,  wenn  sie  nicht  durch 
freiwillige  Vermögensabtretungen  an  Kinder 
oder  sonstige  Angehörige  ihr  Verm^en 
unter  den  gesetzlichen  Minimalsatz  ver- 
mindert haben.  Endlich  bleibt  ausser  An- 
satz der  Kapitalwert,  den  die  Bezüge  aus 
Witwen-,  Waisen-  und  Pensipnskassen,  aus 
der  Kranken-,  Unbill-,  Alters-  und  Invalidi- 
tätsversicherung, aus  Dienstverhältnispen- 
sionen oder  legatarischen  Zuwendungen  an 
Baosstandsmit^edfer  darstellen. 


Die  Steuersätze  betragen: 
1.  bei  einem  Vermögen 


Hrnndwörterbnch  der  Staatswissenscfaaften. 


von  3000 
bis  30000  M.  für  8000—4000  M.  1,65  M. 
und  steigen  bei  höheren  Vermögen  bis  aus- 
schliesslich 30  (XK)  M.  für  jede  angefangenen 
1000  M.  um  0,55  M.  jährlich; 

2.  bei  einem  Vermögen  von  30000 
bis  60000  M.  für  30000—32000  M.  16,50 
Mark  und  steigen  bei  höheren  Vermögen 
bis  ausschliesslich  60000  M.  für  jede  an- 
gefangenen 2000  M.  \im  je  1,10  M.  jtor- 
Uch; 

3.  bei  einem  Vermögen  von  60000 
bis  90000  M.  für  60000— 63000 M.  33  M. 
und  steigen  bei  höheren  Vermögen  bis  aus- 
schliesslich 90000  M.  für  jede  angefangenen 
3000  M.  um  1,65  M.  jährlich; 

4  bei  einem  Vermögen  von  90000 
bis  150000  M.  für  90000—94000  M. 
49,50  M.  und  steigen  bei  höheren  Vermögen 
bis  ausschliesslich  150000  M.  für  jede 
angefangenen  4000  M.  um  3,20  M.  i&bi- 
lich; 

5.  bei  einem  Vermögen  von  150000  bis 
300000  M.  für  150000— 156 000 M.  82,50 M. 
und  steigen  bei  höheren  Vermögen  bis  aus- 
schliesslich 300000  M.  für  jede  angefange- 
nen 6000  M.  um  je  3,30  M.  jährlich; 

6.  bei  einem  Vermögen  von  300000  M. 
und  mehr  für  300000  M.  bis  310000  M. 
165  M.  und  steigen  bei  höheren  Vermögen 
für  jede  angefangenen  10000  M.  lun  je 
5,50  M.  jährlich. 

Die  Veranlagung  zur  Vermögens- 
steuer, für  die  im  allgemeinen  die  gleichen 
Grundsätze  wie  für  die  Einkommensteuer 
gelten,  wird  gleichzeitig  mit  der  Veranlagung 
dieser  vorgenommen  und  zwar  durch  die 
für  den  letzteren  Zweck  gewählten  Kom- 
missionen. Für  die  Verm^enssteuerpflich- 
tigen,  deren  einkommensteuerpflichtiges  Ge- 
samteinkommen 2  600  M.  und  mehr  beträgt, 
oder  für  den  Fall,  dass  sie  nicht  einkommen- 
steuerpflichtig sind,  deren  steuerbares  Ver- 
mögen den  Betrag  von  60000  M.  und  mehr 
erreicht,  sind  die  Veranlagimgskommissionen 
der  I.  Abteilung  und  für  alle  Steuerpflich- 
tigen mit  einem  geringeren  Vermögen  die- 
jenigen der  n.  Abteilung  der  Einkommen- 
steuer zuständig.  Im  einzelnen  sind  dann 
für  die  Berechnung  des  steuerpflichtigen 
Vermögens  besondere  Vorschriften  er- 
flossen. 

Die  Vermögenssteuer  wird  zugleich  mit 
der  Einkommensteuer  erhoben.  Ertrag  (vor- 
aussichtlich): 1,980  Mill.  M. 

3.    Die    braunschweigische    Ei^gän- 
zongssteuer.     Die  braunschweigische  Er- 
gänzungssteuer nacii  G.   V.  11.  März  1899 
trifft   die  einkommensteuerpflichtigen  phy- 
Zweite  Aufläse.    YII.  28 
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sischen  Personen  (die  Staatsangehörigen  mit 
Wohnsitz  und  Aufenthalt  im  Herzogtume, 
die  ßeichsangehörigen  und  Eeichsausländer 
mit  Wohnsitz  oder  dauerndem  Aufenthalt  in 
Braimsch-weig),  Personen  nach  Massgabe 
ihres  im  Herzogtume  belegenen  Grundbe- 
sitzes oder  ihres  in  Land-  und  Forstwirt- 
Bchaft,  Bergteiu  oder  (stehenden)  Gewerben 
angelegten  Geschäfts^pitals  und  endlich 
ruhende  Erbschaften,  soweit  sie  der  Ein- 
kommensteuer unterliegen.  Die  Besteuerung 
erstreckt  sich  auf  das  gesamte  bewegliche 
und  unbewegliche  Vermögen  nach  Abzug 
der  darauf  lastenden  Schulden,  soweit  sie 
auf  steueroflichtigen  Vermögensobjekten 
ruhen,  und  des  Kapital werts  aus  Vermögens- 
massen zu  entrichtender  Apanagen  und 
rechtsverbindlicher  Leistungen.  Die  zu  einer 
Familienstammguts-  oder  Fideikommissstif- 
tung  gehörenden  Vermögensobjekte  werden 
dem  jeweiligen  Familienstiftungs-  und  Fidei- 
kommissbesitzer,  ungeteilte  Erbmassen  den 
Erben  nach  Massgabe  ihres  Erbteils,  das 
Gesellschaftsvermögen  einer  nicht  steuer- 
pflichtigen Erwerbsgesellschaft  den  einzelnen 
Teilnehmern  nach  Massgabe  ihres  Anteils 
und  das  Vermögen  der  unselbständigen 
Haushaltimgsgenossen  dem  Haushaltungs- 
vorstande zugerechnet  Für  die  Berechnung 
der  in  Geld  schätzbaren  Vermögensobjekte 
sind  besondere  Regeln  aufgestellt  Von  der 
Ergänzungssteuer  sind  befreit:  Grundstücke 
ausserhalb  des  Herzogtums,  land-  und  forst- 
wirtschaftliche, bergbauliche  und  gewerb- 
liche Anlage-  und  BetriebskapitaUen,  die 
ausserhalb  des  Herzogtums  untergebracht 
sind,  Möbel,  Hausrat  und  sonstige  körper- 
liche Sachen,  wenn  sie  nicht  Zubehör  emes 
Grundstücks  oder  Bestandteil  eines  Anlage- 
oder Betriebskapitals  sind,  Personen,  deren 
steuerbares  Vermögen  den  Gesamtwert  von 
6000  M.  nicht  übersteigt  oder  deren  steuer- 
bares Vermögen  bei  einem  gesamten  Jahres- 
einkommen von  höchstens  900  M.  nicht 
mehr  als  12000  M.  beträgt,  und  endlich 
weibliche  Personen,  die  minderjährige  Fa- 
milienmitglieder zu  unterhalten  haben,  vater- 
lose Waisen-  und  Erwerbsunfähige,  insofern 
ihr  steuerbares  Vermögen  20000  M.  und  ihr 
steuerpflichtiges  Jahreseinkommen  1200  M. 
nicht  übersteigt  Steuerpflichtigen  mit  einem 
Jahreseinkommen  bis  9500  M.,  deren  Ein- 
kommensteuer wegen  besonderer,  ihre  Leis- 
tungsfähigkeit wesentlich  beeinträchtigender 
umstände  um  höchstens  drei  Stufen  herab- 
gesetzt wurde,  kann  bei  Veranlagung  zur 
Ergänzungssteuer  eine  Ermässigung  um 
höchstens  zwei  Stufen  gewährt  werden,  so- 
fern das  steuerpflichtige  Vermögen  nicht 
mehr  als  32000  M.  beträgt. 

Die  Steuersätze  betragen  in  den  Ein- 
heitssätzen bei  einem  Vermögen  von 


mehr  als 

M.  M.  M. 

6000  bis  einschliessl.    8000  1,50 

8000  „  „  10000  2,00 

10000  „  „  12000  2,50 

12000  „  „  14000  3,00 

14000  „  „  16000  3,50 

16000  „  „  18000  4,00 

18000  .  „  20  000  4,50 

20000  .  „  22000  5,00 

22000  .  .  24000  5,50 

24000  „  „  28000  6,0» 

28000  „  „  32000  7,00 

32000  „  „  36000  8,00 

36000  „  „  40000  9,00 

40000  „  „  44  000  10,00 

44000  „  „  48000  11,00 

48000  „  „        ■  62000  12,00 

52000  „  „  56000  13,00 

56000  „  „  60000  14,00 

60000  „  „  70000  15,00 


und  steigt  bei  höheren  Vermögen  bis  200000 
für  jede  angefangenen  10000  M.  um  2,50  M., 
bei  solchen  von  200000— 220  000  M.  betiSgt 
die  Steuer  50  M.  und  steigt  bei  höheren 
Vermögen  fflr  jede  angefangenen  20000  M. 
um  je  5,00  M.  Werden  Teüe  des  Einheits- 
satzes für  sich  oder  neben  vollen  Einheits- 
sätzen ausgeschrieben,  so  wird  der  von 
jedem  Steuerpflichtigen  zu  entrichtende  Be- 
trag dergestalt  abgerundet  dass  die  Beträge 
von  1 — 5  Pi  gar  nicht,  Beträge  von  6  bis 
9  Pf.  als  10  Pf.  gerechnet  werden. 

Für  die  Veranlagung  zur  Ergänzimgs- 
steuer  sind  im  allgemeinen  die  gleichen 
Gnindsätze  wie  diejenigen  für  die  Einkom- 
mensteuer massgebend.  Als  Veranlagungs- 
kommissionen  wirken  die  gleichen  wie  für 
die  Veranlagung  der  Einkommensteuer. 
Für  jeden  Veranlagungsbezirk  wird  ein 
Schätzungsausschuss  gebildet,  der  die  er- 
forderlichen Wertermittelung^n  zu  pflegen 
hat  Der  Steuerpflichtige  kann  jedoch 
Selbstangaben  (Vermögensanzeigen)  machen. 
Die  Ergänzungssteuer  wird  gleichzeitig  mit 
der  Einkommensteuer  erhoben. 

4.  Die  V.  in  den  Niederlanden.  Die 
Reform  der  direkten  Steuern  in  den  Nieder^ 
landen  vom  Jahre  1892  hat  ein  viergliedriges 
Steuersystem  begründet  das  aus  einer  Grund-, 
Personal-,  Gewerbe-  und  einer  Vermögens- 
steuer zusammengesetzt  ist.  DerVerm^ns- 
steiier  (G.  v.  27.  September  1892)  unterliegt  das 
gesamte  Vermögen  aller  Personen,  die  innere 
halb  des  Reiches  ihren  Wohnsitz  haben 
oder  Aufenthalt  nehmen.  Dabei  wird  der 
Wert  der  bebauten  und  unbebauten  Grund- 
stücke auf  das  20  fache  des  steuerbaren  Er- 
trags nach  der  letzten  Schätzung  veran- 
schlagt oder  es  kann  der  Steuerpflichtige 
den  Verkaufswert  deklarieren.  Effekten, 
Wertpapiere  sind  auf  ihren  Geldwert  nach 
den   zuletzt   bekannt    gewordenen  Ermitte- 
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lungen,  hypothekarische  und  luideTe  Schuld- 
fordenmgen  anf  den  Betrag  des  Kapitals  zu 
schätzen.  Schiffe,  Fahrzeuge,  Schflten  mit 
Zubehör,  feste  und  lose  Werkzeuge  und 
Gerätschaften  in  Fabriken  und  Werkstätten, 
Pferde  und  Wagen  aller  Art  und  zu  jedem 
Zweck,  Vieh,  landwirtschaftliche  Geräte, 
Handelsvonftte  und  alle  übrigen  Sachen 
werden  nach  dem  Geldwert  unter  Berück- 
sichtigung ihrer  Bestimmung  gewertet  Von 
der  Verm^nssteuer  sind  befreit  Möbel, 
Kleider,  Lebensmittel,  wissenschaftliche  und 
Eunstgegenstände,  Gold-  und  Silbersachen 
zum  Privatgebranch,  Policen  laufender 
Lebensversicherungen,  der  Kapitalwert  von 
Leibrenten  und  Pensionen,  Güter,  an  denen 
andere  Personen  Niessbrauch  haben,  der 
Wert  noch  nicht  fälliger  Termine,  Besol- 
dungen eta  Zum  Abzug  vom  Kapitalwert 
sind  zugelassen:  Schulden  und  Lasten  auf 
den  Vermögensobjekten,  der  20  fache  Jahres- 
betrag der  zu  entrichtenden  Leibrenten, 
Pensionen  und  Renten,  der  Betrag  für 
pfUchtmässige  oder  vertragsmassige  Reich- 
nisse an  Lebensunterhalt,  Wohnungen  und 
andere  Leistungen  an  dritte  Personen.  Ver- 
mögen bis  zu  einem  Betrage  von  13000  fL 
sind  steuerfrei. 

Die  Steuersätze  betragen  bei  Ver- 
mögen von  13000  bis  ausschliesslich 
14000  fl.  2  fl.,  bei  solchen  von  14000  bis 
15000  fL  4  fl.,  von  Vermögen  von  15000 
bis  2iX)000  fl.  sind  für  jedes  angefangene 
lOOO  fl.  1,25  fl.  zu  entrichten,  mit  welchem 
der  Vermögenswert  10000  fl.  überschreitet 
Bei  Vermögen  von  über  200000  fl.  besteht 
ein  fester  Steuersatz  von  237,50  fl.  sowie  ein 
Zuschlag  von  2  fl.  für  jedes  volle  1000  fl., 
mit  dem  der  Wert  des.  Vermögens  den  Be- 
trag von  200000  fl.  überschreitet 

Mit  der  Veranlagung  der  Vermögens- 
steuer, die  in  der  Aufenthaltsgemeinde  des 
Pflichtigen  erfolgt,  ist  der  Registratursteuer- 
inspektor des  Bezirks  betraut  Es  wird 
von  den  Gemeindevorständen,  namentlich 
durch  Einsicht  in  die  Kommunalabgabere- 
gister untetstützt  Auf  Grund  eines  Ver- 
zeichnisses, das  die  nach  allgemeiner  Ver- 
mutimg  steuerpflichtigen  Personen  aufführt, 
erhalten  dieselben  ein  Anzeigeformular  zur 
Ausfüllung,  Unterzeichnung  und  Rückleitung 
ao  die  Steuerbehörda  Nach  diesen  An- 
gaben ist  dann  die  Vermögenssteuer  zu  ver- 
anlagen. Bei  Unterlassung  der  Vermögens- 
anzeige wird  die  Veranlagung  von  Amts 
wegen  vorgenommen.  Der  Ertrag  der 
nieaerländischenVei'mögenssteuer  belief  sich : 

1893  anf  5,730  Mill.  fl. 
1^  „  6,870  „  „ 
1897  „  6,950  „  „ 
18^    „    7,000     „      „ 

1900    „    7,100     „      „ 


6.  Die  Y.  in  den  Schweizer  Kantonen. 

Ein  typisches  Merkmal  der  Finanzpolitik  in 
den  Schweizer  Kantonen  ist  die  Beibehal- 
tung der  älteren  Vermögenssteuern  sowie 
die  mannigfachen  Versuche,  dieselben  mittelst 
eigenartiger  Umbildungen  und  Ergänzungen 
den  modernen,  veränderten  Wirtschaftsver- 
hältnissen  anzupassen.  Bis  heute  herrscht 
hier  ausnahmslos  der  Grundsatz  vor,  bei  der 
direkten  Besteuerung  vom  »Vermögen«  aus- 
zugehen. Zwar  sind  in  allen  Kantonen  mehr 
oder  weniger  entschiedene  Bestrebungen 
aufgetaucht,  von  der  Vermögenssteuer  in  die 
aUgemeine  Einkommensteuer  überzugehen, 
ohne  indes  festen  Boden  gewinnen  zu 
können.  Nur  in  Basel-Stadt  gelang  es  we- 
nigstens eine  Zeit  lang  (1840 — 1866),  eine 
progressive  Einkommensteuer  zu  erreichen. 
Indessen  ist  gleichwohl  ein  stetes  Vordrin- 
gen des  Einkommensteuergedankens  wahr- 
nehmbar, welcher  die  Vermögenssteuer  zer- 
setzt, wie  die  Zugesellung  des  unfundierten 
Einkommens  als  selbständiges  Steuerelement 
und  das  Auftreten  von  Ergänzungen  zu 
einer  Verbindung  von  Vermögens-  und  Ein- 
kommensteuern führen.  Die  Vermögens- 
steuern in  den  einzelnen  Kantonen  lassen 
sich  in  fünf  Gruppen  systematisch  zusam- 
menfassen: 

1.  Erste  Gruppe:  Vermögens-  und 
allgemeine  Einkommensteuer  (Ba- 
sel-Stadt). Hier  wird  alles  Vermögen 
durch  die  Vermögenssteuer  und  dann  alles 
Einkommen  (fundiertes  und  unfundiertes) 
durch  die  Einkommensteuer  getroffen.  Dieses 
Rechtsverhältnis  ist  historisch  aus  dem 
Umstände  zu  erklären,  dass  unter  jdlen 
Kantonen  Basel-Stadt  allein  zuerst  von  der 
allgemeinen  Einkommensteuer  ausging  und 
erst  1866  die  Vermögen.ssteuer  ei^gänzend 
hinzufügte. 

ö.  Zweite  Gruppe:  Vermögens-  und 
fast  allgemeine  Einkommensteuer 
(Basel-Land).  Nach  diesem  Systeme  wird 
das  Vermögen  von  der  Vermögenssteuer 
und  unabhängig  davon  der  ganze  Erwerb 
durch  die  Einkommensteuer  belastet,  so  dass 
auch  hier  das  fundierte  Einkommen  zweimal 
besteuert  wird.  Eine  Ausnahme  machen 
hiervon  die  Geldkapitalzinsen,  welche  der 
Vermögenssteuer  allein  unterliegen. 

3.  Dritte  (Jnippe:  Vermögens-  und 
ergänzende  Einkommensteuer 
(Mehrzahl  der  Kantone).  Der  geltende 
Grundsatz  ist  hier,  das  SteueroWekt  immer 
nur  durch  eine  Form  der  Steuern  zu 
treffen.  Um  bei  gemischtem  Einkommen 
den  aus  dem  Vermögen  herrührenden  und 
der  Vermögenssteuer  bereits  unterworfenen 
Teil  auszuscheiden,  wird  ein  Abzug  von  4 
bis  5%  gestattet  Im  einzelnen  herrschen 
dabei  mancherlei  Abweichungen.  In  Bern 
und   Graubünden   fäUt  der  landwirtschaft- 
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liehe  Erwerb  überhaupt  aus.  In  Schaff- 
hausen und  Luzern  finaet  eine  schematische 
Berechnung  statt,  dort  zu  V«"Vo  von  den 
mit  75  "/o  bewerteten  landwirtschaftlichen 
Gütern,  hier  zu  20  <*/o  der  durchschnittlichen 
Liegenschaftsschatzung  einschliesslich  der 
Gebäude,  so  dass  diese  zu  einer  Quote  der 
Erwerbssteuer  unterliegen.  In  Bern  unter- 
liegen der  Vermögenssteuer:  Grund  und 
Boden  und  Hypothekenkapitalien,  während 
die  übrigen  Leihkapitalien,  Besoldungen  und 
der  Betrieb  von  Handel  und  Gewerbe  nach 
ihrem  vollen  Einkommen,  jedoch  abzü^ch 
des  Zinses  für  Immobilien,  unter  die  Ein- 
kommensteuer fallen.  Pensionen,  Leibge- 
dinge und  Renten  werden  bald  von  der 
Einkommensteuer  (Thurgau,  Schaffhausen, 
Neuenbui^,  Bern,  Basel- I^d,  Aargau,  Bun- 
desgesetz über  den  MilitärpQichtersatz),  bald 
\:on  der  Vermögenssteuer  (Uri,  Luzem,  Ob- 
walden,  Nidwaiden,  Freiburg,  Genf)  ge- 
troffen. Eine  Assimilienmg  geschieht  meist 
dadurch,  dass  die  betreffenden  Bezüge  mit 
20  vervielfacht  werden.  In  Waadt  sind 
Nutzungen,  Renten  und  Pensionen  ebenso 
wie  das  Arbeitseinkommen  der  Mobiliarver- 
mögenssteuer zugesellt,  werden  aber  ge- 
trennt gehalten.  Jene  steuern  als  »lebens- 
länglich gesichertes  Einkommen«  weniger 
ds  das  Vermögen,  aber  mehr  als  das  Ai^ 
beitseinkommen. 

4.  Vierte  Gruppe:  Vermögens- 
steuern nebst  einer  die  ergän- 
zende Einkommensteuer  vertre- 
tenden Steuerari  Hierher  gehört 
Appenzell  A.  Rh.,  wo  die  Besteuerung  des 
Emkommens  principiell  anerkannt  ist,  soweit 
es  nicht  bereits  der  Vermögenssteiier  unter- 
liegt, imd  bestimmt  wird,  dass  solches  Ein- 
kommen bei  der  Vermögensfeststellung  mit 
berücksichtigt  werde.  So  vertritt  die  Vei> 
mögenssteuer  zugleich  die  Einkommensteuer. 
WaUis  und  Freiburg  haben  die  Einkommen- 
steuer zu  ihrem  grössten  TeUe  durch  eine 
äusserlich  gestaltete  Gewerbesteuer  im  In- 
teresse der  einfachereu  Handhabung  und 
des  grösseren  Ertrages  wieder  ersetzt.  Tessin 
fügte  seiner  unverändert  beibehaltenen  Ver- 
mögens- imd  Einkommensteuer  eine  Han- 
dels- und  Gewerbesteiier  hinzu,  so  dass 
Handel  und  Gewerbe  doppelt  getroffen  wer- 
den. Genf  hat  eine  Mobiliarvermögenssteuer 
und  eine  Grundwert-  und  Hauszinssteuer. 
An  Stelle  der  Einkommensteuer  funktioniert 
eine  Gewerbe-  und  Haushaltungssteuer 
fiPersonalabgabe).  Schwyz,  Glarus  und 
Nidwaiden  erheben  als  schwache  Vertreter 
der  Einkommensteuer  neben  einer  Vermö- 
genssteuer nur  eine  Personalsteuer,  welche 
indes  in  Nidwaiden  nicht  einmal  obligato- 
risch ist  und  thatsächlich  auch  nicht  erhoben 
wird. 

5.  Fünfte  Gruppe:   Unvollkommene 


Vermögenssteuer.  In  dem  Bereiche 
dieser  letzteren  fehlen  ganze  Vermögens- 
steuern imd  bestehen  nur  Gh*undsteuern  mit 
einem  Steuerabzugsrecht  des  Schuldners 
gegenüber  dem  Gläubiger. 

Steuertechnische  Einheiten: 
Objekte  der  Vermögenssteuer. 
Alle  Vermögensgattungen  sind  nur  in  Aar- 
gau, Appenzell  A.  Rh.,  Neuchatel  und  dem 
Gesetzesbuchstaben  nach  in  Basel-Stadt  der 
Vermögenssteuer  unterworfen.  Von  den 
Steuerbefreiungen  verdienen  folgende 
erwähnt  zu  werden: 

a)  Befreiung  des  Jahresertra^s. 
In  Bern,  Wallis  und  Freiburg  findet  keine 
Besteuerung  der  Ernte  statt,  da  das  Steuer- 
system nur  Liegenschaften  und  Leihkapi- 
talien erfasst  Schwyz  und  Thurgau  lassen 
die  zum  landwirtschaftlichen  Betriebe  er- 
forderlichen Fonds  frei,  Basel-Land  alle  Vor- 
räte selbst  erzeugter  Produkte.  Genf  ver- 
zichtet auf  eine  Besteuerung  der  nicht 
verkauften  Ernten  bis  ein  Jjihr  nach  der 
Einheimsung  und  Schaffhausen  auf  die 
Bodenerzeugnisse,  Pachtbeträge  und  Ernten 
des  vorang^angenen  Jahres,  soweit  sie  im 
Besitze  des  Eigentümers,  Nutzniessers,  Päch- 
ters oder  Teilpächters  bleiben.  Diese  An- 
sätze zur  Steuerfreiheit  finden  eine  Ausdeh- 
nung nirgendwo  auf  Gewerbe  und  Industrie, 
noch  bei  Leihkapitalien. 

b)  Befreiung  der  Barschaft  von 
der  Vermögenssteuer  ist  in  Basel-Land  aus- 
drücklich anerkannt,  während  dieselbe  in 
den  übrigen  Kantonen  zwar  strittig,  aber  im 
allgemeinen  doch  wohl  als  zu  Recht  bestehend 
angenommen  werden  dari 

c)  Befreiung  der  Handwerk s- 
und  Feldgeräte.  Diese  sind  schlecht- 
weg steuerfrei  in  üri,  Zug,  Obwalden,  St 
Gallen,  Glarus,  Genf^  Bern,  Wallis  und 
Nidwaiden  (?),  nur  die  dem  Steuerpflichti- 
gen zu  eigenem  Gebrauch  dienenden  in 
Schaffhausen  und  Thurgau,  die  vom  Steuer- 
zahler benutzten  in  Zürich  und  in  Grau- 
bünden bis  zum  Wertbetrage  von  1000 
Francs. 

d)  Befreiung  des  Viehs  ist  eine 
unbedingte  in  Bern,  Wallis,  Freiburg  und 
Zug  ^),  in  Schwyz,  Graubünden  und  Genf 
ist  sie  beschränkt  auf  die  zum  landwirt- 
schaftlichen Betriebe  notwendigen  Vieh- 
häupter und  in  Schaffhausen  erstreckt  sie 
sich  auf  einzeln  gehaltene  Ziegen,  Sdiweine 
etc.  für  den  Lebensunterhalt  der  Familie 
sowie  auf  das  Federvieh.  Wird  dagegen 
damit  in  grösseren  Partieen  gewerbsmässiger 
Handel  getrieben,  so  sind  diese  Gegenstände 
der  Steuer  unterworfen. 

e)  Befreiung  des  Hausmobi- 
liars. Im  weitesten  Sinne  fällt  dasselbe 
aus  in  Bern,  Wallis,  Freibui^,  thatsächlich 
auch  in  Basel-Stadt,  »Hausgeräte  und  Haos- 
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rat«  aiich  in  Obwalden,  St  Gallen,  ölarus 
und  Zug.  In  Schaffhausen  ist  die  Steuer- 
befreiung an  die  Benutzung  des  Hausrats 
zu  eigenem  Gebrauche  gebunden.  Nicht 
befreit  sind  demgemäss  Gold-  und  Silber- 
waren, Eunst^^enstände  zu  spekulativen 
Zwecken,  Einrichtungen  über  den  Familien- 
betlarf  hinaus  zimi  Erwerbe,  wie  bei  Fuhr- 
haltereieu,  Pensionen,  Hotels,  Wirtschaf- 
ten etc. 

Bewertung  der  Vermögens- 
objekte zeigt  die  immer  mehr  hervor- 
tretende Tendenz  des  weiteren  Eindringens 
des  Einkonunensteuerprincipes. 

a)  Grundstücke.  Der  Verkehrswert 
wird  ia  Baael-Land,  Glarus,  Neuchatel,  Lu- 
zem,  Genf,  Bern,  Freiburg,  Wallis  imd 
Thui^u  (?).  der  »wahre  Wert«  in  Zug, 
Zürich  St.  Gallen,  ein  wahrer  mittlerer 
Wert  in  Obwalden  zu  Grunde  gelegt  */io 
des  Wertes  kommen  in  Appenzell  A.  Rh., 
*/*  des  zehnjährigen,  durchschnittlichen  Ver- 
kaufewertes in  Schaffhausen,  der  im  öffent- 
lichen Handel  und  Verkehr  übliche  Ver- 
kaufewert in  Schwyz,  die  laufenden  Preise 
unter  Berücksichtigung  des  Ertrags  und  der 
Ertragsfähigkeit  in  Ghttubünden  in  Ansatz. 
In  Uri  geschieht  die  Schätzung  nach  Ver- 
kanfswert  und  Erträgnis,  in  Waadt  nach 
dem  Mittelpreis  auf  Grund  der  fünfzehn- 
jährigen Verkaufepreise  und  Reiuerträgnisse, 
in  Aaigau  nach  dem  Mittel  aus  dem  zehn- 
jährigen Durehschnitte  der  Verkaufepreise 
und  dem  durchschnittlichen  Reinertrags- 
werte und  in  Luzem  nach  dem  durchschnitt- 
lichen Verkaufewerte  der  letzten  zwanzig 
Jahre.  Die  Waldungen  werden  teils 
den  Grundstücken  gleichgestellt,  teils  er- 
fahren sie  eine  besondere  Behandlimg. 
Während  in  Appenzell  A.  Rh.  die  Liegen- 
schaften mit  '/lo  eingesteuert  werden,  wer- 
den die  Forsten  nadi  dem  Alter  von  ''/lo 
bis  ^iio  beigezogen  und  in  Schaffhausen  auf 
Grund  der  nachhaltigen  Ertragsfähigkeit 
ohne  Berücksichtigung  des  jeweihgeu  Holz- 
bestandes veranlagt 

b)  Gebäude.  Der  Nettoertrag  und 
zwar  ganz  rein  ist  massgebend  für  die  Ver- 
anlagung  zur   Vermögenssteuer    in    Genf. 

.  Ein  Abzug  zwischen  10  und  30  %  je  nach 
dem  baulichen  Zustande  ist  statthaft  in 
Giaubünden,  Uri,  Schwyz,  Appenzell,  Ob- 
walden. Ein  Mittelpreis  zwischen  dem 
fünfzehnjährigen  durchschnittlichen  Ver- 
kaufepreise  und  dem  Reinertrage  kommt  in 
Waadt  in  Ansatz,  ^/s  des  Kaufwertes  imter 
Berücksichtigung  des  Ertrags  in  Wallis,  der 
Verkehrswert,  eventuell  der  wahre  Wert  in 
Schaifhausen,  St  Gallen,  Neuchatel,  Luzern, 
Freiburg,  Basel-Land  und  Bern  und  der  Ver- 
sicherungswert in  Glarus  und  Thurgau.  In 
Genf  und  Schwyz  sind  die  landwirtschaft- 
lichen Gebäude  steuerfrei 


c)  Kapitalien.  Eine  Berücksichtigung 
des  Ertrags  findet  hier  in  denjenigen  Kan- 
tonen statt,  welche  den  Verkehrswert 
(Kurswert)  zur  Grundlage  nehmen:  Appen- 
zell A.  Rh.,  Basel-Land,  St.  GaDen,  Genf, 
Graubünden,  Luzern,  Neuchatel,  Glarus, 
Schaffhausen,  Waadt,  Zug,  Zürich.  Zum 
Teil  werden,  wie  in  Waadt,  Börsenpapiere 
besonders  herausgehoben,  wobei  der  Januar- 
kurs entscheidend  ist  In  Bei*n  werden 
Hypotheken,  jährliche  Zinsen  und  Renten 
mit  dem  25  fachen  Betrage  zur  Vermögens- 
steuer veranlag  bei  den  übrigen  Kapitalien 
ist  der  wirkbche  Ertrag  ausschlaggebend, 
da  dieselben  der  Einkommensteuer  unter- 
liegen. Freiburg,  Thurgau,  Schwyz,  Ob- 
walden und  Wallis  gehen  vom  Nominalwert 
aus,  zum  Teil  gesellen  sich  hierzu  noch 
weitere,  detaillierte  Vorschriften  (Aaigau). 
Lebensversicherungspoliceo  werden  in  Grau- 
bünden, Scbaffhausen  und  Waadt  als  Kapi- 
talvermögen in  der  Höhe  der  eingezahlten 
Prämien  betrachtet,  nur  dass  Schaffhausen 
im  Wege  des  einfacheren  Vollzugs  30  "/o 
der  eingezahlten  Prämiensummen  als  diesen 
Wert  gelten  lässt 

d)  üebrige  bewegliche  Habe. 
Bei  dieser  wird  regelmässig  der  Verkehrs- 
wert angenommen,  soweit  dieselbe  über- 
haupt der  Steuerpflicht  unterliegt.  Bei 
veränderlichen  Vermögensbeständen  kommt 
bisweilen  ein  diuxihschnittlicher  NTerkehrs- 
wert  in  Ansatz,  wie  bei  Warenlager  und 
gewissen  Einrichtungen  (üri).  Der  Durch- 
schnitt bezieht  sich  auf  schwankende  Be- 
triebsgrössen.  In  Nidwaiden  ist  der  mittlere 
Tagespreis  für  Warenvorräte  und  Rohmate- 
rialien, ebenso  für  das  Vieh  der  Ansatz. 
Der  Anschaffungswert  wird  in  Schwyz  für 
den  Handels-  und  (Jewerbefonds  in  Betracht 
gezogen,  bei  gebrauchten  Möbeln  öfters  der 
Nutzungswert 

Feststellung  der  Steuerkapi- 
talien. Zur  Ermittelung  der  Steuerkapi- 
taUen  ist  in  den  Schweizer  Kantonen  die 
Selbstschätzung  die  Regel,  die  Einschätzung 
die  Ausnahme.  Letztere  als  generelles 
Verfahren  gilt,  abgesehen  von  dem  Bundes- 
g^esetz  über  den  Militärpflichtersatz  nm*  in 
Appenzell,  Glarus  und  Luzem.  Als  paiti- 
elles  Verfahren  für  Liegenschaften  in  Aar- 
gau, Appenzell  i.  Rh.,  Bern,  Freiburg  und 
Genf,  in  letzterem  Kanton  nicht  ganz  für 
Gebäude,  ebenso  in  Thui^u,  Uri  und  Waadt. 
Die  Einschätzung  mit  der  Bedeutung  einer 
Kontrolle  und  Minimalgrenze  besteht  in 
Schaffhausen  und  Nidwaiden.  Die  Dekla- 
ration pflegt  eine  mehr  oder  minder  er- 
zwungene zu  sein.  Der  Steuerbetrug 
ist  mit  dem  2-  bis  10  fachen  Betrage 
als  Steuerstrafe    bedroht    bezw.    der  Ver- 

E flichtung    zur    Nachzahlung     der    vollen 
teuer. 
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6.  Die  Y.  in  den  Einzelstaaten  der 
nordamerikanisclien  Union.  Der  T^'pus 
der  Vermögenssteuern  ist  in  allen  Staa- 
ten der  Union  mit  Ausnahme  von  Dela- 
ware, Pennsylvania  und  Wisconsin  ver- 
treten. In  New-Jersey  wird  eine  Yer- 
mögenssteuer  als  Specialabgabe  für  Schul- 
zwecke erhoben.  Die  Vermögenssteuer 
beruht  auf  Einschätzung  des  beweglichen 
imd  unbeweglichen  Vermögens  innerhalb 
der  Steuergenclitsbarkeit.  Die  Methode  der 
Veranlagung  ist  eine  zweifache.  Sie  ge- 
schieht entweder  diu^h  behördliche  Taxa- 
toren oder  Einschätzer,  die  von  den  Lokal- 
behörden gewählt  werden  und  beim  Fehlen 
von  Vermögensanzeigen  der  Steuerpflichti- 
gen auf  Grund  von  Informationen  die  Ver- 
mögensmasse feststellen,  oder  diut)h  eidlich 
bekräftigte  Selbstangaben  (Vermögensanzei- 
gen) der  Steuerpflichtigen,  wie  z.  B.  im 
Staate  New-York.  Diese  Form  der  Veran- 
lagung ist  in  vielen  Stücken  sehr  mangel- 
h^  und  man  hat  daher  häufig  versucht, 
durch  Yergleichungen  sogenannter  Kreisaus- 
gleichskommissiooen  die  vorhandenen  Fehler 
zu  verbessern.  Ausserdem  ist  die  ganze 
Steuerform  dadurch  in  ihrer  Wirkung  er- 
heblich beeinträchtigt,  dass  das  bewegliche 
Vermögen  nur  unvollkommen  von  der  Ab- 
gabe erfasst  wird  und  sich  ihr  leicht  zu 
entziehen  vermag.  Von  der  Steuer  sind  in 
den  meisten  Staaten  befreit:  das  Vermögen 
der  Vereinigten  Staaten,  der  Einzelstaaten, 
der  Kreise  (Municipalitäten),  die  Begräbnis- 
plätze, Gnmdstficke  und  Gebäude  zu  reli- 
giösen, Wohlthätigkeits-  imd  Unterrichts- 
zwecken, Häuser,  Feuerspritzen  etc.,  die  den 
Feuerlöschmannschaften  gehören,  öffentliche 
Bibliotheken,  Werkzeuge,  Geräte  für  den 
Betrieb  von  Landwirtschaft  oder  Gewerben, 
zu  öffentlichen  Zwecken  benutzte  Vermö- 
gensgegenstände, Hausgeräte  und  Hausmo- 
biliar bis  zu  einem  gesetzlichen  Höchstbe- 
trage (100—300—1000  Sclülling).  Ferner 
gemessen  eine  Steuerbefreiung  die  Schuld- 
verschreibungen der  Union,  der  Einzelstaaten 
und  Municipalitäten,  ndtimter  auch  die  De- 
positen der  Sparkassen,  Vermögen  in  tran- 
situ,  eingeführte  Goldbarren  in  Originalver- 
packung u.  8.  w.  Vom  Steuerkapitale 
dürfen  dann  noch  die  Schulden  und  Lasten 
abgezogen  werden,  die  auf  dem  Vermögen 
ruhen.  In  einzelnen  Staaten  bestehen  be- 
sondere Vergünstigungen  für  den  Ackerbau, 
in  anderen  für  den  Betrieb  der  Gold-, 
Silber-  und  Erzminen,  in  dritten  für  neuer- 
richtete Fabriken  u.  s.  w.  Diese  Begünsti- 
gungen sind  teils  dauernde,  teils  vorüber- 
gehende (z.  B.  10  Jahre  lang). 

Die  Steuersätze  sind  proportional 
und  werden  am  Ende  jeder  Legislatur  fest- 
gesetzt  und    in  Cents    vom  HundertdoUar 


(oder  Mills  vom  Dollar)!),  ^ii,.  in  Tausend- 
stel von  der  Geldeinheit  ausgedrückt  Die 
Höhe  des  Steuersatzes  ist  oftmals  durch  die 
Verfassung  limitiert  und  findet  Anwendung 
auf  die  Staatsverwaltungszwecke,  während 
ausserdem  noch  die  Erhebung  von  Zu- 
schlägen für  Gemeindeschulen  imd  andere 
Staa,tszwecke  statthaft  ist. 

Die  Steuergesetze  der  Einzelstaaten 
kranken  überhaupt  an  grossen  steuertech- 
nischen Unzulänglichkeiten,  und  diese  sind 
die  Wurzeln  des  unbefriedigenden  Zustandes 
der  Vermögenssteuern  in  der  Union.  Es  ist 
daher  verständlich,  dass  sich  in  den  Ver- 
einigten Staaten  mehr  und  mehr  Bewegira- 
gen  geltend  machen,  welche  die  Ueberlei- 
tung  der  Vermögenssteuern  in  ein  System 
von  Einkommensteuern  befürworten.'  Der 
erste  Schritt  in  dieser  Richtung  wäre  aber 
unbedingt  eine  moderne  Umgestaltung  und 
zugleich  eine  Verschärfung  der  Grundsätze 
für  die  Steuerveranlagung. 

UttbrttoTiBoeekhf  Staatshaushidlung  derAlhener, 
S.  Autgabe,  Berlin  1886,  S.  553  ff.  —  jtfar- 
quarctt,  Sömüche  Staatrvenvaltung.  Neue  Aut- 
gabe von  Detiau  1884,  Sd.  II,  S.  146  ff.  — 
iMng,  Hittoritche  Entwickehmg  der  deuttchen 
Steuerverfattungen,  Berlin  179S.  —  V.  Hauer, 
Beiträge  zur  Getchichie  der  ötterreichitehen  Fi- 
namen,  Wien  1848,  S.  50 — 5S.  —  Wagner, 
Fin.  in,  gg  7—11,  S4ff.,  58,  59,  70— SS  (da- 
lelbst  weitere  LUteratumachweite).  —  Parleu, 
HitUdre  det  Impolt  giniraux  tur  la  Propriete 
et  le  Sevenu,  Parit  1856.  —  Baer,  H  QUatto 
üorentino  del  teeolo  XV.  (Nwtva  Antolofia 
1871).  —  KUek,  de  aerario,  iL  ed.,  1671.  — 
Knipschlld,  De  iuribut  et  privilegiit  civiteUum 
imperialium,  1687,  S.  418.  —  Kröneke,  An- 
leihing  zur  Regulierung  der  Steuern,  1810,  S.  31. 

—  Marl,  Handbuch  der  Slaatmnrltchafi  und 
Finanz.,  1811,  I,  S.  513.  —  KrOncke,  Ueber 
die  Grundtätze  einer  gerechten  Betteuerung, 
1819,  ertte  Abhandlung.  —  Str^4.n,  Bevition 
der  Lehre  von  den  Auflagen,  Erlangen  IStl.  — 
Behr,  Lehre  von  der  Wirlichafi  de*  Staates, 
Leipzig  ISii.  —  v,  Seutter,  Betteuerung  der 
Völker  rechtt-  und  geldwittentchafllich  unter- 
tucht,  18S8.  —  MaÜiy,  Einfährung  einer  ge- 
rechten VermSgenitteuer  in  Baden,  Karltruhr 
1831.  —  JUurhard,  Theorie  und  Palitit  der 
Beiteuerung,  GötUngen  1834.  —  Iiobe,  Hand- 
buch der  Staattwirttcht^fltlehre,  Erlangen  1S38, 
III,  S.  349.  —  Bau,  Grundtätze  der  Flnana- 
vrittentchafl,   4.   Aufl.,   1859—60,   §§  40g — 404. 

—  Wtrth,  Grundtätze  der  NationalSkonomie, 
Köln  1859.  —  Emminghaus,  Art.  » Per- 
mögenteteuer«  (in  ßentzteh'  HandwSrterb.).  — 
Mauru»,  Moderne  Besteuerung,  1870.  —  Der- 
selbe, Freiheit  in  der  Volktwirttchafl,  Seidel- 
berg 1873.  —  Neumann,  Progrettive  Ein- 
kommentteucr,  Leipzig  1874,  S.177ff.  —  BtUnaüei, 
Stellung  der  Vermögen»-  und  Verkehrttteuem  im 


')  Daher  wird    die  VermSgenssteuer  auch 
Mi  11  Tax  genannt. 
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Steuertystem,  Hirth*  Aimalen  1876.  —  Seh&ffle, 
Sterierpolüik,  Tübingen  1880,  S.  355.  —  Der- 
fielbe,  Steuern  II.  Teil.  (Hand-  und  Lehrbuch 
der  Slaattwutentchaften  II.  S),  Leipzig  1897.  — 
'Roacher,  Syit.  IV,  g  75.  —  Wiigner,  Fin. 
II  (2.  Aufi.)  1890,  ii  tu— 48.  —  Dertelbe,  in 
Sehönberg  Hb.  III,  S.  44I—448.  —  Cohn, 
Finamicistentchaft,  Stuttgart  1889,  gg  S5S-57. 
Ehtberg,  Grundri*»  der  Finamieitaensehaft, 
5.  Aufl.,  Leipzig  1898,  S.  tlt.  —  Scham, 
Frage  der  Steuerpfiieht  (in  Schanz'  Fin.-Arch., 
Jahrg.  IX,  S.  19 ff)..  —  M.  V.  Heckel,  Art. 
vVermSgenetteuer«  im  W.  d.  V.  Bd.  II,  S.  778 
bis  784.  —  Bomhate,  Art.  » Vermügenuteuent 
(Preuuen).  v.  Stengel  W.  d.  V.  V.  S.  Erg.-Bd. 
S.  S7S.  —  du  Ger»,  Xature  de  l'Impöt  siir  le 
eapital  (Journal  de*  Eeon.,  1850).  —  Menier, 
Theorie  et  ApplieaHon  de  l'Impöt  mir  le  eapital. 
Pari»  1871.  —  Seiyreton,  L'Impot  progretfif 
mr  le»  retenu*  et  l'impot  tur  le  eapital  mobile, 
Lautanne  189t.  —  SeUgman,  The  General 
Property  and  Iruome  Tax  (Polilical  Seience 
Quarterly,  Vol.  V.).  —  Schanz,  Steuern  der 
Sehtreiz  »eit  Beginn  de»  19.  Jahrhundert»,  Stutt- 
gart 1890,  betonden  Bd.  I,  S.  SS  ff.  —  Cohn, 
Steuerreform  im  Kanton  Zürich  (in  Schanz' 
Fin.-Archiv,  Jahrg.  I,  S.  78).  —  Boiaaevain, 
Die  neue*le  Steuerreform  in  den  Niederlanden. 
Schanz'  Fincmzarchiv,  Jahrg.  XI,  S.  419 — 746.  — 
Seiach,  Die  Beform  der  direkten  Betteuemng 
in  Holland,  Zeittchr.  f.  V.,  Sozialpol.  u.  Verw. 
Bd.  II,  S.  SOS  ff.  —  Patten,  Finanzweeen  der 
Staaten  und  Städte  der  Union,  Bonn  187S.  — 
V.  Kaufmann,  Staat»-  und  Lokalfinanzen  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  (in 
Mayrs  .iüg.  Stat.  Arch.,  Bd.  I).  —  Krieg, 
Die  Vermögetutteuer  im  Staate  New-York  (Z. 
f.  St.  1855).  —  SchwaXt,  Die  Vermögenstteuer 
im  Staate  New- York,  in  »Staat*wis»en»chaftl. 
Studien«,  h»g.  von  Elster,  UI.  Bd.,  3.  Heß, 
Jena  18'JO.  —  V.  MeUtenatein,  Eine  kummu- 
nale  Finanzreform  in  Nordamerika  (in  Schanz' 
Fin.-Arch.,  Jahrg.  III,  S.  591).  —  Seligman, 
Finanzweeen  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika (in  Schanz'  Fin.-Arch.,  Jahrg.  IX,  S. 
590 ff.).  —  B.  L.  Bogart,  Die  Finanzverhält- 
niste  der  Einzelttaaten  der  Nordamerikanischen 
Cniott,  Jena  1897,  S.  97 — 115.  —  Bly,  Hittury 
0/  Finances  and  Taxation  of  Pennsylvania  (Pub- 
lieations  of  the  American  Economic  Association, 
II,  1888).  —  Deraelbe,  Taxation  in  American 
States  and  CHties,  Neic-York  1888.  —  BrogUo, 
Dell'  Imposta  suUa  Sendiia  in  Inghelterra  e  sul 
CapUalc  negli  Statt  Vniti,  Torino  1865.  — 
Jaatnnc,  Die  preuttischen  Steuervorlagen  vom 
Standpunkte  der  Sozialpolitik  (in  Bräunt  Arch. 
für  soz.  Stat.  und  G.-Gb.,  V.  Bd.,  4.  Heft, 
Nr.  3).  —  Deraelbe,  Die  Vermögenssteuer  und 
ihre  Einfügung  ins  preussische  Steuersystem 
(Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  DritU  Folge,  Bd.  IV, 
S.  161).  —  WagTier,  Beform  der  Slaatsbetteue- 
mng  in  Preussen  (in  Schanz'  Fin.-Arch.,  Jahrg. 
VIII*).  —  Oerlach,  Die  preussische  Steuer- 
reform in  Staat  und  Gemeinde,  Jena  1893.  — 
Oläaaing,  Die  Neugestaltung  der  direkten 
Staatsbesteuerung  in  Hessen.  Schanz'  Fin.-Arch., 
Jahrg.  VII,  S.  190—360.  —  Enneccerua, 
Vermögens-,  fundierte  Einkommen-  oder  Erb- 
schaftssteuer, Marburg  1893.  —  v.  Philippo- 
rtch,  VermSgemttteuer  (im  Soz.-pol.  Centralblatt, 
Jahrg.  I,  Nr.  19).  —  r.  Bettgenatetn,  Preu»»i- 


sche  Steuerreform    (in   den  Blättern  für  soziale 
Praxis,  Jahrg.  1,  Nr.  S). 

Max  von  Heckel. 


Verpflegongsstationen 

s.ArbeiterkoloDieeQ  oben  Bd. IS. 463 ff. 


Verri,  Pietro,  Graf, 

geb.  am  12.  XII.  1728  zn  Mailand,  eest.  da- 
selbst am  28.  VII.  1797,  wurde  1763  Gouver- 
I  nementsrat    in    seiner    Vaterstadt,    in   welcher 
I  Stellung   er   es   als  seine  Aufgabe  ansah,   den 
]  Steuerdruck,  welchen  die  Generalpächter  auf  die 
I  Bevölkerung  der  Lombardei  ausübten,  mit  Hilfe 
des  Ministers  Kannitz  siegreich  zu  bekämpfen. 
Ebenso  geschickt  operierte  er  als  Freihändler 

fegen  Regalien  und  Zollschranken,  ward  Prää- 
ent  des  Kommerzkollegiums,  aber  1786  infolge 
Machenschaften  der  Anhänger  des  froheren 
Sperrsystems  seiner  Aemter  enthoben. 

Verri  vetöflentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform:  Dialogo  sul  dis- 
ordine  delle  monete  nello  Stato  di  Milano,  Mai- 
land 1762;  dasselbe,  Sendruck  in  Bd.  XVI  des 
Custodischen  Sammelwerkes  „Scrittori  classici 
italiani  di  economia  politica",  50  Bde.,  Mailand 
1803 16.  —  Meditazioni  sull'  economia  politica. 
Livomo  1771  (erschien  in  dieser  I.  Ausgabe 
anonym) ;  dasselbe,  2.  Abdruck,  Lausanne  1771 ; 
dasselbe,  Abdruck  mit  Anmerkungen  von  O. 
Binaldo  Carli  im  XV.  Bde.  des  Custodischen 
Sammelwerkes;  dasselbe,  Abdruck  in  F.  Ferrara, 
Prefazione  al  vol.  EU,  serie  I  della  Biblioteca 
deir  Economista,  Turin  1852 ;  dasselbe,  in  fran- 
zösischer Uebersetzung  von  Mingard,  Lausanne 
1773;  dasselbe,  in  der  nämlichen  Uebersetzung, 
ebd.  1795 ;  dasselbe^ns  Französische  übersetzt  von 
Chardin,  Paris  1800;  dasselbe,  ins  Französische 
übersetzt  von  Neale,  ebd.  1823;  dasselbe,  in 
holländischer  Uebersetzung,  Leiden  1801;  das- 
selbe, in  deutscher  Uebersetzung,  Dresden  1774 ; 
dasselbe,  ins  Deutsche  übersetzt  von  L.  "B.  M. 
Schmid,  Mannheim  1775.  —  Consulta  snlla 
riforma  delle  monete  dello  Stato  di  Milano, 
Mailand  1772.  —  Estratto  del  progetto  di  una 
tariffa  delle  mercanzia  per  lo  Stato  di  Milano, 
ebd.  1774;  dasselbe,  Abdruck  in  Bd.  XVI  des 
Custodischen  Sammelwerkes.  —  Discorsi  sull' 
indole  del  piacere  e  del  dolore,  sulla  felicitä  e 
sulla  economia  politica,  ebd.  1781;  dasselbe, 
übersetzt  ins  Französische  von  Couret  de  Ville- 
neuve,  Paris,  s.  a.  —  Riflessioni  solle  leggi 
vincplanti,  principalmente  nel  commercio  de' 
grani,  Mailand  17%;  dasselbe.  Abdruck  im  XVI. 
Bde.  des  Custodischen  Sammelwerkes.  —  Me- 
morie  storiche  sulla  economia  pubblica  dello 
Steto  di  Milano,  ebd.  1804.  (Verfasst  1768  und 
zuerst  veröffentlicht  in  Bd.  XVn  des  Custo- 
dischen Sammelwerkes.  Der  Inhalt  besteht  in 
einer  Vergleichnng  der  popnlationistischen  und 
wirtschaftlichen  Zustände  in  der  Lombardei  zu 
Zeiten  Karls  V.  mit  denen  in  der  Mitte  des  18. 
Jahrhunderts.) 

Verri  gehört  der  üebergangsperiode  vom 
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Phvdokratigmaa  znm  Smitbianismas  an,  zu 
welchem  letzteren  er  besonders  in  seinem 
Hauptwerke  „Heditazioni"  etc.  (s.  o.)  hinneigt, 
in  welchem  anch  der  impöt  nniqne  der  Qnes- 
nayschen  Schale  von  ihm  verworfen  wird.  Seine 
Theorie  von  der  Hebnng  des  Nationalreichtnms 
darch  Vermehrung  der  Reproduktion  beruht  auf 
einer  Art  wirtschaftlichen  Zeiterspamissystems, 
was  die  Beschleunigung  der  Wiedererzengnng  der 
Güter  zum  Zwecke  hat.  Jede  Handel  und 
Wandel,  Geld-  und  Güterumlauf  in  ihrer  Be- 
reicherungsthätigkeit  des  Volksvermügens  hem- 
mende Schranke  wird  daher  von  ihm  bekämpft 
und  dagegen  von  ihm  gefordert:  Freigabe  des 
Getreidehandels,  Verzichtleistung  auf  die  Maga- 
zinieruug  der  Komvorräte,  Ausserkraftsetznng 
der  Brot-  und  Fleischtaxen,  Aufhebung  der 
Binnenzölle  und  Wncbergesetze.  Er  erklärt 
sich  für  Aufrechterhaltung  eines  massigen 
Schutzzolles  zu  Gunsten  der  heimischen  In- 
dustrie und  befürwortet  die  Dismembration  der 
Grundstücke  zum  Vorteile  der  kleinen  Kultur. 
Die  Theorie  der  Wechselwirkung  von  Angebot 
und  Nachfrage  auf  die  Preisbildung  hat  Verri 
ans  der  Verschwommenheit  der  bisherigen  Auf- 
fassung in  eine  bestimmtere  Form  gebracht, 
wonach  der  Käufer  als  Vertreter  der  Nachfrage 
im  geraden,  der  Verkäufer  als  Vertreter  des 
Angebots  im  ungeraden  Verhältnisse  zum  Preise 
steht.  Für  das  Steigen  oder  Sinken  des  Preises 
ist  nach  ihm  im  ersteren  Falle  die  Seltenheit, 
im  anderen  die  Hftuflgkeit  der  zu  Markte  ge- 
brachten Güter,  femer  das  Verhältnis  der 
Käufer  zur  Anzahl  der  Verkäufer  und  zwar 
letzteres  insofern  massgebend,  als  das  numerische 
Ueberwiegen  der  Käufer  den  Preis  hebe,  jenes 
der  Verkäufer  dagegen  denselben  herabdrücke. 
Gegen  letzteres  Postulat  hat  Gioja  den  Einwand 
erhoben,  dass  eine  andauernde  Preissteigerung, 
bedingt  durch  die  Minderzahl  der  Verkäufer, 
aus  dem  Grunde  nicht  zutreffe,  weil  erstens  die 
Kaufkraft  der  Käufer  eine  verschiedene,  weil 
zweitens  die  Verkäufer,  wenn  das  Bedürfnis 
nach  ihren  feil  gehaltenen  und  nur  in  geringer 
Menge-  zu  Markte  gebrachten  Waren  auch  ein 
dringendes,  doch  vorziehen  würden,  lieber  viel 
zu  massigen  als  an  die  kaufkräftigsten  Känfer 
wenig  zu  hohen  Preisen  abzusetzen.  Auch  das 
ans  der  angenommenen  Ueberzahl  der  Verkäufer 
von  Verri  gefolgerte  unbegrenzte  Fallen  des 
Preises  bekämpft  Gioja,  indem  er  als  äusserste 
Grenze  der  Abwärtsbewegung  des  Preises  der 
Güter  deren  Herstellungskosten,  da  die  Produ- 
zenten verdienen,  aber  nicht  mit  Verlust  los- 
schlagen wollen ,  annimmt.  Dass  der  freie 
Wettbewerb  in  seinen  Konjunkturen  die  Preis- 
bildnngsentwickelung  aus  Angebot  und  Nach- 
frage häufig  anticipiert,  dass  femer  lebhafte 
Nachfrage  auch  durch  künstliche  Mittel  hervor- 
gerufen werden  kann,  und  dass  der  Grosshandel 
in  der  Tarifiemng  seiner  Waren  von  den  Preis- 
sfttzen  des  Weltmarktes  beherrscht  wird, 
brauchten  Verri  und  Gioja  zu  ikrer  Zeit  noch 
nicht  zu  berücksichtigen. 

Vgl.  über  Verri:  Bianchi,  Elogio  sto- 
rico  di  P.  Verri,  Cremona  1803.  —  Pecchio, 
Histoire  de  l'economie  polit.  en  Italic,  trad.  de 
Gallois,  Paris  1830,  S.  203/16  —  ß  1  a  n  q  n  i , 
Histoire  de  l'economie  politique  en  Enrope,  3. 
Aufl.,  2  Bde.,  ebd.  1845,  Bd.  U,  S.  468  ff.  — 


Mac  Cnlloch,  Literature  of  political  econo- 
my,  London  1845,  S.  26,  29,  86.  —  ü  g  o  n  i , 
La  letteratura  italiana,  Bd.  IL  Mailana  1856, 
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Verrafserkiamng  (Boykott). 

1.  Begriff  und  Wesen  der  V.  2.  Methode 
und  Durchführang  der  V.  3.  Ursprung  und 
Entwickelang  der  V.  in  Europa  und  Amerika. 
4.  Volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  V. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  V.  Vemifser- 
klärung  oder  Boykott  ist  ein  Kampfmittel  der 
organisierten  Arbeiterschaft  gegen  das  Unter- 
nehmertum. Wir  verstehen  unter  Verrufs- 
erklärung eines  Arbeitgebers  ein  Earapfmittei 
der  geschlossenen  Arbeiterorganisationen, 
welches  seine  Waren  ächten  und  von  jedem 
wirtschaftlichen  Verkehr  ausschliessen  soll. 
Die  ganze  Massre^l  ist  nicht  so  sehr 
gegen  die  Person  eines  missliebigen  Arbeit- 
gebers oder  eine  Gruppe  von  solchen  als 
gegen  die  von  diesen  produzierten  öüter 
gerichtet.  Jene  sollen  auf  diese  Weise 
ökonomisch  zu  Grunde  gerichtet  werden, 
kein  Arbeiter  darf  mit  den  Geächteten  in 
ii^ndwelche  Beziehungen  treten,  ohne 
gleichfalls  dem  Bannfluche  zu  verfallen. 
Der  Grund  zur  Verhftngung  der  Vemifs- 
erklärung  liegt  in  der  Schmälenuig  der 
Arbeitsbedingungen  oder  in  sonstigen  wirt- 
schaftlichen, sozialen  oder  politischen  Ver- 
gehungen des  Unternehmers  gegen  Mitglieder 
der  ALrbeiterorganisation  oder  diese  selbst 
Sie  soll  ein  besonderes  Machtmittel  zur  Er- 
gänzung und  ■  Verschärfung  der  Arbeitsein- 
stellungen sein  und  das  widerstrebende 
Uutemehmerelement  dem  Willen  der  Ar- 
beiter unterwerfen,  es  unter  die  Arbeiter- 
forderungen  beugen. 

Dieses  Aushungerungssystem  wird  zu 
einem  doppelten  Endziele  verwendet.  Die 
rohere  und  brutalere  Erscheinirngsform  ist 
lediglich  ein  Mittel  der  Bache  der  Arbeiter- 
genossenschaften. Man  will  den  Gegner 
einfach  materiell  und  gesellschaftlich  ver- 
nichten, man  will  ihn  zwingen,  entweder 
auszuwandern  oder  seine  Tage  zubeschliessen 
als  Ausgestossener  aus  der  menschlichen 
Gesellschaft.  Je  mehr  es  der  Arbeiterschaft 
gelingt,  sich  interlokal  oder  gar  international 
zu  organisieren,  desto  wirkungsvoller  wird 
sich  dieser  Racheakt  an  dem  Betroffenen 
äussern.  In  der  milderen  Gestalt  dagi^en 
ist  die  Vemifserklärung  nicht  Selbstzweck, 
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sondern  nur  ein  Mittel  zum  Zweck.  Sie  soll 
dazu  dienen,  durch  eine  organisierte  Eund- 
schaftsentzie^ung  den  betroffenen  Arbeit- 
geber den  Forderungen  der  Arbeiter  gefügig 
zu  machen,  er  bildet  eine  üpterstOtzung  und 
Verschärfung  im  Kampfe  der  Arbeit  mit 
dem  Kapital.  In  dieser  letzteren  Erschei- 
nungsform gewinnt  er  namentlich  in  Ver- 
bindung mit  den  Arbeitseinstellungen  und 
Aussperrungen  seine  voUe  Bedeutung. 

Durch  die  zimehmende  Entwickelung 
des  Verkehrs,  durch  die  wirtschaftliche  Frei- 
heit und  Freizügigkeit  wird  der  Ausgang 
der  Strikes  für  die  Arbeiter  immer  zweifel- 
hafter. Der  Arbeitgeber  ist  immer  mehr  in 
der  Lage,  sich  von  auswärts  Ersatzarbeiter 
zu  beschaffen,  die  verödeten  Arbeitsstellen 
rasch  wieder  zu  besetzen,  namentlich  wenn, 
wie  in  der  modernen  Volkswirtschaft  häufig, 
eine  grössere  oder  geringere  Zahl  von  Ar- 
beitskräften infolge  von  Arbeitslosigkeit  ver- 
fügbar sind.  Hier  soll  mm  gerade  der  Boy- 
kott diurch  sein  Aushungerungssystem  den 
widerstrebenden  Arbeitgeber  zum  Nachgeben 
nötigen.  Darum  richtet  sich  auch  die  For- 
derung der  strikenden  Arbeiter  auf  die 
Entlassung  der  Ersatzarbeiter,  der  so^ 
nannten  >Scabs«.  Ihre  Beseitigung  wud 
durch  die  Androhung  der  Verrufserkläning 
zu  erzwingen  gesucht,  und  indem  man 
den  Unternehmer  vom  Arbeiterzufluss  von 
aussen  absperren  will,  sucht  man  ihm  durch 
die  Cnverkäuflichkeit  seiner  auf  Lager  be- 
findlichen Produkte  die  Kapitulation  vor 
den  Forderungen  der  Ausständigen  abzu- 
ringen. 

Ebenso  kann  die  organisierte  Arbeiter- 
schaft versuchen,  eine  Aussperre  durch  den 
Boykott  zu  beantworten.  Auch  hier  handelt 
es  sich  um  die  Ausübung  einer  wirtschaft- 
lichen Zwangsgewalt  gegen  einen  Arbeit- 
geber, durch  welche  dieser  veranlasst  wer^ 
den  soll,  die  entlassenen  Arbeiter  einer  Ar- 
beiterorganisation wieder  anzustellen  bezw. 
die  angestellten,  der  betreffenden  Oi^nisa- 
tion  nicht  angehörenden  Arbeiter  wieder  zu 
entlassen.  Häufig  beruht  die  Verhängung 
des  Boykotts  als  Begleiterscheinung  der  Ar- 
beiterkärapfe  auf  einer  einheitlichen  Gnmd- 
läge.  Die  oi^nisierte  Arbeiterschaft  sucht 
die  Arbeiterausstände  oder  sonstige  Gelegen- 
heiten des  sozialen  Klassenkampfes  dazu  zu 
benutzen,  um  den  bedrängten  Lntemehmem 
die  Bedingung  aufzuerlegen,  nur  Arbeiter 
einer  bestimmten  Genossenschaft,  nur  orga- 
nisierte Arbeiter  aufzunehmen  und  alle  Ar- 
beiter, welche  ausserhalb  solcher  Verbände 
stehen,  schlechthin  auszuschliessen.  Damit 
soll  ein  doppelter  Zweck  erreicht  werden. 
Einmal  soll  der  Arbeitgeber  den  Forderungen 
der  Arbeiterschaft  gefügig  gemacht  werden 
tind  sodann  wird  aai  die  lauen,  jeder  straffen 
Oi^anisation  abholden  Elemente  der  arbei- 


tenden Bevölkerung  indirekt  ein  Zwang  zum 
Anschluss  an  den  Verband  ausgeübt.  Die 
Furcht  vor  Erschwerung  ihrer  materiellen 
Lage,  vor  Arbeitslosigkeit  und  wirtschaft- 
licher Not  soll  dieselben  den  Arbeiterge- 
nossenschaften zuführen.  Daraus  erklärt  es 
sich  auch,  dass  in  neuerer  Zeit  beim  Frie- 
densschlüsse eines  Boykottkrieges  die  Forde- 
rung der  Arbeiter,  den  Arbeitsnachweis 
ausschliesslich  auszuüben,  die  Einstellung 
von  Arbeitskräften  unbedingt  von  der  Be- 
nutzung dieses  Arbeitsnachweises  der  orga- 
nisierten Verbände  abhängig  zu  machen, 
jede  Beeinflussung  des  Unternehmertums 
gnmdsätzlich  zu  beseitigen,  von  den  Ar- 
beiterführern mit  aller  Schärfe  in  den  Vor- 
dergrund gerückt  wurde. 

2.  Methode  und  Dorchföhrang  der  V. 
Die  organisierte  Verspemmg  des  Absatzes 
durch  eine  Verrufserklärung  lässt  sich  natur- 
gemäss  nur  bei  solchen  Waren  oder  Leis- 
tungen durchführen,  deren  hauptsächlicher 
Abnehmer  die  arbeitende  Klasse  ist.  Es 
müssen  also  Massenkonsumartikel  sein  und 
zwar  solche,  die  von  denjenigen  Kreisen 
gebraucht  oder  verbraucht  werden,  auf  welche 
die  Arbeiteroi^nisationen  Einfluss  auszu- 
üben imstande  sind.  Die  Methode  besteht 
einfach  darin,  dass  die  Waren  bestimmter 
Fabrikanten  in  Verruf  erklärt  werden  und 
die  boykottierende  Arbeitergenossenschaft 
ihren  Miteliedera  oder  den  von  ihr  ab- 
hängigen Gesellschaftskreisen  den  Kauf  oder 
Gebrauch  der  proskribierten  Produkte  unter- 
sagt, eventuell  die  Ausserachtlassung  des 
Verbots  mit  Ausschluss  oder  ebenfalls  sekun- 
därer Verrufserklärung  bedroht  Je  nach 
der  Art,  QuaUtät  der  Artikel  und  nach  dem 
Bedürfnis,  welches  dieselben  befriedigen,  ist 
der  verhängte  Boykott  einer  grösseren  oder 
geringeren  Verbreitung  fähig.  Ausgeschlossen 
ist  er  aber  bei  solchen  Erzeugnissen,  Mr 
welche  die  Arbeiterschaft  als  Konsvmient 
nicht  in  Betracht  kommt.  In  der  Mehrzahl 
der  Fälle  wird  aber  der  Boykottierte  der 
organisierten  Arbeiterschaft  nicht  unmittel- 
bar erreichbar  sein,  weil  hier  regelmässig 
die  unmittelbare  Berührung  zwischen  dem 
Unternehmer,  als  zu  bekämpfenden  Arbeit- 
geber, und  den  genossenschaftlich  geglie- 
derten Arbeitern,  als  Konsumenten,  fehlt. 
Es  bedarf  also  eines  Zwischengliedes,  um 
den  Boykott  durchzuführen.  Das  Interdikt 
muss  daher  auf  den  Zwischen-  imd  Klein- 
handel ausgedehnt  werden,  der  von  dem 
boykottierten  Fabrikanten  Waren  bezieht 
und  sie  an  die  Arbeiter  im  kleinen  absetzt. 
Und  thatsächlich  pflegt  der  neuere  Boykott 
durch  die  Vermittelung  dieser  Kanäle  be- 
wirkt zu  werden,  indem  alle  Kleinhändler 
und  Verschleisser  in  Verruf  erklärt  werden, 
welche  Fabrikate  einer  geboykotteten  Firma 
führen.    Der  Eleinkanfmanu  ist  aber  in  viel 
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grösserem  Masse  von  der  Arbeiterbevölke- 
rung unmittelbar  abhängig  als  der  kapitaUs- 
tisehe  Unternehmer,  den  man  nur  dadurch 
indirekt  schädigen  oder  vrirtschaftlich  ver- 
nichten kann.  Die  formale  Durchführung 
des  Boykotts  geschieht  durch  öffentliche 
Bekanntgabe  der  proskribierten  Geschäfte  in 
Arbeiterversammlungen,  Arbeiterzeitimgen 
oder  dimjh  Flugblätter,  damit  sich  niemand 
durch  Unkenntnis  entschuldigen  kann. 

Für  die  Wirksamkeit  des  Boykotts  ent- 
scheidet vor  allem  Art,  Straffheit  und  Dis- 
ciplin  der  Arbeiterorganisation.  Je 
allgemeiner,  ausgedehnter  und  besser  orga- 
nisiert dieselbe  ist,  je  grösser  die  Zahl  der 
Teilnehmer  und  je  rascher  der  Absatz  der 
boykottierten  Waren  erfolgen  muss,  um  die- 
selben vor  dem  Verderben  zu  bewahren, 
desto  erfolgreicher  kann  das  Boykotten  sein. 
Eine  weitere  Bedingung  für  den  Erfolg  der 
Vemifserklärung  ist  die  Möglichkeit,  den 
Absatz  zu  occupieren.  Ein  Unter- 
nehmer, der  ausschliesslich  für  den  Lokal- 
absatz produziert,  ist  leichter  zu  bekämpfen 
als  derjenige,  welcher  seine  Waren  auch 
nach  auswärts  sendet.  Der  Fabrikant,  welcher 
für  den  ausländischen  Export  arbeitet,  ist 
dem  Boykott  überhaupt  meist  ganz  unzu- 
gänglich. Die  lokale  Durchführung  der 
Boykottienmg  lässt  sich  leichter  bewerk- 
stelligen als  die  interlokale,  weil  lokale  Ar- 
beiterorganisationen meist  vorhanden  sind, 
den  interlokalen  es  aber  regelmässig  an  dem 
festen  Zusammenhalt  fehlt.  Endlich  spielt 
Umfang  und  Mass  der  Kontrolle  bei  der 
Ausführbarkeit  der  Verrufserklärung  eine 
wichtige  Rolle.  Diese  Beaufsichtigung  muss 
sich  nach  zwei  Richtungen  erstrecken.  Zu- 
nächst müssen  die  Arbeiter  als  Angehörige 
einer  boykottierenden  Arbeitergenossenschaft 
beaufsichtigt  werden,  dass  sie  die  geächteten 
Waren  nicht  kaufen,  und  sodann  hat  sich 
die  Aufsicht  auf  die  Kleinkaufleute  zu  be- 
ziehen, dass  sie  auch  thatsächlich  dem  Ver- 
bote nachkommen.  Der  Boykott  kann  sich 
immer  nur  auf  einige  wenige  Artikel  er- 
strecken, weil  die  grosse  Masse  nur  gelenkt 
werden  kann,  wenn  die  Aufmerksamkeit  nur 
auf  einen  oder  wenige  Punkte  koncentriert 
wird.  Je  mehr  aber  der  Markt  von  Unter- 
nehmern beherrscht  wird,  welche  den  Ab- 
satz monopolistisch  beherrschen,  desto  we- 
niger wird  der  Boykott  ausführbar. 

3.  Ursprang  und  Entwickeinng  der 
y.  in  Europa  und  Amerika.  Der  mo- 
derne Boykptt  hat  seinen  Vorläufer  in  dem 
»Schelten  und  Auftreiben«,  einem  in  der 
Zunftzeit  gebräuchlichen  Kampfmittel  gegen 
»unehrliche«  Mitglieder  des  Handwerks.  Der 
Name  des  unehrlichen  Handwerkers,  welcher 
sich  gegen  die  Vorschriften  der  Zunftord- 
nung oder  gegen  die  Verfügungen  der  Zunft- 
behörden vergangen  hatte,  wurde  auf  dem 


»schwarzen  Brett«  bekannt  gegeben.  Beim 
gescholtenen  Meister  darf  kein  Geselle  mehr 
arbeiten,  derselbe  darf  nicht  mehr  bei  der 
Morgensprache  und  anderen  Zusammen- 
künften der  Zunftgenossen  erscheinen,  auf 
dem  Markte  nicht  mehr  neben  den  anderen 
Meistern,  sondern  nur  drei  Schritte  von 
diesen  entfernt  seine  Waren  feilbieten  oder 
war  eventuell  vöUig  vom  Absätze  auf  dem 
städtischen  Markte  ausgeschlossen  u.  dgL  m. 
Der  gescholtene  Geselle  dagegen  muss  seine 
Arbeitsstelle  verlassen,  kein  Geselle  darf 
mehr  neben  ihm  arbeiten,  ohne  selbst  ge- 
scholten zu  werden.  Will  er  an  einem 
anderen  Orte  Arbeit  nehmen,  so  wird  er 
»aufgetrieben«,  d.  h.  er  wird  durch  Briefe 
an  die  Orte  verfolgt,  wohin  er  sich  wendet 
oder  wo  er  Arbeit  sucht. 

Das  Schelten  und  Auftreiben  war  zu- 
nächst eine  gesetzinässige  Institution  des 
mittelalterlichen  Gewerberechts,  um  die 
zünftige  Ehrlichkeit  zu  schützen  und  zu  er- 
halten. Seit  dem  16.  Jahrhundert  nimmt 
sie  aber  einen  teilweise  anderen  Charakter 
an  und  wird  zu  einem  Kampfmittel  der 
organisierten  Gesellenschaft  Sobald  die  Ge- 
seUen  verbände  den  Meisterzünften  als  eine 
festgefügte  Organisation  gegenflbertraten, 
haben  sie  zur  Wahrung  ihrer  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Standesinteressen,  um 
die  ihrem  Lebenski-eise  zunächst  liegenden 
Forderungen  gekämpft.  In  diesem  sozialen 
Klassenkampfe  zwischen  den  Arbeitnehmern 
und  Arbeitgebern  hat  die  Gesellenschaft 
durch  ihr  Gesellengericht  den  zünftigen 
Meistern  Vorschriften  zu  geben  gesucht  und 
die  sich  weigernden  Handwerksherren  ge- 
ächtet. Als  Kampfmittel  zur  Erreichung 
dieses  Zweckes  bediente  sie  sich  des  Schel- 
tens  gegen  die  Meister,  sie  verbot  den  Ge- 
nossen, bei  einem  gescholtenen  Meister  ein 
Arbeitsverhältnis  einzugehen  und  seine  Waren 
zu  kaufen.  Damit  war  das  Schelten  zu 
einem  Bestandteil  der  mittelalterlichen  Ar- 
beiterbewegung geworden.  Wir  haben  es 
hier  mit  einer  Erscheinung  des  Wirtschafts- 
lebens zu  thun,  deren  Ziel  war  die  Beugung 
der  Meistcrinteressen  unter  die  Forderungen 
der  Gesellenschaft  Diese  Vemifserklärung 
eines  Arbeitgebers  durch  die  Arbeiterge- 
nossenschaften ist  nichts  anderes  als  das 
Boykotten  der  neuesten  sozialen  Kämpfe. 

Das  heutige  System  des  Bovkottens 
stammt  seinem  Ursprünge  nach  aus  trland. 
Seltsamerweise  aber  hat  dieses  neue  Kampf- 
mittel seine  Wurzel  nicht  im  Erdreich  der 
sozialen  Kämpfe  der  industriellen  Arbeiter- 
schaft, sondern  ist  den  irischen  Agrarkämpfen 
entwachsen.  Charles  Cunningham  Boykott 
lebte  Ende  der  siebziger  Jahre  in  Lough. 
Mask  (Grafschaft  Mayo)  und  war  Grund- 
besitzverwalter und  Agent  des  Lord  Eme. 
Seine  Hauptaufgabe  bestand'  in  der  üeber- 
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wachung  der  kleinen  Pächter,  ob  dieselben 
ihren  Verpflichtungen  gegen  den  Gutsherrn 
nachkamen.  Dabei  verfimr  er  mit  solcher 
Strenge,  Cnerbittlichkeit  und  Hartherzigkeit, 
dass  der  Bass  des  ganzen  Landes  sich  auf 
seine  Person  koncentrierte.  Im  Herbste 
1879  hatte  die  Erbitterung  gegen  ihn  den 
Gipfel  erreicht,  so  dass  die  nationale  Land- 
liga beschloss,  gegen  ihn  vorzugehen.  Man 
scheute  sich  indessen  vor  Gewaltmassregeln, 
sondern  sprach  g^en  ihn  die  allgemeine 
Aechtung  aus.  Alle  seine  Arbeiter  kündigten 
ihm  unmittelbar  vor  der  Ernte,  so  dass  er 
das  Getreide  von  seinen  gepachteten  Feldern 
nicht  einbringen  konnte.  Die  Dienstboten 
verliessen  sein  Haus.  Er  suchte  daher  aus- 
wärts neue  Arbeitskräfte  anzuwerben  und 
bereiste  das  ganze  Land,  konnte  aber  keine 
finden.  Obgleich  sonst  Tausende  von  hungern- 
den Vagabunden  bereit  waren,  zu  jedem 
Preise  eine  Arbeit  zu  flbernehmen,  so  ver- 
mochte dennoch  Boykott  keinen  einzigen  zu 
gewinnen.  Die  Fuhrwerksbesitzer  wollten 
ihn  nicht  Muren,  die  Hotelbesitzer  ihm  keine 
Unterkunft  gewähren.  Schlächter,  Bäcker 
nnd  Krämer  verkauften  ihm  keine  Lebens- 
mittel. Als  er  sein  gemästetes  Vieh  auf  den 
englischen  Markt  schicken  wollte,  weigerte! 
sich  die  Eisenbahngesellschaft,  den  Transport 
zu  übernehmen.  Die  Wirkungen  des  Bann- 
fluchs lasteten  mit  unwiderstehlicher  Gewalt 
auf  seinen  Schultern.  Endlich  schritt  die 
Begierung  zu  Gunsten  des  Ausg^tossenen 
ein.  In  einer  entl^;enen  Gegend  im  Norden 
der  Insel,  wo  die  Landliga  wenig  Einfluss 
hatte,  wurde  eine  Schar  Arbeiter  gemietet 
nnd  unter  starker  militärischer  Bedeckung 
nach  Lough  Mask  gebracht.  Doch  war  es 
fttr  die  Ernte  bereits  zu  spät  geworden,  das 
Getreide  war  am  Halm  verfault,  und  die 
Arbeiter  mussten  unverrichteter  Dinge  wie- 
der abziehen.  Die  Kosten  fflr  den  militäri- 
schen Schutz  sollen  25000  £  betragen  haben. 
Boykott  musste  Lough  Mask  verlassen. 
Englische  Grundbesitzer  versahen  ihn  mit 
Geldmitteln  zur  Auswandentng.  Im  Früh- 
jahr 1881  soll  er  in  New-Tork  angekommen 
sein,  doch  kehrte  er  schon  1883  wieder  nach 
der  grünen  Insel  zurück.  Er  hatte  unter- 
dessen seine  Ansicht  gründlieh  geändert 
und  ist  in  das  Lager  seiner  früheren  Gegner 
öbei^egangen,  wo  er  sich  in  der  Folgezeit 
einer  gewissen  Beliebtheit  erfreute.  Hier 
ist  er  dann  vor  wenigen  Jahren  als  Be- 
kehrter gestorben.  Dieser  erste  Erfolg  des 
Boykottsystems  reizte  in  Irland  zur  Wieder- 
holimg.  Missliebige  Personen  mussten  mehr- 
fach infolge  der  über  sie  verhängten  Acht 
ihre  Stellungen  verlassen.  Wer  sich  weigerte, 
sich  dem  Boykott  anzuschliessen,  verfiel 
gleichfalls  dem  Bannfluch.  Verschiedene 
Kaofleute,  welche  an  Proskripierte  Waren 
veiiauft  hatten,  wurden  auf  diese   Weise 


zu  Grunde  gerichtet.  Das  grösste  Geschäft 
in  Irland,  welches  durch  das  Boykottsystem 
betroffen  wurde,  war  die  dem  Lord  Ardi- 
laun  gehörige  Brauerei  von  Guiness.  Dieser 
Streit  endigte  zwar  mit  einem  Kompromiss 
beider  Parteien,  welchen  aber  die  Boykotter 
als  einen  moralischen  Sieg  betrachteten. 

Im  Laufe  der  SO  er  Jahre  des  vorigen 
Jahrhunderts  wurde  das  System  des  Boykot- 
tensin  den  Vereinigten  Staaten  auch  zu 
einem  Kampfmittel  in  der  industriellen  Ar- 
beiterfrage. Hier  hat  man  auch  versucht, 
demselben  eine  theoretische  Grundlage  zu 
geben.  Die  nordamerikanische  Atmosphäre 
ist  mit  ihrer  Sucht  nach  Uebertreibung  be- 
sonders geeignet,  solche  soziale  Experimente 
diuchzukosten.  Die  Begründung  wurde  aber 
nicht  nur  mit  den  allgemeinen  Hilfsmitteln, 
welche  für  den  sozialen  Klassenkampf  in 
Betracht  kommen,  geführt,  sondern  auch  — 
und  das  ist  für  die  nordamerikanischen  Ver- 
hältnisse charakteristisch  —  die  Bibel  hat 
das  Rüstzeug  zur  Beweisführung  liefern 
müssen.  Namentlich  ist  auch  der  Apostel 
Paulus  als  Verteidiger  der  Verrufserklärung 
angeführt  worden  i). 

Der  Boykott  hat  sich  in  Nordamerika  zu 
einem  Kampfmittel  der  Arbeiterorganisa- 
tionen herausgebildet.  Er  soll  insbesondere 
zur  Ergänzung  und  Verstärkung  der  Ar- 
beitseinstellungen dienen  mid  wird  insbe- 
sondere von  den  Gewerkschaften  ausgeübt 
Die  zunehmende  Dichtigkeit  der  Bevölke- 
rung und  die  Fortschritte  der  industriellen 
Arbeitsteilung  in  den  grossen  Städten  des 
Ostens  hat  die  Aussichten  auf  einen  erfolg- 
reichen Ausgang  des  Strikes  immer  mehr 
verringert.  Der  Ersatz  durch  andere  Ai^ 
beiter,  auch  durcli  neue  Einwanderer  wird 
für  den  betroffenen  Arbeitgeber  immer 
leichter  zu  bewerkstelligen.  Obgleich  aber 
die  Centralverbände  der  Arbeiterorganisa- 
tionen mit  aller  Energie  versucht  haben- 
alle Arten  von  Handarbeitern,  gelernte  und 
ungelernte,  ihrer  Gruppe  zuzuführen,  so  ist 
es  ihnen  doch  nicht  gelungen,  dieses  Ziel 
zu  erreichen.  Als  die  Hauptaufgabe  des 
Boykotts  muss  es  daher  betrachtet  werden, 
den  Arbeitgeber  bei  einem  Ausstaude  zu 
nötigen,  die  angeworbenen  Ersatzarbeiter, 
die  sogenannten  »Scabs«,  wieder  zu  ent- 
lassen. Die  Gewerkschaften  erklären  einen 
Unternehmer  solange  in  Verruf,  bis  die 
Unionleute  wieder  angestellt  und  die  von 
diesen  gestellten  Forderungen  erfüUt  sind. 


')  Thess.  3,  11—14:  „Wir  hören,  dass  et- 
liche nnter  Euch  wandeln  onordeutlich  und 
arbeiten  nicht,  sondern  treiben  Vorwitz  .... 
So  aber  jemand  nicht  gehorsam  ist  unserm  Wort, 
den  zeichnet  an  durch  einen  Brief  und  habt 
nichts  mit  ihm  zu  schaffen,  auf  dass  er  scham- 
rot werde." 
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Ein  anderer  Gnind  zur  Verhängung  des 
Boykotte  ist  eine  Aussperre  seitens  eines 
Arbeitgebers.  Auch  hier  soll  die  organi- 
sierte Kundschaftsentziehun^  den  Unter- 
nehmer zwingen,  die  beseitigten  Ge-werk- 
schaftler  wieder  aufzunehmen.  Endlich 
aber  ist  der  Boykott  auch  in  solchen  Fällen 
von  den  Gewerkschaften  angewendet  worden, 
um  die  Wirkung  einer  Arbeitseinstellung  zu 
verschärfen,  bei  dem  der  Arbeitgeber  keine 
Ersatzarbeiter  heranziehen  kann.  Er  soU 
durch  die  ünverkäuflichkeit  seiner  Produkte, 
die .  sich  auf  Lager  befinden,  gezwungen 
werden,  den  Ausständigen  nachzugeben. 
Doch  hat  es  sich  in  dem  letzteren  Fall 
häufig  gezeigt,  dass  die  Verrufserklärung 
den  gewünschten  Erfolg  nicht  hatte.  Denn 
dieses  Aushungerungssystem  wirkt  niemals 
rasch,  sondern  nur  langsam,  eine  Wirkung, 
auf  welche  die  ausständigen  Arbeiter  in- 
folge ihrer  materiellen  Lage  kaum  jemals 
warten  können. 

Ausser  Geschäftsleuten  und  Arbeitgebern 
wurden  in  Nordamerika  auch  vielfach  Zei- 
tungen geboykottet,  welche  sich  den  Ge- 
werkschaftebewegungen gegenüber  feindselig 
gezeigt  hatten.  Man  verbot  das  Halten  dersel- 
ben sowie  das  Inserieren  in  denselben.  Wenn 
aber  ein  solches  Blatt,  dessen  Leserkreis 
mit  hauptsächlich  aus  dem  Arbeiterstand 
besteht,  von  diesem  nicht  mehr  gehalten  und 
nicht  mehr  gelesen  wird,  so  können  auch 
Grosskaufleute  und  Fabrikanten  veranlasst 
werden,  in  dieser  Zeitung  nicht  mehr  zu 
inserieren,  falls  die  Detaillisten,  ihre  Ab- 
nehmer, zur  Arbeitersache  halten.  Wer  die 
Zeitung  weiterhin  benutzt,  verfällt  gleich- 
falls der  Aechtung.  Die  Kontrolle  ist  da- 
bei leichter  durchzuführen,  weil  die  Be- 
ziehungen irgend  einer  Firma  zu  einer  Zei- 
tung in  dem  Annoncieren  öffentlich  bekannt 
werden  und  festzustellen  sind. 

Von  ähnlicher  Wirkung  wie  die  VeiTufs- 
erklärung  ist  auch  das  sogenannte  »Label- 
system«, welches  bereits  früher  in  den  Ver- 
einigten Staaten  zur  Anwendung  gebracht 
worden  war,  ehe  der  Boykott  üblich  wurde. 
Es  diente  zur  Absatzerschwerung  der  Tene- 
mentecigarren  sowie  der  von  Chinesen  oder 
Strafgefangenen  gearbeiteten.  Dieses  von 
der  intemationaleu  Cigarrenmachergewerk- 
schaft  geübte  Verfahren  besteht  in  der  An- 
bringung einer  Etikette  oder  eines  »Label« 
an  den  Kisten  der  von  einem  Gewerk- 
schaftler gearbeiteten  Cigarren,  durch  welche 
dieselben  mit  Aufschrift  und  Druck  von  den 
durch  sogenannte  »billige«  Arbeit  herge- 
stellten unterschieden  werden.  Dadurch  ver- 
suchte man  den  Absatz  von  Cigarren  zu  er- 
schweren, welche  von  den  Konkiurenten 
der  Gewerkschaften  verfertigt  sind.  Das 
Labelsystem  wirkt  auch  nur  mittelbar,  in- 
dem es  die  Arbeitsprodukte  von  Unionsleuten 


besonders  empfiehlt,  doch  fehlt  hier  der 
brutale  Zwang  gegenüber  den  Konsumenten 
wie  beim  Boykott 

Von  Nordamerika  eingeführt,  ist  auch 
auf  dem  eimipäischeu  Kontinent  das  System 
des  Boykottens  eingedruügen.  Hier  hat  sich 
dasselbe  gleichfalls  in  Verbindung  mit  der 
Arbeiterbewegung  und  den  sozialen  Klassen- 
kämpfen entfaltet.  Dabei  ist  es  das  charak- 
teristische Merkmal,  dass  politische  In- 
teressen und  politische  Partei- 
kämpfe das  Endziel  dieser  Bestrebungea 
bilden.  Nicht  so  fast  der  Kampf  um  die  Er- 
ringung besserer  Arbeitsbedingungen  oder  lun 
die  Verbesserung  der  materiellen  Lage  der 
Arbeiterschaft  ist  der  Hauptzweck  des  Boy- 
kotte, sondern  im  Mittelpunkte  steht  vor 
allem  der  Kampf  um  die  politische  Macht 
gegen  die  sozialen  Faktoren,  auf  welchen 
die  moderne  Rechtsordnung  und  Gesell- 
schaftsverfassung beruht.  Die  Leiter  der  in 
diesem  Sinne  politischen  Arbeiterbewe^ng 
sehen  in  dem  Boykotten  eines  der  vielen 
Mittel,  die  Umgestaltung  der  bestehenden 
Zustände  langsam,  aber  systematisch  vorzu- 
bereiten. Von  besonderem  Werte  aber  er- 
scheint die  Verrufserklänmg  den  politi- 
schen Arbeiterführern  als  der  Versuch  einer 
Kraftprobe  im  sozialen  Klassenkampfe.  Es 
ist  dieselbe  eine  Probe  für  die  Straffheit 
der  Organisation  in  der  sozialistischen  Ar- 
beiterpartei, ob  und  inwieweit  sie  hinläng- 
lich geschult  und  disdpliniert  sei,  um 
weitere  Schritte  und  Unternehmungen  im 
Kampfe  mit  dem  Kapitalismus  wagen  zu 
können. 

Diesen  Charakter  hat  die  Verrufserklä- 
rung in  den  letzten  Jahien  besonders  in  der 
Arbeiterbewegung  Deutschlands  ange- 
nommen, wo  sie  ein  wichtiges  Agitationa- 
und  Kampfmittel  der  sozialdemokratischen 
Partei  geworden  ist.  Seit  dem  Jahre  1880 
ist  sie  zuerst  in  Sachsen  gegen  Wirte  an- 
gewendet worden,  welche  ihre  Säle  nicht 
zu  sozialdemokratischen  Versammlungen  her- 
geben wollten.  Insbesondere  aber  sind  die 
Bierbrauereien  —  zuerst  1889  in  Hamburg 
—  dem  Boykott  unterworfen  worden.  Sie 
haben  sich  thatsächlich.im  Gewerkschafts- 
kampfe als  diejeni^n  Objekte  erwiesen, 
welche  der  Boykottierung  am  meisten  zu- 
gängUch  sind.  In  grösserem  Umfange  wurde 
namentlich  in  Berlin  1894  ein  Boykott  ein 
halbes  Jahr  gegen  einzelne  grössere  Braue- 
reien durchgeführt,  der  schliesslich  durch, 
eine  Art  Kompromiss  beigelegt  wurde.  Auch 
das  amerikanische  »Labelsystem«  hat  in 
Deutechland  in  der  Form  der  Kontroll- 
marke Eingang  gefunden.  Dieses  Ver- 
fahren ist  insbesondere  bei  Hüten,  Cigarren, 
Stiefeln,  Kleidern,  Textilwaren  und  der- 
gleichen  mehr  angewendet  worden.      Vgl. 
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dazu  d.  Art.  Arbeitseinstellungen  oben 
Bd.  I  S.  730  ff. 

4.    Volkswirtschaftliche    Bedeutung 

der  V.  Die  Verrufserklärung  ist  rein  ne- 
gativer Natur,  sie  ist  durchaus  ungeeignet, 
z\u-  Lösung  der  Arbeiterfrage  beizutragen. 
Denn  sie  stellt  sich  als  nichts  anderes  dar 
denn  ein  Kampfmittel,  welches  die  Gegen- 
sätze von  Kapital  und  Arbeit  verschärft 
Aus  seinem  ursprünglichen  Zwecke  der 
Bache  ist  er  zu  einer  Waffe  geworden,  um 
widerstrebende  Arbeitgeber  unter  den  "Willen 
der  organisierten  Arbeiterschaft  zu  beugen. 
Die  materielle  Lage  des  Arbeiters  wird  in  der 
Kegel  durch  sie  nicht  gebessert,  wobei  aber 
nicht  geleugnet  werden  soll,  dass  unter  Um- 
ständen Sozialrevolutionäre  politische  Par- 
teien ihre  Rechnung  finden  mögen.  Der 
Unterschied  von  Arbeitsausstand  und  Ver- 
mfeerklärung  besteht  ftlr  die  Volkswirt- 
schaft darin,  dass  die  Arbeitseinstellungen 
die  Produktion  plötzlich  unterbrechen, 
die  Interessen  der  Konsiunenten  beein- 
trSchtigen  können.  Die  Arbeiter  verlieren 
ihren  Lohn  und  sind  Entbehrungen  ausge- 
setzt. Ihre  verminderte  Kaufkraft  schädigt 
die  Lieferanten  von  Massenkonsumartikeln, 
und  jeder  Strike  fflhrt  regelmässig  zu  einer 
grösseren  oder  geringeren  Stockung  des 
Güterverkehrs.  Der  Boykott  dagegen  ver- 
schiebt nur  die  Produktion,  sobald  er  er- 
folgreich wird.  Der  verminderten  Nachfrage 
nach  einer  Sorte  von  bestimmten  Waren 
entspricht  eine  vermehrte  nacb  anderen,  oder 
die  stockende  Nachfrage  nach  Artikeln  des 
einen  Fabrikanten  wud  durch  eine  ge- 
steigerte nach  solchen  eines  anderen  Pro- 
duzenten ersetzt.  Dadurch  kann  eine  Pro- 
dnktionsstätte  ganz  verschwinden,  während 
ihre  Arbeit  anderen  Unternehmungen  zu- 
wächst Macht  der  boykottierte  Arbeitgeber 
Bankerott,  so  wird  sein  stehendes  und  um- 
laufendes Kapital  entwertet,  es  ist  ander- 
weitig nicht  verwendbar.  Die  oi^nisierte 
Arbeiterschaft  kann  aus  dem  Zusammenbmch 
einzelner  geboykotteter  Unternehmungen, 
welche  keine  gewerkschaftlichen  Arbeiter 
beschäftigen,  den  Nutzen  ziehen,  dass  die 
Nichtgewerkschaftler  ihre  Stellung  verlieren, 
den  Ghewerkschafüern  gegenüber  m  eine  un- 
gQnstige  Lage  geraten  imd  dass  dadurch 
die  Interessen  der  Association  indirekt  ^ 
fördert  werden.  Allein  durch  die  Em- 
schränkung  des  Angebots  ei^giebt  sich  an- 
dererseits leicht  für  den  Arbeiter  eine  Preis- 
steigerung, wenn  die  geboykotteten  Produ- 
zenten Waren  herstellenj  welche  für  die 
Lebenshaltung  unentbehrbch  sind. 

Wiewohl  alle  sozialen  Reibungen  die 
Grundlage  für  alle  sozialen  Foi-tschritte  sind, 
so  stehen  doch  Arbeitsausstand  und  Boykott 
keinesw^s  auf  der  gleichen  Stufe.  Die 
Arbeitseinstellung  ist  eine  soziale  Erschei- 


nimg, welche  aus  dem  freien  Arbeitsvertrag 
hervorgeht,  und  daher  eine  Angelegenheit, 
welche  in  der  Regel  lediglich  den  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  betrifft.  Die  öffent- 
liche Autorität  hat  nur  bei  Ausschreitungen 
und  gewaltsamen  An^iffen  auf  die  Arbeiter, 
welche  sich  dem  Strike  nicht  ansclüiessen, 
Veranlassung,  einzutreten.  Dagegen  ist  der 
Boykott  ein  Kampfmittel,  wodtmih  nicht  nur 
die  Arbeitgeber  und  Arbeiter  betroffen,  son- 
dern auch  dritte  Personen  unberechtigter- 
weise in  Mitleidenschaft  gezogen  wenien. 
Es  soU  durch  die  organisierte  Arbeiterschaft 
eine  brutale  Diktatur  auf  weitere  Schichten 
der  Bevölkerung  ausgeübt,  sie  sollen  durch 
die  Drohung  der  Aechtung  den  Arbeiter- 
forderungen unterworfen  und  das  Bewusst- 
sein  befestigt  werden,  dass  die  Interessen 
der  organisierten  Arbeiterschaft  über  die  In- 
teressen aller  übrigen  Bevölkerungsschichten 
unbedingt  herrschen  sollen.  Das  aber  wider- 
streitet unbedingt  den  Bedürfnissen  des  Ge- 
meinschaftslebens und  steht  mit  den  Auf- 
gaben des  Staates  als  Schützer  derselben 
im  Widerspruch.  Daher  ist  ein  Eingreifen 
des  Staates  als  berechtigt  anzusehen.  In- 
dessen wird  es  sich  in  dieser  Frage  mehr 
um  Prävention  durch  Schiedsgerichte  und 
ähnliche  Einrichtungen  handeln  als  um  Re- 
pression durch  das  Strafgesetz.  Soviel  darf 
aber  auch  von  letzterem  gefordert  werden, 
dass  es  den  friedlichen  Staatsbürger  schützt 
vor  den  Gewaltmassregeln  der  organisierten 
Fäuste. 

Lltt«ratur:   Sartorlus  von  Waltershansen, 

Boykotten,  ein  neue»  Kampfmittel  der  amerUca- 
nitehen  Gemerkvereine,  Jahrb.  f.  NtU.  u.  Stat., 
N.  F.  XI.  Bd.,  S.  1—18.  —  DtraeVbe,  Die 
nordamerikanitchen  Gewerkiehaften  unter  dem 
Einfluia  der  fortschreitenden  ProdukHontteehnit, 
Berlin  1886,  S.  S37—i6S.  —  Herlener,  Die 
iritche  Agratfrage,  Jahrb.  f.  Not.  u.  Stat.  iV.  F. 
Bd.  XXI,  S.  483  ff.  —  Boh,  Wider  den  Boy- 
kott. Dritte*  Tausend,  Dresden  1895.  —  BH- 
nemann,  Die  Strafbarkeit  des  Boykotts  nach 
geltendem  Reichtrecht,  Soziatpol.  Centralblatt, 
4.  Jahrg.,  Nr.  44.  —  Oldenberg,  Art.  »Ar- 
beitseinstellungen in  Deutschland»  in  diesem 
Supplementbande  oben  S.  97ff.  —  Heekel, 
Boykott,  Jahrb.  f.  Not.  u.  Stat.,  III.  F.,  tO.  Bd., 
1895.  (Die  in  den  n  Sozialistischen  Monats- 
heften« (Jahrg.  IV.  7.  1898)  von  Isegrim 
(Schippel)  S.  SS8  gegen  meine  Auffassung  ge- 
richtete und  mit  persönlichen  Ausfällen  ange- 
füllte Kritik  hat  mich  nur  von  neuem  durch 
ihre  unsachliche  Behandlung  von  der  Richtigkeit 
meiner  Ansieht  Oberteugt).  —  Heckel,  Art. 
»Boykott«  im  I.  Suppl.-Bd.  des  Sandw.  der 
Slaatsw.,  25t— i57.  —  Kehm-Elster,  Art 
»Boykotte  in  Elsters  W.  d.  V.  Bd.  I,  S.  445 
bis  447. 

Max  von  HeekeL 
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Yersammliuigeii 

8.  Polizei  oben  Bd.  VI  S.  108ff.  und 
Vereins-  und  Versammlungs- 
freiheit oben  Bd.  VII  S.  382«. 


Versichenuigsaiiit 

s.  Unfallversicherung     insbesondere 
sub  V,  1  oben  Bd.  VII  S.  300  ff. 


Versichernogsweseii. 

1.  Begriff.  Arten.  Betriebsformen.  2.  Ge- 
schichtliches. 3.  Der  Veraichernngsvertrag  vom 
Standpunkte  des  bürgerlichen  Kechts.  4.  Die 
öffenwchrechtliche  Regelung  des  V.  6.  Die 
wirtschaftliche  Bedeutung  des  Y. 

1.  Begriff.    Arten.    Betriebsformen. 

Den  Begriff  der  Versicherung  so  weit  zu 
fassen,  wie  es  z.  B.  Emanuel  Herrmann  in 
seiner  »Theorie  der  Versicherunp^«  (3.  AufL 
Wien  1897)  thut,  verträgt  sich  nicht  mit  der 
zweckmässigen  Abgrenzimg  der  Forschungs- 
gebiete der  Wirtschaftslehre.  Jede  Vor- 
sorge für  den  Ausgleich  der  durch  zufällige 
Ereignisse  oder  nun  gar  der  durch  regel- 
mässige und  in  der  Natur  der  Sache  lie- 
gende Wertverringerung  entstehenden  Ver- 
mögen sverluste,  ja  sogar  den  Bettel  und  die 
Amortisation,  welche  mit  solchen  zukünftigen 
Verlusten  gar  nichts  zu  schaffen  haben, 
Versicherung  zu  nennen  oder  rein  mechani- 
sche Sicherungsvorrichtungen  wie  die  An- 
bringung eines  Eompensationspendels  an 
Uhren  —  S.  108ff.  der  angeführten  Schrift 
—  hat  weder  vdssenschaftliche  Berechtigung 
noch  praktischen  Wert  Dass  aber  in  der 
angefünrten  Schrift  der  »Meidung,  Unter- 
drückung und  Versicherung«  das  gleiche 
Thatigkeitsgebiet  angewiesen  wird  —  S. 
124  ff.  daselbst  —  beweist  wiederum  eine 
zu  beschränkte  Auffassung  des  Versiche- 
rungsbegriffes, da  die  Versicherung  auch 
Schäden  ausgleichen  soll,  welche,  auch  auf 
den  höchsten  Stufen  der  Kultur,  weder  ver- 
mieden noch  unterdrückt  werden  können 
(Hagelschlag,  Viehsterben  etc.).  Die  Herr- 
mannsche  Argumentation  endlich,  welcher 
wir  wohl  seine  übrigens  vielfach  lehn-eiche 
und  in  der  neuesten  Auflage  vielfach  ver- 
vollkommnete Schrift  verdanken,  dass  näm- 
lich die  Versicherung  ebensowohl  für  den 
Versicherungsnehmer  wie  für  den  Ver- 
sicherer lediglich  Glücksspiel,  »Lotterie«, 
sei,  bekundet  eine  unrichtige  Vorstellung 
vom  Zweck  und  Wesen  beider,  wenn  auch 
nicht  bestritten  werden  soll,  dass,  wenn  man 
ganz  absieht  von  dem  thatsächlichen  ge- 
schäftlichen Betriebe  des  Glücksspieles  und 
der  Versicherung,  sich  zwischen  beiden 
manche  Analogieen  ergeben.    Grösser  sind 


aber  auch  dann  die  Unterschiede.  Der 
Zweck  des  Glücksspiels  für  den  Spielhalter 
ist  Gewinn.  Dieser  Zweck  vdra  um  so 
sicherer  erreicht,  je  unwirtschaftlicher  sein 
Publikum,  je  grösser  die  Zahl  derer  ist,  die 
möglichst  mühelos  ^winnen  wollen,  und  je 
ungünsti^r  sich  die  Chancen  der  Spieler 
stellen,  je  weni^r  sich  ihre  Erwartungen 
rechtfertigen.    Die  Absicht  des  Spielers  ist 

—  von  der  Vielen  erwünschten  und  ange- 
nehmen aufregenden  Unterhaltung  abgesehen 

—  auf  einen  möglichen,  ein  Vielfaches  des 
Einsatzes  bildenden  Geldgewinn  gerichtet 
Aber  der  Gewinn  ist  durchaus  ungewiss; 
tritt  er  ein,  zeigt  er  sich  bei  vielen  Spielern 
in  unerwartet  hohem  Masse  —  was  bekannt- 
lich nur  bei  gewissen  Glücksspielen  au^;e- 
schlossen  ist  —  so  gereicht  dies  dem  Spiel- 
halter zum  Kachteil,  aber  meist  auch  den 
gewinnenden  Spielern  nicht  zum  Vorteil. 

Die  Versicherung  schlägt  bei  umfassen- 
der Organisation  und  rationellem, 
redlichem  Betriebe  stets  dem  Ver- 
sicherungsnehmer und  dem  Versicherer  zum 
gewissen  Vorteile  aus  —  gleichviel  ob 
der  erstere  nur  zu  leisten  oder  auch  zu  em- 
pfangen, gleichviel  ob  der  andere  im  Ver- 
hältnis zum  Empfangenen  besonders  viel 
oder  wenig  zu  leisten  hat  Denn  der  erstere 
will  gar  nicht  gewinnen,  wie  der  Spieler 
gewinnen  will;  sein  Gewinn  besteht  darin, 
dass  er  sich  oder  andere  vor  den  nachteiligen 
Folgen  gewisser  zufäUiger  Ereignisse  ge- 
schützt weiss,  und  seine  Leistung  ist  — 
unter  obiger  Voraussetzimg  —  das  Aequi- 
vaient  seiner  Absicht  Treten  diese  Ereig- 
nisse nicht  oder  später,  als  erwartet  ein,  so 
blieben  eben  auch  nachteilige  Folgen  aus. 
Treten  sie  überhaupt  oder  besonders  früh 
ein,  so  ward  für  Ausgleichung  der  nach- 
teiligen Folgen  entsprechend  vor^^esorgt  In 
beiden  Fällen  gewinnt  er  in  seinem  Sinne 
und  nach  seiner  Absicht  —  ohne  dass  der 
Versicherer  verliert.  Dieser  aber  hat  um  so 
mehr  Vorteil,  je  wirtschaftlicher  sein  Publi- 
kum, je  grösser  die  Zahl  derer  ist  welche 
praktische  Vorsorge  üben,  um  Nachteile  aus- 
zugleichen, die  aus  zufälligen  Ereignissen 
folgen  können.  Und  —  umfeissenden  und 
rationellen  Betrieb  vorausgesetzt  —  schaden 
ihm  Perioden  einer  übererwartungsmässigen 
Leistung  nicht;  denn  sie  helfen  seinen 
Kundenkreis  erweitern  und  verschaffen  ihm 
so  immer  sicherer  den  geschäftlichen  Vorteil 
der  grossen  Zahl. 

Die  Systematik  der  Wirtschaftslehre  ist 
ein  zur  Zeit  vernachlässigtes  und  doch  ein 
Gebiet,  auf  welchem  es  an  einer  communis 
opinio  der  Fachleute  fehlt  Unter  welcher 
Rubrik  des  Systems,  unter  welchen  allge- 
meineren wissenschaftUchea  Gesichtspunkten 
soll  das  Versicherungswesen  betrachtet  wer- 
den?   Um  die  rechte  Stelle  zu  finden,  muss 
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man  vom  Vereicherungsgeschäfte  ausgehen. 
Das  Versicherniigsgeschlut  beruht  auf  einem 
zweiseitigen  Vertrage.  Das  Wesen  dieses 
Vertrages  besteht  in  der  gegenseitigen  Ab- 
tretung oder  doch  Zusicherung  von  Rechten. 
Der  Versicherer  sichert  für  den  Fall  des 
überhaupt  oder  nur  der  Zeit  nach  unge- 
wissen Eintrittes  von  bestimmt  bezeichneten, 
für  die  wirtschaftliche  Existenz  des  Ver- 
sicherungsnehmers einflussreichen  Ereig- 
nissen eine  bestimmte  Zahlung  zu ;  der  Ver- 
sicherungsnehmer geht,  von  einer  Menge 
minder  wesentlicher  Verpflichtimgen  abge- 
sehen, die  Verpflichtung  ein,  für  die  ihm 
gesicherte  Anwartschaft  einmalige  oder  pe- 
riodische Zahlungen  zu  leisten,  welche  von 
beiden  Teilen  für  äquivalent  dem  Risiko, 
für  welches  der  Versicherer  einzutreten  hat, 
gehalten  werden. 

Hier  haben  wir  also  die  wesentlichen 
Merkmale  des  Handels,  nicht  des  Handels 
im  Sinne  des  positiven  Rechtes,  nicht  des 
Handels  im  Sinne  der  landläufigen  Auf- 
fassung, aber  des  Handels  im  Sinne  der  all- 
gemeinen Wirtschaftslehre,  welche  die  wirt- 
schaftlichen Handlungen,  die  dem  gleichen 
Zwecke  dienen  und  sich  durch  diesen  gleichen 
Zweck  von  allen  anderen  unterscheiden, 
anter  dem  gleichen  Gesichtspunkte  betrach- 
ten muss.M  Denn  hiernach  umfasst  der 
Handel  alle  die  wirtschaftlichen  Thätig- 
keiten,  durch  welche  sich  die  Menschen  frei- 
willig und  um  des  Gewinnes  willen  (»Ge- 
winn« hier  im  weitesten  Sinne,  synonym 
etwa  mit  »Vorteil«  gedacht)  einander  ge- 
wisse Rechte  —  Eigentums-  oder  Nutzungs- 
rechte —  (an  Rechten,  an  Sachen  oder  an 
Leistungen)  abtreten.  (Die  Begriffsbestim- 
mung des  »Handels«  in  dem  hierauf  bezüg- 
lichen Artikel  dieses  Werkes  beschränkt  sich 
auf  den  gewerbsmässigen  Kaufhandel  mit 
Gütern,  berücksichtigt  aber  den  so  ungemein 
wichtigen  imgewerbsmässigen  Handel  so 
wenig  wie  den  Handel  mit  Leistungen  und 
Rechten,  wie  den  Miethandcl  im  Gegensätze 
zum  Kaufhandel  etc.) 

Zwei  Momente  sind  es,  die  diese  Art  von 
Handelsgeschäften  von  allen  anderen  unter- 
scheiden imd  für  den  Begriff  der  Versiche- 
rung unerlässlich  sind,  nämlich  einmal  ent- 
weder überhaupt  oder  hinsichtlich  der  iSeit 


')  Hemnann  a.  a.  0.  Einleitung  S.  3  er- 
kUürt  diese  Erörterung  fär  eine  „naive  Wieder- 
gabe jnristiacher  Definitionen  des  Versiche- 
rongskontraktes",  wilhrend  sie  gerade  von  der 
ftblichen  Bechtsanffassnng  weit  abweicht.  Aber 
freUich  vereisst  er  hier,  wie  an  anderen  pole- 
mischen Stellen  seiner  Schrift,  dass  die  Aufgabe 
des  Verfassers  eine  Darstellnng  des  Yersiche- 
rnngs Wesens,  nicht  eine  Theorie  der  Ver- 
sichemng  war,  auf  welche  nns  H.  selbst  unter 
Verheissung  eines  längst  vorbereiteten,  bahn- 
brechenden Werkes  erst  noch  vertröstet 


ihres  Eintritts  ungewisse  und  zu- 
fällige Ereignisse,  deren  Folgen  von  wirt- 
schaftlich nachteiliger  Bedeutimg  sind,  und 
dann  die  Absicht  und  die  Möglich- 
keit, die  wirtschaftlich  nachteiligen 
Wirkungen  dieser  Ereignisse  aus- 
zugleichen. Daher  ist  die  Hinterlegung 
einer  Summe  bei  einem  Dritten  mit  der 
Verpflichtung  für  diesen,  stets  auf  Ver- 
langen soviel  davon  aus  dem  Gewahrsam 
herauszugeben,  als  zum  Ersätze  des  regel- 
mässigen Abnutzes  an  stehendem  Kapitale 
notwendig  ist,  so  wenig  Versichening,  wie 
die  Hinterlegung  einer  Summe  lediglich  zum 
Zwecke  der  Bewahrung,  wenn  diese  Summe 
auch  gelegentlich  zur  Ausgleichung  zufällig 
entstandener  wirtschaftlicher  Nachteile  ver- 
wendet werden  mag. 

Das  Moment  der  zufällig  entstandenen 
nachteiligen  wirtschaftlichen  Wirkungen 
scheidet  die  Versicherung  von  jeder  Vor- 
sorge für  den  Ausgleich  der  wirtschaftlichen 
Folgen  entweder  überhaupt  gewisser  oder 
doch  der  Zeit  des  Eintrittes  nach  gewisser 
zukünftiger  Erscheinungen  und  Ereignisse. 
Das  Moment  der  Möglichkeit  der  Aus- 
gleichung und  der  auf  Ausgleichung  ge- 
richteten Absicht  zieht  dem  \  ersicherungs- 
gebiete  von  anderer  Seite  her  gewisse  sach- 
liche Grenzen  und  enthält  zugleich  die  Er- 
klärung für  die  von  Herrmann  a.  a.  0.  zwar 
geistreich  bekämpfte,  nichtsdestoweniger  aber 
durch  die  Erfahrung  genügend  betätigte 
Annahme,  dass  Versicherung  in  dem  mer 
verstandenen  Sinn  (» Versicherungs  w  e  s  e  n«) 
nur  wirksam  und  segensreich  wird  bei  ge- 
sellschaftsweisem Betriebe. 

Die  durch  Erdbeben  und  Ceberschwem- 
mungen  sowie  die  durch  widrige  Witterungs- 
einflüsse entstehenden  wirtschaftlichen  Schä- 
den sind  meist  zu  selten  und  zugleich,  wenn 
sie  auftreten,  zu  umfassend,  sie  widerstreben 
zu  sehr  der  Berechnung,  als  dass  man  sie 
auf  dem  Wege  der  Versicherung  auszu- 
gleichen hoffen  dürfte,  und  so  notwendig  ist 
gegenüber  dem  Zufall  die  Rechnung  mit 
möglichst  verschiedenartigen  Gefahrenstufen, 
mit  grossen  Zahlen  und  mit  dauerhaften 
Institutionen,  dass  schon  begrifflich  von  der 
Versicherung  oder  doch  von  dem  Versiche- 
rungswesen die  Vergesellschaftung  von  In- 
teressen kaum  getrennt  werden  kann.  Auf 
beiden  Seiten,  auf  seiten  der  Versicherer 
wie  der  Versicherungsnehmer  ist  das  Zu- 
sammenwirken vieler  geradezu  Bedingung 
der  zuverlässigen  Erreichung  des  Zieles. 

Sachlich  ausgeschlossen  ist,  wie  oben 
schon  angedeutet,  das  Mittel  der  Versiche- 
rung nicht  nur  da,  wo  die  Schäden  zu  selten 
und,  wenn  sie  eintreten,  zu  umfassend  sind 
und  auch  die  Hilfe  der  Vergesellschaftung 
von  Interessen  versagt,  sondern  auch  da, 
wo  das  Moment  des  Zufalles  entweder  ganz 
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fehlt  oder  doch  die  schadenbringenden  Er- 
eignisse auch  wUlkfirlich  und  zwar  so,  dass 
die  eine  von  der  anderen  YeranlaissuDg 
schwer  zu  unterscheiden  ist,  herbei^führt 
werden  kOnnen  und  wo  zugleich  in  der 
Möglichkeit  unrechtmässigen  Gewinnes  ein 
starker  Reiz  zu  ihrer  Herbeiführung  besteht 
Schon  unter  den  in  Kulturländern  jetzt  zu- 
meist gebräuchlichen  VersichOTungstuten 
machen  von  dieser  Seite  her  die  einen 
grössere  Schwierigkeiten  als  die  anderen, 
z.  B.  die  Brandschaden-,  die  See-  und  die 
Viehversicherung  grössere  als  die  Hagel- 
schaden- und  die  Unfellversicherung  und  sie 
alle  grössere  als  die  sogenannte  Lebensver- 
sicherung. Wer  neuen  Stoff  der  Versiche- 
rung unterwerfen  will,  hat  auf  dieses  Mo- 
ment sehr  wohl  zu  achten.  Die  Versiche- 
rung gegen  die  wirtschaftlichen  Nachteile 
der  Stellenlosigkeit,  von  der  heutzutage  viel 
die  Rede  ist,  und  diejenige  gegen  die 
Schäden,  welche  aus  dem  Bruclie  von 
Wasserleitungsrohren  entstehen,  hat  einen 
von  dieser  Seite  her  sehr  spröden  Stoff  zu 
bewältigeu.i) 

Das  Versicherungswesen  der  heutigen 
Kulturwelt  umfasst  an  vollkommen  oder 
doch  einigermassen  ausgebildeten  Versiche- 
rungsarteu  nur  die  folgenden:  dieVersiche- 
ning  gegen  See-,  Fluss-  und  Landtransport- 
Schäden,  gegen  Brand-,  gegen  Hagelschäden, 
gegen  Schäden,  welche  durch  viehsterben^ 
durch  Glasbruch,  durch  Bruch  von  Wasser- 
leitung Vorrichtungen,  durch  Verluste  von 
Gläubigem  an  ihren  Hypothekenforderungen, 
durcli  Einbruchsdiebstanl  entstehen,  die  so- 
genannte Unfall-  und  die  sogenannte  Lebens-, 
Renten-   und    Aussteuerversicherung.     Die 

g »wohnlich  zur  letzteren  Kategorie  gezählte 
apitalversicherung  pflegt  nicht  Versiche- 
rung im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes, 
sondern  nur  eine  Spareiurichtung  zu  sein. 
Die  meisten  dieser  Versicherungsarten 
sind  in  diesem  Werke  unter  besonderen 
Stichworten  des  näheren  besprochen. 

Eine  Erweiterung  dieses  Kreises  ist  nur 
möglich,  insoweit  es  sich  um  die 
Möglichkeit  zuverlässiger  Aus- 

fleichung  wirtschaftlich  naehtei- 
iger  Wirkungen  von  zufälligen, 
entweder  überhaupt  oder  hinge- 
sehen auf  die  Zeit  des  Eintritts 
ungewissen  Ereignissen  handelt. 
Man  hat  besonders  vom  Standpunkte  der 
Rechtswissenschaft,  welche  sich  frühzeitig 
mit  der  ältesten  Versicherungsart,  der  so- 

fenannten  Seeversicherung,  beschäftigt  und 
ie  anderen  Arten  bis  in  die  neuere  Zeit 


')  S.  hierüber  Näheres  bei  Emminghaus: 
-Voraussetzungen  der  Versicherungshilie"  in 
Bd.  I  Heft  1  der  „Zeitschrift  für  me  gesamte 
Yersicbenuigswissenschaft. " 


mehr  oder  weniger  vernachlässigt  hat,  die 
Unterscheidung  der  heute  ausgebildeten 
Arten  in  die  Klassen  der  See-  und  der 
Binnenversicherung  empfohlen.  Diese 
Unterscheidung  ist  formalistisch  und  geht 
auf  das  Wesen  der  Sache  nicht  ein.  We- 
sentlich unterscheidend  ist,  ob  die  Ere^- 
nisse,  deren  wirtschaftlich  nachteilige  Wir- 
kungen durch  Versicherung  ausgeglichen 
werden  sollen,  ebensogut  ausbleiben  als 
eintreten  können,  also  in  diesem  Sinne  zu- 
fällig sind,  oder  ob  ihr  Eintreten  unver- 
meidlich, aber  nur  ihr  früheres  oder  si*- 
teres  Eintreten  ungewiss  —  Zufall  in 
diesem  Sinne  —  ist  Diese  Unterscheidung 
ist  bedeutsam  für  die  technische  Be- 
handlung des  Gegenstandes.  Der  Eintritt 
sicher  einmal,  innerhalb  abgemessener  Zeit- 
räume, nur  ungewiss,  wann,  eintretender 
Ereignisse  lässt  sich  mit  Hilfe  der  Wahr- 
scheinlichkeitslehre mit  einem  hohen  Grade 
von  Genauigkeit  feststellen.  Zur  letzteren 
Klasse  gehört  nur  die  Lebensversiche- 
rung mit  ihren  verschiedenen  Unterarten  ^); 
zur  ersteren  gehören  alle  anderen  Arten, 
welche  man  äs  Sachen-,  oder  mit  Be- 
ziehung darauf,  dass  es  sich  hier  überall 
um  wirkliche  Ausgleichung  von  Schäden 

—  als  welche  die  Wirkungen  des  entschei- 
denden Ereignisses  bei  der  Lebensversiche- 
rung nicht  wohl  bezeichnet  werden  können 

—  handelt,  als  Schadensversicherun- 
gen bezeichnet  Dass  auch  diese  Unter- 
scheidung in  der  ersteren  Klasse  noch  sach- 
lich Verschiedenartigstes  zusammenfasst  — 
man  denke  nur  an  die  Verschiedenheit 
zwischen  Transportschäden  an  Waren  und 
Verkehrsgeräten  einer-  und  den  nachteiligen 
Wirkungen  von  Unfällen,  welche  Menschen 
begegnen,  andererseits  -^  mag  als  ein  ihr 
anhaftender  Mangel  betrachtet  werden. 
Allein  die  Verschiedenheit  der  technischen 
und  der  rechtlichen  Behandlung  rechtferti- 
gen sie  vor  allen  anderen.  Von  diesen  Ge- 
sichtspunkten aus  bilden  in  der  That  die 
Lebensversicherung  einer-  und  die  sämt- 
lichen Schadens  Versicherungen  andererseits 
zusammengenommen  je  eine  besondere  Klasse. 

Bei  allen  Versicherungsarten  wird  die 
Partei,  welche  Versichenmg  gewährt,  Ver- 
sicherer, und  die  Partei,  welcher  Ver- 
sicherung, sei  es  für  eigene,  sei  es  für 
fremde  Rechnung,  gewährt  wird,  Ver- 
sichernngsnehmer,   wenn   man   mehr 


*)  Eine  bisweilen  benutzte  and  jedenfalls 
t«chni8ch  vollkommen  durchgebildete  Art  der 
Lebensversicherung,  die  sog.  kurze  Versichernng, 
gehört  streng  genommen  nach  den  hier  ange- 
gebenen unterscheidenden  Merkmalen  der  Lebens- 
versicherung nicht  an;  denn  hier  ist  es  auch 
ungewiss,  od  in  der  Versichenmgszeit  das  ent- 
scheidende Ereignis  eintritt. 
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auf  das  Zustandekommen  des  Yertrages, 
oder  Yersicherter,  wenn  man  mehr  auf 
den  perfekt  gewordenen  Vertrag  Bflcksicht 
nimmt,  genannt 

Es  ist  schon  oben  auf  die  Interessenver- 
gesellschaftung als  auf  ein  notwendiges  Re- 
quisit der  Versicherung  hingewiesen  worden. 
Selbstverständlich  ist  es  begrifflich  nicht 
ausgeschlossen,  dass  eine  Person  mit  allen 
Garantieen  der  Erfüllung  selbst  über  ihre 
eigene  Existenz  hinaus  einer  anderen  Per- 
son gegen  von  dieser  gewährte  imd  zuge- 
sicherte Leistungen  die  Ausgleichung  wirt- 
schaftlich nachteiliger  Wirkungen  von  zu- 
ffiUigen  Ereignissen  gewährleistet  Allein 
das  Risiko,  welches  die  Parteien  durch  einen 
solchen  isolierten  Vertrag  übernehmen  wür- 
den, ist  so  beträchtlich,  dass  eine  ihm  ent- 
sprechende Bemessung  insbesondere  der 
Leistungen  des  Versicherungsnehmers  völlig 
ausgeschlossen  erscheint.  Es  kann  schon 
sein,  dass  jemand  das  Interesse  daran,  dass 
ein  Vermögensobjekt  innerhalb  einer  ge- 
wissen Periode  nicht  dim;h  Zufall  vernichtet 
werde  oder  dass  er  selbst  nicht  vor  einem 
gewissen  Zeitpunkte  ohne  eine  der  Fürsorge 
für  Angehörige  oder  anderen  zukünftigen 
Zwecken  entsprechende  Hinterlassenschaft 
aus  dem  Leben  abgerufen  werde,  zahlen- 
mSssig  festzustellen  vermöge.  Aber  im 
gewöhnlichen  Verlaufe  der  Dinge  wird  es 
für  ihn  so  schwer  sein,  einen  anderen  Je- 
mand zu  finden,  der  die  Schadloshaltung 
g^n  diejenigen  Leistungen,  welche  jener 
seinem  Interesse  entsprechend  findet,  zu 
übernehmen  geneigt  wäre,  und  es  ist  so 
unberechenbar,  ob  nicht  aus  dem  Vertrage 
eine  für  den  einen  oder  den  anderen  viel 
zu  hohe  Leistung  erwächst,  dass  derartige 
isolierte  Abmachungen  aus  der  Betrachtung 
des  Versicherungswesens  füglich  entfallen 
können.  Nichtsdestoweniger  erleichtert  ihre 
b^riffliche  Möglichkeit  und  ihre  thatsäch- 
liche  —  um  nicht  mehr  zu  sagen  — 
Seltenheit  das  Verständnis  der  Erscheinung, 
dass  auf  beiden  Seiten,  der  des  Versicherers 
nad  der  des  Versicherungsnehmers,  die  In- 
teressenveigeseUschaftung  mindestens  zur 
zuverlässigen  Zweckerreichung  unerlässUch 
ist.  Sie  allein  enthebt  die  Zweckerreichung 
dem  ZufaUe,  dem  ZufoUe  der  Zuwenig- 
oder Zuvielleistung  und  -gewährung.  Es  ist 
die  Aufgabe  des  Versicherungswesens,  dass 
die  wirtschaftliche  Unschädlich- 
machung zufälliger  Ereignisse  dem 
Zufalle  entrückt  werde.  Und  diese 
Aufeabe  kann  nur  mit  Hilfe  der  grossen 
ZaU  gelöst  werden  —  der  grossen  Zahl 
nicht  nur  hingesehen  auf  die  Höhe  des  Ri- 
sikos und  der  zur  Deckung  desselben  be- 
stimmten Leistungen,  sondern  auch  hinge- 
sehen auf  die  Vielheit  und  Mannigfaltigkeit 
der  Fälle.    Es  müssen  viele,  bis  zu  einem 


gewissen  Giade  je  mehr  je  besser,  Einzelne 
miteinander  die  Vorsorge  für  Schadloshal- 
tung zu  bethätigen  trachten,  und  es  müssen 
viele,  bis  zu  einem  gewissen  Grade  je  meh- 
rere desto  besser,  miteinander  und  unter 
Verteilung  der  Last  unter  sich,  diesem  Be- 
gehren entg^enkommen. 

Aus  dem  Bedürfnisse  der  Interessenver- 
gesellschaftung für  Zwecke  des  Versiche- 
rungswesens sind  verschiedene  Ver- 
sicherungsbetriebsformen erwach- 
sen. Wir  sehen  diesen  Zwei^  des  Wirt- 
schaftslebens sich  entwickeln  m  der  Form 
der  Erwerbsgesellschaft,  wo  mehrere  oder 
viele  sich  vereinigen,  um  gemeinsam  als 
Versicherer  das  Risiko  zu  übernehmen, 
welches  ihnen  aus  dem  Versicherungsver- 
trage mit  möglichst  vielen  Versicherungs- 
nemnem  erwächst,  und  um  aus  den  glück- 
lichen Chancen  dieser  Risikoübemahme  Ge- 
winn zu  erzielen.  Und  wir  sehen  Ver- 
sicherungsbedürftige sich  genossenschaftlich 
verbinden  zu  gemeinschaftlicher  Tragung 
ihres  eigenen  Gesamtrisikos. 

Onter  den  Erwerbsgesellschafts- 
formen ist  für  die  Zwecke  des  Versiche- 
rungswesens fast  ausschliesslich  die  Kapi- 
talgesellschaft, vornehmlich  in  der  Form  der 
Aktiengesellschaft*),  verwertet  Sie  ist  für 
diese  Zwecke  besonders  geeignet,  weU  sie 
gestattet,  ein,  allerdings  bei  gut  geleiteten 
Versicherungsgeschäften,  nur  für  den  Anfang 
etwa  erforderUches  beträchtliches  Betriebs- 
kapital leicht  zu  beschaffen,  und  weil  die 
unmittelbare  persönliche  Beteiligung  der 
Gesellschafter  am  Geschäftsbetriebe  hier 
weder  nötig  noch  besonders  erwünscht  er- 
scheint, vielmehr  dieser  Betrieb  am  besten 
in  der  Hand  eines  oder  weniger  tüchtiger 
und  sachverständiger  Betriebsleiter  ruht 
Welche  ErwerbsgeseUschaft  aber  auch  für 
den  Betrieb  von  VersicherungsunternehmuD- 
gen  gewählt  werde  —  immer  bilden  auch 
hier  nicht  nur  die  Versicherer,  sondern  auch 
die  Versicherten  eine  Interessengemeinschaft, 
deren  Umfang  und  Zusammensetzung  für 
das  Gedeihen  der  Unternehmung  von  der 
grössten  Bedeutung  ist  Dadurch,  dass  — 
bei  der  Schadensversicherung  —  solche,  die 
keine  oder  geringe  Schäden  erleiden,  mit 
solchen,  die  grosse  oder  häufige  Schäden 
erleiden,  —  bei  der  Lebensversicherung  — 
solche,  die  lange  leben,  mit  soldien,  die 
früh  sterben,  als  Kunden  der  gleichen 
Unternehmung  beteiligt  sind,  wird  diese 
erst  in   den   Stand  gesetzt,    ihre   Aufgabe 


*)  In  Grossbritannien  neben  der  Company 
limited  by  shares  =  unserer  Aktiengesellschaft 
auch  die  Gesellschaft  mit  nnbeschränkter  Haf- 
tung (c.  unlimited)  nnd  die  Gesellschaft  mit 
Haftung  für  eine  bestimmte  Summe  (c.  limited 
by  guarantee). 
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sicher  uad,  je  grösser  und  mannigfaltiger 
der  Kundenkreis  wird,  um  so  sicherer  zu 
eiüiUen. 

Bei  der  Versicherung  durch  Erwerbsge- 
sellschaften stehen  sich  Versicherer  und 
Versicherte  lediglich  gegenüber  wie  Kauf  leute 
und  Kunden.  Die  letzteren  haben  keinen 
Anteil  am  (Jeschäftsgewinn  und  Verlust  der 
ersteren ;  sie  haben  keinerlei  Anteil  am  Be- 
triebe. Wenn  hie  und  da  Aktiengesell- 
schaften ihren  Kunden  einen  Anteil  am  Ge- 
schäftsgewione  gewähren,  was  bei  ausge- 
dehntem Betriebe  um  so  leichter  möghch 
ist,  da  dann  den  Versicherem  auf  verhält- 
nismässig geringes  Betriebskapital  ein  sehr 
hoher  Gewinn  erwachsen  kann,  so  ist  das 
ein  Mittel,  um  das  Mitwerben  mit  der  Ver- 
sicherimg auf  Gegenseitigkeit,  welche  den 
Versicherten  allen  Ueberschuss  zukommen 
lässt,  um  so  leichter  zu  bestehen.  Und  wenn 
hie  und  da  bei  Aktiengesellschaften  ver- 
sicherte Nichtteilhaber  lediglich  als  Ver- 
sicherte zur  Betriebsüberwachung  mit  heran- 
gezogen werden,  so  hat  diese  Abweichung 
von  der  Regel  ebenfalls  lediglich  geschflfts- 
politische  Gründe. 

Bei  der  Versicherung  auf  Gegen- 
seitigkeit sind  die  Versicherungsnehmer 
zugleich  die  Versicherer.  Hier  vereinigen 
sidi  Versichernngsbedürftige  in  der  Absicht 
und  mit  der  Verpflichtung,  aus  einer  ge- 
meinschaftliehen, durch  entsprechende  Bei- 
träge aller  dotierten  Kasse  die  Leistungen 
zu  erfüllen,  welche  die  Ausgleichung  wirt- 
schaftlich nachteiliger  Wirkungen  von  zu- 
fälligen Ereignissen,  von  denen  einzelne 
oder  —  bei  der  eigentlichen  Lebensversiche- 
rung nach  und  nach  alle  derzeitigen  Mit- 
glieder der  Vereinigung  betroffen  werden, 
erheischt.  Die  Erfordernisse  der  gemein- 
schaftlichen Kasse  während  einer  bestimmten 
Geschäftsperiode  gehen  nicht  über  den  Be- 
darf für  ErfüUuDg  jener  Leistungen  und 
für  die  Kosten  der  Verwaltung  während 
derselben  Periode  hinaus;  die  Kasse  muss 
aber  für  jenen  Bedarf  und  diese  Kosten 
voll  aufkommen.  Wenn  die  Sunune  dessen, 
was  die  Glieder  der  Vereinigung  als  Ver- 
sicherungsnehmer geleistet  haben,  die  Summe 
dessen,  was  für  jene  beiden  Zwecke  zu  be- 
streiten war,  übersteigt,  so  fliesst  der  ueber- 
schuss in  der  einen  oder  anderen  Form  an- 
teilig an  die  Glieder  der  Vereinigung  zurück. 
Wenn  es  sich  herausstellt,  dass  in  einer 
Geschäftsperiode  die  Leistungen,  welche  die 
Vereinsglieder  als  Versicherungsnehmer  ge- 
macht haben,  die  Summe  der  Leistungen, 
welche  sie  als  Versicherer  zu  machen  hatten, 
nicht  erreicht  hatten,  so  machen  sich  ver- 
hältnismässige Nachschüsse  aUer  Einzelnen 
nötig.  Es  entsprechen  sich  hier  also  immer 
dieVersicherungs leistungen  und  G^n- 
leistungen  der  Gesamtheit  vollständig.   Nie- 


mand hat  Gewinn,  niemand  hat,  wenn  nidit 
etwa  infolge  zufälliger  Umstände,  insbe- 
sondere zu  geringer  Ausdehnung  des  Per- 
sonenkreises und  des  Geschäftsgebietes,  un- 
glücklicher Verteilung  der  Risiken,  infolge 
von  Misswirtschaft  etc.,  die  Versicherung 
zu  teuer  erkauft  ward,  Verlust.  Es  ver- 
steht sich  von  selbst,  dJass  das  Princip  der 
Gegenseitigkeit  gewahrt  bleibt,  wenn  zur 
Herbeiführung  einer  gewissen  Stetigkeit  der 
Bilanz  die  Ueberschüsse  mehrerer  Geschäfts- 
perioden nicht  alsbald  verteilt,  sondern  eine 
Zeit  lang  zu  einem  Sicherheitsfonds  ange- 
sammelt und  daraus  die  Ausfälle  imgünstig 
verlaufender  Geschäftsperioden  zuvörderst 
gedeckt  werden. 

Aeusserlich  betrachtet  sieht  der  Betrieb 
der  gegenseitigen  Versicherung  dem  Ver- 
sicherungsbetriebe durch  eine  Erwerbsge- 
sellschaft bei  dem  heutigen  Stande  der  Ent- 
wickelung  beider  bis  auf  einige  wenig  in 
die  Augen  fallende  Unterschiede  so  ähnlich, 
dass  bisweilen  auch  in  der  öffentlichrecht- 
lichen  —  z.  B.  steuerfiskalischen  —  Behand- 
lung beider  die  wesentlichen  Unterschiede 
gänzlich  ausser  acht  gelassen  worden  sind. 

So  pflegt  die  gegenseitige  ebenso  wie 
die  durch  eine  Erwerbsgesellschaft  betriebene 
Versicherung  zu  ihrem  Geschäftsbetriebe  sich 
bezahlter  Beamten  und  Versicherungsver- 
mittler —  Agenten  —  zu  bedienen,  pflegt 
dort  wie  hier  dem  extensiven  und  mten- 
siven  Ausbau  des  Geschäfts  alle  Soi^Mt 
zugewendet,  pflegen  dort  wie  hier  die  Dienste 
der  Unternehmung  öffentlich  angeboten,  pflegt 
dort  wie  hier  periodisch  über  die  Betriete- 
ergebnisse öffentlich  Rechenschaft  abgelegt 
zu  werden. 

Nichtsdestoweniger  zeigen  beide  Formen 
auch  abgesehen  von  den  Verschiedenheiten 
des  Gesellschaftszweckes  und  -baues  sehr 
charakteristische  und  rechtlich  wie  wirt- 
schaftlich bedeutsame  Besonderheiten.  So 
hat  die  Leistung  des  Versicherungsnehmers 
bei  der  gegenseitigen  Versicherung  eine 
wesentlich  andere  Bedeutung  als  bei  der 
Versicherung  durch  eine  Erwerbsgesellschaft 
Hier  wie  dort  üblichei-masseu,  wenn  auch 
wenig  bezeichnend,  Prämie  genannt,  ist 
sie  dort  eine  vorläufige  Steuer,  von  der  der 
Zahler  noch  nicht  weiss,  ob  sie  für  den 
Zweck  ausreichen,  ob  sie  teilweise  zurück- 
erstattet werden  wird  oder  ob  sie  nachnuds 
ergänzt  werden  muss.  Hier  dagegen  ist 
sie  eine  feste,  vertragsmässig  bestimmte 
Leistimg,  ein  fester  Preis,  welcher  gezahlt 
wird  ohne  Ansprudi  auf  teilweise  Rückge- 
währ und  ohne  die  Verpflichtung  zu  nach- 
maliger Ergänzung.  Die  Natur  der  Prämie, 
welche  an  die  Versicherungsattiengesell- 
schaft  gezahlt  wird,  verändert  sich  dadurch 
nicht,  dass,  wie  es  manche  Gesellschaften 
für  angezeigt  halten,  dem  Zahler  unter  ge- 
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-wissen  Bedin^^gen  eine  teilweise  Rflck- 
gewähr  zugesichert  wird.  Diejenigen,  wel- 
che sich  eine  solche  Zusicherung  geben 
lassen,  pfl^n,  wenn  nicht  die  Aktionäre 
zu  solchem  Zwecke  auf  einen  Teü  ihres  Ge- 
winnes verzichten,  von  vom  herein  höhere 
Prämien  zahlen  zu  müssen  als  die  anderen, 
und  der  Unterschied  zwischen  der  Leistung 
des  Versicherten  auf  Gegenseitigkeit  und 
der  des  Versicherten  bei  einer  &werb8ge- 
sellschaft  ist  kein  quantitativer,  sondern  ein 
qualitativer.  Dort  Leistung  mit  Anspruch 
axif  Rückgewähr  des  ganzen  üeberschuss- 
anteils  und  mit  Verpflichtung  zur  anteiligen 
Mittragung  des  ganzen  Fehlbetrags  —  hier 
festb^renzte  endgiltige  Leistung,  unter  Um- 
ständen mit  Anspruch  auf  eine  gewisse  Ab- 
minderung,  deren  H6he  der  Versicherer  im 
▼(»aus  beUebig  festsetzt.  Dort  Rückgewähr 
und  Nachschuss  notwendige  Folgen  des 
Baues  und  Zweckes  der  Unternehmungsform, 
hier  nachmalige  Abminderung,  wo  sie  über- 
haupt statt  hat,  lediglich  ein  geschäftspoli- 
tisches Zugeständnis,  ähnlich  dem  der  Babatt- 
^währung  an  r^elmässige  Eimden  im 
Warenhandel. 

Und  weiter:  die  Versicherten  der  Ver- 
sicfaerungserwerbsgesellschaft  haben  so  wenig 
Anspruch  auf  Beteüigung  am  Betriebe  und 
der  Beaufsichtigung  des  Versicherungsge- 
schäfts wie  etwa  die  Kunden  eines  Bank- 
oder Warenhandelgeschäfts  an  dem  Betriebe 
und  der  Beaufsichtigung  dieser  Geschäfte. 
Gewährt  ihnen,  wie  es  bisweilen  geschieht, 
der  Versicherer  einen  solchen  Anteil,  so 
leiten  ihn  dabei  geschäftspohtische  Gründe 
und  ist  das  ein  Zugeständnis,  welches  aus 
der  Natur  der  Sache  nicht  hervorgeht  Der 
Versicherte  auf  Gegenseitigkeit  ist  selbst 
Unternehmer  und  Kunde.  Ihm.  gebührt  von 
Haus  aus  die  Anteilnahme  an  der  Verwal- 
tung und  Aufsicht.  Wenn  er  auf  diese 
ausdrücklich  verzichtet,  so  ist  sie  nichts- 
destoweniger eine  seiner  aus  dem  Wesen 
der  Unternehmung  bervoigehenden  Befug- 
nisse. Dass  es  noch  nicht  gelungen,  ja  dass 
vielleicht  jeder  Versuch  ausächtslos  ist,  eine 
Form  zu  finden,  wie  die  Teilhaber  auch 
grosser,  w^eitverzweigter  Versicherungsver- 
eine auf  Gegenseitigkeit  wirksam  an  der 
Geschäftsleitung  xmd  Beaufsichtigung  be- 
teiligt werden  können,  das  mag  ein  Mangel 
des  G^enseitigkeitsprincips  sein,  wenn  auch 
ein  Mangel,  der  grossartige  Erfolge  dieses 
Piindps  zu  verhindern  niemals  vermocht 
hat ;  aber  aus  der  Natur  der  Sache  geht  doch 
die  Notwendigkeit  hervor,  jenes  Recht  der 
Anteilnahme  anzuerkennen  und  so  gut 
als  möglich  zu  verwirklichen,  von 
einer  solchen  Notwendigkeil  kann  bei  der 
VersicherungserwerbsgeseUschaft  gar  nicht 
die  Rede  sein. 

Es  ist  vielfach  darüber  gestritten  worden, 


ob  das  Versicherungsbedürfnis  durch  Unter- 
nehmungen der  einen  Form  besser,  wirtschaftr 
lieber  bäriedigt  werde  als  durch  solche  der 
anderen.  Wenn  das  Rechnen  mit  grossen 
Zahlen  gesichert,  die  Unternehmung  also  zu 
grossem  Umfange  und  mannigfaltiger  Kund- 
schaft gediehen,  wenn  sie  rationell  organisiert 
und  geleitet  ist,  so  kann  sie  in  der  einen 
Form  gleich  segensreich  wirken  wie  in  der 
anderen.  Immer  aber  stehen  ihr  bei  Wahl 
der  einen  wie  der  anderen  Form  gewisse 
besondere  Vorteile  zur  Seite.  Der  VorteU 
der  Gegenseitigkeitsnutemehmung,  dass  hier 
die  Leistung  des  Versicherten  über  das 
Risiko  niemals  hinausgeht,  wird  wenigstens 
in  den  Augen  vieler  aufgewogen  dur^  den 
Vorteil  der  vorausbestimmten  festen  Leistung 
bei  der  Versicherung  mit  gewerblichem  Be- 
triebe. Die  grössere  Kostspieligkeit  des 
Betriebes  ist  eine  zwar  ziemlich  r^elmässige, 
doch  aber  eine  nur  zufällige  Schattenseite 
der  letzteren.  Wenn  man  der  gewerblichen 
Versicherung  grössere  Rührigkeit  und  Be- 
triebsinitiative, welche  ja  auch  der  auf  Ge- 
winn gerichteten  Abddit  des  Unternehmens 
entspricht,  nachrühmt,  so  zeigt  doch  die 
Erfahrung,  dass  auch  auf  G^nseitigkeit 
begründete  Unternehmungen,  vielleicht  nur 
aus  anderen  Beweggründen,  es  an  diesen 
geschäftUchen  Tugenden  nicht  fehlen  lassen. 
Unzweifelhaft  ist  das  Nebeneinanderstehen 
von  Versicherungsuntemehmungen  beider 
Formen  wirtschaftlich  wertvoll,  zumal  wenn 
das  Mitwerben  unter  ihnen  sich  auf  die 
Ausbildung  und  Geltendmachung  je  der 
specifischen  Vorzüge  beschränkt  imd  nicht 
in  gehässigen  Kampf  aiisartet.  Dann  findet 
von  selbst  jede  der  beiden  Formen  ihre 
eigene  Kundschaft  und  fördert  die  gemein- 
schaftliche Erfassung  der  Aufgabe  von  ver- 
schiedenen Seiten  her  und  mit  verschiedenen 
Mitteln  die  Entwickelung  des  Versicherungs- 
wesens am  meisten.  Wie  die  eine  Form 
der  einen,  die  andere  der  anderen  Versiche- 
rungsart mehr  widerstrebt  oder  besser  sich 
anzupassen  geeignet  ist  —  darüber  ent- 
halten die  Abschnitte  dieses  "Werkes,  wel- 
che sich  mit  den  einzelnen  Versicherungs- 
arten beschäftigen,  Näheres. 

An  die  Versicherungsuntemehmung  als 
Grossuntemehmimg  sind,  was  die  Organi- 
sation und  Leitung  anbelangt,  im  we- 
sentlichen die  nämlichen  Anforderungen  wie 
an  jede  privatwirtschaftliche  Grossunter- 
nehmung zu  stellen.  Der  regelmässig  ^ 
sellschaftsweise  Betrieb  und  die  Gewichtig- 
keit der  Interessen,  welche  hier  verwaltet 
werden,  erfordern  nur  nodi  einige  beson- 
dere Kautelen.  Besonders  ins  (Gewicht  fällt 
die  Gestaltung  der  gesetzgebenden  und  auf- 
sichtführenden wie  der  betriebsleitenden 
Stelle  und  die  Regelung  der  geschäftlichen 
Beziehungen  zwischen   beiden.      Wenn  es 
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auch  zu  -wTOnschen  ist,  dass  jene  Stelle  — 
Verwaitiuigsrat,  Aufsichtsrat,  Gesellschafts- 
ausschuss  —  durch  ihre  Organisation  und 
Zusammensetzung  nicht  diebeaürfnisgemässe 
Fortentwickelung  des  Unternehmens  hemme, 
80  muss  sie  doch  befähigt  sein ,  jede  ge- 
plante. Veränderung  des  Betriebes  sorgfältig 
zu  prüfen  und  in  ihren  Wirkungen  zu  durch- 
schauen, so  muss  sie  doch  genügende  Ga- 
rantieen  gegen  unnötige  oder  gar  schädliche 
Neuerungen  bieten.  Denn  besonnener  feist 
als  in  jedem  anderen  wirtschaftlichen  Be- 
triebe muss  beim  Versicherungsbetriebe  jede 
Neuerung  erwogen  werden,  da  sie  hier 
tiefer  in  die  wirtschaftliche  Lage  der  Be- 
teiligten einzugreifen  pflegt.  Auch  empfiehlt 
sich  hier  bei  der  Gewichtigkeit  der  anver- 
trauten Interessen  und  der  Schwierigkeit 
der  technischen  Aufgaben  eine  ständige,  von 
der  Betriebsleitung  unabhängige  Kontrolle 
des  täglichen  Geschäfts  in  technischer  und 
finanzieller  Beziehung.  Dass  die  Betriebs- 
leitung einheitlich  gestaltet  werde  —  diese 
Forderung  ist  keine  der  Versicherungsunter- 
nehmung eigentümliche.  Sie  ist  hier  viel- 
leicht nur  stärker  zu  betonen  als  bei 
manchen  anderen  wirtschaftlichen  Gross- 
imtemehmungen.    Nur  normativ  durch  die 

gesetzgebenden  und  Aufsichtsorgane  mag  die 
etriebsleitung  in  ihrer  Aktion  beschränkt, 
sie  mag  durch  die  notwendige  ständige 
Kontrollstelle  überwacht,  sie  darf  aber  nicht 
durch  Vielköpfigkeit  gehemmt  und  durch 
Teilung  der  Verantwortung  unsicher  gemacht 
werden.  Alle  verständige  und  wirksame 
Vorkehr  gegen  Misswirtschaft  ist  geboten; 
aber  innerhalb  dieser  Schranken  wäre  weitere 
Bindung  selbständiger  Entschliessung  und 
des  thatkräftigen  Handelns  vom  Uebel.  Eine 
kollegiale  Verwaltung  ersetzt  niemals  die 
geschäftlichen  Tugenden  eines  Einzelnen, 
aber  sie  erschwert  unter  allen  Umständen 
die  Arbeit  der  Leitung  einer  Ghrossunter- 
nehmung. 

Viele  Versicherungsuntemehmungen  be- 
schäftigen sich  gleichzeitig  mit  dem  Be- 
triebe mehrerer,  oft  in  sich  ganz  ver- 
schiedener Versicherungsarten.  Man 
kann  für  diese  Mannigfaltigkeit  mancherlei 
geltend  machen.  Die  Gründe  indes,  welche 
für  die  Kombination  sprechen,  dürften  kaum 
gegen  die  Bedenken  Stich  halten,  welche 
dagegen  geltend  zu  machen  sind.  Wenn 
z.  B.  Lebensversicherung  und  verschiedene 
Zweige  der  Schadensversicherung  in  ein 
und  derselben  Unternehmung  nebeneinander 
betrieben  werden,  so  handelt  es  sich  hier 
um  Geschäftszweige,  welche  eine  so  voll- 
kommen verschiedenartige  technische  Be- 
handlung erfordern,  dass  es  kaum  möglich 
oder  erspriesslich  sein  kann,  sie  der  gleichen 
Leitung  zu  unterstellen.  Aber  auch  die  für 
eine  solche  Kombination  geltend  gemachte 


Ersmrung  der  Verwaltunrakosten  kann  nicht 
in  Betracht  kommen.  Jeder  der  kombi- 
nierten Zweige  für  sich  und  nur  in  ent- 
sprechend grösserem  Umfange  betrieben, 
würde  verhältnismässig  auch  nicht  kost- 
spieliger sein.  Die  für  jede  Versicherungs- 
grossuntemehmung  nötigen  Aussenoreane  — 
Ageuteu  —  können  doch  selten  für  die  ver- 
schiedenen Versichenmgszweige,  deren  jeder 
besondere  Kunde,  Begabung  und  Geschick- 
lichkeit von  den  thätigen  Organen  verlangt, 
gleich  wirksam  werden.  Was  theoretisch 
rar  die  Arbeitsteilung  spricht,  wird  audi 
hier  durch  Thatsachen  vielfach  bestätigt. 

2.  Geschichdiches.  ^)  Die  vielseitige 
Entwickelung  des  Versicherungswesens  und 
die  wirtschaftliche  Gewohnheit,  die  Dienste 
von  Versicherungsanstalten  aller  Art  in  An- 
spruch zu  nehmen,  gehört  der  neuesten  Zeit 
an.  Bis  zu  einem  gewissen  Grade  musste 
der  Kultur  doch  die  Beherrschung  der  Natur 
mit  mechanischen  Mitteln  erst  gelimgen  sein 
—  seesichere  Fahrzeuge,  feuersichere  Häuser, 
Wiederbewaldung  von  Höhenzügen,  gesimd- 
heitsgemässere  Lebensweise  — ,  bis  zu  einer 

fewissen  Vollkommenheit  musste,  um  mit 
Im.  Henmann  zu  reden,  die  Kunst  der 
»Meidung«  oder  der  Verhütung  und  Ab- 
schwächung  von  Gefahren  erst  gediehen 
sein,  ehe  die  Versicherung  sichtbar  hilfreidi 
eingreifen  konnte.  Die  Uebung  jener  Kunst 
war  zugleich  ein  Ausfluss  der  Sorge  für  die 
Zukimft  und  ein  wesentliches  Mittel  der 
Kapitalbildung;  sie  war  eine  Vorstufe  der 
rationellsten  und  sichersten  Vorsorge,  der 
rationellsten  und  sichersten  Form  der  Ka^- 
talerhaltung  —  der  Versicherung.  (V. 
Ehrenberg  »Versicherungsrecht«,  L  Bd. 
Leipzig,  Duncker  &  Humblot  1893,  sagt 
S.  26:  »Die  Geschichte  des  Versicherungs- 
wesens beginnt  terst  mit  der  Entstehung 
eines  Versicherungsgewerbes«).  Es  darf 
daher  nicht  wunder  nehmen,  dass  nahezu 
alle  Versuche  fehlgeschlagen  sind,  etwas 
wie  unser  heut^s  Versicherungswesen 
oder  doch  Keime  dazu  in  der  alten  Kultur- 
welt, welche  andere  Zweige  des  mensch- 
lichen Geisteslebens  zu  hoher  Entwickelung 
gebracht,  das  Wirtschaftsleben  aber  doch 
nur  einseitig  zu  entfalten  vermocht  hat,  zu 
entdecken.  Solcher  Versuche  sind  viele 
unternommen  worden.  Es  mag  nur  an 
Böckh,  Staatshaushaltung  der  Athener  (2. 
Ausg.,  1851,  L  Bd.,  S.  102  ff.).  Emerigon, 
Trait6  des  Assurances  et  de  Contrats  ä  la 
Grosse  (Marseille  1873).  Duer,  A  Lectxue 
on  the  Law  of  Representations  in  Marine 

')  Da  die  einzelnen  Aufsätze  dieses  Werkes 
über  die  verschiedenen  Zweige  des  Versiche- 
rungswesens ancb  die  nötigen  geschichtlichen 
Nachweisnn^en  enthalten,  kann  es  sich  hier  nur 
noch  um  emige  ergänzende  nnd  zusammen- 
fassende Notizen  handeln. 
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Insurance  (New  York  1844)  —  vgl.  auch 
Fr.  Hendriks,  Contributions  to  the  His- 
tory  of  Insurance  (London  1851);  Par- 
dessus,  Collection  de  Lois  Maritimes 
antörieures  au  XVIII™«  siMe  (Paris  1828 
bis  1845);  Beckmann,  Beiträge  zur  Ge- 
schichte der  Erfindungen  (Leipzig  1786, 
1.  Bd.)  —  erinnert  werden.  Die  nach  der 
Oekonomik  des  Aristoteles  von  Böckh  ange- 
nommene Sklavenversicherung  ist  gewiss 
eine  kluge  Finanzspekulation  des  Rhodiers 
Antimenes,  aber  keine  Versicherung  ge- 
wesen. Auch  das  nach  Böckh  (a.  a.  0.  S. 
184  und  190)  bei  den  Griechen  übliche  Dar- 
lehn g^en  Seezins  enthält  vielleicht,  da  es 
auf  Verteilung  eines  zufäUigen  Verlustes 
unter  mehrere  hinausläuft,  einen  Keim  zur 
Versicherung,  ist  aber  so  wenig  schon  Ver- 
sichenmg  vrie  die  pecunia  trajectitia,  das 
Foenus  nauticum  und  das  Recfatsinstitut  der 
lex  rhodia  de  jactu  der  Bömer. 

Die  ältesten  bekannten  Spuren  wirklichen 
Versicherungswesens  tauchen,  wie  Pardessus 
a.  a.  0.  1,  p.  CXXHI  —  vgl.  auch  Koscher, 
System  U,  1860,  S.  440  —  erzählt,  selt- 
samer Weise  in  Island  im  zwölften  Jahr- 
hundert auf.  Dort  vereinigten  sich  regel- 
mässig Gruppen  der  steuerfähigen  Bürger 
zur  gemeinschaftlichen  Tragung  von  Ver- 
lusten, die  einzelne  von  ihnen  durch  Brand- 
schaden oder  durch  Viehsterben  erlitten. 
Die  abgeschiedene  und  verkehrsferne  Lage 
des  Landes  erklärt  es,  dass,  wie  andere  sehr 
bedeutsame,  dort  zuerst  in  Europa  ent- 
wickelte wirtschaftliche  Institutionen,  so  auch 
diese  sich  nicht  nach  anderen  Ländern  aus- 

febreitet  hat  Am  frühesten  hat  man  in  den 
ormen  wahrer  Versicherung  die  Verluste, 
von  welchen  Seetransporte  betroffen 
wurden,  auszugleichen  verstanden.  In  einer, 
zur  Zeit  noch  nicht  abgeschlossenen,  scharf- 
sinnigen und,  wie  es  scheint,  exakt  bewei- 
senden Darstellung  in  den  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat 
(in.  F.,  5.  Bd.,  1.  und  4.  Heft)  weist  Adolf 
Schaube  —  zum  Teil  gegen  E.  Bensa,  11 
oontratto  di  assicurazione  nel  medio  evo 
(Genova  1884)  und  L.  Goldschmidt,  Zur  Ge- 
schichte der  Seeversicherung  in  »Juristische 
Abhandlungen,  Festgabe  für  G.  Beseler« 
(Berlin  1885)  —  nach,  dass  von  echter  See- 
versicherung nicht  vor  der  Mitte  des  vier- 
zehnteu  Jahrhunderts  die  Rede  sein  kann. 
Es  wird  abzuwarten  sein,  wie  sich  der 
Verfasser  mit  der  von  Pardessus  angeblich 
einer  flandrischen  Chronik  entstammenden 
Nachricht  abfindet,  dass  »der  Graf  von 
Flandern«  auf  Ansuchen  der  Bewohner  von 
Brügge  1310  die  Erlaubnis  zur  Gründung 
einer  Assekuranzkammer  in  dieser  Stadt 
erteilt  habe,  bei  der  die  Kaufleute  ihre 
Waren  gegen  See-  und  andere  Gefahren 
mittelst  Zahlung  einer  festen  Prämie 
(^»moyennant  quelques  deniers  pour  cent«) 


versichern  können,  und  dass  der  Graf,  um 
diesem  Institute  einen  dauernden  Bestand' 
zu  geben,  zugleich  allerlei  Vorschriften  er- 
lassen habe,  welche  die  Versicherer  und 
Versicherten  zu  beobachten  hatten.  Freilich 
bezweifelt  Pardessus  selbst  die  Echtheit  der 
Chronik  (vgl.  auch  Hendricks  a  a  0.  S. 
27  ff.).  Die  älteste  vorhandene  Seeasseku- 
ranzordnimg  ist  die  von  Barcelona  aus  dem 
Jahre  1435.  Charakteristisch,  aber  bei  der 
völkerverbindenden  Natur  der  Seefeihrt  wohl 
erklärlich,  ist  die  Aehnlichkeit  der  See- 
versicherungsbedingungen der  seehandel- 
treibenden Nationen  und  die  Gleich- 
mässigkeit  ihrer  Entwickelung. 
Von  den  je  in  den  verschiedenen  Zeitaltem 
seemächtigsten  Ländern  oder  Handelsplätzen 
—  Barcelona  und  Venedig  im  14.,  Ant- 
werpen, Burgos,  Sevilla,  Bilbao,  Ancona, 
Genua,  Amsterdam  und  Hamburg  im  16., 
London,  Paris,  die  deutschen  Nord-  und 
Ostseehafenplätze  im  17.  und  18.  Jahrhun- 
dert —  gingen  jeweils  dort  zur  Usance  ge- 
wordene Neuerungen  aus  und  in  die  an- 
deren Seeversicherungsordnungen  über,  ähn- 
lich so  wie  die  alten  Stadtrechte  durch  Be- 
widmung.  Charakteristisch  ist  auch,  dass 
lange  Zeit  das  Seeversicherungsrecht  überall 
lediglich  auf  Autonomie  der  Kaufmann- 
schaften beruhte  und  dass  die  Staats-  und 
Stadtgesetzgebung  meist  erst  spät  zusammen- 
fassend, kodifizierend,  nachfolgte. 

Noch  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
war  alle  Transportversicherung 
nur  Seeversicherung.  (Vgl.  hiergegen 
jedoch  Ehrenberg  a.  a  0.  S.  27  ft).  Die 
Fluss-  und  Landtransportversiche- 
rung ist  einer  der  jüngstentwickelten 
Zweige  des  Versichenmgswesens.  Dir  sind 
die  vielfach  benutzbaren  Analogieen  der 
älteren  und  sehr  fein  durchgebildeten  In-, 
stitution  zu  gute  gekommen. 

Von  dem  erwähnten  vereinzelten  Vor- 
kommen auf  Island  abgesehen,  ist  die 
Feuerversicherung  vor  Anfang  des  17. 
Jahrhunderts  kaum  ii^ndwo  aus-  und  durch- 
gebildet. Denn  die  in  dem  ersten  Drittel 
und  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  in 
London  und  Paris  entstandenen  Anstalten 
zur  gegenseitigen  Hilfe  bei  Verlusten  durch 
Brandscliaden  waren  mehr  Wohlthätigkeits- 
als  Versicherungsanstalten.  Den  Gedanken 
der  geschäftlichen  Feuerversicherung  hat 
wohl  der  deutsche  Publizist  G  e  0  r  g  0  b  r  e  c  h  t 
in  zwei  seiner  1609  und  1610  erschienenen 
Schriften  zuerst  in  voller  Klarheit  ausge- 
sprochen. Gleichzeitig  ist,  wie  Beckmann 
a  a.  0.  (Bd.  1,  S.  219-r222)  berichtet,  in 
Oldenburg  ein  Vorschlag  zur  Versicherung 
der  Gebäude  gegen  Feuerschaden  (die  Prämie 
sollte  l^/o  der  Taxe  betragen)  aufgetaucht, 
aber  von  dem  Grafen  Anton.  Günther,  zmn 
Teil  aus  religiösen  Gründeuj  zum  Teil  wegen 
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Zweifels  an  der  Durchführbarkeit,  abgelehnt 
worden.  Während  des  dreissigjähren  Krieges 
scheinen  (nach  Jacobi,  Beitrag  zur  Geschichte 
and  Statistik  der  Feuerversicherung  im 
preussischen  Staate  in  Jahrg.  1862,  Nr.  6 
Tind  1863,  Nr.  4  der  Zeitschrift  des  preussi- 
schen statistischen  Bureaus)  in  den  preussi- 
schen Weichselniederungen  die  ersten  Feuer- 
versicherungsverbände entstanden  zu  sein. 
Während  in  Preussen  und  sonst  in  Deutsch- 
land noch  lange  Zeit  derartige  »Verbände« 
halbstaatlichen  Charakter  trugen  und  nach 
und  nach  hie  und  da  auch  zu  rein  staat- 
Dchen  Institutionen  umgebildet  wiirden,  hat 
sich  in  England  schon  im  17.  Jahrhundert 
die  privatgeschäftliche  Feuerversicherung 
(erste  Gesellschaft  die  »Hand  in  band«  1696) 
entwickelt.  Die  Zustände  der  Feuerver- 
sicherung in  Deutschland  im  vorigen  Jahr- 
hundert schildert  ausführlich  und  treu  K. 
Biedermann,  Deutschland  im  18.  Jahrhun- 
dert (Bd.  1,  1854).  Erst  im  letzten  Viertel 
des  Jahrhunderts  kommt  hier  die  geschäft- 
liche Privatfeuerversicherung  auf.  In  Deutsch- 
land überwiegt  bis  dahin  überhaupt  und  bei 
den  staatlichen  und  halbstaatlicnen  Ver- 
bänden, Societäten  etc.  vorzugsweise  die 
Immobiliarversicherung. 

Die  Viehversicherun^  scheint  zu- 
nächst in  Gestalt  kleiner,  örtlich  bepenzter 
Versicherungsverbände,  ungefähr  gleichzeitig 
mit  der  Feuerversicherung,  in  Uebung  ge- 
kommen zu  sein.  In  dieser  Gestalt  (»Zuh- 
gilden«,  »Pferdeversichemng«  etc.)  nimmt 
sie  wohl  noch  heute  auch  in  Kulturländern 
breiteren  Boden  ein  als  in  der  Gestalt 
grösserer  versicherungsgeschäfth'cher  Unter- 
nehmungen. Von  diesen  letzteren  erfährt 
man  in  Deutschland  erst  um  die  Mitte  des 
achtzehnten  Jahrhunderts,  wo  Friedrich  d.  Gr. 
namentlich  in  Schlesien  zu  Gründung  dieser 
Art  Anregung  gab. 

lieber  die  Geschichte  der  Hagelschä- 
denversicherung s.  d.  Art  (oben  Bd.  IV 
S.  955)  und  vgl.  ausserdem  Justi,  Darstel- 
lung der  gesamten  Polizeiwissenschaft  1760 
und  Berg.  Handbuch  d.  deutsch.  PoL-R. 
Bd.  m,  1803. 

Zur  Geschichte  der  Lebensversiche- 
rung mögen  noch  einige  Ergänzungen  zu 
den  in  dem  betreffenden  Artikel  (oben  Bd.  V 
S.  551  ff.)  angeführten  Daten  hier  Platz  finden. 
Wenn  auch  jene  mittelalterlichen  Institute, 
welche,  wie  der  Altenteil,  die  Leibzucht  oder 
das  Ausgedinge,  das  Wittum  oder  Leibgedinge, 
der  Renten-  und  Güldenkauf  etc.,  die  Be- 
stimmung hatten,  einer  Person  für  das 
höhere  Alter  oder  für  den  Fall  des  Ver- 
Sterbens  des  Gatten  oder  auch  überhaupt 
für  die  Zukunft  den  Lebensunterhalt  zu 
sichern,  durchweg  individuellen  Cliarakter 
an  sich  trugen  —  der  Einzelne  gewährte 
diese  Vorsorge  dem  Einzelnen  — ,  so  hat 


man  doch  mehr  Recht,  sie  als  die  frucht- 
baren Keime  der  Lebensversicherung  zu  be- 
trachten, wie  den  Seezins  der  Griechen,  die 
pecunia  tiajectitia  und  das  foenus  nauticum 
der  Römer  als  die  Keime  der  Seeversiche- 
rung. Denn  mit  wie  unzureichendea  oder 
der  Allgemeinheit  wenig  zugänglichen  Mitteln 
immer,  so  erfüllten  jene  Institute  doch  einen 
der  Zwecke  der  Lebensversicherung.  Die 
mittelalterlichen  Witwen-  und  B^räbnis- 
kassen  der  Gilden,  die  allgemeinen  städtischen 
Begräbniskassen  die  Knappschaftskassen,  die 
schon  im  17.  Jahrhundert  aufgekommenen 
Beamtenwitwenkassen,  sind  ebenfalls  schon, 
wenn  auch  unvollkommene,  Lebensversiche- 
rungen. Schon  im  16.  und  17.  Jahrhundert 
wird  mehr^h  —  Ordonnanz  Philipps  U. 
von  1570  für  die  Niederlande,  Guidon  de 
la  mer,  Eap.  XVI,  Art.  5,  Assekurranzstatut 
für  Genua  von  1588,  lib.  V,  Kap.  17,  fran- 
zösische Ordonnanz  über  das  Seewesen  von 
1681,  Tit  6,  Art.  10  —  verboten ,  bei  Ge- 
legenheit der  Versichenmg  von  Schiffen  und 
Frachten  gegen  Seegefahr  das  Leben  der 
Mannschaften  \md  Reisendeu  mit  zu  ver- 
sichern. Also  schon  damals  Reiseunfallver- 
sicherung, freilich  nicht  eigentliche  Lebens- 
versicherung!  Der  schon  genannte  Georg 
Obrecht  machte  neben  den  anderen,  auf  das 
Versicherungswesen  bezüglichen  Vorschlägen 
auch  den  der  Errichtimg  einer  staatlichen 
und  obligatorischen  Aussteuerversicherang. 
Aber,  wie  in  dem  Aufsatze  über  Lebens- 
versicherung gezeigt,  beginnt  die  rationelle 
Ausbildung  dieses  Versicherungszweiges  erst 
mit  der  Entwickelung  der  biologischen  Sta- 
tistik und  der  sogenannten  politischen  Arith- 
metik. Ausser  der  ebendort  aufführten 
Litteratoir  ist  auch  für  die  Geschichte  der 
Lebensversicherung  bemerkenswert :  Fr. 
Hendricks  a.  a.  0.  S.  31  ff. 

3.  Der  Versichemngsvertra«  vom 
Standpunkte  des  bürgerlichen  Rechts. 
Das  Rundschreiben  des  deutschen  Reichs- 
kanzlers an  die  Bundesr^erungen  vom 
4.  August  1879,  betreffend  den  Erlass  eines 
deutschen  Versichemngsgesetzes,  bekundet 
die  löbliche  Absicht,  mit  der  Kodifikation 
des  öffentlichen  und  des  Privatversicherungs- 
rechtes, und  zwar,  was  nur  gebilligt  werden 
kann,  in  gctre unten  Gesetzen  vorzugehen. 
Trotzdem  fehlt  es  in  Deutschland  noch  heute 
wenigstens  an  Cer  Koditikation  des  Privat- 
versicherungsrcchtas.  Bei  der  Bearbeitung 
eines  deutschen  bürgerlichen  Rechtsbuches  ist 
von  der  Mitbeliandlung  des  Versicherungs- 
rechtes abgesehen  worden  und  die  Kodifi- 
kation dieser  Partie  des  bürgerlichen  Rechts 
in  Deutschland  einer  späteren  Zeit  vorbehalten 
geblieben  1).    (Vgl.  K.  Samwer  in  Masius' 


•)  Der  ,,Entwiirf  eines  Beichsgesetees  über 
den  VerBicherungsvertrag",  verfasst  von  Dr.  O. 
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Rundschau,  N.  F.  Jahrg.  11,  Heft  2,  Die 
Kodifikation  des  deutschen  Binnenversiche- 
ningsrechts.)  Aber,  wie  J.  Riesser,  Zur 
Revision  des  Handelsgesetzbuchs  (Stuttgart 
1887),  n.  Abt.  S.  26 ff.  zeigt,  gehört  da.s 
Versicherungswesen,  von  der  Seeversiche- 
rung abgesehen,  auch  anderwärts  nicht  zu 
denjenigen  Gegenständen,  mit  denen  sich 
die  Pnvatrechtsgesetzgebung  schon  früh- 
zeitig oder  in  vielen  Staaten  beschäftiget  hat 
Riesser  zählt  nur  folgende  Staaten  auf, 
welche  den  pri%'atrechtlichen  Teil  des  Ver- 
sicherungswesens, und  zwar  in  ihren  Han- 
delsgesetzbüchern, kodifiziert  haben: 
Portugal  (1834),  Niederlande  (1838),  Argen- 
tinien (1862),  Chüe  (1867),  Venezuela  (187.S), 
Belgien  (1874),  Ungarn  (1876).  Guatemala 
(1877),  Uruguay  (1878).  Honduras  (1880), 
Salvador  (1^2),  Italien  (1883),  Spanien 
(1886). 

Wie  aus  der  Einleitung  zu  gegenwärtigem 
Aufsatze  erhellt,  geht  der  Verfasser  davon 
aus,  dass  dem  Versicherungswesen  seine 
Stelle  in  der  Lehre  vom  Handel  gebühre. 
Bei  der  engen  Umschreibung  des  Handels- 
begriffes, welche  der  Rechtswissenschaft  im 
Vergleiche  zur  Wirtschaftslehre  noch  eignet, 
kann  es  befremden,  dass  die  eben  genannten 
Kodifikationen  sämtlich  in  imd  mit  dem 
Handelsrechte  erfolgt  sind,  ziunal  das  Ver- 
sicherungsgeschäft zum  guten  Teile  sich 
nicht  zwischen  Kauflenten  und  ihren  Kunden 
vollzieht  Vielleicht  entspringt  diese  In- 
konsequenz den  Anfängen  einer  systematisch 
richtigen  Grundanschauung,  der  zufolge  der 
Handel  keineswegs  das  Monopol  der  Kauf- 
leate  ist  und  der  ungewerbsmä-ssige  Handel 
im  Wirtschaftsleben  in  der  That  einen  sehr 
breiten  Raum,  vielleicht  breiteren  als  der 
gewerbsmässige,  einnimmt. 

Dass  es  an  Versicherungsprivatrecht  nicht 
fehlt  wo  dasselbe  nicht  kodifiziert  ist,  ver- 
steht sich  von  selbst  Nicht  nur  auf  dem 
Gebiete  der  Seeversicherung  —  auf  allen 
.Gebieten  des  Versicherungswesens  ist  die 
Autonomie  allezeit  rührig  gewesen  und  hat 
die  Konkurrenz  auch  für  eine  gewisse  Gleich- 
mSssigkeit  der  autonomischen  Entwickelung 
gesoi^.  Rechtswissenschaft  und  richterliche 
Arbeit  haben  das  üebrige  gethan.  Immerhin 
mCelich,  dass,  wo  es  noch  an  Kodifikation 
fehlt,  diesen  rechtsbildenden  Faktoren  ganz 
zweckmässig  noch  eine  Weile  das  Gebiet 
fiberlassen  wird.  Um  so  reifere  Früchte 
kann  dann  die  zusammenfassende  legislato- 
rische Arbeit  ernten. 

Die  in  betreff  des  Versicherungsvertrages 
unseres  Erachtens  reifete  Rechtsanschauung 

BShr  im  Jahre  1881  im  Auftrage  des  prenss. 
JoBtizminigters,  ist  abgedmckt  in  EoUer  n. 
Bine,  Archiv  für  bflrgerl.  Recht  Bd.  7,  Heft  1, 
1892  (Berlin). 


hat  einer  der  grSssten  Meister  des  Handels- 
rechts, L.  Gflldschmidt,  in  dem  Grrundriss 
zu  seinem  Svstem  des  Handelsrechts  (Stutt- 
gart 1891,  S.' 234  ff.)  übersichtiich  und  präcis 
entwickelt  1).  Eüemach  bildet  der  Versiche- 
rungsvertrag eine  Vertragskategorie 
für  sich.  Erist  nicht  Homiungskauf,  er 
ist  nicht  ein  aleatorischer  Vertrag;  er  ent- 
hält nicht  ein  zwar  bedingtes,  aber  doch 
sonst  abstraktes  Geldzahlungsversprechen ; 
er  ist  überhaupt  nicht  ein  bedingter  Vertrag; 
denn  wenn  der  Versicherer  auch  unter  Be- 
dingung verspricht,  so  ist  die  Bedingung 
doch  eine  >conditio  juris«,  gehört  sie  also 
zum  Wesen  dieses  Vertrags.  Er  ist,  weil 
gegenseitig,  ein  diskreter,  nicht  ab- 
strakter Vertrag;  jeder  Teil  verspricht 
um  der  zugesagten  Leistung .  des  anderen 
willen.  Die  Vertragsurkuude  —  Police  — 
ist  niemals  Urkunde  über  eine  »abstrakte« 
Obligation.  Er  ist  Konsensualvertrag; 
er  ist  gemeinrechtlich  formlos  und 
wird  perfekt  ohne  gleichzeitige  oder  vor- 
gängige Zahlung  der  Prämie.  Ueblich 
ist  schriftliche  Fixierung  —  schriftlicher 
Antrag  (Deklaration)  des  Versicherungs- 
nehmers imd  Versicherungsbrief  —  Police  — , 
diesem  vom  Versicherer  behändigt  Diese 
Urkunde  enthält  entweder  alle  besonderen 
und  allgemeinen  Versicherungsbedingungen, 
oder,  unter  ausdrücklicher  Verweisung  auf 
die  letzteren,  nur  die  ersteren.  Die  Ver- 
sicherungsbedingungen, leges  contractus  für 
den  einzelnen  Versicheningsvertrag,  sind  das 
Hauptgebiet  der  autonomischen  Rechtsbil- 
dung; sie  sind  nur  absoluten  Gesetzen  gegen- 
über rechtsunwirksam.  Der  Grundsatz,  dass 
der  Vertrag  Rechtswirkung  erlangt  auch 
ohne  vorgängige  oder  gleichzeitige  Leistung 
seitens  des  Versicherungsnehmers,  kann 
durch  Vereinbarung  unter  den  Kontrahenten 
eingeschränkt  we^en.  —  Der  Vertrag  ist 


M  Sehr  wichtig  aber  auch  das  oben  schon 
angeführte  neuere  deutsche  Standard  work  von 
V.  Ehrenberg  «Versicherungsrechf ,  wovon 
leider  bis  jetzt  erst  der  erste  Band  erschienen. 
In  beiden  Werken  handelt  es  sich  flberall  nur 
nm  den  jnristischen  Charakter  des  Ver- 
sichernngsvertrages.  Interessant  ist  zu  sehen, 
welchen  Rechtsinhalt  eine  österreichische 
legislatorische  Arbeit,  der  Entwurf  zu  einem 
Ssterreichischen  Versichenmgsgesetze  von  1870, 
diesem  Vertrage  verleiht.  „Im  Versicherunffs- 
vertrasfe"  —  heisst  es  hier  —  „Obemimmt  der 
Versicherer  gegen  Entgelt  die  Gefahr  von  Nach- 
teilen, welchen  der  Versicherte  iu  seinen  Ver- 
mögensverhältnissen  dnrch  ein  Ungewisses  Er- 
eignis an  Personen  oder  Sachen  oder  dnrch  die 
Ungewissheit  ^er  Daner  des  Lebens  eines  Men- 
schen ausgesetzt  ist.  —  Ein  Veraichemngsver- 
trag,  der  zur  Sicherung  gegen  Nachteile  ein- 
gegangen wird ,  welche  dem  Versicherten  ans 
seiner  eigenen  unerlaubten  Hemdlnng  zugehen 
können,  ist  nngiltig." 
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bonae  fidei  Vertrag.  Sein  ganzer  In- 
halt ist  nach  der  Sitte  des  redlichen 
Verkehrs  auszulegen,  gegen  den  Ver- 
sicherer, wenn  der  von  diesem  einseitig 
formulierte  Inhalt  zweideutig  oder  unklar 
ist  Die  Nichtinnehaltung  der  Bedingungen 
ist  im  Zweifel  dem  Versicherten  unschäd- 
lich, sofern  dieser  ausser  stände  war,  jenen 
Bedingungen  nachzukommen.  (Dieser  Grund- 
satz biezieht  sich  natürlich  nicht  auf  die 
Hauptleistung  des  Versicherten,  aber  z.  B. 
auf  die  Anzeigepflicht  beim  Schadeufalle.) 

Der  Versicherungsvertrag  ist  —  im  Sinne 
des  positiven,  heute  giltigeu Rechts  —  Han- 
delsgeschäft oder  Nichthandelsge- 
schäf  t.  In  diesem  Sinne  ist  die  Versiche- 
rung gegen  Prämie  objektives  Handels- 
geschßt  auf  selten  des  \  ersicherers ,  gar 
nicht  oder  nur  subjektives  Handelsgeschäft 
auf  Seiten  des  Versicherten.  Die  (jegen- 
seitigkeitsversicherung  ist  höchstens 
subjektives  Handelsgeschäft. 

Nicht  nur  die  Sachen-  oder  Schaden-, 
sondern  auch  die  Lebensversicherung 
ist,  wie  versicherungstechnisch  so  auch 
juristisch,  echte  Versicherung.  Dem 
Beweise  dieses  vielfach  bestrittenen  Satzes 
widmet  Goldschmidt  a.  a.  0.  S.  241  ff.  eine 
auch  seine  volle  Kenntnis  der  Lebensver- 
sicherungstechnik bekundende,  durchschla- 
gend überzeugende  Abhandlung. 

4.  Die  dffentlichrechtliche  Regelung 
des  V.  Die  SteUung,  welche  die  Staats- 
gewalt dem  Versicherungswesen  gegenüber 
einzunehmen  hat,  ist  beinahe  so  lange,  als 
das  letztere  überhaupt  eine  bedeutsame  Rolle 
im  Wirtschaftsleben  spielt,  vielfach  und 
gründlich  erörtert  worden.  Noch  heute 
stehen,  wenigstens  in  Deutschland  und  in 
den  Ländern  deutscher  Kultur,  die  extremsten 
Ansichten  einander  unvermittelt  gegenüber. 
Das  Versicherungsmonopol  des  Staates  und 
die  Zwangsversicherung,  eine  mehr  oder 
minder  eingreifende  Staatsaufsicht  über  das 
Versichei-ungswesen,  die  gänzlich  freie  Privat- 
untemehmung  bei  gänzlich  indifferenter  Hal- 
tung der  Staatsgewalt  ihr  gegenüber  —  jede 
dieser  Richtungen  findet  ihre  Vertreter.  Die 
a  priori-Lösung  aller  politischen  Fragen  ist 
vom  üebel.  Ein  gegebener  Staat  und  der 
dermalige  Kulturzustand  des  Volkes  einmal 
und  sodann  die  idealen  Ziele  der  Fortent- 
wickelung beider  —  dies  sind  die  Grund- 
lagen, aiif  denen  allein  sich  die  Frage  lösen 
lässt,  wie  die  Staatsgewalt  sich  zu  der  Be- 
friedigung der  aus  dem  Zusammenleben  im 
Staate  erwachsenden  und  der  allgemein 
menschlichen  Bedürfnisse  zu  verhalten,  ob 
sie  die  Stellung  des  für  die.Befriedigimg 
selbst  sorgenden  Hausvaters,  ob  die  Stellung 
des  regulierenden  und  aufsichtführenden 
Wächters  zu  übernehmen,  oder  um  jene  Be- 
dürfnisbefriedigung sich  nicht  zu  kümmern. 


höchstens  diejenigen  Hindemisse  der  frejea 
und  erspriessuchen  Kraftentfaltun^,  welche 
sie  zu  beseitigen  vermag,  zu  beseitigen  hat. 
Schwer  genug  und  nur  bei  vollständiger 
Kimde  der  Staatsgeschichte,  der  Volkszu- 
stände  und  der  Volkskräfte  ist  die  Frage  zn 
beantworten,  was  zur  Zeit  dem  ge- 
gebenen Staate  frommt*  schwieriger 
die  andere  nach  dem,  was  die  Fortentwicke- 
lung nach  idealen  Zielen  erheischt  Denn 
über  diese  Ziele  selbst  besteht  Streit 

Dass  in  irgend  einem  Staatswesen  zu 
irgend  einer  Zeit  es  im  Interesse  des  Ge- 
meinwohles geboten  sei,  das  gesamte  Ver- 
sicherungswesen zu  monopolisieren,  darf  mit 
gutem  Grunde  bestritten  werden.  Denn  ehe 
das  Versicherungsbedürfnis  in  der  Bevölke- 
rung nach  Befnedigung  drängt,  kann  von 
einem  solchen  Interesse  des  Gemeinwohles 
nicht  die  Rede  sein.  Ist  das  Bedürfnis  aber 
erwacht  so  folgt  die  Befriedigung  notorisch 
ihm  auf  dem  Fusse,  die  Befriedigung  aus 
eigener  Initiative  der  Bevölkerung,  zu  welcher 
schon  Eigeninteresse,  Gemeinsinn  und  Vor- 
teilsberechnung treiben.  Nicht  in  Staaten 
auf  der  niedrigsten  Kulturstufe,  sondern  in 
solclien  mit  hochentwickelter  Kultur,  ins- 
besondere mit  einem  schon  völlig  ausgebil- 
deten Privatversicherungswesen,  ist  die  Mo- 
nopolfrage zuerst  aufgetaucht.  Hier  ist  sie, 
von  minder  beachtenswerten  Tendenzen  ab- 
gesehen, dem  Zweifel  entwachsen,  ob  das 
wichtige  Bedürfnis  der  Versicherung  voll- 
kommener durch  Privatunternehmung  bei 
völliger  Freiheit  der  Entschliessung  der 
Bürger  für  Versicherung  oder  Nichtversiche- 
rung,  oder  ob  es  vollkommener  durch  mono- 
polisierte Staatsthätigkeit  und  Versicherungs- 
zwang befriedigt  werde.  Dieser  Zweuel 
freilich  kann  nur  erwogen  werden  von  denen, 
welche  von  der  Auffassung  des  Staates  als 
einer  Anstalt  zur  Bedürfnisbefriedigung  der 
Bürger,  also  von  der  patriarchalischen  oder 
der  sozialistischen  Staatsauffassung  ausgehen. 
Und  in  unseren  heutigen  Kulturstaaten,  die 
weder  patriarchalisch  noch  sozialistisch  or- 
ganisiert sind,  ist  bei  langjähriger  Neben- 
einanderentwickelung  der  monopolisierten 
oder  nichtmonopolisierten  Staats-  und  der, 
wenn  auch  mehr  oder  weniger  polizeilich 
eingeengten,  Privatversicherung  wenigstens 
die  technische  und  wirtschaftliche  Ueber- 
legenheit  der  letzteren  für  jeden  imbefangenen 
Beobachter  doch  wohl  thatsächlich  erwiesen. 
Dabei  kann  aber,  wie  in  dem  Art.  Feuer- 
versicherung (oben  Bd.  ÜI  S.  870£f.) 
nachgewiesen,  unbedenklich  historisch  Ge- 
wordenes, aus  patriarchalischen  Zeiten  üeber- 
kommenes  bestehen  bleiben,  solange  es 
billigen  Anforderungen  noch  entspricht  kann 
Neuerwachsenes,  wie  in  Deutschland  die 
staatliche  Unfall-,  Kranken-,  Alters-  und  In- 
validitätsversicherung,   welche   dem   sozia- 
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lietischen  Staate  starke  Zugeständnisse  macht, 
sich  ■weiter  versuchen.  Das  Fortbestehen 
des  Einen  wie  das  Aufkommen  des  Anderen 
mag  der  Gegner  des  Versicherungsmonopols 
für  verfehlt  erachten ;  als  ein  lehrreiches 
Experiment  wird  er  beides  zu  würdigen 
wissen. 

Auch  die  Frage  der  gesetzlichen  Rege- 
lung der  bestehenden  Privatversicherung 
kann  nur  aus  einer  genauen  Sunde  der 
Staats-  und  Eulturverliältnisse  und  Kräfte 
heraus  und  bei  Klarheit  über  die  Ideale  der 
Fortentwickelnng  befriedigend  beantwortet 
werden. 

Schon  das  »Ob«  ist  keineswegs  zweifel- 
los. Denn  das  einzige  Argument  für  die 
staatsgesetzliche  ßegelung,  welches  herge- 
nommen ist  von  der  Tragweite  der  im  Ver- 
sicherungswesen auf  dem  Spiele  stehenden 
Interessen  und  von  der  Annahme,  dass  ohne 
jene  B^elung  diese  Intei^ssen  geschädigt 
werden  müssten,  würde  besondere  staatliche 
R^elung  auch  für  viele  andere  Gruppen 
von  wirtschaftlichen  Thätigkeiten  fordern, 
die  beim  Mangel  solcher  R^elung  gedeihen 
und  bei  beiderseitiger  »diligentia«  alle  Be- 
teiligten befriedigen.  Auch  dass  die  Technik 
des  Versicherungswesens  für  die  grosse 
Masse  der  Kunden  ein  Buch  mit  sieben 
Siegeln  sei  —  was  übrigens  doch  höchstens 
bei  der  Lebensversicherung  zutrifft  —  ist 
kein  Grund,  die  Staatsüberwachung  gerade 
für  das  Versicherungswesen  anzurufen.  Denn 
auch  den  Anbietern  anderer  wichtiger  wirt- 
schaftlicher Leistungen  gegenüber  ist  man 
auf  die  Wahl  zwischen  Vertrauen  und  Miss- 
tiauen  angewiesen. 

Indes  —  das  »Ob«  an  dieser  Stelle  aus- 
führlich zu  erörtern,  wäre  müssig,  da  diese 
Frage  thatsächlich  in  allen  heutigen  Kultur- 
staatea  in  bejahendem  Sinne  entschieden 
und  eine  Rückbildung  namentlich  in  unserem, 
einer  vielseitigen  Ausdehnung  der  öffent- 
lichen Fürsorge  geneigten,  der  Selbsthilfe 
der  Bürger  im  friedlichen  wirtschaftlichen 
Wettkampfe  wenig  vertrauenden  Zeitalter 
sdiwerlich  zu  erwarten  ist 

Das  »Wie«  wird  verschieden  beantwortet 
werden,  je  nachdem  man  höhere  oder  minder 
hohe  Anforderungen  an  die  Wachsamkeit  der 
Staatsgewalt  stellt,  stärkere  oder  geringere 
Hoffnimgen  in  das  Eingreifen  derselben 
setzt,  der  Kraft  der  Selbsthilfe  mehr  oder 
minder  vertraut. 

Manche  halten  die  Verpflichtung  zu  um- 
fassendster Publicität  bei  im  übrigen 
völlig  freier  Bewegung  der  privaten  Ver- 
sicherungsunternehmungen für  ausreichend; 
das  Gesetz  hätte  dann  nur  zu  bestimmen, 
was  und  wie  es  die  Unternehmungen  zu 
veröffentlichen  haben.  Sie  erblicken  in  der 
Durchsichtigkeit  des  gesamten  Gebarens 
einen  genügenden  Schutz  für  das  Publikum 


—  einmal,  weil  Unredlichkeit  das  Licht  zu 
scheuen  habe,  imd  dann,  weil  die  Offen- 
sichtlichkeit des  Geschäftsgebarens  kon- 
kurrierender Unternehmungen  den  Kimden 
die  Prüfung  und  Wahl  ermögliche. 

Andere  fordern  ausserdem  noch  gewisse 
staatlich  festgestellte  .Normen  für  den  Ge- 
schäftsbetrieb —  sogenannte  Normativ- 
bedingungen — ,  Verpflichtung  der  Unter- 
nehmer auf  diese  Normen  und  Strafen  im 
Falle  der  Zuwiderhandhmg. 

Wieder  andere  begnügen  sich  auch  hier- 
bei nicht.  Sie  fordern  entweder  ausser  der 
Verpflichtung  zu  rückhaltloser  Offenlegung 
des  Geschäftsgebarens  und  zur  Einhaltung 
der  Normen,  oder  unter  Verzicht  auf  diese 
Verpflichtungen,  staatliche  Prüfung  der 
Grundlagen  und  Einrichtungen  der  Ver- 
sicherimgsanstalten  auf  ihre  Solidarität  und 
Anpassung  an  die  Bedürfnisse  des  Publi- 
kums vor  Beginn  ihres  Betriebes,  Nicht- 
zulassung der  die  Prüfung  nicht  bestehenden 
Anstalten  und  fortwährende  staatliche  Ueber- 
wachung  des  Betriebes  der  zugelassenen 
sowie  die  Befugnis  der  Staatsgewalt  zur 
Versagung  fernerweiten  Betriebes,  eventuell 
Auferlegung  von  Sicherheitsleistung  — Kauti- 
onen —  für  stetes  Wohl  verhalten  —  Kon- 
zessions-  und  Ueberwachungs- 
system. 

Es  mag  sein,  dass  je  nach  dem  Stande 
der  öffentlichen  Bildung  dem  einen  Staate 
das  eine  oder  andere,  dem  anderen  etwa 
eine  Kombination  dieser  Systeme  frommt. 
Zu  verkennen  ist  aber  nicht,  dass,  je  straffer 
und  eingreifender  die  Staatsaufsicht  gestaltet 
ist,  um  so  mehr  auch  die  Verantwortimg 
der  Staatsgewalt  für  das  Gebaren  der  Ver- 
sicherungsanstalten sich  steigert,  um  so  er- 
klärlicher und  verzeihlicher  auch  die  wach- 
sende Sorglosigkeit  der  Hauptbeteiligten, 
nämlich  der  Versicherungsnehmer,  auf  einem 
Gebiete  erscheint,  auf  dem  weise  und  eifrige 
Selbstprüfung  doch  durch  keine  Staatsfür- 
sorge ersetzt  werden  kann  und  also  von 
einer  vorausdenkenden  Regierung  eher  her- 
anzubilden versucht  als  eingeschläfert  werden 
sollte.  Und  endlich  ist  die  Eriahrung  nicht 
selten  gemacht,  dass  ein  strammes  üeber- 
wachungssystem,  von  —  es  soll  gar  nicht 
gesagt  werden:  unredlichen,  aber  —  tech- 
nisch wenig  durchgebildeten  Beamten  ge- 
handhabt, von  den  unredlichsten  Unter- 
nehmern am  meisten  zu  ihren  Gunsten  aus- 
gebeutet werden  kann.  (Vielbesprochene 
Vorgänge  in  den  Vereinigten  Staaten  illustrie- 
ren dieses  Bedenken  hinreichend.) 

Nur  flüchtig  erwähnt  zu  werden  verdient 
noch,  dass,  von  den  Rücksichten  auf  red- 
liches Gebaren  und  bedürfnisgemässe  Leis- 
tungen der  Privalunternehmungen  abgesehen, 
bei  einzelnen  Versicherungszweigen  auch 
noch  besondere  Gründe  für  eine  eingreifende 
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Mitwirkung  der  Staatsgewalt  geltend  ge- 
macht werden.  So  z.  B.  fordert  man  bei 
der  Feuerversicherung  im  Interesse  der 
öffentlichen  Sicherheit  das  Verbot  der  Deber- 
versicherung  und  mancherlei  —  im  ganzen 
freilich  erwünschten  Fortschritt  mehr  hem- 
mende als  Schaden  zu  verhüten  geeignete 
—  Kautelen  bei  Eingehung  des  Vertrags  — 
Präventivkontrolle  —  und  bei  Feststellung 
des  Schadens.  Endlich  sind  auch  manche 
verwaltungsrechtliche  einschränkende  Be- 
stimmungen auf  die  Fürsorge  für  konkur- 
rierende Staatsunternehmungen  zurückzu- 
führen. 

Die  räumlichen  Grenzen,  welche  dieser 
Arbeit  gezogen  sind,  gestatten  nicht  selbst 
eine  mir  flüchtige  Uebersicht  über  die  lei- 
tenden Ideeen  der  öffentlichreclitlichen  Ver- 
sicherungsgesetze der  Kulturstaaten.  In 
J.  J.  Kummers  »Die  Gesetzgebung  der  euro- 
päischen Staaten,  betreffend  die  Staatsauf- 
sicht über  die  privaten  Versicherungsan- 
stalten« (Bern  1883)  findet  man  eine  voll- 
ständige Uebersicht  der  bis  zur  Zeit  des 
Erscheinens  in  e»m)päischen  Staaten  in  Gel- 
tung gewesenen  solchen  (Jesetze.  C.  C.  Hine 
g^ebt  für  die  Vereinigten  Staaten  und  Canada 
eine  gleiche,  bis  1876  reichende  Uebersicht 
in  dem  Werke:  »The  Insurance  Statutes  of 
the  United  States  and  Canada«  (New- York 
1876).  R.  Harding  stellt  im  Bande  »Docu- 
ments«  der  Publikationen  des  »Premier 
Congrös  International  d'Actuaires«,  Bruxelles 
1896,  die  »Government  Legislation  in  refe- 
rence  to  the  working  of  Life  Assurance 
Coinpanies«  zusammen. 

Es  mögen  nur  einige  Notizen  zur  Cha- 
rakteristik des  gesetzlichen  Znstandes  im 
Deutschen  Reiche,  in  der  Schweiz,  in  Oester- 
reich,  Grossbritannien  und  den  Vereinigten 
Staaten  hier  Platz  finden. 

Nach  Art.  4  der  Verfassung  des  Nord- 
deutschen Bundes  (jetzt  D.R.V.)  unter- 
liegt u.  a.  das  Versicherungswesen  der  Be- 
aufsichtigung seitens  des  Reiches  und  der 
Gesetzgebung  desselben.  In  einer  vom  Ver- 
fasser des  g^nwSrtigen  Aufsatzes  her- 
rührenden, in  Hirths  Ann.  1880  erschienenen 
Abhandlung,  betitelt  »Die  reichsgesetzliche 
Regelung  des  Versicherungswesens«,  ist  dar- 

f»than,  wie  notwendig,  im  Interesse  der 
Qtwickelung  dieses  Wirtschaftegebietes 
selbst,  bei  der  Verschiedenartigkeit  der  in 
den  einzelnen  Bundesstaaten  bestehenden 
Gesetzgebung,  bei  der  geringen  Würdigung, 
mit  welcher  einzelne  dieser  Gesetze  den 
Gegenstand  behandeln,  gerade  im  Deutschen 
Reiche  eine  Kodifikation  des  öffentlichen 
Versicherungsrechtes  wäre.  Riesser  a.  a.  0. 
S.  3  ff.  schildert  in  dem  Abschnitt  über 
»Die  Entwickelung  des  Kodifikationsge- 
dankens in  Deutschland«  ausführlich  die 
Anstrengungen,  welche  vor  und  nach  Grün- 


dung des  Reichs  von  berufener  Seite  ge- 
macht worden  sind,  um  in  dieser  Partie  des 
öffentlichen  Rechts  Einheit  und  Klarheit  zu 
schaffen. 

Endlich  im  Jahre  1899  erschien  ein  in 
den  Reichsämtern  des  Innern  und  der  Justiz 
bearbeiteter  Entwurf  eines  Reichsgesetzes 
über  die  privaten  Versicherungsuntemeh- 
mungen.  Nach  Durchberatung  mit  Sach- 
verständigen des  Versicherungswesens  im 
Reichsamt  'des  Innern  und  im  preussischen 
Versicherungsbeirate  wurde  der  in  einigen 
Stücken  veränderte  Entwurf  im  März  1900 
dem  Bundesrate  zur  Beschlussfassung  vor- 
gelegt. Von  hier  gelangte  er,  abermals 
mehrfach  verändert,  am  14.  November  1900 
an  den  Reichstag  (in  dessen  II.  Session  der 
10.  Legislaturperiode),  welcher  ihn  nach  der 
ersten  Lesung  einer  aus  21  Mitgliedern  be- 
stehenden Kommission  überwies.  Diese  be- 
riet über  den  Entwurf  in  26  Sitzungen  und 
überreichte  ihren  Bericht  dem  Plenum  im 
April  1901.  Der  Reichstag,  zu  dessen  Ge- 
pflogenheiten es  gegenwärtig  gehört,  wich- 
tige Gesetzvorlagen  im  wesentlichen  nadi 
den  Kommissionsvorschlägen  anzunehmen. 
erledigte  die  Beratung  in  zwei  kurz  auf- 
einanderfolgenden, nicht  eben  tief  in  die 
Materie  eingehenden  Lesungen,  und  nun- 
mehr ist  »das  Gesetz  über  die  privaten  Ver- 
sicherungsuntemehmungen«  unterm  12.  Mai 
1901  in  die  RcichsgesetzsammluDg  überge- 
gangen. 

Die  vergleichsweise  Seltenheit  einer  um- 
fassenden öffentlichrechtlichen  Regelung  des 
gesamten  privaten  Versicherungswesens  in 
einem  Ge8et7,e,  die  Spannung,  mit  welcher 
in  Deutschland  eine  solche  von  Interessen- 
tenkreisen seit  Jahrzehnten  erwartet  worden 
ist,  endlich  der  Umstand,  dass  man  -wohl 
mit  Recht  diesem  Gesetzgebungswerke  eine 
typische  Wirkung  vorhersagt,  dürften  eine 
wenigstens  flüchtige  Analyse  des  Gesetzes 
an  dieser  Stelle  rechtfertigen. 

Das  Gesetz  zerßUlt  in  neun  Abschnitte. 
Der  erste  (»Einleitende  Vorschriften«) 
imterwirft  alle  Privat  Unternehmungen, 
welche  den  Betrieb  von  Versicherungsge- 
8c"häften  zum  Gegenstand  haben  (mit  Aus- 
nahmen, die  im  Gesetze  selbst  namhaft  ge- 
macht sind),  der  öffentlichen  Beaufsich- 
tigung. Diese  wird  bei  Unternehmungen, 
deren  Geschäftsbetrieb  sich  auf  mehrere 
Bundesstaaten  erstrecken  soll,  vom  Reiche 
ausgeübt  und  kann  bei  solchen,  deren  Ge- 
schäftsbetrieb nur  auf  einen  Bundesstaat 
beschränkt  ist,  durch  die  Landesbehörden 
ausgeübt  werden.  Also:  Staatsaufsicht  des 
Betriebes  —  lediglich  der  Privatuntemeh- 
mungen  und  nicht  aller  dieser,  nicht  aber 
der  kraft  öffentlichen  Rechts  errichteten  — 
Feuerversicherungssocietäten  u.  s.  w.  — 
Versicherungsanstalten ;  endlich  nicht  diirch- 
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weg  Reichs-,  sondern  unter  anderem  auch 
Beanfeichtigung  durch  Landesbehörden. 

Der  zweite  Abschnitt  (»Zulassung  zum 
Geschäftsbetriebe«)  verkündet  das  Kon- 
zessionssystem  und  stellt  die  Zulas- 
sungsbedingungen fest.  Der  Inhalt  dieses 
Abschnittes  lässt  sich  dahin  zusammenfassen, 
dass  hier  gefordert  wird,  was  die  Aufsichts- 
behörde verlangen  mnss,  um  entscheiden 
zu  können,  ob  die  Unternehmung  Gewähr 
bieten  werde  für  die  zuverlässige  und  er- 
spriessliche  Befriedigung  des  Versichenmgs- 
liedürfmsses.  Der  Gesetzgeber  bindet  sich 
aber  insofern  selbst  die  Hände,  als  er  (§  7) 
unter  gewissen  —  der  Natur  der  Sache  nach 
ziemlich  vage  gefassten  —  "Voraussetzungen 
die  Konzession  nicht  will  versagen  können. 
Nur  Versicherungsvereine  auf  Gegenseitig- 
keit (Abschnitt  III)  und  Versichenmgs- 
aktiengesellschaften  können  zugelassen  wer- 
den. Die  Zulassung  geschieht,  wenn  nicht 
begehrt,  nicht  auf  Zeit  und  ohne 
Rücksicht  auf  die  Bedürfnisfrage. 
Von  Lebensversicherungen  werden  beson- 
dere Auskünfte  verlangt  —  die  technischen 
Grundlagen  — .  Der  Reichstag  hat  in  der 
Absicht,  denjenigen  Lebensversicheruugsge- 
sellschaften,  die  auf  die  Berechnung  der 
Prätmie  nach  dem  sogenannten  Zillmerschen 
System  Gewicht  legen,  ein  angeblich  wert- 
volles Zugeständnis  machen  wollen,  indem 
er  im  §  11  vorschreibt,  dass  das  Konzessi- 
onsgesuch auch  Angaben  darüber  zu  ent- 
halten habe,  ob  die  Gesellschaft  dieses 
System  zu  benutzen  b^bsichtige.  Selbst- 
verständlich ist  damit  noch  nicht  gesagt, 
dass  diese  Benutzung  von  der  Aufeichte- 
Sftelle  allgemein  für  zulässig  gehalten  werde, 
wenn  dies  auch  innerhalb  gewisser  Grenzen 
aus  Zweckmässigkeitsgründen  in  einzelnen 
FäUen  immer  geschehen  wird.  Der  Entwurf 
hatte  sich  einer  solchen  Detailbestimmung 
•wohlweislich  enthalten  in  der  Annahme, 
dass  es  genüge,  die  genaue  Angabe  der 
gewählten  Methode  der  Reserveberechnung 
zu  verlangen. 

Der  dritte  Abschnitt  (»Versicherungs- 
vereine  auf  Gegenseitigkeit«)  ist  vielleicht 
der  originellste  des  ganzen  Gesetzes.  Wir 
erinnern  uns  nicht,  in  der  Gesetzgebung 
ii^nd  eines  anderen  Landes  das  Recht  der 
Gegenseitigkeit,  welches  bekanntlich  rein 
deutschen  Ursprungs  ist,  so  vollständig  und 
übersichtlich  geregelt  gefunden  zu  haben, 
^•ie  es  hier  geregelt  ist.  Es  handelt  sich 
hier  nicht  nur  um  öffentliches,  sondern,  wie 
im  Handelsgesetzbuch  bei  den  Handelsge- 
sellschaften, zugleich  um  Privatrecht,  üebri- 
eens  sollen  nach  dem  Gesetze  (§  16)  auch 
die  in  betreff  der  Kaufleute  im  ersten  und 
dritten  Buche  des  Handelsgesetzbuchs  ge- 
gebenen Vorschriften,  mit  Ausnahme  der 
§§  1 — 7,  auf  Versicherungsvereine  auf  Gegen- 


seitigkeit entsprechende  Anwendung  finden. 
Da  wo  Abweichungen  sich  nötig  machten, 
sind  diese  mit  voller  Kunde  der  verschie- 
denartigen Rechtsverhältnisse  durchgeführt 
Die  vielerörterte  Frage  der  Vertretung  der 
Versicherten  ist  hier  nicht  dispositiv  gelöst, 
sondern  ihre  Lösung  der  Satzung  überlassen 
(§  29);  nur  dass  die  Satzung  eine  solche 
Vertretung  —  »oberstes  Oigan«  nach  der 
freilich  nicht  ganz  zutreffenden  Analogie 
der  Generalversaunmlung  der  Aktionäre  — 
vorsehen  muss.  Aufsichtsrat  und  Vorstand 
werden  ebenfalls  nach  Analogie  der  Aktien- 
gesellschaft gebildet  Die  Bestimmungen 
über  den  notwendigen  Inhalt  der  Satzungen, 
über  die  Kautelen  bei  Satzungsänderungen, 
über  die  Behandlung  des  Gründungsfonds, 
die  Art  der  Deckung,  die  Verteilung  der 
Ueberschflsse,  die  Auflösung  und  Liquidation 
des  Vereins  sind  sachgemäss  und  dem  eigen- 
tümlichen Charakter  dieses  Rechtsinstitutes 
gut  angepasst. 

Im  vierten  Abschnitt  (»Geschäftsfüh- 
rung der  Versicherungsuntemehmungen«) 
machten  sich  besondere  Bestimmungen  für 
die  Lebensversicherung  nötig  wegen  der 
Prämienreserve,  welche  bekanntlich  mit 
gleicher  Bedeutung  bei  der  Scbadenver- 
sicherung  nicht  vorkommt  (Unterabschnitt  2). 
Die  im  Entwürfe  noch  reichlich  engen  und 
überängstlichen  Bestimmungen  über  die  An- 
legung des  Prämienreservefonds  sind  ge- 
legentlich der  verschiedenen  Beratimgen  mit 
Sjichverständigen  erweitert  und  entsprechen 
nun  im  wesentlichen  der  soliden  Praxis 
(§  59). .  Ob  sich  der  Gesetzgeber  nicht  einer 
Illusion  hingiebt,  wenn  er  annimmt,  dass 
der  Aufsichtsbehörde  ein  jährlich  einzurei- 
chendes Verzeichnis  der  Bestände  des  Prä- 
mienreservefonds  (§  57)  —  für  viele  Gesell- 
schaften ein  recht  bedeutendes  Arbeitsan- 
sinnen —  besondere  Gbu:antieen  und  die 
Möglichkeit  besonderer  Fürsorge  für  das 
Interesse  der  Versicherten  bieten  könne, 
müssen  wir  dahin  gestellt  sein  lassen.  Den 
Unterabschnitt  schliessen  Bestimmungen  über 
den  Konkurs,  bei  welchem  selbstverständlich 
der  Prämienreservefonds  in  der  Lebensver- 
sicherung als  ein  bei  wirksamer  Aufsicht 
stets  intakt  gehaltenes  Aktivum  eine  ge- 
wichtige Rolle  spielt 

Der  fünfte  Abschnitt  ^»Beaufsichtigung 
der  Versicherungsuntemehmungen«)  behan- 
delt die  Aufgaben,  die  Verfassung  und  das 
Verfahren  der  Behörde,  welche  die  leitenden 
Grundsätze  des  Gesetzes  in  Vollzug  setzen 
soll.  Die  Aufgaben  und  Befugnisse  der  Be- 
hörde sind  umfassend  und  tief  eingreifend. 
Mit  ihrer  Feststellung  ist  die  ganze  Summe 
der  Verantwortung  gezeichnet,  welche  der 
Staat  mit  dieser  neuen  (Jesetzgebung  über- 
nimmt Misswirtschaft  trotz  dieser  tiefein- 
greifenden und  eine  gewaltige  Summe  von 
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zugleich  schonender  und  eindringender  Ar- 
beit erfordernden  Deberwachnng  wird  im- 
fehlbar  dem  Staate  zur  Last  gelegt  werden. 
Und  diese  Bestimmungen  sind  es,  welche 
leicht  dazu  führen  können,  dem  Bürger  bei 
der  Vornahme  wichtiger  und  folgenreicher 
Privatgeschäfte  Selbstprüfung  und  fortge- 
setzte "Wachsamkeit  Oberflüssig  erscheinen 
zu  lassen.  Man  kann  es  ihm  nicht  verargen, 
wenn  er  fortan  alle  konkurrierenden  Ver- 
sicherungsunternehmungen für  gleich  gut 
und  sicher  ansieht  und  seine  Wahl  nun 
nach  der  Höhe  der  geforderten  Prämien 
trifft. 

Die  Aufsicht  der  der  Reichsaufsicht 
unterstehenden  Unternehmungen  ist  einem 
Kaiserlichen  Aufsichtsamt  für  Privatver- 
sicherung überwiesen.  Neu  und  bedeutsam 
ist  die  Beigesellung  eines  aus  Sachverstän- 
digen des  Versicherungswesens  zu  bildenden 
Versichemngsbeirates,  welcher  ehrenamtlich, 
im  wesentlichen  gutachtlich,  bei  bestimmten 
Entscheidungen  (§§  73—76)  aber  mit 
Stimmrecht  mitzuwirken  hat.  Diese  Ein- 
richtung und  die  im  §  83  festgesetzte  Ver- 
pflichtung des  Amtes  zur  jährlichen  Ver- 
öffentüchung  von  Mitteilungen  über  den 
Stand  der  seiner  Aufsicht  unterliegenden 
Versicherungsunternehmungen  sowie  über 
seine  Wahrnehmungen  auf  dem  Gebiete  des 
Versicherungswesens  bilden  eine  dankens- 
werte Schutzwehr  gegen  Verfall  in  bureau- 
kratische  Sachbehandlung. 

(Jrosse  Anfechtungen  erfuhren  die  Be- 
stimmungen des  Entwurfes  über  die  Ein- 
richtung des  Rekursverfahrens  gegen  Ent- 
scheidungen der  Aufsichtsbehörde  und  über 
die  Aufbringung  der  Kosten  der  Staatsauf- 
sicht Die  ersteren  Bestimmungen  sind  im 
Gesetz  leidlich  zufriedenstellend  geordnet; 
wir  sind  geneigt,  ihnen  allzugrosse  prak- 
tische Bedeutung  nicht  beizumessen.  Die 
anderen  sind  im  Gesetz  wenig  gemildert; 
der  befremdliche  Gnmdsatz,  dass  jene 
Kosten  bis  zu  einem  gewissen  Teile  von  den 
beaufsichtigten  Unternehmungen  getragen 
werden  müssen  —  als  wenn  die  Aufsicht 
ihren  Interessen  diente  —  ist  hier  ver- 
wirklicht geblieben. 

Der  Entwurf  hatte  im  sechsten  Ab- 
schnitte (»Ausländische  Versicherungsunter- 
nehmungen«) diese  Unternehmungen  in  mehr- 
facher Hinsicht  wesentlich  schlechter  ge- 
stellt als  die  inländischen.  Es  ist  ge- 
lungen, im  Gesetz  die  lästigsten  Erschwe- 
rungen ihres  Geschäftsbetriebes  zu  be- 
seitigen. In  der  Hauptsache  sind  jetzt  die 
ausländischen  Gesellschaften  den  inländi- 
schen gleichgestellt;  nur  dass  der  Bundes- 
rat auf  Antrag  des  Reichskanzlers  gegen 
jene  die  Untersagung  des  Geschäftsbetriebes 
»nach  freiem  Ermessen«  soll  beschliessen 
können. 


Der  siebente  und  der  achte  Ab- 
schnitt (»Uebergangs«  -  und  »Straf- Vor- 
schriften«) bedürfen  keiner  besonderen  Be- 
sprechung. Sie  ziehen  die  notwendigen 
Konsequenzen  aus  dem  beabsichtigten  üeber- 
gange  der  bestehenden  Landesaufsicht  oder 
Aufeichtslosigkeit  in  die  centralisierte  Reichs- 
aufsicht und  aus  der  Absicht  der  Strenge, 
womit  alle  Aufsichtsmassnahmen  durchge- 
führt werden  sollen. 

Im  neunten  Abschnitt  (»Schlussvor- 
schriften«) ist  es  gelungen,  einigen  gegen 
den  Entwurf  geltend  gemachten  schweren 
Bedenken  abzuhelfen ;  andere  sind,  eingehen- 
der sachlicher  Begründung  imgeachtet,  be- 
stehen geblieben. 

Wertvoll  ist  die  hier  ausgesprochene  Be- 
freiung einzelner  Versicherungszweige  — 
Versicherung  gegen  Kursverlust,  Transport- 
und  Rückversicherung  —  von  der  Konzes- 
sionspflicht und  der  Aufsicht,  denen  der  Ent- 
wurf sie  auch  imterwerfen  gewollt  Wert- 
voll femer  die  Beseitigung  der  sogenannten 
Präventivkontrolle  in  der  Feuerversicherung, 
die  man  vom  Regierungstische  aus  lange 
mit  unbegreiflicher  Hartnäckigkeit  verteid^ 
hatte. 

Die  vielbegehrte  Gleichstellung  der  öffent- 
lichen Versicherungsanstalten  mit  den  pri- 
vaten Unternehmungen  hinsichtlich  der  Unter-, 
werfung  unter  die  Reichsaufsicht  ist  im  Ge- 
setz (§  119)  ausdrücklich  ausgeschlossen. 

Schwer  bedrücken  wird  die  Privatimter- 
nehmungen  die  heftig  und  mit  besten  Grün- 
den angefochtene  Bestimmung  im  §  115, 
nach  welcher  die  Bundesstaaten  von  Privat- 
versicherungsnnternehmungen ,  die  in  an- 
deren Bundesstaaten  ihr  Domizil  haben,  die 
Bestellung  von  flauptbevollmächtigten  ver- 
langen können,  welche  u.  a.  ermäch- 
tigt sein  müssen,  Versicherungs- 
verträge mit  verbindlicher  Kraft 
abzuschliessen.  Es  hat  nichts  ge- 
fruchtet, dass  auf  die  Unmöglichkeit  (ver- 
sicherungstechnisch gesprochen)  einer  sol- 
chen Ermächtigung  und  darauf,  dass  Ver^ 
sicherer  diese  Bestimmung  höchstens  zum 
Schein  erfüllen  können,  hingewiesen  und 
dai^ethan  wurde,  dass  dieser  Paragraph  ein 
gut  Teil  der  Segnungen  des  Gesetzes  wieder 
zu  nichte  mache.  Das  fiskaUsche  Interesse 
einzelner  Bundesstaaten  (Erhebimg  von  Stem- 
pelgebühr für  im  Inlande  geschlossene  Ver- 
träge) widerstand  allen  vernünftigen  Er- 
wägungen. — 

So  können  wir  zimi  Schlüsse  das  Gesetz, 
seine  leitenden  Grundsätze  als  richtig  an- 
genommen, nicht  zugestanden,  wegen  seiner 
umsichtigen,  eindringenden,  klaren  und  sach- 
gemässen  Behandlung  der  überaus  schwie- 
rigen Materie  für  eine  hervorragende  ge- 
setzgeberische Leistung  erklären ;  wir  dürfen 
es  auch  dankbar  begrüssen  als  einen  zuver- 
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Ifissigen  Riegel  g^en  die  einzelstaatliche 
und  buntscheckige  Sonderbehandlung  eines 
Geschäftszweiges,  der  für  sein  Gedeihen 
weiteste  freie  Bahn  verlangt  Die  Mängel 
des  Werkes  müssen  wir  mit  in  Kauf 
nehmen  und  uns  dessen  getrösten,  dass  eine 
gereiftere  Er&üu^ng  auch  diese  noch  be- 
seitigen helfen  wird.  Was  man  von  diesem 
Ghesetze  so  wenig  wie  von  jedem  anderen 
ähnlichen  erwarten  darf,  ist,  dass  es  bald 
oder  überhaupt  irgend  einmal  tabula  rasa 
machen  werde  mit  allen  Mängeln  und  Ge- 
brechen der  Institution,  deren  Segnungen  es 
zu  gewährleisten  trachtet.  — 

In  der  Schweiz  ist  einer  dem  Art.  4 
der  D.RV.  analogen  Bestimmung  der  Bun- 
desverfassung durch  Erlass  des  Bundeege- 
setzes  betreffend  Beaufsichtigung  von  Privat- 
untemehmungen  im  Gebiete  des  Versiche- 
rungswesens vom  25.  Juni  1885  entsprochen 
■woiäen.  Das  Gesetz  schafft  für  das  Bim- 
desgebiet  die  lange  entbehrte  Rechtseinheit 
Es  beruht  auf  dem  Konzessions-  und  Be- 
•triebsüberwachungssystem ;  es  fordert  nach 
gegebenem  Schema  sehr  ausführliche  Aus- 
künfte von  den  zugelassenen  Privatunter- 
nehmungen; es  nötigt  die  ausländischen 
unter  ihnen  zur  Wahl  eines  Rechtsdomizils 
in  der  Sdiweiz  und  zur  Hinterlegung  von 
massigen  Kautionen,  imd  es  legt  allen  zu- 
gelassenen Privatimtemehmungen  eine  jähi^ 
Seh  zu  entrichtende  Staatsgebflhr  als  Ent- 
gelt für  die  Gestattung  des  Geschäftsbetriebes 
anf.  Es  mag  dahingestellt  sein,  ob  dieses 
Gesetz  mit  seiner  eingreifenden  Vorsehung 
in  anderen  Kulturstaaten  Nachahmung  ver- 
dient Wie  sehr  man  sich  auch  dagegen 
wehrt,  diesen  Gedanken  aufkommen  zu 
lassen:  das  Gesetz  wird  je  länger,  je  mehr 
die  ganze  Verantwortung  für  die  Solidität 
des  Gebarens  der  zugelassenen  Anstalten 
der  die  VersicherungspoUzei  handhabenden 
BundesbehSrde,  dem  Versichenmgsamte,  auf- 
bürden, es  wird  je  länger  je  mehr  den 
Bürger  der  Last  und  der  Fähigkeit  der 
eigenen  Prüfung  entwöhnen.  Aber  zur  Zeit 
■wenigstens  liefert  hier  die  Schweiz  das 
Beispiel,  wie  ein  in  seinen  Grundzügen  viel- 
leicht verfehltes  Gesetz  durch  weise  Hand 
habimg  seitens  sachkundigster  und  redlichster 
Beamten  zu  wohlthätiger  Wirkimg  geführt 
w^erden  kann.  Eine  der  wertvollsten  Früchte 
dieses  Gesetzes  bilden  die  fast  durchw^ 
■lasterhaften  »Jahresberichte  des  eidgenös- 
tiischen  Versicherungsamtes  über  die  pri- 
vaten Versicherungsnntemehmungen  in  der 
Schweiz«,  deren  bisher  dreizehn  —  der  letzte 
für  1899  (Bern  1901)  —  erschienen  sind. 
Das  ist  eine  wissenschaftlich  höchst  wert- 
voUe  Leistung,  die  auch  diejenigen  mit  den 
Mängeln  des  Gesetzes  einigermassen  ver- 
söhnen mag,  welche  vermuten,  dass  hierin 
auch  einer  der  Zwecke  der  Berichte  liege. 


Leider  niht,  was  an  den  Schweizer  Einrich- 
tungen wirklich  gut  ist,  auf  wenigen  Augen. 
Die  österreichische  Versicherungs- 
gesetzgebung, enthalten  in  der  Ministerial- 
verordnung  vom  5.  März  1896  (besprochen 
in  »Masius'  Rundschau«.  Neue  Folge  Jahrg. 
Vni  S.  145  ff.,  177  ff.)  und  früheren  gesetz- 
lichen Erlassen,  zu  deren  weiterer  Ausfüh- 
rung sie  dienen  soll  —  V.  v.  29.  November 
1865  über  die  Zulassung  ausländischer 
Aktiengesellschaften  etc.  mit  Ausschluss  von 
Versicherungsgesellschaften,  und  G.  v.  29. 
März  1873  in  betreff  der  Zulassung  von 
auswärtigen  Versicherungsgesellschaften  — 
bringt  die  nämlichen  Grundsätze  wie  das 
Schweizerische  Gesetz  —  Konzessionszwang, 
Betriebsaufsicht,  Nötigung  zu  Veröffent- 
lichungen und  Ausküäten  in  vorgeschrie- 
bener Pornij  für  auswärtige  Anstalten  Do- 
mizUwahl  im  Inlande,  VerpfUchtung  der 
Anlage  von  Prämienreserven  (bei  Lebens- 
versicherung) in  inländischen  Werten  etc.  — 
zum  Ausdruck.  Aber  was  dort  Leben  und 
Bedeutung  gewinnt,  ist  hier  toter  Formalis- 
mus, wirksam  als  Behelligung  für  die  An- 
stalten, ganz  unwirksam  zu  Gunsten  des 
Publikums,  die  Regierung  mit  Verantwor- 
tung belastend  und  doch  das  Publikum  in 
keiner  Weise  vor  Misswirtschaft  behütend, 
welche  dann  auch  in  Oesterreich  neben 
einer  exorbitanten  fiskalischen  Belastung  der 
Versicherungsnahme  eine  gedeihliche  Ent- 
wickelung  des  Versichfflrmgswesens  nicht 
aufkommen  lässt  Eine  amtliche  Publikation 
über  den  Stand  des  Versicherungswesens, 
wie  sie  §  42  der  Verordnung  vorschreibt, 
ist  zum  ersten  Male,  und  zwar  für  das  Jahr 
1898,  in  einem  stattlichen  Bande  eben  vor 
Druckl^:ung  dieser  Abhan  dlung  — Sommer 
1901  —  erschienen  (Wien,  k.  k.  Hof-  und 
Staatsdruckerei).  Sie  macht  den  Eindruck 
grosser  Gründlichkeit  und  behandelt  den 
Gegenstand,  wie  es  scheint,  durchaus  ob- 
jektiv. Die  Gesetzgebung  bedarf  in  vielen 
Stü(ien  der  Reform,  auch  wenn  man  es  für 
nötig  erachtet,  an  ihren  Grundgedanken  fest- 
zuhalten, und  die  Regierung  soll  seit  langer 
Zeit  mit  einer  solchen  Reform  befasst  sein. 
Allein  was  mehr  not  thut,  ist  die  Sorge  für 
eine  sorgsame,  sachlich  eingehende,  kun- 
dige, versicberungsfreundliche  administrative 
Handhabung  der  Staatsau&icht  und  der 
Verzicht  auf  fiskalische  Ausbeu- 
tung des  Versicherungswesens.  — 
In  Grossbritannien  gab  es  bis  zum 
Jahre  1870  keine  besondere  Staatsaufsicht 
tiber  das  Versicherungswesen.  Die  Ver- 
sicherungsanstalten standen  lediglich  unta* 
dem  GeseUschaftsgesetze  —  zuletzt  der 
»Companies  Act«  vom  7.  Juli  1862  —  und 
wurden  nicht  anders  behandelt  wie  andere 
Handelsgesellschaften  auch.  Und,  von  der 
Lebensversicherung  abgesehen,  ist  das  Ver- 
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sichemngswesen  auch  heute  dort  nicht  an 
besondere  gesetzliche  Vorsciiriften  gebunden. 
Für  die  Lebensversicherung  aber  wurden 
durch  den  Lebensversicherungsakt  vom  9. 
August  1870  besondere  Vorschriften  erlassen. 
Diese  geben  die  Begründung  von  Gesell- 
schaften vollkommen  frei  und  verlangen  nur 
von  neuen  Gesellschaften  vor  der  Inkorpo- 
ration ein  Depositum  von  20  000  £,  welches 
zurückgewährt  wird,  sobald  der  aus  den 
Prämien  gebildete  Fonds  den  Betrag  von 
40  000  £  erreicht  hat;  sie  schreiben  femer 
genaue  periodische  Auskünfte  über  den  Ge- 
schäftsbetrieb nach  bestimmten  Schemen, 
einzureichen  beim  Handelsamte,  welches  die- 
selben alijährlich  dem  Parlamente  vorzulegen 
hat,  vor.  Ausserdem  binden  sie  zum  Schutze 
der  Versicherten  die  in  Grossbritannien  so 
häufig  vorkommenden  Verschmelzungen(amal- 
gamations)  mehrerer  Gesellschaften  und  die 
Liquidation  an  bestimmte  strenge  Formen. 
Die  Bedingungen  der  Zulassung  und  des 
Geschäftsbetriebes  ausländischer  Gesell- 
schaften werden  durch  Staatsverträge  ge- 
regelt Die  Nachtragsgesetze  vom  24.  Juli 
1871  und  V.  6.  August  1872  bilden  einige 
Teile  des  Gesetzes  von  1870  weiter  aus, 
ändern  aber  nichts  an  den  Grundzügen 
dieses  Gesetzes.  Dasselbe  charakterisiert  sich 
als  ein  solches,  welches  neben  einigen  for- 
mellen Sicherheitsmassregeln  zu  Gunsten  der 
Versicherten  die  Mitwirkung  der  Staats- 
gewalt auf  die  Forderung  und  Kontrolle 
vollster  Publicität  beschränkt.  Hieran 
wollen  und  sollen  auch  neuerdings  aufge- 
tauchte Ergänzungsvorschläge  nichts  ändern. 
Auch  sie  gehen  nur  auf  weitere  Durchbil- 
dung jener  Grundzüge  hinaus.  Dass  in 
keinem  Staate  der  Welt  das  Versicherungs- 
wesen breiteren  Boden  gewonnen,  das  Ver- 
sichern mehr  allen  Kreisen  der  Bevölkerung 
zur  selbstverständlichen  Gewohnheit  gewor- 
den ist  als  in  Grossbritaunien,  ist  bekannt. 
Und  was  kann  die  Mitwirkung  der  Staats- 
gewalt beim  Versicherungswesen  Besseres 
bezwecken?  — 

Wenn  in  den  Vereinigten  Staaten 
das  Versicherungswesen  ebenfalls  extensiv 
wie  intensiv  zu  einer  erstaunlichen  Ent- 
wickelung  gediehen  ist,  so  hat  die  Staats- 
gesetzgebung daran  unstreitig  sehr  geringes 
verdienst  Auch  hier  hat  sieh  die  öffentlich- 
rechtliche  Gesetzgebung  so  gut  wie  aus- 
schliesslich der  Lebensversicherung  bemäch- 
tigt Im  wesenthchen  ist  der  Charakter 
dieser  Gesetzgebung  in  den  verschiedenen 
Bundesstaaten  —  die  Union  ist  nicht  kom- 
petent —  der  gleiche.  Fast  überall  vnrd 
im  Reglementieren  das  Möglichste  geleistet ; 
aber  fast  überall  steht  die  Sorgfalt  in  der 
Handhabung  der  Gesetze,  von  den  rein  for- 
malistischen Vorschriften  abgesehen,  im  um- 
gekehrten Verhältnisse   zu  dem  Eifer  der 


Gesetzmacherd.  Es  besteht  keine  Kon- 
zessionierung, sondern  nur  Anmelde-  und 
Registrierungszwang.  Die  jährlichen  den 
Regierungen  zu  liefernden  Ausweise,  welche 
nach  bestimmten  Schemen  eingerichtet  sein 
müssen,  werden  hier  weniger  gewissenhaft, 
dort  gewissenhafter  geprüft  —  je  nach  der 
Sachkunde  und  dem  Pflichteifer  der  betr. 
Beamten.  Es  ist  bekannt,  dass  die  prüfen- 
den Beamten  auch  der  Beeinflussung  in 
dieser  Beziehung  vielfach  nicht  unzugänglich 
sind.  Die  Fonds  der  Anstalten  dürien  nur 
in  genau  bezeichneten  Wertpapieren  ange- 
legt, Pfandobjekte  nur  bis  zu  einem  gewissen 
Betrage  der  Taxe  beliehen,  die  Prämien- 
reserve muss  nach  bestimmt  vorgezeichneten 
Formeln  und  Rechnungsgrundlagen  berech- 
net werden.  Die  Gesetzgebung  und  Kon- 
trolle dringt  scheinbar  tiefer  in  die  Betriebs- 
detaUs  der  Gesellschaften  ein  als  irgendwo 
sonst,  um  ausgängig  doch  einer  Misswirt- 
schaft die  Zügel  weiter  schiessen  zu  lassen 
als  irgendwo.  Aber  neben  der  Misswirt- 
schaft •  gedeiht,  gewiss  nicht  dank  der  Ge- 
setzgebung und  ihrer  Handhabung,  sondern 
trotz  beider,  auch  solides  und  segenbringendes 
Geschäft  iji  erfi-eulicher  Weise. 

Ueberlwiupt  möchte  der  Beweis  unsdiwar 
zu  erbringen  sein,  dass  auf  kaum  einem 
anderen  Gebiete  so  gut  wie  auf  dem  des 
Versicherungswesens  sich  quantitativ  und 
qualitativ  guter  Betrieb  mit  guter  wie 
mangelhafter  Gesetzgebung  imd  Administra- 
tion, wenn  diese  nur  nicht  absolut  erschwe- 
rend und  hemmend  wirken,  vertragen.  Dass 
der  Beweis  nicht  gegen  die  änsserste  Sorg- 
falt der  legislativen  und  administrativen 
Thätigkeit  ins  Feld  geführt  werden  kaim, 
versteht  sich  von  selbst.  — 

6.  Die  wiitschaMiche  Bedeatang  des 
V.  Die  wirtschaftliche  Bedeutung  des  Ver- 
sicherungswesens lässt  sich  mit  wenig«! 
Worten  schildern.  Sie  beruht  in  einer 
Förderung  der  Gütererzeugung  und  des 
Handels,  welche  in  der  gleichen  Richtung 
nur  von  dieser  Seite  her  erwartet  werden 
kann,  und  macht  sich  geltend  in  der  hohen 
Zweckmässigkeit  der  der  Versicherung  zu- 
geführten Gttteranwendung.  Alles  der  Güter- 
erzeugung dienende  stehende  und  umlaufende 
Kapital  ist  ausser  dem  Abnutz  auch  der 
plötzlichen  Zerstörung  durch  andere,  von 
menschlicher  Willkür  unabhängige  Voi^;änge 
ausgesetzt  Es  kann  sinnreiche  Vorkelir 
gegen  den  zu  raschen  Abnutz  wie  gegen 
plötzliche  Zerstörung  getroffen  werden.  iJle 
Mittel  solcher  Vorkehr  sind  wirtschaftlich 
bedeutsam;  aber  keines  vermag  die  Zer- 
störung ganz  zu  verhindern.  Und  jede  nicht 
im  Zwecke  der  Gütererzeugung  übende 
Kapitalzerstörung  würde  eine  Störung,  eiae 
Hemmung  der  Gütererzeugung  bedeuten,  ja 
in  vielen  Fällen  wichtige  Akte  der  Giltei^ 
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erzeugung  c^nz  unmöglich  machen,  wenn  es 
nicht  ein  Mittel  gäbe,  den  so  entstandenen 
Verlust  durch  Verteilung  auf  viele  Schultern 
auszugleichen  und  dazu  zu  helfen,  dass  der 
Unternehmer  mit  verhältnismässig  gering- 

Öligem  Opfer  die  zerstörten  Kapitalien  als- 
d  wieder  ersetzen  kann.  Mit  welchem 
Vertrauen  möchten  selbst  technisch  und 
wirtschaftlich  bestgeschulte  Unternehmer  ihr 
bestes  Können  und  ihre  ganze  Habe  an 
grosse  und  bedeutsame  Produktivuntemeh- 
mungen  setzen,  wenn  sie  fOrditen  mOssten, 
durch  irgend  einen  unvermeidlichen  Zu&dl 
nicht  nur  plötzlidi  ihre  wichtigsten  Arbeits- 
mittel zerstört,  sondern  auch  dauernd  um 
deren  Wert  sich  gebracht  zu  sehen?  Und 
wer  möchte  ferner  an  weitausseheude  Unter- 
nehmungen denken,  wenn  er  fürchten  müsste, 
dass  sie  vielleicht  kiu:z  vor  der  Vollendung 
um  deswillen  dem  Untei^iange  preisg^eben 
werden   könnten,   weil    das  eigene  Leben 

Slötzlich  zu  Ende  ginge  und  mit  der  scbaffen- 
en  Persönlichkeit  auch  die  die  Unterneh- 
mung nährende  Einkommens-  und  Kredit- 
qaelle  versiechte? 

Auf  Tausenden  von  Schiffen,  Eisenbahn- 
nnd  Frachtwagen,  auf  Hunderten  von  Kara- 
wanenzQgen  bewegen  sich,  in  Hunderttausen- 
den von  Magazinen  lagern  fort  und  fort  die 
mOliarden  werten  Güter,  welche  der  Bedürf- 
nißbefriedigung  der  Menschheit  bestimmt 
sind.  Wie  armselig  müsste  diese  Bedürfnis- 
befriedigung sein,  auf  welcher  niedrigen 
Kulturstufe  zu  verharren  wäre  unser  Los, 
wenn  wir  angewiesen  wären  auf  das  Wenige, 
was  einzelne  Meistbegüterte  aus  weiter  Ferne 
zu  beschaffen  wagen  könnten  auf  die  Oe- 
feüir  hin,  von  zehn  oder  zwölf  wertvollen 
Sendungen  eine  oder  die  andere  durch  un- 
glückJidien  Zufall  auf  Nimmerwiedersehen 
zu  verlieren  und  ihren  Wert  höchstens  durch 
Preisaufschlag  auf  die  glücklich  ankommen- 
den ersetzt  zu  erfaßten !  Es  ist  wohl  selten 
darauf  hingewiesen  worden,  dass  namentlich 
der  Warenhandel  angemessene  Preise  und 
Preisstetigkeit  in  erster  Linie  der  Versiche- 
rung verdankt,  welche  zu  Grosshandels- 
untemehmungen  ermutigt,  und  nur  den  Ver- 
sicherungspreis, nicht  aber  die  Gesamtkosten 
erlittener  Verluste  auf  den  Preis  der  Waren 
aufzuschlagen  nötigt  Dass  die  Versicherung 
die  wirt8(^tliche  Unschädlichmachung  zu- 
fSlliger  Ereignisse  dem  Zufall  entrückt  — 
darin  liegt  die  eine  Seite  ihrer  grossen  wirt- 
schaftlichen Bedeutung. 

Die  andere  liegt  in  der  Erziehung  zu 
'wirtschaftlicher  Güteranwendung.  Ohne  die 
Versicherung  wäre  die  Reihe  der  Arten 
vernünftiger  wirtschaftlidier  und  zugleich 
sittlich  fördernder  Güteranwendung  um  ein 
^wichtiges  Glied  ärmer.  Die  Sicherheit  und 
'Wohlthätigkeit  des  Erfolges  dieses  Mittels 
reizt  zur  Vorsorge  für  Zwecke  der  Zukunft 


Und  die  Gewohnheit  dieser  Vorsorge  ist  ein 
Anzeichen  und  ein  bedeutsames  Förderungs- 
mittel zugleich  unserer  wirtschaftlichen  und 
sittlichen  Kultur. 

Litter Atnr:  Den  wt.  den  eimdnen  venchiedene 
Verticherungaweige  behandelnden  Auftauen  die- 
let Sammdwerke»  gegebenen  LiUeralumaeh- 
weiten  tmd  den  im  Umfe  der  gegemcärtigen 
Abhandlung  angeführten  Schriften  bleibt  hier 
nur  Wenige»  nae/uufügea.  Eine  wertvolle,  zw 
eingehendeten  und  aiheitigen  Behandlung  des 
getarnten  Vereicherungtwetent  bettimmte  Ency- 
khpädie,  nämlich  Comeliut  Walfordt  tiinturance 
Cyklopaedia«  (London  1878)  itl  leider  bie  jetxt 
unvollendet  geblieben  und  nur  bit  tum  fünften 
Bande  und  dem  SHehworte  tHandAn-Hcmdi 
gediehen.  Von  älteren  deutschen,  freilich  auch 
mehrfach  veralteten  Schriften  mag  W.  Beneeke, 
System  des  Atseturanx-  und  Bodmereiwetent 
(5  Bde.,  Samburg  1805— 18il)  und  Maslus, 
Systematische  Darstellung  det  getarnten  Ver- 
sicherungswesens (Leipzig  1857),  dann  etwa 
noch  Saskl,  Die  voUctwirtschafUiehe  Bedeutung 
des  Versicherungswesens  (Leipzig  1857),  endlidi 
der  noch  vielfach  belehrende  Aufsatz  «Vertiehe- 
rungsanitaltent.  von  Makotvt4Xtka  im  11.  Bd. 
des  Deultchen  Staattwörierbuchs  von  BluntschU 
und  Brater  (Stuttgart  und  Leipzig  1870)  ange- 
führt werden.  —  Femer:  OctUug,  Die  Grund- 
lagen  des   gesamten    Versicherungswesens  (1874). 

—  A.  Wagner  im  Handb.  der  pol.  Oekonomie 
II*,  791.  —  »Dat  Vertieherungswetenn  von 
Hemtami,  und  Karl  BrAtner,  Leipzig 
1894.  —  Zautmarano,  L'intraparesa  delle 
atsicurazioni  (Torino  1887).  Von  Sckrtften- 
über  Versieherungtreeht  seien  noch  genannt: 
W.  Lewis,  Lehrbuch  des  Versicherung»- 
rechts  (1889).  —  PhiUipa,  TVeatite  on  the 
law  of  inturance  (Boston  18S5,  5.  ed.  Kew-York 
1867).  —  Alanz^  Jhiiti  general  det  aiiu- 
rances  (t  vol.,  Paris  I84S).  —  (Thaufton,  Let 
atsurances,  vol.  I,  II  (I884 — 1886).  —  Vivante, 
n  contratto   di  attieuratione  (Milano  1885J90). 

—  In  Ihering-Üngert  Jahrbüchern  SO.  Bd.,  N. 
F.  XVIII.  Bd.  1891  ist  ein  bemerkenttcerter 
Aufiatz  von  V.  Bhrenberg  über  die  »Ver- 
sicherung für  fremde  Rechnung«  enthalten.  Von 
demselben  Verfatser  ist  der  erste  Band  der 
mehrerwähnten    umfassenden  Monographie    über 

Versichenmgsrecht  bei  Duncker  <t  Humblot  189S 
in  Leipzig  erschienen.  Endlieh  für  dat  Ver- 
tieherungtweten  überhaupt:  Die  Zeittehr^ten 
und  Jahrbücher  von  MaHus  (betondert  Bund- 
tchau  JV.  F.,  jetzt  Leipzig,  Verlag  der  Rund- 
schauexpediiion),  WtMtnann,  Blener,  Xett- 
mann,  Ehrenzweig,  »Inturance  Record«, 
»The  Review»  (beide  in  London  erscheinend), 
»Journal  des  Atturaneet«  (Purit);  endlieh  das 
»Journal  of  the  Institute  of  actuariet*  (London) 
aUerding»  fast  auttchliettlich  bedeuttam  fSr  die 
Technik  und  Verwaltung  der  Lebentverticherung. 
Endlich  ttatittische  Udiersichten  in  den 
Publikationen  des  Beichsamtes  für  Statistik,  in 
der  Zeittchrift  det  Kgl.  Preutsisehen 
Statiitiichen  Bureaus,  in  »The  Post 
Magazine  Almanack».  (London,  T.  J.  W. 
Buckley)  u.  a. 

A.  Bmminghaus 
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Verteiloog. 

1.  Aeltere  Wirtschaftsformen.  2.  Die  kapi- 
talistische Produktionsweise.  3.  Primäre  nnd 
seknnd&re  V.  4.  Das  Vermögen  nnd  seine  Y. 
6.  HissTerhUtnisse  der  V.  nnd  mdKfliche  Mittel 
zur  Abhilfe. 

L  Aeltere  Wirtschaftsformen,    unter 

Verteilung  der  Gilter  verstehen  wir 
hier  nicht  die  privatwirtschaftliche  Thätig- 
keit  und  Technik  der  sogenannten  distribu- 
tiven Gewerbe,  nämlich  des  Handels  und 
seiner  Hilfsgewerbe,  deren  Aufgabe  es  ist, 
den  Absatz  der  nicht  unmittelbar  vom  Pro- 
duzenten dem  Konsumenten  gelieferten 
Waren  zu  vermitteln  und  dieselben  den 
Verbrauchern  in  möglichst  bequemer  Form 
zugänglich  zu  machen.  Es  handelt  sich 
vielmehr  hier  um  die  volkswirtschaftliche 
Verteilung,  um  die  Bestimmung  des  Anteils 
an  dem  Produklionsertrage,  der  jedem  Wirt- 
schaftssubjekte nach  Massgabe  seiner  per- 
sönlichen oder  sachlichen  Beteiligung  an  dem 
wirtschaftlichen  Prozesse  zufällt,  wobei 
allerdings  der  Ertragsanteil  des  Handels 
eine  besondere  Betrachtung  erfordert.  Die 
wichtigsten  Seiten  dieser  Lehre  von  der 
Verteilung  sind  schon  theoretisch  nnd  sta- 
tistisch in  dem  Artikel  Einkonunen  behan- 
delt worden  (oben  Bd.  HI,  S.  347  und  354  ff.), 
jedoch  bleiben  noch  einige  ergänzende  Er- 
örterungen hier  nachzutragen. 

In  der  Periode  der  Naturalwirtschaft, 
bei  der  jede  Einzelwirtschaft  im  wesent- 
lichen sidi  selbst  genügt,  ist  die  VerteUimg 
des  Ertrags  eine  häusliche  Angelegenheit 
die  in  der  Hand  des  Wirtschaftsinhabers 
liegt,  deren  zweckmässige  Regelung  zwar 
fflr  das  Gedeihen  des  Haushalts  wichtig  ist 
und  bei  grossem  Omfange  desselben  auch 
nicht  leicht  sein  mag,  aber  kein  allgemeines 
gesellschaftliches  Problem  darbietet  Durch 
die  Sklaverei  entsteht  auch  in  der  Natural- 
wirtschaft ein  Ausbeutungsgewinn  zu 
Gimsten  des  Besitzers,  der  ja  einen  mehr 
oder  weniger  grossen  Teil  des  Arbeitserzeug- 
nisses der  Sklaven  für  sich  und  seine 
Familie  zurückhält  Aber  dieser  Gewinn 
lüßst  sich  noch  nicht  auf  die  später  hervor- 
tretenden festen  Formen  bringen,  da  nicht 
einmal  ein  bestimmter  Wert  desselben  an- 
gegeben werden  kann.  Er  kann  weder 
unter  den  Begriff  der  Grundrente  noch 
imter  den  des  Kapitalgewinns  gebracht 
werden,  er  stellt  einfach  einen  Komplex 
mannigfaltiger  Güter  dar,  der  dem  Wirt- 
schaftsinhaber ausser  dem  etwaigen  Ertrage 
seiner  eigenen  Arbeit  und  der  seiner 
Familie  lediglich  auf  Gnmd  seines  Besitzes 
an  Menschen,  Land  und  sonstigen  Produk- 
tionsmitteln als  naturales  Einkommen  zu 
teil  wird.  Ist  an  die  Stelle  der  Sklaverei 
eine  mildere  Form  der  Unfreiheit,  die  Hörig- 


keit oder  die  Leibei^schaft,  getreten,  so 
wird  aus  der  einheitlichen  Naturalwirtschaft 
eine  zusammengesetzte  Wirtschaftsgruppe, 
die  indes  in  strenger  Abhängigkeit  von  emer 
Centralwirtschaft  steht  imd  nach  aussen  hin 
noch  immer  eine  sich  selbst  genügende  Ein- 
heit bildet  Die  mit  Land  ausgestatteten 
Unfreien  führen  dann  nämlich  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  selbständige  Einzelwirt- 
schaften und  haben  dem  Hen-n  nur  Abgaben 
zu  entrichten  und  Arbeit  zu  leisten.  Die 
Abgaben  bilden  eine  naturale  Grundrente, 
die  von  der  in  der  Periode  der  (Jeldwirt- 
schaft  entstehenden  wesentlich  verschieden 
ist,  da  sie  weder  durch  die  Preisbildung 
der  Bodenprodukte  noch  durch  die  Ver- 
schiedenheit der  Beschaffenheit  und  Lage 
der  Ghrundstücke  verursacht  wird,  sondern 
wieder  einfach  auf  einem  Besitz-  oder  Herr- 
schaftsrechte beruht  Was  aber  die  Arbeits- 
leistungen betrifft,  so  sind  nicht  sie  selbst 
sondern  der  mittelst  ihrer  aus  dem  Boden 
gewonnene  Ertrag  als  naturale  Grundrente 
mit  dem  eben  bezeichneten  feudalen  Cha- 
rakter anzusehen.  —  Wenn  ein  T«l  der 
Erzeugnisse  einer  Naturalwirtschaft  g<^en 
andere  Waren  oder  auch  gegen  Geld  ver- 
kauft wird,  so  ändert  sich  ihr  Charakter 
darum  doch  nicht,  so  lange  dieser  Tausch 
für  ihre  Existenz  nicht  notwendig  ist,  son- 
dern nur  dazu  dient,  gewisse  nötigenfalls 
auch  entbehrliche  Güter  zu  erwerben.  Kapi- 
talgewinn wird  durch  ein  solches  Tausch- 
oder Handelsgeschäft  nicht  erzielt,  der  Vot- 
teil  daraus  ist  eben&Jls  nur  ein  naturaler, 
indem  Güter  mit  grösserem  Gebrauchswerte 
für  den  Wirtschaftainhaber  durch  Hingabe 
von  solchen  mit  geringer  geschätztem  Ge- 
brauchswerte erworben  werden.  Wohl  aber 
kann  der  gewerbsmässige  Händler,  der 
den  einzelnen  Wirtschaften  ihre  Ueberschüsse 
abnimmt  und  sie  anderwärts  wieder  absetzt, 
schon  in  der  Periode  der  vorherrschenden 
Naturalwirtschaft  einen  wirklichen  Kapital- 
gewinn erlangen.  Es  setzt  dies  aber  zugleich 
voraus,  dass  wenigstens  in  beschränktem 
Umfange  bereits  ein  als  Wertmass,  Wert- 
träger und  Wertbewahrer  anerkanntes  Ver- 
mittelungsgut  eingebürgert  ist  Ohne  ein 
solches,  das  übrigens  noch  nicht  die  Form 
von  geprägtem  Gelde  zu  haben  braucht,  ist 
ein  eigentlicher  Handel,  der  bloss  aus  der 
Vermittelung  zwischen  Produzenten  und 
Konsumenten  seinen  Gewinn  ziehen  will, 
schwer  denkbar.  Denn  wenn  der  Händlar 
auch  dem  naturalwirtschaftlichen  Produ- 
zeuten seine  Erzeugnisse  nur  gegen  andere 
Waren  abnimmt,  so  muss  er  doch  irgendwie 
Gelegenheit  haben,  die  eingetauschten  Güter, 
die  er  selbst  gar  nicht  braucht  gegen  ein 
von  jedermann  gern  angenommenes  Aequi- 
valentgut  zu  veränssem,  mittelst  dessen  er 
sich  dann  sowohl  die  Befriedigung   seiner 
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eigenen  Bedürfnisse  verschaffen  als  auch 
zur  Fortsetzung  seines  Betriebes  Erzeug- 
nisse der  bereits  in  den  einfachsten  Formen 
der  Geldwirtschaft  stehenden  Gewerbe 
kaufen  kann.  Solche  Gewerbe  entstehen  auf 
Grund  der  Arbeitsteilung  in  einer  gewisser- 
inassen  natnrnotwendigen  Entwickeliuig  in 
den  grösseren  Bevölkemngsansammlungen, 
die  UTsprflnglich  h&ufig  durch  militärische 
oder  politisdae  OrOnde  zu  stände  gekommen 
sind  und  durch  die  Ausbildung  berufsmässig 
geschiedener  Gewerbe,  das  Marktwesen,  den 
GLiuidel,  den  Geldverkehr  ihren  besonderen 
wirtschaftlichen  Charakter  als  Städte  er- 
halten. Der  Handelsgewinn  wird  nun  da- 
dxacii  zum  eigentlichen  Eapitalgewinn,  dass 
er  sich  in  Geldwert  ausdrfleken  imd  zu- 

fleich  auf  den  Geldwert  der  Waren,  durch 
eren  Verkauf  er  erzielt  worden,  beziehen 
lässt.  So  ertiält  der  Kaufmann  feste  Normen 
für  die  Führung  seiner  Geschäfte,  er  weiss 
jederzeit,  ob  er  mehr  oder  weniger  gewinnt 
oder  ob  er  Verlust  erleidet  Der  Inhaber 
einer  Naturalwirtschaft,  der  nur  einen  kleinen 
Teil  seines  Ertrags  austauscht,  hat  gar  keine 
bestimmten  Kriterien  für  die  Grösse  des 
Vorteils  an  einem  Tauschgeschäfte.  Er 
wird  vielleicht  in  roher  Weise  den  Wert 
seiner  Bodenprodukte  nach  der  in  ihnen 
enthaltenen  Arbeit  schätzen,  aber  den 
Arbeitswert  der  dafür  eingetauschten  Waren 
kennt  er  nicht,  imd  auch  wenn  er  ihn  kennte, 
wtlrde  er  ihn  bei  der  hier  vorauszusetzenden 
geringen  Entwickelung  des  Verkehrs  und 
der  maogelnden  Konkurrenz  bei  dem  Tausche 
nicht  zu  Grunde  l^en  können.  So  wird  er 
vielleicht  für  einen  Luxusgegenstand,  den 
er  sich  auf  andere  Art  nicht  verschaffen 
kann,  dem  Händler  das  Fünf-  oder  Sechs- 
fache des  Arbeitswertes  desselben  in  Boden- 
produkten hingeben,  indem  er  sich  ledig- 
lich diut;h  die  Intensität  seines  Begehrens 
nach  diesem  Gegenstande  leiten  lässt.  Seine 
Wirtschaft  wird  jedoch  durch  solche  Tausch- 
geschäfte nicht  gefährdet,  da  sie  eben  nur 
Ausnahmen  sind  und  nur  ein  kleiner  Teil 
des  Gesamtertrags  darauf  verwendet  wird. 
Für  den  Händler  aber  ei^ebt  sich  hieraus 
die  Möglichkeit  eines  grossen  Gewinns, 
wenn  er  eine  Gelegenheit  weiss,  die  billig 
eingetauschten  Produkte  anderwärts,  etwa 
auf  einem  städtischen  Markte,  zu  einem 
hohen  Geldpreise  zu  verkaufen.     Der  Ka- 

Sitalgewinn  in  seiner  ersten  Form  als  Han- 
elsgewinn  beroht  also  nicht  auf  der  Aus- 
beutung von  Lohnarbeitern,  sondern  er  wird 
auf  Kosten  der  produzierenden  Wirtschafts- 
inhaber tmd  der  Konsumenten  erzielt.  Der 
mit  dem  Handel  verbundene  Transport  und 
andere  materielle  Arbeiten  sind  gesondert 
in  Anschlag  zu  bringen,  imd  es  bleibt  dann 
als  die  Ursache  des  eigentlichen  Handels- 
gewinns die  geschickte  Kombination  gUns- 
Qandwörterbach  der  Staattwisaenscbaften.   Zweite 


tiger  Kauf-  und  Verkaufsgelegenheiten  übrig. 
Diese  könnte  man  nun  ja  bei  wohlwollender 
Beurteilung  trotz  der  mitunterlaufenden 
üebervorteUungen  als  einen  den  Produzenten 
und  Konsumenten  geleisteten  Dienst  be- 
trachten, der  in  dem  Handelsgewinne  ein- 
fach sein  Aequivalent  fände,  aber  man  dürfte 
sie  dennoch  nicht  einfach  als  Vergütung 
für  die  Arbeit  des  Händlers  auffassen. 
Denn  dieser  verfolgt  auch  schon  in  jener 
ersten  Periode  des  Verkehrs  mit  mehr  oder 
weniger  Erfolg  den  Zweck,  einen  Gtewinn 
nach  Verhältnis  des  Wertes  der  umge- 
gesetzten  Waren,  also  unabhängig 
von  dem  Masse  seiner  eigenen  Arbeit,  zu 
erzielen.  .  Wenn  es  ihm  nicht  mehr  Mühe 
und  Arbeit  kostet,  1000  Werteinheiten  einer 
Wai«  zu  verkaufen  als  100,  so  wiU  er  doch 
im  ersteren  Falle  zehnmal  so  viel  ^winnen 
wie  im  letzteren,  und  gerade  in  dieser  Be- 
ziehung des  Gewinns  auf  den  Wert  der 
verkauften  Handelswaren  tritt  seine  Eigen- 
schaft als  Kapitalgewinn  hervor.  Bemerkens- 
wert ist  auch,  wie  durch  das  Eingreifen  des 
Handels  auch  schon  in  der  Periode  der 
vorherrschenden  Naturalwirtschaft  die  An- 
fänge der  Verschlingung  der  Einzelwirt- 
schaften zu  einem  volkswirtschaftlichen 
Ganzen  entstehen.  Je  grösser  die  Quote  der 
gesamten  Produktion  ist,  die  durch  Ver- 
mittelung  des  Handels  von  den  Produzenten 
zu  den  Konsumenten  gelangt,  um  so  weiter 
ist  die  Geldwirtschaft  ausgebildet  und  um 
so  mehr  tritt  die  moderne  Form  der  Volks- 
wirtschaft hervor.  Als  eine  üebergangs- 
bDdung  zwischen  di^er  und  der  Natural- 
wirtschaft erscheint  die  mittelalterliche 
Stadtwirtschaft,  der  übrigens  im  Alter- 
tum schon  eine  weiter  fortgeschrittene  Geld- 
wirtschaft vorangegangen  war.  Die  Stadt 
mit  der  sie  umgehenden  Landschaft  bildet 
nunmehr  den  in  der  Hauptsache  sich  selbst 
genügenden  Wirtschaftskomplex,  zu  dem 
eine  grössere  Anzahl  voq  selbständigen  Einzel- 
wirtschaften einerseits  durch  gewisse  orga- 
nische Einrichtungen,  andererseits  durch 
Güteraustausch,  namentlich  durch  den  Markt- 
verkehr verbunden  sind.  Der  Verkehr  mit 
der  Ferne  und  dem  Auslande  wird  durch 
den  Grosshandel  vermittelt^  ist  aber,  abge- 
sehen von  einzelnen  specifischen  Handels- 
städten, für  die  Existenz  dieses  Wirtschafts- 
verbandes  nur  von  untergeordneter  Bedeu- 
tung. An  den  Grosshandelsverkehr  schliesst 
sich  in  den  bedeutenderen  Städten  auch 
schon  ein  besonderer  geldgeschäftlicher  Bank- 
und  Wechselverkehr,  und  in  diesem  sowohl 
wie  in  jenem  kommt  ein  nach  Prozenten 
des  umgesetzten  Geldwertes,  unabhängig  von 
der  Arbeitsleistung  berechneter  Kapitalgewinn 
vor.  Dagegen  war  bei  der  im  allgemeinen 
nur  handwerksmässig  betriebenen  gewerb- 
lichen Produktion  der  Kapitalgewinn  noch 
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nicht  ausgebildet.  Den  Handwerksmeistern 
■wurde  nur  ihre  Arbeit  bezahlt,  an  den  Roh- 
stoffen —  wenn  sie  diese  überhaupt  lieferten 
—  sollten  sie  keinen  besonderen  Gewinn 
haben,  und  die  Ausnutzung  der  Arbeit  der 
Gesellen  war  ihnen  auch  nur  in  geringem 
Masse  möglich.  In  den  Baugewerben  wur- 
den häufig  die  Gesellen  ebenso  wie  die 
Meister  unmittelbar  von  dem  Bauherrn  be- 
zahlt, und  zuweilen  waren  sogar  die  Löhne 
beider  Klassen  gleich  hoch,  oder  der  Meister 
wiu-de  nur  deshalb  höher  bezahlt,  weil  er 
eine  höher  geschätzte  Arbeit  lieferte.  Aber 
auch  wenn  die  Meister  mit  Hilfe  ihrer  Zunft- 
organisation die  Löhne  herabzudrücken  such- 
ten, so  konnten  sie  doch  auf  diesem  Wege 
keinen  bedeutenden  Gewinn  erzielen,  da  die 
Zahl  der  Gesellen  und  Lehrlinge  von  Zunft 
wegen  beschränkt  war  und  die  Gesellen 
überhaupt  kein  ständiges  Proletariat,  sondern 
einen  Uebergangsstand  bildeten,  aus  dem 
sie  zur  Selbständigkeit  vorrücken  konnten. 
Der  Hauptteil  des  Lohnes  bestand  übrigens 
in  der  Natundverpflegung,  der  dazu  kom- 
mende Geldlohn  aber  bestimmte  sich  nicht 
im  freien  Verkehr  durch  Angebot  und  Nach- 
frage, sondern  nach  Herkommen,  Taxen  und 
anderen  besonderen  Ordnungen.  Wenn 
gleichwohl  das  mittelalterliche  Handwerk 
»einen  goldenen  Boden«  hatte,  so  beruhte 
dies  darauf,  dass  die  (jewerbhchen  Produkte 
gegenüber  den  landwirtschaftlichen  Erzeug- 
nissen einen  relativ  hohen  Wert  behaupten 
konnten,  weil  eine  eigentliche  Konkurrenz 
in  jenen  kaum  bestand  imd  durch  die  Zünfte 
Organisation  möglichst  verhindert  werden 
sollte.  Der  gewerbliche  Gtewinn  war  daher 
hauptsächlich  ein  Tauschgewinn  auf  Grund 
einer  raonopolartigen  Stellung  der  städti- 
schen Handwerker  gegenüber  der  Landbe- 
völkerung und  den  Gnindbesitzem,  zu  denen 
auch  die  städtischen  Patricier  gehörten.  Es 
fand  also  eine  relativ  günstige  Verwertung 
der  gewerblichen  Arbeit  statt,  aber  ohne 
dasB  der  Gewinn  sich  nach  dem  in  dem 
einzelnen  Betriebe  als  Kapital  angelegten 
Vermögen  richtete.  Neben  aer  feudalen  ent- 
stand jetzt  auch  teilweise  die  geldwirt- 
schaftliche Grundrente,  indem  ein  grösserer 
Teil  der  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse 
verkauft  wurde,  wodurch  die  Preise  der- 
selben in  höherem  Masse  für  den  Bodener- 
trag entscheidend  wurden.  Die  Produktions- 
kosten aber  blieben,  soweit  die  Arbeit  von 
dem  Bauer  und  seiner  Familie  oder  von 
Hörigen  oder  Leibeigenen  geleistet  wurde, 
noch  geldwirtschaftlich  unbestimmt  Der 
Eentenkauf  zeigte  jedoch  schon  die  Mög- 
lichkeit der  kapitalistischen  Belastung  eines 
Grundstücks  mit  einer  jährlichen  Geldab- 
gabe, imd  der  Kapitalzins,  der  sonst  als 
wucherische  Ausbeutung  erschien,  erhielt  in 
dieser  Verhüllung  eine  rechtmässige  Existenz- 


form. Dass  auch  Naturairenten  gekauft 
werden  konnten,  kommt  hier  nicht  in  Be- 
tracht. —  Mit  Beoht  weist  Bücher  auf  die 
Häufigkeit  hin,  mit  der  im  Mittelalt^  »Ver- 
hältnisse« und  Rechte  zu  wirtschaftlichen 
Gütern  wurden  und  dem  Verkehr  unter- 
lagen, wobei  sie  als  ImmobiUen  behandelt 
wurden.  Es  bandelte  sich  hier  um  Stel- 
lungen und  C^echtsameu,  die  in  Naturalien 
oder,  was  wir  hier  allein  ins  Auge  fassen, 
in  Geld  einen  Ertrag  einbrachten,  der  mit 
der  feudalen  oder  kapitalistischen  Grund- 
rente verglichen  wurde.  Wie  nun  die  Grund- 
renten abgelöst  oder  zmfickgekauft  werden 
konnten,  so  wurden  auch  jene  Berechti- 
gungen nach  ihrem  bestimmten  oder  durch- 
schnittlichen Ertrage  kapitalisiert  und 
nach    diesem    Kapitalwerte    verkauft,    ver- 

S fändet,  abgelöst  So  wurde  der  Begriff 
es  Kapitals  als  der  Hauptsumme,  von  der 
eine  Rente  abfällt,  allmShlich  im  Verkehr 
immer  geläufiger.  Man  konnte  sein  Geld  z.  B. 
zum  zwanzigsten  Pfennig  —  au  denier  vingt 
—  mittelst  Rentenkauf  austhun,  es  dann 
freilich  aber  nicht  mehr  ohne  Zustimmung 
des  Schuldners  wieder  zurückziehen;  denn 
nach  Gewohnheitsrecht  imd  ausdrücklich 
nach  der  Reiohspolizeiordnung  von  1548 
hatte  nur  der  Rentenverkäufer,  nicht  aber 
der  Käufer  das  Recht  der  Kündigung  des 
Hauptgeldes.  Auf  die  landrechtliche  Satzang, 
die  ebenfalls  eine  Rentenzalilung  an  da» 
Gläubiger  mit  sich  bringen  konnte,  und  ia& 
mittelalterliche  Pfandrecht  überhaupt  kann 
hier  nicht  eingegangen  werden,  sondern  es- 
muss  die  Bemerkung  genügen,  dass  diese 
und  andere  Einrichtungen,  wie  z.  B.  die  er- 
leichterte üebertragung  «iner  Rente  mittelst 
eines  Rentenbriefes,  mehr  und  mehr  dazu 
beitrugen,  dem  Kapitalzins  in  seiner  mo- 
dernen Gestalt  den  Boden  zu  bereiten. 

2.  Die  kapitalistische  Produktions- 
weise. In  der  modernen  Volkswirtschaft 
ist  die  Selbstgen  Ogung  einzelner  Wirt- 
schaften und  Wirtschaftsgruppen  immer  mehr 
verschwunden  und  durch  die  auf  das  mannig- 
faltigste verschlungene  Abhängigkeit  jeder 
Einzelwirtschaft  von  vielen  anderen  ein  zu- 
sammenhängender Gesamtprozessentstanden^ 
indem  sowohl  die  Produktion  wie  die  Ver- 
teilungen sich  imter  Bedingungen  vollziehen, 
die  unabhängig  von  dem  Wülen  des  Ein- 
zelnen teils  dtrrch  Massenwirkungen,  teils 
durch  staatliche  Ordnun^n  gegeben  wer- 
den. Die  Gnindursache  dieser  Entwickelung 
liegt  in  der  Vermehrung  der  Bevölkerung 
bei  fortschreitender  Kultur:  so  wird  daa 
Wachstum  der  Städte  als  der  Centren  dea 
Kulturlebens  gefördert;  damit  entsteht  zu- 
gleich die  steigende  Mannigfaltigkeit  der  Be- 
dürfnisse, die  volle  Entwickelung  der  Qeld- 
wirtschaft,  die  Notwendigkeit  immer  weitov 
gehender  Arbeitsteilung,  die  Steigerung  der 
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Produkti\ität  der  Arbeit  durch  verbesserte 
Werkzeuge  und  Maschinen  und  durch  Or- 
ganisierung des  Grossbetriebes ;  die  koncen- 
trierte  Ma^npioduktion  des  letzteren  aber 
verlangt  wieder  ein  weites  Absatzgebiet, 
das  durch  Verbesserung  der  Transportmittel 
erschlossen  werden  muss,  wie  andererseits 
auch  die  koncentrierte  städtische  Bevölke- 
rung für  die  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse 
auf  ein  weites  Bezugsgebiet  angewiesen  ist. 
Durch  die  staatliche  Abgrenzung  erhält  die 
Volkswirtschaft  allerdings  wieder  eine  ge- 
wisse Geschlcffisenheit,  jedoch  wird  durch 
die  mächtige  Wirkung  der  modernen  Ver- 
kehrsmittel auch  die  weltwirtschaftliche  Ar- 
beitsteilung immer  vollständiger  aus^bildet 
und  der  Zusammenhang  der  verschiedenen 
^«ationalwirtschafteu  durch  immer  zahl- 
reichere Bande  hergestellt 

So  erzeugen  also  die  Produzenten  aus- 
schliesslich cÄer  vorzugsweise  Güter,  die  sie 
selbst  nicht  brauchen,  sondern  die  zu  einem 
im  voraus  nicht  feststehenden  Preise  ver- 
kauft werden  müssen.  Der  Arbeiter  kann 
den  oft  schwierigen  und  vielleicht  erst  nach 
längerer  Zeit  m^licheu  Absatz  seines  Pro- 
duktes nicht  abwArten,  er  lässt  sich  durch 
den  Lohn  abfinden,  und  der  Unternehmer 
■wird  alleiniger  Eigentümer  des  Produktes, 
übernimmt  aber  auch  auf  eigene  Rechnung 
und  Gefahr  die  Soi^ge  für  den  Absatz.  Da- 
zu kommt  noch,  dass  in  vielen  wichtigen 
Produktionszweigen  nur  Grossbetrieb  mit 
grossem  Bedarf  an  Rohstoffen  und  kost- 
spieligen Maschinen  haltbar  ist,  wodiuxji 
die  besitzlosen  Arbeiter  ebenfolls  von  der 
selbständigen  Produktion  ausgeschlossen  wer- 
den. So  gelangt  also  im  allgemeinen  die 
Gesamtmasse  der  jährlichen  materiellen  Pro- 
doktioD  zunächst  in  die  Hände  der  kapital- 
besitzenden Dntemehmerklasse,  zu  der  auch 
die  selbst  wirtschaftenden  Grundbesitzer  ge- 
hören. Da  die  Arbeiter  persönlich  fi-ei  sind, 
so  bestimmt  sich  auch  die  Höhe  des  Lohnes 
durch  einen  formell  freien  Vertrag,  mate- 
riell aber  ist  für  dieselbe  das  ökonomische 
Machtverhältnis  der  beiden  Parteien  ent- 
scheidend, und  da  nach  diesem  der  Unter- 
nehmer im  allgemeinen  das  Uebei^ge wicht 
hat,  so  besteht  die  Tendenz,  den  Lohn  auf 
das  für  den  Lebensunterhalt  des  Arbeitei-s 
und  seiner  Familie  nach  der  landesüblichen 
Anschauung  absolut  erforderliche  Minimum 
herabzudrücken.  Mit  fortschreitender  ge- 
sellschaftlicher Kultur  erlangt  jedoch  der 
Arbeiter  selbst  isoliert  eine  grössere  mora- 
lische Widerstandskraft  gegen  jene  Tendenz, 
und  durch  Vereinigimg  und  Organisation 
der  Arbeiter  kann  diese  in  hohem  Grade 
pestei^rt  werden.  So  giebt  es  also  zu 
jeder  Zeit  eine  nicht  theoretisch  bestimm- 
bare, sondern  durch  die  jeweiligen  realen 
ökonomischen    Machtrerhmtnisse     bedingte 


Norm  der  Verteilung  des  nationalen  Pro- 
duktionsertrages  zwischen  der  Untemehmer- 
und  Arbeiterklasse,  von  der  sich  im  allge- 
meinen nur  sagen  lässt,  dass  sie  unter  den 
heutigen  Verhältnissen  den  Arbeitern  mehr 
als  das  Existenzminimum  gewSÜirt,  aber 
noch  immer  eine  bedeutende  Quote  in  den 
Händen  der  Unternehmer  lässt  Da  die 
Geldwirtschaft  eine  notwendige  Voraus- 
setzung für  die  kapitalistische  Produktions- 
weise bildet,  so  findet  diese  Verteilimg  des 
Nationalproduktes  ebenfalls  dxach  Vermitte- 
lung  des  Geldes  und  nach  dem  Geldwerte 
der  Erzeugnisse  statt,  und  zwar  erhält  der 
Arbeiter  bereits  seinen  Geldlohn,  bevor  der 
Geldwert  seines  Produktes  »realisiert«  ist 
oder  auch  nur  endgUtig  feststeht  Die  so- 
zialwirtschaftliche Norm  für  die  Verteilung 
des  Gesamtproduktes  ist  jedoch  imabhängig 
von  dem  nominellen  Geldwerte  der  Güter; 
es  kommt  allein  darauf  an,  dass  die  Arbeiter- 
klasse einen  gewissen,  ihrer  grösseren  oder 
geringeren  wirtschaftlichen  Macht  g^enüber 
den  Lintemehmem  entsprechenden  Komplex 
objektiver  Befriedigungsmittel  für  ihre  Be- 
dürfnisse enthalte,  wie  sich  auch  der  Geld- 
preis derselben  gestalten  möge.  Es  ist  nun 
augenscheinlich,  dass  der  in  Geld  ausge- 
drückte Marktwert  der  einzelnen  Waren, 
auch  abgesehen  von  den  zußUligen  Preis- 
schwankungen, nicht  der  Menge  der  in  den 
Gütern  enthaltenen  »gesellschaftlich  not- 
wendigen« Arbeit  proportional  ist,  sondern 
dass  er  wesentlich  mit  davon  abhängt,  wie 
viel  Kapital  bei  den  verschiedenen  Pro- 
dukten auf  dieselbe  Arbeitsgrösse  kommt 
Ist  in  dem  einen  Unternehmen  auf  1000 
Arbeiter  ein  stehendes  und  umlaufendes 
Kapital  von  5  MUlionen  Mark,  in  einem  an- 
deren aber,  das  wenig  Maschinen  braucht 
und  einen  raschen  Umsatz  hat,  nur  ein 
solches  von  einer  Million  und  ist  der  Ka- 
pitalgewinn in  beiden  Fällen  10  "/o,  der  Ver- 
brauch von  Roh-  und  Hilfsstoffen  jährlich 
1  Million,  der  Jahreslohn  jedes  Arbeiters 
1000  Mark,  so  wird  der  normale  Marktwert 
des  Jahresprodukls  des  ersten  Unternehmens 
2500000  Mark,  der  des  zweiten  aber  nur 
2100000  Mark  betragen,  obwohl  an  beiden 
gleichviel  gesellschaftlich  notwendige  Arbeit 
enthalten  ist  Stellt  man  sich  aber  auf  den 
objektiv  -  volkswirtschaftlichen  Standpunkt 
ohne  Rücksicht  auf  die  bestehende  Ver- 
mögens verteil  ung,  so  stellen  sich  die  Pro- 
duktionskosten der  Güter  ausschliesslich  als 
Arbeit  dar,  denn  die  Stoffe,  an  denen  sich 
die  Arbeit  bethätigt,  werdeUj  soweit  zu  ihrer 
Gewinnung  nicht  wieder  Arbeit  erforderlich  ist, 
von  der  Natur  als  freie  Gabe  geliefert  Die 
Maschinen  und  sonstigen  künstlichen  Pro- 
duktionsmittel aber  steigern  zwar  die  Pro- 
duktivität der  Arbeit  in  hohem  Grade,  sind 
aber    in    die    objektiv -volkswirtschaftliche 
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Eostenrechnnng  nur  mit  der  Menge  der  in 
ihnen  enthaltenen  Arbeit  —  einer  »Vor- 
arbeit«   für  die    weitere  Produktion  — 
einzustellen.     Man  kann  daher  theoretisch 
immerhin    sagen,    dass    der  objektiv-volks- 
wirtschaftliche Kostenwert  der  Güter,  der  un- 
abhtogig  von  der  Art  der  Gesellschaftsord- 
nung, also  auch  i  n  einer  hypothetischen  kommu- 
nistischen  Organisation  vorausgesetzt  wer- 
den kann,  sich  nach  der  in  den  Gütern  ent- 
haltenen gesellschaftlich  notwendigen  Arbeit 
beraisst,    wobei    übrigens    auch    eine    ver- 
schiedene Schätzung  der  Arbeit  nach  deren 
Qualitftt    etwa   durch    Beifügung    von    Ge- 
wichtsfaktoren  —  wie  das  auch  Marx  zu- 
giebt  —  nicht  zu  umgehen  sein  wird.    Aber 
dieser  theoretische  volkswirtschaftliche  Koe- 
tenwert    der    Güter    kann    nur    als    eine 
ideale  Grundlage  gedacht  werden,  von  der 
aus  die  Verschiebungen  stattfinden,  die  zu 
den  in   der   Gesellschaft    wirklich   hervor- 
tretenden Wertverhältnissen  führen.    Selbst 
in  einer  kommunistischen  Gesellschaft  könnte 
die  Verteilung  der  Güter  nicht  einfach  nach 
ihrem    Arbeitswert   erfolgen,    sondern  die- 
jenigen,  die  oder  deren  Rohstoffe  in   der 
Natur  nur  spärlich  vorkommen  oder  deren 
Vermehrung  lange  Zeit  erfordert,   müssten 
durch   einen  höheren  Wertansatz  vor  dem 
rücksichtslosen  Zugreifen  einer  Minderheit, 
bei   dem  die  Mehrheit  zu  kurz  käme,   ge- 
schützt werden.    Noch  weniger  aber  besteht 
eine  Proportionalität  dieses  idealen  Arbeits- 
wertes der  Güter  mit  ihrem  Tauschwerte, 
wie  er  in  der  kapitalistischen  Produktions- 
ordnung in  den  Geldpreisen  der  Waren  zum 
Ausdruck  kommt.     Die  Inhaber  der  Pro- 
duktionsmittel nehmen  als  solche  einen  Teil 
des  Produktes  für  sich  in  Anspruch  und  sie 
erhalten   ihn,  indem  sie  zu  ihren  Produk- 
tionskosten für  Löhne,  Rohstoffe,  Hilfsstoffe 
u.  s.  w.  in  dem  Preise  ihrer   Erzeugnisse 
Zuschläge  machen,  die  von  den   in  ihren 
Betrieben   angelegten   Eapitalbeträgen    ab- 
hängen,  wobei   die   Grundstücke    ebenfalls 
mit    bestimmten    Kapitalwerten    in    Rech- 
nung gebracht  werden.     Die  Ausgaben  für 
Roh-  und  Hilfsstoffe  bilden   zunächst  eine 
Kapitalanlage  des  sie  verwendenden  Unter- 
nehmers, von  der  ebenfeiUs  ein  entsprechen- 
der Gewinn  erwartet  wird;   zugleich  aber 
sind    sie   die   Erzeugnisse   vorherge- 
gangener Arbeit  und  enthalten  in  ihrem 
Preise  auch  Kapitalgewinne  der  vorher  be- 
teiligten Unternehmer,   die  von  den  gegen- 
wärtig  mit  der  weiteren  Verarbeitung  be- 
fassten  Unternehmern  bereits  abgefimden  sind. 
Man   kann  daher  den  Marktwert  des  ge- 
samten Jahresproduktes  der  nationalen  Ar- 
beitslöhne   und    Kapitalgewinne     auflösen, 
wenn   berücksichtigt    wird,    dass    die    von 
einem    Jahr   übernommenen    unfertigen 
rodukte  annähernd  dadurch  ausgeglichen 


werden,  dass  auch  wieder  eine  entsprechende 
Menge  unfertiger  Produkte  auf  das  folgende 
Jahr   übertragen    wird.     Die    Summe    der 
Löhne  muss  dem  Preise  tmd  zwar  dem  De- 
tailpreise der  im  Laufe  des  Jahres  absatz- 
fähig werdenden  Konsumtionsgüter   für  die 
Arbeiterklasse  und  den  Ausgaben  derselben 
für  Wohnung  und  andere  Bedürfnisse  gleich 
sein.    Die  Summe  aller  Kapitalgewinne  aber 
muss  nicht  nur  dem  Gesamtpreise  der  für 
die  Kapitalistenklasse  bestimmten  und  fertig 
werdenden   Konsumtionsgüter   entsprechen, 
sondern    auch    ausreichen,  um    die    eben- 
falls  für   diese  Klasse   bestimmten   neuen 
Produktionsmittel,  wie  namentlich  Maschinen, 
zu  bezahlen.    Wenn  diese  Gleichungen  nicht 
wenigstens  annähernd  zutreffen,  entstehen 
wirtschaftliche  Stockungen  oder  sogar  Krisen. 
Dass  die  Preise  der  Lohngüter  ebenfedls  Kapi- 
talgewinnzuschläge enthalten,  ist  für  die  Ar- 
beiterklasse ohne  vrirtschaftliche  Bedeutung, 
denn  diese  muss  eine  ihrer  jeweiligen  so- 
zialen   Lage   entsprechende   Menge    realer 
Unterhaltsmittel  erhalten,  und  wenn  der  No- 
minalpreis   derselben    durch    den    Kapital- 
gewinn erhöht  ist,  so  muss  auch  der  Lohn 
um  soviel  höher  sein.    Demnach  wird  auch 
der  Gewinn  der  Kapitalistenklasse  im  ganzen 
durch   die   für    die   Lohngüter   erhobenen 
Preiszuschläge   nicht  erhöht     Für  den  Ge- 
winn  der  ganzen  Klasse  ist  es  aber  auch 
theoretisch  gleichgUtig,  dass  die  Preise  der 
von  ihr  selbst  gekauften  Konsumtions-  und 
Produktionsgüter  solche  durch  den  Kapital- 
gewinn bedingten  Zuschläge  enthalten  ■  denn 
diese  dienen  nur  zur  richtigen  Ausgleichung 
des    Kapitalgewinnes   unter   den   einzelnen 
Mitgliedern  der  Süasse,  die  ja  auf  die  Ar- 
beitseinheit sehr  verschiedene  Kapitalquoten 
anwenden.   Der  Kapitalgewinn  entsteht  viel- 
mehr lediglich  dadurch,  dass  der  Kapitalist 
imstande  ist,  einen  Teil  des  Jahresproduktes 
seines  Unternehmens  zu  seinem  eigenen  Vor- 
teil zu  verkaufen,  während  er  aus  dem  Er- 
lös des  anderen  Teiles  den  Lohn  der  Ar- 
beiter und  die  übrigen  Kosten  bezahlt    Aus 
dem  Erlös  für  seinen  Anteil  schafft    der 
Kapitalist   sich  nun   die   zur   Befriedigung 
seiner   Bedürfnisse    dienenden    Güter  oder 
auch  weitere  Produktionsmittel  an,  und  so 
ist  stets  ein  grosser  Teil  der  Arbeiter  mit 
der  Herstellung  der  für  die  Kapitalisten  be- 
stimmten   Güter    beschäftigt      Die    Preise 
dieser  Güter  bestimmen  sich  nach  den  be- 
kannten Normen,  und  es  ist  für  die  Kapi- 
talisten   in    ihrer    Gesamtheit   gleichgiltig, 
dass  die  Quote  der  Gewinnzuschläge  in  den 
Preisen  der  von  ihnen  verkauften  Güter  im 
allgemeinen   verschieden  ist  von   der  ent- 
sprechenden Quote  in  den  von  ihnen  ge- 
kauften Gütern.     Der  Gesamtpreis  der  den 
Gewinn    der    Kapitalistenklasse    bildenden 
Gütermasse  verteilt  sich  auf  die  Einzäneo 
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nach  Massgabe  des  von  jedem  in  den  Dienst 
der  Produktion  gestellten  Kapitals  mit  Ein- 
schluss  der  als  Kapital  angerechneten  Grund- 
stücke. 

Von  der  oben  angedeuteten  Auffassung 
des  objektiv -volkswirtschaftlichen  Wertes 
aus  würde  man  nun  sagen  können :  der  ob- 
jektive Kostenwert  der  gesamten  von  der 
Arbeiterklasse  in  einem  Jahre  bezc^nen 
Lohngüter  wird  durch  die  in  diesen  ent- 
haltene Zahl  A  der  Arbeitseinheiten  und 
der  objektive  Kostenwert  des  gesamten 
J^uesprodukts  der  nationalen  Arbeit  und 
durch  die  in  diesem  enthaltenen  P  Arbeits- 
einheiten ausgedrückt  Der  objektive  Kosten- 
wert  der  dem  K^ital  zufallenden  Güter 
betragt  dann  also  K  =  P — A.  Der  Tausch- 
wert der  (Jeeamtheit  der  Lohngüter,  näm- 
lich der  im  Verkehr  bestehende  Gesamt- 
£reis  derselben  wird  durch  die  Lohnsumme 
1  in  Geld  dargestellt,  und  der  Geldwert  der 
Arbeitseinheit  ist  demnach  L/P  =  L  In  den 
Lohngfltem  selbst  aber  ist  im  ganzen  nur 
Arbeit  im  Geldwert  von  AI  enthalten,  der 
Gesamtpreis  wird  jedoch  durch  die  Gewinn- 
zuschlage für  das  Kapital  um  eine  Quote 
oder  ein  vielfaches  von  AI  erhöht,  die  wir 
mit  «  AI  bezeichnen,  so  dass  man  hat 
(1  +  «)  AI  =  L.  Den  Geldwert  der  sämt- 
lichen von  den  Kapitalisten  erworbenen 
Güter,  also  den  in  Geld  ausgedrückten  Ka- 
pitalgewinn bezeichnen  wir  mit  G.  Die  in 
diesen  Gütern  enthaltene  Arbeitsmenge  K 
hat  den  Geldwert  Kl,  dieser  erhöht  sich 
durch  die  Preiszuschläge  für  das  Kapital 
um  einen  gewissen  Betrag  ß  Kl  und  es  ist 
dann  (1  -f  /9)  Kl  =  G. 

Wäre  nun  «  =  /?,  so  hätte  man  den  Satz, 
dass  der  (Jesamtpreis  der  den  Anteil  der 
Arbeiterklasse  bildenden  Güter  zu  dem  Ge- 
samtpreis der  der  Klasse  der  Kapitalisten 
zufallenden  Güter  sich  verteile  wie  die 
Menge  der  in  der  ersten  Gütermasse  ent- 
haltenen Arbeit  zu  der  in  der  zweiten  ent- 
haltenen. Die  totalen  Tauschwerte  dieserGüter- 
massen  wären  dann  also  den  objektiven,  durch 
Arbeit  gemessenen  Kostenwerten  derselben 
proportionaL  In  Wirklichkeit  wird  «  allerdings 
nicht  gleich  ß,  aber  wahrscheinlich  auch 
nicht  sehr  verschieden  von  fl  sein,  da  es 
sich  in  beiden  Fällen  um  sehr  grosse  Mengen 
sehr  verschiedenartiger  Güter  handelt,  in 
deren  Preisen  die  durch  das  Kapital  gefor- 
derten Gewinnzuschläge  in  den  mannig- 
faltigsten Abstufungen  vorkommen.  Für  die 
Stellung  der  beiden  Klassen  zu  einander 
kommt  übrigens  auf  den  unterschied  zwi- 
schen a  und  ß  gar  nichts  an.  Angenommen 
ß  wäre  grösser  als  a,  so  würde  der  Preis 
der  den  Kapitalgewinn  bildenden  Güter  über 
den  der  obigen  Proportion  entsprechenden 
Sonome  noch  lun  emen  gewissen  Betrag 
hinausgehen.  Di^er  Ueberschuss  würde  aber 


nur  die  Abrechnung  der  Kapitalisten  unter- 
einander beeinflussen  und  für  den  AnteQ 
der  Arbeiter  am  Produktionsertrag,  der  bei 
den  gegebenen  ökonomischen  Machtverhält- 
nissen feststeht,  gleichgihig  sein,  und  das- 
selbe würde  für  den  Fall  gelten,  dass  ß 
kleiner  wäre  als  a. 

Der  Prozentsatz  des  Gewinnes,  den  der 
einzelne  Unternehmer  von  seinem  Kapital 
bezieht,  ist  durchschnittlich  nur  massig, 
gleichwohl  ist  die  Quote  des  Gesamtpreises 
der  Produkte,  die  in  irgend  einer  Weise  zu 
Kapitalgewinn  wird,  in  den  meisten  Pro- 
duktionszweigen grösser  imd  oft  sogar  um 
ein  mehr&ches  grösser  als  der  als  Lohn  den 
Arbeitern  zugeflossene  Anteil  Denn  es 
handelt  sich  um  den  von  den  letzten 
Abnehmern  zu  bezahlenden  Preis,  der 
meistens  den  Abschluss  einer  längeren  Reihe 
von  Steigerungen  bildet,  zu  denen  nicht  nur 
das  landwirtschaftliche  und  gewerbliche,  son- 
dern auch  das  Handelskapital  mitgewirkt 
hat  Jeder  Beteiligte  in  der  Kette  vom 
Bohstoffproduzenten  bis  zum  Detailhändler 
betrachtet  den  seinem  Vordermanne  be- 
zahlten, bereits  Kapitalgewinn  enthaltenden 
Preis  wieder  als  Kapitalanlage,  für  die  er 
Gewinn  beansprucht,  und  so  wird  der  Ge- 
samtanteil des  Kapitals  relativ  immer  grös- 
ser, da  im  Handel  im  Vergleich  mit  dem 
Kapital  nur  wenig  Arbeit  verwendet  wird. 

3.  Primäre  und  sekundäre  V.  Die 
erste  Verteilung  des  Ertrages  der  gesamten 
Produktion  zwischen  der  Unternehmer- 
und der  Arbeiterklasse  ist  nun  aber, 
was  den  Anteil  der  ersteren  betrifft,  nur 
eine  vorläufige.  Denn  die  Unternehmer 
haben  in  der  Begel  ausser  ihrem  eigenen 
auch  fremdes  Kapital  verwendet  und  sie 
müssen  daher  von  dem  Gesamtbetrage  des 
in  ihren  Geschäften  angelegten  Kapitals 
einen  Teil  als  Zins  oder  —  da  die  Gnmd- 
stücke,  wie  schon  gesagt,  hier  nur  mit  ihrem 
(Jeldwerte  als  Teile  des  privatwirtschaft- 
lichen Kapitalvermögens  in  Betracht  kommen 
—  als  Grundrente  abgeben.  Dieses  in  den 
produktiven  Unternehmungen  verwendete 
Lfiih-  und  Pachtkapital  ist  in  demselben 
Sinne  produktiv  wie  das  Untemehmungs- 
kapital  überhaupt,  d.  h.  es  produziert  zwar 
nicht  selbst,  aber  es  trägt  mit  zur  Unter- 
haltung der  bestehenden,  unter  deng^ebenen 
Umständen  unentbehrlichen  Organisation  der 
Produktion  bei  Es  bildet  die  Ergänzung 
des  Kapitalvermögens  der  wirklichen  Unter- 
nehmer, die  nur  mit  dieser  Beihilfe  im 
Stande  sind,  die  Produktion  in  der  that- 
sächlich  vorhandenen  Ausdehnung  aufrecht 
zu  erhalten.  Man  könnte  auch  das  Handels- 
kapital hierher  rechnen,  wenn  man  dessen 
Leistung  nur  darin  sähe,  dass  es  den  Produ- 
zenten ihre  Ware  so  bald  wie  möglich  ab- 
nimmt und  sie  der  Notwendigkeit  überhebt, 
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den  Absatz  an  die  Konsumenten  abzuwarten, 
bevor  sie  ihr  umlaufendes  Kapital  wieder  in 
der  Form  von  Geld  zurückerhalten.  Da  aber 
mit  dem  Handel  im  allgemeinen  auch  eine 
Thätigkeit  an  der  Ware  selbst,  namentlich 
eine  Ortsveränderung,  verbunden  ist  und 
die  Verteilung  der  Ware  unter  den  Konsu- 
menten von  den  Handelspreisen  abhängt,  so 
ist  es  zweckmässiger,  wie  es  oben  geschehen, 
die  Handelsthätigkeit  mit  zu  der  Produktion 
zu  rechnen  und  somit  auch  das  Handels- 
kapital als  selbständiges  Untemehmungs- 
kapital  anzusehen.  Das  Bankkapital  dagegen 
gehört  zum  Leihkapitale  und  ist  nur  mittel- 
bar an  den  Produktionsunternehmungen  be- 
teiligt, wenn  auch  das  Bankgeschäft  die 
Form  der  Unternehmung  trägt. 

Das  Einkommen  aus  dem  Leih-  und 
Pachtkapitale  kann  noch  als  ein  primäres 
wie  das  der  Unternehmer  und  Arbeiter  be- 
trachtet werden,  sofern  dieses  Kapital,  wenn 
auch  nur  durch  Vermittelung  der  Untei> 
nehmer,  an  der  materiellen  Produktion  be- 
teiligt ist  imd  das  Einkoramen  daraus  also 
unmittelbar  aus  dem  Produktionsertrage 
flieset  Als  sekimdäre  Einkomraenszweige 
aber  sind  diejenigen  anzusehen,  die  nicht 
Ertragsanteile  aus  Produktionsuntemeh- 
mungen  bilden,  sondern  aus  den  bereits 
gebildeten  primären  oder  auch  aus  anderen 
sekundären  Einkommen  herrühren.  Hier- 
her gehören  die  Zinsen,  die  für  ein  bloss 
konsumtiv  verwendetes  Darlehen  bezahlt 
werden,  femer  die  Mieten  füi-  die  Benutzung 
von  Gebrauchsgegenständen  für  persönliche 
Bedürfnisse,  namentlich  Wohnungen.  Die 
Abnutzungsvergütung  bildet  nm:  einen  kleinen 
Bruchteil  des  Mietpreises  einer  Wohnung, 
der  Hauptteil  desselben  aber  ist  nicht  ein 
Gegenwert  für  ein  materielles  Gut,  sondern 
nur  eine  Bezahlung  für  die  Erlaubnis,  eine 
Wohnung  während  einer  gewissen  Zeit  zu 
benutzen.  Hinsichtlich  der  persönlichen 
Dienstleistungen  kommt  es  darauf  an,  ob 
man  sie  zu  den  »Produkten«  rechnen  wül 
oder  nicht.  Im  letzteren  Falle  ist  das  durch 
dieselben  erworbene  Einkommen  als  sekun- 
däres zu  betrachten.  Wenn  ein  Schneider 
au«  seinem  Einkonunen  Schuhe  kauft,  so 
bleibt  dies  im  Gnmde  ein  Güteraustausch 
innerhalb  des  Kreises  der  materiellen  Pro- 
duktion ;  wenn  er  dagegen  die  Dienstleistung 
eines  Arztes  bezahlt,  so  geht  der  betreffende 
Betrag  aus  jenem  Kreise  heraus,  da  ihm 
kein  mateiieller  Gegenwert  entspricht  So- 
dann ist  das  durch  Abgaben  und  Steuern 
aufgebrachte  Einkommen  des  Staates  und 
der  Selbstvei-waltungskörper  hierher  zu 
rechnen,  das  sich  grösstenteils  wieder  zer- 
legt in  —  natürlich  ebenfalls  sekundäres  — 
Einkommen  von  Beamten  und  Angestellten 
aller  Art  und  in  Zinszahlungen  an  die 
Staats-,  Gemeinde-  etc.  Gläubiger.    Soweit 


jedoch  die  öffentlichen  Schulden  zur  Be- 
gründung tmd  Unterhaltung  materiell  pro- 
duktiver Unternehmungen  verwendet  wonien 
sind,  bilden  die  dafür  zu  entrichtenden 
Zinsen  Bestandteile  des  primären  Einkom- 
mens. Die  übrigen  mögen  ja  auch  für 
wohlberechtigte  Zwecke  aufgenommen  wor- 
den sein,  aber  sie  haben  keinen  unmittel- 
baren Zusammenhang  mit  der  materiellen 
Produktion  und  die  zu  ihrer  Verzinsung  er- 
forderliche Summe  wird  aus  den  vorhan- 
denen Einzeleinkommen  nach  einem  ge- 
wissen Systeme  erhoben  und  wieder  ab 
Einkommen  an  die  Gläubiger  verteilt.  End- 
lich giebt  es  Spekulations-  und  Spielgeschäfte 
der  verschiedensten  Art,  namentlich  im  Zu- 
sammenhange mit  dem  Handel  in  Waren 
und  Börsenpapieren,  die  ebenfalls  nur  eine 
sekundäre  Art  der  Güterverteilung  bilden, 
indem  sie  lediglich  Einkommen  oder  Ver- 
mögen von  dem  einen  auf  den  anderen  über- 
tragen. Die  freiwilligen  Vermögeusüber^ 
tragungen  durch  Schenkungen,  Stiftungen 
etc.  lassen  wir  hier  ausser  Betracht  —  Die 
Beschränkung  des  primären  Einkommens 
auf  das  durch  Beteiligung  —  mit  Kapital 
oder  Arbeit  —  an  der  materiellen  Produktion 
erworbene  scheint  im  ganzen  empfehlens- 
werter als  die  Hinzunahme  des  Einkommens 
aus  persönlichen  Dienstleistungen  zu  dem- 
selben, die  dann  als  gleichartig  mit  den 
materiellen  Produkten  behandelt  werden 
müssen. 

4.  Das  Vermögen  und  seine  V. 
Die  Einkommensverteilimg  bildet  die  Grund- 
lage für  die  Verteihmg  des  eine  bleibende 
Quelle  von  Ertrag  oder  Nutzung  bilden- 
den Vermögens  auf  die  Einzelnen.  Das- 
selbe besteht  aus  privatwirtschaftlichem 
Kapitalvermögen,  wozu  auch  der  ertrag- 
bringende Grundbesitz  gerechnet  wird,  und 
aus  dauerhaftem  Genussvermögen  und  kann 
als  Gnmdstock-  oder  Stammvermögen  be- 
zeichnet werden,  im  Gegensatze  zu  dem 
veränderlichen  Vermögensteile,  der  durch 
die  von  Zeit  zu  Zeit  eiugehenden  und  dann 
wieder  mehr  oder  weniger  verbrauchten 
Einkommensteile  gebildet  wird.  Es  ist  zu 
beachten,  dass  Vermögen  ein  rein  privat- 
wirtschaftlicher  Begriff  ist,  da  irgend  ein 
Eechtssubjekt  als  Eigentümer  der  das  Ver- 
mögen ausmachenden  Güter  vorausgesetzt 
wird.  Man  kann  daher  zwar  von  einem 
Staatsvermögen,  aber  bei  der  bestehenden 
Eigentumsoi-dnung  nicht  von  einem  Volka- 
vermögen  reden,  sondern  nur  von  dem  Volks- 
reichtum,  als  der  Gesamtheit  aller  in  den 
Einzelvermögen  innerhalb  der  Nation  vor- 
handenen Güter.  Ueber  das  Verhältnis  der 
Schulden  zum  Vermögen  s.  d.  Art.  Schulden 
oben  Bd.  VI  S.  603.  Auf  die  geschichtliche 
Entwickelung  der  Vermögensvei-teilung  gehen 
wir  hier  nicht  ein ;  es  genüge,  daran  zu  er- 
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innern,  dass  ursprünglich  bei  derselben 
kriegerische  Eroberung  und  Beutemachen 
die  HauptroUe  gespielt  haben  (s.  auch  den 
Art.  Naturalwirtschaft  oben  Bd.  V  S. 
962).  Die  heute  vorhandenen  Vermögen 
aber  sind  grösstenteils  auf  dem  Boden  des 
bestehenden  kapitalistischen  Systems  der 
Einkommensverteilung  entstanden  und,  so- 
weit sie  mit  ihren  Anfängen  noch  in  eine 
ältere  Wirtschaftsperiode  zurückreichen,  doch 
jedenfalls  durch  dieses  System,  unter  dem 
namentlich  auch  der  Q-rundbesitz  zu  einem 
sehr  hohen  Verkehrswerte  gelangt  ist,  stark 
beeinflusst  werden.  Die  Ansammhug  ge- 
schieht unter  den  gegenwärtigen  umständen 
durch  Anlagen  ans  dem  Einkommen,  na- 
mentlich auch  aus  dem  aussergewöhnlichen, 
durch  besonders  günstige  Konjunkturen  ent- 
standenen Einkommen.  Soweit  es  sich  um 
Genussvermögen  handelt,  wie  Häuser,  Möbel, 
Schmuckg^ienstSnde,  sind  diese  Anlagen 
Konsum tionsausgaben,  wenn  sie  aber  Kapital- 
vermögen bilden,  so  kann  man  sie  auf  Spar- 
samkeit oder  Enthaltsamkeit  des  Ansammeln- 
den zurückführen.  Je  wohlhabender  oder 
reicher  dieser  aber  ist,  um  so  mehr  fehlt 
bei  ihm  das  subjektive  Moment  der  Ent- 
haltsamkeit, die  &itbehrung  oder  Entsagung, 
vielmehr  findet  er  in  der  Ansammlung  selbst, 
in  der  Aussicht  auf  die  mit  einem  grossen 
Vermögen  verbundene  Macht,  auf  eine  glän- 
zende künftige  Stellung  seiner  Familie  etc. 
einen  besonderen  Genuss,  der  ihm  den  Ent- 
schluss,  einen  gewissen  Teil  seines  grossen 
Einkommens  nicht  für  unnüttelbare  Kon- 
sumtionszwecke auszugeben,  nicht  nur  leicht, 
sondern  auch  verlockend  macht.  Thatsäch- 
lich  findet  eine  bedeutende  Kapitalansamm- 
lung nur  in  gewissen  Schichten  der  Gesell- 
schaft statt:  einesteils  in  der  Klasse  der 
Reichen,  denen  auch  vielfach  die  Vorhand 
in  der  Ausnutzung  neuer  Erfindungen  und 
der  arbeitslose  Gewinn  aus  der  ^höhung 
des  Bodenwertes,  namentlich  des  städtischen, 
zu&llt ;  andererseits  in  dem  geschäftstreiben- 
den und  wirklich  sparenden  Mittelstande. 
der  ebenMls  manche  günstige  Gelegenheiten 
zn  ungewöhnlichem  Gewinne  findet.  Da- 
gegen wird  wenig  Kapital  übergespart  von 
den  Angehörigen  der  sogenannten  liberalen 
Berufe,  Beamten,  Offizieren,  Aerzten  etc., 
die  ihrem  Einkommen  nach  auf  den  höheren 
Stufen  des  Mittelstandes  stehen,  aber  durch 
gesellschaftliches  Herkommen  imd  Vonuteü 
in  ihrem  äusseren  Auftreten  und  ihrer  Lebens- 
haltung zur  Nachahmung  der  reicheren 
Klassen  veranlasst  werden  imd  daher  mit 
ihren  Ausgaben  ihre  Einnahmen  vollständig 
oder  nahezu  vollständig  erreichen.  Sehr 
wenig  wird  verhältnismässig  auch  von  der 
Arbeiterklasse  erspart,  die  bei  den  üblichen 
Lohnsätzen  der  grössten  moralischen  Kraft 
der  Entsagung  bedarf,  um  noch  etwas  übrig 


zu  behalten.  Ihre  Ersparnisse  haben  für  sie 
in  der  Regel  niu:  die  Bedeutimg  einer  Re- 
serve für  Notfälle,  nicht  aber  die  eines  er- 
tragbringenden Vermögens. 

Die  Kapitalansammlung  findet  privat- 
wirtschaftlich zunächst  in  der  Geldform 
statt;  volkswirtschaftlich  aber  besteht  ihre 
Bedeutung  darin,  dass  sie  nicht  nur  eine 
vergrösserte  Nachfr^e  nach  Arbeit  hervor- 
ruft, sondern  auch  die  Produktion  von  Pro- 
duktions- und  Transportmitteln  in  Gang  er- 
hält. Wenn  nicht  fortwährend  neue  Nach- 
frage nach  Maschinen,  Schienen,  Lokomo- 
tiven etc.  hervorträte  und  niu-  der  vor- 
handene Bestand  an  diesen  technischen 
Kapitalgütem  erhalten  würde,  so  würde 
eine  grosse  Anzahl  Arbeiter  beschäftigungs- 
los werden. 

6.  MissTerhältnisse  der  V.  und 
mögliche  Mittel  zur  Abhilfe.  Was  vom 
Standpunkte  der  abstrakten  Gerechtigkeit 
an  der  bestehenden  Verteilimg  des  Ein- 
kommens und  Vermögens  getadelt  wird,  ist 
zimächst  die  Grösse  des  Anteils,  der  dem 
Kapital,  mag  es  nun  den  Unternehmern 
selbst  oder  Leihkapitalisten  gehören  oder 
durch  Grundbesitz  dargestellt  sein,  im  Ver- 
gleich mit  dem  Anteile  der  Arbeit  zufällt 
Wenn  die  leitende  Arbeit  der  selbstthätigen 
Unternehmer  auch  sehr  hoch  angeschlagen 
wird,  so  bleibt  doch  ein  lediglich  aus  dem 
Besitz  der  Produktionsmittel  abgeleiteter  Ge- 
winn von  einer  Höhe  übrig,  die  sich  nur 
aus  geschichtlichen  Bedingungen  imd  wirt- 
schaftlichen Machtverhältnissen  erklärt,  aber 
nicht  theoretisch  als  gerechtfertigt  nachge- 
wiesen werden  kann.  Die  Arbeit  kommt, 
wie  schon  oben  erwähnt,  bei  diesem  Gewinn 
überhaupt  nicht  in  Rechnung,  sondern  er 
bemisst  sich  prozentmässig,  d.  h.  nach  dem 
Verhältnis  des  in  Bewegung  gesetzten  Ka- 
pitals. Die  Erhöhung  der  Bodenrente  und 
die  entsprechende  Steigerung  des  Kapital- 
wertes der  Grundstücke  infolge  der  Ver- 
mehrung der  Bevölkerung  und  der  Entwicke- 
lung  des  Verkehrs  an  gewissen  Punkten 
erscheint  ebenfalls  als  ein  unverdienter  Ge- 
winn aus  dem  blossen  Besitze,  der  aller- 
dings nicht  nur  zimi  Nachteil  der  Arbeiter, 
sondern  auch  der  nicht  durch  monopolartige 
Stellungen  bevorzugften  Kapitalbesitzer  auJE- 
tritt.  Ueberhaupt  findet  man  auch  inner- 
halb des  Gesamtkreises  der  Kapitalbesitzer 
Verteilungsverhältnisse,  die  oft  Gegenstand 
der  Kritik  werden.  Ausser  den  eben  er- 
wähnten und  anderen  mehr  oder  weniger 
monopolistischen  Gewinnen  scheint  nament- 
lich die  dem  blossen  Handelskapital  zu- 
fjdlende  Quote  des  gesaraten  Kapitalgewinnes 
oft  übertrieben  hoch,  wenn  man  die  pro- 
duktive Bedeutung  der  Handelsthätigkeit 
mit  der  Leistung  der  an  der  eigentlichen 
Erzeugung  und  Herstellung  der  Waren  be- 
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teiligten  Unternehmer  vergleicht.  Gleich- 
wom  kann  man  nicht  sagen,  dass  im  ganzen 
das  im  Handel  angelegte  Kapital  einen 
heberen  prozentmässigen  Gewinnsatz  bringe 
als  das  m  der  eigentlichen  Produktion  be- 
schäftigte ;  aber  es  ist  eine  zu  grosse  Kapital- 
Summe  dem  Handel  zugewandt,  die  Zahl 
der  in  demselben  ihren  Erwerb  suchenden 
Personen  ist  zu  gross,  der  ganze  Betrieb  zu 
sehr  decentralisiert.  Die  grössere  Bequem- 
lichkeit, die  das  Publikum  durch  die  grosse 
Zahl  der  Vermittler  und  Verkaufsstellen  er- 
langt, wird  zu  teuer  erkauft,  namentlich 
von  den  unbemittelten  Klassen.  Es  ist 
zwar  übertrieben,  wenn  in  einer  neueren 
Broschüre  von  E.  Busch  die  ganze  soziale 
Frage  auf  die  übermässige  Verteuerung  der 
Konsumtionsgegenstände  durch  die  be- 
stehende Art  des  Handels  ziirückgeführt 
wird,  aber  ohne  Zweifel  würde  sich  durch 
eine  nicht  kapitalistische,  sondern  genossen- 
schaftliche Koncenirierung  des  Warenab- 
satzes für  die  ai'beitenden  Klassen  viel  ge- 
winnen lassen.  Die  auf  solche  Ziele  ge- 
richteten Organisationen  haben  indes  vor- 
läufig wenig  Aussicht  auf  Erfolg,  da  die 
wenigstens  in  Deutschland  und  Oesterreich 
vorherrschende  Tendenz,  die  u.  a.  in  der 
übermässigen  Besteuerung  der  Warenhäuser 
und  hier  und  da  sogar  der  Konsumvereine 
wirksam  gewesen  ist,  dahin  geht,  auch  die- 
jenigen Existenzformen  des  Mittelstandes 
auf  die  nächste  Generation  zu  vererben,  die 
an  sich  mit  der  gegebenen  Entwickelung 
der  wirtschaftlichen  Technik  und  den  Wir- 
kungen derselben  nicht  vereinbar  sind. 

Auch  bei  der  sekundären  Einkommens- 
verteilung zeigen  sich  mancherlei  üebel  stände. 
Das  konsumtive  Leihkapital  dient  häufig  als 
Mittel  zu  wucherischer  Ausbeutung,  aber 
auch  schon  die  so  überreichlich  dargebotene 
Gelegenheit  der  Anlegimg  des  Privatkapitals 
in  konsumtive  Staats-  imd  ähnliche  Anleihen 
beschränkt  die  Konkurrenz  desselben  in  den 
produktiven  Unternehmungen  und  wirkt  der 
sonst  zu  erwartenden  Erniedrigung  des  Zins- 
fusses  und  der  Erhöhung  des  Arbeitslohnes 
entgegen.  Auch  die  Wohnungsmieten  nehmen 
häiifig  durch  Ausbeutung  des  Platzmonopols 
objektiv  einen  wucherischen  Charakter  an, 
wenn  auch  vielleicht  der  Hauseigentümer 
von  seiner  Kapitalanlage  keinen  ungewöhn- 
lich hohen  Ertrag  erhält,  weil  er  für  das 
Haus  oder  den  Bauplatz  einen  sehr  hohen 
Preis  hat  bezahlen  müssen. 

Vorherrschende  Tendenzen,  sei  es  zur 
Besserung  oder  zur  Verschlimmerung  der 
Verteilungsverhältnisse,  treten  zeitweilig  auf, 
ohne  dass  man  aber  deshalb  berechtigt  wäre, 
der  einen  oder  der  anderen  dieser  Bewe- 
gungen eine  dauernde,  gewissermassen  natur- 
gesetzliche Geltung  zuzusprechen.  Der  har- 
monistische   Optimismus  eines  Carey  oder 


Basliat  glaubt  das  allgemeine  Gesetz  auf- 
stellen zu  können,  dass  der  relative  Anteil 
des  Kapitals  an  dem  Produktiousertrag 
immer  mehr  abnehmen,  der  der  Arbeit  also 
entsprechend  zunehmen  werde,  dabei  aber 
dennoch  infolge  der  immer  mehr  steigenden 
Produktivität  von  Kapital  und  Arbeit  auch 
der  absolute  Anteil  des  ersteren  noch  immer 
wachsen  werde.  Auch  Leroy-Beauheu  glaubt 
an  eine  automatische  Verbesserung  der  Ver- 
teilung, indem  er  sich  namentlich  auf  die 
chronische  Abnahme  des  Zinsfusses  in  der 
neuesten  Zeit  beruft.  Auf  der  anderen  Seite 
hat  Rodbertus  im  Anschluss  an  das  soge- 
nannte Ricardosche  Lohngesetz  den  Satz 
verteidigt,  dass  der  relative  Anteil  der  Ar- 
beiter am  Gesamtertrage  immer  kleiner 
werde,  weil  ihr  absoluter  Anteil  sich  tixitz 
der  zunehmenden  Produktivität  der  Arbeit 
immer  atif  das  unumgänglich  Notwendige 
beschränken  soU.  Ohne  Zweifel  wird  auch, 
was  Loria  für  das  entscheidende  Moment 
hält,  die  Stellung  der  Arbeiter  um  so  un- 
günstiger, je  melu-  die  Okkupation  des  freien 
Bodens  auf  der  Erde  fortschreitet.  Der  an 
das  Kulturleben  gewöhnte  Mensch  entschliesst 
sich  freilich  sehr  schwer  zu  einem  Pionier- 
leben an  der  Grenze  der  Wildnis,  inuner- 
liin  aber  bietet  gegenwärtig  der  noch  fast 
unentgelÜich  zu  erlangende  Boden  in  den 
noch  wenig  bevölkerten  überseeischen  Län- 
dern der  gemässigten  Zone  ein  jährlieh  viele 
Tausend  Auswanderer  aus  Europa  anlocken- 
des Ziel,  und  die  noch  verhältnismässig 
günstigen  Arbeiterverhältnisse  in  den  Ver- 
einigten Staaten  hängen  eben&dls  mit  der 
Möglichkeit  zusammen,  dass  der  Arbeiter 
sich,  wenn  auch  mit  schwerer  Mühe  und 
Anstrengung,  auf  eigenem  Boden  selbständig 
machen  kann. 

Der  automatische  Verlauf  des  Wirt- 
schaftslebens mag;  bald  der  optimistischen, 
bald  der  pessimistischen  Auffassung  recht 
zu  geben  scheinen,  je  nachdem  nänuich  das 
verhältnismässige  Wachstum  des  Kapitals 
das  der  Bevölkening  übersteigt  oder  das 
Umgekehrte  stattfindet.  Nur  durch  positive 
Organisationen  könnte  eine  fortschreitende 
Mehrbeteiligung  der  Arbeiterklasse  an  den 
Früchten  der  zunehmenden  Produktivität  der 
Arbeit  gesichert  werden.  Dieser  sind  übri- 
gens, sofern  es  sich  um  Naturprodukte 
handelt,  schliesslich  unüberschreitbare,  wenn 
auch  gegenwärtig  noch  lange  nicht  er^ 
reichte  C&enzen  gezogen.  Vielleicht  lässt  sich 
durch  das  staatliche  Arbeiterversicherungs- 
wesen, vielleicht  auch  indirekt  durch  pro- 
gressive Besteuerung  der  grösseren  Ein- 
kommen, vielleicht  auch  durch  besondere 
Besteuerung  der  Konjunkturen-  und  der 
monopolistischen  Rentengewinne  manches 
zur  Ausgleichung  der  Missverhältnisse  der 
Verteilung  erreichen.     Allzuviel  darf   man 
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jedoch  von  solchen  partieUen  staatlichen 
Eingriffen  nicht  erwarten,  der  kapitalistisch- 
volkswirtschaftliche  Organismus,  wie  er  nun 
einmal  besteht,  erzeugt  die  mannigfaltigsten 
Reaktionen,  um  das,  was  dem  Kapitalgewinn 
an  einer  Stelle  entzogen  wird,  an  einer 
anderen  wieder  einzubringen.  Hohe  Be- 
steuerung des  Kapitalgewinns  vermindert 
die  weitere  Kapitalansammlung  und  die 
Nachfrage  nach  Arbeit  bei  steigender  Be- 
völkerung und  kann  dadurch  zu  Lohn- 
emiedrigungen  führen ;  die  vom  Arbeitgeber 
bezahlten  Versicherungsbetrage  können,  wenn 
auch  vielleicht  nicht  sofort,  so  doch  im  Ge- 
folge einer  ungünstigen  Geschäftsperiode  mit 
Arbeiterentlassungen  ebenfalls  eine  Lohn- 
verminderung bewirken;  wirklich  erlangte 
höhere  Geldlöhne  können  di»ch  Steigerung 
der  Warenpreise,  die  Alters-  und  Invaliden- 
renten durch  verminderte  Armenunter- 
stützungen ausgeliehen  werden.  Eine  wirk- 
liche und  nachhaltige  Vergrösserung  des 
objektiven  Güteranteüs  der  Arbeiterklasse 
ist  daher  ohne  wirksame  Selbstthätigkeit  auf 
Grund  zweckmSssiger  Association  und  Or- 
ganisation nicht  zu  erwarten ;  der  Staat  aber 
hat  keinen  Grund,  solchen  Organisationen, 
solange  sie  auf  gesetzlichem  Boden  bleiben, 
entg^enzntreten,  da  eine  den  Grundsätzen 
der  Billigkeit  und  den  Anforderungen  der 
g^llschaftlichen  Kultur  entsprechende  Ver- 
teilung des  Produktionsertrages  für  das  Ge- 
meinwohl wichtiger  ist  als  die  früher  auch 
von  der  Wissenschaft  zu  einseitig  ins  Auge 
gefasste  Steigerung  der  Produktion  ohne 
Rücksicht  auf  die  Bestimmung  der  Produkte. 
S.  auch  die  Artt  Arbeitslohn  (oben 
Bd.  I  S. 863 ff.),  Grundrente  (oben  Bd.  IV 
8.  870ff.),  Unternehmer  und  Cnter- 
nehmergewiun  (oben  Bd.  VE  S.338ff.), 
Vorzugsrente,  Zins. 

Ltttemtnr:  Ausser  den  in  dem  Art.  Einkommeit 
angegebenen  Schriften  t.  Bücher,  Die  Ent- 
ttehung  der  VolktvrirUehaft,  S.  Aufl.,  Tübingen 
1901.  —  WitteUhiferr,  Untermehungen  über 
dat  Kapital,  Tübingen  1890  (besonder»  S.  75 ff.). 
—  Ijeäcl»,  Die  Mansche  Kapitaltheorie  in  Jahrb. 
f.  jVo*.  tt.  StaL,  X.  F.  Bd.  XI  (1885),  S.  iSiff., 
und  über  Bodbertut,  ebd.,  N.  F.  Bd.  IX  (1884), 
S.  46i.  —  BfferU,  Arbeit  und  Boden,  i.  Aufl., 
Berlin  1890,  bes.  Bd.  II,  S.  ISlff.  —  Busch, 
Ursprung  und  Wesen  der  wirtschafilichen  Krisis, 
Leipzig  189t.  —  Laria,  Analisi  della  proprietä 
eapitalista,  Torino  1889.  —  v.  Buch,  Inten- 
sität der  Arbeit,  Wert  und  Preis  der  Waren, 
Leipzig  1896.  —  Xierov-BeauUeu,  Essai  sur 
la   repartition  des  riehesses,   4-  ^^-t  Paris  1896. 

Lexis. 


Vertrag  nnd  Vertragsfreiheit. 

L  Vertrag.  1.  Begriff  des  Vertrages. 
2.  Der  AbscUnss  von  Verträgen.  3.  Formen 
der  Verträge.  4.  Vorverhandlungen  nnd  Vor- 
verträge, ö.  Beteiligang  Dritter  bei  Vertrags- 
schlassen.  II.  Vertragsfreiheit.  1.  Die 
Grenzen  der  Vertragsfreiheit.  2.  Gesetzlich 
untersagte  Geschäfte.  3.  Kechtsgeschäfte  gegen 
die  gnten  Sitten.  4.  Unzulässige  Geschäfte  anf 
ein  Thun.  5.  Unzulässige  Geschäfte  auf  ein 
Unterlassen. 

I.  Vertrag. 

1.  Begriff  des  Vertrages.  Der  Ver- 
trag ist  eine  Unterart  des  Rechtsge- 
schäfte s. 

Ein  Rechtsgeschäft  ist  jede  Willenser- 
klärung eines  Rechtsunterwortenen,  die  auf 
eine  \erändenmg  in  den  ihm  unterstellten 
Rechtsbeziehungen  gerichtet  ist. 

Die  Veränderung  kann  auch  Vermehrung 
oder  Verminderung  sein.  Gleichgiltig  ist 
es,  ob  das  Rechtsgeschäft  in  eigenem  oder 
in  fremdem  Interes.se  abgeschlossen  wird 
(&  unten  sub  5).  Nicht  gut  ist  es  aber,  die 
Wirkimg  des  Rechtsgeschäftes  als  eine 
»wirtschaftliche«  zu  bezeichnen:  Die 
Wirkung  ist  rechtlich,  die  eintretenden 
Folgen  sind  von  dem  Rechte  bestimmt 
Die  wirtschaftliche  Betrachtung  ist 
erst  eine  abgeleitete ;.  sie  erwägt  gleichartige 
Rechtsfolgen  in  quantitativer  Betrach- 
timg, wozu  das  emzelne  Rechtsgeschäft  in 
sich  noch  keinen  Anlass  bietet 

Unter  diesen  Rechtsgeschäften  tritt  nun 
elementar  ein  Unterschied  danach  hervor,  ob 
die  Willenserklärung  einer  einzigen  Partei 
genfigt,  um  Rechtsfolgen  hervorzurufen,  oder 
ob  zwei  sich  deckende  Willenserklärungen 
dazu  gesetzlich  erforderlich  sind.  Die  zwei- 
seitigen Rechtsgeschäfte  sind  die  Verträge: 
Sie  bestehen  in  der  Vereinigung  zweier 
Willenserklänmgen. 

Der  Begriff  des  Vertrages  ist  auf  dem 
ganzen  Rechtsgebiete  von  Bedeutung,  im 
öffentlichen  wie  im  bürcerhchen  Rechte; 
imd  in  letzterem  in  allen  Teilen,  bei  Schuld- 
verhältnissen, bei  dinglichen  Rechtsverhält- 
nissen, im  Familien-  und  Erbrecht  Von 
besonderer  Wichtigkeit  ist  er  in  dem  erst- 
genannten Teile  ids  obligatorischer  Vertrag. 

Nach  unserem  Rechte  ist  zur  Begrün- 
dung eines  Schuldverhältnisses  durch  Rechts- 
geschäft sowie  zur  Aenderung  des  Inhaltes 
eines  Schuldverhältnisses  ein  Vertrag  zwi- 
schen den  Beteiligten  erforderlich,  soweit 
nicht  das  Gesetz  ein  anderes  vorschreibt 
Entsprechend  ist  es  in  der  Regel  im  Sachen- 
recht und  Familienrecht,  während  umge- 
kehrt auf  dem  Gebiete  des  Ei'brechtes  die 
einseitige  Willenserklärung  vorwiegt  Das 
römische  Recht  ging  sogar  so  weit,  den 
Erbvertrag    als    gegen    die    guten    Sitten 
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(s.  iinten  sub  11,  3)  verstossend  ganz  zu  ver- 
bieten; der  letzte  Wille  des  Verstorbenen 
sollte  zwar  rechtlich  respektiert  und  thun- 
Lchst  befolgt  werden,  aber  auch  nur  der 
letzte  Wille,  und  bei  einer  vertragsmässi- 
gen  Bindung  in  der  Einsetzung  eines  Erben 
oder  der  Zuteilung  eines  Vermächtnisses 
hatte  man  keine  Gewähr,  dass  in  dem 
Vertrage  der  zuletzt  bestandene  Wille  des 
jetzt  Geschiedenen  enthalten  sei.  Erst  nach 
der  Beception  des  römischen  Rechtes  in 
Deutschland  bildete  sich  gewohnheitsrecht- 
lich der  Satz  von  der  Zulässigkeit  der  Erb- 
verträge; in  die  neueren  Gesetzbücher  ist 
dieses  Institut  überaU  aufgenommen  worden. 

Bei  dem  auf  Begründung  einer  obligato- 
rischen Rechtspflicht  gerichteten  Vertrage 
war  es  früherhm  sehr  streitig,  ob  der  Ver- 
trag seinen  Rechtsgnmd  in  sich  aufnehmen 
müsse  oder  ob  auch  ein  sogenannter  ab- 
strakter Vertrag  bereits  rechtliche  Giltigkeit 
habe;  z.  B.:  ich  verspreche  dem  X.  (der 
dieses  annimmt)  100  Mark  zu  bezahlen. 
Nach  dem  Gesetzbuche  kann  ein  solcher 
Vertrag  »in  der  Weise,  dass  das  Versprechen 
die  Verpflichtung  selbständig  begründen  soll 
{Schuldversprechen)«  giltig  abgeschlossen 
werden;  doch  ist  schriftliche  Erteilung  des 
Versprechens  (nicht  auch  der  Annahme)  er- 
forderlich (G.B.  780).  Bei  einem  Schuld- 
versprechen der  genannten  Art  kann  der 
Verpflichtet©  der  Forderung  des  Gläubigers 
gegenüber  auf  den  versteckten  Bestimmungs- 
grund nicht  mehr  zurückkommen.  Wohl 
aber  fügt  G.B.  780  hinzu,  dass  die  vorhin 
genannte  schriftliche  Form  nicht  genügt,  so- 
weit eine  andere  Form  vorgeschrieben  ist. 
Das  kann  eine  doppelte  Bedeutung  haben: 
a)  Soweit  die  versprochene  Leistung 
eine  besondere  Form  nötig  macht,  z.  B. 
Vertrag  auf  Veräusserung  oder  Belastung 
eines  Grundstücks  <G.B.  313);  b)  soweit 
der  versteckte  Grund  eine  besondere 
Form  fordert,  z.  B.  eine  Schenkung  beab- 
sichtigt war  (G.B.  518).  Die  herrschende 
Meinung  nimmt,  wohl  mit  Recht,  an,  dass 
durch  den  genannten  Vorbehalt  beide  an- 
geführte Möglichkeiten  getroffen  werden. 

Noch  sei  bemerkt,  dass  der  Grund  der 
verbindenden  Kraft  der  Verträge  in  der 
rechtsphilosophischen  Litteratnr  mehrfetch 
in  Frage  und  Erörterung  gezogen  worden 
ist.  Man  spricht  hier  namentlich  von  »ethi- 
schen Theorieen«,  wonach  die  Verträge  aus 
Gründen  der  Moral  gehalten  werden  müssen ; 
von  der  »Vertrauenstheorie«,  welche  die 
bindende  Kraft  des  Vertrages  in  dem  in 
den  Kontrahenten  und  dimjh  sie  erweckten 
Vertrauen  findet,  das  nicht  gebrochen  wer- 
den dürfe;  und  von  der  »Läsionstheorie« 
die  grundsätzlich  gleichartig  mit  der  zuvor 
genannten  argumentiert,  aber  dai-aus  nicht 
die   Pflicht  zur  Vertragserfüllung,  sondern 


nur  zum  Schadensersatz  des  Kontrakt- 
brüchigen herleitet  Unter  neueren  Juristen 
finden  sich  besonders  behandelt:  Die  »Wil- 
lenstheorie« und  die  »Verkehrstheorie«. 
Jene  lehrt:  Der  Schiüdner  wird  dim^h  den 
Vertrag  gebunden,  weil  er  durch  ihn  ge- 
bunden werden  will;  die  letztgenannte  sagt: 
Der  Vertrag  muss  binden,  weil  sonst  die 
menschliche  Gesellschaft  und  ihr  Verkehr 
nicht  möglich  wäre. 

Man  wird  klar  stellen  müssen,  in  wel- 
chem Sinne  das  Aufwerfen  eines  Problems 
hier  mit  Grund  möglich  ist?  —  Nun  ist  es 
sicher,  dass  in  jedem  sozialen  Leben  die 
Frage  sich  erheben  muss:  In  wie  weit 
soll  die  Rechtsordnung  eine  unter  den  Ver^ 
bundenen  getroffene  Verständigimg  und 
Verabredung  anerkennen  und  mit  rechtlichen 
Mitteln  nötigenfalis  diu-ciiführen?  Das  recht- 
lich geordnete  Zusammenleben  führt  an  und 
für  sich  allerdings  nur  den  (Jedanken  einer 
Bindung  der  einzelnen  durch  die  centrale 
Gewalt  mit  sich;  und  würde  so  das  Bild 
unzälüiger  Strahlen  bieten,  die  von  einem 
Mittelpunkte  ausgehen.  Aber  da  es  doch 
ein  Zusammenstehen  und  Zusam- 
menwirken sein  soll,  in  dem  der  Kampf 
ums  Dasein  gemeinsam  geführt  werden 
soll,  so  ist  der  vorhin  genannten  Fra^  ab 
einer  Zweifelsfrage  gar  nicht  zu  entrinnen. 
Man  könnte  sich  vorstellen,  —  in  etwas  ab- 
struser Weise  —  dass  eine  unumschi-änkte 
rechtliche  Gewalt  es  versuchte,  alle  Ver- 
tragsberedungen  unter  einzelneu  für  nichtig 
zu  erklären;  so  etwa  im  kommunistischen 
Volksstaate  (obwohl  das  schon  in  dem  Utopien 
des  Morus  nicht  mehr  ganz  so  ausgesonnen 
war);  —  aber  dann  blieben  die  rechtlichen 
Vertragsschliessungen  mit  fremden  Mächten. 
Und  wollte  man  auch  diese  in  ihrer  bin- 
denden Kraft  durch  positive  Satzungen 
streichen:  Die  Frage  nach  der  verbin- 
denden Kraft  der  Verträge  wäre  nur  als 
einzelne  ja  einmal  abgethan,  aber  würde 
sich  in  jedem  Augenblicke  neu  immer 
wieder  erheben. 

So  ist  der  Begriff  des  rechtlichen  Ver- 
trages und  die  Frage  nach  seiner  Aner^ 
kennung  allgemeingiltig  und  not- 
wendig mit  dem  Begriffe  des 
Rechts  gegeben.  Die  positive  Eiuzel- 
antwort  wird  immerdar  verschieden  sein. 
Soll  sie  inhaltlich  begründet  sein,  so 
giebt  es  allgemeingiltig  nur  die  Methode  des 
richtigen  Rechtes;  ihre  Diutshführung  leitet 
hier  zu  dem  Problem  von  den  Grenzen  der 
Vertragsfreiheit  (s.  unten  sub  11). 

2.  Der  Abgchlnss  von  VertrSgei. 
Es  war  seit  langem  eine  ungelöste  Streite 
frage  der  Juristen:  In  welchem  Zeitpunkte 
man  den  Abschluss  eines  Vertrages  richtiger- 
weise anzunehmen  habe?  —  Besonders  bei 
dem  Verkehr  imter  Abwesenden   hat  man 
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sich  hierüber  nicht  zu  einigen  vermocht. 
Bald  nahm  man  an,  dass  die  Annahme  des 
Angebotes  durch  »den  Oblaten«  entschei- 
dend sei,  und  zwar  regelmässig,  dass  die 
Zeit  der  Entäusserung  der  Annahmeerklä- 
rung in  Betracht  komme  (Deklarationstheorie) ; 
bald  wiederum,  dass  die  Ankunft  bei  dem 
Offerenten  durchschlage  (Empfangstheorie) ; 
oder  endlich,  dass  es  auf  die  Kenntnisnahme 
durch  den  letzteren  ankomme  (Rekognitions- 
theorie).  Der  Streit  war  schlecht  zu  ent- 
scheiden. Denn  es  handelte  sich  bei  ihm 
um  Klarstellung  des  Sinnes  eines  positiven 
Rechtes,  wobei  in  erster  Linie  das  römische 
Recht  zu  Grunde  gelegt  wurde.  Dieses 
aber  hatte  wegen  des  Vorwiegen  s  der 
mündlichen  stipiüatio  keine  grenügfend  ausge- 
bildeten Sätze  für  die  obige  Frage;  so  dass 
man  auf  Deduktionen  aus  dem  allgemeinen 
Begriffe  des  Vertrages  angewiesen  war 
und  damit  nicht  recht  zur  sicheren  Entschei- 
dung gelangte. 

Dabei  war  vom  römischen  Rechte  vor- 
ausgesetzt, dass  ein  Vertragsantrag  unbe- 
dingt widerruflich  sei,  bis  der  Vertrags- 
schluss  selbst  bindend  geschehen;  und  dass 
jener  Antrag  auch  endige,  sobald  der  Offe- 
rent (vor  dem  Zustandekommen  des  Ver- 
trages) stirbt  oder  geschäftsunfähig 
wurde.  —  Als  die  neuzeitlichen  Gesetzbücher 
sich  anschickten,  auch  in  diese  unsichere 
Lehre  des  gemeinen  Rechtes  endlich  Ord- 
nung zu  bringen,  strichen  sie  vielfeich  die 
zuletzt  genannten  Sätze.  So  hat  auch  jetzt 
unser  Gesetzbuch  erklärt:  Wer  einem  an- 
deren die  Schliessung  eines  Vertrages  an- 
trägt, ist  an  den  Antrag  gebunden,  es  sei 
denn,  dass  er  die  Gebundenheit  ausge- 
schlossen hat.  Die  Gebundenheit  ist  zeit- 
lich begrenzt:  Der  einem  Anwesenden  (auch 
mittelst  Femsprecher)  gemachte  Antrag  kann 
nur  sofort  angenommen  werden,  bei  Ab- 
wesenden nur  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  in  dem 
der  Antragende  den  Eingang  der  Antwort 
unter  regelmässigen  Umständen  erwarten 
darf.  Tod  oder  Handlungsunfähigkeit  des 
Offerenten  ist  im  Zweifel  gleichgiltig.  Eine 
verspätete  Annahme  gut  als  neuer  Antrag 
des  jetzt  Annehmenden.  Kommt  der  Ver- 
trag zu  Stande,  so  gilt  als  Zeitpunkt  des 
Abschlusses  unter  Anwesenden  die  Zeit  der 
Einigung,  unter  Abwesenden  der  Eingang 
beim  Antragenden;  doch  genügt  im  letz- 
teren Falle  die  Annahme  des  Antrages 
(s.  oben  »Deklarationstheorie«),  ohne  dass 
die  Annahme  dem  Antragenden  gegenüber 
erklärt  zu  werden  braucht,  wenn  eine  solche 
Erklärung  nach  der  Verkelirssitte  nicht  zu 
erwarten  ist  oder  der  Antragende  auf  sie 
verzichtet  hat;  ersteres  findet  beispielsweise 
bei  Uebersendung  in  Schenkungsabsicht 
üblicher  AVeise  statt  (G.B.  145  ff.). 

Bei  der  besprochenen  Art  des  Vertrags- 


schlusses ist  angenommen,  dass  der  Antrag 
an  eine  bestimmte  Person  erfolgt  und 
nicht  in  incertam  personam.  Für 
letzteres  bestehen  keine  ausgeführten  Satzim- 
gen.  Es  findet  da  statt,  wo  jemand  erklärt, 
dass  er  mit  einer  beliebigen  Person  unter 
festen  Bedingimgen  einen  A  ertrag  schliessen 
wolle.  Ein  solcher  Antrag  liegt  noch  nicht 
in  öffentlichen  Ankündigungen,  Auslagen  in 
Schaufenstern  mit  Preisen  und  ähnlichem. 
Dies  ist  nur  eine  Aufforderung,  Vertrags- 
anträge zu  machen,  in  deren  Annahme  der 
öffentlich  Ausbietende  also  frei  ist.  Mög- 
licherweise liegt  in  der  Weigerung  dann 
eine  Beleidigung,  oder  es  verstösst  gegen 
§  4  des  Reichsgesetzes  v.  27.  Mai  1896  über 
den  unlauteren  Wettbewerb;  eine  civil- 
rechtliche  Pflicht,  das  öffentlich  ange- 
botene Geschäft  nun  wirklich  abzuschliessen, 
besteht  nach  unserem  Rechte  nicht. 

Bindende  Angebote  an  unbestimmte  Per- 
sonen kommen  namentlich  in  geschlossenen 
Kreisen  vor;  besonders  in  der  Form  von 
Versteigerungen,  z.B.  von  Büchern  in 
Lesezirkeln,  von  Weinen  »ä  tont  prix«  u.  a. 
—  Die  Versteigenmg  ist  nur  eine  besondere 
Art,  einen  Vertrag  abzuschliessen.  Der  In- 
halt des  Vertrages  kann  verschieden  sein: 
Kauf,  Werkvertrag,  Jagdüberlassung  etc. 
Der  Versteigernde  fordert  zu  besten  Be- 
dingungen auf;  entweder  durch  den  Höchst- 
bietenden (Auktionen)  oder  den  Wenigst- 
nehmenden  (Submissionen).  In  der  Regel 
ist  die  Versteigerung  auch  nur  eine  Auf- 
forderung zu  Offerten,  der  Versteigerer  also 
in  dem  Zuschlage  frei.  In  Ausnahmefällen 
eines  festen  Angebotes  bei  Versteigerungen 
liegt  in  jedem  Gebot  eine  Annahme  dieses 
unter  der  auflösenden  Bedingung,  dass  nicht 
ein  besseres  Gebot  erfolge.  Der  Zuschlag 
stellt,  dass  letzteres  nicht  geschehen  sei, 
anr  fest.  G.B.  156  begnügt  sich  mit  diesen 
Sätzen :  Bei  einer  Versteigerung  kommt  der 
Vertrag  erst  durch  den  Zuschlag  zu  stände. 
Ein  Gebot  erlischt,  wenn  ein  üebergebot 
abgegeben  oder  die  Versteigerung  ohne  Er- 
teihmg  des  Zuschlages  geschlossen  wird. 

3.  Formen  der  Verträge.  Im  Volks- 
munde hört  man  wohl:  Wir  haben  uns  ja 
geeinigt,  aber  einen  »Vertrag«  haben  wir 
nicht  gemacht.  —  Die  Leute  meinen  damit, 
dass  die  Einigung  nicht  in  einer  besonderen, 
feierlichen  Weise  festgestellt  worden  sei; 
und  nehmen  nun  oftinals  an,  dass  deshalb 
die  Uebereinkunft  rechtlich  nichts  gelte. 
Das  ist  nun  bekanntlich  keineswegs  veran- 
lasst. 

üeber  die  gesetzlichen  Formalitäten  bei 
Rechtsgeschäften  ist  seit  alter  Zeit  oft  ver- 
handelt worden.  Die  gesetzgeberische 
Schwierigkeit  liegt  offen  zu  Tage.  Zwin- 
gende Formvorschriften  erhöhen  die  äussere 
Sicherheit   der   Feststellung   eines   bedeut- 
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samen  rechtsgeschäftlichen  Willens :  und  sie 
erhöhen  andererseits  die  Gefahr,  das  sach- 
lich Gerechte  dem  gesicherten  Buchstaben 
zu  opfern.  Und  wenn  beispielsweise  unser 
neues  Recht  das  eigenhändige  Privattesta- 
ment ohne  Mitwirkung  von  Beamten  oder 
Urknndspersonen  anerkennt,  so  hat  man  es 
schon  wieder  erleben  müssen,  dass  ein 
eigenhändig  geschriebenes  und  unter- 
schriebenes Testament  deshalb  als  nicht 
rechtsgülig  anerkannt  wurde,  weU  der  Erb- 
lasser es  auf  einem  Briefbogen  mit  vor- 
§edruckter  Ortsangabe  abgefasst  hatte: 
er  Ort  hätte  auch  geschrieben"  sein 
müssen. 

In  der  That  tritt  in  der  Geschichte  der 
Gesetzgebung  starkes  Schwanken  hervor. 
Das  römische  Recht  hatte  als  Regel  for- 
malen Vei-tragsschluss,  und  zwar  in  feier- 
lichen Worten;  Verbalkontrakte,  neben 
denen  formlose  Verträge  ntir  als  besondere 
Ausnahmen  standen.  Das  Mittelalter 
schuf  unter  dem  vereinigten  Eänfluss  des 
kanonischen  und  des  oberitalischen  Handels- 
rechtes den  Satz :  Pacta  sunt  servanda; 
jede  formlose  Einigung  genügt,  von  be- 
stimmten Ausnahmen  abgesehen.  Der  usus 
modernus  pandectarum  des  17.  und 
18.  Jahrhunderts  hielt  dieses  fest;  freilich 
nicht  ohne  gelegentliche  starke  Opposition. 
Nicht  imbezeichnend  ist  z.  B.  Justus 
Moser  in  seinen  »Patriotischen  Phanta- 
sieen«:  »Es  geht  mir  recht  übel  in  der 
Welt;  ich  habe  einem  gewissen  Frauen- 
zimmer, mit  dem  ich  etwas  zu  vertraut 
wurde,  in  aller  Geschwindigkeit  die  Ehe 
zugeflüstert  und  nun  bin  idi  deshalb  be- 
langt. Einem  Herrn,  der  mich  zu  einer 
Mj£lzeit  begehret,  habe  ich  1000  Thaler  zu 
leihen  versprochen ;  und  er  droht  mir  mit 
einer  Hage,  falls  ich  nicht  Wort  halte. 
Noch  habe  ich  jemandem  zugesagt,  dass  ich 
ihm  mein  Haus  vor  einem  anderen  ver- 
mieten wollte,  sobald  es  letlig  würde;  und 
ich  bin  wirklich  vom  Richter  verdammt, 
mein  Wort  zu  halten.  Ist  das  nicht  grau- 
sam? Und  sollten  die  Gesetze  dieses  ge- 
statten ?  Die  Römer,  dieses  kluge  Volk,  das 
die  Welt  kannte  und  wusste,  was  Kompli- 
mente waren,  machten  einen  unterschied 
unter  blossen  Versprechungen  und  unter 
solchen,  welche  auf  eine  gewisse  feierliche 
Art  geschehen  waren.  Nur  die  letzten  waren 
unter  ihnen  bedeutsame  und  kräftige  Ver- 
sprechungen.« —  Das  preussische  All- 
gemeine Landrecht  forderte  in  der  Regel 
für  jeden  Vertrag  über  50  ThaJer  Schrift- 
lichkeit, bei  Meidung  der  Unklagbarkeit; 
der  französische  Code  Civil  schrieb  Ur- 
kunden bei  Verträgen  über  150  Francs  vor, 
bei  Meidung  der  ünbeweisbarkeit  (so  dass 
besonders  über  höhere  Beträge  Zeugen  nicht 
als  Beweismittel  zugelassen  waren;  abge- 


schafft  in    den    Rheinlanden    durch    Civil- 
prozessordnung  seit  1.  Oktober  1879). 

Das  G.6.  hat  als  Regel  die  Formlosigkeit 
der  Rechtsgeschäfte.  In  besonderen,  ein- 
zeln bei  ihm  aufgezählten  Fällen  kennt  es: 
Schriftlichkeit,  gerichtliche  oder  notarielle 
Beurkundung,  öffentliche  Beglaubigung.  Nicht 
unwichtig  ist  die  praktische  Notiz,  dass  Ver- 
träge, die  nach  dem  Gesetze  der  Schrift- 
lichkeit bedürfen,  die  beiden  Unterschriften 
auf  einer  und  derselben  Urkunde  tragen 
müssen,  also  nicht  mehr  einfach  durch 
Korrespondenz  und  sich  einigende  Briefe 
giltig  zu  Stande  kommen;  anders  bei  ge- 
setzlich formlosen  Verträgen,  die  nach 
Parteiberedung  beurkundet  werden 
sollen. 

Ein  Rechtsgeschäft,  welches  der  durch 
Gesetz  voi-geschriebenen  Form  ermangelt, 
ist  nichtig  (G.B.  125).  In  besonderen  Fäilea 
giebt  es  davon  aber  Ausnahmen.  Wichtig 
ist  namentlich  die  Bestimmung,  dass  ein 
Mietvertrag  Ober  ein  Grundstück  (was  auch 
Wohnräume  und  andere  Räume  umfasst)  der 
schriftlichen  Form  bedarf,  wenn  er  für 
längere  Zeit  als  ein  Jahr  geschlossen  wird; 
wird  aber  die  Form  nicht  beachtet,  so  ist 
der  Mietvertrag  nicht  ungiltig,  sondern  gilt 
als  für  unbestimmte  Zeit  geschlossen  und 
kann  zu  den  gesetzlichen  Kündigungs- 
terminen (G.B.  565)  gekündigt  werden,  je- 
doch nicht  für  eine  frühere  Zeit  als  für  den 
Schluss  des  ersten  Jahres.  —  Der  Mangel 
einer  durch  Rechtsgeschäft  bestimm- 
ten Form  hat  im  Zweifel  gleich&lls  Nichtig- 
keit zur  Folge. 

Bei  formlos  giltigen  Verträgen  ist  axxdx 
ein  »stillschweigender«  Abschluss mög- 
lich, d.  i.  anders  als  durch  das  Mittel  der 
Sprache.  Entweder  durch  Geberden  und 
sonstige  Willensäusserungen ;  z.  B.  Benutzung 
eines  Automaten,  Besteigen  der  Strassen- 
bahn,  relocatio  tacita  nach  G.B.  568 ;  —  oder 
durch  »konkludente«  Handlun^n,  das  sind 
Willenserklärungen,  die  ihren  eigenen  rechts- 
geschäftlichen Zweck  für  sich  haben,  aus 
denen  aber  auch  ein  zweites  Geschäft  ge- 
schlossen wird;  z.  B.  ein  teilweiser  Erlass 
genehmigt  das  ganze  Geschäft  eines  un- 
bevollmächtigten Stellvertreters;  ein  neues 
Testament  bedeutet  Aufhebung  eines  früheren 
letzten  Willens.  —  Ausnahmen,  in  denen 
»a US  drücklich«  eine  Vertragserklärung 
abgegeben  werden  muss,  finden  sich  in 
unserem  Rechte  nur  bei  der  Hinterlegung 
von  Wertpapieren  mit  der  Gestattung,  diese 
nicht  mit  denselben  Stücken,  sondern  nur 
in  gleicher  Art  zurückzuerstatten  (G.B.  700; 
Reichsgesetz  v.  5.  Juli  1896  §  2). 

Mit  der  besprochenen  Möglichkeit  eines 
»stillschweigenden«  Vertrtigsabschlusses  ist 
der  Satz  nicht  zu  verwechseln:  Qui  taoet 
consentire  videtur.    Dieser  Satz  ist  für  unser 
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Recht  &lsch;  durch  den  versuchten  Zusatz: 
cum  loqui  potiüt  et  debuit,  wird  er  nicht 
besser.  Er  würde  besagen,  dass  jeder  auf 
eine  zugegangene  Offerte  ablehnend  ant- 
worten muss,  widrigenfalls  der  Vertrag  als 
geschlossen  gelte.  Das  trifft  aber  nur  aus- 
nahmsweise bei  Eaufleuten  zu,  deren  Gre- 
werbebetrieb  die  Besorgung  von  Geschäften 
für  andere  mit  sich  bringt;  ein  solcher  ist 
verpflichtet,  wenn  ihm  ein  Antrag  über  die 
Besorgung  solcher  Gresch&fte  von  jemandem 
zugeht,  mit  dem  er  in  Geschäftsverbindung 
steht  (oder  dem  g^enüber  er  sich  zur  Be- 
sorgung solcher  Geschäfte  erboten  hat),  un- 
verzflguch  zu  antworten;  sein  Schweigen 
gilt  als  Annahme  des  Antrages  (H.G.B.  362). 
A-usser  diesem  Falle  giebt  es  nur  bei 
schenkungsweiser  Zuwendung,  die  ursprüng- 
lich ohne  den  Willen  des  Beschenkten  vor- 
genommen war,  etwas  Aelmliches.  Hier  kann 
der  Zuwendende  nachträglich  fragen,  ob  der 
andere  beschenkt  sein  wül ;  schweigt  dieser, 
so  gilt  die  Schenkung  als  angenommen  (G.B. 
516.  —  Vgl.  noch  G.B.  496).  Wenn  endlich 
die  Gesetze  einem  Rechtsanwälte  oder  einem 
Geschäftsmanne,  der  ziu-  Besorgung  gewisser 
Geschäfte  öffentlich  bestellt  ist  (oder  sich 
fiffentlich  erboten  hat),  die  Pflicht  auferlegen, 
einen  dahin  gerichteten  Auftrag  entweder 
anzunehmen  oder  unverzüglich  abzulehnen, 
so  ist  das  Präjudiz,  das  auJE  Schweigen  ge- 
stellt ist,  nicht  Schliessung  des  Vertrages 
seitens  des  Schweigenden,  sondern  nur  dessen 
Schadensersatzpflicht  (Rechtsanw.-Ord.  30; 
G-B.  668,  675). 

4.  Vorrerhandlnngen  und  Vorverträge. 
Es  ist  selbstverständlich  mehr  als  lebräuch- 
lich,  dass  bei  der  Schliessung  emes  Ver- 
trages erst  mancherlei  hin  und  her  ver- 
handelt wird,  ehe  es  zur  festen  Bindung 
kommt.  Dabei  ist  bei  der  ersten  Anfrage 
schon  zu  unterscheiden,  ob  sie  ein  unmass- 
geblicher Vorschlag  oder  ein  festbindender 
Antrag  ist  Im  Zweifel  hat  man  sich  für 
das  erste  zu  entscheiden.  Liegt  aber  eine 
feste  Offerte  vor  und  der  andere  Teil  ant- 
wortet mit  abgeänderten  Gegenvorschlägen, 
so  ist  das  Ablehnung  des  ersten  Antrages, 
verbimden  mit  einem  jetzigen  neuen  Antrage 
des  Antwortenden. 

Treten  so  sich  hinziehende  Verhandlungen 
ein,  80  muss  erst  über  alle  Punkte  des  be- 
absichtigten Vertrages  eine  Einigung  erzielt 
sein,  wenn  der  Vertrag  geschlossen  sein 
soll  (G.B.  154).  Vertragsverhandlungen,  die 
noch  zu  keiner  vollen  Einigung  geführt 
haben,  nennt  man  häufig  »Tratte«,  unter 
»Punktationen«  versteht  num  schriftliche 
Anfzeichnimgen,  die  aus  Anlass  eines  Ver- 
tragsschlusses geschehen.  Der  Ausdruck  ist 
mithin  ganz  unbestimmt.  Er  kann  schrift- 
liche Traktate  bezeichnen  oder  schriftliche 
Festlegung    einzelner     schon     festgelegter 


Punkte  oder  auch  schriftliche  Fixierung  des 
ganzen  Vertrages,  sei  es  als  blosse  Beiuv 
kundung  des  schon  geschlossenen  oder  als 
Akt  des  Abschlusses  selbst. 

Wichtig  ist  in  diesem  Znsammenhang 
der  B^riff  des  Vorvertrages  (pactum 
de  contrahendo).  Dies  ist  ein  Vertrag,  der 
auf  Abschluss  eines  anderen  Vertrages  ge- 
richtet ist,  z.  B.  ein  Kreditvertrag,  durch 
den  jemand  sich  verpflichtet,  dem  anderen 
TeUe  auf  Verlangen  Darlehen  bis  zu  be- 
stimmter Höhe  zu  geben. 

Der  Vorvertr^  wird  in  unserem  G.B. 
nicht  besonders  erwähnt;  es  kennt  diesen 
(auf  T  h  5 1  zurückgehenden)  Ausdruck  angai 
nicht.  Dass  aber  ein  derartiger  Vertrag  in 
sich  zulässig  ist,  unterliegt  keinem  Zweifel; 
obgleich  für  die  Frage:  ob  ein  bereits  voll- 
ständig abgeschlossener  Hauptvertrag  oder 
ein  Vorvertrag  mit  nachfolgendem  eigent- 
lichen Eontrakt  anzunehmen  sei?  —  im 
besonderen  Falle  eine  bemerkenswerte  Sub- 
sumtionsschwierigkeit  entstehen  kann. 

In  der  Sache  regelt  das  G.B.  610  eine 
Frage  aus  dem  pactum  de  mutuo  dando: 
Wer  die  Hingabe  eines  Darlehens  verspricht, 
kann  im  Zweifel  das  Versprechen  wider- 
rofen,  wenn  in  den  Vermögensverhältnissen 
des  anderen  Teiles  eine  wesentUche  Ver- 
schlechterung eintritt,  durch  die  der  An- 
spruch auf  die  Rückerstattung  gefährdet 
wird.  —  G.B.  497  und  504  spricht  von  der 
Möglichkeit  des  Wiederkaufes  und  des  Vor- 
kaufes. Aber  es  normiert  dies  anders,  als 
der  Auffassung  des  römischen  Rechtes  von 
pactum  de  retrovendendo  und  dem  ins  pro- 
timiseos  entsprach.  Denn  es  lässt  auf  Grund 
eines  jener  Rechte  nun  nicht  einen  neuen 
Hauptvertrag  eintreten,  sondern  konstruiert 
die  Sachlage  dahin,  dass  der  eigentliche 
Vertrag  schon  zu  stände  gekommen  sei  imd 
durch  einseitige  Erklärung  des  Wieder-  oder 
Verkaufsberechtigten  dahin  ausgeführt 
werde,  dass  die  Verpflichtung  des  Gegners 
nunmehr  zur  Fälligkeit  komme. 

5.  Beteiligang  Dritter  bei  Vertrags- 
schlössen.  iSes  kommt  in  doppelter  Weise 
vor:  als  Stellvertretung  und  als  Ge- 
hilfschaft 

1.  Stellvertretung  ist  Vornahme  von 
Rechtshandlungen,  deren  Wirkung  einem 
anderen  zukommen  soll,  in  eigener  selbstän- 
diger EntSchliessung  des  Handelnden.  Soll 
sie  von  rechtUcher  Bedeutung  sein,  so  be- 
darf der  Stellvertreter  einer  Vertretungs- 
macht, die  sich  entweder  auf  eine  Ermäch- 
tigung des  Vertretenen  stützt  (Vollmacht) 
oder  auf  gesetzliche  Anordnung  zurückgeht, 
z.  B.  Vormund.  In  allen  Fällen  ist  zwischen 
mittelbarer  und  unmittelbarer  Stellvertretung 
zu  unterscheiden :  Bei  jener  nimmt  der  Stell- 
vertreter dem  Dritten  gegenüber  Recht  und 
Pflicht  zunächst  auf  sich,  um  es  dann  auf 
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den  von  ihm  Vertretenen  zu  übertragen; 
bei  der  letzteren  v?ird  vom  Stellvertreter 
das  Geschäft  abgeschlossen,  es  wirkt  aber 
unmittelbar  für  und  gegen  den  Vertretenen. 

Nach  römischem  Rechte  gab  es  bei  obli- 
gatorischen Verträgen  bloss  mittelbare  Stell- 
vertretung. Eine  eigentümliche  Folge  hatte 
dieses  für  den  durch  Sklaven  bewirkten 
Geschäftsverkehr.  Denn  der  servus  galt 
zwar  als  notwendiges  Erwerbsorgan  des 
dominus  (ebenso  wie  in  der  ältesten  Zeit 
der  filius  in  potestate  für  den  pater  famüias), 
80  dass  die  Berechtigung  aus  dem  Ge- 
schäfte des  Sklaven  dessen  Herrn  alsbald 
zufloss;  die  Verpflichtung  dagegen  blieb 
zunächst  bei  den  Sklaven.  Da  dieser  jedoch 
nicht  gerichtlich  verklagt  werden  konnte,  so 
bestand  jene  Pflicht  nur  als  »naturalis  obli- 
gatio« (s.  oben  Bd.  VI  S.  613  snb  3).  Es 
haftete  aber  für  die  Erfüllung  dieser  Sklaven- 
schuld der  Herr  des  Sklaven  wie  ein  ge- 
setzlicher Bürge  in  5  Fällen:  Wenn  er  den 
Sklaven  als  Geschäftsführer  (institor)  oder 
als  Schiffskapitän  (magister  navis)  eingesetzt 
hatte;  wenn  er  ihm  ein  Sondergut  (pecu- 
lium)  zu  eigener  Verfügung  eingeräumt  oder 
ihm  einen  besonderen  Auftrag  (iussus)  zu 
dem  jetzt  abgeschlossenen  Geschäfte  erteilt 
hatte;  oder  endlich,  wenn  aus  dem  Ge- 
schäfte des  Sklaven  etwas  wirklich  in  seinejn, 
des  Herrn,  Nutzen  verwandt  (versio  in  rem) 
worden  war  (actiones  adiecticiae  qualitatis). 

Seit  der  Aufnahme  des  römischen  Rechtes 
in  Deutschland  ist  durch  Geschäftsgebrauch 
und  dem  folgendes  Gewohnheitsrecht  die 
Möglichkeit  der  unmittelbaren  Stellvertretung 
anerkannt  worden.  Sie  ist  in  die  neuere 
Gesetzgebung  übergegangen  (G.B.  164).  Es 
steht  heute  den  Privaten  frei,  sich  der  einen 
oder  der  anderen  Art  beliebig  zu  bedienen. 

2.  Gehilfen  sind  Nebenpersonen,  deren 
sich  jemand  in  der  Sozialwirtschaft  zu  seiner 
Unterstützung  bedient.  Es  kann  dies  ge- 
schehen a)  tieim  Abschlüsse  von  Rechtsge- 
schäften. Hier  sind  zu  beachten:  «)  l^i- 
stände  irgend  welcher  Art,  z.  B.  Dolmetscher, 
Schreiber,  Notare,  Solennitätszeugen  u.  s.  w. 
ß)  Boten,  das  sind  alle  Personen  und  von 
ihnen  bediente  Anstalten,  die  eine  fertig- 
gestellte Willenserklärung  von  dem  einen 
zu  dem  anderen  zu  überbringen  haben,  ohne 
ihrerseits  einen  eigenen  Entschluss  in  An- 
gelegenheiten eines  Vertretenen  fassen  zu 
dürfen,  b)  Beim  sonstigen  Betriebe  der 
Wirtschaft  des  Prinzipals.  Dabei  ist  mög- 
lich: «)  Bestellung  von  Bediensteten  zu  ge- 
wissen Verrichtungen  überhaupt;  ß)  Ueb«r- 
tragung  von  Arbeiten,  die  der  Prinzipal  für 
einen  Dritten  vertragsmässig  zu  Uefem  hat, 
an  Gesellen  und  anderen  Gehilfen. 

Die  wichtigste  Frage,  die  sich  hier  er- 
hebt, ist  die  der  Haftung  jemandes  für  seine 
Gehilfen.    Für  die   oben  sub  a)  erwähnten 


Fälle  giebt  es  keine  besonderen  Vorschriften. 
Der  Geschäftsherr  haftet  also  einem  Geschä- 
digten nach  allgemeinen  Normen,  soweit  in 
der  Annahme  und  Benutzungsart  der  Ge- 
hilfen ein  schuldhaftes  Verhalten  seiner  ge- 
legen war  (vgl.  aber  auch  G.B.  122).  In 
den  Fällen  sub  b)  ist  zu  unterscheiden :  Für 
die  zu  Verrichtungen  allgemein  angenom- 
menen Leute  haftet  zwar  der  Prinzipal 
dritten  Beschädigten,  kann  sich  aber  durch 
den  Nachweis  befreien,  dass  ihn  weder  eine 
culpa  in  eligendo  noch  in  custodiendo  treffe 
(G.ß.  831).  Für  die  Gehilfen  bei  der  Er- 
füllung eines  bestimmten  Schuldverhältnisses 
muss  der  Prinzipal  völlig  einstehen,  so  daas 
ihre  Schuld  wie  die  seinige  eingesetzt  wird. 
Dies  war  dem  römischen  Recht  so  allge- 
mein nicht  geläufig,  sondern  nur  in  beson- 
deren FäUen,  z.  B.  bei  caupones  oder  beim 
Traösporte,  anerkannt;  auch  im  gemeinen 
und  im  preussischen  Recht  grundsätzlich 
nicht  so  aufgestellt,  aber  ans  dem  C.C.  1384 
nach  G.B.  278  übernommen  (vgl.  dazu  G.B. 
31;  664;  701).  S.  auch  H.G.B.  431  (Fracht- 
führer, abgeschwächt  gegenüber  alt  H.G.B. 
400);  Haftpüichtgesetz  v.  7.  Jimi  1871  §  2 
(cf.  E.G.  42);  Binnenschiffahrtgesetz  v.  15. 
Juni  1895  §§  3;  4. 

II.  Vertragsfreiheit 

1.  Die  Grenzen  der  Vertra^freih^t 

Die  TechniJt  unserer  sozialen  Ordnung  geht 
in  der  hier  einzuschlagenden  Betrachtung 
dahin,  dass  sie  den  Rechtsangehörigen  Mög- 
lichkeiten zu  Sonderverbindungen  unter 
einander  gewährt,  in  deren  Eingehung,  Durch- 
führung und  Wiederauflösimg  die  Bewegung 
des  gesellschaftlichen  Zusammenwirkens  si(A 
vollzieht.  Indem  nur  vorsichtig  die  Rege- 
limg  der  sozialen  Wirtschaft  von  Central- 
punkten  des  Rechtes  aus  in  direkten  Befehlen 
an  die  Unterthanen  einsetzt,  wird  vielmehr 
im  Durchschnitte  den  Privaten  es  frei  über- 
lassen, ihren  Beitrag  zu  dem  sozialen  Ei^ 
nährungs-  und  Ausbildungsprozess  in  pri- 
vatem Vorgehen  imd  nach  persönlichem 
Entschliessen  zu  liefern.  Und  wie  sie  sidi 
dann  entschlossen  haben,  wie  sie  für  Fami- 
lienverhältnisse imd  für  Gflterproduktion, 
für  Austauschverkehr  und  Gebrauchsüber- 
lassung sich  verbindlich  gemacht  haben,  so 
nimmt  das  Recht  das  von  ihnen  bfli^rlidi 
Gesetzte  in  sich  selbst  auf  und  z\i'ingt  sie 
nötigenfalls  zur  Einhaltung  ihres  Wortes: 
Uti  lingua  nuncupassit  vel  legassit  ita  ius 
esto,  hiess  schon  der  Satz  der  12  Tafeln. 

Bei  diesem  principiellen  Ausgangspunkte 
ist  die  Rechtsordnung  in  Gefahr,  durch 
Sanktionierung  eines  Einzelergebnisses  mit 
ihrem  ganzen  Ziele  und  Zwecke  überhaupt 
in  Widerspruch  zu  geraten.  Denn  das  Wesen 
des  Rechts  ist  dieses:   dass   ee  sei  ein 
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Zwangsyersuch  znm  Richtiges.  Das 
steckt  in  jedem  Kechte  notwendig  darin: 
Es  will  selbst  in  der  Sache  recht  haben, 
es  möchte  inhaltlich  begründete  An- 
ordnungen treffen.  Und  da  auf  der  Hand 
liegt,  dass  bei  schrankenloser  Bewilligung 
der  Geschäftsfreiheit  das  subjektive  Belieben 
der  Einzelnen  und  das  objektiv  Richtige  zu 
leicht  in  Widerstreit  mit  eyiander  kommen 
können,  so  gelangt  mau  notgedrungen  zu 
Grenzen  der  \ertrag8freiheit 

Um  diese  zu  erkennen,  muss  man  sich 
eriimem,  dass  die  Rechtsordnung  überall 
zwei  Mittel  und  Wege  hat,  um  in  bewusstem 
Anlaufe  inhaltlich  richtiges  Recht  zu 
schaffen:  Entweder  giebt  sie  selbst  in  altge- 
meiner  Weise,  zwingend  gefasst,  an,  wie  es 
in  kommenden  Fällen  gehalten  werden  soll; 
—  oder  aber,  sie  verweist  das  richtende 
Urteil  darauf,  selbst  zu  suchen  und  zu 
finden,  was  im  Geiste  des  Rechts  in  beson- 
derer Frage  das  Richtige  sei.  So  schreibt 
das  Gesetz  zwingend  vor,  dass  die 
Willenserklärung  eines  w^en  Geisteskrank- 
heit Entmündigten  nichtig  ist ;  aber  es  lässt 
die  einem  Rechtsgeschäfte  hinzugefügte 
Bedingung  als  eingetreten  gelten,  wenn  der 
Eintritt  der  Bedingung  von  der  Partei,  zu 
deren  Nachteil  er  gereichen  würde,  wider 
Treu  und  Glauben  verhindert  wird. 

Bei  unserer  Frage  treten  die  beiden  ver- 
schiedenen Mittel  ^leich&lls  grundlegend 
hervor.  Dabei  soll  in  dieser  Erörterung  nur 
unser  bürgerliches  Recht  in  Erwägung 
komraea,  ohne  besondere  Rücksichtnahme 
auf  das  öffentliche  Recht 

Das  Büigerliche  Gesetzbuch  für  das 
Deutsche  Reich  sagt  §  134:  »Ein  Rechts- 
geschäft, das  gegen  ein  gesetzliches 
X'erbot  verstSsst,  ist  nichtig,  wenn  sich 
nicht  aus  dem  Gesetze  ein  anderes  ergiebt«. 
Und  §  138:  »Ein  Rechtsgeschäft,  das  gegen 
die  guten  Sitten  verstösst,  ist  nichtig«. 

Ehe  dieses  nach  beiden  Richtungen  aus- 
geführt wird,  sei  noch  zweierlei  bemerkt: 
1.  Es  kommt  bei  unserer  Frage  auf  den 
Inhalt  des  Rechtsgeschäfte»  an,  auf  das- 
jenige, was  nach  dem  Geschäfte  eintreten 
soll.  Dagegen  bleiben  fehlerhafte  Beweg- 
gründe, wie  Zwang,  Betrug,  Irrtum  hier 
ausser  Betracht.  2.  Es  ist  zu  imterscheiden 
ein  Verstoss,  den  das  Geschäft  im  ganzen 
macht,  von  demjenigen,  der  in  einer  Einzel- 
bestimmung gelegen  sein  kann.  Gewisse 
Sonderfolgen  sind  nämlich  mit  einem  an 
sich  erlaubten  Geschäfte  zwingend  ver- 
banden; z.  B.  die  Haftung  eines  Kontra- 
henten w^^n  vorsätzlicher  Nichterfüllimg 
seiner  Verbindlichkeit  (pactum,  ne  dolus 
praestetur,  nullum  est,  —  G.B.  276,  2); 
Haftung  des  Uebernehmers  eines  Vermögens 
für  die  Schulden  des  Uebergebenden  dessen 
Gläubigem  gegenüber  (G.B.  419,  3) ;  Kündi- 


gungsrecht des  Gesellschafters  und  des  Ge- 
meinschafters (G.B.  723,  3 ;  749,  3)  u.  a.  m. 
Hier  wird  die  also  unzulässige  Klausel  ge- 
strichen, während  das  Geschäft  im  ganzen 
giltig  bleibt  und  Rechtswirkungen  erzeugt, 
die  mangels  besonderer  Bestimmungen  durch 
das  Geschäft  selbst  nach  ei^änzenden  Normen 
des  Gesetzes  sich  bestimmen.  Dahin  würden 
auch  Abmachungen  gehören,  die  auf  that- 
sächliche  Trennung  des  Lebens  von  Ehe- 
gatten abzielen ;  und  die,  auch  wenn  sie  bei 
Eingehung  der  Ehe  abgegeben  sind,  nicht 
die  Ehe  ungUtig  machen,  sondern  in  sich 
hinfällig  sind.  Im  folgenden  wird  es  nun 
auf  die  üngiltigkeit  der  Rechtsgeschäfte  im 
ganzen  wegen  etwaigen  rechtlich  missbil- 
ligten Inhaltes  ankommen. 

2.  Gesetzlich  untersagte  Geschäfte. 
Wenn  im  seitherigen  der  alte  Ausdruck 
»Vertragsfreiheit«  festgehalten  worden 
ist,  so  mnss  dies  mit  dem  Bewusstsein  seiner 
Ungenauigkeit  geschehen.  Er  lunspannt  alle 
Rechtsgeschäfte,  auch  solche,  die  ein- 
seitig zu  Stande  kommen  können.  Bei- 
spiele, die  hierher  gehören,  sind :  Nichtigkeit 
einer  Schuldverschreibung  auf  den  Inhaber,, 
die  ohne  staatliche  Genehmigung  in  den 
Verkehr  gelangt  ist  (G.B.  795, 3) :  Vermächt- 
nisse, die  gegen  ein  zur  Zeit  des  ErbfaUs 
bestehendes  gesetzliches  Verbot  Verstössen 
(G.B.  2171).  Vgl.  auch  G.B.  2263;  Nichtig- 
keit des  Verbotes  des  Erblassers,  das  Testa- 
ment alsbald  nach  seinem  Tode  zu  eröffnen. 

Gehen  wir  zu  den  Arten  der  gesetzlichen 
Verbote  über,  die  03.  134  im  Auge  hat, 
so  giebt  es  drei  Möglichkeiten: 

1.  Unmittelbares  Verbotgewisser 
Rechtsgeschäfte  durch  das  Gesetz. 
Dies  findet  sich  in  allen  Teilen  des  büiger- 
liehen  Rechtes.  So  vor  allem  in  dem  jetzigen 
Wucherparagraphen  138,  2:  Er  dehnt  die 
Versuche  der  seitherigen  Wuchergesetzo  von 
1880  und  1893  civilrechtlieh  aus  und  hebt 
sie  auf,  während  sie  als  Strafgesetze  weiter 
in  Geltung  verbleiben  (E.G.  z.  G.B.  39;  47). 
Darnach  ist  jetzt  jedes  Rechtsgeschäft  nichtig, 
durch  das  jemand  unter  Ausbeutung  der 
Notlage,  des  Leichtsinns  oder  der  ünerfahren- 
heit  eines  anderen,  sich,  oder  einem  Dritten 
für  eine  Leistung  Vermögensvorteile  ver- 
sprechen oder  gewähren  lässt,  welche  den 
Wert  der  Leistung  dergestalt  übersteigen, 
dass  den  Umständen  nach  die  Vermögens- 
vorteile in  auffälligem  Missverhältnisse  zu 
der  Leistung  stehen. 

Nichtig  ist  eine  im  voraus  getroffene 
Vereinbarung,  dass  ßUlige  Zinsen  wieder 
Zinsen  tragen  sollen  (G.B.  248);  nichtig 
Verträge  über  ein  künftiges  Vermögen  oder 
über  den  Nachlass  eines  noch  lebenden 
Dritten  (G.B.  310;  312).  Das  gleiche  gut 
von  der  im  voraus  getroffenen  Vereinbarung, 
nach  welcher  dem   Pfandgläubiger  bei  er- 
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mangelnder  Zahlung  das  Eigenttun  an  der 
Sache  zustehen  solle  (Verbot  der  lex  com- 
missoria beim  Pfände  —  G.B.  1229).  En 
unentgeltlicher  Verzicht  des  unehelichen 
Kindes  auf  den  ihm  gesetzlich  zustehenden 
Unterhalt  für  die  Zuiunft  ist  nichtig  (G.B. 
1714).  Ein  Vertrag,  durch  den  sich  jemand 
verpflichtet,  eine  Verfügung  von  Todes- 
"wegen  zu  errichten  oder  nicht  zu  errichten, 
aufzuheben  oder  nicht  aufzuheben,  ist  nichtig 
<G.B.  2302). 

Bei  diesen  gesetzlichen  Verboten,  aus 
denen  hier  nur  einzelne  Exempel  herausge- 
griffen wurden  und  die  unter  sich  dem  be- 
sonderen Stoffe  nach  nicht  weiter  zusammen- 
hängen, hat  die  Erfahrung  gelehrt,  dass  die 
Privaten  oft  Neigung  zur  Umgehung  äussern. 
Verbietet  ein  Gesetz  die  Mobiliarhypothek 
Tmd  gestattet  an  beweglichen  Sachen  nur 
Faustpfand,  so  übertragt  oftmals  der  Schuldner 
Eigentum  auf  den  Gmubiger,  mit  dem  Be- 
dingen der  Kückübertragung  bei  der  Zali- 
lung  der  Schuld,  —  und  mietet  einstweilen 
die  sichernde  Sache.  Das  G.B.  hat  es  ver- 
mieden, für  derartige  Umgehungsgeschäfte 
(in  fraudem  legis)  besondere  Anordnungen 
zu  treffen.  Man  wird  sie  aber  gleichfalls 
unter  die  Folgen  stellen  müssen,  welche  das 
umgangene  Gesetz  für  die  von  ihm  ge- 
troffenen Geschäfte  aufstellt;  und  wird  die 
Eigenschaft  des  Umgehungsgeschäftes  dann 
anzunehmen  haben,  wenn  die  Parteien  be- 
wusstermassen  das  Gesetz  buchstäblich 
und  damit  zu  eng  ausgelegt  haben. 

2.  Verbot  von  Geschäften  durch 
Strafgesetze.  Dadurch  werden  Rechts- 
geschäfte betroffen  und  für  nichtig  erklärt, 
die  auf  Herbeifflhnmg  einer  mit  Strafe  be- 
drohten Handlung  gerichtet  sind.  Dies  kann 
aber  sein: 

a)  durch  Versprechen  einer  Leistung  an 
jemanden,  damit  dieser  ein  Delikt  begehe; 
sei  es  direkt  durch  Bestechen  und  Dingen 
des  Verbrechers  oder  indirekt  durch  Ver- 
zicht auf  etwaigen  Schadensersatzanspruch 
u.  dgl. 

b)  durch  Vereinigung  zu  einer  gemein- 
sam zu  begehenden  strafbaren  Handlung. 

Davon  sind  solche  Fälle  zu  unterscheiden, 
in  denen  bei  einem  an  und  für  sich  er- 
laubten Geschäft  wegen  der  begleitenden 
Umstände,  unter  denen  es  abgeschlossen 
wird,  der  eine  oder  beide  Teile  sich  straf- 
bar machen;  z.  B.  Kauf  mit  Verstoss  gegen 
die  Sonntagsruhe.  Hier  bleibt  der  Kauf 
civilrechtlich  giltig,  denn  es  muss  der 
wesentliche  Siun  des  Vertrages  in  sich  selbst 
der  sein,  eine  strafrechtlich  untersagte  Hand- 
lung herbeizuführen. 

3.  Ablehnung  von  Geschäften 
seitens  der  Rechtsordnung  durch 
grundsätzliche  Betonung  gewisser 


Gesetze.  Dass  dieses  durch  G.B.  134  und 
die  entsprechenden  Normen  des  seitherigen 
und  des  ausländischen  Rechtes  auch  ge- 
troffen wird,  kann  kaum  zweifelhaft  sein. 
Die  Durchführung  hat  aber  zuweilen 
Schynerigkeiten  gemacht  Man  kann  wohl 
als  sicher  hierher  ziehen :  Verträge  auf  Ehe- 
scheidung durch  übereinstimmende  Angabe 
falscher  Thatsaohen.  (Vgl.  auch  Verlöb- 
nis jemandes,  der  noch  verheiratet  ist). 
Zweifel  aber  hat  die  Durchführung  der  Ge- 
werbeordnung erregt;  z.  B.  bei  den  soge- 
nannten Bierabnahmeverträgen,  in  denen  sich 
Wirte  verpflichten,  Bier  nur  aus  bestimmten 
Brauereien  zu  beziehen.  Nun  verbietet 
G.0. 10  nur  Realgewerbeberechtigungen,  und 
G.O.  8  unterwirft  alle  früher  bestandenen 
Bannrechte  in  der  Hinsicht  der  Ablösung, 
was  beides  etwas  anderes  bedeutet  als  jene 
Verträge.  Mithin  wtirde  nicht  ein  solcher 
Bierabnahmevertrag  als  solcher,  sondern  nur 
dessen  vereinbarte  Unauf hebbar keit 
gegen  das  gesetzhche  Verbot  sein. 

Ganz  interessant  sind  hier  die  sogenannten 
Schweigegelder,  —  Versprechungen,  die 
jemand  abgiebt,  damit  ein  anderer  eine  von 
dem  Versprechenden  begangene  unerlaubte 
Handlung  nicht  anzeige.  Hier  wird  man 
bei  Verbrechen  in  unserem  Rechte  dea 
Grundsatz  finden  müssen,  dass  eine  Anzdge 
gewollt  wird  und  deshalb  ein  Abkaufeulassen 
ihrer  gesetzlich  nicht  zulässig  ist  Zweifel- 
haft kann  es  bei  Antragsdelikten  sein.  Man 
wird  unterscheiden  müssen:  L^  das  Ge- 
setz das  Antragsrecht  in  das  freie  per- 
sönliche Belieben  des  Antragsberechtigten, 
so  mag  er  sich  auch  im  Vertrage  mit  dem 
Schuldigen  privatim  abfinden  lassen  und 
also  die  Berichtigung  des  Deliktes  eintreten; 
—  ist  es  da^^en  ein  im  objektiven 
Interesse  eines  anderen  zu  wahren- 
des Recht  z.  B.  Antragsrecht  des  Vertretere 
eines  verführten  Mädchens  (StG.B.  182),  so 
ist  ein  Vertrag,  durch  den  der  Berechtigte 
für  sich  es  abkaufen  lässt,  sicherlich  gegen 
des  Gesetzes  Meinung.  —  Und  dieser  Ge- 
sichtspunkt wird  sich  überall  mit  Erfolg 
durchführen  lassen,  da  das  Recht  eine  ob- 
jektiv gerechtfertigte  Führung  erwartet.  Bei- 
spiele :  Bezahlung  des  Vormundes,  damit  er 
die  Veräussening  von  Mündelgut  an  den 
Zahlenden  betreibe;  Honorierung  des  Ver- 
treters einer  Beruf^nossenschaft  damit  esc 
im  Interesse  des  Honorierenden  eine  be- 
stimmte Person  zur  Anstellung  in  der  Ge- 
nossenschaft empfehle. 

8.  Rechtsgeschäfte  gegen  die  guten 
Sitten.  Dieser  Ausdruck  der  deutschen 
Rechtswissenschaft  und  danach  des  G.B.  ist 
eine  wörtliche  Uebersetzung  der  »boni 
mores«  der  Römer;  und  cuese  haben  es 
wieder  aus  dem  Griechischen  übernommen, 
wo  es  in   den   r&rj  /pi^arä  auch   sprich- 
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■wörtlich  war  (1.  Kor.  15,  33).    Aber  welche 
Instanz  ist  damit  eigentlich  angerufen? 

Mehrfach  ist  gesagt  worden,  dass  in 
unserer  Frage  das  freie  Ermessen  des 
Sichters  zu  entscheiden  habe  oder  sogar 
das  »höchst  persönliche«.  Aber  das  heisst 
das  Problem  bei  seite  schieben,  nicht  es 
lösen.  Es  macht  den  Eindruck,  als  ob  die 
Rechtswissenschaft  bei  dieser  und  ent- 
sprechenden Aufgaben  an  ein  eisernes  Thor 
stosse.  jenseits  dessen  der  Weg  weiter  führt, 
den  sie  nun  nicht  zu  erreichen  vermag. 
Wie  aber  soll  »der  Richter«  ihn  verfolgen 
und  wandeln,  wenn  nicht  zuvor  theoretische 
Untersuchung  die  rechte  Richtung  gewiesen 
und  eine  gesicherte  Methode  des  Vorgehens 
gelehrt  hat? 

Zudem  ist  es  gar  nicht  richtig,  dass  ein 
freies  Ermessen  des  G^erichtes  hier  ein- 
setzen dfirfe;  in  dem  Sinne,  dass  nach 
seinem  subjektiven  Meinen  die  Ent- 
scheidung zu  treffen  sei.  Gerade  im  (Gegen- 
teil: Das  Gericht  hat  im  Falle  seiner  An- 
nifung  in  einer  jetzt  fraglichen  Streitsache 
einen  objektiv  richtigen  Massstab  an- 
zulegen und,  dass  und  wie  solches  ge- 
schehen sei,  überzeugend  darzuthun. 
—  Und  wendet  sich  das  Gesetz  denn  nicht 
in  erster  Linie  an  die  Rechtsunterworfenen  ? 
Welcher  Widersinn  aber,  ihnen  zuzurufen: 
Verhaltet  euch  so,  wie  hinterher  der  Richter 
nach  seinem  subjektiven  Ermessen  be- 
finden wird! 

Ein  anderer  Versuch,  hier  einen  Ausweg 
zu  finden,  gipfelt  in  der  Angabe,  dass  es 
auf  die  im  Aolke  herrschenden  sitt- 
lichen Anschauungen  ankäme. 

Aber  wo  sind  diese  zu  finden?  Giebt  es 
wirklich  solche  in  Einstimmigkeit  sich 
feststellenden  und  unzweifelhaft  anerkannten 
Sätze?  —  Die  Frage  liefert  die  Antwort. 
Es  ist  genug  in  unserer  Zeit  betont  worden, 
dass  nach  den  Bevölkerungsklassen  und  den 
einzelnen  Kreisen  die  Auffassungen  dessen, 
was  recht  und  gerecht  sei,  nur  zu  oft  aus- 
einandertaufen. 

Also  soll  wohl  die  Mehrheit  ent- 
scheiden? Aber  welche  denn?  Und  ist  das, 
was  sie  so  anninunt,  wirklich  notwendig 
den  ^uten  Sitten  entsprechend? 

Diese  Frage  wird  hier  niemals  gespart. 
Keine  Verweisung  auf  Standes-  oder  Klassen- 
aoffassung  vermag  der  Zweifelsfrage  zu 
entrinnen,  ob  das,  was  sie  thatsächlich 
bieten,  vor  einem  kritischen  Urteile  auch  als 
objektiv  gerechtfertigt  bestehen  kann.  Nie- 
mand wird  bei  der  Frage,  ob  eine  Lebens- 
haltung gesund,  ob  eine  Krankheit  an- 
steckend sei,  —  bei  dem  Problem,  wie  der 
Bau  des  Weltalls  imd  der  Lauf  der  Planeten 
sei.  »die  im  Volke  herrschenden  Anschau- ' 
imgen«  als  unbedingt  massgebliche  Instanz  | 
anerkennen  und  ihr  mit  gebundenen  Händen  | 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


sich  unterwerfen.  Aber  auch  kein  Jurist 
wird  dies  thun,  wenn  es  sich  um  die  rich- 
tige Bestimmung  des  Eigentumsbegriffes, 
der  juristischen  Personen,  des  strafrecht- 
lichen Versuches,  der  Souveränität  im  Reiche 
handelt  Wie  wiU  man  da  in  der  viel  be- 
deutsameren Frage,  ob  ein  menschlicher 
Willensinhalt  gerecht  und  richtig  sei, 
eine  Resolution  durch  das  Abzählen  zu- 
fälliger Meinungen  einzelner  Volksgenossen 
als  letzte  Ausflucht  beschwören! 

Wenn  aber  eine  als  bestehend  nachge- 
wiesene Auffassung  einer  prüfenden  Beiu"- 
teilung  unterzogen  werden  muss,  so  genügt 
es  auch  nicht,  dafür  wiederum  auf  das  Ur- 
teil >der  anständigen  und  gerecht 
denkenden  Leute«  Bezug  zu  nehmen.  Denn 
wer  sind  diese?  Und  woran  erkennt 
man,  ob  sie  gerecht  denken?  —  Hier  ist 
es  erforderlich,  sachliche  Begründung  zu 
geben;  und  wer  dem  ausweicht,  kommt  so 
vor,  als  wenn  für  die  Naturwissenschaft 
einer  sagen  wollte:  Wozu  über  das  Gesetz 
der  Schwere  tiefer  nachdenken,  —  man 
sieht  es  ja,  dass  die  Körper  »fallen«. 

Endlich  aber  ist  zu  bemerken,  dass  die 
Lehren  der  Ethik  keine  erschöpfende 
Auskunft  für  unsere  Frage  geben.  Sie  gehen 
auf  die  rechte  Gesinmmg,  während  es  sich 
hier  um  den  richtigen  Inhalt  von  Recht 
dreht,  das  nnr  ein  äusseres  Verhalten  fordern 
kann  und  fordert.  Die  schwierige  Ausein- 
andersetzung des  dadurch  erwachsenden 
Problems  muss  anderem  Zusammenhang  vor- 
behalten bleiben.  Hier  genügi;  die  Fest- 
stellung, dass  für  die  rechtliche  Frage 
eine  besondere  Aufgabe  erwachsen  ist,  der 
sie  sich  nicht  durch  Verweisung  auf  andere 
Autoritäten  entziehen  darf. 

Wenn  das  Gesetz  mit  dem  alten,  obschon 
nicht  sehr  bezeichnenden  Ausdruck  Rechts- 
geschäfte gegen  die  guten  Sitten  ver- 
wirft, so  vermag  dieser  Verlegenheitsaus- 
druck in  der  Sache  gar  nichts  anderes  zu 
sagen,  als  das:  Es  soll  nicht  durch  private 
Satzung  im  besonderen  Fall  ein  E^bnis 
erzielt  werden,  das  der  Grundabsicht 
des  Rechtes  überhaupt  widerspricht. 
Die  Verwerfung  dieses  sonst  eintretenden 
Widersinnes  ist  selbstverständlich;  es  darf 
der  konkrete  Thatbestand  nicht  eine  Durch- 
setzung dessen  fordern,  was  —  zur  Sitte 
erhoben  —  ungut  sein  würde,  rechtlich 
nicht  gut. 

Da  nun  das  oberste  Gesetz  aller  Rechts- 
betrachtung die  Idee  einer  Gemeinschaft 
frei  wollender  Menschen  ist  (s.  d.  Art.  Recht 
oben  Bd.  VI  S.  340),  so  darf  in  der  Rich- 
tung unserer  jetzigen  Betrachtung  nicht  eine 
solche  Bindung  durch  Rechtsgeschäft  ein- 
treten, dass  der  Inhalt  des  Willens  des  einen 
Teils  der  unbegrenzten  Willkür  des 
anderen  Teils  anheimgegeben  würde. 

Auflage,    vn.  31 
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Eine  solche  Ueberlieferung  an  die  unbe- 
grenzte Willkür  kann  aber  in  der  Weise 
eintreten,  dass  entweder  der  eine  nach  jenem 
willkürlichen  Belieben  leisten  soll;  oder  so, 
dass  sich  zwei  verbinden,  um  Dritte  in  jene 
Lage  unbegrenzter  Abhängigkeit  zu  bringen 
imd  von  ihnen  derartig  Leistungen  zu  er- 
wirken. Beides  kann  m  der  doppelten  Art 
geschehen,  dass  es  sich  um  Leistungen  in 
positivem  Thun  handelt  oder  dass  die  Ver- 
pflichtung auf  ein  Unterlassen  gerichtet  ist. 
Nach  diesem  letztgenannten  Gegensatz  wird 
sich  die  folgende  Darstellung  teilen. 

4.  Unzulässige  Geschäfte  auf  ein 
Thun.  Hier  eröffnen  sich  drei  Möglich- 
keiten, in  denen  ein  Rechtsgeschäft  gegen 
das  Princip  des  Rechts  Verstössen  kann; 
nämlich  bei  unbegrenzter  Hingabe  der 
eigenen  Person  oder  von  rechtlich  anver- 
trauten Personen  oder  des  Vermögens. 

1.  Hingabe  der  eigenen  Person 
zu  unbegrenzter  Willkür  des  an- 
deren. 

Vor  allem  in  der  Sklaverei  und  in  ent- 
sprechenden Hörigkeitsverhältnissen.  Neuer- 
cbngs  zur  Sprache  gekommen  bei  der  Aus- 
fuhr italienischer  Arbeiter  nach  Amerika; 
bei  den  Verträgen  der  britisch-ostafrikani- 
scheu  Gesellschaft  über  Bezug  von  Bet- 
schuanaleuten ;  auch  im  Reichstage  (11.  März 
1899)  bei  der  Auswanderung  junger  Dienst- 
mädchen nach  den  Schutzgebieten. 

Oft  ist  von  neueren  Juristen  der  Schein 
des  Shylock  in  »Kaufmann  von  Venedig« 
besprochen  worden.  Die  Nichtigkeit  des 
dortigen  Paktes  aus  dem  hier  betretenen 
Gesichtspunkte  ist  für  unser  Recht  ausser 
allem  Zweifel.  (Ob  im  übrigen  jene  Rechts- 
anekdote wirklich  eine  historische  Entwicke- 
lung  des  Rechtes  von  der  Personalexekution 
zu  der  blossen  Vermögenshaftung  bedeuten 
will:  —  oder  nur  eine  harmlose  Uebung 
des  Witzes,  der  formal  spitz  den  sachlich 
Schlechteren  überwindet:  kann  hier  dahin 
gestellt  bleiben.) 

Im  besonderen  ist  der  contractus  cum 
meretrice  initus  hier  einzubezieheu.  In  der 
geschlechtlichen  Hingabe  von  Fall  zu  Fall 
macht  sich  der  Mensch  zur  Sache,  zum 
blossen  Mittel  für  subjektives  Begehren  des 
anderen.  Dass  aUe  Kuppelverträge  danach 
gleichfalls  als  nichtig  zu  kassieren  sind, 
folgt  aus  allem  Gesagten  von  selbst.  Schwie- 
rigkeiten können  Kauf-  oder  Mietverträge 
über  Bordelle  machen.  Es  wird  darauf  an- 
kommen, ob  der  Gegenstand  des  Vertrages 
gerade  ein  zur  Unzucht  geeignetes  Haus 
bildet;  so  dass  etwa  mit  Rücksicht  auf  den 
sexuellen  Geschäftsbetiieb  der  Preis  des 
Kaufes  oder  der  Miete  bestimmt  wimie; 
während  die  blosse  Möghchkeit,  dass  der 
Erwerber     das     Grundstück     also     miss- 


brauchen werde,  noch  nicht  ziur  Kassierung 
des  übermittelnden  Geschäftes  genügen  kann. 
Eine  unzulässige  Ueberlieferung  der 
eigenen  Person  an  anderer  Willkür  würden 
auch  Verträge  über  Religionswechsel  be- 
deuten; oder  über  Beharren  beim  Priester- 
stand; und  ähnliches  mehr. 

2.  Leistung  mit  Personen,  die 
dem  Versprechenden  vom  Rechte 
anvertraut  sind. 

Hierher  gehören  in  erster  Linie  heute 
Erziehungsverträge  über  Kinder,  welche  Ver- 
träge als  unzulässig  nicht  binden.  Wenn 
das  seither  mu:  zögernd  anerkannt  wurde 
und  solche  Abmachungen  ntu"  bedingt  als 
ungiltig  erachtet  worden  sind,  so  dürfte 
jetzt  aller  Zweifel  gegenstandslos  sein,  nach- 
dem die  elterliche  Gewalt  in  unserem  Rechte 
nicht  mehr  als  persönliches  Recht  ihres 
Inhabers,  sondern  als  besonders  geartete 
Vormundschaft  aufgefasst  wird,  die  im  In- 
teresse der  Schutzbefohlenen  als  Pflicht 
richtig  zu  üben  ist. 

3.  Ausbeutung  eines  anderen  in 
dessen  Vermögen. 

Hier  steht  natürlich  im  Vordergrunde  die 
wucherische  Ausbeutung.  Es  war  strei- 
tig, ob  schon  vor  dem  Wuchergesetz  vom 
24.  Mai  1880  ein  unzulässiger  Wucher  an- 
zunehmen war;  allgemein  also:  ob  die 
Nichtigkeit  eines  Rechtsgeschäftes  wegen 
wucherischer  Ausbeutung  von  positiver 
Einzelsatzung  unabhängig  sei  und  aus  dem 
Verbot  der  negotia  contra  bonos  mores  von 
selbst  folge? 

Das  dürfte  nun  zweifellos  da  zu  bejaheu 
sein,  wo  die  ganze  Vermögenslage  jemandes 
durch  Ausbeutung  eines  anderen  sich  so  ge- 
staltet, dass  jener  niu"  noch  dienendes  und 
verdienendes  Werkzeug  für  die  Zwecke  des 
letzteren  sein  würde.  Aber  das  mag  so  sehr 
häufig  nicht  der  Fall  sein. 

Allein  es  steht  auch  nichts  im  W^e, 
dass  das  einzelne  Geschäft  für  sich  w  uch  e- 
risch  ist:  sobald  in  seiner  besonderen  Lage 
der  Versprechende  als  unfreies  Mittel  zu 
willkürlicher  Verfügung  des  anderen  behan- 
delt wird.  Die  Formel  unserer  Gesetze,  die 
von  »Ausbeutung«  gewisser  Lage  des  ande- 
ren Teils  spricht,  ist  hier  ganz  zutreffend. 
Und  nun  könnte  das  also  sehr  wohl  auch 
über  den  weiten  Thatbestand  des  jetzigen 
Abs.  2  des  §  138  hinaus  durch  einseitige 
Geschäfte,  besonders  auch  durch  Schenkun- 
gen, oder  vermittelst  Erbschleicherei  ge- 
schehen. 

Dagegen  wird  eine  Ausbeutung  immer 
nötig  sein.  Denn  wenn  der  Gläubiger 
nichts  von  der  besonderen  Lage  weiss, 
die  das  Geschäft  zu  einem  wucherischen 
stempelt,  so  wird  der  Versprechende  im 
Sinne  des  Geschäftes  gar  nicht  der  ledig- 
lichen  Willkür  des  anderen  hingegeben.    Und 
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es  kann  sich  nun  nur  um  die  Frage  der 
Durchführung  eines  giltigen  Ge- 
schäftes handeln;  in  erster  Linie  um  Be- 
rflcksichtigung  des  Grundsatzes,  dass  der 
Schuldner  die  Leistung  so  bewirken  müsse, 
-wie  Treu  und  Glauben  es  erfordern. 

Auch  abgesehen  von  einer  wucherischen 
Ausbeutung  kann  ein  Verstoss  eines  Rechts- 
geschäftes in  der  hier  besprochenen  Rich- 
tung vorkommen.  So  bei  völliger  Unbe- 
stimmtheit der  Leistung  des  einen,  während 
der  andere  Teil  nach  freiem  Belieben  über 
sie  soll  verfügen  dürfen ;  etwa  bei  Vertrag- 
Strafen,  die  in  unbegrenzt  beliebiger  Weise 
der  eine  Teil  auferl^en  könnte,  bei  Arbeits- 
ordnungen (vgl.  dazu  Gew.-0. 134;  148),  bei 
Schauspielern  u.  a. 

6.  Unzulässige  Geschäfte  auf  ein 
Unterlassen.  Bei  diesen  würde  jemand 
darauf  verzichten,  von  einer  an  sich  recht- 
lich gewährten  Möglichkeit  Gebrauch  zu 
machen :  und  zwar  wiedenun  derartig,  dass 
die  Entscheidung  nach  unbegrenzter  sub- 
jektiver Wülkür  des  auf  der  einen  Seite 
Beteiligten  zu  treffen  wäre.  In  diesen 
fällen  kommt  die  oben  hervorgehobene 
Möglichkeit,  dass  sich  mehrere  verbinden, 
um  einen  anderen  in  jene  Lage  zu  bringen, 
besonders  praktisch  in  Betracht. 

Im  ganzen  mache  ich  auf  folgende  Mög- 
lichkeiten als  besonders  bezeichnend  auf- 
merksam : 

Verzicht  jemandes  auf  seine  Geschäfts- 
fähigkeit. Es  ist  dies  nicht  selten  in 
solchen  FäUen  versucht  worden,  in  denen 
fflch  jemand  zur  geordneten  Verwaltung 
seines  Vermögens  untauglich  erwiesen  hat, 
ein  Grund  zur  gerichtlichen  Entmündigung 
aber  entweder  nicht  vorliegt  oder  von  den 
Angehörigen  nicht  gerne  geltend  gemacht 
■wird.  üntersteUt  er  sich  dann  dxmb.  Pri- 
vatvertrag der  Kuratel  eines  aideren,  so 
würde  das  doch  eine  Rechtswiitoing  im 
Sinne  einer  geminderten  HandlungsfiUugkeit 
nicht  haben  können. 

Als  einzelnes  gehört  die  im  Geschäfts- 
leben berühmt  gewordene  Konkurrenz- 
klausel her,  die  vertragsmässige  üeber- 
einkimft,  dass  ein  konkurrierender  Geschäfts- 
betrieb unterlassen  werden  soUe,  regelmässig 
unter  Hinzufügiing  einer  Vertragsstrafe. 
Die  Frage  hat  seit  längerem  Schwiengkeiten 
gemacht.  Das  neue  Handelsg^etzbuch  §  74 
wollte  wenigstens  einen  besonders  wichtigen 
Fall  ausser  Streit  bringen.  Es  bestimmte, 
<lass  eine  Vereinbarung  zwischen  einem 
Prinzipal  und  einem  ausscheidenden  Hand- 
lungsgehilfen, dmrch  welche  dieser  für  die 
Zeit  nach  der  Beendigung  des  Dienstver- 
hältnisses in  seiner  gewerblichen  Thätigkeit 
beschränkt  wird,  für  den  Handlungsgelulfen 
ntu*  soweit  verbindlich  ist,  als  die  Beschrän- 
kung nach  Zeit  und  Ort  und  G^enstand 


nicht  die  Grenzen  Oberschreitet,  durch 
welche  eine  unbillige  Erschwerung  des 
Fortkommens  des  Handlungsgehilfen  ausge- 
schlossen wird ;  auch  soll  die  Beschränkung 
nicht  auf  einen  Zeitraum  von  mehr  als  drei 
Jahren  von  der  Beendigung  des  Dienstver- 
hältnisses an  erstreckt  werden  können.  Wie 
man  sieht,  drängt  sich  hier  der  oben  schärfer 
formulierte  Gedanke  der  Vermeidung  unbe- 
grenzter willkürlicher  Verfügungsmacht  des 
einen  über  den  anderen  sachlich  durch. 
Aber  es  trifft  nur  den  einen  Fall  des  Hand- 
lungsgehilfen ;  und  lässt  in  diesem  die  nähere 
Entscheidung  sogar  noch  offen,  indem  dafür 
auf  die  Vermeidung  der  unbilligen  Er- 
schwerimg des  Fortkommens  verwiesen  wird. 
Zur  Ausfüllung  dieses  sowie  der  anderen 
Fälle  von  Konkurrenzklauseln,  die  hier  noch 
gar  nicht  getroffen  sind,  ist  die  Methode  der 
vorhin  dargelegten  Betrachtung  (sub  3  a.  K) 
überall  einzusetzen. 

Ebenfalls  von  einzelnem,  aber  häufig 
sich  einstellendem,  Interesse  sind  die  pacta 
de  non  licitando,  Verträge,  diuxih  die 
bei  einer  Versteigerung  Bietungslustige  ab- 
gefunden werden,  um  nicht  durch  sie  in 
die  Höhe  getrieben  zu  werden.  Ein  preussi- 
sches  Gesetz  von  1797  verbot  sie,  das 
preussische  Strafgesetzbuch  von  1851  §  270 
stellte  sie  imter  Strafe.  Dies  gilt  nach 
überwiegender  Ansicht  noch  jetzt  Aber 
auch  al^esehen  von  dieser  Sondervorschrift 
würde  man  richtiger  Meinung  nach  eine 
civilrechtliche  üugUtigkeit  solcher  Abkom- 
men behaupten  müssen.  Denn  auch  hier 
handeln  die  Paciscenten  dahin,  dass  sie 
einen  Dritten  gegen  sein  rechtliches  und 
berechtigtes  Wollen  ihrer  WDlkflr  verbunden 
unterstellen. 

Endlich  sei  noch  darauf  hingewiesen, 
dass  dem  erörterten  Gesichtspunkte  auch 
die  Streitfälle  aus  Kartellen,  Boykott, 
vertragsmässigen  Koalitions  ver- 
boten unterstehen.  Hält  sich  die  Bindung 
des  davon  Betroffenen  in  festen  Grenzen, 
so  ist  es  dem  vorhin  erwähnten  Falle  der 
Konkurrenzklausel  parallel  zu  behandeln 
und  für  giltig  zu  erachten;  hegt  eine  un- 
b^renzte  Unterwerfung  im  Verzicht  auf 
die  freie  Geschäftsbethätigung,  so  ist  mit 
Gründen  aus  dem  besonderen  Thatbestande 
her  das  Gegenteil  grundsätzlich  darzulegen. 

R,  Stammtet: 


Viehseuchen. 


Als  Viehseuche  wird  jede  Krankheit 
bezeichnet,  welche  gleichzeitig  oder  in  rascher 
Aufeinanderfolge  eine  grössere  Anzahl  Tiere 
befällt  und  durch  eine  specifische  Ursache 
veranlasst  wird.    Letztere  bilden  bald  tieri- 
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sehe  Parasiten,  bald  niedrige  pflanzliche 
Organismen.  Die  durch  erstere  hervorge- 
rufenen Seuchen  werden  s^ciell  als  »In- 
vasionskrankheiten«,  die  durch  letztere 
bedingten  als  »Infektionskrankheiten« 
bezeichnet 

Die  zur  Abwehr  und  Unterdrückung  von 
Viehseuchen  erlassenen  Gesetze  beziehen 
sich  nur  auf  solche,  welche  wegen  ihrer  Ge- 
fahr und  Verbreitung  als  allgemein  gefährlich 
gelten.  Unter  den  Viehseuchen  ist  keine, 
welche  den  Nationalwohlstand  so  sehr  zu 
schädigen  veimag  als  die  Rinderpest. 
Zur  Abwehr  und  Untei-drOckung  derselben 
sind  deshalb  avich  in  fast  allen  europäiBchen 
Staaten  specielle  Veterinärpolizeigesetze  er- 
lassen worden. 

Die  Rinderpest  ist  eine  dem  Rinde 
eigentümliche,  auf  alle  Wiederkäuer  über- 
tragbare fieberhafte  Krankheit,  welche  für 
die  übrigen  Tiere  und  den  Menschen  zwar 
ganz  ungefährlich  ist,  ihrer  schnellen  Aus- 
breitung und  Tötlichkeit  wegen  aber  die  ge- 
fährlichste Tierseuche  ist.  Sie  entwickelt 
sich  im  westlichen  Europa  niemals  von  selbst 
aus  ortseigenen  Ursachen,  sondern  wird  stets 
aus  den  russischen  und  asiatischen  Steppen 
eingeschleppt.  Sie  wurde  durch  die  Völker- 
wanderung im  4.  Jahrhundert  zuerst  nach 
"Westeuropa  gebracht  und  erhielt  damals 
■  ihrer  enormen  Verheenmgen  wegen  den 
Namen  »Viehpest«  (Pestis  pecudum).  Die 
vielen  KriegszOge  der  nachfolgenden  Jahr- 
hunderte brachten  die  Rinderpest  wiederholt 
in  die  westeuropäischen  Länder.  Besonders 
bemerkenswert  in  der  Geschichte  dieser 
Seuche  ist  das  9.,  das  13.,  16.  und  18.  Jahr- 
hundert. Im  Jahre  1593  verbot  der  Senat 
von  Venedig,  um  der  Verbreitung  der  Seuche 
Einhalt  zu  Ihun,  den  V^erkauf  von  Rind- 
fleisch, Käse,  Butter  und  Milch  in  Padua 
bei  Todesstrafe.  Von  1711—1714  hat  die- 
selbe fast  neun  Zehnteile  des  ganzen  Rind- 
viehbestandes in  Europa  dahingerafft.  Paulet 
berechnet  den  Verlust  auf  Vit  Millionen 
Stück.  Der  Verlust  in  den  Jahren  1740—1750 
wird  auf  3  Millionen  Rinder  geschätzt 
Dänemark  allein  hat  von  1745 — 1751  über 
2  MDlionen  Rinder  an  der  Rinderpest  ver- 
loren. Der  Gesamtverlust  im  18.  Jahr- 
hundert wird  für  Deutschland  auf  30  Mil- 
lionen, für  ganz  Europa  auf  20»)  Millionen 
Stück  Rindvieh  geschätzt. 

Zu  Anfang  des  19.  Jalirhunderts  trat  die 
Rinderpest  wieder  im  Gefolge  der  Kriege 
und  zwar  zimächst  der  napoleonischen  auf. 
In  der  letzten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts 
wurden  aber,  durch  die  modernen  Verkehrs- 
imd  Handelsverhältnisse  bedingt,  mehrfach 
Pestinvasionen  zu  IViedenszeiten  beobachtet. 

Alle  Rinder  sind  zu  dieser  Seuche  dis- 
poniert, nur  selten  bleibt  beim  Herrschen 
derselben  ein  Tier  verschont    Die  Mortali- 


tätsziffer beträgt  unter  gewöhnlichen  Ver- 
hältnissen beim  einheimischen  Vieh  90  bis 
95  »/o. 

Die  Aufgaben  der  Veterinärpolizei  dieser 
»fremden«  Seuche  gegenüber  bestehen  einer- 
seits darin,  das  Eindringen  derselben  aus 
einem  von  ihr  heimgesuchten  Staate  des 
Auslandes  zu  verhüten  (durch  Schutz- 
massregeln), andererseits  die  in  das  In- 
land bereits  eingeschleppte  Seuche  so  rasch 
als  m^lich  zu  tilgen  (durch  Tilgungs- 
massregeln). 

Das  deutsche  Reichsgesetz,  welches  die 
Massregeln  gegen  die  Rinderpest  behandelt 
wurde  ftlr  den  Norddeutschen  Bund  am 
7.  April  1867  erlassen  und  im  Jahre  1872 
für  aas  ganze  Deutsche  Reich  in  Kraft  ge- 
setzt. Dasselbe  bestimmt  im  §  1,  dass, 
wenn  die  Rinderpest  in  einem  Bundesstaate 
oder  in  einem  an  das  Gebiet  des  Nord- 
deutschen Bundes  angrenzenden  oder  mit 
demselben  im  direkten  Verkehr  stehenden 
Lande  ausbricht,  die  zuständigen  Verwal- 
tungsbehörden verpflichtet  und  ermächtigt 
sind,  alle  Massregeln  zu  ergreifen,  welche 
geeignet  sind,  die  Einschleppung  und  be- 
ziehentlich die  Weiterverbreitung  der  Seuche 
zu  verhüten  und  die  im  Lande  selbst  aus- 
gebrochene Seuche  zu  unterdrücken. 

»Zuständige  Verwaltungsbehörden«  sind 
die  mit  der  PoUzeiverwaltung  betrauten  Be- 
hörden. Das  Erkenntnis  des  zweiten  Straf- 
senats des  Reichsgerichts  vom  4  Mai  1880 
nimmt  an,  dass  in  Preussen  nur  die  Regie- 
ningen befugt  sind,  Sperrmassregeln  gegen 
die  Rinderpest  anzuoninen,  dass  dieselben 
aber  die  Landräte  ermächtigen  können,  vor- 
läufige Sicherheitsmassregeln  anzuonlnen, 
wie  z.  B.  die  absolute  Ortssperre. 

Solche  landrätlichen  Anordnungen  bleiben 
solange  in  Kraft,  als  die  Regierung  sie  nicht 
missbilligt.  Eine  allgemeine  Instruktion  zur 
Ausführung  des  Riaderpestgesetzes  hatte  das 
Bundespräsidium  bereits  unter  dem  26.  Mai 
1869  erlassen.  Die  Instruktion  wurde  jedoch 
auf  Grund  der  inzwischen  gemachten  Er- 
fahningen  einer  Revision  imterzogen  und  an 
deren  Stelle  die  »revidierte  Instruk- 
tion vom  9.  Juni  1878«  erlassen. 

Dieselbe  behandelt  im  ersten  Abschnitte : 
»Massregeln  gegen  die  Einschlep- 
pung der  Rinderpest  in  das  Bundes- 
gebiet«, im  zweiten  Abschnitte:  »Mass- 
regeln  beim  Ausbruche  der  Rinder- 
pest im  Inlande«  und  im  dritten  Ab- 
schnitte: »Massregeln  nach  dem  Er- 
löschen der  Seuche«. 

»Der  Schutz  des  Inlandes  gegen  die  In- 
vasion der  Seuche  beruht  auf  der  strengen 
Durchführung  der  zur  Verhütung  der  Ein- 
schlepjjung  des  Seuchenkontagiums  geeig- 
neten Massregeln  in  den  an  das  Ausland 
angrenzenden  Landesteilen.    Da  die  Riuder- 
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pest  in  ausgedehnten  Landesteilen  Russlands 
niemals  aiifhört  und  mit  Yiehtransporten 
aus  den  vorzugsweise  heimgesuchten  süd- 
lichen Gebietsteilen  dieses  Landes  häufig 
durch  Russisch-Polen  bis  an  die  preussische 
Landesgrenze,  öfter  auch  durch  die  öster- 
reichisch-ungarischen Länder  bis  zur  deut- 
schen Grenze  vordringt,  während  die  Seuche 
in  den  anderen  Nachb»rländem  Deutschlands 
niemals  originär  entsteht,  so  sind  ständige 
Abwehi-massregeln  nur  für  diejenigen  Landes- 
teile Preussens  bezw.  Sachsens  und  Bayerns 
angeoi-dnet,  welche  an  Russland  und  Oester- 
reich  angrenzen.  Letztere  beiden  Länder 
gelten  ziu:  Zeit  im  Sinne  des  §  4  der  In- 
struktion als  »ständig«  oder  »häufig  um- 
fangreich« verseucht  Demgemäss  hat  der 
Bundesrat  durch  Beschlüsse  vom  29.  April 
1873,  vom  27.  Juni  1879  und  vom  29.  Januar 
1885  die  Einfuhr  \md  Durchfuhr  von  Rind- 
vieh und  von  Schafen  aus  Russland  und 
Oesterreich-Ungam  bis  auf  weiteres  verboten, 
desgleichen  die  Einfuhr  und  Durchfuhr 
frischen  Fleisches  von  Schafen  aus  diesen 
Ländern  imtersagt.  Die  Einfuhr  und  Durch- 
fuhr frischen  Fleisches  von  Rindvieh  und 
Ziegen  aus  Oesterreich-Ungam  ist  durch 
Bundesratsbeschluss  verboten,  während  Russ- 
land gegenüber  ein  gleiches  Verbot  durch 
die  preussischen  Landespolizeibehörden  in 
den  Grenzbezirken  angeordnet  ist.«  Cf. 
Beyer,  Viehseuchengesetze,  2.  Aufl. 

*  Bezüglich  der  beim  Ausbruche  der  Rinder- 
pest im  Inlande  zu  ergreifenden  Massregeln 
ist  die  schnelle  und  sichere  Feststellung  des 
Ausbruches  derselben  von  grosser  Wichtig- 
keit. Es  kommen  zunächst  Sperrmassregeln 
zur  Anwendung.  Die  revidierte  Instruktion 
unterscheidet  in  Bezug  auf  die  Grade  der 
Sperre: 

1.  Die  vorläufige  Sperre  des  Gehöftes, 
solange  nur  ein  dringender  Verdacht  der 
Rinderpest  vorliegt,  §  15.  Welche  Anord- 
nungen zur  wirksamen  Durchfühmng  der 
Torlänfigen  Sperre  zu  treffen  sind,  hat  die 
Ortspolizeibehörde  zu  bestimmen. 

2.  Die  definitive  Sperrung  des  Ge- 
höftes, in  welchem  die  Rinderpest  ausge- 
brochen ist,  §  20.  Hier  schreibt  die  Instnik- 
tion  die  zu  treffenden  Anordnungen  aus- 
drücklich vor. 

3.  Die  relative  Ortssperre  für  den 
ganzen  Ort,  in  welchem  sich  das  infizierte 
Gehöft  befindet,  §  21. 

4.  Die  absolute  Ortssperre,  wenn  die 
Seuche  einen  grösseren  Teil  der  Gehöfte  des 
Ortes  ergriffen  hat,  mit  militärischen  Wachen, 
§  23. 

5.  Die  Sperre  der  ganzen  Feld- 
mark, wenn  die  Seuche  zu  einer  Zeit  auf- 
tritt, wo  Feldarbeiten  und  Weidegang  im 
Gange  sind,  §  33. 

6.  Die  Sperre  eines  öffentlichen  8  c  h  1  a  c  h  t - 


hauses  oder  Schlachtviehmarktes, 
einer  grösseren  Stadt,  §  36. 

Alles  an  der  Rinderpest  erkrankte  oder 
derselben  verdächtige  Vieh  wird  sofort  ge- 
tötet Auf  Ermächtigung  der  höheren  Be- 
hörde kann  aber  zur  schnelleren  Tilgung 
der  Seuche  die  Tötung  selbst  gesunder  Tiere 
und  Vernichtung  von  giftfangenden  Sachen 
angeordnet  werden,  ingleichen  wenn  die  Des- 
infektion nicht  ausreichend  befunden  wird, 
von  Transportmitteln,  Gerätschaften  etc. 

Für  die  auf  Anordnung  der  Behörde  ge-, 
töteten  Tiere,  vernichteten  Sachen  und  ent- 
eigneten Plätze  sowie  für  die  nach  recht- 
zeitig erfolgter  Anzeige  des  Besitaers  ge- 
fallenen Tiere  wird  der  durch  unparteiische 
Taxatoren  festzustellende  gemeine  Wert  aus 
der  Bundeskasse  vergütet.  Erfahnmgsgemäss 
liegt  in  der  raschen  Tötung  des  ergriffenen 
Viehstandes  und  in  der  Vernichtung  gift- 
fangender Sachen  das  sicherste  Mittel  dei^ 
Tilgung  dieser  gefährlichen  Seuche.  Eine 
solche  Enteignung  im  öffentlichen  Interesse 
bedingt  schon  rechtlich  die  Entschädigung. 
Aber  die  Sicherheit  einer  Entschädigung  be- 
dingt auch  zuverlässig  die  Mitwirkung  der 
Bevölkerung,  zumal  da  auf  der  anderen  Seite 
der  Verlust  jeder  Entschädigung  als  Folge 
imterlassener  Anzeige  oder  Uebertrettmg  er- 
lassener Verbote  und  sonstiger  Anordnungeo 
angedroht  wird. 

Die  nach  dem  Erlöschen  der  Seuche  zur 
Anwendung  kommenden  Massregeln  beziehen 
sich  auf  die  Desiufizierung  der  Gebäude, 
Transportmittel  und  sonstigen  Gegenstände 
sowie  der  Personen,  welche  mit  senche- 
kranken  oder  verdächtigen  Tieren  in  Be^ 
rührung  gekommen  sind. 

Die  Desinfektion  darf  nur  auf  amtliche 
Anordnung  und  nur  unter  sachverständiger 
Aufsicht  erfolgen. 

Bezüglich  der  Desinfektion  der  Eiseur 
bahnwagen,  für  welche  früher  die  Bestim-. 
mungen  der  Instruktion  vom  26.  Mai  1869 
massgebend  waren,  gelten  jetzt  die  Bestim-^ 
mungen  des  G.  v.  25.  Februar  1876  und  der 
zu  demselben  erlasseneu  Ausführungsinstrukr 
tionen. 

Bezüglich  der  Kosten  der  polizeilichen 
Bekämpfung  der  Rinderpest  hat  sich  def 
Bundesrat  dahin  ausgesprochen,  dass  neben 
dem  durch  den  Wortlaut  des  Gesetzes  un- 
mittelbar bezeichneten  Aufwände  für  die 
Vergütung  des  gemeinen  Wertes  der  auf 
Anordnung  der  Behörde  getöteten  Tiere,  ver- 
nichteten Sachen  und  enteigneten  Plätze  so- 
wie der  nach  rechtzeitig  erfolgter  Anzeige 
des  Besitzers  gefallenen  Tiere  zu  jenen 
Kosten  zu  rechnen  sind: 

1.  Die  Kosten  der  Abschätzung  des  ge- 
töteten und  gefallenen  Viehes,  der  vernichr 
teten  Sachen  und  der  enteigneten  Plätze; 

2.  Die  Kosten  der  Tötung  und  ordnungs« 
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massigen  Verscharrung  der  Tiere  sowie  der 
Vernichtung  von  Sachen; 

3.  Die  Kosten  der  Desinfizierung  der  Ge- 
bäude, Transportmittel  und  sonstiger  Gegen- 
stände sowie  der  Personen,  welche  mit 
seuchekranken  oder  verdächtigen  Tieren  in 
Berührung  gekommen  sind,  soweit  diese 
Kosten  nicht  durch  äussere  Einrichtungen 
und  Nebendienstleistungen  verursacht  wer- 
den, also  ausschliesslich  des  Aufwandes  für 
Desinfektionshütten,  für  Botendienste,  Auf- 
sichtspersonal etc. 

Die  CirkularverfOgung  des  Ministers  der 
geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinal- 
angelegenheiten vom  19.  Januar  1872  bildet 
die  Grundlage  für  die  Beurteilung  der  Frage, 
welche  Kosten  in  Angelegenheiten  der 
Rinderpest  auf  Reichsfonds  übernommen 
werden. 

Ziu:  Verhütung  des  in  Anbetracht  der 
Rinderpesteinschleppung  besonders  gefähi^ 
liehen  Viehschmuggels  an  den  östlichen 
Landesgrenzen  haben  sich  die  Bestimmungen 
des  §  328  des  Strafgesetzbuches  hauptsäch- 
lich deshalb  als  unzureichend  dargestellt, 
weil  zur  Bestrafung  der  Nachweis  von  dem 
Bewusstsein  der  Angeklagten  erforderlich 
ist,  dass  seine  Handlung  dem  getroffenen  Ver- 
bote der  Vieheinfuhr  zuwiderlaufe.  Ausser- 
dem machte  sich  auch  der  Mangel  einer 
gegen  den  Versuch  gerichteten  Strafan- 
drohung fühlbar.  Um  diesen  Uebelständen 
abzuhelfen,  wurde  das  Reichsgesetz, 
betr.  Zuwiderhandlungen  gegen  die 
zur  Abwehr  der  Rinderpest  er- 
lassenen Einfuhrverbote,  vom  21. 
Mai  1878  erlassen. 

Der  §  1  Abs.  1  dieses  Gesetzes  enthält 
eine  Erhöhung  des  HOchstmasses  sowie  des 
Mindestmasses  der  im  §  328  des  Strafgesetz- 
buches auf  die  wissentliche  Verletzung  der 
EinfuhiTerbote  und  Einfuhrbeschränkungen 
angedrohten  Strafen.  Diese  Strafverstärkung 
rechtfertigt  sich  nicht  nur  durch  die  Beob- 
achtung, dass  die  bisherige  Strafandrohung 
sich  nicht  als  ausreichend  bewährt  hat, 
sondern  auch  durch  die  Erwägung,  dass  die- 
selbe nicht  im  richtigen  Verhältnisse  steht 
zu  der  Gefährlichkeit  der  den  Wohlstand 
der  Nation  bedrohenden  Handlungen,  welche 
äe  verhüten  soll. 

Nach  den  Gesetzesmotiven  entspricht  die 
eintretende  Erhöhung  der  Strafe  für  den  Fall, 
dass  eine  wirkliche  Sehädigimg  der  durch 
die  Strafandrohung  zu  schützenden  Interessen 
vorliegt,  der  Bestimmung  im  §  328  Abs.  2 
des  Strafgesetzbuchs. 

Nach  dem  Vereinszollgesetze  vom 
1.  Juli  1869  (Bund.-Ges.-Bl.  S.  355)  trifft  die 
Sti-afe  der  Kontrebande  den,  welcher  einem 
Einfuhrverbote  zuwider  Vieh  oder  andere 
Gegenstände  einführt,  neben  den  Strafen, 
die  der  §  328  des  Strafgesetzbuchs  oder  das 


Reichsgesetz  vom  21.  Mai  1878  vorschreibt 

Die  Bekanntmachung  des  Reichs- 
kanzlers vom  12.  Dezember  1878  enthält 
die  Bestimmungen  des  Bundesrates  über  die 
Gebühmisse  der  zur  Durchführung  von  Ab- 
sperrungsmassregeln gegen  die  Rinderpest 
verwendeten  Militärkommandos  vmd  die  Er- 
stattung der  entstandeneu  Mehrkosten  aus 
Reichsdvilfonds. 

In  Geste rreich  ist  das  Verfahren 
gegen  die  Rinderpest  durch  das  G.  v.  29. 
Februar  1880  und  die  Durchführungs- 
verordnungen vom  12.  April  1880  ge- 
regelt worden.  Das  Gesetz  hat  vielrach 
ähnhche  Restimmungen  wie  das  betreffende 
deutsche  Gesetz. 

Das  gleiche  gilt  von  dem  in  Frank- 
reich gütigen  G.  V.  21.  Juni  1881. 

In  der  Schweiz  ist  das  6.  v.  8.  Februar 
1872  gegen  Rinderpest,  Lungenseuche,  Maul- 
und  Klauenseuche,  Rotz  und  Wut  gerichtet. 

Für  Schweden  enthalten  eine  kgl. 
Bekanntmachung  vom  30.  Mai  1873 
imd  eine  V.  v.  19.  April  1875  die  Bestim- 
mungen über  die  Abwenr  und  Unterdrückung 
der  übertragbaren  Viehseuchen. 

Die  zur  Abwehr  und  Unterdrückung  der 
übrigen  Viehseuchen  erlassenen  Gesetze  und 
Verordnungen  waren  in  den  einzelnen  deut- 
schen Bundesstaaten  sehr  verschieden  und 
entsprachen  vielfach  weder  den  Fortschritten 
der  Veterinärwissenschaft  noch  den  mo- 
dernen landwirtschaftlichen  und  Verkehrs- 
verhältnissen. 

In  Preussen  kam  bis  zum  Erscheinen 
des  G.  V.  25.  Juni  1875  hauptsächlich  das 
Viehsterbepatent  vom  2,  April  18Cß 
und  das  Regulativ  vom  8.  August  1835 
in  Anwendung.  Durch  das  Reichsgesetz 
vom  23.  Juni  1880  wurde  das  Verfahren 
zur  Abwehr  und  Unterdrückung  übertrag- 
barer Seuchen  der  Haustiere,  mit  Ausnahme 
der  Rinderpest,  in  Deutschland  einheitlich 
geregelt 

Die  Anordnung  der  Abwehr-  und  Unter- 
drückungsmassregeln  und  die  Leitung  des 
Verfahrens  liegt  den  Landesregierungen  und 
deren  Organen  ob,  während  der  Reichskanz- 
ler die  Ausfühnmg  des  Gesetzes  und  der 
auf  Grund  derselben  erlassenen  Anordnungen 
zu  überwachen  hat. 

Die  Massregeln,  welche  zur  Abwehr  der 
Einschleppung  ausdem  Auslande  dienen, 
beziehen  sich  auf  Einfuhr  und  Verkehrs- 
beschränkungen sowie  auf  Viehrevisionen. 
Behufs  Unterdrückung  der  Viehseuchen  im 
In  lande  kommen  folgende  Massr^;eln  zur 
Anwendung:  1.  die  Anzeigepflicht,  2.  die 
Ermittelung  der  Seuehenausbrüche,  3.  Schutz- 
massregeln gegen  Seuchengefahr. 

Durch  die  bedeutenden  Verluste,  welche 
dieMaulundKlauenseuche  in  den  letz- 
ten Jahrzehnten  den  einzelnen  Besitzern  und 
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ganzen  Indern  verursacht  hat,  ist  dieselbe  zu 
•einer  hoben  volkswirtschaftlichen  Bedeutung 
gelangt  Die  Yerluste  in  Deutschland  wurden 
im  Jahre  1892  auf  100  Millionen  Mark 
taxiert  In  England  wurden  dieselben  im 
Jahre  1883  auf  20  Millionen,  in  Frankreich 
im  Jahi-e  1871  auf  30  Millionen  Mark  be- 
rechnet Es  ist  deshalb  in  landwirtschaft- 
lichen Kreisen  die  Fn^  wiederholt  aufge- 
worfen worden,  ob  nicht  dieselben  Mass- 
regeln, welche  im  Kampfe  gegen  die 
Binderpest  sich  so  vorzüglich  bewährt  haben, 
auch  gegen  die  Maul-  und  Klauenseuche  an- 
gewendet werden  sollten. 

Wenn  auch  zugegeben  werden  kann,  dass 
in  einem  Vieh  exportierenden  Lande  in 
einzelnen  Fällen  von  der  Tötung  der  be- 
fallenen und  verdächtigen  Tiere  zweckmässig 
Gebrauch  gemacht  werden  kann,  so  muss 
doch  andererseits  betont  werden,  dass  die 
Maul-  und  Klauenseuche  meistens  einen  gut- 
artigen Charakter  hat  d.  h.  in  verhältnis- 
mässig kurzer  Zeit  in  Genesung  übergeht, 
während  die  Rinderpest  meistens  einen  töt- 
lichen  Ausgang  nimmt  und  auch  die  Aus- 
führung jener  in  das  wirtschaftliche  und  Ver- 
kehrsleben so  tief  einschneidenden,  strengen 
gesetzlichen  Bestimmungen  bei  dieser  selir 
leicht  übertragbaren  Krankheit  wohl  kaum 
ausführbar  sind. 

In  dieser  Erkenntnis  hat  deshalb  auch 
der  7".  internationale  tierärztliche 
Kongress  in  Baden-Baden  1899  eine 
Kesolution  dahinlautend  angenommen,  dass 
es  im  Interesse  einer  wirksamen  Bekämpfimg 
der  Maul-  und  Klauenseuche  liege,  zunächst 
die  wissenschaftliche  Erforschung  dieser 
Seuche  mit  allen  Mitteln  zu  betreiben.  Auch 
der  deutsche  Landwirtschaftsrathat 
im  Jahre  1901  erklärt :  »Das  Schwergewicht 
des  Voigehens  gegen  die  die  Landwirtschaft 
iinausg^etzt  auf  das  schwerste  schädigende 
Maul-  und  Klauenseuche  ist  nach  wie  vor 
auf  die  Ergründung  eines  praktisch  verwert- 
baren Immunisierungsverfahrens  zu  richten.« 

Die  Seuchen,  auf  welche  sich  die  An- 
zeigepflicht erstreckt,  sind  folgende: 

L  Der  Milzbrand;  2.  die  Tollwut;  3.  der 
Rotz  (Wurm)  der  Pferde,  Esel,  Maultiere 
und  Maulesel;  4.  die  Maul-  und  Klauen- 
seuche des  Rindviehs,  der  Schafe,  Ziegen 
und  Schweine;  5.  die  Limgenseuche  des 
Rindviehs;  6.  die  Pockenseuche  der  Schafe; 
7.  die  Beschälseuche  der  Pferde  und  der 
Bläschenausschlag  der  Pferde  und  des  Rind- 
viehs ;  8.  die  Räude  der  Pferde,  Esel,  Maul- 
tiere, Maulesel  und  Schafe.  Der  Reichs- 
Icanzler  ist  befugt,  die  Anzeigepflicht  vor- 
übei^hend  auch  für  andere  Seuchen  einzu- 
führen. Letztere  besteht  ziu:%it  für  Rot- 
lauf der  Schweine  und  Schweine- 
seuche  (Schweinepest)  in  den  meisten 
deutschen  Ländern. 


Aus  tierärztlichen  und  landwirtschaft- 
lichen Kreisen  ist  in  letzterer  Zeit  auch 
wiederholt  die  Forderung  gestellt  worden, 
dass  die  Tuberkulose  des  Rindes 
ebenfalls  als  Seuche  veterinärpolizeilich  be- 
kämpft werden  möge.  Die  praktische  Durch- 
führbarkeit stösst  aber  zur  Zeit  auf  unüber- 
windliche Schwierigkeiten.  Abgesehen  da- 
von, dass  die  Tötung  aUer  tuberkulösen 
Rinder  mit  ausserordentlichen  Opfern  ver- 
bunden sein  wtirde  —  nach  den  Ermitte- 
lungen des  Kaiserlichen  Gesund- 
heitsamtes beträgt  der  Prozentsatz  der 
tuberkulösen  Rinder  in  Deutschland  zur  Zeit 
etwa  25  Prozent  — ,  ist  eine  sichere  Diagnose 
während  des  Lebens  sehr  schwierig,  oft 
ganz  unmöglich. 

Die  sachverständige  Ei-mittelung  des 
Seuchenausbruchs  erfolgt  durch  den  beam- 
teten Tierarzt.  Weil  die  äusseren  Kenn- 
zeichen mancher  Tierkrankheiten  und  zwar 
in  Stadien  derselben,  in  denen  der  An- 
steckungsstoff schon  in  hohem  Grade  wirk- 
sam ist  nicht  immer  sichere  Merkmale  zur 
Beurteilung  des  Krankheitszustandes  bieten, 
kann  die  Polizeibehörde  auf  Antrag  des  be- 
amteten Tierarztes  in  zweifelhaften  Fällen 
die  Zerlegimg  eines  verdächtigen  Tieres 
gestatten,  um  über  einen  Seuchenausbruch 
Gewissheit  zu  erlangen,  um  dem  Besitzer 
Schutz  gegen  unberechtigte  Beeinträchti- 
gungen seiner  Intei-essen  zu  gewähren,  ist 
es  demselben  gestattet,  auch  semerseits  einen 
approbierten  Tierarzt  zu  diesen  Unter- 
suchungen zuzuziehen. 

Die  einzelnen  Schutzmassregeln  gegen 
Seuchen  sind  folgende: 

1.  die  Absondenmg,  Bewachung  oder 
polizeiliche  Beobachtung  der  kranken  oder 
verdächtigen  Tiere; 

2.  Beschränkungen  in  der  Art  der  Be- 
nutzung, der  Verwertung  und  des  Trans- 
ports kränker  oder  verdächtiger  Tiere; 

3.  Verbot  des  gemeinschaftlichen  Weide- 
ganges  und  der  gemeinschaftlichen  Benutzung 
von  Brunnen  etc.,  Verbot  des  Cmherlaufens 
der  Hunde; 

4.  die  Sperre  der  verseuchten  Ställe  oder 
anderen  Standorte,  der  Seuchenorte,  be- 
ziehentlich einzelner  TeUe  derselben,  oder 
der  Feldmark  gegen  den  Verkehr  mit  Tieren 
und  mit  solchen  Gegenständen,  die  Träger 
des  Ansteckimgsstoffes  sein  können,  nach 
Massgabe  der  in  jedem  FaUe  speciell  zu  er- 
lassenden polizeüichen  Anordnung; 

5.  die  Impfung  der  der  Seuchengefahr 
ausgesetzten  Tiere,  die  tierärztliche  Behand- 
lung der  erkrankten  Tiere  und  Beschrän- 
kungen in  der  Vornahme  von  Heilversuchen; 

6.  die  Tötung  der  kranken  oder  verdäch- 
tigen Tiere; 

7.  die  unschädliche  Beseitigung  der  Ka- 
daver und  Abfälle: 
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8.  die  Desinfektion; 

9.  die  Einstellung  der  Vieh-  und  Pferde- 
märkte  sowie  der  Tierschauen; 

10.  die  tiei-ärztliche  Untersuchung  der 
am  Seuchenorte  oder  in  dessen  Umgebung 
vorhandenen,  diu-ch  die  Seuche  gefährdeten 
Tiere. 

Hach  den  Erfahrungen  der  letzten  Jahre 
hat  sich  die  Impfung  (Notimpfung  und 
Präcautionsimpfuug)  im  Kampfe  gegen  den 
Rotlauf  der  Schweine,  welcher  in  den 
meisten  europäischen  Ländern  als  enzootisch 
und  epizootisch  auftretende  Infektionskrank- 
heit die  Schweinebestände  sehr  stark  deci- 
miert,  als  prophylaktisches  Mittel  vorzüglich 
bewährt. 

Die  näheren  Vorschriften  über  die  An- 
wendimg und  Ausführung  der  zulässigen 
Schutzmassregeln  auf  die  einzelnen  Seuchen 
sind  durch  die  Instruktion  des  Bundes- 
rat es  vom  24.  Tebniar  1881  gegeben  wor- 
den. In  derselben  sind  gleichzeitig  Anwei- 
sungen über  das  Desinfektions-  und  Ob- 
duktionsverfahren erlassen  worden. 

Für  Schlachtviehhöfe-  und  öffentliche 
Schlachthäuser,  durch  welche  bei  den  jetzigen 
Verhältnissen  des  Viehhandels  die  Verbrei- 
tung von  Seuchen  vorzugsweise  vermittelt 
wird,  sind  besondere  Vorschriften  erlassen 
worden. 

Bezüglich  der  Entschädigung  für  die  auf 
polizeiliche  Anordnung  getöteten  Tiere  sind 
von  den  Einzelstaaten  Bestimmungen  da- 
rüber getroffen,  von  wem  dieselbe  zu  ge- 
währen und  wie  dieselbe  aufzubringen  ist, 
ebenso  wie  dieselbe  im  einzelnen  Falle  zu 
ermitteln  und  festzustellen  ist 

Das  Ausführungsgesetz  für  Preussen  zu 
dem  Reichsviehseuchengesetze  vom  23.  Juni 
1880  wurde  am  12.  März  1881,  das  für  das 
Fürstentum  Wald  eck- Pyrmont  am  28.  De- 
zember 1881  erlassen. 

Für  Oesterreich  bestehen  in  Kraft 
das  G.  V.  29. Februar  1880  und  die  Durch- 
führungsverordnung vom  12.  April 
1880,  betreffend  die  Abwehr  und  Tilgung 
ansteckender  Tierkrankheiten ,  dann  die 
ministerielle  Verordnung  vom  19. 
März  1883,  durch  welche  Bestimmungen  der 
obigen  Durchführungsverordnung  betreffend 
»Lungenseuche«  ergänzt  werden. 

Für  Frankreich  regelt  das  G.  v.  21. 
Juli  1881  und  das  zu  dessen  Durchführung 
erlassene  Reglement  vom  22.  Juli  1882  das 
Vorgehen  bei  ansteckenden  Tierkrankheiten. 

Für  Grossbritannien  und  Irland 
ist  das  Viehseuchenwesen  durch  das  G.  v. 
16.  August  1878  geregelt  worden.  Der  ge- 
heime Bat  hat  unter  dem  15.  Juli  1879  um- 
fassende Ausführungsbestimmungen  erlassen, 
welche  an  die  Stelle  der  früheren  Einzel- 
bestimmungen zu  treten  haben. 

Für  Holland   hat  das   G.  v.  20.  Juli 


1870,  betreffend  die  Regelung  der  veterinär- 
polizeilichen Staatsaufsicht  und  der  Veterinär- 
polizei und  die  königl.  V.  v.  8.  August  1878, 
betreffend  Feststellung  besonderer  Bestim- 
mungen zur  Bekämpfung  der  Lungenseuche 
in  bestimmten  Landesteilen  Geltung. 

In  der  Schweiz  ist  ein  Bundesgesetz 
vom  8.  Februar  1872  und  die  Vollziehungs- 
verordnung vom  20.  Dezember  1872  bezüg- 
lich der  bei  ansteckenden  Tierkrankheiten 
zu  ergreifenden  Massregeln  erlassen  worden. 

Llttoratnrt  Beyer,  ViehteuchengeteUe,  Berlin 
1886.  —  GSrlng,  IHe  Veterin&rpolixeiveruxil- 
tung  nach  den  reichtgeteUlichen  Bettimmungen, 
München  und  Leipzig  188H.  —  RÖU,  Die  Tier- 
Keuchen,  Wien  1881.  —  Pütz,  Die  Seuchen  und 
Herdekrankheüen,  Stutigart  ISSi.  —  Haubner, 
Handbuch  der  Veterinärpolizei,  Dresden  186U.  — 
Motive  de»  königl.  preust.  Viehtetiehengeiettet 
vom  iS.  VI.  1875,  Drucksachen  de»  prev»ti»then 
Herrenhatue»,  Se»»ü>n  1876.  —  Stenogr.  Berichte 
über  die  Verhandlungen  de»  Reichtlages  de$ 
NorddeuUehen  Bundes,  Se»»ion  1869.  —  Motive 
der  Oesetzesvorlage  betr.  Abwehr  und  Unter- 
drückung  vonViehieuchen,  Settion  1880.  — Jahres- 
berichte über  die  Verbreitung  von  Tierseuchen- 
im  Deutsehen  Reiche,  bearbeitetet  im  KaiserL 
Gesundheitsamle  1. — 14.  Jahrgang.  —  Bericht  über 
den  7.  internationalen  tierärxüichen  Kongress  in 
Baden-Baden  1899. 

J.  Easer. 


ViehBtatistik. 

(Viehzählungen.) 

I.  Die  Entwickelnng  der  Viehzäh- 
lungen. II.  Das  gegenwärtige  Ver- 
fahren bei  den  Viehzählungen  und 
seine  Beurteilung.  1. Die Zählnngsperioden. 
2.  Die  Erhebnnggzeit.  3.  Die  Viehzählnng  alg 
selbständige  Zählang  oder  als  Bestandteil  an- 
derer Aufnahmen.  £  Das  Erhebnngsverfahren. 
5.  Die  Erhebungsgegenstände.  III.  Die  Er- 
gebnisse der  Viehzählungen.  1.  Deut- 
sches Reich  insbesondere.  _  2.  Die  europäischen 
Staaten.    3.  Aussereuropäische  Länder. 

L  Die  Entwickelang  der  Viehzählungen. 

Nächst  den  Volkszählungen  gehören  die 
Ermittelungen  des  Viehslandes  zu  den  ver- 
breitetsten  statistischen  Veranstaltungen.  In- 
dessen haben  sie  erst  eine  allgemeinere  Ver- 
breitung und  häufigere  Vornahme  in  neuerer 
Zeit,  namentlich  während  der  letzten  vierzig 
Jahre  erlangt.  Zwar  lassen  sich  solche 
bereits  um  mehr  denn  zwei  Jahrhunderte 
zurückverfolgeu,  hatten  indessen  ebensowenig 
wie  die  damaligen  Bevölkerungsaufnahmen 
den  Zweck,  jfflgemeine  Aufklärung  über 
wichtige  Seiten  des  Kulturlebens  zu  ver- 
schaffen, dienten  vielmehr,  dem  Geiste  jener 
Zeit  entsprechend,  ganz  bestimmten  und 
einseitigen  praktischen  Erfordernissen  der 
öffentlichen  Verwaltung.    So  wurden  wäli- 
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rend  des  30  jährigen  Krieges  und  bald  nach 
demselben  in  den  thüringischen  Landen 
■wiederholt  Ermittelungen  der  ■wirtschaft- 
lichen Zustände  in  den  einzelnen  Ortschaften 
vorgenommen  und  hierbei  auch  der  Pferde- 
Tind  Rindviehbestand  aufgezeichnet.  Dm- 
fessender  waren  die  Erhebimgen,  welche 
ebenfalls  bereits  seit  der  ersten  Hälfte  des 
17.  Jahrhunderts  in  den  vormaligen  Graf- 
schaften Oldenburg  und  Delmenhorst  für  die 
Veranlagung  der  Bevölkerung  zu  einem 
»Kopf-  und  Viehschatz«  angestellt  ■wurden. 
Denn  dieselben  erstreckten  sieh  nicht  allein 
auf  die  Gesamtzahl  des  Viehes  jeder  Gattung, 
sondern  machten  auch  noch  weitere  Unter- 
scheidungen. Auch  im  Kurfürstentum  Sachsen 
wurden  im  Ausgange  des  gleichen  Jahr- 
hunderts Bestandesnachweise  Ober  den  Vieh- 
stapel zusammengetragen.  Häufiger  begeg- 
net man  Ermittelungen  in  einzelnen  deutschen 
und  österreichischen  Ländern,  namentlich 
eingehend  während  der  Regierung  Friedrichs 
des  Grossen  in  Preussen,  Ermittelungen, 
welche  teilweise  ihr  vornehmliches  Absehen 
auf  Feststellung  des  vorhandenen  Pfei-de- 
materials  für  den  Kriegsgebrauch  hatten. 
Wie  hierbei  vorgegangen  wurde,  ist  nicht 
mehr  zu  ersehen.  Um  eigentliche  Zählungen 
■wird  es  sich  aber  nicht  gehandelt  haben,  in 
der  Regel  wohl  nur  um  Schätzungen  oder 
ertliche  Veranschlagungen.  Ebenso  muss 
dahingestellt  bleiben,  ob  ausser  in  den  ge- 
dachten Staaten  noch  in  anderen  vor  dem 
gegenwärtigen  Jahrhundert  ähnliche  Auf- 
nahmen statthatten.  Nur  von  Dänemark  ist 
es  bekannt,  dass  dort  1774  eine  solche  er- 
folgte. Dagegen  steht  fest,  dass  erst  nach 
dem  Eintritt  des  neunzehnten  Jahrhunderts 
das  Interesse  an  der  Kenntnis  von  dem 
Umfange  des  Viehstapels  ein  allgemeineres 
wurde  und  dies  wieder  vorzugsweise  in 
Deutschland. 

An  erster  Stelle  war  es  hier  Preussen, 
das  seit  der  Errichtung  des  statistischen 
Bureaus  im  Jahre  1810  Nachweisungen  über 
die  Kopfzahl  des  Viehes  mit  genaueren 
Unterscheidungen  nach  den  Eigenschaften 
der  einzelnen  Tiergattungen  einführte,  welche 
anfänglich  alljährlich,  von  1822  an  alle  drei 
Jahre  in  Verbindung  mit  der  Volkszählung 
aufzustellen  waren.  An  die  Vorzeichnung 
eines  geeigneten  Aufnahmeverfahrens  war 
indessen  auch  jetzt  noch  nicht  herangetreten 
worden.  Man  begnügte  sich  mit  der  Auf- 
SftelluDg  tabellarischer  Fonaulare,  in  welche 
die  erhobenen  Ergebnisse  fertig  einzusetzen 
■waren.  Wie  aber  deren  Erhebung  zu  ge- 
schehen, ob  insbesondere  eine  ■wirkliche  Be- 
fragung der  einzelnen  Viehhalter  zu  erfolgen 
hatte,  blieb,  ■wie  die  ganze  Art  und  Weise 
der  Ausführung,  dem  ßroessen  der  örtlichen 
Behörden  überlassen.  Eine  derartig  wenig 
ausgebildete  Vornahme  der  Ermittelungen 


erhielt  sich  in  der  Hauptsache  bis  in  die 
neuere  Zeit.  Denn  erst  1867  gelang  es, 
nach  einem  gleichartig  voi^schriebenen  Er- 
hebungsforraulare  die  Erhebung  von  Haus 
zu  Haus  und  damit  eine  wirkliche  Zählung 
des  Viehstandes  durchzusetzen.  Nicht  viel 
anders  war  der  Sachverhalt  in  Bayern.  Hier 
gleichfalls  hielt  man  bereits  1810  eine  Er- 
mittelung ab,  der  weitere  1812,  iaS3,  1840, 
1844,  1854,  1863,  sich  anreihten.  Sie  eben- 
so hatten  die  Lieferung  vorgezeichneter 
tabellarischer  Nachweisungen  als  Ziel,  ohne 
dass  dabei  die  Mittel  imd  Wege  zur  Er- 
reichung desselben  näher  bezeichnet  waren. 
Von  1854  an  wurde  jedoch  die  Erhebung 
»von  Besitzer  zu  Besitzer«  angeordnet  Auch 
die  meisten  übrigen  deutschen  Staaten  gingen 
schon  früh  mit  Erhebungen  des  Viehstandes 
vor,  so  Württemberg  1816,  Hannover  1817, 
Baden  1820,  Oldenbui^  1821,  Kurhessen 
1827.  In  Württemberg  wiederholten  sich 
die  Aufnahmen  alle  drei,  in  Braunschweig 
alle  drei  bis  vier  Jahre,  in  Hessen  seit  1839 
alle  Jahre.  In  der  Hauptsache  glichen  sie 
sich  darin,  dass  sie  fast  immer  auf 
Alter,  Creschlecht,  Benutzungsweise  oder 
Rassen  der  Tierarten  eingingen,  wie  auch 
darin,  dass  sie  meist  noch  in  wenig  metho- 
discher Weise  vorgenommen  wurden.  Nur 
das  Königreich  Sachsen  macht  sich  insofern 
bemerklich,  als  hier  seit  1834  bei  den  in  der 
Regel  alle  drei  Jahre  abgehaltenen  Vieh- 
zählungen der  Bestand  für  jeden  Besitzer 
besonders  aufzuzeichnen  war. 

Mit  den  deutschen  Staaten  haben  in  der 
Häufigkeit  der  Veranstaltung  von  Viehzäh- 
lungen die  des  Auslandes  keineswegs  Schritt 
gehalten.  Abgesehen  von  Oesterreich,  in 
dem  jedoch  die  Aufnahmen  länderweise  ver- 
schiedenartig und  wenig  vollkommen  ein- 
gerichtet waren,  haben  sie  meist  erst  später, 
in  den  dreissiger  und  vierziger  Jahren  da- 
mit begonnen.  Unter  diesen  fremden  Staaten 
hat  sich  namentlich  Frankreich  durch  seine 
m)ssen  Erhebungen  der  landwirtschaftlichen 
Betriebsverhältnisse  von  1831,  1839  und 
1852  hervorgethan,  bei  denen  die  Viehzucht 
und  ihre  Erzeugnisse  nach  den  verschie- 
densten Richtungen  hin  die  eingehendste 
Berücksichtigimg  gefunden  hat. 

Indessen  scheinen  auch  hierbei  die  Vor- 
aussetzungen einer  geordneten,  gleichmässig 
durchgeführten,  in  ihren  Ergebnissen  sicher- 
gestellten Zählung  wenig  erfüllt  worden  zu 
sein.  D^n  Erhebungsverfahren  wandte  man 
überall  nicht  eher  eine  ernstere  Beachtung 
zu,  als  bis  Belgien  durch  sein  bahnbrechen- 
des Voi^hen  im  Jahre  1846  den  Anstoss 
zu  einer  durchgreifenden  Verbesserung  des 
Zählungswesens  gegeben  hatte.  Bei  dieser 
Erhebung  wurde  zum  ersten  Mal  unter  der 
Leitung  örtlicher  ZälilunKäkommissionen  die 
sogenannte  Haushaltungdiste  angewandt,  in 
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'Welche  der  in  jeder  Haushaltung  befindliche 
Viehstand  einzutragen  war.  "Erst  mit  der 
Einfühnuig  eines  solchen,  von  den  Ortslisten 
oder  wie  immer  beschaffenen  sogenannten 
Koncentrationsformularen  unabhängigen  Er- 
hebungsinstrumentes und  der  dadurch  ge- 
boteneu Umfrage  bei  den  einzelnen  Vieh- 
haltern war  der  Boden  für  eine  zuverlässige 
Zählung  auch  des  Viehstandes  gewonnen. 
In  Anlehnung  an  das  in  Belgien  begründete 
Verfahren  haben  dann  nach  imd  nach,  wenn 
schon  vielfach  erst  nach  längerer  Zeit,  eben- 
falls die  übrigen  Länder  das  Bestreben  an 
den  Tag  gelegt,  den  Ermittelungen,  des  Vieh- 
standes eine  bessere  Ausbildung  zu  geben. 
Nicht  ohne  Einfluss  sowohl  auf  die  Anwen- 
dung vervollkommneter  Methoden  wie  auf 
die  Veraligemeinenmg  der  Viehzälüungen 
waren  die  von  den  internationalen  statisti- 
schen Kongressen  gegebenen  Anregimgen. 
Gegenwärtig  haben  wohl  mit  alleiniger  Aus- 
nahme der  Türkei  imd  teilweise  Russlands 
alle  europäischen  Eulturstaaten  und  auch 
eine  ganze  Reihe  solche  der  anderen  Weltteile 
mehr  oder  minder  häufige  Vornahmen  von 
Viehzählungen  zu  verzeichnen.  Ist  dadurch 
unsere  Kenntnis  von  dem  Umfange  und  der 
Beschaffenheit  der  Viehhaltung  wesentlich 
bereichert  worden,  fehlt  es  leider  allzu  oft 
noch  an  einer  gehörigen  Handhabe  zur  Be- 
urteilung der  Thatsachen.  Denn  längst  nicht 
alle  QueUenwerke  geben  die  unerlässliche 
Ausktuift  über  das  angewandte  Verfahren, 
ja  lassen  hie  und  da  die  Zeit  und  selbst 
das  Jahr  der  Zählung  unerörtert.  Derartige 
Mängel  sind  beispielsweise  zum  Teil  noch 
immer  an  den  sonst  vielfach  so  eingehenden 
französischen  Veröffentlichungen  zu  beklagen. 
Die  folgende  Behandlung  des  Zählungsver- 
fahrens ist  daher  nur  auf  einen  beschränkten 
Kreis  von  lÄndera  angewiesen. 

II.  Das  gegenwärtlKe  Verfahren  bei  den 
Yiehzählangen  und  seine  Benrteilnng. 

1.  Die  Zählnnggperioden.    Ist  es  wie 

bei  jeder  in  gewissen  Zeitabständen  vorge- 
nommenen Zählung  auch  die  nächste  Auf- 
gabe einer  Viehzählung,  ein  Bild  von  dem 
jeweiligen  Zustande  der  Viehhaltung  zu  ver- 
schaffen, soll  sie  ebenfalls  dazu  dienen,  im 
Anschluss  an  voraufgegangene  oder  folgende 
gleicliartige  Zählungen  Ober  den  Entwicke- 
lungsgang  der  Ei-scheimmgen  Auskimft  zu 
erteilen.  Um  der  Forderung  entsprechen  zu 
können,  mnss  die  Häufigkeit  der  Wieder- 
holungen sich  nach  dem  Grade  der  Ver- 
änderungen richten,  welchen  die  zu  er- 
hebenden Erscheinungen  zu  unterliegen 
pflegen,  demnach  um  so  öfter  eintreten,  je 
schneller  und  fühlbarer  sich  Veränderungen 
vollziehen.  Nun  ist  es  bekannt,  dass  der 
Viehstand  eines  Landes  oft  in  ganz  kurzen 


Zwischenräumen,  selbst  von  Jahr  zu  Jahi, 
von  einem  ausserordentlich  starken  Wechsel 
betroffen  werden  kann.  Nicht  bloss  das  Ab- 
sterben insbesondere  durch  Seuchen  oder 
die  Gunst  und  Missgunst  der  Ernten,  son- 
dern auch  die  allgemeinen  landwirtschaft- 
lichen Betriebsverhältnisse,  welche  bald  die 
Grünlandwirtschaft  und  in  Verbindung  da- 
mit die  Viehzucht  lohnender  machen,  bald 
sie  gegen  den  Kömerbau  in  den  Hintergnmd 
drängen,  äussern  einen  gewaltigen  Einfluss 
auf  die  Grösse  des  Viehstandes.  Sollen  da- 
her die  Zählungen  diesen  Umständen  Rech- 
nung tragen  und  den  Verlauf  der  wechseln- 
den Gestaltungen  gehörig  zum  Ausdnick 
bringen,  müssen  sie  zeitlich  möghchst  nahe 
bei  einander  liegen.  Es  ist  das  um  so  mehr 
geboten,  als  im  Gegensatze  zur  Bevölkerung 
die  inzwischen  eingetretene  Bewegung  durch 
Geburten  und  Sterblichkeit  von  der  statis- 
tischen Ermittelung  noch  unberührt  bleibt. 
Zwar  ist  bereits  die  Zweckmässigkeit  solcher 
für  die  Erkenntnis  der  Züchtungs-  und 
Konsumtionsverhältnisse  wichtigen  fortlau- 
fenden Feststellung  der  Bewegung  des  Vieh- 
standes mit  gutem  Grunde  anerkannt  worden, 
indessen  ist  sie  bei  unseren  heutigen  Ein- 
richtungen schwerlich  in  allgemeiner  imd 
zulän^Ucher  Weise  irgendwo  zur  Ausfühning 
zu  bringen.  Die  bei  manchen  Zählungen,  so 
in  Frankreich,  unternommenen  Versuche,  die 
in  dem  betreffenden,  der  Zählung  vorauf- 
gehenden Jahre  vorgekommenen  Bestandes- 
veränderungen  festzustellen,  sind,  abgesehen 
von  der  Fragwürdigkeit  der  Ergebnisse,  be- 
greiflicherweise als  kein  irgendwie  genügen- 
der Ersatz  für  eine  Erforschung  der  Be- 
wegung des  Viehstandes  anzusehen.  Solange 
aber  derartige  Erhebungen  fehlen,  kann  nur 
durch  alljährliche  Viehzählungen  dem 
Verlangen  nach  ausreichender  Einsicht  in 
die  Entwickelung  der  Viehhaltung  ent- 
sprochen werden.  Erhebliche  praktische 
Schwierigkeiten  stehen  dem  auch  bei  ge- 
ordneten staatlichen  Verhältnissen  kaum 
entgegen,  da  gerade  eine  Viehzählung,  wenn 
sie  eben  allein  die  Stückzahl  des  Viehes  ins 
Auge  fasst,  sich  in  einfachster  Weise  und 
ohne  Aufbietung  eines  grossen  Apparates  zu 
vollziehen  pflegt  Es  sind  denn  auch  der- 
artige jährliche,  allerdings  lediglich  auf  die 
hauptsächlichen  Momente  beschränkte  ZSh- 
limgen  in  verschiedenen  Ländern,  wie  in 
Württemberg  und  Hessen,  vorgenommen 
worden  und  werden  es  noch  gegenwärtig  in 
Baden,  Grossbritannien,  Irland,  Frankreich, 
Schweden,  den  Niederlanden  und  Australien. 
Werden  sodie  nächstliegenden  Erscheinungen 
regelmässig  alle  Jahre  zur  Ziffer  gebracht, 
genügt  es,  weitei^hende  Ermittelungen  in 
längeren,  etwa  zehn  Jahre  umfassenden  Ab- 
ständen vorzunehmen.  Ein  derartiges  Ver- 
fahren ist  neuerlich  für  das  Deutsehe  Reich 


Digitized  by 


Google 


Viehstatistik 


491 


als  solches  angenommen  worden.    Nachdem 
bisher  1873  und  1883  Aufnahmen  statthatten, 
ist  seit  1892  angeordnet  worden,  dass  alle 
fünf  Jahre  Zählungen  abzuhalten  seien,   je- 
doch umschichtig  je  eine  solche  in  erwei- 
terter und  in  beschränkter  Anlage,  letztere 
nur   in    Ansehung    der    Gesamtzahl    oder 
der  hauptsächlichen  Unterscheidungen  der 
■wichtigeren    Tierarten.     Es    ist    aber   be- 
reits  aus  landwirtschaftlichen  Kreisen  auf 
das    Bedürfnis    hingewiesen    worden,   diese 
beschränkteren    Zählungen    jährlich    abzu- 
halten; jedoch  ist  dem  bisher  noch  nicht 
Bechnung     getragen,      üebrigens    ist    die 
zehnjährige  Wiederkehr  der  grösseren  Zäh- 
lungen im  Jahre  1900  durchbrochen  worden 
und   eine  solche  (statt  erst  1902)  vorweg- 
genommen worden  ans  Anlass  der  Vorbe- 
reitimg neuer  Handelsverträge.    Auch  folgte 
der  kleineren  Zählung  von  1892  bereits  eine 
neue  1893,  um  die  durch  den  Futtermangel  des 
Vorjahres  eingetreteneu  Veränderungen  fest- 
zustellen.     In    den    meisten   europäischen 
Staaten,  welche  bisher  eine  gewisse  Regel- 
mässigkeit der  Wiederkehr  ihrer  Aufnahmen 
beobachten,    betrugen    die   Zwischenräume 
etwa  zehn  Jahre.    In  Oesten^ich  zählte  man 
ISS'J.  1857,    nahm   dann  alle   sechs  Jahre 
"Wietlerholungen   in   Aussicht,    doch   folgte 
eine  weitere  Eriiebung  erst  1869.    Von  1880 
an  ist  eine  solche  gesetzlicher  Bestimmung 
gemäss  jedesmal  im  zehnten  Jahre  vorzu- 
nehmen und  danach   zuletzt  1890  erfolgt 
In  Ungarn  hatten  sogenannte  Konskriptionen 
des  Viehstandes  1869,  1880,  1885,  dann  seit 
1894  in  jedem  Jahre  vor  dem  Hinaustreiben 
auf  die  Weide,  endlich  eine  Viehzählung  in 
modernem  Sino  1895  statt    Belgien  erhob 
den  Viehstand  1840,  1856,  1866  und  dann 
erst  wieder  1885  und  1895,  Dänemark  von 
1861  an  bis  1881  von  fünf  zu  fünf  Jahren, 
zuletzt  dann  1888  und  1893,  Norwegen  von 
1835  bis  1875  in  r^elmässigen  zehnjährigen 
Abständen  und   danach  wieder  1^0   und 
vermutlich  1900.    Für  die  Schweiz  sind  seit 
1866  K^lmässig  zehnjährige  Wiederholungen 
eingefflthrt  worden.     Auch  die  Vereinigten 
Staaten  haben  von  1850  an  bei  jedem  der 
grossen  zehnjährigen  Censusaufnaiunen  den 
Viehstand  erhoben,  und  Argentinien  hat  bis 
jetzt  1881,   1888  und  1895  Zählungen  ver- 
anstaltet   In  anderen  Ländern  sind  erst  ver- 
einzelt allgemeine  Erhebungen  vorgenommen 
-worden,  so  in  Italien  bloss  1862,  doch  ausser- 
dem jedesmal  bloss  für  gewisse  Tiei^ttun- 
gen,   wie  1875  und  1881  für  Esel,  Rinder, 
Schafe,  Schweine  und  Ziegen,  wie  1876  und 
1882  für  Pferde.    Aus  Russland  liegen  An- 
gaben für  mehrere  Jahre  vor,  aus  Rumänien 
für  1884,  aus  Serbien  für  1895,  ohne  dass 
»ich  freilich  sagen  lässt  ob  Hier  regelrechte 
Zählungen  stattgefunden  haben.    Im  allge- 
meinen   sind   also  dort,    wo  eine  gewisse 


Regelmässigkeit  in  der  Wiederkehr  der  Vieh- 
zählungen besteht,  die  Zeitabstände  noch 
sehr  weit  gesetzt  und  erst  in  wenigen  Staaten 
so  bemessen,  dass  sich  die  Entwickelung 
der  Viehhaltung  genauer  verfolgen  lässt 

8.  Die  Erhebongszeit  Da  der  Vieh- 
stand, wenigstens  im  Hinblick  auf  das 
Schlachtvieh,  nach  der  Jahreszeit  ein  ver- 
schiedener zu  sein,  gegen  den  Anfang  des 
Sommers  seine  höchste,  im  Winter  seine 
geringste  Ausdehnung  zu  haben  pflegt  übt 
natürlich  die  Jahreszeit  der  Erhebung  auf 
das  Ergebnis  einen  entschiedenen  Einfluss 
aus.  Daraus  folgt,  dass  für  ein  und  das- 
selbe Land,  um  die  Vergleiehbarkeit  der 
Thatsachen  nicht  zu  beeinträchtigen,  am 
gleichen  Termine  festgehalten  werden  sollte. 
Das  ist  indessen  oftmals  nicht  geschehen. 
Bayern  z.  B.  hat  1844  im  Oktober,  1854  im 
Januar,  1863  im  April,  Sachsen  bis  1847  im 
März,  1850  im  April,  von  1855  bis  1867  im 
Dezember,  Oldenburg  1825  im  Sommer,  1835 
im  Januar,  1851  im  Mai,  1864  im  Dezember, 
Hessen  bis  1861  im  Juli,  hernach  im  De- 
zember gezählt  Wie  innerhalb  der  ein- 
zelnen Läader  die  Zählungszeit  geschwankt 
hat,  herrscht  auch  von  Land  zu  Land  in 
Bezug  hierauf  die  grösste  Verschiedenheit 
deigestalt,  dass  gegenwärtig  aUe  Jahres- 
zeiten vertreten  sind.  So  haben  gewählt 
die  Schweiz  den  April,  Grossbritannien  und 
Irland  den  Juni,  die  Vereinigten  Staaten 
imd  Dänemark  den  Juli,  Argentinien  den 
Oktober,  Frankreich,  Oesterreich  und  neuer- 
dings das  Deutsche  Reich  den  Dezember. 
Welche  Zeit  gemeinhin  als  die  zweckmäs- 
sigste  anzusehen  sein  dürfte,  hängt  davon 
ab.  ob  man  den  höchsten  oder  den  niedrig- 
sten Stand  der  Viehhaltung  zu  ermitteln 
beabsichtigt;  danach  würde  im  ersteren 
Falle  die  Mitte,  im  anderen  Falle  das  Ende 
des  Jahres  in  Frage  kommen.  ,  Mag  es  nun 
auch  von  hohem  Interesse  sein,  den  zeit- 
weilig grOssten  Umfang  des  Viehstandes 
mit  allen  den  im  Frühjahre  geworfenen 
Tieren  bestimmen  zu  können,  erscheint  es 
doch  noch  bedeutsamer  den  zur  Durch- 
winterung kommenden  Bestandteil,  den  ei- 
gentlichen Stamm  der  Nutzviehhaltung,  in 
Erfahrung  zu  bringen.  Aus  diesem  Grunde 
möchte  von  den  beiden  Terminen  dem  win- 
terlichen der  Vorzug  zu  geben  sein.  Ausser- 
dem spricht  für  selbigen,  dass  wegen  des 
Austrieoes  des  Weideviehes  im  Sommer 
alsdann  der  vollständigen  und  richtigen  Er- 
fassung des  Bestandes  mehr  Schwierigkeiten 
entgegenstehen. 

Während  bei  den  älteren  Aufnahmen 
des  Viehstandes  für  die  Zählung  in  der 
Regel  eine  längere  Zeit  belassen,  meist  ein 
ganzer  Monat  oder  eine  noch  weiter  be- 
messene Frist  -massgebend  war,  wird  gegen- 
wärtig wie   bei   anderen  Auhiahmen   und 
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namentlich  bei  denen  des  Bevölkerungs- 
standes so  auch  bei  denen  der  Viehhaltung 
überwiegend  ein  einziger  bestimmter  Normal- 
tag angesetzt.  So  jedenfalls  ist  es  in 
Deutschland,  Oesterreich,  Dänemark,  Eng- 
land, Schottland  und  Irland,  in  der  Schweiz, 
Frankreich  imd  dem  Anschein  nach  auch 
in  Schweden  und  Serbien.  Ebenfalls  für 
die  Vereinigten  Staaten  ist  ein  Normaltag 
in  dem  1.  Juni  festgesetzt,  doch  nimmt  liier 
die  Zählung  thatsächlich  eine  längere  Zeit 
in  Anspruch.  Als  Zeit  der  argentinischen 
Ermittelungen  ist  dagegen  der  Monat  Ok- 
tober, der  jährlichen  ungarischen  die  vor  dem 
Austrieb  bis  Ende  März  angegeben. 

8.  Die  Viehzählmig  fus  selbständige 
Zahlung  oder  als  Bestandteil  anderer 
Aufnahmen.  Bei  der  vergleichsweise  ein- 
fachen Einrichtimg  der  Viehzählungen  sind 
sie,  um  ein  zwiefaches  Aufgebot  von  Kräften 
zu  vermeiden,  häufig  in  Verbindung  mit  den 
Volkszählungen  ausgeführt  worden.  Das 
geschah  namentlich  und  geraume  Zeit  in 
Preussen  wie  weiter  in  einer  Reihe  anderer 
deutscher  Staaten  und  geschieht  auch  gegen- 
wärtig noch  in  Oesterreich,  Norwegen  und 
in  den  Vereinigten  Staaten.  Ist  nun  wohl 
zuzugeben,  dass  die  Vereinigung  verschie- 
denartiger Gegenstände  bei  der  nämlichen 
Aufnahme  leicht  die  Güte  des  Erhebuugs- 
werkes  zu  beeinträchtigen  vermag,  lässt  sich 
gegen  eine  im  Anschluss  an  die  Volkszäh- 
lung vorgenommene  Viehzählung,  da  diese 
keine  besonderen  Massnahmen  erheischt, 
solange  nichts  einwenden,  als  lediglich  die 
Ermittelung  der  Stückzahl  der  verschiedenen 
Viehgattungen  beabsichtigt  wird.  Wo  da- 
gegen eine  eingehendere  Erhebung  der 
Viehzuchtsverhältnisse  in  Frage  steht,  wo 
die  Rassen,  der  Wert,  die  Beziehungen  zur 
Landwirtschaft  festgestellt  werden  sollen, 
empfiehlt  sich  eine  Anlehnung  an  die  Volks- 
zählung schon  deshalb  nicht ,  weil  die  ge- 
hörige Durchführung  der  Viehzählung  eigene, 
mit  den  landwirtschaftlichen  Dingen  ver- 
traute Organe  wünschenswert  macht.  In 
(lieser  Weise  haben  sich  neuerhch  das 
Deutsche  Reich,  die  Schweiz,  Dänemark, 
Ungarn  verhalten.  Als  die  günstigste  Vor- 
aussetzung für  eine  ergiebige  Erforschung 
der  Viehzucht  wird  aber  diejenige  anzu- 
sehen sein,  bei  welcher  sie  im  Zusam- 
menhange mit  den  landwirtschaftlichen  Be- 
triebsverhältnissen zur  Erhebung  gelangt 
Denn  nur  auf  diesem  Wege  ist  ein  gehöriger 
Einblick  in  bedeutungsvolle  volkswirtscliaft- 
liche  Vorgänge,  wie  die  Beziehungen  des 
Viehstandes  zur  Landwirtschaft  und  insbe- 
sondere zu  der  Grösse  der  Wirtschaftsflächen, 
wie  die  Verteilung  des  Viehbesitzes  zu  ge- 
winnen. Können  auch  Aufnahmen  dieser 
Art  ihrer  umfassenderen  Anlage  wegen 
immer  nur  selten  und  in  grösseren  Zwischen- 


räumen ausgeführt  werden,  sind  sie  doch 
wiederholt,  besonders  in  Frankreich  \md 
Belgien,  veranstaltet  worden.  Auch  das 
Deutsche  Reich  hat  gelegentlich  der  seiner 
grossen  sogenannten  Benifszählungen  vom 
5.  Juni  1882  und  14.  Juni  1895  einverleibten 
landwirtschaftlichen  Betriebsermittelung  den 
Viehstand  der  einzelnen  Betriebe  erfasst, 
desgleichen  Ungarn  bei  seiner  landwirt- 
schaftlichen Aufnahme  vom  20.  November 
1895.  Weiter  hat  Baden  1873  neben  der 
gehaltenen  Stückzahl  Vieh  für  jede  Haus- 
haltung die  bewirtschafteten  Flächen  der 
verschiedenen  Flächen  unter  gleichzeitiger 
eingehender  Berücksichtigung  der  Eigen- 
tums- und  sonstiger  RcOTtsverhältnisse 
und  Dänemark  1888  Viehstand  und  landwirt- 
schaftlichen Betrieb  vereint  erheben  lassen. 
4.  Das  ErhebnngsverfaJiren.  Die  in 
dieser  Beziehung  entscheidende  Frage,  auf 
welche  Weise  die  Ergebnisse  zusammenge- 
bracht werden,  ob  durch  mehr  oder  minder 
sorgfältige  Schätzungen,  ob  durch  wirkliche 
Erfiagung  der  Viehbesitzer,  sei  es  durch 
Ortslisten,  sei  es  durch  haus-  oder  haus- 
haltun^weise  Fragebögen  oder  Verzeichnisse, 
lässt  sich  wegen  der  schon  erwähnten  lei- 
digen Thatsache,  dass  hierüber  meistens 
keine  Auskunft  oder  in  einer  weniger  be- 
kannten Sprache  gewährt  wird,  nur  für 
eine  kleine  Anzahl  von  Ländern  beantworten. 
Sieht  man  von  den  Schätzungen  ab,  deren 
sich  selbst  die  Vereinigten  Staaten  noch 
bezüglich  des  nicht  auf  den  Farmen  gehal- 
tenen Viehes  bedienen,  so  haben  die  ein- 
fachen Ortslisten,  welche  lange  und  bis  in 
die  sechziger  Jahre  hinein  in  Preussen  üb- 
lich waren,  das  Missliche  gegen  sich,  dass 
sie,  weil  keine  namentliche  Aufzeichnung 
aller  Gehöfte  vorgeschrieben  ist,  auch  keine 
Bürgschaft  für  eine  vollständige  Erfragimg 
der  Beteiligten  bieten,  vielmehr  einer  fahi^ 
lässigen  Beliandlung  und  überschläglichen 
Angaben  Raum  lassen.  Dieser  Uebelstand 
wird  durch  hausweise  Erhebung  und  Auf- 
zeichnung, wie  sie  seit  188,S  im  Deutschen 
Reiche  eingeführt  ist,  ^hoben;  es  geht  da- 
bei aber  die  Möglichkeit  verloren,  die  Vieh- 
besitzer und  die  Grösse  ihres  Besitzes  voll- 
ständig zu  erfassen,  da  der  Besitz  mehrerer 
viehbesitzender  Haushaltungen  eines  Hauses 
nicht  zur  Erscheinung  kommt  Als  ein  voll- 
kommenes Verfallren  muss  deshalb  die  zu- 
erst von  Belgien  veranstaltete  und  gegen- 
wärtig in  Oesterreich  und  der  Schweiz  und 
bezüglich  der  einzelnen  Farmen  in  Nord- 
amerika und  Argentinien  angewendete  haus- 
haltungsweise Zählung  betrachtet  wer- 
den. Seit  1892  ist  es  freilich  ebenfells  ia 
Deutschland  zulässig,  neben  der  grundsätz- 
lichen haiisweisen  Ermittelung  eine  Vertei- 
lung des  Viehstandes  nach  Haushaltungea 
vorzunehmen,  doch  besteht  eben  hierin  keine 
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Cebereinstimmung  für  das  ganze  Reich.  Ob 
bei  der  Erfragiing  der  Gehöfte  oder  der 
Ibhiishaltung  Fragekarten,  welche  von  den 
Besitzern  selbst  zu  beantworten  sind,  oder 
Listen,  in  welche  die  Zähler  der  Reihe  nach 
für  je<les  Gehöft  oder  jede  Haushaltung  ge- 
sondert die  Viehzahl  eintragen,  zur  Anwen- 
dung kommen  sollen,  hängt  einerseits  von 
dem  BUdungsstande  der  Bevölkerung,  an- 
dererseits von  den  Einrichtungen  der  statis- 
tischen Aemter  ab,  in  letzterer  Hinsicht 
insofern,  als  die  Zusammenzählung  der  von 
den  Zählern  geführten  Listen  weniger  Ar- 
beitsaufwand erfordert. 

5.  Die  Erhebungsgegenstände.  Als  die 
wichtigsten  durch  die  Viehzählungen  unmittel- 
bar oder  doch  in  engstem  Anschlüsse  an  die- 
selbe zu  erhebenden  Gegenstände  sind  die 
Stückzahl  des  Viehstandes  der  verschiedenen 
Gattungen,  dessen  Kapitalwert,  das  Lebend- 
gewicht des  Schlachtviehes  und  die  Vieh- 
besitzer zu  bezeichnen  —  ungerechnet  die- 
jenigen, welche  die  weiteren  Beziehungen 
zur  Landwirtschaft  berühren.  Hinsichtlich 
der  ersten  jener  Gegenstände,  der  Stück- 
zahl der  Vieh^ttuDgen,  bedarf  es  begreif- 
licherweise, je  ihren  Eigentümlichkeiten  ge- 
mäss, einer  Trennung  nach  dem  Alter,  dem 
Geschlecht,  der  Benutznngsweise  oder  auch 
wohl  der  Zuchtart.  Dennoch  sind  es  auch 
heute  noch  eine  Reihe  von  Ländern,  welche, 
wie  England,  Frankreich  (jedoch  nur  bezüg- 
lich seiner  jährlichen  Erhebungen),  Nor- 
wegen, Nordamerika,  Argentinien,  von  diesen 
wichtigen  l'nterscheidungea  absehen.  Zwi- 
schen den  Staaten  aber,  in  welchen  solche 
voi^nommen  werden,  bestehen  in  dieser 
Richtung  wesentliche  Verschiedenheiten. 
Geht  man  hierauf  im  Anschluss  je  an  die 
jüngsten  Zählungen  etwas  näher  ein,  so 
steht  zunächst  bei  den  Pferden  das  Alter 
im  Vordergrunde,  um  daraus  zu  erfahren, 
welche  Tiere  bereits  zur  Arbeit  oder  Zucht 
verwendbar  sind,  welche  noch  nicht.  Das 
Alter  wird  bald  dahin  ermittelt,  dass,  wie 
in  Belgien,  bloss  die  Pferde  von  drei  und 
von  weniger  Jahren  auseinander  geh?Jten, 
bald  die  Füllen  in  mehrere  Jahrgänge,  so 
bis  zu  1  und  von  1  und  mehr  bis  zu  3 
Jahren  in  der  französischen  landwirtschaft- 
lichen Aufnahme  von  1882 ,  so  bis  zu  4 
Jahren  hinauf  in  Dänemark,  der  Schweiz, 
Deutschland  —  hier  für  jeden  Altersjahr- 
^aog  —  geschieden  werden.  Mitunter,  so 
m  Dänemark,  Baden  und  Serbien  werden 
auch  die  bereits  verwendbaren  Pferde  nach 
dem  Alter  getrennt.  Für  die  ausgewach- 
senen Pferde  ist  es  von  Belang,  die  Ver- 
wendungsweise zu  erfahren.  Zu  dem  Ende 
erhebt  Deutschland  für  die  4  und  mehr 
Jahre  alten  Tiere,  ob  sie  als  Zuchthengste, 
ausschliesslich  oder  voraugsweise  zu  land- 
wirtschaftlichen Arbeiten  gebraucht  werden. 


Militär-  und  sonstige  Pferde  sind.  Es  dürfte 
indessen  die  gezogene  Grenzlinie  Bedenken 
gegen  sich  haben,  da  er&ihmngsmässig  viel- 
fach schon  dreijährige  und  selbst  jüngere 
Pferde  zur  Arbeit  eingestellt  werden.  Weil 
das  in  Deutschland  auch  bei  den  Miütär- 
pferden  geschieht,  wird  für  diese  das  Alter 
von  3  bis  4  Jahren  besonders  erfragt  Andere 
Länder,  wie  die  Schweiz,  Frankreich,  Däne- 
mark, Oesterreich-Cngam,  legen  Gewicht  auf 
das  Geschlecht,  obschon  dieses  für  die  Be- 
nutzungsweise und  Leistungsfähigkeit  ohne 
Belang  ist  Oesterreich  und  die  Schweiz 
lassen  dabei  die  belegten  oder  mit  Saug- 
fülleu  begabten,  Frankreich  die  gedeckten 
Stuten  besonders  ausweisen.  Eine  Zählung 
der  Zuchtstuten,  als  Kennzeichnung  der  zu 
Zuchtzwecken  gehaltenen  Tiere,  giebt  in- 
dessen insofern  kein  vollständiges  Bild,  als 
viele  weibliche  Tiere  zur  Zucht  verwendet 
werden,  deren  Hauptzweck  die  Benutzung 
zur  Arbeit  ist  Die  grosse  1882  in  Frank- 
reich veranstaltete  Aufnahme  hat  dieses 
Bedenken  dadurch  zu  umgehen  gesucht,  dass 
es  die  ausschliesslich  zur  Zucht  ver- 
wendeten Stuten  ersichtlich  machen  liess. 
Weniger  als  gegen  die  Ermittelung  der 
Zuchtstuten  lässt  sich  gegen  die  der  Zucht- 
hengste einwenden,  wobei  auch  Frankreich 
wieder  auseinander  hält,  ob  die  Hengste 
lediglich  oder  nur  zeitweise  der  Zucht 
dienen.  Um  einen  Anhalt  über  die  Füllen- 
zucht zu  gewinnen,  werden  im  Deutschen 
Reiche  und  Dänemark  die  im  Zählungsjahre 
geborenen  Füllen  und  zwar  im  letzteren 
Lande  die  von  Tieren  im  Alter  zwischen  0 
und  11  Jahren  erhoben.  Weiter  sind  in 
Dänemark  auch  die  im  Ziählungsjahre  ge- 
töteten Füllen  anzugeben.  Von  etlichen 
Staaten  und  auch  von  solchen,  die  wie  Ar- 
gentinien keine  Unterscheidungen  nach  dem 
Alter  und  der  Verwendungsweise  machen, 
werden  endlich  die  Rassen  berücksichtigt, 
solches  besonders  ausführlich  in  Dänemark 
und  Ungarn. 

Ausser  den  Pferden  werden  ziemlich 
allgemein  und  zumal  in  den  südlichen 
Ländern  Esel,  Maulesel  und  Maultiere,  in 
der  Kegel  jedoch  ohne  nähere  Unterscheidung, 
ermittelt  In  Prankreich  trennte  man  sie 
jedoch  1882  nach  dem  Alter,  ebenso  1895 
in  Ungarn,  in  demselben  Staate  gleich- 
zeitig und  in  Italien  1881  nach  dem  Ge- 
schlechte. 

Zeigt  sich  hiemach  hinsichtlich  der 
Pferde  schon  länderweise  eine  recht  ver- 
schiedene Behandlung  der  einzelnen  Er- 
fragungspunkte,  so  ist  das  in  noch  höherem 
Grade  beim  Rindvieh  der  Fall.  Nur  in- 
soweit herrscht  üebereinstimmung,  dass  bei 
den  Unterscheidungen  durchweg  das  hier 
im  Gegensatz  zu  den  Pferden  bezüglich  der 
Benutzungsweise  bedeutungsvolle  Geschlecht 
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der  erwachsenen  Tiere  nachzuweisen  ist. 
Dagegen  ist  beim  Alter  eine  höchst  mannig- 
faltige Fragestellung  im  Gebrauche.  Wtüi- 
rend  Oesterreich  von  den  übrigen  Tieren 
bloss  das  Jungvieh  unter  1,  Belgien  und 
Schweden  das  unter  2  Jahren  ausscheidet, 
zerlegt  Frankreich  das  Rindvieh  ia  solches 
bis  zu  6  Monaten,  von  hier  bis  zu  1  Jahre, 
bis  zu  2  Jahren  und  ältere,  Dänemark  in 
das  unter  1,  von  1  bis  2  und  von  2  Jahren 
und  darüber.  Eingehender  verfährt  Deutsch- 
land, wo  die  Kälber  bis  zu  6  Wochen,  von 
hier  bis  zu  I/2  Jahre,  das  Jungvieh  von  V2 
bis  2  Jahre  und  das  2  Jahre  alte  und  ältere 
Rindvieh  auseinanderziihalten  sind.  Die 
Schweiz  fasste  1896  zwar  die  Kälber  bis 
zu  V3  Jahre  zusammen,  aber  das  Jun^eh 
von  Vi  bis  1  Jahr  und  weiter  die  Rinder 
über  1,  die  Stiere  von  1 — 2  und  über  2, 
die  Ochsen  von  1 — 3  und  über  3  Jahre. 
Ungarn  unterschied  1895  für  männliches, 
weibliches  und  verschnittenes  Rindvieh  die 
Jahrgänge  bis  zu  und  über  4  Jahre  alt. 
In  Deutschland  wird  das  2  Jahre  alte  und 
ältere  Rindvieh  in  Bullen  (Zuchtstiere),  in 
sonstige  Stiere  und  Ochsen  und  in  Milch- 
kühe und  andere  Kühe,  ebenso  in  Frank- 
reich, jedoch  nicht  auch  durch  Ausscheidung 
der  Milchkühe,  zerlegt.  Soll  das  Alter  in 
Verbindimg  mit  dem  Geschlechte  auf  die 
Verwendungsart  hinweisen,  ist  es  auffällig, 
dass  die  hervorragende  Bestimmung  zur 
Milchnutzung  nur  ganz  ausnahmsweise,  wie 
z.  B.  in  Oldenburg,  durch  besondere  Er- 
mittelung der  »Milchkühe«  und  erst  seit 
1890  für  das  Deutsche  Reich  gekennzeichnet 
w^ird.  Besonderen  Fragen  nach  der  Be- 
nutzung begegnet  man  in  Deutschland  in 
betreff  des  schon  zur  Zucht  benutzten  und 
auf  Mast  gestellten  Jungviehes,  ebenso  das 
letztere  wegen  der  älteren  Ochsen  und 
Stiere,  in  Oesterreich  in  betreff  der  noch 
nicht  wie  bereits  zum  Zuge  oder  zur  Mast 
verwendeten  Ochsen  über  ein  Jahr,  in 
Frankreich  hinsichtlich  der  Ochsen  zur 
>Iast  und  zur  Arbeit,  in  der  Schweiz  wegen 
der  zur  Aufzucht  und  zum  Schlachten  be- 
stimmten Kälber,  in  Dänemark  der  zui- 
Zucht  benutzten  Stiere  im  Hinblick  auf  die 
Rasse.  Ungarn  und  Württemberg  erfragen 
ebenfalls  und  recht  eingehend  die  Rasse. 
Oesterreich  lässt  ferner  die  über  1  Jahr 
alten  Kalbinnen  danach  ausweisen,  ob  sie 
noch  nicht  oder  ob  sie  schon  tragend  sind, 
Dänemark  die  im  Zählungsjahre  getöteten 
oder  geschlachteten  Kälber  angeben.  Deutsch- 
land hat  1895  auch  die  während  der  letzten 
12  Monate  in  der  Haushaltung  geborenen 
Kälter  erhoben. 

Nicht  minder  gross  sind  die  Abweichun- 
gen in  Ansehimg  der  Schafe.  Dänemark 
und  Belgien  erheben  bloss  die  Gesamtzahl, 
das  Deutsche  Reich   sondert   die  Lämmer 


bis  zu  1  Jahre  von  den  übrigen  Tieren 
und  fragt  bei  diesen,  ob  sie  Böcke,  Mutter- 
schafe oder  Hammel  sind.  Oesterreich 
klassifiziert  in  Mutterschafe,  in  Jungvieh 
unter  2  Jahren  und  in  Widder  und  Hammel 
von  2  Jahren  an,  Frankreich  in  Lämmer 
unter  1,  von  1  und  von  2  Jahren,  vie 
ferner  in  Böcke,  Hammel  und  Schafe,  Italien 
in  Böcke,  Mutterschafe,  Hammel.  In  Däne- 
mark werden  den  Tieren  unter  1  Jahre  die 
älteren  als  Widder,  Hammel  und  Schafe 
gegenflbei^estellt.  Ausserdem  sind  hier  die 
im  Zählungsjahre  geschlachteten  Lämmer 
und  die  Rasse  der  Zuchtwidder  angegeben. 
Merkwürdigerweise  findet,  soweit  ersicht- 
lich, eine  besondere  Feststellung  der  Fleisch- 
schafe nirgends  statt  Hervorzuheben  bleibt 
noch,  dass  Baden  bei  der  Erhebung  auch 
den  Bestand  von  Herden  getrennt  für  die 
öemeindebewohner  und  Auswärtigen  und 
daneben  den  Kleinbesitz  der  Gemeindebe- 
wohner eigens  festgestellt  hat. 

Bei  den  Schweinen  unterscheiden 
Deutschland,  Frankreich  und  Dänemark  die 
Tiere  bis  zu  1  Jahre  von  den  älteren,  dabei 
trennt  das  erste  Reich  noch  die  unter  und 
über  1/2  Jahr  alten.  Oesterreich  erhebt  die 
Ferkel  ohne  Bezeichnung  der  Altersgrenze, 
das  Jungvieh  bis  zu  1  Jahre  und  die  übrigen 
Schweine.  Die  Schweiz  hat  die  Einteilung 
in  Zuchteber,  Mutterschweine  zur  Zucht 
und  andere  Schweine,  ebenso  verhält  sich 
für  die  mindestens  1  Jahr  alten  Tiere 
Deutschland.  Dänemark  trennt  bei  den 
wenigstens  1  Jahr  alten  Tieren  Eber  und 
Säue,  Frankreich  ausserdem  Mastschweine. 
Ueberdies  fordert  Dänemark  die  Angabe  der 
im  Zählungsjahre  geschlachteten  Ferkel. 
Oesterreich  lässt  das  Geschlecht,  Belgien  zu- 
dem auch  das  Älter,  Italien  bloss  letztei-es 
ausser  Betracht. 

Ausser  den  genannten  Viehgattuugen 
werden  ziemlich  allgemein  noch  die  Z  i  e  g  e  n , 
jedoch  gewöhnlich  ohne  nähere  Unterschei- 
dung (Frankreich,  Italien:  Geschlecht)  und 
oftmals  die  Bienenstöcke,  mitunter  mit 
Hervorhebung  der  Stöcke  mit  beweglichen 
Waben,  erhoben.  Letzteres  war  neuerlich 
der  Fall  in  Deutschland,  Oesterreich,  der 
Schweiz,  Frankreich,  Dänemark,  Norwegen. 
Selten  begegnet  man  Aufnahmen  des  be- 
flügeis, wie  sie  jüngst  in  Deutschland,  zu- 
vor schon  in  Preussen,  dann  Dänemark  und 
Argentinien  (hierauch  Strausse)  vorgenommen 
worden  sind  und  alljährlich  in  Baden  er- 
folgen. Dass  ab  und  an  auch  Hunde 
und  Kaninchen  erhoben  sind,  wie  dass 
in  Norwegen  die  Renntiere  gezählt 
werden,  mag  schliesslich  noch  erwähnt 
werden. 

Angesichts  der  ausserordentlich  ver- 
schiedenartigen Behandlung,  welche  die  Er- 
mittelung  der  Zusammensetzung  der  -vdch- 
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tigeren  Niitzviehgattnngen  in  den  einzelnen  |  Ermittelung  des  Wertes  gesagt  ist.  Einst- 
Ländern  bis  jetzt  erfahren  hat,  sind  über  i  weilen  gehören  indessen  diese  Ermittelungen 
die  Gesamtstückzahl  derselben    hinaus   die  i  noch  zu   den  Seltenheiten.    Sie  finden  für 


erhobenen  Thatsachen  für  eine  vergleichende 
Benutzung  wenig  geeignet.  Weiter  ohne 
Zweifel  würde  man  auch  in  dieser  Be- 
ziehung gelangt  sein,  wenn  die  internatio- 
nalen statistischen  Vereinigungen  dtmjh  Be- 
zeichnung der  wichtigen  Gesichtspunkte  eine 
Richtschnur  gegeben  hätten. 

Eine   bedeutsame  Ergänzung  erhält   die 


Rindvieh  und  Schweine  statt  in  Deutsch- 
land, sind  ferner  in  der  Schweiz,  in  Argen- 
tinien uod  bei  seinen  grösseren  landwirt- 
schaftlichen Aufnahmen  in  Frankreich  voi^ 
genommen. 

Was  endlich  den  Viehbesitz  anlangt, 
so  ergiebt  sich  solcher,  wie  vorhin  schon 
angedeutet,  aus  der  haushaltungsweisen  Er- 


Zählung  der  Stückzahl  des  Viehes  durch  be-  hebnng  des  Viehstandes    von    selbst.    Es 


gleitende  Ermittelungen  über  den  Wert 
des  Viehstapels.  SoUen  diese  auf  Zuver- 
lässigkeit Anspruch  erheben,  wird  es  sich 
dabei  um  Schätzungen  des  Verkaufewertes 
der  einzelnen  Viehstückc  der  sämtlichen 
bei    der   Zählung    unterschiedenen    Arteu 


lassen  sich  daraus  dann  bei  der  Aufarbeitung 
des  Materials  die  erforderlichen  Momente, 
wie  besonders  die  Grösse  des  Besitzes  an 
den  einzelnen  Vieharten  und  die  Zusammen- 
setzung desselben  leicht  herstellen.  Eine 
wünschenswerte  Erweiterung  der  Erhebungs- 


( Alter,   GescUecht  etc,)  der  \iehgattungen  tände  bestände  in   der  Frage    nach 

zuhandeln  haben  imd  durch  Mulüphkatioueu  dem  Berufe  der  Viehbesitzer  und  -  zur 
der  Schätzun^beträge  mit  der  StuckzaW ,  Erkenntnis  des  in  der  Landwirtschaft  ge- 
derG^mtwert  zu  finden  sem.  Freilich  I  Q^t^^n  Viehes  -  danach,  ob  die  Vieh- 
muss  dabei,  den  tluitsächhchen  ^  erhält- 1  Haltung  in  oder  ausser  Verbindung  mit 
ni^n  folgend  auf  thunhchst  Weine  |  landwirtschaftlichem  Betriebe  erfolgt  Erste- 
^hätzungsbezirke  gesehen  werden.  ^Voblij^s  geschah  1873  in  Oldenburg,  letzteres  zu 
das  zweckmässi^teVerfal^n  hat  in  dieser  j  leij^ije^  Zeit  in  Deutschland  und  geschieht 
Hinsicht  das  Deutsche  Reich  eingeführt,  |  j^^^^  j^  der  Schweiz,  beides  1892  in  Preussen. 
von  dessen  Einzelstaaten  schon  früher  et- jsonst  ist  der  Viehbesitz  besonders  au.sfnhr- 
bch^  wie  Hessen  und  Oldenburg  sorgfälhge.jich  in  Aigentinien,  in  der  Schweiz,  in 
EmnittelungenangesteUt  haben.  In  Deutsch-  Serbien,  in  ItaUen  und  in  einzelnen  deut- 
Und  ist,  wenn  angängig,  der  durchschnitt-  g^hen  Staaten,  wie  in  Oldenburg,  Sachsen, 
hche  Verkaufswert  emes  Tieres  mittlerer  Württemberg.  Baden,  und  zumal  neuerlich 
yuahffit  der  einzelnen  Arten  um  die  Zeit  j^  Preussen  nnd  Oesterreich  erhoben  und 
der    Zählung    vorzunehmen.     Dabei    sind 


Schätzungsbezirke  mit  mögUchst  einheit- 
lichem Charakter  des  Viehstandes  zu  bilden. 
Ein  Uebelstand  ist  hier  nur,  dass  die  er- 
hobenen und  zu  schätzenden  Tierarten  für 
die  Schätzung  nicht  genau  genug  bestimmt 
sind  und  der  Willkür  Spielraum  lassen. 
Dem  liesse  sich  nach  dem  Vorgange  Olden- 
burgs dadurch  begegnen,  dass  für  die  ein- 
zelnen Altersklassen  ein  mittleres  Alter  be- 


nachgewiesen worden. 

Entsprechend  den  Erhebungsgegenstän- 
!  den  pflegen  die  staatlichen  Veröffentlichun- 
I  gen  ganz  überwiegend  sich  auf  die  Angabe 
|der  Stückzahl  der  verschiedenen  Vieh- 
gattungen und  Arten  und,  wo  Berechnungen 
[beigefügt  sind,  auf  die  des  Verhältnisses 
{ des  Viehstandes  zur  Gesamtfläche  und  zur 
I  Bevölkerung  des  Landes  zu  beschränken, 
zeichnet  würde,  welches  der  Schätzung  zu  |  Gründlichere  Verwertung  des  erhobenen 
Grunde  zu  legen  sei,  z.  B.  bei  den  FüUen  i  ^^nals  hat  erst  selten  stattgefunden,  selbst 
voa  1—2  Jahren  zur  Zählungszeit  im  De-'^o^,  wo  die  Erhebungen  ausgiebiger  waren, 
zember  ein  Alter  von  durchschnittUch  21:-^?^'»  den  Arbeiten  des  deutschen  statisti- 
Monaten.  Ausser  Deutschland  haben  noch  sehen  Amtes  sind  hier  besondere  die  älteren 
Serbien,  Irland  und  Aigentinien  den  Wert  ap  Sachsen,  von  Engel  hemilirenden  und 
des  Viehstandes  eingehender  festgestellt, .  ^le  aus  Oldenburg  zu  nennen,  in  welchen 
w-ährend  Frankreich  und  Belgien  melu-  aU-i^ie  Bedingungen  der  \iehhaltung  und  die 
gemeinere  Schätzungen  veranhusst  haben.ljl«rteilung  des  \iehbesitzes  eine  eingeheade 
In  Italien  ist  der  Wert  des  ausgeführten  i  pntersuchung  erfahren  haben  Auch  die 
Vielies  zollamtlich  veranschlagt  und  mit  i  Jüngsten  \eröffenthciiungen  der  Schweiz, 
entsprechenden  Abzügen  auf  das  des  Landes .  ^ns^rus,  Oesterreichs,  Bosniens  und  der 
zur  Anwendung  gebracht  worden.  ;Herzego*Tna  haben  den  Gegenstand  näher 

Für  die  BeurteUung  der  Rolle,   welche  i  ^u  erforschen  gesucht. 
die  Viehhaltung  in  der  Landwirtschaft  und  i       Erübrigt  es,   auch  jener  Ermittelungen 
für  die  Ernährung  der  Bevölkerung  spielt, ,  der  Viehhaltung  noch  zu  gedenken,  welche 


hat  weiter  die  Etimittelung  des  sogenannten 
Lebendgewichtes  des  Schlacht- 
viehes eine  hohe  Bedeutung.  Es  findet 
hierauf  dasselbe  Anwendung,   was  über  die 


als  Bestandteil  an  landwirtschaftlichen  Auf- 
nahmen erfolgt  sind,  so  mag  sich  das  auf 
das  Deutsche  Reich  beschränken,  nicht  bloss 
weil  dieses  hier  am  nächsten  steht,  sondern 


Digitized  by 


Google 


496 


Viehstatistik 


auch  weil  nach  der  Art  der  Behandlung 
des  erhobenen  Materials  der  Zusammen- 
hang zwischen  Vielihaltung  und  Landwirt- 
schaftsbetrieb in  besonders  einübender 
Weise  zur  Darstellung  gebracht  ist.  Ge- 
nannt seien  ausserdem  die  ähnlichen  unga- 
rischen Ermittelimgen.  Erhoben  wurde  bei 
Gelegenheit  der  Berufs-  und  Gewerbezäh- 
lung vom  5.  Juni  1882  und  vom  14.  Juni 
1895  für  jede  Haushaltung,  von  der  aus 
Landwirtschaft  oder  Forstwirtschaft  ge- 
trieben, d.  h.  eine  Fläche,  wenn  auch  von 
kleinstem  Umfange,  land-  oder  forstwirt- 
schaftlich bewirtschaftet  oder  Kühe  zum 
Milchhandel  oder  zur  Molkerei  gehalten 
wurden  (neben  der  Grösse  der  Fläche): 
die  Stückzahl  im  ganzen  an  Pferden,  Bin- 
dern. Schafen,  Schweinen  und  Ziegen  sowie 
darunter  die  der  zur  Ackerarbeit  dienenden 
verschiedenen  Tierarten.  Die  Erfragungen 
erstreckten  sich  also  nur  auf  das  zu  land- 
wirtschaftlichen Zwecken  gehaltene  Vieh. 
Die  auf  diese  Weise  gewonnenen  Thatsachen 
sind  dergestalt  nachgewiesen  worden,  dass 
für  je  16  nach  dem  Umfange  der  einzelnen 
Betriebe  an  landwirtschaftlicher  Bodenfläche 
gebildeten  Grössenstufen  beziffert  ist:  ein- 
msH:  die  Zahl  der  Betriebe  ohne  Nutzvieh, 
mit  den  einzelnen  Arten  Klein-  und  Gross- 
vieh und  zwar  die  letzteren  in  ihren  ver- 
schiedenen Verbindungen  (z.  B.  Pferde 
allein,  Pferde  und  Rindvieh  u.  s.  w.)  wie 
ferner  unter  Hervorhebung  der  Betriebe, 
in  welchen  Grossvieh  jeder  Art  zur  Acker- 
arbeit herangezogen  wiuxie;  sodann:  die 
Stückzahl  der  einzelnen  Viehgattungen, 
auch  hier  wiederum  unter  Ausscheidung 
der  zur  Ackerarbeit  verwendeten.  Durch 
dieses  Darstelhingsverfahren  ist  erst  die  zu- 
längliche Unterlage  geschaffen  worden,  die 
weitaus  hervorragendste  Bedeutung  der 
Viehhaltung  in  ihrer  Beziehung  zum  Land- 
wirtschaftsbetriebe näher  erkennen  zu 
können. 

III.  Die  Ergebnisse  der  Viehzählungen. 

1.    Deutsches    Reich    insbesondere. 

Werden  die  an  dieser  Stelle  im  Vorder- 
grunde des  Interesses  stehenden  und  beson- 
ders ausgiebig  vorliegenden  Ergebnisse  der 
deutschen  Zählungen  für  sich  allein  in 
etwas  ausgiebigerer  Gestalt  dai^ethan,  so 
ist  zunächst  die  Stückzahl  der  einzel- 
nen Viehgattungen  imd  ihr  Verhält- 
nis zur  Bodenfläche  für  das  Reich  und  die 
Bundesstaaten  sowie  für  die  grösseren  Lan- 
desteile zu  belegen.  Dabei  stehen  nun  frei- 
lich immer  noch,  als  die  zuletzt  veröffent- 
lichten, die  Thatsachen  der  grösseren  Zäh- 
lung von  1892  und  der  kleineren  von  1897 
zu  Gebote,  da  die  der  jüngsten  Aufnahme  von 
190()  noch  nicht  bekannt  sind.    Man  erhält 


dann  als  Bestand :  (s.  d.  Tabelle  auf  folgen- 
der Seite.) 

Die  Viehhaltung  Deutschlands  zeigt  hier- 
nach recht  erheblich  räumliche  Abweichungen. 
An  Pferdereichtum  steht  —  abgesehen  hier 
und  femer  von  Berlin  und  den  Hanse- 
städten —  Ostpreussen  obenan,  mit  12  Stück 
auf  der  Flächeneinheit,  dem  das  Königreich 
Sachsen  einigermassen  nahe  kommt.  Auch 
Braunschweig,  Hannover  und  Westpreussen 
thun  sich  hervor.  Dagegen  treten  Bayern 
mit  gerade,  die  gebirgigen  Länder  Hohen- 
zollern,  Baden,  Coburg,  Gotha,  Schwarzburg- 
Rudolstadt  mit  noch  nicht  5,  ja  Sachsen- 
Meiningen  mit  noch  nicht  3  Haupt  entschie- 
den zurück.  Der  Rindviehstand  steigt  zu 
50  Stück  auf  1  qkm  am  ansehnlichsten  in 
Württemberg  und  Sachsen  -  Altenburg  an 
und  sinkt  bis  auf  wenig  über  20  in  Bran- 
denburg, Pommern,  Schwarzburg-Rudolstadt 
imd  erreicht  diese  Stärke  nodi  nicht  in 
Mecklenburg- Strelitz.  Der  letztere  Staat 
sowie  Pommern  und  Schwarzburg-Sonders- 
hausen zeichnen  sich  mit  46  Stück  durch 
die  dichteste  Schafhaltung  aus,  während 
sie  namentlich  im  Königreich  Sachsen  und 
Baden  von  ganz  untergeordneter  Bedeutung 
ist.  Vorzugsweise  findet  sie  sich  in  Gegen- 
den mit  ausgebreitetem  grossen  Gnmdb^tz. 
Recht  abweichend  verteilt  ist  der  Bestand 
an  Schweinen,  der  sich  in  Schwarzburg- 
Sondershausen  auf  über  70  Stück  wif 
1  qkm,  sonst  in  Lippe  auf  64,  in  der  Pro- 
vinz Sachsen,  in  Sachsen-Altenbui^  und 
Braunschweig  auf  über  40  erhebt,  in  einer 
ganzen  Reihe  von  Ländern  dawider  noch. 
nicht  20  Haupt  ausmacht  Auch  die 
Schwankimgen  in  der  Ziegenhaltung  treten 
auffäUig  entgegen,  wenn  in  Lippe  etwa  27, 
in  Ostpreussen  noch  nicht  einmal  1  Haupt 
auf  die  Flächeneinheit  treffen. 

Die  Gründe  der  verschiedenen  Stärke 
der  Viehhaltung  sind  mannigfaltige.  So 
üben  daranf  Einfluss  die  Beschaffenheit  des 
Bodens,  die  Art  der  landwirtschaftlichen 
Betriebsfflhrung  in  der  Richtung  des  vor- 
herrschenden Kömerbaues  oder  der  Grün- 
landsYrirtschaft,  das  Vorwalten  grösserer 
oder  kleiner  Wirtschaitsbeti'iebe,  die  dich- 
tere oder  losere  Besiedelung.  Besonders 
ersichtlich  ist  der  Einfluss  der  Bodengüte 
nach  den  Untersuchungen  Bötzows  (vgL 
Litteratur).  Führt  man  nämlich  nach  dem 
auf  dem  Fütterungswerte  beruhenden,  wenn 
auch  nur  annähernd  zutreffenden  Verfahren 
den  Viehstapel  auf  Rindvieh  (1  Haupt 
Rindvieh  =  */8  Pferde,  4  Schweine,  10 
Schafe,  12  Ziegen)  ziuück,  so  kommen  nacJi 
der  Viehzählung  von  1883  auf  1  qkm  der 
trockenen  Fläche  in  Preussen  im  Mittel 
43,9  Stück  reduziertes  Rindvieh,  dagegen 
in  Bezirken  mit  gutem  Boden  55,3,  mit 
mittlerem    45,0   und    mit    schlechtem    nur 
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Staat  bezw.  Provinz 


Pferde 


Bindvieh 

Schafe 
Anzahl 

Schweine 

Ziegen 

1 

1  1:1 

auf  1  qkm 

Ostprenssen  . 
Westpreossen 


Berlin 


Brandenburg 
Pommern .    . 


Posen 


Schlesien  .    . 
Provinz  Sachsen 


ri892 
11897 
ri892 
11897 
/1892 
11897 
J1892 
11897 
]l892 
11897 
ri892 
11897 
/189-2 
11897 
]1892 
11897 


Schleswig-Holstein  |  J^ 


fl892 
11897 
;i892 
11897 
(1892 
11897 
J1892 
11897 
fl892 
11897 
Kgr.    Prenssen  J1892 

zus 1 1897 

(1892 


Hannover.    . 
Westfalen     . 
Hessen-Nassan 
Bheinland 
HohenzoUem 


Bayern     .    . 
ESni  gereich  Sachsen 
"Württemberg    .    . 


Baden  . 
Hessen. 


11897 

/1892 

\1897 

11892 

1897 

1892 

1897 

1892 

1897 

1892 

1897 

/1892 

11897 

fl892 

11897 

f  1892 

11897 

fl892 

1  1897 

Sachsen -Meiningen  |  ^^^ 
Sachsen- AI tenbnrg  H^^ 


Kecklenb.-Schwerin 
Sachsen- Weimar  . 
Kecklenb.  -  Strelitz 
Oldenburg  .  .  . 
Braunschweig  .    . 


&-Coburg-Gotha 


1892 
1897 


Anhalt |  J^ 


Sch.-Sonder8hau8en 
Schw.-Bndolstadt  . 


1892 
1897 

f  1892 
11897 


4*3  79* 
.445700 

231  274 
231740 

43  943 
50365 
266  509 
280  512 
200585 
206588 

»31  436 
249609 
296  725 
311  119 

198358 
207  771 
172  :o7 
1S0106 
222582 
234604 
133  «77 
145  918 

75561 

80544 

162  357 

178538 

5*44 

5305 

26536441 

2808419  10 

369  035 1  3 

376757I  3 

1484991 

161317 

loi  679I 

107  140' 

67  5951 

7iS>S 

52439 

56002 

96046 

98479 

19  121 

20847 

18786 

18560 

38881 

40022 

31682 

331701 

62791 


»I  9 


7  179 

11009 

11807 

9211 

9685 

17360. 

»8515I 

4472i 

4787J 

3094 

3296; 


958288 
021  827 
553600 
602451 
7293 
9  397 
760965 
806066 
598254 
656  192 
752  746 
836869 
457  576 
530  167 
697  906 
754660 
823  539 
870488 
985  279 
064  586 
603  305 
641  205 
548210 

565  303 
076  945 
446649 

47  475 
46812 

871  381 
552672 

337  978 
419421 

664833 
681788 
970588 
992605 

634984 
650885 
321  641 
324  626 

301  75« 

324885 

119720 

127959 

46360 

49988 

234086 

252  652 

"3798 

120798 

68237 

71  623 

65438 

67282 

61  679 

65734 

59985 

67  100 

21  964' 

23496 

19847I 

21  094! 


I 


937  0391 
726  486{ 
952  025: 
688520, 
4  101 1 
2958; 

187  247; 
898298 
851  813 

406  953' 
001  489: 
69s  5581 
657271 
437  184I 
0649941 
903464! 
289  5211 
250678 
177  016! 
971669! 
316327, 
275  «33, 
410  9331 
390790: 

249  2381 

201  613J 

10530: 

9810 

109544. 

8590961 

968414 

905  916' 

105  194 

79365; 

385  620 

341  250 

98  107 

81821 

91277 

86731 

732  177 

566386 

113208 

98383 

161  957 

135  127 

139  595 

124  550 

178552 

•49  149 

44  349 

37875 

14165 

10754 
58069 
50615 
1 10  107 
91815; 
47420 
40  100 
29946I 
25  978 


699  9711 
779  366i 
4249081 

534373' 
46511 
10772I 
762  883: 
885  487 
634293, 
784  5*5' 
5488711 

665  I02| 
658  702 
789  781 
893112 
I  068  904 
344968 

482437 
IO4O990I 
1314762 

638308 

795  475 
404  282: 

464479 

646481 

790294 

23027 

24474 

7  725  447 

9390231 

1  358  744 

1412579 

433800 

498523 
394616 

433  507 
390464 

411253 
246913 
271  595 
318659 

386454 
122974 
134  218 

53694 
61  598 

«33  456 
178910 
141215 

157931 
62487 
66039 
53  200 
58603 
71336 
78308 
72506 
90815 
2880t 

32733 
24846 
27452 


25  545 

78808 

1056 

256021 

80721 
104  142 
206268 
291304 

44653 
221343 
206817 
152229 
292007 

2995 

1963909 

268471 

128  562 

70305 

102  682 

115158 

26645 

46405 

8707 

32490 

52388 

33  411 

14741 

32962 

30620 

13300 

16006 


11,5  25,925,3 

12.9  27,6|i9,6 

8.7  21,7137,3 

9.1;  23,6|27,0 
693,  I|  115,0164,7 

794.5  148,2146,7 
6.7  19,1  [29,8 
20,222,6 
19,9161,5 
*i,8  46,7 
26,034,6 
28,924,0 
7.4  36,2|i6,3 
7.7  38,0,10,8 
7.9  27,6,42,2 
82  29,ö|3S,8 
9,1  43,315,2 
9,5:  45,8  13,2 


7.0 

80 
86' 


5.8  25,6 

6.1  27,6 

6.6  29,6 

7.2.  31,7 


30,6 
25,2 
15,7 
13,6 


48   34,926,2 


5," 
60 
6'6 
4.6: 
4.6 
7.6 
S.i 


36,0 
39,9 
42,5 
41,6 
41,0 


24,9 
9,2 

7,5 
9,2 
8,6 


28,3  29,0 

30,3  22,5 


Handwörterbuch  der  Staatawltseiuchaften.    Zweite  Auflage.    VII. 


4,9  44,0  12,8 
45,1  11,9 
44,3    7,0 

45.5  5,3 

49.8  19,8 

50.9  17,5 
42,1  6,5 
43,2'  5,4 
41,911,9 
42,3  11,3 
22,9  55,6 

24.7  43,1 

33.3  31,5 

35.4  27,2 
15,9  55,3 
17,1  46,1 
36.421,7 

39.3  19,4 
S.6  31,048,6 
9,0   32,940,6 

27.6  18,6 
29,0  15,3 

49.4  «o,7 

50.8  8,1 

31.5  29,7 
4.91  33,6  25,9 
7,6|  26,1  48,0 
8,1,  29,240,0 

5.2  25,555,0 
5,6,  27,346,5 

3.3  21,131,8 
3.5  22,427,6 

32 


5," 

9,9 

io,8 

5.2 

5.5 
4.5 
4.7 
6,8 

7.3 
7,3 
7,5 
5.3 
>.8 

6.4 
6.3 
6.1 
6.2 


2,5 
2,9 

8.3 

8,9 
4.7 


18,9 

21,1 
16,7 
20,9 

73,4 
169,9 

«9,1 
22,2 

21,1 
26,0 

18,9 
23,0 
16,3 
19,6 
35,4 

^'^ 
18,2 

25,4 
27,1 

34,1 
31,6 
39,4 
25,8 
29,6 
24,0 

29,3 
20,2 
21,4 
22,2 
26,9 
17,9 
18,6 
28,9 

33,3 
20,2 
22,2 
25,9 
27,3 
32,1 
35,4 
24,2 
29,4 
34,2 
37,1 
18,3 
21,0 
20,8 
27,8 
38,5 
43,0 

25,3 
26,8 
40,2 
44,3 
36,5 


0,7 
3,1 

16,7 
64 
2,7 
3,6. 
5,1 

11,5 
2,4 
5,8 

10,2 

9.7 
10,8 

2,6 
5,6 
3,5 
8,6 
3,6 
6,8 
15,0 

2,0 

12,9 

3,0 

5,1 

»4,3 

13,5 

11,1 

16,8 
40,01    . 
31,6,13,3 
39,6,    . 
33,4,15,4 
38,0,    . 
26,4  17,0 
*9,2,    . 
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Staat  bezw.  Provinz 


Pferde 


BindTieh 


Schafe 
Anzahl 


Schweine 


Ziegen 


J3 

» 

OJ 

s 

► 

<e 

«> 

•O 

!» 

^-. 

1 

auf  1  qkm 

N 


Waldeck  .  .  .  . 
Benss  j.  Linie  .  . 
Heuss  altere  Linie 
Schaumburg-  Lippe 
Lippe  .  . 
Lübeck  . 
Bremen  . 
Hamburg . 
Elsass  -  Lothringen 
Dentsch.  Reich 


il892 
1897 
1892 
1897 
/1892 
\1897 
11892 
\1897 
/1892 
11897 

il892 
1897 
1892 
1897 
/1892 
\1897 
(1892 
\1897 
>  1892 
\1897 


6381 

25602 

52566 

27469 

6254 

28157 

46317 

33104 

I  691 

13015 

2468 

7  979 

1977 

«3946 

2525 

8401 

39" 

32136 

II  064 

21295 

4434 

33560 

9789 

24044 

307s 

10910 

2682 

19473 

3009 

II  971 

1887 

24376 

8967 

35  3SO 

27092 

64453 

9262 

37348 

21468 

77769 

3438 

8236 

4007 

7605 

3740 

8756 

3422 

9002 

5715 

15494 

I  127 

9  995 

6482 

16  119 

522 

»4875 

16937 

13  168 

3602 

12456 

17  141 

13969 

2727 

16602 

137327 

487  243 

97303 

370405 

138689 

5123*9 

93  »04 

375  635 

3836256 

17555694 

13589612 

12174288 

403848s 

18490772 

10866772  14  274  5571 

8053 
3663 

10373 

6127 

32543 

I  691 

4254 
5723 

62098 
3  091  287 


5,7 
5,6 
5,3 
6,2 
4,7 
5,4 
9,1 
8,8 
7,4 
7,6 

11.5 

12,6 

22,3 

25,3 

40,9 

41,3 

9,5 

9,6 

7,1 


22,8 

25,1 
41,1 
44,1 
38,9 
40,6 

3i,i 
35,2 
29,1 

30,7 
27,6 
29,4 
60,4 
62,8 
31,8 
33,7 
33,6 
35,3 
32,5 


7,5,34,2 


46,924,5!  7,2 
41,329,5     . 
7,825,2,11,6 
8,026,61    . 
•3,425,8.12,6 
•1,929,1     . 
7,957,318,0 

5.5  71,7    .  •' 

22.3  5J,o  26,8 
«7,7  64,0 

13.4  25,5 
11,530,2 

4,4  38,9 
2,0  57,9 
8,730,1 

6.6  40,0 

6.7  25,5 
6,425,9     - 

25,122,5    5,7 
20,1,26,4 


5,7 
16,6 
13,8 

4,3 


33,7  Stück.  —  Auf  die  Bedeutung  der  Be- 
triebsgrösse  wird  noch  weiter  unten  einzu- 
gehen sein. 

Von  Belang  ist  vornehmlich  und  vor 
allen  Dingen  aus  Gründen  der  Lebens- 
mittelversorgung die  Grösse  des  Vieh- 
standes im  Hinblick  auf  die  Be- 
völkerung. Im  Mittel  des  Reiches  kamen 
1897  auf  100  Einwohner  7,5  Pferde,  85,4 
Rinder,  20,8  Schafe,  27,3  Schweine  und 
(1892)  6,3  Ziegen.  Auch  nach  diesem  Ge- 
sichtspunkt ist  die  Verteilung  über  das 
Reichsgebiet  sehr  abweichend,  doch 
merklich  anders  als  im  Verhältnis  zur 
Fläche.  So  wurden  z.  B.  für  1883  von 
auf  Rindvieh  zurückgefülirtem  Vieh  auf 
1  qkm  im  Königreich  Sachsen  63,7,  auf 
100  Einwohner  50,1,  im  Rheinland  50,1 
und  32,9,  dagegen  in  Mecklenbui^  40,1  und 
96,9,  in  Schleswig-Holstein  56,4  und  94,4, 
in  Herzogtum  Oldenburg  47.8  und  96,1,  in 
Süd-Bayern  54,9  und  91,8  Stück  ermittelt 
Erstere  Länder  haben  eine  dichte,  letztere 
eine  dünne  Bevölkerung.  Wenn  auch  nicht 
überjill,  so  doch  in  der  Regel  ist  das  Ver- 
hältnis zur  Bevölkerung  im  allgemeinen 
niedrig,  wo  diese  dicht  auf  der  Fläche  zu- 
sammengedrängt wohnt,  umgekehrt  hoch, 
wo  sie  sich  nur  lose  angesiedelt  hat.  Das 
erhellt  namentlich  dann,  wenn  man  die 
Gebietsabschnitte  des  Reiches  nach  ihrer 
Volksdichtigkeit  abstuft.  Dann  kommen 
(1883)  an  Gesamtviehstand: 


bei  Einw.  auf 

auf 

.auf 

1  qkm 

100  Einw. 

1  qkm 

unter  50 

96,7  Stück 

42,0  Stück 

50—  80 

77,9       n 

43,9      , 

80—100 

53,3     „ 

50,6      „ 

100—150 

45,2     „ 

48,8   •  „ 

150-200 

32,9     „ 

SO,l         n 

200-500 

31,3     „ 

63,7     » 

500—1000 

9,8     „ 

74,9      „ 

über  1000 

4,4      „ 

832.0      „ 

Der  Viehstand  verhält  sich  also  liier- 
nach  zur  Bevölkerung  um  so  schwächer, 
je  mehr  selbige  angehäuft  ist.  Landwirt- 
schaft und  Viehhaltung  erfordern  einen 
grossen  Spielraum,  der  ihnen  nur  bleibt, 
wo  die  Besiedelung  eine  schwächere  ist, 
der  aber  freilich  durch  die  Intensität  de» 
Betriebes  in  gewissem  Grade  ausgeglichen 
werden  kann.  Drängt  aber  die  dichter 
werdende  Bevölkerung  die  Bodenbewirt- 
schaftung und  Viehhaltung  zurück  und 
vermindert  damit  den  Betrag  an  Vieh  für 
den  einzelnen  Bewohner,  so  ist"  das  doch 
nur  so  zu  verstehen,  dass  lediglich  verhält- 
nismässig die  Viehhaltung  der  Bevölkerung 
gegenüber  um  so  schwächer  sich  gestaltet, 
äs  diese  an  Dichtigkeit  gewinnt  Denn, 
selbstverständlich  wächst  der  Verzehrungs- 
bedarf der  Bevölkerung  mit  deren  Dichtig- 
keit Um  dem  zu  genügen,'  niuss  "daher 
im  allgemeinen  der  Viehstand  im  Hinblick 
zur  Fläche  in  dichter  bevölkerteren  Gegen- 
den ein  ausgedehnterer  als  in  schwächer 
bevölkerten    sein.      Dafür    sprechen    auch. 
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die  Thatsachen  der  zweiten  Zahlenreihe. 
Diese  mit  ihrem  der  ersten  entgegengesetz- 
ten Verlaufe  bekundet,  dass  der  auf  der 
Fläche  gehaltene  Viehstand  im  ganzen  mit 
der  zunehmenden  Dichtigkeit  der  Bevöl- 
kerung wächst  und  das  in  stetiger  "Weise. 
Eine  abweichende  Stellung  behaupten  nur 
die  Schafe,  die  mit  der  Dichtigkeit  der 
Besiedelung  abnehmen,  so  zwar  dass  bei 
\mter  50  Enwohnem  auf  1  qkm  ihrer  59,1 
auf   diese    Flächeneinheit,    bei   über    1000 


I  Einwohnern  jedoch  nur  9,2  entfallen.  Die 
I  Schafhaltung  ist  eben  an  weite  und  lose 
I  besiedelte  Flächen  gebunden. 
j  Das  Verhältnis  zur  Bevölkerung  gewinnt 
I  namentlich  dann  an  Bedeutung,  wenn  aus 
I  der  Bewegung  des  Viehstandes  nach- 
!  gewiesen  ist,  ob  und  inwieweit  diese  mit 
I  der  Entwickelung  jener  Schritt  gehalten 
jhat.  Geht  man  bis  1873  zuniek,  so  wur- 
den gezählt : 


Jahr      Pferde       Bindvieh        Schede         Schweine       Ziegen 


1873 
1883 
1892 
1897 


3  352  23« 
3522545 
3  836  256 
4038485 


15  776  702 
15786764 

17555694 
1849077a 


Anzahl 
24999406 

«9189715 
13  589  612 
10  866  722 


7  124088 

9206  195 

12  174288 

14*74557 


2  320  002 
2640994 

3  091  287 


8,2 
7,7 
7.8 
7,7 


anf  100  Emwohner 

38.4  60,9     17,4 

34.5  42,0  2o,i 
35,5  27,5  24,6 
35,4     20,8     27,3 


5,7 
5,8 
6,3 


Gewachsen  ist  also  die  Anzahl  des 
Viehes  mit  Ausnahme  der  der  Schafe  in 
dem  fast  25jährigen  Abschnitte  durchweg 
beträchtlich.  Indessen  sind  es  doch  nur 
die  Schweine  und  Ziegen,  welche  entsprechend 
der  Volksmenge  sich  vermehrt  haben.  Jene 
haben  neuerlich  gegen  1873  eine  Zunahme 
von  mehr  als  zwei  Drittel  er&ihren  und  da- 
mit die  der  Bevölkerung  in  der  gleichen 
Zeit  von  einem  reichlichen  Viertä  nicht 
nur  erreicht,  sondern  noch  überholt.  Diese 
Vermehrung  hängt  mit  veränderten  Zielen 
der  Viehhaltung  zusanunen,  denen  gemäss 
das  sich  zahlreich  vermehrende,  rasch  wach- 
sende Schwein  das  hervorragendste  Nutz- 
tier für  die  Fleischversorgung  der  Bevölke- 
rung geworden  ist,  wozu  die  starke  Ent- 
faltung der  letzteren  den  nächsten  Anlass 
g^eben  hat  Ebenfalls  durch  die  Volkszu- 
nahme pflegt  das  Wachstum  der  Ziegen 
beeinflusst  zu  werden,  insbesondere  dort,  wo 
eine  grosse  Fabrikbevölkening  sich  bildet. 
Pferde  imd  Rindvieh  dagegen  sind  unter 
ihr  älteres  Verhältnis  zurückgegangen.  "Was 
die  Abnahme  der  Schafe  anbelangt,  so  ist 
ihre  Zucht  bis  über  die  Mitte  des  Jahrhun- 
derts hinaus  namentlich  im  Norden  und 
Nordosten  Deutschlands  dort,  wo  der  Gross- 
betrieb der  Landwirtschaft  herrscht,  eifrig 
gepfl^  imd  für  die  nationale  "WoUerzeugung 
von  grosser  Bedeutung  gewesen,  nach  und 
nach  aberimdim  steigenden  Masse  gesunken 
infolge  der  gewaltig  angeschwollenen  Ein- 
fuhr ausländischer  Wollen  aus.  den  men- 
schenarmen Länderstrichen  der  Laplata- 
Staaten,  des  Caplandes,  Australiens  und 
Neuseelands  imd  des  dadurch  bewirkten 
Druckes  auf  die  Preise. 

Für  die  Beurteilung  der  Bewegung  des 
Fleischviehbestandes  darf  übrigens  nicht 
ausser  acht  gelassen  werden,  dass  ausser 
der  Stückzahl  auch  die  Fleischhaltigkeit 
eine  Rolle  spielt    "Wie  aber  feststeht,   hat 


die  Züchtungs-  und  Ernährungsweise  des 
Viehes  in  den  letzten  Jahrzehnten  bedeutende 
Fortschritte  gemacht  und  so  zur  vermehrten 
Fleischversorgiing  beigetragen. 

Ziffemmässig  lässt  sich  dies  auch  durch 
das  ermittelte  Lebendgewicht  des  Rind- 
viehs und  der  über  1  Jahr  alten  Schweine 
belegen.  Dort  betrug  es  1883  5062038, 
1892  5989  652,  hier  239532  und  332620 
Tonnen  (zu  1000  kg).  Die  Zunahme  der 
Gewichtsmasse  der  Schweine  erreichte  also 
in  9  Jahren  39,  die  des  Rindviehs  18  '/o. 
Die  letztere  ist  sichtlich  höher  als  die  der 
Stückzahl,  die  im  gleichen  Abschnitt  doch 
nur  11 "/»  ausmachte. 

Geht  man  auf  Geschlecht,  Alter 
und  Benutzungsweise  der  Tiere  ein, 
so  zerfielen  1892  die  Pferde  in  186893 
Fohlen,  544626  junge  Pferde  von  2—4 
Jahren  und  3104737  ältere.  Von  den 
letzteren  waren  11 445  Zuchthengste,  2384386 
vorzugsweise  zur  Landwirtschaft  benutzt, 
115972  Militär-,  und  592934  sonstige  Pferde. 
Durch  die  Aufzucht  von  Fohlen  ragen  her- 
vor Holstein,  Ostpreussen,  wo  2,6,  Sclües- 
wig-Holstein,  Posen,  Westpreussen,  Herzog- 
tum Oldenburg,  Elsass-Lothringen,  Mecklen- 
burg-Schwerin, wo  zwischen  1 — 2  Fohlen 
auf  1  qkm  kamen.  —  Das  Rindvieh  setzte 
sich  zusammen  aus  1865300  Kälbern, 
4180341  Stück  Jungvieh  von  Vi— 2  Jahr 
und  aus  11510053  älterem  Rindvieh.  Von 
dem  Jungvieh  wurden  96333  Bullen  zur 
Zucht  benutzt,  vom  ausgewachsenen  Rind- 
vieh 185252  und  waren  1378637  sonstige- 
Stiere  und  Ochsen  und  9946164  Kühe.  — 
Von  den  Schafen  waren  3772849  unter 
und  9816763  über  1  Jahr  alt  und  unter 
den  letzteren  200  696  Böcke,  6  771 647  Mutter- 
schafe und  2844420  Hammel.  Unter  dem 
Gesamtbestande  befanden  sich  1.599467 
feine  "Wollschafe  (Merinos).  —  Schweine  gah 
es  9369857  unter  und  2794431  über  IJahr 
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alte,  unter  welchen  letzteren  es  62730 
Zuchteber,  903  832  Zuchtsauen  und  1 837  869 
sonstige  Tiere  gab. 


Bleibt   endlich    noch   der   Yerkaufs- 
wert  zu  berücksichtigen,  so  betrug  dieser: 


im  ganzen 


Anteil 


Anteil 


für 

in  tausen 

d  Mark 

*/o 

für  1  Stück  M 

1883 

1892 

1883 

1892 

1883         1892 

Pferde     .    . 

.    I  678  661,7 

I  880  839.2 

30,1 

29,5 

477           490 

Rindvieh  .    . 

.    3074139,* 

3  547  297,7 

55,( 

55,6 

195           ao2 

Schafe .    .    . 

.       306582,8 

2 »7  747,5 

5,5 

3,4 

16             16 

Schweine .    . 

.       476698,5 

684647,4 

8,6 

10,7 

52             S6 

Ziegen     .    . 

39  646,3 

48038,9 

0,7 

0,8 

15              16 

Zusammen    . 

•    5  575  7*8,5 

6  378  570,7 

100,0 

100,0 

. 

Der  Wert  des  gesamten  Viehstandes,  der 
sich  von  1883  auf  1892  um  15  »/o  hob, 
stellt  in  der  Höhe  von  reichlich  6  Milli- 
arden einen  ansehnlichen  Teil  des  N^ational- 
vermögens  dar.  Die  grössere  Hälfte  trägt 
dazu  das  Rindvieh  bei.  Zur  Fläche  verhMt 
sich   der    Wert    derart,    dass    auf    1  qkm 


11800,5,  und   zur  Bevölkerang,    dass   auf 
1  Einwohner  129,1  Mk.  entfallen. 

Soll  nun  auch  noch  insbesondere  kurz 
der  land  wirtschaftlichen  Nutz  Vieh- 
haltung gedacht  werden,  so  wurden  nach 
der  Zahlung  von  1895  ermittelt: 


bei  einer 

landwirtach. 

Pferde 

Rindvieh 

Schafe 

Schweine 

Ziegen 

Fläche  von 

ha 

A 

n    z    a    h    1 

unter  2 

88488 

1  415239 

567687 

3  46s  989 

2485350 

2-5 

255  998 

2  802900 

489275 

2  338  588 

295  194 

5-20 

I  147  454 

6  227  233 

187 1295 

4210934 

252096 

20-100 

1  254  223 

4650993 

3498936 

2  658  560 

64374 

über  lüO 

650  739 

I  957  277 

6  165  677 

888571 

8237 

Znsammen 

3  367  298 

17053642 

12  592  870 

13  562  642 

3105251 

anf  100  ha  landwirtschaftlicher  Fläche 

unter  2 

4,9 

78,3 

31,2 

191,7 

137,4 

2-5 

6,9 

85,3 

14,9 

71,2 

9,0 

6-20 

11,8 

64,1 

«9,3 

43,3 

2,6 

20-100 

12,7 

47,1 

35,5 

26,9 

0,7 

über  100 

8,3 

25,0 

78,7 

11,4 

0,1 

Znsammen 

10,4 

52,4 

38,7 

41,7 

9,6 

Ein  enger  Zusammenhang  zwischen  der 
verhältnismässigen  Grösse  des  "Viehstandes 
und  dem  Umfange  der  Wirtscliaftsfläche 
tritt  deutlich  entgegen,  freilich  für  die  ein- 
zelnen Tiergattungen  in  abweichender  Rich- 
tung. Vom  Rindvieh,  von  Schweinen  und 
Ziegen,  also  von  den  für  den  Unterhalt  der  Be- 
völkerung belangreichsten  Gattimgen  wird 
im  allgemeinen  auf  der  gleichen  Fläche  um 
so  mehr  gehalten,  je  kleiner  die  Betriebe 
sind.  Eine  Ausnahme  macht  das  Rindvieh 
nur  insoweit,  als  die  kleinen  Parzellenbetriebe 
unter  2  ha  von  den  kleinbäuerlichen  zwi- 
schen 2  und  5  ha  überholt  werden,  da  jene 
beschränkten  Wirtschaften  oftmals  für  Rind- 
viehverwendungen noch  nicht  ausreichen. 
Dagegen  ist  die  Schweine-  und  Ziegenhaltung 
in  ausgeprägtem  Masse  gerade  den  Zweig- 
betrieben eigen.  Bei  den  Pferden  und 
Schafen  besteht  das  umgekehrte  Verhältnis, 
sodass  ihre  Nutzung  mit  der  steigenden 
Wirtschaftsgrösse    zunimmt,     bei    ersterer 


wenigstens  bis  zur  vorletzten  Stufe.  Die 
Schafe  sind  auch  beim  Parzellenbetriebe 
und  das  vielfach  als  Milchtier  für  die  kleine 
Arbeiterbevölkerung  stark  vertreten.  Da- 
nach fällt  ihre  Verwendung  und  hebt  sich 
erst  kräftiger  beim  grossbäuerlichen  und 
vollends  beim  Grossbetiiebe,  sodass  die 
Schafe  sich  auch  hier  recht  eigentlich  als 
das  Tier  des  ausgedehnten  Betriebes  er- 
weisen. 

2.  Die  enropSischen  Staaten.  Sowät 
Viehzählungen  in  mehr  oder  minder  voll- 
kommener Gestalt  vorgenommen  worden 
sind,  folgen  ihre  neuesten  bekannt  geworde- 
nen Ei^bnisse  für  die  fünf  wichtigsten  Tier- 
gattimgen  nebst  einer  Berechnung  ihres 
Verhältnisses  zur  Fläche.  Um  dabei  zu- 
gleich die  Bedeutung  der  Bevölkerungs- 
dichtigkeit annähernd  ermessen  zu  können, 
ist  auch  diese  beigefügt.  Danach  erh&lt 
man: 
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Staat 

Pferde 

Rindvieh 

Schafe 

Schweine  i  Ziegen 

0 

Rindvieh 
Schafe 

Schweine 

Ziegen 

Elqwohnerl 

Anzahl 

auf  1  qkm 

Dentaches        Reich 

1        ; 
1 

! 

(1897,  für  Ziegen 

1 

i 

1892) 

4038485 

18490772 

10866722  14274557  3091  387 

7,5  34,2'  20,1 

26,4 

5,71  97 

Belgien  (189ö)    .    . 

271  5*7 

1420976 

235722J  I  1631331   241045 

9,2148,2     8,0 

39,4'    8,2|228 

Bnigarien  (1893)     . 

343946 

I  767  974 

68682911     46163511263772:5,5 

28,0   18,7 

0.7 

2,0  37 

DSnemark  (1893)    . 

410639    1696  190 

I  246  552 

829  13» 

35  266' 10,6 

40,2  31,4 

2,1 

o,6|  55 

Frankreich      (1897) 
(animanxdefenne) 

1 

; 

1 

2899  «3«  I3486S'9 

21445  113  6262764 

1495756    5.0 

«5,1    39,9 

•1,7 

2,8!  72 

Kngland  n.   Schott- 

land (1898)  (land- 

1 

wirtschaftl.  Vieh) 

I  517  160   6622364 

26  743  194 

2451595 

.       .6,6 

24,4116,410,7    . 

144 

Irland  (1893)  desgl. 

513788 

4486242 

4287274 

1  253  682 

.        .6,1 

58,3   51,2 

15,0'  . 

56 

Italien  (1890), 

1 

Schntzg. .    .    1    . 

720000 

5000000 

6900000   1800000 

1  800000   2,5 

17,5'  24,1 

6,3'  6,3 

111 

Bosnien  und  Herze- 

gowina (1895) .    . 

233322 

i4«7  34i 

3  230  720      662  242  1  447  049.  4,6!  27,8;  63,3 

13,028,4 

31 

Lnxembnrg  (1889)  . 

17965'       86049 

a99»7|        59470       12  782.  6,9|  33,1    11,5121,4   4,9 

84 

Niederlande  (1897) . 

273  soo|   I  621  300 

729100      653500I    175000.  8,3149,1    23,0119,8    5,3 

156 

Oesterreich  (1890)  . 

1548  1971  8643936 

3186787 

35497001035832,  5,2  28,8    10,611,8    3,5|  80 

Ungarn  (1895)    .    . 

2282028!  6738257 

8  122  681 

7330091     3o8  8io(  7,0  20,7   25,0 

22,5   0,9 

58 

Rumänien  (1890)    . 
Enrop.        Rnssland 

532526!  2328978 

4390752 

183320  .'901489.  4,8  17,8   41,2 

1,4;  6,9 

45 

• 

(1880) 

20  837  680  276222660 

48220115 

10  742 100       ...     )  4.2    5,5     9,6 

2,1'     . 

«9 

Finland  (1897)    .    . 

306374!  I  510  991 

1  101  456 

222317       11358   0,8    4,0     2,9 

0,6    0,0 

7 

Griechenland  (1884) 

108361!      164000 

3464954 

1750002510970    1,7    2,5    53,6 

2,7    3,9 

37 

Serbien  (1895)    .    . 

169  298I      922  899 

3094206 

904446 

525991    3,5  19,0  64,1 

18,7110,9 

51 

Schweden  (1895)     . 

506026 

254022s 

1313385 

787  461 

74327    1,1     5,6     2,9 

l,8i  0,2 

II 

Norwegen  (1890)    . 
Schweia  (1896)    .    . 

150898 

1006499 

1 417  524 

121057 

274458   0,5  ■    3,1     4,4 

0,4   0,8 

6 

108969 

1306696 

271901 

566974 

415817,  2,6  31,6     6,6 

13,6:10,1 

76 

Spanien  (1880)  ohne 

i       i 

Navarra  und   die 

i    1 

bask.  Provinzen  . 

310275 

1460253 

13773804 

1  162  676 

26352811 . 1  . 

. 

, 

36 

Portugal  (1870)  .    . 

79716 

520474 

2706777 

776868 

936869 

1  0,9 

5,9 

30,4 

8,7 

10,5 

5* 

Auf  den  Inhalt  der  voraufgehenden  Er-| 
gebnisse  einzugehen,  würde  an  dieser  Stelle  l 
zu  weit  führen  und,  ohne  andere  That-I 
Sachen  heranzuziehen,  keinen  rechten  Werti 
haben.  Hingewiesen  sei  lediglich  auf  die; 
ausserordentlichen  Verschiedenheiten  in  der 
Dichtigkeit  des  Viehstandes  der  europaischen 
Staaten. 

Cebrigens  ist  die  Viehhaltung  an  Last- 
und  Zugtieren  für  ethche  Länder  keines- 
■w^s  erschöpft,  vielmehr  fällt  der  Bestand 
an  Eseln,  Maiüeselo  und  Maultieren  mit- 
unter beträchtlich  ins  (Jewicht,  so  zusammen 
mit  996264  Stück  in  Spanien,  188640  in 
Portugal,  400  000  in  Italien,  567 129  in  Frank- 
reich, 89874  in  Bulgarien,  57  952  inOester- 
reich,  6304  in  Bosnien  und  Herzegowina, 
25763  in  Ungarn,  5370  in  Rumänien. 
Ebenso  haben  die  Renntiere  für  die  nörd- 
lichen Teile  Skandinaviens  eine  erhebliche 
Bedeutung.  Ermittelt  wurden  in  Schweden 
287894,  in  Norwegen  170134,  in  Finland 
117170.  —  Wie  weit  die  vorstehenden  An- 
gaben aus  Russland,  Griechenland  auf  Zäh- 
loogen  oder  auf  Schätzungen  beruhen,  lässt 
sich   nicht  entscheiden.    Den  italienischen 


Zahlen  liegt    eine  ältere,    diuch  Schätzung 
ei^änzte  Zählung  zu  Grunde. 

3.  Ansserenropäische  Lander.  Auch 
das,  A*T»s  aus  aussereuropäischen  Gebieten 
hier  vorliegt,  sei  angereiht.  Mehr  noch  als 
den  euroi)äischen  dürfte  diesen  Ergebnissen 
ein  recht  verschiedener  Wert  beikommen. 
Auch  ist  die  Vollständigkeit  der  Erhebung 
abweichend,  so  sind  z.  B.  in  den  Vereinigten' 
Staaten  von  Nordamerika  die  Einjahrslämmer 
bei  den  Schafen  nicht  mitgezählt.  Zu  be- 
merken ist,  dass  in  der  auf  S.  480  folgen- 
den Uebersicht  die  Büffel  (wie  auch  in  der 
vorher^henden,  auf  die  europäischen  Staaten 
bezüghchen)  dem  Rindvieh  zugerechnet  sind. 

Litteratnr*  Allgemei*e»:  Die  Viehzählung»- 
methodea  in  den  europäitrhen  Staaten  unter  spe- 
eieller  Berücktiehtigung  Thüringen»,  Mitteilung 
de»  »iatittitchett  Bureau»  vereinigter  thilringitcher 
Staaten  in  Jahrb.  f.  JVbt,  «.  Stat.  Bd.  XVII, 
(1871).  —  r.  JfOUer,  Vntertuehungen  über  den 
gegenwärtigen  Stand  der  Agrarttatistii  und 
deren  Entwiekelung  »eit  dem  Jahre  1868  unter 
be»onderer  Beräektiehtigung  der  UmdvnrUrhuft- 
liehen  Produktion»ttati»tik  (SamnUung  natiomil- 
öhonomitcher  und  »tatittitcher  Abhandlungen  de» 
»Utat»v!i»»en»ehafiliehen  Seminar»  tu  Halle  a.  S., 
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Land 


Pferde 


Bindvieh 


Schafe 


Schweine 


Ziegen 


Vereinigte  Staaten  ('auf  Farmen  (gezählt) 

von    Nordamerika  <  wilde  Weidewirtschaft 

(1890)  [    (geschätzt).    .    .    . 

zusammen 

Canada  (1891)      

Neufundland  (1891) 

Argentinien  (189Ö) 

Uruguay  (1892) 

Guatemala  (1885) 

Paraguay  (1887) 

Columbia  (1883) 

Capland  (1891) 

Natal  (1889) 

Oranje-Freistaat  (1890) 

Tunis  (1892) 

Algier  (1893) 

Bntisch-Indien  und  Myfore  (1896/97)    .    . 

Java  (1894) 

Japan  (1888) 

Westaustralien  (1894) 

Südaustralien  (1894) 

Victoria  (1891) 

Neu-Südwales  (1892/93) 

Queensland  (1894) 

Tasmania  (1894) 

Nen-Seeland  (1896) 


14969467 

289316 

15  258  783 

10470572 

6138 

4447000 

389180 

117880 

408452 

199015 

444147 
61  224 

248878 
51644 

208537 
I  144486 

520500 

I  53»  799 
50001 
199605 
436469 
484309 
444109 

31587 
237418 


51  363  572 

5  85 1  640 
57215  212 

4  120  586 

23822 

21  702000 

5487604 

494130 

6  119482 
949  072 

2  210  834 

745931 

895099 

232  726 

I  133  599 

79978377 

5  162  700 
I  oii  261 

187  214 
574032 
I  782  881 
2221  459 
7012997 
169  141 
1 047  901 


35  935  364 

4940948 

40876312 

2  563  781 

60840 

74380000 

II  012769 

450  426 

15905441 

41  696 

16  706  106 

652906 

6  619  992 
I  223481 

7  695  789 
18659550 


2  132  311 

7  050  544 

12692843 

55  445  289 

19587691 

1  535  047 
«9  «38493 


57  409  583 

15704 

57  425  287 

1733850 

32011 

20218 
194436 

343542 

288190 

40950 


83700 


3396 
30370 

610  147 

6  628  037 

331  055 

858  155 

681  636 

3  368  125 

15912542 


28396 
118083 
282  457 
249  522 
89674 
51952 
.239  7781 


4050 

44482 
33  549 

'1388 


£d.  V,  Htfi,  4),  Jena  1888.  —  Comple  rendu 
giniral  de*  travaux  du  congrit  international  de 
ttalittique  aux  tetsiom  de  BruxeUet  (185S), 
Pari»  (1855),  Vienne  (1857),  Londrea  (1860), 
Berlin  (1863),  Florence  (1867)  et  La  Haye  (1869) 
publii  par  ordre  du  minittre  de  l'intirieur  tous 
la  direelion  de  P.  de  Semenow,  Sl.  Petersbourg 
lS7g,  S.  lU—l^S.  —  Eine  DanUüung  der  Vieh- 
haltung in  einem  groeten  Teil  der  Erde  in  Ver- 
bindung mit  dem  Anbau  giebt  da*  treffliche 
Werk  von  Th,  H.  Engelbrecht,  die  Landbau- 
Zonen  der  auuertropischen  Länder,  Berlin  1899. 
Deuttchland,  a)  Deutsche»  Reich. 
Statitlik  de»  Deutschen  Seiche»  filr  da»  Jahr 
1884,  heraiugegeben  vom  Kai»erl.  »tati»ti»chen 
AmU,  Bd.  VIII,  Die  Ermittelung  der  Vieh- 
haltung im  DetUtchen  Seich  vom  10.  I.  1873. 
Ebd.  Bd.  LIX:  Bauptergebni»te  der  Viehzäh- 
lung vom  10.  I.  1883  filr  die  eimelnen  Staaten 
und  da»  Seich,  ebd.  Vierteljahrehefte  für  1894; 
Ergebniete  der  Vie/ucählungen  vom  1.  XII.  1892 
und  189S.  Vierteljahrehefte  für  1898 :  Die  Vieh- 
haltung nach  der  Zählung  vom  1.  XII.  1897. 
N,  F.  Bd.  11g :  Die  Landwirttchaft  im  Deut- 
tehen  Reiche  nach  der  landwirtechaftlichen  Be- 
triebttählung  vom  I4.  Juni  1895,  Berlin  1898. 
Monatshefte  zur  Statistik  de»  Deuttchen  Seiche» 
I884:  Ergebniete  der  Viehzählung  vom  10.  I. 
1883  im  Deutechen  Seiche.  Jahrb.  f.  Ge».  u. 
Verro.,  Neue  Folge,  IX.  Jahrg.,  3.  Heft,  S.  1 
bi»  49  u.  4.  Heft,  S.  l—7t.  —  I».  KoUmann, 
Deuttchland»  Viehhaltung  nach  den  Ergebni»»en 
der  Zählung  vom  10.  I.  1883.  —  b)  Die  Bun- 
detttaaten.  Prcutten.  Viehttandtlexikon 
filr  den  preitttiaehen  Staat,  auf  Grund  der  Vieh- 
zählung vom  1.  XII.  189i,  bearbeitet  vom  Kgl. 
ttutietitchen  Bureau,  Berlin  1894195.  Preuetitehe 
Statitlik,  heraiugegeben  vom  Königl.  »tatittiichen  , 
Bureau,     Berlin,    Bd.    129.       Die    endgiltigen  i 


Ergebmi»»»  der  Viehzählung  vom  l.  XII.  1891, 
g  Teile  (1894197);  Bd.  153  (1898)  die  Ergebniete 
der  Viehzählung  vom  1.  XII.  1897.  Zeiteehrift 
de»  kSnigl.  »tatittitehen  Bureau»,  Jahrg.  1861, 
S.  glSß.:  E.  Engel,  Die  Viehhaltung  im 
preuttitchen  Staate  in  der  Zeit  von  1816  bi»  mit 
1858.  Ebd.  Jahrg.  1863,  S.  53:  Der  Viehetand 
im  preuttitchen  Staate  Ende-  1861.  Ebd.  I864, 
S.  g56 — 176:  Deraelhe,  ZuiiHf  Aktenitüeke, 
betr.  die  »tatittitehen  Ai^nahmen  im  preutti- 
tchen Staate  am  Ende  de»  Jahre»  I864,  intbet. 
die  Zählung  der  Civil-  und  Militärbevölkerung 
und  det  Viehttande».  Ebd.,  Jahrg.  1865,  S.  166: 
Vorläufige  ffauptretultate  der  Viehzählung  im 
preu»ti»ehen  Staate  am  3.  XII.  I864.  (Defini- 
tive Ergebniete  dieser  Zählung  im  Jahrg.  I8661. 
Ebd.,  Jahrg.  1867,  S.  g09ff.:  Der  Viehttand  in 
Westpreussen  (Provinz)  1816  und  I864.  Ebd. 
Jahrg.  1868.,  S.  g70ff.:  Die  SauptretultaU  der 
Viehzählung  im  prevetieehen  Staate  r.  7.  XII. 
1867.  Ebd.,  Jahrg.  1873,  S.  65—94:  Die  vor- 
läufigen Ergebniste  der  Viehzählung  im  preussi- 
»chen  Staate  vom  10.  /..  1873.  (Definitive  Er- 
gebwitte  dieeer  Zählung  im  gleichen  Jahrgang 
S.  379—396i.).  Ebd.,  Jahrg.  1874,  S.  350 ff.: 
Der  Viehttand  der  Gemeinden  und  Gutebezirke 
im  preu»ti»chen  Staate.  Ebd.,  Jahrg.  1876,  S. 
360  ff. :  Tierärzte  und  Viehetand  in  Preussen  seit 
1831.  Ebd.  Jahrg.  188g,  S.  g95f.:  Die  vor- 
läufigen Ergebnitte  der  Viehzählung  vom  10.  I. 
1883  im  preuttitchen  Staate  (dieselben  atufUhr- 
licher  Jahrg.  1883,  S.  90  ff.).  Ebd.,  Jahrg.  IS88, 
S.  1—60  u.  S.  g47—30g:  W.  Beukematu*, 
Die  Viehhaltung  im  prcu»»i»chen  Staate  nach 
den  Vielizählungen  von  1867,  1873  und  1883. 
Ebd.,  Jahrg.  1889,  S.  £76:  Beetand  und  Dareh- 
»chnitt»wert  der  Hauptviehgattungen  in  den  Guts- 
bezirken der  öttUehen  Provinzen  Preutsen*.  Ebd., 
Jahrg.  1879:    C.    Bötaow,    Der    Einßuti    der 
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Sodrnbete/utffenkeit  auf  Stand  und  Enttridte- 
Iting  der  preiuntehen  Viehhaltung  in  de)i  Jahren 
1819 — 1S7S.  Ergebnisse  der  Viehzählung  vom 
A  XII.  1864  im  ehemaligen  Känigrrieh  Han- 
nover in  der  Zeilichrifi  de»  kgL  hannorersehen 
statittitehen  Bureaus,  1865,  S.  4  ff.  Ebd.,  Jhg. 
1S96.  JS,  Kluf/e,  JHe  Viehxähhmg  vom  1. 
XII.  189t.  —  Bayern.  Beiträge  *ur  Statistik 
des  ESnigreiebs  Bayern,  herausgegeben  vom  kgl. 
statistischen  Bureau,  Jffefi  VI.  Manchen  1855: 
S.  B,  W.  von  Hermann,  Viehsland  nach 
den  Erhebungen  von  1810,  I84O,  18U  und  1854  ; 
Heft  XIX,  Manchen  1874:  O.  Xayr,  Die 
Viehzählung  im  XSnitfreieh  Bayern  vom  10.  I. 
1S7S;  Ergebnisse  früherer  Viehzählungen  in  Heft 
.  VI,  S.  Sff.  u.  H<tfl  VII,  S.  Sff.;  Ergebnisse 
der  Zählung  von  1883  im  XV.  Jahrgang  (1883) 
der  Zeitschrift  des  kgl.  bayerischen  statistischen 
Bnreatis,  S.  47 ff.  Das  Viehkapital  im  IBinig- 
reich  Bayern,  ebd.,  XV.  Jahrg.,  S.  310 ff.  Er- 
gebnisse der  Viehzählung  am  1.  XII.  1897,  ebd., 
XXX.  Jahrg.,  (1898).  Statistisches  Jahrbuch  für 
das  Königreich  Bayern,  Jahrg.  1897  und  1898. 
—  Sachsen.  E.  Engel,  Das  Königreich 
Sachsen  in  statistischer  und  wirtschaftlicher  Be- 
ziehung, Dresden  1853,  S.  £97—363.  Zeitschr. 
des  kgl.  säehs.  statistischen  Bureaus,  I.  Jahrg., 
1SÖ5:  Die  Statistik  der  Viehzxuht  mid  die 
Hnuptresullate  der  Viehzählung  in  den  Jahren 
lS-i4,  1837,  I84O,  1844,  1347,  1850  und  1853  im 
Königreich  Sachsen.  Ergebnisse  späterer  Zah- 
lungen, ebd.,  V.  Jahrg,,  1859,  S.  85— 11t,  VIII. 
Jahrg.,  186S,  S.  81—104,  XII.  Jahrg.,  1866,  S. 
1—16;  XV.  Jahrg.,  1869,  8.  109—130;  XIX. 
Jahrg.,  1873.  S.  t9-S3;  XXX.  Jahrg.,  1884, 
S.  146  ff.,  S.  it4ff.  und  Supplementheft.  Ebd., 
JII.  Jahrg.,  1857:  Der  Viehstand  auf  dem 
ffntssen  und  kleinen  Grundbesitze  im  Künigreich 
Sachsen,  S.  Iff.  Ebd.,  XXX.  Jahrg.,  I884.  — 
Böhtnert,  Die  sächsischen  Viehzählungen  von 
1S34—1883,  S.  89  ff.  Ebd.,  XXXJV.  Jahrg., 
1890:  Hauptergebnisse  der  sächsischen  Statistik; 
die  Viehhaltung,  S.  88 ff.  —  Württemberg. 
Die  Ergebnisse  der  früheren  Zählungen  sind 
TerSffentlicht  tn  den  tvürttembergischenjahrbüehem 
Jairg.  1856,  S.  98 ff.,  1868,  S.  niff.,  1861,  S. 
159 ff.,  164,  S.  137 ff,  1867,  S.  »8t ff.  Jahrgang 
ISU4:  Die  Ergebnisse  der  Viehzählung  vom  1. 
XII.  189t  (S.  t51ff.):  Jahrg.  1898:  H.  von 
Zeller,  Die  Viehhaltung  in  Württemberg  nach 
der  Viehzählung  vom  1.  XII.  1897.  —  Baden 
reröffentlicht  die  Ergebnisse  seiner  Viehzäh- 
lungen alljähriich  m  statistischen  Jahrbuch  für 
das  Grossherzogtum  Baden.  —  Di«  Ergdtnisse 
der  Viehzählungen  in  den  Ueineren  Staaten  s. 
in.*  Beiträge  zur  Statistik  des  Grossherzogtums 
Hessen,  herausgegeben  von  der  grossherzoglich 
hessischen  CentralsteUe  für  die  Landesstatistik; 
Beiträge  zur  Statistik  Mecklenburgs  vom 
ffrossherzoglichen  statistischen  Bureau  zu  Schwe- 
rin; Statistische  Nachrichten  über  das  Gross- 
Aerzogtum  OUtenburg,  herausgegeben  vom  Gross- 
Merzogliehen  statistischen  Bureau,  zuletzt  Heft 
XXI  (1893);  Beiträge  zur  Statistik  des  Her- 
:togtums  Braunschweig,  herausgegeben  vom 
■statistischen  Bureau  des  herzoglichen  Staats- 
ministeriums; Statistisches  Jahrbuch  für  das 
Jlerzogtum  Anhalt,  herausgegeben  vom  her- 
zoglichen statistischen  Bureau  in  Dessau  pas- 
*im.  Für  Thüringen  vgl.  ausser  den  PiMi- 
Jttttionen  der  statistischen  Bureaus  zu  Altenburg, 


Gotha  und  Weimar,  bes.  Jahrb.  f.  Jfot  u.  Stat., 
Bd.  XIV,  Jena  1870:  O.  Klu«,  Statütisehe 
Mitteilungen  cms  dem  angrenzenden  Franken 
aus  dem  dreissigjährigen  Kriege ;  sowie:  Agrar- 
Statistik  Thüringens,  Mitteilungen  des  Bureaus 
vereinigter  thüringischer  Staaten,  herausgegeben 
von  Hildebrand,  t.  Hälfte,  Jena  1878,  S. 
191  f. 

Ausland,  Oesterreieh-Ungarn:  Ge- 
schichtliches und  Erhebungsteehnisches  in:  Mit- 
teilungen aus  dem  Gebiete  der  Statistik,  heraus- 
gegeben von  der  k.  k.  statistischen  Centralkom- 
mission,  XII.  Jahrg.  (Wien  1865)  und  XVII. 
Jahrg.  (Wien  1870)  pasrim.  Statistische  Monats- 
schrift, herausgegeben  von  der  k.  k.  statistischen 
C^lralkommission,  XVII.  Jahrg.  (Wien  1891), 
S.  601  ff.  utidXVIIL  Jahrg.  (Wien  189t),  S.  165 ff. 
V.  Boackmann-HOrburg,  Die  Viehzählung 
in  Oesterreieh  vom  31.  XII.  1890.  Ergebnisse 
der  Zählungen  von  1869  in  »Bevölkerung  und 
Viehstand  der  im  Beichsraie  vertretetien  König- 
reiche und  Länder  am  31.  XII.  1869»  (Wien 
187t),  von  1880  im  VI.  Bande  der  österreiehi- 
seheti  Statistik  (Wien  1881)  und  vom  31.  XII. 
1890  im  XXXIV.  Bande  der  österreichischen 
Statistik  (Wien  189t),  sämtlich  herausgegeben  von 
der  k.  k.  statistischen  CentnUkommission.  Magyar 
statistikai  evkenyv,  szerkeszti  iskiadja  az  orsxä- 
gas  magyar  kir.  statistikai  hivatal,  XV.  evfdyam, 
1885,  3.  Heft.  S.  76  f.  (Statistisches  Jahrbuch 
für  Ungarn,  verfasst  und  herausgegeben  durch 
das  k.  ungarische  statistische  Bureau,  XV.  Jahr- 
gang). Budapest  1886.  Ungarische  statistische 
Mitteilungen,  verfasst  und  herausgegeben  durch 
das  statistische  Bureau,  N.  F.  Bd.  XV. 
Landwirtschaftliche  Statistik,  t.  Teile,  Budapest 
1897  — 1900.  —  Bosnien -Herzegowina. 
Ergebnisse  der  Viehzählung  in  Bosnien  und 
Herzegowina  vom  Jahre  1895,  zusammengestellt 
vom  statistischen  Departement  der  Landesregie- 
rung, Sarajewo  1896.  Die  Landwirtschaft  in 
Bosnien  und  Herzegowina,  herausgegeben  von 
der  Landesregierung,  Sarajewo  1899.  —  Ser' 
bien.  Statistique  du  royaume  de  Serbie,  tome 
XI:  Seeensement  da  bitail  le  31  decembre  1895, 
Beigrade  1898.  —  Rumänien.  Buletin  sta- 
tistic  general  al  Bomaniee,  anal  I — II.  Bueu- 
resi  1893 — 94.  —  Bulgarien.  Resultats  du 
recensement  du  betail  etc,  au  L  janv.  1893,  So- 
phia I894.  —  Niederlande.  Statistisch  Jaar- 
boekje  voor  het  koningrijk  der  Nederlanden,  I. 
Jaargang,  s'Gravenhage  1851,  S.  177 ff.  Resume 
statistique  pour  le  royaume  des  Iktys-Bas,  1850 
bis  1883,  ptiblieation  de  la  societe  de  statistigue 
des  Pays-Bas,  La  Haye  I884,  S.  lOf.  Jaar- 
cijfers  voor  het  koningrijk  der  Nederlanden,  be- 
merkt door  het  Cenial  Bureau  voor  de  Sta- 
tistiek.  Rijk  in  Europa,  s'Gravenhage  1899; 
desgleichen  Kolonien,  1900.  —  Jf.  d'Alphonse, 
Aperfu  sur  la  Hollande  in  Bijdragen  tot  de 
süuistiek  ran  Nederland,  uitgeven  door  het  Cen- 
traal  Bureau  voor  de  Statistiek,  s '  Gravenhage  1900. 
—  Luxemburg.  Statistique historique du Grand- 
Duchi  de  Luxembowrg.  AgrieuUure.  Luxemhourg 
1895.  —  Schweiz.  Die  schweizerische  Vieh- 
zählung vom  tl.  IV.  1876.  Schweizerische  Sta- 
tistik, 31.  u.  37.  Liderung,  Bern  1876  und  1878. 
Ebd.,  70.  Lieferung,  Bern  1887:  Die  schweize- 
rische Viehzählung  vom  tl.  IV.  1886.  Zusammen- 
g^asste  Ergebnisse  der  Zählung  vom  31.  IV. 
1886  im  Statistischen  Jahrbuch  der  Schweiz  (An- 
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nuaire  »tatUtique  de  la  Suitte),  Bern  189t,  8. 
10t f.  Schweüerieche  Statittik,  116.  Liderung. 
Die  Srgebniete  der  eidgenStii»ehen  ViehtäUung 
vom  tO.  April  1896,  Sonn  1898.  —  Frank- 
reich nebtt  Algier  und  Tuni*.  StaHitigue 
de  la  France,  t.  »irie,  ttaUetigue  agrieole,  re- 
meillie  avee  le  coneourt  de»  eommitiitm*  de  »ta- 
tittique  cantonalet  imtäuee»  par  le  deeret  du 
1.  juillet  185t,  t  Bde.,  Pari»  1SS8  und  1860. 
Annuaire  »tatUtique  de  la  France  (Jahrgang 
1879 — 1899).  Statistique  de  la  France,  rieultat» 
gineraux  du  dinombrement  de  1876,  Pari»  1878. 
Stalietique  agrieole  de  la  France,  rituUat»  gene- 
raux  de  l'enquete  decennale  de  1883,  Nancy 
1887.  —  Belgien.  StaHatique  de  la  Belgique 
agrieulture,  reeensement  general  de  1880,  relivea 
gfnfraux,  BnureUes  lIiSS,  2  Teile.  Annuaire 
»tati»tique    de   la  Belgique,    BnixeUe»  1870 — 99. 

—  Italien.  Ceneimento  del  beetiame,  eteguito 
a.  m.  del  IS  al  14  Febr.  1881,  Borna  lS8t. 
Annuario  »taUttico  italiano,  1889 — 7*90,  Borna 
1891,  S.  615 ff.  —  Zj,  BodU>,  Di  tUeuni  indici 
mituratori  il  movimento  economico  in  Ttalia,  2. 
edixione,  Borna  1891.  —  Grottbritannien 
und  Irland.  Statittical  abstract  for  the 
üniled  Kingdom  (London  1860—1899).  M»- 
cella  »tati»tia  0/  the  United  Kingdom,  f  Teile, 
London  1859.  Statietical  tablei  relaUng  to  the 
Home  and  foreign  animals  prepared  by  the  agri- 
ctdtural  department  privy  Council  o/fice,  1883. 
The  agrieuUural  ttatittici  of  Irland  (Jahrgänge 
teil  1875).  —  Skandinavien.  Danmarhl  Sta- 
tistik, Sammendrag  af  atatittitke  Oplysninger 
angaaende  Kongeriget  Danmark,  ^öbenhavn 
1893,  S.  Stf.  Danmarke  Statittik,  ttatiatitk  Ta- 
behaerk,  4.  Beihe,  Litra  C,  Nr.  1:  Kreatur- 
holdet  17^  Juli  1876,  udgivet  af  det  ttatittitke 
Bureau,  IQöbenhavn  1878.  Ebd.,  4.  Seihe,  Litra 
C,  Nr.  6:  Kreaturholdet  den  16«*  Juli  1888, 
SJlibenhavn  1889.  4.  Beihe,  C.  Nr.  8.  Kreatur- 
holdet den  15^  juU  1893.  Kjöbenhami  1894- 
Axich  die  Ergebnitte  der  früheren  Zählungen 
1861,  1866,  1871  und  1876  »ind  in  teWetändigen 
Heften  publiziert.  Sveriget  officiela  statittik  i 
tammandrag,  Statistik  tidtkrift,  utgifoen  af  kungl. 
ttatittica  centralbyran,  Stockholm  189t.  Bitrag 
tili  Sveriges  offieiela  Statistik.  Ny  fBlgd.  VIII. 
Jemte  sammandrag  für  &ren  1891 — 95.  Utar- 
betadt  af  Kungl.  statistika  Centralbyran,  Stock- 
holm 1900.  Statiitisk  Aarbog  for  Kongeriget 
Norge,  nutende  aargwng  1899,  udgivet  qf  det 
statistiske  Cenlralbureau,  Kristiania  1899.  — 
Portugal.  Beeensement  geniral  du  betau  du 
continent  du  royaume  de  Portugal  en  1870.  -^ 
Spanien.  Besena  geogrdfica  y  estadistiea  de 
Espaüa.  Por  la  Direccion  General  del  Instituto 
geogräfico  y  estadtstico,  Madrid  1888.  —  Busi- 
land.  Statistique  de  l'empire  de  Buetie.  X. 
Annuaire  statistique,  St.  Petersbourg  1890;  im 
iibrigen  a.  oben  Mngelbreeht,  Bidray  tili  Fin- 
landt  officieUa  Statistik.  II  Öfvertigt  af  Finlandt 
ekonomisfca  tillttand,  1891 — 95,  Helsingfort  1899. 
StatisHsk  ärsbok  für  Fitdand  utgivfen  af  sta- 
tistiska   Centralbyran    il.  Helsingfort  1900.    — 

—  Vereinigte  Staaten  von  Nordame- 
rika. Statistiei  of  agritulture  in  den  Ver- 
öffentlichungen der  Ergebniste  der  vier  Centus 
1850 — 1890.  SchmolUri  Jahrbuch  für  Getett- 
gebung,  Verwaltung  und  Volksieirtschaft,  N.  F. 
XIII.  Jahrgang:  P.  KoUmann,  Der  zehnte 
Census     der    Vereinigten   Staaten.    —   Argen- 


tinien, Censo  agrieolo-peettario  de  la  pro- 
vineia  de  Buenos  Aires,  levasUado  en  el  mes  de 
oelubre  de  1888,  Bumot-Aire»  1889.  Bureau 
gineral  de  ttatittique  de  la  Provinee  Buenoi 
Aires,  Vagriadture,  l'Üivage  etc.  en  1896,  La 
Plata  1897.  Anuario  estadistieo  de  la  Provineia 
de  Buenos  Aires.  Ano  1896.  La  Plala  1898. 
Britiseh-Indien.  AgrieuUural  itatistict  of 
BritishIndial89t—9Stol896—97,  compOedinthe 
Statistical  Bureau,  Caloutia  1898.  —  Capland. 
Beiultats  of  a  oentut  of  the  eoUmy  of  the  Cape 
of  good  hope,  the  öth  april  1891.  Cape  Toien 
189i.  —  Uebrige  englische  Kolonieen. 
Statisticcd  abstract  for  the  sevenU  colonial  and 
other  possessions  of  the  United  Kingdom,  London 
alljährlich.  —  Für  die  übrigen  Staaten. 
J.  Scott  Kettle,  The  ttatesman'i  year-book, 
London  1900  und  (s.  oben)  Engelirrecht,  Die 
Landbauzonen. 

PatU  KollmanH. 


Viehversiclieriug. 

1.  Einleitung.  Wesen  und  Zweck.  Ge- 
schichtliches. 2.  Schwierigkeiten.  3.  Staata- 
polizeiliche  Vorkehr  gegen  Seuchenverbreitung. 
I.  Einschränk\uig  des  GeMetes  der  Privatver- 
sichernng.  ö.  Versichemngsbedingnngen.  6. 
Reserven.  7.  Die  Verstaatlichungsfrage.  8. 
Statistik. 

1.  Einleitung.  Wesen  und  Zweck. 
Geschichtliches.  In  der  gewerblichen 
Wirtschaft  gehören  die  zu  deren  Zwecken 
benutzten  oder  verbraucht  werdenden 
Haustiere  zum  stehenden  oder  umlau- 
fenden Kapitale;  in  der  nicht  gewerb- 
lichen sind  sie  dem  Hausrate  oder  den 
Haushaltungsvorräten  gleich  zu  achten.  Hier 
wie  dort  bUden  sie  immer  wertvolle,  bis- 
weilen die  wertvollsten  Bestandteile  des 
Vermögens  Einzelner.  Gleich  allen  beweg- 
lichen Gegenständen  und,  als  lebende  Or- 
ganismen, stärker,  als  alle  leblosen  beweg- 
lichen Bestandteile  des  Vermögens,  sind  sie 
dem  Abnutz,  der  Wertverringerung  sowie 
zahlreichen  Existenzgefalii-en  ausgesetzt. 
Man  sucht  sie  davor  tnunlichst  zu  schützen 
durch  sorgsame  Pflege  und  ihren  Lebens- 
bedingungen entsprechende  Wartung.  Allein 
es  giebt  kein  Mittel,  sie  dauernd  brauchbar 
zu  erhalten,  noch  ein  Mittel,  ihrer  plötz- 
lichen und  zufälligen  Vernichtung  vorzu- 
beugen. Jede  solche  Vernichtung  bedeutet 
Vermögens-,  in  der  gewerblichen  Wirtschaft 
Kapitalverlust  Wie  andere,  so  hat  man 
mit  dem  Aufkommen  des  Versicherungs- 
wesens auch  diese  Vermögensverluste 
durch  das  Mittel  vorsorglicher  Schaden  vertei- 
lung, durch  Bildung  von  Interessentenver- 
eineu,  deren  Milgheder  sich  verpflichten, 
die  Einzelne  betreffenden  Verluste  gemein- 
schaftlich zu  tragen  und  sie  so  den  Einzel- 
nen minder  fühlbar  zu  machen,  oder  — 
doch  niur  äusserst  selten  und  meist  mit  ge- 
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ringem  Erfolge  —  durch  Bildung  von  ge- 
■w^lichen  versicherangsuntemehmungen, 
■welche  als  Versicherer  gegen  Entgelt  den 
bei  ihnen  Versicherten  die  an  deren  Vieh- 
vennSgen  entstehenden  Verluste  durch  Zah- 
lung des  Aequivalentes  zu  ersetzen  sich 
verpflichten,  auszubleichen  sich  bestrebt 
Insofern  es  sich  hier  um  andere  Verlust- 
formen  handelt,  als  denen  bereits  andere 
Versicherungsarten  —  FenerversicheruDg, 
Transportversicherung  —  zu  begegnen  be- 
stimmt sind,  insoweit  also  hier  der  Verlust 
durch  natürlichen,  der  Natur  der  Oreanis- 
men  entsprechenden,  durch  Alter,  Unfall 
oder  Krankheit  verursachten  Tod  in  Frage 
kommt,  hat  man  es  mit  der  Viehver- 
sichernng  zu  thun.  Sie  ist  das  Mittel, 
auf  dem  Wege  der  gewerblichen  oder  der 
nicht  gewerblichen  —  auf  Gegenseitigkeit 
beruhenden  —  Association  Vermögensver- 
luste auszugleichen,  die  den  einzelnen  Ver- 
sicherten oder  —  bei  Ge^nseitigkeitsan- 
stalten  —  den  einzelnen  beteiligten  Genossen 
durch  das  durch  Alter  oder  Krankheit  ver- 
ursachte Ableben  von  Vieh  treffen.  —  Das 
ganz  berechtigte  Bestreben,  Keime  des  Ver- 
sicherungswesens in  alter  Zeit  zu  suchen, 
hat  besonders  bei  der  Viehversicherung  guten 
Erfolg  gehabt  Nach  Werner  (luaugur.- 
Dissertat  über  das  Viehversicherungswesen 
Leipzig  1876)  hat  im  alten  PaiSstina  eine 
ziemlich  ausgebildete  staatliche  Viehver- 
sicherung b^tanden.  Im  Mittelalter  — 
schon  im  12.  Jahrhundert  —  sind  in  Island 
ziemlich  ausgebildet©  Viehversicherungsver- 
eine nachzuweisen.  In  der  neueren  Zeit 
verdankt  das  Viehversicherungswesen  na- 
mentlich Friedrich  dem  Grossen  Anr^^ung 
und  Förderung.  Dureh  Reglement  vom 
24.  November   1765   wurde  für  jeden  Re- 

fierungsbezirk  der  Provinz  Schlesien  eine 
urch  die  Regienmg  verwaltete,  auf  dem 
Grundsätze  der  Gegenseitigkeit  beruhende 
Gesellschaft  errichtet,  an  der  alle  Rindvieh- 
besitzer teilzunehmen  gezwungen  waren. 

Die  erste  grössere  private  Viehversiche- 
rangsnntemehmung  in  Deutschland  ward 
von  K  A.  Masius  unter  der  Firma:  »Vieh- 
verdchemngsanstalt  für  Deutschland«  im 
Jahre  1833  gegründet.  Sie  ging  aber 
schon  im  Jahre  1840  wieder  ein.  üeber- 
haapt  sind  in  diesem  Zweige  der  privaten 
Tersichenmg  in  Deutschland  und  ander- 
wärts zahlreiche  Misserfolge  zu  verzeichnen. 
Immerhin  giebt  es  aber  in  Deutschland 
jetzt  etliche  zwanzig  Viehversicherungsan- 
stalten. Freilich  von  sehr  verschiedener 
Grösse  und  Bedeutung. 

2.  Schwierigkeiten.  Der  Gegenstand 
dieser  Versicheruugsart  —  das  Risiko  — 
widerstrebt  viel  mehr  als  andere  Risiken 
der  erspriesslichen  Verwertung  des  Ver- 
sicherungsgedankens.   Der  Tod  von  Haus- 


tieren kann  leicht  duroh  mangelhafte  Pflege 
imd  Wartung,  dvaeh  Leichtfertigkeit,  aber 
auch  willkürlich  und  doch  so,  dass  die  Ab- 
sicht schwer  zu  entdecken  ist,  herbeigeführt 
werden;  die  Identität  des  gestorbenen  mit 
dem  versicherten  Tiere  ist  oft  schwer  fest- 
zustellen; die  Schadenfeststelluug  und  Re-. 
gulierung,  überhaupt  die  Verwaltung,  ist 
unverhfiltnismässig  kostspielig;  dxirch  Seu- 
chen werden  oft,  aller  Vorsorge  ungeachtet, 
die  Viehstände  ganzer  Lsuidstridie  hinge- 
rafft und  Kapitalverluste  erzeugt,  denen 
auch  die  kapitalkräftigsten  Versicherer  oder 
Versicherungsgenossenschaften  nicht  ge- 
wachsen sind.  Die  Einbeziehung  solcher 
Verluste  in  die  Rechnung  des  zu  fordern- 
den Entgeltes  für  die  Uebemahme  der  Ent- 
schädigungspflicht ist  bei  dem  jeder  Vor- 
ausberechuung  spottenden  Auftreten  von 
Viehseuchen  in  rationeller  Weise  nicht 
möglich.')  Wer  sie  versuchen  wimie,  so 
dass  er  allen  Anforderungen  gewaclisen 
wäre,  mOsste  auch  für  das  gewöhnliche 
Risiko  Prämien  berechnen,  welche  für  die 
Mehrzahl  der  Viehbesitzer  unerschwingUch 
sind.  Die  Ausscheidung  des  Seuchenrisikos 
aus  der  gewöhnlichen  (privaten)  Viehver- 
sicherung macht  dieselbe  zwar  überhaupt 
erst  möglich,  aber  —  wegen  der  anderen 
oben  angegebenen  erschwerenden  Momente 
—  noch  keineswegs  zu  einer  audi  nur 
ebenso  leicht  zu  lösenden  Aufgabe,  wie  es 
die  associationsweise  Deckung  gegen  andere 
Vermögensverluste  auf  dem  Wege  der  Ver- 
sicherung ist 

3.  Staatspolizeiliche  Vorkehr  gegen 
SencheDverbreitang.  In  der  Regel  beSssl 
sich  die  private  Viehversicherung  nicht  mit 
der  Deckung  gegen  Verluste  durch  die  ver- 
breitetsten  Seuchen.  Da  es  in  Kulturstaateu 
als  eine  Aufeabe  der  Wirtschaftspolizei  be- 
trachtet wird,  das  Umsichgreifen  entstehen- 
der Viehseuchen  möglichst  zu  verhüten,  zu 
dem  Ende  aber  nod^  zur  Zeit  kein  Mittel 
bekannt  ist  als  die,  übrigens  noch  nicht 
durchw^  und  nicht  allen  Seuchen  gegen- 
über erprobte,  Impfung,  die  Abschliessung 
durchseuchter  OerÜichkeiten  vom  Verkelu", 
die  Desinfektion  und  das  Töten  aller  seu- 
chenverdächtiger Tiere,  so  ist  es  erklärlich, 
dass  in  solchen  Staaten  gesetzlicher  Zwang 
zur  Vornahme  dieser  Msßsr^geln   besteht-) 


•)  Durch  die  Rinderpest  verlor  Oesterreich 
in  den  Jahren  1863—1865  64  bis  91».„  seines 
Rinderbestandes,  England  im  Jahre  1866  700  OÜO 
Stück,  Holland  allein  in  fünf  Provinzen  löO  000 
Stück. 

•)  Ueber  die  i.  J.  1766  von  Friedrich  d.  Gr. 
in  Schlesien  zur  Bekämpfung  der  Rinderpest 
errichteten  staatlichen  Versicherongskassen  vgl. 
oben  snb  1.  Holland,  Belgien  nnd  andere 
Staaten  folgten  dem  Beispiele  Friedrichs  d.  Gr. 
nach. 
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tmd  dass  hier  die  üebemahme  des  Seuchen- 
fisikos  durch  private  Versicherungsanstalten 
sich  von  selbst  verbietet.  Im  Deutschen 
Reiche  ist  es  durch  §  58  des  G.  v.  23.  Juni 
1880,  betreffend  die  Abwehr  und  Unter- 
drückung von  Viehseuchen,  (verändert  und 
ergänzt  durch  G.  v.  1.  Mai  1894)  den  Ein- 
zelstaaten überlassen,  landesgesetzliche  Be- 
stimmungen darüber  zu  treffen :  1.  von  wem 
die  Entschädigimg  für  die  nach  polizeilicher 
Anordnung  getöteten  Tiere  zu  gewähren 
und  aufzubringen  ist;  2.  wie  die  Entschädi- 
gung im  einzelnen  Falle  auszumitteln  und 
festzustellen  ist.  In  den  meisten  Bundes- 
staaten —  in  Preussen  z.  B.  nach  dem  G. 
V.  12.  März  1881  *)  —  wird  die  zu  leistende 
Entschädigung  diu«h  jährliche  Beiträge  der 
Viehbesitzer  aufgebracht,  besteht  also  hin- 
sichtlich der  Seuchengefahr  eine 
Zwangsversicherung  auf  Gegen- 
seitigkeit als  Staatsinstitut.*)  Die 
meisten  Gesetze  betrachten  beim  Rindvieh 
die  Rinderpest,  die  Lungenseuche  und  den 
Milzbrand,  bei  Pferden  den  Rotz  und  den 
Milzbrand,  einige  auch  bei  Schafen  die 
Pocken  als  solche  Seuchen,  in  betreff  deren 
Entsehädigimg  der  entstandenen  Verluste 
auf  dem  eben  angedeuteten  Wege  erfolgen 
kann. 

4.  Einschränkung  des  Gebietes  der 
Privatversicherung.  Ist  so  privaten  Ver- 
sicherungsuntemehmungen  meist  ein  grosses 
Gebiet  ihrer  Thätigkeit,  auf  welches  sich  zu 
wagen  sie  selbst  Bedenken  tragen  mussten, 
verschlossen,  so  verschliesst  sich  ihnen  aus 
naheliegenden  Gründen  auch  ein  anderes 
weites  Gebiet,  welches,  wenn  es  ihnen 
offen  stände,  ihnen  besondere  Vorteile 
bieten  und  ihre  schwierige  Arbeit  wesent- 
lich erleichtern  könnte.  Die  Besitzer 
grosser  Viehbestände,  welche  gegen  die 
durch  Seuchen  entstehenden  Verluste,  die 
sie  ausschliesslich  zu  fürchten  haben,  in 
Eulturstaaten  durch  Staatseinrichtungen  we- 
nigstens notdürftig  gedeckt  sind,  behandeln 
nämlich  die  durch  Abnutz,  Unfälle  und 
nichtseuchenartige  Krankheiten  entstehenden 

')  Vgl.  auch  Preuss.  Gesetze  v.  29.  Juni 
1890,  22.  April  1897  und  18.  Juni  1894.  In 
Frankreich  ist  der  gleiche  Gegenstand  geregelt 
durch  G.  vom  21.  Juli  1881,  welches  jedoch 
Ersatz  nur  für  durch  Rinderpest  und  Lungen- 
seuche entstandene  Verluste  verheisst,  in  der 
Schweiz  durch  Bnndesges.  vom  1.  Juli  1886, 
welches  nur  teilweisen  Ersatz  der  durch  Rinder- 
pest verursachten  Verluste,  halb  aus  der  Bundes-, 
halb  Kantonskassen,  in  Aussicht  stellt. 

*)  Aebnlich  in  der  Schweiz,  wo  nach  dem 
Bundesges.  vom  22.  Dezember  1893  der  Bund 
Kantonen  und  Gemeinden,  welche  die  Vieh- 
versicherung obligatorisch  einführen,  gewisse 
Unterstützungen  aus  der  Bundeskasse  zu- 
sichert. Vgl.  auch  die  VoIIzum-V.  vom  10. 
Juli  1894. 


Verluste  bei  gewerbsmässigem  Betriebe 
gleich  den  anderen  regelmässigen  Kapital- 
verlusten, decken  dieselben  also  durch  Ab- 
schreibungen, übernehmen  dafür  Selbst- 
versicherung, ebenso  wie  der  grosse 
Reeder  für  die  ab  und  zu  in  seiner  grossen 
Reederei  entstehenden  Verluste  einzelner 
Fahrzeuge. 

Es  verbleibt  der  privaten  Viehversiche- 
rung also  nur  etwa  der  Besitzer  grosser 
Tierbestände  zu  nichtgewerblichen  Zwecken 
—  und  auch  dieser  zieht  in  der  Regel  die 
Selbstversicherung  vor  —  und  der  kleine 
Viehbesitzer,  dessen  Viehbestand  zu  gering 
ist,  als  dass  er  an  Abschreibung  oder  an 
Selbstversicherung  denken  könnte.  Und 
das  Risiko,  welches  sie  hier  zu  übernehmen 
pflegt,  ist  das  Risiko  des  Viehster- 
bens infolge  von  Abnutz,  von  Un- 
fällen oder  von  nichtseuchenarti- 
ger  Krankheit 

Das  Gebiet  ist  hier  also  der  privaten 
Versicherung  stark  eingeengt,  und  der  ra- 
tionellen Verwertung  des  Versicherungsge- 
dankens stehen  hier  überdies,  wie  oben 
schon  angedeutet,  besondere  Schwierigkeiten 
entgegen.  Deshalb  ist  die  private  Viehver- 
sicherung, so  sehr  es  im  aligemeinen  wirt- 
schaftlichen Interesse  läge,  ihr  die  grösste 
Verbreitung  zu  verschaffen  und  sie  allen 
Anforderungen  gewachsen  zu  machen,  weder 
extensiv  noch,  wo  sie  benutzt  wird,  inten- 
siv annähernd  so  wirksam  wie  andere  Ver- 
sicherungsarten je  auf  ihren  Gebieten.' 

Insbesondere  erschweren  die  oben  ange- 
deuteten Momente  —  Schwierigkeit  der 
Kontrolle,  Unmöglichkeit  der  Verhütung 
von  leichtfertiger  oder  absichtlicher  Herbei- 
führung des  Risikos,  Schwierigkeit  imd 
unverhSltnismässige  Kostspieligkeit  der 
Schadenfeststellung  etc.  —  die  Errichtung 
und  erspriessliche  Verwaltung  von  grossen, 
ihre  Wirksamkeit  über  weite  Gebiete  er- 
streckenden Versichenmgsinstituten.  Auch 
enthält  die  Aufgabe  wenig  Reiz  für  das 
Kapital,  sich  diesem  Versicherungszweige 
um  des  hier  immer  sehr  zweifelhaften  Cte- 
winnes  willen  zuzuwenden.  Und  so  ist 
denn  bei  der  Viehversicherung  nicht  nur 
der  Grossbetrieb  selten,  sondern  die  gewerb- 
liche Unternehmung  —  durch  Erwerbsge- 
sellscliaften  —  thateächlich  so  gut  wie  aus- 
geschlossen. Das  Gros  des  Bedürfnissee, 
soweit  es  überhaupt  Befriedigung  sacht, 
wird  durch  kleine  örtliche,  höchstens  Kreis- 
verbände befriedigt,  deren  allerdings  in  allen 
Kulturstaaten  eine  ziemlich  grosse  Zidil 
vorhanden  ist*) 


')  B.  Iranyi  in  Ehrenzweigs  Jahrbuch  (1901) 
spricht  von  Tausenden  solcher  lokalen  Vereine 
in  Deutschland.  — H.  u.  K.Brämer,  Das  Versiche- 
rungswesen (1894)  geben  ihre  Zahl  für  Preussen 
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versteht  sich,  dass,  soweit  sich  dieser  Ge- 
schäftszweig überhaupt  in  dem  Rahmen  der 
Versicherung  bewegt  und  nicht  nur  auf, 
wenn  auch  bestimmt  geregelte,  almosenähn- 
liche, Beihilfen  in  VerlustßlUen  abzweckt, 
auch  hier  die  Fundamentalbedingnngenj  des 
"Versicherungsvertrages,  gemodelt  nach  den 
Besonderheiten  der  Gefahren,  Platz  greifen 
müssen. 

Zu  den  all^meinen  Vertragsbedingungen 
gehört  auch  hier  die  der  wahrheitsgetreuen 
Bezeichnimg  des  zu  versichernden  Gegen- 
standes genau  nach  den  Angaben,  welche 
der  Versicherer  verlangt  und  nötig  hat,  um 
sein  Risiko  abzuschätzen.  Untreue  in  dieser 
Beziehung  zieht  den  Verlust  des  Entschädi- 
gungsanspruches nach  sich.  Hat  der  Ver- 
sicheningsuchende  mehrere  Tiere  der  glei- 
chen Gattung,  so  pflegt  der  Versicherer 
nicht  auf  die  Versicherung  nur  einzelner 
Stücke  sich  einzulassen,  sondern  die  Ver- 
sicherung des  ganzen  Bestandes  zu  verlan- 
gen. Dem  Antrage,  wenn  er  in  Betracht 
gezogen  -werden  soll  —  oder  muss  — ,  pflegt 
unter  Mitwirkung  des  Versicherers  und  nach 
den  2Jormen,  welche  dieser  dieserhalb  auf- 
stellt, die  Wertfeststellung  jedes  einzelnen 
Stückes  zu  folgen.  Die  Versicherungssumme 
ist  meist  nicht  gleich  der  ermittelten  Wert- 
summe. Die  meisten  Viehversicherungsan- 
stalten oder  Vereine  haben  Maximalbetrage 
für  jedes  Stück  jeder  Viehgattung,  über 
■welche  hinaus  sie  nicht  haften.  Die  meisten 
übernehmen  auch  innerhalb  dieser  Maxi- 
malbeträge  nur  die  Haftung  für  einen 
Teil  —  '4,  2  3,  ^.5  —  der  Wertsumme  und 
überlassen  den  Rest  der  Selbstversicherung. 

Der  Versicherungsbeitrag  —  auch  hier 
Prämie  genannt  —  wird  in  Prozenten  der 
Yersiehenmgssumme  vereinbart.  Auch  hier 
ist  die  Prämie  Bringschuld,  wenn  nicht 
anderes  vereinbart  ist  Auch  hier-  macht 
die  Nicht-  oder  nichtrechtxeitige  Zahlung 
der  Prämie  den  Versicherten  des  Schadens- 
ersatzanspruches verlustig.  Ob  die  Prämie 
vom  Versicherer  eingeklagt  werden  kann, 
ist  quaestio  facti  Die  Prämie  ist  auch  hier 
bei  Gegenseitigkeitsversicherung  bis  zum 
Bechnungsschlusse  nur  Anzahlung,  wenn 
nicht  im  voraus  bestimmt  ist,  dass  der  Ver- 
sicherer im  Falle  des  Nichtzureichens  nicht 
Nachschüsse  erheben,  sondern  nur  allge- 
meine entsprechende  Reduktion  der  Ent- 
schädignngszahlung    eintreten   lassen    darf. 


und  dag  Jahr  1883  auf  4021  mit  etwa  400000 
Teilnehmern  and  über  1  Mill.  zn  142>/4  Mill. 
Mark  versicherter  StQck  Vieh,  für  Bayern  und 
189»  anf  ö73  (Ortsvereme),  für  Baden  and  18»3 
aof  83  an.  Aoaserdem  bestehen  noch  in  vielen 
deutschen  Städten  lokale  Schlachtvieh-Versiche- 
nmgrsvereine. 


Beim  Mangel  einer  solchen  Bestimmung 
pflegt  der  Versicherte  —  bei  Gegenseitig- 
keitsversicherung —  zu  Nachschnssen  bis 
zur  Höhe  seines  Anteiles  am  Gesamterfor- 
demis  verpflichtet  zu  sein. 

Der  Versicherte  darf  kein  versichertes 
Stück  im  Wege  des  Kaufes  oder  Tausches 
durch  ein  anderes  ersetzen,  ohne  dem  Ver- 
sicherer Anzeige  zu  machen  und  sich  in 
betreff  des  Ersatzstückes  den  Deklarations- 
bestimmungen aufs  neue  zn  unterwerfen. 

Während  der  Dauer  des  Vertrages  hat 
der  Versicherte  die  versicherten  Tiere  sorg- 
fältig zu  pflegen  und  zu  warten,  im  Er- 
krankungsfalle dem  Versicherer  oder  dessen 
Beauftragen  Anzeige  zu  erstatten  und  dessen 
—  meist  vertragsmässig  festgestellten  — 
Anordnungen  —  in  betreff  der  Zuziehung 
eines  Tierarztes  etc.  —  Folge  zu  leisten  — 
alles  bei  Verlust  des  Entschädigungsan- 
spruches. 

Solchen  Verlust  zieht  auch  die  absicht- 
liche, durch  den  Versicherer  nicht  ausdrück- 
lich genehmigte  oder  die  durch  grobe  Fahr- 
lässigkeit herbeigeführte  Tötung  versicherter 
Tiere  nach  sich. 

Bei  Eintritt  des  Schadens  hat  der  Ver- 
sicherte dem  Versicherer  oder  dessen  Be- 
auftragten alsbald  Anzeige  zu  erstatten  und 
seinen  Anordnungen  zur  Feststellung  des 
Schadens  Folge  zu  leisten. 

Der  Versicherer  ist  nicht  verpflichtet, 
die  bei  Abschluss  der  Versicherung  festge- 
steUte  Wertsiunme  —  nach  Abzug  des  et- 
waigen Selbstversicherungsbetrages  — .  son- 
dern nur  den  durch  vorgeschriebene  Schät- 
zung festgestellten  Wertbetr^,  welchen  die 
versicherten  Tiere  vor  dem  Tode  repräsen- 
tierten, bis  zum  Belaufe  der  Ver- 
sicherungssumme zu  zahlen.  (Aber 
die  Versicherungssumme  deckt  gewöhnlich 
im  besten  Falle  nur  '4  bis  *l5  des  Wertes, 
da  SelbstversicheruDg  bis  zu  V*  oder  's 
zieraUch  allgemein  bedungen  wird.)  Denn 
auch  hier  soll  die  Versicherung  dem  Ver- 
sicherten nicht  Gewinn  bringen.  Die  ver- 
wertbaren Ueberreste  des  gefallenen  Tieres 
pflegen  zu  der  im  vertragsmässigen  Verfah- 
ren festgestellten  Taxe  entweder  dem  Ver- 
sicherten unter  Anrechnung  auf  die  Schaden- 
summe überlassen  oder  vom  Versicherer 
angenommen  zu  werden. 

6.  Reserven.  Viehversicherungsanstal- 
ten pflegen,  wenn  sie  nicht  nur  aiu  Kalen- 
derjahre versichern  oder  für  Teile  von  Ka- 
lenderjahren Stückprämien  berechnen,  wie 
alle  anderen  Versicherungsinstitute,  die 
Summen  der  über  ein  Rechnungsjahr 
hinaus  validierenden  Prämienteile  als  Prä- 
mienüherträge  am  Jahresrechnungsschlusse 
zur  Verfügung  zu  halten.  Ebenso,  als 
Schadenreserve,  die  Summe  der  Betrl^ 
derjenigen  in  ein  RechnungsjiJir  fallenden 
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Schäden,  welche  erst  im  nächsten  Rech- 
nungsjahre vei^tet  werden  können.  Ausser- 
dem, aus  etwaigen  Jahresüberschüssen,  eine 
Kapitalreserve  anzusammeln,  ist  im  Interesse 
möglichster  Gleichmässigkeit  der  jährlichen 
Belastung  der  Versicherten  und  der  Er- 
haltimg steter  Zahlungsfähigkeit  bei  diesem 
Versidberungszweige,  in  welchem  die  Scha- 
denhöhe von  Jahr  zu  Jahr  sehr  verschieden 
zu  sein  pflegt,  dringend  zu  empfehlen. 

7.  Die  Yerstaatlichiuiesfraf^e.  Da, 
wenn  auch  nicht  als  Versicherer,  sondern 
infolge  der  aus  wirtschaftspolizeilichen 
Gründen  für  nötig  erachteten  Massnahmen 
zur  Verhütung  der  Weiterverbreitung  von 
Seuchen,  die  Staatsgewalt  das  Gebiet  der 
privaten  Viehversicherung  bereits  erheblich 
eingeschränkt  hat,  die  Privatthätigkeit  aber 
auch  die  ihr  verbliebenen  Aufgaben  erfah- 
rungsmässig  nur  sehr  mangelhaft  zu  lösen 
vermag,  während  ihre  möglichst  vollkommene 
Lösung  doch  bei  den  grossen,  auf  dem 
Spiele  stehenden  Vermögenswerten  dringend 
zu  wünschen  wäre,  hat  man  wohl  hie  und 
da  der  Ueberntdime  der  Viehversicherung, 
natürlich  als  monopolistischer  Zwangsver- 
sicherung, durch  den  Staat  das  Wort  geredet 
Allein  die  eigeatümlichen  Schwierigkeiten, 
welche  sich  der  erspriesslichen  Lösung  der 
Aufgabe  entgegenstellen,  liegen  in  der 
Sprödigkeit  des  Gegenstandes  und  sind 
solche,  deren  Ueberwindung,  wenn  sie  auch 
thataächlich  der  Privatthätigkeit  kaum  ge- 
lingt, doch  der  Staatsthätigkeit  unstreitig 
noch  viel  weniger  gehngen  würde,  üeber- 
dies  würde  sie  der  Versuch  der  Ueberwin- 
dung eine  doch  weit  über  das  Staatainte- 
resse  an  der  Sache  hinausgehende  Fülle  von 
Opfern  von  Geld  und  Kräften  kosten. 
Hierüber  spricht  sich  überzeugend  der 
Jahresbericht  des  eidgenössischen  Versiche- 
rungsamtes für  1890  auf  S.  LXXVI  aus. 
Nicht  monopolistische,  aber  doch  öffentliche 
—  staatliche  oder  provinzielle  —  Viehver- 
sicherungsanstalten bestehen  mehrfach  mit 
mehr  oder  weniger  günstigem  Erfolg.  Ueber 
die  bayerische  Landes- Viehversicherungsan- 
.stalt  vom  1.  November  1896,  die  badisclien 
Orts- Viehversicherungsanstalten  mit  beding- 
tem Zwange  laut  G.  v.  26.  Juni  1890,  den 
i-eichsländischen  Landesverband  der  öffent- 
lichen Viehversicherungsvereine  laut  G.  v. 
22.  Dezember  1896,  die  Sächsische  staatliche 
Schlachtviehvei-sicherung  vom  2.  Juni  1898 
vgl.  Festschrift  der  bayerischen  öffentr 
liehen  Landes- Versicherungsanstalten  (Mün- 
chen 1899). 

8.  Statistik.  Bis  zu  welchem  Umfange 
und  in  welcher  Weise  Viehbesitzer  durch 
das  Mittel  der  Versichening  gegen  Vieh- 
verluste zu  irgend  einer  Zeit  gedeckt  waren 
oder  gedeckt  sind,  ist  auf  Grund  zuver- 
lässiger Quellen  für  kein  Staatsgebiet  auch 


nur  annähernd  genau  anzugeben.  Was  m 
statistischen  Daten  über  Viehversicherung 
ermittelt  werden  konnte,  mag  hier  folgen. 

Auf  Grund  ziemlich  zuverlässiger  Datea 
darf  angenommen  werden,  dass  in  Preussen 
jetzt  gegen  5000  kleine  Viehversicherungs- 
vereine (Kuhladen,  Viehkassen)  mit  etwa 
600  000  Teilnehmern  bestehen,  welche  etw» 
1^/2  Millionen  Rinder  und  Pferde  versichert 
liaben.  Ehrenzweigs  »Assekuranz-Jahrbuchc 
(Wien  1901)  enthält  Angaben  über  die  Leis- 
tungen von  23  deutschen  Viehversicherungs- 
gesellschaften, welche  es  als  die  einzigen 
bezeichnet,  die  mit  geschäftlicher  Organi- 
sation versehen  sind  und  ihre  Wirksamkeit 
auf  grössere  Gebiete  ausgedehnt  haben.  Alle 
diese  Gesellschaften  sind  auf  Gegenseitigkeit 
begründet 

Hiemach  betrug  Ende  1899  die  bei  diesen 
Anstalten  laufende  Versicherungssumme 
213696000  Mark,  am  wenigsten  (788000 
Mark)  bei  der  »Prignitzer  Viehversicherungs- 
gesellschaft« in  Wittenberg,  weitaus  am 
meisten  (55,4  Millionen  Mark)  bei  der 
»Perlebei^er  Viehversicherungsgesellschaft« 
in  Perleberg. 

Nach  dem  am  Schlüsse  des  Abschnittes 
4  oben  Gesagten  darf  es  kaum  befi-emden, 
dass  die  Gesamtversicherungssumme  jener 
allein  geschäftlich  organisierten  Anstalten 
eine  so  winzige  ist  im  Verhältnis  zu  den 
Viehbeständen  Deutschlands,  i) 

Jene  23  Gesellschaften  nahmen  1899  zu- 
sammen an  Bruttoprämien,  Nachschusszah- 
lungen  und  Gebühren  für  eigene  Rechnui^ 
5820771  Mark  ein,  hatten  d^egen  4 105876 
Mark  für  Schäden,  61 193  Mark  für  Schäden- 
regulierungskosten zu  zahlen  und  erzielten 
zusammen  genommen  keinen  Ueberschuss, 
sondern  Verlust  In  den  16  vorhergehenden 
Jahren  arbeiteten  die  bestehenden  gi-össeren 
Gesellschaften  sechsmal  mit  Verlusten  (d.  h. 
im  Durchschnittj  also  wohl  ebenso  wie  1899, 
einige  mit  Gewinn,  andere  mit,  im  ganzen 
grösseren,  Verlusten);  der  Jahresüberschuss, 
welchen  die  fraglichen  Gesellschaften  im 
ganzen  erzielten,  betrug  in  keinem  der  Jsdire 
von  1883—1899  mehr  als  jene  76920  Mark, 
welche  1898  erilbrigt  wurden. 

In  Oesterreich- Ungarn  bestehen 
nach  der  gleichen  Quelle  drei  grössere 
Viehvereicherungsanstalten,  der  Vorarlbei^r 
Verein,  die  »NiederösteiTeichische  Landes- 
Vieh Versicherungsanstalt«  und  die  »Unga- 
rische wechselseitige  Viehversicherungsge- 
sellschaft«. 

Diese  drei  Anstalten  haben  1899  zusam- 
men an   Prämien    und   Gebühren    381 111 


')  In  Prenssen  allein  ist  für  den  1.  Dezember 
1892  ein  Bestand  von  3  836  346  Pferden,  17  555  818 
Stück  Rindvieh,  13  589  7.59  Schafen  und  12 174  513 
Schweinen  amtlich  ermittelt. 
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Kronen  vereinnahmt,  428290  Kronen  an 
Schäden  bezahlt,  114207  Kronen  für  Ka- 
daver erlöst,  314083  Kronen  an  Eegulie- 
rungskoeten  und  268540  Kronen  an  sonsti- 
gen Spesen  verausgabt.  Sie  haben,  tix)tz- 
dem  der  Niederösterreichische  Landesaus- 
schuss  seiner  Anstalt  108711  Kronen 
Subventionen  gezahlt  hat,  im  ganzen  mit 
namhaftem  Verlust  gearbeitet 

In  der  Schweiz  arbeiten  als  grössere 
organisierte  Anstalten  nur  ausländische 
Ct%enseitigkeitsanstalten,  drei  deutsche  und 
eine  französische.  Nach  dem  Berichte  des 
eidgenössischen  Versicherungsamtes  für  1898 
hatten  diese  vier  Anstalten  am  Ende  dieses 
Jahres  einen  Gesamtversicherungsbestand 
von  nahe  an  7  Millionen  Francs. 

Nach  einer  in  verschiedenen  französi- 
schen Zeitschriften  veröffentlichten  Ueber- 
sicht  waren  in  Frankreich  bei  10  —  wie 
es  scheint  den  einzigen  etwas  umfassender 
wirkenden  —  Viehversicherungs-(Gegen- 
seitigkeits-)Gesellschaften  Ende  1899  28000 
Stück  Vieh  mit  51471 273  Francs  versichert 
Die  Einnahme  des  Jahres  betrug  1658409 
Francs.  Es  waren  für  3986  Schadenfälle 
1392232  Francs  zu  zahlen  gewesen.  Auch 
die  französischen  Gesellschanen  haben  meis- 
tens mit  Verlust  gearbeitet  Uebrigens  be- 
stehen auch  dort  zahlreiche  örtliche  Vie- 
veraicherungsvereine. 

Lltteratnr:  Die  Litteratur  der  Vühvenicherung 
als  tolther  Ut  ungemein  dürftig  angebaut.  Et 
i»t  nieht  möglich,  ein  einzige»  namhafte,  den 
Gegemtand  einigermatten  ertchöp/endet  Werk  an- 
tu/ühren.  Am  lehrreichiten  sind  immer  noch 
die  denselben  belreffendeti  Ausführungen  in  den 
Serichten  des  eidgenössischen  Versieherungsamtes. 
Die  reichhaltigere,  die  polizeilichen  Ma»snahmtn 
gegen  Verbreitung  von  Viehseuchen  betreffende 
Litteratur  gehört  nicht  hierher.  Maaiu»  (Syste- 
matische Darstelhmg  des  gesamten  Versicherungs- 
wesens, Leipzig  1857)  ist  in  dem  die  Viehver- 
tieherung  betreffenden  Teile  (S.  108 ff.)  nicht 
eben  eindriitgend  und  vollständig. 

Sehr  verdienstlich  ist  der  auch  auf  das  Allge- 
meine eingehende  Abschnitt  der  Festschrift 
der  bayerischen  öffentlichen  Landes- 
anstalten für  Brand-,  Hagel-  und  Viehver- 
»icherung,  welcher  von  dem  letzteren  Versiche- 
Tvngszweige  handelt  (S.  106 ff.).  Desgleichen  M. 
«.  X..  Brämer,  Das  Versicherurtgswesen  (Leip- 
zig, 1894)   FL  Abschn.  S.  SS4ff. 

A.  Btmminghaus, 
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1.  Allgeuieine8.  2.  Die  Sjrsteme  der  V. 
3.  Entwickelnng  und  gegenwärtiger  Stand  der 
T.:    a)   Deutschland;    b)  Prankreich;   c)  Eng- 


land and  Eolonieen;  d)  Rnssland;  e)  Oester- 
reich;  f)  Italien;  g)  Spanien;  h)  Portugal;  i) 
Schweiz;  k)  Niederlande  und  Belgien;  1) 
Schweden,  Norwegen  and  Dänemark;  m)  Ru- 
mänien und  Serbien;  u)  Griecheiüand ;  o) 
Sonstige  Länder. 

1.  Allgemeines.  Neben  den  Getreide- 
zöllen sind  die  Viehzölle  als  wichtigstes 
Glied  in  der  Kette  der  Agrarzölle  anzu- 
sehen. Die  ViehzöUe  erscheinen  heute  vor- 
wiegend als  Einfuhrzölle;  die  früheren 
Durchfuhrzölle  sind  allgemein,  die  Ausfuhr- 
zölle fast  allenthalben  beseitigt.  Die  Ein- 
fuhrzölle für  Vieh  sind  neuerdings  in  den 
meisten  Kulturstaaten  der  alten  Welt  wie- 
der ins  Leben  gerufen  bezw.  erhöht  worden, 
nachdem  die  Abneigung  gegen  Schutzzölle 
überhaupt  und  gegen  landwirtschaftliche 
Schutzzölle  insbesondere  namentlich  im  5. 
und  6.  Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts»  die 
früheren  Sätze  bedeutend  ermässigt  oder 
ganz  beseitigt  hatte.  Auch  die  wichtigsten 
Staaten  der  neuen  Welt  haben  auf  die  Ein- 
fuhr von  Vieh  ZöUe  gelegt,  zum  Teü  von 
sehr  beträchtlicher  Höhe. 

Einige  der  gegenwärtigen  Viehzölle  sind 
so  niedrig,  dass  sie  nur  als  eine  Art  Kon- 
trollgebühr gelten  können  imd  höchstens 
diutjh  die  Belästigungen,  die  sie  mit  sich 
bringen,  die  "Wirkung  eines  Schutzzolles  in 
bescheidenem  Umfange  zu  erreichen  ver- 
mögen, wie  z.  B.  die  Schweizer  Zölle  für 
Pferde,  Maultiere  und  Esel  und  die  Zölle 
für  Rindvieh  in  Rumänien  und  Paraguay. 
Vielfach  sind  indes  die  ViehzöUe  ausdrück- 
lich als  Schutzzölle  ausgestaltet  worden, 
während  sie  in  Ländern  ohne  eigene  nennens- 
werte oder  eines  Schutzes  bedürftige  Vieh- 
zucht als  Finanzzölle  erscheinen.  Die  letz- 
teren begegnen  einer  Beanstandung  im  all- 
gemeinen nicht  Die  Viehzölle  als  Schutz- 
zölle dagegen  unterliegen  einer  sehr  ver- 
schiedenen Beurteilung,  die  aber  in  vielen 
Punkten  mit  derjenigen  der  Getreidezölle 
zusammenzutreffen  pflegt  Eine  allgemein 
und  unbedingt  giltige  Entscheidung  aus 
theoretischen  Erwägungen  heraus  ist  auch 
in  dieser  Frage  nicht  möglich,  ebensowenig 
aber  auch  eine  grundsätzliche  Verwerfung 
der  Viehzölle  überhaupt.  Die  Entscheidung 
muss  also  von  Fall  zu  Fall  getroffen  wer- 
den und  wird  sich  richten  müssen  nach  der 
vorhandenen  Leistungs-  und  der  durch  den 
Zoll  noch  auslösbaren  Steigerungsfähigkeit 
der  Viehzucht  des  Landes  und  nach  dem 
Masse  der  Bedrängung  durch  ausländische 
Konkturenz.  Das  Interesse  an  den  Vieh- 
zöllen kann  zeitweilig  deshalb  abgeschwächt 
werden,  weil  die  Abwehr  der  Viehseuchen 
mitunter  zu  weitgehenden  Einfuhrbeschrän- 
kungen nötigt.  Daraus  erklärt  es  sich,  dass 
auch  zeitlich  die  Urteüe  über  die  Viehzölle 
sehr  wechseln. 
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2.  Die  Systeme  der  V.  Die  Vieh- 
zölle kommea  sowohl  als  Stückzölle  wie 
als  Gewichts-  und  als  WertzöDe  vor.  Das 
reine,  für  alle  zollpflichtigen  Vieharten 
durchgeführte  Stückzollsystem  ist  —  wie 
die  am  Schluss  beigegebene  Tabelle  S.  496 
zeigt  —  am  weitesten  verbreitet ;  demnächst 
ist  das  reine  WertzoUsystem  zur  Anwendung 
gelangt,  während  das  reine  Gewichtszoll- 
system nur  vereinzelt  vorkommt.  Eine  Ver- 
einigung des  Stück-  und  Gewichtszollsystems 
findet  sich  in  verschiedenen  Ländern,  je- 
doch derart,  dass  die  Gewichtszölle  nament- 
lich beim  groben  Schlachtvieh  (Rindvieh), 
seltener  schon  bei  Borstenvieh  vorkommen, 
während  das  Kleinvieh  (Schaf-  und  Ziegen- 
vieh) meist  und  Pferde,  Maultiere  und  Esel 
dmxjhweg  auch  in  diesen  Ländern  mit  Stück- 
zöllen versehen  sind.  Wertzölle  neben  Stück- 
und  GewichtszöUen  kommen  in  einigen  ame- 
rikanischen Gebieten  vor. 

In  Wirklichkeit  spielen  hiernach  bei 
Pferden,  Maultieren  und  Eseln  sowie  bei 
Schaf-  und  Ziegenvieh  eigentlich  nur  Stück- 
und  Wertzölle  eine  Rolle;  nur  Serbien  hat 
auch  hier  durchgängig  Gewichtszölle.  Bei 
Rind-  und  Borstenvieh  kommen  alle  drei 
Systeme  —  Stück-,  Gewichts-  und  Wert- 
zoUsystem —  zur  Anwendung. 
'  Man  kann  nicht  annehmen,  dass  diese 
eigenartige  Verbreitimg  der  verschiedenen 
Systeme  rein  willkürlich  ist.  Dem  Ge- 
wichtszollsystem werden  bei  dem 
grösseren  Schlachtvieh  augenscheinlich  ge- 
wisse Vorteile  zugeschrieben  insofern,  als 
es  sich  dem  wirklichen  Umfang  der  durch 
die  Einfuhr  bewirkten  Konkurrenz,  die  ja 
wesentlich  von  der  Schlachtausbeute  ab- 
hängt, besser  anpasst  und  eine  gleichmässi- 
gere  Belastung  der  eigentlichen  Schlacht- 
ausbeule ermögUcht.  Allerdings  ist  die 
Handhabung  der  Gewichtszölle  schwieriger, 
da  die  Gewichtsfeststellung  umständlicher 
ist  als  die  einfache  Zählung  der  Stückzahl. 
Die  Gewichtszölle  regen  zur  Einfuhr  mageren 
Viehes  an,  das  dann  im  Lüande  gemästet 
wird.  Das  Inland  verdient  dabei  den  Mast- 
lohn. 

Die  StückzöUe  gestatten  eme  leichtere 
Feststellung  der  Zollschuldigkeit;  sie  passen 
sich  aber  dem  wirklichen  Umfang  der  von 
dem  eingeführten  Schlachtvieh  ausgehenden 
Konkurrenz  weniger  an  und  regen  zur  Ein- 
fuhr schweren  Viehes  an,  das  den  inländi- 
schen Viehmästern  eine  schärfere  Konkui-- 
renz  bereitet,  ohne  dass  das  Inland  den 
Mastlohn  verdienen  kann. 

Bei  Zugvieh  spielt  viel  weniger  das  Ge- 
wicht als  der  Wert  der  eingeführten  Tiere 
eine  Rolle.  Daher  tritt  in  der  Praxis  hier 
der  GeA\-ichtszoll  ganz  zurück,  während  der 
Wertzoll  einen  verliältnismässig  grossen 
Raum  einnimmt.    An  sich  lassen  sich  auch 


manche  Erwägungen  namentlich  bei  den  im 
Wert  so  sehr  verschiedenen  Pferden  für  die 
Anlehnung  der  Zölle  an  die  Wertunter- 
schiede anführen.  Nur  ist  die  Feststellung 
des  Wertes  mit  nicht  geringen  Schwierig- 
keiten verknüpft,  und  deshalb  sind  in  der 
Praxis  vielfach  die  Stückzölle  vorgezogen 
worden,  zeigen  aber  häufig  noch  allerlei 
Abstufungen  (z.  B.  nach  der  Grösse,  nach 
dem  Alter  etc.),  um  so  wenigstens  den 
grossen  Gruppen  des  Wertes  einigermasseij 
folgen  zu  können. 

Beim  Kleinvieh  ist  es  wohl  vor  allem 
die  Umständlichkeit  der  Gewichtsermitte- 
lung, die  das  Gewichtszollsystem  zurück- 
gedrängt hat. 

Welches  System  im  einzelnen  Lande  ge- 
wählt werden  soll,  hängt  von  den  besonde- 
ren Anlässen  und  Zwecken  der  Viehzoll- 
erhebung, zum  guten  Teil  auch  von  den 
Gewohnheiten  und  Anschauungen  der  Be- 
völkening  ab. 

3.  Entwickelnng  und  eregenwärtlgrer 
Stand  der  V.  a)  Deutschland.  Der  be- 
rühmte preussische  Zolltarif  vom  26.  Mai 
1818  setzte  für  die  verschiedenen  Vieharten 
sehr  niedrige  Einfnhrzölle  an.  Pferde,  Esel, 
Maulesel  und  Maultiere  sollten  3  Mark,  Ochsen 
und  Stiere  1,60  Mark,  Kühe  und  Färsen  0.80 
Mark,  Schweine,  Schafe  nud  Ziegen  0,20  Mark 

Sro  Stück  zahlen.  Alle  diese  Sätze  erfahren 
urch  die  V.  v.  25.  Oktober  1821  eine  massige 
Erhöhung:  für  Pferde,  Maulesel,  Maultiere  und 
Esel  wurde  der  ZoU  auf  4  Mark  pro  Stück 
festgesetzt  und  dieser  Satz  ging  auch  in  den 
Zollvereinstarif  vom  31.  Oktober  1833  über  und 
erhielt  sich  bis  1870. 

Für  Ochsen  tmd  Stiere  wurde  durch  die 
V.  V.  25.  Oktober  1821  ebenfalls  der  Satz  von 
4  Mark  eingeführt.  Durch  die  V.  v.  19.  No- 
vember 1824  wurde  aber  der  Zoll  auif  9  Mark 
bei  der  Einfnhr  in  die  westlichen  und  auf  16 
Mark  pro  Stück  bei  der  Einfnhr  in  die  östlichen 
Provinzen  erhöht,  um  durch  die  V.  v.  30.  Ok- 
tober 1827  einheitlich  auf  15  Mark  angesetzt 
zu  werden.  Der  Zoll  von  15  Mark  gelangte 
1833  auch  im  Zollverein  zur  Geltung  und  blieb 
dort  über  drei  Jahrzehnte  lang  in  Kraft.  Erst 
der  Zollvereinstarif  vom  1.  JuU  1865  setzte  ihn 
auf  7,50  Mark  herunter. 

Für  Kühe  und  Färsen  brachte  die  V.  v. 
25.  Oktober  1821  eine  Erhöhung  auf  1,50  Mark. 
Eine  bedeutende  Steigerung  trat  durch  die  V. 
V.  19.  November  1824  ein ;  für  Kühe  wurde  der 
Zoll  auf  9  bezw.  6,  für  Jungvieh  auf  6  bezw. 
4  Mark  bei  der  Einfuhr  in  die  östlichen  bezw. 
westlichen  Provinzen  festgestellt  Die  verschie- 
denen Sätze  wurden  in  der  V.  v.  30.  Oktober 
1827  zusammengezogen  auf  9  Mark  für  Kühe 
und  6  Mark  für  Jungvieh,  die  dann  im  Zoll- 
vereinstarif vom  1.  Juli  1865  auf  die  Hälfte 
herabgesetzt  wurden. 

Für  Schweine  wurde  1821  der  Zoll  auf 
0,50  Mark,  dagegen  1824  auf  3  bezw.  2  Mark 
bei  der  Einfuhr  in  die  östlichen  bezw.  west- 
lichen Provinzen  festgestellt.  1827  trat  an 
Stelle  dieser  Sätze  der  Einheitszoll  von  3  Mark, 
der  aber  seit  der  V.  v.  30.  Oktober  1831  nur 
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noch  für  gfemästete  Schweine  galt,  während  für 
magere  der  Zoll  anf  2  Mark  angesetzt  wurde. 
Letzterer  Satz  wurde  durch  den  ZcUvereins- 
tarif  vom  1.  Juli  1865  auch  auf  die  gemästeten 
Schweine  ausgedehnt.  Die  Spanferkel  erhielten 
1821  einen  binderen  ZoU  von  0,30  Mark,  der 
1824  auf  0,öO  Mark  erhdbt  wurde  und  so  his 
1870  hestehen  blieb.  Dieselben  Sätze  galten 
für  Kälber,  Ziegen  nnd  Schafrieh;  nur  wurden 
Ton  letzterem  1824  die  Hammel  ausgeschieden 
mit  einem  Zoll  von  1  Mark,  der  1827  anf  1,50 
Mark  erhöht  und  in  dieser  Höhe  bis  1870  bei- 
behalten wurde. 

Der  mehr  erwähnte  Zollvereinstarif  vom  1. 
Juli  1865  bahnte  durch  die  Ermässigung  der 
Zolle  für  Ochsen,  Stiere,  Kühe  und  Jungvieh 
am  ÖO",  und  für  gemästete  Schweine  um 
33'',*/o  die  Einführung  der  Zollfreiheit  an. 
Ein  weiterer  wichtiger  Schritt  auf  diesem  Wege 
war  der  Handelsvertrag  mit  Oesterreich  vom  9. 
März  1868,  der  für  Maulesel,  Maultiere,  Esel, 
Ochsen  und  Stiere  den  YertragszoU  anf  4  Mark, 
für  Kühe  auf  3  Mark,  für  Jungvieh  auf  1,50 
Mark,  für  Schweine  auf  2  Mark,  für  Spanferkel 
anf  0,30  Mark  nnd  für  Hammel  auf  0,50  Mark 
festsetzte,  alles  übrige  Vieh  aber  frei  Hess. 
Durch  den  ZoUvereinstarif  vom  1.  Oktober  1870 
wurde  nnr  noch  der  Zoll  für  Schweine  und 
Spanferkel  mit  2,00  bezw.  0,30  Mark  fest- 
gehalten, im  übrigen  aber  für  Vieh  Zollfreiheit 
gewährt. 

Hierbei  blieb  es  bis  1879.  Der  Ueberg^ang 
Deutschlands  sn  einer  gemässigten  Schutzzoll- 
politik, wie  er  in  dem  Zolltarif  v.  15.  Juli  1879 
zum  Ansdruck  kam,  brachte  auch  für  sämt- 
liches Vieh  mit  Ausnahme  der  Ziegen  Ein- 
gangszölle, nämlich  für  Pferde,  Maulesel,  Maul- 
tiere und  Esel  10  Mark,  für  Ochsen  20  Mark,  für 
Stiere  und  Kühe  6  Mark,  für  Jungvieh  4  Mark,  für ' 
Kälber  2  Mark,  für  Schweine  2,50  Mark,  für  Span- 
ferkel 0,30  Mark,  für  Schafvieh  1  Mark,  für  Lämmer 
0,öO  Mark  für  das  Stück.  Diese  Sätze  ent- 
sprachen der  Regierungsvorlage.  Die  von 
landwirtschaftlicher  Seite  unternommenen  Ver- 
suche, eine  Erhöhung  herbeizuführen,  nament- 
lich für  Pferde,  Ochsen,  Kühe,  Jungvieh,  Kälber 
und  Schweine,  blieben  damals  noch  erfolglos. 

Diese  Versuche   wurden   erneuert,   äs  der 
Gesetzentwurf  v.  2.  Februar  1885  die  ViehzöUe 
unverändert  liess.     Die   ,.freie   wirtschaftliche 
V^ereinigung"',  welche  damals  einen  grossen  Ein- 
fluss  auf  die  stärkere  Auspiügung  der  Schutz- 
zollpolitik ausübte,    beantragte  die   Erhöhung 
des  ZoUes  für:   Pferde  von   10  anf  20  Mark, 
Stiere  und  Kühe  von  6  auf  9  Mark,  Ochsen 
von  20  anf  80  Mark,   Jungvieh   von  4  anf  6  ^ 
Mark,  Kälber  von  2  auf  3  Mark,  Schweine  von ! 
2,d0   auf  6  Mark,  Spanferkel  von  0,30  auf  1 1 
Mark  pro  Stück.     Das  G.  v.  22.  Mai  1885  ent- 
hält denn  auch  diese  Erhöhungen. 

Gelegentlich  der  Zolltarifrevision  von  1887 
wurde  eine  weitere  Erhöhung,  namentlich  für 
Pferde,  angestrebt,  allerdings  vergeblich. 

Durch  die  deutschen  Handelsverträge  von 
Ende  1891  ist  für  die  Einfuhr  ans  den  Vertrags- 
staaten der  Zoll  für  Ochsen  auf  25,50  Mark, 
für  Jungvieh  und  Schweine  auf  5  Mark  er- 
mässigt  und  ebenso  wie  die  Sätze  des  Tarifs 
von  1885  für  Stiere,  Kühe,  Kälber,  Spanferkel, 
Schafe  und  Lämmer  auf  12  Jahre  gebunden 
worden.  .    . 


Die  Zollfreiheit  für  Ziegen  ist  auch  in  den 
Tarifrevisionen  nach  1879  nicht  beseitigt  worden. 
Neben  den  Viehzöllen  sind  für  Fleisch, 
Butter,  Schmalz  und  andere  Erzengnisse  der 
Viehzucht  besondere  Zölle  einhergegangen,  die 
teilweise  von  1870—79  aussetzten. 

An  Ausfuhrzöllen  zeigte  der  prenssische 
Tarif  v.  26.  Mai  1818  1,20  Mark  für  Pferde, 
Esel,  Maulesel,  Maultiere,  0,80  Mark  für  Ochsen 
und  Stiere,  0,40  Mark  für  Kühe  und  Färsen, 
0,10  Mark  für  Schweine,  Schafe  und  Ziegen. 
Die  V.  V.  25.  Oktober  1821  liess  diese  Ausfuhr- 
zölle fallen,  und  seitdem  sind  für  Vieh  Ausfuhrzölle 
in  Deutschland  nicht  wieder  eingeführt  worden^ 
b)  Frankreich.  Das  Bestreben,  die  Land- 
wirtschaft durch  Zölle  zu  schützen,  datiert  in 
Frankreich  seit  1819  und  führte  auch  bald  zu, 
bedeutenden  Viehzöllen.  Nach  dem  Tarif  von 
1844  zahlten  Pferde  25,0  Francs,  Füllen  und 
Maulesel  15,0  Francs  pro  Stück ;  für  Esel  wurden 
nur  0,25  Francs  erhoben.  Femer  war  zu  zahlen 
für  Ochsen  50,0  Francs,  für  Kühe  25,0  Francs, 
für  Stiere,  junge  Ochsen  und  junge  Stiere  15,0 
Francs,  für  junge  Kühe  12,50  Francs,  für  Kälber 
3,0  Francs,  für  Widder,  Schafe  und  Hammel 
5,0  Francs,  für  Schweine  12,0  Francs,  für  Span- 
ferkel 0,40  Francs,  für  Böcke  und  Ziegen  1,50 
Francs,  für  Lämmer  0,30  Francs,  für  Zicklein 
0,25  Francs  pro  Stück. 

Die  mehr  freihändlerische  Richtung,  die  in 
den  50er  und  60er  Jahren  in  Frankreich 
herrschte,  beeinflusste  auch  die  Viehzölle  sehr 
wesentlich.  Ein  Dekret  v.  14.  September  1853 
ermässigte  den  ZoU  für  Ochsen  und  Stiere  anf 
3  Francs,  für  Kühe  und  Jungvieh  auf  1  Franc, 
für  Kälber,  Widder,  Schafe,  Hammel  und 
Schweine  auf  0,25  Francs,  für  Spanferkel  nnd 
Lämmer  auf  0,10  Francs  pro  Stück,  während 
Böcke,  Ziegen  und  Zicklein  ganz  frei  blieben. 
Der  Tarif  vom  16.  Mai  1863  liess  diese  Sätze 
bestehen.  Für  Pferde,  Füllen  und  Maulesel 
blieben  die  erwähnten  Sätze,  während  für  Esel 
der  Zoll  wegfiel.  Der  Zoll  für  Maulesel  wurde 
durch  die  Handelsverträge  auf  5  Francs  er- 
mässigt. 

Mit  dem  Zolltarif  vom  7.  Mai  1881  trat 
eine  Wendung  zu  beträchtlicher  Erhöhung  der 
Zölle  ein,  die  durch  die  GG.  v.  28.  März  1885, 
5.  April  1887  jind  11.  Januar  1892  namentlich 
für  Rind-,  Schaf-  und  Borstenvieh  und  durch 
das  G.  V.  9.  April  1898  für  Pferde,  Füllen  und 
Maulesel  fortgesetzt  wurde. 

Die  Einfuhrzölle  hatten  sich  von  1881  bis 
1892  folgendermassen  gestellt:  S.  d.  Tabelle  auf 
folgender  Seite. 

Die  Ausfuhrzölle  stellten  sich  nach  dem 
Tarif  von  1844:  Für  Füllen  auf  5,0  Francs,  für 
Maultiere  auf  2,0  Francs,  für  Esel  auf  1,0 
Francs,  für  Ochsen  anf  1,0  Franc,  für  Stiere, 
junge  Ochsen  und  junge  Stiere  sxit  3,0  Francs,  für 
Kühe  und  Kälber  auf  0,50  Francs,  für  junge 
Kühe  auf  1,50  Francs,  für  Widder,  Schafe, 
Hammel  und  Schweine  auf  0,25  Francs,«  für 
Böcke  und  Ziegen  auf  0,15  Francs,  für  Lämmer, 
Zicklein  und  Spanferkel  auf  0,10  Francs. 

Für  Pferde  (Hengste,  Wallache  und  Stuten) 
bestand  kein  Ausfuhrzoll. 

Der  Tarif  vom  16.  Mai  1863  enthält  eben- 
sowenig wie  die  späteren  Tarife  Ausfuhrzölle. 
c)  England  und  Kolonieen.     Während 
Englwd  die  Getreidezölle  erst  am  1.  Juni  1869 
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Viehzölie 


für 


Pferde 
Füllen 
Maulesel 
Esel 


7.  V. 

1881 

pro 

Stttck 


30,0 
18,0 

5,0 
frei 


28.  m. 
1886 
pro 
StUck 
F  r  a 
30,0 
18,0 

frei 


6.  IV. 

1887 
pro 
Stttck 
n  c  s 
30,0 
18,0 
S,o 
frei 


Ochsen  ■ 

15,0 

25,0 

38,0 

Kühe 

8,0 

12,0 

20,0 

Stiere 

8,0 

12,0 

12,0 

Jungvieh 
Kälber 

5>o 

8,0 

8.0 

1.50 

4,0 

8,0 

Widder,  Schafe 
Hammel 

1 

2,0 

3.0 

5.0 

Schweine 

3,0 

6,0 

6,0 

Lämmer 

0,50 

»,So 

«>5o 

B5cke  und  Ziegen 

0,50 

1,00 

1,00 

Zicklein 

0,50 

1,00 

',00 

Spanferkel 

0,50 

i,oo 

1,00 

11. 1. 

1892 

pro 

Stttck 

30,0 
20,0 

5.0 
3,0 
für 
100  kg 
Lebend- 
gewicht 
10,0 
10,0 
10,0 
10,0 
12,0 

15,50 

pr.  St. 
1,50 
2,00 
1,00 
»,So 


Durch  das  G.  v.  9.  April  1898  wurden  für 
Pferde,  Füllen  und  Maulesel  folgende  Zölle  ein- 
geführt : 

fttr  1  Stttck 
Max.      Min. 
Francs 
Hengste,  Wallache,  Stuten:  von  5 
Janren  und  darttber  200      150 

unter  5  Jahren  150      100 

Füllen  75        50 

Maulesel  50       30 

endgiltig  beseitigte,  erhob  es  schon  sehr  viel 
länger  YiehzSUe  überhaupt  nicht  und  hat  sich 
auch  durch  die  schweren  Krisen,  welche  die 
englische  Landwirtschaft  durchmachen  musste, 
nicht  zu  einem  anderen  Verfahren  bewegen 
lassen.  Wenn  der  Zolltarif  vom  20.  August 
18Ö3  die  Zollfreiheit  für  Vieh  aussprach,  so 
stellte  er  nur  den  schon  vorhandenen  Zustand  fest. 
Die  englischen  Kolonieen  befolgen  zum  Teil 
dasselbe  System :  Cypern,  Brit.  Neu-Guinea,  Neu- 
Sttdwfdes,  Queensland;  Brit  Ostindien,  Ceylon 
haben  völlige  Zollfreiheit  für  Vieh.  Andere, 
wie  Trinidad,  Tasmanien,  Neufundland,  West- 
anstralien  u.  s.  w.  haben  die  frühere  Zoll- 
freiheit inzwischen  beseitigt.  Die  Capkolo- 
nie,  die  bis  vor  kurzem  Wallache  und  Maul- 
esel mit  1  £  für  das  Stück  belegt,  alle  anderen 
Tiere  aber  frei  gelassen  hatte,  hat  im  Tarif  v. 
3.  Januar  1899  diesen  Zoll  um  öO%  erhöht  und 
ihn  in  dieser  Höhe  auf  Bindvieh  zum 
Schlachten  ausgedehnt  und  gleichzeitig  auch  die 
Schafe  zum  Schlachten  einem  Stückzoll  von 
5  sh.  unterworfen.  Tasmanien  erhebt  jetzt 
einen' Stückzoll  von  40  sh.  fttr  Pferde,  Füllen, 
Bullen,  Ochsen,  Stiere,  Ktthe,  Färsen,  Kälber, 
von  2  sh.  fttr  Schafe  und  Lämmer,  von  2'/«  sh. 
für  Schweine,  Neu-Seeland  hat  einen  Stück- 
zoll von  1  £  für  Pferde  und  von  10  sh.  für 
Bindvieh.  Süd-Australien  verlangt,  nach- 
dem 1888  die  früheren  massigen  Sätze  bedeutend 
erhöht  sind,  einen  Stückzoll  von  2  £  für 
Pferde,   von    1  £  fttr  Bindvieh,   von  5  sh.  für 


Schweine,  von  1  sh.  für  Schafe.  Westaus- 
tr allen  erhob  seit  1888  —  vorher  waren 
lebende  Tiere  frei  —  1  £  10  sh.  pro  Stttck  vom 
Bindvieh,  1  £  von  Pferden,  4  sh.  von  Schweinen, 
2  sh.  6  Fence  von  Schafen,  und  seit  1898  1  £ 
für  Pferde,  15  sh.  für  Bindvieh  —  Kälber 
nnd  FOllen  nnter  6  Monaten  sind  frei  —  2  sh. 
fttr  Schweine,  1  sh.  3  d.  fttr  Schafe  und  Lämmer. 
In  Victoria  zahlen  vom  8.  Juni  1892  ab 
Ochsen,  Farren,  Stiere,  Kühe,  Färsen  und  Kälber 
1  £  10  sh.,  Schafe  und  Lämmer  2  sh.,  Schweine 
10  sh.  und  Pferde  2  £  10  sh.  pro  Stück.  Neu- 
fundland erhob  nach  Beseitigung  der  Zoll- 
freiheit bis  1891  fttr  Pferde  3  Dollar,  fttr 
Kälber,  Schweine,  Schafe  0.30  Dollar  pro  Stück 
und  für  Ochsen,  Kühe  und  Stiere  vV.»/«  des 
Wertes.  1891  wurden  die  beiden  ersteren  Sätze 
verdoppelt  nnd  der  Wertzoll  auf  20'>,'„  ge- 
steigert. 1898  wurde  der  Stückzoll  für  Kälber, 
Schweine.  Schafe  auf  1  Dollar  erhöht  nnd  im 
übrigen  fttr  Pferde,  Füllen,  Ochsen,  Ktthe  nnd 
Bullen  ein  Wertzoll  von  20%  vorgesehen. 
Canada  hat  für  Schweine  einen  Gewichtszoll 
von  1'/,  Cent  (früher  2  Cent)  für  1  Pfand  (engL) 
Leben^ewicht  nnd  im  übrigen  einen  Wert»>ll 
von  20%  (früher  30»/„). 

d)  Buasland.  Nach  dem  Zolltarife  vom 
20.  November  1819  waren  6  Kopeken  Eingangs- 
zoU  fttr  Ziegenböcke  und  junge  Ziegen  zu  ent- 
richten, während  alle  anderen  Tiero  zollfrei 
eingingen.  Der  Tarif  vom  13.  Oktober  1860 
verlangte  nur  sehr  unbedeutende  Zölle  von 
0,30  Rubel  fttr  Ochsen,  Stiere,  Büffel,  0,12  Bubel 
fttr  Kühe,  Bttffelktthe.  Färsen,  0,06  Bnbel  für 
Kälber,  Hammel,  Schafe,  Lämmer,  Zi^n,  Böcke, 
Zicklein,  Schweine,  Ferkel.  Andere  Tiere  gingen 
zollfrei  ein.  Durch  den  Tarif  vom  28.  Mai  1857 
wurde  die  2k)llfreiheit  auf  alles  Vieh  ausgedehnt, 
und  daran  hielten  auch  die  späteren  Tarife  fest. 

Die  Ausfuhrzölle  (nach  dem  Tarife  von  1819: 
1,26  Bubel  fttr  Ochsen  nnd  Ktthe,  0,26  Rubel 
für  Schweine  nnd  0,13  Rubel  fttr  sonstiges  Vieh) 
sind  in  dem  Tarife  von  1860  nicht  mehr  ent- 
halten nnd  wurden  auch  später  nicht  wieder 
eingeführt. 

e)  Oeaterreich.  Die  Entwickelnng  in 
Oesterreich,  die  in  den  80er  Jahren  ebenfalls  zn 
einigen  beträchtlichen  Erhöhungen  der  Einfuhr- 
zölle geführt  hat,  ergiebt  sich  aus  nachstehen- 
der TabeUe. 

Zolltarif  vom 
6.  XI.  17.  VI.  25.  V.   21.  V. 
1861     1878     1882     1887 


pro 

pro 

pro 

pro 

Stttck 

Stttck 

Stttck 

Stack 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

Pferde    .... 

3,0 

frei 

10,0 

10,0 

Maultiere] 

Maulesel  >  .    .    . 

'>o 

2,0 

2,0 

2,0 

Esel        j 

Ochsen    .... 

4,0 

4,0 

10,0 

15,0 

Stiere     .... 

4,0 

4,0 

4,0 

4.0 

Kühe 

2,0 

1,50 

3,0 

3,0 

Jungvieh    .    .    . 

2,0 

0,75 

2,0 

3,0 

Kälber    .... 

0,2s 

0,40 

1,0 

',50 

Schafe ,     Ziegen, 

Widder,    Ham- 

mel, Böcke  .    . 

0,15 

0,30 

0,50 

0,50 

Lämmer,  Kitze    . 

0,10 

0,20 

0,25 

0,25 

Schweine     .    .    . 

1,00 

2,00 

3,00 

3,00 

Spanferkel  .    .    . 

0,05 

0,30 

0,30 

0,30 
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Durch  die  Handelsyertrfige  tod  Ende  1891 
sind  fttr  die  Einfuhr  ans  den  Vertragsstaaten 
die  Einfuhrzölle  festgesetzt  anf  12,75  Golden 
für  Ochsen,  4  Gulden  für  Stiere,  3  Gulden  für 
Kühe,  2,50  Gulden  für  Jungvieh,  1,50  Gulden 
für  Kälber,  0,50  Gulden  für  Schafe,  Widder  und 
Hammel,  0,25  Gulden  für  Lämmer,  1.50  Gulden 
für  Schweine  von  mehr  als  10  kg,  0,80  Gulden 
für  Schweine  bis  10  kg  (Spanferkel),  5  Gulden 
für  Pferde  bis  zu  2  Janren,  10  Gulden  für  sons- 
tige Pferde,  während  für  Maultiere,  Maulesel 
nnd  Esel  Zollfreiheit  vereinbart  ist. 

Die  Ausfuhrzölle  stellten  sich  nach  dem 
Tarife  von  1851  auf  6  kr.  für  Pferde,  Ochsen 
nnd  Stiere,  auf  2  kr.  anf  Kühe,  Jnngvirih, 
Schweine,  Maultiere,  Maulesel  nnd  Esel,  auf 
1  kr.  fttr  Kälber,  Schafe,  Ziegen,  Widder, 
Hammel  und  Böcke,  auf  '/i  ^^-  ^  Lämmer, 
Kitze  nnd  Spanferkel.  Seit  1878  sind  die  Aus- 
fuhrzölle in  Wegfall  gekommen. 

f)  Italien.  Der  sardinische  Zolltarif  vom 
9.  Juli  1859,  der  im  Laufe  des  Jahres  1861 
anch  in  Mittel-  und  Süditalien  sowie  in  Sicilien 
Eingang  fand,  legte  einen  Zoll  von  0,50  Francs 
pro  Stück  auf  Esel,  von  6  Francs  anf  Maul- 
tiere, Maulesel  und  auf  Pferde  im  Werte  bis  zu 
300  Francs,  von  20  Francs  auf  Pferde  von 
höherem  Werte.  Alles  andere  Vieh  hatte  Ein- 
gangszölle nicht  zu  zahlen. 

Durch  das  G.  v.  14.  Juli  1866  wurden  in- 
des auf  verschiedene  andere  Tierarten  Eingang^- 
zöUe  gelegt,  nämlich  15  Francs  pro  Stück  auf 
Ochsen  und  Stiere,  8  Francs  pro  Stück  auf 
Ktthe,  5  Francs  pro  Stück  auf  Färsen,  junge 
Ochsen  und  jnnge  Stiere,  2  Francs  pro  Stück 
anf  Kälber  unter  1  Jahre,  0,25  Francs  pro  Stück 
auf  Schaf-  nnd  Ziegenvieh,  2  Francs  pro  Stück 
auf  Schweine  über  20  kg  Gewicht,  0,50  Francs 

Sro  Stück  anf  >Schweine  bis  20  kg  Gewicht, 
«r  Tarif  vom  30.  Mai  1878  ermässigte  den 
Zoll  für  Ktthe  auf  7,50  Francs  und  für  Schaf- 
und  Ziegenvieh  anf  0,20  Francs  pro  Stück, 
liess  den  Zoll  fttr  Maultiere  auf  6  Francs  pro 
Stflck  und  erhöhte  die  übrigen  Sätze  auf  20 
Francs  für  Pferde  (.ohne  Wertunterschied),  1,50 
Francs  fttr  Esel,  18  Francs  fUr  Ochsen  and 
Stiere.  6  Francs  fttr  Färsen,  jange  Ochsen  nnd 
junge  Stiere,  3  Francs  fttr  Kälber,  2,50  Francs 
fttr  Schweine  ttber  20  kg  und  0,75  Francs  filr 
Schweine  bis  20  kg.  Während  der  Zolltarif 
Tom  9.  August  1^3  diese  Sätze  beibehielt, 
brachte  der  Zolltarif  vom  14.  Juli  1887  allent- 
halben Erhöhungen.  Hiemach  betrug  der  £in- 
ffingszoll  pro  Stück  40  Francs  für  Pferde,  15 
rancs  für  Maultiere,  5  Francs  fttr  Esel,  38 
Francs  fttr  Ochsen,  18  Francs  für  Stiere,  12 
Francs  fttr  Kühe,  8  Francs  fttr  Färsen,  Junge 
Ochsen,  junge  Stiere  nnd  Kälber,  10  Francs 
för  Schweine  über  20  kg,  3  Francs  für  Schweine 
unter  20  kg  sowie  fttr  Schaf-  und  Ziegenvieh. 

Diese  Sätze  gelten  jetzt  noch;  doch  sind 
durch  die  Handelsverträge  von  Ende  1891  fttr 
die  Einfahr  ans  den  Vertragsstaaten  folgende 
Erleichterungen  vorgesehen:  Pferde  sind  zoll- 
frei, Schweine  bis  10  kg  zahlen  0,75  Francs, 
solche  von  10—20  kg  3  Francs  nnd  von  mehr 
als  20  k^  3,75  Francs.  Die  Ausfuhrzölle,  die 
im  sardinischen  Tarife  von  1859  fehlten,  wurden 
festgestellt  durch 

HsndwörtarbDch  der  StMtswiaMiuohafteii.    Zweite 


G.V.14.  ZoUtai^ 
Vn.  1866  ^-  *l:o^  • 
proStttck    p^/|^8^, 

Francs 
fttr  Ochsen  nnd  Stiere  un- 
ter 250  kg  .    .    .    .auf  5,o  4,00 
von  250  kg  u.  mehr    „    5,0  5,50 
„  Kühe  unter  150  kg  .    „    4,0  3,00 
von  150  kg  u.  mehr    „    4,0  4,40 
„  Färsen  nnd  Jungvieh    „    3,0  2,20 

„  Kälber i,     1,0  1,10 

„  Schweine  Aber  20  kg    „    1,0  1,10 

„         „        bis  20  kg  .    „    0,50  0,55 

1881  wurden  die  AnsfohrzöUe  aufgehoben. 

g]  Spanien.  Die  ViehzöUe  in  Spanien 
sind  immer  hoch  gewesen.  Nur  in  den  60er 
Jahren  erfolgten  nennenswerte  Ermässigungen, 
ohne  dass  Zollfreiheit  für  irgend  eine  Viehsorte 
gewährt  wurde.  Der  Tarif  vom  27.  Juni  1849 
enthält  ebenso  wie  die  Tarife  von  1862  und 
1866  verschiedene  Zollsätze  für  die  Einfuhr 
unter  nationaler  Flagge  und  unter  fremder 
Flagge  bezw.  zu  Lande.  Erst  der  Tarif  vom 
12.  Juli  1869  hob  diese  Unterschiede  auf  und 
vereinfachte  zugleich  die  äussere  Einteilung 
der  Vieharten.  Nach  dem  Tarife  von  1849 
waren  zu  zahlen  bei  Einfnhr  unter  fremder 
Flagge  nnd  zu  Lande  fttr  das  Stück 


a)  bei  Wallachen,    die    das    „Mass"') 

überschreiten 400  Fes. 

ß)    „    Wallachen,  Hengsten  und  Stu- 
ten, die  unt.  dem  Masse  bleiben      50    „ 

y)    „    Hengsten  u.  Stuten  ttber  dem 

Masse  von  bekanntem  Alter  .      25    „ 

8)    „    Henkten  nnd  Stuten,  welche 

die  Kennnng  verloren  haben    37,50  „ 
Diese  Sätze  wurden  geändert 

1862  in  «)  225  Pes.,  (I)  60  Pes.,  y)  24  Pes.,  S)  36  Pes. 

1866  „«)   90    „     fiso    „    y)i2    „    a)i8    „ 

Der  Tarif  vom  12.  Juli  1869  erhöhte  den 
Zoll  fttr  Wallache  über  dem  Masse  anf  100  Pe- 
setas, während  für  alle  anderen  Pferde  ein  Ein- 
heitssatz von  15  Pesetas  festgestellt  wurde. 
Letzterer  wurde  unter  dem  17.  JnU  1877  anf 
22,50  Pesetas  erhöht.  Der  Tarif  vom  23.  Juli 
1882  brachte  für  Wallache  der  bezeichneten 
Art  den  Zoll  von  128,30  Pesetas,  für  andere 
Pferde  von  31,50  Pesetas.  Das  Dekret  vom  25. 
Dezember  189U  erhöhte  sie  noch  weiter  anf  180 
bezw.  1.35  Pesetas  und  in  dieser  Höhe  sind  sie 
dann  auch  in  den  Tarif  vom  31.  Dezember  1891 
übergegangen.  Fttr  die  ttbrigen  Vieharten  war 
die  Entwickelun^,  wie  in  der  ersten  Tabelle 
auf  folgender  Seite  angegeben: 

Die  Sätze  von  1891  sind  auch  jetzt  noch 
in  Geltung  mit  der  Massgabe,  dass  fttr  Milch- 
ktthe  der  Zoll  anf  25  Pesetas  ermässigt  ist. 

Spanien  erhebt  auch  noch  Ausfuhrzölle, 
die  sich  seit  1.  August  1898  belanfen  (fttr  1 
Stttck)  auf 

8,75  Pesetas  bei  Pferden 
10,00       „         „   Maultieren 

1,50        „         „   Eseln 

5,00        „         „    Rindvieh 

0,35        „         „    Schafen  nnd  Ziegen 

1,75        n        n   Schweinen. 


')  d.  h.  das  Militärmass  (1,47  m). 
Anfli«e.    YII.  33 
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1849') 

Maulesel  bis  1  Jahr  .... 
„  von  1—3  Jahren  . 
„        über  3  Jahre  .    .    . 

Esel 6,oo 

Ochsen 15,00 

Kühe 15,00 

Kälber  und  Jungvieh     .    .    .  8,00 

Ziegen  und  Böcke     ....  2,70 

Ziegenlämmer 1,50 

Schafbocke,  Hammel,  Mutter- 
schafe     2,25 

Schaf]  ämmer 1,50 

Schweine  über  6  Monate  oder 

gemästet 18,75 

Schweine  unter  6  Monate  oder 

mager 4,50 

')  Unter  fremder  Flagge  bezw. 


1862')     1866')      1869      1877      1882 
in  Pesetas  pro  Stück 


1890       1891 


25,00      10,00      15,00      18,00      19,60       80,00       80,00 


7,65 

3,00 

2,50 

6,00 

8,40 

12,00 

12,00 

18.00 

9,00 

5.00 

9,00 

13,80 

40,00 

40,00 

18,00 

9,00 

5,00 

9,00 

13,80 

40,00 

35,00 

9,00 

4,50 

5,00 

9,00 

J3,8o 

40,00 

25,00 

3,00 

h^S 

i,S8 

0,69 

.       0,50 

0,96 

1,40 

2,40 

2,40 

2,63 

o,9S 

1,88 

0,62 

18,00 

^4  2,50 

6,00 

8,45 

20,00 

20,00 

5,25 

1,88 

1 

zu  Lande  eingeführt. 


h)  Portugal.  Auch  Portu|:al  hat  hohe 
Yiehzülle.  Die  zum  Teil  prohibitiven  Sätze  des 
Tarifs  von  1841  wurden  in  dem  Tarife  vom 
31.  Dezember  1852  wesentlich  ermässigt.  Der 
Tarif  vom  23.  iugnst  1860  führte  die  Ermäs- 
sigung der  Einfuhrzölle  noch  weiter;  nur  bei 
Säweinen  trat  eine  kleine  Erhöhung  ein,  wäh- 
rend für  Schaf-  und  Ziegenvien  Zollfrei- 
heit gewährt  wurde.  Das  G.  v.  17.  Dezember 
1870  liess  die  1860  eingeführten  ViehzoUsätze 
ganz  unverändert.  Der  Tarif  vom  17.  Dezem- 
ber 1885  ebenfalls.  Dann  aber  trat  mit  dem 
Tarife  vom  16.  August  1887  eine  Steigerung 
für  Rindvieh  und  Schweine  ein;  die  übrigen 
Tierarten  wurden  für  zollfrei  erklärt,  mussten 


aber  2"/o  des  Wertes  als  „Hafenabgabe"  zahlen. 
Nachdem  das  G.  v.  30.  Juli  18i»  einen  Zu- 
schlag von  6%  für  alle  Einfuhrwaren  einge- 
geführt  hatte,  schritt  der  neueste  Zolltarif  vom 
10.  Mai  1892  zu  sehr  bedeutenden  Erhöh- 
ungen, die  noch  über  die  Sätze  von  1841  liinaus- 
gehen. 

Die  Ausfuhrzölle  wurden  durch  6.  v.  14. 
Mai  1872  neu  geregelt  und  für  Kindvieh  auf 
1600  Reis,  für  Schweine  auf  300  Eeis,  für  Schafe 
und  Ziegen  auf  50  Eeis  pro  Stück  festgesetzt. 
Erst  der  Tarif  von  1887  beseitigte  diese  Aus- 
fuhrzölle. 

Die  Hauptstadien  der  Entwickelnng  der 
Einfuhrzölle  zeigen  zahleumässig  folgendes  Bild: 


1841      1852 

Wallache,  die  mehr  als  das  Mass  haben  24000     10  000 

Hengste  desgl.  24000     10  000 

Wallache  und  Hengste  von  geringerer  Höhe  Hoooj 

Stuten  4800^ 

dreijährige  Füllen  5000) 

Maultiere  400 

Esel  1 200 

Ochsen  und  Stiere  3  oool 

Kühe  1 300 

junge  Ochsen  von  2 — 4  Jahren  1  600 

Färsen  und  junge  Kühe  von  2—4  Jahren  900 

„        „       n         „      bis  2  Jahre  600 
Kälber  n.  Rinder  u.  junge  Ochsen  bis  zu  2  Jahren  i  200 

Schafe  und  Böcke  150' 

Merinoschafe  100 

Mutterschafe,  Lämmer  50 

Schweine  1 600')        100 

Spanferkel  100          100 

')  Fette  Schweine  zahlen  den  Zoll  für  Schweinefleisch- 


2  oool 


2000 
I  000 


I  500 


(in  Reis  pro  Stück) 
1860      1887 

2300    (2«/,)>) 

2300  {2\y) 


I  100 

570 


(2%)») 


Rindvieh 


1892 
32500 

24500 

14500 
2  500 
2  500 


340  2  5oo<|j„„g^^ 

bis  zu  3 
Jahren 


100»)    frei»)  (2''/„)')») 


7500 

500') 


1520I 
1520/ 

1200  Reis  für 


110 
110 


Centner)  abzüglich  '/».  —  »)  Ebenso  Ziegen.  —  *)  „Hafenabgaben". 


3600 
Arroba  (=  '  i 


1)  Schweiz.  Die  Schweiz  hat  sich  lange 
Zeit  mit  sehr  massigen  Viehzöllen  begnügt. 
Nach  dem  Tarife  vom  27.  August  1851  betrug 
der  Einfuhrzoll  für  Pferde  und  Maultiere 
3  Francs  pro  Stück,  für  Füllen,  welche  die 
Milchzähne  noch  nicht  abgestossen  haben,  so- 
wie für  Esel  0,50  Francs  pro  Stück.  Der  Tarif 
von  1878  setzte  den  Zoll  für  Pferde  auf  5 
Francs,  für  Fttlien  und  Esel  auf  1  Francs  her- 


auf, der  Tarif  vom  15.  September  1882  stellt« 
aber  die  früheren  Sätze  wieder  her.  Seit  dem 
Tarife  vom  26.  Juni  1884  ist  der  Einfuhrzoll 
für  Pferde  und  Maultiere  3  Francs,  für  Füllen 
und  Esel  1  Franc  pro  Stück. 

Für  Rindvieh  wurde  von  1851  bis  1878 
der  Satz  von  0,50  Francs,  für  kleine  Kälber  der 
Satz  von  0,10  Francs  pro  Stück  erhoben.  Der 
Tarif  von  1878  setzte  den  ZoU  für  Kälber  unter 


Digitized  by 


Google 


Viehzölle 


515 


öO  k§:  Tuid  für  Jungvieh  anf  0,50  Franc,  für 
sonstiges  Kindvieh  anf  1  Franc  fest.  Der 
Tarif  vom  1.  September  1882  ermässigte  den 
Zoll  für  Kälber  bU  40  kg  auf  0,10  Francs,  für 
anderes  Rindvieh  auf  0,S)  Francs,  stellte  also 
in  der  Hauptsache  die  alten  Sätze  wieder  her. 
Mit  dem  Tarife  vom  26.  Juni  1884  beginnt  aber 
die  Erhöhung  der  Zölle  auf  Kindvieh.  Nach 
diesem  Tarife  hatten  Kälber  unter  60  kg  1 
Franc,  Kindvieh  bis  150  kg  2  Francs,  Rindvieh 
über  löO  kg  Gewicht  5  Francs  zn  zahlen.  Der 
Tarif  vom  17.  Dezember  1887  bestimmte  den 
Eingangszoll  für  Kälber  unter  60  kg  auf  3 
Francs,  für  ungeschaufeltes  Zugvieh  auf  5 
Francs,  für  geschaufelte  Kühe  und  Rinder  auf 
20  Francs,  für  geschaufelte  Ochsen  und  Stiere 
anf  25  Francs.  Nach  dem  Zolltarife  vom  10. 
April  1891  haben  zu  zahlen  Ochsen  30  Francs, 
ge.schaufelte  Rinder,  KOhe  und  Znchtstiere  25 
Francs,  ungeschaufeltes  Jungvieh  20  Francs, 
Xastkälber  über  60  kg  10  Francs,  Kälber  bis 
zu  60  kg  6  Francs  pro  Stück. 

Spanferkel  und  Schweine  bis  40  kg 
Gewicht  zahlten  seit  1851  0,10  Francs,  andere 
Schweine  0,50  Francs  Einfuhrzoll;  diese  Sätze 
wurden  in  dem  Tarife  von  1882  wieder  einge- 
führt, nachdem  1878  der  Zoll  für  Schweine  unter 
50  kg  auf  0,50  Francs,  für  andere  Schweine  auf 
1  Francs  erhöht  worden  war.  Der  Tarif  vom 
26.  Jtmi  1884  setzte  den  Zoll  in  die  Höhe  und 
zwar  auf  1  Francs  für  Schweine  unter  25  kg, 
für  andere  auf  2  Francs.  Der  Tarif  vom  17. 
Dezember  1888  brachte  eine  weitere  Erhöhung 
anf  3  bezw.  8  Francs.  Letzterer  Satz  wurde 
durch  den  Zolltarif  vom  10.  April  1891  für  alle 
Schweine  als  massgebend  erklärt. 

Fttr  Schafe  und  Ziegen  blieb  1851  bis 
1878  der  Zoll  von  0,10  Francs  bestehen.  1878 
wurde  er  auf  0,50  Francs  erhöht,  1882  wieder 
auf  0,10  Francs  ermässigt  und  1884  abermals 
auf  0,50  Francs  erhöht.  An  Stelle  dieses  Satzes 
trat  dann  1891  der  Zoll  von  2  Francs  pro 
Stück. 

Durch  die  Handelsverträge  von  1891  ist 
der  ZoU  fttr  die  Einfuhr  ans  Vertragsstaaten 
anf  lö  Francs  für  Ochsen,  18  für  Kühe  und 
Rinder  (geschaufelt),  12  Francs  für  Jungvieh 
(nngeschaufelt),  5  Francs  für  Kälber  bis  m  kg 
und  auf  6  Francs  für  Schweine  über  60  kg  er- 
mässigt worden. 

Durch  den  Handelsvertrag  mit  Italien 
wurde  1892  der  Zoll  für  Schweine  noch  weiter 
herabgesetzt  und  zwar  anf  4  Francs  bei  einem 
Gewicht  bis  zn  60  kg  und  anf  5  Francs  bei 
höherem  Gewicht. 

Die  Ausfuhrzölle  bestehen  noch  in  der 
.Schweiz,  sind  aber  stets  sehr  gering  gewesen. 
Nach  dem  Tarife  vom  10.  April  1891  ist  der 
Ausfuhrzoll  für  Pferde  und  Maultiere  1,50  Francs, 
für  Füllen,  Esel,  Rindvieh  über  60  kg  und  für 
Schweine  von  40  kg  und  mehr  0,50  Francs, 
für  sonstiges  Vieh  0,05  Francs  pro  Stück. 

k)  UTiederlande  und  Belgien.  Die 
Niederlande  haben  seit  dem  Tarife  vom  15. 
August  1862  Viehzölle  nicht  mehr.  Bis  dahin 
bestanden  sehr  massige  Sätze.  Der  Zolltarif 
vom  19.  Juni  1845  hatte  für  Stiere,  Ochsen, 
Kühe  und  Färsen  8  Gulden,  für  Jungvieh  und 
Kälber  1,50  Gulden,  für  Schweine  0.50  Gulden, 
für  Schafe  0,30  Gulden,  fttr  Lämmer  0,15  Gul- 


den ;  allein  diese  Sätze  wurden  bereits  durch  G. 
V.  30.  Mai  1847  so  sehr  ermässigt,  dass  sie  nur 
als  eine  Kontrollgebühr  gelten  können,  nämlich 
auf  0,50  Gulden  pro  Stück  für  Stiere,  Ochsen, 
Kühe,  Färsen,  auf  0,10  Gulden  für  Jungvieh, 
Kälber  und  Schafe,  anf  0,05  Gulden  für  Lämmer 
und  Schweine.  Ebenso  hoch  waren  die 
Ausfuhrzölle,  die  1862  ebenfalls  abgeschafft 
wurden. 

Für  Esel,  Maulesel  und  Fohlen  wurden  vor 
1862  2  Gulden,  für  andere  Pferde  6  Gulden  pro 
Stück  erhoben. 

Belgien  hatte  anfangs  folgende  Viehzölle 
(pro  Stück) :  20  Francs  für  Stiere,  Ochsen.  Kühe, 
10  Francs  für  Färsen  und  Kälber  bis  1  Jahr,  5 
Francs  für  Kälber  unter  1  Jahre,  3  Francs  für 
Schweine,  1  Franc  für  Hammel  und  0,60  Francs 
fttr  Lämmer. 

Laut  V.  V.  7.  März  1847  wurde  der  Ein- 
gangszoll für  Vieh,  das  nicht  über  die  luxem- 
burgische Grenze  einging,  bis  1.  Juli  1847  durch 
eine  Wagegebühr  von  0,10  Francs  pro  Stück  er- 
setzt; diese  ZoUfreiheit  wurde  später  bis  März 
1848  ausgedehnt.  Durch  G.  v.  22.  Februar  1850 
wurde  für  Stiere,  Ochsen,  Kühe  und  junge 
Ochsen  ein  Zoll  von  0,04  Francs  für  1  kg 
Lebendgewicht  und  für  Jungvieh  unter  2  Jahren 
und  Kälber  über  30  kg  von  0,02  Francs  fttr  1 
kg,  femer  für  Kälber  unter  30  kg  von  0,50 
irancs  pro  Stück,  fttr  Hammel  und  Schafe  von 
1,50  Francs  pro  Stück  und  fttr  Schweine  von  2 
Francs  pro  Stttck  eingeführt.  Für  Esel  wurden 
im  Jahre  1850  erhoben  4,20  Francs,  für  Maul- 
esel 8,50  Francs,  für  Fohlen  5  Francs  und  fttr 
sonstige  Pferde  15  Francs  pro  Stück. 

Das  G.  V.  5.  Februar  1857  ermässigte  den 
Zoll  fttr  Hammel,  Lämmer,  Schweine  und  für 
Kälber  unter  30  kg  auf  0,30  Francs  pro  Stttck 
und  für  sonstiges  Rindvieh  auf  1  Franc  pro 
100  kg  Lebendgewicht. 

Der  Tarif  vom  26.  Juni  1858  setzte  den 
Zoll  fttr  Fohlen  auf  6  Francs  und  fttr  Pferde 
und  Maulesel  auf  18  Francs  pro  Stttck  und  den 
Zoll  fttr  Schafe,  Lämmer.  Schweine  und  Kälber 
unter  30  kg  atif  0,40  Francs  pro  Stück  berauf. 

Das  G.  V.  16.  August  186o  änderte  hieran 
nur,  dass  für  alle  Kälber  der  Zoll  von  1 
Franc  pro  100  kg  Lebendgewicht  zu  erheben 
sein  solle. 

Li  dieser  Form  gingen  die  Sätze  in  den 
Tarif  vom  30.  März  1866  über. 

Die  Zölle  fttr  Schweine,  Rind-  und  Schaf- 
vieh wurden  durch  GG.  v.  22.  Dezember  1871 
und  V.  3.  Januar  1873  aufgehoben;  fttr  Rind- 
und  Schaf  vieh  wurden  aber  durch  G.  v.  18.  Juni 
1887  Zölle  wieder  eingeführt  und  festgesetzt  auf 
0,04  Francs  pro  1  kg  Lebendgewicht  fttr  Stiere 
und  junge  Stiere,  0,03  Francs  pro  1  kg  fttr 
Kühe  und  Färsen,  0,05  Francs  pro  1  kg  fttr 
sonstiges  Rindvieh,  2,50  Francs  pro  Stttck  für 
Widder,  Schafe,  Hammel  und  Lämmer.  Alle 
anderen  Tiere  sind  frei. 

Für  die  Einfuhr  ans  den  Vertragsstaaten 
ist  nach  den  Handelsverträgen  vom  Ende  1891 
ein  Zoll  von  2  Francs  pro  Stttck  für  Schafböcke, 
Mutterschafe  und  Hammel,  ein  Zoll  von  1  Francs 
pro  Stttck  fttr  Lämmer  zu  zahlen,  während 
Schweine  zollfrei  eingehen.  Für  Rindvieh  sind 
die  vorgenannten  Gewichtszölle  von  0,04  bezw. 
0,03  bezw.  0,05  Francs  anf  12  Jahre  gebunden 
worden.    Diese  Sätze  gelten  jetzt  noch. 

33* 
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Die  Ausfuhr  von  Vieh  ist  in  Belgien  von 
Anfang  an  frei  gewesen. 

I)  Schweden,  Norwegen  und  Dänemark. 
Der  schwedische  Zolltarif  von  1848/1849 
enthielt  folgende  Einfuhrzölle:  Pferde  (exkl. 
Hengste)  10  Kigsdaler,  Ochsen  8  Eigsdaler, 
Kühe  und  Jungvieh  4  Eigsdaler,  Kälber  2  Eigs- 
daler 12  sh.,  Schweine  (exkl.  'Eber)  2  Rigsdaler 
pro  Stück.    Alles  andere  Vieh  war  frei. 

Durch  die  V.  v.  12.  Dezember  1856  wurden 
die  Viehzölle  aufgehoben.  Erst  der  vom  1.  Juli 
1888  an  giltige  Zolltarif  führte  wieder  Viehzölle 
ein,  und  zwar  für  Pferde  über  1  Jahr  50  Kronen, 
für  Rindvieh  10  Kronen,  für  Schafe  1  Krone 
pro  Stück,  für  Schweine  0,15  Kronen  für 
1  kg  Lebendgewicht.  Alles  andere  Vieh  blieb 
zollfrei. 

Der  Zolltarif  vom  21.  Juni  1892  liess  diese 
Sätze  unverändert.  Der  Tarif  vom  28.  Septem- 
ber 1895  ermässigte  den  Schweinezoll  aui  0,10 
Kronen  für  1  kg  Lebendgewicht,  während  im 
übrigen  die  Zölle  von  1888  und  1892  erhalten 
blieben.  Die  Sätze  von  1895  stehen  auch  in 
dem  jetzt  giltigen  Tarif  vom  4.  Juni  1897. 

Die  Ausfuhr  des  Viehes  war  in  der  in  Be- 
tracht gezogenen  Zeit  stets  frei. 

Norwegen  hat  für  Pf  erde  lange  Zeit  hin- 
durch 5  Spez.-Thaler,  für  Schweine  vorüber- 
gehend (1859—1863)  1  Spez.-Thaler  (für 
säugende,  mit  der  Mutter  eingeführte  Schweine 
60  Schillinge)  pro  Stück  erhoben,  während  alle 
anderen  lebenden  Tiere  zollfrei  eingingen. 

Der  Zolltarif  vom  1.  Juli  1882  enthielt 
Zollsätze  für  Vieh  überhaupt  nicht  mehr.  Dieser 
Zustand  blieb  15  Jahre  bestehen.  Der  Tarif 
vom  7.  August  1897  führte  Viehzölle  wieder 
ein,  und  zwar  sollten  erhoben  werden 

Minimal-  Maximal- 
tarif tarif 
Kronen 
für  Pferde  über  Vä  Jahr  f.  1  St.  50,0       80,0 
„       „      bis  zn  V«  JalT 
und  darunter                            frei       frei 
für  Hornvieh  über  '.j  Jahr 
für  1  kg  Lebendgewicht          0,05       00,6 
mindestens  aber 

für  1  Stück  i»,o       18,0 

für  Kälber  bis  »2  Jahr  f.  1  St.    7,50         9,0 
„   Schafe  und  Lämmer  f.  1  St.    2, —         2,50 
„   Schweine  und  Ferkel 
für  1  kg  Lebendgewicht  0,10         0,12 

mindestens  aber 
für  1  Stück.  3,00         3,60 

Der  Tarif  vom  1.  April  1900  setzt  den 
Mindestzoll  für  Schweine  und  Ferkel  auf  1 
bezw.  1,20  Kronen  für  1  Stück  herunter,  behält 
aber  im  übrigen  die  Sätze  von  1897  bei.  Die 
Ausfuhr  ist  seit  langer  Zeit  frei. 

Dänemark  hat  die  früheren  Viehzollsätze, 
die  sich  teilweise  auch  auf  die  Ausfuhr  er- 
streckten, durch  den  Tarif  vom  4.  JuU  1863 
abgeschafft  und  bis  jetzt  noch  nicht  wieder  ein- 
geführt. 

m)  Bmnänien  und  Serbien.  Rumä- 
nien belastete  nach  dem  Tarife  von  1876  die 
Einfuhr  von  Pferden  mit  20  Francs,  von  Füllen 
mit  5  Francs  pro  Stück,  schaffte  1878  aber  diese 
Sätze  ganz  ab.  Die  V.  v.  18./30.  Juni  1886 
filhrte  für  Pferde  einen  Zoll  von  40  Francs,  für 


Füllen  einen  solchen  von  16  Francs  ein.  Der 
ZoUtarif  vom  29.  Mai  1886  erhöhte  den  Zoll  für 
Hengste  und  Wallache  auf  60  Francs,  ermässigte 
aber  den  für  Füllen  auf  10  Francs.  Seit  11. 
Juli  1891  sind  dann  die  Sätze  wieder  niedriger, 
25  Francs  für  Hengste  und  Wallache,  15  Francs 
für  Stuten,  8  Francs  für  Füllen. 

Für  die  übrigen  Tierarten  bestimmen  die 
angegebenen  Tarife  folgendes: 

(pro  Stück  in  Francs) 

1876  1878    1885  1886    1891 


'.    '.    '}  3'°  *'^*     3'°*>    ^>*^     5,00 


Maultiere 

Maulesel  . 

Stiere,0ch8en,Büffel  5,0   5,001 

Kühe  u.  Büffelkühe  5,0  3,75/  *5>«>    5.<»     5,«> 

Jungvieh  .    .    .    .2,0   1,40     2,0      5,00     4,00 

Kälber 1,0    frei     1,0     3,00     2,50 

Widder,      Schafe, 

Ziegen  ....  1,0    frei«)) 
Lämmer    .    .    .    .  0,50  frei  /*'°      ^'°°     *'°° 
Schweine  ....  2,50  2,50  4,0      3,00     3.00 
Spanferkel     .    .    .  0,50  0,30  0,30    1,00     0,90 

Die  Sätze  von  1891  sind  noch  jetzt  in 
Geltung. 

Ausfuhrzölle,  wie  sie  in  den  Tarifen  von 
1876  und  1878  noch  vorgesehen  waren,  sind  seit 
1886  abgeschafft. 

Serbien  hatte  in  dem  Tarife  vom  2.14. 
April  1892  noch  die  Ausfuhrzölle  des  Tarifes 
vom  11./23.  Juli  1883  beibehalten,  nämlich 
2,50  Frcs.  pro  Stück  Rindvieh, 
1,20     „       „       „      Maultiere,  Esel,  Schweine. 

Der  Tarif  von  1893  behielt  für  Schweine 
nnd  Ferkel  den  Ausfuhrzoll  von  1,20  Francs  und 
für  Rindvieh  von  2,50  Francs  für  1  Stück  bei. 
setzte  aber  den  für  Maultiere  und  Esel  auf  5 
Francs  herauf  und  führte  für  Pferde  ein- 
schliesslich Fohlen  einen  Ausfuhrzoll  von  20 
Francs  für  1  Stück  ein. 

Das  G.  V.  3./16.  Februar  1896  stellte  für 
Schweine  und  Ferkel,  für  Rindvieh  und  für 
Maultiere  nnd  Esel  die  eben  genannten  Aus- 
fuhrzölle wieder  ein,  setzte  sie  aber  für  Pferde 
folgendermassen  für  1  Stück  fest: 

Stuten  und  weibliche  Füllen,  braun, 
schwarz,  fuchsrot  ohne  Unterschied 
der  Höhe  und  des  Alters.    ...  40      Fcs. 

Pferde,  Hengste  nnd  männl.  Füllen, 
braun,  schwarz,  fuchsrot,  in  einer 
Höhe  von  130  cm  und  mehr      .    .  20        „ 

sonstige  Pferde 2,50    . 

Der  Eingangszull  war  für  Schweine  und 
Ferkel  nach  den  Tarifen  von  1883  und  1892  4 
Francs  für  1  Stück.  Für  die  übrigen  Tierarten 
bedeutete  der  Tarif  von  1892  eine  Erhöhung 

von  10,0  Frcs.  auf  15,0  Frcs.  pro  Stück  Rindvieh, 

r,       5,°       n       t,      »2.0      n        »         n       Esel    Und 

Maultiere, 

»     0,80    „,      1,0     „      „        „      Schaf-  u. 

Ziegen  Vieh. 

Der  Zolltarif  vom  10.;'22.  Juli  1898  führte 
Gewichtszölle  ein  mit  folgenden  Sätzen: 


')  Mit  Ausnahme  der  Hammel,  für  die  62,5 
Centimes  pro  Stück  zu  zahlen  waren. 
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für  100 

kg 
Lebend- 
gewicht 
Frcs. 

Ochsen 27,50 

Ktthe,  Stiere,  Büffelkühe 10,— 

Pferde,  Stuten,  Füllen 10, — 

Maultiere,  £sel,Eselinnen  n.deren  Füllen      5, — 

Schweine 5, — 

Ferkel  .    : 0,30 

Widder ,    Schafe ,    Hammel ,    Ziegjen, 
Lämmer,  Zicklein i, — 

Durch  G.  V.  3. '15.  Februar  1896  wurde 
für  Stuten  von  branner,  schwarzer  oder  fuchs- 
roter Farbe,  wenigstens  155  cm  hoch,  im  Ver- 
tragstarife ZoUfreiheit  eingeführt.  Mit  dieser 
Aenderung  sind  die  Einfahrzölle  von  1893  auch 
in  den  Tarif  vom  8.,20.  Januar  1899  überge- 
gangen. 

n)  Oriechenland.  In  dem  Zolltarife 
vom  10./22.  Juni  1857  setzte  Griechenland  die 
Einfuhrzölle  für  Pferde  und  Rindvieh  herab, 
für  andere  Tiere  heranf  gegen  den  komplizierten 
älteren  Tarif.  Pferde  und  Maulesel  sollten 
fortan  15  Drachmen,  Esel  und  junge  Maulesel  6 
Drachmen,  Eselfüllen  2  Drachmen,  Kälber  8 
Drachmen ,  sonstiges  Rindvieh  10  Drachmen, 
Schweine  3  Drachmen,  Spanferkel,  Schafe  und 
Ziegen  0,80  Drachmen  und  Lämmer  und  Zick- 
lein 0,40  Drachmen  zahlen.  Der  Zolltarif  vom 
13.  Februar  1867  erhöhte  im  ganzen  die  Sätze, 
so  dass  für  Pferde  und  Maulesel  25  Drachmen, 
für  Kälber  und  Kühe  10  Drachmen,  für  anderes 
Kindvieh  15  Drachmen,  für  Schweine  8  Drach- 
men, für  Spanferkel  1,50  Drachmen  nnd  für 
Schaie,  Ziegen  nnd  Lämmer  1  Drachme  zu  ent- 
richten waren. 

Die  Sätze  dieses  Tarifs  wurden  1877  um 
10  "0  erhöht.  1878  folgte  eine  weitere  Erhöhung 
um  lOo/o,  1880  (April)  um  12 »/o  der  jeweilig 
geltenden  Sätze.  Der  Zolltarif,  vom  Oktober 
1880  belastete  Pferde  nnd  Maultiere  mit  30,25 
Francs,  Kälber  und  Kühe  mit  12,10  Francs, 
anderes  Rindvieh  mit  18,15  Francs,  Schweine 
mit  6,05  Francs,  Spanferkel  mit  1,815  Francs 
und  Schaf-  und  Ziegenvieh  mit  1,21  Francs  pro 
Stück.  Alle  diese  Sätze  wurden  durch  das  G. 
V.  laSö.  Mai  1882  um  10»»  erhöht.  Der  Zoll- 
tarif vom  19.  April  1884  liess  dann  plötzlich 
die  Viehzölle  fallen.  Das  G.  v.  26.  November 
1885  führte  sie  aber  wieder  ein  mit  30  Drach- 
men für  Pferde  und  Maultiere,  10  Drachmen 
für  Esel,  15  Drachmen  für  Rindvieh,  5  Drach- 
men für  Schweine,  1,50  Drachmen  für  Spanferkel 
nnd  0,75  Drachmen  für  Schafe  und  Ziegen.  Die 
Sätze  für  Rindvieh,  Schweine,  Schafe  und 
Ziegen  wurden  durch  den  provisorischen  Zoll- 
tarif vom  24.  Februar  8.  März  1887  und 
den  Zolltarif  vom  18.,  30.  April  1887  verdoppelt, 
der  Zoll  für  Ferkel  auf  2,äO  Drachmen  erhöht. 

Der  Tarif  vom  24.  November,  6.  Dezember 
1892  führte  folgende  Zölle  ein: 

20  Drachmen  für  Pferde  und  Maniesei,  10 
Drachmen  für  Esel  und  Schweine,  2,50  Drach- 
men für  Spanferkel,  1,50  Drachmen  für  Schafe 
nnd  Ziegen,  24  Drachmen  für  Kälber  bis  50 
Oka  Gewicht,  36  Drachmen  für  Büffel,  Ochsen 
nnd  Kühe  bis  120  Oka  Gewicht,  64  Drachmen 
für  Büffel,  Ochsen  nnd  Kühe  bis  250  Oka  Ge- 


wicht, 90  Drachmen  für  Büffel,  Ochsen  und 
Kühe  über  250  Oka  Gewicht,  so  dass  die  Rin- 
derzölle eine  sehr  bedeutende  Erhöhung  nament- 
lich für  schweres  Vieh  erfahren  haben. 

In  den  90  er  Jahren  wurden  die  Binderzölle 
insofern  ermässigt,  als  die  Gewichtsgrenzen  von 
120  und  250  Oka  auf  140  nnd  300  Oka  hinaus- 
geschoben nnd  für  Büffel,  Ochsen  nnd  Kühe  bis 
140  Oka  der  bestehende  Satz  von  36  Drachmen 
beibehalten,  für  solche  von  140—300  Oka  und 
für  solche  von  300  Oka  und  mehr  dagegen  eine 
Ermässigung  anf  60  bezw.  80  Drachmen  vorge- 
nommen wurde.  Die  durch  die  Handelsverträge 
festgestellten  ermäüsigten  Sätze  machen  für 
Büliel,  Ochsen,  Kühe  je  nach  dem  Gewicht 
18,  30  und  40  Drachmen  und  für  Kälber  12 
Drachmen,  also  die  Hälfte  der  vorher  genannten 
Zölle  des  Generaltarifs  aus.  Die  vorstehend  er- 
wähnten Sätze  gelten  auch  letzt  noch,  nur  ist 
inzwischen  angeordnet  worden,  dass  bei  Zoll- 
zahlung in  Papier  diese  Sätze  um  rund  32,3*>/,» 
erhöht  werden  müssen. 

Die  Ausfuhrzölle  sind  seit  1867  beseitigt. 

o)  Sonstige  Iiäader.  Die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  haben  für  Vieh 
lange  Zeit  hindurch  einen  Wertzoll  Cmeist  20%) 
erhoben.  Durch  die  Mc  Kinley-Bill  vom  1. 
Oktober  1890  sind  verschiedene  Stückzölle  ein- 
geführt, nnd  zwar:  30  Dollars  für  Pferde  und 
Maultiere  im  Werte  bis  150  Dollars  nnd  30«  „ 
vom  Wert  bei  höherem  Werte,  10  Dollars  für 
Rindvieh  über  1  Jahr,  2  Dollars  für  Rindvieh 
unter  1  Jahre,  1,50  Dollars  für  Schweine  und 
für  Schafe  von  1  Jahre  an,  0,75  Dollars  für 
Schafe  unter  1  Jahre.  Sonstige  lebende  Tiere 
zahlten  20 'o  vom  Werte. 

Der  jetzt  giltiffe  Tarif  vom  24.  Juli  1897 
setzte  die  Zölle  foTgendermassen  fest:  Pferde 
nnd  Maulesel  im  Wert  bis  150  Dollars:  30 
Dollars  für  1  Stück,  Pferde  und  Maulesel  im 
Wert  von  über  150  Dollars:  25 'o  vom  Wert, 
Rindvieh,  jünger  als  1  Jahr:  2  Dollar  für  1 
Stück,  anderes  Rindvieh  im  Werte  bis  14 
Dollars:  3,75  Dollars  für  1  Stück,  anderes 
Rindvieh  im  Werte  von  über  14  Dollars:  27',% 
vom  Wert,  Schweine  1,50  Dollars  für  1  Stück, 
Schafe,  1  Jahr  nnd  älter,  1,50  Dollars  für  1 
Stück,  Schafe  unter  1  Jahr  0,75  Dollars  für  1 
Stück,  sonstige  Tiere  20  "0  vom  Wert. 

Mexiko  hat  die  frühere  Zollfreiheit  für 
lebende  Tiere  durch  den  seit  1.  November  1889 
ab  giltigen  Tarif  beseitigt  und  seit  1.  November 
1891  die  Zölle  noch  erhöht.  Für  Wallache  war 
schon  vorher  ein  ZoU  von  40  Pesos  eingeführt 
worden.  Durch  das  Dekret  vom  22.  Februar 
1893  ist  für  Hengste  nnd  Stnten  reiner  Rasse 
zur  Zucht  Zollfreiheit  gewährt  und  für  Schweine 
und  Spanferkel  der  Zoll  um  50"«  ermässigt 
worden,  woran  sich  später  noch  einige  andere 
Ermässigungen  anschlössen.  Die  jetzigen  Zölle 
sind :  Wallache  40  Pesos  für  1  Stück,  Hengste, 
Stuten  und  Fohlen  —  mit  der  vorstehend  er- 
wähnten Ausnahme  —  15  Pesos  für  1  Stück, 
Maultiere  5  Pesos,  Esel  3  Pesos,  Schafe  und 
Ziegen  1  Peso  für  1  Stück,  Rindvieh  2  Pesos 
für  100  kg  Lebendgewicht,  Schweine  und  Ferkel 
1,50  Pesos  für  100  kg  Lebendgewicht. 

Brasilien  hat  seine  Viehzölle  wiederholt 

feändert  nnd  erhöht,  wie  folgende,  nur  einige 
er   erlassenen   Tarife    umfassende   Uebersicht 
auf  S.  520  zeigt. 
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Viehzölle 


(pro  Stttck 

in  Reis] 

Tar.  V. 

Tar.  T. 

Tar.  V. 

Tar.  V. 

Tar.  V. 

oder 

Tar.  V. 

oder 

28.  III. 

31.  ni. 

22.  IV. 

11.  X. 

17.  xn. 

vom 

19.  m. 

Tom 

1857 

1874 

1887 

1890 

1897 

Wert 

1900 

Wert 

Pferde 

5000 

Sooo| 

Esel 

3000 

3000  V 

20000 

20000 

40000 

ao'/o 

40000 

20"/o 

Maultiere  .... 

4CXK> 

3000J 

EindTieh  .     .    .    . 

5000 

2000 

5  000 

5000 

15000 

•5»/o 

15000 

»sr» 

Schweine  .... 

200 

500I 
500J 

/5000 

io7o 

5000 

10% 

Schafe  und  Ziegen 

200 

I  000 

700 

\300u 

i4o 

4000 

'o% 

Peru  erhebt  seit  dem  Tarife  vom  26. 
Oktober  1886  10%  des  Wertes 

Eine  Reihe  anderer  mittel-  und  südameri- 
kanischer Staaten  wie  Arg'entinien,  (Columbia, 
Costa  Rica,  Honduras,  Nicaragua,  Uruguay, 
Venezuela  lassen  das  Vieh  zollä-ei  ein;  Chile, 


bis 


Vertragssatz : 

die  Hälfte  der 

angegebenen 

Zollsätze. 


Schweine  von  10 
allgemeinen  und 


Anmerkungen  zur  Tabelle  auf  S.  518/19. 

')  Füllen,  welche  der  Mutler  folgen,  frei. 
Vertragssatz  für  Pferde  bis  zu  2  Jahren  M.IO, — . 

«)  Vertragssatz  M.  25,50. 

')  Vertragssatz  M.  5,—. 

*)  Bei  Zt3ilung  in  Gold.  Wird  in  Papier 
gezahlt,  so  erhöhen  sich  die  Beträge  um  32,3%. 

')  Rindvieh  im  Gewicht  von'J 
300  Oka  (k  1280  gr)  and  mehr. 

•)  Rindvieh  im  Gewicht  von 
über  140-300  Oka. 

')  Rindvieh  im  Gewicht 
140  Oka. 

•)  Kälber  bis  140  Oka. 

•)  Vertragstarif  frei. 

1«)  Vertragstarif  M.  3,04. 

")  Vertragstarif  M.  0,61. 
bis  20  kg  zahlen  nach  dem 
nach  dem  Vertragstarife  M.  2,43. 

")  1  Gulden  =  M.  2,—  gerechnet. 

")  Vertragstarif  M.  3,—. 

'*)  wenn  sie  das  Militärmass  überschreiten. 

"*^  sonstige  Pferde. 

'°^  Füllen,   welche  der  Mutter  folgen,  frei. 

")  Zuchtstiere. 

"I  ungeschaiifelt ;  wenn  geschaufelt  M.  14,58. 

'*)  Mastkälber  über  60  kg  zahlen  das  doppelte. 

")  einschl.  der  Schweine  bis  60  kg-  Gewicht. 

")  Die  Zölle  werden  gleichzeitig  auch  in 
Prozenten  des  Wertes  angegeben. 

")  Eingestellt  sind  die  für  1900  und  fol- 
gende geltenden  Sätze;  1898—1900  galten  ge- 
ringere, aber  mit  jedem  folgenden  Jahre  steigende 
Sätze.    Dieselben  Sätze  in  Bolivia. 

**)  wenn  nicht  über  1  Jahr  alt. 

")  einschl.  der  über  6  Monate  alten  Füllen. 

"         ■.,,,»»    6       „         „    Kälber. 

*")  zum  Schlachten. 

")  wenn  unter  6  Monaten. 

>o)  im  Gewicht  von  25  kg  und  darunter. 

**)  von  V«  Jahr  und  darunter. 

'")  wenn  ein  Jahr  alt;  säugende  Füllen 
zahlen  'Z«  des  Satzes. 

")  Noch  säugende  Tiere  zahlen  V*  des  Satzes. 

")  Die  ZöUe  werden  gleichzeitig  auch  pro 
Stück  angegeben  (vgl.  oben). 

")  wenn  nicht  nur  vorübergehend  oder  zu 
Zuchtzwecken  eingeführt. 

**)  Rindvieh  unter  1  Jahr. 

'*)  jünger  als  1  Jahr. 


Ecuador  und  Paraguay  haben  die  frühere  Zoll- 
freiheit für  einen  Teil  des  Viehes  beseitigt. 

Zur  leichteren  Uebersicht  sind  die  Anfang 
Februar  1901  geltenden  Viehzölle  einer  grösse- 
ren Zahl  von  Ländern  in  der  Tabelle  auf  S. 
518/19  zusammengestellt,  wobei  eine  Umrechnung 
in  Mark  nach  den  übbcheu  Sätzen  vorgenom- 
men ist. 

Litteratnr :  Die  Arbeiten,  die  tich  mit  den  Agrar- 
zSUen  im  allgemeinen,  mit  den  GetreidetöUen 
und  mit  der  amerikanischen  Konkurrenz  m  He- 
zttg  auf  landwirUchaftliche  Produkte  befaaen, 
kommen  meitt  auch  für  die  Viehzölle  in  Be- 
tracht (vgl.  den  Art.  Getreidezölle  oben  Bd.  IV  S. 
SSS  ff.).  Hier  »eien  nur  folgende  —  ausser  den 
Drucksachen  de»  Reichstages  aus  Anlass  der 
ZoUvorlagen  »on  1879  und  1885  —  besonders  er- 
wähnt: H.  V.  Berlepsch,  Bericht  über  die  im 
Auftrage  des  k.  k.  Ackerbauministeriums  in  die 
Vereinigten  Staaten  von  ^Nordamerika  unter- 
nommene Meise,  S.  Aufl.,  Wien  1886.  —  JT. 
Conriid,   Agrarzölle,  in  Schönberg  II,  S.  SS4ff. 

—  Derselbe,  »Die  Stellung  der  landwirtschaft- 
liehen  Zölle  in  den  1903  zu  schUessenden  Han- 
delsverträgen Deutschlands«  in  den  vom  Ver- 
ein f.  Sozialpolitik  herausgegebenen  »Beiträgen 
zur  neuesten  Ilandelspolitik«,  Leipzig  1900.  — 
Archiv  des  deutschen  Landivirtschaftsrates,  188S, 
Nr.  3—7,  1888  Nr.  2—8.  —  Der  Ablauf  der 
Handelsverträge  im  Jahre  1891,  Sonderabdruck 
aus  den  Verhandlungen  der  XIX.  Plenarter- 
sammlung  des  deutschen  Landwirlschaflsrates, 
Berlin  1891.  —  Wilh.  Jüngst,  Der  Ackerbau 
von  Indiana  und  Ohio,  in  den  LandwirtschafU. 
Jahrbüchern  Jahrg.  X.  —  Derselbe,  Bemer- 
kungen zur  Denkschrift  des  deutschen  Landtnrt- 
tchaftsrates,  betreffend  die  Untersuchung  über  die 
Entwickelung  der  landwirtschaftlichen  Produktion 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika, 
in  den  landwirtschaftlichen  Jahrbüchern  Jhg.  XI. 
Agricrätural  interests  commission :  »report  of  the 
assistant  commissioners«,  Zondon  1880  (Teil  der 
englischen  Parlamentsenquete  Ober  die  Lage  der 
Landwirtschaft;  eine  deutsche  l'ebersetzung  ist 
von  E.  C.  Madden  in  den  landiHrtschaftiiehen 
Jahrbüchern  1881,  Heft  1  veröffentlicht).  — 
Q.  Neuhauas-Selchow,  unsere  Landwirtschaft 
und  die  amerikanische  Konkurrenz,  Berlin  I884. 

—  Paasche,  Ueber  die  waclisende  Konkurrenz 
Nordamerikas  für  die  Produkte  der  mitteleuro- 
päischen Landwirtschaft,  in  Jahrb.  f.  NaU  t«. 
Stat.  Bd.  33.  —  SchmoUer,  Die  amerikanische 
Konkurrenz  und  die  Lage  der  mitteleuropäisehen, 
besonders  der  deutschen  LaTidwirtschaft ,  in 
Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.,  1881.  —  iL.  Wilckena, 
Nordamerikanische  Landwirtschaft ,  Tübingen 
1890.  —  M.  Wlrth,  Die  Krisi*  in  der  Land- 
wirtschaft und  die  Mittel  zur  Abhi^e,  Berlin 
1881.  —  Sering,  Die  nordamerikanische  Sehlacht- 
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Hehhmkumm,  in  Mitteilungen  der  D.  Land- 
wirUchafttgeieUtchafl ,  Jahrg.  1889190,  Stück 
gsl24.  —  Levy  von  Halle,  Die  Berliner 
FleitcApreite  im  htxten  Jahrzehnt  und  die  Re- 
form de*  Vieh'  und  Fleitchhandelt,  in  Jahrb. 
f.  Ges.  u.  Verw.,  189S,  Heft  III.  —  K.  Wie- 
denfeld,  Art.  Viehzölle  im  WSrterbueh  der 
Vollsw.  Bd.  II  (Jena  1898),  S.  807 ff.  —  Ueber 
die  Zollsätze  vgl. :  Systematitche  Ziuammen- 
»tellung  der  Zolltarife  de»  In-  und  Atulande» 
(herautg.  im  Seichtamt  de»  Innern)  E.  Land- 
virttchaft,  Nahrung»-  und  Genuttmittel,  Berlin 
1898. 

Jt.  van  der  Borght, 


TilleneuTe-Bargemont,  le  Ticomte 
Alban  de, 

geb.  am  8.  Vm.  1784  auf  Schloss  Saint-AIban, 
im  französischen  Departement  Var,  gest.  im  Jnni 
1850  als  Mitglied  der  Acad^mie  des  sciences 
niorales  et  poRtiqnes,  ward  beisitzender  BAt  im 
Conseil  d'Etat  zu  Paris  und  unter  König  Joseph 
(Bonaparte)  Präfekt  der  spanischen  Provinz 
Lerida,  folgte  1813  einem  Kufe  als  Präfekt  der 
heutigen  belgischen  Provinz  Naraur  und  beklei- 
dete von  1814 — 1828  vier  Präfektenposten  ttber 
die  Departements  Tarn-et-Garonne,  Charente, 
Meurthe  und  Nord. 

VUleneuve-Bargemont  veröffentlichte  von 
Schriften  staatswissenschaftiichen  Inhalts  in 
Bnehform:  Economie  politique  chrfitienne,  ou 
rechercbes  aur  la  nature  et  les  causes  du  pau- 
perisme  en  France  et  en  Europe,  et  snr  les 
moyens  de  le  sonlager  et  de  le  prevenir,  3  Bde., 
Paris  1834;  dasselbe,  belgischer  Nachdruck  in  1 
Bd.,  Brüssel  1837.  —  Histoire  de  l'economie 
politiquej  ou  ^tudes  historiques,  philosopbiqnes 
et  relig^euses  sur  l'economie  politique  des 
penplea  ancieus  et  modernes,  2  Bde.,  Paris 
1841. 

Vülenenve-Bargemont  veröffentlichte  in  der 
Zeitschrift  Journal  des  Economistes,  Paris, 
folgende  staatswissenschaftliche  Aufsätze:  Notice 
sur  l'etat  actuel  de  l'economie  politique  en  Es- 

Sagne  et  snr  les  travanx  de  Don  Bamon  de  La 
agra,  I.  Serie,  Bd.  VH,  1844,  S.  358 ff.;  das- 
selbe erschien  in  spanischer  Üebersetzung  in 
Buchform  u.  d.  T.:  Noticia  sobre  el  estado  de 
la  economia  politica  en  Espaiia,  y  sobre  los  tra- 
bajos  de  Don  Bamon  de  La  Sagra,  Madrid  1844. 
—  Influence  des  passious  sur  l'ordre  6co- 
nomique  des  societes,  I.  Serie,  Bd.  XIV,  1846, 
S.  165  ff. 

Villeneuve-Bargemont  ist  als  Interpret  der 
Behandlung  sozialpolitischer  Fragen  vom  re- 
aktionärrigorosen  Standpunkte  der  katholischen 
Kirche  und  Moral  zur  Zeit  Ludwigs  XVIII.  und 
Karls  X.  für  jene  Bourbonenperiode  eine  eigen- 
artige Erscheinung.  In  seiner  Bekämpfung  des 
engUschen  Industriesystems  erinnert  er  an  Sis- 
mondi,  der  ihn  an  Geist,  Wissen  und  Dar- 
stellnngskraft  aber  überragt,  in  seiner  Apologie 
der  Zünfte  begegnet  er  sich  mit  der  national- 
Skonomischen  Komantik  Adam  Müllers  nnd  in 
seiner  Anfeindung  des  religiösen  Rationalismus 
in  der  ■Wirtschattslehre  hat  er  etwas  Gemein- 
sames mit  Hallers  Bestaurationsdoktrin.    Seine 


„Histoire  de  l'economie  politique"  (s.  o.),  welche 
mit  dem  Vater  des  Menschengeschlechtes,  mit 
Adam,  anbebt,  erscheint  dadurch  in  der  Anlage 
verfehlt,  dass  er  sein  Quellenstudium  für  die 
Wirtschaftsgeschichte  des  Altertums  fast  ganz 
auf  den  biblischen  Mythus  und  die  Legenden 
der  Scholastiker  beschränkt,  von  denen  er  sich 
nur  bei  Behandlung  der  griechischen  und 
römischen  Volkswirtschaft  nicht  beeinflussen 
lässt,  und  dass  er  seine  Leser  an  eine  wirt- 
schaftliche Glückseligkeit  der  dem  Krummstabe 
unterworfenen  Gläubigen  während  der  mittel- 
alterlichen Hierarchie  glauben  macht.  Ein  der- 
artiger Freie  nnd  Unfreie  vollständig  befrie- 
digender wirtschaftlicher  Idealstaat,  den  nach 
villeneuve  die  Reformation  zerstört  haben  soll, 
hat  nur  im  Friihmittelalter  und  am  wenigsten 
zu  Ende  des  katholischen  Mittelalters  existiert, 
dem  im  Gegenteil  wegen  barbarischer  Behand- 
lung der  Leibeigenen,  die  dafür  in  den  Bauern- 
kriegen Rache  nahmen,  ein  Brandmal  von  der 
Kulturgeschichte  aufgedrückt  ist.  Wenn  Ville- 
neuve Adam  Smith  die  Priorität  der  Lehre  der 
Arbeitsteilung  bestreitet,  so  hat  er  bekanntlich 
nicht  unrecht,  da  ja  Tnrgot  nnd  vor  ihm  Col- 
bert  in  rohen  Umrissen  dieselbe  Doktrin  ent- 
wickelt haben  nnd  auch  Plato  schon  eine 
Ahnung  davon  gehabt  hat.  In  seiner  „Economie 
politique  chretienne"  (s.  o.)  werden  hauptsäch- 
lich nur  die  Schattenseiten  des  englischen  In- 
dnstriesystems  in  ihrer  demoralisierenden  Ein- 
wirkung auf  die  soziale  Lage  der  arbeitenden 
Klasse  oeleuchtet.  Zur  Abhilfe  des  leiblichen 
nnd  geistigen  Notstandes  appelliert  Villeneuve 
an  die  christliche  Mildthätigkeit,  befürwortet 
die  Hemmung  des  Wachsturas  der  grossen  In- 
dustriestädte, Ablenkung  der  Bevölkerung  von 
der  Versumpfung  im  Fabrikelende  und  Rückkehr 
von  dieser  entnervenden  zu  der  kräftigenden 
und  veredelnden  Thätigkeit  in  der  Landwirt- 
schaft, welchem  Vorschlage  nur  zuzustimmen 
ist.  Auch  an  seinen  übrigen  Ausführungen, 
den  sittlichen,  religiösen  und  gewerblichen 
Unterricht  durch  Armenschulen  zu  fördern. 
Spar-  und  Hilfskassen  mit  Lohneinlagen  der 
Arbeiter  zu  errichten  nnd  die  Innungen  wieder 
einzuführen,  ist  die  auf  Hebung  der  öffentlichen 
Moral  abzielende  Tendenz  anzuerkennen.  Von 
der  Verwirklichung  dieses  bescheidenen  Pro- 
grammes  konnte  jedoch  schon  seiner  Anspruchs- 
losigkeit wegen  ein  Einfluss  auf  Linderung  des 
Fabrikarbeiterelendes  nicht  erwartet  werden. 
Mit  den  Gmndprineipien  von  Malthus  hinsicht- 
lich der  Bekämpfung  der  Uebervölkerung  be- 
findet er  sich  in  Uel^reinstimmung  nnd  sieht  in 
der  Anhäufung  des  Arbeiterproletariats  eine 
Konsequenz  des  gesteigerten  Gewerbebetriebes 
und  der  ungeregelten  Fortpflanzung  der  besitz- 
losen Klassen.  Er  eraphehlt  die  Gründung 
von  Laiengemeinden,  welche  nach  Vorschrift  des 
Apostel  Paulus  der  sexuellen  Vermischung  fem 
bleiben.  Für  die  Geistlichkeit  fordert  er  die 
Verpflichtung  zum  Cölibat  ohne  Ausnahme  und 
misst  dem  in  das  Volksbewusstsein  gedrungenen 
religiösen  Gefühle  die  Macht  bei,  den  Armen 
jenen  moralischen  Zwang  aufzuerlegen,  der  in 
der  Enthaltsamkeit  von  der  Ehe  zum  Ausdruck 
kommt.  

Vgl.    über    Villeneuve-Bargemont: 
Blanqui,  Histoire  de  l'economie  politique  en 
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Enrope,  3.  Aufl.,  Bd.  ü,  Paris  1845,  S.  49/50, 
240 ff  —  Nekrolog,  in  „Journal  des  Econo- 
miste8^  I.  Serie,  Bd.  XXVI,  Paris  1850,  S.  426. 
—  Dictionnaire  de  l'economie  polit.,  2.  Aufl., 
Bd.  II,  ebd.  1854,  S.  832.  —  Ä.  v.  Mohl,  Ge- 
schichte und  Litteratur  der  Staatswissenschaft, 
Bd.  III,  Eriangen  1858,  S.  317 18  u.  ö.  - 
Röscher,  Gesch.  d.  Nat,  München  1874,  S. 
789.  —  Garnier,  Du  principe  de  popnlation, 
2.  Aufl.  von  Molinari,  Paris  1885,  S.  95,  134, 
251,  423.  —  Bosch  er,  System,  Bd.  II,  12. 
Aufl.,  Stuttgart  1888,  §  139.  —  Schöne,  His- 
toire  de  la  population  fran^aise,  Paris  1893,  S. 
64,  204,  395.  — 

Llppert. 


Yillerm^,  Louis  Renö, 

geb.  am  10.  III.  1782  in  Paris,  gest.  daselbst 
am  16.  XI.  1865,  wurde  1823  Mitglied  der  Aca- 
demie  de  medecine,  gründete  182y  die  „Annales 
d'hygiene",  wurde  1833  Mitglied  der  Academie 
des  sciences  morales  et  politiques  und  1850 
Mitglied  des  Conseil  supeneur  d'hygifene. 

Vülerme  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  a)  in  Buchform:  Des 
prisons  telles  qu'elles  sont  et  telles  qu'elles 
devraient  6tre  par  rapport  ä  l'hygifene,  k  la 
morale  et  k  l'economie,  Paris  1820.  —  Tableau 
de  r6tat  physique  et  moral  des  onvriers 
employ^s  dans  les  mannfactiires  de  coton,  de 
laine  et  de  soie,  2  Teile,  ebd.  1840.  —  Sur  les 
cites  ouvriferes,  ebd.  1850.  b)  in  Sammel- 
werken und  Zeitschriften  1.  iu  „An- 
nales d'hygifeue  publique  et  de  medecine  Wgale", 
Paris,  Jahrg.  1829:  Memoire  sur  la  mortalite 
dans  les  pnsons.  —  2.  in  „Jonmal  des  Econo- 
mistes",  Paris:  Analyse  de  la  „dissertation  sur 
le  travail  des  enfants  dans  les  mannfactures" 
(du  comte  Petitti  del  Roreto),  Serie  I,  Bd.  I, 
1842,  S.  335  ff.  —  Rapport  sur  le  memoire  de 
M.  Robiqnet:  „Crimes  commis  dans  la  Corse", 
Bd.  III,  1842,  S.  247  ff.  —  Enqn6te  sur  le  tra- 
vail et  la  condition  des  enfants  et  des  adoles- 
cents  dans  les  mines  de  la  Grande-Bretagne,  Bd. 
IV,  1843,  S.  268  ff.  —  Compte  rendu  des 
,.recherches  statistiques  sur  Mulhonse",  d'A. 
Penot,  Bd.  VI,  1843,  S.  76  ff.  —  Compte  rendu 
des  „considdrations  sur  les  c^reales"  de  M.  Loise- 
leur-Deslongchamps,  Bd.  VI,  1843,  S.  162  ff.  — 
Rapport  sur  l'onvrage  de  Donbleday:  „De  la 
veritable  loi  de  la  population",  Bd.  VI,  1843,  S. 
397  ff.  —  Observations  sur  les  statistiques  offi- 
cielles,  Bd.  XI,  1845,  S.  130  ff.  —  Compte  rendu 
de  la  „statistique  des  Etats  prussiens-*,  par  M. 
Dietenci,  Bd.  XIV,  1846,  S.  224  ff.  —  Rapport 
i  l'Academie  des  sciences  sur  le  mouvement  de 
la  popnlation  dans  les  Etats  Sardes  pendant  la 
penode  1828  k  ia37,  Bd.  XV,  1846,  S.  344fE.  — 
Des  monopoles  usurp^s  par  les  onvriers  de  cer- 
taines  indnstries,  et  observations  sur  la  Situation 
actnelle  des  onvriers  dans  les  bassins  houillers 
de  la  Loire  et  du  Centre,  Bd.  XVU,  1847,  S. 
157  flf.  —  Rapport  sur  „i'annuaire  d'economie 
politique  &  l'Academie  des  sciences  morales  et 
polit.-,  Bd.  XXIII,  1849,  S.  272  ff.  —  Obser- 
vations au  sujet  de  l'enqu^te  sur  la  condition 


des  classes  onvriferes  et  le  travail  des  enfants  en 
Bel^ique,  Bd.  XXIV,  1849,  S.  373  ff.  —  Obser- 
vations sur  la  mortalite  d'aprfes  disette,  Bd.  XXV, 

1850,  S.  299  ff.  —  Memoire  sur  les  cites  ouvrieres. 
Bd.  XXVI,  1850,  S.  37  «f.  —  Lettre  en  reponse 
ä  Celle  de  M.  Legoyt,  sur  les  critiques  q'uil  a 
faites  de  la  statistique  officieUe  de  Tagriculture. 
Bd.  XXYl.  1850,  S.  270  ff.  —  Communication 
sur  les  rösultats  generaus  du  recensement  beige 
en  1846,  Bd.  XXVII,  1850,  S.  179  ff.  —  Des 
accidents  produits  dans  les  ateliers  industriels 
par  les  appareils  mecaniques,  Bd.  XXVII,  1850, 
S.  315  ff.  —  Observation  sur  la  Situation  des 
classes  agricoles  en  France,  Bd.  XXVII,  1850, 
S.  355  ff.  —  Observations  ä  propos  du  memoire 
de  M.  Blanqui  sur  la  population  ag^ricole  de  la 
France,  Bd.  XXVIII,  1851,  S.  266  «f.  —  Sur  la 
mis^re  4  Lille  et  .sur  la  mortalite  des  enfants 
trouves,  Bd.  XXVUI,  1851,  S.  285  ff.  — 
Apprecie  d'nn  voinme  de  M.  Block  sur  les  charges 
de  l'agriculture  dans  les  divers  pavs  de  l'Europe. 
Bd.  XXIX,  1861,  S.  322  ff.  —  Rapport  sur  la 
table  de  mortalite  de  M.  Heuschling,  Bd.  XXX, 

1851,  S.  345  ff.  —  Considerations  sur  les  tables 
de  moitalite,  4  l'occasion  d'ouvrage  de  M. 
Quetelet,  Bd.  XXXVII,  1835,  S.  161  ff.  —3.  und 
4.  in  „Memoires"  und  in  „Recneil  de  l'Academie 
de  medecine",  Paris  1829—1831:  De  la  distri- 
bution  par  mois  des  conceptions  et  des  naissances 
dans  ses  rapports  avec  des  climats  et  les  Sai- 
sons. —  Memoire  sur  la  mortalite  en  France.  — 
De  l'influence  de  la  temperature  sur  la  morta- 
lite des  enfants  nonveau-nes.  —  Memoire  sur 
l'influence  de  l'aisance  et  de  la  misöre  sur  la 
mortalite.  —  5.  in  Memoires  de  l'Academie  des 
sciences  morales  et  politiques,  Paris :  Memoire 
sur  la  distribution  de  la  population  fran^aise 
par  sexes  et  par  etat  civil  et  de  la  necessite  de 
perfectionner  nos  tableaux  de  population  et  de 
mortalite,  Bd.  I,  1837.  —  Rapport  ä  l'Academie 
des  sciences  etc.,  sur  l'etat  physique  et  morale 
des  onvriers  employes  dans  les  fabrique  de  soie, 
de  coton  et  de  laine,  Bd.  I,  1839.  —  Rapport 
d'un  voyage  fait  dans  les  5  departements  de  la 
Bretagne  pendant  les  annees  1840  et  1841, 
d'aprfes  les  ordres  de  l'Academie  des  sciences  etc.. 
Bd.  IV,  1843.  (Diesen  Bericht  verfasste  Villerme 
gemeinschaftlich  mit  seinem  Reisebegleiter,  dem 
berühmten  Mediziner,  Bevölkerungsstatistiker 
und  Mitglied  des  Instituts,  Benoiston  de  Chateaa- 
neuf.) 

Villerme  steht  ebenso  bedeutend  als  Vita- 
litäts-  wie  als  Moral-  und  Sozialstatistiker  da. 
Seiner  grundlegenden  Untersuchung  über  die 
Verteilung  der  Geburten  auf  die  einzelnen 
Monate  des  Jahres  verdankt  die  Wissenschaft 
das  von  ihr  als  zutreffend  anerkannte  Forschungs- 
ergebnis, dass  die  erfahmngsmässige  Geborten- 
fülle  in  den  Monaten  Februar  und  MSrz  in 
Wechselwirkung  mit  den  im  Mai  und  Juni  des 
Vorjahres  unter  dem  Einflüsse  der  Frühlings- 
atmosphäre stattgefnndenen  Konceptionen  stehe. 
Ans  seinen  Untersuchungen  Ober  die  Mortalitit 
in  den  verschiedenen  Arrondissements  von  Paris 
ergiebt  sich  das  Gesetz,  dass  die  Sterblichkeit 
einer  städtischen  Bevölkerung  in  redprokem 
Verhältnisse  zu  ihrer  Wohlhabenheit  steue,  die 
Vitalität  der  Begüterten  daher  eine  viel  güns- 
tigere als  die  der  Armen  und  somit  auch  das 
Elend  von  entschiedenem  Einflüsse  auf  die 
Sterblichkeit  sei.    Die  von  Thomas  Donbleday 
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in  seinem  „trne  law  of  popnlation"  geffen 
Malthus  aufgestellte  Behauptung,  dass  Pflanzen- 
und  Tierwelt,  den  Menschen  mit  eingeschlossen, 
einem  gemeinsamen,  am  den  Ernährungprozess 
sich  drehenden  Naturgesetze  hinsichtlich  ihrer 
Keprodnktion  unterworfen  sei,  ^^rilf  Villerme, 
mit  einem  Douhleday  in  den  wichtigsten  Stücken 
widerlegenden  Erfolge,  an. 

Nach  Donbledays  Theorie  gehorcht  die  Re- 
produktion der  bestgenährten  Volksklasse  dem- 
selben Naturgesetze,  welches  die  Pflanzen- 
befruchtnng  auf  überfettem  Boden  und  das 
Werfen  von  Jungen  seitens  gemästeter  Säuge- 
tiere aosscbliesst.  Die  den  höchsten  Standard 
of  life  beanspruchende  Yolksklasse  ist  nach 
dieser  Deduktion  zur  fortschreitenden  Abnahme, 
zum  allmählichen  Aussterben  prädestiniert,  die 
mittlere  oder  weniger  gut  genährte  wird  nach 
Doubledaj  in  ihrer  Fortpflanzung  still  stehen, 
und  nur  der  auf  den  niedrigsten  Standard  of 
life  gesetzten  Klasse,  "den  Tagelöhnern  und  den 
Armen,  Tindiziert  er,  auf  Grund  der  Wider- 
standskraft ihrer  an  Entbehrungen  gewöhnten 
Konstitution,  günstige  Reproduktionschancen. 
Das  Kömchen  Wahrheit,  was  in  Donbledays 
Lehre  steckt,  die  übrigens  mit  den  Ausführungen 
in  Sadlers  ,.law  of  popnlation"  nl)ereinstimmt, 
konnte  nicht  genügen,  ein  physiologisches  Re- 
produktiousgesetz  darauf  zu  begründen,  zumal 
bei  der  bestgenährten  Klasse  die  moralische  Ab- 
stinenz das  physische  Unvermögen  bedeutend 
überwiegt ;  auch  wurde  Donbledays  Theorie  von 
verschi^enen  Seiten  angegriffen  und  widerlegt, 
u.  a.  in  Bd.  LI  der  Edinburgh  Review.  Die 
beste  Abfertigung  derselben  entfloss  aber  der 
F^er  ViUermes,  welcher  auf  Grund  seiner  ein- 
gehenden Untersuchungen,  n.  a.  über  die  Mor- 
talität in  den  Quartieren  der  Armen  und 
Reichen  in  Paris  (s.  o.),  für  das  strikte  Gegen- 
teil der  Doubledayschen  Yitalitätjjordnnng  nach 
sozialer  Klassifikation  eintrat.  In  seinem  „Tab- 
lean  de  l'etat  physiqne  et  moral  des  ouvriers" 
etc.  (s.  o.)  zeigt  er  sich  nicht  nur  als  kompe- 
tenter Beurteiler  volkswirtschaftlicher  Zustände 
auf  seiner  Reise  durch  verschiedene  Industrie- 
bezirke Frankreichs,  sondern  der  1839  seiner 
Auftra^ggeberin ,  der  Academie  des  sciences, 
überreichte  Bericht  lässt  auch  das  seltene  Be- 
obachtungstalent hervortreten,  womit  er  neben 
der  sozialen  auch  die  moralische  Kotlage  der 
Arbeiterbevölkerung  erforschte.  Im  ersten 
Bande  sind  die  thatsächlichen  Resultate  seiner 
Beobachtungen  bei  Besuchen  der  einzelnen  Be- 
triebe in  den  Hauptsitzeu  der  Industriebranchen 
niedergelegt.  Der  zweite  Band  befasst  sich  mit 
der  in  die  allgemeine  Lage  der  bereisten  In- 
dnstriebezirke  gewonnenen  Einsicht,  soweit  sie 
sieh  auf  das  im  ersten  Bande  niedergelegte 
Thatsachenmaterial  stützt.  Letzterer  Teil  hat 
daher  eine  vorwiegend  sozialpolitische  Bedeu- 
tong.  Die  Erhebung  über  Betriebsmittel  und 
Betriebsleistung  der  einzelnen  Indnstrieen  tritt 
in  diesem  Teile  vollständig  vor  den  Unter- 
suchungen über  die  wirtschaftliche  Lage  der 
Arbeiterbevölkerung  und  das  sittliche  Deficit 
-derselben  in  den  Hintergrund.  Das  schmutzigste 
Arbeiterproletariat,  die  meisten  Gewohnheits- 
aäufer  und  die  wenigsten  Kirchengänger  fand 
er  unter  der  Industriebevölkemng  von  Lille, 
such  in  Sedan  hatten  die  Arbeitgeber  im 
Kampfe    gegen  die   Branntweinpest   sich   ge- 


zwungen gesehen,  durch  eine  gemeinsame 
Fabrikordnung  die  Gewohnheitssäufer  aus  den 
Arbeitssälen  auszuschliessen ;  in  letzteren  traf 
er  fast  durchweg  beide  Geschlechter  ungetrennt 
an,  welchem  engen  Beisammensein  er  die  Schuld 
an  den  zahlreichen  sexuellen  Excessen  in  den 
Fabrikdistrikten  beimisst.  Das  saubere  Aus- 
sehen der  Elsässer  Arbeiter  hebt  er  rühmend 
hervor,  wie  er  auch  nicht  unerwähnt  lässt,  dass 
zahlreiche  dortige  Arbeiterwohnnngen  nament- 
lich in  den  jetzigen  Kreisen  Thann  und  Mül- 
hausen,  den  Sitzen  der  Textilindustrie,  durch 
eine  freundliche  Aussenseite  sich  auszeichnen. 
Den  im  zarten  Alter  von  sechs  bis  sieben  Jahren 
bereits  zur  Fabrikarbeit  angehaltenen  Kindern 
spendet  er,  der  unerhörten  Anforderungen  wegen, 
die  in  dem  damaligen  Elsass  au. ihre  geringe 
Arbeitskraft  gestellt  wurden,  das  lebhafteste 
Mitgefühl ;  ihre  Arbeitszeit,  wie  aus  seiner  Dar- 
stellung hervorgeht,  betrug,  die  Mittags-  und 
Vesperpausen  nicht  eingerechnet,  13  bis  13  Vä 
Stunden  täglich. 

Vgl.  über  Villerm«:  Mac  Cnlloch. 
Literature  of  political  economy,  London  184ö, 
S.  274,  305.  —  Henschling,  Bibliographie 
historique  de  statistique  en  France,  Brtts.sel 
1851,  S.  24.  —  Guillard,  Elements  de  stati.s- 
tique  hamaine,  Paris  1855.  —  R.  v.  M  o  h  1 , 
Geschichte  und  Litteratur  der  Staatswissen- 
schaften, 3  Bde.,  Erlangen  1855  58.  —  Wap- 
päns,  Allgemeine  Bevölkerungsstatistik.  2 
Bde.,  Leipzig  1861,  ßd.  I,  S.  199,  234, 31ö,  323. 
Bd.  II,  S.  4tiO.  —  Garnier,  Du  principe  de 
Population,  2.  Aufl.  von  M  o  1  i  n  a  r  i ,  Paris 
1885,  S.  57,  265,  523.  —  Nouveau  dictionnaire 
d'economie  polit.,  Bd.  EL,  ebd.  1892,  S.  1169  70. 

lApperU 


Tocke,  Wilhelm, 

wurde  am  16.  1. 1820  in  Ansbach  geboren,  stu- 
dierte 1839 — 1843  in  Erlangen,  Berlin  und 
München  Rechtswissenschaft,  trat  nach  bestan- 
dener StaatsdienstprUfung  1845  bei  der  Regie- 
rung —  Kammer  für  Finanzen  —  in  Ansbach 
als  Accessist  ein,  wurde  daselbst  1850  Rech- 
nungskommissar,  1852  Regierungsassessor,  1860 
Regiernngsrat,  1872  Mitglied  des  Rechnungs- 
hofes des  Deutschen  Reichs  in  Potsdam  und  trat 
als  Doktor  der  Staats  Wissenschaften  (München), 
1879  zum  Geh.  Oberrechnungsrat  ernannt,  1887 
in  den  Ruhestand.  Vocke  lebt  jetzt  in  seiner 
Vaterstadt  Ansbach. 

Er  veröffentlichte  an  staatswissenschaft- 
lichen Schriften:  a)  in  Buchform:  Die  baye- 
rischen Stempelnormen  in  alphabetischer  Ueber- 
sicht,  Nördlingen  1853.  —  Bemerkungen  zum 
Gewerbestenergesetz  für  Bayern,  Ansbach  1854. 

—  Die  Gewerbesteuern  in  Bayern,  Ansbach  1857. 

—  Das  (bayerische)  Gesetz  v.  1.  VII.  1856  die 
Grewerbesteuer  betr.  mit  Erläuterungen,  Er- 
langen 1858.  —  Das  bayerische  Gesetz  v.  19. 
V.  1881  die  Gewerbesteuer  betr.  mit  Erläute- 
rungen, Erlangen  1888.  —  Die  bayerischen 
Tax-  und  Stempelnormen  in  alphabetischer  Zu- 
sammenstellung, Nördlingen  1858.  —  Die  Vor- 
schriften über  die  formale  und  rechnerische  Be- 
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bandltuig  des  bayerischen  Tax-  und  Stempel- 
wesens, Nördlingen  1863.  —  Geschichte  der 
Steuern  des  britischen  Eeichs,  Leipzig  1866.  — 
Beiträge  zum  richtigen  Verständnis  und  Voll- 
zug des  (bayerischen)  Gesetzes  die  Kapital- 
rentensteuer betr.,  Ansbach  1866.  —  Das  (baye- 
rische) Gesetz  über  den  Malzaufschlag  mit  Er- 
läuterungen, Nördlingen  1868.  —  Die  Aufschlags- 
verwaltnng,  Nördlingen  1869.  —  Die  Gebühren 
des  ärztlichen  Personals  in  Bayern,  Erlangen 
1869.  —  Die  Abgaben,  Auflagen  und  die  Steuer 
Tom  Standpunkte  der  Geschichte  und  der  Sitt- 
lichkeit, Stuttgart  1887.  —  Die  GrundzUge  der 
Finanzwissenschait.  Zur  Einführung  in  das 
Studium  der  Finanzwissenschaft,  Leipzig  1894. 
(A.  u.  d.  T.  Hand-  und  Lehrbuch  der  Staats- 
wissenschaftan  II.  Abteil.  Bd.  I.) 

b)  in  Zeitschriften,  Sammelwerken 
etc.,  und  zwar:  1)  in  „Blätter  für  administra- 
tive Praxis"  in  Bayern:  Annahme  von  Geld- 
papieren bei  den  Bentämtem  (Bd.  I,  S.  164). 

—  lieber  den  Vollzug  des  Taxregulativs  (Ge- 
bührengesetzes)  v.  28.  V.  1852  (Bd.  II,  S.  357). 

—  Exekutionsbefugnisse  der  Kentämter  (Bd.  III, 
S.  27).  —  Der  „Besitzer"  im  Sinne  des  Gmnd- 
steuergesetzes  (Bd.  IV,  S.  33).  —  Verhältnis 
der  Grund-  und  Dominikal-(Grundrenten-)Steuer 
(Bd.  IV,  S.  161).  —  Katasterumschreibungen 
und  Taxpflicht  (Bd.  V,  S.  209).  —  Zur  Lehre 
von  der  Finanzverjährung  (Bd.  VI,  S.  145).  — 
Zweifelsfragen  aus  dem  Haussteuerwesen  (Bd. 
Vn,  S.  33).  —  Bemerkungen  zum  Haussteuer- 
gesetz (Bd.  Vin,  S.  392).  ,-  Zum  Gesetz  über 
das  Taxregulativ  von  1852  (Bd.  VIII,  S.  357). 

—  Umschreibungen  im  Grundsteuerkataster 
(Bd.  IX,  S.  33).  —  Kostenvorschttsse  in  Unter- 
suchungssachen (Bd.  IX,  S.  225).  —  Zum  Ge- 
setz über  das  Tairegulativ  (Bd.  X,  S.  247). 
Untersuchnngskosten  gegenüber  dem  Ausland 
(Bd.  XI,  S.  9).  —  Kapitalrenten-,  Einkommen- 
und  Gewerbesteuerfragen  (Bd.  XII,  S.  161).  — 
Bemerkungen  zum  Einkommensteuergesetz  von 
1856  fBd.  XVI,  S.  113).  —  Grenzregulierung 
der  Pinanzkompetenz  (Bd.  XIX,  S.  324).  — 
Zwangsbeitreibung  der  Staatsgefälle  (Bd.  XIX, 
S.  218).  —  2)  in  „Zeitschr.  f.  Staatsw." :  Die 
direkten  Steuern  der  Römer  (1859,  IV).  —  Das 
bayerische  Gewerbestenergesetz  v.  1.  VII.  1856 
(1861,  I).  —  Die  Besteuerung  der  Gewerbe  in 
England  (1862,  II).  —  Beiträge  zur  Geschichte 
der  Einkommensteuer  in  Bayern  (1864,  II).  — 
Ueber  die  Personalbesteuerung  in  Bayern 
(1865,  II).  —  Ueber  Kapitalrentenbestenerung 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  Bayern  (1868,  I 
und  II).  —  Ueber  Besteuerung  der  Landwirt- 
schaft mit  besonderer  Rücksicht  auf  Bayern 
(1873,  IV  und  1874,  I).  —  Ueber  Häuserstener 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  Bayern  (1875,  IV). 

—  Ueber  den  Rechnungshof  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  das  Deutsche  Reich  (1876,  III 
und  1877,  I).  —  3)  in  „Viert,  f.  Volksw.": 
Ueber  Staatsrechnungswesen  (1878,  11  und  III). 

—  Zur  Steuerfrage  (1879,  1).  —  4)  im  „Finanz- 
archiv" :  Deutsche  und  englische  Finanzver- 
waltung (Bd.  I).  —  Die  doppelte  Buchführung 
in  der  italienischen  Staatsbuchhaltung  (Bd.  III). 

—  Das  italienische  Rechnungsgesetz  (Bd.  IV). 

—  Die  Idee  der  Steuer  in  der  Geschichte  (Bd. 
VII).  —  Steuerobjekt  und  Realsteuer  (Bd.  IX). 

—  5)  in  der  „Zeitschrift  des  königl.  bayer.  stat. 
Bureaus" :  Statistik  des  bayerischen  Staatshaus- 


haltes (1870,  n,  IH;  1871,  I,  II,  IH;  1872,  II, 
III).  —  6)  in  dem  „Jahresbericht  des  histo- 
rischen Vereins  in  Mittelfranken":  Ueber  das 
Stenerwesen  im  16.  und  18.  Jahrhundert  (1870). 
7)  in  der  ersten  Aufl.  d.  „Handwörterbuchs  der 
Staatswissenschaften "  die  Aufsätze:  Finanz- 
verwaltung (Bd.  III,  S.  466  if.)  und  Rechnnngs- 
kontrolle  und  Rechnungshof  (Bd.  V,  S.  3M). 
—  Ausserdem  hat  Vocke  zahlreiche  Artikel, 
vornehmlich  finanzwissenschaftlichen  Inhalts,  in 
der  „Allgemeinen  Zeitung"  (in  den  Jahren 
1870,  1871,  1872,  1874,  1875,  1876,  1877,  1879, 
1880,  1881,  1883  und  1886)  und  in  der  „Baye- 
rischen Handelszeitung"  (1889  und  1891)  ver- 
öffentlicht. 

Bed, 


Volkseinkommen 

s.  Einkommen  oben  Bd.  III,  S.  347 ff. 


Volksbildnngsvereine. 

I.  V.  im  allgemeinen  (S.  524).  11.  Katho- 
lische Arbeitervereine  (S.  534).  III.  Evangelische 
Arbeitervereine  (S.  537). 

I. 

YolksltildungSTereine  im  allgemeinen. 

1.  Wesen  der  V.  2.  Die  Bildungsmittel 
der  V.  a)  Abhaltung  von  Vorträgen  und  Unter- 
richtskursen, b)  Die  Massenverbreitung  guter 
Schriften,  c)  Volksbibliotheken  und  Lesehallen. 
d)  Volksunterhaltungsabende.  3.  Die  Verbrei- 
tung der  V.  —  Statistisches. 

1.  Wesen  der  V.  Unter  dem  Xamen 
Volksbildungsvereine  fasst  man  solche  Ver- 
eint zusammen,  welche  sich  die  Aufgabe 
gestellt  haben,  für  die  TPeitere  Ausbildung 
der  grossen  Masse  der  Bevölkemng,  und 
zwar  in  erster  Linie  der  unteren  unbe- 
mittelten Schichten,  zu  wörken.  Sie  -wollen 
adso  ei^änzend  neben  der  Thätigkeit  von 
Staat  und  Gemeinde  eintreten.  In  den 
Ländern,  in  welchen  Schulzwang  besteht 
und  auch  für  das  Fortbildungsschulwesen 
fakultativ  oder  obligatorisch  hinreichend  Sorge 
getragen  ist,  entfällt  die  schulpflichtige  Ju- 
gend von  selbst  aus  dem  Kreise  der  Wirk- 
samkeit der  Bildungsvereine.  Ihre  ge- 
meinnützige und  freiwillige  Fürsorgethätig- 
keit  koncentriert  sich  dann  auf  die  reifere 
Jugend  und  namentlich  auf  die  Erwachsenen. 

Die  Auf^ben  der  Volksbildungsvereine 
sind  teils  agitatorischer  teils  praktischer  Art 
Letztere  sind  die  wichtigeren.  In  agitatori- 
scher Hinsicht  machen  die  Vereine  und 
ihre  Verbände  Propaganda  dafür,  dass  neue 
Bildungsaufgaben  von  Staat  und  Gemeinde 
erfasst,  selbständig  befriedigt  oder  wenig- 
stens finanziell  unterstützt  werden.  IMe 
öffentlichen  Organe  bedürfen  nicht  nur  einer 
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Ergänzung  ihres  Wirkungskreises  durch  eine 
lebhafte  gemeinnützige  Vereinsthätigkeit, 
sondern  ihr  Wirkungskreis  selbst  ist  der 
Erweiterung  und  Veränderung  fähig  und 
bedürftig,  was  erfahrungsgemäss  erst  dann 
zugestanden  zu  werden  pflegt,  wenn  in  der 
Pi«sse  und  den  Tereinen  die  öffentliche 
Meinung  bearbeitet  und  auf  Staat  und 
Kommune  ein  fortgesetzter  Druck  ausgeübt 
worden  ist  Die  Volksbildungsvereine  suchen 
durch  besondere  Zeitschriften,  Flugblätter, 
öffentliche  Vorträge,  Versammlungen  und 
Petitionen  an  Behörden  und  Parlamente 
auf  die  Lücken  in  dem  allgemeinen  Bil- 
dungsniveau des  Volkes  hinzuweisen.  Auf 
diese  Weise  haben  in  den  verschiedensten 
Eulturstaaten  Vereine  und  Gesellschaften 
für  die  Aufnahme  des  Handfertigkeits-  und 
hauswirtschaftlichen  Unterrichts,  für  eine 
bessere.  Gesundheitspflege  in  den  Schulen, 
für  die  Einrichtung  von  Jugend-  und  Volks- 
spielen, für  das  Fortbildungsschulwesen,  ftir 
Jugend-  und  Lehrlingsheime,  für  Lehrwerk- 
stätten, für  öffentliche  Vortragskurse,  für 
Volkshochschulen,  Volksimterhaltungsabende, 
Volksbibliotheken,  öffentliche  Lesehallen, 
Klassikerauf führungen ,  billige  Symphonie- 
konzerte u.  dergl.  m.  mit  Lebhaftigkeit  und 
zum  Teil  auch  mit  entschiedenem  Erfolge 
Stimmung  gemacht.  Man  hat  des  weiteren 
auch  Reformen  des  Lehrplans  in  den  Volks- 
nnd  Fortbildungsschulen  erörtert  und  z.  B. 
für  die  Einführung  der  Gesetzeskunde  und 
Volkswirtschaftslehre  in  den  öffentlichen 
Unterricht,  sei  es  direkt  durch  Aufnahme 
dieser  Gegenstände  in  den  obligatorischen 
Lehrplan,  sei  es  indirekt  durch  die  Einrich- 
tung entsprechender  Fortbüdvmgskurse  für 
die  Elementarschullehrer,  plädiert. 

Die  agitatorische  Thätigkeit  der  Volks- 
büdungsvereine  richtet  sich  aber  nicht  nur 
an  die  Adresse  von  Staat  und  Kommune, 
sondern  auch  an  das  Autoren-  und  Ver- 
legertum,  indem  diese  zur  Herausgabe 
billiger  und  guter  Volksschriften,  die  in 
alle  Wissensgebiete  klar  und  leichtverständ- 
lich einführen  können,  ermuntert  werden 
und  ihnen  dafür  ein  Massenabsatz  gewähr- 
leistet wild. 

Unterstützt  werden  diese  Reformbestre- 
bungen nicht  unwesentlich  dadurch,  dass 
die  Vereine  und  Verbände  die  Organe  der 
Provinzial-,  Bezirks-  und  Gemeindeverwal- 
tungen als  dauernde  körperschaftliche  Mit- 
glieder zu  gewinnen  suchen,  denn  das 
Schwergewicht  der  Reformen  liegt,  wie  auf 
so  vielen  sozialpolitischen  Gebieten,  auch 
hier  bei  der  kommunalen  Selbstverwaltung. 
Indem  die  Vereine  aber  untereinander  zu 
provinzialen  Verbänden  und  diese  wieder 
zu  Landesverbänden  sich  verschmelzen, 
■werden  ihre  Bestrebungen  centralisiert,  ver- 
schaffen sich  höhere  Geltung  und  gleich- 


zeitig wird  nicht  nur  der  Meinungsaustausch 
erleichtert,  sondern  auch  ein  edler  Wettbe- 
werb unter  den  Vereinen  ermöglicht. 

Die  agitatorische  Thätigkeit  der  Volks- 
bildungsvereine  kann  natürlich  nicht  genü- 
gen. Die  Reformen,  die  Staat  und  Kom- 
mune in  die  Hand  nehmen,  lassen  vielfach 
lange  auf  sich  warten.  Beide  arbeiten 
schwerfällig  und  langsam  und  setzen  sich 
erst  dann  ernstlich  in  Bewegung,  wenn  man 
die  Reformvorschläge  durch  den  Hinweis 
auf  wohlgelungene  Versuche  und  reichliche 
Erfahrungen  unterstützen  kann.  Ohne  eine 
fortgesetzte  und  mühevolle  Pionierarbeit 
praktischer  Art  werden  die  massgebenden 
Kreise  selbst  für  die  notwendigsten  und 
dringlichsten  Bildungsaufgaben  der  Zeit,  die 
ausserhalb  der  allgemeinen  Volksschulbil- 
dung liegen,  nur  schwer  zu  gewinnen  sein. 
Hier  liegt  also  der  praktische  Wirkungskreis 
freier  und  gemeinnütziger  Vereine.  Bei  der 
agitatorischen  Thätigkeit  liegt  das  Schwer- 
^wicht  in  den  Centralstellen,  bei  der  prak- 
tischen im  wesentlichen  in  den  einzelnen 
Orts  vereinen,  und  zwar  teilt  sich  deren 
Thätigkeit  wieder  in  eine  anregende  und 
unterstützende  einerseits  und  in  eine  selbst- 
thätig  organisierende  andererseits.  Die 
wirklich  praktische  Thätigkeit  der  örtlichen 
Bildungsvereine  hat  sich  immer  mehr  und 
mehr  auf  die  erwachsenen  Personen  der 
unteren  Volkskreise  koncentriert  Was  die 
bildungsbedürftige  Jugend  anbetrifft,  so 
lassen  hier  Familie,  Gemeinde,  Kirche  und 
Staat  der  freiwilligen  Bethätigung  vonVolks- 
bUdimgsbestrebungen  nur  wenig  Raum.  Die 
Vereine  können  hier  nur  aufmunternd,  unter 
Umständen  auch  unterstützend  wirksam 
sein.  Dies  geschieht  insbesondere  durch 
Errichtung  von  Kindergärten,  Kinderhorten, 
in  denen  häufig  Handfertigkeits-  und  haus- 
wirtschaftlicher Unterricht  erteilt  wird,  von 
Jugendsparkassen,  Spielplätzen  u.  s.  w.  Ein 
grösserer  Wirkungskreis  eröffnet  sich  den 
Bildungsvereinen  bei  der  Fürsorge  für  die 
schulentlassene  Jugend.  In  einer  Reihe  von 
Staaten  haben  die  Bildungsvereine  zuerst 
Fortbildungsschulen  im  heutigen  Sinne  be- 
gründet und  unterhalten,  und  noch  gegen- 
wärtig nehmen  diese  freiwilligen  Fortbil- 
dungsschulen neben  den  staatlichen  und 
kommunalen  Anstalten  einen  ehrenvollen 
Platz  ein.  Insbesondere  liegt  den  Vereinen 
die  Pflege  des  weiblichen  Fortbildungsschul- 
wesens ob,  da  Gemeinde  und  Staat  für  das 
weibliche  Geschlecht  nicht  in  dem  Umfange 
eintreten  wie  für  das  männliche.  So  ver- 
dankt die  grosse  Mehrzahl  der  neuerdings 
eingerichteten  Haushaltungsschulen  ihre  Ent^ 
stehung  der  Anregung  und  der  praktischen 
Mitarbeit  der  Bildimgsvereine. 

Die  praktisch  oi^nisierende  Thätigkeit 
der  Bildungsvereine   fasste,  wie  schon  ge- 
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sagt,  ganz  vorwiegend  die  Bedürfnisse  der 
Erwachsenen  ins  Auge.  Auf  diesem  Gebiete 
ist  sie,  soweit  wirklieh  neutrale,  d.  h.  von 
kirchlichen  imd  politischen  Parteien  unab- 
hängige, Bestrebungen  in  Frage  kommen, 
bis  vor  kurzem  ohne  jede  Konkurrenz  ge- 
wesen. Erst  verhältnismässig  spät  haben 
die  Gemeinden,  Stiftungen  u.  s.  w.  den 
Volksbibliotheken  und  Lesehallen  grössere 
Aufmerksamkeit  zugewendet.  Das  öffent- 
liche Vortragswesen  aber,  die  Volksunter- 
haltungsabende, die  Massenverbreitung  guter 
Schriften  und  die  Einrichtung  ftlr  Unter- 
richts- und  Fortbildungskurse  für  Er- 
wachsene liegen  auch  heute  noch  fast  aus- 
schliesslich in  den  Händen  der  Volksbil- 
dungsvereine. 

Die  Notwendigkeit  und  Zweckmässig- 
keit einer  weiteren  Ausbildung  der  unteren 
Klassen  nacii  diesen  verschiedenen  Rich- 
tungen hin,  die  anknüpft  an  die  Elementar- 
schulbildung, bedarf  einer  besonderen  Her- 
vorhebung nicht. 

Der  in  der  Volksschule  gebotene  Wissens- 
stoff hat  sich  der  Auffassungskraft  der 
SchiUer  und  den  allgemeinen  Zielen  des 
Unterrichtes  anzuschmiegen.  Ueber  viele 
Dinge,  deren  Kenntnis  wünschenswert  ist, 
kann  in  der  Volksschule  eine  erfolgreiche 
Unterweisung  nicht  erteilt  werden.  Im 
Leben  aber  ist  häufig  Bekanntschaft  der- 
selben notwendig,  ja  es  wird  eine  solche 
nicht  selten  durch  Gesetzgebung  und  Recht- 
sprechung vorausgesetzt.  Den  Angehörigen 
der  unteren  Klassen  fehlt  es  jedoch  meist 
an  Gelegenheit  und  auch  an  den  nötigen 
Mitteln,  um  in  der  Art  auf  ihre  weitere 
Ausbildung  bedacht  zu  sein,  wie  es  den 
besser  gestellten  Klassen  möglich  ist.  Und 
doch  werden  sie  häufig  von  einem  sehr  an- 
erkennenswerten Bildungsdrang  beseelt,  ja 
von  einer  gemeinsinnigen  idealistischen 
Richtung  beherrscht,  wie  sie  im  Kreise  der 
Gebildeten  oft  nicht  annähernd  in  gleichem 
Umfange  zu  finden  ist.  Dabei  besteht  die 
Gefahr,  dass  diejenigen,  welche  geistige 
Nahrung  und  Zerstreuung  suchen,  leicht  auf 
Abwege  gebracht  werden,  und  zwar  insbe- 
sondei«  durch  den  ausgedehnten  und  damit 
bisweilen  recht  einträglichen  beklagens- 
werten Vertrieb  von  Schriften,  welche,  statt 
geistig  zu  erheben  und  zu  belehren,  nur 
prickelnd  auf  Phantasie  und  Sinnlichkeit 
wirken  und  die  als  Schund-  und  Schauer- 
romane bezeichnet  zu  werden  pflegen  (Hin- 
tertreppenlitteratur). 

Nicht  in  allen  Fällen  können  diejenigen, 
deren  Weiterbildung  ins  Auge  zu  fassen  ist, 
lediglich  durch  eigene  Bestrebungen  und  durch 
Vereinsbildung  sich  eine  gesunde  und  billige 
geistige  Kost  verschaffen.  Teils  fehlt  es 
an  der  hierfür  nötigen  Initiative,  teils  auch 
an   der  erforderlichen   Sachkenntnis.     Eine 


gewisse  Fürsorge  durch  solche  Personen, 
welche  den  zu  bietenden  Bildungsstoff  be- 
reits kennen,  eine  richtige  Auswahl  zu 
treffen  wissen  und,  wie  dies  bei  den  meisten 
Vereinen  nötig  ist,  dem  Vereinszwecke 
Kraft  und  Zeit  widmen  können,  ist  nicht 
zu  entbehren.  Principiell  muss  verlangt 
werden,  dass  die  Bildung  als  Selbstzweck 
erstrebt  wird,  nicht  aber  in  offener  oder 
verhrdlter  Weise  einem  anderen  Zwecke 
dienstbar  gemacht  wird.  In  der  Wirklich- 
keit freilich  spielen,  zumal  wenn  besser 
gestellte  Personen  für  Weiterbildung  anderer 
die  nötigen  Mittel  aufwenden,  solche  andere 
Zwecke  bisweilen  eine  gewisse  Rolle,  sei  es 
dass  die  zu  Belehrenden  einer  bestimmteo 
Richtung  gewonnen  und  erhalten  oder  auch 
gegen  eine  solche  geschützt  werden  sollen, 
welche  als  der  bestehenden  Gesellschaft  ge- 
fährlich erachtet  wird. 

Von  diesen  Gefahren  haben  sich  die 
meisten  wirklichen  Volksbildvmgsvereine 
möglichst  fern  zu  halten  gesucht.  Sie 
konnten  das  um  so  leichter,  weil  sie  sich 
statutengemäss  an  möglichst  grosse  Kreise 
des  Publikums  wendeten,  die  in  religiöser 
und  politischer  Hinsicht  die  mannigfaltigstea 
Schattierungen  zeigten  und  für  die  Ein- 
impfung einer  bestimmten  »  Weltanschauung«, 
die  nebenbei  bemerkt  durch  ein  Konglo- 
merat von  Vorträgen  aus  den  verschie- 
densten Gebieten  und  durch  die  Bereit- 
stellung einer  reichhaltigea  populären  Lek- 
türe kaum  ernstlich  beeinflusst  werden 
kann,  einen  Nährboden  nicht  abgaben.  Die 
Gefahr  einer  einseitigen  Beeinflussung  der 
Vereinsmitglieder  wurde  erst  dann  aktuell, 
wenn  die  Vereinsthätigkeit  sich  von  vom 
herein  an  bestimmte  Gruppen  der  Bevölke- 
nmg  mit  gleichen  wirtschaftlichen,  reli- 
giösen oder  politischen  Tendenzen  richtelo. 
Solche  Fachbildungsvereine  haben  allerdini^s 
den  Vorteil,  dass  sie  durch  anderweitige 
gleichartige  Interessen  zusammengehalteu 
werden.  Handwerker-  und  Arbeiterbilduugs- 
vereine  z.  B.  werden,  auch  wenn  sie  im 
Statut  nur  die  Ausbildung  als  Ziel  des 
Vereins  hinstellen,  auch  noch  andere  Ziele 
ins  Auge  fassen.  Ihre  Anziehiingskraft  aber 
gewinnt,  wenn  dieser  erweiterte,  über  die 
eigentlichen  BUdungszwecke  hinausgehende, 
Wirkungski-eis  satzungsgemäss  in  Aussicht 
gestellt  wird.  Der  von  manchen  Führern 
des  Volksbildungsvereinswesens  immer 
wieder  betonte  Wunsch,  es  möchten  unsere 
deutschen  ArbeiterbQdungsvereine  in  allge- 
meine Volksbildungsvereine  übei^geleitet 
werden,  wird  deswegen  in  absehbarer  Zeit 
kaum  in  Erfüllung  gehen.  Denn  die  Ar- 
beiter tragen  den  Bestrebungen  der  besser 
gestellten  Klassen  wenig  Vertrauen  entgegea 
und  wittern  hinter  denselben  Mittel  zur 
Förderung      einseitiger     Klasseninteressen, 
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während  sie  ihre  eigenen  Vereine  ganz  un- 1 
verhüllt  als  Schulen  der  Klassensolidarität  \ 
brauchen  und  benutzen. 

Wenn  trotzdem  die  gemeinnützigen 
Volksbildnngsvereine  neben  Fachvereinen 
'ind  Vereinsgebilden  mit  mehr  oder  minder 
religiöser,  politischer  und  sozialpolitischer 
Färbung  sich  eingebürgert  und  gerade  in 
den  letzten  Jahrzehnten  dauernd  sich  als 
lebensfähig  erwiesen  haben,  so  war  dies 
nur  dadiuxjh  möglich,  dass  die  Vereinsvor- 
stände ängstlich  alle  diejenigen  Gegen- 
stände von  den  Vortrags-  und  Unter- 
haltungsabenden  und  den  Unterrichtskursen 
fern  gehalten  haben,  die  die  Neutralität 
des  Vereinszweckes  ii^nd  wie  in  Frage 
stellen  konnten.  Politisch  farblose  Themata 
giebt  es  genug,  reügiös  farblose  schon 
weniger.  Denn  unter  Umständen  kann  schon 
ein  naturwissenschaftliches  Thema  oder  eine 
vorgelesene  Dichtung,  ein  rein  geschicht- 
licher Vortrag  und  dergleichen  in  hoch- 
kirchlichen Kreisen  Anstoss  erregen.  Die 
Behandlung  der  volkswirtschaftlichen  Fragen 
bringt  dagegen  die  Politik  ganz  von  selbst 
mit  sich.  Hier  kann  selbst,  wenn  die 
Wirtschaftspolitik  in  Betracht  kommt,  die 
BeUgion  wieder  aus  dem  Spiel  gelassen 
werden.  Wenn  aber  innerhalb  der  V^ereine 
der  wissenschaftlichen  Erkenntnis  imd  der 
BUdung  keine  oder  nur  solche  Schranken 
gezogen  werden,  welche  durch  die  Schwie- 
rigkeit der  geistigen  Erfassung  bedingt  sind, 
erhöhen  sich  die  Beibnngsgegensätze  nach 
beiden  Bichtungen  hin.  Dem  engherzigen 
Anhänger  einer  positiven  Richtung  kann 
scHon  jede  Neutralitätserklärung  bedenklich 
oder  wenigstens  als  Ausdruck  einer  be- 
stimmten, wenn  auch  negativen  oder  skep- 
tischen, damit  aber  für  die  Religion  gefähr- 
lichen, Richtung  verdächtig  erscheinen.  Bei 
Licht  betrachtet  ist  schon  der  Gedanke  der 
Neutralität  ein  echt  liberaler.  Indem  man 
das  Volk  bilden  will,  gerät  man  in  be- 
denkliche Kollision  mit  denjenigen  Faktoren, 
die  sich  von  der  Erweiterung  des  Wissens 
und  kritischen  Denkens  nur  Unzufriedenheit 
and  Unbotmässigkeit  gegenüber  den  staat- 
lichen und  kirchlichen  Autoritäten  ver- 
sprechen. Da  in  Wirklichkeit  alle  Vereine, 
welche  sich  Politik  und  Religion  gegenüber 
neutral  verhalten  wollen,  auf  liberalem 
Standpunkte  stehen,  so  haben  sie  naturge- 
mäss  drei  gegnerische  Lager  zu  überwinden. 
Sie  kollidieren  mit  den  kirchlichen  Mächten. 
Sie  arbeiten  ferner  im  staatserhaltenden 
Sinne  tmd  sind  desw^eu  der  Sozialdemo- 
kratie verdächtig.  Sie  verbreiten  Bildung, 
die  ja  Macht  ist,  in  den  unteren  Klassen 
tind  beschränken  damit  die  Machtsphäre 
der  privilegierten  Klassen,  die  die  Bildung 
und  den  KJasseneinfluss  iu  Erbpacht  zu 
haben  vermeinen,  und  werden  deshalb  von 


diesen  privilegierten  Klassen  und  unter  Um- 
ständen auch  von  den  ihnen  dienstbar  ge- 
machten regierenden  Kreisen  ungern  ge- 
sehen. Vielfach  war  diese  Voreingenommen- 
heit, die  sich  besonders  bei  dem  Aufkommen 
der  Volksbildungsvereine  zeigte,  hauptsäch- 
lich gegen  die  Personen  der  Führer  und 
deren  radikale  Richtimg  auf  poUtischem, 
kirchlichem  und  wissenschaftlichem  Gebiet 
gerichtet.  Es  wird  sich  nicht  leugnen 
lassen,  dass  die  Arrangeure  der  Volks- 
bildungsvereinsbewegung, wenigstens  in  der 
ersten  Zeit  derselben,  vielfach  dem  doktri- 
nären Radikalismus  angehörten.  Es  ent- 
sprach dies  der  Thatsache,  dass  der  Radi- 
kahsmus  sein  hauptsächliciies  Agitationsfeld 
»irsprünglich  in  den  städtischen  Bürger-  und 
Arbeiterkreisen  hatte.  In  den  Kämpfen  für 
die  Verfassung  und  die  Freiheit  der  Schule 
mussten  die  Volksbildungsvereine  Sammel- 
punkte für  die  Pflege  fortschrittlicher  poli- 
tischer und  kirchlicher  Anschauungen  ab- 
geben. Auch  auf  sozialpolitiscliem  Gebiete 
zeigte  sich  das.  Das  Manchestertum ,  das 
solange  den  Kern  der  modernen  Arbeiter- 
frage verkannt  hatte,  gefiel  sich  in  der 
Täuschung,  dass  die  Arbeiterfrage  in  erster 
Linie  eine  Bildungsfrage  sei.  Aus  dieser 
Täuschung  ging  dann  die  weitere  hervor, 
dass  der  bürgerliche  Liberalismus  glaubte, 
die  Arbeiterschaft  sich  durch  die  Ver- 
breitung  von  Bildung  als  Bundesgenossia 
erhalten  zu  können.  Solange  dieser  Wahn 
bestand,  hat  es  in  der  That  nicht  an  ge- 
legentlichen Versuchen  gefehlt,  die  gemein- 
nützigen Bildungsbestrebungen  unter  deu 
unteren  Klassen  einer  bestimmten  Partei- 
richtung dienstbar  zu  machen.  Erfolg  hat 
dieser  Plan  bekanntlich  nicht  geliabt,  und 
deswegen  hat  sich  der  Radikalismus,  der 
viel  zu  sehr  mit  der  hohen  Politik  be- 
schäftigt war,  von  der  mühsamen,  für  seine 
Zwecke  vielfach  undankbaren  Bildungsarbeit 
zurückgezogen  und  die  Führung  mehr  an 
vermittelnde  hiuuan  und  selbstlos  denkende 
Richtungen  abgegeben.  Aber  auch  nach 
dieser  Wandlung  sind  die  Organisatoren  und 
Führer  der  VoUtsbildungsvereine  nicht  von 
dem  Vorwurf,  eigennützige  »Volksbeglücker« 
sein  zu  wollen,  verschont  geblieben. 

An  Gründen  oder  Vorwänden,  den  Volks- 
bildungsvereinea  und  ihren  Bestrebungen 
das  Leben  sauer  zu  machen,  hat  es  also 
niemals  gefehlt,  zumal  nicht  in  denjenigen 
Ländern,  wo  die  moderne  Gesellschaft  sich 
nicht  kräftig  genug  zeigte,  sich  von  der 
Bevormundung  gewisser  Richtungen  der 
äussersten  rechten  Seite  und  der  äussersten 
linken  Seite  zu  emancipieren.  Eigentüm- 
licherweise gesellten  sich  zu  diesen  drei  sehr 
heterogenen  gegneiischen  Lagern  bewusst 
oder  unbewusst  als  vierte  Gruppe  hie  und 
da  die  Träger  der  wissenschaftlichen  Ex- 
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klusivit&t,  die  »Zunft  der  reinen  Wissen- 
schaft«. Sie  und  manche  andere  Kreise  der 
akademisch  Gebildeten  warfen  den  Bildun^- 
vereinen  vor,  dass  sie  die  Halbbildung  im 
Volke  förderten.  Diesem  Vorwurf  kann  eine 
gewisse  Berechtigung  kaum  abgesprochen 
werden.  Die  Volksbildungsvereine  litten 
nicht  selten  unter  einer  unvollkommenen 
Methode  und  verfügten  oft  nicht  über  solche 
Vereinsredner,  die  eine  genügende  wissen- 
schaftliche Vorbildung  aufwiesen.  Daran 
waren  aber  die  Vereine  nur  zum  geringsten 
Teile  selbst  schidd.  An  Bemühungen, 
wissenschaftlich  hochgebildete  Männer  für 
die  Vorträge  und  Demonstrationen  an  den 
Vereinsabenden  zu  gewinnen,  hat  es  den 
Vereinsvorständen  kaum  gefehlt.  Aber  ge- 
rade diejenigen  öelehrtenkreise ,  die  die 
Halbbildung  kritisierten,  haben  sich,  statt 
bessernd  einzugreifen,  lange  Zeit  vornehm 
zurückgehalten.  Sie  für  die  Vereinszwecke 
zu  gewinnen,  scheiterte  sehr  oft  an  dem 
Oeldpunkte.  Erfahrungsgemäss  kOnnen  auch 
intelligente  Nichtfachmänner  die  Geistes- 
arbeit der  Fachleute  sehr  wohl  verbreiten 
und  popularisieren.  Das  ist  aber  nur  dann 
möghch,  wenn  ein  Teil  der  Popularisierungs- 
thätigkeit  von  der  Gelehrtenwelt  selbst  in 
gemeinverständlichen  Darstellungen,  Lehr- 
büchern, Aufsätzen  und  Broschüren  über- 
nommen wird.  Die  Vertreter  der  ver- 
schiedensten Disciplinen  haben  es  mit  zu- 
nehmender Specialisierung  der  Wissenschaft 
daran  sehr  lange  fehlen  lassen.  Galt  es  ja 
förmlich  zum  guten  Ton,  unter  keinen  Um- 
ständen populär  zu  schreiben. 

Gerade  nach  dieser  Richtung  hin  hat 
sich  speciell  in  Deutschland  in  dem  letzten 
Jahrzehnt  ausserordentlich  viel  geändert. 
Fast  auf  allen  Gebieten  ist  die  Zurück- 
haltung der  Gelehrtenwelt  gebrochen  worden, 
und  vieles  Versäumte  wurde  nunmehr  mit 
Lebhaftigkeit  nachgeholt.  Die  hohen  Hono- 
rare der  grossen  Zeitungen  und  Journale 
haben  die  Vertreter  der  Wissenschaft  mit 
der  Zeit  zu  gewinnen  verstanden.  Der 
Büchermarkt  zeigte  sich  dank  zunehmender 
Wohlhabenheit  in  allen  Klassen  der  Be- 
völkenmg  in  ungei^ter  Weise  aufnahme- 
fähig für  populäre  wissenschaftliche  Werke. 
Und  endlich  —  das  ist  die  letzte  erfreuliche 
Phase  der  Entwickelung  —  traten  die  Hoch- 
schullehrer selbst  als  Redner  und  Lehrer 
in  den  gemeinnützigen  Vereinen  auf.  Die 
Macht  der  Verhältnisse  zwang  sie  zu  diesem 
Opfer  für  das  Gemeinwohl. 

Die  Gtefahr  der  Halbbildung  ist  da  am 
stärksten,  wo  die  Vorträge  aus  allen  Ge- 
bieten des  Wissens  unsystematisch  anein- 
andergefügt werden,  so  dass  das  bildungs- 
bedürftige Publikum  aus  dem  einzelnen 
Gebiet  mir  knappe  Abschnitte,  die  aus  dem 
Zusammenhang  herausgerissen  siud,  zu  hören 


bekommt.  Dieser  Uebelstand  wird  allge- 
mein lebhaft  empfunden.  Ihn  zu  beseitigen, 
giebt  es  nur  zwei  Mittel.  Einmal:  An 
Stelle  der  einzelnen  Vorträge  treten  Vortrags- 
reihen und  Vortragskurse,  die  einen  grösseren 
Gegenstand  kapitelweise  und  koUegartig  be- 
handeln; und  zum  anderen:  die  Vorträge 
selbst  werden  durch  Litteraturhinweise  m 
zweckmässiger  Auswahl  ergänzt,  und  gut 
ausgestattete  Volksbibliotheken  gestatten  ein 
nachträgliches  Selbststudium.  Es  i.st  kein 
Zweifel,  dass  die  nächste  Reform  unseres 
VolksbUdungswesens  sich  besonders  nach 
dieser  Richtung  entwickeln  muss.  Ganz 
kräftige  Ansätze  nach  dieser  Seite  liegen  in 
der  »Volkshoclischulbewegung«,  die  mehr 
und  mehr  an  Anliang  gewinnt,  bereits  vor. 

Mit  einer  gewissen  Halbbildung  wird 
man  natürlich  auch  in  Zukunft  rechnen 
müssen.  Die  Halbbildung  ist  aber  besser 
als  die  Unbildung.  Auch  darf  man  die 
Auffassungsfähigkeit  der  unteren  Klassen 
nicht,  wie  es  vielfach  geschieht,  zu  gering 
einschätzen.  Skeptiker,  die  sich  wenigstens 
zu  einem  Versuch  herbeigelassen  haben, 
schwierige  Materien  vor  einem  grossen,  der 
akademischen  Bildung  entbehrenden  Kreise 
trotzdem  in  streng  wissenschaftlicher  Form 
zu  behandeln,  sind  bei  den  an  die  Vorträge 
sich  anschliessenden  freien  Diskussionen, 
wie  man  oft  gehört  hat,  nicht  wenig  über- 
rascht gewesen,  welches  Verständnis  ihnen 
entgegengebracht  wurde.  Das  grosse  Publi- 
kum, das  Zeitungen  und  Journ^e  zu  lesen 
pflegt,  hat  sich  eben  ganz  unbemerkt  weiter 
gebildet,  und  auch  die  Volksschulbildimg 
ist  nicht  auf  dem  alten  Standpunkt  stehen 
geblieben. 

Neben  dieser  unmittelbaren  Mitwirkung 
seitens  des  Gelehrtentums  an  der  Thätig- 
keit  der  Volksbildungsvereine  giebt  es  aber 
auch  eine  mittelbare,  die  vielfach  noch  nicht 
hinreichend  genug  gewürdigt  wird.  Können 
sich  die  Vorträge  und  Lehrkurse  nämlich 
nicht  direkt  an  die  grosse  Masse  wenden, 
so  können  sie  indirekt  wenigstens  das  Volks- 
schuUehrertum  heranziehen.  Indem  man 
für  die  Volksschullehi-er,  die  überall  in  den 
Volksbildungsvereinen  eine  hervorragende 
Rolle  spielen,  regelmässige  Ferien-  und  Fort- 
bildungskurse abhält,  erleichtert  man  durch 
deren  Vermittelung  in  Schule  und  Verein 
die  Kenntnis  der  neuen  wissenschaftlichen 
Forschung. 

2.  Die  Bildnn^mittel  der  T.  Die  wesent- 
lichsten Mittel,  welche  den  Volksbildnngsver- 
einen  zur  Verfügung  stehen,  sind  schon  erwähnt. 
Sie  sind  die  folgenden: 

a)  Abhaltung  von  Vorträgen  und  TTnter- 
richtskursen.  Die  Einrichtung  von  regel- 
mässigen Vereinsvorträgen  ist  die  erste  und 
nächste  Aufgabe  der  Vereine.  Massgebend  fSr 
den  Erfolg  ist  die  richtige  Aaswahl  der  Vor- 
tragsthemata und  der  Redner.    Je  mannigfal- 
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tiger  die  Zosamineiisetztiiig'  des  Anditorioms 
ist,  je  verschiedenartiger  die  Vorbildung  des- 
gelben, desto  TerantwortnngsToller  gestaltet  sich 
die  Feststellung  des  vorlesnngsprogramms. 
LitterarhistoriBcne ,  natnrwissenscbaftliche  nnd 
geschichtliche  Vorträge  pflegen  verhältnismässig 
neutral  zu  sein.  Benders  die  litterarhistori- 
schen  Themata,  auch  in  der  Form  der  reinen 
Wiedergabe  durch  Recitationen  n.  dgl.  fesseln 
auch  eine  sehr  bunt  zusammengesetzte  Zuhörer- 
schaft. Bei  ihnen  tritt  der  bildende  Wert  in 
den  Hintergrund  und  der  Unterhaltungszweck 
tritt  in  den  Vordergrund.  Die  historischen 
Vorträge  stehen  etwa  in  der  Mitte,  die  natur- 
wissenschaftlichen und  technologischen  werden 
vorwiegend  bildenden  Charakter  haben.  Sollen 
die  letzteren  die  Zuhörer  wirklich  belehren,  so 
mttssen  sie  freilich  durch  Demonstrationen  anter- 
sttttzt  werden.  In  dieser  Beziehung  haben 
Wanderredner  mit  einem  physikalischen  Reper- 
toire in  den  letzten  Jahren  besondere  Anziehungs- 
kraft ausgeübt.  Das  Skioptikon  ist  gewisser- 
massen  zum  „Volksmuseum"  geworden.  In  grös- 
seren Städten  hat  man  ftlr  die  bildliche  Darstellung 
vissenschaftlicher  Gegenstände  besondere  Veran- 
staltnnii^n  ins  Leben  gerufen,  z.  B.  die  Urania 
in  Berbn  nnd  Magdeburg.  Vielfach  sind  auch 
an  die  g^rossen  physikali^hen,  meteorologischen, 
botanischen ,  zoologischen  und  astronomischen 
Institute  gemeinverständliche  Vortragsabende 
angegliedert  worden,  wodnrch  sie  wenigstens 
in<urät  in  den  Dienst  der  Volksbelehmng  ge- 
stellt wurden.  Ffir  geographische  Vorträge  und 
Beisebeschreibnngen,  die  sich  ebenfalls  bei  dem 
Pnblilmm  der  Volksbildungsvereine  grosser  Be- 
liebtheit erfreuen,  ist  sogar  ein  besonderer  Ge- 
schäftszweig entstanden,  der  nicht  nur  Bilder 
nnd  Lichtbildapparate ,  sondern  sogar  fertige, 
im  Anschluss  an  die  Bilder  zu  verwertende 
Vortragsmanuskripte  gegen  massiges  Entgelt 
verleiht.  In  diesem  letaleren  Falle  werden  die 
Anforderun^n  an  den  Bedner  des  Abends  aller- 
dings auf  ein  Minimum  herabgedrückt  und  das 
lebendige  Wort  erscheint  dann  mehr  als  mecha- 
nische Wiedergabe  fremder  Gedanken. 

Im  grossen  nnd  ganzen  wird  man  aber  sagen 
kennen,  dass  mau  mit  der  Zeit  mehr  und  mehr 
höhere  Ansprüche  an  die  Vereinsredner  stellen 
soll,  damit  ihre  Thätigkeit  nicht  gänzlich  ver- 
flacht. Wo  man  keine  Fachleute  bekommen 
kann,  mnss  man  sich  an  den  Wanderredner 
halten,  die  die  Kunst  gemeinverständlicher  Dar- 
stellung besonders  ausgebildet  haben.  Hierfür 
ist  notwendig,  dass  die  Volksbildungsvereine 
sich  zu  Kartellen,  die  Vortragsreisen  von  Ort 
zn  Ort  arran|;ieren,  vereinigen.  Auf  diese  Weise 
wird  an  Beisekosten  tind  Vortragshonorar  ge- 
Miart  Solche  Kartelle  oder  Verbände  veröffent- 
lichen alljährlich  ein  Verzeichnis  der  bekann- 
testen und  geschätztesten  Wanderredner  (Bedner- 
adressbttcher),  die  sie  nach  einheitlichem  Plane 
engagieren,  versenden  an  die  Verbandskorpora- 
lionen Winterprogramme  und  verständigen  sich 
anter  der  Hand  auch  dadurch,  dass  sie  ihre 
Erfahrungen  über  die  Erfolge  des  einzelnen 
Bedners  austauschen. 

Die  Zahl  der  Wanderredner  ist  natürlich 
eine  beschränkte,  und  meistens  pflegt  auch  ihr 
Repertoire  nicht  so  reichhaltig  zu  sein,  dass  es 
längere  Zeit  vorhält.  Da  die  Saalmiete,  Be- 
lenchtnng,  Inserate  n.  s.  w.  mancherlei  Kosten 
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verursachen,  so  können  nur  die  grösseren  Vereine 
in  den  volkreicheren  Städten,  wo  sowieso  viel 
für  Volksbildung  nnd  Volksnnterhaltung  ge- 
schieht, auch  nocn  die  weiteren  Kosten  für  aus- 
wärtige Vortragskräfte  bestreiten.  Vielfach 
haben  deswegen  die  Volksbildungsvereine,  um 
diese  erhöhten  Kosten  verteilen  zu  können,  sich 
mit  anderen  lokalen  Vereinen,  Gewerbevereinen, 
Bürgervereinen,  Beamtenvereinen^  Vereinen  der 
Handlnngskommis  n.  s.  w.  in  Verbindung  gesetzt 
und  veranstalten  anf  diese  Weise  regelmäs.sig 
oder  gelegentlich  gemeinsame  Versammlungen, 
in  denen  der  auswärtige  Redner  debütiert. 

In  allen  diesen  Fragen  spielt  also  der 
Kostenpunkt  eine  recht  erhebliche  Rolle.  Wenn 
Eintrittsgelder  erhoben  werden,  so  dürfen  sie 
grundsätzlich  nur  so  normiert  sein,  dass  selbst 
der  Unbemittelte  sie  bezahlen  kann.  In  kleinen 
Orten  geht  anf  diese  Weise  nur  wenig  Geld  ein. 
Hier  mttssen  lokale  Redner  die  Hauptvortrags- 
arbeit unentgeltlich  übernehmen,  und  die  grosse 
Mehrzahl  der  Volksbildnngsvereine  sind  anf 
diese  nächstliegende  Mitwirkung  unbedingt  an- 
gewiesen. Glücklicherweise  betrachten  es  die 
gebildeten  Kreise  vielerorts  als  eine  soziale 
Pflicht,  sich  in  den  Dienst  des  Volksbildungs- 
wesens  zu  stellen  nnd  ermöglichen  oft  auf  diese 
Weise  den  gänzlichen  Wegfall  des  Eintrittsgeldes, 
umsomehr  wenn  den  Vereinen  seitens  der  Kom- 
munen, der  Schalvorstände,  von  Klubs  und 
Tbeaterdirektionen  beleuchtete  und  geheizte 
Säle  und  Versammlungslokale  unentgelüich  zur 
Verfügung  gestellt  werden.  Kleinere  Vereine 
können  ansserdem,  wenn  es  sein  muss,  lokale 
Redekräfte  in  auswärtigen  Fortbildnngskursen 
ffir  die  Wintersaison,  die  regelmässig  hier  vor- 
wiegend in  Frage  kommt,  auf  ihre  Kosten  oder 
mit  Kommunaler  Unterstützung  ausbilden  lassen. 

Das  gemeinnützige  Vortragswesen  hat  sich 
unter  diesen  Gesichtspunkten  überall  sehr  er- 
freulich entwickelt,  riützlich  hat  sich  auch 
eine  weitere  Einrichtnng,  die  darin  besteht,  dass 
an  die  Vorträge  direkt  sich  freie  Diskussionen 
knüpften,  erwiesen.  Dieses  Vorgehen  ist  natür- 
lich nnr  in  beschränktem  Umfange  anwendbar, 
kann  aber,  wenn  die  Diskussion  geschickt  ge- 
leitet wirdj  mancherlei  Anregung  bieten. 

Bei  rein  wissenschaftlichen  Vorträgen,  die 
mit  einem  exakten  Thatsachen-  und  Beobach- 
tnngsmaterial,  mit  vielen  Definitionen,  Zahlen 
imd  Formeln  operieren  müssen,  empfiehlt  sich 
femer,  namentlich  bei  ganzen  Vortragskarsen 
aus  ein  und  demselben  Gebiete,  die  Verteilung 
von  im  Umdruck  vervielfältigten  Notizen  und 
Grundrissen.  Ebenso  erweist  sich  eine  kurze 
Litteraturübersicht  von  Werken,  die  sich  für 
das  Selbststudium  ei^en  und  leicht  zuzüglich 
sind,  als  zweckmässig.  Diese  letztere  Einrich- 
tung hat  sich  z.  B.  bei  den  Volkshochschul- 
kursen recht  bewährt. 

Selbstverständlich  sind  die  eigentlichen 
Volksbildungsvereine  nicht  die  alleinigen 
Arrangeure  von  populären  Vorträgen,  Geweroe- 
vereine, kaufmännische  Vereine,  wissenschaft- 
liche Vereine  anf  weiterer  Basis,  wie  Geschichts- 
vereine, geographische  Vereine,  naturwissen- 
schaftliche Vereine,  Lehrer-  und  Beamtenvereine 
n.  s.  w.  konkurrieren  hier  auf  diesem  Gebiete, 
ganz  abgesehen  von  denjenigen  Wanderrednem, 
die  auf  ihr  eig^enes  Risiko  die  Städte  bereisen. 

In  neuerer  Zeit  hat  sich  gezeigt,  dass  das 
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grosse  Pablikun  durch  die  ihm  durch  solche 
Vereine  grebotene  gfeistige  Kost  auf  die  Dauer 
flieht  yofl  befriedigt  ist.  Der  Geschmack  ist 
yerwöhnter  geworden,  die  Ansprüche  worden 
grösser.  Man  verlangt  deswegen  den  Bildnngs- 
stoif  in  populärer  Form  ans  der  ersten  Qudle 
nnd  wünscht  von  den  Hochschnllehrem  unter- 
richtet zn  werden.  Auf  diese  Weise  ist  die 
Volkshochschulbeweg^nng  entstanden  und  hat 
unter  der  Führung  hauptsächlich  der  national- 
ökonomischen  Dozenten,  die  es  verstanden  haben, 
weitere  Koilegenkreise  aus  der  bisher  beobachte- 
ten Znrttckhutnng  zu  lösen,  in  vielen  Eultnr- 
staaten  und  an  vielen  Universitäten  erhebliche 
Fortschritte  gemacht.  Ihren  Ursprung  ver- 
danken diese  Bestrebungen  Orossbritannien,  wo 
man  die  ppulären  Universitfttskurse  „Universi- 
ty-extension"  nennt.  Im  Gegensatz  zu  den 
Ferienkursen,  die  an  manchen  Hochschulen  schon 
seit  Jahren  entweder  als  Fortbildungskurse  für 
frühere  akademische  Bürger  (Mediziner,  Ver- 
waltnngsbeamte.  Gymnasial-  nnd  Realschnlleh- 
rer)  oder  aber  als  Informationekurse  fUr  nicht- 
akademisch ^bildete  Lehrer  und  Lehrerinnen 
eingeführt  sind,  sollen  die  eigentlichen  Volks- 
hochschulen dem  grossen  Pnbliknm  ohne  Unter- 
schied der  Vorbildung  dienen.  Ein  abschliessen- 
des Urteil  über  diesen  eigenartigen  Versuch  lässt 
sich  noch  nicht  abgeben.  Die  Meinungen  sind 
noch  sehr  geteilt.  Jedenfalls  hat  es  aber  den 
Anschein,  ius  ob  man  es  mit  diesen  von  Hoch- 
schnllehrem veranstalteten  Lehrgängen  mit 
einer  Einrichtung  zu  thnn  habe,  die  von  Daner 
ist.  In  Deutschland  existiert  eine  solche  ständige 
Volkshochschnle  schon  seit  1878  in  der  Berliner 
Humboldt-Akademie.  Neuerdings  hat  sich  an 
die  Spitze  der  Bewegung  die  „CentralsteUe  für 
Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen"  gestellt  Auch 
mit  rein  nationalökonomischen  and  sozialpoli- 
tischen Fachknrsen,  die  grossen  Zulauf  hatten, 
hat  man  in  den  letzten  Jahren  Versuche  ge- 
macht. Femer  haben  Anwaltsvereine  nnd  Bürger- 
vereine  Kurse  für  rechts-  und  staatsbürgerlichen 
Unterricht  eingerichtet,  und  in  einigen  grossen 
UniversitfttssttMten  sucht  man  auch  die  Studenten 
für  die  Volksbildungsarbeit  heranzuziehen,  be- 
sonders für  den  Sprachunterricht. 

b)  Die  ICaesenverbreitmig  guter  Sohrif- 
ten.  Trotzdem,  dass  notorisch  unser  Bücher- 
markt an  einer  starken  Ueberproduktion  leidet 
nnd  die  sogenannte  Schleuderei  der  Sortimente 
nnr  mühsam  durch  Verleger-  und  Bnchhändler- 
kartelle  zurückgedrängt  werden  kann,  sind  die 
Preise  unserer  Bücher  verhältnismässig  hoch. 
Dies  rührt  daher,  dass,  von  einmal  eingeführter 
oder  zugkräftiger  Ware  abgesehen,  der  Absatz 
meist  sdir  bescheiden  ist,  während  die  Kosten 
des  Vertriebs  nicht  zum  mindesten  durch  den 
sie  verteuernden  Zwischenhandel  sich  recht  hoch 
stellen.  Es  ist  eine  bekannte  Thatsache,  dass 
das  grosse  Publikum  trotz  zunehmender  Wohl- 
habenheit verhältnismässig  wenig  Geld  für 
Bucheranschaffungen  ausgiebt.  Die  Zahl  unse- 
rer Bibliotheken,  die  neu  erscheinende  Werke 
wohl  oder  übel  anschaffen  müssen,  ist  gering, 
und  der  Unfug  der  Verteilung  einer  Unzahl  von 
Recensionsexemplaren  ist  besonders  in  Deutsch- 
land eingewurzelt.  Die  Verleger  haben  es  also, 
wenn  sie  ihren  Absatz  kalkulieren,  nnr  mit  einer 
verhältnismässig  geringen  Anzahl  sicherer  Ab- 
satzgelegenheiten zn  thnn.    Die  Schriftsteller- 


honcrare  sind  höher  geworden,  und  aas  allen 
diesen  Gründen  sind  unsere  guten  Bücher  teuer. 
Diese  Thatsachen  haben  die  Entstehung  des  Kol- 
portagebuchhandels zur  Folge  gehabt,  welcher 
hausierend  die  Käufer  im  Hanse  anfsudit.  Durch 
diese  für  den  Leser  oft  sehr  bequeme  Art  des 
Vertriebs,  der  durch  den  Abzahhingsmodus  frei- 
lich nicht  immer  in  gesundem  Umfange  unter- 
stützt wurde,  sind  aiu  gewissen  Gebieten  zum 
Teil  grossartige  Erfolge  erzielt  worden.  Die 
ungeheuere  Verbreitung  nnserer  Konversations- 
lexika wird  zn  einem  nicht  geringen  Teil  auf 
den  Kolportagebnchhandel  zurückgeführt.  Da- 
her kommt  auch  die  ungewöhnlich  billige  Preis- 
nonnierung,  freilich  auch  der  Uebelstand,  dass 
zahlreiche  Personen  in  unwirtschaftlicher  und 
überflüssiger  Weise  diese  grossen  Sammdwerite 
sich  zulegen.  Hat  hier  der  Kolportagebuchhandel 
in  grossem  Umfange,  besonders  auch  für  die 
Volksbildung,  recht  vorteilhaft  gewirkt,  so  ver- 
treibt er  auf  der  anderen  Seite  mit  gleichem 
geschäftlichen  Erfolg  eine  Schundlitteratnr,  de- 
ren Verbreitung  nichts  weniger  als  erwünscht 
ist.  Das  GMd,  das  die  unteren  Klassen  für 
Kriminalromane  und  dergleichen  ausgeben, 
könnte  um  vieles  zweckmässiger  für  die  An- 
schaffung guter  Bildongsschrfiten  verwendet 
werden. 

Können  gute  Schriften  in  grossen  Massen 
verbreitet  werden,  so  können  sie,  selbst  wenn 
sie  noch  ein  Honorar  für  den  Verfasser  zn  tragen 
haben,  noch  mehr  aber,  wenn  dies  nicht  mehr 
der  Fall  ist^  auch  sehr  billig  abgegeben  werden. 
Je  grösser  der  Absatz,  um  so  mehr  nähern  sich 
die  Herstellungskosten  dem  Pttpierpreise  ein- 
schliesslich der  Kosten  des  Vertriebes.  Das 
Hauptaugenmerk  wäre  demnach  darauf  zu  rich- 
ten, eben  diese  Kosten  möglichst  zn  mindern, 
dabei  aber  gleichzeitig  den  Absatz  zu  steigern. 
Dieses  Ziel  kann  ausser  durch  die  Kolportage 
etc.  insbesondere  durch  Bildung  grosser  Ver- 
eine mit  Zweigvereinen  erreicht  werden,  welche 
von  vom  herein  für  eine  grössere  Verbreitung 
Gewähr  leisten  und  auch  die  kostspielige  Re- 
klame entbehrlich  machen. 

Die  besten  Resultate  hat  derjenige  gewerbs- 
mässig betriebene  Buchhandel  bislang  gehabt, 
der  ans  eigener  Initiative  Volksauwaben  ku 
billigen  Preisen  veranstaltete.  Msa  denke  nur 
bei  uns  in  Deutschland  an  die  geradezu  erstaun- 
lich billigen  und  in  Hnnderttausenden  von 
Exemplaren  abgesetzten  Ausgaben,  wie  Meyers 
Volksbücher,  Beclams  Universalbibliothek,  Hen- 
dels Bibliothek  der  Gesamtlitteratnr ,  Volka- 
bibliothek  des  Lahrer  hinkenden  Boten,  die 
Sammlung  Göschen,  Webers  Katechismen,  iUo»- 
trierte  deutsche  Handwerkerbibliothek,  Volks- 
bücher der  Gesundheitspflege,  zu  denen  neuer- 
dings die  Volksbücher  der  Rechts-  und  Staats- 
kunde hinzugekommen  sind  n.  v.  a.  m.  Es 
fehlt  also  dem  deutschen  Publikum  an  billigem 
und  gutem  Bildungsstoff,  für  dessen  Bearbeitung^ 
immer  mehr  wissenscht^iche  Kräfte  ersten 
Ranges  gewonnen  werden,  dnrchans  nicht.  Die 
Aufgabe  der  Volksbildnngsvereine  auf  diesem 
Gebiete  kann  sich  im  wesentlichen  darauf  be- 
schränken, den  Verlegern  und  Autoren  mit 
Wünschen  und  Erfahrungen  zur  Seite  zn  stehen 
und  durch  Preisausschreiben  die  popnlärwissen- 
schaftlich-Utterarische  Produktion  zu  beleben. 
Auch  der  Massenbezug  derselben,  der  eine  noch 
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weitere  VerbUlignsf^  bringt,  kann  Ton  den  Yolks- 
bildimgsTereinen  noch  zweckmässiger  organisiert 
werden. 

c)  Volksblbliotheken  und  Ijesehallen. 
Die  Anschaffong  grosserer  nnd  tenerer  Werke 
ist  selbst  bei  einem  Hassenabsatz  den  Unbe- 
mittelten verschlossen.  Die  vielfach  ttblich 
gewordene  Anschaffung  in  Liefemngen  nnd 
das  Abzahlnngsgescbtut  haben  ihre  grossen 
Schattenseiten.  Hier  können  nnr  Yolksbiblio- 
theken  nnd  Lesehallen  wirklich  Erspriessliches 
leisten.  Neben  dem  Arrangement  von  Vortragen 
ist  die  Gründung  von  Bibliotheken  für  das 
grosse  Publikum  die  wichtigste  Auf^be  un- 
serer VolksbüdungsTereine  und  zwar  eine  Auf- 
gabe, in  der  die  Vereinsthfttigkeit  der  ünter- 
statznng  Ton  Staat  nnd  Gemeinde,  von  Stif- 
tungen und  sonstiger  privater  Wohlthätigkeit 
unbedingt  bedarf.  In  dieser  Beziehung  sind 
wir  in  Deutschland,  wenn  auch  die  Volks- 
bildungsvereine  unablässig  Anstrengnn^n  nach 
jeder  Sichtung  hin  gemacht  haben,  hinter  an- 
deren Knlturstaaten  wie  England  nnd  Amerika 
ganz  kolossal  zurückgeblieben.  Volksbiblio- 
theken, wenn  auch  in  noch  so  bescheidenen  Um- 
fingen, mfissten  eigentlich  in  allen  Orten  be- 
stehen. In  den  mittleren  nnd  grösseren  Städten 
mfissten  des  weiteren  geräumige,  freundliche, 
gut  beleuchtete  nnd  geheizte  Lesehallen  unter- 
halten werden.  Das  Ansleihegeschäft  nnd  die 
Ausleihebedingnngen  mttssen  frei  von  burean- 
kratischer  Umständlichkeit  nnd  so  eingerichtet 
werden,  dass  jeder  Zeit  die  Bibliotheken  auch 
für  die  ärmsten  Klassen  benutzbar  sind.  Der 
Staat  hat  bislang  fflr  solche  Kultnrzwecke 
sehr  wenig  gethan,  nnd  nnr,  wenn  politische 
Oerichtspnnne  in  Frage  kamen,  wie  z.  B. 
der  Schutz  der  deutschen  Ostmarken,  hat  er 
auf  diesem  Gebiete  eine  grössere  Energie  und 
eine  offenere  Hand  bewiesen.  Das  wenige,  was 
bislang  fttr  Volksbibliotheken  nnd  Lesehallen 
geschaffen  worden  ist,  hat  also  die  freie  Ver- 
einsth&tigkeit  nnd  hie  und  da  anch  die  Kom- 
mune mit  bescheidenen  Mitteln  leisten  müssen, 
üeberall  aber  erblickt  man  nnr  die  ersten  An- 
fänge. Auf  dem  platten  Lande  sind,  obgleich 
feride  fttr  Dorfbibliotheken  in  den  letzten 
ahren  eine  lebhafte  Propaganda  gemacht  wor- 
den is^  Tiel&tch  nicht  einmal  solche  Anfänge 
vorhanden.  Wo  Volksbibliotheken  und  Lese- 
hallen der  öffentlichen  Benutzung  zur  Ver- 
fflgnng  stehen,  haben  fast  immer  die  Volks- 
bißnngsvereine  die  Anregung  und  die  hanpt- 
sichlicDsten  Mittel  hergegeb«^.  Es  hat  glück- 
licherweise in  der  allerletzten  Zeit  an  erfreu- 
lichen Anzeichen  nicht  gefehlt,  dass  die  kom- 
munale Sozialpolitik  sich  endlich  dieses  Ter- 
en  Gebietes  annimmt 


Die  Beform  auf  diesem  Gebiete  ist  flbrigens 
nicht  nnr  um  deswillen  eine  so  lanji^same  ge- 
wesoi,  weil  es  an  der  gemeinntttzigen  f^r- 
sorge  fehlte,  sondern  auch  nm  deswillen,  weil 
die  unteren  Klassen  selbst  eine  arge  Interesse- 
losigkeit an  den  Tag  legten.  Aber  dieser  Wider- 
stand kann  nicht  von  beut  auf  morgen  ge- 
brochen werden.  Hier  bedarf  es  einer  lang- 
samen und  zähen  Arbei^  die  besonders  durch 
die  Vortxagsknrse,  die  immer  wieder  auf  die 
Notwendigkeit  von  Lektüre  nnd  Selbststudium 
hinweisen,  unterstützt  werden  kann.  Ob  die 
Gesdimacksrichtung   des   Publikums,   das   die 


Bibliotheken  und  Leseballen  frequentiert,  eine 
gute  oder  weniger  gute  ist,  ist  fürs  erste  eine 
nebensächliche  Fra^.  Die  in  allerjüngster  Zeit 
untersuchte  Statistik  der  Benutzung  hat  aller- 
dings sehr  eigfentflmliche  Ergebnisse  gehabt. 
Sie  wird  übrigens  lokal  sehr  verschieden  sein, 
ebenso  wie  die  Statistik  der  Besucher  nach  Ge- 
schlecht und  Berufsgattnn^.  Die  Stärke  der 
Benutzung  solcher  Volksbibliotheken  wird  ausser 
durch  Art  und  Meng^  des  gebotenen  Lesestoff 
auch  durch  deren  örtliche  Lage,  Ausleihbedin- 
gnngen,  Zeit  der  Benntzbarkeit,  Dienstfertijrkeit 
des  Personals  etc.  bedingt  Im  allgemeinen  findet 
der  unterhaltende  Lesestoff  den  meisten  Zu- 
spruch. Viele  Bibliotheken  werden  verhältnis- 
mässig wenig  durch  Angehörige  der  unteren 
Klassen,  insbesondere  aus  Arbeiterkreisen,  be- 
sucht Bei  anderen  ist,  insbesondere  bei  ge- 
eigneter Lage,  der  Besuch  aus  diesen  Kreisen 
ein  erfreulicher.  Meist  stellt  das  weibliche  Ge- 
schlecht ein  verhältnismässig  starkes  Kontingent 
Der  Prozentsatz  der  Arbeiter,  welche,  wenn  sie 
abends  ermüdet  ans  der  Fabrik  nach  Hanse 
kommen,  noch  ein  Buch  in  die  Hand  nehmen 
wollen,  ist  nicht  |:erade  gross.  Und  anch 
der  Sonntag  wird  nicht  gern  der  Lektüre  g[e- 
widmet :  fehlt  es  nicht  an  Neigung  nnd  Zeit, 
dann  oft  an  einem  Platze,  wo  nngestSrt  ge- 
lesen werden  kann.  Darum  haben  Sber  Biblio- 
theken, welche  von  den  unteren  Klassen  nicht 
stark  besucht  werden,  noch  keineswegs  ihren 
Zweck  verfehlt,  insofern  sie  überhaupt  nur  ge- 
nügenden Zuspruch  finden.  Denn  durch  diese 
wenigen  Besucher  wird  unter  Umständen  mittel- 
bar oder  unmittelbar  die  gewonnene  Bildunc: 
in  weitere  Kreise  getragen.  Selbstverständlich 
haben  die  BiblioUieksvorstände  nnd  die  sie 
unterstützenden  Vereine  der  Auswahl  der  an- 
zuschaffenden Bücher  eine  besondere  Aufmerk- 
samkeit zu  widmen.  Hierfür  sind  Musterkata- 
loge verfasst  worden  und  gleichzeitig  Mnster- 
benutznngsordnnngen.  Unter  Umständen  kum 
auch  ein  Austausch  der  Bücherbestände  von 
Bibliothek  zu  Bibliothek  zweckmässig  sein  in 
der  Form  der  so^nannten  Wanderbibliotheken. 
Die  grossartigen  Erfolge,  die  man  in  Eng- 
land und  Nordamerika  mit  den  öffentlichen  Lese- 
hallen gemacht  hat,  hat  viele  zu  der  Ansicht 
verführt,  dass  die  älteren  Volksbibliotheken  der 
Lesehalle  ge^nüber  minderwertig  seien.  Diese 
Ansicht  ist  irrtümlich.  Die  Volksbibliotheken 
und  Lesehallen  sollen  nebeneinanderbestehen,  nm 
sich  gegenseitig  zu  ergänzen.  Sie  sind  in  ihrem 
Wesen  nnd  in  Oiren  Aufgaben  verschieden.  Die 
Volksbibliothek  versorgt  Haus  und  Familie  mit 
geistiger  Nahrung  und  dient  hauptsächlich  für 
die  langen  Winterabende,  unter  Umständen  auch 
für  gemeinsame  Lektüre.  Die  Domäne  der  Lese- 
hallen dagegen  sind  Zeitungen,Zeitschriften,Nach- 
schlagewerke,  Lexika,  Bildwerke  etc.,  kurz  alles, 
was  an  dem  Orte  bleiben  mnss,  wo  es  benutzt 
wird.  Die  Lesehallen  ermöglichen  freilich  besser 
die  Kontrolle  über  die  benutzten  Bücher,  Zeit- 
schriften nnd  Zeitungen,  nnd  diese  leiden  durch 
die  Benutzung  an  Ort  nnd  Stelle  weniger,  als 
wenn  sie  ins  Hans  und  in  die  Familie  gebracht 
werden.  Was  man  in  den  Lesehallen  Best,  ist 
meist  flüchtige  Kost  mit  geringerem  Bildungs- 
wert als  dem  der  entliehenen  Büoher.  Ausserdem 
eignen  sich  die  Lesehallen  schon  wegen  der 
Kosten  nur  fttr  die  grösseren  Orte,  und  da  die 
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Benntzongszeit,  besonders  für  die  Arbeiterbe- 
TOlkernng,  eine  ganz  beschränkte  ist,  meistens 
nur  die  paar  Feierabendstnnden  in  Frage 
kommen,  so  sind  selbst  die  geräumigsten  Lese- 
hallen zeitweilig  überfüllt.  Sobald  aber  die 
Benutzer  merken,  dass  sie  nicht  immer  Platz 
finden  und  oft  auf  Platz  und  Lektüre  warten 
müssen,  ziehen  sie  vor,  gar  nicht  mehr 
hin  zu  gehen.  Nur  wirkUch  nach  jeder 
Richtung  liin  TorzUglich  ausgestattete  Lese- 
hallen, die  noch  dazu  in  den  Grossstädten  ia 
grösserer  Anzahl  Torhanden  sein  müssen,  er- 
füllen ihren  Zweck.  Die  Volksbibliothek  ist 
also  an  Stelle  der  Lesehalle  bezw.  neben  den- 
selben durchaus  nicht  zu  entbehren  und  dürfte 
für  wirklich  gediegene  Bildungsbedürfnisse  auch 
heute  noch  den  Vorzug  verdienen.  Die  Er- 
fahrungen, die  man  mit  beiden  in  den  einzelnen 
Knltnrstaaten  gemacht  hat,  sind  sehr  ver- 
schiedene. In  England  h&lt  sich  jeder  Arbeiter 
eine  Zeitung.  Er  liest  in  den  Lesehallen  des- 
wegen Journale  und  Bücher.  In  Deutschland 
werden  in  den  Lesehallen  ganz  vorwiegend 
politische  Zeitungen  gelesen,  weU  eben  Ar- 
beiterbewegung und  Arbeiterinteressen  vor- 
wiegend politische  sind.  Und  ähnliche  Ver- 
schiedenheiten zeigen  sich  auch  in  anderen 
Staaten,  je  nach  den  nationalen  Eigenheiten. 
Bei  uns  z.  B.  hat  der  Arbeiter  für  Sport  und 
Sportblätter  nur  ein  minimales  Interesse.  In 
Grossbritannien  hat  die  Sportmanie  alle  Sllasaen 
der  Bevölkerung  gleichmässig  erfasst.  Diese 
wenigen  Andeutungen  dürften  genügen,  um  zu 
beweisen,  dass  allgemeine  Regeln  sich  hier 
kaum  aufstellen  lassen. 

dl  Volksunterhaltungsabende.  Der  so- 
zialpolitische Zug  des  Volksbildnngswesens  und 
der  hierfür  thätigen  Vereine  zeigt  sich  am 
meisten  in  den  Yolksunterbaltungsabenden,  d.  h. 
denjenigen  festlichen  Veranstaltungen,  die  den 
Schwerpunkt  auf  die  Darbietung  musikalischer 
und  deklamatorischer  Gaben  legen.  Der  Erfolg 
solcher  Unterhaltungsabende  hat  bewiesen,  dass 
den  weiteren  Kreisen  der  Bevölkerung  die  an 
das  Oemüt  sich  wendende  Unterhaltung  näher 
lie^  als  die  den  Qeist  in  Anspruch  nenmende 
Belehrung.  Hier  kommt  es  in  erster  Linie  auf 
ein  vielseitiges,  recht  abwechslungsreiches  Pro- 
gramm an,  das  ein  möglichst  grosses  und  ver- 
schiedenartiges Publikum  fessät.  Gerade  der 
gemeinsame  Gennss  solcher  Unterhaltungen 
wirkt  sozial-versöhnlich.  Man  hat  in  den  letzten 
Jahren  an  sehr  vielen  Orten  Deutschlands  ausge- 
zeichnete Erfolge  mit  den  Volksunterhaltnngs- 
abenden  gehabt  und  den  unteren  Klassen  auf  diese 
Weise  eine  Reihe  vonWinterabenden  in  der  harmo- 
nischsten Weise  verschönen  können.  Auch  hier 
müssen  in  erster  Linie  lokale  Kräfte  herange- 
zogen werden,  doch  hat  man  auch  mit  VVander- 
deklamatoren  und  dergleichen  gelungene  Ver- 
suche gemacht.  Für  patriotische  Zwecke  sind 
Tum-  und  Gesangvereine,  Dilettantenkapellen 
tind  Festredner  heranzuziehen,  und  überall 
spielt  die  Musik  die  erste  Rolle.  Was 
das  Eintrittsgeld  anbetrifft,  so  lehrt  die  Er- 
fahrung, dass  es  nicht  zweckmässig  ist,  ganz 
auf  dasselbe  zu  verzichten.  Eine  bescheidene 
Eintrittsgebtthr  erhöht  die  Wertschätzung  des 
Gebotenen.  Ob  damit  die  Kosten  ganz  gedeckt 
werden  oder  nur  zum  Teil,  ist  eine  sekundäre 
Frage.    Oft  wird  man  ohne  Vereins-  und  kom- 


munale Unterstützung  nicht  auskommen.  Da, 
wo  wirklich  grosse  Säle  znr  Verfügung  stehen, 
decken  selbst  die  bescheidensten  Eintrittsgelder 
nicht  selten  alle  Kosten.  Die  kommunale  Unter- 
stützung, für  die' vielleicht  die  Erträgnisse  der 
kommunalen  Vergnügungssteuern  verwendet 
werden  könnten,  muss  besonders  bei  der  Be- 
reitstellung geeigneter  Säle  eintreten.  Städtische 
Theater  können  durch  Sonntagnachmittagsvor- 
stellniigen,  billige  Klassikeranfftthmngen  u. 
dergl.  Ausgezeichnetes  leisten. 

Man  wird  voraussichtlich  in  Zukunft  bei 
allen  diesen  genannten  Veranstaltungen  nicht 
stehen  bleiben,  sondern  auch  besondere  Volks- 
heime als  Sammelpunkte  des  Volksbildnngs-  and 
Unterhaltungswesens  schaffen.  An  Volksthe- 
ater, Volksparks,  an  Volksklubs  u.  dergl.  hat 
man  bereits  gedacht,  und  in  einzelnen  Gross- 
städten hat  man  nach  englischem  Muster  Volks- 
heime für  alle  diese  verschiedenen  Zwecke 
ernstlich  in  Aussicht  genommen. 

Einige  Volksbildungsvereine  befassen  sich 
endlich  auch  mit  der  Förderung  von  Arbeiter- 
nnd  Ferienkolonieen,  Errichtung  und  Unter- 
haltung von  Kinder-  und  Lehrlingsheünen, 
Frauenarbeits-,  Koch-  und  Wirtschaftsschulen, 
Volksbädem,  Pflege  des  Sparsinns  u.  dergL  m. 
Diese  weiteren  Ziele  der  gemeinnützigen  Ver- 
einsthätigkeit  seien  hier  nur  der  Vollständigkeit 
halber  erwähnt. 

3.  Die  Verbreitnng  der  Y.  —  Stotis- 
tigcheB.  Eine  umfassende  Statistik  des  Volks- 
bildungsvereinswesens zu  geben,  ist  unmöglich. 
Es  muss  hier  auf  die  umfangreiche  Speciaflitte- 
ratnr  verwiesen  werden.  Nur  einige  kurze  An- 
gaben thatsächUcher  Art  können  hierPlatz  finden. 
An  der  Spitze  des  deutschen  Volksbildongs- 
vereinswesens  steht  die  1871  zu  Berlin  ge- 
gründete „Gesellschaft  für  Verbreitnng  von 
Volksbildung",  die  alle  Bestrebungen  der  volks- 
tümlichen Bildungsarbeit  in  sich  vereinigt.  Der 
Gesellschaft  gehörten  nach  letzter  Zälunng  12 
Verbände,  11  Zweigvereine,  2103  körperschaft- 
liche Mitglieder  und  3425  persönliche  Mitglieder 
an.  Die  verbände  umfassten  814  Vereine,  die 
Zweigvereine  64  Vereine,  und  ausserdem  ge- 
hörten als  direkte  körperschaftliche  Mitglieder 
1262  Vereine  zur  GeseUschaft.  Insgesamt  nm- 
fasste  die  GeseUschaft  2103  Vereine.  Die 
grössten  Provinzialverbände  sind  der  schlesische 
und  der  rheinisch-westfälische.  Der  grösste  Lan- 
desverband mit  206  Vereinen  ist  der  f&r  das  König- 
reich Sachsen.  Um  die  Volkskreise,  auf  die 
sich  die  Wirksamkeit  der  Gesellschaft  erstreckt, 
kennen  zu  lernen,  dürften  folgende  Zahlen  lehr- 
reich sein.  Von  der  „Gesellschaft  für  Ver- 
breitnng von  Volksbildung"  ressortierten :  426 
Bibliotheks-  und  Lesevereine,  242  Gewerbever- 
eine, 144  Bildungsvereine,  l31  Lehrervereine, 
126  Schulrorstände,  102  Kaufmännische  Ver- 
eine, 100  Bürgervereine,  90  Genossenschaften, 
79  Arbeitervereine,  74  Handwerkervereine,  72 
Gemeinnützige  Vereine,  63  Gewerkvereine,  52 
Kriegervereine,  60  Wissenschaftliche  Vereine, 
44  I^gen,  42  Kirchen  vorstände. 

Neben  der  Gesellschaft  zur  Verbreitnng  von 
Volksbildung  beschäftigten  sich  mit  der  Frage 
der  Volkäbibliotbeken  und  Bücherhallen  die 
1791  gegründete  „Comenins-Gesellschaft"  nnd 
die  „Gesellschaft  für  ethische  Kultur",  welche 
1793  in  Thätigkeit  trat 
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Die  Gesellschaft  für  Verbreitmig  Ton  Volks- 
bildung giebt  eine  besondere  Zeitschrift,  Der 
Bildungsverein,  die  jetzt  im  31.  Jahrgang  er- 
scheint, heraus.  In  den  ausfuhrlichen  Jahres- 
berichten der  Gesellschaft  finden  sich  über  das 
Vortragswesen,  die  Volksunterhaltungsabende 
und  die  BUcberhallen  vielerlei  interessante  Au- 

gtben.  Allein  im  Jahre  1900  wurden  470  neue 
ibUotheken  Ton  der  Gesellschaft  begrüadet  und 
177  weitere  Bibliotheken  von  ihr  unterstützt 
Von  1892 — 1900  sind  die  entsprechenden  Zahlen 
1^9  bezw.  520,  zusammen  also  1749  gegründete 
bezw.  unterstützte  Volksbibliotheken.  Oeffent- 
liche  Lesehallen  giebt  es  in  Deutschland  in 
etwa  40  Städten,  doch  war  hierfür  eine  genaue 
Statistik  nicht  zu  erhalten.  Für  die  Volks- 
bibliofheken  und  Lesehallen  in  den  grösseren 
deutschen  Städten  werden  fast  allenthalten  kom- 
mimale  Zuschüsse  bezahlt.  Dazu  treten  mehr- 
fache Stiftungen,  von  denen  die  grösste  in  Essen 
ist  (Bibliothdk  mit  35  Angestellten,  1898  von 
Krupp  gegründet).  Ferner  giebt  der  Verband 
der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften 
alljährlich  grössere  Summen  (60—80000  Mark) 
ftr  Volksbildnngsz wecke  aus.  1899  hat  Preussen 
im  Staatshanshut  öOOOO  Mark  für  Unterstützung 
Ton  Volksbibliotheken  eingesetzt  Auch  andere 
bondesstaatliche  Kegierungen  (z.  B.  die  säch- 
sische mit  einer  Jahresausgabe  von  20000  Mark 
für  Volksbibliotheken)  unterstützten  direkt  oder 
indirekt  die  Gründung  von  Volksbibliotheken. 

Ganz  besonders  gross  ist  die  Thätigkeit 
der  Gesellschaft  für  Verbreitung  von  Volks- 
bildung, die  jetzt  über  ein  Vermögen  von  bei- 
nahe 400000  Mark  verfügt  und  jährlich  etwa 
90—100000  Mark  ausgeben  kann,  auf  dem  Ge- 
biete der  Herausgabe  von  Vereinsschriften  aller 
Art  gewesen.  Besonders  ragen  in  dieser  Rich- 
tung die  Aufsätze  und  Broschüren  von  dem 
jetzigen  Greneralsekretär  der  Gesellschaft  J.  Tews 
hervor. 

Einige  deutsche  Vereine,  von  denen  freilich 
verschiedene  wieder  eingegangen  sind,  beschäf- 
tigen sich  mit  der  Massenverbreitung  guter 
Sdiriften.  Der  bekannteste  der  Art  ist  der 
1889  in  Weimar  gegründete  „Verein  für  Massen- 
verbreitung guter  Schriften".  Aehnliche  Ver- 
eine giebt  es  in  der  Schweiz,  in  Bern,  Basel 
und  Zürich,  und  Oesterreich  (der  österreichische 
Volksbildungsverein,  gegründet  1848).  In  Oester- 
reich tujd  der  Schweiz  ist  auch  das  Arbeiter- 
bil dnngsvereins Wesen ,  insbesondere  das  unter 
sozialdemokratischer  Leitung  stehende,  stark 
entwickelt 

Was  die  Volksbibliotheken  im  Auslände  an- 
betrifft, so  sind  die  Länder  englischer  Zunge 
Deutschland  weit  überlegen.  Grossbritannien 
ist  mit  einem  Netz  grosser  VolksbibUotheken 
mit  zaidreichen  Filialen  ganz  überspannt,  und 
auf  Grund  einer  besonderen  kommunalen  Biblio- 
theksstener  verwenden  die  Städte  alljährlich  mehr 
als  !','<  Millionen  Mark  für  Bibliothekszwecke. 
England  soll  600—700  Bibliotheken  mit  einem 
BQcherbeetand  von  über  6  Millionen  Bänden 
haben.  Auf  etwa  120000  Einwohner  kommt 
eine  Volksbibliothek.  Auch  die  Joumallesesäle 
sind  dort  in  grossartiger  Weise  entwickelt  Er- 
staonlich  sind  die  benutzungs  -  statistischen 
Zahlen.  Die  Stadt  Manchester  allein,  die  die 
älteste  Volksbibliothek  hat  und  eine  viertel  Million 
Mark  fQr  diese  Zwecke  jährlich  ausgiebt,  verleiht 


700000  Bände  pro  Jahr.  In  den  Lesesälen 
werden  mindestens  ebensoviel  Bände  ausgegeben. 
Auch  in  den  englischen  Kolonieen,  besonders  in 
Australien  und  lieuseeland,  ist  das  Volksbiblio- 
thekswesen mustergUtig  entwickelt  Ebenso 
wie  die  üniversitätsausdehnungsbewegung  sind 
speciflsch  englische  Einrichtungen  die  allge- 
meinen Gesellschafte-  und  Klubhäuser,  mit  denen 
Leseballen  und  Volksunterhaltungsabende  ver- 
bunden werden;  die  sog.  „ToynbeehaUs",  nach 
dem  Gründer  Toynbee,  der  in  den  80er  Jahren 
das  erste  derartige  lustitut  in  London  gründete, 
80_  genannt  Gegenwärtig  giebt  es  37  solcher 
Einrichtungen  in  Grossbritannien  und  einige 
70  in  den  Vereinigten  Staaten. 

Eine  noch  grössere  Bedeutung  haben  die 
Volksbibliotheken  in  Nordamerika  erlangt.  Sie 
sind  dort  bis  in  die  kleinsten  Ortschaften  vor- 
gerückt Im  Jahre  1891  wurden  nicht  weniger 
als  3803  Bibliotheken  von  mindestens  je  lUOO 
Bänden  gezählt.  In  dem  allerdings  au  der  Spitze 
marschierenden  Staate  Massachusetts  waren  von 
den  352  Stadt-  und  Landgemeinden  1892  nur 
noch  65  und  1893  nur  noch  53  ohne  eine  öffent- 
liche Bibliothek.  In  den  Bibliotheken  dieses 
kleinen  Staates  (2'/»  Millionen  Einwohner)  waren 
nach  dem  Bericht  von  1891/93  2'/,  Millionen 
Bände  vorhanden,  und  es  wurden  1891/92  für 
die  Bibliotheken  2'/,  Millionen  Mark  aufge- 
wendet. Die  öffentliche  Bibliothek  der  Haupt- 
stadt von  Massachusetts,  Boston,  hat  einen  Etat 
von  700000  Mark. 

Auch  in  Frankreich  sind  die  Volksbiblio- 
theken frühzeitig  durch  den  Staat  befördert 
worden.  Dort  hat  man  im  glänzen  Lande  Schnl- 
bibliotheken  errichtet,  die  auch  den  Erwachsenen 
zu  gute  kommen.  Den  französischen  Volksbiblio- 
theken  wird  von  kompetenter  Beurteilung  ein 
grosser  Einflnss  auf  die  nationale  Gesinnung 
zugewiesen. 

Litteratar:  Die  betten  Uebertichten  gewähren 
die  beiden  AuftäUe  von  J.  Tews  »DetUsche 
Volktbildungtvereine«  und  » Vblktbibliotheken« 
in  Bein»  Enryklopädiechem  Bandbuch  der  Pä- 
dagogik, Langentaha  1S99.  Dort  finden  tieh 
auch  zahlreiche  weitere  Läteraturangaben.  — 
Bd.  Keyer,  Handbuch  des  Volktbildungnceeen», 
SluUgaH  1S96.  —  H.  S.  Volker,  Handbuch 
der  deutschen  Volkebüdungtbettrebungen,  Zürich 
1S9S.  —  Ver  Bildungsverein,  HauptbloM 
fär  das  freie  Fortbüdungswesen  in  Deutschland. 
1 — SO.  Jahrgang,  Berlin  187ijl900.  —  «T.  Tews, 
Freiwillige  Bildungsarbeit  in  Deutschland,  Ber- 
lin 1896.  —  Rosa,  OeffenÜiche  Bücher-  und 
Lesehatten,  Hamburg  1897.  —  Sörreiiberg, 
Die  BücherhaUenbewegung,  Berlin  1898.  — 
Huppert,    Oegenüiche   Lesehallen,    Cöln  1899. 

—  E.  Schwitze,  Frei«  öffentliche  Bibliotheken, 
Yolkabibliotheken  und  Lesehallen,    Stettin   1900. 

—  P.  F.  Aschrott,  Volksbibliothek  und  Lese- 
halle, eine  kommunale  Veranstaltung,  Berlin 
1896.  —  0.  Bonfort,  Das  Bibliothekswesen  in 
den  Vereinigten  Staaten,  Hamburg  1896.  — 
Ernst  SekuUie,  Englische  VolksbibUotheken^ 
Berlin  1898.  —  Den  Art.  Volksbildungs- 
vereine  in  der  ersten  Auflage  dieses  Hand- 
wörterbuchs hatte  «f.  X«kr  bearbeüeL  Der 
Unterzeichnete  hat  seinen  Aufsatz  frei  benutzt^ 
was  die  thatsäehlichen  Angaben  aber  anbetrifft, 
ihn  aru  Raummangel  stark  karten  müssen. 

Btenner, 
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n. 
Katholische  Arhelterrereine. 

1.  Das  Dentsche  Reich,  Oesterreich  und  die 
Schweiz.  2.  Das  Ausland.  Frankreich,  Belgien, 
Italien,  Spanien,  England  nnd  Nordamerika. 

1.  Das  deateche  Reich,  Oesterreich 
und  die  Schweiz.  Arbeitervereioe, 
Jugendvereinigungen,  Arbeite- 
rinnenvereine, Mägdehäuser,  Mad- 
chenschutzverein,  Vereine  für 
kaufmännische  Gehilfen,  Lehr- 
linge und  Gehilfinaen.  In  dem 
•weitverzweigten  katholisch-sozialen  Vereins- 
wesen nehmen  nebea  den  öesellen- 
vereinen,  über  welche  oben  Bd.  IV 
S.  199  ff.  bereits  berichtet  wurde,  die  ka- 
tholischen Arbeitervereine  die  erste 
Stelle  ein.  Die  ältesten  derselben  •wurden 
schon  in  den  60  er  Jahren  des  abgelau- 
fenen Jahrhunderts  infolge  der  Lassalle- 
schen Arbeiterbewegung  als  christlich-soziale 
Vereine  gegründet,  welche  auch  Nichtkatho- 
liken  den  Eintritt  nicht  verwehrten.  Als 
jedoch  seit  1881  evangelische  Arbeiterver- 
eine gebildet  wurden,  nahmen  auch  die 
katholischen  einen  rein  konfessionellen  Cha- 
rakter und  Namen  an.  Seitdem  haben  sich 
die  katholischen  Arbeitervereine  bedeutend 
vermehrt.  Ende  1899  bestanden  im  Deut- 
schen Reiche  944  Vereine  mit  ca.  170000 
Mitgliedern.  Nachdem  dieselben  sich  schon 
längst  nach  DiCzesen  verbunden  zusammenge- 
schlossen, haben  sich  in  neuerer  Zeit  auch 
grössere  Verbände  derselben  gebildet  1893 
wurde  der  Verband  der  Arbeitervereine 
Süddeutsc^ands  mit  56  Vereinen  gegründet, 
dem  heute  320  Arbeitervereine  mit  52000 
Mitgliedern  angehören.  Das  Verbandsorgan 
»Der  Arbeiter«  in  München  hat  24000 
Abonnenten.  1897  wurde  in  Berlin  der 
Verband  der  katholischen  Arbeitervereine 
Nord-  und  Ost-Deutschlands  gegründet,  der 
heute  95  Vereine  mit  rund  15000  Mitgliedern 
zählt  Auch  dieser  Verband  besitzt  ein  Organ 
>Der  Arbeiter«  in  Berlin,  dessen  Auflage 
zur  Zeit  14000  beträgt  Neuestens  ist  auch 
ein  Westdeutscher  Verband  in  der  Bildung 
begriffen.  Das  Verbandsoi^;an  desselben 
ist  die  »Westdeutsche  Arbeiterzeitung«  in 
M.  Gladbach.  Im  Verlag  derselben  erscheint 
auch  eine  billige  Arbeiterbibliothek,  von  der 
bereits  folgende  Hefte  ausgegeben  wurden: 
1.  und  2.  Christliche  Gewerkvereine.  3.  So- 
ziale ünterrichtskurse  für  Arbeiter.  4  Die 
Aufgaben  der  Arbeitervertreter  in  den 
Krankenkassen.  Der  Hauptzweck  der  ka- 
tholischen Arbeitervereine  ist  der  religiöse 
Schutz  der  Arbeiter.  Daneben  ■wurde  in 
denselben  seit  jeher  die  allgemeine  Bildung 
und  Geselligkeit  sowie  das  ünterstützungs- 
wesen  gepflegt.  Mit  dem  Zusammensdüuss 
der  Verronde  hat  auch  das  Eassenwesen 


eine  grössere  Ausdehnung  und  Zusammen- 
schluss  erfahren.  Die  Central-Eiankengeld- 
zuschusskasse    zu   Düsseldorf    hatte  Ende 

1899  nach  4  jährigem  Bestand  86  örtliche 
Verwaltungsstellen  mit  5833  Mitgliedern. 
An  Krankengeld  "wurden  1899  ausgezahlt 
78449  Mark.  Die  1895  in  Kök  gegründete 
Central-Sterbekasse  »Leo«  hatte  1899  be- 
reits 1658  Mitglieder.  Die  Kasse,  auf  ver- 
sicherungstechnischer Grundlage  aufgebaut, 
verfügte  Ende  1898  über  ein  Versicherungs- 
kapital von  125175  Mark.  Die  Krankenzu- 
schusskasse  der  katholischen  Arbeitervereine 
Süddeutschlands  zählte  1899  in  51  ange- 
schlossenen Vereinen  3212  Mitglieder.  In 
den  letzten  Jahren  haben  die  Gewerkver- 
einsbestrebungen  in  den  Arbeiter-  und  Ge- 
sellenvereinen immer  mehr  Boden  gewonnen. 
Es  wurden  in  denselben  zunächst  Fachab- 
teilungen gebildet,  sodann  die  Fachabteilun- 
gen der  einzelnen  Vereine  zu  grösseren 
Verbänden  vereinigt,  aus  welchen  die  inter- 
konfessionellen christlichen  Gewerkvereine 
meist  hervorgegangen  sind.  Daher  auch 
deren  rasches  Aufblühen.  Aber  unter  den 
Gewerkvereinsbestrebungen  wurden  hier  und 
da  die  nächsten  Zwecke  der  katholischen 
Arbeitervereine  hintan  gesetzt  und  die  Ver- 
bindimg mit  denselben  gelockert  Das  hat 
die  preussischen  Bischöfe  veranlasst,  in 
einem    Pastoralschreiben    vom    22.  Aupiust 

1900  dem  Klerus  die  Pflege  der  Arbeiter- 
vereine und  einen  engeren  Anschluss  der 
Fachvereine  an  dieselben  zu  empfehlen.  In- 
folgedessen giebt  sich  wieder  ein  r^eres 
Interesse  an  den  katholischen  Arbeiterver- 
einen kund.  Auch  sind  in  der  jüngsten 
Zeit  noch  neue  entstandea  Die  grösseren 
Arbeitervereine  haben  gleidi  den  GeseUen- 
vereinen  eigene  VereinsnÄuser  mit  den  v^er- 
schiedensten  sozialen  Einrichtungen  für  die 
Arbeiter.  Einzelne  Arbeitervereine  sind 
auch  auf  dem  Gebiete  des  Arbeiter- Woh- 
nungswesens thätig  gewesen  durch  Grün- 
dung von  gemeinnützigen  Bauvereinen.  Eine 
»Präsides-Korrespondenz«,  heraus- 
gegeben von  Dr.  August  Pieper,  erscheint 
bei  der  Centralstelle  des  Volksvereins  für 
das  katholische  Deutschland  zu  Mfinchen- 
Gladbach  als  Fortsetzung  der  früheren 
»Kölner  Korrespondenz«  von  Dr.  Ober- 
dörffer. 

Neben  den  katholischen  Arbeiter-  und 
Gesellenvereinen  bestehen  zahlreiche  Ver- 
einigungen für  jugendUche  Arbeiter  und 
Lehrlinge.  Solcher  Jugendvereinigun- 
gen giebt  es  gegenwärtig  im  Deutschen 
fieich  729  mit  ca.  160000  Mit^edem.  Da- 
von sind  115  Lehrlingsvereine  und  22  Ver- 
eine für  jugendliche  Arbeiter;  die  übii^n 
sind  kirchliche  Sodalitäten,  welche  zu^eich 
auch  soziale  Zwecke  verfolgen.  Diese 
Jugendvereinigungen  sind  ebenfalls  zu  Diö^ 
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zesanverfo&oden  geeinigt  Die  verschiedenen 
DiözesanpiSsides  bilden  hinwiederum  ein 
Centralkomitee,  welches  dim;h  den  von  der 
Generalversammlung  aller  deutschen  Prä- 
sides gewählten  Vorsitzenden  die  Angelegen- 
heiten des  Oesamtverbandes  leitet  In  allen 
diesen  über  das  ganze  deutsche  Reich  ver- 
breiteten Jugendvereinigungen  wird  neben 
dem  religiösen  Schutz  der  Jugend  und  an- 
gemessener Erholung  mehr  oder  weniger 
auch  die  allgemeine  wie  gewerbliche  Fort- 
bildung gepflegt  Als  Verbandsorgan  für  die 
Präsides  dient  das  von  dem  Vorsitzenden 
herausgegebene  Korrespondenzblatt  Auch 
die  Vereine  für  jugendliche  Arbeiter  und 
Lehrlinge  besitzen  vielfach  eigene  Vereins- 
häuser, in  welchen  sich  das  Leben  derselben 
koncentriert 

Katholische  Anstalten  zur  Erziehung  der 
verwahrlosten  aus  der  Schule  entlassenen 
Jugend  bestehen  in  den  meisten  Diözesen. 
BtsBonders  genannt  seien  hier:  Haus  Hau 
bei  Gescher  i.  W.,  St  Joseph  auf  der  Höhe 
bei  Bonn  und  Marienhausen  bei  Assmanns- 
hausen.  Ebenso  bestehen  in  manchen  Diö- 
zesen eigene  Erziehungsvereine  zu 
demselben  Zwecke. 

Die  katholischen  Arbeiterinnen- 
vereine haben  sich  neben  dem  religiös- 
sittlichen  Schutz  der  jugendlichen  Arbeite- 
rinnen besonders  deren  Unterweisung  in 
Handarbeit  und  Haushaltung  zum  Ziele  ge- 
setzt Der  erste  Arbeiterinnenverein  wurde 
1868  zu  M.  Gladbach  gegründet  Ende 
1899  bestanden  ungefähr  70  Vereine  mit 
ca.  20000  Mitgliedern.  Mehrfoch  sind  im 
Anschluss  an  dieselben  Arbeiterinnenhos- 
pize (z.  B.  in  M.  Gladbach,  Aachen,  Cöln, 
Bodiolt)  gerundet  worden,  deren  bis  jetzt 
23  bestehen.  In  denselben  werden  bin- 
dere Kurse  für  Handarbeits-  und  Kochimter- 
richt  abgehalten.  Allgemeine  Jungfrauen- 
kongregationen bestehen  heute  in  allen 
grösseren  P&ui^emeinden.  Ausserdem  viele 
besondere  Vereme  für  weibliche  Dienst- 
boten mit  78  katholischen  Mägde- 
häusern, iäne  Bahnhofsmission 
wurde  von  katholischen  Damen  ins  Leben 
gerufen  für  Breslau,  CÖln  und  München, 
um  zugereisten  Dienstboten  in  den  Mägde- 
häusem  ein  vorläufiges  Untei-kommen  zu 
bieten.  Aehnliche  Zwecke  verfolgt  der 
katholische  maiianisehe  Mädchen- 
schatzverein Deutschlands,  der 
dem  katholischen  internationalen  Mädchen- 
schutzverein  mit  dem  Sitz  in  Freiburg 
(Schweiz)  angegliedert  ist  Derselbe  hat  in 
den  grösseren  StäcUen  Deutschlands  346 
AuskunftssteUen  für  alleinstehende,  zuge- 
reiste Mädchen  eingerichtet,  von  denen  95 
zugleich  üntmkiuift  und  Stellenvermittelung 
bieten.  Der  Verein  hat  einen  Führer  her- 
ausgegeben,  welcher   sämtliche  Auskunfts- 


und  Uuterkunftsstellen  im  In-  und  Ausland 
angiebt  Derselbe  ist  zu  beziehen  durch  das 
Bureau  des  marianischen  Mäddienschutz- 
vereins  in  München. 

Die  sdion  in  den  50  er  Jahren  des  ab- 
gelaufenen Jahrhunderts  entstandenen  Ver- 
eine und  Kongregationen  junger  Kauf- 
leute, welche  sich  1877  zu  einem  Ver- 
bände zusammenschlössen,  zählten  1899  ins- 
gesamt 107  Vereinigungen,  97  Vereine  und 
10  Kongregationen  mit  11260  Mitgliedern. 
Dieselben  bezwecken  neben  der  Pflege  des 
religiösen  Lebens,  der  Geselligkeit  imd  der 
Fortbildung  auch  die  gegenseitige  Hilfe- 
leistung mittels  verscMedener  Wohlfahrts- 
einrichtungen des  Verbandes,  wie  Stellen- 
vermittlung, UnterstützuDgs-,  Kranken-, 
Sterbe-  und  Reliktenkasse.  Der  Vorort  des 
Verbandes  ist  Essen.  Das  Verbandsorgan 
»Merkuria«  erscheint  jetzt  in  Berlin.  Zu 
dem  Zustandekommen  des  Gesetzes  über 
den  unlauteren  Wettbewerb  hat  der  Verband 
mitgewirkt,  auch  wurde  er  von  der  Re- 
gierung 1895  bei  den  Erhebungen  über 
Arbeitszeit  u.  s.  w.  im  Handelsgewerbe 
gutachtlich  vernommen.  Im  Anschluss  an 
die  kaufmännischen  Vereinigungen  besteht 
auch  eine  Reihe  kauf  männischer  Lehr- 
lingsvereine. 

Aehnliche  Zwecke  wie  die  Vereine 
junger  Kaufleute  verfolgen  die  seit  dem 
Gesetze  über  die  Sonntagsruhe  entstandenen 
Vereine  für  kanfmännische  Gehil- 
finnen. Der  erste  derselben  wurde  1892 
zu  M.  Gladbach  gerundet  Ende  1899 
bestanden  20  Vereine  mit  nngeföhr  2500 
Mitgliedern.  Neuestens  haben  auch  diese 
Vereine,  welche  bisher  auf  die  Pfl^e  des 
religiösen  Lebens,  allgemeine  Fortbildung 
und  angemessene  Erholung  sich  besdiränkten, 
angefangen,  sich  die  Förderung  des  Standes- 
interesses überhaupt  angelegen  sein  zu 
lassen.  Insbesondere  hat  der  Cölner  Verband 
kaufmännischer  Gehilfinnen  durch  Stdlen- 
Vermittlung,  Rechtsschutz,  Wohnnngsnach- 
weis,  Sparkasse  u.  s.  w.  damit  den  Anfang 
gemacht  Derselbe  hat  ein  eigenes  Ver- 
einshaus, das  Charitas-Haus,  in  welchem 
auch  Wohnung  gewährt  wird. 

In  Oesterreich  bestehen  253  katho- 
lische und  christlich-soziale  Arbeitervereine 
mit  41700  Mitgliedern,  darunter  befinden 
sich  20  Fachorganisationen  mit  4985  Mit- 
gliedern. Das  Centialorgan  der  christlich- 
sozialen Arbeiterschaft  Oeeterreichs  ist  die 
christlich-soziale   Arbäterzeitung   in  Wien. 

Auf  dem  Delenertentage  der  katholischen 
Arbeitervereine  der  Schweiz  zu  Baden 
(Schweiz)  1899  waren  60  Sektionen  mit 
7376  Mitgliedern  vertreten.  Das  Vereins- 
organ  »Der  Arbeiter«  zählt  3100  Abonnenten. 
Das  von  den  Vereinen  ins  Leben  gerufene 
Arbeiteisekretariat  in  Basel  wird  stark  in 
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Ansprach  fi;enommen.  Vereine  junger  Eanf- 
lente  bestehen  in  St.  Gallen  seit  1875,  in 
Basel  seit  1886,  in  Zürich  seit  1890,  in 
Bern  u.  s.  w. 

2.  Das  Ausland.  Frankreich,  Belgien, 
Italien,  Spanien,  England  nnd  Nord- 
amerika. In  Frankreich  zählt  das  1871 
gegründete  oeuvre  des  cercles  catholiques 
d'ouvriers  gegenwartig  655  Vereine  mit 
144000  Mitgliedern.  Daneben  bestehen  ca. 
2000  Vereinigungen  für  Männer  und  5000 
Vereine  aller  Art  für  Frauen,  welche  der 
1894  gegründeten  Dömocratie  dirßtienne 
angehören.  Besonders  zahlreich  sind  die 
katholischerseits  gegründeten  ländlichen  Ge- 
nossenschaften. Die  Association  catholique 
de  la  jeunesse  franpaise  zählt  36842  Jugend- 
vereinigungen mit  4158  katholischen  Fort- 
bildungsschulen, welche  in  den  grösseren 
Städten  200—300  Schüler  oder  Schüle- 
rinnen zählen.  Die  Schulbrüder  unterrichten 
ca.  40000  junge  Leute  in  ihren  Foitbildungs- 
schulen.  Auch  bestehen  171  Fortbildungs- 
schulen für  Mädchen  mit  25000  Schüle- 
rinnen, wovon  112  durch  Ordensschwestern 
und  59  durch  fromme  Damen  geleitet 
werden. 

In  Belgien  zählt  die  Ligue  d^mo- 
cratique  ca.  300  Vereinigungen  mit  ca. 
90000  Mitgliedern.  Die  besondere  F§d6- 
ration  ouvriöre  catholique  in  Lüttich  zählt 
25  Vereine  mit  6000  Mitgliedern.  Von 
1896 — 1898  wurden  15  katholische  industri- 
elle Syndikate  gegründet.  In  Antwerpen 
bestehen  3  kathohsche  Arbeitervereine  mit 
2400  Mitgliedern,  4  Handwerkergilden  unter 
dem  Namen  Vrede  mit  3800  Mitgliedern, 
eine  EünstlergUde,  der  antwerpsche  am- 
bachtslieden,  und  seit  1896  eine  katholische 
Dockervereinigung,  l'Union  professionelle  des 
Dockers.  Der  erste  katholische  Arbeite- 
rinnenverein wurde  1893  zu  Brüssel  ge- 
gründet, die  Ligue  des  femmes  chr6tiennes, 
welche  gegenwärtig  1175  Mitglieder  zählt. 
1898  wurde  zu  St.  Nicolas  im  Waeslande 
ein  Arbeiterinnenverein,  der  Vrouwenbond, 
errichtet,  welcher  992  Mitglieder  hat 
Ebenso  wurde  neuestens  in  Lüttich  eine 
Ligue  des  femmes  chrötiennes  gegründet 
Wie  in  Frankreich,  so  sind  auch  in  Belgien 
besonders  die  ländlichen  Genossenschaften 
sehr  zahlreich.  Nach  der  amtlichen  Statistik 
gab  es  1889  auf  dem  Lande  in  Belgien 
691  landwirtschaftliche  Verbände  mit  mehr 
als  50000  Mitgliedern,  199  Kaiffeisenkassen, 
602  Kauf-  und  VerkaufssteUen  und  237 
GenoBsenschaftsmolkereien,  deren  grosse 
Mehrheit  konfessionellen  Charakters  ist 
Dasselbe  gilt  von  den  zahlreichen  Fort- 
bildungsschulen, deren  nach  offizieller  An- 
gabe 1899  folgende  bestanden:  239  Haus- 
naltungsscliulen  mit  9368  Schülerinnen,  35 
Gewerbeschulen    für   Mädchen    mit    3173 


Schülerinnen,  50  Lehrwerkstätten  ftlr 
Knaben  mit  1136  Lehrlingen,  26  Hand- 
werkerfortbildungsschulen mit  2032  Lehr- 
lingen, 48  Gewerbeschulen  mit  13006,  9 
Handelskursen  mit  1684  und  6  höhere 
Fortbildungsschulen  mit  61 1  Eleven.  Ausser- 
dem bestehen  in  Belgien  ungefähr  420 
katholische  Jünglingsvereine  mit  ca.  60000 
Mitgliedern  und  120  Jungfrauenvereine  mit 
10500  Mitgliedern,  sogen,  patronages  de 
jeunes  gens  et  de  jeunes  filles. 

In  Italien  bestehen  ca.  800  katholische 
Arbeitervereine  mit  ca.  200000  Mitgliedern, 
von  denen  mehr  als  500  Vereine  dem 
Norden  angehören.  Bauernvereine  giebt  es 
200  bis  250,  ländliche  Genossenschaften, 
meist  Konsumvereine,  500  bis  600,  Vereine 
von  Kaufleuten  etwa  150.  Die  Baiffeisen- 
kassen,  casse  rurali,  wurden  in  Italien  be- 
sonders durch  den  Priester  Don  Cerutti 
in  Parma  verbreitet  Es  bestehen  deren 
gegenwärtig  etwa  1300,  welche  ebenfalls 
meist  dem  Norden  angehören.  In  Parma 
waren  schon  1898  stark  800  Kassen  ver- 
einig^. Eine  G«samtvereinigung  ist  im 
Werden.  Das  Organ  der  Kassen  ist  die  in 
Parma  erscheinende  Cooperazione  populäre. 
Den  Rückhalt  der  Kassen  bUden  die  etwa 
40  katholischen  Banken.  Eine  besondere 
soziale  Bedeutung  haben  die  weit  Ober 
Italien  hinaus  verbreiteten  Anstalten  des 
Turiner  Priesters  Don  Bosco  (f  1888),  in 
welchen  ca.  300000  Knaben  erzogen  wer- 
den. Gegenwärtig  bestehen  derselben  ins- 
gesamt mehr  als  200,  aus  welchen  jährlidi 
ca.  30  000  moralisch  und  technisch  gebildete 
Knaben,  und  zwar  meist  verwaiste  oder 
früher  verwahrloste,  hervorgehen.  Die 
ebenfedls  von  Don  Bosco  gegründete  weib- 
liche Genossenschaft  »Maria  Hilf«  leitet 
bereits  in  50  Anstalten  die  Erziehung  von 
Mädchen.  Seit  50  Jahren  haben  die  An- 
stalten Don  Boscos  sich  etwa  10  Millionen 
armer  und  verlassener  Kinder  angenommen. 

In  Spanien  sind  an  vielen  Orten 
Arbeiter-  und  Hand weikervereine  gegründet 
unter  dem  Namen  Arculos  catölicos  de 
obreros.  Die  Congregaciön  de  Maria 
Immaculata  y  S.  Louis  Gronzaga  zu  Barcelona 
hat  mit  grossem  Erfolge  ein  Arbeiterheim 
(Centro  de  S.  Pedro  Claver)  gegründet 
Das  Gebetsapostolat  in  Barcelona  unterhält 
verschiedene  Abendschulen  (Escuelas  noo- 
turnas).  In  Madrid  besteht  ein  Apostolat 
der  Presse  (El  apostolado  de  la  prensa), 
welches  monatlich  volkstümliche  Broschüren 
herausgiebt  und  verteilt" 

Unter  den  vielen  Itatholisch-charitativen 
und  sozialen  Veranstaltungen  in  England 
verdient  die  vom  Kardinal  Vaugham  von 
Westminster  vor  einigen  Jahren  ins  Leben 
gerufene  Catholic-  Social  Union  be- 
sondere   Erwähnung.     Dieselbe    bezweckt 
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besonders  für  die  ftrmeren  Ostviertel  Londons 
die  Errichtung  von  Knabenklubs  und  Mäd- 
chenheimen unter  der  Leitung  von  vomehmen 
Herren  und  Damen.  Schon  3  Monjite  nach 
der  Gründung  der  Union  bestanden  bereits 
8  Klubs  mit  1250  jungen  Leuten.  Auch 
besitzt  die  Union  im  Osten  von  London 
bereits  2  eigene  Häuser,  St  Cecilias  House 
und  St  FhiUps  Haus. 

Der  Deutsche  römisch-katholische  Central- 
rerein  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika,  welcher  Ende  1899  in  31 
Staaten  604  Vereine  mit  49  934  Mitgliedern 
z&hlte,  hat  eine  Krankenkasse,  wie  auch 
eine  Witwen-  und  Waisenkasse.  Die 
Krankenkasse  zahlte  1899  an  8084  kranke 
Mitglieder  175438  sh.,  und  an  die  Hinter- 
bliebenen von  838  gestorbener  Mitglieder 
wurden  115049  sh.  gezahlt 

Litteratnr:  fluber,  Veneichni*  der  katholüchen 
Arbeitervereine  DeuUchlamh,  Oetterreiciu  und 
der  Selneeiz,  München  1897.  —  «T.  Kuppert, 
Die  katholi*ehen  Arbeilervereine  SäddeuUch- 
tand»,  Wiirzburg  1900.  Der  Verband  kalholüch- 
kttufmännitcher  Vereinigungen  DeuUchland», 
Etten  1898.  —  Max  Turmann,  An  tortir  de 
Veröle  Pari*  1899  u.  L'Edueation  populaire, 
i\ir«  1900.  —  A.  Yermeersch,  S.  J.  Manuel 
»oeial,  Louvain  1900.  —  Veber  die  toziale  Be- 
wegung im  katholischen  Italien  vgl.  Arbeiter- 
vohl  1891  S.  55 ff.  —  J.  B.  Mehler,  Don 
Sotco»  »otiale  Schöpfungen,  Regemburg  189S. 
—  8.  J.  Antonio  Vineent,  Socialiemo  y  arar- 
quigmo.       Valeneia,    Imprenta    de  Joti  Ortega. 

Andr.  BrüU. 


m. 
ETangelische  Arbeiterrereine. 

1.  Einleitmig.  2.  Die  erste  Periode  (1882 
bis  1888).  3.  Die  Zeit  von  1888  bis  znm  Jabre  1893. 
4.  Die  Zeit  von  1893  bis  zur  Gegenwart  (1901). 

L  Einleitung.  Die  Geschichte  der  Evan- 
gelischen Arbeitervereine  lässt  sich  in  drei 
Perioden  gliedern.  Sie  beginnt  im  Jahre 
1882  und  umfasst  bis  zum  Jahre  1888  die 
Ausbreitung  im  Rheinland  und  in  Westfalen. 
In  der  zweiten  Periode  (1888—1893)  dehnen 
sich  die  Vereine  über  das  ganze  Deutsche 
Beleb  aus,  nicht  ohne  innere  Krisen  durch- 
zumachen, die  in  der  Annahme  eines  Kom- 
promissprogrammes  im  Frfihjahr  1893  vor- 
läufig zu  Ende  kommen.  Seit  dem  Jahr 
1893  ist  eine  Zeit  der  langsamen  Ausdeh- 
nung und  des  Stillstandes  festzustellen,  in 
der  zugleich  um  die  soziale  Richtung  und 
die  Ctewerkschaftsfrage  heftige  Kämpfe  aus- 
gefochten  werden.  Der  Delegiertentag  des 
Oeeamtverbandes  evangelischer  Arbeiterver- 
eine zu  Speyer  1901  hat  hier  einen  vor- 
läufigen Absdüuss  gebracht 

2.  Die  erste  Periode  (1882-1888). 
Die  Gründung  des  ersten  Evangelischen  Ar- 


beitervereines geht  vornehmlich  auf  kon- 
fessionelle Ursachen  zurück.  Der  Bergmann 
Ludwig  Fischer  in  Gelsenkirchen  und  mit 
ihm  der  Lehrer  Bischof  empfanden  es 
schmerzlich,  dass  die  mächtigen  christlich- 
sozialen  Arbeitervereine  auch  evangelische 
Arbeiter  in  ihren  Kreis  zogen  und  unter 
ihnen  eine  eifrige  und  erfolgreiche  Propa- 
ganda trieben.  Demgegenüber  galt  es,  den 
Arbeitern  evangelischen  Bekenntnisses  eine 
eigene  Heimstätte  zu  bieten,  und  so  ent- 
stand im  Mai  1882  in  Gelsenkirchen  der 
erste  Evangelische  Arbeiterverein.  Bei  den 
scharf  zugespitzten  konfessionellen  Gegen- 
sätzen in  jener  Gegend  blieben  die  Mit- 
gheder  nicht  aus;  der  neue  Verein  wuchs 
schnell  xmd  erreichte  bald  einen  ansehnlichen 
Umfang.  Es  gesellten  sich  in  derNachbM-- 
schaft  gleiche  Vereine  dazu,  und  nach 
wenigen  Jahren  zählte  man  in  Westfolen  und 
im  Rheinland 

188Ö  in  2d  Vereinen  1 1  700  Mitglieder 
1887  in  44         „         17000  „ 

Seit  1885  schlössen  sich  alle  diese  Ver- 
eine zu  einem  mit  sehr  geringen  Befug- 
nissen ausgestatteten  Provinzialverband  zu- 
sammen, der  wiederum  später  noch  in 
Kreisverbände  zerlegt  wurde.  Im  selben 
Jahre  gründete  man  als  Organ  des  Verban- 
des den  Evangelischen  Arbeiterboten  in 
Hattingen,  der  einmal,  später  zweimal 
wöchentlich  erschien.  Der  Begründer  des 
ersten  Vereines,  Bergmann  Fischer,  wurde 
als  Verbandsagent  angestellt. 

So  sind  die  Evangelischen  Arbeiterver- 
eine mitten  aus  der  Arbeiterschi^  selbst 
erwachsen,  ohne  dass  von  aussen  her,  etwa 
von  Geistlichen,  die  Anregung  zu  ihrer 
Gründung  ausgegangen  wäre.  Die  Veran- 
lassung war  zunächst  eine  konfessionelle, 
nicht  eigentlich  eine  soziale.  So  enthält 
auch  das  Gelsenkirchener  Vereinsstatut,  das 
von  den  rheinisch-westfälischen  Vereinen 
übernommen  wurde,  keinerlei  soziale  Pro- 
grammsätze.   Es  lautet: 

Der  Verein  steht  auf  dem  Boden  des  evan- 
gelischen Bekenntnisses  nnd  hat  den  Zweck: 

1.  unter  den  Olanbensgenossen  das  evange- 
lische Bewnsstsein  zu  wecken  nnd  zn 
fördern ; 

2.  sittliche  Hebung  nnd  allgemeine  Bildung 
seiner  Mitglieder: 

3.  Wahrung  und  Pflege  eines  friedlichen 
Verhältnisses  zwisdien  Arbeiter  nnd 
Arbeitgeber ; 

4.  ünterstatznng  seiner  Mitglieder  in  Krank- 
heits-  und  TolesMlen; 

ö.  (später  zugefügt)  Treue  zn  pflegen  gegen 
Kaiser  und  Reich. 

Der  erste  Punkt,  sagt  Göhre  in  der 
ersten  Auflage  dieses  Handwörterbuches 
von  diesem  Programm,  war  für  die  Gründer 
wie  für  die  Vereine  dieses  Zeitidischnittes 
selbst  der  Hauptpunkt;   der  konfessioneUe 
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O^ensatz  gegen  den  rOmischen  Katholizis- 
moB  g^ebt  Omen  allen  das  charakteristische 
GeprBge.  Dabei  stehen  sie  samt  und  son- 
ders auf  selten  der  positiven  Richtung  des 
Protestantismua  Pastoren  werden  schon 
vom  zweiten  Jahre  ihres  Bestehens  an  immer 
ausschliesslicher  die  geistigen  Führer  der 
Yereine,  wenn  sie  vielfikch  auch  Arbeitern 
den  formellen  Vorsitz  in  ihnen  überlassen. 
I^  einzige  Vergehen,  das,  ausser  dauern- 
der Unterlassung  der  ^dilung  des  Mitglieder- 
beitrages und  ausser  imsittlichem  Wandel, 
zum  Ausschluss  aus  dem  Verein  führt,  ist 
das  Versprechen  eines  Mitgliedes,  seine 
Kinder  der  katholischen  Kirche  zu  über- 
weisen. Unter  »sittlicher  Hebung«  versteht 
man  vor  allem  auch  die  Anfrechterhaltung 
einer  strammen  Kirchenzuclit;  auch  die 
»allgemeine  Bildung«,  die  man  anstrebt,  ist 
durch  und  durch  religiös  bestimmt  und  ge- 
färbt. Die  »Wahrung  eines  friedlichen 
Verhältnisses  zwischen  Arbeitgeber  und  Ar- 
beitnehmer« wird  unter  allen  Umständen 
lind  Opfern  festzuhalten  versucht,  übrigens 
nicht  für  die  Arbeiter  überhaupt,  sondern 
nur  für  die  Arbeiter,  die  Vereinsmitglieder 
sind.  Die  Vereine  glauben  noch  an  die 
völlige  Harmonie  der  Interessen  von  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern;  sie  setzen  bei 
ersteren  als  bei  »christlichen  Herren«  nur 
gute  Absichten  gegen  ihre  Angestellten  vor- 
aus. Doch  etwa  vorhandene  Gegensätze 
wollen  sie  überbrücken,  »indem  sie  im 
Geiste  der  Liebe  und  des  Vertrauens  wirken. 
Sie  sagen  den  Untenstehenden  aufrichtig 
forschend  die  volle  Wahrheit  und  schmei- 
cheln ihnen  nicht  in  zu  weitgehenden  Hoff- 
nungen und  Forderungen.  Sie  halten  sie 
an  zur  Bescheidenheit,  zur  Geduld,  zum 
himmlischen  Sinn.  .  .  .  Gegoi  offenbares 
Unrecht  würden  die  Vereine  aber  auch  nach 
oben  unerschrocken  Zeugnis  ablegen«  (Deu- 
tdmoser).  Die  »gegenseitige  Unterstützung 
der  Mitglieder  in  Krankheits-  und  Todes- 
fällen« schliesslich  besteht  in  der  Auszah- 
lung einer  bestimmten  Summe  aus  einer 
Kasse,  in  die  jeder  zu  steuern  hat  Die 
Höhe  der  Unterstützung  richtet  sich  je  nach 
der  Höhe  der  wöchentlich  gezahlten  Steuer. 
Nach  dem  allen  kann  von  einer  eigentlich 
sozialen  Tendenz  dieser  Vereine  in  dieser 
ersten  Periode  ihres  Bestehens  nicht  die 
Bede  sein.  Die  Vereine  sind  in  erster  Linie 
konfessionell-evangelische  Vereine  mit  einer 
Spitze  g^;en  den  Katholizismus.  Daher 
auch  ihr  schnelles  Empori>lfihen  in  dem 
konfessionell  gemischten  Rheinland  und 
West&den  und  ihr  enger  Anschluss  an  den 
»EvangeUsdien  Bund«. 

Iture  MitgUeder  rekrutierten  sich  in  dieser 
Zeit  aus  den  Kreisen  der  Berg-,  Hütten- 
und  Tamrbeiter,  der  Handwei^sgeeellen, 
kleinen  mndwerksmeister  und  Beamten  der 


untersten  Stufen.  Es  waren  meist  scfalidite, 
fromme  Menschen,  die  mit  dem  bescheidenen 
Auskommen,  das  sie  hatten,  zufrieden  waren, 
dies  sich  durch  treue  Arbeit  erhalten  und 
vor  den  heraufziehenden  politischen,  sozialen 
tmd  religiösen  Problemen  Ruhe  haben 
wollten.  Ihren  Erbfeind  glaubten  sie  in 
der  katholischen  Kirche  zu  sehen.  Ausser 
diesem  (}ros  zählten  und  zählen  die  Vereine 
noch  heute  stets  eine  mehr  oder  weniger 
grosse  Anzahl  von  grossen  Arbeitgebern, 
höheren  Beamten,  Oberlehrern  und  Anderen 
zu  ihren  Ehrenmitgliedern.  Diese  unter- 
stützen sie  materiell  oft  nicht  unbedeutend, 
verwenden  sich  in  einzelnen  Fällen  ftir  ihre 
stellenlosen  Mitglieder  imd  halten  ihnen  an 
ihren  Versanumungsabenden  vielfach  die 
Vorträge.  Je  nach  den  zufälligen  Interessen 
dieser  Herren  werden  die  Themata  gewählt 
Religiöse  Themata  sind  dabei  zahlreich  ver- 
treten. »Auch  die  brennenden  Fragen  der 
Gegenwart  sind  nicht  von  der  Beh^dlung 
ausgeschlossen,  doch  empfiehlt  es  sich,  nicht 
ins  einzelne  gehende  Forderungen  sozialer 
Natur,  sondern  nur  die  rechten  Motive  zur 
Gestaltung  der  Dinge  auf  diesem  Gebiete 
zu  vertreten«  (Deutelmoser).  Besonders 
glänzend  feiern  die  Vereine  das  Stiftungs- 
und  Verbandsfest,  sowie  die  vaterländischen 
Gedenktage,  durch  Festzü^,  Gottesdienste, 
Festversammlun^n.  Bibliotheken  besitzen 
die  meisten,  mit  Büchern  von  vorwi^;end 
erbaulichem  Inhalte.    Soweit  Göhre. 

8.  Die  Zeit  von  1888  bis  Kam  Jahre 
1898.  Hatte  bis  dahin  die  evangelische 
Arbeitervereinssache  wesentlich  im  Rheinland 
und  in  Westfalen  gezündet,  so  sprang  von 
nun  an  der  Funken  auf  andere  GelHete 
Deutschlands  über.  Mit  der  Hilfe  von  Geist- 
lichen, Lehrern,  Regierungsbeamten  und  mit 
der  moralischen  Förderung  der  Kirchenbe- 
hörden erstanden  iu  allen  Teilen  des  Deut- 
schen Reiches  evangelische  Arbeitwvereine. 
Die  sozialen  Werken  günstige  Stimmung 
der  Jahre  um  1890  hemm  begünstigte  ihr 
Wachstum;  in  der  Gründung  eines  Arbeiter- 
vereines bot  sidi  dem  sozial  angeregten 
Pforrer  die  erste  Handhabe  zu  soziale  Ar^ 
beit    So  nehmen  die  Vereine  schnell  zn : 

1889  waren  20000  Mitglieder  in    70  Vereinen 

1890  „  40000  „  »  140  „ 

1891  „  63000  „  ,  220  , 
1893  „  73000  „  ,  230  , 
1896  „  80000  ,  „  360  , 

Eine  neuere  Gesamtstatistik  fehlt  zur 
Zeit  Nach  dem  letzten  Verbandsberichte 
über  die  evangelische  Arbeiterverdnssacäe 
vom  18.  April  1900  gehören  dem  Geeamt- 
verbande  in  Deutschland  386  Ver»ne  mit 
79750  Mitgliedern  an.  Dazu  würden  also 
nodi  die  nicht  im  Gesamtverband  befind- 
lichen Arbeitervereine  in  Bayern  und  an 
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anderen  Orten   mit  etwa  6000  Mitgliedem 
kommen,  so  dass  man  die  Qeeamtsihl  der 
Mitglieder  der  Evangelischen   Arheiterver 
eine  anf  etwa  86000  berechnen  kann. 

Die  einzelnen  Vereioe  haben  sieh  mit 
geringen  Ausnahmen  zu  Provinzialverbänden 
zusammengeschlossen  und  diese  wieder  seit 
1890  zu  einem  Ctesamtverband  evangelischer 
Arbeitervereine. 

Die  Provinzialverfoände  sind  nach  dem 
Bericht  von  1900: 

Vereine       Mitglieder 

1.  der  altprenssische  12  3428 

2.  der  westprenssiscbe  9  1 485 
-8.  der  nordostdeatache          16              1 500 

4.  der  schledsche  6  3 118 

5.  der  sächsische  36  14000 
€.  der  mitteldeutsche            22  4816 

7.  der  korhessische  3  940 

8.  der  schleswig-holsteinBche  12  i  535 

9.  der  badiscbe  21  3089 

10.  der  rbeinpftlzische  28  4645 

11.  der  wttrttembergische       46  3431 

12.  der  rheini8ch-we8tfäli8chel3&  30000 

13.  der  mittelrheinische  17  3498 

14.  das  Saargebiet  24  4 100 
Dazn  kommen 

15.  die  Berliner  Vereine  2  1 553 

Dem  Gesamtverband  ^z  fem  stehen 
die  bayerischen  Vereine,  die  wohl  eine  mehr 
erbauliche  Eigenart  wie  die  Evangelischen 
M&nnervereine  haben,  und  zum  Teil  aus 
rein  lokalen  und  persönlichen  Qründea  hin 
und  wieder  einzedne  Arbeitervereine,  wie 
der  in  Braunsberg,  Bagnit  u.  a. 

Die  Verbindung  der  Vereine  unterein- 
ander wird  ausser  durch  Del^ertensitzun- 
gen.  Verbandsfeste  u.  ähnl.  hauptsächlich 
durch  die  Presse  der  Arbeitervereine  besorgt. 
Ausser  dem  Evangelischen  Arbeiterboten, 
Organ  des  rheinisch-westfädschen  Verbandes 
und  Anzeigenblatt  des  Gesamtverbandes,  er- 
scheinen folgende  Zeitungen:  Sächsisches 
Evangelisches  Arbeiterblatt  (Dresden),  Hessen- 
NassMiischer  Volksbote  (Frankfurt),  der 
Evangelische  Arbeiterverein  (Berlin),  Ar- 
beiterbund (für  Schleswig-Holstein,  Wands- 
bek),  Wflrttembergisch-badiache  Arbeiterzei- 
tung, Der  Arbeiter  (für  Schlesien).  Einge- 
ran^n  sind  nach  kurzem  Bestand  die 
Christlich -soziale  Volkszeitung  in  Erfurt, 
der  altprenssische  Arbeiterbote  und  der 
Nord-Ostdeutsche  Arbeiterfreund  in  Kiel. 

Mit  dieser  äusseren  Entwickelung  der 
Evangelischen  Arbeitervereine  ging  eine 
innere  Hand  in  Hand.  Der  konfessionelle 
G^ensatz  g^en  den  Katholizismus  trat 
immer  mehr  zurück,  der  G^ensatz  gegen 
die  Sozialdemokratie  immer  energischer  in 
den  Vordeigmnd.  Man  lehnte  jede  Be- 
ziefanng  zu  den  Bestrebungen  der  »vater- 
landslosen,  internationalen«  Sozialdemokratie 
ab,  man  protestierte  g^en  ihre  Unterneh- 
mungen, man  verwarf  mit  Entrüstung  alles, 


was  irgendwie  mit  ihr  zusammenhing.  Aber 
dabei  konnte  man  naturgemäss  nicht  stehen 
bleiben.  Notwendig  musste  zur  blossen 
N^ation  auch  die  Entwickelung  positiver 
sozialer  Gedanken  und  Forderungen  kommen. 
Jede  Berührung  mit  den  Sozialdemokraten 
musste  den  Wunsch  nach  festen  positiven 
sozialen  Richtlinien  verstärken.  Zu  einem 
Prt^ramm,  zu  einer  einheitlichen  Formu- 
lierung sozialer  Gedanken  und  Wünsche 
kam  es  freUich  noch  nicht.  Man  übernahm  den 
Inhalt  der  kaiserlichen  Botschaften  für  die 
Industriearbeiter,  die  konservativen  Hand- 
wwkerordnungen  für  die  Mitglieder  aus 
Handwerkerkreisen  und  war  daneben  einem 
milden  Antisemitismus  nicht  unzugänglich. 
Auf  diese  Weise  wurden  die  ehemals  kon- 
fessionell-religiösen Arbeitervereine  zu  reli- 
giös-sozialen Vereinen,  die  ihre  eigentliche 
Bedeutung  nicht  mehr  so  sehr  im  Kampf 
und  im  G^ensatz  zu  katholisch-sozialen 
Vereinen,  sondern  im  Kampf  und  im  G^en- 
satz  zur  Sozialdemokratie  fanden.  Der  Geist 
lebte  in  den  Vereinen^  der  an  eine  soziale 
Versöhnung  der  Arbeiter  und  Arbeitgeber 
glaubte  und  das  Bewusstsein,  Arbeiter  zu 
sein  und  Arbeiterinteressen  vertreten  zu 
müssen,  nicht  aufkommen  liess. 

Die  Mehrzahl  der  Vereine  ausserhalb 
des  Rheinlands  und  Westbdens  machten 
diese  Entwickelung  zur  sozialen  Aufgabe 
hin  von  vorn  herein  schneller  durch.  In  den 
meist  rein  protestantischen  Gegenden  fiel 
die  konfessionelle  Gegensätzlichkeit  g^en 
den  Katholizismus  von  selbst  fort,  und  man 
pflegte  allein  den  Gegensatz  gegen  die  So- 
zialdemokratie. Die  Mitglieder  dieser  Ver^ 
eine  waren  in  ihrer  Mehrheit  wirkliche  Ar- 
beiter, Mitglieder  der  um  ihre  Existenz 
kämpfenden  Bevölkerungsklasse,  die  sich 
mit  Eifer  der  Beschäftigung  mit  sozialen 
Problemen  zuwandten.  Neben  die  Pfl^e  der 
eigenen  religiösen  Bedürfnisse  trat  also  so- 
gleich und  selbstverständlich  als  gleich- 
wichtige Aufgabe  die  Beteiligung  an  den  so- 
zialen Kämpfen  derSSeit  und  die  Vorbereitung 
auf  diese  Kämpfe.  Auch  die  Führer  bei 
diesen  Bestrebungen  und  in  diesen  Vereinen 
waren  andere  aJbs  die  der  alten  rheinisch- 
westföUschen  Art  Es  waren  freilich  auch 
zumeist  Theologen,  aber  von  modemer  Art 
und  einer  jüngeren  Generation  angehörig, 
die  in  ihrer  Studienzeit  nationalökonomische 
Vorlesun^n  gehört,  die  soziale  und  sozial- 
demokratische Litteratur  studiert  hatten, 
Leute,  die  mit  starken  sozialpolitischen  Nei- 
gtmgen  auch  soziale  Kenntnisse  verbanden. 
Je  energischer  sich  diese  jüngere  Richtung  an 
der  Arbeit  beteiligte,  desto  lebhafter  wurde 
der  Wunsch  nach  einem  Programm  für  die 
Evangelischen  Arbeitervereine.  Es  war  nur 
natürlich,  dass  hierbei  die  jüngere  Richtung, 
als  deren  Hauptvertreter  F^edrich  Naumann 
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damals  noch  Vereinsgeistiicher  in  Frankfurt 
a.  M.,  zu  nennen  ist,  mit  der  älteren  unter 
der  Führung  von  Pfarrer  Lic.  Weber  in 
München-Oladbach  in  ernsthafte  Differenzen 
geraten  musste.  Die  konservative  Richtung 
der  älteren  Vereine  trat  in  einen  scharfen 
Gegensatz  zu  der  entschieden  evangelisch- 
sozialen  Richtimg  der  jüngeren.  Die  im 
Jahre  1892  fast  unvermeidlich  scheinende 
Spaltung  -wurde  aber  beigelegt  durch  die 
Annahme  eines  Zompromissprogrammes,  das 
den  Titel  trägt:  Grundlinien  für  ein  evan- 
gelisch-soziales Programm  als  Anhalt  für 
Vorträge  und  Diskussionen  in  den  Evan- 
gelischen Arbeitervereinen.  Es  zerfällt  in 
zwei  Teile,  einen  theoretischen,  principiellen 
und  einen  praktischen,  der  wesenthch  die 
Grundsätze  des  alten  Gelsenkirchener  Statuts 
etwas  erweitert  wiedergiebt. 

Der  theoretische  Teil  lautet: 

Wir  stehen  auf  dem  Grande  des  evange- 
lischen Christentums.  Wir  bekämpfen  darum 
die  materialistische  Weltanschaunng,  wie  sie 
sowohl  zn  den  Ausgangspunkten  eus  zu  den 
Agitationsmitteln  der  Sozialdemokratie  gehört, 
aber  auch  die  Ansicht,  dass  das  Christentum 
es  ausschliesslich  mit  dem  Jenseits  zn  thun 
habe.  Das  Ziel  unserer  Arbeit  ist  vielmehr  die 
Entfaltung  seiner  weltemeuemden  Kräfte  in 
dem  Wirtschaftsleben  der  Gegenwart.  Wir 
sind  der  Ueberzengung,  dass  dieses  Ziel  nicht 
schon  erreicht  werden  kann  durch  eine  nur  zu- 
fällige Verknüpfung  von  allerhand  christlichen 
und  sozialen  Gedanken,  sondern  allein  durch 
eine  organische,  geschichtlich  vermittelte  Um- 
gestaltung unserer  Verhältnisse  gemäss  den  im 
ETangelinm  enthaltenen  und  daraus  zu  ent- 
wickelnden sittlichen  Ideeen.  In  diesen  finden 
wir  auch  den  unverrückbaren  Massstab  rück- 
haltloser Kritik  an  den  heutigen  Zuständen 
wie  kraftvolle  Handhaben,  um  bestimmte  Neu- 
organisationen im  wirtschaftlichen  Leben  zu 
fordern.  Wir  werden  danach  streben,  dass  diese 
Organisationen  bei  ihrer  Durchführung  in  glei- 
chem Masse  sittlich  erzieherisch  wirken  wie 
technisch  leistungsfähig  und  fUr  alle  Beteilig- 
ten nach  dem  Masse  ihrer  Leistung  wirtschaft- 
lich rentabel  sind.  Wir  vermeiden  es,  unsere 
Forderungen  aus  irgend  einer  einzelnen  national- 
ökonomischen Theorie  herzuleiten.  Dagegen 
erkennen  wir  eine  unserer  Hauptaufgaben  darin, 
unsere  Freunde  vollständig  und  vorurteilslos 
über  die  schwebenden  wirtschaftlichen  Probleme 
aufzuklären.  Insbesondere  erblicken  wir  in  der 
wachsenden  FConcentration  des  Kapitals  in 
wenigen  Händen  einen  schweren  wirtschaftli- 
chen Uebelstand;  wir  fordern  daher  vom  Staate, 
dass  er  dieselbe  nicht  befördere,  sondern  ihr 
auf  alle  gesetzliche  Weise  (auch  auf  dem  Wege 
der  Steuergesetzgebung)  entgegenwirke.  Unsre 
Forderungen  werden  wir  formulieren  von  Fall 
zu  Fall  nach  dem  Masse  der  wachsenden  wissen- 
schaftlichen Erkenntnis  des  Wirtschaftslebens. 
Zur  Zeit  stellen  wir  im  einzelnen  folgende  auf : 

I.  Für  den  Orossbetrieb. 
Wir  erkennen  die  hauptsächlich  durch  die 
Fortschritte  der  Technik  hervorgerufene  Oross- 


indnstrie  als  wirtschaftliche  Notwendigkeit  an, 
halten  es  aber  für  unsere  Pflicht,  die  im  Gloss- 
betrieb beschäftigten  Arbeiter  im  Streben  nach 
Erhöhung  und  Veredelung  ihrer  Lebenshaltung, 
nach  grösserer  ökonomischer  Sicherheit  und 
nach  Schutz  ihrer  persönlichen  Güter  in  Leben 
und  Gesundheit,  Sittlichkeit  und  Familienleben 
zu  unterstützen. 

Als  Stärkungsmittel  sehen  wir  an: 

1.  die  bishenge  staatliche  Arbeiterversiche- 
mng,  deren  Vereinfachung  und  Ausdeh- 
nung auf  Witwen  und  Waisen  wir 
wünschen ; 

2.  die  bisherige  staatliche  Arbeiterschntz- 
gesetzgebung,  deren  Ausgestaltung  wir 
fordern  in  Bezug  auf: 

a)  angemessene  Kürzung  der  Arbeits- 
zeit, 

b)  Einfühmng  einer  Sonntagsruhe  von 
mindestens  36  Stunden, 

c)  gesunde  Arbeitsräume, 

d)  Einschränkung  aller  dem  Familien- 
leben, der  Gesundheit  und  Sittlich- 
keit schädlichen  Frauen-  und  Einder- 
arbeit, 

e)  Verbot  der  Nachtarbeit,  ausser  fttr 
solche  Industriezweige,  die  ihrer  Na- 
tur nach  oder  aus  Gründen  der  öffent- 
lichen Wohlfahrt  fortlaufenden  Betrieb 
nötig  machen; 

3.  die  Einführung  obligatorischer  Fachge- 
nossenschaften,heziehungsweise_ge8etzbch 
anerkannter  Gewerkschaften; 

4.  die  Sicherung  des  vollen  Koalitionsrechtes 
der  Arbeiter; 

5.  die  Einfühmng  von  Arbeitervertretnngen 
oder  Aeltestenkollegien  in  den  einzelnen 
Fabriken; 

6.  die  Umgestaltung  der  Staatsbetriebe  in 
Musterbetriebe  in  besonders  arbeiter- 
frenndlichem  Sinne  bei  Gewährleistung 
der  vollen  persönlichen  Freiheit  der  Ar- 
beiter und  Angestellten. 

11.  Fttr  den  Kleinbetrieb  sowie  Handel 
und  Gewerbe. 
Wir  sind  nicht  der  Meinung,  dass  der  ge- 
samte Kleinbetrieb  dem  Untergange  verfallen 
ist.  Wir  treten  daher  für  ihn  ein.  soweit  er 
sich  durch  Ansätze  energischer  Selbsthilfe  als 
lebensfähig  erweist.    Wir  fordern: 

1.  für  das  Handwerk  die  Einführung  einer 
korporativen  Organisation  sowie  die  Be- 
gründung und  Förderung  genossensch&ft- 
Bcher  Vereinigungen; 

2.  fttr  den  redhchen  Handel  und  Gewerbe- 
betrieb Schutz  durch  Beschränkung  und 
Beaufsichtigung  des  Hausierhandels  und 
der  Abzahlungsgeschäfte  sowie  durch 
Beseitigrung  der  Wanderlager  und  Schlen- 
derbazare ; 

3.  eine  Börsenordnung,  durch  die  alle  Börsen- 
geschäfte soweit  als  möglich  wirksamer 
staatlicher  Aufsicht  unterstellt  werden 
und  durch  die  besonders  dem  Missbranch 
der  Zeitgeschäfte  als  Spielgeschäfte,  na- 
mentlich in  den  fflr  die  Volksemähmng' 
wichtigenArtikeln,  entgegengetreten  wird. 

Als   nächste   und    dringendste   An&abe 
der  Arbeitervereine  wurde  die  grflndUche 
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Durchberatung  und  Besprechung  der  ein- 
zehien  Punkte  dieses  Programmes  in  Dis- 
kutierabenden bezeichnet,  damit  jedes  Mit- 
glied sich  mit  den  sosnalen  Forderungen 
und  Zukunftsperspektiven  vertraut  machen 
könne. 

4.  Die  Zeit  von  1893  bis  zur  Gej^en- 
wart  (1901).  Hatte  man  auf  beiden  Seiten 
dieses  Prc^ramm  von  1893  nur  als  einen 
vorläufigen  Eompromiss  betrachtet,  von  dem 
Göhre  selbst  im  Jahre  1896  noch  schreiben 
konnte:  »Das  Programm  ist  nichts  weiter 
als  ein  schon  etwas  verblichenes  Firmen- 
schild, das  jeder  der  beiden  Geschäftsteil- 
haber noch  benutzt,  so  oft  es  ihm  passt, 
sonst  aber  machen  beide  ihre  Oeschäfte  in 
eigener  Sache,  auf  eigene  Faust  und  Rech- 
nung«, so  sollte  sich  die  bindende  Kraft  des 
sozialen  Gedankens  in  den  Evangelischen 
Arbeitervereinen  dennoch  besser  bewähren, 
als  man  im  Jahre  1893  hoffen  konnte.  Zu- 
nächst zwar  entvrickelte  sich  seit  der  Grün- 
dung der  »Hi]fe<  im  Jahre  1896  die  Rich- 
tung der  jüngeren  Evangelisch  -  Sozialen 
langsam  zur  national-sozialen  Partei,  fand  in 
dem  national-sozialen  Verein  den  Platz  für 
ihre  politische  Wirksamkeit  und  wurde  so 
zum  Teil  aus  dem  Arbeitervereinswesen 
ausgeschaltet.  Blieb  auch  noch  ein  innerer 
Zusfuiunenhang  gewahrt,  blieb  Naumann 
auch  noch  im  Ausschuss  des  Gesamtver- 
bandes, so  war  doch  das  Hauptinteresse  von 
nun  an  das  politische  geworden,  das  sich 
im  Schaffen  emer  eigenen  üi^nisation  und 
in  der  Beteiligung  an  den  Reichstagswahlen 
kiindgab.  Schieden  so  die  markantesten  Ver- 
treter der  »Jungen«  aus  dem  unmittelbaren 
"Wirken  für  die  Arbeitervereine  aus,  so  trat 
auf  der  anderen  Seite  mit  dem  Nachlassen 
der  sozialen  Begeisterung  von  1890  eine 
bis  dahin  im  Verboi^nen  gebliebene  natio- 
naUiberale  Führerschaft,  vertreten  vornehm- 
lich durch  den  Reichstagsabgeordneten 
Franken,  in  den  rheinisch- westfälischen  Ver- 
einen hervor,  die  sogenannte  Bochumer 
Richtung,  die  alle  soziaJreformerischen  Be- 
strebungen, soweit  sie  über  blosse  ünter- 
stützungszwecke  hinausgehen,  fernhielt  und 
nun  wieder  die  konfessionelle  und  religiöse 
Aufgabe  vor  allem  betonte.  Seit  dem  Jahre 
1896  sind  darum  beide  soziale  Richtungen 
(Weber  und  Naumann)  im  Kampf  gegen 
diese  dritte  unsoziale  zusammengeführt 
worden ;  vor  der  Notwendigkeit  des  Kampfes 
um  die  eigene  Existenz  haben  die  alten 
Gegensätze  der  »Alten«  imd  »Jungen«  er- 
bleichen mfissen.  Auch  ein  anderer  gemein- 
samer Feind,  Freiherr  von  Stumm,  hat  zu 
diesem  Effekt  nicht  unwesentlich  beige- 
tragen. 

Neben  den  die  soziale  Aufgabe  der  Ar- 
beitervereine Oberhaupt  betreffenden  Diffe- 
renzen, die  noch  bis  m  unsere  Tage  hinein 


dauern,  ist  seit  1897  eine  neue  Streitfi-age 
aufgestanden,  die  ihrer  Lösung  harrt:  Die 
Gewerkschaftsfrage.  Wohl  allseitig  giebt 
inan  zu,  dass  die  Arbeiter  die  Pflicht  haben, 
sich  zusammenzuschliessen,  um  gemeinsam 
im  Kampf  für  die  Aufbesserung  ihrer  Lage 
zusammenzustehen.  Die  Frage  ist  nun, 
welcher  Organisation  sich  die  evangeli- 
schen Arbeiter  anschliessen  soUen.  Darüber 
sind  die  Ansichten  verschieden.  Dreierlei 
Wege  sind  möglich:  1.  man  gründet  eigene 
evangelische  Gewerkschaften ;  2.  man  schUesst 
sich  mit  den  katholischen  Arbeitern  zu 
christlichen  Gewerkschaften  zusammen;  3. 
man  tritt  unbeschadet  der  eigenen  religiösen 
und  politischen  üeberzeugung  in  die  be- 
stehenden Hirsch-Dunkerschen  oder  sozial- 
demokratischen Gewerkschaften  ein.  Die 
Gründung  eigener  Gewerkschaften  wird 
heute  wohl  von  niemandem  mehr  ernstlich 
empfohlen.  Den  zweiten  Weg  ist  man 
z.  B.  in  Frankfurt  gegangen,  wo  der  Evan- 
gelische Arbeiterverein  mit  katholischen  Ver- 
einen zusammen  eine  Christliche  Gewerk- 
schaft gegründet  hat,  mit  welchem  Erfolg 
steht  noch  dahin.  Naumann  und  der  Kreis 
der  Arbeitervereinsleiter,  der  sich  ihni  an- 
schliesst,  ist  immer  energisch  für  den  An- 
schluss  an  bestehende  Gewerkschaften  ein- 
getreten, schon  um  eine  Zersplitterung  der 
Arbeiter  zu  vermeiden.  Eine  besondere 
Schwierigkeit  hat  diese  Angelegenheit  da- 
durch, dass  die  offiziell  als  neutral  bezeich- 
neten »(Gewerkschaften«  sich  thatsächlich 
heute  völlig  im  sozialdemokratischen  Fahr- 
wasser befinden.  Urnen  sich  ohne  weiteres 
anzuschliessen  wird  daher  von  keinem  Ver- 
bände empfohlen.  Am  ablehnendsten  steht 
der  rheinisch- westfälische  Verband  der  ganzen 
Gewerkschaftsfrage  gegenüber.  In  Schlesien 
und  Sachsen  empfiehlt  man  den  Eintritt  in 
die  Hirsch-Dunkerschen  Vereine;  weitherzig 
ist  man  in  Berlin,  wo  man  jeden  christlichen 
Arbeiter  verpflichten  will,  sich  derjenigen 
Oiiganisation  seines  Berufes  anzuschliessen, 
die  seine  wirtschaftlichen  Interessen  mann- 
haft vertritt,  sofern  sie  nur  nicht  statuta- 
risch im  principiellen  Gegensatz  zu  dem 
Statut  des  Evangelischen  Arbeitervereins 
steht  Diese  Auffassung  entspricht  im  we- 
sentlichen der  Naumanns,  der  auf  dem  Ver- 
bandstage in  Dresden  folgende  Resolution 
einbrachte : 

a)  Die  erangelischen  Arbeitervereine  wahren 
ihren  reli|^Osen  nnd  patriotischen  Cha- 
rakter in  jeder  Hinsicht  und  sind  dämm 
nicht  imstande,  alle  Mitglieder  eines 
Bernfes  zu  gewerkschaftlicher  Arbeit  zu 
vereinigen.  Ihre  praktische  Thätigkeit 
liegt  mehr  auf  dem  Gebiet  der  Genossen- 
schaft als  anf  dem  der  Gewerkschaft. 

b)  Da  aber  die  Evangelischen  Arbeiterver- 
eine nicht  selbst  Gewerkschaften  ins 
Leben    rufen    können,    haben    sie    die 
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dringende  Pflicht,    ikre  Mitglieder   znr 
Teilnahme    an    Gewerkschaftsverb&ndoi 
anzuhalten,  damit  nicht  dnrch  die  Evan- 
gelischen  Arbeitervereine    der  Gesamt- 
fortschritt der  Arbeiterbewegung  irgend- 
wie gehemmt  werde, 
c)  Es  wird  nötig  sein,   dass  die  einzelnen 
Evangelischen  Arbeitervereine  sich  nach 
lokalen   Erwägungen    darüber  schlüssig 
machen,  welcher  Art  von  Gewerkschaften 
oder  Gewerkvereinen  sie  ihre  Mitglieder 
zufuhren    wollen.      Jedenfalls    empfiehlt 
sich  gemeinsamer  Eintritt  der  christlichen 
Beruisgenossen  eines  Ortes, 
d)  Bei  dieser  Bescblussfassung  darf  nie  aus 
dem    Auge   verloren   werden,   dass   die 
Herstellung  allumfassender  unpolitischer 
und  unkonfessioneller  Berufsveroände  das 
letzte  Ziel  ist.     Verbände,  die  diesem 
Ziele  offen  zustreben,  haben  den  Vorzug. 
Der  Verbandstag  in  Speyer  am  30.  und 
31.  Mai  1901  hat  für  beide  Streitpunkte  — 
sowohl  für  die  Frage  der  sozialen  Richtung 
wie  für  die  öewerkschaftsfrage  —  einen  ge- 
wissen Abschluss  gebracht.   Bei  der  Wahl  aer 
Mitglieder  des  Gesamtausschusses  der  Evan- 
gel&hen  Arbeitervereine  wurde  Naumann 
gewählt  tmd   Franken   nicht  gewählt;    die 
angebotene  Ehrenmitgliedschaft  nahm  dieser 
nicht  an.     So  hat  sich  die  Mehrheit  der 
Arbeitervereine  im  ganzen  für  die  Richtung 
Naumanns  und  gegen  die  Auffassung  der 
rheinisch-westfälischen  Vereine  entschieden. 
Am   zweiten  Verhandlungstage  wurden   in 
der  Gewerkschaftsfrage  nach  langen,  erregten 
Verhandlungen,  die  die  Sezession  der  meisten 
Vertreter    der    »Bochumer    Richtung«     zur 
Folge   hatten,  folgende  Thesen  einstimmig 
angenommen : 

1.  Die  Delegiertenversammlnng  erkennt  die 
Notwendigkeit  der  beruflichen  Organisation  der 
Arbeiter  an. 

2.  Es  ist  nicht  Aufgabe  der  Evangelischen 
Arbeitervereine,  berufliche  Organisationen  (Ge- 
werkschaften) ins  Leben  zu  rufen  oder  gar  den 
gewerkschaftlichen  Kampf  selbst  zu  führen. 

3.  Jedes  Mitglied  kann  irgend  einer  Berufs- 
organisation,  möglichst  unter  Ausschluss  sta- 
tutarisch oder  principiell  parteipolitischer  Ge- 
werkschaften nach  eigener  Wahl  beitreten. 

4.  Den  Mitgliedern  der  Evangelischen  Ar- 
beitervereine wird  dringend  empfohlen,  sich  ge- 
werkschaftlich zu  organisieren,  wenn  es  geht, 
in  einer  neutralen  Gewerkschaft,  sonst  aber 
stets  für  die  Neutralisiemng  zu  wirken. 

6.  Im  übrigen  ist  die  ganze  Frage  in  jedem 
Verein  von  FaU  zu  Fall,  sobald  dieselbe  brennend 
wird,  zu  erledigen. 

Ob  die  Spaltung  in  Speyer  endgUtige 
Trennung  bedeutet,  lässt  sich  augenblicklich 
nicht  sagen;  Weber  steht  zum  Ganzen  und 
wird  das  Seine  thun,  die  rheinisch-westfäli- 
schen Vereine  beim  Verbände  zu  halten. 

In  der  ganzen  Bewegung  darf  man  wohl 
seit  einigen  Jahren  eine  langsamere  Aus- 
breitnngr,  hin  und  wieder  einen  Stillstand 
konstatieren.     Die    Zahlen    der   Mitglieder 


wachsen  nicht  mehr  so  schnell,  wie  vor  15 
Jahren.  Unablässige  Arbeit  und  tflchtige 
Erfolge  zeigen  sich  in  der  praktisch-sozialen 
Arbeit  der  Vereine.  Wir  finden  vielfach 
Bau-  und  Wohnungsgenossensehaften,  selbst 
in  kleinen  und  kleinsten  Orten,  Fachabtei- 
lungen, Kassen  für  Krankheits-,  Arbeits- 
losigkeits-  und  Sterbefälle,  Notstandskassen, 
Kassen  zum  gemeinsamen  Kohleneinkauf, 
Konsumvereinigungen,  Reise-  und  Unter- 
stützungskassen, Sparkassen.  £s  sind  Kunte 
eingerichtet  für  Buchführung,  Unterricht  im 
Deutschen  und  in  der  Stenographie.  Es 
giebt  Rechtsschutzstellen  und  Arbeitsver- 
mittehmgisstellen.  Hier  und  da  wohnen  die 
Vereine  in  eigenen  Häusern.  lu  Westfalen 
hat  sich  dem  Feierabendhaus  für  Arbeiter 
und  Arbeiterinnen  eine  grosse  Verbandsan- 
stalt  in  Volmarstein  zugesellt.  Die  Vereine 
beteiligen  sich  an  lokal-politischen  Unter- 
nehmungen, wie  G«werbegerichtswahlen,  an 
der  Sonntagsruhebewegung  zum  Teil  recht 
lebhaft  und  nicht  immer  ohne  Erfolg.  Freilidi 
hindert  oft  ihre  Zusammensetzung  ein  ein- 
heitliches Vorgehen.  Es  giebt  keine  neuere 
Statistik,  die  die  Mitglieder  des  Gesamtver- 
bandes nach  den  Berufen  gliederte ;  nur  aus 
dem  Mittelrheinischen  Verbände  mit  2498 
Mitgliedern  ist  durch  eine  Umfrage  festge- 
stellt worden,  dass  ihrem  Berufe  nach  ange- 
hörten 


dem  Arbeiterstand 
dem  Handwerkerstand 
anderen  Ständen 


1279  =  51«»/, 
633  =  25"/. 
568  =  34»;.- 


Diese  Zahlen,  die  natürlich  in  jedem  Ver- 
bände verschieden  sind,  beweisen  jedenfalls 
soviel,  dass  die  Evangelischen  Arbeiterver- 
eine nicht  ohne  weiteres  als  eine  reine  Ar- 
beiterorganisation betrachtet  werden  und 
nicht  mit  Arbeiterbemfsvereinen  gleichge- 
setzt werden  dürfen.  Ihre  Zukunft  liegt 
wohl  in  der  genossenschaftlichen  Thätigkeit 
Diese  zu  oi^nisieren,  durch  ein  geschultes 
Centralbureau  und  praktische  Agenten  fach- 
männisch zu  betreiben,  das  dürfte  die  rich- 
tige Aufgabe  der  Evangelischen  Arbeiterver- 
eine sein.  — 

Litteratar:  JOeutelmoaer,  Die  evangeUtehen 
Arbeüervereine  in  Wetifdttn,  MagdeintTg  1886. 
—  Verselbe,  Die  evangditehen  Arbeitervereine 
in'  Rheinland  in  Westfalen,  zweite  vermehrte 
Aufl.,  1890,  ebd.  —  Sopp,  Die  Bedeutung  vnd 
die  Aufgaben  der  evangelitchen  Arbeitervereine, 
Bochum  1887.  —  Weher,  Die  evongelitehen 
Arbeitervereine,  ihre  Bedeutung  und  vettere 
Ausgestaltung.  Berieht  des  ersten  Evang.-to- 
zialen  Kongresses,  Berlin  1890.  —  Lorenz, 
Handbuch  für  evangelische  Arbeitervereine,  Leip- 
zig 1891.  —  Oöhre,  Die  evangelisch-soziale 
Bewegung,  ihre  Geschichte  und  ihre  Ziele,  Leip- 
zig, F)r.  W.  Orunow  1896.  —  Derselbe  in  der 
ersten  Auflage  des  Handw6rterb.  über :  Dir  evan- 
geUtehen Arbeitervereine.  —  KulenuMnn,    Die 
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GewerktehOifMeaegung,  Jena,  0.  Piieher,  1900. 
Dai  Material  für  die  neuere  GeecHehte  der  evan- 
gelieehen  Arbeiiervereine  findet  »ich  zugänglicher 
und  ergiebiger  aU  in  den  oben  genannten  Ar- 
beitervereinMäüem  pauatim  in  der  Hilf  e,  lS95ff. 

Bade. 


VolkskranUieiteD. 

Dieser   Artikel    wird    im    dritten   Er- 
gänzungsbaade  erscheinen. 


YolksTermSgen 

s.  Verteilung  oben  S.  464ff. 


Volkswirtschaft,  Volkswirtschafts- 
lehre und  -■othöde. 

1.  Die  Volkswirtschaft.  2.  Die  Volkswirt- 
schaftslehre. 3.  Wesen  der  Methode  ttherhanpt. 
4.  Die  Begelsammlmigen  und  Beligionssysteioe 
als  Anfänge  aller  sozialen  Wissenschaft.  5. 
Die  Moralsysteme.  6.  Die  Systeme  oder  allge- 
meinen Theorieen  über  Staat,  Recht  und  Volks- 
wirtschaft 7.  Die  Beobachtung  nnd  Beschrei- 
btmg  im  allgemeinen.  8.  Die  statistische  Me- 
thode nnd  die  Enqneten.  9.  Die  Geschichte  nnd 
die  historische  Methode.  10.  Die  Namen  nnd 
Begriffe;  die  Klassifikation.    11.  Die  Ursachen. 

12.  Die  induktive  nnd  die  deduktive  Methode. 

13.  Die  Regelmässigkeiten  nnd  die  Oesetse. 

Wenn  in  einem  HandwSrterbuche  von 
500  B(^n  Umfang,  das  zu  vier  Fünftel 
volkswirtschaftliche  Specialartikel  enthält, 
die  Volkswirtschaft  und  ihre  Lehre  noch 
in  einem  besonderen  Artikel  abgehandelt 
werden  soll,  so  wäre  es  sicherlich  falsch, 
hier  nochmals  einen  komprimierten  Abriss 
der  Volkswirtschaftslehre  zu  geben.  Man 
kann  nach  meiner  Ansicht,  abgesehen  von 
änigen  einleitenden  und  principiellen  Wor- 
ten über  das  Wesen  der  Volkswirtschaft, 
stir  zweierlei  beabsichtigen:  entweder  man 
schildert,  wie  historisch  der  Begriff  der 
Volkswirtschaft  und  eine  besondere  Wissen- 
schaft der  Volkswirtschaftslehre  entstanden 
sei  und  wie  daran  sich  eine  Reihe  ver- 
schiedener Auffassungen  und  Theorieen, 
Schalen  und  Richtungen  geknüpft  hat; 
es  ist  die  litteraturgeschichtliche  Behand- 
lung des  Gegenstandes;  oder  man  knüpft 
an  die  B^riffe  der  Volkswirtschaft  imd  der 
Volkswirtschaftslehre  die  methodologischen 
Tragen  an  und  sucht  von  diesem  Standpunkte 
aus  das  Wesen  der  volkswirtschaftlichen  Er- 
scheinungen und  der  Theorieen  näher  zu  er- 
gründen. In  Uebereinstimmung  mit  den  Her- 
ausgebern wähle  ich  den  letzteren  Weg,  zumal 


die  Litteraturgeschichte  in  dem  Handwörter- 
buche schon  sehr  ausgiebig  durch  Separat- 
artikel behandelt  ist  und  der  von  mir  ur- 
sprünglich allein  übernommene  Artikel  über 
historische  Methode  der  Volkswirtschafts- 
lehre oben  aus  hier  nicht  weiter  zu  erörtern- 
den Gründen  ausfiel.  — 

1.  Die  Volkswirtschaft  Fragen  wir 
zuerst,  was  wir  unter  Wirtschaft  und 
Volkswirtschaft  verstehen.  Der  erstere 
Begriff  ist  sehr  viel  älter  als  der  letztere. 
Seit  den  griechischen  Philosophen  die  Haus- 
wirtschaft der  Familie,  der  daneben  sich 
entwickelnde  Tausch-  und  Geldverkehr  und 
die  Wirtschaft  der  Gemeinden  als  eigen- 
tümliche tmd  einer  besonderen  Betrachtung 
würdige  G^enstände  erschienen,  haben  die 
von  ihnen  beeinflussten  Kulturvölker  die 
einschlägigen  Fragen  unter  dem  Namen  der 
wirtscluJtUchen  oder  ökonomischen  znsam- 
mengefasst  und  von  anderen  unterschieden. 
Der  Haushalt  nnd  der  Ekwerb  der  Familie 
und  der  Stadtgemeinde  stand  im  Mittel- 
punkte der  Vorstellungen,  die  man  als  wirt- 
schaftliche aussonderte.  Das  technische 
Handeln  der  Menschen  für  ihre  Ernährung, 
Bekleidung,  Behausung  wurde  dabei  mit 
gedacht,  aber  trat  doch  in  den  Hintergnmd 
gegenüber  der  sozialen  Ordnung  dieser 
Handlungen  durch  Haus  tmd  Gemeinde, 
Markt  und  Verkehr.  Soweit  uns  aus  älteren 
Zeiten  einö  Ueberlieferung  wirtschaftlicher 
Erörterungen  erhalten  ist,  beziehen  sie  sich 
auf  moralische  und  politische  Betrachtungen 
des  wirtschaftlichen  Handelns.  Auch  das 
deutsche  Wort  Wirt,  Wirtschaft  bedeutet 
in  erster  Linie  den  Haushalt,  wie  die  üej 
konomie  von  ohioe  =  Haus  herstammt;  der 
Wirt  ist  der  Hauswirt,  der  Landwirt,  der 
Gastwirt.  Die  Wirtschaft  können  wir  defi- 
nieren als  den  Inbegriff  oder  geschlossenen 
Kreis  von  Veranstaltungen  und  Beziehungen, 
den  eine  oder  mehrere  zusammenlebende 
Personen  durch  ihre  Arbeit,  ihre  Einwir- 
kung auf  die  materielle  Ausseawelt,  ihren 
Tauschverkehr  zum  Zwecke  ihres  Unter- 
haltes, erstens  und  hauptsächlich  unter  sich 
selbst  und  daan  gegenüber  dritten  Aussen- 
stehenden  hergestellt  haben.  Jede  einzelne 
Wirtschaft  setzt  andere  neben  ihr  bestehende, 
durch  Rechtsschranken  von  ihr  getrennte, 
durch  Stamm,  (Jemeinde,  Staat  und  Völker- 
recht mit  ihr  verbundene  voraus,  von  wel- 
chen einzelne  in  nähere,  andere  in  ent- 
ferntere Beziehung  durch  gemeinsame  Ar- 
beiten oder  Austausch  von  Gütern  und 
Leistungen  mit  ihr  kommen. 

Die  ganz  auf  sich  ruhende,  nicht  für 
den  Manct,  sondern  nur  für  den  eigenen 
Gebrauch  arbeitende  Hauswirtschaft  der 
älteren  Zeiten  hatte  mit  den  Nachbarwirt- 
schaften immerhin  bedeutsame  Beziehungen 
insofern,  als  die  Dorf-  und  Stammesgenossen 
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in  der  Feldgemeinschaft,  bei  der  Verteidi- 
gung, bei  gemeinsamen  Bauten,  bei  Nomaden- 
und  Beutezügen  zusammenwirkten.  Die 
spätere  bäuerliche  Wirtschaft,  wie  die  des 
älteren  städtischen  Händlers  und  Hand- 
werkers hatte  darüber  hinaus  schon  die 
Beziehungen  eines  lokalen  Tausch-  und 
Marktverkehrs.  Aber  man  sprach  doch 
nicht  von  einer  VolksAvirtschaft.  Der  Tausch- 
verkehr blieb  thatsächlich  und  vermöge 
seiner  politisch-rechtlichen  Ordnung  ein  ganz 
überwiegend  lokaler,  und  die  zunehmen- 
den wirtschaftlichen  Gemeinde-  und  Staats- 
einrichtungen rückten  erst  später  in  den 
Mittelpunkt  der  Betrachtung.  Die  grossen 
Reiche  des  Altertums,  selbst  das  römische, 
blieben  Bündnisse  von  Stadtbezirken  oder 
Militärdiktaturen  über  eine  grössere  Zahl 
solcher.  Das  ganze  Mittelalter  kam  über 
eine  Mjirk-,  Dorf-,  Stadt-  und  Kreis- 
oder Kautonwirtschaft  im  Sinne  einer  wirt- 
schaftlichen Zusammenfassung  oder  Ver- 
bindung einer  Anzahl  zusammenwohnender, 
nachbarlich  verbundener  und  verkelirender 
Haushalte  nicht  wesentlich  hinaus,  auch 
wo  Sprache,  Militär-,  Kirchen-  und  poli- 
tische Verfassung  schon  etwas  grössere 
Gemeinwesen  geschaffen,  der  Handel  etwas 
weiterroichende  Verbindungen  geknüpft 
hatte. 

Erst  die  seit  dem  Ende  des  Mittelalters 
sich  bildenden,  in  der  Hauptsache  heute 
vollendeten  grossen  Nationalstaaten  haben 
in  sich  und  mit  ihrer  Bildung  das  entstehen 
sehen,  was  wir  Volkswirtschaft  nennen; 
wie  die  modernen  Sprachen  und  Littera- 
UvKB,  die  modernen  Heeres-  und  Finanz-, 
die  Verwaltungs-  und  Verfassungsorgani- 
sationen die  Staatsbildung  als  Ursache  und 
"Wirkung  begleiteten,  so  lässt  sich  Aehnliches 
von  der  Volkswirtschaft  sagen.  Es  ist  die 
wirtschaftliche  Seite  der  Entstehung  dieser 
grossen  gesellschaftlichen  Körper,  die  man 
meint,  wenn  man  von  der  Volkswirtschaft, 
der  political  economy,  der  öconomie  poli- 
tique  redet.  Der  Genius  der  Sprache  hat 
hier  wie  so  oft  das  Kichtige  besser  ge- 
troffen, als  es  Gelehrtenklügelei  thut,  wo 
sie  neue  Begriffe  schaffen  will.  Indem  er 
das  Wort  Volk  der  Wirtschaft  vorsetzte, 
schuf  er  mit  der  »Volkswirtschaft«  einen 
Sammelbegriff,  der  aber  zugleich  zum  In- 
dividualbegrift  wurde;  indem  er  die  Einzel- 
wirtschaften eines  Volkes  zusammenfasst, 
drückt  er  zugleich  aus,  dass  diese  in  einer 
Verbindung  stehen,  welche  man  so  gut  wie 
die  Familie,  die  Gemeinde,  den  Staat  als 
ein  reales  Ganzes  begreifen  kann  und  muss. 
Das  Wort  »Volk«  ist  dabei  gebraucht  einer- 
seits als  der  Inbegriff  der  Vorstellimgen 
über  das,  was  die  Glieder  eines  populus, 
einer  natio  eint,  andererseits  als  der  Stell- 
vertreter für  alle  Arten  innerer  psychisch- 


moralischer Verbindung  von  Menschen.  Die 
Volkswirtschaft  will  von  den  wirtschaft- 
lichen Erscheinungen  die  gesellschaftliche 
Seite  aussondern  und  für  sich  in  Beschlag 
nehmen,  die  technische  und  hauswirtschaft- 
liche Seite  derselben  Erscheinungen  in  den 
Hintergrund  rückend ;  und  ebenso  will  das 
Wort  die  geseUsehaftlichen  und  politischen 
Erscheinun^n  in  zwei  Teile  zerl^^n  und 
nur  die  wirtschaftlicher  Natur  für  sich  in 
Anspruch  nehmen.  Man  hat  in  Deutsch- 
land hierfür  zuerst  den  Begriff  Staatswirt- 
schaft gebraucht;  es  war  sehr  richtig,  ihn 
durch  das  Wort  Volkswirtschaft  zu  ersetzen, 
da  jener  den  schiefen  Nebensinn  erwecken 
konnte,  als  ob  die  Staatsgewalt  alle  wirt- 
schaftlichen Handlungen  zu  leiten  haue. 
Die  aus  dem  Wort  Volkswirtschaft  heraus- 
zulesende Deutung,  dass  das  Volk  wie  ein 
Einzelsubjekt  wirtschafte,  hat  auch  zu  man- 
chen schiefen  Behauptungen  und  Angriffen 
Anlass  gegeben.  Aber  mit  Unrecht,  sobald 
man  die  Worte  richtig  und  nach  dem  Kern 
der  hierbei  vorherrschenden  Vorstellungen 
versteht 

Ein  Volk  ist  eine  dimjh  Sprache  und 
Abstammung,  Sitte  und  Moral,  meist  auch 
Recht  und  Kirche,  Geschichte  und  Staats- 
verfassung geeinte  Vielheit  von  Personen, 
die  in  sidi  durch  tausend-  und  millionen- 
fach engere  Bande  verbimden  ist  als  mit 
den  Gliedern  anderer  Völker.  Diese  Bande 
sind  durch  die  modernen  Nationalsprachen 
und  -Litteraturen,  durch  die  heutige  Schul- 
bildung, Presse  und  öffentliche  Meinung 
unenduch  vervielfältigt  worden.  Wie  es 
früher  einen  starken  inneren  psychischen 
Zusammenhalt  nur  zwischen  FamUien-,  Ge- 
meinde- und  Stammgenossen  gab,  so  ist 
heute  ein  solcher  zwischen  den  Gliedern 
des  Volkes  entstanden.  Eine  Summe  ein- 
heitlicher Geftlhle  beseelt  das  Volk,  eine 
Summe  einheitlicher  Vorstellungen  ist  über 
die  Schwelle  des  nationalen  Bewusstseins 
getreten  und  erzeugt  das,  was  wir  den  ein- 
heitlichen Volksgeist  nennen ;  er  drückt  sich 
in  einheitlichen  Sitten,  Strebungen  und 
Willensakten  aus,  beherrscht  das  Thun  und 
Treiben  aller  Einzelnen,  auch  nadi.  ihrer 
wirtschaftlichen  Seite.  Unter  den  zahl- 
reichen koncentrischen  und  excentrischen 
Kreisen  psychischer  Uebereinstiinmung,  wel- 
che im  Seelenleben  der  Gesellschaft  ein- 
heitliche Kräfte  und  Kraftcentren  schafft, 
ist  der  Kreis,  den  wir  mit  dem  Worte 
Volk  bezeichnen,  der  höchste  und  kräftigste ; 
es  stehen  und  wirken  neben  ihm  weitere, 
der  Völkei^gemeinschaft  angehörige  und 
engere,  die  er  einschliesst  und  beherrscht, 
die  teilweise  auch  im  Gegensatze  zu  ihm 
stehen.  Aber  er  ist  zunächst  der  mass- 
gebende, eine  grosse  geistige  und  WiUens- 
einheit  unter  den  Volksgenossen  schaffende ; 
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an  diese  halb  nubewnsste,  halb  bewnsste, 
ohne  einheitliches  Kommando  einheitlich 
wii^ende  Kraft  denkt  man,  wo  man  vom 
Volke  im  höheren  Sinne  des  Wortes  redet. 
In  diesem  Sinne  ist  auch  die  Volkswirtschaft 
eine  auf  psychischen  Kräften  und  ihrer 
Koncentraüon  und  Uebereinstimmung  be- 
ruhende Einheit. 

Aber  nicht  bloss  dadurch.  Die  Einzel- 
'wirtschaften  einer  Oomeinde  und  eines 
Kreises  waren  schon  früher  durch  Tausch- 
verkehr und  Arbeitsteilung  verbunden ;  jetzt 
sind  es  ebenso  die  Einzelwirtschaften  eines 
ganzen  Volkes  und  Staates :  der  freie  innere 
Markt  für  Waren  und  Leistungen,  die  Frei- 
zügigkeit, die  nationale  Arbeitsteilung,  die 
heutigen  Verkehrsmittel  haben  die  Einzel- 
wirtschaften desselben  Staates  jetzt  in  einer 
Weise  verbunden,  wie  es  frfliher  nur  die 
Nachbarwirtschaften  waren.  Reichen  ana- 
loge F9den  heute  schon  weit  über  den 
Staat  hinaus  und  erzeugen  eine  Weltwirt- 
schaft, so  sind  sie  doch  viel  schwacher  als 
die  im  Innern  vorhandenen:  die  Volkswirt- 
schaft ist  heute  noch  die  HauptBache;  ob 
es  in  späteren  Jahrhunderten  die  Welt- 
wirtschaft sein  wird,  steht  dahin*  vielleicht 
ändert  sich  dann  auch  der  Spracngebrauch. 

Und  zu  dieser  freien  Verbindung  durch 
Arbeitsteilung  und  Verkehr  kommt  die 
rechtliche  und  organisatorische  durch  ein 
einheitliches  wirtschaftliches  Recht  und 
staatliche  Wirf.schaftseinrichtungen :  eine 
einheitliche  Handels-,  Gewerbe-  und  Agrar- 
politik, eine  einheitliche  Steuer-,  Zoll-  imd 
Finanzverfassung,  ein  staatliches  Geld-  und 
Kreditsystem,  ein  staatliches  und  kommu- 
nales Schiddenwesen,  ein  staatliches  Heer-, 
Schul-,  Erziehungs-  und  Armenwesen,  ein 
staatliches  Verkehrswesen  mit  Eisenbahnen, 
Kanälen,  Dampferlinien,  staatliche  Kolonieen 
and  internationale  Verträge  —  alle  diese 
Einrichtiingen  beherrschen  heute  jede  Ein- 
zelwirtschaJFt  in  einer  Weise  wie  niemals 
frflher,  machen  aus  ihr  ein  abhängiges  Glied 
der  »Volkswirtschaft«. 

So  werden  wir  die  Volkswirtschaft  de- 
finieren können  als  den  einheitlichen  Inbe- 
griff der  in  einem  Staate  vorhandenen,  teils 
neben-,  teils  übereinander  stehenden  und 
aufeinander  angewiesenen  Einzel-  und  Kor- 
porationswirtschaften ,  einschliesslich  der 
staatlichen  Finan  z  Wirtschaft ;  wir  sehen 
diesen  Inbegriff  als  das  einlieitliche  System 
der  wirtschaftlich-sozialen  Veranstaltungen 
und  Einrichtungen  des  Volkes  an;  wir  be- 
trachten das  System  insofern  als  ein  ein- 
heitliches reales  Ganzes  trotz  der  Selbstän- 
digkeit der  Teile,  als  es  von  einheitlichen 
psychischen  und  materiellen  Trsachen  be- 
herrscht wird,  als  seine  sämtlichen  Teile  in 
engster  Wechselwirkimg  stehen  und  seine 
centralen  Organe   nachweisbare  Wirkimgen 
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auf  alle  Teile  ausüben,  als  die  Gesamter- 
scheinung jeder  Volkswirtschjrft,  wie  die 
jedes  anderen  individuellen  Wesens,  trotz 
des  steten  Wechsels  der  Teile  für  unsere 
Vorstellung  im  wesentlichen  unverändert 
fortdauert,  als  wir  alle  Veränderungen 
derselben  Volkswirtschaft  imter  der  \or- 
stellung  der  Entwickelung  desselben  Wesens 
begreifen. 

Indem  die  Volkswirtschaft  sich  in  den 
letzten  zwei  Jahrhunderten  als  ein  relativ 
selbständiges  System  von  Einrichtungen 
und  Veranstaltungen  entwickelte,  teilweise 
eigene  Organe  mit  selbständigen  Interessen 
erhielt,  wurde  sie  für  die  Vorstellungen 
der  Menschen  mit  Recht  ein  selbständiges, 
von  Staat,  Kirche  und  anderen  sozialen 
Kreisen  und  menschlichen  Lebensgebieteu 
sich  loslösendes  System  des  individuellen 
und  gesellschaftlichen  Handelns,  wobei  frei- 
lich nie  zu  vergessen  ist,  dass  diese  Los- 
lösung mehr  in  Gedanken  als  in  der  Reali- 
tät vollzogen  ist.  Die  in  der  Volkswirt- 
schaft handelnden  Kräfte  sind  dieselben, 
die  die  anderen  Knlturzwecke  verfolgen, 
den  Staat,  die  Kirche  bilden,  die  gesell- 
schaftlichen Kreise  ausmachen,  als  Träger 
von  Moral,  Sitte  und  Recht  auftreten;  eme 
grovsse  Zahl  von  Organen,  wie  Familie,  Ge- 
meinde, Staatsgewalt,  dient  anderen  Zwecken 
ebenso  wie  wirtschaftlichen.  Die  Volks- 
wirtschaft bleibt  stets  ein  integrierender 
Teilinhalt  des  ganzen  gesellschaftlichen  Le- 
bens. Zu  ihren  Veraustaltimgen  gehört 
stets  der  Staat  und  die  Staatsverwaltung  mit 
Ohne  die  modernen  Staatseinriehtungen  ist 
keine  Volkswirtschaft  zu  denken.  Und 
wenn  wir  die  Volkswirtschaft  dennoch  im 
Gegensatze  zum  Staate  und  seiner  Organi- 
sation uns  vorstellen  als  ein  freieres  System 
zusammenwirkender  Einzelkräfte,  wenn  sie 
weniger  als  der  Staat  der  centralisierten 
Leitung  vom  Mittelpunkte  aus  bedarf,  so 
ist  doch  nicht  zu  übersehen,  dass  auch  in 
der  Volkswirtschaft  heute  durch  die  Wirt- 
schaftspolitik, durch  die  Macht  der  grossen 
Kredit-  und  Verkehrsoi^ne,  der  wirtschaft- 
lichen Vereinigungen  schon  eine  weitgehende 
bewnsste  einheitliche  Leitung  stattfindet. 
Daneben  ist  festzuhalten,  dass  gleichmässig 
für  Staat  und  Volkswirtschaft  die  innere, 
rein  psychisch  vermittelte  Einheit  infolge 
gemeinsamer  Ordnung,  kollektiver  Kräfte, 
übereinstimmender  Strebungen  viel  wichtiger 
ist  als  die  durch  befehlende  Centralorgane 
herbeigeführte. 

Ob  man  die  Volkswirtschaft  nach  dem 
Vorbilde  des  menschlichen  Körpers  einen 
Organismus  nennen  woUe,  erscheint  als 
eine  untergeordnete  Frage,  sobald  man  sich 
klar  ist,  dass  es  sich  dabei  um  eine  Analo- 
gie, ein  Bild  handelt,  das  mancherlei  ver- 
anschaulichen, aber  die  Erklänmg  aus  der 
Annage.    TU.  35 
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Sache  nicht  ersetzen  kann.  Die  Analogie 
kann  mit  Recht  betonen,  dass  im  mensch- 
lichen Körper  wie  in  der  Volkswirtschaft 
die  Mehrzahl  der  inneren  Vorgänge  sich 
vollzieht,  ohne  dass  die  Centraloi^ne  be- 
wusste  Kunde  davon  erhalten,  dass  aber 
deshalb  die  Einheit  und,  sobjJd  es  nötig 
ist,  auch  die  centrale  bewusste  Leitung 
nicht  fehlt  Aber  mehr  als  ein  Gleichnis 
ist  dies  nicht  Und  es  ist  daher  stets  der 
Schwerpunkt;  wenn  man  die  Volkswirt- 
schaft als  em  Ganzes  bezeichnet,  auf  die 
realen  Ursachen  der  Einheit  zu  legen.  Es 
handelt  sich  stets  darum,  zu  verstehen,  wie 
es  komme,  dass  die  Menschen  mit  ihren 
zimächst  und  scheinbar  rein  individuellen 
Bedürfnissen  und  Trieben  immer  mehr  zu 
kleineren  und  grösseren  Gruppen  verbunden, 
teüs  direkt  gemeinsam,  teils  indirekt  ge- 
meinsam in  der  Form  des  Tauschverkehrs 
für  einander  wirtschaften.  So  rückt  die 
soziale  und  politische  Grundfrage,  was  ver- 
bindet und  trennt  Menschen,  welche  Ur- 
sachen beherrschen  alle  gesellschaftliche 
Gruppenbildung,  auch  in  das  Centrum  der 
volkswirtschaftlichen  Betrachtung,  wie  sie 
für  alle  Staats-  und  Gesellschaftswissen- 
schaft den  Ausgangspunkt  bildet 

2.  Die  Volkswirtschaftslehre.  In 
derselben  Zeit  in  welcher  die  Sprache  zum 
Begriff  der  Volkswirtschaft  kam,  entstand 
im  Systeme  der  menschlichen  Erkenntnis, 
der  einzelnen  Wissenschaften  die  besondere 
Wissenschaft  der  Volkswirtschaftslehre. 

Jahrhunderte  lang  waren  einzelne  privat- 
und  sozialwirtschaftliche  Thatsachen  beo- 
bachtet und  beschrieben,  einzelne  volks- 
wirtschaftliche Wahrheiten  erkannt  in  den 
Moral-  und  Rechtssystemen  wirtschaftliche 
Fragen  erörtert  worden.  Zu  einer  beson- 
deren Wissenschaft  konnten  die  einzelnen 
hierher  gehörigen  Teile  sich  erst  vereinigen, 
als  die  volkswirtschaftlichen  Fragen  zu 
frtiher  nie  geahnter  Bedeutung  für  die  Lei- 
tung und  Verwaltiug  der  Staaten  im 
17. — 19.  Jahrhundert  gelangten,  zahlreiche 
Schriftsteller  sich  mit  ihnen  beschäftigten, 
eine  Unterweisung  der  studierenden  Jugend 
in  ihnen  nötig  wurde  und  zugleich  der 
Aufschwung  des  wissenschaftlichen  Denkens 
überhaupt  dazu  führte,  die  gesammelten 
volkswirtschaftlichen  Sätze  und  Wahrheiten 
zu  einem  selbständigen,  durch  gewisse 
Grundgedanken  —  wie  Geld-  und  Tausch- 
verkehr, staatliche  Wirtschaftspolitik,  Arbeit 
imd  Arbeitsteilung  —  verbundenen  Systeme 
zu  verknüpfen,  wie  es  die  bedeutenden 
Schriftsteller  des  18.  Jahrhunderts  ver- 
suchten. Seither  besteht  die  Volkswirt- 
schaftslehre oder  Nationalökonomie  als  selb- 
ständige Wissenschaft.  Sie  wird  teilweise 
heute  auch  Nationalükonomik  oder  Lehre 
von  der  nationalen  Oekonomie  genannt  oder 


politische  Oekonomie,  wobei  freilich  der 
letztere  Ausdruck  den  Nebensinn  hat,  die 
aus  der  Volkswirtschaftslehre  heraus  ent- 
standenen selbständigen  Teile,  wie  Finanz- 
wissenschaft oder  gar  auch  die  Hilfswissen- 
schaften, wie  Statistik,  mit  zu  umfassen. 

J.  St  Mill  definierte  sie  als  die  Wissen- 
schaft, welche  die  Natur  des  Reichtums 
und  die  Gesetze  seiner  Produktion  und 
Verteilung  untersucht  Aber  die  Natur  des 
Reichtums  ist  wesentlidi  auch  technischer 
Art,  und  die  Gtesetze  der  Reichtumserzeu- 
gung und  Verteilimg  erschöpfen  das  Problem 
nicht,  ganz  ab^sehen  von  der  Frage,  ob 
wir  solche  bereits  besitzen.  Rau  definierte: 
»die  Wissenschaft,  welche  die  Natur  der 
Volkswirtschaft  entwickelt  oder  welche 
zeigt,  wie  ein  Volk  durch  die  wirtschaft- 
lichen Bestrebungen  seiner  Mitglieder  fort- 
während mit  Sachgütom  versorgt  wird«. 
Röscher  »die  Lehre  von  den  Entwickelungs- 
gesetzen  der  Volkswirtschaft«,  womit  nur 
die  dynamischen  Veränderungen,  nicht  die 
statischen  Formen  der  Oi^;anisation,  die 
dauernden  gleichmassigen  Lebensäusserun- 
gen erfasst  sind.  Mangoldt  äussert  sich  so : 
»wissenschaftliche  Darlegung  der  der  Wirt- 
schaft zu  Grunde  liegenden  Kräfte,  der 
Richtungen,  in  denen  sie  sich  äussern,  der 
Gesetze  ihrer  Wirksamkeit  und  der  Bedin- 
gungen ihres  Erfolgs«.  Das  gesellschaft- 
liche Moment  betonte  Fr.  J.  Neumann  zu- 
erst scharf,  indem  er  unsere  Wissenschaft 
»die  Lehre  von  dem  Verhalten  der  Einzel- 
wirtschaften unter  einander  imd  zum  Staats- 
ganzen« nennt  Doch  §euug  der  Beispiele. 
Ich  möchte  sagen :  sie  ist  die  Wissenschaft, 
welche  die  volkswirtschaftlichen  Erschei- 
nungen beschreiben,  definieren  und  aus  Ur- 
sachen erklären  sowie  als  ein  zusammen- 
hängendes Ganzes  begreifen  will,  wob« 
freilich  vorausgesetzt  ist,  dass  die  Volks- 
wirtschaft vorher  richtig  definiert  seL  Im 
Mittelpunkte  der  Wissenschaft  stehen  die 
bei  den  heutigen  Kulturvölkern  sich  wieder- 
holenden typischen  Erscheüiungen  der  Ar- 
beitsteilung und  -Organisation,  des  Ver- 
kehrs, der  Einkommensverteilung,  der  ge- 
sellschaftlichen Wirtschaftseinrichtungen, 
welche  an  bestimmte  Formen  des  privaten 
und  öffentlichen  Rechts  angelehnt  von 
gleichen  oder  ähnlichen  psychischen  Kräften 
beherrscht,  ähnliche  oder  gleiche  Anord- 
nungen und  Bewegungen  erzeugen,  in  ihrer 
Gesamtbeschreibung  eine  Statik  der  g^en- 
wärtigen  wirtschaftlichen  Kulturwelt,  eine 
Art  durchschnittlicher  Verfassung  derselben 
darstellen.  Von  da  aus  hat  die  Wissen- 
schaft dann  die  Abweichungen  der  einzel- 
nen Volkswirtschaften  von  einander,  die 
verschiedenen  Formen  der  Organisation  da 
imd  dort  zu  konstatieren  gesucht,  hat  ge- 
fragt,   in  welcher  Verbindung   und   Folge 
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die  verschiedenen  Formen  vorkommen,  und 
ist  so  zu  der  Vorstellung  der  kausalen  Ent- 
wickeln ng  der  Formen  aus  einander  und 
der  historischen  Aufeinanderfol^  wirtschaft- 
licher Zustände  gekommen;  sie  hat  so  zu 
der  statischen  die  dynamische  Betrachtung 
gefügt  und  wie  sie  in  ihrem  ersten  Auf- 
treten schon  vermöge  sittlich-historischer 
"Werturteile  zur  Aufstellung  von  Idealen 
kam,  so  hat  sie  diese  {faktische  Funktion 
stets  bis  auf  einen  gewissen  Grad  beibe- 
halten. Sie  hat  neben  der  Theorie  stets 
praktische  Lehren  fürs  Leben  aufgestellt 

Wie  jeder  Wissenschaft,  so  kann  auch 
der  Volkswirtschaftslehre  nur  ihr  £em  eigen- 
tümlich sein ;  auf  ihrer  Peripherie  deckt  sie 
sich  mit  zahlreichen  Nachbarwissenschaften. 
mit  denen  sie  Stoff  oder  Methode  teilweise 
gemeinsam  hat,  von  denen  sie  empfangend 
abhängt,  die  sie  gebend  befruchtet  Um  den 
Kern  kann  man  daher  vernünftigerweise 
streiten,  nicht  um  die  Peripherie,  die  zumal 
in  den  Geisteswissenschaften  eine  sich  stets 
verwischende  und  verschiebende  Grenze, 
ein  gemeinsames  Herrschaftsgebiet  ver- 
schiedener Wissenschaften  darstellt  Die 
Volkswirtschaftslehre  steht  mitten  inne  zwi- 
schen den  angewandten  Natiu^issenschaften, 
der  Technologie,  Maschinen-,  Landwirt- 
schafts-, Forstwirtschaftslehre  sowie  der 
Anthropologe,  Ethn(^raphie^  Klimatologie, 
der  aU^meinen  imd  der  speciellen  Pflanzen- 
nnd  Tiergeographie  auf  der  einen  Seite,  und 
zwischen  den  wichtigsten  Geisteswissen- 
schaften, der  Psychologie,  Ethik,  Staats-, 
Eechts-,  GeseUschaflslehre  auf  der  anderen. 
Denn  die  Volkswirtschaft  ist  stets  zugleich 
ein  Stück  Naturgestaltung  durch  deu  Men- 
schen und  ein  Stück  Kulturgestaltung  durch 
die  fühlende,  denkende,  nandelnde,  organi- 
sierte Gesellschaft. 

Die  Stoffeibgrenzung  und  Systematisie- 
rung jeder  Wissenschaft  hängt  von  ihrem 
jeweiligen  inneren  Zustande  und  den  prak- 
tischen Zwecken  ihrer  Wirksamkeit  und 
ihres  Unterrichts  ab.  Was  Ad.  Smith  und 
seine  ersten  Nachfolger  als  einheitliche  Lehre 
vom  Volkswohlstande  vortrugen,  wurde  in 
Deutschland  zunächst  für  me  Zwecke  der 
süddeutschen  kameralistischen  Vorlesungen 
in  drei  Teile  geteilt  Bau  schied  die  Finanz 
als  besonderen  Teil  aus,  weil  sie  die  grösste 
und  selbständigste  Einzelwirtschaft  behan- 
delt eine  Rohe  ihr  allein  angehöriger 
Fragen  einschliesst,  und  er  seinen  Kamera- 
listen nicht  bloss  einiges  über  Steuern  und 
Staatsschulden  erzählen,  sondern  den  ganzen 
Finanzhaushalt  eines  deutschen  Staates  schU- 
dem  wollte.  Den  übrigen  Stoff  zerlegte  er 
dann  in  eine  reine  abstrakte  Theorie  und  in 
eine  praktische  Anwendung.  Diese  letztere 
Scheidung  entsprach  einei-seits  der  damaligen 
ilodevorstellung,  die  man  den  Engländern 


entnommen,  dass  es  eine  von  Staat  und 
Verwaltung  gänzlich  unabhängige  natürliche 
Volkswirtschaft  gebe,  und  sie  gestattete  die 
saubere  logische,  überwiegend  abstrakte 
Formulierung  der  Lehrsätze  über  Wert, 
Preis  und  Einkommensverteilung;  sie  kam 
andererseits  dem  Bedürfnis  entgegen,  aus 
der  alten  verwaltungsrechtlichen  und  tech- 
nologischen Kameralistik  dem  Studierenden 
das  Nötige  Ober  Landwirtschaft  und  Ge- 
werbe und  ihre  staatliche  Pflege  gesondert 
und  im  Zusammenhang  zu  sagen.  Die  Los- 
lOsung  der  Finanz-  von  der  Volkswiitschafts- 
lehre  wurde  bald  auch  in  der  Litteratur  der 
anderen  Staaten  anerkannt,  die  Scheidimg 
in  theoretische  und  praktische  National- 
ökonomie, Volkswirtschaftstheorie  und  Volks- 
wirtschaftspolitik blieb  mehr  eine  deutsche 
Eigentümlichkeit  Sie  hat  sich  auch  bis 
heute  erhalten,  nur  sind  nach  und  nach 
andere  principielle  Gesichtspunkte  bei  der 
Scheidung  in  den  Vordergrund  getreten. 
Wir  setzen  heute  eine  allgemeine  einer 
speciellen  Volkswirtschaftslehre  entgegen, 
ziehen  in  beiden  TeUen  das  Verhältnis  von 
Staat,  Recht,  Sitte  und  Moral  ziur  Volks- 
wirtschaft in  Betracht;  aber  wir  suchen 
das  eine  Mal  eine  abstrakte  Durcbschnitts- 
volks Wirtschaft  vorzuführen  oder  in  theore- 
tischer Begründung  unser  volkswirtschaft- 
liches Wissen  zusammenzufitssen,  und  das 
andere  Mal  schildern  wir  eine  bestimmte 
Zeit  oder  vielmehr  ein  bestimmtes  Volk, 
eine  Volkergruppe  nach  ihrer  wirtschaft- 
lichen Seite  in  konkreter  Einzelausführung. 

Die  heutige  allgemeine  Nationalökonomie 
ist  philosophisch -soziologischen  Charakters. 
Sie  geht  vom  Wesen  der  (Gesellschaft  und 
den  allgemeinen  Ursachen  des  wirtschaft- 
lichen Lebens  und  Handelns  aus,  schildert 
die  typischen  Oi|;ane  und  Bewegungen,  die 
wichtigsten  Einrichtungen  statisch  und  dy- 
namisch. Sie  sucht  systematisch  und  prin- 
dpiell  aus  den  unvollkommenen  Bruch- 
stücken unserer  Erkenntnis  ein  Ganzes  zu 
machen ;  sie  schreitet  vom  Allgemeinen  zum 
Speciellen  voran,  zieht  das  Besondere  mehr 
nur  zur  Illustration  der  Wahrheiten  heran, 
die  sie  glaubt  lehren  zu  können.  Sie  giebt 
dem  Anfänger  einen  Umriss;  für  den  Ge- 
lehrten bildet  sie  den  Versuch,  das  Specielle 
zum  Range  idlgemeiner  Wahrheiten  zu  er- 
heben. Sie  kann  eine  um  so  geschlossenere 
Form  annehmen,  je  mehr  sie  nur  in  abstrakt- 
theoretischer  Weise  auf  die  Wert-  und  Ein- 
kommensfragen sich  beschränkt;  sie  nähert 
sich  einer  ethischen  und  geschichtsphilo- 
sophischen  Untersuchung,  wenn  sie  die 
gesamten  volkswirtschmlichen  EJrschei- 
nungen  im  Zusammenhange  mit  ihren  letzten 
gesellschaftlichen  Ursachen  vorführen  will. 

Umgekehrt  ist  die  specielle  National- 
ökonomie historisch    und    praktisch-verwal- 
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tungsi-echtlich ;  sie  erzählt  die  neuere  volks- 
wirtschaftliche Entwickelung  Westeuropas 
oder  eines  einzelnen  Landes  nach  Perioden 
oder  Hauptzweigen  der  Volkswirtschaft.  Sie 
geht  vom  Konkreten,  Einzelnen  aus  und 
erörtert  das  Detail  der  Ursachen  und  Ein- 
richtungen; sie  gestattet,  den  Anfänger  in 
die  meSiodische  Untersuchung  der  einzelnen 
Probleme  nach  allen  Seiten  einzuführen; 
sie  ist  deskriptiv  in  ihrer  Grundlage,  sie 
muss  in  ihren  Erörterungen  stets  auf  alle 
möglichen  Nachbargebiete  und  Nebenfolgen 
kommen ;  sie  giebt  einen  festen  Boden  unter 
die  FüBse,  rekurriert  aber  natürlich  stets 
auf  die  allgemeinen  Wahrheiten,  die  aus  der 
allgemeiaen  Nationalökonomie  sowie  aus  der 
Ethik  oder  aus  soziologisch -geseUschafts- 
wissenschaftlichen  Vorstellungsreihen  stam- 
men. Wie  sie  in  erster  Linie  das  Einzelne 
aus  seinen  Ursachen  erklärt  und  aus  dem 
bisherigen  Gange  der  Ereignisse  auf  die 
Zukunft:  schliesst,  so  mischen  sich  in  die 
letzteren  Schlüsse  stets  als  leitende  Motive 
ethische  Wertvorstellungen  und  teleologische 
Weltbilder  über  den  Gang  der  menschlichen 
Geschichte  und  das  Schicksal  des  betreffen- 
den Staates  ein. 

Die  beiden  in  Deutschland  üblichen  Teile 
der  Volkswirtschaftslehre  stellen  so  berech- 
tigte Gegensätze  dar;  sie  ergänzen  sich  im 
Stoff  und  in  der  Methode;  ihre  Nebenein- 
anderstellung  im  Unterricnte  und  in  den 
Lehrbüchern  hat  sich  bewährt  Es  liegen 
keine  Anzeichen  vor,  dass  sie  einer  anderen 
Behandlung  und  Abteilung  Platz  machen 
werden;  sie  erfüllen  ihren  Zweck  um  so 
b^ser,  je  melir  der  eine  Teil  auf  breitester 
philosophisdier,  der  andere  auf  historischer 
und  verwaltungsrechtlicher  Grundlage  und 
praktischer  Weltkenntnis  ruht  Sie  ent- 
sprechen den  verschiedenen  Wegen  mensch- 
licher Erkenntnisgewinnung,  die  sich  stets 
ergänzen  müssen. 

Wenn  wir  im  folgenden  nun  von  der 
Methode  der  Volkswirtschaftslehre  reden,  so 
könnte  es  angezeigt  erscheinen,  dabei  stets 
diese  beiden  Teile  zu  unterscheiden.  Und 
doch  ist  es  nicht  am  Platze ;  denn  in  beiden 
spielen  die  verschiedenen  Hilfsmittel  der 
&kenntnis  ineinander  über.  Und  der  sach- 
verständige Leser  wird  auch  so  bemerken, 
welche  Erörterung  mehr  auf  die  allgemeine, 
welche  mehr  auf  die  specielle  Volkswirt- 
schaftslehre sich  bezieht 

3.  Wesen  der  Methode  überhaupt. 
Wir  verstehen  unter  Methode  ein  nach 
Gnmdsätzen  geregeltes  Verfahren  zur  Er- 
reichung eines  bestimmten  Zweckes.  Die 
Methode  der  Volkswirtschaftslehre  ist  das 
nach  wissenschaftlichen  Grundsätzen  vor- 
gehende Verfahren,  das  der  fortschreitenden 
&kenntnis  der  Volkswirtschaft  dient  und 
dienen  soll,  das  ein  vollständiges  Bild   der 


Volkswirtschaft  nach  Raum  und  Zeit,  nach 
Mass  und  historischer  Folge  zu  entwerfen, 
die  volkswirtschaftlichen  Erscheinungen  dem 
vergleichenden  und  unterscheidenden  Denken 
zu  unterwerfen,  sie  unter  ein  einheitliches 
System  von  Begriffen  zu  ordnen,  sie  zu 
klassifizieren  und  in  der  Form  eines  ein- 
heitlichen Zusammenhanges  zu  begreifen  be- 
hilflich sein  solL 

Die  Methode  jeder  einzelnen  Wissen- 
schaft wird  bestimmt  1.  durch  den  Stand- 
punkt, den  die  menschliche  Erkenntnisge- 
winaung  überhaupt  zur  Zeit  erreicht  hat, 
d.  h.  durch  die  Erkenntnistheorie  und  Me- 
thodenlehre der  Zeit  überhaupt,  welche  für 
alles  menschliche  Denken  und  Erkennen  in 
den  Grnndztgen  nur  eine  einheitliche  sein 
kann;  die  Anwendung  empirischer  Beob- 
achtung z.  B.,  wie  sie  Bacon  zuerst  ener- 
gischer forderte,  hat  fast  auf  alle  Wissen- 
schaften einen  bedeutungsvollen  Einfluss 
ausgeübt  Die  H^elsche  Dialektik  hat  ihre 
Wirkung  fast  auf  alle  Wissenschaften, 
jedenfalls  auch  auf  die  Wissenschaften  vom 
Staate  und  von  der  Volkswirtschaft  ersti-eckt 

2.  wird  diese  Methode  bestimmt  dui«h 
die  specielle  Natur  des  zu  erforschenden 
Gegenstandes:  wie  die  Mathematik  ein 
anderes  Verfahren  hat  als  die  Physik,  diese 
als  die  Physiologie,  so  haben  die  Geistes- 
wissenschaften im  ganzen  andere  Methoden 
als  die  Naturwissenschaften,  in  ihnen  wieder 
die  Psychologie  andere  als  die  Staats-  und 
Gesellschaftswissenschaften.  Je  komplizierter 
ein  Wissensgebiet  ist,  je  mehr  es  die  Er- 
scheinungen einfacherer  Art  mit  einschliesst, 
desto  häufiger  ist  für  dasselbe  die  Forderung 
aufgestellt  worden,  dass  die  Methoden  zur 
Erforschung  der  einfacheren,  aber  hier  mit 
eingeschlossenen  Erscheinungen  zugleich  zu 
partiellen  Methoden  dieses  Gebietes  werden 
müssten.  Das  ist  bis  auf  einen  gewissen 
Grad  wahr.  Naturwissenschaftliche  und 
mathematische  Methoden  sind  z.  B.  fOr 
manche  volkswirtschaftliche  Fragen  ein  not- 
wendiges Hilfsmittel;  psj^chologische  sind 
unentbehrlich  für  alle  Geisteswissenschaften. 
Aber  da  gleichmässige  Herrschaft  über  alle 
Wissenschaften  und  ihre  Methoden  durch 
die  Beschränktheit  des  menschlichen  Geistes 
ausgeschlossen  ist,  so  bleibt  die  Einarbeitung 
in  die  eigentümlichen  Methoden  der  eigenen 
Wissenschaft  doch  stets  die  Hauptsache. 
Und  specieU  in  den  Gesellschafts-  und 
Staatswissenschaften  ist  häufig  dadurch 
Unheil  angerichtet  worden,  dass  man  ein- 
seitige naturwissenschaftliche  Methoden  auf 
sie  anwendete.  Viel  enger  ist  natürlich  der 
Zusammenhang  zwischen  den  Geisteswissen- 
schaften. Spedell  die  Volkswirtschaftslehre 
wird  ähnliche  oder  gleiche  Methoden  wie 
eine  Reihe  derselben  anwenden,  da  sie 
denselben  oder  einen  ähnlichen  Stoff  zu  be- 
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meistern,   aus    gleichen    Ursachen    zu    er- 
klären hat. 

3.  wird  die  in  einer  bestimmten  "Wissen- 
schaft jeweilig  angewandte  Methode  ab- 
hängen von  dem  Grade  der  Ausbildung, 
den  sie  zur  Zeit  erreicht  hat.  —  Die  rohe 
Erkenntnis  beginnt  stets  mit  Halbwahrheiten 
und  raschen  Oeneralisationen ;  erst  nach  und 
nach  verfeinert  sich  das  Verfahren :  zeitweise 
•wird  Beobachtung  xmd  Beschreibung  zur 
Hauptsache,  zeitweise  die  Klassifikation, 
zeitweise  tritt  die  Kausalerklärung  in  den 
Mittelpunkt.  Man  könnte  auch  sagen,  in 
der  grossen  historischen  Entwickelung  alles 
menschlichen  Erkennens  habe  es  sich  stets 
darum  gehandelt,  dass  ihre  zwei  Elemente, 
die  Empirie  und  die  rationale  Bemeistemng 
derselben  (der  Rationalismus)  um  den  Vor- 
rang gekämpft  hätten;  einer  Epoche  ver- 
feinerter Empirie  mussle  stets  wieder  eine 
Zeit  höherer  rationaler  Beherrschung  des 
Empirischen  folgen.  So  treten  wechsel- 
weise die  Operationen,  die  im  Dienste  des 
einen  Elementes  stehen,  in  den  Vorder- 
grund. Der  vollendete  Sieg  des  Rationa- 
lismus wäre  erst  vorhanden,  wenn  eine 
A'oUendung  der  Erkenntnis  der  Welt  erreicht 
wäre. 

Die  Methode  der  einzelnen  Wissenschaft 
■wird  behandelt  und  vorgetragen  teils  als 
ein  Bestandteil  der  Eikeantnistheorie  und 
Methodenlehre  Oberhaupt,  wie  das  für  unser 
Gebiet  von  J.  St  Mill,  Sigwart,  Wundt  ^ 
than  ist,  teils  als  ein  einleitendes  Kapitel 
der  betreffenden  Lehrbtlcher,  wie  z.  B.  von 
A.  Wagner,  oder  als  Gegenstand  von  Ab- 
handlungen, Beden  und  Monographieen, 
gleich  anderen  speciellen  Teilen  der  Wissen- 
schaft, wie  das  in  den  Arbeiten  von  Cairuess, 
Menger,  RQmelin,  Keynes  und  anderen  ge- 
schehen ist. 

4.  Die  Regelsammlnngen  und  die  Re- 
ligionssysteme als  Anfänge  aller  so- 
zialen Wissenschaft  Der  Zusammenhang 
der  Genei-ationen  hat  frühe  dazu  geführt, 
dass  der  Vater  dem  Sohne  die  Regeln  des 
Handelns  einprägte,  die  er  teils  übernommen, 
teils  durch  eigene  Schicksale  erprobt  hatte.  Je 
mehr  technische  Kenntnisse  sich  ansammelten, 
Sitten  imd  Gebräuche  sich  bildeten,  Ritual- 
handlimgen  und  Rechtssatzimgen  Ansprach 
aiif  Befolgung  erhoben,  desto  mehr  wurden 
alle  diese  Riegeln  schon  um  der  leichteren 
Unterweisung  willen  in  Spruch  und  Lied 
fixiert,  in  gereimter  imd  ungereimter  Form 
überliefert,  endlich  mit  der  Ausbildung  des 
Schriftwesens  verzeichnet.  So  entstanden 
erst  in  Priesterhänden,  später  auch  in  Laiea- 
bänden  jene  Regelsammlungen  verschie<ien- 
ster  Art:  Sammlungen  von  medizinischen 
Rezepten,  von  technischen  Vorschriften,  von 
Ritual-.  Rechts-  imd  Sittenregeln,  w^ie  sie 
der  Dekalog  und  andere  antike  Sammlungen, 


im  Mittelalter  die  leges  barbarorum,  die 
Bussbücher,  die  Weistümer,  die  technischen 
Regelsammlungen  der  Klöster  und  der 
Zünfte,  später  die  Kräuter-  und  Gartenbücher 
und  in  gewissem  Sinne  der  grössere  Teil 
der  ganzen  älteren  kamendistischen  Litteratur 
darstellen.  Die  Erhaltung  und  Ueberlieferung 
von  Regeln  des  praktisch-technischen  wie 
des  sozialen,  sittlichen,  gesellschaftlichen 
Handelns  ist  der  Zweck  dieser  Thätigkeit: 
es  gehen  religiöse,  sittenordnende,  rechtliche 
und  moralische  wie  praktisch -technische 
Sammelwerke  und  Gesetzesbücher  daraus 
hervor;  sie  werden  immer  wieder  abge- 
schrieben, modifiziert,  auch  nach  und  nach 
erklärt,  interpretiert.  Sie  stellen  noch  keine 
Wissenschaft  dar,  aber  sie  sind  der  Keim 
einer  solchen;  ihr  ausschliesslicher  Zweck 
ist  den  Menschen  ein  Sollen  nach  über- 
lieferter Ordnung  vorzuschreiben.  Sie  ruhen 
auf  praktischer  Erfahrung,  freilich  nicht 
auf  ihr  allein.  Alles  menschliche  Handeln 
empfängt  seinen  Anstoss  durch  Lust-  und 
Schmerzgefühle  und  die  daran  sich  knüpfen- 
den Triebe;  unter  der  Einwirkung  aber 
der  Feberleg^ng,  der  Besonnenheit,  der 
Selbstbeherrschung,  der  höheren  Gefühle 
einerseits,  der  gesellschaftlichen  Umgebung 
und  ihrer  Zwecke  andererseits  entsteht  die 
ceremoniöse  Ordnung  und  Formung  des 
Triehlebens,  die  Sitte,  der  Begriff  des  Sollens, 
die  Macht  des  Gewissens,  die  Vorstellung 
von  zu  billigenden  und  zu  missbilligenden 
Handlungen;  es  ist  ein  innerlicher  Prozess, 
dessen  Resultate  durch  die  Furcht  vor  den 
Geistern  und  den  Göttern,  die  Furcht  vor 
gesellschaftlichem  Tadel  imd  Ausschluss, 
vor  Rache  und  Strafe  äusserlich  befestigt 
und  so  gleichsam  unter  einen  gesellschaft- 
lichen Druckapparat  gestellt  werden.  Und 
so  enthalten  schon  diese  ältesten  Regeln, 
die  ebenso  das  dem  Individuum  wie  das  der 
Gesellschaft  Heilsame  bezwecken,  empirische 
sowohl  als  rationale  Elemente;  sie  beruhen 
auf  den  rohen  Kausalitätsvorstellungen  vom 
Eingreifen  der  Geister  und  Götter,  von 
der  Natur  und  vom  Himmel,  von  Leben 
und  Sterben,  von  Tod  und  Schlaf,  die  sie 
nach  ihrer  Art  sich  zusammenreimen,  sowie 
auf  den  Werturteilen,  die  sich  an  diese 
Vorstellungen  knüpfen.  Wahres  und  Falsches 
mischt  sich  in  ihnen,  aber  jedenfalls  streben 
sie  stets  nach  einer  theoretischen  und 
praktischen  Einheitlichkeit  und  Ueberein- 
stimmung. 

Diese  ist  das  Ergebnis  des  menschlichen 
Selbstbewusstseins.  In  dem  ewigen  Wechsel 
von  Gefühlen,  Vorstellungen,  Gedanken  und 
Trieben  ist  das  Einheitliche  die  Beziehung 
aller  dieser  Vorgänge  auf  das  Ich.  Wie  in 
einem  einheitlichen  Brennpunkte  sammeln 
und  koncentrieren  sich  die  seelischen  Er- 
eignisse in  ihm,  verbinden  sich  zu  einem 
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Ganzen;  alles  Einzelne  ordnet  sich  diesem 
Ganzen  unter.  Wie  es  das  unabweisliche 
praktische  Bedürfnis  ist,  alle  praktischen 
Regeln  unseres  Handelns  in  Uebereinstim- 
mung  zu  bringen,  um  nicht  in  das  peinliche 
Gefilld  des  Widerspruchs  mit  uns  selbst  zu 
kommen,  so  entspringt  aus  dem  einheitlichen 
Selbstbewusstsein  jener  theoretische  un- 
widerstehliche Einheitsdrang,  der  alles  Be- 
obachtete und  Erlebte  auf  gewisse  oberste 
Vorstellungen  zurückführen,  es  als  Teile 
einem  Ganzen  einfügen  will.  Unser  Denken 
und  unser  Gewissen  fühlt  sich  erst  beruhigt, 
wenn  es  einen  solchen  einheitlichen  Pimkt 
gefunden,  der  theoretisch-praktischer  Natur 
zugleich  ist,  der  eine  Vorstellung  von  der 
Welt  und  ihrem  Wesen  und  von  den  Zielen 
unseres  Daseins  giebt.  Aus  dem  einheit- 
lichen Selbstbewusstsein  folgt,  dass  jeder 
Mensch,  nach  einer  einheitlichen  Welt- 
anschauung strebt,  die  durch  die  mit  ihr 
gegebenen  Werturteile  ein  Lebensideal  en<> 
hält. 

Dies  geschieht  in  älterer  Zeit  ausschliess- 
lich in  der  Form  kosmogonischer  Vorstel- 
lungen, mit  denen  der  Glaube  an  Geister 
und  Götter  verknüpft  ist,  d.  h.  in  der  Form 
des  religiösen  Glaubens,  der  einheitlich  das 
menschliche  Dasein  und  die  Natur  begreif- 
lich macht  tmd  alle  Eegeln  des  Handelns 
aJs  Gebote  der  Götter  auffasst.  Die  Vielheit 
der  Götter  strebt  wieder  nach  Einheit,  zu- 
letzt entsteht  der  Glaube  an  ein  oberstes 
aUmächtiges  und  allwissendes  Wesen,  das 
als  Ursache  der  Welt  wie  als  Inbegriff  aUes 
Guten  und  Idealen  gedacht  wird.  Selbst  die 
äusseren  Regeln  des  praktischen  Handelns 
werden  als  Gebote  Gottes  aufgefasst  oder 
als  Ableitungen  aus  seinen  Geboten  erklärt. 
Die  religiösen  und  kirchlichen  Ordnungen 
dieser  älteren  Zeiten  sind  zugleich  die 
wichtigsten  Instrumente  der  sozialen,  poli- 
tischen und  wirtschaftlichen  Oi^anisation.  In 
den  relativ  kleinen  Gemeinwesen  konnte 
es  nur  eine  einheitliche  Religion  geben, 
die  alle  Lebensgebiete  beherrschte  und 
durchdrang. 

Die  religiöse  Lehre  erklärt  alles  und 
lenkt  alles;  sie  ist  ein  erster  Versuch 
rationaler  Erklärung  alles  Seienden  und 
praktischer  Lenkung  alles  Geschehenden. 
Sie  enthält  kein  Wissen  und  Erkennen  im 
späteren  Sinne ;  aber  sie  giebt  dem  Menschen 
ein  einheitliches  Begreifen  der  Dinge,  einen 
Glauben,  der  das  naive  Nachdenken  beruhigt, 
das  Gemüt  beherrscht,  der  das  Gute  finden 
lehrt,  der  ein  klares  und  deutliches  Sollen 
vorschreibt.  Er  ruht  auf  dunkeln  Bildern 
der  Welt,  aber  mehr  und  mehr  schon  auf 
einer  klaren  Erfassung  der  Menschenseele, 
ihrer  Kräfte  und  Tiiebe.  Denn  diese  innere 
Erfahrung  ist  der  älteste  und  sichei-ste  Be- 
stand menschlicher  Erkenntnis. 


S.  Die  Moralsysteme.  Jahrhunderte 
und  Jahrtausende  leben  so  die  Völker:  Die 
Träger  des  Fortschrittes  sind  diejenigen, 
welche  die  höheren  Religionssysterae  aus- 
bilden, mit  welchen  und  dm-ch  welche  die 
bessere  soziale  Ordnung  und  die  richtigere 
Regulierung  des  Trieblebens  entstand,  inner- 
halb deren  die  steigende  Erkenntnis  der 
Natur  und  des  Menschen  sich  entwickeln 
konnte.  Diese  Erkenntnis  ist  darauf  ge- 
richtet, das  Einzelne  für  sich  zu  nehmen, 
es  abstrahierend  aus  Ursachen  zu  erklären. 
Aber  der  Vorgang  hierbei  war  von  Anfang 
an  verschieden  für  das  Naturerkennen  und 
für  das  Measchenlebeu.  Der  Natiir  steht 
der  Mensch  als  ein  Fremder  gegenüber;  er 
kann  hier  nur  langsam  vordringend  beo- 
bachten, untersuchen,  die  ihm  unbegreiflichen 
Ursachen  verstehen.  Dem  Seelenleben,  dem 
Menschen,  der  Familie,  dem  Staate  steht 
unser  Intellekt  als  ein  gleicher  gegenüber, 
der  gleichsam  von  Innen  heraus  die  Vor- 
kommnisse miterlebend  versteht,  der  das 
Ganze  stets  mehr  oder  weniger  übei-schaut, 
es  besitzt,  während  er  nun  erkennend  das 
Einzelne  analysiert  Daher  das  bekannte 
von  Dilthey  mit  Recht  betonte  historische 
Ergebnis,  dass  eine  gewisse  Höhe  der  Er- 
kenntnis auf  psychologischem,  ethischem, 
politischem  Gebiete  eigentlich  früher  erreicht 
wurde  als  auf  dem  der  Natur.  Wenigstens 
steht,  was  die  Griechen  auf  diesen  Ge- 
bieten lehrten,  unseren  heutigen  Lehreu 
viel  näher  als  unser  Naturerkennen  dem 
ihrigen. 

Die  ersten  grossen  Fortschritte  aller  em- 
pirischen Erkenntnis  fallen  in  die  Epoche, 
m  welcher  die  überlieferten  Religionssysteme 
ins  Wanken  kommen.  Veränderte  Lebens- 
bedingungen erschüttern  die  alten  geheiligten 
Regeln  des  Handelns  imd  Zusammenlebens. 
Mit  dem  Zweifel  an  den  alten  kosmogoni- 
schen  Vorstellungen  kommt  das  Bedürfnis 
nach  einer  tieferen  oder  anderen  Erklämng 
der  Welt  und  nach  einer  anderen  Begrün- 
dung des  Sollens;  man  wiU  die  Vorschriften 
der  Sitte,  des  Rechts  und  der  Moral  nicht 
mehr  bloss  als  Gebote  Gottes  verstehen  und 
erläutert  sehen,  sondern  will  sie  aus  Zwecken 
und  Ursachen  erklärt  haben.  Es  entstehen 
die  philosophisch -physikalischen  Systeme 
der  Welterklärung  und  die  Moralsysteme; 
letztere  als  die  ersten  eigentlichen  Versuche 
einer  Wissenschaft  vom  gesellschaftlichen 
Menschen.  Aber  die  metaphysischen  Systeme 
der  Welterklärung  und  die  ethischen  Sj-steme 
—  in  der  Regel  einheitlich  verbunden  — 
sind  zunächst  doch  weit  entfernt,  die 
charakteristischen  Züge  der  alten  Religions- 
systeme abzustreifen.  Dazu  reicht  die 
dürftige  Erkenntnis,  auf  denen  sie  ruhen, 
nicht  hin ;  noch  weniger  duldete  der  prak- 
tische Zweck  das.     Die  griechische  Ethik 
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und  die  meisten  spateren  ethischen  Systeme 
wollten  bis  in  die  neuere  2jeit  vielmehr  ein 
Sollen  lehren,  Ideale  predigen  als  das  Ge- 
schehende ans  Ursachen  erklären.  Mögen 
sie  daher  in  steigendem  Masse  den  empiri- 
schen Stoff  der  psychologischen,  gesellschaft- 
lichen und  sonstigen  Thatsachen  in  sich 
aufnehmen,  es  liegt  ihnen  doch  in  erster 
Linie  daran,  einen  einheitlichen  Ausgangs- 
punkt der  Verpflichtung,  eine  Erklärung 
des  SoUens  zu  finden.  Das  können  sie  nur 
durch  ein  Verfahren,  das  zwischen  Glauben 
und  Wissen  die  Mitte  hält  Sie  suchen  in- 
tuitiv, synthetisch,  mit  der  Phantasie  sich 
ein  BUd  von  der  Welt  und  der  Weltre^ening, 
von  den  in  ihr  herrschenden  Prindpien  und 
Ideeen,  von  ihrer  Entwickelung  und  vom 
Zusammenhange  alles  Menschenschicksals  mit 
der  Welt  und  ihrem  Mittelpunkte,  vom 
Zwecke  des  Menschenlebens  und  seiner  Zu- 
kunft zu  machen.  Sie  benutzen  dazu  die 
empirische  Kenntnis  der  Welt,  soweit  sie 
reicht;  soweit  sie  nicht  reicht,  verfahren 
sie  teleologisch,  d.  h.  sie  suchen  von  einem 
Bilde  des  Ganzen  aus  das  Einzelne  als 
zweckmässig  diesem  Ganzen  dienend  zu 
bereifen,  durch  reflektierende  Urteile  so 
den  Stoff  unter  allgemeinen  Gesichtspunkten 
zu  ordnen,  wie  Kant  uns  das  in  der  Kritik 
der  Urteilskraft  näher  auseinandergesetzt  hat. 
Alle  bedeutenden  Philosophen  seither  haben 
zugegeben,  dass  so  die  Teleologie  als  ein 
berechtigtes  Beflexionsprincip,  als  ein  heu- 
ristisches Hilfsmittel  benutzt  werden,  als 
eine  symbolisierende  Ergänzung  der  em- 
pirischen Wissenschaft  zur  Seite  treten 
mQsse  und  dürfe.  Es  ist  der  Versuch  einer 
Ausdeutimg  des  Ganzen  und  seiner  Zwecke. 
Die  Vorstellung,  dass  die  Welt  eine  ein- 
heitliche sei,  dass  es  ein  Stufenreich  der 
Natur  und  der  Geschichte,  einen  Fortschritt 
und  eine  Vervollkommnung,  eine  Entwicke- 
lung gebe,  ist  in  der  Hauptsache  nm*  so  zu 
gewinnen. 

Die  teleologische  Betrachtimg  ist  die 
wichtigste  Art,  eine  Summe  von  Erschei- 
nungen, deren  inneren  kausalen  Zusammen- 
hang wir  noch  nicht  kennen,  als  ein  Ganzes 
zu  begreifen.  Sie  ist  mit  der  systematischen 
insofern  verwandt,  als  auch  diese  eine  Summe 
von  Erscheinungen  oder  Wahrheiten  einheit- 
lich ordnen  und  begreifen  wiU;  aber  der 
einheitlich  ordnende  G«danke  muss  hier 
nicht  notwendig  ein  Zweckgedanke  sein,  und 
die  systematisdie  Anordnung  schliesst  noch 
den  weiteren  Gedanken  ein,  alle  einzelnen 
Teile  des  Ganzen  in  der  Reihenfolge  vorzu- 
ffihren,  wie  es  der  inneren  Zusammen- 
gehörigkeit entspricht. 

Die  ethischen  Betrachtungen  bedürfen  der 
Teleologie  deshalb  in  so  besonderem  Masse, 
•weil  alle  sittlichen  Werturteüe  aus  Gefühlen 
und  Vorstellungen  hervorgehen,  die  sich  auf 


den  Gesamtinhalt  und  Gesamtzweck  des 
menschlichen  Lebens  beziehen. 

Die  teleologischen  Betrachtungen  und  die 
ethischen  Systeme  haben  in  sich  eine  Ge- 
schichte, sie  haben  sich  veredelt  und  ge- 
läutert; aber  ihre  Sätze,  wenigstens  ein 
grosser  Teil  derselben,  stellen  keine  Wahr- 
heit dar,  die  bei  allen  Menschen  in  gleicher 
Weise  durchdringen  müsste.  Es  sind  ver- 
schiedene Weltanschauungen  stets  nebenein- 
ander möglich,  die  voneinander  abweichen, 
wie  die  verschiedenen  Temjjeramente ;  schon 
die  optimistische  und  die  pessimistische 
Anschauung  wird  stets  zu  verschiedenem 
Resultate  kommen.  Realismus  und  Idealis- 
mus, antike  und  christliche  Denkun^sart, 
aristokratische  und  demokratische  Prinapien, 
und  wie  die  grossen  Gegensätze  alle  heissen, 
werden  stets  verschiedene  Weltbilder  und 
Auffassungen  und  damit  verschiedene  Lebens- 
ideale erzeugen.  Die  verschiedenen  mög- 
lichen Vorstellungen  von  Gott  und  dem 
Leben  nach  dem  Tode,  von  Fortschritt  oder 
Rückschritt  im  Laufe  der  Geschichte  müssen 
stets  auch  zu  verschiedenen  Urteilen  über 
alle  Pflichten  und  alles  Handeln  führen.  So 
haben  diese  verschiedenen  M{%lichkeiten, 
die  Welt  un  ganzen  zu  verstehen,  eine  Reihe 
verschiedener  philosophischer  und  ethischer 
sich  bekämpfender  Systeme  geschaffen,  und 
sie  bestehen  auch  heute  getrennt  nebeneü- 
ander  fort  und  werden  künftig  getrennt 
fortbestehen.  Sie  haben  nur  in  ähnlichem 
Masse  sich  einander  genähert,  wie  es  auch 
die  höheren  Religionssysteme  thaten;  die 
fortschreitende  psychologische  Erkenntnis  des 
Menschen,  die  fortschreitende  Erkenntnis 
der  Natur  und  der  Geschichte  haben  die 
extremen  Anschauungen  beseitigt,  haben  die 
Ethik  immer  mehr  zugleich  zu  einer  Er- 
fahningswissenschaft  des  Seienden  gemacht, 
aus  der  heraus  nun  die  einzelnen  Teile  als 
besondere  Wissenschaften  vom  Staate,  vom 
Rechte,  von  der  Volkswirtschaft  sich  los- 
lösen konnten. 

Aber  in  ihrem  Grundcharakter  blieben 
die  ethischen  Systeme  doch  etwas  Aehnliches 
wie  die  religiösen;  sie  ruhen  auf  einem 
Glauben,  auf  einem  Fürwahrhalten  gewisser 
letzter  Principien.  Dieses  Fflrwahrhalten 
entsteht  unter  bestimmten  realen  und  psycho- 
logischen Voraussetzungen  bei  den  gleichen 
oder  ähnlichen  Menschen  mit  ähnlicher  Not- 
wendigkeit wie  das  Wissen  der  Erfahrungs- 
welt; es  ist  ein  Fürwahrhalten  der  letzten 
Dinge,  dem  der  Materialist  wie  der  Theist 
und  der  Christ  gleichmässig  unterliegt  Eben 
weil  es  sich  dabei  um  die  letzten  Dinge 
handelt  um  die  höchsten  Principien,  so  ver- 
leiht dieses  Fürwahrhalten  eine  Spannkraft 
des  Willens,  die  eine  empirische  Ebrkenntnis 
nicht  giebt  Es  ist  eine  Gewissheit,  die  zum 
Handeln  be&higt,  die  den  Einzelnen  veran- 
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lasst,  für  seine  Principien  alles,  unter  Um- 
standen sein  Leben  zu  opfern.  Die  Gewiss- 
heit, die  der  Einzelne  oder  ganze  Menschen- 
gruppen und  Völker  durdi  neue  zflndeude 
praktische  Systeme  des  religiösen  oder  mo- 
ralischen Glaubens  erhalten,  ist  zwar  eine 
subjektive,  aber  sie  ist  dafür  eine  weltbe- 
wegende, teils  erschütternde  und  auflösende, 
teils  aufbauende  und  Neues  schaffende.  Die 
Principien,  die  im  Mittelpunkte  stehen,  sind 
zur  Zeit  ihrer  Entstehung  und  kräftigen 
Wirksamkeit  noch  nicht  begrenzt,  noch  nicht 
auseinandergesetzt  mit  anderen  gleichberech- 
tigten Principien  imd  dem  Bestehenden. 
So  wirken  sie  epochemachend  und  revo- 
lutionär, werden  masslos  übertrieben  und 
sind  daneben  doch  die  Voraussetzung  einer 
neuen  Zeit  und  höherer  Formen  der  Gesell- 
schaft. 

Es  sei  gestattet,  hieran  noch  zwei  Be- 
merkungen zu  knüpfen,  die  methodologische 
Bedeutung  haben. 

Das,  was  man  oberste  Principien  in  den 
ethischen  Systemen  nennt,  ihre  letzten  Ideale 
sind  Vorstellungen  Ober  die  Richtungen,  in 
denen  sich  der  gute  Wille,  das  Sollen,  zu 
bewegen  habe.  Meist  stehen  nun  mehrere 
solcher  Ideeen  nebeneinander,  in  einer  gegen- 
seitigen Ueber-  oder  ünteroidnung,  Neben- 
ordnung oder  Begi-enzung.  Alier  gar  leicht 
wird  eine  als  die  herrschende  vorangestellt, 
man  will  ihre  Eonsequenzen  auf  alle  Ge- 
biete übertragen.  Ich  nenne  als  solche 
Ideeen  die  der  ijersönlichen  Freiheit  und  die 
der  gesellschaftlichen  Ordnmig,  die  der  Ge- 
rechtigkeit und  die  der  fortschreitenden 
Vervollkommnung  des  Einzelnen  und  der 
Gesellschaft,  die  der  Gleichheit  und  die  der 
hingebenden  Aufopferung  für  die  Gesamt- 
heit Es  sind  abstrakte  Zielpunkte,  deren 
keiner  im  praktischen  Leben  einseitig  für 
sich  allein  ins  Auge  gefasst  werden  kann, 
ohne  zu  Missbrauch  imd  zu  Uebertreibung 
zu  führen.  Alle  Freiheit  setzt  zugleich  die 
Ordnung,  alle  Gleichheit  eine  Verschieden- 
heit im  Interesse  des  Ganzen  und  des  Fort- 
schritts voraus.  Wer  die  Freiheit  oder  die 
(Jerechtigkeit  oder  die  Gleicliheit,  wie  es  so 
oft  heute  in  politischen  und  volkswirtschaft- 
lichen Erörterungen  geschieht,  als  isoliertes 
oberstes  Princip  hinstellt,  aus  dem  man  mit 
unerbittlicher  strenger  Logik  das  richtige 
Handeln  dedxiktiv  ableiten  könne,  der  ver- 
kennt gänzlich  die  wahre  Natur  dieser 
ethischen  Postulate ;  sie  sind  Leitsterne  und 
Zielpunkte,  die  dem  Handelnden  vorschwe- 
ben, die  in  richtiger  Kombination  das  gute 
Handeln  vorschreiben,  die  Kraft  und  Leiden- 
schaft zum  richtigen  Handeln  geben,  die  zu 
habituellen  Eigenschaften  geworden,  der 
Seele  des  einzelnen  Würde  und  Charakter 
geben,  die  aber  nicht  empirische  Wahrheiten 


darstellen,  aus  denen  man  syllogistisch  weiter 
sclüiessen  könnte. 

Ist  so  vor  einem  häufigen  Missbrauche 
zu  warnen,  der  sich  an  die  ethischen  Systeme 
anschliesst,  so  ist  andererseits  zu  betonen, 
dass,  wenn  diese  Systeme  stets  durch  eine 
Synthese,  durch  eine  einheitlich  die  Ele- 
mente unserer  Erkenntnis  und  unseres 
Glaubens  verknüpfende  Anschauung  ent- 
stehen, deshalb  nicht  jede  einheitliche  Ver- 
knüpfung von  einzelnen  Erkenntnisstflcken  zu 
einem  Gtanzen  problematisch  ist  und  bleibt  Ge- 
wiss eine  Syntiiese,  welche  die  Welt  und  ihre 
Gescliichte  als  Ganzes  erklären  will,  bleibt 
stets  diskutabel.  Aber  eine  Synthese,  welche 
ein  Volk,  eine  Zeit,  ein  Menschenleben  als 
Ganzes  begreift,  welche  von  reicher  Erfah- 
rung ausgeht,  in  welcher  sich  vollendete 
Sachkenntnis  mit  künstlerischer  Intuition 
verbindet,  kann  sich  der  wirklichen  Erkennt- 
nis so  nähern,  dass  sie  für  unsere  Zwecke 
mit  ihr  zusammenfällt  Wie  in  allen  Geistes- 
wissenschaften so  ist  auch  in  der  Volks- 
wirtschaftslehre ein  derartiges  Verfahren 
unentbehrlich  und  berechtigt. 

6.  Die  Systeme  oder  allgemeinen  Theo- 
rieen  über  Staat,  Recht  und  Volkswirt- 
schaft In  dem  Masse  wie  das  gesell- 
schafüiche  Leben  komplizierter  wurde,  die 
Arbeitsteilung  besondere  Berufe  schuf,  in 
diesen  besonderen  Berufskreisen  ein  speci- 
eUes  Wissen  sich  sammelte  und  systematisch 
zusammengefasst  oder  stückweise  von  Spe- 
cialisten  behandelt  wurde,  entstanden  die 
besonderen  Wissenschaften  vom  Staate,  vom 
Rechte,  von  der  Volkswirtschaft.  Diese 
Wissenschaften  hatten  von  Anfang  ihren 
konkreten  Stoff  mit  einer  Summe  einzelner 
Beobachtungen,  Urteilen,  Wahrheiten;  sie 
suchten  aber,  zumal  im  Anfang  und  soweit 
ihre  Behandlung  in  den  Händen  von  Philo- 
sophen, Moralisten,  V^olksbeglückern  hig,  zu- 
gleich und  in  erster  Linie  eine  einheitliche 
systematische  Form  und  oberste  letzte  Prin- 
cipien, aus  denen  die  einzelnen  Regeln  des 
Handelns  abzuleiten  wären.  Sie  stellten  sich 
insofern  auch  nach  der  Ausscheidung  aus 
der  Ethik  als  Teile  der  Moralsysteme,  als 
basiert  auf  eine  bestimmte  Weltanschauung 
dar.  Und  so  bildeten  sich  die  verschiedenen 
Staats-  und  Rechtstheorieen,  die  verschie- 
denen Volkswirtscbaftstheorieen ,  die  teils 
gleichzeitig  nebeneinander  entstanden  und 
einander  bekämpften,  teils  in  ihrem  histo- 
rischen Wechsel,  in  ihrem  bald  steigenden, 
bald  sinkenden  Einfliiss  einander  ablösten. 
Sie  sind  in  dem  Punkte  allen  Glaubens-  und 
allen  Moralsystemen  gleich,  dass  keines  dieser 
Systeme  für  sich  die  volle  Wahiheit  und  in 
seinen  obersten  Principien  unanfechtbare 
E}rkenntnis  dai'stellt.  Sie  nähern  sich  nur 
in  ihrer  Gesamtheit  dieser  an.  Es  sind  die 
vorläufigen  Versuche,  aus  den  Bruchstücken 
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unserer  Erkenntais  ein  Ganzes  zu  machen, 
um  so  fähig  zu  werden,  in  einheitlicher 
Weise  Ideale  aufzustellen  und  das  praktische 
Leben  zu  regulieren. 

So  haben  entgegengesetzte  Staatstheorieen 
seit  den  Tagen  der  Sophisten  und  seit  den 
grosseu  mittelalterlichen  Streitigkeiten  zwi- 
schen Kaiser  und  Papst  das  politische  und 
rechtliche  Leben  beherrscht ;  die  einen  leiten 
den  Staat  aus  dem  Vertrage  der  Individuen, 
die  anderen  aus  einer  göttlichen  Ordnung 
und  objektiven  Mächten  ab.  So  haben  wir, 
seit  es  eine  volkswirtschaftliche  Litteratur 
von  Beileutung  giebt,  konservative,  liberale, 
ultramontane  luid  sozialistische  Theorieen, 
die  den  verschiedenen  principiellen  Stand- 
punkten in  der  Staatsauffasstmg,  in  der  Ethik 
und  in  der  Philosophie  entsprechen;  sie 
stellen  hauptsächlich  verschiedene  Ideale  für 
die  wirtschaftliche  Moral,  für  die  soziale  und 
wirtscliaftliche  Politik  auf  und  sind  mit 
ihrem  zeitweisen  Hervortreten,  ihrem  peri- 
odischen Einfluss,  ja  ihrer  Herrschaft  selbst 
zu  wichtigen  Elementen  und  Verursachungs- 
systemen der  Entwickelung  geworden;  sie 
haben  um  so  mehr  gewirkt,  je  mehr  sie 
verstanden,  einerseits  in  den  Dienst  grosser 
berechtigter  Zeitinteressen  uud  Strömungen 
zu  treten  imd  andererseits  zugleich  die  Fort- 
schritte der  wirklichen,  auf  Erfahrung  ge- 
stützten Erkenntnis  der  volkswirtschafthchen 
Erscheiniuigen  in  sich  aufzunehmen. 

Die  ökonomischen  Theorieen  des  Mittel- 
alters haben  ihre  einheitlichen  Wiu^seln  im 
Christentume  und  in  der  christlichen  Moral, 
in  der  Lehre  vom  justum  pretium  und  vom 
Wucher.  Die  staatswirtschaftlichen  Theo- 
rieen des  16. — 18.  Jahrhunderts,  die  man 
unter  dem  Namen  des  Merkantilismus  zu- 
sammenfasst  sind  überwiegend  einer  Welt- 
anschauung entsprungen,  die  auf  die  Ge- 
dankenwelt des  späteren  römischen  Im- 
periums und  des  römischen  Rechtes  sich 
stQtzte;  die  absolutistischea  Gedanken  von 
Macchiavell,  Bodinus,  Hobbes,  Pufendorf  und 
Christian  Wolf  stehen  im  Centrum  derselben. 
Als  höchster  Zweck  erscheint  die  moderne 
StaatsbUdung;  wie  die  einzelnen  Grundherr- 
schaften, Städte,  Kreise,  Territorien  einem 
Herrscher,  einem  Gesetz,  einer  Verwaltung 
unterworfen  werden,  so  sollen  die  einzelnen 
Wirtschaften  zu  einem  Markte  zusammen- 
wachsen, durch  Verkehr,  Arbeitsteilung  und 
einheitliche  Geldcirkulaüon  verbunden  wer- 
den; ein  gutes  Münzwesen,  eine  lebendige 
Geldcirkulation  erscheint  als  das  wichtigste 
Hilfsmittel  hierfür;  Exportindustrieen,  Kolo- 
nieen.  auswärtiger  Handel,  Bergbau  schaffen 
Geldüberfluss  und  reichliche  Geldcirkulation ; 
das  im  Lande  befindliche  Geld  soll  nicht 
hinausgelassen  werden;  die  ganze  nationale 
Volkswirtschaft  soll  durch  Zollbarrieren,  die 
Handel  und  Industrie  indirekt  beeinflussen 


und  lenken,  einheitlich  zusammengefasst 
werden;  dem  Auslande  steht  man  feindlich 
gegenüber,  man  kämpft  mit  ihm  um  den 
Absatz,  um  die  Kolomeen,  um  die  Handels- 
vorherrschaft;  das  Volk  erscheint  als  träge 
Masse,  die  vom  Staatsmanne  gelenkt,  zum 
Fortschiitle  veranlasst  werden  muss.  In 
diesen  Sätzen  stecken  viele  richtige  und 
manche  falsche  Beobachtungen  imdUrteUe; 
hauptsächlich  aber  sehen  wir  in  dieser 
Theorie  grosse  praktisch-historisch  berech- 
tigte Zeitströmungen;  auf  dem  Boden  einer 
einseitigen  Weltanscliauung  und  Staatslehre 
wurden  dem  Handeln  adäquate  Zeitideale 
vorgehalten. 

Die  Naturlehre  der  Volkswirtschaft,  wie 
sie  von  den  Physiokraten  und  Adam  Smith 
begründet  wurde,  ging  von  naturwisseu- 
schaftlichen  und  naturrechtlichen  Ideeen aus; 
sie  betrachtet  die  A'olkswirtschaft  unter  dem 
Bilde  eines  natürlich  harmonisch  geordneten 
Systems  individueller,  egoistisch  handelnder 
Kräfte,  aus  dessen  Spiel  der  theistische 
Optimismus  aber  nur  günstige  Folgen  abzu- 
leiten vermochte.  Es  war  eine  Theorie, 
welche  die  Ideale  des  Individualismus  und 
Liberalismus  predigte,  den  Staat  für  nahezu 
überflüssig,  jeden  Staatsmann  für  einen 
schlechten  Kerl  erklärte,  die  Beseitigung 
aller  mittelalterlichen  Einrichtungen  auf  ihre 
Fahne  schrieb.  Es  waren  grosse  praktische 
Reformbedürfnisse,  denen  diese  Theorie 
ebenso  diente  wie  einstens  die  merkanti- 
listische  und  wie  neuerdings  die  sozialis- 
tische. 

Diese  baut  sich  auf  einer  materialistischen 
üeberschätzung  der  äusseren  Güter  und  des 
äusserlichen  Glückes,  auf  der  Negation  einer 
jenseitigen  Welt,  aiif  der  Verkennimg  des 
innersten  Wesens  der  menschlichen  Natur 
auf.  Aber  sie  kommt  grossen  praktischen 
Bedürfnissen  der  Zeit,  dem  Zuge  nach  demo- 
kratischer Gestaltung,  nach  Gleichheit,  nach 
technischem  Forlschritt,  nach  staatlicher 
Centralisatiou  entgegen.  Die  soziaUstische 
Weltan.schauung  hat  manche  Elemente  mit 
der  Aufklärung  gemein  —  so  den  politischen 
Radikalismus,  die  Verherrlichung  der  Repu- 
blik, die  Absicht,  nach  logischen  Kategorieen 
die  Gesellschaftswelt  einzurenken  —  andere 
mit  der  Philosophie  des  19.  Jahrhunderts 
—  ihre  Geschichtsphilosophie  ist  Hegel  und 
Feueibach  entnommen.  Ihre  ganze  National- 
ökonomie ist  den  einseitigen  Abstraktionen 
Ricardos  entlehnt.  Ihr  Ideal  ist  die  Be- 
.seitigimg  der  Vermögens-  und  Einkommens- 
ungleichheit, die  Aufhebung  jeder  Klassen- 
herrschaft, womöglich  aller  Klassengegen- 
sätze; die  Hebung  und  Förderung  der  ar- 
teitenden  Klassen  ist  das  berechtigte  Ziel, 
dem  sie  dient;  sie  hat  auf  diesem  Wege 
schon  Grosses  erreicht.  Ihre  Lehren  stellen 
einen    natürUchen    Rückschlag    gegen   die 
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Einseitigkeit  der  Naturlehre  der  freien  Kon- 
kurrenz dar;  sie  dienen  den  Interessen  des 
dritten  Standes,  wie  jene  dem  Mittelstande 
förderlich  waren.  Im  ganzen  sind  sie  aber 
nicht  minder  einseitig,  haben  zwar  viele 
Untersuchungen  angeregt,  stehen  in  ihrem 
Kern  aber  einer  tieferen  Erkenntnis  min- 
destens so  fern  wie  die  ihnen  vorausge- 
gangenen Manchesterleute.  Ja  man  könnte 
sagen,  methodologisch  ttbei-trieben  sie  die 
rationalistischen  Irrtümer  dieser. 

Aber  auch  die  weniger  extremen  Theo- 
rieen  und  Systeme  der  Volkswirtschaftslehre 
und  Sozialpolitik  der  Gegenwart  sind  stets 
bis  auf  einen  gewissen  Grad,  soweit  sie  zu 
einer  geschlossenen  Einheit  gelangen  und 
von  ilu*  aus  Ideale  fiir  die  Zukunft  auf- 
stellen, notwendig  von  einer  bestimmten 
AVeltanschauung,  von  einem  iudividueUen 
Bilde  der  Welt-  und  Geschichtsentwickelung 
aus  entworfen.  Nur  wer  über  die  grossen 
Institutionen  des  Staates,  des  Privatrechts, 
der  wirtschaftlichen  Organisation  sich  ein 
konkretes  EntwickelungsbUd  im  ganzen 
macht,  kann  sagen,  wohin  die  Zukunft  treiben 
werde  und  solle.  Und  dieses  Bild  bleibt  in 
gewissem  Sinne  ein  subjektives,  jedenfalls 
dm-ch  konstruktive  Phantasievorstellungen 
ergänztes,  meist  auf  teleologischen  Betrach- 
tungen beruhendes.  Mögen  die  einzelnen 
Theoretiker  dabei  noch  so  hoch  stehen, 
mögen  sie  sieh  frei  wissen  von  allen  Klassen- 
und  Parteiinteressen,  welche  ebenfalls  ihre 
eigenen  nationalökonomischen  Theorieen  auf- 
stellen, in  eben  dem  Masse,  wie  sie  prak- 
tische Politik  treiben,  praktische  Ideale  des 
Handelns  aufstellen,  gehen  sie  von  einem 
Glauben,  einer  individuellen  Weltanschauung 
aus  und  sind  ihre  Lehren,  so  viel  wirkliche 
Wissenschaft  darin  stecken  mag,  nicht  fähig, 
alle  Menschen  von  ihrer  Wahrheit  gleich- 
mäßsig  zu  überzeugen.  Das  gilt  von  den 
staatssozialistischen  Idealen  A.  Wagners  eben- 
so wie  von  den  gewerkvereinlichen  Bren- 
tanos, von  den  massvollen  Reformplänen  des 
Vereins  für  Sozialpolitik  wie  von  den  radi- 
kalen der  englischen  Fabier. 

Und  nicht  bloss  die  Ideale  der  Zukunft 
und  die  Systeme  unterliegen  dieser  Schranke, 
auch  alle  Urteile  über  die  grossen  histo- 
rischen Erscheinungen,  über  Staatenbildung 
und  Staatenuntergang,  über  soziale  Revo- 
lutionen, über  wirtschaftlichen  und  sonstigen 
kulturellen  Fortschritt  oder  Rückschritt 
stehen,  so  sehr  sie  daneben  auf  der  genauesten 
möglichen  Kenntnis  des  Einzelnen  beruhen 
mögen,  auf  demselben  Boden,  sind  gefällt 
mit  Hilfe  von  Deduktionen  aus  Prämissen 
teleologischer  Art,  aus  Welt-  und  Geschichts- 
bUdem,  die  in  verschiedener  Weise  je  nach 
Weltanschauung  und  Persönlichkeit  sich 
bilden.  Sie  enthalten  nie  mehr  als  An- 
näherungswerte,   als   vorläxifige  Versuche; 


sie  enthalten  in  sich  nicht  dasjenige  Kri- 
terium der  Wahrheit,  das  die  vollendete 
Wissenschaft  in  Anspruch  nehmen  muss, 
dass  jeder  Untersuchende  zu  demselben  Er- 
gebnis kommen  müsse. 

Die  strengere  Wissenschaft  strebt  nach 
diesem  grossen  Ziele,  sie  sucht  unumstöss- 
liche  Wahrheiten  zu  erhalten ;  sie  hat  es  in 
den  Gebieten  einfacherer  Ven^'ickelung  der 
Erscheinungen  erreicht.  Sie  kann  das,  je 
mehr  sie  sich  zunächst  auf  die  Untersuchung 
des  Einzelnen  beschränkt;  je  mehr  sie  das 
thut,  desto  mehr  muss  sie  aber  auch  ver- 
zichten, Ideale  aufzustellen,  ein  Sollen  zu 
lehren.  Denn  dieses  geht  immer  nur  aus 
dem  Zusammenhange  des  Ganzen  hervor. 
Wenn  daher  die  strengere  Wissenschaft  auch 
auf  unserem  Gebiete  die  Resignation  zu 
fordern  anfängt,  man  solle  zunächst  nur  er- 
klären, wie  die  Dinge  geworden  seien,  so 
^ebt  sie  darum  die  Hoffnung  nicht  auf, 
einer  späteren  besseren  Ordnung  des  mensch- 
lichen Lebens  zu  dienen,  einer  höheren  Art 
der  Pflichterfüllung  und  des  Sollens  die 
Wege  zu  bahnen ;  sie  will  mu-  vorläufig  sich 
im  Sinne  einer  berechtigten  Arbeitsteilung 
auf  das  Erkennen  beschränken,  zumal  im 
Gebiete  der  Staats-  und  Sozialwissenschaft 
stets  zu  beobachten  war,  dass  hier  noch 
mehr  als  sonst  die  Hoffaung,,  durch  be- 
stimmte Untersuchungen  irgend  welcher 
subjektiven  Auffassung  des  Sollens  eine 
Stütze  zu  bieten,  immer  wieder  die  Objek- 
tivität des  wissenschaftlichen  Verfahrens 
getrübt  hat.  Man  kann  deshalb  principiell 
zugeben,  dass  das  letzte  Ziel  aller  Erkennt- 
nis ein  praktisches  sei,  dass  das  Wollen 
immer  vor  dem  Intellekt  da  ist,  ihn  regiert 
und  sein  Herrscher  bleibt;  dass  jeder  Fort- 
schritt der  Erkenntnis  selbst  eine  That  des 
Willens  ist;  man  kann  auch  zugeben,  dass 
für  bestimmte  Lehrzwecke  der  Unterricht, 
zumal  der  in  der  praktischen  National- 
ökonomie und  Finanzwissenschaft,  die  Er- 
klärung des  Bestehenden  passenderweise  ver- 
binde mit  Hinweisen  auf  die  wahrscheinliche 
künftige  Entwickelung  und  auf  die  Vorzüge 
einer  bestimmten  Art  der  Entwickelung. 
Und  man  kann  trotzdem  im  Interesse  eben 
des  rein  wissenschaftlichen  Fortschrittes  es 
für  richtiger  halten,  zunächst  die  ws.'sen- 
schaftlichen  Untersuchungen  auf  dem  Boden 
strengerer  Methoden  möglichst  darauf  zu 
besclu-änken,  die  Erscheinungen  1.  richtig 
zu  beobachten,  2.  sie  zu  definieren  und  zu 
klassifizieren  und  3.  sie  aus  Ursachen  zu 
erklären. 

Wenn  wir  diese  drei  geistigen  Operationen 
im  folgenden  nacheinander  kurz  besprechen, 
so  geschieht  es  nicht  in  dem  Sinne,  als  ob 
sie  ganz  getrennt  und  stets  in  der  ange- 
führten Reihenfolge  je  für  sich  vollzogen 
werden  könnten ;  sie  greifen  stets  ineinander 
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über;  der  erste  Schritt  der  Beobachtung 
setzt  schon  richtige  Namen  und  Klassifikation 
voraus ;  jede  gute  Beobachtung  giebt  Eausal- 
erklärungen.  Aber  immer  ist  die  rohe  Be- 
obachtung der  Anfang,  die  vollendete  Kausal- 
erklänujg  das  Ende  des  wissenschaftlichen 
Verfahrens. 

7.  Die  Beobachtung  und  Beschrei- 
biing  im  allgemeinen.  Volkswirtschaftliche 
Erscheinungen  beobachten  heisst  die  Motive 
der  betreffenden  wirtschaftlichen  Handlungen 
und  ihre  Ergebnisse,  deren  Verlauf  und 
Wirkung  feststellen.  Der  Motive  unserer 
Handlungen  werden  wir  uns  direkt  durch 
Beobachtung  luiseres  eigenen  Seelenlebens 
bewusst;  von  uns  schliessen  wir  auf  andere. 
Was  in  der  Welt  vorgeht,  erfahren  wir 
durch  die  Eindrücke  luserer  Sinne,  die  wir 
als  ein  objektives  Geschehen  deuten  und 
begreifen.  Alle  unsere  Erfahrung  stammt  so 
aus  diesen  zwei  Quellen  der  Wahrnehmung. 
Aber  bis  wir  uns,  bis  wir  die  Welt  richtig 
beobachten  lernten,  brauchte  es  einer  Er- 
fohrungsentwickelung  von  Jahrtausenden. 
Und  noch  heute  müssen  wir  jeder  Beobach- 
tung mit  dem  Zweifel  entgegentreten,  ob  sie 
richtig  sei,  ob  nicht  subjektive  Täuschung, 
unvollkommenes  Sehen,  voreiliges  sanguini- 
sches Verfahren,  Cngeflbtheit,  Vonirteile  und 
Interessen  uns  falsche  Bilder  vorführen. 
Wir  werden  nur  dann  glauben,  richtig  und 
wissenschaftlich  brauchbar  beobachtet  zu 
haben,  wenn  wir  bei  wiederholter  Beobach- 
tung desselben  Gtegenstandes,  wenn  ver- 
schiedene Beobachter  immer  wieder  dasselbe 
Resultat  finden,  wenn  jeder  subjektive  Ein- 
fluss  aus  dem  Ergebnis  eliminiert  ist 

Alle  Beobachtung  isoliert  aus  dem  Chaos 
der  Erscheinungen  einen  einzelnen  Vorgang. 
um  ihn  für  sich  zu  betrachten.  Sie  beruht 
stets  auf  Abstraktion;  sie  analysiert  einen 
Teilinhalt.  Je  kleiner  er  ist,  je  isolierter  er 
sich  darstellt,  desto  leichter  ist  das  Geschäft. 
Die  Beobachtung  soll  erschöpfend,  vollständig, 
genau  sein,  alle  wahrnehmbaren  Beziehungen 
des  Gegenstandes  eruieren,  eine  genaue 
Grössen-,  Zeit-,  Raumbestimmung  enthalten ; 
sie  will  die  Gleichheit  und  Aehnlichkeit 
wie  die  Verschiedenheit  gegenfll)er  den  ver- 
wandten oder  entge^ngesetzten  Erschei- 
nungen feststellen.  Die  relative  Einfachheit 
der  elementaren  Naturvorgänge  erleichtert 
auf  dem  Gebiete  der  Naturwissenschaften 
die  Beobachtung  sehr;  es  kommt  dazu,  dass 
der  Naturforscher  es  in  seiner  Gewalt  hat, 
die  Umgebung,  die  mitwirkenden  Ursachen 
beliebig  zu  ändern,  d.  h.  zu  experimentieren, 
und  so  den  Gegenstand  von  allen  Seiten  her 
leichter  zu  fassen.  Nicht  bloss  ist  das  bei 
volkswirtschaftlichen  Erscheinungen  nicht 
häufig  möglich,  sondern  diese  sind  stets  — 
auch  in  ihrer  einfachsten  Form  —  sehr  viel 
kompliziertere  Gegenstände,   abhängig  von 


den  verschiedensten  Ursachen,  beeinflusst 
diuch  eine  Reihe  mitwirkender  Bedingungen. 
Nehmen  wir  eine  Steigerung  des  Getreide- 
preises, des  Lohnes,  eine  Kursveränderung 
oder  gar  eine  Handelskrisis,  einen  Fort- 
schritt der  Arbeitsteilung;  fast  jeder  solche 
Vorgang  besteht  aus  Gefühlen,  Motiven  und 
Handlungen  gewisser  Gruppen  von  Men- 
schen, dann  aus  Mas.senthatsachen  der  Natur 
(z.  B.  einer  Ernte)  oder  des  technischen  Lebens 
(z.  B.  der  Maschineneinführung),  er  ist  be- 
einflusst von  Sitten  und  Einrichtungen,  de- 
ren Ursachen  weit  auseinander  liegen.  Es 
handelt  sich  also  stets  oder  meist  um  die 
gleichzeitige  Beobachtung  von  zeitlich  und 
räumlich  zerstreuten,  aber  in  sich  zusammen- 
hängenden Thatsachen.  Und  vollends  wenn 
typische  Formen  des  volkswirtschaftlichen 
Lebens  beobachtet  werden  sollen,  wie  die 
Familienwirtschaft,  die  Untemehmimg,  die 
Aktiengesellschaft,  der  Gewerkverein,  der 
Markt,  die  Börse,  so  steigert  sich  die 
Schwierigkeit  des  Selbst-  und  des  Richtig- 
sehens ins  Ungemessene. 

Und  doch  —  seit  es  eine  höhere  geistige 
Kultur  mit  Schulbildung,  Presse  und  Lek- 
türe giebt,  erreichen  zahreiche  Geschäfts- 
männer und  Beamte  durch  jahrelang^  prak- 
tische Lebenserfahrung  und  Uebung  eine 
gewisse  Fähigkeit,  volkswirtschaftliche  Er- 
scheinungen im  grossen  und  ganzen  richtig 
zu  beobachten.  Und  daneben  hat  die 
Wissenschaft  und  der  Unterricht  in  ihr,  die 
regelmässige  Schulung  im  wissenschaftlichen 
Beobachten,  in  der  Beseitigung  der  wahr- 
scheinlichen Täuschungen  und  Fehlerquellen 
manche  Praktiker  und  viele  Theoretiker  so 
weit  gebracht,  dass  die  kritische  vorsichtige 
Beobiichtung  heute  weiter  verbreitet  ist  als 
je  früher.  Diese  Schulung  hat  es  auch  da- 
hin gebracht,  dass,  wo  wir  nicht  selbst  be- 
obachten können,  sondern  auf  die  Nachrichten 
und  Beobachtungen  anderer  angewiesen  sind, 
wir  doch  mit  scharfem  Blick  das  Brauch- 
bare vom  Unbrauchbaren  zu  sondern,  aus 
der  grossen  Masse  des  Beobachtungsmate- 
rials, das  uns  die  Presse,  gesammelte  Be- 
schreibungen, andere  Wissenschaften  dar- 
bieten, die  richtige  Auswahl  zu  treffen  ge- 
lernt haben. 

Aber  immer  bleibt  die  Beobachtung  der 
volkswirtschaftlichen  That<<achen  eine  schwie- 
rige, von  Fehlem  um  so  leichter  getrübte 
Operation,  je  grösser,  verzweigter,  kompli- 
zierter die  einzelne  Erscheinung  ist  Die  an 
sich  berechtigte  Vorschrift,  jeden  zu  unter- 
suchenden Voi^ng  in  seine  kleinsten  TeUe 
aufzidösen,  diese  für  sich  zu  beobachten  und 
aus  den  gesammelten  Beobachtungen  erst 
ein  Gesamtergebnis  zusammenzusetzen,  ist 
nur  unter  besonders  günstigen  Umständen 
restlos  durchzuführen.  In  der  Regel  han- 
delt es  sich  darum,  aus  gewissen,  an  einem 


Digitized  by 


Google 


556 


Volkswirtschaft,  Volkswirtschaftslehre  und  -methode 


Vorgange  festgestellten  sicheren  Daten  die 
übrigen  nicht  oder  nicht  genügend  beob- 
achteten schliessend  zu  ergänzen  und  so 
sich  ein  Bild  von  dem  Ganzen  desselben  zu 
machen;  das  geschieht  unter  dem  Einflüsse 
gewisser  Gesamtein  di-ücke  durch  einen  pro- 
duktiven Akt  der  Phantasie,  der  irren  kann, 
wenn  nicht  reiche  Begabung  und  Schulung 
den  Geist  auf  die  rechte  Bemn  lenken.  Da- 
bei ist,  wenn  es  sich  um  die  weitere  Ver- 
wertung des  Beobachteten  handelt,  nie  zu 
vergessen,  wie  verschieden  zunächst  psy- 
chologisch das  Erfahruugsmaterial  wirkt, 
das  man  selbst  dem  Leben  abgelauscht,  und 
jenes,  welches  man  aus  der  Hand  Dritter 
empfängt.  Das  erstere  hat  stets  Farbe, 
Leben,  die  volle  Deutlichkeit  der  Anschauung ; 
es  erscheint  stets  grösser,  wirkt  kräftiger, 
ist  aber  dem  Umfange  nach  bei  Gelehrten 
doch  in  der  Regel  das  beschränktere.  Das 
andere,  aus  Büchern,  Nachrichten,  Erzäh- 
lungen Stanunende  stellt,  je  weniger  der 
Aufnehmende  eine  produktive  Phantasie  be- 
sitzt, desto  mehr  nur  verblasste  BUder, 
Schemen,  ja  blosse  Namen  und  Begriffe  dar, 
zu  denen  die  Anschauung  fehlt.  Nur  eine 
planvolle,  mit  Absicht  stets  sich  wieder- 
holende Anstrengimg  kann  es  dahin  bringen, 
dass  das  lebende  und  das  verblasste  Material 
sich  zu  ganz  gleichwertigen  Stücken  und 
damit  zu  einem  der  Wirklichkeit  entspre- 
chenden Gesamtresultate  verbindet. 

Es  wird  sich  jedem  aufmerksamen  Leser 
volkwirtschaftlicher  Schriften  sofort  die  Er- 
kenntnis eröffnen,  ob  und  inwieweit  sie  auf 
guter  oder  schlechter  Beobachtung  beruhen, 
ob  selbständige  eigene  Beobachtung  oder 
die  Benutzung  der  Beobachtung  anderer  im 
Vordergnmde  steht,  ob  sie  aui  Welt-  und 
Menschenkenntnis  oder  auf  Bücherkenntnis 
sich  aufbauen.  A.  Smith  hat  das  wirt- 
schaftliche Leben  im  kleinen  gut  beob- 
achtet, im  übrigen  war  er  ein  Stubenge- 
lehrter, der  aber  auch  aus  abgeleitetem  Ma- 
teriale  Bedeutsames  zu  machen  wusste. 
Ricardo  war  ein  scharfsinniger  Maim  ohne 
gelehrte  Bildung,  aber  mit  reicher  prakti- 
scher Geschäftserfahrung.  Wo  im  prakti- 
schen Leben  geschulte  Staatsmänner  und 
Geschäftsleute  zugleich  eine  volle  wissen- 
schaftliche Bildung  sich  erwerben,  da  leisten 
sie,  obwohl  meist  nur  über  Einzelheiten 
schreibend,  eben  deshalb  Vollendetes,  weil 
sie  die  zwei  Arten  des  Beobachtungsmate- 
rials am  richtigsten  verbinden;  ich  erinnere 
an  den  Abbe  GaJiani,  an  Necker,  an  J.  G. 
Hoffmann,  an  Thünen,  an  G.  Rümelin. 
Von  den  eigentlichen  Gelehrten  zeigen  die- 
jenigen, welche  es  verstanden,  zugleich  sich 
eine  reiche  praktische  Lebenserfahrung  zu 
erwerben,  ähnliche  Vorzüge,  wie  z.  B.  F. 
B.  W.  Hermann,  G.  Haussen,  Hildebrand. 
Der  Typus   eines  spekulierenden  Bücherge- 


lehrten ohne  eigene  Beobachtung,  ohne 
Weltr  und  Menschenkenntnis  ist  Karl  Marx; 
mathematische  Spielereien  waren  seine  Lieb- 
lingsbeschäftigung; sie  verbinden  sich  bei 
ihm  mit  ganz  abstrakten  Begriften  und  mit 
allgemeinen  geschichtsphilosophischen  Bil- 
dern. Er  ist  durch  diese  Eigenschaften  ti-otz 
aller  Studien  in  den  englischen  Blanbüchern 
von  dem  Erfordernis  empirischer  zuver- 
lässiger Forschung,  wie  sie  heute  verlangt 
wird,  vielleicht  weiter  entfernt  als  irgend 
ein  anderer  bedeutender  nationalökonomlscher 
Denker. 

Die  Fixierung  der  Beobachtung,  so  dass 
sie  für  andere  verwertbar  wird,  ist  die  Be- 
schreibung. Sie  schildert  den  aus  dem 
übrigen  Zusammenhange  des  Geschehenden 
ausgesonderten  Gegenstand,  giebt  ihm  den 
durch  die  wissenschaftliche  Definition  fest- 
gestellten Namen,  ordnet  ihn  unter  die 
Arten  und  Klassen  der  verwandten  Erschei- 
nungen, stellt  Gleichheiten,  Aehnlichkeiten, 
Koexistenzen,  Folgen,  Zusammenhänge  fest. 
Die  Beschreibung  giebt  in  der  Regel  schon 
deshalb  viel  mehr  als  die  Beobachtung,  weil 
sie  Folgerungen  aus  dem  Beobachteten  und 
aus  anderweiten  anerkannten  Wahrheiten 
einflicht;  sie  verbindet  die  einzelnen  Be- 
obachtungen zu  einem  summarischen  Aus- 
drucke; auch  wo  sie  nicht  so  weit  geht, 
stellt  sie  zur  Erläuterung  die  nächst  vorher- 
gehende Beobachtung  neben  die  neue,  die 
gestrige  Kursnotiz  neben  die  heutige;  jede 
gute  Beschreibung  ist  so  vergleichend,  wie 
in  den  meisten  Handbüchern  der  Volkswirt- 
schaftslehre mindestens  englische,  französi- 
sche und  deutsche  Din^  nebeneinander 
angeführt  werden.  Die  Zusammenfessung 
mehrerer  Beobachtungen  und  ihre  Ver- 
gleichung,  der  Versuch,  so  ausprobierend, 
Gesamtvorstellungen  über  grössere  Gebiete 
des  volkswirtschaftlichen  Lebens  zu  schaf- 
fen, ist  ein  Hauptmittel,  in  das  Chaos  zer- 
streuter Einzelheiten  Einheit  zu  bringen. 
Es  liegt  darin  auch  der  Ansatz  zu  induk- 
tiven Schlüssen,  wie  alle  Beschreibung 
ihren  Hauptzweck  darin  hat,  die  Induktion 
vorzubereiten;  aber  sie  ist,  wie  Mill  immer 
wieder  betont,  noch  nicht  Induktion  und 
dient  ebenso  der  Deduktion  und  ihrer  Ve- 
rifikation. 

Soll  die  Volkswirtschaft  eines  ganzen 
Landes,  die  Entwickelung  einer  ganzen  In- 
dustrie, das  Bank-  oder  Geldwesen  eines 
Staates,  die  Lage  der  Arbeiter  eines  Ge- 
werbes geschildert  werden,  so  handelt  es 
sich  luu  so  komplizierte  Gegenstände,  dass 
zu  einer  genauen  erschöpfenden,  nach 
Grösse,  nach  Ursache  und  Folge  ausreichen- 
den Beschreibung  vor  allem  die  Fähigkeit 
gehört,  die  Tausende  von  Einzeldaten  zu- 
sammenzufassen, zu  komprimieren ;  es  handelt 
sich  um   die  Fälligkeit,   das  analytisch  im 
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einzelnen  Festgestellte  in  einer  vollendeten 
Synthese  zusammenzufassen.  Eine  voll- 
endete Beschreibung  setzt  einen  vollendeten 
Sachkenner  voraus,  der  zugleich  als  voll- 
endeter Künstler  mit  kurzen  Strichen,  mit 
plastischer  Anschaulichkeit  und  doch  ganz 
wahrheitsgetreu  zu  schildern  weiss. 

Je  einfacher  die  Gegenstände  einer  Dis- 
ciplin  sind,  eine  desto  geringere  Rolle  spielt 
in  der  betreffenden  Wissenschaft  die  Be- 
schreibung; die  Erscheinungen  sind  typisch, 
wiederholen  sich  so  gleichmässig,  dass  Be- 
schreibungen der  verschiedenen  Exemplare 
derselben  Art  nicht  nStig  sind.  Das  gilt 
auch  für  die  elementaren  volkswirtschaft- 
lichen Vorgänge,  wie  Preisschwankungen; 
da  kann  ein  Beispiel  genügen.  Alles  Kom- 
pliziertere hat  seinen  individuellen  eigen- 
tümlichen Charakter,  die  Beschreibung  der 
einen  Hausindustrie  macht  die  der  anderen 
nicht  überflüssig.  In  den  komplizierteren 
Wissensgebieten  hat  daher  stets  mit  dem  Siege 
strenger  Wissenschaftlichkeit  die  Beschrei- 
bung, der  deskriptive  Teil  sich  einen  eigen- 
tünmchen  selbständigen  Platz  erobert;  ein- 
zelne Hilfsmittel  und  Arten  der  Beobach- 
tung, der  Thatsachensammlung  und  Be- 
schreibung, wie  z.  B.  die  Mikroskopie  imd 
Statistik,  wurden  zu  besonderen  Wissen- 
schaften. 

Auf  dem  Gebiete  der  Staatswissen- 
.«chaften  und  speciell  der  Volkswirtschafts- 
lehre beobachten  wir  seit  ihrer  höheren 
Ausbildung  zwei  Anläufe  nach  dieser  Rich- 
tung. Erst  erging  sich  die  Kameralistik 
und  der  Merkantilismus  im  ersten  mühe- 
vollen, freilich  oft  recht  oberflächlichen 
Sammeln  der  Thatsachen,  in  Beschreibungen 
von  Holland,  England  und  anderen  Staaten ; 
endlose  Encyklopädieen  und  Sammelwerke 
entstanden;  diese  ältere  Richtung  konnte 
sich  nicht  genug  des  Materials  erfreuen  und 
endete  zuletzt  in  gedankenloser  Polyhistorie. 
Die  Naturlehre  der  Volkswirtschaft  war 
dem  gegenüber  eine  Erlösung:  sie  stellte 
einen  vorläufigen  Versuch  der  rationalen 
Beroeisterung  des  toten  Stoffes  dar;  für 
einige  Menschenalter  trat  das  Beobachten 
und  Beschreiben  zurück;  die  Dinge  für  zu 
einfach  haltend,  glaubte  man  in  der  allge- 
meinen Menschennatur  den  Schlüssel  ge- 
funden zu  haben,  der  direkter  und  mühe- 
loser zum  Heiligtum  der  Erkenntnis  führe 
als  die  langwemge,  zeitraubende  Empirie. 
Den  RückschW  gegen  diese  Einseitigkeit 
stellt  unsere  Epoche  dar.  Wie  man  in 
England  den  ächlagworten  Angebot  und 
Nachfrage  nicht  mehr  allein  glaubte,  sondern 
in  endlosen  Enqueten  vor  jedem  Crteil 
über  die  Dinge  die  Thatsachen  festzustellen 
sich  bemühte,  wie  die  Franzosen  in  Le  Play 
einen  neuen  Apostel  der  Empirie  fanden, 
80  hat  Aor  allem   die  deutsche  nationaiöko- 


uomische  Wissenschaft,  die  aus  der  Epoche 
der  Kameralistik  stets  lebendigen  Sinn  für 
das  Wirkliche  sich  gerettet  hatte,  mit  gros- 
ser Energie  seit  ein  bis  zwei  Menschen- 
altera  den  Realismus  auf  ihre  Fahne  ge- 
schrieben. Die  besten  Geister  anderer 
Staaten  sind  ihr  hierin  gefolgt,  es  sei  z.  B. 
nm-  an  Herbert  Spencers  Materialsamm- 
lungen und  an  Sir  H.  S.  Maines  Arbeiten 
erinnert.  Auch  diejenigen  unter  den  deut- 
schen Nationalökonomen,  welche  am  meisten 
für  deduktives  Verfahren  eingetreten  sind, 
haben  sich  teilweise  mit  grösstem  Erfolge 
an  den  deskriptiven  Arbeiten  beteiligt,  wie 
z.  B.  A.  Wagner.  Der  Unterschied  der  heutigen 
deskriptiven  Richtung  der  Nationalökonomie 
von  der  des  vorigen  Jahrhunderts  besteht 
darin,  dass  heute  nicht  mehr  zufällige  No- 
tizen gesammelt,  sondern  nach  strenger  Me- 
thode wissenschaftlich  vollendete  Beobach- 
tungen und  Beschreibungen  gefordert  werden. 

Wenn  vor  allem  die  deutsche  Wissen- 
scliaft  in  dieser  Richtung  vorging,  so  hat 
sie  sich  nie  eingebildet,  dass  das  Beobachten 
imd  Beschreiben  allein  Wissenschaft  sei. 
dass  das  mehr  sei  als  die  Vorbereitimg, 
um  zu  allgemeinen  Wahrheiten  zu  kommen. 
Sie  behauptete  nur  und  mit  Recht,  ohne 
diese  empirische  Grandlage  und  ohne  sti-enge 
Schulung  und  Gewöhnung  nach  dieser  Seite 
gebe  es  keine  brauchbare  Induktion  und 
Deduktion;  sie  glaubte  vor  allem,  dass  hie- 
rin ein  Unterricht  möglich  und  heilsam  sei, 
dass  hierin  geschulte  Anfänger  noch  etwas 
leisten  können,  während  die  Spekulationen 
der  Schüler  über  die  letzten  Fragen  der 
Wissenschaft  meist  ziemlich  wertlos  sind. 
Die  deutsche  Wissenschaft  und  die  Leiter 
derjenigen  staatswissenscliaftlichen  Seminare, 
aus  denen  seit  30  Jahren  überwiegend  des- 
kriptive Arbeiter  her\'orgingen,  waren  sich 
bo^nisst,  damit  im  Einklänge  zu  stehen  mit 
dem  Gange,  den  die  Erkenntnistheorie  und 
Wissenschaftslehre  überhaupt  genommen. 
Sie  konnten  sich  auf  Lassalles  Wort  be- 
rufen: »Der  Stoff  hat  ohne  den  Gedanken 
immer  noch  relativen  Wert,  der  Gedanke 
ohne  den  Stoff  niur  die  Bedeutung  einer 
Chimäre«;  oder  auf  Lotzes  Ausspruch: 
»Die  Thatsachen  kennen,  ist  nicht  Alles, 
aber  ein  Grosses;  dies  gering  zu  schätzen, 
weil  man  mehr  verlangt,  geziemt  nur  jenen 
hesiodischen  Thoren,  die  nie  einsehen,  dass 
halb  oft  besser  ist  als  ganz.« 

Bei  den  verschiedenen  Seiten  der  volks- 
wirtschaftlichen Erscheinungen  kommen  nun 
für  Beobachtung  und  Beschreibung  natür- 
lich verschiedene  Verfahrungsweisen  in  Be- 
tracht; sie  sind  teils  anderen  Wissenschaften 
entlehnt,  teils  mehr  selbständig  innerhalb 
der  Staatswissenschaften  ausgebildet  worden. 
Es  ist  hier  des  Raumes  wegen  nicht  mög- 
lich, auf  alle  diese  Methoden  im  einzelnen 
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einzugehen.  Dagegen  muss  wenigstens  da- 
von besonders  ^redet  werden,  wie  Sta- 
tistik und  öeschichte  sich  als  Hilfswissen- 
schaften der  Volkswirtschaftslehre  neuer- 
dings ausgebildet  haben. 

8.  Die  statistische  Methode  und  die 
Enqueten.  Wenn  wir  fragen,  wo  die  Beob- 
achtung am  ehesten  subjektive  Täuschung 
abstreifen,  zu  allgemein  giltiger  Wahrheit 
kommen  konnte,  so  ist  es  da,  wo  sie  be- 
stimmte Erscheinungen  der  Zahl  und  dem 
Masse  unterwerfen  konnte.  Für  praktische 
Verwaltungszwecke  hatte  man  seit  Jahr- 
himderten  die  Hufen,  die  Menschen,  das 
Vieh,  die  Gebäude  gezählt ;  die  italienischen 
Tyrannen  der  Eenaissance,  noch  mehr  die 
aufgeklärten  Despoten  des  17.  und  18.  Jahr- 
hunderts brauchten  für  Finanz-,  Militär-  und 
andere  Zwecke  immer  häufiger  solche  Zäh- 
lungen. Die  erwachende  Wissenschaft  be- 
mächtigte sich  dieses  Materials.  Petty  und 
Davenant  sprachen  von  politischer  Arithme- 
tik, wenn  sie  wirtschaftliche  Zahlenangaben 
zusammenstellten  und  verglichen.  G.  Achen- 
wall  und  seine  Nachfolger  begannen  ihre 
Staatenbeschreibungen  durch  Zäilen  zu  er- 
gänzen und  nannten  das  Statistik.  Peter 
Süssmilch  schuf  aus  den  Zahlenergebnissen 
der  Kirchenbücher  die  Bevölkerungslehre. 
Und  da  planmässige  Zählungen  dieser  Art 
Privaten  nur  sehr  schwer  möglich  sind,  die 
gewöhnlichen  Staatsbehörden  nnr  nebenbei 
durch  ihre  sonstige  Verwaltungsthätigkeit 
zu  solchen  Zahlenergebnissen  kommen,  so 
schuf  man  von  1800  ab  erst  die  staatlichen, 
später  auch  besondere  lokale  statistische 
Aemter,  deren  Aufgabe  es  ist,  gesellschaft- 
liche Thatsacben  zu  zählen  und  zu  messen, 
das  diesbezügliche  Material  zu  sammeln  und 
zu  bearbeiten.  In  ihren  Händen  liegt  heute 
vornehmlich  die  Statistik,  ohne  dass  es  aus- 
geschlossen ist,  dass  Private  und  andere 
Behörden  ebenfalls  statistische  Erhebungen 
machen,  noch  weniger,  dass  sie  statistisches 
Material  verarbeiten. 

Wir  haben  es  hier  mit  der  Statistik  nur 
als  Methode  der  systematischen  Massenbe- 
obachtung zu  thun.  Sie  sondert  Gruppen 
von  Individuen  oder  von  wirtschaftlicnen 
Thatsachen  und  Ereignissen  aus,  zählt  sie 
im  ganzen  und  nach  bestimmten  Merkmalen, 
charakterisiert  die  Gruppen  dadittch,  steüt 
Uebereinstimmung  und  Abweichung,  Ver- 
änderung und  Wechsel  innerhalb  derselben 
fest  und  leitet  so  unter  Zuhilfenahme  un- 
seres übrigen  Wissens  von  den  Erschei- 
nungen zu  einer  tiefei-en  Erkenntnis  der- 
.selben  an.  Sie  ist  nur  anwendbar,  wo  man 
feste  Gruppen  (nach  Staat,  Provinz,  Ge- 
meinde, nach  Beruf,  Stand,  Geschlecht, 
Alter,  nach  bestimmten  Handlungen,  Ver- 
brechen, Schul-  und  Kirchenbesuch,  Steuer- 


zahlen etc.)  bilden,  alle  Glieder  der  Gruppe 
durch  eine  Frage  erreichen,  diese  Frage 
kW  und  deutlich  stellen  und  Garantieea 
schaffen  kann,  dass  sie  beantwortet  imd 
richtig  beantwortet  werde.  Die  steigen- 
den Kosten,  welche  der  statistische  Ver- 
waltungsappiarat verursacht,  hindern  jede 
übergrosse  Ausdehnung ;  unvollkommene 
Fragestellung  und  ungenügende  imd  falsche 
Antworten  machen  einen  erheblichen  Teil 
des  Materials  werüos.  Erst  langsam  hat 
sich  die  Kunst  der  Zählung  und  Erhebimg 
vervollkommnet;  die  Volkszählungen,  die 
Zählungen  des  Gewichts  und  des  Wertes 
der  aus-  und  eingeführten  Waren  und 
andere  Teile  der  Statistik  haben  aber  jetzt 
einen  hohen  Grad  der  Zuverlässigkeit  er- 
reicht, während  andere  Teile  des  statisti- 
schen Materials  noch  sehr  unvollkommen 
sind. 

Die  Bedeutung  der  statistischen  Methode 
für  den  Fortsclmtt  aller  Erkenntnis  auf 
dem  Gebiete  von  Staat,  Gesellschaft  und 
Volkswirtschaft  war  trotzdem  eine  unge- 
heure. Die  Ausbildung  derselben  war  je- 
den&Us  einer  der  erheblichsten  Fortschritte 
auf  dem  Gebiete  der  Sozialwissenschaften 
seit  150  Jahren.  Die  Statistik  hat  nach 
vielen  Seiten  das  hier  fehlende  Experiment 
ersetzt;  sie  hat  vielfach  erst  den  Sinn  für 
Genauigkeit  und  Prftcision  auf  diesem  Wis- 
sensgebiete geschaffen ;  sie  hat  feste  Grössen- 
vorsteUungen  an  die  Stelle  lauter  verschwom- 
mener Anschauungen  gesetzt;  sie  hat  zuerst 
gestattet,  die  Massenerscheinungen,  die  bis- 
her nur  einer  vagen  sciiätzenden  Charakte- 
risierung zugängig  waren,  einer  festen 
Beobachtung  zu  unterwerfen,  die  zählbaren 
Merkmale  zu  einer  absolut  sicheren  Chivak- 
teristik  zu  verwerten;  sie  hat  durch  ihre 
Tabellen,  graphische  Darstellungen  und 
andere  Hilfsmittel  der  Vergleichung  die 
Veränderungen  in  der  Entwickelung  fest- 
gestellt, auf  die  Erkenntnis  der  Ursachen 
hingelenkt,  den  Einfluss  bestimmter  Haupt- 
imd  Nebenursachen  zu  messen  gestattet 
Indem  man  die  statistischen  Ergebnisse 
nach  Raum  und  Zeit  tabellarisch  guederte, 
die  Massenerscheinungen  gleichsam  als  Funk- 
tionen von  Baum  und  Zeit  auftreten  liess, 
erhielt  man  einen  Einblick  in  die  Abstufung 
der  wirkenden  Ursachen.  Die  Statistik  hat 
die  Bevölkerungslehre  geschaffen,  der  Völker- 
kunde und  Finanz  ihr  festes  Fundament  ge- 
geben; sie  hat  die  Geld-  und  Preislehre  von 
groben  Irrtümern  gereinigt,  die  Schiefheit 
so  vieler  voreiliger  Generalisationen  auf 
verschiedenen  Gebieten  aufgedeckt;  sie  ist 
das  Hauptinstrument  der  deskriptiven  Volks- 
wirtschaftslehre geworden.  Ihre  heutigen 
Fortschritte  in  der  Lohnstatistik,  Berufs- 
statistik, Haushaltsstatistik  zeigen,  wie  sehr 
sie  fähig  ist,  auch  fernerhin  wichtige  Teile 
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der  Wissenschaft  zu  verbessern  und  gänz- 
lich umzugestalten. 

Ueber  die  Grenzen  ihrer  Wirksamkeit 
kann  daneben  doch  kein  Zweifel  sein.  Ihr 
gesamtes  Material  gehört  einer  kurzen 
Spanne  der  neueren  Zeit  und  wenigen 
Kulturstaaten  an.  Sie  liefert  Wahrheiten 
immer  nur  im  Zusammenhange  mit  anderen 
Specialwissenschaften,  niemfJs  allein:  nur 
der  Nationalökononom,  der  Anthropolog,  der 
Kriminalist,  der  Mediziner,  der  ganz  in 
seinem  Faclie  zu  Hause  ist,  kann  mit  die- 
sem Messinstrument  richtig  die  Gegenstände 
seiner  Untersuchung  behandeln.  Sie  kann 
immer  nur  Quantitätsverhältnisse  ergeben; 
die  Qualitäten,  die  jenseits  dieser  Grenze 
liegen,  also  vor  allem  die  wichtigsten  sitt- 
lichen und  geistigen  Vorkommnisse  sind 
ihr  unerreiclibar,  soweit  sie  sich  nicht  in 
zählbaren  Ereignissen,  wie  in  Selbstmorden 
oder  Strafen,  darstellen.  Von  den  zähl- 
baren Dingen  können  wir  häufig  das  eigent- 
lich Interessante  nicht  erfahren,  weil  die 
Fragestellungen  zu  kompliziert,  die  Ant- 
worten zu  falsch  werden,  zu  schwierig 
summierbar  sind.  Wir  zählen,  wie  viele 
Milchkühe  vorhanden  sind,  aber  nicht,  wie 
schwer  sie  sind,  wie  viel  Milch  sie  geben; 
wir  erfahren,  wie  viel  Betriebe  mit  wie  viel 
Arbeitern  existieren;  die  Erhebung  ihrer 
Maschinen,  ihres  Kapitals,  ihrer  Jahrespro- 
duktion ist  nicht  in  brauchbarer  Weise  ge- 
glückt Lexis  führt  aus,  dass  da,  wo  wir 
die  Ursachen  einfach  typisch  sich  wieder- 
holender Vorgänge  bereits  kennen,  die  sta- 
tistisdie  Untersuchung  überflüssig  sei  oder 
höchstens  als  Berichtigun^verfjinren  wii-ke 
und  dass  sie  da,  wo  es  sich  um  historisch 
individualisierte  Massenerscheinungen  handle, 
als  Hilfswissenschaft  in  dem  Masse  zurück- 
trete, wie  die  Erscheinungen  individueller 
werden.  Bleibt  zwischen  diesen  zwei  Grup- 
pen ein  grosses  imd  wichtiges  Gebiet  für 
die  Statistik,  soweit  sie  durchführbar  ist, 
die  komplizierten  Ursachen  und  Ursachen- 
komplexe  deckt  sie  nie  direkt  auf,  sie  er- 
laubt nur  dem  Sachkenner,  durch  den  Ver- 
gleich der  Zahlen  die  Zusammenhänge  zu 
vermuten. 

Verwandt  mit  der  Statistik  sind  die  so- 
genannten Enqueten,  d.  h.  jene  von  parla- 
mentarischen Ausschüssen  oder  Regierungs- 
behörden und  gelehrten  Gesellschaften 
neuerdings  vielfach  ausgeführten  einmaUgen 
Untersuchungen  und  Beschreibungen,  die 
hauptsächlich  auf  volkswirtschaftliche,  für 
die  Gesetzgebung  vorzubereitende  Gegen- 
stände sich  bezogen.  Die  betreffenden,  ziu- 
Untersuchung  amtlich  eingesetzten  oder  frei- 
■wilUg  zusammengetretenen  Personen  ent- 
werfen zunächst  einen  Arbeitsplan,  stellen 
fest,  was  statistisch  erhoben  werden  soll, 
ergänzen  dann  aber  das  statistische  Material 


diurch  schriftUche  oder  mündliche  Befragung 
einer  mögUchst  grossen  Zahl  sachverständi- 
ger Personen.  Besonders  die  mündUche 
Befragung  unter  einem  gesetzlichen  Zeug- 
niszwange und  unter  Anwendung  eines 
Kreuzverhörs  zwischen  den  verschiedenen 
befragten  Interessenten  und  unter  Berechti- 
gung jedes  Mitgliedes  der  Kommission, 
Fragen  zu  stellen,  hat  zu  sehr  brauchbaren 
und  wahrheitsgetreuen  Ergebnissen  geführt; 
man  hat  häufig  die  gesamten  Protokolle  der 
Vernehmungen  neben  einem  zusammen- 
fassenden Berichte  der  Kommission  ver- 
öffentlicht. Näher  ist  hierauf  nicht  einzu- 
gehen, da  das  Handwörterbuch  einen  be- 
sonderen Artikel  von  Stieda  über  die  Enqueten 
gebracht  hat  (oben  Bd.  lU,  S.  615—621).  Sie 
waren  nur  zu  erwähnen  als  ein  wicntiges 
Mittel,  als  eine  besondere  Art  des  Verfah- 
rens, ein  grosses  Thatsachenmaterial  plan- 
mässig  und  wahrheits^treu  festzustellen. 
Wenn  einzelne  Gelehrte  ihre  Untersuchungen 
Enqueten  nennen,  so  wollen  sie  damit  nur 
besagen,  dass  sie  in  ähnlich  umfassender 
Weise  wie  Enquetenkommissionen  Frage- 
bogen ausgesandt  und  Erkundigungen  ange- 
stellt haben. 

9.  Die  Geschichte  und  die  histori- 
sche Methode.  Die  Statistik  ist  eine 
ebenso  junge  wie  die  Geschichte  eine  alte 
Wissenschaft  ist.  Die  Statistik  ist  eine 
speciahsierte  Hilfswissenschaft  Die  Ge- 
schichte ist  neben  der  Philosophie  die  uni- 
versalste aller  Wissenschaften.  Und  doch 
stehen  beide  zur  Volkswirtschaftslehre  in 
einem  ähnlichen  Verhältnisse  j  beide  sind 
für  sie  in  erster  linie  Hilfswissenschaften, 
welche  ihr  ein  gesichtetes,  geprüftes,  ge- 
ordnetes Beobachtungsmaterial  hef  ern.  Frei- 
üch  ist  damit  die  Einwirkung  der  Ge- 
schichte auf  die  Volkswirtschaftslehre  nicht 
erschöpft. 

Was  will  die  Geschichte?  Sybel  sagt, 
sie  wolle  das  Leben  der  Menschheit,  wie 
es  sich  in  dem  Zusammen-  und  Ausein- 
andergehen der  Völkerindividualitäten  ge- 
stalte, in  seiner  Entwickelung  begreifen. 
Bernheim  hat  sie  neuerdings  als  die  Wissen- 
schaft von  der  Entwickelung  der  Menschen 
in  deren  Bethätigung  als  soziale  Wesen 
definiert.  Ich  möchte  lieber  beschreibend 
sagen:  sie  will  die  gesamte  Ueberlieferung 
von  der  pohtischen  und  sonstigen  kulturellen 
Entwickehmg  der  Völker  und  der  Mensch- 
heit sammeln,  prüfen  und  zu  einem  ver- 
ständnisvollen, in  sich  zusammenhängenden 
Ganzen  verbinden.  Ihre  Thätigkeit  hat 
zwei  Ziele  im  Auge:  die  Kritik  und  Ord- 
nung der  Ueberheferung  und  die  Benutzung 
derselben  zur  Erzählung  und  Darstellimg. 
Das  erstere  ist  ihr  eigenstes  ausschhess- 
liches  Gebiet;  hier  hat  sie  imAnschluss  an 
die    Philologie,    besonders   in    den    letzten 
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hundert  Jahren  eine  so  strenge  Methode 
ausgebildet  und  hat  so  sichere  Ergebnisse 
geliefert,  dass  sie  den  höchsten  Masssläben 
der  Erkenntnis  entsprechen,  den  Resultaten 
alles  anderen  Wissens  gleichstehen;  daher 
die  Oepflogenheit  der  Historie,  sie  nach  dem 
Vorbilde  der  Naturwissenschaften  als  exakt 
zu  bezeichnen;  hier  hat  sie  ihre  eigentüm- 
lichsten Kunstgriffe  ausgebildet,  die  grössten 
Triumphe  gefeiert  Aber  ihr  idealer  Wert, 
ihre  grosse  Wirksamkeil  liegt  auf  dem  Ge- 
biete der  Erzählung  und  Darstellung  sowie 
der  Werturteile,  Schlüsse  und  allgemeinen 
Wahrheiten,  die  aus  der  Erzählung  imd 
Darstellung  sich  ergeben.  Indem  sich  die 
bloss  referierende  Greschichte  zur  pragma- 
tisch-lehrhaften und  diese  zur  genetischen 
ausbildete,  welche  den  inneren  und  kausalen 
Zusammenhang  der  Ereignisse,  den  Einfluss 
der  Natur  und  der  Kasse,  der  Oberlieferten 
Ideeen  und  der  neuen  Kenntnisse,  der 
grossen  Männer  und  der  Institutionen  er- 
klären will,  musste  sie  alles  menschliche 
Wissen,  die  Philosophie  und  alle  Special- 
wissenschaft direkt  oder  indirekt  heranziehen 
und  konnte  natiu-gemäss  doch  dieses  letzte 
und  höchste  Ziel  nie  voll  erreichen;  sie 
muss  sich  häufig  begnügen,  die  letzten 
Rätsel  der  Weltgeschichte  begreiflich  und 
denkbar  zu  machen,  teleologisch  auszudeuten, 
statt  mit  wissenschaftlicher  Strenge  sie  rest- 
los kausal  zu  erklären.  So  sind  ihre  Er- 
gebnisse methodologisch  sehr  weit  ausein- 
ander liegend,  zur  Weiterbenutzung  für 
andere  Wissenschaften  von  sehr  verschiede- 
nem Werte. 

In  ihrem  Schosse  haben  sich  mit  der 
fortschreitenden  Arbeitsteilung  die  Special- 
wissenschaften der  Sprach-,  Litteratiu--, 
Kirchen-,  Kunst-,  Sitten-,  Rechts-  und  Wirt- 
schaftsgeschichte entwickelt,  die  man  häufig 
tmter  dem  zusammenfassenden  Namen  der 
Kultiu^schichte  der  allgemeinen  oder  poli- 
tischen Geschichte  entgegensetzt.  Sie  sind 
in  dem  Masse,  wie  sie  sich  ausbildeten,  aus 
blossen  Teilen  der  Geschichtswissenschaft 
zu  selbständigen  Mittelgliedern  zwischen  der 
Geschichte  und  den  betreffenden  besonderen 
Wissenschaften  der  Sprache,  Litteratur  etc. 
geworden,  haben  in  eigentümlicher  Weise 
die  Aufgaben  und  Methoden  der  Geschichte 
mit  denen  der  Philologie,  der  Rechtswissen- 
schaft, der  politischen  Oekonomie  verbunden 
und  so  befruchtend  nach  rechts  und  links 
gewirkt. 

Sowohl  die  Ausbildung  der  allgemeinen 
Gescldchte  als  die  ihrer  selbständig  gewor- 
denen Tochterwissenschaften  hat  in  den 
letzten  hundert  Jahren  die  stärksten  Impulse 
von  Deutschland  aus  erhalten.  In  Niebuhr 
und  Ranke  feiert  man  heute  in  der  ganzen 
Welt  die  Begründer  der  modernen  Historie, 
in   Savigny,   Eichhorn   und  Waitz   die  der 


Rechtsgeschichte,  in  Böckh,  Arnold,  Maurer, 
Nitzsch  die  der  Wirtschaftsgeschichte,  wäh- 
rend Fr.  List,  Röscher,  Hildebrand  und 
Knies  die  ersten  Nationalökonomen  waren, 
welche  den  Einfluss  der  ungeheuer  ge- 
wachsenen Bedeutung  der  Geschichte  auf 
die  Nationalökonomie  zum  Ausdruck  brach- 
ten. In  den  anderen  Kulturstaaten  konnte 
diese  Wirkung  erst  viel  langsamer  eintreten, 
schon  weil  die  höhere  Ausbildung  der  Ge- 
schichte dort  eine  viel  spätere  war,  teil- 
weise auch  weil  die  Geisteswissenschaften 
sich  dort  in  einer  gewissen  Stagnation  be- 
fanden. Es  gilt  dies  vor  allem  von  England, 
das  seine  grosse  wissenschaftliche  Zeit  von 
Hobbes  und  Locke  bis  Hume  und  Ad.  Smith 
gehabt,  das  von  1780  ab  einige  Menschen- 
alter sterilen  Epigonentums  erlebte  (vgl. 
Jodl,  Geschichte  der  Ethik  11,  S.  397  ft), 
dessen  spätere  teilweise  platte  nationalöko- 
nomische Bücher  man  im  Auslande  stu- 
dierte, nicht  weU  in  England  die  Wissen- 
schaft blühte,  sondern  die  Praxis  des  Lebens 
wirtschaftlich  den  anderen  Ländern  voraus 
war.  In  Frankreich  war  es  Ängste  Comte, 
der  mit  Nachdruck  die  Basierung  aller 
sozialen  Studien  auf  die  Geschichte  vei^ 
langte,  aber  lange  mit  dieser  Forderung 
isoliert  stand. 

Fragen  wir  nun,  was  die  allgemeine  Ge- 
schichte und  ihre  speciellen  Teile,  vor  allem 
die  Wirtschafts-,  Rechts-  und  Sittenge- 
schichte, den  Wissenschaften  vom  Staate 
und  von  der  Volkswirtschaft  bieten,  so  ist 
die  oben  schon  vorweggenommene  prind- 
pielle  Antwort  einfach:  ein  Erfahnmgsma- 
terial  ohne  gleichen,  das  den  Forscher  aus 
einem  Bettler  zu  einem  reichen  Manne 
macht,  was  die  Kenntnis  der  Wirklichkeit 
betrifft.  Und  dieses  historische  Erfahrungs- 
material dient  nun,  wie  jede  gute  Beobach- 
tung imd  Beschreibung,  dazu,  theoretische 
Sätze  zu  illustrieren  und  zu  verifizieren,  die 
Grenzen  nachzuweisen,  innerhalb  deren  be- 
stimmte Wahrheiten  giltig  sind,  noch  mehr 
aber  neue  Wahrheiten  induktiv  zu  ^winnen. 
Zumal  in  den  komplizierteren  Gebieten  der 
Volkswirtschaftslehre  ist  nur  auf  dem  Boden 
historischer  Forschung  voranzukommen; 
z.  B.  über  die  Wirkung  der  Maschinenein- 
führung auf  die  Löhne,  der  Edelmetallpro- 
duktion auf  den  Geldwert  ist  jedes  bloss 
abstrakte  Argumentieren  wertlos.  Noch 
mehr  gilt  dies  in  Bezug  auf  die  Entwicke- 
lung  der  volkswirtschaftlichen  Institutionen 
und  Theorieen  sowie  auf  die  Frage  des  all- 
gemeinen wii-tschaftlichen  Fortschrittes.  Und 
deshalb  hat  Knies  recht,  wenn  er  sagt,  die 
Befragung  der  Geschichte  stehe  mitten  im 
eigensten  Berufe  der  Nationalökonomie.  Und 
der  erheblichste  Gegner  der  historischen 
Nationalökonomie,  K.  Menger,  giebt  zu,  dass 
die    wichtigsten  Erscheinimgen    der    Wirt- 
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Schaft,  wie  Eigentum,  Geld,  Kredit,  eine  indi- 
viduelle und  eine  Entwickelung  ihrer  Er- 
scheinungsform aufweisen,  so  dass  »wer  das 
Wesen  dieser  Phänomene  nur  in  einer  be- 
stimmten Phase  ihrer  Existenz  kennt,  sie 
überhaupt  nicht  erkannt  hat«.  Und  wenn 
das  vom  Geld  imd  Kredit,  gilt,  so  ist  es 
noch  wahrer  von  der  Fainüienwirtschaft, 
von  der  Arbeitsteilung,  von  der  sozialen 
Klassenbildung,  von  den  üntemehmungs- 
formen,  von  dem  Marktwesen,  den  sonstigen 
Handelseinrichtungen,  dem  Zunftwesen,  der 
Gewerbefreiheit,  von  den  Fcamen  des  agra- 
rischen Lebens,  kurz  von  aUen  jenen  typi- 
schen Formen  imd  partiellen  Ordnungen, 
die  als  volkswirtschaftliche  Institutionen 
bezeichnet  werden,  die  in  bestimmter  Aus- 
prägung von  Sitte  und  Recht  teils  dauernd, 
teils  J^u-hunderte  lang  in  gleicher  Weise 
den  Ablauf  des  wirtschaftlichen  Lebens  be- 
herrschen. 

Freilich  wenn  es  wahr  wäre,  dass  die 
Geschichte  stets  nur  Konkretes  und  Indivi- 
duelles schildere,  dass  alles  Generelle  jen- 
seits ihres  Horizontes  liege,  so  könnte  ihr 
Einfluss  nur  ein  beschrftokter  sein.  Aber 
so  sehr  sie  individuelle  Personen,  Schicksale, 
Völker  in  ihrem  Werdegange  erklärt,  ebenso 
sehr  kommt  sie  auf  me  psychischen  und 
institutionellen,  auf  alle  generellen  Ursachen 
des  sozialen  GJeschehens,  deren  theoretische 
Zusammen&ssuug  eben  Sache  der  Staats- 
wissenschaften ist  Und  so  vieles  in  der 
Geschichte  Staat  und  Volks-ftörtschaft  gar 
nicht  berOhrt,  so  viele  ihrer  vorläufigen 
Resultate,  zumal  ihrer  Werturteile,  ihrer 
Erklärungsversuche  mehr  der  philosophischea 
Spekulation  als  der  exakt  gesicherten  Er- 
kenntnis angehören  und  daher  zu  weiterer 
Verwertung  in  anderen  Wissenschaften  nicht 
oder  nur  mit  äusserster  Vorsicht  brauchbar 
sind,  —  die  Thatsache  bleibt,  dass  ein 
grosser  TeU  alles  geschichtlichen  Stoffes 
wirtschaftlicher  und  sozialer  Art  ist,  von 
der  Geschichte  chronologisch  und  erzählend, 
von  den  Staatswissenschaften  theoretisch 
und  zusammenfassend  vorgeführt  wird.  Und 
wenn  das  Ueberlieferte  lückenhaft  ist,  von 
dem  wirklich  Geschehenen  nur  einen  be- 
scheidenen kleinen  Teil  ausmacht,  so  ist 
doch  das  Wichtigste  seit  Jahrtausenden  auf- 
gezeichnet worden,  und  wächst  die  Kunde 
des  Geschehenen  in  dem  Masse,  wie  es  sich 
der  Gegenwart  nähert.  Was  die  Geschichte 
uns  berichtet,  ist  jedenfalls  millionenfach 
mehr,  als  was  der  Forscher  heute  selbst 
sehen  und  beobachten  kann.  Und  alles, 
was  er  aus  der  Gegenwart  an  Beobachtung 
indirekt  aufnimmt,  ist  Ueberlieferung,  welche 
ebenso  lückenhaft  sein  kann,  welche 
auf  ihre  Glaubwürdigkeit  ebenso  geprüft 
werden  muss.  Gewis.s  hat  die  Gegenwart 
viele  Hilfsmittel  der  Beobachtung,  die  für  die 


Vergangenheit  fehlen,  und  gewiss  werden 
wir  sie  benutzen  und  voll  ausnützen,  auch 
eventuell  auf  sie  uns  beschränken,  wo  wir 
sicher  annehmen  können,  dass  auch  in  der 
Vergangenheit  sich  die  Voi^;änge  ganz 
ebenso  abgespielt  haben  wie  heute ;  es  kann 
dies  z.  B.  von  gewissen  elementaren  Vor- 
gängen des  Marktes  angenommen  werden. 
Aber  die  Vorfrage  ist  immer,  ob  in  der 
That  früher  die  Motive,  die  Handlungen, 
die  Ergebnisse  ganz  dieselben  waren.  Und 
ziu*  Feststellung  hiervon  dienen  uns  nur  das 
historische  Material,  die  überlieferten  Sprach- 
und  Litteraturdenkmäler,  die  überlieferten 
Sitten  und  wirtschaftlichen  Einrichtungen. 
Die  wichtigsten  volkswirtschaftlichen  Pro- 
zesse jedenfalls  verlaufen  in  Jahrzehnten 
und  Jathrhunderten,  haben  ihre  Wurzeln  in 
einer  fernen  Vei^imgenheit,  die  nur  histo- 
risch aufzudecken  ist 

Dass  das  historische  Beobachtungsmate- 
rial niu-  ein  Teil  des  volkswirtschafuich  zu 
verwertenden  sei,  dass  daneben  geographi- 
sches, ethnologisches,  statistisches,  psycho- 
logisches und  technisches  ebenso  in  Betracht 
komme,  hat  kein  Vernünftiger  je  geleugnet 
Und  wenn  K.  Menger  behauptet  hat,  es 
gebe  »einige«,  die  erklärten,  »die  Ge- 
schichte der  Volkswirtschaft  sei  die  allein 
berechtigte  empirische  Grundlage  für  die 
theoretische  Forschung  auf  dem  Gebiete  der 
menschlichen  Wirtschaft«,  so  hat  er  keine 
Spiu"  eines  Beweises  dafür  anzuführen  ver- 
mocht Die  psychologische  und  statistische 
Empirie  ist  gerade  von  den  historischen 
Nationalökonomen  stets  zugleich  mit  Nach- 
druck gefordert  worden. 

Wenn  A.  Wagner  die  Ueberlegenheit 
der  statistischen  über  die  historische  Me- 
thode mit  Nachdruck  behauptet  hat  und 
der  ersteren  die  Beobachtung  der  Massen, 
das  systematische  Vorgehen,  den  tieferen 
Einblick  in  die  Kausalverhältnisse  nach- 
rühmt, so  ist  die  grössere  Brauchbarkeit 
der  Statistik  für  die  Erfassung  der  Quanti- 
täten selbstverständlich  zuzugeben;  in  der 
allseitigen  Beschreibung  der  Massenerschei- 
nungen aber  ist  die  Greschichte  doch  wirk- 
samer, ebenso  in  der  Erfassung  typischer 
Formen  des  Gesellschaftslebens,  im  Eindrin- 
gen in  die  feineren,  besonders  die  psychi- 
schen, sittlichen  und  allgemeinen  Kausali- 
tätsverhältnisse. Wt^er  rühmt  der  Statistik 
Vorzüge  nach,  die  nicht  sowohl  ihr  als  ihrer 
Verbindimg  mit  Schlussfolgerungen  anderer 
Art  und  mit  anderen  Wissenschaften  eigen- 
tümlich sind.  Und  wenn  man  Aehnliches 
von  der  Geschichte  sagen  kann,  so  ist  doch 
niclit  zu  vergessen,  dass  ihr  geistiger  Gehalt 
uad  universialer  Charakter  eben  viel  mehr 
generelle  Früchte  tragen  und  Ursachen  auf- 
decken kann  und  dass,  wenn  die  ali^meine 
Geschichte    wesentlich    die   Ueberheferung 
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kritisch  prüft  und  zu  einer  Erzählung  ver- 
einigt, die  Sprach-,  die  Rechts-,  die  Wirt- 
schaftegeschichte notwendig  weiter  geht, 
Klassifikationen  und  Reihenbildungen  ver- 
sucht, den  Nachweis  von  Regelmässigkeiten 
und  Ursachen  mit  übernimmt. 

Wir  haben  damit  die  Erörterung  der 
ersten  und  nächstliegenden  Funktion  der 
(Jeschichte  für  unsere  Wissenschaft  schon 
überschritten,  haben  das  Weitere  eigentlich 
den  späteren  Abschnitten  zu  überlassen.  Da 
wir  dort  aber  nicht  speciell  auf  die  Historie 
und  ihre  Methoden  zurückkommen  wollen, 
so  sei  es  erlaubt,  hiergleich  noch  ein  paar 
allgemeine  Worte  der  Würdigung  anzufügen, 
die  wir  an  den  Gegensatz  der  Geschichte 
als  blosser  Methode  und  als  Wissenschaft 
anknüpfen. 

Die    historische    Methode    im    engeren 
Sinne   begreift   die  Quellenkunde  und   die 
kritischen  Verfahrungs weisen,  um  die  Ueber- 
lieferung  zu   prüfen,   festzustellen   und   zu 
ordnen:  diese  Methode  ist  der  Wiitschafte- 
geschichte  unentbehrlich,  sie  kann  auch  di- 
rekt   für  bestimmte   Teile   der  Volkswirt- 
schaftslehre nötig  werden;  aber  im  ganzen 
hat  sie  ihren  Platz  nur  als  vorbereitende 
Hilfswissenschaft  für  die  Ordnung  des  histo- 
rischen Thatsachenmaterials.     Die  Schilde- 
rungen  der  Wirtschaftsgeschichte  wie  der 
äUgemeinen    Geschichte,   sofern   sie  Volks- 
wirtschaftliches erzählt,  sind  nicht  national- 
ökonomische Theorie,  sondern  Bausteine  zu 
einer  solchen.    Je   vollendeter  freilich   die 
einzelne  Schilderung  ist,  je  mehr  sie  die  Ent 
Wickelung  der  Dinge  erklärt,  desto  mehr 
können    auch   Ergebnisse    der  wirtschafts- 
geschichtlichen Specialschilderung   zu  Ele- 
menten der  Theorie  werden,  zu  allgemeinen 
Wahrheiten  führen.    Die  ältere  sogenannte 
historische  Nationalökonomie  hat  viemich  zu 
rasch   die  Ergebnisse  der  allgemeinen  Ge- 
schichte theoretisch  verwerten  wollen;   wir 
sehen  heute  ein,  dass  mühevolle  wirtschafts- 
geschichtliche Specialarbeiten  erst  den  rech- 
ten Boden  geben,  um  die  Geschichte  volks- 
wirtschaftlich und  sozialpolitisch  zu  begreifen, 
die  nationalökonomische  Theorie   genügend 
empirisch  zu  unterbauen.    Und  eben  deshalb 
dauert  viel  mehr  von  der  Epoche  der  wirt- 
schaftsgeschichtlichen   Monographieen     als 
von    den    allgemeinen  Wünschen  Roschers 
und   HUdebrands    nach    einer   historischen 
Behandlung  der  Nationalökonomie  eine  neue 
Zeit  der  nationalökonomischen  Wissenschaft. 
Und    dazu    haben    die    Engländer   Tooke, 
Newmarch,  Rogers,   Ashley,   die  Franzosen 
Depping,  Bourquelot,  Levasseur,  Pigeonneau, 
der  Belgier  lÄveleye    ebenso    beigetragen 
wie     die     Deutschen     Brentano,     Bücher, 
Gothein,  Held,  Inama,  Knapp,   Lamprecht, 
Lexis,  Meitzen,  Miaskowski,  Schanz,  Schön- 
berg, SchmoUer,  Schnapper-Arndt,  Thun  etc. 


Neben  dieser  Wirkung  der  wirtschafts- 
geschichtlichen Studien  steht  nun  aber  eine 
viel  allgemeinere,  welche  die  zunehmende 
historische  Bildung  überhaupt  ausgeübt  hat, 
je  mehr  sie  in  alle  Gebiete  der  Geistes- 
wissenschaften eindrang.  Sie  war  es  in 
erster  Linie,  welche  die  naturrechtliche 
Theorie  der  Aufklärung  von  einer  egoisti- 
schen Tauschgesellschaft  zerstörte;  sie  zeigte, 
dass  die  Menschen  nicht  immer  gleich 
seien,  nicht  in  immer  gleichen  typischen 
wirtschaftlichen  Formen  und  GeseÜschafts- 
einrichtungen  sich  bewegen;  sie  schuf  die 
Vorstellung  einer  historischen  Eutwickelung 
der  Völker  und  der  Menschheit  sowie 
der  volkswirtschaftlichen  Institutionen;  sie 
brachte  die  volkswirtschaftliche  Forschung 
wieder  in  den  rechten  Zusammenhang  mit 
Sitte,  Recht  und  Staat,  mit  den  allgemeinen 
Ursachen  derKulturentwickelung  überhaupt; 
sie  lehite  die  Untersuchung  der  Kollektiv- 
erscheinungen neben  die  Schlüsse  zu  stellen, 
die  vom  Individuum  und  seinem  egoistischen 
Interesse  ausgehen;  sie  lehrte  neben  die 
Analyse  die  rechte  Synthese  zu  stellen ;  sie 
gab  der  isolierenden  Abstraktion  viel&udi 
erst  die  rechte  Ergänzung,  indem  sie  deren 
Ergebnisse  wieder  als  Teilinhalte  eines  zu- 
sammenhängenden Ganzen  zu  behandeln 
lehrte;  so  bekam,  was  vorher  hohle  Ab- 
straktion und  totes  Schema  war,  ivieder 
Blut  und  Leben.  Die  Einwirkung  der  his- 
torischen Studien  hat  so  die  allgemeinen 
Grundlagen  der  volkswirtschaftlichen  Theorie 
umgestaltet,  wie  sie  in  der  Wirtschaftspoli- 
tik vielfach  zu  branchbareren  Schlüssen 
anleitete.  Vor  allem  aber  hat  sie  denjenigen 
praktischen  realistischen  Sinn  befördert, 
ohne  welchen  alles  Schliessen  auf  sozialem 
und  politischem  Q«biete  so  leicht  ins  Irre 
führt,  jenen  Sinn  für  das  Wirkliche  und 
Mögliche,  der  ebenso  weit  davon  entfernt 
ist,  jeden  kühnen  Fortschritt  für  unmöglich 
zu  halten,  weil  die  Menschen  sich  nicht 
änderten,  wie  davon,  thörichte  Zukunfts- 
pläne zu  acceptieren,  in  der  Hoffnung, 
irgend  eine  sozialistische  Einrichtung  schaffe 
plötzlich  lauter  tugendhafte  uninteressierte 
Menschen.  — 

Die  vergleichende  Methode  ist  an  sich 
nichts  der  historischen  Forschung  Eigen- 
tümliches. Alle  psychologische,  alle  volks- 
wirtschaftliche Untersuchung  beruht  auf 
einem  Vergleichen,  wie  schon  alle  tiefer- 
gehende Beobachtung  zur  Vei^leichung 
derselben  und  der  ähnlichen  Erscheinungen, 
zur  Feststellung  der  Identität,  des  Unter- 
schiedes, der  Aehnlichkeit  hinführt,  wie 
alles  Experimentieren  auf  Vergleichen  be- 
ruht Aber  allerdings  hat  die  Anhäufung 
des  historischen  Beobachtungsmaterials  ganz 
besonders  Anlass  gegeben,  die  Sitten,  die 
Rechts-    und    Wirtschaftsinstitutionen,   den 
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Verlauf  analoger  sozialer  und  wirtschaft- 
licher Erscheinungen  in  verschiedener  Zeit, 
bei  verschiedenen  Völkern  zu  vergleichen 
und  daraus  Schltisse  zu  ziehen.  £^  haben 
sich  so  fast  selbständige  Disciplinen  gebil- 
det :  die  vergleichende  Sitten-,  Rechts-  und 
"Wirtschaftsgeschichte.  Ihre  Bedeutung  ist 
eine  wachsende,  obwohl  voreilige  Eiferer 
durch  Zusammenstellung  von  Dnvei^leich- 
barem  und  nicht  gehörig  untersuchtem  das 
Verfahren  teilweise  in  Misskredit  gebracht 
haben.  Aber  wie  die  Vergleichung  auf  dem 
Gebiete  der  Psychologie,  der  Sprachen,  des 
Mythus,  der  Beligionen  trotz  anftnglicher 
Miss^riffe  immer  QrOeseres  zu  leisten  im 
B^nffe  steht,  so  wird  es  auch  auf  dem 
des  Rechts  und  der  Volkswirtschaft  ge- 
schehen. Die  iunehmende  Vergleichung 
ähnlicher  und  identischer  Erscheinungen 
ersetzt  das  fehlende  Experiment,  lässt  die 
Abstufung  gradueller  Zunahme  gewisser 
kausaler  Faktoren  erkennen,  konstatiert  die 
Wahrscheinlichkeit  gleicher  Ursachen,  giebt 
allein  das  Mittel  an  die  Hand,  die  grossen 
sozialen  xmd  wirtschaftlichen  Bewegungen 
und  Veränderungen  mit  einiger  Wahrschein- 
lichkeit vorauszusehen.  M^n  dabei  immer 
wieder  einzelne  schiefe  Analogieschlfisse 
mit  unterlaufen,  je  vorsichtiger  und  kriti- 
scher auf  der  einen  Seite  verfahren,  ein  je 
grösseres  Material  auf  der  anderen  dabei 
geistvoll  benutzt  wird,  desto  grösser  wird 
doch  die  wissenschafüiche  &nte  dieses 
ans  der  Geschichte  abgeleiteten  Verfahrens 
sein. 

10.  Die  Namen  und  Begriffe,  die 
Klassiffliatioii.  Ein  Hauptmittel,  richtig 
zu  beschreiben,  ist  der  Gebrauch  richtiger 
Namen  und  Begriffe.  Ihre  Hei-stellun^  ist 
daher  immer  eine  wichtige  Aufgabe  ]eder 
Wissenschaft 

Die  Volkswirtschaftslehre  entnimmt,  wie 
jede  Wissenschaft,  die  Namen  und  Worte, 
deren  sie  bedarf,  dem  reichen  Sprachschatze 
der  Kulturvölker.  Sie  muss  sich  nur  über 
das  Wesen  dieser  gewöhnlichen  Namen- 
bildun^  klar  sein:  diese  geht  stets  von  an- 
schaulichen konkreten  Bildern  aus,  giebt 
einer  Summe  gleicher  oder  ähnlicher  Er- 
scheinungen denselben  Namen;  sie  fasst 
dabei  eine  herrschende  Vorstellung  mit 
einer  Anzahl  um  sie  gelagerter  Nebenvor- 
stellimgen  zusammen;  der  ersteren  ist  das 
Wort  entnommen,  das  nun  in  seiner  Wieder- 
holung den  Gebrauchenden  selbst  und  seine 
Hörer  an  alle  die  Vorstellungen  erinnert,  die 
zur  Wortbildung  geführt  haben  und  die  um 
den  Kern  der  Hauptvorstellung  gelagert 
sind.  Um  an  ein  oben  schon  gebrauchtes 
Beispiel  anzuknüpfen :  der  Wirt  ist  ursprüng- 
lich der  Hauswirt,  Landwirt,  Gastwirt,  d.h. 
der  an  der  Spitze  eines  Haushaltes  für  Er- 
nährung, Kleidung,  Wohnung  Sorgende ;  das 


Wort  geht  nun  stets  leicht  auf  Nebenvor- 
stellungen Ober  und  nimmt  so  Nebenbedeu- 
tungen an;  die  herrschende  Vorstellung 
wir«  von  einer  anderen  verdrängt  Die_ 
Wirtschaft  welche  erst  häusliche  Eigenpro- ' 
duktion  bedeutete,  umschliesst  später  den 
Nebensinn  der  tauschenden  und  Vermögen 
erwerbenden  Thätigkeit;  der  »wirtschaft- 
üch«  Verfahrende  ist  der  klug  mit  den  ge- 
ringsten Mitteln  den  grössten  Erfolg  Erzie- 
lende. Die  Vorstellungen  imd  die  Gedanken 
wachsen  eben  stets  viel  rascher  und  reicher 
als  die  verfügbaren  Worte.  Und  so  haben 
vollends  lunfimgreiche  Sammelbegriffe  und 
abstrakte  Worte  wie  Arbeit,  Gut,  Kapi^, 
Wert  einen  fliessenden  vieldeutigen  Voiv 
Stellungsinhalt  Die  Wissenschart  muss, 
wenn  sie  von  ihnen  Merkmale,  Folgen  aus- 
sagen will,  versudien,  ihnen  möglichst 
Konstanz  und  durchgängige  Bestimmtheit 
zu  geben;  sie  muss  eme  sichere  und  allge- 
meingiltige  Wortbezeichnung  anstreben. 
Dieses  Geschäft  besorgt  die  Definition,  sie 
verwandelt  Worte  und  Namen  in  Begriffe. 
Die  Definition  ist  das  wissenschaftlich  be- 
gründete Urteil  über  die  Bedeutung  der 
Worte,  die  wir  gebrauchen;  sie  bezweckt 
die  Umgrenzung  des  an  sich  fliessenden 
Vorstellungsinhdtes,  der  den  gewöhnlichen 
Anschauungen  entnommen  ist,  die  Säuberung 
des  vulgären  Sprachgebrauches  von  seiner 
Vieldeutigkeit  und  Verschwommenheit  Die 
Wissenschaft  erreicht  dadurch  das  grosse 
Ziel :  für  alle  an  ihrer  Gedankenarbeit  Teil- 
nehmenden eine  gleiche  Ordnung  des  mannig- 
faltigen Vorstellungsinhaltes,  eine  gleiche 
Klassifikation  der  Erscheinungen  mit  gleichen 
Grenzen  herzustellen. 

Jede  Definition  gebraucht  nun  zu  ihrem 
Geschäfte  Worte,  die  sie  ihrerseits  als  defi- 
niert voraussetzt;  am  einfachsten  ist  ihre 
Thätigkeit  wenn  sie  eine  Erscheinung  als 
Unterart  einer  feststehenden  Klasse  mit  der 
specifischen  Eigentündichkeit  der  Art,  z.B. 
den  Personalkredit  als  die  Art  des  Kredits 
bezeichnet,  wobei  die  persönliche  Haft  des 
Schuldners  das  Vertrauen  des  Gläubigers 
erzeugt.  Wo  das  nicht  geht,  löst  sie  die 
Vorstellung  in  ihre  Elemente  und  Merkmale 
auf  und  sucht  dim:h  die  Aufnahme  der 
wesentlichen  in  die  Definition  den  B^riff 
festzidegen.  Im  einen  wie  im  andern  Falle 
ist  vorausgesetzt,  dass  es  eine  fertige 
wissen schaftüche  Terminologie  gebe,  die 
man  gebraucht.  Da  dies  nicht  ganz  zutrifft, 
so  ist  jede  Definition  eine  vorläufige,  von 
dem  ganzen  Stande  der  Wissenschaft  und 
ihrer  Begriffsbildung  abhängige.  Zugleich 
ist  klar,  dass  alle  Definition  eine  Grenz- 
ziehung enthält,  die  für  verschiedene  wissen- 
schaftUche  Zwecke  verschieden  ^macht 
werden  kann.  Sie  muss  in  erster  Lmie  der 
Natur  der  Sache  und  der  Gegenstände  ent- 
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sprechen ;  aber  die  Natur  der  Sache  fordert 
bei  einer  Untersuchung,  dass  ich  z.  B.  Grund 
und  Boden  zum  Kapital  rechne,  bei  einer 
anderen,  dass  ich  ihn  davon  ausschliesse. 
So  beruht  die  Begriffsbüdung  in  erster 
Ldnie  auf  wissenschaftlicher  Zweckmässig- 
keit; nicht  ob  sie  absolut  richtig  seien,  wird 
man  daher  regelmassig  fragen,  sondern  ob 
die  Begriffe  den  beabsichtigten  wissenschaft- 
lichen Zwecken  am  entsprechendsten  ge- 
bildet seien. 

Jede  Begriffsbildimg  enthält  eine  E[lassi- 
fikation  der  Erscheinungen.  Wenn  ich  die 
Volkswirtschaft  definiere,  bilde  ich  aus  allen 
volkswirtschaftlichen  Erscheinungen  eine 
Klasse,  aus  allen  nicht  volkswirtschaftlichen 
eine  andere,  ohne  mich  aber  um  diese 
andere  weiter  viel  zu  kflmmem.  Viel  be- 
deutungsvoller wird  die  Klassifikation,  wenn 
ich  eine  Summe  in  Znsammenhang  st^ender 
Erscheinungen  nach  einem  bestimmten  Ge- 
sichtspunkte oder  Systeme  so  einteilen  will, 
dass  die  einzelnen  Klassen  gleiche  Glieder 
einer  Reihe  bilden  und  die  Gesamtheit 
planvoll  erschöpfen.  Hier  wird  eine  Anord- 
nung und  Verteilung  erstrebt^  um  eine 
Gruppe  von  Erscheinungen  m  unserem 
Geiste  am  besten  zu  ordnen;  es  handelt 
sich  um  einen  Kunstgriff,  welcher  die  Ge- 
walt über  unser  Wissen  mehren  soU,  um 
eine  höchst  wichtige  wissenschaftliche 
Thätigkeit,  die  nur  auf  Grund  genauester 
Kenntnis  alles  einzelnen,  auf  Grund  eines 
Ueberblickes  über  das  Ganze,  über  alle  Ur- 
sachen und  Folgen  gut  auszufflhren  ist  Da 
diese  Voraussetzung  aber  auch  nicht  leicht 
vollständig  zutrifft,  so  verfährt  auch  die 
klassifikatorische  Begriffsbildung  hypothe- 
tisch und  provisorisch  und  ist  immer  wieder 
neuer  Verbesserun^n  fähig;  oft  müssen 
neue  Arten  der  Emteilung  an  Stelle  der 
bisher  üblichen  treten.  Wenn  man  bisher 
Natur,  Arbeit  und  Kapital  als  sogenannte 
Produktionsfaktoren  unterschied,  so  lag  dabei 
die  Vorstellung  zu  Grunde,  dass  sie  gleich- 
wertige ürsachenkrejse  darstellen,  was  kaum 
haltbaj*  sein  dürfte,  weshalb  diese  Klassi- 
fikation künftig  wohl  wegfallen  wii-d.  Wenn 
man  die  Unternehmungsformen  einteilt,  so 
kann  man  nach  verschiedenen  Gesichts- 
punkten Reihen  bilden,  wie  Bücher  und 
ich  selbst  es  versucht  haben.  Man  kann 
imter  den  Klassifikationen  die  analytischen 
und  genetischen  unterscheiden.  Wenn  A. 
Wagner  die  gesamten  volkswirtschaftlichen 
Erscheinungen  in  ein  privatwirtschaftliches, 
gemeinwirtschaftliches  und  karitatives  Sys- 
tem einteilt,  so  ist  das  eine  analytische; 
wenn  Hildebrand  Natural-,  Geld-  und  Kre- 
ditwirtschaft trennt,  wenn  ich  selbst  Dorf-, 
Stadt-,  Territorial-  imd  Volkswirtschaft  als 
historische  Reihenfolge  aufstellte,  so  sind 
das    genetische    Klassifikationen.     Die    zu- 


sammengehörigen Erscheinimgen  bilden  in 
der  Regel  von  Natur  Glieder  einer  Reihe, 
die  nur  durch  successive  imd  unmerkliche 
Unterschiede  getrennt  sind;  zwischen  den 
einzelnen  Gliedern  finden  häufig  so  kleine 
Quantitätsunterschiede  statt,  dass  sie  erst 
bei  einer  gewissen  Stärke  als  Qualitäts- 
differenzen erscheinen;  daher  ist  so  häufig 
die  Grenzziehung  eine  schwierig  und  will- 
kürliche. Und  Whewell  hat  nicht  so  un- 
recht, wie  Mill  glaubt,  wenn  er  sagt,  man 
mtisse  die  Klassen  nach  ausgesprochenen 
Typen  bUden,  alles  zunächst  um  diesen 
Typus  Liegende  zur  Klasse  rechnen,  aber 
zugeben,  dass  auf  der  Grenze  zwischen  den 
zwei  nächsten  Typen  stets  Unsicherheit 
bleibe. 

Alle  heiitige  strenge  Wissenschaft  geht 
davon  aus,  dass  die  Begriffe  Ergebnisse 
unserer  Vorstellungen  und  ihrer  Ordnung, 
dass  sie  nichts  Reales,  keine  eigenen  selb- 
ständigen Wesen  seien,  wie  die  Alten  es 
sich  dachten,  wie  im  Mittelalter  die  Realisten 
im  G^ensatz  zu  den  NominaUsten  es  an- 
nahmen imd  auch  heute  noch  einzelne  Ideo- 
logen an  Realdefinitionen  (statt  der  Nominai- 
definitionen)  glauben  und  mit  einer  solchen 
sich  einbilden,  das  innerste  Wesen  der 
Sache  durchschaut  zu  haben.  Es  ist  der 
Irrtum,  der  wähnt,  mit  dem  rechten  Berufe 
des  Geistes  die  Psychologie,  mit  dem  rechten 
wirtschaftlichen  Kemb^riffe  die  National- 
ökonomie er&sst  zu  haben,  aus  diesem  Be- 
griffe alles  Weitere  ableiten  zu  können; 
Lorenz  v.  Stein  und  andere  Schüler  H^;els 
glaubten  so  verfahren  zu  können.  Die  mit 
reicher  anschaulicher  Kraft  der  Phantasie 
Denkenden  können  freilich  scheinbar  aus 
solchen  Grund-  und  Kembegriffen  viel  ab- 
leiten; aber  es  ist  in  Wahrheit  nicht  der 
Begriff,  sondern  die  Kraft  ihrer  anschaulichen 
Phantasie,  die  thätig  ist.  Die  abstraktesten 
obersten  Begriffe,  sagt  Herbart,  sind  die 
leersten;  man  wird  richtiger  sagen,  die 
vieldeutigsten,  die,  je  komplizierter  eine 
Wissenschaft  ist,  desto  weniger  in  allgemein- 
giltiger  Weise  fixiert  werden  können. 

Wir  kommen  damit  noch  zu  einem  Worte 
der  Würdigung  aller  Begriffsbildung.  Wer 
sich  erinnert,  wie  Jhering  die  Begriffeiuris- 
prudenz  verhöhnt  hat,  oder  wer  sich  die 
Frage  vorlegt,  ob  in  der  medizinischen 
Wissenschaft  grosse  Leistungen  davon  ab- 
hängen, ob  der  Betreffende  den  Begriff  der 
Krankheit  richtig  definiert  habe,  der  hat 
sofort  eine  klare  Empfindung  dafür,  welch' 
verschiedene  Wertung  der  Begiiffsbildimg 
vorkomme  und  dass  diese  Verschiedenheit 
ihre  Ursachen  haben  müsse.  Ich  glaube, 
man  wird  nun  ein&uih  sagen  können:  je 
einfachere  Gegenstände  eine  Wissenschaüft 
behandelt,  je  weiter  sie  bereits  in  ihren  Re- 
siütaten   gekommen   ist,   desto  vollendetere 
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Begriffe  hat  sie,  desto  leichter  kann  sie  ihre 
G^tze  und  obersten  Wahrheiten  in  ihre 
Begriffe  und  Definitionen  aufnehmen  und 
daraus  alles  Weitere  ableiten.  Je  kompli- 
zierter der  G^enstand  einer  Wissenschaft 
aber  wird,  desto  weiter  ist  sie  von  diesem 
Ideal  entfernt  Sie  bedarf  natürlich  stets 
der  B^iiffe  und  der  Klassifikation,  kann 
in  dem  Gebiete  der  realen  Einzelheiten  da 
auch  zu  einer  gewissen  Uebereinstimmimg 
kommen  und  muss  dann  ihre  Wahrheiten 
mit  ihren  Begriffen  in  Verbindung  bringen ; 
je  allgemeiuer  und  abstrakter  aber  die  von 
ihr  angewandten  Begriffe  werden,  desto 
weniger  lassen  sich  von  ihnen  reale,  genau 
begrenzte  Folgen  und  Wirkungen  aussagen, 
desto  mehr  hat  die  Definition  nur  den  Sinn, 
gewisse  G^ppen  von  Erscheinungen  allge- 
mein zu  charakterisieren  und  auszusondern, 
oidit  den,  alle  wesentlichen  Wahrheiten  in 
die  Definition  hinein  zu  verlegen.  In  die- 
sem Stadium  befindet  sich  die  Volkswirt- 
schaftslehre. Die  Erörterung  ihrer  kon- 
kreteren Begriffe  und  die  Versuche  der 
klassifikatorischen  Begriffsbildung  bleiben 
stets  wichtig  und  dankenswert  Die  Unter- 
suchung ihrer  allgemeinen  Begriffe  ist  zeit- 
weise wichtig,  um  das  Ziel  und  das  Gebiet 
der  Wissensdiaft  abzustecken;  sie  war 
sprachlich  unentbehrlich,  als  man  in  Deutsch- 
land die  englische  und  französische  Termino- 
logie mit  der  deutschen  auseinandersetzen 
musste;  Hufeland,  Lotz,  Hermann  besorgten 
dies  Geschäft  Heute  ist  es  eine  notwendige 
Aufgabe,  die  aus  den  Naturwissenschaften 
eindringenden  Begriffe  (wie  z.  B.  Organis- 
mus, ]&unpf  ums  Dasein,  soziale  Gewebe- 
zeile für  Familie  etc.)  zu  prOfen,  zu  fragen, 
ob  und  wie  wir  sie  in  der  Staatswissen- 
schaft  gebrauchen  können,  ob  sie  dazu  bei- 
tragen, den  Bestand  imserer  Begriffe  folge- 
richtig zu  bereichem  oder  zu  schädigen; 
wir  müssen  sie  jedenMIs  klar  gestalten 
und  lungrenzen.  Es  ist  eine  Bereicherung, 
wenn  Bücher  die  bisherige  Handwerksunter- 
nehmung  scheidet  in  Lohnwerk  und  Preis- 
werk. 3bs  ist  auch  dankenswert,  wenn  ein 
scharfsinniger  Kopf  wie  Fr.  J.  Neumann  die 
allgemeinen  volkswirtschaftlichen  Begriffe 
auf  ihre  Abweichung  von  denen  des  Rivat- 
und  Verwaltungsrechts  hin  prüft  Aber 
dieselbe  Rolle  wie  in  der  praktischen  Juris- 
pmdenz  werden  die  Begriifsuntersuchungen 
bei  ims  doch  nie  spielen  können ;  denn  dort 
handelt  es  sich  um  die  tägliche  Anwendung 
von  Rechtssätzen,  die  auf  Definitionen  auf- 
gebaut sind;  bei  uns  handelt  es  sich  um 
die  Erkenntnis  realer  Erscheinungen  und 
ihre  kausale  Erklärung.  Als  gändich  ver- 
werflich aber  muss  mies  erscheinen,  was 
dem  Mystizismus  der  Realdefinition  sich 
nähert  imd  aus  leeren  B^riffsdefinitionen 
die  Wahrheiten  ableiten  wüL   die   uns  nur 


die  Er&hrung  bieten  kann.  Als  nutzlose 
Begriffsspielerei  muss  es  erscheinen,  wenn 
mit  Aufwand  grosser  Gelehrsamkeit  Worte 
und  Begriffe  definiert  werden,  die  im  wei- 
teren Aufbau  der  Wissenschaft  keine  Ver- 
wendung finden.  Als  eine  unheilvolle  Ver- 
irrung  endlich  die  Auffassung,  als  ob  die 
Nationalökonomie  eine  Wissenschaft  sei,  die 
nur  die  logische  Funktion  weiterer  Trennung 
der  Bq^riffe  oder  blossen  Schliessens  aus 
feststehenden  Axiomen  habe,  wie  z.  B. 
Senior,  Faucher  und  Lindwurm  behauptet 
haben,  aber  auch  manche  der  neueren 
Theoretiker,  z.  B.  Sax,  sich  einem  solchen 
Standpunkte  nähern. 

Dass  grosse  wissenschaftliche  Leistungen 
auf  dem  Gebiete  der  Nationalökonomie 
möglich  sind,  ohne  dass  der  Autor  sich  viel 
mit  Definitionen  abgebt,  dafür  ist  A.  Smith 
der  beste  Beweis.  Dass  aber  viele,  die  sich 
mit  Vorliebe  den  Definitionen  und  abstrakten 
Begriffsuntersuchungen  hingeben,  damit  so 
wenig  Erspriessüches  leisten,  liegt  nicht-  in 
einer  Geringwertigkeit  dieser  Thätigkeit, 
sondern  darin,  dass  vor  allem  Leute  ohne 
Weltkenntnis  und  ohne  anschauliches  Denken 
—  das  nach  Schopenhauer  der  Kern  aller 
Erkenntnis  ist  —  sich  dieser  Thätigkeit  mit 
Vorliebe  zuwenden,  die  trotz  grosser  logi- 
scher Schärfe  nichts  Wertvolles  zu  erreichen 
vermögen,  weil  der  beste  und  schärfste  Mühl- 
stein aus  Spreu  kein  vollwertiges  Weizen- 
mehl machen  kann. 

11.  Die  Ursachen.  Beobachten  und 
Beschreiben,  Definieren  und  Klassifizieren 
sind  die  vorbereitenden  Thätigkeiten.  Was 
wir  aber  damit  erreichen  wollen,  ist  die 
Erkenntnis  des  Zusammenhanges  der  volks- 
wirtschaftlichen Erscheinungen;  wir  wollen 
wissen,  was  stets  zugleich  vorkomme,  welche 
Erscheinungen  sich  stets  folgen,  wir  wollen 
das  Gemeinsame  im  Vielen  erkennen,  eine 
Einsicht  in  die  Notwendigkeit  der  Erschei- 
nungen bekommen. 

Diese  Einsicht  kann  keine  vollkommene 
sein.  Das  komplizierte  Nebeneinander  des 
Seienden  geht  auf  frühere  Kombinationen, 
auf  letzte  unerforschliche  Ursachen  zurück; 
und  auch  die  Folge  der  uns  naheliegenden 
einzelnen  Erscheinungen  ist  keineswe^ 
immer  eine  erklärbare.  Aber  immerhin,  je 
mehr  wir  uns  darauf  beschränken,  das 
Einzelne  aus  dem  unmittelbar  Vorgehenden 
zu  deuten,  desto  mehr  gelingt  uns  das. 
Und  jedenfalls  steht  uns  als  Ideal  des  Er^ 
kennens  die  Erklärung  aus  Ursachen  vor 
Augen.  Die  Naturwissenschaften  haben 
uns  gewöhnt,  alles  Folgende  aufzuessen  als 
bedingt  durch  Ursachen,  die  wir  uns  als 
Kräfte  vorstellen.  Die  Welt  der  Erschei- 
nungen ist  uns  zu  einem  Prozess  geworden, 
der  nirgend  Zufall  und  Willkür,  überall  zu- 
reichende   Ursachen    zeigt    Dabei    handelt 
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68  sich;  je  komplizierter  die  Erscheinungen 
sind,  desto  häufiger  nicht  lun  eine  Ursache, 
sondern  um  eine  Summe  von  Zustunden 
und  Bedingungen,  welche  in  ihrem  einheit- 
lichen Zusammentreffen  eine  bestimmte 
Folge  haben;  fehlt  nur  eine,  so  tritt  die 
Folge  nicht  ein ;  der  vulgäre  Sprachgebranch 
nennt  das  momentane  Ereigms,  das  zuletzt 
hinzutrat,  Ursache,  die  vorhergehenden, 
länger  dauernden  der  mitwirkenden  Zu- 
stände Bedingimgen.  Dabei  ist  die  Folge 
zwar  sachlich,  aber  nicht  logisch  in  der 
Ursache  enthalten,  sie  ist  aus  ihr  nicht  de- 
duzierbar, sie  ist  häufig  etwas  ganz  Neues ; 
den  Zusammenhang  stellen  wir  eben  erst 
durch  die  Erfahrung  fest  und  nicht  jedes 
regelmässig  Vorhergehende  ist  Ursache  der 
Folge,  wie  die  Nacht  nicht  die  Ursache  des 
Tages  ist,  der  Schutzzoll  dieses  oder  jenes 
Landes  nicht  notwendig  die  Ursache  seines 
Wohlstandes.  Nur  einen  vorhergehenden 
Zustand,  der  unbedingt  auf  die  &zeugung 
einer  bestimmten  Folge  hinwirkt,  bezeichnen 
wir  als  Ursache. 

Als  Ursachen  der  volkswirtschaftlichen 
Erscheinungen  stehen  sich  nun  die  physi- 
schen und  organischen  einerseits  und  die 
psychischen  andererseits  als  zwei  selb- 
ständige Gruppen  gegenüber.  Man  mag 
über  den  Zusammenhang  des  physischen 
und  psychischen  Lebens  heute  denken  wie 
man  will,  man  mag  noch  so  sehr  betonen, 
dass  unser  geistiges  Leben  vom  Nerven- 
systeme bedingt  sei,  man  mag  mit  Recht 
all'  unsere  Gefühle  sich  vorstellen  als  ge- 
knüpft an  physiologische  Voi^änge,  so  viel 
ist  sicher,  dass  wir  aus  Nerven  zuständen 
die  Koexistenz  und  Folge  geistiger  Zustände 
nicht  erklären  können,  dass  der  letzte  er- 
kennbare Zustand  materieller  Elemente  und 
die  ersten  Acoorde  des  Seelenlebens  sich 
bis  jetzt  und  wahrscheinlich  in  aller  Zu- 
kunft als  selbständige  Erscheinungen  gegen- 
überstehen. Und  daher  sind  jene  Er- 
klärungsversuche, die  aus  blossen  physischen 
oder  biologischen  Elementen  das  Handeln 
der  Menschen  direkt  und  allein  ableiten 
wollen,  sämtlich  als  verfehlt  oder  unzuläng- 
lich zu  erklären:  nicht  natürlich  auch  jene, 
die  z.  B.  aus  dem  Klima  eine  bestimmte 
Lebensweise,  aus  dieser  einen  bestimmten 
körperlichen  und  geistigen  Habitus  und  aus 
diesem  das  Vorwi^n  bestimmter  Gefühle, 
üeberlegungen  und  Handlungsweisen  ab- 
leiten. Nur  das  muss  bei  allem  Hinüber- 
imd  HerOberwirken  natürlicher  und  geistiger 
Ursachen  auf  einander  festgehalten  werden, 
dass  wir  es  mit  zwei  selbständigen  Systemen 
der  Venirsachung  zu  thun  haben,  deren 
jedes  seinen  eigenen  Gesetzen  folgend  selb- 
ständiger Untersuchung  der  Zusammenhänge 
bedarf  und  fähig  ist. 

Die  Volkswirtschaft  hat  in  Klima    und 


Boden,  in  Reichtum  imd  Armut  an  Minera- 
lien, in  der  Lage  des  Landes,  in  Flüssen 
und  Oebii^n,  in  Flora  und  Fauna  des 
Landes  ein  natürliches  Ursachensystem  unter 
den  Füssen ;  alles  Tier-  und  Menschenleben 
ist  bedingt  durch  die  oi^anischen  Ursachen, 
ohne  deren  Heranziehung  die  einfachsten 
Vorkommnisse  des  Bevölkerungslebens  un- 
verständlich wären-  Fast  alle  wirtschaft- 
liche Thätigkeit  bezieht  sich  auf  äussere 
Güter;  alle  KapitalbUdung,  alle  Zunahme 
des  Wohlstandes  zeigt  sich  in  den  Häusern, 
Fabriken  und  Maschinen,  in  Vieh  und  Werk- 
zeugen, in  (Jeld  und  Münze,  kurz  in  Ob- 
jekten, welche  den  Naturgesetzen  gehorchen, 
welche  meist  in  beschränkter  Quantität  vor- 
handen, zähl-  und  messbar  sind,  durch  ihre 
Grössenverhältnisse  und  ihre  technisch- 
physikalischen Eigenschaften  bestimmte 
Wirkungen  üben.  Der  jeweilige  Stand  der 
Technik,  von  geistigen  Fortschritten  ab- 
hängig, beherrsdit  doch  mit  äusserlichen 
Ergebnissen,  mit  Veranstaltungen  natürlicher 
Art  alles  Wirtschaftsleben.  Man  mag  in 
Bezug  auf  alle  diese  Dinge  sa^n,  die 
Volkswirtschaftslehre  habe  mehr  die  Ergeb- 
nisse der  reinen  und  der  angewandten  Natur- 
wissenschaften anzuerkennen  und  zu 'ver- 
werten; aber  jedenfalls  muss  sie  diese  Ur- 
sachen auch  selbständig  studieren,  sie  muss 
häufig  dieses  oder  jenes  aus  diesen  Gebieten 
von  ihrem  Standpunkt  aus,  durch  ihre 
Methode  untersuchen,  schon  um  überall  die 
Grenzen  der  wirtschaftlichen  Entwickelung 
zu  ermessen,  z.  B.  festzustellen,  inwieweit 
eine  Bodenproduktion  zu  steigern  sei,  ohne 
dass  die  Kosten  zu  sehr  wachsen,  das  Plus 
an  Rohertrag  zu  sehr  abnehme,  inwieweit 
mit  einem  natürlichen  Kohlenvorrate  zu 
reichen  sei.  An  diese  natürlichen  Faktoren 
knüpft  sich  die  ganze  Vorstellung  der  Volks- 
wirtschaft als  eines  Systems  natürlicher 
Kräfte  und  naturgesetzlicher  Kausalität, 
eine  Auffassung,  die  nicht  sowohl  falsdi 
als  halbwahr  ist,  sofern  sie  nur  die  eine 
Hälfte  der  verursachenden  Kräfte  im 
Auge  hat 

Die  in  die  Welt  der  Natur  hineingebaute 
Welt  der  wirtschaftlichen  Kultur  dankt  ihre 
Entstehung  doch  in  erster  Linie  den  geistigen 
Kräften  der  Menschen,  die  sich  uns  zu- 
nächst als  Gefühle  und  Triebe,  als  Vor- 
stellungen und  Zwecke,  weiter  als  Hand- 
lungen und  habituelle  Richtungen  des 
Willens  darstellen.  Sofern  Psychologie  und 
Ethik  das  Ganze  dieser  Kräfte  untersuchen 
und  darlegen,  hat  man  neuerdings  öfter  die 
Nationalökonomie  eine  psychologische  oder 
auch  eine  ethische  Wissenschaft  genannt 
J.  St  Mill  hat  sie  einmal  als  die  Wissen- 
schaft definiert,  relating  to  the  moral  and 
psychological  laws  of  the  production  and 
distribution  of  wealth;    er   hat  an  anderer 
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Stelle  eine  Lehre  der  menschlichen  Cha- 
rakterbildung, d.  h.  ein  System  von  Folge- 
sätzen aus  der  Psychologie  als  G^^undla^ 
der  sozialen  Wissenschaften  gefordert  Und 
allenthalben  tauchen  ähnliche  Forderungen 
auf.  In  Deutschland  betonte  die  historische 
Schule  den  ethischen  Charakter  der  National- 
ökonomie. In  Frankreich  konstruierten  die 
Sozialisten  sich  ihre  eigene  Psychologie. 
In  England  hat  Jevons  durch  Aufnahme 
Beuths^nscher  Gedanken  über  das  wechselnde 
Spiel  von  Lust-  und  Schmerzgefühlen  der 
politischen  Oekonomie  eine  freilich  etwas 
schmale  psychologische  Basis  zu  geben  Ver- 
sucht. Cnd  die  Oesterreicher  sind  ihm  in 
der  Ausbildung  der  subjektiven  Wertlehre 
hierin  gefolgt;  aber  wie  man  auch  über  die 
von  ihnen  auf^stellten  Sätze,  dass  jede 
Bedürfnisbefriedigung  für  bestimmte  Zeit 
das  Bedürfnis  in  den  flinteigrund  dränge, 
dass  man  mit  demselben  Oute  Bedürfnisse 
.  verschiedener  Ordntmg  befriedigen,  also  z.  B. 
mit  Getreide  Menschen  und  Papageien  ernäh- 
ren könne,  wie  man  auch  über  die  ganze 
Lehre  vom  Grenznutzen  denken  mag,  eine 
ausreichende  psychologische  Grundu^  der 
Nationalökonomie  ist  Derartiges  nicht 
Ebensowenig  ist  sie  damit  geschaffen,  dass 
man  neben  den  Egoismus  den  Gemein-  und 
Rechtssinn  oder  den  Altruismus  (nach  Com- 
tes  Benennung)  setzt 

Man  muss  einmal  eine  Reihe  psycho- 
logisch -  volkswirtschaftlicher  Specialunter- 
suchungen austeilen  und  dann  versuchen, 
die  Lehre  von  den  wirtschaftlichen  Motiven 
auf  Grund  der  Psychologie  und  Ethik  neu 
zu  gestalten.  Anläufe  dazu  fehlen  auch 
nickt.  Schäffle  hat  versucht,  die  Herbart- 
sche  Psychologie  zu  verwerten,  Brentano 
hat  die  psychisäien  Verhältnisse  der  heutigen 
und  der  Arbeiter  älterer  Zeit  untersucht. 
Fr.  J.  Xeumann  hat  die  Mitwirkung  der 
austeilenden  und  entgeltenden  Gerechtigkeit 
bei  der  Preisbildung  und  die  Art  der  Be- 
tliätigung  des  Eigennutzes  im  Grossverkehr 
einer  fruchtbaren  Analjrse  unter«'orfen. 
Ich  darf  daneben  meine  Untersuchung  über 
die  Gerechtigkeit  in  der  Volkswirtschaft 
erwähnen,  die  psychologisch  und  sozial 
feststellen  und  nachweisen  will,  wie  die 
Gefühle  der  Gerechtigkeit  sich  zu  festen 
Massstäben  verdichten  und  als  solche  zu 
konventioneller  Herrschaft  kommen,  die 
volkswirtschaftlichen  Einrichtungen  mehr 
und  mehr  beeinflussen  imd  in  ihrem  Sinne 
umgestalten.  Auch  meine  Arbeiten  über 
das  kaufmännische  (Jesellschaftswesen  haben 
neben  dem  Zwecke  der  Untersuchung  ge- 
wisser Organisationsfonnen  den  weiteren, 
die  psychologischen  Grundlagen  dieser 
Erscheinungen  kl^zulegen.  In  meinem 
Grundriss  der  Volkswirtschaftslehre  habe 
ich  die  massen-  und  die  iadividual-psycho- 


logischen  Grundlagen  des  wirtschaftlichen 
Handelns  in  der  Einleitung  systematisch 
darzulegen  gesucht  Mit  HUfe  weiterer 
Specialuntersuchungen  imd  zusammenfeßsen- 
der  Ueberblicke  wird  man  dazu  ge- 
langen, der  Volkswirtschaftslehre  ihr  unent- 
behrliches psychisch-geistiges  Fundament  zu 
geben. 

Dazu  gehört,  dass  man  den  Erwerbs- 
trieb  neben  die  anderen  Triebe  steUe,  das 
Wesen  der  niedrigen  und  der  höheren  Triebe 
überhaupt  erörtere;  man  muss  dem  reinen 
Triebleben  seine  Stelle  im  System  psj[cho- 
logischer  Verursachung  anweisen,  zeigen, 
wie  die  Triebe  sämtlich  durch  die  Herr- 
schaft des  Intellekts  und  der  höheren  Ge- 
fühle gebändigt  werden.  Mau  muss  das 
Verhältnis  der  Triebe  zu  den  Tugenden 
und  speciell  zu  den  wirtschaftlichen  Tugen- 
den feststellen.  Diese  Fragen  sind  nur  zu 
beantworten,  wenn  man  sich  über  das 
Wesen  des  Sittlichen  und  seine  Nonnen, 
über  Sitte  imd  Recht  klar  geworden  ist 
Und  hierzu  wieder  ist  nötig,  sich  die  psy- 
chischen Vorgang  in  der  Gesellschaft,  (Ue 
Entstehung  üSeremstimmender  Gefühle,  Vor- 
stellungen und  Tendenzen  des  Handelns  in 
bestimmten  Kreisen,  die  Wirkung  von 
Sprache,  Schrift  und  anderen  psychophysi- 
schen  Mitteln,  durch  welche  geistige  Kollek- 
tivkräfte entstehen,  klar  zu  machen.  Das 
Studium  dieser  Eöllektivkt&fte  führt  dann 
zum  Verständnis  der  gesellschaftlichen 
Kollektiverscheinungen:  aus  der  üeberein- 
stimmung  von  Gefühlen,  Trieben,  Meinungen 
und  Strebungen  innerhalb  der  einzelnen 
Rassen,  Völker,  Klassen,  Gemeindeglieder 
gehen  die  sozialen  und  staatlichen  Einrich- 
tungen hervor.  Wir  kommen  so  zu  einer 
Art  Stufenreihe  erst  einfacher  individueller, 
dann  zusammengesetzter  komplizierter  i)sy- 
chisch-ethischer  Ursachen,  die  alles  soziale 
Geschehen  erklären,  die  für  das  volkswirt- 
schaftliche Leben  ebenso  massgebend  sind 
wie  für  das  rechtliche,  politische,  kirchliche, 
soziale.  Ihre  Wirkungen  sind  zu  einem 
grossen  Teile  solche,  dass  sie,  wie  z.  B. 
Familie,  Gemeinde,  Vereinswesen,  Genossen- 
schaftswesen dem  wirtschaftlichen  wie 
anderen  Gebieten  zugleich  angehören.  Auch 
die  Volks wirtschafüich  imd  sozialpolitisch 
eigentlich  wichtigste  Thatsache,  die  soziale 
Klassenbildung,  gehört  diesem  Gebiete  an; 
sie  ist  nie  wirtschaftlich  alleLn,  sie  ist  nur 
psychologisch  und  im  Zusammenhange  mit 
allen  gesellschaftlichen  Phänomenen  zu  er- 
klären. Und  so  ist  es  auch  begreiflich,  dass 
die  psychologische  und  ethische  Behand- 
lung dieser  Fragen,  je  mehr  sie  sich  auf 
empirische  Beobachtung  stützt,  in  das  mün- 
det, was  man  heute  Soziologie  oder  Sozial- 
wissenschaft im  allgemeinen  nennt.  Es  ist 
daher,    wenn  man  neuerdings  die  National- 
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Ökonomie  für  einen  Teil  der  allgemeinen 
Sozialwissenschaft  erklärte,  im  Grunde  nichts 
anderes  gemeint  als  die  Forderung  einer 
Basierung  derselben  auf  psychologische, 
ethische,  reehtsphilosophische  Studien.  Prak- 
tisch wurde  diese  Forderung  auch  vielfach 
anerkannt. 

Wie  Au^.  Comte  und  Herbert  Spencer 
das  volkswirtscliaftliche  Leben  nur  als 
einen  Teil  des  sozialen  behandelten,  so 
haben  die  meisten  neueren  Nationalökono- 
men —  es  sei  nur  an  A.  Marschall  erinnert 
—  soziologische  Elemente  und  Gedanken 
in  ihre  Darlegungen  eingeflochten,  oder  sie 
haben  wie  L.  v.  Stein,  SchäfQe,  Wagner 
ethische,  rechtsphilosophische  und  soziolo- 
gische »Grundlegungen«  versucht,  und 
wenn  ich  einmal  sagte,  die  politische  Oeko- 
nomie,  als  Sammelbegriff  nir  eine  Reihe 
von  Wissenschaften,  werde  sich  umzuwan- 
deln haben  in  die  Sozial  Wissenschaft,  so 
konnte  ich  nichts  anderes  meinen,  als  dass 
alle  Staats-  und  Sozialwissenschaften  ge- 
wisse gemeinsame  Grundlagen  und  einheit- 
liche Ursachen  soziologischer  und  psychisch- 
ethischer Art  haben.  Nur  unbegreiflicher 
Missvei-stand  konnte  auf  Grund  hiervon 
oder  ähnlicher  Aussprüche  gerade  den- 
jenigen, die  in  Vorlesungen  und  Schriften 
stets  eher  für  grössere  Specialisierung  ein- 
getreten sind,  den  Vorwurf  machen,  sie 
wollten  eine  Universalwissenschaft  aller 
volkswirtschaftlichen  oder  sozialen  Disci- 
plinen,  einen  Mischmasch  aller  Sozialwissen- 
schaften unter  Aufhebung  der  Specialwissen- 
schaften begründen,  sie  wollten  das  so 
wenig,  wie  etwa  Mill  Psychologie  und  Ethik 
mit  der  Nationalökonomie  zusammenwerfen 
wollte,  indem  er  letztere  eine  psychologische 
und  ethische  Wissenschaft  nannte.  Meine 
Losung  war  stets:  Teilung  der  Wissen- 
schaft in  Specialgebiete  nach  Stoff  und 
Methode,  genaue  Untersuchung  einzelner 
Probleme,  Isoherung  einzelner  Gegenstände, 
aber  Herantreten  an  jeden  mit  einer  univer- 
salen, historisch-philosophischen  und  sozio- 
logischen Geistesbildung,  die  fähig  ist,  das 
Einzelne  als  integrierenden  Teil  des  Ganzen 
zu  begreifen.  Dies  muss  um  so  mehr  auf 
unserem  Gebiete  festgehalten  werden,  weil, 
wie  H.  Spencer  so  überzeugend  nachweist, 
die  sämtlichen  psychischen  Ursachen  un- 
trennbar ineinander  verwachsen  sind  und 
weil  alle  gesellschaftlichen  Erscheinungen 
von  den  sozialen  Trieben  an  bis  zu  den 
wirtschaftlichen  und  politischen  Institutionen 
hinauf  in  untrennbarem  Zusammenhange 
stehen,  einheitliche  Ursachen  haben,  während 
die  Erscheinungen  der  Natur  leicht  in 
Klassen  zu  scheiden  sind,  die  getrennt  für 
sich  untersucht  werden  können. — 

Nach  den  vorstehenden  Ausführungen 
werden  wir  auch  zu  der  Kontroverse  Stel- 


lung nehmen  können,  ob  alle  volkswirt- 
schaftlichen Untersuchungen  vom  Indivi- 
duum oder  von  den  Kollektiverscheinungen 
auszugehen  haben.  Ersteres  war  die  Losung 
der  älteren  englischen  Nationalökonomie 
und  ist  neuerdings  z.  B.  von  John  mit 
Nachdruck  behauptet  worden,  mit  dem  Ar- 
gumente, dass  nur  der  »Einzelfall«:  der 
Beobachtung  zugänglich  sei.  Letzteres  haben 
die  Begründer  der  historischen  Schule  liäufig 
verlangt.  Aber  die  Fragestellung  ist  falsch, 
wenn  sie  ein  entweder  —  oder  behauptet. 
So  wenig  es  eine  allgemeine  Regel  darüber 
giebt,  ob  alle  Untersuchung  von  der  Ursache 
oder  von  der  Wirkung  auszugehen  habe, 
so  wenig  darf  in  unserer  Wissenschaft  be- 
hauptet werden,  es  sei  stets  vom  Individu- 
um oder  stets  von  den  Kollektiverscheinungen 
auszugehen.  Wir  müssen  stets  vom  Be- 
kannten zum  Unbekannten  fortschreiten,  und 
oft  sind  die  psychischen  Eigenschaften  imd 
die  Handlungen  der  Individuen,  oft  die 
bestimmter  Menschengruppen,  oft  sind  Preis- 
erscheinungen, Aenderungen  der  wirtschaft- 
lichen Zustände,  der  Verfassung,  oft  andere 
gesellschaftliche  Massenerscheinungen  das 
zuerst  sicher  Beobachtete,  von  dem  man 
dann  wieder  rückwärts  zu  den  Ursachen, 
vorwärts  zu  den  weiteren  Wirkungen  geht 
Selbst  wenn  wir  zugeben,  dass  zunächst 
stets  der  Einzelfall  zu  beobachten  sei,  wäre 
zu  bestreiten,  dass  menschliche  Individuen 
stets  dies  seien;  auch  der  Mensch  ist  ein 
zusammengesetztes  Ganzes,  und  Gruppen 
von  Menschen,  die  in  Uebereinstimmung 
handeln,  stellen  sich  auf  dem  Schlachtfelde, 
auf  dem  Markte,  in  den  sozialen  und  poli- 
tischen Kämpfen  als  »Einzelfälle«  dar. 
Alles  Einzelne  ist  ja  bei  näherer  Betrach- 
tung unendlich  zusammengesetzt,  und  ein 
Einzelfall  ist  stets  das,  was  unsere  aus- 
sondernde Beobachtung  durch  unseren  Denk- 
prozess  als  ein  Ganzes  betrachtet  — 

Zu  der  obigen  Beliauptung  von  dem 
regelmässigen  Zusammenwirken  so  vieler 
Ursachen  haben  wir  femer  folgende  An- 
merkung beizufügen,  um  nicht  missverstan- 
den zu  werden.  So  vorteilhaft  es  für  den 
Forscher  ist,  wenn  er  möglichst  alle  mit- 
spielenden Ursachen  kennt  und  übersieht, 
so  wird  doch  nicht  in  jeder  Einzelunter- 
suchung auf  aUe  einzugehen  sein.  Wir 
können  bei  vielen  Specialfragen  volkswirt- 
schaftlicher Art  ohne  weiteres  gewisse  na- 
türliche Komplexe  von  Ursachen,  eine  be- 
stimmte Rechtsordnung  und  KlassenbUdung, 
auch  bestimmte  psychologische  Typen  vor- 
aussetzen und  nun  untersuchen,  yne  letztere 
unter  allen  diesen  Voraussetzun^n  in  be- 
stimmten Fällen  und  deren  Modifikationen 
handeln.  Man  kann  z.  B.,  wenn  von  West- 
eiux)pa  und  seinen  heutigen  Grosskaufleuten 
die  Rede  ist,   ohne  weiteres  voraussetzen, 
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diese  Leute  handelten  im  Durchschnitt,  als 
Klasse,  an  der  Börse  und  auf  dem  Markte 
unter  der  Herrschaft  eines  Erwerbstriebes, 
wie  er  in  einer  konkreten  Schildening  de- 
finiert und  beschrieben  wurde.  Damit  wird 
freilich  nicht  vorausgesetzt,  wie  Mill  meint, 
alle  Handlungen  aller  Menschen  flössen 
allein  aus  ihrem  Verlangen  nach  Reichtum. 
Es  wird  nicht,  wie  Rau  will,  vorausgesetzt, 
dass  das  Verhältnis  der  Menschen  zu  den 
sachlichen  Qfitern  ein  unwandelbares  sei. 
Auch  darüber  vmrd  man  streiten  können, 
ob  es  als  Hjrpothese  des  privatwirtschaft- 
lichen Systemes  berecJitigt  sei  zu  sagen 
(wie  A.  Wagner  es  1876  formulierte):  »Un- 
vermeidlich  muss  dabei  das  Selbstinteresse, 
das  Streben  nach  Vermögen  als  eine  kon- 
stante, selbst  ^nz  gleich  bleibende  und 
immer  ganz  gleich  wirksame,  also  als  eine 
absolute  Grösse  und  Kraft  in  allen  ver- 
kehrenden Personen  angesehen  werden.« 
Ich  glaube,  man  kommt  so  gar  zu  leicht 
zu  feJschen  Schlüssen;  nur  bestimmte  Men- 
schen haben  durchschnittlich  zu  bestimmter 
Zeit  einen  bestimmten  Erwerbstrieb,  die 
Grosskanfleute  einen  anderen  als  die  Krämer, 
diese  als  die  Bauern,  Handwerker  und 
Arbeiter;  selbst  innerhalb  derselben  Klasse 
bestehen  grosse  Unterschiede;  unter  den 
zahlreichen  Bankdirektoren,  Kaufleuten,  Spe- 
kulanten, welche  1892  vor  der  deutschen 
Börsenenqnetekommission  vernommen  vrur- 
deu,  zeigten  sich  bei  unzweifelhafter  Ueber- 
einstimmung  in  gewissen  Grundzügen  doch 
erhebliche  Abstufungen  in  dem,  was  die 
verschiedenen  Gruppen  der  Vornehmeren 
und  Feinfühligen  und  der  Rücksichtslosen 
als  den  natürlichen  und  berechti^n  Er- 
werbstrieb, als  die  selbstverständliche  Ur- 
sache des  geschäftlichen  Handelns  ansahen. 
Jede  Art  und  Abstufung  des  Erwerbstriebes 
ist  so  zu  erklären  als  das  Gesamtergebnis 
bestimmter  Gefühle,  Sitten  und  Rechtsge- 
wohnheiten, die  man  als  Klasseneigenschaft 
oder  als  Eigenschaft  bestimmter  Völker 
und  Klassen  kennen  und  beschreiben  muss. 
Alle  Schlüsse  aus  dieser  Eigenschaft  reichen 
so  weit,  wie  gleiche  oder  nahezu  gleiche 
und  ähnliche  Menschen  nachweisbar  sind. 
Da  diese  aber  in  der  Regel  nachweisbar 
sind,  so  sind  die  Schlüsse  ganz  berechtigt, 
welche  davon  absehen,  dass  in  einzelnen 
FäUen  andere  Motive  mitspielen,  dass  kleine 
Modifikationen  des  geschilderten  psycholo- 
gischen Typus  voÄoramen.  Man  kann 
grössere,  kompliziertere  Erscheinungen  meist 
nur  unter  Ignorierung  der  Nebenursachen 
und  mitspielenden  Nebenbedingungen  unter- 
suchen, muss  auf  die  Hauptursachen  sich 
konceutrieren.  — 

Wir  müssen  femer  noch  mit  einigen 
Worten  auf  den  Gegensatz  der  natürlichen 
und   der  psychischen   Ursachen   des   wirt- 


schaftlichen Geschehens  zurückkommen.  Die 
ersteren  wirken  mechanisch,  die  letzteren 
nach  den  Gesetzen  psychischer  Motivation. 
Im  einen  wie  im  anderen  Falle  nehmen 
wir  eine  strenge  Kausalität  an,  sonst  wäre 
keine  Wissenschaft  von  der  Gesellschaft 
und  der  Volkswirtscliaft  denkbar,  wie  es 
keine  Erziehung  und  keinen  Fortschrift 
ausserhalb  der  Annahme  giebt,  dass  durch 
bestimmte  psychische  Faktoren  bestimmte 
Wirkungen  erzielt  werden.  Die  unendliche 
Kompliziertheit  aber  alles  psychischen  Ge- 
schehens, das  Geheimnis,  mit  dem  uns  die 
Wirksamkeit  grosser  Männer  entgegentritt, 
das  Gefühl  der  Freiheit,  das  von  alT  unserem 
Handeln  untrennbar  ist,  das  Dunkel,  das 
noch  über  den  spontanen  Willensakten 
herrscht,  die  uns  so  häufig  ebenso  als  Pro- 
dukte der  Vergangenheit  wie  als  neue 
Kraftcentren  und  Ausgangspunkte  höherer 
Entwickelimg  erscheinen,  hat  es  notwendig 
zur  Fol^  gehabt,  dass  bis  heute  die 
Deterministen  und  die  Verteidiger  der 
Willensfreiheit  in  den  verschiedensten  Ab- 
stufungen einander  gegenüberstehen.  Der 
Raum  verbietet  uns,  auf  diese  Streitfrage 
hier  einzugehen.  Wir  können  also  nur 
sagen,  ausserhalb  des  allgemeinen  Gesetzes 
der  zureichenden  Ursachen  giebt  es  keine 
Wissenschaft,  auch  nicht  auf  dem  Gebiete 
des  geistigen  Lebens.  Aber  die  Ursachen 
der  psychischen  Vorgänge  sind  wesentlich 
andere  als  die  der  mechanischen;  ihre 
letzten  Principien  sind  noch  so  wenig  er- 
klärt, dass  die  praktischen  Wissenschaften 
wie  die  Volkswirtschaftslehre,  diese  Kontro- 
verse der  Ethik  und  Psychologie  über- 
lassend, ihren  Weg  der  psychol(^schen 
und  Detailuntersuchung  unbeirrt  hiervon 
fortsetzen  müssen,  nebeneinander  die  Durch- 
schnittsmenschen wie  die  aussergewöhnlichen 
in  ihrem  Wesen,  in  ihrer  Bedingtheit  und 
in  ihren  Wirkungen  untersuchend. 

Dass  von  den  beiden  Hauptgruppen  von 
Ursachen  bald  die  der  physischen  und  bio- 
logischen, bald  die  der  psychischen  je  nach 
dem  Gegenstand  der  Untersuchungen  mehr 
in  den  Vordergrund  tritt,  ist  klar.  Es  ist 
vielleicht  etwas  schablonenhaft  und  einseitig, 
wenn  Mill  einmal  den  Gegensatz  so  for- 
mulierte, die  Produktion  der  Volkswirtschaft 
hänge  von  den  natürlichen,  die  Verteilimg 
von  den  moralischen  Ursachen  ab;  jeden- 
feJls  ist  auch  die  Produktion  von  den 
ethischen  Faktoren  des  Fleisses,  der  Arbeit- 
samkeit, der  Unternehmungslust,  von  dem 
Fortschritt  unserer  Kenntnisse  und  Aehn- 
lichem  abhängig.  Ich  möchte  daher  lieber 
sagen,  je  höher  die  Kultur  steigt,  desto 
wichtiger  würden  die  psychisch-ethischen 
Ursachen,  und  die  Unvollkommenheit  der 
älteren  Nationalökonomie  hänge  damit  zu- 
sammen, dass  sie  diese  grössere  und  wich- 
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tigere  Hälfte  der  ürsachea  vemachlässigtf 
habe.  Wundt  meint,  wo  er  von  dem  stei- 
genden Einflüsse  der  sozialen  Ethik  auf 
die  Gesellschaftswissenschaften  und  auf  den 
Zustand  der  Gesellschaft  spricht,  dieselbe 
werde  in  der  Lehre  von  Recht  und  Staat 
schon  voll  anerkannt,  in  der  Nationalökonomie 
bereite  sich  der  Umschwung  erst  allmäh- 
lich vor,  werde  aber  um  so  gewaltiger  in 
seinen  Wirkungen  sein.  Er  meint  damit 
offenbar,  die  Wissenschaft  und  das  Leben 
werde  künftig  stärkeren  ethischen  Einflüssen 
unterliegen.  Eine  Art  Umkehr  dieses  Ge- 
dankenganges ist  es,  wenn  man  mit  Marx 
alle  höhere  geistige  Kidtur,  alles  politische 
religiöse  Leben  aus  der  Gestaltung  des 
wirtschaftlich-technischen  Produktionspro- 
zesses ableiten,  z.  B.  das  Christentum  oder 
die  Reformation  aus  bestimmten  wirtschaft- 
lichen Zuständen  erklären  wiU.  Zusammen- 
hänge und  Wechselwirkimgen  zwischen  den 
verschiedenen  Lebensgebieten  wird  man 
nicht  leugnen,  wohl  aber  die  Möglichkeit 
einer  erschöpfenden  Kausalerklärung  -dieser 
Art.  Es  ist  erstaunlich,  wie  weit  über  die 
Kreise  des  sozialistischen  Denkens  hinaus 
diese  grob  materiaUstische,  auch  schon  von 
J.  SL  Mill  mit  durchschlagenden  Gründen 
in  seiner  Logik  bekämpft«  Gedankenrichtung 
Anhänger  gefunden  hat.  Sie  steht  metho- 
disch kaum  viel  höher  als  die  Yerirrungen 
Buckles  und  seiner  Nachfolger,  die  aus 
Nahrung,  Stand  der  Sonne  und  ähnlichen 
Faktoren  die  psychischen  Eigenschaften  der 
Menschen  imd  die  Gesellschaftsverfassung 
glaubten  direkt  ableiten  zu  können. 

Als  eine  andere  Verirrung  muss  es  be- 
zeichnet werden,  wenu  überhaupt  nicht 
die  Frage  nach  Ursachen,  sondern  die  nach 
Axiomen  und  letzten  Elementen  den  Aus- 
gangspunkt der  wissenschaftlichen  Erör- 
terung bilden  soll.  Die  Analogie  mit  der 
Mathematik  und  Geometrie  hat  dazu  ver- 
führt; man  woUte,  wie  diese  Wissenschaft, 
einige  wenige  einfache  Prämissen  haben  und 
aus  ihnen  deduzieren.  In  England  haben 
Senior,  Ciürness  und  andere  solche  oberste 
»propositions«  aufgestellt,  ersterer  bekannt- 
lich vier  Sätze,  die  er  aber  aus  Erfahrung 
und  Bewusstsein  ableitet,  Sätze,  die  wenig- 
stens allgemeine  Urteile  über  Kausalver- 
hältnisse, über  wirtschaftliches  Handeln, 
Bevölkerungszunahme,  Wirkmig  des  Kapitals 
und  Beschränktheit  der  landwirtschaftlichen 
Produktion  enthalten.  Ihre  deutschen  Nach- 
folger, hauptsächlich  C.  Menger  und  Sax, 
drücken  sich  viel  dunkler  aus:  ersterer  be- 
hauptet, seine  letzten  einfachen  Elemente 
seien  zum  Teil  durch  empirisch-reahstische 
Analyse  gewonnen,  also  müssen  sie  zum 
anderen  TeU  doch  wohl  aprioristisch  sein; 
er  braucht  das  Wort  »aprioristische  Axi- 
ome«, lässt  aber  nicht  ganz   deutlich  er- 


kennen, ob  sie  identisch  seien  mit  seinen 
letzten  Elementen  und  Faktoren.  Als  solche 
bezeichnet  er  die  Bedürfnisse  und  das 
Streben  nach  vollständiger  Befriedigung 
derselben.  Sax  nennt  an  einer  Stelle  als 
solche  Egoismus,  MutuaUsmus,  Altruismus, 
an  anderer  Bedürfnisgefühle,  Güter,  Arbeit 
Es  handelt  sich  also  hier  um  möglichst  ab- 
strakte Allgemeinbe^ffe,  über  deren  Kau- 
salwirkung nicht  einmal  etwas  Konkretes 
ausgesagt  wird.  Sie  sind  alles  eher  als  Axiome, 
d.  h.  von  selbst  jedem  Menschen  einleuch- 
tende Wahrheiten.  Es  sind  jedenfalls  keine 
kausalen  Urteile,  die  allein  die  Basis  einer 
Wissenschaft  von  realen  Dingen  bilden 
können.  Die  übrige  deutsche  Wissenschaft 
(z.  B.  Leser,  Neumann  und  ich)  hat  daher 
derartige  Gedanken  auch  durchaus  abgelehnt, 
und  selbst  ein  Verehrer  von  Menger,  wie 
A.  Wagner,  hat  nirgends  sich  in  dieser 
entscheidenden  Grundthese  mit  ihm  identi- 
fiziert. 

Vielleicht  der  gelungenste  Versuch,  ein 
einheitliches  Prinap,  eine  einheitliche  Kraft 
als  ausschliessliche  Ursache  an  die  Spitze 
zu  stellen,  ist  der  von  A.  Dietzel,  der  aus 
dem  wirtschaftlichen  Zweckstreben  des 
Menschen  nach  stofflichen  Gütern,  das  ohne 
weiteres  mit  dem  Princip  der  Wirtschaft- 
lichkeit im  Handeln  identifiziert  wird,  eine 
abstrakte  Sozialwirtschaftstheorie  —  im 
Gegensätze  zur  konkreten  Volkswirtschafts- 
lehure  —  abzuleiten  verspricht,  freilich  nicht 
wirklich  diese  Ableitung  vollzo^n  hat 
Aber  entweder  ist  damit  nur  gemeint,  man 
könne  bei  einzelnen  Preisuutersuchungen 
von  gewissen  Ursachen,  die  in  zweiter  Linie 
stehen,  absehen  und  könne  eine  bestimmte 
Art  der  sozialen  Klassenbildung,  der  Rechts- 
ordnung, der  TauschgesellschÄ  ohne  Spe- 
cialuntersuchung als  gegeben  voraussetzen; 
dann  ist  damit  nur  die  Zulässigkeit  eines 
methodologischen  Kunstgriffes  behauptet, 
gegen  den  niemand  etwas  einzuwenden  hat, 
sofern  er  richtig  und  geschickt  ausgeführt 
wird,  sofern  nicht  durch  Ignorierung  des 
WesentUchen  Karikaturen  der  Wirklichkeit 
der  Untersuchung  zu  Grunde  gelegt  wer- 
den. Oder  es  ist  die  Meinung,  mit  dem 
vieldeutigen  Begriffe  der  Wirtschaftlichkeit, 
der  in  Summa  nichts  heisst  als  rationales 
Handeln,  sei  eine  einheitliche,  klare  Ur- 
sache alles  volkswirtschaftlichen  Handelns 
und  Geschehens  aufstellt,  aus  der  die 
Klassenbildung  und  Rechtsordnung  sowie 
alle  Produktion  und  aller  Tauschverkehr 
abgeleitet  werden  könne.  Dann  handelt  es 
sich  auch  bei  Dietzel  um  einen  schiefen 
Rettungsversuch  der  älteren  abstrakten 
Theorieen,  um  eine  Verwechselung  von 
Axiom  und  Ursache,  um  eine  Verkennung 
der  wirklichen  Ursachen  wirtschaftlichen 
Handelns,  um  einen  falsphen  Analogieschluss 
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aus  Mathematik  und  B^iffsjurisprudenz. 
Diese  Wissenschaftea  deduzieren  aus  ■we- 
nigen einheitlichen  logischen  Prämissen; 
die  Volkswirtschaftslehre  will,  wie  jede 
Wissenschaft  von  realen  Dingen,  aus  Ur- 
sachen erklären;  sie  kann  stellenweise  die 
Hauptursachen  allein  berücksichtigen,  die 
Nebenursachen  beiseite  lassen,  aber  nie 
darf  sie  Ursache  und  logischen  Grund  ver- 
wechseln. 

Die  von  H.  G.  Gossen,  Walras,  Laun- 
hardt,  Jevons,  endlich  neuerdings  von  R. 
Auspitz  und  R.  Lieben  gemachten  Versuche, 
eine  mathematische  Volkswirtschaftslehre 
zu  begründen,  fallen  mit  der  Ableitung  der 
Preisgesetze  aus  Axiomen  oder  letzten  Ele- 
menten insofern  zusammen,  als  es  sich  da- 
bei stets  darum  handelt,  mit  Hilfe  von 
graphischen  Darstellungen,  algebraischen 
Formeln  und  Schlussreihen  die  Grössenver- 
hfiltnisse  von  Angebot  und  Kachfrage  prä- 
cis  darzustellen  und  aus  möglichst  pin&tchen 
Prämissen  die  Schlüsse  in  matliematisdber 
Form  zu  ziehen.  Man  wird  nicht  leugnen 
können,  dass  in  dieser  Form  die  Ergebnisse 
der  abstrakten  Theorie  sauber  und  präcis 
dai^estellt  werden  kOnnen,  dass  das  Schluss- 
verfahren oft  ein  sichereres  ist  als  bei  ge- 
wöhnlicher Darstellung,  dass  die  Anschau- 
lichkeit gewisser  Vorgänge  dadurch  erhöht 
wird,  wenigstens  für  den  mathematisch  ge- 
schulten Kopf.  Neue  bemerkenswerte  Er- 
gebnisse und  Wahrheiten  hat  diese  ganze 
Methode  aber  nicht  geliefert.  Sie  beruht, 
wenn  sie  mehr  sein  will  als  eine  eigen- 
tümliche Art  der  Dlustration  von  Bekanntem, 
auf  einer  Verkennung  der  Natur  volkswirt- 
schaftlicher Erscheinungen  und  ihrer  Ur- 
sachen. Die  Konstruktionen  und  Formeln 
verwenden  Elemente,  die  aUe  in  Wirklich- 
keit nicht  bestimmbar,  einer  Messung  nicht 
fähig  sind,  und  erwecken  durch  Einsetzung 
von  fiktiven  Grössen  für  psychische  Ur- 
sachen und  unmessbare  Marktverhältnisse 
den  Schein  einer  Exaktheit,  die  nicht  be- 
steht 

12.  Die  induktive  und  die  deduktive 
Metiiode.  Wie  kommen  wir  nun  aber  zur 
Erkenntnis  der  einzelnen  Ursachen?  Wenn 
B  dem  A  r^elraässig  in  dem  Gan^  der 
Erscheinungen  folgt,  so  verknüpfen  sie  sich 
als  Ideeenassociation  in  unserer  Einbildungs- 
kraft :  sobald  ich  etwas  Gleiches  oder  Aehn- 
liches  wie  B  sehe,  denke  ich  an  A,  forsche 
nach,  ob  es  vorhanden  war.  Und  wenn 
ich  eine  Reihe  solcher  Sequenzen  richtig 
beobachtet  habe,  so  nötigt  mich  »ein  mäch- 
tiger, überall  wirksamer  Trieb  zur  Gene- 
ralisationc,  wie  Sigwart  sagt,  die  Verbin- 
dimg für  eine  konstante  zu  halten;  und 
wenn  ich  zur  festen  Ueberzeugung  von 
dem  gleichmässigen  Gange  der  Erscheinun- 
gen gelangt  bin,  so  erkläre  ich  A  für  die 


Ursache  von  B,  sobald  ich  A  und  zwar  A 
aUein  für  das  unbedingte  und  notwendige 
Antecedens  halte.  Natürlich  ist  dabei  ^e 
Ideeenassociation  nur  der  Ausdruck  für  die 
innere  Zusammengehörigkeit,  für  die  That- 
sache,  dass,  wie  Höffding  sagt,  A  und  B 
Glieder  desselben  Prozesses,  Teile  derselben 
Totalität  sind.  Das  Kausalprincip  geht  so 
nach  Höffding  auf  das  Princip  der  Identi- 
tät ziu^ck.  Das  immer  und  notwendig  in 
der  Folge  Verbundene  behandeln  wir  als 
Ursache  und  Wirkung.  Unser  (reist  ist  be- 
ruhigt, wenn  er  die  einzelne  Erfahrung  als 
einen  Fall  einer  allgemeinen  Regel  ansehen 
kann;  er  muss  sich  stets  solche  Regeln 
konstoiieren,  die  in  dem  Masse  wahrer 
werden,  wie  sie  auf  vollendeterer  Beobach- 
tung ruhen,  und  wie  sie  weiter  angewendet 
in  der  aufgestellten  Form  und  B^renzung 
immer  wieder  als  wahr  sich  herausstellen. 

Dies  nennen  wir  das  induktive  Ver- 
fahren; es  geht  vom  Einzelnen  aus,  von 
der  Bmbachtung  und  sucht  dazu  die  Regel, 
die  das  Beobachtete  erklärt,  die  von  einer 
Klasse  von  Erscheinungen  das  für  wahr 
erklärt,  was  von  den  beobachteten  Fälleu 
wahr  ist  Je  kompUzierter  eine  Erschei- 
nung ist  und  je  unvollkommener  noch 
unsere  Beobachtung  zumal  solcher  kompli- 
zierter Gegenstände,  welche  von  einer 
Summe  der  verschiedenartigsten  Ursachen 
abhängen,  desto  schwieriger  ist  das  Ge- 
schäft, die  rechte  Regel  zu  finden,  desto 
häufiger  kommen  wir  nur  zu  Hypothesen, 
zu  vorläufigen  Vermutungen  Ober  die 
Regelmässigkeit  der  Folge.  Aber  auch  sie 
verwenden  wir  nun  zu  weiteren  Schlüssen. 

In  der  weiteren  Verwendung  der  durch 
Induktion  gewonnenen  Regeln  über  Kausal- 
verhältnisse besteht  die  Deduktion,  die  auf 
demselben  Triebe,  demselben  Glauben,  dem- 
selben Bedürfnisse  unseres  Verstandes  be- 
ruht wie  die  Induktion.  Was  wahr  in  den 
richtig  beobachteten  FäUen  war,  muss  wahr 
in  allen  ganz  gleichen  Fällen  sein;  die 
Regel  wurde  nm:  gesucht,  um  sie  weiter 
anzuwenden;  jede  Regel  sagt  über  eine 
Klasse  von  Subjekten  ein  Prädikat,  ein 
Handeln,  eine  Eigenschaft  aus;  aus  der 
Analyse  des  Subjekt-  und  Prädikatbegriffes 
ergiebt  sich,  was  in  der  betreffenden  Regel 
enthalten  ist,  wohin  sie  passt,  welche  Fälle 
ihr  unterstehen,  was  sie  erklären  kann. 

Es  ist  klar,  dass  das  Ziel  aller  Wissen- 
schaft die  Gewinnung  solcher  Regeln  ist; 
über  je  mehr  sie  verfügt,  desto  besser.  Jeder, 
selbst  der  kleinste  Schritt  unseres  Denkens, 
ist  kontrolliert  von  den  feststehenden  Wahr- 
heiten und  Regeln,  über  die  wir  verfügen, 
verknüpft  sich  mit  Folgerungen  aus  ihnen. 
Alle  Beobachtung  und  Beschreibung  und  alle 
neue  Induktion  ruht  mit  auf  der  Anwendung 
des  gesicherten  Wissens,  und  jeder  neuen 
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nicht  erklärten  Beobachtung  gegenüber  ist 
es  unser  Erstes,  dass  wir  eine  Anzahl  Ober- 
sätze, Regeln,  Wahrheiten,  die  wir  im  Kopfe 
haben,  spielend  probieren,  ob  sie  das  Pro- 
blem erklären,  «rosse  Foi-tschritte  werden 
80  in  jeder  Wissenschaft  gemacht.  Auch 
die  letzte  Probe  jedes  induktiv  gewonnenen 
Satzes  liegt  darin,  dass  er  bei  steter  deduk- 
tiver Verwendung  sich  immer  wieder  als 
wahr  herausstellt 

Daraus  ergiebt  sich,  wie  eng  verbunden 
Induktion  und  Deduktion  sind.  Das  Schluss- 
verfahren, das  der  Induktion  zu  Grunde 
liegt,  ist,  wie  Jevons,  Sigwart  und  Wundt 
gezeigt,  nichts  als  die  Umkehrung  des  in 
der  Deduktion  verwendeten  Syllogismus. 
Seit  Jahren  pflege  ich  den  Studierenden 
zu  sagen,  wie  der  rechte  und  linke  Fuss 
zum  Gehen,  so  gehöre  Induktion  und  De- 
duktion gleichmässig  zum  wissenschaftlichen 
Denken.  Ich  habe  stets  betont,  dass,  wenn 
wir  schon  alle  Wahrheit  besässen,  wir  nur 
deduktiv  verführen,  dass  aller  Fortschritt 
der  Induktion  uns  deduktiv  verwertbare  Sätze 
bringe,  dass  die  vollendetsten  Wissenschaften 
am  meisten  deduktiv  seien.  Wenn  daher 
neuerdings  mehrfach  behauptet  wurde,  die- 
jenigen, welche  heute  im  Gegensatz  zu  MiL, 
Caimess  und  Menger  die  stärkere  Benutzung 
der  Induktion  verlangten,  wollten  alle  De- 
'  duktion  ausschliessen,  so  ist  das  weder  für 
mich  noch  für  irgend  einen  anderen,  der 
eine  klare  Vorstellung  über  die  Methoden 
der  Logik  hat,  zutreffend.  Der  in  der  Litte- 
ratur  über  Gebühr  aufgebauschte  Streit  dreht 
sich  nur  darum,  in  welchem  Masse  die  De- 
duktion in  der  Volkswirtschaftslehre  aus- 
reiche, wie  weit  unsere  Wissenschaft  schon 
sei,  welchen  Schatz  wahrer  Kausalurteile  sie 
schon  besitze  oder  aus  anderen  Wissen- 
schaften, hauptsächlich  aus  der  Psychologie, 
entlehnen  könne.  Wer  die  politische  Oeko- 
nomie  für  eine  nahezu  fertige  hält,  wie  die 
englischen  Epigonen  A.  Smiths,  für  den  ist 
sie  natürlich  eine  rein  deduktive  Wissen- 
schaft Buckle  in  seiner  selbstzufriedenen 
Aufgeblasenheit  erklärte:  »Die  politische 
Oekonomie  ist  so  wesentlich  eine  deduktive 
Wissenschaft  wie  die  Geometrie«,  üeber- 
raschend  ist  nur,  wenn  Leute,  die  die  ^ 
ringe  Ausbildung  unserer  Wissenschaft  ein- 
sehen, ähnlich  sprechen.  Sie  denken  dann 
ausschliesslich  an  die  einfacheren  Probleme 
und  an  die  ausgebildeteren  Teile  unserer 
Wissenschaft,  an  die  Tausch-,  Wert-  \md 
Geldlehre,  wo  die  Deduktion  aus  einer  oder 
einigen  psychischen  Prämissen  die  Haupt- 
erscheinungen erklären  kann.  Wer  die  kom- 
Slizierteren  Phänomene  studiert,  z.  B.  nur 
ie  sozialen  Fragen,  der  wird  klar  erkennen, 
wie  sehr  er  hier  noch  der  Induktion  bedarf. 
Am  einfachsten  ist  der  heute  herrschende 
Streit  zwischen  den  sogenannten  Anhängern 


der  Deduktion  und  denen  der  Induktion  aus 
der  Geschichte  unserer  Wissenschaft  zu  er- 
klären. Es  war  natürlich,  dass  man  im  18 
Jahrhundert  zunächst  versuchte,  von  ein- 
zelnen beschränkten  Erfahrungen  und  unter 
Zuhilfenahme  anerkannter  psychologischer 
Thatsachen  deduktiv  soweit  wie  möglich  zu 
kommen;  jede  jugendliche  Wissenschaft  ver- 
fährt zunächst  so;  erst  nach  und  nach 
konnte  die  Erkenntnis  der  unzureichenden 
Voraussetzungen  sich  Bahn  brechen;  und 
erst  als  man  das  Falsche  oder  Schiefe  der 
voreiligen  Generalisationen  einsah,  konnte 
die  Forderung  einer  umfassenderen  Anwen- 
dung der  Induktion  entstehen.  Oder  viel- 
mehr die  Fordenmg  umfassenderer  und 
strengerer  Beobachtung  und  Beschreibung, 
wie  sie  für  Induktion  und  Deduktion  gleich 
notwendig  ist 

Je  nach  persönlicher  Anlage  und  Studium, 

ie  nach  den  behandelten  Problemen  imd 
i'ragen,  nach  dem  engeren  oder  weiteren 
Umkreise,  auf  den  sich  die  untersuchten 
Gegenstände  ersti-ecken,  stellen  sich  die  ein- 
zelnen Forscher  auf  die  eine  oder  die  andere, 
auf  die  Seite  der  alten  oder  der  neuen  Rich- 
tung oder  suchen  zwischen  beiden  zu  ver- 
mitteln. In  eigentümlich  widerstreitender 
und  daher  Verwirrung  stiftender  Weise  hat 
letzteres  schon  J.  St  Mill  gethan,  auf  den 
sich  daher  die  entgegengesetzten  Parteien 
gleichmässig  berufen  können.  Der  feine, 
selten  scharfsinnige  und  gebildete,  aber 
ebenso  anpassungsfähige  und  schwankende, 
sich  so  häufig  um  die  ganze  Windrose 
drehende  Geist  hatte  als  20 — 23  jähriger, 
ganz  von  der  abstrakten  und  radikalen  Ge- 
dankenwelt des  18.  Jahrhundei-ts  imd  des 
unhistorischen  Bentham  erfüllt,  weit-  und 
geschäftsunkundig  die  Losimg  ausgegeben, 
die  Nationalökonomie  sei  eine  rein  deduktive 
Wissenschaft,  weü  sie  keine  Experimente 
machen  und  aus  dem  Wunsche  nach  Reich- 
tum ihre  wesentlichen  Sätze  als  hypotheti- 
sche Wahrheiten  ableiten  könne.  Wenige 
Jahre  nachher  lernte  er  A.  Comte  kennen, 
der  nur  eine  historische  xmd  induktive  Be- 
handlung zulassen  will.  Auch  sonst  drangen 
die  Ideeen  des  19.  Jahrhunderts,  wie  er  es 
selbst  nennt,  mehr  und  mehr  auf  ihn  ein 
und  modelten  alle  seine  Vorstellungen  trotz 
seines  Widerstrebens  nach  und  nach  um, 
und  in  seinen  Hauptschriften,  hauptsächlich 
in  seiner  Logik,  ist  nun  eine  wunderbare 
Mischung  von  gänzlich  widersprechenden 
Thesen  über  die  Methode  der  National- 
ökonomie und  der  Sozialwissenschaften. 
Jevons  urteilt  kaum  zu  hart,  wenn  er  si^t, 
in  jedem  Hauptpunkte  habe  er  di-ei  bis  sechs 
miteinander  unverträgliche  Meinungen  zur 
selben  Zeit  Seine  ursprünglichen  Anschau- 
ungen liegen  aber  immer  noch  am  auf- 
fälligsten  zu  T^e,   und  an  sie  halten  sich 
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■wesentlich  heute  noch  seine  deutschen  Ver- 
ehrer, welche  glauben,  die  Deduktion  gegen 
die  Invasion  der  induktiven  Schule  ver- 
teidigen zu  mfissen. 

Nachdem  er  gegen  Benthams  Interessen- 
philosophie mit  dem  Satze  polemisiert,  es  sei 
unphilosophisch,  aus  einigen  wenigen  von 
den  Agentien,  durch  welche  die  Phänomene 
bestimmt  werden,  eine  Wissenschaft  aufzu- 
bauen, man  müsse  alle  Einwirkungen  in  das 
Bereich  der  Wissenschaft  zu  bringen  suchen, 
lehrt  er  wenige  Seiten  nachher,  die  Hand- 
lungen \b  Bezug  auf  die  ProdnktioQ  imd 
Verteilung  wirtschaftlicher  Güter  seien  haupt- 
sächlich durch  das  Verlangen  nach  Eeich- 
tum  bestimmt  und  auf  dieser  These  baue 
sich  daher  die  besondere  Wissenschaft  der 
Nationalökonomie  aul  Freilich  muss  er 
gleich  beifügen,  eine  Reihe  anderer  Ursachen 
müsse  man  eben  in  einigen  der  schlagendsten 
Falle  an  den  betreffenden  Stellen  der 
Nationalökonomie  selbst  einschalten,  so  die 
Scheu  vor  Arbeit,  das  Verlangen  nach  kost- 
spieligen Genüssen,  die  Ursachen  der  Be- 
völkerungsbewegung; der  praktischen  Nütz- 
lichkeit wegen  müsse  man  überhaupt  von 
der  Strenge  der  wissenschaftlichen  Anord- 
nung iu  der  Nationalökonomie  abstehen.  An 
anderer  Stelle  fügt  er  bei,  was  von  einem 
Engländer  gelte,  lasse  sich  natürlich  nicht 
von  einem  Franzosen  behaupten,  imd  wo  er 
vom  Nationalcharakter  verschiedener  Völker 
spricht,  erklärt  er,  sofern  dieser  eine  Kolle 
spiele,  sei  eine  separate  Wissenschaft  (wie 
die  Nationalökonomie)  nicht  angezeigt,  da 
müsste  die  allgemeine  Gesellschaftswissen- 
schaft eintreten,  welche  alle  Umstände  er- 
örtere, die  ein  Volk  beeinflussen;  es  gelte 
dies  vor  allem  in  Bezug  auf  die  Regierungs- 
form. Aber  sollte  in  Bezug  auf  die  Frage 
der  wirtschaftUchen  Verfassung  es  sich  nicht 
ähnlich  verhalten? 

Die  Auseinandersetzung,  dass  es  keine 
wahre  Induktion  gebe,  wo  es  sich  wie  bei 
der  Volkswirtschaft  um  komplizierte  Ur- 
sachen und  Wii'kungen  handele,  wiederholt 
er  öfter;  er  sucht  sie  mit  dem  groben  Bei- 
spiele zu  beweisen,  dass  die  generelle  Unter- 
suchung, ob  ein  Schutzzollsystem  ein  Land 
reich  mache,  ergebnislos  sei;  er  übersieht 
nur,  dass  seine  Fragestellung  falsch,  d.  h. 
zu  allgemein  ist;  specialisiertere  Unter- 
suchungen wie  die  Serings  über  die  deut- 
schen iäsenzölle,  Sombarts  über  die  italieni- 
sc-he  Handelspolitik  und  manche  ähnliche 
neuere  Arbeiten  zeigen,  dass  auf  das  Einzelne 
richtig  eingehende  Arbeiten  uns  ziemlich 
sicher  lehren,  wo  Schutzzölle  wohlstand- 
hebend wirken.  Natürlich  bleibt  es  daneben 
wahr,  dass  die  Induktion  schwieriger  ■wird, 
je  kompliziei-ter  der  G^;enstand  ist,  dass 
der  Mangel  an  Experimenten  ein  Nachteil 
ist    Aber  mit  Recht  hat  Keynes  neuerdings 


darauf  hingewiesen,  dass  auch  im  Wirt- 
schaftsleben teils  direkt  durch  Verwaltung 
imd  Regierung  experimentiert  wird,  teils 
indirekt  durch  verschiedene  Ereignisse  inner- 
halb sonst  gleicher  Zustände  etwas  dem 
Experiment  Aehnliches  zu  beschaffen  ist. 
Ausserdem  aber  verkennt  Mill,  wo  er  die 
MögUchkeit  der  Induktion  leugnet,  dass  die 
möglichst  spedalisierte  Beobachtung  einer 
immer  grösseren  Zahl  von  Fällea  und  die 
Vergleichung  derselben  oder  ähnücher  Er- 
scheinungen immer  einen  Erseitz  des  Ex- 
perimentes bildet,  nur  viel  langsamer  und 
umständlicher  zum  Ziele  führt  Und  an 
anderer  Stelle  giebt  er  dies  auch  wieder  zu. 
Er  betont  mit  Nachdruck,  dass  seine  deduk- 
tive Methode  auf  einer  vorausgehenden  In- 
duktion beruhe  und  nachher  der  verifizieren- 
den Induktion  bedürfe.  Wenn  er  ausein- 
andersetzt, dass  in  den  Gesellschaftswissen- 
schaften annähernde  Generalisationen  (z.  B. 
»die  meisten  Menschen  eines  Landes,  einer 
Klasse,  eines  Alters  haben  die  oder  jene 
Eigenschaften«)  ausreichen,  so  sind  solche 
nach  ihm  selbst  »durch  hinreichende  Induk- 
tionen« gewonnen.  Bei  der  Erörterung  der 
sogenannten  umgekehrt  deduktiven  oder 
historischen  Methode,  die  er  von  Comte 
übernimmt,  die  nichts  wesentlich  anderes 
ist  als  Induktion,  giebt  er  zu,  dass  man  die 
Gesamtzustände  eines  Volkes  beobachten  und 
schildern  und  daraus  R^eln  über  Koexistenz 
und  Folge  ableiten  könne,  deren  letzte  Er- 
klärung man  dann  allerdings  wieder  psycho- 
logisch versuchen  müsse.  Seine  Lehren  von 
der  falschen  Induktion,  von  der  falschen 
Analogie  und  Aehnliches  sind  beherzigens- 
werte Anweisungen,  wie  man  die  Induktion 
nicht  brauchen  dürfe,  aber  sie  beweisen 
nicht,  dass  die  übertreibenden  Citate  aus 
seinen  Jugendschriften,  welche  er  in  Bezug 
auf  die  ausschliessliche  Berechtigung  der 
Deduktion  für  die  Nationalökonomie  in  der 
Logik  stehen  liess,  noch  berechtigt  waren. 
Eine  Hauptstütze  endlich  seiner  Vorliebe 
für  Deduktion,  der  Satz,  dass  alle  psychischen 
Phänomene  auch  in  ihrer  Massenwirkung 
aus  der  individuellen  Psychologie  abzuleiten 
seien,  ist  nur  zum  Teil  wahr.  Gewiss  ist 
das  Inditriduum  stets  der  Ausgangspunkt  der 
psychologischen  Untersuchung.  Aber  das 
Zusammen-  und  Gegeneinanderwirken  der 
psychischen  Strebungen  gleicher  und  ver- 
schiedener Menschen  ist  eine  Sache  für  sich, 
die  sich  nicht  durch  Addieren  und  Subtra- 
hieren der  Kräfte  abmachen  lässt  Mit  Recht 
sagt  Rümeün:  »Der  Gesamteffekt  vieler 
Individualkräfte  ist  nicht  wie  in  der  Mechanik 
eine  Summe  oder  ein  Produkt«  Jeder 
weiss,  ■wie  die  psychischen  Kräfte  durch  das 
Bewusstsein  der  Uebereinstimmung  in  viel 
stärkerer  Progression  wachsen,  als  der  Zahl 
der  Bekenner  entspräche,  wie  20  Versamm- 
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lungen  von  je  50  verständigen  Leuten,  die 
getrennt  Verständi^s  beschJiessen,  in  eine 
Versammlung  vereinigt,  so  leicht  zu  imver- 
ständigen  Ergebnissen  kommen,  wie  jede 
Mehrheit  von  Willen  sich  teils  steigert,  teils 
neutralisiert.  Kurz,  so  wahr  der  Satz  ist, 
dass  eine  bereits  vollendete  individuelle  und 
Massenpsychologie  der  Nationalökonomie  die 
Möglichkeit  biete,  sich  überwiegend  der 
Deduktion  zu  bedienen,  so  wenig  reichen  bei 
dem  jetzigen  Zustande  der  Psychologie  die 
vorhandenen  Wahrheiten  aus;  sie  sind  erst 
zu  finden  und  zwar  teilweise  mit  Hilfe  psy- 
cholopsch-volkswirtschaftlicher  Induktionen. 

Die  Auffassung  Mills  in  Bezug  auf  diese 
Fragen  hängt  endlich  zusammen  mit  einem 
schiefen  Bilde,  das  ihm  in  seiner  Jugend 
kam,  als  sein  Vater  und  Macaulay  sich 
über  politische  Dinge  stritten  und  der  Sohn 
beklemmt  von  diesem  Konflikt  nach  einem 
Auswege  suchte.  Er  kam  zu  dem  Schlüsse, 
sein  radikal  doktrinärer  Vater  wolle  gesell- 
schaftliche Fragen  geometrisch  behandeln, 
der  historisch  auf  die  Erfahrung  sich  be- 
rufende Macaulay  aber  behandele  sie  che- 
misch, d.  h.  er  behaupte,  dass  aus  der 
Verbindung  zweier  Ursachen  gesellschaft- 
liche Folgen  ganz  neuer  Art  sich  ergeben, 
wie  in  der  Chemie  aus  zwei  Elementen  ein 
neuer  Stoff  entstehe,  dessen  Eigenschaften 
mit  denen  der  Elemente  nichts  zu  thun 
haben.  Beides  sei  falsch ;  man  mOsse  nicht 
geometrisch  oder  chemisch,  sondern  physi- 
kalisch verfahren.  Und  an  diesem  schiefen 
Bilde  von  der  chemischen  und  physikali- 
schen Methode  der  Gesellschaftswissen- 
schaften hat  er  nicht  bloss  zeitlebens  fest- 
gehalten, sondern  er  hat  auch  den  kühnen 
Satz  beigefügt,  die  Leute,  welche  über 
Politik  urteilen,  würden  nicht  so  oft  irren, 
wenn  sie  besser  mit  den  Methoden  der 
physikalischen  Forschung  vertraut  wären. 
Dass  ausschliesslich  mathematisch-wissen- 
schaftliche Studien  in  der  Regel  zum  poli- 
tisch-volkswirtschaftlichen Urteilen  verun- 
fähigen, ist  für  mich  wenigstens  eine  Lebens- 
erfahrung, die  ausser  allem  Zweifel  steht, 
die  in  der  Verschietlenheit  der  zu  beobach- 
tenden Erscheinungen,  der  Methoden  und 
der  vorwiegenden  Denkgewohnheiten  ihre 
einfache  Ursache  hat. 

13.  Die  R«gelmäs8igkeiten  nnd  die 
Gesetze.  Der  unabänderlich  gleichmässige 
Verlauf  der  Natur  im  grossen,  die  Wieder- 
kehr von  Tag  und  Nacht,  von  Sommer  und 
Winter,  von  Mond  und  Sternen,  wie  die 
Wiederkehr  von  Hunger  nnd  Durst,  von 
Wachen  und  Schlafen,  von  Jugend  und 
Alter  ist  es  ohne  Zweifel  gewesen,  welche 
in  der  menschlichen  Seele  das  Erinnerungs- 
vermögen bilden  half,  welche  die  Men- 
schen zum  Vergleichen  und  Unterscheiden 
hinleitete  und  endlich  zur  Erforschung  der 


Ursachen  dieser  Regelmässigkeiten  hinführte, 
wie  ja  auch  dieser  feste  und  rhythmische 
Gang  der  sich  wiederholenden  Naturerschei- 
nimgen  für  den  Menschen  zum  Anlass 
wurde,  stets  wieder  zu  gleicher  Zeit  das- 
selbe zu  thun,  die  Stunden  des  Tages 
und  die  Tage  des  Jahres  planvoll  einzu- 
teilen, das  Leben  danach  systematisch  zu 
ordnen. 

Auch  die  Wissenschaft  der  Volkswirt- 
schaftslehre heftete  sich  zuerst  an  die  Kon- 
statierung der  Wiederkehr  gleicher  Erschei- 
nungen. Man  bemerkte  dieselbe  Hauswirt- 
schaft, denselben  Güteraustausch,  die  gleiche 
Einrichtung  des  Geldes,  dieselbe  Arbeits- 
teilung, dieselben  wirtschaftlichen  Klassen, 
das  gleiche  Zusammenwirken  von  Unter- 
nehmern imd  Arbeitern,  man  entdeckte 
dieselbe  Wiederholuug  von  Preisbewegungen, 
dieselben  Wirkungen  guten  und  scUechtea 
Geldes,  reicher  und  armer  Ernten,  dieselben 
Regelmassigkeiten  in  den  Zahlen  der  Ge- 
biu-ten,  der  Sterbefälle,  der  Ehen.  Und  je 
mehr  ein  noch  wenig  geschulter  Verstand 
schon  das  Aehnliche  für  gleich  hält,  desto 
mehr  war  man  zunächst  geneigt,  überwie- 
gend auf  diese  gröberen  Uebereinstimmungea 
und  Regelmässigkeiten  zu  achten,  sie  zu 
registrieren  und  so  in  einer  beschränkten 
Summe  sich  regelmässig  begleitender  oder 
sich  regelmässig  folgender  Erscheinungen 
das  Wesen  der  Wissenschaft  zu  sehen.  Die 
Zusammenstellung  einiger  typischen  Formen 
gesellschaftlicher  Organisation  und  gesell- 
schafthchen  Verkehrs  nebst  den  regelmäs- 
sigen Veränderungen  und  Bewegungen  inner- 
halb dieser  Formen,  all'  das  atetrahiert  aus 
den  westeuropäischen,  hauptsächlich  eng- 
lisch-französischen Zuständenvon  1750 — 18&0, 
das  war  der  Gegenstand  der  älteren  Volks- 
wirtschaftslehre. Die  Formen  erklärte  man 
nicht  näher,  sondern  nahm  sie  als  gegeben 
und  selbstverständlich  an,  man  bildete  sich 
ein,  sie  seien  als  eine  direkte  Folge  der 
menschlichen  Natur  stets  vorhanden  ge- 
wesen und  bei  allen  Völkern  zu  treÖMi. 
Was  man  aus  Ursachen  erklären  wollte, 
war  wesentlich  die  Preisbildung  und  die 
Eänkommensverteilung  zwischen  Gnindeigen- 
tümern,  Kapitalisten  (man  dachte  bei  die- 
sem Worte  wesentlich  an  die  Klasse  der 
Unternehmer)  und  Arbeitern.  Und  die 
Regeln,  die  man  aus  der  angeblichen  allge- 
meinen Menschennatur  über  Preisbildung^ 
und  Einkommensverteilung  abgeleitet,  nannte 
man  Gesetze,  man  sprach  vom  Gesetz  von 
Angebot  und  Nachfrage,  von  dem  Gesetz, 
dass  bei  freiem  Mitbewerbe  die  Preise  nach 
den  Kosten  gravitieren,  vom  Gesetz  der 
Grundrente,  vom  ehernen  Lohngesetz,  ja 
von  den  »unzähligen  Naturgesetzen«  der 
Volkswirtschaft;  und  bald  darauf  nannte 
man  jede  Regelinässigkeit  von  Zahlen,  welche 
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die  Statistik  ergab,  ein  statistisches  Gesetz, 
z.  B.  die  Thatsache,  dass  auf  16  Mädchen 
17  Knaben  geboren  werden,  dass  von  100 
geborenen  Menschen  regelmässig  bestimmte 
Teile  in  dem  und  dem  Alter  sterben.  Aus 
der  Beobachtung  der  zunehmenden  heutigen 
Staatsansgaben  abstrahierte  A.  Wagner  »das 
Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung  der 
StaatBthätigkeit«,  und  die  utopischen  Sdiilde- 
rungen  einer  sozialistischen  Zukunft  mit 
zinsloeem  Kredit  für  jedermann  nannte 
Hertzka  »die  Gtesetze  der  sozialen  Entwic^e- 
lung«. 

Es  ist  klar,  was  man  mit  diesem  etwas 
lockeren  Sprachgebrauche  bezweckte,  man 
woUte  nachdrücklich  damit  die  Notwendig- 
keit des  Eintretens  und  der  Wiederholung 
gewisser  Ereignisse  und  Folgen  betonen; 
teilweise  schob  sich  daneben,  wie  z.  B.  bei 
Röscher  und  Knies,  die  Vorstellung  unter, 
es  handele  sich  um  Yom  menschlichen 
WiDen  unabhängige  Vorgänge,  also  um 
Naturgesetze  im  engeren  Sinne  im  Gegen- 
satz zur  psychischen  Kausalität  oder  zur 
Willensfreiheit;  teilweise  waltete  offenbar 
auchdie  Anschauung  vor,  man  mfisse  specieU 
diejenigen  diut;h  Ursachen  erklärbaren  Regel- 
mässigkeiten als  Gesetze  bezeichnen,  bei 
welchen  es  sich  im  Resultate  um  messbare 
and  zählbare  Quantitäten  handele.  Jeden- 
falls war  der  Mehrzahl  derer,  die  von  »un- 
zähligen Gesetzen  der  Volkswirtschaft« 
sprachen,  der  strengere  Sprachgebrauch,  wie 
er  sich  in  der  Logik  ausgebildet  hatte,  nicht 
bekannt ;  mau  freute  sich,  dutzendweise  die 
Gesetze  auf  dem  Wege  auflesen  zu  können, 
bedachte  nicht,  dass  auch  in  den  heute 
vollendetsten  Wissenschaften  nur  wenige 
■wirkliche  Gesetze  bis  jetzt  entdeckt  wurden, 
dass  jede  solche  Entdeckung  als  eine  seltene 
epochemachende  That  gefeiert  wurde. 

Freilich  ist  es  in  gewissem  Sinne  nur 
eine  Sache  der  Konvention,  ob  man  die 
Konstatiemng  immer  gleicher  Eigenschaften 
und  Meitaiale,  die  Wiederholung  bestimmter 
Kegelmässigkeiten  und  Formen  ein  Gesetz 
nennen  wUl,  ob  man  jeden  vermuteten  oder 
nachgewiesenen  Kausalzusammenhang  so 
heisst  oder  nur  den,  dessen  kausale  Kräfte 
eine  zahlenmässige  Messung  ihrer  Wirksam- 
keit gestatten.  Aber  sowohl  im  Interesse 
eines  festen  Sprachgebrauches  und  des  An- 
schlusses an  die  heutige  Logik  und  Wissen- 
schaftslehre Oberhaupt  als  im  Interesse 
klarer  Vorstellungen  über  das  Wesen  volks- 
wirtschaftlicher Kausalität  und  Notwendig- 
keit ist  es  doch  besser,  diesen  lockeren  und 
verschwimmenden  Sprachgebrauch  aufzu- 
geben. Man  hängt  durch  das  Mäntelchen  i 
des  »Gesetzes«  Behauptungen  einen  Schein  i 
der  Notwendigkeit  um ,  den  sie  nicht  be- ' 
sitzen,  oder  giebt  niedriger  stehenden  Wahr-  ] 


heiten  den  Rang  höherer  und  täuscht  da' 
durch  denjenigen,  der  sie  weiter  anwendet- 

Allerdings  ist  nun  die  heutige  Wissen- 
schaftslehre auch  nicht  ganz  einig  Ober  die 
Frage,  was  ein  Gesetz  im  strengen  Sinne 
des  Wortes  sei.  Aber  über  vieles  ist  sie 
sich  doch  klar,  was  bislang  in  unserer 
Wissenschaft  häufig  Obersehen  wiuxie.  Wir 
wissen  heute,  dass  ursprOnglich  bei  den 
Griechen  der  Begriff  des  Gesetzes  dem 
menschlichen  Handeln  und  den  sie  regu- 
lierenden sozialen  Satzungen  entnommen 
wurde,  dass  man  dann  unter  Vermittelung 
religiöser  Vorstellungen  von  göttlichen  Ge- 
setzen sprach  und  dass  endlich,  indem  man 
die  Natur  als  ein  lebendiges  Ganze  auf- 
fasste,  der  Begriff  des  Gesetzes  auf  ihre 
Regelmässigkeiten  Obertragen  wurde.  Und 
als  man  in  der  neueren  Zeit  nun  ^es 
Geschehen,  das  natürliche  wie  das  geistige, 
als  einen  grossen  einheitlichen  Zusammen- 
hang zu  begreifen  begann,  der  in  strenger 
allgemein  ^tiger  Form  von  Ursachen  be- 
herrscht wurde,  gelangte  man  zu  der  heute 
vorherrschenden  Fassung  und  Vorstellung 
des  Gesetzbegriffes :  wir  benennen  nicht 
mehr  empirisch  ermittelte  Regelmässigkeiten 
so,  sondern  niu-  diejenigen,  deren  Ursachen 
wir  genau  festgestellt;  und  diese  Genauig- 
keit gilt  uns  vor  allem  gesichert,  wenn  wir 
die  Wirkungsweise  der  kausalen  Kräfte 
zahlenmfissig  gemessen  haben.  Und  allge- 
mein nennen  wir  im  Gegensatze  zu  wirk- 
lichen Gesetzen  die  Regelmässigkeiten  der 
Folge,  deren  Erklärung  wir  noch  nicht  oder 
axa  vermutungs-  und  teilweise  geben  können, 
empirische  Gesetze,  wobei  fireilich  die  Grenze 
zwischen  beiden  zweifelhaft  ist,  da  die  Er- 
kenntnis des  Kausalzusammenhanges  ver- 
schiedene Stadien  durchlaufen  kann.  Als 
exakte  Gesetze  haben  die  Naturforscher  be- 
gonnen die  zu  bezeichnen,  deren  Wirksam- 
keit auf  einen  genauen  numerischen  Aus- 
druck gebracht  werden  kann.  Das  Ziel  aller 
Auffindung  von  Gesetzen  ist  die  ZurOck- 
fOhrung  dies  Komplizierteren  auf  ein  Ein- 
facheres; aus  je  weniger  obersten  Gesetzen 
er  alles  ableitet,  desto  stolzer  darf  sich  der 
menschliche  Intellekt  fühlen.  Der  praktische 
Zweck  ist  die  Voraussagung  und  die  da- 
mit erreichte  praktische  Herrschaft  Ober  diö 
Dinge. 

Aber  auch  wo  wir  vollendete  und  exakte 
Gesetze  besitzen,  wie  in  der  Astronomie  und 
der  Physik,  ist  die  Voraussagung  keine  abso- 
lute, da  wir  häufig  nicht  in  der  Lage  sind, 
alle  Daten  uns  zu  verschaffen,  die  Reihen 
der  Kausalität  rückwärts  nicht  sehr  weit  zu 
verfolgen  im  stände  sind,  die  ursprüngliche 
Anordnung  der  Elemente  nicht  kennen. 
Auch  die  vorherzusehende  Regelmässigkeit 
der  Erscheinungen  ist  nie  eine  absolute, 
wenigstens   wo  es  sich  um  kompliziertere, 
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vor  allem  um  biolof^sche  Oegenstände  han- 
delt Kein  Tier,  kein  Baum  wiederholt  sich 
in  absolut  gleicher  Form;  wie  sollten  sich 
da  menschliche  Ereignisse  und  Zustände  in 
voUendeter  Genauigkeit  wiederholen  ?  Aber 
das  schliesst  die  Hegel  mässigkeiten  in  der 
typischen  Form,  in  den  entscheidenden 
GrundzUgen  nicht  aus,  und  eben  die  suchen 
wir  zu  erkennen  und  durch  Gesetze  zu  er- 
klilren.  Und  noch  weniger  schliesst  das 
aus,  dass  dieselben  Ursachen  dieselben 
Folgen  haben.  Wenn  Enies  daher  sagt,  so 
oft  man  volkswirtschaftliche  Verhältnisse 
verschiedener  Zeiten  und  Länder  vergleiche, 
so  handele  es  sich  nicht  um  Gesetze  eines 
absohlt  gleichen  Eausalnexus,  sondern  um 
Gesetze  der  Analogie,  so  ist  das  ein  etwas 
schiefer  Ausdruck  für  die  einfache  Wahr- 
heit, dass  die  psychischen  Ursachen,  in 
steter  Entwickelung  und  Umbildung  be- 
griffen, in  verschiedenen  Zeiten  und  Ländern 
soweit  verschiedene  wirtschaftliche  Formen 
und  Erscheinungen  erzeugen  müssen,  wie  sie 
selbst  sich  geändert  haben.  Nicht  die  Wahr- 
heit, die  Knies  aussprechen  wollte,  war 
falsch,  sondern  sein  Sprachgebrauch  in  Be- 
zug auf  das  Wort  »Gesetz«. 

Man  hat  überhaupt  gezweifelt,  ob  es 
nicht  richtig  sei,  auf  dem  Boden  des  volks- 
wirtschaftlidien  imd  staatswissenschaftlichen 
Geschehens,  noch  mehr  auf  dem  der  histo- 
rischen Ereignisse,  den  Begriff  des  Gesetzes, 
wie  ihn  die  Naturwissenschaften  formuliert 
haben,  ganz  fallen  zu  lassen.  Und  das  ist 
jedenfalls  richtig:  wenn  man  Gesetze  nur 
da  anerkennen  will,  wo  man  messbare  Ur- 
sachen erkannt  hat,  so  giebt  es  kaum  wirt- 
schaftliche und  soziale  Gesetze.  Selbst  wo 
relativ  sehr  konstante  und  einfache  psychi- 
sche Ursachen  in  ihrem  Zusammenwirken 
mit  fest  umgrenzten  Naturthatsachen  Er- 
gebnisse uns  vorführen,  die  sich  in  Zahlen 
ausdrücken,  wie  z.  B.  in  den  Preisen,  da 
können  wir  doch  nicht  davon  reden,  dass 
die  das  G«sellschaftsleben  verursachenden 
Triebe  hiermit  in  ihrer  Wii-ksamkeit  ge- 
messen seien;  denn  viel  häufiger  sind 
wechselnde  Ernte-,  Produktions-  und  andere 
derartige  Verhältnisse  die  Ursache  der 
Preisveränderung  und  nicht  wechselnde 
psychische  Ursachen.  Auch  wer  Gesetze 
ausschliesst,  wo  nicht  einfache  letzte  Ele- 
mente als  Ursachen  erkennbar  sind,  wird 
leicht  zu  ähnlichem  Kesultate  kommen. 
Nur  ist  klar,  dass,  wer  so  echte  und  wirk- 
liche Gesetze  leugnet,  damit  doch  empirische 
zugeben  kann ;  und  dass,  wer  den  Ausdruck 
vermeidet,  damit  nicht  leugnet,  dass  wir 
ein  grosses  Gebiet  von  Gesetzmässigkeit, 
von  erkannten  Ursachen  vor  uns  haben,  dass 
eine  Summe  von  aligemeinen  Wahrheiten 
und  Urteilen,  von  Theorieen  hier  möglich 
sei;   er   wird   auch  zugeben,  dass  manche 


derselben  weit  über  das  empirische  Gesetz 
hinausgehen,  sich  wirklichen  Gesetzen 
nähern  und  dass  deshalb  der  gewöhnliche 
Sprachgebrauch,  sofern  er  nicht  zu  locker 
j^e  regelmässige  Thatsache  ein  Gesetz 
nennt,  wohl  begreiflich  und  angebracht  ist. 

Wir  haben  oben  schon  erwähnt,  dass 
man  mit  besonderer  Vorliebe  die  Theorieen 
über  die  Preisbildung  Preisgesetze  nannte, 
und  bis  heute  ist  das  üblich.  Bfihm-Bawerk 
klagt  elegisch,  dass  einzelne  diesen  Sprach- 
gebrauch au^eben.  Fr.  J.  Neumann  nat  in 
geistreicher  und  scharfsinniger  Weise  ver- 
sucht, nachzuweisen,  dass  gewisse  psychi- 
sche Ursachen  —  vor  allem  der  Eigennutz 
—  in  der  Zeit  der  ausgebildeten  Geld-  und 
Verkehrswirtschaft  bei  grossen  Klassen  der 
Gesellschaft  so  gleichmässig  sich  gestalten, 
in  ihrer  Wirksamkeit  als  gesellschaftliche 
Macht  die  wirtschaftlichen  Vorgänge  so 
gleichmässig  und  mechanisch  beherrschen, 
dass  man  deshalb  hier  wirtschaftliche  Ge- 
setze annehmen  könne  >als  den  Ausdruck 
für  eine  infolge  der  Macht  wirtschaftlicher 
Zusammenhänge  aus  gewissen  Motiven  sich 
ergebende  r^elmässige  Wiederkehr  wirt- 
schaftlicher Erscheinungen«.  Die  so  sidi 
ergebenden  Gesetze  würden  —  sagt  er  — 
allem  Erwarten  nach  lange  die  Basis  bleiben. 
auf  die  gestützt  es  wirtschaftlicher  Einsicht 
gelingen  könne,  die  kommenden  Dinge  vor- 
auszusehen und  drohenden  Qebthren  die 
Spitze  zu  bieten.  Er  hat  gewiss  recht; 
und  wenn,  was  er  so  nennt.  Keine  exakten 
Gesetze  sind,  so  sind  sie  doch  wesenüidi 
mehr  als  empirische  Gesetze  im  Sinne  der 
blossen  Regelmässigkeit.  Es  sind  Generali- 
sationen  mit  einer  Erklärung  des  Warum, 
die,  aus  einem  bestimmten  Kultiuzustande 
für  bestimmte  Klassen  abgeleitet,  für  sie 
und  ihre  Zeit  unbedingte  Giltigkeit  haben. 
Aber  das  genügt  zunächst  und  ist  von  un- 
endlichem Werte. 

Je  mehr  man  überhaupt  die  Untersuchung 
einschränkt  auf  einen  bestimmten  wirtschaft- 
lichen Kulturzustand  und  diesen  vorläufig, 
was  sicher  ein  erlaubter  methodologischer 
Kunstgriff  ist,  als  stabil  annimmt,  desto 
leichter  wird  man  dazu  kommen,  die  wich- 
tigsten und  vorherrschenden  psychischen 
und  anderweiten  Ursachen  richtig  zu  &8sen, 
aus  ihnen  typische  Formen  der  Oi^gani- 
sation  abzuleiten  und  die  elementaren, 
tj'pisch  sich  wiederholenden  Vorgänge  des 
wirtschaftlichen  Prozesses  zu  erkläi-en.  Man 
wird  auf  diese  Weise  mit  etwas  gröberen 
oder  feineren,  ungefähren  Generabsationen 
ausreichen,  welche  Nebenumstände  und 
kleine  Modifikationen  beiseite  lassen.  Ob 
man  sie  Gesetze  oder  hypothetische  Wahr- 
heiten nenne,  sie  sind,  in  richtiger  Begren- 
zung gebraucht,  das  grosse  Instrument  der 
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Erkenntnis   und   die  Stfltzen    jeder    guten 
Staatspraxis  und  Verwaltung. 

Aber  sie  sind  nicht  letzte  Wahrheiten, 
und  sie  ruhen  auf  der  Fiktion  eines  stabilen 
Eulturzustandes.  Es  gilt  neben  ihnen  nun 
die  weitere  und  tiefere  Untersuchung  der 
sich  ändernden  Ursachen  und  der  Verände- 
rungen aller  volkswirtschaftlichen  Formen 
und  Vorgänge  durchzuführen.  Dazu  gehört 
jedenfalls  dreierlei:  1.  Man  untersucht  die 
Umbildung  der  psychologischen  Ursachen  in 
Zusammenhang  mit  den  ethnologischen  und 
£lassenunterscnieden ;  man  sucht  festzu- 
stellen, wie  demgemäss  auch  das  wirtschaft- 
liche Handeln  der  Menschen  ein  anderes 
wird  oder  werden  kann ;  was  man  so  findet, 
wird  man  besser  nicht  psychologische  Ge- 
setze nennen;  man  wird  passender  diesen 
Titel  für  die  elementaren  psychologischen 
r^'idirheiten  au&paren,  aus  denen  man  die 
erwähnten  psychologisch-historischen  Aende- 
mngen  ableitet  2.  Man  sucht  im  einzelnen 
festzustellen,  welche  Formen  der  volkswirt- 
schaftlichen Organisation  vorkouunen  und 
wie  sie  auseinander  entstehen;  man  kon- 
statiert, wie  die  Formen  der  Arbeitsteilung, 
die  Untemehmungsformen,  die  Verkehrsfor- 
men, die  Formen  der  Finanz^  der  Steuern 
sich  folgen,  wie  sie  regelmässig  bestimmten 
anderen  Grestaltungeu  des  pohtischen  und 
soziaien  Lebens  p^allel  gehen;  es  sind  zu- 
nächst empirische  Gesetze,  die  man  so  er- 
hält; sie  werden  in  dem  Masse  mehr, 
wie  man  die  Ursachen  der  Umbildimg 
teilweise  oder  erschöpfend  auffindet.  Man 
nanate  sie  bisher  häufig  »Entwickelungsge- 
setzec.  Die  ältere  historische  Nationalöko- 
nomie hat  das  Ziel  erkannt,  die  neuere 
Wirtschaftsgeschichte  hat  begonnen,  das 
Material  zu  sammeln  und  zu  interpretieren ; 
je  mehr  es  in  Zusammenhang  gebracht  wird 
mit  den  psycholo^schen  und  nationalöko- 
nomischen Wahrheiten,  die  wir  schon  be- 
sitzen, desto  wertvoller  ist  der  Bestand  der 
so  erworbenen  Sätze  und  Generalisationen. 
3.  Man  kann  endlich  versuchen,  eine  allge- 
meine Formel  des  wirtschaftlichen  oder  gar 
des  allgemeinen  menschlichen  Fortschrittes 
aufzustdlen:  man  kommt  damit  in  das  Ge- 
biet der  GeschichtsphUosophie,  der  Teleologie, 
der  Hoffnungen  und  Weissagungen;  auf  je 
breiterer  Erkenntnis  sich  ein  solcher  Ver- 
such aufbaut,  desto  Wertvolleres  kann  er 
bieten.  Für  das  praktische  Handeln  werden 
stets  wieder  solche  kühne  Synthesen  not- 
wendig sein,  und  man  wird  es  den  echten 
Propheten  der  Zeit  nicht  verwehren  können, 
-wenn  sie  glauben,  »das  Entwickelungsge- 
setz«  gefunden  zu  haben.  Herbert  Spencer 
.und  die  Entwickelungstheoretiker,  MUl  und 
Aug.  Comte  haben  solche  zu  formulieren 
versucht  wie  die  Sozialisten  und  Man- 
chestermänner.   Von  dem,  was  die  Natur- 
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forscher  echte  Gesetze  nennen,  wird  alles 
Derartige  stets  weit  entfernt  bleiben.  Und 
auch  imter  die  empirischen  Gesetze  wird 
man  solche  Versuche  kaum,  einrechnen 
können.  Das,  was  man  etwas  voreilig  Ge- 
setze der  Geschichte  genannt  hat,  waren 
entweder  derartige,  oft  sehr  zweifelhafte 
Generalisationen,  oder  es  waren  einfache, 
uralte  psychologische  Wahrheiten,  aus  deneu 
man  glaubte  grosse  Keihen  des  geschicht- 
lichen Geschehens  erklären  zu  können.  Und 
daher  ist  der  Zweifel  ein  so  berechtigter, 
ob  wir  heute  schon  von  historischen  Gesetzen 
sprechen  können  und  sollen. 

Indem  ich  damit  die  kurzen  Ausführun- 
gen über  die  Methode  der  Volkswirtschafts- 
lehre schliesse,  will  ich  nur  mit  zwei 
Worten  kurz  meine  Grundanschauungen  re- 
sümieren und  vorher  noch  die  Entschuldi- 
gung beifügen,  dass  der  mir  eingeräumte 
Platz  hauptsächlich  in  Nebenpunkten  zu 
summarischer  Kürze,  ja  zur  Beschränkung 
auf  Andeutungen  und  zu  Behauptungen  nö- 
tigte, für  welche  ein  eingehender  Beweis 
nicht  geliefert  werden  konnte. 

Auf  zwei  Wegen,  die  beide  in  ihrer  Art 
gleich  notwendig  und  heilsam  für  ims  sind, 
sucht  das  menschliche  Denken  die  Welt  zu 
b^preifen:  es  macht  sich  —  natürlich  auf 
Grund  der  zur  Zeit  möglichen  Beobachtun- 
gen und  Wahrnehmungen  —  ein  Bild  des 
Ganzen  —  des  Ganzen  der  Welt,  der  Ge- 
schichte, des  Staates,  der  Volkswirtschaft, 
der  Gresellschaft,  der  Menschenseele ;  daraus 
entspringen  unsere  Ideale;  von  hier  aus 
empmngt  imser  Handeln  seine  Impulse  und 
Zwecke ;  hier  liegt  die  Wurzel  für  alle  reli- 
giösen, ethischen,  politischen,  nationalökono- 
mischen  Systeme ;  hier  entspringt  die  Welt- 
anschauung und  das  Lebensideal,  die  jeden 
Meuschen  im  Innersten  beherrschen,  die 
seinen  Zusammenhang  mit  dem  All  und  der 
Gottheit  bestimmen.  Es  ist  der  W^  teleo- 
logischer und  synthetischer  Betrachtung  und 
Ausdeutung,  der  aber  in  verschiedenen 
Zeiten  und  bei  verschiedenen  Menschen  je 
nach  den  wechselnden  und  sich  vervoll- 
kommnenden WeltbUdem  zu  verschiedenen 
Resultaten  führen  muss.  Ist  das  die 
Schwäche  dieses  Weges,  so  lie^  seine  Stäike 
darin,  dass  der  Menschengeist  in  dieser 
Weise  sofort  das  Ganze  und  den  grossen 
Znsammenhang  der  Dinge  fossen  kann;  er 
ist  dazu  fähig,  weil  er  alles  geistige  Ge- 
schehen von  innen  her  miterlebend  dieses 
von  Anfang  an  als  ein  Ganzes  besitzt,  wenn 
auch  zunächst  nur  in  dunkeln  Büdem  und 
Ahnungen. 

In  die  Umris.se  des  so  begreiflich  Ge- 
wordenen zeichnet  nun  der  trennende  Ver- 
stand die  Erkenntnis  des  einzelnen  ein. 
Indem  er  die  Erscheinungen  in  ihre  kleinen 
Auflage.    VII.  37 
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und  kleinsten  Teile  auflöst,  diese  beobachtet 
und  beschreibt,  sie  benennt  und  klassifiziert, 
kommt  er  mit  Hilfe  der  Induktion  und  De- 
duktion zur  Erfassung  der  Ursachen,  aus 
denen  alles  einzelne  entspringt.  Die  Er- 
gebnisse dieser  methodischen,  empirischen 
Einzelerkenntnis  sind  für  jeden  ricntig  Ver- 
fahrenden dieselben;  auf  ihrem  Gebiete 
giebt  es  keinen  Zweifel  und  kein  Schwanken 
mehr.  Je  weiter  der  menschliche  Geist  auf 
diesem  Wege  vordringt,  desto  mehr  kann  er 
auch  in  dem  Begreifen  des  Ganzen  zu  fest- 
stehenden Ei^bnissen  kommen,  desto  ge- 
läuterter wird  seine  Weltanschauung,  werden 
seine  Ideale  werden,  desto  vollendeter  wird 
er  sein  Handeln  einrichten  können,  desto 
richtiger  sieht  er  in  die  Zukunft.  Stets 
muss  er  die  beiden  Wege  der  trennenden 
Analyse  und  der  zusammenfassenden  Syn- 
these zu  verbinden  suchen.  Es  entspricht 
das  seiner  innersten  Geistesnatiu*,  seinem 
Willen  und  seinem  Triebe  nach  Erkenntnis. 
»Fortschreitende  Analysis  eines  von  uns 
in  unmittelbarem  Wissen  und  Verständnis 
von  vom  herein  besessenen  Ganzen,«  sagt 
Dilthei,  »das  ist  der  Charakter  der  Ge- 
schichte der  Geisteswissenschaften.« 

Das  ist  auch  der  Weg,  den  die  Volks- 
wirtschaftslehre zurückgelegt  hat :  Von  Vor- 
stellungen und  Zwecken  der  Familien-,  Ge- 
meinde- und  Staatswirtschaf  t  ausgebend,  ist 
sie  auf  dem  Wege  der  Analyse  des  Ver- 
kehrs und  des  arbeitenden  Menschen,  des 
Güterlebens  und  der  Ursachen  des  Reich- 
tums zum  Begriffe  der  Volkswirtschaft  ge- 
kommen. Sie  ist  eine  Wissenschaft  im 
eigentlichen  Sinne  des  Wortes  geworden, 
hat  sich  aia  selbständiger  Teil  aus  der 
Ethik  losgelöst,  seit  die  fortschreitende 
Einzelerkenntnis  den  vorläufigen  Bildern 
des  Ganzen,  den  Idealforderun^en  und  prak- 
tischen Lehren  die  Wage  hielt.  Sie  ist 
dann  der  Einseitigkeit  verfallen,  in  vorOber- 
^henden  Zeitforderungen  letzte  Prindpien, 
m  abstrakten  Teilvorstellungen  das  Ganze 
zu  sehen ;  in  bloss  logischen  Schlussfolge- 
rungen aus  unvollkommenen  Abstraktionen 
wollte  sie  sich  ergehen,  während  ihre  Prä- 
missen noch  so  unvollkommen  waren  wie 
ihre  Erkenntnis  der  Wirklichkeit.  Sie  ist 
nun  auf  dem  rechten  Wege,  nachdem  Ge- 
schichte und  Philosophie  sie  wieder  zum 
Erfassen  der  Kollektiverscheinungen  und 
des  Ganzen  zurückgeführt,  nachdem  Sta- 
tistik und  Wirtschaftsgeschichte  ihr  die 
Wege  einer  methodisch  vollendeten  Empirie 
gewiesen  haben  und  die  Psychologie  ihr 
die  Aufsuchung  der  eigentlich  entscheiden- 
den Ursachen  alles  menschlichen  Ge- 
schehens als  unentbehrliches  Ziel  vorge- 
steckt hat 
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und  induktiven  Logik,  erste  engl.  Aufi.  184S, 
deutsche  Uebert.  v.  J.  Schiel  nach  der  5.  Aufl., 
2  Bde.,  186t.  —  B.  Lotxe,  Logik.  Drei  Bücher 
vom  Denken,  vom  Untersuchen  und  Erkennen, 
1874.  —  Chr.  Stgwart,  Logik,  t  Bde.,  187S 
und  1878.  —  U.  Eueken,  Die  Grundbegriffe 
der  Gegenwart,  1878,  i.  Aufi.  1893.  —  W. 
Wundt,  Erkennlnislehre,  1880.  —  jOerselbe, 
Methodenlehre,  188S.  (Zweite  Aufl.  beider  Bände, 
die  zusammen   als  Logik  bezeichnet  sind,   189S.) 

—  W.  Dilthey,  Einleitung  in  die  Geintes- 
toissenschaflen,  I,  188S.  —  H.  HSffding,  Psy- 
chologie in  Umrissen  auf  Grundlage  der  Er- 
fahrung, übers,  von  Benedixen,  1887. 

Geschichte  der  Systeme  und  Theo- 
rie en:  jr.  Kant,  Kritik  der  Urteilskraft,  1793. 

—  fV.  Jodl,  Geschichte  der  Ethik  in  der  neueren 
Philosophie,  I,  188S,  II,  1889.  —  J.  Kautm, 
Die  geschichtliehe  Entwickelung  der  Naiional- 
ökonomik  und  ihrer  lAtteratur,  1860.  —  B. 
JHUirtng,  britische  Geschichte  der  National- 
Ökonomie  und  des  Sozialismus,  1871,  3.  Aufl. 
1879.  —  W.  Rogeher,  Geschichte  der  National- 
ökonomik in  Deutschland,  1874.  —  B.  tXsen- 
hart,  Geschiehte  der  Nationaiökonomik,  188J, 
i.  Aufl.,  1891.  —  O.  Schneller,  Zur  IM«- 
raturgesckichte  der  Staats-  und  Soxiaheitsen- 
schaften,  1888.  —  Jf.  K.  Ingratn,  Geschiehte 
der  Volkswirtschaftslehre,  deutsch  1890. 

Ueber  die  neuesten  Bichtungen: 
O.  CoHn,  Die  heutige  Nationalökonomie  in 
England  und  Amerika,  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Vene. 
XIII,  1889,  Heft  1  und  3.  —  H.  C.  PoaewOt, 
The  economic  movement  in  England.  Quart. 
Joum.  of  Econ.,  Bd.  g,  1887.  —  M.  Block, 
Progris  de  la  science  economique  depuis  A. 
Smith,  £  Bde.,  1890.  —  Ch.  aide,  The  eco- 
nomic schools  and  the  teaching  of  political  eco- 
nomy  in  fYance  (polit.  science  guarterly  V,  4, 
1890).     Quatre   icoles   d^economie  sociale,    1890. 

—  H.  SchuUem-Sehrattenhofen,  Die  theo- 
retische Nationalökonomie  Italiens  in  neuester 
Zeit,  1891.  —  Henri  St.  Marc,  Etüde  sur 
l'enseignement  de  l'icoruymie  politique  daru  ler 
universitis  d^AUemagne  et  d'AutricAe,  189g.  — 
iMtgi  Cossa,  Introdiuzione  allo  sttuHo  dell' 
economic  politica,  3.  ed.,  1892.  (Dqtu  Jahri. 
f.  Ges.  u.  Verw.  XVII  (1893),  922).  —  Ch.  Gide, 
Die  neuere  volkswirtschaftliche  lAtteratur  Frank- 
reichs.   Jahrb.  f.  Ges.  u.  Ver.  XIX  (1896),  699. 

Ueber  die  Entwickelung  der  so- 
zialistischen Theorieen,  s.  d.  Art.  So- 
sialismus,  VI.  Bd.,  S.  811,  dann:  Vr.  Ifefc- 
rlng,  Die  deutsche  Sozialdemokratie,  ihre  Ge- 
schichte und  ihre  Lehre,  1877,  3.  ^ufj.  1879.  — 
Ä  Meyer,  Der  Emancipationskampf  des  vier- 
ten Standes,  2  Bde.,  1876  (1.  Bd.,  2.  Aufl., 
1882).  —  E.  de  Laveleye,  Le  sodalisme  con- 
temporain,  1881,  5.  Aufl.  1892  (deutsch  I884: 
Die  sozialen  Parteien  der  Gegenwart).  —  «T. 
Rae,  Contemporary  socMism,  I8S4,  2.  .4ti/f. 
1891.  —  Paul  Leroy-Beaulieu,  Le  coUecti- 
visme,  examen  eritiqtie  du  nouveau  socialisnte, 
1884,  «•  .Aufl.  1886.  —  A.  Menger,  Das  Hecht 
auf  den  vMen  Arbeitsertrag,  1886,  S.  Av^ 
1891.  —  ITarscfcawer,  Geschichte  des  Sozialit- 
mug  -und  Kommunismu»,  seit  1892  im  Erscheinen 
begriffen.  —  Malon,  Bistoire  du  sodalisme  de- 
puis ses  origines  jusqu'ä  nos  jours,  5  vol.,  1880 
bis  1885.  —  StamMthammer,  Bibliographie 
des   Sozialismus   und   Xommunismus,    1896.    — 
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Souibwrt,  SojialUmtu  und  totiale  Bewegung  ün 
19.  Jahrhundert,  1896.  —  Mtihrtng,  Oetchiehte 
der  detiltchen  SptiaUemokratie,  t  Bde.,  1897198. 

—  6.  Adler,  Geschichte  des  Sonalitmue  und 
XopununittMU  von  Haiti  bü  xur  Gegenwart,  I, 
1899. 

Ueher  die  ttatiititehe  Methode  >. 
auch  die  LiUerabaungaben  zu  den  Artikeln  Be- 
rölierungtweeen  (II.  Bd.,  S.  66S—773),  Getelz 
(IV.  Bd.,  S.  HO),  KnminaittatittH  (V.  Bd.,  S. 
418),  MoraUtatittik  (V.  Bd.,  S.  870),  Statietik. 
Hier  teien  nur  einige  aligemein  methodologisch 
viehtigere  Erscheinungen  encähnt:  Kniea,  Die 
Statistik  als  selbständige  Wissenschaft,  1850.  — 
a.  BOmielin,  Zur  Theorie  der  Statistik,  Zeit- 
sekrift  f.  Staatstt.,  Bd.  19,  1863;  dann  in  Reden 
und  Aufsäüe  I,  1875  mit  einem  Z%uatae.  —  A. 
Wagner,  JHe  Gesetzmässigkeit  in  den  schein- 
bar  willkürlichen  menschliehen  Handlungen,  I864. 

—  Derselbe,  Statistik  in  St.  W.  B.  von  Btunt- 
sehU  und  Brater,  1867.  —  Drobiseh,  Die  mo- 
ndische Statistik  und   die  Willensfreiheit,  1867. 

—  £L  Bngel,  Das  staUslisehe  Seminar  und  das 
Studium  der  Statistik.  Zeitsehr.  d.  preuss.  stat. 
Bureaus,  XI,  1870.  —  O.  SehmoUer,  Ueber 
die  BesuÜate  der  Bevölkerungs-  und  Moral- 
slatisHk,  1871;  jetzt  auch  in:  Zur  Litteraturge- 
stkiehte  der  Staats-  und  Soxialw.,  1888.  —  A.  von 
OetUngen,  Die  Moralstatistik,  1871,  S.Aufl.  189t. 

—  ¥.  O.  Knapp,  Di«  neueren  Ansichten  Ober 
Moralslatistik,  Jahrb.  f.  NaL  u.  Stat.  Bd.  16, 
1871.  —  Derselbe,  Quetelel  als  Theoriker,  das. 
Bd.  18,  1872.  —  W.  Leacia,  Zur  Theorie  der 
Massenerseheinungen  in  der  menschlichen  Ge- 
teUtekaft,  1877.  —  O.  Mayr,  Gesetzmässigkeit 
tsi  Gesellschaftsleben,  1877.  —  A.  Heitten, 
Geschichte,  Theorie  und  Technik  der  Statistik, 
1886.  —  Bichmond  JCayo  StnUh,  Statisties 
and  eeonomics,  publ.  of  the  Americ.  Eeon.  Asso- 
ciation, Vol.  III,  Nr.  4  u.  5,  1888.  —  O.  V. 
Moiyr,  Statistik  -und  Gesellschqftslehre,  1.  Bd. 
1896,  t.  Bd.  1897.  —  J.  Conrad,  Grtmdriss 
xum  Studium  der  politischen  Oekonomie.  4-  ^<^- 
Statistik.  I.  GesehiehU  und  Theorie  der  Sta- 
tistik; Bevölkerungsstatistik.     1900. 

Ueber  die  geschichtliche  Methode: 
Oervlnua,  (rrundzüge  der  Historik,  1837.  — 
€Heaebrecht,  Die  Entwickelung  der  modernen 
deutschen  Geschichtswissenschaft,  in  Sybels  histor. 
Zeitsehr.  I,  1839.  —  H.  V.  Sybel,  Gesetze  des 
Aistorisehen  Wissen»,  I864  (jetzt  in  Vorträge 
und  Atfßätse,  1874).  —  «''•  O.  Droysen,  Grund- 
ris»  der  Historik,  1868,  3.  Avfi.  1882.  —  O. 
ItAmettn,  Ueber  Gesetze  der  Geschichte,  1878; 
in  Beden  und  Atifsätze  II,  1881.  —  Iiord  Ae- 
ton,  German  schools  of  history,  english  hist. 
review  I,  1886.  —  O.  lAtrenz,  Die  Geschichts- 
wissenschaft in  Hauptrichtungen  und  Aufgaben, 
1886.  —  £  BemHelni,  Lehrbuch  der  histor. 
Methode,  1889.  —  £  Gothein,  Die  A^fgaben 
der  Kuitttrgeschichte,  1889.  —  D.  Schäfer,  Ge- 
tekichte  und  KulturgeschiehU ,  1891.  —  W. 
Xoaeher,  Gruifdriss  zu  Vorlesungen  über  die 
Staatswirtsehaft  naeh  geschichtlicher  Methode, 
I843.  —  B.  Hildebrand,  Die  Nationaiökono- 
utie  der  Gegenwart  und  der  Zukunft,  I848.  — 
tF.  Hoseher,  Der  gegenwärtige  Zuetand  der 
icissenschaftUchen  ydtionalökonomie  und  die 
notwendige  Beform  desselben,  Deutsche  Viertel- 
jahrsschrift,  1849,  1.  H^.  —  K.  Knie»,  Die 
jtoUlisehe   Oekonomie   vom  Standpunkte   der  ge- 


sehiehOiehen  Methode,  1853  (i.  Avfi.  1888  u.  d. 
T.:  Die  pol.  Oek.  vom  geschichtlichen  Stand, 
punkte).  —  B.  Hildebrand,  Die  gegenwärtige 
At{fgabe  der  Wissenschaft  der  Satiojialökonomie, 
Jahrb.  f.  Not.  u.  Stat.  I,  186S.  —  W.  J.  A»K- 
ley,  Ön  the  study  of  economic  history,  Qitar- 
ierly  Journal  of  Eeonomics,  Vol.  VII,  1893. 
Die  weitere  deutsche  lAUerabur  s.  unter  der 
EontroversenUtteratur. 

Ueber  die  mathematische  yatio- 
nalökonomie:  W.  SOhmert,  W.  Stankt/, 
Jevons  und  seine  Bedeutung  für  die  Theorie  der 
VolksiBirtschafttlehre  in  England,  im  Jahrb.  f. 
Ges.  u.  Verw.  XV,  3,  77 ff.  —  W.  Lexts, 
Ueber  B.  Auspitz  und  B.  Lieben,  Untersuchungen 
über  die  Theorie  des  Preises,  das.  XIV,  1,  t9t 
bis  £95. 

Die  neueren  Kontroversen  über  Me- 
thodik in  Deutschland  und  Oester- 
reich:  Cfergtner,  Die  2fationalekonomik  als 
Gesellachafttwissensehafi.  Tübinger  Zeitsehr.  f. 
Staatsw.,  Bd.  17  (1861).  —  JT.  faucher,  Ge- 
seMehte,  Statistik  und  Volkswirtschaft.  Viertel- 
jahrssthr.  f.  V.  W.  und  Eulturgeschichte,  1863, 
Bd.  4.  —  O.  BOmeUn,  Ueber  den  Begriff 
eines  sozialen  Gesetzes,  Zeitsehr.  f.  Staatsw.,  Bd. 
t4  (1868),  Reden  und  Aufsätze  I,  1875.  —  B. 
Welas,  Die  Nationalökonomie  und  ihre  Methode 
(aber  und  gegen  J.  St.  Mill).  Jahrb.  f.  Ifdi.  u. 
Stat.  Bd.  18  (187t).  —  O.  SehmoUer,  Ueber 
einige  Grundfragen  des  Recht»  und  der  Volks- 
wirtschaft. JaM>.  f.  NaL  u.  Stat.  Bd.  t3  und 
t4, 1874 — 7I>  (auch  separat  1.  u.  t.  At^),  Jetzt  auch 
in  Grundfragen  der  Sozialpolitik  und  Volkswirt- 
schaftslehre. 1898.  —  K.  IHetael,  Ueber  das  Ver. 
hältnis  der  Volkswirtschaftslehre  zur  Soziaheirt- 
schaftslehre.  Berl.  Diss.  188t.  —  Derselbe,  Der 
Ausgangspunkt  der  Soziahnrtschaflslehre  und  ihr 
Grundbegriff,  Zeitsehr.  f.  Staatsw.  Bd.  39, 1883.  — 
K,  Menger,  Untersuchungen  über  die  Methode  der 
Sozialwissenschaften  und  der  politischen  Oekono- 
mie insbesondere,  1883.  —  6.  SehmoUer,  Zur  Me- 
thodologie der  Staats-  und  Soziahcissenschtfßen. 
Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  1883,  VII,  Heft  3  (wieder 
abgedr.  Z.  Littemturgesch.  d.  Staats-  und  Soziatw., 
1888).  ■ —  JSL  Scux,  Das  Wesen  und  die  Aufgaben 
der  Nationalökonomie,  I884.  —  M.  JKeteel, 
Beiträge  zur  Methodik  der  Wirlschi^fttwissen' 
Schaft,  Jahrb.  f.  Not-,  u.  Stat.   N.  F.  IX,  I884. 

—  W.  Hasbaeh,  Ein  Beitrag  zur  Methodologie 
der  Nationalökonomie.     Jahrb.  f.  Ges.  u.   Veno. 

1885,  IX,  H^  t.  —  A.  Wagner,  Systematische 
Nationalökonomie.  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  N. 
F.  XII,  1886.  —  JB.  V.  PhUippovleh,  Ueber 
Aufgabe  und  Methode  der  politischen  Oekonomie, 

1886.  (Dazu  Hasbaeh,  Jahrb.  f.  Ge».  u. 
Verw.  X,  1886,  990.)  —  i.  Brentano,  Die 
klassische  Nationalökonomie,  1888.  —  £  Sax, 
Die  neuesten  Fortschritte  der  nationalöbmomi- 
schen  Theorie,  1889.  —  f.  KlMmcächter, 
Wesen,  Aufgabe  und  System  der  Nationalökono- 
mie. Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  N.  F.  18,  1889.  — 
K.  Menger,  Grundzüge  einer  Klas^^kation  der 
Wirtschaftswissenschc^ften,  das.  19,  1889.  —  Fr. 
jr.  Neumamn,  Naturgesetz  und  Wirtsehcrflege- 
setz.    Zeitsehr.  f.  Staatsw.,  Bd.  48,  189t,  Heft  3. 

—  A.  Wagner,  Grundlegung  der  politischen 
Oekonomie,  3.  Aufl.  1.  Teü,  1.  Halbband  §i  64 
bi»  107  (189t).  —  F.  JTohn,  Zur  Methode  der 
heutigen  Sozialwizienschaft.  Zeitsehr.  f.  Volksw., 
Sozialpol.  u.  Verw.,    Wien  189t,  I,  t.  Heft.  — 
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VertHbe,  Zur  Oenerit  der  reaUttitchen  Wü»en- 
tchaft,  dat.  1S93,  II,  H^  1  u.  t.  —  J.  von 
Oana-Ludasay,  System  der  öhonomietüehen 
Methodologie,  1893.  —  Dtettel,  TheoretUche 
Sozialökonomik  I,  1895.  —  Ha»bach,  Zur  Ge- 
»chichte  de»  Methodeattreit*  Mt  der  polititchen 
Oekonomie.  Jahrb.  f.  Ge».  u.  Vera.  189S,  Bd. 
XXI.  —  SclvmioUer,  Orandri*»  der  allgemeinen 
VolknoirUchafUlehre,  I.  Bd.  1900. 

Au»  der  neueren  englitehen  Litte- 
ratur  über  Methode  »ei  noch  ange- 
führt: H.  Jevona,  Theory  of  pol.  eeonomy, 
1871.  The  prindplet  of  teience,  t  Bde.,  1874- 
Studie»  in  deductive  logic,  1880.  —  Gaimea», 
The  eharacter  and  logical  method  of  poliiical 
eeonomy,  1875.  —  (Dazu  B.  Well»,  Zur  Logik 
der  Nationalökonomie,  ZeiUehr.  f.  Staatew.,  Bd 
31,  1875).  —  David  Syme,  Outline»  of  an  <n- 
duitrial  »eiencc,  1876.  —  Tfc.  K  Cllffe  Les- 
lie,  On  the  philoiophical  method  of  polüical 
eemiomy.  ffermathena.  Vol.  II,  1876.  —  John 
Ingram,  Pretent  potition  and  protpeet»  of  po- 
liHeal  eeonomy,  1878.  (Deultch  von  v.  Scheel, 
IHe  notaendige  Reform  der  Volkswirttchaft»- 
lehre,  1879.)  —  Th.  E.  Cliffe  Leslle,  E»»ayt 
in  moral  omd  poUHeal  philotophy,  1879.  (N. 
Aufl.  1888  u.  d.  T.:  E»»ay»  on  pol.  ete.)  —  W, 
J.  Aahley,  What  i»  politieal  tcienee  t  1888.  — 
Jf.  N.  Keynes,  The  icope  and  method  of  poU- 
Heal eeonomy,  1891. 

Heber  da»  Verhältni»  der  Natio- 
nalökonomie zu  den  grundlegenden 
Wi»»en»chaften,  haupteächlich  zu  den  »og. 
Ge»elliehaft»v>i»»en»chaften  und  der 
Soziologie  können  hier  nur  einige  littera- 
riteh«  Andeutungen  erfolgen. 

Der  Epoche,  in  welcher  man  in  Deuttehland 
neben  die  bieherigen  Staat»untien»ehaften  eme 
besondere  Ge»ell»chaft»wi»»en»chafi  tetten  tpoUte, 
gehören  an:  H.  W.  Htehl,  Die  bürgerliche 
GeielUchaft,  1851.  —  Ueraelbe,  Land  und 
Leute,  1854.  —  B>  v.  Mohl,  Die  Staatswiieen- 
»ehaflen  und  die  Ge»eUichc^tav>i»»en»ehafl  in 
Ge»eh.  u.  LiU.  d«r  Staatete.,  I,  1855,  S.  69 ff. 
—  i.  Stein,  Die  GeieUechafUlehre,  Bd.  S  de* 
Syetem»  der  Staatrw.,  1866.  —  H.  v.  Treitsehke, 
Die  Gesell»chaft»u!i»»en»eh(fft,  1869. 

Auf  gam  anderem  philo»ophi»ehem  und 
ptyehologi»chem,  ethiechem,  recht»philo»ophi»ehem, 
eitten-  und  recht»ge»chichüichem,  vSUcerverglei- 
chendem  Boden  »ind  die  v>i»»en»ehafilichen 
Unlereuehungen  und  Vereuche  erwaeh*en,  die 
heule  unter  dem  Begriffe  der  Soziologie  zu- 
»ammengefaeet  werden,  eine  pkiloeophitch  grund- 
legende und  zu»ammenfa»»ende  Bedeutung  für 
alle  Specialwieseiuehaften  von  l^aat  und  Oeeell- 
»chaft,  aito  auch  für  die  Nationalökonomie  mit 
Recht  beanepruchen.  Dahin  gehört  nun  da» 
Venehiedentte :  Sprach-  und  litteraturgeechicht- 
liehe  Untersuchungen,  ptychologiiche  (Herbart 
und  »eine  Schule,  die  Zeittehrift  für  Völkerpey- 
ehologie,  G.  A,  Idndner,  Ideeen  zur  Psycho- 
logie der  Geeelltchafl  (1871),  die  Psychologien  von 
Lotze  und  Wundt  (185i  u.  1874),  A.  Hor- 
u>le».  Psychologische  Analyeen  auf  physiologi- 
scher CfrundUtge,  t  Bde.,  1878  etc.),  ethische 
und  moral-  sowie  rechtsphilosophische,  besonders 
soweit  sie  realistisch  gehalten  sind  (ich  rechne 
dazu  Bentham,  Benecke,  Feuerbach,  aber 
auch  Sehleiermacher,  Hegel,  Lotze,  Wundt, 
PUulsen,  Höfding  «.  a.,    dann  Ihering,  Arnold, 


Merkel,  Atmner  Maine  (Aneient  law  1866, 
Eariy  history  of  insHtution»,  187t),  femer  die 
Sehrifien  über  die  Tierstaaten,  über  ältere  Rechts- 
und  Kulturzustände  (z.  B.  Lewis  H.  Morgan, 
Aneient  soeiety,  1877,  Post,  Kohler,  Leist,  die 
ganze  Zeitschrift  für  vergleichende  Reehtneisten- 
sehafi). 

An  eigentlich  soziologischer  Litteratur  sei  alt 
da»  Wichtigste  genannt:  A.  dornte,  Cour»  de 
philotophie  poeitive,  6  Bde.,  184t,  4.  Aufl.  1876. 
(Dazu  jr.  St,  MiU,  A.  GomU  und  der  Po- 
»itivismus,  1865,  Jodl,  Oetehichte  der  Ethik, 
Bd.  t,  Kap.  XI.)  —  H.  Speneer,  Einleitung 
in  das  Studium  der  Soziologie,  1875.  —  Der- 
selbe, DiePrinzipien  der  Soziologie^i  Bde.,  1877  ff. 

—  Derselbe,  Die  ThcUsachen  der  Ethik,  1879. 

—  A.  E.  Wr.  Schöffle,  Bau  und  Leben  de» 
tozialen  Körper»,  4  Bde.,  1876 — 1881,  S.  At^l-,  t 
Bde.,  1896.  —  Krohn,  Beiträge  zur  Kenntni»  und 
Würdigung  der  Soziologie.  Jahrb.  f.  Not.  u.  StaL 
N.  F.  1  u.  3  (1880—81).  —  JPr.  V.  Bärenbaeh, 
Die  Sozialwissemchaflen,  188t.  —  ChunpUtwicz, 
Grundri»*  der  Soziologie,  1885.  —  V.  TOnnlea, 
Gemein»ehafl  und  Oe»eU»chefi,  1887.  —  O.  Slzn- 
mel,  üeber  soziale  Differenzierung,  soziologische 
und  psychologische  Untersuchungen  (SehmoUers 
Forschungen,  Heft  4t),  1890.  —  *■.  IVnntea, 
Werke  zur  Phüoeoplne  de»  »ozialen  Leben*  und 
der  Geechiehte.  Philo».  MonaUhefte  Bd.  t8,  Heft 
1 — tff.  —  A.  Dikrkhelm,  De  la  division  du 
travail,  1893.  —  Tarde,  Le»  loi»  de  l'imitation, 
1895.  —  SUnmel,  PhHoeophie  de»  Geldes,  1900. 

1.  April  1901.  e.  Sehmotler. 


Volksz&hliisgen. 

1.  BegriS  nnd  Bedentong.  2.  Vorbereitnng. 
3.  Anaftthrimg.  4.  Bearbeituig  der  Eieebniase. 
6.  Kosten.  6.  Geschichtliches,  insbesondere  be- 
treffs der  deutschen  V.  7.  BerSlkeningszahleii 
der  wichtigeren  Länder. 

1.  Begriff  und  Bedeatnng.  Als  Volke- 

Zählung  lässt  sich  nicht  nur  dem  deutschen 
Wortlaute,  sondern  auch  dem  Begriffe  nacdi, 
den  man  in  anderen  Ländern  damit  heutzu- 
tage verbindet  —  wenn  auch  der  Name  nicht 
das  Wort  Zählung  enthält:  englisch  census, 
französisch  recensement  (auch  d§nombre- 
ment),  italienisch  censimento  —  nur  eine 
solche  Ermittelung  des  Standes  einer  be- 
stimmten Bevölkerung  bezeichnen,  die  eine 
wirkliche  Zählung  der  in  dem  betreffenden 
Gebiete  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkt  an- 
wesenden oder  wohnhaften  oder  ihm  recht- 
lich zugehörenden  Personen  bezweckt  £ine 
Berechnung  der  Einwohnerzahl  auf  Önind 
anderer  Hilfsmittel  als  der  unmittelbaren 
Zählung,  z.  B.  aus  der  Zahl  der  Gebarten 
und  Todesfälle  unter  Berücksichtigung  der 
Ah-  und  Zuwandenmgen  innerhalb  eines 
bestimmten  Zeitraums,  oder  z.  B.  aus  der 
Zahl  der  bekannten  Wohnhäuser,  der  Steuer- 
pflichtigen, der  Wehrpflichtigen  unter  An- 
nahme einer  durchscnnittlich  auf  1  Wohn- 
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haus,  1  Steuerpflichtigen  etc.  treffenden  Zahl 
von  Zugehörigen,  ist  nur  eine  YoIksschStzuug 
in  Ermangelung  einer  aus  irgend  welchen 
Gründen  nicht  ausführbaren  Zählung.  Die 
Volkszählungen  sind  bei  allen  Völkern  des 
germanisch-romanischen  Eulturkreises  jetzt 
zu  einer  regelmässigen  Verwaltungseinrich- 
tung geworden,  imre  periodische  Wieder- 
holung ist  als  Staatsbedürfnis  anerkannt, 
und  neuerdings  (1897)  ist  auch  Russland 
zu  einer  Zählung  der  Einwohnerschaft  seines 
ganzen  Territoriums  geschritten. 

Die  Volkszählungen  beschränken  sich 
gegenwärtig  nirgends  auf  die  Ermittelung 
nur  der  Personenzahl,  sondern  überall  ist 
eine  mehr  oder  weniger  umfangreiche  Samm- 
lung von  Material  zur  Volkskunde  damit 
verbunden.  Insbesondere  pflegen  Fragen  nach 
Alter,  Geschlecht,  Ci\-ilBtand,  Religion,  Be- 
ruf dabei  gestellt  zu  werden.  Neuerdings 
tritt  immer  mehr  die  Notwendigkeit  hervor, 
sie  auch  für  die  Beschreibung  der  wirt- 
sdiaftlichen  Zustände  nutzbar  zu  machen, 
d.  h.  die  Fragestellung  dahin  zu  erweitem, 
dass  auch  über  den  Betrieb  der  Landwirt- 
schaft, der  Gewerbe  imd  des  Handels  Daten 
gesammelt  werden,  wie  dies  z.  B.  regel- 
mässig beim  Census  der  Vereini^n  Staaten 
von  Amerika  geschieht  und  bei  den  soge- 
nannten Berufe-  und  Gewerbezählungen 
von  1882  und  1895  in  Deutschland  ge- 
schehen ist 

Die  Bedeutung  der  Volkszählungen 
eigiebt  sich  bereits  aus  dem  Vorstehenden. 
Die  Ermittelung  der  blossen  Bevölkerungs- 
zahl hat  für  jede  Staatsverwaltung  schon 
den  allgemeinen  Wert,  ihr  einerseits  den 
Dm&ng  des  Objekts  zu  zeigen,  auf  das  sich 
die  Rt^erungsfürsoi^  zu  erstrecken  hat, 
und  andererseits  den  Um&ng  der  Macht, 
die  in  der  Volksgrösse  an  und  für  sich 
liegt.  Bei  Staatenvereinigungen,  wie  sie 
z.  B.  das  Deutsche  Reich,  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  die  Schweiz  dar- 
steilen, ist  die  Bevölkerungszahl  der  einzelnen 
Staaten  zugleich  ein  Massstab  des  politischen 
Crewichts,  das  dem  einzelnen  Staate  darin 
zukommt,  auch  ein  solcher  für  finanzielle 
Abredmungen  des  Verbandes  mit  den  Ein- 
zelstaaten. Innerhalb  des  Staates  ist  die 
Bevölkerungszahl  der  Bezirke  xmd  Gemein- 
den von  massgebender  Bedeutung  für  deren 
Wichtigkeit  imd  vielfach  auch  rechtliche 
Stellung.  Dann  ist  die  Kenntnis  der  durch 
die  Volkszählung  fes^estellten  Einteilung 
der  Bevölkerung  nach  Geschlecht  und  Alter, 
nach  Religion,  nach  Erwerbszweigen,  der 
Wirtschaftsbetriebe  nach  Zahl,  Art  imd 
Grösse  für  gesetzliche  und  Verwaltimgs- 
massnahmen  vielfach  Voraussetzung.  Neben 
dieser  unmittelbar  praktischen  Bedeutung 
der  Eigebnisse  der  Volkszählung  geht 
di^enige  her,  welche  sie  für  die  Volks- 


kunde überhaupt  haben.  Hierfür  werden 
die  Volkszählungen  um  so  mehr  leisten, 
je  mehr  sie  das  wirtschaftliche  Leben 
des  Volks  zu  beleuchten,  dessen  fortwährende 
Veränderungen  periodisch  festzustellen  und 
deren  Richtung  und  Stärke  zur  Anschauung 
zu  bringen  suchen. 

Die  Volkszählungsarbeiten  teilen  sich 
naturgemäss  in  drei  Teile,  nämlich  in  die 
vorbereitenden,  w^elche  die  Bestim- 
mungen und  den  Plan  für  die  Volkszählung, 
die  Gestaltung  der  für  die  Befragung  der 
Bevölkerung  nötigen  Drucksachen,  die  Ver- 
teilung dieser  an  die  Stellen  (Behörden), 
denen  die  Veranstaltung  der  Zählung  obliegt, 
und  die  Instruktion  dieser  Stellen  umfasst; 
zweitens  in  die  Ausführung  selbst,  die  in 
der  Sammlung  der  Nachrichten,  welche  diu^h 
den  Volkszählungsplan  bedingt  sind,  bei  der 
Bevölkerung  und  m  der  Vereinigung  dieser 
Nachrichten  (Zählpapiere)  an  die  für  die 
Bearbeitung  des  Msäerials  bestimmten  Stellen 
oder  die  betreffende  CentralsteUe  bestehen; 
der  dritte  Teil  betrifft  die  Bearbeitung 
der  Ergebnisse  d.  i.  die  Prüfung  des  zu- 
sammengebrachten Materials,  die  Gewinnung 
der  Zahlen  daraus,  die  übersichtliche  Dar- 
stellung dieser  Zahlen  in  Tabellen,  die  Ver- 
arbeitung des  so  gewonnenen  Stoffes  für  die 
Zwecke  der  Verwaltung  und  der  Volkskimd& 
Wir  haben  also  zunächst  zu  erörtern  die 
Arbeiten,  welche  im  obigen  Sinne  als  Vor- 
bereitung der  Volkszählungen  bezeichnet 
sind. 

2.  Vorbereitnng.  Zunächst  kommt  in 
Frage,  von  welcher  Stelle  die  Anordnung 
betreffend  die  Vornahme  einer  Volkszählung 
ausgeht  und  welcher  Modus  sich  dafür 
empfiehlt.  So  weit  es  sich  um  bestehende 
Zustände  handelt,  soll  hier  und  weiterhin 
auf  folgende  Staaten  Rücksicht  genonmien 
werden:  Deutsches  Reich,  Oesterreich, 
Sdiweiz;  dann  Ungarn,  Italien,  Frankreich, 
Giossbritannien,  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  und  Russland.  IMe  Anordnung 
einer  Volkszählung  für  einen  Staat  oder 
Staatenverband  kaJiin  geschehen  entweder 
durch  Gesetz  oder  nur  atif  dem  Wege  der 
Verwaltung  (Verordnimg).  Am  nachdrück- 
lichsten haben  für  die  Volkszählung  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  gesorgt, 
indem  sie  in  Artikel  I  Sektion  2  ihrer  Uni- 
onsverfassung von  1787  die  Vornahme  von 
Volkszählungen  jedes  zehnte  Jahr  vor- 
schrieben. In  Frankreich  stützen  sich  die 
Dekrete  des  Präsidenten,  weldie  die  Volks- 
zählungen anordnen,  auf  ein  G.  v.  22.  Juli 
1791,  welches  regelmässige  Feststellungen 
der  Einwohnerzahl  vorsah.  Für  Qtms- 
britannien  und  Irland  wurde  die  erste  Po- 
pulation bill  am  20.  November  1800  im 
Parlament  eingebracht;  für  die  schweize- 
rische Eidgenossenschaft  schreibt  das  Bun- 
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V.  3.  Februar  1860  zehnjährige  Zäh- 
lungen vor;  für  Oesterreich  das  G.  v.  29. 
März  1869;  für  Italien  hat  das  G.  v.  20. 
Juni  1871  Volkszählungen  in  jedem  zehnten 
Jahre  vorgesehen,  ■was  aber  nicht  verhindert 
hat,  dass  die  Volkszählung  von  1891  aus- 
fiel und  eine  zwanzigjährige  Paiise  bis 
Februar  1901  eintrat  In  allen  diesen 
Staaten  sind  also  allgemeine  gesetzliche 
Vorschriften  über  die  Volkszählungen  vor- 
handen, welche  dann  für  die  einzelne 
Volkszählung  entweder  durch  ein  Special- 
gesetz ergänzt  —  in  Amerika,  Gross- 
britannien,  Schweiz,  Italien  —  oder  durch 
Verordnungen  —  Frankreich,  Oesterreich  — 
ausgeführt  werden.  Für  jede  einzelne  Zäh- 
lung wird  durch  besonderes  Gesetz  voi^;e- 
soi^t  in  Ungarn.  Die  bisher  einzige  Volks- 
zählung in  Russland  beruht  auf  dem  durch 
den  Eaiser  sanktionierten  Reglement  vom 
5.  Juni  (a.  St.)  1895.  Sowohl  der  Weg  des 
Gesetzes  •  als  derjenige  der  Verwaltungsan- 
ordnung ist  bis  jetzt  bei  den  Volkszählungen 
für  das  Deutsche  Reich  beschritten  worden. 
Bei  den  specieU  als  »Volkszählungen«  be- 
zeichneten Aufnahmen,  die  in  Anknüpfung 
an  die  früheren  Volkszählungen  des  Zoll- 
vereins 1871  und  von  1875  an  jedes  fünfte 
Jahr  vorgenommen  worden  sind,  hat  man 
sich  nämlich  mit  Verordnungen  des  Bundes- 
rats begnügt,  die  für  jede  einzelne  Zählung 
erlassen  worden  sind;  die  beiden  besonderen 
Volkszählungen  aber,  die  als  »Berufs-  und 
Gewerbezählungen«:  bezeichnet  wurden  (1882 
und  1895)  sind  durch  Reichsgesetze  —  vom 
13.  Februar  1882  und  8.  April  1895  —  ein- 
geleitet worden.  Diese  imterschiedliche 
Behandlung  einer  dem  Wesen  nach  durch- 
aus gleichartigen  Verwaltimgsoperation  hatte 
darin  seinen  Grund,  dass  die  beiden  letzt- 
bezeichneten Aufniüimen,  die  zwischen  den 
periodischen  Volkszählungen  eingeschoben 
wurden,  diesen  gegenüber  besonders  umfang- 
reich waren,  ihre  Kosten  deshalb  zum  grossen 
Teü  auf  die  Reichskasse  übernommen  und 
dazu  grössere  Mittel  vom  Reichstage  ver- 
langt wurden,  während  für  die  gewöhn- 
lichen Volkszählungen,  abgesehen  von  einem 
kleinen  Posten  für  Ibctraaufwendungen  im 
Statistischen  Amt  des  Reichs,  keine  Kosten 
im  Reichsbudget  erscheinen,  sondern  diese 
ganz  von  den  einzelnen  Bundesstaaten  ge- 
tragen werden.  Im  Deutschen  Reich  fehlt 
es  also  an  einem  Princip  für  die  Anordnung 
von  Volkszählungen. 

8.  Ansfährnng.  Wenn  man  nun  fragt, 
ob  es  sich  mehr  empfehle,  die  Volkszäh- 
lungen auf  Grund  von  Gesetzen  oder  nur 
von  Verordnimgen  zu  veranstalten,  so  scheint 
die  Frage  schon  im  ersteren  Sinne  ent- 
schieden, da  alle  Staaten  ausser  Deutsch- 
land, imd  auch  dieses  in  besonderen  Fällen, 
Gesetze  zu  diesem  Zweck  für  nötig  erachtet 


haben.  Indes  zeigt  zugleich  das  Beispiel 
Deutschlands,  dass  es  dem  Publikum  gegen- 
über auch  ohne  Gesetz  geht;  staatsrechtlidL 
haben  die  Volkszählungen  stets  dadurch 
eine  gesetzliche  Grundlage,  dass  die  Kosten 
im  Budget  der  Staaten  oder  Staatenver- 
bände  erscheinen  mtissen.  Das  Vermeiden 
besonderer  Volkszählungsgesetze  empfiehlt 
sich  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Verord- 
nung in  Bezug  auf  Termin,  umfang,  Ver- 
fahren sich  besser  dem  zeitweiligen  Bedürf- 
nisse anschliessen  kann,  im  Gegensatz  zu 
einem  allgemeinen  Gesetz  über  Volkszäh- 
lungen, das  die  Angelegenheit  auf  lange 
Zeit  hinaus  regelt  und  dadurch  ein  Hemm- 
schuh der  Entwickelung  werden  kann,  wie 
das  z.  B.  in  Oesterreich  empfunden  wird. 
Weniger  Bedenken  sind  gegen  ein  Special- 
gesetz für  die  einzelne  Volkszählung  zu  er^ 
heben,  zumal  wenn  sich  dessen  Bestim- 
mungen davon  fem  halten,  in  die  Technik 
xmd  die  Art  der  Verarbeitung  der  Daten 
einzugreifen.  Der  für  die  gesetzliche  R^e- 
lung  angeführte  Grund,  dass  die  Volks- 
zählung dadurch  mehr  Ansehen  bei  der 
Bevölkerung  erhalte,  föllt  wenig  ins 
Gewicht,  weil  die  Bevölkerung  wohl 
nicht  geneigt  ist,  bei  solcher  Inanspruch- 
nahme nach  ihrer  rechtlichen  Natur  zu 
fragen.  Wohl  aber  würde  ein  besonderes 
Gesetz  dann  unentbehrlich  werden,  wena 
Verweigerung  der  verlangten  Auskünfte  in 
einer  erhebhchen  Anzahl  von  Fällen  zu 
fürchten  wäre,  weil  wirksame  Strafandro- 
hungen geschaffen  werden  müssten.  Je  um- 
fassender die  Volkszählungen  werden,  je 
mehr  sie  namentlich  auch  Auskünfte  über 
wirtschafthche  Verhältnisse  verlangen,  desto 
mehr  wird  man  die  Möglichkeit  sichern 
müssen,  Auskünfte  zu  erzwingen.  In  Deutsdi- 
land  hat  man  in  dieser  Beziehung  bei  jenen 
beiden  grossen  Volkszählungen  Vorsorge  ge- 
troffen, während  bei  den  periodisch  wieder- 
kehrenden, freUich  recht  dürftigen  Volks- 
zählungen sich  ein  Bedürfnis  nach  Straf- 
bestimmungen nicht  gezeigt  hat  üebrigens 
sind  auch  bei  jenen  beiden  Zählungen  die 
Strafbestimmungen  kaum  zur  Anwendung 
gekommen. 

Treten  wir  nun  in  die  Erörterung  der 
materiellen  Bestimmungen  für  eine  Volte- 
zählung ein,  so  kommt  zunächst  die  Zeit 
in  Frage  d.  h.  die  Periode,  in  welcher 
VolkszMilungen  zu  wiederholen  sind,  und 
der  Termin  (Monat,  Tag),  auf  welchen  sie 
fallen  sollen. 

Im  Deutschen  Reich  sind  seit  dees» 
Bestehen  9  Zählungen  abgehalten  worden, 
und  zwar  in  den  Jahren  1871,  75,  80,  82. 
85,  90,  2  im  Jahre  95,  1900.  Von  den  suj- 
deren  oben  genannten  Ländern  zählt  Frank- 
reich alle  5  Jahre  (in  den  auf  1  und  auf  6 
endigenden),  die  anderen  haben  zehnjährige 
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Zahlungsperioden,  uad  zwar  Oesterreich, 
Ungarn,  vereinigte  Staaten  von  Amerika  in 
den  auf  0,  Italien,  Oiossbritannien  in  den 
auf  1  endigenden  Jahren.  Meist  wird  also 
eine  zehnjährige  Wiederholung  für  genügend 
befunden,  und  wenn  man  bedenkt,  dass  die 
ordentliche  Durcharbeitung  einer  einiger- 
massen  ausgiebigen  Volkszählung  mehrere 
Jahre  erfordert,  so  darf  man  sich  damit 
zufrieden  geben;  kürzere  Perioden  lassen 
sich  nur  aus  dem  G^esichtsplmkte  recht- 
fertigen, dass  die  Volkszahl  als  Grund- 
lage für  finanzielle  Abrechnungen  zwischen 
Teilen  einer  Volkszählungsgemeinschaft,  also 
z.  B.  im  Deutschen  Reich  zwischen  den 
Bundesstaaten  dienen  sollen.  Da  können 
sich  die  Verliältnisse  der  Einwohnerzahlen, 
wenn  es  sich  um  kleine  Staaten  handelt, 
schon  in  etwa  fünf  Jahren  so  verändern, 
dass  Zahlung  und  Leistung  einzelner  Glieder 
bemerkenswert  verschoben  werden.  Da- 
durch lässt  sich  aber  nur  die  Feststellung 
der  blossen  Einwohnerzahl,  nicht  aber  die 
Wiederholung  umfassender  Aufnahmen  in 
kürzeren  Zeiträumen  als  ein  Jahrzehnt  recht- 
fertigen. 

Als  Termin,  an  dem  die  Zählung  vorge- 
nommen wird,  wurde  gewählt  in  Deutsch- 
land für  die  gewöhnlichen  kleinen  Zählungen 
Anfang  Dezember,  für  die  beiden  grossen 
Volkszählungen  von  82  und  95  der  Juni; 
die  Schweiz  hat  gleichfalls  Anfang  De- 
zember als  gewöhnlichen  Zähltermin ;  Oester- 
reich und  Ungarn  zählen  Ende  Dezember; 
Italien  zählte  1901  Ende  Februar;  Frank- 
reich Ende  März;  Grossbritannien  Anfang 
AprU;  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
halten  ihren  Censns  im  Juni  ab;  Russland 
hat  am  28.  Januar  (a.  St)  1897  mit  seiner 
Zahlung  begonnen.  Die  Länder,  welche  im 
Winter  zählen,  machen  dafür  geltend,  dass 
dann  die  Bevölkerung  am  wenigsten  in  Be- 
wegung ist  und  man  am  ehesten  die  in 
jeder  Gemeinde  ständig  anwesende  Bevölke- 
rung erfasse.  Diesen  Zweck  wird  man 
allerdings  durch  Zählungen  im  Januar  oder 
Februar,  wo  Reiseverkehr  und  wirtschaftliche 
Thätigkeit  am  geringsten  sind,  am  besten 
erreichen.  Für  eine  Volkszählung,  die  als 
Hauptzweck  den  hat,  die  Volkszahl .  nach 
Stand  und  Verteilung  an  einem  bestimmten 
Tage  recht  genau  zu  ennitteln  —  am 
nächsten  Tage  ist  sie  ja  doch  schon  A»-ieder 
anders  — ,  kann  man  diesen  Grund  tmd 
diese  Terminswahl  gelten  lassen.  Aber  wenn 
man  an  eine  Volkszählung  höhere  Anspräche 
stellt,  als  es  im  beschränkten  Sinne  des 
deutschen  Wortes  liegt,  so  muss  man  die 
Aufnahme  zu  einem  Zeitpunkt  machen,  an 
dem  die  Bevölkerung  in  recht  lebhafter 
wirtschaftlicher  Thätigkeit  ist  und  man 
so  den  zahlenmässigen  Eindruck  von  deren 
Stärke  und  Mannigfaltigkeit  erhält;  und  zwar 


zu  einem  Zeitpunkt,  wo  namentlich  auch  die 
grossen  Erwerbszweige,  die  im  Winter  mit 
sehr  beschränkten  Kräften  arbeiten:  Land- 
wirtschaft, Baugewerbe,  Schiffahrt  ein  Bild 
ihrer  vollen  Entfallung  geben  können,  denn 
die  moderne  Staatsverwaltung  hat  ein  Be- 
dürfnis nach  wirtschaftlicher  Statistik,  für 
die  gerade  bei  den  Volkszählungen  Material 
gewonnen  werden  kann.  Wenn  man  mm 
auch  den  Volkszählungstermin  nicht  gerade 
in  den  Hochsommer  legen  wird,  wo  der 
Reiseverkehr  am  grössten  ist  und  die  land- 
wirtschaftliche Bevölkerung  von  eiligen 
Arbeiten  bedrängt  wird,  so  empfehlen  sich 
die  Monate  hochgespannten  wirtschaftlichen 
Lebens  wie  Juni  oder  September  am 
meisten  für  Volkszählungen,  welche  volks- 
wirtschaftliche Informationen  bieten  sollen 
und  müssen.  Auf  Grund  von  Winterzäh- 
lungen kann  man  nicht  einmal  die  Verteilung 
der  Bevölkerung  nach  dem  Beruf  ausreichend 
darstellen. 

Hiermit  verzichtet  man  allerdings  auf 
das  Ziel,  welches  insbesondere  in  Deutsch- 
land, seit  Einrichtung  der  Zählungen  im 
Zollverein  verfolgt  worden  ist,  nämlich  die 
Bevölkerung  möglichst  an  ihrem  ständigen 
Wohnorte  zu  zählen,  die  »Wohnbevölkerung« 
für  jede  Gemeinde,  jeden  Bezirk  und  Staat 
festzustellen,  was  man  am  besten  im  De- 
zember zu  erreichen  meinte.  Bei  einer 
Zählung  im  Juni  oder  September  wird  man 
in  der  That  einen  Teil  der  Bevölkerung  an 
anderen  Orten  finden  wie  im  Dezember, 
man  denke  z.  B.  an  die  landwirtschaftlichen 
Wanderarbeiter,  die  industrielle  und  Ver- 
kehrsbevölkerung der  Badeorte,  die  Bau- 
arbeiter, die  Schiffer;  und  zwar  viel  mehr 
an  ihren  hauptsächlichen  Erwerbsorten; 
diese  Verteilung  ist  aber  auch  entschieden 
der  nach  Winterwohnorten  vorzuziehen. 

Begrifflich  kann  man  drei  verschiedene 
Einwohnerzahlen  unterscheiden,  auf  die 
sich  eine  Volkszählung  richten  kann:  1.  die 
rechtliche  Bevölkerung  d.  h.  die  Summe  der 
Personen,  die  nach  ihrem  Heimatsrecht  einer 
Gemeinde  und  den  Gemeinden  eines  Landes 
angehören;  2.  die  Wohnbevölkerung,  d.  h. 
die  Personen,  die  ihren  ständigen  Aufent- 
haltsort in  der  Gemeinde  haben ;  3.  die  orts- 
anwesende Bevölkerung,  d.  h.  die  Einwohner- 
zahl, die  zu  einem  gegebenen  Zeitpunkt,  z.  B. 
Mitternacht  vom  30.  November  zum  1.  De- 
zember, in  der  Gemeinde  anwesend  war. 
Bei  der  heutigen  Verkehrsentwickelung  ist 
man  immer  mehr  gezwungen,  den  Nach- 
druck auf  die  Ermittelung  der  letztgenannten 
Bevölkerungskombiuation  zu  legen,  obgleich 
sie  theoretisch  höchst  unrationell  ist,  wie 
jeder  sofort  erkennt  Insbesondere  kann 
diese  »ortsanwesende«  Bevölkerung  für 
kleinere  Gemeinden  ein  recht  schiefes  Bild 
der  sozialen  Zusammensetzung  der  Bevölke- 
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rung,  bei  zufälliger  Abwesenheit  eines  wich- 
tigen Teiles  der  Einwohnerschaft  oder  zu- 
fälliger Anwesenheit  vieler  fremder  Ele- 
mente, geben ;  während  für  grössere  Gebiete 
solcher  Fehler  nicht  zu  befürchten  ist.  Man 
versucht  darum  auch  jetzt  noch  vielfach, 
durch  Aussonderung  der  »vorübergehend« 
Anwesenden  und  Ermittelung  der  vorüber- 
gehend Abwesenden  eine  Wohnbevölkenmg, 
eine  theoretisch  rationelle  Kombination  zu 
konstruieren,  aber  der.  Begriff  des  »Vorüber- 
gehenden« ist  für  die  Zwecke  der  Volks- 
zählung zu  schwierig  zu  fassen  tmd  als 
Merkmal  der  Aufzeichnung  in  die  Listen 
der  Bevölkerung  kaum  gleichmässig  klar 
zu  machen;  ausserdem  sind  vollständige 
Nachrichten  über  die  Abwesenden  so 
schwer  zu  erlangen,  dass  man  für  die  Aus- 
zählung und  Bearbeitung  der  Nachrichten 
sich  doch  an  die  Ortsanwesenden  halten 
muss  und  damit  wenigstens  die  genaue  Be- 
völkerungsziffer für  einen  gegebenen  Zeit- 
punkt erlangt  In  Ländern,  wo  ein  be- 
.stimmter  Zählungstermin  nicht  festgehalten 
wird,  die  Zählung  selbst  sich  nicht  in  einem 
ganz  kurzen  Zeiträume  abwickeln  kann,  son- 
dern Wochen  und  Monate  für  das  Zählge- 
schäft gebraucht  werden,  wie  das  z.  B.  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  in 
Bussland  unvermeidlich  ist,  können  Vor- 
schriften über  die  Zählung  einer  bestimmten 
Bevölkerungskombination  überhaupt  nicht 
recht  wirksam  sein.  In  Frankreich  wird 
der  Ermittelung  der  population  residente 
noch  besondere  Rücksicht  gewidmet,  aus 
Oründen  des  Staatsrechts;  in  den  anderen 
Staaten  Europas  ist  die  Ermittelung  jetzt 
hauptsächlich  auf  die  ortsanwesende  (fak- 
tische) Bevölkerung  gerichtet. 

Wenn  nun  Zeitpunkt  und  Bevölkerungs- 
kombination bestimmt  sind,  so  handelt  es 
sich  darum,  welche  Fragen  man  an  die  Be- 
völkerung stellen  wül;  von  deren  Zahl  und 
Art  wird  die  Art  der  Hilfsmittel  ojnd  Organe 
der  Zählung  mit  abhängen.  Je  eindringen- 
der die  Befragung,  desto  grössere  Anforde- 
rungen werden  an  die  Technik  der  Aus- 
führung gestellt.  Von  den  schon  genannten 
Ländern  haben  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  von  je  her  die  Aufgaben  ihres 
Census  sehr  weit  gesteckt,  bis  in  diejenigen 
der  Produktionsstatistik  hinein.  Im  Deut- 
-schen  Ueioh  ist  1875  ein  (ziemlich  miss- 
glückter)  Versuch  gemacht  worden,  die  Volks- 
zählung zu  einer  Gewerbezählung  auszu- 
dehnen, wobei  schon  wegen  des  für  ge- 
werbliche Untersuchimgen  unpassenden  (üe- 
zember-)Termins  eine  wichtige  Vorbedingung 
des  Gelingens  fehlte;  dann  kamen  die  Juni- 
zählungen von  1882  und  1895,  die  sich  auf 
landwirtschaftliche  und  industrielle  Verhält- 
nisse mit  bezogen.  In  Ungarn  wurden  1890 
-die  Angaben  der  Arbeitnehmer  über  ihren 


Beruf  und'  den  Betrieb,  in  dem  sie  be- 
schäftigt waren,  zu  einer  Gewerbezählung 
verwertet.  In  Frankreich  hat  sich  die  Zäh- 
lung von  1896  auch  auf  die  gewerblichen 
Verhältnisse  erstreckt.  In  den  übrigen 
Staaten  hat  man  sich  mit  Angaben  über  den 
persönlichen  Beruf  im  Hinblick  auf  eine 
auszuarbeitende  Berufsstatistik  begnügt. 

Es  kann,  wie  schon  gesagt,  nicht  zweifel- 
haft sein,  dass  die  Bedürfnisse  der  Verwal- 
timg in  der  Neuzeit  immer  mehr  darauf 
hindrängen,  di0  Volkszählungen  für  die  Dar- 
stellung der  volkswirtschaftlichen  Verhält- 
nisse zu  verwerten  und  bezügliche  Fragen 
zu  stellen.  Selbstverständlich  müssen  hier- 
bei stets  in  erster  Linie  die  persönlichen 
Verhältnisse  der  Bevölkerung  selbst  erfragt 
werden,  also  insbesondere  Alter,  Geschlecht, 
Familienstand,  Beruf,  weü  dies  Gnmdfragen 
sind,  auf  welche  die  anderen  Auskünfte  zu- 
rückbezogen werden  müssen. 

Bei  diesen  Betrachtungen  über  die  Frage- 
stellung bei  Volkszählungen  kann  nicht  un- 
erörtert  bleiben,  wem  das  Recht  der  Frage- 
stellung gebührt,  und  zwar  hat  dies  für 
deutsche  Verhältnisse  besondere  Bedeu- 
tung. Hier  werden  die  Volkszählungsfragen, 
soweit  sie  für  das  Reich  gleichmässig  ge- 
stellt werden  sollen,  vom  Bundesrate  be- 
stimmt: die  Ausführung  der  Volkszählungen 
wird  aber  den  einzelnen  26  Staaten  über- 
lassen; und  es  gUt  als  R^el,  dass  diese 
noch  weitere  Fragen  stellen  dürfen,  die  sie 
für  ihre  Zwecke  für  nützlich  erachten.  Da  die 
Staaten  von  dieser  Befugnis  einen  sehr  be- 
scheidenen Gebrauch  machen,  hat  dies  bis- 
her noch  nicht  zu  Unzuträglichkeiteu  durch 
Ueberlastung  der  Zählungen  gehlhrt.  Nun 
aber  übertragen  die  Staaten  die  Ausführung 
der  Volkszählungen  wiederum  weiter  an  die 
Gemeinden.  Unter  diesen  hat  eine  Anzahl 
grösserer  Städte  sich  besondere  statistische 
Stellen  (»Statistische  Aemter«)  gescliaffen, 
welche  ihre  Aufgaben  nicht  auf  die  Aus- 
führung der  vom  Staat  gestellten  statistischen 
Aufträge  begrenzen,  auch  keiner  staatlichen 
Kontrolle  unterstehen,  auch  sich  nicht  dar 
mit  begnügen,  eigene  Aufnahmen  mittelst 
der  ihnen  zu  Gebote  stehenden  Gemeinde- 
organe zu  machen,  sondern  gerade  die  all- 
gemeinen Volkszählungen  zn  beuutzen 
streben,  um  ihrerseits  zu  den  Reichs-  und 
staatlichen  Fragen  noch  Zusatzfragen  zu 
machen.  Selbst  wenn  diese  Fragen  sieh  in 
den  durch  die  Zwecke  der  Gemeindever- 
waltung gegebenen  Grenzen  halten,  ist  doch 
solche  Erweiterung  des  Rechts  der  Frage- 
stellung sehr  bedenklich,  denn  die  Häufung 
der  Fragen  erschwert  die  Ausführung  der 
Volkszählung  und  macht  sie  beim  Publikum 
missliebig.  Da  das  Bedürfnis  des  Reichs 
selbst  schon  nach  Ausdehnung  der  Zählungen 
geht,  es  also  selbst  an  das  Publikum  immer 
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grössere  Ansprüche  stellen  muss,  scheint 
eine  straffere  Organisation  der  Volkszählungen 
namentlich  gegenüber  den  erwähnten  Be- 
strebungen der  Gemeinden  notwendig. 

Das  weitere  Stadium  der  Ausführung 
besteht  dann  in  der  Auswahl,  Beschaffung 
und  Verteilung  der  Zählungsformulare. 
Die  natürliche  Einheit  für  die  Zählung  ist 
die  Haushaltung  und  daher  das  d\ux;h 
die  Natur  der  Sache  bedingte  und  zugleich 
vollkommenste  Zählungsformular  die  Haus- 
haltungsliste, d.  h.  für  jede  Haushaltung 
oder  einer  Haushaltung  gleich  zu  achtende 
Einzelperson  ein  Formuliu:,  in  dessen  Kopf 
die  Fragen  stehen  und  das  eine  grössere 
Anzahl  von  Qnerzeilen  zur  Aufzeichnung 
der  Mitglieder  der  Haushaltung  enthält  nebst 
den  nötigen  Supplementformularen  für  be- 
sondere Aufnahmen  z.  B.  für  die  Beschrei- 
bung des  von  der  Haushaltung  aus  bewirt- 
schafteten landwirtschaftlichen  Betriebes,  der 
gewerblichen  Unternehmung.  Da  der  Inhalt 
solcher  Haushaltungslisten,  um  die  Zählung 
der  Individuen  zu  bewirken,  entweder  durch 
Ausstrichelung  oder,  was  das  empfehlens- 
werte, durch  Ausschi-eiben  von  Zählkärtchen 
für  die  Gewinnung  der  Summen  verarbeitet 
werden  m^iss,  so  ist  man  auf  die  Idee  ge- 
kommen, den  Zählungsstellen  (Statistischen 
Bureaus)  diese  Arbeit  dadurch  zu  ersparen, 
dass  man  sie  auf  das  Publikum  oder  die 
Zähler  abwälzt,  indem  man  nämlich  statt 
der  Haushaltungsliste  so  viel  Zählkarten  — 
»Individualkartenc  —  ausfüllen  ISsst  als  die 
Haushaltung  Personen  zählt.  Diese  Methode 
ist  wohl  zuerst  1870  in  Cngam  angewendet 
worden  und  dann  leider  auch  in  einer  An- 
zaiil  von  (12)  deutschen  Staaten,  insbesondere 
Preussen,  nachgeahmt  Das  Zählungsinstni- 
ment  besteht  dann  in  einem  »Zählbrief«  für 
jede  Haushaltung,  einer  siunmarischen  Haus- 
haltungsliste  imd  der  nötigen  Anzahl  an 
Zählkarten.  In  diese  letzteren  muss  für 
jedes  Individuum  nicht  nur  wie  bei  der 
Haushaltungsliste  das  eingetragen  werden, 
was  als  ihm  selbst  eigentümlich  gefragt 
werden  soll,  sondern  alle  Rubriken  der  Haus- 
haltungsliste müssen  auf  der  Karte  wieder- 
holt werden.  Selbst  w^enn  hierdurch  den 
Auszählungsstellen  grössere  Ersparnisse  an 
Arbeit  und  Kosten  erwüchsen  als  thatsäch- 
lich  der  Fall  ist,  so  lässt  sich  die  weit  über 
das  Notwendige  hinausgehende  Belastung 
des  Publikums  und  der  2iähler  (vielfach 
dieser)  durch  Schreibwerk  nicht  rechtfertigen. 
Ausserdem  ist  diese  Zerreissung  der  Haus- 
haltungslisten in  Einzelkarten  für  alle  die- 
jenigen Auszählungen  unpraktisch,  bei  denen 
die  Individuen  als  Teile  der  Haushaltung 
(Dienstboten,  Kinder  etc.)  charakterisiert 
werden  sollen.  Bei  wirklich  grossen  Volks- 
zählimgen  wird  die  Aufnahme  durch  Zähl- 
karten vollends  unzweckmässig,  wie  denn 


z.  B.  die  letzte  »Berufszählung«  1895  in 
Deutschland  durchweg  mit  Haushaltungs- 
listen ausgeführt  werden  musste. 

Dann  handelt  es  sich  weiter  um  die 
Wahl  der  Organe  zur  Ausführung  der 
Volkszählung.  In  Deutschland  gestaltet  sich 
die  Sache  so,  dass  die  eigentlich  ausführen- 
den Organe  die  Gemeindebeliörden  sind, 
welchen  vom  Staat  die  Formulare  dazu  ge- 
liefert werden.  Sie  setzen  eine  grosse  Menge 
von  Zählern  in  Bewegung,  und  zwar,  so- 
weit der  Bedarf  nicht  durch  (Jemeinde- 
beamte  gedeckt  wird,  freiwillige,  denen  das 
Zählen  als  Ehrenamt  übertrt^n  wird,  da 
regelmässig  keine  Entschädigung  für  diese 
Arbeit  gewährt  wird ;  nur  in  einem  deutschen 
Staate,  in  Hamburg,  bUdet  Bezahlung  die 
Regel.  Die  Ausfüllung  der  Formulare  durch 
Beantwortung  der  gestellten  Fragen  soll  bei 
uns  soweit  möglich  durch  das  Publikum  — 
die  Haushaltungsvorstände  —  selbst  ge- 
schehen und  die  Zähler  sollen  in  der  Haupt- 
sache: austeilen,  kontrollieren  und  wieder 
einsammeln;  vielfech  ist  aber  ihre  starke 
Nachhilfe  bei  AusfflUimg  der  Formulare 
nötig.  Auch  in  Oesterreich,  Ungarn,  der 
Schweiz  und  Italien  sind  die  Gemeinden 
die  ausführenden  Organe,  und  die  Zählarbeit 
ist  regelmässig  gratis  zu  leisten.  In  Frank- 
reich liegt  die  Zählung  den  Maires  ob  mit 
teilweise  besoldeten  Ahnten.  In  Gross- 
britannien lehnt  sich  die  Organisation  der 
Zählung  an  die  der  Standesämter  (registrars) 
an  und  die  von  den  Standesbeamten  be- 
stellten Zähler  werden  besoldet.  In  Irland 
fungieren  die  Polizeiorgane  als  Zähler  und 
werden  dafür  entschädigt.  Am  straffsten  ist 
die  Volkszählungsorganisation  in  den  Ver- 
einigten Staaten  vou  Amerika  durchgeführt, 
wo  von  Bundeswegen  für  jeden  Census  ein 
besonderes  Census  office  eingesetzt  wird,  bei 
dem  das  ganze  Zählungsgeschäft  koncentriert 
wird.  Für  den  12.  Census  (von  1900)  be- 
steht diese  Behörde  aus  1  Direktor,  1  Vice- 
direktor,  5  Abteilungsvorständen,  ca.  300{» 
Bureaupersonen,  50000  Zählern  und  Super- 
visors. In  Kussland  wurde  für  die  Zählung 
von  1897  eine  besondere  Centralkommission 
geschaffen  mit  96  Provinzial-  und  etwa  750 
Bezirkskommissionen;  das  ganze  Reich  war 
in  nmd  7000  Sektionen  zu  Zählungszwecken 
geteilt,  und  etwa  150000  Personen  wurden 
als  Zähler  beschäftigt.  Diese  wurden  teils 
bezahlt,  teils  wurden  unbesoldete  Zähler 
durch  die  Stifhmg  einer  eigenen  Medälle 
gewonnen. 

Die  Centralisation  der  Ausführung  der 
Volkszählung  unter  thunlichster  Beiseite- 
lassung  der  poUtischen  Behörden  und  die  An- 
wendung besoldeter  Zähler,  die  sorgfältig 
vorbereitet  und  eneigisch  verantwortlich  ge- 
macht werden,  empfiehlt  sich  um  so  mehr,  je 
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umfangreicher  die  Zählungen  und  schwie- 
riger die  Fragen  werden. 

4.  Bearbeitune  der  Ergebnisse.  Nach- 
dem nun  durch  die  Ausfüllung  und  Ein- 
sammlung der  Zählpapiere  das  Kohmaterial 
der  VolkszähluBg  beschafft  ist,  handelt  es 
sich  um  die  Verarbeitung  desselben 
zum  Zweck  der  Gewinnung  der  Ergebnisse 
für  den  Bezirk,  den  Staat  etc,  für  welchen 
die  Aufnahme  stattfand.  Für  eine  rationell 
angelegte  Volkszählung  muss  der  Plan  der 
Bearbeitung  im  wesentlichen  vor  der  Aus- 
führung feststehen,  denn  mau  soU  bei  der 
Volkszählung  nur  fragen,  was  man  nachher 
verarbeitea  will  und  kann,  und  zwar  mit 
Nutzen  in  erster  Linie  für  die  Verwaltung  ver- 
arbeiten kann.  Was  für  diese  verwertbar,  wird 
auch  den  Zwecken  der  Wissenschaft  dienst- 
bar zu  machen  sein.  Man  kann  beobachten, 
dass  nicht  nur  bei  Personen,  die  sich  im 
Namen  der  Wissenschaft  für  Volkszählungen 
interessieren,  ohne  das  auf  statistischem 
Wege  Erreichbare  genügend  zu  übersehen, 
sondern  auch  noch  bei  Statistikern,  die  zur 
Mitwirkung  an  den  Volkszählungen  berufen 
sind,  sich  die  Neigimg  findet,  die  Zählungen 
mit  »interessanten«  Fragen  zu  belasten,  die 
nur  zu  einem  wertlosen  Zahlenwerk  führen ; 
so  z.  B.  wenn  man  dem  Haushaltungsvor- 
stande zumutet,  anzugeben,  ob  ein  Mitglied 
seiner  Familie  »blödsinnig«  oder  »irrsinnige 
sei ;  wie  viel  »Fenster«  seine  Wohnung  habe 
u.  dgl.,  oder  wenn  man,  wie  dies  wunder- 
barerweise in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  geschieht,  bei  Gelegenheit  des 
Census  die  Zahl  der  im  letzten  Jahre  Ge- 
borenen und  Gestorbenen  ermitteln  will.  Es 
ist  durchaus  notwendig,  dass  man  schon  bei 
Anlage  der  Volkszählung  »interessante« 
Fragen  ■ —  die  ja  auch  in  anderen  Zweigen 
der  Statistik  vielfach  auftauchen  und  abge- 
wehrt werden  müssen  —  vermeide  und  nur 
solche  stelle,  über  deren  nutzbringende 
Verwendung  man  sich  von  vom  herein 
klar  ist 

Die  Bearbeitung  des  Urmaterials  wird 
jetzt  auch  in  den  Ländern,  deren  Volks- 
zählungen nicht  durch  besondere  Behörden 
(Vereinigte  Staaten  von  Amerika,  Eussland, 
Grossbritannien,  s.  o.)  ausgeführt  werden, 
meist  so  eingerichtet,  dass  die  Gemeinde- 
und  Bezirksbehörden  mit  Rechnungs-  und 
Zusammenstellungsarbeiten  möglichst  ver- 
schont werden  und  das  Urmaterial  sogleich 
an  eine  Stelle  geleitet  wird,  deren  eigent- 
liche Aufgabe  in  statistischen  Arbeiten  Uegt 
So  ist  es  in  den  deutschen  Staaten;  nur  in 
Württemberg  und  Baden  wird  von  den  Ge- 
meinden noch  eine  grössere  Beteiligung  an 
der  Aufarbeitung  des  Materials  verlangt; 
sonst  werden  die  Arbeiten,  welche  für  die 
Zwecke  des  Reichs  nach  den  Vorschriften  des 
Bundea-ats  dem  Kaiserlichen   Statistischen 


Amte  zu  Uefem  und  sonst  für  die  Zwecke 
der  Landesverwaltung  auszuführen  sind,  bei 
den  statistischen  Landesämtern  (Provinzial- 
ämter,  die  sehr  nützlich  wirken  könnten, 
fehlen  auch  im  grössten  Bundesstaate)  cen- 
tralisiert.  In  Oesterreich  bleibt  nodi  ein 
Teil  der  Aufarb^tung  den  Orts-  und  Be- 
zirksbehörden zugewiesen;  in  Ungarn  und 
in  der  Schweiz  werden  die  Ortsbehörden 
nur  mit  geringen  vorläufigen  Zusammen- 
stellungsarbeiten  in  Anspruch  ^nommen. 
Der  Hauptteil  derselben  wird  m  Ungarn 
beim  Statistischen  Centralamt,  für  die  Schweiz 
beim  Eidgenössischen  Statistischen  Bureau 
besorgt  In  Frankreich  fallen  diese  Ai-beiten 
(döpouiUement)  in  der  Hauptsache  den  Maires 
und  Präfekten  zu-  ia  Italien  teilen  sie 
^vori  di  spoglio)  sich  zwischen  den 
Gemeinden  und  der  statistischen  Central- 
stelle. 

Für  die  Auszählungsarbeiten,  die  in 
grossen  Massen  an  einer  Stelle  ausgeführt 
werden,  ist  von  Hollerith  in  Washington 
eineZähimaschine  konstruiert  worden,  welche 
zur  Voraussetzung  hat,  dass  die  Beschreibung 
jedes  Individuums  auf  eine,  nach  bestimmter 
Anordnung  zu  durchlochende  Papptafel  über- 
tragen worden  ist  Diese  Taieln  können 
sehr  rasch  durch  die  elektrisch  betriebene 
Maschine  geführt  werden,  die  viele  Zählungs- 
kombinationen zulässt  Die  Zahlen  werden 
auf  einem  Uhrwerk  sichtbar  und  von  da 
abgelesen.  Wo  schon  bei  der  Zählung  selbst 
Individualkarten  angewendet  werden  (s.  o.), 
würde  die  Uebertragung  von  dem  Inhalt 
auf  die  gelochten  Papptafeln,  wie  sie  für 
die  Maschine  Vorbedingung  sind,  eine  übei^ 
flüssige  Arbeit  bedeuten;  wo  man  aber  mit 
Haushaltungslisten  oder  Hauslisten  gezählt 
hat  und  deren  Inhalt  zu  den  Zwecken  der 
Auszählung  auf  Individualkarten  übertragen 
muss,  kann  in  Frage  kommen,  ob  man  die 
Zählkarten  handschriftlich  oder  zur  Ver- 
wendung mit  der  elektrischen  Maschine 
dittch  Lröchung  herstellen  will.  In  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika,  wo  jene 
Voraussetzung  zutrifft  und  das  Volkmäh- 
lungsmaterial  von  gut  instruierten  und  be- 
zahlten Zählern  gesammelt  wird,  also  ver- 
mutlich keine  grossen  Nachprüfungsarbeiten 
erfordert  oder  erfährt,  hat  man  die  Zähl- 
maschine schon,  wie  es  scheint,  mit  Nutzen 
angewendet;  auch  Oesterreich  hat  für  die 
Arbeiten,  welche  1890  bei  der  Statistischen 
Centralkommission  ausgeführt  wurden,  eine 
der  HoUerithschen  ähnliche  Maschine  ver- 
wendet und  Tabellen  mit  erstaunlich  mannig- 
faltigen Kombinationen  hergestellt  In  Frank- 
reich ist  für  die  Berufsstatistik,  die  aus  dem 
Material  der  Zählung  von  1896  in  Paris  be- 
arbeitet worden  ist,  die  Hollerithmaschine  zur 
Anwendung  gekommen.  Ein  abschliessen- 
des Urteil  dwliber,  wie  weit  die  Maschine 
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wirklich  Zeit  und  Geld  spart,  ist  bis  jetzt 
nicht  zu  gewinnen ;  nur  so  viel  scheint  fest- 
zustehen, dass  für  die  Herstellung  von  Ta- 
bellen mit  sehr  vielen,  auch  übermässig 
■vielen  Kombinationen,  z.  B.  Benifsart,  Be- 
rufestellung, Geschlecht,  Alter,  Familienstand, 
kombiniert,  die  Maschine  leistungsfähi^r  ist 
als  die  Handarbeit.  Wenn  aber,  wie  das 
bei  uns  in  Deutschland  der  Fall  ist,  der  bei 
weitem  schwierigste  und  langwierigste  Teil 
der  Volkszählungsarbeiten  auf  die  Prtlfung 
und  Berichtigung  des  Materials  entMlt,  so 
kann  die  Maschine  wenig  Hilfe  bringen. 
Das  Ausschreiben  der  Zählblättchen  geht 
mit  der  Hand  ebenso  rasch  wie  das  Lochen 
der  Papptafeln,  bei  welchem  zudem  Fehler 
wohl  häufiger  und  weniger  sichtbar  sind; 
das  Auszählen  ist  an  sich  ein  so  geringer 
Teil  der  Arbeit,  dass  die  Maschine  im  ganzen 
wenig  Vorsprung  verschaffen  kann,  das 
Uebertragen  der  Zahlen  in  die  Tabellen  und 
das  Auf  summieren  nimmt  die  Maschine  doch 
nicht  ab;  fOr  das  letztere  aber  kann  eine 
andere  Art  von  Apparaten,  die  selbst- 
schreibende Additionsmaschine,  von  Nutzen 
sein,  welche  das  Aufeummieren  langer 
Zahlenreihen  sehr  erleichtert 

Die  Länge  der  Zeit,  welche  die  Be- 
arbeitimg einer  Volkszählung  erfordert,  wird 
bestimmt  durch  den  umfang  der  Fragen 
und  der  beabsichtigten  Darstellung  der  Er- 
gebnisse, durch  die  Mittel  an  Geld  und 
Arbeitskräften,  die  aufgewendet  werden,  und 
die  Verteilung  und  Verwendung  dieser 
Kräfte.  Die  gänzliche  Aufarbeitung  des 
Materials  einer  grösseren  Volkszählung  er- 
fordert regelmässig  Jahre;  z.  B.  bei  der 
letzten  Volkszählung  im  Deutschen  Reich 
waren  zwar  die  ersten  vorläufigen  Ergeb- 
nisse —  die  männliche  und  weibliche  Be- 
völkerung der  Staaten,  Provinzen  und  Gross- 
städte —  drei  Monate  nach  der  Zählung, 
also  am  1.  März  1901,  fflr  das  Reich  fest- 
zustellen und  sind  sogar  etwas  frilher  fest- 
gestellt worden,  die  letzten  Tabellen  sind 
aber  erst  am  1.  Oktober  1902  fällig.  Es 
ist  nun  auch  zweifellos,  dass  die  Bearbeitung 
der  speciellen  Ergebnisse  einer  solchen 
Zählung  nicht  übermässig  beeilt  zu  werden 
braucht  und  im  Interesse  der  Genauigkeit 
auch  nicht  darf.  Ob  man  z.  B.  die  Zu- 
sammensetzung der  Bevölkerung  nach  dem 
Alter,  die  Verteilung  der  landwirtschaft- 
lichen Betriebe  nach  Grössenklassen  schon 
einige  Monate  oder  erst  ein  Jahr  nach  der 
Zählung  erfährt  darauf  kommt  es  weniger 
an;  wohl  aber  ist  das  Interesse  des  Pubü- 
kums  \ud  der  Behörden  sehr  lebhaft  daran, 
das  hauptsächliche  und  für  die  weitesten 
Kreise  allein  erfragte  Ergebnis:  die  blosse 
Einwohnerzahl  der  Gemeinden,  des  Landes 
etc.  zu  er&üiren  zu  einem  Zeitpunkt,  der  so 
nahe  wie  möglich  der  Zählung  selbst  liegt 


Hierfür  könnte  wohl  besser  gesorgt  werden 
als  es  jetzt  der  Fall  ist;  man  sollte  diese 
Hauptzahlen  nicht  erst  Monate,  sondern 
schon  wenige  Wochen  nach  der  Zählung 
bieten,  und  dies  müsste  im  »Zeitalter  des 
Verkehrs«  dimjh  zweckentsprechende  Ein- 
richtungen zu  erreichen  sein:  wirksame  In- 
struktion au  die  Gemeinde  für  Ausfüllung 
eines  einfachen  Formulars,  das  die  Ein- 
wohnersumme zeigt;  sofortige  Meldung  an 
den  Bezirksvorsteher  (Landrat  etc.),  der 
in  ein  ihm  eingehändigtes  Formular  mit 
den  Namen  aller  seiner  Gemeinden  jede 
Einwohnerzahl  sofort  nach  Meldung  ein- 
trägt und  die  Summe  für  den  Bezirk  ab- 
schliesst,  diese  sofort  schriftlich  oder  tele- 
graphisch an  die  statistische  Centralstelle 
meldet;  —  es  müsste  möglich  sein,  die  vor- 
läufige Einwohnerzahl  für  das  Reich  in  ein 
paar  Wochen  zu  haben. 

An  die  Verarbeitung  schliesst  sich  die 
Veröffentlichung.  In  Deutschland 
wird  diese  für  alle  Staaten  gleichmässig  (für 
die  grösseren  auch  nach  Landesteilen)  nach  den 
vom  Bundesrate  festgestellten  Formularen  in 
besonderen  Bänden  der  Statistik  des  Deutschen 
Reichs  und  den  Vierteljahrsheften  zur  Sta- 
tistik des  Deutschen  Reichs  mit  entsprechen- 
der textücher  Begleitimg  besorgt ;  die  Landes- 
ämter der  grösseren  Staaten  geben  für  ihr 
Land  teils  besondere  Bände  Ober  jede  Volks- 
zählung (auch  Ortslexika)  heraus,  teils  be- 
handeln sie  die  Ei^bnisse  in  ihren  Zeit- 
schriften; die  kleineren  Staaten  begnügen 
sich  vielfach  mit  Publikation  der  Haupt- 
ergebnisse in  Gesetz-  und  Verordnungs- 
blättern etc.  Für  Oesterreich  veröffent- 
licht die  K.  K.  Statistische  Centralkommission 
die  Ergebnisse  in  besonderen  Bänden  der 
»Oesterreichischen  Statistik«,  auch  in  einem 
Gemeindelexikon,  und  teilweise  in  der  »Sta- 
tistischen Monatsschrift«.  Für  Ungarn  sind 
die  »Ungarischen  Statistischen  Mitteilungen«, 
für  die  Schweiz  dieLieferungender»Schweize- 
rischen  Statistik«  die  Publikationsorgane,  in 
denen  die  Arbeiten  über  die  Volkszählungen 
zu  finden  sind.  In  Italien  wird  von  der 
Direzione  generale  deÜa  Statistica  ein  be- 
sonderes Tabellen  werk  über  die  Volkszählung 
veröffentlicht,  dem  sich  wohl  auch  für  die 
neueste  Zählung  eine  »Relazione  generale« 
anschliessen  wird.  Für  Frankreich  wird  das 
Tabellenwerk  in  einem  Bande  der  Statistiqne 
g^nörale  de  la  France  und  vom  Ministerium 
des  Innern  ein  Ortsverzeichnis  veröffentlicht 
In  Grossbritannien  und  Irland  erscheinen  die 
Volkszählungsergebnisse  als  besondere  Ver- 
öffentlichungen, die  dem  Parlamente  vor- 
gelegt werden,  2  bis  3  Bände,  ausserdem 
ein  vorläufiger  Bericht  Sehr  ausgedehnt, 
dem  Umfange  der  Aufnahme  entsprechend, 
sind  die  Veröffentlichungen  über  den  Census 
der  Vereinigten  Staaten  von  Arne- 
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rika;  so  hat  das  Census  office  über  die 
vorige  Zählung  (1890)  herausgegeben:  1. 
Censns  Bulletins,  zur  schnellen  Mitteilung 
von  Hauptergebnissen,  2.  Census  Reports 
(25  Quartbände),  3.  ein  »Corapendium«,  4. 
einen  »Abstract«,  5.  einen  statistischen  Atlas. 
Für  1900  sollen  die  Hauptergebnisse  bis 
Mitte  1902  als  »Census  Reports«  erscheinen, 
denen  dann  Special  Census  Reports  sich  aa- 
schliessen  werden.  Russland  hat  die 
Zahlen  seines  ersten  Census  (1897)  bis  jetzt 
in  einer  Anzahl  von  Heften  veröffentlicht; 
das  erste  mit  vorläufigen  Resultaten  schon 
im  Mai  1897;  dann  Zahlen,  betreffend  die 
Städte  und  Bezirke,  und  die  Nachrichten 
über  einzelne  Gouvernements. 

fi.  Kosten.  Was  endlich  die  E  o  s  t  e  n  der 
Volkszählimgen  betrifft,  so  sind  sie  für  aUe 
Staaten,  welche  die  Ausführung  der  Zähhing 
den  Gemeinden  auflegen,  gar  nicht  zutreffend 
zu  berechnen  und  namentlich  gar  nicht  zu  ver- 
gleichen mit  den  Aufwendungen  der  Staaten, 
die  besondere  Organe  imd  Organisationen 
dafür  haben.  —  La  Deutschland  erscheinen 
die  im  engeren  Sinne  sogenannten  Volks- 
zählungen für  das  Reich  nur  mit  einer 
kleinen  Extraaufwenduug  für  Zusammen- 
stellungsarbeiten im  Statistischen  Amt;  die 
sogenannten  Berufs-  imd  Gewerbezählungen 
von  1882  und  1895  allerdings  mit  grösseren 
Kosten:  die  von  1895  mit  3610000  Mark 
(vgl.  Statistik  d.  D.  R.  Bd.  111  S.  8),  aber 
nur  weil  hier  Formulare  und  Bearbeitung 
vom  Reich  bezahlt  wurde,  was  für  die 
anderen  Zählungen  die  Staaten  tragen.  Für 
die  Volkszählung  von  1900  ist  in  Prenssen 
ein  Betrag  von  672878  Mark  ausgeworfen; 
das  ist  aber  nur  für  die  Zählpapiere,  die 
Bearbeitung  und  Veröffentlichung;  die  eigent- 
liche Aufnahmsarbeit  muss  von  den  Ge- 
meinden geleistet  und,  soweit  nötig,  bezahlt 
werden.  Ebenso  liegt  die  Sache  bei  den 
anderen  Staaten.  Wirklich  berechnen  lassen 
sich  die  Kosten  nur  für  Staaten  mit  be- 
sonderer, von  der  anderen  Verwaltung  ge- 
trennter Zählungsoiganisation,  wie  Gross- 
britannien und  die  vereinigten  Staaten  von 
Amerika.  Für  ersteres  findet  sich  keine 
Angabe ;  für  England  und  Wales  werden  die 
Kosten  der  1891er  Zählung  (29  Millionen 
Einwohner)  auf  139000  £  (2,8  Millionen 
Mark)  angegeben;  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  welche  beim  ersten  Census 
im  Jahre  1790  44000  Dollars  aufwendeten, 
brauchten  für  den  11.  Census  im  Jahre  1890 
11579000  DoUars  (46^/2  Millionen  Mark), 
und  die  Kosten  des  neuesten  Census  (1900) 
werden  für  die  ersten  3  Jahre  auf  10  Mil- 
lionen Dollars  (für  76,2  Millionen  Einwohner) 
geschätzt;  davon  kommen  etwa  4,5  Millionen 
Dollar  auf  die  Bezahlung  der  Zähler  und 
Zählungsagenten,  die  bei  der  Zählung  selbst 
thätig  waren. 


6.  Geschichtliches,  insbesondere  be- 
treffs der  deutschen  V.  Zählungen,  die 
zu  militärischen  oder  Steuerzwecken  veran- 
staltet sich  auf  Teile  der  Bevölkerung  von 
Staaten  oder  Städten  erstreckten,  sind  natür- 
lich seit  den  ältesten  Zeiten  mannigfach  vor- 
genommen worden,  und  man  hat  sich  viel- 
fach bemüht,  aus  solchen  auf  uns  gekommenen 
Aufzeichnungen  von  Bruchstücken  der  Be- 
völkerung auf  die  Gesamtheit  der  fraglichen 
Einwohnerzahl  zu  schliessen.  Aufnahmen 
für  grössere  Territorien,  die  wirklichen 
Volkszählungen  entsprachen  oder  ihnen 
wenigstens  sehr  nahe  kamen,  scheinen  aber 
früher  als  aus  dem  vorigen  Jahrhundert  nur 
ganz  wenige  glaubhaft  überliefert,  insbe- 
sondere die  Zählung  der  Juden  unter  König 
David  und  die  Census  der  Bevölkerung 
Italiens  in  der  römischen  Kaiserzeit.  Seit 
letzterer  bis  in  das  19.  Jahrhimdert  weiss 
man  aber  wenig  über  wirkliche  Volkszäh- 
lungen. Vauban  giebt  in  seinem  Projet 
d'une  dime  royale  (1707)  die  Einwohner- 
zahlen für  die  göneralites  am  Ende  des  17. 
Jahrhunderts  an  (zusammen  für  Frankreich 
19094146  Einwohner),  unter  Angabe  der 
Namen  derer,  die  das  denombrement  aus^ 
führt  haben,  zum  Teil  sind  es  für  die  ein- 
zelnen Bezirke  runde,  zum  Teil  scheinbar 
gena«e  Zahlen;  er  selbst  stellt  einen  aus- 
führlichen Plan  auf,  wonach  durch  besonders 
bestellte  Kommissare  —  für  etwa  50  Familien 
einer  —  eine  fortdauernde  Kontrolle  über 
die  Zahl  der  Personen,  die  Zusammensetzung 
der  Familien  nach  Alter,  Geschlecht  etc.,  ikr 
Besitztum  an  Vieh  etc.  ausgeübt  werden 
soll,  damit  man  stets  einen  Ueberblick  über 
die  Volkszahl  und  deren  Entwickelun^  habe. 
Die  Bevölkerungsaufzeichnungen,  die  seit 
Mitte  des  18.  Jahrhunderts  in  Schweden  ge- 
macht wurden,  hat  man  wohl  als  Volks- 
zählungen bezeichnet,  es  waren  aber  in  den 
Pfarrgemeinden  fortlaufend  geführte  Be- 
völkerungsregister, deren  Zahlen  zeitweise 
zusammengefasst  wurden.  Der  Beginn  regel- 
mässiger Volkszählungen  in  einer  g^rösseren 
Anzahl  von  Kulturstaaten  ist  oben  bereits 
bezeichnet  worden. 

Die  Geschichte  der  Volkszählung  in  den 
deutschen  Staaten  ist  in  der  nachher 
unter  Litteratur  angeführten  Veröffentlichung 
des  Kaiserlichen  Statistischen  Amts  (Statistik 
des  Deutschen  Reichs,  Bd.  37,  Jahrg.  1878) 
ausführlich  gegeben;  wir  dürfen  uns  hier 
auf  Daten  über  die  Volkszählungen  in 
Preussen  und  im  Zollverein  beschränken. 
In  Preussen  wurde  von  1815  bis  1822  jähr- 
lich, von  da  bis  1867  in  dreijährigen  Peri- 
oden gezählt,  und  zwar  durch  die  Orts- 
polizeibehörden, welche  bestimmte  Tabellen- 
formulare auszufüllen  hatten.  Schon  seit 
1819  wurde  in  Preussen  bei  den  Volks- 
zählungen  eine  Gewerbetabelle  mit  aufge- 
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nommen,  diese  enthielt  für  die  mechanischen 
Eflnstler  und  Handwerker  36  Gewerbearten, 
dann  die  Zahl  der  Ziegeleien,  Kalkbrenne- 
reien, Glashotten,  die  verschiedenen  Arten 
von  Mahlwerken,  die  gehenden  Webstühle, 
femer  die  Handelsgewerbe,  die  Stromschiff- 
fahrt,  die  Gastwirtschaft  und  das  Gesinde. 
Diese  Gewerbetabelle  blieb  bis  1858,  mit 
Erweiterungen,  in  Anwendung,  1843  ergänzt 
durch  eine  »Fabrikentabelle«:.  Die  Zählungen 
wurden  im  Dezember,  bisweilen  schon  im 
November  vorgenommen.  Von  finanzieller 
Bedeutung  wurde  die  Einwohnerzahl  für 
Preussen  schon  seit  1828  insofern,  als  im 
Zollvertrag  mit  dem  Grossherzogtum  Hessen 
die  Teilung  der  Erträgnisse  nach  dem  Ver- 
hältnis der  Bevölkerung  (des  Grossheraog- 
tums  zu  den  westlichen  preussischen  Pro- 
vinzen) stipuliert  wurde,  während  die  schon 
früher  mit  Preussen  zollvereiuten  Staaten 
oder  deren  Gebietsteile  Abfindungssummen 
gegen  üeberlassung  der  Zolleinkünfte  an 
Preussen  erhielten. 

Seit  dem  Jahre  1834  wurde  der  Zoll- 
verein von  wesentlichem  Einfluss  auf  das 
deutsche  Volkszählungswesen.  In  der  »Re- 
gistratur vom  31.  Januar  1834<  (Beilage 
XXIV  zum  Hanptprotokoll  der  Vollzugs- 
kommission in  München  vom  14.  Februar 
1834)  wurde  bestimmt,  dass  alle  3  Jahr  im 
Dezember  die  Zollabrechnungsbevölkenmg 
—  im  wesentlichen :  dauernd  wohnhafte  Be- 
völkerung —  festgestellt  werden  solle  nach 
einem  Schema,  in  dem  Civil-  und  Militär- 
bevölkerung, männliche  und  weibliche  Ein- 
wohner und  unter  imd  über  14  Jahr  alte 
Personen  nach  dem  (Jeschlecht  getrennt 
nachzuweisen  waren.  1843  wurde  verein- 
bart, dass  eine  wirkliche  Zählung  aller  ein- 
zelnen Individuen  von  Haus  zu  Haus  statt- 
finden müsse  und  diese  nicht  durch  Woh- 
nungsregister oder  dgl.  ersetzt  werden  dürfe ; 
1863  wurde  hinzugefügt,  dass  die  Zählung 
eine  namentliche  sein  solle  und  dass  Per- 
sonen, die  länger  als  1  Jahr  abwesend  seien, 
nicht  mitgezählt  werden  dürfen.  Eine  Auf- 
nahme über  die  gewerblichen  Verhältnisse 
wurde  bereits  1846  von  den  meisten  deut- 
schen Staaten  nach  dem  preussischen  Muster 
mit  der  Volkszählung  verbunden ;  im  Jalire 
1861  fand  eine  solche  Aufnahme,  ebenfalls 
in  Verbindung  mit  der  Volkszählung,  im 
ganzen  Zollverein  statt  und  die  Ergebnisse 
wiurden  vom  Centralbureau  des  Zollvereins 
in  drei  Tabellen:  1.  der  Handwerke,  2.  der 
Fabriken,  3.  der  Transport-  etc.  Gewerbe 
zusammen^stellt  Mit  der  Zählung  von 
1867,  wo  im  Norddeutschen  Bunde  die  orts- 
anwesende neben  der  Zollabrechnungs- 
bevölkenmg gezählt  wurde,  war  keine  Ge- 
werbeaufnahme verbunden ;  wohl  aber  wurde 
die  zweite  Volkszählung  im  Deutschen 
Reich  zur  Aufnahme  einer  Gewerbestatistik 


benutzt,  die  am  1.  Dezember  1875,  also  zu 
einem  sehr  ungünstigen  Zeitpunkte  des 
Jahres  stattfand. 

7.  BeTolkeningszalileii  der  wichti- 
geren Länder.  Anhangsweise  werden  hier 
Bevölkerungszahlen  der  wichtigeren 
Staaten  mitgeteilt,  für  welche  Zählungen 
oder  Schätzungen  für  einen  bestimmten 
neueren  Termin  vorliegen.  Dies  ist  nicht 
der  Fall  für  die  EuropäIJsche  Türkei,  die  auf 
24,5  Millionen  Einwohner  (ohne  tributäre 
Staaten),  und  für  China,  das  —  mit  Mand- 
schurei 7,5,  Mongolei  2,0,  Tibet  1,5,  unter- 
thänige  Länder  3,5  —  auf  383  Millionen 
Einwohner  geschätzt  wird.  Bei  den  Volka- 
zählungsziffern  ist  die  bis  auf  die  Einer 
lautende  Angabe  eigentlich,  man  könnte 
sagen:  schwindelhaft^  denn  erstens  kann  ja 
nicht  davon  die  Rede  sein,  dass  die  Er- 
mittelung für  ein  grösseres  Territorium  so 
genau  der  Wirklidikeit  entspreche,  und 
zweitens  entfernen  sich  die  Zahlen  von  dieser 
mit  jedem  Tage,  der  zwischen  der  Zählung 
und  ihrem  Gebrauch  liegt,  mehr.  Indessen 
weiss  die  Statistik  sich  nicht  anders  zu 
helfen,  um  nicht  in  Willkürlichkeiten  zu 
verfedlen. 

Litteratnrt  E.  Engel,  Di«  Methotkn  der  Volkt- 
Zählung  mit  besonderer  BerücktiehUgung  der  im 
preutfüchen  Staate  angewandten.  Eine  Denk- 
Schrift.  —  Derselbe,  Zeiltchrifl  det  Kgi.  Prent- 
siechen  Statitlitchen  Bureaue;  Jahrg.  1861;  Die 
VoUcetählungen,  ihre  Stellung  zur  Winemchaft 
und  ihre  Au/gaben  in  der  Getckiehte.  Ein  Vor- 
trag. Ebenda».,  Jahrg.  186t.  —  Fabriciu», 
»Zur  Theorie  und  Praxi»  der  FoUetzählungen. 
Ebenda».  Jahrg.  1868.  —  v.  Scheel,  Zur  Tech- 
nik der  Volketählungen.  Jahrb.  /.  Not.  u.  Stat., 
1869.  —  Derselbe,  Die  Stati»tik  alt  Teü  der 
Verwaltung,  Schönberg»  Handbuch  der  polit. 
Oekonomie,  4.  Aufi.,  Bd.  III,  t,  (1898).  — 
K&r6»i,  Projet  d'un  recensement  du  monde, 
Pari»  1881.  —  Bücher,  Einige  Bemerkungen 
aber  da»  AufnahmeceTrfahren  bei  den  VoUa- 
zählungen,  AUg.  Stattet.  Archiv  1891.  —  Bodto, 
Studi  preparatorii  per  il  4.  Centimento  dece- 
nuale  delta  popolaxione  del  regno.  (Direzione 
generale  detta  Statietiea.)  Born,  189t,  t  Bde.  — 
Btooker,  Modes  of  Centut-taking  in  the  Britieh 
Dominions.  Journal  of  the  Statittical  Societf/ 
(London)  I894.  —  Baines,  On  censut-taking 
and  it»  limitatiom.  Ebenda».  1900.  —  V.  Inama- 
Stemegg,  Die  nächste  Volkszählung,  StatieL 
Monatsschrift,  (Wien)  1900.  —  Zahn,  Die 
praktische  Bedeutung  der  deutechen  Volkszäh- 
lung, Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  November  1900; 
der  Censu*  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
ebendaseihst.  —  SteiU/maeheT,  Von  der  ersten 
russischen  Volkszählung,  Jahrb.  f.  2fat.  u, 
Stat.,  III.  1901,  Februar.  —  JKayet,  Japa- 
nische Bevölkerungsstatistik  mit  HirMick  auf 
China,  Mitteilungen  der  deutsehen  (hselUchetft 
für  Natur-  und  \'ölkerkunde  0»ta»ien»,  Heft  36, 
(1881).  —  OeschichUiches  über  die  deutschen 
Zählungen:  »Die  Volkszahl  der  deutschen  Staaten 
nach  den  Zählungen  seit  1816n    in  Statistik  de» 
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Bevölkerungszahlen  'w^ichtiger  Länder. 
(Die  mit  *  bezeichneten  Zahlen  sind  geschätzte.) 


Land 


Jahr 


Ein- 
wohner- 
zahl 


Land 


Jahr 


Ein- 
wohner- 
zahl 


Dentsches  Reich    .    . 

Oesterreich    .... 

Ungarn 

Eigentl.  Bussland  ein- 
Bchliessl.  Weichsel- 
provinzen  (Polen) 

Finl&nd     .... 

Asiatisches  Rnssland 

Russisches  Reich  zu- 
sammen 

Bosnien  mit  der  Herze- 
gowina . 

Serbien .    . 

Rumänien . 

Bulgarien . 

Griechenland 

Italien  .    . 

Spanien     . 

Portugal   . 

Schweiz     . 

Frankreich 

Luxemburg 

Belgien 

Niederlande 

Dänemark . 

Schweden  . 

Norwegen . 

England  und 

Schottland 

Irland  . 

Orossbritannien  und 
Irland  zusammen    . 

Vereinigte  Staaten  von 
Amerika    .... 

nnd  zwar: 
Nordatlant  Staaten 
Südatlant.  Staaten  . 
Nördl.Centralstaaten 


Wales 


1.  XIL 

31.  xn. 

3.      I. 


9.    n. 

Ende 
9.    n. 


1900 
1900 
1901 


1897 
1897 
1897 


'56 
26 

19 


103 

2 

22 


345014 
107  204 
203  531 


671358 
592900 
697469 


1897  128  961  727 


22.   IV. 
31.  XIL 

31.  xn. 

1.  L 
17.     X. 

9.  n. 
31.  xn. 

1.  xn. 

1.  xn. 
24.  in. 

1.  xn. 

Ende 

31.  xn. 

1.     II. 
Ende 

3.  xn. 
31.  in. 


1895 
1900 
1899 
1893 
1896 
1901 
1897 
1890 
1900 
1891 
1900; 
1899*  6 
18991  5 
190l|  2 
1898*  5 
1900!  2 
190ll  3« 
I  4 
4 


41  454  578 


1.   VI.  1900  «76  303  387 


568092 
535066 
912520 

310  713 
433806 

449  754 
089500 
049  729 
327  336 
64«  333 
236  543 
744500 
103  353 
447441 

062900 

231  395 
526  075 

471  957 
456  546 


Südl.  Centralstaaten 
Westl.  Centralstaaten 
Indian.    Territorien 
Alaska  .... 
Hawai    .... 
Canada  .... 
Mexiko  .... 
Cuba ..... 
Portorico    .    .    . 
Brasilien    .    .    . 
Argentinien    .    . 
Chfle 


1.  VI.  1900 


6.  iv. 

28.  X. 
16.  X. 
16.  X. 
31.  XII. 
10.  V. 
Ende 


687987 
091349 
392060 

6359a 
154  001 

833239 
545  462 
572797 
953243 
333915 
.o44  9ir 
18991*  3  MO  083 


1891 
1900J 
1899 
18991 
1890 
1895 


'3< 


41 

»3; 

I ; 

14; 
4« 


21  046695 
10443480 
26  333  004 


Japan    .... 

Britisch-Indien  . 

nnd  zwar: 
Bengalen    .    . 
Nordwest-Provinzen 

mit  Ondh  .  . 
Madras  .... 
Bombay.  .  .  . 
Punjab  .... 
Uebr.  brit.  Gebiet 
Einheimischestaaten 

Britisch-Anstralasien . 
nnd  zwar: 
Viktoria     .    . 
Neu-Süd-Wales 
Queensland 
Sttd-Anstralien 
West- Australien 
Tasmanien .    . 
Neu-Seeland   . 

Cap  d.  guten  Hoffiinng 
Aegypten 


3LXn.  1898i  46499085 
Harz 


1901 


294  266  000 

74713000 

47696000 
38208000 
18  583  000 

23  449  000 
29  436  000 
63  181  000 


31.  ra.  1891 1  4550651 


I  195  874 
1  362  232 
502892 
362  595 
182  553 
171066 
773439 


6.   IV.  1891 
1.   VL  1897 


I  527  224 
9734405 


»  davon  27  731 067  männlich,  28  613  947  weiblich. 

*  einschliesslich  91219  Personen  der  Armee  und  Marine  im  Auslände. 


Deuttchen  Rtichtt,  ertte  Reihe,  Bd.  S7  II,  1879. 
(Jtdiheß  1879  der  »Monatshefte  zur  Statitlik 
des  Deutschen  Reichesa)  und  A.  Frhr.  v.  Fircks, 
Bevölkerungslehre  und  BevSlkerungspolitik,  1898. 

B.  V.  Scheel. 


Voranschlag 

Budget  oben  Bd.  II  S.  1138 ff. 


Vorflnt. 

Vorflut  heisst  der  natürliche  Abfiuss 
des  Wassers  von  der  Höhe  zu  Thale.    Das 


Recht  der  Vorflut  regelt  die  nachbarlichen 
Verhältnisse  zwischen  den  Eigentümern  an- 
einandergrenzender  Chrnndstücke  angesichts 
desNatuiT^esetzes,  dass  jeder  Tropfen  Wasser, 
der  auf  die  Erdoberfläche  gelangt,  verdunsten 
oder  zu  Thale  .fliessen  muss.  Das  Recht 
der  Vorflut  beschränkt  sich,  aber  lediglich 
auf  die  Eegelupg  der  Rechtsverhältnisse  an 
den  bestehenden  Abflusswegen  und  auf 
die  Erhaltung  der  vorhandenen  Vorflut 
Jede  weitergehende  Massnahme,  namentUch 
der  Anspruch  auf  Gewährung  der  Vor- 
flut, d.  h.  auf  künstliche  Herstellung  neuer 
oder  Abänderung  bestehender  Abflusswege, 
liegt  ausserhalb  des  Gebietes  und  fällt  unter 
den  Begriff  der  Entwässerung  (vgl.  d.  Art. 
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Entwässerung  und  Entvässerungs- 
r  e  c  h  t  oben  Bd.  m  S.  647  f f .).  Bei  der  Vorflut 
kommt  das  Wasser  nur  nach  seiner  schädlichen 
Seite  in  Betracht.  Es  liegt  nicht  in  ihrer  Be- 
stimmung, das  Wasser  von  einem  Grundstücke 
einem  anderen  zum  Zwecke  der  Nutzung  zu- 
zuführen. Sie  bewerkstelligt  vielmehr  aus- 
schliesslich die  Ablenkung  ohne  Kück- 
sicht  darauf,  wohin  diese  erfolgt  und  wozu 
sie  dient,  lediglich  um  schädlidien  Einwir- 
kungen vorzubeugen.  Bei  der  Ausgestaltung 
und  Entwickelung  dieses  Rechtes  hat  das 
wilde  Wasser  und  das  fliessendo  Wasser 
eine  verschiedene  Behandlung  erfahren. 

Im  iGmischen  Rechte  wird  das  im  Eigen- 
tum begründete  Recht  der  vollständigen 
und  ausschliesslichen  Herrschaft  und  der 
Grundsatz,  dass,  wer  von  seinem  Rechte 
Gebrauch  macht,  keine  Rechtsverletzimg 
begeht,  dahin  eingeschränkt,  dass  der  Be- 
sitzer eines  höher  belegenen  Grundstückes 
dem  Nachbar  gegenüber,  nach  dessen  Grund- 
stück hin  eine  Abdachung  vorhanden  ist, 
berücksichtigen  muss,  dass  dieser  nur  deq 
natürlichen  Wasserabfluss ,  also  nur  das- 
jenige Wasser,  welches  durch  Naturereig- 
nisse sich  auf  einem  höher  gelegenen  Grund- 
stücke sammelt  und  ihm  ohne  künstliche 
Vorrichtung  zufliesst,  zu  dulden  hat  und 
dass  er  ebensowenig  vrie  der  letztere  durch 
künstliche  Vorrichtungen  den  Wasserlauf 
zum  Nachteil  des  anderen  Grundstücks- 
besitzers ändern  darf.  Der  Eigentümer  des 
tiefer  liegenden  Grundstücks  hat  von  dem 
höher  liegenden  Grundstücke  den  natür^ 
liehen  Wasserabfluss  als  ein  inoommodum 
naturae  oder  vitium  soll .  zu  dulden.  Zum 
Schutze  des  Rechtes  ist  die  actio  aquae 
plnviae  arcendae  gegeben  (1.  1  pr.  D.  39,  3). 
Unter  aqua  pluvia  verstanden  aber  die  Römer 
nicht  bloss  das  unrermischte  Regen-  oder 
Schneewasser,  sondern  auch  die  durch  das- 
selbe bewirkte  Anschwellung  eines  fliessen- 
den Gewässers  oder  Wasserlaufes  (1. 1  §  15 
D.  89,  3).  Die  Klage  findet  dann  Anwen- 
dung, wenn  eine  Anlage,  die  von  Menschen- 
hand gemacht  ist,  bewirkt,  dass  das  Wassei' 
dem  Grundstücke  des  Nachbars  zu  dessen 
Nachteil  in  grösserer  Menge  oder  in  anderer 
Richtung  zugeführt  wird,  als  dies  ohne  die 
Anlage  nach  der  natürüchen  Bodenlage  ge- 
schehen würde.  Das  gemeine  und  das 
französische  Recht  sind  auf  diesem  Stand- 
punkte stehen  geblieben.  Diese  Rechte 
gehen  also  von  dem  Grundsätze  aus,  dass 
das  Recht  der  Vorflut  für  das  wilde  Wasser 
die  Regel  ist.  Jeder  Besitzer  ist  verpflichtet, 
das  von  oben  her  ynlA  ablaufende  W^asser 
auf  sein  Grundstück  aufzunehmen,  er  darf 
den  Uebertritt  desselben  nicht  hindern,  ins- 
besondere auch  nicht  mit  der  Einrichtung 
von  Gebäuden  und  anderen  Anlagen  vor- 
gehen, die  dasselbe  bewirken.    Ein  Recht 


hierzu  steht  ihm  selbst  dann  nicht  zu,  wenn 
er  seinerseits  das  Wasser  nicht  weiter  zu 
leiten  vermöchte  (1.  1,  2  D.  39,  3;  CG. 
Art.  640).  Weiter  aber  hat  das  gemeine 
Recht  das  Recht  der  Vorflut  nicht  durch- 
gebildet, es  lässt  vielmehr  hinsichtlich  des 
Wasserablaufes  in  künstlichen  und  natür- 
lichen Wasserzügen,  insbesondere  in  Flüssen, 
Bächen  und  Gräben  nur  den  allgemeinen 
Rechtsschutz  eintreten,  welcher  bezüglich 
der  Gewässer  überhaupt  gjegeben  ist  Den 
Bedürfnissen  konnte  das  nicht  genügen,  <ds 
in  neuerer  Zeit  gerade  die  Beseitigung  der 
schädlichen  Wässer  für  die  Bodenkultur  von 
besonderer  Bedeutung  wurde,  und  es  bildeten 
sich  daher  in  den  einzelnen  Landesteilen 
Ordnungen  mit  örtlich  begrenzter  Giltigkeit, 
welche  den  Bedürfnissen  Rechnung  zu  tragen 
versuchten.  Die  eingehendste  Beachtung 
fand  der  Gegenstand  in  den  altländischen 
Provinzen  des  Königreichs  Preussen,  wo 
die  Vorflut  einer  mehrmaligen  durchgreifen- 
den Regelung  unterworfen  worden  ist  Hier 
waren  durch  das  Patent  vom  9.  November 
1717  und  die  beiden  Edikte  vom  7.  Oktober 
1726  und  6.  Juli  1773  die  im  Interesse  der 
Wasserabführung  angelten  Gräben  und 
Kanäle  sowie  die  natürlichen  Wasserabzüge 
ausdrücklich  imter  die  Aufsicht  der  Polizei 
gestellt,  welche  angewiesen  wurde,  jährliche 
Schauen  zu  halten  und  die  Richtung  der 
Vorflut  durch  Erhaltung  der  Wasserabzüge 
stets  von  Amts  wegen  zu  wahren,  unabhängig 
von  den  Anträgen  der  zunächst  beteiligten 
(hxmdbesitzer.  Aehnliche  Anordnun^n  win- 
den nach  der  Vereinigung  Schlesiens  mit 
Preussen  für  dieses  Land  erlassen  (Edikt 
vom  20.  Dezember  1746,  Mühlenordnung  vom 
28.  August  1777).  Mit  dem  Erscheinen  des 
Allgemeinen  Landrechts  wurden  jedoch  diese 
strengeren  Grundsätze  aufgegeben  und  es 
wurde  die  Ordnung  des  Wasserlaufes  auf 
Grundsätze  zurückgeführt,  die  sich  darauf 
beschränkten,  die  Pflicht  festzusetzen,  die 
künstlichen  Abzugsgräben  im  Interesse 
der  Vorflut  au  erhalten  und  hinsichtlich  der 
natürlichen  Wasserläufe  nur  das  will- 
kürliche Eingreifen  in  die  bestehenden  Ver- 
hältnisse der  Vorflut  zu  untersuchen  (AX.R. 
I,  8,  §§  97,  99, 100,  vgl  Lette  und  v.  Rönne 
ni,  S.  579).  Diese  Vorschriften  genügten 
dem  Bedürfnisse  nicht,  weil  durch  dieselben 
die  Pflicht  zur  Erhaltung  der  künsthchen 
Wasserabzüge  so  allgemein  geregelt  wurde, 
dass  deren  Erfüllung  von  deip  Berechtigten 
schwer  zu  erlangen  war,  und  weil  bezüglich 
der  natürlich  üiessenden  Gewässer  jeder 
Schutz  gegen  die  Einwirkungen  des  natür- 
lichen Verfalles  fehlte.  Dem  Bedürfnis  ent- 
sprechend sind  sodann  die  landrechtlichen 
Bestimmungen  durch  das  G.  v.  15.  November 
1811,  welches  die  Räumungspflicht  in  künst- 
lich  hergestellten  Wasserläufen   wieder  zu 
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einer  Sache  polizeUichen  Interesses  und 
polizeilichen  Schutzes  machte,  und  durch 
das  G.  V.  23.  Februar  1843  ergänzt  worden, 
das  für  das  Gebiet  des  ganzen  Staates  in 
seinem  damaligen  Umfange  die  Wiederher- 
stelluag  einer  geordneten  Vorflut  in  den 
natürlichen  Wasserläufen  (den  sogenannten 
Privatflossen)  dem  polizeüichen  Ermessen 
unterstellte.  Neben  diesen  Gesetzen  sind 
verschiedene  Ordnungen  mit  örtlich  be- 
grenzter Giltigkeit  für  solche  (Jegenden  er- 
halten, in  welchen  die  Aufreciiterhaltung 
der  Vorflut  besondere  Schwierigkeiten  fand 
und  altere  Provinzialgesetze  deshalb  erlassen 
worden  waren,  beispielsweise  das  voran- 
gegebene Vorflutgesetz  für  Schlesien  von 
1746.  Neben  dieser  Ausgestaltung  des 
Rechtes  der  Vorflut  in  den  fliessenden  (Je- 
wässem  und  neben  der  Erleichterung  der 
Bedingungen,  unter  denen  die  Verschaffung 
der  Vorflut  erzwungen  werden  kann  (vgl  d.  Art. 
E  n  t  w  ä  s  s  e  r  u  n  g  a.  a.  0.),  hat  das  preussische 
■Recht  die  Vorflut  des  wilden  Wassers  gegen- 
über dem  römischen  imd  dem  gemeinen  Recht 
eingeschränkt.  Während  nach  diesen  beiden 
Rediten  die  Verpflichtung  eines  jeden  Be- 
sitzers, das  von  oben  her  wild  ablaufende 
Wasser  auf  sein  Grundstück  aufzunehmen, 
die  Regel  bildet,  jede  Behinderung  des  Ueber- 
trittes  verboten  i6t  und  kein  Ersatzanspruch 
anerkannt  wird  für  den  Schaden,  den  das 
zufliessende  Wasser  etwa  anrichtet,  ist  im 
Gebiete  des  allgemeinen  preussischen  Land- 
rechts diese  Pflicht  keine  unbedingte.  Ein 
jeder  Eigentümer  darf  vielmehr  seine  Grund- 
stücke gegen  das  wild  ablaufende  Wasser 
decken,  soweit  nicht  ordentliche  Kanäle  und 
Gräben  vorhanden  sind,  durch  die  das  Wasser 
seinen  ordentlichen  und  gewöhnlichen  Ab- 
lauf hat  (A.L.R.  L,  8,  §§  102,  99,  100).  Die 
Besitzer  der  höheren  Grundstücke  sind  also 
gezwungen,  das  auf  ihren  Grundstücken 
sich  sammelnde  Tagewasser  zu  behalten, 
wenn  der  Besitzer  des  niedrigeren  Grund- 
stücks es  aufhält.  Ein  Anspruch  auf  Ab- 
führung, also  ein  Recht  der  Vorflut,  steht 
ihm  nicht  zu,  doch  braucht  er  selbst  nichts  zu 
thun,  um  den  üebertritt  des  Wassers  auf  frem- 
den Gnmd  und  Boden  zu  hindern,  auch  ist  er 
nicht  verantwortlich,  wenn  der  Nachbar  das 
Wasser  abdämmt  und  das  Wasser  infolge- 
dessen in  den  Boden  dringt  und  durch 
diesen  auf  das  NachbargnmdstOck  tritt. 
Das  Landrecht  geht  also  von  der  Voraus- 
setzung aus,  dass  das  Recht  der  Vorflut 
für  das  wilde  Wasser  die  Ausnahme  bUdet, 
weü  es  das  Vorhandensein  von  Kanälen  oder 
Gräben  zur  Vorbedingung  hat,  während  das 
römische  und  gemeine  Recht  in  Hinsicht 
der  Vorflut  des  wilden  Wassers  von  dem 
entgegengesetzten  Grundsatze  ausübt  (v^l. 
oben).  Die  Einwirkung  der  Polizei  auf  die 
Erhaltung  der  Vorflut  in  den  bestehenden 


Wasserläufen  entspiicht  ganz  der  neueren 
Auffassung,   wonach   diese  Behörde   über- 
haupt berufen  ist,   dafür   zu   sorgen,   dass 
drohende  Störungen  des  Nebeneinanderlebens 
zu  beseitigen  sind.   Das  Einreihen  der  Hem- 
mung des   natürlichen   Wasserabflusses   in 
die    Störungen     des    Nebeneinanderlebens, 
welche  im  öffentlichen  Interesse  zu  beseitigen 
sind,  führt  aber  zu  manchen  eigenartigen 
Zuständigkeitsverhältnissen  der  Verwaltungs- 
und Gerichtsbehörden.   Denn  an  sich  beruht 
das  Recht  der  Vorflut,  soweit  das  Gesetz 
ein  solches  Recht  überhaupt  anerkennt,  der 
Regel   nach  auf  privatrechtlichen  Verhält- 
nissen, deren  Entscheidtmgen  grundsätzlich 
dem  Rechtswege  unterworfen  sind.    Allein 
soweit  Zweckmässigkeitsfragen  zur  Erörte- 
rung kommen  und  soweit  es  sich  um  den 
augenblicklichen   Sdiutz   der  hier  in 
Betracht  kommenden  Interessen  handelt,  ist 
die  Ordnung  der  Vorflut  auf  den  Verwal- 
tungsweg gewiesen.    Die  Zuständigkeit  der 
Verwaltiuigsbehörden  ist  zum  Teil  eine  aus- 
schliessliche, zum  TeU  eine  solche,  die  neben 
den  Gerichten  mitwirkt.    Demgemäss  sind 
auch  ihre  Entscheidungen  in   diesem  Ver- 
fahren teils  endgiltige,  teils  nur  vorläufige, 
die   durch    ein    rechtskräftiges   Erkenntnis 
ausser  Kraft  treten.    Wie   sich  diese   Zu- 
ständigkeitsverhältnisse im  Gebiete  der  ein- 
zelnen in  Betracht  kommenden  Gesetze  er- 
geben, kann  hier,  w^en  Mangels  an  Raum, 
nicht  im  einzelnen  dargelegt  werden.    Im 
allgemeinen  ist  anzunehmen,  dass  die  Ver- 
waltungsbehörde  niemals   auf   den   Antrag 
eines  an  der  Räumung  beteiligten  Besitzers 
zu  warten,  aber  auch  nicht  auf  einen  jeden 
bei  ihr  gestellten  Antrag  einzugehen  braucht, 
sondern  stets  selbständig  einzugreifen  be- 
rechtigt ist  und  unter  allen  Umständen  zu 
prüfen  hat,  ob  sich  die  Räumung  als  not- 
wendig erweist.     Auch  ist  es  ganz  ihrer 
Beurteilung  vorbehalten,   ob  die  Räumung 
ordnungsmässig  und  insoweit  erfolgt  ist,  als 
das  Bedürfnis   der  Vorflut  erfordert.     Da- 
gegen hat  sie  ihre  Einwirkung  auf  die  Be- 
seitigung der  im  Wasser  laufe  entstandenen - 
Vorfluthindemisse  zu  beschränken  imd  nielit 
eine  Besserung  des   Zustandes   der   tiefer 
liegenden  Grundstücke  anzustreben.     Doch 
sind  die  Verwaltungsbehörden  nicht  nur  im 
Falle  das  öffentliche  Interesse  es  erheischt, 
sondern    auch    im    Privatinteresse    einzu- 
schreiten befugt.    In  keinem  Falle  ist  da- 
gegen   die   Verwaltungsbehörde   berechtigt, 
darüber   zu  befinden ,   wer '  die  Kosten  für 
eine  von  ihr  getroffene  Massregel  zu  tragen 
hat  und  ob  wegen  verspäteter  Ausführung 
der  Räumung  Schadenersatz  zu  leisten  ist. 
Die  Entscheidung  hierüber  steht  immer  den 
Gerichten  zu.    Fs  kann  aber  dadurch,  dass 
Streit  darüber  entsteht,  wer  der  Pflichtige 
ist,  die  Ausführung  der  von  der  Polizei  an- 
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geordneten   Massregel   niemals   aufgehalten  1  gehindert  werden    und    2.   dieser  Ahfluss 


werden.  Die  Polizei  nimmt  dann  den  in 
Anspruch,  den  sie  für  den  Verpflichteten 
hält,  und  diesem  bleibt  fiberlassen,  die  Er- 
stattung der  aufgewendeten  Kosten  von  dem 
zu  fordern,  den  er  für  den  Pflichtigen  hält 


Während  das  Recht  der  Vorflut  bei 
"Wasserläufen  in  festen  Gerinnen  —  Gräben, 
Bächen,  Privat-  und  öffentlichen  Flüssen  — 
in  den  verschiedenen  deutschen  Landesge- 
selzgebungen  im  wesentlichen  übereinstim- 
mend geregelt  und  namentlich  der  Kechts- 
eatz,  dass  niemand  durch  Anlagen  an  oder  in 
den  Wasserläufen  den  natürlichen  AbQuss  des 
Wassers  zum  Nachteil  der  Oberlieger  hin- 
dern darf,  durchweg  anerkannt  ist,  herrscht 
nicht  die  gleiche  Uebereinstimmung  bezüg- 
lich der  vorfluti-echtlichen  Behandlung  des 
wild  ablaufenden  Wassers.  Wie  oben  hervor- 
gehoben, hat  sich  das  preussische  Allgemeine 
Landrecht  I,  8,  §  102  auf  einen  von  dem 
Oemeinen  Recht  grundsätzlich  verschiedenen 
Standpunkt  gestellt,  sofern  es  die  römisch- 
gemeinrechtliche Pflicht  des  Unterliegers 
zur  Aufnahme  des  von  oberhalb  ihm  zu- 
strömenden WUdwassers  aufhebt  und  ihnen, 
wiewohl  mit  gewissen  Vorbehalten,  gestattet, 
eich  gegen  die  »aqua  pluvia«  des  Ober- 
liegers  zu  decken. 

Dieser  Abkehr  vom  Gemeinen  Recht  mag 
—  wie  Dernburg,  Bürgerl.  Recht  des 
Reichs  und  Preussens  Bd.  in  §  137  hervor- 
hebt —  die  gesetzgeberische  Erwägung  zu 
Gnmde  gelegen  haben,  dass  die  allgemeine 
Verpflichtung  zur  Aufnahme  der  Vorflut  bei 
der  individuell  verschiedenen  Bebauung  der 
Grundstücke,  wie  sie  die  intensive  Land- 
wirtschaft der  neueren  Zeit  mit  sich  bringt, 
lästig  sei.  Man  kann  die  Berechtigung  dieser 
Erwägung  bis  zu  einem  gewissen  Grade  zu- 
geben, ohne  doch  behaupten  zu  dürfen,  dass 
das  Vorflutrecht  des  Allgemeinen  Landrechts 
sich  bewährt  habe.  Dem  §  102  I.  8  A.L.R. 
ist  vor  allem  entgegenzuh^ten,  dass  er  den 
natürlichen  Bedingungen  des  Wasserab- 
flusses widerspricht  und  die  Interessen  des 
ünterliegers  denen  des  Oberliegers  einseitig 
Toräeht  So  ist  es  denn  erklärlich  und  ge- 
rechtfertigt, dass  die  neueren  und  neuesten 
deutschen  Wasseigesetze  mit  einer  einzigen, 
wenig  bedeutsamen  Ausnahme  (hannoversches 
Gesetz  über  Entwässerung  und  Bewässerung 
der  Grundstücke  vom  22.  August  1847,  §  12), 
dem  System  des  Allgemeinen  Landrechts 
nicht  gefolgt,  vielmehr  sämtlich  auf  das 
Gemeine  Recht  zurückg^;angen  bezw.  bei 
dessen  Grundsätzen  stehen  geblieben  sind. 
Diese  Grundsätze,  dahingehend,  dass  1.  der 
natürliche  Abfluss  des  Wassers  zum  Nach- 
teile des  höher  liegenden  Grundstücks  nicht 
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nicht  zum  NachteUe  des  tiefer  liegenden 
Grundstücks  verstärkt  oder  der  Richtung 
nach  verändert  werden  darf,  sollten  nach 
den  ursprünglichen  Absichten  der  Civilrechts- 
kodifikation  auch  in  das  neue  Gemeine,  das 
Reichsrecht,  aufgenommen  werden.  Doch 
ist  die  betreffende  Bestimmung  des  ersten 
Entwurfs  des  B.G.B.,  §  856  daselbst,  in 
den  späteren  Stadien  des  Gesetzgebungs- 
werkes gestrichen  worden,  mit  Rück- 
sicht auf  den  anderweit  —  Einf.-G.  zum 
B.G.B.  Art  65  —  verfügten  vollständigen 
und  konsequenten  Ausschluss  des  Wasser- 
rechts, also  auch  der  auf  die  Vorflut  be- 
züglichen Rechtssätze  von  der  Kodifikation. 
So  ist  das  Partikulanrecht  in  Ansehung  der 
hier  erörterten  Materie  in  Geltung  verblieben 
und  kann  durch  die  Landesgesetzgebung 
weiterhin  fortgebildet  werden.  Die  oben 
hervorgehobenen  beiden  Grundsätze  über 
das  Recht  der  Vorflut  sind  von  der  ausser- 
preussischen  Gesetzgebung  durchweg  reci- 
piert  Sie  gelten  beispielsweise  in  Bayern 
(Gesetz,  die  Benützung  des  Wassers  betr., 
vom  28.  Mai  1852,  Art  34,  35),  Sachsen 
(B.G.B.  §  355),  Württemberg  (Wasser- 
gesetz V.  1.  Dezember  1900,  Art  6),  Baden 
(Wassergesetz  v.  26.  Juni  1899,  §11),  Hessen 
(Gesetz  über  die  Bäche  u.  s.  w.  vom  30.  Juli 
1887,  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung 
vom  30.  September  1899,  Art  6).  Bemerkens- 
wert ist  aber  namentlich,  dass  auch  die 
preussische  Gesetzgebung  den  Stand- 
punkt des  Allgemeinen  Landrechts  zu  ver- 
lassen und  dem  gemeinrechtlich-mittelstaat- 
lichen System  des  Vorflutrechts  sich  anzu- 
schliessen  gedenkt:  Entwurf  eines  preussi- 
schen  Wassergesetzes  von  1894  (s.  im  Art. 
Bewässerung  und  Bewässerungs- 
recht oben  Bd.  II,  S.  783,  784),  §  18  und 
Begründung  hierzu  (S.  135  ff.  der  Ausgabe 
des  Entwürfe  von  1894). 


({neUen  uaA  Litteratnr:  S.  die  Angaben  am 
Schtutte  de*  Artikel»  Bewäiiaerung  und 
Bewäiterungtreeht  oben  Bd.  IIS.  79t  »o- 
wie  ferner:  Art.  Vorflut  beiv.  Stengel,  Wörterb. 
d.  deutschen  Verwallungerechtt  (Herme»);  Art. 
Vorflut  in  v.  ffoUiendnrft  RechUlexihm 
(Sehenkel).  —  Demlrurg ,  Da*  bürgert. 
Hecht  de*  Reich*  und  Preu*aen»,  Bd.  III  §  IS4. 

AfueJtütt. 
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Vormundschaft 


I.  Geschichtliches. 

Das  Rechtsverhältnis,  kraft  dessen  eine 
Person  unter  dem  Schutze  einer  andern 
steht,  heisst  althochdeutsch:  munt.  Weib 
und  Kinder  stehen  in  der  munt  des  Haus- 
herrn. Werden  sie  durch  dessen  Tod  schutz- 
los, so  geht  die  munt  auf  die  Sippe  Ober. 
Die  Sippe  führt  in  ihrer  Gesamtheit  die  Vor- 
mundschaft. Thatsächlich  gestaltet  dies  sich 
so,  dass  sie  eines  ihrer  Mitglieder  zum  Ver- 
walter des  Mündelgutes  bestellt.  Es  findet 
sich  aber  früh,  dass  dem  nächsten  Ver- 
wandten ein  Anspruch  auf  diese  Verwal- 
tung eingeräumt  wird.  Dieser  ist  dann  ge- 
borner  Vormund. 

Dass  der  Vater  seinen  Kindern  einen  Vor- 
mund ernenne,  ist  dem  ältesten  deutschen 
Rechte  unbekannt.  Kaum  früher  als  im 
dreizehnten  Jahrhundert  wird  es  in  einigen 
Stadtrechten  erlaubt,  anderswo  entschieden 
bestritten,  jedenfaUs  aus  dem  Gnmde,  dass 
es  dem  Vater  nicht  zustehen  kann,  über  ein 
fremdes  Recht  —  das  Recht  der  Verwandten 
auf  die  Vormundschaft  —  zu  verfügen.  All- 
mählich aber  setzt  sich  der  Rechtssatz  diuxjh, 
dass  der  Vater  (wohl  auch  die  Mutter  und 
die  Grosseltern)  in  bestimmten  Formen  einen 
Vormund  berufen  kann.  Es  ist  dies  der 
gekorne  Vormund. 

Ist  weder  ein  geborner  noch  ein  gekomer 
Vormund  da,  so  tritt  zufolge  der  Regel,  dass 
Witwen  und  Waisen  unter  besonderem 
Königsschutze  stehen,  der  vom  königlichen 
Richter  gesetzte  V'^ormund  ein. 

Neben  den  Gebüden  des  gekornen  und 
gar  des  gesetzten  Vormundes  konnte  sich  die 
alte  Vormundschaft  der  Sippe  nicht  halten. 
Sie  sank  im  LÄufe  der  Zeit  zu  einem  blossen 
Aufsichtsrecht,  der  Obervormundschaft, 
herab ,  das  ihr  aber  auch  mehr  und  mehr 
von  der  erstarkenden  Staatsgewalt  abgenom- 
men wurde.  Die  Behörde,  wenn  auch  vielfach 
unter  Mitwirkung  der  Familie,  lässt  das  Mün- 
delvermögen verzeichnen,  fordert  Sicherheit 
und  Rechnungslegtmg,  entscheidet  über  die 
Veräusserung  von  Grundeigentum.  Im  Mittel- 
alter ist  die  Obervormundschaft  des  Richters 
an  die  Stelle  der  Obervormundschaft  der 
Familie  getreten. 

Die  Rechtsstellung  des  Vormunds 
selbst  ist  keine  ganz  klare.  Bei  einigen 
Stämmen  stehen  der  Mutter  des  Mündels 
so  eingreifende  Rechte  über  dessen  Person 
imd  Vennögen  zu,  dass  für  den  Vormimd 
nicht  Tiel  übrig  bleibt.  Andrerseits  findet 
sich,  dass  dem  Vormund  die  Nutzniessung 
des  Mündelvermögens,  gegen  die  Pflicht,  den 
Mündel  zu  ernähren,  überlassen  ist.  Ein 
Tolles  Vertretungsrecht  scheint  der  Vormund 
nicht  gehabt  zu  haben.  In  Strafsachen 
konnte  er  zwar  die  Busse  einklagen,  aber 
nur  weil  er  selbst  als  Verletzter  galt;   wie 


er  denn  auch  für  Strafthaten  des  Mündels 
persönlich,  wenn  auch  zunächst  mit  dem 
Mündelgute,  haftete.  Im  Civilprozesse  da- 
gegen konnte  er  den  Mündel  weder  als 
Kläger  noch  als  Verklagter  vertreten ;  solche 
Prozesse  mussten  bis  ziur  Volljährigkeit 
ruhen.  Auch  in  der  Veräusserung  von  .Nlün- 
delgut  vertrat  der  Vormund  nicht  den  Mün- 
del; solche  Veräusserung  war  vielfach  er- 
schwert, zuweilen  rechtlich  unmöglich.  Li 
alle  dem  zeigt  sich,  dass  die  Vormundschaft 
ein  Privatrecht,  kein  Amt  war. 

Der  Vormundschaft  unterstanden  zunächst 
die  Unmündigen.  Die  Volljährigkeit  trat 
mit  dem  12.  bis  14.  Lebensjahre  ein;  der 
Volljährige  blieb  jedoch  in  der  Regel  frei- 
willig bis  zu  einem  höheren  Lebensalter 
unter  der  Vormundschaft  eines  selbstge- 
wählten Vormunds.  Lebenslänglich  standen 
unter  Vormundschaft  die  Fraue  n ,  die  Ehe- 
frauen unter  der  ihres  Mannes ;  doch  schwächte 
sich  diese  Geschlechtsvormundschaft  früh- 
zeitig zu  einer  blossen  Beistandschaft  ab, 
wurde  auch  in  vielen  Gebieten  ganz  aufge- 
hoben. Endlich  gab  es  eine  Vormundschaft 
über  Geisteskranke  und  Gebrech- 
liche, die  im  wesentlichen  den  Regeln  der 
füi-  Unmündige  geführten  Vormundschaft 
unterlag. 

In  diesen  Rechtszustand  trat  gegen  das 
Ende  des  Mittelalters  das  römische  Vor- 
mundschaftsrecht. Dieses  beruhte  auf  dem 
Unterschiede  zwischen  tutela  und  curatela. 
Tutela  ist  die  ordentliche  Vormundschaft 
über  Unmündige  (die  über  Frauen  ist  schon 
in  römischer  Zeit  untergegangen),  die  die 
ganze  Person  und  das  ganze  X'ermögen  des 
Mündels  ergreift.  Curatela  ist  eine  ausser- 
ordentliche, auf  eignen  Antrag  des  Mündels 
angeordnete  A'ormundscliaft  über  mündige 
Personen  über  14  und  unter  25  Jahren  oder 
über  Geisteskranke  und  Verschwender,  die 
nicht  notwendig  die  ganze  Person  und  das 
ganze  Vermögen  des  Mündels  ergreift  son- 
dern auch  für  einzelne  Geschäfte  oder  Ge- 
schäftzweige bestellt  werden  kann.  Der 
tutor  ist  auch  hier  ein  geborner,  gekomer 
oder  gesetzter,  der  curator  immer  ein  ge- 
setzter. Die  sonstigen  spitzfindigen  Unter- 
scheidungen des  römischen  Reclits,  wonach 
die  Genehmigung  von  Rechtshandhujgen  des 
Mündels  vom  tutor  in  der  Form  der  aucto- 
ritas,  vom  curator  in  der  Form  des  con- 
sensus  erteilt  wird,  sind  für  das  deutsche 
Recht  einflusslos  geblieben ;  dagegen  beriihrt 
sich  das  römische  Recht  darin  mit  dem 
deutschen,  dass  der  Vormund  nicht  durch- 
greifend den  Mündel  vertritt,  dieser  vielmelir 
vielfach  selbst,  wenn  auch  mit  Genehmigimg 
des  Vormunds,  rechtswirksam  handeln  kann. 
Die  Obrigkeit  greift  mehrfach,  durch  Geneh- 
migung von  Rechtsgeschäften  u.  a.,  ein :  auch 
kann  die  Absetzung  des  Vormimds  durch 
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sie  in  einem  bestimmten  Verfahren  ausge- 
sprochen werden. 

Das  Neue,  das  das  römische  Recht  brachte, 
war  wesentlich  nm*  die  Curatel.  Im  übrigen 
hatten  römisches  und  deutsches  Recht,  sonst 
auf  so  vielen  I^inkten  Gegensätze,  hier  vieles 
gemeinsam.  Ein  Gemeinsames  insbesondere 
war  die  bei  beiden  stark  vorgeschrittene 
Zm^ckdrängung  der  Familie  zu  Gunsten 
des  Staats.  Es  war  nur  noch  ein  kleiner 
Schritt,  dass  die  ReichspoJizeiordnungen  von 
1548  und  1577  der  Obngkeit  das  Recht  der 
Vormundsbestellung  auch  für  den  FaU  zu- 
sprachen, dass  geborne  oder  gekome  Vor- 
münder zwar  vorhanden,  aber  untüchtig 
seien  oder  sich  der  Vormundschaft  nicht 
unterziehen  wollten.  Daraus  folgte,  was 
denn  auch  diese  Gesetze  aussprachen,  dass 
auch  geborne  und  gekorne  Vor- 
münder der  obrigkeitlichen  Bestä- 
tigung bedurften.  Seitdem  ist,  der 
vielregiererischen  Richtimg  der  Zeit  ent- 
sprechend, die  Einwirkung  des  Staats  auf 
ilas  Vormundschaftswesen  durch  die  Landes- 
gesetzgebnng  immer  weiter  ausgedehnt,  die 
der  Familie  immer  weiter  abgeschwächt 
worden,  zuletzt  die  Obervormundschaft  von 
der  Familie  ganz  auf  den  Staat  überge- 
gangen, die  Vormundschaft  aus  einem  Privat- 
recht zu  einem  Staatsrecht  geworden. 

Ihren  Höhepunkt  hat  diese  Entwickelung 
erreicht imPreussischen  Allgemeinen 
La  ndrecht  von  1794  (Teil  H  Tit  18).  Die 
Vormundschaft  ist  hier  gänzlich  staatliche 
Verwaltung  geworden.  Der  Mündel  wird 
^Pflegebefohlener  des  Staats«  genannt  (§.6): 
Vormund  ist,  wem  ^der  Staat  die  Sorge 
für  seine  Pflegebefohlenen  aufgetragen  hat« 
(§  S) :  er  ist  »Bevollmächtigter  des  Staats« 
(§  235),  überall  an  die  Weisungen  des  Ge- 
richts gebunden.  Ein  Recht  auf  die  Vor- 
mundschaft hat  niemand;  der  Kchter  soll 
zwar  bei  Auswahl  des  Vormundes  die  Bluts- 
verwandten des  Mündels  oder  den  von  den 
Eltern  Ernannten  »vorzüglich«  berücksich- 
tigen; allein  er  kann  auch  diese  Personen 
übergehen,  wenn  er  sie  für  nicht  geeignet 
hält.  Das  Gericht  nimmt  das  Mündelver- 
mögen in  seine  Verwaltung,  leiht  selbst  die 
Kapitalien  aus,  belässt  dem  Vormimd  nur 
das  zu  laufenden  Ausgaben  Erforderliche. 
Das  Gericht  entscheidet  über  wesentliche 
Veränderungen  in  der  Bewirtschaftung  der 
Gnmdstücke.  Das  Gericht  hat  die  Führung 
von  Prozessen,  den  Ankauf  von  Grund- 
stücken und  vieles  andere  zu  genehmigen. 
Man  konnte  zweifeln,  ob  der  Vormund  über- 
haupt noch  der  Vertreter  des  Mündels  imd 
Verwalter  seines  Vermögens,  ob  nicht  viel- 
mehr das  Gericht  der  eigentliche  Vormund 
und  der  bestellte  Vormund  nur  sein  aus- 
führendes Organ  sei. 

Die  Schwerfälligkeit   dieses  Verfahrens 


w»u:de  nicht  nur  im  Verkehr,  sondern  auch 
von  den  Gerichten  selbst,  wegen  der  da- 
mit verbundenen  Verantwortlichkeit,  lebhaft 
empfunden ;  von  dem  wichtigen,  dem  Vater 
verbliebenen  Recht,  den  Vormund  von  der 
gerichtlichen  Mitwirkung  und  Aufsicht  zu 
j  befreien,  wurde  sehr  häufig  Gebrauch  ge- 
macht. Es  trat  daher  neuerdings  eine 
Rückbildung  ein  im  Sinne  freierer  Bewe- 
gung des  Vormimds,  Entlastung  des  Vor- 
mundschaftsgerichts, stäi'kerer  ßeteiligimg 
der  Familie.  Diese  Grundsätze  sind  ver- 
wirklicht in  der  preussischen  Vor- 
mundschaftsordnung vom  5.  Juli 
1875.  Es  erscheinen  wieder,  wenn  auch  in 
geringer  2jahl,  die  gebornen  Vormünder  des 
deutschen  Rechts,  hier  gesetzliche  Vor- 
münder genannt,  die  von  selbst  imd  ohne 
gerichtliche  Bestellimg  Vormünder  werden 
und  die  Einleitung  einer  gerichtlichen  Vor- 
mundschaft ül)erflüssi^  machen.  So  ist  der 
Vater  gesetzlicher  Aormund  der  (durch 
Heirat  oder  sonst)  aus  seiner  Gewalt 
getretenen  minderjährigen  Kinder,  auch 
gesetzlicher  Vormund  des  von  seiner 
Tochter  geborenen  unehelichen  Kindes. 
Neben  diesen  gesetzlichen  giebt  es  beru- 
fene Vormünder,  welche  ein  Recht  da- 
rauf haben,  ziun  Vormund  bestellt  zu  wer- 
den und  zu  welchen  insbesondere  die  Mutter 
des  MündeJs  sowie  der  von  den  Eltern  Er- 
nannte gehört.  In  dieser  Gestalt  kommt 
hier  der  gekorene  Vormund  wieder  zu 
Ehren.  Sind  weder  gesetzliche  nodi  be- 
rufene Vormünder  vorhanden,  so  wählt  das 
Gericht  einen  Vormund.  Der  Vonnund  ist 
der  Vertreter  des  Mündels  und  Verwalter 
seines  Vermögens;  er  hat  auch  die  Sorge 
für  die  Person  des  Mündels.  Für  die  Ver- 
mögensverwaltung wird  ihm  —  nach  dem 
Vorbilde  des  französischen  Rechts  —  ein 
Gegenvormund  zur  Seite  gestellt.  Die 
Aufsicht  führt  das  Vormundschaftsgericht, 
dem  Rechnung  zu  legen  ist  und  dessen  Ge- 
nehmigung zu  wichtigeren  Rechtshandlvmgen 
eingeholt  wei-den  muss.  Durch  letztwillige 
Verhlgung  kann  der  Vormund  in  gewissem 
Umfange  von  diesen  Beschränkungen  befreit 
werden.  Der  Familie  ist  —  abgesehen  von 
dem  Recht  auf  die  Vormundschaft  —  eine 
erhebliche  Mitwirkung  gesichert  durch  die 
Vorschrift,  dass  das  Gericht  in  gewissen 
Fällen  Verwandte  und  Verschwägerte  hören 
muss,  und  durch  die  —  ebenfalls  auf  fran- 
zösisches Vorbild  ziu-ückzufOhrende  —  Ein- 
richtung des  Familienrats,  der  auf 
Grund  letztwilliger  Verfügung  oder  auf  An- 
trag zu  bilden  ist,  alsdann  aus  dem  Vor- 
mundschaftsrichter und  Verwandten  oder 
Verschwägerten  des  Mündels  besteht  und 
völlig  an  die  Stelle  des  Vormundschaftsge- 
richts tritt.  Eine  Gemeindebehörde,  der 
Waisenrat,  überwacht  die  Erziehung  und 
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das  persönliche  Wohl  des  Mündels,   wirkt 
auch  bei  Ernennung  des  Vormunds  mit 

Dieses  Gesetz,  das  für  ganz  Freussen 
und  seine  drei  Eechtssysteme  des  Allge- 
meinen Landrechts,  des  gemeinen  und  des 
französischen  Rechts  ausgleichend  zu  wirken 
hatte,  eignete  sich  deshalb  vorzüglich  zum 
Vorbild  für  die  reichsrechtliche  Re- 
elung  des  Gebiets,  die  jetzt  erfolgt  ist  in 
len  §§  1773  bis  1921  des  B.O.B.  und  den 
§§  35  bis  64  des  R.G.  v.  17./20.  Mai  1898 
über  die  Angelegenheiten  der  Freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit (G.F.G.).  Diese  Gesetzgebung  hat 
die  Gnmdsätze  der  preussischen  Vormund- 
schaftsordnuDg  im  allgemeinen  übernommen, 
nur  haben  die  in  Preussen  gemachten  Er- 
fahrungen Anlass  zu  etwas  strengeren  Siche- 
rungsmassregeln gegenüber  dem  Vormund 
gegeben;  auch  sind  die  Fälle  der  gesetz- 
lichea  Vormundschaft  noch  mehr  einge- 
schränkt worden.  Dafür  hat  das  Reichs- 
recbt  den  grossen  Schritt  gethan,  an  Stelle 
der  väterlichen  Gewalt  die  elterliche 
Gewalt  aufzurichten,  vermöge  welcher  nach 
•dem  Tode  des  Vaters  die  Mutier  an  seine 
Stelle  tritt  und,  so  lange  diese  lebt,  eine 
Vormundschaft  nicht  eingeleitet  wird. 

IL  Geltendes  Recht 

1.   Vormnndschaft    und   Pflegschaft. 

Das  Reiclisrecht  unterscheidet  Vormund- 
schaft imd  Pflegschaft.  Vormund- 
schaft ist  die  unbeschränkte,  Pflegschaft 
die  auf  einen  bestimmten  Gescliäftskreis 
beschränkte  Fürsorge  —  ein  Unterschied, 
wie  er  auch  im  römischen  Recht  zwischen 
tutela  und  curatela  hervortrat. 
Einen  Vormund  erhalten: 

a)  Minderjährige,  wenn  sie  nicht 
unter  elterlicher  Gewalt  oder  nicht 
unter  elterlicher  Sorge  stehen  (Haupt- 
fälle: Tod  beider  Eltern,  uneheliche 
Gebiul)  §  1773; 

b)  Volljährige,  wenn  sie  (wegen 
Gteisteskrankheit,  Geistesschwäche,  Ver- 
schwendung oder  Trunksucht)  entmün- 
digt sind  (§§  6, 1896);  in  diesen  Fällen 
kann  schon  dann,  wenn  die  Entmün- 
digung beantragt  ist,  eine  vor- 
läufige Vormundschaft  einge- 
leitet werden  (§  1906). 

Einen  Pfleger  erhalten: 

a)  Solche,  die  unter  elterlicher 
Gewalt  oder  Vormundschaft 
stehen:  für  Geschäfte,  an  deren  Be- 
sorgung Eltem  oder  Vormund  gehin- 
dert sind,  z.  B.  Klagen  gegen  Eltern 
und  Vormund,  Verwaltung  eines  Ver- 
mögens, dessen  Verwaltung  den  Eltem 
oder  dem  Vormund  letztwillig  ent- 
zogen ist  (§  1909); 

b)  G  e  b  r  e  c  h  1  i  c  h  e  (Taube,  Blinde, 


Stumme):  für  ihre  Person  oder  für 
ihr  Vermögen,  auch  für  beides  zusam- 
men, in  welchem  Falle  die  Pflegschaft 
sich  freilich  von  einer  Vormimdschaft 
kaum  noch  unterscheidet;  die  Pfleg- 
schaft wird  nur  mit  Einwilligung  des 
Gebrechlichen  angeoi-dnet  (§  1910); 

c)  Abwesende,  deren  Aufenthalt  un- 
bekannt ist  oder  die  am  Verkehr  mit 
der  Heimat  verhindert  sind:  für  ihr 
Vermögen,  soweit  es  der  Fürsorge 
bedarf  (§  1911  B.G.B.  §  88  G.F.G.); 

d)eine  Leibesfrucht  zur  Wahnmg 
der  bei  künftiger  Geburt  ihr  an- 
fallenden Rechte  (§  1912); 

e)  die  unbekannten  Beteiligten 
einer  Angelegenheit:  für  diese  Ange- 
legenheit (§  1918.  Hauptfall:  Nach- 
lasspflegschaft, §  i960,  die  aber  unter 
dem  Namen  »Nachlassverwaltimgc 
auch  noch  andere  Aufgaben  löst,  näm- 
lich den  Rechtssatz,  dass  der  Erbe 
für  die  Nachlassschulden  nur  mit  dem 
Nachlasse  haftet,  verwirklicht  §  1975): 

f)  ein  durch  öffentliche  Samm- 
lung zusammengebrachtes 
Vermögen,  wenn  die  zu  seiner 
Verwaltung  berufenen  Personen  weg- 
gefallen sind  (§  1914). 

Vormundschaft  und  Pflegschaft  stehen 
im  übrigen  wesentlich  unter  den  gleichen 
gesetzlichen  Regeln.  Wo  im  folgenden  nicht 
eine  Abweichung  hervorgehoben  wird,  gilt 
das  von  der  Vormundschaft  Gesagte  auch 
für  die  Pflegschaft. 

2.  VormnndschaftsbehSrde  ist  das 
Amtsgericht  (§  35  G.F.G.).  Von  diesem 
reichsgesetzlichen  Grundsatze  ist  jedoch  den 
Einzelstaaten  abzuweichen  erlaubt  (Art.  147 
Einführungsgesetz  zum  B.G.B.).  Von  dieser 
Erlaubnis  haben  Gebrauch  gemacht 

a)  Württemberg,  welches  für  jede 
Gemeinde  eine  aus  dem  Bezirksnotar 
als  Vorsitzenden  und  vier  gewählten 
Waisenrichtern  bestehende  Behörde 
gebildet  hat,  welche  das  »ordentliche 
Vormundscbaftsgericht«  heisst,  und 
dem  Amtsgericht,  dem  auch  eine  An- 
zahl Geschäfte  vorbehalten  sind,  unter- 
steht (Art.  41  ff.  Ausfülinmgsgesetz 
zum  B.G.B.  V.  28.  Juü  1899); 

b)  die  beiden  Mecklenburg,  die  die 
Geschäfte  des  VormundsoJiaftsgerichts 
in  einem  gewissen  Umfange  Magis- 
traten, Klosteramts-,  Hofstaats-,  Waisen- 
gerichten und  sogar  —  was  mit  dem 
Reichsrecht  kaum  vereinbar  —  den 
Gutsherren  übertragen  haben  (§§  22  ff. 
Vo.  V.  9.  April  1899  zur  Ausführung 
des  G.F.G.); 

c)  Hamburg,  das  eine  besondere  kolle- 
giale »Vormundschaftsbehörde»  er- 
richtet hat  (G.  V.  14  J(di  1899). 
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Da  femer  durch  Art.  57  des  Einfüh- 
führungsgesetzes  zum  B.G.B.  die  Haus- 
verfassungen der  landesherrlichen  und  durch 
Art.  58  daselbst  das  Familienrecht  der  vor- 
mals reichsständischen  Familien  aufrecht  er- 
halteu  sind,  so  bleiben  bestehen  die  landes- 
rechtUch  für  diese  Personenkreise  bestellten 
l>esonderen  Vormundschaftsbehörden  —  in 
Preussen  für  die  Reichsständischen  die  Ober- 
iandesgerichte  — . 

Die  Vormundsciiaftsbehörde  hat  von 
Amts  wegen  die  Vormundschaft  einzuleiten, 
den  Vormund  zu  bestellea  und  zu  beauf- 
sichtigen. Sie  hält  den  Vormund  zur  Ein- 
reichung eines  Vermögensverzeichnisses  und 
l>eriodischer  Rechnungslegung  an,  schreitet 
gegen  Pflichtwidrigkeiten  mit  Ordnungs- 
strafen, äussersten  falls  mit  EnUassimg,  ein, 
fordert  unter  Umständen  Sicherheit  Ihr  ist 
die  Genehmigung  einer  Anzahl  von  Rechts- 
geschäften des  Vormunds  vorbehalten  (s. 
unten  sub  3).  Vor  ihren  Entscheidungen  hat 
sie  auf  Antrag  oder  auch  von  Amts  wegen 
Verwandte  imd  Verschwägerte  des  Mün- 
dels, unter  Umständen  auch  diesen  selbst 
zu  hören.  Uebrigens  hat  sie  —  von  wenigen 
Ausnahmen  abgesehen  —  nicht  in  die  Ver- 
waltung einzugreifen,  noch  weniger  den 
Mündel  nach  aussen  zu  vertreten.  Ihre 
Stellung  ist  die  einer  Aufsichts-,  nicht  die 
einer  selbst  verwaltenden  Behörde. 

Gegen  ihre  Entscheidungen  findet  die 
in  gewissen  Fällen  an  eine  zweiwöchige 
Frist  gebundene  (§  60  G.F.G.)  B  e  s  c  h  w  e  r  d  e 
an  das  Landgericht  und  ge^n  dessen  Ent- 
scheidung die  weitere  Besdiwerde  an  das 
Oberlandesgericht  (in  Preussen  das  Kammer- 
gericht, in  Bayern  das  Oberste  Landesge- 
richt) statt,  welche  letztere  aber  nur  die 
Rechtsfrage,  nicht  die  That-  oder  Zweck- 
mä.'isigkeitsfrage  ei-örtem  darf. 

Den  Vormundscliaftsbehörden  sind  durch 
Reichs-  und  Landesrecht  noch  eine  Menge 
anderer  als  vormundschaftlicher  Verrich- 
timgen  übertragen,  insbesondere  die  im  Ver- 
waltungswege zu  treffenden  Entscheidungen 
im  Verhältnis  zwischen  Eheleuten  und 
zwischen  Eltern  und  Kindern,  u.  a. 
die  wichtige  Mitwirkimg  bei  der  Für- 
sorgeerziehung (Preuss.  G.  v.  2.  Juli 
19<Ki). 

3.  Der  Vonnund  wird  stets  von  der 
Vormundschaftsbehördc  bestellt  Geborne 
Vormthider  giebt  es  nicht  mehr.  Die  we- 
nigen Fälle  der  gesetzlichen  Vormundschaft, 
die  noch  die  preussische  Vormundschafts- 
ordnimg kannte,  hat  das  Reichsrecht  nicht 
übernommen.  Niu-  landesrechtlich  kann 
(kraft  des  Vorbehalts  in  Art  136  des  Ein- 
fühnmgsgesetzes  zum  B.G.B.)  ein  Fall  ge- 
setzlicher Vormundschaft  noch  vorkommen 
und  er  kommt  in  Preussen  vor  (Art.  78 
Ansführungsgesetz  zum  B.G.B.) :  dass  näm- 


lich der  Vorstand  einer  Erziehungs-  oder 
Verpflegungsanstalt  (oder  ein  Beamter  der 
Armenverwaltung)  von  selbst  und  ohne  be- 
stellt zu  sein,  Vormund  über.die  in  der  An- 
stalt untergebrachten  Minderjährigen  wird; 
aber  auch  hier  steht  dem  Gerichte  frei  einen 
anderen  Vormund  zu  bestellen.  Noch  weitere 
Rechte  stehen  dem  Vorstande  zu,  wenn  es 
sich  imi  Mündel  handelt,  für  welche  zur 
Verhütung  ihrer  Verwahrlosung  die  Für- 
soi^eerziehung  angeordnet  ist  (§  12  G.  v. 
2.  Juli  1900). 

Dagegen  giebt  es  berufene  Vormünder, 
d.  i.  solche,  die  ein  Recht  darauf  haben, 
zum  Vormund  bestellt  zu  werden,  und  die 
nur  unter  besonderen  Umständen  Obergangen 
werden  dürfen.    Berufen  ist: 

a)  wer  vom  Vater  oder  Mutter  durch 
letztwillige  Verhlgimg  ernannt  ist  (ge- 
korener Vormund); 

b)  der  Grossvater  (§  1776). 

Für  eine  Ehefrau  darf  der  Mann,  und 
zwar  vor  allen  anderen  Berufenen,  ftlr  ein  un- 
eheliches Kind  die  Mutter  vor  dem  Gross- 
vater zum  Vormunde  besteUt  werden ;  doch 
haben  diese  beiden  kein  Recht  auf  die  Vor- 
mundschaft. Die  eheliche  Mutter  bedarf 
keines  Rechts  auf  die  Vormundschaft,  da 
sie  die  elterliche  Gewalt  hat. 

Zum  Vormund  soll  nicht  bestellt  werden, 
wer  vom  Vater  oder  Mutter  durch  letzt- 
willige Verfügung  ausgeschlossen  ist  (§  1782). 

Zur  Vormundschaft  über  Volljährige 
sind  in  erster  Linie  die  Eltern,  daun  &e 
Grossväter  berufen;  doch  darf  vor  ihnen 
allen  der  Ehegatte  des  Mündels,  vor  dem 
Grossvater  die  uneheliche  Mutter  bestellt 
w^erden  (§  1899).  Gekorne  Vormünder  giebt 
es  hier  nicht  (§  1898). 

Ein  Recht  auf  die  Pflegschaft  hat 
niemand  (§  1916).  Nm-  ausnahmsweise  kann 
ein  letztwillig  berufener  Pfleger  vorkommen 
(§  1917). 

Ist  kein  berufener  Vormund  da,  so 
wählt  das  Vormundschaftsgericht 
nach  Anhörung  des  Gemeinde- 
waisenrats den  Vormund  aus,  wobei 
V^erwandte  und  Verschwägerte  des  Mün- 
dels, ohne  ein  Recht  auf  die  Vormundschaft 
zu  haben,  doch  zunächst  zu  berücksichtigen 
sind,  auch  auf  das  religiöse  Bekenntnis 
Rücksicht  zu  nehmen  ist 

Zur  Uebemahme  der  Vormundschaft  ist 
jeder  Deutsche  verpflichtet;  er  kann  dazu 
durch  Ordnungsstrafen  angehalten  werden 
(§§  1785,  1788).  Es  ist  jedoch  zur  Ab- 
lehnung berechtigt  (§  1786): 

a)  eine  Frau; 

b)  wer  das  sechzigste  Lebensjahr  voll- 
endet hat; 

c)  wer  mehr  als  vier  minderjährige 
eheliche  Kinder  hat; 
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d)  wer  durch  Krankheit  oder  Gebrechen 
gehindert  ist; 

e)  wer  vom  Sitze  des  Vonnimdscliafts- 
gerichts  entfernt  wohnt; 

f)  wer  Sicherheit  leisten  soll; 

g)  wer  mit  einem  anderen  zur  gemein- 
schaftlichen Führung  der  Vormund- 
schaft bestellt  werden  soll; 

h)  wer  mehr  als  eine  Vormundschaft 
oder  Pflegschaft  führt. 

Bei  dem  Vormunde  liegt  der  Schwer- 
punkt der  vormundschaftlichen  Ver- 
waltung. Er  hat  für  die  Pei-son  imd  das 
Vermögen  des  Mündels  zu  sorgen  und  diesen 
nach  aussen  zu  vertreten  (§  1793).  Gelder 
darf  er  nur  mündelsicher  anlegen.  Mün- 
delsicher sind: 

a)  verbriefte  oder  ins  Schuldbuch  einge- 
tragene Foi-derungen  gegen  das  Reich 
oder  einen  Bundesstaat; 

b)  verbriefte  Forderungen,  deren  A'^er- 
zinsung  vom  Reiche  oder  einem  Bun- 
desstaat gewährleistet  ist; 

c)  Wertpapiere,  insbesondere  Pfandbriefe, 
und  verbriefte  Fordenmgen  gegen  kom- 
munale Körperschaften  und  deren 
Kreditinstitute,  sofern  der  Bundesrat 
die  Mündelsicherheit  anerkannt  hat; 
doch  bleibt  nach  Art.  212  des  Ein- 
führungsgesetzes das  Landesrecht  in 
Kraft,  das  noch  andere  Wertpapiere 
für  mündelsicher  erklärt,  und  demge- 
mäss  sind  in  Preussen  noch  folgende 
Papiere  auch  ohne  Anerkenntnis  des 
Bundesrats  mündelsicher  (Art.  74 
Pi-eiiss.  Ausführungsg.  v.  20.  Septem- 
ber 1899): 

die  Rentenbriefe  der  Rentenbanken ; 

deutsche  kommunale  Schuldver- 
schreibungen, die  von  selten  der  In- 
haber kündbar  sind  oder  einer  regel- 
mässigen TUgimg  unterliegen; 

die  mit  staatlicher  Genehmigung 
ausgegebenen  Pfandbriefe  und  gleich- 
artigen Schuldverschreibungen  der 
preussischen  öffentlichen  Kreditan- 
stalten, die  durch  Vereinigung  von 
Grundbesitzern  gebildet  sind  (Land- 
schaften!) und  durch  staatliche  Ver- 
leihung Rechtsfähigkeit  erlangt  haben, 
und  der  preussischen  proviuzia]-(kom- 
munal-)  ständischen  öffenthchen  Grund- 
kreditaustalten ; 

die  auf  den  Inhaber  lautenden 
Schuldverschreibungen ,  welche  von 
einer  preussischen  Hypothekenaktien- 
bank auf  Grund  von  Darlehen  an  preus- 
sische  Körperschaften  des  öffentlichen 
Rechts  oder  von  diesen  garantierten 
Darlehen  ausgegeben  sind ; 
(!)  inländische  öffentliche  Sparkassen, 
wenn  sie  von  der  zuständigen  Be- 
hörde  des  Bundesstaats   (in  Preussen 


Regierungspräsident  und  Laudgerichts- 
präsident)  für  mtindelsicher  erklärt 
sind; 
e)  sichere  Hypotheken  an  inländischen 
Grundstücken;  die  Grundsätze,  nach 
denen  die  Sicherheit  festzustellen, 
setzt  die  Landesgesetzgebung  fest. 
Hiernach  gilt  in  Preussen  als  raOndel- 
sicher  (Art  73  Preuss.  Ausfühnmgsg. 
V.  20.  September  1899): 

eine  Hypothek,   Grundschuld   oder 
Rentenschuld  an  einem  preussischen 
Grundstücke,    welche   innerlialb    des 
Fünfzehnfachen   oder,   sofern   sie  an 
erster    Stelle    steht,     innerhalb    des 
Zwanzigfachen  des  staatlich  ermittel- 
ten  Grandsteuerreinertrages  oder  bei 
einem   ländlichen    Grundstück  inner- 
halb der  ersten  zwei  Drittel,  bei  einem 
städtischen  innerhalb  der  ersten  Hälfte 
des  Werts   zu   stehen   kommt.     Der 
Wert  ist  durch  landschaftliche,  ritter- 
schaftliche,   provinzialständische,   ge- 
richtliche, bei  städtischen  Grundstücken 
auch    durch    Feuerversicherungstaxe, 
festzustellen.  Statt  des  Zwanzigfachen 
des  Grundsteuerreinerti-ags  kann  unter 
Umständen  das  Dreissigfache  und  so- 
gar   das    Vierzigfache     angenommen 
werden. 
Kann  die  Anlegimg  in  dieser  Weise  nicht 
geschehen,  so  ist  das  Geld  bei  der  Reichs- 
oder Staatsbank  oder  einer  anderen  dim^h 
Landesgesetz   für  geeignet  erklärten   Bank 
anztilegen ;  wird  es  aber  hier  oder  bei  einer 
Sparkasse  angelegt,  so  soll  dies  nur  mit  der 
Bestimmimg  geschehen,   dass  zur  Erhebung 
des  Geldes  die   Genehmigung  des  Gegen- 
vormunds oder  des  Vormundschaftsgerichts 
erforderlich   ist   (§   1809).     Das  Vormund- 
schaftsgericht kann  aus  besonderen  Gründen 
dem  Vormund   Oberhaupt  eine  andere  als 
die  im  Gesetze  zugelassene  Anlegung  ge- 
statten  (§   1811).     Jede  G«ldanlegung  soll 
nur  mit  Genehmigung  des  Gegenvormunds 
oder  Vonnundschaftsgerichts  geschehen  (§ 
1810). 

Der  Vormund  kann  —  mit  einigen  Aus- 
nahmen —  über  Forderungen,  Rechte  imd 
Wertpapiere  des  Mündels  nur  mit  Geneh- 
migung des  Gegenvormunds  ver- 
fügen (§  1318). 

Inliaberpapiere  hat  er  nebst  den  Er- 
neuerungsscheinen bei  der  Reichsbank  oder 
einer  Hinterlegungsstelle  mit  der  Bestim- 
mung zu  hinterlegen,  dass  die  Heraus- 
gabe nur  mit  Genehmigung  des  Vormund- 
schaftsgerichts, verlangt  werden  kann.  Im 
Reichs-  oder  Staatsschuldbuche  ist  eintreten- 
denfalls ein  ähnlicher  Sperrvermerk 
einzutragen  (§§  1814—1816).  Das  Vormimd- 
scliaftsgericht  kann  den  Vormund  einerseits 
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hiei-von  befreien,  andererseits  noch  ■weitere 
Hinterlegiingen,  instesondere  derHypotheken- 
briefc  und  Kostbarkeiten,  anordnen  (§§  1817, 
1818). 

Der  Yormund  bedarf  der  Genehmi- 
gung: des  Vorniundschaftsgerichts 
«u  einer  ganzen  Anzahl  von  Rechtsge- 
schäften, insbesondere  zu  Terfflgungen  über 
Grundstücke,  Erbteiliuigen,  längeren  Miet- 
und  Pachtverträgen  sowie  Lehr-  und  Dienst- 
verträgen, Vergleichen  über  Gegenstände  im 
Werte  von  300  Mark  oder  mehr  (§§  1821, 
1822). 

Die  Vormundschaft  wird  unentgelt- 
lich geführt;  doch  kann  bei  bedeutenderer 
Verwaltung  das  Vormundschaftsgericht  eine 
Vergfltimg  bewilligeu. 

Die  Rechnung  i*ird  in  der  Regel 
jährlich  gelegt;  sie  ist  dem  Gegenvormund 
unter  Xachweisung  des  A'ermögensbestandes 
Torzidegen. 

Benennt  der  Vater  oder  die  eheliche 
Mutter  letztwülig  einen  Vormund,  so  können 
sie  diesen  befreien 

a)  von  der  Genehmigung  des  Gegenvor- 
munds   oder    Vormundschaftsgerichts 
zur  Erhebung  von  Geldern  aus  Banken 
und    Sparkassen,    zur    Anlegung   von 
(.reldern,  zur  Verfügung  über  Forde- 
rungen und  Wertpapiere  (§  18,")2); 
li)  ton  der  Pflicht  zur  Hinterlegung  von 
Inhaberpapieren  und  zur  Eintragung 
des    Sperrvermerks   im   Reichs-    und 
Staatsschiddbuche  (§  1853); 
c)  von  der  Rechnungslegimg;  in  diesem 
Falle  hat  aber  der  Vormund  alle  zwei 
(oder  doch    fünf)  Jahre  eine  l'eber- 
.iiicht   des  Vermögensbestandes,    vom 
Gegenvormund  geprüft,  einzureichen 
(§  1854). 
Die  Befreiung  kann  vom  Vormundschafts- 
gerichte ausser  Kraft  gesetzt  werden,  wenn 
sie   das  Interesse    des  Mündels  gefährden 
würde. 

Kraft  Gesetzes  geniesst  diese  Befreiungen 
der  Vater  selbst,  wenn  er  zum  Vormund 
seines  volljährigen  Kindes  bestellt  •wird,  und 
ebenso  die  eheliche   Mutter  (§   1903).  | 
Dem  Vater  wii-d  überhaupt  nicht,  der  Mutter  j 
nur  nnter  besonderen  Umständen  ein  Gegen- 1 
Vormund  bestellt,  in  ■welchem  Falle  ihi*  die  1 
Befreiungen  zu  a  nicht  zustehen.  i 

Ebenfalls  kraft  Gesetzes  stehen  die  Be- 1 
freiuneren  zu  a  in  Preussen  zu  dem  Vor-I 
stand  einer  unter  staatlicher  Auf-I 
sieht  stehenden  Erziehungsanstalt! 
(oder  Beamten),  der  über  die  zur  Fürsorge- 
erziehung in  der  Anstalt  oder  einer  Familie 
untergebrachten  Zöglinge  zum  Vormund  be- 1 
stellt  ist ;  ein  Gegenvormund  ist  nicht  zu  i 
bestellen  (§  12  des  Fürsoi^eerziehungsg.  v.  i 
2.  Juü  19<Mi).  I 


Nach  Beendigung  der  Vormundscliaft, 
die  auch  durch  das  V'ormundschaftsgericht, 
und  zwar  durch  Entlassung  (wegen  Pflicht- 
widrigkeit und  aus  anderen  Gründen)  her- 
beigeführt werden  kann,  hat  der  Vormund 
Schlussrechnung  zu  legen,  deren  Ab- 
nahme das  Vormimdscbaftsgericht  durch 
Verhandlung  mit  den  Beteiligten  vermittelt 

4.  Der  Gegenvormund  kann  stets 
neben  dem  Vormunde  bestellt  werden;  er 
soll  bestellt  werden,  wenn  ein  erhebliches 
Vermögen  zu  verwalten  ist  (§  1792).  Dem 
Vater  als  Vormund  seines  volljährigen 
Kindes  soll,   neben    der  Mutter  in  gleicher 

I  Lage  und  einem  Pfleger  braucht  ein  Gegen- 
\  Vormund  nicht  bestellt  werden  (§§  1903, 1915). 
lAuf  die  Berufung;  zum  Gegenvormund  fin- 
|den    die   Vorschriften    über   die   Berufung 
|zum    Vormund    Anwendung    (§    1792);    es 
!  können  also  auch  die  Eltern  letztwülig  einen 
Gegenvormund  ernennen  oder  auch  die  Gegen- 
vormimdschaft  ausschliessen-  (§§  1852,  1855). 
Der   Gegenvormund   hat  den   Vormund 
zu  Oberwachen.    Daher  hat  er  bei  Auf- 
nahme des  Vermögensverzeichnisses  mitzu- 
wirken (§  1802),  die  Anlegimg  der  Mündel- 
gelder,   die   Verfügung  über  Fordenmgen 
und  Wertjapiere  zu  genehmigen  (§§  1810, 
1812,  1813),  bei  der  Rechnungslegung  den 
Vermögensbestand  sich  nachweisen  zu  lassen 
(§  1842):  er  ist  vom  Vormundschaftsgerichte 
vor  gewissen  Entscheidiuigen  zu  hören  (§§ 
1826,  1836):  er  hat  von  Pflichtwidrigkeiten, 
von  eintretender  Unfähigkeit  oder  Untaug- 
lichkeit,  vom  Tode  des  V'^ormunds  dem  Ge- 
richte Anzeige  zu  machen  (§  1799). 

Der  Gegenvormund  ist  aber  nicht  Voi^ 
gesetzter  des  Vormunds.  Er  vertritt  auch 
nicht  den  Vormund.  Noch  weniger  vertritt 
er  den  Mündel.  Er  ist  eine  Hilfsperson 
des  Gerichts  bei  Führung  der  Aufsicht, 
untersteht  auch  dem  Gericht,  welches  auch 
gegen  ihn  Ordnungsstrafen  verhängen  kann. 

5.  Der  Gemeindewaisenrat  ist  ein 
reichsgesetzlich  vorgesehenes  Amt,  dessen 
Verfassung  aber  dem  Landesrechte  über- 
lassen ist  In  Preussen  werden  gemäss 
Art.  77  des  Ausführungsg.  v.  20.  September 
1899  für  jede  Gemeinde  oder  Teile  einer 
Gemeinde  ein  oder  mehrere  Gemeindeglieder 
als  Waisenrat  bestellt,  die  das  Amt  unent- 
geltlich versehen.  Auch  besonderen  Ab- 
teilungen oder  schon  bestehenden  Oi^nen 
derGemeindeverwaltung(  Armendeputationen) 
kann  das  Amt  ül>ertragen  werden.  Zur 
Unterstützung  des  Gemeindewaisenrats  kön- 
nen Frauen  als  Waisenpflegerinnen  zur  Be- 
aufsichtigung der  im  Kindesalter  stehenden 
und  der  weiblichen  Mündel  bestellt  werden. 

Der  Gemeindewaisenrat  hat  vorzugsweise 
die  Erziehung  und  körperliche 
Pflege  der  Mündel  zu  überwachen. 
Er  hat  nicht  das  Recht,  selbst  einzugi«ifen 
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und  dem  Vonnunde  Anweisungen  zu  er- 
teilen, sondern  nur  dem  Vormundschaftsge- 
richte zu  berichten.  Im  übrigen  hat  er  das 
wichtige  Recht,  den  Vormund  und  Gegen- 
vormund vorzuschlagen  und  vor  dessen 
Ernennung  gehört  zu  werden  (§§  1849, 1850). 

6.  Der  Familienrat  soll  gebildet  wer- 
den, wenn  Vater  oder  Mutter  dies  letzt- 
willig angeordnet  haben;  er  kann,  wenn 
es  sich  nicht  um  Vormundschaft  über  Voll- 
jährige handelt,  gebildet  werden,  wenn  Fa- 
miliengUeder,  Vormund  oder  Gegenvormund 
es  beantragen  (§§  1858,  1859,  1905).  Er 
besteht  aus  dem  Vormundschaftsrichter  als 
Vorsitzenden  und  aus  zwei  bis  sechs  Mit- 
gliedern, thunlichst  Verwandten  oder  Ver- 
schwägerten des  Mündels;  ein  Recht  auf 
Berafung  in  den  Familienrat  hat  nur,  wer 
von  den  Eltern  letztwillig  dazu  ernannt  ist 
(§  1861).  Zur  Uebernahme  des  Amts  ver- 
pflichtet ist  niemand. 

Der  Familienrat  hat  die  Rechte  und 
Pflichtendes  Vormnndschaftsgerichts(§  1872); 
nur,  wo  sofortiges  Einschreiten  geboten,  kann 
der  Vorsitzende  allein  handeln  (§  1876). 

ni.  Ausland. 

In  Oesterreich  beruht  das  Vormund- 
scliaftswesen  noch  immer  auf  den  bald  hun- 
dertjährigen Bestimmungen  des  allgemeinen 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  (§§  187  ff.),  die 
dem  Staate  weitgehenden  JEinfluss  vorbe- 
halten. Der  Vormund  ist  zwar  der  recht- 
liche Vertreter  des  Mündels,  aber  er  unter- 
steht der  Aufsicht  des  Gerichts,  ohne  dessen 
Genehmigung  er  nichts  Wichtiges  unter- 
nehmen (keine  Kapitalien  einziehen,  keinen 
Pachtvertrag  schliessen  u.  dergl.)  kann,  dem 
er  Rechnung  zu  legen  hat,  von  dem  er 
durch  Zwangsmittel  zum  Gehorsam  ange- 
halten und  entlassen  werden  kann.  Die 
Familie  hat  einigen  Einfluss:  der  Vater 
kann  durch  Testament  zum  Vormund  er- 
nennen und  von  der  Vormundschaft  aus- 
schli&ssen;  die  nächsten  Verwandten  haben 
ein  Recht  auf  die  Vormundschaft;  das  Ge- 
richt kann  in  wichtigen  und  zweifelhaften 
Fällen  die  Verwandten  hören.  Waisenrat, 
Gegenvormund,  Familienrat  giebt  es  nicht. 

Das  Unterscheidungszeichen  des  fran- 
zösischen Rechts  ist  der  geborne 
Vormund,  der  ohne  gerichtliche  Bestel- 
lung von  selbst  in  sein  Amt  eintritt,  und 
der  Familienrat,  in  dessen  Hand  die 
oben'ormundschaftliche  Gewalt  liegt  Dieser 
wird  gebildet,  und  zwai*  für  jeden  Bedürf- 
nisfall besonders,  aus  dem  iriedensrichter 
imd  sechs  Verwandten  oder  Verschwägerten 
des  Mündels.  Seine  Beschlüsse  bedürfen  in 
bestimmten  Fällen  der  Bestätigung  durch 
das  Koliegialgericht,  welches  auch  über  die 
gegen  die  Familienratsbeschlüsse  eingelegten 


Rechtsmittel  entscheidet.  Eine  regelmässig© 
Rechnungslegung  an  die  Obervormundschät 
findet  nicht  statt;  dafür  ist  der  A'ormund 
unter  die  Aufsicht  eines  Ehrenvormunds 
(tuteur  subrog6)  gestellt  und  vielfach  an 
dessen  Mitwirkung  gebunden;  auch  tritt 
dieser  bei  Verhinderung  des  Vormunds  als 
ordentlicher  Vormund  und  bei  widerstreiten- 
dem Interesse  als  Pfleger  ein  (Code  civil 
art.  402  ff.). 

Lltteratur:  Getchichte.  Kraut,  Die  Vor- 
mundtchaft  nach  den  Orundtälzen  det  DeuUrJien 
Rechtt,  Bd.  I,  1835;  Bd.  11,  1847;  Bd.  III, 
1859.  —  Bive,  Getchichte  der  Deutichen  Vor- 
mundtchaft,  Bd.  I,  1861;  Bd.  II,  1.  Abt.  1866, 
S.  Abt.  1875.  —  Weitere  NachweUungen  bei 
Br^mner,  Deuttche  HechUgetehichle,  Bd.  I, 
1887,  S.  89,  m  und  Schröder,  Lehrbuch  der 
Deuttchen  Recht$geschichU,  3.  Auß.,  1898,  S.  70, 
SiOff.,   733. 

Geltende»  Recht:  Sehultxenatein  und 
Köhne,  Das  DetUsche  VormundschafltrechL 
GuUenlagiche  Sammhing  Deutscher  Reichsgetetie 
iVV.  47,  Berlin  1898.  —  Sehultetiu,  Hand- 
buch des  Vortnundiehaflsrechts.  ['ntcr  Beräct- 
sichtignng  der  Ausführungsgcaetze  der  deutsche» 
Bundesstaaten,  Heine-Berlin  1899.  —  Fuchs, 
Das  deutsche  Vormundsrhafttrecht  unter  Gegen- 
überstellung des  preussischen,  Vahlen-Berlin  1899. 
—  Oöring,  Das  Recht  der  Minderjährigen  und 
Entmündigten  nach  dem  1.  Januar  1899,  Hirsch- 
feld-Leiptig  1899.  —  Böhm,  Das  Vormund- 
schaftsrecht des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs,  Heü- 
wing-Hannover  2.  Aufl.  1899.  —  PhlUer,  Das 
Vormundschafisrecht  des  deutschen  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs  nebst  den  verwandten  Reehtsstoffen, 
Vahlen-Berlin  1900.  —  Sehroeder  und  Mttg- 
dan,  Das  deutsche  Vormundschaftsreeht  unter 
Berücksichtigung  aller  einschlägigen  Reichsge- 
setze und  der  landesrechtlichen  Bestimmungen  tu 
Preussen  und  Elsass-Lothringen,  Deeter-Brrlin 
1900.  —  Schultheta,  Der  deutsche  Vormund- 
Schaftsrichter.  Eine  systematische  Darstellung 
seines  gesamten  Wirkungskreises,  Vahlen-Berlin 
1900.  —  Hesse,  Deutsches  Vormundschaftsreeht 
unter  besonderer  Berücksichtigung  der  in  den  be- 
deutenderen Bundesstaaten  ergangenen  Atufiih- 
rungsbestimmungen,  MüUer-Beriin  WOii. 

Weissler. 


Vorzngsrente. 


Vorzugsrente  kann  man  allgemein  den- 
jenigen Teil  des  Gewinnes  aus  einem  Unter- 
nehmen nennen,  der  über  den  gewöhnlichen 
Kapitalgewinn  hinausgeht  Der  Begriff  des 
»^wohnlichen«  Kapitalgewinnes  ist  aller- 
dmgs  ein  sehr  unbestimmter  und  sogar 
problematischer,  doch  genügt  im  vorliegen- 
den Falle  die  Definition,  dass  darunter  der 
Prozentsatz  zu  verstehen  sei,  in  dessen  Nähe 
sich,  etwa  mit  einem  Spielramn  von  'j 
Prozent  nach  oben  und  nach  unten,  der  Ge- 
winnsatz der  relativ  grössten  Quote  des 
Unternehmerkapitals  findet     Da  man  aber 
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unter  »Rente«  eine  -vrenigstens  einigermassen 
dauernde  und  fundierte  Ennahme  versteht, 
80  •werden  unge'wöhnliche  Kapitalgewinne, 
die  nur  durch  zufällige  und  vorübergehende 
Umstände  entstanden  sind  und  demnach  den 
Charakter  von  blossen  Konjunkturen-  oder 
Spielgewinnen  haben,  nicht  zu  den  Vorzugs- 
renten zu  rechnen  sein.  Die  Bezeichnung 
»Rente«  knflpft  Oberhaupt  an  die  Ricardo- 
sche  Gnmdrente  an,  die  als  das  erste  und 
wichtigste  *  Beispiel  einer  Vorzugsrente  in 
die  Wissenschaft  eingeführt  worden  ist.  Die 
schlechteste  Bodenklasse,  die  zu  einer  ge- 
gebenen 2jeit  zur  Befriedigung  des  vorhan- 
denen Bedürfnisses  noch  in  Anbau  genom- 
men werden  ranss,  bringt  nach  Ricardo  nur 
den  gewöhnlichen  Gewinn  des  zu  ihrer  Be- 
wirtschaftung verwendeten  Kapitals,  die 
besseren  Klassen  ergeben  also  mehr  als 
diesen  normalen  Gewinn,  und  die  wieder 
vielfach  abgestuften  üljerschflssi^en  Gewinne 
aus  besonderen,  3urch  die  Konkurrenz  nicht 
zu  verdrängenden  Vorzügen  der  Betriebe 
auf  besserem  Boden  bilden  eben  die  Vor- 
zugsrenten der  begünstigten  Betriebe.  Diese 
Renten  werden  nur  dadurch  möglich,  dass 
das  Produkt  ohne  Unterscheidung  seiner 
Herkiuift  auf  demselben  Markte  den  gleichen 
Preis  hat.  Der  Boden  selbst  hat  nach 
Ricardo  keinen  inrsprflnglichen  Verkehrs- 
wert, da  er  nicht,  wie  die  Kapitalgüter,  Er- 
zeugnis der  Arbeit  ist ;  er  erhält  erst  solchen 
Wert  durch  die  Kapitalisierung  seiner  Grund- 
rente, und  solange  er  keine  Grundrente  ein- 
bringt, bleibt  er  ohne  Verkehrswert  —  was 
aUerdings  in  der  Wirklichkeit  nur  zutrifft, 
wenn  von  dem  Boden  der  geringsten  Quali- 
tät noch  ein  nicht  occupierter  reichlicher 
l'eberschuss  vorhanden  ist  Bei  der  land- 
wirtschaftlichen Gnindrente  zeigt  sich  eine 
Proportionalität  derselben  mit  der  Ausdeh- 
nung der  Grundstücke  einer  bestimmten 
Qua^tät,  und  daher  erscheint  diese  Rente  in 
einem  unmittelbaren  Zusammenhange  mit 
dem  Boden  und  als  ein  Teil  des  unmittel- 
baren Ertrages  desselben.  Die  Bergwerks- 
rente ist  noch  von  ähnlichem  Charakter, 
auch  sie  entsteht  durch  die  Ausnutzung 
eines  ursprünglich  freien  Geschenkes  der 
Natur,  das  in  den  einzelnen  Bergwerken 
mehr  oder  weniger  reichlich  und  unter  mehr 
oder  weniger  günstigen  Bedingungen  ge- 
wonnen, aber  doch  zu  einem  einheitlichen 
Preise  verkauft  wird. 

Bei  den  gewerblichen  Unternehmungen 
dagegen  handelt  es  sich  nicht  um  die  Ge- 
winnung eines  Naturertrages,  sondern  um 
Verarbeitung  von  Naturstoffen,  der  Boden 
kommt  nicht  als  Produktionsfaktor,  sondern 
nur  als  die  räumliche  Gnmdlage  des  Be- 
triebes in  Betracht,  die  etwa  vorhandene 
Vorzugsrente  des  Unternehmens  hat  keinen 
unmittelbaren   und  bestimmten  Znsammen- 


hang mit  der  Ausdehnung  des  von  dem- 
selben eingenommenen  Platzes,  entscheidend 
ist  vielmehr  die  Lage  dieses  Platzes,  so- 
wohl mit  Rücksicht  auf  die  günstigen  Ver- 
hältnisse des  Absatzes  der  Produkte  als 
auch  auf  die  Leichtigkeit  der  Beschaffung 
der  Rolistoffe,  der  Kohlen  und  Arbeitskräfte. 
Ausser  diesen  in  irgend  einer  Weise  an  die 
Lokalität,  den  Platz,  geknüpften  gewerb- 
lichen Vorzugsrenten,  die  man  als  lokale 
bezeichnen  kann,  giebt  es  auch  solche,  die 
nur  mit  dem  Unternehmen  als  solchem  und 
seinem  Inhaber  verbunden  sind.  Die  wich- 
tigste Klasse  derselben  beruht  auf  künst- 
lich geschaffenen  monopolartigen  Stellungen, 
namentlich  also  auf  der  Beschränkung  der 
Konkurrenz  durch  staatliche  Gewerbe- 
konzessionen, Privilegien  und  Patente.  Mit 
Erfolg  bewahrte  Fabrikgeheimnisse  gewähren 
ebenfalls  eine  faktische  Monopolstellung.  Im 
übrigen  haben  private  gewerbhche  Mouopol- 
bildungen  meistens  nur  eine  unsichere 
Existenz,  wenn  sie  nicht  etwa  aus  solchen 
Unternehmungen  bestehen,  die  eine  beson- 
dere, relativ  selten  vorkommende,  Natur- 
grundlage voraussetzen,  in  welchem  FaUe 
sie  gar  nicht  in  die  Ider  betrachtete  Klasse 
gehören.  Man  kann  endlich  auch  persön- 
liche Vorzugsrenten  annehmen,  die  ledig- 
lich durch  die  besonderen  Eigenschaften  des 
Unternehmers,  seine  Zuverlässigkeit,  seine 
Geschicklichkeit,  vielleicht  auch  seine  Rück- 
sichtslosigkeit, Pfiffigkeit  imd  »smartness« 
bedingt  sind.  Jedoch  ist  dabei  nach  dem 
oben  Gesagten  vorauszusetzen,  dass  dieser 
Mehrgewinn  aus  der  persönlichen  Geschäfts- 
tOchtigkeit  sich  relativ  dauernd  und  ständig 
erhält,  im  Cnterschied  von  dem  ungewöhn- 
lichen Gewinn  eines  Börsenspielers.  Ferner 
muss  es  sich  immer  um  eine  auf  Kapital 
gestützte  Geschäftsthätigkeit  handeln,  da  die 
Vorzugsrente  ja  eben  einen  Extragewinn  aus 
dem  Kapital  darstellen  soll.  Nun  giebt  es 
aber  auch  ungewöhnlich  hohe  Erträge  rein 

ßjrsönlicher,  vom  Kapitalbesitz  unabhängiger 
ienste,  die  in  besonderer  Vorzügliclikeit 
nm-  von  wenigen,  dtux;h  Talent,  Natui^bea 
oder  ungewöhnliche  Ausbildimg  ausgezeich- 
neten Personen  geleistet  werden  können. 
Auch  bei  diesen  könnte  man  iu  einem  er- 
weiterten Sinne  von  einer  Vorzugsi-ente 
sprechen,  die  dann  aber  den  Ueberschuss 
über  die  sonst  durchschnittlich  normale  Vtr- 
gütung  für  solche  Leistungen,  nicht  also 
über  den  normalen  Kapitalgewinn  darstellt. 
Es  ist  aber  zweckmässiger,  die  Beziehung 
der  Vorzugarente  zum  Kapitalgewinn  streng 
festziihalten  und  den  auf  lediglich  persön- 
lichen Vorzügen  benihenden  ungewöhnlichen 
reinen  Arbeitserträgen  eine  besondere  Stelle 
anzuweisen. 

In   betreff  der  besonderen  Verhältnisse 
der  ländlichen  und  städtischen  Bodenrente 
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und  der  Bei^werksrente  verweisen  wir  auf 
den  Art.  G  r  u  n  d  r  e  n  t  e  (oben  Bd.  IV  S.  870). 
Hinsichtlich  der  gewerblichen  Yorzugsi-enten 
aber  ist  hauptsächlich  folgendes  zu  be- 
merken. Die  lokalen  Vorzugsrenten  sind 
wegen  ihres  Zusammenhanges  mit  einem 
Platze  leicht  übertragbar.  Sie  sind  aber 
auch  diejenigen  gewerblichen  Vorzugsrenten, 
die  am  ineisten  Aussicht  auf  Dauer  und  so- 
gar auf  weitere  Steigerung  besitzen.  Nament- 
lich gilt  das  letztere  von  den  Vorteilen  der 
begünstigten  (teschäftsstellen  in  grossen 
Städten.  Die  Ziikunftsaussichten  werden 
natürlich  immer  mit  in  Anschlag  gebracht, 
wenn  es  sich  um  den  Verkauf  des  Rente 
bringenden  Unternehmens  und  den  dabei 
anzuwendenden  Kapitalisierungsfaktor  han- 
delt. Findet  der  Verkauf  wirklich  statt,  so 
geht  die  eigentliche  Vorzugsrente  privat- 
wirtschaftlich für  den  neuen  Erwerber  ver- 
loren, da  der  Verkäufer  ihren  kapitalisierten 
Wert  erhält  •  es  bleibt  dem  ersteren  ^^el- 
leicht  eine  Risikoprämie  für  die  Möglich- 
keit, dass  die  begünstigte  Stellung  in  Zu- 
kunft vielleicht  doch  ihre  Bedeutung  ver- 
lieren könnte,  andererseits  auch  die  Aus- 
sicht, dass  der  Wert  dieser  Stellung  sich 
vielleicht  in  noch  stärkerem  Masse  erliöhen 
werde,  als  von  dem  Verkäufer  bei  seiner 
Preisforderung  für  wahrscheinlich  gehalten 
wurde.  Der  ungewöhnliche  Gewinn  aiis 
dem  eigentlichen  Unternehmungskapital  bleibt 
jedoch  an  sich  bestehen,  auch  wenn  der 
Käufer  privatwirtschaftlich  keinen  Vorteil 
davon  hat.  Denn  das  von  ihm  in  seinem 
Geschäft  verwendete  Kapital  muss  soviel 
einbringen,  dass  sich  nicht  nur  der  gewöhn- 
liche Gewimi  aus  diesem  Kapital,  sondern 
darüber  hinaus  noch  mindestens  die  Ver- 
zinsung des  für  die .  Vorzugsrente  bezahlten 
Kaufpreises  ergiebt.  —  Die  meisten  soge- 
nannten »Verhältnisse«,  die  als  privatwirt- 
schaftliche Vermögenswerte  behandelt  wer- 
den, gehören  zu  den  lokalen  Vorzugs- 
stellungen, sofern  sie  überhaupt  Vorzugs- 
renten abwerfen  und  nicht  einfach,  wie  etwa 
die  Beziehung  einer  Firma  zu  ihrer  Kund- 
schaft, niu"  eine  einigermassen  gesicherte 
Anwartschaft  auf  den  gewöhnlichen  Kapital- 
gewinn geben.  Lokale  Vorzugsstellungen, 
die  nicht  durch  die  besonderen  wirtscliaft- 
lichen  und  VerkelirsverhäJtnisse  entstanden, 
sondern  künstlich  durch  Rechtsordnungen 
geschaffen  sind,  wie  gewerbliche  Real- 
konzessionen und  Realgerechtigkeiten,  sind 
nicht  immer  auf  jedermann  überti-agbar, 
sondern  häufig  nur  auf  solche  Persönlich- 
keiten, die  gewisse  vom  Staate  verlangte 
Bedingungen  erfüllen.  So  kann  niemand, 
der  nicht  die  Approbation  als  Apotheker  be- 
sitzt, eine  Apotheke  betreiben,  auch  wenn 
er  die  an  ein  Haus  geknüpfte  Realkouzession 
einer  solchen  erwirbt. 


Von  den  künstlichen  persönUchen  Vor- 
zugsrenten sind  die  auf  staatlichen  Personal- 
konzessionen beruhenden  in  vielen  Fällen 
überhaupt  nicht  veräusserlich,  andere  aber 
können  insofern  tibertragen  werden,  als  die 
Inhaber  der  betreffenden  Stellungen  berech- 
tigt sind,  ihre  Nachfolger  der  die  Kon- 
zession erteilenden  Behörde  zu  präsen- 
tieren. Hierher  gehören  z.  B.  die  käuflichen 
Stellen  der  Effektenbörsenmakler  in  Frank- 
reich. —  Die  Patente  sind  ohnfc  weiteres 
veräusserlich,  ebenso  die  Lizenzen  zur  An- 
wendung eines  patentierten  Verfalirens.  Die 
von  vorn  herein  bestimmt  beschränkte  Dauer 
des  Patentrechts  ist  natürlich  für  den  Preis 
desselben  sehr  wesentlich  mit  massgebend. 
Das  von  dem  Erwerber  übernommene  Risiko 
aber  besteht  nicht  nur  darin,  dass  der  Ab- 
satz der  auf  Gnmd  des  Patents  hergestellten 
Maschinen  oder  sonstigen  Gegenstände  hinter 
den  Erwartungen  zurückbleiben  kann,  »oü- 
dein  auch  darin,  dass  die  ganze  Erfindung 
durch  neue  Fortschritte  der  Technik  über- 
holt imd  überflüssig  gemacht  werden  kann. 
Dasselbe  gilt  von  irabrikgeheimnissen,  die 
übrigens  an  sich  weniger  zur  Veräussenmg 
geeignet  sind  als  die  Patente.  —  Zu  den 
rein  persönlichen  Vorzugsstellimgen  kann 
man  auch  diejenigen  rechnen,  die  vorüber- 
gehend eine  Vorhand  gewähren,  ohne  dass 
ihnen  irgend  ein  künstlicher  Schutz  zu  teil 
wird.  Solche  ergeben  sich  namentlich  da- 
raus, dass  jemand  thatsächlich  zuerst  eine 
Gelegenheit  ausnutzt,  eine  neue  Ware  auf 
den  Markt  bringt,  eine  günstige  Verkehrs- 
verbindung einleitet  etc.  So  kann  anfangs 
ein  ungewöhnlicher  Gewinn  erzielt  werden, 
der  dann  aber  durch  die  allmählich  hinzu- 
kommende Konkurreuz  mehr  und  mehr  auf 
das  normale  Mass  herabgedrückl;  wird. 
Häufig  ist  das  Auffinden  der  günstigen  Ge- 
legenheit dem  Scharfblick  oder  der  Ge- 
schicklichkeit des  sie  zuei'St  besitzenden 
Unternehmers  zu  verdanken,  nicht  selten 
aber  ist  sie  einfach  auf  geschäftliches  »Glücke 
zurückzuführen.  Scharfe  Grenzen  zwischen 
den  auf  Kapital  gestützten  persönlichen 
Untemehmerrenten  und  den  Vorzugserträgen 
rein  persönlicher  Leistungen  lassen  sich 
natürlich  nicht  ziehen.  Lebrigeus  ist  bei 
der  Entstehung;  der  letzteren  häufig  auch 
das  »Glück«  mit  im  Spiele,  wenn  z.  B.  ein 
zwar  tüchtiger,  aber  doch  nicht  ungewöhn- 
lich hervon-agender  Arzt  oder  Rechtsanwalt 
durch  einige  besonders  glückliche  Erfolge 
besondere  Aufmerksamkeit  auf  sich  zieht 
und  dadurch  eine  aussergewöhnlich  einträg- 
liche Praxis  erlangt. 

Viele  Vorzugsrenten,  wie  die  aus  Pa- 
tenten, Privilegien  und  einzigartigen  Lokal- 
vorteilen, entstehen  durch  eine  rein  mono- 
iwüstische  Erhöhung  des  Preises  gewisser 
Erzeugnisse,  bilden  also  keine  Vermelu:ung 
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des  Gesamteinkoinmehs  der  Nation,  sondern 
wertlen  durch  eine  entsprechende  Mehrbe- 
lastung der  Konsumenten  aufgewogen.  In 
andei-en  Fällen  stehen  die  bevorzugten  Unter- 
nehmungen in  Konkurrenz  mit  anderen, 
nicht  begünstigten,  die  bei  dem  bestehenden 
Preise  der  Ware  niir  den  gewöhnlichen 
Kapitalgewinn  erlangen,  wähi-end  für  die 
ersteren  ein  Extragewinn  übrig  bleibt.  Dann 
ist  dieser  Preis  also  notwendig,  ma  die  vor- 
handene Nachfrage  zu  befriedigen  und  in- 
sofern unabhängig  von  dem  RenteneJement, 
das  den  bevorzugten  zufällt  In  einem 
Laden  von  aussergewöhnlich  günstiger  Ge- 
schäftslage werden  vielleicht  alle  Waren  zu 
denselben  Preisen  verkauft  wie  in  den 
übrigen,  gleichwohl  aber  bringt  er  seinem 
Besitzer  eine  Vorzugsrente  ein,  weil  dieser 
imstande  ist,  sein  Kapital  öfter,  als  sonst  die 
Kegel  ist,  umzusetzen.  Es  bleibt  dann  aber 
dooli  immer  die  Thatsache  bestehen,  dass 
solche  Unternehmer  für  ihren  Teil  von  dem- 
sellien  Kapital  lediglich  infolge  ihrer  be- 
günstigten Lage  einen  grösseren  Gewinn 
erzielen  als  andere.  Vielleicht  entschliessen 
sie  sich,  einen  Teil  des  Mehrgewinnes  zu 
opfern,  um  ihre  Warenpreise  herabzusetzen, 
um  dadurch  ihre  Konkiirrenten  zurückzu- 
drängen und  eine  noch  grössere  Kundschaft 
heranzuziehen,  wobei  sie  dann  von  einem 
grösseren  Umsatz  einen  geringeren  prozent- 
mä.*sigen  Gewinn  l>eziehen.  Doch  wenlen 
sie  ihren  Gewinn  schwerlich  dauernd  auf 
den  gewöhnlichen  Kapitalgewinnsatz  herab- 
setzen, vielmehr  nach  Verdrängung  der 
schwächeren  Konkurrenten  ihre  Preise  wieder 
erhöhen.  —  Je  grösser  die  Quote  des  Ge- 
samtproduktes ist,  dife  von  wenigen  bevor- 
zugten Unternehmern  geliefert  wird,  um  so 
mehr  tritt  der  monopolistische  Charakter  der 
Preisbildung  hervor.  Die  Vorzugsrente  ent- 
steht dann  deutlich  erkennbar  durch  die 
aktive  Taktik  der  begünstigten  Gruppe,  die 
die  Preissteigerung  einfach  durch  die  Zu- 
rückhaltung der  Ware  zu  stände  bringt, 
während  die  Konkiurenz  der  niehtbegünstig- 
ten  Unteraehmer  nach  unserer  Voraussetzung 
nur  nebensächlich  bleibt  und  daher  vielleicht 
nicht  einmal  imstande  ist,  das  Emportreiben 
des  Preises  bis  zu  dem  der  Monopoltheorie 
entsprechenden  Maximum  zu  verhindern. 
Ueberhaupt  bildet  das  Monopol  einen  äus- 
sersten  Specialfall  der  Vorzugsrente,  nämlich 
denjenigen,  bei  dem  keine  Abstufung  der 
KentenvorteUe  bis  zu  ihrem  gänzlichen  Ver- 
schwinden stattfindet. 

Kurz  gesagt,  entstehen  die  Vorzugsrenten 
also  teils  durch  die  positive  Preissteigerung 
gewisser  Waren,  teils  dadurch,  dass  einige  j 
begünstigte  Unternelmier  zu  dem  allgemeinen  ] 
Marktpreise  verkaufen,  obwohl  sie  für  ihren  . 
TeU  zu  einer  Preisherabsetzimg  imstande  I 
wäi-en.     Aber  selbst  im  ersten  Falle  kann| 


die  Wirkimg  einer  Voraugrente  volkswirt- 
schaftlich nützlich  sein.  Dies  ist  klar  nicht 
nur  in  betreff  der  den  Erfindungsgeist  an- 
spornenden Patente,  sondern  auch  der  Er- 
schliessung irgendwelcher  neuer  Gebiete  der 
Produktion  und  des  Handels,  die  für  die 
Volkswirtschaft  von  Bedeutung  sind.  Der 
ungewöhnliche  Gewinn,  den  die  bahn- 
brechenden Unternehmer  auf  solchen  Ge- 
bieten infolge  ihrer  »Vorhand«  erlangen, 
bildet  eine  Prämie,  die  andere  zu  Nach- 
eiferung in  ähnlichen  verdienstlichen  Be- 
strebungen antreibt  Daher  spricht  Schäffle 
von  einer  allgemein  wirksamen  »Renten- 
funktion«,  deren  BedeutunjE;  eben  darin  liegt, 
dass  die  produktive  Initiative  gefönleil,  alle 
ungewöhnlich  günstigen  Gelegenheiten  aus- 
gespäht und  jede  ungewöhnliche  Befähigung 
nicht  nui'  zum  Erwerbe,  sondern  auch  zur 
objektiven  Produktion  benutzt  werden.  In- 
des kann  die  objektiv  volkswirtschaftliche 
Berechtigung  solcher  Rentenprämien  nur  in- 
soweit ohne  Bedenken  anerkannt  werden, 
als  dieselben  nur  zeitweilige  V^orteile 
darstellen  und  schliesslich  wieder  durch  die 
wirtschaftliche  Entwickelung  eliminiert  wer- 
den. Ein  Patentvorrecht  von  unbegrenzter 
Dauer  wäi^e  eine  Belastung  der  Gesamtheit, 
die  weit  über  den  Zweck  der  Anregung  des 
Erfindungsgeistes  hinausginge.  Die  länd- 
liche und  namentlich  die  städtische  Boden- 
rente kann  ebenfalls  ursprünglich  häufig  den 
Charakter  einer  volkswirtschaftlich  nützlichen 
Prämie  besitzen,  aber  beide  haben  die  natür- 
liche Tendenz,  nicht  nur  sich  dauernd  zu 
behaupten,  sondern  mit  der  Vermehrung  der 
Bevölkerung,  die  städtische  sogar  mit  der 
bloss  lokalen  Koncentrierung  der  Bevölke- 
rung dauernd  zu  steigen.  Dieses  Steigen 
aber  beruht  nur  auf  Uebertragungen  von 
Einkommen  aus  einer  Hand  in  die  andere 
und  kann  nicht  als  volkswirtschaftlicher 
Vorteil  betrachtet  werden,  wenn  es  sich 
auch  als  Folge  der  bestehenden  Eigentums- 
ordnung nicht  vermeiden  lässt  Dass  solche 
dauernden  Renten  durch  Verkauf  privat- 
wirtschaftlich für  den  neuen  Erwerber  des 
Gnindstückes  eliminiert  werden,  lässt  die 
Belastung  der  Rentenzahler  ung^dert 

Wenn  die  Vorzugsrenten  häufig  auf  einer 
wirklichen  Verbesserung  der  Produktion, 
einer  Steigerung  der  Produktivität  der  Ar- 
beit beruhen,  so  wird  dadurch  das  mono- 
polistische Element  in  ihnen  keineswegs 
aufgehoben;  ihre  eigentümliche  Wirkung 
liegt  vielmehr  gerade  darin,  dass  sie  den 
Vorteil  aus  einer  Eihöhung  der  Produktivi- 
tät der  Arbeit,  der  bei  Unternehmungen  mit 
unbeschränkter  Konkurrenz  bald  ganz  oder 
grösstenteils  der  Gesamtheit  zu  gute  kommt, 
ilen  Besitzern  der  Vorzugsstellungen  vorbe- 
halten. Wenn  z.  B.  ein  neues  Verfahren 
zur    billigeren    Herstellung   von   Eisen   er 
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funden  wird,  so  "wird  dieses  sich,  wenn  es 
jedem  ohne  weiteres  zugänglich  ist,  sehr 
rasch  allgemein  verbreiten  und  der  Preis 
des  Eisens  wird  auf  die  dem  neuen  Stande 
der  Technik  entsprechenden  Produktions- 
kosten herabgedrOckt  werden,  zu  denen  auch 
der  normale  Gewinn  aus  dem  etwa  nötig 
gewordenen  Mehraufwande  an  Kapital  ge- 
hört. "Wenn  dagegen  die  Ausnutzung  der 
Erfindung  ausschliesslich  einem  Patent- 
inhaber oder  denjenigen,  die  von  diesem 
eine  Lizenz  gekauft  haben,  zusteht,  so  wird 
für  die  Dauer  dieses  Vorzugsredits  der 
Preis  des  Erzeugnisses  beinahe  auf  der 
früheren  Höhe  bleiben,  der  Vorteil  der  ver- 
minderten Produktionskosten  also  so  lange 
fast  ausschliesslich  als  Vorzugsrente  den 
privilegierten  Unternehmern  zufallen.  Das 
Patent  erschwert  also  die  Preisermässigung, 
die  sonst  infolge  der  Verbesserung  der  Pro- 
duktion zu  erwarten  gewesen  wäre.  In 
anderen  Fällen  aber  besteht  überhaupt  kein 
Zusammenhang  zwischen  der  Vorzugsrente 
und  einer  Steigerung  der  Produktivität  der 
Arbeit.  Dies  gilt  namentlich  dann,  wenn 
die  Vorzugsrente  durch  eine  positive  Er- 
höhung des  Preises  der  betreffenden  Erzeug- 
nisse entsteht,  während  die  gesteigerte  Pro- 
duktivität der  Arbeit  ja  wesentlich  verbilli- 
gend auf  die  Produkte  einwirkt  Die  land- 
wirtschaftliche Grundrente,  wie  sie  sich  in 
Evuropa  etwa  von  1830 — 1860  entwickelte, 
ist  zu  dieser  Kategorie  zu  rechnen,  denn  ihr 
Fortschritt  beruhte  hauptsächlich  auf  der 
Preissteigerung  der  Bodenprodukte  und  der 
Erzeugnisse  der  Viehzucht.  Soweit  zugleich 
eine  grössere  Kapitalverwendung  bei  er- 
höhter Intensität  des  Betriebes  und  ver- 
besserten technischen  Hilfsmitteln  stattfand, 
wird  der  entsprechende  Kapitalgewinn  auch 
in  der  Landwirtschaft  nicht  zur  Grundrente 
gerechnet.  Die  gesteigerte  Produktivität  der 
Arbeit  durch  technische  Verbesserungen 
kann  dem  monopolistischen  Elemente  der 
Gnmdrente  entgegenwirken,  indem  sie  eine 
Ausgleichung  in  den  natürlichen  Produktions- 
und Marktbedingungen  der  verschiedenen 
Grundstücke  begünstigt.  So  kann  auch  die 
Herabdrückung  der  europäischen  Grundrente 
durch  das  Sinken  der  Getreidepreise  als  eine 
Folge  der  technischen  Verbesserung  und 
Vermehrung  der  Transportmittel  betrachtet 
wei-den,  diu-ch  die  der  Mitbewerb  der  über- 
seeischen Produktionsgebiete  möglich  ge- 
worden ist. 

Die  Vorzugsrente  ergiebt  sich  auch  un- 
abhängig von  dem  unbestimmten  Beginff  des 
»gewöhnlichen«  oder  »übliclien«  Kapital- 
gewinns, soweit  sie  auf  einer  greifbaren, 
eine  besondere  Schätzung  zulassenden  Gnmd- 
lage  beruht.  Das  gilt  von  allen  denjenigen, 
die  sich  an  ländliche,  Bergwerks-  oder 
städtische    Grundstücke,    an  Patente    oder 


irgend  welche  andere  die  Konkurrenz  be- 
schränkende veräusseriiche  Vorrechte  knüp- 
fen. Für  alle  diese  Hentengrundla^n  st^t 
sich  im  Verkehr  ein  geschätzter  oaer  wirk- 
lich bezahlter  Preis  oder  Pachtwert  heraus. 
DasB  der  gegenwärtige  Inhaber  der  Benten- 
queUe  wirklich  einen  entsprechenden  Mehr- 
gewinn Ober  den  üblichen  Kapitalgewinn 
bezieht,  ist  damit  keineswegs  gesagt,  man 
hält  das  aber  unter  normalen  Verliältnissen 
für  möglich.  Der  Kapitalwert  und  damit 
der  Rentenertrag  unver  ausser  1  icher  Pri- 
vilegien, wie  der  erwähnten  persönlichen  Apo- 
thekenkonzessionen, lässt  sich  nach  Analogie 
ebenfalls  noch  schätzen.  Nur  die  Mehr- 
gewinne aus  der  persönlichen  Gescliicküch- 
keit  und  Geschäftstüchtigkeit  des  Unter- 
nehmers —  die  in  der  Regel  auf  Beschleuni- 
gung des  Umsatzes  beruhen  —  haben  keine 
solchen  festen  Unterlagen  und  können  am 
diffch  den  üeberschuss  über  den  hypo- 
tlietischen  »gewöhnlichen«  Kapitalgewinn 
ausgedrückt  werden.  Man  kann  aber  da- 
rüber streiten,  ob  diese  Art  von  Mehrgewinn 
trotz  ihi-es  Zusammenhangs  mit  dem  Kapital 
noch  als  Vorzugsrente  zu  betrachten  und 
nicht  vielmehr  in  die  Kategorie  der  Voi-zugs- 
eilräge  aus  persönlicher  Arbeit  zu  stellen 
sei.  —  Die  gescliätzte  oder  im  Kaufpreis 
nach  ihrem  geschätzten  Kapitalwert  bezahlte 
Vorzugsrente  tritt  in  dem  Ertrag  des  Unter- 
nehmers keineswegs  immer  hervor,  sie  kann 
sowohl  zeitweise  wie  auch  dauernd  zurück- 
gehen, was  sich  darin  zeigt,  dass  der  Ge- 
samtertrag auf  den  gewöhnlichen  Kapital- 
gewinu,  vielleicht  sogar  auf  den  gewöhn- 
lichen Kapitalzins  oder  noch  tiefer  sinkt 
Im  letzteren  Falle  kann  man  die  Differenz 
des  erzielten  Kapitalertrags  gegenüber  dem 
üblichen  als  Zubusse  bezeichnen.  Es 
handelt  sich  hier  aber  nur  um  die  privat- 
wirtschaf  tlichen  Vorzugsrenten  undZn- 
bussen  für  die  gegenwärtig  wirtschaftenden 
Unternehmer.  Um  die  Rentenbelastiing  der 
Volkswirtschaft  zu  ermitteln,  müsste  man 
wissen,  für  welchen  Preis  die  einzelnen 
Unternehmer  ihre  VorzugssteUungen  er- 
worben haben.  Dieser  Preis,  die  kapitali- 
sierte Rente,  hat  für  den  Käufer,  auch  wenn 
es  sich  um  landwirtschaftlichen  Boden  han- 
delt, die  privatwirtschaftliche  Bedeutung 
einer  Kapitalanlage,  der  diesem  Betrage  ent- 
sprechende Kapitalgewinn  aber  bildet,  wie 
schon  erwähnt,  für  die  Gesamtheit  nach  wie 
vor  eine  Rentenbelastung,  und  ein  die  Untere 
nehmer  treffender  Verlust  infolge  des  ge- 
sunkenen Preises  ihrer  Erzeugnisse  erscheint 
unter  solchen  Umständen  als  eine  Ver- 
minderung der  Rentenbelastung  der  Volks- 
wirtschaft. Gleichwohl  erscheint,  wie  die 
wirtschaftliche  Oi^ganisation  nun  einmal  ge- 
staltet ist,  die  Ausbreitung  und  das  An- 
wachsen von  Vorzugsrenten  wenigstens  bis 
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zu  einem  gewissen  Grade  als  ein  Symptom 
des  Kulturfortschritts,  während  das  Sinken 
derselben  in  der  Regel  auf  Stagnation  und 
Terfall  des  "Wirtschaftslebens  hindeutet,  wie 
denn  ja  ohne  weiteres  alle  Vorzugsrenten 
erlöschen  würden,  wenn  ein  Zusammenbruch 
der  Kultur  und  Rückfall  an  die  Barbarei 
einträte. 


Lltteratnr:  v.  Mangoldt,  Die  Lehre  vom  Vnttr- 
nehmergewinn,  Leipzig  1855,  S.  109  ff.  —  Per- 
aelbe,  Grundrit»  der  VolknrirttehqfUlehre. 
StuUgaH  186S,  S.  HO  ff.  —  Sehäffte,  National- 
5konomi»ehe  Theorie  der  auetchlieuenden  Ab- 
latzverhältnitse,  Tübingen  1S68.  S.  auch  die 
Artt.  Grundrente  (oben  Bd.  n%  S.  884)  «»'' 
Monopol  (oben  Bd.  V,  S.  854). 
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Waentig,  Heinrich, 

geb.  am  21.  III.  1870  zu  Zwickau  im  Königr. 
Sachsen,  Abiturientenesamen  1888,  studierte  an 
den  Universitäten  München,  Berlin,  Leipzig, 
promovierte  1893  in  Leipzig,  habilitierte  sich 
m  Marburg  für  Nationalökonomie  im  Winter 

1895,  lehrte  im  Sommersemester  1897  ver- 
tretungsweise in  Breslau,  wurde  im  Juli  1897 
zum  Extraordinarius  in  Marburg  ernannt,  lehrte 
im  Wintersemester  1897/98  vertretungsweise  in 
Greifswald,  wurde  im  April  1898  dahin  versetzt, 
lehnte  im  Frühjahr  1899  einen  Huf  als  Ordina- 
rius nach  Rostock  ab  und  wurde  im  April  des- 
selben Jahres  zum  ord.  Professor  der  Staats- 
wissenschaften  an  der  Universität  Greifswald 
ernannt. 

Waentig  veröffentlichte  in  Buchform: 
Die  Vorläufer  Auguste  Comtes,  Leipzig  1893.  — 
Auguste  Comte  und  seine  Bedeutung  für  die 
Entwickelung  der  Sozialwissenschaft,  Leipzig 
1894.  —  Die  Entwickelung  des  österreichischen 
Gewerberechts    im    19.    Jahrhundert,    Marburg 

1896.  —  Gewerbliche  Mittelstandspolitik,  eine 
rechtshistorisch  -  wirtschaftspolitische  Studie  auf 
Grund  österreichischer  Quellen,  Leipzig  1898. 
—  In  Zeitschriften:  und  zwar  in  Schmollers 
Jahrbuch  f.  Gesetzg.  und  Verwaltung,  Jahrg. 
1891,  4.  Heft:  Industriekartelle  und  Trusts  u. 
d.  Problem  ihrer  rechtlichen  Regelung. 

Red. 


Wagner,  Adolph  Heinrich  Gotthilf, 

wiirde  am  25.  III.  1835  zu  Erlangen  als  Sohn 
des  Physiologen  Rudolf  Wagner,  des  Bekämpfers 
des  krassen  naturwissenschaftlichen  Materialis- 
mus, geboren.  Er  studierte  1853— 18ö7  zuerst 
Rechts-,  dann  Staatswissenschaften  in  Göttingen 
und  Heidelberg  und  wurde  namentlich  Schüler 
von  G.  Hanssen,  K.  H.  Rau  und  R.  von  Mohl. 
INachdem  er  in  Göttingen  im  Juli  1857  mit  der 
unten  genannten  ersten  seiner  Bankschriften 
zum  Doktor  philosophiae  promoviert  worden  war 
und  nach  einem  Aufenthalte  zu  wissenschaft- 
lichen Zwecken  in  Berlin  im  Sommer  1858  wurde 
er  im  Herbst  dieses  Jahres  als  Professor  der 
Nationalökonomie  und  Finanzwissenschaft  an  die 


neu  begründete  Handelsakademie,  eine  höhere 
Handeläehranstalt,  nach  Wien  bemfen,  wo  er 
—  auch  in  mannigfacher  Weise  litterarisch  an 
den  österreichischen  Finanz-,  Valuta-,  Bank- 
fragen und  dgl.  beteiligt  —  bis  zum  Herbst 
1863  wirkte.  Um  diese  Zeit  siedelte  er  nach 
Hamburg  über  und  übernahm  dort  eine  ähnliche 
Stelle  an  der  damals  versuchsweise  von  einem  Ver- 
eine begründeten  kauf  männischeuFortbildunarsau- 
stalt.  Ende  1864  nahmWagnereinenRuf  aisordent- 
licher Professor  der  Statistik  etc.  an  die  Universität 
Dorpat  an,  begann  seine  Lehrthätigkeit  daselbst 
im  Sommer  liSJö,  kehrte  aber  im  Herbst  1868 
nach  Deutschland  zurück  und  zwar  als  Nach- 
folger Hans  von  Mangoldts  auf  dem  ordentlichen 
Lehrstuhl  für  Staats-  und  Kameralwissenschaften 
in  Freiburg  i.  B.  Im  Sommer  1870  erfolgte 
seine  Berufung  als  ordentlicher  Professor  der 
Staatswisseuschaften  an  die  Universität  Berlin; 

f leichzeitig  wurde  er  im  Nebenamte  Mitglied 
es  König!,  preuss.  stat.  Bureaus  sowie  eben- 
falls im  Nebenamte  Dozent  der  Nationalökono- 
mie an  der  damaligen  Gewerbeakademie  (der 
späteren  technischen  Hochschule),  welche  letztere 
Stellung  er  aber  1876  aufgab.  Seine  amtliche 
Thätigkeit  im  statistischen  Bureau  beschränkt 
sich  auf  die  Teilnahme  an  den  Kursen  des  mit 
diesem  Bureau  verbundenen,  in  den  letzten 
Jahren  übrigens  nicht  regelmässig  abgehaltenen 
statistischen  Seminars. 

Wagner  i.'it  Mitglied  einer  Anzahl  ausser- 
deutscher  gelehrten  Gesellschaften  und  ,\kade- 
mieen,  u.  a.  korrespondierendes  Mitglied  des  K. 
Ital.  Lombardischen  Instituts  für  Wissenschaft 
und  Litt«ratur  in  Mailand,  der  K.  Gesellschaft 
zu  Neapel,  de.s  K.  Instituts  zu  Venedig,  seit  18t>4 
auswärtiges  Mitglied  der  K.  Akademie  der 
Wissenschaften  (dei  Lincei)  zu  Rom,  Ehrenmit- 
glied der  Royal  Statistical  society  in  London 
(1897).  Bei  dem  üniversitätsjubil&um  in  Dublin 
(Trinity  College)  im  Juli  1892  wurde  er  dftselb.>.t 
zum  Ehrendoktor  der  Rechte  ernannt,  bei  dem 
Universitätsjubiläum  in  Czemowitz  1900  zum 
Ehrendoktor  der  rechts-  und  staatswissenschaft- 
lichen Fakultät  daselbst. 

Auch  Wagner  gehört  zu  den  Mitbegründern 
des  Vereins  für  Sozialpolitik,  von  dem  er  sich 
aber  schon  seit  1877  bei  seiner  ausgesprocheneren 
staatssozialistischen  Richtung  mehr  trennte.  Er 
trat  seit  1880  eifrig  in  die  praktische  Agitation 
für  Sozialreform,  Finanz-  und  Steuerpolitik  in 
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Bismarckächem  Sinne  ein,  wurde  1881  Mitg'lied  j  Beiträge  znr  Finanzstatistik   des   Schulwesens 


der  von  Ad.  Stöcker  begründeten  christlich- 
sozialen Partei  und  bald  deren  zweiter  Präsi- 
dent, trat  aber  18iMJ  ans  dieser  Stellung  ans. 
Von  1882—1885  war  er  auch  Mitglied  des  preuss. 
Abgeordnetenhauses,  wo  er  der  konservativen 
Partei  beitrat.  Von  diesen  verschiedenen  öffent- 
lichen Thätigkeiten  zog  er  sich  jedoch  seit  1885 
grösstenteils  znrfick,  um  sich  der  wissenschaft- 
fichen  Arbeit  wieder  ausschliesslicher  widmen  zu 
kSnnen.  Nur  an  den  evangelisch-sozialen  Be- 
strebungen der  letzten  Jahre  hat  er  sich  noch 
beteiligt,  um  diese  Bewegung  mit  in  Fluss 
bringen  zu  helfen,  insbesondere  in  Verbindung 
mit  dem  evangeüsch-sozialen  Kongress,  dessen 
erster  Präsident  er  war  und  späterer  Ehren- 
präsident er  wurde. 

Wagner  Übernahm  auf  den  Wunsch  Raus 


der  (russ.)  Ostseegouvernements  Livland,  Kur- 
land und  Estland,  Dorpat  1866.  —  Die  rassische 
Papierwährung,  eine  volkswirtschaftliche  und 
finanzpolitische  Studie  nebst  Vorschlägen  zur 
Herstellung  der  Valuta,  Riga  1868  (zuerst  in 
Aufsatzform  in  der  „Salt.  Monatschr."  erschienen, 
s.  u.).  Russische  l'ebersetzung  dieses  Werkes 
von  Staatsrat  (später  russ.  Finanzminister)  von 
Bunge,  Kiew  1871.  —  System  der  deutschen 
Zettelbankgesetzgebung  tmter  Vergleichnng  mit 
der  ausländischen.  Zugleich  ein  Handbuch  des 
Zettelbankwesens.  Mit  Rücksicht  auf  die  Er- 
richtung von  Zettelbanken  in  Baden  sowie  die 
Bankreform  und  das  Staatspapiergeldwesen  im 
Norddeutschen  Bunde,  1.  Abteilung,  Freiburg 
i.  B.  1870  (in  2  Heften  nacheinander  erschienen). 
2.   oder  Schlussabteilung,    ebd.    1873.     Gleich- 


nach  dessen  Tode  die  Herausgabe  des  berühmten  |  zeitig  mit  letzterer  erschien  dies  Werk  in  einer 
Lehrbuchs  der  politischen  '  Oekonomie  dieses  ;  Gesamtausgabe  n.  d.  T.  System  der  Zettelbank- 
Autors,  gab  das  aber  aus  Rücksicht  auf  prin- 1  politik,  mit  bes.  Rücksicht  auf  das  geltende 
cipielle  Verschiedenheiten  des  Standpunktes  nach  ;  Recht  und  auf  dent-sche  Verhältnisse,  ein  Hand- 
Erscheinen  des  1.  Teils  der  Finanzwissenschaft  i  buch  des  Zettelbankwesens,  2.  teilweise  umge- 
and  nach  einem  Versuche,  Raus  Grundsätze  der  arbeitete  und  vervollständigte  Ausgabe,  Frei- 
VoUcswirtschaftslehre  für  die  allgemeine  theo- !  bürg  1873.  —  Gedächtnisrede  auf  H.  K  von 
retische  Volkswirtschaftslehre  noch  mehr  mit  zu  '  Mangoldt,  Freiburg  1870.  —  Die  Abschaffung 
benutzen,  auf.  Er  hat  dann  sein  Lehr-  nnd  j  des  privaten  Grundeigentums,  Leipzig  1870.  — 
Handbuch  von  dem  Rauschen  ganz  losg-elüst.  Elsassund  Lothringen  und  ihre  Wiedergewinnung 
Die  geplante  Zusammenarbeit  an  jenem  Werke !  für  Deutschland,  1. — 6.  Aufl.,  Leipzig  1870,71. 
mit  E.  N  a  s  s  e  kam  nicht  über  die  Mitauf  ührung  —  Die  Veränderungen  der  Karte  von  Jluropa, 
des  Namens  Nasses  auf  dem  Titel  hinaus,  da  • . 
Nasse  starb,  bevor  er  etwas  für  das  Werk  ge- '  ■ 


liefert  hatte.  Im  Jahre  1892  hat  Wagner  dann 
einen  nenen,  noch  umfassenderen  Plan  des 
Werkes  entworfen  und  dafür  die  Mitarbeiter- 
schaft  von  A.  Buchenberger,  K.  Bücher  und 
H.  Dietzel  gewonnen,  von  denen  ersterer  den 


Berlin  1871  (Heft  127  der  Virchow-v.  Holtzen- 
dorffschen  Sammlung).  —  Rede  über  die  soziale 
Frage  (gehalten  in  der  Versammlung  evangel. 
Männer  Oktober  1871),  Beriin  1871.  —  K.  H. 
Raus  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft,  6.  Aus- 
gabe, vielfach  verändert  und  teilweise  völlig 
neu  bearbeitet  von  A.  Wagner,   1.  Abteil.  Ein- 


öbemommenen  Hauptteil  seiner  Arbeit  (2  Bände  >  leitung,   Ausgaben,   Privaterwerb  des  Staates, 


Agrarpolitik,  181(2, 18,98)  ausgeführt,  Dietzel  einen 
ersten  Bsmd  (Theor.  Sociaiökon.,  1895 1  geliefert 
hat.  —  Von  1878—1886  beteiligte  .sich  Wagner 
mit  Schäffle  an  der  Redttktion  der  Tüb. 
Ztschr.  f.  d.  gesamte  Staatswissenschaft.  Eine 
Zeit  lang  hat  Wagner  auch  die  Herausgabe  des 
litterarischen  Nachlasses  von  Rodbertus  mit 
geleitet. 

Wagner  veröffentlichte  a)  in  Buchform: 
Beitr&ge  zur  Lehre  von  den  Banken  mit  bes. 
Rficks.  auf  England  und  die  Principien  der 
Peelschen  Bankakte,  Doktordiss.,  Gott.  1857  (zu- 


Leipzig und  Heidelberg  1871,72  (in  2  Heften 
l  erschienen).  —  (Deutsches)  Reichsfinanzwesen, 
i  Leipzig  1872  (Sonderau.<gabe  aus  v.  Holtzen- 
'  dorffs  Jahrb.  des  Deut.sclien  Reichs,  s.  u.).  — 
I  Offener  Brief  an  H.  B.  Oppenheim,  Berlin  1872. 
,  —  Staatspapiergeld,  Reichskassenscheine  und 
'  Banknoten,  krit.  Bemerkungen  nnd  Vorschläge 
{  zu  der  Vorlage  im  Reichstage  betr.  die  Aus- 
'  gäbe  von  Reichskassenscheinen,  Berlin  1874.  — 
Die  Zettelbank  reform  im  Deutschen  Reiche. 
'  Kritik  des  Bankgesetzentwurfs  nebst  formu- 
liertem Gegenvorschlag.   Berlin  1875.  —  Lehr- 


gleich   das   I.  Kap.    des    folgenden    grös.^ieren  ]  buch  der  politischen  Oekonomie  von  K.  H.  Hau, 


vollständig  neu  bearbeitet  von  A.  Wagner  und 
E.  Nasse.  Allgemeine  oder  theoretische  Volks- 
wirtschaftslehre von  A.  Wagner.  Mit  Benutzung 
von  Raus  Grundsätzen  der  Volkswirtschaftslehre 
l^zttgleich  als  9.  Ausgabe  der  Rauschen  Volks- 
wirtschaftslehre), 1.  Teil,  Grundlegung,  Leipzig 
und  Heidelberg  1876   (in  2  Heften   1875  und 


Buchs).  —  Beiträge  zur  Lehre  von  den  Banken. 
Leipzig  1857.  —  Das  neue  Lotterieanlehen  'uid 
die  Reform  der  (österr.)  Nationalbank,  Wien 
1860.  —  Die  Geld-  nnd  Kredittheorie  der  Peel- 
schen Bankakte,  Wien  1862.  —  Die  österr. 
Valuta,  1.  (einziger)  Teil,  die  Herstellung  der 
Nationalbank  mit  besonderer  Rücksicht  auf  den 

Bankplan  des  Fin.-Min.  v.  Plener,  Wien  1862. 1 1876  erschienen).  Von  der  2.  Auflage  der  Neu- 
—  _  Die  Modifikationen  des  Uebereinkommens '  bearbeitung  an  führte  dies  Werk  den  Titel : 
zwischen  Staat  und  Bank  (aus  der  Zeitschr. '  Lehrbuch  der  Politischen  Oekonomie,  in  einzelnen 
„Stimmen  der  Zeif  etc.),  Wien  1862.  —  Die  |  selbständigen  Abteilungen  bearbeitet  von  A. 
Ordnung  des  österr.  Staatshaushaltes,  mit  bes.  |  Wagner  u.  E.  Nasse.  Allgemeine  und  theo- 
Bück.<ächt  auf  den  Ansgabeetat  nnd  die  Staats- 1  retische  Volkswirtschaftslehre,  von  A.  Wagner, 
schuld,  Wien  1863.  —  Die  Gesetzmässigkeit  in  1 1.  Teil,  Grundlegung  (Grandlagen  der  Volks- 
den  scheinbar  willkürlichen  menschlichen  Hand-  I  Wirtschaft,  Volkswirtschaft  und  Recht,  bes.  Ver- 
langen vom  Standpunkte  der  Statistik.  1.  oder  j  mögensrecht),  2.  vielfach  verbesserte  und  stark 
allgem.  Teil,  2.  oder  specieller  Teil,  Statistik  i  vermehrte  Ausgabe,  Leipzig  und  Heidelberg 
willkürlicher  Handlangen ,  I.  Vergleichende '  1879.  Später  und  gegenwärtig  erschien  das 
Selbstmordstatistik  Europas  nebst  einem  Abriss  i  Werk  u.  d.  T.  Lehr-  and  Handbuch  der  Politi- 
ker Statistik  der  Tranongen,  Hamburg  1846.  —   sehen  Oekonomie  in  einzelnen  selbständigen  Ab- 


Digitized  by 


Google 


608 


Wagner 


teilnngfen.  In  Verbindung:  mit  Bnchenberger, 
Bücher,  Dietzel  und  anderen  bearbeitet  und  her- 
ausgegeben von  A.  Wagner.  Erste  Hauptab- 
teilnnff.  Grundlegung  der  politischen  Oekono- 
mie,  3.  Aufl.,  1.  TeU,  Grundlagen  der  Volks- 
wirtschaft, 1.  Halbband  (Einleitung  und  Buch 
1—3),  Leipzig  1892,  2.  Halbband  (Buch  4—6), 
ebd.  1893.  2.  Teil  Volkswirtschaft  und  Recht,  bes. 
Vermögensrecht  (Buch  1—3),  ebd.  1894.  Von  der 
zu  diesem  Gesamtwerke  gehörigen  W^nerschen 
Finanzwissenschaft  erschien  Teil  l  u.  d.  T.  Finanz- 
wissenschaft (Einleitung,  Ordnung  der  Finanz- 
wirtschaft, Finanzbedarf,  Privaterwerb),  als  2. 
wesentlich  umgestaltete  und  vermehrte  Ausgabe 
des  1.  Teils  der  Neubearbeitung,  Leipzig  und 
Heidelberg  1877,  die.  3.  veränderte  und  ver- 
mehrte Aufl.  ebd.  1883.  Teü  2.  Finanzwissen- 
schaft (Gebühren  und  allgemeine  Steuerlehre), 
ebd.  1880  (in  2 Heften  1878  und  1880  erschienen); 
davon  2.  Aufl.  (veränd.,  vermehrt,  teilw.  umge- 
arb.),  Leipzig  1890  (Finanzwissenschaft,  Teil  2, 
Theorie  der  Besteuerung,  GebUhrenlehre  und 
allgemeine  Steuerlehre).  Teil  3  der  Finanz- 
wissenschaft (in  4  Heften  1886—89):  Specielle 
Steuerlehre,  Geschichte,  Gesetzgebung,  Statistik 
der  Besteuerung  einzelner  Länder,  Uebersicht 
der  Steuergeschichte  wichtigerer  Staaten  und 
Zeitalter  bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts  („Steuer- 

feschichte"  1886),  die  Besteuerung  des  19.  Jahr- 
nnderts,  Einleitung,  britische  (1887)  und  fran- 
zösische Besteuerung  (1888.89).  Gesamtausgabe 
des  3.  Teils  der  Finanzwissenschaft,  Leipzig 
1889.  Ergänzungsheft  zu  Teil  3,  brit.  u.  franz. 
Besteuerung,  1896.  4.  Teil  der  Finanzwissen- 
schaft. Die  deutsche  Besteuerung  des  19.  Jahr- 
hunderts, 1901  (in  2  Halbbänden  1899  u.  1901, 
Gesamtausgabe  1901).  Italienische  üebersetznng 
des  1.  und  2.  Bandes  der  Finanzwissenschaft, 
nach  der  2.  bezw.  1.  Auflage  (Turin).  Englische 
und  italienische  Uebersetzung  der  Grundlegung 
bezw.  von  Teilen  davon  sind  in  Aussicht  ge- 
nommen, französische  von  Bonnet  erscheint 
1901  u.  1902.  —  Ans  dem  Finanzwerke  er- 
schien apart:  Das  Eisenbahnwesen  als  Glied 
des  Verkehrswesens,  insbes.  die  Staatsbahnen, 
Abriss  einer  Eisenbahnpolitik  und  Oekonomik. 
(Separatabdrnck  aus  der  2.  Ausgabe  des  1. 
Bandes  der  Finanz  Wissenschaft),  Leipzig  und 
Heidelberg  1877.  Femer:  Die  französische  Be- 
steuerung von  1789 — 1889  (Separatausgabe  von 
Heft  3  und  4  des  3.  Teils  der  Finanzwissen- 
schaft), Leipzig  1889.  —  Unsere  Münzreform, 
Berlin  1878  (Heft  95  der  v.  Holtzendorffschen 
Zeit-  und  Streitfragen).  —  Die  Kommnnalsteuer- 
frage,  Ausarbeitung  eines  Referates  im  Verein 
für  Sozialpolitik.  Mit  einem  Nachwort:  Der 
Verein  für  Sozialpolitik  und  seine  Verbindung 
mit  dem  volkswirtschaftlichen  Kongress,  Leipzig 
und  Heidelberg  1878.  —  Der  Staat  und  das 
Versicherungswesen,  I.  (aus  der  Tüb.  Zeitschrift 
für  Staatswissenschaft).  Sozialökonomische  und 
sozialrechtliche  Studie.  1.  (einziges)  Heft.  Prin- 
cipielle  Erörterungen  über  die  Frage  der  ge- 
meinwirtschaftlichen oder  privatwirt^schaftlichen 
Organisation  des  Versicherungswesens,  Tübingen 
1881.  —  Für  bimetallistische  Münzpobtik 
Deutschlands,  1.  Aufl.,  Berliu  1881  (grossenteils 
nach  Aufsätzen  in  der  „Deutschen  landwirt- 
schaftlichen Presse").  2.  Aufl.  mit  einem  (auch 
selbständig  gleichzeitig  erschienenen)  Nachtrage, 
die  jüngste  MUnzdebatte  im  deutschen  Reichs- 


tage und  die  französischen  Vorschläge  für  den 
internationalen  Münzkongress,  Berlin  1881.  — 
Ueber  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  nnd 
über  soziale  Steuerreform  (Landtagsreden),  Berlin 

1883.  —  Gutachten  über  das  Sparkassensystem 
von  A.  Scher],  Berlin  1890  (als  Manuskript  ge- 
druckt). —  Das  neue  sozialdemokratische  wo- 
gramm. Vortrag  auf  dem  3.  evang.- sozialen 
Kongress,  Berlin  1892.  —  Die  neueste  Silber- 
krisis  und  unser  MOnzwesen,  zwei  mit  einem 
Vorwort  versehene  Aufsätze  aus  den  Preuas. 
Jahrbüchern  (s.  u.),  Berlin  1894.  —  Mein  Kon- 
flikt mit  dem  Freiherm  von  Stumm  (Au&Stse 
aus  der  „Zukunft",  mit  Erweiterungen),  Berlin 
1895.  —  Sozialismus,  Sozialdemokratie,  Eatheder- 
und  Staatssozialismus,  öff.  Rede  in  Bannen, 
Berlin  1895.  —  Die  akademische  Nationalöko- 
nomie und  der  Sozialismus,  Berliner  Universitäts- 
rektorsrede, 1895.  —  Die  Entwickelung  der 
Universität  Berlin  1810—96,  Rektoratsrede,  1896. 

—  Untemehmergewinn  und  Arbeitslohn.  Bede 
auf  dem  Kongress  des  christlichen  Bergarbeiter- 
vereins, Göttingen  1897.  —  Grundriss  zu  Vor- 
lesungen über  Finanzwissenschaft  in  aphoristi- 
scher Form,  Berlin  1890,  2.  Aufl.  1901/2.  - 
Vom  Territorialstaat  zur  Weltmacht,  akade- 
mische Festrede,  Berlin  1900.  —  Allgemeine  und 
theoretische  Volkswirtschaftslehre  oder  Sozial- 
ökonomik, Grundlegung  und  Ausführung  in 
aphoristischer  Form,  Örundriss  zu  seiner  be- 
züglichen Universitätivorlesung,  Berlin  1901.  — 
Wohnungsnot  und  städtische  Bodenfrage,  öffentL 
Rede  im  Bund  der  Bodenreformer,  Berlin  1901. 

—  Soziale  nnd  wirtschaftliche  Gesichtspunkte 
beim  Schutz  der  Landwirtschaft,  öffentl.  Bede 
in  der  Vereinigungder  Boden-  und  Wirtschafts- 
reformer,  Berlin  1901.  —  Agrar-  und  Industrie- 
staat, Jena  1901. 

Aus  dem  litterarischen  Nachlasse  von 
K.  Rodbertus-Jagetzow,  herausgegeben  von 
Schumacher- Zarchlin  und  A.  Wagner.  I.  Briefe 
von  Ferd.  LassaUe  an  Rodbertus,  mit  einer  Ein- 
leitung von  A.  Wagner,  Berlin  1878.  IL  Das 
Kapital,  herausgegeben  von  A.  Wagner  und 
Th.   C!ozak,  Vorwort  von  A.  Wagiier,   Berlin 

1884.  III.  Zur  Beleuchtung  der  sozialen  Frage, 
Teil  II  ete.,  herausgegeben  von  denselben,  mit 
Einleitung  undBeriditerstattung  von  A.  Wagner, 
Berlin  1^.  —  Wagner  hat  mehrfach  Schriften 
von  Schülern  oder  ihm  näher  stehenden  Autoren 
mit  Vorworten  oder  Einleitungen  versehen  (z.  B. 
Berens,  Dogmengeschichte  der  Grundrente,  von 
Hirschfeld,  Finanzen  Frankreichs,  Model,  Berliner 
Effektenbanken,  Sattler,  Efifektenbanken,  Fell- 
meth,  Zahlungsbilanz). 

b)  in  Sammelwerken  nnd  Zeit- 
schriften: 1.  In  „Hannoversche  Zeitung". 
August  1855 :  Das  hannoversche  Eisenbahnwesen 
und  einige  daran  sich  schliessende  Beziehungen, 
7  Aufsätze  (anonym,  Wagners  erste  gedruckt« 
Arbeit,  äusserer  Anla«s  fiir  seinen  Lebergang 
zum  staatswissenschaftlichen  Studium).  —  2.  in 
der  Zeitschr.  f.  Staatsw.:  Die  Kohlen  und  ihre 
Stellung  in  der  Volkswirtschaft  des  deutschen 
Zollvereins,  1856,  Bd.  12.  —  Zur  Geschichte  und 
Kritik  der  österreichischen  Bankozettdperiode, 
1.  und  2.  Art.,  Bd.  17  u.  19,  1861,  1863.  — 
Besprechung  des  Werkes  und  Atlas  von  Guerry, 
Statistique  murale  de  i'Angleterre  comparee  ä 
la  stat.  mor.  de  la  France,  Bd.  21,  1865.  — 
Einiges  von  und  über  Rodbertus-Jagetzow,  Bd, 
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34,  1878.  —  Rodbertus  über  den  Nonnalarbeits- 
tag  etc.,  mitgeteilt  von  A.  Wa^er,  ebd.  — 
Ueber  die  .schwebenden  deutschen  Finanzfragen, 
Bd.  35,  1879.  —  Die  Währungsfrage  in  der 
neuesten  Litteratnr.  Die  Bimetallisten ,  Bd. 
36,  1880.  —  Der  Staat  und  das  Versicherungs- 
wesen (auch  selbständig  erschienen),  Bd.  37, 
1881.  —  Die  Währungsfrage  in  der  Litteratnr, 
Bimetallismus  (Schluss),  Geg^ier  desselben  und 
Ooldmonometallisten,  Bd.  '6t,  1881.  —  Ueber 
SchCnbergs  Handbuch  der  politischen  Oekono- 
mie,  eine  Antikritik,  Bd.  39,  1883.  —  Finanz- 
wissenschaft und  Staatssozialismus  mit  Ein- 
leitung über  Raus  und  Roschers  Finauzwissen- 
schaft,  2  Aufsätze,  Bd.  43,  1887.  —  Ueber 
K.  Suchers  Entstehung  der  Volkswirtschaft,  Bd. 
äO,  1894.  —  Zahlreiche  Rezensionen,  besonders 
in  den  Jahrgängen  1878ff.,  allgemeinere  Litte- 
raturübersichten  daselbst  in  Bd.  36—38,  1880 
bis  1882.  —  3.  In  den  Göttinger  Gelehrten  An- 
zeigen, grössere  Aufsätze  über  und  Besprechungen 
von:  Hamburgs  handelsstatistische  Tabellen, 
Macleods  Banking,  Homs  Annuaire  du  cred. 
publ.,  Statistik  des  österreichischen  Steuerwesens, 
Evans  comm.  crisis  of  18ö7 — 58,  Gibbons  Banks 
«f  Xew-York,  Höfken,  Reform  der  direkten 
Steuern  in  Oesterreich,  Homs  Finanees  de 
l'Autriche  u.  v.  Czömigs  Oesterreichisches  Budget 
für  1862,  V.  Hocks  Finanzen  Nordamerikas, 
Eckardts  Russlands  ländliche  Zustände,  v. 
Bock,  Livländische  Zustände,  in  den  Jahr- 
gängen 1856,  1858,  1859, 18«j0, 1861,  1863,  1867, 
1870.  —  4.  Westennanns  deutsche  Monatshefte 
(Brannschweig).  Aufsätze  über  deutsches,  eng- 
lisches Bankwesen,  Pariser  Creditmobilier, 
Handelskrisen,  österreichisches  Geldwesen,  Jahr- 
gang 1857,  1858,  1859.  —  5.  Preussisches 
Wochenblatt  (Berlin).  Grössere  Aufsätze  über 
die  Handelskrisis  von  1857  und  ihre  Veran- 
lassungen (1858,  Serie  von  8  Artikeln,  z.  T.  in 
späteren  Arbeiten  des  Verfassers,  so  in  seiner 
Theorie  der  Peelschen  Akte  benutzt).  —  Der 
Stader  Zoll  (1858).  —  Wiederherstellnng  des 
Äi8terreichL-<chen  Geldwesens  (1858 — 59).  —  Gegen- 
wärtige österreichische  Finanzlage  (1860).  — 
Politische  Seite  der  österreichischen  Finanzlage 
(1861).  —  6.  Stimmen  der  Zeit,  Monatsschrift 
herausgegeben  von  A.  Kolatschek  \Gotha,  Leipzig, 
AVeimar,  Wien)  (zum  Teil  anonyme  grössere 
fachwis.«euschaftliche  Aufsätze).  Wiederaufnahme 
der  Barzahlungen  der  österreichischen  National- 
bank (1859).  —  Oesterreichs  Finanz-  und  Geld- 
zustande zur  Zeit  des  Kriegsausbruches  und 
Friedensschlusses  (1859).  —  Der  österreichische 
Staatshaushalt  im  Jahre  1858  (1859).  —  Oester- 
reich. Finanzfragen,  2  Art.  (1800).  —  Deutsch- 
lands See-  und  Welthandel  zn  gegenwärtiger 
Zeit  (Ostseehandel)  (1860).  —  Die  dritte  Ver- 
sammlung deutscher  Volkswirte  zu  Cöln  (1860). 

—  Befugnisse  des  österreichischen  Reichsrats  in 
Finanzsachen  (18f;t)).  —  Ueber  die  Verbreitung 
volkswirtschaftlicher  Kenntnisse  (1861).  —  Zur 
Sklavenfrage  in  Nordamerika  (1861).  —  Her- 
«tellung  der  Valnta  in  Oesterreich,  2  Art.  (1861). 

—  Oesterr.  Finanzvorlageu,  Militäretat,  Bank- 
plan, Modifikationen  des  Uebereinkommens  zwi- 
schen Staat  und  Bank  (auch  selbständig  er- 
schienen^, Normalbndget,  4  Art.  (1862i.  —  7. 
Litteransches  Centralblatt,  eine  Anzahl  Rezen- 
sionen lanonvm  oder  Chiifer)  in  Jahrgängen  1859, 
1862-67,    1877.    —   8,   Bremer    Hiujdelsblatt, 
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zahlreiche,  meist  anonyme  Fachanfsätze,  beson- 
ders über  österreichische,  später  auch  über  ham- 
burgische, deutsche  Geld-,  Bank-,  Finanz-.  Steuer-, 
Handels-  und  gewerbepolitische  Fragen,  Sta- 
tistisches in  den  Jahrgängen  18d9— 65,  1867, 
1869,  1870,  besonders  1859  60,  186465.  —  9. 
unsere  Tage,  Monatsschrift  von  Westermann 
(Braunschweig).  Oesterreichs  Finanzlage,  die 
österreichischen  Finanzen  im  Jahre  18a8  und 
die  Ueberscbreitung  des  Nationalanlehens,  2 
Art.  (Okt.,  Nov.  1859).  —  10.  Annuaire  da 
cr6dit  public,  pnbl.  par  E.  Hom,  les  finanees 
de  TAutriche.  la  banque  nation.  de  l'Autriche 
(Jahrgang  1861).  —  11.  Jahresbericht  der  Wiener 
Handelsakademie,  Abhandl.  über  englisches  Bank- 
wesen, 1861.  —  12.  St.W.B.  V.  Bluntschli  und 
Brater  (in  der  1.  grossen  Ausgabe'),  7  grössere 
Abhandlungen  über  Münzwesen  (Bd.  7,  1861). 

—  Finanzen  Oesterreichs  (historisch-statistisch, 
ebd.  1861).  —  Papiergeld  (ebd.l.  —  Staats- 
schulden (Bd.  10,  1865).  —  Statistik  (Bd.  10, 
1866,  nicht,  wie  in  diesem  Hdwbch.  bemerkt, 
auch  selbständig  erschienen,  italienische  Ueber- 
setzung  in  den  Aunali  di  Statistica  1879.  — 
Zettelbankwesen  (Bd.  11,  1868).  —  Zölle  lebd). 

—  13.  Unsere  Zeit,  Monatsschrift  (Brockhaus, 
I(eipzig),  Oesterreichs  Finanzen  seit  dem  Frieden 
von  Villafranca,  3  Aufsätze  (1863).  —  14. 
(jöttinger  Nachrichten  der  Sozietät  der  Wissen- 
schaften, Nekrolog  des  Vaters  Rudolf  AVagner 
(1865).  —  15.  Handwörterbuch  der  Volkswirt- 
schaftslehre, herausgegeben  von  H.  Rentzsch 
(Leipzig  1864—1866).  20  zum  Teil  zusammen- 
hängende Aufsätze :  Anleihe,  Banken  und  Bank- 
wesen, Banknoten,  Checks  und  Checkhanken, 
Clearing -House,  Kontokorrent  und  -Banken, 
Kurs,  Kredit  Kreditanstalten  (Credits  mobiliers), 
Depositen  und  -Banken,  Diskont  und  -Banken, 
Giro  und  -Banken,  Krisen,  Lombard  und  -Banken, 
Münze  und  Münzwesen,  Schiffahrt,  Staatshau.s- 
halt,  Staatsschulden,  Währung,  Zettelbank.  — 
16.  Preussische  Jahrbttcher  (Berlin).  Die  preussi- 
sche  Bankfrage  vom  allgemein-wirtschaftlichen 
und  politischen  Standpunkte  (1865).  —  Russ- 
lands ausw^ärtige  Politik  (anonym,  18(56).  —  Die 
Entwickelnng  der  europäischen  Staatsterritorien 
und  das  Nationalitätsprincip  (politisch  und 
historisch-statistisch),  2  Aufs.  (1867).  —  Die  Ent- 
wickelnng des  deut-schen  Staatsterritoriums  und 
das  Nationalitätsprincip  (desgl.),   2  Art.  (1868). 

—  Ueber  englische  und  deutsche  Nationalöko- 
nomie, Ansprache  an  die  Dnbliner  Studenten 
(1893).  —  Die  neueste  Silberkrisis  tmd  unser 
Münzwesen,  2  Aufs.  (1893,  auch  selbständig  er- 
schienen). —  Schlussworte  einer  akadem.  Vor- 
lesung über  Sozialpolitik  (1897).  —  17.  Baltische 
Monatsschrift  (Riga).  Aufsätze  über  die  Papier- 
währung Russlands  (1867, 1868,  auch  gesammelt 
selbständig  erschienen).  —  18.  Zeitschr.  f. 
badische  \^rwaltung,  herausgegeben  von  Löning, 
Art.  über  badischen  Bankgesetzplan,  2  An». 
(1868).  —  19.  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.,  Das 
Reichsfinanzwesen  (1.  Bd.,  1872,  auch  selbständig 
erschienen);  desgl.,  insbesondere  über  die  Fi- 
nanzen im  deutsch-französischen  Krieg  (3.  Bd., 
1874).  —  20.  Sehr.  d.  V.  f.  Sozialpolitik.  Referat 
über  die  Aktiengesellschaftsfrage  (Bd.  4,  1874). 

—  Referat  über  die  Kommunalstenerfrage  (Bd. 
14,  1878,  auch  selbständig  erschienen).  —  21. 
Sammlung  von  Gutachten  über  die  Reform  des 
Apothekenwesens  (Magdeburg  1873).  Darin  auch. 

Auflage.    VII.  39 
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eines  von  Wagner.  —  22.  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat. 
Das   Aktiengesellschaftswesen   (Ueberarbeitnng 
des  Beferats  f.  d.  Verein  f.  Sozialpolitik)  (Bd.  21, 
1873).  —  Litteratnr  über  die  volkswirtschaft- 
lichen Wirkungen  der  französischen  Kriegsent- 
schädignng,  Bd.  22,  1874.  —  Das  Beichsgesetz, 
betr.   die   Ausgabe   von  Reichskassenscheinen, 
Bd.  23,  1874.    LitteratuT  über  österreichisches 
Geld-,  Bank-,  Finanz-,  Börsenwesen,  ebd.  —  Be- 
merkungen über  einige  Punkte  des  Versiche- 
rtmgswesens,  N.  F.  Bd.  2, 188L  —  Systematische 
Nationalökonomie  (in  Anknüpfung  an  ü.  Cohns 
Werk),  N.  F.  Bd.  12,  1886  (fehlt  im  dortigen 
InhaltsTerzeichnis).  —   23.   Jenaer  Litteratur- 
zeitung,  Rezensionen  in  Jahrg.  1874—1877.  — 
24.  Landwirtschaftliches  Centralblatt,  Die  Aus- 
wandemngsfrage    (1874).   —   25.    Zeitschr.    d. 
Königl.  preuss.   Statist  Bureaus,   Zur  Statistik 
und  zur  Frage  der  Einrichtung  des  national- 
ökonomischen  und  statistischen  Unterrichts  an 
den  deutschen  Universitäten,   Bd.  17,  1877.  — 
26.  Gntacbtliche  Aeusserungen  über  das  Gut- 
achten G.  Hanssens,  betr.  die  bremischen  Gmnd- 
stenerverhältnisse   (Bremen   1877).     Darin  ein 
Gutachten    von  Wagner.   —   27.   Zeitschr.   f. 
Handelsrecht,  herausgegeben  von  Goldschmidt, 
Besprechungen  (Cossas  Schriften),   1879.  —  28. 
Deutsche  landwirtschaftliche  Presse,  4  Artikel, 
Glossen  zur  Münzfrage  (1876);  Ueber  die  Wäh- 
rungsfrage  (1880/81,    auch    überarbeitet    selb- 
ständig erschienen).  —  29.  Allgemeine  deutsche 
Biographie,  Adolf  Held  (zu  dem  Verzeichnis  der 
Schriften  über  Held  in  diesem  Handwörterbuch 
in  1.  Aufl.  Bd.  IV,  S.  465,  ebenso  wie  Wagners 
Nekrolog  in  der  Allgem.  Zeitung,  1880,  nach- 
zutragen).   —   30.   Encyklopädie    der   Rechts- 
wissenschaft, herausgegeben  von  v.  Holtzendorff, 
I,  3.  Aufl.,  Aufsatz  Beichsbank  (1881).  —  31. 
Schönbergs   Handbuch    der    polit.    Oekonomie. 
Darin  in  den  4  Auflagen,  in  jeder  erweitert,  die 
4  Abhandhingen:   Der  Kredit  und  das  Bank- 
wesen —  Versicherungswesen  —  Die  direkten 
Steuern  —  Die  Ordnung  der  Finanzwirt^chaft 
und  der  öffentliche  Kredit  (1881—82,  1.  Aufl., 
1890/91    4.    Aufl.).     Italienische    Uebersetzung 
dieser  Abhandlungen  wie  des  ganzen  Schönberg- 
scheu   Werkes.     (Englische   Uebersetzung   der 
Abhandlung:  Direkte  Steuern  in  Nordamerika, 
1893).  —  32.  Bulletin  de  l'institnt  intemat.  de 
statistique,   Ueber  eine  Aufgabe  der  Statistik 
der  Preise,  Jahrg.  1887.  —  ^.  Archiv  f.  soziale 
Gesetzgeb.    u.   Statistik,    herausgegeben    von 
Braun,  Ueber  soziale  Finanz-  und  Steuerpolitik, 
Bd.  4,   1891.  —  34.  Quarterly  Journal  of  eco- 
nemics  (Boston),   Ueber  Marshalls  Principles  of 
economics,   1891.  —  36.  Schanz'  Finanzarchiv, 
Die  Reform  der  direkten  Staatsbesteuerung  in 
Preussen  im  Jahre  1891,  Artikel  I  (Allgemeines 
und  Einkommensteuer),  Jahrg.  VIII,  Bd.  2, 1891 ; 
Artikel  II  (Gewerbesteuer),  Jahrg.  XI,  Bd.  1, 
1894.    —  36.  Augsburger  (jetzige  Münchener) 
Allgemeine  Zeitung,  Beilage.   Fachwissenschaft- 
liche Aufsätze,  teils  mit  Namen,  teils  anonjTn, 
besonders  1878 — 81,  so:  Lassalle  und  Bodbertus 
(Nr.  282,   1878).  —  Die  Nationalökonomie  auf 
den   deutschen   Universitäten   und    die  Sozial- 
demokratie  (Nr.   290,  1878).  —  Was  ist  Kom- 
munismus und  Sozialismus?  (Beilage  Nr.  8,  86, 
97,    1879).  —  Noch  ein  Wort   über  Bodbertus 
(Nr.  209,   1879).  —  Volksvermehmng  und  Aus- 
wanderung, 7  Artikel,  Juni  1880.  —  Adolf  Held, 


Nekrolog  (Beilage  vom  11.  und  12.  IX.  1880). 

—  Vom  Territorialstaat  zur  Weltmacht  (er- 
weiterte akadem.  Festrede)  1900.  —  Grössere 
Bücheranzeigen,  über  Schaff les  Steuerpolitik, 
E.  Sax'  Verkehrsmittel  u.  a.  m.  —  37.  Zukunft, 
Industriestaat  und  Agrarstaat,  1894.  —  Deutsch- 
land als  Industriestaat,  1897.  —  Serie  von  Ab- 
handl.  über  finanz-  und  steuerpolitische  Fragea 
(u.  Flottenfrage),  1898,  u.  a.  m.  —  38.  Kosmo- 
polis.  Zur  Kritik  des  sozialistischen  Zukunfts- 
staats (gegen  Liebknecht),  2  Artikel,  1898.  — 
39.  Sammelwerk,  Handels-  u.  Machtpolitik,  1900. 
Darin  in  Bd.  2  Flottenverstärkung  u.  unsere 
Finanzen.  —  40.  Lotse  (Hamburg),  Zur  Frage 
von  Industriestaat  u.  weltwirtschaitlicher  Ent- 
wickelung,  1900.  —  41.  Tägl.  Rundschau,  Ar- 
tikelserie über  Agrar-  und  Industriestaat,  1901. 

—  42.  North  American  Review,  Debts  of  Ger- 
many,  1901.  -r-  43.  Archiv  f.  Eisenbahnwesen 
(Rezensionen).  —  44.  In  diesem  Handwörter- 
buch: der  Abschnitt:  Die  volkswirtschaftliche 
Principienfrage  der  Rechtsordnung  des  Grund 
und  Bodens,  in  dem  Aufsatz  Grundbesitz,  Bd. 
IV,  S.  112-132,  2.  Aufl.  Bd.  IV,  S.  793-823 
(Bodenrechtsordnnnr)  u.  Art.  Staat  in  national- 
ökonomisdier  Hinsicht,  Suppl.-Bd.  I,  S.  721—731 
u.  2.  Aufl.  Bd.  VI,  S.  940—952.  —  In  der 
Tagespresse  Wiens,  Hamburgs,  Berlins,  Münchens, 
PetersDurgs  u.  a.  0.  war  Wagner  zeitweilig 
ebenfalls  thätig,  meist  auf  dem  Gebiete  seiner 
Fachspecialitäten,  Geld-,  Kredit-,  Bank-,  Ver- 
sicherungs-,  Eisenbahn-,  Finanz-,  Steuerfragen, 
auch  in  sozialpolitischen  Angelegenheiten. 

Wagner  ist  wesentlich  von  der  Statistik 
und  der  Jurisprudenz  zur  Volkswirtschaftslehre 
herübergekommen.  Seine  Methode  und  Rich- 
tung erklären  sich  mit  daraus.  Neben  dem  sta- 
tistischen, das  er  als  daa  relativ  beste  induktive 
Verfahren  in  der  Nationalökonomie  betrachtet, 
hat  er  immer  auch  das  deduktive  Verfahren 
als  gerechtfertigt  angesehen  und  es  selbst  mit 
angewendet.  In  Abwehr  der  Angriffe  des  von 
ihm  sog.  „jüngeren  Historismus*'  auf  dieses 
Verfahren  ist  er  für  dasselbe  neuerdings  auch 
in  theoretischen  Ausführungen  eingetreten,  in 
welchen  er  aber  im  ganzen  einen  vermittelnden 
Standpunkt  in  dem  methodologischen  Streit 
zwischen  den  extremer  Urteilenden  (Menger- 
ScbmoUer)  einnimmt,  dabei  die  Verdienste  K. 
Mengers  anerkennend  (cf .  den  1.  Teil  der  3.  Aufl. 
seiner  „Grundlegung").  Vornehmlich  von  prak- 
tischen, volkswirtscbattspolitischeuFragen(Ei8en- 
bahnwesen,  Bank-,  Geld-,  Kredit-,  Finanzfragen 
etc.)  ausgehend  und  lauge  darin  hauptsächUch 
litterarisch  thätig,  war  sein  Bestreben  auch  in 
diesen  Arbeiten  von  Anfang  an,  zu  principieller 
Behandlung  der  Probleme  und  insofern  zu  all- 
gemeineren, theoretischen  Ergebnissen  auf  den 
von  ihm  bearbeiteten  Gebieten  zu  gelangen.  In 
seinen  moralstaüstischen  und  theoretisch-statis- 
tischen Arbeiten  tritt  dies  ebenfalls  hervor. 
Später  ist  seine  Hinneigung  zur  Theorie,  zum 
Principiellen ,  zur  Systematisiemng ,  zu  den 
Fragen  der  „sozialökonomischen  Grundlegung'' 
immer  stärker  geworden.  Dies  hat  ihn_  auch 
auf  ganz  andere  als  seine  früheren  Studienge- 
biete gebracht  und  zu  anderer  Bebandkmgs- 
weise  geführt.  In  seinen  Hauptwerken,  seiner 
„Grundlegung"  und  se\per  Finanz  Wissenschaft, 
besonders  in  seiner  Theorie  der  Besteuerung  — 
und  hier  von  Auflage  zu  Auflage  immer  mehr 
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—  tritt  dies  -wohl  am  meisten  hervor.  Die 
grossen  Binde  3  n.  4  seiner  Finanzwissenschaft 
(brit.,  französ.,  deutsche  Bestenening)  sind  in- 
dessen wesentlich  kritisch-deskripÜT  gehalten. 
AVie  die  meisten  seiner  Altersgenossen, 
welche  in  den  ISöOer  Jahren  ihre  Fachans- 
bildang  emplingen,  gehörte  auch  Wagner  zu- 
erst mehr  der  freihändlerischen  Kichtnng  an, 
so  in  seiner  ersten  grösseren  Bankschrift,  ob- 
wohl er  schon  in  seiner  Erstlingsarbeit  (18oö) 
das  Staatsbahnsystem  vertrat.  Bereits  in  seinen 
zahlreichen  österreichischen  Finanz-  und  Valuta- 
arbeiten (18ö9ff.),  in  manchen  Anfs&tzen  des 
Kentzschschen  „Handwörterbuchs"  (1864)  wendet 
er  sich  einer  mehr  historisch-relativen,  nament- 
lich dem  Staate  und  dessen  Eingreifen  in  das 
Wirtschaftsleben günstigerenRichtungzUj  welche 
dann  später  völlig  bei  ihm  zum  Dnrchbruch 
kommt.  Er  ging  hierin  nnd  geht  z.  T.  noch 
heut«  darin  weiter  und  nähert  sich  dem  So- 
zialismus allerdings  in  der  Form  des  „Staats- 
sozialismus"  mehr  als  die  meisten  seiner  Uni- 
versitätskollegen, obwohl  er  mit  diesen  zn  den 
,,Katheder8ozialisten''  gerechnet  zu  werden  pflegt. 
Wenn  man  ihn  sogar  mitunter  kurzweg  als  dem 
Sozialismus  anheimgefallen  bezeichnet  hat,  wohl 
mit  üifolge  bisweilen  etwas  zu  temperament- 
voller Aenssernngen,  so  zeigen  doch  seine  oben 
genannten  Hauptwerke,  seine  Stellung  zu  Bod- 
bertns,  den  er  sehr  verehrt,  ohne  seine  sozialis- 
tischen Doktrinen  anzunehmen,  fernerhin  ver- 
schiedene Aufsätze  und  Reden,  so  seine  Bede 
auf  dem  3.  evangelisch-sozialen  Kongress  über 
das '  neue  Erfurter  Fro^pramm  der  Sozialdemo- 
kratie (1892),  dass  er  nicht  Sozialist  im  eigent- 
lichen Sinne  ist.  Er  steht  zum  Sozialismus 
ähnlich  wie  SchSffle,  dem  er  sich  Überhaupt  in 
manchen  Beziehungen  nähert  nnd  von  dem  er, 
wie  von  Bodbertus,  gern  hervorhebt,  am  meisten 
gelernt  zu  haben  und  am  stärksten  beeinflnsst 
worden  zu  sein  (s.  die  Widmung  seines  4.  Teils 
der  Finanzwissenschaft  an  diesen,  1901;  er  be- 
zeichnet hier  Rodbertns,  Schäffle,  R.  v.  Mohl 
als  die  Männer  nnd  Lehrer,  von  denen  er  die 
tiefsten  wissenschaftlichen  Anregungen  erhalten 
habe).  Zu  einem  ^wissen  Abschluss  seiner,  wie 
er  sie  nennt,  „sozialökonomischen"  Theorie  und 
damit  seiner  Stellung  auch  dem  Sozialismus 
g'egenttber  ist  er  wohl  in  der  3.  Auflage  seiner 
„Grundlegung"  gekommen.  Hier  wird  zwi- 
schen Individualismus  nnd  Sozialismus  vermittelt, 
Wagner  sucht  jedem  das  Seine  zn  geben 
dem  letzteren  nur  vielleicht  mehr  etwas  als 
andere  seiner  Fachgenossen.  In  psychologischen 
Auseinandersetzungen  mit  beiden  Richtungen 
wird  aber  der  Sozialismus  von  ihm  gerade  jwy- 
chologisch  angegriffen  (s.  den  obengen.  Aufsatz 
^egen  Liebknecht).  Auch  vom  Standpunkte 
der  fortgebildeten  Halthusschen  Bevölkernngs- 
lehre,  die  er  festhält,  wendet  sich  Wa^er  gegen 
ihn.  £r  entnimmt  aber  der  sozialistischen  An- 
schauung die  Ansicht  von  der  massgebenden 
Bedeutung  des  Bechts,  auch  des  Privatrechts 
filr  das  ganze  Wirtschaftsleben  und  betrachtet 
es  daher  als  Hauptaufgabe  des  Nationalöko- 
nomen,  dieses  Recht  —  „Freiheit  und  Eigen- 
tum^ —  einer  kritischen  volkswirtschaftlichen 
Betrachtung  zu  unterziehen  (s.  seine  „Grund- 
legnng''  bes.  Bd.  2).  In  der  Finanzwissenschaft 
betont  er  überall  scharf  den  sozialen  Gesichts- 
punkt nnd  schreibt  der  Finanz-  nnd  Steuer- 


politik grosse  soziale  Aufgaben  zn.  In  der 
neuerdings  aufgetauchten  wis.senschaftlichen  und 
publizistischen  Kontroverse  über  Agrar-  nnd  In- 
dustriestaat hat  er  zuerst  (1894  in  der  „Zu- 
kunft"', s.  0.)  dann  in  öffentlichen  Reden  eine 
mehr  skeptische  Stellung  gegenüber  dem  in- 
dustriestaatlichen Optimismus  eingenommen 
(auch  schon  vor  der  Oldenbergschen  Rede  aus 
1897),  z.  T.  ähnlich  wie,  z.  T.  abweichend  von 
Oldenberg,  namentlich  mehr  aus  dem  populatio- 
nisti.schen  Standpunkte.  Er  hat  sich  darüber 
1900/1901  in  den  oben  genannten  Aufsätzen  im 
J.Lotsen'',  „Tägl.  Rundschau'*  nnd  in  der  Schrift 
über  Agrar-  und  Industriestaat  (1901,  Erweite- 
rung jener  Aufsätze)  mit  H.  Dietzel,  L.  Bren- 
tano, der  „Hilfe**  auseinandergesetzt.  Daher  ver- 
tritt er  auch  den  Agrarschutz,  den  KornzoU, 
nicht  als  „Agrarier*",  sondern,  wie  er  glaubt, 
im  gesamtwirtschaftlichen  Interesse. 

Methodologisch  steht  Wagner  auch  in  seinen- 
neueren  grösseren  Werken  der  älteren  Richtung 
näher:  er  operiert  deduktiv  nnd  statistisch  mit 
Vorliebe  und  strebt  zu  abstrakten  Ergebnissen 
nnd  zn  mehr  dogmatischer  und  systematischer 
als  historischer  Behandlung  des  Gegenstandes. 
Allein  trotz  seiner  öfters  scharfen  Polemik  geg-en 
die  Anhänger  der  jüngeren  historischen  Rich- 
tung stimmt  er  doch  andererseits  mit  den  Er- 
gebnissen und  Zielen  dieser  Richtung  vielfach 
nberein.  Er  will  nnr  nicht  die  Nationalökono- 
mie in  Wirtschaftsgeschichte  anflehen  lassen, 
was  seiner  —  freilich  von  seilen  der  Be- 
teiligten bestrittenen  —  Meinung  nach  der 
„jüngere  Historismus"  zu  sehr  thut,  und  ver- 
wahrt sich  gern  gegen  der  Vertreter  des  letz- 
teren „überlegenes  Selbstgefühl*'  auf  wissen- 
schaftlichem Gebiete. 


Vgl.  über  Wagner:  Röscher,  Gesch.  1011 
und  1044.  —  Röscher,  System  L  §§2,  .5.  11, 
12,  13,  68,  77,  78,  81,  84,  88,  91,  94,  95,  115, 
146,  202,  205,  237,  UI.  6,  7,  8,  30,  45,  60.  51, 
53,  54,  60,  67,  68,  70,  71,  72,  75,  77,  84,  85, 
111*.  —  Oppenheim,  Der  Katbedersozialis- 
mus,  Berün  1872;  2.  Aufl.,  ebenda  1873.  — 
Knies,  Geld  und  Kredit.  2.  Abt.  Der  Kredit 
2.  Hälfte,  Berlin  1879,  S.  437  ff.  n.  a.  a.  0.  — 
Laveleye,  Die  sozialen  Parteien  der  Gegen- 
wart. Nach  der  2.  Anfl.  übers,  von.  M.  Ehe- 
berg, Tübingen  1884,  S.  392ff.-  —  Cohn, 
System  der  Nationalökonomie.  1.  Bd.  (Grund- 
legung der  Nationalökonomie),  Stuttgart  1885, 
S.  170.  —  Walcker,  Handbuch  der  National- 
ökonomie. V.  Bd.  (Geschichte  der  National- 
ökonomie), Leipzig  1884,  §§  76  und  77,  S.  152  ff. 
—  Schönberg,  3.  Aufl.  LS.  104.  —  J.  K. 
Ingram,  Geschichte  der  Volkswirtschaftslehre. 
Autorisierte  Uebersetzung  von  Bosch  lau, 
Tübingen  1890,  S.  283 ff.  —  Cossa,  Introdu- 
zione  allo  studio  dell'  economia  politica,  3.  ed. 
MUano  1892,  an  verschiedenen  Stellen,  vor  allem 
S.  439  ff.  —  Die  deutschen  Universitäten,  hrsg. 
von  Lexis,  I.  Bd.,  BerUn  1893,  S.  575—578 
(von  H.  Dietzel).  —  Roscher-Gerlach, 
Finanzwissenschaft,  6.  Anfl.  1901,  S.  21.  — 
Schmoller,  Grundriss,  1900,  S.  119,  123  u. 
a.  a.  0.  —  V.  Heck,  Jahrb.  f.  Nat.  n.  Stat. 
1900.  (Wagner  als  Finanztheoretiker):  — 
Rein  hold.  Bewegende  Kräfte  der  Volkswirt- 
schaft (1898),  vielfach,  bes.  S.  486—510. 

Bed. 
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'W'ähriiDgstrage 

s.  Doppelwährung  oben  Bd.  III  S.  237 ff., 
Gold  und  Goldwährung  oben  Bd.  IV 
S.  748ff.,  Parallelwährung  oben  Bd. 
VIS. 38 ff.,  Silber  und  Silberwährung 
oben  Bd.  VI  S.  724 ff. 


Waisenversichemng 

s.  "Witwen  und  W'aisenversicherung- 


Walker,  Francis  Amasa, 

geb.  am  2.  VII.  1840  Im  Boston,  gest.  daselbst 
am  5.  I.  1897,  als  Ehrendoktor  dreier  amerika- 
nischer nnd  zweier  deutscher  Universitäten  sowie 
als  Präsident  zahlreicher  gelehrter  Gesellschaften, 
studierte  die  Hechte  in  Woiceater,  wurde  1869 
Direktor  des  zum  Treasury  Department  ge- 
hörigen statistischen  Bureans  der  Vereinigten 
Staaten  und  nebenamtlich  bis  1872  „Commissioner 
of  Indiau  Affairs^,  folgte  1873  dem  Rufe  als 
Professor  der  Volkswirtschaft  und  Geschichte 
an  der  Sheffield  Scientific  School  der  Yale-TJni- 
versität  nach  New-Haven  nnd  wurde  1881  Prä- 
sident des  „Massachusetts  Institute  of  Techno- 
logy'. 

Walker  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlicheu  Schriften :  a)  in  Buchform:  Com- 
merce and  navigation  of  the  United  States,  2 
Bde..  Washington  1868,69.  —  IX.  Census  of  the 
United  States,  4  Bde.,  ebd.  1872/73.  —  A  compen- 
dinm  of  the  IX.  Ceusus  (June  1,  1870)  of  the 
United  Stat«s ,  ebd.  1872.  —  The  Indian 
qnestion,  Boston  1874.  —  Belations  of  race  and 
nationality  to  mortality  in  the  United  States, 
Washington  1874.  —  Statistical  atlas  of  the 
United  States,  based  on  the  results  of  the 
IXth  Census,  with  contributious  from  many 
eminent  men  of  science  and  several  departments 
of  the  government,  ebd.  1874.  —  Worlds  fair, 
Philadelphia  1876,  a  critical  account,  New-York 
1876.  —  The  wages  qnestion,  a  treatise  on 
wages  and  the  wages  class,  ebd.  1876;  dasselbe, 
neue  Ausgabe,  London  1877;  dasselbe,  2.  Aufl., 
New-York  und  London  1891.  —  Money,  New- 
Y'ork  1878;  dasselbe,  neue  Ausgabe,  London 
1878;  dasselbe,  2.  Aufl.,  New-York  1880;  das- 
selbe, 3.  Aufl.,  New-York  und  London  1891.  — 
Money  in  its  relations  to  trade  and  industry, 
New-Y'ork  1879 ;  dasselbe,  neue  Ausgabe,  Lon- 
don 1880.  —  Political  economy.  New-York 
1883;  dasselbe,  2.  Aufl.,  ebd.  1887;  dasselbe, 
neue  Ausgabe,  London  1888.  —  Land  and  its 
reut,  Boston  1883;  dasselbe,  neue  Ausgabe, 
London  1884.  —  Political  economy,  briefer 
eourse,  New-York  1884;  dasselbe,  neue  Aufl. 
u.  d.  T  :  Brief  text-book  of  political  economy, 
London  1H86.  —  The  source  of  business  profito, 
New-York  1887.  —  First  lessons  in  political 
economy,  ebd.  1889;  dasselbe,  neue  Ausgabe, 
London  1890.  —  Simpler  political  economy:  first 
lessons,  New-Y'ork  1890.  —  The  doctrine  of 
r«nt  and  the  residual  claimant  theory  of  wages, 
ebd.  1891.  —  Political  economy,  abatract  by  E. 
L.   Hawkins,    with    questions    and   reterences, 


London  1892.  —  Walker  gab  heraus  von  staats- 
^vissenschaftlichen  Schriften  in  Buchform: 
Reports  and  awards  of  the  United  Staiates  Cen- 
t«nnial  Commission,  gronps  1 — 36,  Philadelphia 
1877—80.  —  Judges  report  on  awards,  8  Bde., 
ebd.  1878—80.  —  X.  Census  of  the  United 
Staates,  24  Bde.,  Washington  1883/89.  —  Er 
war  femer  als  Mitarbeiter  betei%t  an  dem 
Werke:  The  first  Century  of  the  Republie :  A 
review  of  American  progress,  New-York  1876. 

Walker  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  b)  in  Zeitschriften: 
1.  In  Journal  of  Social  Science  (Saratoga  papersi 
New-York  No.  VI,  1873:  Some  results  of  the 
Census,  S.  71/98.  —  Industrial  education,  Xo. 
XIX,  1886,  S.  117,'31.  —  2.  In  National  Review, 
Chicago:  Protection  and  American  agricultnre, 
Jahrg.  1888.  —  3.  In  Political  Science  Quar- 
terly.  New-York:  The  bases  of  taxation,  Bd. 
m,  1888,  S.  1/16  (richtet  sich  gegen  Spahrs 
„taxation  of  labor"  in  Political  Science  Quar- 
terly,  Bd.  I).  4.  In  Publications  of  the  Ameri- 
can Statistical  Association,  Boston :  Statistirs  of 
the  colored  race  in  the  United  States,  New 
series,  Bd.  II  (1890),  No.  11/12,  S.  91  ff.  —  5.  in 
National  Review,  London:  The  monetary 
qnestion  in  the  United  States,  1896,  August. 

Walker  war  von  den  namhaften  National- 
ökonomen Amerikas  der  erste,  welcher  mit  der 
orthodoxen  Lehre  brach  nnd  zur  neuen  rea- 
listischen Richtung  der  historischen  Schule  über- 
ging. Er  bekennt  sich  zum  internarionalen 
Bimetallismus  und  sieht  als  Eonsequenz  der 
Verwerfung  des  Silbers  als  gesetzliches  Zah- 
lungsmittel die  unausbleibliche  bedeutende 
Steigerung  des  Goldpreises.  Ricardos  Ansicht 
von  der  grossen  Beweglichkeit  der  edlen  Metalle 
lässt  er  nicht  gelten  und  bestreitet^  dass  deren 
Zu-  nnd  Abfluss  im  internationalen  Handelsver- 
kehr sich  so  leicht  wie  die  Transaktion  jeder 
anderen  Ware  gestalte.  Walker  ist  femer  ein 
strenger  Anhänger  des  Currencysystems  nnd 
verteidigt  als  solcher  den  Satz:  Ein  Papiergeld 
emittierendes  Land  darf  niemals  Kredit  für  das 
papierene  Geldäquivalent  seiner  Emissionssumme 
beanspruchen,  sofera  nicht  für  jede  in  Umlauf 
gesetzte  Note  klingende  Münze  als  Deckung  re- 
serviert bleibt.  In  seiner  Schrift:  „The  wages 
qnestion"  (s.  o.)  tritt  er  als  Bekämpfer  der 
Lohnfondstheorie  auf.  Walkers  Grondrenten- 
theorie  deckt  sich  vollständig  mit  der  Ricardo- 
schen  und  er  verteidigt  letztere  mit  ebensoviel 
Geschick  als  Ueberzeugungskraft  namentlich 
gegen  die  Careyschen  Angriffe  unter  gelegent- 
licher Zurückweisung  auch  der  von  Bastiat 
gegen  Ricardo  erhobenen  Einwände.  Das 
koUektivistische  Nationalisations-system  der 
Grundrente  bezw.  die  Doktrin  des  bedeutendsten 
Verteidigers  desselben  in  Amerika  Henry 
George  wird  in  der  Schrift  „Land  and  its  renf 
(s.  0.)  von  ihm  bekämpft  und  gegen  George,  der 
in  der  Rente  des  Grundeigentümers  eine 
Schmälemng  des  Arbeitsproduktes  des  Arbeiters 
sieht,  die  Behauptung  verfochten,  dass  bei  zu- 
nehmender Produktion  die  Nachfrage  nach 
Bodenerwerb  mit  der  Nachtrage  nach  Arbeit 
Hand  in  Hand  gehe  und  dass  letztere  in 
den  Industriecentren  die  Nachfrage  nach  Grund 
und  Boden  wesentlich  übersteige.  Die  Vorbe- 
reitnngs-  und  Ausführungsarbeiten  des  1870  er 
Bevölkerungscensus    der    Vereinigten    iStaaten 
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mussten  Ton  Walker  nach  dem  antiquierten 
G.  V.  15.  V.  1850  vorgenommen  werden,  weil 
der  Kongress  sämtliche  neuzeitliche,  die  Orga- 
nisation nnd  den  Mechanismns  des  Zählnngs- 
werkes  betreffende  ReformTorschläge  abgelehnt 
hatte.  In  den  dichtbevölkerten  Staaten  der 
Union  erwiesen  sich  diese  veralteten,  eine  un- 
nütze Belästigung  des  Publikums  provozierenden 
Zählungsvorschriften  als  gänzlich  verfehlt,  trat 
der  registrierenden  Thätigkeit  der  Census- 
marschäUe  nicht  selten  der  offene  Widerstand 
der  Bevölkerung  entgegen.  Zur  Verwertung 
des  gewonnenen  Gesamtmaterials  musste  daher 
bei  dessen  Aufbereitung  der  Kombination  ein 
weites  Feld  eingeräumt  werden,  und  gleich- 
wohl gelang  es  dem  eminenten  Organisations- 
talente Walkers,  auf  Grund  der  Probabilitätsbe- 
rechnung  ein  den  thatsächlichen  Verhältnissen 
nahe  kommende.s  ZahlenbUd  für  die  Drucklegung 
zu  liefern.  Besonders  die  rein  populationistischen 
zwei  ersten  Bände  des  Censuswerkes  sind  als 
authentische  Dokumente  des  Bevölkerungsstan- 
des in  seinen  verschiedenen  Gruppierungen  an- 
zunehmen, was  sich  von  den  Appendices:  „the 
statistics  of  the  blind,  the  deaf  and  dumb,  the 
insane  and  the  idiotic'  etc.  nicht  behaupten 
lässt.  ebensowenig  von  den  im  III.  Bande 
niedergelegten  Daten:  „the  tables  of  wealth, 
taxation  and  public  indebtedness ;  of  agriculture, 
mannfactnres ;  mining  and  the  fisheries". 


Vgl.  über  Walker:  Engel,  Kosten  der 
Volkszählungen,  Anlage  VII,  S.  53/55,  in 
Zeit.schr.  des  kgl.  preuss.  statistischen  Bureaus, 
Jahrg.  X,  Berlin  1870.  —  Thompson,  Social 
science  of  political  economy,  Philadelphia  1875, 
S.  37275.  —  Ingram,  History  of  political 
economy,  London  1888,  S.  106,  154,  160,  175, 
227.  238.  —  Zuckerkandl,  Zur  Theorie 
des  Preises,  Leipzig  1889,  S.  175/176.  —  Cohn, 
Die  heutige  Nationalökonomie  in  England  und 
Amerika,  II.  Artikel,  in  Jahrb.  f.  Ges.  und 
Verw.,  Jahrg.  XHI,  Heft  3,  Leipzig  1889,  S. 
238.  —  Encyclopaedia  Americana,  Supplement- 
baud,  New- York  1891.  — Cossa,  Introduzione 
aUo  studio  dell'  economia  politica,  3.  Aufl., 
Mailand  1892,  S.  489  u.  ö.  —  Annais  of  the 
American  Academy  of  political  and  social 
science,  Bd.  III,  PhUadelphia  1893,  S.  238/40. 
—  R.  P.  Falkner,  Francis  Amasa  Walker 
.Nekrolog)  in  Annais  of  the  American  Academy 
of  political  &  social  science,  Bd.  VII,  ebd. 
1897.  —  Francis  Amasn  Walker  (necrology)  in 
Yale  Review,  vol.  V,  Nr.  4,  NewHaven,  Febru- 
ary  1897.  —  Lippert,  Francis  Amasa  Walker 
in  Elster,  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  Bd. 
II.  Jena  1898,  S.  844. 

Lippert. 


Wallace,  Robert, 

Gebortsjahr  unbekannt,  wirkte  als  Geistlicher 
'Dr.  theol.J  in  Edinburg  und  starb  daselbst  am 
29.  VII.  1<71  als  Mitglied  der  dortigen  Philo- 
sophical  Society. 

Wallace  veröffentlichte  von  staatswissen- 
sohaftlichen  Schriften  in  Buchform:  Disser- 
tation on  the  numbers   of  mankind  in  ancient 


and  modern  times,  in  which  the  snperior  popn- 
lousness  of  antiqnity  is  maintained,  with  re- 
marks  on  Hume's  diseonrse  of  the  populousness 
of  ancient  nations,  Edinburg  1753;  dasselbe.  2. 
Aufl.,  ebd.  1809;  dasselbe,  in  französischer  Ueber- 
setzung  von  M.  de  Joncourt,  London  (recte  Paris) 
1754;  dasselbe,  in  französischer  Uebersetznng 
von  M.  E.  (Eidons),  Amsterdam  nnd  Paris  1769. 

—  Characteristics  of  the  present  political  State 
of  Great  Britain,  London  1758.  (Der  im  Titel 
nicht  angedeutete  Inhalt  dieser  Schrift  befasst 
sich  mit  Banken,  Staatskredit,  Staatsschulden 
und  dem  Nationalreichtum  Grossbritanniens  etc.) 

—  Various  prospects  of  mankind,  nature  and 
providence,  ebd.  1761.  —  Die  unmittelbare  Ver- 
anlassung zu  der  Schrift  ,.Dissertation  on  Ü»e 
numbers  of  mankind"  etc.  (s.  o.)  gab  Wallace 
die  im  Titel  der  „Dissertation"  genannte  Ab- 
handlung Hnmes  über  den  nämlichen  Gegen- 
stand, welche  in  dessen  „Essays"  abgedruckt  ist. 
In  der  beabsichtigten  Widerlegung  Humes 
stutzt  sich  Wallace  vielfach  auf  Montesquieu, 
mit  dem  er  darin  übereinstimmt,  dass  die  neu- 
zeitlichen Bevölkerungsverhältnisse  bezw.  -zif fem 
hinter  denen  des  Altertums  weit  zurückstehen. 
Seine  aus  dem  Altertum  herausgegriftenen  Bei- 
spiele sind  n.  a.  von  Montesquieu  (s.  u.).  ihrer 
apokryphischen  Provenienz  wegen,  als  wertlos 
gekennzeichnet  werden.  Als  Bevölkernngs- 
theoretiker  tritt  er  aus  dem  gewöhnlichen 
Ideeenkreis  seiner  Vorgänger  wenig  heraus, 
wenn  er  z.  B.  ausfuhrt,  dass  der  Staat  zwecks 
Erleichternng  der  Reproduktion  einer  Bevölke- 
rung im  Selbstinteresse  sich  veranlasst  sehen 
sollte,  die  Verehelichungen  auch  materiell,  wie 
das  alte  Rom  durch  Gewährung  von  Prämien 
an  zeuguugseifrige  Neuvermählte  es  gethan,  zu 
unterstützen.  Selbständiger  fasst  er  schon  das 
Bevölkerungsproblem  auf,  wenn  er  den  Satz  auf- 
stellt, dass  der  Grund,  we.sbalb  nicht  jede  Gene- 
ration sich  mehr  als  verdoppele,  daran  liege, 
dass  die  Zeugungskraft  der  Menschen  durch 
das  soziale  Elend,  welches  nur  eine  Minderzahl 
von  Verehelichungen  gestatte,  in  ihrer  freien 
Bntwickelung  gehemmt  werde.  In  seiner  Art 
originell  verfährt  WaUace,  wenn  er,  anknüpfend 
an  die  bezügliche  Stelle  in  Montesquieus 
„Lettres  Persanes",  eine  ganze  Reihe  von  Ur- 
sachen aufzählt,  welche  nach  ihm  in  die  normale 
Reprodnktionsordnung  der  Völker  hemmend  ein- 
greifen, für  deren  Verlangsamung  er  u.  a.  ver- 
antwortlich macht:  grosse  stehende  Heere,  Ver- 
nachlässigung der  Landwirtschaft,  überhand- 
nehmenden Luxus,  Aufsaugung  der  kleinen 
Länder  durch  die  grossen.  —  Dass  Malthus  die 
„Dissertation  on  tbe  numbers  of  mankind"  für 
seinen  „Essay  on  the  principles  of  population" 
benutzt  habe,  ist  nicht  zutreffend,  richtig  ist 
nur,  dass  er  diese  Schrift,  wegen  ihrer  unhis- 
torischeu,  auf  übertriebenen  Schätzungen  und 
gewagten  Berechnungen  beruhenden  Bevölke- 
rongsangaben  der  alten  Welt  mit  seinem 
scharfen  Tadel  (s.  u.)  nicht  verschont  hat.  Da- 
gegen waren  Malthus'  Denkungsweise  manche, 
die  Gefahren  der  Uebervölkernne:  behandelnden 
Ausführungen  in  Wallaces  Schrift  „Various 
prospects  of  mankind"  (s.  o.)  entschieden  sym- 
pathisch und,  bewusst  oder  unbewusst,  seinen 
eigenen  Ideeengang  in  dem  ..Essay"  stellen- 
weise beeinflussend.  Die  philosophischen  Be- 
trachtungen, welche  Wallace  in  letztgedachter 
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Schrift  über  das  Anwachsen  des  Nation alwohl- 
standes  Englands  und  über  den  Gegensatz 
zwischen  der  geringen  Anzahl  der  grossen 
Grundeigentümer  und  den  Millionen  der  Besitz- 
losen anstellt,  gipfeln  in  dem  Entwurf  zu  einem 
kommunistischen  Agrarstaate  mit  streng  durch- 
geführter gleichmässiger  Verteilung  des  Grund 
und  Bodens.  Er  zerstört  aber  im  weiteren  diese 
Chimäre  selbst  durch  das  Eingeständnis  der 
Erkenntnis,  dass  die  Ausführung  seines  kollek- 
tivistischen Programms  das  Uebel  einer  Ueber- 
völkerung  erzeugen  würde,  welcheSj  im  Ver- 
gleiche mit  dem  Uebel  der  kapitalistischen  Ge- 
sellscbaftsorganisation,  als  das  grössere  von 
beiden  bezeichnet  werden  müsse. 


Vgl.  über  Wallace:  Wallace,  son  opi- 
nion  snr  la  population  du  globe,  in  „Journal 
des  Economistes",  Bd.  I,  Paris  1842,  S.  163  ff. 
—  Mac  Culloch,  Literature  of  political  eco- 
nomy,  London  1845,  S.  267.  —  Garnier,  Du 
priucipe  de  population,  2.  Aufl.  von  Molinari, 
Paris  1858,  S.  12.  —  Malthus,  Essay  on  the 
principles  of  population,  7.  Aufl.,  London  1872, 
S.  263.  —  Ingram,  History  of  political  eco- 
noroy,  ebd.  1880,  S.  113,  115.  —  Bonar,  Mal- 
thus and  his  work,  ebd.  1885,  S.  46,  47.  —  H. 
Soetbeer,  Stellung  der  Sozialisten  zur 
Malthusschen  Bevölkerungslehre,  GOttingen  1886, 
S.  89.  —  Schöne,  Histoire  de  la  population 
fran^aise,  Paris  1893,  S.  13,  196,  268,  282.  — 
Cannau,  History  of  tbe  theories  of  production 
and  distribution  in  English  political  economy, 
London  1893,  S.  12627,  128,  133. 

Ltppert, 


Walras,  Xarie  Esprit  L4on, 

■wnrde  am  16.  XII.  1834  zu  Evreux  (Departe- 
ment Eure)  geboren.  Nachdem  er  vorwiegend 
sich  dem  Studium  der  Mathematik  nnd  dem  der 
politischen  Oekonomie  gewidmet  hatte,  ver- 
öffentlichte er  im-  Jahre  1860  sein  Erstlings- 
werk: eine  Widerlegung  die  Proudhonschen 
Lehre  (s.  u.).  Seine  Berufung  als  Professor  der 
Nationalökonomie  an  die  Universität  Lausanne 
erfolgte  im  Dezember  1870.  Im  Jahre  1892 
legte  er  sein  Amt  an  der  Universität  nieder.  — 
Er  gehört  zu  denjenigen  Nationalökonomen, 
welche  die  Volkswirtschaftswissenschaft  mathe- 
matisch zu  behandeln  suchen. 

Walras  veröffentlichte  an  staatswissen- 
schaftlicben  Schriften  a)  inBuchform:  L'Eco- 
nomie  politiqne  et  la  Justice,  examen  critique 
et  r6futation  des  doctrineseconomiquesdeM.P.-J. 
Proudhon,  pr6ced6s  d'uneintroductionäl'etudede 
la  questiou  sociale,  Paris  1860.  — Theorie  critique 
de  l'impöt  pricedee  de  Souvenirs  du  Congres 
de  Lausanne,  ebd.  1861.  —  De  Timpöt  dans  le 
canton  de  Vaud;  Memoire  auquel  un  quatri^me 
accessit  a  6te  d^ceme  ensuite  du  concours  ouvert 
par  le  Conseil  d'Etat  du  Canton  de  Vaud  sur 
les  questions  relatives  4  rirapöt,  Lausanne 
1861.  —  Les  associatious  populaires  de  con- 
Boromation  de  production  et  de  credit.    Lebens 

?ubliques  faites  ä  Paris  en  janvier  et  f^vrier 
865,  Paris  1865.  —  Des  Operations  de  la  ('aisse 
d'escompte  des  associatious  populaires.  Le?on 
publique  faite  ä  Paris  en  mars  1S66.  ebd.  1866. 
—  Recherche  de  l'ideal  social.  Le^ons  publiqnes 


faites  k  Paris.  Premi&re  serie  (1867  68).  Th^ 
rie  g^n^rale  de  la  Societ6,  ebd.  1868.  —  Ele- 
ments d'economie  politiqne  pnre  ou  th^rie  de 
la  richesse  sociale,  Lausanne  1874 — 1877,  2.  ed. 
1889.  —  Theorie  mathematique  de  la  richesse 
sociale,  ebd.  1883.  —  Theorie  de  la  monnaie, 
ebd.  1886. 

b)  in  Zeitschriften,  Sammelwerken 
etc.  und  zwar:  1.  In  „Independant  de  la  Mo- 
seile"  :  Principes  de  la  throne  des  richesses  par 
M.  Coumot  (13.  VII.  1863).  De  la  Constitution 
de  la  propriet^  en  Algerie  (2.  u.  21.  IX.  u.  12. 
X.  1863).  2.  In  „Bulletin  de  la  Sociite  vau- 
doise  des  sciences  natureUes":  Sur  la  tbeorie 
mathematique  de  l'^chang^e  (vol.  XU,  S.  484  ff.). 
D'une  m^thode  de  rägularisation  de  la  Variation 
de  valeur  de  la  monnaie  (vol.  XXI,  S.  71  ff.). 
Contribntion  ä  i'etude  des  variations  de  prix 
depuis  la  Suspension  de  la  frappe  des  ecns 
d'argent  (vol.  XXI,  S.  93  ff.).  3.  In  „BibUo- 
th^que  universelle":  Le  cadastre  et  Timpöt 
foncier  (Nov.  et  d6c.  1873).  De  la  culture  et 
de  l'enseignement  des  sciences  morales  et  poli- 
tiques  (Juillet  et  aoftt  1879).  La  bourse,  la 
sp^cnlation  et  l'agiotage  (Mars  et  avril  1880). 
4.  In  „Journal  de  la  Society  Vaudoise  d'utUite 

Subliqne":  De  l'inflnence  de  la  commuuication 
es  march^s  sur  la  Situation  des  population» 
agricoles  (Mai  et  jnin  1874).  5.  In  „Giomale 
degli  Economisti":  Un  nuovo  ramo  della  mate- 
matica.  Dell'  applicazione  delle  matematiche 
aU'  economia  politica  (Aprile  1876).  6.  In  „Re 
vne  de  Droit  international" :  Monnaie  d'or  avec 
billon  d'argent  r^gulatenr.  Principes  proposeti 
k  la  Conference  monötaire  internationale  ponr 
la  Prorogation  de  l'Union  latine  (Dec.  lb'84).  <.  In 
„Journal  des  Economistes":  De  la  propriete  in- 
tellectuelle.  Position  de  la  qnestion  6cunomique 
(1849).  —  Philosophie  des  sciences  economiqnes 
(1850).  —  Paradoxes  economiqnes  (1851).  —  De 
1 'Organisation  financi^re  et  de  la  Constitution 
legale  des  associatious  populaires  (1865).  — 
Un  economiste  inconnu:  H.  H.  Gossen.  8.  In 
„British  association  for  the  advancement  of 
science":  On  the  Solution  of  the  Anglo-indian 
monetary  proplem  (1887).  9.  In  „Revue  d'eco- 
nomie politiqne" :  Observations  snr  le  principe 
de  la  th^orie  du  prix  de  MM.  Auspitz  et  Lieben 
(Mai-Juni  1890).  10.  In  „Bulletin  de  la  societe 
des  Ingenieurs  civils":  De  l'eehange  de  plu- 
sieurs  marchandises  entre  elles  (Janv.  liäl). 
11.  In  „Recueil  inaugural  de  l'Universite  de 
Lausanne"  1892:  Theorie  geometrique  de  la 
determination  des  prix.  [Diese  beiden  letzten 
sub  10  u.  11  genannten  Aufs&tze  sind  in  einem 
Artikel  zu-sammengefasst  auch  in  englischer 
Sprache  veröffentlicht  u.  d.  T. :  The  geometrical 
tbeory  of  the  determination  of  prices  in  den 
„Annais  of  the  American  Academy  of  Political 
and  Social  Science",  Juillet  1892.] 

Von  1866-1868  redigierte  Walras  die  Zeit- 
schrift „Le  Travail,  orgau  international  des  in- 
interets  de  la  classe  laborieuse,  revne  du  mouve- 
ment  cooperatif".  Hier  finden  sich  von  ihm 
zahlreiche  Artikel,  u.  a. :  „Programme  icono- 
mique  et  politiqne".  Auch  an  politischen  Zei- 
tungen, so  an  „La  Presse",  „Gazette  de  Lau- 
sanne", etc.  hat  er  verschiedentlich  mitge- 
arbeitet. 

Bed. 
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Wanderarbeitsstätten. 

1.  Die  Wanderbettelei  und  ihre  Ursachen. 
.2.  Die  Stellung  der  Armenpflege  zu  der  Wander- 
bettelei. 3.  Arbeit  statt  Almosen.  4.  Neueste 
Entwickelung.    5.  Das  Ausland. 

1.  Die  Wanderbettelei  und  ihre  Ur- 
saclieii.     Die    sogenannte    Bettelplage   ist 
"keineswegs  eine  Erscheinung  der  Neuzeit. 
Man  darf  umgekehrt  sagen,  dass  die  Zahl 
der  umherziehenden,  von  Bettel,  Raub  und 
Diebstahl  lebenden  Persönlichkeiten  für  das 
3ßttelalter  und  namentlich  für  die  Zeit  nach 
dem  30  jährigen  Kriege  als  viel  grösser  an- 
genommen werden  muss  als  für  die  neuere 
Zeit.    Der  Mangel  geordneter  Armenpflege 
in  Verbindung  mit  dem  berüchtigten,  weit- 
gehende Heimatlosigkeit  erzeugenden  System 
der  Abschiebung,  die  infolge   der  Kriegs- 
zeiten  in  Deutsehland   eingetretene  Verar- 
mung, die  Gewöhnung  an  liederliches  und 
vagierendes  Leben   infolge   der  zahlreichen 
Kriege  sind  sämtlich  Ursachen  ausgedehnten 
Bettel-  und  Landstreicherwesens.   Das  Reich 
und    die    Einzelstaaten    glaubten    sich    der 
Plage  nicht  andei-s  als  durch  harte,  ja  grau- 
same Strafbestimraungen,  durch  Ausweisun- 
gen und  Abschiebungen  erwehren  zu  können, 
ohne   damit    ernstlich  etwas    ausziu-ichten, 
weU  der  heimatlose  und  zugleich  darbende 
Mensch    sich    schliesslich    immer    wieder 
heimlich  oder  mit  Gewalt   zu  verschaffen 
wnisste,  was  zu  des  Lebens  äusserster  Not- 
durft gehörte.    Dazu  kam  die  Unsicherheit 
der   öffentlichen  Verhältnisse,   die  die  Bil- 
dung von  Banden  erleichterte,  denen  gegen- 
über namentlich  die  Bevölkenmg  des  Lemdes 
ohnmächtig   war.     Besserung    ist   in    allen 
diesen  Beziehungen  erst  durch  das  Erstarken 
der  öffentlichen  Gewalt  mit  nachdrücklichem 
polizeilichen    und    strafrechtlichen    Schutz, 
durch  Einführung  geordneter  Armenpflege 
und  nicht  zum  wenigsten  durdi  die  Besse- 
rung der  allgemeinen  wirtschaftlichen  und 
gewerblichen  Verhältnisse  eingetreten.  Gleich- 
wohl ist  das  Bettelwesen  nicht  völlig  ver- 
schwimden:  ja  es  begann  nach  dem  unge- 
heuren Aufschwimg  nach  der  Begründung 
des  Deutschen  Rei<^s  wieder  bedeutenderen 
Umfang  zu  gewinnen  und  damit  eine  ernst- 
liche   Borge   der   Behörden   und   aller    an 
Armenpflege  imd  Wohlthätigkeit  interessier- 
ten Kreise  zu  bilden.    Abgesehen  von  dem 
Bettel wesen   in    der   Stadt,    das    nur   bei 
gleichzeitiger  Verhinderung   planlosen    Al- 
mosengebens ausgerottet  werden  kann,  be- 
gann   die  sogenannte   Wanderbettelei   sich 
stärker  zu  entfalten,  was  in  der  um  das 
Dreifache  vermehrten  Zahl  der  in  Korrek- 
tionsanstalten eingelieferten  Personen  in  dem 
Jahrzehnt  von  1874 — 1883  zur  Erscheinung 
kam   und  damit  den  Charakter  einer  nicht 
unbedenklichen    Massenerecheinung   zu   er- 


langen begann.  Die  Ansichten  über  die 
Ursachen  dieser  Erscheinung  sind  geteilt. 
Dass  die  Neigiuig  zum  Leben  ohne  Arbeit, 
der  Hang  zur  Liederlichkeit  und  zum  Trunk 
an  der  wanderbettelei  einen  grossen  Anteil 
haben,  ist  unzweifelhaft;  doch  steht  es 
keineswegs  fest,  ob  diese  Neigung  von  vom 
herein  vorhanden  ist  und  ob  sie  nicht  viel- 
mehr durch  eine  Reihe  von  begleitenden 
Umständen  teils  geweckt,  teils  gefördert 
wird.  Dahin  wäre  in  erster  Linie  zu  rech- 
nen die  diu-ch  den  ungemeinen  Aufschwung 
von  Handel  und  Ladustrie  veranlasste 
Fluktuation  der  Bevölkerung,  von  der  ein 
grosser  Teü  hinauszieht,  um  lohnendere 
Arbeit  zu  suchen,  ohne  sie  zu  finden.  Starke 
Schwankungen  in  der.  Produktion,  die  Au- 
la^ grosser  Verkehrswege,  die  grosse  Ar^ 
beitermassen  an  einen  Ort  ziKammenruft, 
ohne  sie  dort  dauernd  festhalten  zu  können, 
bringen  ein  zweites  Element  der  Unsicher- 
heit in  diese  Verhältnisse,  die  den  Arbeit- 
suchenden auf  die  Wanderung  nach  neuer 
Arbeit  treiben,  wobei  er  dann  mittellos  auf 
der  Landstrasse  treibend  als  ein  zunächst 
ehrlicher  Wanderer  die  Hilfe  der  Einwohner 
anspricht,  um  nach  und  nach  wahrzunehmen, 
dass  das  Almosen  verhältnismässig  leicht 
und  bequem  erlangt  wird  und  dass  das 
Wanderleben  der  Reize  nicht  entbehrt.  Tritt 
hierzu  dann  die  Gemeinschaft  mit  erfahre- 
nen, älteren,  schon  weiter  auf  dieser  Bahn 
vorgeschrittenen  Landstreichern,  so  wird 
vielfach  aus  dem  anfänglich  ehrlich  Wan- 
dernden ein  Wanderbettler  und  Landstreicher. 
Befördert  wird  das  Wandern  dann  auch  von 
den  Behörden  kleinerer  Orte,  die  mittelst 
des  sogenannten  ürtsgeschenks  sich  die 
Einkehrenden  abschieben  und  zur  Fort- 
setzung der  einmal  begonnenen  Reise  ge- 
radezu ermuntern. 

2.  Die  Stellung  der  Armenpflege  zu 
der  Wanderbettelei.  Gesetzlich  hat  die 
Frage  für  Deutschland  ihre  Regelung  ge- 
fimden  in  §  28  des  G.Ü.W.  Er  bestimmt, 
dass  jeder  hilfsbedürftige  Deutsche  von 
demjenigen  Ortsarmenverbande  unterstützt 
wei-den  muss,  in  dessen  Bezirke  er  sich  bei 
Eintritt  der  Hilfsbedürftigkeit  befindet. 
Aehnlich  lautet  die  Vorschrift  bezüglich  der 
Ausländer.  Wenn  aber  irgend  eine  Vor- 
schrift auf  dem  Papier  stehen  geblieben  ist 
so  ist  es  diese,  soweit  es  sich  um  die  wan- 
dernde Bevölkerung  handelt  Das  liegt 
nicht  allein  in  der  mangelnden  Leistungs- 
unfähigkeit so  vieler  kleiner  Armenverbände 
und  ihrer  Neigung,  nicht  nur  der  wandern- 
den Hilfsbedürftigen  sich  zu  entledigen, 
sondern  es  liegt  namentlich  in  der  Natur 
eines  Zustandes,  der  so  überaus  schwer  er- 
kennen lässt  ob  es  sich  um  wirkliche  oder 
nur  um  vorgebliche  Hilfsbedflrftigkeit  han- 
delt   Wie   soll  die  Armenverwaltung  dies 
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erkennen,  wie  soU  sie  einer  Persönlichkeit 
gegenüber,  die  soeben  erst  bei  ihr  auftaucht, 
prüfen  können,  ob  die  Voraussetzungen 
wirklicher  Hüfsbedürftigkeit  vorliegen  ?  Un- 
terstützt sie,  so  kommt  sie  in  Gefahr,  ar- 
beitsscheue und  liederliche  Personen  in 
ihren  Bezirk  zu  ziehen  und  Arbeitsscheu 
und  Liederlichkeit  grosszuziehen ;  unter- 
stützt sie  nicht,  so  wird  den  Bewohnern 
des  Orts  im  Wege  des  Bettels  ein  viel 
grösserer  Betrag  abgenommen,  als  eine  plan- 
mässige  Unterstützung  an  Kosten  verur- 
sachen wtirde.  Kurz,  man  bewegt  sich  in 
einem  Dilemma,  aus  dem  sebJ  schwer 
herauszufinden  ist  und  dessen  Schwierigkeit 
durch  jene  gesetzliche  Bestimmung  keines- 
wegs gelöst  ist  Es  bedarf  daher  hier,  wie 
in  der  Verwaltung  überhaupt  und  vor  allem 
in  der  Armenpflege,  organisatorischer  Mass- 
regeln, um  unter  Vermeidung  jener  Gefahren 
der  wirklichen  Bedürftigkeit  zu  helfen. 

Die  ersten  Versuche,  dem  Wanderbettel 
durch  planmässige  Organisation  entgegenzu- 
treten, gehen  jedoch  nicht  von  der  öffent- 
lichen Armenpflege,  sondern  von  der  pri- 
vaten Wohlthätigkeit  aus.  Es  sind  dies  die 
in  den  60  er  und  70  er  Jahren  an  zahlreichen 
Orten  entstandenen  Vereine,  die  sich  »Anti- 
bettelvereine,  Vereine  gegen  Bettelei,  Ver- 
eine zur  Unterstützung  armer  Reisender« 
u.  8.  w.  nennen.  Sie  gehen  von  dem  Ge- 
danken aus,  dass  der  Bettelplage  nicht  durch 
planloses  Almosengeben  an  den  Thüren  und 
auf  der  Strasse  gesteuert  werden  könne, 
sondern  nur  durch  eine  dem  Bedürfnis  an- 
gepasste  Unterstützung.  Da  der  Einzelne 
zu  einer  hierauf  gerichteten  Prüfung  nicht 
in  der  Lage  ist,  so  soll  er  sich  einer  Or- 
ganisation bedienen,  wie  sie  in  einem  der- 
artigen Verein  gegeben  ist,  und  jeden  Bett- 
ler an  den  Verein  verweisen,  damit  dieser 
prüfe  und  je  nach  Lage  der  Sache  den 
Hilfesuchenden  angemessen  unterstütze  oder, 
falls  es  sich  um  einen  arbeitsscheuen  oder 
liederlichen  Menschen  handelt,  der  öffent- 
lichen Gewalt  zur  Bestrafung  übergebe. 
Die  Thätigkeit  dieser  Vereine  ist  nament- 
lich im  Beginne  nicht  ohne  Bedeutung  ge- 
wesen; sie  wussten  den  Vereinsmitgliedern 
die  Bettler  fern  zu  halten  und,  wo  sie  sich 
der  Unterstützung  der  Ortspolizei  erfreuten, 
auch  die  arbeitsscheuen  Elemente  im  Zaume 
zu  halten.  Im  grossen  ganzen  blieb  aber 
dieser  Thätigkeit  der  andauernde  Erfolg 
versagt,  weü  auch  der  bestorgauisierte  Ver- 
ein die  für  die  Prüfung  des  Bedürfnisses 
erforderlichen  Unterlagen  sich  nicht  ver- 
schaffen konnte  und  daher  den  Bettelbetrieb 
nur  von  den  einzelnen  Stellen  hinweg  an 
eine  CentralsleUe  verlegte.  Meist  sind  denn 
auch  diese  Vereine,  soweit  sie  nicht  ein- 
gingen, nach  und  nach  zu  örtlichen  Unter- 
stützungsvereinen  geworden,   die   vorzugs- 


weise der  ansässigen  Bevölkerung  zu  helfen 
suchen. 

8.  Arbeit  statt  Almosen.  Lehrte  die 
Erfahrung,  dass  auch  die  Vereine  der  Prü- 
fung der  Bedürftigkeitsfrage  nicht  gewachsen 
waren,  und  blieb  andererseits  das  Bedürfnis 
nach  Beseitigung  der  Plage  bestehen,  so 
musste  man  nach  einem  Mittel  suchen,  imi 
den  Arbeitsscheuen  von  dem  Arbeitswilligen 
scheiden  zu  können.  Man  konnte  etwa  einen 
Nachweis  fordern,  aus  dem  hervorging,  dass 
der  Hilfesuchende  bis  zu  dem  Beginn  der 
Wanderung  redlich  gearbeitet  hal)e,  oder 
man  konnte  von  ihm  zum  Erweis  dieser 
Arbeitswilligkeit  unmittelbare  Leistimg  von 
Arbeit  fordern.  Behauptet  jemand,  aus 
keinem  anderen  Grunde  bedürftig  zu  sein, 
als  weil  es  ihm  an  Arbeit  fehlt,  so  musser 
freudig  die  Gelegenheit  ergreifen,  wenn  ihm 
als  Gegenwert  einer  Unterstützung  Arbeit 
angeboten  wird.  Weiter  aber  hat  Geldunter- 
stützung erfahrungsgemäss  den  Mangel,  dass 
sie  dem  Bedürfnis  schlecht  angepasst  werden 
kann  und  die  Gefahr  unrichtiger  Verwendung, 
namentlich  die  Verlockung  zum  Trinken  mit 
sich  führt.  Andererseits  bedarf  der  Wanderer 
der  Verpflegung  durch  Gewährung  von  Ob- 
dach und  Nahnmg,  nötigenfalls  noch  durch 
Kleidung.  In  dieser  Erkenntnis  begannen  in 
den  70er  Jahren,  zuerst  in  Württemberg,  einige 
der  genannten  Vereine  die  Geldunterst  Atzung 
durch  Naturalunterstützung  zu  er- 
setzen, so  z.  B.  Stuttgart,  Ludwigsburg, 
Cannstatt  u.  a.  m.  Sie  gewährten  entweder 
nur  Abendbrot  und  Nachtquartier  oder  auch 
den  Tag  über,  wie  abends,  warme  Siwisen, 
unter  gleichzeitiger  näherer  Priifung  der 
Bedürftigkeit  und  Würdigkeit  durch  Forde- 
rung eines  Nachweises  oder  durcli  Leistung 
von  Arbeit.  Aber  diese,  auch  in  anderen 
Teilen  Deutschlands  angestellten  Versuche 
lösten  die  Frage  der  Bettelei  höchstens  in 
dem  kleineren  Bezirke,  für  deren  Bereich 
sie  begrilndet  waren,  während  sie  die  Frage 
der  eigentlichen  Wanderbettelei,  die  sich 
über  weit  ausgedehnte  Bezirke  und  über 
die  Grenzen  mehrerer  Staaten  liinaus  er- 
strecken, nicht  zu  lösen  vermochten.  In 
dieser  Beziehung  trat  ein  Fortschritt  erst 
ein,  als  man  dazu  überging,  die  Grundsätze 
der  Naturalverpflegung  auf  weitere  Bezirke 
auszudehnen  und  alle  Gemeinden  eines 
solchen  Bezirks  zu  gemeinschaftlichem  Vor- 
gehen zusammenzufassen.  In  diesem  Sinne 
stellte  der  Bezirkswohlthätigkeitsvei'ein  Na- 
gold Thesen  über  die  Bekämpfung  des 
Vagabundentums  auf,  die  von  dem  Bezirk 
Blaubeuren  angenommen  und  seit  18S0  ziu* 
Grundlage  einer  organisierten  Naturalvei^ 
pflegung  in  allen  zum  Bezirk  gehörigen  Ge- 
meinden gemacht. wurden.  Aus  den  Thesen 
seien  die  folgenden  als  bedeutsam  für  das 
System  hervorgehoben: 
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„Die  Unterstützung  Durchreisender  hat  aus- 
schliesslich nur  durch  Gewährung  der  unmittel- 
baren Lebensbedürfnisse  und,  soweit  ausführbar, 
gegen  Leistung  von  Arbeit  zu  geschehen.  Un- 
mittelbare Geldspenden  müssen  unbedingt  auf- 
hören." „Diese  Unterstützung  soll  nicht  von 
einzelnen  Einwohnern  gereicht  werden,  sondern 
in  erster  Linie  von  der  Gemeinde,  und  wo  dies 
auf  Hindernisse  stösst,  von  Ortsvereinen.  Da- 
bei bleibt  es  den  einzelnen  Oberamtsbezirken 
überlassen,  eine  entsprechende  Anzahl  von  Unter- 
stützungsstationen zu  bestimmen  und  den  Auf- 
wand auf  eine  Bezirkskasse  zu  übernehmen." 

„Zur  Beschaffung  von  Arbeit  für  solche, 
die  Beschäftigung  auf  ihrem  Gewerbe  suchen, 
sollte  in  jeder  bedeutenderen  Gemeinde,  jeden- 
falls in  jeder  Oberamtsstadt,  ein  Nachweis- 
burean  für  offene  Arbeitsstellen  eingerichtet 
■werden,  wobei  in  der  Regel  nur  Reisende  zu 
berücksichtigen  wären,  welche  im  Besitz  von 
geordneten  Legitimationspapieren  sich  befinden." 

Diesen  Thesen  entsprechen  die  Statuten 
des  Oberamtsbezirks  Blaubeuren,  aus 
denen  wir  die  folgenden  Paragraphen  her- 
vorheben : 

§  1.  Jede  Gemeinde  des  Bezirks  gewährt 
den  durchreisenden  armen  Fremden  anf  ihre 
Bitte  die  notwendige  Speise,  und,  wenn  sie 
abends  ankommen,  auch  ein  Obdach  für  die 
Xaeht. 

§  3.  Die  Speisen  und  das  Obdach  werden 
von  einem  oder  mehreren  soUden  Wirten  auf 
besondere  .Anweisung  seitens  des  vom  Gemeinde- 
rat oder  der  Ortsarmenbehörde  aufgestellten  Ge- 
meindebeamten  gegeben. 

§  4.  Für  die  Anweisungen  werden  ge- 
druckte Karten  von  verschiedener  Farbe  benutzt, 
welche  von  der  Amtspflege  geliefert  und  sodann 
mit  dem  Ortsstempel  versehen  werden.  Sie 
lauten  auf  Brot-,  Suppe  oder  Gemüse  und  anf 
Jsachtqnartier  und  werden  den  Reisenden  je 
nach  der  Tageszeit  und  dem  Bedürfnis  verab- 
reicht. 

Ausgeschlossen  von  der  Verpflegung  sollen 
Beisende  sein,  die  keine  Legitimationspapiere 
besitzen,  die  nicht  nachweisen  können,  dass  sie 
in  den  letzten  3  Monaten  gearbeitet  haben,  und 
die  die  ihnen  angebotene  Arbeit  zurückweisen. 
Geistige  Getränke  dürfen  anf  die  Anweisung 
nicht  verabreicht  werden. 

In  der  von  dem  Oberamt  hierzu  gege- 
benen Anweisimg  wird  dann  das  Nähere 
■wegen  Einrichtung  der  Verpflegirngsstationen 
angeordnet,  namentlich,  dass  die  Gemeinden 
sich  über  die  Einrichtung  und  dariiber, 
welche  öffentliche  Kasse  die  Kosten  tragen 
solle,  schlüssig  machen  sollen;  weiter  soll 
festgesetzt  werden,  ■welche  Verpflegimg  den 
Keisende  1  in  den  einzelnen  Tageszeiten  ge- 
■wälirt  •«"CKlen  soll,  insbesondere,  zu  welchen 
Stunden  in  der  Regel  warme  Speisen  ange- 
■wiesen  werden  dürfen.  Wegen  der  Arbeit 
ist  bestimmt,  dass  vorhandene  Arbeitsge- 
legenheit nachge'wiesen  werden  soll.  Wenn 
Gelegenheit  zur  Arbeit  für  die  üeraeinde 
vorhanden  ist,  z.  B.  Reinigung  der  Strassen, 
Steinklopfen  und  Holzmachen  oder  -tragen 
ohne    Beeinträchtigung   der   Ort.sarmen,   so 


kann  der  Ortsvorsteher  bestimmen,  dass  An- 
weisungskarten an  offenbar  arbeitsfähige 
Reisende  nur  abgegeben  werden,  wenn  sie 
ein  gewisses  Arbeitsmass  gegen  ortsübliche 
Belohnung  geleistet  haben. 

Nachdem  der  Bezirk  Blaubeuren  voran- 
gegangen war,  folgte  ein  Bezirk  dem  anderen. 
so  dass  die  Naturalverpf legung  am  1.  Juni 
1881  in  48  von  64  Oberamtsbezirken  ganz 
oder  zum  grössteu  Teil,  in  10  Oberamtsbe- 
zirken sporadisch  neben  Geldgeschenken 
eingeführt  war,  wogegen  in  3  Bezirken  ört- 
liche Geldgeschenke  gegeben  wurden  und 
in  3  weiteren  Bezirken  für  eine  zweck- 
mässige Behandlung  der  Vagabunden  über- 
haupt nichts  geschehen  war.  In  den  zurück- 
stehenden Bezirken  scheiterten  die  Versuche, 
die  NatimilverpQe^ngseinrichtungen  ins 
Leben  zu  rufen,  teils  daran,  dass  die  Ver- 
schiedenheit der  Interessen  der  Gemeinden, 
insbesondere  der  Stadtgemeinden  gegenüber 
den  Landgemeinden  (z.  B.  im  Bezirk  Clm) 
eine  Verständigung  zu  einheitlichem  Vor- 
gehen nicht  zu  Stande  kommen  liess;  teils 
daran,  dass  die  Bezirke,  wegen  der  Nach- 
barschaft anderer  unthätiger  Bezirke  (von 
Württemberg,  Bayern,  Baden  und  Hohen- 
zoUern),  ein  massenhaftes  Zuströmen  von 
Vagabunden  aus  den  Grenzbezirken  und 
dadurch  eine  Vermehrung  der  Vagabunden- 
plage fürchteten. 

Die  Oi^nisation  der  Naturalverpflegungs- 
einrichtungen  erfolgte  nach  zwei  Systemen. 
In  dem  einen  Teile  der  Bezirke  (34)  wurde 
nach  dem  Vorgange  des  Bezirks  Blaubeuren 
das  sogenannte  Gemeindesystem  oder 
System  der  gemeindeweisen  Unter- 
stützung eingeführt.  Hierbei  wird  in 
jeder  Gemeinde  oder  Teilgemeinde  eine  Ver- 
pflegimgsstation  mit  Abgabe  von  Speisen 
und  Nachtquartier  errichtet.  In  dem  anderen 
Teile  der  Bezirke  (13)  ■wnirde  das  sogenannte 
Stationensystem  vorgezogen ,  bei 
welchem  nur  in  einer  beschränkten  Anzahl 
im  Bezirk  verteilter  Stationen  (3 — 10)  Natu- 
ralverpflegung  gewährt  wird.  Die  je  in 
einer  Entfernung  von  2 — 3  Stunden  errich- 
teten l'nterstützungsstationen  wurden  teils 
mit,  teils  ohne  jede  Rücksicht  auf  die  Nach- 
barbezirke errichtet.  Ein  Bezirk  (Göppingen) 
verband  von  Anfang  an  beide  Systeme,  in- 
dem er  für  das  Nachtquartier  mit  Abend- 
essen und  Friihstück  4  Stationen  errichtete, 
in  sämtlichen  übrigen  Stationen  nur  Mittag- 
essen gewährte.  Die  Kosten  der  Einrich- 
tung wurden  durchweg  aus  öffentlichen 
Mitteln  bestritten,  sei  es  dass  sie  ganz  auf 
die  Oberamtskasse  übernommen  wurden 
oder  diese  den  Gemeinden  einen  angemes- 
senen Anteil  ersetzten.  Aus  freiwilligen 
Beiträgen  allein  werden  die  Ausgaben  auch 
da  nicht  mehr  bestritten,  wo  die  Einrich- 
tungen anfangs  nicht  von  den  Gemeinden 
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selbst,  sondern  von  Privatvereinen  ins  Leben 
gerufen  worden  waren. 

So  war  in  Württemberg  ein  System  ge- 
wonnen, das  bei  vernünftiger  Unterstützung 
der  ehrlich  Wandernden  dem  gewerbsmässig 
wandernden,  arbeitsscheuen  und  liederlichen 
Bettler  die  Existenz  ziemlich  abschneiden 
musste.  Für  die  sogleich  zu  besprechende 
Ausdehnung  des  Systems  war  somit  die 
feste  Grundlage  in  folgenden  drei  Punkten 
gefunden  worden:  1.  Natural-  statt 
Geldunterstfltzung.  2.  Wenn  irgend 
möglich  Arbeit  als  Gegenleistung  der 
Unterstützung.  3.  Die  planmässige  Aus- 
dehnung der  unterstützenden  Sta- 
tionen zu  einem  ganzen  Bezirk  oder  einem 
das  Land  umfassenden  Netz  von  Stationen, 
deren  jede  einzelne  ein  Sammelpunkt  für 
die  Wandernden  wurde  und  verhinderte,  dass 
an  irgend  einer  Stelle  jemand  durch  das 
Netz  hindurch  schlüpfen  konnte.  In  diesem 
Sinne  erhielt  die  neue  Einrichtung  den  all- 
mählich zur  technischen  Bezeichnung  gewor- 
denen Namen:  Naturalverpflegungs- 
station. 

Dem  von  Württemberg  gegebenen  Bei- 
spiele folgten  sämtliche  deutschen  Bundes- 
staaten, wenn  auch  in  sehr  verechiedenem 
Umfange,  nach,  zunächst  Sachsen,  dann 
Preussen,  namentlich  in  dem  industriereichen 
Westfalen,  wo  sich  die  Wanderplage  beson- 
ders beraerkar  machte  und  wo  in  der  Person 
Bodelschwinghs  ein  Kenner  und  Förderer 
der  An^legenheit  gegelien  wiuxie,  wie  ihn 
iaum  eme  zweite  Organisation  aufzuweisen 
hat.  In  den  einzelnen  Staaten  und  Pro- 
vinzen schlössen  sich  die  Staaten  zu  einer 
Vereinigung  zusammen,  die  in  dem  An- 
fang 1884  begriindeten  Gesamtverband 
deutscher  Verpflegungsstationen 
ihren  Mittelpunkt  für  ganz  Deutschland  fand. 
Verbände,  die  dem  Gesamtverband  ange- 
schlossen sind,  bestehen  zur  Zeit  13,  da- 
runter die  Verbände  der  vier  badischen 
Kreise,  von  Preussen  die  Verbände  für 
Brandenbiu-g,  Sachsen,  Westfalen,  Schleswig- 
Holstein  und  Schlesien,  der  niedersäclisische 
Verband  (Hannover,  Braunschweig,  Lippe- 
Schaumburg)  u.  a.  m.  Ausserdem  sind  in 
dem  Verband  eine  Eeihe  von  anderen  Orga- 
nisationen vertreten,  von  denen  namentlich 
die  württembergische  Centralleitung  der 
Wohlthätigkeitsvereine  hervorzuliebeu  ist. 
Den  Naturalverpflegimgsstationen  dienen  die- 
jenigen Sätze  zm-  Grundlage,  die  in  der 
ersten  Sitzung  des  Centralvorstandes  des 
Gesamtverbandes  im  Februar  1884  gefasst 
wurden  und  deren  wichtigste  lauten: 

„Die  Naturalverpflegungsstationen  bilden 
die  unerlässliche  Urundluge  zur  Bekämpfung 
der  Wanderbettelei. 

Dnrch  dieselben  soll  eine  Nenordnnng  der 
Unterstützung  der  mittellosen  wandernden  Be- 


völkermig  eingeführt  werden.  Sie  sind  deshalb 
keineswegs  nur  Stationen  für  diejenigen,  welche 
die  Arbeiterkolonieeu  aufsuchen. 

Um  ihre  Zwecke  zu  erreichen,  müssen  sie 
durch  ^uz  Deutschland  und  nach  miiglichst 
einheitlichen  Grundsätzen  eingerichtet  werden. 

Die  Einrichtang  der  Naturaiverpflegungs- 
statiouen  geschieht  am  zweckmässigsten  durch 
nicht  zn  kleine  Kommnnalverbände ,  (Kreise, 
Oberämter ,  Amtshauptmannschaften ,  Bezirks- 
verbände), welche  miteinander  in  Verbindung 
stehen  müssen. 

Die  Stationen  sind  in  solchen  Entfemnn^n 
anzulegen,  dass  der  mittellose  Wanderer  keine 
Veranlassung  zum  Betteln  hat,  aber  auch  die 
Stationen  nicht  missbrauchen  kann. 

Die  Stationsverpflegung  muss  ausreichend 
sein,  so  dass  der  Wanderer  marsch-  und  arbeits- 
leistnngsfähig  bleibt. 

Die  Verpflegung  ist,  wenn  nur  irgend  mög- 
lich, von  einer  Arbeitsleistung  abhängig  zn 
machen. 

Liegen  Gründe  zur  Verweigerung^  der  Unter- 
stützung vor  (Trunkenheit,  Frechheit,  Arbeits- 
verweigerung u.  s.  w.),  80  ist  der  betreffende 
Reisende  nicht  lediglich  fortzuschicken,  sondern 
gegen  ihn  die  Mitwirkung  der  Polizei  in  An- 
spruch zu  nehmen. 

Mit  der  Verpflegungsstation  ist  möglichst 
ein  Arbeitsnachweis  zu  verbinden." 

Unter  der  Herrschaft  dieser  Grundsätze 
hatte  sich  zunächst  das  Verpflegiingswesen 
in  verhältnismässig  kurzer  2Seit  planmässig 
fortentwickelt.  Die  Gesamtzahl  der  Stationen 
betrug  1890  die  Zahl  von  1957,  in  denen 
insgesamt  nahe  an  2  Millionen  Nachtijuartiere 
gewährt  wurden.  In  dem  Gesamtverband, 
der  im  Abstand  von  einigen  Jahren  seine 
Sitzungen  hält  —  die  letzte  sechste  Ver- 
sammlung fand  am  19.  April  1899  statt  — , 
wird  regelmässig  von  allen  Verbandsver- 
tretern über  die  Entwickelung  der  Stationen 
Bericht  gegeben  und  Ober  die  weitere  Aus- 
gestaltung, namentlich  auch  über  das  tech- 
nische Detail  eingehend  verhandelt.  Aus 
diesen  Verhandlungen  interessiert  vor  allem 
die  immer  wieder  erhobene  Forderung,  dass 
die  Ausgestaltung  des  Netzes  keine  Durch- 
brechung erfahren  dürfe  und  dass  hierzu 
die  Hilfe  der  Gesetzgebung  in  Ansprach 
genommen  werden  müsse.  Man  stützt  sich 
hierbei  namentlich  auf  den  oben  erwähnten 
§  28  G.U.W.,  der  die  Ortsarmenverhände 
zur  Hilfe  bei  vorübergehender  Notlage  ver- 
pflichtet und  sie  im  gesetzlichen  W^e 
nötigen  soll,  dieser  Verpflichtung  in  dä- 
nischer und  planmässiger  Weise  zu  genügen, 
wo  sie  nicht  von  selbst  die  Notwendigteit 
hierzu  erkennen. 

Die  aus  dieser  Erkenntnis  fliessende  Be- 
wegung führte  dann  auch  dazu,  dass  für 
Preussen  ein  Gesetz  gefordert  und  von  der 
flegierung  auf  Drängen  der  Freimde  der 
Sache  vorgelegt  wiu^e.  Das  Gesetz  wtode 
von  der  Jlehrheit  des  Abgeordnetenhauses 
abgelehnt.    Die  Verhandhmgen  hierüber,  die 
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Gesetzeütwilrfe  und  ihre  Begründiing  sind 
für  die  Erkenntnis  der  gesamten  Fra^  von 
solcher  Wichtigkeit,   dass  hier  wenigstens 
in  grossen  Umrissen  der  Verlauf  der  Ange- 
legenheit angedeutet  sein  möge.    Charakte- 
ristischerweise geht  der  Gesetzentwurf  zu- 
nächst nicht  von  der  Eegierung  aus,  sondern 
von  der  Gemeindekommission,  die  über  ver- 
schiedene Petitionen   um   Erlass  eines  Ge- 
setzes zm  Fürsorge  für  mittellose,  arbeit- 
suchende "Wanderer  berichtet.    Die  Verhand- 
inngen schliessen  am  27.  Februar  189."),  nach- 
dem die  Regierung  ihre  Bereitwilligkeit  zur 
Mitarbeit  zu  erkennen  gegeben  hat,  mit  der 
Ueberweisung  der  Petition  an  die  Regiening 
zur  Erwägung.     Bereits   Ende  April   1895 
legt  die  Begiening  einen  Entwurf  vor,  dessen 
erster  Paragraph  lautet :  »An  geeigneten,  in 
angemessener     Entfernung     von     einander 
liegenden  Orten  sind  Veri>flegungsstationen 
(Wanderarbeitsstätten)  einzurichten,  in  denen 
mittellosen  arbeitsfähigen  Männern,  welche 
ausserhalb  ihres  Wohnortes  eine  Arbeitsge- 
legenheit   aufsuchen,    vorübergehend    Ver- 
iöstigimg   und  Nachtlager  gegen   Arbeits- 
leistung gewährt  werden«.    Zur  Einrichtung 
<ler  Stationen  sollen  die  Kreise  verpflichtet 
sein,  denen   die  Provinzen   die  Hälfte   der 
Kosten  zu  ersetzen  haben.    Ausgeschlossen 
von  der  Aufnahme  in  eine  Station  sind  Be- 
trunkene,  Land  streiche;:    und    des   Land- 
streichens Venlächtige.«    Der  Entwurf  wird 
dann   in  der  Sitzung  vom  4.  Mai   in  sehr 
eingehender  Weise  erörtert    Seine  Freimde 
machen  vor  allem   auf  die  Notwendigkeit 
allgemeiner  Einrieb  tiuig  der  Stationen  auf- 
merksam, da  jede  Durchbrechung  des  Netzes 
die    ganze  Einrichtung  unwirksam  mache; 
sie  betonen,  dass  der  Schwerptmkt  der  Ein- 
xichtimg  in  ihrer  ethischen  Bedeutung  liege, 
Unterstützung  nur  gegen  Leistung  von  Ar- 
beit zu  gewähren,  dadurch  dem  Wandernden 
das  Bewusstsein  zu  erhalten,  dass  er  nicht 
Almosen,  sondern  Entgelt  fiir  seine  Arbeit 
«rhalte,  und  endlich  dass  er  an  Arbeit  ge- 
wöhnt  bleibe.    Vor  allem   könnte  auf  die 
bisher  im  Wege  der  freien  Entschliessung 
der   beteiligten  Behörden   erzielten  Erfolge 
hingewiesen  werden,  die  freilich  durch  die 
WiderwUligkeit     oder     die    Nachlässigkeit 
anderer  ernstlich  in  Frage  gestellt  würden. 
Von  den  Gegnern  wurde  vor  allem  geltend 
gemacht,  dass  die  Stationen,  weit  entfernt, 
ein  Mittel  gegen  den  Wanderbettel  zu  bilden, 
erst    recht   den  Wanderbettel    beförderten. 
Dadurch  daas  es  den  Wandei-nden  so  bequem 
gemacht  werden  solle,  würden  sie  erst  recht 
verführt,  auf  die  Wanderung  zu  gehen  und 
heimische  Arbeitsverhältnisse,  wo    sie   ihr 
bescheidenes  aber  sicheres  Auskommen  fän- 
den, zu  verlassen.    Wollte  man  ethisch  ein- 
■wiriten,  so   müsste   man   sehr  viel  früher, 
nämlich   im   jugendlichen  Alter   einsetzen. 


während  in  diesem  Alter  eine  Einwirkung 
fast  gar  nicht  mehr  möglich  sei.  Ein  Redner 
(Landrat  eines  Kreises)  erklärte,  dass  er  10 
Jahre  lang  mit  grossem  Eifer  die  Sache 
betrieben  habe,  imi  schliesslich  einzusehen, 
dass  die  Stationen  lediglich  das  Wandertum 
und  das  Landstreichertum  förderten.  Ein 
anderer  nannte  sie  eine  Vorschule  für  die 
Sachsengängerei.  Besonders  wurde  von  ver- 
schiedenen Seiten  die  Schwierigkeit  betont, 
angemessene  Arbeit  zu  beschaffen.  Denn 
entweder  sei  Arbeit  vorhanden :  dann  *ürde 
diese  Arbeit  den  ordentUchen,  eingesessenen 
Leuten  fortgenommen,  oder  es  sei  keine 
oder  keine  genügende  Arbeit  vorhanden: 
dann  handle  es  sich  lun  eine  fruchtlose 
Scheinarbeit  Endlich  wurde  dem  Ver- 
langen einer  allgemeinen  gesetzlichen  Rege- 
lung die  Verschiedenartigkeit  des  Bedflii- 
nisses  in  den  verschiedenen  LandesteUen 
entgegengestellt,  da  ein  solches  wohl  für 
den  industriereichen  Westen,  keineswegs 
aber  für  den  Osten  vorliege.  Lagen  so  die 
Aussichten  für  den  Gesetzentwurf  schon 
nicht  günstig,  so  wurden  sie  noch  ver- 
sclüechtert  durch  die  Veränderungen,  die 
die  Kommission  daran  vorgenommen,  der  er 
zur  Vorberatüng  Oberwiesen  wurde.  §  1 
lautete  hiemach:  »An  geeigneten,  in  ange- 
messener Entfernung  von  einander  liegen- 
den Orten  sind  nach  Bedürfnis  Verpfle- 
gungsstationen (Wanderarbeitsstätten)  einzu- 
richten, in  denen  mittellosen,  arbeitsfähigen 
Männern,  welche  ausserhalb  ihres  Wohnortes 
eine  Arbeitsgelegenheit  aufsuchen,  vorüber- 
gehend Verköstigung  und  Nachtlager  gegen 
Arbeitsleistung  gewährt  wird.  Von  einer 
Arbeitsleistung  kann  in  besonderen  Fällen 
Abstand  genommen  werden,  worüber  in  den 
gemäss  §  8  zu  erlassenden  Vorschriften  die 
näheren  Bestimmungen  zu  treffen  sind«.  — 
Zur  Einrichtung,  Unterhaltung  und  Erhal- 
tung der  Stationen  sollen  die  Kreise  ver- 
pflichtet sein.  Den  Kreisen  sollen  *,s  der 
Kosten  zur  Hälfte  aus  Staatsmitteln,  zur 
Hälfte  aus  Mitteln  der  Provinzen  erstattet 
werden.  In  dieser  Lastenverteilung  erblickte 
die  Regierung,  was  der  Kommission  wohl 
bekannt  war,  ein  unübersteigbares  Hindernis. 
Nachdem  der  Entwurf  mit  einigen  Aende- 
ningen  in  zweiter  Lesung  angenommen 
wurde,  erklärte  der  Regierungskommissar, 
dass  die  Festsetzung  eines  Staatszuschusses 
den  Entwurf  unannehmbar  mache,  worauf 
in  dritter  Lesung  der  §  1  imd  damit  das 
ganze  Gesetz  abgelehnt  wurde.  —  Die  Ab- 
lehnnng  rief  in  den  Kreisen  der  Beteiligten 
grosse  Bestürzung  hervor  und  äusserte  sich 
materiell  in  einem  Rückgang  der  Verpfle- 
gungsstationen, deren  Zahl  im  Jahre  1898 
nur  noch  1150  gegen  1957  in  1890  betrug, 
so  dass  im  ganzen  850  eingegangen  waren. 
Nur   Bayern,  das  durch  die   preussischen 
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"Verhältnisse  nicht  unmittelbar  berührt  wurde, 
zeigt  eine  Zunahme  von  239  auf  279,  wäh- 
rend in  Preussen  der  Rückgang  404,  in 
Sachsen  81,  in  Württemberg  96,  in  Baden 
195  betrug,  so  dass  diese  Staaten  1898  noch 
Stationen  besassen  bezw.  547,  63,  34,  140. 
Allerdings  liegt  dies  offenbar  nicht  lediglich 
an  dem  Mangel  gesetzlicher  Regelung,  son- 
dern auch  daran,  dass  die  Stationen  ihre 
Wirkung  \'ielfach  gethan  hatten  und  dass 
andei-erseits  viele  kleine  Stationen  durch 
grössere,  entfernter  von  einander  liegende 
Stationen  ersetzt  wurden.  Auch  wirkte  der 
Aufschwung  der  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse ztu"'  Verminderung  der  Stationsgäste 
mit,  wie  dieses  bei  Gelegenheit  der  letzten 
Verbandsversammlung  von  mehreren  Ver- 
tretern hervorgehoben  wurde.  Auf  der 
anderen  Seite  wurde  gerade  auf  dieser  Ver- 
sammlung das  Scheitern  des  Gesetzes  leb- 
haft beklagt  und  an  einzelnen  Beispielen 
nachgewiesen,  wie  schädlich  die  Diuxjh- 
brechung  des  Netzes  gewesen  sei.  Nament- 
lich der  westfälische  Verband,  der  für  Nord- 
deutschland eine  Art  Muster  gebildet  hatte, 
gab  seiner  Besorgnis  in  seiner  Ende  1900 
abgehaltenen  Generalversammlung  lebhaften 
Ausdruck,  wobei  auf  die  starke  Vermehrung 
der  Frequenz  der  Stationen  in  1900  infolge 
der  ungünstigeren  Lage  des  Arbeitsmarktes 
hingewiesen  werden  konnte,  ein  Beweis, 
dass  es  sich  bei  der  Bewegung  keineswegs 
überwiegend  um  landstreicherische  Elemente 
handelt. 

4.  Neueste  EntAvickelnng.  Charakte- 
ristisch für  die  weitere  Entwickelung  der  Frage 
ist  der  Umstand,  dass  die  Behandlung,  die  man 
im  Anfang  der  Bewegung  der  wandernden  Be- 
völkerung angedeihen  Hess,  durcliaus  atif  dem 
Boden  armenpflegerischer  Massregeln  stand 
und  nuralseine  Art  Schutzwehr  die  Forderung 
der  Arbeitsleistung  mit  verwandte,  während 
neuerdings  die  Frage  der  Arbeit  im  Vorder- 
grunde steht  und  die  Unterstützung  daneben 
nur  die  ei^nzende  Rollo  spielt.  Hiervon 
legt  ein  Gesetzentwurf  Zeugnis  ab,  den  der 
mehr  erwähnte  Gesamtverband  in  seiner 
Versammlung  von  1899  aufgestellt  hat  und 
dem  er  die  Ueberschrift  giebt:  »Gesetz- 
entwurf betreffend  Fürsorge  für 
Arbeitslose«.  Hier  wird  die  Fürsorge 
für  Arbeitslose  in  die  erste  Linie  gestellt 
imd  in  §  1  nicht  wie  in  den  früheren  Ent- 
würfen von  der  Naturalverpflegimg,  sondern 
davon  gehandelt,  dass  in  denjenigen  Kreisen 
und  Orten,  in  welchen  das  Bedürfnis  be- 
steht, Nachfrage  und  Angebot  nach  und  von 
Arbeit  in  gemeiimützigen  Vermittelungs- 
stellen  zusammenzufassen,  Arbeitsnachweise 
einzurichten  sind,  welche  allen  Arbeitgebern 
und  Arbeitsuchenden  zur  Verfügung  stehen. 
Erst  in  §  2  ist  von  den  Naturalverpflegungs- 
stationen  die  Rede,  die  nicht  mehr  diesen 


Namen  führen,  sondern  als  Wanderar- 
beitsstätten bezeichnet  werden.  Dieser 
Paragraph  lautet:  »Für  mittellose  Arbeit- 
suchende, welche  sich  auf  der  Wanderseliaft 
befinden  und  denen  keine  Arbeit  nachge- 
wiesen werden  kann,  ist  in  der  Weise  Sorge 
zu  tragen,  dass  ihnen  die  Reise  nach  der 
nächsten  Arbeitsnachweisstelle  oder  Arbeiter- 
kolonie durch  Gewährung  freier  Eisenbahn- 
fahrt oder  durch  Einrichtungen  ermöglicht 
wird,  welche  ihnen  an  Ort  und  Stelle  vorüber- 
gehende Beherbergung  und  Verpflegung 
gegen  Arbeitsleistung  gewähren,  so  dass  sie 
zu  Fuss  die  nächste  Arbeitsnaehweisstelle 
erreichen  können.«  In  den  folgenden  Para- 
graphen ist  gegen  den  Missbrauch  Vorsorge 
getroffen,  namentlich  in  §  13,  der  die  Ueber- 
weisimg  an  die  Landespolizeibehörde  im  Falle 
des  Missbrauchs  fonlert.  Die  Errichtiug 
der  Arbeitsnachweise  soll  auch  hier  wieder 
von  den  Kreisen  ausgehen,  denen  zwei 
Drittel  der  Kosten  von  der  Provinz  zu  er- 
setzen sind.  Bisher  ist  die  Frage  von  den 
gesetzgebenden  KöriJCi-schaften  nicht  wieder 
aufgenommen  worden;  doch  hat  neueitlings 
(März  1901)  eine  Bespreohimg  im  Ministerium 
des  Innern  stattgefunden,  wobei  dem  Ver- 
nehmen nach  die  überwiegende  Mehrzahl 
der  Meinung  war,  dass  von  einer  allge- 
meinen obligatorischen  Verpflichtung  zw 
Anlegung  und  Unterhaltung  von  Wauder- 
arbeitsstätten  abzusehen,  aber  zu  envSgen 
sein  wird,  ob  durch  gesetzliche  Massnahmen 
den  Provinzen,  welche  die  Errichtimg  und 
Unterhaltung  von  Verpflegimgsstationen  sieh 
zur  Aufgabe  zu  stellen  geneigt  sind,  Schutz 
gegen  den  Missbrauch  solcher  Stationen  ex- 
wäiirt  werden  kann. 

Dass  die  Angelegenheit  einer  gesetz- 
lichen Regelung  und  nicht  nur  für  Preussen 
bedarf,  dürfte  ausser  Zweifel  stehen.  Aller- 
dings ist  es  richtig,  dass  das  Bedürfnis  sehr 
ungleich  ist  und  dass  der  Osten  mehr  unter 
der  Entvölkerung  namentlich  der  ländlichen 
Bezirke  als  unter  zu  starkem  Zustrom  leidet, 
während  der  industrielle  Westen  und  Mittel- 
deutschland das  Gegenbild  zeigen.  Nach 
zwei  Richtungen  wird  die  gesetzliche  Rege- 
lung notwendig  sein,  einmal  in  Bezug  auf 
die  ganz  ungenügende  strafrechtliche  Be- 
handlung der  Bettelei  und  des  Landstreichens 
und  zweitens  in  der  Förderung  der  Arbeits- 
nachweise, deren  Fimktion  des  Ausgleichs 
des  Arbeitsmarktes  erst  heute  zu  würdigen 
begonnen  wird.  (Vgl.  hierzu  die  Artt.  Ar- 
beitsnachweis und  Arbeitshörsen 
oben  Bd.  I  S.  9ölff.  und  Arbeiterkolo- 
nieen  ebd.  S.  463 ff.) 

5.  Das  Anstand.     Von  Bedeutung  ist 

das  Wesen  der  Naturalverpflegirngs-stationen 

nur  in  einer  Reihe  Schweizer  Kantone  und 

in    einigen    Kronländem    Oesterreichs    ge- 

I  worden,  während  die  in  anderen  Ländern 
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gemachten  Bemühungen,  namentlich  die  in 
Frankreich  unter  der  Bezeichnung  »assistance 
par  le  ti-avaiJ«  bekannten  Einriclitungen,  zwar 
mit  ihnen  die  Gewährung  von  Arbeit  statt 
Almosen  gemeinsam  haben,  dagegen  es  nicht 
zu  der  dem  deutschen  System  eigentüm- 
lichen Organisation  des  Stationsnetzes  ge- 
bracht haben. 

Wegen  der  Schweiz  verweisen  wir  auf 
die  bei  dem  Art.  Armengesetzgebung 
in  der  Schweiz  oben  Bd.  1  S.  1172  zu 
IV  gemachten  Ausführungen  und  fügen 
noch  hinzu,  dass  sich  in  der  Organisation 
in  der  Zwischenzeit  nichts  Wesentliches  ge- 
ändert hat.  Die  Zahl  der  teilnehmenden 
Kantone  ist  auf  13  gestiegen;  die  Zahl  der 
Durchreisenden  hat  im  letzten  Berichtsjahre 
(1899  1900)  147  583  betragen,  wovon  59  «/o 
auf  Schweizer,  28,5  "/o  auf  Deutsche  ent- 
fielen, ein  Verhältnis,  das  sich  immer  ziem- 
lich gleich  geblieben  ist.  Die  Ergebnisse 
werden  immer  wieder  von  der  Leitung  des 
interkantonalen  Verbandes  für  Naturalver- 
pflegung  als  sehr  günstig  bezeichnet 

Von  österreichischen  Ländern  be- 
sitzen Xaturalverpflegungsstationen  Nieder- 
österreich, Böhmen,  Oberösterreich,  Steier- 
mark, Schlesien,  Mähren  und  Vorarlberg. 
Wir  heben  als  das  wegen  der  Zugehörigkeit 
von  Wien  wichtigste  Kronland  Nieder- 
österreich  hervor.  Hier  beruht  die  Ein- 
richtung anf  dem  G.  v.  30.  Mai  1886  be- 
treffend die  Errichtung  von  Natmxilver- 
pflegtingsstationen ,  das  die  Leistung  von 
Arbeit  gegen  Gewährung  von  Naturalver- 
pflegimg  zur  Grundlage  hat.  Mit  Erlass 
vom  22.  April  1887  wurden  unter  Bekannt- 
gabe der  besonderen  Dienstin stridstion  für 
die  Stationsleiter  gleichzeitig  mit  Eröffnung 
der  Landeszwangsarbeitsanstalt  146  Wander- 
arbeitsstätten in  Thätigkeit  gesetzt  Nach 
dem  letzten  Jahresbericht  (1899, 1900)  beträgt 
die  Zahl  135,  die  im  ganzen  431211  Dimdi- 
reisende  mit  einem  Gesamtaufwande  von 
280920  Kronen  verpflegten.  Hier\'on  wurde 
ein  Viertel  durch  das  Land  vergütet,  wäh- 
rend die  übrigen  Kosten  durch  die  zu  Be- 
zirken zusammengeschlossenen  Gemeinden 
aufgebracht  werden.  Die  Frequenz  ist  gegen 
1898  99  um  54800  zurückgegangen,  ein  Er- 
gebnis, das  bei  allen  österreichischen  Län- 
dern mit  Wanderarbeitsstälten  gleichmässig 
konstatiert  wurde,  ein  Beweis,  dass  es  sich 
liier  um  die  wesentliche  Mitwirkung  wirt- 
schaftlicher Ursachen  handelt  Durch  die 
Wanderarbeitsstätten  wurden  an  9087  Rei- 
sende gegen  9324  in  1898  Arbeitsstellen 
vermittelt  Dass  die  Meinungen  über  den 
Wert  der  Wandei-ai-beitsstätten  auch  in 
Oesterreich  nicht  ungeteilt  sind,  ergiebt  eine 
Petition,  die  1899  an  den  Landesaussehuss 
von  53  Gemeinden  gerichtet  wurde ;  es  heisst 
darin,  dass  seit  einigen  Jahren  das  Betteln 


I  wieder  schwunghaft  betrieben  wenle.  der 
Zuzug  in  die  Stationen  wieder  grösser  ge- 
worden sei  und  die  Mehrzahl  der  Besucher 
aus  arbeitsscheuen  und  leichtsinnigen  jungen 
Leuten  bestünde;  auch  wird  in  diesem  Zu- 
sammenhange der  Mangel  an  ländlichen 
Arbeitern  berührt,  der  durch  die  Wauder- 
arbeitsstätten  befördert  sei.  Der  Landes- 
ausschuss  hält  die  Klagen  für  unbegründet 
und  misst  die  Schidd  etwaigen  Misserfolgs 
der  zum  Teil  mangelhaften  Diut;hfflhnmg, 
namentlich  auch  bei  Handhabung  der  Orts- 
polizei, und  der  Gleichgiltigkeit  der  Bevölke- 
rung zu. 

Litteratnr:  Gesamtverband  deutucher 
Ve  rp/legu  ng»ttationen  (WanderarbeiU- 
ttätten).  Protokolle  der  ersten  bis  siebenten 
ordenüiehen  Gesamtverbandsrersammlungen  z« 
Berlin  1S9S—1900.  —  Monatsschrift:  Der  Wa  n- 
derer,  in  Verbindung  mit  dem  Centraliorstand 
deutscher  Arbeiterkolonieen  und  dem  Gesamtror- 
stand  deutscher  Verpflegungsstationen  herausge- 
geben vom  Deutschen  Herbergsrerein  (Gadder- 
baum  bei  Bielefeld)  bildet  das  Verbandsorgan, 
in  dem  fortlaufend  über  alte  Vorgänge  auf  die- 
sem Gebiet  berichtet  leird.  —  Hau*  der  .16- 
geordneten,  18.  Legislaturperiode,  II.  Sess., 
lS9S,Kr.4S:  Bericht  betreffend  den  Er- 
lass eines  Gesetzes  zur  Fürsorge  für 
mittellose  arbeitsuchende  Wanderer, 
iVr.  157:  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die 
Verpflegungsstationen,  A'r.  20.5:  Berieht  der 
XIX.  Kommission,  bet'-effend  den  Gesetzent- 
u-urf  über  die  VerpflegungssteUionen,  Xr.  lö?  der 
Drucksachen-  und  tiitzungsprolokolle.  —  Ar- 
beiterkolonie und  Verpfieijungsstationennetz. 
Ein  Wint  zur  Empfehlung  dieser  Einrichtungen 
für Elsass- Lothringen,  ISS.',.  — Bodelschirlngh, 
Vorschläge  zur  Vereinigung  der  Arbeiterkolonieen 
und  zur  einheitlicheti  Organisation  der  Ver- 
pflegungsstal ioncn,  Bielefeld  lSi>.i.  —  Evert, 
Die  Entu-ickelung  der  Xaturalrerpflegungstta- 
Uonen  und  Arbeiterkolonieen  in  Preiissen  bis 
zum  1.  September  1895,  Berlin,  Kgl.  statistisches 
Bureau,  1896.  —  Huzel,  Das  System  der  kom- 
munalen Xaluralverpflegnng  armer  Beisender  zur 
Bekämpfung  der  W'anderbetlelei.  Xach  den  bis- 
herigen Erfahrungen  m  Württemberg,  Stuttgart 
1883.  — Harke,  Arbeiterkolonieen  undXaturalrer- 
pflegungsstationen.  —  C.  I".  Massow,  Veber 
die  Xaturalrerpflegungsstatiotten,  deren  Fort- 
schritte im  Detitschen  Reich  und  über  ihre  Wir- 
kung insbesondere  über  die  Mängel,  welche  sich 
bei  ihneti  herausgestellt  haben,  und  wie  dieselben 
zu  hellen,  Bielefeld  1886.  —  Jf ergelbe.  Die 
Xaiuraherpflegungsslationen  und  die  Xotirendig- 
keil  ihrer  Reform  als  Voraussetzung  ihres  Fort- 
bestehens, Bielefeld  1887.  —  Derselbe,  Statistik 
der  Xaturalrerjtflegungsstationen  in  Deutschland 
im  Jahre  1890,  Gadderbaum  1391.  —  Ver- 
selbe, Grttndzäge  für  die  gesetzliche  Regelung 
des  Verpflegungsstationswesens  im  Preussischen 
Staat,  Gadderbaum  1898.  —  Zlethen-Sehtrerln, 
Die  Verpflegungsstationen  als  notwendige  Ililfs- 
anslalten  der  Arbeiterkolonieen,  Rejerat  1893.  — 
I  n'ichem,  Bericht  über  eine  Besuchsreise  durch 
die  Xaturalrerpflegungsstationen  und  Herbergen 
j  zur  Heimal  Westfalens,  Hamburg  1897.  —  Der- 
I      selbe.  Die  Verbindung  der  Herbergen  zur  Hei- 
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mal  mit  yatuniiverpftegunguUUionen,  ihre  Stel- 
lung zur  Wander-  und  legiiinuUionsordnung, 
1887.  —  Speciell  far  Oesterreich:  SeMffel, 
Die  Intlitution  der  Naluralverpflegnngtttationen 
und  ihre  Einwirkung  auf  die  Eindämmung  des 
Landtlreicher-  und  BeUelunwoent  in  Nieder- 
Oetterreich,  Wien  1887.  —  Bericht  de»  Nieder- 
Ssterreichieehen  Landetamtchutie»  über  »eine 
Amtmcirkeamkeit ;  zuletzt  für  1899— 1900,  Bd.  V, 
S.  11 — Sl,  Wien  1900.  —  Sammlung  der 
Gesetze  und  Verordnungen  betreffend  Arbeits- 
scheue und  Landstreicher,  Zwangsarbeitsanstalten, 
Schubwesen,  Zigeunerunwesen  und  Naturalver- 
pflegungsstationen  in  Oberösterreich,  Linz  1889.  — 
Für  die  Schweiz:  Interkantonaler  Ver- 
band für  Naturalverpflegung.  Amtliche  Mit- 
teilungen des  leitenden  Ausschusse».  —  Chris- 
ten, Die  Xaturalrerpflegung  der  dürftigen 
Reisenden  in  der  Schweiz,  Zürich  1889.  —  Für 
Frankreich:  IJeeoq,  L'assistance  par  Ic  tra- 
vail  en  France,  Paris  1900. 

Stünsterberg. 


Wandergewerbe. 

1.  Begriff,  Entstehung,  Geschichte.  2.  Volks- 
wirtschaftliche Berechtigung.  3.  Statistik.  4. 
Beschränkungen  der  Gesetzgebung.  6.  Detail- 
reisende.  6.  Wanderlager  und  -auktionen.  7. 
Besteuerung.  8.  Das  Hausiergewerbe  im  Aus- 
lande. 

1.  Begriff,   Entstehong,   Geschichte. 

Wandergewerbe  ist  ein  abgeldirzter  Ausdruck 
für  den  »Gewerbebetrieb  im  Umherzielien«, 
und  die  Bezeichnung  Gewerbe  bezieht  sich 
also  hier  nicht  nur  auf  Handwerksbetrieb,  son- 
dern auch  auf  Handelsgeschäfte  und  persön- 
liche Dienste  und  sonstige  Leistungen  von  ge- 
werblichem, d.  h.  nicht  höherem  künstleri- 
schen oder  wissenschaftUchen  Charakter. 
Das  Wesentliche  des  Wandergewerbes  be- 
steht darin,  dass  der  Gewei'betreibende 
ausserhalb  seines  Wohnsitzes,  von  Ort  zu 
<5rt  ziehend  mitgeführte  Wjiren  feilbietet 
oder  irgend  welche  gewerbsmässige  Leis- 
timgen  anbietet  Das  Aufkaufen  von  Waren 
und  das  Aufsuchen  von  Warenbestellungen 
im  Umherziehen  wird  verwaltungsrechtfich 
unter  gewissen  Bedingungen  ebenfalls  zum 
Wandergewerbe  gerechnet,  hat  aber  wirt- 
schaftlich eine  durchaus  andere  Bedeutung 
als  jene  lediglich  ein  unmittelbares  Ange- 
bot repräsentierende  Art  des  Betriebes.  Ge- 
schäftsleute, die  an  ihrem  Wohnsitze  ein 
stehendes  Gewerbe  betreiben  und  auf  aus- 
wärtigen Märkten  oder  Messen  ihre  Waren 
zum  Verkaufe  ausstellen  oder  auswärts  per- 
sönlich oder  durch  Vertreter  Waren  für 
iliren  Gewerbebetrieb  aufkaufen  oder  Bestel- 
lungen aufsuchen,  werden  verwaltungsrecht- 
lich nicht  als  Wandergewerbetreibende  an- 
gesehen, wenn  auch  ihr  Betrieb  nicht  selten 
wirtschaftlich  mit  dem  der  letzteren  fast 
völlig  gleichartig  ist.  Der  ambulante  Ge- 
werbebetrieb am  Wohnorte  des  Unterneh- 


mers, der  in  vielen  grossen  Städten  eine 
beträchtliche  Ausdehnung  gewoimen  hat  und 
namentlich  in  dem  Anbieten  von  Waren  und 
Leistungen  von  Haus  zn  Haus  besteht,  ist 
wirtschaftlich  von  dem  eigentlichen  Wander- 
gewerbe verschieden  und  wird  auch  in  der 
deutschen  Gewerbeordnung  formell  von  die- 
sem getrennt,  wenn  auch  fast  denselben 
strengen  Beschränkungen  unterworfen  wie 
der  letztere. 

Man  muss  weit  zurückgehen,  wenn  man 
zu  den  Anfängen  des  Hausiergewerbes  ge- 
langen will.  Zwar,  dass  der  erste  Handel 
ein  Hausierhandel  im  heutigen  Sinne  war, 
der  von  Haus  zu  Haus  gegangen  ist,  \^Trd 
kaum  zutreffend  sein.  Allerdings  begleitete 
in  älteren  Zeiten  der  Kaufmann  seine  Ware 
gerne  in  Person  und  führte  sie  Ober  das 
Meer  oder  auf  Landstrasseu  und  Ober  Ge- 
birgspässe von  Markt  zu  Markt.  Die  Leute 
aber  waren  in  der  Regel  keine  Kleinhändler. 
Sie  vertrieben  nur  bestimmte  Stapelartikel, 
die  wegen  ihrer  Kostbarkeit  oder  Seltenheit 
den  teuren  Transport  vertrugen.  Sie  er- 
schienen auch  nur  zu  bestimmten  Zeiten 
auf  den  Messen  und  Jahrmärkten  und  setzten 
ihre  Ware  keineswegs  ausschliesslich  an  das 
Publikum,  sondern  vielfach  an  Zwischen- 
händler ab.  Diese,  die  städtischen  Krämer, 
Gewandschneider  u.  s.  w.  versorgten  dann 
aus  dem  bei  den  Grosshändlem  eingekauften 
Vorrat  die  Bevölkerung  in  der  Zwischen- 
zeit, bis  jene  wieder  aufs  neue  erschienen. 
Es  ist  ganz  richtig,  wenn  man  sprachhch 
»Handel  \md  Wandel«,  »Kauf  und  Lauff. 
«marcher  and  marchand«  in  Zusammenhang 
bringt.  Nur  ist  es  verkehrt,  dabei  an  den 
heutigen  Hausierer  zu  denken. 

Der  Hausierer  im  modernen  Sinne  des 
Wortes  wird  seine  Entstehung  von  den  auf- 
blühenden Städten  genommen  haben,  in  denen 
es  für  die  allmählich  sich  vergrössemde  Pro- 
duktion nicht  Abnehmer  genug  gab.  Der 
städtische  Gewerbefleiss  sandte  seinen  Ueber- 
fluss  aufs  Land  hinaus,  vielleicht  um  das 
zu  erwerben,  was  innerhalb  der  städtischen 
Bannmeile  anfing  bei  steigender  Bevölke- 
rung knapp  zu  werden  — :  Lebensmittel 
Kamen  nicht  genug  Käufer  in  die  Stadt,  so 
musste  der  natürlichen  Beijuemlichkeit  an- 
sässiger Menschen  Rechnung  getragen  und 
ihnen  der  betreffende  Artikel  in  die  Woh- 
nung gebracht  werden.  Der  Umstand,  dass 
manche  Handwerke  mit  ihren  Leistungen 
nicht  an  die  Betriebsstätte  gebimden  waren, 
sondern  ihren  Abnehmern  ebenfalls  ins  Haus 
rückten,  mag  diese  Entwickelung  begünstigt 
haben. 

Das  älteste  Beispiel  des  Hausierhandels 
könnten  wohl  die  Etrusker  abgeben,  die 
einen  solchen  in  nicht  unbedeutendem  Um- 
fange nach  Norden  betrieben  haben.  Sie 
hatten  ein   hochentwickeltes  Handwerk  in 
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Erzgiiss  und  Schmiedekunst,  von  dem  ihre  Ne- 
kropolen  bewunderungswürdige  Proben  auf- 
bewahrt   haben.       Solange    Etrurien     das 
adriatische  Meer  beherrschte  und  mit  seinen 
Schiffen   ungehindert   durch   die    sicilische 
Meerenge    fuhr,   solange    war    von   einem 
Landhandel  nach  Norden  kaum  die  Rede. 
Erst  mit  dem  Sinken  seiner  Seemacht  wurde 
er  bedeutender.     Als  nun  gar  die  Römer 
mit  ihren  Angriffen  erfolgreich  waren,  blieb 
den  industriellen  Etniskem  nichts  anderes 
übrig,    als  bei  dem   reichen  prunklustigen 
Keltenbauer  Absatz  zu  suchen.    (H.  Genthe, 
üeber  den  etruskischen  Tauschhandel,  1874). 
Auch  von  römischen  Hausierern  meldet  die 
Geschichte.   Cäsar  z.  B.  berichtet,  dass  unter 
dem  Schutze  seiner  Truppen  Kaufleute  durch 
ganz  Gallien  zogen,  Waren  und  Neuigkeiten 
ausbietend,  und  diese  Eaufleute  später  auch 
zu  den  Germanen  kamen,   die  freilich  teil- 
weise von  den  verweichlichenden  Artikeln 
nichts  wissen  woUten.    Dass  die  Friesen  als 
wandernde,   kluge,   ^wandte    Handelsleute 
die  Franken  lange  Zeit  mit  angelsächsischen, 
zum   Teü  auch   mit   friesischen   Geweben, 
später  mit  britischen  Tuchen  versorgen,  ist 
sicher  (Chr.  Jasper  Klumker,  Der  friesische 
Tuchhandel  zur  Zeit  Karls  des  Grossen,  1899). 
Im    15.    Jahrhundert    begegnen    uns    dann 
in  den  Hansestädten  vorzüglich  die  Nürn- 
berger mit  ihrem  Kleinkram  als  Hausierer. 
Selu-  stark  schwillt  in  den  Zeiten  des  30  jäh- 
rigen Krieges  die  Zahl   der  Hausierer  an, 
indem  von  Schotten,  Italienern,  Savoyarden 
und  Lombarden  berichtet  wird,  die  als  Ta- 
bidettkrämer  deutsche  Gebiete  durchzogen. 
Ihre  Schar  wird  etwa  seit  Anfang  des  18. 
Jahrhunderts  durch  Tiroler,  Franzosen,  Bur- 
gunder iind  Lothringer  vervollständigt.  Hosen, 
Mützen,  Arras,  Tücher  und  anderes  Wollen- 
werk, aus  schottischer  W^olle  bereitet,  spielt 
zu  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  im  Handel 
der  Hanse  eine  ansehnliche  Rolle.    Die  An- 
klamer  Krämerrolle  von  1330  verbietet  den 
Schotten     und     anderen      Tabiüettkrämern 
mit    Leinwand    und    anderer   Krämerware 
von  Haus  zu  Haus  zu  gehen.    Eine  Verord- 
nung   des   Herzogs   Johann   Albrecht    von 
Mecklenburg   vom    Jahre    1554    begünstigt 
den  Geschäftsbetrieb  der  Schotten  und  auch 
im  benachbarten  Pommern,  wo  man  anfangs 
von  ihnen  nichts  wissen  wollte,  söhnte  man 
sich  bis  zum  Jahre  1600  mit  ihnen  axis.    Im 
allgemeinen    überwog   indes    die    Ansicht, 
nach    der  sie  als    »lose    und    leichtfertige 
Leute   und   Müssiggänger«   angesehen  und 
ungern  nur  geduldet  wurden.     Die  Savo- 
yarden, die  insbesondere  in  Süddeutschland 
auftraten,  vertiieben  kostbare  Kleiderstoffe 
und  Schmucksachen   aus  Gold   und   Silber. 
Sowie  sich  Vertreter  fremder  Nationen  auf 
deutschem  Boden  einfanden,  zogen  deutsche 
Hausierer  ins  Ausland.     In  Dänemark  er- 


tönen bereits  in  der  Mitte  des  16.  Jahr- 
hunderts Klagen  über  die  zumeist  deutscheu 
hausierenden  »Pfefferburschen«-  und  Büeh- 
senkrämer.  In  Deutschland  selbst  werden 
spätestens  seit  Ende  des  17.  Jahrhunderts 
Schwarzwälder  und  thüringer  Glasträger 
sowie  thüiingische  Olitätenhändler  tjpische 
Erscheinungen. 

Die  Veranlassung,  die  alle  diese  Leute 
in  Bewegung  setzt,  war  eine  doppelte^ 
Einmal  wird  der  Wunsch  massgebend, 
Absatz  für  eine  zu  Hause  nicht  verwertbare 
Produktion  zu  finden.  Er  veranlasste,  die 
Abenteuer  im  Zusammentreffen  mit  rohen 
Völkern  nicht  zu  fürchten,  die  Schrecken 
eines  Gebirgsübergangs  nicht  zu  scheuen, 
alle  Strapazen  monatelanger  Märsche  auf 
sich  zu  nehmen.  Neben  dieser  »Produ- 
zentennot» (Plenge)  veranlasst  in  gewissen 
Gegenden  der  Mangel  an  Beschäftigung,  die 
Unmöglichkeit,  sich  anderweitig  den  Unter- 
halt verschaffen  zu  können,  dazu,  sich  dem 
beschwerlichen  Hausierberufe  zuzuwenden. 
Es  braucht  nicht  einmal  eine  sehr  dichte 
Bevölkerung  an  dem  betreffenden  Orte  vor- 
zuherrschen.  Die  Ungunst  des  Bodens, 
eine  unglückliche  Verteilung  des  Grund- 
eigentums, Darniederliegen  oder  Fehlen 
grösserer  Industrieen,  kiurz  die  gleichen  Ur- 
sachen, wie  sie  auf  eine  Auswanderung  von 
Einfluss  zu  sein  pflegen,  bewegen  daiiernd 
oder  vorübergehend  die  Bewohner  gewisser 
Distrikte  dazu,  mit  dem  Hausieren  ihr  Glück 
zu  versuchen. 

Gegen  das  Aufkommen  der  Hausierer 
sträubte  sich  begreiflicherweise  der  sess- 
hafte  Gewerbestand  alsbald.  Fast  aUe 
Zunftstatuten  des  vierzehnten  bis  sech- 
zehnten Jahrhunderts  untersagten  den  hau- 
siermässigen  Verkauf  von  Handwerkserzeug- 
nissen. Man  wollte  weder,  dass  die  eigenen 
Zunftgenossen  den  Konsumenten  die  Thürea 
einliefen  und  ihre  Waren  feilboten,  offen- 
bar, weil  man  davon  einen  Preisabschlag 
befürchtete,  noch  auch  den  Verkauf  an 
Zwischenhändler.  Der  Hass  imd  die  Ab- 
neigung gegen  die  »Hausierer  und  auss- 
lendige  Kremer,  die  ire  kräme  uff  dem 
rucken  tragen  als  die  Wallen  und  andere 
schedlich  leut«  war  allgemein.  Die  Gängler 
und  Krämer,  die  mit  dem  Tabulett,  einem 
leichten  Bretterkasten  mit  Schubfächern, 
oder  mit  Warenkörbchen  von  Haus  zu  Haus, 
von  Ort  zu  Ort  gingen,  wurden  als  eine 
schleichende  Pest  für  Stadt  und  Land  an- 
gesehen. Durch  sie  käme  das  Geld  an 
fremde,  meist  liederliche  Leute,  die  nicht 
die  geringsten  Landeserzeugnisse  dagegen 
nehmen  wollten.  Es  werde  der  Zirkel  des 
Geldes  nach  auswärts  geleitet,  Konsum  und 
Erwerb  gestört,  Nahrung  und  Gewerbe  der 
Bürger  geschwächt.  Sonnen-  und  Hecken- 
krämem,  d.  h.  Krämern,  die  ihre  Verkaufs- 
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stellen  in  der  Sonne,  draussen,  nicht  im 
Hause  hatten,  Knappseckea,  d.  h.  denen,  die 
mit  Ranzen  und  Warensäcken  herumgingen, 
•wurde  voi^eworfen,  dass  sie  unnötige  und 
schiechte  Waren  aufdrängten,  dass  sie  be- 
trogen. In  Annaberg  kla^  die  ganze  Ge- 
meinde im  Jahre  1585  dem  Rate:  Schotten 
und  Niederländer  drängten  sich  von  Tag  zu 
Tag  je  länger  je  melu'  ein  und  schnitten 
den  einheimischen  Bürgern  das  Brot  vom 
Maule  ab. 

Solchem  Anstmin  gaben  die  Landes- 
regierungen nach  und  erliessen  übenJl  "Ver- 
bote des  Hausierhandels  oder  versuchten 
■wenigstens  erhebliche  Einschränkungen 
durchzusetzen.  Schliesslich  hatten  sie  selbst 
ein  fiskalisches  Interesse  daran,  indem  ZöUe, 
Accisen  und  sonstige  Gebühren  dann  -weniger 
oft  unterschlagen  zu  werden  drohten.  Zu- 
geständnisse wiirden  an  den  Wanderhandel 
gemacht  für  den  Fall,  dass  die  angebotenen 
Waren  von  der  inländischen  Industrie  nicht 
hergestellt,  dass  sie  von  den  ansässigen 
Kaufleuten  nicht  geftihrt  wurden,  dass  es 
sich  um  Waren  für  einen  geringen  Preis 
handelte.  Derart  erlaubte  man  in  Kurhessen 
den  Spitzen-,  Glas-,  Brillen-,  Schnur-  und 
ähnUchen  Krämern  ausserhalb  der  Messen 
und  Märkte  ihre  Artikel  anzubieten,  und  in 
Erfurt  hatte  man  nichts  dagegen,  wenn 
Citronen,  Pomeranzen,  gedörrtes  Obst,  Fische, 
Austern,  Salzhecht,  Tabakspfeifen,  Mause- 
fallen, Zwirn,  Nähnadeln,  Theer  und  Wagen- 
schmiere von  Hausierern  henimgetragen 
wmden. 

Auf  diesen  Erwägungen  und  Voraus- 
setzungen beruhen  alle  die  Polizeiverord- 
nnngen,  Verbote  und  Vorschriften  wider 
die  Hausierer  in  Kurliessen  seit  1509,  in 
Württemberg  seit  1551,  in  Brandenburg  seit 
1557,  in  Baden,  Braunschweig  und  anderen 
Staaten  mehr.  Irgend  eine  erhebliche  Wir- 
kung erzielten  sie  nicht.  Das  »nachdrück- 
lich verbotene  Unwesen«  wucherte  weiter 
fort,  und  zahllose  erneuerte  und  verschärfte 
Erlässe  vermochten  nicht  ihm  Eiulialt  zu 
thun.  Es  fällt  schwer,  die  Logik  aller  dieser 
Massnahmen  zu  begreifen,  und  man  atmet 
ordentlich  auf,  wenn  einmal  eine  Regierung 
—  die  kurfürstlich  sächsische  —  so  vor- 
urteilsfrei ist,  das  Hausieren  zu  begünstigen. 
Sie  empfiehlt  den  inländischen  Glasfabri- 
kanten im  Jahre  1772,  eigene  Leute  mit 
ihren  Glaswaren  zimi  Hausieren  auszu- 
schicken. 

2.  Volkswirtschaftliche  Berecliti^nuig. 
Die  volkswirtschaftliche  Berechtigimg  des 
Wandergewerbes  ist  offenbar  um  so  grösser 
und  unbestreitbarer,  je  mehr  es  imstande 
ist,  wirtschaftliche  Zwecke  zu  erfüllen,  die 
unter  den  gegebenen  Umständen  auf  anderem 
Wege  gar  nicht  oder  nur  mit  grösseren 
Schwierigkeiten  und  Kosten  erreicht  werden 


können.  Dies  ist  im  allgemeinen  in  desto 
höherem  Grade  der  Fall,  je  weniger  die 
Verkehrsmittel,  die  wirtschaftliche  Arbeits- 
teilung und  die  Koncentrierung  der  an- 
sässigen Bevölkerung  entwickelt  sind.  Da- 
her ist  ein  Bedürfnis  nach  dieser  Betriebs- 
art in  der  früheren  Kulturperiode  weit  mehr 
vorhanden  als  in  der  jetzigen  und  gegen- 
wärtig noch  mehr  auf  dem  Lande  als  m  den 
Städten.  Im  übrigen  kann  man  mit  einem 
generalisierenden  Urteile  dem  Hausierer 
gegenüber  nicht  auskommen.  In  ihm  nur 
das  Unheilvolle  sehen,  ihn  rundweg  ver^ 
dämmen,  Messe  ihm  ebenso  unrecht  thun, 
wie  es  einseitig  wäre,,  ihn  als  schlechter- 
dings unentbehrlich  hinzustellen.  Am  zweck- 
mässigsten  dürfte  es  sein,  mehrere  Gruppen 
auseinanderzuhalten  und  sich  mit  jeder  be- 
sonders abzufinden.  So  h^sen  sich  unter- 
scheiden : 

1.  Hausierer,  die  Leistimgen  anbieten 
oder  Erzeugnisse  ihrer  eigenen  Wirtschaft 
industrielle  oder  landwirtschaftliche,  feil- 
tragen. 

2.  Hausierer,  die  durch  Ungunst  der 
Verhältnisse  in  ihrer  Heimat  beim  Mangel 
anderer  Erwerbsgelegenheit  sich  diesem  Be- 
rufe zugewandt  haben. 

3.  Hausierer,  die  nicht  eigentlich  arbeiten 
wollen  oder  können,  bei  denen  vielmehr 
dieses  Geschäft  nur  den  Vorwand  abgiebt, 
die  betteln  und  bununeln. 

Die  erste  Gruppe  verkauft,  was  sie 
selbst  erzeugt  hat  Die  zweite  Gruppe  kauft 
ein,  um  verkaufen  zu  können.  Für  die 
dritte  Gruppe  ist  der  Handel  nur  Vorwand. 
Diese  drei  Gruppen  haben  im  Wirtscliafts- 
leben  eine  ganz  verschiedene  Bedeutung. 
Thatsächlich  wenden  sich  die  Klagen  imd 
Angriffe  vorzugsweise,  wenn  nicht  aus- 
schliesslich, an  die  Adresse  der  zweiten  und 
dritten  Gruppe. 

Gegen  die  Thätigkeit  der  Hausierer  aus 
der  ersten  Gruppe  wird  sich  kaum  ein  ernst- 
haftes Bedenken  aufrecht  erhalten  lassen. 
Wenn  die  Bewohner  von  Effeltrich  in  Ober- 
franken  sich  der  Obstbaumzucht  zugewandt 
haben  und  für  ihre  Erzeugnisse  durch  den 
Wanderhandel  Absatz  suchen;  wenn  von 
Baiersdorf  aus  der  dort  gebaute  Meerrettig 
nach  allen  Richtungen,  nach  Oesterreich, 
Süd-  und  Norddeutschland  diux;h  die  Er- 
zeuger vertrieben  wird;  wenn  man  im 
Flecken  Bardowick  bei  Lüneburg  Gemüse- 
imd  Bliunensämereien  zieht  und  diese  dann 
denen,  die  danach  Bedarf  liaben,  in  ganz 
Deutschland  in  die  Häuser  tr%t  —  wem 
wird  eigentlich  dadurch  zu  nahe  getreten? 
Mit  welchem  Scheine  des  Rechts  könnte 
man  diesen  Produzenten  verwehren  wollen, 
den  Absatz  gerade  durch  Wanderungen  in 
die  Wege  zu  leiten? 

Dasselbe  gilt  für  das  westfälische  Sauer- 
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land,  wo  aus  einigen  Gemeinden  die  Leute 
mit  den  Fabriiaten  der  einheimischen  Holz- 
industrie, wie  Löffel,  Krähne,  Näpfe,  Butter- 
formen u.  dgl.  m.  in  die  Ferne  gehen;  für 
das  Altenburger  Osterland,  wo  die  gleiche 
Produktion  blfiht ;  filr  den  BOrstenhandel  der 
Dörfer  Ramberg  und  Dembach  in  der  Pfalz, 
der  ehemaligen  Thalvogtei  Todtnau  im  badi- 
schen Schwarzwald;  für  den  Handel  mit 
irdenem  Geschirr  vom  hessischen  Dorfe 
Urberach ;  lu^prünglich  auch  für  den  Handel 
der  Bewohner  von  Benneckenstein  am  Harz 
mit  Nägeln  und  Holzwaren.  Ja,  es  scheint 
auch  filr  die  italienischen  Gipsfigurenhändler 
zu  gelten,  die  sich  in  Deutschland  nieder- 
gelassen haben,  und  gewiss  gilt  es  für  die 
wandernden  Handwerker,  als  Scheren- 
schleifer, Regenschirmflicker,  Kesselflicker, 
Siebmacher,  Sägenschärfer,  Korbmacher, 
Hanfhechler  u.  s.  w. 

Wohl  Hesse  sich  dieser  Handel  auch  anders 
organisiert  denken.  Die  Abnehmer  könnten 
zu  den  Produzenten  kommen  oder  Be- 
stellungen behufs  A'^erseudung  machen,  oder 
der  Kaufmann  könnte  sich  der  Ware  behufs 
Vertriebs  bemächtigen.  Aber  gerade  weil 
die  Kunden  die  Wege  in  die  abgelegenen 
Dörfer  und  Ortschaften  nicht  gefunden  haben, 
•weil  die  Ware  so  geringwertig  ist,  dass  sie 
die  preiserhöhenden  Zuschläge  des  Kauf- 
manns nicht  vertragen  kann,  hat  sich  eben 
dieser  Absatzmodus  herausgebildet.  Der 
Wettbewerb  mit  den  stehenden  Geschäften, 
Handwerks-  wie  kaufmännischen  Betrieben, 
kann  gerade  bei  dieser  Gruppe  nicht  drückend 
sein.  Ziun  Teil  werden  Erzeugnisse  oder 
Leistungen  vertrieben,  die  man  im  stehenden 
Oeschäft  gewöhnlich  nicht  haben  kann,  so 
u.  a.  mehrfach  von  den  Wanderhandwerkem. 
Wo  aber,  wie  etwa  bei  den  Sämereien  oder 
Bürstenwaren  die  stehenden  Betriebe,  die 
dergleichen  erzeugen,  durch  die  Konkurrenz 
beeinträchtigt  werden,  fragt  es  sich,  ob 
•dieser  Grund  ausreicht,  um  den  Hausierern 
ihre  Wirksamkeit  verbieten  oder  einschränken 
zu  dürfen.  Sicher  hat  der  stehende  Betrieb 
für  das  Wirtschaftsleben  eine  grössere  Be- 
deutung. Aber  könnte  man  es  verantworten, 
den  fleissigen  Handarbeitern  zu  verwehren, 
die  Vergütung  für  ihre  Mühe  überall  zu 
suchen.  Man  würde  sie  in  Armut  und  Elend 
stürzen,  wenn  man  diese  Quelle  verstopfte, 
■während  doch  in  gewissem  Sinne  sich  hier 
ein  Idealzustand  zeigt  Ein  Teil  der  Familie 
zu  Hause  eifrig  an  der  Arbeit,  ein  anderer 
Ten  unterwegs,  um  den  Absatz  zu  suchen, 
den  man  dfäeim  nicht  haben  kann.  Und 
im  ganzen,  wenn  auch  in  vielleicht  selteneren 
fallen,  Wohlstand,  jedenfalls  eine  auskömm- 
liche tmd  zufriedene  Existenz. 

Es  ist  nicht  bekannt,  wie  stark  besetzt 
{gerade  diese  Gruppe  ist  Die  Wanderhand- 
"werker  sind  überall  spärlich  gesät    Haus- 
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industrielle,  die  ihre  Erzeugnisse  selbst  ver- 
treiben, sind  wohl  auch  nicht  zahlreich. 
Einerseits  hat  die  moderne  Grossindustrie 
derartigen  hausindustriellen  Betrieben  den 
Todesstoss  versetzt.  Andererseits  zeigt  sich 
die  Hausindustrie  in  der  Form  des  Yerlags- 
systems,  das  für  den  Absatz  sorgt.  Höchstens 
die  Hausierer,  die  selbstgewonnene  land- 
wirtschaftliche Erzeugnisse  herumtragen, 
könnten    in   grösserer  Zahl  vorhanden  sein. 

Dass  in  dieser  Gruppe  auch  Elemente 
sich  befinden,  die  man  weni^r  freundlich 
anzusehen  geneigt  ist,  kann  nicht  geleugnet 
werden.  So  z.  B.  die  slovakischen  Draht- 
binder, bei  denen  es  übri^ns  schon  zweifel- 
haft ist,  welcher  Gnippe  sie  zuzuzählen  sind. 
Ursprünglich  Wanderhandwerker  und  zwar 
von  anzuerkennender  Vielseitigkeit  und  Ge- 
schicklichkeit, gehen  sie  in  entwickelteren 
Kultiirländem  immer  mehr  zum  Handel  mit 
fertig  gekaufter  Fabrikware  über.  Inwie- 
weit solche  ausländische  Hausierer  zuge- 
lassen werden  sollen,  rauss  Sache  der  Er- 
wägung im  speciellen  Falle  sein. 

Schwerer  hält  es,  sich  mit  der  zweiten 
Gruppe  abzufinden,  die  sehr  heterogne  Ele- 
mente in  sich  birgt  Ihre  Angehörigen  sind 
durch  die  Not  des  Lebens,  weil  ihnen 
scheinbar  keine  andere  Erwerbsmöglichkeit 
geboten  ist,  dazu  gezwungen,  mit  Hilfe  des 
Wanderhandels  sich  zu  ernähren.  Im  hohen- 
zollernschen  Killerthal  sind  die  landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse  nicht  imstande,  die 
dichte  Bevölkerung  zu  ernähren.  Eine  be- 
deutende gewerbliche  Thätigkeit  ist  nicht 
vorhanden.  So  bleibt  den  Killerthalem  keine 
andere  Zuflucht  als  das  Handelsgewerbe.  Im 
Eichsfelde  haben  wir  ein  ödes,  rauhes  Land 
vor  uns,  dessen  Bodenverhältnisse  äusserst 
ungünstig  sind.  Kälte  des  Bodens  und 
Rauheit  des  Klimas  erschweren  das  Reifen 
des  Getreides.  Missernten  sind  nicht  selten. 
Gewerbliche  Thätigkeit  hat  nicht  verfehlt 
sich  einzustellen,  seit  alter  Zeit  die  Hand- 
weberei, neuerdings  die  Cigarrenfabrikation. 
Aber  sie  beschäftigt  nicht  alle  verfügbaren 
Kräfte. 

Aehnlich  hat  die  Ungunst  des  Bodens, 
des  Klimas,  der  Eigentumsverteilung  im 
Westerwald,  auf  dem  Fichtelgebirge,  in  der 
Vorderpfalz,  im  preussischen  Saargebiet,  bei 
einigen  württembergischen  Gemeinden  im 
Mainhardter  Wald,  in  den  badischen  Amts- 
bezirken Wolfach  und  Eberbach  gewirkt 
Man  hat  da  Hausierer,  die  vielfach  in  erster 
Linie  Landleute  bleiben,  die  nur  in  der  von 
den  landwirtschaftlichen  Arbeiten  nicht  in 
Anspruch  genommenen  Zeit  auf  die  Wander- 
scluöt  gehen ;  hausierende  Frauen,  die  durch 
den  Wandererwerb  das  Irümmerliche  Fa- 
milieneinkommen verbessern  wollen.  Mit- 
unter hat  der  Verlust  eines  seither  geübten 
Berufs  infolge  geänderter  Zeitverhältnisse 
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die  Bewohner  zum  Hausieren  gebracht.  So 
in  einigen  Dörfern  am  Meissner  und  auf  dem 
Erzgebirge  die  Notwendigkeit,  das  Fuhr- 
gewerbe, von  dessen  Betrieb  man  sich  Jahr- 
hunderte hindurch  hatte  ernähren  können, 
aufgeben  zu  müssen.  Es  sind  nicht  immer 
förmliche  Hausiergemeinden,  in  denen  fast 
alle  Bewohner  sich  zum  Hausieren  ent- 
schliessen.  In  Elsass-Lothringen  beispiels- 
weise fehlen  solche  ganz,  und  doch  ist  es 
dasjenige  Land,  das  im  Deutschen  Reiche 
verhältnismässig  am  meisten  Wandei^werbe- 
treibende  aufweist  Während  dort  auf  10000 
Einwohner  ca.  25  Hausierer  nachgewiesen 
sind,  kommen  im  Reiehslande  auf  dieselbe 
Grundzahl  67.  Gei-ade  im  Elsass  bessern 
zahlreiche  Frauen  von  Industriearbeitern, 
landwirtschaftlichen  Tagelöhnern  und  Wald- 
arbeitern durch  den  Betrieb  eines  gering- 
fügigen Hausierhandels  den  für  den  Unter- 
halt einer  grösseren  Familie  ungenügenden 
Verdienst  des  Mannes  auf. 

lieber  die  Bedeutung  dieser  Gruppe  ins 
klare  zu  kommen,  verursacht  Mühe.  Man 
wird  nicht  in  Abrede  stellen  können,  dass 
in  den  angegebenen  Fällen  der  Betrieb  des 
Hausierhandels  eine  Lebensfrage  für  die  Be- 
wohner der  betreffenden  Gegenden  ist.  Man 
bewahrt  sie,  indem  mau  sie  gewähren  lässt, 
vor  dem  wirtschaftlichen  Ruin.  Sie  können 
sogar  dadurch  in  die  Lage  gebracht  werden, 
ihre  Lebenshaltung  zu  verbessern,  es  zu 
Gnmdbesitz,  zu  einem  gewissen  Wohlstand 
zu  bringen.  Wenn  auch  in  einigen  Fällen 
der  Reiz  der  Wanderschaft  seinen  AnteU 
haben  mag  —  die  Beobj«htiing  spricht  doch 
für  solche  Hausierer,  dass,  wenn  ihnen 
andere  Erwerbszweige  eröffnet  werden,  sie 
den  Hausierhandel  verlassen.  Womit  diese 
Leute  zu  handeln  pflegen,  ist  im  Grunde 
einerlei.  Sie  handeln  mit  allem  und  jedem, 
wovon  je  nach  ihrer  Ueberlegung  und  Ein- 
sicht sich  ein  Gewinn  erwarten  lässt:  mit 
landwirtschaftlichen  Produkten  und  Industrie- 
artikeln, mit  Lebensmitteln  und  Kleidungs- 
stücken, mit  Geflügel  und  vierfüssigem  Vieh, 
mit  Notwendigem  und  Luxusgegenständen. 
Es  wäre  müssig,  zu  untersuchen,  welcher 
dieser  Waren  eine  grössere  Berechtigung  für 
den  Vertrieb  zukäme.  Das  Bedürfnis  des 
kaufenden  Publikums,  die  Absetzbarkeit 
rechtfertigen  im  einzelnen  Fall  die  Wahl. 

In  diese  Gruppe  wären  auch  die  Hausierer 
einzureihen,  die  alteGegenstände,  wieLumpen, 
Knochen,  altes  Gusseison,  Schuhleder  u.  s.  w., 
oder  Erzeugnisse  der  Landwirtschaft,  wie 
Borsten,  Flachs,  Bettfederu,  in  der  west- 
lichen Schweiz  auch  Strohflechten  und  Wein- 
stein aufkaufen.  Teils  bezalüen  sie  sie  bar, 
teils  treiben  sie  einen  Tauschhandel.  Dass 
diese  Sammler  eine  wirtschaftliche  Funktion 
erfüllen,  wer  möchte  es  leugnen?  In  jeder 
Haushaltung  ergeben  sich  Gegenstände,  die 


eine  Verwertung  nicht  finden  würden,  wena 
sie  nicht  diesen  Sammlern  anheimfielen. 
Freilich  muas  im  Interesse  der  Allgemein- 
heit diesem  Sammeleifer  eine  Schranke  ge- 
zogen werden.  Daher  ist  es  wohl  richtig, 
wenn  im  Hinblick  auf  die  Ansteckungs- 
gefahr der  Hausierhandel  mit  gebrauchtea 
Kleidern,  Betten.  Menschenhaien,  Garn- 
abfällen u.  dgl.  m.  verboten  ist  Immerhia 
kann  man  nicht  anders,  als  dieser  Hausierer- 
thätigkeit  Anerkennung  widerfahren  zu  lassen. 
Die  Borstensammler  von  Kempfenbrunn,  die 
Strohflechtensammler  im  schweizerischea 
Kanton  Freiburg  kann  man  nicht  unter- 
drücken. 

Diese  Hausierer,  die  kaufen,  um  wieder 
verkaufen  zu  können,  zeigen  die  charakte- 
ristischen Eigentümlichkeiten  des  Handel» 
überhaupt  Wir  finden  den  soliden  reellea 
Händler,  der  seine  Abnehmer  gewissenhaft 
bedient,  auf  gute  Ware  hält  und  eine  Ehre 
darin  sieht,  einen  festen  Kundenkreis  ge- 
wonnen zu  haben,  dem  er  sich  in  gei^TSsen 
Zwischenräumen  regelmässig  immer  wieder 
vorstellen  darf.  Aber  daneben  hat  man  den 
Typus  des  verschmitzten  Krämers,  der  vor- 
fordert,  sich  ins  Fäustchen  lacht,  wenn  er 
wenig  rühmhche  Ware  an  den  Mann  ge- 
bracht hat,  dem  es  darauf  ankommt  billig, 
nicht  gerade  preiswert  einzukaufen,  der 
Schundware  vertreibt  Auch  trifft  man  nicht 
selten  Hausierer,  die  diesem  herumschweifen- 
den Leben  als  solchem  den  Vorzug  geben 
und  sich  an  eine  sesshafte  Thätigkeit  nicht 
gewöhnen  mögen. 

Inwieweit  endlich  die  zahlreichen  Mess- 
und  Marktreisenden,  die  mit  ihren  Pfeffer- 
kuchen, Zuckerwaren  und  sonstigen  viel- 
fach geringwertigen  Artikeln,  freilich  auch 
wieder  ganz  brauchbaren  Gegenständen  vou 
einer  Messe  zur  anderen  ziehen,  ein  Bedürf- 
nis für  die  Gegenwart  sind,  darüber  wird 
man  geteilter  Meinung  sein.  Man  wird  doc-li 
annehmen  dürfen,  dass  die  fortschreitende 
Entwickelung  die  wirtschaftliche  Bedeutung^ 
dieser  Veranstaltungen  sehr  ziuflckge- 
drängt  hat 

Auf  diese  Weise  sind  jedenfalls  bei 
tlieser  zweiten,  sicherlich  zahlreichsten 
Gruppe  gemeinschädliche  Nachteile  nicht  zu 
verkennen.  Sie  lassen  sich  dahin  erklären, 
dass  einmal  eine  Beeinträchtigimg  und  Be- 
nachteiligung des  Pubhkums  platzgreifen 
kann.  Ferner  darin,  dass  der  stehende  Ge- 
werbebetrieb, das  Handwerk  wie  der  Klein- 
kaufmann eine  Konkurrenz  aushalten  muss, 
die  die  loyalen  Grenzen  überschreitet 

Aber  man  vergesse  nicht,  dass  die  Be- 
schwerden, die  man  über  die  Hausierer 
hören  kann,  wie  sie  betrügen,  schlechte  Ware 
liefern,  zu  hohe  Preise  nehmen,  zum  Ankauf 
unnützer  Dinge  verführen,  die  Sittlichkeit 
untergraben  u.  s.  w.,  weit  übers  Ziel  hinaus- 
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schiessen.  Oewiss  giebt  es  solche  Hausierer, 
und  auf  sie  wird  man  nicht  jenes  im  Reichs- 
tag einst  gefallene  geflügelte  Wort,  dass  die 
Hausierer  die  edelsten  Kräfte  der  Nation 
darstellten,  anzuwenden  berechtigt  sein. 
Aber  man  darf  nach  diesen  Verzerrungen, 
die  nicht  grundsätzlich  im  Wesen  des 
Hausiergewerbes  wurzeln,  den  ganzen  Beruf 
nicht  beurteilen.  In  den  städtischen  Ge- 
schäften wird  noch  weit  mehr  unnützes 
Zeug  ausgeboten  und  die  Käufer  werden 
dort  noch  mehr  durch  verlockende  Ausstel- 
lungen, täuschende  Reklamen,  fiktive  »Aus- 
verkäufe« in  Versuchung  geführt.  JedenfoUs 
aber  sind  die  unnötigen  Ausgaben  für  Hau- 
siererwaren, Schaustellungen  u.  dgl.  ver- 
schwindend klein  gegen  die  für  geistige 
Getränke.  Auch  im  stehenden  Detailhandel 
kann  man  zu  kurz  kommen  als  Käufer,  zu 
geringes  Gewicht,  minder  preiswerte  Ware 
u.  s.  w.  erhalten.  Und  doch  fehlt  diesem 
jene  den  Leichtsinn  begünstigende  M^lich- 
keit  für  den  Hausierer,  nachdem  er  einen 
Hauptcoup  gemacht  hat,  wie  in  einer 
Versenkung  auf  Ninunerwiedersehen  zu 
verschwinden.  Im  G^enteil,  der  kleine 
Krämer  rechnet  bei  seiner  Untreue  auf 
die  Vergesslichkeit,  die  Gutmütigkeit,  die 
Nachsicht  des  Publikums.  Er  tischt  ihm, 
wenn  es  wieder  zu  ihm  kommt,  irgend 
eine  unwahrscheinliche  Entschuldigung  zur 
Besänftigung  auf.  Und  in  nicht  wenigen 
Eällen  kann  er  seine  Rückkehr  sicher  er- 
w^arten,  weU  er  der  einzige  am  Ort  ist. 
Wer  weiss,  ob  ein  Monopol  der  Krämer, 
die  sich  bequem  unter  einander  verstän- 
digen können,  sich  nicht  sehr  drückend 
sreltend  machen  würde,  wenn  sie  mit  den 
Hausierern  gar  nicht  mehr  zu  rechnen  nötig 
hätten. 

Den  Weg,  der  hier  zur  Abhilfe  betreten 
werden  kann,  abgesehen  davon,  dass  das 
Phiblikum  sich  selbst  hUft,  weniger  leicht- 
gläubig ist  und  sich  vom  Hausierer  nicht 
übertölpeln  lässt,  hat  imsere  Gesetzgebung 
bereits  eingeschlagen.  Sie  hat  den  Kreis 
der  Gegenstände,  die  im  umherziehen  an- 
gekauft und  feilgeboten  werden  dürfen,  ein- 
geschränkt Sie  trifft  eine  Auswahl  unter 
denen,  die  um  die  Erlaubnis  zum  Betrieb 
nachsuchen ;  sie  erlaubt  nicht  ohne  weiteres 
fremde  Häu.ser,  Gehöfte,  Wohnungen  zu  be- 
treten ;  sie  zieht  dem  Mitnehmen  von  minder- 
jährigen Personen  Schranken.  Ueber  das 
Mass  derartiger  Bestimmungen  wird  man 
immer  streiten  können.  Eine  weitere  Ein- 
schränkung, vielleicht  mit  einer  Ausnahme, 
■wäre  kaum  angebracht  Nur  der  Hausier- 
.  handel  mit  Vieh  könnte  vielleicht  unter 
grössere  Kontrolle  genommen  werden. 

Die  Benachteiligung  des  stehenden  Ge- 
werbebetriebs ist  gewiss  vorhanden.  Aber 
sie    wird,  glaube  ich,  übertrieben.     Es  ist 


fast  unmöglich,  sich  von  dem  wirklichen 
Umsatz  der  Hausierer  ein  Bild  zu  machen. 
Man  kann  sich  indes  kaum  vorstellen,  dass 
er  eine  empfindliche  Einbusse  für  die  Laden- 
geschäfte einschliesst  Im  einzelnen  Fall, 
am  einzelnen  Ort  mag  ja  ein  Ladeninhaber 
mitunter  beeinträchtigt  worden  sein.  Im 
allgemeinen  kann  der  Druck  dieser  Kon- 
kurrenz nicht  so  schlimm  werden,  dass  man 
im  Interesse  der  Erhaltung  der  stehenden 
Cteschäfte  das  Hausieren  verbieten  müsste. 
Was  der  Ladeninhaber  möglicherweise  am 
Kundenabsatz  verliert, .  gewinnt  er  dadurch, 
dass  der  Hausierer  bei  ihm  einkauft,  sogar 
nicht  selten  Ware  entnimmt,  die  bei  jenem 
nicht  mehr  recht  verkäuflich  schien.  Wenn 
dem  Hausierer  nachgesagt  wird,  dass  er 
durch  ruhmrediges  Anpreisen  seiner  Ware 
u,  8.  w.  zum  Ankauf  verleite,  so  wirkt  in 
ähnlicher  Weise  das  Schaufenster  des  Ladens. 
Schon  mancher  Käufer  hat  zu  seinem  Nach- 
teil erfahren,  dass  er  sich  durch  den  Glanz 
desselben  blenden  liess. 

Muss  mithin  zugegeben  werden,  dass 
die  Warenhausierer,  wie  wir  sie  einmal 
kiu^  nennen  wollen,  in  der  That  bedenklich 
werden  können,  so  kann  man  doch  auch 
wieder  nicht  leugnen,  dass  sie  selbst  unter 
den  heutigen  vorgeschrittenen  Verhältnissen 
unentbehrlich  sind.  Sie  sind  es  einmal  vom 
Standpunkt  des  Händlers,  wie  ich  schon 
ausgeführt  habe.  Für  diesen  in  zahlreichen 
Fällen  die  einzige  Möglichkeit,  sich  imd  die 
Seinigen  ernähren  zu  können. 

Sie  sind  es  ferner  vom  Standpunkt  des 
Fabrikanten  und  Grosshändlers.  Hinter  den 
Hausierern  stehen  in  vielen  Fällen  die 
moderne  Grossindustrie,  der  Engroshandel. 
Ihre  Vertreter  sind  es,  die  zn  dea  Hausierern 
reisen,  um  ihnen  Waren  zum  Vertrieb  unter 
günstigen  Bedingungen  anzubieten.  Es  sind 
nicht  Ausschusswaren  oder  schwer  verkäuf- 
liche Gegenstände,  die  so  abgesetzt  werden 
sollen.  Vielmehr  liegt  dieses  Bestreben, 
Käufer  aufzusuchen,  in  der  modernen  Pro- 
duktionsweise, die  Massenerzeugung  ist  und 
daher  auf  Absatz  bedacht  sein  muss.  Sie 
kann  und  mag  nicht  warten,  bis  der  Käufer 
zu  ihr  kommt.  Die  Industrie  sieht  mit 
Hilfe  des  Hausierers  ihr  Absatzgebiet  er- 
weitert. Derselbe  ergänzt  mit  seiner  Rührig- 
keit und  Wachsamkeit  die  unvollkommene 
Thätigkeit  der  Ladeninhaber  imd  Handwerks- 
betriebe. Es  ist  schon  oft  hervorgehoben 
worden,  dass  manche  Industrie  sich  wesent- 
lich, wenn  nicht  ausschliesslich,  auf  den 
Hausierhandel  stützt.  So  z.  B.  die  optische 
Industrie  von  Fürth,  so  vor  allem  auch  der 
deutsche  Kolportagebuchhandel.  Es  ist 
staunenerregend,  was  für  ein  Absatz  ein- 
zelner Werke  hat  zu  stände  gebracht  werden 
können. 

Endlich  drittens  sind  die  Hausierer  un- 
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entbehrlich  vom  Standpunkte  der  Konsu- 
menten. Es  ist  völlig  verKehrt,  den  Hausierer 
nur  auf  dem  Lande,  bei  dünner  Bevölkerung, 
unter  zurückgebliebenen  Verkehrsverhält- 
nissen als  zulässig  zu  betrachten.  Auch  die 
grossen  Städte,  entwickelte  Industriegegenden 
sind  häufig  die  besten  Absatzorte.  Das  Dienst- 
mädchen, das  Ladenpersonal,  die  Arbeiter- 
frau —  sie  sind  an  die  Stelle  gefesselt  und 
gehindert,  sich  im  stehenden  Geschäft  zu 
holen,  was  sie  brauchen.  Sie  freuen  sich 
sogar  über  den  Hausierer,  der  in  ihr  Einerlei 
Abwechselung  bringt,  dem  sie  sich  nahe- 
stehend fühlen.  Sie  kaufen  lieber  von  ihm 
als  im  Laden,  wo  sie  sich  Zwang  aufer- 
legen, vielleicht  kaufen  müssen,  was  ihnen 
nicht  zusagt,  nur  um  den  Kaufmann  nicht 
■unnütz  bemüht  zu  haben.  Dem  Hausierer 
gegenüber  scheut  man  sich  nicht,  sich  alles 
auspacken  zu  lassen,  an  den  Waren  zu 
mäkeln,  am  Preise  zu  feilschen  und  schliess- 
lich nichts  zu  kaufen. 

Viel  weniger  erfreulich  ist  die  dritte 
Grupp,  bei  deren  Mitgliedern  das  Hausieren 
nur  den  Voi-wand  zum  Bettein  abgiebt,  die 
nur  die  Lust  am  BimiraeUehen  entstehen 
lässt.  Hierher  gehören  vor  allem  die  Hau- 
sierer mit  körperlichen  Gebrechen.  Das 
Gesetz  zieht  ja  gewisse  Schranken,  aber  sie 
sind  ungenügend.  Blinde,  Einarmige,  Ver- 
krüppelte, Nervenleidende,  Taubstumme, 
Lahme  u.  s.  w.  sollten  nie  die  Erlaubnis 
zum  Hausieren  erhalten.  Bei  ihnen  tritt 
uaturgemäss  das  Geschäft  zurück  und  ihr 
Hauptgeschäft  wird:  auf  das  Mitleid  zu 
spekuheren.  Sie  handeln  in  der  Regel  auch 
mit  untergeordneten,  leicht  transportablen 
Artikeln:  Blumen,  Zündhölzern,  Postkarten, 
Zeitimgen,  Konfekt,  Zucker-  oder  Back- 
waren, deren  man  bequem  auch  anders  hab- 
haft wenlen  kann. 

Und  noch  unangenehmer,  wenn  ver- 
kommene Existenzen,  die  dem  Trünke  und 
der  Trägheit  ergeben  sind,  von  Behörden 
veranlasst  werden,  sich  mit  Hilfe  des  Hausier- 
handels halbwegs  zu  erhalten.  Es  sollte 
nicht  vorkommen ,  dass  bei  grosser  Armut 
die  Gemeinden  für  ihre  Angehörigen  Wander- 
gewerbescheine lösen,  damit  sie  ihnen  nicht 
zur  Last  fallen.  Die  unentgeltliche  Verab- 
fol^ng  von  Wandergewerbescheinen  an  no- 
torisch Bedürftige  ist  übel  angebrachte 
Milde.  Die  Armenkassen  werden  dadurch 
allerdings  teilweise  entlastet,  aber  solche 
Hausierer  erfüllen  keine  wirtschaftliche  Auf- 
gabe mehr.  Für  sie  ist  der  Hausierkasten 
die  Legitimation  zum  Betteln.  Es  mag  ja 
richtig  sein,  dass  mitunter  rechtschaffenes 
Streben  zu  diesem  Wege  greift.  Manche 
arme  Witwe,  manche  Frau  in  einem  durch 
den  Mann  verlotterten  Hauswesen  können 
sich  vieUeicht  so  über  Wasser  halten.  In 
den  meisten  gelingt  doch  die  gute  Absicht 


nur  unvollkommen.  Bitteres  Elend  herrscht 
unter  solchen  Händlern  vor,  und  es  wäre 
Pflicht,  für  diese  Unglücklichen  andere  Vor- 
kehr zu  treffen,  statt  sie  auf  den  Weg  der 
Selbsthilfe  zu  verweisen. 

Ausserhalb  der  drei  charakterisierten 
Gruppen  stehen  diejenigen  Hausierer,  die 
man  als  Orgelspieler,  Violinisten,  Artisten, 
Seiltänzer,  Sänger,  wandernde  Schauspieler, 
Karussellbesitzer  u.  s.  w.  auf  Märkten  und 
Messen  oder  auch  in  DorfkrOgen,  auf  Land- 
strassen und  selbst  in  grossen  Städten  be- 
obachten kann. 

Eigentliche  Hausierer  haben  wir  in  ihnen 
nicht  mehr.  Sie  in  Parallele  mit  den  anderen 
zu  stellen,  heisst  beiden  Seiten  Unrecht  thuu. 
Wohlhabenheit  und  bitterste  Not  kommt 
unter  ihnen  in  gleichem  Masse  vor.  Dass 
man  Leute,  deren  Leistungen  in  der  Regel 
auf  der  untersten  Stufe  der  K\mst  stehen, 
Erwerbsthätige,  die  auf  die  Schaulust  und 
Genusssucht  der  Bevölkerung  spekulieren, 
nicht  zu  zahlreich  werden  lasse,  ist  ein 
selbstverständliches  Gebot  polizeilicher  Mass- 
nahmen. Ganz  verbieten  kann  man  sie 
natürlich  nicht.  Man  muss  immer  damit 
rechnen,  dass  sie  dem  Geschmack  und  den 
Ansprüchen  zahlreicher  Klassen  der  Bevölke- 
rung genügen.  Wenn  man  selbstredend 
auch  stets  dahin  wird  streben  wollen,  diesen 
Geschmack  zu  veredeln  und  die  breiten 
Massen  in  ihren  Genüssen  auf  ein  höheres 
Niveau  zu  bringen  —  ganz  werden  natür- 
lich Persönlichkeiten,  die  für  die  charakteri- 
sierten Vergnügungen  sollen,  niemals  ent- 
behrt werden  können. 

8.  Statistik.  Die  bei  Gelegenheit  der 
Berufszählung  von  1895  erfolgte  Feststellung 
der  Wandergewerbetreibenden  hat  ergeben, 
dass  nicht  mehr  als  126885  Hausierer  im 
Deutschen  Reich  vorhanden  sind.  Sie  grup- 
pieren sich  folgendermassen :  (S.  die  Tabelle 
auf  folgender  Seite.) 

In  den  einzelnen  Staaten  und  Landes- 
teilen werden  Hausierer  in  sehr  verschie- 
dener Zahl  angetroffen.  Die  absolut  grösste 
Zahl  weist  das  Königreich  Sachsen  — 
14  827  —  auf;  demnächst  die  preussische 
Rheinprovinz  —  13  472  —  das  Königreich 
Bayern  —  12332.  Von  anderen  Gebiets- 
teilen, in  denen  aber  die  Zahl  der  Hausiere 
unter  10  000,  zum  Teil  ganz  erheblich  da- 
runter steht,  sind  noch  bemerkenswert  die 
Provinz  Schlesien,  das  Königreich  Württem- 
berg, Elsass-Lothringen,  Baden  und  die  Pro- 
vinz Brandenburg. 

Im  Verhältnisse  zur  Bevölkerung  erhält 
man  jedoch  eine  andere  Reihenfolge.  Ha 
steht  HohenzoUem  mit  9  Hausierern  auf 
1000  Einwohner  obenan.  Demnächst  das 
Königreich  Sachsen,  Elsass-Lothringen,  Würt- 
temberg mit  ungefähr  4,  Baden,  Hessen,  die 
Provinz  Sachsen,  die  Stadt  Berlin,  die  Rhein- 
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männlich 


weiblich 


zusammen 


I.  Berafsglicdenmg 

A.  Gärtnerei,  Tierzucht 

B.  Industrie,  Handwerk 

C.  Handel  und  Verkehr 

D.  Freie  Bernfsarten 


90 
4401 

70353 
6504 


8 

723 
43 '67 

1639 


98 

5124 

II  352 

8143 


Summe 


n.  Stellung  im  Beruf 
1.  Selbständige  im  Hauptberuf    .    . 
„  „    Nebenberuf    .    . 


81348 


65767 
9077 


45  537 


34469 
4016 


126885 


100236 
13093 


Summe  1 

2.  Unselbständige 

a.  Begleiter  einschl.  helfender  Familienglieder     .    . 

b.  von  stehenden  Gewerbebetrieben  ausgesandte  un- 
selbständige Hausierer    .... 


74844 

6233 
271 


38  485       I      1 13  329 


6827 


Summe  2 


ni.  Altersgruppen 

1.  unter  16  Jahren 

2.  16—21  Jahre 

3.  21  Jahre  und  darfiber     .... 


6504 


776 

3150 

77422 


7052 


505 

1725 

43310 


13060 
496 


13556 


1281 
I  4872 
I     120732 


lande,  Braunschweig,  einige  thüringische 
Staaten  mit  gegen  3  und  darüber.  Im 
Königreich  Bayern  sind  nur  wenig  über  2 
pro  Mille  nachgewiesen. 

In  diesen  lÄndern  haben  sich  nun  inte- 
ressanterweise bestimmte  Gegenden  heraus- 
gebildet, von  deren  Bevölkerung  der  Hausier- 
handel mit  besonderer  Ener^e  betrieben  I 
wird.  Es  sind  förmliche  Hausierdörfer  ent- 
standen, deren  Einwohner  fast  ausschliess- 
lich oder  grösstenteils  von  dem  Erwerb 
durch  Hausieren  leben.  Aus  ihnen  ergiesst 
sich  alljährlich  zu  bestimmten  Zeiten  ein 
mehr  oder  minder  mächtiger  Strom  von 
Hausierern  über  ganz  Deutschland,  nicht 
selten  über  seine  Grenzen  hinaus.  Mitunter 
sind  es  die  Erzeugnisse  des  Ortes  selbst, 
die  auf  diese  Weise  abgesetzt  werden,  so 
z.  B.  beim  Handel  mit  Obstbäumen  von  dem 
der  fränkischen  Dörfer  Effeltrich  aus  oder 
beim  Handel  mit  Meerrettig  von  Baiersdorf, 
ebenfalls  in  Oberfranken.  Häufiger  aber  ist 
es  doch,  dass  Waren  vertrieben  werden,  die 
man  von  auswärts  kommen  und  an  be- 
stimmte Punkte  des  Gebiets,  in  dem  man  sie 
z«  verkaufen  gedenkt,  vorausschicken  lässt. 
So  wurden  ursprünglich  von  den  Bewohnern 
des  Fichtelgebiiges,  insbesondere  des  Be- 
zirksamts Wunsiedel,  Holz-  und  Korbwaren, 
Flechtarbeiten  aus  gespaltenem  Fichtenholze 
und  Stroh  vertrieben,  die  sie  an  langen 
AVinterabenden  selbst  angefertigt,  auch  wohl 
Preissei-  und  Heidelbeeren,  die  Frauen  und 
Kinder  gesammelt  liatten.  In  neuerer  Zeit 
jedoch,  namentlich  seit  den  sechziger 
Jahren,  fingen  Frauen  an  Leinenwaren 
oberfränMschen  Ursprungs  umherziehend 
abzusetzen,  auch  lassen  sie  sich  gegenwärtig 
die  Web-  und  Weisswaren  aus  Leipzig  oder 


Kleiderstoffe  aus  Greizer  Fabriken  kommen, 
mit  deren  Vertrieb  sie  dann  im  Umher- 
ziehen ihr  Glück  versuchen. 

Derartige  Mittelpunkte  sind:  im  sächsi- 
schen Erzgebirge  Satzung,  StOtzengrün, 
Schönheide  und  Umgebung-  im  Harz  das 
Dorf  Benneckenstein,  in  welchem  auf  10()0 
Einwohner  ca.  125  selbständige  Hausierer 
kommen;  im  Kreise  Ratibor  der  Provinz 
Schlesien  tlas  Dorf  Deutsch-Krawam,  wo 
mit  geringen  Ausnahmen  vom  21.  Lebens- 

C'  '  'e  an  die  Bevölkerung  sich  dem  Hausier- 
del  widmet  und  unter  4000  Einwohnern 
ca.  600  Wandergewerbescheine  ausgeteilt 
werden.  So  ferner  das  Eichsfeld  und  einige 
Dörfer  in  den  nördlich  und  nordöstlich  vom 
Meissner  gelegenen  Kreisen  des  Regierungs- 
bezirks Cassel,  das  Dorf  Bardowik  im  Re- 
gierungsbezirk Lüneburg,  endlich  namentlich 
im  Süden  und  Westen  Deutschlands:  der 
Westerwald,  der  im  Jahre  1896  nahezu  2000 
Landgänger  hergab,  die  Rheinpfalz,  das 
westfälische  Sauerland,  das  Killerthal  im 
Regierungsbezirk  HoheuzoUem,  die  Dörfer 
Eningen  imd  Gönningen  in  dem  Rauhen 
Alb,  Erstetten  und  Laichingen  ebenda, 
Baiersdorf  und  Effeltrich  in  Oberfranken 
u.  a.  m. 

Untereinander  haben  diese  Ortschaften 
keine  Fühlung.  Sie  tauchen  wie  Inseln  auf; 
aber  sie  befinden  sich  doch  in  einem  geo- 
graphisch zusammenhängenden  Gebiete,  das 
im  Südosten  Deutschlands,  im  Kreise  Rati- 
bor, anhebt,  durch  die  Provinz  Schlesien, 
das  Königreich  Sachsen,  Ober-  und  Unter- 
franken mit  dem  Fichtelgebiige  und  dem 
Thüringerwald  sich  erstreckt  und  sich  etwa 
in  Hessen  gabelt,  auf  der  einen  Seite  den 
Westerwald  und  das  Sauerland,  auf  deran- 
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deren  Seite  die  Rheinpfalz  und  das  preus- 
sische  Saarg'ebiet  umfassend.  Weiter  nach 
Süden  erscheinen  dann  als  Ausgangspunkte 
der  Hausiererei  Elsass-Lothringen,  die  Rauhe 
Alb  vm.ä  Hohenzollern,  nach  Norden  eine 
andere  Abzweigung  im  Eichsfeld  bis  in  den 
Harz.  Hauptsächlich  und  in  erster  Linie 
sind  es  mithin  die  ärmeren  Gebirgsgegenden 
Deutschlands,  deren  Bewohnern  das  Hau- 
sieren ein  willkommener  Erwerbszweig  bildet 

Jene  obigen  Zahlen  geben  aber  ein  nur 
unvollkommenes  Bild  von  der  Verbreitung 
der  Hausiererei.  Denn  nach  §  55  der  Ge- 
werbeordnung müssen  diejenigen,  welche 
ausserhalb  des  Gemeindebezirks  ihres  Wohn- 
orts einem  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen 
ohne  Begründung  einer  gewerblichen  Nieder- 
lassung nächgehen  wollen,  einen  Wander- 
gewerbeschein lösen,  der  nur  für  das  Ge- 
biet des  Staates  gilt,  in  welchem  er  ausge- 
fertigt wird.  Hausierer  mithin,  die  ihren 
Absatz  in  verschiedenen  deutschen  Ländern 
suchen,  müssen  verschiedene  Scheine  neh- 
men. So  giebt  also  erst  die  Zahl  der  Wan- 
dergewerbescheine den  rechten  Massstab 
für  die  Beurteilung  der  Wichtigkeit  dieses 
Berufs.  Im  Grossherzogtum  Hessen  z.  B. 
sind  nach  der  Zählung  von  1895  2  788  Hau- 
siergewerbetreibende, aber  die  Zahl  der 
1893  ausgestellten  Wandergewerbescheine  be- 
trug 7  644.  Umgekehrt  sind  im  Königreich 
Sachsen  rund  25000  Hausierer  nachge- 
wiesen, aber  (1888)  noch  nicht  ganz  13000 
Wandergewerbescheine  ausgesteift  Es  sind 
erfahrungsmässig  von  allen  Wandergewerbe- 
treibenden, die  in  Sachsen  um  die  Er- 
laubnis nachsuchen,  78—81  %  Sachsen.  Ein 
nicht  ganz  unerheblicher  Teil  aller  in 
Sachsen  nachgewiesenen  EEausierer  —  etwa 
5000  —  arbeitet  gar  nicht  in  der  Heimat, 
sondern  in  Nachbarstaaten  oder  im  Aus- 
lande. Die  Zahl  der  in  ganz  Deutschland 
ausgestellten  Wandergewerbescheine  ist  nun 
freilich  keine  geringe.  Noch  vor  30  Jahren 
—  1870  —  wurden  nicht  mehr  als  136706 
ausgestellt,  schon  1882  aber  227  607,  und 
auf  dieser  Höhe  hat  sich  die  Zahl  erhalten : 
1893  =  226364. 

4.  Beschränkungen  der  GesetsE- 
gebnng.  Unter  den  älteren  gesetzlichen 
Bestimmungen  über  das  Wandergewerbe 
waren  die  des  preussischen  Qewerbe- 
gesetzes  vom  7.  September  1811  sum- 
marisch und  in  ziemlich  liberalem  Sinne 
gelialten.  Allerdings  sollte  der  Gewerbe- 
schein für  den  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen nur  gegen  Vorlegtmg  einer  Genehmi- 
gung der  Regierung  erteilt  werden,  die  die 
Zuverlässigkeit  und  Rechtlichkeit  des  Nach- 
suchenden ganz  nach  ihrem  Ermessen  be- 
m-teilen  konnte.  Aber  diese  Genehmigungen 
wurden  auf  drei  Jahre  erteilt  von  beson- 
deren   Beschränkungen    des   Betriebes    ist 


keine  Rede  und  es  sind  auch  keine  Waren 
ausdrücklich  vom  Wanderhandel  ausge- 
schlossen, abgesehen  von  der  allgemein  gel- 
tenden Bedingung  einer  besonderen  Ge- 
nehmigung für  den  Handel  mit  hochbe- 
steuerten Eolonial-  und  anderen  Waren. 
Eine  Beschränkung  dieser  Art  brachte  zuerst 
das  Gewerbesteuergesetz  vom  30.  Mai  1820, 
das  den  Verkauf  von  Material-  und  Spezerei- 
waren,  geistigen  Getränken  aller  Art  und 
Zeugen  von  WoUe,  Baumwolle  und  Seiden, 
rein  oder  gemischt,  verbot.  Zugleich  setzte 
dasselbe  die  Giltigkeit  des  Gewerbescheines, 
der  als  Mittel  der  Steuererhebung  nui-  für 
das  Wandergewerbe  beibehalten  wurde,  auf 
ein  Jahr  herab.  Eine  neue,  ausführliche 
und  sehr  strenge  Regelung  des  Wander- 
gewerbes aber  erfolgte  durch  das  Regulativ 
vom  28.  April  1824,  das  am  21.  Jlai  die 
königliche  Genehmigung  erhielt.  Eine  Reihe 
von  Bedingungen  wurde  jetzt  für  die  Be- 
willigung des  jährlich  zu  erneuernden  Ge- 
werbescheines aufgestellt;  u.  a.  sollte  der 
Wandergewerbebetrieb  in  der  Regel  Leuteu 
unter  30  Jahren  nicht  erlaubt  werden,  es 
sei  denn,  dass  das  Gewerbe  eine  förmliche 
Erlernung  erfordere,  die  nicht  wohl  andei-s 
als  im  Umherziehen  möglich  wäi^.  Die 
Zeitdauer  des  Gewerbebeti-iebes  an  einem 
und  demselben  Orte  war  je  nach  der  Grösse 
der  Gemeinde  auf  1  bis  8  Tage  beschränkt, 
vorbehaltlich  der  Befugnis  der  Ortspolizei- 
behörden, diese  IVisten  zu  verlängern  oder 
zu  verkürzen;  auch  sollte,  abgesehen  von 
den  Marktzeiten  und  besonderen  Fällen,  ein 
Hausierer  erst  nach  4  Wochen  denselben 
Ort  wieder  besuchen  dürfen.  Namentlich 
aber  wurden  jetzt  alle  Waren  vom  Hausier- 
handel ausgeschlossen,  die  für  denselben 
nicht  ausdrücklich  zugelassen  waren.  Eine 
Erweiterung  der  Liste  dieser  zugelassenen 
Waren  gewährte  das  Regulativ  vom  4.  De- 
zember 1836,  das  auch  verschiedene  andere 
neue  Bestimmungen  über  den  Gewerbe- 
betrieb im  Umherziehen  enthielt.  Dagegen 
üess  die  allgemeine  preussische  Gew.-O.  v. 
17.  Januar  1845  die  Verhältnisse  dieses  Be- 
triebes ungeändert.  Im  Königreich  Sachsen 
behielt  noch  die  Gew.-O.  v.  15.  Oktober  1861 
den  Grundsatz  bei,  dass  der  Hausierhandel 
nur  mit  verhältnismässig  wenigen,  ausdrück- 
lich erlaubten  Waren  gestattet  sei;  auch 
sollten  nur  Personen  im  Alter  von  min- 
destens 24  Jahren  die  Erlaubnis  dazu  er- 
halten. Die  Bestimmungen  in  den  neueren, 
die  Gewerbefreiheit  einführenden  Gesetzen 
der  süddeutschen  Staaten  waren  wesentlich 
milder.  Doch  hielt  man  wie  in  Preussen 
und  Sachsen  auch  in  Bayern  und  Württem- 
berg an  der  Konzessionspflichtigkeit  des 
Gewerbebetriebs  im  Umherziehen  fest  Die 
später  auf  das  Reich  ausgedehnte  Gewetbe- 
ordnung   des  Norddeutschen  Bundes    vom 
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21.  Juni  1869  brachte  ebenfalls  dem  Wander- 
gewerbe gegenüber  im  wesentlichen  den 
Grundsatz  der  Gewerbefreiheit  zur  Geltung 
und  behielt  mit  Ausschluss  der  lokaJprotek- 
tionistischen  Tendenzen  nur  solche  Be- 
schränkungen desselben  bei,  die  dm-ch  poli- 
zeiliche Rücksichten  ^rechtfertigt  erschie- 
nen. So  wurde  lediglich  aus  solchen  Rück- 
sichten eine  beschränkte  Anzahl  von  Waren 
vom  An-  und  Verkauf  im  Umherziehen  aus- 
geschlossen, alle  übrigen  aber  für  diesen 
Betrieb  freigegeben.  Die  Fälle,  in  denen 
der  für  den  Wandergewerbebetrieb  erforder- 
liche Legitimationsschein  versagt  werden 
durfte,  waren  wenig  zahlreich  und  ebenfalls 
nur  vom  polizeilichen  Gesichtspunkte  be- 
stimmt, was  auch  noch  hinsichtlich  der  Vor- 
schrift galt,  dass  weitere  Legitimations- 
scheine für  Schaustellungen,  Aufführungen 
u.  dgl.  versagt  werden  sollten,  wenn  eine 
den  Verhältnissen  des  betreffenden  Ver- 
waltungsbezirks entsprechende  Zahl  solcher 
Scheine  bereits  ausgestellt  wäre. 

Diese   relative   Freiheit  des  Wanderge- 
werbes rief  nun  aber,   besonders  nach  der 
ungünstigen  Wendung  der  allgemeinen  Wirt- 
schaftslage in  den  70  er  Jahren,  lebhafte  Be- 
schwerden und  Klagen  von  selten  der  an- 
sässigen Gewerbetreibenden  hervor.    Schon 
jn  der  zweiten  Legislaturperiode  des  deut- 
schen Reichstags  gelangten  zahlreiche  Bitt- 
schriften an  ihn,  die  von  einer  weitreichen- 
den  Strömung,    eine  andere  Gesetzgebung 
herbeizuführen,  Zeugnis  ablegten.    Anfangs 
ging  man  über  sie  zur  Tagesordnung  über. 
Jedoch  in  den  nächsten  Jahren  häuften  sich 
die  Anträge,  die   mit  steigender  Dringlich- 
keit  eine  Reform  forderten.    So  konnte  es 
nicht  ausbleiben,  dass  es  erst  zur  Novelle 
vom  1.  Juli  1883,  und  als  diese  nicht  recht 
wirkte,  zu   der  vom  6.  August  1896  kam. 
Durch  beide  ist  man  dem  Grundsatze,  das 
Hausiergewerbe  notwendigerweise  mehr  ein- 
schränken zu  wollen,  wie  er  in  den  Landes- 
gesetzgebungen   des    vorigen    Jahrhunderts 
sich  zeigt,  wieder  viel  näher  getreten.    Man 
hat   nunmehr  den  Kreis  der  Gegenstände, 
die  im  Umherziehen  angekauft  und  feilge- 
boten, der  Leistungen,  die  angeboten  werden 
dürfen,  weiter  eingeschränkt.    Die  auf  die 
persönliche  Zidassung  bezüglichen  Bestim- 
mungen sind  verschMt,  und  es  ist  die  Mög- 
lichkeit  vorgesehen,    bereits    zugelassenen 
Persönlichkeiten   die  Fortsetzung   des   Be- 
triebs zu  untersagen.    In   betreff  des  Mit- 
nehmens minderjähriger  Personen,  des  Be- 
tretens fremder  Häuser,  Gehöfte  imd  Woh- 
nungen sind  weitere  Einschränkungen  ver- 
fügt.   Die  Novelle   von  1896  hat  dann  die 
Zahl  der  vom  Vertriebe  im  Umherziehen 
ausgeschlossenen  Gegenstände  noch  vermehrt 
lind    die   Erlangung   des   Wandergewerbe- 
scheins erschwert.    (Vgl.  eingehendere  An- 


gaben im  Art.  Gewerbegesetzgebung 
oben  Bd.  IV  S.  429  ff.) 

Im  ganzen  blieben  auch  in  dem  Gesetz 
von  1883  die  polizeilichen  Gesichtspunkte 
massgebend  und  dem  Princip  des  Lokal- 
schutzes wurden  nur  geringe  Zugeständnisse 
gemacht.  Einen  weiteren  Schritt  in  diesem 
Sinne  that  erst  das  die  Grewerbeordnuug  ab- 
ändernde G.  V.  1.  Juni  1891,  das  den  Ge- 
werbebetrieb im  Umherziehen  mit  Ausnahme 
der  Schaustellungen,  Aufführungen  etc.  so- 
wie den  ambulanten  Betrieb  ansässiger  Ge- 
werbetreibender in  ihrem  Gemeindebezirke 
an  Sonntagen  gänzlich  verbietet.  Aus- 
nahmen können  von  der  unteren  Verwaltungs- 
behörde zugelassen  werden  und  der  Bundes- 
rat ist  ermächtigt,  über  die  Voraussetzungen 
und  Bedingungen  solcher  Ausnahmen  Be- 
stimmungen zu  erlassen.  Die  ansässigen 
Gewerbetreibenden  dürfen  ihre  Läden  an 
den  Sonntagen  5  Stunden  lang  offen  halten 
und  wenn  den  Wanderhändlern  eine  so  un- 
gleich grössere  Beschränkung  auferlegt  ist, 
so  mag  dies  im  Interesse  der  ersteren  aller- 
dings wünschenswert  sein,  es  lässt  sich  aber 
vom  Standpunkte  der  Billigkeit  nicht  leicht 
verteidigen.  Im  Qrenzhezirke  darf  das 
Hausiergewerbe,  wozu  auch  ausdrücklich  die 
Wanderlager  gerechnet  werden,  nach  §  124 
des  Vereinszollgesetzes  vom  1.  Juli  1869  nur 
mit  besonderer  Erlaubnis  und  unter  den  von 
der  obersten  Landesfinanzbehörde  angeord- 
neten Beschränkungen  betrieben  werden.  — 
Ueber  die  Colportage  von  Presserzeugnissen, 
die  der  Antrag  Gröber  und  Gen.  (1893)  un- 
gerechtfertigten weiteren  Massregelungen 
unterwerfen  will,  s.  d.  Art.,  oben  Bd.  III S.  67ff. 

6.  Detailreisende.  Verhasster  als  die 
eigentlichen  Wanderhändler  sind  dem  an- 
sässigen Gewerbestand  die  sogenannten 
Detailreisenden,  die  nicht  bei  Kaufleuten, 
sondern  bei  Privatkunden  Bestellungen  für 
grössere  Geschäftshäuser  aufsuchen.  Wenn 
diese  als  selbständige  reisende  Agenten  oder 
sogenannte  Provisionsreisende  für  eigene 
Rechnung  die Vermittelungsgeschäfte  machen, 
so  fallen  sie  unter  die  Gewerbeordnimg  über 
das  Wandergewerbe.  Stehen  sie  aber  im 
Dienste  ansässiger  Geschäftshäuser,  so  sind 
sie  den  Vorschriften  der  §§  44  und  44a  der 
Gewerbeordnung  unterworfen.  Es  lässt  sich 
nun  kaum  in  Abrede  stellen,  dass  das 
Detailreisen  für  viele  Geschäftszweige  eine 
Notwendigkeit  ist  Ohne  die  Aussendung 
z.  B.  von  Detailreisenden  zum  Besuche  der 
Kundschaft  kann  das  Geschäft  in  Militär- 
und  Beamtenuniformen  und  -effekten  gar 
nicht  aufrecht  erhalten  werden.  Die  Kund- 
schaft hat  sich  in  diesem  Falle  an  den  Be- 
zug durch  Vermittelung  auswärtiger  Firmen 
gewöhnt,  imd  selbst  in  grösseren  Städten 
fehlt  es  an  Handlungen  der  gedachten  Art 
Die  Unentbehrlichkeit  des  Detailreisens  für 
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den  Weinhandel  ist  anerkannt.  Eine  nicht 
minder  wichtige  Rolle  spielt  das  Besuchen 
der  Privatkundschaft  in  fast  sämtlichen 
Branchen  der  Bekleidungsindustrie,  im  Handel 
mit  Heri-en-  und  Damenkleidem,  mit  Schuh- 
waren, mit  Leib-  und  Hauswflsche  und 
sonstigen  Aussteuergegenständen.  In  einigen 
Städten,  wie  z.  B.  in  Bielefeld  und  Herford 
die  dort  bestehende  Leinen-  und  Wäache- 
branche,  ist  die  Industrie  geradezu  da- 
dtm;h  so  hoch  gekommen,  dass  sie  durch 
ihre  Reisenden  die  Privatkundschaft  be- 
suchen liess. 

Greleugnet  kann  freilich  nicht  werden, 
dass  die  Detailreisenden  sich  eine  Zeit  lang 
sehr  stark  vermehrten.  Die  an  sie  ausge- 
stellten Legitimations-  und  Gewerbelegiti- 
mationskarten erreichten  im  Reich  1893  die 
Höhe  von  70018  gegenüber  45016  im  Jahre 
1884,  was  einer  Zunahme  um  55,54  */o 
gleichkommt  Im  Grossherzogtum  Baden 
wuchs  von  1889  bis  1896  die  Zahl  der 
Handlungsreisenden  ungefähr  4  mal  so  rasch 
als  seine  Bevölkerung ;  im  Amtsbezirk  Baden 
war  das  Zuuahmeverhältnis  ein  noch  grösseres. 
Von  1880  bis  1888  schwankte  die  Zahl  der 
ausgestellten  Legitimationskarten  zwischen 
2721  und  3901 ;  im  Durchschnitt  von  1889 
bis  1895  war  sie  4611.  Ziun  Teil  ist  diese 
Zunahme  freilich  dadurch  bedingt  gewesen, 
dass  infolge  einer  Beschwerde  vom  Ministe- 
rium angeordnet  wurde,  den  Metzgern  ftir 
Ankäufe  von  Sclilachtvieh  ausserhdb  ihres 
"Wohnorts  ebenfalls  eine  Legitimationskarte 
zu  geben.  Aber  selbst  wenn  man  von  diesen 
Fällen  absieht,  bleibt  immer  eine  auffällige 
Vermehrung  nach.  In  Elsass- Lothringen 
war  die  Steigerung  noch  erheblicher.  1884 
stellte  man  dort  ei-st  1721,  1897  dj^egen 
4047  Legitimationspapiere  aus.  Darin  er- 
scheint eine  prozentuale  Zuname  um  135.18, 
weit  über  diejenige  des  Reichs  hinaus- 
gehend. Dazu  kommen  Klagen,  wie  z.  B.  im 
elsässischen  Kaffeegeschäft,  dass  die  Quali- 
tät der  gelieferten  Ware  im  schreiendsten 
Gegensatz  zur  vorgezeigten  Wai-enprobe  und 
dem  vereinbarten  Preise  steht. 

Unter  solchen  Umständen  begreift  man 
es,  dass  ihre  Gegner  es  darauf  abgesehen 
haben,  die  für  sie  geltenden  Vorschriften 
der  §§  44  und  44  a  möglichst  mit  den  das 
eigentliche  Wandergewerbe  betreffenden 
übereinstimmend  zu  machen.  In  der  That 
hat  denn  auch  die  ueue  Fassung  des  §  44  a 
—  nach  der  Novelle  von  1896  —  unver- 
kennbar die  Tendenz,  die  in  ihren  Ge- 
schäften reisenden  ansässigen  Kaiifleute  und 
Fabrikanten  sowie  die  in  deren  Diensten 
stehenden  Reisenden  auf  das  Niveau  der 
Hausierer  zu  stellen.  Es  ist  für  nötig  ge- 
halten worden,  als  Gründe  der  Versagung 
der  für  sie  erforderlichen  Legitimationskarte 
ausdrücklich  die  im  §  57  für  die  Wander- 


händler angegebenen  zu  bezeichnen,  die  ur- 
sprünglich auf  Vagabunden  berechnet  sind. 
Da  zu  diesen  auch  »abschreckende  oder  an- 
steckende Krankheit«  gehört,  so  kann  es 
vorkommen,  dass  von  den  Handelsreisenden 
ein  ärztliches  Zeugnis  darüber  verlangt  wird, 
dass  sie  nicht  an  geheimen  ansteckenden 
Krankheiten  leiden.  Offenbar  geht  diese 
Regelung  doch  zu  weit  Denn  gegenüber 
den  Vertretern  ansässiger,  oft  sehr  bedeu- 
tender angesehener  Geschäfte  kann  von 
einem  Bedürfnis  polizeilicher  Beschränkung 
und  Kontrolle,  wie  es  hinsichtlich  des  eigent- 
lichen Hausierers  ja  freilich  besteht,  nicht 
die  Rede  sein.  Es  ist  da  nur  ein  Lokal- 
schutz zum  Ausdruck  gekommen,  wie  er 
mit  der  heutigen  Verkehrsentwickelung  gänz- 
lich unvereinbar  ist 

Principiell  bedeutsamer  ist  der  (seit  der 
Novelle  von  1883)  angeordnete  Ausschluss 
(§  56  a  Nr.  3)  des  Aufsuchens  von  Be- 
stellungen auf  Branntwein  und  Spiintus  bei 
Personen,  in  deren  Gewerbebetrieb  dieselben 
keine  Anwendung  finden.  Hiernach  dürfen 
als  selbständige  reisende  Agenten  oder  De- 
tailreisende bei  Privatkunden  keine  Bestel- 
lungen auf  Cognac,  Rum,  Likör  etc.  auf- 
suchen, sondern  es  bleibt  den  Wii-ten  und 
Schnapshändlern  insoweit  eine  Monopol- 
stellung gegenüber  der  Kundschaft  gewahrt 
Es  ist  dies  ein  Stück  Lokalschutz,  allerdings 
niu:  ein  kleines,  das  aber  von  den  Inte- 
ressenten als  Abschlagszahlung  betrachtet 
wird.  Das  eigentliche  Ziel  sowohl  der 
Wirte  wie  aller  Kleingewerbetreibender  ist 
die  Ausdehnung  jenes  Verbotes  auch  auf  das 
Aufsuchen  von  Bestellungen  bei  Privatkunden 
durch  Reisende,  die  im  Dienste  auswärts 
ansässiger  Geschäftshäuser  stehen.  Ein  in 
diesem  Sinne  lautender  Antrag  zu  §  44  der 
Gew.-O.  ist  indes  1883  vom  ReiclL=;tage  ab- 
gelehnt worden.  Niu:  in  betreff  des  Auf- 
kaufens  von  Waren  wurde  der  lokal- 
protektionistische  Zusatz  beigefügt  dass  das- 
selbe nur  bei  Kaufleuten  oder  solchen  Per- 
sonen, welche  die  Waren  produzieren,  oder 
in  offenen  Verkaufsstellen  erfolgen  dürfe. 
Dagegen  wurde  den  ruheliebenden  Gewerbe- 
treibenden diuxjh  den  neuen  §  42  b,  Z.  2 
wenigstens  die  Möglichkeit  eines  Schutzes 
gegen  die  rührigeren  am  Orte  ansässigen 
Konkurrenten  gewährt,  indem  jetzt  auf 
Grund  eines  Gemeindebeschlusses  durch  die 
höhere  Verwaltungsbehörde  bestimmt  wer- 
den kann,  dass  eine  besondere  Erlaubnis  für 
ansässige  Gewerbetreibende  erforderlieh  ist 
wenn  sie  in  ihrem  Gemeindebezirke  Waren- 
bestelliingen  bei  Personen  aufsuchen  woUen, 
in  deren  Gewerbebetrieb  Waren  der  ange- 
botenen Art  keine  Verwendung  finden. 

6.  Wanderlager  luid  -auktioneD.  Be- 
sonders lebhaft  sind  seit  den  70  er  Jalireu 
Klagen  gegen  die  nunmehr  in  bedeutender 
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Zahl  auftretenden  grösseren  wandergewerb- 
lichen  Betriebe  in  der  Form  von  Wander- 
lagem  und  Wanderauktionen  laut  gewoi"den. 
Die  Wanderlager  sind,  wie  es  in  dem  ßundes- 
ratsbeschlusse  vom  27.  März  1879  heisst, 
Betliebe,  bei  denen  »ausserhalb  des  Wohn- 
ortes des  Unternehmers  und  ausser  dem 
Mess-  und  Marktverkehr  von  einer  festen 
Verkaufsstätte  (Laden,  Magazin,  Zimmer, 
Schiff  u.  dgl.)  aus  vorübergehend  Waren 
feilgeboten  werden«,  ein  Unterschied  von 
den  von  Haus  zu  Haus  gehenden  Hausierern. 
Auch  die  Wanderauktionen  werden  in  einer 
solchen  festen  Yerkaufsstätte  abgehalten,  wo 
die  Waren  vorher  ausgestellt  worden  sind; 
sie  bilden  häufig  nur  den  Abschluss  eines 
Wanderlagerbetriebes,  in  dem  mit  den  noch 
vorhandenen  Waren  aufgeräumt  wird.  In 
Preussen  war  der  Wanderlagerbetrieb  früher 
durch  die  oben  erwähnte  Beschränkung  der 
Aufenthaltsdauer  wesentlich  erschwert.  In 
Bayern  bedurften  nach  dem  Gewerbegesetz 
vom  31.  Januar  1868  die  Wanderlagerunter- 
nehmer für  ihren  Betrieb  der  ortspolizei- 
lichen Erlaubnis,  und  ftir  diese  diufte  nach 
der  V.  V.  28.  April  1868  eine  Abgabe  von 
3 — 6  Gulden  für  die  Gemeindekasse  erhoben 
werden.  In  Württemberg,  Baden  und  Hessen 
bestanden  keine  besonderen  Beschränkungen 
für  die  Wanderlager,  und  nach  der  Reichs- 
gewerbeordnung von  1869  wurde  ebenfalls 
zwischen  ihnen  und  dem  sonstigen  Gewerbe- 
betrieb im  Umherziehen  keinerlei  Unter- 
schied gemacht.  Eine  gewisse  Begünstigung 
aber  erlangten  die  Wanderlager  durch  den 
§  8  des  Freizügigkeitsgesetzes  vom  1.  No- 
vember 1867,  nach  welchem  die  Gemeinden 
die  neu  Anziehenden,  wenn  die  Dauer  ihres 
Aufenthaltes  den  Zeitraum  von  3  Monaten 
nicht  übersteigt,  zu  den  Gemeindelasten 
nicht  heranziehen  dürfen.  Die  Inhaber  von 
"Wanderlagem  blieben  daher  häufig  längere 
Zeit  an  einem  Orte,  indem  sie  den  Betrieb 
eines  stehenden  Gewerbes  nach  §  14  der 
Gewerbeonlnung  anmeldeten,  aber  vor  Ab- 
lauf von  3  Monaten  wieder  abzogen  und  so- 
mit von  den  direkten  Gemeindesteuern  frei 
blieben.  Allerdings  hat  der  Bundesrat  am 
27.  März  1879  entschieden,  dass  die  Wander- 
gewerbetreibenden von  Anfang  an  den  Ab- 
gaben unterworfen  werden  können,  denen 
auch  die  in  der  Gemeinde  vorhandenen  ge- 
werblichen Betriebe  als  solche  imterliegen, 
sofern  sich  dieselben  nach  Art,  Umfang  und 
Dauer  des  Betriebes,  nicht  aber  nach  der 
Person  des  Unternehmers  bestimmen.  Dem- 
nach würden  die  Wanderlager  also  nur  von 
den  Gemeindepersonalsteuern  in  den  ersten 
drei  Monaten  frei  sein,  nicht  aber  von  den 
zu  Gunsten  der  Gemeinden  etwa  bestehen- 
den Gewerberealsteuern.  Es  bleibt  aber 
doch  fraglich,  wie  sich  diese  Auffassung 
praktisch  ohne  Widersprach  mit   der  sehr 


allgemein  lautenden  Bestimmung  des  Ge- 
setzes von  1867  durchführen  liesse;  jeden- 
falls würde  es  mit  dem  letzteren  nicht  ver- 
einbar sein,  und  auch  dem  Wortlaute  jenes 
Bundesratsbeschlusses  nicht  entsprechen, 
wenn  man  die  Wanderlager  einer  beson- 
deren, in  die  Form  einer  Realsteuer  ge- 
brachten Gemeindeabgabe  unterwerfen  wollte, 
wie  dies  von  vielen  verlangt  wurde.  That- 
sächlich  ist  denn  auch  der  ursprünglich  vor- 
handene Steuervorteil  fiur  die  Wanderlager 
diu^  eine  besondere  staatliche  Besteue- 
rung derselben  aufgehoben  worden,  und  in 
diesem  Fnnkte  haben  die  Gegner  dieser  Be- 
triebe ihren  Hauptsieg  errungen,  indem  diese 
Besteuerung  einen  durchaus  prohibitiven 
Charakter  trägt  und  nur  noch  in  Ausnahme- 
fällen einem  Wanderlager  die  Existenzmög- 
lichkeit lässt,  worüber  unten  noch  nähere 
Angaben  folgen. 

Die  zahlreichen  Petitionen  gegen  die 
Wanderlager  und  Wanderauktionen  veran- 
lassten am  21.  Dezember  1876  einen  BescUuss 
des  Reichstages,  der  den  Reichskanzler  um  Ver- 
anstaltnng  einer  Untersuchung  dieser  Ange- 
le^nheit  ersuchte.  Es  fanden  daraufhin  Er- 
hebungen in  allen  Bundesstaaten  statt,  deren 
Ergebnisse  dem  Reichstage  am  30.  April  1878 
in  einer  Denkschrift  vorgelegt  wurden.  Diese 
Ergebnisse  lauten  im  ganzen  keineswegs   un- 

fünstig  für  die  Wanderlager.  Es  zeigt  sich 
arin  wieder  deutlich,  dass  die  Klagen  über 
dieselben  wesentlich  nur  von  den  ansässigen 
Cieschäftslenten  ausgehen,  dass  aber  das  kaufende 
Pnbliknm  im  ganzen  mit  ihnen  zufrieden  ist. 
Den  gegen  sie  erhobenen  Vorwürfen  wurde,  wie 
es  in  der  Denkschrift  heisst,  entgegengehalten: 

1.  dass  UebervorteUungen  des  PnbUkums  auch 
in  den  stehenden  Geschäften  vorkommen  und  in 
den  Wanderlagem  keineswegs  die  Regel  bilden ; 

2.  dass  die  Gefährdung  der  ansässigen  Detail- 
händler und  Handwerker  nicht  ausschliesslich 
dieser  Geschäftsform  zuzuschreiben  sei,  sondern 
in  den  allgemeinen  Veränderungen  der  Lage 
des  Kleinhandels  ihren  Grand  habe,  dass  es 
übrigens  auch  den  stehenden  Geschäften  frei 
stehe,  sich  die  Geschäftsvorteile  der  Wander- 
lager nutzbar  zn  machen;  3.  dass  auch  Jahr- 
märkte den  Ankauf  von  Gegenständen,  die 
keinem  reellen  Bedürfnis  entsprechen,  begüns- 
tigen, und  dass  4.  die  ungesunde  Richtung  der 
Industrie  und  des  Handels,  vermöge  welcher 
die  Güte  und  Solidität  der  Waren  durch  das 
einseitige  Streben  nach  Billigkeit  beeinträchtigt 
werden,  zum  TeU  auf  den  Wirkungen  der 
Ueberprodnktion,  zum  Teil  auf  den  wirtschaft- 
lichen Anschannng:en  und  Gewöhnnn£:eu  des 
Publikums  beruhen  und  dass  diese  EinÖnsse  am 
stärksten  in  den  g^rossen  Städten  aufträten,  wo 
die  Wanderlager  eegenttber  den  stehenden  Ge- 
schäften keine  Bedeutung:  haben.  Als  günstige 
Wirkungen  der  Wanderlager  wurden  nach  der 
Denkschrift  aufgezählt:  dass  dieselben  in  dünn 
bevölkerten  und  gewerblich  weniger  entwickel- 
ten Gegenden  den  stehenden  DetaUhandel  er- 
gänzen, demselben  überhaupt  eine  heUsame 
Konkurrenz  bereitet  haben,  da  sie  nicht  selten 
bessere,  sehr  häutig  bei  gleicher  Güte  billigere 
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Waren  führen  als  die  stehenden  Geschäfte,  dass 
sie  die  Verwertung  mancher  in  dem  gewöhn- 
lichen Geschäfte  nicht  oder  nicht  mehr  gang- 
baren Artikel  erleichtem,  dass  sie  nur  gegen 
Barzahlung  verkaufen  und  dadurch  dem  Borg- 
unwesen steuern.  In  den  Einzelberichten  aus 
Preusaen  wird  die  Frage,  ob  das  Publikum 
durch  die  Wanderlager  übervorteilt  werde,  zum 
Teil  bejaht,  zum  Teil  verneint,  zum  Teil  er- 
klärt, dass  sie  sich  allgemein  weder  bejahen 
noch  verneinen  lasse.  In  den  günstigen  Ur- 
teilen wird  darauf  hingewiesen,  dass  fieselben 
Käufer  bei  der  Wiederkehr  eines  Wanderlagers 
wieder  neue  Ankäufe  machen,  dass  sogar  Nach- 
bestellungen erfolgen,  dass  es  vorgekommen  sei, 
dass  die  Inhaber  stehender  Geschäfte  den  Rest 
von  Wanderlagern  mit  10  Prozent  Rabatt  an- 

fekanft  und  dann  die  Waren  10  Prozent  über 
en  früher  von  den  Wanderlagern  geforderten 
Preis  verkauft  hätten.  Die  Annahme,  dass  das 
Publikum  übervorteilt  werde,  stütze  sich  meist 
nur  auf  die  oft  auffallend  billigen  Preise,  die 
aber  ihre  natürliche  Erklärung  darin  finden, 
dass  die  Wanderlagerbesitzer  durch  Benutzung 
ausserordentlicher  Bezugsquellen,  durch  Ein- 
und  Verkauf  gegen  Barzahlung,  durch  Ersparung 
an  Ladenmiete  und  Personal  und  durch  den 
raschen,  oft  massenhaften  Umsatz  in  der  That 
imstande  seien,  ungleich  billiger  zu  verkaufen 
als  die  stehenden  Geschäfte.  Dabei  wird  zu- 
gegeben, dass  die  Waren  in  den  Wanderlagem 
oft  von  sehr  schlechter  Qualität  seien,  aber  be- 
merkt, dass  der  Wert  derselben  doch  nicht  unter 
dem  ausserordentlich  niedrigen  Preise  stehe. 
Ebenso  wird  anerkannt,  dass  auch  schwindel- 
hafte und  das  Publikum  benachteiligende,  ja 
selbst  betrügerische  Geschäfte  in  Wanderlagern 

femacht  werden,  aber  dabei  hervorgehoben, 
ass  dies  auch  in  gleicher  Weise  in  stehenden 
Geschäften  vorkomme  und  nicht  als  eine  be- 
sondere Eigentümlichkeit  der  Wanderlager  an- 
gesehen werden  könne.  Nach  den  Berichten 
aus  Bayern  ist  die  Mehrzahl  der  Handels-  und 
Gewerbekammern,  Magistrate  und  vernommenen 
Geschäftsleute  der  Meinung,  dass  das  Publikum 
zwar  häufig  in  den  Wanderlagern  übervorteilt 
werde,  dass  aber  in  denselben  auch  gute  und 
auffallend  billige  Artikel  zu  haben  seien.  Auf 
eine  üebervorteilung  des  Publikums  wird  nament- 
lich deshalb  geschlossen,  weil  den  Wanderlager- 
haltern aussergewöhnliche  Kosten  durch  den 
Transport  ihrer  Waren  von  Ort  zu  Ort,  durch 
die  grossen  Inserate  nnd  Plakate,  durch  das 
Herbeiziehen  fremder  Personen,  durch  das  Leben 
in  den  Gasthöfen,  die  im  Verhältnis  zu  der 
kurzen  Dauer  der  Benutzung  sehr  hohen  Lokal- 
mieten erwachsen.  Dem  wurde  aber  von  der 
anderen  Seite  entgegengehalten,  dass  diese 
Kosten  durch  die  eigentümlichen  Geschäftavor- 
teile  dieser  Art  von  Handel  mehr  als  gedeckt 
würden.  (Diese  besonderen  Mehrkosten  des 
Wanderlagerbetriebes  werden,  nebenbei  gesagt, 
von  den  Gegnern,  indem  sie  die  Stellung  der 
stehenden  Gewerbebetriebe  möglichst  ungünstig 
darzustellen  suchen,  meistens  ganz  unbeachtet 
gelassen.)  Der  Magistrat  der  Stadt  Freising 
erklärt,  es  sei  schwer  zu  sagen,  ob  Uebervor- 
teilungen  vorkämen,  da  die  Getäuschten 
schwiegen;  soviel  aber  sei  sicher,  dass  ein 
Wanderlager  mit  Seidenwaren,  das  sich  einige- 
male  in  ireising  eingefunden  habe,  sehr  gute 


Stoffe  führte  und  zur  Hälfte  des  ortsüblichen 
Preises  abgab.  Die  Magistrate  von  Fürth, 
Memmingen  und  NördUngen  erklären,  es  lägen 
keine  genügenden  AnhaTt8i)unkte  für  die  An- 
nahme vor,  dass  das  Publikum  in  der  Regel 
übervorteilt  werde.  Der  Magistrat  von  Fürth 
fügt  hinzu,  dass  die  Geschäftsleute  häufig  die 
gleichen  Waren  wiederholt  an  demselben  Orte 
durch  Wanderla^er  zum  Verkauf  bringen  und 
jedesmal  reichlichen  Absatz  finden.  Der 
Magistrat  der  Stadt  München  bestätigt,  dass 
die  Wanderlager  dort  keine  besonderen  Miss- 
stände zur  Folge  gehabt  hätten.  Von  den  Be- 
zirksregierungen glauben  die  von  Mittelfranken, 
Unterfrankeu  und  Aschaffenburg  in  der  Mehr- 
zahl der  Fälle  wohl  von  Üebervorteilung  des 
Publikums  durch  die  Wanderlager  sprechen  zu 
können,  die  von  Oberfranken,  Schwaben  nnd 
Neubnrg,  'Regensburg  und  der  Oberpfalz  aber 
sprechen  sich  zu  Gunsten  derselben  ans. 
Namentlich  führt  die  Regierung  von  Ober- 
franken an:  wer  sich  im  Volke  bewege,  könne 
zahlreiche  Stimmen  hören,  die  über  den  wegen 
der  Wanderlager  erhobenen  Lärm  ihre  Ver- 
wunderung aussprechen  und  von  sich  und  an- 
deren Beispiele  eines  durchaus  vorteilhaften  Ge- 
schäftsverkehrs mit  Wanderlagern  anführen. 
Die  einzelnen  Fälle,  in  denen  namentlich  Frauen 
oder  Landlente  im  Wanderlager  übervorteilt 
würden,  verschwänden  gegenüber  den  weit  ver- 
breiteten üblen  Gewöhnungen  des  stehenden 
Gewerbes,  gegenüber  den  älgemeinen  Klagen 
über  die  hier  herrschende  Unsulidität,  über  die 
unberechtigte  Steigerung  der  Preise,  über  das 
Festhalten  an  hohen  Preisen,  wenn  die  Veran- 
lassung dazu  längst  beseitigt  sei,  nnd  über  die 
so  allgemeine  und  gemeinschädliche  Verkürzung 
der  Konsumenten  im  Stoff  der  Waren,  in  Mass 
und  Gewicht  —  In  Sachsen  sprechen  sich  die 
Kreishauptmannschaften,  Amtshauptmannschaf- 
ten nnd  Stadträte  teilweise  günstig,  die  übrigen 
aber  in  gemässigtem  Sinne  über  die  Wander- 
lager  ans;  dagegen  behaupteten  die  Gewerhe- 
kammem,  die  hauptsächlicn  die  Interessenten 
vertreten,  fast  ausnahmslos,  dass  das  Publikum 
durch  dieselben  geschädigt  werde,  und  es  wurden 
auch  zahlreiche  Beispiele  von  vorgekommenen 
Schwindeleien  mit  gänzlich  unbrauchbaren 
Waren  aufgeführt,  Vorkommnisse,  die  ja  auch 
von  keiner  Seite  in  Abrede  gestellt  werden, 
aber  nach  der  Mehrzahl  der  Aussagen  keines- 
wegs die  Regel  bilden.  Die  Urteile  aus  Würt- 
temberg und  Baden  lauten  überwiegend  günstig; 
namentlich  wird  anerkannt,  dass  bei  geringen 
Qualitäten  der  Waren  auch  die  Preise  ent- 
sprechend niedrig  seien.  —  Was  die  Herkunft 
der  in  den  Wanderlagem  vorkommenden  Wstf«n 
betrifft,  so  werden  als  besondere  Bezugsquellen 
in  dem  Preussen  betreffenden  Bericht  ange- 
geben: Lagervorräte  grossstädtiscber  Magazine 
an  nicht  mehr  gangbaren,  zurückgesetzten  oder 
nicht  mehr  der  Saison  entsprechenden  Artikeln ; 
Warenreste,  die  beim  Schluss  von  Messen  und 
Jahrmärkten  von  den  Grosshändlern  abgegeben 
werden;  Warenlager  von  sich  auflösenden  Gre- 
schäften,  die  Ausverkauf  halten  ;  Konkursmassen 
oder  Warenlager  solcher  Geschäfte,  die  vor  dem 
Konkurs  stehen  oder  aus  anderen  Gründen  sich 
um  jeden  Preis  durch  Schleuderverkäufe  Geld 
zu  verschaffen  suchen;  Verkauf  aus  Pfandleib- 
hänsem  und  Rückkaufsgeschäften ;  endlich  auch 
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Fabriken,  die  unmittelbar  für  die  Wanderlager 
liefern.  Ans  sulcheu  stammen  grosse  Mengen 
„Schundwaren",  die  aber  keineswegs  ans- 
echliesslich  von  den  Wanderlagem  bezogen 
werden.  (Man  denke  nur  an  gewisse  Fünfzig- 
tofennigs-  nnd  andere  Bazars.)  Eine  besondere 
Gattung  derselben  bilden  diejenigen  Waren,  die. 
Wenn  auch  nicht  immer  von  vom  herein  zu 
diesem  Zwecke  fabriziert,  doch  im  Handel  zur 
Tänschnng  benutzt  werden.  Für  diese  sind  die 
Wanderlager  die  Torzttglichsten  und  in  ein- 
zelnen Branchen  vielleicht  die  einzigen  Ab- 
nehmer. Dahin  gehören  namentlich  gefiUschte 
Leinen,  Wollen-  nnd  Seidenwaren,  elegant  aus- 
sehende Schuhwaren  aus  dem  schlechtesten 
Leder,  sogenannte  Gold-  und  Silberwaren  mit 
sehr  geringem  Gehalt,  schlechte  Kurz-  und 
Galanteriewaren  etc.  Indes  bat  man  auch  in 
stehenden  Geschäften  Gelegenheit  genug,  Klei- 
derstoffe von  Shoddy  und  Leinen  und  Seide  mit 
fiberwiegendem  Banmwollengehalt  und  vermut- 
lich alle  jene  besonders  angeführten  Artikel 
unter  falschen  Anpreisungen  zu  kaufen.  Die 
Frage,  ob  die  Wanderlager  in  der  Eegel  auf 
eigene  Bechnung  der  Händler  betrieben  würden, 
wurde  im  allgemeinen  bejaht,  wenn  es  auch 
vorkommt ,  dass  sie  im  Auftrage  grösserer 
stehender  Geschäfte  handeln.  —  Ma  Massregeln 
gegen  die  Wanderlager  wurde  namentlich  von 
den  interressierten  Gegnern  direkte  Beschrän- 
kung der  Betriebe,  besonders  durch  das  Er- 
fordernis einer  ortspolizeilichen  Erlaubnis  vor- 
geschlagen, femer  strengere  polizeiliche  Rege- 
lung derselben  zum  Schutze  des  Publikums  und 
eine  stärkere  Heranziehung  zur  Besteuerung, 
namentlich  Beseitigung  ihrer  Bevorzugung  in 
Bezug  auf  die  Gemeindesteuern.  Die  Fragen 
in  betreff  der  Wanderauktionen  wurden  im 
f^nzen  ähnlich  beantwortet  wie  die  über  die 
Wanderlager,  doch  wurde  allgemein  zugestanden, 
dass  bei  diesem  Betriebe  Uebervorteilungen  des 
Publikums  leichter  möglich  seien  nnd  häufiger 
vorkämen  als  bei  den  Wanderlagern.  Die  Zahl 
der  Wanderauktioneu  war  im  allgemeinen  nicht 
80  ra.<wh  gestiegen  als  die  der  Wanderlager, 
immerhin  aber  seit  1869  bedeutend  angewachsen, 
zumal  in  Prenssen  z.  B.  nach  der  älteren  Ge- 
setzgebung freiwillige  öffentliche  Versteige- 
rangen neuer  Handwerkerwaren  nur  mit  be- 
sonderer Genehmigung  der  Gemeindebehörde 
nnd  Anktionsverkänfe  im  Umherziehen  über- 
fiberhaupt  nicht  stattfinden  durften. 

Die  Enquete  hatte  zunächst  nur  einzel- 
staatliche Steuermassregeln  zur  Folge.  Der 
Bundesrat  fasste  nur  den  schon  erwähnten 
Beschluss  vom  27.  März  1879,  nach  welchem 
die  Wanderlager  zu  den  Gewerbebetrieben 
im  umherziehen  zii  zählen  sind,  anch  wenn 
sie  als  stehende  Gewerbe  angemeldet  wer- 
den, die  kommunale  Besteuerung  derselben 
in  der  oben  angegebenen  Art  für  zulässig 
erklärt  wird  und  einige  polizeiliche  Kontroll- 
Massregeln  empfohlen  werden.  Die  Novelle 
von  1883  hat  dann  bestimmt  dass  an  den 
Verkaufsstellen  in  einer  für  jedermann  er- 
kennbaren Weise  ein  den  Namen  nnd  Wohn- 
ort des  Gewerbeti«ibenden  angebender  Aus- 
hang angebracht  werden  müsse.    Dagegen 


wmde  das  Versteigern  von  Waren  im  Um- 
herziehen, also  die  Wanderauktion,  grund- 
sätzlich verboten  (§  56  c),  jedoch  mit  dem 
Zusätze,  dass  Ausnahmen  von  der  zustän- 
digen Behöi-de  zugelassen  werden  dürften. 
Ganz  sind  freilich  die  Klagen  nicht  ver- 
stummt. In  Württemberg  haben  die  Klein- 
händler nicht  aufgehört,  die  neuen  Bestim- 
mungen für  unzureichend  zu  erklären  und 
nach  der  Seite  der  Besteuenmg  grössere 
Strenge  verlangt.  Im  Grossherzogtum  Baden, 
wo  in  den  Jahren  1889  bis  1895  diux;h- 
schnittlich  jährlich  124  Wanderiager  nach- 
gewiesen sind,  beschwert  sich  besonders  die 
Kaufmannschaft  von  Baden-Baden  über  die 
Konkurrenz  der  Wanderlager  während  der 
Badesaison.  Es  kommen  übrigens  melirfach 
die  Unternehmer  auch  aus  Gegenden,  in 
denen  die  feilgebotenen  Waren  als  Speeiali- 
tät  erzeugt  werden,  wie  Schuhwaren, 
Schweizer  Stickereien,  Granatschmuck  u.  s.  w. 
Und  es  scheint,  als  ob  der  Schaden,  den  dieser 
ambulante  Betrieb  dem  örtlichen  stehen- 
den zufügt,  seitens  der  in  Mitleidenschaft 
gezogenen  Geschäftswelt  zu  hoch  taxiert 
wir<l.  Im  Stadt-  und  Landkreise  Cöln,  wo 
die  Wanderlager  seit  den  90  er  Jahren  ent- 
schieden abnehmen,  hat  man  leider  die 
Schwiudelverkäufe  und -Versteigerungen  noch 
nicht  in  wünschenswertem  Masse  einzu- 
schränken vermocht. 

7.  Besteuerang.  Seine  eigentlichen  Er- 
folge hat  das  Lofidschutzsystem  nicht  in 
derReichsgewerbegesetzgebu'ng,  sondern,  wie 
schon  er»'ähnt,  in  der  Steuergesetzgebung 
der  Einzelstaaten  gefunden,  die  thatsächlich 
einem  Verbote  der  Wanderlager  und  -auk- 
tionen  gleichkommt  In  Prenssen  wurde 
zunächst  die  staatliche  Steuer  für  den  Ge- 
werbebetrieb im  umherziehen  durch  das 
G.  V.  3.  Juli  1876  in  einer  den  Verhältnissen 
entsprechenden  Weise  neu  geregelt.  Der 
normale  Steuersatz  ist  48  Mark  jährlich,  er 
kann  jedoch  bis  144  Mark  erhöht  und  bis 
6  Mark  erniedrigt  werden.  Dann  aber  folgte 
das  Gesetz  über  die  Wanderlager  imd 
Wanderauktionen  vom  27.  Februar  1882, 
nach  dem  von  diesen  Betrieben  ausser  der 
Gewerbesteuer  nach  dem  Gesetz  von  1876 
noch  eine  besondere  Steuer  zu  erheben  ist, 
die  für  die  Wanderlager  je  nach  der  ört- 
lichen Gewerbesteuerabteüung  30,  40  oder 
50  Mark  für  jede  angefangene  Woche,  für 
die  Wanderauktionen  aber  ebensoviel  für 
jeden  Tag  des  Betriebes  beträgt.  Der 
natürlich  minimale  Ertrag  dieser  Prohibitiv- 
steuer  soll  in  den  drei  ersten  Gewerbe- 
steuerabteilungen an  die  Gemeinden,  in  der 
Werten  an  die  Kreise  und  in  Hohenzollern 
an  die  Amtsverbände  feiUen.  Ausgenommen 
von  dieser  Besteuerung  ist  der  Markt-^  Mess- 
und  Ausstellnngsverkehr,  die  Ernchtung 
fester  Verkaufsstellen   für  die   Dauer   der 
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Kurzeit  in  Badeorten,  das  Feilhalten  von 
Lebensmitteln  aller  Art  und  der  von  Schiffen 
aus  betriebene  Verkauf  von  Gegenständen 
des,  Wochenmarktes,  soweit  diese  nicht  den 
einheimischen  Verkäufern  auf  dem  Wochen- 
markte vorbehalten  sind.  Der  Finanzminister 
kann  in  einzelnen  Fällen  Steuerfreiheit  ge- 
währen. Das  preussische  Gewerbesteuer- 
gesetz vom  24.  Juni  1891  hat  hinsichtlich 
der  Besteuerung  des  Gewerbebetriebes  im 
Umherziehen  nichts  geändert  und  nur  be- 
stimmt, dass  im  Sinne  des  Gesetzes  von 
1880  die  erste,  zweite  und  dritte  Gewerbe- 
steuerabteilung durch  die  Städte  von  mehr 
als  50000,  von  10000  bis  50000  und  von 
2000  bis  10000  Einwohnern  gebildet  wer- 
den, alle  übrigen  Orte  aber  zur  vierten  Ab- 
teilung gehören.  —  In  Bayern  unter- 
scheidet das  Gewerbesteuergesetz  vom  15. 
März  1879  18  Gewerbebetriebe  und  die 
Wanderlager  und  -auktionen  und  bestimmt 
für  jede  Gruppe  einen  »Normalanschlag« 
und  einen  dazu  kommenden,  nach  dem  Um- 
fange des  Betriebes  bemessenen  Betriebs- 
anschlag. Für  die  Wanderlager  imd  -auk- 
ionen  beträgt  der  Normalanschlag  36  Mark, 
während  der  Betriebsanschlag  sich  zwischen 
1  und  1080  Mark  bewegt  und  in  diesen 
Grenzen  mit  l"/o  des  geschätzten  Wertes 
der  zum  Verkauf  bestimmten  (nicht  der 
wirklich  verkauften)  Waren  berechnet  wird. 
Von  dieser  bestimmten  Steuersumme  wird 
nun  aber  an  jedem  Orte  für  einen  Betrieb 
von  höchstens  14  Tagen  die  Hälfte,  für 
einen  solchen  von  15—30  Tagen  ^n  und  ftir 
einen  längeren  der  ganze  Betrag  erhoben. 

—  In  Sachsen  hat  der  Unternehmereines 
Wanderlagers  ausser  der  allgemeinen  Steuer 
für  den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen 
(nach  dem  G.  v.  1.  Juli  1878)  auf  Grund 
des  besonderen  G.  v.  23.  März  1880  an 
jedem  Orte  des  Betriebes  zu  Gunsten  der 
Gemeinde  für  jede  Verkaufsstätte  und  für 
jede  angefangene  Woche  nochmals  den 
Jahresbetrag  jener  Steuer  (meistens  50 
Mark),  jedoch  nicht  mehr  als  60  Mark,  der 
Veranstalter  einer  Auktion  aber  diesen  Be- 
ti-ag  für  jeden  angefangenen  Tag  und  jedes 
Lokal  zu  entrichten.  Die  Anmeldung  eines 
stehenden  Gewerbebetriebes  kann  gegen  diese 
Besteuerung  nicht  schützen,  solange  die 
dauernde  gewerbliche  Niederlassung  des 
Unternehmere  nicht  imzweifelhaft  feststeht. 

—  In  Württemberg  unterscheidet  das 
Steuergesetz  vom  28.  April  1873  die  Wander- 
lager ebenfalls  von  dem  sonstigen  Gewerbe- 
betrieb im  Umherziehen.  Dasselbe  ist  er- 
setzt durch  das  G.  v.  15.  Dezember  1899, 
in  Kraft  getreten  am  1.  Januar  1900,  dessen 
Idee  ist,  den  einträglichen  Hausierhandel 
stärker  heranzuziehen,  die  gedrückte  Lage 
des  mittleren  und  kleineren  Hausiergewerbes 
möglichst  zu   berücksichtigen     in    keinem 


Falle  den  Betrieb  von  Wandergewerben 
steuerlich  zu  begünstigen.  Die  Stenerbe- 
träge  werden  nach  der  Gesamtheit  der 
Merkmale  und  Anzeichen  für  die  Steuer- 
fähigkeit des  einzelnen  Betriebes  festgesetzt 
Dabei  wird  eine  angemessene  und  gleich- 
massige  Thätigkeit  der  ausführenden.  Be- 
hörden in  der  Richtung  einer  genügenden 
Berücksichtigimg  der  durch  die  Verschieb 
denheit  der  Betriebsgegenslände  bedingten 
Unterechiede  insoweit  gewährleistet,  als 
für  die  verschiedenen  Arten  von  Wander- 
gewerben nach  dem  Gegenstand  des  Be- 
triebes verschiedene  Steuerklassen  mit  ver- 
schiedeneu Steuersätzen  gebildet  werden. 
Beim  eigentlichen  Hausiergewerbe  werden 
2  Abteilungen  unterschieden;  die  erste  Ah-. 
teilung  enthält  das  Sammeln  geringwertiger 
Erzeugnisse  (Lumpen,  Knochen  eta),  aas 
Anbieten  gewerblicher  Arbeiten  von  unter- 
geordneter Beschaffenheit  (Scherenschleifen, 
Kesselfücken  etc.),  den  Handel  mit  rohen 
Erzeugnissen  der  Land-  und  Forstwirtschaft 
(Obst,  Gemüse,  Blnmensamen),  mit  gewöhn- 
lichen Lebensmitteln,  geringwertigen  Haus- 
haltungsartikeln und  mit  selbstverfertigten 
Waren  von  geringerem  Werte  (Holz-,  Blech-, 
Draht-,  Bürsten-,  Seiler-,  Korbwaren,  Wichse, 
Zündhölzer  etc.);  die  zweite  Abteilung  alle 
anderen  Hausiergewerbe.  Der  Staatssteuer- 
satz bewegt  sich  bei  der  ersten  Abteilung 
zwischen  1—6  Mark,  bei  der  zweiten  da- 
gegen zwischen  2 — 150  Mark.  Für  jeden 
Begleiter  ist  die  Hälfte  des  einfachen  Satzes 
in  Anrechnung  zu  bringen.  Für  Familienan- 
gehörige, die  wegen  Gebrechlichkeit,  Kränk- 
lichkeit oder  hohen  Alters  nur  in  geringem 
Masse  Hilfe  leisten  können,  wird  in  der 
ersten  Abteilung  nur  '/'i  des  einfachen 
Satzes  angerechnet  Für  Musikaufführungen, 
Schaustellungen,  sonstige  Lustbarkeiten  etc., 
für  Wanderla^er  und  für  aiisländische  Hand- 
lungsreisende sind  in  dem  Gesetz  besondere 
Steuei-sätze  bestimmt. 

Ausserdem  unterliegen  die  Wanderge- 
werbe in  denjenigen  Gemeinden,  in  denen 
eine  Umlage  auf  Grundeigentum,  Gebäude 
und  Gewerbe  besteht,  einer  Kommunal- 
steuer und  überall  einer  Amtskörper- 
schaftsabgabe. Die  letztere  w^ini  von 
allen  Wandergewerbetreibenden  —  mit  Aus- 
nalune  der  Wanderlager  —  entrichtet,  die 
wenigstens  5  Mark  Staatssteuer  bezahlen, 
in  jetlem  Oberamtsbezirk,  auf  den  sie  den 
Gewerbebetrieb  ausdehnen.  Sie  beträgt  den 
fünften  Teil  der  auferlegten  staatlichen 
Wandergewerbesteuer. 

In  Baden  legt  das  G.  v.  25.  August 
1876,  an  dessen  prohibitiven  Bestimmungen 
durch  die  Fassung  vom  26.  April  1886 
nichts  geändert  worden,  den  Wanderlagem 
und  -auktionen  ausserhalb  der  Messzeit  für 
jeden    Geschäftsbetrieb    bis    zu    höchstens 
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7  Tagen  die  Hälfte,  für  einen  längeren  aber 
den  ganzen  Jahresbetrag  der  nach  den  all- 
gemeinen Normen  berechneten  Gewerbe- 
steuer auf.  Hierbei  konnte  kein  Hausierer 
—  ausser  in  seinem  Wohnorte  —  zu  den 
Gemeindelasten  herangezogen  werden,  ob- 
schon  er  in  manchen  Gemeinden  mehr  ver- 
kauft als  die  örtlich  stehenden  Geschäfte. 
Ein  Entwurf  zu  einer  Kommunalbesteuerung 
des  Wandergewerbebetriebes  vom  16.  März 
1896  faud  keine  Zustimmung.  Dagegen  ist 
am  12.  Juni  1899  ein  Gesetz  veröffentlicht 
■worden,  das  eine  Mehrbelastung  der  Wander- 
g^werbetreibenden  bedeutet.  Eine  Erleichte- 
nmg  ist  ihnen  jedoch  darin  zu  teil  ge- 
worden, dass  sie  für  ihren  Wanderbetrieb 
von  der  Veranlagung  zur  Gewerbe-  und 
Einkommensteuer  befreit  sind.  Grundsatz 
der  neueren  Gesetzgebung  ist  auch  in  Baden, 
der  Möglichkeit  zu  ^ringer  Besteuerung  des 
"Wandergewerbebetnebs  zu  begegnen.  —  In 
Elsass-Lothringen  gelten  für  die  Be- 
steuerung des  Gewerbebetriebs  im  Umher- 
ziehen zunächst  die  Bestimmungen  des 
Elsässischen  Patentsteuei^setzes  vom'  25. 
April  1844.  Hierbei  konnten  etwa  */s  der 
Wandergewerbetreibenden,  etwa  8500  Mann, 
von  der  Steuer  nicht  erfasst  werden.  Das 
nunmehr  geltende  G.  v.  7.  Juli  1896  hat  in 
glücklicher  Weise  die  bisherigen  Unzuträg- 
lichkeiten beseitigt.  —  Wanderlager  kommen 
unter  so  erdrückender  Besteuerung  mu:  noch 
ausnahmsweise  vor,  z.  B.  solche,  die  Ge- 
mälde führen.  Dagegen  übernehmen  jetzt 
ansässige  Gewerbetreibende  desto  mehr  von 
den  nach  wie  vor  fabrizierten  »Schund- 
waren« und  veranstalten  auch  zeitweilig  mit 
vielem  Reklamelärra  »Ausverkäufe«  oder  auch 
förmliche  Versteigerungen,  die  die  Stelle  der 
früheren  Wanderauktiouen  einnehmen.  Für 
die  Wandergewerbetreibenden  sich  besonders 
lebhaft  zu  interessieren,  liegt  gewiss  kein 
Grund  vor,  aber  andererseits  muss  man  auch 
den  noch  immer  nicht  zufriedenen  Gegnern 
entgegentreten,  die  ihre  geradezu  ungerechte 
Behandlung  verlangen,  damit  dem  stehenden 
Detailhandel,  der  seinerseits  an  schhmmen 
Auswüchsen  reich  genug  ist,  eine  unbequeme 
Konkurrenz  erspart  bleibe.  Positive  Be- 
günstigungen, wie  sie  die  ansässigen  Ge- 
werbetreibenden in  ihren  Innungspnvil^en 
besitzen,  wird  natürlich  niemand  für  den 
Wanderhandel  in  Anspruch  nehmen.  Soweit 
es  sich  um  die  rein  polizeiliche  Ordnung 
und  üeberwachung  desselben  handelt,  mögen 
die  Vorschriften  so  streng  gefasst  werden, 
"wie  es  das  Bedürfnis  verlangt;  aber  die 
dem  gesetzlich  anerkannten  Pnncip  der  Ge- 
werbefreiheit widersprechenden  und  vielfach 
zu  schweren  Unbilligkeiten  führenden  lokal- 
proteküonistischen  Massregeln,  wie  sie  teils 
schon  bestehen,  teils  noch  weiter  verlangt 
■werden,  lassen  sich  bei  unparteiischer  Er- 


wägung der  Frage  schwerlich  rechtfer- 
tigen. 

8.  Das  Hansiergewerbe  im  Auslände. 

In  Oesterreieh  klagen  die  sesshaften 
Händler  nicht  weniger  als  in  Deutschland 
Ober  die  Hausierer.  Ihre  Zahl  ist  aber  in 
Abnahme  begriffen  und  im  Verhältnis  zur 
Bevölkerung  nicht  gerade  gross.  Im  Jahre 
1857  betrug  die  Zahl  der  sesshaften  Händ- 
ler 157  375  oder  0,830/0  der  Bevölkerung 
Oesterreichs  (18,25  Mill.),  die  der  Hausierer 
12  805  oder  0,09  »/o.  Im  Jahre  1890  zählten 
die  sesshaften  Händler  310  518  d.  h.  1,310/0 
der  Bevölkerung  (23,7  MiU.),  die  Hausierer 
18  233  d.  h.  0,07  «/o.  Während  mithin  eine 
starke  Vermehrung  der  sesshaften  Handels- 
betriebe stattgefunden  hat,  machte  die  Zahl 
der  Hausierer  Schwankungen  durch.  Sie 
stieg  bis  1881  auf  22  964,  fiel  aber  bis  1897 
auf  16  784.  In  Ungarn  freilich  ist  die 
Zahl  der  Hausierer  von  1862  bis  1890  von 
4203  auf  11231  gestiegen;  obgleich  dort 
von  circa  300  Gemeinden  und  Städten  mit 
mehr  als  50000  Seelen  sich  bereits  70 
gegen  die  Hausierer  gesperrt  haben.  Auch 
m  Oesterreieh  hat  man  von  diesem  Rechte, 
aus  besonderen  Gründen  einzelne  Orte  vom 
Hausierverkehr  auszuschliessen,  Gebrauch 
gemacht,  hauptsächlich  in  Kurorten  und 
diesen  ähnlich  angesehenen  Orten.  Dagegen 
sind  den  Bewohnern  einiger  Gegenden  mit 
Rücksicht  auf  die  Erwerbsmöglichkeit  da- 
selbst besondere  Vergünstigungen  bezüglich 
des  Hausierhandels  zugestanden,  so  den  Be- 
wohnern des  böhmischen  Erzgebirges,  des 
Pusterthals  in  Tirol,  den  von  Gottschee, 
Pöllant  und  Reifnitz  in  Krain  u.  a.  m. 
Im  allgemeinen  aber  strebt  man  doch  dahin, 
den  Handel  im  Umherziehen  mehr  und  mehr 
einzuschränken.  Ein  darauf  bezüglicher  dem 
Abgeordnetenhause  1897  vorgelegter  Ent- 
wurf ist  freilich  noch  nicht  zur  Verarbeittmg 
gekommen.  So  gilt  noch  das  G.  v.  4.  Sep- 
tember 1852  Ober  den  Hausierhxindel,  das 
an  Stelle  des  Hausierpatents  v.  5.  Mai  1811 
trat  und  durch  das  neue  Gewerbeg.  v.  15. 
März  1883  (§  60)  in  Kraft  erhalten  worden 
ist.  Der  Hausierhandel  ist,  wie  durch  eine 
Ministerialv.  v.  1855  festgestellt  worden, 
von  der  sogenannten  »Marktfierantie«  unter- 
schieden, und  es  ist  unziüässig,  dass  jemand 
zu  gleicher  Zeit  die  Berechtigung  als  Hau- 
sierer und  als  Marktfahi-er  erhalte;  die 
Hausierer  dürfen  zwar  die  Jahrmärkte  be- 
suchen, aber  sie  bleiben  an  die  für  sie 
geltenden  Vorschriften  über  die  in  ihrem 
Betriebe  zulässigen  Warenarten  und  -mengen 
gebunden.  Im  übrigen  lässt  sich  eine  ge- 
wisse Unklarheit  der  Verwaltungspraxis 
nicht  leugnen.  Ein  Ministerialerlass  v.  18. 
September  1879  verstand  z.  B.  unter  Hau- 
sierhandel den  Handel  im  Umherziehen  mit 
Waren  von  Haus  zu  Haus.     Ein  anderer 
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Erlass  vom  23.  Dezember  1881  aber  legte 
das  Hauptgewicht  in  der  Definition  nicht 
auf  das  Feilbieten  von  Haus  zu  Haus,  son- 
dern von  Ort  zu  Ort  Jedenfalls  sind  die 
österreichischen  Vorschriften  viel  strenger 
als  die  deutschen.  Die  im  Umherziehen 
verkäuflichen  Waren  müssen  inländischen 
Ursprungs  sein,  was  durch  Stempelung  und 
Bezugsausweise  dargethan  werden  muss. 
Aber  auch  von  den  inländischen  Waren  sind 
ausser  den  auch  in  Deutschland  nicht  zu- 
lässigen noch  z.  B.  Material-  und  Spezerei- 
waren,  Zucker,  Chokolade,  Lebkuchen,  über- 
haupt alle  Leckerbissen,  litterarische  und 
artistische  Werke,  wie  Bücher,  Kalender, 
Bilder,  Statuen  etc.,  ausgeschlossen.  Das 
Hausieren  mit  Warenmengen,  zu  deren 
Fortschaffung  ein  bespannter  Wagen  oder 
ein  Lasttier  gebraucht  wird,  ist  nicht  er- 
laubt. Eis  ist  dies  nur  in  Bezug  auf  das 
Anbieten  der  Waren  von  Haus  zu  Haus  zu 
verstehen,  dagegen  ist  es  dem  Hausierer 
erlaubt,  grössere  Warenvorräte  von  einem 
Orte  zum  anderen  transportieren  zu  lassen 
und  sie  dann  in  kleinen  Mengen  von  Haus 
zu  Haus  herumzutragen ;  streng  verboten  ist 
aber  der  Verkauf  am  Aufbewahrungsorte. 
Dieses  Verbot  sowie  auch  das  der  Wander- 
lagerbetriebe folgt  schon  aus  der  in  §  1 
gegebenen  Definition  des  Hausierhandels, 
die  eine  bestimmte  Verkaufsstätte  aus- 
schliesst.  Die  Bedingungen  für  die  Be- 
willigung der  immer  nur  auf  ein  Jahr  und 
für  ein  bestimmtes  Kronland  erteilten  Hau- 
sierberechtigung sind  ebenfalls  strenger  als 
in  Deutschland.  Der  Nachsuchende  muss 
österreichischer  Unterthau  sein,  eine  Be- 
stimmung, von  der  auch  der  neue  deutsch- 
österreichische Handelsvertrag  keine  Aus- 
nahme bedingt.  Nur  in  Bezug  auf  unga- 
rische Staatsangehörige  bestimmt  das  G-.  v. 
27.  Juni  1878,  dass  die  in  dem  einen  Länder- 
gebiete ausgestellten  Hausierbewilligungen 
auch  in  den  anderen  durch  Vidierung  GiWg- 
keit  erhalten  können.  Femer  wird  u.  a. 
verlangt,  dass  der  Nachsuchende  wenigstens 
30  Jahre  alt,  von  unbescholtenen  Sitten 
und  tadelloser  politischer  Hal- 
tung sei. 

In  Frankreich  wird  der  Wander- 
handel  als  Colportage  bezeichnet.  Nach  den 
gesetzlichen  Bestimmungen  besteht  aber  ein 
grosser  Unterschied  zwischen  den  Colpor- 
teurs  de  marschandises  und  den  Colporteurs 
de  livres.  Wegen  der  letzteren  verweisen 
wir  auf  den  Art.  Colportage  (oben  Bd.  H 
S.  67  ff.).  Der  Warenhausierhandel  ist  nach 
dem  G.  v.  2.  März  1791  ein  freies  Gewerbe 
und  auch  später  fast  nur  solchen  Beschrän- 
kimgen  unterworfen  worden,  die  im  Inter- 
esse der  Steuerverwaltung  geboten  waren. 
Daher  sind  Tabak  und  Spielkarten  von  dem 
Wanderhandel  gänzlich  ausgeschlossen:  für 


geistige  Getränke  ist  er  nur  zulässig  auf 
Grund  einer  Lizenz  für  Grossliandel  und 
der  Zahlung  der  Detailverkaufsabgabe  für 
Quantitäten  unter  einem  Hektoliter.  Für 
Gold-  und  Silberwaren  müssen  dem  Maiie 
jedes  Ortes,  den  der  Händler  besucht,  die 
Rechnungen  der  Goldschmiede,  die  die 
Waren  geliefert  haben,  vorgelegt  werden 
und  es  sind  die  Stempel  derselben  zu 
prüfen.  Der  Hausiererhandel  mit  alten 
Kleidern  und  Wäschestücken  wird  von  der 
Poüzei  überwacht  und  kann  nötigenfalls, 
namentlich  aus  hygieinischen  Rücksichten 
gänzlich  verboten  werden.  Nur  in  Paris 
besteht  für  die  Hausierer  die  Vorschrift, 
dass  sie  ein  sogenanntes  livret  haben  müssen, 
dass  ihnen  auf  Grund  eines  von  der  Poli- 
zeibehörde ihres  Wohnorts  ausgestellten 
Certifikats  erteilt  wird.  Der  feste  Gewerbe- 
steuersatz für  die  Wanderhändler  beträgt 
zwischen  15  und  120  Francs,  je  nach  der 
Grösse  ilires  Betriebes,  wozu  noch  ein 
Fünfzehntel  des  Mietwertes  ihrer  Wohnung 
kommt.  Trotz  dieser  fast  vollständigen  Un- 
beschränktheit  des  Wanderhandels  ist  von 
einer  Agitation  der  ansässigen  Gewerbe- 
treibenden, wie  sie  in  Deutschland  auf  der 
Tagesordnung  bleibt,  nichts  zu  bemerken. 

In  der  Schweiz  gilt  eine  ausserordent- 
lich mannigfaltige,  durchaus  hausierfeindliche 
Gewerbegesetzgebung.  Das  Hausierpatent, 
ohne  welches  nur  in  wenigen  Fällen  hausiert 
werden  darf,  knüpft  an  ähnliche  Be- 
dingungen wie  in  Deutschland  an.  Die 
Patenttaxe  ist  sehr  verschieden  normiert; 
am  geringsten  in  den  Kantonen  Glarus  und 
Schaffhausen :  12—40,  bezw.  10—50  Fiancs 
pro  Jahr.  Die  höchste  Taxe  weist  der 
Kanton  Zürich  auf,  zwischen  1  und  100 
Francs  monatlich.  Hausiergemeinden,  wie 
sie  auf  deutschem  Boden  bestehen,  existieren 
in  der  Schweiz  nicht.  Aber  es  giebt  Ort- 
schaften, deren  Einwohner  manche  Bedürf- 
nisse grösstenteils  nur  mit  Hufe  der  Hau- 
sierer befriedigen  können.  So  ist  es  zu  er- 
klären, dass  wenigstens  in  den  meisten 
Kantonen  der  deutschen  Schweiz  der  Hau- 
sierhandel trotz  aller  Einschränkungen  der 
Gesetzgebung  und  hoher  Besteuerung  zuge- 
nommen hat.  In  Italien  ermittelte  die 
Volkszählung  von  1881  22  404  wandernde 
Händler,  6318  Lumpensammler  und  Scheren- 
schleifer, 991  Kesselflicker,  abgesehen  von 
wandernden  Musikanten ,  Bänkelsängern 
u.  dergl.  m.  Neuere  Daten  sind  nicht  vor- 
handen, doch  ist  bekannt,  dass  wandernde 
Essenkehrer,  Eisverkäufer,  Glaser,  Gips- 
figurenhändler u.  s.  w.  italienischer  Ab- 
stammung sich  in  England,  Frankreich, 
Deutschland  in  grösserer  Zahl  finden.  Im 
flbiigen  giebt  es  in  Italien  gewisse  kleine  Indus- 
trieen,  wie  die  Verfertigung  von  Holzwaren, 
tlie  Korbflechterei,  die  Messerindustrie,  die 
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Spitzenklöppelei  u.  s.  w.,  die  sich  als  ein- 
igen oder  hauptsächlichsten  Vertriebsmittels 
fflr  ihre  Produkte  des  Hausierhandels  be- 
dienen. 

In  England  sind  seit  1810  viele  ge- 
setzliche Bestimmungen  über  die  »Hawkersc 
erlassen  worden,  die  aber  hauptsächlich  nur 
Steuerangelegenheiten   betreffen.     Die  poli- 
zeilichen Verhältnisse   der  Hausierer  sind 
gegenwärtig  durch  den  Pedlars  Act  (34  und 
35  Vict  Cap.  96)  v.  21.  Ausist  1871  geregelt. 
Dasselbe  betrifft  nur  diejenigen  umherziehen- 
den Gewerbetreibenden,  die  ohne  Verwendung 
von   Pferden  oder  anderen  Lasttieren  von 
Ort  zu  Ort  und  von  Haus  zu  Hans  "Waren 
oder  gewerbliche  Leistungen  anbieten.  Jeder 
Pedlar  muss  ein  Certifikat  besitzen,  das  von 
den     höheren    Polizeibehörden     ausgestellt 
wird,  ein  Jahr  vom  Tage  der  Ausstellung 
ab  und  nur  für  den  betreffenden  Polizeibe- 
zirk gilt,  jedoch  in  jedem  anderen  Bezirke 
von    der    zuständigen    Behörde    indossiert 
werden    kann.      Bedingung    für    die    Er- 
langung desselben  ist,  da-ss  der  Nachsuchende 
einen  Monat  vor  dem  Gesuch  in  dem  be- 
treffenden   Bezirke   gewohnt  hat,   dass    er 
mehr  als  17  Jahre  alt,  in  gutem  Rufe  steht 
und  in  guter  Absicht  das  Wandergewerbe 
betreiben  wUl.    Für  die  Ausstellung  ist  eine 
Gebühr  von  5  Schilling  zu  entrichten,   für 
jede  Indossierung  in  einem  anderen  Polizei- 
bezirke eine  solche  von  höchstens  6  Pence. 
Wird    die    Ausstellung    oder   Indossierung 
verweigert,  so  kann  der  Hausierer  an  ein 
Gericht  mit  summarischem  Verfahren  appel- 
heren,  imd  eine  von  dem  Gerichte  angeord- 
nete   Aussteilung    oder    Indossierung    des 
Certifikats  hat   dieselbe  Wirkung  wie  eine 
ursprünglich    von    der   Polizeibehörde   ge- 
währte.    Andererseits    kann    das    Gericht 
jedem  Hausierer,    der  wegen   irgend    eines 
Vergehens   verurteDt    wird,    das   Certifikat 
entziehen,  und  dies  muss  stets  geschehen, 
wenn  der  Hausierer  des  Betteins  überwiesen 
wird.      Gegen   Vagabunden    und    Strolche 
bleiben  die  bestehenden  Gesetze  vollständig 
in   Kraft,  auch   wenn   diese   Personen  ein 
Certifikat  besitzen  oder  einen   ein  solches 
besitzenden  Hausierer  als  Gehilfen  begleiten. 
—  Alle  Hawkers,  zu  denen  die  Pedlai-s  als 
Unterart  gehören,  haben  eine  Gewerbesteuer 
in  der  Form    einer  Lizenzgebühr  zu  ent- 
richten   und,    sofern    sie   ein   polizeiliches 
Certifikat  besitzen  müssen,  fertigt  die  Steuer- 
behörde ihnen   die  (jährliche)    Lizenz    nur 
g^en  Vorzeigung  desselben  aus.   Beschrän- 
kungen hinsichtlich  der  von   den  Wander- 
händlem    zu   verkaufenden    Waren    finden 
nur  aiif  Grund  der  Steuergesetze  und  einiger 
besonderer  Gesetze  statt,   die   den   Handel 
mit  gewissen  Gegenständen  überhaupt  reg- 
lementieren.   So  dürfen  Tabak  und  geistige 
Getränke     von     Wanderhändlerti     niu-    an 


Stellen  verkauft  werden,  die  selbst  die 
Lizenz  für  den  Verkauf  dieser  Waren  be- 
sitzen; für  den  Wanderhandel  mit  Kaffee, 
Thee  und  Gold-  und  Silberwaren  sind  be- 
sondere Afciselizenzen  erforderlich;  Pulver 
und  Explosivstoffe  dürfen  nicht  auf  den 
Strassen  verkauft  werden  (abgesehen  von 
den  allgemeinen  für  den  Handel  mit  diesen 
Stoffen  geltenden  Bestimmungen),  der  Petro- 
leumhandel, der  ebenfalls  allgemein  gesetz- 
lich geregelt  ist,  imterliegt  beim  Wander- 
betrieb einer  besonderen  polizeilichen  Kon- 
trolle. Im  ganzen  ist  aber  das  Wanderge- 
werbe in  England  nur  wenig,  und  aus- 
schliesslich aus  polizeilichen  und  steuer- 
lichen Rücksichten  beschränkt  und  der 
Gedanke  des  Lokalschutzes  tritt  nirgendwo 
hervor. 

Die  Statistik  zeigt  für  ganz  Gross- 
britannien und  Irland  Höker  und  Strassen- 
verkäiifer(costermongers,  hucksteis  and  street 
seelers). 

männlichen  weiblichen  Samme 
Geschlechts 

1851             21 212  13426  3463S 

1861             17499  II  165  29114 

1871             35858  24680  60538 

1881             33851  21843  55694 

1891              47  499  20218  67717 

Dazu  kommen  noch  (im  Jahre  1891)  8903 
Pferdehausierer,  d.  h.  Hausierer,  die  sich 
eines  Wagens  und  Pferdes  bedienen,  näm- 
lich 7752  in  England  und  Wales,  1066  in 
Schottland,  85  in  Irland).  Sie  verteilen 
sich  über  sämtliche  Grafschaften  und  zwar 
in  mit  der  Dichtigkeit  der  Bevölkening 
wachsender  Zahl.  Im  Jahre  1896  wird  die 
Zahl  der  Pferdehausierer  auf  11292  an- 
gegeben. Am  reichsten  entwickelt  ist  der 
Strassenhandel  in  London. 

Litteratnr:  H.  Artner,  DeUiilreüen  und  Hau- 
sierhandel,  1896.  —  Block,  Dictionnaire  de 
l'adminiitration  fran^üe,  :!.  ed.  art.  Coipor- 
tetirt.  —  Boyan  K.  ßamijanoff.  Der 
Ilatuierhandel  und  dat  ilarktwesen  in  Bulga- 
rien, 1S9S.  —  Eugen  Dennig,  Der  Hautier- 
handel in  Baden,  1899.  —  M.  Kandt,  Die 
rolhnrirtteha/tliche  Stellung  de»  Detailreiten* 
und  HatisierhandeU,  1895.  —  Af.  Hecht,  hl  der 
ITausierhandel  in  Baden  bereehtigt  t,  in  Badische 
Octrerbezeitung,  Si,  S.  804,  *^7  (1899J.  —  Ja- 
kobi.  Der  Gewerhebetrieb  im  Umherziehen, 
Berlin,  1878.  —  Eryebniite  der  aber  die  Wander- 
lager und  Wanderauktinnen  angettfllten  Er- 
hebungen, in  Hirth»  Annalen  1878,  S.  707 ff.  — 
lieiblein,  Die  bndisehen  Hau*ierge»eUe  und 
Verordnungen,  1857.  —  l^bner,  Die  Kommu- 
nalbesteuerung  der  Wanderlager,  Berlin  1879.  — 
R.  Meyer,  Zur  Geschichte  der  Hausiertteuem 
im  Deutschen  Reich,  im  Finamarchir  1885,  S. 
HO.  —  Hob.  Neumann,  Der  Hausierhandel 
in  Preusten,  1847.  —  Am.  Raeach,  Soll  der 
Hausierhandel  abgetchaffi  werden  T,  1897,  ü.  Aufl. 
—  Sich.  Bösager,  Eine  Untersuchung  über 
den  Gcircrbebetrieb    im  Umherziehen,    in  Jahrb. 
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Wandergewerbe  — Wappäiis 


/.  Nat.  u.  Siat.,  S.  F.  XIV,  Iff.  —  SUUUtik 
des  Gewerbebetriebet  im  Umherziehen  im  König- 
reich Sachten  1883 — 88;  herautgegeben  von  der 
Handels-  und  Geicerbekammer  Dretden.  — 
Wilh.  Stieda,  Das  Hautiergewerbe  in  Deultch- 
land,  1899.  —  Georg  von  Thaa,  Das  Hausier- 
wesen in  Oesterreich,  I884.  —  Trüdinger, 
Zwei  wärUembergische  Hautiergemeinden,  im 
WärU.  Jahrb.  /.  Stat.  u.  Landesk.  1897,  I.  2^1. 
—  Derselbe,  Die  Hausiergewerbetreibenden  im 
Reich  und  in  Württemberg,  in  MUteünngen  des 
Kgl.  Stat.  Landesamt*  1898,  Nr.  4.  —  Vlinen- 
stein,  üeber  den  Hautierhandel,  in  Baut  Arch. 
der  polit.  Oekonomie  I,  HS«  (18S5).  —  Unter- 
tuchungen  über  die  Lage  des  Hautiergewerbet 
in  Deutschland,  im  Auslande,  in  Oetterreich,  in 
Schriften  det  Vereint  für  Sozialpolitik,  Bd.  77 
bis  83  (1898—1899),  und  Bd.  88.  —  H.  Zel- 
ler, Die  Besteuerung  der  Wandergewerbe  in 
Württemberg,  im  Finanzarchiv  IX.  Jahrg.,  S. 
äOSff. 

Lexis.     Stieda. 


Wandenugen 

6.  Auswanderung  oben  Bd.  II  S.  61ff. 


Wappäus,  Johann  Eduard, 

wurde  am  17.  V.  1812  als  Sohn  eines  Reeders 
zu  Hamburg  geboren.  In  seiner  Neigung  zur 
Landwirtschaft  bezog  Wappäus  zunächst  die 
landwirtschaftliche  Akademie  zu  Möglin  bei 
Berlin,  wandte  sich  jedoch  1830  der  Geographie 
zu,  studierte  in  Götting-en,  wurde  nach 
mancherlei  Reisen  im  nürdlichen  Deutschland 
und  in  den  Rheingegenden  sowie  einem 
längeren  Aufenthalte  in  Brasilien  (bis  1834) 
einer  der  eifiigsten  Schüler  und  Anhänger 
Ritters  in  Berlin,  studierte  hierauf  noch  in 
Bonn,  Hamburg  und  Paris  und  schliesslich 
wieder  in  Gßttingen,  wo  er  1836  mit  der 
Dissertation:  „De  Oceani  fluminibus"  promo- 
vierte. Er  habilitierte  sich  1838  in  Göttingen 
als  ftivatdozent  für  Geographie  und  Statistik, 
wurde  dort  1846  zum  ausserordentlichen  und 
1864  zum  ordentlichen  Professor  befördert. 
Wappäus  war  trotz  seines  dauernden  leidenden 
Zustandes  ungemein  thätig,  sowohl  in  seinem 
akademischen  Amte  wie  auch  als  Schriftsteller 
und  in  zahlreichen  Ehrenämtern.  Er  wurde 
1861  zum  Assessor  und  1860  zum  wirklichen 
Mitgliede  der  königl.  Societät  der  Wissen- 
schaften ernannt.  Als  solches  redigierte  er  mit 
vielem  Geschick  die  „Göttingischen  Gelehrten 
Anzeigen"  von  Juni  1848  bis  April  1863  und 
von  lutte  1874  bis  zu  seinem  Tode.  Als  Ver- 
treter der  hannoverschen  Regierung  nahm 
Wappäus  an  den  internationalen  statistischen 
Kongressen  zu  Paris  (1855),  Wien  (1857),  Lon- 
don (1860)  und  Berlin  (1863)  teil.  Nach  kurzem 
Krankenlager  starb  Wappäus  am  16.  Dezember 
1879  im  6«.  Lebensjahre,  nach  über  40jäbriger 
ununterbrochener  Tnätigkeit  als  akademischer 
Lehrer. 

Wappäus  wird  von  Fachmännern  als  „der 


hervorragendste  Vertreter  des  Lehramtes  der 
Statistik  deutscher  Zunge  in  der  Gegenwart" 
bezeichnet,  uicht  minder  hoch  wird  sein  Ein- 
flnss  als  Schüler  und  Nachfolger  Karl  Ritters 
anf  geographischem  Gebiete  geschätzt.  Sein 
lebhafter  Briefwechsel  mit  letzterem,  Alexander 
V.  Humboldt  und  den  bedeutendsten  Gelehrten 
bestätigt  diese  Auffassung.  Von  einschneiden- 
der Bedeutung  sind  seine  Theorieen  in  der 
Bevölkerungsstatistik  („Allgemeine  Be- 
völkerungsstatistik" 8.  u.)  gewesen,  welche  noch 
heute  als  Grundlage  für  alle  weiteren  Unter- 
suchungen in  dieser  Wissenschaft  dienen  und 
welche  wohl  am  meisten  dazu  beigetra^n 
haben,  den  Wunsch  von  Wappäus  zu  verwirk- 
lichen, nämlich:  j,Der  Statistik  das  Bllrge^ 
recht  auf  den  Umversitäten  wieder  zu  erwerben 
und  sie  ebenbürtig  neben  anderen  Wissen- 
schaften hinzustellen  und  weiterzubilden." 

Nachdem  Quetelet  auf  dem  internationalen 
statistischen  Kongresse  im  Haag  1869  nachge- 
wiesen, dass  es  nicht  weniger  als  180  verschie- 
dene Definitionen  des  Begriffes  „Statistik"  gebe, 
erscheint  es  von  Interesse,  auch  die  von 
Wappäus  aufgestellte  an  die  Achen wali- 
sche (s.  d.  oben  Bd.  I  S.  26/27)  sich  anlehnende 
Definition  hier  mitzuteilen : 

Statistik  ist  (Einleitung  etc.  S.  33): 
Staatskunde  der  Gegenwart,  Schilderung  und 
Erkenntnis  der  gegenwärtigen  Zustände  des 
Konkreten,  in  Wirklichkeit  bestehenden,  Staates. 
Die  Statistik  hat,  um  ihre  Aufgabe  zu  lösen, 
das  Staatswesen  darzustellen: 

1.  nach  seinen  Elementen  oder  realen 
Teilen ; 

2.  nach  dem  durch  ihre  Verbindung  und 
Wechselwirkung  erzeugten  Staatsleben,  wie  es 
sich  zeigt  in  den  Hauptthätigkeiten  der  staat- 
lichen Gesellschaft  und  in  den  dafür  ausgebil- 
deten Institutionen; 

3.  nach  den  dadurch  gewonnenen  und 
zur  Erscheinung  gekommenen  Resultaten  der 
Kultur. 

Wappäus  ergänzt  seinen  B^riff  der  Sta- 
tistik allerdings  dabin,  dass  er  die  statistische 
Wissenschaft  in  zwei  Teile  zerlegt:  1.  in  die 
Statistik  des  wirklich  bestehen- 
den Staates  („Specialstatistik",  als  „Haupt- 
stamm"  —  S.  62  — )  und  2.  in  die  allge- 
meine vergleichende  Statistik  (ab 
„Zweig  eines  Stammes"),  die  letztere  wird  von 
zwei  Disciplinen  beeinfiusst,  von  der  natürlichen 
Theologie  (Physikotheologie  oder  Theologica 
naturaus)  und  von  der  politischen  Arithmetik; 
sie  „stellt  Untersuchun|;en  an  über  den  Kausal- 
nexus zwischen  den  miteinander  in  Beziehung 
gestellten  Erscheinungen  behufs  der  Ent- 
deckung der  in  diesen  Erscheinungen  wirkende« 
Faktoren"  (S.  66).  Hierbei  muss  sie  sich  be- 
wusst  bleiben,  dass  sie  ihrem  eigentlichen 
Grunde  nach  Staatskunde  ist,  und  dass  sie 
als  ihr  eigentliches  höchstesZieldie 
Natur  des  Staates  durch  Erkennung 
der  verschiedenen  Faktoren  desselben  in  ihrer 
Totalität  und  in  ihren  Kombinationen,  durch 
Darlegung  derselben  in  ihrer  Einzelwirknng, 
sowie  in  ihrer  Wechselwirkung  und  Qesanit- 
wirkung  und  somit  durch  Erklärung'  der 
Zustände  unserer  Staatagesellschaften  und  deren 
Veränderungen  zu  erforschen  hat  (S.  65). 

Die    ti^aup  tschrif  ten    Wappäus' 
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sind  chronologisch  aufgeführt  folgende :  Unter- 1 
suchnugen     über     die     geographischen     Ent- 
deckungen der  Portugiesen  unter  Heinrich  dem 
Seefahrerj  Göttingen  1842.  —  Darstellung  der 

feographischen    und   statistischen   Verhältnisse 
er  Repuhlilten  Südamerikas,  I.  (einzige)  Abt. 
Venezuela,   Qöttingeri  1843.  —  Deutsche  Kolo- 
nisation   und    Auswanderung,    Leipzig    1846; 
Fortsetzung  (auch  unter  dem  besonderen  Titel: 
Beiträge  zur  Kunde  von  Südamerika,   Heft  1 : 
die  Provinzen  des  Bio  de  la  Plata  und  Bolivia), 
Leipzig    1848.    —    Einige    Andeutungen   über 
Wahlrecht    und    "Wahlverfahren.     Separat-Ab- 
dmck  ans  den  .G5tt  Gel.  Anzeigen",  Göttingen 
1849.     (In  Anlehnung   an  Bülaus  „Wahlrecht 
und  Wahlverfahren"  spricht  sich  hier  Wappäus 
für   Beschränkung  des   Stimmrechtes   aus  und 
bemerkt  bezüglich  des  Wahlrechtes,  dass 
dasselbe  (S.  6)  nicht  ein  ursprüngliches,  ange- 
borenes Befugnis,  sondern  als  von  äusseren  Ver- 
hältnissen  wesentlich    abhängig,   eine   Sache 
der  politischen  Erwägung  ist,  welche 
Bedingungen  für  das  Wahlrecht  des  Einzelnen 
in    einem   Verhältnis    zu  seiner   Stellung    im 
Staate  notwendig  machen   kann.)  —  Gelegent- 
liche Gedanken  über  nationale  Handelspolitik, 
Göttingen  18öl  (tritt  für  den  Freihandel  ein). 
—  Handbuch  der  Geographie  und  Statistik,  für 
die  gebildeten  Stände.    Begründet  durch  Stein 
und  Hörschelmanu.  Iveu  bearbeitet  unter 
Mitwirkung    mehrerer    Gelehrter    von    J.    E. 
Wappäus.     7.    Aufl.,    Leipzig    1849—1871. 
(Der  erste,    ausschliesslich   von   Wappäus   ge- 
schriebene, 1050  Seiten  umfassende  Band  bildet 
in  seinem  ersten  Teile  das  „Handbuch  der  all- 
gemeinen Geographie  und  Statistik", 
in  dem  zweiten  Teile  das  „Handbuch  der  Geo- 
graphie und  Statistik  von  Amerika".    Während 
Wilhelm  Koscher  (Gesch.  d.  N.-Oe.,  S.  lOU) 
den  zweiten  Teü  zu  den  „Zierden  der  statis- 
tischen Litteratur"  rechnet,  ist  auch  der  erste 
Teil   durch  die  zahlreichen  staatswissensrhaft- 
lichen  Erörterungen  noch  hente  höchst  beachtens- 
wertV    .—    Allgemeine     Bevölkerungsstatistik. 
Vorlesungen.    2  Teile,  Leipzig  1859  und  1861. 
(Das  Haujjtwerk  Wappäus',  welches,  wenn- 
Ifleich   hinsichtlich  der  Zahlen  veraltet,   doch 
immer  noch  als  Quelle  und  Hauptgrondlage  für 
alle  bisherigen  Arbeiten  der  Bevölkerungstheo- 
rie   zu    betrachten   sein    dürfte.     Durch    den 
zweiten  Teil  der  von  Gandil  1881  herausgege- 
benen   Wappäusschen   Vorlesungen    über    das 
Studium  der  Statistik  (s.  u.)  wird  dieses  Werk  1 
über  die  Bevölkerungsstatistik  in  erwünschter  1 
Weise  ergänzt  und  überarbeitet.    Wappäus  be-  I 
zeichnet    die    Bevölkerungsstatistik! 
als  den  wichtigsten  Teil  der  Statistik.    Er  ver- 1 
steht    nnter    dem     „mittleren    Lebensalter"! 
(l'Age  commun)  einer  Bevölkerung  (Bd.  11,  S.  i 
1    a.   W.-Gandil,  S.   168)  „das  Alter  oder  die 
Zahl  von  Jahren ,  welche  durchschnittlich  auf ' 
jedes  Individuum  kommt,  wenn  man  die  Summe 
aller  von  der  ganzen  Bevölkerung  durchlebten 
Jahre  auf  alle  Individuen  gleicbmässig  verteilt", 
dag:e^en  unter   „mittlerer  Lebensdauer'-  (Vie 
moyenne)  einer  Bevölkerung  (Bd.  11,  S.  1;  W.- 
Gandil,  S.  203)  „die  Zahl  von  Jahren,  welche 
Ton  einer  Bevölkerung  im  Durchschnitte  jedes 
Individuum   von  seiner  Geburt  bis  zu  seinem 
Tode  (der  Wahrscheinlichkeit  nach)  zu  verleben 
hat"*.)  —  Uebtr  den  Begriff  und  die  statistische 

Bandw6rteibnch  der  Staatswissenschaften.   Zweite 


Bedeutung  der  mittleren  Lebensdauer,  Göttingen 
1859.  —  Wappäus  ^b  femer  gelegentlich  der 
Säknlarfeier  Karl  Ritters  (1879)  dessen  Brief- 
wechsel mit  dem  Mineralogen  Hausmann 
heraus  und  beschäftigte  sich  noch  bis  wenige 
Stunden  vor  seinem  Tode  mit  einer  Abhaud- 
Inng:  „üeber  die  Segelanweisungen,  Seekarten 
und  Seebttcher  des  16.  und  17.  Jahrhunderts". 
Nach  seinem  Tode  erschien :  „Einleitung  in  das 
Studium  der  Statistik.  Vorlesungen,  gehalten 
an  der  Universität  Göttingen  von  Prof.  Dr. 
J.  E.  Wappäus.  Herausgegeben  von  Dr.  0. 
Gandil,  Leipzig  1881."  —  Für  eine  Bio- 
graphie Achenwalls  sammelte  Wappäus 
schon  seit  einer  langen  Beihe  von  Jahren,  kam 
aber  nicht  mehr  zur  Ausarbeitung  des  Buches, 
welches  ihm  ein  Lieblingsgedanke  geworden 
war. 

Femer  veröffentlichte  Wappäus  folgende 
Aufsätze  in  Zeitschriften:  (Anonym)  in 
der  „Litterarischen  Zeitung",  Berlin 
1844,  Nr.  4 :  „Ein  Wort  über  einige  sogenannte 
Anforderungen  der  Zeit  an  unsere  Universi- 
täten und  eine  Ansicht  über  die  Bedeutung  und 
Aufgabe  der  wissenschaftlichen  Erdkunde  als 
akademische  Disciplin".  —  Anzeigen  und  Be- 
sprechungen aus  dem  Gebiete  der  Statistik,  der 
Politik  und  der  Volkswirtschaft  in  den  „Göt- 
tingischen  Gelehrten  Anzeigen" 
1843  Stück  58,  59,  60;  1848:  St.  117;  1849: 
33  bis  36  (s.  o.),  128;  1853:  21,  69,  154;  1854: 
208:  1856:  143,  163;  1858:  120,  156;  iaö9:  45, 
46,  '47,  58,  59;  1861:  24;  1862:  40;  1863:  1; 
1871:  26:  1872:  11;  1874:  37;  1875:  9,  19,  23; 
1877:  32;  1878:  25;  1879:  Nr.  27.  (Diese  seine 
letzte  Arbeit,  eine  Besprechung  des  Buches 
von  Hermann  Oberländer:  „Der  geographische 
Unterricht",  bezeichnet  Wappäus  selbst  in 
einem  Briefe  an  Dr.  Otto  Gross  vom  12.  VII. 
1879  als  ein  „Selbstbekenntnis  und  ein  wissen- 
schaftliches Testament",  er  spricht  sich  darin 
ausführlich  über  Begriff,  Ziel  und  Methode  der 
vergleichenden  oder  allgemeinen  Erdkunde 
ans.)  —  Aufsätze  über  Auswanderung  und 
Kolonisation  in  Hnbers  „J  a  n  u  s",  1846,  Heft 
20—22.  

Vgl.  über  Johann  Eduard  Wappäus: 
A.  F  i  c  k  e  r  ,  Nekrolog  über  Wappäus  in  der 
„Statistischen  Monats.schrift",  Wien  1880,  S. 
49  ff.  —  Hermann  Wagner,  Nekrolog  über 
Wappäus  in  „Petermanns  Mitteilungen"  1880, 
S.  110  ff.  —  Engels  Zeitschrift  des  Königl. 
Preussischen  Statistischen  Bureaus,  1880,  S. 
260fl.  —  Otto  Gross,  J.  E.  Wappäus.  Ein 
biographischer  Nekrolog  (Mitteilungen  dör  k.  k. 
Geographischen  Gesellschaft  in  Wien.  1880, 
Bd.  XXIII,  S.  33  u.  81.  —  Derselbe  Inder 
Zeitschrift:  „Aus  allen  Weltteilen",  XI.  Jahr§., 
Heft  6.  —  Kan,  Nachruf  über  Wappäus  m 
„Tijdschrift  van  het  Aardrijkskuudige  Genoot- 
schap  in  Amsterdam",  1880,  Nr.  3.  —  Otto 
Gandil,  in  seiner  Vorrede  zu  Wappäus,  Ein- 
leitung in  das  Studium  der  Statistik,  Leipzig 
1881.  —  Nekrolog  in  den  „Nachrichten  von 
der  Königl.  Gesellschaft  der  Wissenschaften  und 
der  G.  A.  Universität  zu  Göttingen",  1880, 
Nr.  5.  —  W  0 1  k  e  n  h  a  u  e  r  in  der  „Deutschen 
Biographie",  Bd.  41,  S.  162.  —  Ein  hollän- 
disches Urteil  über  Johann  Ednard  Wappäns 
(Prof.  Kan  in  Amsterdam),  Kettlers  Zeitschrift 
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Wappäus — ^Warenhäuser  und  Wareahaiissteuer 


für  wissenschaftliche  Geographie,  L  Jahrg., 
Lahr  1880.  S.  181.  —  J.  J.  Kettler,  Nach- 
mf  über  Wappäus,  ebd.  S.  50.  —  V.  J  o  h  n , 
Geschichte  der  Statistik,  I,  Stuttgart  1884.  — 
W.  Koscher,  Kolonien,  3.  Aufl..  Leipzig 
188Ö,  S.  29 ff.  —  Derselbe,  Syst.  I,  §§  m, 
248:  m  §  6.  —  Derselbe,  Geschichte  der 
N.-Öek.,  S.  422,  1010,  1011.  —  Emilio  Mor- 
purgo,  Die  Statistik  und  die  Sozialwissen- 
schaften.    Aut.   deutsche  Ausgabe.    Jena  1877. 

—  Kob.  T.  Mohl,  Encyklopädie  der  Staats- 
wissenschaften, 2.  Aufl.,  Tübingen  1872,  S.  682 
u.  757.  —  H.  L.  Pölitz,  Jahrbücher  der  Ge- 
schichte und  Politik,  1846,  Bd.  2,  S.  372.  — 
Kau-Hansseus  Archiv  der  polit.  Oekono- 
mie,  N.  P.  III.  Bd.,  Heidelberg  1845,  S.  97.  — 
„Austria"  1859,  Nr.  vom  27.  Vni.  —  Jahrb. 
f.  Nat.  u.  Stat.  Bd.'  I,  S.  605;  N.  F.  TU,  S.  290. 

—  Adolf  Wagner.  Artikel  „Statistik" 
St.W.B.  V.  Blnntschli  und  Brater,  Bd.  X. 

Schmidt. 


Warenbörse 

s.  Börsenwesen  oben  Bd.  IT  S.  1023ff. 


Warenhänser  and  Warenhansstener. 

1.  Die  Warenhäuser.     2.  Die  Warenhaus- 
Steuer. 

1.  Die  Warenhäuser.  In  dem  Art. 
Mittelstandsbewegung  (oben  Bd.  V 
S.  814  ff.)  sind  diejenigen  neueren  Erschei- 
nungen, die  den  Mittel-  und  Kleinhandel  in 
seinem  Fortkommen  bedrohen  oder  wenigs- 
tens die  bisherige  Leichtigkeit  und  Eegel- 
mSssigkeit  seines  Absatzes  erschweren,  im 
einzelnen  besprochen  worden.  Besonders 
auf  den  gesteigerten  Wettbewerb  kapital- 
kräftiger Grossunternehmungen,  wie  Waren- 
häuser, Bazare,  Versandgeschäfte,  filialen- 
reicher Specialgeschäfte  und  dergl.,  ist  dort 
hingewiesen  worden.  Denn  gegen  sie  richten 
sich  unter  anderem  diejenigen  Bestrebungen, 
die  man  »kaufmännische  Mittelstandsbewe- 
gung«  nennt  und  die  in  der  Fordening  eines 
staatlichen  Schutzes  gegen  die  übermässige 
Konkurrenz  grosser  und  gfrösster  Firmen 
des  Detailhandels  gipfeln.  Als  die  gefähr- 
lichsten Feinde  des  kaufmännischen  Mittel- 
standes werden  in  der  Gegenwart  von  den 
DetaUhändlern  die  Warenliäuser  angesehen. 
In  die  Agitation  gegen  diese  Grosshand- 
lungen en  detail  sind  weite  Kreise  des  kauf- 
männischen Publikums  hineingezogen  worden, 
welche  nach  ihren  sonstigen  wirtschaftspoli- 
tischen Anschauungen  für  eine  Beschrän- 
kung der  Gewerbefreiheit  nicht  zu  haben 
waren.  Dem  Aufkommen  der  Warenhäuser 
verdankt  man  es  also  in  erster  Linie,  dass 
die  kaufmännische  Mittelstandsbewegnng  so 
lebhafte,  ja  stürmische  Formen  angenommen 


hat,  80  dass  sich  grosse  politische  Parteien 
und  die  Regierungen  ihrem  Programm  nicht 
länger  mehr  verschliessen  konnten. 

In  der  That  sind  namentlich  in  dem 
letzten  Jahrzehnt,  besonders  in  den  Gross- 
städten und  solchen  Mittelstädten  mit  .stark 
zunehmender  industrieller  Bevölkerung,  eine 
grössere  Anzahl  von  Handelsuntemehmungen 
entstanden,  die  in  grossartig  eingerichteten 
Verkaufspalästen  alle  erdenkliehen  Waren- 
gattungen vereinigen,  den  massenhaften  und 
billigen  Vertrieb  derselben  pflegen  imd  auf 
das  grosse  Publikum  der  Kauflustigen,  das 
dort  seinen  ganzen  regelmässigen  Bedarf 
decken  kann,  eine  erstaunliche  und,  wie  es 
scheint,  nicht  nur  vorübergehende  An- 
ziehungskraft ausüben.  Solche  mit  grossem 
Kapital,  einem  riesenhaften  Angestellten- 
apparat betriebene,  durch  alle  Mittel  der 
neuzeitlichen  Reklame  und  Kulanz  in  ihrer 
Leistungsfähigkeit  gesteigerten  Grossniaga- 
zine  und  Kaufhäuser,  die  den  Detailhandel 
an  sich  zu  reissen  suchen,  nennt  man 
Warenhäuser  oder  auch  Bazjire.  Das  Cha- 
rakteristische und  Neuartige  dieser  gross- 
städtischen Detailgeschäfte  ist  die  grosse 
Vielseitigkeit  und  Mannigfaltigkeit  der  feil- 
gebotenen Warengattungen,  die  fast  alle 
Branchen  umfassen.  Während  die  soge- 
nannten »Versandgeschäfte«  von  der  gross- 
städtischen Centrale  aus  gewisse  Teile  des 
Provinzialgeschäftes  schon  längst  an  sich 
gerissen  haben,  grossartige  Specialgeschäfte 
mit  Hunderten  von  Filialen  dem  lokalen 
Detailhandel  einen  erheblichen  Bruchteil  des 
Absatzes  bestimmter  Artikel  abgenommen 
haben,  greift  das  moderne  Warenhaus  alle 
Arten  des  Detailhandels  auf  der  ganzen 
Linie  gleichzeitig  an.  Es  führt  mit  dem- 
selben einen  systematischen  und  rücksichts- 
losen Konkurrenzkampf  und  erweitert  seinen 
Warenkatalog  vielfach  nm:  um  deswillen, 
damit  die  Kundschaft  gar  nicht  mehr  ge- 
nötigt ist,  andere  Detailgeschäfte  aufzu- 
suchen. Die  Auslagen  und  Abteilungen 
eines  Warenhauses  gleichen  einem  perma- 
nenten Markte,  indem  alle  Klassen  der  Kon- 
sumenten an  Ort  und  Stelle  den  modernen 
Gesamtbedarf  bis  in  seine  kleinsten  Ver- 
zweigungen befriedigen  können. 

An  und  für  sich  hat  es  gewiss  nichts 
Ueberraschendes,  dass  sich  das  Grosskapital 
nicht  auf  den  Engroshandel  beschränkt  son- 
dern auch  sich  des  Detailhandels  zu  be- 
mächtigen sucht  und  ihn  von  Grund  aus  re- 
organisiert. Das  Grosshandelskapital  schliesst 
mit  den  Industrieen  Massenlieferungsverträge 
ab  und  sucht  die  aufgekauften  Warenmassen 
mit  Ausschaltung  aller  selbständigen  Zwi- 
schenhandelsglieder  an  das  Publikum  selbst 
wieder  abzusetzen.  Solche  Unternehmungen 
haben  bereits  beim  Einkauf  vor  dem  kleinen 
DetaUhändler  mächtige   Vorteile.     Sie    er- 


Digitized  by 


Google 


Warenhäuser  und  Warenhanssteuer 


643 


halten  als  regelmässige  Abnehmer,  die  stets 
nur  Abschlüsse  in  grossem  Stil  und  ans 
erster  Quelle  machen,  die  Waren  vom  Fabri- 
kanten billiger.  Das  Betriebskapital,  der 
C'  frzeit  willig  zur  Verfügung  stehende 
kkredit,  die  strikt  durchgeführte  Bar- 
zahlung ihrer  Kundschaft  und  endüch  der 
möglichst  beschleunigte  Umsatz  setzt  die 
Warenhausbesitzer  in  die  Lage,  mancherlei 
und  erhebliche  Preisnachlässe  von  den  In- 
dustriellen herauszuschlagen.  Sie  können 
Preisfluktuationen  verschiedener  Waren  ge- 
rade mit  Rücksicht  auf  ihi-en  massenhaften 
imd  raschen  Absatz  vorteilhaft  ausnützen, 
imd  ausserdem  sparen  sie  an  Transport- 
kosten und  dank  der  Centralisation  bei  dem 
"Verkaufe  an  Generalr^iespesen.  Auch  die 
Betriebseinrichtungen  und  Arbeitskräfte  wer- 
den bei  dem  fieberhaften  und  konstanten 
Geschäftsverkehr  eines  grossen  Warenhauses 
"weit  rationeller  ausgenützt  als  in  dem  ge- 
wöhnlichen Ladengeschäft.  Zwar  sind  da- 
für die  Kosten  für  die  luxuriös  ausge- 
statteten Auslagen  der  Verkaufspaläste 
enorme  und  ebenso  die  Ausgaben  für 
Reklamezwecke.  Aber  die  letzteren  ver- 
ringern sich  mit  der  Zeit,  denn  der  Ver- 
kaufspalast selbst  ist  die  zugkräftigste 
Kekkune  von  allen.  Versandgeschäfte  und 
dergleichen  haben  jedenfalls  für  Reklame- 
zwecke, Plakate,  Inserate  und  Katalogver- 
sendungen verhältnismässig  viel  mehr  Geld 
auszugeben  als  die  grossstädtischen  Waren- 
häuser, die  alles  an  Ort  und  Stelle  ver- 
kaufen und  sich  nur  an  die  ortsansässige 
Bevölkerung  oder  an  den  vorübergehend  orts- 
anwesenden Fremdenstrom  wenden.  Grosse 
Specialgeschäfte  und  auch  viele  der  grossen 
Versandgeschäfte,  die  iu  ihrer  Mehrzahl  doch 
mehr  oder  minder  Branchengeschäfte  geblie- 
ben sind,  bedürfen  der  besonderen  Reklame 
für  ihre  Waren,  d.  h.  Waren  bestimmter  Prove- 
nienz mit  bestimmten  Fabrikmarken.  Das 
moderne  Warenhaus  führt  nicht  nur  zahl- 
lose Warenarten,  sondern  auch  viele  als 
gangbar  erwiesenen  Warenmarken  neben- 
einander. Für  diese  Warenmarken  macht 
es  also  regelmässig  keine  Reklame.  Mass- 
gebend für  die  Warenauswahl  sind  die  Be- 
dflrfnisse  des  Publikums.  Die  Leitung  eines 
Warenhauses  sucht  also  ebensowohl  die  ge- 
ringwertigsten Quahtäten  zu  führen  wie 
die  hochwertigen.  Sie  verkauft  gleichsam 
unparteiisch  alle  Sorten. 

Da  die  Warenhäuser  mit  ihrem  riesigen 
Bedarf  auf  den  Detaümärkten  dominieren, 
so  übersehen  sie  rasch  alle  Wandlungen,  ja 
selbst  die  leisesten  Regungen  des  Konsu- 
mentenbedarfe  nnd  sind  deswegen  eine 
wesentliche  Stütze  einer  rationellen  An- 
passung der  Produktion. 

Es  war  vorhin  gesagt  worden,  dass  es 
durchaus  nichts  üeberraschendes  habe,  dass 


auch  das  Grosskapital  sich  im  Detailhandel 
investiere,  üeberbückt  man  aber  die  sehr 
zahlreiche  Broschürenlitteratur,  die  die 
moderne  kaufmännische  Mittelstandsbewe- 
gung für  und  gegen  dieselbe  hervorgerufen 
hat,  so  ist  man  überrascht,  wie  wenig  wirk- 
liches Studium  auf  die  Kenntnis  dieser  Um- 
wandlung imd  des  technisch-merkantilen 
Prozesses  speciell  der  Warenhausentwicke- 
luDg  verwendet  worden  ist.  Es  fehlt  bis- 
her in  der  nationalökonomischen  Wissen- 
schaft an  jeder  sicheren  Grundlage,  in 
welchem  Verhältnis  die  Warenhäuser  zur 
Industrie  stehen.  Es  fehlt  ferner  ebenso 
an  einer  zuverlässigen  Untersuchung  über 
die  Preisvergleiche  derselben  Warengattungen 
in  den  Warenhäusern  und  in  den  leistungs- 
fähigeren Detailgeschäften.  Wir  wissen  so 
gut  wie  gar  nichts  über  die  Betriebskapi- 
talien der  Warenhäuser,  sofern  sie  kerne 
Aktiengesellschaften  sind.  Wir  wissen  nichts, 
ob  und  in  welchem  Umfange  Bankkonsortien 
hinter  den  Warenhäusern  stehen  und  viel- 
leicht insgeheim  mit  diesen  Firmen  kom- 
manditiert  sind.  Endlich  wissen  wir  nicht 
einmal  tlber  das  Nächstliegende  Sicheres, 
nämlich  über  die  Rentabilität  des  in  den 
Warenhäusern  arbeitenden  Kapitals.  Solange 
es  nicht  möglich  geworden  ist,  eine  genaue 
Kenntnis  über  aUe  diese  Verhältnisse  zu 
verbreiten,  schwebt  jegliche  Prognose  über 
die  Zukunft  der  Warenhäuser  in  der  Luft; 
denn  nur  verhältnismässig  wenige  dieser 
Etablissements  bestehen  so  lange,  dass  ihr 
dauernder  privatwirtschaftlicher  Erfolg  dar- 
gethan  ist  Wunderlicherweise  hat  auch  keiner 
der  zahlreichen  Autoren  über  das  Waren- 
hatisproblem  den  ernstlichen  Versuch  ge- 
macht, zu  erklären,  warum  gerade  in  den 
letzten  Jahren  die  Warenhausfrage  so 
brennend  geworden  ist.  Und  doch  ist  diese 
Erscheinimg  mehr  als  auffallend.  Dass  die 
Warenhäuser  dem  Detailhandel  der  kleineren 
nnd  mittleren  Geschäfte  eine  vernichtende 
Konkurrenz  bieten  werden,  und  zwar  in 
erhöhter  Progression  in  der  Zukunft,  wird, 
weil  das  die  Mittelstandspolitiker  uns  täg- 
lich vorlamentieren,  als  ganz  ausgemachte 
Thatsache  hingenommen,  während  man  doch 
sonst  in  nationalökonomischen  Kreisen  die 
Klagen  der  Interessenten  skeptisch  und 
kritisch  nachprüft  und  sich  wohl  hütet, 
ephemere  Neuerungen  ohne  weiteres  als 
dauernde  anzusehen. 

Das  Warenhausproblem  ist  also  ein  sehr 
hypothetisches.  Auf  Vermutimgen  kommt 
es  neraus,  wenn  man  feststellen  will,  warum 
gerade  jetzt  die  Warenhäuser  so  stark  in 
Aufnahme  gekommen  sind.  Wir  vertreten 
den  Standpimkt,  dass,  was  Bedarfskoncen- 
tration  in  den  grossen  Städten  imd  Ueber- 
legenheit  der  grosskapitalistischen  Unter- 
nehmung   gegenüber    den    mittleren    und 
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kleineren  Händlern  anbetrifft,  schon  vor 
Jahrzehnten  alle  Voraussetzungen  ebenso 
gut  wie  jetzt  vorhanden  waren,  um  die 
Existenz  von  Warenhäusern  zu  erklären. 
Thatsächlich  gab  es  aber  damals  nur  wenige 
Etablissements  der  Art,  während  grosse 
Specialgeschäfte,  Füialengeschäfte  und  riesige 
Versanclgeschäfte  schon  seit  30 — 40  Jahren 
und  langer  in  Blüte  standen.  Neben  den 
Engrosgeschäften,  welche  nicht  detaillierten, 
hat  es  von  jeher  solche  gegeben,  die  detail- 
liert hallen,  und  zwar  sowoÜ  grosse  Handels- 
geschäfte als  Fabriken.  Vielfach  waren  die 
sogenannten  Versandgeschäfte  ursprünglich 
nur  Handelsgeschäfte,  die  von  den  In- 
dustrieen  kauften  und  an  die  Konsumenten 
verkauften.  Mit  der  Zeit  erschien  es  aber 
vorteilhafter,  für  bestimmte  wichtige  Waren- 
gatlungeu  der  Vei'sandfirma  auch  Fabrik- 
etablissements (»eigene  Häuser«)  anzu- 
gliedern. Die  Versandhäuser  detaillierten 
auch  nicht  immer  direkt  an  den  Konsu- 
menten, sondern  bedienten  sich  vielfeich  be- 
stimmter eingeführter  Detailgeschäfte  in  der 
Provinz,  denen  sie  die  Generalvertretung 
gaben;  und  diese  fuhren  dabei  ganz  gut. 
I)>er  Detailhandel  sah  in  dieser  Praxis  eine 
Schmälerung  seines  lokalen  Absatzes  nicht, 
denn  vom  Produzenten  oder  Grosshändler 
musste  er  so  vne  so  einkaufen.  Die  Kon- 
kun-enz  sorgte  dafür,  dass  auch  sie  in  den 
Pi*ovinzialorten  vertreten  war.  Auf  diese 
AVeise  wurde  zwar  die  Selbständigkeit  der 
Dispositionen  des  Provinzialkaufmauns  ver- 
ringert, aber,  solange  darunter  sein  Absatz 
nicht  litt,  war  er  zufrieden.  Freilich  zeigte 
sich  bald,  dass  aus  diesen  »Vertretungen« 
mehr  oder  minder  unselbständige  Filialen 
wurden.  Aus  Versaudgeschäften  wurden 
Filialengeschäfte.  Von  einer  Centrale  aus 
wurden,  namentlich  in  den  sogenannten 
Modegeschäften,  Geschmacks-  und  Bedarfs- 
zonen gezogen,  und  diese  mit  ganzen  Ketten 
vou  Filialen  besetzt.  Specialfabriken  sowohl 
wie  grosse  Firmen  an  den  hauptsächlichsten 
Warenhandelsplätzen  rissen  auf  diese  Weise 
Stücke  des  Detailhandels  an  sich  und  schufen 
sich  lokale  direkte  Absatzquellen.  So  sind 
z.  B.  zahllose  Filialen  von  Kaffee-  und 
Chokoladcgeschäften  entstanden,  überall  or- 
ganisiert vom  Grosskapital.  Je  mehr  die 
Leistungsfähigkeit  der  ortsansässigen  Detail- 
geschäfte mit  der  Zeit  zurückgeblieben 
Avar.  desto  grössere  Chancen  hatten  Ver- 
sand- und  Filialengeschäfte  in  der  Pflege 
des  Pronnzialabsatzes. 

Die  Versand  geschälte  waren  vielfach 
reine  Branchengeschäfte,  z.  B.  beschränkt 
auf  die  verschiedenen  Arten  der  Textil- 
fabrikate.  Ihr  Warenkatalog  änderte  sich 
aber,  man  experimentierte  mit  ihm.  Eine 
bestimmte  Warengattung  wui'de  nicht  mehr 
»geführt«,    weil    sich    das    Geschäft    nicht 


rentiert  hatte.  Andere  Warengattungen,  die 
vielleicht  keine  Branchen  Verwandtschaft  mehr 
hatten,  nach  denen  aber  regelmässige  Nach- 
frage war,  wurden  als  »Neuheiten«  aufge- 
nommen. Auf  diese  Weise  wurden  manche 
Versandgeschäfte,  was  den  Warenkatalog 
anbetrifft,  den  späteren  Warenhäusern  ähn- 
lich, nur  prävaüerte  dort  das  Provinzial- 
geschäft,  hier  das  Stadtgeschäft  In  den 
grossen  Städten  waren  Specialgeschäfte  und 
Filialengeschäfte  längst  eingeführt  und  leis- 
tungsfähig. Aber  erst  sehr  spät  entstaod, 
wenigstens  bei  uns,  das  moderne  Warenhaus. 

Die  Entwickelung  in  dieser  Richtung 
war  ift  den  einzelnen  Ländern  sehr  ver- 
schieden. In  England  wurden  bereits  in 
den  40  er  Jahren  sogenannte  »Stores«  und 
Bazare  errichtet.  In  den  60  er  Jahren  ent- 
standen in  London  die  grossen  Warenhäuser 
von  Whiteley  und  Robinson.  Ausserhalb 
Londons  zählt  man  dagegen  auch  heute 
noch  nur  wenige  derartige  Unternehmungen, 
meistens  von  nur  kleinerem  Umfang.  Da- 
gegen hat  Grossbritannien  zahllose  Konsum- 
vereine allergrössten  Umfangs.  Die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  haben  nament- 
lich in  New- York,  Philadelphia  und  Chicago 
Grossmagazine  der  bedeutendsten  Art.  Einea 
besonders  grossen  Aufschwung  haben  die 
Warenhäuser  in  Paris  gefunden.  Die 
»Grands  Magasins«,  von  denen  das  älteste, 
der  »Louvre«,  1855  entstanden,  jetzt  eine 
Aktiengesellschaft  mit  22  Millionen  Francs 
Kapital  und  mehr  als  .5000  Angestellten  ist, 
waren  ursprünglich  Geschäfte  für  Damen- 
und  Kinderkonfektion,  haben  aber  jetzt  ihren 
Verkauf  auf  fast  alle  nicht  dem  Verderben 
ausgesetzten  Gegenstände  des  persönlichen 
Verbrauchs  ausgedehnt,  sind  aber  auch  jetzt 
noch  vorwiegend  Versand geschäfte  für  die 
Provinz.  In  Deutschland  gab  es  bis  vor 
kurzem  nur  wenige  Warenhäuser  grössten 
Umfangs  wie  Hertzog  und  Gerson,  ebenfalls 
eben  so  stark  Versandhäuser  als  lokale 
Kaufhäuser  für  Berlin  und  Umgebung.  Seit 
einigen  Jahren  sind  dann  die  Warenhäuser  im 
neuesten  Stile  in  den  grossen  Städten,  na- 
mentlich in  Berlin,  Hamburg,  Breslau,  Cöln. 
München,  Dresden  in  grosser  Anzalil  ent- 
standen, so  dass  man  jetzt  etwa  .500  derartige 
Institute  zählt. 

Es  steht  fest,  dass  fast  alle  Warenhäuser 
aus  kleinen  Anfäugen  entstanden  sind.  Ur- 
sprünglich kleine  Kaufleute  mit  bescheidenem 
Betriebskapital,  manchmal  auch  in  kleineren 
Städten  oder  in  abgelegenen  Geschäftsvierteln 
anfangend,  haben  djmk  besonderer  Intelli- 
genz und  eines  eigenartigen  Oi^anisations- 
talentes  ihr  Geschäft  erweitert,  dann  in  die 
Mittelpunkte  des  Geschäftsverkehrs  gel^ 
und  endlich  auf  die  Höhe  von  RiesendetaU- 
geschäften  gebracht.  Soweit  wir  unterrichtet 
sind,  war  dies  fiberall  der  typische  Vorgang. 
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Bei  der  Mehrzahl  also  unserer  Warenhäuser, 
in  Deutschland  ebenso  wie  im  Ausland,  ist 
nicht  nachweisbar,  dass  das  grosse  speku- 
lative Kapital,  Gründungsbanken  und  Aktien- 
gesellschaften, die  Grossmagazine  aus  eigner 
Initiative  geschaffen  hat.  Erst  auf  ihren 
Höhepunkten  sind  sie  vielfach  Aktiengesell- 
schaften, Kommanditgesellschaften  und  Kom- 
manditgesellschaften auf  Aktien,  welche  letz- 
tere Form  sich  ja  für  den  Grosshandel  viel- 
leicht am  ehesten  eignet,  geworden,  und 
es  ist  kein  Zweifel,  dass  jetzt  hinter  unseren 
Warenhäusern  ersten  Ranges  leistungsfähige 
Bankkonsortien  stehen,  die  diese  Unterneh- 
mungen stützen. 

Ist  es  aber  richtig,  dass  immer  der  ein- 
zelne Unternehmer,  der  sich  von  kleinen 
Anfängen  emporarbeiten  musste,  der  Pionier 
auf  dem  Gebiete  des  Warenhaiiswesens  war, 
80  liegt  die  zweite  Frage  nahe:  Warum 
hatten  diese  einzelnen  Personen,  die  Bazare 
gründeten,  erst  in  den  letzten  Jahren  so 
ungeheueren  Erfolg?  Vermutlich  ist  in 
unserer  Grossindustrie  die  eigentliche  trei- 
bende Ursache  zu  suchen.  Unsere  Gross- 
industrie hat  sich  wie  kein  anderer  Erwerbs- 
zweig gerade  in  den  letzten  Jahren  in  zum 
Teil  stürmischen  Kurven  entwickelt  Hand 
in  Hand  damit  ging  eine  rapide  Entwicke- 
Inng  unserer  Bankemissionsthätigkeit,  also 
eine  zunehmende  Verbrüdenmg  der  indus- 
triellen Produktion  mit  den  Geldmächten 
der  grossen  Banken.  Für  die  täglich  sich 
steigernde  Produktion  wurde  die  Frage,  wie 
man  den  Absatz  rascher  und  grösser  ge- 
stalten und  die  Aufnahme^igkeit  des  in- 
ländischea  Marktes  erleichtem  und  stärken 
könne,  zu  einer  immer  brennenderen.  Der 
Zwischenhandel  zeigte  sich  für  diese  ge- 
steigerten Bedürfnisse  der  Industrie  nicht 
gew^achsen.  Seiue  Dispositionen  waren  zu 
langsam,  zu  vorsichtig,  zu  »spiessbürgerlich«. 
Er  nahm  eine  zu  grosse  Risikoprämie  tmd 
verteuerte  damit  den  Absatz  und  schmälerte 
die  Aufnahmefähigkeit  des  Publikums.  Es 
mussten  deswegen  Personen  und  Detail- 
handelsformen gefunden  werden,  die  den 
Massenabsatz  von  industriellen  Produkten 
an  das  Publikum  erleichterten.  Die  Industrie- 
und  Bankwelt  nahm  also  die  ihr  notwendig 
erscheinende  Reform  der  Organisation  des 
Detailhandels  selbst  in  die  Hand  und  fand 
in  den  Warenhausbesitzem  willkommene 
Vollstrecker  ihrer  Absichten.  Unseres  Er- 
achtens  hängen  die  meisten  unserer  grossen 
Warenhausgründungen  in  Deutschland  wäh- 
rend der  letzten  Jahre  mit  der  industriellen 
Hochkonjunktur  der  jüngsten  Periode  nicht 
nur  zeitlich,  sondern  auch  ursächlich  eng 
zusammen.  Die  Grossindustrie,  namentlich 
die  neue,  die  noch  keine  sicheren  und 
festen  Märkte  hatte,  fand  in  den  Waren- 
häusern den  gesuchten  riesigen  Massenabsatz, 


an  dem  zwar  prozentual  nicht  allzuviel  zu 
verdienen  war,  der  es  aber  ermöglicht,  die 
grossen  und  gefährlichen  Fabriklager  los 
zu  werden  und  im  vollen  Betriebe  zu  blei- 
ben. Bei  dem  wüsten  Darauflosproduzieren, 
wie  es  in  jeder  Hochkonjunktur  betrieben 
wird,  bleiben  solche  LagervoiTäte,  die  schwer 
unterzubringen  sind,  b^tehen.  Das  gewöhn- 
liche Detailgeschäft  bestellt  aber  vielfach 
zu  spät  und  macht,  wenn  die  Marktlage 
sich  ändert,  Abnahmeschwierigkeiten.  Die 
rührigen  imd  unternehmungslustigen  Waren- 
häuser dagegen,  deren  wesentlichster  Vor- 
teil darin  besteht,  dass  sie  alles  brauchen 
können,  um  es  wieder  mit  grösster  Rasch- 
heit loszuwerden,  machen  den  Markt  dank 
billigerer  Preisgestaltung  aufnahmefähiger. 
Natürlich  hat  auch  diese  Aufnahmefäliig- 
keit  ihre  Grenzen,  aber  vorläiifig  wird  aa 
solche  Hindernisse  nicht  gedacht. 

Was  hier  zur  Erklärung  der  Thatsache, 
warum  gerade  in  den  letzten  Jahren  und 
besonders  in  Deutschland  eine  Anzahl  von 
Warenhäusern  grössten  Stils  entstanden 
sind,  angeführt  wird,  ist  nur  eio  Erklärungs- 
versuch und  zwar  ein  solcher,  der  zuge- 
standenermassen  hypothetischer  Natur  ist 
Der  angenommene  Zusammenhang  zwischen 
industrieller  Hausse,  Bankgründungsthätig- 
keit  und  Warenhausexpansion  beschränkt 
sich  auf  die  neuesten  Vorgänge  auf  diesem 
Gebiete.  Die  älteren  Warenhausgrflndnngen 
in  Frankreich  und  England  und  auch  die 
älteren  deutschen  haben  zum  Teil  ganz 
andere  Grundlagen  und  Ursachen  ihres  Auf- 
kommens. Das  grösste  Londoner  Waren- 
haus z.  B.  liegt  in  einem  Stadtteil,  der  sonst 
nicht  den  Charakter  des  Geschäftsviertels 
trägt  Hier  ist  füi-  einen  ganzen  Sfadtteil, 
der  allein  so  gross  wie  eine  mittlere  Gross- 
stadt ist,  eine  be<iueme,  allen  notwendigen 
Bedürfnissen  entsprechende  Verkaufshalle, 
die  ein  ingeniöser  Kopf  ins  Leben  gerufen 
hat  geschaffen  worden.  Wieder  anders  liegt 
die  Sache  bei  den  bekannten  Pariser  Maga- 
zinen. Sie  sind  ebenso  wie  die  beiden 
deutschen  Häuser  Hertzog  und  Gerson  lu-- 
sprünglich  für  Modewaren  aller  Art  ein- 
gerichtet worden  und  versehen  bei  der  do- 
minierenden Stellung  der  Hauptstadt  auf 
dem  Gebiete  der  Mode  auch  das  ganze 
Hinterland  rechtzeitig  mit  den  Erzeugnissen 
des  modernen  Geschmacks,  und  zwar  in 
durchaus  gediegener  und  aabei  preiswftr- 
diger  Ausstattung.  Wieder  andere  Waren- 
häuser, zu  denen  auch  das  bekannte  italie- 
nische Riesenunternehmen  Bocconi  mit  sei- 
nen grossen  Filialen  in  Rom,  Mailand,  Turin 
und  Neapel  gehört,  haben  sich,  was  die 
Hauptwaren  anbetrifft,  frühzeitig  durch 
eigene  Fabriken,  wie  z.  B.  Webereien,  grosse 
Möbelwerkstätten    und   dergl.,    selbständig 
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gemacht  und  sind  so  auch  detaillierende 
Industrielle  geworden. 

In  Industriestädten  mit  einer  rapiden  Be- 
völkerungszunahme, die  ans  Dörfern  und 
Landstädtchen  in  verhältnismässig  kurzer 
Zeit  zu  übervölkerten  Proletarierrevieren 
geworden  sind,  haben  sich  ebenfalls  mit 
grossem  Apparate  arbeitende  Kaufhäuser 
und  Bazare  festgesetzt.  Sie  dienen  vor- 
wiegend den  Bedürfnissen  der  Arbeiterbe- 
völkerung und  führen  billige  und  einfache 
Massenartikel.  Der  Grund  ihrer  Entstehung 
liegt  auf  der  Hand.  Hier  war  das  ansässige 
kaufmännische  Gewerbe  derartig  zurückge- 
blieben, dass  es  den  Bedtirfnissen  des  Massen- 
konsums nicht  entsprechen  konnte.  Kapital- 
kräftige Volksbazare,  die  rührig  geleitet 
wurden,  konnten  mit  einem  Schlag  das 
Detailgeschäft  ganzer  Branchen  an  sich 
reissen,  ebenso  wie  es  bei  anderen  Artikeln 
z.  B.  der  Nahrungsmittelbranche  grosse  Kon- 
sumvereine thaten.  In  diesen  Fällen  wurde 
also  ein  Markt  für  Gebrauchsgegenstände 
des  täglichen  Bedarfs  eigentlich  erst  ge- 
schaffen, wie  wir  das  auch  in  den  amerika^ 
nischen  Industriestädten,  die  plötzlich  auf 
der  Bildfläche  henorgezaubert  wiu^en,  schon 
früher  gesehen  haben. 

Es  giebt  endlich  auch  Warenhäuser,  die 
ihre  Entstehung  eigenartigen  Konsumvereins- 
bestrebungen verdanken,  z.  B.  die  Waren- 
häuser für  Beamte  und  Offiziere.  Die  Uni- 
formität  der  Bedürfnisse  und  des  Geschmacks 
bestimmter  Klassen,  die  sich  besonders  soli- 
darisch fühlen  und  die  in  ihren  Waren- 
bezügen spai-sam  imd  kaufmännisch  zu 
rechnen  gelernt  haben,  haben  hier  zur  Aus- 
schaltung von  kaufmännischen  Zwischen- 
gliedern geführt,  imd  zwar  auf  genossen- 
schaftlicher Grundlage.  Hier  war  auch  ein 
vorzüglicher  Boden  für  das  Versandgeschäft, 
weil  die  Bedürfnisgestaltung  in  allen  Orten 
klein  oder  gross,  wo  Beamte  und  Offiziere 
wohnen,  eine  durchaus  einheitliche  war. 
Bei  dem  häufigen  Domizilwechsel  durch 
Yersetzungen  von  einem  Ort  zum  anderen 
hatten  diese  Klassen  nur  noch  eine  ganz 
lockere  Fühlung  mit  dem  kaufmännischen 
Bürgertum  ihres  jeweiligen  Amtssitzes.  Rück- 
sichten auf  dieses  zu  nehmen,  lag  keine  Ver- 
anlassung vor.  Bald  in  der  Grossstadt,  bald 
in  der  Kleinstadt,  bald  im  Osten,  bald  im 
Westen  ihr  Zwaugsdomizil  nehmend,  hatten 
die  Haushaltungsvorstände  der  Beamten-  und 
Offiziersfamilien  hinreichende  Gelegenheit, 
die  örtlichen  Preisverschiedenheiten  im  De- 
tailhandel zu  studieren  und  zu  kritisieren. 
Dadurch  wuchs  ihre  privatökonomische  Ein- 
sicht und  ilu-e  Widerstandsfähigkeit  gegen 
die  Tyrannei  lokaler  Monopolisten.  Nach- 
dem erst  einmal  der  Gedanke  genossen- 
schaftlicher Selbsthilfe  rege  geworden  war, 
reifte  er  ganz  von  selbst  zu  weiteren,  festeren 


Organisationen.  Einer  kostspieligen  Reklame 
beaurfte  es  dabei  nicht,  und  es  wäre  gerade- 
zu überraschend  gewesen,  wenn  man  das 
privatwirtschaftlich  so  naheliegende  Mittel 
des  genossenschaftlichen  Einkaufs  für  die 
Vereinsmitglieder  nicht  mit  Lebhaftigkeit 
ei^ffen  hätte. 

Mit  diesen  Hinweisen  soll  hervorgehoben 
werden,  dass  durchaus  nicht  alle  Waren- 
häuser einen  typischen  Charakter  tragen. 
Sie  verdanken  ihre  Entstehung  ganz  ver- 
schiedenen Ursachen.  Sie  sind  sich  nur  im 
Ziele  insofern  ähnlich,  als  sie  den  verteuern- 
den und  zersplitterten  bisherigen  Zwischen- 
handel zu  umgehen  suchen.  Dagegen  scheinen 
ims  die  neuesten  Warenhausgründungen  auf 
einer  neuen  eigenartigen,  mehr  oder  minder 
spekulativen  Grundlage  zu  beruhen.  Das 
Eigenartige  li^,  wie  gesagt,  in  dem  Wechsel- 
verhältnis mit  der  Grossindustrie.  Dieser 
vermutete  Zusammenhang  kann,  da  es  uns 
an  einer  genauen  Kenntnis  der  in  Frage 
kommenden  thatsächlicheu  Verhältnisse  ge- 
bricht, freilich  erst  dann  mit  Sicherheit  er- 
wiesen werden,  wenn  eine  allgemeine  In- 
dustriekrisis  eintritt  Zuverlässige  That- 
sachen  hegen  also  vorläufig  noch  nicht  vor. 

Hängen  in  der  That  viele  der  neuen 
Warenhäuser,  wie  hier  als  wahrscheinlich 
hingestellt  wird,  so  eng  mit  der  industriellen 
Konjunktur  zusammen,  so  sind  diese  nicht 
nur  spekulativ,  sondern  auch  höchst  riskante 
Unternehmungen.  Sie  stellen  nicht  eine  neue 
Entwickelungsstufe  im  grossstädtischen  De- 
tailhandel dar;  dazu  sind  sie  viel  zu  unver- 
mittelt aufgetreten  und  haben  zu  plötzlich 
an  Ausdehnung  zugenommen.  Sie  sind  viel- 
mehr ephemere  Erscheinungen,  die  im  besten 
Fall  ein  Durchgangsstadium  zu  der  »höheren  e 
Form,  den  grosskapitalistischen  Specialge- 
schäften, darstellen. 

Die  neuen  Warenhäuser  bedürfen  jeden- 
falls eines  besonders  grossen  Betriebskapitals, 
und  es  ist  nicht  wahrscheinlich,  dass  das 
Kapital,  das  diese  Firmen,  als  sie  noch  be- 
scheideneren Umfang  hatten,  verdienten,  für 
den  jetzigen  Riesenumfang  des  Geschäftes 
auch  nur  annähernd  ausreicht.  Wahrschein- 
lich werden  die  Geschäfte  jetzt  mit  stark 
angespanntem  Bankkredit  arbeiten,  vielleicht 
auch  die  industriellen  Waren,  die  sie  ab- 
nehmen, manchmal  erst  nach  längeren  Zielen 
bezahlen  können,  womit  ein  besonders  wich- 
tiges Charakteristikum,  die  Barzahlung,  wie- 
der verloren  geht.  Damit  der  Engroseinkauf 
wirklich  so  billig  ist,  dass  er  alle  Spesen 
vollauf  deckt  und  eigenes  und  geliehenes 
Kapital  hinreichend  verzinst,  bedarf  es  einer 
industriellen  Ueberproduktion,  die  die  Fa- 
briken zwingt,  die  Warenvonäte,  sofern  sie 
in  Masse  übernommen  werden,  a  tont  prix 
abzugeben.  Vielleicht  arbeiten  die  Waren- 
häuser sogar  stark  mit  Konsignationen  und 
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stellen,  was  einen  grossen  Teil  ihrer  Waren- 
best^de  anlangt,  nur  Abarten  von  Fabrik- 
kommissionsla^rn  dar.  Auch  wenn  diese 
Termutung  nicht  zutreffen  sollte  und  die 
Warenhäuser  von  ihren  Lieferanten  wirkhch 
so  unabhängig  sein  sollten,  wie  sie  den  An- 
schein zu  erwecken  suchen,  so  werden  sie 
jedenfalls  mit  Vorliebe  sogenannte  Rest- 
und Ramschkäufe  übernehmen.  Eine  feste 
Kalkulation  des  Absatzes  ist  bei  diesen 
Massenlieferungen  kaum  möglich.  Immer 
wird  es  sich  fragen,  ob  die  Warenhäuser 
die  grossen  Waren(iuantitäten,  die  zahlreiche 
Industrieen  fortlaufend  an  sie  abstossen, 
beim  Publikum  rechtzeitig  unterbringen 
können.  Bei  grossen,  festen  Bezügen  ist  die 
wesentlichste  Voraussetzung  der  möglichst 
rasche  Umsatz.  Stösst  der  Umsatz  auf 
ii^nd  welche  Schwierigkeiten,  so  entsteht 
die  Gefahr,  dass  bei  weichenden  Markt- 
preisen das  Lager  entwertet  wird.  Sieht 
sich  aber  die  Industrie  mit  Rücksicht  auf 
die  sinkende  Konjunktur  erst  zur  Einschrän- 
kung der  Produktion  gezwungen,  so  wird 
den  Warenhäusern  der  bisherige  billige  Rest- 
kauf  abgeschnitten.  Die  Warenhäuser  sind 
der  Industrie  solange  willkommen,  als  sie 
dieser  die  Möglichkeit  geben,  den  vollen 
Betrieb  aufrecht  zu  erhalten.  Freiwillig 
gewähren  sie  die  stark  ermässigten  Aus- 
nahmepreise  nicht,  zumal,  wenn  das  Waren- 
haus nicht  ständiger  Abnehmer  bleibt,  son- 
dern den  einen  Lieferanten  gegen  den 
anderen  ausspielt.  Der  Industrielle  muss, 
auch  wenn  er  sich  noch  so  sehr  mit  den 
Warenhäusern  eingelassen  hat,  peinlich  be- 
müht sein,  seine  alte  Specialkundschaft 
nicht  zu  verlieren.  Muss  er  das  Produk- 
tionsquantum erst  einschränken,  so  wird  er 
wiedentm  die  alte  Kundschaft  pussieren, 
er  erliöht  seine  Forderungen  an  das  Waren- 
haus und  schneidet  ihm  den  billigen  Rest- 
kauf ab.  Der  Warenbezug  zu  den  bisherigen 
Bedingungen  wird  dann  den  Warenhäusern 
erschwert  und  es  erhöhen  sich  ihre  Ein- 
kaufspreise. Eine  Abwälzimg  dieser  höheren 
Anschaffungspreise  auf  die  Kundschaft  ist 
aber  bei  den  Warenhäusern  schwerer  durch- 
zuführen als  bei  dem  kleineren  Detailge- 
schäft. Die  Warenhäuser  arbeiten  mit  festen 
Pteistarifen,  die  allgemein  bekannt  geworden 
sind.  Oeftere  Aeaderimgen  dieser  Tarife 
sind  aber  dem  Publikum  gegenüber  nicht 
unbedenklich;  sie  können  eine  sofortige 
Kunden  flucht  zur  Folge  haben.  Der  ge- 
wöhnliche Detaillist  dagegen,  der  seine 
Kundschaft  kennt  und  auch  deren  Vertrauen 
geniesst,  erklärt  in  solchen  Fällen  einfach, 
dass  und  wanim  er  zu  Preisaufschlägen  ge- 
zwimgen  sei,  und  setzt  sie  durch. 

Natürlich  tritt  nicht  gleich  bei  Beginn 
einer  sinkenden  Konjunktur  die  Schwierig- 
keit fiu-  das   Warenhaus  ein.     Anfänglich 


wird  sogar  das  Warenhaus  in  der  Lage  sein, 
zu  besonders  billigen  Preisen  einzukaufen. 
Bei  anhaltend  weichender  Konjunktur  aber, 
die  sich  bis  zu  einer  schleichenden  wirt- 
schaftlichen Depression  steigert,  entstehen 
Schwierigkeiten  nach  beiden  Richtungen 
hin :  der  schlechte  Geschäftsgang  wirkt  auf 
das  Publikiun  zurück,  das  sich  auf  die  not- 
wendigsten Anschaffungen  beschränkt.  Die 
Industrie  hört  auf,  auf  Lager  zu  arbeiten, 
beschränkt  die  Produktion  und  ist  nicht 
mehr  bereit,  einen  Teil  der  produzierten 
Waren  an  die  Warenhäuser  unter  den  bis- 
herigen Ausnahmepreisen  abzugeben.  Die 
besten  Geschäfte  machen  also  die  Waren- 
häuser im  ersten  Stadium  einer  Ueber- 
produktion.  In  jenem  Stadium  gelingt  es 
ihnen  unter  geschickter  Ausnutzung  des 
Wettbewerbs  der  einzelnen  Etablissements, 
grosse  Quantitäten  einzelner  Warengat- 
tungen, die  die  Industrie  los  sein  muss, 
aufzunehmen.  Sie  stellt  dieselben  dann  in 
den  Mittelpunkt  des  tieschäftsinteresses,  und 
plötzlich  wird  eine  grosse  Partie  eines  ein- 
zelnen Artikels  zu  Schleuderpreisen  mit  be- 
sonderem Nachdruck  feilgeboten.  Vielleicht 
kommt  dann  ein  anderer  dran,  welcher 
partieenweise  fest  abgenommen  und  ver- 
trieben wird.  Von  solchen  Manövern  mehr 
oder  minder  spekulativer  Natur  liat  man 
öfters  gehört  Sie  können  sehr  gewinn- 
bringend sein,  sind  aber  auch  sehr  riskant 
Bei  einer  Stagnation  des  Geschäftslebens, 
mit  denen  die  Warenhäuser  dank  ihres 
riesigen  Umsatzes  und  unter  dem  Drucke 
des  Zwanges,  rasch  umzusetzen,  besonders 
zu  rechnen  haben,  sind  solche  Trans- 
aktionen, die  industriellen  Liquidationsver- 
käufen ähneln,  nicht  auf  gleicher  Höhe  zu 
halten.  Die  Krisis  in  der  Industrie  zieht 
eine  Krisis  in  den  Grossmagazinen  nach  sicL 
Eine  zweite  recht  wesentliche  Schatten- 
seite der  Warenhäuser  als  ünternehmungs- 
formen,  die  manchen  Vorteil,  den  sie  als 
Massenabnehmer  gemessen,  wettmacht,  ist 
der  Mangel  einer  einheitlichen  kommer- 
ziellen Leitung  des  Hauses.  Vielfach,  na- 
mentlich in  den  Warenhäusern  ersten  Ranges, 
ist  eine  einheitliche  Direktion  der  speku- 
lativen Ein-  und  Verkäufe  schlechterdings 
unmöglich.  Kein  auch  noch  so  weit  blicken- 
der Kaufmann  besitzt  eine  solche  Waren- 
kenntnis und  eine  solche  Vertrautheit  mit 
den  Verhältnissen  der  Branche,  um  die 
Tausende  von  Artikeln,  die  hier  in 
Frage  kommen,  gleichmässig  übersehen  zu 
können.  Der  Leiter  eines  grossen  Waren- 
hauses muss  sich  deswegen  mit  einem  Stab 
von  Ressortchefs,  denen  er  die  einzelnen 
Abteilungen  zur  selbständigen  Verwaltung 
überlässt,  umgeben.  Auf  diese  Weise  wird 
zwar  die  unentbehrliche  Specialisation  durch- 
geführt    Diese  Subdirektoren  haben   über 
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ihre  Dispositionen  jederzeit  Rechnung  zu 
geben  und  Vortrag  zu  halten,  aber  sie  ge- 
messen eine  ungewöhnliche  Selbständigkeit, 
die  ihnen  eine  grosse  Verantwortung  Ober- 
trägt. Da  das  ganze  Geschäft  einen  stark 
spekulativen  Charakter  trägt,  so  sind  auch 
die  Dispositionen  der  einzelnen  Abteilungen 
mehr  oder  minder  riskant  und  bieten  man- 
cherlei Gefahren  für  die  Gesamtfirma.  Man 
fessölt  natürlich  die  Prokuristen  an  das  Ge- 
schäft durch  Tantiemen.  Unglückliche  Spe- 
kulationen werden  aber  dadurch  nicht  aus- 
geschlossen. In  dieser  Abhängigkeit  von 
dem  Geschick  und  Glück  zahlreicher  Pro- 
kuristen und  Disponenten  liegt  bei  den 
Warenhäusern  ein  entschiedener  Nachteil 
gegenüber  den  grosskapitalistischen  Special- 
geschäften, wo  die  Chefs  der  Firma  ge- 
wohnt und  befähigt  sind,  die  gesamte 
Marktlage  zu  übersehen. 

Sehr  viel  hängt  natürlich  bei  den  Waren- 
häusern, ebenso  wie  bei  allen  grossen  Han- 
delsgeschäften, von  der  Grösse  und  Flüssig- 
keit des  Betriebskapitals  ab.  Die  einzelnen 
Firmen  der  Art  nehmen  leicht  eine  solche 
Ausdehnimg  an,  dass  sie  gezwungen  sind, 
stark  mit  Bankkredit  zu  arbeiten.  Wie 
schon  gesagt,  ist  es  sehr  wahrscheinlich, 
dass  hinter  ihnen  die  grossen  Banken  oder 
Bankkonsortien  stehen.  Bei  der  Mannigfal- 
tigkeit und  dem  Risiko  der  zahlreichen  Ab- 
schlüsse von  weittragender  Bedeutung  ver- 
langt der  Bankier  fortlaufenden  Einblick  in 
die  geschäftlichen  Transaktionen.  Darunter 
leidet  die  frühere  Selbständigkeit  des  Wa- 
renhausbesitzers, der  mmmehr  von  der 
blankokreditgebenden  Bank  abhängig  wird. 
Eine  solche  Abhängigkeit  wird  stets  als 
Fessel  empftmden,  erleichtert  in  guten  Zeiten 
zwar  die  Vergrösserung  des  Betriebs,  er- 
schwert aber  bei  schwierigen  Zeiten  die 
selbständigen  Entschlüsse.  Die  Möglichkeit, 
dass  der  angespannte  Bankkredit  gesperrt 
oder  gekündigt  wird,  schwebt  dann  wie 
eine  fortwährende  Gefahr  über  dem  Ge- 
schäftshause. Gewöhnlich  giebt  es  Rei- 
bungen, die  damit  endigen,  dass  die  Ge- 
schäfte in  Aktiengesellsdiaften  oder  Kom- 
manditgesellschaften auf  Aktien  umgewsm- 
delt  werden.  Damit  hört  gewöhnlich  die 
ünbeschränktheit  der  Geschäftsleitung  auf, 
eine  schwerfällige  Kontrolle  wird  einge- 
führt und  die  Gewinne,  die  früher  reichlich 
flössen,  vermindern  sich.  Im  Warenhandel 
hat  sich,  wie  die  Erfahrung  lehrt,  das  Ak- 
tienwesen nur  in  Ausnahmefällen  bewährt. 

Den  Warenhäusern  wird  gewöhnlich  auch 
von  den  Gegnern  als  Vorzug  nachgerühmt, 
dass  das  grossstädtische  Publikum  an  ein 
und  derselben  Stelle  seine  gesamten  täg- 
lichen Bedürfnisse  befriedigen  kann.  Auf 
diese  Weise  würde  ungemein  an  Zeit  ge- 
spart.    Es  hat   den   Anschein,  als  wü^e 


dieses  Moment  arg  überschätzt.  Richtig  ist, 
dass  das  grossstädtische  PubUkiim  injmer 
grössere  Anspniche  an  geschmackvolle  Aus- 
stattung, Bequemlichkeit,  Annehmlichkeit 
und  Debersichtlichkeit  der  Kaufräume  und 
flinke  Bedienung  stellt.  Richtig  ist  auch, 
dass  die  Hausfrauen,  besonders  in  den 
grossen  Städten,  Wert  darauf  legen  müssen, 
an  der  Einkaufszeit  zu  sparen.  Wenigstens 
trifft  das  bei  den  Frauen  der  unteren  Stände 
zu.  Dafür  ist  aber  die  Frau  jener  Klassen 
umständlich  und  wählerisch.  Das  Getriebe 
eines  grossen  Warenhauses  verwirrt  sie  und 
zwngt  sie  zu  raschen  Entschlüssen,  an  die 
sie  vom  kleinen  Laden  her  nicht  gewöhnt 
ist  Die  Käufer  aus  den  besser  situierten 
Klassen  verlangen  besonders  aufmerksame 
Behandlung.  Es  passt  ihnen  nicht,  wie 
eine  Nummer  abgefertigt  zu  werden.  Sie 
verlangen  eine  Extracoulanz,  so  z.  B.  das 
Nachhauseschicken  selbst  der  kleinsten 
Packete.  Es  sind  dies  gewisse  Impondera- 
bilien, in  denen  die  Warenhäuser  die  Kund- 
schaft weniger  befriedigen  können  als  die 
grossen  Specialgeschäfte,  die  im  übrigen  an 
Bequemlichkeit  der  Kaufgelegenheit  jenen 
sicherlich  nicht  nachstehen.  Gewöhnlich 
sind  die  grossen  Specialgeschäfte  in  be- 
sonderen Geschäftsvierteln  koncentriert,  und 
es  ist  durchaus  nicht  ausgemacht,  ob  man 
mit  seinen  Einkäufen  nicht  ebenso  rasch 
und  angenehm  fertig  wird,  wenn  man  eine 
Reihe  von  solchen  Einzelgeschäften  hinter- 
einander aufsucht  als  sich  in  ein  und  dem- 
selben grossen  Kaufpalaste  in  den  ver- 
schiedenen Stockwerken  herumschicken 
lässt.  Die  meisten  Vorteile,  was  Bequem- 
lichkeit anbetrifft,  bieten  die  Warenhäuser 
für  solche  Personen,  die  ortsfremd  sind  uad 
nicht  die  nötigen  Geschäftsadressen  haben. 
Der  Ortsanwesende  wird  vielleicht  anfäng- 
lich durch  den  interessanten  Glanz  und  das 
sehenswürdige  Getriebe  des  Warenhauses 
angezogen.  Aber  dieser  Reiz  der  Neuheit 
wird  nicht  immer  von  Dauer  sein. 

Nicht  übersehen  darf  endlich  die  That- 
sache  werden,  dass  Gh-osshandelsbetriebe, 
wie  die  Warenhäuser  sind,  hinter  denen 
grosse  Kapitalien  und  eine  Riesenreklame 
stehen,  den  Konbirrenzkampf  gleichartiger 
Institute  in  einer  Schärfe  herausfordern, 
wie  es  eben  nur  bei  Kämpfen  des  Gross- 
kapitals möglich  ist  Auch  darin  liegen  nn- 
gewöhnliche  Gefahren  für  die  Warenhaus- 
organisation. Es  entstehen  eigenartige  Kraft- 
proben eines  fieberhaften  Wettbewerbs,  bei 
denen  die  Konsmnenten  zwar  am  bestöi 
fahren,  aber  für  die  Warenhäuser  bedeuten 
diese  Kraftproben  schwere  finanzielle  Opfer. 
Das  ganze  Warenhausgetriebe,  wie  wir  es 
in  den  letzten  Jahren  in  den  Ham)t8t3dten 
sehen,  macht  auf  den  nfichtemen  Zuschauer 
nicht  immer  den  Eindruck   des  Gesunden 
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und  Natürlichen,  und  es  ist  nicht  recht  be- 
greiflich, wie  sonst  klardenkende  und  gut 
beobachtende  NationalSkonomen  so  rasch 
von  der  Neuheit  der  Erscheinung  befangen 
werden  konnten,  dass  sie  schon  jetzt  mit 
ihrem  Urteil  über  die  Warenhäuser,  denen 
sie  die  Zukunft  verheissen,  fertig  sein 
wollen. 

In  den  bisher  hervorgehobenen  Gesichts- 

Stmkten  ist  der  Versuch  gemacht  worden, 
as  Warenhausproblem  als  Problem  einer 
eigenartigen  Untemehmxmgsform  im  moder- 
nen Detailhandel  zu  betrachten.  Dass  der 
Grossbetrieb  als  solcher  den  kleineren  und 
mittleren  Geschäften  Oberlegen  ist  und  sie 
mehr  und  mehr  verdrängen  wird,  unter- 
steht Oberhaupt  gar  keinem  Zweifel.  Es 
fragt  sich  nur,  ob  wirklich  die  Warenhäuser 
auf  die  Dauer  die  gefährlichsten  Eonkur- 
renten sind.  Wir  bezweifeln  das,  wie  ge- 
sagt, aus  den  verschiedensten  GrOnden, 
halten  aber  die  Lage  des  kleinen  und 
mittleren  Detailhandels  fOr  nicht  weniger 
gefährdet,  als  es  sonst  gewöhnlich  behauptet 
wird.  Auch  wenn  die  Warenhäuser  nicht 
von  Bestand  sein  sollten  —  und  ob  sie  das 
sind,  wird  die  Zukunft  lehren  —  geht  das 
städtische  Detailgeschäft  gegenüber  den  ver- 
schiedenen anderen  Formen  des  gross- 
kapitalistischen Betriebs  einer  schweren 
Kiisis  unzweifelhaft  entgegen.  Die  kauf- 
männische Mittelstandsbewegung  beruht  nicht 
etwa  auf  einer  nervösen  Panik  in  den  Kreisen 
der  Beteiligten,  sondern  wurzelt  in  dem 
richtigen  Empfinden,  dass  schwere  Um- 
wälzungen im  Gange  sind,  die  den  Klein- 
handel untergraben  werden.  In  dieser  Ab- 
wehrbewegimg  gegen  schwere  Gefahren,  die 
dem  Detailhandel  von  allen  Seiten  drohen, 
hat  man  sich  —  und  das  soll  eben  be- 
sonders hervorgehoben  werden  —  in  kurz- 
sichtiger Weise  die  Warenhäuser  als  Prügel- 
knaben ausgesucht,  und  weil  unsere  Mittel- 
standspolitiker wussten,  dass  fürs  erste 
wenig  Aussicht  vorhanden  sei,  dass  ihnen 
die  Gesetzgebung  gegen  den  Wettbewerb 
kapitalkräftiger  Unternehmer  als  solchen 
helfen  würde,  musste  der  unlautere  Wett- 
bewerb, den  angeblich  die  Warenhäuser  imd 
Bazare  betrieben,  als  Anklagemotiv  her- 
halten. 

Es  ist  schwer,  alle  Vorwürfe,  welche 
gegen  die  Warenhäuser  und  Grossbazare  erho- 
ben werden,  auf  ihre  Richtigkeit  nachzuprü- 
fen. Wenn  man  den  Warenhäusern  vorwirft, 
dass  sie  durch  Reklame  und  übertriebene  Cou- 
lanz  den  Kundenfang  systematisch  betrieben, 
so  ist  dieser  Vorwurf  mehr  als  kurzsichtig. 
Es  ist  Sombart  iu  diesem  Punkte  durcliaus 
beizupflichten,  dass  Reklame  und  Coulanz 
zwei  Lebenselemente  des  modernen  Ge- 
schäftslebens sind  und,  wenn  man  von  Aus- 
wüchsen absieht,   die  überall  vorkommen, 


mit  Marktschreiereien  und  sonstigen  unsoliden 
Machenschaften  in  der  Re^l  nichts  gemein 
haben.  Das  Lamento  der  Mittelstands- 
politiker über  die  Geschäftspraktiken  der 
Kaufpaläste  verkennt  vollständig  das  Wesen 
des  modernen  Wettbewerbs,  und  nichts  er- 
scheint unberechtigter  als  die  Gegenüber- 
stellung des  »soliden,  gesunden  Kleinhandels« 
gegenüber  dem  auf  Täuschung  des  Publi- 
kums gerichteten  »unreellen  Grosshandel«. 
Diese  Gegenüberstellung  beruht  auf  einer 
bewussten  oder  unbewussten  Unklarheit. 
Natürlich  giebt  es  Schund-  und  Ramsch- 
bazare  in  grosser  Anzahl  und  von  wider- 
wärtigster Art.  Ihre  Devise  ist  »billig  und 
schlecht«,  und  sie  sind  berechnet  auf  die 
Leichtgläubigkeit  und  Unklugheit  des  Publi- 
kums. Sie  halten  sich  bald  länger,  bald 
kürzer,  meistens  handelt  es  sich  um  Ein- 
tagsfliegen, die  kommen  und  gehen.  Von 
dauerndem  Bestände  werden  sie  niemals 
sein.  Die  grossen  Warenhäuser  der  neuesten 
Zeit,  die  man  jetzt  besonders  im  Auge  hat, 
haben  sich  dagegen  solche  unsauberen 
Machenschaften  in  der  Regel  nicht  zu 
schulden  kommen  lassen.  Man  kauft  dort 
gut  und  billig,  man  findet  eine  reiche  Aus- 
wahl und  wird  prompt  imd  eoulant  bedient. 
Von  Unsolidität  dem  Publikum  gegenüber 
kann  bei  den  angesehenen  Firmen  der  Art 
nicht  die  Rede  sein. 

Ob  freilich  alle  Artikel,  die  die  Waren- 
häuser führen,  preiswürdiger  sind  als  in  an- 
deren Geschäften,  ist  zweifelhaft  Preiswür- 
diger als  in  den  Geschäften  geringen  Umfangea 
sind  ihre  Waren  dagegen  sicher,  ohne  in 
der  (Qualität  nachzustehen.  Vielleidit  werden 
die  Waren  bei  der  Massenhaftigkeit  des  Be- 
zugs nicht  immer  vorsichtig  genug  abge- 
nommen. Absichtlich  fehlerhafte  Waien 
zu  übernehmen  und  feilzubieten,  hat  das 
Warenhaus  aber  keinerlei  Veranlassung, 
während  sehr  viele  kleine  Geschäfte  bekannt- 
lich solche  Ausschussartikel  ganz  gern  bereit 
sind  an  das  kritiklose  PubUkum  zu  bringen. 
Sie  schliessen  vielfach  mit  minderwertigen 
Lieferanten  ab,  die  Artikel  zu  Ramschpreisen 
anbieten  und  stehen  schon  mit  Rücksicht  auf 
die  rigoroseren  Zahlungsbedingungen,  die 
Häuser  ersten  Ranges  beanspruchen  und  be- 
anspruchen können,  mit  Häusern  zweiten  und 
dritten  Ranges  in  Verbindung  und  in  einer  Art 
von  Abhängigkeitsverhältnis.  Vielfach  man- 
gelt den  kleinen  Geschäftsleuten  zudem  jeg- 
liche Warenkenntnis,  jegliche  kaufmännische 
Vorbildung  und  jedes  nennenswerte  Be- 
triebskapital. Die  massenhafte  Zunahme 
der  Detailgeschäfte  geringeren  Umfanges, 
die  die  Statistik  beweist,  thut  dar,  dass  die 
grösste  Konkurrenz  des  kleinen  Detailhan- 
dels aus  seinem  eigenen  Lager  hervorgeht. 
Dieses  fortgesetzt  sich  erneuernde  und  sich 
vermehrende  kaufmännische  Proletariat,  das 
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die  Hauptschreier  in  der  Mitteistandsbe- 
wegung  abgebt,  kann  sich  jedenfalls  an  So- 
lidität der  Geschäftsmaximen  mit  dem  Gross- 
detailhandel, gleichgiltig  ob  er  als  Special- 
geschäft oder  als  Warenhaus  betrieben  wird, 
auch  nicht  annähernd  messen. 

Man  wirft  den  Warenhäusern  ferner  vor, 
dass  sie  besonders  billige  Lockartikel  führen, 
die  sie  unter  den  Einkaufspreisen  absetzen, 
um  sich  dann  bei  anderen  Waren  schadlos 
zu  halten.  Es  ist  wahrscheinlich,  dass  die- 
ser Vorwurf  richtig  ist  Es  sind  dies  aber 
Pi-aktiken,  die  nicht  nur  für  die  Waren- 
häuser charakteristisch  sind.  Der  Konsu- 
ment wird  kaum  dabei  erheblich  geschädigt 
Es  ist  auch  nicht  unwahrscheinlich,  dass 
die  Warenhäuser  die  Preisunterbietung  in 
bestimmten  Artikeln  nur  um  deswillen  mit 
System  betreiben,  um  die  Konkurrenz  zum 
Erliegen  zu  bringen,  und  dies  nur  solange 
thun,  bis  sie  obgesiegt  haben.  Auch  dieses 
Manöver  ist  nicht  nur  den  Warenhäusern, 
sondern  allen  Geschäften,  die  einen  zielbe- 
wussten  Konkurrenzkampf  führen,  eigentüm- 
lich. Den  kleinen  Delaalgeschäften  gegen- 
über hat  das  Warenhaus  ein  solches  Kampf- 
mittel kaum  notwendig,  wohl  aber  den 
grossen  Specialgeschäften  und  Filialge- 
schäften, hinter  denen  ebenfalls  grosskauf- 
männisches Kapital  steht  unlauterer  Wett- 
bewerb ist  das  aber  nicht,  und  ob  es  Er- 
folg hat,  ist  mehr  als  zweifelhaft.  Bei 
jedem  wichtigen  Artikel  sind  imseres  Er- 
achtens,  auf  die  Dauer  wenigstens,  die 
grossen  Special-  und  Branchengeschäfte  den 
Warenhäusern  überlegen. 

Die  Warenhäuser  sind,  ebenso  wie  die 
grossenSpecialgeschäfte,kapitalisti8cheGross- 
betriebe.  Sie  sind  Produkte  unserer  wirt- 
schaftlichen Gesamtentwickelung,  die  zum 
Grossbetriebe  drängt,  nicht  in  dem  Sinne 
etwa,  dass  die  Grösse  des  Kapitals  allein 
massgebend  ist  wohl  aber  in  dem  Sinne, 
dass  der  verschärfte  Wettbewerb  die  lo- 
kalen Monopole  des  gewerblichen  Bürger- 
tums durchbricht  und  eine  soziale  Auslese 
schafft,  in  dem  die  intelligentesten  und  ge- 
schultesten Köpfe  allein  Erfolg  haben.  Der 
bisherige  Detailhandel  ist  nur  insoweit  ge- 
fähi"det,  als  er  nicht  mit  der  Zeit  vorange- 
schritten ist.  Dem  wirklich  tüchtigen  De- 
tailkaufmann, auch  wenn  er  nur  über  ge- 
ringes eigenes  Kapital,  verfügt,  stehen  auch 
heute  dank  unserer  Kreditorganisation  Ka- 
pitalien hinreichend  zur  Verfügung.  Aller- 
dings muss  heute  der  Geschäftsmann  vom 
kaufmännischen  Leben  viel  mehr  verstehen 
als  früher.  Er  muss  fleissiger  und  rühriger 
sein,  besser  rechnen  und  mehr  wagen.  Die 
Zeiten  des  beliaglichen  Sichgehenlassens  sind 
vorüber,  und  der  Wettbewerb  nach  allen 
Richtungen  hin  bedingt  eine  intensive  An- 
s])annung  aller  Kräfte.    Im  kaufmännischen 


Leben  der  Städte  ist  die  Eapitalkoncen- 
tration  viel  weniger  fortgeschritten  wie  in 
den  stoffveredelndea  Gewerben.  Wenn  sich 
der  Detailhandel  aufrafft  und  modernisiert, 
kann  er  noch  grosse  Gebiete  sich  erhsdten. 
wo  bereits  der  Zersetzungsprozess  eingesetzt 
hat  üeberall  ist  die  Wahrnehmung  zu 
machen,  dass  unter  sonst  gleichbleibenden 
Bedingungen  der  eine  Kaufmann  auf  der 
Höhe  bleibt  und  zu  Wohlstand  kommt,  wäh- 
rend andere  geschäftlich  verkümmern.  Viel- 
fach liegt  gerade  in  der  zunehmenden  Spe- 
cialisierung  der  Branchengeschäfte,  wenn 
sie  weitblickend  gepflegt  wird,  die  Zukunft 
Die  leistungsfähigsten  nicht  grosskapitalisti- 
schen Detailgeschäfte,  die  wir  in  den  Städten 
auf  der  Höhe  sehen,  sind  Branchengeschäfte, 
nicht  solche,  die  es  in  der  Massenhaftigkeit 
der  Warengattimg  den  Waienhäusern  nach- 
zuthun  streben.  Die  zunehmende  Wohl- 
habenheit der  Bevölkerung  in  allen  Klassen 
erleichtert  die  Specialisierung,  sofern  sie 
unterstützt  wird  durch  bequeme  Einrich- 
tungen und  eoulante  Geschäftspraxis.  In 
dieser  Beziehung  können  unsere  Kaufleute 
der  Mittelstädte  gerade  von  den  neuen  Kon- 
kurrenten unendlich  viel  lernen.  Der  Kauf- 
mannsstand,  speciell  in  den  kleineren  und 
mittleren  Städten,  wird  durch  die  Waren- 
liäuser,  Special-  und  FUialgeschäfte  aus  seiner 
Lethargie  gerüttelt,  und  überall,  wo  neue 
Bazare  aufgethan  worden  sind,  hat  das  zur 
Aufmuntenmg  der  ortsansässigen  Geschäfte 
in  wünschenswerter  Weise  beigetragen. 

Das  soziale  Ergebnis  dieser  Krisis  in  un- 
serem Detailhandel  ist  folgendes :  Die  Grün- 
dung selbständiger  Haushalte  und  Geschäfte 
wird  erschwert,  zahlreiche  selbständige  Exis- 
tenzen, die  sich  nicht  halten  können,  wer- 
den verdrängt,  durch  Preisdruck  und  all- 
mähliche Entziehung  eines  Teiles  der  Kund- 
schaft werden  viele  Ladengeschäfte  prole- 
tarisiert,  und  gleichzeitig  vermehrt  sich  in 
den  grossen  (Jeschäften  die  Zahl  der  An- 
gestellten, die  Anspannung  ihrer  Kräfte,  die 
Zahl  der  abhängigen  Existenzen.  Es  soll 
nicht  geleugnet  werden,  dass  dieser  Um- 
wandelungsprozess  seine  schweren  Schatten- 
seiten hat.  Sie  liegen  aber  in  der  Gesamt- 
entwickelung unserer  sozialen  Gliederung 
begründet  In  den  Warenhäusern  treten 
solche  Erscheinungen  besonders  scharf  her- 
vor und  zeitigen,  was  die  Löhne  der  Ver- 
käuferinnen, ihre  Arbeitszeit  etc.  anbetrifft, 
mancherlei  sehr  unerfreuliche  soziale  Ver- 
hältnisse. Gelegentliche  Erhebungen  über 
diese  Verhältnisse  haben  Monatsgehälter  auf- 
gedeckt, die  wirkliche  Hungerlöline  dar- 
stellen. Dass  das  Verkaufspersonal  in  den 
Warenhäusern,  wohin  ein  enormer  Andrang 
besteht,  in  dem  kaufmännischen  Beruf  aus- 
gebildet wird,  wird  niemand  behaupten.  Es 
wii-d    in    eine    Tretmühle    eingespannt,    zu 
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•welcher  weder  Schulung  noch  Kennlnise  er- 
forderlich sind  und  erworben  werden  können. 
Es  wird  förmlich  ein  kaufmännisches  Pro- 
letariat der  Angestellten  grossgeEogen.  Auch 
in   dieser  Hinsicht  sind  die   Warenhäuser 

E5genttber  einem  vornehmen,  unter  direkter 
eitung   des    Chefs    stehenden    Specialge- 
schäfte ganz  erhebUch  rückständig. 

Der  sozialen  Lage  der  kaufmännischen  An- 
gestellten ,  namentlich  der  Verkäuferinnen 
und  Lehrlinge,  wird  in  neuerer  Zeit  eine 
erhöhte  Aufmerksamkeit  von  der  Gesetz- 
gebung gewidmet.  Auf  diesem  Gebiete  ist 
unzweifelhaft  noch  vieles  nachzuholen.  Wie 
überall,  wo  der  grosvskapitalistische  Betrieb 
zuerst  und  unvermittelt  einsetzt,  zeitigt  er 
schwere  soziale  Missstände.  Dass  das  bei 
den  Warenhäusern  der  Fall  ist,  darf  als 
fest.stehend  gelten.  Ob  aber  gerade  unsere 
Kleinhändler  mit  ihrer  LehrlingszOchterei, 
die  sie  systematisch  betreiben,  das  Recht 
haben,  gegen  die  Warenhäuser  so  schwere 
Vorwürfe  zu  erheben,  muss  füglich  be- 
zweifelt werden.  Bei  ihnen  sieht  es  nicht 
besser  aus  als  dort.  Immerhin  ist  die  Lage 
der  niederen  Angestellten  in  den  Waren- 
häusern der  dunkelste  Punkt  in  ihrer  Oi^- 
nisation,  wenigstens  gilt  das  von  den  neues- 
ten Erscheinungen  auf  diesem  Gebiet  In 
den  älteren  Geschäften  der  Art  geschieht 
etienso  wie  in  den  älteren  industriellen  Etab- 
lissements an  Wohlfahrtseinrichtungen  und 
sonstiger  sozialer  Hebung  der  Angestellten 
sehr  viel.  Die  Einrichtungen  einiger  der 
grössten  und  ältesten  Grossmagazine  gelten 
in  dieser  Richtung  hin  als  ausgezeichnet. 
Jedenfalls  wird  man  dadurch,  dass  man  den 
Warenhäusern  durch  strangulierende  Steuer- 
bestimmungen den  Geschäftsbetrieb  zu  er- 
schweren sucht,  die  Lage  der  Angestellten 
gewiss  am  wenigsten  bessern;  bei  dieser 
Methode  legt  man  es  vielmehr  förmlich  da- 
rauf an,  dass  die  Prinzipale  die  erhöhte 
Steuerlast  auf  ihre  Angestellten  nach  Mög- 
lichkeit abwälzen.  — 

2.  Warenhansstener.  Das  Atifkommen 
und  die  Ausbreitung  der  Grossmagazine 
führten  in  vielen  Staaten  Eiiropas  zu  einer 
starken  O^enbewcgung.  Ntu-  in  England 
liess  man  die  Warenhäuser  ruhig  gewähren. 
Und  so  dehnten  sich  dieselben  immer  mehr 
nach  der  Richtung  aus,  sämtliche  mensch- 
liche Bedürfnisse  in  umfassender  Weise  be- 
friedigen zu  können.  Eine  Branchenbe- 
schränkung haben  dort  die  Grossmagazine 
nicht.  Sie  suchen  auch  nicht  auf  die  Mode 
einer  einzelnen  Branche  einen  bestimmen- 
den Einflnss  zu  gewinnen.  Dafür  über- 
schreiten sie  aber  vielfach  die  Grenzen  des 
Landes  und  setzen  sich  auch  im  Ausland 
fest,  soweit  es  unter  britischer  Interessen- 
sphäre steht,  und  eröffnen  der  englischen 
Industrie   weite  und  reiche  Absatzgebiete. 


Auch  in  den  Vereinigten  Staaten  nehmen 
die  Warenhäuser  verhältnismässig  frühzeitig 
den  Charakter  von  solchen  Warenhallen  an, 
in  denen  man  alle  Gegenstände  des  mensch- 
lichen Bedarfs  in  grosser  Auswahl  kaufen 
kann. 

Die  Entwickelung  in  Frankreich  nahm 
einen  anderen  Gang.  Dort  prävaliert  das 
grosse  Branchengeschäft.  Die  Branchen 
nämlich,  die  vereinigt  werden,  sind  eng  be- 
grenzt, werden  aber  mit  um  so  grösserer 
Macht  und  mit  der  ausgesprochenen  Tendenz, 
die  Branchenmode  zu  beherrschen,  gepflegt. 
Wenn  auch  manche  Pariser  Warenhäuser 
den  englischen,  amerikanischen  und  neueren 
deutschen  ähnlicher  geworden  sind,  so  ver- 
raten sie  immer  noch  ihren  ursprünglichen 
Charakter,  sei  es  dass  sie  vorwiegend  auf 
Bekleidungs-  und  Wohnungseinrichtung,  sei 
es  für  Haushalt-  und  Küchenutensilien  oder 
für  Eisenwaren  u.  dergl.  m.  zugeschnitten 
sind.  Ein  gewisses  Specialitätsprincip,  frei- 
lich auf  sehr  breiter  Basis,  ist  den  franzö- 
sischen Magazinen  immer  noch  eigentüm- 
lich. Dafür  sind  sie  in  der  Mode  die  mass- 
gebenden Machtfaktoren  geworden  und  be- 
herrschen als  solche  nicht  nur  den  inlän- 
dischen, sondern  auch  den  grossstädtischen 
Geschmack  der  Kulturwelt.  Was  Ausstattimg 
und  Aufmachung  des  Warensortiments  und 
Richtung  der  Mode  anbetrifft,  ist  der  Ein- 
fluss  der  Pariser  Grands  Magasins  auf  die 
deutschen,  östeireichischen  und  italienischen 
Warenhäuser  ohne  weiteres   nachzuweisen. 

Man  führt  die  enge  Begrenzung  des 
Branchenumfanges  der  französischen  Waren- 
häuser und  Versandgeschäfte  auf  gewisse 
Bestimmungen  der  Gesetzgebung  zurück. 
Und  in  der  That  ist  Frankreich  das  erste 
Land  gewesen,  das  den  Kampf  der  Gesetz- 
gebung gegen  die  Grossma^zine  aufnahm. 
Die  Gegner  derselben  organisierten  sich  in 
der  »Ligue  syndicale  pour  la  defense  des 
interöts  du  travail,  de  l'indtistrie  et  du  com- 
merce«, welche  ein  eigenes  publizistisches 
Organ  (»La  Revendication«)  herausgab.  Man 
verlangte  in  erster  Linie  eine  besondere 
und  erhöhte  Besteuerung  der  px)ssen  Maga- 
zine, die  gesetzestechnisch  bei  der  grossen 
Mannigfaltigkeit  in  der  Klassifikation  der 
französischen  Gewerbebesteuerung  verhält- 
nismässig leicht  durchzuführen  war.  Die 
französische  Patent-,  Miet-  und  Personal- 
steuer wurde  am  15.  Juli  1880  neu  kodifi- 
ziert und  in  den  Jahren  1889  und  1893 
durch  progressive  Extraabgaben  (Surtaxes) 
für  Warenhäuser  ergänzt  Auf  diese  Weise 
wurde  eine  eigenartige  Patentabgabe  für  die 
Grossmagazine  (Magasins  de  plusieurs  especes 
de  marcliandises),  gemessen  nach  Zahl  der 
Angestellten  und  nach  einer  proportionellen 
Taxe  des  Mietwertes  der  Kaufpaläste,  ge- 
schaffen.   Im  Jahre  1880  erscheint  also  zum 
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ersten  Male  als  neuer  Gewerbesteuerbegriff 
das  Warenhaus,  d.  h.  dasjenige  grosskapi- 
talistische Detailgeschäf t ,  welches  mehrere 
Warengruppen  zum  Massenabsatz  bringt. 
Ursprünglich  in  der  Gewerbesteuernovelle 
von  1880  sah  man  für  jedes  Grossmagazin 
eine  feste  Patentabgabe  von  lOÜ  Francs, 
femer  eine  Personaltaxe  von  25  Francs  filr 
jeden  Angestellten  und  eine  profKirtionelle 
Taxe  von  10  "/o  des  Mietwertes  (Mietssteuer) 
vor.  Mit  dem  G.  v.  17.  Juli  1889  wurde 
die  Taxe  filr  die  Angestellten,  wenn  die 
Zahl  200  übersteigt,  auf  50,  und  wenn  sie 
1000  übersteigt,  auf  75  Francs  erhöht.  Das 
G.  v.  11.  August  1890  setzte  die  untere 
Grenze  für  die  Grossmagazine  mit  100  An- 
gestellten fest  und  bezog  sich  nur  auf 
Unternehmungen  in  Städten  von  über  100000 
Einwohner;  solche  Unternehmungen  hatten 
für  den  Angestellten  ohne  Unterschied  50 
Francs  und  ausserdem  '.k  des  Mietwertes 
als  Steuer  zu  entrichten.  Auf  diese  Weise 
war  es  der  französischen  Liga  des  kauf- 
männischen Mittelstandes  gelungen,  die 
Grossmagazine  einer  Extrabesteuerung  zu 
unterwerfen,  die  dreimal  so  hoch  war  als 
die  bisherige  Gewerbesteuer.  Das  Louvtc- 
Magazin,  das  1880  263000  Francs  zu  zahlen 
hatte,  wurde  1893  mit  935000  Francs  heran- 
gezogen. Man  kann  darüber  streiten,  ob 
eine  solche  Steuerprogression,  nach  der 
Grösse  des  Umfanges  der  steuerpüichtigen 
Firmen  geraessen,  nicht  manche  gute  Gründe 
für  sich  hat,  sobald  nämlich  wirklich  und 
gleichmässig  bei  allen  grösseren  Etablisse- 
ments die  höhere  Leisttmgsfähigkeit  stärker 
zur  Steuer  herangezogen  wird.  Aber  der 
der  Besteuerung  begrifflich  fremde  Zweck, 
die  Konkurrenz  und  die  Zunahme  der  Gross- 
betriebe einzudämmen,  ist  kaum  zu  billigen, 
ist  aber  auch  in  Frankreich  nach  keiner 
Richtung  hin  erreicht  worden.  Die  Zahl 
der  in  den  Grossmagazinen  beschäftigten 
Personen  ist  weiterhin  gewachsen,  und  sie 
haben  sich  sofort  beeilt,  ihre  Umsätze  weiter 
rapid  zu  steigern,  so  dass  die  französische 
Regierung  selbst  1898  zugestehen  musste, 
dass  trotz  der  fortwährenden  Steigerung  der 
Steuersätze  die  bezweckte  Wirkung  einer 
Einschränkung  der  Konkurrenz  mit  den 
kleineren  Geschäften  weder  eingetreten  ist 
noch  künftig  eintreten  dürfte.  Die  Liga 
der  Detaillisten  hat  sich  inzwischen  wieder 
aufgelöst  und  ihr  Pressorgan  ist  eingegangen. 
Damit  ist  aber  nicht  die  kaufmännische 
Mittelstandsbewegung  in  Frankreich  zur 
Ruhe  gekommen.  Man  plant  vielmehr  neuer- 
dings eine  abermalige  Erhöhimg  der  Waren- 
haussteuer, die,  wenn  sie  Gesetz  wird,  den 
Bon  Marchö,  das  grösste  der  Pariser  Maga- 
zine, welches  nach  dem  Tode  seines  Grün- 
ders in  eine  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien,  deren  Anteile  sich  in  den  Händen 


der  ehemaligen  Angestellten  des  Hauses 
befinden  sollen,  umgewandelt  worden  ist, 
mit  einer  Steuer  von  2^/4  Millionen  Francs 
belasten  würde.  Dieses  Haus  hat  aber  einen 
Jahresumsatz  von  170  Millionen  Francs,  so 
dass  selbst  diese  enorme  Steuerbelastung 
niu*  etwa  l^/s'/o  ausmachen  wtirde. 

Bisher  haben  die  französischen  Experi- 
mente also  bewiesen,  dass  die  Warenhäuser 
in  der  Lage  waren;  alle  Erdix)sselungssteuera 
zu  tragen.  Sie  haben  sie  nach  irgend  einer 
Richtung  hin  abgewälzt  Verdienst  imd 
Umsatz  sind  nicht  geschmälert  worden. 
Nach  welcher  Richtung  hin  abgewälzt  wird, 
ist  freilich  fraglich.  Am  nächsten  liegt  die 
Abwälzimg  auf  die  Lieferanten  und,  wenn 
das  nicht  angängig  ist,  auf  das  Publikum. 
Im  letzteren  Falle  handelt  es  sich  ja  so  wie 
so  nur  um  minimale  pfennig-  oder  centimes- 
weise Aufschläge,  die  die  Gesamtpreis- 
gestaltung kaum  alterieren.  Unter  Um- 
ständen kann  das  Grossmagazin  die  erhöhte 
Steuer,  wie  schon  gesagt,  auf  die  Ange- 
stellten abwälzen,  was  ganz  besonders  be- 
dauerlich wäre.  — 

Die  Agitation  in  Deutschland  zu  Gunsten 
einer  Sonderbesteuerung  der  Warenhäuser 
und  Versandgpschäfte  ist  neueren  Datimis 
als  diejenige  in  Frankreich.  Die  Möglich- 
keit ihrer  Durchführung  war  geringer  als 
dort,  einmal,  weil  die  deutsche  Gewerbe- 
steuergesetzgebung auf  ganz  anderen  Grund- 
lagen aufgebaut  ist  als  die  französische 
und  eine  progressive  Einkommensteuer,  die 
die  Warenhäuser  und  dergleichen  sowieso 
dank  ihrer  höheren  Leistungsfähigkeit  heran- 
zuziehen vermag,  neben  der  Realbestenerung 
des  Gewerbes  besteht.  Eine  weitere  Schwierig- 
keit bestand  in  der  sehr  verscliiedenen  Ge- 
werbesteuergesetzgebung der  einzelnen  Bun- 
desstaaten, und  endlich  war  man  sich  nicht 
recht  klar  darüber,  welche  Konkurrenten 
des  Klein-  und  Mittelhandels  man  unter 
eine  Ausnahmegesetzgebung  stellen  und 
welchen  der  vorgeschlagenen  gesetzlichen 
Mittel  man  die  grösste  Wirkung  zusprechen 
sollte.  Unter  den  Steuer-  und  Sozial- 
reformern des  kaufmännischen  Mittelstandes 
war  eine  radikale,  strikt  zünfllerische  Rich- 
tung von  einer  gemässigten  scharf  zu  unter- 
scheiden. Die  Vorschläge  zur  Abhilfe  seitens 
der  ersteren  berührten  sich  zum  Teil  eng 
mit  dem  Programm  der  Handwerkerftartei 
imd  verlangten  sogar  gewerbepolizeiliche 
Verbote  oder  wenigstens  die  Wiederher- 
stellung früherer  Konzessionssysteme.  Die 
geraässigtere  Richtung  betrieb  dagegen  eine 
mehr  »verschämte«  Mittelstandspolitik.  Sie 
sammelte  fortgesetzt  Anklagematerial,  das 
den  Warenhäusern  unlauteren  Wettbewerb, 
yuaUtätsverschleierung,  Quantitätsverminde- 
rung, sonstigen  Schwindel  aller  Art,  Markt- 
schreierei und  skrupellose  Ausnützung  der 
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Arbeitskraft  der  Angestellten  nachweisen 
sollte.  Selbst  die  grössere  Feuergefährlich- 
keit der  Warenhäuser,  welcher  Gesichts- 
punkt sogar  in  den  Motiven  des  preussischen 
Gesetzentwurfs  vom  8.  Februar  1900  ein 
Plätzchen  gefunden  hat,  wurde  für  die  Be- 
rechtigung einer  kommunalen  Extrabesteue- 
rung verwertet. 

Die  voi^schlagenen  Radikalmittel  gegen 
die  Warenhäuser  und  verwandte  Institute, 
die  auf  Kongressen,  in  Petitionen  und  in 
zahlreichen  Broschüren  begründet  wortlen 
sind,  können  hier  nur  aufgezählt  werden. 

1.  Die  Grändung  von  Aktiengesellschaften 
für   den    Detailverkauf    ist    zu    verbieten. 

2.  Sämtliche  Beamten-  und  Offizierkonsum- 
vereine und  deren  Warenhäuser  sind  von 
den  Regierungen  zu  untersagen.  3.  Alle 
Filialen  grosser  Geschäfte  sind  einer  Sonder- 
besteuening  zu  unterwerfen.  4.  Die  Zu- 
lassung von  Warenhäusern  ist  von  einer 
Konzession,  die  wiederum  nach  der  »Be- 
dürfnisfrage« zu  entscheiden  ist,  abhängig 
zu  machen.  5.  AUe  grösseren  Detailge- 
schäfte von  einem  bestimmten  Umsatz  an 
sind  einer  progressiven  Umsatzsteuer  zu 
unterwerfen. 

Mehr  und  mehr  koncentrierte  sich  aber, 
da  die  Mittelstandsiwlitiker  ihre  extrava- 
ganten Forderungen  selbst  nicht  recht  ernst 
nahmen,  die  Agitation  auf  eine  besondere 
Besteuerung  der  Warenhäuser,  Versandge- 
schäfte und  der  Filialen.  Wenigstens  stellte 
man  die  weitei-gehenden  Forderungen  vor- 
läufig zurück,  um  neben  der  bestehenden 
Gewerbesteuergesetzgebung  otler  innerhalb 
derselben  die  grossen  Detailgeschäfte  einer 
höheren  Besteuerung  zu  unten*erfen.  Die 
Idee  der  Umsatzsteuer  in  Deutschland  stammt 
aus  dem  Jahre  1895.  In  diesem  Jahre 
■wurde  in  verschiedenen  Eingaben  an  die 
Landtage  der  einzebien  Bundesstaaten, 
namentlich  an  diejenigen  von  Sachsen, 
Bayern,  Preussen  und  Württemberg,  seitens 
der  Vereinigungen  der  Detailkauüeute  zu 
Gunsten  einer  Umsatzsteuer  für  Warenhäuser 
und  Bazare  Stimmung  gemacht.  In  Bayern 
führten  diese  Bestrebungen  zu  lebhaften 
Kämpfen  innerhalb  und  ausserhalb  des  Par- 
laments und,  da  ausdrücklich  gefordert 
wurde,  dass  die  Warenhäuser  so  hoch  be- 
steuert werden  sollten,  dass  dadurch  das 
Fortkommen  des  Kleinhandels  nicht  mehr 
gehindert  werde,  so  wurde  auch  die  Rechts- 
fe^,  ob  überhaupt  ein  solches  Vorgehen 
mit  der  in  der  Reichsgewerbeordnung  ge- 
-währleisteten  Gewerbefreiheit  (§1,  §  5  luid 
§  7  der  Gew.-O.)  in  Einklang  zu  bringen 
sei,  aufgeworfen.  Auch  bei  den  späteren 
preussischen  Verhandlungen  wiuxle  diese 
Streitfrage  erörtert  Die  Staatsregierungen 
Bayerns  und  Preussens  stellten  sich  auf 
den  Standpunkt,  dass  nur  eine  »prohibitiv«^ 


wirkende  Umsatzsteuer  unzulässig  sei,  wäh- 
rend mehrere  Rechtsgutachten  sich  im 
Gegensatz  dazu  dahin  aussprachen,  dass 
solche  Extrabesteuerungen  mit  ausgesprochen 
sozial-poUtischen  Tendenzen  mit  dem  Geiste 
der  Reichsgewerbeordnung  nicht  in  Ein- 
klang zu  bringen  seien.  Der  §  7  Abs.  1 
Ziff.  6  der  Reichsgewerbeordnung  hebt 
nämlich  alle  Abgaben,  welche  für  den  Be- 
trieb eines  Gewerbes  entrichtet  werden  mit 
Ausnahme  der  an  den  Staat  und  die  Ge- 
meinde zu  entrichtenden  Gewerbesteuern, 
auf,  und  es  ist  in  der  That  nach  der  histo- 
rischen Entstehung  dieser  Bestimmung  und 
nach  der  zugestandenen  Tendenz  der  neuen 
Sondei^ewerbesteuer  zum  mindesten  zweifel- 
haft, ob  diese  unter  die  zulässigen  Gewerbe- 
steuern fällt.  Besteuert  wird  bei  ihr 
nicht  nur  eine  in  gewissen  Merkmalen  ge- 
fundene Geschäftsausdehnung,  auf  Grund 
deren  man  auf  eine  erhöhte  Lieistungsfähig- 
keit  schliessen  kann,  sondern  auch  ein  unge- 
wöhnliches Geschäftsverfahren,  und  dieses 
Geschäftsverfahren,  das  sich  eben  aus  dem 
Warenhaus-  tmd  Versandgeschäftscharakter 
ergiebt,  ist  die  primäre  Veranlassung  der 
Sonderbesteuerung.  In  Bayern  geht  das  aus 
den  Verhandlungen  des  Parlaments  unzweifel- 
haft klar  hervor.  Man  hat  im  Gewerbe- 
steuertarif gleichiäam  eine  Normalbetriebs- 
weise  des  Detailhandelsgeschäftes  koastndert 
und  daneben  ein  anormales  Geschäftsver- 
fahren, bei  dem  man  gleichsam  den  unlau- 
teren Wettbewerb  präsumiert,  hingestellt, 
besonders  steuerlich  belastet.  Diese  gesetz- 
geberische Tendenz  hat  über  alle  juristischen 
und  volkswirtschaftlichen  Bedenken  obge- 
siegt, und  es  ist  nicht  bekannt  gewoi-den, 
dass  die  Rechtsprechung  diesem  gesetzlichen 
Vorgehen  die  Rechtsverbiudlichkeit  vei"sagt 
hat.  Am  9.  Juni  1899  wurde  ein  neues  baye- 
risches Gewerbesteuergesetz  erlassen,  das  in 
i  seinem  Art.  23  dasjenige  enthält,  was  die 
!  Mittclstandspolitiker  fordern  und  was  man 
[jetzt  als  Warenhaussteuer  zu  bezeichnen 
I  pflegt.  Die  neue  Bestimmung  des  Gesetzes 
I  lautet:  vGewerblicheUntemehmungen,welche 
behufs  der  gewinnbringenden  Verwertung 
I  grösserer  Betriebsmittel  ihrem  Geschäftsbe- 
I  triebe  eine  aussergewöhnliche  Ausdehnung 
j  geben  und  durch  die  Art  ihres  Geschäfts- 
'  Verfahrens  von  den  Grundsätzen  und  Formen, 
unter  welchen  die  im  Gewerbesteuertarif 
enthaltenen  Gewerbe  ausgeübt  zu  weitlen 
pflegen,  wesentlich  abweichen,  sind  mit 
einer  nach  dem  Geschäftsumfange  steigen- 
den Normalanlage  zu  belegen,  welche  unter 
Hinzurechnung  der  Betnebsanlage  nicht 
unter  einem  halben  Prozent  und  nicht  über 
drei  Prozent  des  Geschäftsumsatzes  betragen 
soU.«  Hierzu  wird  erläuternd  hinzugefügt: 
I  »Zu  den  gewerblichen  Unternehmungen  der 
I  erwähnten  Art  zählen  imter  den  angegebenen 
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Voraussetzungen  insbesondere:  a)  Waren- 
häuser, Grossmagazine,  Grossbazare,  Abzah- 
lungs-  und  Versteigerungsgeschäfte,  sowie 
Versandgeschäfte,  durch  welche  Waren,  die 
ihrer  Beschaffenheit  nach  verschiedenen 
Gattungen  angehören  oder  als  Erzeugnisse 
verschiedener  Industriezweige  der  Hand- 
werksgeschäfte anzusehen  sind,  in  grösserem 
Umfange  mittelst  Einzelverkaufes  in  offenen 
Verkaufsstellen  feilgehalten  oder  im  Wege 
des  unmittelbaren  Versandes  an  die  Kon- 
sumenten zur  Veräusserung  gebracht  werden, 
b)  Gewerbe  der  unter  a  bezeichneten  Art, 
in  welchen  der  Betriebsumfang  dim;h  Hal- 
tung einer  Mehi-zahl  von  Verkaufsstellen 
oder  Niederlagen  für  den  Vertrieb  der 
Waren  oder  Erzeugnisse  aussergewöhnlich 
erweitert  wird.« 

Einen  anderen  Weg  nahm  die  Sonder- 
besteuerungsfrage der  Filialen  und  gross- 
kapitalistischen Detailgeschäfte  im  König- 
reich Sachsen.  Ende  1895  beantragte  der 
Verband  der  sächsischen  Kauf  leute  und  Ge- 
werbetreibenden bei  der  zweiten  Stände- 
kammer, dass  jede  Filiale  des  Detailhandels, 
welcher  Branche  sie  auch  angehören  möge, 
einer  Betriebssteuer  von  drei  Prozent  des 
Umsatzes  zu  unterwerfen  sei.  Aus  dieser 
Anregung  -wurde  dann  in  der  zweiten 
Kammer  eine  Resolution,  wonach  ein  Ge- 
setzentwurf verlangt  wurde,  der  eine  ge- 
werbliche Sonderbesteuerung  bestimmter 
grosskapitalistischer  Hauptgeschäfte  und 
Filialen  verlangte.  Die  Gemeinden  soUten 
nämlich  veranlasst  werden,  zum  Schutze  des 
Kleinhandels,  eventuell  im  Wege  gesetz- 
lichen Zwanges,  folgende  Arten  von  kauf- 
männischen Unternehmungen  mit  einer 
Präzipual Steuer  zu  fassen:  1.  Aktiengesell- 
schaften, Kommanditgesellschaften  auf  Aktien 
und  andere  mit  juristischer  Persönlichkeit 
ausgestattete  grosskapitalistische  Associa- 
tionen, die  in  Detailgeschäften  Lebensmittel, 
Genussmittel ,  Bekleidnngsgegenstände  und 
ähnliche  für  den  täglichen  Gebrauch  dienende 
Artikel  gebrauchen;  2.  alle  Filialen  dieser 
Gesellschaften  und  ausserdem  auch  die- 
jenigen der  Erwerbs- undWirtschaftsgenossen- 
schaiten  und  aller  physischen  Personen. 

Diese  Resolution  der  zweiten  Kammer 
■wui-de  von  der  Staatsregierung  nicht  ei"st 
an  die  erste  Kammer  gebracht,  vielmehr 
erliess  die  sächsische  Regierung  bereits  am 
12.  Mai  1896  eine  Verordnung  an  die  Kreis- 
hauptmannschaften, worin  das  Recht  der 
Gemeinden,  eine  Sonderbesteuerung  der 
Filialen  und  der  grosskapitalistischen  Ver- 
einigungen auf  dem  Gebiete  des  Detail- 
handels einzuführen,  betont  wird  und  die 
Kreishauptmannschalten  zur  Einreichung 
solcher  Gemeinderegulative,  falls  solche  be- 
schlossen würden,  an  das  ^Slinisterium  auf- 


gefordert werden.  Dass  die  Gemeinden 
lüerin  eine  Aufmunterung  zur  Einffllirung 
der  Umsatzsteuer  erblickten,  war  nur  natür- 
lich. Einige  zwanzig  sächsische  Gemeinden 
beeUten  sich,  die  neue  Steuer  einzufahren, 
trotzdem  dass  die  zahlreichen  Konsum- 
vereine dieses  industriereichen  Landes  Pro- 
test gegen  die  neue  Steuer  eingelegt  hatten. 
Es  -kam  zu  einer  lebhaften  Bewegung,  auch 
zu  einer  Interpellation  im  deutschen  Reichs- 
tage (November  1896),  in  w^elcher  das  Vor- 
gehen der  sächsischen  Regierung  als  gesetz- 
widrig erklärt  wurde,  aber  nur  wenige 
sächsische  Städte,  wie  namentlich  Leipzig 
und  Chemnitz,  haben  gegen  die  Umsatz- 
steuer, die  übrigens  nachweislich  dem  De- 
tailhandel gar  nicht  genützt  hat,  eine  prin- 
cipieU  ablehnende  Haitxmg  eingenommen. 

Die  Stellung  der  sächsischen  Staatsregie- 
rung zu  der  kommunalen  Sonderbesteuerung 
der  Filialengeschäfte,  Grossmagazine  und 
Konsumvereine  war  eine  wechselvolle  und 
schwankende.  Ursprünglich  wollte  man  nur 
die  Füialen,  imd  zwar  sowohl  diejenigen 
der  Grossbetriebe  wie  die  der  Konsiua-  und 
Warenverteilungsvereine,  treffen.  Besonders 
letztere  hatten  sich  in  Sachsen  wie  in  kei- 
nem anderen  deutschen  Lande  ausgebreitet 
und  waren  Gegenstand  lebhafter  Klagen  der 
Detailiisten.  Später  wurden  auch  die  Haupt- 
geschäfte, sobald  sie  bestimmte  Untemeh- 
mungsformen  (Aktiengesellschaften  oder  Ge- 
nossenschaften) angenommen  hatten,  zur 
Umsatzsteuer  herangezogen.  In  einer  dritten 
Verordnung  der  sächsischen  Regierung  von 
1897  wurde  bestimmt,  dass  die  Umsatzsteuer, 
deren  Höchstmass  zwei  Prozent  nicht  über- 
steigen darf,  wenn  sie  in  den  Gemeinden 
eingeführt  werden  soll,  auf  alle  Grossbetiiebe 
des  Detailhandels,  gleichgiltig,  ob  sie  Ge- 
sellschaften ,  Genossenschaften  oder  Einzel- 
{«rsonen  gehören,  auszudelmen  seL  Das 
Königreich  Sachsen  belastet  also  alle  Kon- 
kurrenten des  Klein-  und  Mittelhandels,  so- 
weit es  sie  fassen  kann  imd  soweit  die 
Kommunalvertretungen  entsprechende  R^u- 
lative  beschliessen,  mit  einer  Sondergewerbe- 
sieuer,  die  auf  dem  rohen  Massstab  des  Um- 
satzes aufgebaut  ist.  Nicht  einmal  die 
Grenze,  bei  der  die  Steuerpflicht  beginnen 
soll,  ist  durch  Gesetz  festgelegt.  In  einigen 
Städten  fängt  die  Steuer  bereits  bei  50000 
Mai'k  Umsatz,  bei  anderen  bei  100000  bezw. 
200000  an.  Eine  Progression,  die  zum 
Maximalprozentsatz  langsam  ansteigt,  ist 
regelmäßig  nicht  vorgesehen.  Doch  ist 
hie  und  da  eine  solche  Progression,  die  mit 
1/2  "/o  beginnt,  in  den  Steuertarif  ange- 
nommen. 

In  keinem  deutschen  Staate  haben  also 
die  kaufmännischen  MittelstandspoUtiker  so 
gi-osse  Erfolge  wie  in  Sachsen  erzielt,  imd 
nirgends  trägt  das  Vorgehen  so  ausgesprochen 
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den  Charakter  des  Kampfes  gegen  bestimmte 
Uutemehmungsformen  wie  dort.  — 

Die  Agitation  zu  Gunsten  einer  Beschrän- 
kung des  Wettbewerbs  gewisser  Konkurrenten 
des  Detailhandels  hat  in  den  letzten  Jahren  in 
Deutschland  so  grosse  Fortschritte  gemacht, 
dass  selbst  in  Hamburg  die  Bürgerschaft  sich 
mit  der  Angelegenheit  beschäftigen  musste 
und  einen  Ausschuss  niedersetzte.  Doch 
scheiterte  dort  der  Feldzug  gegen  Waren- 
häuser und  Konsumvereine  an  der  ablehnen- 
den Haltung  des  Senates.  Strikt  ablehnend 
verhielt  sich  auch  die  württembergische 
Staatsregierung,  die  in  der  Kammer  durch 
ihren  Vertreter  die  sächsischen  Extrasteuern 
als  »Erdrosselungssteuern«  bezeichnen  liess. 
Auch  im  Grossherzogtum  Hessen  interpellierte 
noau  die  Staatsregierung,  welche  sich  vor- 
läufig damit  half,  dass  sie  die  Erklärung 
abgab,  sie  wolle  die  Klagen  des  Detaillisten- 
standes, insonderheit  über  die  Warenhäuser, 
einer  eingehenden  Prüfung  unterziehen,  im 
übrigen  aber  die  Erfahrungen,  die  Preussen 
mit  seinem  Warenhaussteuergesetz  von  1900 
machen  würde,  abwarten.  Die  badische 
Kegierung  scheint  dagegen  einer  Sonderbe- 
steuerung der  Grossbazare  nicht  abgeneigt 
zu  sein,  doch  meinte  sie,  dass  die  Materie 
nur  im  Zusammenhang  mit  anderen  Bundes- 
staaten gesetzlich  zu  regeln  sei,  und  der 
Finanzminister  machte  die  Mitteilung,  dass 
sich  die  badische  Eegierung  mit  der  preussi- 
schen  bereits  in  Verbindung  gesetzt  habe. 
Fast  in  allen  anderen  deutsdien  Bundes- 
staaten haben  dann  in  jüngster  Zeit  Ver- 
handlungen über  die  Warenhausfrage  statt- 
gefunden, und  es  ist  wahrscheinüeh ,  dass 
das  preussische  Voi^hen  dort  Nachahmung 
finden  wird. 

Die  Bewegung  in  Preussen,  die  ihren 
vorläufigen  Abschluss  in  dem  Gesetze  vom 
18.  Juni  1900  geftmden  hat,  setzte  in  den 
einzelnen  Städten  ein.  Da  die  preussische 
Gewerbesteuer  eine  reine  Kommunalsteuer 
ist  und  das  Kommunalabgabengesetz  v.  14. 
Juli  1893  die  Möglichkeit  bietet,  dass  die 
Kommunen  besondere,  auch  nach  dem  Be- 
triebsumfang  abgestufte  Gewerbesteuerregu- 
lative, natürlich  nach  Einholung  der  Ge- 
nehmigung des  Finanzministers,  erlassen 
dürfen,  so  ist  dies  ganz  begreiflich.  Frei- 
lich bestanden  bei  der  Durchführung  be- 
sonderer, den  Wünschen  des  kaufmännischen 
Mittelstandes  dienender.  Extragewerbesteuem 
mancherlei  Schwierigkeiten.  Auf  die  Streit- 
frage, ob  die  einzelnen  Staaten,  die  strangu- 
lierende Steuern  gegen  einzelne  ünter- 
nehmungsformen  zulassen,  nicht  gegen  die 
ßeichsgewerbeordnung  Verstössen,  ist  schon 
oben  hingewiesen  worden.  Das  preussische 
Kommunalabgabengesetz  spricht  sich  des 
ferneren  darüber  nicht  klar  aus,  welche 
Extragewerbesteuem  zulässig  sind.    Manche 


Autoren  sied  der  Ansicht,  dass  die  beson- 
deren kommunalen  Steuern  stets  Gewerbe- 
steuern im  eigentlichen  Sinne,  d.  h.  Ertrags- 
steuem,  sein  müssen.  Bei  dem  selbständigen 
Vorgehen  der  Kommunen  zu  Gunsten  der 
höheren  Steuerbelastung  der  Warenhäuser 
und  dergleichen  war  regelmässig  an  Umsatz- 
steuern gedacht,  sei  es  dass  man  den  Waren- 
umsatz direkt  der  Steuer  zu  Grunde  legte, 
sei  es  dass  man  aus  dem  Betriebsumfange 
(Mietswert  der  Kaufhäuser,  Zahl  der  Ange- 
stellten u.  s.  w.)  wenigstens  Schlüsse  auf 
Umsatz  und  Betriebsgrösse  machte.  Solche 
kommunalen  Umsatzsteuern  erklärten  manche 
für  unzulässig,  wie  uns  scheint,  auf  Grund 
einer  zu  engen  Auslegung  des  Kommunal- 
abgabengesetzes. Das  Gesetz  bestimmt  näm- 
lich, dass  die  besonderen  Gewerbesteuern 
bemessen  werden  können  entweder  nach 
dem  Ertrage  oder  nach  dem  Werte  des 
Anlagekapitals  oder  des  Anlage-  und  Be- 
triebskapitals, nach  sonstigen  Merkmalen  für 
den  Umfang  des  Betriebs  oder  nach  einer 
Verbindung  mehrerer  dieser  Massstäbe.  Aus 
dieser  weiten  Fassung  des  §  26  des  Gesetzes 
kann  unseres  Erachtens  unzweifelhaft  eine 
kommunale  Umsatzsteuer,  so  roh  und  pri- 
mitiv der  Umsatz  als  Steuermassstab  auch 
sein  mag,  eingeführt  werden.  Nur  muss  die 
Sondenim  satzsteuer  sich  auf  alle  gewerbe- 
steuerpflichtige Betriebe  erstrecken.  Dass 
im  übrigen  die  Verwertung  des  Umsatzes 
als  Besteuerungsmassstab  der  Gewerbesteuer 
als  solchen  nicht  etwas  begrifflich  Fremdes 
ist,  beweisen  u.  a.  die  preussischen  Gewerbe- 
steuergesetze von  1820  und  1861,  in  welchen 
»die  Erheblichkeit  des  Umsatzes«  ausdrück- 
lich eine  gewisse  Rolle  spielt.  Eine  prohi- 
bitiv  wirkende  Sonderbesteuerung  bestimmter 
einzelner  Gewerbebetriebe  verstösst  dagegen 
unzweifelhaft  gegen  die  allgemeinen  Grund- 
sätze, wonach  die  direkten  Gemeindesteuern 
allgemein  und  gleichmässig  sein  müssen. 
Aber  auch  dieses  Princip  ist  im  Gesetze 
nicht  ganz  streng  durchgeführt.  Die  Ge- 
werbesteuersätze können  nämlich  verschieden 
abgestuft  und  in  eine  prozentuale  Progression 
gebi-acht  werden,  wenn  die  einzelnen  Ge- 
werbearten in  verschiedenem  Masse  von  den 
Veranstaltimgen  der  Gemeinde  Vorteil  ziehen 
oder  der  Gemeinde  besondere  Kosten  ver- 
ursachen. Nach  dieser  Bestimmung  des 
Gesetzes  ist  also  unter  gewissen  Umständen 
eine  Präcipualbesteuerung  zulässig,  und  es 
ist  eine  reine  Auslegjmgssache ,  ob  die 
Voraussetzungen  für  diese  präcipuale  Be- 
steuerung als  vorliegend  erachtet  werden  oder 
nicht  Die  Kegierung  entscheidet  die  Streit- 
fälle. Man  kann  z.  B.  die  Voraussetzung 
so  konstruieren,  dass  man  behauptet,  ein 
Warenhaus  sei  feuergefährlicher  als  andere 
Detailbetriebe,  oder  aber,  ein  Warenhaus 
vernichte  so  und  so  viel  kleine,  bisher  selb- 
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ständige  und  steuerpflichtige  andere  Detail- 
betriebe, ohne  dass  das  Warenhaus  den  Aus- 
fall der  Gewerbesteuern  seinerseits  decke. 
In  der  That  ist  nachgewiesen,  dass  ein 
Warenhaus  hunderte  von  kleinen  Gewerbe- 
betrieben überflüssig  machen  kann,  ohne 
entsprechend  mehr  an  Gewerbesteuer  ein- 
zubringen. Rein  vom  Steuerstandpunkt  aus 
betrachtet,  können  in  der  That  die  Waren- 
häuser den  kommunalen  Finanzen  Schaden 
bringen,  ziuual  wenn  sie  sich  zeitweilig, 
um  zunächst  die  Konkurrenz  tot  zu  machen, 
mir  mit  verhältnismässig  niedrigen  Erti'äg- 
nissen  begnügen.  Sodann  können  sie  sich 
aber  auch  dauernd  mit  einer  geringeren 
Verzinsung  ihres  Anlage-  und  Betriebskapi- 
tals begnügen.  Bei  ihrem  rascheren  Massen- 
umsatÄ  und  bei  dem  gnmdsätzlich  durch- 
geführten Barzalüiuigssystem  braucht  ihr 
Anlage-  und  Betriebskapital  nicht  so  hoch 
zu  sein,  wie  das  einer  grossen  Anzahl  mitt- 
lerer und  kleinerer  Detailgeschäfte  zusammen. 
Und  endUch  arbeiten  sie  vielfach  mit  frem- 
den Kapitalsummen,  deren  Rente  der  kom- 
munalen Einkommensteuer  entzogen  wird. 
Steuerpolitisch  sind  also  sehr  wohl  Gründe 
vorhanden  für  eine  Gewerbesteuerskala,  die  be- 
stimmte Grossbetriebe  progressiv  fasst.  Sozial- 
politisch aber  kommt  mau,  wenn  man  diesem 
Gedankengang  einseitig  nachgeht,  zu  dem 
geradezu  komisch  wirkenden  Resultat,  dass 
man  die  Warenliäuser  um  deswillen  stärker 
belasten  will,  weil  sie  sich  mit  einem  ge- 
ringeren Nutzen  und  einer  bescheideneren 
Kapitalrente  begnügen,  um  dem  kauf- 
männischen Mittelstande  wirklich  zu  helfen, 
müsste  aber  einmal  die  kommunale  Umsatz- 
steuer verallgemeinert  werden,  also  auf  aUe 
Gewerbebetriebe  ausgedehnt  werden,  und 
zum  anderen  bei  den  Betrieben  mit  gi-ossem 
imd  grösstem  Umsatz  die  Steuerprogression 
eine  ganz  exorbitante  Höhe  annehmen.  Eine 
allgemeine  Gewerbesteuer  nach  dem  Umsatz 
bemessen  würde  aber  zu  den  eigentfun- 
lichsten  Konsequenzen  führen.  Der  Apothe- 
ker z.  B.  würde  bei  verhältnismässig  klei- 
nem Umsatz  und  verhältnismässig  hohem 
Gewinn  viel  weniger  zu  bezahlen  haben  als 
der  Droguenhändler  mit  grossem  Umsatz  und 
verhältnismässig  kleinem  Gewinn,  ein  Ge- 
.'ichäft  für  Luxustoiletten  reicher  Damen, 
wo  der  Gewinn  weniger  durch  den  Waren- 
umsatz als  durch  den  Schnitt  der  Toiletten 
bestimmt  wird,  viel  weniger  als  eine  Firma, 
welche  billige  Konfektionswaren  füi"  Arbeiter- 
frauen liefert.  Schon  dieser  Gesichtspunkt 
machte  viele  KommunaliwUtiker  stutzig,  und 
so  kam  die  Bewegung  in  den  Städten  zu 
Gunsten  besonderer  Umsatzgewerbesteuern 
nicht  recht  vom  Fleck.  Während  in  Sachsen 
die  verscliiedenartigsten  Sonderbesteuerungen 
gegen  die  Warenhäuser  und  die  anderen 
Konkurrenten    des  Detailhandels    zur  Ein- 


führung gelangten,  haben  in  Preussen  nur 
wenige  Kommunen  analoge  Versuche  ge- 
macht In  einigen  Fällen  hat  auch  die  Re- 
gienmg  die  Genehmigimg  versagt  Die 
wichtigsten  StAdte,  in  denen  man  mit 
Sondersteuern  vorangegangen  ist,  sind  Cöln, 
Mfihlhausen  und  Beuthen  in  Oberschlesien. 
In  Cöln  ist  1898  eine  allgemeine  Gewerbe- 
steuerordnung eingeführt  worden,  wonach 
zur  dritten  Gewerbesteuerklasse  ein  Zu- 
schlag von  10%,  zur  zweiten  ein  solcher 
von  20%  und  zur  ersten  ein  solcher  voa 
50%  erhoben  wird.  In  Mühlhausen  hat 
man  Betriebskapital  mit  Anzahl  der  be- 
schäftigten Personen  kombiniert  und  auf  . 
dieser  Kombination  eine  progressive  Steuer- 
skala aufgebaut.  In  Beuthen  koncentrierte 
sich  der  Kampf  um  ein  bestimmtes  Waren- 
haus, das  damals  erst  seit  einem  Vierteljahr 
bestand,  und  derselbe  führte  zu  einer  Er- 
tragssteuer verbunden  mit  einer  progi-essiven 
Kopfsteuer.  Der  Erfolg  war,  dass  jenes 
Warenhaus  mit  einer  Extrasteuer  von  1,8% 
des  Umsatzes  belastet  werden  sollte. 

Nachdem  sich  in  zahlreichen  Städten  die 
Gemeindevertretungen  mit  der  Warenhaus- 
steuer beschäftigt  hatten  und  auch  Städte- 
tage, Gewerbekougresse,  Detaillistenverbände 
und  dergleichen  (nicht  aber,  mit  wenigen 
unbedeutenden  Ausnahmen,  die  Handels- 
kammern) sich  mehr  oder  minder  energisch 
zu  Gunsten  einer  gesetzliehen  Reform  des 
Warenhauswesens  ausgesprochen  hatten,  kam 
es  endlich  zu  einem  selbständigen  Vorgehen 
der  preussischen  Staatsregierung.  Den  An- 
stoss  dazu  gab  ein  1896  von  konservativer 
Seite  gestellter  Antrag,  wonach  die  Regierung 
aufgefordert  wurde,  einen  Gesetzentwurf 
einzubringen,  nach  welchem  Warenhäuser, 
Bazare,  Versandgeschäfte  und  sonstige  Unter- 
nehmungen des  grosskapitalistischen  Detail- 
vertriebes von  Waren  einer  progressiven 
Betriebssteuer,  die  den  Gemeinden  zu  Ober- 
weisen sei,  unterworfen  werden.  In  der 
Kommissionsberatung  wurde  dieser  Antrag 
im  einzelnen  weiter  angeführt  und  die 
Steuerpflicht,  bei  einem  Jahresertrage  von 
20000  Mark  oder  einem  Jahresumsätze  von 
300000  Mark  beginnend,  stipuliert  In  der 
Plenarberatung  wurden  aber  gegen  die 
Kommissionsbeschlüsse  so  erhebliche  und 
grundsätzliche  Bedenken  geltend  gemacht, 
dass  man  sich  mit  einer  Resolution,  die  die 
Regierung  zur  Erwägung  von  gesetzgebe- 
rischen Massnahmen  aufforderte,  begnügte. 
Die  preussische  Staatsregierung  hielt  damals 
noch  an  dem  Gedanken  fest,  dass  die  höhere 
Besteuerung  der  Grossbetriebe  des  Handels 
am  zweckmässigsten  durch  statutarische 
Massnahmen  der  Kommunen  zu  erreichen 
sei,  und  im  Mai  1897  kam  ein  Erlass  der 
Minister  der  Finanzen  imd  des  Innern 
heraus,  worin  den  Kommunen  gezeigt  »turde, 
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•wie  man  progressive  Steuern  nicht  nur  nach 
der  Gewerbesteuerklasse,  sondern  auch  nach 
der  Höhe  des  Anlage-  und  Betriebskapitals 
einführen  und  hierzu  von  den  grossen  Be- 
trieben ebenfalls  progressive  Zuschläge  nach 
der  Zahl  der  b^häftigten  Personen  und 
nach  dem  Miets-  oder  Nutzungswert  der 
dem  Betriebe  gewidmeten  Räume  erheben 
könne  und  durch  eine  solche  Steuer  die 
grossen  Warenhäuser  besonders  scharf  er- 
fasst  werden  wtlrden.  Im  Frühjahr  1898 
wurde  im  preussischen  Abgeordnetenhause 
eine  Interpellation  eingebracht,  welche 
lautete:  »Welche  Massnahmen  hat  die 
königliche  Staatsregierung  in  Aussicht  ge- 
nommen, um  die  Schäden  und  Gefahren, 
welche  dem  gewerblichen  Mittelstande  durch 
die  den  Detailhandel  mit  Waren  verschie- 
dener Gattimgen  betreibenden  grosskapi- 
talistischen Unternehmungen  entstehen,  thun- 
lichst  einzuschränken?«  Bei  Beantwortung 
derselben  hat  die  Regierung  unter  Mit- 
teilung der  wenig  ermutigenden  Ergebnisse 
ihrer  Erkundigungen  über  den  Erfolg  ähn- 
licher Massnahmen  in  der  ausländischen, 
insbesondere  der  französischen  Gesetzgebung 
wiederholt  auf  die  Vorztige  einer  Regelung 
durch  die  Autonomie  der  Gremeinden  und 
auf  die  dazu  gegebene  erneute  Anregung 
hingewiesen,  gleichzeitig  aber  auch  erkennen 
lassen,  dass  bei  deren  fortdauernder  Erfolg- 
losigkeit das  Eingreifen  der  Gesetzgebung 
in  Erwägung  gezogen  werden  müsse.  Die 
demnächst  stattgehabten  Verhandlungen  und 
Ermittelungen,  wie  die  sonstigen  der  Staats- 
regierung zugegangenen  Nachrichten  über- 
zeugten dann  die  Regierung,  dass  die  Ge- 
meinden, während  sie  gegenüber  den  in- 
dustriellen Grossbetrieben  sich  zu  einer 
scliärferen  Besteuerung  in  nicht  wenigen 
Fällen  entschlossen  haben,  sich  —  sei  es, 
weil  sie  fürchteten,  die  einheimischen  Be- 
triebe zu  Gunsten  auswärtiger  zu  benach- 
teiligen, sei  es  aus  Bedenken  gegen  die 
Wirksamkeit  einer  lokalen  Regelung,  sei  es 
aus  anderen  Gründen  —  zu  einem  auto- 
nomen Vorgehen  in  der  Richtung  einer 
gegenüber  derjenigen  der  kleineren  Kon- 
kurrenten erheblich  höheren  ^werbesteuer- 
lichen  Belastung  der  Grossbetnebe  im  Detail- 
handel in  absehbarer  Zeit  in  genügend 
weitem  Umfenge  nicht  bereit*  finden  lassen 
■würden.  Die  Re^erung  bereitete  daher  nun- 
mehr, wiewohl  sie  nach  wie  vor  der  Ansicht 
"war,  dass  ein-  autonomes  Vorgehen  der  ein- 
zelnen Gemeinden  den  Vorzug  verdiene,  in 
der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1898  Vor- 
schläge zu  einer  landesgesetzlichen  Regelung 
vor.  Wie  sie  in  einem  an  die  Handels- 
kammern Z1U-  Begutachtung  versandten  Ent- 
■wTirfe  sich  aussprach,  wollte  sie  nicht  die 
Orossbetriebe  im  Detailhandel  nur  deswegen 
steuerlich  mehr  belasten,  weil  sie  eine  über- 


mächtige Konkurrenz  bereiteten,  sondern 
nur  deshalb,  weil  es  nach  Lage  der  bis- 
herigen Steuergesetzgebung  nicht  gehmgen 
war,  die  Grossbetriebe  im  Verhältnis  ihrer 
Leistungsfähigkeit  und  ihres  Interesses  an 
den  Veranstaltungen  der  Gemeinden  zu 
treffen.  Der  Entwurf  von  1898,  gegen  den 
sich  fast  alle  Handelskammern  grundsätz- 
lich aiissprachen ,  beruhte  auf  einer  Kom- 
bination von  Nutzungswert  der  Geschäfts- 
räume, Zahl  der  beschäftigten  Personen  und 
Zahl  der  geführten  Warengruppen,  indem 
der  für  die  Einheit  der  beiden  ersteren 
Massstäbe  zu  erhebende  Steuersatz  mit  der 
Zahl  der  Warengruppen  steigen,  auch  die 
Steuerpflicht  bei  Geschäften  mit  mehr  Waren- 
gruppen bei  einem  niedrigeren  Nutzungs- 
wert der  Geschäftsräume  eintreten  sollte 
als  für  weniger  vielseitige  Geschäfte.  Von 
der  Verwendung  des  Umsatzes  als  Steuer- 
massstab sah  der  Entwurf  somit  ab.  Es 
ist  nicht  uninteressant,  die  Gründe  kennen 
zu  lernen,  aus  welchen  damals  die  Regie- 
rung die  Umsatzsteuer  abgelehnt  hat.  Die 
Regierung  machte  geltend,  dass  das  Ver- 
hältnis des  Umsatzes  zum  Reinertrage  je 
nach  Art  der  Waren  und  nach  anderen 
Modalitäten  ein  sehr  verschiedenes  sei  und 
von  dem  Willen  der  Gewerbetreibenden 
nicht  abhänge.  Die  Besteuerung  nach  dem 
Umsätze  werde  äusserst  ungleichmässig 
wirken.  Dazu  komme,  dass  gerade  die 
weniger  soliden  Betriebe  leichter  als  die 
soliden  Specialgeschäfte  in  der  Lage  und 
geneigt  sein  dürften,  vermöge  Ausdehnung 
auf  immer  mehr  Warengruppen  oder  durch 
noch  weitere  Herabdrückung  der  Preise  die 
Umsatzsteuer  wieder  einzubringen.  Anderer- 
seits könnten  die  betroffenen  Geschäfte  zum 
Schaden  der  Konsumenten  und  der  für  den 
Zwischenhandel  arbeitenden  Produzenten 
dazu  übergehen,  mit  ^ringem  Umsatz  einen 
möglichst  hohen  Gewinn  zu  erzielen  suchen. 
Und  hierin  würden  ihnen  die  umsatzsteuer- 
freien Betriebe  folgen,  so  dass  den  Schaden 
die  konsumierende  Mehrheit  der  Bevölke- 
rung in  Gestalt  von  Preissteigerungen  hätte. 
Endlich  sei  die  Ermittelung  des  Umsatzes, 
da  fflr  dessen  Schätzung  weder  das  Ein- 
kommen noch  der  Ertrag  noch  endlich 
äussere  Merkmale  einen  hinreichenden  An- 
halt bieten,  ohne  eine  Verpflichtung  der 
Steuerpflichtigen  zur  Abgabe  von  Steuer- 
erkläningen  nicht  durchführbar. 

Nachdem  dieser  Gesetzentwurf  von 
1898  auf  jülen  Seiten  auf  Widerspruch  ge- 
stossen  war  —  der  preussische  Städtetag 
forderte  eine  Umgestaltung  der  allgemeinen 
Gewerbesteuer,  die  HandelsKammem  spraclien 
sich  gegen  jede  Sonderbesteuerung  der  grossen 
Kleinhandelsbetriebe  aus,  und  den  Detail- 
listenverbänden  war  das  vorgeschlagene  Vor- 
gehen lange  nicht  weitgehend  genug  — ,  zog 
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die  Regiennig  ihren  MsprOnglichen  Entwurf 
zurück,  brachte  aber  bereits  Anfang  1900 
beim  Landtage  einen  neuen  Entwurf  ein, 
der  überraschenderweise  jetzt  die  noch 
vor  zwei  Jahren  als  verfehlt  erklärte  Um- 
satzsteuer vorschlug.  Niemand  hatte  seiner 
Zeit  der  Regierung  geglaubt,  dass  sie  nur 
die  Steuergleichheit  herbeiführen  wolle,  jeder 
hatte  vielmehr  in  den  Regierungsvorschlägen 
eine  Konzession  an  die  MittelstandspoJitiker 
gesehen.  In  der  Thronrede  wurde  dies  jetzt 
auch  ausdrücklich  zugestanden  und  das 
Warenhaussteuergesetz  als  eine  Massregel 
zur  Erhaltung  und  Stärkung  des  Mittel- 
standes bezeichnet.  In  den  Verhandlungen 
des  Abgeordnetenhauses  dagegen  suchte  der 
Finanzminister  auch  diesen  Gesichtspunkt 
wiederum  dialektisch  zu  verwischen. 

Die  neue  Warenhaussteuervorlage  von 
1900  sah  also  eine  Umsatzsteuer  für  die- 
jenigen Detailgeschäfte  vor,  deren  Jahres- 
umsatz einschliesslich  der  Filialen  500000 
Mark  übersteigt  und  die  den  Kleinhandel 
in  verschiedenen  näher  bezeichneten  Waren- 
gruppen gleichzeitig  betreiben.  Die  Umsatz- 
steuer soUte  im  Maximum  nicht  mehr  als 
20  "/o  des  Ertrags  ausmachen.  Die  Waren- 
haussteuer sollte  im  Anschluss  an  die  all- 
gemeine Gewerbesteuer  veranlagt  werden 
und  ihre  Erträgnisse  den  Gemeinden  zu- 
fliessen.  Diese  Erträgnisse  sollten  aber  von 
den  Gemeinden  zur  Erleichterung  der  imteren 
Steuerklassen  der  allgemeinen  Gewerbesteuer 
benutzt  werden. 

Auch  dieser  Gesetzentwurf,  in  dem  die 
Staatsregierung  ihre  bisherige  Stellungnahme 
mit  ungewöhnlicher  Unbefangenheit  strikt 
verleugnete,  genügte  den  konservativen  Par- 
teien und  dem  Centrum  nicht.  Insbesondere 
verlangte  man  die  Herabsetzung  der  Grenze 
der  Steuerpflicht  je  nach  der  Einwohner- 
zahl der  Gemeinden,  die  Streichung  der  Be- 
grenzung der  Steuer  auf  20 '/o  des  Ertrags, 
Vermehrung  der  Warengruppen,  so  dass  jede 
derselben  einen  engeren  J&eis  von  Wtiren 
umfasste,  und  endlich  Ausdehnung  der 
Steuerpfücht  auf  die  grossen  Specialgeschäfte. 
Die  Abstufung  der  Steuergrenze  nach  der 
Einwohnerzahl  wurde  später  wieder  fallen 
gelassen,  dagegen  die  Steuerpflicht  allgemein 
in  der  zweiten  Lesung  der  Kommission 
schon  bei  einem  Umsätze  von  300  000  Mark 
festgesetzt.  Die  Forderung  der  Ausdehnung 
der  Steuerpflicht  auf  Specialgeschätte  mit 
mehreren  Betriebsstätten  wurde,  nachdem 
sie  die  Regierung  als  völlig  unannehmbar 
bezeichnet  hatte,  später  zurückgezogen.  Im 
Herrenhause  gelang  es  dann,  die  Steuer- 
grenze auf  400000  Mark  hinaufzurücken, 
dafür  aber  verlangte  die  erste  Kammer  einen 
Zusatzparagraphen,  wonach  »gemeinnützige 
Unternehmungen«,  wobei  man  hauptsächlich 
an  Warenhäuser  von  Beamten  und  Offizieren 


dachte,  durch  ministerielle  Entscheidung  von 
der  Warenhaussteuer  befreit  werden  konnten. 
Dieser  letztere  Zusatz  fiel  dann  wieder  im 
Abgeordnetenhaus,  und  endlich  kam  auf 
verschiedenfachen  Kompromissen  das  Gesetz 
vom  18.  Jtili  1900  zu  stände.  Die  neue 
Warenhaussteuer  wird  zum  ersten  Male  für 
das  Rechnungsjahr  1901  erhoben. 

Die  neue  preussische  Warenhaussteuer 
ist  eine  kommunale  Sondergewerbesteuer, 
ausschliesslich  bemessen  nach  dem  Werte 
des  Jahresumsatzes.  Da  das  preussische 
Gewerbesteuersystem  gemäss  dem  G.  v.  24. 
Juni  1891  grundsätzlich  auf  dem  Betriebs- 
ertrage und  nur  ganz  subsidiär  auf  dem 
Anlage-  und  Betriebskapitale  beruht,  also 
ein  reines  Ertragssteuersystem  darstellt,  so 
durchbricht  die  Warenhaussteuer  dieses 
System  durchaus  und  führt  eine  völlig  neue, 
von  Wissenschaft  und  Praxis  längst  au^;e- 
gebene,  Veranlagungsbasis  wieder  ein.  Auch 
insofern  bringt  das  neue  Gesetz  eine  Neue- 
rung, als  es  die  warenhaussteuerpflichtigen 
Gewerbetreibenden  deklarationspfüchtig,  so- 
gar bezüglich  des  Geschäftsumsatzes,  nöacht, 
während  das  allgemeine  Gewerbesteuerge- 
setz nicht  einm^  den  Zwang  zur  Selbst- 
einsch&tzung  des  Reingewinnes  vorsieht. 
Wie  schon  hervorgehoben,  hat  die  Regie- 
rung darauf  bestanden  und  es  auch  durch- 
gesetzt, dass  die  grosskapitalistischen  Spe- 
cialgeschäfte von  der  Sonderbesteuerung 
freigelassen  werden.  Die  neue  Steuer  trifft 
also  nur  jene  Firmen,  die  den  Detailhandel 
gleichzeitig  mit  mehreren  der  im  Gesetze 
aufgestellten  Warengruppen  betreiben.  Es 
sind  das  in  erster  Linie  die  eigentlichen 
Warenhäuser;  aber  diese  nicht  ausschliess- 
lich. Auch  diejenigen  Versandgeschäfte 
mit  oder  ohne  offenen  Laden,  die  mehrere 
Warengruppen  umfassen,  sind  wareuhaus- 
steuerpflichtig.  Dagegen  sind  Vereine,  ein- 
gjetragene  Genossenschaften  und  Korpora- 
tionen der  Steuer  nur  insofern  unterworfen, 
als  sie  sich  satzuug^emäss  oder  thatsäch- 
lich  nicht  auf  den  Verkehr  mit  ihren  Mit- 
gliedern beschränken  bezw.  einen  »offenen 
Laden«  haben  bezw.  Gewinne  unter  die 
Mitglieder  verteilen,  immer  natürlich  unter 
der  weiteren  Voraussetzung,  dass  sie,  was 
ihren  Warenkatalog  anbetriJöt,  »Warenhaus- 
geschäfte« ii»  technischen  Sinne  des  Ge- 
setzes betreiben.  Die  meisten  Konsumver- 
eine, auch  solche  mit  offenem  Laden,  die 
gewerbesteuerpflichtig  sind,  fallen  also  schon 
um  deswillen  nicht  unter  das  Warenhaus- 
steuergesetz, weil  sie  nur  Waren  einer  Gnippe 
(Gruppe  A.  Material-  und  Kolonialwaren.  Ess- 
und  Trinkwaren  und  Genussmittel  u.  s.  w.) 
führen.  Dingen  ist  das  »Warenhaus  für 
deutsche  Beamte«,  das  von  einer  Aktiengesell- 
schaft betrieben  wird  und  verschiedene 
Warengruppen  vertreibt,  steuerpflichtig. 
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Besondere  Schwierigkeiten  hat  im  Ge- 
setze die  Aufstellung  der  Warengruppen  ge- 
macht Sie  ist  mehr  oder  minder  willkär- 
lich  ausgefallen  und  wird  in  der  Steuer- 
praxis fortgesetzte  imd  kleinliche  Aus- 
legungsstreitigkeiten herbeiführen.  Es  giebt 
4  Klassen:  A.  Material-  und  Eolonid- 
waren,  Ess-  und  Trinkwaren,  Genussmittel 
u.  s.  w.;  B.  Garne,  Zwirne,  Poeamentier-, 
Schnitt-,  Manufaktur-Modewaren  u.  s.  w.; 
C.  Haus-,  Kfichen,  Gartengerfttschaften,  Por- 
zellan-, Glaswaren  u.  s.  w.;  D.  Gold-,  Sil- 
ber-, Kunst-,  Luxus-,  Galanterie-,  Papier-, 
Spielwaren,  Bücher,  Musikalien,  Fahrräder, 
Nähmaschinen  u.  s.  w.  Die  vierte  Gruppe 
ist  ein  merkwürdiges  Mischmasch  ganz  he- 
terogener Waren.  Die  Grösse  der  Gruppen 
kann  die  Warenhäuser  dazu  verleiten,  ihren 
Betrieb  in  entsprechende  Specialgeschäfte 
zu  zerlegen,  wodurch  sie  sich  von  der  Waren- 
haussteuer zu  befreien  suchen.  Dm  aber 
solche  Verluste  zu  unterbinden,  hat  man  im 
Gesetze  einen  besonderen  Paragraphen  auf- 
genommen, wonach  die  Steuerpflicht  auch 
nach  der  Umwandlung  im  Specialgeschäfte 
bestehen  bleibt ;  auch  eine  ganz  wundersame 
Bestimmung  dieses  an  wunderlichenGedanken 
and  Paragraphen   Oberreichen  Gesetzes. 

Die  Warenhaussteuer  beginnt  bei  einem 
Jahresumsatz  von  400000  Mark  und  beträgt 
von  400000  bis  450000  Mark  Umsatz  4000 
Mark.  Sie  steigt  von  l**/o  allmählich  auf 
2''/'o.  Irgend  welche  Grundlagen,  Probe- 
veranlagungen, Schätzungen  u.  derel.  da- 
rüber, wie  hoch  diese  Belastung  der  Waren- 
häuser sich  gestalten  und  welchen  Prozent- 
satz vom  Reingewinn  die  neue  Sonderbe- 
steuerung ausmachen  würde,  hatte  die  Re- 
gierung nicht  vorgelegt  Jedenfedls  ist  2  "/o 
des  Umsatzes  sehr  hoch  g^riffen.  Die 
grössten  Warenhäuser  werden  400000  bis 
500000  Mark  Steuern  zu  entrichten  haben. 
Im  übrigen  ist  das  Gesetz  viel  zu  kurze 
Zeit  in  Krt^,  als  dass  sich  über  seinen  Er- 
folg etwas  Zuverlässiges  sagen  Hesse.  Ir- 
gend welche  Zuversicht,  dass  das  Gesetz 
den  erwarteten  Erfolg  haben  würde,  hat  die 
Regierung  offenbar  selbst  nicht  Die  Art 
und  Weise,  wie  sie  das  Experiment  zu  be- 
gründen suchte,  hat  geradezu  Erstaunen  er- 
regt. Wer  die  Motive  des  Entwurfes  auf- 
merksam liest,  wird  zugeben,  dass  sie  direkt 
gegen  das  Gesetz  sprechen.  Die  Art,  wie 
sie  mit  dialektischen  Kunststücken  im  Par- 
lamente vertreten  wurden,  gleicht  einem 
Sefltanz  gewagtester  Art  In  der  wissen- 
schaftlichen Welt  ist  jedenfalls  das  Gesetz 
mit  einer  seltenen  Einmütigkeit  und  mit 
denkbar  grösster  Schärfe  verurteilt  worden. 

liitteratvr:  F.  MaU^a,  Gro$tmagaane  und 
Kleinhandel,  Leipzig  1891.  —  P.  C.  Huber, 
Warenhau»  und  Kleinhandel,  Berlin  1899.  — 
X.  Pohte,    Die  neuere  Entmckehmg  de»  De- 


tailhandelt,  Dretden  1900.  —  <7.  Orumel,  St/t- 
lern  der  Handeltpolitik,    Leipzig  1901,   S.  67 ff. 

—  P.  Itehn,  Die  Groeibazare  und  Masten- 
Zweiggeschäfte,  Berlin  1899.  —  H.  Behtn, 
Warenhausumsatzsteuer  und  Getcerbefreiheit 
(RcchtsguUuhten).  Fürth  i.  B.  und  A'ämberg 
1900.  —  a.  Cohn,  System  der  Siuionalökono- 
mie,  III,  S.  177 ff.,  Stuttgart  1898.  —  F.  Ou- 
genhelm,,  Warenhaussteuer.'  Berlin  o.  J.  (1898). 

—  J.  Wemteke,  Umsatzsteuer  und  Konsum- 
vereine, Berlin  1898.  —  Derselbe,  Kleinhandel, 
Konsumvereine  und  Warenhäuser.  Conrads  Jahr- 
bücher für  Not.  u.  Slot.,    Jena  1897,    S.   ~J7ff. 

—  W,  Stieda,  Neuere  Schriften  über  Waren- 
häuser und  Kleinhandel,  ebd.  1890,  S.  390  ff.  — 
Jtf.  Btertner,  Die  XI'.  Generalversammlung 
des  Vereins  fiir  Sozialpolitik  in  Breslau,  ebd. 
1890,  S.  S56ff.  —  A.  GrAviU,  Zum  Kampfe 
gegen  die  Warenhatwsteuer,  Dresden  1899.  — 
Verhandlungen  des  Vereins  fiir  Sozialpolitik  zu 
Breslau,  t6.  und  S7.  September  1899.  (Referate 
von  Sombart  und  Bocke.)  Bd.  98,  Leipzig 
1900.  —  Die  Lage  des  Kleinhandels  in  Detitsch- 
land.  Enquete  herausgegeben  von  der  Handels- 
kammer zu  Hannover,  I.  u.  IL,  Berlin  1899.  — 
Die  Warenhausumsatzsteuer.  Denkschrift  des 
Bundes  der  Handel-  und  Gewerbetreibenden  zu 
Berlin,  Berlin  1899.  —  Verhandlungen  des 
preussisehen  Abgeordnetenhauses,  II.  Session  der 
XIX.  Legislaturperiode,  1900.  —  Dasselbe  im 
Herrenhause,  Berlin  1900.  —  O.  Stritte,  Kom- 
mentar zum  preussisehen  Warenhaussteuergesetz, 
Berlin  1900.  — 

Biermer. 


Wargentin,  Pehr, 

geb.  1717  za  Jemtland  in  Schweden,  widmete 
sich  dem  Stadium  der  Mathematik  nnd  Astro- 
nomie, wurde  beständiger  erster  Sekretär  der 
kgl.  Akademie  der  Wissenschaften  zu  Stockholm 
nnd  starb  daselbst  am  13.  XII.  1783. 

Wargentin  veröffentlichte  keine  staats- 
wissenschaftliche  Schrift  in  Bnchform,  seine 
Bevölkerongs-  bezw.  mortalitätsstatistischen 
Abhandinngen  finden  sich  nnr  in  „Kngl. 
Svenska  vetenskaps  Akademien»  handlingar. 
Ären  1754,55,  1766/67,  1768;69«,  Stockholm, 
bezw.  in  der  deutschen  Kästnerschen  Ueber- 
setznng  abgedruckt.  Die  wichtigsten  daraus 
sind  nach  der  deutschen  Aasgabe  die  folgenden : 
Anmerknngen  vom  Nutzen  der  jährlichen  Ver- 
zeichnisse der  Geborenen  und  Gestorbenen  in 
einem  Lande,  in  „der  kgl.  schwedischen  Akade- 
mie der  Wissenschaften  Abhandlungen  aus  der 
Natnrkande,  übers,  von  Kästner,  Jahrg.  XVÖ, 
für  die  Monate  April  bis  Juni  1755,  Uambnrg 
1757,  S.  86«.  —  Abhandlungen  der  königl. 
schwedischen  Akademie  etc.,  Jahrg.  XXIX,  für 
das  Jahr  1767,  übers,  von  Kästner,  S.  266ff.  — 
Vom  Wachstum  der  Stadt  Stockholm  an  Menge 
der  Einwohner,  in  „Abhandlniuren  der  \sgL 
schwedischen  Akademie"  etc.,  Jahrg.  XXXI, 
für  das  Jahr  1769,  übersetzt  von  Eästnerr 
S.  3  ff. 

Wargentin  befand  sich,  dank  der  vom 
schwedischen  Beichstag  1746  angeordneten  Auf- 
nahme einer  fortlaufenden  Statistik  des  Stande» 
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und  der  Bewegung  der  BeTöIkernng,  nachdem 
diese  1749  mit  der  schwedischen  Volkszählung 
begonnenen  Erhebungen  ihm  zur  Bearbeitung 
und  wissenschaftlichen  Fmktifiziemng  über- 
tragen worden  waren,  in  der  glücklichen  Lage 
über  ein  reiches  statistisches  Material  yerffigeu 
zn  können.  Er  benutzte  dasselbe  zur  Berech- 
nung der  mittleren  BeT61keningsznnahme,  so- 
dann zur  Auffindung  einer  Methode,  die  Volks- 
zKhlnngs-  und  VolKsbewegungslisten  auf  die 
Genauigkeit  ihrer  statistischen  Angaben  zu 
prüfen,  feiner  zur  Untersuchung  des  Einflusses 
der  Jahreszeiten  auf  die  Anzahl  der  Geburten 
und  Sterbefälle.  1757  überraschte  er,  als  Vor- 
steher der  Tabellenkommission,  die  gelehrte 
Welt  durch  zwei  je  zehnspaltige  Mortalitäts- 
tafeln, die  sich  im  4.  Stück  seiner  „Anmerkungen 
zum  Nutzen  der  jährlichen  Verzeichnisse  Ge- 
borener und  Gestorbener  in  einem  Lande"  ab- 
gedruckt finden.  Die  erste  Tafel,  welche  in 
jeder  ihrer  einzelnen  Spalten  nachweist,  wie 
viele  Tote  jeder  Altersklasse  angehören,  wenn 
au  bestimmten  Wohnplätzen  und  an  gewöhn- 
lichen Krankheiten  tausend  Menschen  aller 
Altersklassen  sterben,  bringt  in  der  ersten  Spalte 
eine  Umrechnung  der  eigenmächtig  von  ihm  auf 
1000  gesetzten  Summe  der  von  Halley  nach  den 
Kaspar  Neumannschen  Kirchenbuchauszügen  be- 
rechneten Mortalitätsziffem  Breslaus  für  die 
Jahre  1687 — 1691,  welcher  ersten  Spalte  sich  in 
der  zweiten  die  Kersseboomsche  Sterblichkeits- 
tafel für  Holland,  in  der  dritten  die  von  War- 
gentin selbst  auf  Grundlage  der  1749  er  Volks- 
zählung und  dem  Durchschnitt  der  Sterbefälle 
von  1747,49  bearbeitete  Mortalitätstabelle  für 
Schweden  anreihen,  die  vierte  ist  durch  seine 
aus  dem  nämlichen  Material  gewonnene  Sterb- 
lichkeit von  sechs  relativ  seuchenfreien  schwe- 
dischen Hanptmannschaften  ergänzt  Die  fünfte 
Spalte  enthält  das  in  mittleren  Zahlen  umge- 
rechnete Resultat  der  vier  vorhergehenden,  die 
sechste  ist  durch  Deparcieuxs  Mortalitätsziffern, 
berechnet  nach  den  seit  1669  in  Frankreich  ein- 
geführten Tontinen,  ausgefüllt,  die  siebente  und 
achte  veranschaulichen  die  ebenfalls  von  De- 
parcieux  berechnete  Sterblichkeit  der  fran- 
zösischen Mönche  und  Nonnen,  die  neunte  giebt 
«inen  Ueberblick  der  Sterblichkeit  von  London, 
und  die  zehnte  Spalte  schliesst  die  erste  Tafel 
mit  der  Stockholmer  Mortalitätsberechnung  ab. 
Die  zweite  Tafel  ist  als  Ergänzung  der  ersten 
und  demnach  unter  Beibehaltung  der  inhalt- 
lichen Verschiedenheit  dieser  nach  dem  System 
der  Lebensdauerprobabilität  aufgestellt,  und 
zwar  wurde  als  Grundlage  ihrer  Berechnung 
angenommen,  dass  von  ]e  tausend  der  den 
Spaltenkategorieen  1 — 4  und  6 — 10  angehörigen 
Geborenen  soviel  wie  von  allen  Altersgruppen 
nach  Ausweis  der  ersten  Tafel  wegsterben. 
Wargentin  hat  mit  diesen  Tafeln  der  Wissen- 
schaft einen  negativen  Dienst  erwiesen,  denn 
erstens  setzen  sie  sich  aus  unvergleichbaren 
Grössen  und  Verhältniszahlen  zusammen; 
zweitens  hat  er  durch  .seine  auf  falscher  Unter- 
stellung basierte  Umrechnung  Halley  das  Ver- 
fahren imputiert,  seine  Absterbeordnnng  direkt 
AUS  der  Zahl  der  innerhalb  eines  bestimmten 
Zeitraumes  nach  Altersklassen  abgegrenzten 
Verstorbenen  hergeleitet  zu  haben,  welches 
Htterarhistorische  Falsum  diesem  inkorrekten 
Mortalitätsberechnuugsverfahren    bis   über    die 


Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  hinaus  den  Namen 
Halleysche  Methode  gegeben  hat;  drittens  hat 
Wargentin  das  Fundament  der  Kersseboomschen 
und  Deparcieuxschen  Tafeln  geradezu  umge- 
kehrt, indem  deren  Voraussetzung  auf  dem 
Aussterben  einer  tausend  Mitglieder  starken 
Generation  besteht;  viertens  tritt  in  seiner 
Mortalitätstafel  überhaupt  kein  Unterschied 
zwischen  den  ans  einer  Generation  oder  Ge- 
burtsjahrklasse und  den  in  einem  gewissen 
Zeiträume  Verstorbenen  hervor,  dieselbe  basiert 
daher  auf  Annahme  einer  stationären  Bevölke- 
rung und  gelangt,  da  Wargentin  die  Summe 
der  Totenziffem  nicht  nach  der  Summe  der  die 
Gesamtheit  der  SterbefÄUe  überschiessenden 
Geburtenziffern  modifiziert  hat,  zu  einem  den 
Durchschnitt  der  Mortalität  zu  hoch  beziffernden 
Quotienten.  

Vgl.  über  Wargentin:  SUssmilch, 
Göttlidie  Ordnung,  4.  Aufl.  2  Bde.,  Berlin  1776, 
Bd.  I,  S.  78,  86,  115,  127,  173  u.  ö.^  Bd.  m, 
S.  34.  —  Melanderhjelm,  Aemunelse-tal 
öfver  Secretaren  Wargentin,  Stockholm   1784. 

—  Allgemeine  Litteraturzeitnng ,  Jena  17S5, 
Nr.  280.  —  Wappäns,  Bevölkerungsstatistik, 
2  Bde.,  Leipzig_1861,  Bd.  I,  S.  258,  340;  Bd. 
n,  S.  27.  —  Wild,  Probleme  der  Statistik. 
München  1862,  S.  60,  63.  —  Knapp,  Theorie 
des  Bevölkerungswechsels,  Brannschweig  1874, 
S.  73/75,  137/39.  —  John,  Geschichte  der  Sta- 
tistik, Bd.  I,  Stuttgart  1884,  S.  203/4,  239,40. 

—  G.  Mayr  und  G.  B.  Salvioni,  La  statis- 
tica  e  la  vita  sociale,  2.  Aufl.,  Turin  1886,  S. 
XLI,  LXX/LXXI,  472,/73.  —  Westerg  aard, 
Grundzüge  der  Theorie  der  Statistik,  Jena 
1890,  S.  2a3/66.  —  Gebaner,  Die  sogenannte 
Lebensversicherung  vom  wirtschaftlichen  Stand- 
punkte, ebd.  1893,  S.  69/70. 

lApperU 


Warrants  agricoles. 

Diesen  Namen  führen  in  Frankreich  zur 
Unterscheidung  von  den  Warrants  commer- 
cianx  (S.  u.  in  dem  folgenden  Art. 
Warrants)  die  dnrch  G.  v.  18.  Jnli 
1898  eingeführten  indossablen  Pfandscheine 
über  in  der  Verwahrxmg  des  Schuldners 
bleibende  Ernteergebnisse  und  landwirt- 
schaftliche Indnstneerzengnisse.  Die  Zu- 
lassung dieser  Pfandscheine  bedeutet  einen 
Bruch  mit  den  Gnmdsätzen  des  modernen, 
insbesondere  des  französischen  Rechtes,  eine 
Rückkehr  zur  Mobiliarhypothek.  Den  Ge- 
fahren, welche  die  Mobiliarhypothek  für  den 
Pfandgläubiger  mit  sich  bringt,  wird  durch 
Straf  an  drohtmg  gegen  VerschleppiiDg  des 
warrantierten  Gutes  begegnet;  den  grösse- 
ren Gefahren,  durch  welche  die  Mobiliar- 
hypothek die  anderen  Gläubiger  des  Vei^ 
pfänders,  ganz  besonders  das  gesetzliche 
Pfandrecht  des  Verpächters  bedroht,  wird 
durch  weitgehende  Oeffentlichkeit,  Verstän- 
dignng  und  Einspruchsrecht  des  VeriÄchters 
für  den  Fall,  dass  der  Pächter  mit  der  Zah- 
lung des  Zinses  säimiig  ist,  vorgebengt.   Re- 
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gisterbehSrde  ist  die  Kanzlei  des  Friedens- 
gerichtes. Stroh,  Dünger,  landwirtschaftliche 
Geräte  können  nicht  -warrantiert  werden. 
Ein  Besitzschein  wird  nicht  ausgestellt,  um 
der  Agiotage  vorzubeugen.  Die  Indossatare 
des  Pfandscheines  sind  verpflichtet,  von 
ihrem  Rechtserwerb  bei  Schadensersatz- 
pflicht die  Kegisterbehörde  in  Kenntnis  zu 
setzen.  Der  Pfandschuldner  kann  dem  so 
gemeldeten  Gläubiger  vorzeitig  Zahlung  zur 
Befreiung  der  Ware  gegen  Verlust  12  tägiger 
Zinsen  aufdrängen.  Die  Warrants  agricoles 
sind  in  demselben  Masse  bankfähig  wie  die 
Warrants  commerciaux.  Es  wird  eine  der 
bei  Wechseln  für  den  Escompte  der  Zettel- 
bank erforderlichen  Unterschriften  nachge- 
sehen. Ich  erblicke  in  diesem  Gesetze 
einen  der  wenigen  wirklich  glücklichen 
schöpferischen  konstruktiven  Eingriffe  des 
Gesetzgebers  in  die  Gestaltungen  des  Lebens ; 
es  ist  in  dieser  Beziehung  vielleicht  nur 
noch  dem  deutschen  Gesetze  über  die  Ge- 
sellschaften mit  beschränkter  Haftimg  zu 
vergleichen.  Nach  Marchand  S.  52  wurden 
schon  im  Jahre  1899  2  350000  Francs  Vor- 
schüsse auf  Warrants  agricoles  erteilt,  bei 
dieser  Aufstellung  fehlten  die  Daten  zweier 
Appellgerichtssprengel.  • 

Das  System  des  Gesetzes  dürfte  einen 
Siegeszug  durch  Eiux)pa  antreten  und  viel- 
leicht der  Ausdehnung  auf  andere  Rechts- 
gebiete fähig  sein.  In  Italien  wurde  am  10. 
Dezember  1898  eine  Uebersetzung  des  fran- 
zösischen Gesetzes  als  Initiativantrag  des  De- 
putierten Poli  eingebracht  In  Portugal 
soll  sich  das  gleiche  System  bereits  bewährt 
haben.  Auch  die  belgische  Gesetzgebung 
befasst  sich  mit  der  Einfühnmg  des  fran- 
zösischen Systems.  Aehuliche  Einrichtungen 
bestehen  übrigens  in  Russland  seit  1894,  in 
den  französischen  Kolonieen  seit  11.  Juni 
1851  Ich  entnehme  diese  Daten  für  Ita- 
lien Navarrini  S.  286,  für  die  anderen 
Länder  Magnin  S.  166  N.  1. 

liltteratnr:  Hogrel,  U»  trarron/s  agricolet, 
Art»  1898.  —  Ih  Petrin,  lef  vmrrant»  agri- 
eoU*.  —  Magnin,  annale»  de  droit  comm.  S. 
16Sff.  —  Marchand  in  dm  Berichten  de» 
f'onyri»  de  la  venie  du  ble,  Vertaille»  1900. 
Dazu  die  hier  nicht  mehr  verwertete,  intere»»anie 
DebatU  V.  S9.  VI.  1900,  eoä.  Bd.  II  (1901),  S. 
lieff.  —  Duhron,  Dock»  et  Warrant»,  Pari» 
1898  Chap.  VI.  —  Navarrini,  J  magatzini 
generali,  'I\irin  1901,  S.  t79ff. 

Karl  Adler. 


Warrants  (Lagerscheine)  nnd 
Lagerhioser. 

1. Grundbegriffe.  2. ßechtsqnellen.  S.Legis- 
lative Ansgestaitnng  der  Gmndzü^e  des  Lager- 
haussystems.  4.  Lagerscheine,  o.  Volkswirt- 
echafüiche  Fragen. 


1.  Grundbegriffe.  Wie  für  den  Kauf- 
mann der  gewerbsmässige  Betrieb  von  Han- 
delsgrundgeschäften (s.  d.  Art.  Handels- 
geschäfte oben  Bd.  IV  S.  994ff.),  so  ist 
für  den  Lagerhausunternehmer  (Lagerhalter) 
die  gewerbsmässige  (also  entgeltliche) 
Aufbewahrung  von  zur  Massen- 
lagerung geeigneten  (also  vor  al- 
lem nicht  kostbaren)  Waren  charak- 
teristisch. Eine  so  qualifizierte  Aufbewah- 
rung allein  verleiht  Lagerhaustjualität,  ist 
somit  LagerhausgnmdgeschMt  Sind  die 
gewerbsmässig  zur  Aufbewahrung  über- 
nommenen Sachen  kostbar,  d.  h.  ausser- 
ordentlich wertvoll  im  Verhältnis  zu  ihrem 
Rauminhalt,  so  wird  in  der  Regel  ein 
bank massiges  Depositum  vorliegen,  gleich- 
viel ob  sie  sich  als  Waren  darstellen  oder 
nicht  Beim  bankmässigen  Dejjositum  han- 
delt es  sich  dem  Hinterleger  wirtschaftlich, 
sofern  nicht  andere  Geschäfte  dazutreten, 
um  die  Sicherheit  beim  lagerhausmässigen 
um  die  Unterbringtmg  der  Waren  (Raum- 
gewährung). Sind  die  gewerl «massig  zur 
Aufbewahrung  übernommenen  Sachen  keine 
Waren,  sondern  GebrauchsgOter  und  tritt, 
was  jedoch  auch  bei  Lagerhäusern,  wie  bei 
Banken,  häufig  vorkommt,  Belehuung  der 
deponierten  Güter  hinzu,  so  liegt  dasjenige 
Geschäft  vor,  welches  für  die  den  Lager- 
häusern geschichtlich  nahestehenden  Pfand- 
leihanstalten (montes  pietatis)  charakteristisch 
ist.  Der  wirtschaftlich  bedeutsame  Unter- 
schied zwischen  dem  selbstbelehnenden 
Lagerhaus  und  der  Pfaudleihanstalt  besteht 
darin,  da.ss  das  Lagerhaus  in  der  Regel  auf 
Waren  einen  Produktions-,  die  Pfandleihan- 
stalt dagegen  auf  Gebrauchsgüter  einen 
Konsumtionskredit  gewährt 

Dieses  Lagerhausgrundgeschäft  ist  das 
Lagergeschäft  par  excellence,  aber  nicht  jedes 
Lagergeschäft  ist  Lagerhausgrundgeschäft. 
Vielmehr  ist  jedes  von  Lagerhäusern  in 
ihrem  Geschäftsbetrieb  abgeschlossene  Depo- 
situm nach  lagerhausrechtlichen  Grundsätzen 
zu  beurteilen,  also  juristisch  L^ergeschäft, 
wenn  auch    nicht   Lagerhausgrundgeschäft 

Dem  Gesagten  entspricht  auch  die  De- 
finition des  neuen  Deutschen  Handelsgesetz- 
buches §  916:  Ijagerhalter  ist,  wer  ge- 
werbsmässig die  Lagerung  und  Auf- 
bewahrung von  Gütern  übernimmt  Der 
Ausdruck  »Lagerung«  deutet  auf  umfang- 
reiche Gütermengen  hin,  bei  denen  neben  der 
Aufbewahrung  die  Raumgewährung  wirt- 
schaftlich bedeutsam  wird.  Auch  die  Unter- 
bringung lebender  Tiere  fällt  nicht  unter 
den  Begriff  der  Lagerung  (Cosack).  Gleich- 
wohl kann  das  einzelne  Geschäft  eines 
Lagerhalters  gelegentlich  gewiss  auch  über 
kostbare  Waren  (z.  B.  Pelze,  Edelmetalle), 
lebende  Güter  erfolgen,  ohne  dass  die 
Regeln    des   Handelsgesetzbuchs   über  das 
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Warrants  (Lagerscheine)  uad  Lagerhäuser 


Lagergeschäft  ihre  Anwendbarkeit  verlieren. 
Umgekehrt  ist  die  Uebemahme  zur  Aufbe- 
wahrung und  Lagerung  von  Massengütern 
kein  Lagergeschäft,  wenn  sie  vereinzelt, 
wenngleich  von  einem  Kaufmann  (z.  B. 
Spediteur),  der  im  übrigen  keine  Lagerhaus- 
unternehmung betreibt,  unternommen  wird 
(anders  §  415  H.G.B.  für  die  Spedition,  die 
gelegentlich  z.  B.  von  einem  Lagerhalter 
besorgt  wird  (Burchard  XVI,  S.  185/6). 

Ob  die  Rechtssätze  über  das  Lagerge- 
schäft auch  auf  den  Staat  und  Gemeinden 
anwendbar  sind,  wird  von  der  in  Deutsch- 
land strittigen,  aber  von  der  Praxis  bejahten 
Frage  abhängen,  ob  diesen  Körperschaften 
Kaufmannsqualität  zukommt. 

Xach  den  meisten  Gesetzgebungen  werden 
unter  den  Lagerhäusern  die  öffentlichen 
(magasins  generaux)  als  diejenigen  bezeichnet, 
welche  allem  ein  ausgebildetes  Sonderrecht  und 
insbesondere  die  Pflicht  baben,  jedermann  unter 
den  gleichen  Bedingungen  Einlagerung  zu  ge- 
währen. (Oesterreich ,  Frankreich,  Italien, 
Ungarn,  Russland.)  In  Oesterreich,  wohl  auch 
in  Dentscbland,  bezieht  sich  die  Bezeichnung 
„öffentlich"  auch  auf  die  staatliche  Ermächti- 
gung znr  Ausgabe  indossabler  Lagerscheine 
(§  363  Abs.  2  des  n.  d.  H.G.B.  §§  1  und  öO 
des  Oesterr.  L.H.G.).  Den  Gegensatz  bilden  die 
Privatlagerhäuser.  Mit  Beziehnng  auf  Oester- 
reich ist  im  folgenden,  wo  nicht  das  Gegenteil 
bemerkt  ist,  nnr  von  öffentlichen  Lagerhäusern 
die  Eede,  da  die  Privatlagerhäuser  nur  unter 
dem  bürgerlichen  Recht  der  Depositare  stehen 
und  Lagerscheine  nicht  ausstellen  dürfen  (§§  1, 
47,  50  des  alten  L.H.G.). 

In  Amerika  deutet  die  Bezeichnimg  public 
oder  regulär  auf  die  Unterwerfung  der  Lager- 
häuser unter  die  Kontrolle  des  Staates  oder  der 
Eandelsvereinigungen  gegen  die  Ausgabe  unge- 
deckter Lagerscbeme  (s.  u.  sub  5). 

Ziemlich  mOssig  ist  die  Bezeichnung 
„Oeffentliche  Lagerhäuser"  in  Art.  323,  343, 
407  des  alten  H.G.B. 

Besondere  Funktionen  kommen  den  fran- 
zösischen magasins  de  concentratiou  zu, 
in  welchen  Waren  für  den  Kriegsfall  eingelagert 
werden.  Der  Einlagerer  hat  das  Recht,  unter 
Aufrechthaltung  des  Vorrates  die  Waren  zu 
vertauschen  (march^  d'entretien)  und  so  vor  dem 
Verderb  zu  schützen.  Die  Ausstellung  von 
Lagerscheinen  geschieht  vorbehaltlich  des 
Rechtes  der  Kriegsverwaltung,  sich  im  Falle 
der  Gefahr  der  Vorräte  zu  bedienen  (Dubron 
cap.  VH). 

Von  grösster  Bedeutung  ist  das  mit  dem 
Institut  der  Lagerhäuser  häufig  verbundene  In- 
stitut der  Freilager  (eutrepöts  r^els).  Es 
sind  dies  Niederlagen  innerhalb  eines  Zoll-  oder 
Steuergebiets,  in  welchen  Waren,  welche  sonst 
beim  Eintritt  oder  Verbleib  in  diesem  Gebiete 
verzollt  oder  verteuert  werden  mttssten,  als 
noch  oder  schon  ausserhalb  dieses  Gebietes  be- 
findlich angesehen  (wenn  gleich  unter  gefälls- 
amtlicher  Auf  sieht  gehalten)  werden.  Die  dieser 
finanzrechtlirhen  Exterritorialität  zu  Grunde 
liegende  Fiktion  wird  im  Interesse  begünstigter 
Produktionszweige   selbst    bis    zur    vorschuss- 


weisen Erteilung  von  Exportprämien  anage- 
dehnt, welche  im  Falle  des  Üebergangs  der 
Ware  in  den  inländischen  Konsum  rückerstattet 
werden  müssen.  Solche  Freilager  können  als 
sogenannte  Privatfreilager  (entrepöts  fictifs) 
auch  als  Adnexe  von  anderen  UntemehmTmgen 
(z.  B.  Zuckerfabriken)  vorkommen  und  sich  der 
Einlagerung  fremder  Waren  verschliessen. 
Sie  smd  dann  natürlich  keine  Lagerhäuser  im 
technischen  Sinne,  auch  keine  Privatlager- 
häuser. Gleich&Us  keine  Lagerhäuser  L  t  S. 
sind  die  staatlichen  Packhöfe,  in  welchen  die 
Waren  nur  zum  Zwecke  der  Verzollung  oder 
Versteuenmg  niedergelegt  werden  (Cosack).  (S. 
auch  u.) 

Ueber  die  wirtschaftliche  Funktion  der 
Freilager  8.  d.  Art.  Freihäfen,  insbesondere 
sub  4  oben  Bd.  lU,  8.  1244  ff. 

Warrants  im  weiteren  Sinne  oder  Lager- 
scheine sind  die  von  Lagerhäusern  ausge- 
stellten cirkulationsfähigen  (meist  indossab- 
len)  Waren-  und  Warenpfandscheme.  Häufig 
wird  die  Bezeichnung  »Warrant«  nur  für  den 
Pfandschein  vorbehalten.  Nach  dem  gegen- 
wärtig ausserhalb  Deutschlands  in  Europa 
vorherrschenden  System  (Zweischeinsystem) 
besteht  der  Lagerschein  aus  einem  Waren- 
schein, welcher  passend  Besitzschein 
genannt  wird,  und  einem  von  demselben 
trennbaren  Pfandschein.  Diese  unzwei- 
deutigen der  österreichischen  Gesetzgebung 
entnommenen  Benennungen  halten  wir 
fest  Ueber  den  Mechanismus  des  Zwei- 
scheinsystems s.  imten  sub  4  b.  Ueber 
die  französischen  Warrants  a^coles  s.  d. 

2.  Rechtsqnellen.  In  England,  dem 
Mutterland  des  Warrants,  fehlt  es  an  einer 
erschöpfenden  Kodifikation.  Dingliche 
Wirkimg  der  Uebergabe  des  Warrants  und 
Schutz  des  redlichen  Erwerbs  aus  der  Hand 
des  Nichteigentümers  wurden  .spät  und 
langsam  durch  eine  Reihe  von  Factors  acts 
(Gesetzen  über  Verkaufskommissionäre  imd 
Makler)  entwickelt,  deren  letztes  und  widi- 
tigstes  ist  52  und  53  Vict.  cap.  45  v.  .26. 
August  1889,  ausgedehnt  auf  Sdiottland 
durch  53  und  54  vict.  cap.  40. 

Desgleichen  fehlen  in  Holland  und  Nord- 
amerika zusammenfassende  Kodifikationen. 
Dagegen  sind  einschlagende  Bestimmungen 
oder  besondere  Lagerhaus-  bezw.  Warrant- 
gesetze  für  folgende  Länder  hervorzuheben : 
Deutsches  Reich  (Art.  16.  E.G.  z.  n.  H.G.B.; 
§§  363,  364,  365,  416—424  n.  d.  H.G.B.). 
Bremen  (13.  Mai  1877);  Elsass,  die  französi- 
sche Gesetzgebung  bis  1871  s.  u.  Argentina 
C.  d.  c.  Art  124  ff.  G.  v.  5.  August  1878 ;  Bel- 
gien 4.  März  1846  und  18.  November  1862; 
Brasilien  H.G.B.  Art.  87—98,  Bulgarien  s.  Han- 
delsgesetzbuch vom  19.  Mai  1897  publiziert  am 
12.  Januar  1898;  Dänemark.  G.  v.  30.  März 
1894 ;  Frankreich  28.  Mai  1858, 12.  März  1859, 
31.  August  1870,  21.  AprU  und  17.  August 
1888 ;  Italien  0.  d.  c,  libr.  L  Art  461—479, 
kgl.  Dekret  vom  17.  Dezember  1882, 6.  Atigust 
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1893,  G.  V.  11.  Dezember  1898,  Reglement  vom 
4.  Mai  1873,  1.  August  1875;  Oesterreich 
28.  Aprü  1889:  Mexiko  Cd.  c.  v.  J. 
1890  Art.  340«.;  Portugal  C.  d.  c.  Art 
94,  408  fi;  Russland  30.  März  1888  und 
13.  Juli  1899;  Schweiz,  Oblig.R.  v.  1.  Ja- 
nuar 1883  Art  209,  212,  844,  845;  Can- 
tonsgesetze  Basel-Stadt  v.  21.  März  1864; 
Genf  V.  .30.  September  1872;  Solothurn  v. 
26.  Juli  1879;  Cngam,  Handelsgesetzbuch 
Art.  434 — 452;  Uruguay,  Handelsgesetzbuch 
Art.  124-132. 

3.  Legislative  Ausgestaltang  der 
Gmndznge  des  Lagerhanssystems,  a) 
Person  des  Lagerhausunterneh- 
mers  und  Bedingungen  des  Betrie- 
bes. Das  Lagerhausgewerbe  wird  selten 
vom  Staate  monopolisiert.  Häufiger  und  mit 
mehr  Vorteil  wird  es  von  politischen 
Gemeinden  und  ihnen  übergeordneten 
Selbstverwaltungskörpern  betrieben.  Femer 
gewinnt  der  genossenschaftliche  Betrieb  auch 
in  Deutschland  (Böhm  S.  78  ff.)  an  Be- 
deutung. Das  Lagerhausgewerbe  ist  bald 
ein  freies  (Deutschland,  England,  Belgien), 
bald  ein  gegen  Erfüllung  gewisser  Be- 
dingimgen  jedermann'  zugängliches  anmel- 
dungspflichtiges  (Bulgarien,  I^ien,  Ungarn), 
bald  em  konzessioniertes,  wobei  die  Erlangung 
derKonzession  durch  gesetzliche  Erfordernisse 
bedingt  ist  (Oesterreich,  Frankreich,  Portugal) 
oder  ganz  von  dem  freien  Ermessen  der 
Yerleihungsbehörde  abhängt  (Russland). 
Nach  deutschem  Reichsrecht,  § 
363  H.G.B.  ist  die  staatliche  Er- 
mächtigung Voraussetzung  des 
Rechtes  zur  Ausstellung  indos- 
sabler  Lagerscheine,  nicht  des 
Betriebes  von  Lagergeschäften 
überhaupt.  Auch  in  Oesterreich  ist  der 
Betrieb  vonPrivatlagerhäusem,  welchen  jenes 
Recht  nicht  zusteht,  frei  (s.  oben  sub  1). 
Für  den  Betrieb  von  Freilagern  ist  na- 
türlich überall  eine  Eonzession  erforderlich. 
Im  übrigen  ist  der  l^slative  Wert  der  ver- 
schiedenen Systeme  bestritten.  Zu  empfehlen 
dnd  jedenfalls  einerseits  Vorkebrangen,  welche 
den  Lajg:erplatz,  in  der  Nähe  von  Hafenanlagen 
und  wichtigen  Bahnhöfen,  kontrollierten,  im 
obigen  Sinne  (snb  1)  öffentlichen  Unter- 
nehmungen vorbehalten.  Sonst  kann  wohl  der 
Laigerhansbetrieb  gegen  Anmeldung  nnd  Er- 
füllnng  gewisser  Bedingungen  (Kapitalnachweis. 
Kautionsleistnng)  freigegeben  sem.  Dagegen 
bedarf  die  Ausgabe  indossabler  Warenscheine 
keineswegs  solcher  Garantieen,  sollte  vielmehr 
mindestens  jedem  Vollkanfmann  gestattet  sein, 
zumal  in  Deatschland,  wo  selbst  die  Emission 
von  Inhaberpapieren,  die  nicht  auf  Geldsummen 
lanten,  an  keine  Bedingnng  gebnnden  ist.  Be- 
8«nderer  Vorkehrungen  bedürfen  allerdings  der 
Betrieb  des  Vermengnngdagergeschäftes  nnd 
die  Ausgabe  der  auf  generisch  bestimmte 
Waren  lautenden  Lagerscheine.  (S.  u.  snb  5.) 
b)  Kaufmannsqualität  besitzen  die 


öffentlichen  Lagerhäuser  in  Deutschland 
(§  1  H.G.B.),  Oesterreich  (§  6  L.aG.),  Un- 
garn (H.G.B.  Art.  259,  Z.  4),  Italien  (Cod. 
di  commercio,  Art.  3),  Belgien  (Cod.  de 
com.,  Art  2  und  Warr.-Ges.,  §  1),  der 
Schweiz  (Obl.  R.  Art.  865),  Portugal  (Art.  2 
H.G.B.),  Spanien  (C.  di  com.,  Art.  1,  Z.  2, 
193),  vielfach  in  Südamerika,  dagegen  nicht 
in  Russland. 

c)Lagerung8zwang.  Nach  den  Rech- 
ten von  Frankreich,  Italien  und  Oesterreich, 
minder  scharf  in  Ungarn,  Russland,  sind  die 
Lagerhansbesitzer  verbunden,  ihi-e  Magazine 
und  sonstigen  Einrichtungen  jedermann  ohne 
Vorzug  oder  Begünstigung  (ni  faveur  ni 
preference),  gegen  Erfüllung  der  Bedingungen 
von  Reglement  und  Tarif  zugänglich 
zu  machen.  Diese  sind  durch  Affiche  und 
in  öffentlichen  Blättern  zu  veröffentlichen. 
Insbesondere  gut  dies  von  den  nach  Zeit 
oder  Menge  gewährten  Refaktien,  sofern 
solche  überhaupt  statthaft  sind.  Gefährlich 
ist  namentlich  die  geheime  Mengenrefaktie 
wegen  der  durch  sie  bewirkten  Bevorzugung 
des  wirtschaftlich  Stärkeren. 

d)  Die  Veröffentlichungspflicht 
bezieht  sich  ausserdem  nach  dem  österreichischen 
nnd  einigen  anderen  Rechten  auf  statistische 
Ausweise. 

e)  VersteigenmgsprivUegien.  In  Frankreich, 
wo  dieser  Punkt  durch  besondere  Gesetze  ge- 
regelt ist,  und  in  Oesterreich  dürfen  die  einge- 
lagerten Güter  ohne  besondere  Bewillienng 
ö&ntlich  versteigert  werden.  Man  hoffte  dnrch 
die  Verbindung  der  halles  de  vente  mit  den 
Lafferhäusem  me  Anregung,  welche  der  Unter- 
nehmiingsgeist  schon  durch  die  Nähe  der  im 
Lagerhaus  angehäuften  Vorräte  erhält,  noch  zu 
steigern  und  dnrch  Erleichterung  der  Exe- 
kution den  Kealkredit  zn  heben.  Bei  ent- 
wickeltem, ja  überentwickeltem  Börsen-  und 
Haklerwesen  findet  diese  Einrichtung  mitunter 
keine  rechte  Stätte. 

f)  Verbote  1.  des  Handels  mit  ein- 
lagerungsfähiger und  2.  der  Belehnung 
eingelagerter  Ware  sollten  namentlich  in 
Oa'^terreich,  Frankreich,  wohl  auch  in  Russ- 
land, sporadisch  in  Nordamerika')  den  Lager- 
häusern den  Missbrauch  ihrer  monopohsti- 
schen  Stellung  und  die  illoyale  Konkurrenz 
mit  den  Einlagerem  unmöglich  machen.  Die 
Belehnung  (event  Warrantescompte)  durch 
das  warenkundige  Lagerhaus  ist  aber  ein 
imabweisliches  Bedürfnis  und  beide  Ver- 
bote sind  aUzu  leicht  zu  umgehen.  Das 
Belehnungsverbot  wurde  denn  auch  in  Frank- 
reich aufgehoben  (1870). 

g)  Das  regelmässige  Lagerge- 
schäft. Dieses  ist  nach  verschiedenen 
Rechten  insbesondere  in  folgenden  Be- 
ziehungen vor  dem  gewöhnlichen  Depositum 
ausgezeichnet: 


')  Illinois  1896,  S.  Getreide  im  Weltverkehr 
ni,  S.  50. 
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«)  Es  ist  nach  einigen  Rechten  Handels- 
geschäft (s.  d.  und  oben  sub  3  b)  u.  zw.  in 
der  Eegel  subjektives  Handelsgrundgeschäft ; 
so  auch  in  Deutschland  (§  1  Nr.  6  H.G.B.). 
i^  Der  Lagerhalter  haftet  mindestens  für 
omnis  culpa;  nach  §  417  des  H.G.B.  finden 
in  Ansehung  der  Empfangnahme,  Aufbe- 
wahrung und  Versicherung  des  Gutes  die 
für  das  Kommissionsgeschäft  (s.  d.)  gelten- 
den Vorschriften  der  §§  388—390  Anwen- 
dung. Nach  den  meisten  Rechten  trifft 
den  Lagerhalter  auch  Haftung  für  Ver- 
schulden seiner  Angestellten  (so  §  14  Oesterr. 
L.H.G.),  zuweilen  auch  für  den  Zufall,  der 
sich  nicht  als  vis  major  darstellt;  auch  sind 
die  Bestimmungen  über  die  Haftung  meistens 
aus  guten  Gründen  zwingender  Natur  (so  in 
Oesterreich),  während  in  Deutschland  Ver- 
tragsfreiheit herrscht.  — 

y)  Treten  Veränderungen  an  dem  Gute  ein, 
welche  dessen  Entwertung  befürchten  lassen,  so 
hat  der  Lagerhalter  den  Einlagerer  hiervon  un- 
verzüglich zu  benachrichtigen.  Versäumt  er 
dies,  so  hat  er  den  daraus  entstehenden  Schaden 
zn  ersetzen  (§  417  Abs.  2  d.  H.G.B.).  Wenn 
die  Verfügung  des  Einlagerers  nicht  eingeholt 
werden  kann,  so  tritt  das  Verkaufsrecht  nach 
§  388  H.G.B.  in  Wirkung.  AehnUch  §  33 
Oesterr.  L.H.G. 

K)  Nach  den  meisten  Rechten  ist  dem  Ein- 
lagerer and  dessen  Bechtsnachfolger  das  Kecht 
auf  Besichtigung  der  Ware  und  Mnsterziehung 
vorbehalten  (§  418  H.G.B.,  §  26  u.  27  Oesterr. 
L.H.G.). 

<)  Der  Lagerhalter  kann  die  Rücknahme 
des  Gutes  nach  deutschem  Rechte  auf 
Grund  einmonatlicher  Kündigung  Verlanen ; 
doch  muss  er  mindestens  dreimonatliche 
Lagerung  gewähren.  Von  der  Einhaltung 
dieser  Fristen  befreien  entgegengesetzte 
Vereinbarung  sowie  »wichtige  Gründe« 
§  422  H.G.B.  (Burchard  XVU,  87).  Ganz 
anders  das  Oesterr.  Recht  §  33,  §  9  Abs. 
2  L.H.G. 

?)  Die  Ansprüche  gegen  den  Lagerhalter 
wegen  Verlustes,  Minderung,  Beschädigung 
oder  verspäteter  Ablieferung  verjähren  in 
einem  Jahre  unter  denselben  Bedingimgen 
wie  die  analogen  Ansprüche  gegen  den 
Spediteim  Im  Falle  des  gänzlichen  Ver- 
lustes beginnt  die  Verjährung  mit  dem  Ab- 
laufe des  Tages  der  Verlustanzeige  an  den 
Einlagerer  (§§  414,  423  d.  H.G.B.);  so  auch 
in  Oesterreich,  wo  die  Frist  jedoch  nur 
innerhalb  gewisser  Grenzen  durch  das  Reg- 
lement geändert  wei-den  kann  (§  14  L.H.G.). 
I?)  „Der  Lagerhalter  hat  Ansprüche  auf 
das  bedungene  oder  ortsübliche  Lagergeld  so- 
wie auf  Erstattung  der  Auslagen  für  Fracht 
und  Zölle  und  der  sonst  für  das  Gut  gemachten 
Aufwendungen,  jsoweit  er  sie  den  Umständen 
nach  für  erforderlich  halten  durfte.  Von  den 
hiemach  dem  Lagerhalter  zukommenden  Be- 
tritgen (Lagerkosten)  sind  die  baren  Auslagen 
sofort  zu  erstatten.    Die  sonstigen  Lagerkosten 


sind  nach  dem  Ablaufe  von  je  drei  Monaten  seit 
der  Einlieferung  oder,  wenn  das  Gut  in  der 
Zwischenzeit  zm^ckgenoramen  wird,  bei  der 
Bflcknahme  (besonderes  Retentions- 
recht? S.  sab  &■)  zu  erstatten.  Wird  da«  Gut 
teilweise  zurückgenommen,  so  ist  nnr  ein  ent- 
sprechender Teil  zn  berichtigen;  es  sei  denn, 
dass  das  auf  dem  Lager  verbleibende  Gat  znr 
Sicherung  des  Lagerhalters  nicht  ausreicht" 
(§  420  H.G.B.). 

i*)  Für  die  Lagerkosten  imd  sonstigen 
Forderungen  sind  dem  Lagerhalter  Oberall 
handelsmässig  ausgebildete  Pfand-,  Reteu- 
tions-  und  Verkaufsrechte  eingeräumt.  In 
Deutschland  hat  der  Lagerhalter  wegen  der 
Ijagerkosten  ein  privilegiertes  gesetzliches 
Pfandrecht  an  dem  Gute,  solange  er  es  im 
Besitze  hat,  und  insbesondere  mittelst  Kon- 
nossemente, Lagerscheine  und  Ladescheine 
darüber  verfügen  kann  (§§  368,  410  H.G.B.). 
Dazu  kommt  das  Retentionsrecht  nach  §  369 
bis  372  H.G.B.  Ob  auch  nach  §  420  (»bei 
der  Rücknahme«)  ist  zweifelhaft,  meines 
Erachtens  aber  zu  vereinen.  Die  Frage 
ist  wichtig,  wenn  Lagerscheine  ausgestdlt 
sind.  Wird  Transportgut  eingelagert,  so 
entsteht  leicht  Kollision  mit  den  Transport- 
pfandrechten, deren  genaue  legislative  Re- 
gelung bisher  fehlt  (s.  Adler,  Das  Lagerhaus 
und  die  Transportkette,  in  von  Steins  Zeit- 
schrift für  Eisenbahnen  und  Dampfschiff- 
fahrt V  S.  567). 

h)  Das  unregelmässige  Lagerge- 
schäft. (Lagerung  alla  rinnisa)  liegt  vor, 
wenn  dem  Lagerhaus  das  Recht  eingeräumt 
wird,  anstatt  der  eingelagerten  ein  gleiches 
Quantum  anderer  Waren  von  gleicher  Art 
und  Güte  zurückzustellen. 

Diese  Lagerungsart  bietet  folgende  Vor- 
teile: a)  Die  Ersparnis  an  Raum,  insbe- 
sondere an  Grund  und  Boden  und  an  tech- 
nischen Hilfsmitteln.  Die  Aufbewahrung 
der  Ware  erfolgt  in  Silos  (griech.  <»««»>.■,  lat 
sirus,  ähnlich  schon  den  Alten  bekannt),  das 
sind  Erdgruben  und  Gebäude  von  gi-osser 
vertikaler,  geringer  horinzontaler  Ausdeh- 
nung mit  bloss  vertikaler  Gliederung.  Die 
einzelnen  Schächte  sind  für  verschiedene 
QuaUtäten  bestimmt.  Umfessende  maschi- 
nelle Einrichtungen  dienen  der  zur  Kon- 
servierung erforderlichen  Manipidation  (ins- 
besondere Umschüttung  des  Getreides)  und 
der  Aufnahme   und  Entnahme  der  Waren. 

ß)  Die  Befördenmg  des  Handels  nach 
Typen,  welcher  auf  der  Ausbildung  usance- 
mässiger  Qualitätsskalen  beruht  Diese  Ein- 
richtung erhöht  auch  die  Cirkulations&hig- 
keit  des  Lagerscheins,  wenn  das  Lagerhaus 
und  dessen  auf  dem  Schein  gemachte  An- 
gaben 80  viel  Kredit  geniessen.  um  die  Be- 
sichtigung der  Ware  und  vielleicht  selbst 
die  Musterziehung  überflüssig   zu  maihen. 

Zwei  Arten  des  unregelmässigen  Laeer- 
geschäftes  sind  zu  unterscheiden.    Bei  dem 
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unregelmfissigen  Lagergeschäft  im  engeren 
Sinne,  unpassend  und  verwirrend')  auch 
Summenlagergeschäft  genannt,  erwirbt  das 
Lagerhaus  für  die  Dauer  der  Lagerzeit  das 
Eigentum  und  trägt  daher  die  volle  Gefahr 
der  Ware,  wie  wenn  es  sie  als  Darlehn  em- 
pfangen hätte ;  gewöhnlicher  Schwund  wird 
in  der  Regel  vorbehalten.  Dafür  entbehrt 
der  Einlagerer  jedes  dinglichen  Bechts  und 
damit  auch  des  stiafrechtlichen  Schutzes, 
wenn  das  Lagerhaus  für  eigene  Rechnung 
den  Vorräten  Waren  entnimmt.  Bei  dem 
von  mir  so  benannten  Vermengungs- 
lagergeschäft  hingegen  wird  der  Einlagerer 
Miteigentümer  an  dem '  gesamten  Vorrate 
derselben  Qualität,  trägt  die  Gefahr  rück- 
sichtlich seiner  Quote,  soweit  das  Lagerhaus 
nicht  haftet,  geniesst  aber  als  Miteigentümer 
grundsätzlich  denselben  dinglichen  und  straf- 
rechtlichen Schutz  gegenüber  Entnahmen 
des  Lagerhauses  wie  jeder  andere  Eigen- 
tümer. In  der  Praxis  fehlt  aber  dem  ein- 
zelnen Eialagerer  die  Möglichkeit  der  Kon- 
trolle über  die  wirklich  vorhandenen  Ijager- 
mengen.  Diese  Kontrolle  kann  nur  von  der 
öffentlichen  Autorität  ausgeübt  werden.  Das 
Vermengungslagergeschäft  ist,  wie  das  Ver- 
mengimgsdepositum  überhaupt,  zwar  der 
Praxis  des  Verkehrs  in  grossem  Umfange, 
dagegen  der  Jurisprudenz  bis  vor  kurzem 
fast  gar  nicht  bekannt  geworden.  (Vgl. 
Strohal  auf  dem  22.  Juristentag  1893.) 

Das  deutsche  Handelsgesetzbuch  ent- 
hält bereits  über  das  unregelmässige  Lager- 
geschäft folgende  Rechtssätze: 

1.  Das  unregelmässige  Lagergeschäft  im 
engeren  Sinne  fällt  nicht  unter  die  Be- 
stimmungen des  Handelsgesetzbuches;  es 
ist  nicht  Lagergeschäft,  sondern  Darlehen 
(§  700  B.G.B.);  um  so  weniger  Lagerhaus- 
grundgeschäft  (§  419  Abs.  3). 

2.  Im  Zweifel  ist  ein  regelmässiges,  kein 
Vermengungslagergeschäft  anzunehmen. 

3.  Beim  Vermengungslagergeschäft  wird 
der  Lagerhalter  nicht  Eigentümer  des  Gesamt- 
vorrates, darf  (und  muss  ?)  aber  ohne  beson- 
deres TeUungsverfahren  jedem  Eialagerer  sei- 
nen Anteil  herausgeben.  So  übrigens  schon  das 
römische  Recht  fr.  1  §  36  XVI,  3.  Zu  be- 
merken ist,  dass  das  Miteigentum  nach 
richtiger  Ansicht  nicht  erst  durch  die  phy- 
sische Vermischung,  sondern  schon  durch 
die  Einlagerung  zu  einem  Gesamtvorrat  be- 
gründet wird  (s.  Adler  L.H.R.  S.  149). 

i)  Das  Mietlagergeschäft  und  die 
Lagermiete.    Das  öffentliche  Lagerhaus 


')  Der  Ansdmck  Snmmendepositum  be- 
deutet bei  seinem  Urheber  von  Schey  (Obli- 
gatioDsverhfiltnisse  S.  377)  etwas  eanz  anderes 
als  bei  seinen  Nachfolgern.  Jedenfalls  wäre  beim 
mu-Q^mässigen  Lagergeschäft  von  Mengen, 
nicht  von  Summen  zu  sprechen. 


kann  seine  Magazine  auch  vermieten  und 
dem  Mieter  ohne  Rücksicht  auf  die  Menge 
der  wirklich  eingelagerten  Ware  zur  Ver- 
fügung halten.  Und  zwar  kann  dies  entweder 
in  der  Weise  geschehen,  dass  das  Lagerhaus 
gleichzeitig  die  lagerhausmässigen  PfUchten, 
insbesondere  die  Obsorge-  und  Warrantie- 
rimgspflicht  Obernimmt  (Mietlagerge- 
schäft) oder  dass  es  jede  Manipulation 
mit  der  Ware  und  damit  jede  Verantwortlich- 
keit ablehnt  (Lagermiete).  Nur  das  erste 
dieser  beiden  Geschäfte  ist  Lagergeschäft, 
daher  Handelsgnuidgeschäft,  was  nicht  aus- 
schliesst,  dass  subsidiär  auch  das  Recht  der 
Miete  in  Anwendung  kommt. 

4.  Lagerscheine,  a)  Das  Einschein- 
system ist  das  System  der  nordamerikani- 
schen, reichsdeutschen,  holländischen,  däni- 
schen, spanischen  Gesetzgebung  und  herrscht 
in  England  und  Russland  neben  dem  Zwei- 
scheinsystem. Sein  Wesen  besteht  darin, 
dass  die  Einlagerung  der  Ware  in  einer 
indossablen  Dispositiviu-kunde  bekundet 
wird,  durch  dereu  blossen  redlichen  Erwerb 
der  Indossatar  nicht  nur  die  persönlichen 
Rechte  gegen  das  Lagerhaus  erlangt,  son- 
dern auch  die  Absicht,  Eigentum 
an  der  Ware  zu  erlangen,  verwirk- 
lichen kann,  wenn  auch  die  regel- 
mässigen Bedingungen  dieses 
Eigen  tu  m  ser  wer  b8(Tradition)ni  cht 
vorhanden  sind.  (Das  Papier  verköri)ert 
die  Ware.) 

Der  dingliche  Erwerb  diurch  Lagerschein 
beruht  nicht  auf  dem  durch  ihn  etwa  ver- 
mittelten Besitzerwerb  (herrschende  Ansicht), 
vielmehr  tritt  er  unzweifelhaft  auch  in 
Fällen  ein,  wo  z»ur  Zeit  der  Erwerbung  des 
Lagerscheines  die  Ware  sich  im  Besitze 
eines  Dritten  (z.  B.  eines  Diebes)  und  gar 
nicht  im  Gewahrsam  des  Lagerhauses  be- 
findet. Gerade  für  solche  Fälle  ist  ja  die 
dingliche  Wirkung  vorzugsweise  erforderlich 
(Goldschmidt,  Hdb.,  S.  701),  da  sonst  die 
persönliche  Klage  gegen  das  li^erhaus  genügt. 

Vgl.  Entscheidungen  des  Reichsgerichtes 
IV,  148.  Nach  §  424  des  deutschen  H.G.B.  hat 
die  Uebergabe  des  Lagerscheins  an  den  legiti- 
mierten Indossatar  für  den  Erwerb  von  Rechten 
an  dem  Gate  dieselbe  Wirkung  wie  die  Ueber- 
gabe des  Gutes.  Das  Gesetz  oleibt  mit  einer 
solchen  Fassung  jedoch,  wie  ich  wiederholt  ausge- 
führt habe,  hinter  seinem  wahren  Willen  zurück; 
denn  der  Erwerb  durch  ein  sachenrechtliches 
Orderpapier  wirkt  anders,  insbesondere  anter 
Umständen  stärker  a's  die  Uebergabe.  So  kann 
Eigentum  an  gestohlenem  oder  verlorenem  Gut 
nicht  dnrch  Uebergabe,  wohl  aber  durch  In- 
dossament gemäss  §  36ö  H.G.B.  erworben 
werden,  wenn  der  Erwerber  in  bona  flde  ist. 

Durch  Indossament  des  Lagerscheines 
kann  nicht  nur  Eigentum,  sondern  je  uach 
redlicher  Absicht  auch  ein  geringeres 
Recht,   insbesondere  Pfandrecht  (Art  309, 
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Z.  2,  H.G.B.),  endlich  auch  gar  kein  eigenes 
Recht(Prolruraindossament)erworben  werden. 

In  England  wird  der  Lagerschein  häufig 
nicht  vom  Lagerhaus  ausgestellt,  sondern 
auf  dasselbe  gezogen  und  heisst  dann  nicht 
Warrant,  sondern  delivery-order. 

b)  Das  Zweischeinsystem  herrscht  in  allen 
europäischen  Staaten,  deren  La^erhausrecht 
hier  ziu*  Vei^Ieichung  steht,  mit  Ausnahme 
von  Dänemark.  Holland  und  Spanien,  in  Ar- 
gentina und  Mexiko,  femer  neben  dem  Ein- 
scheinsystem in  England  und  Russland.  Es 
ist  zu  unterscheiden  1.  der  englische  Typus. 
Der  Verkäufer,  welcher  die  Ware  gegen  eine 
Anzahlung  verkauft,  behält  den  Warrant,  wel- 
cher dann  mit  den  kontinentalen  Pfand- 
schein (s.  u.  sub  2)  Aehnlichkeit  hat.  Der 
Käufer  erhält  die  weight-  (gange-  oder 
lot-i)  note,  in  welcher  ihm  die  Anzahlung  be- 
stätigt und  die  Ware  gegen  Zahlung  des 
Restkaufpreises  zugesichert  wird.  Die  Aus- 
stellung der  weight-note  muss  aus  dem 
Warrant  ersichtlich  sein.  Wird  der  Rest- 
preis nicht  innerhalb  der  Frist,  welche 
»j)rompt«  heisst.  bezahlt,  so  verliert  der 
Käufer  nach  herrschender  Ansicht  jedes 
Recht  auf  die  Ware  an  den  Warrantbesitzer, 
bleibt  aber  für  die  Zahlung  verhaftet.  Beide 
Scheine  cirkulieren  und  haben  als  documents 
of  title  dingliche  Wirkung.  Nach  diesem 
Systeme  empfängt  nicht  der  Produzent  oder 
der  Verkäufer  Kredit,  sondern  er  gewährt 
ihn  dem  Käufer.  Belehnt  wird  die  ver- 
kaufte, nicht  die  bloss  verkäufliche  Ware. 
Der  Absatz,  nicht  unmittelbar  die  Produktion, 
wird  gefördert. 

2.  Der  französische  Typus,  welcher  in 
allen  Ländern  des  Zweischeinsystems  ausser 
in  England  herrscht  Dem  Besitzscheine 
ist  von  vorn  herein  ein  von  demselben  trenn- 
barer (etwa  durch  eine  perforierte  Linie  von 
ihm  geschiedener)  Pfandschein  angefügt. 

Der  Inhaber  beider  Scheine  kann  nun  «) 
beide  Scheine  gemeinsam  durch  Indossa- 
ment weiter  veräussern  oder  verpfän- 
den. Die  Wirkung  ist  dann  dieselbe  wie 
beim  Einscheinsj'stera.  ß)  Den  Besitzschein 
behalten  und  den  Pfandschein  einem  Kredit- 
geber mit  einem  von  den  Gesetzen  meist 
als  Indossament  (Pfandindossament)  be- 
zeichneten Vermerk  tibergeben,  durch  wel- 
chen er  dem  Kreditgeber  das  Recht  ein- 
räumt, sich  aus  den  Waren  zu  befriedigen 
und  für  den  Ausfall  ihn  (den  Darlehens- 
nehmer) in  Anspruch  zu  nehmen.  Es  be- 
steht also  ein  Rückgriff  von  der  Ware  auf 
die  Person,  welcher  zudem  wechselmässig  aus- 
gebildet ist.  Dieses  Rückgriffsrecht  ist  nicht 
auf  die  Person  des  Belehners  und  Darlehens- 
nehmers beschränkt,   sondern   pflanzt  sich 

')  Je  nachdem  die  Ware  pondere,  mensura 
oder  munero  constat. 


auf  der  aktiven  und  passiven  Seite  wechsel- 
mässig fort  Der  Pfandschein  mit  dem 
Pfandmdossament  gleicht  einer  acceptierten 
Tratte,  bei  welcher  die  Ware  die  Rolle  des 
Acceptanten,  der  Darlehensnehmer  die  des 
Ausstellers  spielt  Wenn  zMt  Verf^szeit 
die  Ware  weder  durch  Zahlung  ausgelöst 
Avird  noch  den  letzten  Indossatar  des  Pfand- 
scheines durch  den  aa  strenge  Formen  und 
Fristen  gebundenen  Verkauf  deckt,  so  er- 
wacht der  springende  Regress  des  letzten 
Indossatars  gegen  die  solidarisch  verpfUch- 
teten  Indossanten  des  Pfandscheines,  von 
dem  Darlehensnehmer  (Emprunteur)  ange- 
fangen, bei  welchem  er  mit  wenigen  Aus- 
nahmen (s.  u.)  stehen  bleibt  Zur  Verfalls- 
zeit \»-ird  bei  der  Zahlstelle  Protest  ieviert 
und  dieser  notifiziert.  Als  Zahlstelle  fun- 
giert mangels  besonderer  Bestimmung  im 
Pfandindossäment  nach  den  meisten  Rechten 
der  Entlehner,  nach  österreichischem  Rechte 
das  Lagerhaus. 

Das  Pfandindossament  wird  nach  fast 
allen  Rechten  auf  dem  Besitzscheine  genau 
vermerkt,  nach  den  meisten  auch  in  ein 
von  dem  Lagerhausunternehmer  geführtes 
Buch  (Lagerbuch)  eingetragen. 

Der  Darlehensnehmer  hat  nun  den  mit 
Pfandindossäment  versehenen  Besitzsohein 
in  Händen.  Er  kann  mittelst  Indossament 
desselben  die  belastete  Ware  veräussern, 
wobei  ihm  die  Pfandsumme  auf  den  Kauf- 
preis angerechnet  wird. 

An  sich  übernimmt  der  Käufer  des  Be- 
sitzscheines damit  keine  persönliche  Ver- 
pflichtung. Nur  hat  er  als  Eigentümer  das 
Interesse,  die  Ware  durdi  Auslösung  zur 
VerfaUszeit  vor  dem  exekutiven  Veriiaufe 
zu  schützen.  Nach  den  Rechten  von  Italien 
(a.  M.  Navarrini)  imd  Belgien  haftet  er  je- 
doch den  Indossataren  des  Pfandscheines, 
dem  Aussteller  des  ersten  Pfandindossa- 
ments, dann  auch  allen  seinen  Vorindossanten 
auf  Zaiüung  des  durch  den  Pfandverkauf 
nicht  gedeckten  Teiles  der  Pfandsumme. 
Gegenüber  dem  englischen  Systeme  liegt, 
ausser  der  Zulässigkeit  des  Itegresses,  na- 
mentlich der  Gegensatz  vor,  dass  in  der 
Regel  der  Verkäufer  nicht  bei  Gelegenheit 
des  Verkaufes  dem  Käufer  auf  die  verkaufte 
Ware  Kredit  gewährt,  sondern  auf  die  unver- 
kaufte Ware  Kredit  nimmt  imd  dass  der 
Käufer  später  die  zu  Gunsten  eines  drit- 
ten Kreditgebers  belastete  Ware   erwirbt 

Dies  ist  der  von  der  Gesetzgebung  vor- 
ausgesehene und  gewollte  »Gange  des 
Doppelscheines  der  kontinentalen  Systeme. 
Gewöhnlicher  ist  der  erste  (auch  in  Oester- 
reich,  wo  ihn  Rauda  [Oesterr.  Eigentums- 
recht, 1893,  S.  321]  jedoch  für  unzulässig 
erklärt). 

c)  Der  Pfandschein  als  Bank- 
papier.    Wo  ein  ausgebildetes  Warrant- 
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System  besteht,  gipfelt  es  darin,  dass  der 
Pfandschein  bankfähig  ist,  nicht  bloss  in 
dem  Sinne,  dass  der  Warenlomhard  der 
Banken  die  Form  des  Warrautdiskonts  an- 
nimmt, sondern  in  dem  engeren  Sinne, 
dass  die  Zettelbanken  die  von  ihnen  dis- 
kontierten Warrants  unter  ähnlichen  Be- 
dingungen wie  die  Wechsel  in  die  Noten- 
deckung einrechnen  dürfen. 

So  in  Oesterreioh  (G.  v.  12.  Juni  1890), 
Frankreich,  Italien,  Belgien.  Gewöhnlich 
•wird  eine  der  für  die  ßankfähigkeit  des 
Wechsels  geforderten  Unterschriften  beim 
Warrant  mit  Bflcksicht  auf  die  dingliche 
Sicherheit  nachgesehen. 

Es  ist  sehr  fraglich  und  bestritten,  ob 
in  Krisen/eiten  der  nicht  ganz  leicht  und 
schnell  durchsetzbare  und  subsidiäre  ße- 
gress  gegen  die  Indossanten  dem  Warrant 
genügende  Sicherheit  verleiht 

Für  die  italienischen  Banken  ist  denn 
auch  die  mertwürdige  und  nach  anderer 
Richtung  bedenkliche  Praxis  bezeugt,  dass 
neben  dem  Warrant  auch  ein  Wechsel  mit 
denselben"  Unterschriften  gefordert  wirtl,  wo- 
durch die  Verbindlichkeit  des  Indossanten 
zu  einer  principalen  wird.  Aehnliches  wird 
aus  England  berichtet. 

6.  \  olkswirtschaftliche  Fragen.  Ein- 
leuchtend sind  die  technischen  Vorteile, 
welche  die  gemeinsame  Lagerung  bietet, 
femer  der  Nutzen  der  Freilager.  Wenig 
bestritten  ist  der  Vorteil  der  Mobilisierung 
der  Ware  durch  einfachen  Lagerschein  mit 
dinglicher  Wirkung.  Geltend  gemacht  wird 
gegen  diese  Einrichtungen,  dass  sie  die 
Ausschreitungen  der  Spekulation  und  die 
Ceberproduktion  in  den  eingelagerten  Ar- 
tikeln imterstützen  infolge  der  Möglichkeit, 
das  Lagergut  gegen  billij;fen  Lagerzins  und 
bei  erleichterter  Kapitalbeschaffung  dem 
Konsum  vorzuenthalten;  von  anderer  Seite 
Tfird  umgekehrt  geltend  gemacht,  dass  das 
Sichtbarwerden  der  Vorräte  in  den  Lager- 
häusern (visible  supply)  die  Preise  drücke. 
Dieses  letzte  Argument  verdient  insofern 
Beachtung,  als  es  im  Vereine  mit  der  Be- 
hauptung gefälschter  Statistiken  über  die 
sichtbaren  Vorräte  in  den  nordamerikani- 
schen Lagerhäusern  auftritt  \md  als  wirk- 
lich <lie  Gefahr  besteht  dass  durch  will- 
kürliche Vermehrung  und  Verminderung 
der  Abliefenmgen  und  der  Lagermengen 
künstliche  Anregungen  für  die  Agiotage 
geschaffen  werden.  Weit  schwerer  als  die 
bisher  geäusserten  Bedenken  wiegt  die  That- 
sache  und  der  Verdacht,  dass  das  Ver- 
mengimgslagergeschäft  von  Lagerhäusern 
und  der  Spekulation  dazu  missbraucht  wird, 
tmfundierte  Lagerscheine  (spurious  Warrants) 
auszugeben  (Böhm),  so  dass  der  Lagerschein 
zu  einer  nicht  mehr  vollgedeckten  Waren-, 
iosbesondere  Oetreidebanknote  wird.    Diese 


ungenügend  fundierten  Lagerscheine  werden 
dann  Gegenstand  des  Terminhandels.  Bei 
diesem  entsprechen  jedem  Schlussbrief  nur 
zum  geringsten  Teile  wirkliche  Lager- 
scheine, denen  nach  dem  Gesagten  wiäer 
nur  zu  einem  Teile  wirkliches  Getreide  ent- 
spricht. Ich  zweifle  nicht,  dass  diese  Poten- 
zienmg  des  Kreditsystems  ein  papiernes  Ge- 
treide schafft,  dessen  Wettbewerb  auf  der 
Landwirtschaft  schwer  lastet.  Es  wird 
Aufgabe  der  Gesetzgebung  sein,  bei  Zeiten 
durch  Kontrollraassregeln  für  das  Ver- 
mengungslagergeschäft  und  durch  Verbot 
des  unregelmässigen  Lagergeschäftes  im 
engeren  Sinne  der  Entstehimg  und  der 
Uebertraguug  der  bekannt  gewordenen  nord- 
amerikanischen und  französischen  Miss- 
bräuche auf  deutsche  Verliältnisse  entgegen- 
zutreten. 

Mit  weit  mehr  Wucht  wird  das  Zwei- 
scheinsystem angegriffen,  und  zwar  aber- 
mals von  zwei  einander  ausschliessenden 
Standpunkten  aus. 

a)  Die  eine  Gruppe  von  Gegnern  dieses 
Systems  erwartet  von  dem  Zweischeinsys- 
leme  eine  mächtige  Steigerung  aller 
Wirkungen  des  Lagerhaussystems.  Am  be- 
achtenswertesten ist  die  Sorge  vor  der 
Steigerung  der  Spekulation  imd  der  Ueber- 
produktion.  Berührt  werden  die  Interessen 
a)  der  landwirtschaftlichen,  ß)  der  indus- 
triellen Produktion,  y)  der  Konsumtion. 

Ad  ")  Die  in  Deutschland  ungemein 
heftige  agrarische  Opposition  ist  niu-  aus  der 
meines  Ei-achtens  völlig  berechtigten,  aber 
nicht  immer  gut  beratenen  Furcht  des  deut- 
schen Landwirtes  vor  den  Umtrieben  der 
Spekulation  zu  erklären.  Wenn  man  auch 
die  Gefährlichkeit  des  Blankoterminhandels 
gegen  die  noch  vorherrschende  Meinung  der 
V'olkswirte')  anerkennt,  so  ist  doch  nicht 
einzusehen,  dass  das  Zweischeinsystem 
irgendwie  die  Gefahren  des  befürchteten 
künstlichen  Preisdrnckes  vermehrt.  Der 
Mangel  des  Zweischeinsystems  kann  weder 
die  im  Anfange  dieses  Abschnittes  ge- 
schilderten, wirklich  zu  fürchtenden  Miss- 
bränche  des  unregelmässigen  Lagergeschäftes 
ausschliessen  noch  hat  er  jemals  eine  im- 
lautere  Baisse -Operation  erschwert.  Be- 
zeichnend ist  dass  nach  Schuhmacher 
(LXV,  S.  815)  gerade  die  Interessen  der 
grossen  Getreidehändler  der  Einführung  des 
Zweischeinsystems  in  Nordamerika  im  Wege 
stehen.  Das  Zweischeinsystem  kann,  wie 
jede  von  Missbräuchen  freie  Ausbildung 
des  Lagerhaussystems  ganz  überwiegend 
nur  den  Handel  mit  effektiven  Waren  und 
die  Spekulation  ä  la  hausse  fördern. 

Ein   berechtigtes  Verlangen  der  Land- 


')  S.  z.  B.  Wiedenfeld  sab  voce  Qetreid«- 
handel  oben  Bd.  IV  S.  291  ff. 
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Wirtschaft  -wie  jeder  Produktion  ist  es  da- 
gegen, dass  die  Einrichtungen  des  Warrant- 
systemes  so  getroffen  werden,  dass  sie  in 
möglichst  weitem  Umfange  dem  Produzenten 
ohne  Vermittelung  des  Händlers  zugängig 
sind.  Namentlich  ist  das  Erfordernis  kauf- 
männischer Unterschriften  für  die  Bank- 
fähigkeit des  Wan-ants  störend,  aber  so 
lange  notwendig,  als  nicht  für  entsprechende 
Organisation  des  landwirtschaftlichen  Kre- 
dites gesorgt  ist. 

Ad  ^  Von  industrieller  Seite  wird  fast 
ausschliesslich  die  Gefahr  der  Ueberproduk- 
tion  betont,  und  es  ist  ja  im  Gegensätze  zu 
dem  für  die  Landwirtschaft  Bemerkten  ge^ 
■wiss,  dass  jede  Kreditorgan isation  auf  in- 
dustriellem Gebiete  zur  Ueberproduktion 
missbraucht  werden  kann,  und  zwar  um 
so  eher,  je  zweckmässiger  sie  ist.  Sie 
bleibt  aber  dennoch  namentlich  im  Interesse 
des  kleinen  Produzenten  imentbehr- 
lich.  Und  nicht  zum  geringsten  entstammt 
die  vereinzelte  Opposition  der  Grossindus- 
triellen der  engherzigen  Furcht  vor  der 
Konkurrenz  der  kleinen.  Immerhin  werden 
zwar  nicht  die  Industrieen,  aber  doch  ein- 
zelne Industrielle  bedroht,  während  die  ge- 
samte Landwirtschaft  sich  nur  Vorteile  ver- 
sprechen darf. 

Einen  nnmittelbaren  Preisdrnck  durch  die 
auf  das  Lagerhaussystem  gestützte  Spekulation 
hat  die  Industrie  so  wenig  wie  die  Landwirtr 
Schaft  zu  furchten. 

Ad  /)  Eine  Besorgnis  vor  üblen  Wir- 
kimgen  des  Lagerhaus-  imd  Warranlsys- 
tems,  vor  der  »Gefahr,  dass  der  erspriess- 
liche  Abfluss  der  Waren  vom  Markte  zum 
Konsumenten  unwirtschaftlich  gehemmt 
wird«  (A.  Wagner),  ist  allerdings  auf  selten 
der  Konsumenten  nicht  ganz  ungerecht- 
fertigt. Diese  Rücksicht  wird  aber  durch 
die  auch  dem  Konsmnenten  mittelbar  zu 
gjute  kommende  Verbilligung  des  Produk- 
tionskredites und  sonstiger  Kosten,  durch 
die  Oeffentlichkeit  der  Lagerhäuser,  welche 
füngbildungen  erschwert,  erheblich  über- 
wogen. Bezeichnend  genug  ist,  dass  dieser 
relativ  berechtigte  Angriffspunkt  in  der 
Diskussion  am  wenigsten  hervortrat. 

b)  Während  wir  hier  Befürchtungen 
kennen  gelernt  haben,  welche  eine  tiefe 
Wirkung  des  Zweischeinsystems  zur  Vor- 
aussetzung haben,  wird  es  von  anderer  Seite 
wegen  seiner  Unbrauchbarkeit  und  Wii*- 
kungslosigkeit  angegriffen.  Aus  diesem 
Grunde  erklärte  sich  auch  der  deutsche 
Juristentag  auf  Antrag  des  Korreferenten 
Simon  gegen  dessen  Einführung  in  Deutsch- 
land. Es  fragt  sich,  ob  wir  dessen  scharfe 
Kritik  verwerten  können,  ohne  auf  alle  Vor- 
teile des  Zweischeinsystems  zu  verzichten. 

Nicht    zu    leugnen    sind    nämlich    die 


völligen  Misserfolge  des  Zweischeinsystems 
in  Bremen  und  in  Oesterreich. 

In  den  Jahren  1899  und  1900  wurden 
in  Oesterreich  gar  keine  Warrants  von  der 
Zettelbank  escomptiert.  Die  Summe  der  in 
den  Lagerbüchern  der  österreichischen  öffent- 
lichen Lagerhäuser  eingetragenen  P&md- 
summen  betrug  nach  einer  von  mir  auf 
Gnmd  amtlicher  Materialien  gemachten 
Stichprobe  im  November  1896  141700  K. 

Dagegen  betrug  der  Warrantescompte 
der  Zettelbank  in  Ungarn  im  Jahre  1899 
11317  920  K.;   im  Jahre  1900  5559600  K. 

Sehr  hoch  sind  die  Pfandsummen,  welche 
die  Lagerbücher  der  französischen  Lager- 
hausgesellschaften ausweisen.  Thaller  teilt 
in  den  annales  de  droits  comm.  1894  S.  55 
folgende  Ziffern  mit: 

Das  Comptoir  des  entrepöts  et  mag.  gen. 
in  Paris  wies  im  Jahre  1892  232  000  000  Frcs., 
die  Comp,  des  docks  entrepöts  du  Havre 
147  500000  Frcs.  aus. 

Die  Bank  von  Frankreich  weist  in  ihien 
Berichten  die  Ziffern  des  Warrantescomptes 
nicht  getrennt  von  denen  des  Wechsäes- 
comptes  aus. 

In  Italien  bewegte  sich  der  Warrant- 
escompte der  Zettelbank  von  den  Jahren 
1894 — 1898  mit  steigender  Tendenz  in 
folgenden  Ziffern :  L.  2 105  233,00 ;  884795,95; 
1 595  36^80 ;  3  091 027,30 ;  5  042 104,32. 
Navarrini  S.  177. 

In  Belgien  variierten  die  Vorschüsse  der 
Zettelbank  bis  zum  Jahre  1892  zwischen 
rund  2V2  und  20  Millionen  Frcs.  Spätere 
Daten  besitze  ich  nicht 

Die  Ursachen  der  sich  zuweilen  zeigen- 
den Misserfolge  des  Zweischeinsystems 
liegen  nicht  in  mit  diesem  System  tmtrenn- 
bar  verbundenen  Mängeln,  sonderu,  abgesehen 
von  für  den  Warenlombard  überhaupt  un- 
günstigen Konjunkturen,  in  der  namentlich 
auch  in  Oesterreich  unglücklichen  tech- 
nischen und  legislativen  Ausgestaltung. 

Den  fühlbarsten  l^längeln  würden  fol- 
gende Verbesserungen  entsprechen: 

a)  Erleichterung  der  Prolongation  der 
Warrantschuld,  namentlich  Sichenmg  der 
juristischen  Stellung  des  prolongierenden 
Kreditgebers. 

ß)  Ermöglichimg  des  Bezugs  der  warrant- 
mässig  verpfändeten  Waren  vor  Verfall  ohne 
bare  Deckung  zum  Zwecke  der  Vermeidung 
des  Zinsverlustes. 

y)  Geheimhaltung  des  Namens  des  Ent- 
lehners (d.  i.  des  ersten  Pfandindossanten). 
Die  Eintragung  des  übrigen  Inhalts  des 
ersten  Pfandindossaments  in  das  Lagerbuch 
braucht  deshalb  nicht  geopfert  zu  werden. 

i'l  Möglichste  Sicherung  der  Pfandschein- 
schold, 

-    1.  durcli  das  englisch-belgische  System» 
nach    welchem    der  Inhaber    des    Besitz- 
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Scheines  im  Falle  der  Nichtzahlung  bei  Ver- 
fall jeden  Anspruch  auf  die  Ware  vertiert, 

2.  durch  prinzipale  wechselmässige 
Haftung  der  Pfandscheinindossanten,  welche 
also  neben  —  nicht  hinter  der  Ware  haften 
sollen.  Der  Zahlende  soll  dafür  alle  Rechte 
an  der  etwa  »mverkauften  Ware  erwerben. 
Dadurch  erst  wird  der  Pfandschein  zu  einem 
aUen  Anforderungen  entsprechenden  Bank- 
papiere. Denn  der  Einklagung  des  Aus- 
ralles,  wenn  das  Pfand  exekutiv  verkauft 
"worden  ist,  als  einer  nicht  von  vom  herein 
ersichtlichen  Summe,  fehlt  es  heute  an 
prozessualer  Schneidigkeit  und  Energie  (vgl. 
oben  sub  4c).  Dies  hat  wieder  ziu*  Folge,  dass 
an  die  Zahl  und  Qualität  der  Unterschriften 
Anforderungen  gestellt  werden,  welche  den 
Prod(izenten  vom  Bankkredit  faktisch  aus- 
schhessen  und  bei  welchen  der  Kredit- 
suchende dem  Wechselescompte  gegenüber 
sehr  wenig  erspart,  obgleich  er  das  Odium 
der  Warenverprandung  auf  sich  nehmen  muss. 

«)  Herabsetzung  der  Stempelpflicht  auf 
das  mindeste  Mass. 

Ist  das  Zweischeinsystem  nach  diesen 
Grulidsätzen,  mit  voller  Berücksichtigimg 
der  juristischen  Technik,  ausgebildet,  so 
kann  ihm  die  Blüte  nicht  fehlen,  wenngleich 
in  vielen  IMIen  noch  immer  statt  des 
Pfandindossamentes  das  sub  4,  b,  2,  a  ge- 
schilderte Verfahren  gewählt  werden  wird. 

Litteratnr:  Adl^r,  Da*  Oetlerreiehüche  Lager- 
hautrecht,  Berlin  JS9i.  Da^elbtt  au^hrltehe 
Litteraiurangaben.  Hervorzuheben :  OoM- 
»ehmidt,  Handb.  des  U.R.,  i  76.  —  Georg 
Cohn,  in  Endetnannt  Sandb.,  III,  §  4^i.  — 
Koch,  Abhandlungen,  iVr.  15.  —  Verhand- 
lungen de»  XXI.  Dewttchen  Juri»tentage»  1S91 
(Harhenburg,  Georg  Cohn,  Cosaek  und  Himon). 
—  Seilher:  Kathgen,  s.  v.  Lagerhäuser  und 
Warranit  in  Ehlers  Wörterbuch  der  Volk*wirt- 
tehaft.  —  Slvnonaom,  Zeiteehriß  för  Handels- 
recht XLV,  S.  SSO.  —  Schuhmacher  in  Con- 
rads Jahrb.,  Bd.  6S  u.  66.  —  Bahnt,  Ih'e 
Komhäuser,  Stuttgart  189S.  —  Roeaicke,  Des 
»ilo»  ä  bles  en  Allemagne,  in  dem  Bericht  des 
CongrU  de  la  rente  du  bles,  Versailles  1900,  Ver- 
saiiles  Jmprimerie  Atibert.  —  Suhland,  l'or- 
ganisatüm  de  la  rente  de  bles  dans  l'Amerigue 
septentrional  eod.  —  Im  zweiten  hier  nicht  mehr 
benutzten  Bande  derselben  I\iblikation  s.  die 
Arbeiten  von  Dru  (S.  S07,  S3S),  CoreU  (S.  SS6J, 
Charonnat  (S.  £38),  Brtl  (S.  HO),  Patsant 
(S.  tiS).  —  Oeaterr.  AckerbauminUteriutn., 
Da»  Getreide  im  Weltrerkehr,  Wien  bei  Wilhelm 
Prich  1900,  III.  Bd.  Erläuternde  Bemerkungen 
S.  SO,  S4—S6.  —  Pleiaehmann  in  Egers  Zeit- 
tchr.  /.  Eisenbahnrecht  Bd.  XVI,  S.  S7S  ff.; 
Burehard  eod.  S.  181  ff.,  £86 ff.,  359  ff.  und 
XVII,  S.  82 ff.  —  CosacU,  Lehrb.  des  Han- 
delsreehUs  5.  Avß.,  §§  101,  lOi.  —  Adler 
in  »Geschichte  der  Oesterreichisehen  Land- 
und  Forstvirtschaft  und  ihrer  Industrie  1848 
bis  1898n,  Wien  1899  (Jubiläumswerk)  und  im 
Oesterreichisehen  Staatswörterbuch  s.  r.  Lager- 
hänser  und  Warrants.  —  ^i-not<{,  Annales  de 


droit  comm.  IV.  pag.  lil.  —  Thaller,  eodem 
VIII  S.  50.  —  Vubron,  Docks  et  Warrants, 
Paris  1898.  —  Vlvante,  Trattato  teorico-pratico 
di  diriUo  eommerciole  vol.  III.  n.  1280  «  seg. 
—  Savarrtni,  i  Jfagassini  generali  mit  um- 
fassenden Litteraturangaben ,  insbesondere  auf 
historischem  Gebiete.  —  Inglla  Palgrave,  Diet. 
of  polit.  ceonomy,  London,  s.  v.  Dock,  Dock- 
Warrant.  —  t^artfoia  in  Say's  Nbue.  dict.  d'ec. 
pol.  s.  V.  Miagasins  gen.,  Warrant.  —  Interessante 
geschichtliche  Ifotiten  bei  MUtels,  Trapezitica, 
Zeitschr.  der  Savigny-Stifbing ,  Roman.  Abt. 
Bd.  se,  S.  19Sff.  Karl  Adler. 


Wassergenossenschaften. 

L  Begriff.  Geschichte  der  Gesetz- 
gebung, n.  Das  in  Deutschland  gel- 
tende Recht.  1.  Bechtliche  Natnr  und  .^-ten 
der  W.  2.  Wirkungskreis  der  W.  3.  Die  Be- 
gründung der  W.  a)  Voraussetzungen,  b)  Der 
die  Genossenschaft  begründende  Verwaltnngsakt. 
c)  Das  Verfahren.  4.  Beitritt  und  Ausscheiden 
der  Genossenschaftsmitglieder.  5.  Organisation. 
6.  Die  Genossenschaftslasten  und  der  Hassstab 
ihrer  Verteilung.  7.  Staatsaufsicht  8.  Auflösong 
der  W. 

L  Begriff.  Geschichte  der  Gesetzgebung. 

Wassergenossenschaften  sind  Ver- 
bände von  örundeigentOmem  zum  Zwecke 
gemeinsamer  Begründung  und  Unterhaltung 
wasserwirtschaftlicher  Unternehmungen.  In 
diesem  aligemeinen  Sinne  umfasst  das  Wort 
»Wassergenossenschaften«  auch  die  Deich- 
verbände(s.  d.Art.DeichwesenobenBd. 
III,  S.  141  ff.),  doch  pflegt  der  wissenschaft- 
liche, insbesondere  aber  der  gesetzgeberische 
Sprachgebrauch  derjenigen  Länder,  in  denen 
Recht  und  Technik  des  Deichwesens  zu 
höherer  und  intensiverer  Bedeutung  ge- 
langt sind,  die  Deichverbände  als  ein 
selbständiges,  eigengeartetes  Rechtsinstitnt 
zu  behandeln  und  sind  alsdann  unter  der 
zusammenfassenden  Bezeichnung  »Wasserge- 
nossenschaften« die  wasserwirtschaft- 
lichen Verbände  ausser  und  abge- 
sehen von  den  Deichverbänden 
verstanden.  Diesem  Sprachgebrauche  sich 
anschliessend  bezieht  sich  auch  die  folgende 
Darstellimg  auf  das  Recht  der  Deichverbände, 
welches  in  dem  Artikel  Deichwesen 
abgehandelt  wivde,  nicht. 

Die  Geschichte  der  Wassergenossen- 
schaften in  dem  vorstehend  feststellten 
Rahmen  und  specifischen  Sinne  ist  nicht 
so  alt  und  auch  nicht  so  reich  wie  die  der 
Deichverbände  (vgl.  oben  Bd.  m,  S.  142«). 
Das  Mittelalter  kennt  wasserwirtschafthche 
Gemeinschaften  zu  anderen  als  deichrecht- 
lichen Zwecken  nmr  in  Gestalt  der  Siel- 
verbände  oder  »Sielachten«  (Schleusen- 
verbände), von  denen  bereits  oben  Bd.  HI, 
S.  142,  im  Zusammenhange  mit  dem  mittel- 
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alterlichen  Deichwesen,  die  Rede  war.!)  Die 
Sielverbände  waren  territoriale  Zwangsge- 
nossenschaften, welche,  der  Kegel  nach 
einem  Deichverbande  eingegliedert  und 
untergeordnet,  dem  Specialzwecke  der  Ent- 
wässerung des  Binnenlandes  (s.  oben  Bd. 
111,  S.  141)  zu  dienen  bestimmt  waren. 
Errichtung  und  Unterhaltung  von  Schleusen 
und  Abzugsgräben  (Sielen)  behufs  Ableitung 
des  Binnen-  oder  Durchstauwassers,  d.  h. 
des  dem  Binnendeichlande  von  innen  oder 
von  weiten  zurückgelegenen  Flächen  her 
im  üebermass  zuströmenden  und  kultur- 
schädlichen Wassers  durch  die  Deiche  hin- 
durch: das  waren  die  Thätigkeiten.  welche 
vornehmlich  den  Wirkungskreis  dieser  eng 
mit  den  Deichverbänden  verwachsenen 
Entwässerungsgenossenschaften  ausfüllten. 
Ausser  den  Sielachten  mögen  allenfalls  noch 
die  Wiesenbewässerungsgenossen- 
schaften, Vereinigungen  nachbarlicher 
Wiesenbesitzer  zum  Zwecke  der  gemein- 
samen Herstellung  und  Unterhaltung  von 
Berieselungsanlagen  im  Interesse  der  Boden- 
melioration, hie  und  da  bis  in  das  Mittel- 
alter zimlckreichen  (A.  Anschütz,  Die 
deutschen  Wiesengenossenschaften,  in  Bek- 
ker  und  Muther,  Jahrb.  d.  gem.  deutsehen 
Rechts,  1859,  S.  396  ff.).  Zu  Beginn  der 
neueren  Zeit  treten  solche  Wiesengenossen- 
schaften häufiger  auf,  und  das  18.  Jahr- 
hundert zeigt  sie  bereits  als  Gegenstand 
gesetzgeberischer  und  administrativer  Für- 
sorge des  Staates,  "wobei  es  sich,  durchaus 
im  Geiste  der  damaligen  polizeistaatlichen 
Auffassung  des  Korporationswesens,  vor 
allem  um  die  Herstellung  und  Durchfüh- 
rung einer  möglichst  strengen  Staatsaufsicht 
über  die  Thätigkeit  der  von  altersher  be- 
stehenden oder  neu  sich  bildenden  Genossen- 
schaften handelte.  Als  Beispiele  solcher 
von  Staatswegen  erlassenen  »Wiesenord- 
nimgen«  (wesensverwandt  mit  den  gleich- 
zeitigen und  schon  früher,  seit  dem  16. 
Jahrhundert  ergangenen  »Deichordnungen«; 
vgl.  oben  Bd.  III,  S.  145)  seien  hier  ange- 
führt das  Oberamtspatent  für  die  mit  Schle- 
sien verbundene  Oberlausitz  vom  18.  August 
1727  (Lette  u.  v.  Roenne,  Landeskultur- 
gesetzgebung I,  8.58)  und  die  Wiesenordnung 
für  das  Siegener  Land  vom  18.  Dezember 
1790  (Weistum  der  Nassanischen  Ges.  III, 
190,  vgl.  oben  Bd.  II,  S.  783). 

An  diese  älteren  Wiesenordnungen  knüpft 
die  Wassergenossenschaftsgesetzgebung  des 
19.  Jahrhunderts  an.  Voran  geht  das  gross- 
herzoglich hessische  Wiesenkulturgesetz  vom 
7.  Oktober  1830  (s.  Zeller,  das  Wiesen- 
kulturgesetz, Darmstadt  1843),  welches  in 
jeder  Gemeinde  die  Wiesenbesitzer  zu  einer 

')  Vgl.  nenestens  J.  Gierke,  die  Geschichte 
des  Deutschen  Deichrechts  (1901),  S.  209  fi. 


Zwangsbewässerungsgenossenschaft  vereinigt 
und  als  deren  Organ  den  Wiesenvorstand 
bestellt.  Es  folgt  die  preussische  Ge- 
setzgebung. Das  preussische  Gesetz  über  die 
Benutzung  der  Privatflüsse  vom  28.  Februar 
1843  (s.  im  Art.  Bewässerung  und  Be- 
wässerungsrecht oben  Bd.  II,  S.  781t) 
brachte  in  seinem  3.  Abschnitt  Vorschriften 
über  »Genossenschaften  für  Bewässenmgsaa- 
lagen«,  welche  von  dem  Bestreben  geleitet 
sind,  in  möglichst  umfassendem  Masse  Be- 
wässerungsgenossenschaften, sei  es  auf  Grund 
freiwilliger  Vereinigung  der  Beteiligten,  sei 
es  durch  staatlichen  Zwang,  ins  Leben  zu 
rufen.  In  erster  Linie  waren  Zwangs- 
genossenschaften in  Aussicht  genommen. 
Es  sollten,  »wenn  Unternehmungen  zur  Be- 
nutzung des  Wassers,  deren  Vorteile  einer 
ganzen  Gegend  zu  gute  kommen,  um  durch 
ein  gemeinsames  Wirken  zu  stände  zu 
bringen  und  fortzuführen  sind,  die  Beteilig- 
ten zu  gemeinsamer  Anlegung  und  Unter- 
haltung der  erforderlichen  Wasserwerke 
durch  landesherrliche  Verordnung  verpflich- 
tet und  zu  besonderen  Geoossensdiaften 
vereinigt  werden«'  (§  56  des  angef.  Ge- 
setzes). Das  Statut  einer  solchen  Genossen- 
schaft wurde  uno  actu  mit  der  Begründung 
gleicherweise  im  Wege  der  Königlichen  Ver- 
ordnung erlassen,  nachdem  vorher  eine 
rechtlich  bedeutungslose  Anhörung  der  Be- 
teiligten »mit  ihren  Anträgen  und  Erinne- 
rungen« stattgefunden  hatte.  Nur  für  den 
Fall,  dass  die  Genossenschaft  unter  freier 
Zustimmung  aller  Beteiligten  zu  stände  ge- 
kommen war,  war  nachgelassen,  dass  das 
Statut  anstatt  durch  landesherrliche  Oktroyie- 
rung durch  Vereinbarung  der  Beteiligten 
unter  hinzutretender  ministerieller  Geneh- 
migung Gesetzeskraft  erlangen  sollte  (§  57 
a.  a.  0.).  Durch  G.  v.  11.  Mai  1853  wurden 
diese  Bestimmungen  des  Privatflussgesetzes 
auch  auf  Entwässerungsanlagen  ausge- 
dehnt, dabei  jedoch  die  d^  Zwangsprindp 
einschränkende  Bestimmung  getroffen,  dass 
Genossenschaften  für  Drainageanlagen  niu: 
auf  Gnind  freiwilliger  Zustimmung  aller 
Beteiligten  gebildet  werden  sollten  (eine 
Klausel,  die  sich  aus  der  damals  noch 
schwankenden  Meinung  über  den  Wert  und 
die  Nützlichkeit  der  Drainage  sowie  ans 
dem  unentwickelten  Stande  der  Kulturtech- 
nik erklärt).  Diese  —  durch  V.  v.  28.  Mai 
1867  auch  in  den  neuen  Provinzen  einge- 
führte —  preussische  Gesetzgebung  von 
1843/53  durfte  nach  mehreren  Riehtungen 
hin  als  unvollkommen  und  verbesserungs- 
bedürftig bezeichnet  werden.  Fehlerhaft 
war  zunächst  die  allzuweit  gehende  Aus- 
dehnung des  Beitrittszwanges,  der  zufolge 
(abgesehen  von  dem  Specialfalle  der  Drai- 
nagegenossenschaften)  selbst  wider  den  ein- 
mütigen Wülen  der  Interessenten  ihre  zwangs- 
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weise  Vereinigung  zu  einer  Be-  oder  Ent- 
wässerungsgenossenschaft im  Verwaltungs- 
wege erfolgen  konnte.  Sodann  war  die  ua- 
genfigende  Berücksichtigung  des  Gedankens 
der  Selbstverwaltung  und  korporativen  Auto- 
nomie zu  beanstanden.  In  aufuüligem  Gegen- 
satze zu  der  Regeneration  dieser  Gedaiiken 
auf  dem  Gebiete  des  Deichwesens,  zu 
der  Ausgestaltung  der  Deichverbände  im 
Sinne  der  Anforderungen  genossenschaft- 
licher Selbstverwaltung  durch  das  preussische 
Deichgesetz  vom  28.  Januar  1848  (vgl.  oben 
Bd.  m  S.  146, 150  ff.)  gUchen  die  auf  Gnmd 
der  Gesetze  von  1843  und  1853  gebildeten 
Wassergenossenschaften  weit  mehr  dem  oben 
Bd.  m  S.  145, 146,  153,  157  erörterten  und 
veranschaulichten  Typus  der  Lasten veitei- 
lungssocietät  als  dem  des  Selbstverwaltungs- 
körpers, der  mit  subjektivem  Anrecht  auf 
ihren  Wirkungskreis  beliehenen  öffentlich- 
rechtlichen Genossenschaft  (vgl.  hierher 
A.  Anschütz  a.  a.  0.  S.  413  ft,  Gierke,  Ge- 
nossenschaftsrecht I,  S.  778,  Rosin,  Recht 
der  öffentlichen  Genossenschaft,  S.  80).i) 

Die  Fortbildung  des  Wassergenossen- 
sehaftswesens  nach  dem  Richtmass  der  vor- 
bezeichneten Anforderungen  und  Prindpien 
vollzog  sich  zunächst  ausserhalb  Preussens. 
Die  umfassende  legislatorische  Behandlung, 
welche  das  Wasserrecht  in  den  deutschen 
Mittelstaaten,  zumal  in  Bayern  und  Baden 
erfuhr,  zog  auch  die  Verhältnisse  der 
Wassergenossenschaften  in  ihren  Bereich 
glosin  a.  a.  0.  S.  81).  Die  einschlägigen 
Bestimmungen  der  bayerischen  Wasser- 
gesetzgebung von  1852  (s.  im  Art.  E  n  t  w  ä  8  s  e  - 
rung  und  Entwässerungsrecht  oben 
Bd.  iJJjS.  655)  finden  sich  in  dem  Gesetze  über 
Be-  und  Entwässerungsunternehmungen  zum 
Zwecke  der  Bodenkultur  vom  28.  Mai  1852. 
Aus  der  (Jesetzgebung  der  übrigen  deutschen 
Mittelstaaten  ragt  dann,  ausser  einem  hessi- 
schen Gesetz  über  Entwässerungsanlagen 
vom  2.  Januar  1858  (seither  längst  ersetzt 
durch  neuere  Gesetze)  insbesondere  hervor 
die  Regelung  des  Genossenschaftswesens 
durch  das  badische  Wassei^esetz  von 
1876  (heute  ebenfalls  der  Geschichte  ange- 
hOrig,  s.  unten).  Ein  gemeinsamer  Grund- 
satz dieser  mittelstaatUchen  Gesetzgebung 
war,  dass  die  Bildung  von  Zwangsgenossen- 
schaften nur  für  die  Ausführung  und  Unter- 
haltung von  Be-  und  Entwässeningsanlagen 
und  nur  unter  der  Bedingung  zu|;ela^n 
war,  dass  eine  qualifizierte  Mehrheit  —  in 
der  Regel  die  Besitzer  von  mindestens  zwei 
Dritteln  der  als  örtlichen  Wirkungskreis  der 

')  Auf  dem  gleichen  Standpunkt  wie  die 
preuasischen  Gesetze  von  1843  bezw.  1853  steht 
das  sächsische  Q.  v.  16.  Angnst  18öö,  wel- 
ches im  abrigen  nur  Genossenschaften  (stets 
Zwangsg^enossenschaften)  zur  Ansftthning  v»n 
Wasserlanlskorrektionen  kennt 


Genossenschaft  in  Aussicht  genommenen 
Grundfläche  —  dem  Unternehmen  und  der 
Genossenschaftsbegründnng  zustimmt. 

Einen  weiteren  Schritt  in  der  Fortbil- 
dung des  Rechtes  der  Wassergenossenschaften 
bedeutet  sodann  die  französische  Loi 
sur  les  associations  syndicales  vom  21.  Juni 
1865.  Dieses  in  Frankreich  wie  in  Elsass- 
Lothringen  noch  heute  geltende  Gesetz 
dehnt  zunächst  den  Wirkungskreis  der 
Wassergenossenschaften  bezw.  die  Zwecke, 
derenthalber  solche  Genossenschaften  gebildet 
werden  können,  in  namhaftem  Masse  aus 
(Zulässigkeit  von  Genossenschaften  zum 
Zwecke  des  Wasserschutzes,  der  Flussreg^- 
lierung,  der  Herstellung  und  Unterhaltung 
von  Wasserstrassen  u.  s.  w.)  und  führt  so- 
dann eine  neue  rechtliche  Kategorie  von 
wasserwirtschaftlichen  Genossenschaften  ein, 
die  »freien  Genossenschaften«  (associations 
libres),  welche  als  rein  privatrechtliche,  nach 
dem  System  der  gesetzlichen  Normativ- 
bestimmungen ohne  administrative  Geneh- 
ndgung  oder  Vermittelung  sich  bildende, 
staatlicher  Einwirkung  und  Aufsicht  nicht 
unterstellte  Korporationen  in  Gegensatz  ge- 
stellt sind  zu  den  öffentlichen,  oder,  wie 
der  französische  Gesetzgeber  sich  ausdrückt, 
^autorisierten«  Genossenschaften  (asso- 
ciations autorisees),  körperschaftlichen,  durch 
konstitutiven  Verwaltungsakt  begründeten 
Verbänden  des  öffentlichen  Rechts,  welche 
nach  Massgabe  ihrer  Pflichtstellung  gegen- 
über dem  Staate  der  Beau&ichtigung  seitens 
der  Verwaltungsbehörden  unterliegen. 

Unter  dem  Einflüsse  dieses  französischen 
Gesetzes  über  die  Syndikatgenossenschaften 
ist  das  geltende  preussische  Gesetz  über 
die  Bildung  von  Wassei^nossenschaften 
vom  1.  Apnl  1879  zu  stände  gekommen, 
eine  für  das  ^ze  Gebiet  des  Staates  mit 
Ausnahme  einiger  kleiner  Distrikte  i)  be- 
stimmte kodifikatorische  Regelung  der  vor- 
liegenden Materie,  als  Ganzes  und  in  den 
Einzelheiten  eine  gesetzgeberische  Leistung 
von  anerkanntem  Wert  und  vorbildlicher 
Bedeutung  (vgl.  das  Urteil  Schenkels  im 
Rechtslexikon  S.  1259).  Während  das  frühere 
preussische  Recht  (s.  oben)  nur  die  Kategorie 
der  öffentlichen  Genossenschaft  und  in 
der  Regel  nur  Zwangsgenossenschaften 
kannte,  führt  das  Gesetz  von  1879  nach 
französischem  Muster  den  Typus  der  freien, 
d.  h.  rein   privatrechtlichen  Genossenschaft 


')    Nämlich:   einerseits   der   eingedeichten 
Ländereien  an  der  Nordseeküste  (vgl.  Wasser- 

fenossenschaftsgesetz  §  3  Nr.  2—7),  andererseits 
es  Kreises  Siegen.  Jji  letzterem  Kreise,  dem 
eigentlichen  Heimatlande  der  Wiesenbewässe- 
mngsgenossenschaften ,  ist  die  Wiesenordnung 
vom  28.  Oktober  1846  in  Kraft  geblieben.  Vgl. 
über  dieselbe  Nieberding-Frank ,  Wasserrecht 
S.  298ff. 
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neu  ein.  Die  daneben  und  sogar  als  Haupt- 
forra  der  Wassergenossenschaftsbildung  bei- 
behaltenen öffenthchen  Genossenschaften  sind 
nach  allen  Richtungen  hin  als  selbstverwal- 
tende Korporationen  des  öffentlichen  Eechts 
ausgestaltet.  In  der  klaren  Erfassung  dieser 
rechtlichen  Natur  der  öffentlichen  Wasser- 
genossenschaft und  in  der  konsequenten 
Durchführung  der  sich  hieraus  ergebenden 
einzelnen  Rechtssätze  [eigene  Rechts-  und 
Willenssphäre  der  Genossenschaft,  feste, 
rechtssatzmässige  Abgrenzung  zwischen 
StaatswiUen  und  GenossenschaftswiUen, 
Rechtsstellung,  andererseits  qualifizierte 
Pflichtstellung  der  Genossenschaft  gegen- 
über dem  Staat,  Ausstattung  der  Genossen- 
schaft mit  einem  gewissen  Masse  öffent- 
licher Gewalt,  Staatsaufsicht  über  die  Ge- 
nossenschaft, um  dieselbe  bei  der  Erfüllung 
ihrer  öffentiichrechtlichen  Pflichten  zu  er- 
halten, Stellung  der  Rechtsverhältnisse 
zwischen  der  Genossenschaft  und  dem  Staat 
einerseits,  zwischen  der  Genossenschaft  und 
ihren  Mitgliedern  andererseits  unter  den 
Schutz  der  Verwaltungsgerichte]  liegt,  wie 
dies  auch  schon  von  anderer  Seite  (Rosin, 
öffentliche  Genossenschaften,  S.84)  zutreffend 
hervorgehoben  worden  ist,  die  Hauptbedeu- 
tung und  das  wesentliche  Verdienst  des 
preussischen  Wassergenossenschaftsgesetzes. 
Aus  dem  Gesamtinhalte  desselben  ist  hier 
nvu-  noch  hervorzuheben  die  Ausdehnung 
der  Genossenschaftszwecke  gegenüber  dem 
älteren  Recht  sowie  die  Aufnahme  des 
Princips,  dass  der  Eintritt  in  eine  neu  zu 
bildende  Genossenschaft  gegen  widerstre- 
bende Grundeigentümer  nur  dann  erzwungen 
werden  kann,  wenn  eine  starke  Mehrheit 
der  Beteiligten  (s.  das  Nähere  unten  S.  678) 
sich  für  die  Genossenschaftsbildung  ausge- 
si)rochen  hat.  Abgesehen  von  diesem  letz- 
teren Erfordernis  ist  allgemeine  Voraus- 
setzung des  Beitrittszwanges,  dass  das  Ge- 
nossenschaftsunternehraen  in  Ent-  oder  Be- 
wässerungsanlagen zum  Zwecke  der  Landes- 
kultur besteht.  In  dieser  Beziehung  ist  aber 
das  G.  V.  1.  April  1879  durch  provinzielle 
Gesetze  neueren  und  neuesten  Datums, 
welche  für  gevrtsse  Flussgebiete  (Wupper, 
Lenne,  Volme,  Ruhr)  die  Bildung  von  Zwangs- 
genossenschaften auch  zum  Zwecke  der  An- 
legung von  Sammelbecken  zulassen  (.s. 
unten  S.  678),  abgeändert  worden.  —  Der 
preussische  Entwurf  eines  Wassergesetzes 
von  1894  (vgl.  oben  Bd.  II  S.  783),  welcher 
die  Wassergenossenschaften  in  den  §§  180 
bis  244  behandelt,  ist  leider  noch  immer 
Entwurf  geblieben. 

Seit  dem  Erlasse  des  preussischen  G.  v. 
1.  April  1879  ist  die  Gesetzgebung  der 
anderen  deutschen  Einzelstaaten  in  Sachen 
des  Wassergenossenschaftsrechts  nicht  müssig 
geblieben.  Im  Gro.ssherzogtum  Hessen  brachte 


das  Gesetz  über  die  Bäche  und  die  nicht 
ständig  fliessenden  Gewässer  vom  30.  Juli 
1887  eine  ausführliche,  von  dem  preussischen 
Recht  stark  beeinflusste,  in  mehrfacher  Be- 
ziehung aber  selbständig  gehaltene  Kodifi- 
kation auch  des  wasserwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaftsrechts. Unter  dem  30.  Sep- 
tember 1899  hat  dann  dieses  Gesetz  eine 
durch  das  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  veranlasste  Neuredaktion  e^ 
fahren  (Hess.  Reg.-Bl.  S.  758  ff.).  Ein  neues 
Wassergesetz  für  das  Grossherzogtum  Baden 
erging  unter  Aufhebung  des  bis  dahin  gel- 
tenden G.  V.  25.  August  1876  am  26.  jlini 
1899,  eine  Reform,  welche  gerade  auch  das 
Recht  der  Wassergenossenschaften  wesent- 
lich umgestaltet  hat  Schliesslich  ist 
neuestens  auch  das  Königreich  Württem- 
berg —  wo  es  bislang  an  einer  neueren 
gesetzlichen  Ordnung  des  Wasserrechts  über^ 
haupt  fehlte  —  in  die  Reihe  der  Staaten 
eingetreten,  welche  sich  einer  Kodifikation 
dieser  Materie  und  damit  auch  des  Wasser- 
genossenschaftsrechts erfreuen.  Das  würt- 
tembergische Wassergesetx  vom  1.  Dezember 
1900  enthält  in  seinem  dritten  Abschnitt 
eine  eingehende,  durchweg  auf  der  Höhe 
der  Zeit  stehende  Regelung  des  wasserwirt- 
schaftlichen Genossenschaftswesens,  deren 
wesentlichste  Punkte  unten  bei  der  syste- 
matischen Darstellung  des  geltenden  Rechts 
Erwähnung  finden  werden. 

Die  partikularrechtliche  Gesetzgebung 
über  das  Wassei^nossenschaftswesen  ist 
von  der  reichsrechtlichen  Kodifikation  des 
bürgerlichen  Rechts  unberührt  gelassen: 
Einf.-Ges.  z.  B.G.B.  Art.  65.  Hingewiesen 
sei  hier  noch  auf  die  österreichische  und 
ungarische  Gesetzgebung  über  Wasi«ei-ge- 
nossen  schaffen :  österreichisches  Reichs- 
wassergesetz vom  30.  Mai  1869,  mit  den 
dazu  gehörigen  Landeswassergesetzen  (s.  oben, 
Art.  Bewässerung  und  Deichwesen, 
s.  V.  »Oesterreich« ,  »Ungarn«  Bd.  II 
S.  789  ff.,  Bd.  m  S.  158). 

IL  Das  in  Deutschland  geltende  Recht 
1.  Rechtliche  Natnr  und  Arten  der 

W.  Nach  dem  gegenwärtigen  Stande 
der  Gesetzgebung  und  Praxis  zei^n  die 
Wassergenossenschaften  regelmässig  die 
rechtliche  Natur  von  Realgenossensdiaften, 
welche  die  Eigenschaft  korporativer  Ver- 
bände des  öffentlichen  Rechts  und  juris- 
tischer Personen  des  Privatrechts  in  sich 
vereinigen.  Das  Kriterium  der  Real- 
genossenschaft trifft  bei  allen  Wasser- 
genossenschaften ausnahmlos  zu:  stets  ist 
der  Wirkungskreis  der  Genossensdiaft  auf 
einen  bestimmt  bezeichneten  Kreis  von 
Grundstücken  beschränkt,  überall  erscheint 
nicht  sowohl  der  Eigentümer  als  sein  Grund- 
stück im  Verbände  der  Genossenschaft  be- 
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feingen.i)  Nicht  dagegen  gilt  für  alle  Wasser- 
genossenschaften die  Regel  der  Vereinigung 
publizistischer  und  privatrechtlicher  Korpo- 
rationsqualität in  ihrem  Wesen.  Streng  und 
ohne  Ausnahmen  durchgeführt  ist  diese 
Regel  nxa  in  denjenigen  Staaten,  deren  Ge- 
setzgebung nur  eine  Art  von  Wasser- 
genossenschaften, nämlich  die  »öffentlichen« 
(d.  h.  öffentlichrechtlichen)  kennt  und  aner- 
kennt, wie  insbesondere  in  Baden  (W.G. 
V.  26.  Juni  1899,  im  folgenden  kurzweg  mit 
>Baden<  citiert,  §§  50ff.)  und  Hessen 
(ties.,  die  Bäche  und  nicht  ständig  fliessenden 
Gewässer  betr.,  v.  30.  September  1899,  im 
folgenden  als  »Hessen»  citiert,  Art.  33  ff.). 
In  beiden  Ländern  erscheinen  die  Wasser- 
genossenschaften, sei  es  nach  dem  ausdrück- 
lichen Wort  des  Gesetzgebers  (Baden  §  51), 
sei  es  nach  dem  Gesamtiahalt  und  der  Ab- 
sicht des  Gesetzes  als  körperschaftliche  Ver- 
bände, welche  ausser  ihrer  privat-  imd  pro- 
zessrechtlichen Rechtsfähigkeit  juristischen 
Persönlichkeit  des  Privatrechts)  ein  gewisses, 
ihnen  zur  Erfüllung  ihrer  Zwecke  vom  Staate 
sJs  ihr  Recht  verliehenes  Mass  öffentlicher 
Gewalt  besitzen  und  insoweit  körperschaft- 
liche Verbände  des  öffentlichen  Rechts  dar- 
stellen. Wo  dagegen,  wie  in  Frankreich, 
Elsass-Lothringen  (franz.  G.  v.  21. 
Juni  1865.  s.  oben  b.  671)  und  Preussen 
(W.-Gen.-G.  V.  1.  April  1879,  im  folgenden 
mit  »Preussen«  citiert),  ein  positivrechtlicher 
Unterschied  gemacht  wird  zwischen  zwei 
Gattungen  von  Wassergenossenschaften : 
»freien«  (associations  libres  des  französischen 
Gesetzes  von  1865)  und  »öffentlichen«  (asso- 
ciations autoris6es),  ist  die  Frage  nach  der 
rechtlichen  Naturder  Wassergenossenschaften 
für  jede  der  beiden  Arten  verschieden  zu 
beantworten. 

Die  association  syndicale  Ubre  des  fran- 
zösischen  Rechts  wie   der   ihnen    nachge- 


')  Dieses  Princip.  der  Realgenossenschaft 
«rscheint  allerdings  —  worauf  Hermes  bei  v. 
Stengel,  s.  r.  Wassergenossenschaften,  §  2 
mit  Recht  aufmerksam  macht  —  bei  den  „freien 
Genossenschaften"  des  prenss.  Rechts  stark 
abgeschwächt,  insofern  zwar  §  27  des  prenss. 
Wassergenossensch^tsgesetzes  vom  1.  Apnl  1879 
allgemein  vorechreibt:  „Bei  einem  Wechsel  in 
der  Person  der  Eigentümer  der  bei  dem  Unter- 
nehmen beteiligten  Grundstücke  tritt  der  neue 
Erwerber  kraft  Gesetzes  an  die  Stelle  des 
frflheren  Besitzers  als  Mitglied  in  die  Genossen- 
schaft", —  §  28  a.  a.  0.  aber  diese  Vorschrift 
dadurch  znr  praktischen  Bedeutnngslosigkeit 
Temrteilt,  dass  er  die  Bestimmungen  des  bürger- 
lichen Grundbnchrechta  für  „unberührt"  erklärt, 
so  dass  der  Erwerber  eines  Grundstücks  dessen 
Zagehörigkeit  zu  einer  freien  Wassergenossen- 
schaft nur  dann  anzuerkennen  und  gegen  sich 
^Iten  zu  lassen  braucht,  wenn  eine  entspre- 
chende Eintragung  im  Grundbuch  bewirkt  wor- 
den war.  ')  Nach  Boitard  a.  a.  0.  Nr.  98. 
Bandwörtorbnch  der  SUatswiasenscbsftr.n.    Zweite  Aoflage.    VII.  43 


bildete  Typus  der  »freien«  Genossenschaft 
des  preussischen  Gesetzes  von  1879  gehört 
ganz  dem  Privatrecht  an;  sie  heisst,  oder 
ist  der  Sache  nach  eine  juristische  Person 
ausschliesslich  im  Sinne  des  Privatrechts. 
Sie  erfüllt  »öffentliche,  aber  nicht  öffentlich- 
rechtliche Aufgaben«  (Jellinek,  System 
der  subj.öff.  Rechte.  S.  270).  Die  Staatsge- 
walt ist  weder  bei  ihrer  Entstehung  noch 
bei  ihrer  Endigung  specifisch  beteiligt  noch 
nimmt  sie  an  der  Thätigkeit  der  Genossen- 
schaft einen  Anteil,  der  anders  geartet  wäre 
als  die  Bethätigung  des  allgemeinen  Herr- 
schaftsverhältnisses des  Staates  zu  den 
physischen  und  juristischen  Privatpersonen. 
»L  est  ä  reraarquer,  en  effet,  que  les  asso- 
ciations syndicsQes  libres,  se  rormant  sans 
l'intervention  de  l'administration  et  par  le 
senl  consentement  des  int6ress6s,  n'ont 
aucun  caractere  offidel  et  qu'elles  ne  peu- 
vent  pr^tendre  ä  aucun  des  avantages  sp6- 
ciaux  r^erv6es  aux  associations  autohs^es . . . 
Elles  pourront  acquörir,  vendre,  6changer, 
transiger,  emprunter  et  hypothöquer,  suivant 
le  droit  commun,  comme  de  simples  parti- 
culiers;  mais  elles  n'exerceront  aucun  des 
droits  appartenant  ä  l'autorit^  publique.« 
So  Boitard  (bei  Block,  dict,  s.  v.  syn- 
dicats  de  travaux  n.  31)  über  die  freien 
Wassei^nossenschaften  des  französischen 
Rechts,  seine  Worte  treffen  auch  für  das 
gleichnamige  Rechtsinstilut  in  Preussen  voll- 
kommen zu. 

Im  Gegensatz  zu  diesen  »freien«,  d.  h. 
rein  privatrechtlichen  Associationen  reprä- 
sentiert nun  die  »öffentliche  Wassergenossen- 
schaft« des  preussischen,  die  association 
syndicale  autoris6e  des  französischen  Rechts 
den  Typus  der  öffentlichrechtlichen, 
zugleich  aber  auch  mit  allen  Requisiten  und 
Rechten  einer  juristischen  Persönlichkeit  des 
Privatrechts  ausgestatteten  Korporation.  Ihr 
Wirkungskreis,  die  Formen  ihrer  Entstehung 
und  Endigung,  ihre  Organisation,  ihr  Ver- 
hältnis zu  den  einzelnen  Genos-sen  einerseits, 
zum  Staate  andererseits,  —  alles  ist  rein 
und  streng  öffentlichrechtlich  ge- 
ordnet, und  zwar,  wie  mir  scheint,  mit 
grösserer  Konsequenz  und  Schärfe  in  dem 
preussischen,  weniger  in  dem  französischen 
Gesetze.  Die  Merkmale  der  öffentlichrecht- 
lichen Körperschaft  werden  im  Laufe  der 
weiteren  Darstellung,  unten  sub  2  ff.  einzeln 
aufzuzeigen  sein.  Inzwischen  sei  noch  be- 
merkt, dass  von  den  beiden  Rechtsgestal- 
tungen des  preussisch-französischen  Rechts 
die  freie  Genossenschaft  als  die  in  der 
Praxis  bei  weitem  weniger  bewährte  ei> 
scheint.  Dies  gilt  für  Frankreich  (1887 :  von 
1040  associations  syndicales,  926  autorisees, 
114  libres)^),  in  noch  viel  höherem  Masse 
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aber  von  Preussen,  wo,  nach  den  Verwal- 
tungsberichten der  zuständigen  Ministerien, 
»freie  Wassergenossenschaften  kaum  irgend- 
wo zu  Stande  gekommen  sind«  (Hermes 
bei  V.  Stengel  II,  868).  Diese  praktische 
Bedeutungslosigkeit  der  freien  Wasserge- 
nossenschaften für  das  deutsche  Rechts- 
und Wirl  schaftsieben  mag  es  rechtfertigen, 
dass  die  folgende  Darstellung  (sub  2  ff.)  sich 
auf  die  öffentlichen  Genossenschaften  be- 
schränkt und  die  Verhältnisse  der  freien 
Genossenschaften  nur  ausnahmsweise  be- 
rücksichtigt. 

Eine  Teilung  der  Wassergenossenschaften 
in  zwei  vei-schiedene  Kategorieen  kennt 
ferner  noch  das  neue  württembergische 
W.-Ges.  V.  1.  Dezember  1900  (im  folgenden 
mit  »Württemberg«  citiert).  Der  dritte  Ab- 
schnitt dieses  Gesetzes  ist  betitelt:  »Ge- 
nossenschaftliche Unternehmungen  für  die 
Benützung  der  öffentlichen  Gewässer«;  die 
Unterabschnitte  sind  rubriziert:  I.  »Allge- 
meine Bestimmungen  über  die  Wasserge- 
nossenschaften« (Art.  67 — 79);  n.»Oeff ent- 
liche Wassergenossenschaften«  (Art.  80  bis 
83).  Die  letzteren  zeigen  scharf  ausgeprägt 
den  oben  mehrfach  charakterisierten  Typus 
der  öffentlichi-echtlichen  Korporation.  »Eine 
Genossenschaft,  deren  Unternehmen  vermöge 
seines  Zweckes  und  seiner  Ausdehnung  einen 
erheblichen  volkswirtschaftlichen  Nutzen  ver- 
mittelt, kann  auf  Ansuchen  durch  könig- 
liche EntSchliessung  als  öffentliche  Wasser- 
genossenschaft anerkannt  werden.  Die 
öffentliche  Wassergenossenschaft 
gilt  als  ein  körperschaftlicher 
Verband  des  öffentlichen  Rechts« 
(Art.  80  Abs.  1  u.  2  a.  a.  0.).  Man  möchte 
hiernach  geneigt  sein,  e  contrario  den  Schluss 
zu  ziehen,  dass  die  hierunter  nicht  fallenden, 
lediglich  den  allgemeinen  Bestimmungen  des 
Gesetzes  unterliegenden  württembergischen 
Wassergenossenschaften  jeder  publizistischen 
Verbandsqualität  entbehren,  mithin  dem 
Typus  der  »freien  Genossenschaft«  des 
pretissisch-französischen  Rechts  entsprechen. 
Jedoch  wäre  diese  Schlussfolgenmg  nicht 
zutreffend.  Die  »allgemeinen  Bestimmungen« 
(Württemberg  Art.  67—79)  zeigen  vielmehr 
einen  Genossenschaftstypus,  der,  wenngleich 
er  vorwiegend  auf  der  Gedankenbasis 
der  Privatrechtskorporation  aufgebaut  ist, 
öffentlichrechtlicher  Qualifikation  dennoch 
nicht  gänzlich  entbehrt.  Dem  Gedanken  der 
öffentlichrechtlichen  Korporation  entspricht 
es,  wenn  allgemein  vorgeschrieben  wird, 
dass  die  Genossenschaft  entsteht  nicht  durch 
Vertrag  der  Beteiligten,  sondern  durch  einen 
konstitutiven  Verwaltungsakt  (behördliche  Ge- 
nehmigimg des  Genossenschaftsunternehmens 
bezw.  Bestätigim^  des  Statuts,  Art.  68,  74), 
wenn  im  administrativen  Wege  die  Auf- 
lösung der  Genossenschaft  ausgesprochen 


werden  kann,  weil  sie  ihr  Unternehmen 
nicht  ausführt  oder  den  Betrieb  desselben 
unentschuldigterweise  einstellt  (Art.  78). 
Ein  öffentlichrechtliches  Moment  aber  ist 
dann  insbesondere  darin  zu  erblicken,  dass 
diese  formell  nichtöffentlichen  Waanerge- 
nossenschaften  des  württembergischen  Rechts 
unter  eine  specifisch  gestaltete,  durch  die 
Verwaltungsbehörde  genandhabte  Staats- 
aufsicht gestellt  sind  (Art.  76),  worin 
zum  Ausdruck  gebracht  werden  wollte,  dass 
die  Genossenschaft  dem  Staate  zur  Erfüllung 
ihrer  Zwecke  sowie  zur  ordnungsraässigen 
Geschäftsführung  specifisch,  öffentlichrecht- 
lich, verpflichtet  ist.  —  Das  Gesamtbild  dieses 
Genossenschaftstypus  macht  doch  den  Ein- 
druck eines  nicht  rein  privatrechtlichen, 
sondern  eines  öffentlichrechtlich  qualifizier- 
ten, —  ei  nes,  wenngleich  unentwickelten, 
öffentlichen  Verbandes,  eines  aus  der  »unge- 
messenen Zahl  der  Verbände,  welche  zwar 
mit  Herrschaftsübung  in  keiner  Weise  be- 
traut, aber  sonst  von  Bedeutimg  für  die 
staatlichen  Aufgaben  sind«  (Jellinek  a  a.  0. 
254).  Nach  alledem  ist  deutlich,  dass 
die  Unterscheidung  des  württembergischen 
Wassergesetzes  zwischen  »öffentlichen^  Ge- 
nossenschaften und  solchen,  die  es  nicht 
sind,  mit  der  preussisch-französischen  Dicho- 
tomie (»freie«,  d.  h.  rein  privatrechtliche, 
und  öffentlichrechtliche  Genossenschaften) 
sich  nicht  deckt,  dass  das  württembergische 
Recht  vielmehr  in  Wahrheit  und  der  Sache 
nach  nur  öffentliche  Genossenschaften  kennt, 
und  zwar  in  zwei  Formen:  der  unent- 
wickelten, vorwiegend  privatrechtlich  kon- 
struierten »allgemeinen«  Form  und  der 
Specialform,  welche,  wie  sie  den  Namen 
»öffentliche  Genossenschaft«  allein  zu  führen 
befugt  ist,  so  auch  im  Vergleich  mit  dem 
»allgemeinen«  Typus  allein  die  Rechtsfigur 
öffentlichrechtlicher  Korporation  in  allseitiger 
Ausgestaltung  aufweist 

Das  bayerische  Recht  kennt  dem 
Wortlaute  des  einschlägigen  Gesetzes  (vom 
28.  Mai  1852  über  Bewässerungs-  und  Ent- 
wässerungsuntemehmungen)  nach  nur  eine 
Rechtsform  der  Wassergenossenschaft  Diese 
lässt  sich  zusammenfassend  charakterisieren 
als  ein  öffentlichrechtlicher  Verband  ohne 
Rechtsfähigkeit  im  Sinne  privatrechtlicher 
Persönlichkeit  1)  Neben  und  ausser  diesen 
durch  das  Gesetz  geregelten  öffentiichea 
Wassergenossenschaften  sind  aber,  wie  aus 
Artikel  46  des  Gesetzes  über  Be-  und  Ent- 
wässerungsuntemehmungen  zu  entnehmen, 
freie,  privatrechtliche  Vereinigungen  zu 
wasserwirtschaftlichen  Zwecken  durch  das 


')  Letzteres  negative  Merkmal  ist  bestritten. 
Wie  im  Text  v.  Seydel,  Bayer.  Staatsrecht 
m,  271;  a.  M.  Pözl,  Kommentar  S.  310,  t. 
Both,  Bayer.  Civihrecht  in,  §  293,  Anm.  5. 
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Gesetz  stUlschweigend  ztigelassen  (vgl. 
V.  Seydel,  bayer.  Staatsr.  III,  271;  Pözl, 
Komm,  zu  den  bayer.  Wassergesetzen 
S.  358).  Dergleichen  Assocäationen  unter- 
liegen, mangels  besonderer  Gesetzesbestim- 
mungen, den  allgemeinen  Vorschriften  des 
bürgerlichen  Rechts. 

2.  Wirkungskreis  der  W.  Der  Kreis  der- 
jenigen wasserwirtschaftlichen  Zwecke  und 
Unternehmungen,  welche  durch  genossen- 
schaftliches Zusammenwirken  verfolgt  werden 
können,  ist  durch  die  geltenden  Gesetze 
verschieden  bestimmt.  Am  engsten  zieht 
diesen  Kreis  das  sächsische  G.  v.  15. 
August  1855  (oben  S.  671  Anm.  1),  welches 
die  Genossenschaftsbildung  zulässt  (und  nach 
Befinden  anordnet)  nur  für  Zwecke  der 
Flusskorrektion,  —  und  demnächst  die  baye- 
lische  Gesetzgebung  von  1852:  Bewässe- 
ning,  Entwässerung  (Art.  1.  des  Ges.  über 
Be-  und  Entwässerungsuntemehmungen), 
Uferschutz  (s.  oben  Bd.  lU  S.  154, 155).  Weiter 
sind  die  Grenzen  der  möglichen  Genossen- 
schaftszwecke in  den  neueren  Gesetzen  ge- 
zogen. Dass  hierfür  das  französische 
Gesetz  Aber  die  Syndikalassociationen  von 
1865  bahnbrechend  war,  ist  bereits  erwähnt 
worden  (oben  S.  671);  nach  diesem  Gesetz 
könnea  dergleichen  Associationen,  sei  es 
freie,  sei  es  autorisierte,  begründet  werden 
für  folgende  wasserwirtschaftlichen  Zwecke : 

1.  Schutz  gegen  das  Meer  und  die  füessen- 
den  Gewässer  (vgl.  hierzu  oben  Bd.ni  S.  157), 

2.  Unterhaltung,  Vertiefung,  Geradelegung 
und  Regidierung  natürlicher  und  künstlicher 
Wasserläufe,  3.  Austrocknung  von  Sümpfen 
sowie  Beseitigung  sonstiger  kultur-  und  ge- 
sundheitsschädlicher Bodennässe,  4.  Bewässe- 
rung und  Schlammberieselung  (colmatage), 
5.  Drainionuig. 

Die  Bestimmungen  der  deutschen  Ge- 
setze seit  dem  preussischen  Wassei^e- 
nossenschaftsgesetz  von  1879  über  den  Kreis 
der  Genossenschaftszwecke  sind  folgende. 
Preussen  (§  1)  kennt  Genossenschaften: 
1.  zur  Ent-  oder  Bewässerung  von  Grund- 
stücken, 2.  zum  Schutze  der  Ufer,  3.  zur 
Anlegung,  Benutzung  oder  Unterhaltung  von 
Wasserläufen  oder  Sammelbecken,  4  zur 
Herstellung  imd  Verbesserung  von  Wasser- 
strassen  (Flössereien)  und  anderen  Schiff- 
fahrtsanlagen;  Württemberg  (Art  67): 
za  gemeinschaftlicher  Herstellung  und  Be- 
nutzung 1.  von  Bewässerungs-  oder  Ent^ 
wässenrngsanlagen  für  die  Zwecke  der 
Bodenkultur  oder  der  Torfgewinnung,  2.  von 
W^aßserleitungen  zur  Herbeischaffung  von 
Nutz-  oder  Trinkwasser,  3.  von  Stauanlagen 
und  Zu-  oder  Ableitungskanälen  für  die 
Zwecke  des  Gewerbebetriebes  oder  der  Land- 
wirtschaft, 4.  von  Wassersammelanlagen; 
Baden    (§   50):    1.   zur   Errichtung,    Be- 


nutzung und  Unterhaltung  gemeinsamer  Be- 
oder  Entwässerungsanlagen,  2.  zur  Errich- 
tung und  Unterhaltung  von  Anlagen,  welche 
dem  gemeinsamen  Wasserschutz  dienen, 
3.  zur  Errichtung,  Benutzung  und  Unterhal- 
tung von  gemeinsamen  Stauwerken,  Sammel- 
becken und  zugehörigen  Zu-  und  Ableitungs- 
anlagen, 4.  zur  gemeinsamen  Wasserversor- 
gung, 5.  zur  gemeinsamen  Abfü(jrung  von 
Abwässern  und  Abgängen  durch  fUessende 
Gewässer;  Hessen  (Art.  33):  1.  zur  Ent- 
oder  Bewässerung  von  Grundstücken,  2.  zur 
Benutzung  von  Bächen,  3.  zur  Instandhal- 
tung und  Regulierung  von  Bächen,  4.  zum 
Schutze  der  Ufer,  5.  zum  Schutze  gegen 
Ueberschwemmungen,  6.  zur  Anlegune,  Be- 
nutzung oder  Unterhaltung  von  Wasser- 
läufen oder  Sammelbecken. 

In  Oesterreich  (Reichswassergesetz 
vom  30.  Mai  1869)  können  Wassergenossen- 
schaften gebildet  werden  zur  Ausführung 
von  Wasserbauten,  welche  den  Schutz  von 
(Jrundeigentum  oder  die  Regulierung  des 
Laufes  eines  (Jewässers  bezwecken,  dann 
für  Ent-  oder  Bewässerungsanlagen  (vgl. 
hierzu  Ran  da,  Wassergenossenschaften, 
S.  3).  Das  ungarische  Recht  (G.  v.  1885, 
Randa  a.  a.  0.  S.  38ff.)  kennt  Genossen- 
schaften einerseits  zur  Wasserregulierung 
(Bettreguüerung,  üferschutz,  Wasserablei- 
tungj,  andererseits  zur  Wasserbenutzung 
[Bewässerung,  Drainage,  Schlammberiese- 
lung  u.  s.  w.J. 

Der  Genossenschaftszweck  ist  für  die 
einzelne  konkrete  Genossenschaft  in  dem 
Statut  (s.  unten)  zu  specialisieren.  Zur  Er- 
füllung ihrer  Zwecke  ist  der  Genossenschaft 

—  bezw.  dort,  wo  ein  Unterschied  zwischen 
freien  und  öffentlichen  Genossenschafteu 
besteht,  der  öffentlichen  Genossenschaft 

—  ein  bestimmtes  Mass  öffentlicher  Gewalt 
delegiert:  Satzungsgewalt,  Jurisdik- 
tion, Finanzgewalt,  Zwangsgewalt 
(Exetöitivgewalt),  —  ein  Moment,  welches 
die  rechtliche  Natur  der  öffentlichen  Wasser- 
genossenschaften als  eines  Selbstverwaltungs- 
körpers in  besonders  hellem  Lichte  erscheinen 
und  dessen  Betonung  und  Ausgestaltung 
namentlich  das  preussische  Gesetz  von 
1879  sowie,  ihm  folgend,  das  Recht  Hessens, 
Württembergs,  auch  Badens,  sich  angelegen 
sein  lässt,  während  u.  a.  die  bayerische  Ge- 
setzgebung sich  in  diesem  Punkte  zurück- 
haltender zeigt. 

Die  Satzungsgewalt,  »Autono- 
mie«, der  W^assergenossenschaften  ver- 
körpert sich  in  der  Befugnis  zum  .Erlass 
des  Genossenschaftsstatuts  (s.  unten). 

Mit  Jurisdiktion,  öffentlichrechtlicher 
Entscheidungsgewalt,  ausgestattet  erscheint 
die  Wassergenossenschaft  insofern,  als  nach 
den  Gesetzen  Preussens  (§  53),  Württem- 
bergs (Art  81)  und  Hessens  (Art  45)  der 

43» 
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Genossenschaftsvorstand  in  Streitigkeiten 
zwischen  der  Genossenschaft  und  ihren  Mit- 
gliedern aus  dem  Genossenschaftsrecht  (z.  B. 
über  die  Zugehörigkeit  eines  Grundstücks 
zum  Genossenschafte  verband,  über  die  Teil- 
nahme an  den  Genossenschaften)  mit  vor- 
läufig vollstreckbarer  Kraft  zu  erkennen  hat, 
vorbehaltlich  des  Rechtszuges  an  die  Ver- 
•waltungsgerichte  (s.  die  angegebenen  Ge- 
setzesstellen). 

Finanzgewalt  äussert  sich  in  dem 
Recht,  zur  Bestreitung  des  Bedarfs  der  Ge- 
Dossenscbaftsverwaltung  Beiträge  von  der 
Art  und  rechtlichen  Natur  öffentlicher  Lasten 
auf  die  Genossen  umzulegen  und  erforder- 
lichenfalls im  Zwangswege  beizutreit)en  (s. 
unten  S.  681). 

Diese  letztei-e  Kompetenz  zeigt  uns  zu- 
gleich die  vierte  der  öffentlichrechtlichen 
Funktionen  der  Genossenschaft :  die  ihr  bei- 
gelegte administrative  Zwangs-(Exekutiv-. 
vollstreckungs-)gewalt.  Sie  erscheint  in 
zwei  unterschiedlichen  Gestalten  ausgeprägt, 
als  Verwaltungszwang  zur  Beitreibung  von 
Geldfordenuigeu  der  Genossenschaft  (»exe- 
cutio  ad  solvendum«,  soeben  erwähnt;  vgl. 
Preussen  §  55,  Württemberg  Art.  81,  Baden 
§  58,  Hessen  Art.  47)  —  imd  als  Verwal- 
tungszwang zur  Herbeifühnmg  von  Hand- 
lungen oder  Unterlassungen  der  Genossen: 
»executio  ad  faciendum  vel  omittendum«. 
In  letzterer  Beziehung  ist  vorbildlich  Preussen 
§  54 :  >der  Vorstand  kann  die  in  Ausübung 
seiner  Befugnisse  gegen  einzelne  Genossen 

ferichteten  Anordnungen  auf  Kosten  der 
In^ehorsamen  zur  Ausführung  bringen  oder 
nötigenfalls  mittelst  vorher  anzudrohender 
Ordnungsstrafen  bis  zu  30  Mark  aufrecht 
erhalten«.  Uebereinstimmend  Hessen  Art  46, 
hinsichtlich  der  Art  der  Zwangsmittel  (Er- 
satzvornahme auf  Kosten  des  Ungehorsamen, 
Exekutivstrafe)  auch  Württemberg,  Art  82. 
In  Baden  (§  54  Nr.  4)  kann  dem  Vorstande 
die  Befugnis  exekutivischer  Strafdrohung 
(Ordnungsstrafen  bis  20  Mark)  durch  das 
Statut  beigelegt  w^erden,  während  der  statu- 
tarische Verwaltungazwang  der  bayeri- 
schen Wiesengeuossenschaften  (vgl.  Be-  und 
Entwäss.-G.  Art.  11,  dazu  v.  Seydel  bayer. 
Staatsrecht  III,  274  Anm.  43)  nur  von  der 
Staats-(Distriktsverwaltungs-)behörde,  nicht 
von  Genossenschaftsorganen  gehand habt  wer- 
den kann.  —  Die  Zwangsgewalt  des  Ge- 
nossenscbaftsvorstandes  steht  in  Preussen 
unter  der  Rechtskontroüe  der  Verwaltungs- 
gerichte, indes  Württemberg  (Art.  82)  und 
iäessen  (Art  46)  gegen  Zwangsverfügungen 
des  Vorstandes  nur  die  einfache  Verwal- 
tungsbeschwerde zulassen. 

3.  Die  Begründung  der  W.    Wo  das 

Gesetz,  wie  in  Preussen,  zwischen  freien 
und    öffentlichen    Genossenschaften    imter- 


scheidet.  prägt  sich  dieser  Unterschied  vor 
allem  aus  in  dem  Vorgang  der  Genossen- 
schaftsbegründung. Die  freie  Genossen- 
schaft wird  begründet  durch  Vertrag, 
die  öffentliche  »durch  Beschluss  der 
staatlichen  Behörde«  (Preussen  §  4). 

Die  nähere  Ausgestaltung  des  vertrags- 
mässigen  Zustandekommens  der  freien  Ge- 
nossenschaft nach  preussischem  Recht  ent- 
spricht dem  bekannüich  auch  für  die  Körper- 
schaftsbildung nach  Reichscivilrecht  (B.G.B. 
§§  55  ff.,  Gen.-Ge8.  v.  1.  Mai  1889)  ange- 
nommenenPrincip  derNormativbestimmungen 
mit  Registerzwang:  das  durch  den  Grün- 
dungsvertrag  nach  Massgabe  der  gesetz- 
lichen Normativbestimraiuigen  vereinbarte 
Statut  der  Genossenscliaft  und  ein  Mitglieder- 
verzeichnis müssen  bei  dem  Amtsgericht 
eingereicht  und  von  letzterem  in  das  Re- 
gister für  Wassergenossenschaften  einge- 
tragen werden;  erst  mit  der  Eintragung 
entsteht  die  Genossenschaft  als  solche,  d.  L 
erlangt  sie  die  ihr  nach  dem  Wassergenossen- 
schaftegesetze zustehenden  Rechte  (Näheres 
§§  11—19  a.  a.  0.). 

Die  öffentlichen  Genossenschaften  des 
preussischen  Rechte  und  alle  Genossen- 
schaften des  bayerischen^württembergischen, 
badischen,  hessischen  Rechts  werden  be- 
gründet durch  »Beschluss  der  staatlichen 
Behörde«,  wie  das  preussische  Gesetz  (§  4) 
sagt,  also  durch  konstitutiven  Verwal- 
tungsakt, üeber  die  Voraussetzungen 
dieses  Verwaltungsakte,  über  seine  Form 
und  über  das  Verfahren  enthalten  die  Ge- 
setze verschiedenartige  ßestimmxmgen. 

a)  Voraussetzungen.  Voraussetzung 
für  die  Begründung  einer  öffentlichen  Wasser- 
genossenschaft ist  zunächst  fast  überall  die 
nachgewiesene  Thatsacbe,  dass  das  Ge- 
nossenschaftsunternehmen eine  erhebliche 
gemeinnützige  Bedeutimg  verspricht  So 
fordert  Preussen  §45  und  Hessen  Art. 
34  den  Nachweis  eines  »öffentlichen  oder 
gemeinwirtschaftlichen  Nutzens«  (dessen  Vor- 
handensein durch  die  staatliche  Bestätigung 
des  Statuts  »endgiltig  festgestellt«  wird), 
Baden  §  50  verlangt,  dass  das  Unter- 
nehmen »einem  öffentlichen  Interesse  oder 
einem  überwiegenden  Interesse  der  Landes- 
kultiir  oder  der  Industrie  dient«.  In  Würt- 
temberg (Art.  80)  kann  eine  Genossen- 
schaft durch  königliche  Entschliessuog  dann 
als  »öffentiiche  Wassergenossenschaft«  (s. 
oben  S.  674)  anerkannt  werden,  wenn  ihr 
Unternehmen  »vermöge  seines  Zweckes  und 
seiner  Ausdehnung«  einen  erheblichen  volks- 
wirtschaftHchen  Nutzen  vermittelt«.  Endlich 
ist  in  Bayern  (Be-  u.  Entw.-G.  Art  1,  2) 
die  Bildung  einer  öffentlichen  Genossen- 
schaft  gesetzlich    notwendig,    wenn   es 
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sich  um  Unternehmungen^)  handelt,  die  zu 
»unternehmen  für  öffentliche  Zwecke«  er- 
klärt worden  und  bei  denen  wenigstens  4 
Grundeigentümer  beteiligt  sind;  sie  ist,  bei 
Erreichung  dieser  Teilnehmerzahl  zulässig 
auch  für  (landwirtschaftliche  Be-  oder  Ent- 
-wässenmgs-)  Anlagen,  denen  die  Qualifika- 
tion als  Unternehmen  für  öffentliche  Zwecke 
nicht  beigel^  ist. 

Ueber  die  weiteren  Yoraussetzungen, 
welche  für  den  Beitrittszwaug  (Teil- 
njdimezwang)   gefordert  werden,    s.  unten. 

b)  Der  die  Genossenschaft  begrün- 
dende Verwaltungsakt  ist  nach  preus- 
sischem  und  hessischem  Recht  (Preussen 
§§  57,  58,  Hessen  Art  34)  zu  erblicken  in 
der  staatlichen  Genehmigung  des  Genossen- 
schaftsstatuts. Ebenso  nach  bayerischem 
Recht,  sofern  es  sich  nicht  lun  ein  »Unter- 
nehmen für  öffentliche  Zwecke«  (s.  oben) 
handelt;  anderenfalls  liegt  der  Gründungs- 
akt in  der  Erklänmg  der  Behörde,  dass  ein 
solches  Unternehmen  vorliege.  Nach  würt- 
tembergischem und  badischem  Recht  ist  die 
staatliche  Genehmigung  des  Genossenschafts- 
statuts gleichfalls  erforderlich  (vgl.  Würt- 
temberg Art.  74,  Baden  §  55),  doch 
bildet  diese  Genehmigung  nur  ein  Znbehör- 
stück  zu  dem  eigentlichen  konstitutiven  Akt, 
d.  h.  der  »Genehmigung  des  genossen schaft^ 
liehen  Unternehmens  als  solchen«  (Württ. 
Art.  68),  dem  »Beschluss  der  Behörde,  wo- 
dnrch  die  Bildung  der  Genossenschaft  ge- 
nehmigt wird«  (Bad.  §§  51,  52).  Die  Er- 
teilung oder  Versagung  der  genehmigenden 
Staatswillenserklärung  ist  nach  preussischem, 
bayerischem,  hessischem  Recht  im  wesent- 
lichen reine  Ermessenssache  der  zuständigen 
Stellen,  während  Baden  (§  55)  und  Würt- 
temberg (krt.  68,  74)  dem  administrativen 
Ermessen  gewisse  Schranken  ziehen  und  die 
Tersagung  der  Genehmigung  namentlich  nur 
■wegen  Gesetzwidrigkeit  des  geplanten  Unter- 
nehmens oder  wegen  mangelnder  Sicher- 
stellung  seiner  Zwecke  zulassen. 

c)  Das  Verfahren  behufs  Bildung  öffent- 
licher Genossenschaften  ist  in  den  Gesetzen 
meist  sehr  eingehend  geregelt  Es  ist  hier 
auf  die  einschlägigen  Vorschriften  (z.  B. 
Preussen  §§  71—88,  Bayern  Art.  23  ff., 
Württemberg  Art.  86  ff.  u.  s.  w.)  im  allge- 
meinen hinzuweisen  und  lediglich  hervoi-zu- 
heben,  dass  nach  den   übereinstimmenden 


')  Zu  Unternehmen  fär  öffentliche  Zwecke 
-werden  (durch  die  Kreisregiernng)  solche  Be- 
oder  Entwässerungsanlagen  erklärt,  welche  einen 
unzweifelhaften,  überwiegenden,  landwirt- 
schaftlichen Nutzen  gewähren,  sich  auf  eine 
bedeutende  Grundfläche  erstrecken  und  ohne 
Ausdehnung  auf  fremde  Grundstücke  oder  Ent- 
eignung unbeweglichen  Eigentums  nicht  aos- 
flthrhar  sind:  B.-  u.  Entw.-G.  Art  1. 


Grundsätzen  dieser  Vorschriften  die  Ini- 
tiative zur  Bildung  der  Genossenschaft 
ausser  von  den  beteiligten  Grundeigentümern 
auch  im  öffentlichen  Interesse  von  der 
Staats-  oder  Gemeindebehörde  ergriffen  wer- 
den kann,  dass  die  Pläne  des  Genossen- 
schaftsunternehmens entweder  von  staat- 
lichen Kulturtechnikern  o<ler  doch  unter 
staatlicher  Eontrolle  aufgestellt  werden  imd 
dass  die  Pläne  sowie  das  ganze  Vorhaben 
der  Genossenschaftsgriindung  einer  ein- 
gehenden Instruktion  diuxjh  die  Verwaltungs- 
behörde unter  Zuziehung  aller  Beteiligten 
unterliegt.  In  der  Regel  erfolgt  die  (Geneh- 
migung zur  Bildung  der  Genossenschaft  erst 
auf  Grund  einer  abschliessenden  Verhand- 
lung mit  den  Interessenten  und  einer  Ab- 
stimmung seitens  der  letzteren.  Dies  ist 
insbesondere  vorgeschrieben  für  Genossen- 
schaftsgründungen mit  Beitritt  szwang. 

4.  Beitritt  und  Aasscheiden  der  Ge- 
nossenschaftsmitglieder.') 1.  Der  Ein- 
tritt in  eine  Wassergenossenschaft  beruht 
im  allgemeinen  auf  freier  Vereinbarung,  der 
Art,  dass,  soweit  das  Gesetz  nicht  ein 
anderes  bestimmt,  weder  ein  Zwang  gegen 
einzelne  Grundeigentümer  zum  Eintritt  in 
die  ,  Genossenschaft  (Beitrittszwang) 
noch  ein  Zwang  g^n  die  Genossenschaft 
zur  Aufnahme  von  Mitgliedern  (Aufnahme- 
zwang) stattfindet 

Die  Bestimmungen  der  deutschen  Ge- 
setze über  den  Beitritts-  und  Aufnahme- 
zwang sind  in  ihren  Gnmdzügen  folgende. 

a)  Beitrittszwang.  Ziemlich  eng  be- 
grenzt erscheint  die  Anwendung  des  Bei- 
trittszwanges in  Bayern.  Hier  —  Be-  u. 
Entw.-G.  Art.  16  —  findet  ein  Zwang  zum 
Eintritt  in  eine  Genossenschaft  nur  statt, 
wenn  das  Unternehmen  der  letzteren  als 
Unternehmen  für  öffentliche  Zwecke  erklärt 
ist  (s.  die  Anmerkung  auf  voriger  Spalte), 
wenn  es  zweckmässig  nur  ausgeführt  wer- 
den kann  bei  Ausdehnung  auf  eine  Grund- 
fläche, die  mehreren  Eigentümern  ^hört, 
und  wenn  die  Eigentümer  von  wenigstens 
zwei  Drittteilen  der  ganzen  beteiligten 
Fläche  sich  für  das  Unternehmen  erklären. 

Das  württembergische  Wasserge- 
eetz  (Art.  84)  giebt  das  Privilegium  des 
Beitrittszwanges  denBe-  imd  Entwässerungs- 
genossenscliaften,  welche  Zwecke  der  Boden- 
kidtur  oder  der  Torfgewinnung  verfolgen, 
sofern  die  Majorität  der  Beteiligten  (berechnet 
nach  der  Zahl  und  der  Höhe  des  Grund- 
steuerkapitals, Württemberg  Art  91)  dem 
Unternehmen  zugestimmt  hat,  letzteres 
zweckmässig   nur   durch  Ausdehnung   auf 


')  Die  Ansf&hrnngen  dieses  und  der  folgen- 
den Abschnitte  beziehen  sich,  soweit  nicht  ein 
Anderes  bemerkt  ist,  nur  auf  öffentliche 
Wassergenossenschaften  (s.  bereits  oben  S.  673.74)! 
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die  Ghrandstücke  der  Minorität  ausgeführt 
werden  kann  und  endlich  als  sicher  anzu- 
nehmen ist,  dass  durch  die  geplante  Melio- 
ration eine  die  Herstellungs-  und  Unter- 
haltungskosten erheblich  übersteigende  Wert^ 
erhöhung  der  zu  bewässernden  oder  ent- 
wässernden Grundstücke  bewirkt  werde. 

In  Preussen  ist  der  Beitrittszwang 
allgemein  für  landwirtschaftliche  Ent-  und 
Bewässertingsgenossenschaften,  in  enger  pro- 
vinzialrechtlicher  Beschränkung  ausserdem 
für  Genossenschaften  zur  Anlegung,  Be- 
nutzung und  Unterhaltimg  von  Sammel- 
becken zu  industrieUeu  Zwecken  zugelassen. 
In  ersterer  Beziehung  bestimmt  §  65  des 
Wassergesetzes  von  1879:  »Der  Eintritt  in 
eine  neu  zu  bildende*)  Genossenschaft  zur 
Ent-  oder  Bewässerung  von  Grundstücken 
kann  gegen  widersprechende  Eigentümer 
der  bei  dem  Unternehmen  zu  beteiligenden 
Grundstücke  erzwungen  werden:  1.  wenn 
das  Unternehmen  Zwecke  der  Landeskultur 
verfolgt  und  2.  nur  bei  Ausdehnung  auf  die 
in  dem  Eigentum  der  Widersprechenden 
befindliche  Gnmdfläche  zweckmässig  ausge- 
führt werden  kann  und  wenn  3.  die  Mehr- 
heit der  Beteiligten,  nach  der  Fläche  imd 
dem  Katastralreinertrage  der  zu  beteiligen- 
den Grundstücke  berechnet,  sich  für  das 
Unternehmen  erklärt  hat«. 

Diese  Bestimmungen  haben  nun  neuer- 
dings, zunächst  mit  Geltungskraft  für  ein- 
zelne Flussgebiete  (Wupper  und  Neben- 
flüsse: G.  V.  19.  Mai  1891;  Volme  und 
Nebenflüsse:  G.  v.  14.  August  1893;  Ruhr: 
G.  V.  18.  April  1900)  eine  Erweiterung  dahin 
erfahren,  dass  der  Beitrittszwang  für  zu- 
lässig erklärt  ist  auch  bei  Genossenschaften 
zur  Anlegung  von  Sammelbecken  für  ge- 
werbliche Anlagen,  wobei  jedoch  an  Stelle 
der  durch  §  G5  Nr.  3  des  Wassergenossen- 
schaftsgesetzes vorgeschriebenen  Arealraajo- 
rität  die  Mehrheit  »des  in  den  Voranschlägen 
ermittelten  Vorteils«  tritt. 

Der  Zwang  zum  Eintritt  in  die  Genossen- 
schaft wird  stets  ausgeübt  in  Verbindung 
mit  der  Genehmigung  des  Statuts,  welche 
in  diesem  Falle  durch  königliche  Ver- 
ordnung zu  erteilen  ist,  während  sonst, 
wenn  sämtliche  Genossenschaften  freiwillig 
beigetreten  sind,  ministerielle  Genehmigimg 
genfl^  (§  57  W.G.G.). 

Die  Voraussetzungen  und  Formen  des 
Beitrittszwanges  nach  dem  badischen 
Wassergesetz  sind  folgende:  Als  Zwangs- 
genossenschaften können  nur  begründet 
werden  Genossenschaften  zur  Errichtung, 
Benutzung  und   Unterhaltung  gemeinsamer 


')  Auch  die  im  Text  erörterten  Bestim- 
mungen des  württembergischen,  hessischen, 
badischen  Rechts  beziehen  sich  ihrem  Wortlaute 
nach  nur  anf  „neu  zu  bildende"  Genossenschaften. 


Be-  und  Entwässerungsanlagen,  zur  Errich- 
tung und  Unterhaltung  von  Anlagen,  welche, 
dem  gemeinsamen  Wasserschutz  dienen, 
und  zur  Errichtung,  Benutzung  imd  Unter- 
haltung von  gemeinsamen  Stauwerken, 
Sammelbecken  und  zugehörigen  Zu-  und 
Abteilungsanlagen  (Baden  §  68  verbd.  mit 
§  50  Nr.  1 — 3).  Allgemein  ist  für  die  Aus- 
übung des  Beitrittszwanges  vorausgesetzt 
dass  das  Gtenossenschaftsunternehmen  »dem 
öffentlichen  Interesse  oder  einem  überwie- 
genden Interesse  der  Landeskultur«  i)  dient, 
dass  das  Unternehmen  nur  unter  Mitwirkung 
mehrerer  Eigentümer,  deren  Grundstücke 
davon  Vorteil  ziehen,  zweckmässig  ausge- 
führt werden  kann  und  dass  eine  (qualifizierte 
Mehrheit  der  Beteiligten  sich  für  die  Aus- 
führung des  Planes  unter  BUdung  einer 
Genossenschaft  erklärt.  Die  Berechnung  der 
Mehrheit  erfolgt  nach  verschiedenen  Grund- 
sätzen, je  nachdem  es  sich  um  eine  Ge- 
nossenschaft zur  NeuausfOhrung  von  ge- 
meinsamen Anlagen  (Baden  §§  68  ff.)  oder 
um  eine  solche  zur  Unterhaltung  von  bereits 
bestehenden  Anlagen  (a.  a.  0.  §  81)  handelt 
Im  letzteren  Falle  genügt  einfache  Majorität 
der  Beteiligten,  während  fürGenossenschafts- 
grUndungen  der  ersteren  Art  Zweidrittel- 
mehrheit verlangt  wird:  a.  a.  0.  §  68;  über 
die  Abstufung  des  Stimmgewichts  der  In- 
teressenten (bei  Bewässerungs-,  Entwässe- 
rungs-  und  Wasserschutzgenossenschaften 
nach  dem  landwirtschaftlich  genutzten  Areal 
bezw.  nach  der  Grösse  des  zu  erwartenden 
Vorteils,  bei  Stauwerks-  und  Sammelbecken- 
genossenschaften stets  nach  dem  Masse  des 
Vorteils)  treffen  die  §§  73,  56  a.  a.  0.  ein- 
gehende Bestimmimgen.  Die  Entscheidung 
darüber,  ob  imd  welche  Egentümer  der 
Genossenschaft  zwangsweise  zuzuteilen  seien, 
wird  durch  das  Ministerium  des  Innern  ge- 
troffen (§  75). 

Noch  weiter  als  das  badische  geht  das 
hessische  Becht  in  der  Zulassung  des 
Beitrittswanges :  letzterer  ist  statthaft  bei 
allen,  nicht  nur  bei  gewissen  Arten  von 
Wassei'genossenschaften,  vorausgesetzt,  dass 


')  Diese  Fonnnlienmg  besagt,  dass  an  sol- 
che Unternehmungen,  welche  nicht  Landes- 
kultur- (d.  h.  landwirtschaftlichen) 
Zwecken,  sondern  andern,  z.  B.  indnstriellen 
Zwecken  zn  dienen  bestimmt  sind,  strengere 
Anforderungen  gestellt  werden  sollen:  während 
bei  der  Grilndung  einer  landwirtschaftlichen  Be- 
oder  Entwässerungggenossenschaft  das  Vor- 
handensein eines  „überwiegenden"  Interesses 
der  Landesknltar  innerhalb  des  Genossen- 
schaftsgebietes zur  AnsUbnng  des  Beitritts- 
zwanges  genast,  mnss,  sofern  es  sich  um  nicht- 
landwirtschafmcbe  Proiekte  bandelt,  das 
öffentliche,  d.  h.  allgemeine  Interesse 
die  Erzwingung  des  Beitritts  Widersprechender 
fordern,  um  einen  derartigen  Zwang  als  gesetz- 
lich gerechtfertigt  erschemen  zn  lassen. 
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ein  überwiegender  Nutzen  für  die  Landes- 
kultur zu  erwarten  steht  und  die  Mehrheit 
der  Beteiligten  sich  für  das  Unternehmen 
erklärt.  Die  gesetzliche  Mehrheit  ist  ein- 
gehe Ärealmajorität,  wobei  jedoch  der 
Minorität  ein  Veto  dann  zugestanden  ist, 
■wenn  ihr  Areal  sich  auf  mindestens  vier 
Fünftel  der  Gesamtkopfzahl  verteilt  (Hessen 
Art.  53). 

Das  in  Elsass-Lothringen  noch 
geltende  französische  Geset»  von  1865  (oben  S. 
671, 673)  gestattet  gleichfalls  die  Anwendung 
des  Beitrittszwanges  bei  allen  (autorisierten) 
Genossenschaften  und  zu  Gunsten  aller  Ge- 
nossenschaftszwecke, wenn  die  gesetzliche 
Mehrheit  der  Beteiligten  (Mehrheit,  welche 
entweder  zugleich  die  einfache  Individual- 
und  Zweidrittelmajorität  des  Areals  oder 
zugleich  die  einfache  Areal-  und  die  Zwei- 
drittelmajorität der  Kopfzahl  darstellt;  vgl. 
ausser  dem  angeführten  Gesetz  von  1865 
das  elsass-lothringische  G.  v.  11.  Mai  1877, 
§§  1,  2.  üeber  die  Flussbauverbände 
in  Elsass-Lothringen  ist  bereits  im  Art. 
Deichwesen,  oben  Bd.  III  S.  157,  158 
das  Nötige  gesagt  worden. 

Eine  von  fast  allen  vorstehend  erörterten 
Landesgesetzen  aufgenommene  Beschränkung 
des  Beitrittszwanges  ist  die,  dass  bezüglich 
solcher  Grundstücke,  für  welche  das  Unter- 
nehmen eine  erhöhte  Ertragsfähigkeit  nicht 
in  Aussicht  steUt  oder  deren  besondere  Be- 
nutzungsweise für  sie  von  wesentlich  grös- 
serem wirtschaftlichen  Interesse  ist  als  die 
durch  das  Unternehmen  beabsichtigte  Ver- 
bessenmg,  ein  Beitrittszwang  nicht  stattfindet 
(vorbildlich:  Bayern  Art.  20,  ebenso  oder 
ähnlich  Preussen  §  65  Abs.  3,  Hessen 
Art.  53,  Württemberg  Art  84,  Baden 
§  68  Abs.  2).  Solche  Gnmdstücke  muss 
die  Genossenschaft  eventuell  im  Wege  der 
Zwangsenteignung  erwerben. 

b)  Aufnahmezwang.  »Die  Genossen- 
schaft ist  verpflichtet,  Eigentümer  benach- 
barter Grundstücke  auf  deren  Verlangen  in 
die  Genossenschaft  aufzunehmen,  wenn  die 
Eilt-  oder  Bewässerung  dieser  Grundstücke 
durch  Mitbenutzung  der  genossenschaftlichen 
Anlagen  auf  die  zweckmässigste  Weise  er- 
folgen kann  und  die  Anlagen  der  Genossen- 
schaft bei  entsprechender  Einrichtung  hin- 
reichen, um  ohne  Nachteile  für  die  bereits 
vorhandenen  Mitglieder  den  gemeinsamen 
Bedürfnissen  zu  entsprechen.  Der  neu  hin- 
zutretende Genosse  hat  jedoch  der  Genossen- 
schaft einen  entsprechenden  Anteil  an  den 
Anlagekosten  zu  zahlen«  (Preussen  §  69, 
identisch  Hessen  Art.  56,  ähnlich  Würt- 
temberg Art.  85  und  Baden  §  59). 

II.  Austritt  aus  der  Genossen- 
schaft, a)  Recht  der  Genossen- 
schaftsmitglieder auf  Austritt. 
Nicht  nur,  was  selbstverständlich,  der  er- 


zwungene (s.  vorstehend  I,  a),  sondern  auch 
der  freiwillig  erklärte  Beitritt  zur  Genossen- 
schaft ist  ein  für  den  Beiti'etenden  imd  seine 
Rechtsnachfolger  im  Besitz  des  Grundstückes 
unwiderruflicher  Akt,  der  Art,  dass  ein  Recht 
auf  Axistritt  wider  den  Willen  der  Genossen- 
scliaft  im  allgemeinen  nicht,  sondern  nur 
insoweit  besteht,  als  das  Gesetz  es  ausdrück- 
lich gewährt.  Ein  solches  Recht  ist  nicht 
konzediert  in  Bayern  und  Württemberg 
(Württ  Art.  69  Abs.  2  lässt  ein  Ausscheiden 
eines  Grundstücks  aus  dem  Genossenschafts- 
verbande wider  den  Willen  der  Genossen- 
schaft unter  gewissen  Voraussetzungen 
zwar  zu,  giebt  aber  kein  subjektives  Recht 
auf  den  Erlass  einer  dahingehenden  Ver- 
waltungsentscheidung), wogegen  die  Gesetze 
Preussens,  Hessens  und  Badens  ein  Recht 
auf  Ausscheiden  entweder  schon  dann  ge- 
währen, wenn  nach  Lage  der  Yerliältnisse 
dem  betreffenden  Grundstück  die  erwarteten 
Vorteile  nicht  zugehen  oder  das  Ausschei- 
den ohne  Benachteiligung  der  Genossen- 
schaft und  ihrer  Gläubiger  thunlich  ist 
(Baden  §  60  Nr.  2),  oder  doch  jedenfalls 
dann,  wenn  das  Grundstück  von  den  Unter- 
nehmern dauernden  Nachteil  hat  (Preussen 
§  66  Abs.  3,  Hessen  Art  .54  Abs.  4). 

b)  Recht  der  Genossenschaft  auf 
Ausschliessung  von  Genossen  bezw. 
deren  Grundstücken.  Nach  preussi- 
schem  und  hessischem  Recht  können  Grund- 
stücke, deren  Verbleiben  im  Genossenschafts- 
verbande die  Erreichung  des  Genossenschafts- 
zwecks gefährdet,  wider  den  Willen  ihrer 
Eigentümer  aus  der  Genossenschaft  ange- 
schlossen werden  (Preussen  §  68,  Hessen 
Ai't  55,  im  wesentlichen  ebenso  Württem- 
berg Art.  69  Abs.  8.  Entschädigung  des 
Ausgeschlossenen !).  Etwas  abweichend  und 
weitergehend  im  Sinne  eines  diskretionären 
Ausschliessungsrechts  Baden  §  61. 

Streitigkeiten  zwischen  der  Genossen- 
schaft und  ihren  Mitgliedern  bezw.  Dritten 
wegen  der  vorstehend  zu  I.  a,  b,  II,  a,  b 
erörtei-ten  Rechtsverhältnisse  sind  in  Preussen, 
Baden  und  Hessen,  in  etwas  beschränkterem 
Umfange  auch  in  Bayern  und  Württemberg 
von  den  Verwaltungsgerichten  entschieden; 
einzelne  Punkte  (insbesondere  Entschädi- 
gungsfragen) sind  im  Streitfalle  den  ordent- 
Bchen  Gerichten  zugewiesen. 

6.  Organisation.  Die  Organisation  der 
Genossenschaft  wird,  soweit  nicht  das  Ge- 
setz unmittelbare  Bestimmung  trifft,  durch 
das  »Statut«  (Preussen,  Hessen,  Württem- 
berg) oder  die  »Satzungen«  (Bayern, 
Baden)  geregelt,  welches  in  diesem  Punkte 
wie  sonst  den  gesetzlichen  Normatiwor- 
schriften  entsprechen  muss  und  der  staat- 
lichen Bestätigung  bedarf  (zur  Erteilung 
der  Bestätigung  zuständig:  in  Preussen  bei 
Zwangsgeaossenschaften   der   König,    sonst 
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der  Bessortminister,  d.  h.  grundsätzlich  der 
Minister  für  Landwirtschaft,  bei  Oenossen- 
schaften  zu  gewerblichen  Zwecken  der 
Minister  für  Handel  und  Gewerbe,  bei  Ge- 
nossenschaften zu  Schiffahrtszwecken  der 
Minister  für  öffentliche  Arbeiten;  —  in 
Baden  und  Hessen  das  Ministerium  des 
Innern,  in  Bayern  und  Württemberg  die 
Kreisregierung). 

Gesetzlich  notwendig  ist  überall  die  Ein- 
setzung eines  Vorstandes  (in  Bayern 
Art  2,  »Ausschuss«  genannt),  i)  welcher  die 
Geschäfte  der  Genossenschaft  zu  führen  und 
letztere  nach  aussen  zu  vertreten  hat  (eine 
nach  preussischem,  bayerischem,  württem- 
bergischem Recht  Dritten  gegenüber  durch 
das  Statut  nicht  beschränkbare  Vertretungs- 
macht). Obligatorisch  ist  femer  nach  preus- 
sischem ,  wOrttembergischem ,  badischera, 
hessischem  Recht  als  zweites  Hauptorgan 
die  Genossenschaftsversammlung, 
d.  h.  nach  den  meisten  Gesetzen  die  Plenar- 
versammlung  der  Genossenschaften  (Reprä- 
sentativsystem,  gewählte  Vertretung  niu:  in 
Baden  §  54  Abs.  3,  für  grosse  Genossen- 
schaften zulässig),  deren  stets  beschliessende, 
nicht  bloss  beratende  Kompetenz  sich  auf 
die  im  Gesetz  und  ei^nzungsweise  im 
Statut  bezeichneten  Angelegenheiten  er- 
streckt. Stimmrecht  und  Stimmgewicht  in 
der  Genossenscbaftsversammlimg  sind  statu- 
tarisch zu  ordnen.  Die  Autonomie  der  Ge- 
nossenschaft ist  hierin  nach  manchen  Ge- 
setzen (Württemberg,  auch  Baden,  dessen 
§  56  mit  seinen  eingehenden  Vorschriften 
über  das  Stimmrecht  lediglich  subsidiär 
eintreten,  sofern  das  Statut  nicht  ein  anderes 
bestimmt)  frei,  nach  anderen  beschränkt,  so 
namentlich  in  Preussen  (§  67)  und 
Württemberg  (Art.  98)  für  Be-  und 
Entwässernngsgenossenschaftea  dimjh  die 
Bestimmung,  dass  das  Stimmgewicht  der 
Genossen  nach  dem  Verhältnis  ihrer  Teil- 
nahme an  den  Genossenschaften  abzustufen 
ist*),  in  Hessen  (Art.  37  Nr.  6)  durch  die 
Vorschrift,  dass  kein  Genosse  mehr  als  zwei 
Fünftel  aller  Stimmen  vereinigen  darf. 

6.  Die  Genossenschaftslasten  und  der 


*)  Der  aus  der  Mitte  des  Ausschnsses  von 
diesem  zu  wählende  „Vorstand"  ist  der  Oe- 
schäftsfilhrer  der  Oenossenschaft.  Genossen- 
schaften von  weniger  als  6  Mitgliedern  wählen 
statt  des  Ausschnsses  und  Vorstandes  nur  einen 
Geschäftsführer  f  Art  2,  Abs.  4—6).  Besondere 
Bestimmungen  üoer  den  Ausschuss  als  „Wiesen- 
vorstandschaft"  8.  Art.  10  ff. 

')  Doch  darf  von  dieser  Regel  durch  „ander- 
weite Vereinbarung",  d.h.  durch  einstimmig 
(Hermes  bei  v.  Stengel,  s.  v.  Wassergenossen- 
schaften, Bd.  II  S.  870)  beschlossene  statuta- 
rische Satzung  abgewichen  werden.  So  insbe- 
sondere in  Württemberg  (Art.  98). 


Hassstab  ihrer  Yerteiliing.  Ueber  den 
Massstab  der  Verteilung  der  Genossenschafts- 
lasten oder  den  sogenannten  Beitragsfuss 
entscheidet  zunächst  die  Autonomie  der 
Genossenschaft,  sei  es  im  Wege  statutarischer 
Satzung  (dies  die  Regel;  Preussen  §  56*, 
Württembeig  Art  733,  Baden  §  54»,  Hessen 
Art  37^),  sei  es  durch  besonders  lieriwizu- 
führenden  einstimmigen  Beschluss  (so 
namentlich  bei  Ent-  und  Bewüsserungsge- 
nossenschaften,  Bayern  Art  13  Abs.  2  [»güt- 
liches Uebereinkommen«J.  Preussen  §  66 
[»allgemeine  Vereinbarung«],  Württemberg 
Art  97  Abs.  1  [»Uebereinkunft  sämtlicher 
Beteiligten«],  sowie  überhaupt  für  Zwangs- 
genossenschaften:  Hessen  Art.  54  Abs.  1). 
Nur  für  die  Zwangsgenossenschaften  des 
badischen  Rechts  ist  der  Dmlagemassstab 
gesetzlich  festgelegt,  ohne  autonomischea 
ßeliebungen  Raum  zu  lassen:  i^ea  §  77. 
Kommt  eine  Regelung  des  Beitra^fusses 
durch  Statut  oder  Vereinbarung  nicht  zu 
Stande,  so  tritt  nach  bayerischem  Recht 
(Art  13,  Abs.  2 — 5)  für  sämtliche  Genossen- 
schaften, nach  preussischem,  württembeigi- 
schem  und  hessischem  Recht  für  Genossen- 
schaften mit  Beitrittszwang  ein  bestimmter 
gesetzlicher  Verteilungsmassstab  ia  Kraft 
Dieser  beruht  entweder  auf  dem  reinen 
Aefjuivalenzsystem:  Verteilung  der 
Lasten  nach  Massgabe  der  den  Genossen 
aus  den  Genossenschaftsanlagen  erwach-seu- 
den  Voiteile  ohne  Rücksicht  auf  Flächen- 
grösse  oder  Wert  der  Grundstücke;  so  in 
Preussen,  §  66,  das  gleiche  System  gilt, 
und  zwar  als  zwingende  Gesetzesvorschrift 
(s.  oben),  als  Principalmassstab  auch  in 
Baden  (§  77  Abs.  1,  vgL  aber  Abs.  2). 
Oder  es  ist  primo  loco  der  Arealmass- 
stab vorgeschriebeu :  ümlegune  der  Bei- 
träge nach  dem  Flächengehalt  der  zu  ver- 
bessernden Grundstücke,  wobei  aber  für  den 
Fall,  dass  hinsichtlich  der  Vorteile,  welche 
den  einzelnen  Grundstücken  aus  dem  Ge- 
nossenschaftsuntemehmen  erwachsen ,  ein 
erheblicher  Unterschied  besteht,  eine  ent- 
sprechende Abstufung  des  Beitragsfusses 
teils  vorgeschrieben  (so  in  Bayern,  Art.  13 
Abs.  4  und  in  Württemberg,  Art.  97 
Abs.  2,  3;  Einteilung  der  Grundstücke  in 
Klassen),  teils  zugelassen  (so  in  Hessen, 
Art.  .54  Abs.  2).  In  allen  Fällen  ist  die  Er- 
mässigtmg  oder  der  vollständige  Erlass  der 
einzelnen  Beitragsforderung  gestattet  und 
geboten,  wenn  sich  nachü-äglich  ergiebt, 
dass  das  beitragspflichtige  Grundstück  einen 
besonders  geringen  oder  gar  keinen  Vorteil 
von  dem  Genossenschaftsunternehmen  ge- 
habt hat:  vgl.  Preussen,  §  66  Abs.  2,  Baden 
§  77  Abs.  3,  Württemberg  Ax-t  97  Abs.  4, 
Hessen  Art.  54  Abs.  3.  Das  bayerische 
Recht  gewährt  ausserdem  noch  unbemittelten 
Genossenschaften,  welche   zum  Beitritt  ge- 
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zwungen  -worden  sind,  besondere  Erleichte- 
rungen: 8.  hierüber  Bayern  Art  17. 

Die  Genossenschaftsbeiträge  haben  über- 
all den  Charakter  öffentlicher  Lasten; 
sie  werden  in  Bezug  auf  die  Rechtskontrolle 
der  Veranlagung  {Verwaltungsrechtsweg !) 
und  auf  die  Beitreibung  (Verwaltungsexe- 
Inition;  vgl.  oben  S.  676)  von  den  Gesetzen 
den  öffentlichen,  insbesondere  den  Gemeinde- 
abgaben gleichgestellt. 

7.  Staatsaiifsicht  Die  Wassergenossen- 
schaften, und  zwar  in  Württemberg  nicht 
nur  die  »öffentlichen«:,  sondern  auch  die 
»nichtöffentlichen«  (s.  oben  S.  674),  sind 
zur  Sicherung  der  (lualifizierten  Pflichtstel- 
luDg,  welche  sie  als  Selbstverwaltungskörper 
dem  Staate  gegenüber  einnehmen  (vgl.  oben 
S.  674)  der  Aufsicht  des  Staates  unter- 
worfen. Sichtung  und  Inhalt  dieser  Auf- 
sichtsgewalt über  die  Genossenschaften  ist 
durch  die  Gesetze  bestimmt,  tmd  namentlich 
enthalten  das  preussische  Wassergenossen- 
schaftsgesetz sowie  die  Gesetze  Württem- 
bergs, Badens  und  Hessens  hierüber  ein- 
gehende und  klare,  das  bayerische  Be-  und 
Entwässerungsgesetz  dagegen  nur  vereinzelte, 
lückenhafte  und  wenig  prägnante  Bestim- 
mungen. 

Gegenständlich  ist  die  Staatsaufsicht 
zunächst  überall  darauf  gerichtet,  dass  die 
Angelegenheiten  der  Genossenschaft  in  Ueber- 
einstimmung  mit  dem  Statut  und  den  Ge- 
setzen verwaltet  werden:  Preussen  §  49, 
Württemberg  Art  76,  Baden  §  62,  Hessen 
Art  41.  In  Preussen  und  Hessen  ist  sie 
auf  diese  Punkte  beschränkt  In  Württem- 
berg erstreckt  sich  die  Beaufsichtigung 
ferner  noch  auf  die  Ordnungsraässigkeit  des 
Rechnungswesens  und  erheblich  weiter  wie 
Überali  sonst  ist  der  sachliche  Umfang  der 
Aufsichtsgewalt  in  Baden  gezogen,  dort  liat 
(a.  a.  0.  Abs.  2)  die  Aufsichtsbehörde  u.  a. 
anch  darüber  zu  wachen,  dass  eine  Beein- 
trächtigung der  öffentlichen  Interessen  so- 
wie eine  ungerechtfertigte  Bevorzugung  oder 
Benachteiligung  einzelner  Mitglieder  oder 
eines  Teils  dereelben  vermieden  werden. 

Die  Befugnisse  der  Aufsichtsinstanz 
werden  von  den  vorerwähnten  Gesetzen 
einfach  imd  zweckentsprechend  durch  die 
Bestimmung  geordnet,  dass  die  Aufsicht 
über  die  Wassergenossenschaften  mit  den- 
jenigen Befugnissen  zu  handhaben  ist,  welche 
der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  gegenüber 
der  Gemeindeverwaltung  zustehen: 
Preussen  §  49  Abs.  2,  Württemberg  Art  80 
Abs.  4,  Baden  §  62  Abs.  3,  H-^sen  Art.  41 
Abs.  2.  Ausser  und  abgesehen  von  dieser 
allgemeinen  Vorschrift  enthalten  dann  die 
G^tze  noch  besondere  Bestimmungen  über 
einzelne  Funktionen  der  Aufsichtsgewalt,  so 
Preussen  §§  50,  51  (=  Hessen  Art.  42,  43) 
über  die  Zwangsetatisierung  gesetzlich  oder 


statutarisch  notwendiger  Ausgaben  und  über 
das  Erfordernis  der  Staatsgenehmigung  bei 
Immobiliarveräusserungen  und  Aufnahme 
von  Anleihen  durch  die  (Jenossenschaft, 
Württemberg  Art  80  Abs.  3  über  die  Be- 
stätigung des  Vorstandes,  Baden  §  62  Abs.  4 
über  die  kommissarische  Verwaltung  der 
Genossenschaftsaugelegenheiten  durch  staat- 
lich bestellte  »Bevollmächtigte«. 

8.  Auflösung  der  W.  Die  freie 
Genossenschaft  des  preussischen  Rechts 
wird  aufgelöst  durch  Ablauf  der  im  Statut 
bestimmten  Zeit,  diuxsh  einen  Beschluss 
der  Genossenschaft  und  durch  Eröffnung 
des  Konkurses  (Preussen  §  31).  Für  die 
öffentlichen  Genossenschaften  in  Preussen, 
beide  Kategoiieen  der  Genossenschaften 
in  Württemberg  und  ebenso  für  sämtliche 
Genossenschaften  des  bayerischeu,  badischen 
und  hessischen  Rechts  gilt  folgendes.  Die 
Genossenschaft  kann  ihr  Ende  finden  mit 
oder  gegen  ihren  Willen.  Mit  ihrem 
Willen,  d.  h.  durch  einen  auf  Auflösung 
der  Genossenschaft  lautenden  Genosseu- 
schaftsbeschluss.  Ein  solcher  Beschluss 
bedarf  überall  ausser  in  Bayern  der  Staats- 
genehmigimg (Preussen  §  62,  Württemberg 
Art.  77,  Baden  §  64,  Hessen  Art  50,  zu- 
ständig überall  die  Centralbehörde,  in 
Preussen  der  betreffende  Ressortminister,  in 
den  anderen  Staaten  das  Ministerium  des 
Innern)  und  kann  giltig  nur  mit  Zweidrittel- 
majorität gefasst  werden;  nähere  Bestün- 
mungeu  über  die  Berechnung  der  Mehrheit 
finden  sich  in  den  angezogenen  Gesetzes- 
bestimmungen soAvie  Bayern  Art  9. 

Gegen  ihren  Willen  kann  die  Genossen- 
schaft aufgelöst  werden  durch  Verfügung 
der  Staatsbehörde  (d.  h.  in  Preussen.  Würt- 
temberg, Baden,  Hessen  des  zuständigen 
Ministerium,  in  Bayern  der  Kreisr^erung), 
wenn  die  Genossenschaft  nur  noch  aus  zwei 
Mitgliedern  besteht  (Preussen  §  61,  Würt- 
temberg Art.  78,  Baden  §  63,  Hessen  Art.  49; 
Voraussetzung  überall  Antrag  des  einen  Ge- 
nossen) oder  wenn  die  Ausführung  des  Unter- 
nehmens um  mehr  als  Jahresfrist  verzögert 
ist  (Preussen,  Württemberg,  Baden,  Hessen 
a.  a.  0.,  Bayern  Art  42).  Ueber  das  an 
die  freiwillige  oder  unfreiwillige  Auflösung 
sich  anschliessende  Liquidationsverfaliren 
enthalten  namentlich  das  preussische  und 
hessische   Gesetz    eingehende  Vorschriften. 

Quellen:  Im  Texte  angegeben. 

Litteratur:  Die  in  den  Artl.  Bevätserung 
tmd  Bewätierungtreckt  oben  Bd.  II  S. 
79J  und  Deichwegen,  Bd.  III  S.  160  ange- 
gebenen Schriften.  Sodann:  A,  Ansehütz,  Die 
deuUchen  Wieiengenottenichaften ,  in  Becker 
und  Muther»  Jahrb.,  1859.  —  CHerke,  Genotsen- 
tchaftirechl  I  und  III.  —  Rosin,  Recht  der 
ößentl.  Genostentchaft.  —  AH.  Waaserge- 
tioteemcha/len  in  Holtzendorffi  liechts- 
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Icrikon (Schenkel}  undinv.  StengelsWSrterb. 
de«  deuttchen  VenraUungsrechit  (Herme»).  —  v, 
Bülow  und  Fastenau,  Das  (preuas.)  Watter- 
genottemchaßtgeselz  v.  1.  April  1879.  —  Jtan- 
da,  Die  Wassergenossenschaften  nach  österr. 
Recht  (1898). 

G.  Atisehütz. 


Weber,  Friedrich  Benedikt 
(getauft  Benjamin) 

ward  geboren  am  11.  XI.  1774  zu  Leipzig,  be- 
gann 1792  dortselbst  seine  juristischen  Studien, 
widmete  sich  dann,  seiner  Vorliebe  für  die  Land- 
wirtschaft entsprechend,  kameralistischenStudien, 
ward  1796  Baccalaurens  jnris,  erlernte  von  1797 
bis  1799  die  praktische  Landwirtschaft  zu 
Rochsburg  und  Mutzschen  und  habilitierte  sich 
im  September  1799  in  Leipzig,  um  über  Kame- 
ralwissenschaften  zu  lesen.  Im  Jahre  1801 
war  er  ausserordentlicher  Professor,  erhielt  aber 
schon  am  Ende  desselben  Jahres  einen  Ruf  als 
ordentlicher  Professor  für  Oekonomie  und  Ka- 
meralia  nach  Frankfurt  a.  d.  0.,  von  wo  aus 
er  viele  landwirtschaftliche  Reisen  unternahm. 
Im  Jahre  1810  war  er  Rektor  und  siedelte  Ende 
dieses  Jahres  mit  der  Universität  nach  Breslau 
über,  wo  er  am  8.  III.  1848  starb. 

Weber  war  einer  der  fruchtbarsten  national- 
(Skonomischen  Schriftsteller,  wobei  es  freilich 
nicht  fehlen  konnte,  dass,  namentlich  in  Be- 
zug auf  seine  landwirtschaftlichen  Schriften, 
viel  Mitteln) ässiges  mit  unterlief.  Röscher 
nennt  ihn  (Gesch.  der  N.  0.,  S.  602)  den  „viel- 
schreibenden Breslauer  Professor,  welcher  von 
A.  Smith  wenig  berührt  zu  sein  scheint,  ob- 
gleich er  dessen  Werk  „eines  der  wichtigsten, 
gründlichsten  und  scharfsinnigsten"  nennt." 
Weber  unterscheidet  eine  theoretische  und  prak- 
tische Seite  der  „Politischen  Oekonomie",  welch' 
letztere  Bezeichnung  er  —  nach  Kaulz,  II,  S. 
623  —  in  Deutschland  zuerst  gebraucht  hat. 
Von  besonderem  Werte,  auch  für  die.  Gegen- 
wart, sind  die  eingehenden  nationalökonomischen 
Litteraturangaben  Webers.  Obgleich  noch 
manchen  physiokratischen  und  merkantilistischen 
Ansichten  huldigend  (er  bezeichnet  die  Ver- 
einigung beider  Systeme  als  „das  allein 
wahrhaft  beglückende  System  der  natürlichen 
Freiheit  aller  Gewerbe  und  der  danach  einzu- 
richtenden gleichsten  Verteilung  der  Staats- 
kosten"), legt  er  doch  ein  Hauptgewicht  auf  die 
Arbeit  der  Nation,  welche  er  als  „die 
Qnelle  und  das  Mittel  zur  Befriedigung  aller 
menschlichen  Bedürfnisse"  bezeichnet  (Einleitung 
in  die  Kameralwissenschaft,  S.  8  ff.),  und  nähert 
sich  sehr  dem  Smitbschen  Indnstriesystem. 

Mit  Ausscheidung  der  speciflsch  landwirt- 
schaftlichen Schriften  sind  die  Hauptwerke 
Webers  staatswissenschaftlichen  Inhaltes,  chro- 
nologisch aufgeführt,  folgende:  De  snprema 
principis  in  sylvas  inspectione,  legibus  patriis 
lUustrata,  Lips.  1796.  —  Tractatus  de  studio  rei 
rusticae,  Lips.  1799.  —  Grundsätze  über  die 
Abschaffung  der  Huth,  Trift  und  Brache,  inso- 
fern diese  Rechte  den  Rittergütern  und  Do- 
mänen gegen  die  Bauerngüter  zustehen,  Leipzig 
1800.   —   Oekonomisch- juristische    Absolution 


über  die  Rittergüter,  besonders  in  Kursachsen, 
Leipzig  1802.  —  Handbuch  der  ökonomischen 
Litteratur,  16  Bde.,  Berlin  n.  Breslau  1803  bis 
1840.  —  Systematisches  Handbuch  der  Staats- 
wirtschaft mit  vorzüglicher  Hinsicht  auf  die 
Litteratur  derselben,  Berlin  1803—1805.  —  Ein- 
leitung in  das  Studinm  der  Kameralwissen- 
schaften;  nebst  dem  Entwürfe  eines  Systems 
derselben,  Berlin  1803.  Die  zweite  ganz  um- 
gearbeitete, vermehrte  und  verbesserte  Auflage 
rührt  auch  noch  den  besonderen  Titel :  Entwarf 
einer  Encyklopädie  und  Methodologie  der  Ka- 
meralwL'!senschaften.  Zum  Behufe  akademi- 
scher Vorlesungen,  2  Hefte,  Breslau  1819.  (Ent- 
hält auch  einen  ansführlichen  Nachweis  der  Lit- 
teratur der  Kameralwissenschaften  mit  kurzer 
Charakteristik  der  einzelnen  Schriften.)  —  Ueber 
die  Einrichtungen  der  Universitäten,  Berlin 
1805.  —  Einleitung  in  das  Studium  der  Oeko- 
nomie, ZüUichau  1804.  —  Kleine  (Skonomisch- 
kameralistische  Schriften,  I.  Bändchen,  Berlin 
1805.  —  Ueber  Thätigkeit  und  Unthätigkeit 
und  die  natürliche  AnTage  und  der  Hang  des 
Menschen  zu  derselben,  Leipzig  1805.  —  Ueber 
Pflege,  Wartung  und  Schutz  der  Saat«n  und 
Frnchtfelder  in  ökonomischer  und  polizeilicher 
Hinsicht,  Berlin  1806.  —  Einleitung  in  das 
Studium  der  Kameralwissenschaften,  Berlin  1806. 

—  Staatswirtschaftlicher  Versuch  über  die 
Teuerung  und  Tenemngspolizei,  Göttingen  1807. 

—  Staatswirtschaftlicher  Versuch  über  das 
Armenwesen  und  die  Armenpolizei,  Güttingen 
1807.  —  Oekonomisch-juristisches  Handbuch  der 
Landhaushaltungskunst,  Berlin  1809.  —  Lehr- 
buch der  politischen  Oekonomie,  2  Bde.,  Breslau 
1813  (das  Hauptwerk  Webers,  in  welchem  er 
die  politische  Oekonomie  als  einen  Teil 
der  „Staatswissenschaften"  (S.  9)  und  zwar  als 
(S.  7  ff.)  „die  Wissenschaft  von  dem  öffent- 
lichen oder  gesamten  National-  und  Staatsver- 
raögen,  dessen  Entstehung,  Bestandteilen,  dessen 
Bearbeitung,  Verwaltung  und  Benutzung  von 
seifen  der  Nation,  des  Volkes,  sowohl  als  von 
Seiten  der  Regierung,  des  Staates,  behandelt 
Sie  zerteilt  sich  in  a)  die  National-  oder 
Volksökonomie.  Nationalwirtschafts- 
lehre oder  die  Lenre  von  der  Natur,  den  Be- 
standteilen, der  Entstehung  und  Erwerbung, 
und  von  der  Bearbeitung,  Benutzung  und  Kon- 
sumtion des  Nationalvermögens  zur  Begründung 
des  Nationalreichtums  abseilen  des  Volkes, 
der  eigentlichen  Nation  im  allgemeinen,  ohne 
Bezug  auf  den  Staat,  dessen  Bedürfnisse  und 
Anst^ten;  b)  in  die  Regierungsökonomie, 
Staatsökonomie,  Staats  Wirtschaft  oder 
die  Lehre  von  der  Erhaltung,  Besorgung,  Be- 
nutzung und  Verwaltung  des  gesamten  Na- 
tional- und  insbesondere  des  Staatsvermögens 
abseiten  des  Staates  oder  der  Regierung." 
Die  Staatswirtschaft  teilt  Weber  dann  wieder 
ein  in  die  Polizei-  und  Finanzwisseuschaft)  — 
Bemerkungen  über  verschiedene  Gegenstände 
der  Landwirtschaft  nebst  einer  staatswirtschaft- 
lichen Abhandlung  über  Getreidetenemng, 
Breslau  1819.  -  (Pseudonym)  Gedanken,  An- 
sichten und  Bemerkungen  über  die  UnbiU  und 
Not  und  die  Klagen  unserer  Zeit ;  in  national- 
wirtschaftlicher Hinsicht.  Von  einem  unpartei- 
ischen Freunde  der  Wahrheit,  Berlin  1826.  — 
Ueber  Gewinnung  der  feinen  und  edlen  Wolle, 
den  Wollhandel   und   die  Wollpreise,    Breslau 
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1827.  —  Handschriftliche  Nachrichten  des  Grafen 
Ernst  von  Schönbnrg'-Rochsbnrg  über  seine 
Wirtschaftsfühmn;?  zu  Rochsbnrg.  Mit  An- 
merkungen, 2  Bde.,  Halle  1828.  —  Ueber  die 
Eameralwissenschaft  und  das  Kameralstudium 
auf  Universitäten,  nebst  einem  Plan  zu  einem 
kaineralistischen  Kursus  auf  der  Universität  zu 
Breslau.    Ein  Programm,  Breslau  1828.  —  All- 

Eemeines  landwirtschaftliches  terminologisches 
exikon  und  Idiotikon,  Breslau  1829.  —  Blicke 
in  die  Zeit,  in  Hinsicht  auf  Nationalindnstrie 
nnd  Staatswirtschaft,  mit  besonderer  Berück- 
sichtigung Deutschlands  nnd  vornehmlich  des 
Sreussischen  Staates.  Nachtrag  zn  den  „Ge- 
anken-'  etc.  (s.  o.),  Berlin  und  Stettin  1830. 
(Die  „Gedanken"  und  „Blicke",  sowie  [s.  n.]  die 
,. Jahrbücher"  und  alle  statistischen  Arbeiten 
Wehers  stützen  sich  auf  ein  sehr  eingehendes 
Quellenstudium,  unter  ganz  besonderer  Berück- 
sichtigung der  damaligen  Tages-  und  periodi- 
schen Litteratur.  In  seinen  Bandeis-.  Gewerbs- 
tind  Verkehrsstatistiken  tritt  Weber  lebhaft  für 
Handelsfreiheit  und  tbnnlichste  Verkehrserleicb- 
temngen  ein.)  —  Statistik  der  preussischen 
Monarchie,  Breslau  1840  —  Systematisches 
Handbuch  der  neuesten  deutschen  ökonomischen 
Litteratur  ans  den  Jahren  1831—1840,  Grimma 
1&42. 

Folgende  Zeitschriften  und  Periodica 
worden  von  Weber  herausgegeben:  Der  ökono- 
mische Sammler  oder  Magazin  von  Aufsätzen 
etc.  über  die  Land-  und  Hauswirtschaft  nnd 
deren  Hilfs-  nnd  Nehenwissenschaften,  12  Hefte, 
Leipzig  1801-1808.  —  (Mit  Plathner  nnd 
Sturm)  Jahrbuch  der  Landwirtschaft,  L — UI. 
Bd.,  Beriin  1818—1821.  —  (Fortsetznng)  Neues 
Jahrbuch  der  Landwirtschaft,  I.  n.  II.  Bd.,  Bres- 
lau 1821;  Bd.  m  n.  IV,  Leipzig  1824—1826; 
Bd.  V,  Breslau  1827.  —  (Mit  Block,  Plath- 
ner und  Zimmermann)  Schlesische  landwirt- 
schaftliche Monatsschrift,  I.— III.  Bd.,  Breslau 
1829 — 1831.  —  Historisch-statistisches  Jahrbuch 
in  Bezug  auf  Natioualindustrie  und  Staatswirt- 
schaft etc..  3  TeUe,  Breslau  ia30-]837.  (Der 
zweite  Jahrgang  anch  nnter  dem  Titel:  Die 
Gewerbsindustrie  und  Staatswirtschaft  der  Jahre 
1832  nnd  1833  historisch  und  statistisch  dar- 
gestellt.) —  Schlesische  landwirtschaftliche  Zeit- 
schrift, 5  Bde.,  Breslau  1834—1838.  —  Verhand- 
langen nnd  Schriften  der  ökon.  Sektion  der 
Schles.  Gesellsch.  etc.,  2  Bde.,  Breslan  1835  ff. 
Ausserdem  veröffentlichte  Weber  in  an- 
deren Zeitschriften:  Viele  Arbeiten  im 
Korrespondenzblatt  der  Schles.  Gesellsch.  f. 
vaterl.  Kultur  etc.  —  In  den  Preisschriften  der 
Fttrstl.  Jablonowskischen  Gesellschaft:  Diss.  de 
annonae  caritatis  ratione  etc.,  Lips.  1802;  Diss. 
in  qua  disquiritur:  Qnaenam  sit  atmosphaerae 
in  fertilitatem  agror.  vis?  etc.  etc.;  Comment. 
de  re  Saxoniae  nistica  cum  ea,  quae  in  Belgio 
obtinet  etc.,  Lips.  1834.  —  In  der  „Minerva", 
Juliheft  18*23 :  Ueber  die  Zunahme  der  Bevölke- 
rung nach  EJiegen,  mit  besonderer  Hinsicht  auf 
den  prenssischen  Staat  und  die  Jahre  1813  bis 
1815;  in  derselben  Zeitschrift  Januarheft  1827: 
Ans«ichten  in  die  nächste  Zukunft  in  Hinsicht  auf 
^Nationalindnstrie  und  Staatswirtschaft  etc.  — 
In  Raus  „Archiv",  in.  Bd.,  Heidelberg  1838, 
S.  78 — 101:  Ueber  Produktion  nnd  Konsumtion 
in  nationalökonomiscber  Hinsicht  überhaupt  und 
nach   statistischen  Handels-  und  gewerblichen 


Notizen  insbesondere.  —  In  derselben  Zeit- 
schrift, V.  Bd.,  Heidelberg  1841:  Ueber  den 
deutscheu  Messhandel  in  den  Jahren  1838  bis 
1840.  —  Zahlreiche  Rezensionen  in  der  Leip- 
ziger, Jenaschen  und  Halleschen  Litteratur- 
zeituug. 

V^l.  über  Friedrich  BenediktWeber: 
Lobe  in  der  „Deutschen  Biographie",  41.  Bd.. 
München  1896,  S.  295 ff.  —  Nekrolog  in  der 
„Agronomischen  Zeitung",  Leipzig  l{ä8,  Bd. 
in,  S.  442.  —  Biographie  nnd  Nekrolog 
in  „Neuer  Nekrolog  der  Deutschen",  26.  Jahrg., 
I.  TeU,  Weimar  1850,  S.  233.  —  Wilh.  Rö- 
scher, Gesch.  d.  Nat.Oek.,  München  1874,  S. 
472,  602,  603.  —  Julius  Graf  von  Soden: 
Die  Staatspolizei  nach  den  GmndzOgen  der  Na- 
tionalökonomie. Aarau  1817,  S.  27  ff.  —  Kau  tz, 
Theorie  und  Geschichte  der  Nat.-Oek.,  II,  Wien 
1860,  S.  623.  —  Pölitz-Bülaus  Jahrbücher, 
XXVIL  1,  S.  468;  XXXV,  1,  S.  91.  —  Mo- 
sers Nationalökonom.,  III,  1,  S.  77;  2,  S.  370. 
—  Mensel,  Gelehrtes  Teutschland,  Bd.  X, 
Lemgo  1803,  S.  796.  —  Ecks  Leipziger  ge- 
lehrtes Tagebuch,  1799,  S.  77.  —  Göttingi- 
sche  Gelehrten  .Anzeigen,  Jahrg.  1797, 
1803,  1804,  1806,  1807,  1812.  Schmidt 


Weber,  Max, 

geboren  am  21.  IV.  1864,  besuchte  das  Gym- 
nasium zn  Charlottenburg,  dann  als  Student 
der  Rechte  die  Universitäten  Heidelberg, 
Strassburg,  Berlin,  Göttingen,  arbeitete  als 
Referendar  in  den  Seminaren  von  Goldschmidt 
nnd  Meitzen,  promoviert«  zum  Dr.  juris  in 
Berlin  1889,  schied  als  Assessor  aus  dem 
Justizdienst  und  habilitierte  sich  für  römisches 
und  Handelsrecht  in  Berlin  1892,  wurde  1893 
zum  ausserordentlichen  Professor  für  Handels- 
und deutsches  Recht  in  Berlin  ernannt,  1894 
als  ordentlicher  Professor  der  Nationalökonomie 
nach  Freiburg,  1897  als  Nachfolger  von  Knies 
nach  Heidelberg  berufen. 

Publikationen.  Zur  Geschichte  der 
Handelsgesellschaften  im  Mittelalter  (Stuttgart 
1889).  —  Die  römische  Agrargeschichte  in 
ihrer  Bedeutung  für  das  Staats-  und  Privat- 
recht (Stuttgart  1891).  —  Die  Verhältnisse  der 
Landarbeiter  im  ostelbischen  Deutschland  (55. 
Band  der  Schriften  des  V.  f.  Sozialpolitik  Leip- 
zig 1893).  —  Die  Ergebnisse  der  Börsenenquete, 
in  Goldschmidts  Zeitschrift  für  Handelsrecht 
(Band  44  ff.,  1894  ff.).  —  Der  Nationalstaat  und 
die  Volkswirtschaftspolitik  (Antrittsrede  Frei- 
burg 1895).  —  Die  sozialen  Gründe  des  Unter- 
gangs der  antiken  Kultur  (in  „Die  Wahrheit", 
Maibeft  1895).  —  Gutachten  für  den  deutschen 
Juristentag  über  das  Heimstättenrecht  (1897). 

—  Artikel :  Agrarverhältnisse  im 
Altertum  (im  Handwörterb.  d.  Staatsw.,  2. 
Aufl.,  1.  Bd.),  Börsenwesen,  Börsenge- 
setz (ebd.  1.  Aufl.,  Supplementband  I  und  ll). 

—  Populär:  Die  Börse,  in  Neumanns  Ar- 
beiterbibliothek. Heransgeber  der  Enquete  des 
ev.-soz.  Kongresses  über  die  Lage  der  Land- 
arbeiter. Mitherausgeber  der  volkswirtschaft- 
lichen Abhandlungen  der  badischen  Hochschulen. 

Red. 
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Wechsel. 

I.  Geschichtliche  Entwickelung  des  Wechsel- 
rechts (S.  684).  II.  Volkswirtschaftliche  Be- 
deutung des  Wechsels  (S.  697). 

I. 

Oeschichtliclie  Entvickelang  des 
Wechselrechts. 

I.  Grundlegung  und  Uebersicht.  1. 
Die  Wertpapiereigenschaft  des  Wechsels.  2.  Der 
•  auf  Scontration  beruhende  Umsatz.  —  II.  Vor- 
stufen des  Wechsels.  — HI.  Geschichte 
des  Eigenwechsels.  —  IV.  Geschichte 
der  Tratte.  I.Entstehung.  2.  Die  Stellung 
des  Remittenten  und  Präsentanten.  3.  DasAccept. 
4.  Protest,  InterTention  und  Aval.  5.  Duplikate 
und  Kopieen.  6.  Zusammenfallen  verschiedener 
Wechselpersonen  in  eine  (Ricorsawechsel).  7. 
Der  Umsatz  der  Wechselforderungen  und  seine 
Formen.  Giroaval.  ö.  Das  Indossament.  —  V. 
Die  Wechselordnungen.  —  VI.  Gegen- 
wart und  Zukunft  des  Wechsels. 

I.  Gmndlegnng  nnd  Uebersicht 

1.  Die  Wertpapiereigenschaft  des 
Wechsels.  Ein  Umsatz  von  Forderungen 
kann  durch  zwei  juristisch  in  ihrem  tief- 
sten Wesen  verschiedene  Mittel  stattfinden. 

Das  scheinbar  nächstliegende,  geschicht- 
lich aber  jüngere  dieser  Mittel  ist  die  ein- 
gehe Veräusserung  der  Forderung,  deren 
■wichtigstes  Werkzeug  im  heutigen  Verkehr 
das  Wertpapier  ist.  Während  das  Kredit- 
system in  seinen  einfachen  Anwendungen 
die  dem  tiläubiger  entbehrlichen  Güter  zeit- 
weise in  die  Verwendung  des  Scliuldners 
bringt,  löst  unser  auf  den  Umlauf  der  Wert- 
papiere gegründetes  Kreditsystem  das  Prob- 
lem, dem  Schuldner  die  Güter  zur  Ver- 
fügung zu  stellen,  ohne  sie  dem  Gläubiger 
zu  entziehen.  Der  Gläubiger  erhält  an 
dem  Wertpapier  infolge  seiner  Absatzfähig- 
keit ein  Geldsurrogat,  ein  Gut,  das  er  jeder 
Zeit  zu  Geld  machen  kann.  Das  Wertpapier 
stellt  die  Forderung  in  der  absatzfähigsten 
Gestalt  dar.  Die  Absatzfäliigkeit  in  diesem 
Sinne  stellt  sich  zuerst  und  am  leichtesten 
bei  den  Effekten  ein.  Hier  bildet  sich  im 
Anschluss  an  die  Kriege  und  die  ungeheuren 
Gütervermehrungen  zu  Beginn  der  Neuzeit, 
infolge  der  Identität  des  Schuldners,  Identität 
der  Rechtsgrundlagen,  Gleicliheit  oder  doch 
bequemer  KommensurabUität  der  in  grosser 
Zahl  ausgegebenen  Appoints,  ein  Massenum- 
satz von  i  orderungen  heraus.  Diese  Er- 
scheinung beruht  auf  der  Schwierigkeit  der 
Identitätsprüfung  des  Gläubigers  und  auf 
dem  Verblassen  der  individuellen  Beziehungen 
zum  Schuldner.  Die  häufigen  Umsätze  er- 
zeugen die  öffentliche  Bewertung  durch  den 
Kurs,  und  dieser  winl  ein  Hebel  zu  neuen 
Umsätzen.  Erst  von  den  Effekten  wird  die 
Idee  des  von  den  individuellen  Beziehungen 


zum  Schuldner  losgelösten  eminent  fiber- 
tragbaren Papiers,  die  Wertpapier- 
eigenschaft, tmd  die  Bechtsform  des 
Indossamentes  auf  die  freie  Geldforderung 
des  Verkehrs,  auf  den  Wechsel  übertragen. 
Frei  nennen  wir  den  Wechsel  im  Gegen- 
sätze zu  den  Effekten  wegen  der  völligen 
Freiheit  der  Beträge,  der  Rechtsgrundlagen 
und  des  Schuldners.  Die  Wertpapier- 
eigenschaft besteht  nach  Brunner  wesent- 
lich darin,  dass  der  Schuldner  nur  gegen 
Rückstellung  der  Urkunde  zu  zahlen  braucht 
Das  ist  ein  verhängnisvoller  Irrtum,  der  den 
Wert  der  im  übrigen  grundlegenden  Brun- 
nerschen  historischen  Forschungen  trübt 
Die  Mühe  einer  Widerlegung  ersi)aren  uns 
nunmehr  die  §§  369  und  371  B.G.B.,  nach 
welchen  alle  Schuldnrkunden  Wertpapiere 
sein  müssten,  wenn  die  Bnmnersche  Defi- 
nition richtig  wäre.  Die  Wni-zel  dieses  Irr- 
tums habe  ich  in  meinen  »Studienc 
(Grflnhuts  Zeitschrift  XXVI  Nr.  2  §  1) 
blossgele^.  Die  Wertpapierqualität  liegt 
nicht,  wie  Brunner  und  die  frühei-e  herr- 
schende Meinung  wollten,  in  dem  Rechts- 
satze, dass  der  Schuldner  nur  gegen  die 
Urkunde  zu  zahlen  braucht,  auch  nicht 
in  dem  Satze,  dass  der  Schuldner  gegen 
die  Urkunde  zahlen  d  ar  f  (Legimationspapier), 
d.  h.  mit  befreiender  Wirkung  zahlen  kann, 
ja  auch  nicht  in  demSatze,  dass  der  Schuldner 
auf  Grund  der  Urkunde  zahlen  muss. 
Diesen  Satz  hat  Brunner  selbst  (das  fran- 
zösische Inhaberpapier  S.  37  fL)  für  Zeit- 
perioden und  Urkunden  festgestellt,  für 
welche  von  einem  Umsatz  in  grösserem 
Stile  gewiss  nicht  die  Rede  sein  kann.  Wo 
sich  aber  ein  solcher  Umsatz  entwickelt, 
wie  im  16.  Jahrhundert  bei  den  Effekten 
jener  Zeit,  iäs.st  sich  alsbald  ein  neuer 
Rechtssatz  feststellen,  welcher  wirklich  als 
Drehpunkt  der  geschichtlichen  Entwickelung 
angesehen  werden  darf.  Es  ist  der  Satz, 
dass  der  Schuldner  nur  gegen  das  Papier 
zahlen  darf,  dass  eine  Zahlung  ohne  Pa- 
pier, auch  wenn  die  üebertragung  der  Forde- 
rung dem  Schuldner  nicht  angezeigt  ist,  an 
den  ursprünglichen  Gläubiger  gegenüber 
dem  Tr^r  des  Papiers  keine  befreiende 
Wirkung  hat  Allgemeiner  ausgedrückt :  der 
Träger  des  Papiers  ist  allein  dispoeitions- 
berechtigt  Zu  diesem  Satze  gesellt  sich 
dann  für  die  Regel  (beim  voUkoramenen 
Wertpapier)  der  früher  schon  sporadisch 
vorkommende  Satz,  dass  an  den  legitimierten 
Inhaber  des  Papiers  auch  gezahlt  werden 
muss,  dass  der  legitimierte  Inhaber  nicht 
bloss  ausschliesslich  zum  Empf&n^,  son- 
dern auch  zur  Forderung  legitimiert  ist, 
ohne  dass  dem  Schuldner  das  Recht  einer 
weiteren  Prüfung  des  Herganges  des  Kechts- 
erwerbes  zustünde.  Aber  der  entscheidende 
Fortschritt  ist  schon    gemacht,  wenn    der 
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redliche  Erwerber  des  Papiers  weiss,  dass 
ohne  das  Papier  eine  Zahlung  nicht  statt- 
finden -wird.  Damit  ist  die  Umsatzfähigkeit 
im  wesentlichen  gegeben.  Denn  nunmehr 
hat  der  Besitzer  die  Sicherheit,  dass 
er  und  kein  anderer  zur  Ausübung 
des  Rechtes  zugelassen  wird.  Infolge  dieser 
engen  Bindung  des  Rechtes  an  die  Urkunde 
w^ird  die  Gefahr  ausserordentlich  vermindert, 
welche  sonst  mit  dem  Erwerbe  eines  per- 
sönlichen Rechtes  ohne  Zustimmung  des 
Verpflichteten  verbunden  ist,  die  Gefedir, 
dass  der  Gläubiger,  welcher  das  Recht  ab- 
tritt, selbst  nicht  der  wahre  Gläubiger  ist 
oder  dass  er  nicht  berechtigt  war,  das  Recht 
abzutreten.  Unterstützend  treten  dann  die 
deutschrechtliclien  Grundsätze  über  den 
Schutz  des  redlichen  Erwerbes  (Hand  wahre 
Hand)  ein.  Diese  Entwckelung  voUzieht 
sich  zunächst  bei  den  Effekten  (Kosta- 
necki).  Die  dem  individueUen  Bedürfnis 
angepasste  Forderung  ist  von  vorn  herein 
zu  Massenumsätzen  weit  weniger  geeignet 
als  die  Forderung  aus  einem  öffentlichen 
Anlehen  oder  die  Aktie.  Daher  mussten 
neue  absatzfördemde  Einrichtungen  hinzu- 
treten, um  den  Wechsel  in  seiner  heutigen 
Gestalt  zur  absatzfähigsten  Verkörperung 
der  freien  Geldforderung  zu  machen  (Garan- 
tiefunktion des  Indossamentes).  So  können 
wir  an  dem  Wechsel  wahrnehmen,  dass  der 
Umsatz  nicht  wie  bei  der  gewöhnlichen 
Fordenmg  durch  die  Häufung  der  Einreden 
ans  der  Pereon  der  Vormänner  den  Wert 
der  Forderung  schmälert,  sondern  dass  er 
ihn  mächtig  steigert,  indem  der  redliche 
Erwerb  die  Mängel  im  Rechte  des  Vor- 
mannes  heilt  (Art.  74  imd  82  W.O.)  imd 
indem  der  Erwerber  an  seinem  Vormann 
oft  einen  neuen  Garanten  der  Verpflichtung 
gewinnt. 

2.  Der  auf  Scontration  beruhende 
Umsatz.  Neben  dem  Absätze  der  Forderung 
und  der  Urkunde  selbst  giebt  es  aber  noch 
ein  anderes  wichtiges  Mittel,  einen  Massen- 
haodel  in  Forderungen  zu  ermöglichen  —  die 
Einrichtung  der  Forderungen  für  die  Scon- 
tration. Die  einfachste  Form  dieser  Einrich- 
tmig  besteht  darin,  dass  der  Gläubiger,  der 
seine  Fordenmg  selbst  zu  veräussern  nicht  in 
der  Lage  ist,  einem  anderen  eine  Forderung 
in  gleichem  Betrage  und  auf  den  gleichen 
Termin  und  Ort  gegen  sich  selbst  einräumt 
und  die  Zahlung  dieser  letzten  Forderung 
durch  seinen  Schiddner  besorgen  lässt  Be- 
steht ein  grösserer  Kreis  von  Personen, 
Kaufleuten.  Bankiers,  die  untereinander 
mehrfach  Gläubiger  und  Schuldner  sind,  so 
haben  sie  ein  Interesse,  die  Fordenmgen 
auf  den  gleichen  Termin  imd  Ort  zu  stellen, 
um  die  Abrechnung  ohne  oder  mit  geringer 
Barzahlung  zu  bewirken.  Ein  solcher  Scon- 
troverband    bietet    sodaun   aussenstehenden 


Personen  die  Möglichkeit,  ihre  Zahlimgen  in 
vorteilhafter  Weise  durch  die  Mitglieder  des 
Verbandes  besorgen  und  einziehen  zu  lassen. 
Auch  aussenstehenden  Personen,  die  an  ein 
Mitglied  eines  Scontroverbandes  eine  Forde- 
rung haben,  können  nun  diese  Forderung 
mit  VorteD  umsetzen  an  Personen,  welche 
entweder  Schuldner  eines  Mitgliedes  des 
Scontroverbandes  sind  oder  ein  Interesse 
haben,  Gläubiger  eines  Mitgliedes  zu  werden. 
Das  Interesse  kann  darin  hegen,  dass  der 
Erwerber  der  Forderung  Geld  an  dem  Orte 
und  zur  Zeit  der  Scontration  braucht. 
So  sehen  wir  denn  im  Mittelalter  an  be- 
rühmten Messorten,  vor  allem  in  der  Cham- 
pagne sich  Skontroverbände  entwickeln,  die 
diese  Orte  zu  »europäischen  Wechseldomi- 
zilen« (Grold Schmidt),  ihre  Messen  zu  exuo- 
päischen  Wechseltermineu  machen.  Nun- 
mehr kann  ein  Florentiner  Kaufmann  einem 
flandrischen  eine  Zahlung  leisten,  indem  er 
seinen  Bankier,  der  auf  der  Champagner 
Messe  vertreten  ist,  anweist,  dem  Bankier 
des  flandrischen  Kaufmanns  auf  eben  dieser 
Messe  eine  Zahlung  zu  leisten,  die  wiederum, 
da  beide  Mitglieder  eines  Scontroverbandes 
sind,  nicht  wirküch,  sondern  durch  Scon- 
tration erfolgt  Man  begreift,  dass  die  Bankiers 
und  auch  andere  Kaufleute  mit  ihren  auf 
der  Messe  zalü  baren  Forderungen  Handel 
treiben  konnten  ohne  Abtretung  der  Forde- 
rung durch  blosse  Anweisung.  Wer  auf 
Grund  einer  solchen  Anweisung  eine  Forde- 
nmg zu  erwarten  hat,  veräussert  sie  im 
W^e  einer  neuen  Anweisung,  eine  Technik, 
die  unten  sub  IV,  7  näher  dargestellt  wird. 

Der  Gang  der  Entwickelung  durchläuft  nun 
seit  dem  elften  Jahrhundert  folgende  Stadien: 
Die  streng  verbindlichen  notariellen  Urkunden, 
deren  Beuätzung  zu  Geldübersendungen,  indem 
das  Versprochene  an  einem  anderen  Orte,  als 
dem  des  Yertragsabschlosses  geleistet  wird 
(domizilierter  Eigenwechsel).  Die  Leistung 
dieser  Zahlung  durch  andere  Personen  (Ver- 
treter, Bote)  als  den  ursprünglichen  Schuldner, 
an  eine  andere  Person  (Vertreter,  Bote)  als  den 
ursprüuglichen  Gläubiger.  Es  folgt  die  Stellung 
dieser  Verpflichtuug  auf  die  Messen  und  Märkte 
als  auf  Zeiten  und  Orte  grösserer  Geldbedürf- 
nisse, die  Entstehung  von  Scontroverbänden 
durch  die  gewerbsmässigen  Vertreter.  Parallel 
damit  oder  etwas  früher  findet  sich  die  Ver- 
bindung des  domizilierten  Eigenwechsels,  durch 
welchen  der  Schuldner  verspricht,  durch  einen 
solchen  Vertreter  an  einen  Vertreter  des  Gläu- 
bigers zu  leisten,  mit  einem  Schreiben  des 
Schuldners,  das  den  Zahlungsauftrag  an  seinen 
Vertreter  zu  der  Leistung  an  den  Vertreter 
des  Gläubigers  enthält.  Damit  ist  die  Tratte 
mit  vier  Personen  gegeben:  Schuldner 
(Trassant),  Gläubiger  (Remittent),  Vertreter  des 
Schuldners  (Trassat)  und  Vertreter  des  Gläu- 
bigers (Solntiouis  causa  adiectus,  Praesentant). 
Die  Tratte  kann  bald  der  Stütze  des  Eigenwechsels 
entraten,  weil  die  Haftung  des  Ausstellers  auch 
ohne  ihn  anerkannt  wird.    Es  entwickelt  sich 
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ein  schwunghafter  Handel  in  Tratten  auf  die 
berühmten  Messorte,  zuweilen  auch  von  den 
Messorteu  nach  der  Heimat  der  Kaafleute.  Der 
Wechsel  erhält  einen  Kurs.  Endlich  wird  die 
primitive  Form  der  Tratte  durch  die  später  zu 
erklärende  Technik  des  Giroavals  erweitert,  so 
dass  nicht  mehr  jeder  Umsatz  einer  Forderung 
auf  ein  Wechseldomizil  eine  besondere  Tratte 
mit  besonderer  Provision  der  Vertreter  von 
Gläubigern  und  Schuldnern  bedarf.  Das  Giro- 
aval wird  entbehrlich,  sobald  die  Tratte  (recht 
spät)  die  Ordreklausel  aufnimmt,  an  welche 
sich  die  bei  Bankpapieren,  zumal  Effekten,  schon 
früher  entwickelte  Technik  des  Indossamentes 
anschliesst.  Es  folgen  zahlreiche  Wechselord- 
nungen, und  damit  tritt  der  Wechsel  aus  dem 
Dunkel  der  gewohnheitsrechtlichen  Entwicke- 
lung, die  aus  Urkunden  und  kasuistischen  Er- 
örterungen der  Juristen  mühsam  gefunden 
werden  musa,  an  das  volle  Licht  der  Geschichte. 
Ich  wende  mich  nunmehr  zur  näheren  Dar- 
legung der  einzelnen  Entwickelungsstufen. 

II.  Vorstufen  des  Wechsels. 

Bei  dea  orientalischen  Völkern  des  Alter- 
tums sind  nach  Goldschmidt  (Inhaber-,  Ordre- 
und  exekutorische  Urkunden  S.  354  ff.)  Vor- 
läufer des  Wechsels  nicht  nachweisbar,  wäh- 
rend die  Orientalisten  (Revillaut,  Oppert  et 
Menant)  einzelne  Urkimden  kühn  als  Billets  ä 
Ordre  bezeichnen.  Der  Talmud  weist  seit 
dem  dritten  und  vierten  Jahrhundert  Inhaber- 
papiere nach.  Bei  den  Hellenen  sind  In- 
haber und  Ordrepapiere  und  die  exekutive 
Klausel  (xad-d^e^  ix  Sixrfi  Eintreibung  wie 
auf  Grund  eines  Urteils)  seit  dem  Beginne 
d^  zweiten  Jahrhunderts  nachweisbar.  Auch 
finden  sich  schon  um  jene  Zeit  Klauseln, 
die  durch  die  Praxis  der  Notare  i)  bis  ins 
späte  Mittelalter  erhalten  werden,  so  ver- 
schiedene Solidarklauseln,  Verzichte  auf  Ein- 
i-eden,  die  interessante  Gefahrablehnungs- 
klausel „dxiv8vvov",  welche  noch  im  späteren 
Mittelalter  primitive  Wechselgeschäfte  (Geld- 
remittierungen),  bei  denen  der  Gläubiger  die 
Transportgefahr  nicht  trägt,  vom  Seedarlehen 
unterscheidet  (salvum  in  terra  im  Gegen- 
satze zur  Formel  ad  risicum  maris,  sana 
eunte  navi,  salva  navi).  Die  neueste  Papi- 
rusforschung  ergiebt  zusammen  mit  den  spär- 
lichen nunmehr  besser  verstandenen  Berich- 
ten der  römischen  Quellen  das  Bild  eines 
überraschend  reich  entwickelten  Bank-  und 
Bankierwesens  für  die  späthellenische  Zeit 
und  die  Zeit  der  römischen  Weltherrschaft. 
Schon  bei  Cicero  finden  sich  bedeutungsvoUe 
Zeugnisse.  Er  schreibt  seinem  Atticus  (ad 
Atticum  Xn,  29) :  id  quaero,  quo  dUli  (seinem 
Sohn)  opus  erit  Athenis  permutari  ne  possit 
an  ipsi  ferendum  est).  Auf  die  bejahende 
Antwort  trifft  Cicero  die  entsprechende  Vor- 
sorge (XU,  27).    S.  auch  eod.  XV,  15;  V,  15, 

')  Zur  Geschichte  des  Notariats  siehe 
Mitteis,  Reichsrecht  S.  171  ff.,  Voltelini  S.  13  ff. 


XI,  1  und  24;  s.  ferner  Cic.  ad.  divers  H, 
17 ;  in,  5 ;  ad  Quint  frag.  I  3  pro  Eabirio  L 
Dazu  Ayrer,  Deloüme  S.  163;  Goldschmidt, 
Universalgeschichte  S.  82  Anm.  105.  Mitteis 
(Trapezitica  S.  206)  findet  in  frag.  17  XVIII,  4 
und  in  den  Cicero-Briefen  den  Escompte 
von  Forderungen  bezeugt.  Auch  Einrich- 
tungen für  die  Skontration  sind  wahrschein- 
lich (Goldschmidt,  Inhaber-,  Ordreurkunden 
S.  825).  Aus  dem  oft  missverstandenen 
frag.  11  XL  VI,  2  entnimmt  Goldschmidt  das 
Vorkommen  von  Ordreanweisungen.  Sehr 
wichtig  ist  ferner  wegen  des  ParaUelismus 
mit  der  mittelalterlichen  Entwickelung  der 
Hinweis  Mitteis'  (cod.  S.  249)  auf  das  Vor- 
kommen durch  den  Deleganten  garantierter 
2^ahlungsanweisungen  auch  auf  auswärtige 
Plätze.  Frag.  134,  2;  141,  4  (XLV,  1).  Hier 
erscheint  also  die  für  die  Tratte  charakte- 
ristische Haftung  des  Ausstellers  präformiert. 
Ist  auch  der  hier  nur  augedeutete  Inhalt 
dieser  reichen  Verkehrsentwickelung  den 
Stürmen  der  Geschichte  erlegen,  so  wurde 
doch  die  Form  der  Beurkundungen  und  die 
Erinnenmg  an  deren  Bedeutung  durch  das 
in  späteren,  roheren  Zeiten  nur  um  so  an- 
gesehenere Gescldecht  der  Schreiber  imd 
Notare  (s.  u.)  erhalten  und  hat  dann  zweifei-: 
los  wieder  die  spätere  Entwickelung  mäch- 
tig beschleunigt 

Die  Analogieen  zum  Wechselgeschäft, 
welche  uns  das  Altertum  bieten,  werden 
noch  bedeutend  übertroffen  durch  zwei 
Rechtsinstitute  des  arabischen  Rechtes: 
die  »Suftaga«  und  »Hawäla«  (Grasshoff). 
Der  arabische  Jiuiist  Almarginäni  HI 
244  definiert  die  suftäga  als  »die  Uebergabe 
von  Eigengut  an  eiuen  anderen  als  Darlehen 
und  nicht  als  anvertrautes  Gut  mit  der  Be- 
stimmung, dass  der  andere  es  irgend  einem 
seiner  Freunde  übergeben  solle :  der  Gegen- 
stand desselben  ist,  die  Gefahr  des  Weges 
zu  vermindern.« 

Die  hawäla  scheint  ein  sehr  allgemeiner 
Ausdruck  für  Schuld  befreiung  durch  Ueber- 
weisung  von  Forderungen  oder  SchuldOber- 
nahme  zu  sein.  Die  »suftdga«  stellt  sich 
als  eine  Art  der  hawäla  dar  (Grasshof  §  21), 
wird  aber  von  dieser  absorbiert,  so  dass  ihr 
Name  verschwindet  Beide  Rechtsinstitute 
sind  mit  der  Tratte  zu  vergleichen.  Von 
einem  Eigenwechsel  findet  sich  nach  Grass- 
hoff §  22  bei  den  Arabern  keine  Spur.  Die 
hier  angedeutete  Entwickelung  liegt  zwi- 
schen dem  8.  und  11.  Jahrhundert  unserer 
Zeitrechnung.  Grasshoff  nimmt  auf  Grund 
stellenweise  recht  bedenklicher  Beweisfüh- 
rung an,  dass  der  europäische  Wechsel  dem 
arabischen  seinen  Ursprung  verdanke,  imd 
beruft  sich  hiefür  u.  a.  auf  die  von  ihm 
vermutete  Entstehung  des  Wortes  aval  aus 
hawäla.  Aval  heisst  freilich  alles  andere 
eher  als  Befreiung. 
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Die  MeimiDg,  dass  der  Wechsel  arabischen 
Ursprungs  sei,  ist  (ibrigens  nicht  neu  und 
■wird  von  (ioldschmidt  S.  410  Note  76  be- 
kämpft. Grasshoffs  Argumente  machen  eine 
neuerliche  Prüfung  erforderlich,  die  sich 
wesentlich  auf  die  Durchforschung  der  spa- 
nischen Rechtsgeschichte  stützen  müsste. 

Bemerkenswert  ist  immerhin,  dass  die 
zweit-  und  drittälteste  der  von  Goldschmidt 
S.  324  mitgeteilten  wechselähnlichen  ür- 
knnden  ais  Aussteller  einen  Solimanus  nennen. 

III.  Geschichte  des  Eigenwechsels. 

Unter  den  Notariatsurktmden,  welche  als 
Erben  der  spätrömischen  promissionis  cartula 
das  einseitige  Geldversprechen  verbriefen, 
finden  wir  im  zwölften  Jahrhundert  solche, 
die  die  Zahlung  an  einem  vom  Ausstellungs- 
orte verschiedenen  Ort  zusichern.  Unter 
ihnen  findet  sich  das  auf  Gefahr  des  Gläu- 
bigers stehende  Seedarlehen  mit  den  oben  snb 
11  erwähnten  Klauseln  sana  eunte  navi  etc. 
wie  auch  das  «infache  Geldremittierungs- 
versprechen,  bald  ohne  diese  Klausel,  bald 
mit  der  bezeichnenden  Klausel  salvum  in 
terra,  durch  welche  die  Gefahrtragung  seitens 
des  Gläubigers  ausdrücklich  abgelehnt  wird. 
Die  ältesten  dieser  Urkunden  stammen  aus 
dem  Jahre  1156  (Goldschmidt,  Univ.-Gesch. 
S.  420  ff. ;  dagegen,  nur  teilweise  mit  Recht, 
Schaube,  Studien  S.  519  ff.,  530«)).  Es  findet 
sich  regelmässig  die  aktive  Ordreklausel  (tibi 
vel  tno  oero  nuntio  vel  t«o  misso  danti 
mihi  hanc  cartam  etc.).  Diese  bezweckt  zu- 
nächst Erleichterung  der  Zahlungseintreibung 
und  des  Zahlungsempfangs  (Bnmner).  Doch 
ist  für  die  Mitte  des  oreizehnten  Jahrhunderts 
in  Genua  auch^n  schwunghafter,  wenngleich 
anscheinend  nicht  mehrfacher  Umsatz  der 
auf  Ordre  lautenden  Urkunden  nacligewiesen 
(Schaube  in  Conrads  Jahrbüchern  Bd.LXXIII 
S.  145  ff.).  Daneben  findet  sich  vielfach  die 
passive  Ordreklausel,  welche  besagt, 
dass  der  Schuldner  entweder  selbst  oder 
durch  einen  Dritten  (certus  nuntius  u.  dgl.) 
die  Zahlung  leisten  werde.  Diese  passive 
Ordreklausel  giebt  einen  wichtigen  Finger- 
zeig für  die  Entwi(±elung  der  Tratte  aus 

')  Ich  bemerke  gegen  Schaube,  dass  Qold- 
schmidt  mit  Becht  alle  an  Ordre  lautenden  Ur- 
kunden, durch  welche  Geld  an  fremden  Orten 
versprochen  wird,  ohne  dass  den  Gläubiger  die 
Transportgefahr  trifft ,  als  domizilierte  Eigen- 
wechsel (natQrlicb  nicht  im  Sinne  der  allge- 
meinen deutschen  Wechselordnnng)  in  Anspmch 
nimmt.  Dies  ist  dadurch  begrändet,  dass  diese 
Urkunden  bald  einen  favor  iuris  rücksichtlich 
der  Ermöglichnng  des  Zinsnehmens  gemessen 
und  dass  sich  an  sie  später  die  Tratte  anschliesst 
(s.  unten  sab  VI).  Dass  der  Aussteller  nicht  Zins 
zahlt,  sondern  Provision  erhält,  ist  eine  ,.natBr- 
liche"  (aber  nicht  notwendige)  Bechtsfolge 
^Goldschmidt  S.  41ö). 


dem  domizilierten  Eigenwechsel  (s.  u.).  Eine 
solch« Urkunde  aus  dem  Jahre  1163  lautet: 
Ego  Gull.  Gatta  profiteor  debere  tibi  Mesloni 
Guaraco  1.  50  mirgorensium,  quas  stipulanti 
tibi  sub  poena  dupli  me  soliiturum  Monti- 
pesulano  promitto  tibi  vel  tuo  nuncio 
per  me  vel  meum  nuncium  infra 
mensem.  postquam  illuc  mihi  assignaveris, 
cui  velis  me  illas  daturum;  pro  ipsa  itaque 
poena  bona  mea  tibi  pignori  subicio  etc. 

Der  technische  Name  des  hier  beurkun- 
deten Geldremittiemngsgeschäftes  ist  cam- 
bium. 

Die  ältere  Bedeutung  dieses  Wortes  ist 
Tausch,  insbesondere  Münztausch.  Es  stammt 
ab  von  dem  der  sinkenden  Latinität  des 
Apuleius,  Priscian,  Charis  angehörigen  Zeit- 
worte cambire  oder  cambiare,  einem  Synony- 
mum  für  permutare,  welches,  wie  früher 
erwähnt,  Cicero  für  Einwechselung  von  Geld 
auf  einen  fremden  Ort  im  Wege  der  Geld- 
remittierung  gebraucht.  Nach  Schaube  (Stu- 
dien S.  529)  gehört  bis  zum  Ende  des  XIII. 
Jahrhunderts  nur  Münzverschiedenheit,  nicht 
auch  Ortsverschiedenheit  zum  Begriffe  des 
cambium.  (Dag.  Freundt  S.  3.)  Das  cam- 
bium  gewährte  die  Möglichkeit  einer  Um- 
gehimg des  kanonischen  Zinsverbotes,  in- 
dem die  Zinsen  in  den  Gewinn  aus  der 
Kursdifferenz  eingekleidet  wurden.  Aus 
diesem  Grunde  nehmen  die  Schuldurkunden 
die  Klausel  ex  causa  cambii  oder  nomine 
iusti  et  veri  cambii  auf.  »Wie  in  der  römi- 
schen Stipulationsurkunde  durch  die  Stipu- 
lationsklausel,  so  werden  auch  alle  mögli- 
chen Ausstellungsgründe  durch  die  disposi- 
tiven Wechselurkunden  absorbiert.  Die 
Schuldverschreibung  beruht  auf  dem  schrift- 
lichen Geldzuweisungsversprechen,  welches 
als  Geldwechsel  gedacht  und  so  genannt 
wird«  (Goldschmidt  S.  429,  dagegen  heftig 
Freundt  S.  14  ff.).  Die  Urkunde  schöpft 
ihre  Kraft  demnach  aus  der  sich  aus  ihr 
ergebenden  distantia  loci  und  causa  cambii, 
die  aber  keine  scharf  charakterisierte  mate- 
rielle causa  im  Sinne  der  heutigen  Rechts- 
sprache ist 

Das  Wechsel  versprechen  wurde  mit  Hilfe 
dieser  Klausel  in  Wahrheit  zu  einem  ab- 
strakten Versprechen,  da  es  mit  der  Frage, 
ob  und  wie  viel  der  Valuta  g^;eben  war, 
in  der  Praxis  nicht  genau  genommen  wiuxie*). 

')  Zulassung  der  Klausel  cambiati  connoi, 
Valuta  in  Bechnung  (Ooldschmidt  S.  428  Anm. 
103).  Schon  in  einer  Urknnde  vom  Jahre  1209 
findet  sich  die  später  häufigere  Formel  con- 
fessus  est  se  recepisse  mntno  tantam  pecnniae 
quantitatem    qaod   idem   tenetnr   ipsis  reddere 

löO  marcas  are«nti (Schulte  S.  266  Anm.  1). 

Wenn  Goldschmidt  gleichwohl  zn  leugnen 
scheint,  dass  der  Wechsel  ein  abstraktes  Zah- 
lungsversprechen geworden  sei  (eod.  Note  105), 
so  Regt  es  daran,  dass  er  die  Begriffe  „cautio 
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Der  dispoätive  Charakter  der  Wechsehir- 
kuode  war  damit  anerkannt  Distantia  loci 
aber  blieb  Voraussetzung.  Instrumente  ohne 
distantia  loci  waren  als  cambia  sicca  i)  der 
Wuchereinrede  ausgesetzt.  Vom  dreizehnten 
Jahrhundert  an  finden  sich  Schuldverspre- 
chen, welche  Geldremittierungszweoken  die- 
nen, in  typischer  Form  auch  ausserhalb  der 
romanischen  Welt.  So  können  die  von 
Voltelini  sub  Nr.  651,  684,  685,  765  u.  s.  w. 
angeführten  Urkunden  mit  der  Ordreklausel 
als  primitive  Marktwechsel  betrachtet  werden 
(1236  und  1237). 

Aus  Norddeutschiand  (Lübeck)  von 
Flandern  aus  zahlbar  gestellte  Geldzu- 
weisungsversprechen  mit  aktiver  Oi-dre- 
klausel  und  Bestellung  eines  besonderen 
Zahlers  weist  Neumann  für  die  Wende  des 
dreizehnten  Jahrhunderts  nach.  In  voller 
Blüte  finden  wir  das  Institut  der  auf  eine 
Messe  und  an  Ordre  gesteUten  Geldremittie- 
rungsurkunde  in  den  von  Des  Marez  publi- 
zierten Ypem'schen  lettres  de  foire  aus  der 
zweiten  Hälfte  des  dreizehnten  Jahrhunderts. 
Die  Frage,  ob  ein  Umsatz  dieser  Urkunden 
auf  Grund  der  Ordreklausel,  so  wie  dies  für 
Genua  (s.  o.)  nachgewiesen  ist,  stattfand,  wird 
von  Des  Marez  verneint,  von  Laa  veere  *)  bejaht 
Eine  Kette  von  Uebertragungen,  deren  jede 
einzelne  eine  schwei-fällige  Vollmachtsur- 
kunde für  den  command  (certus  nuntius) 
erforderte,  dürfte  in  dieser  Periode  über- 
haupt nicnt  vorgekommen  sein.  Die  Ein- 
richtung, auf  welcher  der  Forderungsumsatz 
beruht,  ist  in  ganz  Europa  regelmässig  nicht 
die  Ordre-  oder  Inhaberklausel,  sondern  die 
Skontration  und  Kompensation.  Wir  finden 
bei  Des  Marez  (S.  33)  ein  Beispiel,  wo  der 
Gläubiger  einer  Forderung  nicht  etwa  die 
Schuldurkunde  veräussert,  wie  dies  in  Genua 
geschah,  sondern  an  dem  gleichen  Tage 
(15.  Januar  1289)  gegen  sich  eine  Forderung 
in  dem  gleichen  Betrage  auf  die  gleiche 
Messe  begründete.  Ob  die  Zahlung  dann 
durch  Ueberlassung  der  ersten  Urkunde  ge- 
schah oder  ob  sich  die  Skontration  in  an- 
derer Weise  vollzog,  ist  nicht  mehr  leicht 
zu  entscheiden.  Bei  diesem  Verfahren  ge- 
niesst  der  Erwerber  der  Forderung  den  Vor- 
teil der  Haftung  des  Bestellers  der  Forde- 
rung in  weit  vdlkommenerer  Weise  als  bei 

indiscreta"  und  „abstractes  Versprechen"  hier 
wie  anderwärts  nicht  sondert.  Im  übrigen  ist 
seine  Darstellung  höchst  zuverlässig. 

')  Dieser  Äusdmck  deutet  bereits  darauf 
hin,  dass  nicht  mehr  für  den  Begriff,  sondern 
nur  für  die  VoUwirksamkeit  des  C  a  m  b  i  u  m 
die  Ortfiverschiedenheit  Voraussetzung  ist. 
Die  Bezeichnung  cambinm  siccnm  „trockener 
Wechsel"  wird  auf  jeden  Eigenwechsel  ange- 

»)  Schriften  der  acad.  royale  (Brttssel  1900) 
Nr.  3. 


der  Uebertragung  der  Urkunde  vor  der  Ent- 
wickelung  des  Indossamentes.  So  glauben 
wir  denn  die  Negociabililät  (Wertpapier- 
qualität) des  älteren  Ordrepapieres ,  daher 
auch  des  älteren  Eigenwechsels  mit  Des 
Marez  verneinen  zu  dürfen.  Diese  stellt 
sich  weit  später  ein  mit  der  Entwickelung 
der  Beschränkung  der  Einreden  aus  der 
Person  des  Vormannes,  insbesondere  der 
Einrede  der  nicht  empfangenen  Valuta  oder 
der  geschehenen  Zahlung.^) 

Der  domizilierte  Eigenwechsel  behauptet 
seinen  Platz  neben  der  Tratte  in  den  roma- 
nischen Ländern  des  Mittelmeeres  bis  zum 
sechzehnten  Jahrhundert,  in  Deutschland 
wohl  noch  län^r.  Da  die  Geldremittienmg 
später  ausschhesslich  durch  Tratte  erfolgt, 
so  imterscheidet  sich  der  Eigenwechsel  nur 
dem  Namen  nach  von  emem  gewöhn- 
lichen Schiddversprechen.  Er  fibernimmt 
als  solches  den  Namen  und  das  Odium  des 
cambiiun  siccum.  Mit  der  Entwickelung  des 
Wechselprotestes  und  der  Indossabilität  er- 
gab sich  die  Frage,  ob  diese  auch  auf  Eigen- 
wechsel auszudehnen  seien.  Diese  Fragea 
werden  nach  melirfachen  Verboten  bald  zu 
Gunsten  des  domizilierten  Eigenwechsels, 
bald,  meist  später,  zu  Gunsten  des  Eigen- 
wechsels überhaupt  bejaht.  Die  Gleich- 
stellung erfolge  in  England  im  Jahre  1705 
(Daniel,  neg.  mstrum.  I  S.  6),  in  Frankreich 
teilweise  schon  durch  kSnigliche  Deklaration 
von  1664  und  in  der  Ordonnanz  von  1673 
30.  31.  Vn  1,  in  fast  vollkommener  Weise 
durch  den  cod.  de  comm.  von  1807.  In 
Deutschland  wiude  vor  der  allgemeinen 
Wechselordnung  vielfach  distantia  loci  (Do- 
mizilierung) gefordert.  (Biener,  Abhand- 
lungen S.  189 ff.;  Grünhut  I  §  24). 

IV.  Geschichte  der  Tratte. 

1.  Entstehung.  Betrachten  wir  die  Ur- 
kunden mit  aktiver  und  passiver  Ordre- 
klausel, die  domizilierten  Eigenwechsel,  die 
der  Formel  des  oben  mitgeteilten  Schuld- 
bekenntnisses der  Gatta  vom  Jahre  1163 
entsprechen,  so  finden  wir  folgenden  ^npi- 
schen  Inhalt.  Der  Schuldner  verspricht, 
selbst  oder  diu-ch  einen  Beauftragten  an  den 
Gläubiger  oder  dessen  Beauftragten  die  Zah- 
lung an  einem  vom  Ausstellungsorte  ver- 
schiedenen Ort  zu  leisten.  Es  ist  nun  er- 
forderlich, dass  der  Gläubiger  seinen  in  der 
Regel  an  dem  Zahlungsorte  wohnenden  Be- 
auftr^en  unter  Uebersendung  des  Wechsels 
zum  Empfang  der  Zahlimg  anweist    Diese 

')  Die  Behauptung  Brunners  (s.  Des  Marex 
S.  36,  37,  66 — 68).  dass  nur  die  Leistnng  an  den 
Inhaber  den  Verpflichteten  befreite  (französische 
Inhaberpapiere  S.  71)  ist,  falls  sie  sich  auf  die 
Zeit  vor  dem  XVL  Jahriiundert  bezieht,  uner- 
weislich. 
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Thätigkeit  heisst  remittere  (daher  der  Name 
Kemittent),  mandare  a  ricevere  (Goldschmidt, 
Univ.  Gesch.  S.  436 ;  Schaube,  Beobachtungen 
S.  117  ff.,  besonders  S.  132).  Damit  ist  die 
aktive  Ordreklausel  ausgefüllt  Der  so  Be- 
auftragte heisst  nunmehrPräsentant,  solutionis 
causa  adjectus  oder  expositus.  Seine  Legi- 
timierung dürfte  ursprünglich  durch  be- 
sondere Vollmachten,  litterae  patentes  oder 
apertae,  den  deutschen  WiUebriefen  ent- 
sprechend, geschehen  sein  (Bnmner,  fran- 
zösische Inhaberpapiere  S.  74,  79,  88,  84). 
Wichtiger  noch  ist  die  Bestellung  des  zur 
Zahlung  Beauftragten  durch  den  Aussteller, 
die  Ausfüllung  der  passiven  Ordreklausel. 
Dieser  Auftrag  an  den  Zahler  heisst  traere 
im  Gegensatze  zu  remittere,  mandare  a  pa- 
^ire  im  Gegensatze  zu  mandare  a  ricevere. 
Der  Brief,  durch  welchen  die  Beauftragung 
geschah,  heisst  lettera  di  pagamento,  tracta 
(Goldschmidt  cod.,  Schaube  eod.).  Diese 
lettera  di  pagamento,  die  Tratte  übernimmt 
späterhin  im  Wechselverkehr  gleichzeitig  die 
IHmktion  der  früher  bezeichneten  littera 
patens  in  der  Bedeutung  Vollmachtsurkunde, 
indem  sie  den  Präsentanten  nennt.  Die  Tratte 
-vrird  dem  Bemittenten  zugleich  mit  dem 
offenen  Eigenwechsel,  der  nunmehr  technisch 
littera  iiatens  oder  aperta  in  anderem  Sinne 
heisst,  geschlossen  und  gesiegelt  als  littera 
clausa')  übergeben.  Der  Remittent  sendet 
beide  Urkunden  an  den  Präsentanten.  Die 
remittierte  tracta  heisst  daher  auch  remissa 
(Rimesse).  Der  Begleitbrief  enthält  das 
mandatum  a  ricevere.  Dieser  von  Gold- 
schmidt aufgestellte,  aber  nicht  voll  be- 
wiesene Entwickelungsgang  wurde  von 
Schaube  (Beobachtungen)  unter  Wider- 
legung eines  Teiles  des Goldschmidtschen 
Materials,  ja  unter  Klarlegung  eines  kaum 
«rklärliehen  Irrtums  bestritten,  ist  aber  meines 
Erachtens  nach  den  eigenen  späteren  Dar- 
legimgen  Schaubes  (s.  besonders  Wechsel- 
hriefe  König  Ludwigs  des  Heiligen)  und 
durch  die  gleichwohl  sehr  polemisch  klingen- 
den Ausführungen  Freundts  im  Wesentlichen 
bestätigt  worden.  Auch  erklärt  uns  nur  diese 
Theorie  die  eigentümliche  Auffassung  der 
Stellung  des  Präsentanten  durch  die  ältere 
Doktrin  (s.  u.  sub  2).  Doch  ist  es  nicht  zu  be- 
zweifeln,  dass  nicht  jedem  Geldzahlungs- 


')  Dass  die  ältesten  litterae  clansae,  von 
4enen  wir  Nachricht  haben,  die  Ordreklausel 
enthalten,  ergebt  sich  aus  dem  Wortlaute 
«inig'er  überlieferter  Exemplare  (Fretmdt  S. 
34  ff.)  und  ans  der  Thatsache,  dass  die  Tratten 
Ludwigs  des  Heiligen  veränssert  wurden.  Bald 
verschwindet  die  Ordeklausel,  wie  ich  glaube, 
ans  dem  Grunde,  weil  nur  bestimmte  Personen, 
die  im  Skontroverbande  standen,  zur  Rolle  des 
Präsentanten  geeignet  waren,  nm  erst  nm  die 
Mitte  des  16.  Jahrhunderts  wieder  aufzntaucben. 
(Schaps  S.  33). 


auftrag  an  einen  fremden  Ort  ein  Eigen- 
wechsel entsprach.  Ob  dies  der  Fall  war, 
ist  im  einzelnen  Falle  schwer  zu  entscheiden, 
da  meistens  nur  der  eigenen  Wechsel,  nicht 
der  Tratten  in  den  Notariatsarchiven  Er- 
wähnung geschah.  Die  Kenntnis  der  ^testen 
Tratten  verdanken  wir  dem  erst  später  ent- 
wickelten Protest,  der  Litteratur  und  dem 
glücklichen  Zu&ll,  dass  über  die  Verkäufe 
der  Wechselbriefe  Ludwigs  des  Heiligen 
Notariatsakte  aufgenommen  wurden,  endlich 
der  Buchführung  fürstlicher  und  städtischer 
Vermögensverwaltungen.  Die  ältesten  Ur- 
kunden dieser  Art  stammen  aus  der  ersten 
Hälfte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  (s.  Freundt 
S.  34  ff.).  Aus  dem  Ende  des  dreizehnten 
Jahrhtmderts  ist  die  Verbindung  von  littera 
clausa  und  littera  patens  schon  für  den 
Norden  und  Westen  Europas  durch  die  sehr 
interessante  Korrespondenz  *)  des  Gesandten 
Reinke  Momewech  bezeugt,  der  den  Lübecker 
Rat  im  Jahre  1290  auf  der  Messe  von  Brü^e 
vertrat  (Freundt  S.  43,  Neumann). 

Dnrantis  speculum  1272  lib  IV  para  lU. 
De  obl.  et  sol.  bringt  das  Beispiel  emer  von 
Kaufleuten  ausgestellten  Tratte  mit  deut- 
lichem Hinweis  auf  einen  zu  gründe  liegen- 
den Eigenwechsel. 

Sicher  überliefert  ist  als  erste  bekannte 
Tratte  der  Warenwechsel  vom  Jahre  1334 
(nicht  1335),  der  deutlich  auf  einen  der 
Tratte  zu  Grunde  liegenden  Eigenwechsel 
hinweist  (Goldschmidt,  Univ.-Gesch.  S.  440, 
441.  Schaube,  Beobachtungen  S.  122,  123. 
Freundt  S.  47).  Eine  Tratte  aus  dem  Jahre 
1339,  die  zuerst  die  seither  übliche  Form 
aufweist  (Goldschmidt  S.  441),  lautet  in 
Uebersetzung: 

Im  Namen  Gottes,  Amen.  Bartalo  et 
Comp,  dem  Bama  von  Lucha  und  Comp. 
Gruss.  Avignon.  Zahlt  gegen  diesen  Brief 
am  20.  November  339  an  Landuccio  Bus- 
draghi  und  Comp,  aus  Lucha  3123,4  Gold- 
gulden für  (per  cambio  di)  300  Goldgulden, 
welche  wir  heute  von  Tancred  Bonaginnta 
und  Comp,  bekommen  haben  zu  4^o  zu 
ihren  Gunsten  und  stellt  dies  auf  unsere 
Rechnung.    Ausgestellt  am  5.  Oktober  339. 

Ein  zugehöriger  Eigenwechsel  ist  nicht 
nachweisbai'.  Aussteller  ist  Bartalo  und 
Comp.,  Bezogener  Bama  von  Lucha  und 
Comp.,  Remittent  Tancred  Bouagiunta  und 
Comp.,  Präsentant  Landuccio  Busdraghi  und 
Comp.,  Ausstellungsort  ist  Avignon,   Zah- 


')  Lehrreich  ist  die  von  Frenndt  S.  73  nnd 
von  Nenmann  S.  103  unrichtig  anf^fasste  Ur- 
kunde n  2  Nr.  77  Lttbisches  Urknndenbnch. 
Sie  besagt,  dass  der  Kat  dem  Bernhard  von 
Cordova  nur  Eigenwechsel,  litterae  patentes, 
statt  der  Trotten,  litterae  clansae,  angestellt 
hätte,  wenn  er  seinen  Gesandten  nicht  bereit» 
mündUch  von  der  Tratte  avisiert  hätte. 


HandTrörterborb  der  Stastswlsaenscbaften.   Zweite  Auflage.    TU. 
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lungsort  Lucha.  Die  Fragen,  ob  beide  Ur- 
kunden, Tratte  und  Eigenwechsel,  gleich- 
zeitig präsentiert  -werden  mussten  und  bei 
der  Zahlung  eingezogen  wurden,  ob  im  Falle 
der  Nichtzahlung  die  littera  clausa  gleich- 
wohl als  eine  Mitteilung  von  Person  zu 
Person  übergeben  oder  bloss  pi-äsentiert 
wurde,  lässt  eine  einheitliche  Beantwortung 
nicht  zu.  (Scbaube,  Beobachtimgen  S.  115, 
Freundt  S.  47,  68,  69.)  Die  Tratte  des 
13.  Jahrhunderts  zeigt  häufig  eine  bald  mehr, 
bald  weniger  vollständige  Wiederholung  des 
sie  begleitenden  Eigenwechsels.  Diese  »Eier- 
schale des  Eigenwechsels«  (Goldschmidt) 
bleibt  ihr  auch,  nachdem  der  sje  begleitende 
Eigenwechsel  weggefallen  ist,  schnimpft 
aber  schon  im  Anfange  des  14.  Jahrhunderts 
auf  das  vorerst  ausführliche  Valutabekennt- 
nis,  später  auf  die  blosse  Valutaklausel  zu- 
sammen. Die  Regresshaftung  des  Ausstellers 
ist  als  das  ausgezeichnetste  Merkmal  der 
Tratte  gegenüber  der  Anweisung  geblieben. 
Sein  Eegressversprechen  wurde  nach  dem 
Ausdrucke  des  Baldus  subintelligiert.  Er 
wird,  wenigstens  nach  späterem  Recht,  von 
dieser  Haftung  auch  nicht  durch  das  Accept 
befreit  (Goldschmidt  S.  455;  Freundt  114), 
wie  dies  den  Grundsätzen  des  römischen 
Rechtes  über  Novation  und  Delegation  ent- 
spräche. Befreiende  Wirkung  famn  aller- 
dings der  dem  Accept  der  Tratte  äusserlich 
oft  nahestehenden  Bankumschreibung  zu- 
kommen, durch  Avelche  der  Bankier  als 
Schuldner  an  Stelle  und  auf  Aufforderung 
des  bisherigen  Gläubigers  einen  anderen 
in  seine  Bücher  einträgt  (Freundt  S.  112  ff.). 
Durch  eine  solche  Umschreibung  wird  die 
etwa  bestehende  Verpflichtung  des  bisherigen 
gegen  den  neuen  Gläubiger  getUgt. 

2.  Die  Stellung  des  Remittenten  und 
Präsentanten.  Die  ursprüngliche  Stellung 
des  Präsentanten  ist  durch  die  Benennung 
als  solutionis  causa  adiectus  deutlich  genug 
bezeichnet  (Götz  S.  15).  Diese  Bezeichnung 
selbst  ist,  was  bisher  übersehen  wurde, 
einer  der  sprechendsten  Belege  für  die 
Goldschmidtsche  Theorie  von  dem  der 
Tratte  zu  Grunde  liegenden  EigenwechseL 
WiuTde  der  Eigenwechsel  als  Stipulations- 
lu-kunde  aufge&est,  in  welcher  die  Zahlung 
dem  Stipulanten  aut  eius  certo  nuntio  ver- 
sprochen war,  so  ergiebt  sich  von  selbst  bei 
Anwendung  romanistischer  Grundsätze,  dass 
der  certus  nuntius  solutionis  causa  adiectus 
ist,  d.  h.  eine  Person,  an  die  mit  liberieren- 
der  Wirkung  gezahlt  wird,  die  aber  nicht 
Gläubiger  ist.  §  4  J.  de  inut.  stip.  3,  19. 
Wechselgläubiger  im  Sinne  dieser  Auf- 
fassung ist  der  Remittent,  der  in  der  That 
noch  in  der  Dissertationenlitteratur  des 
18.  Jahrhunderts,  also  zu  einer  Zeit,  wo  er 
es  längst  nicht  mehr  war,  als  Herr  des 
"Wechsels  bezeichnet  wird.    Nach  Bartolus 


und  Baibus  steht  ihm  das  Regressrecht  im 
Falle  mangelnder  Honorierung  zu.  Hiervon 
machen  aber  Baibus  und  Scaccia  eine  Aus- 
nahme für  den  Fall,  wenn  der  Präsentant 
nach  dem  materiellen  Verhältnisse,  z.  B.  als 
Gläubiger  des  Remittenten,  den  Anspruch, 
auf  die  Zahlung  hatte.  Für  diesen  Fall 
konstruiert  Straccha  (de  adiecto)  den  selt- 
samen Begriff  des  Solutionis  causa  adiectua 
in  rem  suam^). 

Ueberhaupt  zeigt  sich,  dass  die  Stellung 
des  Remittenten  mehr  und  mehr  zu  Gunsten 
des  Präsentanten  erschüttert  wird  (Grünhut 
S.  71  Note  18).  Der  Gnmd  dieser  die  Ent- 
wickelung des  Indossaments  vorbereitenden 
Erscheinung  liegt  in  dem  Aufkommen  <les 
Acceptes.  Das  Accept  wird  dem  Präsen- 
tanten gegeben.  Es  ist  zwar  bestritten,  ob 
der  Präsentant  von  allem  Anfange  an  dem 
Acceptanten  gegenüber  klagberechtigt  war 
(Freundt  S.  90)  und  noch  die  coutumes  von 
Antwerpen  vom  Jahre  1578  (§  7)  und  das 
Hambiu-ger  Statut  von  1603  pars  2  tit.  7 
§  11  giebt  dem  Remittenten  (als  Herrn  des 
Wechsels)  das  Recht,  die  Zahlung  seitens 
des  Acceptanten  zu  inhibieren,  »es  sei  denn, 
dass  der  Mann,  an  den  der  Brief  zu  bezahlen 
gelange,  nicht  bloss  der  Mandatar  und 
Kommissionär  wäre«  (Götz  S.  19).  Allein 
dies  ist  unzweifelhaft  ein  Rückschritt  gegen 
den  schon  von  Raphael  de  Turn  ausge- 
sprochenen Satz :  »Der  Remittent  nehme  den 
Regress  gegen  den  Aussteller,  der  Präsen- 
tant dagegen  sei  dem  Acceptanten  gegen- 
über zur  Klage  berechtigt«'  ^Freundt  S.  89). 
Den  Abschluss  dieser  Entwickehmg  be- 
zeichnet die  Lehre  Phoonsens  (Kap.  16  §  6) ; 
Klagberechtigt  sei  der  Vdutageber  (Remit- 
tent), beim  Ordreweohsel  aber  der  Präsen- 
tant oder  der  legitimierte  Indossatar  (Götz 
S.  20). 

Eine  wechselmässige  Haftung  des  Re- 
mittenten zu  Gunsten  des  Präsentanten  ist 
demnach  bei  der  Tratte  bis  zum  17.  Jahr- 
hundert nicht  anzunehmen.  Anders  ent- 
scheidet für  den  Wechsel  mit  4  Personen 
anscheinend  überhaupt  nur  die  dänische 
Wechselordnung  von  1681. 

3.  Das  Accept  Das  Accept  tritt  zu- 
nächst bei  Messwechseln  ^)  als  mündliches 
Accept  auf.  Der  dem  Skontroverband  an- 
gehörige  Trassat  erklärt  auf  Aufruf  aus 
dem  Buch  (scartefacium)  des  Präsentanten 
den  Wechsel  als  liquidum  imd  zur  Skon- 
tration  geeignet.  Als  Accept  gilt  femer  die 
einfache  Entgegennahme  der  Tratte  im  An- 
schluss  an   die   bis  heute  (namentlich   im 


')  Vgl.  fUr  das  r8m.  R.  § 
118  §  2  XLV.  1. 


J.  m  18,  fr. 


')  cambia  nondinalia  sen  regnlaria  genannt, 
im  Gegensatz  zu  den  Cambia  platealia  sea  irre- 
golaria  (Aossermesewechsel). 


Digitized  by 


Google 


Wechsel  (Gesohichtliche  Entwickeliing  des  Wechselrechts) 


691' 


Rechte    der   Falctiiraklauseln)   fortwirkende 
Theorie  der  Glossatoren,   dass  die  wider- 
spruchslose Annahme  des  Geschäftsbriefes 
den  Beitritt  zu  dessen  Inhalt  bedeutet  (ac- 
ceptum  per  retentionem   litterarum).     Zur 
Erteilung  des  schriftlichen  Acceptes  bot  als 
Trägerin  des  Versprechens  des  Ausstellers 
wahrscheinlich  der  Fortfall  des  Eigenwechsels 
Veranlassung,  da  die  Tratte  nun  nicht  mehr 
dem  Trassaten  ausgeliefert  werden  konnte. 
Genauer  sind  wir  über  die  Entwickelung 
nicht  unterrichtet.    Das  Vorkommen,  ja  so- 
gar die  gesetzliche  Vorschrift   des   schrift- 
licheu  Acceptes  auf  dem  Wechsel  selbst  wird 
seit  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts 
für  Italien,  erst  seit  dem  17.  Jahrhundert 
fflr  Deutschland    bezeugt  (Grflnhut  S.   67 
Note  6:  Freundt  S.  106—109,  bes.  S.  108; 
Götz  S.  81).    Das  Accept  bedeutet  ursprüng- 
lich die  deklaratorische  Erklärung,  dass  der 
Aussteller  meistens  als  Socius,  auch  wohl 
als  Bevollmächtigter  oder  Prinzipal  berech- 
tigt war,  den  Trassaten  zu  verpfbchten  oder 
zu  beauftragen.     Später  wird  es  als  selb- 
ständige  Verpflichtung  aufgefasst   und    es 
entsteht  der  fundamentole  Wechselrechtsatz : 
»chi  accetta  paghi«.     Der  Sinn   ist:   Dem 
Acceptauten  stehen  die  Einreden  des  Tras- 
santen nicht  zu.  —  Bis  ztu*  Entwickelung 
des  Indossamentes  wird  das  Accept  als  ein 
dem    Präsentanten    gegebenes  Versprechen 
aufgefasst.     Diese  Auffassung  wirkt   auch 
nach  Aufkommen   des   Indossamentes  fort 
Das    Versprechen   gilt    nach   Fortfall    des 
Präsentanten  im  alten  technischen  Sinne  als 
dem  präsentierenden  Indossanten  erteUt  Die 
Girierung  nach  Erteilung  des  Acceptes  wird 
nach  manchen  Wechselordmingen  für  unzu- 
lässig erklärt  (Augsburg  1878  Kap.  HI  §  18), 
mindestens  wenn  der  Acceptant  (der  viel- 
leicht skontrierbare  Forderungen  gegen  den 
das  Accept  einholenden  Indossatar  besitzt 
oder   erwerben    will)   die   Streichung    der 
Ordreklausel  im  letzten   Indossament   ver- 
langt (Augsburg  1716  Kap.  1  §  18,  Frank- 
furt  1739  §  42,  bei   Götz  S.  82,  83).    Mit 
der  üeberwindung  des  Skontrationsprincips 
durch  das  Indossament  (s.  oben  sub  I  und  unten 
sub  IV,  8)  vollzieht  sich  auch  der  Gedanke 
der  Objektivierung  des  Acceptes.  Dieser  Ge- 
danke tritt  am  deutlichsten  in  der  Regel  zu 
Tage,  dass  jeder  (nicht  bloss  der  legitimierte) 
Inhaber  des  Wechsels  zur  Präsentation,  zur 
Annahme  und  Erhebung  des  Protestes  mangels 
Annahme  befugt  ist 

Der  Satz  »chi  accetta  paghi«  war  durch 
das  Indossament  zu  verstärkter  Bedeutung 
gelangt,  war  jedoch  von  der  französischen 
Doktm  und  Praxis  mehrfach  durchbrochen 
■worden  (Schi^  §  28).  Seit  der  zweiten 
Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  wurde  das 
Accept  durch  die  von  Holland  und  Deutsch- 
land auegehende  Lehre  von  der  Unwider- 


ruflichkeit des  einmal  geschriebenen  Accepts 
(Grflnhut  I  S.  161,  II  S.  34,  35)  zur 
strengsten  aller  Verbindlichkeiten.  Ueber 
die  befreiende  Wirkung  des  Accepts  siehe 
oben. 

4.  Protest,  Intervention  und  Aval 
Der  Wechselprotest  findet  sich  seit  dem 
Anfange  des  14.  Jahrhunderts  in  aUgemeiuer 
üebung.  Er  besteht  aus  drei  Akten :  Präsen- 
tatio litterarum,  requisitio  und  protestatio. 
Die  protestatio  ist  eine  feierliche  Verwahrung 
des  Wechselinhabers  gegen  die  Weigerung 
des  Trassaten  zu  acceptieren  oder  zu  zahlen 
(Goldschmidt,  Universalgeschichte  S.  457, 
458).  Nach  Casaregis  ist  der  Protest  bereits- 
Regressbedingung  (Grünhut  I  S.  69,  70). 
Sowohl  der  Protest  mangels  Annahme  wie 
der  Protest  mangels  Zahlung  liat  Rembours- 
regress  zur  Folge,  der  mittelst  Rücktratte 
genommen  werden  kann.  Näheres  bei  Gold- 
schmidt S.  458  u.  311 ;  Grünhut  I  S.  69.  Seit 
der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  wird 
der  Remboursregress  im  Falle  verweigerter 
Acceptation  durch  den  Kautionsregress  in 
den  meisten  Wechselordnungen  ersetzt  Als 
Kaution  genügt  bei  einigen  Wechselordnungen 
die  Ausstellung  eines  neuen  Wechsels  mit 
derselben  Verfallszeit  und  auf  denselben 
Ort.  Gleichzeitig  kommt  der  Protest  und 
Regress  wegen  Unsicherheit  des  Acceptanten 
auf  (Grünhut  S.  170—173). 

DieWechselintervention  bildet  sich 
schon  im  Anfange  des  15.  Jahrhunderts  ganz 
natürlich  und  einfach  als  ein  Mittel  zur  Ver- 
meidung der  schweren  Regressfolgen  heraus 
(Goldschmidt  S.  457)  und  passt  sich  später 
unter  Ausbildung  des  Interventions-  und 
Kontraprotestes  den  durch  das  Indossament 
entstandenen  verwickeiteren  Rechtsverhält- 
nissen an  (Grünhut  I  §  18). 

Auch  das  Aval  kommt  schon  seit  dem 
13.  Jahrhundert  als  Stütze  der  Veroflich- 
tungen  des  Ausstellers  beim  eigenen  Wechsel 
und  später  bei  der  Tratte  vor.  Beispiele 
bei  Goldschmidt  S.  456  und  Stieda  Nr.  6, 
7,  9,  11,  12,  13,  14,  15,  17,  18. 

6.  Duplikate  und  Kopieen.  Der  Ge- 
brauch der  Duplikate  ist  schon  im  14  Jahr- 
himdert  häufig  (Grünhut  I  56).  Der  Grund- 
gedanke der  Einfühnmg  scheint  zu  sein, 
dass  das  Fehlen  eines  der  mehreren  Aus- 
fertigungen, von  deren  Existenz  der  Trassat 
durch  die  kassatorische  Klausel  oder  in 
anderer  Weise  in  Kenntnis  gesetzt  wird,  im 
Falle  des  Verlustes  dem  legitimen  Wechsel- 
inhaber nicht  schaden  wird,  da  dieser  Mittet 
hat,  seine  Identität  und  die  Gresetzlichkeit 
des  Rechtserwerbs  zu  beweisen.  Dagegen 
wird  dem  unredlichen  Wechselinhaber  ein 
Exemplar  ohne  die  anderen  g^enüber  dem 
vorsichtigen  Trassaten i)  nichts  nützen. 


')  Vgl  den  Bechtsfall  bei  Scaecia,  §  2  gL 

44* 


Digitized  by 


Google 


692 


Wechsel  (Geschichtliche  Entwickelung  des  Wechselrechts) 


Später  dienen  die  Duplikate  dazu,  ver- 
schiedene Verpflichtungserkläningen  Aval, 
Accept,  Indossamente,  an  verschiedenen  Orten 
gleichzeitig  aufzunehmen. 

6.  Zusammenfallen  verschiedener 
Wechselpersonen  in  eine  (Ricorsa- 
wechsel).  Schon  bei  dem  Wechsel  mit  vier 
Personen  war  der  Fall  nicht  selten,  dass 
Trassat  und  Trassant  oder  Präsentant  und 
Remittent  ein  imd  dieselbe  Person  waren. 
Noch  interessanter  ist  die  Kombination,  bei 
•welcher  ein  und  dieselbe  Person  zugleich 
Präsentant  und  Trassat  war.  A  (in  Florenz) 
beauftragt  den  B  (in  Lyon),  an  sich  selbst 
einen  Wechsel  zu  zalilen  (pagate  a  voi  stesso), 
für  welchen  der  C  als  Remittent  die  Valuta 
gegeben  hat.  Der  Zweck  der  Ausstellung 
dieser  Tratte  war,  dass  B  bei  sich  selbst 
Protest  erheben  konnte  und  auf  dieser  Grund- 
lage eine  Rücktratte  auf  A  zu  Gunsten  des  C 
ziehen  konnte.  Dieser  Umweg  war  nötig, 
um  dem  ursprünglichen  Valutageber  ein 
Wechselrecht  (Regressrecht)  gegen  den  ur- 
sprünglichen Aussteller  zu  verschaffen,  weil 
ein  eigener  in  Florenz  zahlbarer  Wechsel 
des  A  wegen  des  Mangels  der  Ortsver- 
schiedenheit als  cambium  siccum  uugütig 
gewesen  wäre  (s.  o.  sub  HI).  Solche  Wechsel 
messen:  cambia  cum  i-editibus  nundinarum, 
camb.  con  ricorsa  —  Ricoi-sawechsel. 

Sie  waren  ein  häufig  angewendetes,  von 
der  Jurisprudenz  meist  zugelassenes  Werk- 
zeug des  Wuchers,  der  sich  hinter  fiktiven 
Provisionen  und  Wechselkursgewinnen  ver- 
barg (Grilnhut  S.  49—51 ;  S.  59—61).  Sie 
entsprechen  den  nach  einigen  modernen 
Wechselordnungen  (so  der  englischen)  zu- 
lässigen Wechseln  mit  Personeneinheit  des 
Ausstellers  und  Ti-assaten.  Auch  die 
heutzutage  sinnlose,  aber  bei  Tratten  an 
eigener  Oi-dre  noch  vorkommende  Klausel 
»Wert  in  mir  selbst«  dürfte  dem  Ricorsa- 
wechsel  ihre  Entstehung  verdanken.  Nach 
einer  auf  eine  Emendation  gestützte  Meinung 
von  Freundt  (S.  78)  wäre  die  berühmte 
Tratte  des  Baibus  (c.  290)  aus  dem  Jahre 
1381  ein  solcher  Ricorsawechsel.  V^l.  auch 
decisiones  rotae  Ferrariensis  Venetiis  1624 
decisio  45. 

7.  Der  Umsatz  der  Wechselforde- 
mngen  und  seine  Formen.  GiroavaL 
Von  der  Grösse  des  Umsatzes  der  Wechsel- 
forderungen geben  die  frühen  Aufzeichnungen 
eines  Wechselkurses  und  zahlreiche  Schilde- 
rungen zeitgenössischer  Schriftsteller  eine 
lebendige  Vorstellung.    Der  Umsatz  beruht 


6  n.  340  ff.  (Götz  S.  22,  23).  Unhistorisch  und 
missglückt  ist  der  Versuch  der  allgememen 
deutschen  Wechselordnung,  jeder  Austertignng 
die  Kraft  des  gesamten  Wechsels  zu  verleihen. 
(Adler,  Duplikate  und  Kopieen,  Allg.  österr. 
öerichtszeitung  1900.) 


in  der  älteren  Zeit  fast  ausschliesslich  auf 
Skontration.     Cession   seitens  des  Präsen- 
tanten in  rem  suam  und  Incassomandat  sind 
zwar  seit  dem  15.  Jahrhundert  wieder  i)  in 
Uebung  (Schaps  S.  28),  beherrschen  jedoch 
keineswegs  den  Wechselverkehr.  Der  Floren- 
tiner Kaufmann,    der   seine  Forderung   an 
einen  Lyoner  Bankier  vor  der  Fälligkeit  zu 
Geld  machen  will,  kann  dies  meistens  nur 
so  thun,  dass  er  auf  einen  anderen  Bankier, 
seinen  Präsentanten  in  Lyon,  eine  Tratte  in 
gleicher  Höhe  zieht.    Ein  Umsatz  am  Orte 
der  Ausstellung  der  Tratte  selbst  war  er- 
schwert, weil  die  Person  des  Präsentanten, 
der   bei   Messwechselu    ein    Mitglied    des 
Skontroverbandes    sein   musste,    von    vom 
herein  gegeben  war.     Dieser  Mechanismus 
hatte  den  Erfolg,  den  Bankiers  der  grossen 
Wechselplätze  die  Herrschaft  über  den  Geld- 
verkehr und  von  jedem  einzelnen  Umsatz 
Provisionen  zu  sichern.    Eine  Befreiung  von 
diesem  Zwange  brachte  erst  das  von  den 
Bankiers  anfangs  scharf  bekämpfte  Indossa- 
ment    Eine   Erleichterung    brachte    schon 
das  von  Grünhut  mit  Recht  als  Vorstufe 
des   Indossaments    bezeichnete    sogenannte 
Giroaval.     Es  beruht  darauf,    dass  die 
Fordenmg  auf  einen  fremden  Wechselplats 
unter  mehreren  Personen  vor  Ausstellung 
des  Wechsels  cirkuliert  und  dass  schUess- 
lich  der  erste  Verkäufer  der  Forderung  den 
Wechsel  zu  Gunsten  des  letzten  Käufers  als 
Remittenten  ausstellt.  Die  Zwischenpersonen 
werden  in  der  Tratte  als  succesive  Geld- 
geber genannt 

Wenn  also  B  dem  C  Geld  an  einen  aus- 
wärtigen Platz  zu  liefern  hat,  so  kann  B 
seinen  Schuldner  A  beauftragen,  die  Tratte 
zu  Gunsten  des  D  zu  stellen,  an  welchen  C 
vielleicht  seine  Fordenmg  veräussert  hat. 
Die  Tratte  lautet  dann  etwa: 

Zahlen  Sie  an  X  (Präsentant)  die  Sunune 
von  .  .  .,  deren  Wert  ich  erhalten  habe  von 
B  für  C  für  Rechnung  des  D  (Remittent). 
Adresse:  An  Y. 

A  (Aussteller). 

Da  nun  der  Remittent  D  nicht  auf  die 
Haftung  seines  Wechselgebers  C,  dieser  nicht 
auf  die  Haftung  des  B  verzichten  wollte, 
zeichneten  B  und  C  den  Wechsel  als  Avalisten 
und  werden  auch  bei  der  Regelung  dieses 
Verfahrens  von  Rapliael  de  Turn  und  dem 
wichtigen  Kap.  17  der  Besanconer  Markt- 
ordnung (Schaps  S.  54  und  55)  als  solche 
bezeichnet  Nach  dieser  haften  die  Wechsel- 
geber dem  Remittenten  solidarisch.  Doch 
sind  verschiedenartige  Regelungen  des  Re- 
gresses bezeugt  (Schaps  S.  62—64).    Dem 


■)  üebertragungen  der  Tratte  werden  in 
ihren  ersten  Anfängen  vor  Entwickelung  des 
Skontrationsweseng  gleichfalls  bezeugt  (S. 
oben  sub  IV.  1). 
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Remittenten  bietet  dieses  Verfahren  den 
TorteU  der  mehrfachen  Haftung,  allen  Be- 
teiligten die  Ersparung  der  Kosten  mehr- 
facher Wechselausstellnng  und  mehrfachen 
Incassos  insbesondere  der  mehrfachen  Provi- 
sion an  Trassaten  und  Präsentanten.  Wegen 
dieses  AusMis  der  Provision  ist  es  leicht 
begreiflich,  dass  sich  die  Kaufmannschaft 
und  Gesetzgebung  der  grossen  Wechsel- 
plätze gegen  das  Giroaval  wie  später  gegen 
das  Indossament  erklärte.  So  z.  B.  das 
Bozener  Patent  vom  19.  Januar  1663  bei 
Herbaeh  S.  321. 

Von  hier  zur  Entwickelung  des  Indossa- 
mentes bedurfte  es  nur  noch  eines  Schrittes 
—  der  Aufnahme  der  Ordreklausel  in  die 
Tratte  zum  Zwecke  der  Bestimmung  des 
(Präsentanten  nach  Ausstellung  des  Wechsels. 
War  dieser  Schritt  geschehen,  so  konnte 
der  Umsatz  der  Forderungen  auf  die  Wechsel- 
plfitze  vermittelst  des  bereits  ausgestellten 
Wechsels  selbst  stattfinden. 

8.  Das  Indossament  Die  Darstellung 
der  Geschichte  des  Indossamentes  hat  eine 
vierfache  Aufgabe  zu  lösen.  Sie  hat  zunächst 
den  Begriff  des  Indossamentes  gegenüber  der 
längst  zulässigen  Cession  (s.  o.  sub  IV,  1) 
für  eine  Zeit  abzugrenzen,  in  welcher  der 
Gegensatz  in  den  Rechtsfolgen  beider  Deber- 
tragungsakte  noch  nicht  entwickelt  war.  Sie 
hat  sodann  die  wirtschaftlichen  Ursachen 
Wosszulegen,  welche  zur  Eraancipation  von 
den  schon  früh  in  bewunderungswflrdiger 
Weise  entwickelten  Skontrations verbänden 
führten.  Sie  muss  femer  die  Entwickelung 
der  Form  und  Technik  des  Indossamentes 
schildern  und  endlich  die  Entwickelung  der 
Rechtssätze,  welche  dieses  Institut  und  da- 
mit die  Absatzfähigkeit  des  Wechsels  tragen. 
FreUich  sind  diese  Aufgaben,  zumal  die 
erste  und  zweite,  bei  dem  heutigen  Stande 
unseres  Wissens  nur  unvollkommen  lösbar. 

Die  Eigentümlichkeit  des  Indossamentes 
gegenüber  der  schon  frtlher  zulässigen  Cession 
hegt  meines  Erachtens  in  einem  formellen 
und  materiellen  Momente.  Formell  stellt 
sich  das  Indossament  als  der  Tratte  nach- 

febildeter  Auftrag  an  den  Trassaten  dar,  an 
teile  der  im  Wechsel  als  Gläubiger  be- 
nannten Person  die  Zahlung  dem  Indossatar 
zu  leisten.  Materiell  erfüllt  das  Indossament 
die  Aufgabe,  die  Nennimg  eines  Präsen- 
tanten im  Wechsel  zu  umgehen.  Während 
die  Cession  in  aller  Regel  eine  Cession  des 
Präsentanten  ist,  stellt  sich  das  Indossa- 
ment frühzeitig  als  eine  Benennung  des  Prä- 
sentanten durch  denRemittenteni)dar. 


')  Die  dänische  Wechselordnung  von  1681 
kennt  allerdings  das  Indossament  des  Präsen- 
tanten.   Ihre   Verfasser  schCpfen  aber  offenbar 


Das  erste  bekannte  Wechselindossament  in 
der  Anweisung  vom  25.  Februar  1600  (Neapel) 
besteht  in  der  Anweisung  eines  noch  im 
Wechsel  selbst  genannten  Präsentanten,  an 
seiner  Stelle  einem  anderen  gleichfalls  schon 
im  Wechsel  erwähnten  Substituten  zu  zahlen, 
wobei  dem  Trassaten  im  vorhinein  (^uittimg 
geleistet  wird  (Schaps  S.  92,  93;  Grünhut 
S.  89  Anm.  6).  Aus  dem  auffallend  dürftigen 
bisher  bearbeiteten  Urkundenmaterial  ergiebt 
sich,  dass  der  Kreis  der  möglichen  Wechsel- 
gläubiger  sich  nicht  sofort  ins  Unbestimmte 
erweiterte,  dass  vielmehr  durch  alternative 
Benennung  mehrerer  Pi-äsentanten  oder 
mehrerer  Giratare  in  einem  und  demselben 
Indossamente  der  Kreis  der  möglichen 
Präsentanten  zu  erweitern  gesucht  wurde 
(vgL  Schaps  S.  96).  Schon  damit  war  die 
Bedeutung  der  Person  des  Präsentanten  ab- 
geschwächt. . 

Von  dieser  Entwickelungsstufe  bis  zur 
freien  Begebbarkeit  der  Tratte  scheint  noch 
ein  weiter  Weg.  Die  Person  des  Präsen- 
tanten war  dem  Acceptanten  keineswegs 
gleichgiltig,  dem  es  im  grossen  Verkehr 
darauf  ankam,  die  Forderung  durch  Skon- 
tration  tilgen  zu  können  i).  Nun  ergeben 
sich  zwei  Fälle,  in  denen  eine  gewisse 
Fungibilitüt  der  Präsentanten  angenommen 
werden  darf,  einmal  wenn  die  Weiterbegebung 
an  ein  Mitglied  des  Sbontrationsverbandes 
geschieht  —  und  in  der  That  beruht  ja  die 
Skontralion  auf  einem  solchen  Cii^ulieren 
der  Forderung  unter  den  Angehörigen  des 
Skontrationsverbaudes.  Es  ist  mögUch,  dass 
die  Wechsel  bei  der  Skontration  in  ähn- 
licher Weise  mit  Indossamenten  versehen 
umliefen  wie  heutzutage  die  Kflndigungs- 
scheine  bei  den  Skontrationen  des  Termin- 
handels (dagegen  Schaps  §  11).  Allein  es 
ist  unwahrscheinlich,  dass  wir,  wenn  dies 
der  Fall  wäre,  auf  Vermutimgen  angewiesen 
wären.  Es  spricht  femer  dagegen  die  kom- 
plizierte Form  des  älteren  Giros,  welches 
uns  im  17.  Jahrhundert  keineswegs  als  ein 
durch  Jahrhundeite  langen  Gebrauch  abge- 
schliffenes Rechtsinstitut  entgegentritt  Da- 
gegen hat  eine  andere  (von  Schaps  §  11 
ohne  überzeugende  Gründe  abgelehnte)  An- 
sicht über  die  Entstehung  des  Indossa- 
mentes m.  E.  die  innere  Wahrschein- 
lichkeit für  sich.  Der  zweite  Fall  einer 
völligen  Fungibilität  des  Präsentanten  musste 
nämlich  dann  vorliegen,  wenn  die  Cir- 
kulation  des  Wechsels  unter  den  Giro- 
kunden einer  Bank  stattfand.  Unter  den 
Girokunden  einer  Bank,  die  ihre  Zahlungen 


der  Entwichelang  des  Wechsels  wUlkttrlich  ver- 
quickt erscheinen. 

')  Vgl.  die  oben  snb  IV  3  angeführte  Regel 


mehr  ans  der  alten  italienischen  Litteratur  als   einiger  Wechselordnungen .  dass  nach  dem  Ac 
ans  dem  Leben,  so  dass  hier  zwei  Stadien  ans  i  cepte  kein  weiteres  Giro  stattfinden  dürfe, 
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aneinander  durch  Umschreibung  von  einem 
Konto  auf  das  andere  zu  bewirken  pflegen, 
wird  ein  jeder  der  Bank  als  Gläubiger  gleich 
genehm  sein.  Unter  ihnen  kann  daher  eine 
auf  die  Bank  gestellte  Tratte  umlaufen, 
ohne  die  Bank  zu  beschweren.  Es  muss  im 
Gegenteil  erwartet  werden,  dass  es  der 
Bank  bequemer  ist,  die  Umschreibung  von 
A  auf  E  zu  bewirken  anstatt  vier  Um- 
schreibungen von  A  auf  B,  von  B  auf  C, 
von  C  auf  D,  von  I)  auf  E.  Nur  wenn  die 
Tratte  auf  eine  persona  extranea  übergeht,  wird 
die  Bank  beschwert  i).  Gleichwohl  finden 
wir,  dass  einzelne  Girobanken,  insbesondere 
die  von  Venedig  (s.  Herbach  S.  476  ff.),  lange 
Zeit  gegen  den  Umlauf  der  Bankpapiere 
selbst  unter  ihren  Girokunden  ankämpfen. 
Dieser  Kampf  beruht,  ebenso  wie  der  Kampf 
der  verschiedenen  Gesetzgebungen  gegen  das 
Wechselindossament,  teils  auf  dem  Mangel 
ausgebildeter  Kechtssätze,  welche  Zahlung 
mit  liberierender  Wirkimg  an  Giratare  er- 
möglichen, teils  richtet  er  sich  gegen  den 
Ausfall  der  mit  einem  kornj^lizierten  Zah- 
lungswesen verbundenen  Gewinne  an  Provi- 
sion und  dergleichen.  Zu  einem  nicht  im- 
wichtigen  Teile  ist  er  endlich  ein  Ausdruck 
des  begreiflichen  Schreckens,  welcher  alle 
Gesetzgebungen  ergriff,  als  das  Gespenst 
des  modernen  Kapitalismus  in  Gestalt  der 
frei  flbertragbaren  Wertpapiere  mit  ihrem 
Gefolge  von  Terminhandel  und  Differenz- 
spiel vor  aller  Augen  aufstieg.  Dass  wir 
aber  die  Anfange  des  Wechselindossamentes 
in  der  That  in  dem  Umlauf  der  Tratte  in 
dem  beschränkten  Kreise  der  Girokunden 
einer  Bank  zu  suchen  haben,  ist  keine  allzu 
gewagte  Hypothese.  Dafür  spricht,  dass 
das  Indossament  anderer  Bankpapiere,  der 
Aktie,  des  Checks,  der  Bankanweisung,  alter 
als  das  Wechselindossament  und  vorbildltch 
für  dieses  gewesen  ist.  Ueberall  erweist 
sich  das  Interesse  der  auswärtigen  Be- 
teiligten als  treibende  Kraft,  da  ftlr  diese 
die  Notwendigkeit  des  Durchgangs  jedes 
einzelnen  üebertragungsaktes  durch  die 
Bücher  der  Bank  eine  schwere  Belastung 
mit  sich  brachte  (von  Kostanecki  passim, 
insbesondere  S.  36  ff. ;  Goldschraidt  S.  320  ff.). 
Damit  ist  dann  auch  der  wirtschaftliehe  ITr- 
spning  des  Indossamentes  erklärt  und  auf 
das  Aufkommen  des  modernen  Bankwesens 
zurückgeführt.  Das  Bankwesen  centralisiert 
zunächst  die  Kreditwirtschaft  und  drängt 
die  Thätigkeit  der  kleineren  und  mittleren 
Bankiers  teils   zurück,   teils  organisiert  es 


')  Daher  das  Kechtsinstitut  des  Erenzens 
des  Checks,  die  Klausel  der  Checks  der  deatscben 
Keichsbauk  „nar  zahlbar  an  einen  Giroknüdeu 
der  Beichabank"  die  jetzt  dem  Vermerk  „nur 
zur   Verrechnung"    gewichen   ist    (Kostanecki 


sie  als  Hilfsorgane  der  grossen  Banken.  Das 
Endresultat  war  aber  nicht  Centralisierun^, 
sondern  Decentralisiening  und  Demokrati- 
sierung der  Kreditwirtschaft.  Das  Indossa- 
ment blieb  nicht  auf  den  Kundenkreis  eines 
Institutes  beschränkt  Die  einmal  gefundene 
Form  macht  den  Wechsel  zum  Zahlungs- 
mittel der  weitesten  Kreise  und  seine  Ver* 
wendbarkeit  wurde  bei  Entwickelung  der  den 
Umlauf  befördernden  Rechtssätze  unabhängig 
von  der  Skontration.  Diese  spielt  geschicht- 
lich die  Rolle  eines  Werkzeugs  des  exklu- 
siven Kapitalismus^);  sie  macht  die  Kredit- 
wirtschan den  Mitgliedern  des  Skontrover- 
bandes  abgabepflichtig  und  sichert  diesen 
die  Herrschaft  über  den  Geldmarkt  und  den 
Einblick  in  dessen  Verhältnisse. 

Unter  den  Ursachen  des  Rückgangs  der 
mittelalterlichen  Skontrationsverbände  ist  der 
schon  seit  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts 
stattfindende  Rückgang  der  Champagner- 
messen (Schulze  S.  399  ff.)  zu  erwähnen, 
der  politischen  Veränderungen  zuzuschreiben 
ist.  Eine  ähnliche  Centralisierung  ge- 
rade des  Wechselverkehrs  auf  ein  enges 
Gebiet  scheint  seither  nicht  stattgefunden 
zu  haben,  während  im  übrigen  Brügge  und 
dann  Antwerpen  das  Erbe  der  Champagner- 
städte als  Handelsemporien  ersten  Ranges 
antraten.  Der  Sieg  des  Indossamentes  wiirde 
erst  im  17.  Jahrhundert  dadurch  entschieden, 
dass  jene  Städte  (insbesondere  Frankfurt,  am 
entschiedensten  Bozen),  welche  das  Oiro 
nicht  zuliessen,  vom  Wechsel  verkehr  ge- 
mieden wurden.  Die  Zulassung  des  Giro 
wurde  ein  Mittel  des  Wettbewerbes  unter 
den  Wechselplätzen  (Grünhut  I  S.  98 
Anm.  21). 

Der  Form  nach  ist  das  GUro  von  Anfang 
an  ein  Auftrag  an  den  Trassaten,  an  SteUe 
des  Giranten  dem  Giratar  (oder  dessen  Ordre) 
zu  zahlen.  Der  Platz  des  Giro  war  in 
Italien  im  17.  Jahrhundert  der  Fuss  des 
Wechsels.  Später  siegt  allenüialben  die 
französische  Uebung,  von  welcher  das  In- 
dossament seinen  Namen  hat  (Schaps  S.  95, 
127).  Das  Blankoindossament,  in  welchem 
der  Gedanke  des  negotiablen  Namenspapiers 
seinen  vollkommensten  Ausdruck  findet,  vei^ 
dankt,  wie  auch  das  Inhaberbankpapier,  lehr- 
reicherweise seine  Entstehung  gerade  dem 
Kampf  gegen  die  Negotiabilität.  Da  wieder- 
holtes Giro  vielfach  verboten  war,  so  liess 
man  den  Platz  für  den  Namen  des  Giratars 


')  Skontrationsverband,  Terminbandel  and 
Kartelle  sind  zusammengehörige  Erscheinon^n. 
Sie  bedeuten  die  organisierte  Herrschaft  einer 
Gruppe  über  ein  Wirtschaftsjfebiet.  Eäne 
Widerlegung  entgegenstehender  Meinnogen  ist 
au  dieser  Stelle  idlerdings  nicht  möglich.  Die 
Einbeziehung  der  Kartefle  in  diese  Bemerkung 
verdanke  ich  der  Anregung  eines  gelehrten 
Freundes. 
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einfach  frei.  Diese  Uebung  entstand  schon 
zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  (Götz  S.  33  ff. ; 
Schaps  S.  122 — 124;  s.  aucli  Kostanecki 
S.  .'>4ff.).  Der  Kampf  der  Gesetzgebung 
gegen  diesen  »Missbrauchc  ((Jötz  S.  98)  war 
hier  von  vom  herein  zu  ihren  Ungunsten 
entschieden. 

Weiter  kommen  als  Erfordernisse  des 
Giro  und  als  Kennzeichen  des  Eigentums 
gegenüber  dem  blossen  Prokuraindossament 
Tor:  die  Ordreklausel  des  Wechsels,  die 
Ordi-eklausel  des  Giro,  die  Yalutaklausel  des 
Giro.  Art  23  tit  V  der  ord.  sur  le  comm. 
(1673)  fordert  Valutaklausel,  Datum,  Namen 
des  Indoesatars.  Auch  in  der  Theorie  wer- 
den die  einzelnen  Rechtssätze  (Irrevokabili- 
tät,  Einredenbeschränkung,  Garantie,  Recht 
zur  Weiterindossierung)  auf  diese  Klauseln 
znrückgefOhrt  (Götz  S.  20,  21,  44  u.  passim.). 

In  Bezug  auf  die  Rechtsstellung  des 
Indossatars  hat  sich  der  alte  Gegensatz 
zwischen  dem  Präsentanten  als  einfachem 
solutionis  causa  adiectus  und  als  adjectus 
in  rem  snam  (s.  oben  sub  lY,  2)  bis  auf  den 
heutigen  Tag  in  dem  Gegensatz  des  Prokura- 
indossatars  imd  des  Indossatars  zu  eigenem 
Kecht  erhalten  (Schaps  S.  25). 

Auf  die  Feststellung  des  Rechtsverhält- 
nisses gewannen  insbesondere  folgende  Theo- 
rieen  nachhaltigen  Einfluss  (vgl.  Schaps 
S.  99  ff.). 

1.  Die  Mandatstheorie.  Sie  hatte  frflher 
auch  die  Rechtsstellung  des  Präsentanten 
beherrscht  \md  wurde  namentlich  von 
Ansaldns  auf  das  Indossament  übertragen 
(Götz  S.  69  ff.,  bes.  S.  72;  Schaps  S.  99, 
101  ff.).  Diese  Ansicht  wurde  zwar  dem 
Prokuraindossament,  nicht  aber  dem  Indossa- 
ment vollen  Rechtes  gerecht  Sie  führte 
einige  Autoren  zur  Annahme  der  Revokabili- 
tät  re  integra,  einer  Ansicht,  die  schon  von 
Ansaldus  vielfach  beschränkt  wurde  und 
in  der  Praxis  wenig  Eiofluss  gewann. 

2.  Die  von  Schaps  sogenannte  Cambial- 
theorie,  hauptsächlich  von  der  französischen 
Doktrin  vertreten  (Schaps  S.  100  u.  131  ff.). 
Diese  später  von  Thöl  ins  feinste  ausge- 
bildete Lehrmeinung  sieht  jedes  Indossament 
als  eine  Tratte  an.  Diese  Ansicht  ist  un- 
mittelbar aus  der  Anschauung  der  Geschäfts- 
praxis und  der  Form  des  Indossamentes  ge- 
schöpft. Sie  bahnt  den  das  Indossament 
kennzeichnenden  .Rechtssätzen  freien  Weg, 
erschöpft  aber  noch  nicht  das  Wesen  des 
Indossamentes. 

3.  Die  Cessionsthcorie.  Sie  findet  sich 
vorerst  in  merkwürdiger  Verbindung  mit 
der  Cambialtheorie  bei  Du  Puis  de  la  Serra 
und  Savary,  indem  diese  Schriftsteller  auch 
die  Tratte  als  Cession  der  Forderung  des 
Trassanten  gegen  den  Trassaten  ansehen 
(Götz  &  43;  Schaps  S.  131  ff.).  FreUich 
vergass  man   dabei,    dass   das   Recht    des 


Remittenten  durchaus  unabhängig  von  dem 
Deckungsverhältnis  war,  und  die  Anwendung 
der  römischen  Cessionslehre  (lex  Anastasiana, 
keine  Haftimg  für  bonitas  nominis)  erwies 
sich  zumal  bei  den  gewissenhaften  deutschen 
Theoretikern  als  eine  Quelle  vieler  Irr- 
tümer'). Die  Cessionsthcorie  enthält  aber 
gleichwohl  die  Wahrheit,  dass  das  Indossa- 
ment seinem  Wesen  nach  wirklich  Succession 
bewirkt  und  seine  endgiltige  Erklärung  so 
wenig  wie  die  Tradition  von  der  Betrach- 
tung des  Umsatzes  gestohlener  imd  ver- 
untreuter Stücke  gewinnen  kann^.  Das 
Indossament  ist  nicht  nur  ein  neuer  Wechsel, 
sondern  auch  die  Form  für  eine  Abtretung 
des  alten. 

Geschichtlich  wichtiger  als  diese  theo^ 
retischen  Begründungen  der  neuen  Rechts- 
sätze ist  die  Art  ihres  Emporwachsens  aus 
den  Bedürfnissen  und  Euuichtungen  des 
Handels.  Fast  unbestritten  war  von  An&mg 
an  der  Garantieeffekt  des  Giro.  Das  ist 
aus  vielen  Gründen  erklärlich.  Das  Giro 
wurde  —  sit  venia  verbo  —  als  eine  AUo- 
tropie  des  Giroavals,  beide  als  Tratten 
empfunden  (Götz  S.  35).  Auch  zwang  der 
Gebrauch  des  Wechsels  als  Zahlungs- 
mittel, als  Geldäquivalent  zur  Annahme 
einer  voUen  Haftung  des  Indossanten. 

Was  den  Ausschluss  der  Einreden  ex 
persona  indossantis  anlangt,  so  war  der  feste 
Grund  für  die  spätere  Entwickelung  in  dem 
Satze  »Chi  accetta  paghi«  gelegt  (s.  o.  sub  FV', 
3).  Auch  weist  Schaps  (§  37)  mit  Recht  darauf 
hin,  dass  der  Wechselexekutivprozess  der 
Erhebung  von  Einreden  überhaupt  ungünstig 
war.  Die  Triebfeder  der  Entwickelung  aber 
liegt  in  der  Thatsache,  dass  seit  dem  17.  Jahr- 
hundert der  Umsatz  vorerst  der  Ban^iapiere, 
später  des  Wechsels  einen  früher  nicht  ge- 
ahaten  Umbng  angenommen  habe.  Da  der 
Satz,  dass  nur  gegen  die  Urkunde  gezahlt 
zu  werden  braucht,  längst  entwickelt  ist 
(Goldschmidt  Bnmner)  und  meines  Erachtens 
für  alle  Urkunden  bei  entwickeltem  Rechts- 
leben stets,  fast  ausnahmslos  gegolten  hat  (vgl. 
Adler,  Studien  GrOnhuts  Ztschr.  XXVI), 
so  ist  es  bei  häufigen  Umsätzen  eine  Regel, 
die  jeder  nicht  arglistige  Schulder  meistens 
von  selbst  beobachten  wird,  auch  wirklich  nur 
gegen  die  Urkunde  zu  zahlen.  Diese 
Regel  wird  für  die  BankpraxLs  von  An- 
saldus   bezeugt.      Die    R^l     wird     zur 


')  S.  die  bewegliche  Klage  bei  Berger,  De 
exe.  non.  nnm.  pec.  (1709)  §  XIII  bei  Beseke 
S.  748. 

*)  Der  Nichtübergang  der  Einreden  spricht 
im  Gmnde  so  wenig  gegen  diese  Annahme 
einer  Succession  wie  der  Satz  „Kauf  bricht 
Miete"  der  Annahme  einer  Succession  des  Hana- 
känfers  im  W^  stünde.  S.  auch  Adler, 
Stadien  S.  41,  42.  Vgl.  femer  Kostanecki  S. 
174  ff. 
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Rechtsreg;el  und  beim  Wechsel  häufig  auf 
die  Ordreklausel  gestützt  (Schaps  S.  119, 
142).  Aehnlich  wird  die  Einrede  der  Kom- 
pensation aus  der  Person  irgend  eines  der 
vielen  Vonnänner  in  der  Praxis  durch  die 
zahlreichen  Umsätze  ad  absimium  geführt 
und  nach  Partikularrecht  selbst  für  die  ge- 
meine Cession  weitgehenden  Beschränkungen 
unterworfen  (s.  §  1442  des  österr.  allg.B.G.B.). 
Sind  diese  beiden  Einreden  einmal  weg- 
gefallen, so  ist  die  weitere  Verallgemeinerung 
des  Einredenausschlusses  einfach  Sache  der 
juristischen  Logik. 

Der  Ursprung  jener  Sätze,  welche  den 
Wechsel  zum  vollkommenen  Wertpapier 
machen  (Art.  36  Allg.  W.O.,  s.  oben  sub  I,  2), 
der  legitimierenden  Wirkung  des  Indossa- 
mentes, kraft  deren  dem  Indossatar  die 
Zahlung  nur  auf  Qefahr  des  Schuldners 
verweigert  werden  kann,  liegen  auf  pro- 
zessualem Gebiete  (Grünhut  I  S.  74,  75), 
welches  zu  betreten  uns  die  Rücksicht  auf 
den  Raum  verbietet 

V.  Die  Wechselordnungen. 

In  der  geschilderten  Weise  hatte  das 
Wechselrecht  am  Anfange  des  17.  Jahr- 
hunderts durch  die  Praxis  des  Handels  unter 
gelegentlichem,  nicht  immer  förderndem  Ein- 
greifen der  Gesetzgebung  alle  jene  Bechts- 
institute  entwickelt,  die  wir  in  den  modernen 
Wechselordnungen  wiederfinden.  Von  der 
zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  bis  zu 
unserer  Zeit  ist  die  Rechtsgeschichte  des 
Wechsels  wesentlich  Kodifikationsgeschichte, 
welche  bis  zum  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
von  einem  partikularistischenZuge  beherrscht 
wird.  Die  wichtigsten  Wechselordnungen 
dieser  Zeit  sind  (Grünhut  I  S.  113):  die 
franz.  Ordonnance  du  comm.  vom  März  1673 ; 
ferner  die  Wechselordnungen  von  Braun- 
schweig, Augsburg,  Frankfurt  a.  M.  und  Leip- 
zig, später  die  einschlagenden  Bestimmungen 
des  preussischen  Landrechtes  und  die 
Wechselordnung  von  Weimar.  Zu  Beginn 
des  19.  Jahrhunderts  nimmt  wie  auf  anderem 
so  auch  auf  diesem  Gebiete  das  Recht 
des  franz.  Code  de  comm.  den  ersten 
Platz  ein.  In  Deutschland  war  das  Wechsel- 
recht jenes  Gebiet,  wo  die  Einheitsbestre- 
bungen vielleicht  am  frühesten  und  be- 
wusstesten  unter  der  Führung  Einerts  ziu: 
Geltung  kamen.  1847  lud  Preussen  im  Auf- 
trage des  preussischen  Zollvereins  sämtliche 
deutsche  Staaten  zu  einer  gemeinsamen  Be- 
ratung einer  allgemeinen  deutschen  Wechsel- 
ordnimg nach  Leipzig  ein.  Von  den  meisten 
deutschen  Staaten  beschickt,  trat  die  Kon- 
ferenz im  Oktober  zusammen  imd  steUte 
binnen  nicht  ganz  zwei  Monaten  den  Ent- 
wurf einer  Wechselordnung  fest,  die  dann 
in  der  grossen  Mehrzahl  der  deutschen 
Staaten  als  Landesgesetz  eingeführt  wurde. 


Infolge  eines  Beschlusses  der  deutschen 
Bundesversammlung  vom  19.  Februar  1857 
wurde  die  zur  Beratung  eines  allgemeinen 
deutschen  Handelsgesetzes  in  Nürnberg 
niedergesetzte  Kommission  bestimmt,  ge- 
wisse ihr  vorgelegte  und  andere  von  ihr 
gewählte,  die  allgemeine  deutsche  Wechsel- 
ordnung betreffende  Fragen  in  Beratung  zu 
ziehen.  Das  Ergebnis  ihrer  Verhandlungen 
waren  die  sogenannten  Nürnberger  Novellen, 
die  mit  Beschluss  vom  13.  April  1861  zur 
Kenntnis  der  Bundesregierangen  gebracht 
und  von  diesen  als  Gesetz  eingeführt  wurden. 
Mit  Ausnahme  des  abrogierten  Art  80  gilt  die 
allgemeine  deutsche  Wechselordnung  mit  den 
Nürnberger  Novellen  noch  jetzt  unverändert 
als  Reichsgesetz  (E.G.  z.  B.G.B.).  Sie  wurde 
für  die  meisten  späteren  Wechselgesetzgebun- 
gen vorbildlich  (Gi-ünhut  I  S.  260 ff.).  Unter 
diesen  ist  die  wichtigste  das  grossbritannisclie 
Wechsel-  und  Checkgesetz  vom  18.  August 
1882,  45  et  46  Vict  eh.  61.  Die  jüngste 
Wechselordnung  ist  die  japanische  vom 
26.  April  1890  (Borchard  1896),  die  manche 
originelle  Züge,  insbesondere  ein  weitgehen- 
des Streben  nach  Vereinfachung  aufweist 
Neben  der  deutschen  Wechselordnung  be- 
hauptet das  französische  Recht  eine  be- 
deutende Anziehungskraft 

VL  Gegenwart  und  Zakanft  des 
Wechsels. 

Die  Anerkennung  der  Vorzüge  der 
deutschen  Wechselordnung  darf  uns  nicht 
übersehen  lassen,  dass  die  Entwickelung  auf 
dem  Gebiete  des  Zahlungsverkehrs  keines- 
wegs stillsteht  Ja  es  zeigen  sich  im  Ver- 
kehre Erscheinungen,  die  auf  eine  recht 
tiefgreifende  Aenderung  seiner  Bedürfnisse 
und  Gewohnheiten  hinweisen.  Hierher  ge- 
hören besonders  folgende  Momente:  1.  An 
Stelle  des  Wechsels  tritt  in  weitem  Umfange 
der  Verkehr  durch  Checks  und  blosse  An- 
weisungen. 2.  Die  Tratte  wird  vielfach  zur 
blossen  Form,  die  bald  den  Inhalt  eines 
eigenen  Wechsels  deckt,  bald  den  einer  check- 
artigen Anweisimg.  Ein  eigener  Wechsel  in 
Form  der  Tratte  liegt  vor,  wenn,  was  sehr 
gewöhnlich  ist,  das  Accept  erteilt  wird,  ehe 
der  Wechsel  cirkuliert  Der  Inhalt  einer 
checkartigen  Anweisung  liegt  vor,  wenn 
infolge  eines  freilich  nach  einer  Nürnberger 
Novelle  zum  Art  18  W.O.  wechselrechtlich 
unwirksamen,  aber  doch  im  Verkehre  be- 
liebten und  stets  befolgten  Uebereinkommens 
der  Parteien  der  Wechsel  nicht  zur  An- 
nahme präsentiert  werden  darf.  Die  aoge- 
nannte  nicht  acceptierte,  richtiger  nicht 
acceptable  Tratte  spielt  heute  im  Bank- 
eskompte  eine  bedeutende  Rolle.  3.  Unter 
der  Form  des  Indossamentes  verbirgt  sich 
häufig  die  blosse  Verbürgung.  Bei  der 
Mehrzahl  der  Wechsel  kommt  es  nicht  zu 
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einem  eigentlichen  Umlauf,  sondern  sie 
schliessen  ihre  Laufbahn  im  Portefeuille 
einer  Zettelbank,  nachdem  sie  gerade  die 
für  den  Bankeskompte  erforderliche  Zahl 
von  Unterschriften  aufgenommen  haben. 
4.  Gewisse  andere  Institute  des  Wechsel- 
rechtes  sind  offenbar  im  Absterben  begriffen. 
Hierher  gehört  vor  allem  das  Ehrenacx;ept, 
dann  auch  der  Zeitsichtwechsel,  zum  Teil 
auch  die  Duplikate  (s.  die  in  meiner  Ab- 
handlung Aber  »Duplikate  und  Eopieen« 
österr.  Gerichtszeitung  1900  mitgeteilte  Aus- 
kunft der  deutschen  Reichsbank).  Endlich 
dürfte  der  Protest  in  seiner  heutigen  Gestalt 
den  zahlreichen  Reformvorschlägen  und  dem 
Ueberhandnehmen  der  Protesterlassklausel 
(insbesondere  bei  der  nicht  acceptablen  Tratte) 
erliegen.  Die  Deutung  dieser  Symptome  ist  an 
dieser  Stelle  nicht  möglich.  Nur  darf  bemerkt 
■wei"den,  dass  meines  Erachtens  der  neue 
Aufschwung  des  Skontrationswesens  und 
die  überragende  Stellung  der  grossen  Geld- 
mächte eine  Aenderung  in  den  Formen  des 
Kreditwesens  zu  bedingen  scheinen. 


Litteratar;  Georg  Heinrich  Ayrer,  dialr.  de 
eambialit  imtituti  vettigiu  apud  Romano»  Franff., 
ad  Viadr.  bei  Besehe,  Thesaurus  iuris  cambialis. 

—  GoldsehnUdt,  Inhaber-,  Order-  «.  executori- 
sche  Urkunden  im  klassisehen  Altertum,  Savifny 
Zeitschrift  Bd.  XXIII  rom.  Abteilung,  S.  35g.  — 
Mittels,  Trapetüiea  eod.  Bd.  XXXII,  S.  198  und 
Reichs-  und   Volksrecht  1S91,  besonders  Kap.  13. 

—  DeUtütne,  Lesmanieurs  d'argentä  Home,  1892. 

—  Siehe  auch  das  Vrkundenregister  im  Archiv  für 
Papirusforschung  Bd.  I.  s.  v.  Geldanweisung,  Zah- 
lungsanveisung.  Für  die  Entwickelung  im  ilitlel- 
alter  und  Neuzeit  verzeichnen  die  Litteratur  Oold- 
sehmidt,  System  des  Handelsrechtes  im  Grundriss 
5.A\4l.  §174  ^nd  arünhut,  Weehselreeht,  I.Bd. 
in  Bindings  Handbuch  der  deutschen  Rechtswissen- 
scht\ft  ii  4 — 27,  Litteratur  das.  itisbes.  g  i  Anm.  1 
u.  \  IS.  Hervorzuheben  Sigismundi  Scacciae 
tractatus  de  commerciis  et  eambio,  Rom  1618; 
Maphael  de  Tiirri,  traetattu  de  cambiis,  Ge- 
nua I64I.  —  Caaaregis,  II  cambista  instruito 
opp.  III.  34  und  iHseursus  legales  de  com- 
mercio  1707.  —  Straeeha,  tractattts  de  merca- 
tura,  cambiis  etc.  1566.  —  Derselbe,  tractatus  de 
adieeto,  Venedig  1569.  —  Phoonsen,  Wissel- 
stt/l  tot  Amsterdamm  (Rotterdam  1677),  deutsch 
in  Siegel  corp,  iur.  comb.  II.  —  JPotMer,  Traite 
du  contrat  de  change.  An  neueren  Werken: 
Martens,  Ueber  den  Ursprung  des  Wechsel- 
rechtes,  1797.  —  Blener,  Abhandlungen  aus 
dem  Gebiete  der  Reehtsgeichiehte  Heft  II,  Sr.  t. 

—  Derselbe,  \VechselrechUirhe  Abhandlungen, 
Leipzig  1859  und  Götz  in  Ersch  und  Grübers 
Encydopädie  s.  v.  Giro.  —  Max  Xeutnann, 
Geschichte  des  Wechsels  im  Hansagebiet  und  vor 
allem  Goldaehmldt,  Unicertalgeschichte  des 
Handelsrechtes  I,  S.  4OS—465.  —  Sehaps,  Ge- 
schichte des  Wechselindossaments,  Stuttgart  189i.  — 
Schattbe,  Beobachtungen  zur  Entstehungsge- 
schichte der  Tratte,  in  der  Zeitschrifl  der  Savign}/- 
Stißumg  (germanistische  Abteilung  XIV,  S.  111  ff. 

—  Derselbe,  Anfihnge  der  Tratte,  in  Goldsehmidts 


Zeitschrift  für  Handelsrecht  Bd.  XLIII.  — 
Derselbe,  Studien  zur  Geschichte  und  Natur 
des  ältesten  Cambium,  in  Conrads  Jahrbüchern 
für  Nationalökonomie  und  Statistik  Bd.  LXV, 
S.  153,  511. 

Seit  Gränhuts  Wechselrecht  erschienen: 
Sehaube,  Die  Weehselbriefe  König  Ludwigs 
des  Heiligen  etc.  Jahrb.  für  Not.  «.  Stat.  Bd. 
LXX,  S.  603,  730  und  Bd.  LXXIII,  S. 
145.  —  Derselbe,  Zeilschrift  für  Sozial- 
und  Wirtschaftsgeschichte  Bd.  V.  —  Preundt, 
Das  Wechselrecht  der  Postglossatoren,  Leipzig 
1899  (darüber  Heymann  in  der  deutschen 
Litteraturzeitung  1900,  S.  tl6i).  —  Grass- 
hoff, Das  Wechselrecht .  der  Araber ,  Berlin 
1899.  —  V.  Kostaneekt,  Das  Aktienindossa- 
ment, Berlin  1900  Kap.  III  u.  passim.  — 
P.  Huvelln,  Marchis  et  foires,  Paris  1897.  — 
Derselbe,  Tranaux  recents  sur  l'histoire  de  la 
lettre  de  change,  in  Annales  de  droit  eomm.  1901, 
p.  Iff.  —  Stieda,  Geschichte  der  Hansisch- 
venetianischen  Handelsbeziehungen,  I894.  — 
Bisearo,  C'ontributo  alla  storia  del  diritto  eamb., 
in  Rivista  Ital.  per  le  scienze  giur.  XIX.,  p.  189. 
—  Schulte,  Geschichte  des  mittelalterlichen 
Handels,  Leipzig  1900,  aus  den  dort  286  ff.  dt. 
Werken  s.  besonders  Nirrtiheitn,  Das  Handels- 
bueh  Videos  von  Geldersen.  Urkunden,  die 
als  Vorläufer  des  Wechsels  zu  betrachten 
sind,  lernen  wir  kennen  durch  die  höchst  be- 
deutsamen Publikationen  von  Voltelini,  Acta 
Tirolensia  1899  in  weit  grösserem  Masstabe 
durch  Des  Marez,  La  lettre  de  foire  a  Ypres  au 
Xlllt  siede. 

Karl  Adler. 


n. 


Die  Tolkswirtschaftliche  Bedeatang 
des  Wechsels. 

Vorbemerkung.  1.  Die  internationale  Zah- 
longsbilanz.  2.  Der  internationale  Wechselver- 
kehir.  3.  Die  Wechselkurse.  4.  Besondere  Ver- 
bältnisse. 5.  Die  W.  anf  London.  Diskonto- 
politik. 6.  Der  inländische  Wechselverkehr. 
Statistisches. 

Vorbemerkang.  Die  volkswirtschaft- 
liche Rolle  des  Wechsels  ist  eine  doppelte: 
er  dient  als  Hilfsmittel  zur  Ausgleichung 
von  Geldverbindlichkeiten  von  einem  orte 
zmn  anderen,  insbesondere  auch  von  einem 
Lande  ziun  anderen,  und  er  stellt  anderer- 
seits ein  Kreditinstrument  von  besonderer 
Brauchbarkeit  für  den  Verkehr  dar,  weil 
die  Wechselstrenge  dem  Schuldner  die 
sonst  zulässigen  Einreden  entzieht  und  er 
mit  seinem  ^nzeu  Vermögen,  früher  auch 
mit  seiner  Person,  für  die  Zahlung  der 
Wechselschuld  am  Verfedltage  haftet  und 
für  den  Fall  der  NichtzaJüung  ein  be- 
sonderes, rasches  und  strenges  Verfahren 
vorgesehen  ist.    Dazu  kommt  noch  die  Mög- 
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lichkeit,  die  Sicherheit  des  Wechsds  immer 
mehr  zu  erhöheu  durch  die  Unterschrift  be- 
liebig vieler  Personen,  die  neben  dem  Aus- 
steller und  dem  Acceptanten  als  Indossanten 
oder  Avalbürgen  ebenfalls  mit  Wechsel- 
strenge  für  die  Zalüung  haften.  Vermöge 
dieser  seiner  Sicherheit  in  Verbindung  mit 
seiner  leichten  Uebertragbarkeit  ist  der 
Wechsel  auch  im  inneren  Verkehr  zu  einer 
Art  von  (Jmlaufsmittel  geworden,  das  z.  B. 
sogar  noch  in  den  20  er  Jahren  des  19.  Jahr- 
hunderts in  Lancashire  bei  weitem  das 
Uebergewieht  über  die  Xoten  der  Bank  von 
England  behauptete.  Es  kamen  damals 
Wechsel  von  10  £  mit  120  Indossierungen 
vor,  und  man  schätzte,  dass  in  Manchester 
nenn  Zehntel  der  Cirkulation  durch  Wechsel 
und  nur  ein  Zehntel  durch  Gold  und  Bank- 
noten vermittelt  werde.  In  der  neueren 
Zeit  ist  der  Wechsel  aus  dieser  Funktion 
durch  Noten  und  andere  bequemere  Kredit- 
zahlungsmittel mehr  und  mehr  verdrängt 
worden.  Dagegen  ist  seine  Bedeutung  als 
internationales  Ausgleichungsmittel  trotz  der 
Konkurrenz  von  internationalen  Checks  und 
telegraphischen  Transfers  im  Verhältnis  zu 
der  fentwickelung  des  Weltverkehrs  gewach- 
sen und  als  Werkzeug  des  kaufmännischen 
Kredhs  ist  seine  Wichtigkeit  durch  die 
grossartige  Ausbildung  des  modernen  Bank- 
systems in  einem  früher  ungeahnten  Grade 
gesteigert  worden.  Wir  müssen  uns  hier 
mit  einer  Skizzierung  der  gegenwärtigen 
Verhältnisse  des  Wechselverkehrs  begnügen, 
deren  Grundfaktoren  übrigens  dieselben  smd, 
die  auch  in  dem  sich  in  weit  kleineren 
Ziffern  und  mit  weit  geringerer  Geschwin- 
digkeit bewegenden  Verkehre  der  älteren 
Zeit  massgebend  gewesen  sind. 

1.  Die  internationale  Zahlungsbilanz. 

Um  die  Funktion  des  Wechsels  bei  den 
Zahlungsausgleichungen  von  Land  zu  Land 
zu  würdigen,  hat  man  sich  zunächst  die 
Elemente,  aus  denen  die  internationale  Zah- 
lungsbilanz eines  Landes  gebildet  wird, 
zu  vergegenwärtigen.  Obenan  stehen  unter 
diesen  auch  gegenwärtig  noch  die  jährlichen 
Werte  der  Warenausfuhr  uod  der  Waren- 
einfuhr, deren  Differenz  die  Handelsbilanz 
(s.  d.  Art.  oben  Bd.  IV  S.  980  ff.)  im  engeren 
Sinne  darstellt.  Ausserdem  aber  entstehen 
2.  Forderungen  und  Schulden  eines  Landes 
gegenüber  dem  Auslande  durch  Arbeiten 
und  Dienstleistungen  im  internationalen  Ver- 
kehre, die  namentüch  die  Zahlung  oder  den 
Empfang  von  Frachtkosten,  Provisionen, 
Kommissionsgebühren  etc.  begründen.  Gröss- 
tenteils sind  diese  Beträge  Handelsunkosten, 
die  auf  Seiten  des  einen  Ijandes  mit  im 
Werte  der  Wareneinfuhr  enthalten  sind, 
das  Verhältnis  desselben  zu  anderen  Ländern 
aber  doch  speciell  beeinflussen.    Wenn  z.  B. 


ein  englisches  Schiff  amerikanische  Baum- 
wolle nach  Bremen  bringt,  so  schhesst  der 
Wert  dieser  Baumwolle  in  der  deutschen 
EinfuJirberechnung  auch  die  Fracht  ein,  aber 
diese  wirkt  auf  die  Zahlungsbilanz  g^eu 
England,  der  ursprüngliche  Ankaufswert  der 
Baumwolle  alier  auf  die  gegen  Amerika  ein. 
Die  internationale  Zahlungsbilanz  hängt  3. 
von  den  Kapitalanlagen  ab,  die  ein  Land  im 
Auslande  macht  oder  die  vom  Auslande  im 
Inlande  gemacht  werden.  Es  kann  sich  da- 
bei um  wirtschafthche  Unternehmungen,  wie 
Fabriken,  Bergwerke,  Eisenbahnen  etc.,  han- 
deln, die  namentlich  in  der  Form  von  Aktien- 
gesellschaften auftreten;  oder  aber  um  zins- 
tragende Darlehen  an  Staaten,  Gemeinden 
oder  auch  an  Privatnnternehmungen.  Der 
Einfluss  solcher  Kapitalanlagen  auf  die  Zah- 
lungsbilanz eines  Landes  ist  ein  doppelter: 
einmal  ein  vorübergehender,  ausserordent- 
licher, bei  der  Uebertragung  des  Kapitals 
aus  <lem  anlegenden  in  das  empfangende 
Land ;  sodeuin  aber  ein  dauernder  und  nach- 
haltiger, dem  ersteren  entgegengesetzt  wir- 
kender, infolge  der  Verpflichdmg  des  schuld- 
nerischen Landes,  an  das  andere  jährlich 
Zinsen  oder  Dividenden  abzuführen.  Wenn 
ein  Land  längere  Zeit  hindurch  Staatsschuld- 
versclireibungen,  Eisenbahnobligationen  und 
ähnliche  Wertpapiere  »exportiert«,  so  kann 
dadurch  der  wirkliche  Charakter  seiner 
Zahlungsbilanz  ebenso  lange  verdeckt  bleiben, 
und  erst  wenn  das  Schuldenmachen  im  Aus- 
lande aufhört  und  die  dauernde  Zinsbelas- 
tung mit  ihrer  ganzen  Wucht  fühlbar  wird, 
erscheint  die  Lage  in  ihrem  wahren  Lichte 
4.  Auch  die  Ausgaben,  die  die  Angehörigen 
eines  Landes  auf  Reisen  oder  bei  längerer 
Niederlassung  in  einem  anderen  machen, 
sind  für  die  Zahlungsbeziehungen  zwischen 
manchen  Ländern  von  Belang.  Die  Summe, 
die  auf  solche  Art  z.  B.  jährlich  von  Eng- 
land nach  der  Schweiz  und  nach  ItaUea 
übertragen  wird,  ist  jedenfalls  sehr  beträcht- 
lich. Aus  den  Vereinigten  Staaten  reisten 
im  Fiskaljahre  1888/89  148  803  Personen 
nach  Europa,  und  der  Münzdirektor  Leech 
schätzte  die  Ausgaben  derselben  auf  Ober 
92  Millionen  Dollars.  Der  mittlere  Betrag 
der  von  den  8  grössten  Bankhäusern  New- 
Yorks  ausgestellten  Kreditbriefe  für  Reisende 
nach  Em-opa  betrug  1500  Dollars.  Der  Gold- 
vorrat der  Bank  von  Frankreich  belief  sich 
Anfang  April  1900  auf  J943  Millionen,  An- 
fang Oktober  aber  auf  2292  Millionen  Francs, 
und  die  Vermehrung  um  349  MiUionen 
Francs  ist  ohne  Zweifel  zu  einem  grossen 
Teil  den  Besuchern  der  Weltausstellung  zu 
verdanken.  —  Von  den  im  Inlande  woh- 
nenden Ausländern  kommen  hier  natür- 
lich nur.  diejenigen  in  Betracht,  die  ihr  aus 
ihrem  Heimatlande  bezogenes  Einkommen 
verzehren.       Im    entgegengesetzten    Sinne 
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■wirken  die  von  solchen  in  ihre  Heimat  ge- 
schickten Ersparnisse. 

Mehrere  der  erwähnten  Ursachen  von  in- 
ternationalen Zahlungsverbindlichkeiten  wir- 
ken meistens  überwiegend  einseitig  für 
oder  gegen  das  eine  Land.  England  z.  B. 
hat  stets  weit  mehr  Frachtgelder  und  Kom- 
missionsgebühren von  anderen  Ländern  zu 
fordern  als  an  diese  zu  bezahlen.  Ein  noch 
grösseres  Debei-gewicht  haben  seine  jährli- 
chen Zins-  und  Dividendenforderungen  gegen- 
über dem  Auslande,  während  viele  der  we- 
niger entwickelten  Länder  dem  Auslande 
überhaupt  nur  verschuldet  sind  und  selbst 
dort  gar  keine  Kapitalanlagen  besitzen.  Hin- 
sichtlich des  4.  Punktes  aber,  der  Ausgaben 
der  Reisenden,  steht  England  den  anderen 
Ländern  durchweg  passiv  gegenüber,  wäh- 
rend Italien  darin  wohl  den  höchsten  Aktiv- 
saldo besitzt.  Jedoch  werden  die  Forde- 
rungen, die  England  auf  Gnmd  der  Punkte 
2  und  namentlich  3  besitzt,  durch  seine 
"Verbindlichkeiten  der  letzterwähnten  Art  (4) 
bei  weitem  nicht  aufgewogen,  und  demnach 
muss  die  Ausgleichung,  soweit  nicht  neue  Ka- 
pitalaulagen im  Auslande  die  Zahlungsbilanz 
voriibei^ehend  verschieben,  schliesslich  wie- 
der durch  vermehrte  Warensendungen  der 
schuldnerischen  Staaten  erfolgen.  Daher 
tibertrifft  denn  auch  der  Wert  der  englischen 
Wareneinfuhr  stets  um  ein  bedeutendes  den 
der  Warenausfuhr. 

Nun  werden  aber  Waren,  Effekten  und 
Dienstleistungen  nicht  unmittelbar  ausge- 
tauscht, sondern  ihre  Cebertragung  ei-zeiigt 
zunächst  Geldfordeningen,  die  d(ux;h  Zahlung 
oder  Abrechnung  zu  tilgen  sind.  Eine  un- 
mittelbare Ausgleichung  zwischen  Forde- 
rungen und  Verbindlichkeiten  ist  nur  mög- 
lich, wenn  solche  bei  denselben  Per- 
sonen zusammentreffen,  wie  dies  nament- 
lich bei  den  miteinander  in  regelmässiger 
Geschäftsverbindung  stehenden  Bankhäusern 
der  Fall  ist.  Wenn  zwei  solche  Hänser  in 
London  und  in  Paris  z.  B.  Reisenden  Kredit- 
briefe aufeinander  geben,  so  ist  die  direkte 
Abrechnung  unter  ihnen  sehr  einfach.  Das- 
selbe gilt  auch  für  den  noch  wichtigeren 
Fall,  dass  jedes  dieser  Häuser  für  das  andere 
Wertpapiere  kauft  oder  verkauft.  —  Dass 
jemand  bares  Geld  mit  ins  Ausland  nimmt, 
um  dort  Waren  gegen  sofortige  Bezahlung 
zu  kaufen,  ist  unter  den  heutigen  Verhält- 
nissen ein  Fall  von  ganz  untergeordneter 
Bedeutung.  Selbst  Vergnflgungsreisende,  die 
etwa  in  Paris  Luxusgegenstände  für  ihren 
persönlichen  Gebrauch  kaufen,  haben  meis- 
tens nicht  bares  Geld  aus  ihrer  Heimat 
mitgebracht,  sondern  Kreditbriefe  oder  Wech- 
sel. Ueberhanpt  bringt  der  internationale 
Verkehr  bei  höherer  Kiüturentwickelung 
unumgänglicher  Weise  Kreditgeschäfte  mit 
sich.     Selbst   wenn   ein   Ausländer  Wjiren 


auf  Bestellung  liefert,  wird  er  die  Bezah- 
lung frühestens  erst  erwarten  dürfen,  wenn 
sie  in  die  Hände  des  Emp&ngers  gelangt 
sind,  was  mehrere  Wochen  und  oft  Monate 
dauern  kann.  Sind  die  Waren  aber  einem 
Kommissionär  in  Konsignation  gegeben,  so 
kann  sich  der  Absatz  und  die  Bezahlung 
noch  mehr  verzögern.  Dazu  kommt  noch, 
dass  die  Käufer  einen  möglichst  langen 
Aufschub  der  Zalüung  verlangen,  weil  sie 
vorher  die  erworbenen  Waren  ihrei-seits 
schon  abgesetzt  haben  möchten,  und  die 
Verkäufer  sehen  sich  durch  die  Konkurrenz 
und  die  Rücksicht  auf  die  Ausdehnung  ihres 
Absatzes  genötigt,  auf  solche  Bedingungen 
einzugehen.  Andererseits  aber  wünschen 
die  Verkäufer  doch  auch  baldmöglichst  Geld 
für  ihre  Waren  zu  erhalten  und  sie  nehmen 
daher  auf  Grund  ihrer  Versendungen  Kredit 
bei  Banken  und  Kommissionären.  Hieraus 
aber  ei-giebt  sich,  dass  der  Wechsel  noch 
immer  das  beste  Hilfsmittel  für  die  inter- 
nationalen Zahlungsausgleichungen  bildet, 
da  sich  mit  ihm  eine  Kreditgewährung  ver- 
bindet, die  aber  eine  strenge  und  präcise 
Form  besitzt,  fest  terminiert  ist  und  die 
grössten  Garantieen  der  Sicherheit  darbietet 
Checks  und  Kabeltransfers  sind  Ersatzmittel 
der  Barzahlung  und  nicht  KreditmitteL  Auch 
ist  der  Check  gar  nicht  geeignet  zu  einem 
längeren  Umlauf  von  einer  Hand  in  die 
andere,  da  er  möglichst  rasch  zur  Einlösung 
präsentiert  werden  muss,  während  ein  guter 
Weclisel  bis  zum  Verfalltage  jeder  Zeit  mit 
Ijcichtigkeit  durch  Weiterbegebung  mit  Dis- 
konüerang  in  Geld  imigesetzt  werden  kann. 
So  werden  also  für  den  grössten  Teil  der 
durch  den  Warenverkehr  entstehenden  For- 
derungen und  Gegenforderungen  zweier  Län- 
der beiderseits  Wechsel  geschaffen.  Auf 
den  älteren  Messen  konnte  ein  grosser  Teil 
der  für  die  Messtermine  ausgestellten  Wechsel 
durch  ein  Skontriemngsverfahren  gegen  ein- 
ander abgerechnet  w^erden,  so  dass  nur  ver- 
hältnismässig kleine  Ausgleichungssaldi  zu 
bezahlen  waren.  In  der  neueren  Zeit  aber 
hat  die  ungeheuere  Ausdehnung  des  inter- 
nationalen Verkehrs  die  älteren  Organi- 
sationen jener  Art  verdrängt,  jedoch  beruhen 
immerhin  viele  Fordenmgen,  die  im  inlän- 
dischen Clearingverkehr  kompensiert  wer- 
den, auf  ausländischen  Wechseln.  Im  all- 
gemeinen werden  die  Wechsel,  die  von  An- 
gehörigen eines  Landes,  z.  B.  Deutschlands 
auf  ausländische,  z.  B.  englische  Schuldner 
gezogen  werden,  auf  andere  Deutsche-  über- 
tragen, die  ihrerseits  in  England  Zahlungen 
zu  leisten  haben ;  diese  Obersenden  die 
Wechsel  an  ihre  englischen  Gläubiger,  die 
sie  einziehen  oder  vielmehr  durch  ihre 
Bankiers  einziehen  lassen.  Gleichzeitig 
könnte  jedoch  auch  eine  umgekehrte  Strö- 
mung stattfinden:  die  englischen  Gläubiger 
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könnten  Wechsel  auf  ihre  deutachen  Schuld- 
ner ziehen  und  diese  an  Engländer  abtreten, 
die  Zahlungsverbindlichkeiten  in  Deutseh- 
land zu  erfüllen  haben.  Thatsächlich  pflegt 
jedoch  im  Verkehre  zwischen  ;iwei  Ländern 
das  eine  oder  das  andere  Verfahren  vorzu- 
hen-schen.  Die  Engländer  namentlich  lassen 
sich  lieber  mit  Pfund-Sterling- Wechseln,  die 
vom  Auslande  auf  England  gezogen  sind, 
bezahlen,  als  dass  sie  selbst  Wechsel  auf 
das  Ausland  ziehen,  die  auf  eine  fremde 
Währung  lauten;  daher  werden  umgekehrt 
auch  solche  fremde  Wechsel  weniger  als 
Rimessen  für  das  Ausland  verwendet,  son- 
dern die  englischen  Schuldner  ziehen  vor, 
auf  sich  ziehen  zu  lassen.  Die  Deutscheu 
erweisen  sich  auch  in  diesen  Punkten  als 
mehr  kosmopolitisch,  sie  ziehen  ohne  An- 
stand Wechsel  in  fremden  Währungen  und 
legen  namentlich  mit  Vorliebe  grosse  Summen 
in  Sterling- Wechseln  an,  die  gleichbedeutend 
sind  mit  einer  Verstärkung  des  Goldvorrates 
des  Landes. 

2.  Der  internationale  Wechselverkehr. 
In  Wirklichkeit  vollzieht  sich  indes  der 
internationale  Wechselverkehr  grösstenteils 
durch  Vermittelung  der  Bankiers.  Ein  Kauf- 
mann, der  in  England  Zahlungen  zu  leisten 
hat,  kann  allerdings  etwa  an  der  Berliner 
Börse  selbst  Wechsel  auf  jenes  Land  an- 
kaufen, aber  er  wird  häufig  nicht  die  ihm 
gerade  passende  Summe  fmden  oder  aus 
mehreren  Wechseln  zusammensetzen  können, 
und  auch  die  verschiedenen  Verfallzeiten  der 
einzelnen  Wechsel  bilden  eine  Unbequem- 
lichkeit; überdies  kann  er  die  Güte  der 
Wechsel  meistens  nicht  genügend  beurteilen 
und  noch  weniger  weiss  er,  wie  diese  von 
dem  englischen  Gläubiger  beurteilt  wird. 
Es  ist  also  einfacher  und  bequemer,  wenn 
er  sich  von  seinem  Bankier  einen  von  die- 
sem selbst  ausgestellten  Wechsel  oder  auch 
eine  Zahlungsanweisung  in  dem  gewünschten 
Betrage  auf  ein  englisches  Bankhaus  geben 
lässt,  und  eine  solche  Rimesse  wird  auch 
dem  englischen  Empfänger  am  genehmsten 
sein.  Das  deutsche  Bankhaus  aber  deckt 
seinerseits  seine  Wechsel  oder  Zahlungsan- 
weisungen auf  England  durch  Handels- 
wechsel, die  es  entweder  von  Kunden  über- 
nimmt oder  an  der  Börse  ankauft,  wobei 
es  zugleich  durch  Diskontierungen  sein 
Kapital  ausnutzt.  So  stehen  also  die  Bank- 
wechsel für  den  unmittelbaren  internatio- 
nalen Verkehr  im  Vordergnmde.  Sie  sind 
gewissermassen  sekundäre  Bildungen,  denen 
die  Handelswechsel  als  Grundlage  dienen. 
Die  Banken  können  auch  unabliängig  von 
dem  Angebote  in  Handelswechseln  jeden 
verlangten  Betrag  in  Wechseln  auf  ein 
anderes  Land  von  sich  aus  liefern,  nur 
müssen  sie,  wenn  sie  die  Deckung  nicht 
vollständig  in  Handelswechseln   beschaffen 


können,  ihr  Konto  bei  ihren  ausländischen 
Korrespondenten  auf  andere  Art  ausgleichea 
Zunächst  erhalten  sie  vielleicht  ungedeckten 
Kredit,  aber  in  nicht  allzulanger  Frist  wer- 
den sie  einen  Gegenwert  für  die  auf  ihre 
Rechnung  ausgezahlten  Summen  einsenden. 
So  findet  also  auch  die  Ausgleichung  des 
üeberschusses  der  Wechselforderungeu  des 
einen  Landes  gegenüber  denen  eines  anderen 
hauptsächlich  durch  die  Vermittelung  der 
Bankiere  statt  Dass  ein  solcher  üeber- 
schiiss  zu  Lasten  des  einen  Landes  vor- 
handen sei  oder  dass,  wie  man  es  auszu- 
drücken pflegt,  seine  Zahlungsbilanz  dem 
anderen  gegenüber  ungünstig  sei,  wird  dem 
Publikum  in  dem  Steigen  des  Wechsel- 
kurses auf  das  letztere  Land  kund  getlian. 
Die  Banken  geben  zwar,  wie  gesagt,  immer 
noch  Wechsel  auf  dieses  Land  ab,  aber  sie 
fordern  eine  besondere  Vergütung  für  die 
nicht  mehr  durch  Handelswechsel  mögliche 
Deckung  derselben. 

Welche  anderweitigen  Mittel  stehen 
ihnen  nun  zur  Zahlung  einer  Schuld  im 
Auslande  zu  Gebote?  Zunächst  könnten 
Wechsel  auf  dritte  Länder  in  Betracht 
kommen.  Wenn  in  Deutschland  der  Voi^ 
rat  an  Handelswechseln  auf  London  er- 
schöpft ist,  findet  sich  vieUeicht  ein  Ueber- 
schuss  von  Wechseln  auf  Paris,  was  sich 
durch  den  niedrigen  Preis  derselben  z«  er- 
kennen giebt.  Wenn  nun  gleichzeitig  die 
»Devise«  Paris  in  London  günstig  steht,  so 
besteht  vielleicht  die  zweckmässigste  Art, 
wie  eine  deutsche  Bauk  ihre  Tratten  auf 
London  decken  kann,  darin,  dass  sie  m 
Berlin  Wechsel  auf  Paris  kauft  und  diese 
in  London  für  ihre  Rechnung  verkaufen 
lässt;  oder  sie  kann  auch  vielleicht  den 
Weg  über  Paris  nehmen,  indem  sie  für  die 
gekauften  Wechsel  dort  Wechsel  auf  London 
erwirbt  und  diese  remittiert.  In  beiden 
Fällen  würde  sie  also  zugleich  ein  Arbi- 
tragegeschäft machen. 

Als  ein  weiteres  Mittel  zur  Ausgleichung 
der  Zahlungsbilanz  zweier  Länder  erscheinen 
die  sogenannten  internationalen  Wertpa- 
piere, namentlich  Staatsschuldverschreibun- 
gen, Bergwerks-  und  Eisenbahnpapiere,  die 
in  mehreren  Ländern  an  den  Hauptbörsen  den 
Gegenstand  eines  ständigen  und  lebhaften 
Verkehrs  bilden.  Dass  die  erste  Ausfuhr 
solcher  Papiere  zeitweise  einen  grossen  Ein- 
fluss  auf  die  internationalen  Zahlungsver^ 
hältnisse  ausüben  kann,  ist  schon  oben  er- 
wähnt worden;  hier  aber  handelt  es  sieh 
um  die  spätere  Verwendung  derselben  zu 
AusgleichuDgszwecken,  und  in  dieser  Hin- 
sicht darf  ihre  selbständige  Bedeutimg  nicht 
überschätzt  werden.  Dass  ein  Berliner  Bank- 
haus etwa  österreichische  Goldrente  in  Ijou- 
don  verkaufen  lasse,  lediglich  um  seinem 
dortigen  Korrespondenten  Deckung  für  seine 
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Tratten  zu  geben,  dürfte  selten  vorkommen 
»md  in  der  Regel  nur  dann,  wenn  der  Lon- 
doner Kurs  der  Goldrente  einen  solchen  Ver- 
kauf an  sich  schon  lohnend  macht  Unter 
dieser  Voraussetzung  aber  werden  auch  viele 
Verkäufe  dieses  Papiers  von  selten  solcher 
Bankiers  und  Spekulanten  stattfinden,  die 
keinen  Saldo  auszugleichen  haben,  d.  h.  es 
findet  allgemein  eine  Arbitrage  in  Gk)ld- 
rente  statt,  wodurch  die  Zahlungsbilanz  mehr 
oder  weniger  zu  Gunsten  des  Inlandes  ver- 
schoben werden  kann,  ohne  dass  diese  Ge- 
scliäfte  unmittelbar  durch  den  Mangel  an 
Handelswechseln  veranlasst  sind,  üebrigens 
wird  dieser  internationale  Arbiti^geverkehr 
in  der  neueren  Zeit  durch  die  von  den  ver- 
schiedenen Staaten  erhobenen  Effektenstem- 
I)elgebOhren  und  sonstigen  Börsensteuern 
wesentlich  beschränkt.  Dass  ausserhalb  des 
Bankgeschäfts  stehende  Kaufleute  oder  Fa- 
brikanten ihre  Verbindlichkeiten  im  Aus- 
lande durch  Effektensendungen  erledigen, 
kann  als  ausgeschlossen  betrachtet  werden. 
Wohl  aber  könnten  sie  fällige,  im  Auslande 
zahlbare  Coupons  zu  diesem  Zwecke  ver- 
wenden, die  überhaupt  an  sich  geeignet  sind, 
als  internationales  Zahlungsmittel  zu  dienen. 
Aber  wenn  ein  Land  einem  anderen  gegen- 
über stark  verschuldet  ist,  so  wird  es  seine 
Coupons  von  dem  letzteren  grösstenteils 
direkt  einlösen  und  zu  diesem  Zwecke 
AVechsel  oder  andere  Zahlungsmittel  ein- 
senden müssen,  und  niu-  verhältnismässig 
wenige  Coupons  werden  ihm  selbst  zur 
Ausgleichung  eigener  Forderungen  zuge- 
schickt werden.  Ausländisches  Papiergeld 
und  ausländische  Banknoten  sind  wohl  die 
bequemsten  Zahhmgsmittel  für  das  Ausland, 
zumal  ihre  Verwendung  auch  vou  der  Ver- 
mitteluDg  der  Banken  gänzlich  unabhängig 
ist.  Aber  dabei  muss  vorausgesetzt  werden, 
dass  diese  Scheine  leicht  und  ohne  erheb- 
lichen Eursaufschlag  im  Inlande  zu  haben 
sind,  und  dies  ist,  wenigstens  wenn  es  sich 
um  grössere  Summen  handelt,  nur  möglich, 
wenn  sie  Gegenstände  der  Spekulation 
sind.  Wenn  grössere  Summen  von  fremdem 
Papiei^lde  im  Inlande  zinslos  vorrätig  ge- 
halten werden  sollen,  so  muss  die  Möglich- 
keit einer  für  den  Besitzer  gewinntragenden 
Kurssteigerung  derselben  vorhanden  sein. 
Ist  dieses  Papiei^ld  aber  in  Gold  einlös- 
lich und  besteht  auch  im  Inlande  Gold- 
währung, so  sind  der  Kursbewegung  des- 
selben so  enge  Schranken  gesetzt,  dass  sich 
eine  Spekulation  in  grösserem  Umfange  gar 
nicht  lohnt,  und  daher  können  Papiergeld 
und  Banknoten  im  Verkehr  zwischen  Staaten 
mit  intakter  Metallwährung  nur  in  geringem 
Masse,  hauptsächlich  mur  im  eigentlichen 
Geldwechselgeschäft  für  den  Bedarf  der 
Reisenden  als  Zahlungsmittel  Verwendimg 
finden.     Hat  dagegen  das  eine  der  betei- 


ligten Länder  Papierwährung,  so  giebt  es 
keine  Begrenzung  für  die  Kursschwankungen 
des  fremden  Papiergeldes  und  es  kann  jetzt 
als  Spekulationsobjekt  in  grossen  Summen 
angesammelt  und  bereitgehalten  werden. 
So  waren  frtiher  «lie  russischen  Kreditrubel 
in  Berlin  Gegenstand  ausßredehnter  Speku- 
lation. Unter  solchen  Umständen  können 
auch  inländische  Noten  als  Zahlungsmittel 
ins  Ausland  versendet  werden,  z.  B.  deutsche 
Marknoten  aus  Berlin  nach  Wien.  Damit 
wii-d  freilich  zunächst  im  volkswirtschaft- 
lichen Sinne  noch  keine  wirkliche  Schuld- 
tilgung im  Auslande  bewirkt,  sondern  nur 
neuer  Kredit  einer  besonderen  Art  gewonnen, 
und  erst  wenn  die  Noten  später  wieder  zur 
Bezahlung  von  Waren  in  das  Heimatland 
zurückgeschickt  werden,  findet  eine  Ent- 
lastung des  letzteren  statt.  Auch  die  in 
der  neueren  Zeit  für  kleinere  Zahlungen 
ziemlich  häufig  angewandten  internationalen 
Postanweisungen  sind  nur  ein  Kredithilfs- 
mittel, das  später  eine  Ausgleichung  durch 
andere  Zahlungsmittel  verlangt 

Zwischen  Ländern  mit  Metallwährung 
spielen  also  Noten  und  Papiergeld  nur  eine 
imtergeordnete  Rolle  in  der  Zahlungsaus- 
gleichung, und  da  auch  die  Effektenarbi- 
trage nur  eine  beschränkte  Bedeutung  für 
diesen  Zweck  besitzt,  so  zeigt  sich,  dass 
wenigstens  für  Länder  dieser  Kategorie  der 
nach  dem  Austausch  der  Handelswechsel 
und  der  Zinsen  und  Dividenden  von  Kapital- 
anlagen auf  der  einen  Seite  noch  übrig 
bleibende  Aktivsaldo  hauptsächlich  durch 
Edelmetallsendung  aus  dem  schuldnerischen 
Lande  getilgt  werden  muss.  Kaufleute  und 
Fabrikanten  werden  solche  Sendungen  selbst 
schwerlich  imtemehmen,  es  sei  denn,  dass 
es  sich  nur  um  kleinere  Summen  handelte, 
für  die  sie  im  Inlande  bei  den  Geldwechs- 
lern vielleicht  gerade  ausländische  Münzen 
zu  einem  g^ünstigen  Kurse  erhalten  könnten. 
Im  allgemeinen  werden  auch  in  diesem 
Punkte  wieder  die  Banken  die  Vermitte- 
lung  übernehmen.  Für  diese  bildet  Edel- 
metall in  Barren,  in  einheimischen  und  in 
ausländischen  Münzen  neben  Wechseln, 
Effekten  imd  Papiergeld  ebenfalls  einen 
Gegenstand  der  internationalen  Arbitrage, 
d.  h.  eine  Bank  verwendet  solche  nicht  nur, 
wenn  sie  selbst  für  ihre  Verbindlichkeiten 
im  Auslande  Deckung  beschaffen  muss  und 
ein  vorteilhafterer  Weg  ihr  nicht  geboten 
ist,  sondern  sie  unternimmt  häufig  als  be- 
sonderes Geschäft  die  Ausgleichung  der 
Wechselkurse  an  verschiedenen  Plätzen  mit 
Hilfe  von  Barsendungen.  Wenn  der  Lon- 
doner Kiu«  in  Berlin  V2  Prozent  über  Pari 
stände,  so  würden  viele  deutsche  Bankiers, 
wenn  sie  auch  keinerlei  Zahlungen  in  Lon- 
don zu  leisten  hatten,  es  vorteilhaft  finden, 
Gold  nach  England  zu  schicken,  um  darauf- 
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hin    Pfund-Sterling-Wechsel    verkaufen    zu 
können. 

So  stehen  also  auch  unter  den  heutigen 
Verhältnissen  internationaler  Wechselverkehr 
und  internationale  Edelmetallbewegung  noch 
in  besonders  naher  Beziehung  zu  einander. 
Es  giebt  allerdings  Edelmetallbewegungen, 
die  unabhängig  von  den  Wechselkursen,  ja 
im  Widerspruch  mit  denselben  stattfinden. 
Wenn  z.  B.  ein  Land  durchaus  effektives 
Gold  hereinziehen  will,  so  kann  es  dies 
durch  Vermittelung  einer  grossen  Bank 
immer  en-eichen,  indem  es  eine  Prämie  da- 
für bezahlt.  Es  sind  dies  aber  immer  ausser- 
gewöhnliche  Operationen,  für  gewöhnlich 
bilden  die  Kurse  der  ausländischen  Wechsel 
(oder  der  Densen,  wie  man  sie  namentlich 
in  der  österreichischen  Börsensprache  zu 
nennen  pflegt)  das  Barometer  für  die  Ten- 
denz des  Edelmetalls,  in  das  Land  einzu- 
strömen oder  abzufliessen.  Diese  K\irse 
kommen  an  den  Börsen,  wie  alle  anderen 
Preise,  zu  stände  durch  Angebot  und  Nach- 
fr^e.  Zu  dem  ui-sprünglichen  Material,  den 
durch  den  auswärtigen  Warenverkehr  ent- 
standenen Wechseln,  kommen  jedoch  die 
Bankwechsel,  die  teils  in  einer  für  das 
Publikum  bequemeren  Form  an  die  Stelle 
der  Handelswechsel  treten,  teils  aus  Effekten- 
und  anderen  eigenen  Geschäften  der  Banken 
hervorgehen. 

3.  Die  Wechselkurse.  Die  Grundlage 
für  die  Bestimmnng  der  Wechselkurse  bildet 
für  die  Länder  mit  gleichem  Währongsmetall 
das  innere  Pari  ihrer  Währungsmüuzen,  wie 
es  sich  aus  deu  gesetzlichen  Bestimmungen 
tiber  Gewicht  und  Feinheit  dieser  Münzen  er- 
giebt.  Als  gemeinschaftliches  WährungsmetaU 
kommt  gegenwärtig  nur  noch  Gold  in  Frage, 
auch  fllr  die  Länder  niit  sogenannter  hinkender 
Doppelwährung,  die  noch  grosse  Mengen  Silber- 
courantgeld  benutzen,  sofern  dies  vermöge  des 
Staatskredits  seinen  Nominalwert  neben  den 
Goldmünzen  behauptet.    Dieser  Pariwert  ist  für 


I  £ 

20,4295 

M 

loo  Frcs. 

81,000 

loo  hoU.  fl. 

168,739 

loo  skand.  Er. 

112,500 

n 

I  Doli. 

4,1979 

» 

Für  Oesterreich-Üngam  ist  tmter  Voraus- 
setzung der  vollen  Durchführunjf  der  Valuta- 
reform das  Pari  20  Kronen  =  17,012  M. 

Der  wirkliche  Pariwert  wird  jedoch  anch 
durch  die  Verschiedenheit  der  Prägungskosten 
in  den  verschiedenen  Ländern  beeinflusst  und 
kann  daher  von  dem  theoretischen  inneren  Pari 
abweichen.  Anch  stimmt  der  innere  Wert  der 
wirklich  umlaufenden  Goldmünzen  infolge  der 
Abnutzung  derselben  oder  auch  der  Ausnutzung 
des  Bemediums  meistens  nicht  genau  mit  der 
gesetzlichen  Vorschrift  überein,  und  auf  diesen 
Umstand  mnss  namentlich  BUcksicht  genommen 
werden,  wenn  solche  Münzen,  wie  Barren  nach 
dem  Gewicht  (al  marco)  bewertet,  ins  Ausland 
geführt  werden  sollen. 

Die  Notierung  der   Wechselkurse  an   der 


Börse  geschieht  in  der  Art,  dass  entweder  an- 

fegeben  wird,  wie  viel  für  eine  feste  Summe 
es  fremden  Geldes  in  Wechseln  in  inländischem 
Gelde  zu  bezahlen  ist  oder  wie  viel  ausländisches 
Geld  man  für  eine  feste  Summe  des  inländischen 
erhält.  Im  ersteren  Falle  sagt  man,  die  feste 
Valuta  Wege  im  Anslande,  im  zweiten,  sie  liege 
im  Inlande.  Die  letztere  Methode  wird  noch 
in  London  (jedoch  nicht  für  alle  Plätze)  ndt 
dem  festen  Betrage  von  1  £  und  in  Petersburg 
angewandt,  früher  auch  teüweise  in  Hamburg. 
Die  erstere  hat  sich  in  der  neueren  Zeit  immer 
mehr  verbreitet  und  ist  an  den  Hauptplätzen 
dadurch  vereinfacht  worden ,  dass  die  feste 
Summe  meistens  auf  100  Einheiten  des  fremden 
Geldes  (für  Pfund  Sterling  aaf  1  oder  10,  anch 
für  Dollars  teilweise  auf  1)  angenommen  ist 
Dadurch  werden  die  Kurse  anch  für  den  Laien 
leicht  verst-ändlich,  was  früher  in  weit  geringe- 
rem Grade  der  Fall  war.  So  betrug  früher  die 
feste  Valuta  in  Berlin  für  Frankenwechsel  Wß 
Frcs.,  für  Wechsel  auf  Holland  250  fl. .  für 
Wechsel  auf  Wien  150  fl.,  auf  Warschau  90 
Rubel.  In  New- York  war  bis  1873  em  will- 
kürliches Pari  zwischen  Golddollar  und  Pfand 
Sterling  angenommen,  indem  ein  Dollar  =  4','. 
Schilling  gesetzt  wurde.  Dadurch  war  der 
Dollar  um  etwa  9  Prozent  über  seinen  inneren 
Wert  erhöht,  der  wirkliche  Parikurs  war  also 
nind  WH  für  22 '/«  £,  und  von  dieser  Basis  aas 
fanden  die  Kursänderungen  statt.  Gegenwärtig 
wird  einfach  angegeben,  wie  viel  ein  Pfnnd 
Sterling  in  Dollars  kostet  Für  die  Franken- 
läuder  hat  man  die  feste  Valnta  im  Inlande 
behalten,  indem  notiert  wird,  wie  viel  Francs 
man  fUr  einen  Dollar  erhält. 

Die  Kurse  beziehen  sich  auf  Wechsel  von 
bestimmter  Verfallzeit,  und  meistens  werden  für 
kurze  und  lange  Sicht  besondere  Notierungen 

fegeben.  So  werden  in  Berlin  für  Amsterdam, 
ie  belgischen  Plätze,  Paris,  Wien,  Budapest 
die  Kurse  für  achttägige  und  für  zweimonat- 
liche Frist  angeführt-,  für  London  gelten  die 
Usancen  von  8  Tagen  und  3  Monaten,  ffir  Peters- 
burg die  von  3  Wochen  und  3  Monaten,  für 
Italien  die  von  10  Tagen  und  2  Monaten.  Der 
Pariser  Kurszettel  enthält  zwei  Abteilungen 
mit  den  Ueberschriften  „valenrs  se  ndgociant 
ä  trois  mois"  und  „valeurs  se  negociant  ä  vue", 
jede  aber  ist  wieder  in  zwei  Rubriken  geteilt, 
nämlich  „ä  trois  mois"  nnd  „4  courte  echiance". 
Zu  der  zweiten  Abteilung  gehören  nur  London 
und  die  belgischen  und  italienischen  Plätze,  die 
ebenfalls  nach  Franken  rechnen  nnd  für  die 
statt  eines  Kurswertes  ein  „benefice"  oder  perte" 
in  Prozenten  angegeben  wird.  Alle  übrigen 
Plätze  gehören  zur  ersten  Abteilung,  nnd  für 
sie  bezieht  sich  die  Notierung  also  unmittelbar 
auf  Dreimonats  Wechsel;  die  Reduktion  anf 
kürzere  Sichten  aber  geschieht  hier  durch 
Addition  eines  für  den  Zeitunterschied  nach 
dem  festen  Satze  von  4  Prozent  für  das  Jahr 
berechneten  Zuschlags,  ohne  Rücksicht  anf  den 
Diskontosatz  an  dembetrefi'enden  fremden  Platze, 
denn  soweit  letzterer  einen  Unterschied  bedingt, 
kommt  dieser  in  der  Differenz  der  Rubriken 
,,4  trois  mois"  und  „k  courte  ech^nce"  zum 
Ausdruck.  Wenn  also  z.  B.  der  Kurs  anf  Berlin 
in  der  ersten  Rubrik  122";,,,  in  der  zweiten 
122»/,«  (nämlich  Frcs.  für  100  M.)  lautet,  so 
gilt  der  erstere  unmittelbar  für  die  Dreimonats- 
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Wechsel,  für  die  Berechnung  des  Wertes  eines 
Sichtwechsels  aber  wird  der  zweite  Kurs  za 
Grunde  gelegt  und  durch  Addition  von  1  Pro- 
zent findet  man  123,78  Frcs.  Die  Wechsel  der 
zweiten  Abteilung  dagegen,  die  Sichtkurse  an- 

fiebt,  werden  au?  lange  Sichten  berechnet,  in- 
em  man  von  dem  unter  der  Rubrik  ,.ä  trois 
mois"  angegebenen  Kurs  den  Diskont  für  die 
Ifingere  Umlaufszeit  abzieht,  und  zwar  nach 
dem  im  Auslände  geltenden  Diskontosatze. 
Abgesehen  von  der  eben  erwähnten  Ausnahme 
in  Paris  ist  es  überhaupt  die  Regel,  dass  auf 
lange  Wechsel  der  am  Zahlungsplatze  bestehende 
Diskoutosatz  angewandt  wird,  wie  dies  auch  in 
der  Natur  der  Sache  liegt.  Da  aber  dieser 
Satz  bis  zur  Verfallzeit  des  Wechsels  noch 
steigen  kann  und  da  überhaupt  das  mit  einem 
Wechsel  verbundene  Risiko  um  so  grösser  ist, 
je  länger  er  zu  laufen  hat,  so  ist  der  auf  Sicht 
reduzierte  Kurs  solcher  Wechsel  meistens  etwas 
niedriger  als  der  der  wirklichen  Sichtwechsel. 
Für  mittlere  Sichten  wird  in  Berlin  die  Diskonto- 
berechnong  besonders  vereinbart.  —  Die  über- 
seeischen Plätze  bestimmen  die  Verfallzeit  der 
auf  das  Ausland  gezogenen  Wechsel  nicht  nach 
dato,  sondern  am  eine  Anzahl  von  Monaten 
oder  Tagen  nach  Sicht,  also  nach  der  Präsen- 
tation zur  Annahme,  so  dass  also  die  für  die 
Beförderung  nach  dem  Zahlungfsplatze  erforder- 
liche Zeit  jedenfalls  noch  hinzukommt.  So  wird 
London  in  New- York  notiert  auf  60  und  auf 
3  Tage  nach  Sicht,  in  Calcutta  auf  6  und  4 
Monate  und  auf  30  Tage  nach  Sicht  und  auf 
Sicht,  ausserdem  der  Kurs  der  Kabeltransfers. 
Der  Wert  eines  Wechsels  hängt  natürlich 
auch  von  seiner  Kreditwürdigkeit  ab,  und  diese 
ist  um  so  grösser,  je  mehr  Personen  von  aner- 
kannter Zahlungsfähigkeit  ihre  Unterschrift  ge- 
lben haben.  Am  höchsten  werden  die  von 
grossen  Banken  ausgestellten  geschätzt,  und 
daher  werden  in  New- York  und  den  meisten 
anderen  überseeischen  Plätzen  besondere  Kurse 
für  Bankwechsel  neben  denen  der  Handelswechsel 
notiert.  In  Calcutta  z.  B.  wird  der  Kurs  an- 
gegeben für  Bankwechsel,  für  „first  Class  C'redits'' 
und  für  „Wechsel  mit  Dokumenten".  Die  letz- 
teren werden  auf  Grund  von  Warensendungen 
auf  englische  Kommissions-  oder  Bankhäuser 
g'ezogen,  und  die  Konnossemente  und  Versiche- 
rongspoliceu  werden  ihnen  beigegeben,  um  die 
Zahlung  sicherzustellen. 

Wenn  nun  die  Nachfrage  nach  Wechseln 
auf  ein  Land  das  Angebot  überwiegt,  so  steigt 
der  Sichtknrs  schliesslich  so  hoch  (cder  er  stellt 
sich,  wenn  die  Valuta  im  Inlande  liegt,  so 
niedrig),  dass  Arbitragen  mittelst  Goldversen- 
dongeu  möglich  werden,  auf  Grund  deren  dann 
weitere  Wechsel  dem  Bedarfe  entsprechend  ge- 
liefert werden  können.  Dass  der  Kurs  Über 
diesen   „Goldpunkt"    nicht   wesentlich    hinaus- 

gehen  kann,  wird  durch  die  Konkurrenz  der 
anken  bewirkt;  änssersten  Falles  könnten  auch 
die  beteiligten  Kaufleute  und  Fabrikanten  selbst 
Gold  ins  Ausland  schicken,  was  ihnen  freilich 
etwas  mehr  Kosten  machen  würde,  als  den  auf 
solche  Geschäfte  eingerichteten  Banken.  Ueber- 
wie^  umgekehrt  das  Angebot  von  Wechseln, 
so  sinkt  der  Kurs  bis  zu  dem  Punkte,  bei  dem 
eine  Einfuhr  von  Gold  lohnend  wird,  das  man 
mit  den  so  billig  käuflichen  Wechseln  bezahlt 
Der  Abstand  des  oberen  und  des  unteren  Gold- 


pnnktes  von  dem  Parikurse  bestimmt  sich  aus 
mehreren  Faktoren.  Handelt  es  sich  z.  B.  um 
Kosten  einer  Goldsendung  von  Berlin  nach  Lon- 
don, 80  fragt  es  sich  zunächst,  ob  dazu  eng- 
lische Sovereigns,  20  Markstücke,  Barrengold 
oder  fremde  Goldmünzen  verwendet  werden 
sollen.  Sind  die  ersteren  gerade  zu  einem  güns- 
tigen Kurse  in  Berlin  zu  haben,  so  stellen  sie 
unzweifelhaft  die  bequemste  Rimesse  dar,  und 
es  kommen  dann  zu  dem  für  diese  Münzen  be- 
zahlten Preise  nur  noch  etwa  2"!^  Transport- 
kosten und  vielleicht  V^"  oo  »u  Zinsverlust.  Wer- 
den dagegen  2tl-Markstücke  versandt,  so  ist  der 
reine  Geldwert  dieser  Münze  massgebend  und  die 
durchschnittliche  Abnutzung  derselben  bildet 
daher  einen  besonderen  Posten  in  der  Kosten- 
rechnung. Bisher  ist  dieser  Betrag  bei  den 
Doppelkronen  allerdings  noch  gering,  bei  den 
10-Markstücken  aber  schon  merklicher,  und  diese 
sind  daher  für  die  Ausfuhr  weniger  geeignet. 
In  Frankreich  ist  die  durchschnittliche  Ab- 
nutzung der  Goldmünzen  erheblich  grösser,  und 
die  Bank  sucht  oft  die  Goldansfuhr  dadurch  zu 
erschweren,  dass  sie  ihre  Noten  vorzugsweise 
mit  abgeriebenen  10-Francsstückeu  einlöst.  Be- 
trägt die  Abnutzung  derselben  6"!^  (die  äusserste 
gesetzlich  zulässige  Grenze  ist  7*/oo),  so  wird 
ein  Kilogramm  Feingold  statt  durch  3444,44 
Francs  erst  durch  3461,71  Francs  in  lO-Francs- 
stücken  dargestellt  —  In  London  werden  die 
versandten  20-Markstücke  von  der  Bank  von 
England  noch  nach  dem  Gewichte  angekauft, 
die  Unze  gewöhnlich  für  76  Schill.  S'.^  Pence. 
Dieser  Preis  ist  jedoch  abhäng^ig  von  dem  Preise 
des  Barrengoldes  von  englischer  Standardfeinheit 
(22  Karat),  der  sich  normalerweise  zwischen  77 
SchiU.  9  Pence  und  77  Schill.  10'/,  Pence  be- 
wegt, nämlich  zwischen  dem  Preise,  zu  dem  die 
Bank  alles  ihr  angebotene  Gold  kaufen  muss, 
und  demjenigen,  zu  dem  es  bei  der  Münze  (aber 
mit  einem  Zinsverluste)  verwertet  werden  kann. 
Der  Verkaufspreis  von  Barrengold  und  frem- 
den Münzen  kann  jedoch  in  London  auch  über 
den  letztgenannten  Preis  hinausgehen,  da  die 
umlaufenden  Sovereigns  abgenutzt  sind  und 
ihre  Einschmelzung  zu  Barren  also  einen  Ver- 
lust erzengen  würde.  Daher  wurde  z.  B.  im 
November  1892  auf  dem  offenen  Markte  78  Schill. 
l'/j  Pence  für  die  Unze  Standard  geboten.  In 
der  Regel  aber  steht  der  Goldpreis  unter  77 
Schill.  10' ,  Pence  und  daraus  ergiebt  sich  für 
den  Versender  von  20-Markstücken  aus  Berlin 
eine  weitere  Kostenerhöhung.  Barrensendnngen 
von  Berlin  aus  werden  selten  vorkommen,  da 
dort  kein  bedeutender  Verkehr  in  Barren  be- 
steht Für  sie  ist  kein  Abreibungsverlnst  in 
Rechnung  zu  stellen,  im  übrigen  aber  kommt 
es  auf  den  jeweiligen  Goldpreis  in  London  an. 
Fremde  Münzen  werden  in  Berlin  in  der  Regel 
nach  dem  Stück  bezahlt,  in  London  aber  nach 
dem  Gewichte  verkauft.  Im  ganzen  werden  die 
Kosten  einer  Goldsendung  sich  auf  etwa  2'/ä 
bis  S'/oo  belaufen,  ausserdem  aber  verlangt  der 
Unternehmer  der  Arbitrage  auch  einen  kleinen 
Gewinn  für  sich.  Daher  g^ebt  0.  Haupt  für 
Berlin  als  Goldpaukte  an: 
für  Amsterdam  168,25     M.        170,20     M. 

„    Kopenhagen         111,95      n         "3,2o      n 
„   London  20,33      „  20,53      „ 

„    Paris  80,56      „  81,37      „ 

„   New- York  (1  D.)    4,1525  „  4,2330  , 
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Unter  besonderen  Umständen  können  übri- 
gens auch  bei  intakter  Goldwährung'  noch 
grössere  Abweichungen  vom  Parikurse  ent- 
stehen. Wenn  z.  B.  in  Deutschland  eine  schwere 
Ereditkrisis  ausgebrochen  wäre,  so  könnten  die 
deutschen  Besitzer  von  englischen  Wechseln 
sich  veranlasst  sehen,  diese  erheblich  unter  dem 
Kurse  von  20,33  M.  loszuschlagen,  um  so  schnell 
wie  möglich  Geld  zu  erhalten.  Namentlich 
würde  dieses  von  den  auf  Sichtkurs  berechne- 
ten langen  Wechseln  gelten,  wenn  auch  der 
für  diese  massgebende  Diskontosatz  in  England 
bedeutend  niedriger  wäre  als  in  Deutschland. 
In  New- York  sank,  wie  Goschen  erwähnt,  der 
Kurs  auf  London  in  den  ersten  Monaten  des 
Jahres  1861  3 — 4  Prozent  unter  Pari,  weil  die 
Besitzer  der  Wechsel,  die  infolge  einer  unge- 
wöhnlich starken  Warenausfuhr  in  grosser  Menge 
angeboten  wurden,  bei  den  zunehmenden  Kriegs- 
beiürchtungen  lieber  ein  ungewöhnliches  Opfer 
bringen  als  einen  Monat  oder  länger  auf  die 
Ankimft  des  in  England  einzukassierenden  Goldes 
warten  wollten. 

Die  Versendung  oder  das  Hereinziehen  von 
Gold  ist,  wie  schon  bemerkt,  im  allgemeinen 
als  eine  Arbitrageoperation  aufzufassen,  die  nicht 
nur  den  Zweck  haben  kann,  auf  möglichst  billige 
Art  eine  Zahlung  zu  leisten  oder  zu  empfangen, 
sondern  auch  lediglich  zur  Ausgleichung  der 
Wechselkurse  zwischen  den  verschiedenen 
Plätzen  unternommen  sein  kann,  wobei  im 
ttbrigen  das  Kaufen  von  Wechseln  an  dem  einen 
und  das  Verkaufen  derselben  an  einem  anderen 
Platze  die  Hauptrolle  spielt.  Bei  solchen  Ge- 
schäften muss  Derechnet  werden,  zu  welchem 
Preise  Wechsel  auf  einen  bestimmten  Platz,  z. 
B.  auf  London,  an  verschiedenen  Hauptbörsen 
etwa  von  Berlin  aus  gekauft  oder  verkauft 
werden  können.  Die  Kurse  mttssen  daher  alle 
auf  Sicht  berechnet  und  ferner  auch  die  Neben- 
kosten, Provision,  Maklergebühr,  Porto,  Tele- 
graphengebilhren  (da  die  Aufträge  gegenwärtig 
telegraphisch  ert-eilt  werden  müssen),  in  An- 
schlag gebracht  werden.  Es  kommt  dabei  aber 
auch  darauf  an,  wie  die  Zahlung  für  die  aus- 
wärts gekauften  Wechsel  geleistet  oder  der 
Erlös  für  die  verkauften  eingezogen  werden 
kann.  Wenn  ein  Berliner  Haus  m  Paris  Wechsel 
auf  London  kauft,  so  wird  es  daher  in  der 
Regel  Wechsel  auf  Paris  remittieren  mUssen, 
und  die  Möglichkeit  des  Geschäftes  hängt  also 
auch  von  dem  gleichzeitigen  Kurse  der  letzteren 
und  den  Nebenkosten  des  Ankaufs  und  der  Ver- 
sendung derselben  ab.  Ist  es  dagegen  möglich, 
die  Wechsel  auf  London  zu  demselben  Preise 
in  Hamburg  zu  kaufen,  so  wird  das  Berliner 
Haus  dies  jedenfalls  vorziehen,  da  die  Zahlung 
dann  leicht  und  fast  kostenfrei  im  Giroverkel^ 
bei  der  Reichsbank  erfolgen  kann.  Uebrigens 
stehen  die  den  grösseren  Arbitrageverkehr  be- 
treibenden Bankhäuser  an  den  Hauptplätzen 
miteinander  in  regelmässiger  Verbindung  mit 
bestimmten  Abmachungen  über  die  gegenseitige 
Zinsberechnung  und  die  Gewinnverteilung. 

4.  Besondere  Verhältnisse.  Auf  die 
mögUche  Beeinflussung  der  Wechselkurse 
durch  eine  Goldprämie  selbst  bei  effektiver 
Goldwähning  ist  schon  oben  hingewiesen 
■worden.  Denn  den  Ueberschuss  des  Preises 
eines  Kilogramms  Gold  über  die  Geldsumme, 


zu  der  dieses  nach  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen ausgemünzt  werden  soll,  kann 
man  als  eine  Prämie  ffir  Barrengold  be- 
trachten, wenn  man  das  gesetzliche  innere 
Pari  der  inländischen  gegenüber  den  fremden 
Münzen  festhält  (das  dann  freilich  in  Wirk- 
lichkeit infolge  der  Abnutzung  der  ersteren 
nicht  mehr  besteht).  Man  kann  sogar,  wie 
es  in  Frankreich  stets  geschieht,  als  den 
Grundpreis  des  Barrengoldes  den  von  der 
Münze  für  ein  Kilo  Feingold  bezahlten  Preis 
von  3437  lYancs,  nämlich  die  ausgebrachte 
Summe  (3444,44  Francs)  vermindert  um  die 
PrägungsgebUiu-  annehmen,  vfohei  also  schon 
eine  Prämie  von  2,2*/oo  erscheint,  wenn  das 
Kilo  Feingold  im  geprägten  und  im  unge- 
prägten  Zustande  gleichwertig  ist  Je  weiter 
die  Abnutzimgder  Goldmünzen  vorgeschritten 
ist,  um  so  höher  kann  nach  dem  oben  Ge- 
sagten die  Goldprämie  steigen,  und  die  grossen 
Centralbanken  haben  also  durch  die  Zurück- 
haltung der  vollwichtigeren  Münzen  die 
Möglichkeit,  die  Goldausfuhr  zu  erschweren 
und  den  den  Goldpunkt  bezeichnenden 
Wechselkurs  zu  erhöhen.  Noch  weiter  geht 
diese  Fälligkeit  in  den  Ländern  mit  hinken- 
der Doppelwährung,  in  denen  aiso  noch 
viele  Silberwährungsmünzen  vorhanden  siad 
und  die  Bauken  wenigstens  das  Recht  haben, 
ihre  Noten  in  solchen  Münzen  einzulösen. 
In  Belgien  und  in  der  Schweiz  machen  sie 
von  diesem  Rechte  auch  grundsätzlich  Ge- 
brauch, dagegen  ist  die  in  England  häufig 
erhobene  Klage  unbegründet,  dass  auch  die 
deutsche  Reichsbank  sich  durch  allerlei 
Mittel  der  Einlösung  ihrer  Noten  in  Gold 
für  die  Ausfuhr  zu  entziehen  suche.  Diese 
»Prämiengspolitik«  bedeutet  im  Grunde 
nichts  anderes  als  die  absichtliche  Erzeugung 
eines  wenn  auch  kleinen  Goldagios  und 
demnach  eine  entsprechende  Entwertung  der 
inländischen  Währung. 

In  dem  Wechsel  verkehr  zwischen  Län- 
dern mit  verschiedener  Metallwährung 
ist  ein  festes  inneres  Pari  nicht  vorhanden, 
da  das  Wertverhältnis  der  beiden  Edelme- 
talle veränderlich  ist  Als  in  Frankreich 
in  den  dreissiger  und  vierziger  Jahren  unter 
dem  Dopx>elwährungssysteme  thatsächlich 
das  SUbergeld  durchaus  das  üebergewicht 
hatte,  bestand  für  Gold  meistens  eine  Prämie 
von  1  bis  2<'/o  (s.  den  Art  Doppelwäh- 
rung oben  Bd.  III S.  242)  und  der  Wechsel- 
kurs auf  England  stand,  daher  häufig  auf 
25,60  bis  25,80.  Umgekehrt  bewirkte  die 
Wertsteigerung  des  Silbers  in  den  fünfzig« 
Jahren,  dass  in  Deutschland  als  einem 
Silberwährungslande  der  Kurs  auf  London 
um  1  bis  2  Prozent  zurückging  und  in 
Berlin  auf  etwa  6*/.'!  Thaler  sank  Indes 
blieben  diese  Kursbewegungen  aus  der  Ver- 
änderlichkeit des  Wertverhaltnisses  der  Edel- 
metalle im  ganzen  doch  in  ziendich  engen 
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Grenzen,  solange  die  französische  Doppel- 
■währung  ihren  regelnden  Einfluss  auf  dieses 
Verhältnis  ausübte.  Erst  in  der  Periode 
der  grossen  Süberentwertung  und  nach  der 
Einstellung  der  Silberprägungen  in  den 
Ländern  des  lateinischen  Münzbundes  konnte 
auch  von  einem  durchschnittlichen  »md  an- 
nähernd festen  Pari  zwischen  den  Gold-  und 
Silberländern  —  als  -welche  hauptsächlich 
China  und  bis  ziun  26.  Juni  1893  Indien 
in  Betracht  kamen  —  nicht  mehr  die  Rede 
sein.  Das  Pari  musste  nun  für  jeden  Tag 
nach  dem  fortwährend  schwankenden  Wert- 
verhältnis der  beiden  Metalle  bestimmt  wer- 
den, und  dieses  Wertverhältnis  selbst  wird 
durch  die  Konjunkturen  des  Handels  zwi- 
schen Europa  und  Ostasien  bedeutend  be- 
einfliisst  Durchaus  fiktiv  ist  endlich  auch 
das  nur  aJs  Rechnungsgnmdlage  angenom- 
mene Pari  zwischen  einem  Metallwährungs- 
und einem  Papierwähnragslande.  Der  Wech- 
selkurs des  uneinlöslichen  Papiergeldes  hängt 
ganz  und  gar  von  der  Zahlungsbilanz  des 
Papierwährungslandes  ab,  so  dass  eine  un- 
tere Grenze  für  das  Sinken  desselben  nicht 
besteht  S,  d.  Art.  Papiergeld  oben  Bd. 
YI,  S.  15  ff. 

Diese  Unsicherheit  der  Wechselkurse 
gegenüber  den  Goldwährungsländem  erzeugt 
für  den  soliden  Warenverkehr  eine  um  so 
grössere  Unsicherheit,  je  länger  die  Fristen 
sind,  auf  welche  die  Handelswechsel  üblicher- 
weise ausgestellt  werden.  Dadurch  werden 
aber  die  von  dem  Papier-  oder  SUberwäh- 
mngslande  oder  auf  dasselbe  gezogene 
W^echsel  zu  Spekulationsobjekten,  und  die- 
jenigen Kauflexite  und  Fabrikanten,  die  allen 
aleatoiTSchen  Geschäften  fernbleiben  wollen, 
erhalten  so  die  Gelegenheit,  das  Kursrisiko 
von  sich  abzuwälzen  und  auf  Banken  oder 
spekidierende  Kapitalisten  zu  übertragen, 
womit  natürlich  für  die  Verkäufer  eine  ge- 
wisse Einbusse  am  Kurs  verbunden  ist. 
Lautet  der  Wechsel  auf  lange  Sicht,  wie 
im  Verkehr  zwischen  China  und  England, 
so  kann  sich  der  Trassant  einfach  dadui-ch 
sicher  stellen,  dass  er  ihn  sofort  zum  Tages- 
kurse verkauft.  In  anderen  Fällen  aber 
können  auch  Liefenmgsgeschäfte  auf  Zeit 
vorkommen,  indem  Geschäftsleute,  die  erst 
später  Gelegenheit  haben  werden,  Wechsel 
a»if  das  andere  Land  zu  ziehen,  bei  güns- 
tigem Kurse  schon  im  voraus  solche  ver- 
kaufen. Ebenso  kann  natürlich  auch,  wer 
bei  grosser  Unsicherheit  der  Wechselkurse 
im  Auslande  Zahlungen  zu  leisten  hat,  sich 
im  voraus  durch  Käufe  bei  günstigen  Ge- 
legenheiten decken. 

5.  Die   W.   auf  London.     Diskonto- 

{»olJtik.     Von   allen   im  Weltverkehr  um- 
aiifenden  Wechseln  sind  die  auf  England 
gezogenen  bei  weitem  die  wichtigsten.    Das 
Pfund    Sterling   bildet    eine   internationale 
Handwöiterboch  der  Staatswissenscbaften.    Zweite 


Werteinheit,  auf  welche  der  grösste  Teil  der 
Geschäfte  des  überseeischen  iSindelsgeschäfta 
bezogen  wird,  und  London  ist  die  Vermitte- 
longa-  und  Abrechnungsstelle  für  diesen 
grossartigen  Verkehr.  Erst  in  der  neuesten 
Zeit  haben  Deutschland  und  Frankreich  mit 
einigem  Erfolge  gegen  dieses  Uebergewicht 
des  englischen  Geldmarktes  angekämpft, 
aber  voraussichtlich  wird  derselbe  doch  noch 
lange  Zeit  seine  centrale  Stellung  zu  be- 
haupten vermögen.  Der  internationale  Wech- 
selverkehr eines  Landes  ist  eben  nur  eine 
sekimdäre  Erscheinung,  die  unmittelbar  von 
der  Entwickelung  des  Warenhaudels  und 
den  sonstigen  Verhältnissen  der  Zahlungs- 
bilanz desselben  abhängt  Nun  hat  aber 
kein  anderes  Land  auch  nur  annähernd 
eine  so  grosse  Einfuhr  von  aussereuropäischen 
Waren  aufzuweisen  wie  England,  zumal 
auch  die  Zinsen  und  sonstigen  Erträge  des 
in  den  überseeischen  Ländern  angelegten 
Kapitals  hauptsächlich  mit  Waren  bezahlt 
werden.  An  allen  Handelsplätzen  in  jenen 
Ländern  werden  daher  auf  Grund  von 
Warensendimgen  Wechsel  auf  England  für 
grosse  Summen  angeboten,  und  diese  bilden 
somit  das  bequemste  Mittel  zu  Zahlungen 
nach  Europa  überhaupt,  zumal  wenn  sie 
von  grossen  Banken  auf  Londoner  Häuser 
von  Weltruf  gezogen  werden.  Wenn  also 
ein  Deutscher  z.  B.  eine  Forderung  in  Cal- 
cutta  einziehen  will,  so  ist  es  für  ihn  am 
einfachsten  und  billigsten,  sich  von  dort 
einen  Wechsel  auf  London  schicken  zu 
lassen,  und  wenn  er  selbst  dort  eine  Zah- 
lung zu  leisten  hat  so  wird  er  sich,  da  in 
Deutschland  ein  Verkehr  in  Wechseln  auf 
Calcutta  überhaupt  nicht  existiert,  ebenfalls 
nach  London  wenden  müssen.  Dias  Ueber- 
gewicht des  englischen  Handels  in  Ostasien 
milssen  auch  die  Vereinigten  Staaten  in 
ihrem  Verkehr  mit  China  sich  gefallen  lassen. 
Obwohl  sie  selbst  eine  so  bedeutende  Silber- 
produktion besitzen,  können  sie  doch  nur 
einen  verhältnismässig  kleinen  Teil  ihi-es 
Silbers  unmittelbar  gegen  chinesische  Elr- 
zeugnisse,  namentlich  Thee  und  Seide,  aus- 
tauschen. In  der  Regel  ist  es  für  die 
amerikanischen  Einfuhrhändler  vorteilhafter, 
Wechsel  auf  London  nach  den  chinesischen 
Häfen  zu  schicken,  die  bei  den  dortigen 
englischen  Banken  nach  dem  Kurse  gegen 
Taels  verkauft  werden  und  nun  entweder 
unmittelbar  zmt  Bezahlung  englischer  Waren 
nach  Europa  oder  zunächst  nach  Indien  ge- 
schickt werden,  wo  China  namentlich  grosse 
Summen  für  Opium  zu  bezahlen  hat.  Statt 
der  Wechsel  senden  die  amerikanischen 
Häuser  übrigens  meistens  Kreditbriefe  auf 
ein  Londoner  Haus  nach  China,  auf  Gnmd 
deren  die  lieteUigten  Banken  nun  erst  Wech- 
sel zu  dem  nötigen  Betrage  ziehen.  Zur 
Deckung  des  wirklich  gezogenen  Betrages 
Auflage.    VII.  4ö 
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nebst  einer  Kommission  von  gewöhnlich  2 
Prozent  mtlssen  die  Amerikaner  dann  Wech- 
sel ,  die  aus  dem  englisch-amerikanischen 
Handel  hervorgehen,  nach  England  senden, 
und  so  entsteht  ein  die  ganze  Erde  um- 
spannender Verkehr.  Wenn  man  zur  Ver- 
meidung solcher  »Tributzahlungen«  an  Eng- 
land die  Gründung  deutscher  überseeischer 
Banken  oder  Bankfilialen  empfiehlt,  so  darf 
man  nicht  vergessen,  dass  solche  Unter- 
nehmungen nur  dort  Boden  finden  können, 
wo  ein  genügender  Warenhandel  mit  Deutsch- 
land besteht,  der  das  nötige  Material  an 
Wechseln  liefern  kann.  Von  seinen  Nach- 
barländern erhält  Deutschland  viele  Wechsel 
auf  England  in  Zahlung  und  bildet  daher 
für  diese  einen  vermittelnden  Markt  In- 
folge dieses  ständi^n  Besitzes  an  Wechseln 
ist  es  daher  auch  imstande,  bei  Bedarf  Gold 
aus  England  zu  beziehen,  was  dort,  wo  nur 
wenig  AVechsel  auf  das  Ausland  gehalten 
werden,  oft  übel  empfimden  wird.  Im  ganzen 
stellt  sich  aber  dadivch  nur  das  natur- 
gemässe  Verhältnis  her,  indem  das  Gold, 
das  zunächst  aus  den  Produktionsländern 
nach  England  strömt,  von  dort  wieder 
grösstenteils  den  übrigen  eiuwpäischen  Län- 
dern zufliessen  muss,  zumal  man  gerade  in 
England  immer  mit  dem  möglichst  kleinen 
Barbestande  auszukommen  sucht. 

Die  Frage,  von  welcher  Art  die  Wechsel- 
kxvcse  zwischen  zwei  Ländern  durch  die 
Verschiedenheit  des  Diskontosatzes  in  den- 
selben beeinüusst  werden,  berühren  wir 
hier  nur  in  Kürze  und  verweisen  im  übrigen 
auf  den  Artikel  Diskonto  (obenBd.  III,  S.  170ff .). 
Diese  Frage  bildete  einen  Hauptgegenstand 
der  Erörterungen  in  der  französischen  Bank- 
enquete von  1865,  indem  viele  glaubten, 
dass  eine  Diskontoerhöhung  seitens  der  Bank 
von  England  stets  von  der  Bank  von  Frank- 
reich mit  einer  ähnlichen  Massregel  beant- 
wortet werden  müsse,  weil  sonst  ein  Abfluss 
von  Gold  nach  England  stattfinden  müsse. 
In  Wirklichkeit  haben  aber  bedeutende  Dis- 
kontodifferenzen zwischen  London  imd  Paris 
lange  Zeit  b&stehen  können,  ohne  dass  ein 
solcher  Abfluss  eintrat.  Von  Ende  Dezem- 
ber 1865  bis  Mitte  August  1866  hat  dieser 
Unterschied  fast  niemals  weniger  als  2V2 
Prozent  betragen,  vom  17.  Mai  1866  bis 
zum  16.  August  1866  stand  der  Diskont  in 
London  sogar  auf  10  Prozent,  während  er 
in  Paris  nur  3*/2  und  4  Prozent  betrug, 
und  doch  zeigte  sich  nicht  die  erwartete 
Goldausfuhr.  Dagegen  stieg  der  Pariser 
Kurs  auf  London  zunächst  bei  den  Drei- 
monatswechseln zeitweise  bedeutend  über 
den  Punkt,  der  nach  dem  Kurse  der  Sicht- 
wechsel und  dem  Londoner  Bankdiskont  zu 
erwarten  gewesen  wäre.  Die  französischen 
Kapitalisten  oder  Banken  kauften  also  diese 
Wechsel  in  Frankreich  auf,  um  den  hohen 


englischen  Zins  davon  zu  beziehen:  infolge 
dieser  Nachfrage  aber  stieg  der  Kurs  der- 
selben, so  dass  sich  der  Vorteil  der  Zins- 
differenz zwischen  London  und  Paris  unter 
die  gegenwärtigen  Inhaber  und  die  neuen 
Käufer  dieser  Wechsel  verteilte.  Die  letz- 
teren hielten  nun  aber  die  Wechsel  bis  zur 
Verfallzeit  im  Portefeuille,  um  eben  den 
erhöhten  Zinsgenuss  zu  haben ;  daher  wurde 
das  Angebot  von  Wechseln  für  die  laufen- 
den Zahlungsausgleichungen  überhaupt  ver- 
mindert und  infolge  davon  stieg  zeitweise 
auch  der  Kurs  der  Sichtwechsel.  Nach  3 
Monaten  freilich  kamen  die  zurückgehaltenen 
langen  Wechsel  als  Sichtwechsel  auf  den 
Markt  und  mussten  dann  den  Kurs  >vieder 
drücken.  Jedoch  konnte  sich  die  Lage  des 
Geldmarktes  jetzt  gebessert  haben.  Im  all- 
gemeinen ist  also  die  Wirkung  eines  höheren 
Diskontosatzes  in  dem  einen  Lande  ein 
Steigen  der  Wechselkurse  auf  dasselbe  in 
dem  anderen.  Das  letztere  giebt  dem  erste- 
ren  Kredit,  indem  es  des  höheren  Zinses 
wegen  die  langen  Wechsel  zurückhält  Es 
kann  auch  direkt  in  London  lange  Wechsel 
mit  dem  hohen  Diskontabzuge  ankaufen  und 
zu  diesem  Zwecke  Sichtwechsel  hinüber- 
schicken; dadurch  steigen  diese  im  Preise; 
schliesslich  kann  ihr  Kurs  auch  über  den 
Goldpunkt  hinausgehen  und  dann  erst  würde 
eine  Edelmetallversendung  eintreten,  not- 
wendig ist  dieser  Ausgang  aber  keineswegs, 
da  das  kreditgebende  Land  einen  genügend 
starken  Ueberschuss  von  Forderungen  an 
das  kreditnehmende  haben  kann,  wie  es 
ohne  Zweifel  1865  66  bei  Frankreich  Eng- 
land gegenüber  der  Fall  war. 

6.  Der  inländische  Wecbselverkehr. 
Statistieches.  Im  inneren  Verkehr  ist  die 
Bedeutung  des  Wechsels  als  Mittel  zu  Zah- 
lungen von  Ort  zu  Ort  in  der  neueren  Zeit 
immer  mehr  gesunken,  da  durch  Postan- 
weisungen, Versendung  von  Banknoten  und 
Papiergeld  und  namentlich  durch  den  mo- 
dernen Giroverkehr  jener  Zweck  weit  ein- 
facher und  billiger  erreicht  werden  kann. 
Dagegen  hat  die  Rolle  des  Wechsels  als 
Kreditinstrument,  sei  es  im  Platz-  oder  im 
Fernverkeiir,  an  Wichtigkeit  noch  immer 
mehr  zugenommen,  zumal  auch  die  Bank- 
depositen, die  die  Grundlage  des  Check- 
und  Clearinghausverkehrs  bilden,  in  Eng- 
land grösstenteils  und  mehr  und  mehr  auch 
auf  dem  Kontinent  durch  Diskontieren  von 
Wechseln  und  Gutschreiben  des  Betrages 
entstehen.  In  betreff  der  Diskontogeschäfte 
überhaupt  und  der  volkswirtschaftuch  sehr 
einflussreichen  Diskontopolitik  der  grossen 
Centralbanken  verweisen  wir  auf  den 
Art.  Diskonto  (oben  a.  a.  0.).  Als  eine 
zweite  Art  des  Wechsel kredits  ist  der  Ac- 
ceptkredit  zu  erwähnen.  Mit  diesem 
befassen  sich  atlerdings  nicht  alle  Banken, 
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und  den  deutschen  Notenbanken  namentlich 
ist  durch  §  7  des  Bankgesetzes  das  Accep- 
tieren   von  Wechseln    unbedingt   verboten. 
In  England  geben  die  Diskontobanken  keine 
Accepte,  die  grossen  Joint-Stock-Depositen- 
faanken    dagegen    machen    bedeutende    Ge- 
schäfte  dieser  Art,  obwohl  deswegen  mit 
Eücksicht  auf   die  grossen  Summen   ihrer 
stets  fälligen  Verbindlichkeiten   häufig  Be- 
deüken  laut  geworden  sind.    Wenn  solche 
Kredite  dim?h  hinterlegte  Wertpapiere  oder 
auf  andere    Art    genügend    sicher    gestellt 
sind,  so  ist  gegen  die  besondere  Form  nichts 
einzuwenden,  vielmehr  entspricht  dieselbe 
in  manchen  FäUen   einem   besonderen  Be- 
dürfnisse.    Wenn  z.  B.  ein  englischer  Fa- 
brikant im  Ausland  für  Rohstoffe  Zahlung 
zu  leisten  hat,  so  wird  dazu  ein  von  einer 
grossen  Londoner  Bank  acceptierter  Wechsel 
ohne  weiteres  geeignet  sein,  während  der 
auswärtige     Gläubiger     vielleicht     grosse 
Schwierigkeit  haben   würde,    einen   direkt 
auf  den  Fabrikanten  gezogenen  Wechsel  zu 
Terwerten.     In    Deutschland    geben    viele 
Banken  auch  Wechselkredit  in  der  Form 
der  Bürgschaft  durch  Aval.     Die  Wechsel 
erhalten  auf  diese  Art  eine  weitere  sichere 
Untersclirift  und  werden  dadurch  vielleicht 
bei    der   Eeichsbank    diskontierbar.      Will 
eine  Bank  einen  Wechsel  aus  irgend  einem 
Grunde  nicht  diskontieren,  so  ist  sie  doch 
häufig  geneigt,  einen  Yorschuss   darauf 
zn  geben,  d.  h.  ihn  zu  lombardieren,  wobei 
sie  das  Darlehen  auf  die  ihr  genehme  Quote 
der  Wechselsumme  beschränken  kann.  Ueber- 
nimmt  eine  Bank  einen  Wechsel  bloss  zum 
Inkasso,  so  ist  jedes  Risiko  auf  ihrer  Seite 
ausgeschlossen.     Jedoch  ist  dies  Vermitte- 
limgsgeschäft  ebenso  wie  die  Domizilierung 
der  Wechsel  zur  Zahlung  bei  einer  Bank 
von  grosser  praktischer  Wichtigkeit  für  die 
Ausbildung  des  modernen  Abrechnungsver- 
kehrs, der  eben  voraussetzt,  dass  alle  Ein- 
kassieningen  und  Auszahlungen  der  grösse- 
i^en  Geschäftsleute  sich  bei  einer  nicht  allzu 
grossen  Anzahl  von  Banken  koncentrieren. 
Missbrauch  des  Wechsels  kommt  sowohl 
von  selten  der  Kreditnehmer  wie  der  Kre- 
ditgeber vor,  ganz  abgesehen  von  den  eigent- 
lichen Wechselfälschungen.   Am  besten  wäre 
es,  wenn   jedem  Wechsel  ein  reelles  Ge- 
schäft,  wie   der  Verkauf  von  Waren  oder 
Wertpapieren    oder    ein    vorbeigegangenes 
Darlehen,   zu  Grande  läge,   wodurch  auch 
seine  Sidierheit  möglichst  befestigt  würde. 
In    vielen  Fällen  aber  dient  er  als  Mittel 
zur  Aufnahme  eines  Darlehens,  für  dessen 
Rückzahlung  zu  einer  festbestimmten  Frist 
er  eine  möglichst  wirksame  Gewähr  bietet 
Für  diesen  Zweck  eignet  sich  hauptsächlich 
der   eigene  Wechsel   wie   denn   auch    die 
Bauken  bei  Lombardgeschäften  meistens  die 
Ausstellung  eines  solchen  seitens  des  Schuld- 


ners verlangen.  Es  ist  aber  auch  möglich, 
dass  sich  jemand  dadurch  Geld  verschafft, 
dass  er  einen  von  einem  anderen  acceptier- 
ten  Wechsel  diskontieren  lässl.  Auch  da- 
gegen ist  nichts  einzuwenden,  wenn  es  sich 
um  einen  von  guten  Häusern  mit  der  nötigen 
Vorsicht  gewährten  Acceptkredit  handelt 
von  dem  schon  oben  die  Rede  war.  Be- 
denklich aber  wird  ein  solches  Geschäft 
schon,  wenn  der  Acceptant  den  Wechsel 
gar  nicht  ans  eigenen  Mitteln  bezahlen  könnte, 
sondern  mit  dem  Trassanten  vereinbart  hat, 
dass  dieser  vor  der  Verfallzeit  Deckung 
schicke.  Verschafft  nun  letzterer  sich  dazu 
die  Mittel  dadurch,  dass  er  einen  neuen  von 
demselben  Acceptanten  oder  auch  von  einem 
anderen  angenommenen  Wechsel  in  Umlauf 
setzt,  so  liegt  (falls  der  Wechselaussteller 
nicht  etwa  reichlich  genügendes,  wenn  auch 
momentan  nicht  verfügbares  Vermögen  zur 
ErfüUung  aller  seiner  Verbindlichkeiten  be- 
sitzt) betrügerischer  Schwindel  vor,  der  sich 
noch  steigert,  wenn  der  Acceptant  seiner- 
seits auch  wieder  Wechsel  auf  den  Trassanten 
im  ersten  Falle  zieht  Bei  schlauem  und 
geschicktem  Verfahren  lässt  sich  solche 
»Wechselreiterei«  oft  längere  Zeit  hindurch 
fortsetzen.  —  Andererseits  liefert  der  Wech- 
sel dem  Wucher  das  -wirksamste  Hilfsmittel 
zur  Aussaugung  seines  Opfers.  Erschwe- 
rend wirkt  dabei  noch  der  Umstand,  dass 
viele  Schuldner  sich  von  den  Wucherern 
verleiten  lassen,  ihre  Unterschrift  auf  Wech- 
sel zu  setzen,  ohne  dass  sie  eine  richtige 
Vorstellung  von  der  Bedeutung  der  Wechsel- 
verbindhchkeit  haben.  Zur  Beseitigung 
dieses  Uebelstandes  wird  in  der  jüngsten 
Zeit  von  manchen  vorgeschlagen,  dass  die 
Wechselfähigkeit  (die  nach  der  deutschen 
Wechselordnung  jedem  zusteht,  der  sich 
durch  Verträge  verpflichten  kann)  wieder 
beschränkt  werde.  Näher  liegt  aber  doch 
wohl  das  Heilmittel,  durch  den  Schulunter- 
richt und  auf  andere  Weise  auch  die  wei- 
teren Schichten  der  Bevölkerung  mit  dem 
richtigen  Gebrauche  des  Wechsels  ver- 
traut zu  machen,  wie  dieses  z.  B.  in  Frank- 
reich der  Fall  ist,  wo  auch  die  Bauern,  die 
kleinen  Handwerker  und  selbst  deren  Frauen 
mit  dem  »Billet«  umzugehen  wissen.  Es 
wäre  jedenfalls  ein  klägliches  Armutszeugnis, 
wenn  in  Deutschland  mit  seiner  vielgeprie- 
senen Volksschulbildung  die  wirtschaftliche 
Aufklärang  der  Massen  der  Bevölkerung 
nicht  80  weit  gebracht  werden  könnte  und 
deswegen  die  Benutzung  eines  an  sich  höchst 
wertvollen  Kredithilfsmittels  eingeengft  wer- 
den sollte.  Der  volkswirtschaftliche  Wert 
der  allgemeinen  Anwendung  des  Wechsels 
aber  besteht  darin,  dass  dadurch  dem  ge- 
meinschädlichen Schlendrian  der  Borgwirt- 
schaft ein  Ende  gemacht  wird.  Gerade  in 
Deutschland  ist    das  unbestimmte    Kredit- 
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gebea  in  allen  Schichten  des  Verkehrs  zum 
grossen  Nachteil  für  die  Solidität  und  Straff- 
heit des  Geschäftslebens  besonders  tief  ein- 
gedrungen, imd  es  wäre  sehr  zu  wünschen, 
dass  es  in  demselben  Umfange  wie  in  Frank- 
reich auch  im  kleineren  und  Konsumenten- 
verkehr  durch  den  Gebrauch  des  Wechsels 
verdrängt  würde.  S.  auch  den  Art  Wucher. 

Zur  Charakterisierung  der  Bedeutung  des 
Wechselverkehrs  in  der  Gegenwart  lassen  wir 
hier  noch  einige  statistische  Daten  folgen.  Soet- 
beer  hat  für  eine  Reihe  Ton  Jahren  den  durch- 
schnittlichen Betrag  der  in  Deutschland  gleich- 
zeitig im  Umlauf  befindlichen  Wechsel  geschätzt, 
indem  er  den  Ertrag  der  Wechselstempelateuer 
in  den  drei  dem  betreffenden  Zeitpunkt  vorher- 
gehenden Monaten  als  '/j  pro  Mille  dieses  Be- 
trages beobachtet.  So  ergab  sich  für  Ende  De- 
zember und  von  1882  ab  für  Ende  März: 


1872  3898  Mill.  M. 

1873  3839  „  „ 

1874  3450  „  „ 

1875  3582  »  n 

1876  3544  r  » 

1877  3430  „  „ 

1878  3U9  „  „ 

1879  3<9o  „  „ 

1880  3356  „  „ 

1881  3584  .  » 


1882  3377  Mill.  M. 

1883  3420  „  „ 

1884  3784  „  „ 

1885  3393  n  „ 

1886  324s  „  „ 

1887  3258  „  „ 

1888  3220  „  „ 

1889  3545  „  r, 

1890  3855  „  „ 

1891  4116  „  „ 


Nach  dem  Reichshausbaltsetat  für  1894/96 
betrug  die  Einnahme  an  Wechselstempelsteuer 
7  970000  M.,  nach  dem  für  1900/01  10883000 
M.,  und  der  Umlauf  wäre  demnach  für  diese 
Jahre  auf  bezw.  3985  und  5  442  Mill.  M.  zu 
schätzen.  Die  Hebungen  und  Senkungen  des 
Verkehrs  treten  in  diesen  Zahlen  deutlich  hervor. 

Nach  der  von  dem  „Deutschen  Oekonomist" 
jährlich  zusammengestellten  üebersicht  über  den 
Stand  der  deutschen  Banken  betrug  bei  anfangs 
113,  zuletzt  164  Banken  die  Gesamtsumme  der 
Accepte  einerseits  und  die  der  im  Portefeuille 
befindlichen  Wechsel  andererseits  in  Mill.  M. : 


Accepte  Wechsel 

1884  410    1247' 

1885  422 

1886  458 
481 


Accepte  Wechsel 

1892  586  165 1 

1248    1893  581  1611 

1277    1894  667  1736 

1887  481         1364         1895  760  1858 

1888  486        1308         1896  802  1970 

1889  563        1583         1897  878  2191 

1890  563        1670         1898  984  2361 

1891  561         1669         1899  US3  2946 


Die  enorme  Zunahme  des  Wechselporte- 
fenille  im  Jahre  1899  lässt  schon  die  über- 
mässige Kreditanspannung  ahnen,  deren  Folgen 
schon  im  nächsten  Jahre  hervortreten. 

Bei  der  deutschen  Keichsbank  und  ihren 
sämtlichen  Zweiganstalten  betrug  die  Summe 
der  Diskontierungen  bezw.  Ankäufe  von  Platz- 
wechseln (I),  Versandwechseln  (auf  andere  in- 
ländische Bankplätze  lautend,  früher  Bimessen- 
wechsel  genannt)  (II)  und  von  Wechseln  auf 
das  Ausland  i,III)  in  Mill.  M. 


Jahr 

I 

n 

III. 

1876 

1107,2 

3015,7 

17,6 

1877 

1128,4 

2695,2 

18,7 

1878 

1066,5 

2289,4 

40,3 

1879 

«054,7 

2314,8 

39,3 

1880 

1034,1 

2450,7 

57,4 

1881 

1082,1 

2579,7 

56,6 

1882 

1 164,8 

2835,9 

42,8 

1883 

1101,9 

2698,3 

45,8 

1884 

1194,9 

2585,0 

43,6 

1885 

1146,6 

2412,7 

77,3 

1886 

1177,0 

2382,2 

105,2 

1887 

1252,1 

2701,2 

66,6 

1888 

1268,9 

2649,2 

54,8 

1889 

1605,0 

3031,3 

61,6 

1890 

1847,5 

3578,0 

64,0 

1891 

1837,0 

3576,8 

78,3 

1892 

1768,0 

3057,5 

68,"; 

1893 

1992,7 

3367,1 

67,2 

1894 

1790,6 

2939,6 

52,7 

1895 

2022,2 

3«44,l 

54,0 

1896 

2491,3 

3743,0 

54,4 

1897 

2569,2 

4037,8 

54,1 

1898 

2856,7 

4425,7 

81,4 

1899 

3228,7 

4946,7 

131,0 

1900 

3220,9 

5330,9 

211,8 

Die  Stückzahl  der  ersten  Art  war  1  288224, 
die  der  zweiten  3  128  193,  die  der  dritten  20  989. 
Der  Durchschnittsbestand  an  Wechseln  war  1876 
402,9  Mill.  M.,  1880  345,7  Mill.  M.,  1890  534,1 
MUl.  M.,  1895  573,9  Mill.  M.,  1900  800,2  Mill.  M. 
Die  Platzwechsel  wiesen  am  31.  Dezember  1900 
bei  der  Reichshauptbank  einen  Betrag;  von  34,6 
Mill.  M.,  bei  den  Bankstellen  einen  solchen  von 
503,8  Mill.  M.  auf.  Ihr  Durchschnittsbetrag  war 
in  diesem  Jahre  2500  M.,  ihre  durchschnittliche 
Verfallzeit  49  Tage.  An  demselben  Tage  war 
der  Bestand  an  Versandwechseln  475,4  Mill.  M., 
und  zwar  50,6  Mill.  M.  Einzugswechsel  bei  der 
Reichshauptbank,  282  Mill.  M!  Einzugswechscl 
bei  den  Bankstellen  und  142,8  Mill.  M  Versand- 
wechsel unterwegs.  Die  durchschnittliche  Grösse 
der  angekauften  Wechsel  dieser  Art  war  1704 
M.,  ihre  durchschnittliche  Verfallzeit  23  Tage. 
Der  Bestand  an  Wechseln  auf  das  Ausland  war 
gleichzeitig  74,3  Mill.  M.  nach  dem  Ankaufs- 
preise mit  einem  Kurswert  von  75465  574  M. 
Der  bei  weitem  grSsste  Teil  der  im  Jahre  1900 
angekauften  ausländischen  Wechsel  lautete  auf 
England  mit  einem  Gesamtbetrage  von 
9aö7  968  £.  Auf  Frankreich  waren  3  527  839 
Mill.  Frcs.,  auf  Belgien  3  400278  Pres.,  auf  die 
Schweiz  1915513  Frcs.,  auf  Holland  1857199 
fl.  gezogen.  Russische  Wechsel  kamen  gar 
nicht,  amerikanische  nur  in  dem  geringfügigen 
Betrag  von  12  753  Doli.  vor. 

In  den  veröffentlichten  Ausweisen  der  eng- 
lischenBanken  sind  die  Beträge  der  Wechsel- 
aco«pte  und  der  Aktivbestände  in  Wechseln 
meistens  nicht  besonders  ausgeschieden.  So 
werden  in  der  üebersicht  des  „Economist"  vom 
20.  Oktober  1900  unter  83  Joint-Stock-Banken 
von  England  und  Wales  nur  bei  27  die  Accepte 
und  zwar  mit  einem  Gesamtbetrage  von 
18556507  £  und  bei  38  die  Beträge  der  dis- 
kontierten Wechsel,  und  zwar  im  ganzen 
39  439  152  f  angeführt.  Bei  8  (von  10)  schotti- 
schen Banken  betrug  der  erstere  Posten  im 
ganzen  4  081131  £,  der  letztere  16326  462  £, 
und  für  Irland  wird  nur  bei  einer  Bank   ein 
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Acceptkredit  von  240  400  £  angeführt,  -während 
bei  4  (von  9)  Banken  die  Summe  der  Diskonten 
6402138  £  betrog. 

Die  höchste  und  die  niedrigste  Ziffer  des 
Wechselbestandes  der  Bank  von  Frankreich 
nnd  ihrer  Zweiganstalten  war  in  Hill.  Frcs.: 


1900 
1899 
1898 
1896 
1894 
1892 
1891 
1890 
1888 


1267,7 
1111,9 
963,4 
979,1 
983,3 
803,8 

1436,9 
978,6 

724,1 


(.Tan.) 
(Jan.) 
(Jan.) 
(Febr. 
(April 
(Jan.) 
(Jan.) 
(Not.) 
(Nov.) 


und  632,1  (Sept.) 

„  597,6  (Aug.) 

„  585,8  (Sept.) 

„  522,0  (Sept.) 

„  360,0  (Sept.) 

„  420,4  (Sept.) 

„  549,7  (Sept.) 

„  496,6  (Sept.) 

„  499,8  (Juni) 


Die  Gesamtsumme  der  Diskontiemn 
Bank  und  ihrer  Succnrsalen  betrug  in  M 


18U7 
1810 
1815 
1820 
1825 
1832 
1839 
1847 
1849 
1851 
1853 
1855 


333 
792 
203 

304 
638 

J5« 
»193 
1811 
1026 

1247. 
2848 

3765 


1860 
1865 
1870 
1871 
1872 
1873 
1876 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 


4965 

6030 

6627 

4088 

8138 

9562- 

5640 

8697 

"374 

II  323 

10827 

10227 


1885 
1887 
1889 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 


ren  der 
11.  Frcs. 
9250 
8269 
9180 
8725 
8622 

9925 
10365 
II  032 
11746 
12248 


Es  sind  hier  nur  die  diskontierten,  nicht 
auch  die  im  Kontokorrentverkehr  zum  Inkasso 
eingereichten  Wechsel  (effets  an  comptant)  mit- 

ferechnet.  Der  Betrag  der  letzteren  war  im 
ahre  1900  625  Mill.  Frcs.  Die  Durchschnitts- 
grösse  der  diskontierten  Wechsel  war  in  diesem 
Jahre  729  Frcs.,  die  durchschnittliche  Verfall- 
reit 27  Tage.  Die  Gesamtzahl  dieser  Wechsel 
betrug  16  784  993,  von  denen  auf  Paris  6  029  500 
kamen.  Unter  diesen  letzteren  befanden  sich 
69  400  Wechsel  von  5  bis  10  Frcs..  1 153500 
von  11  bis  50  Frcs,  1 105400  von  51  bis  100 
Frcs.  Ans  diesen  Zahlen  geht  hervor,  dass  der 
Gebranch  des  Wechsels  in  Frankreich  in  wei- 
teren Kreisen  verbreitet  ist  als  in  Dentschland. 
BeiderOesterreichisch-Un^arischen 
Bank  war  der  mittlere  Bestand  an  inländischen 
Wechseln  (I),  die  Gesamtsumme  der  Diskontie- 
rungen (II)  nnd  der  mittlere  Bestand  an  Grold- 
devisen  (lU)  in  Hill,  fl.: 


Jahr 

I 

II 

m 

1878 

106,5 

625,4 

•1,5 

1879 

96,8 

574,0 

17,7 

1880 

113,4 

658,8 

19,0 

1881 

123,2 

780,4 

16,9 

1882 

138,5 

817,6 

10,0 

1883 

144,2 

872,0 

6,1 

1884 

136,4 

863,1 

12,5 

1885 

117,5 

721,0 

8,9 

1886 

125,2 

730,7 

14,5 

1887 

129,1 

779,3 

12,8 

1888 

141,7 

787,9 

18,4 

1889 

149,2 

852,7 

24,2 

1890 

156,7 

939,8 

25,0 

1891 

158,6 

970,8 

25,0 

1892 

151,2 

885,2 

19,2 

1893 

168,4 

1039,6 

14,3 

1894 

151,6 

1076,1 

12,6 

1895 

164,4 

1250,4 

7,7 

S.  auch  den  Art.  Oesterreichisch- 
üngarische  Bank,  oben  Bd.  n,  S.  255. 

In  den  Ausweisen  der  amerikanischen  Na- 
tionalbanken  werden,  wie  in  den  meisten  eng-, 
lischen,  die  aus  Wechseln  nnd  Lombardforde* 
rangen  bestehenden  Aktiven  nicht  auseinander 
gehalten. 

Idtteratnr:  Geyer,  Theorie  und  Praxi*  det 
Zettelbanlnceteiu,  i.  Autg.,  München  1874,  H- 
ötff.  —  Sehraut,  Die  Lehre  von  den  au»- 
wärtigen    tt'ecJiielkureen,    i.  Aufl.,  Leipzig  ISSi. 

—  Heiltgenstadt,  Beiträge  zur  Lehre  con  Jen 
autwärtigen  Wechselkureen,  Jahrb.  f.  Sal.  u. 
SUU.,  in.  Folge,  Bd.  IV,  S.  817 ff.;  Bd.  V,  S. 
193 ff. :  Bd.  VI,  S.  H8ff.  —  Sonndorfer,  Die 
Technik  det  Wehhandel»,  Wien  und  Leipzig 
1889.  —  iMndeaberger,  Wähnings»yetem  und 
Relation,  Wien  1891.  —  Derselbe,  l'cber  die 
■GoldprämienpolüUc  der  Zettclbanken,   Wie»  189t. 

—  Ooachen,  The  Theory  of  Foreign  Exchange», 
13.  ed.,  London  1888.  Franzö»i»che  Aiugabe 
nTheorie  de»  rhange»  etranger»«,  2.  Aufl.  (Pari» 
1875),  mit  einer  Einleitung  von  L.  Say  und 
de»ien  Bericht  Hber  die  Zahlung  der  franzäri- 
»chen  Kriegtenttchädiffitng.  —  Seyd,  Bullion 
and  Foreign  Exchange»,  London  1868.  —  O. 
Haupt,  Arbitrage»  et  Parite»,  8  ed..  Pari»  1894. 

—  Lengner,  Der  Wecherl  in  seiner  wirttchafl- 
liehen  Bedeutung,  Berlin  180ö.  —  Schanz, 
Art.  Wechsel  im  Wörterbuch  der  Volt*icirt»ch. 
von  L.  Elfter,  Bd.  II,  S.  5-,8ff. 

Lext». 


WechseldiskontiemDg 

s.  Diskonto  und  Diskontopolitik 
oben  Bd.  HI  S.  170  ff. 


Wechselstempelabgabe. 

1.  Allgemeines.    2.  Gesetzgebung. 

1.  Allgemeines.  Die  Wechselstempel- 
abgabe zählt  zu  den  Verkehrssteuern.  Sie 
zieht  den  Wert  verkehr  mit  beweglichen 
Gütern  zur  Steuerleistung  heran,  insoweit 
er  in  der  Form  des  Wechsels  und  der 
wechselmässigen  Verpflichtung  auftritt.  Die 
Erhebung  erfolgt  in  Stempelform.  Sie  ist 
zwar  nicht  die  einzig  mögliche  Art  der  Er- 
hebung, wohl  aber  die  in  allen  Ländern 
gebi-ftuchliche.  Diese  Art  der  Belastung  des 
Umsatzes  beweglichen  Vermögens  wird  mit- 
unter auch  auf  Anweisimgen  und  Checks 
ausgedehnt.  Die  Abgabe  ist  fällig,  wenn 
vom  Wechsel  durch  Begebung  oder  bei 
fremden  Wechseln  (Devisen)  durch  Benutzung 
im  Inland  Gebrauch  gemacht  wird.  Die 
Accepteinholung  ist  meist  frei.  Für  die 
Steuerleistung  sind  alle  wechselmässig  ver- 
pflichteten Personen  gleichmässig  solic&risch 
haftbar.  Die  Zahlung  geschieht  teils  durch 
eigentliche  Wechselstempelmarken,  die  nach 
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Art  der  Briefmarken  auf  die  Wechselurkimden 
aufzukleben  sind,  teils  durch  Blankette,  die 
von  Amts  wegen  zu  beziehen  sind.  Die  für 
den  Wechsel  verkehr  lästige  direkte  Erhebung 
bildet  die  Ausnahme.  Sie  ist  bisweüen  bei 
sehr  hohen  Wechselsummen  gebräuchlich 
(Oesterreich)  oder  doch  beschränkt  auf  vom 
Auslande  eingeführten  Wechseln  unter  An- 
hängung von  Formularen,  die  auf  den 
Wechsel  Bezug  nehmen  und  mit  einem 
schriftlichen  vermerk  versehen  werden 
(Spanien).  Nach  Anwendung  sind  Blankette 
und  Stempelmarken  zu  entwerten.  Die 
Blankette  werden  durch  Beschreibung  kas- 
siert, die  Stempelmarken  »obliteriert«  (von 
oblinere,  besudeln,  beschmieren).  Die  »Ob- 
literienmg«-  ist  Sache  des  Ausstellers  oder 
seines  Nachmannes,  der  in  den  Besitz  eines 
ungestempelten  Wechsels  gelangt,  oder  sie 
geschieht  mitunter  auch  von  Amts  wegen 
(Oesterreich). 

Der  Umfang  der  objektiven  Steuerpflicht 
ist  in  den  einzelnen  Ländern  verschieden 
abgegrenzt.  Wechsel  (oder  Checks)  auf  Sicht 
oder  kurze  Zeit  nach  Sicht  lautend  sind 
öfters  steuerfrei;  wenn  sie  na:ch  Ablauf  einer 
bestimmten  Frist  nicht  eingelöst  sind,  wer- 
den sie  nachträglich  der  Wechselstempel- 
abgabe unterworfen  (Oesterreich).  Das  gleiche 
gilt  häufig  von  Platzchecks  oder  Checks,  die 
ohne  Accept  bleiben  und  nicht  indossiert 
werden.  Mitunter  erstreckt  sich  die  Steuer- 
freiheit auch  auf  die  im  Auslande  zahlbaren 
Wechsel,  auf  im  Inland  indossierte,  aber 
nicht  eingelöste  oder  nicht  protestierte 
Wechsel  oder  endlich  Wechsel  über  be- 
stimmte Minimalbeträge  Wechselduplikate 
und  Wechselkopieen  werden  unterschiedlich 
behandelt.  In  der  Regel  sind  sie  dann 
slempelfrei,  wenn  sie  zur  Einholim^  von 
Accepten  (»nur  zum  Acceptversand«)  dienen, 
wobei  die  Rückseite  so  zu  durchstreichen 
ist,  dass  Indossierungen  ausgeschlossen  sind. 
Duplikate,  durch  die  selbständige  wechsel- 
rechtliche Verbindlichkeiten  begründet  wer- 
den können,  sind  dagegen  steuerpflichtig, 
wenn  auch  bisweilen  niedrigeren  Sätzen 
unterworfen.  Jeder  zum  Umlauf  bestimmte 
Wechsel  ist   ohne  weiteres   steuerpflichtig. 

Die  Steuersätze  sind  teils  feste  (fixe)  für 
alle  Wechsel  (Luzeru)  oder  für  Sichtpapiere 
und  Checks,  teils  abgestufte  und  proportional 
der  Höhe  der  Wechselsummen  angepasst 
Die  Zahl  der  Abstufungen  ist  meist  eine 
erhebliche  und  steigt  bei  kleineren  Beträgen 
von  lUO  zu  100,  bei  grösseren  von  1000  zu 
1000  Einheiten  des  Währungssystems.  Mit- 
unter werden  auch  die  nur  zur  Cirkulation 
am  Platze  bestimmten  Werf  Schriften  günstiger 
behandelt,  ebenso  im  Inlande  nur  indossierte 
Devisen  (Frankreich)  oder  im  Inlande  aus- 
gestellte, aufs  Ausland  gezogene  Wechsel 
(Belgien)  oder  Wechsel  mit  kürzerer. Um- 


laufszeit (Italien,  Argentinien,  früher  auch 
England).  Die  Nichtverwendung  von  Wechsel- 
stempelmarken oder  ihre  falsche,  auch  irr- 
tümliche Benutzung  ist  mit  meist  hohen 
Geldstrafen  bedroht.  Seltener  ist  die  GUtig- 
keit  des  Wechsels  von  der  richtigen  (gesetz- 
mässigen)  Verwendung  der  Stempelmarken 
abhängig,  doch  kommen  auch  solche  Fälle 
vor  (Spanien,  Türkei). 

2.  Gesetzgebung.  1.  Deutsches 
Reich.  Vor  Gründung  des  Norddeutschen 
Bundes  hatten  bereits  verschiedene  deutsche 
Staaten  Wechselstempelabgaben  eingeführt: 
so  Preussen  durch  G.  v.  7.  März  1822.  Für 
den  Norddeutschen  Bund  hat  dann  das  G. 
V.  10.  Juni  1869  eine  einheitliche  Wechsel- 
stempelabgabe eingeführt,  die  später  durch 
besondere  Verträge  und  gemäss  der  Reichs- 
verfassung auf  die  ausserhalb  des  Nord- 
deutschen Bundes  stehenden  deutschen 
Staaten  ausgedehnt  wurde.  Durch  das  R.G. 
V.  4.  Juni  1879-  wurde  materiell  an  dem 
bisherigen  Rechtsstande  nichts  geändert 
sondern  es  sind  nur  diejenigen  Modifikationen 
getroffen  worden,  welche  durch  die  Mark- 
währung und  Maikrechnung  im-  Deutschen 
Reiche  notwendig  geworden  waren.  Der 
Wechselstempelabgabe  unterüegen  1.  ge- 
zogene und  eigene  Wechsel,  die  im  Reichs- 
gebiete in  Umlauf  gesetzt  werden;  2.  die 
an  Ordre  lautenden  Zahlungsversprechen 
(billets  ä  ordre)  und  3.  die  Assignationen 
jeder  Art  auf  Geldauszahlungen,  Akkreditive 
und  Zahlungsaufträge,  gegen  deren  Vor- 
zeigung und  AusUeferuog  die  Zalilung  ge- 
leistet werden  soll,  wenn  sie  von  Kaufleuten 
oder  auf  Kaufleute  ausgestellt  sind.  Die 
Form  der  Beiu-kundung  ist  dabei  unerheb- 
lich.   Dagegen  sind  von  der  Abgabe  befreit: 

1.  die  vom  Ausland  auf  das  Ausland  ge- 
zogenen, nur  im  Ausland  zahlbaren  Wech^l: 

2.  die  vom  Inland  auf  das  Ausland  ge- 
zogenen, nur  im  Ausland  gegen  Sicht  oder 
innerhalb  einer  zehntägigen  Frist  zahlbaren 
Wechsel,  sofern  sie  vom  Aussteller  direkt 
in  das  Ausland  remittiert  werden;  3.  die 
statt  der  Barzahlung  dienenden,  auf  Sicht 
zahlbaren  Platzanweisungen  oder  Checks, 
wenn  sie  ohne  Accept  bleiben.  Die  Wechsel- 
stempelabgabe ruht  auf  der  Urkunde  (ür- 
kundensteuer)  und  beträgt  von  einer  Summe 
von 

200  M.  und  weniger  o,io  M. 

über  2Ü0    „    bis  400  iE      0,30   „ 

„     400    „      „   600  „       0,30   „ 

„     600    „      „   800  „       0,40   „ 

„     800    „      „1000   „       0,50   „ 

und  von  jedem  ferneren  1000  Mark  der 
Summe  0,50  Mark  mehr,  wobei  jedes  an- 
gefangene 1000  Mark  für  voll  gerechnet 
wird. 

Steuerpflichtig  und  solidarisch  haftbar 
für  die  Entrichtung   der  Wechselstempel- 
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abgäbe  zur  Reichskasse  sind  alle  Personen, 
die  am  Umlauf  des  Wechsel  im  Reichsge- 
biete teilgenommen  haben  (Aussteller,  Accep- 
tant,  Indossant  und  alle  wechselrechtlich 
Terpflichteten  Personen,  einschliesslich  der 
Protest  erhebenden  Personen).  Die  Abgabe, 
die  entweder  durch  Benutzung  eines  Blan- 
ketts  mit  dem  erforderlichen  Reichsstempel 
oder  durch  Verwendung  von  bestimmten 
Beichsstempelmarken  erhoben  wird,  ist 
fölUg,  ehe  ein  inländischer  Wechsel  vom 
Aussteller  und  ein  ausländischer  Wechsel 
vom  ersten  inländischen  Inhaber  aus  den 
Händen  gegeben  wird.  Bei  Wechseldupli- 
katen gilt  dasjenige  Exemplar  als  steuei^ 
Eflichtig,  das  zum  Umlauf  bestimmt  wird, 
»ie  übrigen  Exemplare  werden  nur  ver- 
steuert, wenn  besondere,  auf  dem  ver- 
steuerten Formulare  nicht  verzeichnete  Wech- 
selerklärungen eingesetzt  sind.  Die  Hinter- 
ziehung der  Wechselstempelsteuer  wird  mit 
dem  -50  fachen  Beirage  der  Steuer  bestraft. 
Eine  Sti^imwandlung  in  Freiheitsstrafen 
besteht  nicht.  Die  Wechselstempelabgabe 
ist  eine  Reichssteuer  und  bildet  einen 
Bestandteil  jener  Reichssteuem.  deren  Er- 
trag nach  Abzug  von  2'/o  zu  Gunsten  der 
einzelnen  Bundesstaaten,  in  deren  Gebiet  die 
Wechselstempelmarken  verkauft  wiurden,  un- 
geteilt in  die  Keichskasse  fliessen.  Sie 
nehmen  teil  an  denUeberweisungen  (s.  d.  Artt. 
Matrikularbei  träge,  Reichsfinan- 
zen) an  die  Bundesstaaten.  Die  Einnahmen 
aus  den  Wechselstempelabgaben  beliefea  sich 
auf  folirende  Summen: 


1887  9,947  MiU.  M. 
1898  10,989  „  „ 
1899(Etat)9,472   „      „ 

1900  ,  10,367    „      „ 

1901  „  10,883    „      „ 


1873-76  7,244  MÜ1.M. 
1877-83  6,563    „      „ 

1885      6,628    „      „ 

1890      7,818    „      , 

1895  8,734    „      „ 

1896  6,187    „      „ 

2.  Oesterreich-Üngarn.  Der  Wech- 
selstempel bildet  hier  einen  Teil  des  Ge- 
bflhrenwesens  und  ist  für  Oesterreich  durch 
das  Gebührengesetz  v.  9.  Februar  1850  ge- 
regelt. Die  Wechselstempelabgabe  trifft  ge- 
zogene und  eigene  Wechsel  sowie  andere 
>den  Wechseln  gleichgestellte  kaufmännische 
Urkunden«,  wie  kaufmännische  Anweisungen 
und  Verpflichtungsurkunden  über  Geldleis- 
tungen, Schulddokumente  über  Vorschuss- 
geschSfte  in  Wertpapieren  und  Waren  u.  s.  w. 
Die  Höhe  der  Abgaben  richtet  sich  nach 
dem  Werte  (Wechsel-,  Anweisungs-,  Schuld- 
summe) und  nach  der  UmlauSzeit.  Die 
niedrigeren  Steuersätze  nach  Massgabe  der 
Skala  I  finden  Anwendung  auf  Wechsel  mit 
längerer  Cirkulationsfrist  und  zwar  auf  im 
Inland  ausgestellte  Wechsel,  wenn  nicht  aus 
der  Wechselurkunde  selbst  hervorgeht,  dass 
die  Zahlung  später  als  sechs  Monate  nach 
dem  AussteUw^istage  erfolgen  soll,  und  auf 


im  Ausland  ausgestellte  Wechsel,  wenn  nicht 
aus  der  Wechselurkimde  selbst  erhellt,  dass 
die  Zahlung  sjjäter  als   zwölf  Monate  nach 
dem   Ausstellungstage  erfolgen   soll,   sowie 
endlich  auf  prolongierte  Wechsel,  wenn  die 
vom  Tage  des  Ablaufes  des  früheren  Zah- 
lungstermins zu  berechnende  Fristverlänge- 
rung bei  inländischen  Wechseln  sechs  Monate 
und  bei  im  Inland  prolongierten  ausländi- 
schen Wechseln  zwölf  Monate  nicht  über- 
steigt.   Dieser  Gruppe  sind  auch  Indossa- 
mente auf  Wechseln  gleichgestellt,  die  nach 
Skala  n  zu  tarifieren  sind,  falls  sie  nicht 
grundbücherlich  eingetragen  sind  oder  ein 
Hypothekenversprechen  enthalten.   In  diesen 
Fällen  werden  auch  die  Indossamente  nach 
Skala  n  behandelt.    Mit  den  höheren  Steuer- 
sätzen nach  Massgabe  der  Skala  H  werden 
getroffen  Wechsel,  die  auf  Sicht  oder  auf 
sechs  Monate  bei  inländischen  Wechseln  und 
zwölf  Monate  bei  ausländischen  Wechseln 
Nach-Sicht  lauten  und  innerhalb  dieser  Frist 
nach  dem  Ausstellungstage  noch  nicht  zur 
Zahlimg  präsentiert  wurden,  sowie  AVechsel 
mit  einer  bestimmten  Zahlungsfrist,  wenn 
sie  nach  Ablauf  einer  Frist  von  sechs  Mo- 
naten bei  inländischen  und  zwölf  Monaten 
bei  ausländischen  Wechselurkunden  weiter- 
begeben   wurden.     Eine    besondere    Skala- 
gebflhr  nach  dem  G.  v.  8.  März  1876  wird 
von-  im  Auslande  ausgesteUten  und  im  Aus- 
lände zahlbaren  Wechseln  erhoben,  wenn 
sie  im  Inland  cirkulieren.   Dieser  ermässigte 
Satz  wird  aber  auf  die  Höhe  der  Skala  I 
bezw.   H    gebracht,    wenn   ein    derartiger 
Wechsel    nachträglich    im    Inland    zahlbar 
gemacht  oder  vor  Gericht  gebraucht  werden 
soll.    Die  inländischen  Wechsel  sind  abgäbe-; 
pflichtig,  ehe  auf  die  Urkunde  eine  Partei- 
anfertigung gesetzt  wird,  die  ausländischen, 
wenn  sie  im  Inland  in  Umlauf  gesetzt  wer- 
den.   Für  die  Erfüllung  der  Stempelpflicht 
ist  die  Obliterierung  durch  die  Steuer-  und 
Zollämter  durch  Ueberstempelung  durch  das 
Amtssiegel   wesentlich.    Eine  andere  Form 
der  Entwertung  ist  ungiltig. 

3.  Frankreich.  Alle  Wechsel  sind 
stempelpflichti^,  die  im  Inlande  ausgestellt 
und  zahlbar  smd,  sowie  auch  solche,  die 
vom  Inland  auf  das  Ausland  oder  umgekehrt 
vom  Ausland  auf  das  Inland  gezogen  sind. 
Wechsel,  die  im  Inland  nur  indossiert  wer- 
den, unterliegen  nur  der  halben  Wechsel- 
stempelabgabe. Diese  Ermässigung  wurde  erst 
seit  1872  zugestanden,  nachdem  diese  Wechsel 
1871  den  übrigen  steuerrechtlich  gleich- 
gestellt waren.  Die  Wechselstempelabgaben 
bilden  einen  Teil  des  Systems  der  Stempel- 
steuern und  teilen  ihre  Eigenschaften  und 
allgemeinen  Einrichtungen.  Die  Wechsel 
werden  durch  den  Proportionalstempel  be- 
steuert und  zählen  zur  Gruppe  der  Baudels- 
effekten  (effets  n^^ociables),  und  die  Höhe 


Digitized  by 


Google 


712 


Wechselstempelabgabe — Wehrsteuer 


des  Steuersatzes  beträgt  0,05  */o  für  jede  an- 
gefangenen 100  Francs.  Im  'Laiife  des 
19.  Jalirhunderts  sind  die  Sätze  mehrfach 
verändert  und  meist  erhöht  worden,  nament- 
lich nach  dem  Kriege  von  1870 — 71,  wo  sie 
auf  das  Dreifache  und  zwar  mit  gutem  fis- 
kalischen Erfolge  gebracht  wurden.  Seit 
1879  sind  dann  die  Sätze  wieder  auf  die 
alte  Höhe  ermässigt  worden.  Wechsel,  die 
auf  kleinere  Summen  als  100  Francs  lauten, 
haben  in  minimo  einen  Stempel  von  0,05 
Francs  zu  entrichten.  Die  Abgabe  kann 
durch  Abstempelung  oder,  wie  regelmässig, 
durch  Benutzung  von  Stempelmarken  ge- 
leistet werden.  Ungenügend  gestempelte 
Wechsel  müssen  nachträglich  zum  Visa 
poiu:  timbre  eingereicht  werden.  Die  vom 
Ausland  auf  das  Ausland  gezogenen  Wechsel 
unterliegen  für  jede  angefangenen  2000  Francs 
einem  Proportionalstemi)el  von  0,50  Francs. 
Auf  die  Cnecks  wird  ein  Fixstempel  ange- 
wendet, der  bei  Platzchecks  0,10  Francs  und 
bei  den  übrigen  0,25  Francs  beträgt  Ertrag 
1899  15,835  Millionen  Francs  (Staatsrech- 
nung). 

4.  England.  Die  vormalige  Besteue- 
rung der  Wechsel  mit  abgestiiften  Sätzen 
nach  Massgabe  der  Verfallzeit  wurde  auf- 
gehoben, und  man  ging  überhaupt  seit  1854 
von  der  Ankni^fung  an  die  Umlaufszeit  ab. 
Dem  Wechselstempel  unterliegen  alle  Wech- 
sel, die  im  Inland  ausgestellt,  zahlbar  ge- 
macht, indossiert  oder  sonstwie  negociiert 
werden.  Der  Stempel  ist  bei  Sichtwechseln 
ein  Fixstempel  von  1  d  (Pennystempel),  bei 
den  übrigen  Wechseln  ein  Proportional- 
stempel nach  der  Höhe  der  Wechselsumme. 
Seit  1900  wird  von  Wechseln,  die  auf  das 
Ausland  gezogen  und  im  Inland  zahlbar 
gemacht,  indossiert  oder  übertragen  werden, 
eine  Stempelabgabe  von  6  d.  erhoben,  wenn 
die  Wechselsmnme  50 — 100  Pfund  Sterling 
beträgt  und  von  6  d  für  jede  angefangenen 
100  Pfund  Sterling,  um  welche  die  Wechsel- 
summe den  Betrag  von  10(i  Pfund  Sterling 
überschreitet.  Bei  fremden  und  Sicht- 
wechseln wird  die  Abgabe  durch  Stempel- 
marken und  bei  den  übrigen  Wechseln  meist 
durch  Blankette  erhoben.  Checks  auf  Sicht 
unterliegen   gleichfalls  dem   Pennystempel. 

5.  Andere  Staaten.  In  Italien 
werden  die  Wechsel  nach  der  Verfallzeit 
besteuert,  langsichtige  Wechsel  mit  den 
doppelten  Sätzen,  kurasichtige  mit  den  ein- 
fachen Sätzen  getroffen.  Die  Sätze  wurden 
1888  aus  fiskalischen  Gründen  auf  die 
doppelte  Höhe  gebracht.  Für  Checks  be- 
steht ein  Fixstempel.  Spanien  erhebt  im 
allgemeinen  einen  Proportionalstempel  und 
lässt  Wechsel  frei,  die  nur  im  Inland  in- 
dossiert werden,  wenn  sie  nicht  imbezahlt 
zurückkehren  oder  Protest  erhoben  wird. 
Für  nicht  indossierte  Checks  ist   ein  Fix- 


stempel zu  zahlen.  Belgien  unterscheidet 
zwischen  im  Inland  und  im  Ausland  aus- 
gestellten und  zahlbaren  Wechseln,  jene  zahlen 
die  halben,  diese  die  vollen  Steuersätze.  Id 
den  Niederlanden  besteht  für  Sichtr 
Wechsel  und  Checks  ein  Fixstempel,  für 
Wechsel  mit  längerer  Verfallzeit  ein  Pro- 
portionalstempel. Das  gleiche  gilt  in  Däne- 
mark. In  Russland,  das  Appoints  nur 
bis  50000  Kübel  zulässt,  werden  Wechsel, 
Checks  und  Anweisungen  mit  dem  vollen 
Stempel  getroffen,  solche  zahlbar  in  fünf 
Tagen  nach  Sicht  sind  frei.  Auch  die 
meisten  übrigen  Staaten  haben  Wechsel- 
Stempelsteuern  eingeführt 

Litteratur:  Ueber  die  theoreliiche  Begründung 
der  WechieUlempelabgaben  vgl.  AH.  » Verkehrt- 
steuern«  oben  S.  iSSff.  u.  d.  das.  angeg.  Litteratur. 
Femer  Czömig,  Betteuerung  der  Weetuel,  1370. 

—  Stegfried,  Die  Borten-  und  die  Börsenge- 
fchäfte  (Salings  BSraenpapiere,  I.  SyttenuUi*eher 
Teil),  7.  Aufl.,  Berlin  1901.  —  Haupt,  Arbi- 
trage* et  pariti».  8.  id..  Pari*  1S94.  —  Lehr, 
Art.  »We<;h*el*tempelabgaben«  in  der  1.  .iaß. 
des   Handw.   d.  Slaatsw.  Bd.   VI,   S.  6S4—6S7. 

—  Landgraf,  Art.  »WeehsehtempeUteuer«  in 
r.  Stengel*  WörUrb.  d.  D.  V.R.  Bd.  II,  S.  Sit 
bis  S75.  —  Salefranque,  Art.  »Timbre«  in 
üay,  Diet.  de*  Fin.  vol.  II,  p.  1390— I4IS.  — 
Chardon,  Art.  »Timbre«  in  Block,  Dict.  de 
l'Adm.  fr.  p.  S089—2106.  Ueber  England  und 
Frankreich  auch  Wagner,  Fin.  III.  (Mlitehe 
und  framSti*che  Besteuerung). 

Max  von  Heckel. 


Wege,  Wegegeld, 

s.  Verkehrsmittel  oben  S.  401ff. 


Wehrsteaer. 


A.  Begriff  und  Geschichte.  B.  Die 
Gesetzgebung.  1.  Die  Schweiz.  2.  Oester- 
reich.  S.Frankreich.  4.  Deutschland.  C. Prin- 
cipielles.  6.  B^^ndung  der  W.  6.  Be- 
denken gegen  die  W.    7.  Veranlagung  der  W. 

A.  Begriff  and  Geschichte. 

Unter  Wehrsteuer  versteht  man  eine 
öffentlichrechtliche  Abgabe,  welche  von  den- 
jenigen bezw.  von  den  Angehörigen  derje- 
nigen erhoben  wird,  die  nicht  oder  nur  in 
beschränktem  Masse  zur  Militärdienstpflicht 
herangezogen  werden.  Statt  des  Aiisorucks 
Wehrsteuer  gebrauchte  oder  gebraucht  man 
auch  den  Namen  Wehrceld  (Bayern),  Militär- 
taxe (Oesterreich,  Frankreich),  Militärpflicht- 
ersatz (Schweiz). 

Die  in  der  Gegenwart  häufigen  Krörte- 
nmgen  der  Frage  der  Berechtigung,  B^frfln- 
dung,   Veranlagung   und   Verwendung  der 
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sogenannten  Wehrsteuer  haben  zur  Vonwis- 
setzung  das  System  der  allgemeinen 
Wehrpflicht.  Auf  dem  Boden  dieses 
Systems  erhält  die  Wehrsteuer  eine  besondere 
Bedeutung,  erfordert  sie  eine  eigentümliche 
Gestaltung,  begegnet  sie  besonderen  Schwie- 
ri^eiten.  Es  ist  notwendig,  sich  dies  zu 
ver^genwärtigen,  wenn  man  die  schon  früh- 
zeitig uQter  anderen  Wehrsystemen  vor- 
kommenden wehrsteuerähnlidien  Abgaben 
aller  Art  mit  den  modernen  vergleicht.  Aber 
für  die  Klarlegung  der  ganzen  Institution 
mag  ein  kurzer  Blick  auf  die  Geschichte 
nicht  ohne  Wert  sein. 

Schon  unter  Servius  Tullius  soll  die  unter 
dem  Namen  tributum  erhobene  Vermögens- 
steuer vom  Grund  und  Boden  diejenigen 
Grundstücke  stärker  belastet  haben,  die  im 
Besitz  von  kriegsdienst-untauglichen  Per- 
sonen sich  befanden.  Der  Ertrag  dieser 
Zusatzsteuer,  aes  hordearium,  sollte  die 
Mittel  liefern,  um  den  nötigen  Bedarf  an 
Pferden  für  die  Reiterei  decken  zu  können. 

Auch  zur  Karolingerzeit  fanden  ähnliche 
Abgaben  statt.  Wer  den  mit  grossen  Kosten 
verbundenen  Heerfahrtsdienst,  zu  dem  prin- 
dpiell  j«der  Freie  verpflichtet  war,  nicht 
IcLSten  konnte,  hatte  dafür  einen  Vermögens- 
wert zu  entrichten.  Es  scheint  aber,  dass 
die  Leistung  wenigstens  da  und  dort  den- 
jenigen zu  gute  gekommen  ist,  welche  per- 
sÖDÜch  den  Kriegsdienst  leisteten.  »lUi 
vero,  qui  substantiam  habent  et  tamen  ipsi 
Ire  non  valent,  adjuvent  valentem  et  minus 
habentem«,  heisst  es  in  einer  bei  Neumann 
citierten  Quellenstelle  aus  dem  Anfang  des 
9.  Jahrhunderts.  Daneben  kam  aber  noch 
eine  andere  Leistung  vor,  der  Heerschilling, 
ein  Strafgeld,  welches  von  denjenigen  ent- 
richtet werden  musste,  die  aus  irgend 
welchen  Gründen  die  schuldige  Heerfolge 
verweigerten,  und  das  direkt  dem  König 
zufiel.  Dieses  ursprilnglich  für  alle  gleich 
hohe  Strafgeld  nahm  dann,  gemäss  der 
zwitterhaften  Natur  der  meisten  Abgaben 
jener  Zeit,  auch  einen  steuerähnlichen  Cha- 
rakter an,  indem  es  nach  der  Grösse  des 
Vermögens  abgestuft  wimie. 

Während  des  späteren  Mittelalters  ver- 
schwinden in  Deutschland  derartige  Abgaben 
fast  ganz,  nachdem  an  SteUe  des  Volks- 
heeres die  feudale  Heeresverfassung  getreten 
war.  Erst  in  der  neueren  Zeit  stellen  sie 
sich  wieder  ein.  In  Preussen  hatten  z.  B. 
im  18.  und  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
auf  Grund  des  »Kantonsreglements«  die 
Juden.  Mennoniten,  Mährischen  Brüder  und 
Quäker  wegen  ihrer  aus  religiösen  Gründen 
gewährten  Enthebung  von  der  Kantonspflicht 
gewisse  Ergänzungs-steuern  zu  entrichten. 
Dabei  waren  aber  die  den  höheren  Ständen 
angehörigen  Personen,  femer  die  sogenannten 
>kanton^ien  Ortschaften«  ohne  Entrichtung 


einer  Abgabe  von  der  Kantonspflicht  be- 
freit 

In  Frankreich  dagegen  erhalten  sich 
wehrgeldähnliche  Abgaben  fort.  In  den 
Satzungen  Ludwigs  VlIL  A^nirde  der  alte 
Heerbann  von  60  Schilling  für  die  zur  Heer- 
fahrt nicht  Erschienenen  erneuert  und  unter 
Philipp  in.  wurde  derselbe  vneder  propor- 
tional nach  den  Vermögensverhältnissen  oder 
der  sozialen  Stellimg  der  Pflichtigen  abge- 
stuft Die  Abgabensätze  scheinen  aber  ganz 
ausserordentlich  hoch  gewesen  zu  sein.  Die 
von  Philipp  dem  Schönen  aiisgeschriebenen 
»Subsidien«  sind  gleichfalls  heerbannähn- 
liche Abgaben.  Auch  die  völlige  Befreiung 
vom  Heerdienst  konnte  durch  Hingabe 
grosser  Einkommensquoten  und  eines  Teiles 
des  beweglichen  Vermögens  erkauft  werden. 
Im  16.  Jahrhundert  unter  König  Heinrich  IL 
taucht  noch  einmal  eine  ähnliche  Abgabe 
auf;  denn  der  König  verfügte,  dass  dieje- 
nigen Adeligen,  welche  den  schuldigen 
Kriegsdienst  nicht  leisteten,  eine  Steuer  zu 
entrichten  hätten.  Dieselbe,  unter  dem 
Namen  ^taxe  du  ban  et  de  l'ai'riere  banc, 
bekannt,  war  gleichfalls  von  beträchtlicher 
Höhe. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  und  in  ge- 
wissem Sinne  überleitend  zur  neuesten  Ent- 
wickelung  ist  jene  französische  Wehrsteuer, 
welche  nach  der  Revolution  und  als  Ergän- 
zung der  (2.  März  1793)  zunächst  durchge- 
führten allgemeinen  Wehrpflicht  ins  Leben 
trat  Nach  einem  G.  v.  8.  März  18(X)  waren 
die  vom  Militärdienst  Befreiten  verpflichtet, 
entweder  einen  Ersatzmann  zu  stellen  oder 
dem  Staate  300  Francs  zu  entrichten.  Von 
dieser  für  alle  gleich  hohen  Abgabe  waren 
nur  diejenigen  befreit,  deren  jahrUche  Ge- 
samtsteuerschuld weniger  als  50  Francs  be- 
trug. Durch  spätere  GG.  v.  18.  Mai  1802 
und  26.  August  1805  wurde  dieses  Wehr- 
geld genauer  geregelt  und  einigermassen 
nach  dem  Einkommen  abgestuft.  Die  in 
diesen  beiden  Gesetzen  eingeführte  »indera- 
nite«  näherte  sich  dem  Charakter  der  mo- 
dernen Wehrsteuem  noch  mehr,  indem  sämt- 
üche  von  der  Wehrpflicht  Befreiten  mit 
Ausnahme  der  Unbemittelten  ein  Aequivalent 
in  Geld  zu  entrichten  hatten.  Das  Aequi- 
valent richtete  sich  in  der  Hauptsache  nach 
dem,  was  die  Pflichtigen  an  direkten  Steuern 
zu  entrichten  hatten,  betrug  in  maximo  1200 
Francs  imd  war  eine  einmalige  Leistung. 
Aber  infolge  seines  geringen  Erträgnisses 
und  des  im  Jahre  1818  geänderten  Rekru- 
tierungssystems wurde  es  in  diesem  Jahre 
1818  abgeschafft  In  der  Litteratur  und  im 
Parlament  aber  fand  die  Wehrsteuer  wieder- 
holt in  den  folgenden  Jahrzehnten  warme 
Vertreter,  und  als  seit  dem  Jahre  1886  die 
Regierung  begann,  die  Einführung  einer 
neuen  Wehrsteuer  zu  versuchen  —  Versuche, 
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die  im  Jahre  1889  von  Erfolg  begleitet 
waren  — ,  fand  sie  die  öffentliche  Meinung 
vorbereitet. 

Der  Gedanke  der  Gerechtigkeit  einer 
Wehrsteuer  war  in  der  Zwischenzeit  in  ver- 
schiedenen Schweizer  Kantonen,  wie  weiter 
unten  berichtet  werden  wird,  aufgegriffen 
und  verwirklicht  worden;  in  den  sechziger 
Jahren  brachten  ihn  Württemberg  und  Bayern 
für  kurze  Zeit  zur  Durchführung,  1880 
Oesterreich.  Sie  besteht  ferner  z.  Z.  in 
Portugal  und  Serbien  und  seit  1900  auch 
in  Rumänien.  Versuche  zu  ihrer  Einfüh- 
rung, die  aber  scheiterten,  machten  das 
Deutsche  Reich  und  Italien. 

Hier  soll  zunächst  von  den  Heersteuern 
der  Schweiz,  Oesterreichs  und  Frankreichs, 
dann  von  den  früher  in  Bayern  und  Würt- 
temberg bestandenen  Arten  derselben,  end- 
lich von  dem  Heersteuerprojekt  des  deutschen 
Reiches  die  Rede  sein. 

B.  Die  Gesetzgebung. 

1.  Die  Schweiz.  Die  bekannteste  aller 
Wehrsteuern  ist  die  der  Schweiz.  Hier  ist 
sie  am  eingehendsten  ausgebildet  worden. 
Der  Keim  zur  Entwickelung  der  Wehrsteuer 
wurde,  wohl  unter  der  Einwirkung  des  fran- 
zösischen Beispiels,  in  einigen  Kantonen 
schon  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  gelegt, 
immer  mehr  Kantone  nahmen  ihn  auf,  und 
seit  den  fünfziger  Jahren  war  die  Wehr- 
stener  in  fast  allen  Kantonen  dtmihgeführt. 
Die  Neigung  zur  Wehi-steuer  griff  um  so 
mehr  um  sich,  je  mehr  der  Begriff  der  alten 
Demokratie  in  den  neuen  überging  und  je 
grösser  der  Heeresbedarf  wurde.  Zumeist 
gab  die  Bekleidung  der  Ti'uppen  den  ersten 
Anlass  zu  ihrer  Einführung,  während  das 
Opfer  des  Dienstes  weniger  betont  wurde. 
Die  Wehrsteuer  war  in  ihrer  Entstehung 
zumeist  eine  »Montierungsabgabe«.  Sie 
sollte  einerseits  dem  Staate  und  der  Ge- 
meinde den  ihnen  zufallenden  Anteil  an  der 
Etjuipienmg  bestreiten  helfen,  sie  sollte  an- 
dererseits die  Härte  ausgleichen,  die  darin 
lag,  dass  der  Dienende  in  der  Regel  einen 
Teil  der  Ausrüstung  zu  tragen  hatte,  wäh- 
rend der  Nichtdienende  von '  dieser  Last 
befreit  blieb.  Die  Bundesverfassung  von 
1874  gab  die  Veranlassung  zur  Beseitigimg 
der  Verschiedenartigkeit,  welche  die  Steuer 
in  den  einzelnen  Kantonen  aufwies.  Wie 
das  Miiitärwesen,  so  musste  auch  der  »MUi- 
tärpflichtersatz«  einheitlich  geregelt  werden. 
Damit  verband  sich  auch  eine  Erhöhung 
desselben,  die  zum  Teil  durch  den  Gedanken 
bedingt  war,  dass  die  von  den  Kantonen 
erhobene  Abgabe  zu  niedrig  sei  im  Ver- 
hältnis zu  den  Opfern  des  Dienstes,  zum 
Teil  durch  die  um  jene  Zeit  eintretende 
bedeutende  Verlängerung  der  MUitärdienst- 
zeit.    Aber  dieses  Bimdesgesetz  kam,  ob- 


wohl die  Institution  als  solche  längst  in  den 
Kantonen  eingebürgert  war,  erst  nach  zwei 
vergeblichen  Versuchen,  unter  dem  28.  Juni 
1878  zu  Stande.  In  der  Form,  wie  es  heute 
vorliegt,  drückt  es  den  Gedanken  einer  Er- 
satzabgabe wohl  am  schärfsten  tmter  ^leu 
Wehrsteuergesetzen  aus:  die  WehrsteÄer 
soll  einen  Ersatz  für  den  nicht  geleisteten 
Militärdienst  schaffen.  Sie  trägt  also  ihren 
Namen  »Militärpflichtersatz«  mit  Recht 

Steuer-  oder  ersatzpflichtig  ist  nach  Art.  1 
des  Gesetzes  jeder  im  dienstpflichtigen  Alter 
befindliche,  innerhalb  oder  aasserhalo  des  Ge- 
bietes der  Eidgenossenschaft  wohnende  Schweizer 
Bürger,  welcher  keinen  persönlichen  Militärdienst 
leistet.  Ebenso  ist  jeder  in  der  Schweiz  ange- 
siedelte Ausländer  der  Steuer  unterworfen,  so- 
fern er  nicht  infolge  Staatsvertrages  davon  be- 
freit ist  oder  einem  Staate  angehört,  in  welchem 
die  Schweizer  weder  zn  einer  persSnUchen  Dienst- 
leistung noch  zn  einem  Ersatz  in  Geld  heran- 
gezogen werden. 

Befreit  von  dem  Militärpflichtersatz  sind 
nach  Art.  2:  1.  öffentlich  unterstützte  Arme,  so- 
wie diejenigen,  welche  infolge  körperlicher  oder 
geistiger  Gebrechen  erwerbsunfähig  sind  und 
kein  für  ihren  und  ihrer  Familie  Unterhalt 
hinreichendes  Vermögen  besitzen  ;  2.  die  infolge 
des  Dienstes  untauglich  gewordenen  Wehr- 
pflichtigen. 

Der  Militärpflichtersatz  besteht  (Art.  3)  in 
einer  Personaltaxe  von  6  Francs  und  in  einem 
nach  dem  Vermögen  und  Einkommen  abgestuften 
Zuschlag.  Der  Höchstbetrag  einer  einfachen 
Jahressteuer  soll  3000  Francs  nicht  übersteigen. 

lieber  die  Berechnung  des  Zuschlags  be- 
stimmt Art.  4,  dass  von  je  1000  Francs  reinen 
Vermögens  1  Franc  50  Rappen,  und  ebensoviel 
von  je  100  Francs  reinen  Einkommens  berech- 
net werden.  Reine  Vermögen  unter  1000  Francs 
bleiben  ausser  Berechnung,  ebenso  werden  von 
dem  Betrage  des  reinen  Einkommens  600  Francs 
nicht  in  Anschlag  gebracht. 

Das  ersatzpflichtige  Vermtoen  bezw.  Ein- 
kommen wird  nach  folgenden  Grundsätzen  be- 
messen. Unter  dem  reinen  Vermögen  ist 
das  Mobiliar-  und  ImmobUiarvermögen  nach 
Abzug  der  Schulden  sowie  des  Wertes  der  für 
die  Haushaltung  erforderlichen  fahrenden  Habe, 
sowie  der  nötk^en  Handwerks-  und  Feldgeräte 
verstanden.  Das  Vermögen  in  landwirtschaft- 
lichen Gebäuden  nnd  Grundstücken  wird  (unter 
Abzug  der  etwaigen  Hypothekenschulden)  nnr 
zu  drei  Viertel  seines  Verkanfswertes  berechnet 
Femer  wird  die  Hälfte  des  Vermögens  der 
Eltern  oder,  wenn  diese  nicht  mehr  leben,  der 
Grosseltern  im  Verhältnis  zur  Zahl  der  Kinder, 
bezw.  Enkel,  in  Berechnung  gebracht,  ausge- 
nommen jedoch  den  Fall ,  dass  der  Vater  des 
Steuerpflichtigen  persönlich  Militärdienst  leistet 
oder  den  Ersatz  entrichtet.  Unter  dem  reinen 
Einkommen  ist  das  Einkommen  verstandeOf 
welches  durch  Ausübung  einer  Kunst,  eines 
Berufes,  Geschäftes,  Gewerbes,  Amtes  oder  einer 
Anstellung  erworben  wird,  wobei  jedoch  die  anf 
die  Erzielung  des  Einkommens  erwachsenden 
Unkosten,  mit  Ausschluss  der  Hanshaltungs- 
kosteu,  sowie  6'/,  des  in  einem  Gewerbe  arbei- 
tenden Kapitals    in   Abzug  gebracht  werden ; 
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ferner  der  Ertrag  Ton  Leibrenten,  Pensionen 
nnd  ähnlichen  Nutzungen . 

Nach  Art.  7  haben  die  Pflichtisren  vom  32. 
bis  znm  vollendeten  44.  Lebensjahre  nnr  die 
Hälfte  des  sie  treffenden  Ersatzbetrag'es  zn  ent- 
richten. Die  Bnndesversammlnng  ist  aber  be- 
rechtigt, für  Jahrgänge,  in  welchen  der  grössere 
Teil  der  Truppen  des  Auszuges  durch  aktiven 
Dienst  in  ausserordentlicher  Weise  in  Anspruch 
genomnien  wird,  den  Hilitärpflichtersatz  bis  auf 
den  doppelten  Betrag  zu  erhöhen. 

Nach  Art.  9  sind  die  Eltern  für  den  Hilitär- 
pflichtersatz der  minderjährigen  und  der  mit 
ihnen  in  gleicher  Hanshaltung  lebenden  gross- 
jfihrigen  Söhne  haftbar. 

Bemerkenswert  ist  noch  der  Art.  14,  wel- 
cher besagt,  dass  die  Kantone  die  Hälfte  des 
Bmttoertrages  des  Militärpflichtersatzes  nebst 
einem  Ausweis  darUber  alljährlich  an  den  Bund 
abzuliefern  haben.  Die  Bundesversammlung  be- 
stimmt, welche  Quote  des  der  Bundeskasse  zu- 
Hiessenden  Ertrages  jeweils  zur  Erhöhung  des 
Hilitärpensionsfonds  zu  verwenden  ist. 

Der  Ertrag  des  Militärpflichtersatzes 
stellte  sich  1856  bezw.  1866  zur  Zeit  der 
kantonalen  Gesetze  auf  523 180  bezw.  996880 
Francs,  1876  uud  1886  war  er,  inkl.  Bundes- 
anteil, 18592;J5  und  2566397  Francs.  Trotz 
der  bedeutenden  Erhöhung  der  Wehrabgabe 
durch  das  Bundesgesetz  von  1878,  reicht 
ihr  Erträgnis  doch  auch  heute  noch  nicht 
aus,  um  auch  nur  die  Kosten  des  Bundes 
für  Bekleidung  zu  decken;  denn  diese  sind 
1890  auf  3,19  Millionen  Francs  veranschlagt, 
'Während  die  gesamten  Heereskosten  des 
Bundes  sich  auf  42,5  Millionen  belaufen. 

2.  Oesterreich.  In  Oesterreich  ist  die 
Wehrstener  durch  das  G.  v.  13.  Juni  1880 
als  »Militärtaxec  eingefühi-t  worden.  Dieses 
zeigt  viele  Aehnlichkeit  mit  dem  schweize- 
rischen Gesetz.  Die  hauptsächlichsten  Be- 
stimrouDgen  desselben  sind   die  folgenden. 

Zur  Zahlung  einer  Milit&rtaxe  nach  §  55 
des  Wehrgesetzes  sind  verpflichtet  (§  1):  alle 
diejenigen,  welche  wBgen  Nichttauglichkeit  zum 
Kriegsdienste  von  demselben  befreit  oder  vor 
vollendeter  Dienstpflicht  wegen  eingetretener 
Dienstnntauglichkeit  aus  dem  Militärverbande 
entlassen  wurden,  die  letzteien  jedoch  nnr  in 
dem  Falle,  dass  das  die  Dienstnntauglichkeit 
begrfindende  Gebrechen  nicht  durch  die  aktive 
Mmt&rdienstleistnng  herbeigeführt  worden  ist. 

Von  der  Entrichtung  der  Militärtaxe  sind 
befreit  (§  6)  diejenigen,  welche  wegen  körper- 
licher oder  geistiger  Gebrechen  ausser  stände 
sind,  sich  tmd  jene  Angehörigen  zn  erhalten, 
deren  Unterhalt  ihnen  gesetzlich  obliegt,  nnd 
welche  auch  kein  hierzu  ausreichendes  Ver- 
mögen oder  Einkommen  haben,  dann  diejenigen, 
weiche  sich  in  der  Armenversorgnng  befinden, 
femer  die  Wehrpflichtigen  nach  i^  18  des  Wehr- 
gesetzes nnd  die  Landstnrmangehörigen  fllr 
dasjenige  Jahr,  in  welchem  sie  zur  Dienstleistung 
Iterangezogen  werden. 

Die  Taxpflicht  erstreckt  sich  (§  2)  auf  jedes 
der  Wehrpflichtdienstjahre,  für  welches  der  Be- 
treffende Defreit  worden  ist,  also  entweder  auf 
alle  oder  einen  Teil  derselben.    Sie  wird  (§  3) 


in  14  Klassen  veranlagt,  deren  unterste  mit 
1  fl.,  deren  höchste  mit  100  fl.  Jahressteuer 
belegt  ist.  Die  Veranlagung  erfolgt  nach  Mass- 
gabe der  Vermögens-  und  Erwerbsverhältnisse 
sowie  des  reinen  Einkommens  des  Taxpflichtigen, 
dann  der  ihm  vorgeschriebenen  Jahresschnldig- 
keit  an  direkten  Steuern.  Taxpflichtig  sind 
ausser  dem  vom  Militärdienst  Befreiten  selbst 
dessen  Eltern,  bezw.  Grosseltem  und  Wahleltern 
(§  4)  in  jener  Reihenfolge,  in  welcher  und  in- 
solange,  als  sie  nach  bürgerlichem  Rechte  fUr 
den  Unterhalt  ihrer  Kinder,  bezw.  Eltern  oder 
Wahikinder,  zu  sorgen  haben.  Die  Taxpflicbt 
der  Eltern  etc.  tritt  jedoch  nur  in  dem  Falle 
und  iusolange  ein,  als  die  in  erster  Linie  Pflich- 
tigen kein  zu  ihrem  Unterhalte  ausreichendes 
Vermögen  oder  Einkommen  besitzen  uud  ihren 
Unterhalt  ansschliesslich  oder  doch  zum  grössten 
Teile  von  den  Eltern  etc.  beziehen. 

Die  Veranlagung  der  Steuer  geschieht  (§  8) 
durch  eine  besondere  in  jedem  Gerichtsbezirke 
zn  bildende  Kommission  auf  Grund  der  unter 
Einvernehmung  des  Gemeindevorstehers  durch 
die  politische  Bezirksbehörde  der  Heimatgemeinde 
des  Taxpflichtigen  gemachten  Erhebungen. 

Von  den  Erträgnissen  der  Militärtaxe  wird 
^§  11)  zunächst  jährlich  eine  bestimmte  Quote 
einem  besonderen  Militärtaxfonds  zugeführt;  der 
nach  Abzug  dieser  Jahresquote  sich  ergebende 
Rest  wird  als  allgemeine  Staatseirma&ie  be- 
handelt. 

Der  .Militärtaxfonds  ist  bestimmt  (§  13) :  1. 
für  die  Aufbesserung  der  Invaliden  Versorgung; 
2.  für  die  Versorgung  der  hilfsbedürftigen  Wit- 
wen und  Waisen  von  Gagisten  und  Mannschaften 
des  stehenden  Heeres  und  der  Landwehr,  welche 
vor  dem  Feinde  gefallen  oder  infolge  von  Ver- 
wiudnngen  oder  von  Kriegsstrapazen  gestorben 
sind. 

Das  Erträgnis  der  Militärtaxe  ist  in  dem 
Etat  Ungarns  für  das  Jahr  1900  mit  3700000 
Kronen  festgesetzt. 

3.  Frankreich.  Das  heute  in  Frank- 
reich geltende  Wehrsteuergesetz  bildet  den 
Art.  35  des  Rekrutienuigsges.  v.  15.  Juli 
1889. 

Steuerpflichtig  sind  (§  1)  alle  diejenigen, 
welche  infolge  von  üntauglichkeit ,  Zurück- 
stellung, Einreihung  in  den  Hilfsdienst  oder  in 
die  zweite  Abteilung  des  Kontingents,  femer 
infolge  von  Dispensation  oder  aus  irgend  einem 
anderen  Grunde  den  Vorzug  geniessen,  des 
Dienstes  im  aktiven  Heere  enthoben  zu  sein. 

Frei  von  der  Steuer  (§  2)  sind  allein  diejenigen 
Personen,  welche  wegen  Verletzungen,  die  sie 
bei  einer  anbefohlenen  dienstlichen  Verrichtung 
erhalten,  oder  wegen  im  Dienste  zugezogener 
Gebrechen  entlassen  oder  mit  Pension  verab- 
schiedet wurden,  dann  die  notorisch  Armen, 
endlich  (§  4)  die  als  untauglich  ausgeschiedenen 
dann,  wenn  sie  zugleich  absolut  arbeitsunfiihig 
sind. 

Die  Steuer  besteht  aus  4  Teilen  (§  3  und  7) : 

1.  Wird  eine  feste  Abgabe  von  6  Francs 
erhoben ; 

2.  ist  ein  Znschia?  zu  entrichten  in  gleicher 
Höhe  wie  der  Hanptbetrag  der  Personal-  und 
Hobiliarsteuer  des  Censiten; 

3.  hat  der  Censit  noch  Ascendenten  L  Grades, 
so  vermehrt  sich  die  Steuer  um  die  Summe,  die 
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man  erhält,  wenn  man  den  Hanptbetra^  (ohne 
Znsatzcentimes)  der  Personal-  und  Mobiliar- 
steuer des  damit  am  höchsten  angelegfteu  Ascen- 
denten  durch  die  Zahl  der  lebenden  und  der 
mit  Hinterlassung  von  Nachkommenschaft  ver- 
storbenen Kinder  derselben  teilt;  haben  die 
Ascendenten  1.  Grades  eine  solche  Steuer  nicht 
zu  entrichten,  so  wird  auf  die  Ascendenten  2. 
Grades  zurttckgegriifen ,  indem  man  dabei  die 
Einderzahl  der  Ascendenten  1.  und  2.  Grades 
berücksichtigt ;  die  Personal-  und  Mobiliarsteuer 
der  Ascendenten  kommt  nicht  mehr  in  Betracht, 
wenn  der  Censit  über  30  Jahre  alt  ist  und 
einen  eigenen  Haushalt  hat; 

4.  wird  zur  Deckung  der  Veranlagungs- 
und Erhebungskosten  ein  Zuschlag  von  S  Cen- 
times von  jedem  Franc  erhoben. 

Die  Fixa  und  die  Zuschlagsabgaben  ver- 
mindern sich  (§  4)  je  nach  der  Zeit,  während 
deren  dem  Pflichtigen  die  ihm  zugebilligte  Be- 
freiung von  dem  aktiven  Heerdienst  thatsäch- 
lich  nicht  zu  gute  gekommen  ist.  Sie  hören 
auf,  wenn  der  Pflichtige  3  volle  Jahre  dient, 
ebenso  nach  Ablauf  des  1.  Januars,  welcher  auf 
den  Uebertritt  der  Jahresklasse  des  Censiten 
zur  Reserve  der  Territorialarmee  erfolgt. 

Der  Steuerertrag  hat  keinen  gesetzlich 
bestimmten  Verwendungszweck,  wird  also 
als  allgemeiDe  Staatseinnahme  behandelt. 
Bei  der  Einführung  der  Steuer  handelte  es 
sich  hauptsächlich  darum,  den  Ausfall  an 
Einnahmen  zu  decken,  der  durch 'die  Ab- 
schaffung des  Instituts  der  Einjährig-Frei- 
willigen und  den  Verlust  der  damit  ver- 
bundenen Geldleistungen  an  den  Staat  (1500 
Francs  pro  Freiwilliger)  eintrat.  Da  das 
Gesetz  keine  rückwirkende  Kraft  hatte,  so 
war  der  Steuerertrag  zunächst  ein  geringer 
—  er  war  für  1892  mit  1296000  Francs 
etatisiert  — ;  er  wird  freilich  auch  später 
nicht  sehr  bedeutend  werden.  Man  berech- 
nete, dass  die  Einnahme  nach  8  Jahren  auf 
ca.  10  Millionen  Francs  steigen  würde;  sie 
steht  aber  im  Budget  für  1899  mit  nur 
2  321 700  Francs. 

4.  Deutschland.  In  Deutschland  be- 
steht die  Welirsteuer  z.  Z.  in  keinem  Staate : 
doch  hat  sie  eine  kurze  Zeit  in  Württem- 
berg und  Bayern  bestanden  und  der 
deutsche  Reichstag  hat  sich  ebenfalls 
schon  mit  ihr  beschäftigt.  Von  diesen  frühe- 
ren Gesetzen  imd  dem  deutschen  Gesetz- 
entwurf von  1881  soll  schliesslich  noch  kurz 
die  Rede  sein. 

Nach  dem  wttrttembergischen  G.  v. 
10.  März  1868  hatte  jeder  Kriegsdienstpflichtige, 
der  wegen  Untauglichkeit  vom  Waflendienste 
befreit  oder  der  Ersatzreserve  überwiesen  wurde, 
eine  Abgabe  von  20  Gulden  zu  entrichten.  Be- 
freit von  derselben  waren  diejenigen,  welche 
durch  ein  G«brechen  an  ihrem  Nahruugserwerb 
beträchtlich  gehindert  waren,  sowie  diejenigen, 
welche  nach  erfolgter  Einreihung  dauernd  oder 
zeitlich  untauglich  befunden  und  infolge  dessen 
entlassen  oder  der  Ersatzreserve  überwiesen 
wurden. 

Nach  dem  bayerischen G.,  „das  Wehrgeld 


betreffend",  v.  29.  April  1868  waren  alle  nicht 
zum  Waffendienst  eingezogenen  Gestellung^ 
Pflichtigen  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche 
wegen  einer  im  Dienste  erlittenen  Beschädigung 
vom  weiteren  Dienste  befreit  wurden,  femer  die- 
jenigen, welche  wegen  eines  die  Erwerbsfilhig- 
keit  in  hohem  Grade  beschränkenden  Gebrechens 
für  dienstuntauglich  erkannt  wurden  and  zu- 
gleich vermögenslos  waren,  zur  Zahlung  eines 
Wehrgeldes  verpflichtet.  Die  Wehrgeldpflich- 
ü^en  hatten  für  die  Dauer  der  gesetzlichen 
Dienstzeit  im  stehenden  Heere  eine  abgestufte 
Einkommensteuer  zu  entrichten ,  welche  z.  B. 
3  Gulden  bei  einem  Einkommen  bis  zu  200 
Gulden,  60  Gulden  bei  einem  Einkommen  von 
1201—1600  Gulden  und  100  Gulden  bei  einem 
Einkommen  von  über  1600  Gulden  jährlich  be- 
trug. Als  Einkommen  war  jede  Art  desselben 
in  Anschlag  zu  bringen,  welches  dem  Pflichtigen 
ans  eigenem  Verdienst  oder  aus  sonstigen 
Quellen  (Stipendien,  Alimentationen  etc.)  zufioss. 
Der  Ertrag  des  Wehrgeldes  war  zu  ,.Kapita- 
lationsvergütnngen  in  der  aktiven  Armee  und 
Gendarmerie"  bestimmt. 

Der  deutsche  Gesetzentwurf  v.  17. 
März  1881,  dessen  wir  um  so  eher  gedenken 
müssen,  als  eine  Rückkehr  zu  demselben  nicht 
ausgeschlossen  erscheint,  bezeichnete  als  steuer- 
pflichtig alle  Gestellungspflichtigen,  welche  nicht 
zur  persönlichen  Dienstleistung  herangezogen 
werden,  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  durch 
eine  Beschädigung  im  Dienst  zum  ferneren 
Militärdienst  unbrauchbar  geworden  sind  oder 
welche,  abgesehen  von  diesem  Falle,  einen  ge- 
setzlichen Anspruch  auf  Invalidenversorgnng 
haben,  ferner  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche 
infolge  geistiger  oder  körperlicher  Gebrechen 
erwerbsunfähig  sind.  Die  Steuerpflicht  sollte 
sich  auf  längstens  12  Jahre  erstrecken. 

Die  Steuer  sollt«  sich  aus  einer  Kopfsteuer 
von  4  Mark  und  einer  nach  dem  Einkommen 
abgestuften  Zuschlagsteuer  zusammensetzen.  Die 
Zuschlagsteuer  sollte  nach  Einkommensklassen 
erhoben  werden  und  bei  einem  Jahreseinkommen 
von  mehr  als  1000—6000  Mark  von  10  auf  148 
Mark  steigen,  von  mehr  als  6000—7000  Mark 
180  Mark,  von  7000—8000  Mark  210  Mark  und 
80  fort  für  jedes  weitere  Einkommen  von  1000 
Mark  30  Mark  Steuer  mehr  betragen.  Die  Ver- 
anlagung dieser  Zuschlagsteuer  sollte  jährlich 
nach  Massgabe  des  Einkommens  erfolgen,  das 
dem  Steuerpflichtigen  aus  irgend  welchen  Qaellen 
(Grundeigentum,  Kapital,  Gewerbe,  Zoschttssen 
etc.)  zufliesst. 

Neben  dem  Steuerpflichtigen  selbst  waren 
nach  dem  deatschen  Entwurf  nur  die  Eltern 
bezw.  Adoptiveltern  haftbar,  und  zwar  diese 
nur  mit  der  Hälfte  ihres  Einkommens,  bezw., 
wenu  mehrere  Kinder  vorhanden  sind,  mit  der 
aus  der  Kopfzahl  der  Kinder  sich  berechnenden 
Quote  des  halben  Einkommens. 

Diese  Zuschlagstener  sollte  bei  besonderen, 
die  Leistungsfähigkeit  des  Pflichtigen  beein- 
trächtigenden wirtschaftlichen  Verhältoissea 
(grosse  Anzahl  von  Kindern,  dauernde  Krank- 
heit. Verschuldung,  Verpflichtung  zum  Unter- 
halt armer  Angehöriger  etc.)  auf  die  nSdist 
niedrige  Stufe  herabgesetzt  werden  können. 

Was  die  Ermittelung  der  Steuerpflichtigen 
und  die  Festsetzung  bezw.  Veranlagung  sowie 
die  Erhebung  und  Verwaltung  der  Steuer   an- 
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langt,  80  sollte  diese  nach  §  17  durch  die  ent- 
sprechenden Organe  der  Bundesstaaten  erfolgen, 
denen  dafilr  4"„  der  in  ihrem  Gebiete  zur  Er- 
hebung gelangenden  Beträge  vergütet  werden 
sollten.  Der  Ertrag  sollte  nach  Abzug  der  4"/o 
sowie  der  auf  dem  Gesetze  beruhenden  Steuer- 
klasse etc.  in  die  Reichskasse  fliessen  und  von 
dieser  den  einzelnen  Bundesstaaten  nach  Mass- 
gabe der  der  Berechnung  der  Matrikularbeiträge 
zn  Gmnde  liegenden  BeTölkemng  Überwiesen 
werden. 

Was  die  Höhe  des  Steuerertrages  anlangt, 
so  berechnete  ihn  die  deutsche  Reichsregierung 
folgendermassen :  Die  auf  4  Mark  festgesetzte 
Personensteuer  mirde  in  der  ersten  V^erwaltungs- 
periode  von  1872—1880  bei  Annahme  von 
218059  Befreiten  7850124  Mark  betragen.  Dazu 
k&me  der  Ertrag  der  Znschlagstener,  welche 
bei  der  Annahme,  dass  mindestens  14  "/g  der  Be- 
freiten einen  Zuschlag  von  ca.  80  Mark  zn  ent- 
richten hätten,  sich  auf  8242560  Mark  stellen 
würde.  Das  Gesamtergebnis  würde  demnach 
in  der  ersten  Veranlagungsperiode  auf  ca.  16 
Millionen  Mark,  später  auf  19— 20  Millionen  zu 
veranschlagen  gewesen  sein. 

C.  Principielles. 

6.  BegruHdiiiig  der  W.  Diese  soge- 
nannte Wehrsteuer  hat  auf  den  ersten  Blick 
etwas  ungemein  Bestechendes.  Es  scheint 
nicht  mehr  als  billig,  als  dass  derjenige, 
■welcher  dem  Staate  nicht  mit  seinem  Blute 
zu  dienen  vermag,  als  Aequivalent  wenigstens 
einen  Teü  seines  Gutes  hingiebt.  Je  mehr 
man  aber  in  die  Begründung  dieser  Steuer 
und  in  die  Art  ihrer  praktischen  Durchfüh- 
rung sich  vertieft,  um  so  grössere  Schwie- 
rigkeiten wird  man  gewahr  werden. 

Die  Anhänger  der  Wehreteiier  begrün- 
den ihre  Berechtigung  entweder  mit  der 
Notwendigkeit  einer  Ausgleichung  der  Mili- 
tärlast  durch  wirtschaftliche  Opfer  seitens 
der  den  Militärdienst  nicht  leistenden  Staats- 
bürger oder  mit  dem  Hinweis  auf  die 
Grundprincipien  staatlicher  Gemeinschaft 
und  die  Notwendigkeit,  da,  wo  die  körper- 
lichen Kräfte  zur  Ableistung  des  Militär- 
dienstes nicht  gegeben  sind,  mit  der  Steuer- 
kraft für  den  Ausfall  einzutreten,  oder  sie 
fordern  sie  endlich  einfach  aus  der  prak- 
tisch-finanziellen Erwägung,  dass  die  Wehr- 
steiier  eine  passende  und  ergiebige  Ein- 
nahme<(uelle  des  Staates  bilde. 

Die  zuletzt  erwähnte  Erwägung  bedarf 
keiner  weiteren  Erläuterung.  Hier  wrd  die 
Wehrsteuer  lediglich  aus  dem  praktischen 
Bedürfnisse  heraus  gefordert  und  mit  der 
Gesinnung  desjenigen  betrachtet,  der  jeden 
Anlass  ergreift,  an  den  sich  eine  Steuer  an- 
knüpfen lässt. 

Die  zuerst  genannten  Verteidiger  argu- 
mentieren ungefähr  folgendermassen.  Die 
Zahl  derjenigen  jungen  Männer,  welche 
durch  das  Los  oder  aus  anderen  die  Er- 
-werbs&higkeit  durchaus  nicht  immer  aus- 
schliessenden  Gründen  von  dem  Militärdienst 


befreit  sind,  übersteigt  bei  weitem  die  Zahl 
der  Dienenden.  Daraus  ergiebt  sich  eine 
sehr  ungleiche  Verteilung  der  Lasten  des 
Heerdienstes  auf  die  Staatsangehörigen;  da 
nnn  eine  Beseitigung  oder  wesentliche  Ver- 
minderung dieser  Ungleichheit  in  natura 
nicht  möglich  ist,  so  gebieten  es  die  Grund- 
sätze der  Gerechtigkeit,  nach  einem  anderen 
Ausgleich  zu  suchen,  der  nur  iu  einer  nach 
den  Vermögens-  bezw.  Einkommensverhält- 
nissen abgestuften  Steuer  gefuuden  werden 
könne.  Für  die  Einführung  einer  solchen 
spricht  auch  die  Erwägung,  dass  der  Wehr- 
pflichtige dm-ch  seine  Heranziehung  zum 
Militärdienst,  abgesehen  von  den  sonstigen 
Beschwerden,  regelmässig  einen  wirtschaft- 
lichen Nachteil  gegenüber  dem  nicht  heran- 
gezogenen Welm)f  lichtigen  erleidet,  dass 
jener  in  seiner  Erwerbsthätigkeit  nicht  un- 
erheblich behindert  und  zurückgehalten  wird, 
während  dieser  die  für  den  Erwerb  meist 
wichtigen  Jahre  der  Dienstpflichtzeit  für 
sieh  voll  ausnutzen  und  so  einen  erheblichen 
Vorsprung  erreichen  kann.  Nach  dieser 
Auffassung,  die  sich  z.  B.  in  den  Motiven 
ausgesprochen  findet,  welche  die  deutsche 
ReichsregieruDg  dem  Gesetzentwurf  seiner 
Zeit  mitgegelien  hatte,  soll  die  Wehrsteuer 
also  ausgleichend  wirken.  Sie  soll  ein 
Aequivalent  bilden  einereeits  für  die  Lasten 
imd  wirtschaftlichen  Verluste,  welche  der 
Dienende  diurch  den  Dienst  zu  erleiden  hat, 
andererseits  für  die  Vorteile,  welche  der 
Nichtdienende  durch  die  Befreiung  vom 
Dienste  dem  ersten  gegenüber  geniesst. 

Nach  der  zweiten  Auffassung,  wie  sie 
namentUch  von  G.  Cohn  vertreten  wird,  er- 
giebt sich  die  Wehrsteuer  als  eine  Folge 
des  Princips  der  staatlichen  Gemeinschaft. 
Die  Notwendigkeit  der  Arbeitsteilung  im 
modernen  Staate  bedinge  eine  Ergänzung 
der  staatsbürgerlichen  Leistungen  durch 
sachliche  Opfer,  d.  h.  durch  Steuern.  Neben 
der  Steuerpflicht  liege  nun  den  Staats- 
büi^rn  als  solchen  noch  eine  andere 
schwere  persönliche  Pflicht  ob,  die  Militär- 
pflicht. Indessen  wie  der  Staatsbüi^r 
Steuern  zahle,  damit  der  arbeitsteilig  ge- 
ordnete Staatsorganismus  dasjenige  leiste, 
was  der  Staatsbürger  persönJich  nicht  zu 
leisten  imstande  sei,  so  solle  jene  grössere 
Hälfte  der  Staatsbürger,  welche  heute  aus 
körperlicher  Unfähigkeit  die  Wehrpflicht 
nicht  erfülle,  mit  ihrer  Steuerkraft  für  den 
Ausfall  eintreten.  W^ie  der  Staatsbürger  im 
{Jigemeinen  dem  besoldeten  Richter  und 
Berufssoldaten  etc.  gegenüberstehe,  deren 
Leistungen  er  empfange  und  sachlich  durch 
Steuern  vergelte,  so  solle  der  waffenimfähige 
Staatsbürger  im  besonderen  die  Leistungen 
der  Waffenfähigen  und  dienstleistenden 
Männer  entgelten,  er  solle  zahlen  nach 
seiner  Fähigkeit  für  das,  was  er  empfängt, 
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da  wo  er  persöalich  seine  Pflicht  zu  erfüllen 
unfähig  sei. 

Es  besteht  demnach,  wie  ersichtlich,  ein 
Unterschied  zwischen  diesen  beiden  eben 
auseinandergesetzten  Arten  der  Verteidigung 
der  Wehrsteuer,  wenn  sie  auch  in  einigen 
Punkten  zusammentreffen  und  beide  an  den 
Begriff  der  Gerechtigkeit  ankmlpfen. 

Ais  Steuer  im  eigentlichen  binne  kann 
die  sogenannte  Wehi-steuer  übrigens  nur 
dann,  freilich  auch  dann  nicht  völlig  ange- 
sehen werden,  wenn  sie  nach  dem  Gedanken- 
gang G.  Cohns  motiviert  wird;  im  anderen 
Falle  ist  sie,  wie  schon  Wagner  mit  Recht 
betont,  keine  eigentliche  Steuer,  sondern  eine 
Art  Ersatzabgabe  für  nicht  geleisteten  Wehr- 
dienst, eine  Specialsteuer,  die  dann  besser 
auch  einen  anderen  Namen  und  einen  be- 
stimmten mit  dem  Militärflienst  zusammen- 
hängenden Verwendungszweck  erhält. 

6.  Bedenken  gegen  die  W.  Unter 
den  principiellen  Bedenken  gegen  die  Wehr- 
steuer verdient  jedenfalls  dasjenige  an  erster 
Stelle  genannt  zu  wei-den,  welches  diese 
als  dem  Princip  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht entgegen  ansieht  und  in  der  Be- 
fürchtung wurzelt,  dass  die  Einführung 
einer  Wehrsteuer  den  Grundgedanken  der 
allgemeinen  Dienstpflicht  durchbrechen  und 
das  in  derselben  Weise  gelegene  Ehren- 
moment schwer  schädigen  werde.  Allein 
dieser  Einwand  muss  als  zu  weit  gehend 
zurückgewiesen  werden.  Abgesehen  davon, 
dass  der  Gedanke  der  allgemeinen  Wehr- 
pfUcht  doch  zu  sehr  in  das  ganze  geistige 
Leben  der  Nation  übergegangen  ist,  als  dass 
er  durch  die  Entrichtung  einer  Wehrsteuer 
durchbrochen  werden  könnte,  muss  es  als 
den  Thafsachen  durchaus  widersprechend 
bezeichnet  werden,  wenn  der  Ifeerdienst 
nur  als  Ehre  aufgefasst  wird.  Er  ist  sicher 
eine  Ehre,  aber  eine  Ehre,  die  mit  grossen 
persönlichen  und  wirtschaftlichen  Opfern 
verbunden  ist. 

Abgesehen  aber  von  diesen  allgemeinen 
Bedenken  gegen  eine  Wehrsteuer  fehlt  es 
nicht  an  zahlreichen  einzelnen  Einwen- 
dungen, welche  die  Berechtigung  derselben 
mindestens  nicht  unbestritten  erscheinen 
lassen. 

Was  die  zur  Verteidigung  der  Wehr- 
steuer vorgebrachte  Thatsache  anlangt,  dass 
der  Dienende  durch  den  Dienst  selbst  xmä 
die  damit  verbundenen  wirtschaftlichen 
Nachteile,  namentlich  den  Ausschluss  jeg- 
üchen  Erwerbs  während  der  aktiven  Dienst- 
zeit, schwere  Schädigung  erleide,  die  der 
Nichtdienende  nicht  zu  tragen  hat,  so  ist 
dieselbe  unbestreitbar.  Auch  das  ist  sicher, 
dass  die  Erfüllung  der  Mihtärpflicht  häufig 
das  Unterkommen  in  einem  Berufe  erschwert 
und  dass  bei  längerer  Dauer  derselben  die 
geschäftliche   Geschicklichkeit  des  Dienen- 


den Einbusse  erleidet  Allein  werden  diese 
Verhältnisse  durch  ein  Wehrgeld  geändert? 
Die  Zahlung  eines  Wehrgeldes  diux;h  den 
Nichtdienenden  vermag  dem  Dienenden  die 
Lasten  des  Dienstes  nicht  zu  erleichtem 
und  die  anderen  mit  der  Ableistung  der 
Dienstpflicht  verbundenen  Nachteile  nicht 
zu  beseitigen.  Soll  der  Staat,  weil  er  dem 
einen  ein  schweres  Opfer  aufzulegen  ge- 
nötigt ist,  nun  dem  anderen  wenigstens  eine 
Erschwerung  seiner  wirtschaftlichen  Exis- 
tenz verursachen  ?  Der  Dienende  hat  nichts 
davon,  dass  ein  anderer,  weil  er  nicht  dient, 
eine  Geldleistung  zu  entrichten  hat.  Moti- 
viert man  das  Wehrgeld  mit  der  Notwen- 
digkeit einer  Ausgleichung  der  dem  Dienen- 
den eirwachsenden  Opfer,  so  muss  man  auch 
zu  der  Konsequenz  schreiten,  das  Erträgnis 
derselben  nicht  dem  Staate,  sondern  den  Be- 
nachteiligten zuzuwenden.  Etwjis  Aehnliches 
hat  in  erkennbarer  Weise  bei  dem  Erlass 
derjenigen  Gesetze  mitgewirkt,  welche  den 
Ertrag  des  Wehrgeldes  ganz  oder  teilweise 
in  irgend  einer  Form  dem  Dienenden  zu- 
wenden, so  bei  dem  ehemaligen  bayerischen, 
wenn  es  den  Ertrag  des  Wehrgeldes  aus- 
schliesslich zu  Kapitulationsvergütungen  ver- 
wendete, so  bei  dem  österreichischen,  dessen 
Erträgnis  wenigstens  zum  Teil  zur  Auf- 
besserung der  Invalidenversoi^ung  und  zur 
Versorgung  der  hilfsbedürftigen  Witwen  etc. 
vor  dem  Feinde  gefallener  etc.  Mannschaften 
dient  Wir  wissen  allerdings,  dass  die 
strikte  Durchführung  des  GrundBatzes,  da^ 
das  Wehigeld  zur  Erleichterung  des  bür- 
gerlichen Fortkommens  und  zur  Begrflndtmg 
wirtschaftlicher  Existenzen  bei  gedienten 
Soldaten  zu  benutzen  sei,  nicht  möglich  ist, 
schon  weil  das  den  Gesinnungen  vieler 
Dienenden  nicht  entspräche  und  eine  ge- 
rechte Verteilung  undenkbar  wäre. 

Ferner  trifft  die  oben  in  zweiter  Linie 
erwähnte  Begründung  der  Wehrsteuer  doch 
eigentlich  nur  für  jene  vom  Dienste  Be- 
freiten zu,  welche  diese  Befreiung  nicht 
einem  ihre  Erwerbsfälligkeit  bedeutend  be- 
schränkenden körperlichen  Mangel  verdanken. 
Wenn  es  heisst,  dass  »jene  grössere  Hälfte 
der  Staatsbürger,  welche  heute  aus  körper- 
licher Unfähigkeit  die  Wehrpflicht  nicht  er- 
fülle, mit  ihrer  Steuerkraft  für  den  Ausfall 
einzutreten  habe«,  so  ist  dem  gegenüber  zu 
bemerken,  dass  der  Staat  thatsächüch  durch 
das  Nichtdienen  dieser  grösseren  Hälfte  gar 
keinen  Ausfall  erleidet.  Der  Staat  kann  gar 
nicht  alle  Diensttüclitigen  brauchen,  weil 
damit  sein  Mannschaftsbedarf  überschritten 
würde.  Wie  will  man  damit  die  Wehr- 
steuer der  Freigelosten  motivieren,  die  viel- 
leicht ganz  gerne  dienen  würden?  wie  kann 
man  in  diesem  Falle  die  Wehrsteuer  als 
einen  Ersatz  der  Dienstleistung  auffassen, 
wo  gar  keine  Dienstleistung  gewünscht  wird? 
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Des  weiteren  kann  nicht  verschsviegen 
werden,  dass  Ableistung  des  persönlichen 
Heeresdienstes  und  Entnchtung  eines  Wehr- 
geldes zwei  Dinge  sind,  die  sieh  eigentlich 
nicht  mit  einander  vergleichen  lassen.  Sie 
lassen  sich  schon  nicht  miteinander  ver- 
gleichen, wenn  wir  annehmen  wollten,  dass 
die  Last  des  Kriegsdienstes  und  jene  des 
Wehrgeldes  von  allen  Pflichtigen  gleich 
stark  empfunden  würden,  sie  lassen  sich 
völlig  nidit  vergleichen  bei  der  Menge  der 
Umstände,  welche  dort  wie  hier  den  Druck 
der  Last  verschieden  empfindbar  gestalten. 
Bei  allen  sonstigen  Steuern  knüpft  man 
lediglich  an  Vermögens-  und  Einkommens- 
verhältnisse an,  die  bei  aller  Ungenauigkeit 
im  einzelnen  doch  immer  eine  Vergleichung 
gestatten,  hier  aber  sucht  man  zwei  ganz 
heterogene  Grössen  einander  anzugleichen. 

Endlich  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  das 
Wehrgeld,  dem  immer  etwas  Strafgeld- 
artiges anhaftet,  zum  eigentlicheu  Strafgeld 
wird,  wenn  eine  Familie  mehrere  dienst- 
untaugliche junge  Männer  hat  Es  liegt  die 
Grefahr  nahe,  dass  hier  im  Namen  der  Ge- 
rechtigkeit nicht  unerhebliche  Ungerechtig- 
keiten begangen  werden. 

Und  zu  diesen  und  anderen  mehr  oder 
weniger  principieUen  Bedenken  kommen 
noch  alle  diejenigen  Schwierigkeiten,  welche 
die  praktische  Durchführung,  die  Wahl  der 
Höhe,  der  Abstufung,  die  Dauer  etc.  des 
Wehiigeldes  verursachen  \md  von  denen 
nachher  noch  kurz  die  Rede  sein  wird. 

Wenn  man  eine  halbwegs  brauchbare 
Begrflndimg  der  Wehrsteuer  geben  will,  so 
muss  man  wohl,  wie  auch  A.  Wagner  meint, 
mit  dem  Gesichtspimkt  der  staatsphilosophi- 
schen Begründung  den  der  wii-tschaftlichen, 
an  die  Notwendigkeit  einer  Ausgleichung 
der  Lasten  anknüpfenden  kombinieren.  Die 
Leistung  des  Heerdienstes  ist  eine  persön- 
liche und  wirtschaftliche  Last ;  dem  Dienen- 
den gegenüber  geniesst  der  Dienstfreie  wirt- 
schaftliche Vorteile,  die  der  Staat  aus- 
gleichen soU.  Misslich  bleibt  freilich  auch 
dann  noch  der  Mangel  genügender  Ver- 
gleichspunkte zwischen  Wehrdienst  und  Ab- 
gabe und  die  Thatsache,  dass  man  bei  Er- 
hebung dieser  Abgabe  dem  Staate  die  sonst 
so  gerne  bestrittene  Aufgabe,  in  die  Indivi- 
dualverhältnisse  als  Werkzeug  der  austeilen- 
den Gerechtigkeit  einzugreifen,  in  weitem 
Masse  zuschiebt  Denn  hier  handelt  es  sich 
nicht,  wie  bei  anderen  Steuern,  darum,  Un- 
gerechtigkeiten und  Ungleichheiten  mög- 
lichst zu  vermeiden,  sondern  eine  in  that- 
sächlichen  Verhältnissen  begründete  Ver- 
schiedenheit der  Lasten  auszugleichen. 

Nach  allen  diesen  Ausführungen  lässt 
sich  wohl  behaupten,  dass  ein  überzeugen- 
der Beweis  von  der  Notwendigkeit  und  Ge- 
rechtigkeit eines  Wehrgeldes  nicht  erbracht 


werden  kann  und  dass  man,  um  nach  der 
einen  oder  anderen  Seite  hin  entschieden 
Stellung  zu  nehmen,  sich  von  sozialen,  ethi- 
schen, politischen  Anschauungen  und  von 
Gefühlsmomenten  leiten  lassen  muss.  Die 
beste  Begründung  hat  meines  Erachtens 
Fürst  Bismarck  in  den  Reden  vom  4.  Fe- 
bruar 1881  (preuss.  Abgeordnetenhaus)  und 
vom  28.  März  1881  (Reichstag)  gegeben, 
wenn  er  sagte:  »Zur  Wehrsteuer  hat 
nur  das  Gefühl  Anlass  gegeben,  wel- 
ches sich  des  Musketen  tragenden  Soldaten 
bemächtigt,  wenn  er  einen  seiner  Meinung 
nach  auch  diensttauglichen  Nachbar  zu 
Hause  bleiben  sieht«,  und:  »Wir  wissen 
nicht,  wie  eine  Ausgleichung  zwi- 
schen dem,  der  im  Heere  dienen  muss,  und 
dem,  der  nicht  zu  dienen  braucht,  anders 
zu  schaffen  ist  .  .  .  Halten  Sie  diese 
distributive  Gerechtigkeit  für  nicht  ange- 
bracht und  nicht  erforderlich,  nun  gut, 
dann  werden  Sie  sie  ablehnen;  sie  hat  mit 
der  Theorie  der  Steuern  nichts  zu 
thim,  sie  ist  nur  die  Ausgleichimg  einer 
Last,  für  die  ich  einen  anderen  Weg  nicht 
finden  kann«. 

7.  Veranlagung  der  W.  Die  Wehr- 
steuer, man  mag  sie  als  Steuer  oder  Ersatz- 
geld ansehen,  wird  nur  auf  Grund  der  Ein- 
kommens- und  Vermögensverhältoisse  des 
Pflichtigen  veranlagt  werden  können.  Wo 
schon  allgemeine  Steuern  dieser  Art  be- 
stehen, werden  diese  als  Grundlage  benützt 
werden  können,  wo  dies  nicht  der  Fall  ist, 
wird  das  schwierige  Werk  einer  eigenen 
Aufnahme  der  Vermög-ens-  und  Eiukommens- 
verhältnisse  oder  mindestens  der  letzteren 
unerlässlich  sein,  wenn  man  zu  einiger- 
massen  brauchbaren  Resultaten  gelangen 
will.  Als  Zusatzsteuer  wird  sie  nur  da  un- 
bedenklich sein,  wo  die  allgemeinen  Steuer- 
grundlagen nicht  allzusehr  gegen  die  An- 
forderungen der  Gerechtigkeit  Verstössen. 

Was  die  subjektive  Steuerpflicht  anlangt 
so  wird  diese  sich  nach  den  Einzelheiten 
der  Wehrverfassung  zu  richten  haben.  Nur 
diejenigen  Personen  können  steuerpflichtig 
sein,  welche  nach  den  Gesetzen  zum  Wehr- 
dienst verpflichtet  sind,  von  demselben  je- 
doch aus  irgend  einem  Grunde  befreit  wer- 
den. Aber  die  Thatsache,  dass  die  Wehr- 
pflicht in  Lebensjahre  fällt,  wo  der  Be- 
treffende in  der  Regel  noch  von  den  Eltern, 
eventuell  anderen  Angehörigen  unterhalten 
wird,  hat  dazu  geführt  nicht  nur  den  Pflich- 
tigen selbst,  sondern  auch  dessen  Eltern, 
Grosseltem,  Wahleltem  u.  dgl.  für  die  Steuer 
aufkommen  zu  lassen.  Alle  eben  erwähnten 
Gesetzgebungen  haben  diesen  Grundsatz  an- 
genommen, dessen  Durchführung  freilich, 
wie  schon  bemerkt  worden  ist,  zu  zahl- 
reichen Schwierigkeiten  und  ungleichmäs- 
sigen  Belastungen  führen  muss. 
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Von  der  Abgabe  sind  regelmässig  Per- 
sonen, welche  notorisch  arm  sind  oder  eine 
öffentliche  Armenunterstützung  beziehen, 
Söhne,  welche  unentbehrliche  Stützen  ihrer 
Eltern  u.  s.  w.  sind,  Erwerbsunfähige  und 
endlich  solche,  welche  sich  die  Dienst- 
untauglichkeit durch  Verrichtungen  im  Mili- 
tärdienst zugezogen  haben. 

Wie  die  subjektive  Steuerpflicht,  so 
richtet  sich  auch  die  Zeit  des  Eintritts  und 
die  Dauer  der  Wehrsteuer  nach  der  Wehr- 
verfassung.  Die  heutigen  Gesetzgebungen 
kennen  nur  jährliche  Steuerschiildigkeiten, 
deren  Dauer  sich  nach  der  Dauer  der  Wehr- 
pflicht richtet.  Der  schweizerische  Modus, 
Avonach  eine  Abstufimg  des  Steuersatzes 
nach  der  Zahl  der  Dienstpflichtjahre  (volle 
Steuer  in  den  ersten  12,  halbe  in  den 
zweiten  12  Dienstjahren)  eintritt,  ist  der  Er- 
wägung wert.  Dabei  wird  freilich  in  vielen 
Fällen  die  Hauptlast  der  Steuer  die  Eltern 
oder  sonstigen  Verwandten  des  vom  Mili- 
tärdienst Befreiten  treffen ;  denn  der  eigent- 
liche Steuerpflichtige  ist  häufig  erst  in  spä- 
teren Jahren  in  der  Lage,  aus  eigenem  Er- 
werb die  Abgabe  zu  leisten. 

Viel  umstritten  ist  auch  die  Frage  nach 
der  Höhe  der  Wehrsteuer.  Im  allgemeinen 
wird  dieselbe  höher  sein  dürfen,  ja  müssen, 
als  eine  gewöhnliche  Steuer.  Hohe  Steuer- 
sätze rechtfertigen  sich  besonders  dann, 
wenn  man,  wie  in  der  Schweiz  imd  in 
OesteiTcich,  die  Steuer  als  eine  Ersatz- 
leistung für  die  Opfer  des  persönlich  nicht 
geleisteten  Heerdienstes  ansieht.  Mit  dieser 
Auffassung  hängt  es  auch  zusammen,  wenn 
nach  dem  Gesetze  der  Schweiz  das  Wehr- 
geld während  eines  Krieges,  der  dem 
Dienenden  erheblich  grössere  Anstrengungen 
und  Opfer  auferlegt  als  der  Dienst  im 
Frieden,  bedeutend  erhöht  werden  kann. 

Was  endlich  die  Verwendung  der  Er- 
ti%nis8e  der  Wehrsteuer  anlangt,  so  können 
diese  entweder  wie  die  anderen  Steuern 
in  die  allgemeine  Staatskasse  fliessen  oder 
von  vorn  herein  für  einen  bestimmten  ge- 
setzlich festgestellten  Zweck,  der  mit  einer 
direkten  oder  indirekten  Unterstützung  der 
den  Wehrdienst  Leistenden  zusammenhängt, 
verwendet  werden.  Das  letztere  empfiehlt 
sich  und  geschieht  auch  wenigstens  teil- 
weise da,  wo  man  die  Wehrsteuer  als  eine 
Ersatzleistung  ansieht. 

Lltteratar:  K.  Knies,  DiensÜeUttmg  der  Sol- 
daten, 1860.  —  E,  Engel,  Kesultate  des  Er- 
»atzauthebungfgetchäflee  etc.,  in  der  preu»t.  »tat. 
Zeitschr.,  I864.  —  Jolly,  Die  JfUitärsieuer  oder 
das  W'ehrgeld,  ebd.  1S69.  —  Flck,  Die  Wehr- 
eteuer,   in    den   Jahrb.  /.  Nat.  «.  StaU,   Bd.  IS. 

—  Lestgang,  Dag  Wehrgeld  etc.,  ebd.,  Jid.  SS. 

—  V.  Hartmann  (General),  Allgemeine  Wehr- 
pflicht, in  den  Zcittehr.  det  ehristl.  Volkslebens, 
ISTJ.  —  H.  Treitschke,  in  den  Pretits.  Jahr- 


büchern 1880.  —  SeUxetihofer  (österr.  Haupt- 
mann), Staattwehr  1881.  —  Die  Wehrtteuer  im 
Deutschen  Reich,  in  den  Jahrb.  f.  Nat,  u.  Stai. 
1881.  —  MarelnowBki,  Die  Wehrtleuer  im 
Deutschen  Seich,  1881.  —  G.  Cohn,  Die  Wehr- 
steuer, und:  Ehre  und  Last  in  der  Volksieirt- 
Schaft,  in   Volkswirtschaftlichen  Aufsätzen,   188t. 

—  Pr.  J',  Ifeumann,  Die  Wehrsteuer,  im 
finantarchiv,  Bd.  IV.  —  C.  Perraris,  X'/m- 
posta  miUtare,  in   der  Nwma   Antologia,  1883. 

—  Borstorff,  Die  Wehrsteuer,  in  der  Zeitickr. 
f.  Staat»w.,  1886.  —  A.  Wagner,  Wehrsteuer, 
in  Schönberg,  4.  Aufl.,  1897,  III.  Bd.,  1.  Abt., 
S.  4SI  ff.  —  A.  Sehott,  Du  framösüehe  Wehr- 
steuer, in  »Siaatswissenschaftl.  Studien«,  IV. 
Bd.,  4.  Heft,  189S.  —  JC.  Säur,  Die  deuttche 
Wehrsteuerfrage  im  Zusammenhange  mit  der 
neuen  Müitärvorlage,  189S.  —  Jlilerl,  Die  Ab- 
gabe der  Wehrdienstfreien  mit  besonderer  Büdc- 
sicht  auf  Oesterreick-Ungam,  in  der  Zeitsckr.  f. 
Volkw.,  Sozialpol.  u.  Verw.,  Bd.  I,  S.  569  f.  — 
C.  A.  Schmiiit,  Der  fundamentale  Gedanken- 
gang für  die  Wehrsteuer,  im  Finanzarchiv,  Bd. 
XII,  S.  559 ff.  —  O.  Ciani,  La  tassa  militare, 
in  der  ßivista  di  Soeiologia,  3.  Jahrg.  S.  4^  ff- 

—  Schaffte,  Die  Steuern,  Betond.  Teil  (Leipzig 
1897),  S.  391  ff.  —  C.  Ferraris,  L'Imposla 
militare,  in  der  Nuova  Antologia,  1897,  S.  399 ff. 
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Wein  nnd  Weinsteuer. 

I.Wein  und  Weinbau.  1.  Der  Wein  und  die 
geschichtliche  Entwickelung  des  Weinbaus.  2. 
Weinbereitung  und  Weinbehandlung.  Techni- 
sches. 3.  Statistik  des  Weinbaus  und  Weinver- 
kehrs.  II.  Die  Weinsteuer.  I.Allgemeines. 
2.  Die  Steuerformen.  Produktions-  oder  Fabrikat- 
steuer. 3.  Transport-  und  Cirkulationsstenem. 
4.  Die  Handelssteuer.  III.  Gesetzgebung. 
1.  Deutsches  Eeich.  2.  Württemberg.  3.  Baden. 
4.  Hessen.  5.  Elsass-Lothringen.  6.  Oesterreich- 
Ungarn.  7.  Grossbritannien.  8.  Frankreich. 
9.  Andere  Staaten. 

I.  Wein  nnd  Weinbau. 

1.  Der  Wein  nnd  die  geschichtliche 
Entwickeinng  des  Weinbaus.    Der  Wein 

ist  ein  Gärungsprodukt  aus  dem  Safte  der 
Weintrauben,  den  Früchten  der  Rebe  des 
Weinstockes.  Das  beste  Gewächs  liefert 
die  Edelrebe  (vitis  vinifera  L.)  der  Alten 
Welt.  Andere  Arten  kommen  in  Amerika 
vor,  wie  die  vitis  riparia,  cordifolia,  aesti- 
valis,  labrusca  etc.  Die  geographische  Vei^ 
breitung  der  Weinrebe  reicht  vom  30*  süd- 
licher Breite  bis  zum  52*  nördlicher  Breite. 
Den  nördlichsten  Weinbau  hat  Bomst  in 
Posen. 

Die  Heimat  der  Rebe  weist  unzweifelhaft 
auf  Asien  hin  und  zwar  höchstwahrschein- 
lich auf  die  Anlande  des  Kaukasus,  wo  sie 
heute  noch  in  grösster  üeppigkeit  wüd 
wädist.  Auch  die  Sage  deutet  auf  ihren 
asiatischen  Ursprung,  wie  die  Erzählungen 
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Ton  Noah  und  Bacchus  dsrthun.  Nach  ge- 
schichtlichen Nachrichten  wetteifern  die 
Chinesen  mit  den  Phöniziern  um  den  Ruhm, 
das  erste  weinbauende  Volk  zu  sein.  In 
China  wurde  die  Bebe  schon  ums  Jahr 
2000  V.  Chr.  gepflegt,  jedoch  der  Weinbau 
ums  5.  Jahrhundert  v.  Chr.  gänzlich  ausge- 
rottet. Die  Phönizier  dagegen  brachten  den 
Weinstock  auf  ihren  Handelszögen  nach 
dem  westlichen  Mittelmeerbecken  zu  den 
Inseln  des  Archipels,  nach  Chios,  Mitylene 
und  Tenedos.  Ihr  Tochtervolk,  die  Kar- 
thager, war  bereit«  in  der  Bereitung  des 
Ausbruchweins  bewandert,  woraus  sid»  an- 
nehmen lässt,  dass  das  älteste  Eultun-olk 
des  Welthandels,  die  Phönizier,  mit  der 
Weinindustrie,  der  Weinverschneidung  und 
-Verbesserung  schon  vertraut  war.  Nach 
Herodot  und  Theophrast  hatte  Aegypten  im 
Altertume  eine  bedeutende  Weinkultur,  wo 
sie  heute  längst  versch\\'unden  ist,  und  das 
gleiche  berichtet  Strabo  von  der  Berberei 
und  dem  arsinoitischen  Nomos.  Im  alten 
Persien  war  der  Königswein  von  Chalybon 
Jiochberülimt,  und  edele  Sorten  erzeugten 
Baktriana,  Ariana,  Hyrkania  und  Margiana. 
Auch  im  alten  Indien  dürfte  der  Rebbau 
bekannt  gewesen  sein. 

Der  Weinbau  in  Europa  begann  auf 
den  griechischen  Inseln.  Von  Naxos  soll 
ihn  der  Sage  nach  der  Thrakier  Eumolpos 
nach  Atlika,  Pelops  nach  dem  Peloponnes, 
Kadmus  nach  Theben,  Dionysos  nach  Chios, 
Orestheus  nach  Aeolien  gebracht  haben.  In 
Italien  wurde  der  erste  Wein  in  Kampanien 
(daher  aOenotrien«)  gebaut.  Cato  der 
Aeltere  war  den  Römern  ein  Lehrer  der 
Weinkultur.  Das  Jalir  131  v.  Chr.  ward 
jahrhundertelang  als  ein  besonders  gutes 
Weinjahr  gepriesen.  Durch  die  Römer  wurde 
die  Rebe  nach  Gallien  verpflanzt  Die  Cöte 
d(Jr  war  unter  Aurelian  und  den  Antoninen 
bekannt  als  weinbautreibende  Gegend.  Kaiser 
Karl  der  Grosse  legte  die  ersten  Weinberge 
in  Burgund  an,  und  französische  Pilger  und 
Kriegsleute  versetzten,  aus  den  Kreuzzügen 
heimkehrend,  die  orientalischen  Reben  nach 
Frankreich.  Ebenso  ist  der  Weinbau  Spa- 
niens sehr  alt;  er  geht  auf  die  Zeiten  der 
Phokäer  zurück.  Nach  Plinius  führten  die 
Römer  hispanischen  Wein  in  Italien  ein. 
Im  16.  Jalu-himdert  versetzte  der  deutsche 
Weinbauer  Peter  Simon  rheinische  Reben 
nach  yiaiaea,  die  jetzt  den  edelsten  spa- 
nischen Wein  liefern.  Auch  die  portugiesi- 
schen Weine  und  diejenigen  der  atlantischen 
Inseln  hatten  frühzeitig  einen  grossen  Ruf. 
1421  verpflanzte  Heinrich  der  Seefahrer 
Rebstücke  aus  Kreta  nach  Madeira,  und  die 
Canariensekte  stammen  von  Reben,  die  Karl  V. 
vom  Rhein  sandte. 

Der  deutsche  Weinbau  am  Rhein  ward 
durch  gallische  und   hispanische  Legionen 

flandwörterbnch  der  StaatswisnnschsAen.   Zweite 


280  n.  Chr.  begründet.  Aelter  ist  die  Wein- 
kultur an  der  Mosel,  die  man  zu  Gallien 
rechnete  und  welche  im  3.  Jahrhundert 
n.  Chr.  schon  sehr  beträchtlich  war.  Der 
Anbau  der  Rebe  verbreitete  sich  unter  den 
Karolingern  und  Hohenstaufen  sehr  weit 
nach  Norden  bis  in  die  preussischen  Marken 
und  nach  Litauen.  Die  Anlage  der  berühm- 
testen Weinberge  des  Rheingaues  fällt  ins 
9.  und  10.  Jahrhundert.  Im  30  jährigen 
Kriege  wurde  das  Kulturgebiet  des  Weins 
erheblich  eingeschränkt.  Der  fränkische 
Weinbau  soll  der  Legende  nach  zu  Begrün- 
dern den  Hei-zog  Priamus  und  die  heüige 
Adelheid  (745)  haben.  In  Oesterreich  ist 
die  Weinkultur  ebenso  alt  wie  in  Deutsch- 
land. Die  Tiroler  Weine  von  Glanig  und 
Leitach  werden  schon  von  Vergil  als  Lieb- 
lingsgetränk des  Kaisers  Augustus  besungen. 
In  Böhmen  wird  seit  dem  12.  Jahrhundert 
Wein  gebaut.  Ungarn  wurde  unter  Kaiser 
Probus  mit  Weinstöcken  versehen  imd 
König  Bela  11.  pflanzte  1244  Weinstöcke 
aus  Morea  im  Theissgebiete  an.  Die  Feld- 
zöge König  Ludwigs  von  Ungarn  nach 
Italien  verbehen  der  Weinkultur  neuen  Auf- 
schwung. Das  berühmte  Tokayer  Gebiet 
trieb  schon  im  15.  Jahrhundert  Weinbau, 
doch  stammt  sein  Weltruf  erst  aus  dem  17. 
Jahrhimdert,  als  man  den  Ausbruch  bereiten 
lernte. 

In  Afrika  wurde  1685  durch  ausge- 
wanderte Hugenotten  der  Wein  am  Cap  der 
guten  Hoffnung  gezogen.  Der  holländische 
Gouverneur  van  Ribbek  bezog  Reben  vom 
Rhein,  aus  Griechenland,  Spanien,  Madeira, 
sogar  aus  Schiras.  Die  Normannen,  die 
ersten  Entdecker  Amerikas,  fanden  dort  im 
Jahre  1000  reife  Weintrauben  amerikanischer 
Rebarten  im  Walde  wild  wachsend  und 
nannten  die  unbekannte  Küste  danach 
»Weinland«.  Indessen  wird  die  Weinrebe 
in  Nordamerika  erst  seit  etwa  einem 
halben  Jahrhtmdert  und  zw{ur  vornehmlich 
durch  deutsche  Ansiedler  kultiviert  Das 
geschätzteste  Gewächs  liefert  die  blaue 
Katawba,  die  teils  zu  stillen,  teils  zu  mous- 
sierenden Weinen  gearbeitet  wird. 

2.  Weinbereitung  und  Weinbehand- 
lung. Technisches.  Der  Wein  wird  aus 
den  Trauben  dadurch  bereitet,  dass  der  Saft 
der  Beeren  auf  mechanischem  Wege  aus 
der  Frucht  gepresst  und  durch  einen  Gä- 
rungsprozess  in  eine  angenehme,  leicht  be- 
rauschende alkoholhaltige  Flüssigkeit  ver- 
wandelt wird. 

Da  beim  Reifen  der  Trauben  der  Zucker- 
gehalt zunimmt,  der  Säm^gehalt  aber  ab- 
nimmt, so  lässt  man  die  Trauben  am  Stocke 
leicht  anfaulen,  »edelfaul«  werden.  Die 
Beeren  oder  Trauben  werden  nach  der  Ernte 
(Weinlese,  Herbsten)  durch  Pressen  oder 
»Keltern«  zerquetscht  und  daraus  wird  ihr 
Auflage.   VII.  46 
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Saft  oder  »Most«  gewonnen.  Der  Most  wird 
dann  in  Gäning  gebracht,  wobei  zur  Berei- 
tung von  Rotwein  die  Schalen  (Bälge)  der 
roten  Trauben  mit  verg&ren  müssen,  da 
nxu"  sie  den  Farbstoff  enthalten.  Die  Osimng 
geschieht  in  Fässern  oder  Kufen  und  zwar 
freitliätig  ohne  Zusatz  von  Hefe.  Der  gä- 
rende Most  heisst  Sauser,  Federweiss  oder 
Bitzier.  Durch  den  Gärungsprozess  zerföllt 
der  Zucker  in  Alkohol  und  Kohlensäure. 
Auch  entstehen  Glycerin,  Bernsteinsäure 
und  bouquetbildende  Substanzen.  Bei  der 
folgenden  Nachgärung  veredelt  sich  der 
Wein  fort  imd  fort  und  die  Kellerbehand- 
lung ist  daher  von  grosser  Bedeutung  (Aus- 
bau, Kellerbau).  Den  besten  Wein  erhält 
man  durch  das  Aussuchen  oder  die  Auslese 
der  besten  Beeren  und  Trauben  (Auslese, 
Ausbruch).  Auch  legt  man  mitunter  die 
gepflückten  Trauben  in  die  Sonne.  Der  da- 
dim:h  gewonnene  Wein  heisst  Strohwein 
oder  Sekt. 

Trüben  oder  langsam  gärenden  Wein 
sucht  man  durch  Beigabe  von  Hausenblasen 
zu  schönen.  »Verschneiden«  der  Weine  ist 
die  Mischung  verschiedener  Weine  im  Inte- 
resse des  G«schmacks. 

»Sösswein«  oder  »Liqueurwein«  ist  ein 
gewerbliches  Produkt,  das  aus  der  Bei- 
mischung von  Zucker  und  Sprit  zu  den 
Naturweinen  gewonnen  wird.    »Kunstwein« 


dagegen  nennt  man  ein  weinartiges  Ge- 
tränk, das  aus  getrockneten  Weinbeeren, 
Trestern,  Hefen  oder  sonstigen  künstlichen 
Ingredienzen  hergestellt  wird. 

Die  Darstellung  von  Schaumwein  (Cham- 
ner)  geschieht  dadurch,   dass  man  den 
ohstoff  (Brut weine)  unter  Zusatz  vonCognac 
einen     zweiten    Gärungsprozess     auf     der 
Flasche  durchmachen  lässt  und  dem  Produkt 
Zucker  beigiebt 

3.  Statistik  des  Weinbaus  und  Wein- 
verkehrs. Im  Weinbau  überragt  die  euro- 
päische Produktion  an  Menge  imd  Güte  die 
Erzeugnisse  der  übrigen  Weltteile.  Der 
Anteil,  den  die  Weinkultur  au  der  bebauten 
Bodenfläche  hat,  ist  in  den  sieben  wichtig- 
sten Weinbauländern  folgender: 


Italien .    .  . 

Frankreich  . 

Spanien    .  . 

Ungarn    .  . 

Oesterreich  . 

Portugal  .  . 
Deutschland . 


3430 
1837 
1605 

365 
210 
200 
120 


6,3 
4,9 
2,8 

>,3 
0,6 
2.2 
0,2s 


Die  Weinernte  ergab  folgenden  Mengen-Ertrag  (in  Hill. 

1893 

Italien 3*,«63 

Frankreich 5°i069 

Spanien *5,'oo 

Ungarn 0,939 

Oesterreich 3,o°o 

Portugal 1,900 

Deutschland 5,40° 

Algier 3,937 

Tunis 0,140 

Azoren,  Madeira,  Canarien    .    .  0,120 


1895 

1897 

21,343 

25,758 

26,687 

32,350 

17,250 

18,900 

2,865 

1,200 

3,000 

1,800 

«,995 

2,500 

3,645 

2,100 

3,797 

4,367 

0,179 

0,090 

0,210 

0,250 

U.) 

1898 

1899  ■ 

1900 

31.500 

29,000 

26,500 

32,282 

47,907 

67,35* 

24,750 

22,500 

23,500 

0,9001 
i,90o> 

3,000 

',950 
3,200 

2,100 

2,500 

6,300 

1,800 

2,000 

3,600 

5,221 

4,648 

5,444 

0,120 

— 

0.250 

0,235 

0,300 

o,3JO 

Von  den  übrigen  weinbauenden  lÄndem 
erzeugten  (Mill.  hl  i.  J.  1900):  Russland 
2400,  die  Schweiz  1560,  die  Türkei  und 
Cypern  2  200,  Griechenland  mit  Inseln  900 
(1896  2100,  1899  1500),  Bulgarien  3400, 
Serbien  1200,  Rumänien  4150  (1896  7  500, 
1899  6000),  Vereinigte  Staaten  N.A.  1430, 
Argentinien  1850,  ChUe  3100,  Peru  2200 
u.  s.  w. 

In  den  oben  erwähnten  7  Hauptproduk- 
tionsländern wird  der  durchschnittliche  Pro- 
duktionswert geschätzt 

in  Italien       auf  20,00  M.  per  hl 

„  Frankreich  „  16,00  „  „  „ 

„  Spanien        „  17,00  „  „  „ 

„  Ungarn        „  24,00  „  „  „ 

„  Oesterreich  „  12,00  „  „  „ 

„  Portugal      „  20,00  „  „  „ 

„  Deutschland  „  56,80  „  „  „ 


Der  Wert  der  Weineinfuhr  beträgt  io 
Frankreich  309,900  Millionen  Francs  und 
derjenige  der  Weinausfuhr  218,300  Mülioneo 
Francs.  In  Italien  beläuft  sich  der  Wert 
der  Ausfuhr  auf  68,000  Millionen  Lire,  in 
Spanien  auf  139,740  Millionen  Pesetas  und 
in  Portugal  auf  10,914  Millionen  Milreis. 
In  Oesterreich  erreicht  die  Weiueinfahr 
einen  Wertbetrag  von  32,800  Millionen 
Kronen.    S.  weiter  die  Tabelle  auf  folg.  Seite. 

n.  Die  Weinsteuer. 

1.  Allgemeines.  Die  Weinsteuer  ist 
eine  innere  Verbrauchsabgabe  vom  Wein. 
Sie  zählt  daher  zu  den  Auf  wandstenem  und 
zwar  zu  den  Getränkesteuem.  Zur  Er^ 
gänzung  der  inneren  Verbrauchsabgabe  wer- 
den von  dem  aus  dem  Ausland  eingeführten, 
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Im  Deutschen  Reiche  zeigt  die  Ein-  and  Anafahr  Yon  Wein  folgende  Zahlen: 
1895  1897  1899  1900 

Tau-  Mill.  Tan-  müI.  Tan-  MiU.  Tau-  MiU. 
send  Mark  ^^^  Mark  send  Hark  send  jjark 
Ton-  Ton-  Ton-  Ton- 

nen neu  nen  neu 


I.  Einfuhr 

ans  Frankreich .    .    .    . 

„  Griechenland  .    .    . 

„  Italien 

j,  Oesterreich-Üngam . 

„  Portngal     .    .    .    . 

„  Spanien 

„  Türkei 


n.  Ausfuhr 

nach  Belgien  .  . 
„  Grossbritannien 
„  Niederlande  . 
„  Rnssland  .  . 
„  Schweiz  .  . 
„     Vereinigte  Staaten 


I.    Einfuhr 


ans  Frankreich 
n.    Ausfuhr 


nach  Grossbritannien.  . 
„  Niederlande  .  .  . 
_  Oesterreich-Üng^am 
„     Vereinigte  Staaten 


I.  Einfuhr 


aus  Frankreich  .    .    . 
n.   Ansfnhr 
nach  Groesbritannien . 


1.    Fassweine: 
67,369     34,9       66,862     34,7 


3>,597 
1,462 

13,093 
8,SS3 
3,004 
5,836 
a,432 


7t,59o     36,0       75.300      38.1 


l6,2 

0,7 

3,3 

5,7 
3,1 
4,6 
o,S 


31,828 
2,22s 
9,998 
7,564 
3,040 
7,348 
3,059 


16,4 
0,8 
3.0 
5,1 
3,2 
4,7 
0,7 


32,039 
2,613 

10,849 
8,050 
2,816 
9,456 
3,664 


16,9 
0,9 
3,1 
5,4 
3,0 
6,0 
9,2 


32,892 
2,901 
8,796 
7,894 
2,997 

»3,398 
4,341 


«,237 
1,043 
0,964 
0,666 
2,364 
4,3i8 


1,0 

1,1 
0,9 
I,' 
0,8 
2.8 


1,632 
0,264 
0,880 
3.641 
3,054 
1,978 


1,0 
0,7 

»,2 
l.I 
2,4 


1,745 
2,262 

0,999 
0,732 

2,471 
3,296 


1,1 
1,4 
0,7 
1,3 
1,1 
2,0 


2,169 
2,263 
1,056 
0,698 
2,477 
3,293 


2.  Flaschenweine: 
0,638       1,3         0,783       1,3 


0,407       0,9 
6,495     >o,2 


0,544       1,0 
7,687     11,2 


0,670  1,1  0,788 
0,434  0,8  0,509 
7,983     10,6       10,616 


2,441  4,4 

0,663  0,9 

o«i  0,5 

1,521  2,0 


3,144  4,7 

0,738  1,0 

0,266  0,5 

1.570  2,0 


2,895  3,5  2,474 

0,688  l,o  0,732 

0,290  0,6  0,329 

1,687  2,2  1,654 


3.   Schaumweine: 
2,132       4,8        2,457       5,5 


2,109  4,7  2,434  5,5 
1,707  ^9  1,604  ^8 
0,978       1,1         0,962       1,1 


2,789  6j3 

2,764  6,2 

1,828  2,1 

1,062  1.2 


17,3 
0,9 
2,6 
5,3 
3,1 
7,0 
0,9 


12,150       8,8       13,478       9,0       13,404       0,8       14,122        9.8 


1,4 
1,3 
0,7 
1,2 
1,1 
1,9 


0,9 

5d 

2,9 
1,0 
0,6 
2,1 


4,208  9^ 

4.185  9,4 

2,045  2.2 

1,119  1,2 


zum  inländischen  Oenuss  bestimmten  Wein 
Wein  Zölle  erhoben.  Der  Wein  weist  auf 
eine  ergiebige  Steuerquelle  hin  und  erscheint 
als  brauchbares  Objekt  für  eine  innere  Auf- 
wandstener  um  so  mehr,  als  derselbe  nach 
tmseren  gegebenen  Genuss-  und  Nahrungs- 
verhältnissen  flberwi^;end  ein  Artikel  der 
Lirxnskonsumtion  ist  Nur  in  wenigen 
Gegenden  ist  er  das  übliche  Gletränk  breiter 
Schichten  der  Bevölkerung,  wie  in  Frank- 
reich, Tirol,  Ungarn  etc.,  und  auch  hier 
-wird  er  immer  mehr  durch  anderweite  Nah- 
rungsmittel zurückgedrängt.  So  einfach  sich 
nun  die  Frage,  ob  der  Wein  durch  Ver- 
brauchsstenem  zu  belasten  sei,  beantworten 
lässt,  so  schwierig  ist  die  steuertechnische 
Durchführung  dieser  Aufgabe.  Sie  ist  leicht 
zu  lösen,  wenn  es  sich  um  die  Einfuhr  von 


Weinen  aus  dem  Auslande  ins  Inland  han- 
delt, wo  dies  durch  Grenzzölle  hinreichend 
ausgiebig  und  sicher  geschehen  kann;  sie 
wird  aber  äusserst  verwickelt  und  umständ- 
lich, wenn  man  die  innere  Produktion  er- 
fassen will.  Namentlich  bietet  hier  die 
Abstufung  des  Steuermasses  nach  Güte  und 
Wert  ungemeine  Schwierigkeiten. 

Die  Steuerformen,  welche  in  Betracht 
kommen,  sind  drei:  Produktions-  (Fabrikats-) 
Steuern,  Transport-  imd  Handelssteuem. 
Den  Schwierigkeiten,  welche  aus  der  Unzu- 
länglichkeit der  einzelnen  Steuerarten  her- 
vorgehen, hat  man  in  neuerer  Zeit  durch 
eine  Verbindung  der  verschiedenen  Erhe- 
bungsformen zu  begegnen  gesucht. 


2.  Die  Stenerformen. 


Die  Prodok- 

46» 
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tions-  oder  Fabrikatsteuer.    Sie  ist  ent- 
weder 

a)  Flächensteuer.  An  und  für  sich 
vereinigt  diese  mancherlei  Vorzüge.  Sie 
ist  vor  allem  einfach  und  leicht  kontrollierbar 
und  befreit  den  Weinhandel  und  den  Ver- 
kehr mit  Weinen  von  lästiger  imd  beschran- 
kender Beaufsichtigung,  weshalb  sie  gerade 
aus  steuertechnischen  Gesichtspunkten  em- 
pfehlenswert sein  würde.  Allein  anderer- 
seits ergeben  sich  wiederum  grosse  Nach- 
teile aus  der  gerade  bei  der  Weinproduk- 
tion beachtenswerten  üngleichmässigkeit  des 
Fruchtertrags  nach  Bodengüte  \md  Lage, 
und  bei  keinem  anderen  landwirtschaftlichen 
Produkte  unterliegt  die  Ernte  je  nach  den 
Witterungsverhältnissen  ähnlichen  Schwan- 
kungen. Weitere  Schwierigkeiten  erwachsen 
aus  dem  Termine  der  Steuerzahlung;  denn 
die  Abgabe  muss  zu  einer  Zeit  entrichtet 
werden,  wo  der  Weinbauer  nicht  entfernt 
bemessen  kann,  ob  der  zu  erwartende  Er- 
trag den  angenommenen  Voraussetzungen 
entspricht.  Auch  die  Ueberwälzung  auf  den 
schhesslicben  Konsumenten  ist  bei  der 
Flächensteuer  nur  imvollständig  und  un- 
sicher zu  erreichen.  Ferner  greifen  Schwie- 
rigkeiten der  Rückvergütung  der  Steuer  bei 
Ausfuhr  gebauten  Weines  oder  Mostes  hin- 
dernd ein.  Neben  der  Grundsteuer  er- 
hoben, bringt  endlich  die  Flächensteuer  die 
Schattenseiten  der  Doppelbesteuerung  mit 
sich. 

Oder  sie  ist 

b^  Fabrikat-  oder  Keltersteuer 
nacn  dem  wirklichen  Erzeugnis. 
Diese  Erhebungsform  ist  zweckmässiger;  sie 
erfordert  zur  Bestimmung  des  Steuersatzes 
bei  Besteuerung  des  wirklichen  Ertrages 
eine  Klassifikation  der  Weinberge  und  zur 
Ermittelung  der  zu  versteuernden  Wein- 
mengen Anmeldepflicht  der  Weinprodu- 
zenten hinsichtlich  des  im  Herbste  geernteten 
Mostes.  Daneben  müssen  diese  Angaben 
durch  Aufnahmen  der  Steuerbehörden  kon- 
trolliert und  beide  Ergebnisse  mittelst  Ab- 
schätzung durch  ortskundige  Sachverstän- 
dige verglichen  werden.  Für  Hefe,  Trübwein 
und  andere  Abgänge  sind  entsprechende 
Abzüge  zuzulassen.  Indessen  ist  eine 
mangelhafte  Abstufung  der  Steuersätze  nach 
Qualität  des  Ertrages  kaum  zu  vermeiden, 
die  Schablone  muss  vielfach  ein  individua- 
lisierendes Verfahren  ersetzen  und  die  Steuer- 
technik ist  ausser  stände,  die  Differenzierung 
nach  Jahrgang  und  Kellerbau  zu  würdigen. 
Andere  Missverhältnisse  gründen  in  der 
Vorausentrichtung  der  Steuer  mangels  ge- 
eigneter Zahlungsfälligkeit  der  Weinbauern 
in  guten  wie  in  schlechten  Jahren,  wenn 
es  denselben  bei  geringer  Qualität  oder  bei 
starker  Zuführung  auf  dem  Markt  an  Nach- 
frage zu  guten  Preisen  fehlt.    Diese   um- 


stände machen  die  Bewilligung  weitgehender 
Nachlässe  in  schlechten  Erntejahren  not- 
wendig und  erfordern  die  Gestattung  langer 
Zahlungsfristen  bei  langsamem  oder  unge- 
nügendem Absatz.  Infolgedessen  hat  die 
Fabrikatsteuer  vornehmlich  nach  der  finanz- 
politischen Seite  hin  wegen  der  Schwan- 
kungen der  Weinlese  und  des  Steuerertrages 
überwiegende  Nachteile. 

3.  Transport-  und  Cirknlationssteaem. 
Sie  treten  in  einer  dreifachen  Form  auf. 

a)  Versandsteuer.  Zu  ihrer  Veran- 
lagung ist  die  vorausgehende  Anmeldung 
der  Mengen  und  Gattung  des  Weins,  der 
Zahl  und  Zeichen  der  Behältnisse,  der  Per- 
son des  Versenders,  Frachtführers  und 
Empfängers  sowie  endlich  die  Angabe  des 
Ortes  der  Verladung  und  Einlage  gefordert. 
Nach  dem  Befunde  der  dann  folgenden  amt- 
lichen Durchsicht  erfolgt  Berechnung  und 
Erhebung  der  Steuer.  Die  hierüber  ausge- 
stellte Urkunde  dient  als  Beglaubigungs- 
und Begleitschein  der  darauf  zugelassenen 
Transporte.  Ohne  eine  solche  Legitimation 
ist  jede  Sendung  zu  verweigern. 

b)  Einlagesteuer.  Die  Anmeldung 
zur  Steuer  hat  vor  der  Einlagerung  in  den 
Weinkeller  des  Empfängers  der  Sendung  zu 
geschehen.  Zu  diesem  Zwecke  bildet  die 
Anmeldung  vor  Absendung  durch  den  Ver- 
sender die  kontrollierende  Grundlage  zur 
Gegenprobe.  Der  Begleitschein  ist  allen 
Weinsendungen  beizugeben  und  vom  Em- 
pfänger vor  der  Einlagerung  bei  Anmeldung 
zur  Steuer  der  Finanzbehörde  auszuhän- 
digen. 

Beide  Formen  pflegen  miteinander  in 
Verbindung  gesetzt  zu  werden.  Die  Ver- 
sandsteuer erfordert  steuertechnisch  lediglich 
die  Ueberwachung  aUer  Weintransporte  von 
der  Abfassung  am  Bezugsorte  bis  zur  Ein- 
kellening.  Die  Einlagesteuer  ergänzt  diese 
Kontrolle  durch  wiederholte  amtliche  Re- 
vision unmittelbar  vor  Verbringung  in  den 
Keller  des  Empfängers.  Die  Versandsteuer 
pflegt  regelmässig  vom  Absender,  die  Ein- 
lagesteuer vom  Empfänger  erlegt  zu  werden. 
Dach  pflegt  bei  der  Versandsteuer  nicht 
selten  die  Steuerzahlung  dem  Empfänger 
auferlegt  zu  werden,  um  insbesondere  bei 
Weinsendungen  ziun  Kleinverkauf  eine  Be- 
aufsichtigung der  Getränkeeinlagen  der  Ver- 
schleisser  und  Wirte  durch  die  Steuerstelle 
ihres  Wohnortes  zu  ermöglichen.  Diese 
beiden  Arten  der  Transportsteuern  vermögen 
viel  vollständiger  als  die  Produktionssteueni 
den  Weinkonsum  zu  treffen,  da  sie  allen 
Verkehr  mit  diesem  Getränke  aoffinden. 
Bei  entsprechender  Verknüpfung  beider 
Erhebungsformen  kann  die  V^ersandsteuer 
den  Verkehr  von  Ort  zu  Ort,  die  Einlage- 
steuer den  Keller-  oder  Lagerwechsel  zum 
Ausgangspunkte  der  Besteuerung  nehmen. 
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Der  Kunstwein  kann  dabei  in  den  Fabriken, 
■welche  besonderer  Kontrolle  unterstellt  sind, 
zur  Leistung  herangezogen  werden. 

c)  Eingangs-  oder  Thorsteuer. 
Unter  Verzicht  auf  die  Allgemeinheit  der 
Steuer  kann  man  dieselbe  auf  denjenigen 
Verkehr  mit  Wein  beschränken,  der  in  die 
Städte  oder  geschlossene  Orte  eingebracht 
■wird.  Bei  Städten  in  weinbautreibenden 
Gegenden  ist  ausserdem  noch  eine  beson- 
dere Kellerkontrolle  für  die  Kellerprodu- 
zenten erforderlich,  um  die  innerhalb  der 
Stadt  verbrauchten  Mengen  mit  Ausschluss 
des  steuerfreien  Absatzes  nach  aussen  zu 
ermitteln.  Diese  Erhebungsform  ist  indessen 
besser  geeignet  für  kommunale  Besteuerungs- 
zwecke als  für  eine  Staatssteuer. 

4.  Die  Handelsstener.  Sie  kommt 
in  Betracht  als 

a)  Abgabe  vom  Kleinverkauf,  be- 
sondere vom  Verschleiss  im  Wirtshause. 
Der  Kleinverkauf  von  Wein  darf  mu-  be- 
trieben werden  nach  vorausgegangener  An- 
zeige des  Geschäftsbeginnes  bei  der  Steuer- 
behörde, ■welche  alsdann  eine  Aiifnahme  des 
Vorrates  an  Getränken  verfügt.  Ueber  die 
Weineinlagen,  die  steuerfreien  Verkäufe  im 
cn^ssen  (Achsverkäufe),  die  Abgänge  von 
Trübwein  und  Hefe,  sowie  über  den  durch 
Auslaufen  zu  Verlust  gegangenen  Wein  sind 
besondere  Konten  zu  führen.  Die  Steuer- 
erhebung schliesst  sich  hier  an  den  Aus- 
schank an  (Ohrageld,  Umgeld)  und  wird  in 
Prozenten  der  Kleinverkaufspreise  bemessen. 
Zu  diesem  Behufe  ist  eine  Kontrollierung 
der  Ausschankpreise  und  eine  periodische 
Re\ision  der  Weinbestände  notwendig.  Zur 
Sicherung  der  Steiler  dient  die  Ceber- 
■wachung  sämtlicher  Weintransporte.  Die 
aus  diesem  Systeme  hervoi^henden  Um- 
ständlichkeiten und  Nachteile  lassen  sich 
durch  Vereinbarung  von  Dui-chschnittssteuer- 
siimmen  (Pauschalen)  oder  Abfindungen 
(Abonnements)  verringern.  In  diesem  Falle 
müssen  die  Weintransporte  für  Wirte  über- 
wacht imd  die  Weineinlagen  und  -Versen- 
dungen im  grossen  durch  Führung  beson- 
derer Konten  liierflber  kontrolliert  werden. 

Der  hauptsächlichste  Vorzug  der  Klein- 
verkaufsabgabe ist  die  gleichmässige  Be- 
steuening  des  Weingenusses  über  das  ganze 
Land.  Die  Steuer  wird  erst  nach  dem 
l'ebergange  des  Weins  in  den  Konsum  und 
zwar  in  Prozenten  des  Erlöses  aus  dem 
Verkauf  bemessen  und  erhoben.  Infolge- 
dessen ist  auch  die  Zugrundelegung  höherer 
Sätze  und  damit  die  &zielung  höherer  Er- 
träge erleichtert.  Letztere  werden  ausser- 
dem stetigere  Ergebnisse  liefern,  da  die 
niedrigeren  Preise  der  schlechten  Jahrgänge 
durch  die  höheren  der  besseren  Ernten 
■wieder  ausgewichen  werden.  Allerdings 
stehen  diesen  vorteilen  auch  Schattenseiten 


gegenüber.  Denn  der  Weinverbrauch  ist 
niu:  insoweit  fassbar,  als  er  in  den  Wirts- 
häusern erfolgt,  und  somit  wird  nur  ein 
Teil  des  Weinverbrauches  besteuert.  Es 
entgehen  der  Steuer  namentlich  die  Wein- 
einlagen der  Privatleute  und  damit  oft  die 
kostspieligen  Weineinlagen  gerade  der  ver- 
mögücheren  und  steuerfähigeren  Elemente. 

b)  Lizenzen,  welche  vom  Kleinverkauf 
von  Wein,  bisweilen  auch  vom  Grosshandel 
erhoben  werden.  Für  den  Detailversehleiss 
sind  solche  Abgaben  nur  in  sehr  massiger 
Höhe  und  in  einer  Abstufung  zu  billigen, 
welche  sich  nach  möglichst  einfachen,  ob- 
jektiven Merkmalen  richtet.  Erheben  sich 
die  Steuersätze  über  diese  Grenze  hinaus, 
so  entstehen  eine  Reihe  von  Schwierigkeiten 
für  die  Einschätzung  der  Betriebe,  da  es  an 
hinlänglich  sicheren  Anhaltspunkten  für  die 
Beurteilung  der  Einträglichkeit  (Stärke  des 
Besuches  und  Absatzes)  fehlt.  Um  diesem 
Cebelstande  entgegenzuti'cten,  hat  man  bis- 
weilen den  Versuch  gemacht,  die  Lizenzen 
als  Repartitioiissteuern  umzulegen,  jedoch 
meist  ohne  befriedigendes  Ergebnis,  da  in 
der  Stäi'ke  des  Besuches  häufig  ein  plötz- 
licher Wechsel  eintritt.  Wirtschaftsei  u- 
stelliingen  zu  erheblichen  A\isfällen  führen 
,  und  die  gegenseitigen  Einschätzungen  und 
KontroUierungen  der  Wirte  Reibungen  ver- 
anlassen. 

Die  Produktionssteuer  trifft  den  Wein- 
verbrauch vollständiger  als  die  Cirkidations- 
steuem  (Transport-  und  Schanksteuern), 
nicht  an  sich  den  Kunstwein.  Es  dürfte 
sich  am  meisten  eine  Kombination  von  Cir- 
kiüationssteuern  empfehlen.  Der  Verkehr 
%'on  Ort  zu  Ort  könnte  durch  Versandsteuern, 
derjenige  von  Land  zu  Land  durch  Grenz- 
zöUe  zur  Steuerleistung  herangezogen  werden. 
Wechsel  der  Weinlager  am  gleichen  Orte 
giebt  der  Einlagesteuer  Veranlassung  wirk- 
sam zu  werden,  und  der  Verschleiss  im 
kleinen  kann  durch  eine  Schanksteuer, 
eventuell  in  Verbindung  mit  Lizenzen,  be- 
steuert werden.  Allerdings  mOsste  durch 
Einlagekontrollen  der  Weinbestand  der  Wein- 
bauern über  ein  bestimmtes  Mass  für  den 
Hausgebrauch  beaufsichtigt  werden,  was 
zwar  die  Organisation  der  Weinbesteuerung 
erheblich  verwickelt,  indes  der  einzige  Weg 
ist,  diesen  Teil  der  Weinproduktion  zur 
Steuer  heranzuziehen.  Der  Kunstwein  wäre 
an  den  Produktionsstätten  durch  geeignete 
Aufsichtsvorschriften  zur  Leistung  zu  ver- 
anlagen und  endlich  wären  alkoholisierte 
Weine,  wenn  sie  ein  festgesetztes  Gradver- 
hältnis übersteigen,  nach  den  Grundsätzen 
der  Branntweinsteuer  zu  behandeln. 

III.  Gesetzgebung. 

1.  Deutseheg  Reich.    Die  Besteuemng  des 
Weins  durch  innere  Verbrauchsabgaben  ist  der 
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einzelstaatlichen  Gesetzgebnng  vorbehalten. 
i)och  darf  nach  dem  Zollvereinsvertrage  vom 
8.  Jnli  1867  die  Staatsstener  nicht  mehr  als  5 
Thaler  von  der  Ohm,  d.  h.  ca.  11  Mark  vom  hl, 
hei  Veranlagnng  derselben  nach  dem  Werte, 
und  nicht  mehr  als  2  Thaler  23'/,  Groschen, 
d.  h.  ca.  6  Mark  vom  hl,  bei  Yeranlagting  ohne 
Rücksicht  anf  den  Wert  betragen.  Die  Steuer 
für  Bechnnng  der  Gemeinden  darf  20%  der 
Staatssteuer  nicht  überschreiten.  Innere  Wein- 
steuem  werden  in  Deutschland  zur  Zeit  in 
Württemberg,  Baden,  Hessen  und  Elsass-Loth- 
ringen  erhoben.  Die  preussische  Produktions- 
steuer vom  8.  Februar  1819,  welche  1820  und 
1834  mehrfache  Veränderungen  erfahren  hatte, 
ist  mit  dem  1.  Juli  1865  in  Wegfall  gekommen. 
In  Bayern,  wo  in  älterer  Zeit  der  inländische 
Weiu  besteuert  war  und  noch  längere  Zelt  eine 
Mehrzahl  nach  Landesteilen  und  sogar  örtlich 
verschiedener  Weinaufschläge  bestand,  hat  das 
Finanzg.  v.  28.  Dezember  1831  diese  Abgaben 
beseitigt.  Mehrere  Versuche,  sie  wiederherzu- 
stellen und  ihren  Umfang  zu  erweitem,  blieben 
ohne  Erfolg.  Eine  einheitliche  innere  Weinbe- 
stenerung  für  das  ganze  Reichsgebiet  wurde 
1893  versucht  und  sollte  in  der  Form  einer  Um- 
laufssteuer den  Wein  mit  nach  dem  Werte  ab- 
gestuften Sätzen  treffen.  Sie  wurde  aber  als 
undurchführbar  erkannt  und  vom  Reichstag  ab- 
gelehnt. 

Im  Jahre  1900—1901  hat  die  Reichsregie- 
ning  dem  Reichstage  einen  Gesetzentwurf  über 
die  Einführung  einer  Reichsschaumwein- 
steuer unterbreitet,  der  aber  bis  jetzt  (August 
1901)  noch  nicht  Gesetzeskraft  erlangt  hat. 
Nach  diesem  aollen  die  Steuersätze  betragen  von 
der  Flasche  0,20  Mark  bei  schäumendem  Frucht- 
wein, 0,60  Mark  bei  dem  mittelst  Flaschen- 
gärung hergestellten  Schaumwein  und  0,40 
Mark  für  Schaumweine,  die  ohne  Flaschen- 
gährung  d.  h.  durch  Zupnmpen  von  künstlicher 
Kohlensäure  hergestellt  sind.  Die  Steuer  sieht 
den  Deklarationszwang  vor.  Die  unter  der 
Firma  französischer  Marken  segelnden  soge- 
nannten „Grenzweine"  haben  anzugeben,  in 
welchem  Lande  und  an  welchem  Orte  die 
Flaschen  gefüllt  sind.  Auch  eine  Nachversteue- 
rung  der  privaten  Flaschenvorrfite,  soweit  sie 
20  Flaschen  übersteigen,  soll  erfolgen. 

Der  Weinzoll  beträgt  für  100  kg  Weine 
in  Fässern  24  und  20  Mark,  für  roten  Ver- 
schnittwein und  Wein  zur  Cognacbereitung  10 
Mark,  für  Schaumwein  80  Mark  und  sonstigen 
Flaschenwein  48  Mark. 

Nach  dem  Entwarf  des  neuen  Zoll- 
tarifs (Jnli  1901)  soll  Wein  und  frischer 
Traubenmost  mit  einem  Weingeistgehalt  bis 
14»;«  24  Mark,  bei  einem  solchen  bis  20  »/j  30 
Mark  und  bei  einem  solchen  von  mehr  als  20\ 
160  Mark  für  je  100  kg  betragen.  Die  Zoll- 
sätze für  Schaumwein  betragen  120  Mark  und 
für  Flaschenwein  48  Mark  für  je  100  kg,. für 
Obstwein  in  Fässern  24  Mark  und  in  Flaschen 
48  Mark  für  je  100  kg,  für  eingekochten 
IVanbenmost  60  Mark,  für  Weintrüb  24  Mark, 
für  Süss-  und  Eunstweine  24  Mark  in  Fässern 
nnd  48  Mark  in  Flaschen  für  je  100  kg. 

Ein  neues  Reichsg.  v.  24.  Mai  1901  regelt 
den  Verkehr  mit  Wein,  weinhaltigen 
und  weinähnlichen  Getränken.  Wein 
ist    das    durch  alkoholische  Gärung  aus  dem 


Safte  der  Weintraube  hergestellt«  Getr&nk.  Die 
gewerbsmässige  Herstellung  oder  Nachmachung 
von  Wein  ist  verboten  unter  Verwendung  eines 
Aufgusses  von  Zackerwasser  oder  Wasser  anf 
Trauben  oder  Traubenmaische,  von  Zucker- 
wasser auf  Hefen,  unter  Verwendung  von  ge- 
trockneten Früchten  (mit  Ausnahme  der  Süss- 
weinfabrikation),  von  Saccharin,  Dulcin  und 
sonstigen  künstlichen  Süssstoffen,  von  Säuren 
und  säurehaltigen  Stoffen  von  Obstmost  and 
Obstwein  zur  Verstärkung  des  Alkoholgehalts. 
Zulässig  ist  dagegen  der  Iprozentige  Zusatz 
von  Materien  zur  Klärung  u.  s.  w.  im  Wege 
der  anerkannten  EeUerbehandlnng,  der  Ver- 
mischung von  Wein  mit  Wein  (Verschnitt),  die 
Entsänmng  durch  reinen,  gefällten,  kohlenaanren 
Kalk  und  der  Zusatz  von  technisch  reinem 
Zucker  zum  Zwecke  der  Weinverbessemng, 
ohne  die  Menge  erheblich  zu  vermehren.  So  be- 
handelte Weine  dürfen  nicht  als  Naturwein  oder 
unter  Bezeichnun^n  in  den  Verkehr  gebracht 
werden,  welche  die  Annahme  hervorm^n,  dass 
ein  solcher  Zusatz  nicht  gemacht  wurde.  Ge- 
werbsmässig hergestellte  und  verkaufte  Schanm- 
weine  müssen  Land  und  Ort  kenntlich  machen, 
wo  er  auf  Flaschen  gefüllt  wurde.  Frucht- 
Schaumwein  darf  nur  äs  solcher  bezeichnet  in 
den  Verkehr  kommen.  Ausserdem  ist  es  ver- 
boten, bestimmte  Stoffe  oder  Gemische  von 
solchen,  wie  Aluminiumsalze,  Borsäure,  Glycerin. 
Salicyls&ure,  unreiner  Sprit  a.  s.  w.,  Weinen  zu- 
zusetzen, die  als  Nahrangs-  und  Genussmittel 
dienen  sollen.  Das  gleiche  gilt  auch  für  wein- 
haltige oder  weinähnliche  Getränke.  Die  üeber- 
tretung  dieser  Vorschriften  und  Verbote  ist 
teils  mit  Geldstrafen  und  teils  mit  Freiheits- 
strafen bedroht. 

2.  Wfirttemberg.  In  Württemberg  (G.  v. 
9.  Juli  1827)  ist  der  Wein  durch  das  soge- 
nannte Umgeld  besteuert.  Objektiv  steuer- 
pflichtig ist  der  zum  Ausschank  kommende 
Wein  und  Obstwein  mit  Ausnahme  des  aus  dem 
Auslande  bezogenen  und  von  den  Wirten  un- 
mittelbar verzollten  Weines.  Als  Ausschank 
gilt  nicht  der  Verkauf  in  Mengen  von  über  20 1 
und  der  von  der  Verwaltnngsl^hörde  nach  ZaJü 
der  Hausgenossen  nnd  Umfang  des  Geschäfts- 
betriebes bemessene.  „Hansbrauch  und  gewShn- 
liche  Abgang"  eines  Wirtes.  Steuersubjekte 
sind  die  Isonzessiouierten  Schankwirte,  welche 
Wein  in  MeMfen  unter  20  1  ausschenken,  und 
die  übrigen  Kleinverschleisser.  Steuerfrei  sind 
die  als  Hefe,  Trübwein  etc.  zum  Abbrennen  ver- 
wendeten oder  als  unbrauchbar  ausgeschütteten 
Mengen  oder  solche,  welche  nachweislich  durch 
Unfall  unbrauchbar  geworden  oder  zu  Verlust 
gegangen  sind.  Der  Steuersatz  beträgt  seit  1. 
Juli  1868  11%  des  Ausschankeriösea  (1827: 
15%),  darf  jedoch  als  Maximalsatz  11  Pfennig 
vom  1  nicht  übersteigen.  Die  Steuerleistnng 
wird  regelmässig  durch  Accorde  erfüllt,  welche 
dem  mutmasslicoen  AusschankerlQse  angepasst 
sind.  Hat  die  Verwaltungsbehörde  keine  hin- 
reichenden Anhaltspunkte  oder  will  der  Wirt 
keinen  Accord  eingehen ,  so  wird  die  Stener- 
schuldigkeit  durch  Kelieruntersuchung,  viertel- 
jährigen Abstrich  der  Getränkevorrilte  und  Er- 
hebung der  Ansschankerlöse  ermittelt.  Ein 
accordloser  Wirt  unterliegt  besonderen  Be- 
triebs- und  Kontrolivorschriften,  der  Verpflich- 
tung der  OrtssteuerbehCrde,  über  seine  Einlagen 
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Urkunden  zuzustellen,  welche  die  Menge  und 
den  Preis  des  Getränkes,  den  Namen,  Wohnort 
nnd  das  (Jewerbe  des  Käufers  und  Verkäufers 
«u  enthalten  haben,  sowie  bestimmten  Vor- 
schriften über  die  Einkelterung  der  Weine  und 
der  Anzeigepflicht  hierüber  und  überhaupt  solchen 
aber  den  Verkehr  mit  Wein  und  Obst,  endlich 
Vorschriften  über  Eichen,  Numerieren  nnd 
Siegeln  der  Fässer.  Verfehlungen  hiergegen 
sind  mit  Strafen  in  Geld  bedroht.  Ausserdem 
haben  die  Wirte  für  Transportzettelungen 
(Ladescheine)  eine  Sportel  von  15  Pfennig  zu 
entrichten  nnd  jährliche  Lizenzgebühren  zwischen 
1  und  8  Mark  in  5  Abstnftingen  nach  dem 
Wirtschaftsbetriebe  zu  erlegen.  Ertrag  1900/1901 : 
2,348  Millionen  Mark. 

%.  Baden.  In  Baden  will  die  innere  Ver- 
brauchssteuer vom  Wein  —  im  Gegensatz  zur 
württembergischen  Ausschankstener  —  grund- 
sätzlich eine  allgemeine  Belastung  des  Wein- 
verbranches  durch  die  Weinaccise  herbei- 
führen. Der  Kleinverkauf  au«  Wirtschafts-  und 
Kleinverschleisskellem  unterlieg:t  ausserdem 
einer  Zusatzabgabe,  dem  Weinohmgeld. 
Nach  den  GG.  v.  19.  Mai  1882,  27.  Au^st  1888 
und  7.  Juni  1892  ist  Stenerobjekt  der  Wein,  Trau- 
benwein, Traubenmost,  Obstwein  nnd  Obstmost. 
Die  Steuerpflicht  knüpft  an  die  Thatsache  der 
Einlage,  d.  h.  an  die  Verbringung  in  ein  Ge- 
bäude o<ler  einen  umschlossenen  Kaum  an,  nnd 
die  Steuer  ist  regelmässig  von  jeder  einzelnen 
Einlage  zu  entrichten  (Einlagesteuer).  Ein- 
zelnen Wirten  kann  widerruflich  gestattet 
werden,  ihre  Stenerschuldigkeit  an  Weinaccise 
nnd  Ohmgeld  in  einem  Aversnm  nach  Ueber- 
einknnft  mit  der  Steuerverwaltung  abzutragen. 
Subjektiv  steuerpflichtig  ist  der  Einleger  und 
zwar  der  Einleger  als  Eigentümer  mit  solida- 
rischer Haftbarkeit  desjenigen,  welcher  den 
Wein  bei  der  Einlage  in  Gewahrsam  hat,  für 
die  Entrichtung  der  Steuer.  Von  der  Wein- 
steuer ist  befreit  im  Interesse  des  Weinhandels 
unter  bestimmten  Voraussetzungen  die  Einlage 
im  Weinhandlungs-  und  Weinlagerkeller,  wenn 
Wein  in  Mengen  von  mindestens  je  20  und 
1000  1  an  einen  Empfönger  abgegeben  wird. 
Diese  Vergünstigung  ist  an  die  Lösung  von 
Weinhandlungs-  und  Weinlagerpatenten  ge- 
knüpft. Femer  besteht  eine  Reihe  von  einzelnen, 
besonderen  Steuerbefreiungen  für  die  erste  Ein- 
lage des  selbsterzengten  Weins,  des  Mess-  und 
Kommunionweins,  für  die  Weinbezü^e  der  Ge- 
sandten, der  Weinproben,  der  Weinemlagen  bis 
5  1  etc.  Nach  G.  v.  27.  August  1888  sind  end- 
lich noch  befreit  die  Einlagen  von  Wein  als 
Hanstrunk  für  den  HanshsJt  des  Einlegers  und 
znr  Verabreichung  an  dessen  landwirtschaftliche 
Hilfsarbeiter.  Durch  G.  v.  7.  Jnni  1892  wurde 
die  Verbringung  von  verzollten,  eingestampften 
oder  gequetschten  Tranben  mit  den  Trestem  in 
ein  Gelände  oder  einen  umschlossenen  Baum 
nicht  als  stenerpflichtige  Weineinlage  erklärt 
nnd  die  bisherige  Steuerfreiheit  des  ans  solchen 
Trauben  dar^festellten  Weines  aufgehoben. 

Weinaccise  und  Weinohmgeld  werden  in 
der  Regel  nach  der  Menge  des  zu  versteuernden 
Weines  erhoben.  Indessen  kann  die  Steuerver- 
-n-altnng  auch  eine  Versteuerung  nach  dem  Ge- 
wichte der  zur  Weinbereitung  bestimmten 
Trauben  oder  Obstmengen  nach  Verhältnis- 
sahlen  im  Verordnung^swege   festsetzen.     Die 


Aufstellung  der  Steuersätze  erfolgt  jeweils 
durch  das  Staatshaushaltsgesetz.  Gegenwärtig 
betragen  dieselben  beim  Traubenwein  von  je  1  1 
als  Accise  3  Pfennig  und  als  Ohmgeld  2  Pfennig 
nnd  beim  Obstwein  für  die  Accise  vom  1  0,9 
Pfennig  und  das  Ohm^eld  0,6  Pfennig.  Zur 
Sicherung  der  Steuer  sind  umfassende  Keller- 
und  Trausportkontrollen  zulässig.  Ebenso  be- 
stehen  Bestimmungen  über  die  Begleiturkunden 
beim  Weintransport.  Defraudation  der  VFein- 
stener  wird  mit  dem  4-  bis  12  fachen  Betrag^e 
der  hinterzogenen  Stenersumme  bestraft.  Liegt 
nachweislich  nur  ein  Versehen  vor,  so  kann  an 
die  Stelle  der  Defrandationsstrafe  eine  Ord- 
nungsstrafe von  3  bis  300  Mark  treten. 

Während  bisher  der  Kunstwein  stener- 
technisch  dem  Naturwein  gleichgestellt  war, 
wird  er  durch  G.  v.  27.  Juni  1892  besonderen 
Bestimmungen  unterworfen.  Die  Darstellung 
von  Wein  aus  getrockneten  Weinbeeren,  Trester- 
wein,  Hefenwein  oder  sonstigem  künstlichem 
Wein  unterliegt  neben  der  Gewerbesteuer  (G. 
V.  26.  April  1^)  einer  besonderen  Steuer.  Für 
Transport  und  Einlage  des  Kunstweins  gelten 
die  Vorschriften  des  Weinsteuergesetzes.  Ver- 
schnitt, Kellerbehandlnng  und  Wemverbesserung 
sowie  die  Schaumweinbereitung  gelten  nicht 
als  Kunstweindarstellung.  Steuersubiekte  sind 
die  Fabrikanten  von  Kunstwein,  welche  vor  Be- 
ginn des  Betriebes  einen  auf  die  Person  lau- 
tenden Erlaubnisschein  zu  erheben  haben.  Die 
Steuer  bemisst  sich  nach  der  Menge  des  er- 
zengten Fabrikates  nnd  beträgt  6  Mark  vom  hl 
Knnstwein.  Die  Abgabe  für  Ausstellung  des 
persönlichen  Erlaubnisscheines  beläuft  sich  anf 
jährlich  öO  Mark.  Die  Knnstweinfabriken,  die 
bei  Einholung  des  Erlaubnisscheines  eine  ge- 
naue Nachweisung  ihrer  Betriebsräume  einzu- 
reichen haben,  stehen  unter  ständiger  Beauf- 
sichtigung durch  die  Steuerverwaltnng.  Die 
Darstellung  von  Kunstwein  in  Wirtschafts- 
kellem,  Weinhandlungs-  und  Weinla^erkellem 
ist  verboten.  Jede  Entnahme  von  Knnstwein 
ans  den  Betriebsränmen  ist  unter  Angabe  des 
Tages  und  Empfängers  bei  der  Ortspolizeibe- 
hörde anzumelden,  und  zugleich  ist  die  vorge- 
schriebene Steuer  zu  entrichten.  An  Dritte 
darf  Knnstwein  nur  in  Mengen  von  wenigstens 
20  1  abgegeben  werden,  doch  können  Proben  in 
','4  l-Flaschen  unversteuert  in  den  Verkehr 
kommen.  Zuwiderhandlungen  gegen  das  Gesetz 
oder  dessen  Vollzugsvorschriften  sind  teils  mit 
Defraudations-,  teils  mit  Ordnungsstrafen  be- 
droht. 

4.  Hessen.  In  Hessen  wurde  durch  Q.  v.  9. 
Dezember  1876  die  Trankstener  und  Zapfgebfihr 
neu  geregelt.  Sie  zerfällt  in  eine  Abgabe  der 
Kleinverkäufer  von  Wein,  welcher  in  Mengen 
von  unter  40  1  verkauft  wird,  und  beträgt  vom 
hl  ö  und  7  Mark,  je  nachdem  die  durchschnitt- 
lichen Verkaufspreise  nnter  oder  Über  70 
Pfennig  vom  Liter  sind,  nnd  in  eine  Auflage 
der  Weinhändler  von  ihren  Weineinlagen, 
welche  ohne  Unterschied  und  Abstufung  5  Mark 
von  je  10  hl  beträgt.  Die  Stenerpflicht  beider 
Kategprieen  wird  dnrch  Schätzung  ermittelt, 
welche  von  örtlichen  und  gemischten  Kom- 
missionen in  der  Regel  vierteljährlich  vorge- 
nommen wird.  Die  Schätzung  »11t  weg,  wenn 
zwischen  dem  Steuerpflichtigen  und  der  Steuer- 
Verwaltung  für  je  ein   Kalenderjahr  Aversal- 
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sommen  veranbart  werden.  Nachdem  im  Jahre 
1882  die  Weineinlagen  der  Weinhändler  Ton 
der  Weinateuer  befreit  wurden,  wodurch  sich 
die  Belastung  des  Weinverbrauches  sehr  un- 
gleicbmässig  gestaltete,  wurde  sie  seit  1891 
ausser  Hebung  gesetzt.  Der  Versuch,  die 
Weinsteuer  im  Zusammenhang  mit  der  B«form 
der  direkten  Steuern  im  Jahre  1899  wiederher- 
zustellen und  Wein  bis  zum  PreLse  von  100 
Mark  mit  ö  Pfennig  vom  Liter  und  solchen  im 
Preise  von  über  100  Mark  mit  10  Pfennig  vom 
Liter  zu  besteuern,  ist  zunächst  gescheitert. 

5.  Elsagg  •  Lothringen.  In  Elsass-Loth- 
ringen  wurde  in  den  70  er  Jahren  das  franzö- 
sische Bestenernngssystem  mehrfach  verändert. 
Durch  G.  V.  20.  März  1873  wurden  die  Ein- 
gangssteuern und  die  Kleinverkaufsabgaben 
(Detailsteuem)  beseitigt  und  die  verschiedenen 
Abstufungen  der  Cirkulatioussteuer  durch  eine 
einheitliche  Versandsteuer  ersetzt. 
Steuerobjekt  ist  der  Trauben-  und  der  Obstwein. 
Subjektiv  steuerpflichtig  ist  bei  Versendung  an 
Kiemverkäufer  der  Empfänger  und  in  den 
Übrigen  Fällen  der  Versender.  Ausserdem 
haben  Wirte  und  Weiuhändler  Lizenzen  zu 
entrichten.  Von  der  Versandsteuer  sind  befreit 
die  Versendungen  der  Weinbauern  von  der 
Kelter  nach  ihren  Kellern  oder  Weiulagem  und 
die  Versendungen  der  Weingrosshändler,  bereits 
versteuerter  Wein,  Wein,  den  der  Uutspächter 
vertragsmässig  an  den  Eigentümer  zn  versenden 
hat,  Versendung  von  Weinmengeu  aus  einem 
Keller  des  nämlichen  Besitzers  in  einen  anderen, 
die  Ausfuhr  von  Wein  aus  Elsass-Lothringeu 
mit  Ausfuhrschein  und  endlich  vor  der  Versen- 
dung denaturierter  Wein,  welcher  zur  Bereitung 
von  Essig  und  Branntwein  bestimmt  ist.  Aus- 
nahmsweise wird  die  Steuer  auch  bei  der  Ein- 
lage von  Wein  erhoben,  wie  bei  Kleinbauern, 
welche  den  Kleinverkauf  von  Wein  betreiben, 
sofern  sie  nicht  im  Besitze  steuerfreier  Wein- 
lager sind  und  den  Kleinverkauf  ans  abgeson- 
derten Wirtschaftskellern  betreiben,  desgleichen 
bei  Privatpersonen  für  selbstgekelterten  Wein 
aus  Eigenbau.  Beim  Eingang  in  eine  octroi- 
pflichtige  Stadt  kann  die  staatliche  Wein- 
steuer mit  dem  Octroi  zusammen  erhoben 
werden. 

Die  Steuersätze  betrugen  für  den  Trauben- 
wein 3  Mark  vom  hl  und  für  den  Obstwein  80 
Pfennig  vom  hl.  Durch  ß.  v.  23.  Mai  1877 
wurde  die  Versandsteuer  für  den  noch  mit 
Trestem  und  Beeren  vermischten  Wein  auf  '/lo 
und  für  den  nur  mit  Beeren  ohne  Trester 
(Kämme)  gearbeiteten  Wein  auf  */,o  der  ordent- 
lichen Sätze  herabgemindert.  Das  G.  v.  5.  Mai 
1880  setzte  den  Steuersatz  für  Traubenwein 
allgemein  auf  1,60  Mark  herab.  Den  Ausfall 
suchte  man  durch  entsprechende  Erhöhung  der 
Steuersätze  der  Lizenzen  wieder  zu  decken. 
Dieselben  betragen  durchschnittlich  viertel- 
jährlich 
in  Gemeinden  mit  unter  2000  Einw.  25  M. 
„  „  von  2001-10000      „      50  „ 

,  „  mit  über  10  000        „       75  „ 

Die  niedrigsten  Sätze  belaufen  sich  15,25  und 
30  Mark.  Die  Weingrosshändler  unterliegen 
einer  vierteljährlichen  Lizenzabgabe  von  12 
Mark,  welche  in  dieser  Höhe  aus  der  franzö- 
sischen Zeit  übernommen  wurde.  Ausser  der 
Weinsteuer  kommen  noch  Stempelabgaben  fUr 


die  Steuerbezettelungen  zum  Einzug,  welche  10 
Pfennig  für  jeden  Steuerschein  betraigen. 

Das  G.  V.  14.  November  1892  nlhrte  eine 
Steuererhöhung  für  den  Rusineuwein  ein.  Diese 
erstreckt  sich  objektiv  auf  den  aas  Bosinen  oder 
Korinthen  hergestellten  Wein  einschliesslich  des- 
jenigen Naturweins,  welcher  mit  Bosinen  ver- 
mischt ist.  Von  der  Erhöhung  ausgeschlossen 
ist  die  erste  Einlagerung  von  Bosinenwein  für 
den  Hansbedarf  solcher  Personen,  welche  keine 
Bosinenweinfabrikanten  sind.  Ebenso  findet  die 
Steuererhöbung  keine  Anwendung  auf  den 
blossen  Znsatz  von  Bosinen  zu  Most  oder  Wein 
bei  Herstellung  solcher  Weine,  welche  als  Naeh- 
tischweine  ausländischen  Ursprungs  abgesetzt 
werden.  Für  die  gewerbsmässige  Erzeugung 
von  Bosinenwein  bestehen  genaue  Betriebsvor- 
schriften: Die  Lösung  eines  Lizenzscheines  mit 
einer  Abgabe  von  12  Mark,  Bezeichnung  der 
Fässer  und  Flaschen  mit  „Rosinenwein",  deut- 
sche Eichzeic.hen  etc.  Der  Steuersatz  beträgt 
6  Mark  für  den  hl. 

0.  Oesterreich-Cngam.  Im  österreichisch- 
ungarischen Kaiserstaate  besteht  eine  Wein-  und 
Moststeuer  in  verschiedener  Form.  Die  Wein- 
und  Moststener  auf  dem  offenen  Laude  ist 
eine  Verkanfssteuer  vom  Kleinnbsatz,  der  die 
Gast-  und  Schankwirte  sowie  alle  Personen 
unterliegen,  welche  Wein  und  Most  in  Mengen 
unter  56  Litern  im  kleineu  verschleissen.  Die 
Steuer  beträgt  vom  hl  Natur-,  Halb-  oder 
Kunstwein  5,94  Kronen.  Für  die  Naturweine 
minderer  Qualität  in  gewissen  Gegenden  iSteier- 
mark,  Tirol,  Kämtben,  Krain,  Kü-stenland 
u.  g.  w.)  sind  ermässigte  Steuersätze  von  1.48 
bis  4,46  Kronen  zugelassen.  Die  Abgabe  ist  in 
der  Hauptsache  bei  der  Eiukellerung  zn  ent- 
richten, welche  jedoch  regelmässig  durch  Ab- 
findung oder  Verpachtung  erhoben  wird.  In 
den  geschlossenen  Orten  (Wien,  Linz, 
Graz, .  Laibach,  Triest,  Prag,  BrUnn,  Lemberg, 
Krakau)  bildet  die  Wein-  und  Moststeuer  einen 
Bestandteil  der  Verzehrungsstener  und  ist  bei 
der  Ueberschreitung  der  Verzehrungssteuer- 
linie  zu  entrichten.  Die  Steuersätze  betragen 
in  Wien  und  Triest  8  Kronen  für  Fasswein  und 
16  Kronen  für  Flaschenwein,  6  Kronen  für 
Weinmost,  2  Kronen  für  Obstmost  von  je  1  hl 
und  3  Kronen  von  100  kg  Trauben.  In  den 
übrigen  geschlossenen  Orten  ist  die  Steuer- 
skala 7,64  Kronen  für  Wein,  5,08  Kronen  für 
Weinmost  und  2,28  Kronen  für  Obstmoet. 
Einer  besonderen  Bestenerung  nach  G.  v.  30. 
März  1882  ist  der  Kunstwein  untervrorfen. 
lu  Ungarn  bestehen  ähnliche  Steuerverhält- 
nisse auf  Grund  des  gemeinschaftlichen  Zoll- 
und  Handelsbündnisses  zwischen  den  beiden 
Reichshälften.  Damit  ist  dann  noch  eine 
Scbänksteuer  verbunden.  Der  Weinzoll  be- 
trägt 40  Kronen  für  je  100  kg. 

7.  Grogsbritannien.  Das  britische  Insel- 
reich hat  keinen  eigenen  Weinbau.  Die  Wein- 
steuer besteht  hier  neben  dem  Zolle  auf  den 
eingeführten  Wein  in  einer  Verkau&abgabe, 
welche  in  Form  von  Lizenzen  erhoben  wird. 
Weinhändler,  die  zugleich  mit  Spirituosen  han- 
deln, sind  der  AiSsicht  der  Steuerbehörde 
unterstellt.  Die  Lizenzen  für  die  Weinfaändler 
schwanken  zwischen  2  £  4  sh.  1  d.  und  10  £ 
10  sh.  Der  niedrigste  Satz  kommt  fttr  die 
Materialisten    in   Schottland,    der   höchste    für 
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solehe  in  Anwendung,  welche  ausscUiesslich 
fremden  Wein  verkaufen.  Die  Lizenz  für  den 
Kleinabsatz  von  Obstwein  beträgt  1  £  5  sh. 
Als  Sttssweinlizenzen  kommen  ia  Betracht  5  £ 
5  sh.  für  die  Fabrikanten  nnd  Grosshäudler  und 
1  sh.  5  d.  für  Detailgeschäfte. 

8.  Frankreich.  Die  Weinstener  in  Frank- 
reich ist,  wie  die  Getr&nkebestenemng  über- 
haupt, sehr  alt.  Schon  unter  Karl  V.  dem 
Weisen  (1364 — 80)  werden  achtundzwanzig  ver- 
schiedene Auflagen  von  der  Produktion,  der 
Cirkulation  und  dem  Verkauf  von  Wein  er- 
wähnt. Neben  dem  Octroi  erscheinen  insbeson- 
dere diese  inneren  Verbrauchssteuern  als  Ver- 
kanfsüteuern  im  Grosshandel  (von  '/,«  des 
Wertes  im  Jahre  1360  und  öfters)  und  als  Kon- 
snmstener  im  Kleinabsatz  (1374  von  ',4,  1383 
von  •,,  des  Durchschnittspreises).  Als  Er- 
hebnngsform  wird  regelmässig  die  Steuerpacht 
bevorzugt.  Vom  Ende  des  16.  Jahrhunderts  an 
werden  die  Weinstenern,  die  sogenannten  droits 
d'aides,  immer  mehr  zum  Hauptglied  der  in- 
direkten Verbrauchsbesteuerung.  Neben  Auf- 
lagen und  Abgaben  beim  Transport,  wie 
Passage-,  Grenz-  und  Eingangszülle  (Octrois) 
kommen  die  alten  Formen  der  Verkaufsabgaben 
beim  Grosshandel  und  der  Schanksteuern  beim 
Detailverschleiss  vor.  Erstere  sind  in  der  Regel 
Quantitätsabgaben,  bemessen  nach  dem  übUchen 
Plüssigkeitsmasse  „Huid"  ohne  Biicksicht  auf 
Qualität  nnd  Wert.  Letztere  dagegen  ziehen 
eine  Wertquote  des  Weinpreises  als  Steuer  ein, 
wonebeu  auch  noch  specifische  Abgaben  ein- 
treten. Von  1680-1789  betrug  der  droit  de 
gros  5'/o  vom  deklarierten  Preise  nebst  einem 
specifischen  Znschla^fe  von  16 ','4  Sols  p.  mnid, 
die  Steuer  beim  Weiuverkanf  ö  L.  8  3.  p.  muid 
in  Häusern,  wo  der  Wein  mit  fortgenommeu 
(Gassenschenken),  nnd  6  L.  15  s.  p.  muid,  in 
solchen,  wo  er  verzehrt  wurde.  Zur  Ergänzung 
dienten  Jahre-staxen  (annueis)  der  Getränkever- 
kSufer  nnd  Wirte,  verschieden  abgestuft  in 
Stadt  und  Land  fUr  jede  Getränkeart.  Der 
Badikalismus  der  französischen  Bevolntion 
räumte  auch  mit  den  Getränkesteuem  völlig 
auf,  so  dass  dieselben  von  1791 — 1804  aus  dem 
Staatshanshalte  ganz  verschwanden.  Indessen 
schlichen  sie  sich  schon  unter  dem  Direktorium 
als  Gemeindeabgaben  und  zwar  als  Teil  des 
Octrois  wieder  in  das  Finanzwesen  ein,  bis 
1804  die  ganze  Steuergruppe  als  Staatssteuer 
wiederhergestellt  wurde.  Die  Grundlage  für 
die  Weinsteuer  bildete  zunächst  das  G.  v.  24. 
April  1816. 

In  diesem  Entwickelungsprozess  von  1804 
bis  1816  hat  die  Weinstener  8  verschiedene 
Formen  angenommen.  Man  konnte  daher  nicht 
mehr  von  einer  Weinsteuer,  sondern  nur  von 
einem  System  der  Weinbesteuerung  sprechen. 
Die  einzelnen  desselben  waren :  1.  die  Cirku- 
lationsabgabe,  eine  Versandstener  für  Wein- 
txansporte  an  Mvate ;  2.  die  Eingangssteuer  in 
Städten  mit  4000  und  mehr  Einwohnern  als 
eine  aUgemeine  (örtliche)  Verbranchsabgabe;  3. 
die  Kleinverkanfsabgabe  für  den  Kleinverschleiss 
der  Wirte  und  Debitanten;  4.  die  einzige  Ab- 
gabe an  Stelle  der  Eingangs-  und  Kleinver- 
schleissabgabe  in  grösseren  Städten;  5.  die  Er- 
satzabgabe für  Paris  und  Lyon  an  Stelle  der 
sonstigen  Steuerformen.  Dazu  kamen  noch  6. 
Abfindungen    und    Abonnements    ganzer    Ge- 


meinden als  Ersatz  für  die  Cirkulations-  nnd 
Kleinverkaufsabgabe ;  7.  Lizenzen  und  8.  eine 
Mehrzahl  von  gebilhreitartigen  Abgaben. 

Dieses  komplizierte  System,  das  mit  man- 
cherlei Belästigungen  und  Schwierigkeiten  ver- 
knüpft war,  zählt  in  seiner  Art  zu  den  be- 
wundernswerten Leistungen  nicht  nur  franzö- 
sischer, sondern  modemer  Steuertechnik  nnd 
Verwaltung  überhaupt  fVVagner).  Aber  anderer- 
seits durchkreuzte  es  auch  mancherlei  wichtige 
Interessen.  Namentlich  haben  auch  die  unge- 
mein grosse  Zersplitterung  des  Weinbaues,  die 
Steuerfreiheiten  der  Eigenbauer,  die  Notlage 
der  Weinkultur  durch  die  Reblauspiage  sowie 
die  steigende  Konkurrenz  der  spanischen  und 
italienischen  Weine  und  die  Verdrängung  des 
Weinalkohols  durch  Branntwein  aus  mehligen 
Substanzen  den  Ruf  nach  einer  Abänderung 
der  Besteuerung  nicht  verstummen  lassen.  Da- 
zu kam  endlich,  ans  gesundheits-  und  sittenpoli- 
zeilicheu  Gesichtspunkten  entsprungen,  die  Ten- 
denz, die  Steuerlast  der  sogenannten  „hygie- 
nischen oder  Nahrungsgetränke"  (boissons  hygi- 
eniques  011  alimentaires)  thuulichst  zu  er- 
mässigen  und  die  Belastung  des  Alkohols  zur 
Bekämpfung  der  Branntweinpest  nach  Kräften 
zu  erhöhen.  Aber  trotz  all  dieser  Strömungen 
und  Bemühnngen  hatte  es  znnäch.'it  bei  dem 
alten  Rechts.stand  sein  Bewenden,  der  im 
wesentlichen  die  Gesetzgebung  des  Jahres  1816 
zur  Grundlage  hatte. 

Nachdem  die  Revolutionen  von  1830  und 
1848  mehr  oder  weniger  geringfügige  oder  doch 
vorübergehende  Einflüsse  auf  die  Getränke-  und 
Weinsteuern  ausgeübt  hatten,  blieb  auch  der 
Wein  von  den  Folgen  des  Jahres  1870—71 
nicht  unberührt,  wenn  auch  die  charakteristische 
Neigung  immer  schärfer  hervortrat,  die  Be- 
lastung mehr  auf  den  Alkohol  (Branntwein)  ^ 
schieben  und  die  gesundheitsunscbädlichen  Ge- 
tränke, insbesoudere  auch  den  Wein,  stärker  zu 
entlasten.  Seit  der  Besserung  der  Finanzlage 
seit  den  80  er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts 
haben  sich  denn  auch  Reformprojekte  in  nie 
ruhender  Bewegung  abgelöst  (1880,  1886,  1888, 
1891,  1893,  1895  [zwei  Projekte],  1899).  Die 
Schwierigkeiten  wurden  durch  die  Unbeständig- 
keit und  den  Wechsel  der  Regierungen  noch 
beträchtlich  gesteigert.  Erst  im  Jahre  1900  ge- 
lang es  dem  Finanzminister  Caillaux,  diese  Jahr- 
zehnte dauernden  Strömungen  und  Kämpfe  zum 
Abschluss  zu  bringen,  nachdem  die  Frage  be- 
reits fünf  Jahre  (1895 — 1900)  ununterbrochen 
ein  Gegenstand  der  parlamentarischen  Ikhand- 
Inng  gewesen  war.  Denn  es  galt  dabei,  ganz 
verschiedene  Strömungen  und  Interessen  zum 
Ausgleich  zu  bringen. 

Der  gegenwärtige  Rechtsstand  der  Wein- 
stener beruht  auf  dem  G.  v.  29.  Dezember  1900. 
Dasselbe  beseitigt  für  Wein,  Obstwein,  Bimmost 
und  Honigwein  die  Kleinverkaufsabgabe,  die 
Eingangsaogabe  nnd  die  einzige  Abgabe  nnd 
behält  für  diese  Getränke  lediglich  die  Cirku- 
lationsabgabe  bei.  Unter  Aufhebung  des 
Zonensystems  werden  Einheitssätze  erhoben,  die 
vom  hl  Wein  1,50  Francs  und  vom  hl  Obstwein 
etc.  0,80  Francs  betragen.  Die  bisherigen  Kon- 
trollvorschriften des  Weinverkehrs  nnd  der  Cir- 
kulation werden  in  der  Hauptsache  beibehalten. 
Für  die  Eigenbaner  nnd  ihre  eigene  Ernte  sind 
mehrfache  Erleichterungen  zugestanden,  nament- 
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lieh  anch  für  den  Verkauf  ihrer  eigenen  Br- 
zeng:nisse.  Im  übrigen  blieben  die  sonstigen 
Verwaltungsvorschriften  geltendes  Recht.  Anch 
die  Lizenzen  wurden  neu  geordnet.  Für 
diese  KleinTerschleisser  ist  ihre  Einreihung  in 
die  Klassen  der  Patentsteuer  massgebend.  Die 
in  Tableau  A  des  Tarifs  aufgeführten  Ge- 
schäftsleute (commer^ants  ordinaires  et  artisans 
occupants  des  ouvriers)  bestehen  8  Orts-  und 
8  Betriebsumfangsklassen  (entsprechend  den 
Klassen  der  Patentsteuer),  deren  Steuersätze 
sich  zwischen  20  und  500  Francs  bewegen.  Die 
übrigen  Patentsteuerpflichtigen  in  den  andern 
Tableaus  werden  mit  einem  Einheitssatz  von 
450  Francs  besteuert.  Die  Grosshändler  haben 
200  Francs  Jahreslizenz  zu  bezahlen,  wenn  sie 
jährlich  mehr  als  1000  hl  Wein  oder  2000  hl 
Obstwein  verkaufen.  300  Francs  bei  einem 
Jahresumsatz  tou  1001 — 2500  hl  Wein  oder 
von  2001—5000  hl  Obstwein  und  500  Francs 
bei  einem  Jahresumsatz  von  über  2500  hl  Wein 
oder  von  über  5000  hl  Obstwein. 

Damit  war  die  Weinsteuer  auf  ganz  neue 
Grundlagen  gestellt  und  die  Steuertechnik  hatte 
ganz  wesentliche  Vereinfachungen  erfahren. 
Ein  Streit,  der  beinahe  ein  Jahrhundert  ge- 
dauert hatte,  war  damit  endgiltig  ausge- 
tragen. 

Die  Erträgnisse  der  Wein-  und  Obst- 
weinsteuer in  Frankreich  haben  sich  folgender- 
massen  entwickelt: 


Wein-         Obstwein 

Steuer           Steuer 

Millionen  Francs 

1831 

35,203             6,311 

1836 

48,858             7,715 

1846 

59,176             7,687 

1856 

65,497            10.905 

1866 

86,685            13,467 

1877 

184,914            14,896 

1883 

136,565            12,153 

1893 

146,943            15,943 

1896 

159,389            15,180 

1896 

156427            14,965 

1898 

155,607            11,398 

1899 

160,720            13,149 

1900 

162,862            15,109 

1901  (Schätzung) 

60,400             6,600 

Dieser  starke  Ausfall  soll  namentlich  durch 
eine  beträchtliche  Erhöhung  der  Alkohol-  und 
Branntweinsteuer  ausgeglichen  werden,  deren 
Steuersatz  einschliesslich  der  Zuschlagsdecimen 
von  156  '/<  *uf  220  Francs  vom  hl  reinen  Alkohols 
oder  um  rund  30  "/o  erhöht  wurde. 

9.  Andere  Staaten.  Belgien  hatte  bis 
zum  G.  V.  13.  Mai  1882  neben  einer  Accise  einen 
Weinzoll,  welchen  das  genannte  Gesetz  be- 
seitigte. Dagegen  wurde  die  Accise  auf  23 
Francs  vom  hl  erhoben,  die  durch  Q.  v.  30. 
Dezember  1896  auf  30  Francs  vom  hl  und  bei 
Flaschenweinen  auf  60  Francs  erhöht  wurde. 
Schaumwein  unterliegt  einer  Specialaccise  von 
40  Francs  per  hl.  Bei  Weinen  mit  einem  Alko- 
holgehalte von  mehr  als  15 "  wird  ausser  der 
Accise  noch  bei  der  Einfuhr  für  den  Ueber- 
schuss  des  Alkoholgehalts  per  Stärkegrad  und 
hl  ein  Zuschlag  von  3  Francs  erhoben.  Wein 
mit  einem  Alkoholgehalt  von  mehr  als  21'  wird 
bei    der   Einfuhr    wie   Branntwein   behandelt. 


Seit  1860  fallen  35%  der  Einnahmen  dem  Ge 
meindefonds  zu.  Seit  dem  G.  v.  18.  Juni  1886 
ist  vom  im  Inlande  aus  getrockneten  Früchten 
bereiteten  Weine  eine  Abgabe  in  der  Höhe  des 
Weinzolles  zu  entrichten.  In  den  Nieder- 
landen beträgt  der  Steuer-  und  Zollsatz  20 
Gulden  vom  hl.  Bei  einem  Alkoholgehalte  von 
über  21»  bei  15«  C.  wird  der  Mehrgehalt  nach 
den  Sätzen  des  Branntweins  versteuert.  Die 
innere  Besteuerung  der  Weine  war  in  der 
Schweiz  der  kantonalen  Gesetzgebung  vorbe- 
halten. Sie  wurden  jedoch  mit  der  Einführni^ 
des  Alkoholmonopols  vom  1.  September  18»7 
an  aufgehoben  und  die  Kantone  für  den  Aus- 
fall aus  dem  Ertrag  des  Monopols  entschädigt 
In  Italien  bildet  die  Weinsteuer  einen  Be- 
standteil des  Dazio  di  Consumo,  der  allgemeinen 
Verzehrungsstener.  Die  Steuersätze  sind  nach 
einem  vierfachen  Ortsklassentarif  abgestuft. 
Spanien  hat  für  die  geschlossenen  Orte  eine 
Thorsteuer  und  für  das  offene  Land  eine  Klein- 
verkaufsabgabe. Die  Kunstweinfabrikation  ist 
verboten,  mit  Ausnahme  der  Schaumweine  und 
der  sogenannten  Mistelas,  einem  ans  Wein, 
Wasser,  Zucker  und  Zimmt  bereiteten  Getränk. 
Die  Eingangsabgabe  wird  durch  die  Gemeinden 
auf  Rechnung  des  Staates,  die  Kleinverkanfs- 
abgabe  im  Wege  der  Verpachtung  erhoben. 
Portugal  erhebt  gleichfalls  eine  Klein ver- 
kaufsabgabe  durch  Verpachtung.  Griechen- 
land hat  eine  allgemeine  Verbrauchssteuer  (G. 
V.  26.  Juli  1885),  welche  in  Gemeinden  bis  5000 
Seelen  1  Lepta  für  die  Oka,  in  Städten  von 
5001  bis  20000  Einwohnern  2  und  in  solchen 
mit  über  20  000  Seelen  3  Lepta  beträgt. 
Ausserdem  besteht  seit  1889  eine  Prodnktions- 
steuer  von  2  Lepta  für  die  Oka,  die  vom  Pro- 
duzenten auf  Grund  seiner  eigenen  Deklaration 
zu  erlegen  ist.  Auch  Serbien  hat  eine  innere 
Weinsteuer  (G.  v.  19.  Juli  1882),  welche  beim 
Fasswein  2  Dinar  für  je  100  k^  und  für  den 
Flaschenwein  20  Dinar  für  die  gleiche  Ge- 
wichtsmenge beträgt.  Alle  die  erwähnten 
Staaten  haben  ausser  diesen  inneren  Ver- 
branchsabgaben vom  Wein  noch  W  e  i  n  z  ö  1 1  e 
für  die  Einfuhr. 

Litteratur:    BlankenJiom,    BiUiothrea    oeno- 
logica,  Heidelberg  1875  (mit  reicher  LüteratHr!) 

—  V.  Babo,  Der  Weintlock  und  »eine  Varie- 
täten, Frankfurt  I844.  —  V.  Babo  und  Ma«fc, 
Handbuch  des  Weinbauet  und  der  KeUermrt- 
schaft,  «  Bde.,  2.  Aufl.,  Berlin  J8S1—8S.  — 
V.  Babo  und  Meteger,  Wein-  und  Ta/eltroubeu 
der  deutschen  Weinberge,  S.  At^.,  Stuttgart 
1851.  —  Ooethe,  Handhueh  der  Ampehgraphit, 
Graz  1878.  —  Derselbe,  Ampelographitrhe» 
Wörterbuch,     Wien    1876.    —    Hehn,    Kultur- 

pflamen  und  Hauttiere,  6.  Aufl.,  BerUn  189^, 
S.  65.  —  Sehrader,  Reallexikon  der  indoger- 
manischen Altertumskunde,  Strassburg  1901,  S. 
94s.  —  Hamtn,  Weinkarte  von  Europa,  3.  Aufl., 
Jena  und  Leipzig  187t.  —  Derselbe,  Wein- 
buch, 3.  Aug.,  1886.  —  Huber,  Die  Zukunft 
des  tilddeutschen  Weinbauet,  Stuttgart  1S9S.  — 
Jullien,  Topographie  de  laut  let  pignobU»  eon- 
nus,  nouv.  ed.,  Parit  1860.  —  Rlume~CoH- 
veraes,  La  Vigne  etc.  en  Bourgogne  et  en 
Champagne,  Parit  1888.  —  MaUet-ChevalUer. 
Atlat  encydopidique   de  la  vigtie,  yUnet  1889. 

—  Shaw,    The  Wine  and  the  Ceüar,    London 
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IS64.  —  Snlder,  Le  eriti  degli  tpiriti  e  dti 
rini  in  Itaita,  Milano  1889.  —  Ottavl,  Vini- 
eoUura  teorico-pratica,  t.  ed.,  Guale  1893.  — 
Rau,  OrundtäUe  der  Finamifittentchafi,  §§ 
4SSa — 435.  —  Hofmann  f  Lehre  vnn  den 
Steuern,  Berlin  I84O,  S.  301.  —  Vmpfenbaeh, 
FinanrtrUsentchaft,  Erlangen  1859160,  g  115.  — 
Bergiu»,  Finantieiuenschaft,  S.  Aufi.,  Berlin 
1S71,  .V.  557.  —  Wagner,  Fin.  III.,  S.  617 
bi*  658  und  Ergh.  S.  100.  —  Roacher,  Sytt. 
IV,  }  96.  —  ZeUer,  .4ufwand*teuem,  in  Schön- 
berg III,  S.  507 — 514.  —  Colin,  Syttem  der 
Fi»uinz«i*sen*chaß,  Stuttgart  1889,  S.  569.  — 
Schaffte,  Grundsätze  der  Steuerpolitik,  Tiibingen 
18{I0,  S.  4S6JJ.  —  Derselbe,  Die  Steuern,  II. 
Leipzig  1897,  S.  S87.  —  Vocfce,  Abgaben,  Auf- 
lagen und  die  Steuer,  Stuttgart  1887,  S.  543.  — 
Heckel,  Art.  n  Wein  und  H'eimteuerv  in  EUtert 
W.  d.  V.  Bd.  II,  S.  S7i—878.  —  V.  Hayr, 
Art.  xWeinttejterx  in  r.  StengeU  Wörterbuch 
det  deutschen  Vervaltungtrechts,  II.  Bd.,  S.  921 
(liebst  yachlrägen  im  1.  und  i.  Ergänzungs- 
bande). —  Derselbe,  Württembergische  Steuer- 
rrform/ragen,    Zeilschr.  f.  St.,    Bd.  47,    S.  253. 

—  Rieeke,  Verfassung,  Verwaltung  und  Staats- 
haushalt des  Königreichs  Württemberg,  Stuttgart 
lfS7,  S.  351.  —  Regenauer,  Der  Staatshaus- 
hult  des  Grossh.  Baden,  Kartsnthe  1863,  S.  351. 

—  Seubert,  Finanzrerwaltung  des  Grossherzog- 
fuins  Baden,  Karlsruhe  1885,  S.  SS.  —  ZeUer, 
Handbuch  der  Verfassung  und  Venraltung  im 
Gms.^herzogtum  Hessen,  Darmstadt  1886,  S.  397. 

—  Leydhecker,  Die  Besteuerung  des  Weines 
in  Elsnss-Lothringen,  Strassburg  1875.  —  Der- 
selbe, Zölle  und  indirekte  Steuern  in  Elsass- 
Lothringen,  Strassburg  1887,  Bd.  II,  S.  495.  — 
Kirsch,  Indirekte  Steuern  und  Zölle  in  Elsass- 
Lothringen.  In  Schanz'  Fin.-Archiv  1888,  II, 
S.  55.  —  Heckel,  Die  Getränkesteuem  in 
Frankreich,  Jahrb.  f.  Not.  u.  Stat.  F.  III. 
Bd.  iS.  —  Leroy-BeauUeu,  Traite  de  la 
seience  des  ßnanees,    4-  "^-y   1388,   t.  I,  p.  678. 

—  Roucou,  Art.  »Boissons«  in  s.  Dietionnaire 
de  t'udministration  fran^aise,  S.  ed.,  Baris  und 
yaney  1891.  —  Stourm,  AH.  nBoissonstt  in 
Lt'on  Says  Dietionnaire  des  Finances,  Paris 
1889.  —  Olibo,  Code  des  contributüms  indirectes 
et  des  octrois,  Paris  1879. 

Max.  von  Heckel. 


Weitling,  Wilhelm, 

geh.  am  5.  X.  1808  in  Magdeburg,  gest.  am 
15.  I.  1871  in  New- York,  ging  als  Schneider- 
geselle anf  die  Wanderschaft,  wnrde  in  Paris 
für  den  Kommunismns  gewonnen  nnd  studierte 
denselben  dort  ans  den  Schriften  Babeufs, 
Fonriers  nnd  Cabets.  Als  Abgesandter  des 
Pariser  Komniunistenbundes  unternahm  er  1840 
eine  Agitationsreise  nach  Genf  und  liess  sich 
1841  zum  dauernden  Aufenthalte  in  der  Schweiz 
nieder,  wo  er  in  Genf,  Bern,  Vevey,  Lausanne, 
Zürich  etc.  anf  kürzere  oder  längere  Zeit  seinen 
Wohnsitz  nahm  und  sich  durch  eine  erfolgreiche 
Propaganda  in  den  Kreisen  der  teilweise  schon 
kommunistischen  Verbänden  angehörigen  Schwei- 
zer Arbeiter  für  die  Lehren  des  sozialistischen 
Radikalismus  hervorthat,  auch  schriftstellerisch 


(s.  u.)  thätig  war  und  mit  Unterstützung  Pariser 
nnd  Londoner  deutscher  Sozialisten  die  Monats- 
schrift „Die  junge  Generation"  (s.  u.)  heraus- 
Mb.  Den  Anlass  zum  Einschreiten  der  Schweizer 
Behörden  gegen  Weitlings  destruktive  agi- 
tatorische und  publizistische  Thätigkeit  gab 
der  Beginn  der  Drucklegung  seiner  Schrift 
„Evangelium  des  armen  Sünders"  (s.  u.),  wegen 
der  er  der  Gotteslästerung  angekla^,  verhaftet 
und  im  Oktober  desselben  Jahres  zu  sechs  Monaten 
Gefängnis  und  späterer  Ausweisung  aus  der 
Schweiz  verurteilt  wurde.  Nach  Verbüssnng 
seiner  Strafe  lieferte  die  Schweizer  Behörde  den 
I  als  „Aufreizer  zum  Aufruhr"  bezeichneten  Weit- 
ling an  Preussen  aus,  welches  der  ausgesprochenen 
Absicht  des  Agitators,  sich  nach  England  zu 
begeben,  nur  förderlich  war,  indem  es  ihn  mit 
Gendarmen  über  die  Hamburger  Grenze  bringen 
liess.  Von  Ende  August  1844  bis  Anfang  1846 
nahm  der  Ausgewiesene  während  seines  Londoner 
Aufenthalts,  als  politischer  Flüchtling,  die  Gast- 
freundschaft Englands  in  Ansprach,  agitierte 
und  konspirierte  dann  in  Brüssel,  Antwerpen 
und  New- York,  kam  wieder  nach  London  zurück 
nnd  tauchte  im  Juni  1848  in  Berlin  auf,  wo  er 
die  sozialistische  Zeitschrift  „Der  Urwähler"  ins 
Leben  rief,  der  es  aber  nur  auf  vier  Nummern 
gebracht  hat.  Nachdem  Weitling  noch  den 
New- Yorker  „demokratischen  Verein"  auf  dem 
vom  'i&. — 30.  X.  1848  in  Berlin  abgehaltenen 
zweiten  internationalen  Demokratenkongresse 
vertreten  hatte,  wurde  er  am  21.  XI.  1848  aus 
Berlin  ausgewiesen  und  verlegte  den  Sitz  seiner 
sozialistisch-kommunistischen  Propaganda  nach 
Hamburg,  woselbst  er  eine  AnzaU  Sektionen 
seines  revolutionären  „Betreiungsbnndes"  grün- 
dete. Im  August  1849  entzog  er  sich  der  ihm 
drohenden  Verhaftung  dnrch  die  Flucht  und 
ging  über  London  nach  New- York,  wo  er  1851 
das  sozialistisch-kommunistische  Blatt  ,.Repnblik 
der  Arbeiter''  gründete  und  mit  günstigem  Er- 
folge bis  1854  fortführte. 

Weitling  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  Die 
Menschheit,  wie  sie  ist  und  sein  sollte,  (Paris) 
1838;  dasselbe,  2.  Aufl.,  Bern  1845.  —  Garan- 
tieen  der  Harmonie  und  Freiheit,  Vivis  (Selbst- 
veriag)  1842;  dasselbe,  2.  Aufl.,  ebd.  1845;  das- 
selbe, 3.  Aufl.,  Hamburg  1849  [eine  norwegische 
Uebersetzung  dieses  Buches  erschieu  I808].  — 
Das  Evangelium  des  armen  Sünders,  Bern  1845; 
dasselbe,  2.  vermehrte  Aufl.,  Birsfeld  1846 ;  das- 
selbe, 3.  Aufl.,  New- York  1847 ;  dasselbe,  anastat. 
Druck  vom  Jahre  1890  der  editio  princeps  von 
1845.  —  Briefe  an  die  Landsleute,  0.  0.  1847. 

—  Ein  Notruf  an  die  Männer  der  Arbeit  und 
Sorge,  New- York  1847;  dasselbe,  2.  Aufl.,  ebd. 
1848.  —  Weitling  veröffentlichte  als  Heraus- 
geber und  Hanptmitarbeiter  folgende  Zeit- 
schriften: Hilferuf  der  deutschen  Jugend,  Mo- 
natsschrift, Genf  1841.  (Es  erschienen  hiervon 
nur  die  Nrn.  1  bis  4.)  —  Die  junge  Generation, 
Monatsschrift,  Jahi^.  I — II  (soweit  Ss  erschienen), 
Bern,  Vevey,  Langen thal  und  Zürich  1842  43. 

—  Der  Urwähler,  Wochenschrift,  Berlin  1848. 
(Es  erschienen  hiervon  nur  die  Nrn.  1  bis  4.) 

—  Republik  der  Arbeiter,  Jahrg.  I — IV  (soweit 
als  erschienen),  New- York  1851—1854. 

Weitlings  Kritik  der  kapitalistischen  Ge- 
sellschaftsordnung schöpft  das  Material  zur  Ver- 
urteilung des  Pnvateigentums  aus  den  Urza- 
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ständen  der  Menschheit,  wo  aus  dem  Beginne 
des  Hirten-  und  Jägerlebens  der  Begriff  des  be- 
weglichen Eigentums  sich  herausbildete,  sobald 
die  einzelnen  zahmen  Nutztiere  von  den  ein- 
zelnen Hirten  zu  Herden  vereinigt  und  sobald 
die  Hänte  der  von  den  einzelneu  Jägern  er- 
legten jagdbaren  wilden  Tiere  zu  Bekleidungs- 
und  anderen  Zwecken  gesammelt  wurden.  Aus 
einer  späteren  Kulturstufe  ging  der  Ackerbau 
hervor.  Es  entsprach  zunächst  nur  dem  natür- 
lichen GerechtigkeitsMf  iihl ,  dass  derjenige, 
welcher  gesäet,  auch  ilie  Ernte,  und  derjenige, 
dem  ein  von  ihm  bebauter  Boden  einmal  Früchte 
getragen,  auch  den  Ertrag  dessen  weiterer  Aus- 
beute für  sich  beanspruchte,  die  einzelnen  Acker- 
bauer nahmen  daher  von  dem  von  ihnen  kulti- 
vierten Lande  Besitz.  Das  Grundeigentum  war 
damit  anerkannt,  da  aber  die  stete  Zunahme 
der  Menschheit  kein  Wachstum  der  Bodenfläche 
begleitete,  war  es  mit  dem  freien  Zulangen 
noch  nicht  okkupierten  Bodens  bald  vorüber, 
und  während  gegenwärtig  kein  herrenloses 
Fleckchen  kulturbaren  Ackerbodens  oder  Weide- 
landes mehr  vorhanden,  giebt  es  Millionen  von 
Menschen,  die  weder  eine  Scholle  Land  noch 
sonstiges  Eigentum  besitzen.  Auf  Grund  dieser 
Ausfühmngen  kommt  Weitling  zu  dem  Schlüsse, 
dass  von  der  Periode  an,  wo  der  freie  Mensch 
keinen  nicht  schon  in  Besitz  genommenen  Teil 
des  Bodens,  um  ihn  sich  anzueignen,  mehr  vor- 
fand, das  Eigentum  aufhörte,  ein  Recht  zu  sein, 
und  dass  es  gegenwärtig  als  ein  an  der  Gesell- 
schaft begangener  schmachvoller  Diebstahl, 
dessen  Sanktionierung  durch  das  ebenfalls  zu 
verwerfende  Erbrecht  erfolgt  sei,  bekämpft 
werden  müsse.  Wie  mit  dem  Fortschreiten  der 
Kultur  sowohl  die  Mannigfaltigkeit  der  Pro- 
dukte als  der  menschlichen  Bedürfnisse  sich 
steigerte,  wie  die  Ausdehnung  des  Tauschhan- 
dels zur  bequemeren  Ausgleichung  der  Ge- 
schäfte das  Geld  als  Zahlmittel  ert'unden  und 
wie  das  Geld  zur  Demoralisation  der  Mensch- 
heit, zur  Unterdrückung  der  individuellen  Frei- 
heit, zur  Legalisierung  ues  Rechtes  des  Stärkeren 
über  den  wirtschaftlich  Schwachen,  zur  Unter- 
schätzung des  vollen  Wertes  der  Arbeit  und 
zur  Schraälerung  des  vollen  Arbeitsertrages  ge- 
führt habe,  entwickelt  Weitling  mit  dem  Effekt 
eines  geharnischten  Protestes  gegen  das  Geld- 
system in  und  ausser  der  kommunistischen  Ge- 
sellschaft. —  Das  kommunistische  System,  welches 
Weitling  zuerst  in  den  „Garantieen  der  Har- 
monie und  Freiheit"  (s.  o.)  in  geschlossener 
Form  niedergelegt  hat,  stellt  seinen  Verfasser 
als  den  ersten  deutschen  Kommunisten  hin,  der 
die  Superiorität  der  Wissenschaft  und  der  In- 
telligenz in  der  kommunistischen  Gemeinschaft 
fordert  und  demnach  von  den  Kandidaten  für 
den  Dreimännerrat,  welcher  an  der  Spitze  des 
sozialistischen  Gleichheitsstaates  stehen  soll, 
verlangt,  dass  sie  die  „philosophische  Heil- 
kunde ,  worunter  er  ausser  Therapeutik  und 
Psychiatrik  das  nützlichste  Wissen  aus  der 
praktischen  Theologie,  Recht»gelehrsamkeit  und 
Weltweisheit  versteht,  vollständig  beherrschen, 
dass  sie  ferner  Matadore  des  Wissens  im  Ge- 
samtgebiete der  Physik  und  Mechanik  sind. 
Von  diesem  Dreimännerrate  wird  in  seinem 
kommunistischen  Gemeinwesen  zunächst  das 
Quantum  derjenigen  Produkte  an  notwendigen 
und  nützlichen   Gebrauchsartikeln    festgesetzt. 


welches  die  Befriedigung  der  unabweislichen  Be- 
dürfnisse der  gesamten  Gleichheitsgenossenschaft 
erheischt.  Die  zur  Erzeugung  dieser  Güter- 
menge erforderliche  Arbeitszeit  wird  zu  gleichen 
Teilen  auf  alle  arbeitsßhigen  Individuen  des 
Kommunistenverbandes  repartiert.  Ein  Zwang 
zur  debernahme  einer  bestimmten  Arbeit  findet 
nicht  statt,  Neigung  und  Befähigung  der  ein- 
zelnen Gesellschaftsglieder  entscheiden  vielmehr 
bei  Auswahl  der  verschiedenen  Arbeitsobjekte, 
die  leichtesten  Arbeiten  sind  dem  weiblichen 
Geschlechte  vorbehalten.  Das  Recht  auf  Existenz 
wird  von  Weitling  principiell  anerkannt,  und 
der  Unterhalt  aller  unmündigen,  kranken,  ge- 
brechlichen sowie  wegen  hohen  Alters  arbeits- 
unfähigen Familienanhäugsel  der  Genossen  des 
Kommunistenstaates  muss  daher  durch  letzterer 
Arbeit  mit  bestritten  werden.  Einer  besonderen 
Armenversorgung  wird  durch  diese  Anordnung, 
welche  auch  den  Arbeitsinvaliden  zn  gute  kommt, 
vorgebeugt.  Die  Arbeitsleistung  der  in  Hervor- 
bringnng  der  als  notwendig  oder  nützlich  an- 
erkannten Erzeugnisse  thätigen  Individuen  wird 
an  Stelle  des  Lohnes  durch  Gewährung  des 
Rechtes  ausgeglichen,  zu  gleichen  Teilen  ihren 
persönlichen  Bedarf  ans  diesen  erarbeiteten  Pro- 
dukten notwendiger  oder  nützlicher  Gegenstände 
(zu  letzteren  werden  auch  die  Maschinen  und 
die  Eisenbahnen  gerechnet)  zu  decken.  Die 
Verteilung  dieser  Gegenleistung  geschieht  unter 
Aufsicht  der  Werksvorstände.  Da  eine  recht- 
schaffene Kommunisteugemeinde  aber  auch  Ein- 
richtungen zur  leiblichen  Erholung  und  geistigen 
Zerstreuung  nicht  entbehren  mag,  ist  einer  dem 
Bedürfnis  entsprechenden  Anzahl  arbeitsfähiger 
und  in  besagten  Produktionszweigen  besonders 
geschickter  Genossen  die  Erzeugung  dieser  so- 

genannten  „Güter  des  Angenehmen"  anvertraut. 
las  Generalisieruugspriucip  in  den  Anschau- 
ungen des  Gleichheitstheoretikers  Weitling,  der 
die  Produkte  der  Erzeuger  der  „Güter  des 
Angenehmen"  nicht  höher  als  die  Rohprodukte 
etc.  sehätzt,  findet  in  der  Methodik  des  nivel- 
lierenden Kommunismus  seine  Berechtigrnn^. 
Auf  diese  Gleichbewertung  der  rein  mechani- 
schen Arbeiten  mit  solchen,  die  technische 
Kenntnisse  und  Intelligenz  erfordern,  begründet 
nun  Weitling  sein  sogenanntes  Kommerzstunden- 
system,  welches  zur  Voraussetzung  hat.  dass 
die  Güter  des  Angenehmen  durch  Ueberetunden 
der  in  der  Produktion  der  notwendigen  und 
nützlichen  Güter  thätigen  Personen  verdient 
werden.  Nach  Absolvierung  der  sechsstündisfen 
täglichen  gemeinschaftlichen  Arbeit  können  diese 
Kommerzstunden,  welche  jeder  Extraarbeiter  ia 
einem  besonderen  Buche,  dem  Kommerzbnche, 
bescheinigt  erhält,  geleistet  werden,  und  da  die 
Produkte  des  Angenehmen  sich  ebenfalls  nach 
den  Arbeitsstunden,  die  zu  ihrer  Herstellung 
notwendig  waren,  bewerten,  gelangen  im  weiteren 
Verfolge  der  gegenseitigen  BedürfnisbefriedigTing^ 
Stunden  gegen  Stunden,  d.  h.  Kommerz-  g^egtfn 
Arbeitsstunden  der  in  der  Erzen^ngsklasse  der 
Güter  des  Angenehmen  Beschäftigten  zum  Aus- 
tausche. Auf  diese  Weise  werden  letztere  Ar- 
beiter im  Wege  des  Austausches  mit  notwendigen 
und  nützlichen  Produkten  versorgt  und  die 
letztere  Erzeugnisse  hervorbringenden  Genossen 
und  Genossinnen  mit  den  sinnlichen  Genüssen, 
wie  sie  die  Güter  des  Angenehmen  bieten.  Die 
arbeitsfähigen  Glieder  des  Weitlingschen  Koni- 
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mnnistenstaates  haben  ausser  sich  selbst  anch 
die  Arbeitsunfähigen,  Greise,  Kinder  etc.  zn  er- 
halten, ihnen  liegt  auch  ob,  mit  notwendigen 
und  angenehmen  Gütern  die  Beamten  zu  ver- 
sorgen, und  letztere  stellen  ein  ganz  ansehn- 
liches Kontingent  von  Kousnmenten.  Da  ist 
zunächst  die  Centralmeisterkompagnie,  welche 
den  erleuchteten  Dreimännerrat  und  den  ihm 
koordinierten  und  seine  Be'ichlfisse  ausführen- 
den Grossen  Werksvorstand  zn  wählen  hat.  An 
der  Spitze  der  Distrikte  funktionieren  die 
Meisterkompagnieen  mit  je  einem  Werksvor- 
stande; ein  Gesundheitsrat  überwacht  die 
Thätigkeit  der  verschiedenen  Gesuudheitskom- 
nissionen,  und  die  ästhetischen  und  angenehmen 
Arbeiten  stehen  unter  Kontrolle  eines  akade- 
mischen Rates,  die  Arbeiten  selbst  unterliegen 
der  Begutachtung  von  Akademieeu.  Die  Be- 
amten aber  bilden  keine  Aristokratie  im  Kommu- 
nistenstaate,  denn  sie  werden  zu  der  nämlichen 
kasemenmässigen  Gleichheit  der  Lebensweise 
angehalten,  wie  jedes  andere  Mitglied  desselben. 
Weitling  will  zunächst  auf  friedlichem  Wege 
mittelst  Volksaufklärung  durch  Wort  uud 
Schrift  die  Ueberführung  der  alten  Gesell- 
schaftsordnung zum  GUtergemeinschaftsregi- 
mente  anstreben;  erst  wenn  es  sich  heraus- 
stellt, dass  nicht  nur  die  Staats-  und  privat- 
rechtlich privilegierten  Gegner  der  neuen  Lehre, 
die  Gesamtheit  der  Besitzenden,  sondern  auch 
die  vom  Kapitalismus  abhängigen  unentschlos- 
senen Millionen  kleiner  Existenzen  den  Priestern 
des  goldenen  Kalbes  trea  bleiben,  soll  der  Heer- 
bann des  Kommunismus  zum  gewaltsamen  Um- 
stürze der  bestehenden  Gesellschaftsordnung  auf- 
geboten werden.  Den  offenen  Kampf  will  Weit- 
ung durch  eine  bis  zur  Cnerträglichkeit  zu 
steigernde  soziale  Unordnung  (Generalstrikes, 
Verweigerung  der  Abgaben  etc.)  einleiten  und 
er  hofft  von  der  Macht  des  revolutionären  Ge- 
dankens, dass  die  Mehrzahl  der  kleinen  Leute 
sich  während  dieser  Uebergangsperiode  vom 
schwindenden  Nimbus  des  Kapitalismus  lossagt. 
Die  soziale  Revolution  soll  dann  u.  a.  durch 
folgende  Massregeln  in  die  Wege  geleitet  werden : 
Alle  Schnlddoknmente ,  alle  Erb-  und  Adels- 
rechte werden  für  ungiltig  erklärt ;  alle  Staats- 
nnd  KirchengUter  sind  zum  Besten  der  kommu- 
nistischen Gemeinschaft  zu  konfiszieren,  von  der 
auch  die  Guter  der  Auswanderer,  d.  h.  nur  der 
aristokratischen  und  kapitalistischen  Emigranten, 
eingezogen  werden;  die  Armen  werden  in  den 
öffentlichen  Gebäuden  uud  bei  den  Reichen  ein- 
quartiert; jeder  an  die  Spitze  eines  Verwaltungs- 
zweiges der  neuen  Gesellschaft  Berufene  mnss 
sein  ^nzes  VermSgen  an  die  kommunistische 
Gemeinschaft  abgeben;  die  Steuern  werden  in 
rohen  Naturprodukten  geleistet,  die  zum  Unter- 
halte der  Beamten  der  Gemeinschaft,  welche 
sonst  keine  Besoldung  erhalten,  verwandt  werden 
Hinsichtlich  dessen,  was  die  neue  Gesellschaft 
fttr  das  Gemeinwohl  thun  wird,  findet  sich  in 
dem  Programm  nur  die  Erklärung,  dass  die 
Pflege  des  Ackerbaues  und  des  Volksunter- 
richtes eine  der  vorzüglichsten  Aufgaben  der 
inneren  Verwalttmg  bilden  wird.  Da  in  dem 
oben  besprochenen  kommtmistischen  Systeme 
Weitlings  von  Steuern  keine  Rede  ist,  setzt  er 
sich  dadurch  mit  diesem  in  Widersprach,  dass 
er  in  seinem  revolutionären  Programme  die 
I/eistung  von  Steuern  als  etwas  Selbstverständ- 


liches fordert.  In  Weitlings  später  entworfenem 
Programme  für  die  Aktionsthätigkeit  der  von 
ihm  gegründeten  geheimen  Ge.sellschaft ,  des 
„Befreiungsbundes",  wird  der  Krieg  der  be- 
waffneten Proletarier  gegen  die  wehrlos  zu 
machenden,  auszuplündernden  und  im  Renitenz- 
falle zu  füsilierenden  Besitzenden  offen  prokla- 
miert. Originell  ist  in  diesem  Programm  das 
^revolutionäre  Papiergeld",  dais  die  provisorische 
Volksregierung  emittieren  soll  und  das  bei 
Uebertragungen  der  konfiszierten  Staats-  imd 
Kirchengüter  und  der  Privatvermögen  die  Aus- 
gleichsvalnta  zu  bilden  hat  Es  soll  so  lange 
in  Kraft  bleiben,  bis  das  alte  Geldsystem  der 
kapitalistischen  Gesellschaft  endgiltig  zu  Gunsten 
der  Naturalwirtschaft  zu  verabschieden  ist. 

Vgl.  über  W  e  i  1 1  i  n  g :  Kommissionalbericht 
an  die  Regierung  des  Staates  Zürich  über  die 
Kommunisten  in  der  Schweiz.  Nach  den  bei 
Weitling  vorgefundene*  Papieren  erstattet  von 
Bluntschli  und  Hottinger,  Zürich  1843;  das- 
selbe, in  französischer  Uebersetzung  u.  d.  T. : 
Les  communistes  en  Suisse  etc.,  Lau.sanne  1843. 

—  Ueber  den  Kommunismus  in  der  Schweiz, 
eine  Beleuchtung  des  Kommissionsberichtes  des 
Herrn  Dr.  Bluntschli  über  die  Kommunisten  in 
der  Schweiz  (angeblich)  nach  den  bei  Weitling 
vorgefundenen  Papieren,  o.  0.  1843.  —  Se- 
bastian Seiler.  Der  Schriftsteller  Wilhelm 
Weitling  und  der  Kommunistenlärm  in  Zürich. 
Eine  Verteidigungsschrift,  Bern  1843.  —  Der 
Kommunismus  und  die  liberalen  Bestrebungen 
unserer  Zeit,  in  „Das  Vaterland",  Zeitschrift  etc. 
Nr.  234  und  230,  Darmstadt,  3.  u.  4.  X.  1843. 

—  Hildebrand,  Nationalökonomie  der  Gegen- 
wart und  Zukunft,  Bd.  I,  Frankfurt  a.  M.  1848, 
S.  118,19,  121,22.  128,29,  133  38  u.  ö.  —  Wer- 
mut h  und  Stieb  er.  Die  Kommunistenver- 
schwörungen des  19.  Jahrhunderts,  2  Teile, 
Berlin  18o3,  darin  der  Abschnitt :  „Der  Schneider 
Weitung".  —  Marx,   Herr  Vogt,  Paris  1860. 

—  Willielm  Weitling  und  sein  System  in  „Die 
Zukunft.  Sozialistische  Revue",  I.  (einz.)  Jahrg., 
Berlin  1877,78.  —  Adler,  Geschichte  der  ersten 
sozialpolitischen  Arbeiterbewegung  in  Deutsch- 
land, Breslau  1885,  S.  17,47,  77  81,  237 '^9, 
317/20  u.  6.  —  Laveleye,  Le  socialisme  con- 
temporain,  Paris  188.5.  —  Arnold  Rüge,  Brief- 
wechsel und  Tagebuchblätter  aus  den  Jahren 
1825/1880,  herausgegeben  von  P.  Nerrlich,  Bd.  I: 
1825,47,  BerUn  18«6.  —  Kai  er,  Wilhelm  Weit- 
ling. Seine  Agitation  tmd  Lehre  im  geschicht- 
lichen Zusammenhange  dargestellt,  Hottingen 
und  Zürich  1887.  —  Qnack,  De  Socialisten. 
Personen  en  stelsels,  Bd.  III,  Kap.:  Duitsch 
socialisme,  Amsterdam  1891,  S.  880  ff.  —  F.  C. 
Clark,  Aneglected  socialist  (Schneider  Weit- 
ung), in  „Annais  of  the  American  Academy  of 
Political  and  Social  Science",  vol.  V,  No.  5,  March 
1895.  —  „Nene  Zeit",  Jahrg.  XIV,  1895,96, 
Nr.  29,  S.  92  ff. 

Ltppert. 
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Weltpostverein 

8.  Post  besond.  sub  VII  oben  Bd. VI  S.  162 ff. 


Werkgenossenschaften. 

1.  BegrifEsbestimmung  und  Organisation. 
2.  Die  W.  der  Handwerker  und  Arbeiter.  3. 
Die  W.  in  der  Landwirtschaft.    4.  Ausland. 

1.  Begriffsbestiinmiuig  und  Organi- 
sation. Werk^enosseaschaften  sind 
nach  der  Definibon  des  deutschen  Genossen- 
schaftsgesetzes »Vereine  zur  Beschaffung 
von  Gegenständen  des  landwirlschaflJichen 
oder  gewerblichen  Betriebes  und  zur  Be- 
nutzung derselben  auf  gemeinschaftliche 
Rechnung«.  Das  Charakteristische  dieser 
Genossenschaften  liegt  mithin  darin,  dass 
sich  eine  Anzahl  Gewerbetreibender  ver- 
binden, lun  als  Genossenschaft  Geräte, 
Maschinen  etc.  zu  erwerben  imd  dieselben 
dann  in  oder  für  ihren  Betrieb  zu  ge- 
brauchen. Während  also  bei  der  Roh- 
st off  genossenschaft  Waren  gemeinsam  be- 
schafft werden  zur  Weiterveräusseruag 
an  die  Mitglieder  und  während  bei  der 
Produktiv  genossenschaft  die  Mitglieder 
gemeinsam  arbeiten  wollen,  bleiben 
die  Mitglieder  der  Werkgenossenschaft  in 
ihrem  Geschäftsbetriebe  vollkommen  selb- 
ständig und  die  Genossenschaft  überlässt 
ihnen  die  ihr  gehörigen  Maschinen  etc.  nur 
leih-  oder  mietweise. 

Im  übrigen  unterscheidet  sich  die  Werk- 
genossenscl^  in  ihrer  Organisation  von 
anderen  Genossenschaftsarten  nur  insoweit, 
als  dies  durch  die  Besonderheiten  ihres 
Zweckes  geboten  ist.  Schwierigkeiten  kön- 
nen wesentlich  mir  entstehen  bei  der  Re- 
gelung der  Benutzimg  der  Maschinen  etc., 
für  welche  sich  allgemeine  Regeln  nicht 
aufstellen  lassen,  da  die  Art  der  Geräte 
und  deren  Gebrauch  dafür  bestimmend  ist. 
Für  die  Benutzung  ist  ein  Entgelt  zu 
zahlen,  mit  dem  die  Unkosten,  der  Unter- 
halt und  die  Abnutzung  der  Maschinen  etc. 
zu  decken  sind:  verbleibt  nach  der  Jahres- 
rechnung ein  üeberschuss,  so  wird  derselbe 
am  zweckmässigsten  zum  Teil  dem  Reserve- 
fonds überwiesen  und  der  Rest  nach  einer 
entsprechenden  Vergütung  der  Geschäfts- 
g^tliaben  der  Mitglieder  nach  Verhältnis 
der  von  ihnen  gezahlten  Mieten  zurückver- 
gOtet.  Diese  Art  der  Verteilung  entspricht 
am  meisten  der  Billigkeit,  da  die  Mitglieder 
dabei  das  zurückerhalten,  was  sie  an  Miete 
etc.  mehr  gezahlt  haben,  als  sich  schliess- 
lich als  notwendig  für  den  Betrieb  der 
Genossenschaft  herausgestellt  hat.  Die 
Mitgliederzahl  ist  zwar  rechtlich  keine  ge- 
schlossene, insbesondere  der  Austritt  steht 
jedem  unter  Einhaltung  der  Kündigungsfrist 


frei,  doch  findet  die  Mitgliederzahl  ihre 
natürliche  Grenze  durch  die  mögliche  Be- 
nutzung der  Geräte  etc. 

2.  Die  W.  der  Handwerlier  und  Ar- 
beiter. Der  Zusammenschluss  der  Ge- 
werbetreibenden zu  Werkgenossenschaften 
ist  in  der  immer  weiter  fortschreitendea 
Maschinentechnik  begründet,  denn  die  Kon- 
kurrenz des  Grossbetriebes  erfordert  einmal 
auch  für  den  Kleinbetrieb  die  Anwendung 
von  Maschinen,  und  die  Vervollkommnung 
und  Verbesserung  derselben  erleichtert  an- 
dererseits ihre  Beschaffung;  wo  die 
Maschinen  durch  ihre  Anschaffung  oder 
Unterhaltung  für  den  einzelnen  Betrieb  zu 
teuer  werden,  da  bietet  sich  als  Ausweg 
allein  die  Bildimg  einer  Genossenschaft 
durch  die  Gewerbetreibenden  zum  gemein- 
samen Ankaufe  und  zur  getrennten  Be- 
nutzung. Wie  sich  letztere  erreichen  lässt, 
das  hängt  wesentlich  von  der  Art  der  Ge- 
räte ab.  Bei  gewissen  Maschinen  wird 
allerdings  notwendig  sein,  dass  die  betreffen- 
den Gewerbetreibenden  dahin  sich  einigen, 
ihre  Werkstätten  so  zu  legen,  dass  sie  die 
der  Genossenschaft  gehörigen  Maschinen 
gleichzeitig  benutzen,  etwa  durch  Ueber- 
tragung  der  Kraft.  Eine  solche  Genossen- 
schaft wird  dann  andererseits  meist  wieder 
den  Vorteil  haben,  dass  ihre  Mitglieder 
nicht  demselben  Crewerbe  anzugehören  brau- 
chen. 

Die  Werkgenossenschaft  bildet  so  eine 
ausserordentlich  wichtige  Ergänzung  zu  den 
übrigen  Genossenschaftsarten:  mittelst  der 
Kreditgenossenschaft  setzt  sich  der  Gewertie- 
treibende  in  den  Besitz  des  Betriebskapitals, 
die  Rohstoffgenossenschaft  ermöglicht  ihm, 
beim  Einkaufe  sich  aller  Vorzüge  des 
Gros.sbezuges  zu  bedienen,  ohne  für  sich 
grosse  Quantitäten  einkaufen  und  auf  Lager 
nehmen  zu  müssen,  die  Magazingenossen- 
schaft bietet  den  Weg  zur  Errichtung  von 
Lagern  durch  den  kleinen  und  mittleren 
Gewerbestand,  die  Werkgenossenscliaft  fülirt 
zur  Benutzung  von  Maschinen  etc.,  deren 
Beschaffung  und  Gebrauch  die  Kraft  des 
Handwerkers  übersteigen  —  sie  macht  die 
Vorteile  der  Grossindustrie,  welche  in  der 
Benutzung  der  Maschinen  liegen,  dem  Hand- 
werker zugänglich. 

Die  Gründung  solcher  Genos.sen.schaften 
setzt  voraus,  dass  die  Gewerbetreibenden 
bereit,  selbst  Hand  an  die  Bessenmg  ilirer 
wirtschaftlichen  Lage  zu  legen,  ohne  Neid 
bestrebt  sind,  gemeinsam  ihre  Interessen 
zu  fördern.  Dies  Erfordernis  lässt  es  frei- 
lich auch  erklärlich  erscheinen,  dass  auf 
diesem  Gebiete  bisher  so  wenig  erreicht 
ist.  Und  doch  hätte  gerade  nach  dieser 
Richtung  hin  aus  der  Vergangenheit  der 
Innungen  viel  gelernt  werden  können,  die 
nicht  selten  Betriebsanstalten  für  ihre    Mit- 
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glieder  errichtet  haben  —  Anstalten,  die 
zum  Teil  noch  bestehen,  teils  im  Besitze 
der  Innungen  befindlich,  teils  als  seihstän- 
dige Associationen  (vielfach  im  Königreich 
Sachsen).  Eine  Mittelstellung  zwischen 
Werk-  und  Produktivgenossenschaft  nehmen 
die  aus  den  Tuchmacherinnungea  hervor- 
gegangenen Tuchmacherassociaüonen  mit 
eigenen  Fabriken  ein.  Es  ist  überhaupt 
nicht  zu  verkennen,  dasa  die  Werkgenossen- 
schaften unter  den  Handwerkern  des  gleichen 
Gewerbes  sehr  wohl  den  Beginn  für  eine 
produktivgenossenschaftliche  Entwickelung 
und  zwar  auf  der  Grundlage  des  Grossbe- 
triebes geben  können.  Nicht  bloss  die 
Innungen  haben  Fabrikanlagen  mit  Maschi- 
nenbetrieb für  ihre  Mitglieder  errichtet, 
auch  seitens  der  Städte  ist  dies  geschehen, 
so  berichtet  Sicherer  von  der  sog.  »Schranen- 
mfihle«  in  Nürnberg,  einem  dreistöckigen 
Gebäude  an  der  Pegnitz  mit  46  getrennten 
Werkstätten,  in  welche  die  mechanische 
Triebkraft  mittelst  Transmissionen  geleitet 
wird,  die  Errichtung  steht  im  Eigentum 
der  Stadt,  welche  die  Werkstatten  an  Hand- 
werker vermietet.  In  grossen  Städten  wer- 
den solche  Anlagen  von  Werkstätten  jetzt 
auch  bereits  von  Privaten  eingerichtet. 

Neuerdings  haben  sich  Genossenschaften 
gebildet,  um  eine  für  Gewerbetreibende  be- 
stimmte städtische  Anstalt  zu  übernehmen. 
In  Malchow  (Mecklenburg)  ist  eine  Werk- 
genossenschaft der  Tuchmacher  entstanden, 
Gegenstand  des  Unternehmens  ist  die  Fort- 
ftilirung  der  städtischen  Maschinenlohnan- 
stalt,  welche  als  Fabrikstätte  zur  Herstellung 
von  Fabrikaten  der  Tuch-  und  Flanellin- 
dustrie dient,  in  gemeinschaftlichem  Betrieb. 
Die  Zahl  der  bestehenden  Werkgenossen- 
schaften ist  klein.  Nach  dem  von  dem  An- 
walte des  Allgemeinen  deutschen  Genossen- 
schaftsverbandes herausgegebenen  Jahrbuch 
für  1899  bestehen  als  Werkgenossen- 
schaften 53,  darunter  16  Metzgergenossen- 
schaften zur  Unterhaltung  eines  gemein- 
samen Schlachthauses,  9  Dampfschitfahrts-, 
Motorboot-  und  Schifferladej^enossenschaften, 
4  Werkgenossenschaften  für  Tischler,  8 
EHektricitätswerke,  4  Werkgenossenschaften 
der  vereinigten  Handwerker,  1  für  Schuh- 
macher, 2  zur  leihweisen  Benutzung  und 
Reparatur  von  Maschinen  (die  Firma  lässt 
leider  nicht  immer  den  Gegenstand  des 
Untemehmens  mit  genügender  Bestimmtheit 
erkennen)  und  1  Genossenschaft  zu  Wetzlar 
zur  Beschaffung  und  gemeinsamen  Be- 
nutzung von  Werkzeugen  verschiedener 
Art.  Ausser  den  genannten  Handwerker- 
genossenschaften bestehen  nach  dem  Jahr- 
buch noch  4  Dienstmaunsgenossenschaften, 
die  an  ihre  Mitglieder  die  zur  Ausübung 
des  Dienstmannsgewerbes  erforderlichen 
Geräte,  wie  z.  B.  Wagen,  vermieten;   es 


sind  dies  eigentlich  Arbeitergenossenschaften, 
sie  sind  auch  nicht  mit  den  sog.  Dienst- 
mannsinstituten zu  verwechseln,  da  die 
Mitglieder  das  Dienstmannsgewerbe  selb- 
ständig verrichten,  ein  engerer  Zusammen- 
schluss  der  Mitglieder  wird  bei  diesen  Ge- 
nossenschaften in  der  Regel  nur  dadurch 
herbei^führt,  dass  die  Genossenschaft  die 
Garantie  für  die  von  ihren  Mitgliedern 
übernommenen  Aufträge  übernimmt,  und 
in  dieser  Beziehung  besteht  zwischen  den- 
selben und  den  russischen  Arteis  eine  ge- 
wisse Aehnlichkeit  Ganz  gewiss  würde 
sich  das  Verfahren,  das  die  Dienstmänner 
in  Berlin,  Halle,  Braunschweig  und  Dres- 
den eingeschlagen  haben,  auch  in  anderen 
Städten  und  in  vielen  auderen  Gewerben 
empfehlen  und  diese  vor  einer  Vernichtung 
durch  den  Grossbetrieb  schützen. 

Zu  den  Werkgenossenschaften  werden 
zuweilen  —  aber  mit  Unrecht  —  auch 
Genossenschaften  gerechnet,  die  zwar  Maschi- 
nen gemeinschaftlich  beschaffen,  aber  diese 
an  die  Mitglieder  wieder  veräussern,  sie 
gehören  richtiger  in  die  Kategorie  der 
Rohstoffgenossenschaften.  Die  Gewerbe  der 
Schreiner,  Wagner,  Maler,  Tuchmacher  wer- 
den sich  auf  die  Dauer  als  haudwerksmässige 
kaum  erhalten  lassen  ohne  Zusammeuschluss 
der  Gewerbetreibenden  zu  Werkgenossen- 
schaften, viele  Gewerbe  müssen  ohne  diese 
Genossenschaften  sich  auf  das  Zusammen- 
setzen von  Halbfabrikaten  beschränken,  die 
in  Fabriken  hergestellt  werden.  So  ist  die 
Anwendung  der  Werkgenossenschaft  für 
viele  Gewerbe  zur  Existenzfra^  geworden. 
Nicht  die  Gesetzgebung  kann  ihnen  helfen, 
nur  sie  selbst  können  sich  helfen  durch 
Anpassung  ihres  Geschäftsbetriebes  an  die 
modernen  Betriebsformen,  und  dies  kann 
wieder  nur  auf  dem  Wege  der  Ge- 
nosseuschaftsbildung  geschehen. 

3.  Die  W.  in  der  Landwirtschaft  So 
gering  die  Verbreitung  der  Werkgenossen- 
schaften im  Handwerker-  und  Arbeiter- 
stande, so  gross  ist  dieselbe  in  der  Land- 
wirtschaft wo  sie  sowohl  dem  Maschinen- 
betrieb wie  der  Verbesserung  der  Viehzucht 
dienen.  Wir  sehen  dabei  ganz  von  den 
Molkerei-,  Obstverwertungs-  und  dergleichen 
Genossenschaften  ab,  die  nach  dem  Sprach- 
gebrauch und  wenigstens  zum  grossen  Teil 
auch  mit  Recht  nach  ihrem  Endzweck  zu 
den  Produktivgenossenschaften  gerechnet 
werden,  obgleich  sie  —  bestimmt,  die  auf 
den  Gütern  der  Mitglieder  erzeugten  Pro- 
dukte in  zu  diesem  Zweck  hergestellten 
Anlagen  zu  verarbeiten  —  auch  manche 
Aehnlichkeit  mit  den  Werkgenossenschaften 
haben,  wenn  man  nämlich  die  Herstellung, 
Benutzung  und  den  Betrieb  der  Fabrik- 
anlagen selbst  als  den  Gegenstand  des 
Unternehmens  betrachtet  und    nicht,    w^ie 
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es  jetzt  —  allerdings  aus  gewichtigen  Grün- 
den —  geschieht,  das  entscheidende  Ge- 
wicht auf  die  auf  gemeinschaftliche  Rech- 
nung vorgenommene  Verarbeitung  und 
"Verwertung  der  Produkte  legt.  Erst  Ende 
der  60er  Jahre  beginnt  das  Genossenschafts- 
wesen in  der  Landwirtschaft  Eingang  zu 
finden,  nachdem  sich  die  preussische  Re- 
gierung bei  Gelegenheit  der  Verhandlungen 
über  das  preussische  Genossenschaftsgesetz 
anerkennend  über  die  wirtschaftliche  Be- 
deutung der  Genossenschaften  ausgesprochen 
und  sich  der  Kongress  norddeutscher  Land- 
wirte (1868)  dahin  geäussert  hatte,  dass  die 
verschiedenen  Formen  des  Genossenschafts- 
wesens vorzugsweise  geeignet  seien,  die 
Interessen  des  landwirtschaftlichen  Gewerbes 
zu  stützen  und  zu  fördern. 

Von  Anfang  dieser  Bewegung  an  waren 
die  Werkgenosseuschaften  —  also  Genossen- 
schaften zur  Anschaffung  von  landwiit- 
schaftlichen  Maschinen,  Geräten  etc.  sowie 
zur  Beschaffung  imd  Unterhaltung  von 
Zuchtvieh  —  sogleich  selir  zahlreich  ver- 
treten. In  Gemeinschaft  mit  den  Rohstoff- 
genossenschaften —  den  Genossenschaften 
zum  gemeinschaftlichen  Einkaufe  der  für 
den  landwirtschaftlichen  Betrieb  erforder- 
lichen Gegenstände  (Saatgetreide,  Dünger 
etc.)  —  ermöglichen  sie  dem  Kleinbetriebe, 
unter  den  gleichgünstigen  Bedingungen 
wie  der  Grossbetrieb  zu  arbeilen,  und  ver- 
einigen so  die  Vorteile  des  intensivsten 
Betriebes  mit  den  Vorzügen  des  Grossbe- 
triebes in  den  Händen  des  Bauern. 

Es  bestanden  nach  dem  Jalirbuch  des 
Allgemeinen  Verbandes  deutscher  Erwerbs- 
und Wirt  Schaftsgenossenschaften  für  1899 
501  landwirtscliattliche  AVerkgenossen- 
schaften : 

Unter  den  501  AVerkgenossenschaften 
im  Jahre  1899  befanden  sich  144  Genossen- 
schaften zur  Anschaffung  von  Maschinen 
—  Dampf-,  Säe-,  Mäh-,  Häckselmaschinen 
etc.  (darunter  61  eingetragene  mit  unbe- 
schränkter Haftpflicht,  45  mit  beschränkter 
Haftpflicht,  38  nicht  eingetragene)  —  357 
Genossenschaften  zur  Anschaffung  und  Un- 
terhaltung von  Zuchtvieh  (198  eingetragene 
und  159  nicht  eingetragene). 

Zu  den  Werkgenossenschaften  sind  end- 
lich auch  die  Kojengenossenschaften  zu 
rechnen,  die  auf  den  Inseln  Sylt  und  Föhr 
bestehen  zum  Zweck  der  planmässigen  und 
dauernden  Anlage  von  Fangstätten  zur  Er- 
legung von  Wildenten,  wobei  die  Fangstätte 
(die  Koje)  im  Eigentum  der  Genossenschaft 
steht;  die  gefangenen  Enten  werden  nach 
bestimmten  Regeln  unter  die  Genossen  ver- 
teilt. 

4.  Aasland.  Im  Auslande  scheint 
diese  Genossenschaftsart  gar  nicht  vertreten 
zu  sein,  oder  es  ist  wenigstens  über  ihre 


Geschäftsthätigkeit  allgemein  nichts  bekannt 
geworden,  wobei  allerdings  zu  berücksich- 
tigen ist,  dass  im  Auslande  eine  solche 
alle  Genossenschaftsarten  umfassende  fort- 
laufende Statistik,  wie  sie  in  Deutschland 
seitens  des  Allgemeinen  Verbandes  der 
deutschen  Erwerbs-  und  Wirtßchaftsge- 
nossenschaften  herausgegeben  -wirA,  nicht 
besteht. 

Der  seitens  der  österreichischen 
Regierung  dem  Abgeordnetenhause  vor 
einigen  Jahren  vorgelegte  Gesetzentwurf 
betreffend  die  Errichtung  von  Berufsge- 
nossenschaften der  Landwirte  führt  in 
§  16  in  dem  Wirkimgskreis  »der  Be- 
zirks- und  Landesgenossenschaften  der 
Landwirte«  auf:  »Die  Gründung  und  För- 
derung von  Viehzuchtgenossenschaften« ;  der 
übrigen  landwirtschaftlichen  Werkgenossen- 
schaften ist  auffäUigerweise  nicht  gedacht, 
obgleich  alle  übrigen    Arten  erwähnt  sind. 

In  Italien  in  der  Lombardei  bestehen 
Backhausgenossenschaften  zum  Mahlen  und 
Verbacken  des  Korns  der  Mitglieder,  die 
vielleicht  zu  den  Werkgenossenschaften  ge- 
rechnet werden  können,  regelmässig  als 
Produktivgenossenschaften  bezeichnet  wer- 
den. Es  sind  dies  Genossenschaften  der 
Arbeiter  nnd  kleineren  Pächter  der 
Grossgrundbesitzer  in  der  Lombardei,  wo 
die  Arbeiter  ihren  Lohn  vielfach  in  einem 
Anteil  von  den  Produkten  erhalten;  den 
Arbeitern  fehlten  die  Mittel,  das  so  erhal- 
tene Korn  verwerten  zu  können,  bis  seitens 
eines  Priesters  Anelli  in  Bernato  im  Jahre 
1878  damit  begonnen  wurde,  diese  Arbeiter 
zu  Genossenschaften  zu  vereinigen ;  in  diesen 
Genossenschaften,  die  eigene  Mühle  und 
Backhaus  haben,  wird  nun  das  Kom  der 
Mitglieder,  das  früher  meist  verkam,  ver' 
mahlen  und  verbacken. 

Lltteratnr:  Vgl.  die  Litteratur  bei  dem  Artikel 
«Erwerbs-  und  Wirtechafttgenoteerurhaflent  f>be» 
Bd.  in  S.  7S8ff. 

Hans  CrUger. 


Werkvertrag. 

1.  Bwifl  des  W.  2.  Abgrenzung  des  W. 
von  dem  Dienstvertrage  und  dem  Eanfvertraee. 
3.  Pflichten  des  Unternehmers.  4.  Pflichten  des 
Bestellers.  6.  Endigung  des  W.  6.  Werk- 
lieferungsvertrag. 

1.  Begriff  des  "W.  Der  Werkver- 
trag ist  nach  dem  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuche für  das  Deutsche  Reich  ein 
Vertrag,  durch  welchen  sich  die  eine  Partei, 
der  Unternehmer,  verpflichtet,  ein  in 
dem  Veiti-age  versprochenes  wirtschaftliches 
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<5ut  herziistellen,  wahrend  die  andere  Partei, 
der  Besteller,  sich  verpflichtet,  die  ver- 
einharte Vergütung  hierfflr  zu  entrichten 
(§  631).  Das  wirtschaftliche  Gut,  das  Werk, 
der  Gegenstand  des  Werkvertrags  kann  so- 
wohl in  der  Herstellung  oder  Veränderung 
einer  Sache  bestehen  als  auch  in  einer 
Handlung  oder  in  einem  Inbegriff  von  Hand- 
lungen, die  durch  Arbeit  oder  Dienstleis- 
tungen hervorgebracht  werden,  in  einem 
»jeden  durch  Arbeit  oder  Dienstleistung 
herbeizuführenden  Erfolge«  (§  631  Abs.  2). 
Wie  schon  in  dem  Art  Miete  und  Pacht 
{oben  Bd.  V  S.  764)  erwähnt  worden  ist, 
hat  sich  der  Werkvertrag  aus  der  Werk- 
miete des  römischen  Rechts,  der  locatio 
conductio  operis  entwickelt  Die  Römer 
haben  in  einer,  wenigstens  für  unsere  Auf- 
fassung, sehr  künstlichen,  ja  verkünstelten 
Weise  den  Werkvertrag  als  eine  Art  des 
Mietvertrags  aufgefasst,  so  zwar  dass  sie 
in  dem  Unternehmer  den  Mieter  sahen,  der 
«ine  Sache  oder  ein  Unternehmen  zur  Her- 
stellung mietet,  in  dem  Besteller  aber  den 
Vermieter,  der  die  Sache  oder  das  Unter- 
nehmen an  den  Unternehmer  vermietet 
Dadurch  waren  sie  gezwungen,  dem  Ver- 
mieter bei  dieser  Art  der  Miete  die  sonst 
dem  Mieter  obliegende  Verpflichtung,  den 
Mietpreis  zu  zahlen,  aufzuerlegen,  im  übri- 
gen aber  das  Vertragsverhältnis  tmter  die 
allgemeinen  Rechtssätze  Ober  die  Miete  zu 
stellen.  Wie  die  Römer  zu  dieser  eigen- 
artigen Auffassung  gekommen  sind,  liegt  im 
Dunkel  und  ist  deshalb  äusserst  bestritten. 
Auch  hier  wird  die  Ansicht  vertreten  (vgl. 
oben  Bd.  V  S.  763).  dass  die  locatio  con- 
ductio operis  nach  dem  Vorbilde  des  staat- 
lichen Vermögensverkehi*8  in  den  Privat- 
verkehr eingedrungen  sei.  Ein  genügender 
Grund  für  diese  Annahme  liegt  niclit  vor. 
Am  einfachsten  erklärt  sich  die  Unterstel- 
lung de.s  Werkvertrags  unter  die  Miete  | 
daj-aus.  dass  die  ursprüngliche  Art  der  Miete  | 
die  Sachmiete  war,  in  der  der  Vermieter; 
«ine  Sache  dem  Mieter  auf  Zeit  Oberlässt. 
Pand,  wie  wohl  angenommen  werden  darf, 
die  locatio  conductio  operis  anfänglich  nur 
Terwendung,  wenn  es  sich  um  Bearbeitung 
oder  Verarbeitung  einer  Sache  handelte,  die  ] 
dem  Besteller  gehörte,  so  hatte  der  Besteller, 
■wie  der  Vermieter  bei  der  Sachmiete,  die 
Sache  dem  Unternehmer  auf  2veit  zu  über- 
lassen. Die  Ueberlassung  einer  Sache,  die 
dem  einen  Kontrahenten  gehört,  auf  Zeit  an 
den  anderen  Kontrahenten  ist  das  alleinige 
Moment,  das  die  locatio  conductio  rei  mit 
der  locatio  conductio  operis  gemeinsam 
hatte.  Daraus  erklärt  sich,  dass  derjenige, 
der  die  Sache  hingiebt,  als  Vermieter,  der- 
jenige, der  die  Sache  auf  Zeit  empßhigt,  als 
jlieter  angesehen  ward. 

Trotz  der  an  die  Sachmiete  angelehnten 

HandwSiterbneh  der  StMttswiasensebsften.    Zweite 


Konstruktion  der  locatio  conductio  operis  hat 
sie  doch  viel  grössere  innere  Verwandt- 
schaft mit  der  Dienstmiete,  der  locatio  con- 
ductio operarum  (s.  oben  Bd.  V  S.  764  und 
den  Art  Arbeitsvertrag  oben  Bd.  I  S. 
979  ff.).  Die  meisten  neueren  Gesetzbücher 
haben  deslialb  auch  den  Werkvertrag  im 
Anschluss  an  den  Dienstvertrag  oder  als 
eine  Unterart  desselben  behandelt,  wie  dies 
im  französischen  Code  civü  Art  1779  ff. 
und  im  österreichischen  Büi^rUchen  Ge- 
setzbuch von  1811  §§  1151  ff.  der  Fall  ist. 
Das  Preussische  Allgemeine  Landrecht  von 
1794  hat  in  noch  weitergehendem  Masse  die 
Werkverdingung  (Verixag  über  ein  verdun- 
genes Werk)  dem  Dienstvertrag  genähert, 
indem  nach  preussischem  Recht  der  Unter- 
nehmer verpflichtet  war,  das  Werk  duit^ 
seine  eigene  Thätigkeit  auszuführen,  wenn 
er  auch  Gehilfen  zuziehen  konnte.  Auch 
konnte  hiemach  der  Gegenstand  des  Ver- 
trags nur  in  der  Herstellung,  Bearbeitung 
oder  Verarbeitung  einer  Sache  bestehen 
(Teü  I  Tit  11  §  92.öff.). 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  hat  dagegen 
den  Werkvertrag  von  dem  Dienstvertrage 
wie  von  der  Sachmiete  vollständig  gelöst 
und  als  einen  eigenartigen  Vertrag  durch  be- 
sondere Rechtsnormen  geordnet.  Der  Werk- 
veitrag  hat  hiemach  einen  ausseroidenüich 
weiten  Rahmen  und  seine  Grenzen  einer- 
seits gegenüber  dem  Dien  st  vertrage,  anderer- 
seits gegenüber  dem  Kaufvertrage  sind  in 
manclien  Fällen  nicht  leicht  festzustellen. 

Gegenstand  des  Vertrages  kann  ein 
jeder  »durch  Arbeit  oder  Dienstieistung 
herbeizuführender  Erfolg«  sein  (§  631),  also 
nicht  bloss  die  Herstellung,  Bearbeitung 
oder  Verarbeitung  einer  Sache,  sondern 
auch  materielle  oder  geistige  Leistungen, 
wie  die  Beförtlenmg  von  Personen  oder 
Sachen  von  einem  Orte  zu  einem  anderen, 
die  Herstellung  einer  ELsenbahnanlage,  die 
Anfertigung  eines  Kunstwerkes,  die  Ueber- 
setzung  eines  Buches,  die  Aufführung  eines 
Theaterstückes  oder  eines  Tonwerkes,  aber 
auch  der  Abschluss  eines  Rechtsgeschäftes 
u.  s.  w.  Von  dem  Dienstvertrage  unter- 
scheidet sich  der  Werkvertrag  dadurch, 
dass  der  Unternehmer  sich  nicht  zu  be- 
stimmten Arbeitsleistungen  verpflichtet,  son- 
dern dass  die  Verpflichtung  gerichtet  ist 
auf  die  Herbeiführung  eine»  bestimmten 
Erfolges,  der  das  Eijgebnis  der  Arbeit  oder 
der  Dienstleistung  ist  Deshalb  ist  auch 
der  Unternehmer  nicht  verpflichtet,  wie  bei 
dem  Dienstvertrage  der  Dienstverpflichtete, 
die  Arbeit  oder  die  Dienste  selbst  zu  leisten ; 
er  ist  nur  verpflichtet,  das  Werk  rechtzeitig 
zu  liefem.  Inur  wenn  das  Werk  vertrags- 
mässig  und  rechtzeitig  geliefert  wird,  hat 
er  Anspruch  auf  Vergütung.  Der  Werk- 
vertrag ist  deshalb  für  den  Unternehmer 
Aoflsge.   VII.  47 
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ungünstiger  als  der  Dien  st  vertrag  für  den 
Dienstverpflichteten.  Nicht  für  die  Arbeit 
oder  Dienstleistung  als  solche,  sondern  für 
deren  Ergebnis  ist  die  Vergütung  vereinbart. 
Der  Werkvertrag  begründet  deshalb  auch 
nicht  ein  persönliches  Verhältnis  zwischen 
den  Parteien.  Wie  der  Unternehmer  das 
Werk  in  der  Regel  durch  andere  Personen 
hei-steUen  lassen  kann,  so  kann  der  Be- 
steller seinen  Ansprucli  auf  Herstellung  des 
Werkes  an  andere  Personen  übertragen. 

2.    Abgrenzung    des    W.    von    dem 
Dienstvertrage  und  dem  Kanfvertrage. 
Vielfach    wird    es  mit   Schwierigkeit    ver- 
bunden   sein,    festzustellen,    ob    die   Ab- 
sicht   der    Parteien    auf   Abschluss    eines 
Dienstvertrages   oder  eines  Werkver- 
trages   gerichtet    ist,    oder    mit    anderen 
Worten,   ob  für  die  Arbeit  al,s  solche  oder 
für  deren  Ergebnis  die  Vergütung  zu  zahlen 
ist.     Vielfach   werden   die   Parteien   selbst 
keine  völlig  klare  Vorstellung  darüber  beim 
Abschluss  des  Vertrages  haben.    Entstehen 
Streitigkeiten  aus  einem  solchen  Vertrage, 
so  -wird  unter  Berücksichtigung  aller  Ver- 
hältnisse der  Vertrag  als  Dienst-  oder  als 
Werkvertrag  zu  beurteilen  sein.    Giebt  der 
Besteller  einem  Schneidermeister  ein  Stück 
Tuch,   damit   er  ihm  gegen  einen  verein- 
barten Preis  einen  Rock  daraus  herstelle, 
so   wird  kein   Zweifel   bestehen,   dass  ein 
Werkvertrag  abgeschlossen  ist.    Nimmt  da- 
gegen ein  Familienvater  einen  Schneider  auf 
mehrere  Tage   oder  Wochen   in   das  Haus 
auf,   um  für  sich  und  seine  Familienange- 
hörigen aus  den  von  ihm  gekauften  Stoffen 
Kleider  anfertigen   zu  lassen,  so   wird  dies 
meist  auf  einem  Dieustvertrage,  es  kann  aber 
auch  auf  einem  Werkvertrage  beruhen.  Auch 
die  Art  und  Weise,  wie  die  Vergütung  berech- 
net und  gezalilt  wird,   bietet  nicht  in  allen 
Fällen  ein  sicheres  Unterscheidungsmerkmal 
zwüschen    Dienst-    und    Werkvertrag.     Die 
Regel  ist  zwar,  dass  bei  dem  Dienstvertrag 
der  Lohn  berechnet  wird  nach  der  Zeitdauer 
der  Dienstleistung,  bei  dem  Werkvertrag  die 
Vergütung  im  voraus  in  einem  festen  Be- 
trage für   das   vollendete  Werk  vereinbart 
wird.    Doch  trifft  dies  keineswegs  immer  zu. 
Auch    in    Dienstverträgen    kann   der   Ix>hn 
nach  dem  Stücke  oder  dem  Masse  der  Ar- 
beit berechnet  werden  (Accordarbeit),  wäh- 
i-end  andcrei-seits  auch   bei  dem  Werkver- 
trage nicht  selten  die  Vergütung  nach  Mass, 
Gewicht    oder    Zahl   des  Werkes    oder   in 
Zeitabschnitten  je  nach  dem  Fortschreiten 
des  Werkes  zu  entrichten  ist.    Die  Frage 
ist  insbesondere   wichtig  bei  der    Hausin- 
dustrie  (vgl.   diesen   Artikel  oben  Bd.  IV 
S.  1138  ff.).    Die  hausindustriellen  Arbeiter 
arbeiten   vielfach   trotz   der  Accordlöhnung 
auf  Grund   eines  Dienstvertrages.    Die  Ab- 
sicht des  Vertrages   ist  gar   nicht  darauf 


gerichtet,  dass  dem  HausindustrieUen  die  Her- 
stellung eines  bestimmten  Werkes  übertragen 
werde,  sondern  darauf,  dass  der  Lohn,  der 
für  die  zu  leistenden  Arbeiten  zu  zahlen  ist. 
nach  dem  Masse  und  der  Art  bestimmter 
Arbeiten  berechnet  werde,  wie  dies  auch 
bei  der  Fabrikarbeit  nicht  selten  vorkommt 
Je  unselbständiger  die  Stellung  des  Haus- 
industriellen gegenüber  seinem  Arbeitgeber 
ist,  umsomehr  wird  die  Vermutung  dafür 
sprechen,  dass  das  Verhältnis  auf  einem 
Dien  st  vertrage  beruht.  In  jedem  einzelnen 
Falle  Wird  es  aber  einer  besonderen  Unter- 
suchung und  Feststellung  bedürfen. 

Ebenso   schwierig  ist  in  vielen   Fällen 
die  Entscheidung  darüber,  ob  ein  Kauf- 
vertrag   oder    ein    Werkvertrag    abge- 
schlossen  ist    Allerdings  kann   der  Kauf- 
vertrag nur  darauf  gerichtet  sein,   dass  der 
eine  Kontrahent,  der  Verkäufer,  dem  ande- 
ren Kontrahenten,  dem  Käufer,   das  Eigen- 
tum an  einer  Sache  oder  ein  Recht  üterträgt 
Ist  der  Gegenstand  des  Vertrages  eine  an- 
dere Leistimg  (die  Aufführung  eines  Theater- 
stückes,   die   Herstellung   einer  Eisenbahn, 
der  Abschluss  eines   Rechtsgeschäftes,   die 
Erteilung  von  Auskünften  u.  s.  w.),  so  kann 
ein  Kaufvertrag  nicht  vorli^en.    Dasselbe 
gilt  für  den  Fall,  dass  der  Vertrag  zwar 
auf  die  Ablieferung  eines  Werkes  gerichtet 
ist,   der  Besteller  aber  den  Stoff,  aus  dem 
das  Werk  herzustellen,  zu  bearbeiten  oder 
zu  verarbeiten  ist,   selbst  liefert.    Die  Ver- 
pflichtung  des    Unternehmers    kann    dann 
nicht  auf  Uebertragung  des  Eigentums  an 
einer  Sache  gehen,  da  der  Besteller  Eigen- 
tümer der  Sache  geblieben  ist.    Die  Frapre 
kann   nur  entstehen,  wenn  derjenige,   der 
das  Werk   zu  liefern   hat,  auch  den  Stoff 
zur  Herstellung  des  Werkes  ganz  oder  teil- 
w^eise  zu  beschaffen  hat    Vor  der  Abliefe- 
rung  ist  er  dann  Eigentümer  der  Sache,^ 
er  hat  deren   Eigentum  auf  den   anderen 
Kontrahenten   zu  übertragen.     Ein   solcher 
Vertrag   kann   Kaufvertrag,    er  kann  aber 
auch    Werkvertrag    sein.     Der    praktische 
Unterschied,  je  nachdem  die  eine  oder  die 
andere  Vertragsaii  anzunehmen  ist,  besteht 
namentlich   darin,   dass  bei  dem  Werkver- 
träge  der  Besteller,   falls  das  Werk  nicht 
die   zugesicherten   Eigenschaften    hat   oder 
mit  Fehlern   behaftet  ist,   von   dem  Unter- 
nehmer die  Beseitigung  der  Mängel  fordern 
kann.    Bei  dem  Kaufvertrage  dagegen  kann 
der  Käufer,  wenn  die  verkaufte  Sache    mit 
einem  Mangel,  den  der  Verkäufer  zu   ver- 
treten  hat,   behaftet  ist,   nicht  Beseitigung- 
des  Mangels,  sondern  entweder  ROckgän^g- 
machung    des    Kaufes    (Wandelung)     oder 
Herabsetzung  des  Kaufpreises  (Minderung> 
verlangen  (vgl.  den   Art  Kaufgeschäft 
oben  Bd.  V  S.  .58  ff.).    Nach  römischen^  und 
gemeinem  Rechte  "ward,   wenigstens     nach 
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der  überwiegenden  Ansicht,  iu  dem  Falle, 
dass  der  Unternehmer  das  Werk  ans  dem 
von  ihm  zu  beschaffenden  und  ihm  gehöri- 
gen Stoffe  herzustellen  hat,  Kaufvertrag  an- 
genommen. Nach  preussischem  Rechte  war 
der  Vertrag  dagegen  ein  Werkvertrag,  so- 
fern der  Unternehmer  sich  verpflichtet  hatte, 
die  Sache  durch  seine  Arbeitsthätigkeit  her- 
zustellen. Anderenfalls  war  der  Vertrag  ein 
sogenannter  Lieferungsvertrag,  für  den  bis 
zur  liieferung  besondere  Rechtssätze  galten, 
der  aber  nach  der  Lieferung  der  Sache 
unter  den  Regeln  des  Kaufvertrages  stand 
(Teil  I  Tit.  11  §  981ff.).  Das  Bürgerliche 
Gesetzbuch  hat  unterschieden,  je  nach- 
dem vertretbare  Sachen  oder  nicht  vertretbare 
Sachen  herzustellen  sind.  Im  ersten  Falle 
(z.  B.  ein  Möbelhändler  bestellt  in  einer 
Mötelfabrik  eine  Anzahl  Stühle  oder  Schränke 
von  bestimmter  Form  und  Grösse)  ist  der 
Vertrag  ein  Kaufvertrag,  im  anderen  Falle 
(z.  B.  Bestellung  eines  Kunstwerkes  bei 
einem  Künstler)  ein  Werkvertrag.  Doch 
unterscheidet  das  Gesetzbuch  hier  wiederum, 
ob  der  Unternehmer  nur  Zuthaten  oder 
sonstige  Nebensachen  zu  beschaffen  hat  oder 
aber  ob  er  den  Hauptgegenstand,  der  zur 
Herstellung  des  Werkes  erforderlich  ist,  zu 
beschaffen  hat  Hat  er  nur  Zuthaten  oder 
sonstige  Nebensachen  zu  beschaffen  (z.  B. 
bei  der  Reparatur  oder  Ausbesserung  alter 
Möbel),  so  ist  der  Vertrag  ein  reiner  Werk- 
vertrag. Anderenfalls  ist  der  Vertrag  zwar 
auch  ein  Werkvei-trag,  aber  ein  Werkvertrag, 
auf  welchen  wichtige  Rechtssätze  über  den 
Kaufvertrag  Anwendung  finden,  ein  soge- 
nannter Werkliefenmgsvertrag,  B.G.B.  §  651 
(s.  unten  sub  6  S.  7.TO/51). 

Doch  haben  diese  Normen  keinen  zwin- 
genden Charakter.  Die  Parteien  können 
diux^h  Vereinbarung  das  Vertrags  Verhältnis, 
sofern  der  eine  Kontrahent  das  Eigentum 
an  den  Sachen,  die  er  herzustellen  hat,  dem 
anderen  Kontrahenten  zu  übertragen,  dieser 
aber  die  Vergütung  in  Geld  zu  entrichten 
hat,  imter  die  Rechtssätze  über  Kauf  oder 
über  Werla-ertrag  stellen.  Ist  einer  der 
Kontrahenten  ein  Kaufmann,  der  den  Ver- 
trag im  Betriebe  eines  Handelsgewerbes  ab- 
schliesst,  so  ist  nach  dem  Handelsge- 
setzbuch §  381  Abs.  2  der  Vertrag  auch 
dann  ein  Kaufvertrag,  wenn  der  Unterneh- 
mer eine  nicht  vertretbare  bewegüche 
Sache  aus  dem  von  ihm  zu  beschaffenden 
Stoffe  herzustellen  hat,  und  zwar  ein  Kauf- 
vertrag, auf  den  die  Bestimmungen  des 
Handelsgesetzbuchs  Anwendung  finden  (vgl. 
den  Art.  Kaufgeschäft  oben  Bd.  V  S. 
61  ff.).  Auch  können  dem  Werkvertrage 
durch  mancherlei  Nebenbestimmnngen  be- 
sondere Gestaltungen  gegeben  werden.  In 
dem  Vertrage  kann  bestimmt  werden,  dass 
zwar  der  Besteller  den  Stoff  liefert,   dass 


|aber  der  Unternehmer  berechtigt  ist,  an- 
deres Material  zur  Hei-stellung  des  Werkes 
zu  verwenden  (sogenannte  locatio  conductio 
operis  irregularis).  Ein  solcher  Vertrag 
liegt  z.  B.  vor,  wenn  jemand  einem  Silber- 
arbeiter altes  Silber  übergiebt,  um  daraus 
ein  silbernes  Gefäss  anfertigen  zu  lassen, 
der  Silberarbeiter  dazu  aber  auch  anderes 
Silber  verwenden  darf.  Der  rechtliche  Cha- 
rakter des  Vertrages  hängt  hier  davon  ab, 
ob  der  Silberarbeiter  das  ihm  übergebene 
Silber  oder  anderes  Silber  verwendet.  Im 
ersten  Falle  ist  der  Vertrag  Werkvertrag, 
im  anderen  Falle  findon  die  Vorschriften 
über  den  Kauf  Anwendung  (§  651). 

Aus  dem  Werkvertrage  liaben  sich  auch 
einzelne  Vertragsarten  entwickelt,  die  unter 
besonderen  Rechtsnormen  stehen.  So  ins- 
besondere der  Frachtvertrag  (s.  den  Art. 
Frachtgeschäft  oben  Bd.  III  S.  1187  ff.; 
und  der  Verlagsvei-trag,  der  soeben  durch 
das  Reichsgesetz  vom  19.  Juni  1901  reichs- 
gesetzlich normiert  worden  ist. 

3.  Pflichten  des  Unternehmers,  a)  Der 
Unternehmer  hat  das  in  dem  Vertrage  be- 
stimmte Werk  herzustellen  und  zu  liefern. 
Er  ist  aber  nicht  verpflichtet,  sofern  sich 
eine  solche  Verpflichtung  nicht  aus  dem  Ver- 
trage ergiebt,  die  hierzu  erforderliche  Arbeit 
persönlich  zu  leisten.  Er  kann  die  Arbeiten 
durch  andere  Personen  ausführen  lassen 
und  zur  Ausführung  wieder  an  andere  Un- 
ternehmer vergeben  (sogenannte  Entreprise). 
Aber  er  haftet  nicht  nur  für  eigenes  Ver- 
schulden, sondern  auch  für  das  Verschulden 
der  Personen,  deren  er  sich  bei  der  Her- 
stellung des  Werkes  bedient  (B.G.B.  §§  276, 
278).  Doch  wird  der  Unternehmer  von  der 
Pflicht  zur  Herstellung  und  Lieferung  des 
Werkes  befreit,  wenn  der  von  dem  Besteller 
gelieferte  Stoff  ohne  Verschulden  des  Un- 
ternehmers durch  Zufall  untergeht,  wie  er 
in  diesem  Falle  dem  Besteller  auch  nicht 
zum  Schadensei-satz  verpflichtet  ist  (§  644). 
Besteht  das  Werk,  dessen  Ausführung  der 
Unternehmer  übernommen  hat,  in  der  Be- 
sorgung von  Geschäften,  seien  es  rechtsge- 
schäftliche oder  anderweitige  Handlungen, 
so  ist  er  verpflichtet,  den  Weisungen  des 
Bestellers  Folge  zu  leisten,  und  ist  nur  be- 
rechtigt hiervon  abzuweichen,  wenn  er  den 
Umständen  nach  annehmen  darf,  dass  der 
Besteller  bei  Kenntnis  der  Sachlage  die 
Abweichung  billigen  würde,  und  wenn  mit 
einem  Aufschub  Gefahr  verbunden  ist  Er 
ist  verpflichtet,  dem  Besteller  auf  Verlangen 
über  den  Stand  des  Geschäfts  Auskunft  zu 
geben  und  nach  der  Ausführung  Rechen- 
schaft abzidegen.  Auch  hat  er  alles,  was 
er  zur  Ausführung  des  Geschäfts  erhält 
und  was  er  aus  der  Geschäftsbesorgung  er- 
langt, herauszugeben  (B.G.B.  §  675).  In- 
dessen gelten   diese  Rechtssätze  auch  für 
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andere  Werkverträge,  sofern  sich  ihre  Gel- 
tung aus  dem  gesamten  Inhalte  des  Ver- 
trages ergiebt 

b)  Das  Werk  hat  der  Unternehmer  so 
herzustellen,  dass  es  die  zugesicherten  Eigen- 
schaften hat  und  nicht  mit  Fehlern  behaftet 
ist,  die  den  Wert  oder  die  Tauglichkeit  zu 
dem  gewöhnlichen  oder  zu  dem  nach  dem 
Vertrage  vorausgesetzten  Gebrauche  auf- 
heben oder  mindern.  Ist  das  Werk  nicht 
von  dieser  Beschaffenheit,  so  hat  er  auf 
Verlangen  des  Bestellers  den  Mangel  zu 
beseitigen.  Hierin  liegt,  ■wie  schon  erwähnt, 
ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  dem 
Werkvertrage  und  dem  Kaufvertrage.  »Der 
Gedanke  nachträglicher  Ausbesserung  ist 
dem  Besteller  ebenso  natürlich,  wie  er  dem 
Käufer  fern  liegt.«  Jedoch  ist  der  Unter- 
nehmer berechtigt,  die  Beseitigung  des 
Maugels  zu  verweigern,  wenn  sie  einen  un- 
verhältnismässigen Aufwand  erforderte.  So 
ist  z.  B.  ein  Bauunternehmer  nicht  ver- 
pflichtet, ein  Haus  völlig  umzubauen,  um 
einen  unerheblichen  Mangel  zu  beseitigen 
(B.G.B.  §  633). 

Es  Aväre  ungerecht,  wenn  der  Unterneh- 
mer den  Besteller  dadurch  hintanhalten  und 
schädigen  könnte,  dass  er  die  zur  Beseiti- 
gung der  Mängel  erfoi-derlichen  Arbeiten  ver- 
zögert oder  immer  wieder  das  Werk  fehler- 
haft liefert.  Der  Besteller  kann  deshalb 
dem  Unternehmer  eine  angemessene  Frist 
bestimmen  mit  der  Erklärung,  dass  er  nach 
dem  Ablaufe  der  Frist  sich  mit  der  Beseiti- 
gung des  Mangels  nicht  mehr  zufrieden 
gebe  und  sie  ablehne.  Bemerkt  er  schon 
vor  der  Ablieferung  an  dem  Werke  einen 
Mangel,  so  kann  er  die  Frist  zu  dessen  Be- 
seitigung schon  vorher  bestimmen,  die  aber, 
wie  sich  aus  den  Verhältnissen  ergiebt  und 
das  Gesetzbuch  ausdrücklich  erklärt,  nicht 
vor  Ablauf  der  Lieferungsfrist  enden  darf. 
Hat  der  Besteller  eine  solche  Frist  gesetzt,  so 
kann  er,  wenn  sie  von  dem  Unternehmer  nicht 
eingehalten  wird,  nach  deren  Ablauf  die 
Beseitigung  des  Mangels  nicht  mehr  fordern, 
sondern  er  kann  dann  nur  nach  seiner 
Wahl  entweder  von  dem  Vertrage  zurück- 
treten (Wandelung)  oder  eine  Herabsetzung 
der  Vergütung  beanspruchen  (Minderung) 
oder  aber  er  kann,  wenn  der  Mangel  des 
Werkes  auf  einem  Umstand  beruht,  den  der 
Unternehmer  zu  vertreten  hat,  wegen  Nicht 
erfüUung  Schadensersatz  fordern.  Hat  der 
Unternehmer'  für  fehlerlose  Lieferung  des 
Werkes  Garantie  übernommen,  so  kann  der 
Besteller  Schadensersatz  auch  dann  fordern, 
wenn  den  Unternehmer  oder  seine  Gehilfen 
kein  Verschulden  trifft  (B.G.B.  §  635).  Doch 
kann  er  von  dem  Vertrage  nicht  zurück- 
treten, sondern  nur  Minderung  der  Vergü- 
tung oder,  wenn  die  obigen  Voraussetzungen 
vorhanden  sind,  Schadensei-satz  fordern,  so- 


fern der  Mangel  den  Wert  oder  die  Taug- 
lichkeit des  Werkes  nur  unerheblich  min- 
dert Ist  die  Beseitigung  des  Mangels  un- 
möglich oder  wird  sie  von  dem  Unternehmer 
verweigert  oder  kann  der  Besteller  nach- 
weisen, dass  durch  Gewährung  einer  Frist 
ein  besonderes  Interesse,  das  er  hat,  ge- 
schädigt werde,  so  kann  er  sofort  von  dem 
Vertn^  zurücktreten  oder  Herabsetzung 
der  Vergütung  beanspruchen  (§  633).  Hat 
der  Besteller  aber  em  mangelhaftes  Werk 
angenommen,  obschon  er  den  Mangel  kannte, 
80  stehen  ihm  diese  Ansprüche  auf  Be- 
stimmung einer  Frist,  auf  Wandelung,  Min- 
derung oder  Schadensersatz  nur  zu,  wenn 
er  eich  seine  Rechte  wegen  des  Mangels 
bei  der  Abnahme  vorbehält  (§  640   Abs.  2). 

Eine  Frist,  binnen  deren  der  Besteller 
diese  Ansprüche  geltend  zu  machen  hat 
bestimmt  das  Gesetz  nicht.  Aber  es  hat 
im  Interesse  des  Unternehmers  diese  An- 
sprüche einer  kurzen  Verjährungsfrist  unter- 
worfen, die  mit  der  Abnahme  des  Werkes 
oder,  sofern  nach  der  Beschaffenheit  des 
Werkes  eine  Abnahme  ausgeschlossen  ist 
(z.  B.  bei  Besorgimg  eines  Geschäftes),  mit 
seiner  Vollendung  beginnt  Die  Verjährungs- 
zeit beträgt  in  der  Regel  sechs  Monate,  bei 
Arbeiten  an  einem  Grundstücke  aber  ein 
Jahr  imd  bei  Bauwerken  fünf  Jahre.  Nur 
wenn  der  Unternehmer  den  Mangel  arg- 
listig verschwiegen  hat,  tritt  die  gewöhn- 
liche Verjährung  von  30  Jahren  ein  (§  638). 
Alle  diese  Bestimmungen  aber  über  die  er- 
wähnten Ansprüche  des  Bestellers  wie  Aber 
diese  Verjährungsfristen  können  durch  Ver- 
einbarung der  Parteien  abgeändert  werden. 
Nur  die  Verpflichtimg  des  Unternehmers, 
einen  Mangel  zu  vertreten,  kann  nicht  durch 
Vereinbarung  aufgehoben  oder  beschränkt 
werden,  wenn  der  Unternehmer  den  Mangel 
arglistig  verschweigt  (§  637). 

c)  Wie  der  Unternehmer  zur  fehlerfreien, 
so  ist  er  auch  zur  rechtzeitigen  Her- 
stellung des  Werkes  verpflichtet  Stellt  er 
das  Werk  nicht  rechtzeitig  her,  so  stehen 
dem  Besteller  die  Rechte  zu,  welche  nach 
den  allgemeinen  Rechtsnormen  dem  Gläubi- 
ger zur  Verfügung  stehen,  wenn  der  Schuld- 
ner in  Verzug  ist  (vgl.  den  Art  Schuld- 
verhältnisse oben  Bd.  VI  S.  616ft). 
Aber  das  Gesetzbuch  hat  die  Rechte  des 
Bestellers  erweitert  und  ihm  noch  einen 
anderen  Weg  eröffnet,  um  sein  Interesse 
zu  wahren.  In  Vei-zug  kommt  der  Unter- 
nehmer nur,  wenn  die  rechtzeitige  Herstel- 
lung des  Werkes  infolge  eines  Umstandes 
nicht  erfolgt,  den  er  zu  vertreten  hat.  Wird 
das  Werk  ganz  oder  teilweise  nicht  recht- 
zeitig hergestellt,  so  kann  der  Besteller, 
mag  der  Unternehmer  oder  sein  Gehilfe  dies 
verschuldet  haben  oder  nicht,  dem  Unter- 
nehmer für  die  Herstellung  eine  angemessene 
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Frist  setzen,  und  wenn  nach  deren  Ablauf 
das  Werk  noch  nicht  bergest  eUt  ist,  von 
dem  Vertrage  zurücktreten.  Hat  der  Be- 
steiler schon  einen  Teil  der  Vergütung  ent- 
richtet, so  hat  ihn  der  Unternehmer  in 
diesem  Falle  zurückzuzahlen  (§  636).  Die 
Bestimmung  ist  füi"  das  Qeschäftsleben  von 
sehr  grosser  Bedeutung.  Dem  Besteller  steht 
hiemach  das  Rücktrittsrecht  auch  dann  zu, 
"wenn  der  Unternehmer  durch  eine  von  ihm 
nicht  verschuldete  Arbeitseinstellung  der 
Arbeiter  oder  durch  einen  Brand  u.  s.  w. 
an  der  rechtzeitigen  Herstellung  des  Werkes 
verhindert  worden  ist.  Dagegen  steht  dem 
Besteller,  sofern  der  Unternehmer  nicht  in 
Verzug  ist,  auch  nicht  ein  Anspruch  auf 
Schadensersatz  zu.  Ist  der  Unternehmer  in 
Verzug,  so  kann  der  BesteDer  von  dem 
Vertrage  zurücktreten  und  Schadensersatz 
fordern.  Durch  Vereinbanmg  kann  aber 
das  Hücktrittsrecht  ausgeschlossen  oder  be- 
schränkt werden. 

4.  Pflichten  des  Bestellers,  a)  In 
vielen  Fällen  kann  der  Unternehmer  ohne 
Mitwirkung  des  Bestellers  das  übernommene 
Werk  nicht  ausführen.  So  haben  häufig 
Fabrikanten,  für  welche  Hausindustrielle 
auf  Grand  eines  Werkvertrages  zu  arbeiten 
haben,  ihnen  die  Stoffe  oder  die  Werkzeuge 
zu  liefern  und  ihnen  die  Anweisungen  über 
die  vorzunehmenden  Arbeiten  zu  erteilen. 
Besteht  das  herzustellende  Werk  in  der  Er- 
teilung von  Unterricht,  in  der  Anfertigung 
eines  Porträts  u.  s.  w.,  so  kann  der  Lehrer, 
der  Maler  seine  verti-agsmässige  Pflicht 
nicht  erfüllen,  wenn  der  Schüler  oder  die 
Person,  deren  Porträt  der  Künstler  zu 
malen  hat,  nicht  anwesend  und  zum  Em- 
pfang des  Unterrichts  u.  s.  w.  nicht  bereit 
ist.  Unterlässt  der  Besteller  Handlungen, 
die  zur  HersteUung  des  Werkes  erforderlich 
sind,  so  hat  der  Unternehmer  zwar  keinen 
Rechtsanspruch  darauf,  dass  der  Besteller 
sie  vornimmt.  Aber  ihn  können  dann  auch 
keine  Rechtsnachteile  treffen,  wenn  er  das 
Werk  nicht  rechzeitig  herstellt.  Der  Be- 
steUer  ist  dann  in  Verzug  der  An- 
nahme. Dem  Unternehmer  kann  dadiu-ch 
aber  Schaden  verarsacht  werden.  Er  kann 
genötigt  sein,  während  der  Dauer  des  Ver- 
zugs seine  Arbeitskraft,  sein  Geschäfts- 
kapital, seine  Gehilfen  und  Arbeiter  für  die 
Herstellung  des  Werkes  bereit  zu  halten, 
lind  wird  dadurch  verhindert,  sie  ander- 
weitig zu  verwenden.  Er  hat  deshalb 
gegen  den  Besteller  einen  Anspruch  auf 
angemessene  Entschädigung,  bei  deren  Be- 
messung einerseits  die  Dauer  des  Verzugs 
und  die  Höhe  der  vereinbarten  Vergütung, 
andererseits  aber  auch  die  Ersparung  an 
Aufwendimgen,  die  der  Unternehmer  infolge 
des  Verzuges  macht,  und  der  Gewinn,  den 
der  Unternehmer   aus   anderweitiger   Ver- 


wertung seiner  Arbeitskraft  zieht,  zu  be- 
rücksichtigen sind  (§  642).  Auch  ist  der 
Unternehmer  in  einem  solchen  Falle  be- 
rechtigt, dem  Besteller  zur  Nachhölung  der- 
Handlung  eine  angemessene  Frist  mit  der 
Erklärung  zu  bestimmen,  dass  er  den  Ver- 
trag kündige,  wenn  die  Handlung  nicht  bis 
zum  Ablaufe  der  Frist  vorgenommen  werde. 
Der  Vertrag  gilt  dann  als  aufgehoben^, 
wenn  die  Nachholung  der  Handlung  nicht 
bis   zum  Ablaufe  der  Frist  erfolgt  (§  643)> 

b)  Der  Besteller  ist  verpflichtet,  das 
vertragsmässig  heimstellte  und  rechtzeitig 
gelieferte  Werk  abzunehmen,  sofern 
nicht  nach  der  Beschaffenheit  des  Werkes 
die  Abnahme  ausgeschlossen  ist  (§  640), 
ebenso  wie  der  Käufer  nach  §  433  ver- 
pflichtet ist,  die  gekaufte  Sache  abzu- 
nehmen. Ebenso  wie  bei  dem  Kauf- 
vertrag ist  auch  die  Abnahme  bei  dem 
Wei'kvertrage  die  thatsächliche  Annahme 
des  Werkes  in  Besitz.  (Nach  anderer  An- 
sicht, die  aber  im  Gesetze  nicht  begründet 
ist,  soll  die  Abnahme  erst  mit  ausdrück- 
Hcher  oder  stillschweigender  Anerkennung 
der  Leistung  als  Erfüllung  vollendet  sein). 
Die  Abnahme  hat  die  rechtlichen  Wirkungen, 
dass  mit  ihr  die  Verjährnng  der  Ansprüche 
wegen  Mängel  des  Werkes  beginnt  und  dass 
mit  ihr  die  Gefahr  auf  den  Besteller  über- 
geht (s.  unten  sub  d).  Der  Besteller  ist  zur 
Abnahme  nur  verpflichtet,  wenn  das  Werk 
durchaus  fehlerfrei  ist.  Auch  unlmdeutende 
Mängel  rechtfertigen  die  Weigerung  der 
Abnahme.  Kennt  der  Besteller  aber  die 
Mängel  des  Werkes  und  nimmt  er  dasselbe 
doch  ab,  ohne  seine  Ansprüche  sich  vorzu- 
behalten, so  geht  er,  wie  schon  erwähnt, 
seiner  Ansprüche  wegen  dieser  Mängel  ver- 
lustig (§640  Abs.  2). 

c)  Der  Besteller  ist  nicht  bloss  zur  Ab- 
nahme des  Werkes  verpflichtet,  sondern 
auch  zu  der  ausdrücklichen  oder  still- 
schweigenden Anerkennimg.,  dass  das  Werk 
vertragsmässig  geliefert  sei  Um  hierzu  im- 
stande zu  sein,  wird  der  Besteller  hänfig 
das  Werk  nach  der  Abnahme  erst  einer 
sachverständigen  und  eingehenden  Prüfung 
unterwerfen  müssen,  die  kürzere  oder 
längere  Zeit  erfordern  wird.  Der  Unter- 
nehmer hat  einen  Rechtsanspruch  darauf, 
dass  der  Besteller  nach  Ablauf  einer  ange- 
messenen Frist  diese  Anerkennung  erklärt 
oder  die  Annahme  des  Werkes  als  Er- 
füllung der  vertragsmässigen  Leistung  ver- 
weigert. Zwar  kann  der  Besteller,  auch 
wenn  er  das  Werk  als  vertragsmässig  ge- 
liefert anerkannt  hat,  später  noch  etwaige 
Mängel,  die  ihm  verborgen  geblieben  sind, 
geltend  machen.  Aber  dann  hat  nicht  mehr 
der  Unternehmer  den  Beweis  zu  führen, 
dass  er  das  Werk  vertragsmässig  geliefert 
habe,    sondern    dann    trifft   den    Besteller 
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dafür  die  Beweislast,  dass  bei  der  Abnahme 
das  Werk  fehlerhaft  gewesen  sei  und  den 
vertragsmässigen  Bestimmungen  nicht  ent- 
sprochen liabe  (§  363). 

d)  Der  Besteller  ist  verpflichtet,  die 
Vergütung  zu  entrichten.  Auch  wenn  die 
Parteien  über  die  Vergütung  keine  aus- 
drückliche Bestimmung  getroffen  haben,  so 
gilt  sie  doch  als  stillschweigend  vereinbart, 
wenn  aus  den  Umständen  sich  ergiebt,  dass 
der  Unternehmer  sich  nicht  zu  einer  unent- 
geltlichen Leistung  hat  verpflichten  wollen 
(§  632).  Ist  die  Höhe  der  Vergütung  nicht 
bestimmt,  so  ist,  wenn  eine  Taxe  besteht, 
die  taxmässige  Vergütung,  wenn  keine 
Taxe  besteht,  die  übliche  Vergütung  als 
vereinbart  anzusehen  (§  662  Abs.  2).  Die 
Vergütung  wird  in  der  Regel  in  Geld  be- 
stehen, doch  ist  dies  nicht  erforderlich. 
Der  Besteller  kann  statt  zur  Zahlung  eines 
Geldbetrags  sich  auch  zu  anderen  Leistungen 
verpflichten.  Der  TTnternehmer  hat  aber 
nur  auf  die  Vergütung  in  der  vereinbarten 
Höhe  Anspruch.  Auch  wenn  er  sich  in 
Bezug  auf  die  Kosten  der  Herstellung  des 
"Werkes  geirrt  und  deshalb  eine  Vergütung 
vereinbart  hat,  durch  die  ihm  vielleicht 
nicht  einmal  ein  Ersatz  seiner  Kosten  ge- 
währt wird,  hat  er  keinen  Anspruch  auf 
höhere  Vergütung,  selbst  dann  nicht,  wenn 
durch  nicht  vorhersehbare  Umstände,  wie 
aussergewöhnliche  Steigerung  der  Preise 
der  Materialien  oder  der  Löhne  der  Arbeiter, 
die  Kosten  der  Herstellung  des  Werkes 
sich  erhöht  haben.  Aber  im  umgekehrten 
Falle  hat  der  Besteller  auch  keinen  An- 
spruch auf  Ermässigung  der  Vergütung. 

Die  Vergütung  ist  bei  der  Abnahme  des 
Werkes  zu  entrichten.  Ist  das  Werk  in 
Teilen  abzunehmen  und  die  Vergütung  für 
die  einzelnen  Teile  bestimmt,  so  ist  die 
Vergütung  für  jeden  Teil  bei  dessen  Ab- 
nahme zu  entrichten.  Von  der  Abnahme 
des  Werkes  oder  der  einzelnen  Teile  ab 
hat  der  Besteller,  wenn  die  Vergütung  in 
Geld  festgesetzt  ist  und  er  sie  nicht  Zug 
um  Zug  entrichtet,  sie  zu  verzinsen,  es  sei 
denn,  dass  der  Unternehmer  Stundung  ge- 
währt hat  (§  641). 

Der  Unternehmer  hat  aber  auch  nur 
Anspruch  auf  die  Vergütung,  wenn  er  das 
Werk  zur  Abnahme  liefert.  Bis  zur  Ab- 
nahme trägt  der  Unternehmer  die 
Gefahr  (§  644),  d.  h.  geht  das  Werk 
vor  der  Abnahme  durch  Ziifall,  z.  B.  durch 
Brand,  unter  oder  wii-d  es  durch  Zufall  be- 
schädigt, so  kann  der  Unternehmer  eine 
Vergütung  nicht  foi-dern.  Er  erhält  dann 
irgend  einen  Ersatz  für  seine  Arbeit  und 
die  von  ihm  gemachten  Auslagen  nicht, 
selbst  wenn  das  Werk  vor  dem  Untergang 
fertig  hergestellt,  aber  noch  nicht  abgeliefert 
war.     Nach    gemeinem    Rechte    war    die 


Frage,  ob  dem  Unternehmer  in  diesem 
Falle  nicht  ein  Anspruch  auf  Vergütung 
zustehe,  eine  Oberaus  bestrittene,  da  aus 
den  Quellen  des  römischen  Rechtes  eine 
sichere  Entscheidung  nicht  zu  entnehmen 
ist  Die  neueren  Gesetzbücher  haben,  ^ie 
das  Bürgerliche  Gesetzbuch,  den  obigen, 
für  den  Unternehmer  ungünstigen  Rechts- 
satz aufgenommen,  so  das  Preussische  AUge- 
meiae  Landrecht  (I,  11  §  960),  der  C«ie 
civil  (Art  1790),  das  Oesterreichische 
Bürgerliche  Gesetzbuch  (§  1157),  das 
Schweizer  Bundesgesetz  über  das  Obli- 
gationenrecht von  1881  (Art  367).  Die 
Gerechtigkeit  und  Billigkeit  dieser  Bestim- 
mung werden  aber  lebhaft  bestritten.  Es 
wird  dagegen  eingewandt,  dass  auch  der 
Werkvertrag  ein  Arbeitsvertrag  und  jeder 
Arbeiter  semes  Lohnes  wert  sei.  Hiergegen 
könne  die  logische  Folgerichtigkeit  eines 
Satzes  nicht  in  das  Gewicht  fallen.  In  der 
That  wird  es  in  manchen  Fällen  ungerecht 
sein,  wenn  dem  Unternehmer  die  Gefahr 
aufgebürdet  wird.  Doch  wird  zu  unter- 
scheiden sein :  Steht  der  Unternehmer  wirt- 
schaftlich selbständig  dem  Besteller  gegen- 
über und  schliesst  er  den  Werkvertrag  in 
einem  Geschäftsbetrieb  ab,  so  wird  er  bei 
der  Bestimmung  der  Vergütung,  für  die  er 
die  Herstellung  und  Liefenuig  des  Werkes 
übernjmmt,  schon  die  Mögliclikeit,  dass  das 
Werk  durch  Zufall  untergehe  oder  be- 
schädigt werde,  mit  in  Betracht  ziehen. 
Die  Vei^tung  wird  der  Art  bemessen  sein, 
dass  sie  eine  Risikoprämie  für  die  Fälle 
enthält,  in  denen  der  Unternehmer  keine 
Vergütung  erhält  Aber  auch  wenn  er  den 
Werkvertrag  nicht  in  einem  Geschäftsbetrieb 
abschliesst,  wird  er  in  Hoffmmg  auf  den 
Gewinn,  den  er  aus  dem  Vertrage  erwartet 
die  geringe  Gefahr,  die  ihm  durch  zufälligen 
Untergang  der  Sache  drohen  kann,  üher- 
nehmen  oder  aber  den  Vertrag  nur  ab- 
schUessen,  wenn  anderweitige  Bestimmungen 
für  den  Fall  des  zufälligen  Unterganges  des 
Werkes  darin  getroffen  werden.  Anders 
dagegen  in  den  Fällen,  in  denen  der  Unter- 
nehmer eine  wirtschaftliche  Selbständigkeil 
nicht  liat,  sich  vielmehr  in  der  Lage  eines 
Arbeiters  befindet,  der,  um  seine  wirt- 
schaftliche Existenz  zu  erhalten,  die  Be- 
dingungen des  Vei-trages  annehmen  aiuss, 
die  der  Arbeitgeber  aufstellt  Zu  solchen 
»Unternelunem«  gehören  vielfach  diejenigen 
Hausgewerbetreibenden,  die  nach  formellem 
Rechte  nicht  auf  Grund  eines  IHenstver- 
trages,  sondern  eines  Werkvertrages  die 
Herstellung  von  Werken  übernehmen,  -wäh- 
rend sie  wirtschaftlich  den  gewerblichen 
Arbeitern  durchaus  gleiclistehen.  Für  sie 
ist,  wenn  auch  nicht  rechtlich,  so  doch 
wirtschaftlich  die  Vergütung,  die  sie  für 
das  gelieferte  Werk  erhalten,  nichts  anderes 
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als  der  Arbeitslohn    (etwa    mit  Einschluss 
des  Ersatzes  für  die  Auslagen,  die  sie  zur 
Herstellung  des  Werkes  zu  machen  haben). 
Die  Höhe   der   Vergütung    bestimmt    sich 
nach  der  Höhe  des  Arbeitslohnes,  den  der 
Besteller   zu   zahlen   hätte,  wenn   er  statt 
«inen  Werkvertrag  einen  Dienstvertrag  ab- 
geschlossen hätte.    Der  Werkvertrag  bietet 
ihm  aber   den  "Vorteil,   dass  er  den  Lohn 
nicht   zu   zahlen  hat,   wetra   das  Werk  vor 
■der  Abnahme   durch  Zufall  untergeht  oder 
Schaden    leidet.     Wenn    auch    im   Zweifel 
derartige  Verträge   als   Dienstverträge   und 
nicht   als   Werkverträge    aufzufassen    sein 
werden,  so  wird  in  vielen  FäUen  ein  solcher 
iiweifel  ausgeschlossen  sein.    Man  hat  sich 
damit  getröstet,  dass  die  Häilen,  zu  denen 
das   Gesetz   führen   könne,   im  Leben   von 
selbst  sich  mindern  werden.  Es  werde  sich 
eine  Verkehrssitte  entwickeln    oder  als  be- 
reits vorhanden  festgestellt  werden,  welche 
den  l'nternehmer  günstiger  stelle,   als  dies 
nach  dem  Gesetze   der  Fall   sei.    Dann  sei 
anzunehmen,    dass   die    Beteiügten    regel- 
lüässig  die  Absicht  haben,    den  Vertrag  im 
einzelnen  Falle    so    zu  gestalten,    wie  dies 
der  Sitte  entspreche  (Planck,  Kommentar 
zum  B.G.B.  Bd.  U,   S.  384).    Indessen  da, 
wo  der  Besteller  wirtschaftlich  der  Unter- 
nehmer,  der  Unternehmer  aber  wirtschaft- 
lieh ein  Arbeiter   ist,   wird  es  der  erstere 
sein,  der  die  Verkehrssitte  bestimmt,  und  er 
wirtl  sie  zu  seinen  Gunsten  bestimmen.  Der 
wirtschaftlich    schwächere   Teil   wird    dies 
nicht  vermögen.    Das  Gesetz    bedarf   einer 
Ei^nzung  des  Inhalts,  dass  in  den  Fällen, 
in    denen    der  Unternelimer   zu   den  Haus- 
gewerbetreibenden gehört,  der  Unternehmer, 
auch   wenn   das  Werk    vor   der  Abnahme 
durch    Znfoll    untergeht    oder    beschädigt 
wird,    einen    Anspruch    auf    angemessene 
Vergütung   für   seine  Arbeitsleistung    und 
auf  Ersatz    seiner  Auslagen    hat.    Dass   es 
nicht  immer  leicht  ist,  festzustellen,  ob  ein 
T -nternehmer  zu  den  Hansgewerbetreibenden 
gehört   oder    nicht,    soll    nicht   geleugnet 
werden.       Aber      wichtige      Reichsgesetze 
haben  den  Begriff  schon  aufgenommen,  und 
der  Praxis  wird  es  gelingen,  die  Schwierig- 
keiten zu  überwinden. 

Der  Unternehmer  hat  die  Gefahr  bis 
zur  Abnahme  des  Werkes  zu  tragen. 
Gerade  hierfür  ist  es  wichtig,  daran  festzu- 
halten, dass  die  Abnahme  nur  die  Inbesitz- 
nahme des  Werkes  bezeichnet  Ihr  ent- 
spricht die  Uebergabe  der  gekauften  Sache 
an  den  Käufer  nach  §  446  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs.  Die  Abnahme  wird 
nicht  erst  mit  der  Anerkennung  der  Leistung 
als  Erfüllung  vollendet  Hat  der  Unter- 
nehmer das  Werk  vertragsmässig  herge- 
stellt imd  dem  Besteller  abgeliefert,  so  hat 
er  seine  Vertragspflicht  erfüllt    Es  würde 


in  der  That  nicht  bloss  eine  Harfe,  sondern 
eine  nicht  zu  rechtfertigende  Ungerechtig- 
keit sein,  wenn   der  Unternehmer  die  Ge- 
fahr auch   dann   noch  tragen   und  den  An- 
spruch   auf    Vergütung     verlieren     sollte, 
nachdem   das  Werk  von    dem  Besteller  in 
Besitz  genommen  ist  und   in  dessen  Besitz 
durch    Zufall    untergeht    oder    beschädigt 
wird,    bevor   der  Besteller   das  AVerk   ge- 
prilft   und  als  Erfüllung  der  Leistung  an- 
erkannt hat    Selbst  wenn  dies  die  Ansicht 
der  zweiten  Kommission  gewesen  ist  (vergl. 
dariiber  Planck  a  a.  0.  Bd.  II  S.  379), 
so  ist  diese  Ansicht  in  dem  Gesetze  nicht 
zum  Ausdruck  gelangt.    Der  Beweis  dafür, 
dass  der  Bundesrat  und  der  Reichstag  diese 
Ansicht  der  Mehrheit  der  zweiten  Kommis- 
sion geteilt  haben,   ist  nicht  zu   erbringen. 
Andere  Bestimmungen  des  Gesetzes  sprechen 
vielmehr  dafür,  dass  der  Gesetzgeber  unter 
Abnahme     nur     die     Inbesitznahme     des 
Werkes    verstanden    hat.     Wie    schon    er- 
wähnt ist  nicht  selten  nach  der  Beschaffen- 
heit  des    Werkes    eine   Abnahme    ausge- 
.schlossen.    Dann    hat  der  Unternehmer  die 
Gefeihr  nur  bis  zur  Vollendung  des  Werkes 
zu  tragen  (§  646),   nicht  etwa   bis  zur  Er- 
klärung des  Bestellers,  dass   die  vertrags- 
mässige   Leistung   erfüllt   ist.    Ferner   hat 
der  Unternehmer,   wenn   er  das  Werk  auf 
Verlangen  des  Bestellers  nach  einem  ande- 
ren Orte  als   dem  Erfüllungsorte   zu   ver- 
senden  hat,  die  Gefahr   nur  so  lange   zu 
tragen,    bis   er  das  Werk   dem   Spediteur, 
dem  Frachtführer  oder  der  sonst  zur  Aus- 
führnng  der  Versendung  bestimmten  Person 
oder  Anstalt  ausgeliefert  hat  (§  644  Abs.  2). 
Nimmt   der  Besteller  das  ihm  zur  Ab- 
nahme   angebotene    Werk    nicht    an    und 
kommt  er  dadurch  in  Verzug  der  Annalime, 
so  geht   die  Gefahr  auf  ihn  Ober  (§  644). 
Ist    das  Werk    vor   der   Abnahme    infolge 
eines  Mangels  des  von  dem  Besteller  ge- 
lieferten Stoffes  oder  infolge  einer  von  dem 
Besteller    für  die  Ausführung  erteilten  An- 
weisung untergegangen,  verschlechtert  oder 
unausführbar  geworden,   so  hat  der  Unter- 
nehmer   zwar    nicht    den   Anspruch    auf 
die  vereinbarte  Vergütung.    Er  kann  dann 
aber    einen    der    geleisteten    Arbeit    ent- 
sprechenden Teil  der  Vergütung  und  Ersatz 
der  Auslagen   verlangen,    soweit  er  nicht 
schon    in    der    Vergütung    inbegriffen   ist 
Voraussetzung  ist  jedoch,  däss  der  Unter- 
gang, die  Verschlechterung  oder  die  Unaus- 
führbarkeit    des   Werkes    nicht   durch   ein 
Verschulden    mitverursacht    worden    sind, 
das    der    Unternehmer    zu    vertreten    hat 
(§  645).     Etwaige  weitergehende  Haftung 
des  Bestellers  wegen  Verschuldens   bleibt 
unberührt  (§  645  Abs.  2). 

e)  Sicherungsmittel  des  Unter- 
nehmers.    Um  den  Unternehmer  wegen 
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seiner  Ansprüche,  die  er  aus  dem  Veilrags- 
verhältnisse  ^egen  den  Besteller  hat ,  zu 
sichern,  steht  ihm  zunächst  nach  allgemeinen 
Rechtssätzen  (B.G.B.  §§  273,  274)  ein  Zu- 
rückbehaltungsrecht zu,  so  dass  er  die  Ab- 
lieferung des  fertiggestellten  Werkes  solange 
verweigern  kann,  bis  seine  Ansprüche  be- 
friedigt sind. 

Das  Gesetz  (§  647)  giebt  aber  weiterhin 
dem  Unternehmer  für  seine  Forderungen  aus 
dem  Werkvertrage  ein  gesetzliches  Pfand- 
recht an  den  von  ihm  hergestellten  oder 
ausgebesserten  beweglichen  Sachen  des 
Bestellers,  sofern  sie  bei  der  Herstellung 
oder  zum  Zwecke  der  Ausbesserung  in 
seinen  Besitz  gelangt  sind.  Ueber  das 
weitergehende  Recht  der  Bauunter- 
nehmer, für  ihre  Forderungen  aus  dem 
Werkverti-age  von  dem  Besteller  die  Ein- 
räumung einer  Sieherungshypothek  an  dem 
Baugrundstück  des  Besteller  zu  verlangen, 
siehe  den  Artikel  Pfandvorrecht  der 
Bauhandwerker  in  Bd.  VI  S.  77 ff. 

Wii-d  über  das  Vermögen  des  Bestellers 
Konkiu-s  erkannt,  so  kann  der  Unternehmer, 
soweit  ihm  nach  §  647  an  Sachen  des  Be- 
stellers für  seine  Forderungen  aus  dem 
Vertrage  ein  gesetzliches  Pfandrecht  zu- 
steht, aus  diesen  ihm  verpfändeten  Sachen 
wegen  seiner  Fordenmgen  abgesonderte  Be- 
friedigung verlangen  und  zwar  zunächst 
wegen  der  Kosten,  dann  wegen  der  Zinsen, 
zuletzt  wegen  des  Kapitals  (Konkurs-Ord- 
nung §  48,  §  49  Ziffer  2). 

6.  Endignng  des  W.  Hat  der  Werk- 
vertrag eine  üeschäftsbesorgung  zum  Gegen- 
stand, so  erlischt  die  Bestellung  mit 
dem  Tode  des  Unternehmers  (§§  673, 
675).  Der  Erbe  hat  dann  aber  dem  Be- 
steUer  den  Tod  unverzüglich  anzuzeigen  und, 
wenn  mit  dem  Aufschub  Gefahr  verbunden 
ist,  die  Besorgimg  des  Geschäftes  fortzu- 
setzen, bis  der  Besteller  anderweit  Fürsorge 
treffen  kann.  Geht  der  Werkvertrag  nicht 
auf  eine  Geschäftsbesoi-gung,  so  führt  der 
Tod  des  Unternehmers  nur  dann  die  Auf- 
hebung des  Vertrags  herbei,  wenn  die  Her- 
stellung des  Werkes  durch  die  persön- 
liche Thätigkeit  des  Unternehmers  zu  er- 
folgen hatte,  z.  B.  die  Ausführung  eines 
Kunstwerkes  durch  den  Künstler.  Ebenso 
wenig  wird  in  der  Regel  das  Vertragsver- 
hältnis durch  den  Tod  des  Bestellers  be- 
endet. Dies  ist  nur  dann  der  Fall,  wenn 
dnrch  den  Tod  des  Bestellers  die  Ausfüh- 
rung des  Werkes  unmöglich  wird,  z.  B.  ein 
Maler  hat  die  Anfertigung  eines  Porträts 
des  Bestellers  übernommen  und  der  Be- 
steller stirbt,  bevor  der  Maler  ihn  aufnehmen 
konnte. 

Ein  allgemeines  Kündigungsrecht 
steht  nur  dem  Besteller  zu,  der  freilich  nur 
selten   davon  Gebrauch  machen   wird.    Er 


kann  zwar  bis  zur  Vollendung  des  Werkes 
den  Vertrag  jederzeit  ohne  weiteres  kündigen. 
Dann  ist  der  Unternehmer  aber  berechtigt, 
die  vereinbarte  Vergütung  von  ihm  zu  ver- 
langen. Doch  muss  der  Unternehmer  sich, 
auf  die  Vergütung  dasjenige  aufrechnen 
lassen,  was  er  infolge  der  Aufhebung  des 
Vertrages  an  Aufwendungen  erspart  oder 
durch  anderweite  Verwendung  seiner  Arbeits- 
kraft erwirbt  od«r  zu  erwerben  böswillige 
unterlässt  (§  649).  Er  muss  sich  gefallen 
lassen,  dass  der  Besteller  dasjenige  von  der 
Vergütung  abzieht,  was  er  dadurch  erspart, 
dass  er  das  Werk  nicht  herzustellen  oder 
zu  vollenden  hat.  Er  ist  nicht  verpflichtet» 
seine  durch  Kündigung  des  Vertrags   frei- 

fewordene  Arbeitskraft  zum  Zwecke  de» 
Irwerbes  anderweit  zu  verwerten.  Nur 
wenn  er  »böswillig«  dies  unterlässt,  d.  h. 
wenn  er  es  unterlässt,  um  den  Besteller  zn 
schädigen,  oder  wenn  er  es  in  einer  anderen 
gegen  Treu  und  Glauben  verstossendeu  Ab- 
sicht unterlässt,  muss  er  sich  das  anrechnen 
lassen,  was  er  hätte  erwerben  können. 

Vielfach  kommt  es  Vor,  dass  dem  Werk- 
vertrag ein  Kostenanschlag  der  Art  zu 
Grunde  gelegt  wird,  dass  die  Vergüttmg 
nach  den  bei  der  Ausführung  sich  ergeben- 
den Kosten  bestimmt  werden  soll,  sei  es, 
dass  der  Kostenanschlag  schon  bei  Abschluss 
des  Vertrags  aufgestellt  wird,  sei  es,  dass 
der  Vertrag  nur  auf  den  noch  aufzustellen- 
den Kostenanschlag  verweist.  Hat  der 
Unternehmer  nicht  die '  Gewähr  für  die 
Richtigkeit  des  Kostenansclilags  übernom- 
men und  ergiebt  sich  während  der  Aus- 
führung, dass  das  Werk  nicht  ohne  eine 
wesentliche  Ueberschreitung  des  Anschlags 
ausführbar  ist,  so  hat  der  Unternehmer, 
wenn  der  Besteller  aus  diesem  Grunde  den 
Vertrag  kündigt,  nur  Anspruch  auf  einen 
der  geleisteten  Arbeit  entsprechenden  Teil 
der  Vergütung  und  auf  Ersatz  der  Aus- 
lagen, soweit  er  nicht  in  der  Vergütung  in- 
begriffen ist.  Der  Unternehmer  ist  aber 
verpflichtet,  sobald  er  erkennt,  dass  der 
Anschlag  nicht  unwesentlich  überschritten 
werden  wird,  dies  unverzüglich  anzuzeigen. 
Thut  er  dies  nicht,  so  hat  er  dem  Be- 
steller den  Schaden  zu  ersetzen,  d.  h.  in 
der  Regel  hat  er  dann  nur  Anspruch  auf 
den  Betrag  der  Vergütung,  den  er  in  dem 
Zeitpunkt,  wo  er  die  Anzeige  hätte  nuicheii 
sollen,  hätte  fordern  können  (§  650). 

Der  Unternehmer  kann  den  Vertrag  nur 
in  dem  oben  (sub  4a  S.  747)  erwähnten 
Falle  kündigen,  dass  der  Besteller  mit  einer 
von  ihm  vorzimehmenden  Handlung  in  Ver- 
zug ist  und  sie  in  der  gesetzten  Frist  nicht 
nachgeholt  hat. 

6.  Werklieferangsvertrag.  Hat  der 
Unternehmer  die  Verpflichtung  übernoniraen, 
eine   nicht  vertretbare    Sache  herzusteüen 
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und  zwar  aus  den  von  ihm  zu  beschaffenden 
Stoffen,  so  ist  der  Vertrag  zwar  auch  ein 
Werkvertrag,  aber  ein  Werkvertrag,  der 
rechtliche  Eigentümlichkeiten  aufweist  und 
in  gewisser  Weise  in  der  Mitte  zwischen 
dem  gewöhnlichen  Werkvertrage  und  dem 
Kaufverträge  steht.  Vertretbare  Sachen  im 
Sinne  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  sind 
bewegliche  Sachen,  die  im  Verkehre  nach 
Zahl,  Mass  oder  Gewicht  bestimmt  zu  wer- 
den pflegen  (§  91).  Im  Gegensatz  hierzu 
wird  eine  nicht  vertretbare  Sache  im  Ver- 
kehr dimii  ihre  individuellen  Eigenscliaften, 
wodurch  sie  sich  von  einer  jeden  anderen 
Sache,  auch  einer  jeden  anderen  Sache  der- 
selben Gattung,  unterscheidet,  bestimmt. 
Nicht  vertretbsure  Sachen,  deren  Herstellung 
G^enstand  eines  Werkvertrages  sein  können, 
sind  z.  B.  das  Kunstwerk  eines  bestimmten 
Künstlers,  ein  nach  Mass  für  eine  l)estimmte 
Person  angefertigtes  Kleidungsstück,  eine 
nach  einer  ei^nartigen  Zeichnung  kon- 
struierte Maschine  u.  s.  w.  Hat  der  Unter- 
nehmer eine  solche  Sache  aus  den  von 
ihm  allein  zu  beschaffenden  Stoffen  herzu- 
stellen, so  finden  auf  das  Vertragsverhältnis 
alle  Bestimmungen  über  den  Werkvertrag 
Anwendung,  soweit  sie  den  Verhältnissen 
nach  darauf  Anwendung  finden  können. 
Aber  es  finden  ausserdem  noch  einige  wich- 
tige Vorschriften  über  den  Kaufvertrag  An- 
wendung. Der  Unternehmer  ist  nicht  nur 
zur  Lieferung  der  Sache,  sondern  auch  ziu- 
Uebertragung  des  Eigentumsrechtes  au  der 
Sache  auf  den  Besteller  verpflichtet  Er 
ist  demnach  auch  verpflichtet,  dem  Be- 
steller die  Sache  frei  von  Rechten  Dritter 
zu  verschaffen,  die  von  Dritten  gegen  den 
Besteller  geltend  gemacht  werden  können. 
Es  kommen  die  Vorschriften  des  Gesetzbuches 
tlber  die  Gewährleistung  wegen  Mängel  im 
Rechte,  die  für  den  Kaufvertrag  gelten 
(§§  434  bis  444),  zur  Anwendung  (s.  den 
Art.  Kaufgeschäft  oben  Bd.  V  S.  58ff.). 
Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,  dem  Be- 
steller über  die  rechtlichen  Verhältnisse  der 
hergestellten  Sache  die  nötige  Auskunft  zu 
erteilen  and  ihm  die  zum  Beweise  des 
Rechtes  dienenden  Urkimden,  soweit  sie 
sich  in  seinem  Besitze  befinden,  auszuliefern 
(§  444),  so  z.  B.  der  Juwelier  über  die 
echten  Perlen,  die  er  zu  einem  bei  ihm  be- 
stellten kostbaren  Schmuckgegenstand  ver- 
wendet. Ebenso  finden  die  Bestimmungen 
über  den  Kaufpreis  in  §§  452  bis  4.Ö4  sinn- 
gemässe Anwendung  auf  die  zu  entrichtende 
v'ergütung.  Hat  der  Unternehmer  sich  das 
Eigentum  an  der  Sache  bis  zur  Entrichtung 
der  Vergütung  vorbehalten,  so  ist,  wie  bei 
dem  Kaufe,  im  Zweifel  anzunehmen,  dass 
die  Uebertragung  des  Eigentums  imter  der 
aufschiebenden  Bedingung  der  vollständigen 
Entrichtung  der  'Vergütung  erfolgt  ist,  dass 


aber  der  Unternehmer  zum  Rücktritt  vom 
Vertrage  berechtigt  ist,  wenn  der  Besteller 
mit  der  Entrichtung  der  Vergütung  in  Ver- 
zug kommt  (§  456).  Doch  ist  nicht  aus- 
geschlossen, dass  die  Parteien  eine  Sache, 
die  nach  der  im  Verkehr  üblichen  Auf- 
fassung eine  vertretbare  ist,  als  eine  nicht 
vertretbare  individualisieren  und  charakteri- 
sieren und  den  Vertrag  über  die  Lieferung 
einer  solchen  Sache  unter  die  besonderen 
Normen  des  Werklieferungsvertrages  stellen. 

Lltteratnr:  Ceber  die  loeatio  condurtio  operis 
»iehe  die  in  Bd.  V  S.  774  angeführte  Litteratur, 
dazu  Karlowa,  Römische  ReehUsgeechiehte,  Bd. 
II,  Teil  1,  (1901)  S.  644ff.  —  Veber  den  Werk- 
vertrag »iehe  die  Kommentare  lu  dem  Bürger- 
lichen Getetibuch,  intbes.  Planck  Bd.  II,  S. 
S68 — 391.  —  Ferner  Endenuinn,  Einßlhrung 
in  da*  Stiidium  de»  Bürgerlichen  Geietzburht 
Bd.  I  ^  174-  —  Demburg,  Da»  bürgerliche 
Recht,  Bd.  II,  §  S17—Ji5.  —  Cosack,  Lehr- 
buch, Bd.  I,  i  147—149.  —  Ehrenberg,  Kau/- 
und  fferkrertrag  in  v.  Ihering»  Jahrbücher  der 
Dogmatik  de»  Priratrecht»,  S.  F.,  Bd.  XV,  f>. 
iSJff.  —  B.  Riezler,  Der  Werkvertrag  nach 
dem  Bürgerlichen  QeteUbtich  1900.  —  H.  Eiue- 
rieh,  Aa«/-,  und  Werkt ieferung»rertrag  nach 
dem  Bürgerlichen  Getetzbuch  1899. 

Edgar  Loening. 


Wert. 

1.  Begriff  und  Arten.  1.  Die  Grund- 
idee des  wirtschaftlichen  W.  2.  Subjektiver 
und  objektiver  W. ;  Gebrauchs-  und  Tauschwert. 
3.  Andere  Einteilungen  des  W.  4.  Zur  Dogmen- 
geschichte des  Wertbegriffes.  II.  Die  Auf- 
gaben der  Werttheorie.  III.  Zur  Dog- 
mengeschichte der  Werttheorie.  1.  Ein- 
leitung. 2.  Die  klassische  Werttheorie.  3.  Die 
Arbeitswerttheorie.  4.  Die  Nntzwerttheorieen. 
IV.  Elemente  der  positiven  Theorie  des 
subjektiven  W.  1.  Der  Ursprung  des  sub- 
jektiven GUterwertes.     2.  Die  Grüsse  des  W. 

I.  Begriff  nnd  Arten. 

1.  Die  Grundidee  des  wirtschaftlichen 

W.  Der  Begriff  des  Wertes  gehört  nicht 
der  Wirtschaftswissenschaft  allein  an.  Wir 
vergeben  jene  eigentümliche  Art  von  Aner- 
kennung, die  wir  als  Wertschätzung  be- 
zeichnen, auf  den  verschiedensten  Lebens- 
gebieten. Wir  sprechen  vom  Werte  der 
Tugend,  des  Lebens,  der  Gesundheit  oder 
vom  künstlerischen  oder  litterarischen  Werte 
einer  Geistesschöpfung  nicht  minder  als  vom 
Werte  einer  Ware  oder  eines  Grundstückes. 
Den  letzten  gemeinsamen  Wurzeln  dieser 
Anerkennung  nachzuspüren,  ist  Aufgabe  der 
Psychologie.  Für  unsere  Zwecke  genügt  es, 
einen  bestimmten  Zweig  der  Wertschätzun- 
gen weiter  zu  verfolgen. 

Zwischen  den  Gegenständen  unserer 
Wertschätzung  besteht  nämlich  ein  durch- 
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greifender  Unterschied.  Gewisse  Gegen- 
stände halten  wir  um  ihrer  selbst  willen 
wert :  sie  besitzen,  wie  ein  moderner  Psycho- 
log es  nennt'),  Eigenwert;  andere  Gegen- 
stände halten  wir  dagegen  nur  als  Mittel 
für  einen  ausserhalb  ihrer  liegenden  Zweck 
wert:  sie  besitzen  nur  »\Virkungswert«. 
Der  wirtschaftliche  Wert  gehört  vollständig 
diesem  letzteren  Gebiete  an.  Wir  schätzen 
und  lieben  —  den  Fall  sinnlosen  Geizes 
etwa  ausgenommen  —  die  Güter  nicht  um 
ihrer  selbst  willen,  sondern  wegen  der  För- 
denmg,  die  wir  von  ihnen  fflr  unsere  Wohl- 
falirt  erwarten.  Alle  Güterschätzung  ist 
nichts  als  ein  Wiederschein  einer  ursprüng- 
licheren Schätzung,  die  wir  den  Lebens- 
und Wohlfahrtszwecken  entgegenbringen,  zu 
deren  Erreichung  die  Güter  uns  dienen. 

Aller  Güterwert  knüpft  also  an  den 
Menschen  und  seine  Zwecke  an.  Die  Man- 
nigfaltigkeit der  Lebensverhältnisse,  wie  sie 
zumal  in  einer  hochentwickelten  Volkswirt- 
schaft herrschen,  eröffnet  jedoch  einen  wei- 
ten Spielraum  für  Mannigfaltigkeiten  auch 
in  der  Art  jener  Verknüpfung.  Dem  ent- 
sprechen zahlreiche  besondere  Erscheinungs- 
formen oder  Arten  des  Güterwertes.  Die 
Verechiedenheit  zwischen  ihnen  ist  teilweise 
so  stark,  dass  wiederholt  ernste  Zweifel  er- 
hoben wurden,  ob  dieselben  sich  überhaupt 
noch  als  einzelne  Arten  einem  gemeinsamen 
einheitlichen  Wertbegriffe  unterordnen  lassen 
oder  ob  man  es  nicht  vielmehr  mit  mehre- 
ren selbständigen,  inhaltlich  einander  frem- 
den Begriffen  zu  thun  habe,  die  nur  äusser- 
lich  durch  die  Gemeinsamkeit  des  Namens 
»Wert«  zusammengehalten  werden,  welchen 
der  Sprachgebrauch  auf  alle  gleichmässig 
anwendet. 

2.  Subjektiver  und  objektiver  W.; 
Gebrauchs-  und  Tauschwert  Die  beiden 
wichtigsten  Einteilungen  des  Wertes  sind 
die  —  sich  durchkreuzenden  —  Einteihmgen 
in  subjektiven  und  objektiven  Wert  einer- 
seits und  in  Gebrauchs-  und  Tauschwert 
andererseits. 

Wert  im  subjektiven  Sinne  ist 
die  praktische  Bedeutung,  die  ein  Gut  für 
den  Interessenkreis  eines  bestimmten  Sub- 
jektes dadurch  erlangt,  dass  dieses  sein 
Wohlbefinden  in  irgend  einem  Stücke  vom 
Besitze  des  Gutes  abhängig  weiss;  Wert 
im  objektiven  Sinne  ist  dagegen  die 
anerkannte  Tüchtigkeit  eines  Gutes  zur 
Herbeiführung  irgend  eines  einzelnen  äusse- 
ren Erfolges. 

Wenn  wir  einem  G<ite  Wert  im  objek-' 
tiven   Sinne   zuerkennen,    bescliränken   wir 


')  Chr.  Freiherr  v.  Ehrenfcls  in  einem 
Aufsätze  „Werttheorie  und  Ethik"  in  Avenarins' 
Vierteljahrsschrift  für  wissenschaftliche  Psycho- 
logie, Jahrgang  1893,  S.  76  ff. 


uns  auf  die  Würdigung  des  Verhältnisses, 
das  zwischen  dem  Gute  und  der  Erreichung 
irgend  eines  einzelnen,  objektiven  Zweckes 
oder  Erfolges  besteht  ohne  in  unser  Crteil 
auch  noch  die  Würdigung  des  Ranges  ein- 
zubeziehen,  welcher  jenem  Einzelzwecke 
selbst  im  Kreise  der  Lebensinteressen  eines 
bestimmten  Subjektes  zukommt;  wir  imter- 
lassen  es,  gewi.sserraassen  den  Effekt,  den 
das  Gut  in  technischer  Beziehung  ausübt, 
auf  das  Wohl  oder  Wehe  eines  bestimmten 
Subjektes  zu  projizieren.  In  diesem  Sinne 
sprechen  wir  z.  B.  dem  Holze  und  der 
Kohle  je  nach  dem  verschieden  starken 
Erwärmungseffekte,  der  mit  einer  Mengen- 
einheit  dieser  Güter  zu  erzielen  ist,  einen 
grösseren  oder  kleineren  Heizwert,  den  ver- 
schiedenen Nahrungsmitteln  einen  objektiven 
Nährwert,  den  Dungmitteln  einen  Dungwert 
etc.  zu.  Für  die  wirtschaftliche  Betrachtung 
kommt  aus  dieser  Gruppe  von  Wertui-teilen 
die  weitaus  grösste  Wichtigkeit  dem  ob- 
jektiven Tauschwerte  der  Güter  zu, 
das  ist  der  auf  den  gegebenen  th&tsächlichen 
Vei'hältnissen  beruhenden  Befähigung  der- 
selben, im  Tauschverkehr  eine  bestimmte 
Menge  anderer  Güter  als  Gegengabe  zu  er- 
werben. 

Eine  ganz  andere  Betrachtimgs weise 
liegt  den  subjektiven  Werturteilen  zu  (irunde. 
Für  sie  ist  gerade  jene  Fortsetzung  der  Er- 
wägung auf  das  Gebiet  eines  persönlichen 
Wohl  und  Wehe,  vor  welchem  die  objek- 
tive Wertschätzung  Halt  macht,  die  Haupt- 
sache. Wir  messen  einem  Gute  im  sub- 
jektiven Sinne  Wert  bei,  wenn,  und  in  dem 
Grade,  als  wir  unser  Wohlbefinden,  die  Be- 
frietligung  eines  Bedürfnisses  oder  Ober- 
haupt irgend  ein  (egoistisches  oder  altruisti- 
sches) Lebensinteresse  von  ihm  abhängig 
wissen.  Zu  der  Beiuleilung  der  techni- 
sclien  Leistung  —  auf  die  dlein  sich  die 
Schätzung  des  objektiven  Wertes  beschränkt 
—  tritt  hier  noch  eine  Würdigung  ihres 
Einflusses  auf  unsere  persönliche  Wohlfahrt 
und  endlich  ein  Urteil  darüber  hinzu,  ob 
und  in  welchem  Grade  jener  wohlthätige 
Einfluss  von  der  Verfügung  Ober  das  Gut 
abhängig  oder  durch  sie  bedingt  ist  —  ein 
Merkmal,  welches,  wie  wir  noch  sehen 
werden,  keineswegs  gleichbedeutend  mit  der 
blossen  Befähigung  eines  Gutes  ist,  einen 
Wohlfahrtserfolg  von  einer  bestimmten  In- 
tensität herbeizuführen. 

Entsprechend  diesem  verschiedenen  That- 
bestande,  welcher  den  beiderlei  Wertschätzun- 
gen zu  Grunde  liegt,  gehen  dieselben  auch 
weder  in  ihrem  Dasein  und  noch  weniger 
in  ihrer  Grösse  notwendig  parallel.  Bei 
gleichem  objektivem  Heizwerte,  den  z.  B. 
zwei  Raummeter  Buchenholz  besitzen,  ma^ 
einer  derselben,  welcher  den  einzigen  und 
wegen  Mangels  an  Geld  unersetzlichen  Vor- 
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rat  armer  Leute  in  einem  strengen  Winter 
bildet,  eine  ungleich  höhere  subjektive  Be- 
deutung für  deinen  Bedürfnisbefriedigung 
besitzen,  als  ein  anderer  gleicher  Raummeter 
im  Besitze  eines  MiUionärs  für  diesen  hat; 
imd  wo  Holz  noch  in  vollem  Deberfluss  als 
3 freies  Gut«  zu  haben  ist,  mag  es  trotz 
seines  unveränderten  »objektiven  Heizwertes» 
sogai"  überhaupt  keinen  subjektiven  Wohl- 
fahrtswert besitzen. 

Insofern  sich  im  subjektiven  Werte  die 
pi-aktische  Bedeutung  ausdrückt,  welche 
unter  den  jeweils  gegel)enen  Verhältnissen 
die  Güter  für  unsere  AVohlfahrt  haben,  kann 
es  nicht  fehlen,  dass  dei'selbe  im  weitesten 
Umfange  für  unser  praktisches  Verhalten 
gegenüber  den  Gütern  die  Richtschnur  bil- 
det. Auf  ihn  bezieht  sich  vornehmlich  das 
Wort,  dass  der  Wert  ^den  eigentlichen  Kem- 
nnd  Angelpunkt  des  gesamten  Wirtschafts- 
getriebesi  bildet  (Neumann).  Und  entspre- 
chend dem  grossen  Anteil,  den  er  an  der 
Orientierung  und  Lenkung  unserer  Wirt- 
schaftshandilungen  nimmt,  hat  er  auch  eine 
hervorragend  grosse  RoUe  in  der  wissen- 
sehaftliciieu  Erklärung  unserer  Handlungen 
zu  spielen:  in  der  Nuance  des  »subjektiven 
Wertes«  ist  der  Wert  einer  der  wichtigsten 
und  fruchtbarsten  Grundbegriffe  der  Wirt- 
schaftswissenschaft 

Für  eine  andere,  gleichfedls  sehr  belang- 
reiche Einteilung  giebt  ein  Unterschied  in 
der  Bestimmung  der  Güter  den  Stoff.  In 
unserer  modernen,  auf  Arbeitsteilung  imd 
Tauschverkehr  aufgebauten  Volkswirtschaft 
gewinnt  nämlich  der  Unterschied  eine  her- 
vorragende praktische  Bedeutung,  ob  ein 
Gut  bestimmt  ist  von  seinem  Besitzer  in 
dessen  eigener  Wirtschaft  gebraucht  oder 
aber  im  Austausche  gegen  andere  Güter 
weiter  gegeben  zu  werden.  Je  nachdem  nun 
die  den  Gütern  beigemessene  Bedeutung 
ihnen  mit  Rücksicht  auf  die  eine  oder  die 
andere  dieser  Verwendungsweisen  zuerkannt 
wird,  erscheint  ihr  Wert  entweder  als  Ge- 
brauchs- oder  als  Tauschwert. 

Es  ei-scheint  übrigens  zweckmässig,  diese 
Einteilung  noch  tun  ein  drittes  Glied  zu 
erweitern.  Zwischen  den  Gütern,  die  be- 
stimmt sind,  in  der  eigenen  Wirtschaft  ihres 
Besitzers  verwendet  zu  werden,  zeigt  sich 
nämlich  abermals  der  sehr  erhebliche  Unter- 
schied, ob  sie  jenem  zu  seiner  tmmittelbaren 
Bedürfnisbefriedigung  oder  aber  zu  produk- 
tiven Zwecken,  zur  Erzielung  eines  Produk- 
tionsertrages dienen.  Demgemäss  ist  pas- 
send dreigliedrig  zu  imterscheiden  zwischen 
Gebrauchswert  im  engeren  Sinne 
(gestützt  auf  die  Verwendbarkeit  zu  un- 
mittelbaren Genusszwecken),  Produkti- 
ons- oder  Ertrags  wert  (gestützt  auf  die 
Verwendbarkeit  zur  Erzeugung  anderer 
Güter)  und  Tauschwert  (gestützt  auf 


I  die  Verwertbarkeit  durch  Verkauf  oder 
Tausch). 

Wie  schon  bemerkt  Aviirde,  durchkreuzt 
sich  diese  Einteilung  mit  jener  in  objektiven 
und  subjektiven  Wert.  Man  kann  einei'seits 
auf  dem  Gebiete  des  objektiven  Wertes  die 
Befähigung  eines  Gutes,  im  Austausch  einen 
Gegenwert  zu  erlangen  oder  einen  Ertrag 
abzuwerfen,  allen  übrigen  objektiven  »Ge- 
brauchs«-Gattungen  gegenüberstellen ,  und 
ebenso  lässt  sich  andererseits  der  subjektive 
Wert,  den  ein  Gut  für  seinen  Besitzer  hat, 
je  nachdem  sich  derselbe  auf  die  eine  oder 
andere  Verwendungsweise  gründet,  als  sub- 
jektiver Gebrauchs-,  Ertrags-  oder  Tausch- 
wert specialisieren.  Der  subjektive  Wert 
z.  B.,  den  eine  Bibliothek  für  den  Gelehrten 
hat  wird  subjektiver  Gebrauchswert,  der 
Wert  des  Bucidagers  für  den  Buchhändler 
subjektiver  Tauschwert,  der  AV'ert  des  Ackers 
für  den  Landwirt  subjektiver  Ei-tragswert 
sein.  Auch  hier  kehrt  ferner  der  schon 
oben  einmal  bemerkte  Umstand  wieder,  dass 
der  objektive  Wert  keineswegs  mit  der  ver- 
wandten Art  des  subjektiven  Wertes  in 
seiner  Grösse  parallel  zu  gehen  braucht. 
Zwei  Grundstücke  z.  B.,  welche  einen  gleichen 
Ertrag  von  100  Mark  jährlich  abwerfen  und 
daher  gleichen  objektiven  Ertragswert  haben, 
können  für  verschiedene  Besitzer  in  ver- 
schiedenen Bedüi'fnis-  imd  Vermögensum- 
ständen, z.  B.  für  einen  armen  Bauer  und 
für  einen  reichen  Rittergutsbesitzer,  einen 
recht  verschiedenen  subjektiven  Ertrags- 
und Tauschwert  besitzen. 

Gewöhnhch  pflegt  man  jedoch,  wenn 
man  die  Namen  Tauschwert  oder  Ertrags- 
wert ohne  Zusatz  gebraucht,  an  die  objek- 
tiven Werte  dieses  Namens,  dagegen  bei 
der  Bezeichnung  Gebrauchswert  an  den 
subjektiven  Gebrauchswert  zu  denken. 
Dieser  Umstand  hat  gelegentlich  dazu  ver- 
leitet, die  beiden  Einteilungen  in  subjek- 
tiven und  objektiven  Wert  und  in  Ge- 
brauchs- und  Tauschwert  als  zusammen- 
faUend  oder  die  letztere  als  einen  vollgiltigen 
Ersatz  für  die  erstere  anzusehen,  was  indes 
nach  dem  Gesagten  den  Verhältnissen  nicht 
entspricht 

3.  Andere  Einteilnngen  des  W.  Von 
den  zahlreichen  anderweitigen  Einteilungen 
des  Wertes  verdienen  noch  Erwähnung: 

a)  Die  Unterscheidung  in  Stoff-, 
Form-,  Orts-  und  Zeitwert  (Knies), 
je  nachdem  der  Wert  eines  Gutes  vorzugs- 
weise auf  dem  Stoffe,  aus  dem  er  besteht 
(z.  B.  bei  Goldmünzen),  oder  seiner  Form 
(z.  B.  bei  Holzschnitzereien)  oder  den  be- 
sonderen Umständen  des  Ortes  (Lebensmittel 
in  einer  belagerten  Festung)  oder  der  Zeit 
(frisches  Obst  im  Winter)  beruht,  unter 
welchen  das  Gut  verfügbar  ist 

b)  Seit  Rau  wird  der  Gebrauchswert  in 
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einen  abstrakten  (oder  Gattungswert)  und 
in  einen  konkreten  Wert  unterschieden. 
Als  abstrakter  Wert  -wird  der  Wert  einer 
Gütergattung  für  die  menschlichen  Be- 
dürfnisse im  allgemeinen,  als  konkreter  Wert 
dagegen  jener  Gebrauchswert  verstanden, 
welchen  eine  bestimmte  konkrete  Menge 
eines  Gutes  (z.  B.  ein  bestimmter  Scheffel 
Gerste,  ein  bestimmtes  Stück  Tuch,  ein 
Pferd  u.  dgl.)  für  eine  bestimmte  Person 
mit  Rücksicht  auf  ihren  individuellen  Be- 
darf und  Besitzstand  hat.  Der  »konkrete« 
Wert  trifft  mit  unserem  subjektiven  Werte 
zusammen;  der  abstrakte  Wert  Raus  ist 
dagegen  wohl  mit  der  blossen  Nützlichkeit 
von  Gütergattungen  gleichbedeutend  und 
sollte  besser  gar  nicht  als  Wert  bezeichnet 
werden. 

c)  In  der  Jurisprudenz  Ist  die  Unter- 
scheidung von  gemeinem,  besonderem 
und  Affektionswerte  oder  Wert  der 
besonderen  Vorliebe  üblich.  Der  ge- 
meine Wert  entspricht  beiläufig  dem  objek- 
tiven Tauschwerte,  den  das  Gut  unter  nor- 
malen Verhältnissen  erzielen  kann;  der  be- 
sondere sowie  der  Affektionswert  entsprechen 
beide  mehr  dem  subjektiven  Werte,  den  ein 
Gut  für  eine  bestimmte  Person  unter  den 
besonderen,  bei  ihr  obwaltenden  Verhält- 
nissen besitzt,  wobei  jedoch  die  Schätzung 
nach  Affektionswert  in  der  Berücksichti- 
gung der  subjektiven  Momente  noch  weiter 
geht. 

d)  Vielfach  wird  Kosten  wert  und 
Seltenheitswert  unterschieden,  je  nach- 
dem der  Wert  eines  Gutes  der  Höhe  des 
zu  seiner  Erzeugung  gemachten  Kostenauf- 
wandes entspricht  oder  aber,  ohne  Rücksicht 
auf  diesen,  bloss  auf  der  Seltenheit  des 
Gutes  beruht 

e)  Da  vermöge  des  sogenannten  Kosten- 
gesetzes (s.  den  Art.  Preis  oben  Bd.  VI  S. 
181  ff.)  der  Tauschwert  die  Tendenz  hat,  sich 
auf  die  Dauer  den  Produktionskosten  gleichzu- 
stellen, pOegt  man  jenen  Stand  des  Wertes,  der 
mit  den  Produktionskosten  übereinstimmt,  als 
den  »normalen«  Tauschwert  (im  Gegen- 
satze zu  dem  je  nach  den  augenblicklichen 
Marktverhältnissen  immerfort  fluktuierenden 
»Marktwerte«  oder  »laufenden  Werte«)  zu 
bezeichnen.  Adam  Smith  gebraucht  hier- 
für auch  den  Ausdruck  »natürlicher  Wert«, 
der  sich  indes  in  dieser  Bedeutung  nicht 
eingebürgert  hat.  Von  anderer  Seite 
(Wieser)  wird  neuestens  unter  Annäherung 
an  eine  von  Thünen  eingeführte  Deutung 
jenes  Ausdruckes  als  natürlicher  Wert  jener 
bezeichnet,  der  sich  in  einer  nach  einem 
einheitlichen  Plane  geleiteten  wirtschaften- 
den Gesellschaft  nach  dem  in  der  ganzen 
Gesellschaft  herrschenden  Verhältnisse  von 
Gütermenge     und     Bedarf     nach     Gütern 


herausstellen  würde,  also  beiläufig  der  Wert 
in  einem  idealen  Kommunistenstaate. 

Endlich  mag  noch  erwähnt  werden,  dass 
vermöge  einer  wissenschaftlich  wenig  em- 
pfehlenswerten,  aber  im  Leben  eingebür- 
gerten Sprachübung  vielfach  auch  die 
Güter  von  Wert  als  Werte  bezeichnet 
werden. 

4.  Zur  Dogmeogeschichte  des  Wert- 
begriffes.  Die  Bemühungen  um  die  Fest- 
stellung eines  wissenschaftlichen  Wertbe- 
griffes beginnen  mit  der  Erkenntnis,  dass 
der  Sprachgebrauch  ausserordentlich  Ver- 
schiedenes mit  jenem  Namen  bezeichne, 
und  betliätigen  sich  daher  zunächst  in  der 
Aufstellung  von  Unterscheidungen  oder  Arten 
des  Wertes.  Die  älteste  Unterscheidung  ist 
die  in  Gebrauclis-  und  Tauschwert.  Schon 
von  Aristoteles  angedeutet,  wird  sie  von 
Quesnay  (valeur  usuelle  und  valoir  venale) 
imd  demnächst  von  A.  Smith  (value  in  use 
und  value  in  exchange)  gezogen.  Hierbei 
konfundiert  jedoch  Smith  seinen  Gebrauchs- 
wert ausdrücklich  mit  der  blossen  Nützlich- 
keit (Utility)  der  Güter,  während  er  den 
Tauschwert  lediglich  als  objektiven  Tausch- 
wert (power  of  purchasing  other  goods)  de- 
finiert. Jene  wichtige  Kategorie  des  Wertes, 
die  wir  heute  subjektiven  Wert  nennen,  ist 
somit  der  Beachtung  Smiths  noch  völlig 
entgangen.  Ueberdies  begnügt  sich  Smith 
auch  bezüglich  des  von  ihm  sogenannten 
Gebrauchswertes  mit  der  blossen  Nennung 
dieses  Begriffes:  eine  wissenschaftliche  Er- 
örterung  lässt  er  unter  allen  Wertarten  aus- 
schliesslich dem  objektiven  Tauschwerte  zu 
teil  werden. 

Sein  Beispiel  blieb  für  einen  gros)>en 
Teil  der  englischen  und  französischen  Litte- 
ratur  für  lange  massgebend.  Vereinzelt 
findet  sich  hier  allerdings  schon  seit  Tur- 
got  (in  Italien  schon  bei  Galiani)  die 
Erkenntnis,  dass  der  Gebrauchswert  (bei 
Turgot  valeur  estimative  genannt)  nicht 
mit  der  blossen  Nützlichkeit  der  Güter  zu- 
sammenfalle, sondern  ausser  dieser  auch 
noch  eine  gewisse  Seltenheit  voraussetze; 
allein  diese  (z.  B.  von  Louis  Say  und 
dem  älteren  Wal  ras-  fortgepflanzte»  Er- 
kenntnis gewann  zunächst  nur  wenig  Ein- 
fluss  auf  die  Analyse  und  Klassifikation  der 
Wertbegriffe.  Hierbei  mochte  wohl  auch 
der  Umstand  mitwirken,  dass  in  den  roma- 
nischen Sprachen  der  Name  des  Wertes 
(valeur,  value,  valore)  von  Haus  ans  eine 
stärkere  Beziehung  zur  Geltung  im  Tausche^ 
also  zu  dem  seit  Smith  in  den  Vorder- 
grund gestellten  Tauschwerte  hat,  während 
die  sprachliche  Verwandtschaft  der  Aus- 
drücke für  Gebrauch  (use,  usage)  und  Nütz- 
lichkeit ein  Verschwimmen  der  Begriffe 
Gebrauchswert  und  Nützlichkeit  begünstigen 
musste. 
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Dagegen  gehen  die  emsigen  Bemühungen, 
die  man  jederzeit  im  Kreise  deutscher  Ge- 
lehrter an  die  formale  Feststellung  und  Aus- 
bildung des  Wertbegriffes  wendete,  charak- 
teristischer Weise  von  Anfang  an  in  der 
Richtung,  das  subjektive  Moment  und  den 
Gebrauchswert,  an  dem  dieses  stärker  als 
am  Tauschwerte  hervortritt,  zur  Beachtung 
zu  bringen.  Zunächst  löste  man  Schritt  für 
Schi-itt  den  eigentlichen  Wert  von  der 
blossen  Nützlichkeit  ah.  Die  ersten  Ver- 
suche in  dieser  Richtung  waren  allerdings 
noch  wenig  glücklich.  So  war  die  Be- 
tonung, dass  der  Wert  immer  in  einem 
subjektiven  menschlichen  Urteile  über  die 
Nützlichkeit  fussen  müsse  (Storch,  Lotz, 
Friedländer  u.  a.).  zwar  ganz  richtig, 
aber  noch  nicht  ausreichend,  während  die 
von  anderen  (z.  B.  Soden,  Rau,  Knies) 
vertretene  Auffassung,  dass  der  Wert  der 
Grad  der  Nützlichkeit  sei,  mehr  nur  eine 
dialektische  als  eine  sachliche  und  zudem 
kaum  eine  zutreffende  Unterscheidung  beider 
Begriffe  bedeutete. 

Einen  wichtigen  sachlichen  Fortschritt 
brachte  Rau  mit  seiner  Unterscheidung  von 
abstraktem  und  konkretem  Werte,  welche 
er  mit  der  feinen  psychologischen  Bemer- 
kung begleitete,  dass  die  »abstrakte  Wert- 
schätzung« ein  blosses  Urteil  des  Verstandes 
bleiben  könne,  welches  den  Willen  gar  nicht 
anregt;  dem  gegenüber  schilderte  er  in 
seinem  »konkreten  Werte«  schon  recht  zu- 
treffend jene  (echten)  Werturteile,  welche 
unser  praktisches  Verhalten  gegenüber  den 
Gütern  im  einzelnen  Falle  bestimmen  und 
welche  mit  dem  heutigen  subjektiven  Werte 
zusammenfaUeui  Zunächst  kam  jedocli 
dieser  Fortschritt  in  der  Formaldefinition 
des  Wertes  noch  nicht  zum  Ausdruck,  in- 
dem Rau  selbst  noch  immer  fortfuhr,  den 
"Wert  als  den  Grad  der  Nützlichkeit  zu  de- 
finieren. Zutreffender  bezeiclinete  Tho- 
mas in  seinem  einer  unverdienten  Ver- 
gessenheit anheimgefallenen  Werke  über  die 
Theorie  des  Verkehrs  (1841)  den  Wert  als 
eine  :>Gewichtigkeit«,  bis  endlich  Schaf fle 
die  seither  fast  allgemein  angenommene  De- 
finition des  Wertes  als  einer  »Bedeutung 
für  die  menschlichen  Zwecke«  einführte. 
Doch  blieb  auch  jetzt  noch  eine  Zeit  lang 
eine  gewisse  Verschwommenheit  der  An- 
sichten in  Bezug  auf  die  Natur  des  Sach- 
verhaltes bestehen,  unter  dem  sich  die 
blosse  Fähigkeit  der  Güter,  imseren  Zwecken 
zu  dienen,  oder  ihre  Nützlichkeit  zu  einer 
thatsächlichen  praktischen  Bedeutung  für 
dieselben  steigert.  Volle  Deutlichkeit  hier- 
über brachte  erst  Menger  (nachdem  sein 
Vorläufer  Gossen  gleich  Thomas  gänz- 
lich unbeachtet  geblieben  war),  indem  er 
unter  entsprechenden  Erläuterungen  die  Ab- 
hängigkeit     menschlicher     Bedürfnisbe- 


friedigungen von  Gütern  als  dasjenige  kau- 
sale Verhältnis  bezeichnete,  welches  den 
Wert  im  Gegensatz  ziu-  blossen  Nützlichkeit 
begründet  und  demgemäss  den  Wert  als 
die  Bedeutung  definierte,  »welche  konkrete 
Güter  oder  Güterquantitäten  für  uns  da- 
dadurch  erlangen,  dass  wir  in  der  Befriedi- 
gung unserer  Bedüifnisse  von  der  Ver- 
fügung über  dieselben  abhängig  zu  sein  uns 
bewusst  sind«.  Hiermit  war  endlich  der 
für  die  genauere  psychologische  Erklärung 
der  Wirtschaftshandlnngen  unentbehrliche 
Begriff  der  »zum  Handeln  anregenden 
Wohlfahrtsbeziehung«  oder  des  heute  so  ge- 
nannten subjektiven  Wertes  von  dem  der 
blossen  Nützlichkeit  oder  Brauchbarkeit  der 
Güter  klar  und  scharf  abgelöst.  Den  hier- 
für heute  üblichen  Namen  steuerte  N  e  u  - 
mann  bei,  indem  er  zuerst  eine  Unter- 
scheidung zwischen  subjektivem  und  objek- 
tivem Werte  aufstellte,  mit  der  er  zwar 
anfangs  bezüglich  des  subjektiven  Wertes 
einen  etwas  anders  gearteten  Sinn  verband, 
die  aber  später  von  anderen  in  der  oben 
geschilderten  Deutung  aufgenommen  wurde 
und  seither  nicht  bloss  in  der  deutschen, 
sondern  viel&ch  auch  in  fremden  Litteia- 
turen  Aufnahme  gefunden  hat 

Wenn  neuestens  hie  und  da  die  Forde- 
rung erhoben  worden  ist,  den  subjektiven 
Wert  allein  als  »echten»  Repräsentanten  des 
Wertbegriffes  gelten  zu  lassen  und  den  ob- 
jektiven Wert  dieses  Namens  gänzlich  zu 
entkleiden,  so  ersclieint  dies  als  ein  Sprung 
in  das  entgegengesetzte  Extrem,  der  ebenso 
wenig  zu  billigen  ist  als  die  ältere  Ein- 
seitigkeit, mit  welcher  man  den  objektiven 
Tauschwert  allein  zu  beachten  gewohnt 
war.  Zwar  hat  es  unstreitig  sein  Miss- 
liches und  vielleicht  sogar  Gefährliches, 
wenn  man  gezwungen  ist  den  Namen  Wert 
zweideutig  auf  zwei  so  verschiedene  Phä- 
nomene anzuwenden,  wie  es  einerseits  die 
derbe  äusserliche  Thatsache,  dass  ein  Gut 
um  eine  bestimmte  Summe  verkäuflich,  und 
andererseits  die  feine  innerliche  Verkettung 
eines  Gutes  mit  dem  Gefühlsleben  eines  be- 
stimmten Subjektes  ist.  Aber  jener  Name 
ist  einmal  durch  die  wissenschaftliche  und 
die  populäre  Sprachübung  mit  beiden  Phä- 
nomenen so  fest  verknüpft,  dass  der  Wissen- 
schaft kaum  etwas  anderes  erübrigt,  als 
jenen  Namen  in  seiner  doppelten  Bedeutung 
zu  bestätigen  und  den  aus  einer  zweideu- 
tigen Terminologie  hervorgehenden  Gefahren 
durch  die  nachdrückliche  Betonung  des  Art- 
unterschiedes zwischen  subjektivem  und  ob- 
jektivem Wert  zu  begegnen. 

U.  Die  Aufgaben  der  Werttheorie. 

Von  der  volkswirtschaftlichen  Theorie 
des  Wertes  heischen  wir,  dass  sie  uns  die 
Entstehung     tmd    insbesondere     auch    die 
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Grösse  des  wissenschaftlichen  Wertes  er- 
kläre, und  zwar  ist,  entsprechend  der  Doppel- 
dentigkeit  dieses  Namens,  jene  Erklärungs- 
aufgabe natürlich  für  jede  der  beiden  ver- 
schiedenen Erscheinungsgnippen  zu  leisten, 
die  mit  dem  Namen  des  Wertes  bezeichnet 
werden,  sowohl  für  den  subjektiven  als  für 
den  objektiven  Wert  der  Güter.  Die  Theo- 
rie des  subjektiven  Wertes  wird 
demgemäss  darzidegen  haben,  unter  welchen 
Umständen  oder  Bedingungen  wir  überhaupt 
jenes  praktisch  wirksame  Interesse  für 
Güter  fassen,  welches  sich  in  der  subjek- 
tiven Wertschätzung  ausdrückt,  sowie  welche 
innere  und  äussere  Bestimmungsgründe  für 
den  Grad  jenes  Interesses  massgebend  sind. 
Die  Theorie  des  objektiven  Wertes 
wird  sich  dagegen  vornehmlich  mit  der 
Erklärung  des  objektiven  Tauschwertes 
der  Güter  zu  befassen  haben.  Dieser  fesselt 
seit  jeher  das  wirtschaftswissenschaftliche 
Interesse  im  hervorragendsten  Masse,  wäh- 
rend andere  Zweige  des  objektiven  Wertes 
entweder  (wie  z.  B.  der  Heiz-  oder  Nähr- 
wert) überhaupt  melu:  nur  ein  technisches 
als  ein  wirtschaftliches  Interesse  besitzen 
oder  aber  (wie  z.  B.  der  Ertragswert)  mit 
einem  erheblich  geringeren  Apparate  die 
nötige  Erklärung  finden  können,  als  dies  bei 
dem  objektiven  Tauschwerte  der  Fall  ist. 
Da  der  letztere  in  den  Preisen  zur  Er- 
scheinung kommt,  welche  für  ein  Gut  zu 
erlangen  sind,  so  fällt  seine  Erklärung  in- 
haltlich zusammen  mit  der  Erklärung  der 
Preisbildung  oder  mit  der  Theorie  des 
Preises.  Die  volle  Erfüllung  der  theoreti- 
schen Aufgaben  gegenüber  den  Erschei- 
nungen des  Wertes  erfordert  somit  die  Auf- 
stellung einer  Theorie  des  subjektiven  Wertes 
und  einer  Preistheorie. 

Die  letztere  Hälfte  der  theoretischen 
Aufgabe  hat  seit  jeher  in  den  volkswirt- 
schaftlichen Schriften  ihre  ausgiebige  Be- 
arbeitung gefimdeu.  Dagegen  konnte  be- 
greitlicherweise,  insolange  man  auf  die  Er- 
scheinung des  subjektiven  Wertes  noch  gar 
nicht  aufmerksam  war,  auch  eine  Theorie 
desselben  sich  noch  nicht  entwickeln,  und 
es  blieb  daher  erst  der  neuesten  Litteratur- 
entwickelung  vorbehalten,  eine  solche  aus- 
zubilden und  ihr  in  den  theoretischen  Sys- 
temen einen  selbständigen  Platz  neben  der 
seit  jeher  gepflegten  Preistheorie  einzu- 
räumen. 1) 


')  Besonders  klar  und  bündig  z.  B.  im 
Grundriss  der  politischen  Oekonomie  von  Phi- 
lippovich,  Freiburg  1893  (3.  Aufl.  1899);  da- 
gegen begnügt  sich  das  Öchönbergsche  Hand- 
buch selbst  in  seiner  neuesten  Auflage  noch 
immer  mit  der  blossen  Darstellung  und  Erörte- 
rung der  Wertbegriffe,  ohne  es  für  nötig  zu 
finden,  der  Entwickehing  des  Begriffes  des  sub- 
jektiven Wertes  auch  eine  Erklärung  der  diesem 


Im  Gegenstande  verschieden  und  in  der 
dogmatischen  Darstellung  jedenfalls  zu  son- 
dern, sind  diese  beiden  Theorien  doch  inner- 
lich nahe  verwandt  Es  läßst  sich  von  Haus 
aus  erwarten  und  wird  durch  die  neuesten 
Forschungen  auf  diesem  Gebiete  voUinlialt- 
lich  bestätigt,  dass  dieselben  BestimmgrOnde, 
welche  einem  einzelnen  Individuum  ein 
starkes  oder  schwaches  praktisches  Interesse 
an  einem  Gute  einflössen,  nicht  ohne  Ein- 
fluss  bleiben  können  auf  die  Gestaltung  der 
Bedingungen,  unter  welchen  die  Leute  im 
sozialen  Tauschverkehr  jene  Güter  an  sich 
zu  ziehen  suchen.  Und  es  kann  daher 
weiter  nicht  fehlen,  dass  man  auch  bei  der 
Erklärung  der  sozialen  Wertersc;heinungen 
schliesslich  auf  dieselben  Grundfragen  stösst 
und  zu  ihnen  Stellung  zu  nehmen  gezwungen 
ist  wie  bei  der  Erklärung  der  individuellen 
Werterscheinungen.  Dieser  Umstand  knüpft 
die  beiderseitigen  Erklärungsversiiche  ge- 
rade in  dem  grundlegenden  Stück  eng  an- 
einander und  ermöglicht  es,  die  dogmen- 
geschichtliche Entwickelung,  zu  deren  Dar- 
stellung wir  übergehen  wollen,  für  beide 
Zweige  des  Wertes  einheitlich  zu  verfolgen. 

III.  Zar  Dogmengeschichte  der 
Werttheorie. 

1.  Einleitang.  Jedem,  der  mit  einem 
einigermassen  offenen  Auge  für  die  That- 
sachen  über  die  Ursachen  der  Entstehung 
und  Grösse  des  Gflterwertes  nachzudenken 
unternimmt,  müssen  unvermeidlich  zwei  (be- 
danken in  den  Weg  treten,  die  ihn  die  Er- 
klärung auf  zwei  verschiedenen  Wegen  zu 
suchen  einladen.  Der  eine  —  wahrschein- 
lich der  ei-ste  Gedanke  —  wird  der  sein, 
dass  der  Wert  vom  Nutzen  kommen  muss, 
den  die  Güter  stiften.  Ihm  wird  sich  aber 
auf  Grund  von  tausendfältigen,  erfahmngs- 
mässigen  Beobachtungen  —  z.  B.  dass  die 
nützlichsten  Dinge  oft  wenig  oder  gar  keinen 
Wert  haben,  während  minder  nützliche 
Dinge,  wenn  sie  schwer  zu  erlangen  oder 
teuer  zu  produzieren  sind,  einen  hohen 
Wert  behaupten  —  sofort  der  zweite  Ge- 
danke an  die  Seite  stellen,  dass  der  Wert 
durch  das  Opfer,  welches  die  Erlangiuig 
der  Güter  auferlegt,  oder  durch  die  Kosten 
bestimmt  sein  müsse. 

Diese  beiden  Gedanken  bilden  den  Stoff, 
mit  welchem  alle  werttheoretisohen  Ver- 
suche gearbeitet  haben.  Alle  aufgetauchten 
Werttheorieen  sind  entweder  Nutztheorieen 
oder  Kostentheorieea  oder  besonders  häufig 
eine  eklektische  Verbindung  beider.  Inso- 
fern nämlich  gewisse  Gruppen  oder  Arten 
von    Werterscheinungen    in    einem   augen- 


Begriffe  zu  Grunde  liegenden  realen  Erschei- 
nungen, also  der  Entstehung  und  der  Grösse 
des  subjektiven  Wertes,  an  die  Seite  zu  stellen. 
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fälligen  Zusammenhange  mit  dem  Nutzen,  j  wertes  muss  man  unterscheiden  zwischen 
andere  aber  in  einem  nicht  minder  äugen-  solchen  Gütern,  die  man  durch  Pi-oduktion 
fälligen  Zusammenhange  mit  den  Opfern  i  beliebig  vermehren  kann,  und  zwischen 
oder   Kosten    zu   stehen   schienen ,    pü^te  j  nicht    beliebig   vermehrbaren   oder  »Selten- 


heitsgütern«. Letztere,  für  welche  man  als 
beliebte  Beispiele  seltene  Statuen  und  Ge- 
mälde, alte  Bücher  und  Münzen,  Weine  von 
bestimmter  ausgezeichneter  Herkunft  und- 
andere    ein    natürliches    oder    künstliches 


man  durcli  die  Werterscheinungen  eine  Tei- 
lungsünie  zu  ziehen  und  einen  Teil  dem 
Nutzprincipe,  den  anderen  dem  Kostenprin- 
cipe  zur  Erklärung  zuzuweisen.  Dabei 
wirkte  der  Umstand,  dass  die  beiden  gleich- 
zeitig angerufenen  Erklänmgsprincipien  zu  1  Monopol  geniessende  Güter  aufzuzählen 
einander  iu  einem  gewissen  Gegensatze,  i  pflegte,  erhalten  ihren  Wert  lediglich  durch 
und  zwar  mitunter  sogar  in  einem  recht  i  den  Grad  einerseits  der  Begierde,  mit  wel- 
scharfen  Gegensatze  stehen,  von  Anfang  an '  eher  man  sie  zu  erlangen  wünscht,  anderer- 
bis  auf  den  heutigen  Tag  als  Ferment,  wel-  i  seits  ihrer  Seltenheit.  Bei  den  beliebig 
ches  die  volle  Beruhigung  bei  einer  solchen  1  vermehrbaren  Gütern  muss  man  abermals 
zwiespältigen  Erklärung  nicht  finden  lioss.  j  einen  Unterschied  ziehen :  man  muss  unter- 
Bald  hatte  man  Anlass,  lediglich  darüber  zu  scheiden  zwischen  dem  normalen  (A.Smith 
streiten,  ob  eine  bestimmte  Erscheinungs-  sagt  »natürlichen«)  Werte,  welclien  die  be- 
gruppe,  die  sich  je  nach  der  Handhabung  i  lieing  vermehrbaren  Güter  auf  die  Dauer 
der  Auslegungskünste  sowohl  mit  dem  einen  |  l)ehaupton  imd  zu  welchem  sie,  wenn  sie 
als  mit  dem  anderen  Erklänmgsprincipe  in  ]  sich  von  ihm  vermöge  einer  momentanen 
Zusammenhang  bringen  liess,  dem  Reiche  i  Gestaltung  der  Marktverhältnisse  augenbliek- 
des  Nutzens  oder  dem  der  Kosten  zuge-  lieh  entfernt  haben,  immer  wieder  zurück- 
höre ;  bald  stiess  man  sich  an  einzelnen  be-  zukehren  tendieren ;  und  zwischen  dem 
sonders  greUeu  Konsequenzen,  die  sich  aus  durch  die  augenblickUche  Marktgestaltung 
dem  gleichzeitigen  Regime  zweier  kon-  hervorgerufenen  momentanen  »Marktwerten 
trastiei-ender  Principien  zu  ergeben  schienen  i  oder  »Marktpreise«.  Ijctzterer  wird  ledig- 
(Proudhons  berühmte  »contradiction  tk;o-jlich  durch  die  augenblickliche  Gestalt  von 
nomiijuei.  dass  Dinge  vom  höchsten  —  aus  Angebot  und  Nac-lifrage,  ersterer  dagegen 
dem  Nutzen  erklärten  —    »Gebrauchwert«  durch  die  Höhe  der  Kosten  bestimmt,   zu 


■wie  Luft  und  Wasser  oftmals  den  geringsten 
—  unter  dem  Regime  der  Kosten  stehen- 
den —  Tauschwert  tesitzen  und  umge- 
kehrt!); bald  endlich  hatte  überhaupt  der 
Gedanke  etwas  Verlockendes,  für  das  ganze 
Gebiet  des  Wertes  ein  einheitliches  Er- 
klärungsprincip  aufzufinden,  dem  sich  beide 


welclien   die  Ware    dauernd  auf  den  Markt 
gebracht  werden  kann. 

Dieser  letztere,  auf  die  dauernde  Ge- 
staltung des  Wertes  bezügliche  Teil  der  Er- 
kenntnis stand  den  Klassikern  weitaus  im 
Vordergrund  des  Interesses:  er  bildet  den 
charakteristischen   Kern   ihjer  Werttheorie, 


rivalisierenden  Momente,   so  sehr  sie  auch  i  dem    auch   die   umständlichsten    und   sorg- 
vermöge  ihi-es    häufigen   Kontrastes    einer  j  fältigsten      Detailausführungen      gewidme 
solchen    Verschmelzung     zu    widerstreben ,  wurtlen.      So    kam    in    der    vielerörterten 
scheinen,  in   irgend  einer  Form  ein-  oder  j  Frage,    welche    Elemente    als   Kosten    zu 


tmterordnen  Hessen, 

Im  Folgenden  sollen  die  wichtigsten 
Strömungen,  die  sich  in  der  bisherigen  Ent- 
■wickelung  der  Wertlitteratur  bemerkbar  ge- 
macht haben,  nach  ihren  Hauptrichtungen 
kurz  überblickt  werden. 


rechnen  sind,  die  Meinung  zum  Durchbruch, 
dass  alle  Kosten  sich  in  letzter  Linie  in 
zwei  elementare  Opfer  auflösen  lassen,  in 
Arbeit  einerseits  imd  in  ein  Enthaltungs- 
opfer (abstinence)  des  Kapitalisten  anderer- 
seits.   Die    weitere   Frage,    ob    die    Opfer, 


2.  Die  klassische  Werttheorie.  Den  |  welche  die  Erzeugung  eines  Gutes  ge- 
breitesten  Raum  in  der  bisherigen  Litteratiu--i  kostet  hat  (Produktionskosten),  oder  aber 
entwickelung nimmt  die  klassische  W er  t-j  jene,  welche  seine  Wiedererzengung  kosten 
theorie  ein.  Sie  empfing  ihre  Grundge-]  würde  (Reproduktionskosten),  massgebend 
danken  von  Adam  Smith,  ihre  prägnante  seien,  wurde  seit  Carey  zu  Gunsten  der 
Ausbildung  von  Ricardo.  Um  ihre  fernere  Reproduktionskosten  entschieden.    Bei  einer 


Ausgestaltung,  Bereicherung  und  Berich 
tigimg  haben  sich  vornehmlich  J.  St.  M  i  1 1 , 
Carey  und  Cairnes  verdient  gemacht. 
la  ihrer  ausgebildeten  Gestalt  hat  sie  etwa 
folgenden  wesentlichen  Inhalt: 

Sie  unterscheidet  zunächst  den  Ge- 
brauchs- vom  Tauschwert  Der  Gebrauchs- 
vrert,  den  sie  mit  der  blossen  Nützlichkeit 
der  Güter   identifiziert,    beruht  vollständig 


Verschiedenheit  der  Kosten  höhe,  zu  welcher 
verscliiedene  Partieen  der  auf  den  Markt 
kommenden  Ware  erzeugt  werden,  seien 
die  »höchsten  zur  Versorgvmg  des  Marktes 
noch  notwendig  aufzuwendenden  Kosten'; 
entscheidend  etc.  Andererseits  wurden  auch 
die  Schranken,  die  für  die  Geltung  des 
»Kostengesetzes«  bestehen,  lebhaft  erörtert. 
Es  wurde  festgestellt,    dass  das  Kostenge- 


auf dem  Nutzen.    Rflcksichtlich  des  Tausch- 1  setz  nur  unter  der  doppelten  Voraussetzung 


Digitized  by 


Google 


752 


Wert 


einer  vollkommen  beliebigen  Yennehrbar- 
keit der  betreffenden  Güter  und  einer  voll- 
kommen freien  Konkurrenz  znr  vollen  Gel- 
tung gelangen  könne,  und  es  wurde,  zumal 
seit  Cairnes,  der  Einfluss  erörtert,  den 
der  Bestand  gesonderter  Marktgnippen, 
zwischen  denen  aus  ii^end  welchen  Gründen 
eine  vollkommen  wirksame  Konkurrenz 
nicht  platzgreifen  kann  (non  competing 
groups),  auf  die  Wertbildung  der  betreffen- 
den Güter  nimmt. 

Fassen  wir  das  Wesentliche  kurz  zu- 
sammen, so  charakterisiert  sich  die  klas- 
sische Werttheorie  in  hervorragendem  Masse 
als  eine  eklektische  Theorie.  Sie  erklärt 
den  Gebrauchswert  ganz  und  voll  aus  dem 
Nutzen,  den  normalen  Tauschwert  der  be- 
liebig vermehrbaren  Güter  ebenso  ganz  und 
voll  aus  den  Kosten.  Dazwischen  bleibt 
als  eine  Art  einstweilen  noch  unentschiede- 
ner Grenzzone  das  Gebiet  der  übrigen 
Tauschwert  fälle  (der  Tauschwert  der  Selten- 
heitsgüter Oberhaupt  und  der  momentane 
Marktwert  der  beliebig  vermehrbaren  Güter). 
Hier  wird  die  Erklärung  lediglich  auf  das 
»Verhältnis  von  Angebot  und  Nachfrage« 
zurückgeführt.  Thatsächlich  bietet  diese 
Formel  Anknüpfungspunkte  an  jedes  der 
beiden  rivalisierenden  Principien :  die  Nach- 
frage stützt  sich  offenbar  auf  den  Nutzen 
der  Güter,  während  sich  ein  starkes  oder 
schwaches  Angebot  leicht  als  geringe  oder 
grosse  »Schwierigkeit  der  Erlangung« 
deuten  lässt.  In  der  That  hat  man  später, 
als  man  das  gesamte  Gebiet  der  Werter- 
scheinungen monistisch  aus  einem  einzigen 
Princii«  zu  eryären  unternahm,  das  Gel- 
tungsgebiet von  Angebot  und  Nachfrage  je 
nach  dem  entgegengesetzten  Standpunkte, 
den  man  hierbei  vertrat,  bald  für  das  Herr- 
schaftsgebiet des  Nutzens  (oder  Grenz- 
nutzens), bald  (wie  z.  B.  Scharling)  für- 
die  Schwierigkeit  der  Erlangung  reklamiert. 
Die  klassische  Theorie  führte  indes  die 
Analyse  der  etwas  vagen  und  schlagwort- 
artigen Begriffe  Angebot  und  Nachfrage 
überhaupt  noch  nicht  so  weit,  als  dass  sie 
in  dieser  Frage  aus  einer  unentschiedenen 
Haltung  herauszutreten  genötigt  gewesen 
wäre.i) 


')  AI9  ein  mehr  in  der  Ausdrucksweise  als 
in  der  Saube  eigenartiger  Ableger  der  klassi- 
schen Theorie  ist  die  Werttheorie  ßastiats 
(Harmonies  4conomiques,  1848,  eh.  V)  anzusehen, 
welche  eine  Zeit  lan^  viel  Beachtung  gefunden, 
sie  aber  seither  wieder  völlig  verloren  hat. 
Sie  beruht  auf  dem  Schlagworte,  dass  der 
Wert  „eine  Beziehung  zweier  ausgetauschter 
Dienste"  sei,  und  nähert  sich  in  der  Aus- 
führung dieses  Schlagwortes  am  meisten  den 
Ideen  (Jareys,  der  seinerseits  den  Wert  als 
die  „Schätzung  des  Widerstandes,  der  zu  über- 
winden ist,  ehe  wir  in  den  Besitz  des  begehrten 


3.  Die  ArbeitswertÖieorie.  Die  Theo- 
rie, welche  den  Wert  der  Güter  auf  die  zu 
ihrer  Erzeugung  aufgewandte  Arbeit  gründet, 
ist  ein  Abstämmling  der  allgemeineren 
Kostentheorie ;  sie  beruht  auf  der  Annahme, 
dass  die  den  Wert  bestimmenden  Kosten 
sich  in  letzter  Linie  alle  auf  Arbeit  allein 
zurückführen  lassen.  Auch  die  Aufwen- 
dungen au  Kapital,  z.  B.  an  Bohstoffen,  die 
in  der  Produktion  verbraucht  werden,  oder 
an  Maschinen  und  Werkzeugen  seien  in- 
direkt nur  eine  Aufwendimg  von  Arbeit,  die 
in  einer  früheren  Periode  zur  Herstellang 
dieser  verschiedenen  Kapitalgüter  geleistet 
worden  sei.  Andere  Elemente  aber,  welche 
allenfalls  noch  als  notwendige  »Opfer«  in 
Frage  kommen  könnten,  werden  als  solche 
nicht  anerkannt,  wie  insbesondere  die  bei 
der  Produktion  mitwirkenden  Naturkräfte 
und  die  »Abstinenz«  der  Kapitalisten. 

Vereinzelte  Anklänge  an  die  Arbeits- 
werttheorie finden  sich,  zumal  bei  Philo- 
sophen, schon  sehr  früh,  z.  B.  beiHobbes 
und  Locke.  Ihren  unmittelbaren  Eintritt 
in  die  volkswirtschaftliche  Theorie  verdankt 
sie  Ad.  Smith.  Wie  Wieser  einmal 
geistvoll  und  richtig  bemerkt  hat,  finden 
sich  bei  A.  Smith  zwei  Werttheorien,  eine 
»philosophische«  und  eine  »empirische«. 
Seine  philosophische  ist  die  Arbeitswert- 
theorie. Eigentlich,  meint  er,  seien  die 
Güter  nur  so  viel  wert,  als  sie  Arbeit  ge- 
kostet haben  und  als  ihr  Besitz  uns  daher 
an  Arbeit  erspart.  Aber  diese  Idee  komme 
nur  im  wirtschaftlichen  Ur-  oder  Naturzu- 
stande in  ihrer  vollen  Reinheit  zur  Ver- 
wirklichung. Unter  den  thatsächlichen  Ver- 
hältnissen unserer  modernen  Volkswirtschaft, 
in  welcher  Kapitalbesitz  und  privates  Grund- 
eigentum vorherrscht,  könne  der  Tausch- 
wert der  Güter  sich  nicht  nach  der  aufge- 
wendeten Arbeit  allein  richten,  sondern 
müsse  ausser  ihr  auch  noch  den  Zins  des 
zur  Produktion  erforderten  Kapitales  und 
die  Rente  des  erforderten  Bodens  ver^ten. 
Hiermit  lenkt  Smith,  nachdem  er  einen 
AugenbUck  den  Grundton  der  Arbeitswert- 
theorieen  angesclilagen,  in  die  »empirische« 
Kostentheorie  hinüber,  welcher  er  im  weite- 
ren Verlaufe  seines  grossen  Werkes  in  der 
Hauptsache  treu  bleibt  und  an  die  sich 
auch  die  —  schon  geschilderte  —  Ent- 
wickelung  der  klassischen  Werttheorie  an- 
schloss. 

Aehnlich,  aber  dabei  doch  von  charakte- 
ristischer Eigentümlichkeit,  ist  die  Haltung 
Ricardos.  Er  recipiert  sowohl  den  philo- 
sophischen Ausgangspunkt  von  der  Arbeit 
als  auch   die  praktischen  Konzessionen   an 


Gegenstandes  gelangen"  oder  auch  als  „das 
Mass  der  Uebermacht  der  Natur  über  den 
Menschen"  erklärte. 
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die  empirische  "Wirklichkeit.  Aber  es  ge- 
lingt ihm,  die  letzteren  um  ein  wichtiges 
Stflck  zu  reduzieren,  indem  er  vermöge 
seiner  berühmten  Grandrententheorie  die 
Ansprüche  der  GrandeigentOmer  aus  den 
für  den  Tauschwert  der  Produkte  mass- 
gebenden Kosten  eliminiert:  die  Grandrenle 
ist  niemals  Ursache,  sondern  immer  nur 
Folge  eines  höheren  Tauschwertes  der  Pro- 
dukte. Es  hat  daher  ausser  der  Arbeit 
nur  noch  ein  Faktor,  das  Kapital,  einen 
Tu^ächlichen  Einfluss  auf  die  Gestaltung  des 
Tauschwertes.  Ricardo  stellt  jedoch  — 
lind  das  ist  eine  weitere  charakteristische 
Besonderheit  seiner  Haltung  —  den  Ein- 
fluss dieses  zweiten  Faktors,  obwohl  er  ihn 
materiell  vollständig  anerkennt,  formell  an 
eine  unscheinbare  Stelle  zurück,  indem  er 
duR'h  systematische  Voraustellnng  und  oft- 
malige dialektische  Hervorhebung  die  Arbeit 
als  das  leitende  Hauptprincip  des  Wertes 
hinstellt,  dessen  Wirksamkeit  nur  durch 
den  mehr  einschaltungsweise  behandelten 
Einfluss  der  Kapitalverwendung  eine  ge- 
wisse Modifikation  erleide.  Diese  Behand- 
lungsweise  hat  die  eigentümliche  Folge  ge- 
habt, dass  Ricardo,  der  bei  genauerem 
Zusehen  nicht  die  Arbeitswerttheorie,  son- 
dern eine  allgemeine  Kostentheorie  gelelut 
hat,')  durch  lange  Zeit  als  einer  der  pro- 
nonciertesten  Vertreter  der  Arbeitstheorie  ge- 
golten hat. 

Als  solcher  wurde  und  wird  er  insbe- 
sondei-e  von  den  sozialistischen  Schrift- 
stellern berufen,  welche  als  die  eigentlichen 
Träger  der  Arbeitswerttheorie  anzusehen 
sind.  Während,  wie  gezeigt,  die  Grundidee 
dieser  Theorie  von  Smith  und  Ricardo 
zwar  ausgesprochen,  aber  im  Verlaufe  ihres 
Systemes  nicht  konsequent  festgehalten 
w'urde  und  während  die  weitere  Entwicke- 
lung  der  englischen  Schule  nicht  in  der 
Richtung  der  Arbeitstheorie,  sondern  in  der 
der  allgemeinen  Kostenlheorie  erfolgte. 
wTirde  von  den  sozialistischen  Schriftstellern 
der  Satz,  dass  der  Tauschwert  aller  Arbeits- 
produkte auf  der  Arbeit  allein  beruhe,  nicht 
bloss  begierig  aufgegriffen,  sondern  auch 
mit  voller  konsequenter  Strenge  bewahrt. 
Nachdem  durch  längere  Zeit  auch  die  naiA- 
hafteren  unter  den  sozialistischen  Theore- 
tikern (Thompson,  Proudhon,  Lassalle,  Rod- 
bertus)  über  die  blosse  Behauptung  dieser 
These  und  über  die  Anrufung  der  klassi- 
schen Autoritäten  für  ihre  Richtigkeit  nicht 
viel  hinausgegangen  waren,  unternahm 
Karl  Marx   einen   interessanten  Versuch, 


')  Vgl.  hierflber  besonders  den  Aufsatz  von 
Terrijn  Stuart  über  „Ricardo  und  Marx" 
({i'Gravenhage  1890)  und  mein  Beferat  hierüber 
in  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  Dritte  Folge,  Bd.  I, 
S.  877  «f. 


dieselbe  mittelst  einer  im  Geiste  Hegel- 
scher Dialektik  gehaltenen  Spekulation  selb- 
ständig zu  begründen.  Er  geht  davon  aus, 
dass  jJle  tauschwerten  Waren,  die  im  Aus- 
tausche einander  gleichgesetzt  werden,  et- 
was Gemeinsames  besitzen  müssen,  um 
dessen  willen  sie  gleichgesetzt  werden;  so- 
dann sucht  er  im  Wege  dialektischer  Aus- 
schliessung zu  zeigen,  dass  dieses  Gemein- 
same iu  keiner  natürlichen  Eigenschaft  der 
Güter  und  insbesondere  nicht  in  ihrer  Nütz- 
lichkeit oder  ihrem  Gebrauchswerte  gelegen 
sein  könne ;  das  einzme  ihnen  sonst  Gemein- 
same sei  aber  die  Eigenschaft  der  Waren, 
Arbeitsprodukte  zu  sein;  und  daraus  folgert 
Marx,  dass  der  Tauschwert  ganz  und  gar 
auf  Arl>eit  berahen  müsse.  Indem  er  zu- 
gleich an  den  älteren  Formulierungen,  in 
denen  diese  Theorie  ausgedrückt  zu  werden 
pflegte,  einige  Berichtigungen  und  genauere 
Bestimmungen  vornahm,  erklärte  er  als  den 
Massstab  des  GOterwerts  das  Quantum  »ge- 
sellschaftlich notwendiger  Arbeitszeit«,  d.  i. 
das  Quantum  an  Arbeit,  welches  die  Her- 
stellung einer  Ware  unter  »den  vorhande- 
nen gesellschaftlich-normalen  Produktions- 
bedingungen und  dem  gesellschaftlichen 
Grade  von  Geschick  und  Intensivität  der 
Arbeit«  erfordert.  Kompliziertere  Arbeit, 
wie  die  eines  Künstlers  oder  besonders  ge- 
schickten Arbeiters,  müsse  dabei  auf  ein- 
fache Arbeit  »reduziert«  und  als  ein  Multiplum 
der  letzteren  in  Anschlag  gebracht  werden. 
Während  die  Marxsehe  Werttheorie  in 
den  Reihen  der  Sozialisten  andauernd  das 
grösste,  ei"st  in  der  allerjflngsten  Zeit  etwas 
erschütterte  Ansehen  geniesst,  ist  dieselbe 
von  der  gelehrten  Kritik  wohl  endgiltig  als 
unzulänglich  erwiesen  worden. ')  Abgesehen 
dcivon,  dass  ihre  dialektische  Begründung 
nichts  weniger  als  zwingend  ist,  tritt  sie  zu 
deu  Thatsachen  inehrfeich  in  unlösbaren 
Widerstreit.  Insbesondere  widerstreitet  ihr 
die  zweifellose  Erfahrung,  dass  der  Tausch- 
wert solcher  Produkte,  deren  Erzeugung  auf 


Handwörterbuch  der  Stsatswlssenscbaften.    Zweite  Auflage.    VII 


')  Vgl.  insbesondere  Knies,  Pas  Geld,  I. 
Aufl.,  S.  119  ff.,  U.  Aufl,  S.  153  ff.,  dann  die 
Besprechung  des  2.  Bandes  des  Manschen  Ka- 
pitals von  Lexis  in  den  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat., 
N.  F.  Bd.  XI,  1885,  S.  452ff.,  und  meine 
Gesch.  n.  Krit.  der  Kapitalzinstheorieen,  S.  418  ff., 
IL  Aufl.  S.  495 ff.;  ferner  Adler,  Die  Grund- 
lagen der  Karl  Marxschen  Kritik  der  bestehenden 
Volkswirtschaft,  Tüb.  1887:  Komorzynski, 
Der  dritte  Band  von  Karl  Marx  .Das  Kapital", 
Zeitschr.  f.  Volksw.,  Soz-Pol.  u.Verw.  VI.  Bd. 
S.  242ff.  —  Wenckstern,  Marx,  Leipzig, 
1896  —  meinen  Aufsatz  ,.Zum  Abschlnss  des 
Marxschen  Systems"  in  den  Festgaben  für  Karl 
Knies,  Berlin  1896.  —  Diehl,  Üeber  das  Ver- 
hältnis von  Wert  and  Preis  im  Ckonomischen 
Systeme  von  Karl  Marx,  Abdruck  ans  der  Fest- 
schrift zur  Feier  des  25  jährigen  Bestehens  des 
staatsw.  Seminars  zu  Halle,  Jena  1898, 
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mehr  oder  weniger  zeitraubenden  Umwegen 
oder,  was  in  anderen  Worten  dasselbe  sagt, 
mittelst  einer  mehr  oder  weniger  lang 
dauernden  Investition  von  Kapital  erfolgt,  i) 
thatsäolilich  nicht  im  Verhältnisse  zur  auf- 
gewendeten Arbeit  allein  steht,  sondern  auch, 
und  zwar  sehr  wesentlich,  durch  die  Rück- 
sicht auf  die  Grösse  und  Dauer  der  Kapital- 
investition mit  beeinflusst  wird.-)  Auch 
liegt  in  der  notgedrun^enen  Anerkennung, 
dass  qualifizierte  Arbeit  ihren  Produkten 
einen  höheren  Wert  verleiht  als  einfache 
Arbeit,  im  Grunde  nicht  eine  genauere  Be- 
stimmung, sondern  eine  schlecht  verhüllte 
Abweichung  von  dem  Gnmdprincipe  der 
Marxschen  Lehre,  dass  die  Menge  oder  Zeit 
der  aufgewendeten  Arbeit  den  Tauschwert 
bestimme;  thatsächlich  liegt  nämlich  hierin 
das  Eingeständnis,  dass  es  ausser  auf  die 
Menge  auch  noch  auf  den  Wert  der  auf- 
gewendeten Arbeit  ankomme,  womit  die  Er- 
klärung in  ein  ganz  anderes  Geleise  einlenkt. 

4.  Die  Nntzwerttheorieen.  Während 
die  Lehre,  dass  der  Wert  der  Güter  durch 
ihre  Kosten  bestimmt  werde,  in  der  klassi- 
schen Werttheorie  nicht  bloss  eine  höchst 
ausgebreitete  Geltung,  sondern  sMch  einen 
bedeutenden  Grad  systematischer  Ausbildung 
erlangt  hatte,  kam  die  entgegenstehende 
Meinung,  die  den  Wert  der  Güter  auf  ihren 
Nutzen  basierte,  durch  lange  Zeit  zu  keiner 
nennenswerten  Entwickelung.  Zwar  in  ihrer 
Anwendung  auf  den  Gebrauchswert  war  sie 
ganz  allgemein  anerkannt;  aber  die  geringe 
Beachtung,  die  man  dem  Gebrauchswerte 
selbst  zu  teil  werden  liess,  drückte  natürlich 
auch  die  wissenschaftliche  Bedeutung  der 
Ei-keuntnis  herab,  dass  derselbe  auf  dem 
Nutzen  beruhe;  und  da  man  überdies  ge- 
wöhnlich den  Gebrauchswert  mit  der  blossen 
Nützlichkeit  verwechselte,  an  der  in  der 
That  wenig  zu  erklären  war,  wurde  das 
ganze  Thema  gewöhnlich  mit  irgend  einer 
flüchtigen  und  lakonischen  Bemerkung  ab- 
gethan. 

Was  den  Tauschwert  anbelangt,  so  hat 
es  zwar  zu  keiner  Zeit  an  Gelelirten  ge- 
fehlt, welche  der  naheliegenden  Empfindung 
Ausdruck  gaben,  dass  auch  der  Tauschwert 

')  S.  den  Art.  Kapital  oben  Bd.  V.  S.  22  ff. 

')  Im  nachgelassenen  III.  Bande  des  Marx- 
schen „Kapital"  gelangt  diese  —  in  den  sruud- 
legenden  ersten  Bänden  des  Systems  vorläufig 
übergangene  —  Thatsache  auch  znr  au.sdrilck- 
lichen  Anerkennung  durch  Marx  selbst.  Die 
sichtlich  unbefriedigende  Art,  in  der  dieser  sich 
hier  mit  ihrem  Widerstreit  zu  den  grundlegen- 
den Prämissen  seiner  Werttheorie  auseinander- 
zusetzen versucht,  hat  nicht  am  wenigsten  zu 
der  nenestens  zu  beobachtenden  Erschütterung 
des  unbedingten  Vertrauens  beigetragen,  das 
seine  Parteigeno.<isen  bis  dahin  in  seine  Wert- 
theorie gesetzt  hatten.  Vgl.  meine  Gesch.  n. 
Kritik,  2.  Aufl.  S.  ögOff. 


seine  Wurzel  in  der  Nützlichkeit  habe,  zu 
der  dann  nur  als  zweite  Bedingung  eine  ge- 
wisse  »Seltenheit«    des   nützlichen   Dinges 
lünzutreten  müsse.    Für  die  nicht  beliebig 
vermehrbareu    Güter,    wie    alte    Gemälde, 
Münzen  u.  dgl..  war  dies  ja  auch  allgemein 
anerkannt.    Manche  Schriftsteller  gingen  quq 
allerdings  weiter  und  stellten  für  das  ganze 
Gebiet    des    Tauschwertes,    auch   fä-   dea 
Tauschwert  der  beliebig  vermehrbaren  Güter, 
die   Nützlichkeit    und    Seltenheit    als    die 
eigentlich    regierenden,    wahren    Bestimm- 
gründe hin.    Gegen  die  rivalisierende  Kosten- 
theorie pflegten  sie  wohl,  ohne  natürlich  das 
empirische  Zusammenstimmen   von   Kosten 
und    Tauschwert  leugnen  zu  können,    die 
Einwendung   zu   erheben,    dass   die   Dinge 
nicht  deshalb  einen  Wert  besitzen,  weil  sie 
Kosten  erfordern,  sondern  dass  man  gerade 
umgekehrt   nur  dann   und   deshalb  Kosten 
aufwende,  weil  die  betreffenden  Dinge  einen 
die  Kosten  lohnenden  Wert  besitzen.     Im 
ganzen   hatten  jedoch    diese   älteren  Nntz- 
werttheorieen')  wenig  Erfolg.    Ihre  Haupt- 
schwäche  war,   dass  sie  ihre  allgemeinen 
Behauptungen  über  den  Ursprung  des  Wertes 
aus   dem  Nutzen  nicht  klar  ins  Detail  zu 
verfolgen  und  insbesondere  keinen  befriedi- 
genden Nachweis  darüber  zu  erbringen  ver- 
mochten,   dass  und    wie   die   verschiedene 
Höhe  des  Tauschwertes  sich  jedesmal  auf 
einen  verschiedenen  Grad  des  Nutzens  zu- 
rückführen   lasse.     Sie   räsonnierten   mehr 
nur,   dass  es   so  sein  müsse,  als  dass  sie 
konkret  darzulegen  vermocht  hätten,  dass  es 
wirklich  so  sei.    Während  sie  selbst  hierbei 
über  die  äusserst  vage   und   wegen  ihrer 
Vagheit  unbefriedigende  Formel  von  Angebot 
und  Nachfrage  nicht  viel  hinauskamen,  hatte 
die    konkumerende    Kostentheorie    in   den 
Kosten  einen  viel  konkreteren,  ziffemmässig 
bestimmten  und  in  seiner  Wirkung  deutlich 
verfolgbaren  Bestimmgrund  aufgestellt,  den 
die  Nntzwerttheorieen  zwar  kritisch  zu  be- 
zweifeln, aber  in  keiner  Weise  zu  ersetzen 
vermochten.    Unter  diesen  Umständen  war 
es  nur  natürlich,  dass  die  öffentliche  Meinung 
der  Wissenschaft  sich  von  der  Kostentheorie, 
die  ihr  eine  vergleichsweise  sicherere  und 
inhaltsreichere  Erkenntnis  zu  bieten  schien, 
nicht  abwendig  machen   liess.     Auf   Ein- 
drücke dieser  Art  sind  wohl  auch  die  gar 
nicht   seltenen  Fälle   zurückziiführen,  dass 
Schriftsteller,  die  von  der  Nützlichkeit  »md 


')  Vgl.  über  dieselben  Zuckerkandl, 
Theorie  deb  Preises  S.  44  ff.  Bemerkenswerte 
Vorläufer  sind  schon  Montanari,  Galiani, 
Condillac,  Turgot.  Ihr  einflnssreichster, 
wenn  auch  nicht  konsequenter  Vertreter  an» 
der  „klassischen"  Zeit  ist  J.  B.  Say.  Die  obige 
Einwendung  gegen  die  Kostentheorieen  ist  be- 
sonders drastisch  formuliert  von  Macleod,  Ele- 
ments of  Pol.  Ec.  1858,  p.  111. 
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Seltenheit  ihren  Ausgang  nehmen,  vermittelst 
einer  gewissen  Schwenkung  ihren  üeber- 
gang  in  das  Lager  der  Kostentheorie  voll- 
ziehen, indem  sie,  das  Merkmal  Seltenheit 
genauer  erläuternd,  bemerken,  dass  die 
Seltenheit  eigentlich  auf  einer  »Schwierig- 
keit der  Erlangung«  beruhe,  womit  dann  der 
Uebergang  zur  Betrachtung  der  Produktions- 
bedingxmgen,  Produktionsopfer  oder  Kosten 
leicht  gefunden  war. 

Zu  einer  grösseren  Bedeutung  gelangten 
die  Nutzwerttheorieen  erst  im  Gefolge  jener 
litterarischen  Bewegimg,  welche  den  subjek- 
tiven Wert  zu  grösserer  Beachttmg  brachte. 
Sie  trat  nunmehr  in  der  bestimmteren  Ge- 
stalt der  Theorie  des  Grenznutzens') 
auf,  wonach  nicht  die  abstrakte  Nützlichkeit, 
.'sondern  jedesmal  der  letzte,  der  geringste 
Nutzen,  zu  dem  eine  wirtschaftende  Person 
nach  der  Gesamtlage  ihrer  Bedürfnisse  und 
ihrer  Deckungsmittel  ein  ihr  zur  Verfügung 
stehendes  Gut  wirtschaftlicher  Weise  noch 
verwenden  darf,  über  den  Wert  desselben 
entscheidet.  Diese  Lehre,  welche  zuerst 
ohne  allen  äusseren  Erfolg  vom  Deutschen 
Gossen  vorgetragen  worden  war,  wurde 
später  fast  gleichzeitig  und  in  völlige  unab- 
hängiger Weise  in  England,  Oesterreich  und 
der  Schweiz  von  Jevons,  C.  Menger  und 
Wal  ras  in  die  Wissenschaft  eingeführt  und 
hat  seither  eine  grosse  Ausbreitung  bei  fast 
allen  Nationen  und  einen  bedeutenden  Grad 
von  Ausbildung  erlangt,  um  die  sich  in 
Holland  namentlich  N.  G.  Pierson  und 
seine  Schule,  in  Oesterreich  Wieser,  Sax, 
Auspitz  und  Lieben,  in  England  Mar- 
shall, Edgeworth,  Smart,  Bonar  und 
Wicksteed,  in  Italien  Pantaleoni, 
Ricca-Salerno  und  Graziani,in  Frank- 
reich Gide  und  St.  Marc,  in  der  Schweiz 
Pareto  und  Sulzer,  in  Schweden  Knut 
W^icksell,  in  Amerika  J.  B.  Clark, 
Patten  und  Irving  Fisher  Verdienste 
erworben  haben. 

Infolge  dieser  Entwickelung  der  Nutz- 
werttheorie erhielt  auch  der  jdte  zwischen 
ihr  und  der  Kosteutheorie  schwebende  Streit 
neue  Nahrung,  zugleich  aber  auch  eine  ver- 
änderte Richtung.  Einerseits  wurde,  und 
zwar  jetzt  mit  grösserer  Präcision,  der  Ver- 
such erneuert,  ausser  dem  Gebrauchswerte 
auch  den  Tauschwert  für  die  überwiegende 
Mehrzahl  der  FäDe  aus  dem  Nutzen  zu  er- 
klären, wobei  der  empirische  Einfluss  der 
Kosten  auf  den  Wert  keineswegs  verleugnet, 
.«»nclern  der  Versuch  gemacht  wmrde,  diesen 
Einfluss  selbst  als  eine  Wirkungsweise  des 
Princips  des  Grenznutzens,  angewendet  auf 
den  Wert  der  Produktivmittel  oder  Kosten- 
güter, zu  erläutern.   Bedeutete  dies  gewisser- 


•)  Vgl.  d.  Art  Grenznutzen(obenBd.rV. 
S.  775  ff.)  und  die  folgende  positive  Darstellung. 


massen  eine  Invasion  der  Nutzwerttheorie 
in  jenes  Gebiet,  welches  die  klassische 
Theorie  dem  Kostenprincipe  zugesprochen 
hatte,  so  erfolgte  aber  gleichzeitig  auch  eine 
Invasion  in  umgekehrter  Richtung:  eine  In- 
vasion des  Kosten  princips  in  das  von  den 
Klassikern  dem  Nutzwerte  vorbehaltlos  zu- 
gesprochene Gebiet  des  Gebrauchswertes. 
Indem  man  nämlich  den  eigentlichen  sub- 
jektiven Wert  von  der  blossen  Nützlichkeit 
unterscheiden  lernte,  wurde  man  gewahr 
(was  vereinzelt  allerdings  auch  schon  in 
älterer  Zeit  bemerkt  worden  war),  dass  alle 
diejenigen  Einflüsse,  die  ül)erhaupt  von  seite 
der  Kosten  auf  den  Wert  geübt  werden 
können,  nicht  nur  im  Falle  des  Tausches, 
sondern  auch  bei  der  Beurteilung  des  Wertes 
der  zum  eigenen  Gebrauche  bestimmten 
Güter  wirksam  werden.  Schriftsteller  also, 
die  (wie  z.  B.  Scharling  oder  Dietzel) 
die  Kosten  oder  die  Schwierigkeit  der  Er- 
langung Oberhaupt  als  das  dominierende 
Grundprincip  des  GOterwertes  ansehen,  er- 
klärten folgerichtig,  dass  auch  das  Gebiet 
des  Gebrauchswertes  demselben  unterworfen 
sei.  So  viel  wimle  gewiss,  dass  die  rivali- 
sierenden Ansprüche  des  Nutz-  und  des 
Kostenprincips  sich  nicht  mehr  nach  alter 
Weise  durch  eine  äusserliche  Teilungslinie 
zwischen  dem  Gebrauchs-  und  Tauschwerte 
auseinanderhalten  lassen,  sondern  in  anderer 
Weise,  und  zwar  jedenfalls  für  Gebrauchs- 
und Tauschwert  in  einheitlicher  Weise,  aus- 
getragen werden  müssen. 

Die  unvermeidlichen  Auseinandersetzungen 
hierüber  sind  nicht  ausgebUeben,  ohne  bis 
jetzt  zu  einem  endgiltig  abgeschlossenen 
und  allseitig  anerkannten  Ergebnisse  geführt 
zu  haben.  Der  augenblickliche  Stand  der 
Meinungen  weist  —  wenn  man  von  der 
immer  mehr  abnehmenden  Zahl  derjenigen 
absieht,  welche,  ganz  unberührt  von  den 
Ergebnissen  der  neueren  Forschungen,  an 
der  klassischen  Werttheorie  ohne  irgend 
eine  Veränderung  festhalten  zu  können 
glauben  —  nicht  weniger  als  folgende  fünf 
Nuancen  auf: 

Eine  Gruppe,  als  deren  typischer  Ver- 
treter vielleicht  der  ausgezeichnete  dänische 
Forscher  Scharling  bezeichnet  werden 
kann,  stellt  für  das  ganze  Gebiet  des 
Wertes,  Gebrauchs-  und  Tauschwertes,  einen 
einzigen  beherrschenden  Bestimmungsgnmd 
in  der  Schwierigkeit  der  Erlangung 
auf.  Eine  zweite  Gruppe,  welche  am 
prägnantesten  durch  Dietzels  ältere 
Schriften  vertreten  wird'),  scheidet  die  be- 
liebig reproduzierbaren  von  den  nicht  be- 
liebig reproduzierbaren  Gütern;  für  die 
ersteren  trete  die  Bestimmung  des   Wertes 


')  Dietzels  neueste  Erörterung  des  Stoffe» 
(in  seiner  „Theoretischen  Sozialökonomik"  1895) 
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(und  zwar  sowohl  des  Gebrauchs-  als  des 
Tauschwertes)  nach  den  Kosten,  für  die 
letzteren  nach  dem  Nutzen  (Grenznutzen) 
ein.  Eine  dritte  Meinung,  die  namentlich 
durch  viele  neuere  englische  Schriftsteller 
und  unter  anderen  auch  durch  Marshall 
und  Edgeworth  vertreten  wird,  unter- 
scheidet sich  von  der  vorigeu  dadurch,  daßs 
sie  die  Kosten  niemals  als  alleinigen 
letzten  Bestimmungsgrund  des  Wertes  an- 
erkennt, sondern  dort,  wo  sie  Oberhaupt 
Einfluss  ausüben,  den  Wert  durch  sie  und 
durch  den  (Grenz-)  Nutzen  so  paritätisch 
bestimmen  lässt,  wie  etwa  die  beiden 
Klingen  einer  Schere  paritätisch  ineinander 
greifen.  Eine  vierte  Meinung — die  indes 
vielleicht  auch  von  solchen  Schriftstellern, 
die  vereinzelte  auf  sie  hiüdeutende  Äensse- 
rungen  gemacht  haben,  nicht  in  ihrer  vollen 
Strenge  festgehalten  zu  vsrerden  wünscht^) 
—  sucht  alle  Werierscheinungen  ausschliess- 
lich aus  dem  Nutzen  (Grenznutzen)  abzu- 
leiten, während  endlich  eine  fünfte  Mei- 
nung zwar  den  Produktionsopfern  eine  ge- 
wisse Kolle  in  der  Wertbestimmung  neben 
dem  Grenznutzen  zuweist,  die  Bedingungen 
aber,  unter  welchen  der  eine  und  der 
andere  Bestimmgrund  endgiltig  entscheidet, 
anders  abgrenzt  als  nach  dem  herkömm- 
lichen Merkmal  der  »beliebigen  Reproduzier- 
barkeit«. Da  die  an  letzter  Stelle  genannte 
Meinung,  welche  aiich  vom  Verfasser  geteilt 
wird,  aus  der  nachfolgenden  Skizze  einer 
positiven  Theorie  des  Wertes  ersichtlich 
werden  wird,  ist  es  nicht  nötig,  sie  an 
dieser  Stelle  deutlicher  zu  beschreiben. 

IV.  Elemente  der  positiven  Theorie 
des  subjektiven  Wertes. 

Die  Theorie  des  objektiven  Tauschwertes 
hat  bereits  unter  der  Aufschrift  der  Theorie 
des  Preises,  mit  welcher  sie  inhaltlich  zu- 
sammenfällt, ihre  Berücksichtigung  gefun- 
den *).  An  dieser  Stelle  ist  daher  nur  noch 
ein  Ueberblick  über  die  wesentlichsten 
Grundsätze  zu  geben,  die  sich  auf  den  ür- 
spnmg  und  die  Grössengesetze  des  sub- 
jektiven Wertes  beziehen. 

1.    Der    Ursprung   des   subjektiven 


weist  mehrfache  Aendernn^en  auf,  deren  beab- 
sichtigte Tragweite  mir  nicht  völlig  klar  ist, 
die  mir  aber  im  ganzen  doch  mehr  nur  die 
Terminologie  als  den  Standpunkt  zu  verändern 
scheinen;  vgl.  meine  Besprechung  hierüber  in 
der  Zeitschnft  f.  Volksw.,  Sozialpolitik  n.  Ver- 
waltung Bd.  VII,  S.  402  ff. 

')  z.  B.  von  Jevons,  der  an  einer  Stelle 
ohne  Einschränkung  emphatisch  sagt:  „that 
value  depends  entirely  upon  Utility"  (Theory 
of  P.  E.  II.  Aufl.,  S.  1),  bei  anderen  Gelegen- 
heiten aber  wiederholt  neben  der  „Utility"  auch 
der   „pain"    einen   wertbestimmenden   Einfluss 

»)  Siehe  d.  Art.  Preis  (oben  Bd.  VI  S.  181  ff.). 


Gfiterwertes.  Wir  messen  einem  Gute 
subjektiven  Wert  bei,  so  oft  wir  die  Er- 
reichung eines  WohUahrtszweckes,  sei  es 
die  Gewinnung  eines  positiven  Nutzens  oder 
die  Abwendung  eines  Leides,  von  dem 
Gute  abhängig  wissen.  Dieser  Thatbestand 
ist  von  dem  der  blossen  Nützlichkeit  der 
Güter  wesentlich  verschieden;  der  Unter- 
schied lässt  sich  am  besten  an  einem  viel- 
benutzten Beispiele  darlegen.  Wenn  ich 
aus  einer  reichlich  Qiesseuden  Quelle  Wasser 
nach  Belieben  schöpfen  kann,  so  wird  eine 
bestimmte  Menge  dieses  Wassers,  z.  B.  ein 
einzelner  Liter  Wasser,  zwar  ganz  gewiss 
die  Tauglichkeit,  mir  zur  Löschung  meines 
Durstes  zu  dienen,  oder  die  Eigenschaft  der 
Nützlichkeit  besitzen.  Aber  ich  werde  mich 
mit  der  Löschung  meines  Durstes  von  ihm 
nicht  abhängig  wissen,  weil  ich  ja,  wenn 
ich  diesen  einen  bestimmten  Liter  Wassers 
nicht  hätte  oder  wieder  vergösse,  in  jedem 
Augenblick  aus  der  Quelle  einen  anderen 
Liter  schöpfen  und  mit  ihm  meinen  Durst 
löschen  könnte.  Meine  Durstlöschung 
ist  mit  ihm  und  ohne  ihn  in  gleicher  Weise 
gesichert,  sie  ist  von  seinem  Besitz  unab- 
hängig. Denken  wir  uns  dagegen  einen 
Wüstenreisenden,  dessen  knapp  bemessener 
Wasservorrat  auf  einen  einzigen,  letzten 
Liter  Wasser  zusammengeschmolzen  ist,  so 
ist  auf  den  ersten  Blick  klar,  dass  hier  die 
Interessen  in  ganz  anderer  Weise  berührt 
werden.  Der  Besitz  jenes  Liters  Wassers 
sichert  dem  Reisenden  die  Möglichkeit, 
seinen  Durst  zu  löschen,  während  sein 
Verlust  ihn  den  Qualen  des  Todes  preis- 
geben würde.  Er  fühlt  sich  daher  in  seiner 
Bedürfnisbefriedigung  vom  Besitz  jenes 
Liters  abhängig;  dieser  erscheint  ihm  mit 
Recht  für  seine  Wohlfahrt  wichtig  oder 
wertvoll. 

Dieses  verachiedene  Urteil  wird  sich 
auch  in  einer  ebenso  verschiedenen  Hand- 
lungsweise ausdrücken:  wer  an  der  reich- 
lichen Quelle  sitzt,  wird  es  eich  keinerlei 
besondere  Mühe  oder  Sorgfalt  kosten  lassen, 
einen  bestimmten  Liter  Wasser  vor  dem 
Verschütten  oder  ungenützten  Abfliessea  zu 
bewahren,  und  er  wird  sich  sehr  leicht  da- 
zu bestimmen  lassen,  ihn  einem  anderen 
zu  überlassen,  während  der  Wüstenreisende 
seinen  Liter  auf  das  sorgfältigste  verwahren 
und  vielleicht  nur  gegen  schweres  Geld, 
vieüeicht  aber  aucli  um  gar  keinen  Preis 
einem  anderen  abzulassen  geneigt  sein  wird. 

Der  Thatbestand,  unter  dem  sich  die 
blosse  Nützlichkeit  zum  Werte  steigert,  lässt 
sich  allgemein  dahin  präcisieren,  dass  zur 
Nützliclikeit  sich  eine  gewisse  »Selten- 
heit« gesellen  muss;  eine  Seltenheit  näm- 
lich im  Vergleich  zu  dem  Bedarfe,  der  nac-h. 
Gütern  der  betreffenden  Art  besteht  So 
oft  Güter  in  solchem  Ueberflusse  vorhanden 
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sind,  dass  alle  Bedürfnisse,  zu  deren  Be- 
friedigung sie  dienen  können,  vollauf  ge- 
deckt sind  und  darüber  hinaus  noch  ein 
«nverwendbarer  üeberschuss  besteht,  haben 
bestimmte  Quantitäten  derselben  für  uns 
keine  praktische  Bedeutung  und  werden  da- 
her als  »wertlos«  behandelt,  wie  z.  B.  die 
freien  Güter  Luft  und  Wasser,  Holz  in  ür- 
waldgegenden.  Ist  dagegen,  was  bei  den 
weitaus  meisten  Gütern  der  Fall  ist,  der 
verfügbare  Vorrat  von  ihnen  so  knapp, 
dass  man  dasjenige  Stück  oder  diejenige 
konkrete  Menge,  um  deren  Schätzung  es 
sich  bandelt,  nicht  entbehren  kann,  ohne 
eine  Lücke  in  unsere  Bedürfnisbefriedigung 
zu  reissen,  dann  entsteht  zugleich  mit  der 
Erkenntnis,  dass  an  jedem  solchen  Oute  ein 
Stück  unserer  Wohlfahrt  oder  Annehmlich- 
keit hängt,  jene  vernunftgemässe  praktische 
Hochschätzung,  die  wir  als  »Wert«  be- 
zeichnen. 

Hinzuzufügen  ist,  dass  Gegenstand  solcher 
praktischer  Wertschätzimgen  immer  nur  be- 
stimmte Güterstücke  oder  Gütermengen 
werden,  niemals  eine  Gfltergattung  in  ab- 
stracto. Wenn  ich  ein  Pferd  oder  zehn 
Pferde  kaufen  oder  verkaufen  will,  so  werde 
ich  mir  eben  ein  urteil  darüber  zu  bilden 
haben,  ob  und  ^welchen  Wert  ein  Pferd  oder 
zehn  Pferde  fdr  mich  haben.  Dagegen  hat 
die  akademische  Reflexion,  welchen  Wert 
etwa  die  Gattung  »Pferd«  in  abstracto  für 
das  Menschengeschlecht  iiaben  mag,  keinen 
Teil  an  der  Bestimmung  der  praktischen 
Wirtschaftshandlungen  der  Menschen  und 
daher  auch  keine  Bedeutung  für  die  Wirt- 
schaftswissenschaft, welche  in  der  Erklärung 
jener  Handlungen  ihre  Aufgabe  findet 

2.  Die  Grösse  des  W.  In  letzter 
Linie  ist  unsere  Wohlfahrt,  wie  sie  der 
Gnmd  aller  Wertschätzungen  von  Gütern 
ist,  so  auch  der  Gradmesser  derselben.  Wir 
messen  einem  Gute  einen  in  dem  Grade 
höheren  oder  geringeren  Wert  bei,  als  wir 
von  demselben  ein  wichtigeres  oder  minder 
^richtiges  Wohlfahrtsinteresse  abhängig 
wissen.  Im  einzelnen  kann  aber  unsere 
Wohlfahrt  in  zweierlei  Weise  mit  dem  Be- 
sitze eines  Gutes  verknüpft  sein:  entweder 
so,  dass  das  Gut  uns  einen  Nutzen  ver- 
schafft, den  wir  ohne  dasselbe  entbehren 
mfissten;  in  diesem  Falle  ist  der  Nutzen 
des  Gutes  der  Gradmesser  des  Wertes. 
<">der  so,  dass  wir  durch  den  Besitz  des 
Gates  irgend  eines  persönlichen  Opfers  an 
Leid,  Anstrengung  oder  Plage  Oberhoben 
werden,  welches  wir  anderenfalls  für  die 
Elrlanguog  des  (keinesfalls  zu  vermissenden) 
Chites  auf  uns  nehmen  inüssten;  in  diesem 
Falle  ist  das  ersparte  Opfer  der  Grad- 
messer des  Wertes.  Die  wichtigste  Auf- 
gabe der  Werttheorie  ist  nun,  darzulegen, 
cmter  welchen  Umständen  und  in  welcher 


Weise  der  eine  und  der  andere  der  beiden 
Gradmesser  in  Wirksamkeit  tritt  Für  diese 
Untersuchung  sind  zweckmässig  drei  Gruppen 
von  Fällen  zu  unterscheiden. 

a)  Die  Wertschätzung  von  Gütern 
aus  einem  gegebenen  Vorrate.  Vor- 
aussetzung ist,  dass  eine  wirtschaftende 
Person  von  einer  bestimmten  Güterart  einen 
bestimmten  Vorrat  hat,  welcher  entweder 
überhaupt  nicht  oder  doch  zeitweilig  nicht 
ergänzt  oder  vermehrt  werden  kann,  so 
dass  der  Wirtschaftende  bei  rationeUer  Ein- 
richtung seiner  Bedürfnisbefriedigung  mit 
ihm  wie  mit  einer  festen,  gegebenen  Grösse 
rechnen  muss.  Unter  diesen  Umständen  ist 
es  klar,  dass  die  Verfügung  über  ein  Gut 
mehr  oder  weniger  die  Verfügung  über 
einen  Nutzen  oder  eine  Bedürfnisbefriedigimg 
mehr  oder  weniger  bedeutet,  dass  daher  das 
Mass  dessen,  was  für  unsere  Wohlfahrt  von 
einem  solchen  Gute  abhängt,  jedenfalls  von 
dem  Nutzen  abzuleiten  ist,  der  von  ihm 
herstammt.  Hierbei  ist  jedoch  noch  eine 
Frage  zu  lösen.  Wenn  unser  Vorrat  aus 
einem  einzigen  Stücke  besteht,  dann  kann 
auch  über  die  Art  und  Grösse  des  Nutzens, 
der  von  ihm  abhängt,  keinerlei  Zweifel  be- 
stehen: es  ist  zweifellos  derjenige  Nutzen, 
zu  dem  wir  das  Gut  thatsächlich  zu  ver- 
wenden beabsichtigen  und  den  wir  natürlich 
einbOssen  würden,  wenn  wir  jenes  einzige 
Gut  nicht  hätten.  Dagegen  entsteht  eine 
gewisse  Verwickelung  in  jenen  überaus 
zahlreichen  Fällen,  in  denen  es  sich  um  die 
Schätzung  eines  einzelnen  Gutes  aus  einem 
mehrere  Exemplare  oder  grössere  Quanti- 
täten umfassenden  Vorrate  handelt,  z.  B. 
um  den  Wert  einer  Metze  Korn  aus  einem 
Gesamtvorrate  von  fünf  Motzen.  Hierbei 
ist  folgendes  zu  beachten. 

Die  Bedürfnisse,  zu  deren  Befriedigting 
wir  die  einzelnen  Teilmengen  eines  grösseren 
Vorrates  verwenden,  sind  fast  immer  von 
verschiedener  Wichtigkeit ;  teils,  weil  es  sich 
von  Hans  aus  um  Bedflrfnisgattimgen  von 
verschiedener  Wichtigkeit  handelt  —  z.  B. 
die  Verwendung  des  Korns  zu  unserer  Er- 
nährung wird  uns  im  allgemeinen  wichtiger 
sein  als  jene  zur  Bereitung  von  Kornbrannt- 
wein —  teils  weil  innerhalb  derselben  Be- 
dürfnisgattung konkrete  Bedürfnisregungen 
von  sehr  ungleicher  Wichtigkeit  vorkommen 
—  z.  B.  das  konkrete  Nahnmgsbedürfnis 
eines  Hungernden  wird  erheblich  dringender 
sein  als  das  eines  schon  halb  Gesättigten.*) 
Wenn  nun  von  dem  Besitzer  eines  Vorrates 
z.  B.  von  fünf  Metzen  Korn  eine  Metze  zur 
dringendsten  Lebensfristung,  dann  je  eine 


')  Ueber  das  Verhältnis  der  Bedärfnis- 
gattnn^en  und  konkreten  BedUrfnisregongen 
und  seinen  Einfloss  auf  den  Wert  siehe  meine 
„Positive  Theorie  des  Kapitals"  S.  148  ff. 
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•weitere  Metze  zur  Vervoliständigung  der 
persönlichen  Ernährung,  zur  Fütterung  von 
Nutztieren  und  zur  Gewinnung  von  Brannt- 
wein und  endlich  eine  letzte  Metze  in  Er- 
mangelung einer  nützlicheren  Verwendung 
2ur  Haltung  von  Luxustieren  bestimmt  und 
verwendet  wird,  so  entsteht  die  Frage,  nach 
welcher  dieser  im  Range  so  verschiedenen 
Nutzverwendungen  je  eine  Metze  zu  be- 
werten ist. 

Diese  Frage  ist  zu  beantworten  zu  Gunsten 
der  letzten,  mindest  wichtigen  Ver- 
wendung; denn  offenbar  wtirde  man  diese 
und  nicht  irgend  eine  wichtigere  Verwen- 
dung unterlassen  —  man  würde  aufhören 
Luxustiere  zu  füttern,  aber  keineswegs  sich 
selbst  zu  ernähren  —  wenn  man  um  eine 
Metze  weniger  zu  seiner  Verffigimg  hätte. 
Allgemein  gesprochen:  bei  der  Schätzung 
eines  Exemplares  oder  einer  bestimmten 
Teilmenge  aus  einer  grösseren  Güterquanti- 
tät bestimmt  sich  der  subjektive  Wert  der 
Gutseinheit  nach  dem  Nutzen,  welchen  die 
letzte  verfügbare  Teilquantität  uns  gewährt 
oder,  wie  wir  es  kurz  ausdrücken,  nach  dem 
Grenznutzen  des  Gutes.') 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  die  Höhe 
des  Grenznutzens  selbst  wieder  bestimmt 
wird  einerseits  durch  den  Stand  —  Zahl  und 
Wichtigkeit  —  der  Deckung  heischenden 
Bedürfnisse,  andererseits  durch  die  Grösse 
des  verfügbaren  Gütervorrates:  je  gi-össer 
der  letztere,  desto  unwichtigere  Bedürfnisse 
können  noch  zur  Befriedigung  gelangen  und 
desto  tiefer  im  Range  steht  daher  der  letzte, 
der  Grenznutzen,  und  mit  ihm  der  Wert 
Dies  ist  die  natürliche  Erklärung  der  be- 
kannten Thatsache,  dass  die  Steigerung  der 
Menge  eines  Gutes  auf  dasselbe  entwertend 
wirkt,  sowie  auch  der  oft  mit  Befremden 
betitichteten  Erscheinung,  dass  die  nütz- 
lichsten Gütergattungen,  wie  Luft,  Wasser, 
Brot,  Eisen,  einen  so  geringen  oder  selbst 
gar  keinen  AVert  haben:  wenn  Güter  in 
vollem  Ueberfluss  vorhanden  sind,  so  dass 
ihnen  gar  kein  unbefriedigtes  Bedürfnis 
mehr  gegenüber  steht,  sinkt  eben  der  »letzte« 
Nutzen  und  mit  ihm  der  Wert  auf  Null  herab. 

b)Die  Wertschätzung  von  Gütern, 
die  um  den  Preis  persönlicher 
Opfer  frei  ersetzlich  sind.  Voraus- 
setzung dieses  Falles  ist,  dass  jemand  ein 
Out  besitzt,  welches  er  erforderlichenfalls 
um  den  Preis  eines  persönlichen  Opfers, 
z.  B.  durch  Aufwendung  einer  einstündigen 
Arbeitsplage,  zii  ersetzen  bereit  und  in  der 
Lage  wäre.  Z.  B.  Robinson  besitzt  ein 
Dutzend  Pfeile,  die  er  in  einer  Stunde  von 
neuem  schnitzen  könnte.  In  diesem  Falle 
hängt  für  ihn  vom  Besitze  der  Pfeile  nicht 


')  S.  den  Art.  Grenznutzen  oben  Bd.  IV 

S.  775  ff. 


deren  positiver  Nutzen  ab  —  den  er  sich 
ja  durdi  Anfertigung  eines  neuen  Dutzends 
m  jedem  Falle  sichern  könnte  und  würde 
— ,  sondern  einfach  eine  einstündige  Arbeits- 
plage mehr  oder  weniger.  Er  wird  daher 
den  Wert  des  Dutzends  PfeUe  folgerichtig 
bemessen  an  der  Grösse  des  Leides,  das 
ihm  die  Verlängerung  seiner  Arbeitsplage 
um  die  der  Wiederherstellung  der  Pfeile  zu 
widmende  Stunde  verursachen  würde. 

Die  Anwendung  dieses  Scliätzungsmass- 
stabes  ist  indes  an  zwei  Voraussetzungen 
geknüpft,  die  oben  durch  die  Worte  »zu  er- 
setzen bereit  und  in  der  Lage«  ange- 
deutet worden  sind.  Erstens  muss  der  po- 
sitive Nutzen  (oder  Grenznutzen)  des  Gutes 
grösser  sein  als  das  für  den  Ersatz  zu  übeiv 
nehmende  Leid  —  sonst  würde  man  eben 
um  den  Preis  des  letzteren  das  Gut  flbei^ 
haupt  nicht  wiederherstellen,  und  an  seinem 
Besitz  und  Verlust  würde,  gerade  wie  im 
Falle  a),  nur  die  Erlangung  oder  Nicht- 
erlangung  jenes  positiven  Nutzens  hängen  — ; 
und  zweitens,  man  muss  in  der  Lage  sein, 
über  das  Mass  der  Plage,  das  man  über- 
haupt zu  wirtschaftlichen  Zwecken  auf  sich 
nehmen  will,  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
frei  zu  entscheiden.  Genauer  bestimmt :  die 
Situation  muss  so  geartet  sein,  dass  man  um 
des  Ersatzes  der  Pfeile  willen  irgend  eine 
(z.  B.  achte,  zehnte  oder  zwölfte)  Stunde 
sich  plagen  würde,  während  welch»  man 
ohne  diesen  speciellen  Anlass  geniht  hätte. 
Denn  nur  dann  ist  das  persönliche  Wohl- 
befinden mit  dem  Besitz  der  Pfeile  wirklich 
80  verkettet,  dass  von  letzterem  ein  Mehr 
oder  Weniger  an  Plage  abhängt  Wäre  da- 
gegen das  Mass  der  Arbeitsplage  von  vom 
herein  ein  fixes,  z.  B.  bei  einem  unver- 
änderlichen zehnstündigen  Arbeitstage,  dann 
würde  auch  die  Notwendigkeit,  die  Pfeile 
zu  ersetzen,  nicht  zu  einer  vermehrten  per- 
sönlichen Plage,  sondern  vielmehr  dazu 
führen,  dass  von  der  fixen  zehnstündigen 
Arbeitszeit  eine  Stunde  anderen  Nutzzwecken 
entzogen  werden  müsste.  Damit  würde  aber 
das,  was  mit  dem  Gute  für  Robinson  eigent- 
lich auf  dem  Spiele  steht,  vom  Gebiete  des 
persönlichen  Opfers  fort>  und  wieder  auf 
das  Gebiet  des  Güternutzens  hinübergewälzt 
nämlich  auf  den  Nutzen  derjenigen  Güter, 
die  man  in  jener  Arbeitsstunde,  die  jetzt  fOr 
die  Pfeile  in  Anspruch  genommen  wird, 
sonst  erzeugt  hätte  und  jetzt  entbehren  muss. 

Damit  lenken  wir  aber  schon  in  die  dritte 
Gruppe  von  Fällen  über,  die  wir  zu  unter- 
scheiden haben. 

c)  Die  Wertschätzung  vonGötern. 
die.  bei  einem'  gegebenen  Vorrat 
von  Produktivmitteln  (Tauschmitteln)*), 


')  Was  in  diesem  Abschnitte  ansdrücklich 
von    den    Prodnktivmitteln  "änsgeführt    wird. 
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aus  diesem  nach  Massgabe  seines 
Ziilangens  beliebig  ersetzt  werden 
können. 

Die  Voraussetzungen  dieses  Falles  sind 
folgendennassen  zu  stellen :  Es  handelt  sich 
um  die  Schätzung  von  Gütern,  welche  der 
Schätzende  in  jedem  Augenblicke  nach  Be- 
lieben aus  dem  ihm  zur  Verfügung  stehen- 
den Fonds  von  Produktivmitteln  ersetzen 
oder  vermehren  kann:  mit  der  einzigen,  je- 
doch sehr  wichtigen  Beschränkung,  dass 
jener  Fonds  von  ftoduktivmitteln  selbst  ein 
testimmt  begrenzter  ist  Hierzu  gesellt  sich 
nicht  notwendig,  aber  gewöhnlich  noch  der 
weitere  Umstand,  dass  auf  jenen  Fonds  nicht 
bloss  eine  einzige,  sondern  viele  oder  alle 
Güterarten  mit  ihrer  Ergänzung  oder  Er- 
neueining  angewiesen  sind. 

Der  jetzige  Fall  steht  in  eigentümlicher 
Weise  in   der  Mitte  zwischen  dem  ersten 
und  dem  zweiten  Falle.    Mit  dem  letzteren 
hat  er  gemeinsam,  dass  in  erster  Linie  eine 
Schätzimg  nach  Opfern  oder  Kosten  Platz 
greift.    Wenn  wir  nämlich  das  zu  schätzende 
Gut  in  jedem  Augenblicke  mit  einem  ge- 
wissen Opfer  an  Produktivmitteln  ersetzen 
können,  kann  es  uns  nicht  mehr  wert  sein 
als  eben  dieses  Opfer,  das  sein  Ersatz  uns 
kosten  würde.    Aber  —  imd  hierin  nähert 
sich  der  jetzige  Fall  wieder  dem  ersten  — 
dieses   Opfer  findet  in   letzter  Linie   sein 
eigenes  Mass  doch  wieder  in  einem  Nutzen. 
Wenn  nämlich,  wie  vorausgesetzt,  der  Ersatz 
aus  einem  fest  begrenzten  Vorrate  von  Pro- 
duktivmittelu  genommen  werden  muss,  der 
jedenhkUs  in   seiner  Gänze  zur  Erzeugung 
von  Gütern  verwendet  worden  wäre,  so  ist 
es  klar,  dass  der  Ersatz  für  ein  bestimmtes 
Out    nicht  beschafft  werden  kann,  ausser 
indem  au  einer  anderen  Stelle  eine  Lücke 
in    die   Güterversoi^ng  und   Bedürfnisbe- 
friedigung gerissen  wird.    Man  kann  nicht 
einen   Arbeitstag   oder   eine    Arbeitsstunde 
mehr  zum  Ersätze  eines  bestimmten  Gutes 
X  verwenden,  ohne   nicht,   wenn   das  Ge- 
samtausroass  der  zu  leistenden  Arbeitsmenge 
durch  äussere  Verhältnisse  fixiert  ist,  einen 
Arbeitstag  oder  eine  Arbeitsstunde  weniger 
für    die    Erzeugung    irgend    einer   anderen 
GOterart  Y  übrig  zu  haben     Die  Erzeugung 
des  Gutes  X  kostet  also  in  letzter  Linie  den 
Nutzen  irgend  eines  Gutes  Y ;  und  da  man  j 
selbstverständlich  die  Mindererzeugung  bei 
derjenigen  Güterart  eintreten  lassen    wird, 
welcher  man  den  geringsten  Wert  beilegt, 
so    bemisst  sich  die   Grösse  jenes    Opfers 
schliesslich    nach    dem    Grenznutzen    des 
mindestwertigen    Produktes,    das 
man  mittelst  einer  gleichen  Menge  von  Pro- 


gilt mntatis  mntandis  anch  von  den  Tattsch- 
mitteln;  siehe  darttber  noch  eine  spätere  Be- 
merkung miter  den  Schlnssergebnissen. 


duktivkräften  hervorbringen  kann.  Robinson 
wird  die  Pfeile,  deren  er  zur  Verteidigung 
seines  Lebens  bedarf,  nm-  gerade  so  hoch 
schätzen,  als  er  den  Nutzen  des  entbehr- 
lichsten seiner  Küchengeräte  schätzt,  wenn 
und  insolange  er  es  in  der  Hand  hat,  eine 
Arbeitsstunde  nach  Belieben  und  rechtzeitig 
entweder  in  Pfeile  oder  in  ein  Küchengerät 
zu  metamorphosieren.  So  leitet  die  Wert- 
schätzung der  vermehrbaren  Güter  unter 
den  Voraussetzungen  unseres  jetzigen  Falles 
auf  dem  Umwege  über  die  Kosten  doch 
wieder  auf  einen  Nutzen  als  entscheidenden 
Gradmesser  des  Wertes  zurück. 

In  der  Robinsonade,  wo  alle  Dispositionen 
über  alle  Produktivkräfte  von  einer  und  der- 
selben Person  getroffen  werden,  liegen  auch 
alle  diese  Zusammenhänge  zwischen  Opfer 
und  Nutzen  nahe  und  deutlich  vor  Augen. 
In  der  voU  entwickelten  arbeitsteiligen  Volks- 
wirtschaft bestehen  dieselben  Zusammen- 
hänge: aber  Anfang  und  Ende  sind  hier 
weiter  auseinandergerückt,  und  es  schiebt 
sich  eine  Anzahl  äusserlich  selbständiger 
Zwischenglieder  in  der  Gestalt  der  ver^ 
schiedenartigen  Produktivgüter  ein,  die  zur 
Herstellung  eines  Produktes  dienen  und  die 
vom  Standpunkte  des  Produzenten  als  seine 
» Kosten  c  erscheinen.  Hat  dann,  wie  ge- 
wöhnlich, der  Produzent  die  von  ihm  be- 
nötigten Produktivgüter,  Kohstoffe,  Werk- 
zeuge, Lohnarbeit  etc.,  aus  fremden  Wirt- 
schaften um  einen  bestimmten  Preis  gekauft, 
so  überblickt  er  —  und  hat  auch  nicht  nötig 
mehr  zu  fiberblicken  —  lediglich  jenes  Stück 
des  ganzen  Zusammenhanges,  das  ihn  per- 
sönlich beinlhrt :  nämlich  den  Zusammenhang 
des  Wertes  seiner  Erzeugnisse  mit  den  von 
ihm  ausgelegten  >  Kosten  <.  Damm  ist  auch 
dieses  Stück  des  Zusammenhanges,  das  den 
Inhalt  des  sogenannten  Kostengesetzes  bildet, 
so  offenkundig,  so  leicht  kontrollierbar  und 
der  öffentlichen  Meinung  nicht  bloss  der 
Wissenschaft,  sondern  auch  des  praktischen 
Lebens  so  geläufig.  Dagegen  liegt  der  rest- 
liche Teil  des  Zusammenhanges,  der  die 
Höhe  der  »Kosten«  selbst  wieder  mit  ii^nd 
einem  Nutzen  oder  Grenznutzen  in  Be- 
ziehung zeigt  gewöhnlich  ausserhalb  des 
Gesichtsfeldes  der  einzelneu  wirtschaftenden 
Individuen  und  erfordert  zu  seiner  Wahr- 
nehmung einen  auf  das  Grosse  und  Ganze 
der  gesellschaftlichen  Wirtschaft  gerichteten 
Blick,  wie  ihn  in  der  Kegel  nur  die  wissen- 
schaftliche Untersuchung  zu  vermitteln  im 
Stande  ist.  Das  Bindeglied,  das  hier  die 
Erkenntnis  des  ganzen  Zusammenhanges  ver- 
mittelt ist  der  Wert  der  Produktivgfl  ter. 

d)  Der  Wert  der  Produktivgfiter. 
Wir  schätzen  die  Produktivgüter  im  allge- 
meinen nach  dem  Grade  der  Beihilfe,  die 
sie  uns  zur  Erlangung  von  Produkten  ge- 
währen.    IMese   drückt    sich   aus   in   der 
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Menge  und  dem  Werte  der  Pi-odukte,  deren 
Besitz  und  Genuss  wir  durch  sie  erlangen 
können.  Dieser  Zusammenhang  ist  nahe 
und  klar,  wenn  ein  bestimmtes  Produktiv- 
gut nur  zur  Erzeugung  einer  einzigen  Gattung 
von  Produkten  tauglich  ist.  So  ist  es  offen- 
kundig, dass  der  Wert  eines  Weinberges 
dimjh  die  Menge  und  Güte  des  Weines  be- 
dingt ist,  der  auf  ihm  wächst,  dass  der 
Wert  einer  Kupfermine  sich  ausser  nach 
ihrer  Ergiebigkeit  auch  nach  dem  Werte 
des  Kupfers  richtet  u.  dgl.  Sehr  viele  Pro- 
duktivgüter besitzen  aber  eine  vielseitige 
Verwendbarkeit  zur  Erzeugung  verschieden- 
artiger Prodtikte.  Ihnen  gegenüber  tritt, 
sofern  ihre  Menge  dauernd  oder  zeitweilig 
als  eine  gegebene  angesehen  werden  kann, 
wie  im  FsiUe  a)  die  Schätzung  nach  dem 
Grenznutzen  ein ;  man  schätzt  nämlich  die 
Einheit  derselben  nach  der  letzten  unter 
jenen  verschiedenartigen  Verwendungen,  zu 
der  man  sie  mit  Rücksicht  auf  den  verfüg- 
baren Gesamtvorrat  noch  heranziehen,  das 
ist  in  diesem  Falle,  nach  dem  Werte  des 
geringwertigsten  Produktes,  das  man  aus 
einer  Produktivmitteleinheit  noch  herstellen 
darf.  Der  so  bestimmte  Wert  des  Produk- 
tivmittels bezeichnet  dann  g;egenüber  den 
übrigen  Produkten,  die  aus  ihm  hergestellt 
werden  (den  »produktionsverwandten  Gü- 
tern«), die  Höhe  der  »Kosten«,  und  indem 
mau  jene  nach  den  »Kosten«  schätzt,  schätzt 
man  sie  somit  bewusst  oder  noch  häufiger 
unbewusst  (weil  man  den  Wert  der  Rro- 
duktivgüter  meist  nur  als  eine  fertige  That- 
sache  kennt,  nicht  aber  auch  seui  Ent- 
stehen aus  den  im  Marktgetriebe  sich  be- 
gegnenden Bewerbungen  und  Erwägungen 
überblickt)  nach  dem  Grenznutzen  der 
letzten  Einheit  eines  Produktivmittelvorrats. 
Hierbei  wurde  vorläufig  angenommen, 
dass  von  den  fraglichen  Produktivmitteln 
eine  feste,  gegebene  Menge  vorhanden  sei. 
Es  ist  aber  auch  möglich,  dass  dieselben 
selbst  wieder  aus  einem  Vorrate  noch  ur- 
sprünglicherer Produktivmittel  »beliebig  ver- 
mehrbar« sind.  Dann  greift  einfach  der 
ganze  Zusammenhang  um  eine  Stufe  weiter 
und  tiefer.  Das  erste  Produktivgut,  z.  B. 
der  Stahl,  nach  dessen  Werte  sich  alle  aus 
Stahl  erzeugten  Produkte  (natürlich  unter 
Mitbei-Ocksichtigung  des  Wertes  der  ander- 
weitigen Kostengüter)  nivellieren  müssen, 
nivelliert  sich  selbst  mitsamt  allen  mit  ihm 
»Produktion »verwandten«  aus  Eisen  erzeugten 
Produkten  nach  dem  Werte  des  gemein- 
samen ursprünglicheren  Produktivgutes  Eisen. 
Insofern  auch  das  Eisen  selbst  wieder  als 
»beliebig  vermehrbar«  erscheint,  so  setzt 
sich  derselbe  Zusammenhang  abermals  um 
ein  Glied  weiter  fort  etc.  Irgend  einmal 
muss  man  aber  in  dieser  Kette  auf  ein 
Produktivgut  stossen,  dessen  Menge  als  eine 


gegebene,  begrenzte  erscheint;  denn  hätten 
wir  einen  unerschöpflichen  Urquell  an  Pro- 
duktivkräften, so  würden  wir  uns  ja  auch. 
eine  ebenso  imerschöpfliche  UeberfOlle  von 
Produkten  aller  Art  bereiten  können  ! 

Wenn  kein  früheres  Glied,  so  sind  jeden- 
falls die  letzten,  originärsten  Produktiv- 
kräfte, über  welche  die  wirtschaftende 
Menschheit  verfügt,  die  Bodennutzungen 
und  zumal  die  Arbeit  in  einem  gegebenen 
Zeitpunkte  nur  in  begrenzter  Menge  ver- 
fügbar, und  ihr  Wert,  der  sich  nach  dem 
Gesetze  des  Grenznutzens  bestimmt,  geht 
dann  durch  den  ganzen  Stufenbau  der  ar- 
beitsteihgen  Produktion  in  immer  mannig- 
faltigeren Zusammensetzungen  und  Kombi- 
nationen im  Gewände  der  Kosten  in  den 
Wert  der  beliebig  vermehrbaren  Güter  ein 
und  über.  Der  Wert  der  »beliebig  ver- 
raehrbaren«  Güter  wird  in  Wahrheit  unter 
dem  Zeichen  gebildet,  dass  sie  —  zu- 
sammengenommen —  nicht  beliebig  ver- 
mehrbar sind.  Was  im  Belieben  steht,  ist, 
das  Mengenverhältnis  zwischen  ihnen 
zu  changieren;  dies  kann  aber  immer  nur 
so  geschehen,  dass  eine  Vennehrung  bei 
einer  Gattung  auf  Kosten  einer  Minderer- 
zeugimg  bei  einer  anderen  Gattung  statt- 
findet. Die  M^lichkeit  eines  solchen 
Changements,  indem  sie  die  Möglichkeit 
und  den  Anreiz  zu  einer  fortwährenden 
Ausgleichung  des  Wertes  schafft,  äussert 
ihre  Wirkung  darin,  dass  alle  aus  einem 
Produktivgute  stammenden  »produktionsver- 
wandten« Güter  bezüglich  ihrer  Wertbildung 
gewissermassen  zu  Gliedern  einer  erweiterten 
einheitlichen  Familie  werden.  Sowie  es 
selbstverständlich  ist,  dass  innerhalb  einer 
und  derselben  Güterart,  z.  B.  eine  Metze 
Korn  so  viel  wert  ist  als  eine  andere  ganz 
gleiche  Metze,  so  wird  durch  jenen  Zu- 
sammenhang hier  bewirkt,  dass  ein  Pro- 
dukt eines  Arbeitstages  gerade  so  viel  wert 
wird  als  irgend  ein  anders  gestaltetes  Pnv 
dukt  eines  Arbeitstages.  Aber  wie  viel  jedes 
solche  Produkt  absolut  für  unsere  Wirt- 
schaft wert  ist  oder  wie  viel  es  relativ  wert 
ist  im  Verhältnisse  zu  anderen  Gütern,  die 
ausserhalb  jener  Produktionsgemeinschaft 
stehen,  z.  B.  im  Verhältuisse  zu  Monopols- 
oder SeltenheitsgOtern  oder  zu  Erzeugnissen 
eines  anderen  Produktivmittels,  darüber  ent- 
scheidet nichts  anderes  als  der  Grenznutzen 
jener  erweiterten  Güterfamilie.  Diese  ist 
als  Geinzes  wegen  der  Begrenztheit  unserer 
Produktivkräfte  keineswegs  beliebig  ver- 
mehrbar, und  empfängt,  nach  dem  Miister 
fester  gegebener  Vorräte,  ihren  Wert  nach. 
dem  Grenznutzen  ihres  letzten  Gliedes. 

e)  Schlussergebnisse.  Es  erilbrigt 
noch,  sich  darüber  auszusprechen,  welchen 
verhältnismässigen  Anteil  die  drei  unter  a)^ 
b)  und  c)  unterschiedenen  Grundtypen   an 
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der  Wertbildun|f  im  praktischen  Leben 
nehmen.  Zu  diesem  Zwecke  muss  vor 
allem  die  Grenzlinie  zwischen  dem  zweiten 
und  dritten  Typus  abgesteckt  werden.  Die 
universellste  unserer  Prodiiktivkräfte,  die 
Produktivkraft  Arbeit,  hat  nämlich  die  Eigen- 
tümlichkeit, dass  sie  in  gewisser  Hinsicht 
nicht  in  fester  Menge  gegeben,  sondern 
elastisch  erscheint,  insofern  es  im  Belieben 
des  Individuums  liegt,  seine  tagliche  Ar- 
beitsleistung um  den  Preis  erhöhter  Plage 
auszudehnen  oder  umgekehrt  einzuschränken. 
Wo  diese  Elasticität  praktisch  wirksam 
wird,  hat  sie  zur  Folge,  däss  die  Wort- 
bildung der  betreffenden  Arbeitsprodukte 
nach  dem  Typus  b)  stattfindet,  also  nicht 
den  Grenznutzen,  sondern  ein  persönliches 
Opfer  an  Leid  oder  Plage  zum  Massstabe 
nimmt')  In  der  voll  entwickelten  arbeits- 
teiligen Volkswirtschaft  kommt  aber  diesem 
Umstände  eine  verhältnismässig  geringe 
praktische  Bedeutung  zu.  Weitaus  der 
grösste  Teil  der  produktiven  Arbeit  wird  in 
Arbeitsschichten  geleistet,  welche  durch  Ge- 
setz, Vertrag,  Herkommen,  bestehende  Fa- 
brikseinrichtungen  u.  dgl.  in  ihrer  Dauer 
fest  bestimmt  sind.  Die  beliebige  Ausdeh- 
nung oder  Verkürzung  der  Arbeitszeit  je 
nach  Laune  oder  Ermüdung  spielt  fast  nur 
eine  Rolle  einerseits  bei  der  beruflichen 
Arbeit  sehr  weniger  unabhängiger  Produ- 
zenten auf  eigene  Rechnung  (z.  B.  Künstler, 
Schriftsteller,  Hausindustrieller,  seltener  bei 
Handwerksmeistern),  andererseits  bei  der 
nicht  beruflichen  Ausnutzung  der  Musse- 
stunden.  und  auch  der  Variation  der  In- 
tensität der  Arbeit  die,  ähnlich  wie  die 
Variation  der  Arbeitszeit,  ein  vermehrtes 
Arbeitsprodukt  um  den  Preis  einer  erhöhten 
Plage  zu  erlangen  gestattet  und  umgekehrt, 
scheint  mir,  obwohl  für  sie  ein  etwas  wei- 
terer praktischer  Spielraum  (z.  B.  auch  bei 
der  Accord-  imd  Stückarbeit)  besteht,  doch 
kein  sehr  tiefgreifender  Einfluss  auf  die  volks- 
wirtschaftliche Wertbildung  zuzukommen. 
Im  ganzen  ist  also  der  Typus  b)  ^t  auf 
die  Stellung  einer  Ausnahme  zurückgedrängt 
während  sich  nahezu  das  ganze  Gebiet 
zwischen  die  die  Regel  repräsentierenden 
Typen  a)  imd  c)  teilt  und  zwar  in  folgen- 
der Weise: 

1.  Die  Schätzung  nach  dem  unmittelbaren 
Grenznutzen  der  betreffenden  Gütergattung 
(Typus  a)  tritt  ein. 

Oberhaupt  und  andauernd  bei  je- 
nen Gütern,  die  nicht  beliebig  vermehrbar 
sind,  also  bei  den  sogenannten  Monopol- 
oder Seltenheitsgütern:  ausserdem  * 

')  Genau  genommen  entscheidet  der  Kren- 
znngspankt  zwischen  dem  (immer  abnehmenden) 
Grenmntzen  des  durch  längere  Arbeit  vermehrten 
t'rodnktes  nnd  der  (immer  wachsenden)  Plage 
der  verlängerten  Arbeitszeit. 


zeitweilig  bei  den  beliebig  vermehr- 
baren Gütern,  wenn  und  insofern  in  einem 
einzelnen  Zeitpunkte  der  Nachschub  aus  der 
Produktion  nicht  genaue  Fühlung  mit  dem 
momentanen  Bedarfe  und  infoige  davon 
der  Wert  nicht  genaue  Fühlung  mit  den 
»Kosten«  hält 

2.  Gegenüber  der  Masse  der  beliebig  ver- 
mehrbaren oder  ersetzlichen  Güter  findet 
unter  der  Voraussetzung,  dass  deren  recht- 
zeitigem Ersätze  kein  Hindernis  im  W^e 
steht,  die  Schätzung  nach  den  »Kosten«  in 
dem  Sinne  statt,  dass  die  Kostenhöhe  mar- 
kiert wird  durch  den  Wert  der  zum  Ersatz 
aufzuopfernden  Güter,  welcher  Wert  selbst 
wieder  durch  mehr  oder  weniger  Zwischen- 
glieder hindurch  auf  irgend  einem  Grenz- 
niitzen  fusst  Statt  der  Schätzung  nach  dem 
unmittelbaren  Grenznutzen  der  betreffenden 
GütergattuDg  tritt  also  hier  durch  Ver- 
mittelung  der  »Kosten«  eine  mittelbare 
Schätzung  nach  Grenznutzeu,  näm- 
lich nach  dem  Orenznutzen  (und  Wert)  der 
Ersatzgüter  ein. 

Nach  diesem  Typus  verlaufen  die  prak- 
tischen Wertschätzungen  nicht  bloss  in  jenen 
bisher  allein  ausdrücklich  besprochenen 
Fällen,  in  welchen  ein  beliebiger  Ersatz  für 
die  vorhandenen  Güter  im  Wege  der  Pro- 
duktion geschaffen  werden  kann,  sondern 
auch  in  jenen  überaus  zahlreichen  Fällen, 
in  welchen  der  Ersatz  im  Wege  des  Kaufes 
oder  Tausches  erfolgt  Was  in  jedem  Laden 
um  10  Mark  feil  ist,  schätzen  wir  nach 
diesen  »Anschaffungskosten«  auf  10  Mark, 
auch  wenn  der  unmittelbare  Grenznutzen, 
den  das  betreffende  Gut  für  unsere  Haus- 
haltung besitzen  würde,  weit  höher  stehen 
soUte  als  jener  Betrag. 

Endlich  findet 

3.  in  der  oben  unter  b)  beschriebenen 
Minorität  von  Fällen  eine  Schätzung  nach 
»Kosten«  in  dem  Sinne  von  persönlichen 
Opfern  an  Leid,  Plage  u.  dgl.  statt 

All  dies  gilt  zunächst  von  den  subjek- 
tiven Wertschätzungen,  welche  die  einzelnen 
Individuen,  jedes  vom  Standpunkte  seiner 
persönlichen  Bedürfnisse,  Empfindungen,  Pro- 
duktions- oder  Einkaufsgelegenheiten  n.  dgl., 
vornehmen.  Aber  von  diesen  subjektiven 
Wertschätzungen  der  einzelnen  Individuen 
laufen  tausendfältige  Verknüpfungsfäden  zu 
dem  objektiven  Tauschwerte  der  Waren,  der 
sich  auf  den  Märkten  bildet,  und  von  diesem 
sodann  wieder  zurück  zu  den  subjektiven 
Schätzungen  der  Einzelnen.  Dass  imd  wie 
sich  die  Preise  der  Güter  als  Resultanten 
der  auf  dem  Markte  zusammentreffenden 
subjektiven  Wertschätzungen -von  Ware  und 
Preisgiit  bilden,  ist  schon  im  Artikel  Preis 
oben  Bd .  VI  S.  184  ff.  dargelegt  worden.  Dass 
und  wie  aber  auch  umgekehrt  wieder  die 
einmal  festgestellten  Preise  die  subjektiven 
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AVertschätzungen  beeinflussen  und  ihnen  als 
nahe  und  bequeme  StQtze  dienen  können, 
■wurde  soeben  bei  der  Erwähnung  des  Ein- 
flusses der  »Anschaffungskosten«  angedeutet. 
Thatsächlich  ist  es  .in  unserer  auf  Arbeitstei- 
lung und  Tausch  beruhenden  Gesellschaft  ver- 
hältnismässig selten,  dass  ein  Güterschicksal 
von  der  ersten  Vorbereitung  zur  Erzeugung 
des  Gutes  bis  zu  seinem  schiiesslichen  Kon- 
sum für  persönliche  Zwecke  sich  im-  Be- 
reiche einer  und  derselben  Individualwirt- 
schaft  abspielt.  Darum  kommt  auch  ein 
Individuum  überaus  selten  in  die  Lage,  den 
ganzen  Zusammenhang  von  Nutzen  und 
Opfern,  die  das  allmähliche  Heranreifen  des 
Gutes  in  den  verschiedeneu  Produktions- 
stadien begleiten,  an  sich  selbst  zu  erleben  und 
daher  auch  einheitlich  zu  überblicken  und  un- 
mittelbar seinen  Weitschätzungen  zu  Grunde 
zu  legen.  Sondern  der  Wertkalkül  wrd  so 
oft  abgebrochen  und  jenseits  wieder  neu 
angesponnen,  als  das  heranreifende  Produkt 
seinen  Besitzer  wechselt.  Wer  ein  Gut  in 
jedem  Augenblicke  um  einen  für  ihn.  durch 
Äussere  Verhältnisse  gegebenen  Marktpreis 
kaufen  kann,  auf  dessen  Bildung  er  durch 
seine  eigene  Nachfrage  nur  einen  praktisch 
ganz  unmerklichen  Einfluss  übt,  sieht  auch 
bei  seiner  Wertschätzung  auf  nichts  als  auf 
die.sen  gegebenen  Marktpreis;  welche  sub- 
jektive Antecedenzien  von  Nutzen  und 
Opfern  hinter  diesem  Marktpreise  zurück- 
liegen, braucht  er  weder  zu  wissen  noch 
zu  überlegen:  wichtig  ist  für  ihn  nur  der 
greifbare  Niederschlag  jener  subjektiven  An- 
tecedensjen,  der  Marktjireis.  Und  ganz 
ebenso  denkt  der  Verkaufslustige,  der  den 
Wert  seiner  Ware  überschlägt,  nach  der 
entgegengesetzten  Richtung  nicht  weiter  als 
bis  an  den  Marktpreis,  den  er  nach  den  ge- 
gebenen Verhältnissen  zu  lösen  hofft.  Gleich- 
wohl sind  »Kosten«  und  »Preise«,  so  sehr 
sie  dem  Einzelnen  als  objektiv  gegebene, 
seinem  Einflüsse  entzogene  Grössen  impo- 
nieren mögen,  flüssige,  bildsame  Grössen, 
gebildet  und  bestimmt  durch  die  Summe 
derselben  subjektiven  Einzelschätzungen,  die 
sich  auf  sie  aufzustützen  scheinen:  sie  sind 
ein  gesellschaftliches  Mosaik,  aufgebaut  aus 
einem  Urmateriale  subjektiver  Nutzwert- 
schätzungen. 

Eine  genauere  Schilderung  dieses  schwie- 
rigen und  verwickelten  Zusammenhanges 
kann  im  Rahmen  dieser  elementaren  Skizze 
keinen   Platz   finden.*)     Desgleichen  muss 


')  Ich  habe  eine  solche  Schildemn^  zu  geben 
versucht  in  meiner  „Positiven  Theorie  des  Ka- 
pitales" S.  189  ff.  iiud  234  if.;  vgl.  dazu  auch 
meine  „GrundzUge  der  Theorie  des  GOterwertes" 
in  Jahrb.  f.  Nat.  n.  Stat,  N.  F.  Bd.  13.  beson- 
ders S.  516  ff.,  sowie  meinen  Aufsatz  Uoer  den 
-Letzten    Massstab    des  Güterwertes"    in  der 


hier  abgesehen  werden  von  der  Anwendung 
der  allgemeinen  Wertregeln  auf  spedellere 
Probleme.  Nur  genannt  sei  als  das  wich- 
tigste unter  diesen  das  Problem  der  wirt- 
schaftlichen »Zurechnung«  oder  die  Frage, 
nach  welchem  Sciüüssel  die  Wertschätzung 
sich  unter  mehrere  »komplementäre«  Güter 
aufteilt,  die  zu  einem  gemeinsamen  Nutz- 
erfolge, der  die  Grundlage  ihrer  Wert- 
schätzung bildet,  ungeteilt  zusammenwirken. 
Es  ist  dies  ein  Problem,  das  seine  wich- 
tigste Anwendung  bei  der  Wertschätzung 
der  verschiedenen  in  der  Produktion  zu- 
sammenwirkenden Produktionsfaktoren  und 
weiterhin  in  der  Lehre  von  der  Verteilung 
der  Güter  zu  finden  berufen  ist.') 

Lltteratur:  Die  LUteratur  über  den  Wert  übrr- 
trifft  an  Mastenhtfligkeit  vohl  alle  iibrigcn 
EinxeUveige  der  wirtschaftslheoretischen  LiUera- 
lur.  Autfährticlierc  Angaben  ilber  dieselbe  finden 
»ich  bei  Zuekerkandl,  Zur  Theorie  de»  freite» 
mit  betonderer  Berück»ichtigung  der  gesehickt- 
lichen,  Entwirkelung  der  Lehre,  Leipzig  1889; 
Oraziani,  Storia  critica  della  Teoria  del  ralnre 
in  Italia,  Milano  1889.  —  Montanari,  Coa- 
tributo  alla  Storia  della  Teoria  del  vatore  nelli 
»arittori  Italiani,  Milano  1889.  —  Hlcca-Sa- 
lemo,  La  teoria  del  Volare,  Rom  1894.  — 
Block,  Le»  Progri»  de  la  tcience  iconomiqve. 
Pari»  1890,  6.  u.  34.  Kap.  —  Aleaato,  Studi 
»Ulla  Teorica  del  Volare,  Turin  1890.  —  A'eu- 
mann,  Grundlagen  der  Volk»wirtschajt*Uhre, 
Tübingen  1889,  1,  S.  Uiff.  —  Wagner,  Grund- 
legung der  palit.  Oekonomie,  S.  Aufl.,  I,  S. 
S-20ff.  An  dieeer  Stelle  mii*»  bei  der  enormen 
Reichhaltigkeit  de»  Material»  »elbitrerständlieh 
auf  Vol!»tändigkeit  verzichtet  werden.  Die»  gilt 
insbe»andere  von  der  älteren  l/itterotur,  bezüg- 
lich welcher  eine  genauere  Information  au»  den 
oben  bezeichneten  Schriften  ge»chöpft  tcerdm 
kann.  Dagegen  »oU  mii  verhältnitatättig  gröt- 
»erer  Auiführliehkeil  die  LiUeratur  der  Jüngtle» 
Periode  nachgetpie»en  werden,  welche  in  jenen 
Schriften  nur  ertt  teilweite  zur  Berücktichtigung 
gelangen  konnte. 

Au»  der  älteren  Litteratur  »ei  demnach 
hier  nur  kurz  hingewieeen  auf  die  eimchUSgigen 
Autführungen  in  den  umfa*»enderen  Werten 
von  Gallant,  CondtUae,  Turgot.  A.  Smith, 
Ricardo,  Senior,  J.  St.  MUl,  Calmea, 
J,  B.  Say,  lAMiia  Say,  dem  älteren  Walra* 
(Augwste  IC,  De  la  nature  de  la  riche»»e  et  de 
l'origine  de  la  valeur,  Pari»  ISSl),  J.  Bat, 
Carey,  Bastiat,  Soden,  Lotx,  Storch,  Her- 
mann, Bau,  Boscher,  Mangoldt,  Schaffte, 
Bodbertus,  Marx;  aii»»erdem  auf  die  ifono- 
graphieen:  Thomas,  Theorie  de»  Verkehr», 
1841.  —  Friedländer,  Theorie  de»  Werte», 
Dorpat  1852.  —  Ooaaen,  Geeetze  de»  mentcÄ- 
lichen  Verkehr»,  Braun»chweig  1854  (Seue  Aut- 
gäbe  1889).  —  Knie»,    Die  nat.-ökonom.  Lehre 

,  vom  Werte,  Zciltchr.  f.  Staal»w.,  1855.  —  A»»er, 


Zeitschr.  f.  Volksw.,  Sozialpol.  und  Verw.,  III. 
Bd.  S.  185  ff.,  besonders  21ttff. 

>)  Vgl.  über  diese  Frage  meine  ^PositiTe 
Theorie"  S.  179ff.  und  Wiesers  „Natürlicher 
Wert"  S.  70ff. 
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i'erhandding  over  het  lUmthuithoudhundig  be- 
grip  der  vaarde,  AtMUrdam  I848.  —  Schaffte, 
£lküehe  Seite  der  naL-ötonom.  Lehre  vom 
M'erte,  Tübinger  Vnirereitätetchriften  1861.  — 
Michaelis,  Da«  Kapital  vom  Werte,  VierU  f. 
Vollair.,  1863.  —  Lindwurm,  Theorie  de* 
Wertet,  Jahrb.  f.  Xat.  u.  Stat.,  1865.  —  Sdts- 
ler,  Theorie  des  Wertet,  Jahrb.  f.  Sat.  u.  Stat., 
1868.  —  Komorzynski,  Bettimmung  der  not. 
Sähe  der  GiUerpreite,  ebenda  1869. 

Aut  der  ungemein  reichhaltigen  Wcrtlitteratur 
der  jüngtlen  Periode  find  autter  den  tchon 
oben  genannten  dogmengetehithtlicben  Werken 
2«  Renn«n:  Jevtma,  Theory  of  Pol.  Ec,  1871 
(£.  Aiiß.  1879),  Kap.  II,  III  und  IV.  —  Men- 
ger, Grundtätte  der  Volktirirttchafttlehrc,  1871, 
Kap.  in — t'I.  —  i.  Walras,  Eeonomie  po- 
litiqtie  pure,  1874  (4-  --l"/-  1^00).  —  l>er- 
selbe,    Theorie  mathematigue  det  richtetet,  1876. 

—  Seumann,  Zur  Hevition  der  Grundbe- 
griffe, Zeiltchr.  /.  Siaaltir.,  1869  und  187S.  — 
Derselbe,  Abhandlungen  über  die  Begriffe  Gut, 
Wert,    Preis  etc.,    in  Sehönbergi    Handbuch   der 

polit.  Oekonomie.  —  Derselbe,  Grundlagen  der 
Volttwirtichafltlehre,  Tübingen  1889,  I,  Kap. 
III.  —  Putliz,  Wert,  Preis  und  Arbeit,  1880. 
■J.  B,  Clark,  Pbüotophy  of  talue,  Nor  Eng- 
lander, Juli  1881.  —  Wollemborg,  Intomo  al 
cotto  relativo  di  produzione,  ISSH.  —  lAiria, 
La  teoria  det  volare  negli  Econoniitti  Jlaliaai, 
Arehivio  giuridico,  188S.  —  Gide,  Principet 
d'Ee.  Pol.,  1884,  5.  .iuß.,  1896.  —  Wieser, 
Ursprung  und  Hauptgetetze  des  wirtschaftliehen 
Wertes,  I884.  —  Derselbe,  Der  natürliche 
Wert,  1889  (in  engl.  Aiugabe  mit  Vorwort  von 
Smart,  189S).  —  Derselbe,  The  theory  of 
value.    Annalt  of  the  American  Academy,   189S. 

—  Pierson,  Leerboek  der  Staat-huishoudhinde, 
1884,  (2.  Aufl.  1896)  I,  I.  Abth.,  I.  HaupUt.  — 
BOhtn-Bawerk ,  Grundzüge  der  Theorie  des 
■wirtschaftlichen  Oäterwertes,  Jahrb.  f.  Jfat.  u. 
Stat.,  N.  F.  Bd.  IS  (1886).  —  Derselbe,  Poti- 
tive  Theorie  det  Kapitals,  1889,  S.  ISS  ff.  — 
Derselbe,  Der  letzte  Massstab  des  Güterwertes, 
in  d.  Zeitschr.  f.  Vw.,  Sozialpol.  u.  Verw.  III. 
Bd.,  Heft  i,  1894;  "'»'  "'»«'■  Entgegnung  von 
H.  Auapitz,  und  einer  Replik  des  Verf.  in 
Heft  4  desselben  Bandes.  —  Wolf,  Zur  Lehre 
vom  Werte,  Zeitschr.  f.  Staalsw.,  1886.  — 
Gärtner,  l'eber  die  wahre  Satur  det  Geldes 
mit  besonderer  Berüekstehtigung  der  verschiedenen 
Wertbegriße,  Zeitschr.  f.  Staatsic,  1887.  — 
Sai,  Grundlegung  der  theoretischen  Staatstrirt- 
tchajfl,  1887,  S.  i49ff.  —  Derselbe.  DU 
neuesten  Fortschritte  der  nat.-ekonom.  Theorie, 
Leipzig  1888.  —  Sehorling,  Werttheorie  uml 
Wertgesetze,  Jahrb.  /.  Not.  u.  Stat.,  S.  F.  Bd. 
16,  1888.  —  Wicksteed,  Alphabet  of  Ec. 
srienee,  I:  Elements  of  the  theory  of  value,  1888. 

—  Auspit*  und  Uieben,  Untersuchungen  über 
die  Theorie  des  Preises,  1889.  —  Komorzynski, 
Der  WeH  in  der  isolierten  Wirtschaft,  1889.  — 
Jbehr,  Wert,  Grenzwert  und  Preis,  Jahrb.  f. 
Stat.  u.  SiU.,  y.  F.  19,  1889.  —  Slatow,  Stu- 
die über  den  Wertbegriff,  Zeitschr.  f.  Staatsw., 
1889.  —  Pantaleonl,  Principi  di  Ec.  Pura, 
1889.  —  Stupino,  La  teoria  del  Valore  e  la 
legge  del  nnwimo  mezzo,   Giom.  d.  Eeon.,  1889. 

—  Volenti,  Teoria  del  valore,  1890.  —  Ger- 
laeh,  Ueber.die  Bedingungen  wirtschaftlicher 
Thätigkeit  (kritische  Ersilerungen  zu  den  Wert- 


lehren von  Man,  Knies,  Schaffte  und  Wieser), 
/Staatsw.  Studien.  III,  5./  1890.  —  Zwei  pole- 
mische Afif Sätze  von  Dietzel:  Die  klastische 
Werttheorie  und  die  Theorie  vom  Grenznutzen, 
Jahrb.  f.  Sat.  u.  Stat.,  N.  F.  Bd.  SO,  und: 
Zur  klassischen  Wert-  und  Preistheorie,  ebd.  S. 
F.,  Bd.  1,  1891.  Entgegnungen  hierattf'  von 
liiehr,  Auspltz,  Ztickerkandl,  ebd.  JV.  F., 
Bd.  21,  Patten,  ebd.  S.  F..  Bd.  t,  B6hm- 
Baiverk,  ebd.  X.  F.,  Bd.  21  (Zwisehenwort  zur 
Werttheorie)  und  S.  F.,  Bd.  S  (Wert,  Kosten 
und  Grenznutzen).  —  Marshall,  Pnnciplet  of 
Eeonomict,  1890,  Book  VII  (4.  Aufl.  1898).  — 
Smart,  An  introduction  U>  the  theory  of  value, 

1891.  —  Bisher,  Mathemalical  invettigatioiu  in 
the  theory  of  value  and  prices  (transaction*  of 
the  Connecticut  Academy,  Juli  1892).  —  Wag- 
ner,  Grundlegung  der  polit.  Oekonomie,  S.  Aufl., 

1892,  §§  134 — 140.  —  Voigt,  Der  ökonomische 
Werl  der  Güter,  Zeitschr.  f.  Staatsw.,  1892.  — 
Patten,    The   theory    of   dynamic    Eeonomict, 

1892.  —  J^.  B.  Clark,  The  ultimale  Standard 
of  value,  Yate  Review,  Sovember  1892.  —  Mc 
Vane,  Marginal  Utility  and  value,  Quarterly 
Journal  of  Economics,  April  1893.  —  Derselbe, 
Austrian  tlieory  of  value,  Annais  of  the  Ame- 
rican Academy,  yovember  1893.  —  PhiUppo- 
Vl«fc,  Grundriss  der  polit.  Oek.,  1893,  (3.  Aufl. 
1899).  —  Benini,  II  valore  e  la  tua  attribu- 
zione  aibenistrumentcUi,Bari  I89S. — Xaumann, 
Lehre  vom  Wert,  Hamburg  1893.  —  Wickseil, 
Ueber  Wert,  Kapital  und  Rente  nach  den  nette- 
ren nationalökonomisehen  Theorieen,  Jena  1893. 
—  Zaleski,  Die  Lehre  vom  Wert  (in  russischer 
Sprache),  Kasan  1893.  —  Lehr,  Grundbegriffe 
und    Grundlagen    der    Volktwirttchaft,    Leipzig 

1893,  IV.  AbtchniU.  —  Dietzel,  Theoretische 
Sozialökonomik,  1895,  I,  203 ff.  (vgl.  auch  meine 
Besprechung  darüber  in  der  Zeitschr.  f.  Vw. 
Sozialpol.  «.  l'erw.  Bd.  VII,  8.  402ff.).  — 
Sulzer,  Die  wirtschaftlichen  Grundgesetze  in  der 
Gegenwarttphate  ihrer  Enlwiekelung,  Zürich 
1895.  —  ^olzmann.  Die  toziale  Kategorie  in 
der  VolktwirUchafltlehre,  Berlin  1896.  —  V. 
Buch,  Intensität  der  Arbeit,  Werl  und  Preis 
der  Waren,  Leipzig  1896.  —  Wernlcke,  Der 
objektive  Wert  und  Preis,  Jena  1896.  —  Gottl, 
Der  Wertgedanke,  ein  verhülltes  Dogma  der  Xa- 
tionalökonomie,  Jena  1897.  —  Heyn,  Theorie 
des  wirUchaftlichen  WerU,  Berlin  1899.  — 
Cassel,  Grundriss  einer  elementaren  Preitlekre, 
in  der  Zeitschr.  f.  d.  ges.  SlaaiSw.  55.  Bd., 
1899,  mit  einer  Entgegnung  von  K.  Wicksell, 
Zur  Verteidigung  der  Grenznutzenlehre,  ebd., 
Bd.  56,  1900  und  einer  Replik  Cassel«  ebd., 
Bd.  57,  1901.  —  Marfarlane,  Value  and  dit- 
tribution,  Philadelphia  1899.  —  J.  B.  Clark, 
The  dittribution  of  Wealth,  Xew-York  1899.  — 
Berardi,  Utilitä  limite  e  cotto  di  riprodurione, 
Bologna  1901. 

B.  Böhm^Barcerk. 


Wertpapiere 

s.  AktieDgesellschaften  (Aktienrecht) 
oben  Bd  1  S.  143ff.,  Börsenwesen  oben 
Bd.  U  S.  1023ff.,  Hinterlegung  von 
Wertpapieren  oben  Bd.  IV  S.  1207ff. 
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Weserschiffedirt — Westergaard 


Weserscbiffahrt. 

Bevor  noch  die  Uferstaaten  der  Weser 
die  Schiffahrtsverhältnisse  auf  diesem  Strome 
EU  ordnen  unternahmen,  wurde  das  Olden- 
burg zustehende  alte,  durch  den  Osnabrücker 
Frieden  bestätigte  Recht  zur  Erhebung  des 
Elsflether  Zolles  abgeschafft.  Oldenburg 
musste  nämlich  1813  als  Entgelt  ftlr  seine 
Territorialvergrösserungen  die  Aufhebung 
des  Weserzolles  versprechen,  welche  Ver- 
pflichtung durch  den  Vertrag  Oldenburgs 
mit  Bremen  vom  25.  August  1819  erfilUt 
■WTirde,  demzufolge  die  Erhebung  des  Els- 
flether Zolles  mit  dem  17.  Mai  1820  gänz- 
lich aufhörte.  In  Ausführung  der  Bestim- 
mungen der  Wiener  Kongressakte  über  die 
Schiffahrt  auf  internationalen  Strömen  -wurde 
sodann  am  10.  September  1823  von  Preussen, 
Hannover,  Kurhessen,  Braunschweig,  Olden- 
bm^,  Lippe  und  Bremen  zu  Minden  die 
Weserschiffahrtsakte  abgeschlossen.  Durch 
sie  wurde  die  Schiffahrt  vom  Zusammen- 
fluss  der  Werra  und  Fulda  bis  ins  offene 
Meer  und  umgekehrt  für  frei  erklärt,  jedoch 
ausdrücklich  die  als  Cabotage  bezeichnete 
Schiffahrt  von  Uferstaat  zu  Uferstaat  den 
eigenen  Unterthanen  vorbehalten.  Die 
Schiffalirtsabgaben  erhielten  eine  eingehende 
und  durchgreifende  Regelung.  Femer  w\U"de 
bestimmt,  dass  von  Zeit  zu  Zeit  eine  aus 
Vertretern  der  Uferstaaten  bestehende  Re- 
visionkommission zusammentreten  solle,  um 
sich  von  der  Einhaltimg  der  Konvention  zu 
überzeugen  und  einen  Vereinigungspunkt 
z^'ischen  den  kontrahierenden  Staaten  zu 
bilden.  Zu  diesem  Hauptvertrage  traten 
gleichzeitig  abgeschlossene  Separatkonven- 
tionen Bremens  mit  Hannover  und  Preussen 
sowie  später  mehrere  Additionalakte  hinzu. 
Durch  die  Verträge  vom  6.  Januar  1856 
und  14.  Dezember  1865  (vgl.  preuss.  Gesetz- 
sammlung von  1856  und  1866)  wurden  die 
auf  Grund  der  Weserschiffahrtsakte  zu  er- 
hebenden Abgaben  suspendiert.  Preussen, 
Oldenburg  und  Bremen  haben  durch  Ver- 
trag vom  6.  März  1876  Verabredungen  über 
den  Unterhalt  der  Schiffahrtszeichen  auf  der 
Unterweser  bis  in  die  See  auf  gemeinsame 
Kosten  getroffen.  Durch  Reichsgesetz  vom 
5.  April  1886  ist  Bremen  ermächtigt  worden, 
nach  Ausführung  der  die  Vertiefung  des 
Fahrwassers  zwischen  Bremen  und  Bremer- 
haven bezweckenden  Korrektionsarbeiten 
eine  Schiffahrtsabgabe  zu  erheben.  Durch 
den  Anschluss  Bremens  an  das  deutsche 
Zollgebiet  ist  seit  Oktober  1888  die  Unter- 
weser in  die  deutsche  Zollgrenze  einbezogen 
worden. 

Litteratnr:  Kohli,  Handbuch  einer  hütorUch- 
»talütUeh-geographüchen  Beschreibung  des  Her- 
toglnmi  Oldenburg,  Bremen  18S4  I.  —  Cara- 
theodori  in  Holtzendorffs  Handbuch  des  Völker- 


recht» II.  —  O,  Meyer,  Lehrbuch  dt»  dtttUehen. 
VerwaUungsrecht«,  2.  Aufi.  I.  JeUinek. 


Westergaard,  Harald  Ludwig, 

wurde  als  Sohn  des  im  Jahre  1878  verstorbenea 
namhaften  Orientalisten  N.  L.  Westergaard  am. 
19.  IV.  1853  zu  Kopenhagen  geboren.  Nach- 
dem er  im  Dezember  1874  Candidatus  magis- 
terii  in  Mathematik,  im  Joni  1877  Kandidat  der 
Staatswissenschaften  geworden  war,  setzte  er 
seine  hauptsächlich  den  sozialen  Fragen,  der 
StalLstik  und  dem  Versicherungswesen  gewid- 
meten Studien  anf  grösseren  Reisen  in  England, 
Frankreich,  Deutschland,  Oesterreich  und  der 
Schweiz  fort.  Im  Jahre  1881  gewann  er  die 
goldene  Medaille  der  Universität  Kopenhagen 
für  eine  Abhandlung  über  die  Sterblichkeit, 
welche  er  später  in  deutscher  Sprache  u.  d.  T. 
„Lehre  von  der  Mortalität  und  SJorbilität"  (s.  n.) 
veröffentlichte.  Von  1880— 1882  war  Westergaard 
in  der  staatlichen  Lebensversicherungsanstalt  an- 
gestellt, wurde  am  Schlnss  des  Jahres  1882  znni 
ausserordentlichen  Professor  der  Staatswissen- 
schaften an  der  Universität  Kopenhagen  er- 
nannt und  im  Mai  1886  daselbst  znm  ordent- 
lichen Professor  befördert.  Seit  1893  ist  er 
Mitglied  der  British  Economic  Association.  Vor 
kurzem  -wurde  er  znm  Mitgliede  für  Dänemark 
des  Komitees  der  skandinavischen  Lebensver- 
sicherungsgesellschaften znr  Ausarbeitung  ge- 
meinschaftlicher Sterblichkeitsnntersnchungen 
gewählt.  Die  Arbeiten  dieses  Komitees  sind  noch 
nicht  abgeschlossen. 

Westergaards  Hauptinteresse  gilt  der  Sterb- 
lichkeitsstatistik. Seit  mehreren  Jahren  ist  er 
vornehmlich  mit  der  Frage  über  den  Einflnss 
der  Vererbung  beschäftigt,  aber  auch  auf  andere 
Gebiete  der  theoretischen  und  praktischen  Sta- 
tistik haben  sich  seine  eingehenden  Studien  er- 
streckt; nicht  minder  verdanken  wir  ihm  meh- 
rere PubUkationeu  ttber  wirtschaftliche  und  so- 
ziale Fragen. 

Er  veröffentlichte  an  staatswissenschaftlichen 
und  statistischen  Schriften  a)  in  Buchform: 
Die  Lehre  von  der  Mortalität  und  Morbilität, 
Jena  1882,  zweite  gänzlich  umgearbeitete 
Ausgabe,  1901.  —  Foreltesninger  over  Statis- 
tikeus  Theori  (Vorlesungen  über  die  Theorie 
der  Statistik),  gedruckt  als  Manuskript,  Kopen- 
hagen 1884.  —  Mathematiken  i  Nationalökono- 
miens  Tjeneste  (Die  Mathematik  im  Dienste  der 
Nationalökonomie),  Kopenhagen  1887.  —  KLir- 
kelig  Statistik  med  scerligt  Honblik  paa  Dan- 
mark, Kopenhagen  1887  ^Kirchliche  Statistik 
mit  besonderer  Rücksicht  anf  Dänemark).  — 
Drikfoeldigheten  i  Danmark  og  Midleme  deri- 
mod  (Die  Trunksucht  in  Dänemark  und  die 
Mittel  dagegen),  Kopenhagen  1888.  —  Stati- 
stikens  Theori  i  Grnndrids,  Kopenhagen  1890 
(Deutsch  unter  dem  Titel  „Gmndznge  der  Theorie 
der  Statistik",  Jena  1890).  —  Indledning  til  Stu- 
diet  of  Nationalökonomien  Kopenhagen  1^1 
(Einleitung  znm  Studium  der  Nationalökonomie). 
—  üenaldre  Nationalökonomis  Opfat- 
telse  afdet  sociale  Spörgsmaal,  Kopen- 
hagen 1896  (Die  Anfifassnng  der  älteren  Na- 
tionalik  betr.  die  soziale  Frage).  —  Forelaes- 
ninger  over  almindelig  Qekonomi  (als 
Manuskript)  Kopenhagen    li^7.     (Vorlesungen 
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ttber  allgemeiue  Oekonomie).  —  Socialismen 
OS  Samfnnds  udviklingen,  Kopenhagen 
1n)9  (Der  Sozialisrnns  und  die  Entwickelnug  der 
Gesellschaft).  —  In  Verbindung  mit  M.  fiubin 
(Direktor  der  städtischen  Statistik  Kopenhagens): 
Landbefolkningens  Dödelighed  i  Fyens  Stift, 
Kopenhagen  1886  (Die  Sterblichkeit  der  Laud- 
beTOlkemng  in  Fünen).  —  Aegteskabsstatistik 

Eaa  Grundlag  af  den  sociale  Lagdeling,  Kopen- 
agen  1890  (Deutsch  unter  dem  Titel :  Statistik 
der  Ehen    auf  Grund  der   sozialen   Gliederung 
der   Bevölkerung,  Jena  1890).  —  In  Verbin- 
dung mit  M.  Koefoed:  Grnndrids  af  Dan- 
marksStatistik  Kopenhagen  1898.  (Grund- 
rids  =  „Grundzüge"  oder  „Umriss",  also  Grund- 
zflge  der  Statistik  Dänemarks).  —  Landsbyprses- 
temes  iJkonomiske  Vilkaar  i  1899,  Kopenhagen 
1899  (Die  ökonomische  Lage  der   Pfarrer   auf 
dem    Lande   im   Jahre    1899).   —   b)  In  Zeit- 
schriften,  Sammelwerken  etc.  in  1.  Jahrb.  f. 
liat.  u.  Stat. :  Sterbetafeln  auf  Grundlage  indi- 
Tidnaler  Beobachtungen  (XXXIIL  Bd.).  —  Zur 
Theorie  der  Statistik  (N.  F.  X.  Bd.).  —  Neue  und 
alte  Messungsvorschläge  in  der  Statistik  (III.  F. 
VI.  Bd.).  —  Die  Anwendungder  Interpolation 
in    der   Statistik    (HI.   F.    IX.  Bd.   1895).    2. 
Asseknranz-Jahrbuch.  herausgegeben  von 
Ehrenzweig :  Das  Risiko  bei  Fenerversichemugen 
(V.  Bd.  1884).  —  Bericht  über  einige  statistische 
Untersuchungen  (VI.  Bd.  1885).   —  Die  Sterb- 
lichkeit   in    den    verschiedenen    Gesellschafts- 
klassen der  Landbevölkerung  Dänemarks  (VIII. 
Bd.  1887).  —  Eine  Bemerkungen  über  den  Ein- 
fluss  der  Vererbung  auf  die  Sterblichkeit  (X.  Bd. 
1889).    [Dieser  Aufsatz  war  schon   zuvor  ver- 
öffentlicht in  den  Berichten  des  Internationalen 
Kongresses  für   Hygiene   und  Demographie  zu 
Wien    1887],      —  Ueber    die    Vererbung    von 
Schwindsnchi    (XIV.  Bd.  1893).    -   Ueber   den 
Einliuss  der  Vererbung  auf  die  Sterblichkeit  (XVI. 
Bd.    1895).    —    Die    Sterblichkeitsuntersuchnng 
der  skandinavischen   Lebensversicheningsgesell- 
schaften    (XIX.  Bd.   1898).    —    Einige    Bemer- 
kungen über  Kindersterblichkeit  (XXIL  Bd.  1901). 
—  b.  Oesterreichische  Versichernngs- 
zeitung  1899:   Ein  Beitrag  zur  Mortalitäts- 
statistik.    4.  Allgemeines  statistisches 
Archiv:   Zur  Statistik  der  Mehrgeburteu  (II. 
Jahrg.  2. 1892).  —  Die  Gliederung  der  Bevölkerung 
nach  Gesellschaftsklassen  1895  (gedruckt  in  den 
Berichten  des  Internationalen  Kongresses  für  Hy- 
gieine  und  Demographie  zu  Budapest  1894).  — 
d.  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schaften: II.  Aufl.    Die  Arbeiterversichernng 
in  Skandinavien.  —  6.  Medizinisch-päda- 
gogische   Monatsschrift    für    die    ge- 
samte  Sprachheilkunde   1898:    Von  der 
Häufigkeit  der  Sprachgebrechen.   —  Die  Zu- 
kunft und  die  Gegenwart  im  Versiche- 
rungswesen.    (Ein  Gutachten  veröffentlicht  in: 
^Kapitaldecknng  und  -Umlage  bei  der  Arbeiter- 
nnfaJlversicherung  in  Oesterreich,  herausgegeben 
Ton    dem  Vorstande   der  Arbeiterunfallversiche- 
mngsanstalt    für   Nieder-Oesterreich   in   Wien, 
"Wien  1899.)  —  In  englischen  und  fran- 
süsischen   Zeitschriften:  Statistical 
Jonrnal:    Mortality    in    Remote    Comes    of 
the    World   (1880).   —  Journal  of  the  In- 
stitute of  Actuaries:  Notes  on  the  Mor- 
tality   of  the    danish    Clergy   from    1650    to 
1878    (1881).  —  International   Congress 


of  Hygiene  in  London  1891:  The  Relation 
of  Alcoholism  to  Public  Health  and  the  Methods 
to  be  adopted  for  its  Prevention.  [Dieser  Auf- 
satz wurde  wieder  abgedruckt  in  „TheLancet" 
1891  und  in  „Nordisk  Medicinskt  Arkiv"  1891]. 

—  The  Economic  Journal:  Some  Remarks 
on  the  Mortality  among  Persons  with  a  con- 
sumptlve  Family  History  (1894).  —  Morta- 
lity in  Extreme  Old  Age  (1899).  —  In  „The 
Economic  Review"  IX,  1899,  Christian 
Social  Work  in  Denmark.  —  Revue  d'Eco- 
nomie  politiqne:  Une  statistique  des 
mariages  (1891).  —  In  skandinavischen 
Zeitschriften  etc.:  Nordisk  Tidskrift: 
Forenings  -  Liv  i  England  [Vereinsleben  in 
England]  (1879).  —  Hovedresultateme  of  den 
nyere  DödeUghedsstatistik  [Die  Hauptergebnisse 
der  neueren  Sterblichkeitsstatistik]  (1883). 
Teorien  om  Gennemsnitsmennesket  [Die  Theorie 
vom  Durchschnittsmenschen]  (1884).  —  Tyskland 
og  dets  Kolonien  [Deutschland  und  dessen  Kolo- 
nien] (1886).  —  Det  britiske  Rige  som  Forbnnds 
stat  [Das  britische  Reich  als  Bundesstaat]  (1887). 

—  Befolknings  spörgsmälet  i  Natioualökono- 
mieus  Historie  [Die  Bevölkernngsfrage  in  der 
Geschichte  der  Nationalökonomie]  (1893).  — 
Tidskrift  for  Mathematik:  Den  moralske 
Formne  og  det  moralske  Haab  [Das  moralische 
Vermögen  und  die  moralische  Hoffnung]  (1876). 

—  En  Formel  i  Düdelighedsstatistiken  [Eine 
Formel  in  der  Sterblichkeitsstatistik]  (1876).  — 
Danmarks  Statistik:  Födselshyppighed 
og  DödeUghet  [Geburtshänfigkeit  und  Sterblich- 
keit] (L  Bd.  1885).  —  Hy^iejniske  Med- 
delelser:  Er  Dödeligheden  i  fserd  met  at  af- 
tage?  [Ist  die  Sterblichkeit  in  Abnahme  be- 
griffen ?J  (3.  Reihe  I,  1882.)  —  In  Verbindung 
mit  Dr.  E.  Hornemann:  Beretning  fra  den 
engelske  Regjerings  Kommission  til  ad  under- 
söge  de  arbejdende  Klassers  Boliger  |  Bericht 
der  englischen  Regierungskommission, zur  Unter- 
suchung der  Wohnungen  der  arbeitenden  Klassen] 
(3.  Reiliein.1886).  —  Tidsskrift  for  Sund- 
hedspleje:  1898  Statistiske  Jagttagelser  over 
Tondemes  Tilstand  hoskjöbenhavnske  Skoleböm. 
(Stat:  Beobachtungen  betr.  den  Zustand  der 
Zähne  der  Schulkinder  in  Kopenhagen).  — 
Ugeskrift  for  Lseger  (Wochenschrift  für 
Aerzte):  Om  Dödeligheden  hlandt  pensionerede 
Priester  [Ueber  die  Sterblichkeit  unter  pensio- 
nierten Geistlichen]  (1887).  —  National- 
ökonomisk  Tidsskrift:  C.  L.  Madsen:  den 
sandsynlige  Lov  for  den  internationale  Tele- 
graftrafik [C.  L.  Madsen:  das  wahrscheinliche 
Gesetz  für  den  internationalen  Telegraphenver- 
kehr] (1878).  —  Spörgsmaalet  om  Alderdoms- 
forsörgelse  [Die  Frage  von  der  Altersversorgung] 
(1881).  —  Har  Kooperationen  en  Fremtid  for 
sig?  [Hat  die  Kooperation  eine  Zukunft?] 
(1882).  —  Gin  Separationer  og  Skilsmisser  i 
Danmark  [Ueber  Separationen  und  Eheschei- 
dungen in  Dänemark  I  (1887).  —  Arbeidslönnen 
i  Kübstsederue  i  1892  [Der  Arbeitslohn  in  den 
Kleinstädten]  (1894).  —  Den  störe  Lock-out 
(19001  [Die  grosse  Arbeitssperre].  —  In  der 
JnbiläumsschriftderLebensversicbe- 
rungsgesellschaft  Danmark  1897 : 
„Ströbemarkninger  om  Livsforsik- 
rings  vasenets  Fremtids  op  gaver" 
(.Aphorismen  betr.  die  Zukuuftaufgaben  im 
Lebens  Versicherungswesen).  —  In:  National- 
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ökonomische  Foreningg  Festschrift 
(Festschrift  des  Nationalök.  Vereins)  1897: 
„OmGrundlaget  forBeskatning"  (Ueber 
die  Grundlage  der  Besteuerung).  —  In  Ver- 
bindung mit  J3r.  S.  Hansen:  äkoleböms  Haar- 
og  ojenfarve  [Die  Haar-  und  Augenfarbe  der 
Schulkinder]  (1893).  —  Ausserdem  hat  Wester- 
gaard  noch  zahlreiche  Besprechungen,  Mittei- 
lungen etc.  in  mehreren  der  erwähnten  Zeit- 
schriften, dann  auch  in  der  dentschen  medizi- 
nischen Wochenschrift,  in  der  österreichischen 
Versicherungszeitung  etc.  veröffentlicht.  Anch 
ist  er  Mitarbeiter  des  Werkes  „Dansk  biografisk 
Lexikon";  die  hier  zum  Abdruck  gebrachten 
Biographieen  der  übrigens  nicht  zahlreichen 
dänischen  Nationalökonomen  hat  er  geschrieben. 

Red. 


Wettbewerb. 


Wettbewerb  oder  Konkurrenz  nennt  man 
(las  Verhalten  der  Vertreter  des  Angebots 
nnd  der  Nachfrage  zu  einander  bei  indiid- 
dualistischer  Verfolgung  ihrer  Interessen  im 
freien  Verkehr.  Der  Wettbewerb  in  seiner 
normalen  Form  setzt  voraus,  dass  die  beiden 
einander  auf  dem  Markte  gegenüberstehen- 
den Parteien  zahlreich,  leistungsfähig  und 
geschäftskundig  seien,  und  unter  solchen 
Bedingimgen,  die  im  Grossverkehr  nur  auf 
dem  Weltmarkte  in  der  Regel  erfflllt  sind, 
kommt  in  der  That  ein  Preis  zu  stände,  der 
im  ganzen  als  angemessen  und  normal  be- 
trachtet werden  kann.  Ist  die  Konkurrenz 
auf  Seiten  des  Angebots  beschränkt  oder 
nicht  vorhanden,  auf  seilen  der  Nachfrage 
aber  rege  und  lebhaft,  so  entstehen  mehr 
oder  weniger  ausgeprägte  monopolistische 
Preise,  die  aber  durch  ihre  Höhe  die  Nach- 
frage mehr  und  mehr  abschrecken.  Findet 
das  umgekelirte  Verhältnis  statt,  steht  eine 
lebhafte  Konkurrenz  der  Anbietenden  einer 
schwaclien  Nachfrage  gegenüber,  so  ent- 
stehen Schleuderpreise,  bei  denen  ein  Teil 
der  Produzenten  nicht  mehr  bestehen  kann. 
Hält  dagegen  die  Konkurrenz  der  Nachfrage 
und  des  Angebots  Schritt,  so  kann  auch 
trotz  des  sinkenden  Preises  selbst  bei  gleich- 
bleibenden Herstellungskosten  die  Produk- 
tion noch  gewinnbringend  bleiben,  indem 
durch  den  rascheren  und  grösseren  Umsatz 
die  Einbusse  an  der  Mengeneinheit  der  ver- 
kauften Waren  aufgewogen  wird.  Das 
Wesentliche  über  die  Rolle  der  Konkurrenz 
in  der  Preisbildung  ist  übrigens  schon  in 
den  Artikeln  Preis  (Bd.  Vi  S.  181  ff.)  und 
Monopol  ^Bd.  V  S.  850 ff.)  gesagt  worden, 
und  rücksicntlich  der  Konkurrenz  im  inter- 
nationalen Verkehr  ist  noch  auf  den  Artikel 
Handelspolitik  (Bd.  IV  S.  1034ff.),  hin- 
sichtlich der  Formen  der  Konkurrenz  auf 
(rross-  und  Kleinbetrieb  (Bd.  IV  S. 
786ff.)  und  Maschinenwesen  (Bd.  V  S. 
7 10  ff.)  zu  verweisen.    An  dieser  Stelle  sind 


daher  nur  noch  einige  allgemeine  Bemer- 
kungen anzuschliessen. 

Die  Lehre  von  der  Vorzüglichkeit  der 
unbeschränkten  Freiheit  in  Produktion,  Ver- 
kehr und  Handel,  die  Freihandelslehre  im 
weitesten  Sinne  des  Wortes,  hat  ihre  Grund- 
lage in  der  Lehre  von  den  stets  überwiegen- 
den volkswirtschaftlichen  Vorteilen  der  freien 
Konkurrenz.  Der  unbeschränkte  Wettbewerb 
zwingt  nach  dieser  Auffassung  die  Produ- 
zenten und  Kaufleute,  stets  ihre  Leistungs- 
fähigkeit auf  das  höchste  anzuspannen,  immer 
darauf  bedacht  zu  sein,  in  der  Güte  und 
Billigkeit  der  Waren  es  anderen  zuvorzti- 
thun,  daher  auch  immer  neue  Verbesse- 
rungen einzuführen,  die  besten  Maschinen 
und  Methoden  anzuwenden,  die  besten  Ver- 
bindungen und  Transportmittel  zu  suchen, 
immer  das  zu  betreiben,  was  jeder  unter 
den  günstigsten  Bedingungen  unternehraeo 
kann,  niemals  in  trägen  Schlendrian  zu  ver- 
sinken. Andererseits  aber  sorgt  die  Kon- 
kurrenz der  Nachfrage  auch  dafür,  dass  die 
Träger  des  Angebots  eine  angemessene  Be- 
lohnung für  ihr  Bemühen  und  Vorwärts- 
streben erhalten ;  denn  wenn  die  Konkurrenz 
der  letzteren  bei  Verbesserung  der  Prodak- 
tions-  und  Verkehrsmittel  eine  Herabsetzung 
der  Preise  nach  sich  zieht,  so  bleibt  den 
Konsumenten  desto  mehr  verfügbare  Kauf- 
kraft, und  die  dadurch  entstehende  Ausdeh- 
nung der  Nachfrage  sorgt  dafür,  dass  die 
Verbilligung  der  Waren  nicht  unter  den 
Punkt  sinkt,  bei  dem  die  Unternehmer  nicht 
mehr  den  normalen  Kapitalgewinn  erlangen 
würden.  Kurz  der  fi-eie  Wettbewerb  er- 
zeugt nach  dieser  Theorie  die  beste  Aus- 
nutzung aller  volkswirtschaftlichen  Kräfte, 
die  beste  Verteilung  von  Kapital  und  Arl)eit 
auf  die  den  natürlichen  Verhältnissen  des 
Landes  angemessensten  Erwerbszweige  und 
dabei  zugleich  die  relativ  beste  und  billigste 
Versorgung  der  ganzen  Bevölkerung  mit 
den  Mitteln  zur  Befriedigung  ihrer  Bedürf- 
nisse. Auch  in  sozialpolitischer  Beziehung 
sei  von  freier  Konkurrenz  auf  dem  Kapital- 
wie  auf  dem  Arbeitsmarkte  die  beste  I.^ung 
aller  Schwierigkeiten  zu  hoffen.  Infolge  der 
fortschreitenden  Produktivität  der  Volkswirt- 
schaft nehme  die  Kapitalansammlung  und 
daher  auch  die  Konkim-enz  der  Kapi^isten 
der  Arbeit  gegenüber  immer  mehr  zu,  der 
prozentmässige  Kapitalgewinn  gehe  daher 
zu  Gunsten  des  relativen  Anteils  der  Arbeiter 
an  der  Produktion  zurück,  wenn  auch  der 
absolute  Gewinn  des  Kapitals  bei  der  er- 
höhten Produktivität  der  Arbeit  noch  wachsen 
werde.  So  soll  sich  durch  das  freie  Spiel 
der  wirtschaftlichen  Kräfte  von  selbst,  die 
schönste  gesellschaftliche  Harmonie  ergeben. 
Es  ist  schon  eine  Abweichung  von  der 
streng  orthodoxen  Lehre,  wenn  manche  es 
auch  noch  für  zweckmässig  halten,  dass  die 
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Arbeiter  ihr  Interesse  mit  vereinten  Kräften 
geltend  machen,  sei  es  in  zeitweiligen  Koa- 
litionen  oder    in    ständigen  Organisationen. 
Es   hört  dann   ja  die   normale  Konkurrenz 
unter  ihnen  auf,  man  sucht  der  Arbeit  einen 
»monopolistischen«  Preis  zu  verschaffen  und 
das  Individium   begiebt  sich   seiner  vollen 
»Freiheit«.    Allerdings  können  die  Vertreter 
der   unbeschränkten   Freiheit   grundsätzlich 
nichts  ^agegen  einwenden,  wenn   die  Ar- 
beiter sich  freiwillig  zum  Verzicht  auf  die 
regellose  Konkurrenz  unter  sich  entschliessen 
und  von  ihrer  Freiheit  den  Gebrauch  machen, 
sich  einem  gemeinschaftlichen  Zwecke  unter- 
zuordnen ;  aber  man  sucht  ihnen  theoretisch 
klar  zu  machen,  dass  solche  Versuche  nicht 
zu  einem  guten  Ende  führen  können,  dass 
die   Beteiligten    schliesslich    nur   Schaden 
davon  haben  würden,  weil  sie  gegen  unum- 
stössliche  Naturgesetze  ankämpfen.   Dieselbe 
Lehre  wird  übrigens  auch  den  Unternehmern 
vorgehalten :    sie    sollen    dem    natürlichen 
Zuge  zur  Konkurrenz  folgen,  sich  auf  Preis- 
koalitionen, Kartelle  etc.  nicht  einlassen,  da 
solche  Verbindungen  doch   nur  von   kurzer 
Dauer  seien   und  nur  zu  Verlusten  führen 
könnten.  Teilweise  werden  diese  Mahnungen 
ja   diirch    die    Erfahrung    bestätigt,    aber 
doch  eben   nur  teilweise,  und   zwar  zeigt 
sich,  dass  der  freiwillige  Verzicht  auf  die 
Konkurrenz  für  die  Arbeiter  imd   für  die 
Unternehmer  unter  gerade  entgegengesetzten 
Bedingungen  Aussicht  auf  Erreichung  des 
von    der   Vereinigung   erstrebten    Zweckes 
gewährt   Die  ünternehmervereinigungen  er- 
langen lun  so  mehr  Festigkeit,  je  imgünstiger 
die    Geschäftsverhältnisse    werden    und    je 
mehr  die  Preise   sinken,  und   sie  können 
dann  mit  Erfolg  einem  noch  weiteren  Rück- 
gang Einhalt  thun.    Je  mehr  sich  aber  die 
Marktlage   bessei-t,  je  leichter  der  Absatz 
wird  und  je  höher  die  Preise  steigen,  um 
so  mächtiger  werden  sich  wieder  die  Einzel- 
interessen regen  und  schliesslich  die  Ver- 
bindung zersprengen,  um  dem  Konkurrenz- 
kämpfe wieder  seinen  freien  Lauf  zu  lassen. 
Die  Arbeitervereinigungen  dagegen  verlieren 
umgekehrt  um   so  mehr  ihren   inneren  Zu- 
sammenhang und  zerfallen   um  so  leichter, 
je  wemger  befriedigend   sich  die  geschäft- 
lichen Konjunkturen  und  die  Preise  gestalten ; 
(k^geu  gelangen   sie   in  Zeiten  des  wirt- 
schaftlichen Aufschwungs  leicht  zu  grosser 
Festigkeit  und  Macht  und  sind  dann  auch 
imstande,  Lohnerhöhungen  oder  andere  Ver- 
besserungen der  Arbeitsbedingungen  durch- 
zusetzen, die   die  Einzelnen  bei  isoliertem 
Vorgehen  niemals  hätten  erreichen  können. 
In   beiden  Fällen  zeigt  sich  also,  dass  das 
freiwillige  Aufgeben  der  Konkiurenz  gerade 
da  mögüch  und  für  die  Beteiligten  vorteil- 
haft ist,  wo  das  Er^bnis,  nämlich  einmal 
die  Verhinderung  emer  übermässigen   und 


unwirtschaftlichen  Entwertiuig  gewisser  Er- 
zeugnisse und  das  andere  Mal  die  Vermeh- 
nmg  des  Anteils  der  Arbeiter  an  dem  Pro- 
duktionsgewinne auch  volkswirtschaftlich  als 
berechtigt  erscheint  Daher  wird  man  auch 
vom  rein  individualistischen  Standpunkte 
zugeben  müssen,  dass  volle  Freiheit  der 
wirtschaftlichen  EntSchliessungen  keineswegs 
mit  Notwendigkeit  ungezügelten  Konkurrenz- 
kampf einsclüiesst,  sondern  dass  die  Frei- 
heit der  EntSchliessungen  sich  auch  in  der 
vorbedachten  Einstellung  dieses  Kampfes 
äussern  kann.  Dieses  Zugeständnis  ist  in- 
des im  übrigen  mit  der  oben  dargelegten  opti- 
mistischen Anschauung  über  die  Wirkungen 
der  Konkurrenz  noch  vollkommen  vereinbar. 
Auf  der  anderen  Seite  aber  findet  diese 
Auffassung  entschieilenen  Widerspruch.  Vom 
Standpunkte  der  Konsumenten  wird  hervor- 
gehoben, dass  die  Konkurrenz  sich  keines- 
wegs vorzugswieise  in  dem  Streben  nach 
besseren  Leishmgen  für  denselben  oder 
einen  geringeren  Preis  bethätige.  sondern  in 
weitem  Umfenge  dem  Grundsatz  des  »billig 
und  schlecht«  huldige,  indem  sie  zwar  eine 
Erniedrigimg  des  Preises  der  Waren  erzeuge, 
aber  dabei  unter  Wahrung  des  äusseren 
Scheines  durch  Verschlechterung  des  Mate- 
rials und  unsolide  Arbeit  die  Qualität  in 
noch  stärkerem  Grade  herabdrücke.  Der 
Konsument  leidet  dabei  um  so  grösseren 
Schaden,  da  er  in  der  Regel  gar  nicht  die 
nötige  Sachkenntnis  zur  Beurteilung  der 
von  ihm  gekauften  Waren  besitzt.  Die 
Billigkeit  des  Preises  eines  Gebrauchsgegen- 
standes ist  für  ihn  nur  ein  scheinbarer  Vor- 
teil, da  die  Haltbarkeit  desselben  desto  ge- 
ringer ist  und  daher  lun  so  öfter  eine 
Wiederanscliaffung  nötig  wird.  Darin  liegt 
aber  auch  ein  objektiv-volkswirtschaftlicher 
Nachteil,  denn  vom  Standpunkte  der  Volks- 
wirtschaft ist  die  möglichst  grosse  Ersparung 
an  Arbeit  wünschenswert,  und  es  ist  daher 
ein  Verlust,  wenn  ein  bestimmter  Arbeit.s- 
aufwand  wegen  der  Schlechtigkeit  der  Roh- 
stoffe öfter  aufgewendet  werden  muss,  als 
es  bei  der  Verwendung  solider  Materialien 
nötig  wäre,  üebrigens  können  die  Konsu- 
menten auch  nicht  ohne  Berechtigung  da- 
rüber klagen,  dass  gerade  in  dem  sie  un- 
mittelbar berührenden  Verkehr,  dem  Detail- 
handel, die  Konkurrenz  im  geringsten  Masse 
zur  Wirkung  kommt  Die  Detailhandels- 
preise der  meisten  Waren  folgen  bekannt- 
lich den  kleineren  sowie  auch  den  grossen, 
aber  vorübergehenden  Schwankungen  der 
Grosshandelspreise  gar  nicht  und  den  grossen 
und  nachhaltigen  nur  sehr  langsam.  Sie 
sind  so  hoch  angesetzt  dass  der  Händler 
selbst  bei  einer  zeitweiligen  Steigenmg  seines 
Einkaufspreises  noch  einen  genügenden  Ge- 
winn behält,  und  diese  mit  Rücksicht  auf 
die  Kapital-  und  Arbeitsleistung  des  Händlers 
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übermässig  hoch  erscheinende  Preisstellung 
erhält  sich  durch  eine  stillschweigende  Koa- 
lition, da  die  Zahl  der  Mitbewerber  meistens 
sehr  gross  ist,  der  Gtesamtgewinn  also  sich 
stark  zersplittert  und  daher  der  Gewinnsatz 
hoch  gehalten  werden  muss,  wenn  die  vielen 
Händler,  was  ja  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  im  Interesse  der  Bequemlichkeit  des 
Publikums  liegen  mag,  ihre  geschäftliche 
Existenz  behaupten  sollen.  Fühlbare  Kon- 
kun-enz  der  Käufer  kommt  im  Detailhandel 
unter  gewöhnlichen  umständen  tiberhaupt 
nicht  vor;  andererseits  aber  machen  diese 
auch  häufig  gar  nicht  den  Versuch,  die 
Konkurrenz  der  Verkäufer  wirklich  zu  be- 
nutzen, indem  sie  nicht  von  einem  zum 
anderen  gehen,  bis  sie  die  billigsten  Preise 
gefunden  haben,  sondern  sich  gewohnheits- 
mässig  oder  aus  Bequemlichkeit  an  denselben 
Laden  halten. 

Die  Beschwerden  der  Produzenten  und 
Geschäftsleute  Ober  die  Konkurrenz  sind 
teilweise  vom  volkswirtschaftlichen  Stand- 
punkte durchaus  unberechtigt.  Es  ist  keines- 
wegs immer  »Schleuderkonkiu-renz«,  wenn 
etwa  ein  neu  eröffnetes  Geschäftshaus  für 
seine  Waren  billigere  Preise  ansetzt  als  die 
bis  dahin  ortsüblichen,  sondern  es  ist  dies 
häufig  eine  für  die  Konsumenten  sehr  er- 
wünschte Abhilfe  einer  bis  dahin  von  den 
Interessenten  aufrecht  erhaltenen  üeber- 
teuerung.  So  kann  man  auch  noch  immer 
hören,  wie  die  Unternehmer  in  gewissen 
Industriezweigen  sich  über  neue  Erfindungen 
und  Maschinen  beklagen.  Die  Konkurrenz 
zwingt  sie,  diese  ebenfalls  in  ihren  Betrieben 
zu  verwenden,  was  oft  mit  bedeutenden 
Kosten  und  Verlusten  an  den  vorhandenen 
Einrichtungen  verbunden  ist.  Gleichwohl 
muss  volkswirtschaftlich  diese  i-asche  Ver- 
allgemeinening  der  wirksamsten  Produk- 
tionsmittel als  eine  nützliche  Wirkung  der 
Konkurrenz  betrachtet  werden.  Die  objek- 
tiven Verluste  an  Kapital  und  Arbeit,  die 
sich  häufig  namentlich  in  Ueliergangsperio- 
den  an  die  Konkurrenz  knüpfen,  bilden 
allerdings  auch  einen  volkswirtschaftlichen 
Nachteil,  es  fragt  sich  nur,  wie  dieser  sich 
zu  dem  gleichzeitig,  z.  B.  durch  die  Ein- 
führung einer  neuen  Maschine,  für  die  Ge- 
samtheit entstehenden  Gewinn  verhält,  und 
ist  dieses  Verhältnis  günstig,  so  muss  eben 
das  Uebel,  das  Einzelne  vielleicht  privat- 
wirtschaftlich sehr  schwer  treffen  kann,  mit 
in  den  Kauf  genommen  werden.  Allerdings 
hat  die  Konkurrenz  in  der  Vervollkomm- 
nung der  Produktionsmittel  vielfach  auch 
die  Folge,  dass  die  kleineren  Unternehmer 
von  den  grösseren  verdrängt  werden  und 
demnach  die  weitere  Koncentrierung  des 
Grosskapitals  begünstigt  wird.  Diese  Ent- 
wickelung  liegt  aber  überhaupt  im  Wesen 
der  modernen  Wirtschaft,   und  wenn   auch 


eine  Gesellschaftsform,  in  der  kleine  Unter- 
nehmungen mit  Selbständigkeit  und  Lebens- 
fähigkeit in  grosser  Zahl  vorhanden,  einer 
solchen  mit  Vorherrschen  des  grosskapita- 
listischen Betriebs  aus  sozialpolitischen  Grün- 
den vorzuziehen  sein  mag,  so  würde  es 
doch  vergeblich  sein,  gegen  den  durch  die 
moderne  Technik  und  die  grosse  Bevölke- 
rungsdichte entstehenden  Zu^  der  Zeit  an- 
zukämpfen, zumal  es  immerhm  möglich  ist, 
dass  derselbe  zu  allei-dings  von  der  bis- 
herigen sehr  verschiedenen,  aber  für  die 
Gesamtheit  besseren  Zuständen  führe.  — 
Misslich  ist  femer,  dass  die  Konkurrenz  nur 
versuchsweise  vorgehen  kann,  um  die  Pro- 
duktion der  Konsumtion  anzupassen.  Nie- 
mand weiss  mit  Sicherheit,  wie  viel  von 
seinen  Waren  er  absetzen  kann,  und  im  all- 
gemeinen herrscht  die  Tendenz  zur  Ueber- 
produktion  xmd  zum  üeberangebot  vor,  und 
daher  wird  durch  die  Konkurrenz  immer 
ein  Teil  der  anbietenden  Produzenten  und 
Händler  verdrängt.  Es  sind  dies  natürlich 
die  schwächsten  und  wenigst  bemittelten, 
immerhin  aber  entsteht  auf  diese  Art  auch 
eine  volkswirtschaftliche  Einbusse,  die  ge- 
wissermassen  die  Stelle  der  Kosten  vertntt, 
die  in  einer  kommunistischen  Gesellschaft 
für  die  von  oben  herab  plan  massig  herzu- 
stellende Regelung  der  Produktion  aui^ 
wendet  werden  müssten.  Nicht  selten  treten 
auch  grosse  und  mächtige  Unternehmungen 
mit  der  bewussten  Absicht,  den  anderen 
Teil  zu  verdrängen  oder  sich  zu  unterwerfen, 
mit  einander  in  den  KonkurrenzkampL  Bei- 
spiele liefern  namentlich  die  amerikanischen, 
früher  auch  die  englischen  Eisenbahnen. 
Eine  Linie  z.  B.  moclite  für  das  Verkehrs- 
bedürfnis einer  Gegend  völlig  ausreichen, 
dennoch  wurde  eine  KonkurrenzUnie  ange- 
legt, die  aber  eigentlich  überflüssig  war. 
Wird  mm  die  eine  von  beiden  durch  einen 
Tarifkrieg  zu  Grunde  gerichtet  und  zur  Ver- 
schmelzung mit  der  siegenden  Linie  ge- 
nötigt, so  bleibt  die  Gesamtanlage  darum 
doch,  wenigstens  für  das  Bedürfnis  der 
Gegenwart,  von  unwirtschaftlicher  Grösse. 
Wenn  aber  auch  die  Konkurrenz  nicht 
in  dem  idealen  Lichte  anzusehen  ist,  in  dem 
die  optimistische  Harmonielehre  sie  darstellt, 
so  ist  sie  doch  in  der  bestehenden  Wirt- 
schaftsordnung ein  unentbehrlicher  Faktor, 
der  seine  Aufgabe  im  ganzen  richtig  und 
zweckmässig,  wenn  auch  nicht  ohne  Rd- 
bungeu  und  Missstände  erfüllt  Bei  ein- 
fachen wirtschaftlichen  Zustanden  und  ge- 
ringerer Bevölkerung  mochte  es  mi^üch 
sein,  durch  Zunftwesen  und  andere  gewerb- 
liche Schranken  den  Spielraum  des  Wettbe- 
werbs stark  einzuengen,  ohne  die  Bedürfnis- 
befriedigung der  Gesellschaft  zu  beeinträch- 
tigen und  ohne  die  Arbeiterbevölkerung  im 
Interesse  der  privilegierten  Minderheit  allzu 
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sehr  zu  schfidigen.  Heutzutage  aber  ist  der 
Staat  nicht  mehr  imstande,  unter  Wahrung 
der  auf  Privateigentum  und  persönlicher 
Freiheit  bemhendea  Kechtsordnung  Produk- 
tion wnd  Verkehr  durch  kflnstliche  Organi- 
sation so  zu  r^eln,  dass  die  Yersoi^ng 
der  so  stark  angewachsenen  Bevölkerung 
bei  der  nicht  minder  ausserordentlich  ge- 
stiegenen Mannigfaltigkeit  der  Bedürfnisse 
gewährleistet  werden  könnte;  und  noch 
weniger  kann  er  es  gegenwärtig  noch  wagen, 
der  Mehrheit  im  Interesse  einer  privile- 
gierten Minderheit  zu  verbieten,  ihre  Kräfte 
nach  jeder  an  sich  erlaubten  Richtung  hin 
zu  verwerten,  wenn  er  nicht  denjenigen, 
die  er  in  ihrem  Erwerbe  beschränken  würde, 
ein  anderes  Unterkommen  verschaffte,  was 
aber  nicht  möglich  ist  Es  scheint  allerdings 
den  Interessenten  ein  einleuchtendes  Argu- 
ment, wenn  gesagt  wird:  in  einer  Stadt 
können  zehn  Handwerker  eines  bestimmten 
Oewerbes  bestehen ;  kommt  ein  elfter  hinzu, 
£0  muss  einer  zu  Gnude  gehen  und  es  ist 
daher  besser,  dass  der  neue  Mitbewerber 
von  vom  herein  ferngehalten  werde.  Zu- 
nächst aber  sind  soldie  Schätzungen  der 
Möglichkeit  des  Bestehens  immer  sehr  un- 
bestimmt und  oft  willkürlich;  es  mag  sein, 
dass  der  Geschäftsgewinn  eines  jeden  vor- 
her Ansässigen  durch  die  neue  Konkurrenz 
geschwächt  wird,  aber  er  wird  dadurch 
vielleicht  nur  dem  normalen  Satze  genähert 
und  die  Existenz  der  Beteiligten  braucht 
deshalb  nicht  bedroht  zu  sein.  Auch  ist  auf 
den  wahrscheinlichen  Fortschritt  der  Be- 
völkerung und  des  Wolilstaudes  Rücksicht 
zu  nehmen.  In  jedem  Falle  aber  muss  ge- 
fragt werden:  was  soll  denn  aus  denjenigen 
werden,  denen,  trotz  vielleicht  grösserer 
persönlicher  Tüchtigkeit,  der  selbständige  Ge- 
werbebetrieb verwelirt  wflrde?  Je  grösser 
deren  Zahl  würde,  desto  mehr  würden  sie 
die  unzufriedenen  Elemente  verstärken.  Um 
dem  vorzubeugen,  müsste  man  konsequenter- 
weise auch  (Ue  Zahl  der  Gesellen  und  der 
Lehrlinge  beschränken.  Damit  aber  ver- 
schlösse man  der  grossen  Masse  der  Ar- 
beiterbevölkerung den  Weg  zu  den  Hand 
werken  und  liesse  ihnen  niur  die  Fabriken 
und  den  gewöhnlichen  Tanfelöhnerdienst 
offen.  So  würde  also  der  »Stärkung  des 
Mittelstandes«,  die  manche  von  der  Be- 
schränkung der  gewerblichen  Konkurrenz  er- 
■warten,  eine  noch  grössere  Stärkung  des  Prole- 
tariats gegenüberstehen,  und  zwar  durch  sol- 
che, die  mit  Recht  das  bittere  Gefühl  empfän- 
den, dass  sie  als  »Enterbte«  behandelt  wtirden. 

Demnach  darf  unter  den  heutigen  Ver- 
hältnissen die  staatliche  Beschränkung  der 
Konkurrenz  sich  nur  auf  solche  Fälle  er- 
strecken, in  denen  es  sich  lun  die  Wahrung 
allgemeiner  Interessen  und  nicht  uni  den 
privatwirtschaftlichen  Vorteil  einzelner  Kreise 
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von  Produzenten  oder  Gewerbetreibenden 
handelt  Hierher  gehören  z.  B.  die  be- 
schränkenden gesetzlichen  Bestimmungen 
über  den  Apothekenbetrieb,  über  die  Aus- 
gabe von  Banknoten,  über  die  Stellung  der 
Bedürfnisfrage  bei  der  Konzessionierun^  von 
Schankgewerbebetrieben  und  Pfandledige- 
schäften. Eine  relative  Beschränkung  der 
Konkurrenz  liegt  auch  darin,  dass  der  Staat 
den  Betrieb  gewisser  Berufe  (z.  B.  den  des 
Rechtsanwaltes  und  des  Arztes)  oder  Qe- 
werbe,  wie  z.  B.  das  der  Seeschiffer,  See- 
steuerleute und  Seedampfermaschinisten,  nur 
denjenigen  gestattet,  die  bestimmte  Be- 
din^ngen  erfüllt  haben.  Innerhalb  des 
Kreises  der  Berechti§;ten  bleibt  dann  aber 
die  Mitbewerbung  freL  Eine  ebenfalls  dem 
allgemeinen  Interesse  dienende  Konkurrenz- 
beschränkung wird  durch  das  Patent- 
wesen gegeben,  das  zur  Förderung  des 
Elrfindungsgeistes  dienen  soll.  Wirtschaft- 
lich wirkt  ähnlich  das  Verbot  des  Nach- 
dnicks,  der  Nachbildung  von  Kunstwerken 
und  geschützter  Muster.  —  Ausser  der  ge- 
setzlichen Beschränkung  der  Konkurrenz  auf 
gewissen  Gebieten  finden  auch  Verbote  ge- 
wisser Arten  und  Methoden  der  Konkurrenz 
statt  Hierher  gehören  die  Bestimmungen 
über  den  Marken-  oder  Firmenschutz,  die 
verhindern  sollen,  dass  unberechtigte  das 
Ansehen  und  den  guten  Ruf  bewährter  Pro- 
duzenten oder  Geschäftshäuser  zu  ihrem 
eigenen  Vorteil  ausnutzen,  indem  sie  ihre 
miren  unter  falscher  Bezeichnung  in  den 
Handel  bringen.  Irreführende  oder  betrüge- 
rische Reklamen,  Herabwürdigung  der  Leis- 
tungen der  Mitbewerber  und  ähnliche  Prak- 
tiken sind  selbstverständlich  verwerflich. 
Eine  wesentliche  Beschränkung  solcher 
schlechten  Geschäftsgewohnheiten  ist  durch 
das  G.  V.  27.  Mai  1896  zur  Bekämpfung  des 
unlauteren  Wettbewerbs  (s.  d.  folgenden  Art.) 
geschaffen  worden.  Freilich  darf  der  Begriff 
der  Unlauterkeit  des  Wettbewerbs  nicht 
so  weit  gefasst  werden,  wie  es  viele  Inte- 
ressenten von  ihrem  einseitigen  Standpunkt 
wünschen  und  verlangen.  Diese  sind  ge- 
neigt, jeden  Wettbewerb  als  »unlauter«  zu 
betrachten,  der  ihnen  Schaden  bringt  Aber 
ein  durch  Konkurrenz  erzeugter  Preisdruck 
ist  für  die  anderen  Beteiligten  immer  nach- 
teilig, deshalb  aber  keineswegs  auch  ge- 
meinschädlich, vielmehr  volkswirtschaftlich 
nützlich,  wenn  der  Vorteil  überwiegt,  den 
die  Konsumenten  erlangen.  Unter  dieser 
Voraussetzung  kann  es  auch  nicht  für  un- 
zulässig erklärt  werden,  dass  z.  B.  die  Gross- 
betriebe des  Detailhandels  die  Macht  ihres 
Kapitals  voll  ausnutzen  und  zur  Erzielun^« 
eines  möglichst  grossen  Umsatzes  sich  bei 
manchen  Artikeln  mit  einem  so  geringen 
Ctewinn  begnügen,  dass  kleinere  GeschÖte 
dabei  nicht  ihre  Rechnung  finden  können. 
Tii.  49 
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—  Es  giebt  aber  auch  ZonkuiTenzsitten,  die 
zwar  nicht  gesetzlich  verboten,  aber  doch 
als  unanständig  zu  bezeichnen  sind.  Dazu 
gehört  auch  diejenige  Schlenderkonkurrenz, 
die  nur  darauf  ausgeht,  die  Mitljewerber  zu 
ruinieren  und  dann  dem  Sieger  eine  Monopol- 
stellung zu  verschaffen,  die  ihm  die  ge- 
brachten Opfer  wieder  einbringen  soU.  Eben- 
so ist  die  Verletzung  der  gesetzlich  nicht 
geschützten  Urheberrechte  und  die  Be- 
nutzung nicht  geschützter  Marken  und 
Firmenbezeichnungen  zu  beurteilen.  Die 
Verletzten  sind  in  der  Regel  Ausländer,  aber 
deshalb  kann  das  DrteU  über  solche  Fälle 
vom  Standpunkte  der  Moral  und  des  An- 
standes  nicht  günstiger  werden,  und  die  ge- 
fälschten Marken  dienen  jedenfalls  zur 
Täuschung  des  Publikimis.  So  konnten  bis 
in  die  neueste  Zeit  in  Amerika  englische 
Bücher  ganz  ungehindert  nachgedruckt  wer- 
den, in  der  Schweiz  ahmte  man  nach  Mög- 
lichkeit die  in  den  Nachbarländern  paten- 
tierten Erfindungen  nach,  in  Deutschland 
war  die  Anwendung  englischer  oder  fran- 
zösischer Warenmarken  in  mehreren  In- 
dustriezweigen allgemein  gebräuchlich.  Die 
neuere  Gesetzgebung  in  Verbindung  mit 
internationalen  Verträgen  hat  in  diesen 
Punkten  wesentliche  Verbesserungen  ge- 
bracht. Die  missbräuchlichen  und  schäd- 
lichen Auswüchse  der  Konkurrenz  sind  also 
zahlreich  genug,  und  aus  ihnen  erklärt  sich 
das  in  weiten  Kreise  verbreitete  ungünstige 
Urteil  über  die  Konkurrenz  an  sich.  Nur 
eine  Hebung  und  Verbesserung  der  wirt- 
schaftlichen Sitten  kann  solche  Missbräuche 
beseitigen,  ohne  den  berechtigten  und  un- 
entbehrlichen Funktionen  des  Wettbewerbs 
Abbruch  zu  thun. 

Litteratnr:  S.  die  zahlreichen  Angaben  in  Ad. 
Wagners  n Grundlegung«,  I,  S.  Aufl.,  S.  7 94  ff. ; 
femer  auch  den  Art.  Selbitintere$»e  oben 
VI.  Bd.,  S.  685  ff.  Lacis. 


Wettbewerb,  nnlaaterer. 

I.  Einleitung.  IL  Wesen.  III.  Frank- 
reich. 1.  AnmassuDg  fremder  Unterscheidungs- 
zeichen. 2.  Anmassung  besonderer  Auszeich- 
nungen. 3.  Herabsetzung  der  Konkurrenten 
(dßnigrement).  IV. Belgien, Italien, Gross- 
britannien.  Vereinigte  Staaten  von 
Amerika.  V.  Oesterreich-Üngarn.  VI. 
Schweiz.  VII.  Deutschland.  1.  Pirmen- 
und  Namenmissbrancb.  2.  Herabsetzung  der 
Konkurrenten  (Be.triebs-  oder  Kreditschädigung). 
3.  Trügerische  Reklame.  4.  Quantitätsverschleie- 
mng.  ö.  Verrat  von  Geschäfts-  oder  Betriebs- 
geheimnissen. 6.  Veröffentlichung  des  Urteils. 
Strafverfolgung.  Verjährung.  Gerichtsbarkeit. 
7.  Verhältnis  zum  Auslande.  8.  Wirkungen 
des  Keichsgesetzes  zur  Bekämpfung  des  unlau- 
teren Wettbewerbes.  —  Reformbestrebungen. 
9.  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch.  10.  Das  Reichs- 
gesetz  zum   Schutz    der   Warenbezeichnungen 


vom  12.  Mai  1894  (§  16).    VOI.  Internatio- 
nales Recht. 

I.  Einleitung. 

Die  Gewerbefreiheit,  die  das  freie  Spiel 
wirtschaftlicher  Kräfte  durch  Hinwegräumung 
beengender  Schranken  entfesselte  und  eine 
ungeahnte  Steigerung  des  wirtschaftlichen 
Lebens  veranlasste,  liat  auch  manche  un- 
erfreulichen Erscheinungen  in  unserem  Ver- 
kehrsleben begünstigt.  Ein  gesteigerter  Egois- 
mus, skrupeUos  in  der  Wahl  seiner  Mittel, 
nur  darauf  ausgehend,  den  Konkurrentea 
die  Kundschaft  zum  eigenen  Vorteil  abzu- 
jagen, machte  sich  im  Gesnhäfisleben  breit. 
Treu  und  Glauben,  die  Grundpfeiler  eines 
gesunden  Verkehrs  mit  Füssen  tretend.  Es 
wäre  verfehlt,  für  diese  hässlichen  Auswüchse 
einer  freien  Konkiurenz  einzig  und  allein  die 
Gewerbefreiheit  verantwortlich  zu  machen. 
Auch  der  guten  alten  Zeit  mit  ihrem  Zunft- 
zwang waren  Klagen  über  unlauteren  Wett- 
bewerb nicht  fremd.  So  bestimmt,  um  nur 
einige  Beispiele  hervorzuheben,  eine  Lüne- 
burger Zimfturkunde  schon  1401 :  ok  enschal 
nemant  syn  want  also  loven,  dat  he  enes 
anderen  mede  lästere,  also  ein  Verbot  des 
»d6nigrement«.  Ebenso  wendet  sich  gegen 
eine  andere  Art  des  unlauteren  Wettbewerbes 
jenes  Nürnberger  Verbot,  dass  man  Wein 
nicht  unter  falschem  Namen  verkaufen  soll, 
also  nicht  Frankenwein  für  Rheinwein,  und 
die  vielen  Polizeiverordnungen  über  Wein- 
kauf berühren  auch  dieses  Gebiet  In  einer 
Reihe  von  Zunftstatuten  finden  sich  sodann 
Verbote  des  Abwendigmachens  von  Knechten 
und  von  Kunden,  z.  B.  1452  wird  den  Ham- 
burger Barbieren  verboten,  sich  in  die  Kund- 
schaft eines  anderen  Meisters  einzudrängen. 
So  wird  1591  für  die  Lübecker  Becher- 
macher bestimmt:  »Item  idt  soll  ock  ne- 
mandt  de  eine  dem  anderen  up  dem  markde 
sin  koeplude  afapannen  edder  tho  sich 
ropen  .  .«  In  Oesterreich  verbot  1758  eine 
Verordnung  zur  Verhütimg  der  Ablockung 
von  Kundschaften  die  bei  Bäckern,  Apo- 
thekern, Fleischern  u.  s.  w.  üblichen  Neu- 
jahrsgeschenke an  Dienstboten,  und  in  einem 
Hofdekret  vom  2.  August  1817  wurde  die 
Beigebung  marktschreierischer  Gebrauchs- 
zettel bei  dem  Verkauf  einer  grossen  Anzahl 
von  Artikeln  verboten. 

Auch  in  Frankreich  sind  lange  vor  Ein- 
führung der  Gewerbefreiheit  schon  Ver- 
bote von  Fällen  des  unlauteren  Wettbe- 
werbes nachweisbar,  so  aus  der  Zeit  des 
heiligen  Ludwig,  imd  ein  Beschlass  des 
Pariser  Parlaments  erkennt  1648,  dass  kein 
Kaufmann  oder  cabatier  die  Figur  als  Schild 
nehmen  dürfe,  die  sich  schon  in  einem 
anderen  frOher  errichteten  Schild  in  der- 
selben Strasse  einer  grossen  Stadt  oder  in 
derselben  Ortschaft  findet 

Wie  verfehlt  es  ist,  das  Unwesen   des 
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unlauteren  Wettbewerbes  als  notwendige 
Zonsequenz  unserer  Gewerbeverfeissung  zu 
betrachten,  die  wohl  auf  der  Grundlage  der 
Gewerbefreiheit  aufgebaut  ist,  aber  doch 
eine  grosse  Reihe  von  Schranken  für  den 
freien  Wettbewerb  aufgerichtet  hat,  lehrt 
ein  Blick  auf  Frankreich,  England,  Nord- 
amerika und  andere  Kulturstaaten,  die  uns 
mit  Piwklamierung  der  Handels-  und  Ge- 
werbefreiheit voraugegangen  waren,  wo  auf 
dem  Boden  der  Gewerbefreiheit  selbst  die 
juristischen  Waffen  geschmiedet  wurden, 
mit  denen  der  Kampf  gegen  den  unlauteren 
Wettbewerb  erfolgreich  geführt  wurde. 

n.  Wesen. 

Unter  unlauterem  Wettbewerb  versteht 
man  den  Inbegriff  aller  auf  Täuschung  des 
Publikums  berechneten  Veranstaltungen  eines 
Handels-  oder  Gewerbetreibeoden,  durch 
w^elche  dieser  die  Kundschaft  anderer  Kon- 
tiurenten  abzudrängen  und  für  sich  zu  ge- 
winnen sucht  und  diesen  dadurch  Schaden 
zufügt  (Das  deutsche  R.G.  v.  26.  Hai  1896 
fasst  den  Begriff  weiter.) 

In  Deutschland  ist  der  unlautere  Wett- 
bewerb zuerst  von  Kohler  als  Verletzung 
des  Individualrechts  (von  Gareis  nun  als 
Individualitälsrecht  bezeichnet)  aufgefasst 
worden,  und  Gierke  hat  ebenso  in  dem 
Persönlichkeitsrecht  an  der  Individualität 
des  Geschäftsbetriebs  überhaupt  den  Rechts- 
grund des  Schutzes  gegen  unlauteren  Wett- 
bewerb erkannt  Unter  der  Kategorie  der 
IndividiuJrechte  werden  zusammengefasst 
»die  Rechte  der  Persönlichkeit  an  ihren 
leiblichen  und  geistigen  Gütern«.  Es  ge- 
hören hierher  sowohl  die  Rechte  des  Indi- 
viduums auf  Leben,  Freiheit,  Ehre,  auf  un- 
gehinderten Genuss  der  geistigen  Thätig- 
keit,  das  Recht  auf  Namen  und  Zeichen. 
Jeder  hat  einen  Anspruch  darauf,  in  seiner 
geistigen  und  gewerblichen  Thätigkeit  als 
Individuum  in  seiner  Besonderheit  anerkannt 
zu  werden.  Seine  Thätigkeit  als  Erzeuger 
oder  Inhaber  einer  Verkaufsstätte,  seine 
Arbeitsleistung,  seine  geistigen,  sittlichen 
und  materiellen  Kräfte,  seine  Solidität,  sein 
Ruf,  sein  Kredit  sind  Ausflüsse  seiner  Per- 
sönlichkeit Niemand  ist  es  gestattet,  in 
diese  Rechtssphären  störend  einzugreifen 
durch  Anmassung  der  einer  anderen  Per- 
sönlichkeit angehörigen  Kräfte.  Jede  Ver- 
letzung eines  solchen  Individualrechts  be- 
gründet eine  rechtliche  Reaktion,  einen  An- 
spruch des  Geschädigten  auf  Schadensersatz 
gegen  den  unredlichen  Konkiurenten.  Leider 
hat  es  die  deutsche  Rechtssprechung  ver- 
schmäht, sich  auf  den  Boden  dieser  prin- 
cipiellen  Auf&ssung  zu  stellen,  und  beim 
ilangel  von  Specialgesetzen  der  anständigen 
Geschäftswelt  den  Rechtsschutz  gegen  un- 
lauteren Wettbewerb  versagt. 


in.  Frankreich. 

Am  umfassendsten  wurde  die  Concur- 
rence  däoyale  als  besonderes  Rechtsinslitut 
in  der  Doktrin  und  Praxis  Frankreichs  aus- 
gebildet. Die  französische  Jurisprudenz  fasst 
die  Gesamtheit  der  Beziehungen  eines  Handel- 
oder Gewerbetreibenden  zu  seiner  Kund- 
schaft, sowohl  die  durch  seine  Geschicklich- 
keit und  Redlichkeit,  dtu-ch  seinen  Ruf  und 
Kredit  als  die  durch  äussere  Umstände,  wie 
Lage  des  Geschäftslokals  u.  dergl.  m.,  be- 
gründeten, die  sogenannte  achalandage,  als 
einen  besonderen  des  Rechtsschutzes  teil- 
haftigen Vermögenswert,  als  Rechtsgut  auf. 
Es  wiude  dem  Gewerbetreibenden  ein  be- 
sonderes Eigentiun  (propri6t6)  an  diesen  Be- 
ziehungen zuerkannt  imd  so  nach  Analogie 
des  Eigentums  an  Schrift-  und  Kunstwerken, 
wie  Eigentum  an  Namen,  Zeichen,  Kredit, 
Kundschaft  etc.,  konstruiert.  Jede  Verletzung 
dieses  Eigentums  erzeugt  die  Verbindlich- 
keit zum  Schadensersatz  und  zur  Unter- 
lassung der  schädigenden  Handlung.  Eine 
solche  Verletzung  liegt  aber  nicht  in  jedem 
neuen  Konkurrenzunternehmen,  wenn  dieses 
auch  natiu^emäss  die  Absatzverhältnisse  der 
bestehenden  Geschäfte  mindert,  denn  der 
neue  Konkurrent  handelt  nur  auf  Grund  des 
Rechts  der  freien  Konkurrenz,  das  sich  auf 
der  allgemeinen  Gewerbefreiheit  aufbaut 
Erst  der  Missbrauch  dieses  Rechts  zieht  die 
Verpflichtung  zum  Schadensersatz  nach  sich. 
Eine  Ueberschreitung  des  Rechts  der  freien 
Konkurrenz  liegt  vor,  wenn  der  Gewerbe- 
treibende nicht  durch  seine  eigenen  Leis- 
tungen, sondern  diu^h  unredliche  Mittel 
den  Mitbewerber  zu  verdrängen,  ihm  die 
Kundschaft  zu  entziehen  sucht.  Diese  Kon- 
struktion steht  auf  schwachen  Füssen,  denn 
es  fehlt  hier  an  einem  Objekte  für  das  in- 
dustrielle Eigentum. 

Trotz  dieser  mangelhaften  theoretischen 
Konstruktion  hat  es  aber  die  französische 
Rechtsprechung  verstanden,  mit  genialem 
Takte,  mit  praktischem  Blicke  für  die  Be- 
dürfnisse des  Verkehrs  den  ehrlichen  Ge- 
werbetreibenden einen  rechtlichen  Schutz 
gegen  die  mannigfaltigen  Formen  des  un- 
lauteren Wettbewerbs  zu  gewähren.  Und 
zwar  erreicht  die  französische  Judikatur 
dieses  Ziel  durch  eine  freie,  sacligemässe, 
nur  hier  und  da  zu  weitgehende  Auslegung 
des  Art.  1382  des  Code  civil  (»Tout  fait 
quelconque  de  l'homme  qui  cause  ä  autrui 
uu  dommage,  oblige  celm  par  la  faute  du- 
quel  il  est  arriv6,  ä  le  reparer«),  der  be- 
stimmt, dass,  wer  einem  anderen  wider- 
rechtlich Schaden  zufügt,  denselben  zu  er- 
setzen verpflichtet  sei,  indem,  wie  oben  dar- 
gelegt wurde,  jede  Ueberschreitung  der 
freien  Konkurrenz  durch  unredliche  Mittel 
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als  eine  widerrechtliche  Schadenszufügung 
behandelt  wird. 

Die  Concurrence  döloyale  wird  als  Privat- 
delikt, das  nur  civilrechtliche  Folgen  nach 
sich  zieht,  aufgefasst  Nur  in  einigen  Fällen 
wird  durch  Specialgesetz  auch  ein  straf- 
rechtlicher Schutz  zugesichert. 

Je  nach  den  in  Anwendung  gebrachten 
Mitteln  werden  verschiedene  Gruppen  der 
Concurrence  döloyale  unterschieden. 

1.  Anmassnng  fremder  Unterschef- 
dnngszeichen.  Ein  Hauptmittel  der  con- 
currence deloyale  besteht  in  der  Herbeifüh- 
rung einer  Verwechselung  mehrerer  Etablis- 
sements oder  deren  Produkte  behufs  Täu- 
schung des  Publikums. 

a)  Die  französische  Jurisprudenz  erblickt 
in  dem  Recht  auf  den  Namen  (und  Firma), 
der  in  erster  Reihe  zur  Individualisierung 
des  Kaufmanns  oder  Greweibetreibenden 
dient  und  für  die  Zugkraft  des  Geschäfts 
massgebend  ist,  une  propri6t6  incontestable. 

Die  Usurpation  de  nom  erscheint  als  be- 
sonderes Delikt.  Sie  kann  erfolgen  münd- 
lich, durch  Anbringung  auf  Schildern,  Brie- 
fen, Annoncen,  Cirkularen,  Prospekten  etc. 

Ausser  dem  civilrechtÜchen  Schutz  ge- 
messen zwei  Arten  der  Namensanmassung 
auch  Strafrechtsschutz.  So  die  Bezeichnung 
von  Waren  mit  einem  angemassten  Namen 
eines  Fabrikanten  (G.  v.  2a.  Juli  1824)  und 
der  Missbrauch  eines  augenfällig  auf  Waren 
oder  deren  Verpackung  gesetzten  NamenSj 
der  als  Marke  behandelt  wird  (G.  v.  JS.  Juni 
1857,  ergänzt  durch  G.  v.  26.  November  1873 
und  G.  V.  3.  Mai  1890). 

b)  Neben  der  Bezeichnung  der  Person 
des  Handels-  oder  Gewerbetreibenden  giebt 
es  noch  ein  anderes  Unterscheidungszeichen, 
das  Schild  (enseigne),  welches  das  Geschäft 
oder  die  Werkstätte  als  Ganzes  bezeichnen 
soll  (>le  pavillon,  le  signe  de  ralliement  de 
la  dientele«).  Wenn  das  Schild  nur  aus 
einem  Namen  besteht,  so  geniesst  es  Namens- 
schutz.  Gewöhnlich  wird  es  aber  gebildet 
durch  eine  bildliche  Darstellung  (enibleme) 
oder  einen  Phantasienamen  (d6nomination). 
Die  Nachahmung  des  Schildes  wird  als 
Usurpation  de  l'enseigne  behandelt.  Kleine 
Aenderungen,  die  eine  Irreführung  des  Publi- 
kums bezwecken,  schliessen  den  Rechtsschutz 
für  das  ausschliessliche  Recht  auf  das  Schild 
nicht  aus. 

So  wurden  in  der  Nähe  eines  Schuh- 
warenlagers »La  Botte  rose«  die  Schilder 
La  Botte  ponceau  oder  La  Botte  aurore 
verbannt,  einem  Cafe  du  Theätre  gegen- 
über wird  ein  Grand  Caf6  du  Th6ätre  nicht 
geduldet. 

Auch  die  Nachahmung  der  originellen 
äusseren  Einrichtung  eines  Geschäftslokals, 
wie  Farbe  oder  Bilder  der  Fassade,  Anlage 
der  Schaufenster  (z.  B.  chinesisches  Schirm- 


dach eines  Theeverkäufers,  sogar  Farbe  eines 
Hotelomnibus  mit  Aufschrift),  die  eine  Ver- 
wechselung zwischen  den  beiden  Geschäften 
hervorzurufen  geeignet  ist,  wird  als  concur- 
rence deloyale  bezeichnet. 

c)  Erzeugnisse  aus  Ortschaften  und  Ge- 
genden, die  sich  eines  besonders  guten 
Rufes  erfreuen,  werden  häufig  mit  dem 
Namen  ihrer  lokalen  Herkimft  bezeichnet. 
Um  die  Zugkraft  solcher  Erzeugnisse  sich 
zu  Nutzen  zu  machen,  versehen  Kaufleute 
und  Fabrikanten  auch  ihre  Waren  mit  der 
ihnen  ganz  fremden  örtlichen  Bezeichnimg. 
Durch  dieses  unredliche  Gebaren  werden 
die  Gewerbegenossen  der  renommierten  Ort- 
schaft doppelt  geschädi^  nicht  nur  dadurch, 
dass  ihr  Absatz  vermindert  Avird,  sondern 
auch  dadurch,  dass  der  Verkauf  minder- 
wertiger Erzeugnisse  imter  dieser  falschen 
Flagge  das  Vertrauen  zu  der  Güte  der  be- 
hebten Waren  erschüttert 

Das  G.  V.  1824  bestraft  solche  lügnerische 
Herkunftsbezeichnungen  nur,  wenn  sie  auf  den 
Erzeugnissen  (objets  fabriqu§s)  selbst  ange- 
bracht werden,  sonst,  z.  B.  in  AnkflndigungeD, 
werden  sie  als  concurrence  d61oyale  behandelt. 
Zur  Erhebung  der  Klage  berechtigt  ist  der 
getäuschte  Käufer,  die  Staatsanwaltschaft 
und  alle  in  der  fälschlich  angegebenen  Ort- 
schaft wohnenden  Produzenten.  Die  Be- 
messung der  Entschädigimg  für  jeden  ein- 
zelnen Kläger  bietet  Schwierigkeiten,  sie 
unterliegt  dem  freien  richterlichen  Ermessen. 
Der  Rechtsschutz  hört  auf,  wenn  der  Orts- 
name zum  Gattimgsnamen  bestimmter  Waren 
geworden  ist  Die  Gerichte  haben  den 
Schutz  der  »Grande  Chartreuse«,  die  sich 
gegen  die  Umwandlung  von  Chartreuse  in 
einen  Gattungsnamen  wehrte,  in  vielen  Pro- 
zessen anerkaaint,  da  dieser  Name  des  Fabri- 
kanten, Firma  und  Herkunftsbezeichnung  seL 
Unberechtigt  ist  die  Auffassung  der  franzö- 
sischen Gerichte,  die  die  Bezeichnung  Cham- 
pagne nicht  als  eine  generelle,  eine  be- 
stimmte Herstellungsart  andeutende  aner- 
kennt, sondern  diese  Bezeichnung  den  in 
der  Champagne  gewachsenen  und  zubereiteten 
Erzeugnissen  vorbehält. 

d)  Zur  Inc^vidualisierung  ■»on  Waren 
dienen  häufig  gewisse  Phantasiebezeich- 
nungen, die  die  Waren  als  von  einem  be- 
stimmten Fabrikanten  herrührend  dem  Publi- 
kum bezeichnen.  DieseBezeichnun^nmüBaea 
neu  und  willkürUch  gewählte  sein,  dürfen 
nicht  der  Natur  und  Eigenschaften  dieser 
Waren  entnommen  sein,  z.  B.  Eau  de  la 
Floride,  Mont  Carmel  (liqueur),  Racahoat 
des  Arabes.  Auch  an  solchen  Bezeichnungen 
besteht  ein  ausschliessliches  Recht  desjenigen, 
der  sie  zuerst  für  seine  Waren  in  Benutzung 
genommen  hat. 

Diese  Bezeichnungen  werden  wie  alle 
zur  Individualisierung  der  Waren  dienenden 
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auf  diesen  selbst  oder  der  Verpackung  an- 
gebrachten Zeichen  als  Marken  durch  das 
Gesetz  von  1857  gegen  Nachahmungen  ge- 
schQtzt,  die  eine  Verwechselung  der  Waren 
nnd  damit  eine  Täuschung  des  Publikums 
hervorrufen  sollen. 

e)  Umhüllungen  von  Waren  können  als 
Marken  deponiert  und  geschützt  werden.  Ist 
dies  nicht  der  Fall,  so  bildet  ihre  Nachahmung 
(besondere  Gestalt  und  Farbe  von  Flaschen, 
Schachteln  etc.)  concurrence  döloyale. 

f)  Auch  die  Nachahmung  von  Titeln  von 
Zeitungen  und  ßflchem,  die  nicht  als  Ver- 
letzung des  Urheberrechts  erscheinen,  gelten 
in  der  Praxis  als  concurrence  däoyale  z.  B. 
La  Presse  —  la  Presse  libre;  le  Constitu- 
tionnel  —  le  Constitutionnel  de  1850. 

2.  Anmassnns  besonderer  Anszeich- 
nnngeii.  a)  Auszeichnungen,  die  einzelnen 
Industriellen  zu  teil  werden,  empfehlen  diese 
dem  Publikum.  Eine  Anmassung  von  Aus- 
zeichnungen schädigt  nicht  nur  die  Inhaber 
solcher,  sondern  auch  alle  anderen  Konkur- 
renten, da  sie  die  Kundschaft  von  diesen 
ablenken  und  den  Anmassenden  zuführen, 
deren  Leistimgen  und  Waren  den  Anschein 
hervorragender  Güte  hervorrufen.  Ein  G.  v. 
30.  April  1886  gewährte  neben  dem  bisher 
schon  anerkannten  civilrechtlichen  nun  auch 
einen  scharfen  strafrechtlichen  Schulz.  Dieses 
Gesetz  sichert  das  ausschliessliche  Recht  zur 
Benutzung  von  Auszeichnungen  (Medaillen, 
Diplome,  Anerkennungen,  ehrende  Beloh- 
nungen, die  auf  AussteUimgen  oder  in  einem 
Wettbewerbe  oder  auch  seitens  gelehrter 
Körperschaften  oder  wissenschaftlicher  Ver- 
eine verliehen  wurden)  demjenigen,  dem  sie 
verliehen  wurden.  Die  Auszeichnungen  sind, 
wenn  sie  nicht  dem  Geschäftshause  erteilt 
sind,  persönlich  und  unübertragbar.  Einer 
Anmassung  der  Auszeichnung  machen  sich 
schiddig  diejenigen,  die  sich  widerrechtlich 
trad  arglistig  solche  Auszeichnungen  öffent- 
lich beilegen  und  fälschlich  auf  Schildern, 
Fakttiren,  Annoncen  etc.  verwenden,  bei 
Preisgerichten  von  Ausstellungen  oder  Wett- 
bewerben sich  fälschlich  darauf  berufen, 
sich  imaginärer  Auszeichnungen  bedienen 
oder  sie  für  andere  Gegenstände,  als  für 
die  sie  verliehen  waren,  verwenden  (Bei- 
spiel: Ein  Fabrikant  von  Konserven  hatte 
für  diese  die  ihm  auf  einer  Hundeausstellung 
für  seine  Do^e  verliehene  Medaille  benutzt). 
Die  angedrohten  Strafen  sind  sehr  hohe: 
50—6000  (bezw.  25—3000)  Francs  oder 
Vi — 2  Jahre  Gefängnis,  beide  Strafen  können 
verbunden  werden,  Zulässigkeitder  Veröffent- 
lichung des  Urteils,  der  Vernichttmg  oder  Kon- 
fiskation der  mit  der  Auszeichnung  versehenen 
Waren  zu  Gunsten  der  Geschädigten. 

b)  Auch  die  Anmassung  eines  Titels, 
der  als  Ausdruck  einer  besonderen  Leistungs- 
fthigkeit   Kimdschaft   anzuziehen    geeignet 


ist  ein  Fall,  der  durch  das  Gesetz  von  1886 
nicht  getroffen  wird,  erscheint  als  concur- 
rence deloyale.  So  hat  nur  der  wirklich» 
Erfinder  auch  nach  Ablauf  der  Patentschutz- 
frist, der  Patentinhaber  nur  während  diesef 
das  Recht,  sich  so  zu  bezeichnen.  (Die 
Patentanmassung  wird  durch  das  Patent- 
gesetz von  1844  mit  Strafe  bedroht.)  Auch 
der  fälschlich  benutzte  Titel  des  (einzigen) 
Inhabers  einer  Niederlage,  des  (einzigen) 
Fabrikanten,  Lieferanten  gewisser  Etablisse- 
ments oder  Personen  etc.  begründet  An- 
sprüche wegen  concurrence  deloyale. 

c)  In  der  Erwähnung  der  früheren  Stel- 
lung in  einem  Hause  als  Lehrling,  Ange- 
stellter, Leiter  hat  mau,  auch  wenn  diese 
der  Wahrheit  entspracli,  eine  concurrence 
d61oyale  erkannt,  mdeni  man  hierin  auch 
einen  Missbrauch  des  Namens  erblickte,  auf 
den  dieses  Haus  ein  ausschliessliches  Recht 
besass.  Diese  rigorose  Auffassung  ist  unbe- 
gründet. Wenn  eine  solche  Erwähnung 
auch  nur  eine  Empfehlung  des  früheren 
Angestellten  für  sem  neues  unternehmen 
bezweckt,  so  darf  sie  doch  nur  dann  als 
concurrence  deloyale  behandelt  werden, 
wenn  die  Umstände  die  Absicht  der 
Herbelfühnmg  einer  Verwechselung  oder 
der  Ablenkung  der  Kundschaft  ergeben,  wie 
dies  z.  B.  der  Fall  wäre,  wenn  der  Name 
des  alten  Meisters  mit  grossen,  der  eigene 
mit  kleineren   Buchstaben   verzeichnet    ist. 

3.  Herabsetzung  der  Konkurrenten 
(d^nierement).  Um  den  Konkurrenten  aus 
dem  Felde  zu  schlagen  und  sich  in  die 
Gunst  des  Publikums  an  seine  Stelle  zu 
setzen,  sucht  man  vielfach  ihn,  sein  Geschäft 
oder  seine  Waren  herabzusetzen.  AuCTiffe 
gegen  die  Person  können  auch  den  That- 
bestand  der  Verleumdimg  (diffamation)  bUden. 
Richten  sie  sich  gegen  die  Geschicklichkeit, 
den  kaufmännischen  Ruf,  so  erscheinen  sie 
als  dönigrement,  ebenso  wie  Angriffe  gegen 
Geschäft  und  Waren,  wobei  auf  die  Walu*- 
heit  oder  Unwahrheit  der  Behauphing  kein 
Gewicht  gelegt  wird.  Die  Herabsetzung 
rauss  sich  gegen  einen  bestimmten  Kon- 
kurrenten richten,  der  nicht  genannt,  aber 
erkennbar  bezeichnet  sein  muss.  So  ist  die 
Behauptung  eines  Kaufmanns,  dass  er  am 
billigsten  verkaufe,  zulässig,  nicht  aber,  dass 
er  billiger  wie  X.  verkaufe.  Auch  die  Be- 
zeichnung der  Waren  eines  Konkmrenten 
als  minderwertig,  2.  Qualität  oder  dass  die 
Waren  nicht  die  angekündigte  Qualität  be- 
sitzen, sogar  die  Warnung,  sein  Geschäft 
nicht  mit  dem  eines  Konkiurenten  zu  ver- 
wechseln und  die  Ankündigung,  dass  man 
Erzeugnisse  eines  anderen  zu  herabgesetzten 
Preisen  verkaufe,  stellt  sich,  weil  Misstrauen 
gegen  das  Konkurrenzgeschäft  erweckend, 
als  concurrence  d^loyale  dar. 

Das  d6nigrement  kann  mündlich,  durch. 
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Annoncen,  Cirkulare,  Preiscourante  etc.  be- 
gangen werden. 

Ausser  den  angeführten  Sondergesetzen, 
von  denen  namentlich  das  Markenschutzgesetz, 
dessen  Inhalt  hier  nicht  erörtert  werden  kann, 
für  das  Gebiet  der  concurrence  döloyale  in 
Betracht  kommt,  berühren  dieses  Gebiet  in 
Frankreich  wie  in  allen  Staaten  die  Gesetze 
zimi  Schutze  des  litterarischen  und  künstle- 
rischen Urheberrechts  und  neben  dem  Patent- 
gesetze besonders  das  Musterschutzgesetz. 
Zu  erwähnen  ist  noch  das  neue  Gesetz  über 
die  Fälschungen  auf  dem  Gebiete  der  Kunst 
vom  9.  Februai-  1895. 

lY.  Belgien,  Italien,  Grossbritannien, 
Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

In  diesen  Staaten  bewegt  sich  der  Rechts- 
schutz gegen  concurrence  deloyale  in  der- 
selben Baäin  wie  in  Frankreich.  Recht- 
sprechung und  Doktrin  teUen  die  principieUe 
Auffassung  der  französischen  Jurisprudenz. 

Id  Belgien  und  Italien  (concon-enza 
sleale)  ist  die  gesetzliche  Basis  für  den 
privatrechtlichen  Schutz  gegen  conciurence 
döloyale  auch  die  des  code  civil.  Das  bel- 
gische Strafgesetzbuch  1887  bedroht  die  An- 
bringung des  Namens  oder  der  Firma  eines 
Fabrikanten  auf  von  diesem  nicht  herge- 
stellten "Waren  sowie  deren  Feilbietung  mit 
Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten.  Täuschung 
des  Käufers  einer  Ware  über  deren  Natur 
durch  falsche  Angabe  über  deren  Herkunft 
ist  ebenfalls  mit  Strafe  bedroht  (Code  pönal 
a.  498). 

Dass  auch  in  England  und  in  der 
nordamerikanischen  Union  die  Recht- 
sprechung den  Kampf  gegen  die  unfair  oder 
not  honorable  competition  mit  nicht  geringerer 
Entschiedenheit  wie  die  französische  erfolg- 
reich durchgeführt  und  durch  die  Nieder- 
haltung des  geschäftlichen  Schmarotzertums 
nicht  wenig  die  Solidität  des  Geschäftsver- 
kehrs und  damit  Blüte  von  Handel  und  In- 
dustrie gefördert  haben,  beweist  die  grosse 
Fülle  (von  Kohler,  Markenschutz,  ange- 
führter) gerichtlicher  Entscheidungen,  von 
denen  die  Englands  bis  in  das  Jahr  1783 
zurückgehen. 

In  England  haben  die  Courts  of  Equity 
einen  Rechtsschutz  gegen  Irreleitung  des 
Publikums  durch  Gewährung  einer  action 
for  passing  off  (von  Jn hülsen  »Unter- 
schiebungsklage« genannt)  ausgebildet.  Diese 
Klage  kann  von  ehiem  Geschäftsmann  erhoben 
werden  gegen  jeden,  der  »eine  Handlung 
begeht,  welche  geeignet  ist,  das  Publikum 
zu  der  Annahme  zu  verleiten,  ihr  Geschäft 
oder  ihre  Waren  ständen  zu  ihm  in  irgend 
einer  der  Wirklichkeit  nicht  entsprechenden 
Beziehung«.  Diese  Irreführung  kann  auch 
bestehen  in  der  Verwendung  von  Indiden 
Zeichen,  Worten),  die  den  anderen  mit  seinem 


Geschäfte  oder  seinen  Waren  identifiäeren, 
oder  durch  Verwendung  solch  täuschender 
versteckter  Nachahmung  dieser  Indicien. 

Hervorzuheben  ist,  dass  an  die  Stelle 
des  neben  dem  englischen  Patent-,  Muater- 
und  Handelsmarkengesetz  von  1883  fortgelten- 
den Strafgesetzes  von  1862  über  das  Verbot 
unredlicher  Warenbezeichnung  ein  dieses  er- 
weiterndes G.  V.  23.  August  1887  (Merchan- 
dise  Marks  Act)  getreten  ist,  das  auf  Verlangen 
der  englischen  Industriellen  gegen  die  an- 
geblich unredliche  Konkurrenz  des  Auslandes 
erlassen  wurde.  Jede  falsche  Handelsbezeich- 
nung (trade  description)  wird  mit  Strafe 
bedroht.  Als  solche  wird  betrachtet  jede 
Angabe  über  Zahl,  Mass,  Gehalt,  Gewicht 
der  Waren,  über  ihren  Ursprungs-  oder 
Fabrikationsort,  ihren  Stoff,  über  bestehende 
Patent-  und  andere  Rechte  (vgl.  im  Art. 
Markenschutz  oben  Bd.  V  S.  688). 
Fremde  Waren,  deren  Bezeichnung  auf 
einen  inländischen  Ursprung  der  Waren 
selbst  schliessen  lassen  kann,  imterliegen  bei 
der  Einfuhr  nach  Grossbritannien  der  Ein- 
ziehung, sofern  sie  nicht  zugleich  die  An- 
gabe des  Herkunftslandes  enthalten.  In  der 
Praxis  der  englischen  Zollbehörden  wurden 
die  Bestinunungen  dieses  Gesetzes  in  chika- 
nöser,  die  Ein-  und  Durchfuhr  deutscher 
Industrieerzeugnisse  erschwerender  Weise 
ausgelegt 

So  hat  man  die  für  kleine  Waren,  z.  B. 
Federmesser,  fast  imausf ührbare  Anbringung 
der  Herkunftsbezeichnung  (made  in  Gennany) 
auf  der  Ware  selbst  gefordert,  während  man 
für  den  Export  noraamerikanischer  Waren 
sich  mit  U.ASt.  begnügte.  In  Rücksicht  auf 
derartige  Massnalimen  hat  das  deutsche 
Warenzeichengesetz  von  1894  §  22  den 
Bundesrat  zur  Anordnung  entsprechender 
Retorsionsmassregeln  ermächtigt  für  den 
Fall,  dass  die  deutschen  Waren  bei  der  Ein- 
fuhr tmgünstiger  als  die  anderer  Länder 
behandelt  oder  ihnen  eine  Verpflichtung  der 
Herkunftsbezeichnnng  auferlegt  wird.  Da^ 
das  auf  eine  Verdrängung  der  deutschen 
Industrieerzeugnisse  vom  englischen  Markt 
abzielende  Gesetz  seinen  Zweck  so  voll- 
ständig verfehlte,  dass  die  mit  »made  in 
Germany«  bezeichneten  Waren  sich  die  be- 
sondere Gunst  der  englischen  Käufer  er- 
rungen haben,  sei  nebenbei  erwälint 

V.  Oesterreich-Ungarn. 

Obwohl  das  österreichische  bürgerliche 
Gesetzbuch  im  §  1295  (vgl.  auch  §§  1293^ 
1323,  1324,  1330)  einen  dem  Art  13S2  des 
Code  civil  entsprechenden  Rechtssatz  dar- 
bot, der  den  Beschädiger  zum  Ersatz  des 
durch  üebertretung  einer  Vertragspüicht 
oder  ohne  Beziehung  auf  einen  Vertr^  vei^ 
ursachten  Schadens  .verpflichtete,  haben  .die 
österreichischen  Gerichte  gleich  den  deut- 
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6chen  es  verschmäht,  auf  dieser  Grundlage 
einen  Rechtsschutz  gegen  unlauteren  Wett- 
bewerb anzuerkennen. 

Einzelne  Gesetze  bezweckten,  bestimmte 
Arten  des  unlauteren  Wettbewerbs  zu  treffen, 
und  eben  jetzt  ist  man  bestrebt,  den  Rechts- 
schutz auf  diesem  Gebiete  auif  dem  Wege 
der  Specialgesetzgebung  auszudehnen. 

1.  Vor  allem  ist  der  auch  in  Oesterreich 
geltenden  Vorschriften  des  Handelsgesetz- 
buchs gegen  den  Missbrauch  des  Firmen- 
wesens zu  gedenken  (s.  unten  Deutsch- 
land). Ihre  Ergänzung  finden  diese  Vor- 
schriften in  der  Novelle  zur  Gew.-O.  vom 
15.  März  1883,  §§  46  ff.,  welche  für  die 
nicht  registerpflichtigen  Gewerbetreibenden 
unliebe  Gnindsätze  aufstellen,  während  das 
handelsgesetzliche  Firmenrecht  durch  diese 
Novelle  nicht  berilhrt  wird. 

In  üebereinstimmung  mit  §  6  des  Marken- 
schutzgesetzes vom  6.  Januar  1890,  das  die 
widerrechtüche  Annahme  eines  fremden 
Namens,  einer  Firma,  eines  Wappens,  einer 
Etablissementsbezeichnung  eines  Produ- 
zenten oder  Kaufmanns  auf  der  Ware  selbst 
<Kler  deren  Verpackung  untersagt,  wird  der 
widerrechtliche  Gebrauch  der  einem  anderen 
Gewerbetreibenden  zustehenden  Bezeichnung 
<auf  der  Betriebsstätte  oder  Wohnung,  in 
Cirkularen,  öffentlichen  Auktindigungen  oder 
Preiscourants),  des  Namens,  der  Firma  oder 
des  Wappens  untersagt.  Auch  die  besondere 
Bezeichnung,  z.  B.  ein  Lfiwe  auf  dem 
Schilde,  Phantasienamen,  wie  Droguerie  Flora, 
sind  geschützt.  Indem  §  46  ausdrücklich 
betont,  dass  kleine  Verändenmgen,  unwesent- 
liche Zusätze  und  Weglassungen  den  Schutz 
des  Berechtigten  nicht  aussclüiessen ,  be- 
kämpft er  eine  der  schädlichsten  Arten  des 
unlauteren  Wettbewerbs,  der  durch  Irre- 
führung des  Publikums  sich  die  Früchte 
des  von  einem  Gewerbsgenossen  emmgenen 
Renommees  anzueignen  sucht  (»oder  die 
Gegenstände  seines  Gewerbebetriebes  fälsch- 
lich als  aus  einer  anderen  Betriebsstätte 
hervorgegangen  zu  bezeichnen«).  So  hat 
mit  Recht  das  Wiener  Handelsgericht  (1899) 
einer  Firma  A.  K.  und  B.,  die  auf  einem 
Schilde  in  sehr  grossen  Buchstaben  » A  m  e  r  i  - 
kanischesMiederhaus  K.«  und  darunter 
in  kleinerer  Schrift  die  Firma  angebracht 
hatte,  aufgegeben,  in  gleich  grossen  Buch- 
staben die  volle  Firma  beizufügen.  Dieser 
Schutz  ist  den  ausländischen  Produzenten 
und  Gewerbetreibenden  nur  unter  der  Voraus- 
setzung der  formellen  Reciprocität  zuge- 
sichert. Da  aber  §  49  einen  Schutz  in  den 
nicht  durch  §  46  getroffenen  Fällen  ein- 
räumt werden  Ausländer  auch  des  Schutzes 
gegen  Firmen-  und  Namenmissbrauch  teil- 
haftig. 

^mer  bedroht  §  49  der  Novelle  als 
Cebertretung   die   Fälle   des   gewerblichen 


Namensmissbrauchs,  wo  jemand  sich  eines 
ihm  nicht  zustehenden  Namens  (znr  Bezeich- 
nung seiner  Betriebsstätte  oder  Wohnung, 
zur  Bezeichnung  von  Gewerbserzeugnis-sen 
oder  überhaupt  beim  Betriebe  seines  Ge- 
schäftes und  bei  Abgabe  seiner  Unterschrift) 
oder  sich  nicht  seines  vollen  Vor-  imd  Zu- 
namens in  seinem  Gewerbebetriebe  bedient, 
falls  er  nicht  dureh  Eintragung  seiner  Firma 
hierzu  berechtigt  ist  Auch  die  Andeutung 
eines  Gesellschaftsverhältnisses  in  der  Be- 
zeichnung der  Betriebsstätte,  sofern  pie  nicht 
nach  dem  Handelsgesetzbuch  zulässig  ist, 
wird  mit  Strafe  bedroht  (§  49). 

Während  wegen  wissentlicher  Ueber- 
tretung  des  §  46  nur  auf  Antrag  des  Ge- 
schädigten Strafverfolgung  eintritt,  erfolgt 
eine  Bestrafung  wegen  Verletzung  des  §  49 
von  Amts  wegen,  also  im  Interesse  eines 
Schutzes  des  Publikums,  selbst  weim  der 
Gewerbetreibende  sich  des  fremden  Namens 
mit  Genehmigung  des  Berechtigten  bedient 
Als  Strafen  sind  angedroht :  Verweis,  Geld- 
busse bis  400  Gulden,  Arrest  bis  drei  Monate, 
Entziehung  der  Gewerbeberechtigung  für 
immer  oder  auf  bestimmte  Zeit.  Die  drei 
erstgenannten  Strafen  greifen  nicht  Platz 
neben  einer  Ordnimgsstrafe  gemäss  H.G.B. 
§  26. 

Wegen  nicht  wissentlicher  Cebertretung 
des  §  46  steht  dem  Geschädigten  ein  Recht 
auf  Unterlassung  des  ferneren  Gebrauchs 
der  widerrechtlichen  Bezeichnung  bezw.  auf 
Ontersagung  der  fälschlichen  Ankündigung 
vor  der  Gewerbebehörde  und  ein  civilrecht- 
Ucher,  gerichtlich  geltend  zu  machender 
Anspruch  auf  Schadenersatz  (daher  auch 
wegen  Verletzung  des  §  49)  zu. 

2.  Gegen  eine  besondere  Art  des  un- 
lauteren Wettbewerbs  gewährt  dann  noch 
§  49  Z.  2  Rechtsschutz,  nämlich  gegen  Ge- 
werbetreibende, die  sich  Auszeichnungen 
beilegen,  die  ihnen  nicht  verliehen  worden 
sind,  z.  B.  Titel  eines  Hoflieferanten,  Medaille 
auf  einer  Industrieausstellung. 

3.  §  22  des  G.  v.  26.  Dezember  1895 
betreffend  das  Urheberrecht  an  Werken  der 
Litteratur  etc.  verleiht  sodann  bei  Titel- 
missbrauch und  irreführender  Nachahmung 
der  äusseren  Erscheinung  eines  W^erkes  dem 
Urheber  des  früher  erschienenen  Werkes 
einen  Entschädigungsanspruch,  auch  wenn 
geringfügige,  vom  Publikum  nur  bei  be- 
sonderer Aufmerksamkeit  wahrnehmbare 
Aenderungen  angebracht  werden. 

4.  Von  grösserer  Bedeuhmg  für  das  Ge- 
biet des  imlauteren  Wettbewerbs  ist  das 
G.  V.  16.  Januar  1895  betreffend  die  Rege- 
lung der  Ausverkäufe. 

Die  Auswüchse  dieser  Qeschäftsform  des 
Verkehrslebens,  die  nicht  nur  infolge  ihrer 
langen  Dauer  und  der  imaufhörUchen  Waren- 
nachschübe den  sesshaften  und  soliden  Ge- 
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sdiäftsleaten,  deäen  ihre  Kundschaft  ent- 
zogen wurde,  grossen  Nachteil  zugefügt, 
sondern  auch  das  kaufende  Publikum,  dem 
oft  unter  dem  Scheine  niedriger  Preise 
Waren  schlechtester  Qualität  aufgeschwindelt 
wurden,  geschädigt  hatte,  riefen  das  Ver- 
langen nach  einer  Einschränkung  der  Aus- 
verkäufe überhaupt  hervor.  Der  durch  das 
Abgeordnetenhaus  nur  wenig  veränderte 
Entwurf  entspricht  dieser  Forderung  durch 
Einführung  des  Konzessionssystems,  nach- 
dem sich  sämtliche  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern für  den  Erlaas  eines  solchen  Ge- 
setzes ausgesprochen  hatten. 

Das  Gesetz  stellt  die  Bewilligung  der 
öffentlichen  Ausverkäufe  zum  Zwecke  einer 
beschleunigten  Veräusserung  von  Waren  in 
das  freie  Ermessen  der  Gewerbebehörde,  die 
aber  die  Entscheidung  nach  vorgängiger  Ein- 
holung eines  Gutachtens  der  Handels-  und 
Gewerbekammer  und  eventuell  auch  der  Ge- 
nossenschaft mit  thunlichster  Beschleunigung 
zu  fällen  hat.  Alle  für  die  Beurteilung  der 
Zweckmässigkeit  des  Ausverkaufe  in  Be- 
tracht kommenden  Verhältnisse  (Bezeichnung 
der  Menge  und  Beschaffenheit  der  Waren, 
deren  Eigentümer,  Standort  des  Ausverkaufs, 
Dauer  desselben,  die  beim  Ausverkauf  be- 
schäftigten Personen,  Gründe  desselben  wie 
Ableben  des  Geschäftsinhabers,  Aufhören  des 
Gewerbebetriebes,  Uebergang  des  Geschäfts 
an  einen  neuen  Besitzer  [§  2])  sind  im  Be- 
wüligiingsgesuche  anzugeben.  Ausser  wegen 
Ablebens  des  Geschäftsinhabers  und  wegen 
Elementarereignisse  darf  die  Bewilligung 
nur  erteüt  werden,  wenn  das  Geschäft 
schon  seit  zwei  Jahren  besteht.  Die  Ge- 
werbebehörde erster  Instanz  darf  die  Be- 
willigung längstens  auf  die  Dauer  von  drei 
Monaten  erteilen.  Zur  Bewilligung  für  eine 
längere  Dauer  (höchstens  bis  ein  Jahr),  die 
nur  bei  besonders  berücksichtigungswerten 
Umständen  erfolgen  darf,  ist  die  politische 
Iiandesbehörde  zuständig  (§  4).  Um  die  so 
bedenklichen  Waren  nachschöbe  hintanzu- 
halten, hat  der  Gewerbeausschuss  die  scharfe 
Bestimmung  (§  10)  eingefü^  dass,  wenn 
der  Ausverkauf  nicht  auf  die  lu^prünglich 
angewandten  Waren  beschränkt  bleibt,  er 
sofort  zu  schliessen  und  die  neu  hinzu- 
gefügten Waren  für  verfallen  zu  erklären 
sind  und  ausserdem  noch  eine  Geldstrafe 
verhängt  werden  kann. 

Das  Q«setz  findet  keine  Anwendung  auf 
Verkäufe,  die  auf  gerichtliche  (behördliche) 
Anordnung  oder  von  Seiten  der  Konkurs- 
massenverwaltimg  erfolgen,  sowie  auf  die 
sogenannten  Saisonausverkäufe. 

5.  Eine  andere  Form  des  unlauteren  Wett- 
bewerbs bekämpft  der  Entwurf  eines  Ge- 
setzes, »womit  Bestimmungen  ziun  Schutze 
gegen  üebervorteilungen  in  Bezug  auf  Quan- 
tität und  Qualität  im  Warenverkehr  erlassen 


werden«,  der  in  der  elften  Session  1895  dem 
Reichsrat  vorgelegt  wurde,  aber  die  zweite 
Lesung  im  Abgeordnetenhaase  (November 
1895)  noch  nicht  passiert  hat  Der  Entwiu-f 
verdankt  sein  Dasein  einem  Antrage  des 
Abgeordneten  v.  Fächer  und  der  Anregung 
mehrerer  industrieller  Vereine,  die  ein  Ein- 
schreiten gegen  die  überhandnehmenden 
Missbräuche,  die  bezüglich  der  Quantität 
der  in  verschlossenen  Umhüllungen  ver- 
kauften Waren  zum  Schaden  der  Käufer 
und  der  redlichen  Konkurrenz  eingerissen 
waren,  verlangten.  Eine  obligatorische  Quan- 
titätsbezeichnung hielt  man  für  das  allein 
Erfolg  versprechende  Schutzmittel  gegen 
derartiges  unlauteres  Geschäftsgebaren.  Da 
es  bei  der  Einheitlichkeit  des  Zoll-  und 
Handelsgebietes  der  östeireichisch-imga- 
rischen  Monarchie  im  Interesse  der  öster- 
reichischen Geschäftswelt  notwendig  war, 
gesetzliche  Massnahmen  auf  diesem  Gebiete 
nur  in  Uebereinstimmung  mit  der  anderen 
Eeichshälfte  vorzunehmen,  musste  der  Stand- 
punkt der  ungarischen  Regierung,  die  nur 
gesetzlich  eine  Ermächtigung  der  R^enmg 
für  einzelne  Warengattungen  die  Quantitäts- 
bezeichnung  im  Verordnungswege  anzu- 
ordnen wünschte,  für  die  Gesetzgebung 
Cisleithaniens  massgebend  sein.  So  spricht 
der  Entwurf  nui-  die  Ermächtiguag  des 
Handelsministers  ans,  nach  Anhörung  der 
Handels-  und  Gewerbekammem 

a)  für  gewisse  in-  und  ausländische,  für 
den  inländischen  Detailverkehr  bestimmte 
Warengattungen,  die  in  Umhüllung  zum 
Verkaufe  gelangen,  falls  ein  Schutz  gegen 
Quantitätsverkürzung  notwendig  erscheint, 
im  Verordnungswege  vorzuschreiben,  >dass 
derlei  Waren,  sofern  deren  Quantität  dem 
Käufer  nicht  vorgewc^n,  vorgemessen  oder 
vorgezählt  wird,  nur  unter  ausdrücklicher 
Bezeichnung  der  Menge  (Gewicht,  Mass, 
Zahl)  überhaupt  oder  mit  einer  näher  be- 
stimmten Bezeichnung  verkauft,  feilgehalten 
oder  sonst  in  Verkehr  gesetzt  werden  dürfen«, 
(Art.  I)  und  ebenso 

b)  für  solche  Warengattungen,  bezüglich 
deren  Massnahmen  zum  Schutze  gegen  üeber- 
vorteilungen in  Bezug  auf  die  Qualität  not- 
wendig erscheinen,  den  Verkauf  derselben 
nur  imter  ausdrücklicher  Bezeichnung  ihrer 
besonderen  Eigenschaft  oder  mit  einer  solchen 
Bezeichnung  nach  einer  bestimmten  Richtung 
anzuordnen  (Art.  I).  Die  Uebertretnng  einer 
solchen  Verordnung  wird  mit  Anest  bis  zu 
zwei  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu 
300  Gulden  geahndet 

Verkauf,  Feilhaltimg  und  sonstiges  lor 
verkehrsetzen  von  Waren  unter  unnchtiger 
Quantitäts-  oder  Qualitätsbezeichnung  (einer 
den  Wert  der  Waren  wesentlich  bestimmen- 
den besonderen  Eigenschaft  oder  Beschaffen- 
heit) stellt  sich  als  Vei^hen  dar  und  wird 
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mit  strengem  Arrest  bis  zn  sechs  Monaten 
oder  mit  Geldbusse  bis  1000  Gulden  bestraft 
(Art.  UI),  dagegen  als  üebertretung,  wenn 
ans  Fahrlässigkeit  begangen. 

Als  Üebertretung  wird  auch  die  Ausser- 
achtlassun^  der  Vorschriften  des  Art  I  und  IE 
bestraft.  Die  Beschlagnahme  der  Gegenstände 
des  Vergehens  und  der  Üebertretung  ist  zu- 
lässig. In  Ungarn  trat  das  Gesetz  als  Ge- 
setzartikel XXXIV  vom  Jahre  1893,  »über 
die  richtige  Bezeichnung  des  Quantitäten- 
inhaits  der  in  Packeten  verkauften  Waren« 
am  30.  Juni  1894  bereits  in  Kraft  Ueber 
den  Inhalt  der  auf  Grund  der  gesetzlichen 
Ermächtigung  zu  erlassenden  Verordnungen 
wurde  mit  der  ungarischen  Regierung  ein 
Einvernehmen  erzielt,  den  Bezeiehnungs- 
zwang  auf  solche  Waren  zu  beschi-änken, 
bezüglich  deren  das  Bedürfnis  nach  einer 
solchen  Verordnung  allgemein  anerkannt 
wird.  Namentlich  wurden  ins  Axige  ge- 
fasst  Artikel  der  Kleineisenindustrie  (Hefteln, 
Nägel,  Nadeln,  Stifte,  Schrauben  etc.), 
Knöpfe  und  Stahlfedern.  Merkwürdiger- 
weise fehlt  unter  diesen  Artikeln  Garn.  In 
Deutschland  ertönen  gerade  über  die  Quan- 
titätsverschleierung bei  diesem  Artikel  die 
lautesten  Klagen.  Dem  Qualitätsbezeich- 
nungszwang sollen  nicht  unterliegen  Lebens- 
mittel, für  welche  die  Bestimmungen  des 
Lebensmittelgesetzes  allein  massgebend  sind. 
6.  Ein  weiteres  Glied  fügt  in  die  Kette 
der  gesetzgeberischen  Massnahmen  zum 
Schutze  gegen  unlauteren  Wettbewerb  ein 
jene  Bestimmung  des  Entwurfs  eines  Straf- 
gesetzes (§  520),  nach  welcher  mit  Haft 
oder  Geld  bis  300  Gulden  bestraft  wird, 
»wer  öffentlich  wider  besseres  Wissen 
Waren  oder  gewerbliche  Leistimgen  eines 
Gewerbetreibenden,  um  deren  Absatz  zu 
fördern,  mit  imwahren  auf  Täuschung  be- 
rechneten Angaben  über  die  den  Wert  wesent- 
lich bestimmenden  Eigenschaften  anpreist 
oder  zu  solchem  Zweck  in  gleicher  Weise 
Waren  oder  gewerbliche  Leistungen  an- 
derer herabsetzt«. 

Damit  würde  also  auch  der  sogenannte 
denigrement  der  Franzosen  getroffen.  — 

Dass  zu  den  bereits  geltenden  Special- 
gesetzen, die  auch  gegen  eine  Art  des  im- 
muteren  Wettbewerbes  gerichtet  sind,  be- 
sonders das  Markenschutzgesetz  vom  6.  Ja- 
nuar 1800  gehört,  wmxie  schon  oben  er- 
wähnt 

7.  Die  Absicht  der  österreichischen  Re- 
gierung, die  Quantitätsverschleierung  (vgl. 
Z.  5)  und  Herkunftsbezeichnungen  d(u^;h 
besondere  Gesetze  zu  regeln,  wurde  aufge- 
geben zu  Gunsten  des  Planes,  einen  Schulz 
gegen  die  verschiedenen  Missbräuche  auf 
dem  Gebiete  des  Wettbewerbes  nach  dem 
Voi^nge  des  Deutschen  Reichs  in  einem 
einheitlichen  Gesetze  zu  geben.    Ein  Erlass 


des  Htmdelsministeriums  vom  7.  September 
1899  (sein  Inhalt  ist  im  »Börsenblatt  für 
den  deutschen  Buchhandel«  1899  Nr.  214 
mitgeteilt),  der  die  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern zu  einer  gutachtlichen  Aeusserung' 
auffordert,  bezeichnet  die  einzelnen  Arten 
des  unlauteren  Wettbewerbes,  gegen  die  das- 
Gesetz  einen  Schutz  gewähren  soll. 

Als  Gegenstand  des  künftigen  Gesetzes- 
waren  hiernach  im  wesentlichen  auch  die  im 
deutschen  Reichsgesetz  angeführten  Ai-ten 
des  unlauteren  Wettbewerbs  ins  Auge  ge- 
faast  Es  war  auch  betont  worden,  das» 
von  mehreren  Seiten  auch  listiges  Abspens- 
tigmachen imd  Anwerben  von  Arbeitern  als 
ein  Missbrauch  des  Wettbewerbs  bezeichnet 
yraiäßn. 

»Den  Mitbewerbern  im  weitesten  Sinn 
und  natürlich  jeder  Vereinigung  solcher  Mit- 
bewerber soll  das  Recht  zustehen,  beim 
ordentlichen  Richter  die  Unterlassung  der 
unlauteren  Handlung  zu  verlangen.  War 
die  Handlung  wissentlich  oder  mit  auf- 
fallender Sorglosigkeit  vorgenommen,  so  soll 
sich  das  Klagerecht  auch  auf  den  Ei-satz 
des  Schadens  erstrecken.  Und  nur  dort» 
wo  eine  aus  Arglist  oder  in  böser  Absicht 
unternommene  Handlung,  sonach  ein  Bruch 
der  allgemeinen  Rechtsordnung  vorliegt,  soll 
strafrechtliche  Verfolgung  eintreten  können.« 

Der  unter  Berücksichtigung  des  einge- 
laufenen gutachtlichen  Materials  ausge- 
arbeitete Entwurf  unterliegt  zur  Zeit 
gemeinsamen  Berattmgen  der  beteiligten 
Ministerien  und  dürfte  in  nächster  Zeit, 
nachdem  ein  Einvernehmen  zwischen  diesen 
erzielt  ist,  den  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern zur  schleunigen  Begutachtung  zu- 
gehen. Nach  den  mir  von  zuständiger 
Seite  gewordenen  Mitteilungen  wird  der 
Entwurf  in  einem  1.  Abschnitte  enthalten 
civilrechtliche  Bestimmungen  über  fol- 
gende Fälle  des  unlauteren  Wettbewerbs: 
wahrheitswidrige  Anpreisungen,  Anmassung 
und  Missbrauch  von  Untemehmenskenn- 
zeichen,  Herab-setzung  fremder  Unterneh- 
mungen und  Verletzung  von  Geschäfts-  und 
Betriebsgeheimnissen,  und  strafrecht- 
liche Normen  gegen  die  in  vorsätz- 
liqher  Täuschung  durch  falsche  Angaben 
üb*r  Waren  und  gewerbliche  Leistimgen 
befatehenden  Konkurrenzhandlungen.  Ein 
2.  '  Abschnitt  wird  die  Gnmdlagen  für 
die  im  Verordnungsweg  zu  erlassenden 
Vorschriften  Ober  die  obligatorische  Bezeich- 
nung bestimmter  Waren  mit  Angaben  über 
ihre  Menge,  Beschaffenheit  oder  örtliche 
Herkunft  enthalten. 

VI.  Schweiz. 
Einen  Rechtsschutz    gegen  unlauteren 
Wettbewerb  kannten  früher  nur  die  fran- 
zösischen Kantone  auf  G^md  des  auch  bei 
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ihnen  geltenden  Code  civil  (a.  1382).  Erst 
durch  das  Gesetz  über  das  Obligationenrecht 
vom  14  Juni  1881,  dessen  Art.  50  in  wesent- 
licher Uebereinstimmung  mit  a.  1382  des 
Code  civil  wegen  widerrechtlicher,  absicht- 
licher oder  fahrlässiger  Schadenszufügung 
eine  Ersatzpflicht  anerkennt,  haben  sowohl 
die  kantonalen  Gerichte  wie  das  Bundesge- 
richt allmählich  nach  dem  Vorbilde  der 
französischen  Praxis  das  Institut  der  con- 
currence  d6ioyale  ausgebildet. 

Diesen  aügemeinen  civilrechtlichenSchutz 
wird  in  Zukunft  noch  ein  sti-afrechtlicher 
ergänzen,  indem  der  von  Stooss  ausge- 
arbeitete Vorentwurf  eines  schweizerischen 
Strafgesetzbuches  in  Art.  78  bestimmt :  »Wer 
durch  arglistige  Kniffe,  sehwindelhafte  An- 
gaben, böswillige  Verdächtigungen  oder 
durch  andere  unehrliche  Mittel  die  Kund- 
schaft eines  Geschäftes  aus  Eigennutz  von 
demselben  abzuleiten  sucht,  wird  mit  Ge- 
fängnis oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  10000 
Francs  bestraft.  Die  beiden  Strafen  können 
verbunden  werden«. 

Die  Strafverfolgung  des  Vergehens  der 
unehrlichen  Konkurrenz  soll  nach  einem  in 
der  Expertenkommission  1894  gefassten  Be- 
schlüsse nur  auf  Antrag  eintreten.  Die 
volkstümliche,  schlicht  charakteristische  Aus- 
drucksweise dieses  Artikels  hat  etwas  Ver- 
blüffendes, die  ganze  Fassung  muss  aber  als 
eine  zur  erfolgreichen  Bekämpfung  des  un- 
redlichen Wettbewerbs  in  semen  verschie- 
denen Formen  geeignete  bezeichnet  werden. 

Als  das  zu  schützende  Rechtsgut  be- 
trachtet Art.  78  die  Kundschaft.  Zum  That- 
bestand  des  Delikts  wird  nicht  die  Ab- 
lenkung derselben  gefordert,  sondern  es  ge- 
nügt schon  der  Versuch  der  Ablenkung  aus 
Eigennutz  durch  eines  der  bezeichneten 
Mittel.  Das  Delikt  ist  unter  der  Voraus- 
setzung des  vorhandenen  Dolus  vollendet, 
unabhängig  vom  Eintritt  eines  Schadens, 
schon  durch  Massnahmen,  die  nur  eine  Ge- 
fährdung, die  Wahrscheinlichkeit  einer  Schä- 
digung des  Geschäfts,  enthalten. 

Art.  78  findet  seine  Ergänzung  in  Art.  89, 
der  den  Verrat  von  Fabrikgeheimnissen  und  die 
unredliche  Benutzung  eines  solchen  mit  Strafe 
(bis  5000  Francs  oder  Gefängnis)  bedroht 

Haben  wir  es  hier  mit  Zukunftsrecht 
zu  thun,  so  kennt  doch  auch  schon  das 
gegenwärtige  Recht  ausser  dem  bereits  an- 
geführten Art.  50  des  Gesetzes  über  Obli- 
gationenrecht einzelne  Schutzvorschriften 
gegen  bestimmtere  Arten  des  unlauteren 
Wettbewerbs.  So  ist  der  Schutz  der  Ge- 
schäitsfirmen  durcli  Art  859  ff.  desselben 
Gesetzes  in  ähnlicher  Weise  wie  im  deut- 
schen Handelsgesetzbuch  gesichert. 

Von  grosser  Wichtigkeit  ist  sodann  das 
BundesgeSfetz,  betreffend  den  Schutz  der 
Fabrik-  und  Handelsmarken,  der  Herkunfts- 


bezeichnungen von  Waren  tmd  der  gewerb- 
lichen Auszeichnungen,  vom  26.  September 
1890,  das  an  Stelle  des  Gesetzes  von  1879 
getreten  ist. 

a)  Es  gewährt  dem  Inhaber  einer  ein- 
getragenen und  hinterlegten  Fabrik-  und 
Handelsmai'ke  Schutz  gegen  das  Publikum 
irreführende  Nachahmung  derselben,  gegen 
unrechtmässige  Verwendung  der  Marke  ein^ 
anderen,  gegen  den  Handel  mit  Waren,  die 
mit  rechtswidrig  angebrachten  Marken  ver- 
sehen sind.  Die  Rechtsfolgen  der  Uebei^ 
tretung  erstrecken  sich  auf  den  Gehilfen  oder 
Begünstiger  einer  derartigen  üebertretung 
und  auf  denjenigen,  der  sich  weigert,  die 
Herkunft  von  in  seinem  Besitze  befindlichen, 
mit  rechtswidrig  angebrachten  Marken  ver- 
sehenen Waren  anzugeben  (Art.  24). 

b)  Als  Delikte  erscheinen  femer  die 
Bezeichnung  eines  Erzeugnisses  mit  einer 
der  Wirklichkeit  nicht  entsprechenden  Her- 
Irunftsbezeiehnung  (Stadt,  Ortschaft,  Gegend, 
Land),  die  Irreführung  des  Publikums  durch 
Bewohner  eines  durch  Erzeugung  gewisser 
Waren  bekannten  Ortes,  die  mit  ähnlichen, 
aber  anderswoher  bezogenen  Erzeugnissen 
Handel  treiben,  durch  Anbringimg  ihrer 
Marke  oder  Firma.  Nicht  als  falsche  Her- 
kunftsbezeichnung wird  die  mit  einem  Orts- 
oder Landesnamen  betrachtet,  der  in  der 
Handelssprache  die  Natur  und  nicht  die  Her- 
kimft  des  Produkts  bedeutet  (Art.  18  ft). 

c)  Auch  die  Anbringung  einer  auf  einer 
Ausstellung  oder  Preisbewerbui^g  oder  sei- 
tens einer  öffentlichen  Verwsutung  oder 
eines  gelehrten  Vereins  erhaltenen  Auszeich- 
nung (Medaille,  Diplom  etc.)  seitens  eines 
Nichtberochtigten  oder  auf  Erzeugnissen,  die 
mit  den  prämiierten  in  keiner  Beziehung 
stehen,  gilt  als  Delikt  (Art.  21  ft).  Diese 
Delikte  sind,  wenn  nicht  fahrlässig  b^angen, 
mit  Strafe  (30—2000  Francs  oder  Gefängnis, 
8  Tage  bis  zu  1  Jährt,  die  beide  verbunden, 
im  Rückfall  auf  das  Doppelte  erhöht  werden 
können,  bedroht  Schadenersatzanspruch  steht 
ausserdem  dem  Geschädigten  zu. 

Klageberechtigt  ist  nicht  nur  derjenige, 
in  dessen  Rechtskreis  durch  das  Delikt  ein- 
gegriffen wurde  (Markeninhaber,  Fabrikant 
oder  Kaufmann,  der  in  der  fälschlich  an- 
gegebenen Ortschaft  seine  Niederlassung 
liat  etc.),  sondern  auch  der  getäuschte  Käufer. 

Auf  ähnliche  Handlungen  wie  die  durch 
das  Markenpesetz  verbotenen  findet  Art  50 
des  Obligationenrechtsgesetzes  Anwendung. 

Als  weitere  Schutzgesetze  kommen 
namentlich  noch  in  Betracht  die  Gesetze, 
betr.  Patente  und  Muster  und  Modelle  (1888). 

Ein  Gesetz  betreffend  den  unlauteren 
Wettbewerb  ist  am  11.  Oktober  1900  für 
den  Kanton  Basel-Stadt  erlassen  worden,  das 
sich  wohl  im  allgemeinen  an  das  deutsche 
Reichsgesetz  von   1896  anlehnt,  aber  doch 
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starke  Abweichungen  aufweist.  Der  Reklame- 
schwindel wird  ähnlich  wie  im  §  1  des 
deutschen  ßeichsgesetzes  behandelt,  nur 
wird  das  Bewusstsein  der  Unwahrheit  der 
Angaben  gefordert  (§  1).  Verboten  ist  die 
Verweigerung  des  Verkaufs  einer  mit  Preis- 
angabe ausgeschriebenen  oder  ausgestellten 
Ware  zu  dem  angegebenen  Preise.  Angabe 
der  Preise  in  der  Landeswährung  ist  vor- 
geschrieben. Diese  müssen  sich  auf  das 
volle  gesetzliche  Mass  und  Gewicht  be- 
ziehen ;  nur  durch  den  Haudelsgebrauch  ge- 
rechtfertigte Ausnahmen  (für  Wai-en,  die 
übungsgemäss  nach  ausländischem  Mass  und 
Gewicht  oder  in  einer  bestimmten  Grösse 
von  Gefässen  oder  überhaupt  in  einer  Ein- 
heitsgrösse  verkauft  werden)  sind  zulässig. 

Bezüglich  der  Herabsetzung  der  Kon- 
kurrenten und  des  Verrats  von  Geschäfts- 
und Betriebsgeheimnissen  sind  die  Bestim- 
mungen (§§  5,  6)  ähnlich  denen  des  deut- 
schen Reichsgesetzes. 

Dagegen  wird  für  die  Veranstaltung  eines 
freiwilligen  Ausverkaufs  Bewilligung  des 
Polizeidepartements  gefordert  (§  8).  Diese 
darf  für  einen  Totalausverkauf  in  der  Regel 
für  höchstens  ein  Jahr  nur  Geschäftsinhabern 
erteilt  werden,  die  mindestens  zwei  Jahre 
in  Basel  gewerbsmässig  mit  den  zu  liqui- 
dierenden Warengattuiigen  gehandelt  haben. 
Kachschübe,  Beifügung  von  Waren,  die  bei 
Einreichung  des  Gesuchs  nicht  vorhanden 
waren,  ist  verboten.  Ausnahmen  können  von 
der  Polizei  bewilligt  werden. 

Teilausverkäufe  sind  buchstäblich  Saison- 
ausverkäufe. Einem  Geschäftsinhaber  werden 
in  der  Regel  zwei,  von  denen  keiner  über 
zwei  Wochen  dauern  soll,  gestattet.  Andere 
Teilausverkäufe,  z.  B.  bei  Gelegenheit  des 
Lokalwechsels  oder  des  Uebei-gangs  des  Ge- 
schäftes an  einen  anderen  Inhaber,  werden 
nur  auf  höchstens  vier  Wochen  innerhalb 
eines  Jahres  bewilligt.  Die  Uebertretung 
der  Vorschriften  der  §§  1,  5  und  6  ist  mit 
Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  Geld- 
busse bis  2000  Francs  (auf  Antrag  eines 
Konkurrenten  oder  eines  Verbandes  zur 
Förderung  gewerblicher  Interessen),  die  der 
übrigen  Beslimmungen  mit  Gteldbusse  bis 
200  Francs  oder  Haft  bis  vier  Wochen  be- 
droht —  Jedem  Geschädigten  bleiben  die 
civilrechtlichen  Ansprüche  nach  Obligationen- 
rec-ht  vorbehalten. 

Yll.  Dentschland. 

In  den  gemeinrechtlichen  Gebieten  würde 
man  durch  eine  sachgemässe  Anwendung 
der  actio  doli  eine  Reihe  von  Thatbeständen 
des  unlauteren  Wettbewerbes  und  zwar  die 
grellsten  Missstände  wenigstens  civilrecht- 
lich  haben  fassen  können.  Kohler,  der 
energische  Vorkämpfer  für  eine  Unter- 
drückung des  unlauteren  Wettbewerbs  durch 


die  Rechtsprechung,  hat  hierauf  schon  vor 
Jahren,  leider  vergeblich,  hingewiesen,  ob- 
wold  auch  das  Reichsgericht  schon  1881 
»von  jenem  ebenso  sittlich  zu  missbilligen- 
den alsgemeinschädlichenVerfahren,  welches, 
in  der  französischen  Rechtsprechung  als 
concurrence  deloyale  bezeichnet,  schon  nach 
allgemeinen  Rechtsprincipien  (a.  1382  code 
civ.)  für  widerrechtlich  erachtet  wrd«,  sprach. 

Nicht  einmal  in  den  vom  französischen 
Civilrecht  beherrschten  Reclitsgebieten 
Deutschlands  ist  man  zu  einer  intensiven 
civilrechtlichen  Bekämpfimg  des  unlauteren 
Wettbewerbes  vorgedrungen. 

Selbstverständlich  hat  die  preussische 
Praxis  hier  versagt,  obwohl  das  preussische 
Landrecht  I,  6,  §  r)8ff.  (vgl.  Träger)  in 
seinen  Bestimmungen  über  die  ausserkon- 
traktliche  Schadensersatzklage  eine  wirk- 
same Waffe  im  Kampfe  gegen  unlauteren 
Wettbewerb  auf  dem  Boden  des  Civilrechts 
geboten  hat,  sobald  diese  Schadensersatz- 
klage auf  den  Nachweis  einer  ohne  Recht 
erfolgten  vorsätzlichen  oder  gi-ob  fahrlässigen 
Schadenszufügimg  gestützt  werden  konnte. 
Trotz  ähnlicher  Bestimmungen  des  bayeri- 
schen Landrechts  (Teü  IV  c  16,  §  6)  und 
des  sächsischen  bürgerlichen  Gesetzbuches 
(§  116)  war  auch  in  diesen  Rechtsgebieten 
der  EHolg  kein  anderer. 

Die  deutsche  Gesetzgebung  hatte  nur 
wenige  Vorschriften,  die  gegen  bestimmte 
Arten  des  unlauteren  Wettbewerbs  Schutz 
gewährten.  So  das  alte  H.G.B.  (Art  20,  27) 
mit  seinen  Normen  zum  Schutze  gegen 
Firmenmissbrauch  und,  ausser  den  Gesetzen 
zum  Schutze  der  Urheberrechte  an  Schrift- 
und  Kunstwerken,  Photographieen,  das  Pa- 
tentgesetz, dessen  §  40  die  Patentanmassung 
mit  Strafe  bedroht,  namentlich  aber  das 
Markeuschutzgesetz  von  1874  und  das  an 
dessen  Stelle  getretene  Reichsgesetz  zum 
Sdiutze  der  Warenbezeichnungen  vom  12. 
Mai  1894,  das  ausser  dem  Rechtsschutze 
gegen  Nachahmung  der  eingetragenen  Waren- 
zeichen in  seinen  §§  15  und  16  über  den 
nächsten  Zweck  des  Gesetzes  hinausgreifend 
eine  praktisch  sehr  bedeutsame  Gattung  des 
unlauteren  Wettbewerbs,  die  eine  Täuschung 
des  Publikums  bezüglich  der  Verkaufsstelle 
(unbefugte  Verwendung  der  Ausstattung  eines 
anderen)  oder  des  geographischen  Ursprungs 
der  Waren  behufs  Irreführung  über  Be- 
schaffenheit und  Wert  der  Waren  bezweckt, 
mit  Schadenersatzpflicht  bedroht  (vgl.  hier- 
über Bd.  V  S.  686  ff.  und  unten  sub  10). 

Gerade  bei  der  Beratung  dieses  Gesetzes 
wurde  im  Reichstag  der  Versuch  gemacht, 
das  Rechtsinstitut  des  unlauteren  Wettbe- 
werbes in  seiner  Gesamtheit  zu  regeln,  um 
die  vielseitig  geäusserten  Wünsche  der  Organe 
des  Handels-  und  Gewerbestandes  zu  befrie- 
digen,   die    enei^isch    einen    gesetzlichen 
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Schutz  gegen  die  heillose  Schädigung  des 
soliden  Geschäftslebens  gegen  unredliche 
Konkurrenz  verlangten.  In  teilweiser  An- 
lehnung an  einen  bereits  früher  ziir  Gewerbe- 
ordnung (§  146  c),  hauptsächlich  die  Be- 
kämpfung der  schwiDdelhaften  Reklamen 
bezweckenden,  gestellten,  aber  nicht  erle- 
digten Antrag,  wurde  die  Aufnahme  des 
folgenden  §  15  b  in  das  Gesetz  (von  Roeren) 
vorgeschlagen :  »Wer  zum  Zwecke  der  Täu- 
schung in  Handel  und  Verkehr  über  den 
Ursprung  und  Erwerb,  ober  besondere  Eigen- 
schaften und  Auszeichnungen  von  Waren, 
über  die  Menge  der  Vorräte,  den  Anlass 
zum  Verkauf  oder  die  Preisberaessung  falsche 
Angaben  macht,  welche  geeignet  sind,  über 
Beschaffenheit,  Wert  oder  Herkunft  der 
Ware  einen  Irrtum  zu  erregen,  wird  vorbe- 
haltlich des  Entschädigungsanspruchs  des 
Verletzten  mit  Geldstrafe  bis  zu  3000  Mark 
oder  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten  bestraft. 
Das  Gericht  kann  auch,  wenn  die  Vomus- 
setzungen  der  §§  814  und  819  der  Civil- 
prozessordnung  nicht  vorliegen,  auf  Antrag 
der  Beteiligten,  dem  die  erforderlichen  Nach- 
weise beizufügen  sind,  im  Wege  der  einst- 
weiligen Verfügung  Anordnungen  treffen, 
die  geeignet  sind,  die  zum  Zweck  der  Täu- 
schung bewirkten  Veranstaltungen  und  An- 
kündigungen zu  verhindern«. 

Mit  Recht  bekämpfte  die  Regierung 
diesen  Antrag  als  das  weite  Gebiet  des  un- 
lauteren Wettbewerbes  nicht  vollständig 
erschöpfend.  Man  konnte  nicht  im  Hand- 
umdrehen eine  so  schwierige  und  verwickelte, 
reifster  Ueberlegung  und  Vorbereitung  be- 
dürftige Materie  erledigen.  Der  Reichstag 
beruhigte  sich  infolge  einer  Zusage  des 
Staatssekretärs  von  Bötticher,  dem  Reichs- 
tag bis  zur  nächsten  Sitzung  einen  Gesetz- 
entwurf zur  Bekämpfung  des  unlauteren 
Wettbewerbes  vorzulegen,  der  darauf  abziele, 
»auf  dem  ganzen  Gebiete  unserer  Gewerbe- 
thätigkeit  wieder  Treu  und  Glauben  zur 
Geltimg  zu  bringen«. 

Dieses  Versprechen  löste  die  Reichs- 
regierung ein,  indem  sie  im  Januar  1895  den 
»Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Bekämpftmg 
des  unlauteren  Wettbewerbes«  (Entwurf  I) 
veröffentlichte  und  dem  Reichstag  vorlegte. 
Unter  Berücksichtigung  der  dem  Entwurf  I 
zu  teil  gewordenen  Kritik  wurde  er  einer 
erneuten  Prüfung  imterstellt  und  in  abge- 
änderter Fassung  im  Mai  1895  (Entwurf  II) 
an  den  Bundesrat  gebracht.  Auch  dieser 
wurde  etwas  abgeändert  am  3.  Dezember 
1895  (Entwiuf  III)  dem  Reichstage  voi^e- 
legt  und  hat  ohne  wesentliche  Aendeningen 
die  Billigung  des  Reichstages  gefunden.  So 
ist  das  Reichsgesetz  zur  Bekämpfung  des 
unlauteren  Wettbewerbes  vom  7.  Mai  1896 
zu  Stande  gekommen. 

Das  Deutsche  Reich  beschritt  mit  diesem 


Gesetze,  einer  sorgsamen  und  achtunggebie- 
tenden Arbeit,  eine  neue,  bisher  noch  nicht 
betretene  Bahn,  indem  es  durch  ein  gegen 
die  verschiedenen  Formen  des  imlauteren 
Wettbewerbes  gerichtetes  Specialgesetz  das 
Uebel  zu  bekämpfen  sucht.  Diese  Art  des 
gesetzgeberischen  Voi^hens  kann  nicht  ge- 
billigt werden.  Ene  allgemeine  principielle 
Regelung  durch  Aufstellung  eines  Rechts- 
satzes wäre  vorzuziehen  gewesen,  denn  selbst 
bei  grösster  Specialisierung  der  Gesetzge- 
bung ist  es  nicht  möglich,  für  die  so  viel- 
gestaltigen Schleichwege  des  Verkehrslebens 
mit  den  sich  stets  verändernden  mannig^- 
tigen  Formen  unredlicher  Veranstaltungen 
entsprechende  individualisierende  Normen 
im  voraus  aufzustellen.  Eine  solche  kasuis- 
tische Behandhmg  bii^t  die  grosse  Gefahr 
in  sich,  dass  sie  gegenüber  neuen  oder  nicht 
erwähnten  Formen  des  unlauteren  Wettbe- 
werbes versagt,  während  der  Richter  auf 
Grund  einer  principiellen  Norm  die  ver- 
schiedenartigsten Fälle  treffen  könnte,  und 
ferner  die,  dass  sie  die  Freiheit  der  Bewe- 
gung auch  des  redlichen  Verkehrs  hemmt 
Und  in  der  That  hat  diese  meine  vor  Erlass 
des  Gesetzes  (in  der  1.  Auflage)  axisge- 
sprochene  Auffassung  in  manchen  Erfah- 
rungen der  Praxis  ihre  Bestätigimg  gefunden, 
die  dann  lebhafte  Beschwerden  der  betei- 
ligten Kreise  über  ungenügenden  Rechts- 
schutz hervorriefen. 

Dass  das  Gesetz  aber  in  Bezug  auf 
schwere  Formen  des  unlauteren  Wettbewerbs 
sich  nicht  mit  einer  civilrechtlichen  Reaktion 
begnügte,  sondern  sie  zu  strafbaren  That- 
beständen  macht,  kann  um*  gebilligt  werden. 
Es  handelt  sich  hier  um  eine  Verletzung 
des  öffentlichen  Interesses  imd  um  eine 
Verletzung  von  Rechtsgütem.  Gewisse 
Formen  des  unlauteren  Wettbewerbes  er- 
wiesen sich  geradezu  als  gemeinschädlich. 
Eine  Ergänzung  des  Reichsstrafgesetzbuehs 
hätte  aber  das  Bedürfnis  nach  Strafrechts- 
schutz am  zweckraässigsten  befriedigt. 

Das  Gesetz  will  niu-  einige  der  Haupt- 
arten des  unlauteren  Wettbewerbes  treffen 
und  zwar  solche,  deren  häufiges  Vorkommen 
besonders  zu  Klagen  Anlass  gegeben  hat. 

1.  Firmen-  und  Namenmissbrauch. 
Unter  den  nur  gegen  bestimmte  Konkur- 
renten gerichteten  Formen  des  unlauteren 
Wettbewerbes  ragen  hervor  die  Mittel,  die 
eine  Täuschung  über  die  Person  eines  Ge- 
werbsgenossen ,  eine  Verwechselung  be- 
zwecken. Der  Missbrauch,  die  Zugkraft, 
die  ein  Name,  eine  Firma  im  Kreise  des 
Publikums  besitzt,  auszunützen,  die  Kund^i 
über  die  Identität  der  von  ihnen  bevorzugten 
Bezugsquellen  zu  täuschen,  hat  in  den  letzten 
Jahren  in  bedauerlicher  Weise  überhand 
genommen. 

In  gewissem  Umfange  war  allerdings  für 
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die  Inhaber  von  Fürmeu  durch  das  Handels- 
gesetzbuch (vgL  d.  Art.  Firma  oben 
Bd.  UI,  S.  1042),  das  die  Grundsätze 
der  Wahrheit  und  Au^chliesslichkeit  der 
Firma  aufstellte,  ein  Schutz  gegeben,  in- 
dem der  durch  den  unbefugten  Gebrauch 
einer  Firma  in  seinen  Bechten  Verletzte 
gejgen  denjenigen,  der  auf  diese  Weise  in 
seine  Rechtssphäre  eingreift,  Klage  auf  Unter- 
lassung der  weiteren  Führung  (Ijöschung) 
der  Firma  und  auf  Schadensersatz  (H.G.B. 
§§  30,  37)  erheben  konnte.  Auch  das  B.G.B. 
§  12  gewährt  einen  Rechtsschutz  gegen  jede 
missbräuchliche  Anwendung  des  Namens. 

Eine  Steigerung  des  Namen-  und  Firmen- 
sclmtzes  ist  durch  das  Reichsgesetz  zum 
Schutze  der  Warenbezeichnungen  1894 
(§§  14, 17, 19)  eingetreten,  das  wissentlichen 
Missbrauch  der  Firma  und  des  Namens  (auch 
des  Warenzeichens),  in  Briefen,  Ankündi- 
gungen etc.  mit  einer  auf  Antrag  zu  ver- 
hängenden Kriminalsü-afe  (150 — 5000  Mark 
oder  bis  6  Monate  Gefängnis)  bedroht.  Ferner 
ist  —  und  zwar  auch  bei  grob  fahrlässigem 
Missbrauch  der  Firma  etc.  —  auf  Beseiti- 
gung der  so  gekennzeichneten  im  Besitze 
des  Verurteilten  befindlichen  Waren,  even- 
tuell auf  deren  Vernichtung  zu  erkennen. 
Der  Verletzte  kann  gegen  Sicherheitsleistung 
Beschlagnahme  und  Einziehung  (durch  ZoU- 
behörden)  der  widerrechtlich  mit  einer 
deutschen  Firma  und  Ortsbezeichnung  (oder 
einem  Warenzeichen)  versehenen  ausländi- 
schen Waren  bei  ihrer  Einfuhr  nach  oder 
Durchfidir  durch    Deutschland    beantragen. 

Zur  Ergänzung  der  Lücken  des  Handels- 
gesetzbuchs hatten  schon  früher  einzelne 
Polizeiverordnungen  deutliche  Bezeichnimg 
des  wirklichen  Geschäftsinhabers  an  einem 
am  Geschäftslokale  anzubringenden  Schilde 
vorgeschrieben,  so  dass  aus  dieser  die  Per- 
sönBchkeit  des  Firmeninhabers  zweifellos 
hervorgeht  Dies  schien  namentlich  im  Hin- 
blick auf  die  Verschleierungen  angezeigt, 
deren  sich  in  Eonkurs  geratene  Geschäfts- 
leute schuldig  machten,  indem  sie  die  bis- 
herige Firma  auf  die  Ehefrau  oder  ein  min- 
derjähriges Kind  übertragen  liessen  (z.  B. 
Fr.  Müller,  was  Frau  MOUer,  abei'  ebenso- 
gut Franz  oder  Friedrich  Müller  bedeuten 
könnte)  und  thatsächlich  das  Geschäft  weiter 
führten.  Jetzt  ist  reichsrechtUch  (KG.  zum 
H.G.B.  Art,  9;  R.-Gew.-0.  §  15a)  angeordnet, 
dass  Gewerbetreibende,  die  einen  offenen 
Laden  haben.  Gast-  und  Schankwirte  ihren 
Familiennamen  mit  mindestens  einem  aus- 
geschriebenen Vornamen,  und  Kaufleute,  die 
eine  Bandeisfirma  führen,  zugleich  diese  von 
der  Anssenseite  oder  am  Eingange  des  La- 
dens oder  der  Wirtschaft  in  deutlich  lesbarer 
Schrift  anzubringen  haben.  Die  Anbringung 
der  Firma  genügt,  wenn  diese  mit  dem 
Namen  des  Geschäftsinhabers  übereinstimmt. 


Firmenschwindeleien  werden  häufig  durch 
Annahme  von  Sachfirmen  bewirkt,  z.  B. 
Thüringisches  Fischlager,  Konsum,  Mecha- 
nische Weberei  (durch  einen  nicht  fabri- 
zierenden Leinwandweber).  Sodann  werden 
Phantasienamen  von  Geschäften,  die  diesen 
einen  gewissen  Zulauf  verschaffen,  mit  ge- 
ringfügigen Aendeningen  angenommen,  z.  B. 
»Zum  Kieiderpascha«,  zum  modernen  Kleider- 
pascha, zum  feinen  Kleiderpascha ;  »goldene 
110«,  goldene  113.  Auf  Täuschung  des 
Publikums  sind  dann  ferner  berechnet  die 
Veranstaltungen,  die  das  Renommee  einer 
berühmten  Firma  auszubeuten  versuchen, 
indem  man  irgend  einen  zufälligen  Träger 
des  gleichen  Namens  in  die  Firma  auf- 
nimmt, z.  B.  man  zieht  einen  italienischen 
Arbeiter  Johann  Maria  Farina  nach  Cöln 
und  lässt  ihn  als  Inhaber  einer  Fabrik  von 
Cölnischem  Wasser  eintragen  oder  man 
engagiert  einen  Schmiedegesellen  Faber,  mit 
dem  man  eine  Bleistiftfabrik  begründet,  um 
so  der  Nürnberger  Weltfirma  A.  W.  Faber 
Konkurrenz  zu  machen.  Diese  Fälle  der 
sogenannten  Homonymie  mehrten  sich  im 
Laufe  der  letzten  J^re,  imd  die  Verwechse- 
lungen wirkten  mitunter  recht  schädigend. 
Nun  kann  niemand  untersagt  werden, 
seinen  eigenen  Namen  als  Firma  eintragen 
zu  lassen,  sofern  der  Betreffende  in  der 
That  das  Geschäft  betreibt,  dagegen  sollte 
das  Gericht,  wenn  aus  den  Umständen  sich 
ergiebt,  dass  der  Fall  einer  Simulation  vor- 
li^t,  dass  der  Name  nur  zum  Scheine  ge- 
liehen oder  abgetreten  wurde,  um  eme 
Täuschung  hervorzurufen,  auch  ein  Verbot 
der  NamensfOhrung  aussprechen.  Doch  war 
dies  nicht  durchweg  der  Fall,  indem  bei 
kleinen  Unterscheidungen  (C.  H.  Bennecke  & 
Cie.  statt  Benecke  &  Cie.)  trotz  Feststel- 
lung der  ai^listigen  Absicht  die  Eintragung 
für  zulässig  erklärt  wurde. 

Den  vielfachen  Beschwerden  über  Fir- 
menschwindel bringt  §  8  des  RG.  Abhilfe, 
dehnt  aber  den  Schutz  über  das  Gebiet  der 
eingetragenen  Handelsfirmen  aus.  Er  ver- 
bietet schlechthin  für  den  geschäftlichen 
Verkehr,  z.  B.  auf  Anzeigen  in  öffentlichen 
Blättern,  Schildern,  PreisUsten,  Geschäfts- 
briefen, Rechnungen,  Empfehlungen,  auf  der 
Ware  oder  deren  Verpackung,  die  Benutzung 
eines  Namens,  einer  Firma,  der  Bezeichnung 
einer  Geschäftsstätte  oder  einer  Di-uck- 
scbrift,  die  Verwechselimg  mit  dem  Namen, 
der  Firma  oder  der  Bezeichnung  eines  be- 
stehenden Erwerbsgeschäftes  hervorzurufen 
geeignet  ist.  Nicht  nur  Name  (auch 
Pseudonym)  und  Firma,  sondern  auch  die 
Bezeichnung  eines  Erwerbsgeschäftes  (>gol- 
dene  110«,  »schwarzer  Adler«)  und  Bücfer- 
und  Zeitungstitel  wird  so  gegen  unbefugte 
Benutzung  durch  Dritte  geschützt  Es  ge- 
nügt aber  nicht,  dass  nur  objektiv  die  M^- 
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lichieit  einer  solchen  Verwechselung  ge- 
geben ist,  sondern  es  muss  eine  dolose  Ab- 
sicht vorhanden  sein.  Dem  Gebrauch  des 
Namens  und  der  Bezeichnung  muss  die  Ab- 
sicht, eine  solche  Verwechselung  herbeizu- 
führen, zu  Grunde  liegen. 

Durch  dieses  Verbot  sollte  auch  eine 
Beschränkung  im  Gebrauche  des  eigenen 
Namens  oder  einer  eingetragenen  Firma  ein- 
geführt werden,  um  auch  Schwindeleien  der 
oben  angeführten  Art  zu  verliindern.  Um 
diese  Beschränlnmg  aber  nicht  Ober  das  zu- 
lässige Mass  auszudehnen,  hatte  Entwurf  II 
§  6  Abs.  2  ausdrücklich  ausgesprochen,  dass 
die  Rechtsfolgen  der  Uebertretung  des  Ver- 
botes nur  dann  eintreten,  »wenn  bei  der 
Benützung  des  (eigenen)  Namens  oder  der 
Firma  eine  andere  Absicht  als  die  der  Her- 
vorrufung von  Verwechselimgen  ausge- 
schlossen erscheint«.  §  8  des  Gesetzes  hat 
zwar  §  6  Abs.  2  des  Entwurf  11  nicht  aufge- 
nommen, hält  aber  nach  der  Begründung 
den  Gebrauch  des  eigenen  Namens  für  un- 
zidässig,  sofern  er  die  Herbeifühnmg  von 
Verwechselungen  bezweckt. 

Die  Uebertretung  dieses  Verbotes  des 
§  8  zieht  die  Verpflichtung  zum  Ersatz  des 
Schadens  desjenigen,  in  dessen  Rechtssphäre 
eingegriffen  wird,  nach  sich.  Ausserdem 
steht  dem  Verletzten  auch  ein  Anspruch  auf 
Unterlassung  der  missbräuchlichen  Art  der 
Benutzung  zu. 

2.  Herabsetzung  der  Konkurrenten 
(Betriebs-  oder  Kreditscbädigung).  Zu 
den  die  Verdrängung  eines  Konkurrenten 
bezweckenden  Mitteln  gehört  auch  die 
Herabsetzung  der  Leistungen,  der  Waren 
desselben  (dönigrement).  Die  französische 
Rechtsprechung  ging  soweit,  jede  schädi- 
gende Kritik  .seitens  eines  Gewerbsgenossen 
unter  dem  Gesichtspimkte  der  concurrence 
döloyale  für  unzulässig  zu  erklären,  so  dass 
selbst  die  Verbreitung  wahrer,  aber  ftlr  den 
Konkurrenten  schädigender  Angaben  scha- 
densersatzpflichtig macht  —  eine  durchaus 
ungerechtfertigte  üebertreibung  des  Begriffs 
der  concurrence  dßloyale  Entwurf  §  6  legt  da- 
gegen mit  Recht  das  Hauptgewicht  auif  die 
Wahrheit  der  herabsetzenden  Angaben.  Eine 
Herabsetzung  eines  anderen  ist  bis  jetzt  schon 
strafbar,  soweit  sie  den  Tliatbestand  der  Be- 
leidigung erschöpft  (§  185  ff.  RStr.G.B.). 
§  187  bestraft  wegen  verleumderischer  Be- 
leidigimg denjenigen,  der  wider  besseres 
Wissen  in  Bezug  auf  einen  anderen  eine 
unwahre  Thatsache  behauptet  oder  ver- 
breitet, welche  dessen  Kredit  zu  gefährden 
geeignet  ist. 

Entwurf  1  §  4  betrachtete  aber  ausser 
dem  Kredit  auch  noch  den  Absatz  als 
schutzbedOrftige  Rechtsgüter,  während  §  6 
des  Gesetzes  »Absatz«  durch  »Betrieb«  er- 
setzte, um  so  nicht  nur  die  Verkaufsthätig- 


keit,  sondern  den  ganzen  Komplex  der  ge- 
schäftlichen Thätigkeit  zu  treffen.  Objekt 
des  Rechtsschutzes  bildet  sowohl  die  Person 
des  Geschäftsinhabers  oder  Leiters  des  Ge- 
schäfts, z.  B.  des  Direktors  einer  Fabrik, 
eines  Hotels,  als  auch  die  Waren  oder  ge- 
werblichen Leisttingen.  Der  Rechtsschutz 
erstreckt  sich  also  auch  auf  die  Betriebe  der 
Handwerker  imd  Verkaufsstätten  der  Land- 
wirte. 

Die  Herabsetzung  (»Anschwärzung«)  er- 
fordert : 

a)  Aufstellung  oder  Verbreitung  einer 
Behauptung  thatsächlicher  Art  flbier  das 
Erwerbsgeschäft  eines  anderen,  mag  die 
Behauptung  das  Geschäft  in  seiner  Totalität 
betreffen,  z.  B.  Einstellung  des  Betriebs 
einer  Fabrik  infolge  eines  Brandes,  oder  niur 
ein  einzelnes  geschäftliches  Vorkommnis, 
z.  B.  in  ein  Fass  Bier  sei  eine  tote  Katze 
gefallen,  ein  von  einer  chemischen  Fabrik 
hergestelltes  Arzneimittel  enthalte  Gift. 
Eine  kritische  Bemerkung,  ein  Urteil  wie 
das,  der  I^eiter  eines  Geschäfts  besitze  nicht 
die  notwendige  Befähigung  oder  dieses  ent- 
spreche nicht  den  Anforderungen  der  Neu- 
zeit, genügt  nicht. 

b)  Die  Behauptung  muss  geeignet  sein, 
den  Betrieb  des  Geschäfts  oder  den  Kredit 
des  Inhabers  zu  schädigen.  Die  Schädigung 
muss  aber  auch  thatsächlich  eingetreten  sein, 
denn  die  Schadenersatzpflicht  hat  doch  einen 
Schaden  zur  Voraussetzung. 

c)  Eine  weitere  Voraussetzung  ist  die, 
dass  die  Behauptung  nicht  erweislich  wahr 
ist,  dass  also  der  Wahrheitsbeweis  nicht  er- 
bracht werden  kann.  Die  Beweispflicht 
liegt  schon  nach  allgemeinen  Rechtsgrund- 
sätzen dem  Behauptenden  ob. 

d)  Ferner  muss  die  Behaujotung  zu  Zwecken 
des  Wettbewerbs  erfolgt  sein. 

e)  Subjektive  Voraussetznng  ist  Dolus, 
die  Absicht  der  Kredit-  oder  Betriebsschädi- 
gung muss  voi^legeu  haben. 

Dass  man  den  Dolus  zur  Voraussetzung 
strafrechtlicher  Verantwortlichkeit  macht, 
ist  zutreffend,  weniger  begi-flndet  erscheint 
es  aber  auch,  die  civUrechtUche  Haftungs- 
verbindlichkeit von  dessen  Vorhandensein 
abhängig  zu  machen.  Denn  das  objektive 
Schadenersatzprincip  kommt  an  und  für 
sich  in  unserem  Rechtsleben  mit  Recht 
immer  mehr  zur  Geltung,  indem  eine  civil- 
rechtliche  Verantwortlichkeit  ohne  Schuld 
anerkannt  wird.  Der  ursächliche  Zusammen- 
hang zwischen  der  Anschwärzung  imd  der 
Schädigung  sollte  zur  Begründung  der  Er- 
satzpflicht genügen.  Zudem  ist  bei  solchen 
anschwärzenden  Mitteilungen  zumeist  ein, 
wenn  auch  nur  geringer  Grad  von  Schiild, 
eine  gewisse  Fahrlässigkeit  vorhanden,  was 
für  die  Verteilung  der  Schadenslast  in  Be- 
tracht kommt. 
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Um  nun  die  für  den  (Jeschäftsverkehr 
unentbehrliche  Auskunftaerteilung  nicht  in 
Fesseln  zu  schlagen,  stellt  §  6  Abs.  2  die 
Bechtsvermutung  des  Nichtvorhandenseins 
eines  Dolus  auf,  falls  der  Mitteilende  oder 
der  Empfanger  der  Mitteilung  ein  berech- 
tigtes Interesse  an  ihr  hat. 

Dieser  der  geschäftlichen  Auskunftsertei- 
lung gewährte  Schutz  geht  zu  weit,  denn 
auch  für  diese  muss  die  grösste  Gewissen- 
haftigkeit und  Sorgsamkeit  gefordert  werden, 
wenn  die  segensreichen  Folgen  der  Einrich- 
tung sich  nicht  ins  Gegenteil  verkehren 
sollen.  Es  kann  nicht  Absicht  des  Gesetz- 
gebers sein,  einen  Freibrief  auf  leichtfertige 
Auskünfte  zu  erteUen.  Die  Auskunft  muss 
in  ihrer  Form  bestimmt  zeigen,  ob  die  An- 
gaben nur  Vermutungen  enthalten  oder  ver- 
tretbar sind.  Deshalb  verdiente  der  Vor- 
schlag des  deutschen  Vereins  zum  Schutz 
des  gewerblichen  Eigentums,  §  6  Abs.  2  zu 
streichen,  Beachtung.  Dass  aber  der  weitere 
Vorschlag,  die  Rechtswirkungen  in  §  6  nur 
eintreten  zu  lassen,  wenn  die  Behauptung 
>zum  Zwecke  des  Wettbewerbes«  erfolgt, 
angenommen  wurde,  kann  nicht  für  richtig 
erachtet  werden.  Es  ist  schwer  einzusehen, 
warum  eine  etwa  aus  Rache  vorgenommene 
Anschwärzung  den  Thäter  haftfrei  lassen 
soUte. 

Dem  Geschädigten  steht  zu  ausser  dem 
Anspruch  auf  Schadenersatz  ein  solcher  auf 
Unterlassung  der  Wiederholung  oder  Ver- 
breitung der  Behauptung. 

Ausser  diesen  civiJrechtlichen  Folgen 
zieht  aber  die  »Anschwärzung«  auch  straf- 
rechtliche Wirkungen  nach  sich,  aber  nur 
für  den  Fall  der  bewussteu  Unwahrheit  der 
Behauptung  (§  7).  Ganz  im  Einklang  mit 
R-Sh-.G.B.  §  187  trifft  also  Kriminalstrafe 
(bis  1500  Mark  oder  bis  1  Jahr  Gefängnis) 
denjenigen,  der  die  schädigende  Behauptung 
aufgestellt  oder  verbreitet  hat  im  Bewusst- 
sein  der  Unwahrheit  derselben.    Das  Ver- 

fehen  ist  Antragsdelikt.  Im  Falle  eines 
trafurteils  nach  §  7  ist  dem  Verletzten  die 
Befugnis  zur  Veröffentlichung  der  Verurtei- 
lung auf  Kosten  des  Verurteilten  zuzuspre- 
chen (§  13). 

Nach  §  824  B.G.B.  zieht  die  Aufstellung 
und  Verbreitung  unwahrer  Angaben,  die 
den  Kredit  eines  anderen  zu  gefährden  oder 
sonstige  Nachteile  für  dessen  Erwerb  oder 
Fortkommen  herbeizuführen  geeignet  sind, 
wenn  der  Aufsteller  oder  Verbreiter  die 
Unwahrheit  zwar  nicht  kennt,  aber  kennen 
muss,  die  Verpflichtung  zum  Schadensersatz 
nach  sich.  §  6  des  R.G.  v.  27.  Mai  1896 
bleibt  aber  auch  nach  dem  Inkrafttreten  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  in  Geltung  für 
Behauptungen,  die  zu  Zwecken  des  Wett- 
bewerbs aufgestellt  werden.  §  824  des 
Büi:gerlichen  Gesetzbuchs  ei^reift  aber  alle 


anderen  Fälle  übler  Nachrede,  geht  auch 
über  die  Fälle  der  Betriebs-  und  Kreditge- 
fährdung (§  6  RG.  V.  1896)  hinaus. 

3.  Tragerische  Reklame.  Die  stets  stei- 
gende Verbreitung  des  Reklamewesens  im 
modernen  geschäftlichen  Leben  liat  manche 
absonderliche  Blüten  gezeitigt.  Die  in  Bild 
und  Wort,  in  Reimen  und  Prosa  sich  breit 
machenden  Lobpreisungen  der  eigenen  Waren 
verletzten  oft  den  guten  Geschmack.  Es 
wäre  Sache  des  Publikums,  gegen  markt- 
schreierische und  taktlose  Inserate  diut;h 
Nichtbeachtung  Stellung  zu  nehmen.  Auf- 
gabe des  Gesetzgebers  kann  es  nur  sein, 
gegen  schwindelhafte  Reklamen  einzuschrei- 
ten, die  durch  lügnerische  Angaben  Käufer 
anzulocken  suchen  imd  die  reellen,  solche 
Mittel  verschmähenden  Mitbewerber  diuxjh 
Verminderung  ihrer  Kundschaft  schädigen. 

Gerade  diese  Auswüchse  des  Reklame- 
wesens waren  es,  die  in  den  beteiligten 
Kreisen  des  Handels  und  des  Handwerks 
das  Verlangen  nach  gesetzlichen  Schutz- 
massregeln wachriefen,  und  so  stellte  die 
Reichsregienm^  diese  Schutzvorschriften 
auch  an  die  Spitze  des  Gesetzes.  Entwurf  I 
ging  weiter  und  wollte  nicht  nur  die  in  der 
Form  der  Reklame  sich  äussernden  falschen 
Vorspiegelungen  imtersagen,  sondern  richtete 
sich  gegen  unrichtige  Angaben  thatsächlicher 
Art  »im  Geschäftsverkehr«  überhaupt. 

Jlit  Recht  hat  Entwurf  H  »md  III  und 
dann  §  1  des  Gesetzes  diesen  rigorosen  und 
vielfach  angefochtenen  Standpunkt  aufge- 
geben, der  doch  auch  für  manche  harmlose 
marktschreierische  oder  nur  übertreibende 
Behauptung  zu  empfindliche  Rechtsfolgen 
ergeben  hätte,  und  sich  auf  die  gefährlichen, 
weil  die  Anlockung  einer  grösseren  Zahl  von 
Kunden  bezweckenden  Täuschungen  be- 
schränkt. 

Die  Proklamierung  des  Rechts  auf  Wahr- 
heit würde  im  geschäftlichen  Verkehr  zu 
vielen  ünzuträglichkeiten  geführt  und  die 
Verantwortlichkeit  für  die  Wahrheit  einer 
jeden  Aeusserung  eines  Kaufmanns  oder 
seines  Gehilfen  im  Betriebe  des  Handels- 
gewerbes zu  vielen  Denunziationen  und 
chikanösen  Prozessen  Anlass  gegeben  haben. 

Es  ist  fraglos,  dass  die  durch  solche 
Strenge  bedingten  Nachteile  den  Nutzen 
einer  derartigen  Bestimmung  überwogen 
hätten  und  geeignet  gewesen  wtoen,  die 
Freiheit  auch  des  soliden  Geschäftsverkehrs 
unleidlich  zu  beeinträchtigen. 

Die  Voraussetzungen  für  die  Verfolgimg 
der  Reklame  sind  folgende:  a)  Die  unrich- 
tige Angabe  muss  in  öffentlichen  Bekannt- 
machungen oder  in  Mitteilungen,  welche  für 
einen  grösseren  Kreis  von  Personen  bestimmt 
sind  (in  Zeitungsinseraten,  Plakaten,  Cirku- 
laren,  Geschäftskarten,  Angaben  im  Schau- 
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fenster)  gemacht  sein,  es  genügt  also  nicht, 
wenn  der  Verkäufer  einem  seiner  Kunden 
gegenüber  eine  solche  lügnerische  Angabe 
gemacht  hat. 

b)  Die  Angabe  muss  ferner  geeignet  sein, 
den  Anschein  eines  besonders  günstigen  An- 
gebots hervorzurufen.  Das  ist  zu  unbe- 
stimmt und  hängt  zu  sehr  von  subjektiven 
Eindrücken  ab.  Das  Gesetz  fasst  nicht  jede 
unrichtige  Angabe,  sondern  nur  eine  solche 
thatsächlicher  Art  und  zwar  über  Beschaffen- 
heit, Herstellungsart  oder  die  Preisbemessung 
von  Waren  oder  gewerblichen  Leistungen, 
über  die  Art  des  Bezuges  (neu  im  Ent- 
wurf III),  über  die  Bezugsquelle  von  Waren, 
über  den  Besitz  von  Auszeichnungen  oder 
über  den  Anlass  oder  Zweck  des  Verkaufs 
als  unlauteren  Wettbewerb  auf.  Im  Ein- 
klang mit  der  im  1.  Suppl.-Bd.  S.  881  ge- 
machten Bemerkung  hat  der  Reichstag  eine 
Oeneralklausel  in  §  1  aufgenommen  (»ge- 
schäftliche Verhältnisse  insbesondere«),  so 
dass  diese  bestimmten  Arten  nur  mehr 
exemplifikativ  gebraucht  und  einem  höheren 
allgemeinen  Begriffe  untergeordnet  sind. 
Der  Richter  kann  nun  auf  alle  unrichtigen  An- 
gaben thatsächlicher  Art,  sofern  sie  zur 
Irreführung  geeignet  sind,  den  Begriff  defe 
unlauteren  Wettbewerbs  anwenden  und  in- 
folge einer  solchen  exemplifikativen  Fassung 
nicht  beschränkt  bleiben  auf  die  im  §  1  an- 
geführten, allerdings  am  häufigsten  vor- 
kommenden Fälle  lügnerischer  Angaben. 
Derartige  Vorspiegelungen  über  die  Be- 
schaffenheit der  Ware  (z.  B.  leinene  Ta-schen- 
tücher  werden  unter  Angabe  eines  geringen 
Preises  im  Schaufenster  ausgelegt,  im  Laden 
aber  werden  dem  Käufer  nur  halbleinene 
gegeben)  sind  fiu-  den  Kaufliebhaber  vielfach 
bestimmend,  ebenso  auch  über  die  Her- 
stellungsart, ob  tiand-  oder  Maschinenarbeit, 
ob  der  Verkäufer  die  Waren  selbst  herge- 
stellt hat  oder  nur  als  Zwischenhändler  feil 
hält,  und  Bezugsquellen  (»ohne  Zwischen- 
händler«, »Karawanenbezug«,  »in  Eis  ver- 
packt«). Wahrheitswidrige  Angaben  dieser 
Art  locken  Kunden  an  und  entziehen  sie 
anderen,  sich  solcher  Mittel  nicht  bedienen- 
den Konkurrenten.  In  diesem  Sinne  wirken 
auch  für  den  reellen  Geschäftsmann  schäd- 
lich die  falschen  Angaben  über  die  Preis- 
bemessung, z.  B.  10  '/o  unter  dem  Einkaufs- 
preise, oder  die  Waren  werden  im  Schau- 
fenster mit  einem  niedrigen  Preise  bezeichnet 
und  jedem  Kaufliebhaber  wird  erklärt,  dass 
die  billige  Qualität  ausverkauft  sei.  Die 
Lockung  hat  den  Zweck  erreicht  und  der 
Kunde  wird  in  den  meisten  Fällen  den 
Laden  nicht  verlassen,  ohne  die  Ware  zu 
dem  höheren  Preise  geKauft  zu  haben.  Dass 
unter  Waren  und  gewerblichen  Leistungen 
auch  landwirtschaftliche  Erzeugnisse  und 
Leistungen  zu  verstehen  sind,  ist  selbstver- 


ständlich und  hätte  nicht  einer  besonderen 
Hervorhebung  im  §  1  Abs.  5  bedurft 

Gegen  falsche  geographische  Herkunfts- 
angaben hat  schon  das  Warenzeichengesetz 
von  1894  einen  Rechtsschutz  geschaffen. 
§  16  desselben  untersagt  nämlich,  Waren 
oder  deren  Verpackung  oder  geschäftliche 
Ankündigungen  mit  einem  Staatswappen  oder 
mit  dem  Namen  oder  Wappen  eines  Ortes, 
eines  Gemeinde-  oder  weiteren  Kommunal- 
verbandes zu  versehen  zum  Zwecke  der 
Irrtumserregung  Ober  Beschaffenheit  oder 
Wert  der  Waren  oder  solche  in  Verkehr  zu 
bringen  oder  feil  zu  halten.  Rechtsfolge  des 
Vergehens,  das  von  Amts  wegen  verfolgt 
wird,  ist:  150—5000  Mark  Geldstrafe  oder 
Gefängnis  bis  zu  6  Monaten.  Auf  soge- 
nannte Gattungsnamen,  d.  h.  Namen,  die 
nach  Handelsgebrauch  nicht  die  Herkunft, 
sondern  nur  die  Gattung  bezeichnen  sollen, 
z.  B.  Frankfurter  Würstchen,  Nürnberger 
Spielwaren,  Bordeaux,  erstreckt  sich  aas 
Verbot  nicht 

Durch  §  1  des  Gesetzes  von  1896  soll 
dagegen  eine  Schädigung  durch  andere 
falsche  Angaben  über  die  Herkunft  der 
Waren  hintangehalten  werden,  z.  B.  Konkors- 
waren,  Domänenbutter,  aus  der  leistungs- 
fähigsten Fabrik  bezogen. 

Auch  das  wahrheitswidrige  SichberOhmen 
mit  dem  Besitze  von  Auszeichnungen  (z.  ß. 
Ausstellungsmedaillen,  Diplome,  Preise  bei 
einer  Preisbewerbung  werden  auf  Greschäfts- 
briefen  etc.  abgebildet,  im  Verkaufslokal  auf- 
gehängt) erweckt  im  Publikum  den  Glauben 
einer  besonderen  Leistungsfähigkeit  des  In- 
dustriellen oder  Händlers  oder  einer  vor- 
züglichen Qualität  ihrer  Waren  imd  schädigt 
die  Mitbewerber.  Die  gewerbüchen  Aus- 
zeichnungen kommen  hier  in  erster  Linie  in 
Betracht,  während  die  Anmassung  von  Orden 
und  Titeln,  z  B.  Hoflieferant,  teilweise  sohoo 
durch  §  360  Ziff.  8  des  R.StG.B.  mit  Strafe 
bedroht  ist 

c)  Die  Patentanmaesung  ist  schon  durch 
das  Patentgesetz  zum  Delikt  gestempelt 
§  40  desselben  bedroht  nämlich  mit  einer 
Geldstrafe  von  3 — 1000  Mark  denjenigen, 
der  Gegenstände  oder  deren  Verpackung  mit 
einer  Bezeichnung  versieht,  weloJie  geeignet 
ist,  den  Irrtum  zu  erregen,  dass  die  Gegen- 
stände durch  ein  Patent  nachMassgabe  des 
Patentgesetzes  geschützt  seien.  Gleicher 
Strafe  unterliegt  derjenige,  der  in  öffent- 
lichen Anzeigen,  auf  Aushängeschildern,  auf 
Empfehlungskarten  oder  in  ähnlichen  Kund- 
gebungen eine  derartig  Bezeichnung  an- 
wendet, also  beispielsweise  DJU*.  Die  Straf- 
barkeit wird  nur  durch  die  Simulierung 
eines  deutschen  Reichspatents,  nicht  durch 
die  eines  ausländischen  begründet  Da 
namentlich  infolge  des  deutschen  Vor- 
prüfungssystems   die   Patenterteilung    eine 
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Empfehlung  des  geschützten  Gegenstandes 
«nthält,  so  erscheint  die  Strafandrohung  gegen 
Patentanmassung  auch  unter  dem  Gesichts- 
punkt der  schwindelhaften  Reklame  gerecht- 
fertigt. 

Gebrauchs-,  Geschmacks-  und  Muster- 
schutzgesetze kennen  keinen  Schutz  gegen 
Anmassung.  Durch  die  Annahme  des 
Vorschlages  einer  nur  exemplifikativen 
Fassung  werden  auch  falsche  Angaben 
dieser  Art  getroffen  und  auch  in  Deutsch- 
land ein  civilrechtliches  Einschreiten  wegen 
falscher  Behauptungen,  wie  »einziger  Fabri- 
kant« ,  »einzige  Niederlage« ,  ermöglicht, 
denn  der  beim  Publikum  hervorgerufene 
Irrtum,  als  ob  diese  Waren  in  keinem 
anderen  Laden  käuflich  wären,  enthält  eine 
Schädigung  aller  Kaufleute  etc.  der  gleichen 
Branche. 

Entwurf  I  hatte  noch  unrichtige  Be- 
hauptungen »über  die  Menge  der  Vorräte«. 
Die  10000  Winterüberzieher  und  30000 
Stiefel,  die  sich  in  Ankündigungen  so  wider- 
wärtig breit  machen,  wüiden  dann  wohl 
bald  verschwunden  sein,  man  wird  aber 
doch  die  spätere  Streichung  billigen,  da 
derartige  Marktschreiereien  wohl  kaum 
Schaden  stiften  werden,  anderei-seits  aber 
die  Gefahr  von  Denunziationen  der  Kon- 
kurrenz mit  einem  Eindringen  in  interne 
Geschäftsverhältnisse  bedenklich  gesteigert 
hätte. 

Praktisch  weitaus  am  wichtigsten  und 
zu  vielen  Beschwerden  Anlass  gebend  sind 
die  Vorspiegelungen  eines  besonderen  An- 
lasses oder  Zweckes  des  Verkaufs.  Hier 
haben  sich  namentlich  die  angeblichen  Kon- 
knrsausverkäufe  zu  einer  wahren  Landplage 
entwickelt,  sei  es  dass  die  Waren  über- 
haupt nicht  aus  einer  Konkursmasse  stammen 
oder  dass  ein  Lager  aus  einem  Konkurse 
gekauft  wird,  die  verkauften  Waren  aber 
diurch  Nachschiebungen  neuer  zu  diesem 
Zwecke  eigens  angeschaffter  Waren  ersetzt 
werden.  Die  Täuschung  des  Publikums  -wird 
sodann  noch  gesteigert,  indem  man  den  Ein- 
druck amtlicher  Leitung  des  Ausverkaufs 
(^Der  Verwalter«,  Siegel)  en\eckt.  Die  un- 
aufhörlichen Nachschübe  machen  solche  Aus- 
verkäufe zu  permanenten,  und  die  Urteils- 
losigkeit weiter  Kreise  sichert  diesen 
schwindelhaften  Ausverkäufen  einen  steten 
Zulauf.  Das  Publikum  benutzt  die  angeb- 
lich gute  Gelegenheit,  versieht  sich  über 
Bedarf  mit  teilweise  minderwertiger  Ware, 
lind  auf  längere  Zeit  sind  die  Mitbewerber 
des  Ortes  und  Umgebung  durch  Verminde- 
rung der  Verkaufsgelegenheit  nachhaltig  ge- 
schädigt. 

Ausser  diesen  Konkursausverkänfeu  sind 
es  dann  noch  die  gewöhnlichen  Ausverkäufe 
"wegen  Aufgabe  des  Geschäftes,  dann  Ver- 
kauf (Auktion)  von   Möbeln,   Pianos,   Näh- 
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maschinen  wegen  Umzugs,  Aufhebung  des 
Verlöbnisses,  Todesfalls,  Brandunglücks,  die 
das  Publikum  zum  Kauf  anlocken. 

d)  Die  gleiche  Rechtswirkung  wie  solche 
unrichtige  Angaben  haben  bildliche  Dar- 
stellungen und  sonstige  Veranstaltungen,  die 
darauf  berechnet  und  geeignet  sind,  die- 
selben zu  ersetzen.  Nach  der  Begründung 
des  Entwurfs  ist  hier  an  solche  bildliche 
Darstellungen  (Webstuhl,  Fabrikgebäude)  ge- 
dacht, wie  man  sie  häufig  in  Schaufenstern 
bemerkt,  die  beim  Käufer  den  Irrtum  er- 
regen, als  ob  der  Besitzer  des  Geschäftes 
selbst  erzeuge  oder  auch  eine  Fabrik  be- 
treibe, eine  Täuschung,  die  die  Kaufsent- 
schiiessung  des  Publikums  manchmal  beein- 
flusst. 

Die  Rechtsfolgen  des  Reklameschwindels 
sind  civil-  und  strafrechtliche. 

Civilrechtlicher  Natur  sind  die  Klagen 
auf  Unterlassung  der  unrichtigen  Angaben 
und  auf  Schadenersatz,  die  beide  gemeinsam 
geltend  gemacht  werden  können. 

Der  Anspruch  auf  Ersatz  des  durch  die 
unrichtige  Angabe  verursachten  Schadens 
kann  aber  nur  dann  gegen  den  Urheber  der 
Angabe  erhoben  wenien,  wenn  dieser  die 
Unrichtigkeit  kannte  oder  kennen  musste. 
Der  Ersatzanspruch  steht  nur  dem  Ge- 
schädigten zu,  der  Art  und  Umfang  seines 
Schadens  nachzuweisen  hat  Der  Grundsatz 
der  freien  richterlichen  Beweiswürdigim^ 
kommt  selbstredend  bei  diesem  wie  bei 
anderen  Schadensprozessen  zur  Anwendung. 

Das  Gesetz  bezweckt  nur  einen  gesetz- 
lichen Schutz  der  Konkurrenten,  giebt  da- 
her dem  durch  den  Reklame-schwindel  ge- 
schädigten Käufer  keinen  Ersatzanspruch, 
sondern  überlässt  die  Entscheidung  da: 
Frage  der  Zulässigkeit  eines  solchen  dem 
Bürgerlichen  Gesetzbuch. 

Die  Wirksamkeit  des  Schutzes  gegen  die 
Folgen  der  schwindelhaften  Reklame  ist 
aber  bedingt  dmx;h  die  Raschheit  seiner  Ge- 
währung. Bei  Ausverkäufen,  Wanderlagem 
u.  dgl.  kommt  es  namentlich  darauf  an, 
präventiv  zu  wirken  und  zu  verhindern, 
dass  das  Publikum  durch  marktschreierische 
Ankündigungen  angelockt  und  den  reellen 
Gewerbsgenossen  die  Kundschaft  vielleicht 
auf  lange  Zeit  entzogen  wird.  Die  franzö- 
sischen Gerichte  haben  durch  ihr  schleuniges 
Einschreiten  in  solchen  Fällen  sich  den  Dank 
der  anständigen  Geschäftswelt  errungen. 

Es  ist  deshalb  mit  Freude  zu  begrössen, 
dass  auch  das  Gesetz  von  1896  den  Ge- 
richten die  Möglichkeit  des  Erlasses  einst- 
weiliger Verfügungen  zur  Sicherung  des 
Anspruchs  auf  Unterlassung  der  Schwindel- 
reklame giebt,  ohne  sie  hierbei  an  die 
Voraussetzungen  der  §§  935  und  940  (Ge- 
fährdung der  künftigen  Zwangsvollstreckung 
und  Regelung  eines  provisorischen  Zustandes 
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in  Bezug  auf  ein  streitiges  Eechtsverhältnis 
zur  Abwendung  wesentlicher  Nachteile, 
drohender  Gewalt  und  aus  anderen  Gründen) 
der  Civilprozessordnung  zu  binden.  Sobald 
also  seitens  des  Klägers  das  Vorhandensein 
des  Thatbestandes  des  §  1  glaubhaft  ge- 
macht ist,  kann  das  Gericht  eine  einst- 
weiJige,  den  iconkreten  Verhältnissen  anzu- 
passende Verfügung  erlassen. 

Zuständig  hierzu  ist  (§  3)  das  Amts- 
gericht, in  dessen  Bezirk  die  den  Anspruch 
begründende  Handlung  begangen  ist,  das 
auch  eine  Frist  zur  Ladung  des  Gegners 
zur  Verhandlung  über  die  Rechtmässigkeit 
der  Verfügung  bestimmt  (§  942  C.P.O.). 

Berechtigt  zur  Erhebung  der  Unter- 
lassungsklage bezw.  zur  Beantragung  einer 
einstweiligen  A^erfügimg  ist  jeder  Gewerbs- 
genosse (»von  jedem  Gewerbetreibenden,  der 
Waren  oder  Leistungen  gleicher  oder  ver- 
wandter Art  herstellt  oder  in  den  geschäft- 
lichen Verkehr  bringt«),  also  nicht  nur  der 
unmittelbar  Geschädigte.  Eine  räumliche 
Beschi-änkung  der  Klagelegitimation  dürfte 
sich  wohl  empfehlen. 

Entwurf  I  hatte  die  Klagelegitimation 
auch  »Verbänden  von  Gewerbetreibenden« 
zuerkannt.  Die  Streichung  im  Entwurf  11 
war  nicht  gerechtfertigt,  denn  diese  Ver- 
bände (Gewerbevereine,  kaufmännische  Ver- 
eine, Vereine  zur  Bekämpfung  der  Aus- 
wüchse im  Handel  und  Verkehr)  sind  in 
erster  Linie  berufen,  als  Hüter  von  Treu 
und  Glauben  im  geschäftlichen  Verkehr  auf- 
zutreten. Sie  können  die  Sachlage  besser, 
objektiver  beurteilen  als  der  einzelne  Kon- 
kurrent, den  Rat  Rechtsverständiger  erholen 
und  die  Kosten  eines  Prozesses  wagen,  wäh- 
rend oft  der  einzelne  Konkurrent  nicht  ge- 
neigt sein  wird,  sich  für  die  übrigen  mit- 
geschädigten Konkurrenten  zu  opfern  und 
sich  dem  Risiko  eines  Prozesses  auszusetzen. 
Gerade  einzelne  derartige  Vereine  haben 
auf  dem  Wege  der  Selbsthilfe  schon  schöne 
Erfolge  im  Kampfe  gegen  unlauteren  Wett- 
bewerb errungen,  so  dass  man  ihnen  diese 
Waffe  nicht  vorenthalten  durfte.  Die  Wieder- 
herstellung des  Entwiui  I  in  diesem  Punkte 
ist  daher  erfreulich. 

§  1  des  Gesetzes  erkennt  nämlich  auch 
den  Verbänden  zur  Förderung  gewerblicher 
Interessen  die  aktive  Klagelegitimation  zu, 
soweit  diese  Verbände  in  bürgerlichen  Rechts- 
streitigkeiten klagen  können.  Nach  §  21 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  werden  solche 
Verbände  durch  Eintragung  in  das  Vereins- 
register des  Amtsgerichts  dieses  Recht  er- 
langen können. 

Die  schwindelhafte  Reklame  nimmt  nur 
dann  den  Charakter  eines  strafrechtlich  zu 
ahndenden  Delikts  an,  wenn  der  Thäter  die 
Unrichtigkeit  seiner  Angaben  kannte,  also 
wissentlich   unwahre  und   ziu-  Irreführung! 


geeignete  (also  plumpe  lügenhafte  Ueber- 
treibungen,  die  von  normalen  Menschen  als 
solche  erkannt  werden,  begründen  keine 
Strafbarkeit)  Angaben  machte  und  zwar  in 
der  Absicht,  den  Anschein  eines  besonders 
günstigen  Angebots  hervorzurufen  (§  4).  Mit 
Recht  wird  der  Dolus  zur  Voraussetzung 
strafrechtlicher  Ahndung  gemacht;  Fahr- 
lässigkeit, das  Bewusstsein ,  dass  die  An- 
gaben geeignet  sind,  den  Anschein  eines 
besonders  günstigen  Angebots  hervorzurufen, 
genügt  nicht  zur  Strafbarkeit.  Der  Anschein 
eines  besonders  günstigen  Angebots  braucht 
nicht  thatsächlich  entstanden  zu  sein,  nur 
die  darauf  gerichtete  Absicht,  nicht  ihre 
Verwirklichung  wird  gefortlert. 

Der  objektive  Thatbestand  des  Delikts 
ist  der  gleiche  we  der  der  nur  civilrecht- 
lich  verfolgbaren  schwindelhaften  Reklame 
des  §  1,  nur  mit  der  wichtigen  Einschrän- 
kung, dass  die  GeneralMausel  »über  geschäft- 
liche Verhältnisse«  keine  A\ifnahme  gefunden, 
so  dass  die  Aufzählung  nicht  eine  exem- 
plifikative  Bedeutung  hat,  sondram  eine  er- 
schöpfende ist,  Angabe  »über  die  Beschaffen- 
heit, Herstellungsart  oder  die  Preisbemessimg 
von  Waren  oder  gewerblichen  Leistungen, 
über  die  Art  des  Bezugs  oder  die  Bezugs- 
quelle von  Waren,  über  den  Besitz  von 
Auszeichnungen,  über  den  Anlass  oder  den 
Zweck  des  Verkaufs«.  Es  sind  so  die  am 
häufigsten  vorkommenden  Fälle  getroffen 
imd  zugleich  die  für  die  Strafbarkeit  wichtige 
schärfere  Abgrenzung  des  Thatbestandes  er- 
reicht. 

Das  DeUkt  der  trügerischen  Reklame 
unterscheidet  sich  vom  Betrüge  (§  263 
R.Str.G.B.)  darin,  dass  eine  Vermögens- 
beschädigung, ein  wesentliches  Thatbestands- 
merkmal  des  Betrugs,  nicht  gefordert  wird. 
Die  trügerische  Reklame  ist  Gefährdungs- 
delikt,  die  Gefährdung  muss  nicht  einge- 
treten sein,  sie  wird  beim  Vorliegen  der 
Thatbestandsmerkmale  vermutet.  Der  Be- 
trug eines  Gewerbetreibenden  richtet  sich 
gegen  den  Käufer  seiner  Waren,  den  Ab- 
nehmer seiner  Leistungen,  die  trügerische 
Reklame  wie  der  unlautere  Wettbewerb 
überhaupt  gegen  die  Mitbewerber.  Sollte  in 
einem  Falle  durch  die  trügerische  Reklame 
das  Vermögen  eines  Mitbewerbers  nach- 
weisbar beschädigt  worden  sein,  so  würde 
wegen  Betrugs  in  ideeller  Konkurrenz  mit 
trügerischer  Reklame  (R.Str.G.B.  §  73)  zu 
strafen  sein. 

Die  Strafe  kann  sich  bis  auf  1500  Mark 
ei-strecken,  nur  im  Wiederholungsfalle,  also 
bei  der  zweiten  Zuwiderhandlung  (innerhalb 
zehn  Jahren  §  245  RStr.G.B.)  kann  neben 
oder  statt  der  Geldstrafe  eine  Freiheitsstrafe 
(bis  sechs  Monate  Haft  oder  Gefingnis)  ver- 
hängt werden.  Eine  Veröffentlichung  des 
Straf  Urteils  auf  Kosten  des  Schuldigen  kann 
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durch  das  Gericht  angeordnet  werden,  eben- 
so kann  die  Befugnis  wir  Veröffentlichung 
des  auf  Unterlassung  der  Angabe  lautenden 
Civilerkenntnisses  dem  Kläger  auf  Kosten 
des  Beklagten  zugesprochen  werden  (§  13). 
Diese  Veröffentlichung  wird  praktisch  von 
grossem  Werte  sein,  msofern  sie  das  Publi- 
kum über  das  lügenhafte  Gebaren  aufkläi-en 
und  dem  Verurteilten  das  dim;h  Täuschung 
erschwindelte  Vertrauen  wieder  entziehen 
wird. 

4.  Qaantitatsverscbleierang.  Miss- 
bräuche im  Garnhandel  waren  es  nament- 
lich, die  wegen  ihrer  tiefgreifenden  Schädi- 
gung der  reellen  Garnhändler  das  Verlangen 
nach  einer  gesetzlichen  Unterdrückung  der 
schwindelhaften  Quantitätsverschleierungen 
rege  machten. 

Die  auf  eine  Irreführung  des  Publikums 
abzielenden  Veranstaltungen  bestehen  darin, 
dass  man  die  Mengeeinheiten  Garn  n.  dgl., 
die  vom  Publikum  in  kleinen  Abteüungen 
(Gebinde,  Lage,  Strähne,  Docke)  gekauft 
werden  und  die  usancemässig  ein  bestimmtes 
Gewicht  repräsentierten,  vergrössert,  indem 
man  das  im  Verkehr  übliche  (Jewicht  der- 
selben stillschweigend  verringert  und  so 
beim  Publikum  durch  eine  Preisermässiguug 
für  das  Gebinde  den  Anschein  erweckt,  als 
verkaufe  man  billiger  als  die  Konkurrenten, 
die  die  übliche  Gewichtsmenge  nach  wie 
vor  zum  alten  Preise  liefern.  Während 
z.  B.  früher  das  Kilogramm  Strickgarn  in 
^"/lo  k  10  (Jebinden  zu  je  10  Gramm  auf- 
gemacht war,  wurden  dann  Einteilungen 
der  Kilogramm-Packete  in  **/i2  ä  12  Ge- 
binde ä  ca.  8%  Gramm,  später  in  "/i4  und 
»*/i6  immer  zu  10  Gebinden  in  den  Handel 
eingeführt,  so  dass  ein  Gebind  nur  ca.  7,2 
bezw.  6V4  Gramm  wiegt.  Solche  Manipula- 
tionen nahmen  durch  die  Schleuderkonkurrenz 
einen  solchen  Umfang  an,  dass  auch  reelle 
Händler  gezwungen  waren,  diese  Gewichts- 
aufmachungen zu  führen,  und  ebenso  die 
Fabrikanten,  die  Garne  in  (mehr)  Abtei- 
lungen von  geringerem  Gewichte  zu  ver- 
packen. 

AehnUch  wie  auf  dem  Gebiete  des  Gam- 
bandels,  dessen  Vertreter  mit  denen  der 
Spinner  schon  1888  die  Forderung  einer 
gesetzlichen  Regelung  der  Gewichtsfrage  an 
das  Reichsamt  des  Innern  gestellt  hatten, 
rissen  ähnliche  Quantitätsverschleierungen 
auch  im  Detailverkauf  anderer  Waren- 
gattungen, z.  B.  von  Seife,  Stearinkerzen, 
Stahlfedern,  Bier  ein.  Das  Bedürfnis  nach 
Gewährung  eines  gesetzlichen  Schutzes,  wie 
er  in  Oesterreich  (V)  in  Aussicht  genommen 
ist,  sollte  im  Gesetz  von  1896  seine  Be- 
friedigung finden. 

Im  Gegensatze  zu  anderen  Vorschriften 
des  Gesetzes,  der  die  Thatbestandsmerkmale 
für  die   einzelnen  Formen  des   unlauteren 


Wettbewerbs  scharf  umschrieb,  wird  aber 
im  §  5  dem  Bundesrat  nur  die  gesetzliche 
Ermächtigung  gewährt,  durch  im  Reichs- 
gesetzblatt zu  veröffentlichende  Verordnungen 
zu  bestimmen,  dass  gewisse  Waren  im  Einzel- 
verkehr (also  nicht  zwischen  Fabrikanten 
und  Grosshändlern  oder  zwischen  diesen  und 
Kleinhändlern)  nur  in  bestimmten  Einheiten 
der  Zahl  (z.  B.  Seife,  Stahlfedern,  Steck- 
nadeln nur  dutzendweise),  der  Länge  und 
des  Gewichts  oder  mit  einer  atif  der  Ware 
oder  ihrer  Aufmachung  (z.  B.  Umhüllung, 
Flaschen,  Kästchen)  anzubringenden  Quanti- 
tätsangabe gewerbsmässig  verkauft  oder  feil- 
gehalten werden  dürfen.  Wenn  nötig,  kann 
der  Bundesrat  beide  Anordnungen  verbinden, 
so  dass  eine  Ware  nur  in  bestimmten  Menge- 
einheiten und  mit  einer  Angabe  der  Menge 
versehen  zum  Einzelverkehr  zugelassen  wird. 

Ebenso  kann  der  Bundesrat  für  den 
Einzelverkehr  mit  Bier  in  Flaschen  oder 
Krügen  die  Angabe  des  Inhalts  unter  Fest- 
setzung einer  angemessenen  Fehlergrenze 
(Abweichung  des  thatsächlichen  Inhalts  von 
dem  angegebenen)  anordnen,  der  Bundesrat 
kann  aber  nicht  vorschreiben,  dass  Bier  nur 
iq  bestimmten  Quantitäten  verkauft  werden 
darf.  —  Auf  andere  Flüssigkeiten,  z.  B. 
Wein,  erstreckt  sich  diese  Befugnis  nicht. 
Solche  Anordnungen  treffen  nur  den  Detail- 
verkehr innerhalb  des  Deutschen  Reichs, 
nicht  aber  den  Export  ins  Ausland.  Da- 
gegen unterliegen  selbstverständlich  die  im 
Auslande  erzeugten  Waren,  sobald  sie  in 
Deutschland  in  den  Detailverkehr  kommen, 
diesen  Vorschriften.  Die  ausländischen 
Fabrikanten  werden  so  im  Interesse  ihrer 
deutschen  Abnehmer  gezwungen  werden, 
ihre  Waren  in  den  vorgeschriebenen  Menge- 
einheiten für  den  Detail  verkehr  herrichten 
zu  lassen. 

Jede  vom  Bundesrat  auf  Grund  der  Er- 
mächtigung des  §  5  erlassene  Verordnung 
ist  im  Reichsgesetzblatt  zu  veröffentlichen 
und  dem  Reichstag  sogleich  oder  bei  seinem 
nächsten  Zusammentritt  zur  Kenntnis  vor- 
zulegen. 

Zuwiderhandlungen  gegen  solche  Be- 
stimmungen des  Bundesrats  sind  mit  Geld- 
strafe bis  1500  Mark  oder  mit  Haft  bedroht. 
Die  Uebertretung  einer  solchen  gewerbe- 
polizeUichen  bundesrätliehen  Bestimmung  ist 
mit  Geldstrafe  bis  150  Mark  oder  mit  Haft 
bedroht  (§  5). 

Diese  Regelung,  die  den  Bundesrat  zur 
Anordnung  einer  obligatorischen  Quantitäts- 
bezeichnung oder  des  ausschliesslichen  Ver- 
kaufs in  bestimmten  Mengeneinheiten  er- 
mächtigt, ist  durchaus  zweckmässig.  Denn 
bei  der  Häufigkeit  des  Wechsels  der  Be- 
dürfnisse des  Verkehrs  konnte  man  an  eine 
gesetzliche  Festlegung  der  Mengeeinheiten 
nicht  denken.    Man  könnte  nicht  bei  jeder 
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Veränderung  der  Technik  des  Handels,  nicht 
sobald  sich  iofolge  gemachter  Erfahrungen 
auch  filr  andere  Warengattungen  eine  der- 
artige Bestimmung  als  notwendig  erweist, 
den  ganzen  Apparat  der  Gesetzgebung  in 
Bewegung  setzen.  Dass  der  Bundesrat  bei 
Eegelung  solcher  Detailkenntnisse  des  be- 
treffenden Fabrikations-  oder  Handelszweiges 
erheischenden  Verhältnisse  niclit  ohne  An- 
hörung fachmännischer  Kreise  vorgehen  kann, 
wll  er  nicht  seine  Verantwortlichkeit  be- 
denklich steigern,  liegt  auf  der  Hand.  Es 
würde  sich  deshalb  eine  Vorschrift  empfohlen 
haben,  die  den  Bundesrat  zur  vorherigen  Ein- 
holung des  Gutachtens  der  oder  bestimmter 
hauptsächlich  am  Gamhandel  beteiligten 
Handelskammern  verpflichtet  hätte. 

Da  das  Bedürfnis  gesetzgeberischen  Ein- 
schreitens niu"  für  den  inländischen  Detail- 
handel vorlag,  hat  man  mit  Recht  davon 
Abstand  genommen,  die  Verordnungsgewalt 
des  Bundesrats  auch  auf  den  Grosshandel 
und  den  Verkehr  der  Fabrikanten  mit  den 
Grosshändlern  oder  gar  etwa  auf  imsere 
Exportindustrie  unter  Beeinträchtigung  ihrer 
Freiheit  auszudehnen. 

Den  Bezeichnungszwang  anch  auf  aus- 
drückliche Angabe  besonderer  Eigenschaften 
gewisser  Warengattungen  auszudehnen,  wie 
dies  der  österreichische  Entwurf  zulässt, 
dazu  scheint  ein  dringendes  Bedürfnis  in 
Deutschland  nicht  vorzuliegen. 

Der  Bundesrat  hat  von  der  ihm  über- 
ti-agenen  Befugnis  erst  Gebrauch  gemacht 
durch  die  »Bekanntmachung,  betreffend  Be- 
stimmungen für  den  Kleinhandel  mit  Garn, 
vom  20.  November  1900«  (R.G.B1.  S.  1014), 
die  aber  erst  mit  dem  1.  Januar  1903  in 
Kraft  treten.  Nach  dieser  .bundesrätlichen 
Verordnung  (§  1)  dürfen  zum  Einzelverkauf 
aufgemachte  baumwollene,  wollene  und  halb- 
wollene Game  niu-  in  bestimmten  Einheiten 
des  Gewichts  und  unter  Angabe  der  Ge- 
wichtsmenge im  Einzelverkehr  gewerbs- 
mässig verkauft  oder  feilgehalten  werden, 
baumwollene  Garne  bis  zur  Gesamtlänge  von 
100  Metern  jedoch  auch  in  bestimmten  Ein- 
heiten der  Länge  und  unter  Angabe  der 
Län^e. 

Diese  Verordnung  findet  keine  Anwen- 
dung auf  die  znm  Zwecke  der  Fertigstellung 
von  halbfertigen  Waren  mit  diesen  feil- 
gehaltenen Gai-ne,  auf  baumwollene,  auf 
Holzwollen,  aufgemachte  Nähgame  und  auf 
Garne,  die  dem  Käufer  zugemessen  oder 
zugewogen  wei-den. 

Als  Gewichtseinheiten  (§  2)  werden  zu- 
gelassen 1,  5,  10,  20  imd  W  Gramm  oder 
ein  Vielfaches  von  50  Gramm;  Längenein- 
heiten für  baumwollene  Game  zu  5,  10,  20, 
HO  u.  8.  w.  bis  100  Meter.  Als  Gewicht 
gilt  das  Nettogewicht  nebst  einem  in  Pro- 
zenten   des    Trockengewichts     bestimmten 


Normalfeuchtigkeitszuschlag  (§  3).  Die  zu- 
lässige höchste  Fehlergrenze  beträgt  3  */o  bei 
Mengen  über  50  Gramm,  5%  bei  Mengen 
von  10—50  Gramm,  5'/o  bei  Längen  von 
10—100  Metern  und  10  o/o  bei  Längen  von 
5  Metern  (§  4). 

Das  Gewicht  ist  in  Grammen,  die  Länge 
in  Meiern  anzugeben;  die  Angaben  sind  an 
der  Ware  selbst  oder  an  ihrer  Aufmachung, 
Verpackung  oder  ümschliessung  erkennbar 
anzubringen.  Bei  Vereinigung  mehrerer 
Stränge  im  Gesamtgewicht  bis  zu  50  Gramm 
genügt  es,  wenn  die  Gewichtsangabe  auf 
der  gemeinsamen  Verpackung  angebracht  ist, 
bei  Mengen  über  50  Gramm  ist  sie  auf 
jedem  einzelnen  Stücke  anzubringen.  Garne 
in  Knäueln  sowie  Garne,  welche  nach  der 
Länge  verkauft  werden,  müssen  stets"  mit 
einer  Mengenangabe  versehen  sein. 

In  der  Sitzung  des  deutschen  Reichs- 
tags vom  20.  März  1901  wurde  im  Interesse 
der  ReeUität  des  Kohlenhandels  eine  Reso- 
lution (Schmidt-Elberfeld)  angenommen,  durch 
die  der  Bundesrat  aufgefordert  wurde,  eine 
den  Verkauf  von  Kohlen,  Koks  iL  s.  w.  nach 
Gewicht  vorschreibende  Verordnung  zu  er- 
lassen. Nach  einer  Mitteilung  des  Staats- 
sekretärs Grafen  Posadowsky  ist  die  Re- 
gierung bereits  mit  den  Vorbereitungen  für 
eine  solche  Verordnung  Ober  Briketts  be- 
schäftigt Gelegentlich  der  Verhandlungen 
über  diese  Resolution  wvurde  der  Wunsch 
geäussert,  der  Bundesrat  möchte  überhaupt 
von  der  ihm  durch  §  5  des  Gesetzes  ein- 
geräumten Befugnis  ausgiebigeren  Gebrauch 
machen. 

Der  Beschlussfassung  des  Bundesrats 
imterliegt  zur  Zeit  der  Entwiu^  einer 
Verordnung  über  den  Kleinliandel  mit 
Kerzen,  die  am  1.  Januar  1903  in  Kraft 
treten  soll.  Dieser  schreibt  vor,  dass 
Packungen  mit  Stearin-  und  Paraffiukerzen 
imd  Kerzen,  die  überwiegend  aus  diesen 
Stoffen  hergestellt  sind  (Kompositionskerzen), 
im  Kleinverkehr  nur  verkauft  werden  dürfen 
in  bestimmten  Einheiten  des  Gewichts  und 
zwar  Bruttogeweht  der  Packung  500  und 
330 Gramm  (Nettogewicht  470  und  305G ramm) 
imd  für  Packungen,  bei  welchen  die  einzelne 
Kerze  höchstens  25  Gramm  wiegt,  auch 
250  Gramm  (Nettogewicht  225  Gramm).  Das 
Gewicht  darf  nicht  um  mehr  als  10  Gramm 
liinter  den  angegebenen  Beträgen  zurück- 
bleiben. Auf  der  Aussenseite  der  Packimgea 
ist  Bratto-  und  Nettogewicht  in  Gramm 
oder  Bruchteilen  von  Kilogramm  in  leicht 
erkennbarer  Weise  anzugeben. 

6.  Verrat  von  Geschäfts-  oder  Be- 
triebsgeheimnissen. Streng  genommen 
nicht  in  das  Gebiet  des  unlauteren  Wett- 
bewerbs gehört  die  Frage  der  Bestrafung 
des  Verrats  von  Geschäftsgeheimnissen.  Es 
wird  nur  mitunter  auch  ein  solcher  Verrat 
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von  in  ihren  Geschäftsmanipulationen  nicht 
sehr  wählerischen  Geschäftsleuten  benutzt, 
um  die  Konkurrenz  aus  dem  Felde  zu 
schlagen. 

A)  lu  Frankreich  hat  Art  418  des 
Code  p6nal  (ergänzt  durch  ein  G.  v.  13.  Mai 
1863)  den  Vorrat  von  Fabrik-,  nicht  den 
von  Geschäftsgeheimnissen,  beengen  von 
einem  Direktor,  Kommis  oder  Arbeiter,  mit 
Gefängnis  (*'4 — 3  Jahre)  oder  mit  Geldstrafe 
(bis  2000  Francs)  bedroht. 

Der  Schutz  der  nationalen  Industrie  steht 
hier  im  Vordergrund,  indem  eine  ausser- 
ordentliche Vei-schärfung  der  Strafe  (bis 
5  Jahre  Gefängnis  oder  bis  20000  Francs) 
bei  Verrat  an  einen  Ausländer  oder  einen 
im  Ausland  befindlichen  Franzosen  eintritt. 
Ausserdem  findet  auch  hierwegen  Art.  1382 
des  Code  civil  Anwendung.  Als  Fabri- 
kationsgeheimnisse werden  nicht  nur  alle 
patentfähigen  Erfindungen  auf gefasst,  sondern 
auch  Handgriffe  und  alle  Mittel  der  Fabri- 
kation, die  dem  industriellen  Betrieb  einen 
diesen  eigentümlichen  Vorteil  gegenüber  der 
Eonkun-enz  gewähren.  Einen  Fortschritt 
macht  das  Stiafgesetzbuch  Belgiens  1867 
(Art.  309),  indem  es  die  Strafbarkeit  nicht, 
wie  nach  französischem  Recht,  auf  die  Dauer 
der  Anstellung  beschränkt,  sondern  auch  auf 
die  Zeit  nach  dem  Austritt  aus  dem  Dienst- 
verhältnisse erstreckt. 

In  der  Schweiz  hatten  nur  die  Straf- 
gesetze von  Schaffhausen  und  Tessin  ein- 
schlägige Strafbestimmungen.  Auf  Anregung 
der  schweizerischen  Gesellschaft  für  che- 
mische Industrie  hat  der  Vorentwurf  eines 
schweizerischen  Strafgesetzbuchs,  wie  oben 
(sub  VI)  schon  bemerkt  wurde,  in  seinem  Art. 
89  nur  den  Verrat  von  Fabrikationsgeheim- 
nissen und  die  Ausnutzung  eines  solchen 
Verrats  unter  Strafe  gestellt. 

In  England  und  in  der  nordame- 
rikanischen Union  sichert  die  Recht- 
sprechung beim  Man^l  besonderer  gesetz- 
licher Vorschriften  emen  wirksamen  civil- 
rechtlichen  Schutz  gegen  Verrat  von  Ge- 
werbegeheimnissen, besonders  von  Fabrika- 
tionsmethoden. Eine  strafrechtliche  Ahn- 
dung ist  nach  englischem  Rechte  nur  zu- 
lässig beim  Vorliegen  einer  conspiracy,  einer 
Verabredung  des  Angestellten  mit  einem 
Dritten  bezüglich  des  Verrats. 

In  Deutschland  hatte  das  badische, 
kgl.  sächsische,  thüringische,  württem- 
bergische und  hamburgische  Strafgesetz  das 
Fabrikationsgeheimnis,  die  beiden  letzten 
auch  das  Geschäftsgeheimnis  unter  straf- 
rechtlichen Schutz  gestellt  Das  Reichs- 
strafgesetzbnch  hat  eine  solche  Bestimmung 
nicht  aufgenommen. 

Civilrechtlich  kam  noch  Art  69  des 
alten  Handelsgesetzbuches  in  Betracht,  der 
die  Entlassung  eines  Handlungsgehilfen  ohne 


Kündigung  wegen  Untreue  und  Vertrauens- 
missbrauch gestattete. 

Einen  Schutz  von  Privatgeheimnissen 
hatte  das  Reichsstrafgesetzbuch  §  300  ge- 
währt gegenüber  gew^issen  Berufsklassen 
(Aerzte,  Rechtsanwälte,  Hebammen  etc.), 
denen  kraft  ihres  Amtes,  Standes  oder  Ge- 
werbes solche  Privatgeheimnisse  anvertraut 
werden,  gegen  jede  widerrechtliche  Mit- 
teilung. 

Eine  Verpflichtung  zur  Walirung  des 
Betriebsgeheimnisses  unter  Strafandrohung 
hatte  das  Unfallversichenmgsgesetz  1884 
(§§  107,  108;  diesen  entsi>rechen  §§  1.%, 
151  in  der  Fassung  des  G.  v.  5.  Juli 
1900)  für  die  Mitglieder  der  Bernfs- 
genossenschaften ,  deren  Beauftragte  und 
Sachverständige  aufgestellt  imd  diese  Per- 
sonen auch  für  strafbar  erklärt,  wenn  sie 
unbefxigt  Betriebsgeheimnisse,  welche  kraft 
ihres  Amts  oder  Auftrags  zu  ihrer  Kenntnis 
gelangt  sind,  offenbaren  oder  Betriebsein- 
richtungen und  Betriebsweisen,  solange  als 
diese  Betriebsgeheimnisse  sind,  nachahmen. 
i  Dieses  Reichsgesetz  gewährt  auch  den  Be- 
triebsunternehmern einen  präventiven  Schutz, 
wenn  sie  die  Verletzung  des  Fabrikgeheim- 
nisses oder  die  Schädigung  ihrer  Geschäfts- 
interessen infolge  der  Besichtigung  des  Be- 
triebes befürchten. 

Auch  Reichsgewerbeordnung  §  139  b  be- 
droht die  Fabrikinspektoren  wegen  Nichtge- 
heimhaltung  der  amtlicli  zu  ihrer  Kenntnis 
gelangenden  Geschäfts-  und  Betriebsverhält- 
nisse mit  Strafe. 

Sodann  hat  das  R.-Mai^arine-G.  v.  15. 
Juni  1897  (§  15)  den  Beauftragten  der  Poli- 
zeibehörde mit  Geldstrafe  (bis  1500  Mark) 
oder  bis  3  Monate  Gefängnis  bedroht,  der 
Betriebsgeheimnisse,  die  kraft  seines  Auf- 
trags zu  seiner  Kenntnis  gekommen  sind, 
offenbart  oder  geheimgehaltene  Betriebsein- 
richtungen oder  Betriebsweisen,  von  denen 
er  ki-aft  seines  Auftrags  Kenntnis  erlangt 
hat,  nachahmt,  so  lange  diese  noch  Betriebs- 
geheimnisse sind  (Antragsdelikt). 

B)  In  Fluss  gebracht  wurde  die  Frage 
einer  Bestrafung  des  Verrats  von  Fabrik- 
und  Geschäftsgeheimnissen  durch  einen  Auf- 
satz von  Ortloff  und  dann  hauptsächlich 
durch  eine  Eingabe  des  Vereins  zur  Wah- 
rung der  Interessen  der  chemischen  Industrie 
an  den  Reichskanzler  (1884).  Der  19.  deutsche 
Juristentag  (1888)  erklärte  sich,  obwohl  das 
Gutachten  des  ChemnitzerOberbürgermeisters 
Dr.  Andr6  nur  einen  civilrechtlichen  Schutz 
befürwortet  hatte,  auf  Antrag  des  Reichs- 
gerichtsrats Olshausen  für  die  Ergänzung 
des  Reichsstrafgesetzbuchs  im  Sinne  einer 
Bestrafung  des  Verrats  von  Geschäfts-  und 
Fabrikgeheimnissen. 

Obwohl  nun  der  Reichskanzler  in  seiner 
Antwort  auf  eine  Vorstellung  des  genannten 


Digitized  by 


Google 


790 


Wettbewerb,  unlauterer 


Vereins  eine  gesetzliche  Regelung  als  nicht 
genügend  begründet  abgelehnt  hatte  (1892), 
■war  doch  im  Entwurf  I  ein  Schutz  im 
Sinne  der  AntragsteUer  anerkannt  worden. 
Keine  Bestimmung  des  Entwurf  I  wurde 
von  der  Kritik  so  heftig  angegriffen  wie 
diese,  nachdem  schon  bei  den  Vorverhand- 
lungen gewichtige  Interessenvertretungen, 
wie  der  Verein  deutscher  Ingenieure,  die 
oberbayerische  Handels-  und  Gewerbe- 
kamraer,  sich  gegen  die  Einführung  eines 
strafrechtlichen  Schutzes  erklärt  hatten. 

Die  zur  Vorberatung  des  Entwurfs  I  im 
Reichsamt  des  Innern  zusammenberufene 
Vei'sammlung  von  Sachverständigen  hatte 
sich  aber  einstimmig  für  die  Bestrafung  des 
Verrats  von  Betriebsgeheimnissen  ausge- 
sprochen, während  eine  Minderheit  gegen 
die  Bestrafung  der  Geschäftsgeheimnisse  ge- 
stimmt hatte.  Auf  der  im  Februar  1895  ab- 
fehaltenen  Versammlung  des  deutschen 
[andelstages  hatten  sich  nur  47  gegen  42 
Stimmen  für  die  Beibehaltung  des  §  7  des 
Entwurfs  I  erklärt 

In  der  That  war  die  Entscheidung  der 
Frage,  ob  nicht  der  Rechtsschutz  am  besten 
auf  Fabrikationsgeheimnisse  beschränkt  und 
nicht  auch  auf  Geschäftsgeheimnisse  ausge- 
dehnt werden  sollte,  sehr  schwierig,  nach- 
dem hervorragende  Vertreter  des  Handels- 
standes selbst  einen  solchen  Schutz  für  un- 
nötig erklärten  und  Vertreter  der  kauf- 
männischen Angestellten  denselben  als  ge- 
fährlich bekämpft  haben. 

Sollte  der  Gesetzgeber  diesen  Schutz 
den  Interessenten  aufzwingen  und  gegen- 
über dieser  Opposition  nicht  lieber  auf  Durch- 
führung seiner  wohlmeinenden  Absichten 
verziehten  ?  Das  würde  sich  nicht  empfohlen 
haben.  Denn  abgesehen  davon,  dass  den 
Gegnern  doch  auch  wieder  viele  Befür- 
worter des  Schutzes  aus  den  Kreisen  des 
Handelsstandes  gegenüber  standen,  handelte 
es  sich  hier  um  eine  Forderung  der  Ge- 
rechtigkeit, die  die  AusftUlung  einer  Lücke 
unserer  Gesetzgebung  erheischte.  Es  war 
doch  fürwahr  ein  unserer  Rechtsordnung 
nicht  würdiger  Zustand,  wenn  Fälle  des 
Verrats  von  Geschäftsgeheimnissen,  die  sich 
als  empörende  Handlungen  der  Untreue  und 
als  fnvole  Vermögensschädigiuigen  dar- 
stellten, das  Rechtsgefühl  aufs  tiefste  ver- 
letzten, straflos  blieben  oder  die  Strafbarkeit 
von  dem  moralisch  gleichgiltigen  Umstände, 
ob  der  Verräter  die  geheim  zu  haltenden 

f!schäfllichen  Vorgänge  in  sein  eigenes 
otizbuch  oder  auf  ein  dem  Prinzipal  ge- 
höriges Blatt  Papier  schrieb,  in  welchem 
Falle  er  sich  des  Diebstahls  schuldig  machte, 
abhängig  gemacht  wurde. 

Als  Gründe  gegen  die  Stratbarkeit  des 
Verrats  von  Fabnks-  und  Geschäftsgeheim- 
nissen wurde  namentlich  geltend  gemacht, 


dass  sie  im  Widerspruch  stände  mit  dem 
Grundgedanken  des  Patentschutzes,  dem  eine 
Veröffentlichung  der  Erfindung  im  Interesse 
der  Industrie  entspreche,  während  dann  eine 
Bevorzugung  der  Geheimhaltung  vor  der 
Patentanmeldung  zu  fürchten  sei,  sowie 
mangelndes  Bedürfnis  einer  solchen  Straf- 
androhung und  die  Unbestimmtheit  des  Be- 
griffs Fabrik-  und  Geschäftsgeheimnisse,  die 
unbegründeten  Denunziationen  Thür  und 
Thor  öffnen  würden,  auch  hielt  man  einen 
Schutz  durch  Verträge  mit  Konventional- 
strafe für  ausreichend. 

Was  den  Widerspruch  mit  der  Patent 
gesetzgebung  betraf,  so  tibersah  man,  dass 
Fabrikationsgeheimnisse  oft  nicht  derartig 
sind,  dass  sie  patentiert  werden  können,  oder 
dass  sie  sich  oft  erst  in  ihrer  weitereu  Fort- 
bildung zu  patentfähigen  entwickeln,  ein 
Verrat  derselben  die  Patentanmeldung  für 
den  Erfinder  ausschliesst  Hauptsächlich 
wui-de  aber  gegen  den  Entwurf  das  sozial- 
politische Moment  ins  Treffen  geführt,  in- 
dem man  der  Reichsregiening  vorwarf,  sie 
vertrete  niu*  den  Standpunkt  brutaler  Arbeit- 
geber (Quarck),  imd  das  Gesetz  fördere  den 
Arbeitgeber  direkt  gegen  den  Arbeit neluner. 
Man  liess  aber  bei  derartigen  Vorwürfen 
den  richtigen  Gesichtspunkt  a\is  den  Augen, 
das  Moment  der  Untreue,  die  in  vielen 
Fällen  eines  groben  Vertrauensraissbrauches 
zur  Erscheinung  kommende  Gemeinheit  der 
Gesinnung,  die  eine  strafrechtliche  Repression 
fordert 

Nur  einzelne  Beispiele  aus  dem  für  die 
Vorbereitimg  des  Entwurfs  gesammelten 
Material  (Bericht  der  Aeltesten  der  Berliner 
Kaufmannscliaft,  Stegemann  I)  seien  hier 
hervorgehoben. 

Der  Zeichner  einer  Maschinenfabrik 
paust  Zeichnungen  und  Entwürfe  einer  neuen 
Maschine  ab  und  verkauft  diese  an  einen 
Konkurrenten.  Ein  Fabrikant  lässt  durch 
seinen  Ingenieur  Zeichnungen  für  eine  zur 
Patentanmeldung  bestimmte  Maschine  an- 
fertigen. Dieser  stellt  Zeichnungen  seinem 
Verwandten  zur  Verfügung,  so  dass  dieser 
die  Maschine  früher  als  der  Erfinder  zur 
Patentienmg  anmelden  konnte.  Ein  Tuch- 
fabrikant besichtigt  mit  einem  Herrn,  den 
er  als  seinen  Direktor  vorstellte,  eine  jMa- 
schine,  die  er  kaufen  will.  Letzterer,  ein 
Maschlnenfabrikant  baut  die  besichtigte  Ma- 
schine nach  und  liefert  sie  dem  Tuchfabri- 
kanten. Der  Angestellte  einer  Fabrik  bietet 
einer  Konkurrenzfirma  an,  alle  Anfragen, 
die  an  seine  Firma  gelangen  und  alle  von 
dieser  ausgehenden  Offerten  gegen  Provision 
abschriftlich  mitzuteilen.  Der  Angestellte 
eines  TextUfabrikanten  nimmt  die  Muster 
der  Kollektion  für  einen  Abend  mit,  macht 
sie  einem  Konkurrenten  zugänglich,  so  dass 
die   Hauptgenres,    die    der   Fabrikant    zur 
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Saison  brachte,  von  dem  Konkurrenten  nach- 
geahmt waren. 

Ein  Eommis  verrät  die  Reisedispositionen 
seines  Prinzipals  an  einen  Konkurrenten,  so 
dass  dieser  stets  ein  paar  Tage  früher  als 
der  Prinzipal  an  dem  Orte  eintrifft  und  die 
Aufträge  der  Kundschaft  in  Empfang  nimmt. 
Der  Direktor  einer  Glasversicherungsgesell- 
schaft besticht  den  Lehrling  des  General- 
agenten einer  Konkurrentin,  der  ihm  die 
Register  der  laufenden  Versicherungen  mit- 
teilt. Auf  diese  Weise  sind  ihm  die  Ab- 
läufe bekannt  und  die  Konkurrentin  erleidet 
<lurch  Ausspannung  vieler  Versicherangen 
grossen  Nachteil. 

Es  müsste  geradezu  als  Beleidigtmg  des 
Standes  der  Arbeitnehmer  betrachtet  werden, 
wenn  man  ihnen  das  Gefühl  für  das  Schmach- 
volle und  Strafwürdige  solcher  Handlungen 
absprechen  wollte.  Wenn  man  behauptete, 
dass  es  nicht  die  Aufgabe  des  Staates  sein 
kann,  die  Privatinteressen  durch  Strafge- 
setze zu  schützen,  und  meinte,  der  Staats- 
anwalt dürfe  nur  einschreiten,  wenn  das 
allgemeine  Interesse  gefährdet  ist,  so  Ober- 
sah man,  dass  dies  hier  nicht  weniger  der 
Fall  ist  wie  beim  Diebstahl  und  der  Unter- 
schlagtmg.  Das  öffentliche  Interesse  fordert 
eine  Reaktion  gegen  jede  unredliche  Hand- 
hmg.  es  fordert  alier  auch  den  Schutz  un- 
serer Industrie  und  unseres  Handels  gegen 
jeden  wider  Treu  und  Glauben  verstossen- 
den  Eingriff. 

Wäre  richtig,  was  die  Vereinigung  der 
Handlnngsgehilfen  zu  Frankfurt  a.  M.  be- 
hauptet hat,  dass  der  Schutz  der  Geschäfts- 
geheimnisse eine  schwere  Schädigimg  aller 
kaufmännischen  Angestellten  enthalte,  dazu 
angethan,  alle  Aussichten  auf  Verbesserung 
abhängiger  sowie  Gründung  selbständiger 
Stellungen  zu  vernichten,  dann  hätte  man 
allerdings  den  Entwurf  nicht  scharf  genug 
bekämpfen  können.  Aber  dem  ist  nicht  so, 
denn  als  Geheimnisse  werden  nicht  geschützt 
alle  jene  thatsächlichen  Einrichtungen,  Ma- 
nipulationen etc.,  die  allen  Betrieben  einer  be- 
stimmten Art  eigen  sind,  Kenntnisse,  die 
jetler  Angestellte  mit  offenem  Blick  in  einem 
Geschäfte  dieser  Art  sich  aneignen  kann 
und  wird,  sondern  niur  die  einem  indivi- 
duellen Unternehmer  eigentfimlichen,  die  in 
der  Regel  auch  den  Konkurrenten  unbe- 
kannt sind. 

Anerkennend  muss  hervorgehoben  wer- 
den, dass  viele  aus  Arbeitgebern  zusammen- 
E setzte  Körperschaften,  wie  der  deutsche 
mdelstag,  einige  Handelskammern,  der 
Centralausschuss  Berliner  kaufmännischer, 
gewerblicher  und  industrieller  Vereine,  in 
ihrer  Begutachtung  von  Entwurf  I  mit  grosser 
Entschiedenheit  die  Interessen  der  Arbeit- 
nehmer vertraten  und  die  als  Konsequenz 
einzelner  Bestimmungen  von  Entwiurf  I  für 


diese  sich  ergebenden  unbilligen  Härten  ab- 
lehnten. Ihrem  Bemühen  war  es  nur  zu 
danken,  dass  im  Entwurf  II  die  zweijährige 
Schweigepflicht  nach  Beendigung  der  Dienst- 
zeit, die  allerdings  dem  Angestellten  die 
Möglichkeit  der  Verwertung  der  in  einem 
Geschäfte  erworbenen  Kenntnisse  und  damit 
ihi"  Fortkommen  erschwert  haben  würde, 
beseitigt  wurde. 

Den  Einwänden  der  Vertreter  der  Ar- 
beitnehmer war  zuzugeben,  dass  die  Fassimg 
des  Gesetzes  eine  vorsichtige,  dessen  An- 
wendung eine  besonnene,  nicht  formalistische 
sein  musste,  wenn  nicht  eine  Gefährdung 
der  Intei-esseu  der  Angestellten  eintreten 
sollte.  Die  Fassung  des  g  9  des  Gesetftes 
hat  vielen  Bedenken  der  Kritik  Rechnung 
getragen.  Wenn  man  nun,  wie  Entwurf  II, 
allgemeinen  Wünschen  entsprechend  dies 
thut,  ztir  Rechtsprechung  Laien  herange- 
zogen und  vielleicht  die  Kammer  für  Han- 
delssachen für  gewisse  Rechtsstreitigkeiten 
durch  Mitglieder  aus  dem  Kreise  der  An- 
gestellten verstärkt  oder  die  Einholung  von 
Gutachten  der  Sachverständigenvereine,  in 
denen  auch  Arbeitnehmern  Sitz  und  Stimme 
eingeräumt  worden  wäre,  vorgeschrieben 
hätte,  dann  würde  man  die  Garantie  einer 
nicht  formalistischen,  die  sachlichen  Verhält- 
nisse schart  berücksichtigenden  Gesetzesaus- 
legung geschaffen  haben. 

Auf  die.se  Weise  würden  dann  auch  die 
Bedenken  wegen  der  fehlenden  scharfen 
Umgrenzung  des  Begriffs  »Geschäfts-  und 
Fabrikgeheimnisse«  einigermassen  gehoben 
worden  sein.  Uebrigens  war  zu  beachten, 
dass  der  Begriff  »Geheimnis«  unserer  Rechts- 
sprache nicht  fremd  war,  wie  man  vielfach 
anzunehmen  schien,  sondern  in  einer  Reihe 
von  Reichsgesetzen  der  Ausdruck  Geheimnis 

febraucht  wur^e  (z.  B.  RStr.G.B.  §  92  — 
taatsgeheimnis,  §  300  —  Privat-,  alte  Civil- 
prozessordnung  §  349  Kunst-  oder  Gewerbe- 
geheimnis, Lnfallversichenmgsgesetz  von 
1884  §§  83  ff.  Fabriks-,  §  107  Betriebsge- 
heimnis), ohne  dass  der  Mangel  einer  Defi- 
nition eines  in  der  Strafrechtspflege  geläu- 
figen Ausdrucks  zu  Unzuträghchkeiten  ge- 
führt hätte. 

Wenn  man  aus  der  geringen  Zahl  von 
Strafverfolgungen  in  Frankreich  ^von  1863 
bis  1883  waren  36  Personen  angeklagt)  das 
Nichtvorhandensein  des  BedOi-fnisses  eines 
Strafrechtsschutzes  folgern  wollte,  so  erschien 
diese  Folgerung  nicht  schlüssig,  denn  die  Exi- 
stenz der  Straf  drohung  wirkte  alischreckend, 
und  dann  hatte  in  Frankreich  die  Gerichts- 
praxis in  Sachen  der  concurrence  döloyale 
überhaupt  einen  guten  Einfluss  auf  die 
Hebung  des  Anstandsgefühls  in  Handels- 
und Gewerbesachen  ausgeübt 

c)  Entwurf  I  (§§  7  und  8)  hat  den  Ver- 
rat von  Geschäfts-  oder  Betriebsgeheinmissen 
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der  Angestellten,  Arbeiter  oder  Lehrlinge 
vor  Ablauf  von  2  Jahren  seit  Beendigung 
des  Dienstverhältnisses  mit  Geldstrafe  bis 
3000  Mark  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  1  Jahr 
imd  die  Anstiftung  hierzu  mit  einer  Strafe 
bis  1500  Mark  oder  6  Monat  Gefängnis  be- 
droht. 

Diese  Schweigepflicht  war  aber  an  eine 
Beschränkung  gebunden.  Sie  endigte  mit 
Ablauf  von  2  Jahren  seit  Beendigung  des 
Dienstverhältnisses,  und  dann  sollte  die  Straf- 
barkeit nur  eintreten,  wenn  der  Verrat  er- 
folgt ist  »zum  Zwecke  des  Wettbewerbs  mit 
jenem  Geschäftsbetriebe«. 

Unter  sorgsamer  Berücksichtigung  der 
von  der  Kritik  geäusserten  Bedenken  wiurden 
§§  7  und  8  des  Entwurfs  im  §  9  des  Gesetzes 
vollständig  umgestaltet.  Er  unterscheidet  vor 
allem  scharf  den  Verrat  während  des  Dienst- 
verhältnisses und  den  Verrat  nach  Beendi- 
gung desselben  und  beseitigt  die  allseitig 
angefochtene  2  jährige  Schweigefrist. 

Entwurf  III  kannte  2  Arten  von  Ge- 
schäfts- oder  Betriebsgeheimnissen,  die  ein- 
fachen, dem  Angestellten,  Arbeiter  oder 
Lehrling  vermöge  des  Dienstverhältnisses 
anvertrauten  oder  sonst  zugänglich  ge- 
machten, und  die  qualifizierten,  das  sind  die 
dem  Angestellten  gegen  »die  schriftliche, 
den  Gegenstand  des  Geheimnisses  ausdriick- 
lich  bezeichnende  Zusicherung  der  Ver- 
schwiegenheit« anvertrauten,  zu  deren  Ge- 
heimhaltung dieser  für  einen  in  der  Urkunde 
zu  bestimmenden  Zeitraum  verpflichtet  ist. 

Jeder  Verrat  zieht  ausser  der  Schadens- 
ersatzpflicht auch  Geld-  (bis  3000  Mark) 
oder  Gefängnisstrafe  (bis  1  Jahr)  nach  sich. 
Diese  Bestimmungen  bekundeten  einen  ent- 
schiedenen Fortschritt  gegenüber  Entwurf  I. 

Einerseits  wurde  das  »Geheimnis«  schrift- 
lich fixiert,  so  dass  ein  Zweifel  über  die 
Geheimhaltung  ausgeschlossen  war.  Es 
wurde  die  Möglichkeit  geboten,  der  Art  der 
Dienstleistung  der  Angestellten  entsprechend 
die  Schweigepflicht  individualisierend  zu 
bestimmen.  Durch  die  scharfe  Umgrenzung 
wurde  zugleich  einer  chikanösen  Verfolgung 
der  Angestellten  vorgebeu^.  Andererseits 
konnte  aber  der  Geschäftsinhater  nur  die 
Geheimhaltung  von  Betriebs-  und  Geschäfts- 
geheimnissen sich  versprechen  lassen.  Es 
wäre  also  Sache  richterlicher  Prüfung  ge- 
wesen, festzustellen,  ob  ein  solches  wirklich 
vorlag,  um  nicht  jeder  Einzelheit  des  ge- 
schäftlichen oder  technischen  Betriebs  den 
Charakter  als  Geschäfts-  oder  Betriebsge- 
heimnis aufdrücken  zu  lassen.  Man  hätte 
erwägen  können,  ob  man  nicht,  um  beiden 
Partelen  volle  Sicherheit  Ober  die  Schutz- 
berechtigung  der  ausdrücklich  ■  als  »Geheim- 
nis« bezeichneten  Thatbestände  zu  gewähren, 
besonders  aber  zum  Schutze  der  Arbeit- 
nehmer gegen  eine  unbillige  Geltendmachung 


der  wirtschaftlichen  Uebermacht  der  Arbeit- 
geber eine  Bestätigimg  der  das  Schweige- 
gelöbnis  enthaltenden  Urkunde  durch  das 
Beichspatentamt,  das  sich  allmählich  zu 
einer  Centralbehörde  für  gewerbliches  Eigen- 
tum und  verwandte  Gebiete  erweitem  wird, 
fordern  sollte.  Diesem  hätte  dann  auch 
gesetzlich  die  Befugnis  zuerkannt  werden 
können,  solchen  Vertragsbestimmungen,  die 
sich  als  Missbrauch  gegenüber  der  wirt- 
schaftlichen Abhängigkeit  der  Angestellten, 
namentlich  auch  bezüglich  der  Frist  der 
Geheimhaltung  darstellen,  die  »dem  An- 
standsgefühle aller  bülig  und  gerecht  Denken- 
den widersprechen«  (vgl.  unten  sub  8),  die 
Anerkennung  zu  versagen. 

Schliesslich  hat  dieser  Schutz  des  (jiudi- 
fizierteu  d.  h.  urkundlich  genau  bezeich- 
neten Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnisses 
keine  Aufnahme  im  Gesetze  gefunden. 

Eine  zweite  Verbesserung  des  Gesetzes 
liegt  darin,  dass  die  Verwertung  der  Kennt- 
nisse, die  der  Angestellte  in  seinem  früheren 
Dienstverhältnisse  erlangt  hat,  einschliesslich 
der  Geschäfts-  und  Betriebsgeheimnisse,  in 
seiner  eigenen  Unternehmung  nicht  mehr, 
wie  dies  nach  Entwurf  I  der  Fall  war. 
untersagt  ist.  Diese  im  Interesse  einer 
ungehinderten  Entfaltung  des  wirtschaft- 
lichen Fortkommens  der  Angestellten  ge- 
botene Milderung  verstösst  aber  auch  nicht 
gegen  die  Interessen  des  früheren  Prinzipals, 
denn  diesem  bietet  sich  die  Möglichkeit 
einer  vei-tragsmässigen  Sicherstellung  des 
Versprechens  der  Verschwiegenheit 

C)  §§  9  und  10  kennen  verschiedene 
Arten  des  Verrats  von  Geschäfts-  und  Be- 
triebsgehel  mnlssen. 

1.   Geheimnisverrat  (§  9   Abs.    1). 

a)  Der  Thäter  muss  ein  Angestellter  sein, 
in  einem  Dienstverhältnis  zum  Inhaber  des 
Geschäftsbetriebs  stehen,  mag  er  vertrags- 
mässlg  zu  Diensten  kaufmännischer,  tech- 
nischer oder  meclianischer  Art  verpflichtet 
sein,  z.  B.  Direktor,  Prokurist,  Handlungs- 
gehilfe, Buchhalter,  Reisender,  Ingenieur, 
Chemiker,  Werkmeister,  Dienstboten  (Haus- 
meister), Arbeiter  und  Lehrlinge. 

Ob  das  Dienstverhältnis  ein  dauerndes 
oder  vorübergehendes,  ob  und  welcher  Art 
Gehalt  oder  Lohn  ist  oder  ob  ein  Entgelt 
nicht  bezahlt  wird  (Volontär),  ist  ohne  Be- 
lang. 

b)  Gegenstand  des  Verrats  sind  Ge- 
schäfts- oder  Betriebsgeheimnisse,  That- 
sachen,  Erfahrungen  des  geschäftlichen 
Lebens  oder  des  Herstelhmgsverfahrens,  an 
deren  Geheimhaltung  ein  begründetes  ge- 
schäftliches Interesse  besteht  Der  im  Ge- 
setze nicht  definierte  Begriff  ist  nach  ol)- 
jektiven  Merkmalen  festzustellen.  Die  Auf- 
fassung des  Betriebsinhabers  (Leiters)  ist 
nicht    entscheidend.     Die    Nicht beachtiing 
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einer  ausdrücklich  übernommenen  Verpflich- 
tuDg,  eine  bestimmte  Thatsache  geheim  zn 
halten,  kann  daher  den  Angestellten  civil- 
rechtlich  haftbar,  aber  nicht  nach  §  9  des 
Gesetzes  verantwortlich  machen. 

Zu  den  »Betriebs-  und  Fabrikgeheim- 
nissen« gehören  Handgriffe,  Rezepte,  kurz 
alle  die  Produktion  betreffenden  That- 
sachen,  die  einen  Vorsprung  gegenüber  den 
Konkurrenten  gewähren,  z.  B.  Mischungs- 
verhältnisse chemischer  Stoffe  (Farben,  Tinte), 
besonderer  Feuerungsmethoden,  Temperatur- 
grade, Herstellung  besonderer  Muster,  Mo- 
delle von  Maschinen  u.  s.  w. 

Als  Beispiele  von  Geschäftsgeheimnissen 
können  in  Betracht  kommen  Bilanzen,  Kunden- 
listen ,  Preisberechnungen ,  Bezugs« luellen, 
Submissionsangebote,  auch  persönliche  und 
finanzielle  Verhältnisse  der  Geschäftsinhaber, 
deren  Kenntnis  ein  tingünstiges  Vorurteil  bei 
einzelnen  Kunden  erwecken  könnten. 

c)  Auf  welche  Art  der  Thäter  von  diesen 
Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnissen  Kennt- 
nis erhalten,  ob  sie  ihm  vermöge  des  Dienst- 
verhältnisses anvertraut,  besonders  mitge- 
teilt oder  ob  sie  ihm  sonst  zugänglich  ge- 
worden sind,  sei  es  durch  eigene  Wahr- 
nehmung, durch  Beobachtung,  durch  An- 
eignung von  Schriftstücken,  ist  gleichgiltig. 

d)  Der  Verrat  wird  begangen  durch  un- 
befugte Mitteilung  der  Geheimnisse  an 
andere,  und  zwar  muss  diese  Mitteilung 
während  der  Geltungsdauer  des  Dienstver- 
hältnisses erfolgt  sein.  Befugt  znr  Mit- 
teilung ist  der  Angestellte  infolge  Ei'mächti- 
gung  des  Betriebsinhabers  oder  in  Erfüllung 
einer  gesetzlichen  Pflicht,  z.  B.  der  Zeugnis- 
pflicht. (Wenn  §  384  Z.  3  der  CP.O.  auch 
die  Beftignis  der  Zeugnisverweigerung,  so- 
weit ein  Gewerbegeheimnis  in  Frage  steht, 
giebt,  so  bleibt  doch  der  Zeuge  behigt,  sein 
Zeug^nis  abzugeben.) 

e)  Hinsichtlich  des  subjektiven  Tliat- 
bestandes  verlangt  das  Gesetz  zur  Strafbar- 
keit die  Begehung  des  Verrats  in  der  Ab- 
sicht des  Wettbewerbs  (nicht  aus  Leicht- 
fertigkeit oder  zu  wissenschaftlichen  Zwecken) 
otler  die  Absicht,  dem  Inhaber  des  Ge- 
schäftsbetriebs Schaden  zuzufügen.  Dieser 
auf  'Vorschlag  der  Reichstagskommission  an- 
genommene Zusatz  ermöglicht  erst  die  Be- 
strafung eines  aus  Rache  oder  Bosheit  gegen 
den  Prinzipal  begangenen  Verrats. 

2.  Geheimnismissbrauch  (§  9 
Abs.  2).  Wird  der  Geheimnisverrat  bestraft 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  unbefugte 
Mitteilung  des  Angestellten  seinem  Prinzipal 
Schaden  zugefügt,  ob  sie  eine  Verwertung 
zur  Folge  gehabt  hat  oder  nicht,  so  war  es 
doch  auch  notwendig.  Dritte  durch  Strafan- 
drohung von  der  Benutzung  eines  fremden 
Geheimnisses  abzuschrecken.  Der  1.  Ent- 
■wurf  hatte  niu-  die  unbefugte  Verwertung 


seitens  eines  Angestellten  fflr  strafbar  er- 
klärt. Mit  Recht  hat  aber  §  9  Abs.  2  die 
Strafbarkeit  ausgedehnt  auf  alle  Personen, 
die  nicht  dem  Kreise  der  Angestellten  an- 
gehören, die  Geschäfts-  oder  Betriebsgeheim- 
nisse missbrauchen,  sei  es,  dass  sie  deren 
Kenntnis  durch  eine  im  §  9  Abs.  1  erwähnte 
Mitteilung  eines  Angestellten  oder  durch  eine 
gegen  das  Gesetz  (z.  B.  durch  Diebstahl 
einer  Kundenliste,  Unterschlagung  eines 
Plans)  oder  die  guten  Sitten  verstossende 
Handltmg  erlangt  haben.  Als  solche  wird 
zu  betrachten  sein  z.  B.  das  Ausspionieren 
in  den  Geschäftsräumen  eines  anderen,  das 
sogenannte  detournement  d'ouvriers,  Ver- 
leitung eines  Angestellten  zum  Austritt,  um 
dann  seine  Kenntnis  eines  Geschäfts-  oder 
Betriebsgeheimnisses  zu  verwerten,  Vor- 
spiegelung eines  falschen  Grundes  des  Be- 
suchs einer  Fabrik,  »un  bestimmte  Betriebs- 
einrichtungen behufs  Nachahmung  kennen 
zu  lernen. 

Die  Handlung,  durch  welche  das  Ver- 
gehen des  Geheimnismissbrauchs  begangen 
wird,  besteht  in  der  unbef ug^n  Verwertung, 
der  wirtschaftlichen  Ausnutzung  des  Ge- 
heimnisses oder  in  einer  Mitteilung  des- 
selben an  andere.  In  subjektiver  Beziehung 
wird  gefordert  im  Gegensatze  zu  §  9  Abs.  1 
nur  die  Begehung  des  Geheimnismissbi-auchs 
in  der  Absicht  des  Wettbewerbs. 

Die  Strafe  für  beide  Delikte  ist  die 
gleiche :  Geldstrafe  bis  3000  Mark  oder  Ge- 
fängnis bis  1  Jahr.  Die  Thäter  sind  auch  zur 
Schadenersatzleistung  verpflichtet.  Mehrere 
Verpflichtete  haften  als  Gesamtschuldner. 

3.  Das  Unternehmen  der  Verlei- 
tung zum  Geheimnisverrat  (§  10). 
Für  den  Fall  der  erfolgreichen  Anstiftung 
zum  Geheimnisverrat  trifft  nach  allgemeinen 
strafrechtlichen  Grundsätzen  (§  48  R.St.G.B.) 
den  Anstifter  die  Strafe  des  Thäters.  Kri- 
minalpolitische Gründe  veranlassten  aber  mit 
Recht  den  Gesetzgeber,  weiterzugehen  und 
entsprechend  dem  §  159  des  R.St.G.B. 
(Unternehmen  der  Meineidsverleitung)  auch 
den  erfolglosen  Versuch  der  Verleitung  eines 
Angestellten  zum  GJeheimnisverrat  unter 
Strafe  zu  stellen.  Denn  gerade  in  derartigen 
Verleitungen  ist  häufig  die  Wurzel  des  Ver- 
rats zu  finden,  da  sie  sich  in  der  Regel  an 
Leute  in  minder  günstiger  wirtschaftlicher 
Lage  wenden,  so  dass  es  oft  starker  mo- 
ralischer Widerstandskraft  bedarf,  um  solch 
•verwerflichen  Versuchungen  nicht  zu  unter- 
Hegen.  Die  Gefahr  der  Korruption  fordert 
hier  eine  besonders  wirksame  kriminelle 
Abwehr.  Der  Reichstag  hat  daher  mit  Recht 
das  im  Regierungsentwtuf  vorgesehene  Straf- 
maximum (1500  Mark  oder  6  Monate)  er- 
höht. 

Nach  §  10  wird  also  mit  Geldstrafe  bis 
2000  Mark  oder  bis  6  Monat  Gefängnis  be- 
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straft  derjenige,  der  es  unternimmt,  einen 
Angestellten,  Arbeiter  oder  Lehrling  zum 
Geheimnisverrat  (§  9  Abs.  1)  zu  verleiten. 
Diese  Verleitung  kann  erfolgen  durch  jede 
Art  von  Einwirkung,  die  in  dem  Ange- 
stellten den  WiDeiisentschluss  zum  Verrat 
hervorrufen  soll,  z.  B.  Aufforderung,  Hin- 
gabe von  Geld,  Versprechen,  Versetzung  in 
Trunkenheitszustand.  Der  Verleiter  mnss 
Kenntnis  vom  Vorhandensein  der  That- 
bestandsmerkmale  des  §  9  Abs.  1  haben, 
also  namentlich  wissen,  dass  derjenige,  auf 
den  er  einzuwirken  versucht,  Angestellter  ist. 

Diese  Vergehen  sind  Antragsdelikte.  Man 
musste  es  von  dem  Ermessen  des  Verletzten 
abhängen  lassen,  ob  ihm  das  Eindringen  in 
seine  geschäftlichen  Verhältnisse,  das  Offen- 
legen seiner  Betriebsgeheimnisse  nicht  der- 
ai-t  nachteilig  erscheint,  dass  er  lieber  auf 
eine  strafrechtliche  Ahndung  des  Thäters 
verzichten  will. 

6.  Yeroff entlichnng  des  Urteils.  Straf- 
yerfolgung.  Verjährung.  Gerichtsbar- 
keit. Veröffentlichung  des  Urteils 
(§  13)  kann  das  Gericht  bei  Verurteilung 
wegen  trügerischer  Reklame  (§  4)  auf  Kosten 
des  Schuldigen  anoi-dnen.  Es  muss  dem 
Verletzten  das  Recht  zur  Veröffentlichung 
der  Verurteilung  auf  Kosten  des  Verurteilten 
zusprechen  und  kann  auf  Antrag  des  frei- 
gesprochenen Angeschuldigten  die  Veröffent- 
lichung der  Freisprechung  verfflgen,  deren 
Kosten  die  Staatskasse  trägt,  sofern  sie  nicht 
dem  Anzeigenden  oder  Privatkläger  aufer- 
legt worden  sind.  Neu  gegenüber  dem  bis- 
herigen Rechtszustande  war  die  Zulassung 
der  Veröffentlichungsbefngnis  auch  im  Civil- 
prozesse,  indem  der  obsiegenden  Partei,  die 
eine  Klage  auf  Unterlassung  trügerischer 
Reklame  oder  der  Wiederholung  der  Herab- 
setzung des  Konkurrenten  oder  des  Miss- 
brauchs  fremder  Namen  u.  s.  w.  (§§  1,  6 
und  8)  anstrengte,  das  Recht  ztu*  Bekannt- 
machung des  verfügenden  Teils  des  Urteils 
zugesprochen  werden  konnte. 

b)  Strafverfolgung.  Wie  der  Ver- 
rat von  Geschäfts-  und  Betriebsgeheimnissen 
sind  auch  die  anderen  auf  Grund  des  Ent- 
wurfs mit  Strafe  bedrohten  Thatbestände 
bewusst  unwahre  Anschwärzung  (§  7)  und 
Reklameschwindel  (§  4)  mit  Ausnahme  der 
t^uantitätsverschleierung  Antragsdelikte.  Zur 
Erhebung  eines  Strafantrags  sind  im  Falle 
des  §  4  die  Klageberechtigten  (Konkur- 
renten und  Verbände)  befugt.  Die  Ver- 
folgung dieser  Antragsdelikte  im  Wege  der 
Privatklage  ohne  vorherige  Anrufimg  der 
Staatsanwaltschaft  ist  zulässig.  Eine  Er- 
hebung der  öffentlichen  Klage  durch  diese 
ist  vom  Vorliegen  eines  öffentlichen  Inte- 
resses abhängig  (§  12). 

In  grösseren  Städten  (Berlin,  München, 
Sttittgart,  Frankfurt  a.  M.  u.  s.  w.)  wurden 


Schutzvereinigimgen  gegen  unlauteren  Wett- 
bewerb begründet,  die  das  Inseratenwesen  zu 
tiberwachen  haben  und  eventuell  Strafanträge 
wegen  Zuwiderhandlung  gegen  das  Reichs- 
gesetz stellen  und  so  die  Konkurrenten  dieser 
peinlichen  Verpflichtung  entheben.  Auch 
haben  Gew^erbevereine  und  Handelskammeni 
Kommissionen  gebildet,  die  wie  die  Schutz- 
Vereinigungen  zuerst  den  unlauteren  Kon- 
kurrenten zur  Unterlassimg  der  verletzenden 
Handlung  auffordern  und  bei  Nichtbeach- 
tung der  Warnung  innerhalb  bestimmter 
Frist  durch  einen  Rechtsanwalt  beim  Ge- 
richt die  erforderlichen  Anträge  stellen 
lassen.  Diese  von  Verbänden  ausgehende 
Rechtsverfolgimg,  die  ihren  Mitgliedern  das 
Risiko  eines  Prozesses  abnimmt,  hat  sich 
ebenso  wie  die  Präventivthätigkeit  solcher 
Verbände  als  ein  für  die  Durchführung  der 
Zwecke  des  Reichsgesetzes  sehr  brauchbares 
Hilfsmittel  bewährt. 

Nach  dem  Vorbilde  der  Gesetzgebung 
über  industi-ielles  Urheberrecht  lässt  der 
Entwurf  (§  14)  neben  jeder  wegen  unlauteren 
Wettbewerbs  erkannten  Strafe  die  Zubilli- 
gung einer  Busse  bis  zum  Betrage  von 
lOOOO  Mark  an  den  Verletzten  auf  dessen 
Verlangen  zu.  Diese  Busse  schlirast  dann 
die  Geltendmachung  eines  jeden  weiteren 
Entschädigungsanspruches  aus. 

c)  Verjährung.  Zur  Verhütung  chika- 
nöser  Klagen  nach  langer  Zeit  erschien  eine 
kurze  Verjährungsfrist  geboten.  §  11  stellt 
deshalb  für  die  Schadenersatz-  und  ünter- 
lassungsklagen  eine  sechsmonatliche  Ver- 
jährungsfrist auf,  von  dem  Zeitpunkte,  in 
welchem  der  Berechtigte  von  der  Handlung 
und  der  Person  des  Verpflichteten  Kennt- 
nis erlangt.  Ohne  Rücksicht  auf  diese 
Kenntnis  verjähren  die  Ansprüche  in  3 
Jahren  von  der  Begehung  der  Handlung  an. 

d)  Gerichtsbarkeit.  §  15  verweist 
alle  Civilklagen  wegen  unlauteren  Wett- 
bewerbes auf  Grund  des  Gesetzes  (Anspruch 
auf  Schadenersatz,  auf  Unterlassung)  vor  die 
Kammern  für  Handelssachen,  soweit  in 
1.  Instanz  die  Zuständigkeit  der  Landgerichte 
begründet  ist  Allerdings  kam  schon  ßit- 
wurf  II  mit  dieser  Zuständigkeitsfestsetzung 
der  fast  allgemein  von  den  Organen  des 
Handels-  und  Gewerbestandes  bei  Beur- 
teilung des  Entwurfs  I  geäusserten  Wünschen 
entgegen.  Diux;h  den  beschränkenden  Zu- 
satz hat  man  aber  diese  Kreise  nicht  be- 
friedigt, man  hätte  die  ausschliessliche  Zu- 
ständigkeit der  Kammern  für  Handelssachen 
für  diese  Prozesse  begründen  müssen,  wenn 
man  nicht  \mter  Durchbrechung  der  Grund- 
lagen unserer  Gerichtsverfassung  für  diese 
Gattung  von  Rechtsstreitigkeiten  besoudere 
Kammern  für  Handels-sachen  bei  den  Amts- 
gerichten einrichten  wollte. 

Dass  man  in  den  kaufmännischen   und 
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gewerblichen  Kreisen  den  Formalismus  des 
gelehrten  Richtertums  fürchtet  und  ihm 
nicht  die  Jtlhigkeit  einer  freien  "Würdigung 
der  eigenartigen  realen  Terhältnisse  des 
Verkehrslebens  bei  Anwendung  des  Gesetzes 
zutraute,  ist  eine  betrübende  Erscheinung. 
Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  den  Gründen 
dieser  Erscheinung  imd  ihren  tiefer  liegen- 
den Ursachen  nachzugehen. 

Um  die  Einheitlichkeit  der  Eechtspre- 
chung  auf  diesem  Gebiete  zu  sichern,  wurde 
ausdrücküch  die  Entscheidung  über  das 
Rechtsmittel  der  Revision  dem  Reichsgericht 
übertragen  (§  15). 

Die  Zuständigkeit  des  Amtsgerichts  zum 
Erlas.se  einstweiliger  Verfügungen  (§  3) 
wurde  bereits  oben  hervorgehoben.  Schöffen- 
gerichte sind  zuständig  zur  Aburteilung  der 
durch  Privatklage  verfolgten  Antragsdelikte 
(§  12). 

7.  Verhältnis  znm  Anslande.  Zum 
Schutze  des  einheimischen  Handels  und  der 
inländischen  Industrie  ist  das  Gesetz  von 
1896  hauptsächlich  bestimmt.  Es  kommt 
deshalb  in  ereter  Linie  ohne  Rücksicht  auf 
die  Staatsangehörigkeit  allen  denjenigen  Ge- 
werbetreibenden im  weitesten  Sinne  zu  gute, 
die  eine  Hauptniederlassung  im  Inlande 
haben  (§  16),  und  zwar  im  deutschen  Reiclis- 
gebiete,  in  den  deutschen  Schutzgebieten 
und  sofern  es  sich  um  Hauptniederlassungen 
von  Reichsangehörigen  und  Schutzgenossen 
handelt,  in  denjenigen  auswärtigen  Bezirken, 
in  denen  das  Reich  die  Konsulargerichtsbar- 
keit ausübt. 

Für  Gewährung  des  Schutzes  des  Ge- 
setzes an  andere  wird  formelle  Reciprocität 
vorausgesetzt  Sowohl  ein  Deutscher  wie 
ein  Ausländer,  der  nicht  im  Inlande  seine 
Hauptniederlassung  hat,  kann  daher  den 
Schutz  des  Gesetzes  nur  in  Anspruch  neh- 
men d.  h.  er  kann  den  Anspruch  auf  Unter- 
lassung oder  auf  Schadensersatz  durch 
Klage  geltend  machen  und  ist  zur  Stellimg 
des  Strafantrags  oder  des  Antrags  auf  Busse 
berechtigt,  sofern  in  dem  Staate,  in  dem 
sich  seine  Hauptniederlassung  befindet,  nach 
einer  im  Reichsgesetzblatt  veröffentlichten 
Bekanntmachung  auch  deutschen  Gewerbe- 
treibenden ein  entsprechender  Schutz  zuge- 
standen ist  Der  Schutz  muss  nicht  inhalt- 
lich der  gleiche  sein  wie  der  des  deutschen 
Reichsgesetzes,  es  genügt,  wenn  er  von  ähn- 
licher Art  ist. 

Die  Feststellung  der  Reciprocität  erfolgt 
durch  den  Reichskanzler  (mittelst  der  Be- 
kanntmachung im  Reichsgesetzblatt)  und 
nicht  dim:h  den  Richter.  Bis  jetzt  ist  eine 
solche  Bekanntmachung  nicht  erlassen  wor- 
den. 

Indem  man  nach  dem  Vorgange  meh- 
rerer vom  Deutschen  Reich  mit  fremden 
Staaten     abgeschlossenen     Verträge     über 


gegenseitige  Gewähnmg  von  Industrieschutz 
die    »Hauptniederlassung«    forderte,    wollte 
man  verhindern,  dass  der  Schutz  auch  von 
einem    Gewerbetreibenden,    der    niu*   eine 
Filiale  in  einem  Gegenseitigkeit  gewährenden 
Staate  besitzt,  in  Anspruch  genommen  wer- 
den könne.    Mit  Unrecht  hat  man   diesen 
Standpimkt  des  Gesetzes  als  einen  veralte- 
ten völkerrechtlichen  bemängelt    Das  Deut- 
sche Reich  bietet  durch  diese  Bestimmungen 
allen   Staaten    die    Gleichberechtigimg   für 
ihre    Handel-    und    Gewerbetreibenden    an. 
Ihre  Sache  ist   es,   die  Voraussetzung  der 
Gegenseitigkeit  zu  erfüllen.  Diese  Fordening 
wird  jedenfalls  die  anderen  Staaten  in  wrk- 
samer  Weise  veranlassen,  deutschen  Reichs- 
angehörigen  einen   Schutz   gegen   die  ver- 
schiedenen Formen  des  unlauteren  Wettbe- 
werbs  zu  gewäliren,  und  in  diesem  Sinne 
bei  den  Verhandlungen  über  internationale 
Veiträge  von  der  Reichsregierung  als  Kom- 
pensationsohjekt  verwendet  werden  können. 
8.    Wirkongen    des    Reichsgesetzes 
zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wett- 
bewerbs. —  Reformbestrebnngen.    Das 
Gesetz  hat  schon  durch  sein  Dasein  einen 
günstigen  Einfluss  ausgeübt,  indem  es  die 
zu  unlauteren  Mitteln  neigenden  Geschäfts- 
leute vielfach  diurch  die  angetlrohten  Rechts- 
folgen    von     Anwendung     derselben     ab- 
schreckte.   Es  hat  diuchaus  fördernd   und 
erzieherisch  auf  die  Gestaltung  der  geschäft- 
lichen   Verhältnisse    gewirkt   (Bericht   des 
Vereins  Berliner  Kaufleute  und  Industrieller). 
Freilich  hat  es,  wie  die  vielen  Abäuderungs- 
anträge  von  Interessentenverbänden  beweisen, 
nicht  alle  auf  seine  Anwendung  gesetzten 
Hoffnungen  erfüllt.    Mitunter  glaubte  man 
wohl,  das  Gesetz  würde  jode  imbequeme  Kon- 
kurrenz  beseitigen,   während   es   doch  niu* 
gegen  unlauteren  Wettbewerb  einen  Schutz 
zu  gewähren  bezweckte.    Vielfach  hat  aber 
eine    aUzu    formalistische    und   engherzige 
Auslegung  des  Gesetzes  Unzufriedenheit  er- 
regt,   indem   der    Rechtsschutz   gegenüber 
Fällen  eines  Wettbewerbs,  die   nach  allge- 
meiner   Verkehrsanschauung    als    unlauter 
betrachtet  werden,  versagte. 

In  diesen  Erfethrungen  hat  die  von  mir 
bereits  in  der  1.  Auflage  vertretene  Auf- 
fassung ihre  Bestätigung  gefunden,  da-ss 
der  weg  der  Specialgesetagebung  nicht 
all  die  verschiedenartigen  Formen  des 
unlauteren  Wettbewerbs  treffe  und  dass 
daher  eine  allgemeine  principielle  Regelung, 
eine  Norm,  die  nur  die  Rechtswidrigkeit 
des  unlauteren  Wettbewerbs  ausspräche,  den 
Vorzug  verdiene.  Das  Spetüalgesetz  engte 
den  Kampf  gegen  den  unlauteren  Wettbe- 
werb ein  auf  die  in  diesem  Gesetze  aufge- 
führten Einzelfälle. 

Es  ist  zu  hoffen,  dass  jetzt  nach  Ein- 
führung des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  auch 
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gegen  die  im  Reichsgesetz  von  1896 
nicht  gekennzeichneten  Arten  des  un- 
lauteren Wettbewerbs  unsere  Gerichte  den 
Rechtsschutz  nicht  versagen  werden,  nach- 
dem im  §  826  B.Ö.B.  ihnen  eine  taugliche 
Waffe  hierzu  geliefert  ist. 

Eine  grosse  Enttäuschung  wurde  den 
gewerblichen  Kreisen  durch  ein  reichsge- 
richtliches Urteil  vom  21.  September  1897 
bereitet,  das  die  sogenannten  Nachschübe 
bei  Ausverkäufen  nicht  für  schlechthin  un- 
zulässig erklärte.  Gerade  die  Klagen  über 
die  gi-oben  Missbräuche  der  schwindelhaften 
Ausverkäufe  hatten  hauptsächlich  zum  Er- 
lasse des  Gesetzes  geführt,  das  im  §  1  (vgl. 
oben  s\ib  VII,  3)  mit  seinem  Verbote  der  un- 
richtigen Angaben  über  Anlass  oder  Zweck 
des  Verkaufs  den  Missbrauch  der  Ausver- 
käufe mit  Nachschiebungen  als  eine  der  ge- 
fährlichsten Formen  der  trügerischen  Re- 
klame treffen  wollte.  Die  Motive  des  Ge- 
setzes (»während  ein  Ausverkauf  d.  h.  eine 
Veräusserung  der  vorhandenen  Vorräte  zum 
Zweck  der  Beendigung,  sei  es  des  Geschäfts- 
betriebs im  ganzen,  sei  es  des  Verkaufs 
einer  gewissen  Warengattung  nicht  beab- 
sichtigt ist,  vielmehr  eine  regelmässige  oder 
gelegentliche  Vervollständigung  des  Lagers 
durcii  Beschaffung  (Nachschiebung)  neuer 
Waren  stattfindet«)  bezeugen  das.  Die  Miss- 
stimmung über  diese  enge  Interpretation  des 
Gesetzes  durch  das  Reichsgericht,  dem  viele 
andere  Gerichte  folgten,  ist  wolü  begreiflich, 
da  sie  die  gesetzliche  Waffe  im  Kampfe  gegen 
Schwiudelafusverkäufe  abstumpfte  und  viel- 
fach ein  Anwachsen  solcher  fingierter  Aus- 
verkäufe ZMT  Folge  hatte. 

Auf  Veranlassung  des  Reichsamts  des 
Innern  wurden  Handelskammern  und  andere 
gewerbliche  Verbände  zu  einer  Aeusserung 
über  die  Notwendigkeit  einer  Er^veiterung 
des  Gesetzes  aufgefordert.  Die  meisten 
Handelskammern  sprachen  sich  für  das  Ver- 
bot der  Nachschübe  aus,  da  sonst  von  einem 
wirklichen  Ausverkaufe  nicht  die  Rede  sein 
könne  und  diese  auch  dann  kein  Ende 
fänden.  Einige  Handelskammem  wollten 
Nachschübe  zur  &gänzung  der  Sortimente 
und  in  kleinen  Mengen  gestatten,  jedenfalls 
da,  wo  sie  nötig  und  zur  Beschleunigung 
des  Ausverkaufs  dienten,  und  hoben  hervor, 
dass  gewisse  Specialartikel  erst  durch  Nach- 
S(^hübe  verkaufsfühig  wfli-den. 

In  einer  Petition  an  den  Reichstag  hat 
der  deutsche  Bund  für  Handel  und  Gewerbe, 
der  55  Vereine  mit  über  10  000  Mitgliedern 
umfasst,  folgende  gesetzliche  Bestimmungen 
bezüglich  der  Ausverkäufe  gefordert:  Be- 
willigung von  Ausverkäufen  und  sogenannten 
Special-  oder  Ausnahmetagen  durch  die  Be- 
hörde. Das  Bewilligtmgsgesuch  soll  ent- 
halten Angabe  des  Grundes,  der  Waren 
nach  Herkunft,  Menge,  Beschaffenheit  und 


Preisermässigung,  Bezeichnung  des  Lokals, 
der  Zeit  und  Dauer  des  Ausverkaufs,  der 
Personen,  in  deren  Eigentum  sich  die  zu 
veräussemden  Waren  befinden,  und  der 
Personen,  durch  die  er  vorgenommen  werden 
soll.  Das  Gesuch  ist  zu  veröffentlichen. 
Einsprüche  gegen  die  Bewilligung  sind  zu- 
lässig. Diese  ist  unbedingt  zu  versagen, 
wenn  die  Angaben  sich  als  unrichtig  er- 
weisen und  wenn  der  Bewerber  wegen  un- 
lauteren Wettbewerbs  oder  betrügerischer 
Handlungen  innerhalb  der  letzten  2  Jahre 
bestraft  ist.  Dauer  höchstens  4  Wochen, 
ünzulässigkeit  der  Wiederholung  vor  Ablauf 
von  6  Monaten.  Verbot  der  Nachschüte.  — 
Auch  der  Centralverband  deutscher  Kaufleute 
fordert  Einreichung  von  Warenverzeichnissen 
und  Verbot  des  Nachschubes. 

Ebenso  hat  der  Verband  katholischer 
kaufmännischer  Vereinigungen  Deutschlands 
in  einer  Eingabe  an  den  Reichst^  (April 
1900)  Verbot  der  Nachschübe  und  gesetz- 
liche Festleg\ing  des  Begriffs  »Ausverkauf» 
beantragt.  Ueber  das  Ziel  hinaus  geht  die 
Petition  mit  dem  Verlangen  eines  Verbots 
der  sogenannten  Ausnahme-  oder  Specialtage. 
Das  wäre  ein  Eingriff  in  berechtigte  Ge- 
pflogenheiten vieler  solider  Detaillisten. 

Im  Reichstag  wurde  am  20.  November 
1900  von  Oertel  und  Mitgliedern  der  kon- 
servativen Partei  beantragt,  die  Regierung 
um  Vorlegung  eines  Gesetzes  über  das  Aus- 
verkaufswesen zu  ersuchen,  das  Anmelde- 
pflicht für  Ausverkäufe  festsetze,  Scheinaus- 
verkäufe und  Nachschübe  verbiete. 

Ein  Antrag  des  Centrums  (Lieber  und 
Pichler)  forderte  Erweitenmg  des  Gesetzes 
über  unlauteren  Wettbewerb  und  ein  Ge- 
setz über  Regelung  des  Ausverkaufswesens. 
Falls  das  Reichsgericht  nicht  zu  einer 
Aenderung  seiner  Anschauung  über  die  Zu- 
lässigkeit  der  Nachschübe  gelangt,  wird 
sich  eine  gesetzliche  Regelung  des  Ausver- 
kaufswesens nicht  vermeiden  lassen. 

Dieses  hätte  meines  Erachtens  ein  Ver- 
bot der  Nachschübe  von  Waren  bei  Total- 
ausverkäufen auszusprechen.  Selbst  die 
Gegner  eines  rewlikalen  Verbots  wünschen  ein 
solches  für  Konkursatisverkäufe.  Wenn  auch 
mitunter  Interessen  der  Veranstalter  von 
Ausverkäufen  hierdurch  geschädigt  w^ürtlen, 
indem  namentlich  der  Verkaiif  von  Restbe- 
ständen bei  Erbschaften  und  Konkursen  niu- 
mit  Verlust  möglich  wird,  so  fallen  diese 
Nachteile  nicht  ins  Gewicht  gegenüber  dem 
grossen  Vorteile  der  vollständigen  Beseiti- 
gung von  Schwindelausverkäufen.  Höchstens 
könnte  man  die  Znlässigkeit  einer  Ergän- 
zung des  Warenbestandes  abhängig  machen 
von  der  Bewilligung  eines  Organs  des 
Handelsstandes,  das  bei  seiner  Entschei- 
dung die  konkreten  Verhältnisse  zu  berück- 
sichtigen   hätte.    —    Die    Zahl   der    si>ge- 
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nannten  Saisonausverkäufe  könnte  gesetz- 
lich festgelegt  werden.  Dagegen  halte  ich 
den  Vorschlag,  ffir  jeden  Ausverkauf  eine  be- 
hördliche Genehmigung,  wie  in  Oesterreich 
(vgL  oben  sub  Y,  3)  und  in  Basel  (vgl.  sub  VI), 
zu  fordern,  nicht  für  berechtigt.  Man  soll  das 
gewerbliche  Leben  nicht  unter  Polizeiauf- 
sicht stellen  da,  wo  die  zu  bekämpfenden 
Missstände  sich  auf  anderem  Wege  beseiti- 
gen lassen.  Die  gewerblichen  Schutzver- 
bände könnten  hier  durch  gemeinsame 
Annoncen,  durch  Aufklärung  des  Publikums 
erfolgreich  Schwindelausverkäufen  die  Le- 
bensluft entziehen. 

Als  Lücke  des  Gesetzes  wird  uoch  em- 
pfunden, dass  der  sti-afrechtliche  Schutz  des 
§  4  sich  nicht  erstreckt  auf  die  durch  bild- 
liche Darstellungen  bewirkte  trügerische 
Beklame.  üeberhaupt  sollte  der  Strafrechts- 
schutz bei  jeder  Art  des  unlauteren  Wett- 
bewerbs, also  auch  beim  Missbrauch  eines 
fremden  Namens  u.  s.  w.  (§  8),  neben  der 
Civilklage  zulässig  sein. 

Unzufriedenheit  erregte  auch,  dass  die 
Gerichte  von  der  Möglichkeit,  dem  Geschä- 
digten das  Recht  zur  Bekanntmachung  der 
Verurteilung  bezw.  des  Urteils  zu  gewähren, 
nicht  stets  den  entsprechenden  Gebrauch 
gemacht  haben.  Gerade  eine  solche  Publi- 
kation würde  aber  den  Geschädigten  ei-st 
eine  wahre  Genugthuung  gewähren  und 
dem  Publikum  über  das  unlautere  Gebaren 
bestimmter  Geschäfte  Auskunft  geben.  Sie 
■würde  nach  beiden  Richtimgen  Erfolg  ver- 
heissen,  das  kaufende  Publikiun  vor  un- 
lauteren Mitteln  gewisser  Geschäfte  warnen 
luid  wegen  der  materiellen  Schädigung  der 
so  Gekennzeichneten  am  wirksamsten  vor 
unlauterem  Geschäftsgebaren  absclirecken. 
Der  Wunsch  bei  einer  Revision  des  Gesetzes, 
die  Zuerkennung  der  Publikationsbehignis 
an  den  Verletzten  dnrch  die  Gerichte  obli- 
gatorisch zu  machen,  erscheint  daher  gerecht- 
fertigt. 

9.  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch.  Da 
das  Reiclisgesetz  vom  27.  Mai  1896  bestimmte 
l'orraen  des  unlauteren  Wettbewerbs  trifft, 
so  wird  es,  wenn  eine  dieser  Formen  vor- 
liegt, stets  zur  Anwendung  kommen  müssen. 
Die  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs über  Schadenersatz  heben  selbstver- 
ständlich die  entsprechenden  Satzungen  des 
Sondergesetzes  nicht  auf.  Dagegen  finden 
die  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs auf  andere  diu-ch  das  Reichsgesetz 
von  1896  nicht  getroffene  Formen  des  un- 
lauteren Wettbewerbs  Anwendung. 

Von  den  die  Schadenersatzpflicht  wegen 
unerlaubter  Handlungen  regelnden  Normen 
des  25.  Titels  des  2.  Buches  des  Bürger- 
licheu  Gesetzbuchs  dürfte  nicht  in  Frage 
kommen  §  823  Abs.  2,  der  eine  Schaden- 
ersatzpflicht demjenigen  auferlegt,  welcher 


fremdes  Eigentum  verletzt  oder  gegen  ein 
den  Schutz  eines  anderen  bezweckendes 
Gesetz  verstösst.  Dagegen  ist  wohl  an- 
wendbar §  826:  »AVer  in  einer  gegen  die 
guten  Sitten  vei-stossenden  Weise  einem 
anderen  vorsätzlich  Schaden  zufügt,  ist  dem 
anderen  zum  Ersätze  des  Schadens  ver- 
pflichtet.« 

Es  kann  somit  nicht  nur  jede  unsittliche 
Handlung,  sondern  auch  jede  den  Anschau- 
ungen und  Gepflogenheiten  anständiger 
Kaufleute  und  Gewerbetreibender  wider- 
sprechende Handlung,  sofern  sie  sich  als 
vorsätzliche  Schadensznfügimg  darstellt,  die 
Ersatzpflicht  begründen. 

Damit  können  auch  andere  als  die  durch 
das  Reichsgesetz  von  1896  bezeiclmeten 
Formen  des  unlauteren  Wettbewerbs  ge- 
troffen werden.  Diese  Bestimmung  gewährt 
den  Gerichten  eine  scharfe  Waffe  zur  Be- 
kämpfung des  unlauteren  Wettbewerbs. 
Durch  eine  nicht  zu  engherzige  Aus- 
legung würde  die  Rechtsprechung  in  Deutsch- 
land dem  soliden  Handel  und  Verkehr 
Schutz  gegen  alle  illoyalen  Manipidationen 
zu  gewähren  in  der  Lage  sein. 

Leider  hat  man  in  der  2.  Lesung  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  die  wesentliche 
Aendenmg  durchgesetzt,  dass  nur  vorsätz- 
liche —  und  nicht  wie  der  1.  Entwurf 
wollte  —  auch  fahrlässig  begangene  Hand- 
lungen, die  gegen  die  guten  Sitten  Verstössen, 
eine  Schadenersatzpflicht  erzeugen. 

Mit  einem  geringen,  den  Richter  auf  die 
Fälle  des  unlauteren  Wettbewerbs  besonders 
hinweisenden  Zusatz  würde  dieser  oder  ein 
ähnlicher  Rechtssatz  auch  nach  dem  Weg- 
fall des  Specialgesetzes  zu  einer  Bekämpfung 
des  unlauteren  Wettbewerbs,  zur  Befesti- 
gung von  Treu  und  Glauben  im  Handel 
und  Verkehr  durch  die  Gerichte  hinreichen. 

10.  Das  Reichsgesetz  zum  Schntz 
der  WarenbezeichnnBgen  vom  12.  Mai 
1894  (§  16).  Ueber  den  Rahmen  eines  den 
Schutz  eingetragener  Warenzeichen  be- 
zweckenden Gesetzes  hinausgehend,  hat 
dieses  Reichsgesetz  gegen  zwei  Arten  des 
unlauteren  Wettbewerbs  schon  vor  Erlass 
des  Specialgesetzes  von  1896  einen  gesetz- 
lichen Schutz  geschaffen :  gegen  falsche  ört- 
liche Herkunftsbezeichnung  (vgl.  oben  sub  .8) 
und  gegen  unbefugte  Warenausstattung. 

Die  charakteristische  Ausstattung  der 
Waren  eines  Gewerbetreibenden  wird  viel- 
facli  im  Verkehr  als  ein  ürsprungszeichen 
behandelt.  Die  unbefugte  Nachahmung  will 
das  Publikum  über  den  Ursprung  der  Waren 
täuschen. 

§  15  des  Reichsgesetzes  von  1894  be- 
droht deshalb  mit  100— 3U()0  Mark  oder  mit 
Gefängnis  bis  3  Monaten  (Antragsdelikt)  und 
verpflichtet  zum  Schadensersatze  denjenigen, 
der  zum  Zweck  der  Täuschung  im  Handel 
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und  Verkehr  Waren  oder  deren  Verpackung 
oder  Ankündigungen,  Preislisten  etc.  mit 
einer  Ausstattung,  die  innerhalb  beteiligter 
Verkehrskreiso  als  Kennzeichen  gleichartiger 
Waren  eines  anderen  gut,  ohne  dessen  Ge- 
nehmigung versieht  oder  in  Verkehr  bringt 
oder  feil  hält. 

Die  verschiedenartigsten  Ausstattungen 
(Flaschen,  Korb.  Schachtel,  Etiketten)  ge- 
niessen  den  Schutz,  wenn  das  Publikum 
eben  in  der  Ausstattung  die  besonderen 
Merkmale  der  Waren  eines  bestimmten  Ge- 
werbetreibenden erblickt.  Ein  wesentliches 
Thatbestandsmerkmal  bildet  aber  der  Dolus, 
Benutzung  der  Ausstattung  zum  Zweck  der 
Täuschung. 

VIII.  Internationales  Recht 

Durch  die  am  20.  März  1883  zu  Paris 
errichtete  internationale  Union  zum  Schutze 
des  gewerblichen  Eigentums,  der  die 
Schweiz,  Belgien,  Brasilien,  Spanien,  Frank- 
reich, Italien,  Niederlande,  Portugal,  Salva- 
dor, Serbien,  Tunis  und  Dänemark  ange- 
hörten, wurden  allen  Angehörigen  eines 
Unionsstaates  sowie  allen  in  einem  solchen 
ein  industrielles  oder  Handelsetablisseraent 
Besitzenden  in  allen  anderen  Unionsstaaten 
bezüglich  (der  Erfindungspatente,  Zeichnun- 
gen, Modelle)  Fabrik-  und  Handelsmarken 
und  Geschäftsfirmen  alle  den  Einheimischen 
gewährten  Vorteile  zugesichert.  Die  Firma 
wird  geschützt,  gleichviel,  ob  sie  Bestandteil 
einer  Marke  bildet  oder  nicht  Der  Be- 
schlagnahme, eventuell  dem  Verbot  der  Ein- 
fuhr unterliegen  (auf  Antrag  der  Staatsan- 
waltschaft oder  der  Beteiligten)  die  wider- 
rechtlich mit  einer  Marke  oder  Firma  ver- 
sehenen Erzeugnisse  bei  der  Einfuhr  in 
einen  ünionsstaat,  in  dem  Marke  und  Firma 
schutzberechtigt  sind  (Art.  9).  Ebenso  jedes 
Erzeugnis,  das  als  Bezeichnung  der  Her- 
kunft fälschlich  den  Namen  eines  bestimmten 
Ortes  trägt,  wenn  diese  Bezeichnung  einem 
erfundenen  oder  einem  zum  Zwecke  der 
Täuschung  entlehnten  Handelsuamen  beige- 
fügt wii-d  (Art.  10). 

Nach  Art.  10  b  der  Brüsseler  Zusatzakte 
vom  14  Dezember  1900  sollen  die  Ange- 
hörigen eines  Verbandsstaates  sowie  die, 
welche  in  einem  Verbandsstaate  einen  Wohn- 
sitz oder  gewerbliche  Niederlassung  besitzen, 
in  allen  Verbandsstaaten  den  den  Staatsan- 
gehörigen gegen  unlauteren  Wettbewerb  zu- 
gesicherten Schutz  geniessen. 

Das  Deutsche  Reich  hat  (1901)  seinen 
Beitritt  zur  internationalen  Union  zum 
Schutze  des  gewerblichen  Eigentums  voll- 
zogen, und  der  Beitritt  Oesterreich-üngarns 
steht  in  sicherer  Aussicht. 

Litteratnr :  H.  Allart,  Traue  theorique  etpratique 
de  la  coneurrence  deloyale,  Paris  1892.  —  R.  Btw- 
Wer,  De  la  e.  d.,  Pari*  1895.  —  E.  Bert,  Delac. 


d.,  PUrü  1888.  —  A.  Braun,  youteau  traue 
de*  marquet  de  fahrige  et  de  commerce,  du 
nom  commercial  el  de  la  coneurrence  deloynlt, 
Bruxelles  1880.  —  «/.  JLestra,  De  la  c.  d.  ea 
droit  franste,  Thhe,  Pari*  1879.  —  Loi«<m, 
Nont*  commerciaur,  midaiUe*  et  recompeiue*  in- 
duttrielle*  honorifique«,  Pari*  1879.  —  IfaU- 
lard  et  Marafy,  Grand  diclionnaire  inter- 
national de  la  propriete  indtutrielU,  au  poitU 
de  vue  de  nom  commercial  de  marque  d*  fn- 
brique  et  de  commerce,  et  de  la  e.  d.  par  hit- 
monymie.  Pari*  1891.  —  Gtiston  Mayer,  I>e 
la  c.  d.  Pari*  1879.  —  E.  PouUlet,  Traut 
de*  marque»  de  fabriqxic  et  de  la  c.  d.  4.  edi- 
tion,  Pari*  1898.  —  A.  Plocque,  De  la  e.  d. 
par  homonymie,  Pari*  1892.  —  Baoul-tfou- 
bert,  De  la  e.  d..  Pari*  1890.  —  A.  Darra», 
Traue    theorique   et  pratique  de  la  c.  d.,    I\irit 

1894.  —  Sumien,  De»  rapport*  entre  la  con- 
eurrence del.  et  la  diffamation.  (Annale*  Je 
droit  commercial  el  indu»triel  franfai*,  elranger 
et  international  XII.)  —  «/.  VaUoton,  La  f. 
d.    et   la  concurrenec   iUieile  (Thite),    Latuanne 

1895.  —  O.  Mayer,  Die  coneurrence  dehyiile 
(Ooldschmidt,  Zeittchr.  f.  HandeUrecht,  XXVI, 
1881,  S.  S6Sff.).  —  M.  Amar,  Dei  nomi  dri 
marchi,  e  degli  altri  »cgni  e  della  concorrenai 
neW   induatria   c   nell  commercio,    Torino  189S. 

—  Giannini,    la    concorrenza   *leaU,    SapuU 

1898.  —  N.  Browne,  The  law  of  trade  martt, 
London  1886.  —  A.  Gray,  The  lau-  of  faljf 
marking,  London  1887.  —  H.  LMdUnc  and 
H,  tfenkyns,  d  treatite  on  ihe  law  of  trade- 
mark*  and  trade  name»,  London  187S.  —  Se- 
bastian, A  Dige»t  of  cate*  trade-work,  trade- 
name,   trade-tecret,   good-wiU  etc.,  London  1S79. 

—  Inhülsen,  Die  Bekämpfung  de»  u.  W.  in 
England.  (Gewerblicher  Rechlttchutx  II,  li9T, 
S.  284  ff.,  SSTff.).  —  O.  Pranekel,  Die  Be- 
etimmungen de»  <l»terreich>»chen  Hecht*  gegen  u. 
W.,  Wien  I8S4.  —  Aalberse,  Oneerlijke  Coit- 
eurrentie  en  hare  beetrijding  volgen*  het  Seder- 
land»che  recht.  1.  stuck.  Leiden  1897.  —  Xeu- 
burg,  Zunftgerichi*barkeil  und  Zunftretfa**unj 
in  der  Zeit  vom  IS.  bi»  16.  Jahrhundert,  Jem 
1880,  S.  ISi.  —  V.  Inatna-Stemegg,  Deut- 
»che  Wirt*chaft*ge«chichte  in  d.  letzten  Jahr- 
hunderten de»  Mittelalter»,  Leipzig  19ni,  II, 
S.  74,  252.  —  Paul  Schulz,  Die  geireri- 
liehen  Urheberrechtein  Oe»terreich(Mayerhofer. 
Handbuch  f.  d.  pol.  Verwalttmgtdientt,  5.  Auß., 
Wien  1901,  S.  1800  ff.)  —  Kohler,  Da*  Hecht  de» 
itarken*chutze*,  Würtburg  1885.  —  BtndiMg, 
Lehrbuch  d.  gem.  deultehen  Utrqfrechl»,  6.  Auß., 
Leipzig  1900,  II,  1.  Ä.  265.  —  V.  Liazt,  Lehr- 
buch  d.    deuUclien   Strafreeht*,    9.    Auß.   Berlin 

1899,  i  124.  —  Cosack,  Lehrbuch  de*  HandeU- 
recht*, 4.  Aufl.,  Stuttgart  1898,  S.  97  ff.  (i  18).  — 
Gierke,  Deut*che*  Privatrecht,  Leipzig  1S9S,  I,  S. 
714.  —  Riesner,  Zur  Revision  de»  HandeUgetetz- 
bucht,  StuUgaH  1889,  II,  S.  82 ff.  —  AUxoH- 
der-Kat»,  Die  unredliche  Konkurrenz,  Berlin 
1892.  —  Oertelbe,  Empfiehlt  »ich  ein  aOgtn. 
ßechttachutz  gegen  u.  W.  (Verhandlung  de»  iS. 
deuiecken  Jurislentag»,  Berlin  1895,  Gutachle» 
I,  S.  127  ff.).  —  Bachern,  Der  u.  W.  in  Bän- 
del und  Gewerbe  und  dessen  Bekämpfung,  CHn 
1892.  —  Verselbe,  Wie  ist  dem  u.  (f.  in 
Handel  und  Verkehr  zu  begegnen,  Cöln  IS9S.  — 
O.  Bahr,  Der  Schutz  der  Gewerbetreibenden 
gegen   «.    W.,    (Grenzboten   1893)    S.   Ulf.  — 
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Böttger,  Zur  Bekämpfung  de*  u.  W.,  Braun- 
lehveig  1895.  —  Daniel,  Dartlellung  des  Ver- 
brechen* de$  n.  W.  unter  Erörterung  »einer 
Stellung  im  Syiitem  des  Strafrechts,  München 
1900.  —  Puld,  Das  Beichsges.  über  den  u.  W. 
(AnnaUn  des  Deutschen  Reichs  1S96,  S.  918 ff.). 

—  Gareia,  Das  Beichsges.  zur  Bekämpfung  des 
«.  H'.  (Sep.-Abdruck  aus  Seufferts  Blätter 
für  Bechtsanwendung),  Erlangen  1896.  —  Ge- 
waltig, Die  gesetzlichen  Bestrebungen  des  Deut- 
schen Reiches  zur  Bekämpfung  des  u.  W.,  Mün- 
chen 1895.  —  Glerke,  Der  Rechtsgrund  des 
Schutzes  gegen  «.  W.  (Zeitsehr.  f.  gewerblichen 
Rechtsschutz)  IV,  1895,  S.  109 ff.  —  Gott- 
schalk,  Das  Gesetz  über  den  u.  W.,  Berlin 
1895.  —  Gumbel,  Der  Betrugsparagraph  und 
seine  Ergänzung  durch  das  Gesetz  zur  Be- 
kämpfung des  u.  W.,  Tübingen  1897.  —  E. 
Kotz,  Der  u.  W.  (ZeiUchr.  f.  geirerbl.  Rechts- 
schutz), I,  189S,  S.  7 ff.  —  Derselbe,  Ges.  zum 
Schutze  der  Warenbezeichnungen  und  u.  \V., 
Berlin  1894.  —  J.  Kohler,  Veber  den  u.  W. 
und  seine  Behandlung  im  Recht  (Xeue  deutsche 
Rundschau,  Freie  Bühne  V,  1894,  Heft  12).  — 
Derselbe,  Treu  und  Glauben  im  Verkehr, 
Berlin  1S9S.  —  M.  M.  Kohler,  Da»  Verbrechen 
des  u.  yV.  ( Strafrechtl.  Abhandlungen,  herausg. 
von  Beling  Befi  St—34),  Breslau  1901.  — 
Mareach,  Veber  gesetzlichen  Schutz  gegen  un- 
redliche Konkurrenz,  Wien  1890.  —  lA>be, 
Reichsges.  (systematisch  dargestellt),  Leipzig  1896. 

—  Mittler,  lUoyale  Konkurrenz  und  Marken- 
schutz, Wien.  —  Beuling,  Der  u.  W.  nach 
dem  i.  Entwürfe  eines  Gesetzes  zur  Bekämpfung 
des  u.  W.,  Berlin  1895.  —  Samhamtner,  Der 
u.  W.  in  der  Hausindustrie  {Zeitsehr.  f.  ge- 
xoerbl.  Rechtsschutz,  III,  1894,  S.  S12ff.).  — 
Seherer,  Empfiehlt  sich  ein  allgemeiner  Rechts- 
schutz gegen  u.  W.f  (Verhandlungen  des  HS. 
deutschen  Juristentags,  Berlin  1895,  Gutachten 
S.  I,  S.  SSO  ff.).  —  P.  Schtnid,  Das  Waren- 
zeichenrecht nebst  einem  Veberblick  über  die  Be- 
stimmungen wider  den  u.  H''.  nach  den  Gesetz- 
gebungen alter  Länder,  Leipzig  1899. 
Derselbe,  Zu  dem  Entwurf  eines  Gesetzes 
wider  den  u.  W.,  (Zeitschrift  für  gewerblichen 
Rechtsschutz,  Bd.  IV,  1895,  S.  1S5  ff.,  S. 
ISS  ff.,  S.  ISlff.).  —  Derselbe,  Die  Gesetze 
zum  Sehitze  des  gewerblichen  Eigentums,  Berlin 
1897.  —  Dedreux,  Aus  der  Praxis  der 
Gebrauchsmustergesetze  und  ihre  Beziehung 
zum  Ges.  gegen  u.  W.,  München  1897.  —  Ste- 
phan und  P.  Sehmid,  Der  Schutz  des  ge- 
werblichen Urheberrechts  des  In-  und  Austandes, 
Leipzig  1899.  —  Veraeius,  Illoyale  Konkur- 
renz und  Markenschulz,  (Geirerbl icher  Rechts- 
schuU,  III,  1898).  —  H.  Schüler,  Die  eonc. 
del.  und  ihre  Beziehungen  zu  Same,  f\rma, 
Marke,  Fabrik-  und  Geschäftsgeheimnis,  Zürich 
1895,  —  A.  Simon,  Die  conc.  del.  ihr  Begriff 
«nd  ihre  Behandlung  im  Civil-  und  Strafrecht, 
Bern  1894.  —  Stegetnann,  UnlaiUeres  Ge- 
schäftsgebaren, I.  Typische  Fälle,  II.  Berichte. 
Antrüge  und  Verhandlungen,  Braunsehweig  1894. 

—  SHeda,  U.  W.,  (Jahrb.  f.  A^at.  u.  Stat.,  1896, 
Bd.  66,  S.  74  ff.).  —  Tr&ger,  Der  Schutz  gegen 
unlautere  Konkurrenz  im  Gebiete  des  preuss. 
Landrechts  (Grxuhot,  Beiträge  zur  Erläuterung 
des  deuUchen  RechU,  5.  F.,  I.  Jahrg.,  189S,  S. 
196 ff.).  —  Wechsler,  Concurrence  deloyale  und 
u.  W.,  Wien  1898.  —  Wermert,  Ueber  den  u. 


W.  und  die  Konsumsvereinsbewegungen,  Halle 
1895.  —  Brandis,  Rechtsschutz  der  Zeilungs- 
und Büchertitel,  Berlin  1898.  —  Brunstein, 
Der  Schutz  des  Fabrik-  und  Geschäftsgeheimnisses, 
Wien  1887.  —  Damme,  Schutz  der  Geschäfts- 
und Betriebsgeheimnisse  (Preuss.  Jahrb.  1895, 
Bd.  80,  S.  6Sff.).  —  Freudenstein,  Ueber  den 
Schutz  gewerblicher  und  technischer  Geheimnisse^ 
(Goltdammers  Archiv,  Bd.  SS,  S.  265 ff.).  —  E. 
Katz,  Der  Verrat  der  Fabrik-  und  Geschäfts- 
geheimnisse (Zeitsehr.  f.  gewerbl.  Rec/Usschutz  I, 
1892,  S.  81  ff.).  —  Ortloff,  Zum  SchuUe  der 
Geschäftsgeheimnisse  (Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  I, 
S.  219 ff.).  —  BUberfeld,  Die  öffentliche  Be- 
kanntmachung des  Urteils  auf  Grund  des  Ges. 
(Gewerbl.  Rechtsschutz  und  Urheberrecht  1897, 
II,  S.  240  ff.).  —  Quark,  Der  Gesetzentwurf 
zur  Bekämpfung  des  u.  W.  und  die  Handlungs- 
gehilfen, (Braun,  Sozialpolitisches  Centralblatt 
1895,  S.  S19ff.).  —  Verhandlungen  des  11. 
deutschen  Jurisientages  (1888)  I,  S.  70ß.;  II, 
S.  S88jf.  —  Lobe,  Die  Bestimmungen  des  Ges. 
gegen  u.  W.  über  Reklame  in  ihrem  Verhält- 
nisse zum  deutschen  B.O.B.  und  den  übrigen 
gewerblichen  Schutzgesetzen  (Sächsisches  Archiv 
für  bürgert.  Recht  und  Prozess  1897,  Bd.  VII, 
S.  19 ff.).  —  Cohn,  System  der  A'ationialökono- 
mie,  StuttgaH  1898,  III,  S.  279 ff.  —  Meili, 
Die  betrügliche  Sachahmung  des  Samens  und 
der  Fabrikmarke  A.  W.  Faber,  Zürich  1882.  — 
Derselbe,  Das  Markenstrafrecht  auf  Grund  des 
eidgenössischen  Gesetzes  und  der  internationalen 
Convention  von  188S,  Bern  1888.  —  Fuld,  U. 
W.  und  Ausverkauf  (Deutsche  Juristen-Zeitung, 
1901,  VI  Nr.  6).  —  Hoeren,  Die  Wirkungen 
des  Ges.  zur  Bekämpfung  dies  u.  W.  —  P, 
Sehmid,  Die  Wirkungen  der  detUschen  Reichs- 
ges. zur  Bekämpfung  des  u.  W.  (Gewerblicher 
Rechtsschutz  und  Urheberrecht,  1899,  IV,  S. 
169ff.;  1900,  V,  S.  S52ß.).  —  Gewerblicher 
Rechtsschutz  und  Urheberrecht,  Zeitsehr.  des 
Deutschen  Vereins  zum  Schutz  des  gewerblichen 
EigeiUums,  herausgeg.  von  Osterrleth,  Berlin 
1896 ff.  —  Mentor,  Zeitschrift  zur  Bekämpfung 
des  u.  W.  und  der  Ramselibazare,  Berlin  1899 ß'. 
—  Kommentar  zum  Reichsges.  zur  Bekämpfung 
des  u.  W.  vom  S7.  V.  1896  von  Bachern  und 
Roeren  S.  Aufl.,  Leipzig  1900;  BirkenMM, 
Berlin  1896;  Christlani,  Berlin  1896;  Dal- 
trop,  Dresden  1896;  Engel  II,  Berlin  1896; 
Pinger,  Berlin  1807;  L.  Puld,  Hannover 
1896;  Hause,  Berlin  1896;  Heinxe,  Leipzig 
1896;  Grünwald,  München  1896;  J.  Kahn, 
München  1896;  Kunreuther,  Berlin  1898; 
Alexander  Meyer,  Berlin  1896;  E.  Mül- 
ler, Fürth  1896;  Osterrleth,  Berlin  1896; 
Sehwalger,  Ansbach  1896;  Stephan,  Bertin 
1896. 

Eduard  Bosenthal. 


Whately,  Richard, 

geb.  gegen  1791,  gest.  am  8.  X.  1863  in  Dublin, 
studierte  daselbüt,  erhielt  einen  Rof  als  Seniors 
Nachfolger  nach  Oxford,  wurde  dort  zweiter 
Inhaber  des  Drumondacheu  Lehrstuhls  für  Volks- 
wirtschaft und  1832  Erzbischof  von  Dublin.  Vor 
Uebernahme  der  Verwaltung   des   Erzbistums 
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gründete  er  die  Professur  für  Volkswirtschaft 
am  Trinity  College  zu  Dublin. 

Whately  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  Introductory 
lectures  on  political  economy,  London  1831 ;  das- 
selbe, 2.  Aufl.,  1832;  dasselbe,  3.  Aufl.,  1832; 
dasselbe,  4.  Aufl.,  18ö&,  mit  dem  Titelzusatz 
„with  remarks  on  tithes  and  ou  poor  laws  and 
on  penal  colonies".  —  Easy  lessons  on  money 
matters,  ebd.  1833;  dasselbe,  2.  Aufl.,  1849.  — 
Speech  on  the  Irisli  poor  laws,  Dublin  1847.  — 
Speech  in  the  House  of  Lords  1833  on  a  bill  of 
the  removal  of  certain  disabilities  from  his 
Majesty's  subjects  of  the  jewish  persnasion, 
London  1848. 

Whately  vertritt  die  Ansicht,  dass  die  ganze 
Nationalökonomie  anf  den  Wert  der  Dinge  be- 
gründet werden  müsse  und  plädiert  dafür,  dieser 
Wissenschaft  den  Namen  Katallaktik  (Güter- 
anstanschlehre)  zu  geben.  Dieser  Vorschlag  hat 
eine  Identifizierung  des  Nationalreichtums  mit 
der  Summe  des  Tauschwertes  der  Güter  zur 
Voraussetzung,  die,  da  sie  die  Bewertung  der 
Produktionsquellen  und  der  Produktionskraft 
ausser  Berechnung  lässt,  nicht  genügen  kann. 
Die  Diktion  Whatelys  zeichnet  sich  durch  seltene 
Klarheit  und  Präcision  aus ;  da  er  selbst  grosses 
Gewicht  darauf  legt,  seine  Definitionen  der  Be- 
griffe Wert,  Reichtum,  Arbeit,  Kapital,  Kente, 
Lohn  etc.  gemäss  der  von  der  Wissenschaft  an- 
genommenen instruktivsten  und  erschöpfendsten 
Begriifsnmschreibungen  zu  gestalten,  rügt  er 
besonders  an  Adam  Smith  und  an  mehreren 
anderen  hervorragenden  Theoretikern,  dass  sie 
teils  zu  unklar,  teils  zu  ungenügend  und  von 
der  gebräuchlichen  Erkläruugsform  abweichend 
definieren.  Die  Ethik  des  lautersten  Christen- 
tums zieht  sich  durch  Whatelys  Schriften  und, 
fem  von  jedem  aufdringlichen  Zelotismus,  ver- 
steht er  es,  die  jungen  Leute,  denen  „introduc- 
tory lectures"  und  „easy  lessons"  (s.  o.)  gewid- 
met sind,  für  die  wirtscbaftliche  Nächstenliebe 
zu  erwärmen.  Er  offenbart  ein  warmes  Herz 
für  die  arbeitenden  Klassen  und  für  die  Armen, 
was  seiner  Sympathie  für  die  Aeusserungen  der 
freien  Konkurrenz  den  manchesterlichen  Bei- 
geschmack benimmt,  zumal  er  in  Abrede  stellt, 
dass  die  im  Dienste  des  Handels  und  der  In- 
dustrie wirtschaftenden  Menschen  nur  dem 
eigenen  Interesse  nachjagen.  Gegen  Malthus 
behauptet  er,  dass,  wie  die  Erde  infolge  der 
gesetzmässigen  Gegenwirkung  von  Centrifugal- 
nnd  Centripetalkraft  ewig  denselben  Kreis  um 
ihre  Achse  beschriebe,  auch  ihre  Hervorbrin- 
gungskraft  an  Subsistenzmitteln  für  die  Mensch- 
heit die  gleiche  bleiben  werde.  Allerdings, 
fährt  er  fort,  hätte  sich  seit  den  letzten  fünf 
Jahrhunderten  die  Bevölkerung  ganz  gewaltig 
vermehrt,  aber  das  Verhältnis  der  jetzigen 
Generation  zur  Emährungsfrage  sei  infoige  des 
hohen  Kulturstandes  der  Landwirtschaft,  des 
mächtigen  Aufschwunges  der  maschinellen  Be- 
triebs- und  Verkehrsmittel  ein  viel  kleineres  als 
das  der  Bevölkerung  vor  fünfhundert  Jahren  zu 
der  Leistungsfähigkeit  der  damaligen  .\grar- 
wirt.schaft.  Er  ist  in  den  wichtigsten  Lehren 
ein  Gegner  Hicardos. 

Vgl.  über  Whately:  St.  Stephens,  or 
pencilings  of  politicians.  by  „Mask",  London 
1839.      Darin   das    Kapitel:    Dr.    Whately.   — 


Fonteyraud,  Note  k  propoa  de  I'enseignement 
de  l'economie  politiqne,  in  Journal  des  Econo- 
mistes,  Bd.  XXII,  Paris  1849,  S.  62 flF.—  Nekro- 
log Whatelys  in  „Jonmal  des  Economistes",  II. 
Serie,  Bd.  40,  ebd.  Nov.  1863,  S.  317.  — 
Richelot,  Une  r^völntion  en  l'^onomie  po- 
litiqne, ebd.  1863,  S.  177/78,  217.  —  Macleo d, 
Principles  of  economical  philosophy,  2.  Aufl., 
Bd.  L  London  1872,  S.  100/101.  — Thompson, 
Social  science  and  national  economy,  Philadelphia 
1875,  S.  55/56.  —  F.  A.  Walker,  PoUtical 
economy,  London  1883,  S.  29,  31,  247.  — 
Garnier,  Du  principe  de  popnlation,  2.  Aufl., 
Paris  1885,  S.  128.  —  Encyclopaedia  Britannica, 
9.  Aufl.,  Bd.  XX,  Edinburg  1886,  S.  515;  Bd. 
XXIV,  ebd.  1888,  S.  529.  —  Ingram,  History 
of  political  economy,  London  18w,  S.  141,  1<2. 
-  Cannan,  History  of  the  theories  of  ^ro- 
duction  and  distribution  in  English  political 
economy  1776—1848,  London  1893,  S.  8,9. 

LipperU 


Wiehern,  Johann  Hinrich, 

geb.  am  21.  IV.  1808  in  Hamburg,  gest.  daselbst 
am  7.  IV.  1881,  studierte  in  Göttingen  und 
Berlin  Theologie  und  eröffnete  am  12.  XI.  18^ 
die  von  ihm  am  12.  IX.  desselben  Jahres  ge- 
gründete Bettungsanstalt  für  sittlich  verwahr- 
loste Kinder  in  der  Landgemeinde  Hom  bei 
Hamburg.  Er  selbst  war  vollständig  mittellos, 
den  Stiftungsfonds  brachten  wohlthätige  Ham- 
burger Patricier  zusammen,  und  das  stroh- 
hedeckte  Hans,  das  alte  Rauhe  Hans  in  Hom, 
in  welchem  Wiehern  mit  drei  ihm  anvertrauten 
Knaben  seine  Thätigkeit  begann,  verdankte  er 
der  Schenkung  seines  Gönners,  des  Syndikus 
Sieveking  in  Hamburg.  Ans  dieser  kleineu  be- 
scheidenen Ansiedelung  hat  sich  im  Laufe  der 
Jahre  eine  grosse  christliche  Kolonie  mit  Zweig- 
anstalten, die  sich  wieder  zu  Kolonieen  er- 
weitert, mit  insgesamt  31  grösseren  und  kleineren 
Bauten,  entwickelt,  von  denen  insbesondere  die 
Pensionatsschulen  nach  ihrer  1888  erfolgten  An- 
erkennung stark  besucht  sind.  Das  Geheimnis 
dieses  Erfolges  lag  einzig  in  der  anf  Gottver- 
trauen begrUndetenErziehungsmethodeWichems, 
die  darauf  angelegt  war,  seine  Zöglinge  beiderlei 
Geschlechts  nicht  nur  zu  frommen  und  sitten- 
reinen, sondern  anch  zu  erwerbsfähigen  Men- 
schen heranzubilden.  Die  wirtschaftliche  Lage 
der  Erziehungsanstalten  des  Rauhen  Hauses  war 
nie  eine  befriedigende,  da  zur  Deckung-  ihrer 
ökonomischen  Bedürfnisse  häufig  die  Mildthätig- 
keit  frommer  Seelen  in  Anspruch  genommen 
werden  musste ;  Staat«unterstützung  hat  Wiehern 
für  seine  Stiftungen  weder  jemals  nachg^esucht 
noch  genossen.  1848  erfolgte  auf  Wichems  Ver- 
anlassung die  Begründung  des  Centralans- 
schnsses  für  innere  Mission  und  gleichzeitijf  die 
Umgestaltung  des  1842  gegründeten  Brilder- 
seminars  in  die  erste  Brüderanstalt  des  Rauben 
Hauses,  nach  deren  Vorbilde  zehn  Brttderh&nser 
in  Deutschland  entstanden  sind,  die  im  Dienste 
der  inneren  Mission  zahlreiche  Hausväter,  Be- 
amten und  Gehilfen  für  Rettungs-,  Waisen-, 
Idioten-  und  Gefängnisanstalten,  Annen-,  Armen- 
kiuder-,  Kranken-,  Arbeits-  und  Vereinshänser, 
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Herbergen  zur  Heimat,  Ärbeiterkolonieen  und 
Yerpflegungsstationen  herangebildet  haben.  Für 
Erwecknng  nnd  Pflege  des  religiösen  Sinnes  im 
protestantischen  Deutschland  that  er  sich  femer 
anf  den  Kirchentagen  hervor,  die  seit  1848 
unter  Bethmann-Hollwegs  Vorsitz  alljährlich 
einmal  tagten.  1857  wurde  Wiehern  kgl. 
preussischer  Oberkonsistorialrat  und  Vortragen- 
der Kat  für  Gefängnis-  und  Annenwesen  im 
preuss.  Ministerium  des  Innern,  1872  schied  er 
unter  Niederlegung  seiner  Aemter  aus  dem 
prenssischen  Staatsdienste  ans  nnd  widmete  sich 
wieder  ganz  der  Leitung  der  Erziehungsanstalten 
des  Rauhen  Hauses,  die  er  aber  schon  im  nächsten 
Jahre  an  seinen  Sohn  Johannes  abgab. 

Wiehern  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen bezw.  die  Förderung  der  sozialen 
Wohlfahrt  vertretenden  Schriften  in  Buch- 
form: Notstände  der  protestantischen  Kirche 
und  die  innere  Mission.  Zugleich  als  2.  Bericht 
über  die  Brüder  des  Rauhen  Hauses  als  Seminar 
für  innere  Mission,  Hamburg  1844.  —  Dritte 
und  vierte  Nachricht  über  die  Brüder  des  Rauhen 
Hauses  als  Seminar  für  innere  Mission  unter 
deutschen  Protestanten,  2  Teile,  ebd.  1845/46. 

—  Festbüchlein  des  Rauhen  Hauses  in  Hom 
(a.  n.  d.  T.:  Geschichte  nnd  Geschichten  des 
Rauhen  Hauses  zu  Hom,  1.  Bändchen),  ebd. 
1845;  dasselbe,  2.  n.  3.  Aufl.,  1861  u.  1855.  — 
Material  zur  Ansammlung  von  Volksbibliotheken, 
mitgeteilt  an  die  Teilnehmer  des  Kongresses 
für  innere  Mission  zu  Wittenberg  im  September 
1849,  ebd.  1849.  —  Die  innere  Mission  der  deut- 
schen evangelischen  Kirche.  Eine  Denkschrift 
an  die  deutsche  Nation,  im  Auftrage  des  Central- 
ansschusses  für  die  innere  Mission,  ebd.  1849; 
dasselbe,  2.  n.  3.  Aufl.  1849  n.  1889.  —  II.  Nach- 
richt des  Vereins  für  innere  Mission  in  Ham- 
burg am  Schluss  des  Jahres  1850,  ebd.  1851.  — 
Die  Behandlung  der  Verbrecher  und  entlassenen 
Sträflinge,  ebd.  1853.  —  Der  Dienst  der  Frauen 
in  der  Kirche,  1.  u.  2.  Aufl.,  ebd.  1858 ;  das- 
selbe, 3.  Aufl.,  1880.  —  Das  Rauhe  Haus,  seine 
„Kinder"  und  seine  „Brüder".  Mitteilungen  an 
die  Wohlthäter  und  Freunde  des  Ranben  Hauses, 
1.,  2.  n.  3.  Aufl.,  ebd.  1861,  1862  u.  1872.  — 
Ueber  Erziehung  zur  Arbeit,  insbesondere  in 
Anstalten,  ebd.  1867.  —  An  die  sozialdemo- 
kratischen Arbeiter,  ebd.  1872.  —  Seine  Ge- 
sammelten Schriften  erscheinen  ge)j:enwärtig  in 
der  Agentur  des  Rauhen  Hauses  m  Hamburg. 
Das  Unternehmen  wird  6  Bände  umfassen,  wo- 
Ton  die  Bde.  I  u.  11  (Briefe  und  Tagebuch- 
Uätter)  bereits  (1900)  erschienen  sind.  Es  werden 
folgen :  Bd.  III  (Principielle  Aufsätze  zur  inneren 
Mission);  Bd.  IV  (Gefängniswesen);  Bd.  V  (Er- 
ziehungswesen. Das  Rauhe  Haus  und  seine 
Brüderschaft);   Bd.   VI   (Vermischte   Aufsätze). 

—  Wiehern  gab  heraus :  Jahresbericht,  I. — XIII., 
"über  die  Hamburger  Rettnngsanstalt  für  sitt- 
lich verwahrloste  Kinder  im  Rauhen  Hanse  zu 
Hom,  1833  46,  Hamburg  1835—47;  als  Fort- 
setzung hiervon:  Jahresbericht,  XIV. — XXXII., 
Aber  die  Kinderanstalt  des  Rauhen  Hauses  vom 
Januar  1847  bis  1866,  ebd.  1848—67.  —  Nach- 
richt über  das  Rauhe  Hans  von  1833—71  (Be- 
richt I -XXXVni),  ebd.  1835—72.  —  Fliegende 
Blätter  aus  dem  Rauhen  Hause  zu  Hora  bei 
Hamburg.  Or|^an  des  Gentralausschusses  für 
die  innere  Mission  der  deutschen  evangelischen 
Elrche,   nebst    dem   Beiblatt:    Volksblatt   für 
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innere   Mission,    welche  Publikation   1893  ihr 
fünfzigjähriges  Jubiläum  feierte. 

Wiehern  war  unter  den  Philanthropen  der 
materiellen  Gegenwart  eine  der  vomehmsten 
Erscheinungen.  Aus  lauterster  Menschenliebe, 
ans  tiefinnerstem  Mitleiden  mit  der  sittlichen 
Verrohung  der  in  lasterhafter  Umgebung  auf- 
wachsenden Jugend  fühlte  er  den  Beruf  in  sich, 
solche  schon  in  erster  Entfaltung  von  giftigem 
Mehltau  getroffenen  jungen  Menschen  seilen  dem 
sittlichen  Verderben  zu  entreissen.  Der  Schwer- 
punkt und  die  grossen  Erfolg  seines  Erziehungs- 
systems berohten  voraehmlich  auf  hingebungs- 
voller Versenkung  in  die  Herzen  der  mangels 
Erziehung  vollständig  verwildert  aufgewachsenen 
Knaben  und  Mädchen,  welche  seiner  Obhut  an- 
vertraut wurden,  und  erst  nachdem  er  auf  diese 
Weise  deren  Charakter  ergründet  hatte,  kamen 
die  pädagogischen  Heilmittel  zur  Anwendung. 
Dieselben  bestanden  in  einer  Geist  und  Körper 
gleichmässig  kräftigenden,  rationell  verteilten  Ab- 
wechselung zwischen  vierklassigem  Volksschnl- 
unterrichte  und  Garten-  nnd  Feldarbeit,  welche 
praktische  Beschäftigung  später  auch  anf  Schu- 
lung in  den  hauptsächlichsten  Handwerken  aus- 
gedehnt wurde.  Denjenigen  seiner  ihm  neu  zu- 
feführten  Zöglinge,  welche  sich  bereits  gegen 
as  Strafgesetz  vergangen  hatten,  erömete 
Wichern,  ehe  er  sie  einschulte,  dass  sie  mit  der 
Ueberschreitung  der  Sehwelle  des  Rauhen  Hauses 
die  Vergangenheit  hinter  sich  znrückliessen, 
dass  auch  ihre  noch  ungesühnte  Schuld  ver- 
geben nnd  ebenso  vergessen  sein  solle  wie 
überhaupt  ihr  früherer  strafbarer  Lebenswandel. 
Diese  Znsichemng,  femer  das  Ungewohnte  der 
wahrhaft  christlichen  Haushaltung,  in  welche 
diese  beklagenswerten  Kinder,  welche  ein  eigent- 
liches Familienleben  nie  gekannt  hatten,  sich 
plötzlich  eingeführt  sahen,  und  der  milde  Ernst, 
mit  welchem  ihnen  die  erziehlichen  Anweisungen 
erteilt  wurden,  übte  den  wohlthätigsten  Einnuss 
anf  die  jungen  Gemüter,  und  wenn  auch  nicht 
jedes  sittlich  verwahrloste  junge  Wesen  sofort 
seinen  durch  böses  Beispiel  angenommenen 
schlimmen  Neigungen  entsagte,  so  gehörte  es 
doch  zn  den  schönsten  Triumphen  Wichems, 
um  die  einzelne  Kindesseele  so  lange  mit  treuer 
christlicher  Hirtenliebe  und  ohne  Anwendung 
von  Strafmitteln  unverdrossen  zu  kämpfen,  bis 
er  sie  als  dem  guten  Principe  erobert  betrachten 
durfte.  Die  Zahl  der  Kinder,  welche  während 
des  sechzigiährigen  Bestehens  der  Anstalt,  von 
1833  bis  1893,  von  Wiehern  und  nach  seinem 
Ableben  von  seinem  Sohne  in  sittlich  vernach- 
lässigtem oder  sittlich  defektem  Zustande  zur 
Erziehung  bezw.  Besserung  übemommen  wurden, 
betrug  über  zweitausend,  und  aus  allen,  soweit 
sie  nicht  noch  dem  Institute  angehören,  sind 
sittenstrenge  und  glaubensstarke  Menschen, 
tüchtige  Landwirte,  fleissige  Arbeiter,  geschickte 
Handwerker,  brave  Dienstboten  u.  dergl.  ge- 
worden. Man  hat  Wiehern  das  orthodoxe 
Luthertum  vorgeworfen,  auf  welches  seine  Be- 
mühungen, in  die  ihm  anvertrauten  jungen 
Seelen  Frömmigkeit  einzupflanzen,  sich  stützten. 
Wie  weit  wäre  aber  dieser  als  Religionslehrer 
wie  Kinderfreund  gleich  ausgezeichnete  Mann 
wohl  bei  seinen  jungen  Zuhörern  gekommen, 
wenn  er  ihnen  das  Christentum  nach  rationa- 
listischen Grundsätzen  vorgetragen  hätte?!  Das 
Princip  der  christlichen  Liebe  der  inneren  Mission 
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vertritt,  vom  seelenerzieherischen  Standpunkte 
ana,  den  Glanbenssatz ,  dass  mit  nud  in  der 
Kraft  Jesu  Christi  alles  Böse  getilgt  werde, 
die  jungen  Gemüter  aber .  welche  diesen 
Olanbenssatz  zu  dem  ihrigen  gemacht  hatten, 
waren  durch  denselben  vor  Rückfällen  in  Ihre 
früheren  Verirrungen  gewappnet. 

Der  chiistliche  Sozialismus  Wicherns  fnsst 
auf  einem  Programm,  aus  dem  u.  a.  folgende 
Sätze  hervorzuheben  sind:  Die  menschliche  Ar- 
beit ist  die  pflichtgetreue  und  angestrengte 
Thätigkeit  einer  dem  Abbilde  Gottes  nachge- 
formten Persönlichkeit;  das  Recht  auf  Arbeit  er- 
giebt  sich  als  Konsequenz  der  Pflicht  zur  Arbeit ; 
die  sittliche  Achtung  vor  einer  Berufsthätigkeit 
wird  nicht  durch  das  Arbeitsobjekt,  sondern 
durch  die  subjektive  Gesinnung  des  Arbeiters 
bestimmt;  in  Gemässheit  der  christlichen  Ge- 
rechtigkeit soll  für  redliche  Arbeitsleistung  ein 
Lohn  bewilligt  werden,  der  die  menschen- 
würdige Existenz  des  Arbeiters  und  seiner 
Familie  gewährleistet;  die  Ricardosche  Lehre, 
dass  die  arbeitenden  Klassen  in  ihrer  Lebens- 
haltung auf  das  Existenzminimum  beschränkt 
seien,  ist  als  antichristlich  zu  verwerfen ;  ebenso- 
wenig ist  es  in  einem  christlichen  Staate  zu 
dulden,  dass  weibliche  Hungerlöhne  die  Ar- 
beiterinnen vor  die  Wahl  stellen  zwischen  Not 
nnd  Prostitution;  als  besondere  Aufgabe  der 
inneren  Mission  ist  es  zu  betrachten,  durch 
Wort  und  Schrift  die  Selbstsucht  im  kapitalis- 
tischen Interessenkanipfe  zu  kennzeichnen. 


Vgl.  über  Wiehern:  Wagener,  Staats- 
und Gesellschaftslexikon,  Bd.  XXII,  Berlin  1866, 
S.  167/68.  —  Walcker,  Soziale  Frage,  Leipzig 
1873,  S.  112/113.  —  Röscher,  Gesch.  der  Nat., 
München  1874,  S.  1028.  —  0 1  d  e  n  b  e  r  g ,  Johann 
Einrieb  Wiehern.    Ein  Nachruf,  Hamburg  1881. 

—  Krummacher,  J.  H.  Wiehern,  Gotha  1882. 

—  üldenberg,  Johann  Hinrich  Wiehern. 
Sein  Leben  und  Wirken,  3  Bde.,  Hamburg^  1883. 

—  Böhmert,  Die  Arbeiterfrage  und  die  innere 
Mission,  in  „Arbeiterfreund",  Jahrg.  XXI,  Ber- 
lin 1883,  S.  273 ff.  —  ühlhorn,  Geistliche 
Liebesthätigkeit  seit  der  Reformation,  Bd.  lU, 
Stuttgart  1890,  S.  349  ff.  u.  ö.  —  Hamburg  und 
seine' Bauten,  Hamburi?  1890,  S.  200202.  — 
Die  Feier  des  sechzigjährigen  Bestehens  der 
Anstalten  des  Rauhen  Hauses  am  12.  IX.  1893 
(in  „Fliegende  Blätter  des  Rauhen  Hauses", 
Jahrg.  1893,  Oktoberheft),  ebd.  1893,  S.  353/78. 

—  Schäfer,  Leitfaden  der  inneren  Mission, 
3;  Aufl.,  ebd.  1893,  S.  52  ff.  u.  ö. 

Ltppert. 


Wildschaden. 

1.  Das  gemeine  deutsche  Recht  nnd  die 
ältere  partikuläre  Jagdgesetzgebung.  2.  Das 
Bürgerhche  Gesetzbuch  und  die  neueren  deut- 
schen Jagdgesetze.  3.  Das  preussische  Wild- 
schadengesetz vom  11.  Juli  1891. 

1.  Das  gemeine  dentache  Recht  und 
die  SItere  partikiiläre  Jagdgesetzgebung. 

"Vor  dem  Jahre  1848  durfte,  wenn  wir  vom 
Herrschaftsbereiche    des  rheinisch-französi- 


schen Eechts  absehen,  der  Gnmdbesitzer 
überall  da,  wo  das  Jagdrecht  auf  seinem 
Areal  anderen  zustand,  sofern  er  nicht  selbst 
etwa  das  Hecht  der  Mitjagd  hatte,  dem 
Wilde  weder  weidmännisch  noch  sonstwie 
nachstellen.  Er  galt  namentlich  nicht  für 
befugt,  Wild,  ohne  die  Absicht  der  Besitz- 
nahme, zu  erlegen,  um  es  unschädlich  zu 
machen  und  zu  verhindern,  dass  es  den 
Feldfrüchten  verderblich  würde.  Es  wiur 
eine  besondere  Veigünstigung,  wenn  das 
A.  Pr.  L.  R.  §  149  I,  9  erlaubte,  WUd, 
welches  in  Gärten,  Höfe  oder  andere,  an 
Wohngebäude  stossende,  geschlossene  Plätze 
eindrang,  ohne  Anwendung  von  Schiessge- 
wehr zu  fangen  oder  zu  töten  gegen  die 
Verpflichtung,  das  gefangene  oder  erlegt 
Tier  an  den  Herrn  der  Jagd  gegen  Bezah- 
lung des  gewöhnlichen  Schiessgeldes  abzu- 
liefern. Sonst  befand  sich  der  Gnmdbesitzer 
dem  Wilde  fast  wehrlos  gegenüber.  Denn 
alle  anderen  Mittel,  welche,  ohne  es  zu  be- 
schädigen, nur  darauf  abzielen,  das  Wild  zu 
verscheuchen  und  vom  Betreten  kultivierter 
Bodenflächen  abzuhalten,  wie  Klappern,  Auf- 
stellen von  Schreckbildern,  Errichtung  von 
Zäunen  und  Einfriedigungen  erweisen  sidi 
als  unziüänglich.  Die  jagdbaren  Tiere  ge- 
wöhnen sich  daran  und  wissen  die  ihnen 
bereiteten  scheinbaren  oder  wirklichen  Hin- 
dernisse bald  zu  überwinden. 

Einen  Anspruch  aber  auf  Erstattung 
des  vom  Wilde  angerichteten  Schadens  hatte 
der  Grundeigentümer  oder  der  Nutzungsbe- 
rechtigte gegen  den  Jagdherm  nur  allein 
dann,  wenn  dieser  sein  Jagdrecht  auf  dem 
fremden  Terrain  nicht  pfleglich  aus- 
übte. Während  dem  deutscheu  Rechte  des 
Mittelalters  gesetzliche  Bestimmungen  über 
den  Wildschaden  und  seinen  Ersatz  noch 
unbekannt  waren,  hatte  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert nach  Entwickelung  des  Jagdregals 
die  Praxis  eine  Haftpflicht  des  Jagdbereeh- 

aten  unter  dieser  Voraussetzung  anerkannt 
5  nicht  pfleglich  wurde  eine  Behand- 
lung der  Jagd  erachtet,  bei  welcher  das 
Wild  in  übermässiger  Menge  gehegt  oder 
durch  gewisse  Anstalten  (z.  B.  Anlegung 
von  Salzlecken)  aus  angrenzendem  Kevier 
zum  Uebertritt  in  das  eigene  angelockt  und 
herbeigezogen  wurde. 

2.  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  und 
die  neueren  deutschen  Jagdgesetze. 
Verlangte  das  gemeine  Recht,  um  eine  Er^ 
satzforaening  wegen  Wildschadens  zu  be- 
gründen, den  Nachweis  der  nichlpfleglichen 
Ausübung  des  Jagdrechts  durch  den  Jagd- 
berechtigten, so  setzte  es  als  (Jrund  seiner 
Ersatzpflicht  ein  Verschulden  voraus. 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  nimmt  dem 
Wildschaden  gegenüber  und  hinsichtlich  der 
Frage,  wer  dafür  verantwortlich  sein  soll, 
den  entgegengesetzten  Standpunkt  ein.     In 
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Abweichung  von  dem  sonst  festgehaltenen 
Gnindsatz,  dass  fflr  einen  entstandenen 
Schaden  nur  zu  haften  hat,  wer  ihn  ver- 
schuldet (§§  823—826),  rechnet  es  den  Wild- 
schaden denjenigen  Schadensfällen  zu,  bei 
denen  eine  Schadenhaftung  ohne  Verschul- 
den eintreten  soll  (§§  827,  829,  833  vgl. 
mit  §  835).  Ein  Verschulden  dessen,  der 
für  entstandenen  Wildschaden  verantwort- 
lich gemacht  wird,  kommt  heute  allein  noch 
in  dem  besonderen  Falle  in  Frage,  wenn 
aus  einem  Gehege  jagdbare  Tiere  ausbrechen 
und  Schaden  stiften.  Da  kann,  nicht  zwar 
nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  selbst, 
wohl  aber  nach  landesgesetzlichen  Vor- 
schriften, die  das  E.G.  Art.  71  Nr.  2  unbe- 
rührt lässt,  die  Haftimg  des  Eigentümers 
oder  Besitzers  des  Gteheges  für  den  ange- 
richteten Schaden  von  dem  Umstände  ab- 
hängig gemacht  werden,  dass  das  Gehege 
nicht  so  heimstellt  bezw.  so  verwahrt  und 
erhalten  wurde,  um  ein  Ausbrechen  des 
Wildes  zu  verhindern. 

Andererseits  schränkt  das  Bürgerliche 
Gesetzbuch  den  WUdschadenersatz  und  die 
Haftung  in  objektiver  Hinsicht  ein.  Sofern 
durch  Tjandesgesetz  der  B^^ff  des  Wild- 
schadens nicht  weiter  z.  B.  auf  Hasenschaden 
ausgedehnt  wird,  •♦rill  es  nicht  schlechthin 
jeden  durch  jagdbare  Tiere  angerichteten 
Schaden  als  Wildschaden  gelten  lassen. 
Die  Ersatzpflicht  soll  nur  eintreten,  wenn 
Grundstücke  und  die  darauf  stehenden  oder 
schon  getrennten,  aber  noch  nicht  eingeern- 
teten Erzeugnisse  durch  Schwarz-,  Rot-, 
Elch-,  Dam-  oder  Rehwild  oder  durch 
Fasanen  beschädigt  werden  (§  835  vgl.  mit 
E.G.  Art.  71  Nr.  1).  Wer  ist  es  nun  aber, 
dem  das  Gesetzbuch  ohne  Rücksicht  auf 
Verschuldung  die  Ersatzpflicht  für  entstan- 
denen Wildschaden  auferlegt? 

Wo,  wie  in  Mecklenburg  die  Landesge- 
setzgebung eine  Trennung  des  Jagdrechts 
von  dem  Grundeigentum  zulässt,  hat  auf 
Grundstücken,  auf  welchen  dem  Eigentümer 
das  Jagdrecht  nicht  zusteht,  der  Jagdbe- 
rechtigte dem  Eigentümer  oder,  wo  ein 
anderer  zur  Nutzung  des  Grundstücks  be- 
rechtigt ist,  diesem,  als  dem  Verletzten,  den 
Wildschaden  zu  ersetzen  (§  835  I). 

Anders  dort,  wo  dem  Ghiindeigentümer 
die  Ausübung  des  ihm  an  sich  zustehenden 
Jagdrechts  durch  das  Landesgesetz  entzogen 
ist.  So  verhält  es  sich  in  allen  denjenigen 
deutschen  Staaten,  in  welchen  die  neueren, 
seit  1848  erlassenen  Jagdgesetze  die  un- 
trennbare Verbindung  des  Jagdrechts  mit 
dem  Grundeigentum  anordnen,  dahingegen 
die   Ausübung  des  Jagdrechts   von   einem 

fewissen  Flächenumfang  oder  einer  beson- 
eren  Beschaffenheit  der  Grundstücke  ab- 
hängig machen  und  diese  darum  dem 
Eigentümer  versagen,    dessen   Grundstück 


den  gesetzlichen  Erfordernissen  nicht  ent- 
spricht (S.  den  Art.  Jagdrecht  oben 
Bd.  IV  S.  1309).  Den  WUdschaden  hat  da 
der  zur  Ausübung  des  Jagdrechts  Berech- 
tigte zu  ersetzen  (§  835  II).  Eine  Ausnahm« 
erleidet  diese  Regel  dann,  wenn  die  Eigen- 
tümer der  Grundstücke  eines  Bezirks  zum 
Zwecke  der  gemeinschaftlichen  Ausübung 
des  Jagdrechts  auf  Grund  landesgesetzlicher 
Vorschrift  zu  einem  Verbände  (Jagdgenossen- 
schaft) vereinigt  sind,  dieser  Verband  jedoch 
nach  Inhalt  derselben  landesgesetzlichen 
Vorschrift  sich  nicht  verpflichten  noch 
haftbar  gemacht  werden  kann  (§  835  IH). 
Die  Frage,  wer  zum  Ersätze  von  Wild- 
schaden herangezogen  werden  sollte,  war 
da  in  zweckmäs-siger  Weise  nicht  anders  zu 
erledigen,  als  indem  man  die  einzelnen  be- 
teiligten Grundeigentümer  nach  Verhältnis 
der  Grösse  ihrer  Grundstücke  haften  liess. 
Mochte  nämlich  auch  die  Jagdgenossenschaft 
als  solche  zur  Ausübung  des  Jagdrechts 
berufen  und  befugt  sein,  so  war  doch,  wegen 
der  ihr  mangelnden  Verpflichtungsfähigkeit 
die  Möglichkeit,  wie  in  anderen  Fällen,  so 
auch  Mer  die  Ersatzpflicht  mit  dem  Recht 
der  Ausübung  des  Jagdrechts  zu  verbinden 
ausgeschlossen.  Es  ist  das  der  einzige  Fall, 
wo  unter  der  Herrschaft  der  neueren  deut- 
schen Jagdgesetzgebung  die  an  sich  jagd- 
berechtigten Grundeigentümer  unmittelbar 
wegen  Wildschadens  in  Anspruch  genommen 
werden  können,  obwohl  ihnen  als  Einzelnen 
das  Recht  die  Jagd  auszuüben  vorenthalten 
wird.  Der  eine  oder  der  andere  von  ihnen 
kann  so  zugleich  ersatzberechtigt  und  ersatz- 
pflichtig sein  und  muss,  so  weit  er  der 
Verletzte  ist,  einen  Teil  des  erlittenen 
Schadens  selbst  mittragen. 

Dem  zur  Ausübung  des  Jagdrechts  Be- 
rechtigten wird,  ohne  dass  er  einen  gesetz- 
lich begründeten  Anspruch  auf  Gestattung 
der  Jagdausübung  auf  fremdem  Areal  hat, 
in  der  Haftung  für  Wildschaden  derjenige 
Eigentümer  eines  Gnmdstücks  gleichgestellt, 
an  den  der  Eigentümer  eines  anderen  an- 
grenzenden Grundstücks  das  Jag^recht  auf 
dem  seinigen  zu  verpachten  veranlasst  wird, 
weil  nach  Landesgesetz  wegen  der  Lage 
des  letzteren  das  Jagdrecht  nur  gemein- 
schaftlich mit  der  Jagd  auf  dem  anderen 
Grundstück  ausgeübt  werden  darf  (§  83& 
U  S.  2,  E.G.  Art  71  Nr.  3).  Man  hat  da- 
bei namentlich  an  kleine,  zur  Ausübung  des 
Jagdrechts  durch  ihre  Eigentümer  nicht  ge- 
eignete, von  den  grösseren  Waldgrundstückea 
eines  anderen  Eigentümers  eingeschlossene 
Güter  zu  denken  (Preuss.  J.  P.  G.  v.  7. 
März  1850  §  7). 

Damit  sind  die  den  Wildschadenersats 
betreffenden  Vorschriften  des  Bürgerliche» 
Gesetzbuchs  selbst  erschöpft.  Sie  habe» 
nach  E.G.  Art  72  auch  in  Fällen,  wo  in 
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Ansehung  eines  Grundstüclcs  ein  zeitlich 
nicht  begrenztes  Nutzungsrecht  fErbpacht-, 
Büdner-  oder  Häuslerrecht)  besteht,  mit  der 
Massgabe  Anwendung  zu  finden,  daes  an 
die  Stelle  des  Eigentümers  der  Nutzungs- 
berechtigte tritt  (vgl.  E.G.  Art.  63). 

Neben  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  hat 
das  E.G.  Art.  71  noch  eine  Reihe  von 
landesgesetzlichen  Vorschriften  aufrecht  er- 
halten. Einige  davon  sind  in  diesem  Artikel 
neben  denen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 
berücksichtigt  und  angeführt,  wegen  der 
anderen,  hier  übergangenen,  mag  es  genügen 
auf  den  Text  des  E.G.  Art.  71  Nr.  4—6  zu 
verweisen.  Hier  ist  nur  noch  des  Vorbe- 
halts zu  gedenken,  der  an  einer  anderen 
Stelle  des  E.G.  und  zwar  im  Art.  70  zu 
Gunsten  der  Landesgesetzgebung  gemacht 
wii-d.  Danach  bleiben  die  darin  enthaltenen 
Vorschriften  über  die  Grundsätze  unberührt, 
nach  welchen  der  Wildschaden  festzustellen 
ist  Auch  wird  es  der  Landesgesetzgebung 
überlassen,  eine  bestimmte  Frist  zu  be- 
stimmen, innerhalb  deren  der  Anspruch  auf 
Ersatz  des  Wildschadens  bei  der  zuständi- 
gen Behörde  geltend  gemacht  werden  muss. 

Damit  ist  die  Möglichkeit  geboten,  die 
Ei-age,  ob  im  einzelnen  Falle  überhaupt  ein 
Wildschaden  entstanden  ist  oder  ein  solcher 
nicht  vorliegt,  und  die  Abmessung  des  vom 
Ersatzpflichtigen  zu  leistenden  Schadens, 
unbeschadet  der  Eigenschaft  des  vom  Jagd- 
berechtigten deshalb  erhobenen  Anspnichs 
als  eines  privatrechtlichen,  der  Beurteilung 
und  Entscheidung  durch  die  ordentlichen 
Gerichte  zu  entziehen  und  das  deshalb  ein- 
zuleitende Verfahren  einer  Verwaltungsbe- 
hörde oder  einem  Verwaltungsgerichte  zu 
überweisen  (G.  V.  G.  §  13). 

3.  Das  prenssische  Wildschadenge- 
setz vom  11.  Juli  1891.  Das  preussische 
Jagdpolizeigesetz  vom  7.  März  1850  §  25 
schloss  jeden  gesetzlichen  Anspruch  weg;en 
Ersatz  von  Wildschaden  aus.  In  Ueberein- 
slimmung  damit  versagte  das  für  den  Um- 
fang des  preussischen  Staatsgebietes  mit 
Ausschluss  der  Provinz  Hannover  und  des 
ehemaligen  Kurfürstentums  Hessen  erlassene 
Wildschadengesetz  vom  11.  Juli  1891,  in- 
dem es  nur  einen  einzelnen  besonderen  Fall 
ausnahm,  jeden  nur  durch  Gesetz  begründe- 
ten civilrechtlichen  Anspruch  auf  Wild- 
schadenersatz. Es  gewährte  statt  dessen 
dem  beschädigten  Grundbesitzer  und  Nut- 
zungsberechtigten die  Möglichkeit,  eine  Aus- 
gleichung und  Vergütung  des  ihm  durch 
Wild  zugefügten  Schadens  auf  der  Grund- 
lage des  öffentlichen  Rechts  und  vermöge 
von  Mitteln,  welches  dieses  darbot,  zu  er- 
langen. Auf  diese  Weise  sollte  einem 
Uebelstande  abgeholfen  werden,  welchen 
eben  dasselbe  öffentliche  Recht  hervorgerufen 
hatte,  als  es  im  allgemeinen   polizeilichen 


und  volkswirtschaftlichen  Interesse  den 
Eigentümern  kleinerer  Grundstücke  die  Aus- 
übung des  Jagdrechts  entzog.  (S.  den 
Art  Jagdrecht  oben  Bd.  IV  S.  1309). 

Heute  ist  nun  die  Rechtslage  eine  andere 
geworden.    Das  Bürgerliche  (Jesetzbuch  er- 
kennt den  Anspruch  auf  Wildschadenersatz 
als  einen  ledighch  civilrechtlichen  Anspruch 
an.    Seine  Vorschriften  sind   insoweit  seit 
dem  1.  Januar  1901,  wie  für  das  Deutsche 
Reich  überhaupt,  so  für  Preussen  und  den 
Geltungsbereich     des    Wildschadengesetzes 
vom  11.  Juli  1891  die  allein  massgebenden. 
Praktisch  bedeutsam  wird  diese  Aenderung 
der  Rechtslage  darum,  weU  mit  Einführung 
des    Bürgerlichen    Gesetzbuches    die    Voi^ 
Schrift  des  §  19  Abs.  2   des  Wildschaden- 
gesetzes, wonach  Wildschaden  nur  auf  Grund 
und  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  gefordert 
werden  konnte,  seine  Geltung  verloren  hat 
Nachdem  der  Anspruch  auf  Wildschaden- 
ersatz dem  Boden  des  öffentlichen  Rechts 
entrückt  und  auf  den  Boden  des  bürger- 
lichen Rechts  gestellt  ist,  steht  der  Begrün- 
dung einer  Forderung  wegen  Ersatzes  von 
Wildschaden  durch  Vertrag  nichts  mehr  im 
Wege.    Es  ist  das  nur  eine  Folge  aus  dem 
im  Bürgerlichen  Gesetzbuche  angenommenen 
und   gebilligten   Grundsattze   der   Vertrag»- 
freiheit,  der  nur  da  nicht  Platz  greift,  wo 
das    Gesetz    selbst    eine   entgegenstehende 
Vorschrift  aufstellt,  was  in  Anseliung  des 
Wildschadens  imd  des  dafür  zu  leistenden 
Ersatzes  nicht  geschehen  ist    Im  übrigen 
hat  der  materielle  Inhalt  des  preussischen 
Wildschadengesetzes  keine  Aenderung  noch 
Einschränkung  erfahren.    Nach  wie  vor  ist, 
soweit   dieses    Gesetz    nicht    selbst   etwas 
anderes  verordnet,  der  Anspruch  auf  Wild- 
schadenersatz, wenngleich  dieser  heute  sän 
Fundament  im  bürgerlichen  Recht  und  nicht 
mehr  im  öffentlichen  Recht  hat,   nicht  vor 
den     ordentlichen    Gerichten     geltend    zu 
machen. 

Wer  behauptet,  Wildschaden  auf  seinen 
Grund  und  Boden  oder  an  dessen  Erzeug- 
nissen erlitten  zu  haben,  hat  sich  an  die 
Ortspolizeibehörde  und  die  Verwaltungs- 
gerichte zu  wenden.  Er  hat  bei  diesen 
den  Antrag  zu  stellen,  dass  sie  die  Jagd- 
genossenschaft oder  bei  Enklaven  den  lä- 
gentümer  des  nmschliessenden  Waldes  oder 
den  Inhaber  der  Jagd  in  dem  umschliessen- 
den  Jagdbezirk  anhalten,  ihm  den  Wild- 
schaden zu  ersetzen,  den  er  dadurch  er- 
leidet, dass  jene  anderen  Berechtigten  auf 
seinem  Terrain  jagen  dürfen,  wätuend  er 
selbst  sich  des  Jagens  enthalten  muss. 

Ersatzpflichtig  sind  in  gemeinschaft- 
lichen Jagdbezirken  die  zur  Jagdge- 
nossenschaft vereinigten  Grundbesitzer.  Sie 
haben  den  entstandenen  Schaden  nach 
Verhältnis    der    Grösse    ihrer    beteiligten 
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Grundstücke  zu  ersetzen.  Ausserhalb  gemein- 
samer Jagdbezirke  greift  die  Verbindlichkeit 
zum  Ersatz  des  Wildschadens  bei  sog.  En- 
klaven Platz.  Ersatzpflichtig  ist  da  der 
Eigentümer  des  umschliessenden  Waldes 
beziehungsweise  der  Inhaber  der  Jagd 
innerhalb  des  umschliessenden  Jagdbezirks, 
wenn  er  die  Jagd  auf  dem  enklavierten 
Grundstücke  anpachtet  oder  die  ihm  ange- 
botene Anpachtung  ablehnt  (§  3). 

Eine  besondere  Bewandnis  hat  es  mit 
dem  Ersatz  des  Schadens,  den  wilde 
Schweine  anrichten,  w^elche  in  gehegten 
Tierparks  gehalten  werden,  wenn  sie  das 
Gehege  durchbrechen  und  auf  anstossendes 
fremdes  Terrain  austreten.  Das  Gesetz 
macht  da  den  Eigentümer  des  Tierparks 
verantwortlich,  weil  er  es  unterliess,  das 
Gehege  derartig  herzustellen,  dass  ein  Aus- 
brechen des  Schwarzwildes  unmög:lich  ge- 
macht wurde.  Es  ist  das  der  einzige  Fall, 
wo  die  Ersatzpflicht,  wenngleich  auch  sie 
nach  Massgabe  des  Gesetzes  Platz  greift, 
doch  nicht  allein  in  dessen  Vorschriften 
beruht,  sondern  auf  eine  Verschuldimg  des 
Ersatzpflichtigen  zurückführt 

Sonst  kommt  es  a«if  eine  Verschuldung 
bei  Wildschaden  und  der  daraus  erwach- 
senden Ersatzpflicht  nicht  an.  In  dem 
schuldhaften  Verhalten  des  Jagdberechtigteu, 
aus  dessen  Gehege  wilde  Schweine  auf 
fremde  Grundstücke  heraustreten,  ist  zu- 
gleich der  Grund  zu  finden,  weshalb  das 
Gesetz  dem  Beschädigten  unter  diesen  Um- 
ständen ausnahmsweise  einen  durch  Klage 
vor  dem  ordentlichen  Gericht  zu  verfolgen- 
den Anspruch  giebt  (§  14). 

Was  den  Umfang  des  Wildschadens  an- 
langt, so  begreift  das  Gesetz,  welches  hierin 
für  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  vorbildlich 
werden  sollte,  darunter  nicht  schlechthin 
jeden  durch  Wild  irgend  welcher  Art 
verursachten  Schaden.  Es  berücksichtigt 
allein  den  Schaden,  w^elcher  an  oder  auf 
Grundstücken  durch  Schwarz-,  Rot-,  Elch- 
und  Damwild  oder  durch  Rehe  und 
Fasanen  angerichtet  wird  (§  1).  Ausge- 
schlossen ist  danach  jeder  durch  Kleinwild, 
insbesondere  durch  üasen  entstandene 
Schaden. 

Als  Beschädigter  gilt  nicht  sowohl  der 
Grundbesitzer  denn  vielmehr  der  Nutzungs- 
berechtigte (§§  1,  2).  Der  Grundbesitzer 
kann  daher  Wildschadeiiersatz  bloss  dann 
verlangen,  wenn  er  sein  Grundstück  selbst 
bewirtschaftet  imd  nutzt  Verpachtet  er 
es  einem  anderen  oder  hat  ein  anderer  den 
Niessbrauch  daran,  so  hat  dieser  als  Pächter 
oder  Niessbraucher  die  Forderung  auf  Ver- 
gütung des  vom  Wilde  an  den  Bodener- 
zeugnissen angerichteten  Schadens. 

Das  Gesetz  beschäftigt  sich  jedoch  nicht 
bloss  mit  der  Frage,  wie  ein  schon  vor- 


handener Wildschaden  ausgeglichen  und 
ersetzt  werden  soll.  Es  bezweckt  auch 
durch  gewisse  Massregeln,  die  es  anordnet, 
einem  künftigen,  möglichen  Wildschaden 
vorzubeugen.  Die  bezüglichen  Vorschriften 
bilden  eine  Ergänzung  und  Erweiterung 
der  auf  den  gleichen  Zweck  berechneten 
Vorschriften  des  J.  P.  G.  vom  7.  März 
ISfjO,  §§  21—24. 

Sie  betreffen  einesteils  Wildschaden  aut 
Onmdstücken  von  einer  gewissen  Beschaffen- 
heit, anderenteils  solche,  die  von  jagdbaren 
oder  nicht  jagdbaren  Tieren  einer  bestimmten 
Art  verursacht  werden  können.  In  beiden 
Fällen  handelt  es  sich  dämm,  der  Gefahr  der 
Entstehung  von  WUdschäden  in  möglichst 
energischer  Weise  zu  begegnen,  weil  solche  da 
häufiger  und  in  grösserem  Umfange  vorkommen, 
als  das  sonst  anter  anderen  Verbältnisiien  zu 
g^chehen  pflegt. 

Als  besonders  schutzbedürftig  gelten  die 
Obst-  nnd  Gremüsegürten  and  die  Baumschal- 
anlagen. Ihren  Be.xitzerD  kann  durch  die  Auf- 
sichtsbehörde (Laudrat  etc.)  die  Ermächtigung 
erteilt  werden,  Vögel  und  Wild,  welche  dariii 
Sohaden  anrichten  möchten,  während  des  ganzen 
Jahres,  ohne  Rücksicht  auf  eine  etwa  bestehende 
Schonzeit,    mittelst    Schnsswaffen    zn    erlegen 

(§  16)- 

Von  den  jagdbaren  oder  nicht  jagdbaren 
Tieren,  von  denen  die  Landwirtschaft  mehr  als 
von  anderen  Nachteile  durch  Wildschaden  zn 
besorgen  hat,  zieht  das  Gesetz  Rot-  und  Dam- 
hirsche, wilde  Schweine  und  wilde  Kaninchen 
in  Betracht.  Ist  während  des  Kalenderjahres 
wiederholt  eiu  von  Rot-  oder  Damhirschen  ver- 
ursachter Schaden  dnrch  die  Ortspolizeibehörde 
festgestellt  worden,  dann  soll  die  Aufsichtsbe- 
hörde (Landrat  etc.)  auf  Antrag  des  Ersatz- 
pflichtigen oder  des  Jagdberechtigten  die  Schon- 
zeit der  schädigenden  Wildgattung  fOr  eine  be- 
stimmte Zeit  aufheben  und  den  Jagdberechtigten 
zum  Abschnss  auffordern  and  anhalten.  Genligen 
diese  Massregeln  nicht,  so  hat  sie  den  Grundbe- 
sitzern und  anderen  Nutzungsberechtigten  die 
Genehmigung  zn  erteilen,  dass  sie  das  auf  ihre 
Grundstücke  übertretende  Rot-  nnd  Damwild  auf 
jede  erlaubte  Weise  fangen  nnd  töten,  namentlich 
auch  mit  Anwendung  des  Schiessgewehrs  er- 
legen (§  13).  Schwarzwild  darf  nur  in  solchen 
Einfriedigungen  gehegt  werden,  aus  welchen 
es  nicht  ausbrechen  kann.  Alle  ausserhalb  von 
Gehegen  befindlichen  wUden  Schweine  sollen 
vertilgt  werden.  Das  Gesetz  räumt  zn  dem 
Behuf  jedem  Grundbesitzer  oder  Nutzungsbe- 
rechtigten, also  auch  dem,  der  sonst  nicht  zur 
Jagdausübnng  befugt  sein  würde,  das  Recht 
ein,  innerhalb  der  Grenzen  seines  Areals  Schwarz- 
wild auf  iede  erlaubte  Art  zu  fangen  und  zu 
töten.  Jedoch  soll  er  sich  dazu  des  Schiessge- 
wehres nur  dann  bedienen,  wenn  ihm  die  Auf- 
sichtsbehörde seine  Benutzung  gestattet  hat. 
Diese  soll  ihrerseits  zur  Vertagung  des  nicht 
eingehegten  Schwarzwildes  alles  Erforderliche 
anordnen.  Es  wird  dahin  namentlich  die  An- 
stellung sog.  Polizeijagden  gerechnet.  Nicht 
weniger  aber  sind  auch  die  Jagdberechtigten 
selbst  im  Verwaltungswege  nnd  durch  die  Mittel 
der   administrativen  Zwangsvollstrecknng   zur 


Digitized  by 


Google 


806 


Wildschaden — Winkelblech 


Vertilgnngf  der  -wilden  Schweine  anzuhalten. 
Noch  umfassender  sind  die  Massregeln,  welche 
das  Gesetz  in  Ansehung  der  wilden  Kaninchen 
und  wegen  deren  Vertilgung  anordnet,  um 
ihrer  grossen  Schädlichkeit  willen,  und  um  so 
nachdrücklich  wie  mSglich  dem  durch  sie  an- 
zurichtenden Schaden  zu  begegnen,  werden  sie 
für  einen  Gegenstand  des  freien  Tierfanges  er- 
klärt Der  Grundbesitzer  oder  Nutzungsberech- 
tigte darf  sie  fangen  und  schiessen.  Nur  soll 
er  sich  zum  Fang  derselben  keiner  Schlingen 
bedienen,  weil  sich  darin  auch  andere  und  zwar 
jagdbare  Tiere  fangen  möchten  (§  15). 

Litt«ratar:  F.  v.  BüUnc  und  Th.  H<ige- 
mann,  Praktische  Erörterungen  am  allen  Teilen 
der  ßechttgelehriamkeü,  III,  A'r.  6.  —  Pfeiffer, 
Praktische  Ausßihrungen,  III,  S.  91 — ISl.  — 
De  Oolte,  De  damno  ferino  (Diss,  ina/ug.), 
Berlin  1859.  —  Payrer,  Zur  Lehre  vom  Er- 
satz der  Jagd-  und  Wildschäden,  in  Haimerls 
österr.  VierUljahrstchrifl,  XII,  1S6S,  S.  1 — e.^. 
—  Berger,  Das  Wildschadeng.  vom  11.  VII. 
1891.  —  V.  Brünnech,  Das  preuss.  WUd- 
schadeng.  vom  11.  VII.  1891,  in  Jahrb.  f.  Not. 
u.  Slot.,  Drille  F.,  Bd.  III,  S.  568-  580. 

V.  Brünneck. 


Will,  Georg  Andreas, 

geb.  zu  Obermichelbach,  einem  nümbergischen 
Pfarrdorie,  am  30.  VIU.  1727,  gest.  am  18.  IX. 
1798,  studierte  zu  Altdorf  und  Halle  Theologie 
und  Philosophie,  wurde  17öö  ausserordentlicher 
und  1757  ordentlicher  Professor  der  Philosophie 
und  Politik  an  der  Altdorfer  Universität,  welche 
Lehrthätigkeit  er  1766  durch  Uebemahme  der 
Professur  für  Geschichte  erweiterte.  Seine  in 
dem  Werke  „Bibliotheca  Norica  Williana",  8  Bde., 
Altdorf  1772 — 93,  beschriebene  reiche  Sammlung 
von  Schriften  über  die  Geschichte  Nürnbergs 
ging  als  Vermächtnis  an  diese  Stadt  über. 

Will  TerüffenÜichte  von  staatswissenschaft- 
lichen bezw.  ihres  einschlägigen  biographischen 
Inhalts  wegen  mit  den  Staatswissenschaften  in 
Verbindung  stehenden  Schriften  in  Buchform: 
NUmbergisches  Gelehrtenlexikon,  4  Bde.,  Nürn- 
berg 1750,58;  nebst  Supplementbd.  14  herausgeg. 
von  Ch.  K.  Sopitzsch,  Altdorf  1802,8.  —  Ver- 
such über  die  Physiokratie,  deren  Geschichte, 
Litteratur,  Inhalt  und  Wert,  Nürnberg  1782. 

Will  giebt  in  seiner  Geschichte  der  Physio- 
kratie eine  kurz  gefasste,  zum  Zweck  akade- 
mischer Vorlesungen  geschriebene  historische, 
kritische  und  litterarische  Uebersicht  des  Ques- 
nayscheu  Systems.  Der  Verfa.sser  ist  Merkantilist 
und  als  solcher  gemässigter  Gegner  des  Physio- 
kratismus.  Er  analysiert  da»  Wesen  dieser 
Lehre  von  der  alleinigen  Produktivität  des 
Ackerbaus  und  der  einzigen  Grundsteuer  und 
gelangt  zu  dem  Ergebnis,  dass  die  Anfänge  des 
Physiokratismns ,  vertreten  durch  diejenigen 
Volkswirtschaftslehrer,  welche  gegen  Steuern 
überhaupt  geeifert  oder  deren  Vereinfachung 
und  Centralisierung  angestrebt,  auf  mehrere 
Generationen  zurückreichen,  wobei  er  wohl  an 
die  bezüglichen  Ausführungen  von  Seckendorff, 
Klock  und  Vauban  gedacht  haben  mag.    Auch 


soll  nach  Will  der  Physiokratismus  im  EQni^ 
reich  Sachsen  in  den  Köpfen  praktischer  Leute, 
Landwirte  und  dergl.  eher,  als  die  gelehrten 
Kreise  in  Leipzig^enntnis  von  dem  neuen 
System  nahmen,  Wurzel  gefasst  haben.  Den 
Anhang  zn  seiner  Schrift  bildet  ein  Abdrack 
des  „Aor^e  des  principes  de  räcononiie  poli- 
tique"  des  Markgrafen  von  Baden. 

Vgl.  über  Will:  Will,  Nümbergischea 
Gelehrtenlexikon,  Bd.  IV  und  Bd.  VIH,  Nürn- 
berg 1758  und  Altdorf  1808.  —  Schlichte- 
groll, Nekrolog,  Bd.  XVII,  Gotha  1798.  — 
Kiefhaber,  Leben  und  Verdienste  G.  A.  Wills, 
Nürnberg  1799.  —  Röscher,  Geschichte  der 
Nat.,  München  1874,  S.  496. 

Uppert 


Winkelbleeh,  Karl  Georg, 

geb.  1810  zu  Ensheim  bei  Mainz,  gest.  1865  in 
Cassel.  studierte  in  Giessen  Chemie  und  Physik, 
wurde  1837  Privatdozent  in  Marburg  und  1843 
Professor  der  höheren  Gewerbeschule  in  CasseL 
Winkelblech  bediente  sich  als  sozialökonomischer 
Schriftsteller  des  Pseudonyms  Karl  Mario. 

Er  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform: Untersuchungen 
über  die  Organisation  der  Arbeit,  oder  System 
der  Weltökonomie,  Band  I,  Abteilung  1  2:  ELis- 
torischer  Teil;  Band  II:  Elementarer  Teil; 
Band  III:  Praktischer  TeU,  Lieferung  1/4  (so- 
weit als  erschienen),  Cassel  1850 — 59;  dasselbe, 
2.  „vervollständigte",  d.  h.  bis  auf  unwesent- 
liche Zusätze  unveränderte  und  ebenfalls  un- 
vollständige Auflage,  4  Bde.,  Tübingen  1884 
bis  1886.  —  üeber  Masssysteme  und  Geld,  ebd. 
1856. 

Winkelblechs  „System  der  Weltökonomie" 
verdient  als  erste  grössere  wissenschaftliche 
Leistung  der  sozialistischen  Doktrin  aus  der 
Feder  eines  deutschen  Denkers  eine  besondere 
Beachtung.  An  seinen  Zeitgenossen  ging  diese 
Veröffentlichung  fast  spurlos  vorüber,  wa.s  neben 
der  langsamen,  auf  9  Jahre  ausgedehnten  heft- 
weisen Erscheinungsweise  die  sozialpolitische 
Lethargie,  welche  die  Reaktionsperiode  der  50er 
Jahre  begleitete,  verschuldet  haben  mag.  Die 
beiden  ersten  Bände  der  2.  Auflage  der  „Welt- 
Ökonomie"  enthalten  als  einleitenden  historischen 
Teil  die  Geschichte  _  und  Kritik  der  fortschritt- 
lichen Bewegung  im  Leben  der  wichti^ten 
Kulturstaaten,  insbesondere  Frankreichs,  Eng- 
lands, der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
und  Deutschlands,  mit  einer  Psychologie  der 
Nationen  nach  ihrer  sozialistischen  Reife  für 
Umformung  der  bestehenden  Gesellschaftsord- 
nung zur  Ausgleichung  der  gesellschaftlichen 
Gegensätze  im  sozialen  Körper.  Dieser  Teil, 
welcher  femer  einen  geschichtlichen  Ueberblick 
der  ständischen  Parteikämpfe  der  Neuzeit  und 
eine  Darstellung  und  Elritik  der  verschiedenen 
ökonomischen  Systeme  bringt,  steht  in  AnlH^ 
und  Ausführung  über  dem  nachfolgenden,  weil 
die  geschichtsphilosophische  Forschung  den 
weltökonomischen  Sozialismus  nach  seiner  völker- 
politischen Bedeutung  im  Reflexe  der  politischen 
Staatsraison  darin  in  Erscheinung  treten  lässt. 
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Unter  den  wirtschaftlich  nnproduktiren  Standen 
ist  es  die  Plntokratie,  gegen  die  Mario,   ihres 
charakteristischen  Widerwillens  gegen  alle  So- 
zialreform  wegen,  besonders  eingenommen  ist. 
Diesem  historisch-kritischen  schliesst  sich  als  3. 
und  4.  Band  der  2.  Anflage  ein  zweiter  dogma- 
tischer Teil  an,  der  wieder  ans  zwei  Abtei- 
Inngen,    einer   theoretischen    und   praktischen 
Volkswirtschaft,   besteht,   wovon   die    letztere 
■unvollendet  geblieben  ist,  d.  h.  genau  da,  wo 
•die  1.  Auflage  abbricht,  aufliört.    Der  Marloscbe 
Sozialismus,  obwohl   ein  Kind   der   französisch- 
sozialistischen Ideeen    —   insbesondere  ist  der 
Einflnss  Fouriers  und  Louis  Blaues  auf  Winkel- 
Wech  nachweisbar  —  bekennt  nur,  wo  es  sich 
■nm  den  Ausspruch  allgemeiner  Principien  und 
schwärzeste    Ausmalung    des     Fabrikarbeiter- 
elendes   und    anderer   sozialen  Auswüchse   der 
industriellen  Revolution   bandelt,   Farbe;    tritt 
Mario  dagegen  mit  selbständigen  Verbesserungs- 
Torschlägen   des   Loses   der   nm   die  Existenz 
ringenden  Sterblichen   hervor,  die  in  der  mo- 
dernen Gesellschaft  das  arbeitslose  Einkommen 
bekämpfen,  werden  seine  Aensseningen  so  zahm, 
dass   sie   in   ihrer   Gesamtwirknng,   allerdings 
auf  anderen  Pfaden   und  mit  anderen  Mitteln, 
den  sozialen  Zielen  des  vorgeschrittenen  Libe- 
ralismus Zusteuern.    Im  Gegensatze  zum  Mono- 
polismus stellt  Mario  den  zu  erstrebenden  Pan- 
polismus,  die  individuelle  Selbstentfaltung  Aller 
2nm   höchsten   sittlichen   Lebeusglfick,    seiner 
neuen  Sozialordnung  als  Basis  voran.    Ans  der 
Erschaffung  des  persönlichen  Menschen  folgert 
er,  dass  Gott  denselben  befugt  habe,   sich  die 
Natur  zu  allen   jenen  Zwecken  tributpflichtig 
za  machen,  die  ausser   der  Fristung  der  Exi- 
stenz   auch  dem   Lebensgennsse   dienen.     Die 
gewonnenen    natürlichen    Güter    sollen    daher 
nach  ihm  dergestalt  eine  gemeinnützige  Ver- 
wendung finden,  dass  jeder  Einzelne  des  grösst- 
möglichsten    Lebensgenusses    teilhaftig    wird. 
Nur  die  eine  solche  individuelle  Glückseligkeit 
herbeiführende  menschliche  Herrschaft  über  die 
Natur  bezeichnet  er  als  eine  gerechte  und  es 
bestehen  die  Grundregeln  der  Ausfibang  einer 
derartigen  gerechten  Herrschaft  darin,  dass  das 
Becht   auf  Bearbeitung   des  Bodens   und  der 
sonstigen  natürlichen  Güter  —  „das  Hecht  zur 
Sache^  (oder  das  Recht  auf  Existenz)  —  ein 
allen  Menschen   gemeinsames   and   dass  dieses 
Kecht  auch  dasjenige  der  fruchtbarsten  Bearbei- 
tung und  der  ungeschmälerten  Konsumtion  des 
Produktes  —  „das  Recht  auf  die  Sache"  (oder 
^en  vollen  Arbeitstag)  —  für  jedes  einzelne  Indi- 
viduum  einschliesse.     Diese  wichtigen  Funda- 
inentalsätze,  welche   in  ihrer  Abstraktheit  ge- 
eignet   erscheinen,    die    verwegensten    Forde- 
rnngen  des  Kommunismus  zn  maskieren,  leiten 
sein  System  ein,  welches  auf  eine  geschlossene 
universelle  Association  aller  geistigen  und  phy- 
sischen Kräfte,  aller  kulturelle  und  materielle 
Güter  erzeugenden  Arbeit  hinausläuft.    Die  an- 
nehmbarste Form  der  politischen  und  sozialen 
Neugestaltung  der  Gesellschaft  erblickt  Mario 
in   dem   Föderativsystem    oder   der   societären 
Geschäftsform,  welche  allen  daran  Beteiligten 
das   Becht  des   Arbeiters    und   Unternehmers 
s-leichmäHsig  einräumt.     Der  Vorzug,  welchen 
diese   Betriebsform  vor  der  partikulären,  dem 
Sonderbetriebe,    welcher   die   Arbeiter   in    den 
J>ienst   des   Unternehmers   stellt,    voraus   hat, 


besteht,  ausser  den  günstigeren  Erwerbsbedin- 

E äugen  für  die  Arbeiter,  in  der  Aufhebung  der 
ienstbarkeit.  Der  societäre  Betrieb  scheidet 
sich  in  Privaterwerb  und  in  öffentliche  Unter- 
nehmungen. Zu  ersterem  gehören  sämtliche 
Gewerbe,  Ackerbau  und  Viehzucht,  Handel  und 
Transport  im  engeren  Sinne;  die  öffentlichen 
Unternehmungen  umfassen:  Forstwesen,  Berg>- 
bau,  Jagd  und  Fischerei,  femer  Wasser-,  Strassen- 
und  Eisenbahnbauten,  den  postalischen  Verkehr, 
den  Handel  mit  allen  zur  Ausstellung  in  öffent- 
lichen Warenhallen  sich  eignenden  Bonprodukten 
und  Fabrikaten,  das  sogenannte  „Schaffamt", 
eine  statistische  Nachweisungsbehörde  über 
sämtliche  Erwerbsangelegenheiten,  die  Institute 
für  Personal-  und  Eealkredit,  Banken,  die  Ver- 
pflegung der  Hilflosen  und  die  den  Volksunter- 
richt ein.schliessenden  Kulturgeschäfte.  Vondfen 
verschiedenen  Vermögensleihformen:  1)  Miets- 
kontrakt, 2)  Geschäft.skredit  lässt  Jlarlo  nur 
3)  das  „Borgen",  also  das  Darlehensgeschäft, 
soweit  es  von  überflüssigen  Geldsummen  ein- 
zelner Societäre  bestritten  werden  kann,  als 
zulässigen  Kreditvertrag  gelten.  Die  Erwerbs- 
ordnung, welche  den  societären  Privaterwerb 
regeln  soll,  bestimmt,  dass  sämtliche  Produk- 
tionszweige von  Zünften  betrieben  werden 
müssen,  was  Schäffle  (s.  u.)  „eine  Verunreini- 
gung des  ökonomischen  Föderalismus"  nennt, 
„der  regelmässige  Absatz  der  Produkte"  des 
societären  Betriebes  wird  durch  eine  Reihe  von 
Bestimmungen  dieser  Erwerbsordnung  „ver- 
bürgt", aber  die  Qualität  dieser  Bürgschaft 
kann  nicht  genügen,  wenn  man  erwägt,  dass 
der  Aussenhandel  nur  ein  beschränktes  Absatz- 
gebiet beherrschen  wird,  indem,  wie  Mario  an- 
kündigt, die  ausländische  Konkurrenz  durch  ein 
strenges,  aber  keineswegs  auf  „üebervorteilung 
des  Auslandes  berechnetes  Zollsystem"  bekämpft 
werden  soll.  Mario  enthält  sich  jedes  Anp^riffes 
auf  das  Eigentum,  mag  es  nun  einen  privaten 
oder  kollektivistischen  Charakter  haben,  denn 
die  societäre  Geschäftsform  seines  Föderativ- 
systems macht  zwar  gegen  den  inproduktiven 
Erwerb  des  monopolisierten  Kapitalismus  Front, 
aber  das  Grosskapital  als  solches  lässt  er  be- 
stehen, nur  das  fernere  partikuläre  Wachstum 
desselben  sollen  seine  Societäten  verhindern. 
Der  sozialpolitische  Teil  seines  Systems  muss 
aber  im  Lichte  des  Malthusianismus  gewürdigt 
werden,  dessen  Grundprincip  Mario  ebenso  un- 
bedingt anerkennt,  als  er  gegen  den  praktischen 
Teil  der  Malthusschen  Bevölkerungslehre  die 
gewichtigsten  Bedenken  erhebt.  Zunächst  ge- 
nügen ihm  die  Mittel  nicht,  welche  deren  Ur- 
heber zur  Abwehr  der  Uebervölkerung  vor- 
schlägt, und  befindet  er  sich  nur  hinsichtlich 
der  von  Malthus  als  Schutzwehr  ge^en  die 
übermässige  Vermehrung  der  Proletarier  vor- 
geschlagene Unterdrückung  der  öffentlichen 
Armenpflege  mit  dem  berühmten  Greistlichen  in 
üebereinstimmnng ;  im  übrigen  gesteht  er  zwar 
dessen  Bevölkerungsgesetze  zu,  dass  es  auf  die 
besitzenden  Klassen  nicht  ohne  Wirkung  ge- 
blieben sei,  erklärt  es  aber  für  eine  Ungereimt- 
heit, dem  hungernden  Arbeiter  sexuelle  Enthal- 
tung zn  predigen,  ja  er  geht  so  weit,  Malthus 
der  Ungerechtigkeit  zu  zeihen,  im  Interesse 
des  Liberalismns,  der  die  Uebervölkerung  durch 
den  Hungertod  reguliere,  nur  den  sittlichen 
und    nicht    auch    den    rechtlichen    Ehezwang 
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empfohlen  zn  haben,  wobei  er  zur  Entkräftung 
der  Malthusschen  Befürchtung',  dass  der  recht- 
liche Zwang  eine  Steigerung  der  Unsittlichkeit 
zur  Folge  haben  werde,  daranf  hinweist,  dass 
es  in  keinem  Kultnriande  so  zahlreiche  Ehever- 
äcbter  gäbe,  als  erforderlich  seien,  um  auf  die 
Heiratsscheu  die  Annahme  zu  gründen,  dass 
die  ausserehelicbe  sexuelle  Vermischung  in  dem- 
selben Masse  sich  steigere,  als  die  eheliche  ab- 
nehme. Als  exaltierter  und  seinen  Meister  in 
der  Furcht  vor  dem  Gespenst  der  Uebervölke- 
mng  noch  übertrumpfender  Malthusianer  be- 
stimmt Mario  daher,  dass  es  für  jeden  Societär 
obligatorisch  sein  soll,  sich  in  eine  Witwen-, 
Waisen-,  Alters-  und  Verunglückungskasse  ein- 
zukaufen, dass  derselbe  sich  ferner  nicht  vor 
erlangter  Volljährigkeit  verehelichen  und  nicht 
eher  getraut  werden  darf,  als  bis  er  ein  Ehe- 
kapital bezw.  ein  Kiudergut  aufweist,  gross 
genug,  un)  dafür  zu  garantieren,  dass  er  seine 
Verpflichtungen  gegen  die  genannten  Versiche- 
rungskassen pünktlich  einhalten  kann.  Ausser- 
dem soll  ieder  Societär  verpflichtet  werden, 
seine  vor  der  Ehe  erzeugten  Kinder  den  ehe- 
lichen dorchaus  gleichzustellen  und  demgemäss 
zu  erziehen,  femer  sobald  die  Zunahme  der 
Öffentlichen  Arbeiter  die  Nachfrage  nach  solchen 
übersteigt,  was  eine  drohende  Uebervölkerung 
andeuten  soll  oder  sobald  ein  neuer  Sprüssling 
aas  dem  Ehebnnde  hervorgeht,  sein  Ehekapital 
oder  Eindergut  entsprechend  zu  erhöhen.  Der 
obligatorisch  vorgeschriebene  Einkauf  jedes 
SocietärsinGegenseitigkeitsversicherungskassen, 
welche  ihn  gegen  alle  Wechselfälle  des  Lebens 
assekurieren,  soll  nicht  allein  gegen  die  Ueber- 
völkerung, sondern  auch  gegen  den  Pauperis- 
mus als  providentielle  Schranke  aufgerichtet 
werden.  Weder  mit  Bekämpfung  der  Armut 
noch  mit  der  Armenpflege  soll  sich  das  Marlosche 
Staatsideal  befassen.  Obwohl  dessen  Urheber 
nämlich  den  Pauperismus  als  in  den  meisten 
Fällen  unverschuldet  und  als  traurige  Konse- 
quenz der  liberalen  Gesellschaftsordnung  be- 
trachtet, stutzt  er  die  von  ihm  angeordnete, 
den  Malthusschen  Anschauungen  entsprechende 
staatliche  Nichtintervention  auf  die  Voraus- 
setzung, dass  das  garantierte  Becht  auf  Arbeit 
den  Zustand  der  bisherigen  unfreiwilligen  Ar- 
mut aufhebe  und  es  daher  genüge,  die  nach 
Einführung  des  Föderativsystems  noch  vorhan- 
denen Armen  der  privaten  Wohlthätigkeit  zu 
überweisen.  Bezeichnend  gegen  die  Feindschaft, 
welche  Mario  gegen  alle  liberalen  gemein- 
nützigen Einrichtungen  hegt,  ist  seine  Verun- 
glimpfung der  Sparkassen,  weshalb  sie  auch 
unter  den  Instituten,  in  welche  die  Societäre 
regelmässig  einzahlen  sollen,  vermisst  werden. 
Seine  wirtschaftlichen  Anschauungen  über  die 
Sparkassen  stehen  bezüglich  ihrer  pessimistisch- 
radikalen Färbung  in  seinem  „System  der  W'elt- 
ökonomie"  isoliert  da.  Er  urteilt  darüber  unge- 
fähr folgendermassen:  Gäbe  es  keine  Sparkassen, 
so  würden  die  Arbeiter  in  flotten  Erwerbs- 
zeiten ihren  überschüssigen  Lohn  verzehren, 
verschlemmen,  aber  nicht  zurücklegen,  dadnrch, 
dass  sie  ihn  bei  diesen  Kassen  aufsparen  und 
ihn  in  Tagen  der  Not  wieder  abheben,  ver- 
längern sie  nur  ihr  elendes  Leben,  was  sie 
anderen  Falles  in  schlechten  Erwerbszeiten,  als 
Opfer  der  ungewohnten  Entbehrung,  nach  kur- 
zem Leiden  beschlossen  haben  würden.    Wenn 


die  Arbeiter  aber  in  diesem  Verlängerungszn- 
stand  ihres  erbärmlichen  Daseins  ihr  Gesctuecht 
und  damit  ihr  Elend  fortpflanzen,  so  verschul- 
den es  die  Sparkassen,  welche  ausserdem  in- 
direkt dazu  beitragen,  die  Sterblichkeit  unter 
der  sparenden  Arbeiterbevölkerung  zu  verlang- 
samen und  auf  diese  Weise  den  durchschnitt- 
lichen Arbeitslohn  bis  zum  Existenzminimum 
herab  zum  Sinken  zu  bringen.  Schliesslich 
wäre  über  die  Annehmbarkeit  des  W'eltSkonomie- 
systems  selbst  nur  noch  zu  bemerken,  dass, 
wenn  Mario  der  ethischen  Tendenz  des  Libera- 
lismus und  Kommunismus  zustimmt,  diese 
Systeme  selbst  aber,  im  Gegensatz  zu  seinem 
Staatsideal,  als  überlebt  und  unausführbar  ver- 
wirft, er  nicht  bedacht  hat,  dass  die  bisherige 
Kurzlebigkeit  der  kommunistischen  Gemeinden 
weniger  auf  der  Schwierigkeit  der  Durchfüh- 
rung des  Gleichheit«princips  als  darauf  beruhte, 
dass  kommunistische  Gesinnungstüchtigkeit  und 
sittliche  Makellosigkeit  sich  selten  bei  einem 
Gleichheitsfanatiker  vereint  fand,  wogegen  der 
Versuch  einer  friedlichen  Durchfühning  des 
Marloschen  Systems  schon  an  dem  passiven 
Widerstände  des  centralisierten  Kapitalismus 
scheitern  würde. 


Vgl.  über  Winkelblech:  Schäffle, 
Kapitalismus  und  Sozialismus,  Tübingen  1870, 
S.  256,307.  —  Röscher,  Geschichte  der  Nat., 
München  1874,  S.  1021.  —  Dühring,  Kritische 
Geschichte  der  Nationalökonomie  und  des  So- 
zialismus, 3.  Aufl.,  Leipzig  187a,  S.  519  ff.  — 
Gumplowicz,  Rechtsstaat  und  Sozialismus, 
Innsbruck  1881,  S.  375 iF.  —  v.  Laveleve, 
Soziale  Parteien,  Tübingen  1884,  S.  52  ff.  — 
Adler,  Sozialpolitische  Arbeiterbewegung  in 
Deutschland,  Breslau  1885,  S.  165,  181.  — 
Böhmert,  Litteratur  über  die  Arbeiterfrage, 
in  „Arbeiterfreund",  Jahrgr.  XXIII,  Berlin  IfSä, 
S.  77 ff'.  —  Rümeiin,  Die  Stellung  der  Sozia- 
listen zur  Malthusschen  Bevölkerungslehre,  Göt- 
tingen 1886,  S.  76ff.  —  Menger,  Recht  auf 
den  vollen  Arbeitsertrag,  2.  Aufl.,  Stuttg&rt 
1891,  S.  35  ff.  —  Edg.  Alix,  L'oeuvre  econo- 
mique  de  Karl  Mario,  Paris  1898. 

JUppert. 


Wirth,  Max, 

geb.  am  27. 1. 1822  zu  Breslau,  gest.  am  18.  VTL 
1900  in  Wien,  stucUerte  1839/43  in  Heidelberg 
die  Rechte,  war  1852—1862  in  Dortmund,  Wies- 
baden und  Frankfurt  a.  M.  publizistisch  thätig', 
amtierte  Januar  1865  bis  Ende  1872  als  Direktor 
des  eidgenössischen  statistischen  Boreans  in 
Bern,  ^vurde  1873  Mitbegründer  der  „Schlesischem 
Presse"*  in  Breslau  und  siedelte  1874  nach  Wiea 
über. 

Wirth  veröffentlichte  von  Staats  nissen- 
schaftlichen  Schriften  a)in  Buchform:  Plan 
zu  einer  Regulierung  des  Arbeitsmarktes.  Nebst 
Arbeitsstatistik,  2  Teile,  Wiesbaden  1856.  (AI« 
Manuskript  gedruckt.)-»- Gmndzüge  der  National- 
ökonomie, Bd.  I,  Cöln  1856;  dasselbe,  2.,  3-,  4., 
5.  Auö„  ebd.  1860,  1862,  1869,  1881.  Onind- 
Züge  etc.,  Bd.  II,  ebd.  1859;  dasselbe,  2.,  3.,  4. 
Aufl.,  ebd.  1861,  1869,  1882.    Grundzüge  etc^ 
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Bd.  in  (a.  n.  d.  T. :  Handbach  des  Bankwesens), 
ebd.  1870;  dasselbe,  2.  n.  3.  Aufl.,  ebd.  1874  n. 
1883.  Gnindzüge  etc.,  Bd.  IV  (a  u.  d.  T.: 
Beitr&ge  zur  sozialen  Fragte),  ebd.  1873;  dasselbe, 
in  französischer  Uebersetxung  Ton  (la  baronne 
de)  Crombrugghe,  Brüssel  1874.  —  Geschichte 
der  Handelskrisen,  Frankfurt  a.  M.  1858;  das- 
selbe, 2.,  3.  a.  4.  Aufl.,  ebd.  1874,  1883  u.  1890. 

—  Geschichte  der  Handelskrisen  im  Jahre  1873, 
ebd.  1874  (ans  „Geschichte  der  Handelskrisen", 
2.  Aufl.).  —  Die  deutsche  Nationaleinheit  in 
ihrer  volkswirtschaftlichen,  geistigen  und  po- 
litischen Entwickelung  an  der  Hand  der  Ge- 
schichte beleuchtet,  ebd.  18ö9.  —  Arbeitslohn 
und  Staatshilfe.  Eine  Rede  am  20.  IV.  1863, 
ebd.  1863.  —  Die  Arbeiterfrage.  5.  Flugschrift 
des  „Volkswirtschaftlichen  Vereins  für  Südwest- 
deutschland",  ebd.  1863.  —  Die  Hebnng  der 
arbeitenden  Klassen  durch  Genossenschaften  und 
Volksbanken,  Bern  186.^.  —  Illustrierter  deut- 
scher Gewerbekalender  für  die  Jahre  1866 — 1870, 
Weimar  1865 — 1869.  —  Die  soziale  Frage, 
Berlin  1872.  (A.  n.  d.  T.:  Sammlnng  gemein- 
Terständlicher  wissenschaftlicher  Vorträge,  Heft 
156.)  —  Die  Münzkrisis  und  die  Koteubank- 
reform  im  Deutschen  Reiche,  Cöln  1874.  —  Die 
österreichisch-ungarische  Bankfrage ,  Referat, 
Wien  1875.  —  Die  Reform  der  Lmlaufsmitt«! 
im  Deutschen  Reiche.  Ein  Nachtrag  zur  Ge- 
schichte der  Handelskrisen,  Frankfurt  a.  M.  1875. 

—  Oesterreichs  Wiedergeburt  aus  den  Nach- 
wehen der  Krisis,  Wien  1876.  —  Kultur-  und 
Wanderskizzen,  ebd.  1876.  —  Die  Krisis  in  der 
Landwirtschaft  und  Mittel  zur  Abhilfe,  Berlin 
1881.  —  Das  Geld.  Geschichte  der  Umlaufs- 
mittel  Ton  der  ältesten  Zeit  bis  in  die  Gegen- 
wart, Leipzig  1884.  —  Ungarn  und  seine  Boden- 
schätze. Statistisches  Handbuch  ungarischer 
Länderkunde  nach  amtlichen  Quellen,  Frank- 
furt 8.  M.  1885.  —  Die  Quellen  des  Reichtums 
mit  Rücksicht  auf  Geschäftsstockungen  und 
Krisen  im  internationalen  Geld-,  Kapital-  und 
Warenmarkt,  sowie  auf  die  Agrar-,  Kolonial- 
und  Arbeiterfrage,  Cöln  1886.  —  Die  Noten- 
bankfrage in  Beziehung  zur  Währungsreform 
in  Oesterreich-Ungam,  i'rankfurt  a.  M.  1894.  — 
Wirth  verfasste  gemeinschaftlich  mit  C.  Braun 
die  Schrift:  Die  Zinswnicliergesetze,  Tom  Stand- 
punkte der  Volkswirtschaft,  der  Rechtswissen- 
schaft und  der  legislativen  Politik  beleuchtet. 
Ein  Wort  an  die  deutsehen  Gesetzgeber,  Mainz 
18ö6.  —  Wirth  war  Herausgeber  folgender 
staatswisseuschaftlicben  Schriften:  Der  Arbeit- 
geber. Archiv  für  die  gesamte  Volkswirtschaft. 
QCentralanzeiger  für  Stellen-  und  Arbeiterge- 
snche.)    23  Jahrgänge,  Frankfurt  a.  M.  1856,78. 

—  Allgemeine  Beschreibung  und  Statistik  der 
Schweiz.  Im  Verein  mit  einer  Anzahl  schweize- 
rischer Gelehrten  tind  Staatsmänner  heraus- 
sregeben,  3  Bde..  Zürich  1870—1875.  —  Für 
Uans  und  Wirtschaft  Illustriertes  Jahrbttch- 
lein  für  den  deutschen  Gewerbsmann,  6  Jahr- 
gänge, Weimar  1867,72.  —  Meyers  Deutsches 
Jahrbuch,  Jahrg.  U,  Hildburghausen  1873.  — 
Schweizerische  Statistik,  Bd.  VII:  Warenver- 
kehr der  Schweiz  mit  besonderer  Rücksicht  auf 
den  deutschen  Zollverein  und  Oesterreich,  Bern 
186Ö;  Bd.  IX:  EidgenUssische  Viehzählung  am 
21.  IV.  1866,  ebd.  1866;  Bd.  X:  Alpenwirt- 
schaftsstatistik der  Schweiz  im  Jahre  1864,  ebd. 
1Ö68;  Bd.  XIII:   Statistik  der  Viehbesitzer  in 


der  Schweiz  am  21.  IV.  1866,  ebd.  1870;  Bd. 
XV:  Eidgenössische  Volkszählung  am  1.  Xu. 
1870,  Bd.  I,  ebd.  1872. 

b)  in  Sammelwerken  und  Zeit- 
schriften: 1.  in  Allgemeine  Beschreibung  und 
Statistik  der  Schweiz,  Bd.  I,  Zürich  1871 :  Die 
schweizerischen  Banken  (42  SS.);  Versicherung, 
S.  613,'712.  —  2.  in  St.  W.  B.  von  Blnntscbli 
und  Brater,  Bd.  XJ,  Nachtrag:  Die  schweize- 
rische Eidgenossenschaft:  Statistik,  Stuttgart 
1879,  S.  1005/1027.  —  3.  in  Jahrb.  f.  Nat.  u. 
SUt.,  Bd.  XXVni:  Volksstämme  und  Kron- 
länder in  Oesterreich-Ungam,  Jena  1876,  S.  1  ff. 

—  4.  in  Viert,  f.  Volksw.,  Jahrg.  I:  Carey, 
seine  Verdienste  und  Irrtümer.  Berün  (1868)  Bd. 
II,  S.  109/129.  —  Jahrg.  VI:  Die  schweizerische 
Alpenwirtschaft  (1868)  Bd.  HI,  S.  6982.  — 
Jahrg.  VIII:  Die  schweizerischen  Banken  im 
Jahre  1865  (1869)  Bd.  U,  S.  117,67.  —  Jahrg. 
VIII:  Die  Beschäftigungsarten  in  der  Schweiz 
(1869)  Bd.  m,  S.  291,95.  —  Jahrg.  VIII:  Die 
Enquete  über  die  Arbeit  der  Kinder  in  den 
schweizerischen  Fabriken  im  Jahre  1869  (1869) 
Bd.  III.  S.  295  6.  —  Jahrg.  XVI:  Georg 
Thompson  und  der  Umschwung  der  europäischen 
Handelspolitik  (1879)  Bd.  III,  S.  30  44.  —  Jahrg. 
XVI:  Ueber  die  Ursaehen  des  jüngsten  Fallens 
der  Preise  (1879)  Bd.  IV,  S.  147.62.  -  Jahrg. 
XXIII:  UeW  die  Ursachen  der  jetzigen  Ge- 
schäftsstockung (1886)  Bd.  III,  S.  129  64.  —  5. 
in  Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik,  Bern; 
Jahrg.  I :  Eine  statistische  Erhebung  in  Prenssen 
über  die  Wirkungen  der  Teilbarkeit  des  Grund- 
eigentums, 1865,  S.  61  ff.  —  Jahrg.  I:  Der  aus- 
wärtige Handel  der  Schweiz,   Imb,   S.  11823. 

—  J^rg.  I:  Grundsätze  der  Besteuerung  in 
ihrer  Anwendung  auf  die  Kantonalsteuer,  1865, 
S.  143  51.  —  Jahrg.  I:  Die  Pariser  Indnstrie, 
1865,  S.  202,4.  —  Jahrg.  II:  Die  Lage  der 
Fabrikarbeiter  in  den  Kantonen  Zürich,  Bern, 
Basel,  Aargau  und  Glarus,  1866,  S.  47,50.  — 
Jahrg.  II:  Die  schweizerischen  Zettelbanken 
und  die  Bankfrage,  1866,  S.  137,61.  —  Jahrg. 
ni:  Die  in  der  Schweiz  bestehenden  Einrich- 
tungen zur  Entschädigung  und  Versicherung 
der  Viehbesitzer  gegenüber  Seuchen  und  Krank- 
heiten, 1867.  —  Jahrg.  VIII:  Ueber  die  Be- 
arbeitung der  Statistik  der  Berufsarten,  1872, 
S.  98 106. 

Wirth  steht  als  Nationalökonom  in  der  Mitte 
zwischen  der  deutschen  Freihandelsschule  und 
der  neuen  ethischen  Schule  der  Volkswirtschaft, 
die  im  Verein  für  Sozialpolitik'ihre  Bestrebungen 
koncentriert  hat.  Im  IV.  Kapitel  seiner  Schrift 
„Quellen  des  Reichtums"  (s.  o.)  polemisiert  er 
gegen  das  Uebermass  von  Schutzzöllen  und  er- 
klärt sich  damit  zu  einem  gemässigten  Protek- 
tionisten.  Wirth  verteidigte  auch  seiner  Zeit 
die  Eisenbahnverstaatlichungspolitik  der  Re- 
gierung uud  im  II  Bande  seiner  „Gmndzüge 
der  Nationalökonomie"*  tritt  er  für  die  Errich- 
tung staatlicher  Arbeitsnachweisanstalten  ein. 
Er  ist  femer  ein  Anhänger  von  Seniors  Abstinenz- 
theorie. Unter  den  zum  Eisenacher  Kongress, 
7.  und  8.  X.  1872,  eingeladenen  und  der  Ein- 
ladung nachgekommenen  Ausländern  befand  sich 
auch  Max  Wirth.  Sein  „Handbuch  des  Bank- 
wesens" (Band  III  der  „Grundzüge"),  worin  sich 
Wirth  den  Gegnem  der  Cnrrencyschule  beige- 
sellt, bietet  ein  gutes  Orientierungsmaterial  für 
die  darin  behandelte  Geschichte  der  einzelnen 
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Wirth — Witwen-  und  Waisenversoi^ung 


Banken.  Zu  bedauern  ist  es  nur,  dass  Wirth 
in  der  Erklärung  einiger  der  wichtigsten  wirt- 
schaftlichen Grundbegriffe  (Bevölkerung,  Wert, 
Beute,  Grundsteuer)  Bastiats  „harmonies  4cono- 
miques"  gefolgt  ist  und  dass  er  ferner  als  An- 
hänger Careys  die  ßicardosche  Bententheorie 
und  das  Malthnssche  Gesetz  bis  zu  der  Konse- 
quenz bekämpft  hat,  dass  es  nach  seiner  Deduk- 
tion keine  Grundrente,  sondern  nur  eine  Kapital- 
rente giebt,  da,  wie  er  ausführt,  die  unentgelt- 
lichen Naturkräfte  im  Boden  weder  Wert  noch 
Beute  erzeugen,  was  nur  das  Kapital  und  die 
Arbeit  thue,  und  der  Grundeigentümer,  weil  er 
kein  Monopolist  sei,  die  Steuer  auf  die  yer- 
meintliche  Bodenrente  zu  Unrecht  zahle.  Zwecks 
Widerlegung  des  Malthusschen  Bevölkemngs- 
gesetzes,  wonach  die  Zunahme  der  Bevölkerung 
be.ständig  die  Grenze  der  Snbsistenzmittelver- 
mehruugspotenz  streift,  macht  Wirth  geltend, 
dass  die  Vermehrung  der  Arbeit  oder  vielmehr 
der  Arbeitskraft,  bei  einer  relativ  unbeschränkten 
Bodenfläche,  mit  der  Vermehrung  der  Bevölke- 
rung gleichen  Schritt  halte,  dass  ferner  das 
Kapital  aus  dem  Zinsfu.sse  sich  in  zehn  bis  fünf- 
undzwanzig Jahren  verdoppele  und  dass  diese 
Verdoppelung  des  Kapitals  die  entsprechende 
Vermehrung  der  menschlichen  Subsistenzmittel 
verbürge !  Wie  weit  Wirth  den  Begriff  Arbeit 
ausdehnt,  zeigt  sich  in  seiner  Apologie  der  ge- 
waltmässigcn  ursprünglichen  Aneignung  des 
Bodens,  indem  er  diese  auf  das  Becht  des 
Stärkeren  begründeten  Erobernngserfolge 
mit  der  Arbeit,  welche  er  für  diesen  Fall 
als  „mühsamste  und  gefahrvollste"  anerkennt, 
gleichstellt.  —  Solche  doktrinären  Ueber- 
stürzungen  können  aber  das  bedeutende  Ver- 
dienst nicht  schmälern,  welches  sich  Wirth  als 
Förderer  der  Popularisierung  der  Wissenschaft 
dadurch  erworben  hat,  dass  seine  „Grnndzüge" 
nicht  nur  Studierenden  nützlich  gewesen  sind,  son- 
dern auch  eine  grosse  Anzahl  nicht  akademisch 
gebildeter  Personen  in  das  Studium  der  National- 
ökonomie eingeführt  haben. 

Vgl.  über  Wirth:  Journal  des  Economistes, 
IL  Serie,  Bd.  IX,  Paris  1856,  S. 442.  —  Lange, 
MUls  Ansichten  über  die  soziale  Frage  und  die 
angebliche  Umwälzung  der  Sozialwissenschaft 
durch  Carey,  Duisburg  1866,  S.  30/31,  4ö,  47, 
69  u.  ö.  —  Adam  Smiths  des  .jüngeren  Prüfung 
der  heutigen  volkswirtschaftlichen  Systeme, 
Frankfurt  a.  M.  1867,  S.  311,15.  —  Berens, 
Kritische  Dogmengeschichte  der  Grundrente, 
Leipzig  1868,  S.  277  ff.  —  Das  eidgenössische 
statistische  Bureau  und  die  schweizerische  Sta- 
tistik in  „Zeitschrift  für  schweizerische  Sta- 
tistik", Jahrg.  IX,  Bern  1873,  S.  67(74.  — 
Lange,  Arbeiterfrage,  3.  Aufl.,  Winterthur 
1875,  S.  34,  139,  395.  —  Boscher,  Gesch.  der 
Nat-,  München  1874,  S.  1020.  —  Walcker, 
Geschichte  der  Nationalökonomie,  Leipzig  1884, 
S.  148/49.  —  Soetbeer,  Die  Stellung  der  So- 
zialisten in  der  Malthusschen  Bevölkerungslehre, 
Göttingen  1886,  S.  12/13.  —  Deutsche  Rund- 
schau für  Geographie  und  Statistik,  hrsg.  v. 
Umlauft,  Jahrg.  XXII,  Wien  1900,  Heft  12. 

Lippert. 


Wirtschaft 

s.  Yolkswirtschaft,  Volkswirt- 
schaftslehre   und     -methode     oben 
Bd.  VII  S.  543«.  und  Recht  sub  IH 
oben  Bd.  VI  S.  333  ff. 


Wirtschattsgenossenschaften 

8.  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 

genossen Schäften 

oben   Bd.  HI  S.   734  ft 


Wirtshanswesen  and  Getrankehandel 

s.  Trunksucht   oben  Bd.  VE   S.  199fL 


Witwen-  nnd  Waisenversorgnng. 

I.  Begriffliches  nnd  allgemeine 
Grundsätze  der  W.-  und  W.-V.  IL  Zur 
Geschichte  der  W.-  und  W.-V.  IH.  Die 
Gesetzgebung  über  die  W.-  nnd  W.-V. 
der  Civilstaatsbeamten  in  den  einzel- 
nen Ländern.  A.  Deutschland.  I.Reich 
und  Preussen.  2.  Sachsen.  3.  Bayern.  4.  Würt- 
temberg. 5.  Baden  nnd  Hessen.  6.  Die  thü- 
ringischen Staaten.  7.  Die  übrigen  deutschen 
Bundesstaaten.  8.  Elsass-Lothringen.  B.  Das 
Ausland.  1.  Oesterreich.  2  Frankreich.  3. 
Italien.  4.  Uebrige  europäische  Staaten.  IV.  Die 
W.-  nnd  W.-V.  der  Angehörigen  des 
Heeres  und  der  Marine.  V.  Die  W.- 
und  W.-V.  der  Universitätslehrer.  VL 
Die  W.-  nnd  W.-V.  der  Geistlichen, 
Lehrer  nnd  Kommnnalbeamten.  VH. 
Die  privaten  Versichernngsuntern  eh - 
mungen. 

I.  Begriffliches  nnd  allgemeine  Gmnd- 

gätze  der  Witwen-  und  Walsenver- 

sorgang. 

Die  Notwendigkeit  einer  Witwen-  nnd 
Waisenversorgung  ist  ein  Ergebnis  unserer 
Familienverfassung  und  unserer  Gesell- 
schaftsordnung. Der  vorzeitige  Tod  des 
Gatten  und  Vaters  ist  statistisch  tmd  er- 
fahrungsgemäss  ein  häufiges  Ereignis,  und 
iu  vielen  Fällen  konnte  keine  ausreichende 
materielle  Vorsorge  für  die  Zukunft  ge- 
troffen noch  die  gehörige  Erziehung  der 
Kinder  sichergestellt  werden.  Hier  fällt  in 
einer  Beziehung  die  Bedeutung  der  W^itwen- 
versorgung  und  die  der  Waisenversorgwng 
auseinander.  Ist  erstere  mehr  ein  Erforder- 
nis der  Humanität,  so  liegt  bei  letzterer 
doch  ein  praktisches  Interesse  des  Staates 
vor,  welches  dahin  geht,  aus  den  Waisen 
nützUche  Glieder  des  gesellschaftiichen  Or- 
ganismus zu  machen.  Aber  abgesehen  davon 
walten  für  die  Witwen-  wie  für  die  Waisen- 
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Versorgung  gemeinsame  Gesichtspunkte  und 
gemeinscnaftliche  Entwiclfehmgstendenzen. 
Aus  der  Versicherung  entwickelte 
sich  hier  die  Versorgung,  und  es  ist  zu 
betonen,  dass  es  sich  jetzt  bei  der  hier  im 
Vordergründe  des  Interesses  stehenden  staat- 
lichen Fürsorge  um  eine  Versorguugs- 
gesetzgebung,  nicht  um  eine  Versiche- 
rung handelt  Denn  der  technische  Begriff 
der  Versicherung  passt  nur  auf  den 
Ernährer,  der  sein  Leben  versichert 
zum  Zweck  der  Versorgung  seiner 
Hinterbliebenen.  Solche  Versicherung 
ist  heute  der  privaten  Lehensvei-sicherung, 
"WO  nicht  der  Selbstversicherung,  vorbe- 
halten. Abgesehen  von  den  rein  kauf- 
männisch, aktienmässig  oder  auf  Gegenseitig- 
keit beruhenden  Gesellschaften  haben  auch 
viele  Korporationen,  Vereine  etc.  die  Ver- 
sicherung ihrer  Mitglieder  übernommen.  In 
diese  Gattung  ^hören  sogar  noch  diejenigen 
Staaten,  die  eme  besondere  Pensionskasse 
oder  Witwenanstalt  errichtet  haben,  zu 
■welcher  die  Beamten  Eintrittsgeld  oder 
Jahresbeiträge  bezw.  beides  zu  entrichten 
haben.  So  liegen  noch  die  Dinge  in 
Bayern,  Baden,  Sachsen -Coburg,  Sach- 
sen -  Gotha ,  Schwarzbui^  -  S<jndershausen , 
"Württemberg,  Hamburg,  Mecklenburg- 
Schwerin  ,  Sachsen  -  Altenburg ,  Waldeck , 
Keuss  j.  L.,  indem  die  einen  mehr,  die 
anderen  weniger  den  Charakter  der  Ver- 
sichenmg  gegenüber  dem  der  Versoiguug 
•wahren. 

Aber   der   Staat   und    nach   ihm   auch 
Selbstverwaltnngskörper  nnd  sogar  Privat- 
■untemehmungen   haben   im  Laufe  der  Zeit 
ihre    Aufgabe    ihren    Beamten    gegenüber 
anders  aiiffassen   gelernt.     Damit  scheidet 
sich  ein  besonderer  Zweig,  nämlich  der  der 
absoluten   Versorgung   der   Beamten 
aus  und  man  überlässt  die  Versorgung  durch 
Versicherung    der    privaten    Fürsorge. 
Dass    dieser  Gedanke    der  absoluten  Ver- 
sorgung    mehr     und    mehr    zur    Geltung 
gebracht     wird,    das     ist     die    Richtung 
der     Entwickelung     der     Witweu-      imd 
Waisenversorgung     vornehmlich      in      den 
deutschen    Staaten    gewesen    und     ist    es 
zum  Teil  noch.    Der  Staat  erkennt  es  mehr 
und   mehr  als  seine  Pflicht,  die  Witwen 
und    Waisenpensionen,    gleichsam 
als  aufgeschobene  Gehaltszahlun- 
gen, auf  die  Staatskasse  zu  über- 
nehmen.   Während  anfangs  die  Pensions- 
kassen von  den  Beiträgen  der  Staatsdiener 
selbst  erhalten  wurden,  gab  später  der  Staat 
zu     diesen  Anstalten    Zuschüsse;    mit    der 
■weiteren  Ausgestaltung  dieser  Fürsoi^  ver- 
sdiwinden  dann  die  Beiträge  der  Beamten. 
die     besonderen    Kassen    fallen    gleichfalls 
fort,    und  die  Zahlung  der  Witwen-    und 
Waisenpensionen  wird  ebenso  wie  die  Zah- 


lung der  Ruhegehalte  der  Beamten  als  eine 
aus  dem  Staatsdienerverhältnis  erwachsende 
Verpflichtung  des  Staates  anerkannt.  Es  ist 
der  »soziale*  Standpunkt,  der  hier  zur  An- 
erkenmmg  gelangt  und  welcher  die  ehedem 
lediglich  vom  »Standpunkt  des  ökonomischen 
Individualismus«  erfolgte  Regelung  dieser 
Fürsorge  ändert    (Ad.  Wagner.) 

Diesen  Gedanken  haben  voll  durchgeführt : 
das  Deutsche  Reich,  Preussen,  Sachsen, 
Hessen,  Sachsen- Weimar,  01deubui^,Sachsen- 
Meiningen,  Sohwarzburg-Rudolstadt,  Reuss 
ä.  L.,  Schaumburg-Lippe,  Lippe- Detmold, 
Lübeck,  Bremen,  Elsass-Lothringen,  Anhalt, 
Braunschweig.  Der  Grundsatz,  dass  man 
die  Hinterbliebenen  versoi^  weniger  aus  den 
eben  ausgeführten  Gründen  als  vielmehr 
aus  demjenigen,  die  Zahl  der  Armen  im 
eigenen  Gebiete  durch  die  Hinterbliebenen- 
versorgung zu  verringern,  spricht  noch  aus 
der  in  den  meisten  deutschen  Staaten  sich 
findenden  Bestimmung,  dafis  die  Ansprüche 
der  Witwen  und  Waisen  bei  dem  Verlust 
ihrer  Reichsangehörigkeit  erlöschen. 

Betrachten  wir  diesen  Entwickelungs- 
gang  und  den  Zustand ,  wie  er  sich 
nun  gestaltet,  in  den  einzelnen  deut- 
schen Landen  des  näheren ,  so  finden 
wir  bei  einigen  Staaten  schon  frühe  das 
Institut  in  zweckmässiger  Vollendung  (so 
vorzugsweise  in  den  süddeutschen  Staaten), 
während  es  in  anderen  erst  durch  vielfache 
kodifikatorische  Versuche  hindurch  zu  der 
gegenwärtig  brauchbaren  Gestaltung  sich 
durchgerungen  .hat ;  und  wieder  in  anderen 
(z.  B.  Oldenburg)  hat  man  lieber  erst  andere 
versuchen  lassen  wollen,  um  dann,  wenn 
auch  8j)ät,  die  reife  Frucht  vom  Baume  der 
Erkenntnis  zu  pflücken,  während  man  ander- 
wärts der  Angelegenheit  überhaupt  noch 
nicht  in  zweckmässiger  Weise  näher  ge- 
treten ist  (Mecklenburg-Strelitz). 

Was  den  Gegenstand  und  Inhalt  der 
Versorgung  anlangt,  so  wird  fast  durchweg 
ein  Sterbegenalt  gewährt,  d.  h.  die  Fort- 
zahlung des  Diensteinkommens  des  Ver- 
storbenen an  die  Hinterbliebenen  gewöhn- 
lich für  1 — 3  Monate  (Gnadenmonat,  Gna- 
denquartal). Abgesehen  davon  werden 
weiter  Witwen-  und  Waisenpensionen 
gewährt.  Hier  scheiden  sich  zunächst 
die  Gesetzgebungen  grundsätzlich  inso- 
fern, als  die  einen  der  Witwe  allein  den 
primären  Anspnich  gewähren,  während  der- 
jenige der  Kinder  nur  ein  subsidiärer  ist 
Bei  dieser  Regelung  besteht  überhaupt  nur 
eine  einzige  Uinterbliebenenpension,  als 
ein  einheitliches  Ganzes,  deren  Träger  rang- 
ordnungsmässig  bestimmt  sind  und  zwar  mit 
unbedingtem  Vorrecht  der  Mutter:  Die 
Hinterbliebenenpension  erhält  die  Witwe. 
Lediglich  bei  ihrem  Wegfall  treten  die  Kinder 
—  nach  Repräsentationsrecht  —  ein.  Dies  ist 
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das  typische  System  Oesterreichs  und  der 
thüringischen  Staaten,  in  welchen  sich  die 
strengste  Familienzusammengehörigkeit  unter 
mütterlicher  Autorität  ausspricht.  Es  herrscht 
in  Sachsen-Weimar,  Altenburg,  Coburg, Gotha, 
Eudolstadt  und  beiden  Reuss.  Aus  dem- 
selben entspringt  auch  der  Grundsatz  des 
Anwachsungsrechtes ;  denn  bei  Wegfall  eines 
.der  Waisen  wird  dessen  Pensionsanspruch 
nicht  herrenlos.  Ein  solcher  individueller 
Pensionsanspruch  des  betreffenden  Kindes 
existierte  gar  nicht ;  der  Gesamtanspruch  als 
einzige  Pension  verteilt  sich  nur  anders, 
mithin  muss  die  Quote  eines  wegfallenden 
Kindes  den  anderen  anfallen,  bis  sie  alle 
(durch  Volljährigkeit  u.  dgl.)  den  Anspruch 
verloren  haben.  Erst  dann  ist  er  also  er- 
loschen, dann  aber  auch  vollständig.  Aus 
diesen  Gesichtspunkten  heraus  ist  auch  die 
mehrfach  sich  findende  Bestimmung  zu  er- 
klären, dass  die  Waisengelder  zusammen 
nicht  die  Witwenpension  übersteigen  dürfen. 

Dieser  Regelung  steht  gegenüber  die 
Witwen-  und  WaLsenfürsorge  mit  individu- 
ellen Pensionen,  so  in  fast  allen  übrigen, 
insbesondere  den  grösseren  deutschen  Staaten. 
Dieselben  können  jedoch  wieder  in  zwei 
Gruppen  geschieden  werden;  die  eine  setzt 
das  Waisengeld  selbständig  fest  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Witwenpension  (ausserdem 
unter  Abstufung  nach  der  Zahl  der  Kinder 
—  das  individuellste  Princip!  —  in  Baden 
und  Hessen).  Diese  Gruppe  steht  dem  Princip 
der  mütterhchen  Autorität  und  der  Zusammen- 
gehörigkeit der  Familie  über  den  Tod  des 
Vaters  hinaus  am  entferntesten.  Die  andei-e 
Gruppe  setzt  das  Waisengeld  zu  dem 
Witwengeld  in  Beziehung  und  zwar  ent- 
weder nur  sachlich  oder  sachlich  und 
rechnerisch.  Nnr  sachlich,  wo  man  das 
Waisengeld  bei  Wegfall  des  Witwengeldes 
steigen  lässt,  es  aber  nach  Teilen  der  Pen- 
sion oder  des  Diensteinkommens  des  Vaters 
festsetzt  •  häufig  aber  sachlich  und  rechnerisch 
(z.  B.  in  Preussen,  Sachsen,  Bayern,  Württem- 
berg ,  Sachsen  -  Meiningen ,  Schwarzbm-g- 
Sondershausen) ,  indem  es  abgesehen  von 
dieser  sachlichen  Relation  auch  nach  Bruch- 
teilen der  Witwenpension  berechnet 
wird.  Hierin  liegt  eine  gewisse  Annähe- 
rung an  das  Princip  der  einzigen 
Pension,  die  jedoch  praktisch  doppelt 
(bezw.  mehrfach)  gezahlt  wird,  also  zwar 
mit  Betonung  familiärer  Zusammengehörig- 
keit, aber  geringerer  Anerkennung  der 
mütterlichen  Autoritöt 

Ein  weiterer  Unterschied,  scheinbar  nur 
der  Berechnung,  aus  dem  jedoch  in  Wahrheit 
Verschiedenheiten  der  Auffassung  sprechen, 
ist  der,  ob  die  Hinterbliebenenversorgung 
nach  Teilen  des  aktiven  Diensteinkommens 
oder  des  Ruhegehaltes  berechnet  wird.  In 
der  Berechnung  nach  dem  letzten  aktiven 


Diensteinkommen  spricht  sich  ein  stärkerer 
Rechtsanspruch  für  die  Hinterbliebenen, 
ein  Anspruch  mehr  aus  eigenem  Rechte  aus, 
der  wenn  auch  quantitativ  geringer,  so  doch 
qualitativ  dem  Ruhegehalt  des  Beamten 
selber  gleichsteht  —  ein  Ruhegehalt  der 
Hinterbliebenen.  So  die  Berechnung  in 
Bayern,  Sachsen.  In  der  Berechnung  nach 
dem  Ruhegehalte  des  Beamten  tritt  mehr 
der  Versorgungs Charakter  der  Pen- 
sion hervor.  Diese  Berechnung  finden 
wir  in  Preussen  und  Württembei^.  Histo- 
risch mag  es  sich  wohl  so  entwickelt 
haben,  dass  dort,  wo  die  Beamten  nur 
bis  zur  Beendigung  des  aktiven  Dienst- 
verhältnisses Beiträge  in  die  Kasse  zu  leisten 
hatten  (auch  der  Standpunkt  stärkeren  Pen- 
sionsrechtes !),  die  Hinterbliebenenversorgung 
nach  dem  letzten  Aktivgehalt,  während  sie 
dort,  wo  er  auch  von  der  Pension  noch 
Beiträge  entrichtete,  nach  dem  Betrage  dieser 
berechnet  wurde.  Mit  alledem  —  nach  der 
einen  wie  auch  nach  der  anderen  Auffassimg 

—  hängen  übrigens  die  gewöhnlichen,  den 
Gesichtspunkt  des  Repräsentationsrechtes  ver- 
tretenden Grundsätze  zusammen,  dass  der 
Beamte  selbst  pensionsberechtigt  gewesen 
sein  muss,  wenn  es  seine  Hinterlassenen 
sein  sollen,  und  dass  die  Witwen-  und  Wmsen- 
pension  zusammen  nie  das  Ruhegehalt  des 
Verstorbenen  übersteigen  dürfen.  In  Oester- 
reich  ist  die  Konstruktion  sogar  ausdrücklich 
eine  solche,  dass  das  Recht  der  Witwe  als 
eine  teilweise  Fortsetzung  des  Pensions- 
rechtes des  Verstorbenen  angesehen  wird. 

Ein   weiterer  sehr  wichtiger   Gesichts- 
punkt, der  uns  —  wenn  auch  implicite  nur 

—  in  den  meisten  Staaten  entgegentritt,  ist 
der,  dass  die  Grundlage  für  die  Hinter- 
bliebenenversorgung nur  gegeben  sein  soll 
durch  eine  Ehe,  die  längere  Zeit  gedauert 
hat  oder,  auch  nach  anderen  Merkmalen 
zu  urteilen,  als  eine  wahre  Lebensgemein- 
schaft gewollt  war.  Hiermit  hängt  die 
fast  überall  sicli  findende  Bestimmung 
zusammen,  dass  die  Ehe  vor  der  Pen- 
sionierung des  Beamten  und  überhaupt 
3  Monate  vor  dem  Tode  bestanden  haben 
muss,  dass  sie  nicht  auf  dem  Sterbelager 
und  nicht  zum  Zweck  der  Erlangmng 
des  Witwengeldes  geschlossen  sein  darf. 
Unter  denselben  Gesichtspunkt  gehört  es 
auch  weiter,  dass  nur  die  ehelichen 
bezw.  legitimierten  Kinder  Anspruch  auf 
Waisengeld  haben.  In  Reuss  j.  L.  sogar 
wirkt  der  zu  kiu^e  Bestand  der  Ehe 
auch  gegen  die  Ansprüche  des  etwa  aus 
ihr  hervorgegangenen  Kindes;  in  Oester- 
reich  dagegen  hebt  das  Vorhandensein  von 
Kindern  sogar  die  Wirksamkeit  der  für  die 
Witwe  geltenden  Ausschliessungsgründe  auf. 
Für  diejenigen  Staaten,  in  denen  nichts  da- 
i-über    gesagt     ist,     inwieweit    die     Aus- 
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schliesauDgsgrflnde,  die  für  die  Witwe 
gelten,  auch  gegen  die  Waisen  wirken, 
mnss  die  Rechtswissenschaft  nach  Analogie 
der  in  den  einzelnen  Staaten  vertretenen 
Grundauffassiuigen  (engere  oder  weniger 
enge  Relation  zwischen  den  Ansprüchen 
der  Frau  und  der  Kinder)  entscheiden.  Meist 
ist  jedoch  ausdrücklich  gesagt,  dass  die 
gegen  die  Witwe  wirkenden  Ausschliessungs- 
grOnde  dieser  Art  auf  die  Waisen  ohne  Ein- 
fliiss  sind.  Das  gilt  insbesondere  auch  von 
den  folgenden  Bestimmungen,  die  den  oben 
betonten  (Jesichtspunkten  besonders  noch 
kasuistisch  zu  entsprechen  scheinen.  Zu 
grosser  Altersunterschied  der  Ehefrau  und 
des  Verstorbenen  (d.  h.  wenn  die  Ehe- 
frau mehr  als  15  oder  20  oder  25  Jahre 
jünger  ist;  sei  es  unter  Festsetzung  eines 
jlaximalalters  des  Ehemannes  oder  nicht) 
Ifisst  eine  verhältnismässige  Kürzung  des 
Anspruches  auf  Witwenpension  (je  nach  der 
Grösse  des  Altersunterschiedes)  eintreten. 
Besonders  deutlich  wird  der  oben  betonte 
Gedanke  auch  weiter  noch  bestätigt  diu-ch 
den  neuen  Zusatz  zu  §  12  im  preussischen 
Gesetz  von  1897,  der  dann  in  eine  ganze 
Anzahl  anderer  Gesetzgebungen  überge- 
gangen ist,  dass  nämlich  diese  Kürzung  des 
Witwengeldes  wieder  allmählich,  wenn  diese 
altersungleiche  Ehe  dennoch  mehr  als  5 
Jahre  gedauert  hat,  nun  für  jedes  weitere 
Jahr  um  ^ito  wieder  rückgängig  gemacht 
■wird,  bis  die  ganze  Kürzung  wieder  einge- 
bracht ist. 

Der  Zweckcharakter  dieser  Pensionen 
als  ausgesprochene  Versorgimgen  kommt 
besonders  deutlich  auch  in  den  Bestim- 
mungen über  das  Erlöschen  der  Anspriiche 
zum  Ausdnick.  Diese  endigen  bei  der 
Witwe  wie  bei  den  Waisen  —  fast  durch- 
weg —  diutih  Tod  und  Verheiratung.  Der 
letztere  Endigungsgrund  bezieht  sich  bei 
Waisen  vorzugsweise  auf  Mädchen  —  in 
Sachsen,  Braunschweig,  Italien,  wohl  auch  in 
Bayern  ist  er  sogar  ausdrücklich  auf  solche 
beschränkt  — ;  was  den  Charakter  der  Ver- 
sorgungspension noch  deutlicher  in  die 
Erscheinung  treten  lässt,  während  für  die 
Knaben  die  Versoi^ng  auf  andere  Weise, 
durch  selbständiges  Einkommen,  dafür  ein- 
tritt Das  Alter  der  Endigiing  des  Pensionsan- 
spruches ist  gewöhnlich  entweder  das  voll- 
endete 18.  oder  das  vollendete  21.  Lebensjahr. 
^  Zum  Zweckcharakter  der  Versorgungen  ge- 
hört auch  die  fast  durchweg  zu  findende  (daher 
unten  meist  nicht  hervorgehobene)  Bestim- 
mung, dass  die  Witwen-  und  Wjüsengelder 
der  Pfändung  entzogen  sind  und  weder  ab- 
getreten noch  verpfändet  noch  übertragen 
■werden  dürfen.  Civilprozess-Ordnung  §  850 
Ziffer  7,  B.  G.  B.  §  394,  §  400. 

Neben  den  gewöhnlichen  Endigungs- 
gründen  des  Anspruches  finden  sich  noch 


einige  Straferlöschimgsgrflnde  für  die 
Witwe  sowohl  wie  die  Waisen,  insonderheit 
solche,  durch  welche  der  Familiensinn  und 
der  Idealcharakter  der  Ehe  auch  selbst  noch 
nach  Auflösung  derselben  dm«h  den  Tod 
verletzt  zu  werden  scheint  —  wie  Verur- 
teilung zu  Zuchthausstrafe,  Arbeitshaus,  Ab- 
erkennung der  bürgerlichen  Ehrenrechte, 
insbesondere  aber  unsittlicher  Lebenswandel 
und  Verurteilung  wegen  eines  solchen.  Auch 
in  diesen  Bestimmungen,  die  übrigens  wie- 
der zuerst  in  Thüringen  erscheinen,  prägen 
sich  die  ethischen  Gnmdgedanken  der  Wit- 
wen- und  Waisenversorgungsgesetzgebung 
aus. 

So  hat  das  ganze  Institut  eine  staats- 
rechtliche und  eine  sozialpolitische  Seite. 
Ist  die  Hinterbliebenenversorgung  in  ereterer 
Hinsicht  eine  Frage  der  Besoldungspolitik, 
der  Beamtenfürsorge,  so  erscheint  ihre  folge- 
richtige Funktion  ad&  sozialpolitische  Einrich- 
tung hier  von  grösserer  Wichtigkeit  Dieser 
soziale  Gesichtspunkt  der  auch  das  Band 
abgiebt  zwischen  der  staatlichen  und  der 
privaten  Fürsorge,  zwischen  Versorgung 
und  Versichening,  ist  eben  mehr  und  mehr 
als  sozialpolitischer  Gesichtspunkt  an- 
erkannt worden  und  scheint  es  auch 
weiter  berechtigterweise  immer  mehr  zu 
werden. 

II.  Znr  Geschichte  der  Witwen-  lud 
Waisenversorgung. 

Besondere  Einrichtungen  zur  Versorgung 
der  Witwen  und  Waisen  hat  es  im  Altertum 
nicht  gegeben.  Wohl  aber  haben  einige  Ge- 
nossenschaften neben  anderen  Zwecken  auch 
gewisse  ünterstützungszwecke  verfojgt  und 
n.  a.  sich  der  Hinterbliebenen  ehemaliger  Mit- 
glieder angenommen,  so  die  „collegia  tennionun" 
(z.  B.  das  coUeginm  cultorum  Dianae  et  Antinoi 
zu  Lannviamf,  dann  einzelne  Militärvereine, 
n.  a.  in  erster  Linie  das  von  den  Hornisten  der 
Legio  ni  Aug.  zu  Lambaesa  in  Numidien  203 
n.  Chr.  begründete  Kollegium,  etc.  etc.  Diese 
Kollegien  sind  Sterbekassen,  zu  denen  die  Mit- 
glieder Eintrittsgeld  und  monatliche  Beiträge 
zahlen  und   ans   welchen  den  Erben  des  Mit- 

fliedea  nach  dem  Tode  desselben,  ja  sogar  auch 
ei  Unftllen  ein  Kapital  ausgezahlt  wud.  Ober 
dessen  Verwendung  (etwa  wie  früher  für  die 
Beerdigung)  jetzt  nichts  mehr  bestimmt  wird. 
VerschiedentÜcb  hatten  diese  Genossenschaften 
anch  die  Hinterbliebenen  des  Mitgliedes  satzungs- 
gemäss  za  unterstützen. 

Indes  in  höherem  Masse  machte  sich  eine 
Ftlrsorge  für  Witwen  und  Waisen  im  Mittel- 
alter und  in  der  neueren  Zeit  geltend.  Auch 
hier  waren  es  zunächst  wieder  die  mannig- 
fachen Genossenschaften,  vor  allem  die  seit  dem 
13.  und  14.  Jahrhundert  immer  allgemeiner  sich 
bildenden  Handwerkerzünfte  und  ähnliche  Ver- 
bände, die  den  Versichemngszweck  mit  in  den 
Bereich  ihrer  Bestrebungen  zogen,  nicht  nur 
ein  ehrenvolles  Begräbnis  ihren  verstorbenen 
Mitghedem  spendeten,   sondern  auch  für  die 
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Mnterbliebenen  Witwen  und  Waisen  nach  HSg- 
lichkeit  sorgten.  Dies  gestaltete  sich  um  so 
wirksamer,  je  mehr  im  Laufe  der  Zeit  inner- 
halb der  Genossenschaften  sich  besondere  Witwen- 
nnd  Sterbekassen  bildeten,  welche  Entwickelung 
im  weiteren  dahin  führte,  dass  gleichsam  als 
Nachbildungen  jener  znnftgenössischen  Institute 
allgemeine  entstanden,  an  denen  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Bemf  alle  Bewohner  eines  Ortes 
oder  eines  Landes  teilnehmen  konnten.  Frei- 
lich hatten  diese  Eassen  mehrfach  mit  grossen 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen,  zumal  es  an  zu- 
verlässigen Unterlagen  zur  Berechnung  der 
Beiträge  zumeist  völlig  gebrach.  — 

Im  17.,  dann  vor  allem  im  18.  Jahrhundert 
nnd  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts 
nahm  die  Zahl  dieser  Institute  erheblich  zn. 
Auch  die  merkantUistische  Bevölkerungspolitik 
fülirte  vielfach  zur  Begründung  von  Witwen- 
imd  Waisenkassen  durdi  den  Staat  oder  ver- 
anlasste doch  die  Regierung,  die  Errichtung 
derartiger  Institute  von  anderer  Seite  thnnlichst 
zn  fördern.  In  den  staatswisseuschaftlichen 
Schriften  des  18.  Jahrhunderts  wird  fast 
überall  die  Notwendigkeit  der  staatlichen  Für- 
sorge auf  diesem  Gebiete  betont.  So  schreibt 
J.  H.  Gottlob  von  Justi  in  seinen  „Grundsätzen 
der  Policey Wissenschaft" :  „Endlicli  muss  man 
auch  vor  die  Witben  in  allen  Ständen  Vorsorge 
tragen.  Je  weniger  arme  Personen  in  dem 
Staate  vorhanden  sind,  je  weniger  Ueberläätig- 
keit  und  Verfall  hat  der  Nahrungsstand  zu  be- 
fürchten; und  man  siebet  nicht,  warum  nicht 
eine  allgemeine  Witben-Casse  im  Lande  errichtet 
werden  könnte."  Aehnlich  äussert  sich  später 
J.  H.  L.  Bergius  in  dem  Aufsatz  „Wittwen- 
und  Waysenverpflegung"  seines  „Policey  und 
Cameral-Magazins".  Hier  heisst  es:  „Wittwen 
und  Waysen  haben  einen  gerechten  nnd  billigen 
Anspruch  auf  die  Vorsorge  des  Staates.  Es 
lieget  einem  Staate  gar  viel  daran,  dass  alle 
seine  Bürger  und  Einwohner  sich  in  guten  Um- 
ständen befinden,  und  so  wenig  als  möglich 
gänzlich  verarmen,  mithin  auch  ihre  Wittwen 
nnd  Kinder  in  solchen  Umständen  hinterlassen, 
dass  selbige  ihr  nothdUrftiges  Auskommen  haben, 
besonders  aber  letztere  dergestalt  erzogen  werden 
können,  dass  sie  dereinst  geschickte  und  nütz- 
liche Mitglieder  des  gemeinen  Wesens  werden. 
Es  gehöret  demnach  ohne  allen  Widerspruch 
zur  Vorsorge  einer  weisen  Regierung,  so  viel 
möglich  vor  den  Unterhalt  der  Wittwen  nnd 
Waysen  zn  sorgen  nnd  ihre  gänzliche  Verarmung 
zn  verhüten."  Dabei  wird  jetzt  immer  mehr 
und  mehr  darauf  hingewiesen,  dass  solche  In- 
stitute „auf  gründlichen  Ausrechnungen,  auf 
vorsichtigen  Anschlägen  nnd  auf  der  Anzahl 
Menschen,  die  jährlich  zn  sterben  pflegen,  be- 
ruhen müssen."    (Justi.)') 

Die  Anstalten,  welche  auf  diese  Anregung 
hin  ins  Leben  traten,  waren  entweder  Wit- 
wenkassen für  bestimmte  Berufe  (Be- 
amte, Geistliche  etc.)  oder  8ogenannte„freie" 
Kassen ,  denen  alle  Personen  mit  wenigen  Aus- 
nahmen beitreten  konnten. 

1.  Unter  den  Witwenversorgungsanstalten 
für  bestimmte  Berufe  sind  zn  unterscheiden: 


')  Aehnlich  G.  H.  von  Berg,  Handbuch 
des  teutschen  Policey  rechts,  III.  Teil,  Hannover 
1800,  S.  203  ff. 


a)  Kassen  für  alle  Staatsbeamten- 
witwen, wie  solche  schon  frühzeitig  in  Oester- 
reich  (cf.  v.  Justi,  „Von  denen  Witwenkassen", 
abgedruckt  bei  Marperger  [s.  unter  „Litteratur"] 
S.  522),  im  Herzogtum  Zweybrücken  (V.,  die 
Witwenkasse  vor  die  weltliche  Dienerschart  im 
Herzogtum  Zweybrücken  betr.,  vom  24.  Dezem- 
ber 1749).  in  Baden-Durlach  (Marggräfl.  Baaden- 
Dnrlachische  Ordnung  der  Wittwencasse  vor  die 
weltliche  Dienerschaft,  vom  24.  August  17.58), 
in  der  Grafschaft  Lippe  (Statuta  der  Gräflich- 
Lippischen  Civü-Wittwen-  und  Waysencasse 
vom  11.  Januar  1752)^  in  Brannschweig,  Wei- 
mar-Eiseuach,  dann  in  der  ersten  Hälft«  des 
19.  Jahrhunderts  wohl  in  allen  deutschen  Staaten, 
wo  solche  bisher  noch  nicht  existierten,  ins 
Leben  traten. 

b)  Witwen- und  Waisenkassen  für  Lehrer 
eines  Landes,  einer  Provinz  oder  auch  eines 
kleineren  Landesteils.  Derartige  Societäten 
wurden  schon  im  vorigen  Jahrhundert  in  vielen  . 
Teilen  Prenssens,  in  SUddentschland  etc.  er- 
richtet. Die  an  den  Universitäten  für  Univer- 
sitätslehrer und  -beamte  begründeten  Kassen 
sind  gleichfalls  hierher  zn  rechnen.  (Cf.  unten 
sub  V.) 

c)  Auch  für  Witwen  nnd  Waisen  derGeist- 
lichen  wurden  besondere  Versorgnngsanstalten 
in  den  verschiedensten  Teilen  Deutschlands  für 
grössere  oder  kleinere  Bezirke  organisiert,  wel- 
che zum  grossen  TeU  noch  bestehen.  Ans 
früherer  Zeit  mögen  folgende  Institute  hier  ge- 
nannt sein:  Der  Lnthensche  Prediger  Witben 
Fiscns  der  Kurmark  (V.  vom  2.  April  1691); 
die  reformierte  Kurmärkische  Prediger  Witben- 
und  Waisencasse  (V.  vom  13.  August  1716); 
die  Prediger  Witwenkasse  in  Stmsund  seit 
1639,  in  Greifswald  seit  1728;  die  Witwenkassen 
der  Dioecesen  Marienbnrg  und  Nenkirch  (V. 
vom  26.  April  18151  etc.  etc. 

d)  Endlich  sind  hier  die  Müitärwitwen- 
kassen  zu  nennen.  Die  älteste  derselben  dürfte 
die  im  Jahre  1707  in  Dänemark  begründete 
pLandofüzierswitwenkasse"  sein,  welAe  1739 
in  eine  Pensionskasse  für  Witwen  und  Kinder 
„vom  Landkriegsstaat"  verwandelt,  1740  aber 
zn  einer  allgemeinen  Pensionskasse  erweitert 
wurde,  welcher  ein  jeder  dänischer  Unterthan 
beitreten  durfte.  Auch  in  anderen  Staaten 
(Preussen  [Regl.  vom  3.  März  1792],  Hannover 
etc.)  treffen  wir  schon  frühzeitig,  ähnliche  In- 
stitute. — 

2.  Unter  den  sog.  „freien  Kassen"  sind  zwei 
Arten  zu  unterscheiden: 

a)  solche,  welche  sowohl  Einheimischen  wie 
Fremden  den  Zutritt  gestatteten.  Hier  sind 
zu  nennen  die  Witwenkassen  in  Bremen,  Stade, 
Zerbst,  Wemingerode  etc.,  vor  allem  auch  dl» 
durch  Patent  vom  28.  Dezember  1775  begrflii- 
dete  „Königliche  Allgemeine  Witwen -Ver- 
pflegungsanstalt zu  Berhn",  die  anfangs  eine- 
tür  jeden  beliebigen  Teilnehmer,  auch  für  Aas- 
länder, offen  stehende  Societät  war. 

b)  Als  zweite  Gruppe  der  „freien"  Kassen 
kommen  die  Landes-,  rrovinzial-,  Stadtwitwen~ 
Institute  in  Betracht,  in  welchen  nur  die  in 
dem  Lande,  in  der  Provinz  oder  in  der  Stadt 
Wohnenden  Aufnahme  finden  konnten.  Die 
Herzoglich  Württembergische  allgemeine  frei- 
willige Witwen-  und  Waisenkasse,  die  dänische 
neue  Witwenkasse,  die  mecklenbnrg-schwerini- 
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sehe,  die  oldenbnrgische  Witwenkasse  mögen 
hier  als  Beispiele  angeführt  werden. 

Natnrgemäss  war  die  Einrichtung  dieser 
Anstalten  eine  sehr  verschiedenartige  und  in 
mehr  wie  einer  Beziehung  äusserst  mangelhafte. 
Auch  im  Hinblick  auf  die  Beitragsleistungen 
bestand  eine  grosse  Mannigfaltigkeit.  Einige 
Kassen  erhoben  jährlich  einen  ganz  bestimmten, 
für  alle  gleich  hohen  Beitrag;  bei  anderen 
waren  die  Leistungen  der  Mitglieder  anbestimmt 
und  richteten  sich  nach  der  Zahl  der  zn  nnter- 
st&tzenden  Witwen;  hie  und  da  wurde,  wie 
beispielsweise  bei  der  obengenannten  öster- 
reichischen Anstalt,  der  Beitrag  von  der  Be- 
soldung des  Beamten  zurückbehalten,  auch 
kamen,  wenngleich  nur  vereinzelt,  einmalige 
grössere  Einzahlungen  der  Kassen mitglieder 
vor,  die  dann  der  binterlassenen  Witwe  den 
Anspruch  auf  eine  höhere  oder  geringere  Pension 

—  je  nach  der  Höhe  des  eingezahlten  Kapitals 

—  sicherten.  Auch  war  vornehmlich  bei  den 
sog.  ,,freien''  Kassen,  aber  auch  bei  den  anderen, 
mehrfach  die  Einrichtung  verbreitet,  dass  ver- 
schiedene Klassen  der  Mitglieder  gebildet  wur- 
den, teils  auf  Grund  der  zn  zahlenden  Beiträge, 
teils  im  Hinblick  auf  das  Alter  der  Kassenmit- 
glieder. — 

Diese  wenigen  Bemerkungen  Über  die  Ent- 
wickelang der  \\  itwen-  und  Waisenversorgnngs- 
anstalten  mögen  genügen.  Die  Ausbildung  und 
Vervollkommnung  der  Lebensversicherungstech- 
nik und  die  Begründang  zahlreicher  Lebens- 
versichernngsgesellschaften  im  Verlaufe  des  19. 
Jahrhunderts  führten  vielfach  zn  einer  Aende- 
mng  der  Fürsorge  auf  diesem  Gebiete.  Die 
fOr  bestimmte  Bernfskreise ,  vor  allem  fUr  die 
Beamten  des  Staates  errichteten,  zumeist  aber 
auf  ungenügenden  Grundlagen  aufgebauten 
Kassen  erfuhren  eine  durchgreifende  Reform: 
man  verwertete  die  neuen  mortalitätsstatisti- 
schen Untersuchungen  und  bediente  sich  so  der 
Fortschritte  der  Versichemngstechnik,  diese  in 
den  Dienst  der  alten  Bestrebungen  stellend. 
Die  ehemaligen  „freien"  Kassen  aber 
verschwanden  mehr  und  mehr.  An 
ihre  Stelle  traten  die  modernen  Le- 
bens versicherungsinstitnte,  die  in  weit 
vollkommenerer  Weise,  unter  Anpassung  an  die 
verschiedensten  Bedürfnisse  der  Bevölkerung 
das  Ziel  erreichten,  dem  die  alten  Witwen- 
anstalten zustrebten.  (Vgl.  den  Art.  Lebens- 
versicherung oben  Bd.  V,  S.  ööOff.)  Nach- 
dem sich  aber  die  private  Versicherung 
als  ein  besonderer  Zweig  der  Hinterbliebenen- 
fürsorge  ausgeschieden  hatte,  erlangte  die  s  t  a  a  t  - 
liehe  Versorgnngsthätigkeit  eine  um 
so  grossere  Bedeutung  und  ging  ihre  eigenen 
Wege  der  Entwickelung. 

m.  Die  Gresetzgebnng  über  die  Witwen- 

und  Waisenversor^^nng  der  Civilstaate- 

beamten  in  den  einzelnen  Landern. 

A.  Deutschland. 

1.  Reich  und  Prenssen.  Die  FOrsorge 
für  die  Witwen  und  Waisen  der  Reichs- 
beamten  und  preussischen  Uioatsbeamten  ist 
im  wesentlichen  einheitlich  geregelt,  so  dass 
die  bezüglichen  Bestimmungen  hier  zusammen 
behandelt  werden  können. 


I  R=!  ist  oben  erwähnt,  dass  die  durch 
I  Friedrich  den  Grossen  im  Jahre  1775  be- 
1  gründete  »Allgemeine  Witwen verpflegungs- 
'  anstalt  zu  Berlin«  allen,  ja  selbst  Ausländern, 
offen  stand.  Als  sidi  jedoch  allmählich 
zeigte,  dass  die  zu  Grunde  gelegten  Berech- 
nungen auf  falschen  Grundsätzen  über  die 
Mortalität  beruhten,  als  deshalb  die  Anstalt 
in  erheblichen  Schaden  geriet,  wurde  der 
Beitritt  zn  dieser  Kasse  zunächst  eine  Zeit 
lang  auf  bestimmte  Beamtenkategorieen,  dann 
später  durch  K.O.  v.  27.  Febniar  1831  und 
6.  Juli  18:^8  auf  alle  pensionsberechtigten 
unmittelbaren  Staatsbeamten  und  die  Asses- 
soren bei  den  Provinzialverwaltungs-  imd 
Gerichtshöfen  beschränkt.  Das  Institut  ver- 
wandelte sich  hierdiu-ch  allmählich  in  eine 
reine  Staatsanstalt,  deren  Vorschriften  durch 
das  G.  V.  17.  Mai  1856  (G.S.  S.  477)  von 
neuem  geregelt  wurden. 

Die  Beiträge  der  Beamten  richteten  sich, 
nach  dem  Alter  des  Mannes  und  der  Frau 
und  der  Höhe  der  versicherten  Summe  nach 
Massgabe  eines  festgestellten  Tarifs.  Die 
jährliche  Witwenpension  belief  sich  auf  75 
bis  1500  Mark.  Die  Versicherung  von  Waisen-. 
Pensionen  fand  nicht  statt  Nur  wenn  eine 
versicherte  Witwe  sich  wieder  verheiratete, 
erhielten  die  unmündigen  Kinder  erster  Ehe 
zusammen  die  Hälfte  der  Pension  bis  zum 
zurückgelegten  zwanzigsten  Lebensjahre  oder 
bis  zum  Tode  der  Mutter,  wenn  dieser  früher 
erfolgte. 

Dieses  System  der  landesgesetzlichen 
Reliktenversorgung  erschien  schon  seit 
längerer  Zeit  wegen  der  mit  ihm  untrenn- 
bar verbundenen  Mängel,  auf  welche  hier 
nicht  näher  eingegangen  werden  kann '),  als 
zum  mindesten  reformbedürftig.  Indes  man 
entschloss  sich,  nicht  nur  die  bessernde 
Hand  an  dasselbe  zu  legen,  sondern  eine 
ganz  neue  Einrichtung  an  die  Stelle  jener 
als  mangelhaft  erkannten  zu  setzen.  Dies 
geschah  durch  das  G.  v.  20.  Mai  1882  (G.S. 
S.  288).  betr.  die  Fürsorge  für  die  Witwen 
und  Waisen  der  immittelbaren  Staatsbeamten. 
Da  dasselbe  sich  in  aUen  wesentlichen 
Punkten  genau  an  die  Vorschriften  des  R.G. 
V.  20.  AprU  1881  (R.G.B1.  S.  85),  bete,  die 
Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen  der 
Keichsbeamten  der  Civilverwaltung  an- 
schloss,  so  genügt  es,  die  wichtigsten  Be- 
stimmungen dieser  beiden  Gesetze  zusammen- 
&ssend  wiederzugeben;  dass  dieselben  in 
einigen  wichtigen  Punkten  neuerdings  ab- 
geändert sind,  werden  wir  unten  sehen. 

Für  die  Witwen  und  Waisen  ist  eine 
Staatspension  festgesetzt;  diese  besteht 


')  Cf.  Sten.  Berichte  über  die  Verhand- 
lungen des  Reichstages,  4.  Legislaturp. ,  IV. 
Session,  1881,  III.  M.  Anlagen  zu  den  Ver- 
handlungen, S.  136. 


Digitized  by 


Google 


816 


Witwen-  und  "Waisenversorgung 


für  die  "Witwe  eines  Beamten  in  einem 
Dritten  desjenigen  Betrages,  den  der  ver- 
storbene Gatte  beim  Tode  jus  Pension  be- 
zogen hat  oder,  wenn  er  zu  dieser  Zeit 
pensioniert  worden  wäre,  bezogen  haben 
würde.  Die  Witwenpension  soll  nicht 
weniger  als  160  Mark  und  nicht  mehr  als 
1600  Mark  betragen.  Bei  Wiederverheira- 
tung oder  Tod  der  Witwe  fällt  der  Pensions- 
bezug fort.  Voraussetzung  für  den  Anspruch 
ist,  dass  die  Ehe  mindestens  3  Monate  vor  dem 
Tode  bestanden  hat  und  dass  dieselbe  nicht 
eingegangen  war  lediglich  zum  Zweck  der 
Erlangung  des  Witwengeldes.  Das  Waisen- 
geld beträgt  für  Kinder,  deren  Mutter  lebt 
und  zur  Zeit  des  Todes  des  Beamten  zum 
Bezüge  von  Witwengeld  berechtigt  war,  ein 
Fünftel  des  Witwengeldes  für  jedes  Kind, 
—  für  Kinder,  deren  Mutter  nicht  mehr 
lebt  oder  zur  Zeit  des  Todes  des  Beamten 
zum  Bezüge  von  Witwengeld  nicht  berech- 
tigt war,  ein  Drittel  des  Witwengeldes  für 
jedes  Kind;  jedoch  darf  das  Witwen-  und 
Waisengeld  auch  zusammen  nie  das  Ridie- 
gehalt  des  Beamten  übersteigen.  Das  Recht 
auf  den  Bezug  des  Waisengeldes  erlischt 
für  jede  Waise  mit  dem  Ablauf  des  Monats, 
in  welchem  sie  das  18.  Lebensjahr  vollendet, 
in  welchem  sie  sich  verheiratet  oder  stirbt. 
Im  Reich  und  Preussen  wird  ein  Gnaden- 


quartal gewährt  (R.G.  vom  31.  März 
187.3,  preussisches  G.  v.  6.  Februar  1881.) 
Die  anfangs  geforderten  Beiträge  der  Be- 
amten zur  Versorgung  ihrer  Hinterbliebenen 
—  in  Höhe  von  3"/o  des  Gehaltes  —  sind 
im  Reich  durch  G.  v.  5.  März  1888,  in 
Preussen  durch  G.  v.  28.  März  1888  be- 
seitigt 

Zur  Erläuterang  des  hier  Gesagten  sei 
noch  hinzugefügt:  Da  das  Witwen-  imd 
Waisengeld  nach  der  Pension  bemessen  wird, 
zu  welcher  der  Beamte  berechtigt  ^wesen 
sein  würde,  wenn  am  Todestage  seine  Ver- 
setzung in  den  Ruhestand  erfolgt  wäre,  so 
besitzen  Witwen  und  Waisen  von  Beamten, 
welche  noch  nicht  zehn  Dienstjahre  hinter 
sich  haben,  da  die  Pensionsberechtigung  erst 
mit  vollendetem  zehnten  Dienstjahre  beginnt, 
keinen  Rechtsanspruch  auf  Witwen-  und 
Waisengeld!  Ausgenommen  allerdings  den 
Fall,  dass  die  dienstliche  Veran- 
lassung des  Todes  des  Beamten  nach- 
zuweisen ist  Ueber  die  gesetzlichen 
Unfallrente  s.  unten  am  Ende  dieses 
Abschnittes. 

Im  übrigen  lassen  sich  die  den  Witwen 
und  Waisen  nach  diesen  Gesetzen  zu- 
stehenden Pensionsbezflge  im  grossen  und 
ganzen  aus  den  hier  folgenden  Beispielen 
erkennen : 


Es  stirbt  ein  verheirateter  Beamter  nach  vollendetem  zehnten  Dienstjahre; 

sein  G«halt  betrug:      Wohnangseeldzuschnsa :      seine  Pension:      Witwenpension: 

1.  3000  M.  297  M.  825  M.  275  M. 

2.  210O    „  297    „  600    „  200   „ 
3-          1500    «                            297    „                              450    »  >6o   „ 

Stirbt  der  Beamte  nach  vollendetem  zwanzigsten  Dienstjahre,  so  ergeben  sich  folgende 
Ziffern: 

sein  Gehalt  betrug:      Wohnungsgeldzuschuss:      seine  Pension:      Witwenpension: 

4.  6000  M.  492  M.  2706  M.  902  M. 

5.  4500    n  492    »  2082    „  694   „ 
6-         3000    „                           492    „                             1455    „                   485    „ 


Aus  diesen  Ziffern  geht  jedoch  schon 
zur  Genüge  hervor,  dass  die  Witwenpension 
nur  für  die  aUemotwendigsten  Bedürfnisse 
ausreichte,  und  auch  dies  dürfte  in  vielen 
Fällen  noch  nicht  einmal  der  Fall  gewesen 
sein !  —  Die  höchste  Pension  bezifferte  sich, 
wie  oben  schon  bemerkt,  auf  1600  Mark. 
Um  aber  diese  Höhe  zu  erreichen,  muss  die 
Pension  des  verstorbenen  Beamten  sich  auf 
4800  Mark  belaufen;  dies  konnte  aber  erst 
der  Fjill  sein,  wenn  der  betreffende  Beamte 
6000  Mark  Gehalt  bezog  (dazu  492  Mark  durch- 
schnittlichen Wohnungsgeldzuschuss)  und 
vierzig  Jahre  dem  Staate  gedient  hat. 

Auch  das  Waisengeld  genügte  kaum,  um 
den  notdürftigsten  Unterhalt  der  Waise  zu 
decken.  Es  belief  sich  die  Waisenpension 
in  den  oben  angeführten  Beispielen: 


wenn  die  Matter  lebt  und        wenn  die  Matter 
Witwenpension  bezieht,  gestorben  ist, 

ad  1.      55,—  M.  9 ',67 

„    2.      40,—   „  66,67 

n    3.      32—   „  53,33 

„    4.    180,40   „  300,67 

„    6-     138,80  „  231,33 

„    6.      97,—   „  161,67 

Die  höchste  Stufe  der  Waisenpension 
(entsprechend  den  1600  Mark  Witwengeld) 
bezifferte  sich  auf  820  Mark,  bezw.  -wenn 
die  Mutter  tot  ist,  auf  533,83  Mark.  Diese 
Pension  wird  aber  sehr  selten  zur  Aiiszah- 
lung  gelangen,  weil  mit  den  erforderlichen 
Dienstjahren  des  Vaters  auch  der  Zeitpunkt 
immer  mehr  heranrückt  in  welchem  die 
Kinder  dem  Alter,  bis  zu  welchem  Waisen- 
geld gezahlt  wird,  entwachsen. 

In  Anerkennung  des  Unzurei<diendea 
dieser  Hinterbliebenenfürsoi^ge  hat  das  R.G. 
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V.  17.  Mai  1897,  das  preuss.  G.  v.  1.  Juni 
1897  eine  Erhöhung  des  Witwengeldes  auf 
40%  der  Pension  des  Verstorbenen  ein- 
treten lassen  und  setzt  die  Minimalgrenze 
auf  216  Mark,  die  Maximalgrenze  auf  3000 
bezw.  2500  und  2000  Mark  (je  nach  der 
Bangklasse)  jährlich  fest  Die  frOhere  Be- 
stimmung, dass  bei  grossem  Altersunter- 
schied, d.  h.  wenn  die  Frau  mehr  «Js  15 
Jahre  jünger  war  als  der  Verstorbene,  das 
Witwengeld  für  jedes  angefangene  Jahr  des 
Unterschiedes  über  15  bis  25  Jahre  um  V20 
gekürzt  wird,  wird  jetzt  durch  den  Zusatz  zu 
§  12  ergänzt  und  in  dieser  Hinsicht  abgeändert, 
dass  nach  5  jähriger  Dauer  der  Ehe  für 
jedes  angefangene  Jahr  der  weiteren  Dauer 
von  dem  abgezogenen  Betrage  wieder  */go 
der  Pension  zugesetzt  wird,  bis  der  volle  Be- 
trag wieder  erreicht  ist  Diese  oben  schon  im 
allgemeinen  hervorgehobene  und  besprochene 
Bestimmung  findet  sich,  wie  wir  sehen  wer- 
den, auch  in  verschiedenen  anderen  Staaten. 
Erwähnt  sei  noch  zum  Schluss,  dass 
durch  V.  V.  9.  August  1896  die  Reichsge- 
setze über  die  Witwen-  und  Waisenversor- 
gung auf  die  Landesbeamten  der  Schutz- 
gebiete ausgedehnt  worden  sind  und  dass 
femer  laut  R.G.  v.  1.  April  1888  die  ffinter- 
bliebenen  von  im  Auslande  angestellten 
Reichsbeamten  Anspruch  auf  kostenfreie  Zu- 
rückbefördenmg  in  die  Heimat  haben. 

Dag  G.,  betr.  die  Fürsorge  für  die  Witwen 
und  Waisen  der  Reichsbeamten  der  Civilver- 
waltung,  vom  20.  April  1881  findet  auf  Orund 
des  R.G.  V.  8.  Juni  1881  {R.G.B1.  S.  117)  auch 
auf  die  Reichsbankbeamten,  jedoch  mit 
der  Massgabe  Anwendung,  dass  an  Stelle  der 
Eeichskasse  überall  die  Kasse  der  Beichsbank 
zu  treten  hat.  Auch  die  Bestimmungen  des 
R.G.  V.  17.  Mai  1897  sind  durch  G.  v.  26.  Juli 
1897  auf  die  Beichsbankbeamten  erstreckt 
worden. 

Beamte    der    Reichscivilverwaltung,     des 
Beichsheeres  nnd  der  kaiserlichen  Marine,  ebenso 
die  prenssischen  Beamten  haben,    wenn  sie  in 
reichaeesetzlich   der   Unfallversichemng   nnter- 
lie^nden  Betrieben  beschäftigt  sind,  das  Recht 
auf    Versorgunff    ihrer    Hinterbliebenen    durch ' 
die  gesetzlichen  Unfallrenten,  wenn  sie' 
infol^  eines  im  Dienste    erlittenen  Betriebs- 1 
onfalles  sterben.     Diese  Rente  beträgt  a)  für' 
die  Witwe  (bezw.   wenn  der  Mann  erwerbsnn-  i 
tShig  war,  auch  für  den  Witwer  bis  zum  Wegfalle 
der  Bedürftigkeit)  bis  zn  deren  Tode  20° 0  des  ; 
jährlichen  Diensteinkommens  des  Verstorbenen,  { 
jedoch  nicht  unter  160  Mark  und  mcut  mehr| 


als  1600  Mark:  b)  für  jedes  Kind  bis  zur 
Vollendung  des  15.  Lebensjahres  20°/-.  c)  Für 
elternlose  Enkel ,  ebenso  auch  für  Verwandte 
der  aufsteigenden  Linie,  deren  Lebensunterhalt 
vom  Verstorbenen  bestritten  war,  insgesamt 
20°/o  bis  zum  Wegfalle  der  Bedürftigkeit.  Diese 
Renten  dürfen  jedoch  zusammen  60°/o  des 
Diensteinkommens  nicht  übersteigen.'  Näheres 
über  die  verschiedenen  Bestimmungen,  nnd  Be- 
stimmungen für  Ausländer,  Reihenfolge  der  An- 
sprüche des  Hinterbliebenen  etc.  s.  im  Unfallv.-G. 
Fassung  v.  30.  Juni  1900.  H.  §  16—21  (B.G.Bl. 
S.  592).  Ebenso  bei  den  TJ.V.G.  des  Land- 
und  Forstwesens,  Bau-Ü.V.G.  und  See-U.V.Q., 
(alle  vom  30.  Juni  1900V  Diese  Unfallrenten 
treten  an  die  Stelle  der  Witwen-  nnd  Waisen- 
pensionen,  soweit  diese  nicht  höher  sind  als  die 
ÜnfaUrenten.  (Cf.  R.G.  v.  15.  März  1886  IR.G. 
Bl.  S.  53];  pr.  G.  v.  18.  Juni  1887  [G.  S. 
S.  282].) 

2.  Sachsen.  In  Sachsen  hat  die 
Witwen-  und  Waisenversorgung  ihre  Rege- 
lung gefunden  durch  «ks  G.  v.  7.  März  1835. 
Die  anfangs  geforderten  Beiträge  der  Be- 
amten zu  dem  Staatspenäonsfonds  (Eintritts- 
geld 1/1«,  Jahresbeitrag  1 — 2''/o)  werden  seit 
dem  1.  Januar  1890  (auf  Grund  des  G.  v. 
1.  Februar  1890)  nicht  mehr  erhoben.  Das 
Witwengeld  beträgt  den  fünften  Teil  des 
Dieasteinkommens  (G.  v.  3.  Juni  1876)^  wel- 
ches der  Beamte  zuletzt  bezogen  hat,  min- 
destens aber  60  Mark.  Die  Waisenpension 
(zahlbar  bis  zum  18.  Lebensjahre)  beziffert 
sich,  wenn  die  Mutter  lebt  und  pensions- 
berechtigt ist,  auf  1/5  des  Witwengeldes,  ist 
die  Mutter  verstorben  oder  hat  sie  keine 
Pensionsberechtigung,  auf  *;io  des  Witwen- 
geldes; der  niedrigste  Satz  des  Waisengeldes 
ist  im  ersten  Fall  auf  30  Mark,  im  zweiten 
Fall  auf  45  Mark  festgesetzt.  Liegt  be- 
sondere Bedürftigkeit  vor,  so  kann  den 
Hinterbliebenen  eine  höhere  Pension  zuge- 
billigt werden,  aber  nicht  über  den  vierten 
TeU  der  gesetzlich  normierten.  Femer  er- 
halten gebrechliche  Söhne  oder  unverehe- 
lichte Töchter  bei  unverschuldeter  Erwerbs- 
unfähigkeit und  Bedürftigkeit  auch  über  das 
18.  Lebensjahr  hinaus  eine  angemessene 
Unterstützung. 

Durch  das  O.  v.  16.  April  1892  §  2 
werden  die  Pensionen  der  Witwen  und 
Waisen  der  vor  dem  1.  Januar  1892  ge- 
storbenen oder  pensioniert  gewesenen  Staats- 
beamten erhöht  und  zwar  wenn  die  Pension 
betragen  soll  bei  den 


Witwen  bis  zn      600  M.,  Halbwaisen  bis  zu      120  M.,  Ganzwaisen  bis      zu  180  M.,  um  12,5"/, 
600-1200   „  „  120-240   „  „  180-360    „      „    10    „ 

über  1200   „  „  über  240  „  „  über  360   „     „     7,6  „ 


Ueber  einige  Fälle,  in  denen  ein  Pen-  setzung     für    die    Ansprüche     ist     auch, 
sionsanspmch     nicht    entsteht    (Unwürdig- '  dass     die    Ehe    schon     vor    dem    letzten 


keit,    kerne   Pensionsberechtigung   des   6e 
amten),  s.  §  39  des  G.  v.  l&Jö.    Voraus- 


Krankenlager   geschlossen    war   und    über- 
haupt   vor    der   Pensionierung.     War   die 


Handwörterbach  der  StsAttwlaaenschaftcn.   Zweite  Aaflsge.   TU. 
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Witwe  25  Jahre  jünger  als  der  Verstorbene 
und  er  bei  der  Heirat  mehr  als  G5  Jahre 
alt,  80  entsteht  für  die  Witwe  kein  An- 
sprach ;  derjenige  der  Kinder  bleibt  aber  in 
diesem  Falle  unberührt.  Kein  gegenseitiges 
Anwachsungsrecht.  Endigungsgründe  für 
alle  Berechtigten  Tod,  Heirat  (bei  weiblichen 
Hinterbliebenen) ,  Versorgung ,  Zuchthaus- 
8trafe,Polizei8tiafe  wegen  unsittlichen  Lebens- 
wandels. 

Gnaden  mooat  wird  gewährt,  wenn  der 
Beamte  im  aktiven  Dienst  gestorben  ist, 
sonst  kein  Gnadengehalt 

8.  Bayern.  Die  Fürsorge  für  die  Hinter- 
bliebenen der  Beamten  hat  in  Bayern 
schon  durch  die  K.  V.  v.  1.  Januar  1805  eine 
den  heutigen  Anforderungen  entsprechende 
Regelung  gefunden.  So  heisst  es  in  eben- 
dieser  »Dienstpragmatik« :  »Der  Staat  über- 
nimmt für  die  unter  allen  Bedingungen  un- 
vermeidlich zurückbleibende  Insufficienz  der 
Gehälter,  in  einem  Pensionssystem  für  die 
hinterlassenen  Witwen  und  Waisen  seiner 
Staatsdiener  eine  der  Familiensorge  der 
Staatsbeamten  und  den  Kräften  des  Staats- 
vermögens entsprechendes  Surrogat  herzu- 
stellen. Die  Pension,  als  ein  auf  die  Witwen 
und  Rinder  der  Staatsdieuer  Obergehender 
Ei^nzungsteil  der  Gehälter,  schöpft  ihre 
Bestimmung  allein  aus  der  Grösse  des  von 
dem  Erblasser  genossenen  Gehaltes,  schliesst 
alle  Rücksicht  auf  das  Privatverhältnis  des 
Reichtums  oder  der  Armut  aus  und  nur  die 
beiden  Fälle  der  Aktivität  und  Quiescenz  in 
sich.«  —  Pensionsbereehtigt  sind  die  Witwen 
und  die  ehelichen  Kinder;  letztere,  soweit 
sie  das  20.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet 
haben.  Die  Witwenpension  beträgt  i/s  des 
Gesamtgelialtes,  d.  h.  des  dem  Beamten  an 
festem  Geldbetrage  verliehenen  Standes-  und 
Dienstgehaltes  Bezw.  hs  des  Standesgehaltes 
allein,  wenn  der  Beamte  bei  seinem  Ableben 
bereits  pensioniert  war.  Dieses  Witwengeld 
kann  aber  um  die  Hälfte  erhöht  werben, 
wenn  die  Witwe  gänzlich  erwerbsunfähig 
ist  und  wegen  Gebrechlichkeit  fremde  Hilfe 
nötig  hat.  Die  Waisenpension  beträgt  für 
jedes  Kind,  wenn  die  Mutter  lebt  und 
Witwenpension  bezieht,  Vö  des  Witwen- 
geldes; ist  die  Mutter  verstorben  oder  hat 
sie  keine  Pensionsberechtigung,  *'io  der 
Witwenpension.  Haben  unversorgte  Kinder 
beim  Tode  ihres  Vaters  das  21.  Lebensjahr 
noch  nicht  vollendet,  so  erhalten  sie  als 
»augenblickliche  Unterstützung«  einen  Jahres- 
betrag ihrer  Pension.  Die  Waisenpensionen 
können  über  das  20.  Lebensjahr  hinaus  und 
zwar  bis  zur  Versorgung  der  hinterlassenen 
Kinder  resp.  bis  zu  ihrem  Tode  gewährt 
werden,  wenn  der  Vater  die  Stellung  eines 
Staatsministers,  Ministerialreferenten ,  Kol- 
legiaJjiräsidenten  etc.  einnahm  oder  wenn 
die  Kinder  in  ihrer  Erwerbsfähigkeit  durch 


Gebrechlichkeit  gehemmt  sind.  In  dem 
letzten  Falle  erhalten  sie  bei  beschränkter 
Erwerbsfähigkeit  die  Hälfte,  bei  gänzlicher 
Erwerbsunfähigkeit  den  vollen  Betrag  des 
Waisengeldes,  bei  »Presthaftigkeit«,  welche 
zugleich  fremde  Hilfe  nötig  macht,  den 
anderthalbfachen  Betrag  desselben.  —  Bei- 
träge für  diese  Versorgung  der  Hinter- 
bliebenen werden  von  den  Beamten  nicht 
erhoben.  — 

Voraussetzung  für  das  Entstehen  des 
Pensionsanspraches  der  Hinterbliebenen  ist 
auch  in  Bayern  Eheschliessung  vor  der 
Pensionierang  und  mit  dienstlidier  Geneh- 
migung. Bemerkenswert  ist,  dass  die  nur 
von  Tisch  und  Bett  getrennte  (nicht  quoad 
vinculum  geschiedene)  Gattin  des  Beamten 
Ansprach  auf  Witwenpension  hat.  Die 
Endlgungsgründe  des  Witwen-  und  Waisen- 
geldes sind  die  gewöhnlichen,  insbesondere 
wird  auch  hier  Waisengeld  nur  »unversorgten« 
Kindern  gewährt  Eine  anderweitige  Ver- 
sorgung (Heirat  1),  Einkommen)  verniditet 
also  den  Ansprach. 

(Eine  genaue  Darstellung  der  Geschichte 
und  der  thatsächlichen  Verhältnisse  unter 
Bezugnahme  auf  etwaige  Streitfragen  findet 
sich  bei  Seydel,  Bayerisches  Staatsrecht 
2.  Aufl.,  §§  190  u.  192.) 

Neben  dieser  staatlichen  Versorgung,  auf 
die  die  Staatsbeamten  wie  deren  Hinter- 
bliebene einen  rechtlichen  Ansprach  haben, 
sorgt  noch  ein  allgemeiner  Unterstfltzungs- 
verein  für  die  Hinterlassenen  der  königlich 
bayerischen  Staatsdiener,  verbunden  mit 
einer  Töchterkasse,  dessen  Satztmgen  neuer- 
dings am  16.  September  1900  dahin  ge- 
ändert sind,  dass  der  Beitrag  vom  1.  Januar 
1900  an  in  drei  Klassen  bezw.  90,  54  und 
24  Mark  jährlich  beträgt  und  dass  den 
Univereitätsbeamten  der  Beitritt  zu  dem 
Vereine  gestattet  ist  Auf  weiteres  hierüber 
kann  an  dieser  Stelle  nicht  eingegangen 
werden. 

4.  Württemberg.  In  Württembei^  sind 
bis  heutigen  Tages  die  Witwen-  und  Waiaen- 
pensionen  noch  nicht  auf  die  Staatskasse 
übernommen  worden,  es  besteht  vielmehr 
eine  besondere,  staatlich  organisierte  Witwen- 
und  Waisenpensionskasse  laut  G.  v.  28.  Juni 
1821.  Im  übrigen  sind  die  Verhältnisse  geregelt 
im  Staatsdienergesetz  vom  28.  Juni  1876  Art 
55  ff.  In  Württemberg  wird  ein  Gnaden- 
gehalt von  45  Tagen  gewährt.  Das  Witwen- 
geld beträgt  hs  des  Ruhegehaltes.  Auch 
hier  herrscht  das  System  der  grossen  deut- 
schen Bundesstaaten,   welches  das  Waisen- 


•)  Seydel  lässt  dies  nur  bei  Töchtern 
gelten,  weU  Heirat  keine  Versorgung  sei,  sondern 
für  die  Witwe  und  die  Töchter  nm'  deshalb 
einen  Erlöschmigsgmnd  abgiebt,  weil  dieselben 
damit  ans  dem  Fsmilienverbande  ansscheiden. 
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geld  nach  der  Witwenpension  berechnet 
und  zwar  auf  Vs  desselben,  dagegen  steigt 
es  auf  */4,  wenn  eine  pensionsberech- 
tigte Witwe  nicht  da  ist.  Die  Endi- 
gungsgrQnde  für  das  Witwengeld  sind  die 
gewöhnlichen  (Tod  und  Heirat;  für  die 
Waisen  überdies  die  Vollendung  des  18. 
Lebensjahres).  Besonders  bemerkenswert  ist 
aber,  dass  die  Wfüsen  auch  nach  Vollendung 
des  18.  Lebensjahres  bezugsberechtigt  sind, 
wenn  sie  mit  dem  Verstorbenen  in  häus- 
licher Gemeinschaft  gelebt  haben.  Der 
Pensionsanspruch  der  Witwe  wird,  wenn 
sie  mehr  als  18  bis  22  Jahre  jünger  war 
als  der  Verstorbene,  um  Ve,  dann  .weiter  bei 
grösseren  Unterschieden  von  je  4  Jahren 
je  um  ein  weiteres  Sechstel  gekürzt,  so 
dass  bei  einem  Unterschied  von  34  bis  38 
Jahren  ^«  abgezogen  werden  und  bei 
mehr  als  38  Jahren  gar  kerne  Pension  ge- 
zahlt wird.  Eine  Eingabe  der  württembergi- 
schen Beamtenvereine  vom  7.  November  1898 
(s.  d.  Art.  in  der  »Monatsschrift  für  deutsche 
Beamte«  unten  sub  litteratur)  regt  die 
Abschaffung  der  Beitragspflicht  der  Beamten 
an,  welche  sich  beläuft  auf  ein  Eintrittsgeld  von 
25  */o  des  Gehaltes  bei  der  ersten  etatraässigen 
Anstellung  imd  bei  jeder  Gehaltserhöhung 
und  einen  Jahresbeitrag  von  2*/o  des  Ge- 
haltes oder  des  Ruhegehaltes.  Auf  diese 
Anregung  ist  bis  heute  noch  nichts  weiteres 
erfolgt. 

Dem  Könige  steht  das  Kecht  zu,  im 
Hinblick  auf  hervorragende  Verdienste  des 
Beamten  die  Pension  für  seine  Hinter- 
bliebenen höher  zu  bemessen.  Für  niedere 
Angestellte  bestehen  besondere  Gesetze  (auf- 
geführt bei  Gaupp  in  Marquardsens  Hand- 
budi,  2.  AufL,  S.  158).  —  Bei  einem  durch 
Betriebsunfall  herbeigeführten  Tode 
wird  ein  Gnadenmonat,  mindestens  aber  30 
Msu-k  gewährt  und  eine  Witwenrente  von 
20  ".'o  des  Diensteinkommens  (Minimum  160, 
Maximum  1600  Mark),  für  jedes  Kind  ^U 
der  Witwenrente,  und  wenn  keine  bezugs- 
berechtigte Witwe  da  ist,  die  ganze. 

6.  Baden  nnd  Hessen.  In  Baden  be- 
stand eine  staatlich  verwaltete  Kasse,  der 
>CivUdiener-Witwen-Fiskus«  (Statut  vom 
28.  Juni  1810,  G.  v.  23.  Juü  1876),  in 
Hessen  das  »Civildiener-Witwen- Institut« 
(1808  gegründet,  durch  G.  v.  30.  Juni  1886 
ausgestaltet).  Das  früher  geforderte  Ein- 
trittsgeld ist  in  Hessen  durch  G.  v.  30. 
Juni  1886,  der  Jahresbeitrag  (3»/o  des  Ge- 
haltes oder  der  Pension)  durch  G.  v.  9.  Juni 
1898,  in  Baden  beides  durch  G.  v.  9.  Juni 
19<X)  beseitigt.  In  Baden  hat  der  Civildiener- 
Witwen-Fiskus  mit  dem  31.  Dezember  1889 
zn  bestehen  aufgehört,  alle  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten sind  auf  die  Staatskasse  über- 
nommen worden,  als  neue  Behörde  wimle 
die  »Grossherzogliche Beamten-Witwenkasse« 


eingeführt  und  sämtliche  früheren  dies- 
bezüglichen Gesetze,  auch  das  vom  22.  Juni 
1884,  ausser  Kraft  gesetzt  In  Hessen  wurde 
die  Regierang  von  den  hessischen  Ständen 
um  Aufhebimg  des  Civildiener- Witwen- 
Instituts  ersucht 

In  beiden  Ländern  wird  ein  Gnaden- 
«luartal  gewährt.  Das  Witwengeld  beträgt 
in  Baden  30  "/o  des  pensionsberechtigten 
Dienstgehaltes  unter  Mitanrechnung  des 
Wohnungsgeldes  und  der  Nebenbezüge,  wo- 
bei jedoch  der  10000  Mark  überstdgende 
Betrag  ausser  Berechnung  bleibt;  in  Hessen 
30  "/o  des  Ruhegehaltes,  aber  mindestens 
216  Mark,  bei  Besoldungen  bis  2500  Mark 
mindestens  *.ä  und  bei  höheren  mindestens 
500  Mark.  Das  Waisengeld  beträgt,  wenn 
eine  bezugsberechtigte  Witwe  da  ist,  für 
jedes  Kind  Vs  des  Witwengeldes,  wenn  keine 
berechtigte  Witwe  da  ist,  für  ein  Kind  in 
Baden  *,io,  in  Hessen  *.'»,  für  2  Kinder  '/lo 
bezw.  1/».  bei  3  und  mehr  */io  bezw.  Vs  des 
Witwengeldes.  Jedoch  dürfen  Witwen-  und 
Waisengeld  zusammen  in  Baden  nie  mehr 
als  die  Pension  des  Verstorbenen,  in  Hessen 
nie  mehr  als  2400  Mark  betragen.  Voraus- 
setzung ist  in  Baden  Eheschluss  vor  der 
Pensioniening,  in  beiden  Ländern  Eheschluss 
früher  als  drei  Monate  vor  dem  Tode,  wenn 
der  Verstorbene  zu  dieser  Zeit  schon  ernst- 
lich erkrankt  war  (Baden)  oder  die  Ehe 
zum  Zweck  der  ß-langung  des  Witwen- 
geldes eingegangen  war  (Hessen).  Kürzung 
wegen  Altersunterschiedes  der  Eheleute 
tritt  ein  in  Baden  bei  einem  Unterschied 
von  30  bis  35  Jahren  um  */io,  von  35  bis  40 
lun  *.io,  von  mehr  als  40  um  '.'lo;  in  Hessen 
bei  einem  Unterschied  von  20  bis  30  Jahren, 
wenn  der  Verstorbene  bei  der  Heirat  über 
50  Jahre  alt  war,  für  jedes  angefangene  Jahr 
des  Altersunterschiedes  um  ^/so.  Die  Er- 
löschungsgründe sind  dieselben  wie  in  Würt- 
temberg. (Badisches  Beamtengesetz  vom 
24.  Juli  1888  §  55  ff..  Hessisches  G.  v.  30. 
Juni  1886,  abgeändert  durch  G.  v.  2.  August 
1899.) 

Für  Baden  ist  noch  zu  bemerken,  dass 
durch  landesherrliche  V.  v.  14.  Oktober  1889 
an  würdige  Hinterbliebene,  wenn  derm 
Einkommen  nicht  zureicht,  Gnadengaben  ge- 
währt werden  können,  deren  Höhe  duroh 
V.  V.  4.  Juli  1889  auf  mindestens  150, 
höchstens  250  Mark,  in  dringenden  Aus- 
nahmefällen von  250  bis  400  Mark  fest- 
gesetzt ist  Für  Hessen  vergl.  noch  die  Be- 
kanntmachung vom  6.  August  1896  betr. 
den  Beitritt  der  Staatsforstbeamten  zum 
Civildiener-Witwen-Institut  und  die  W.  v. 
17.  November  1886  und  19.  März  1890 
über  die  Verwaltung  des  Civildiener- Witwen- 
Instituts. 

Unfollrenten  sind  in  Hessen  genau  in 
gleicher  Weise   wie  in  Württemberg  fest- 
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gesetzt,  nur  mit  der  Hinzufflgung,  dass  die 
Witwen-  und  WaLsenrenten  zusammen 
höchstens  60 '/o  des  Diensteinkommens  be- 
tragen dürfen. 

6.  Die  thüringischen  Staaten,  a)  Sach- 
sen-Weimar. GG.  V.  6.  April  1821,  30.  Juni 
1846,8.  März  1850,  29.  April  1850,  16.  Februar 
1859,  7.  April  1865,  4.  Febraar  1868,  18.  Febmar 
1868,  23.  Februar  1869,  24.  Febrnar  1872,  25. 
Juni  1874.  Die  Witwen-  und  Waisenversorgung 
wird  aus  der  Staatskasse  gewährt,  und  zwar 
nur  fttr  die  Staatsdiener,  ausgeschlossen  sind 
Gleistliche,  Lehrer,  die  Beamten  des  Oberlandes- 
gerichts und  der  UniversitHrt  Jena,  Personen 
des  Soldatenstandes  vom  Feldwebel  abwärts, 
Polizei-j  Hoftheaterbeamte,  Hofstaat  etc. ;  ferner 
alle,  die  weniger  als  150  Mark  Einkommen 
haben.  Thüringisches  System  einer  einzigen 
Pension :  nämlich  Witwengeld  von  '/n  des  letzten 
aktiven  Einkommens,  jedoch  mindestens  lOO, 
höchstens  1500  Mark.  Waisengeld  wird  also 
nur  gezahlt,  wenn  keine  bezugsberechtigte 
Witwe  da  ist  und  zwar  '/»  des  Witwengeldes 
fttr  jedes  Kind;  bei  mebr  als  drei  Kindern  er- 
halten alle  zusammen  den  Gesamtbetrag  der 
Witwenpension  zu  gleichen  Teilen.  Im  letz- 
teren Falle  wächst  der  Anteil  bei  Wegfall  eines 
Berechtigten  solange  den  übrigen  an,  bis  jedes 
das  volle  Drittel  hat.  Voraussetzung  ist  Ehe- 
schluss  vor  der  Pensionierung.  Teilnngs- 
bestimmnngen  bei  Hinterbliebenen  aus  ver- 
schiedenen Ehen  s.  §  11  des  G.  v.  1821. 
Zu  den  gewöhnlichen  Endigungsgründen  der 
Pension  (für  Waisen  18.  Lebensjahr,  ander- 
weitige Versorgung)  kommt  noch  Verurteilung 
wegen  schwerer  Verbrechen.  Die  Hinterbliebenen 
von  Hofbeamten  erhalten  Versorgung  aus 
Eammermitteln.  Gnadenquartal.  Es  besteht 
auch  eine  Waisenpensionsanstalt,  die- 
selbe gewährt  nach  neuestem  Erlass  vom  25. 
Oktober  1900  ein  jährliches  Verpflegungsgeld 
von  50  Mark  und  einige  andere  kleinere  Gaben. 
Die  Abgabe  von  der  Erbschaftssteuer,  die  früher 
der  allgemeinen  Versorgungsaustalt  zufiel,  fällt 
seit  dem  G.  v.  10.  April  1895  der  Staastkasse  zu. 

b)  Sachsen-Altenburg.  In  Sachsen- 
Altenourg  besteht  eine  staatliche  Staatsdiener- 
Witwensocietät  (Regulativ  v.  12.  Juni  1872, 
Novelle  v.  20.  März  1890),  welcher  alle  unwider- 
ruflich und  widerruflich  angestellten  Beamten, 
auch  die  Geistlichen,  Hoibeamten,  Lehrer, 
Eommunalbeamteu  und  pensionierte  Offiziere 
beizutreten  haben,  sofern  sie  ein  Dienstein- 
kommen von  über  120  Mark  jährlich  beziehen. 
Das  Eintrittsgeld  (nur  bei  der  ersten  Anstellung) 
betlägt  3%,  der  Jahresbeitrag  auch  S^/o  des 
Gehaltes  oder  Bnhegehaltes.  Gewährt  wird 
eine  Pension  von  '/«  der  Aufnahmesumme  an 
die  Witwe,  subsidiär  an  die  Kinder;  an  diese 
alsdann  zu  gleichen  Teilen  (Ausnahme  bei 
Hinterbliebenen  aus  verschiedenen  Ehen  s.  §  14 
des  Regulativs).  Endigungsgründe  wie  gewöhn- 
lich, aber  für  Waisen  erst  das  21.  Lebensjahr 
und  nicht  die  Verheiratung.  Gnadengehalt  von 
V«  des  jährlichen  Einkommens. 

c)  Sachsen-Coburg.  G.  v.  24.  Juli  1897. 
Witwen-  und  Waisengeld  wird  aus  der  Staats- 
oder Domänenkasse  gezahlt.  Witwengeld  '/4 
des  letzten  pensionsberechtigten  Einkommens, 
höchstens   jedoch  1500  Mark.     Voraussetzung: 


Eheschlass  früher  als  sechs  Monate  vor  dem 
Tode  und  überhaupt  vor  der  Pensioniemng. 
Zu  bemerken  ist,  dass  ausser  dem  Witwengdd 
für  das  dritte  und  jedes  weitere  Kind 
bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahre  ein  Waisen- 
geld von  */io  des  Witwengeldes  gezahlt  wird. 
Waisengeld  im  übrigen  nur  subsidiär.  Endigungs- 
gründe  der  Pensionen  wie  Sachsen-Weimar.  Der 
Beamte  hat  2  "/„  des  jährlichen  Diensteinkommens 
an  die  Kasse,  aus  der  er  seine  Besoldung  bezieht, 
abzuführen.  Gnadenqnartal  bezw.  Gnadenmonat. 

d)  Sachsen-Gotha.  G.  v.  19.  JuU  1895. 
Es  besteht  eine  herzogliche  „Witwen-  und 
Waisen-Pensionsaustalt  in  Gotha",  die  an  Stelle 
der  früheren  „Diener- Witwen-Societät"  getreten 
ist  und  zu  welcher  alle  über  500  Mark  jähr- 
lich   beziehenden   Hof-,    Domänenbeamten,    im 

femeinschaftlichen  Cobnrg-Gothaischen  und  im 
esonderen  Gothaischen  Staatsdienst  angestellten 
Beamten,  die  Geistlichen,  öffentlichen  Lehrer 
und  Eommunalbeamteu  (von  Gotha,  Ohrdmf 
und  Waltershausen)  beitreten  und  jährlich  6*,,, 
des  Diensteinkommens  entrichten  müssen.  Be- 
messung des  Witwen-  und  Waisengeldes  wie  in 
Altenbnrg,  ebenso  EndigungsgrUnde  wie  dort 
Voraussetzung  des  Anspruches  wie  in  Coburg. 
Teilungsmassstab  bei  Hinterbliebenen  aus  ver- 
schiedenen Ehen  s.  §  30  des  Gesetzes. 

e)  Sachsen-Meiningen.  GG.  v.  27.  Febr. 
1872,  V.  10.  März  1898.  Seit  dem  I.  Januar 
1872  ist  die  Hinterbliebenenversorgung  auf  die 
Staatskasse  übernommen  und  ist  der  Beitrag, 
der  früher  1  %  des  G«haltes  oder  Ruhegehaltes 
betrug,  fortgefallen.  Sachsen-Meiningen  gtäxt 
auch  von  dem  eigenartigen  thüringischen  System 
ab,  insofern  es  sogleich  primär  neben  dem 
Witwengeld  das  Waisengäd  festsetzt.  Die 
Hinterbliebenenpension  beträgt  '/»  des  letzten 
aktiven  Diensteinkommens,  aber  höchstens  1800 
Mark.  Das  Waisengeld  beträgt  für  jedes  nodi 
nicht  18  Jahre  alte  Kind  '/s  des  Witwengeldes 
(fttr  alle  zusammen  nicht  mehr  als  ','5),  bei 
Ausfall  der  Witwenberechtigung  V»  des  Witwen- 
geldes, fttr  alle  zusammen  aber  nicht  mehr  als 
"/iii  EndigungsgrUnde  wie  in  Weimar.  Das  G.  v. 
1898  enthält  auch  Bestimmungen  über  die  Ceber- 
tragung  der  Ansprüche.    Sterbehalbjahr. 

f)  Schwarzburg-Rudolstadt.  GG.  t. 
2.  März  1842  (Abänderung  von  1859  u.  1873). 
13.  März  1858,  15.  Mai  1874,  19.  Dezember  1881, 
16.  Februar  1898.  Die  Hinterbliebenen  Versorgung 
wird  aus  der  Staatskasse  gewährt  ohne  Bei- 
tragspflicht der  Beamten.  Nach  allmählicher 
Erhöhung  in  den  verschiedenen  Gesetzen  be- 
traf die  Pension  jetzt  ','5  des  zuletzt  bezogenen 
aktiven  Diensteinkommens;  subsidiäre  Berech- 
tigung der  Kinder  nach  thüringischem  System. 
Die  Waisen  teilen  alsdann  nach  Köpfen.'  An- 
wachsungsrecht. Die  Bestimmungen  gelten  für 
fürstliche  Diener  und  Offiziere,  durch  G.  v. 
5.  April  1898  ausgedehnt  auf  die  beim  Land- 
gericht in  Rndolstadt  angestellten  Beamten. 
EndigungsgrUnde  wie  in  Weimar,  jedoch  21. 
Lebensjahr  für  Waisen.  Voraussetzung  für  die 
Ansprüche  ist,  dass  die  Ehe  vor  der  Pensio- 
nierung und  nicht  auf  dem  Sterbebett  geschlossen 
ist  und  das  Alter  des  Ehemannes  noch  anter 
65  Jahren  war  u.  s.  w.  s.  §  3  des  G.  v.  1858.  Im 
§  6  desselben  Gesetzes  sind  die  Verhältnisse  bd 
Hinterbliebenen  aus  verschiedenen  Ehen  geregelt. 
Gnadenhalbjahr  beim  Tode  aktiver,  Gnaden- 
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Quartal  beim  Tode  pensionierter  Beamter.  — 
Daneben  bestebt  eine  staatlicb  gewäbrieistete 
Pensionsanstalt  fOr  Witwen  und  Waisen  für8^ 
lieber  Staatsdiener,  der  alle  Beamte  (anch  Hof- 
beamte,  Geistlicbe  nnd  Lehrer)  beizutreten  baben, 
sofern  sie  nicbt  einem  anderen  Versorgungs- 
institnt  angehören  und  mehr  als  60  Jahre  alt 
sind.    Jahresbeitrag  6 — 80  Mark. 

g)  Schwarzburg-Sondershausen.  G. 
T.  6.  Juni  1883.  In  Schwarabnrg-Sonders- 
bausen  besteht  eine  staatliche  „Beamten- 
Witwen-  und  Waisenkasse",  welcher  sämtliche 
Civilstaatsdiener,  Geistlicbe,  Lehrer,  Hof-  und 
Eommnnalbeamten  beizutreten  und  2°/o  des 
Gehaltes  oder  Ruhegehaltes,  auch  von  der 
Gnadenzeit,  zu  entrichten  haben.  Von  dieser 
Beitragspflicht  sind  befreit  pensionierte  Beamte, 
die  keine  unter  21  Jahre  alte  Kinder  haben: 
der  9000  bezw.  5000  Hark  des  Gehaltes  bezw. 
Bnbegehaltes  ttberschiessende  Betrag  bleibt 
ausser  Berechnung.  Das  Witwengeld  beträgst, 
wenn  Tod  oder  Pensionierung  vor  dem  voll- 
endeten 11.  Dienstjahr  eingetreten  ist,  "im, 
für  jedes  weitere  Dienstjahr  '.,»«,  aber  nie  mehr 
als  "/isp  des  Aktivgebaltes.  Ist  der  Tod  Fol^ 
einer  «Uenstlicben  Beschädigung,  so  beträgt  die 
Pension  von  Anfang  an  **i8o-  Das  Witwen- 
geld soll  jedoch  mindestens  160,  höchstens 
1600  Mark  betragen.  An  Waisengeld  wird  ge- 
zahlt bei  Vorhandensein  einer  pensionsberech- 
tigten Witwe  Vsj  sonst  Vi  des  Witwengeldes 
fftr  jedes  Kind.  Anwachsungsrecht.  Voraus- 
setzung des  Anspruches  auf  Witwen-  und 
Waisengeld  wie  in  Baden  tmd  Hessen.  KQrzung 
des  Witwengeldes  wegen  Altersunterschiedes 
von  mehr  als  20  bis  einschliesslich  30  Jahre 
um  '/so  für  jedes  angefangene  Jahr.  Endigungs- 
grUnde  wie  Scbwarzborg-Budolstadt,  nur  wird 
unter  den  Strafendignng^grOuden  (Zuchthans- 
strafe, mehr  als  einjähriges  Gefängnis  u.  s.  w.) 
besonders  betont:  bei  weiblichen  Hinter- 
bliebenen Verurteilung  wegen  Sittlicbkeitsver- 
g^hens. 

h)  Ren  SS  ft.  L.  Staatsdienerg.  v.  2.  April 
1860  §§  30-37,  72,  73.  G.  v.  3.  März  1883 
Art,  V.  Die  Witwen-  nnd  Waisenversorgnng 
wird  aus  der  Staatskasse  gewährt.  §  37.  „Alle 
Witwen-  nnd  Pensionsangelegenbeiten  sind  als 
officielle  anzusehen  und  folglich  sportulfrei  zu 
expedieren."  Die  seit  1828  bestehende  „Diener-, 
Witwen-  nnd  Waisen  -  Unterstützungssocietät" 
horte  mit  dem  G.  v.  1860  auf.  Beiträge 
•werden  von  den  Beamten  nicht  gefordert, 
wohl  aber  baben  sie  jährlich  1*',  des  Ge- 
haltes zu  Pensionszwecken  Oberhaupt  zu  ent- 
richten. Auch  rechtmässig  entlassene  Beamte 
gehen  der  Hinterbliebenenversorgnng  nicbt 
verlustig.  Thüringisches  System:  Die  Witwe 
erhält  */s  des  letzten  aktiven  Diensteinkommens, 
subsidiär  jedes  Kind  '/s  davon,  bei  mehr  als  drei 
Kindern  Teilung  nach  Köpfen.  Anwachsungs- 
recht Endigungsgründe  wie  in  Weimar.  Die  Ehe 
muss  vor  der  Pensionierung  geschlossen  und 
obrigkeitlich  genehmigt  sein.  Verhältnis  bei 
Hinterbliebenen  ans  verschiedenen  Ehen  s.  §  34 
des  G.  V.  1860.    Gnadenmonat 

i)  ReusB  j.  L.  Es  besteht  eine  staatliche 
,.Beamten- Witwen-  imd  Waisenpensionsanstalt", 
Statut  V.  28.  Januar  1847.  G.  v.  10.  April 
1897;  durch  letzteres  das  alte  Statut  ausser 
Kraft  gesetzt  G.  v.  23.  Juni  1899  (Abänderung 


des  §  13  des  G.  v.  1897).  Beitrittspflicht  aller 
Staatsbeamten,  Lehrer,  Geistlichen,  Organisten. 
Eintrittsgeld  von  1",  des  erstmaligen  Grebaltes 
and  der  Gehaltserhöhung,  Jahresbeitrag  von 
lVs%  des  jährlichen  Diensteinkommens,  bei 
Pensionierten  des  zuletzt  vor  der  Pensionierung 
bezogenen.  Thüringisches  System  :  Witwengeld 
's  der  Besoldung,  mit  welcher  der  Verstorbene 
zur  Zeit  seines  Todes  in  der  Anstalt  immatriku- 
liert war,  jedoch  mindestens  300  Mark.  Waisen- 
geld subsidiär,  Teilung  nach  Köpfen,  An- 
wachsungsrecht Ausserdem  wird  der  Witwe 
für  jedes  weniger  als  18  Jahre  alte  Kind  eine 
Erziehungsbeihilfe  gewährt:  und  zwar  bei  Be- 
trag des  Witwen-  und  Waisengeldes  bis  zu 

500  Mark  eine  Beibufe  von  8o  Mark 
von   500-750     „         „  „         „  loo     „ 

„   750-1000     „         „  „         „  120     „ 

„   über  1000     „         „  „         „  1$°     „■ 

Teilnngsverhältnis  bei  Hinterbliebenen  ans  ver- 
schiedenen Ehen  s.  §§  11  und  16.  Endigungs- 
grfinde  die  gewöhnlichen  (keine  Strafendigungs- 
grttnde;  Waisen  21.  Lebensjahr).  Voraussetzung 
für  die  Witwe :  Eheschluss  vor  der  Pensionierang 
und  3  Monate  vor  dem  Tode;  Alter  des  Ehe- 
mannes nicht  über  66  Jahr,  wenn  die  Ehefrau 
mehr  als  25  Jahre  jünger  ist.  Letzteres  steht 
sogar  dem  Waisenanspruch  entgegen,  ebenso 
müssen  die  Waisen  vor  der  Pensionierung  des 
Beamten  geboren  sein.  Sterbe monat  und 
-quartal. 

7.  Die  ftbrfgen  deutschen  Bundesstaaten. 
a)  Anhalt  nnd  Braunschweig.  Die 
Herzogtümer  Anhalt  und  Braunschweig  zeigen 
auf  dem  Gebiete  der  Hinterbliebenenversorgung 
manches  Aebnliche.  Anh.  GG.  v.  20.  Oktober 
1867,  V.  27.  Dezember  1872,  v.  22.  Dezember 
1876,  V.  16.  Juli  1876,  v.  31.  März  1899. 
Braunschw.  GG.  v.  12.  Oktober  1832,  v.  18. 
Juni  1837,  v.  22.  März  1876,  v.  18.  April  1899. 
Der  „Vereinigten  Witwenkasse"  in  Anhalt,  die 
aus  den  verschiedenen  früheren  Witwen-  und 
Waisenkassen  kombiniert  war,  und  der  staat- 
lichen „Beamtenwitwen-  und  Waisenpensions- 
anstalt" in  Braunschweig  mussten  sämtliche 
Civilstaatsdiener  (in  Braunschweig  auch  &of- 
nnd  Kommnnalbeamte,  Geistliche  nnd  Lehrer) 
beitreten.  Die  Eintrittsgelder  und  Jahres- 
beiträge (die  in  Anhalt  nach  dem  Alter, 
in  Brannschweig  nach  dem  Altersnnter^ 
schied  der  Ehegatten  abj^estuft  waren)  sind 
in  beiden  Staaten  durch  die  Gesetze  von  1899 
beseitigt  worden.  Das  Witwengeld  beträgt  in 
Anhalt  in  Abstufung  von  17  Klassen  nach  dem 
Einkommen  des  Verstorbenen  150 — 1500  Mark, 
in  Braunschweig  16  %  des  letzten  aktiven  Dienst- 
einkommens, jedoch  höchstens  1500  Mark.  In 
beiden  Staaten  herrscht  das  Thüringische  System 
(s.  oben  sub  I  S.  811);  bei  Vorhandensein  eines 
einzigen  Kindes  erhält  dieses  jedoch  nicht  die 
^nze,  sondern  nur  die  halbe  Witwenpension 
(in  Brannschweig  zwei  Kinder  nur  */,).  Ver- 
hältnis bei  verschiedenen  Eben  s.  §  17  des  Q. 
von  1872  in  Anhalt,  §  10  des  G.  von  1673  in 
Braunschweig.  Endignngsgrilnde  in  Brann- 
schweig für  alle  der  Tod,  für  die  Witwe  nnd 
Töchter  die  Heirat,  für  Waisen  das  vollendete 
20.  Lebensjahr,  in  Anhalt  für  Waisen  das  18. 
Lebensjahr  und  für  alle  Berechtigte  Heirat  und 
als  Strafendignngsgrund  Verurteilung  zu  Zucht- 
haus oder  mehr  als  3  Monaten  Gefilngnis,  femer 
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fttr  die  Witwe  aussereheliches  Gebären  (ausser 
im  FaUe  der  Notzucht).  Als  YoraoBsetzung  für 
den  Anspruch  gelten  in  Brannschweig,  dass  der 
Eheschlnss  vor  der  Pensionierung,  femer  früher 
als  3  Monate  vor  dem  Tode  und  nicht  znm 
Zweck  der  Pensionserlangung  stattgefunden  hat ; 
in  Anhalt  nur  letzteres,  doch  ist  hier,  wenn  der 
Beamte  in  einem  Alter  von  mehr  als  65  Jahren  die 
Ehe  geschlossen  hat,  landesherrliche  Entscheidung 
vorbehalten.  In  Braunschweig  gelten  nach  dem 
Gesetz  von  1899  die  gleichen  Bestimmungen 
Über  Reduktion  der  Pension  bei  zu  grossem 
Altersunterschied  wie  in  Preussen,  selbst  mit 
dem  Zusatz  zu  §  12  (s.  o.  SS.  8  LS  und  817). 

b)  Oldenburg.  In  Oldenburg  wurde  17V9 
eine  staatliche  Beamtenwitwenkasse  gegründet, 
der  alle  verheirateten  Beamten  beizutreten 
hatten.  Mit  G.  v.  16.  Juni  1861  wurde  ein 
Jahresbeitrag  von  wechselnder  Höhe  festgesetzt, 
durch  G.  v.  5.  Januar  1891  jedoch  beseitigt. 
Das  G.  V.  21.  M&rz  1900  lässt  alles  auf  die  Staats- 
kasse übernehmen  und  schliesst  die  Beamten- 
witwenkasse. Früher  ward  die  Fürsorge  ganz 
richtig  als  Yersichernng  bezeichnet.  Das 
neue  Gesetz,  das  sich  ausser  auf  Civilstaats- 
beamte  auch  auf  Lehrer,  Beamte  der  Stiftungen 
bezieht,  setzt  das  Witwengeld  bei  einem  letzten 
aktiven  Diensteinkommen  bis  löOO  Mark  in  6 
ätufen  auf  90—240  Mark,  darüber  bei  auf  je 
900  Mark  abgestuften  Klassen  mit  20*>/g  der 
Untergrenze  fest,  bis  zu  einem  Höchstbetr^  von 
1200  Mark.  Die  Waisen  erhalten,  wenn  eine 
bezugsberechtigte  Mutter  vorhanden,  '/b,  min- 
destens aber  40  Mark,  für  jedes  Kind,  sonst  '/>> 
mindestens  70  Mark,  doch  darf  Witwen-  und 
Waisengeld  zusammen  die  Pension  nicht  über- 
steigen. Die  Endigungsgrttnde  sind  nur  die 
ganz  gewöhnlichen,  bei  Waisen  das  vollendete 
18.  Lebensjahr. 

c)  Mecklenburg.  In  Hecklenbnrg- 
Schwerin  ist  im  Jahre  1797  ein  Witweninstitut 
gegründet  worden,  zu  dem  nach  dem  Statut 
vom  17.  März  1863  alle  Civilstaatsdiener  Bei- 
träge zu  leisten  hatten,  die  durch  V.  v.  lö. 
Febmar  1898  wesentlich  ermässigt  worden  sind. 
Jetzt  beträgt  die  Ausfertignngsgebühr  l*/o 
der  Pensionssumme  und  das  Antrittsgeld  (bei  erst- 
maliger Anstellung  und  jeder  GehaJtserhöhnng) 
Vit  ^^  jeweiligen  Jahresbeitrages,  der  Jahres- 
beitrag 3—4%  des  Gehalts  bezw.  Ruhegehalts. 
Die  Witwenpension  wird  nach  einer  Skala  von 
75 — 2400  Mark  gezahlt.  Das  Waisengeld  be- 
trägt bei  Vorhandensein  einer  bezugsberechtigten 
Witwe  für  jedes  Kind  '/»i  sonst  *,ii  der  Witwen- 
pension, zusammen  für  alle  Kinder  aber  nicht 
mehr  als  die  ganze  Pension.  Der  Beamte  hat 
höhere  Beiträge  zu  zahlen  (32*>/o  mehr),  wenn 
er  sich  nach  der  Pensionierung  mit  einer  über 
16  Jahre  jüngeren  Frau  verheiratet  (für  jedes 
weitere  Jahr  darüber  noch  '/»  lo  mehr).  Voraus- 
setzung ist,  dass  die  Ehe  nicht  zum  Zweck  der 
Erlangung  der  Witwenpension  geschlossen  war ; 
wenn  die  Ehe  nicht  ein  volles  Jahr  vor  dem 
Tode  bestanden  hat,  mnss  nachgewiesen  werden, 
dass  der  Verstorbene  zur  Zeit  des  Eheschlusses 
nicht  ernstlich  krank  war.  Zu  den  gewöhn- 
lichen Endignngsgründen  des  Anspruches  (Waisen 
18.  Lebensjahr)  kommt  für  die  Witwe  noch  das 
Verbrechen  der  absichtlichen  Tötung  ihres 
Mannes  oder  der  Beihilfe  dazu.  —  In  Mecklen- 
burg-Strelitz  hat  die  Hinterbliebenenversorgung 


noch  keine  Regelung  gefunden.  Pensionen 
werden  meist  im  Gnadenwege  gewährt.  Nur 
den  Hinterbliebenen  der  Zoll-  und  Stenerbeamten 
ist  eiu  gesetzlicher  Anspruch  auf  V4  des  letzten 
Gehaltes  gegeben  gegen  ein  Antrittsgeld  von 
2%,  eine  Ausfertigungsgebühr  von  '/i'«  nnd 
einen  Jahresbeitrag  von  4%  des  Gehalts. 

d)  Lippe.  In  Lippe-Detmold  wird 
seit  dem  G.  v.  12.  September  1877  Hinter- 
bliebenenpension aus  der  Landkasse  gewährt 
und  durch  G.  v.  26.  Februar  1880  die  Berech- 
tigung auf  Gnadenqnartal  eingeführt  Das 
Witwengeld  beträgt  bei  einem  Gehalt  von  1200 
bis  2400  Mark  in  3  Stufen  160—300  Mark,  bis 
3600  Mark  600  Mark,  bei  höherem  Gehalt  900 
Mark,  das  Waisengeld  ( —  18.  Lebensjahr)  30  bis 
12K)  Mark.  —  Daneben  ist  noch  die  frühere 
Regelung  bestehen  geblieben.  Die  Landes- 
Witwen-  und  Waisenkasse,  die  am  26.  Febmar 
1752  gegründet  ward  und  deren  Verhältnisse 
durch  VV.  V.  11.  Jannar  1762,  v.  1.  April  1822, 
V.  21.  Juli  1829,  V.  11.  September  1832,  G.  v. 
23.  Mai  1884  nnd  V.  v.  26.  Juli  1898  geregelt 
sind,  fordert  ein  Eintrittsgeld  von  300—800 
Mark  von  allen  definitiv  angestellten  Civilstaats- 
beamten  und  Jahresbeiträge  von  12 — 48  Mark 
nnd  gewährt  nach  mannigfochen  Schwanknn^n 
(nach  der  ersten  V.  v.  11.  Januar  1752  erhielt 
die  Witwe  „die  Zeit  ihres  Lebens  und  solange 
sie  den  Wittwenstnhl  nicht  vermkket",  jährlich 
20—60  Thaler  in  3  Klassen)  jetzt  in  4  Klassen 
150—600  Mark  Pension.  Die  Kinder  erhalten 
ihre  Pension  bis  zur  Vollendung  des  25.  Lebens- 
jahres. Die  Endigung^ründe  sind  die  gewöhn- 
lichen, jedoch  bei  Wiederverheiratung 
der  Witwe  ruht  die  Pension  nur,  bis  sie 
wieder  Witwe  wird,  erlischt  aber  nicht.  Wenn 
der  Beamte  10  Jahre  nnd  mehr  älter  war  als 
die  Ehefran,  so  hat  er  für  jedes  fiberschiessende 
Jahr  ein  um  10**/,  höheres  Eintrittsgeld  zn 
zahlen  —  In  Schanmburg-Lippe  erhält 
die  Witwe  lant  G.  v.  8.  März  1872  bei  einem 
Gehalt  des  Beamten  von  mehr  als  3000  Mark 
Vs,  jedoch  nicht  mehr  als  760  Mark,  anderen- 
f^ls  V4  des  letzten  ordentlichen  Dienstgehaltes, 
jedoch  keinesfalls  mehr  als  die  Pension  des 
Beamten.  Die  Waisen  haben  nur,  wenn  keine 
pensionsberechtigte  Mutter  vorhanden,  einen 
Anspruch  (thüringiscbes  System),  und  zwar  anf 
den  Betrag  der  Witwenpension,  wenn  sie  unbe- 
mittelt sind  und  bis  zur  Vollendung  des  17. 
Lebensjahres.  Voranssetznng  für  Entstehung 
des  Anspruches  ist,  dass  die  Ehe  vor  der  Pen- 
sionierung und  vor  Vollendung  des  60.  Lebens- 
jahres des  Beamten  geschlossen  war.  Gnaden- 
quartal. 

e)  In  Waldeck  besteht  eine  staatliche 
„Allgemeine Staatsdienerwitwenkasse",  der  sämt- 
liche Civilstaatsdiener  beizutreten  haben.  £in- 
trittt>geid  Vit  des  erstmaligen  Gehaltes  und 
späterer  Gehaltserhöhung;  Jahresbeitrag  1' «"/* 
des  Gehalts  oder  Ruhegehalts.  V.  v.  27.  Juni 
1828;  Staatsdiener-G.  v.  9.  Juli  1856.  Witwöi- 
geld  beträgt  '/<  des  letzten  fixen  Gehalts  des 
Beamten.  Das  Waisens^ld  betrug  lant  V.  t. 
11.  Juli  1833,  solange  3  Waisen  unter  16  Jahien 
da  sind,  die  ganze  Witwenpension,  bei  2  solclien 
Waisen  '/a  bezw.  *|^  (je  nachdem  ob  die  Witwoi- 
pension  anf  mehr  oder  weniger  als  450  Mark 
sich  belief),  bei  einer  solchen  Waise  '/«  bezw. 
Vs.    Jetzt  beträgt  es  durch  V.  v.  30.  Dezember 
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1899  für  Hinterbliebene  fürstlicher  Domanial- 
beamten,  solange  die  Mutter  Witwenpension 
bezieht,  ','5  der^ben  für  jedes  Kind,  anderen- 
falls ','8,  jedoch  dürfen  Witwen-  und  Waisen- 
gelder zusammen  nicht  die  Pension  übersteigen. 
Voraussetzung  ist  Eheschloss  vor  der  Pensio- 
nierung, Endigungsgründe  die  gewöhnlichen 
(Waisen  das  ToUendete  18.  Lebeusjuir}.  Gnaden- 
qnartal. 

f)  Die  Hansestädte.  In  Hamburg  be- 
steht eine  „Pensionskasse  für  die  Witwen  und 
Waisen  der  Angestellten  des  hamburgischen 
Staates",  deren  Verhältnisse  durch  das  G.  v. 
15.  Jnli  1881  geregelt  wurden.  Die  früher  ge- 
forderten Jahresbeiträge  (2  bezw.  S^/o  des  Gehaltes) 
worden  durch  G.  v.  4.  Juni  1890  beseitigt.  Das 
Eintrittsgeld  ('/ib  des  Gfehaltes)  blieb  bestehen. 
Die  Witwenpension  beträgt  V»  de  Amtsein- 
nahme, welche  der  Verstorbene  zuletzt  zur  Kasse 
beigetragen  hat,  Halbwaisen  erhalten  ausserdem 
bis  zur  Haximalzahl  Ton  ö  noch  jedes  '/iAi 
Ganzwaisen  je  ^/ig,  jedoch  so,  dass  loder  2  zn- 
sanunen  *lii,  3  zusammen  */{5,  4  zusammen  %^, 
5  und  mebj"  zusammen  ^"ia  erhalten.  Ist  die 
Fran  mehr  als  15  Jahre  jünger,  so  wurden  nach 
dem  G.  v.  1881  in  4  Stufen  ausserordentliche 
einmalige  Zuschüsse  des  zwei-  bis  zwanzig- 
fachen lährlichen  Beitrages  gefordert.  Zu  den 
K'ewShnlichen  Endigangsgrttnden  (Waisen  18. 
Lebensjahr)  kommt  noch  für  die  Witwe  ausser- 
eheliche  Verbindung  mit  einem  anderen  Hanne, 
unmoralisches  Betr^en,  schwere  Verurteilung. 
Nach  der  Bekanntmachung  y.  23.  Februar  181)9 
haben  selbst  die  auf  Probe  Angestellten  der 
Pensionskasse  beizutreten.    Gnadenquartal. 

In  Bremen  ist  die  Witwen-  und  Waisen- 
versorgung,  die  früher  (V.  v.  10.  Juli  1867)  der 
Witwenanstalt  für  bürgerliche  Beamte  oblag, 
durch  G.  v.  10.  Jnli  1892  auf  die  Staatskasse 
unter  Beseitigung  der  Beitragspflicht  der  Be- 
amten übernommen  worden.  Ergänzungen  und 
Abfinderungen  durch  die  GG.  t.  10.  Juli  1894, 
5.  April  und  10.  Juni  1898.  Gegenwärtiger 
RechtszQstand:  Witwengeld  40%  desjenigen 
Bnhegehaltes ,  zu  dem  der  Verstorbene  berech- 
tiget ist  oder  berechtigt  gewesen  sein  würde,  wenn 
er  am  Todestage  in  den  Buhestand  getreten  wäre ; 
mindestens  aber  220  und  höchstens  2500  Mark. 
Waisengeld  ist  subsidiär  (thüringisches  System), 
jedoch  ein  einziges  Kind  erhält  nur  ',,  des  Wit- 
wengeldes. Kürzung  bei  Altersunterschied  wie  in 
I^ussen,  selbst  mit  dem  Znsatz  des  §  12,  auf 
Waisengeld  ohne  Einfluss.  Voranssetzung  für 
das  Entstehen  des  Anspruches:  Eheschluss  vor 
der  Pensionierung,  femer  früher  als  3  Monate 
vor  dem  Tode  und  nicht  zum  Zweck  der 
PensionsbeschafFong.  Endignngsgründe  nur  die 
g'ewShnlichen  (bei  Waisen  das  "vollendete  18. 
Lebensjahr). 

In  Lübeck  wird  die  Versorgung  aus  der 
Staatskasse  bezahlt  (G.  v.  16.  Juni  188ö);  die 
Beitragspflicht  durch  Nachtrag  v.  31.  Dezember 
1892  beseitigt  Witwengeld  '/a  des  Ruhege- 
haltes, jedoch  mindestens  160,  höchstens  iSX) 
Mark.  Waisengeld,  wenn  bezugsberechtigte 
Mutter  vorhanden,  */»,  sonst  'a  des  Witwengeldes 
für  jedes  Kind ;  jedocli  darf  Witwen-  und  Waisen- 
ge\a  zusammen  den  Betrag  der  Pension  nicht 
übersteigen,  lieber  Voraussetzung,  Endigungs- 
STünde,  Altersunterschied  bestehen  dieselben 
Bestimmungen  wie  in  Bremen.    Gnadenquartal. 


8.  Elsass-LothrtiigeB.  GG.  v.  24.  De- 
zember 1873,  V.  7.  März  1898.  Ans  der  Staats- 
kasse ;  keine  Beiträge.  Witwengeld  wie  Prenssen. 
Waisengeld,   wenn  penaionsberechtigte  Mutter 


vorhanden ,    '/»,   sonst 


des    Witwengeldes. 


Endigungsgründe  die  gewöhnlichen  (bei  Waisen 
18.  Lebensjahr).  Die  Ansprüche  sind  uupfönd- 
bar  bis  zu  1500  Mark,  darüber  pfändbar  zu  '/g. 
Gnaden  quartal;  wenn  der  Beamte  bereits 
pensioniert  war,  nur  Gnaden monat. 

B.  Das  Ausland. 

1.  Oesterrelch.  Quellen :  Rescr.  v.  4.  No- 
vember 1771,  Handbillet  v.  24.  M&rz  1781, 
Kais.  V.  V.  9.  Dezember  1866,  G.  v.  14.  Mai 
1896.  In  Oesterreich  ist  die  Konstruktion  eine 
wesentlich  andere  als  in  Deutschland ;  die  Wit- 
wenpension wird  juristisch  nicht  als  selbständiges 
Recht  der  Witwe,  sondern  nur  als  ein  deriva- 
tiver Anspruch  aufgefasst,  indem  auf  die  Witwe 
nur  der  Pensionsanspruch  des  Beamten  —  wenn 
auch   nur   zu   einem   Teile   —  übergeht     Die 

fleiche  Auffassung  tritt  bei  der  Repräsentation 
er  Kinder  für  die  Witwe  bei  deren  Tode  zu 
Tage,  so  dass  sich  das  österreichische  System  in 
dieser  Hinsicht  mit  dem  thüringischen  berührt. 
Es  kommen  nun  verschiedene  Arten  der  Witwen- 
und  Waisenpensionen  in  Betracht.  Zuerst  sind 
hier  die  „ausserordentlichen  Pensionen-*  zu 
nennen  für  Witwen  hoher  Beamter,  deren  Be- 
willigungyom  Kaiser  abhängt ;  dann  „charakter- 
mässige  Pensionen",  welche  in  festen  Beträgen 
und  in  Abstufungen  von  360 — 1000  fl.  an  die 
Witwen  der  Beamten  nach  dem  Dienstcharakter 
des  verstorbenen  Ehegatten  gewährt  werden ; 
endlich  die  gewöhnlichen  Pensionen,  welche  sich 
zwischen  209  fl.  als  Minimum  und  350  fl.  als 
Maximum  bewegen  und  ein  Dritteil  des  Ruhe- 
gehaltes betragen.  —  Witwen  nur  provisions- 
fähiger Staatsaiener  („Provisionen"  sind  Zah- 
lungen an  in  den  Ruhestand  getretene  niedere 
Diener,  welche  als  Tagelohn  berechnet  werden) 
beziehen  als  „Witwenprovision"  ein  Drittel  der 
dem  verstorbenen  Ehegatten  zuletzt  gezahlten 
Löhnung.  —  Pensions-  und  provisionsfähige 
Witwen,  welche  mehr  als  3  Kinder  zu  versoig«n 
haben,  erhalten  Erziehungsbeiträge  von  Vb  für 
jedes  unversorgte  Kind  bis  zum  24.  Lebensjahre, 
doch  im  ganzen  nicht  mehr  als  300  fl.  jährlich 
(für  provisionsfähige  Witwen  andere  Rege- 
lung). Diejenigen  Witwen,  denen  ausserordent- 
liche oder  cbaraktermässige  Pensionen  zustehen, 
haben  im  gegebenen  Falle  auch  auf  ebensolche 
Erziehungsbeiträge  Anspruch  (je  nachdem  12 
bis  105  £).  Diese  Beiträge,  welche  nach  der 
Zahl  der  Kinder  bemessen  werden,  sind  eine 
GJebühr  der  Mutter.  Einen  selbständigen  Ver- 
sorg^ngsanspruch  haben  nur  die  elternlosen 
Waisen  (Concretalpensionen) ;  deren  Pensionen 
betr^en  zumeist  die  Hälfte  der  Summe,  welche 
der  Witwe  gebührte.  Alle  Erziehungsbeiträge 
zusammengenommen  dürfen  nicht  die  Pension 
der  Witwe,  Witwenpension  und  Erziehungs- 
gelder zusammen  nicht  das  Ruhegehalt  des 
Verstorbenen,  bei  provisionsfthigen  nicht 
mehr  als  */»  desselben  übersteigen.  Voraus- 
setzung für  Entstehung  des  Anspruches  der 
Witwe  (mithin  auch  der  Waisen)  ist,  dass  der 
Beamte  pensionsberechtigt  war,  dass  die  Ehe  vor 
der  Peuisionierung  geschlossen  war,  mindestens  4 
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Jahre  bestanden  hat  nnd  der  Beamte  beim  Ehe- 
schlnss  nicht  mehr  als  60  Jahre  alt  war;  letztere 
beiden  Voraussetzungen  sind  nicht  erforderlich, 
wenn  Kinder  ans  der  Ehe  vorhanden  sind. 
Ueber  Gründe,  die  dem  Entstehen  des  An- 
spruches entgegenstehen ,  s.  in  Mischler  und 
Ulbrich  Art.  Pensionen  Bd.  II  S.  778 ff.  Die 
Endigungsgrtknde  sind  die  gewöhnlichen  wie  in 
Deutschland  (für  die  Waisen  aber  24.  Lebens- 
jahr und  Versorgung),  auch  Strafendigungs- 
grttnde.  Beschränkte  Pfändung.  Ueber  die 
Witwenansprüche  der  gemeinsamen  öster- 
reichisch-ungarischen Beamten  s.  Mischler  und 
Ulbrich  S.  782;  ebenso  über  die  Verhältnisse 
beim  Heer,  bei  der  Marine,  Gendarmerie  und 
den  Civiibeamten  Ton  Bosnien  und  Herzegowina 
ebenda  S.  782/83. 

2.  Frankreich.  In  Frankreich  (GG.  v.  9. 
Juni  1853  v.  28.  AprU  1893,  Budget^,  v.  13. 
April  1898,  Art.  44)  ist  die  Regelung  eine  ganz 
ähnliche  wie  in  Deutschland.  Die  Witwen- 
pension  beziffert  sich  in  der  Regel  auf  Vs  des 
Buhegehaltes,  welches  der  Beamte  zur  Zeit 
seines  Todes  bezogen  hat  oder  auf  das  er  An- 
spruch gehabt  haben  würde,  muss  aber  min- 
destens 100  Francs  betragen.  Voraussetzung 
ist  25  Jahre  Dienstzeit  nnd  6jähri^e8  Bestehen 
der  Ehe.  Die  Waisenpension  ist  wie  in  Oester- 
reich  nnd  Thüringen  eine  subsidiäre,  beim  Tode 
der  Witwe  geht  deren  Pension  ganz  auf  die 
Waisen  über,  wird  unter  dieselben  zu  gleichen 
Teilen  geteilt  und  wird  gezahlt  bis  zur  Vollen- 
dung des  21.  Lebensjahres.  Laut  Budgetgesetz 
von  1898  sollen  die  Witwen  (bezw.  Waisen) 
derjenigen  Beamten,  die  erst  6  Dienstjahre  voll- 
endet haben,  auf  die  Hälfte  der  sonstigen  Pension 
Anspruch  haben.  Bemerkenswert  ist,  dass  die 
Waisen  der  weiblichen  Beamten  denselben  An- 
spruch haben  wie  die  der  männlichen,  und  hier 
natürlich  primär. 

3.  Italien.  GG.  v.  14.  April  1864,  v.  16. 
Juni  1893.  v.  12.  November  1893,  v.  28.  De- 
zember 1893 ;  das  jetzt  geltende  Gesetz  ist  vom 
21.  Februar  1895  Art.  104—113.  (No.  70). 
In  Italien  beläuft  sich  die  der  Witwe  und 
den  Kindern  zustehende  Pension  auf  '/«  der 
Pension,  welche  der  Ehemann  bezog  oder  — 
falls  er  zur  Zeit  seines  Ablebens  in  den  Ruhe- 
stand getreten  wäre  —  hätte  erhalten  können, 
doch  nicht  weniger  als  150  Lire.  Unter  den 
Hinterbliebenen  besteht  Anwachsungsrecht.  Hat 
der  Beamte  sein  Leben  bei  Ausübung  seines 
Dienstes  eingebüsst,  so  erhöht  sich  die 
Pension  auf  die  Hälfte  des  Ruhegehaltes. 
Kinder  aus  einer  früheren  Kne  haben 
Anrecht  auf  die  Hälfte  der  Witwenpension. 
Endigung  der  Ansprüche  für  Witwen  und  Waisen 
durch  Tod  und  schwere  Verurteilung,  für  Witwen 
und  Töchter  durch  Heirat,  bei  Waisen  überhaupt 
durch  Erlangung  der  Grossjährigkeit  Gnaden- 
gehalt von  Vi  des  letzten  Quartalsgehaltes. 
Durch  G.  V.  6.  August  1893  wurden  die  Be- 
stimmungen auf  Provinzial-  nnd  Kommnnal- 
beamte  ausgedehnt.  Wenn  die  Ehe  gelöst  ward 
ohne  Schuld  der  Witwe,  so  erhält  sie  die  Hälfte, 
sämtliche  Kinder  (ans  derselben  und  aus  früherer 
Ehe)  die  andere  Hälfte.  Es  besteht  ausserdem  ein 
Istituto  nazionale  für  die  Waisen  der  Civilstaats- 
beamten  als  juristische  Person  (Statut  vom  2. 
Juni  1890,  bestätigt  am  28.  Februar  1892;  s.  a. 
Dekret  v.  11.  September  1892). 


4.  Auf  die  flbrl^n  eoropUsetaeB  SUstea 
kann  hier  leider  nicht  eingegangen  werden. 
Abgesehen  davon,  dass  in  England  die  Dinge 
wesentlich  anders  li^en,  die  Schweiz  trotz 
mehrfacher  Anläufe  (Bittschriften  von  1863  nnd 
1864)  nur  zur  Sanktionierung  der  Initiative  der 
Postbeamten  gelangte,  welche  1870  einen  Ver- 
sicherungsverein  gründeten,  seit  1883  aber  der 
Frage  nicht  wieder  näher  getreten  ist,  hat 
in  anderen  Staaten  schon  eine  befriedigende 
und  den  bisher  betrachteten  Staaten  im 
wesentlichen  ähnliche  Regelung  der  Hinter- 
bliebenenversorgung der  Staatsbeamten  statt- 
fefunden.  In  R  n  s  s  1  a  n  d  hat  die  Witwe  auf  •/«, 
ie  Kinder  jedes  auf  'U—'la,  zusammen  auf  Vs 
der  Pension  Anspruch;  der  Betrag  hängt  bei  den 
Beamten  der  ersten  3  Klassen  vomErmessen 
des  Kaisers  ab.  In  Belgien,  wo  es  für  jede 
Ordnung  der  Pensionen  eines  Gesetzes  bedarf, 
gelten  vielerlei  Bestimmungen.  In  Luxem- 
burg ist  die  Frage  hinreichend  und  ganz  in 
ähnlicher  Weise  wie  in  Deutschland  geregelt 
(s.  Marquardsens  Handbuch  Bd.  IV,  I,  S.  147, 
148);  ebenso  in  den  Niederlanden,  wo  die 
Witwe  Vi,  jedes  Kind  der  Witwe  '/»  des  letzten 
Diensteinkommens  erhält  und  auch  die  Waisen 
weiblicher  Beamten  pensionsberechtigt  sind;  in 
beiden  letztgenannten  Staaten  sind  die  Beamten 
zu  Fensionszwecken  beitragspflichtig. 


IV.  Die  Witwen-  und  WaiseDvergorgaiii^ 
der  Aogeliörigen   des  Heeres  und  der 

Marine. 

1.  Deutsches  Reich.  Das  G.  betr.  die 
Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen  von 
Angehörigen  des  Reichsheeres  und  der  kaiser- 
lichen Marine  v.  17.  Juni  1887  (R.GJ31.  S. 
237)  ist  dem  Reichsgesetz  von  1881  für  die 
CivUbeamten  in  allem  Wesentlichen  nach- 
gebildet; auch  die  anfangs  geforderten 
Witwen-  und  Waisengeldbeiträge  sind  hier 
wie  dort  durch  das  RG.  v.  5.  M&z  1888 
(RG.B1.  S.  65)  aufgehoben.  Die  Wirksam- 
keit dieses  Gesetzes  erstreckt  sich  nur  auf 
diejenigen  Personen,  welche  sich  dem  Militär- 
oder  Marinedienst  berufsmässig  widmen,  eben- 
so nur  auf  Offiziere,  Aerzte  im  Offiziersrange, 
Deckoffiziere,  Ingenieure  des  Soldatenstandes 
und  Beamte  etc.  (Cf.  §  32  des  Gesetzes.) 
Durch  G.  V.  22.  Mai  1893  Art  16  ist  dies  aus- 
gedehnt auf  die  im  Range  der  Offiziere  und 
Unteroffiziere  stehenden  Verwalter  des  üa- 
dettenkorps.  Die  Hinterbliebenen  von  Militär- 
personen des  Beurlaubtenstandes  haben  dem- 
nach auf  Grund  dieser  Gesetze  keinen  An- 
spruch auf  Witwen-  und  Waisengeld.  Im 
übri^n  gelten  die  oben  sub  in,  1  genannten 
Bestimmungen.  Das  G.  v.  15.  März  1886 
(Unfallgesetz)  findet,  wie  bereits  hervorge- 
hoben, auch  auf  MUitärpersonen  Anwendung. 

Ausserdem   werden  auf  Grund  des  R.G. 

V.  27.  Juni  1871  (R.G.B1.  S.  275),  betr.  die 
Pensionierung  und  Versorgung  der  Militär- 
personen des  Reichsheeres  und  der  kaiset^ 
liehen  Marine  sowie  die  Bewilligtmgea  für 
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die  Hinterbliebenen  dieser  Personen,  Bei- 
hilfen an  die  Witwen  und  Kinder  der- 
jenigen Militärpersonen  der  Feldarmee  (über 
den  Begriff  »Feldannee«  vgl.  das  G.  §  45) 
gezahlt,  welche  a)  im  Kriege  geblieben  oder 
an  den  erlittenen  Verwundungen  während 
des  Krieges  oder  später  gestorben  sind; 
b)  im  Laufe  des  Krieges  erkrankt  oder  be- 
schädigt imd  infolgedessen  vor  Ablauf  eines 
Jahres  nach  dem  Friedensschluss  verstorben 
sind;  c)  durch  Schiffbruch  vemnglückt. oder 
infolge  einer  militärischen  Aktion  oder  der 
klimatischen  Einflüsse  auf  Seereisen  oder 
vor  Ablauf  von  6  Jahren  nach  der  Rück- 
kehr in  die  Heimat  oder  nach  der  im  Aus- 
lande erfolgten  Entlassung  verstorben  sind. 
Weitere  Voraussetzung  ist,  dass  die  Ehe 
schon  zur  Zeit  der  Seereise  bestanden  hat 
(Art.  13  des  G.  v.  22.  Mai  1893.)  Diese 
besonderen  Beihilfen  betragen  für  die  Wit- 
wen der  Generale  bis  1500  Mark,  für  die 
Witwen  der  Stabsoffiziere  bis  1200  Mark, 
für  die  Witwen  der  Hauptleute  und  Subaltern- 
offiziere bis  900  Mark  jährlich.  Dieselben 
Beiträge  empfangen  die  Witwen  der  Aerzte 
nach  Massgabe  des  Militärranges  der  letzteren. 
Für  jedes  Kind  der  soeben  bezeichneten 
Offiziere  und  im  Offiziersrange  stehenden 
^lilitärärzte  wird  bis  zum  vollendeten  17. 
Lebensjahre  eine  Erziehungsbeihilfe  von  150 
Mark  jährlich  und  wenn  das  Kind  auch 
mutterlos  ist  oder  wird,  von  225  Mark  jähr- 
lich gewährt.  Unter  den  gleichen  Voraus- 
setzungen erhalten  auch  die  Witwen  und 
Waisen  der  Unteroffiziere,  Gemeinen  etc. 
besondere  Bewilligungen.  Dieselben  be- 
tragen a)  für  die  Witwen  der  Feldwebel 
und  Unterärzte  monatlich  27  Mark,  b)  für 
die  Witwen  der  Sergeanten  und  Unter- 
offiziere monatlich  21  Mark,  c)  für  die  Wit- 
wen der  Gemeinen  monatlich  15  Mark.  — 
Bei  den  Witwen  der  unteren  Militärbeamten 
ohne  bestimmten  Militärrang  etc.  ist  für  die 
Höhe  der  Beihilfen  das  den  vei'storbenen 
Männern  zidetzt  gewährte  Diensteinkommen 
dergestalt  massgebend,  dass  1)  die  Witwen 
der  Beamten  mit  einem  Einkommen  von 
645  Mark  und  darüber  jährlich  auf  eine 
Bewilligung  von  27  Mark  monatlich,  2)  die 
"Witwen  der  Beamten  mit  einem  Einkommen 
von  420 — 645  Mark  jährlich  auf  die  Be- 
■willigung  von  21  Mark  monatlich,  3)  die 
Witwen  der  Beamten  mit  einem  Eiiücommen 
bis  zu  420  Mark  jährlich  auf  die  Bewilligung 
-von  15  Mark  monatlich  Anspruch  haben. 
Für  jedes  Kind  der  eben  bezeichneten  Per- 
sonen wird  bis  zum  vollendeten  15.  Lebens- 
jahre eine  Erziehungsbeihilfe  von  10  Mark 
50  Pfenni^n,  und  wenn  das  Kind  auch 
mutterlos  ist  oder  wird,  von  15  Mark  mo- 
natlich gewährt.  Diese  sog.  Kriegsbeihilfen 
■werden  neben  den  ordentlichen  Witwen- 
uud  Waisenpensionen  gezahlt. 


Diese  Bestimmungen  wiuden  revidiert 
durch  das  R.G.  v.  31.  Mm  1901  betr. 
Versoi^ing  der  Kriegsinvaliden  und  Kriegs- 
hinterbliebenen, welches  sich  auch  schon 
auf  die  China-Expedition  bezieht.  Danach 
wird  eine  Witwenbeihilfe  in  6  Stufen 
von  400  Mark  (Gemeine)  bis  2000  Mark 
(Genei-ale)  und  eine  ErziehungsbeihUfe  für 
die  Waisen  in  3  Stufen  für  solche  von 
einem  Feldwebel  abwärts  von  168  Mark,  der 
Offiziere  imd  Generale  von  200  Mark,  für 
Doppelwaisen  ebeuso  von  240 — 300  Mark 
gewährt.  Erreicht  das  jährliche  Gesamt- 
einkommen der  Witwe  eines  Generals  nicht 
3000,  eines  anderen  Offiziers  nicht  20(X), 
eines  Feldwebelleutnants  oder  Deckoffiziers 
nicht  1500  Mark,  so  wird  die  Witwenbei- 
hilfe auf  diese  Beträge  erhöht.  Ueber  die 
Anwendung  dieser  Bestimmungen  auf  Marine- 
dienst, Krankenpflege  im  Felde  etc.  siehe 
die  §§  19—24  des  Gesetzes.  —  Für  die 
Hinterbliebenen  der  Personen  des  Soldaten- 
standes vom  Feldwebel  abwärts  ist  gnmd- 
legend  das  G.  v.  13.  Juni  1895.  Die  Witwe 
erhält  ein  Fixum  von  216  Mark,  jede  Waise 
bei  Lebzeiten  der  Mutter  44  Mark,  sonst 
72  Mark  jährlich.  Im  übrigen  gelten  die 
grundlegenden  Bestimmungen  des  Reicbs- 
gesetzes  für  Civilstaatsbeamten.  Das  G.  v. 
1.  Juli  1899  wegen  Verwendung  von  Mitteln 
aus  dem  Reichsinvalidenfonds  sagt,  dass  aus 
diesen  Mitteln  Beträge  für  etwaige  Beihilfen 
für  die  Hinterbliebenen  der  im  Kriege  Ge- 
fallenen zur  Verfügung  zu  stellen  sind. 

In  Bayern  ist  der  Vermögensstand  des 
Militär- Witwen-  und  Waisenfonds  für  1898  (aus- 
gewiesen 1900)  8  937  227  Mark  83  Pfennige. 

In  Frankreich  wird  die  Hinterbliebenen- 
versorgnng  der  Militärpersonen  geregelt  durch 
die  GG.  v.  11.  April  1831.  v.  5.  August  1879, 
V.  28.  Dezember  1895  (einige  andere  unbedeu- 
tendere werden  bei  Block,  Art  Pens  Ions  ge- 
nannt). Dazu  kommen  noch  neuere  Ausdeh- 
nungen in  den  Bndgetgesetzen  v.  13.  April  1898 
und  V.  30.  Mai  1899  (Art.  28).  Zu  erwähnen 
ist  endlich  noch  das  G.  t.  21.  April  1898  ayant 
pour  objet  la  cr^ation  d'nne  caisse  de  prevoy- 
ance  entre  les  marins  fran^ais  contre  les  risques 
etc.,  welches  in  seinen  Artt.  6  und  7  Bestim- 
mnngen  über  die  Hinterbliebenenversorg^ung 
enthält  Eine  einheitliche  Normierung  der 
Hinterbliebenenpensionsverhältnisse  der  niederen 
Militärs  bringt  das  G.  v.  11.  Juli  1899.  —  Das 
Mass  der  militärischen  Witwenpension  ist  '/«> 
bei  NichtOffizieren  '/«i  bei  Offizieren,  die  gefallen 
oder  an  Kriegsschäden  erlegen  sind,  '/g,  bei 
solchen  Nichtoffizieren  *li  des  Ruhegehaltes. 


V.  Die  Witwen-  nnd  Waisenversorgung 
der  Universitätslelirer. 

Schon  oben  ist  hervorgehoben,  dass  an 
einigen  Universitäten  frühzeitig  eigene  Wit- 
wen- imd  Waisenkassen  begründet  wurden; 
im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  sind  dann  an 
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allen  deutschen  Hochschulen  —  mit  Aus- 
nahme der  Akademie  Münster  und  des 
Lyceum  Hosianum  zu  Braunsberg  —  be- 
sondere Einrichtungen  zur  Reliktenversorgung 
geschaffen.  Da  diese  Anstalten  zum  Teil 
auf  wenig  befriedigenden  Grundlagen  be- 
ruhten und  die  den  Hinterbliebenen  zuge- 
sicherten Pensionen  sehr  verschieden  waren, 
wurde  in  Preiissen  im  Jahre  1888  eine  ein- 
heitliche Regelung  dieser  Fürsorge  im  An- 
schluss  an  die  bereits  bestehenden  Einrich- 
tungen bewirkt.  An  allen  preussischen 
Universitäten  beträgt  nunmehr  das  Witwen- 
geld für  die  "Witwe  eines  ordentlichen  Pro- 
fessors 1400  Mark,  für  die  Witwe  eines 
ausserordentlichen  Professore  1000  Mark. 
Das  Waisengeid  beziffert  sich  für  eine  Ganz- 
waise auf  600  Mark,  für  jede  weitere  Ganz- 
waise  auf  400  Mark,  für  eine  Halbwaise 
auf  400  Mark,  für  jede  weitere  Halbwaise 
auf  250  Mark.  —  Die  früher  erhobenen 
Beiträge  und  Antrittsgelder  sind  in  Weg- 
fall gekommen.  Im  übrigen  haben  die  ein- 
zelnen Universitäten  ihre  besonderen  Kassen 
behalten,  denen  bedeutende  Zuschüsse  aus 
der  Staatskasse  (insgesamt  160000  Mark) 
überwiesen  werden,  um  die  immerhin  hohen 
Pensionen  zahlen  zu  können. 

An  den  meisten  Universitäten  bestehen 
zur  Ergänzung  der  staatlichen  Unterstützung 
noch  besondere  Hilfskassen  für  die  Hinter- 
bliebenen. 

Im  Hinblick  auf  die  nichtpreussischen 
Universitäten  sei  folgendes  bemerkt: 

In  Bayern  (München,  Wflrzburg,  Erlangen) 
wird  1/5  des  höchsten  von  dem  Verstorbenen 
bezogenen  Gehaltes  gewährt.  Jede  Waise 
erhält  bis  zum  vollendeten  20.  Lebensjahre 
oder  anderweitiger  Versorgung  */5,  die  Doppel- 
waise '/lo  der  Witwenpension.  Bei  Erwerbs- 
unfähigkeit kann  das  Waisengeld  lebens- 
länglich gezalilt  werden.  Es  wird  nur  ein 
einmaliger  Beitrag  von  10**/o  des  Gehaltes 
erhoben.  In  Erlangen  besteht  ausserdem 
eine  besondere  Witwenkasse,  auf  welche 
hier  nicht  näher  eingegangen  werden  kann 
(s.  darüber  Schanz,  Das  Erbe  der  Witwen 
und  Waisen  der  Universitätsprofessoren,  S. 
45  ff.)  In  Württemberg  (Tübingen)  erhält 
die  Witwe  ^s  der  Pension  des  Verstorbenen, 
jede  Halbwaise  V5,  jede  Ganzwaise  V*  des 
Witwengeldes. 

Die  Hinterbliebenen  der  Professoren  der 
Universitäten  Heidelberg,  Freiburg,  Giessen, 
Rostock  erhalten  Witwen-  und  Waisengeld 
wie  die  Hinterbliebenen  anderer  Staatsbe- 
amten. Hier  finden  die  oben  (sub  III)  ge- 
nannten Bestimmungen  sinngemässe  An- 
wendung. Für  Rostock  kommt  in  Betracht 
das  Statut  für  das  Civil-  und  Militärdiener- 
Witweninstitut  vom  17.  März  1863. 

Besondere  Kassen  haben  die  Universitäten 
Leipzig,  Jena  und  Strassbnrg. 


In  Leipzig  zahlen  die  ordentlichen  Profes- 
soren 100  Mark  Eintrittsgeld  und  100  Hark 
JaJiresbeitrag,  die  ausserordentlichen  je  60  Hark. 
Die  Witwe  erhält  '/»  des  Gehaltes,  diejenige 
eines  Ordinarius  mindestens  1800  Hark,  die 
eines  Extraordinarius  mindestens  1000  Hark; 
jede  Halbweise  Vs,  jede  Ganzweise  '/jo  der 
Witwenpension.  Im  Falle  besonderen  Bedürf- 
nisses kann  die  Pension  um  '/s  erhobt  nnd 
unter  besonderen  Umständen  auch  Waisen 
Über  das  18.  Lebensjahr  hinaus  eine  Unter- 
stützung gewährt  werden.  Daneben  besteht 
seit  dem  1.  April  1892  eine  „Hilfs-  nnd  Töchter- 
pensionskasse", auf  deren  Bestimmungen  hier 
nicht  näher  eingegangen  werden  kann. 

In  Jena,  wo  gleichfallls  eine  besondere 
Witwen-  und  Waisenversorgungsanstalt  besteht, 
beträgt  der  Jahresbeitrag  für  die  Professoren 
und  höheren  üniversitätsbeamten  108  Hark; 
derjenige  der  mittleren  und  niederen  üniversi- 
tätsbeamten 54  bezw.  27  Mark.  Bei  den 
108  Mark  Jahresbeitrag  Zahlenden  erhält 
die  Witwe  900  Mark,  ein  Kind  200  Mark,  ein 
zweites  150,  jedes  weitere  100  Mark, wobei  jedoch 
Witwen-  und  Waisengeld  zusammen  nicht  mehr 
als  1450  Mark  betragen  darf.  Ist  keine  bezugsbe- 
rechtigt Witwe  vorhanden,  so  erhält  das  erste 
Kind  600  Hark,  die  weiteren  dieselben  Beträge  wie 
eben  genannt,  doch  insgesamt  nicht  über  lOöO 
Mark.  Bei  den  einen  geringeren  Beitrag  zahlenden 
Mitgliedern  ermässieen  sich  die  Bezüge  auf  die 
Hälfte  bezw.  auf  ein  viertel  (Satzangen  von  1895). 

In  Strassburg  ist  auf  Grund  des  6.  v.  25. 
Dezember  1873  die  Reliktenversorgung  der  Uni- 
versitätslehrer in  der  Weise  geregelt,  dass  die 
Witwe  7»  des  letzten  aus  der  Universitätskasse 
gezahlten  Staatsgehaltes  des  Veistorbenen  er- 
hält, mindestens  jedoch  960  Hark  und  höchstens 
1600  Hark.  Die  Waisenpension  beträgt  für 
jede  Waise  320  Mark.  Im  März  1901  ist  seitens 
der  Universität  ein  Antrag  betreffs  Neuregelung 
der  Frage  nach  dem  Torbilde  der  preussischen 
Bestimmtmgen  an  das  Ministerium  gerichtet 
worden,  worauf  jedoch  bisher  noch  nichts  erfolgt 
ist.  An  der  Universität  besteht  eine  HUfskasse, 
auf  deren  Statut  nicht  näher  eingegangen  werd^i 
kann. 

In  Oesterreich  erhält  nach  dem  G.  y.  14. 
Hai  1896  die  Witwe  eines  ordentlichen  Pro- 
fessors 1200  Gulden,  die  eines  ausserordentlichen 
900  Gulden.  Jede  Halbwaise  erhält  bis  zur 
Versorgung  bezw.  Vollendung  des  24.  Lebens- 
jahres Vs  der  Witwenpension,  Ganzwaisen  er- 
halten zusammen  die  Hälfte  derselben.  Sollten 
aber  die  normalmässigen  ErziehnngsbeitrSge 
höhere  gewesen  sein,  so  wird  der  Mehrbetr«ig 
zugelegt  bis  zur  Erreichung  der  vollen  Witwen- 
pension.  Für  diese  Leistung  des  Staates  wird 
ein  Jahresbeitrag  von  3  %  des  Gehaltes  erhobeai. 

VI.  Die  Witwen-    nnd    Waisenversop- 

gung  der  Geistlichen,  Lehrer  und  Kom- 

mnnalbeamten. 

a)  Für  die  Witwen-  und  Waisen versorgimg 
der  Geistlichen  sind  in  den  meisten  dentechen 
Staaten  besondere  Gesetze  erlassen,  znm  Teil  in 
gro.sser  Zahl,  die  jedoch  keine  neuen  Gesichts- 
punkte bieten,  während  man  sich  in  anderen 
wie  z.  B.  in  Baden,  Sachsen- Altenburg  damit  be- 
gnügte, diejenigen  Geistlichen,  welche  vom  Staate 
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angestellt  sind,  in  die  Civilstaatsdienerwitwen- 
kasse  einzubeziehen.  Besonders  die  thüringischen 
Staaten  (z.  B.  Sachsen-Weimar  1898,  Sachsen-Mei- 
ningen, Schwarzburg-Rndolstadt  1897,  Sachsen- 
Cobnrg  1900)  regelten  die  Statuten  der  Pfarrer- 
witwenkasse nnd  erhöhten  znm  Teil  die  Pen- 
sionen. In  Prenssen  werden  diese  Dinge  sogar 
fttr  einzelne  Provinzen  besonders  festgesetzt; 
das  6.  V.  7.  Jnli  1900  regelt  das  Bohegehalt 
der  Organisten,  Kantoren  nnd  Kttster  nnd  die 
Fürsorge  für  ihre  Hinterbliebenen.  Die  Pen- 
sionen sind  im  ^ssen  nnd  ganzen  geringe. 
Anf  näheres  hier  einzugehen  verbietet  der  Banm. 

b)  Gleiches  gilt  von  der  Hinter bliebenen- 
versorgnng  der  Lehrer.  Es  sei  hier  nnr  er- 
wähnt, dass  in  dem  neuesten  prenssischen  Gesetz 
betreffend  die  Fürsorge  der  Witwen  und  Waisen 
der  Lehrer  an  öffentlichen  Volksschulen,  vom 
4.  Dezember  1899  die  Dinge  ganz  in  gleicher 
Weise  geregelt  sind,  wie  dies  das  G.  v.  17.  Mai 
1897  für  die  Civilstaatsbeamten  thut.  Damit 
sind  die  bestehenden  Lehrerwitwenkassen  für 
nenen  Beitritt  geschlossen. 

c)  Von  neueren  Gesetzen  über  die  Hinter- 
bliebenenversorgung  der  Eommnnal-  nnd 
EOrperschaf  tsbeamten  seien  nnr  erwähnt 
das  preussische  G.  v.  30.  Jnli  1899  (Kommnnal- 
beamten),  das  württembergische  ö.  v.  25.  Juni 
1894  (ESrperschaftsbeamte)  und  das  badische 
G.  V.  8.  Jnü  1896  (Gemeinde-  und  Körperschafts- 
beamte). Diese  Gesetze  bieten  im  Vergleich  zn 
den  Civilstaatsbeamtengesetzen  keine  Besonder- 
heiten; bemerkenswert  ist  nur  die  Höhe  des 
Witwengeldes  in  Baden,  die  60"/(,  des  Ruhege- 
haltes beträgt ;  zu  erwähnen  ist  ausserdem,  dass 
in  Preussen  der  Höchstbetrag  sich  auf  2000 
Mark  belauft  nnd  die  aus  anderen  Quellen,  z. 
B.  von  der  _  Stadtgemeinde  gezahlten  Ver- 
sorgungen bei  der  Festsetzung  der  Pensionen 
in  Anrechnung  gebracht  werden. 

YH.  Die   privaten  Versichemngsiuiter- 
nehmang^en. 

Nicht  nnr  für  die  Staatsbeamten,  sondern 
auch  für  die  grosse  Anzahl  der  in  Privatunter- 
nehmen angestellten  Beamten  liegt  die  Not- 
wendigkeit der  Hinterbliebenenfürsorge  vor,  die 
nun  auch,  soweit  sie  überhaupt  vorhanden  ist, 
von  privaten  Unternehmungen  gepflegt  wird. 
In  Ergänzung  der  oben  sub  I  gegebenen   all- 

femeinen  Bemerkungen  sei  hier  nur  folgendes 
hatsächliche  kurz  erwähnt.  Die  private  Ver- 
tMrgnng  wird  in  vielen  Fällen  von  grossen 
Fimen  selbst  für  ihre  Angestdlten  in  die  Hand 
|renommen  (z.  B.  C.  Merck  in  Darmstadt,  Carl  Zeiss 
in  Jena,  Kmpp  in  Essen).  Wichtiger  aber  sind  die 
grossen  allgemeinen  Pensionsnntemehmnngeu, 
mter  denen  die  erste  Stelle  der  „Deutsche  Privat- 
beamtenverein"  in  Magdeburg  einnimmt.  Dieser 
Verein,  der  die  Korporationsrechte  im  Jahre 
1886  verliehen  nnd  1^1  bestätigt  erhalten  hat, 
hat  neben  anderen  Kassen  auch  eine  auf  ver- 
aidiemngstechnischer  Grundlage  aufgebaute 
"Witwenkasse.  Immer  mehr  wenden  sich  die 
Arbeitgeber  den  Einrichtungen  dieses  Vereines 
zu,  um  dadurch  diejenigen  sozialpolitischen 
Zwecke  zn  erreichen,  die  ihnen  sonst  nicht  in 
gleicher  Weise  zu  erreichen  möglich  wären.  Dies 
ist  nm  so  empfehlenswerter,  als  der  Verein  die 
Renten  sowohl  wie  den  ganzen  Versichemngs- 


plan  nach  den  für  die  Hinterbliebenen  Versorgung 
der  Staatsbeamten  geltenden  Grundsätzen  ein- 
gerichtet hat.  Auch  die  höheren  Beamten  wer- 
den dabei  berücksichtigt,  wobei  jedoch  das 
8 — 9000  Mark  übersteigende  Einkommen  für 
die  Versicherung  ausser  Ansatz  bleibt.  Abgesehen 
davon  werden  in  der  Hauptsache  durch  den  Verein 
die  mittleren  Schichten  des  Beamtentums,  die 
den  von  der  staatlichen  sozialpolitischen  Für- 
sorgegesetzgebnng  erfassten  Schichten  sozial 
benachbart  sind,  der  Versorgung  teilhaftig. 
Erweiterungen  der  Geschäftsthätigkeit  des 
Vereins  sind  jüngst  wieder  in  Aussicht  ge- 
nommen ;  so  soll  demnächst  eine  Waisenkasse 
auf  versichernngstechnischer  Basis  eröffnet  wer- 
den, während  bisher  nur  eine  Waisenstiftung 
bestand,  aus  welcher  ErziehungsbelhilEen  an  die 
Kinder  verstorbener  Mitglieder  gewährt  werden. 
Ausserdem  gewährt  der  Verein  den  Witwen 
und  Waisen  seiner  Mitglieder  Rechtsschutz 
(unentgeltliche  Führung  von  Prozessen)  und 
Rechtsrat.  Beitrittsberechtigt  zur  Witwenkasse 
ist  jedes  Mitglied  des  Privatbeamtenvereins,  wenn 
dasselbe  das  45.  Lebensjahr  noch  nicht  über- 
schritten hat  nnd  wenn  die  Ehefrau  nicht  mehr 
als  20  Jahre  jünger  ist.  Die  Versicherung  er- 
folgt nach  Anteilen,  welche  innerhalb  der 
Zeit  der  Aufnahmeföhigkeit  erworben  werden. 
Die  Endigungsgründe  des  Witwenanspruches 
sind  ganz  analog  den  Grundsätzen  der  staat- 
lichen Versorgung.  Da  im  übrigen  die  Rege- 
lung der  Beiträge  und  Bezüge  auf  versiche- 
rungstechnischer Grundlage,  nach  Anteilen  er- 
folgt nnd  in  einer  Grundabteüung  nnd  Zusatz- 
abteilung im  einzelnen  nach  Tarifen  geregelt 
ist,  so  würden  nähere  Angaben  hier  zn  weit 
fähren.  Es  sei  verwiesen  auf  das  zum 
letzten  Mal  in  der  Hanptversammlung  der 
Witwenkasse  im  Jahre  1901  revidierte  Statut 
der  Witwenkasse  nnd  nnr  erwähnt,  dass  es 
jetzt  möglich  ist,  beim  deutschen  Privat- 
beamtenverein eine  Witwenrente  bis  zu  ungefähr 
3500  Mark  zu  versichern.  Mit  diesen  Einrich- 
tungen geht  der  Verein  über  die  Lebensver- 
sicherung hinaus  und  bietet  allen  Privatbeamten, 
die  der  staatlichen  Fürsorge  nicht  teilhaftig 
sind,  auf  versicherungstechnischer  Grundlage 
die  Möglichkeit  privater  Witwen-  und  Waisen- 
versorgung. 

Litterator:  Bei  der  Bearbeitung  diese»  Artikel» 
wurde  der  nämlieke  au»  der  ertten  Auflage  von 
Ludwig  Elster  x.  T.  übernommen.  Die  Gesetz- 
gebung i»t  bi»  tum  Schlu»*  de»  Jahre»  1900  beriiek- 
tiehtigt  worden.  Daetan  einer  erichöpfenden  Ge- 
»amtdanteUung,  »elbtt  nur  an  dem  Venuch  einer 
»olehen,  für  da»  Geeamtgebiet  der  Witwen-  und 
Waitenvertorgung  und  -verticherung  zur  Zeit  noch 
gebricht  und  eine  solche  natürlich  auch  hier  nicht 
gegeben  werden  konnte,  »eien  im  folgenden  unter 
den  Litteraturangaben  auch  einige  »peeiellere 
Arbeilen  aufgeführt,  um  auch  für  abgelegenere 
Gebiete  Material  nach2uwei»en. 

Zur  Ge»chiehte  der  W.-  und  W.- 
Ka»»en  cf.  Max  Gebauer,  Die  »og.  Lebent- 
verticherung ,  Jena  1S94,  S.  S6ff.  (Hier 
auch  weitere  Litteraturangaben!)  —  J.  H.  G. 
V.  JusH,  Grund»äite  der  Policeywissen- 
»ehafi,  Göttingeu  1756,  8.  186.  —  Polieey - 
und  Cameral-Jfagatin.  Ugg.  von  Joh, 
Heinr.  tMdw.  Bergiua,   IX.  Bd.  (Franl^urt 
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o.  M.  1774),  S.  mff.  —  Paul  Jacob  Mar- 
perger,  Hontet  pUUUit  oder  Leih-,  Assistent- 
und  MU/thäuser,  Leihebanken  und  Lombards  etc. 
?feue  verbesserte  Auflage.  Hgg.  von  Joh.  H. 
Oottl.  V.  JusH,  Leipzig  und  Ulm  1760.  — 
Fletschhauer,  Die  Sterbekassenvereine,  Weimar 
JSSi.  —  van  Rönne,  Das  Staatsrecht  der 
preussischen  Monarchie,  4-  Aufl.  llh  Bd.,  S. 
554 ff.  —  K.  O.  Haupt,  Sammlung  von  Regle- 
ments etc.  in  betreff  der  K.  Preuts.  Witwenver- 
pflegungsanstaü  und  der  Offitierswitwenkouse, 
Quedlinburg  ISSS.  —  E.  Wegener,  Das  Patent 
und  Reglement  f.  die  Königl.  Preuss.  Allgemeine 
Wilwenverpflegungsanstalt,  Berlin  186S.  —  Ge- 
schichtliche Angaben  finden  sich  auch  im  Mar- 
quardsenschen  Handbuch  (s.  u.)  und  in 
Seydel,  Bayerisches  Staatsrecht. 

Die  heute  giltigen  Gesetze  sind  im 
Texte  genannt.  Cj.  die  Darstellungen  des 
Staatsrechts  der  eimelnen  Staaten  in  Mar- 
quardsen,  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts 
der  Gegenwart  in  Monographieen  (Freiburg  und 
Tübingen),  das  jetzt  in  iter  Auflage  zu  er- 
scheinen begonnen  hat  (die  süddeutschen  Staaten 
sind  bereits  erschienen).  Von  den  Darstellungen  des 
ausländitchen  Staatsrechtes  enthalten  diejenigen 
über  Italien  und  Luxemburg  brauchbare  Angaben 
aber  die  Witwen-  und  Waisenversorgung.  — 
Vlbrteh,  Lehrbuch  des  ästerreichiechen  Staats- 
rechts, Berlin  1883.  —  OumplovUsz ,  Das 
österreichische  Staatsrecht,  Wien  1891.  —  Vgl.  die 
Kommentare  zu  dem  preussischen  Gesetz  von 
MeUmier  (Berlin,  Aortkampf,  1SS2) ,  und 
Komb,  (Berlin,  Peiser,  1S8S).  —  iMd-wig 
Elster,  Die  neuen  preussischen  Beamten- 
gesetze, in  Jahrb.  f.  Not.  und  Stal.,  N.  F.  VIL 
Bd.  (1883).  S.  mff.  —  Zimmermann,  Die 
Braunsehweigische  Beamten-Witwen-  «.  Waisen- 
Versorgungsanstalt  in  ihrer  gesetzlichen  und 
finanziellen  geschichtlichen  Entwickelung.  (In 
»Beiträge  zur  Statistik  des  Herzogtums  Braun- 
schweig«, Heft  XI,  1894).  —  Harsettn,  Art. 
Witwen-  und  Waisen-Pensionen  in  Stengel's 
Wörterbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechtt 
(Freiburg  1890),  II,  S.  9i6ff.  —  Wagner, 
Fin.  I,  i  165.  —  J.  Blon»kt,  Der  österreichi- 
sche Oivilstaatsdienst.  Wien  188g.  —  Artikel 
Pensions  in  Block,  Dictionnaire  de  l'Admi- 
nislration  fran^aise.  —  Slmonet,  Traite  eUmen- 
taire  de  droit  public  et  administratif,  Paris 
1885.  —  J.  Daniels,  Die  Koslenfrage  der  Ver- 
sorgung der  Beamten-  Wttwen  und  Waisen,  Köln 
1893.  —  P.  Da%ule,  Die  Versorgung  der  Wit- 
wen und  Wai*en  der  Professoren  und  Beamten 
an  deutschen  Universitäten,  Berlin  1893.  — 
Bührke,  Bestimmungen  über  die  Versorgung 
der  Hinterbliebenen  von  Angehörigen  des  Reichs- 
heeres, Berlin  1894.  —  Derselbe,  Kurze  Dar- 
stellung, Berlin  1896.  —  C,  Gareis,  Gesetz  betr. 
Fürsorge  f.  d.  Witwen  u.  Waisen  der  Personen 
des  Soldatenstandes  v.  13.  Juni  1895,  Giessen 
1896.  —  Derselbe,  Neues  Reichs-  mit  preuss. 
GeteU  V.  SS.  Mai  1893,  Giessen  1894.  —  O. 
Hahn,  R.-Mil.-P.-Ges.,  Ges.  betr.  die  Pension 
und  Vers,  etc.,  Berlin  1897.  —  W.  Stockmann, 
Die  Versorgung  der  Prediger- Witwen  u.  Waisen 
in  der  evang.-luth.  Kirche  der  Prov.  Schlesicig- 
Holstein,  Kiel  1893.  —  Klaunig,  Das  landes- 
kirchliche Witwen-  und  Waisenversorgungsgesetz, 
Wittenberg  1889.  —  G'.  Schanz,  Das  Erbe 
der  Witwen  m.  Waisen  d.  Universitätsprofessoren, 


Bamberg  1897.  —  lAidwig  Elster,  Die  Ge- 
hälter der  Universitätsprofessoren,  in  Jahrb.  f. 
Not.  u.  Stal.,  III.  F.  Bd.  13,  1897,  H.  2  u.  3 
(au*  den  hier  genaniUen  weiteren  Lüteralur- 
angaben  seien  erwähnt:  Hasse,  Die  Mängel 
deutscher  Universitätseinriehtungen,  Jena  1887 
und  V.  Schulte,  Die  BesoldungsverhSUnissc  der 
Universitättprofessoren  in  Preussen,  Jahrb.  f. 
Nat.  u.  Stat.,  Bd.  I4,  1887,  H.  1.)  —  Tabellen 
der  Witwen-  und  Waisengeldbeträge  etc.  der 
preussischen  Staatsbeamten,  Leipzig  1885.  — 
Z.  H.  Bubendey,  Die  Witwenbasse  der  Lehrer 
am  Johanneum  von  1736 — 1886,  Hamburg  1886. 
—  W.  Peiper,  Die  (Sesetze,  Reglements  und 
Verordnungen  über  die  Elementarlehrer-Witwen- 
und  Waisen -Pensions -Anstauen  der  Provinz 
Schlesien,  Breslau  188S.  —  «f.  Stengel,  Ent- 
wurf zu  einem  Elementarlehrer-Dotatione-,  Pen- 
sions- und  Witwen-  und  Waisenpennons-Gesetz, 
Ratibor  1883.  —  Thiel,  Denkschrift  zur  Jttbi- 
läumsfeier  nach  S5  jährigem  Bestehen  der 
Bochumer  Lehrer-  Witwen-  und  Waisenkasse  1884, 
Bochum  I884.  —  </.  Karup,  Die  Finanzlage 
der  Gothaischen  SUuUsdiener-Wüwen-Sozietät  am 
31.  Dezember  1890,  Dresden  189S.  —  J'.  Scheele, 
Empfiehlt  es  sich  für  diejenigen  Geistlichen, 
welche  Mitglieder  der  AUlgemeinen  Wittcen-Ver- 
pflegungsanstalt  sind,  dass  sie  für  ihre  künftigen 
Witwen  auf  das  in  dem  neuen  Kirehengetetz 
bestimmte  Witwengeld  verzichten  t  Halle  18S9.  — 
E.  Kobold,  Ueber  dat  Versicherungswesen  der 
Bergwerks-Bruderladen  ttnd  ähnlicher  Kassei»- 
einrichtungen.  S.  Die  Witwen-  und  Wai^enver- 
sieherung,  Leobschütz  1893.  —  H.  v.  Franken- 
berg, Die  Versorgung  der  Arbeilerwitwen  und 
-Waisen  in  Deutschland,  Arch.  f.  soz.  Geseizgeb., 
Bd.  10  S.  466.  —  Die  Witwen-  und  Waisen- 
kassenbeträge  der  wUrttembergischen  Staats- 
beamten, in  d.  Zeitschr.  f.  freite.  Gerichtsbarkeit, 
1890,  S.  19ff.  —  Die  Organisation  des  Witwen- 
und  Waisenpensionsweseiis  im  Reich  und  i» 
den  Bundesstaaten,  Schanz'  Finanz- Archiv, 
1899,  Bd.  I,  S.  399.  —  WüwenkassenbeitrSge 
der  Beamten,  in  der  Zeitschr.  der  Vereine  der 
badisehen  und  württembergischen  FinantbeanUen, 
1899,  S.  173.  —  Die  Witwen-  und  Waiten- 
kassenbeiträge  der  Staatsbeamten,  in  der  Monatt- 
schrifi  für  deutsche  Beamte,  1899,  S.  317  f. 

A.  Elster. 

Wohnungsfrage. 

I.  Wesen  der  Wohnungsfrage.  IL 
QeschichtlicheEntwickelnng.  IIL  Die 
thatsächlichen  WohnnngssastSnde 
der  Gegenwart.  IV.  Bedeutung  der 
Wohnung  undEinflnss  schlechter  Zu- 
stände.  V.  Die  Ursachen  der  Woh- 
nungsfrage. VI.  Die  Abhilfe.  1.  Die  Be- 
seitigung der  mangelhaften  Wohnungen,  a) 
Wohnnngsinspektion  und  Sanierung,  b)  Bauord- 
nung und  Stadtbauplan.  2.  Die  Beseitigung  des 
Wohnungsmangels.  Ban  und  Förderung  des 
Baues  von  Kleinwohnungen,  a)  Allgemeine  An- 
forderungen an  Lage  und  Beschaffenheit  der 
Wohnung,  b)  Die  Fürsorge  durch  die  Arbeit- 
geber, c)  Baugesellschaften  auf  speknlattver 
Urundlage.  d)  Die  gemeinnfltzige  BanthStig- 
keit.  e)  Erbauung,  Verkauf  und  Vermieton^  von 
Häusern  durch  Staat  und  Gemeinde,  f)  Die  För- 
derung der  gemeinnützigen  und  privaten  Bau- 
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tbStigkeit  durch  die  öffentlichen  Gewalten.  3. 
Mietvertrag  und  Retentionsrecht.  4.  Die  Decen- 
tndisation  der  Bevölkerang.  ö.  Die  Bekämpfnng 
der  Bodenspekulation. 

L  Wesen  der  Wohnongsfrage. 

Die  Wohnungsfrage,  d.  h.  die  Frage 
der  ungenügenden  Befriedigung  des  Wohn- 
bedürfnisses, hat  eine  wirtschiätliche,  tech- 
nische und  hygieinische  Seite.  Sie  ist  be- 
dingter Natur  und  je  nach  klimatischen 
YeniSltnissen ,  allgemeinen  Kuituranforde- 
mngen  tmd  sozialen  Zuständen  in  ver- 
schiedenem Masse  vorhanden.  In  Länder- 
gebieten, in  welchen  der  Mensch  weniger 
Schutz  gegen  die  Unbilden  der  Witterung 
bedarf,  wo  er  vorwiegend  im  Freien  sich 
aufhalten  und  arbeiten  kann,  wird  die 
Wohnungsfrage  unter  sonst  gleichen  um- 
ständen niemals  die  Bedeutung  erlangen 
wie  in  solchen  der  gemässigten  und  kalten 
Zone,  wo  Baulichkeiten  einen  grossen  Teil 
des  Jahres  über  zum  Aufenthalt  für  die 
Familie  und  als  Arbeitsräume  dienen.  Mit  der 
Kultur  steigen  auch  dieAnforderun^n,  welche 
in  Bezug  auf  Reinlichkeit,  Behaglichkeit  und 
Schönheit  an  die  baulichen  und  inneren 
Einrichtungen  der  Wohnung  gestellt  werden. 

Wir  müssen  jedoch  eine  allgemeine 
tmd  eine  besondere  Wohnungsfrage  unter- 
scheiden. Die  erstere  besteht  darin,  dass 
ganz  allgemein  in  allen  an  Bevölkerung 
■wachsenden  Städten  —  nicht  nur  in  den 
Grossstädten,  sondern  auch  in  Mittel-  und 
Kleinstädten  —  infolge  des  raschen  Steigens 
der  städtischen  Grundrente  die  Wohnungs- 
preise schneller  steigen  als  das  Einkommen 
fast  sämtlicher  Klassen  und  die  Ausgabe 
für  die  Wohnung  daher  einen  immer 
grösseren  Prozentsatz  der  ganzen  Konsum- 
tion ausmacht.  Diese  allgemeine  Wohnungs- 
frage ist  also  fast  allen  Klassen  gemeinsam, 
aber  sie  ist  im  wesentlichen  eine 
städtische  Frage.  Sie  hat  jedoch  keines- 
wegs für  alle  Klassen,  die  sie  überhaupt 
trifft,  die  gleiche  quantitative  Bedeutung, 
sondern  trifft  die  einzelnen  Klassen  um  so 
schwerer,  je  niedri^r  ihr  Einkommen  ist, 
also  am  schwersten  die  unteren,  insbesondere 
die  lohnarbeitenden  Klassen,  die  heute  bis 
z«  einem  Drittel  ihres  Einkommens  für  die 
"Wohnung  ausgeben  müssen  gegen  ein 
Fünftel  bis  ein  Zehntel  und  noch  weniger 
bei  den  höheren  Klassen.  Aber  für  diese 
unteren,  lohnarbeitenden  Klassen  besteht 
auch  noch  eine  besondere  Wohnungsfrage, 
die  man  gemeinhin  als  Arbeiterwoh- 
nungsfrage  zu  bezeichnen  pflegt. 

Die  arbeitenden  Klassen  müssen  nämlich 
nicht  nur  auch  einen  stets  steigenden  und 
heute  schon  so  enorm  hoch  gewordenen 
Teil  ihres  Einkommens  auf  die  Wohnung 
verwenden,  dass  dadurch  praktisch  in  vielen 


Fällen  die  eingetretene  Steigerung  der  Ar- 
beitslöhne illusorisch  für  sie  wird,  sondern 
die  Wohnungen,  die  sie  für  stets  steigende 
Preise  bekommen,  sind  ausserdem  zum 
grossen  Teil,  namentlich  bei  den  untersten 
Schichten,  in  gesundheitlicher  und  sittlicher 
Beziehung  unzureichend.  Und  schliesslich 
kommt  es  so  weit,  dass  sie  überhaupt  keine 
Wohnungen  zu  den  ihnen  erschwingbsiren 
Preisen  bekommen  können,  so  dass  an  und 
für  sich  zahlungsfähige,  mit  der  Armen- 
pflege noch  nie  in  Berührung  gekommene 
Fanulien  in  Armenhäusern  und  dergleichen 
untergebracht  werden  müssen,  weil  es  über- 
haupt keine  Wohnungen  für  ihre  Bedürf- 
nisse und  Mittel  giebt  —  dann  haben  wir 
die  richtige  »Wohnungsnot«. 

Die  besondere  Wohnungsfrage  der  unteren 
Klassen  besteht  also  mit  einem  Wort  in 
dem  Mangel  an  der  Zahl  und  Be- 
schaffenheit nach  genügenden  klei- 
nen Wohnungen  und  hat  zwei  Seiten: 
einmal  deti  Mangel  an  Wohnungen  über- 
haupt und  dann  die  Mangelhaftig- 
keit der  vorhandenen.  Sie  ist  nicht  auf 
die  Städte  beschränkt,  sondern  besteht 
auch  auf  dem  Land,  wenigstens  ihre 
letztere  Seite,  die  Mangelhaftigkeit  der  Woh- 
nungen, während  die  allgememe  Wohnungs- 
frage eine  wesentlich  städtische  Frage  ist, 
ja  sogar  »die  Stadtfrage«  tm'  iSoxiiv,  das 
grosse  Problem  aller  wachsenden  Städte. 

n.  €rescluchtliche  Eotwickelnng. 

Während  die  besondere  Wohnungs- 
frage, die  Arbeiterwohnungsfrage,  naturge- 
mäss  nicht  älter  ist  als  die  moderne  Lohn- 
arbeiterklasse selbst  und  die  moderne  Ar- 
beiterfrage, von  der  sie  einen  wichtigen  Teil 
bildet,  ist  die  allgemeine  Wohnungsfrage 
keineswegs  erst  eineErscheinungunsererTage. 

Namentlich  bestand  sie  im  Altertum  in 
der  Zeit,  als  sich  hier  eine  der  modernen  ähn- 
liche städtische  Entwickelung  vollzog;  das  be- 
weist uns  Pöhlmans  Schilderung  der  Wohnungs- 
verhältnisse in  Rom  im  ersten  Jahrhundert. 
Für  Berlin,  Paris,  London  und  New- York  passt, 
was  Seueca  seiner  Mutter  über  Rom  schreibt: 
„Betrachte  einmal  diese  Menschenmenge,  für 
welche  kaum  die  Hftnser  dieser  unermesslichen 
Stadt  reichen.  Der  grössere  Teil  dieses 
ächwarmes  lebt  fem  von  der  Heimat.  Einige 
hat  der  Ehrgeiz  hierher  geführt,  andere  die 
Notwendigkeit  eines  Cffentllchett  Amtes,  andere 
ihre  SteUnng  als  Abgeordnete,  andere  die 
Schwelgerei,  andere  das  Streben  nach  Wissen- 
schaft, andere  die  Industrie,  welche  hier  aus- 
gedehnten Stoff  findet,  ihre  Geschicklichkeit 
zu  zeigen.  Da  giebt  es  keine  Art  von 
Menschen,  welche  nicht  in  der  Hauptstadt 
zusammenträfen,  wo  sowohl  den  Tagenden 
wie  den  Lastern  grosse  Prämien  winken." 
Die  Hänser  in  Rom  in  de"  Kaiserzeit  waren 
7 — 9  Etagen  hoch.  Tertullian  vergleicht  die 
dnreb  ihre  hoch  übereinander  getürmten 
Stockwerke    sprichwörtlich    gewordene    insula 
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des  Telicles  mit  dem  Aufban  der  verschie- 
denen Himmel  bei  den  Gnostikem.  Martial 
schildert  einen  armen  Teufel,  der  200  Stufen 
zu  seiner  Dachwohnung  emporzusteigen  hat.  und 
erzählt  von  den  finsteren  Proletarierwohnungen, 
in  denen  man  nicht  aufrecht  stehen  kann.  Es 
gab  nur  wenige  Hanseigentümer,  die  meisten 
Bürger  wohnten  zur  Miete  in  den  grossen 
Mietkasemen  —  insulae.  Der  reiche  Eigen- 
tümer vermietete  das  Miethans  nicht  an  die 
einzelnen  Parteien,  sondern  an  einen,  der  dann 
die  Verwaltung  hatte.  Hieraus  entwickelte 
sich  das  besondere  Kechtsinstitut  der  Superficies. 
Der  Superficiar  nahm  in  der  Regel  einen  Miet- 
aofschlag  von  20—30  Prozent.  Es  gab  genug 
Leute  in  Rom,  die,  wie  z.  B.  Cicero,  mehrere 
insulae  oder  ganze  Strassen  und  Häuser^ 
viertel  ihr  Eigen  nannten.  Einer  der  bekann- 
testen Hausbesitzer  und  Baustellenhändler  war 
der  Wucherer  Crassus.  Er  hatte  am  Ende  an 
Qrnnd-  und  Häuserbesitz  nahezu  die  halbe 
Stadt  Rom  zu  eigen.  Wie  heute  der  Banstellen- 
eigentümer  dem  Bauunternehmer  auch  noch 
das  Baukapital  giebt,  so  gab  Crassus  seinem 
GrnndstttcÜäufer  an  Stelle  des  Kapitals  unfreie 
Bautechniker  und  Bauhandwerker  zur  Miete. 
Der  bauliche  Zustand  solcher  insulae  muss  ein 
höchst  mangelhafter  gewesen  sein.  Hansein- 
stürze  waren  keine  Seltenheit.  Eine  typische 
Figur  ist  der  Hausverwalter,  den  Juvenal  schil- 
dert, wie  er  die  wankende  Mauer  gestützt  und 
einen  klaffenden  Riss  durch  Ueberstreichen  ver- 
deckt hat  nnd  dann  den  Mietern  versichert,  sie 
könnten  ruhig  schlafen  gehen.  Teuer  müjssen 
die  Mietwohnungen  auch  gewesen  sein.  Schon 
zu  Catos  Zeiten  wird  ülwr  die  Unerschwing- 
lichkeit  der  Mieten  geklagt.  Von  einem  de- 
poBsedierten  ägyptischen  KCnige  wird  erzählt, 
dass  er  wegen  der  teueren  Miete  eine  kleine 
Ärmliche  Wohnung  in  einem  hochgelegenen 
Stockwerke  beziehen  musste.  Die  hohen  Miet- 
preise führten  wiederholt  in  der  Uebergangs- 
zeit  von  der  Republik  zur  Kaiserzeit  zu  den 
Anträgen  auf  gesetzliche  Mietzinserlasse,  denen 
nicht  selten  Barrikadenkämpfe  voraufgingen. 
Cäsar  nnd  später  Octavian  dekretierten  nach 
dem  Triumph  ihrer  Ssiche  zn  Gunsten  der  Miet- 
bevölkemng  nnd  zum  Schrecken  der  Hansbe- 
sitzer einen  einjährigen  Erlass  der  kleinen 
Mieten,  d.  h.  für  Rom  bis  zu  436  Hark,  für 
die  anderen  italienischen  Städte  bis  zn  109  Mark. 
Folge  der  Mietsteigerungen  waren  auch  die 
häungen  Wohnungswechsel  am  1.  Juli.  Als 
„Schmach  des  1.  Juli"  schildert  Martial  den 
Umzug  des  armen  vom  Hausherrn  gepfändeten 
und   auf  die  Strasse  gesetzten  Familienvaters. 

Dann  sind  wir  noch  über  eine  zweite  Pe- 
riode im  Mittelalter  unterrichtet,  nämlich 
über  die  Verhältnisse  in  Paris  im  13.  Jahr- 
hundert. Damals  nahm  die  Pariser  Universität, 
an  welcher  Albertus  Magnus  nnd  Duns  Scotus 
lehrten,  einen  grossen  Aufschwung,  nnd  es  ent- 
stand eine  Wohnungsnot.  Hier  bestand  ein 
einfaches  Mittel  zur  Abhilfe  darin,  dass  König 
Ludwig  Taxatoren  ernannte,  die  bestimmten, 
wieviel  diese  oder  jene  Wohnung  kosten  sollte. 
Wer  den  festgesetzten  Mietpreis  nicht  einhielt, 
wurde  gesetzlich  boykottiert,  er  durfte  die 
Wohnung  5  Jahre  lang  nicht  vermieten.  Die 
Uebertretung  wurde  an  Vermieter  und  Mieter 
bestraft. 

Ueber  die  Verhältnisse,  wie  sie  in  D  e  u  t  s  c  h  - 


land  im  13.  Jahrhundert  herrschten,  wo  alle 
unsere  Städte  im  Wachsen  begriffen  waren, 
ähnlich  wie  heute,  fehlen  die  Forschungen.  Im 
allgemeinen  aber  können  die  Wohnungsverhält- 
nisse vom  13. — 16.  Jahrhundert  —  abgesehen 
von  hygieinischen  Missständen  —  nicht  zn  einer 
Wohnungsnot  geworden  sein.  Denn  ursprünglich 
hatte  jeder  Bürger  sein  eigenes  kleines  Haus, 
die  Miete  oder  vielmehr  die  unkündbare  „Hans- 
leihe" entwickelte  sich  erst  allmählich.  Viel- 
fach scheinen  übrigens  die  deutschen  Städte  im 
Mittelalter  ausser  dem  Boden  auch  in  beträcht- 
licher Anzahl  Gebäude  nnd  Wohnhäuser  selbst 
besessen  und  erbaut  zu  haben,  die  sie  an 
ihre  Bürger  zur  erblichen  Benutzung  ver- 
mieteten. So  befanden  sich  im  14.  Jahrhun- 
dert in  Berlin  etwa  100  H&user  nnd  Buden 
(kleine  Hänser)  im  Besitze  der  Stadt,  und  für 
Juden  nnd  Höker  bestand  ein  Zwang,  in  den 
Zinshäusern  der  Stadt  zu  wohnen.  Diese 
städtischen  Zinshäuser  scheinen  dann  im  15. 
und  16.  Jahrhundert  grossenteüs  in  das  Privat- 
eigentum ihrer  Bewohner  gekommen  za  sein. 
Femer  sorgte  die  Stadt  Berlin  in  der  ältesten 
Zeit  dadurch  für  das  Bauwesen,  dass  sie  den 
Bauenden  Bauholz,  Ziegel  und  Kalksteine  um- 
sonst oder  zu  ermässigten  Preisen  lieferte.  Aehn- 
liches  er&hren  wir  von  Nürnberg  aus  dem  Ende 
des  15.  Jahrhunderts  durch  das  Baumelsterbach 
des  Endres  Tucher,  der  hier  von  1464  bis  1479 
Stadtbanmeister  war. 

Ueber  Wohnungsfrage  nnd  Wohnungs- 
polidk  zur  Zeit  des  absoluten  Staates  hat  nns 
kürzlich  Paul  Voigt  für  Berlin  höchst  interessante 
Aufschlüsse  gegeben.  Danach  wurde  das  Ein- 
greifen des  absoluten  Staates  in  Preussen  auch 
auf  diesem  Gebiete  wie  auf  den  anderen  der 
Wirtschaftspolitik  durch  das  militärische  Inte- 
resse verursacht,  nämlich  durch  das  Bedfirfiiis, 
der  im  Jahre  1657  nach  Berlin  verlegten  stän- 
digen Garnison  Unterkunft  zn  schaffen.  Durch 
das  Patent  von  1667  wurde  eine  durch  das  17. 
und  18.  Jahrhundert  sich  hinziehende  umfassende 
staatliche  Banpolitik  inauguriert,  die  erst  unter 
Friedrich  Wilhelm  n.  mit  dem  Aufkommen  der 
neuen  volkswirtschaftlichen  Anschauungen  ein 
Ende  nahm.  Die  hauptsächlichen  Mittel  dieser 
Baupolitik  waren :  Befreiung  von  Steuern  und 
Abgaben,  Gewährung  von  unentgeltlichem  Bau- 
material nnd  Banprämien  von  10 — 15  Proient 
des  Bau  wertes,  Ban  von  Häusern  auf  Staata- 
kosten,  die  bedingungslos  an  die  Bürger  ver- 
schenkt wurden  —  von  Friedrich  dem  Grossen 
wurden  in  Berlin  jedenfalls  300  grosse  Bürger^ 
häuser  mit  einem  Aufwand  allein  in  den  Jahren 
1780—85  von  1 140  300  Thalem  auf  Staatskosten 
gebaut  und  verschenkt  und  in  Potsdam  sogar 
620  mit  einem  Aufwand  von  3151271  Thalem 
—  endlich  Eing^riffe  in  das  Eigentums-  and 
Mietrecht,  namentlich  auf  dem  Gebiet  des  Knt- 
eignungsrechtes  durch  niedrige  Normierung'  der 
Entschädigung  und  Inanspruchnahme  des 
Rechtes,  den  Besitzer  eines  Bangrnndstückes, 
der  es  unbenutzt  liegen  Hess,  einfach  zn  expro- 
priieren ;  auf  dem  Gebiet  des  Mietrechtes  darch 
die  plötzliche  willkürliche  Aufhebung  der  „bis- 
hero  beobachteten  gemeinen  Rechts-Regel:  Kaaf 
bricht  Miete"  und  durch  die  Verfügung,  dass 
diejenigen  „christlichen  Particuliers,  auch  Jaden. 
so  die  besten  nnd  grössten  Häuser  an  sich  ra 
bringen  Gelegenheit  gefunden"  nnd  an  der 
Steigerung   der   Mieten   guten   Teils   dadurch 
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Schuld  seien,  dass  sie,  ohne  wegen  ihrer  Be- 
diennns;,  nombreusen  Familien  oder  starken  Ver- 
kehrs dazu  gezwungen  zu  sein,  sie  allein  be- 
wohnten, solches  „ans  Uebermnt  und  zur  Ueppig- 
keit",  nicht  femer  thnn,  sondern  so  Tiele  Fa- 
milien wie  nach  Beschaffenheit  der  Häuser  mög- 
lich, mietweise  darin  aufnehmen  sollten.  Wenn 
sie  sich  dazu  nicht  gutwillig  verständen,  sollten 
sie  dazu  „durch  rechtlichen  Zwang"  an^jehalten 
werden.  So  ISste  der  absolute  Staat  die  Woh- 
nnngsfrage. 

In  der  neueren  Zeit  mit  der  ihr 
eigenen  Entwickelung  von  Industrie  und 
Terkehr  und  der  hieraus  folgenden  Yer- 
ändemng  der  Wohnsitze,  insbesondere  der 
rapiden  Entwickelnng  der  Städte,  tritt  nicht 
nxiT  die  allgemeine  Wohnungsfrage  mit  einer 
Schärfe  auf  wie  nie  zuvor,  auch  nicht  im 
Altertum,  sondern  es  entwickelt  sich  zu- 
gleich auch  noch  die  besondere  Wohnungsfrage 
der  so  rasch  sich  vermehrenden  arbeitenden 
Klassen.  Ausserdem  springen  jetzt  üebel- 
stände  im  Wohnungswesen  nicht  allein  des- 
wegen deutlicher  in  die  Augen,  weil  sie  in 
grösserem  umfange  auftreten,  sondern  auch 
weil  sie  mehr  empfunden  werden  und 
weil  ausserdem  die  Mittel  zu  ihrer  Fest- 
stellung und  zu  einer  allgemeineren  "Ver- 
breitung der  darüber  gemachten  Beobach- 
timgen  •  umfassender  geworden  sind.  Die 
öffentliche  Aufmerksamkeit  wurde  so  in 
einigen  Ländern  besonders  seit  Ende  der 
30  er  Jahre  auf  die  Wohnungsfrage  hinge- 
lenkt, indem  einzelne  Personen  die  von 
ihnen  vorgefundenen  Zustände  beschrieben 
und  in  Schrift  und  Wort  für  eine  Verbesse- 
rung wirkten. 

In  Belgien  waiAe  bereits  1837  eine 
Kommission  des  Centralrates  für  öffentliche 
Gesundheitspflege  in  Brfissel  eingesetzt,  um 
die  Wohnungen  der  arbeitenden  Klassen  in 
dieser  Stadt  zu  erforschen  und  die  Kittel  zu 
ihrer  Verbesserung  vorzuschlagen.  Der  von  ihr 
erstattete,  von  Ducp6tiaux  verfasste  Bericht 
lautete,  obgleich  in  Belgien  das  Einfamilien- 
haas vorherrscht,  sehr  ungünstig.  Die  kleinen 
schlecht  gebauten  Hütten,  welche  meist  nur 
einen  Baum  hatten  und  in  denen  eine  zu  grosse 
Zahl  von  Personen  eng  beisammen  wohnten, 
machten  dnrch  ihren  Mangel  an  Lüftung  und 
ihre  Unsanberkeit  einen  „trübseligen  Eindruck". 
Die  Gesundheitsverhältnisse  der  Bewohner  waren 
einer  Verbesserung  dringend  bedürftig.  1843 
wurde  eine  allgemeine  Enqnete  über  die  Lage 
der  arbeitenden  Klassen  veranstaltet.  In  den 
1846 — 1848  veröffentlichten  Berichten  hierüber 
wird  auch  die  Wohnungsfrage  besprochen.  In 
denselben  wird  n.  a.  über  Gent  bemerkt:  „So 
sind  jene  Ansammlungen  von  Hundelöchern  be- 
schaffen, welche  ein  Schriftsteller  mit  Recht 
als  Fiebemester  bezeichnet  hat  und  wo  die 
grosse  Hehrzahl  der  Fabrikbevölkerung  von 
einer  Tagesarbeit  von  12 — 14  Stunden  ihre 
Ruhe  sucht".  Gesetzgebung  und  Verwaltung, 
C'emeinnützige  Gesellst-haften  und  Private  be- 
fassten  sich  mit  der  Frage  einer  Reform,  ohne 
dass  jedoch  nennenswerte  Erfolge  erzielt  wur- 


den.    Bis  zur  neueren  Zeit  hat  das  Interesse 
über  den  guten  Willen  obgesiegt. 

Zur  gleichen  Zeit  wie  in  Belgien  wurde 
die  Wohnungsfrage  in  England  Gegenstand 
der  öffentlichen  Aufmerksamkeit.  Bereits  1841 
wurde  die  Metropolitan  Association  for  Impro- 
ving  the  Dwellings  of  the  Indostrions  Classes, 
die  älteste  der  humanitären  Ballgesellschaften, 
ins  Leben  gerufen.  1844  veranlasste  Sir  B. 
Peel  die  Einsetzung  einer  Kommission  zur  Unter- 
suchung der  Wohnungen  der  arbeitenden  Klassen 
in  den  grossen  Städten.  Derselben  folgten  noch 
eine  ganze  Reihe  anderer  Kommissionen,  bis 
dann  seit  1851  eine  grössere  Zahl  von  Special- 
gesetzen zu  Stande  kam,  deren  Erfolge  freilich 
auch  nicht  sehr  erheblich  waren.  Mit  Be- 
ginn der  80er  Jahre  wurde  die  Frage  wieder 
neu  angeregt.  Insbesondere  wendeten  ihr  die 
Daily  News  und  die  Pall  Mall  Gazette  ihr  In- 
teresse zu.  Letztere  Zeitung  hatte  eine  eigene 
Kommission  zur  Erforschung  der  Wohnungszu- 
stände  in  London  eingesetzt.  „Das  1884' ver- 
eSentlicIkte  Ergebnis  dieser  Untersuchung  über- 
traf die  bisher  gehegten  Befürchtungen  noch 
bei  weitem"  (Aschrott),  während  noch  1873 
Engel  geglaubt  hatte,  dass  in  England,  welches 
Land  in  Benutzung  der  Mittel  zur  Wohnungs- 
reform am  weitesten  und  intensivsten  vorge- 
schritten sei,  von  einer  eigentlichen  Wohnungs- 
not keine  Rede  mehr  sei.  Auf  Antrag  von  Lord 
Salisbury  wurde  noch  im  gleichen  Jahre  eine 
Royal  Commission  to  inquire  into  the  housing 
of  the  working  classes  niedergesetzt,  welche  im 
folgenden  Jahre  über  die  Ergebnisse  ihrer  Unter- 
suchungen Bericht  erstattete.  Darauf  erfolg^ten 
dann  die  später  zu  besprechenden  neueren  sehr 
weitgehenden  gesetzgeberischen  Massregeln. 

In  Frankreich  hatten  die  Schilderungen, 
welche  Villerme  und  Blanqui  veröffentlichten, 
1850  ein  Einschreiten  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt zur  Folge.  Doch  auch  hier  erlahmte  bald 
der  gute  Wille  unter  dem  Druck  widerstreiten- 
der Interessen. 

In  Deutschland  ist  entsprechend  seiner 
späteren  sOdtisch-industriellen  Entwickelung 
auch  die  moderne  Wohnungsfrage  später  Ava- 
getreten.  Zwar  war  in  Berlin  schon  in  den 
zwanziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  einmal 
eine  W'ohnungsnot,  und  schon  1841  wurde  da- 
selbst die  älteste  deutsche  gemeinnützige  Woh- 
nungsgesellschaft gegründet,  aber  es  war  nur 
ein  sehr  kleiner  Kreis,  welcher  sich  damals  für 
diese  Frage  interessierte.  Der  beste  Beweis, 
dass  es  damals  eine  Wohnungsfrage  als  eine 
allgemeine  Kalamität  noch  nicht  gab,  liegt  wohl 
darin,  dass  im  Jahre  1848  das  Frankfurter  Par- 
lament in  der  Panlskirche  zwar  alle  übrigen  wirt- 
schaftlichen  Fragen  in  Petitionen  undDiskussionen 
behandelt  hat,  die  Wohnungsfrage  jedoch  nicht. 
Nach  1848  aber  ist  sie  mit  der  Entwickelung 
der  Industrie  auch  in  Deutschland  rasch  in  Fluss 
gekommen,  und  es  war  damals  namentlich  der 
verdiente  Viktor  Aime  Huber,  der  ihre  Bedeu- 
tung erkannte  und  sich  mit  ihrer  Lösung  be- 
schäftigte. Seit  Ende  der  50er  und  Anfang  der 
60er  Jahre  werden  dann  grössere  Kreise  davon 
erfasst;  so  namentlich  nun  in  Frankfurt  a.  H., 
wo  damals  hauptsächlich  dnrch  das  Niederreissen 
alter  Häuser,  die  einer  grossen  Anzahl  unbe- 
mittelter Familien  billige  Wohnungen  gewährt 
hatten,   eine   Wohnungsfrage   entstanden   war. 
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So  wird  im  Jahre  1859  hier  in  einem  Antrag 
an  den  Senat  die  Herstellung  einer  grösseren 
Zahl  von  billigen  Wohnungen,  selbst  wenn  nötig 
durch  eigenes  Bauen  der  Stadt,  gefordert,  und 
es  kommt  wenigstens  zur  Gründung  der  ersten 
dortigen  gemeinnützigen  Baugesellschaft.  Dann 
bemächtigten  sich  die  vorhandenen  volkswirt- 
schaftlichen Vereinigungen  der  Frage:  das  war 
in  den  60  er  Jahren,  dem  herrschenden  Hanchester- 
tnm  gemäss,  hauptsächlich  der  Volkswirtschaft- 
liche Kongress  und  der  Centralverein  für  das 
Wohl  der  arbeitenden  Klassen.  Ersterer  be- 
handelte namentlich  in  ^Nürnberg  1865  und  in 
Hamburg  1867  und  in  einer  gemeinsam  mit 
dem  letzteren  verfassten  Schrift  die  Wohnungs- 
frage, aber  nur  um  auch  hier  zu  dem  Schluss 
SU  kommen,  dass  es  sich  dabei  nur  um  voll- 
ständig natürliche  Vorgänge  handle  —  das 
Ergebnis  von  Angebot  nnd  Nachfrage,  die  sich 
immer  wieder  auszugleichen  streben:  wenn  zu 
wenig  Wohnungen  da  sind,  werden  mehr  ^- 
bant,  wenn  zu  viele  da  sind,  kommt  eine  Ensis 
nnd  reinig:t  die  Lnft;  wenn  sie  in  den  Städten 
EU  teuer  sind,  bleiben  die  Leute  draussen, 
und  sonst  ist  es  hauptsächlich  eine  Frage  der 
Technik.  Daher  gelte  es  vor  allem  die  Beseiti- 
gung BÜer  baupolizeilichen  Bestimmungen,  sonst 
aber  sei  nur  notwendig,  dass  Staat  und 
Gemeinde  jeden  störenden  Eingriff  unterlassen. 
Nur  vereinzelte  Stimmen  (namentlich  Faucher) 
wiesen  schon  auf  eine  ungesunde  Bauspekulation 
als  nicht  natürliche  Ursache  hin. 

Nach  dem  Kriege  von  1870/71  aber  setzte 
in  Berlin  infolge  des  wirtschaftlichen  Auf- 
schwungs in  der  Grttnderperiode  eine  grosse 
Wohnungsnot  ein,  die  das  Irrige  jener  man- 
chesterlichen Anschauungen  deutlich  bewies.  In 
zwei  grossen  Versammlungen  trat  in  Berlin 
auch  alsbald  eine  andere  Auffassung  der  Frage  her- 
vor. Die  erste,  eine  Versammlung  der  deutschen 
Gewerkvereine  unter  dem  Vorsitz  von  Max 
Hirsch  am  26.  September  1871,  verlangte  von 
den  Arbeitgebern:  Einführung  einer  kürzeren 
Arbeitszeit  mit  längerer  Pause,  um  entfernteres 
Wohnen  zu  ermöglichen,  Unterstützung  von 
Baugenossenschaften  durch  Darlehen  und  Be- 
schaffung billiger  Bauplätze,  event.  eigene  Er- 
richtung billiger  Arbeiterwohuungen ;  von  den 
Arbeitern  selbst:  Schätzung  einer  gesunden 
anständigen  Wohnung  als  eines  der  höchsten 
Güter  für  sie  und  Gründung  von  Baugenossen- 
schaften zur  Erwerbung  eigener  Häuser;  von 
der  Gemeinde  nnd  dem  Staat:  Beseitigung 
derjenigen  baupolizeilichen  Vorschriften,  wel- 
che die  Errichtung  kleiner  Hänser  erschweren 
und  verteuern,  Reform  des  Hypothekenwesens, 
Unterstützung  von  Baugenossenschaften  nnd 
anderen  Unternehmungen  zur  Errichtung  mitt- 
lerer und  kleinerer  Wohnungen  durch  Erbver- 
pachtnng  öffentlicher  Ländereien  nnd  Gewäh- 
rung von  Hypothekarkredit  —  Forderungen, 
über  welche  man  bis  heute  nicht  erheblich  hinaus- 
gekommen ist. 

Ganz  anders  stellte  sich  zu  der  Frage 
die  Sozialdemokratie  in  einer  Berliner 
Volksversammlung  am  28.  Juni  1872  unter 
dem  Vorsitz  Hasenclevers.  Sie  fasste  folgenden 
Beschluss :  „Die  Volksversammlung  erklärt :  die 
von  den  Einbernfern  derselben  unterbreiteten 
Vorschläge  zur  angeblichen  Abhilfe  der  Woh- 
nungsnot sind  reaktionär:  denn  sie  bezwecken 


nicht  nur,  das  Volk  von  Berlin  zu  verleiten 
sich  an  den  Beichstag  mit  Bittachriften  zu 
wenden,  obschon  dessen  reaktionäre  Zusammen- 
setzung genügend  bekannt  ist,  sondern  es  wird 
auch  ein  Almosen  vom  heutigen  Staat  und  den 
aus  dem  Dreiklassensystem  zusammengesetzten 
städtischen  Behörden  erbeten.  Die  Versamm- 
lung verwirft  daher  all  dies  reaktionäre  Ge- 
baren, was  nur  dazu  führen  würde,  den  Ar- 
beitern neue  Ochsenkopflokale  (d.  h.  Armen- 
arbeitshäuser)  zu  öffnen.  Dagegen  fordert  die 
Versammlung  alle  Arbeiter  Berlins  auf,  dem 
allgemeinen  deutschen  Arbeitervereine  beiza- 
treten,  damit  durch  diesen  auf  dem  Wege  der 
Freiheit  die  Arbeiterfrage  und  mit  ihr  selbst- 
verständlich zugleich  die  Wohnungsfrage  gelöst 
werden." 

In  demselben  Jahr  ward  die  Wohnungsfrage 
dann  auch  sogleich  bei  der  Gründung  des  Ver- 
eins für  Sozialpolitik  auf  der  Eisenacher 
Versammlung  der  sogenannten  Kathedersozialis- 
ten in  einem  Referat  von  Engel  und  vor  allem 
einer  Rede  von  Adolf  Wagner  behandelt.  Auch 
hier  herrschten  natürlich  ganz  andere  Anschau- 
ungen als  anf  dem  volkswirtschaftlichen  Kon- 
gress: so  war  die  üeberzeug^nng  aU^mein, 
dass  öffentlichrechtliehe  EingnSe  in  die  Frei- 
heit des  Eigentums  unentbehrlich  seien,  nnd 
Adolf  Wagner  wies  besonders  anf  die  in  der 
Steuerpolitik  zu  ergreifenden  Hassregeln  hin. 
Aber  auch  diese  Verhandlungen  wirkten  noch 
nicht  auf  weitere  Kreise  j  und  im  Jahre  1873 
kam  der  grosse  Krach,  die  Wohnungsnot  ver- 
schwand mit  dem  wirtschaftlichen  Aufschwung, 
die  Wohnungsfrage  trat  als  wirtschaftliche 
Frage  mehr  und  mehr  in  den  Hintergmnd. 

Nun  aber  ward  sie  an  ihren  beiden  anderen 
Seiten,  dertechni  sehen  nnd  hygieinischen, 
angegriffen :  zunächst  von  den  Architekten  und 
Ingenieuren,  als  es  sich  um  die  Ausdehnung 
der  Festungswerke  von  Mainz  handelte.  Bei 
dieser  Gelegenheit  ward  die  Frage  aufgeworfen : 
„Wie  soll  ein  neuer  Stadtteil  zweckmässig  be- 
baut werden?",  und  so  wurden  im  Verein 
der  Architekten  nnd  Ingenieure  1874 
zum  ersten  Mal  alle  Fragen  der  „Stadterwei- 
terung"  im  Zusammenhang  behandelt.  Ein 
gleiches  geschah  denn  auch  im  „Verein  fflr 
öffentliche  Gesundheitspflege",  der 
Aerzte,  Techniker  und  Juristen  nmfasst,  haupt- 
sächlich unter  Führung  von  Baumeister  in  Karls- 
ruhe und  Stäbben  in  Köln.  Durch  den  neuen 
Aufschwung  des  industriellen  Lebens  trat  dann 
aber  auch  ihre  wirtschaftliche  Seite  wieder  in 
den  Vordergrund,  und  nun  beschäftigte  sich 
der  Verein  für  Sozialpolitik  unter  der 
Führung  von  Miqnel  1886  sowohl  in  aus- 
führlichen Schriften  als  in  seiner  Versamm- 
lung eingehend  mit  ihr.  Dann  war  es  wiede- 
rum der  Verein  für  Gesundheitspflege,  der 
sich  nun  unter  Reinckes  Führung  der  Frage 
der  Wohnungsinspektion  zuwandte.  Ebenso 
wurden  in  der  Folgezeit  die  Fragen  der 
Baupolizei,  der  weiträumigeren  Bebauung,  der 
zwangsweisen  Zusammenlegung  von  städtischen 
Grundstücken,  letztere  namentlich  durch  Adickes, 
Gegenstand  der  Erörterung  und  anch  schon 
praktischer  Versuche,  und  es  begann  eine  ge- 
wisse, wenn  anch  nur  vereinzelte  Wohnungs- 
gesetzgebung auch  in  Deutschland  in  einigfen 
Einzelstaaten.     Endlich  erhob  sich  die  Frage 
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der  ünterstQtznng;  des  gemeinnützig'eii  Woh- 
nungsbanes,  der  in  dieser  jflngsten  Zeit  na- 
mentlich in  der  Form  von  Bang^enossenschaften 
eine  bedeutende  Entwickelnng  genommen  bat  In 
der  jttngsten  Zeit  ist  eine  Zusammenfassung  alles 
dessen,  was  auf  diesem  Gebiet  in  den  letzten 
16  Jahren  in  Deutschland  wie  im  Auslände  ge- 
schehen ist,  durch  eine  neue  vierbändige  Unter- 
sachuni;  des  Vereins  für  Sozialpolitik  erfolgt 
und  auf  seiner  letzten  Generalversammlung 
in  M&nchen  im  Herbst  1901  hat  die  Wohnungs- 
frage wieder  einen  Gegenstand  der  Yerhand- 
Inngen  gebildet. 

in.   Die  thatsächlichen  Wohnnngs- 
zostände  der  Gegenwart 

Die  Eeantois  der  heutigen  Wohnungs- 
znstände  wird  ganz  vorzüglich  durch  die 
Ausbildung  der  Statistik,  insbesondere  der 
Städtestatistik  gefördert,  für  ■welche  von  den 
Städtestatistikem  eine  gr<Sssere  Einheitlich- 
keit erstrebt  und  auch  schon  herbeigeführt 
wurde.  QueUen  dieser  Statistik  sind  teils 
die  allgemeinen  Volkszählungsei^bnisse, 
sei  es  dass  eine  Aufnahme  der  Grundstücke 
und  Gebäude  als  Vorbereitung  zur  eigent- 
lichen Zählung  einige  Zeit  vor  der  letzteren 
statt  hatte  oder  dass  die  Erhebungen  gleich- 
zeitig mit  dieser  Zählung  bewirkt  und  in 
Städten  Zusatzfragen  über  die  Wohnver- 
hältnisse gestellt  wurden.  Dazu  kommen 
die  Jahresberichte  einzelner  Verwaltungs- 
zwei^  aus  dem  Gebiete  des  Bau-,  Steuer-, 
Versicherungswesens,  die  Eintragungen  in 
Grund-  und  Hypothekenbücher  etc.  Als 
Ergänzung  dienen  dann  noch  besonders  an- 
gestellte Enqueten.  Dass  die  Wohnungs- 
statistik mit  den  bekannten  Schwierigkeiten 
der  Statistik,  wie  u.  a.  der  Begriffsfeststellung 
{Aftermieter,  Wohnung,  Zimmer,  Wohnraum, 
Grundstück  etc.)  zu  kämpfen  hat,  sei  hier 
nur  nebenbei  erwähnt 

.   Gegenstände    der    statistischen   Aufnahme 
sind: 

1.  Die  Höhenlage  der  Wohnung  (Keller, 
£rdj%schoss,  Stockwerk,  Dachraum). 

2.  Die  gewerbliche  Benutzung. 

3.  Die  Zimmerzahl  (Zahl  der  heizbaren  und 
nicht  heizbaren  Zimmer  bezw.  mit  oder  ohne 
Oefen.  Als  Zimmer  gelten  nur  Känine  mit 
Fenster  ansschliesslich  Küche,  Speisekammer  und 
dergleichen  Hftnme). 

4.  Die  Strassen  läge  der  Wohnung  (wie  viel 
Zimmer  haben  Fenster  nach  der  Strasse,  dem 
Hofe,  dem  Garten,  dem  Flusse  —  zu  den  Vorder- 
wohnungen  werden  diejenigen  gerechnet,  wel- 
che mindestens  ein  Fenster,  zu  den  Hof-  und 
Hinterwohnungen  solche,  welche  kein  Fenster 
nach  der  Strasse  haben). 

5.  Das  Vorhandensein  einer  besonderen 
Kflche  nnd  anderer  Nebenräume,  wie  Vorwal, 
Badezimmer,  Kellerränme,  Bodenräume,  Wasch- 
küche etc. 

6.  Die  Inhaberschaft  von  Räumen  zu  ge- 
werblichen Zwecken,  welche  a)  ausserhalb  der 
Wohnung,   aber   in  demselben  Hanse  sich  be- 

HondwSrterbach  der  Staatawiaaenschaften.    Zweite 


finden ;  b)  in  anderen  Häusern  desselben  Wohn- 
orts gelegen  sind. 

7.  Verschiedene  Einrichtungen  nnd  Zube- 
hör (ob  die  Wohnung  mit  Wasserleitung,  Wasser- 
klosetts, Badeeinnchtung,  Gasleitung  und  m 
benutzendem  Hausgarten  versehen  ist). 

8.  Die  Daner  des  Wohnens  (seit  wann  be- 
wohnt der  Hanshaltnngsvorstand  dieselbe  Woh- 
nung). 

9.  Art  der  Inhaberschaft  der  Wohnung  (ob 
Eigentümer,  direkter  Mieter,  Aftermieter,  In- 
haber einer  Dienst-  oder  Freiwohnung). 

10.  Jährlicher  Mietpreis  der  Wohnung  (für 
Eigentümer,  Dienst-  und  Freiwohnungen  ge- 
schätzter Mietwert;  bei  Aftervermietungen  von 
Wohnungsteilen :  Betrag  der  monatlichen  After- 
miete nnd  ob  in  derseloen  eine  Vergütung  für 
Möbelbenntzung ,  Beköstigung  oder  sonstige 
Leistungen  des  Aftervennieters  mit  enthalten). 

11.  Versicherung  des  Mobiliars  gegen  Feuer- 
schaden und  versicherter  Wert  desselben. 

Hand  in  Hand  mit  der  statistischen  Er- 
hebung hat  die  persönliche  Beobachtung 
und  Schilderung  der  so  gewonnenen  Ein- 
drücke zu  gehen.  Denn  nicht  alle  That- 
sachen,  über  welche  Aufschlüsse  wünschens- 
wert sind,  können  durch  statistische  Zahlen 
genfl^nd  erfasst  werden. 

Die  Ergebnisse  der  statistischen  Er- 
hebungen sind  in  ähnlicher  Weise,  wie  die 
Moralstatistik  eigentlich  nur  eine  Statistik 
der  Cnsittlichkeit  ist,  für  die  Wohnungs- 
frage mehr  niu*  insofern  von  Bedeutung,  als 
sie  Aufechluss  über  unbefriedigende  Zu- 
stände geben.  Die  Kenntnis  der  besseren, 
so  wichtig  sie  auch  in  kulturgeschichtlicher 
Beziehung  ist,  ist  bei  unserer  Frage  mehr 
für  Zwecke  des  Vergleichs  von  Bmng. 

Viele  Städte  leiden  heute  an  Zuständen, 
die  aus  einer  Zeit  überkonunen  sind,  in 
welcher  Rücksichten  auf  militärische  Sicher- 
heit und  Mangel  an  hygieinischen  Kennt- 
nissen Strassenanlagen  veranlassten,  welche 
mit  heute  zu  stellenden  Anforderungen 
schlechterdings  nicht  verträglich  sind.  En^e, 
winkelig  gebaute,  bis  zu  einem  Meter  breite 
Gässchen,  welchen  Luft  und  Licht  wenig 
zugänglich  sind,  finden  sich  noch  in  den 
meisten  alten  Städten,  zumal  in  ehemaligen 
Festungen,  in  grosser  Zahl  vor.  Bei  schma- 
ler nach  der  Strasse  gelegener  Vorderseite 
des  Hauses  war  man  darauf  angewiesen, 
den  zwischen  den  Strassen  liegenden  Baum 
durch  Errichtung  von  Hinter-  und  Seiten- 
gebäuden m^lichst  auszunützen,  Höfe  und 
Zubhrten  auf  den  kleinsten  Baum  zu  be- 
schränken. Je  kleiner  die  zur  Verfilgung 
stehende  Fläche,  je  stärker  die  Nachfrage 
nach  Wohnungen  und  je  teurer  der  Bau- 
grund, um  so  grösser  der  Trieb,  möglichst 
hohe  Häuser  zu  errichten  und  auch  selbst 
den  unter  dem  Strassenniveau  befindlichen 
Raum  zu  verwerten.  Stockwerk  türmt  sich 
auf  Stockwerk,  auch  der  Dachraum  w^ird 
ausgenützt,  und  unter  dem  Erdgeschoss 
Aadage.    TU.  &3 
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(Pai-terrewohnung)  werden  noch  Kellerwoh- 
nungen angelegt. 

Aber  diese  Zustände  sind  —  wenigstens 
in  Deutschland  —  längst  nicht  mehr  auf 
die  alten  Städte  bezw.  Stadt  Cent  ren  be- 
schränkt. »Der  hochgetürmte  Stockwerkbau, 
ein  Erbe  aus  den  Zeiten  des  Mittelalters, 
wo  die  enge  Dmwallung  dazu  zwang,  den 
am  Boden  fehlenden  Platz  in  den  Lüften 
zu  suchen,  hat  seinen  Siegeslauf  durch  ganz 
Deutschland  angetreten  und  herrscht  gleich 
unumschränkt  in  Städten,  wo  äussere  Hin- 
demisse ein  Wachsen  iu  die  Breite  er- 
schweren, wie  da,  wo  Flachland  nach  allen 
Seiten  die  Stadt  umgiebt.  Und  dieser 
Siegeslauf  ist  nicht  nur  ein  extensiv  wachsen- 
der; auch  die  Intensität  dieser  Bewegung 
ist  eine  stetig  sich  steigernde.  Einmal 
sehen  wir,  wie  der  Stockwerkbau  in  kleine 
Städte  und  Industriedörfer  eindringt;  auf 
der  anderen  Seite  sehen  wir,  wie  das  kleine 
Miethaus  mit  zwei  Stockwerken  von  der 
Mietkaserne  verdrängt  wird,  die  die  bau- 
polizeilich grösstmögliche  Zahl  von  Stock- 
werken aufeinander  setzt.«     (Lindemann.) 

1890  machten  in  Wien  aus  Prozente  von 
allen  Gebäuden  diejenigen 

mit  in  der  im  ersten 

ganzen  Stadt  Gemeindebezirk 

0  Stockwerken  24,64  0,92 

1  n  25,74  0,71 

2  „  18,08  4,19 

3  „  20,03  17,27 

4  „  8,30  46,41 

5  „  2,75  27,08 

6  n.  mehr  Stockwerken    0,25  2,99 

In  der  inneren  Stadt  mit  ihrem  teueren 
Baugrand  hatten  76,6%  aller  Hänser  Aber  3 
Stockwerke,  über  ^4  aller  Häuser  5  Stockwerke. 
1880  bansten  in  Berlin  über  100000  Be- 
wohner (1890:  117  702)  m  Kellerwohnungen, 
welche  znm  Teil  sehr  feucht  waren.  Insbeson- 
dere fehlte  es  in  den  Hofkellem  der  stark  be- 
völkerten Hinterhäuser  bei  kleinem  Hofraum 
an  Lnft  nnd  Licht.  Die  Zimmer  waren  mehr- 
fach noch  nicht  2  Meter  hoch,  manche  Keller 
lagen  2  Meter  unter  dem  Strassenniveau.  Ge- 
rade in  solchen  Kellern  wurden  zum  Teil  die 
nnsanbersten  Gewerbe  betrieben,  alte  Lumpen, 
Felle,  Knochen  aufgespeichert,  welche  nicht 
allein  durch  ihren  Geruch  den  Aufenthalt  ver- 
leidet«n,  sondern  auch  die  Gesundheit  der  Be- 
wohner gefährdeten. 

1861  gab  es  in  Berlin  3785  Wohnungen  in 
der  4.  Etage,  1880  war  deren  Zahl  auf  31  352 
gestiegen.  1890  wohnten  im  4.  Stock  nnd  höher 
63  326  Personen. 

Von  1000  bewohnten  Gebäuden  hatten  in 
Berlin 

nur       4  n.  mehr        Keller- 
Erdgeschoss  Stockwerke     wohnung 
1864  79  152  400 

1867  66  204  425 

1875  56  271  454 

1880  53  336  683 

1890  23  466  571 

1895  36  671  — 


Wie  in  Berlin,  so  hat  sich  auch  in  anderen 
Orten  die  Anzahl  der  Wohnungen  mit  4  nnd 
mehr  Stockwerken  in  den  letzten  Jahrzehnten 
vergrössert. 

Die  Wohndichtigkeit  ist  in  einzel- 
nen Bezirken  verschiedener  Städte,  insbe- 
sondere in  den  neueren  Stadtteilen,  nicht 
allein  sehr  gross,  sondern  hat  sich  in 
den  letzten  Jahren  mehr  und  mehr  er- 
höht Der  Begriff  dieser  Dichtigkeit  ist 
ein  sehr  verschiedener.  Er  kann  die  Anzahl 
der  Personen  umfassen,  welche  auf  einem 
Gnmdstücke,  auf  der  Flächeneinheit,  in  einem 
Hause,  in  einer  Wohnung,  in  einem  Zimmer 
oder  endlich  einer  Raumeinheit  zusammen- 
gedrängt wohnen.  Grundstück,  Haus,  Woh- 
nung und  Zimmer  sind  freilich  nicht  fest 
gegebene  Grössen;  aber  auch  der  Raumge- 
halt, welcher  auf  eine  Person  entfällt,  be- 
darf noch  einer  näheren  Bestimmung,  ob 
er  nur  Wohn-  und  Schlafgemächer  oder 
auch  Vorplatz,  Küche  etc.  umfasst.  Die 
Erläuterung  hat  hier  die  trockene  Zahl  zu 
ergänzen,  um  so  auch  den  Vergleich  zu 
ermöglichen. 

Nicht  minder  wichtig  als  die  Kenntnis 
der  Behausungsziffer,  d.  h.  der  An- 
zahl der  auf  ein  Grundstück  oder  ein  Haus 
entfallenden  Bewohner,  oder  der  Wohn- 
dichtigkeit, ist  diejenige  der  Benützung 
der  Wohnräume.  Kleine  überfüllte  Woh- 
nungen dienen  nicht  allein  zum  Aufenthalte 
bei  Tag,  sondern  auch  als  Schlafräume.  In 
denselben  werden  auch  oft  mancherlei  für 
die  Gesundheit  nicht  zuträgliche  Arbeiten 
vorgenommen,  welche  in  grossen  Wohnungen 
in  besondere  Räume  verwiesen  sind,  wie 
Kochen,  Waschen,  Bügeln  eta  Ist  die 
Kleidung  der  Bewohner  nicht  genügend,  so 
wird  leicht  eine  Abneigung  gegen  jede 
Lüftung  entstehen.  Allmählich  stumpfen 
dann  die  Nerven  derart  ab,  dass  auch  die 
durch  Kohlendampf  und  schädliche  Atis- 
dünstungen  geschwängerte  Luft,  deren  Wir- 
kungen dem  Bewohner  nicht  bekannt  sind, 
willig  ertragen  werden.  Zustände  dieser 
Art  werden  noch  erheblich  verschlimmert, 
wenn  Heizvorrichtungen  imd  Fensterver- 
schluss  unvollkommen  sind,  wenn  es  gar 
an  den  nötigen  Oeffnungen,  um  Luft  und 
Licht  durchzulassen,  fehlt,  wenn  die  Aborte 
schlecht  angelegt  sind,  ihre  Zahl  für  eine 
grosse  Bewohnermenge  unzureichend  ist, 
wenn  es  am  unentbehrlichen  Mobiliar,  ins- 
besondere an  den  erforderlichen  BettsteUea 
und  Bettzeug  gebricht. 

Wie  die  in  grossen  Städten  angestellten 
und  in  der  umfongreichen  litteratur  über 
die  Wohnungsfrage  mitgeteilten  Nachfor- 
schungen zeigen,  sind  noch  heute  die  Zu- 
.stände  vieler  Wohnungen  von  Angehörigen 
der  unteren  Klassen  die  denkbar  traurigsten. 
Es  giebt  in  London  wie  in  anderen  StAdten 
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noch  heute  Wohnungen,  welche  nicht  diesen 
Namen,  vielmehr  denjenigen  von  Höhlen 
verdienen,  bisweilen  »mehr  Aehnlichkeit  mit 
ViehstMlen  als  mit  menschlichen  Woh- 
nungen haben«  (Weil  in  einem  Berichte 
über  Strassburg)  und  bei  deren  »Beschrei- 
bung die  Feder  sich  sträubt«.  Eine  grosse 
Zahl  von  Menschen  ist  in  kleinem  Räume 
zusammengedrängt  Um  an  Miete  zu  sparen, 
werden  Aftermieter  und  Leute  angenommen, 
welche,  ausser  an  Sonntagen,  während  des 
Tages  nicht  anwesend  sind  und  nur  nachts 
ihre  Schlafstätte  in  der  Wohnung  haben 
(Schlafburschen,  Schlafmädchen).  Hierbei 
sind  nicht  immer  die  verschiedenen  Ge- 
schlechter räumlich  von  einander  getrennt 
In  einem  und  demselben  Räume  schläft  die 
ganze  Familie,  sowohl  kleine  Kinder  als 
auch  erwachsene  Söhne  und  Töchter. 
Eine  und  dieselbe  mangelhafte  Bettstelle 
dient  nicht  selten  drei,  ja  vier  Personen 
als  Lager.  Es  kommt  auch  vor,  dass  bei 
schichtweise  vorgenommenen  Arbeiten  ver- 
schiedene Personen  nach  einander  in  dem- 


selben Bette  schlafen  und  dass  das  Bettzeug 
in  langen  Zeiträumen  nicht  gewechselt  und 
gereinigt  wird.  Aber  es  schlafen  nicht 
immer  lediglieh  Angehörige  einer  FamUie 
im  gleichen  Räume,  oft  auch  teilen  Schlaf- 
leute mit  ihnen  das  gleiche  Zimmer.  Dabei 
kommt  es  vor,  dass  sowohl  Schlafburschen 
als  auch  Schlafmädchen  mit  der  Familie 
im  gleichen  Zimmer  übernachten,  dass  Wit- 
wer Schlafmädchen  und  Witwen  Schlafbur^ 
sehen  bei  sich  aufgenommen  haben.  Dana 
wird  auch  von  Fällen  berichtet,  in  denen 
bei  Schichtwechsel  der  Ehemann  bei  Tag 
in  dem  Wohnräume  sich  aufhielt,  während 
nachts  bei  Frau  und  Kindern  der  Schlaf- 
bursche übernachtete. 

Nicht  wenige  Wohnungen  verschiedener 
Städte  haben  kein  heizbares  Zimmer  oder 
es  besteht  die  Wohnung  für  die  ganze  Fa- 
milie nur  aus  der  Küche. 

Im  allgemeinen  ist  die  Wohndichtigkeit 
am  grössten  im  Mittelpunkt  der  Städte,  sie 
wird  um  so  geringer,  je  weiter  man  sich 
von  demselben  entfernt. 


Nach  Hasse  war  1890  die  Dichtigkeit  (Anzahl  der  Bewohner)  auf  1  qkm  je  fOr  die  Bing- 
flächen  in  einer  Entfernung  vom  Mittelpunkte  zwischen : 

0—0,5  km  0,5—1  km    1,0—2,0  km    2,0-3,0  km  3,0—4,0  km    4,0—5,0  km 


in  den  Städten 

Amsterdam 

Breslau 

Kristiania 

Dresden 

Frankfnrt  a.  M. 

Leipzig 

Mttnchen 

Wien 


SS  416 
60639 
20490 
27718 

50511 
32021 
34650 
46423 


40274 
24841 
21  864 
27892 
18936 
27  720 
30312 
18065 


24508 
22215 

14338 
12376 
8209 
12312 
16852 
38894 


3  611 
1349 

4  102 

5  473 
1807 

6  668 
5  080 

25234 


443 
515 
728 

2138 

925 

2275 

593 
13205 


46 
165 

54 
766 

369 
709 

91 
4607 


Die  Dichtigkeit  hat  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten fast  in  allen  Städten  ziemlich  stetig 
zugenommen. 

Auf  1  ha  Gesamtfläche  kamen  im  Durch- 
schnitt Bewohner  im  Jahre: 


Paris 
Berlin  . 
London . 


Berlin   Leipzig   Dresden    Frank-    Breslau 
fnrt  a.  U. 


Innsbruck 
Bränn  . 
Oraz 
Lemberg 
Salzburg  ' 
Linz.    . 


Auf  1  ha  verbaute  Fläche  (Häuser  und  Hof- 
räame)  war  1890  die  Zahl  in 


1880 

1890 

283 

310 

185 

249 

121 

13s 

128,4 

132,4 

66,9 

76,0 

50,8 

55.4 

45,3 

52,0 

34,3 

40,0 

28,4 

31,1 

22,7 

26,0 

Berlin       745 
Wien         650 

Prag         555 
Stattgart  454 


Dresden  318 

Cöhi  305 

Hamburg  292 

Manchen  24B 


Auf  ein  bewohntes  Grundsttlck  kamen  Be- 
-wohner  in 


1861  48 

1864  50 

1867  51 

1871  57 

1875  58 

1880  61 

18aS  67 

1890  73 

1895  72 


34 
35 
37 
38 
39 
41 
34 
35 


30 
30 
32 
32 

34,5 

35 

36 


16 
17 
17 
18 
19 
20 


46 
45 
45 

49 
SO 
5« 


Die  Zahlen  waren  ferner 
in  1885 

Hamburg  .  31,5 
Mttnchen  .  29,4 
GörUtz  .  .  25,5 
Chemnitz  .  — 
Auf  je  einen  Bewohner 
eine  Fläche  von 

1858 
1871 
1880 
1890 


1890 

31,8 
26,6 
34,6 
entfiel  in  Berlin 


121  qm 

72    „ 

54      n 

41     „ 

In  Wien  war  die  Zahl  1880  76  und  1890  66; 
Die  Dichtigkeit  auf  die  Flächeneinheit  hat 
zum  Teil  infolge  davon  zugenommen,  dass  mehr 
Stockwerke  anfgebaut  wurden,  teils  aber  auch 
infolge  davon,  dass  in  ein  und  derselben  Woh- 
nung sich  mehr  Menschen  znsanunendrSngten. 
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Auf  ein 
wohner  in 

Berlin 

1880  44,9 
1890    52,6 

und  in 

Budapest 

1881  38,66 


bewohntes   Gebäude   kamen    Be- 


München 

19,2 

22,4 


Hamburg;   Posen  Breslau 


l6,2 

20,1 


43,8 


Paris 
32,48 


Prag 
42,60 


33,2 
35,4 

Wien 
58,70 


dagegen  in 

London  Liverpool  Manchester  Birmingham 

1881  7,9  6,0  5,1  5,1 
1891    7,6           5,7               5,0  5,0 

und  in 

Brüssel  m.  Vorst.   Antwerpen  Gent  Verviers 
1890  8,45  7,09  4,74       10,62 

Von  1000  Grundstücken  hatten  in  Berlin 
11  und  mehr  Wohnungen: 

1861  364  1880  562 

1864  413  1890  654 

1867  456  1895  666 

1871  499 

Im  Durchschnitt  kamen  auf  ein  Omndstfick 

1882  14,9,  1892  18,5  und  1897  19,8  Wohnungen. 
Die  Durchschnittszahl  ist  seit  längerer  Zeit  von 
Jahr  zu  Jahr  gestiegen. 

Berlin 


Von  1000 

Grandstücken 

hatten  in 

Bewohner: 

51-100 

über  100 

1875 

347 

131 

1880 

355 

»50 

1885 

358 

192 

1890 

362 

228 

1895 

358 

226 

In  Breslau 

waren  die  Zahlen 

1875 

259 

66 

1880 

280 

63 

1885 

307 

85 

1890 

323 

78 

1895 

348 

86 

und  in 

Hamburg 

1890 

120 

67 

München 

1890 

140 

14 

1895 

144 

70 

Frankfurt  a.M.  1890 

36 

4 

Von  1000  Einwohnern  wohnten  in  Berlin  im 


Im  ehemaligen  Gemeindebezirke  von  Wien 
waren  1890  unter  10000  Gebäuden  solche  mit 
Wohnungen 

1  912 

2  428 

3  374 

4  329 

5  365 
6—10   2735 

11—20       3664 
21 — 30        1278 

Gegen  1880  hat  die  Belativzahl  der  G«bäude 
mit  1 — 10  Wohnungen  abgenommen,  diejenige 
der  Übrigen  Gebäude  mit  über  10  Wohnungen 
aber  hat  sich  vergrössert  Im  1.  Bezirk  hatte 
1890  nahezu  die  Hälfte  aller  Gebäude  6—10 
Wohnparteien,  über  V4  hatte  davon  11 — 20;  im 
3.  Bezirk  gab  es  37<>/«  mit  11—20  Wohnpar- 
teien. 


31—40 

344 

41—50 

93 

51—60 

37 

61—70 

18 

71—80 

9 

81 — 90 

7 

flber9o 

7 

Tr»ii«-        dritten     vierten  etc. 
^«"«■^               Stockwerke 

1861 

95             «50 

36 

1864 

94             168 

54 

1867 

92             177 

70 

1871 

108             176 

79 

1875 

102             179 

116 

1880 

92             181 

'55 

1890 

77             20a 

205 

Die  durchschnittliche  Zimmerzahl  der  Woh- 

nungen betrug  in  Berlin 

1871     2,48  Zimmer 

1880    2,29       , 

1890    2;.4       : 

femer  1890 

in 

Breslau           2,07        „ 

Leipzig           3,54 
Frankfurt  a.M.  4,52        „ 

Hamburg         3,45        „ 

1867  lebten  in  Berlin  290000  Menschen 
in  Wohnungen  mit  nur  1  heizbaren  Zimm« 
(1890  war  die  Zahl  676475,  1895  710322)  und 
zwar  Familien  mit  durchschnittlich  5  KOpf», 
6000  Personen  (Familien  mit  durchschnittlich 
4  Köpfen)  in  Wohnungen  ohne  alle  Heixgelegen- 
heit  (1890  war  die  Zahl  8324,  1895  10  S»), 
1885  war  die  Zahl  der  Wohnungen  mit  nur  1 
heizbaren  Zimmer  (ausser  Küche  und  unheil- 
baren Räumen)  162493  (1890  183291,  1895 
202943). 


Davon  hatten 
46  141  Wohnungen     5—9 
554  »  10—14 

5  „  15-19 

2  -         über  20 


Bewohner 


31  420  Wohnungen  mit  71 767  Bewohnern 
hatten  nur  einen  Wohnraum  (Stube  oder  KQche). 
1895  lebten  von  1000  Bewohnern  in 


Berlin  München 

in  1  nicht  hzb.  Z.      6,4  2,2 

in  1  hzb.  Z.  ohne\  t 

Nebengelass     l.,_. 

in  1  heizb.  Z.  mitj*^''^  ( 

Nebengelass     )  i9i,7J 
in  2  heizb.  Z.mit 

Nebengelass      295,2  277,4 


Breslau 
0,8 

116,61 

300,5 


739,0   545,0 


754,6 


In  Wien  gab  es  1890/91  23921  Wohnungen 
mit  nur  einem  Wohnräume,  und  zwar  bestand 
dieser  Raum  aus 

einer  Küche     bei      306  Wohnungen 
einer  Kammer  „14814  „ 

einem  Zimmer  „    8801  „ 

Die  Zahl  der  übervölkerten  Wohnung», 
d.  h.  solcher,  in  denen  auf  1  Wohnraum  (Zimmer, 
Kammer,  Vorzimmer,  Küche)  4  und  mehr  Per- 
sonen kamen '),  war  im 


')  Die  Berliner  Statistik  bezeichnet  ais  fiber- 
völkert  diejenigen  Wohnungen,  welche  mehr 
Bewohner  haben,  als  im  Durchschnitt  auf  eine 
Wohnung  entfallen. 
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Gemeindegebiet 
ehemaliges 
neu  zugewachsenes 


Wohnungen      Bewohner 
4928  37  5 10 

7507  52821 


Zusammen     12  435 


90331 


Die  meisten  derselben  befanden  sich  im 
EtdgeschoBs. 

Nach  Bertillon  betrug  der  Anteil  der  ttber- 
fOllten  Wohnungen  (d.  h.  mehr  als  2  Personen 
pro  Baum)  in 

auf  1000  Einw. 
Paris  (1896)  149 

London  (1891)  200 

BerUn  (1895)  280 

Wien  (1890)  280 

Budapest  (1891)  740  (?) 

St.  Petersburg  (1890)  460 

Moskau  (1882)  310 

Nach  Leuthold  (vor  1885)  kam  es  vor,  dass 
Arbeiterfamilien  mit  2 — 3  Eändem  eine  Kammer 
von  8  Quadratmetern  bewohnten.  In  Posen 
wurden  1885  vielfach  Stuben  mit  22  Quadrat- 
meter Orundfläche  von  3  Familien  zusammen 
bewohnt.  In  Breslau  waren  1895  von  88397 
untersuchten  Wobnungen  3012,  also  34  "/oo  über- 
vClkeri;  sie  hatten  im  Durchschnitt  6,9  Be- 
wohner und  auf  je  100  Betten  164  Schläfer. 

In  London  wohnen  nach  Aschrutt  über 
60000  Familien  je  nur  in  einem  Baume.  In 
den  Provinzialstädten  ist  es  besser,  doch  sind 
hier  die  Häuser  oft  zu  eng  zusammengebaut. 

Im  allgemeinen  ist  die  Wohndichtigkeit 
um  so  grjisser,  je  kleiner  die  Wohnung.  In 
Berlin  entfiel  1880  auf  ein  heizbares  Zimmer 
in  Wohnungen  mit 

heizbaren  Zimmern 
12        3       4    5—7    8  etc. 
Bewohner  pro 

Zimmer        3,75   2,23    1,56    1,28  1,01     0,78 
Bewohner   im 

ganzen  3,75   4,46  4,68   5,12  6,06     6,24 

Aehnliche  Ergebnisse  liegen  aus  anderen 
Orten  vor. 

Eine  eigentümliche  Erscheinung  der  aller- 
jOngsten  Zeit  ist  aber  in  den  deutschen 
Grossstädten,  besonders  in  Jjeipzig,  Frankfurt 
a.  M.  und  HJamburg,  die  Abnahme  der  ein- 
zimmerigen  Wohnungen  und  gleichzeitige 
Zunahme  der  2-  und  3  zimmerigen.  Diese 
Entwickelung  bedeutet  nach  Lindemann, 
dass  die  Abneigung  der  Bauunternehmer 
gegen  den  Bau  kleiner  Wohnungen  im 
Wachsen  ist  und  sich  daher  zwischen  den 
Hausbesitzer  und  die  eigentlichen  Mieter  ein 
24ittelsmann  einschiebt,  der  Zimmer  Ver- 
mieter, auf  den  der  Hausbesitzer  das 
Risiko  ganz  oder  teilweise  abwälzt  und  der 
daher  seinerseits  zur  Steigerung  der  Miet- 
preise beiträgt 

Die  Anzahl  der  Aftermieter  (Cham- 
bregarnisten),  d.  h.  jener  Personen,  welche 
>von  dem  Wohnungsinhaber  einen  bestimm- 
ten, räumlich  abgegrenzten  Teil  der  Woh- 
nung in  Aftermiete  übernommen  haben«, 
ebenso  diejenige  der  Schlafleute  (Bett- 
geher) ist  in  der  neueren  Zeit  verhältnis- 
mässig gross  geworden   und   zwar  infolge 


davon,  dass  die  grossen  Städte  viele  unver- 
heiratete Leute  anzogen,  welchen  gern 
Zimmer  oder  nur  Betten  gegen  Bezahlung 
abgelassen  wurden. 

Der  eben  erwähnten  Entwickelung  ent- 
sprechend ist  ihre  Zunahme  besonders  gross 
in  den  Wohnungen  mit  2  und  3  heizbaren 
Zimmern. 

1880  gab  es  in  Berlin  32298  Haushaltungen, 
d.  h.  15,3  "10  aller  mit  Schlafleuten,  darunter  1 
Haushaltung  mit  34,  eine  andere  mit  9  männ- 
lichen und  2  weiblichen,  7  mit  10  Schlafleuten ; 
1663  Haushaltungen  hatten  je  einen  Schlaf- 
burschen und  1  Schlafmädchen.  15065  Haus- 
haltungen hatten  nur  1  Kaum,  darunter  hatten 
6953  noch  1  Schlafburschen,  4132  noch  1  Schlat- 
mädchen,  1790  2  männliche,  607  1  männlichen 
und  1  weibliche,  721  2  weibliche,  357  3  männ- 
liche ScUafleute.  In  einem  Falle  kampierten 
bei  einem  mit  Kindern  gesegneten  Ehepaar  in 
einem  Raum  7  Schlafburschen  und  1  Schlafmäd- 
chen, in  einem  anderen  hatte  eine  Frau  in 
ihrem  Wohnräume  10  Schlafburschen.  Die  An- 
zahl der  Schlafgänger  war  1880  59  087,  1885 
84  687  und  1890  95  365. 

In  Leipzig  zählte  man  1890  5007  Haus- 
haltungen mit  Schlafleuten  in  Wobnungen  mit 
1  heizbaren  Zimmer.  Dabei  kam  es  nicht  allein 
vor,  dass  ein  Ehepaar,  ein  einzelner  Mann  oder 
eine  einzelne  Frau  männliche  oder  weibliche, 
sondern  dass  sie  auch  männliche  und  weibliche 
Schlafleute  hielten.  27137  Kinder  waren 
dem  Einflüsse  des  Schlaflentewesens  ausgesetzt 
(Hasse). 

In  Leipzig  haben  30 '/o,  in  Berlin  23»/„,  in 
München  31''/„,  in  Breslau  20,7";j  aller  Wohnungen 
familienfremde  Elemente,  Zimmermieter  oder 
Schlafg&nger,  bei  sich.  Die  Wohnungen  mit 
Schlafburschen  betrugen  1890  in 


Leipzig 

i75'o« 

Frankfurt  a.  M. 

62   „ 

Breslau 

'25     n 

Berlin 

'58     „ 

Dresden 

92     n 

Es  gab  Haushaltungen  mit  Schlafleuten  in 
Wohnungen  mit  ?  heizbaren  Zimmern  "00 

12  3  4 

1890     290  477  185  47 

1895     247  504  201  48 

In  Wien  waren  1890  von  allen  Wohnungen 
mit    Aftermieter,  ohne      Bettgeher  i4.3",4 

ohne  „  mit  „         '4,o  „ 

mit  „  u.  mit  „  3,8  „ 


ohne 


u.  ohne 


Sehr  viel  lässt  auch  die  Art  und  Weise  zu 
wünschen  übrig,  wie  oft  die  Dienstboten,  Kellner 
etc.  untergebracht  sind.  Oft  werden  wand- 
schrankartige Kojen  auf  den  Korridoren  be- 
nutzt, oder  es  wird  allabendlich  eine  Matratze 
in  die  Küche  gelegt,  oder  die  Schlafräume  be- 
finden sich  in  den  Unbilden  der  Witterung  aus- 
gesetzten Dachräumen. 

Viele  Mieter  befinden  sich  als  echte 
»Wohnungsnomaden«  auf  fortwährender 
Wanderschaft,  um  neue  Wohnungen  zu 
suchen,   und   zwar  ist   der  Wohnungs- 
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"Wechsel  um  so  häufiger,  je  niedriger  der 
Mietpreis.  Hierbei  wirkt  der  Umstand  sehr 
ungünstig,  dass  bei  kleinen  Wohnungen  die 
Kündigungsfrist  vielfach  sehr  kurz  bemessen 
ist.  Der  Mietei-,  welchem  gekündigt  worden 
ist,  gerät  infolge  davon,  dass  er  sich  ein 
Unterkommen  unbedingt  suchen  muss,  in 
eine  Notlage.  Die  Häufigkeit  des  Umzugs 
verteuert  aber  die  Wohnung,  nicht  allein, 
weil  der  Umzug  selber  kostspielig,  sondern 
auch,  weil  durch  ihn  das  Mobiliar  dem  Ver- 
derben ausgesetzt  ist. 

Im  Oktober  1872  wechselten  in  Berlin 
240000  Personen,  also  nahezu  'L  der  Bevölke- 
rung, die  Wohnung.     Die  Zahl  der  Umzüge 


war  un 

1887 

1.  Quartal  8  i86 

2.  „      61057 

3.  „       10 108 

4.  „      66  932 


1891 
12  113 

74  745 
15872 
91  466 


146  283 


194196 


1880  machten  nach  der  Bezngsdaner  von 
allen  Wohnungen  aus  Prozente: 

Jahre      Berlin     Breslau      Dresden      Leipzig 
~    "  26,6 

«5,7 

11,8 

8,0 

37,9 


a 


28,9 

2,3 
17,6 

",7 

7,1 

31,0 

Um  die  Umzüge  und  die  von  Zeit  zu 
Zeit  nötigen  Reparaturen  bewerkstelligen 
zu  können,  muss  ein  Teil,  etwa  21/2 — 3% 
der  Wohnungen  immer  leer  stehen.  Je  nach 
dem  Stande  der  Nachfrage  und  der  Bau- 
lust wird  diese  Normalzahl  bald  über- 
schritten, bald  auch  nicht  erreicht. 

In  Berlin  war  1867  der  Prozentsatz  6,6, 
von  da  ab  sinkt  er  bis  1873  auf  0,59,  steigt 
dann  stetig  bis  1879  auf  7,78,  sinkt  hierauf 
wieder  von  Jahr  zu  Jahr  bis  auf  2,08  in  1886, 
stieg  aber  inzwischen  wieder  bis  auf  5,15  in 
1896  und  sank  1897  wieder  auf  4,71.  Am  1. 
Oktober  1890  war  der  Prozentsatz  in 


0—1 
1-2 

35.0 
19,6 

?l 

2 
0 

29,1 
17,0 

2-3 
3-4 

über  4 

12,9 

8,1 

24,4 

27,0 

11,7 

7,8 
34,4 

1895 

waren  die  Zahlen: 

Jahre 

§ 

1 

1 

1 
Kl 

1^ 

6 

0-Vs 
1-2 

19,6 
12,1 
17,6 

19,5 
18,3 

19,2 
10,7 
16,2 

15,6 
10,4 
16,9 

25,8 
15,6 
21,3 

2-3 

3-4 

ttber  4 

11,5 

7,5 

30,8 

11,9 

7,4 

30,3 

8,2 
33,4 

12,6 

9,1 

35,5 

6,5 
16,3 

Breslau 

8,0 

Hamburg 

2,7 

München 

5,7 

Lübeck 

2,5 

Kiel 

5,0 

Altona 

2,3 

Frankfurt  a.  M. 

3,3 

Königsberg 

1,9 

Dresden 

3,1 

Hannover 

1,3 

In  Wien  waren  unbewohnt  1866  0,38,  1867 
0,18 ",0  (Wohnungsnot;    die    Mieter   steigerten 


sich  selbst,  um  ihrer  Wohnungen  sicher  zu  sein), 
1880  war  der  Prozentsatz  1,6,  1890  4j3»/o.  Aller- 
dings wurden  zu  den  leer  stehenden  Wohnungen 
auch  solche  eingerechnet,  die  im  Neubau  be- 
griffen, und  geräumte,  welche  zum  Demolieren 
bestimmt  waren. 

Der  Mietpreis  ist  je  nach  Lage,  Be- 
schaffenheit und  Grösse  der  Wohnungen 
verschieden.  Im  allgemeinen  ist  er  seit 
einer  längeren  Reihe  von  Jahren  gestiegen, 
teils  infolge  der  stetigen  Zunahme  der  Nach- 
frage, teils  auch  infolge  von  Verbesserungen. 
Der  Prozentsatz,  welchen  er  vom  Einkommen 
des  Mieters  ausmacht,  ist  im  allgemeinen 
um_  so  kleiner,  je  grösser  das  Einkommen 
ist.    (Schwabesches  Gesetz.) 

In  Berlin  wurde  1872  bezahlt  ein  Quadrat- 
meter Bauland  unter  den  Linden  mit  1270,  in 
der  Leipziger  Strasse  mit  630,  in  anderen  Lagen 
mit  63—100  Mark.    Es  war 

Versicherte 

Ende  Grundstücke 

Zahl  m.  M.  1000  M. 

1880        18 138  1959  108 

1885        19385  2287  118 

1890  21341  2937  138 

1891  21 783  3080  141 
1897        23610  3724  158 

Es  war  ferner,  wenn  der  Mietertrag  mit 
5'/'»*/o  (IS-fach)  kapitalisiert  wird, 
Grund-       Miet-      dieser  ka- 


Feuerversiche-  i.Durchschn. 
rungssnmme    a.  1  Grundst. 


1888 
1885 
1890 
1891 


stücke 
Zahl 
19234 
20428 
22372 
22796 


ertra« 
MUI.a 
167 
196 
268 
284 


i.  D.  auf 
pitalisiert   1  Gmndst. 


MiU.  M. 
3001 
3530 
4847 
5109 


1000  M. 
156 
173 
217 
224 


Ziehen  wir  von  den  letzten  Durcbschnitts- 
summen  die  ersten  ab,  so  ergeben  sich  für  den 
Grund  und  Boden  allein  1880  48000,  1885  55000, 
1890  79000, 1891  83000  Mark,  bei  den  Gebäuden 
in  11  Jahren  eine  Steigernns  um  30%,  bei  dem 
Bauterrain  um  73  %•  Der  Preis  des  letzteren 
verhielt  sich  zu  dem  der  (Jebäude  1S)1  wie 
40:68.  Engel  bezifferte  1873  das  VerhSltnis 
auf  40:60. 

In  Wien  war  1890  der  Mittelpreis  ein« 
Quadratmeters  Baugrund  der  inneren  Stadt  385  fl., 
am  vorderen  Teile  des  Stefansplatzes  100  fl.,  am 
Graben  700  fl.,  in  den  Nebenstrassen  70  fl.,  in 
den  übrigen  Teilen  von  Wien  1—88  fl. 

Der  durchschnittliche  Mietpreis  einer  Woh- 
nung war  in  Berlin  1815  117,  IS»  255,  1873 
513,  1882  597  und  1892  674  Mark.  Es  waren 
in  %  der  Gesamtzahl  Wohnungen  zu  einem 


Mietpreis 
bis  30  Thlr. 

31-50      „ 
51—100    „ 

1815 

16,9 
13,8 

1872 

4,9 
16,6 

38,3 

Mietpreis 

1816 

1872 

1886 

1891 

bis  300  M. 
300—600   „ 
600—900   „ 

89,0 
7,6 
2,0 

59,8 
20,9 

7,4 

54,5 
8,1 

49,9 

26,3 

8,6 

900— 12U0„ 
1200— 1500  „ 

Über  1500  „ 

0,7 
0,3 
0,4 

4,0 

5,5 

4,4 

2,7 
7,2 

4,7 
2.8 

7,7 
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In  Leipzig  war  der  Mietpreis  für  1  heiz- 
bares Zimmer  dnrchschnittlich 
1867     132  M. 
1875     175   n 
189Ü     189   „ 

■Seit   1889  trat  ein  kleiner  Bückgang  ein. 

1895  war  nach  Neefe  der  Durchschnittepreis 
filr  ein  heizbares  Zimmer  in 

Überhaupt      Keller      4.  Stock 
Hark 
Breslau  152  —  — 

Hamburg  181  144  149 

Hannover  180  —  — 

Königsberg  165  136  138 

Leipzig  153  105  125 

Nach  Schwabe  machte  in  Berlin  1867  die 
Miete  vom  Einkommen  ans  bei 

900  M.  24,1  %  6000  M.  20,6% 

1500  „   22,1  „  12000   „    15,1  „ 

3000  „   27,6  .  30000  „     9,2  „ 

4500  V  33,4  „ 

Aus  einer  grösseren  Zahl  von  Fällen  wur- 
<len  für  Einkommen  bis  600  Mark  ermittelt  in 
Hamburg  (1882)  26,5,  Breslau  (1880  und  zwar 
für  67»  0  aller  Bewohner)  28,7,  Leipzig  (1876) 
29,9,  Dresden  (1880)  26,87».  In  Frankfurt  a.  M. 
kamen  nach  Flesch  Fälle  vor,  in  denen  Leute, 
welche  Kinder  hatten,  mit  einem  Wochenver- 
dienste  von  18 — 20  M.  monatlich  30  Mark  für 
zwei  kleine  Zimmer  zahlen  sollten. 

In  London  geben  nach  Aschrott  88  »o  der 
Bewohner  mehr  als  '^  ihres  "Verdienstes  für 
"Wohnungen  ans. 

Im  allgemeinen  ist  der  Mietpreis  für 
kleine  "Wohnungen  verhältnismässig  höher 
als  fOr  grosse,  der  Quadratmeter  Baufläche 
kommt  für  jene  oft  absolut  höher  als  für 
diese.  Dies  beruht  zunächst  darauf,  dass 
auch  die  Kosten  bei  kleinen  "Wohnungen 
trotz  schlechterer  Einrichtung  und  Aus- 
stattung verhältnismässig  höher  sind,  wie 
die  Aufwendungen  für  Strassenanlagen, 
Kanalisation,  "Wasserleitung,  Feuersicherheit, 
Treppeti  etc.  Verwaltung  und  Mieteinzug 
sind  schwieriger,  die  Gefahr  des  Mietaus- 
falles ist  grösser.  Die  "Wohnungen  werden, 
zumal  bei  starker  Ueberfülluiig,  weniger 
schonend  behandelt  und  mehr,  insbesondere 
bei  häufigem  Umzüge  beschäidigt.  Wegen 
der  Schwierigkeiten  und  Unannehmlichkeiten 
der  Verwaltimg  und  des  grösseren  Risikos 
ist  das  Angebot  an  kleineren  Wohnungen 
verhältnismässig  klein.  So  wird  denn  bei 
starker  Nachfrage  der  Preis  noch  mehr  in 
die  Höhe  getrieben.  Sucht  man  durch 
"Weitervermietung  an  Aftermieter  und  Schlaf- 
lente  die  Wohnung  zu  verbilligen,  so  wird 
hierdurch  auch  das  Risiko  für  die  Vermieter 
erhöht,  ihre  Wohnung  bei  Rückstand  und 
Ausfall  von  Zalilungen  verteuert.  Dazu 
kommt,  dass  gerade  die  Möglichkeit  der 
"Weitervermietung  einen  höheren  Mietpreis 
erträglicher  macht  und  so  eine  Steigenmg 
von  Nachfrage  und  Preis  bewirkt. 


Unter  diesen  Umsf  änden  ist  die  Stellung 
des  Mieters  dem  Vermieter  gegen- 
übe r  eine  verhältnismässig  ungünstige.  Jener 
befindet  sich  häufig  in  einer  Zwangslage,  wel- 
che besonders  bei  grossen  kinden-eiclien  Fa- 
milien, an  die  nur  ungern  vermietet  wird,  sehr 
empfindlich  werden  kann.  Die  Freiheit  des 
Mietvertrages  wird  darum  häufig  als  eine 
Fiktion  bezeichnet;  die  Verträge  enthielten 
vornehmlich  Rechte  für  den  Vermieter, 
Pflichten  für  den  Mieter.  Jener  ersctheint 
als  der  »Haustyrann«,  das  Mietsverhältnis 
als  ein  Abhängigkeitsverhältnis  oder  als  ein 
»Wohnungsfeudalismusi  (Röscher),  welcher, 
da  er  keine  Fürsorgepflichten  umschliesse, 
drückender  sei  als  derjenige  der  früheren 
Zeit. 

Nun  sind  freilich  nicht  alle  Hauseigen- 
tümer in  rosiger  Lage,  selbst  wenn  die  wirk- 
lich aufgewandten  Baukosten  etc.  durch  die 
Miete  übermässig  hoch  verzinst  werden. 
Rentable  Miethäuser  werden  zu  einem  der 
Reineinnahme  entsprechenden  Preise  ver- 
kauft. Der  neue  Erwerber  zieht  erst  bei 
weiterer  Mieterhöhung  selbst  eine  Rente. 
In  kurzer  Zeit  gehen  Häuser  oft  durch 
mehrere  Hände.  "Wie  die  Erbauer,  so  sind 
auch  die  jeweiligen  Eigentümer  meist  nicht 
in  der  Lage,  Bauatifwand  und  Kaufpreis  aus 
eigenen  Mitteln  bar  zu  erlegen.  So  wenlen 
denn  Hypotheken  oft  von  einer  solchen  Höhe 
aufgenommen,  dass  der  Hausbesitzer  mehr 
nur  als  Verwalter  für  die  Hypotheken- 
gläubiger erscheint  und  bei  allen  I^ten  der 
VerwsQtung  nur  die  Annehmlichkeit  hat, 
sicher,  allenfalls  auch  nur  selbst  billig  im 
eigenen  Heim  wohnen  zu  können. 

Nach  Berthold  sind  in  Berlin  die  Eigen- 
tümer nur  zu  '/»  des  Hauswertes  wirkliche  Be- 
sitzer, zu  80*/,  verschuldet.  Besonders  die 
Mietskasernen  wechseln  oft  den  Eigentümer. 
Die  Verkäufe  umfassten  von  den  im  Mietsteuer- 
kataster geführten  Grundstücken  ans  1881  10,4, 
1886  15,5,  1890  14,9%.  Die  gesamte  Hypo- 
thekenlast aller  Grundstücke  war  1881  2103 
und  1890  3542  Mill.  Mark  (m  Alt-Leipzig  1884 
227  und  1891  337  MiU.  Mark).  Bei  einem  Zins- 
fnss  von  4%  sind  jährlich  über  140  Mill.  Mark, 
im  Durchschnitt  auf  den  Kopf  der  gesamten 
Bewohnerschaft  90  Mark  Zinsen  zu  bezahlen. 

Nach  Eberhardt  betrug  die  gesammte  Boden- 
verschnldnng  in  Deutschland  (wovon  der 
grösste  TeU  auf  die  städtische  entfällt)  1900 
schätzungsweise  über  42  Milliarden  Mark,  wel- 
che für  jährliche  Zinsdeckung  an  2  Milharden 
erfordern,  während  die  jährliche  Zunahme  der 
Bodenverschnldung,  die  wiederum  hauptsächlich 
die  Städte  betrifft,  dnrchschnittlich  mindestens 
1,7  MUUarden  betagt. 

Auf  Grund  der  angestellten  Unter- 
suchungen ergiebt  sich  im  allgemeinen, 
dass  es  in  vielen  Orten  an  einer  ge- 
nügenden Anzahl  kleiner  guter  und  dabei 
hinreichend  billiger  Wohnungen  fehlt. 
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IV.  Bedentang'der  Wohnung  und  Ein- 
flnsg  schlechter  Zustände. 

Die  Wohnung  soll  uns  nicht  allein  ein  Ob- 
dach sein,  nicht  allein  Schutz  gegen  widrige 
Einflüsse  der  Witterung  bieten,  sie  soll  auch 
ein  behagUches  Heim  trauter  Häuslichkeit 
sein,  wo  nach  der  Arbeit  Ruhe,  Erholung 
und  Zerstreuiuig,  bei  Krankheit  gut©  treue 
Pflege  zu  finden  ist,  wo  der  Liebe  und  der 
AnhäugUchkeit,  gegenseitiger  Fürsorge  und 
allen  häuslichen  Tugenden  eine  Stätte  echten 
Gedeihens  bereitet  ist.  Die  hohe  Bedeutung 
der  Wohnung  ist  von  jeher  im  Hausrechte 
gewürdigt  worden,  sie  wurde  im  englischen 
»home  sweet  home«,  im  deutschen  Worte 
»Mein  Haus,  meine  Burg«  (»my  house  is 
my  Castle«)  anerkannt.  (Vergl.  auch  §§ 
123,  124  und  342  des  R.StG.B.,  Art  6  der 
preuss.  Verfassungsiu-kunde  u.  a.)  Die  Be- 
griffe Familie  und  Wohnung  sind  kaum  von 
einander  zu  scheiden. 

In  Bezug  auf  gute  Beschaffenheit  sowie 
brauchbare  und  geschmackvolle  Einrichtung 
der  Wohnung  sind  darum  hohe  Anforde- 
ningen  zu  stellen  und  zwar  um  so  höhere, 
je  ungünstiger  der  Einfiuss  mangelhafter 
Wohnungszustände  ist. 

In  schlechten  feuchten  Wohnungen  mit 
mangelhafter  Heizung,  Lüftung  und  Beleuch- 
tung, ungenügender  Wasserversorgung,  un- 
zulänglicher Abfuhr  von  Unrat,  imzureichen- 
der  Anlage  von  Aborten  u.  dergl.  leidet  vor 
allem  die  G  e  s  u  n  d  h  e  i  t.  Den  übervölkerten 
Wohnungen  wird  nicht  die  nötige  frische 
Luft  zugeführt,  auf  Reinigung  und  Rein- 
haltung weniger  Sorgfalt  verwandt.  Für 
Epidemieen,  Cholera  etc.  liefern  infolgedessen 

ferade  die  kleinen  Wohnungen  das  grösste 
'ontingent  an  Kranken,  in  ihnen  ist  die 
SterbUchkeit,  insbesondere  die  Kindersterb- 
lichkeit am  grössten.  Allerdings  sind  es 
die  an  der  Wohnung  haftenden  Ursachen 
oder  diejenigen  der  nächsten  Umgebung  nicht 
allein,  welche  einen  hohen  Krankheitsstand 
und  grosse  Sterblichkeit  bedingen.  Letztere 
sind  zum  Teil  auch  die  Wirkung  anderer 
Umstände,  der  Ernährung,  Anspannung  durch 
Ariicit,  Art  der  BeschäSftigung,  überhaupt 
der  gesamten  Lebensverhältnisse.  Doch 
hängen  eben  diese  ganz  oder  zum  Teil  mit 
der  Wohnung  zusammen,  sie  sind  es,  welche 
zu  engem  Wohnen  nötigen. 

In  Beriin  waren  1885  die  Sterbefälle  iu 
*oo  der  Bevölkerung  in  Wohnungen  von 

1  Zimmer    ....    163,5 

2  Zimmern  ....      22,5 

3  Zimmern  ....        7,5 

4  nnd  mehr  Zimmern      5,4. 
und  im  Durchschnitt  2ü,l. 

Nach  den  Angaben  von  E.  Sax,  welche  frei- 
lich einer  3  Jahrzehnte  hinter  uns  liegenden 
Zeit  entstammen,  waren  im  Durchschnitt  auf 
1  Haus 


u 


Bewoh- 
ner 

London  .  .  8 
Berlin  .  .  32 
Paris.  .  .  35 
Petersburg  52 
Wien     .    .  55 


Sterblich-  uneheL  Oebonen 

keit  in  "/o«  in  %  der  ehe! 

24  4 

25  16 
28  20 
41  26 
47  51 


Diese  wie  auch  andere  2iahlen  sind  zwar 
cum  grano  salis  zu  nehmen,  aber  sie  geben 
doch  im  allgemeinen  einen  richtigen  Auf- 
schluss. 

Mehrfach  hat  man  gefunden,  dass  Ge- 
sundheitsverhältnisse und  Sterblichkeit  in 
Kellerwohnungen  günstiger  sind  als  in  den 
Dachwohnungen.  Dies  rührt  zum  Teil  da- 
her, dass  die  Wärmeverhältnisse  im  Keller 
günstiger  sind  (kühler  im  Hochsommer, 
wärmer  im  Winter),  bisweilen  auch  daher, 
dass  die  höher  gelegenen  Wohnungen  mehr 
von  kränklichen  Personen  aufgesucht  werden. 

In  8  i  1 1 1  i  c  h  e  r  Beziehung  wirken  Mangel- 
haftigkeit der  Wohnung  und  grosse  Wohn- 
dichtigkeit in  mehrfacher  Hinsicht  ungünstig. 
Sind  die  Räumlichkeiten  ungenügend,  so 
bietet  sich  fortwährend  Anlass  zu  Zwistig- 
keiten.  An  Orten,  wo  aber  immer  Zank 
und  Streit  herrscht,  schwindet  schliesslich 
jeglicher  Sinn  für  ein  friedliches  Leben. 
Von  der  Jugend,  die  unter  solchen  Verhält- 
nissen aufwächst,  kann  eine  Neigung  für 
ein  geordnetes,  gesittetes  Zusammenleben 
nicht  erwartet  werden. 

Kehrt  der  Arbeiter  müde  von  der  Arbeit 
nach  Hause  und  findet  hier  keinerlei  Be- 
liaglichkeit  keinen  Familienfrieden,  so  sucht 
er  das  Wirtshaus  auf.  So  ist  die  Trunk- 
sucht mit  allen  ihren  für  Gesundheit  und 
Familienleben  nachteiligen  Wirkungen  oft  nur 
eine  Folge  mangelhafter  Wohnungszustände. 

Sind,  wie  oben  erwähnt,  die  Ge- 
sclüechter  bunt  zusammengewürfelt,  so  wird 
bald  jedes  Scham-  und  Schicklichkeitsgefühl 
vollständig  untergraben.  Die  weiteren  Fol- 
gen hiervon,  zumal  ffir  die  Jugend,  welcher 
die  schlechtesten  Beispiele  offen  vor  Augen 
stehen,  brauchen  hier  kaum  angedeutet  zu 
werden. 

Gute  Eigenschaften,  Sinn  für  Reinlich- 
keit, Sparsamkeit,  Recht  und  Ordnung  können 
unter  Verhältnissen  der  geschilderten  Art 
nicht  gedeihen.  Ein  Heiniatgefühl  kann  bei 
dem  Wohnungsnomadeu  sich  nicht  ent- 
wickeln; findet  er  nirgends  ein  häusliches 
Behagen,  so  verliert  er  auch  jegliches  Inte- 
resse an  wohnlichen  Zuständen,  es  werden 
schUesslich  »alle  sittigenden  Bande  fester 
geselliger  und  nachbarlicher  Beziehun§^ 
zerrissen«  (Schäffle),  das-Familienleben  wird 
untergraben,  das  Gefühl  der  Zusammenge- 
hörigkeit und  mit  ihm  der  edelste  der  mensch- 
lichen Triebe,  die  Liebe,  zeretört. 

Die  Gesamtheit  hat  das  höchste  Interesse, 
Zuständen  der  gedachten  Art  zu  b^egnen: 
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dieselben  gefährden,  sobald  sie  in  grösserem 
Umfange  auftreten,  die  ganze  Gesellschaft, 
Kultur  und  Gesittung. 

V.  Die  Ursachen  der  Wohnnngsfrage. 

Hier  ist  wiederum  zwischen  allgemeiner 
und  specieller  Wohnungsfrage  zu  unter- 
scheiden. Die  allgemeine  Wohnungs- 
frage hat,  wie  schon  hervorgehoben,  ihren 
Grund  hauptsächlich  in  der  Bodenfrage: 
dem  Steigen  der  städtischen  Grundrente  und 
in  der  Kegel  damit  auch  der  Häuserpreise 
und  der  Mieten  infolge  des  Wachsens  der 
städtischen  Bevölkerung,  und  sie  ist,  da 
diese  Entwickelung  der  Städte  in  jüngster 
Zeit  in  Deutschland  ganz  besondeis  rapid 
gewesen  ist,  hier  heute  auch  besonders 
akut. 

Die  letzte  Ursache  der  Wohnungsnot 
besteht  also  darin,  dass  auf  beschräuktera 
Gebiete  eine  grosse  Zahl  von  Wohnungen 
gesucht  wird  und  dass  infolgedessen  der  Preis 
derselben  steigt.  Dieses  Anschwellen  der 
Nachfrage  ist  eine  Folge  der  Centralisations- 
bestrebuügen,  welche  durch  die  Transport- 
entwickelung gefördert,  durch  Umgestaltung 
der  Technik  mit  l'ebergang  zum  Grossbe- 
triebe, dann  durch  den  Werdegang  des 
ganzen  sozialen,  Gemeinde-  und  Staatslebens 
besonders  begünstigt  werden.  Es  ist  aber 
doch  nicht  etwa  eine  Axt  Caprice,  welche 
nach  grossen  Orten  zu  verziehen  lockt. 
Man  sucht  nach  Erwerbsgelegenheiten  und 
verlässt  die  Plätze,  wo  solche  weniger  zu 
finden  sind.  Dazu  kommen  dann  noch  alle 
Annehmlichkeiten,  welche  die  grösseren 
Städte  für  Verkehr,  Bildung,  Zerstreuung 
und  Vergnügung  bieteu.  Hier  hat  sich,  be- 
einQusst  durch  die  Umgestaltung  des 
Transportwesens,  nicht  allein  ein  günstiger 
Standort  für  viele  grosse  Industrieen  und 
damit  ein  grösserer  Bedarf  an  Arbeits- 
kräften gebildet,  sondern  auch  Staats-  und 
Gemeindeverwaltung  haben  der  Centrali- 
sation  nach  jeder  Richtung  hin  Vorschub 
geleistet 

Infolge  dieser  Umstände  sind  in  den 
letzten  4 — 5  Jahrzehnten  in  den  modernen 
Industriestaaten  die  grossen  und  grössten 
Städte,  Sitze  vonStaatsverwaltimgen,  Knoten- 
punkte von  Industrie  und  Verkehr,  sehr 
stark  angewachsen,  während  die  Bevölke- 
rung kleiner  Orte  und  des  platten  Landes 
in  weit  geringerem  Masse  zugenommen,  bis- 
"weilen  sogar  abgenommen  hat. 

Es  war  in  1000  Einwohnern  die  Bevölke- 
rung von 
London 


1801  959 
l»öl  2362 
187Ö  3445 
1886  4120 
1891  42  H 


Paris 
1817  714 
1856  1171 
1876  1989 
1886  2345 
18»1  2448 
laOl  2714 


Berlin 
1801  173 
1851  425 
1875  967 
1885  1315 
18»3  1666 
190U  1888 


Wien 
1800  231 
1857  476 
1875  677 
1880  726 
185(0  1365 
1900  1675 


Allerdings  sind  auch  in  der  neueren  Zeit 
vielfach  Vororte  einverleibt  worden.  Doch  hat 
auch  in  diesen  die  Bevölkerung  sich  vergrössert. 
So  war  die  Zahl  der  Bewohner  Hamburgs  in 
Tausenden 

1866  18&1 

Innere  Stadt  155  163 

Vorstädte         60  133 

Vororte  42  155 

Von  je  10000  Personen  der  Bevölkerung 
Preussens  lebten  in  Städten  von 

10  000  Einw.  u.  mehr  über  lUO  000  Einw. 
1871    1789  518 

1875    2022  650 

1880    2227  751 

1885    2476  1017 

1890    2768  1329 

Es  entfielen  in  Deutschland  von  der  Ge- 
samtbevSlkernng  auf  die 

Grossstadte  Mittelstädte 

(100000  Einw.  u.  mehr)  ^20— lÜOÜüO  Einw.) 
1882             7,36%  9,17 

1895  13,58%  10,39 

Die  Bevölkerungszunahme  betrug  von  1882 
bis  1895  14,48"  4,  die  der  städtischen  Bevölke- 
rung aber  36,47"  o- 

In  solchen  Grossstädten  mit  Ober  100000 
Einwohnern  lebt  jetzt  in  England  mehr  als 
Vs  der  Bevölkerung,  in  Belgien,  Deutschland  ■',, 
in  Frankreich,  Italien  über  '  ,2  bis  ' ,«.  Ein  ge- 
waltiges Wachstum  weisen  verschiiedene  Gross- 
städte in  Nordamerika  auf.  so  New- York  (1870 
0,94  und  1890  1,52  Hillionen  Einwohner,  mit 
den  ang:renzendeQ  Städten  1876  1,7  und  18i)0 
2,75  Millionen  Einwohner),  Chicago  (1848  2(J0OO, 
1870  300000,  1890  1,2  MUlionen  Einwohner)  und 
andere  Ort«. 

Mit  der  Zunahme  der  Bewohnerschaft  hielt 
diejenige  der  Häuserzahl  nicht  immer  gleichen 
Schritt.  Mehrfach  war  sogar  die  Banthätigkeit 
in  Zeiten  sehr  starken  Zustromes  verhältnis- 
mässig gering,  so  in  Hamburg,  in  Berlin  und 
in  Wien  Anfang  der  70  er  Jahre.  In  Wien 
nahm  die  Bevölkerung  1800—1856  um  110, 
die  Zahl  der  Häuser  nur  um  40<',„  zu. 

Das  Steigen  der  städtischen  Grundrente  ist 
daher  zum  Teil  eine  natürliche  Erschei- 
nung, notwendig  hervorgerufen  durch  jenes 
Wachsen  der  Städte.    Dies  gilt  namentlich 
von  dem  Stadtinnern.    Der  steigenden  Nach- 
frage steht  hier  nur  ein  beschränktes  Angebot 
gegenüber,  weil  die  Grundstücke  nicht  be- 
liebig vermehrbar  sind,  die  von  den  Mittel- 
punkten des  Verkehrs  (dem  Marktplatz,  der 
Hauptstrasse,  dem  Bahnhof  etc.)  nicht  aJlzu- 
weit  entfernt  liegen.    Diese  centrale  Lage 
ist    aber   für    gewisse    Berufszweige    von 
grosser,  ziffermässig  zu   berechnender   Be- 
deutung,  mehr  als   für  Wohnungen  aller- 
;  dings  für  Laden-  und  Geschäftslokale ;  da- 
i  her  schreitet  auch  in  den  grössten  Städten 
; die    sogenannte    Citybildung    —    die 
j  Trennung  von  Wohn-  und  Geschäftsort  und 
I  Verwandlung  der  Häuser  im  Geschäftsviertel 
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der  Stadt  in  reine  oder  doch  %'orwiegende  Ge- 
schäftshäuser —  stetig  fort. 

Die  City  von  London  zählte  1851  14580 
bewohnte  Häuser,  1881  deren  nur  noch  6493. 

Dadurch  aber  werden  nicht  nur  die  hier 
in  diesem,  gewöhnlich  innersten,  Kreis  noch 
übrigbleibenden  Wohnungen,  sondern  auch 
die  des  nächsten  Kreises  entsprechend  ver- 
teuert »Die  Steigerung  des  Bodenwertes 
im  Innern  der  Städte  und  damit  eine  Er- 
höhung der  Mietpreise  ist  ein  ganz  natür- 
licher wirtschaftlicher  Vorgang.  Die  von 
den  Aussenbezirken  nach  dem  Innern  der 
Stadt  mit  steigender  Nachfrage  imd  sich 
verringernder  Möglichkeit  des  Angebots 
wachsende  kapitalisierte  Grundrente  ist  ein 
wesentlicher  Faktor  der  Boden-  und  Häuser- 
preise jeder  Stadt,  deren  Einwohnerzahl  zu- 
nimmt.«   (Rödern.) 

Neben  dieses  natürliche  Zurückbleiben 
des  Angebots  hinter  der  Nachfrage  tritt  aber 
vielfach  auch  eine  nicht  natürliche  Ein- 
schränkung des  ersteren  zunächst  durch  be- 
sondere Umstände  nicht  spekulativen  Cha- 
rakters, wie  einerseits  Vorhandensein  von 
nicht  verkäuflichem  Grossgruudbesitz  in  der 
Nähe  der  Stadt  oder  andererseits  zu  grosse 
Zersplitterung  und  Gemengelage  der  Grund- 
stücke, welche  ihre  Bebauung  erschweren  ; 
dann  aber  vor  allem  diekünstliche  Steige- 
rung des  Bodenwertes  durch  die  gewerbs- 
mässige Spekulation,  insbesondere  von  so- 
genannten Terraingesellschaften,  aber  auch 
grossen  Bauunternehmern  und  Privaten. 
Zwar  ist  —  abgesehen  von  der  Verteuening, 
die  so  ziemlich  jeder  Zwischenhandel  mit 
sich  bringt. — ,  wie  neuerdings  A.  Voigt  mit 
Recht  hervorgehoben  hat,  die  Wirkung  der 
Spekulation  hier  wie  auf  anderen  Gebieten 
nicht  notwendig  und  immer  Erhöhung  der 
Preise  über  jenes  natürliche  Steigen  hinaus, 
aber  sie  ist  dies  doch  in  der  Regel  in  den 
Zeiten  eines  raschen  Aufschwungs  und 
rapider  Entwickelung  einer  Stadt  oder  eines 
StadtteUs,  wo  sie  insbesondere  leicht  zu 
einer  Ueberschätzung   der  günstigen   Kon- 

i'unktur  oder  wenigstens  des  Tempos  der 
üntwickelung  fülirt  und  damit  zu  einer 
unberechtigten  oder  wenigstens  verfrühten 
Steigerung  des  Bodenwertes  und  der  Mieten 
auf  der  einen  Seite,  grossen,  gar  nicht  oder 
nur  wenig  verdienten  Gewinnen  auf  der 
anderen  Seite,  denen  nur  selten  ähnliche 
Verluste  gegenüberstehen. 

Durch  dieses  Eingreifen  der  Spekulation 
erklären  sich  namentlich  unverhältnismässig 
hohe  Grundstflckspreise  auch  in  den  Aussen- 
bezirken, Vororten  u.  s.  w.  Sie  sind  hier  aber 
in  Deutschland  zum  Teil  hei  vorgerufen  oder 
doch  jedenfalls  ermöglicht  worden  durch  un- 
richtige Bebauungspläne  und  Bauordnungen, 
namentlich  durch  die  Möglichkeit,  auch  hier 
in  diesen  äusserenKreisen  vielstöckige  Etagen- 


häuser, sogenannte  »Mietskasernen«, 
zu  bauen.  Allerdings  besteht  da  eine 
Wechselwirkung:  weil  Etagenhäuser  gebaut 
werden  dürfen,  werden  die  Grundstflcks- 
preise auch  in  diesen  Aussenbezirken  so 
hoch,  und  weil  die  Grundstücispreise  so 
hoch  sind,  muss  der  Grund  und  Boden  so 
stark  ausgenützt  d.  h.  so  hoch  gebaut 
wewlen,  als  es  baupolizeilich  zulässig  ist. 

Diese  besonders  fUr  Deutschland  — 
namentlich  im  Gegensatz  zn  England  and 
Belgien  —  charakteristische  Erscheinniig  des 
Vorherrschens  der  Etagenhäuser  auch  in  den 
Aussenbezirken  der  grossen  Städte  ist  aber  hier 
und  insbesondere  in  Berlin,  wo  wir  diese  Ent- 
wickelung am  stärksten  finden,  —  wie  zuerst 
Eberstadt  gezeigt  hat  —  doch  in  erster  Linie 
geradezu  durch  verkehrte  Bebauungspläne 
geschaffen  worden,  denen  jedes  soziale  Ver- 
ständnis fehlte  nnd  die  daher  statt  einer 
entsprechenden  Abstufung  (Zonenban)  die- 
selben weitgehenden  Anforderungen  in  Bezug 
auf  Strasseiibreite  etc.  draussen  an  der  Peri- 
pherie stellten,  welche  für  die  grossen  Verkehrs- 
adern der  Stadt  berechtigt  waren,  und  dadurch 
die  Hauptursache  fUr  das  System  der  Miets- 
kaserne mit  einem  oder  mehreren  H5feu  ge- 
worden sind. 

So  wurden  in  Berlin  durch  den  Bebauungs- 
plan auch  da,  wo  nie  ein  grosser  Wagenverkehr 
zu  erwarten  war,  riesige,  von  keiner  Strasse 
durchschnittene  Hänserblocks  geschaffen,  deren 
Areal  vielfach  dem  eines  kleinen  Landstädtchens 
gleichkommt.  Da  diese  Häuser  nun  ebenso 
hoch  gebaut  werden  durften,  wie  die  Strasse 
breit  war,  und  eine  «ehr  grosse  Tiefe  erhielten, 
ergab  die  möglichst  grosse  Ausnutzung  des 
Bodens  hier  mit  Notwendigkeit  das  System  der 
Höfe,  Hinter-  und  Quergebände. 

Diese  fehlerhaften  Bebauungspläne  hängen 
eng  zusammen  mit  den  Mängeln  der  Bauord- 
nungen, die  eine  zu  grosse  Hone  der  Bebauung 
und  eine  zu  starke  Ausnutzung  der  Grundfläche 
znliessen  resp.  zulassen.  Man  braucht  dabei 
wohl  nicht  eine  bewusste  Förderung  der  Speku- 
lation anzunehmen :  die  Vergrössening  der  Städte 
war  eben  in  Deutschland  eine  so  rapide,  dass 
sie  den  Stadt-  und  Polizeiverwaltangen  zunächst 
ttber  den  Eopf  wuchs.  Auch  das  moderne 
deutsche  Protzentum  bat  mit  der  Anschauung, 
dass  breite  Strassen  nnd  hohe  Häuser  gross- 
Rtädtisch  seien,  dabei  jedenfalls  mitgewirkt. 
Vor  allem  aber  begründete  man  diese  Zulassung 
des  Hochbaues  in  den  offiziellen  Erläute- 
rungen zur  Bauordnung  für  Berlin  und  seine 
Vororte:  ,.damit  die  grosse  Zahl  der  Minder- 
bemittelten ihren  Verhältnissen  gemäss  mög- 
lichst billige  Wohnungen  finden." 

In  demselben  Sinne   ist  jüngstens  A.  Voigt 

fegen  Eberstadt  und  P.  Voigt  für  die  Hiets- 
asemen  bezw.  den  Hochbau  eingetreten  als 
die  Form  des  baugewerblichen  Grossbe- 
triebs, welcher  allein  in  kurzer  Zeit  die  Auf- 
gahe  der  Unterbringung  so  grosser  Bevölkerungs- 
massen zn  lösen  im  stände  gewesen  sei  und 
wodurch,  wenn  auch  vielleicht  eine  Steigerung 
des  Bodenwerts,  so  keineswegs  auch  notwendig 
dfr  Mieten  bewirkt,  vielmehr  unter  sonst  glei- 
chen  Umständen    ein    niedrigerer   Stand    der 
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Mieten  erzielt  werde.  Das  trotsdem  erfolgte 
bedeutende  Steigen  der  Mieten  im  Lauf  der 
letzten  Jahrzehnte  wird  von  ihm  in  erster 
Linie  auf  die  teils  darch  hdhere  Löhne  und 
Materialpreise,  vor  allem  aber  durch  das 
luxuriösere  Bauen  gestiegenen  Baukosten 
(„die  Wohnungsfrage  ist  eine  Baukosten- 
frage")  zurückgeführt,  und  das  Vorherrschen 
der  niedrigen  Einzelhäuser  in  England  und 
Belgien  neben  der  Wohnsitte  ans  der  einfacheren 
Bauweise  bei  den  letzteren  erklärt,  welche  sie 
den  Mietskasernen  gegenüber  länger  konkurrenz- 
fähig macht. 

Allein    das    erstere  —  die  Notwendigkeit 
•des  Hochbaues  auch  in  den  Anssenbezirken  — 
ist  jedenfalls    ^Is  richtig   nur   zuzugeben   für 
Städte  in    hügeligem  Terrain  mit  beschränkter 
Ausdehnungsfähigkeit   (wie  z.  B.  das  in  einem 
Kessel    gelegene    Stuttgart),   nicht    aber    für 
Städte   in   der  Ebene  mit   unbegrenztem  Ter- 
rain,   wo    bei    entsprechenden   Bauordnungen 
und  allerdings  auch  entsprechender  Entwicke- 
lung   der  Verkehrsmittel,    wie  eben    England 
und  Belgien  beweisen,  sehr  gut  auch  ohne  Hoch- 
bau und  doch  im  Grossbetrieb  —  denn  beides 
braucht  nicht  notwendig  zusammen  zu  fallen  — 
grosse  Massen   untergebracht  werden   können. 
Die   wirtschaftliche   Üeberlegenheit    des   Hoch- 
baues dagegen  —  und  damit  billigere  Mieten  —  be- 
steht nur  kurze  Zeit  bei  seiner  ersten  Anwendung 
auf  bisher  niedrig  bebautem  Terrain;  sobald  er 
allgemein  geworden  und   der  Bodenwert  ent- 
sprechend gestiegen  ist,  so  verschwindet  sie. 
Der  die  Baukosten  steigernde  Wohnungsluxus 
in  Deutschland  aber  —  überwiegend,  jedenfalls 
bei  den  Ton  Arbeitern  bewohnten  Mietskasernen, 
ein   unreeller,    auf    das  Aeussere   beschränkter 
Luxus,  der  gegenüber  den  äusserlich  einfachen, 
aber  im  Innern  zweckmässigen  und  behaglichen 
englischen  und  belgischen  Kleinhäusern   keine 
höhere  Befriedigung  des  WohnbedUrfnis.ses  dar- 
stellt —  ist,  wie  A.  Voigt  selbst  sagt,  durch 
die  Mietskaserne  künstlich  hervorgerufen,  diese 
ist  also  auch  hier  die,  wie   eben  jene  anderen 
Länder  zeigen,  keineswegs  notwendige  Ursache. 
Auf  der  anderen  Seite  aber  bildet  dieses 
Massenmietshaus  geradezu  ein  Hauptanreiz- 
mittel  fflr  die  Bodenspekulation  durch  die 
ganze  Art  und  Weise  seiner  Entstehung  und 
Veränsserung.     Auch  mit  kleinen   Gruad- 
Btücken  kann  spekuliert  werden,   aber  vor 
allem  reizen  doch  die  grossen  Grundstücke 
dazu,  aus  Kauf  und  Verkauf  des  Grund  und 
Bwlens   und    Erbauung   und  Veränsserung 
von  Häusern  ein  Gewerbe  zu  machen.    Zu- 
nächst  wird   schon   der  Boden   durch  den 
Zwischenhandel  verteuert.    Dann  führt  der 
Bauunternehmer  —  nicht  selten  eine  frag- 
•wTürdige  Existenz  —  einen  oft  sehr  unwirt- 
schaftlichen Bau  auf,  nachdem  er  den  Bau- 
platz  mit  Eintragtmg  einer  Hyix)thek  er- 
■worben  hat;  nach  Fertigstellung  eines  jeden 
Stockwerks  w^ird  eine   neue  Hypothek   zu 
immer    höheren    Zinsen   aufgenommen    — 
häufig  auch  von  dem  Bodenspekulanten  — , 
und  die  Mieten  müssen  nun  alle  diese  hohen 
Zinsen    einbringen    und    ausserdem    einen 
Ueljerschuss  für  den  Bauimternehmer,   wel- 


chen dieser  möglichst  schnell  durch  Verkauf 
des  Hauses  kapitalisiert. 

In  dieser  „allgemeinen  Schablone  des 
neueren  Städtebaues,  dem  Massenmietshaus, " 
sieht  Eberstadt  daher  auch  die  Ursache  der 
oben  hervorgehobenen  ungeheuerenVerschuldung 
des  städtischen  Grund  und  Bodens  in  Deutsch- 
land und  ihres  steten  Wachsens  bei  voll- 
ständigem Fehlen  einer  Tilgung,  indem  da- 
durch die  Lasten  der  Verschuldung  von  dem 
Bodenbesitzer  auf  andere  Schultern,  den  Mieter, 
abgewälzt  werden  können  und  niedrige  An- 
zahlung und  hohe  Verschuldung  für  den  Haus- 
besitzer vorteilhaft  werden.  So  ,.hat  das  in 
den  letzten  Jahrzehnten  ausgebildete  System 
der  Mietskaserne,  wo  immer  es  durchgeführt 
ist,  die  effektiven  Hausbesitzer  gänzlich  be- 
seitigt: es  kennt  nur  eine  geringe  Zahl  nomi- 
neller Hausbesitzer  und  andrerseits  die  Gesamt- 
heit der  Mieter.  Die  Hjpothekenzinsen  werden 
bei  der  Ertragsberechnnng  des  Mietshauses  zu- 
erst in  Ansatz  gebracht  und  ebenso  wie  alle 
übrigen  Lasten  des  Grundbesitzes  auf  den  Mieter 
abp;ewälzt.  Jede  Steigerung  des  Bodenwertes, 
jeder  Gewinn  des  Spekulanten  wird  in  keiner 
anderen  Form  verwirklicht  als  in  Vermehrung 
der  Bodenschnlden". 

Und  zwar  sind,  da  die  soliden  Bauunter- 
nehmer regelmässig  nur  für  die  mittleren 
und  wohlhabenden  Schichten  bauen,  gerade 
bei  den  fflr  die  arbeitenden  Klassen  be- 
stimmten Mietskasernen  die  Bauunternehmer 
meist  kapitalarme  und  zweifelhafte  Elemente, 
für  welche  das  oben  Gesagte  ganz  besonders 
gilt.  Hier,  bei  den  grossstädtischen  Miets- 
häusern für  Arbeiter,  treffen  also  jedenfalls 
alle  Umstände  zusammen,  die  den  Boden 
und  die  Mieten  verteuern  (Reedern).  Damit 
sind  wir  wieder  bei  der  si)eciellen  Wohnungs- 
frage angelan^. 

Die  specielle  Wohnungsfrage  der  ar- 
beitenden Klassen  hat  also  zunächst  in  be- 
sonders verstärktem  Masse  dieselben  Ur- 
sachen wie  die  allgemeine,  wie  sie  ja  eben 
auch  zum  einen  Teil  nur  eine  besonders 
intensive  Form  der  letzteren  ist,  da  ja  durch 
die  moderne  industrielle  Entwickelung  vor 
allem  Massen  von  Lohnarbeitern  in  die 
Städte  gezogen  worden  sind  und  deren  rasches 
Wachstum  daher  hauptsächlich  ein  solches 
der  arbeitenden  Klassen  ist. 

Je  weniger  stetig  die  industiiellen  Ver- 
hältnisse sind,  je  mehr  die  Arbeiterbevölkerung 
hin-  und  hergeworfen  wird,  um  so  leichter 
entsteht  dabei  Wohnungsnot.  Dieselbe  wird 
noch  besonders  vergrössert,  wenn  für  öffent- 
liche Anlagen,  Docks,  Balinhöfe  etc.  oder 
im  hygieinischen  Interesse  vorhandene  Woh- 
nungen weggenommen  und  umgebaut  wer- 
den. Die  verbesserten  schöneren  Neubauten 
nehmen  eine  zahlungsfähigere  Bewohner- 
schaft auf,  während  die  verdrängten  kleineren 
Leute  gezwungen  sind,  ihren  Unterschlupf 
in  schlechteren  Behausungen  zu  suchen. 

In  Hamburg  hatte  der  .Ajischluss  an  das  Zoll- 
gebiet 188384  den  Abbruch  von  ÖOO  Häusern 
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znr  Folge.  16000  Bewohner  suchten  neue  und 
zwar  meist  kleine  Wohnungen.  Aehnlich  war 
es  in  anderen  Städten,  Paris  (Verbesserungen 
und  Verschönerungen  unter  Hansmann),  Wien  etc. 

Dazu  kommeu  aber  hier  noch,  besondere 
Umstände  hinzu:  das  ist  vor  allem  die  Ab- 
neigung des  privaten  Bauunternehmers,  sich 
auf  den  Bau  von  Arbeiterwohnungen  einzu- 
lassen, nicht  etwa  wegen  geringerer  Ren- 
tabilität —  diese  ist  im  Gegenteil  hier  in 
der  Regel  höher  — ,  sondern  weil  sie  eben 
meistens  nur  bauen,  um  die  Häuser  so 
schnell  als  möglich  wieder  zu  verkaufen. 
Dieser  spekulative  Häuserbau  aber  ist  bei 
solchen  für  die  arbeitenden  Klassen  be- 
stimmten Häusern  nicht  so  gut  möglich, 
weil  Besitz,  Verwaltung  und  Vermietung 
solcher  Häuser  unbeliebt  sind.  So  erklärt 
sich  hauptsächlich,  dass  so  vielfach  ein 
Mangel  an  solchen  kleinen  Wohnungen  be- 
steht. 

Dazu  kommt  ferner  die  Notwendigkeit, 
in  der  Nähe  oder  wenigstens  nicht  in  zu 
grosser  Entfernung  vom  Arbeitsort  zu  wohnen, 
welche  für  diese  Klassen  wegen  ihrer  langen 
Arbeitszeit  und  der  Kosten  mehrmaligen 
Hin-  und  Herfahrens  auch  grösser  ist.  Die 
grosse  Bedeutung  der  Verkehrsmittel 
für  die  Wohnungsfiage  wird  hier  ohne 
weiteres  klar.  Auch  ein  gewisser  Einfluss 
des  Mietsrechtes  ist  zweifellos  vorhanden, 
wenn  er  auch  nicht  so  gross  sein  dürfte, 
wie  oft  behauptet  wrd. 

Dann  aber  besteht  auch  ein  Mangel  auf 
selten  der  Arbeiter  selbst:  der  Mangel  an 
genügender  Wertschätzung  gesunder  und 
nicht  überfüllter  Wohnungen,  an  Verständ- 
nis für  die  gesiuidheitlichen  und  sittlichen 
Gefahren  schlechten  Wohnens,  wie  er  gewiss 
neben  der  Not  mit  eine  Ursache  der  grossen 
Zunahme  des  Schlafgängerwesens  ist.  Allein 
hier  besteht  doch  meist  ein  verhängnisvoller 
circulus  vitiosus. 

Die  Wohrifrage  ist  endlich  für  die  ar- 
beitenden Klassen  auch,  aber  keineswegs 
nur,  eine  Lohnfrage.  Sie  kann  nicht  nur 
Lohnfrage  sein,  solange  der  Arbeiter  in  der 
einen  Stadt  für  Stube  und  Küche  im  vierten 
Stock  nach  dem  Hof  hinaus  ein  Drittel,  in 
einer  anderen  für  drei  leidliche  Räume  nur 
ein  Sechstel  desselben  Lohnes  aufwenden 
muss.  Aber  für  die  untersten  Schichten, 
deren  Lohn  überhaupt  nicht  zur  Beschaffung 
einer  menschenwürdigen  Wohnung  ohne 
Ueberfüllung  ausreicht,  ist  sie  es  allerdings, 
und  ebenso  ganz  allgemein  für  die  länd- 
lichen Arbeiter,  und  die  ländliche  Arbeiter- 
frage ist  so  auch  eine  Hauptursache  der 
stäcltischeu  Arbeiterwohnungsfi-age. 

VI.  Die  Abhilfe. 

:>Auf  keinem  Gebiete,«  meint  Miquel, 
»ist  es  gefährlicher  für  die  Gesetzgebung, 


den  richtigen  Zeitpunkt  zu  verpassen,  als 
auf  dem  der  Wohnimgsfrage ;  nirgendwo  ist 
es  aber  auch  schwieriger,  eingewurzelte 
schlechte  Gewohnheiten  zu  überwinden, 
nirgendwo  kostspieliger,  bestehenden  Uebel- 
ständen  zu  begegnen,  aJs  im  Bauwesen  und 
in  der  Benutzung  der  Wohnungen.«  Die 
Ueberwindung  schlechter  Gewohnheiten  bil- 
det schon  den  leichteren  Teil  der  Aufgabe. 
Diese  werden,  sobald  nur  etwas  Beßres 
geboten  wird,  mit  der  Zeit  zum  grossen 
Teil  von  selbst  verschwinden.  Die  Haupt- 
schwierigkeiten bereitet  die  Kosten  frage.  Es 
handelt  sich  nicht  allein  um  Verbesserung 
vorhandener,  sondern  auch  Uta  Beschaffung 
neuer  und  zwar  möglichst  billiger,  guter 
Wohnungen.  Leider  lässt  es  sich  nicht 
mehr  aus  grünem  Holze  schneiden;  die 
Städte  mit  ihren  Strassenanlagen  und  Bau- 
lichkeiten sind  nun  einmal  da,  Gebäude 
sowie  Grand  und  Boden  befinden  sich  im 
Eigentum  Privater,  das  Recht  auf  dieselben 
ist,  wenn  auch  die  Rente  kaum  als  Ergebnis 
der  scliaffendea  Thätigkeit  des  Grandeigen- 
tümers betrachtet  werden  kann,  ein  wohl- 
erworbenes. Es  handelt  sich  aJso  \im  Ge- 
währung von  Entschädigungen,  welche,  ähn- 
lich wie  bei  der  erstrebten  Einführung  des 
Tabaksmonopols,  die  DiirchfOhrang  einer 
Reform  erschweren.  Dazu  kommt  die  Un- 
stätigkeit  in  den  Produktions-  und  Wohnungs- 
verhältnissen. Je  mehr  die  Bevölkerang  hin 
und  her  flutet,  um  so  höher  die  Kosten. 
Schon  aus  diesem  Grande  ist  es  leicht  er- 
klärlich, wenn  alle  Bestrebungen  zur  Ver- 
bessenmg  nicht  durchgreifend  geholfen  haben, 
wohlgemeinte  Gesetze  keinen  Erfolg  hatten. 
Mehrfach  sind  die  Ziele,  welche  man  sich 
steckte,  insofern  nicht  erreicht  worden,  als 
neu  gebaute  Wohnungen  gar  nicht  den 
Kreisen  dienten,  für  welche  sie  ursprüng- 
lich bestimmt  waren.  Ganz  andere  Leute 
wurden  Mieter  oder  mit  der  Zeit  Eigen- 
tümer als  diejenigen,  für  welche  eigentlich 
gesorgt  werden  sollte.  Dem  Interesse  der 
letzteren  wurde,  so  bei  den  Wohnungen  der 
Peabody Stiftung,  bei  denen  der  0.  aUl,  der 
Arbeiterstadt  von  Mülhausen  eta,  nur  in- 
sofern mittelbar  genügt,  als  wenigstens  ein 
Teil  der  konkurrierenden  Nachfrage  gedeckt 
wurde. 

Darum    ist    es    denn   schon    begreiQieh, 

wenn   mehrfach    in    Anwendung   gebrachte 

Mittel  oder  von    anderen  Seiten  gemachte 

Vorschläge  als  Palliative  bezeichnet  wurden, 

so  von  Röscher,  welcher  in  einer  Aenderung 

der   Gesetzgebung   über  Freizügigkeit   und 

Niederlassung  ein  Heilmittel   gefunden   zu 

haben  glaubt,  dann  von  Ad.  Wagner,  welcher 

eine  Reform  unserer  Sozialordnung,   insl)e- 

j  sondere  des  Eigentumsrechtes  im  Auge  hat 

!  Allerdings  kann,  wenn  die  bestehende  Rechts- 

;  Ordnung  nicht  angelastet  wird,  einer  Wieder- 
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kehr  von  Fällen  der  "Wohnungsnot  nicht 
giOndlich  abgeholfen  werden.  Es  giebt  aber, 
da  die  Bedüi-fnLsse  und  alle  einschlägigen 
Verhältnisse  von  Ort  zu  Ort,  insbesondere  in 
der  Stadt  und  auf  dem  Lande,  verschieden 
sind,  überhaupt  kein  Universal  heilmittel. 
Vielmehr  hatten  Massnahmen  der  ver- 
schiedensten Art  sowie  private  Bestrebungen 
und  zwingende  Anordnungen  der  öffent- 
lichen Gewalt  einander  zu  ergänzen. 

Dabei  sind  aber  wiederum  allgemeine 
und  specielle  Wohnungsfrage  auseinander- 
zuhalten. Die  erstere  fcmn  überhaupt  nur 
durch  Massregeln  der  öffentlichen  Gewalten, 
durch  eine  systematische  Wohnungspolitik 
des  Staates  (bezw.  Seiches)  und  der  Ge- 
meinde soweit  als  möglich  gelöst  werden; 
die  specielle  hat  wie  oben  gezeigt  zwei 
Seiten :  den  Mangel  an  Kleinwohnungen  imd 
die  Mängel  der  vorhandenen.  Während 
nun  die  Bekämpfung  der  letzteren  ebenfalls 
in  der  Hauptsache  den  öffentlichen  Gewalten 
zuMlt,  müssen  bei  der  ersteren  Aufgabe 
I)rivate,  gemeinnützige  und  öffentliche  Thä- 
tigkeit  einander  ergänzend  zusammenwirken. 

Die  Anschauungen  darüber,  ob  die  freie 
private  Wirksamkeit  für  Lösung  der  Woh- 
nungsfrage ausreichend  sei  oder  ob  die 
öffentlichen  Gewalten  regelnd  einschreiten 
sollen,  sind  allerdings  noch  geteilt,  und  zwar 
finden  wir  Schriftsteller  einem  solchen  Ein- 
schreiten geneigt,  welche  sonst  der  privaten 
Spekulation  ein  möglichst  freies  Feld  ein- 
geräumt wissen  wollen,  während  andere, 
■welche  nicht  gerade  zu  den  Freihändlern 
gehören,  gegen  staatliche  Massnahmen  sich 
weit  mehr  ablehnend  verhalten. 

Ein  Röscher,  ein  ScbmoUer  n.  a.  machen 
auf  die  Wirkung  hoher  Mietpreise  anfmerksam. 
Dieselben  bildeten  den  besten  Schutz  gegen  all- 
zu starken  Zudrang,  insbesondere  von  wirt- 
schaftlich unselbständigen  Personen  nach  über- 
völkerten Plätzen  und  seien  ein  Reizmittel  für 
Keabanten ;  eine  künstliche  Herabdrüeknng  der- 
selben mache  Zuzug  und  Not  nur  noch  (n^össer. 
„Dem  Bedürfnis  in  seinem  ganzen  Umfange  ge- 
recht zn  werden,  ist  (nach  Albrecht)  nur  die 
Privatspekulation  imstande."  Doch  soll  es  sich 
darum  handeln,  die  Privatspeknlation  in  die 
richtigen  Wege  zu  lenken,  es  mttssten  an  Stelle 
der  unsoliden  Bansp^nlanten  solidere  Elemente 
treten. 

Dagegen  wies  schon  Fancher  auf  den  mono- 

Solistischen  Charakter  der  Baustellen  hin,  wegen 
essen  die  Enteignung  derselben  ebenso  gerecht- 
fertigt sei  wie  die  Enteignung  beim  Bergbau 
and  oei  Strassen  nnd  Anlagen  für  Cffenwche 
Zwecke.  Und  Wiss  meinte,  es  sei  sehr  natür- 
lich, dass  die  Frage  der  Wohnungsnot  dnrch 
das  Spiel  der  freien  Konkurrenz  nicht  gelöst 
werden  könne.  Denn  eine  freie  Konkurrenz  sei 
eben  da  überhaupt  nicht  möglich,  wo,  wie  beim 
Omndbesitz  der  Baustellen,  ein  entschiedenes 
Monopol  vorliege. 

Aber  auch  Schmoller  bezeichnet  die  Privat- 
spekulation  als   ungenügend.     Es   seien  zwei 


wichtige  psychologische  Thatsachen,  welche  den 
gewöhnlichen  privatwirtschaftlichen  Mechanis- 
mus mit  seinen  Motiven  zum  Handeln  mit  seinen 
fewöhnlichen  Konseqnenzen  hier  lahm  legten. 
'»  sei  eine  Nachfrage  vorhanden,  aber  dieselbe 
wirke  nicht  auf  ein  entsprechendes  Angebot. 
Die  Phrase  vom  Egoismus  und  vom  Selbst- 
interesse der  Betei%ten,  das  stets  am  besten 
für  jeden  zu  sorgen  wisse,  zeige  sich  hier  eben 
als  Phrase.  Und  doch  erwartet  Schmoller  das 
beste  vom  Voluntarismus.  „Wir  müssen  zu- 
nächst", meint  er,  „soweit  es  irgend  geht,  er- 
ziehend auf  die  unteren  Klassen  einwirken,  in 
dem  Sinne,  dass  sie  den  Wert  einer  guten 
Wohnung  .schätzen  lernen ;  sie  müssen  begreifen, 
dass  es  geföhrlicher  ist,  auf  ein  gutes  Zimmer, 
als  auf  ein  Glas  Bier,  ein  Sonntagsvergnflgen 
zn  verzichten."  Hand  in  Hand  mit  einer  solchen 
erzieherischen  Wirksamkeit  habe  eine  bessere 
Erkenntnis  der  besitzenden  Klassen  zn  gehen. 
Dieselben  „müssen  endlich  einsehen,  dass,  selbst 
wenn  sie  grosse  Opfer  bringen,  dies  nur  eine 
massige,  bescheidene  Versicnerungspr&mie  ist, 
mit  der  sie  sich  schützen  gegen  die  Epidemieen 
und  gesren  die  sozialen  Revolutionen,  die  kommen 
müssen,  wenn  wir  nicht  aufhören,  die  unteren 
Klassen  in  unseren  tirossstädten  durch  ihre 
Wobnnngsverh&ltnisse  zu  Barbaren,  zu  tierischem 
Dasein  herabzudrücken."  Der  von  ihm  ge- 
machte Vorschlag  (Bildung  gemeinnütziger 
Aktiengesellschaften,  die  sich  mit  massigem 
Gewinne  bescheiden  sollten)  enthalte  eine  Ver- 
sittlichung  rein  geschäftemässiger  Formen  unseres 
wirtschaftlichen  Lebens,  eine  Ethisiemng,  die 
doch  den  berechtigten  Egoismus  nicht  beseitigen 
wolle;  er  rufe  die  verschiedenen  sozialen  Klassen 
zu  Berührung  und  sittlicher  Wechselwirkung 
herbei,  ohne  dem  Geschäftsleben  Zwang  an- 
zuthnn. 

Unzweifelhaft  sind  tüchtige  Gesinnung 
der  oberen  Klassen  und  gute  Gewöhnung 
der  unteren  von  hoher  Wichtigkeit,  doch  ist 
von  ihnen,  um  mit  Schmoller  zu  sprechen, 
eine  plötzliche  Besserung  nicht  zu  erwarten. 
Im  praktischen  Leben  sind  sie  für  jetzt  imd 
auch  für  unabsehbare  Zeiten  jedenfalls  unzii- 
reichend,  neben  ihnen  ist  die  öffentliche, 
das  freie  Getriebe  beeinflussende  Wirksam- 
keit nicht  zn  entbehren.  Alle  echten 
Tugenden,  insbesondere  auch  der  Sinn  für 
häusliche  Behaglichkeit,  Schönheit,  Reinlich- 
keit und  Ordnung  können  sich  erst  auf 
einem  Boden  entfalten,  welcher  schon  durch 
ein  planmässiges  Einschreiten  von  Staat 
und  Gemeinde  hierfür  entsprechend  vorbe- 
reitet ist.  Nicht  mit  Unrecht  bezeichnet 
darum  Schaffte  die  gesetzliche  Regelung 
der  Wohnungsfrage  als  ebenso  wichtig  wie 
die  staatliche  Arbeiterversichenmg. 

Andere  Länder  sind  Deutschland  mit  einer 
solchen  umfassenden  Wohnungsgesetzgebnng 
auch  längst  vorausgegangen,  nnd  zwar  zuerst  und 
am  weitesten  gehend  charakteristischerweise  die 
Heimat  des  l»uichestertums :  England.  Das 
Ziel  der  englischen  Arbeiterwohnungsgesetz- 
gebung war  nach  Aschrott  von  Anfang  an  ein 
doppeltes:  einerseits  Beseitigung  der  vorhande- 
nen ungesimden  Wohnungen,  Niederreissen  der 
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„Slams",  und  andererseits  Beförderung  der  Ent- 
stehung neuer  Arbeiterwohnungen.  Schon  die 
älteren,  vor  der  in  Abschnitt  II  erwähnten  Royal 
Commisäion  von  1884  erlassenen  Gesetze  waren 
bemerkenswert  weit  in  ihren  Bestimmungen  ge- 
gangen :  das  erste  von  Shaf tesbnry  durchgesetzte 
von  1851,  der  Labouriug  Classes  Lodging  Honses 
Act,  hatte  den  Lokalbehörden  in  Städten  und 
Ortschaften  von  mindestens  10000  Einwohnern 
die  Befugnis  zur  Errichtung  von  Logierhäusem 
für  die  arbeitende  Klasse  unter  Aufnahme  von 
Anleihen  gegen  Verpfändung  der  Lokalstenem 
oder  Gewährung  von  Darlehen  durch  die  Public 
Work  Loan  Commissioners  gegeben,  die 
Torrens  Acts  von  1868,  1879  und  1882  die- 
selben Lokalbehörden  ermächtigt,  auf  Anzeige 
der  Sanitätsbeamten  (Medical  Officers  of  Health) 
den  Umbau  untauglicher  Wohnungen  und  Häuser 
seitens  oder  anf  Kosten  des  Eigentümers  herbei- 
zuführen, und  die  Gross  Acts  von  1875,  1879 
und  1882  die  Säuberung  ganzer  Quartiere  durch 
die  centrale  Baubehörde  pHetropolitan  Board  of 
Works)  bezweckt  und  die  dazu  erforderlichen 
Enteignungsrechte  gewährt,  wobei  stets  eine 
Neuanlage  erfolgen  sollte.  Dazu  kam  die  durch 
den  Public  Health  Act  von  1875  geschaffene 
Wohnungsinspektion  und  Wohnungspüege.  Aber 
alle  diese  Massregeln  sind  namentlich  da,  wo 
sie  am  nötigsten  waren,  in  London,  entweder 
gar  nicht  oder  doch  nnr  in  ungenügendem  Um- 
rang  zur  Anwendung  gelang  hauptsächlich 
wegen  der  Unwilligkeit  und  Uugeeignetheit  der 
dafür  zuständigen  Behörden. 

Infolge  der  Feststellungen  der  in  Ab- 
schnitt U  erwähnten  Royal  Commission  von  1884 
erging  schon  im  folgenden  Jahre  1885  eine  Art 
Notgesetz,  das  die  Bestimmungen  der  älteren 
Gesetze  in  einigen  Punkten  verschärfte  und 
branchbarer  machte,  aber  doch  den  Hauptmangel 
bestehen  Hess,  dass  die  Ausführung  der  Gesetze 
insbesondere  in  London  in  'den  Händen  der 
kleinen,  häufig  ans  „honse-farmers"  oder  ihren 
Freunden  bestehenden  Lokalbehörden  oder  der 
von  ihnen  abhängigen  Beamten  blieb,  welche 
sich  als  ungeeignet  dafür  erwiesen  hatten.  Es 
war  daher,  wie  Aschrott  schon  1885  hervorhob, 
nur  eine  Abschlag'szahlung.  Eine  Verwaltungs- 
reform bildete  die  Vorbedingung  einer  erfolg- 
reichen Wohnuugsreform.  Sie  brachte  der 
Local  Government  Act  von  1888  hauptsäch- 
lich durch  Schaffung  des  ans  direkten  Wahlen 
der  Steuerzahler  hervorgehenden  Londoner  Graf- 
schaftsrates (Connty  Council),  der  mit  den 
anderen  Grafschaftsräten  das  Recht  erhielt, 
eigene  medical  officers  of  health  anzustellen,  und 
in  den  Stand  gesetzt  wurde,  die  Thätigkeit  der 
Gesundheitsbeamten  der  lokalen  Sanitätsbehörden 
der  Kirchspiele  und  Distrikte  zu  kontrollieren, 
während  die  Aufsichtsbeamten  in  den  wichtigeren 
Aemtem  zugleich  unabhängiger  von  den  kleinen 
Lokalbehörden  wurden.  Damit  war  die  Voraus- 
setzung für  eine  energischere  Handhabung  der 
bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  gegeben, 
aber  diese  selDst  wurden  in  der  Folge  auch  be- 
deutend erweitert  und  verbessert:  der  Public 
Health  Acts  Amendment  Act  von  1890  er- 
weiterte die  den  städtischen  Sanitätsbehörden 
1876  gegebene  Befugnis  zum  Erlass  baupolizei- 
licher Bestimmungen,  und  1891  erhielt  London 
ein  eigenes  Gesetz  über  die  öffentliche  Gesund- 
heitspflege (Public  Health  London  Act),  welches 


den  1875  fakultativen  Erlass  ortsstatutarischer 
Vorschriften  über  die  Benutzung  von  Miets- 
häusern obligatorisch  machte.  Das  Hauptgesetz 
aber  ist  das  Arbeiterwohnungsgesetz 
(Housing  of  the  Working  Classes  Act)  von  1890. 
Es  kodifizierte  nicht  nnr  das  bisherige  Recht, 
namentlich  der  Torrens'  und  Gross'  Acts,  sondern 
bildete  es  anch  namentlich  nach  der  positiven 
Seite  erbeblich  weiter.  Der  L  Teil  enuiält  Be- 
stimmungen über  die  „Sanierung"  ganzer  Quar- 
tiere und  deren  Wiederbebauun^,  der  II.  über 
Räumung  bezw.  Beseitigung  einzelner  unbe- 
wohnbarer Hänser,  Beseitigung  einzelner  hinder- 
licher Gebäude  (obstructive  buildings)  und  Sa- 
nierung  von  Häusergruppen,  der  lll.  über  Be- 
förderung der  Errichtung  von  Mietshäusern  für 
die  arbeitende  Klasse;  danach  kann  die  Lokal- 
behSrde  schon  vorhandene  Arbeiterwohnhäuser 
kanfen  oder  pachten  oder  neue  bauen  oder  die 
Verwaltung  von  solchen  übernehmen.  Die  Mittel 
dazu  sollen  von  den  Public  Work  Loan  Com- 
missioners unter  denselben  Bedingungen  ge- 
liehen werden  wie  bei  sanitären  Arbeiten  und 
Anstalten.  Ausserdem  wird  Eisenbahn-,  Dock-, 
Hafen-  und  anderen  Gesellschaften,  Genossen- 
.schaften  und  Vereinen  und  Privaten,  denen 
Land  eigentümlich  oder  auf  wenigstens  öO  Jahre 
gehört,  der  öffentliche  Kredit  zur  Erbauung  von 
Arbeiterwohnungen  zur  VerfQgnng  gestellt. 
Während  dieser  III.  Teil  noch  in  der  Haupt- 
sache unausgeführt  ist,  sind  die  beiden  ersten 
hauptsächlich  durch  das  energische  Vorgehen 
des  Londoner  Grafschaftsrates  in  bedeutendem 
Ilmfaug  zur  Anwendung  gekommen.  Der  Small 
Dwellings  Acquisition  Act  von  1899  ermächtigte 
weiter  die  Ortsbehörden,  an  Eingesessene  Geld 
zur  Erwerbung  von  Häusern  bis  zum  Markt- 
wert von  400  £  auszuleihen,  und  im  Jahr  190D 
erhielten  die  städtischen  Behörden,  welche  den 
Teil  III  des  Gesetzes  angenommen  haben,  das 
Recht,  anch  ausserhalb  ihres  Weichbildes  Land 
zur  Errichtung  von  Arbeiterwohnungen  zn  er- 
werben, wovon  der  Londoner  Grafsehaftsrat  auch 
schon  Gebrauch  gemacht  hat. 

Auch  in  Belgien  bezweckt  das  Arbeiter- 
wohnungsgesetz vom  9.  August  1889  nicht  nur 
Verbesserung  der  vorhandenen  Wohnungen  durch 
die  Wohnnng^-  und  Wohlfahrtskommisöonen 
(Comitös  de  patronage  des  habitations  oavrieres 
et  des  institutions  de  prevoyance),  sondern  anch 
Förderung  des  Baues  von  neuen  namentlich  in  der 
Form  des  Erwerbshauses  durch  Kreditgewährung 
seitens  der  Centralsparkasse  des  Landes  an  die 
Kreditgesellschaften  und  -genossenschaften  (Ban- 
gesellschaften),  die  ihrerseits  wieder  anf  Grund 
eines  Gertifikats  der  Wohnungskommission  an 
Arbeiter  —  und  zwar  nur  an  solche  —  Darlehen 
zum  Bau  oder  Erwerb  eines  Häuschens  geben. 
Dieser  wird  nach  Ver  Hees  schon  in  den  Volks- 
schulen den  Kindern  als  Lebensziel  eingepiS^. 
Dazu  kommen  Steuererleichterungen  der  Kjedit- 
gesellschaften  und  der  Darlehensnehmer. 

Wesentlich  nach  dem  Muster  dieses  belgischen 
Gesetzes  ist  dann  in  Frankreich  das  Gesetz 
betr.  billige  Wohnungen  (loi  relative  aox  haltt- 
tations  ä  bon  marchfe)  vom  30.  November  I89i 
entstanden.  Es  ist  nidit  anf  „Arbeiter"  be- 
schränkt, sondern  auf  die  „billigen  Wohnungen* 
von  bestimmtem  Mietwert  und  hat  ebenteUs 
Wohnungskommissionen  geschaffen  (Comites 
d'habitations  k  bon  marche),  aber  nicht  wie  in 
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Belgien  obligatorisch,  sondern  fakultativ;  auch 
die  BeschaSang  von  Kredit  für  die  Bangesell- 
schaften  ist,  auch  nach  dem  Ergänzungsgesetz 
von  1895,  weniger  weitgehend  und  zweckmässig 

feregelt    als  dort  —  denn  Frankreich,   nicht 
Inglaud  ist  heute  das  Mauchesterland. 

Erwähnung  verdient  hier  auch  das  Woh- 
nnngsgesetz  des  Kantons  Basel  vom  5.  April 
190Ü,  das  in  5  Abschnitten  die  Wohnung^uf- 
sicht,  die  finanzielle  Beteiligung  der  öffentlichen 
Verwaltung  an  der  sanitärischen  Verbesserung 
von  Wohnungen,  die  sanitärischen  Anforde- 
rungen an  die  Wohnungen  im  allgemeinen,  Be- 
stimmungen über  Schlaf-  und  Kostgängereien 
und  Zimmermiete  und  Straf-  und  Ausführnngs- 
bestimmungen  umfasste,  aber  durch  ein  Beferen- 
dnm  am  24.  Juni  abgelehnt  wurde. 

1.  Die  Beseitigung  der  mangelhaften 
Wohnniigen.  Die  Mangelhaftigkeit  der 
Wohnungen  ist  ent  weder  liervorgerufen  durch 
technische  Momente,  die  Art  und  Weise 
des  Baues,  oder  durch  die  Art  und  Weise 
der  Benutzung,  insbesondere  durch  Ueber- 
füliung.  Die  auf  Beseitigung  der  mangel- 
haften Wohnungen  gerichtete  Wohnungs- 
politik —  die  negative  Wohnungspolitik  — 
hat  also  beides  zu  bekämpfen,  und  zwar  so- 
wohl bei  den  vorhandenen  Wohnungen  als 
bei  den  neu  entstehenden.  Die  Verhinderung 
der  baulichen  Mängel  bei  letzteren  ist  Auf- 

fibe  der  Baupolizei  und  geschieht  durch  die 
auordnung,  die  Beseitigung  der  bau- 
lichen Mängel  bei  den  vorhandenen  und 
die  Verhinderung  der  UeberfOllung  bei 
ihnen  wie  bei  den  neuen  ist  Aufgabe  der 
W^ohnungspolizei  und  wird  bewirkt  durch 
Wohnungsinspektion  imd  Sanie- 
rung. 

a)   Wohnungsinspektioii  und  Sanie- 

ning.  Die  erste  Wohuungsinspektion  wurde  in 
Frankreich  schon  1850  geschaffen,  blieb 
aber  auf  dem  Papier;  dagegen  ist  England 
auf  diesem  Gebiete  bahnbrechend  vorge- 
gangen. 

Die  Wohnungspflege  wurde  in  England,  wie 
oben  angeführt,  schon  1875  durch  den  Public 
HealthAct  geschaffen  und  1890  nndl891  erweitert. ; 
ersterer  verpflichtete  jede  städtische  Sanitätsbe- 
hSrde,  einen  „medical  officer  of  health",  einen  „sur- 
veyor"  und  einen  „inspector  of  nuisances"  an- 
zustellen; unter  dem  medical  officer  der  Lokal- 
behörde und  seinen  eventuellen  Assistenten 
(auch  Aerzten)  stehen  die  „sanitary  inspectors" 
(Gesandheitsaafseher).  Diese  Beamten  können 
Eunächst  ein  gewisses  Mass  von  Eeinlichkeit 
erzwingen,  femer  bestehen  Vorschriften  über 
Ent-  und  Bewässerung,  Kellerwohnungen,  deren 
Neuschaffung  ^ausgenommen  London)  schon  seit 
1876  verboten  ist.  Für  die  geringwertigen  Miets- 
häuser und  diejenigeu  höherwertigen,  deren  Er- 
trag sich  aus  kleinen  Mieten  zusammensetzt,  des- 
gleichen für  die  Logierhänser,  die  registriert  sein 
müssen  2  bestehen  bestimmte  ortsstatutarische 
Vorschriften.  Die  Hauptaufgabe  ist  die  Besei- 
tigung der  „Unerträglichkeiten"  (nuisances), 
wozu  ausser  mangelhäter  bauUcher  Unterhal- 
tung:  eines  Hauses,  ungenügender  Beinigung 


von  Plätzen,  Gossen,  Abtritten  etc.  auch  ge-. 
sundheitswidrige  Ueberfüllung  eines  Raumes 
oder  Hauses  gehört.  Ist  Beseitigung  der  nui- 
sance  nicht  durch  Eeparatur  oder  geringfügige, 
Umbauten  seitens  des  Eigentümers  möglich,  so 
erfolgt  (event.  gerichtliche)  Schliessung  des 
Hauses  und  Umbau  durch  den  Eigentümer  mit 
einer  gewissen  finanziellen  Unterstützung  nach 
Teil  11  des  Honsing  of  the  Working  Classes 
Act  von  1890  (s.  o.).  Dem  vertriebenen  Mieter 
können  vom  Gericht  Umziigskosten  zugesprochen 
werden,  die  von  der  Lokalbehörde  auszulegen 
und  vom  Eigentümer  zu  erstatten  sind.  Zur 
Ausübung  dieser  Wohnungspflege  hat  der  Me- 
dical officer  of  Health  in  den  grösseren  eng- 
lischen Städten  einen  Stab  von  20,  30  and  mehr' 
Beamten  —  in  Birmingham  und  Manchester 
auch  weibliche  —  unter  sich.  In  London  gab. 
es  1890  bezw.  1895  Ö6  medical  officers  of  health 
und  231  Gesnndheitsanfseher,  so  dass  auf  einen 
von  diesen  durchschnitüich  2545  Häuser  und 
18706  Einwohner  kamen.  Die  Art  und  Weise 
ihres  Vorgehens  wird  vonBeincke  und  Olshausen. 
als  besonders  verständig  gerühmt  und  daraus 
wie  aus  dem  Mangel  jeden  polizeilichen  Cha-. 
rakters  der  Ueberwachung  und  der  Zusammen- 
setzung der  Gesundheitsaufseher,  die  nach  Er-- 
Ziehung  und  Herkunft  dem  Publikum  näher 
stehen  als  Aerzte  oder  Polizeioffizianten,  der 
grosse  Erfolg  dieser  Wohnungspflege  in  Eng- 
land in  neuerer  Zeit  erklärt. 

In  Belgien  haben  die  Wohnungs-  und 
Wohlfahrtskommissionen  —  ehrenamtliche  Or- 
gane ans  Männern  der  Praxis.  Sozialpolitikern, 
Aerzten,  Juristen,  Technikern,  Architekten, 
Arbeitgebern,  Vertretern  der  Baugesellschaften 
und  Arbeitern  zusammengesetzt  —  neben  stän- 
digen Untersuchungen  der  Wohnungsverhält- 
nisse die  Wohnungsbeaufsichtigung,  allerdings 
nur  mit  dem  Becht,  den  Gemeinden  Vorschläge 
zu  machen,  ohne  ihre  Durchführung  erzwingen 
zu  können.  Trotzdem  haben  sie  nach  Ver  Hees 
zum  Teil  gute  Erfolge  erzielt:  im  Kreis  der 
Kommission  von  Verviers  wurden  über  800 
Hänser  verbessert ;  allgemein  erfolgreich  können 
sie  aber  so  natürlich  nicht  sein. 

In  Frankreich  haben  die  selbst  nicht 
einmal  obligatorischen  Wohnungskommissionen 
die  gleiche  Aufgabe. 

In  den  Vereinigten  Staaten  haben 
erst  Enqueten  der  90er  Jahre  Anlass  zu  aus- 
reichenden gesetzlichen  Bestimmungen  in  den- 
jenigen Staaten ,  in  welchen  die  grösseren 
Städte  New-York,  Boston,  Philadelphiaj  Chicago 
und  Washington  liegen,  gegeben.  In  INew-York 
wurden  durch  das  Mietshausgesetz  von  1895 
(tenement  house  law)  die  Vollmachten  der  Muni- 
cipal  Health  officers  vermehrt  und  vorgeschrieben, 
dass  kein  Mietshans  oder  Logierhans  regelmässig 
mehr  als  65%  der  Grundfläche  bedecken  darf, 
in  denselben  jeder  Erwachsene  400,  jedes  Kind 
200  Kubikfuss  liuftranm  haben  muss  und  ge- 
sundheitsschädliche Häuser,  bei  denen  nurNieder- 
reissen  hilft,  beseitigt  werden.  Das  Gesund- 
heitsamt (Health  Department)  der  Stadt  New- 
York  hat  nach  G.  A.  Weber  volle  Unabhängig- 
keit und  die  weitestgehenden  Rechte  zur  Er- 
zwingung dieser  Vorschriften,  neuerdings  auch 
richterli(Se  Gewalt  und  ein  grosses  gut  organi- 
siertes Corps  von  sauitary  officers  und  inspectors. 
Ob  dadurch  wirklich  allgemeine  Durchführung 
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der  Vorschriften  erzielt  wird,  vermögen  wir 
nicht  zu  sagen.  Aehnlich  liegen  die  verhält- 
nigse  in  Bezng  auf  Wohnongsinspektion  und 
Sanierung  in  Boston ;  hier  bestimmt  ein  Gresetz 
von  1897  über  die  Niederreissung  ungesunder 
Gebäude.  1899  wurde  hier  vom  Gesundheits- 
amt die  Niederreissung  von  116  Gebäuden  ver- 
langt. In  Philadelphia  trifft  ein  Gesetz  von 
1893  Bestimmungen  über  die  hier  in  der  Stadt 
des  Einzelhanses  selteneren  Mietshäuser,  in 
Chicago  eine  Verordnung  von  1897,  in  Washington 
eine  solche  von  1896  über  die  hier  besonders 
ungünstigen  „alleys"  der  Negerbevölkerung. 
In  Keiner  der  anderen  grossen  Städte  der  Union 
giebt  es  nach  Weber  irgend  welche  bedeutsame 
Gesetze  oder  Verordnungen  zur  Wohnungsfrage. 

In  Deutschland  herrschte  schon  1886  auf 
der  Generalversammlung  des  Vereins  für  Sozialpo- 
litik volles  Einverständnis  darüber,  dass  ein  den 
Anfordeningen  der  Gesundheitspflege  und  Sittlich- 
keit entsprechendes  Wohnen  nur  zu  erreichen  sei, 
wenn  nicht  nur  die  Herstellung,  sondern  auch 
die  Benutzung  der  Wohnungen  durch  behörd- 
liches Eingreöen  geregelt  wird.  Diese  Forde- 
nmg  wurde  dann  besonders  vom  Deutschen 
Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  aufge- 
nommen und  eine  einheitliche  Gesetzgebung 
für  ganz  Deutschland  oder  mindestens  für  die 
Einzelstaaten  verlangt,  „welche  das  Bewohnen 
unzweifelhaft  unsfesuuder  Wohnun(!:en  verbieten 
und  zur  Durchrührung  dieses  Verbotes  den 
Polizei-  und  Eommunalbehörden  genügende  Be- 
fugnisse einräumen  sollte,  nm  insbesondere  die 
Beachtung  der  baupolizeilichen  Zweckbestim- 
mung bei  der  Benutzung  der  Lokalitäten  zu 
sichern  und  die  gesundheitswidrige  üeberfUllnng 
der  Wohnungen  und  übermässige  Verminderung 
des  Luftraumes  namentlich  in  Schlafstellen  zu 
verhindern".  Als  Vorläufer  dieser  verlangten  Ge- 
setzgebung erscheinen  verschiedene  Gesetze  und 
Polizeiverordnungen,  die  in  den  Einzelstaaten 
zur  Regelung  des  Kost-  und  Qnartiergänger- 
wesens,  des  Schlafstellenwesens  und  der  Sorge 
für  Unterknnftsräume  der  in  gewerblichen  und 
landwirtschaftlichen  Betrieben  heschäftigten  Ar- 
beiter ergangen  sind,  und  in  der  Hegel  vor- 
gängige Genehmigung  der  Behörde,  Trennung 
der  Geschlechter,  Gewährung  eines  bestimmten 
Luftraums  an  den  Einzelnen,  ausreichende  Ven- 
tilation, Beinlichkeit  und  Ordnung,  aber  keine 
regelmässige  Beaufsichtigung  der  benutzten 
Räume  vorschreiben. 

Dagegen  ist  die  verlangte  allgemeine,  ein- 
heitliche Reichswohnungsgesetzgebung 
noch  nicht  zu  stände  gekommen,  sondern  bis 
jetzt  nur  in  einigen  wenigen  Einzelstaaten 
bezw.  Regierungsbezirken  oder  Städten  eine 
allgemeine  Regelung  dieser  wichtigen  Frage 
erfolgt.  Und  zwar  ist  in  P  r  e  u  8  8  e  n  auf  Grund 
des  §  60,  Titel  17,  Teil  II  des  allgemeinen 
Landrechtes  die  Polizei  in  der  Stadt  Posen 
seit  1892  vorgegangen,  und  im  Regierungs- 
bezirk Düsseldorf  am  21.  November  1896 
bezw.  25.  Mai  1898,  in  Lüneburg  am  8.  No- 
vember 1898  und  in  Münster  am  12.  Februar 
1901  eine  ausdrückliche  Verwdnung  über  die 
Beschaffenheit  und  Benutzung  von  Wohnungen 
erlassen  worden.  In  Baden  hat  eine  Verord- 
nung von  1874  die  Sicherung  der  öffentlichen 
(resundheit  und  Reinlichkeit  betr.  am  10.  De- 
zember 1896  eine  neue  Fassung  erhalten,  wo- 


nach der  Bezirksrat  nach  Benehmen  mit  dem 
Gemeinderat  zeitweilige  Untersuchungen  der 
Wohngebäude  anordnen  kann,  welche  durch 
den  Ortsgesundheitsrat  der  grösseren  Städte 
oder  besondere  Kommissionen  vorzunehmen  sind. 
In  Bayern  ist  anf  Grund  des  PoUzeistrafge- 
setzbuches  von  1872  Art.  73  Abs.  II  u.  III  in 
der  Fassung  des  §  2  des  O.  v.  22.  Juni  1900 
unter  dem  10.  Februar  1901  eine  allerhöchste 
Verordnung  über  die  Handhabung  der  Woh- 
nungsaufsicht erlassen  worden,  welche  für  die 
grösseren  Städte  und  Orte  mit  dichter  Bevölke- 
rung eigene  Wohnungskommissionen  einsetzt, 
denen  Wohnungsinspektoren  beigegeben  werden 
können.  In  Sachsen  ist  auf  Grund  allge- 
meiner Befugnisse  der  Polizei  am  26.  Januar 
1898  eine  Wohnungsordnung  der  Stadt  Dres- 
den erlassen  worden,  und  im  Jahre  1901  sind  die 
Kreishauptmannschaften  von  der  Begierong  auf- 
gefordert worden,  dahin  zu  wirken,  dass  wenig- 
stens die  Städte  von  mehr  als  20000  Einwohnern 
eine  Wohnordnung  und  Wohnungsinspektion 
einführen.  In  Württemberg  ist  durch  Erlass 
des  Ministeriums  des  Innern  vom  21.  Mai  1901 
die  obligatorische  Wohnungfsaufsicht  für  alle 
Oberamtsstädte  und  sonstigen  Gemeinden  von 
mehr  als  3000  Einwohnern  eingeführt  und  den 
übrigen  die  Einführung  durch  ortspolizeiliche 
Vorschrift  freigestellt  worden.  Den  Weg  eines 
besonderen  Landesgesetzes  hat  man  bisher  nur 
im  Grossherzogtum  Hessen  und  in  Hambnre 
betreten,  in  Hessen  durch  das  Gesetz  die  polT^ 
zeiliche  Beaufsichtung  von  Mietwohnungen  and 
Schlafstellen  betr.  vom  1.  Juli  1893,  in  Ham- 
burg durch  das  Gesetz  betr.  die  Wohnnnga- 
pflege  vom  8.  Juni  1898.  In  Strassbnrg  endlich 
ist,  nauptsächlich  durch  das  Verdienst  des  Bei- 
geordneten Freiherm  von  der  Goltz,  jenes  füte 
französische  Gesetz  von  1860  nachträglich  cnm 
Leben  erweckt  worden,  indem  hier  im  April 
1894  die  durch  jenes  Gesetz  vorgesehene  Woh- 
nun^kommission  gebildet  wurde. 

Diese  ganze  Gesetzgebung  stellt  recht  be- 
achtenswerte Ansätze,  aber,  auch  abgesehen  von 
dem  Umfang,  durchaus  noch  keine  ausreichende 
Lösung  der  Aufgabe  dar.  Vor  allem  ist  nirgends 
jene  erste  Forderung  der  Sicherung  der  bau- 
polizeilichen Zweckbestimmung  bei  Benntzung 
der  Lokalitäten  verwirklichtj  von  der  allerdings 
auch  nur  bei  Wohnungen  die  Rede  sein  kann, 
welche  auf  Grund  neuerer  und  guter  Baapoli- 
zeigesetze,  wie  sie  noch  nicht  allgemein  exis- 
tieren oder  eben  erst  erlassen  werden,  ent- 
standen sind,  da  man  in  früheren  Zeiten  nach 
heutigem  Begriff  ungeeignete  Räume  als  ffir 
Wohn-  und  Schlafzwecke  zulässig  ansah.  „Wie 
viel  schauderhafte  Wohnräume  sind  namentUdi 
in  den  Zeiten  entstanden,  als  zuerst  der  mo- 
derne Etagenbau  Ober  die  Städte  hereinbrach 
und  kein  Baupolizeigesetz  auf  diese  Erscheinung 
vorbereitet  war"  (Reincke).  Im  Vordergfruna 
der  Bestimmungen  steht  dagegen  die  Versorg 
gegen  die  UeberfOllung  der  Wohnungen.  Ehe 
vom  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege 
1889  aufgestellte  Forderung,  dass  alle  Schlaf- 
ränme  für  jedes  Kind  unter  10  Jahren  min- 
destens 5  cbm  Luftraum,  für  jede  ältere  Person 
mindestens  10  cbm  enthalten  sollen,  wurde  in 
der  Düsseldorfer  Verordnung  erfüllt,  in  Hessen 
und  Dresden  ist  man  darüber  hinausgeg^angen, 
in  Hamburg  dahinter  zurückgeblieben.    Auch 
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sonst  ist  die  Dresdener  Verordnung  durch  sehr 
weitgehende  Vorschriften  über  die  Geräumigkeit 
der  Wohnungen  ansgeseichnet.  Andererseits 
sind  in  Hamburg  nnd  Dresden  auch  in  durchaus 
richtiger  Weise  Vorschriften  über  die  Piüchten 
der  Hansbewohner  in  Bezug  auf  Beinhalton^ 
der  Wohnungen  und  Aborte,  Läftung,  Beseiti- 
gung von  Unrat  etc.  erlassen,  die  sonst  fehlen 
nnd  welche  die  Handhabe  zu  einer  sehr  weit- 
gehenden gesnndheits^lizeilichen  Aufsicht, 
namentlich  bei  Epidemieen,  nnd  znr  allmäh- 
lichen Erziehung  der  Bevölkerung  zu  einer 
gesundheitsgemässen  Lebensführung  geben 
^eincke). 

Was  den  Umfang  der  dnrch  diese  Gesetze 
and  Verordnungen  geschaffenen  Wohnungs- 
beaufsichtigung  angeht,  so  ist  sie  in  Hamburg 
und  Hessen  ausdrücklich  auf  die  Stadt  bezw. 
die  Gemeinden  von  über  ÖOOO  Seelen  beschränkt, 
während  sie  in  Prenssen,  Bayern,  Württemberg, 
Baden  theoretisch  wohl  auch  auf  das  Land  aus- 
gedehnt werden  könnte,  ohne  dass  dies  bisher, 
soviel  bekannt,  geschehen  wäre.  Und  doch 
mnss  diese  Ausdehnung  unbedingt  gefordert 
werden,  denn  dieser  Teil  der  Wohnungsfrage, 
die  Mangelhaftigkeit  der  Wohnungen,  besteht^ 
wie  hervorgehoben,  auch  ganz  allgemein  bei 
den  arbeitenden  Klassen  auf  dem  Lande,  abge- 
sehen von  den  heute  so  zahlreichen  Pseudo- 
landgemeinden,  die  nichts  anderes  als  Arbeiter- 
Tororte  der  grossen  Städte  sind.  Auch  ist 
fraglich,  ob  Wohnnngsbeanfsichtignng  und  Vor- 
schriften über  Beschaffenheit  und  Benutzung 
der  Wohnungen  fUr  alle  Wohnungen  gelten 
sollen  oder  nur  für  die  kleineren  bezw.  ftlr 
solche,  deren  Inhaber  in  der  Wahl  und  Be- 
nutzung nicht  völlig  i^i  sind,  also  solche  von 
Mietern  nnd  Aftermietem,  Einlogierem,  Schlaf- 
bnrschen,  Dienstboten,  Gewerbe^äilfen  etc.  Ob- 
wohl ersteres  in  Dresden  und  in  Hamburg  gilt, 
-wird  die  Beschränkung  auf  letztere  als  richtiger 
za  bezeichnen  sein. 

Hinsichtlich  der  Organe  für  diese  Woh- 
non^sbeaufsichtigung  besteht  auch  keine  £in- 
heituchkeit  in  der  bisherigen  Gesetzgebung. 
Ausser  in  Hamburg  und  Strassbnrg  wird  sie 
zwar  überall  durch  die  Polizei  gehandhabt,  aber 
in  verschiedener  Weise,  so  in  der  Stadt  Essen 
durch  einen  besonderen  bauverständigen  Be- 
amten, den  „Wohnungsinspektor",  aber  aus- 
drücklich nicht  als  polizeüicne  Massnahme,  son- 
dern als  kommunale  Wohlfahrtseinrichtnng; 
ähnlich  in  Dresden,  dagegen  in  Düsseldorf  nnd 
Lüneburg  durch  den  Schutzmann ;  die  Entschei- 
dnng  erfolgt  aber  wie  in  Hessen  erst  nach  An- 
hörung eines  Arztes  nnd  eines  Banverständigen. 
In  Hamburg  dagegen  liegt  die  ganze  Woh- 
nnngsbeanfsicntigung,  hier  „Wohnnngspflege" 
genannt,  in  der  Hand  von  Bürgern.  Die  Stadt 
ist  in  9  Kreise  geteilt,  jeder  von  diesen  in  9 
Fflegebezirke,  in  deren  jedem  es  einen  ehren- 
amtlichen Pfleger  und  Stellvertreter  giebt.  Die 
sämtlichen  Pfleger  eines  Kreises  bilden  die 
Kreisversammlung,  über  dieser  steht  die  aus 
zvrei  Senatoren  und  den  sämtlichen,  ebenfalls 
im  Ehrenamt  thätigen  Kreisvorstehem  ge- 
bildete „Behörde  für  Wohnungspflege."  An  ihren 
Sitzungen  wie  an  denen  der  Kreisversamm- 
Inngen  nimmt  auch  der  „Inspektor  für  Woh- 
nungspflege", ein  Techniker  mit  akademischer 
Bildung,  dem  zwei  Assistenten  zur  Seite  stehen, 
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sowie  ein  Stadtarzt  bezw.  der  Medizinalrat  teil. 
Von  diesem,  Medizinalrat  Beincke,  ist  ein  „Leit- 
faden für  Wohnungspfleger"  verfasst  worden, 
um  einheitliches  Vorgehen  zu  erzielen.  Aber 
^rade  nach  seinem,  gewiss  kompetenten,  Urteil 
ist  hier  den  ehrenamtlichen  Ordnen  zu  viel 
zngemntet  und  wird  voraussichtUch  in  Zukunft 
das  Schwergewicht  der  laufenden  Arbeit  den 
Assistenten  des  Inspektors  übertragen  und 
diese  so  vermehrt  werden  müssen,  dass  jeder 
Kreis  seinen  Assistenten  hat.  In  Strassbnrg 
setzt  sich  die  Wohnungskommission  aus  14 
Mitgliedern  zusammen,  dem  Bürgermeister  als 
Vorsitzenden,  einem  Beigeordneten  als  Stell- 
vertreter, 3  Gemeinderatsmitgliedem ,  einem 
Senatssekretär,  dem  Direktor  des  statistischen 
Amtes,  dem  kaiserlichen  Polizeipräsidenten, 
dem  Kreisarzt,  2  Bauunternehmern,  einem  Archi- 
tekten, 2  Universitätsprofessoren,  dem  städtischen 
Bauinspektor,  einem  Bentier,  einem  Spediteur 
und  dem  Ortskrankenkassenkontrolleur.  Unter 
der  Kommission  ist  ein  technisch  ausgebildeter 
Wohnungsinspektor  angestellt,  der  mit  den 
Mitgliedern  der  Unterkommissionen  seine  Be- 
sichtigungen vornimmt.  Zu  den  Kommissions- 
sitznngen  haben  die  Vertreter  der  Presse  Zu- 
tritt, was  sich,  wie  hier  überhaupt  diese  ganze 
vorwiegend  ehrenamtliche  Organisation,  nach 
V.  d.  Goltz  gut  bewährt  haben  soll. 

Ueber  die  thatsächlichen  Erfolge  dieser 
ganzen  Verordnungen  und  Gesetze  kann  noch 
nicht  viel  gesagt  werden,  teils  weil  sie  eben 
erst  ergangen  sind,  teils  weil  noch  kein  aus- 
reichender Gebranch  von  ihnen  gemacht  worden 
ist.  In  der  Stadt  Posen  wurden  in  6  Jahren 
300  Wohnungen  geschlossen  nnd  1000  bauliche 
Aendemngen  durchgeführt.  Auch  in  Strass- 
bnrg wnrden  nach  v.  d.  Goltz  ausgezeichnete 
Erfolge  erzielt.  In  der  Stadt  Essen  wiirden  in 
Ausführung  der  Düsseldorfer  Verordnung  im 
ersten  Jahre  nach  Anstellung  des  Wohnungs- 
inspektors im  Hauptamt  1899—1900  348  Häuser 
mit  1512  Wohnungen  revidiert,  d.  h.  mehr  als 
bei  der  früheren  Einrichtung  in  5  Jahren;  von 
diesen  1512  Wohnungen  wurden  430  beanstandet 
nnd  zwar  350  wegen  Ueberfüllung;  bei  192 
Wobnungen  genügte  die  mündliche  Anordnung 
des  Polizeiinspektors,  bei  238  war  eine  polizei- 
liche Aufforderung  znr  Beseitignng  der  Mängel 
notwendig.  In  Hessen  wnrden  in  den  2  Jahren 
von  1895—1897  von  22  471  nach  dem  Gesetz 
der  Beaufsichtigung  unterstehenden  Mietwoh- 
nungen 984,  also  4,38  °/o  beanstandet:  von  4345 
Schlafstellenräumen  6,37%,  von  14  025  Schlaf- 
räumen für  Lehrlinge  4,09 *'o.  Ausweisungen 
aus  den  beanstandeten  Wohnungen  fanden  92 
statt,  also  nur  bei  0,45%  der  beaufsichtigten 
und  9,35%  der  beanstandeten.  Die  Verhält- 
nisse haben  sich  nach  Dr.  Gassner  hier  stärker 
gezeigt  als  der  Wille.  Die  Unmöglichkeit,  für 
ganze  Familien  Unterkunft  zu  schaffen,  gebe 
die  Erklärung  dafür,  dass  über  manchen  Miss- 
stand hinweggesehen  werden  mnsste  und  nur 
die  krassesten  Uebelstände  beseitigt  werden 
konnten.  Noch  erheblich  geringer  sind  die  Er- 
folge in  Hamburg  gewesen:  von  einer  regel- 
mässigen Beaufsichtigung  der  Wohnungen  ist 
fast  gar  keine  Rede,  es  wird  nur  behandelt,  was 
zur  Anzeige  kommt,  im  ersten  Jahre  nur  694 
Fälle.  Von  416  in  diesem  Jahre  erledigten 
Beschwerden  wurden  aber  370  durch  gütliche 
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Vemilttelnng  der  Pfleger  erledigt,  38  mit  Hilfe 
der  Kreisversammlnngen  und  9  durch  die  Be- 
hörde; 18  mal  wurden  einzelne  Teile  einer  Woh- 
nung, 14  mal  ganze  Wohnungen  geschlossen, 
wobei  nur  in  einem  Falle  Einschreiten  der  Be- 
hörde notwendig  wnrde.  Aber  die  Wohnnngs- 
pflege  hat  sieh  hier  vor  allem  bisher  vorwie- 
gend nur  auf  die  minder  wichtigen  Seiten  der 
Wohnungsfrage,  wie  Verunreinigung,  Feuchtig- 
keit, mangeUafte  Aborte  etc.,  geworfen  und 
nur  5  Fälle  wegen  Ueberfiillung  beanstandet, 
und  zwar  ans  demselben  Grunde,  weil  es  an 
Wohnungen  fehlt,  in  welchen  die  ausgetriebenen 
Leute  Unterkunft  finden  könnten.  Dies  ist  der 
Grund,  warum  die  Wohnnngsbeaufsichtigung 
auch  anderwärts  bisher  nur  wenig  hat  leisten 
können. 

So  führen  die  bisherigen  Ergebnisse  der 
Wohnungsbeaiifsichtignng  in  Deutschland 
■wie  ilberall  mit  zwingender  Notwendigkeit 
zu  der  Forderang,  dass  jeder  derartigen 
negativen  Wohnungspolitik  auch  eine 
positive,  auf  Vermehrung  der  kleinen 
Wohnungen  gerichtete,  zur  Seite  gehen  muss 
und  dass  keine  Wohnung  als  ungenügend 
sollte  geschlossen  werden  dürfen,  ohne  dass 
die  betr.  öffentliche  Gewalt  ein  Ersatz  da- 
für zu  schaffen  gezwungen  ist. 

Diese  Notwendigkeit  tritt  in  ganz  be- 
sonderem Masse  hervor,  wenn  es  sich  nicht 
um  Schliessung  einer  einzelneu  Wohnung, 
sondern  um  die  Beseitigung  ganzer  unge- 
sunder und  mangelhafter  Quartiere,  die  sog. 
Sanierung  handelt.  Auch  hier  ist  Eng- 
land, und  zwar  vor  allem  London,  mit 
grossartigem  Beispiel  vorangegangen. 

In  Birmingham  begann  schon  1878  auf 
Betreiben  Chamberlains,  des  damaligen  Bürger- 
meisters, eine  grosse  Sanierung,  bei  der  4000 
Häuser  niederzulegen  und  16500  Einwohner 
anderweitig  unterzubringen  waren;  die  Stadt 
hat  hier  das  freigelegte  Terrain  auf  80  Jahre 
mit  Bauverpflichtung  verpachtet.  In  Liver- 
pool sind  während  der  letzten  10  Jahre  4200 
Hänser  abgebrochen  worden;  auf  dem  frei- 
gelegten Terrain  wurden  850  Einzelwohnhäuser 
für  4150  Personen  gebaut,  während  1600  Per- 
sonen in  von  der  Stadt  selbst  errichteten  grossen 
Mietshäusern  Unterkunft  fanden.  In  London 
wurden  Tom  Metropolitan  Board  of  Works  auf 
Grund  der  älteren  Gesetze  von  1875 — 1882 
16  Sanierungen  ausgeführt,  wobei  der  Wieder- 
aufbau durdi  Private  erfolgte  und  von  328G8 
Personen  27  780  wieder  untergebracht  wurden, 
und  auf  Grund  der  Gesetze  von  1875—1890 
6  weitere  begonnen,  die  vom  Grafsohaftsrat  voll- 
endet wurden,  und  wobei  6188  Personen  ver- 
trieben und  nur  2930  wieder  untergebracht 
wurden  und  zwar  durch  eigenen  Bau  der  Be- 
hörde, da  die  Pi-ivatthätigkeit  versagte.  Der 
Grafschaftsrat  hat  femer  selbst  4041  Wohnungen 
mit  15219  Bewohnern  und  16  registrierte  Logier- 
hänser  mit  1004,  also  zusammen  16278  Per- 
sonen, beseitigt  und  bringt  durch  eigenen  Bau 
16224  Personen  wieder  unter;  femer  sind  durch 
Kirchspiele  und  Distrikte  etwa  8  acres  mit 
4042  Personen  auf  Grund  des  II.  Teils  des  Ge- 
setzes von  1900  saniert  worden. 


Nunmehr  ist  aber  auch  in  Deutschland  und 
zwar  in  Hamburg  ein  ähnlich  grossartiges 
Sanierungsprojekt  in  Angriff  genommen  worden, 
das  drei  Bezirke  mit  zusammen  51 121  Be- 
wohnern umfassen  soll.  Zunächst  ist  der  im 
Süden  der  Neustadt  gelegene  Bezirk  III  mit 
20041  Einwohnern  in  Angnfi  genommen  worden, 
in  dessen  Nähe  auf  zwei  grösseren  der  Stadt 
gehörenden  Bauplätzen  vor  Beginn  des  Ab- 
bruches kleine  Wohnungen  erbaut  werden 
konnten,  was  jedoch  nicht  durch  die  Stadt 
selbst,  sondern  durch  Verkauf  an  eine  Genossen- 
schaft unter  bestimmten  Bedingungen  geschieht. 
Vorübergehend  wurde  ein  Teil  der  früheren 
Bewohner  in  Cholerabaracken  untergebracht. 
Die  Gesamtkosten  des  Projekts  sind  auf  7  ÜUÜOÜO 
Mark  veranschlagt. 

Wenn  man  das  Wenige  überblickt,  was  .«ieit 
1886  trotz  der  ununterbrochenen  theoretischen 
Erörterungen  thatsächlich  auf  dem  Gebiet  der 
Beaufsichtigung  und  Sanierung  in  Deutschland 
geleistet  worden  ist,  so  kann  man  nur  mit 
Keincke  die  damals  schon  aufgestellte  und  jetzt 
besonders  von  dem  Verein  ,.Reich8wohuQngs- 
gesetz"  in  Frankfurt  a.  M.  vertretene  Fordemng 
eines  Reichswohnunp^sgesetzes  wieder- 
holen, das  durch  die  bisherigen  lokalen  oder 
einzelstaatlichen  Verordnungen  und  Gesetze 
nicht  überflüssig  gemacht,  sondern  nur  vorbe- 
reitet worden  ist.  Die  Miuimalforderungen  an 
die  Beschaffenheit  und  Benntzong  der  Woh- 
nungen werden  allerdings  nicht  einheitlich  für 
das  Eeich  bestimmt  werden  können,  sondern 
entsprechend  den  sehr  verschiedenen  klima- 
tischen Verhältnissen  und  den  Lebensgewohn- 
heiten durch  die  Lokalbehörden;  das  Reichs- 
gesetz hätte  nur  die  Punkte  zu  bestimmen, 
welche  Gegenstand  der  Lokalverordnnng  zu 
sein  haben,  ausserdem  aber  müsste  es  B^tira- 
mnngen  enthalten  über  die  Befugnisse  und 
Pflichten  der  Gemeinden  in  Bezug  auf  die 
Wohnungen  überhaupt,  über  die  ausübenden 
Behörden  —  am  besten  ein  besonderes  „Woh- 
nungsamt" in  der  einzelnen  Gemeinde  — ,  über 
Strafen  und  Beschwerdeverfahreu ,  über  Gre- 
währang  von  Vorschüssen  für  den  UmtMu  ge- 
sundheitswidriger Wohnungen,  über  die  Ent- 
schädigungen und  Enteignungen  für  Sanierongs- 
zwecke,  über  Hassnahmen  zur  Erleichterung 
des  Baues  kleiner  Wohnungen,  Ober  den  Woh- 
nungsnachweis und  über  regelmässige  statis- 
tische Erhebungen  über  den  Bestand  und  Be- 
darf an  Kleinwohnungen  und  ihren  Mietwert. 
Zur  Durchführong  des  Gesetzes  würde  eine  be- 
sondere Reichsbehörde,  ein  „Reichs Wohnungs- 
amt" zu  schaffen  sein. 

b)  Bauordnung  und  Stadtbauplsn. 
Wendet  sich  die  Wohnungsbeaufsichtigung 
gegen  das  gesundheitswidrige  Wohnen,  so 
gilt  es  durch  Bauordnung  und  Stadtbauplan 
das  gesundheitswidrige  Bauen  zu  bekämpfen. 
Seit  längerer  Zeit  ist  es  allgemein  aner- 
kannt, dass  es  zur  Herstellung  befriedigender 
Wohnungsverhältnisse  unerlässlich  ist.  die 
weitere  bauliche  Entwickelung  unserer 
Städte  nach  einheitlichem  Plane  in  ganz 
bestimmte  Bahnen  zu  lenken  und  zu  diesem 
Zweck  Stadtbaupläne  zu  entwerfen,  deren 
Durchführung  dann  durch  die  Bauordnung 
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bewirkt  werden  soll.  Beide,  Stadtbaaplan 
und  Bauordnung  haben  zunächst  wichtige 
Aufgaben  in  gesundheitlicher  Beziehung  zu 
lösen:  Reinhaltung  des  Untergrundes  und 
der  nattlrlichen  Gewässer,  genügende  Ver- 
sorgung mit  Wasser,  Luft  und  Licht,  rich- 
tige Gestaltung  und  Entwässerungsanlagen, 
Sicherung  der  Standfähigkeit  des  Baues, 
Schutz  gegen  Feuersgefeihr,  Schaffung  öffent- 
licher Anlagen  und  Fernhaltung  von  Störung 
des  Wohlbefindens  durch  gewerbliche  Be- 
triebe. Die  Bauordnungen  enthalten  des- 
halb Voi-schriften  über  Anlage  der  Ge- 
bäude, zu  verwendende  Materialien,  Brand- 
mauern, zulässige  Zahl  der-  Stockwerke, 
Verhältnis  der  zulässigen  Gebäudehöhe  zur 
Strassenbreite,  Verhältnis  der  bebauten 
Grundfläche  zum  ganzen  Grundstück  (^/s 
bis  */4),  Zugänglichkeit  von  Höfen,  über 
Durchfahrten,  über  Zulässigkeit  von  Keller- 
wohnungen, Höhenlage  des  untersten  Ge- 
schosses zum  Schutze  gegen  Bodenfeuchtig- 
keit, über  das  geringste  Mass  der  Zimmer- 
höhe, Anlegung  von  Aborten,  Treppen  etc., 
Ober  Anlage  und  Höhe  der  Hinter-  imd 
Seitengebäude,  über  die  Zeit,  von  wo  ab 
neugebaute  Wohnungen  erst  bezogen  werden 
dürfen  etc.  Aenderungen  und  Reparatiu^n 
von  grösserem  Umfange  werden  an  baupoli- 
zeiliche Genehmigung  geknüpft. 

In  einigen  Ländern  sind  baupolizeiliche  für 
das  ganze  Land  giltige  Bestimmungen  erlassen 
worden ,  in  anderen  hat  man  es  den  örtlichen 
Polizeibehörden  (für  eine  Provinz,  einen  Kreis 
oder  eine  Stadt]  überlassen,  die  nötigen  Anord- 
nungen zu  treffen.  Letzteren  Weg  hat  man  in 
Prenssen  eingeschlagen,  den  ersteren  inWürttem- 
berg (G.  V.  6.  Oktober  1ö72),  Sachsen  und  Bayern. 
Im  allgemeinen  dürfte  es  sich  empfehlen,  sich 
für  grosse  Länder  auf  gewisse  überall  mit  Vor- 
teil anwendbare  Bestimmungen  zu  beschränken, 
den  örtlichen  Behörden  aber  es  zu  überlassen, 
innerhalb  der  gesetzlich  zulässigen  Grenzen  Vor- 
schriften zu  treffen,  wie  sie  durch  klimatische 
Verhältnisse,  Wohndichtigkeit  (Verschiedenheit 
von  Stadt  und  Land),  Sitte  und  Gewohnheit 
geboten  sind.  Eine  deutsche  Reichsban- 
ordnung,  wie  sie  mehrfach  gewünscht  wird, 
würde  darum  der  Landesgesetzgebnng  und  der 
Örtlichen  polizeilichen  Regelung  immerhin  noch 
ein  ansehnliches  Gebiet  für  deren  Wirksamkeit 
ztig;estehen  müssen. 

Als  für  das  ganze  Deutsche  Reich  giltig 
sind  ausser  dem  gewerbliche  Anlagen  betreffen- 
den §  18  der  Gew.-O.  die  §§  367,  368  und  330 
des  Strafgesetzbuches  zu  nennen. 

Aber  erst  in  der  neuesten  Zeit  hat  man 
erkannt,  dass  die  Erfüllung  dieser  hygieini- 
schen  Forderungen  eine  soziale  Gef^r  in 
sich  birgt:  wird  dadurch  die  Entstehimg 
gesundheitlich  mangelhafter  Wohnungen  ver- 
hindert, so  kann  andererseits  der  Bau  von 
Wohnungen,  namentlich  kleinen  billigen 
Wohnungen  für  die  unteren  Klassen  da- 
durch so  verteuert  werden,  dass  der  Man- 


gel an  solchen  Wohnungen  dadurch  gestei- 
gert oder  erst  hervorgerufen  und  die  Üeber- 
füllung  der  vorhandenen  daher  gefördert 
wird.  Dies  muss  insbesondere  -dann  ein- 
treten, wenn  solche  Vorschriften,  wie  dies 
bis  vor  kiu-zem  die  Regel  war,  für  das 
ganze  Stadtgebiet  in  einheitlicher  Weise  a»if- 
gestellt  wenlen. 

Schon  in  gesundheitlicher  Beziehung  ist 
es,  wie  Baumeister  1893  auf  der  Versammlung 
des  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege 
ausführte,  fehlerhaft,  aUe  Teile  einer  Stadt  gleich 
zu  behandeln :  richtet  man  die  Vorschriften  mit 
Bezug  auf  Licht  und  Luft  nach  der  dichten 
Bebauung  und  dem  hohen  Bodenwert  im  Stadt- 
innem,  so  pflanzen  sich  dadurch  dessen  un- 
günstige Verhältnisse,  wie  fast  alle  deutschen 
Grossstädte  zeigen,  immer  weiter  nach  aussen 
fort.  Würde  man  dagegen  ideale  Forderungen 
aufstellen  wie  in  einer  ganz  neuen  Stadt,  so 
würden  dadurch  die  Besitzer  der  bereits  dichter 
bebauten  Grundstücke  im  Innern  bei  Neubauten 
ungebührlich  geschädigt.  Dann  aber  haben, 
wie  oben  gezeigt,  jene  einheitlichen  Bauord- 
nungen und  schematischen  Bebauungspläne  mit 
lauter  breiten  Strassen,  weiten  Plätzen  tmd  um- 
fangreichen Blöcken  auch  die  Folge  gehabt, 
das  Massenmietshaus  auch  in  die  Aussenbezirke 
der  Städte  zu  tragen  und  dadurch  die  enorm 
hohen  Bodenwerte  auch  in  diesen  hervorzurufen. 
Nun  müssen  sich  zwar  die  Banbeschränkungen 
durch  Stadtbanplan  und  Bauordnung  den  vor- 
handenen Bodenwerten  anpassen  und  dürfen  die 
dem  wirklich  bereits  zur  Thatsache  gewordenen 
ßodenwerte  entsprechende  Wohnrente  nicht  ver- 
kümmern, aber  andererseits  ist  es  keineswegs 
notwendig  oder  empfehlenswert,  die  hohe  und 
dichte  Bauweise  der  Altstadt,  wie  sie  den 
dortigen  hohen  Bodenwerten  entspricht,  auf 
aUes  Aussengelände  auszudehnen  und  dadurch 
diejenige  Steigerung  der  Bodenpreise  hervorzu- 
rufen, die  der  Ausnutzung  des  Baugrundes 
durch  die  Mietskaserne  entspricht.  Sondern  die 
Weiträumigkeit  des  Bauens  und  Wohnens  im 
Aussengelände  ist  ein  richtiges  Ziel  (Stubben). 

So  kam  m  an  zur  Forderung  einerAbstufung 
des  Stadtbauplanes  nach  verschiedenen  Bezirken 
(Zonen)  sowie  abgestufter  Bauordnungen.  Durch 
verschiedenartige  Behandlung  der  verschiedenen 
Stadtteile  —  wie  Stadtinneres  mit  hohen  Boden- 
preisen und  intensiver  geschäftlicher  Ausnutzung, 
für  Fabriken  bestimmtes  Aussengelände  an 
Flnss  oder  Eisenbahn,  Wohnbezirke  des  Mittel- 
standes, Arbeiteransiedelungen  oder  Villenviertel 
— ,  durch  Abstufung  der  Blockabmessungen  und 
.^inlegung  von  reinen  „Wohnstrassen"*  von 
massiger  Breite  neben  einigen  breiten  Verkehrs- 
strassen gilt  es  dem  kleinen  Wohnhause,  ins- 
besondere dem  Eigenhause,  wieder  Eingang  we- 
nigstens in  die  Aussenbezirke  unserer  Städte 
zu  verschaffen,  aus  denen  es  vielfach  durch 
Boden-  und  Bauspekulation  im  Bnnde  mit  dem 
beliebt  gewesenen  breitmaschigen,  schematischen 
Plannetz  vertrieben  worden  ist  Es  kann  natür- 
lich nicht  davon  die  Rede  sein,  das  grosse 
Mietshaus  für  die  Zukunft  durch  die  Bauord- 
nung allgemein  verbieten  zu  wollen.  „Man 
kann  niedrige  Einzelhäuser  nicht  erzwingen 
wollen  auf  Grundstücken,  deren  Preis  thatsäch- 
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lieh  auf  eine  Höhe  gestiegen  ist,  die  eine  dichte 
bauliche  Ausnutzung  verlangt.  Aber  man 
braucht  andererseits  Gelände,  welches  noch  auf 
massiger  Werthöhe  steht,  nicht  auch  jener 
dichten  Ausnützung  preiszugeben"  (Schilling 
und  Stubben). 

Solche  abgestufte  Bauordnungen  haben  jetzt, 
aber  meist  erst  seit  den  letzten  Jahren,  die  Städte 
Altona,  Berlin,  Hannover,  Hildesheim,  Bochum. 
Barmen ,  Frankfurt  a.  M.,  Wiesbaden ,  Magde- 
burg, Cöln,  Düsseldorf,  Elberfeld,  Dortmund, 
Stuttgart,  Karlsruhe,  Saarbrücken,  St.  Johann, 
Malstatt-Bnrbach,  Iserlohn,  Bonn,  Erfurt,  Aachen, 
Hamburg  und  Würzburg.  Vgl.  den  Art.  Stadt- 
erweiterungen oben  Bd.  VI  S.  968ff. 

2.  Die  Beseitigung  des  Woliniuigs- 
mangels.  Bau  und  Forderung  des  Baues 
von  Kleinwohnungen,  a)  Allgemeine  An- 
forderungen an  Iiage  und  Beschaffenheit 
der  Wohnung.  Die  allgemeinen  An- 
forderungen, welche  an  Lage  und  Beschaffen- 
heit der  Wohnungen  zu  stellen  sind,  können 
hier  in  wenigen  Worten  zusammengefasst  werden. 
Je  nach  Sitte  und  klimatischen  Verhältnissen 
lassen  sich  wohl  schöne  Ideale  aufstellen ;  doch 
setzt  wie  überall  die  Wirklichkeit  auch  hier 
ihre  Schranken,  innerhalb  deren  die  Technik 
sich  möglichst  gut  zurecht  zu  finden  hat. 

Die  Frage,  wo  die  Wohnung  zu  errichten 
ist,  ob  in  der  Stadt  möglichst  nahe  der  Arbeits- 
stätte oder  in  Vororten,  ist  je  nach  Lage  des 
Falles  zu  beantworten.  Im  Znsammenhange 
damit  steht  die  weitere  Frage  nach  der  Grösse 
der  zu  erbauenden  Häuser.  In  den  grossen  Städten 
sind  die  Grundstücke  zu  teuer,  um  kleine  Häuser, 
insbesondere  Einfamilienhäuser  (cottages)  und 
gar  solche  mit  Gartenanlagen  errichten  zu 
Können.  Man  ist  auf  die  grossen  Mietshäuser 
bezw.  Wohnkasemen  angewiesen.  Das  Leben 
in  der  Stadt  bietet  mancherlei  Vorteile,  Leichtig- 
keit des  Einkaufs,  allenfalls  zu  niedrip:eren 
Preisen  als  in  den  Vororten,  Gelegenheit  zu 
Nebenverdienst     für     die    Familienmitglieder, 

feistige  Bildung,  Vergnügungen  verschiedener 
rt  etc.,  so  dass  man  unter  Umständen  die  Un- 
bequemlichkeiten einer  kleinen,  hochgelegenen 
Wohnung  wegen  jener  Vorteile  schon  gern  mit 
in  den  Kauf  nimmt,  wie  denn  in  London  trotz- 
dem, dass  das  Einfamilienhaus  von  jeher  so  be- 
liebt war,  die  grossen  Mietskasernen  neuerdings 
ohne  Schwierigkeiten  Eingang  gefunden  haben. 
Zu  jenen  Vorteilen  kommt  noch,  dass  der  in  Vor- 
orten wohnende  städtische  Arbeiter  weitere 
Wege  von  der  Wohnung  nach  der  Arbeitsstätte 
zurückzulegen  hat.  Hierbei  geht  nicht  allein 
Zeit  verloren,  sondern  es  sind  auch  allenfalls 
für  Hin-  und  Rückfahrt  verhältnismässig  hohe 
Aufwendungen  zu  machen  Sind  für  "Wochen- 
billette jährlich  60—90  Mark  auszugeben,  hat 
auch  die  Frau  von  Zeit  zu  Zeit  die  Stadt  zu 
besuchen,  so  muss  der  Preisunterschied  der 
Wobnungen  schon  ziemlich  hoch  sein.  Unter 
Umständen  freilich  bietet  auch  das  Leben  im 
Vororte  Gelegenheit  zur  Verbesserung  der  wirt- 
schaftlichen Lage,  so  wenn  im  Garten  Knchen- 
fewächse  fUr  den  eigenen  Bedarf  oder  auch  für 
en  Verkauf  gezogen  werden  können,  eine  Kuh 
oder  Ziege  gehalten  werden  kann  etc.  Von 
Wichtigkeit  ist  für  die  ganze  Frage  auch  die 
Arbeitszeit  und  die  Zeit,  zu  welcher  Mahlzeiten 
eingenommen  zu  werden  pflegen,  Kindererzie- 


hnng,  Schulbesuch  etc.  Technische  Einrich- 
tungen verschiedener  Art  Gas-  und  Wasser- 
leitung etc.  können  der  Wohnung  in  der  Stadt 
grosse  Vorzüge  verleihen,  zumal  wenn  bei  den 
ganzen  Strassen-  und  Wohnungsanlagen  ge- 
nügend Bncksicht  auf  die  Gesundheit  der  Be- 
wohner genommen  ist. 

Auch  über  innere  Einrichtung  und  Bauart 
können  hier  nur  ganz  allgemeine  Bemer- 
kungen gemacht  werden.  Wünschenswert  ist 
vor  allem  eine  genügende  Anzahl  hinreichend 
grosser  Bäumlichkeiten ,  so  dass  erwachsene 
Kinder  verschiedenen  Geschlechts  getrennt 
schlafen  können,  allenfalls  eiu  Zimmerherr  auf- 
genommen werden  kann  etc.  Ob  KOche  oder 
Kochofen,  dies  hängt  teils  von  den  Gewohn- 
heiten der  Arbeiter,  teils  von  der  Technik  ab. 
Auf  isolierte  Einfamilienhäuser,  welche  in  ge- 
wisser Beziehung  ein  Ideal  bilden,  muss  man 
an  Orten  mit  teuerem  Baugelände  verzichten; 
sie  sind  auf  dem  flachen  Lande  möglich,  wo 
allenfalls  der  Erbauung  einzelner  Hänser  ausser- 
halb des  Ortsbereichs  von  selten  der  Gemeinden 
weniger  Schwierigkeiten  in  den  Weg  gelegt 
werden  (so  nach  Kalle  in  Preussen  wegen  des 
Ansiedelnngsgesetzes).  Aber  auch  auf  dem 
Lande  haben  einige  Formen  des  Gruppenbaues 
grosse  Vorzüge  vor  dem  isolierten  Einfamilien- 
hause.  Als  solche  kommen  in  Betracht  das 
Doppelhaus  (Rücken  an  Rücken,  Wand  an 
Wand),  die  Hänserreihe  (Wand  an  Wand), 
die  Doppelreihe  (zwei  Reihen,  bei  denen  die 
Häuser  mit  den  RDckenseiten  aneinander  gebaut 
sind,  demnach  nur  von  einer  Seite  Luft  und 
Licht  erhalten),  das  Häuserviereck  (jedes  Haus 
mit  zwei  freien  Seiten,  mit  den  anderen  beiden 
Wand  an  Wand  gegen  zwei  andere  Häuser  ge- 
baut), der  Häuserblock  mit  Hof.  Bei  Wahl 
einer  dieser  Formen  kommen  Billigkeit,  Schutz 
gegen  Wind  und  Wetter,  Lage  der  Vorderseite 
nach  der  Himmelsrichtung,  Möglichkeit  der 
Lüftung  etc.  in  Betracht.  Wohnen  zwei  Familien 
nnter  einem  Dache,  so  kann  in  Notfällen  die 
eine  der  anderen  mit  Rat  und  That  Beistand 
leisten,  ein  Vorteil,  welcher  oft  sehr  hoch  ge- 
schätzt wird.  Der  Gruppenbau  gestattet  femer 
billige  Anlagen  für  Heizung,  Beleuchtung, 
Wasserbeschaffung  etc.  üeberhanpt  können, 
wenn  eine  genügend  grosse  Anzahl  von  Woh- 
nungen nebeneinander  liegen,  auch  sonstig 
gemeinsame  Einrichtungen  erstellt  werden,  wie 
sie  z.  B.  Ducp^tiaux  1836  als  mit  der  Wohnun^- 
frage  im  engen  Znsammenhange  stehend  im 
Auge  hatte  (gemeinschaftliche  Speiseanstalten, 
Tummelplätze  für  Kinder,  Eaushaltungsschulen, 
Lesezimmer  etc.),  indem  er  nicht  allein  die 
Wohnungen  verbessert,  sondern  auch  die  ganze 
Existenz  der  Bewohner  gehoben  wissen  wollte. 
In  echten  Mietskasernen  giebt  es  viel  Anlass  zu 
Reibereien,  Zank  und  Streit.  Dieselben  werden 
stark  verwohnt,  weil  gemeinsame  Einrichtungen 
nicht  pfleglich  behandelt  werden,  Oberhaupt 
auch  das  Interesse  an  Schonung  der  Wohnung 
fehlt.  Werden  ganze  Arbeiterviertel  (Arbeit«'- 
städte,  Arbeiterquartiere)  hergestellt,  so  ist 
darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  dieselben  nicht 
eintönig  ausfallen:  durch  schöne  äussere  Aus- 
stattung der  Wohnung,  Anlage  von  Banm- 
gruppen  kann  der  Geschmack  gehoben,  auch 
der  Gesundheit  gedient  werden.  Zwar  macht 
man  gegen  diese  Quartiere  geltend,  aus  sozial- 
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politischen  Gründen  sei  eine  Mischung  der  Ar- 
beiter mit  anderen  Schichten  der  Gesellschaft 
wünschenswert.  Es  frag^  sich  dabei  nur,  ob 
diese  Mischung  nicht  zu  einer  Verteuerung  der 
Wohnnn^n  führt,  indem  die  Wohlhabenderen 
kostspieb^^ere  Gemeindeanstalten  erstreben,  für 
welche  die  anderen  mit  aufzukommen  haben; 
dann,  ob  beide  Teile  auch  solcher  Mischung  ge- 
neigt sind.  Gar  oft  verziehen  die  Zahlungs- 
föhigeren  aus  Stadtteilen,  in  denen  Arbeiter 
sich  ansiedeln,  ein  Uebelstand,  dem  nur  vor- 
gebengt wird,  wenn  einmal  alle  Umstände, 
welche  jenen  das  Zusammenwohuen  verleiden, 
beseitigt  sind. 

Es  ist  wohl  wünschenswert,  dass  —  im 
Gegensatz  znr  Mietskaserne  mit  nur  einem 
Flur  —  in  grossen  Mietshäusern  möglichst  viele 
Treppenhäuser  angelegt  werden,  so  dass  nur 
eine  geringere  Anzahl  von  Wohnungen  einen 
Treppengang  gemeinsam,  allenfalls  jede  Woh- 
nung einen  solchen  für  sich  allein  hat.  Hier- 
durch wird  freilich  wieder  die  Wohnung  ver- 
teuert. Englische  raodel-dwellings  mit  dem 
external  stalrcase-System  begegnen  diesem  Uebel- 
stande  zum  Teil  dadurch,  dass  die  Treppen 
nicht  im  Innern  des  Hauses  angelegt  sind, 
sondern  von  aussen  her  laufen  und  auf  die  vor- 
springenden Gallerieen  münden,  welche  sich  vor 
den  einzelnen  Wohnungen  befinden.  Ob  solche 
Anlagen  thunlich  sind,  hängt  von  Klima  und 
Neigungen  der  Bewohner  ab. 

Die  Anlegung  mehrerer  Stockwerke  ist  in 
Städten  unvermeidlich.  Die  Zahl  derselben  wird 
schon  baupolizeilich  je  nsu:h  der  Strassenbreite 
begrenzt.  Grosse  Höhenlage  ist  wohl  bei  An- 
wendung von  Treppen  ans  Rücksichten  der  Ge- 
sundheit, der  Feuersicherheit  etc.  nicht  er- 
wünscht Doch  schwinden  ihre  Schattenseiten, 
sobald  die  Strassen  genügend  breit,  die  Gebäude 
solid  errichtet  sind  und  Elevatoren  (lifts)  vor- 
teilhaft angebracht  werden  können.  Dass  im 
Interesse  der  Reinlichkeit,  der  schonenden  Be- 
nntzung  der  Wohnungen,  des  guten  Friedens 
angemessene  Hausordnungen  nneutbehrlich  sind, 
da.ss  es  an  einer  genügenden  Anzahl  den  sani- 
tären Anforderungeu  entsprechender  Aborte,  an 
Einrichtungen  für  einfache  Wegschaffung  von 
Abfällen  und  Kehricht  (z.  B.  Kehrichtschächte, 
sofern  sie  sauber  gehalten  werden  können)  etc. 
nicht  fehlen  darf,  sei  nur  nebenbei  erwähnt. 

Eine  wichtige  Frage  i^t  nun  noch  die,  ob 
der  Arbeiter  Eigentümer  werden  oder  nur  zur 
Miete  wohnen  soll.  Dieselbe  kann  allerdings 
nur  für  Einfamilienhäuser  aufgeworfen  werden. 

Das  Eigenhaus  hat  wohl  seine  grossen  Vor- 
züge. Dasselbe  hat  „eine  erziehliche  Wirkung" 
iLic.  Weber),  das  Haus  kann  nach  den  Neigungen 
des  Bewohners  gebaut  werden,  der  Arbeiter 
kann  allenfalls  am  Ausbau  selbst  teilnehmen, 
für  den  Erbauer  und  Verkäufer,  etwa  den  Ar- 
beitgeber, fällt  die  Last  der  Kontrolle  über  Bau- 
ansführung  und  spätere  Benutzung  der  Gebäude 
^veg,  der  Arbeiter  hat  ein  grösseres  Interesse 
am  Hanse,  er  wird  dasselbe  schonender  behandeln, 
für  Ausbesserungen  etc.  bei  Zeiten  Sorge  tragen ; 
-wohnt  er  als  Invalider  in  seinem  eigenen  Heim, 
so  hat  er  damit  eine  bessere  Unterkunft  bei 
seinen  Angehörigen.  Darum  sollte  auch  „das 
Drängen  nach  eigenem  Besitz  als  ein  guter  Zug 
nur  gefördert  werden''  (Weber).  Das  beste 
Mittel   zur   Erreichung   dieses   Zweckes   wäre 


nach  Kalla  „die  Hausbangenossenschaft,  in 
welcher  die  Arbeiter  sich  gegenseitig  erziehen, 
der  einzelne  sparen  lernt  und  allmähBch  so  viel 
zusammenspart,  dass  er  schon  ein  kleiner  Kapi- 
talist ist,  ehe  er  Hansbesitzer  wird"*. 

Nun  hat  aber  der  Erwerb  eines  eigenen 
Hauses  auch  seine  Schattenseiten.  Bei  den  Ar- 
beitern selbst  stösst  er  vielfach  auf  Abneiguug, 
weil  dieselben  durch  ihn  in  Abhängigkeitsver- 
hältni.sse  zu  geraten  befürchten.  Sie  sind  durch 
den  Besitz  gebunden,  wenn  sich  anderweit  eine 
günstigere  Arbeitsgelegenheit  bietet  und  am 
Platze  selbst  die  Arbeitsverhältnisse  drückende 
werden.  Ist  der  Eigentümer,  um  an  Zinsen  zu 
sparen  oder  um  eine  Mehreinuahme  zu  erzielen, 
genötigt,  Mieter  anfzunehmen,  so  läuft  er  damit 
auch  die  Gefahr  des  Zahlungsausfalles.  Nicht 
immer  ist  der  Arbeiter  in  der  Lage,  sein  Eigen- 
tum dauernd  zu  behaupten  und  dasselbe  richtig 
zu  behandeln.  Auch  dazu,  um  Besitzer  zu  sein, 
gehört  eine  gewisse  wirtschaftliche  Nüchtern- 
heit nnd  Reife. 

„In  Zeiten  hohen  Verdienstes  ist  der  gut 
gelohnte  Arbeiter  in  Ausnahmefällen  in  der 
Lage,  an  den  Erwerb  eines  Hauses  denken  zu 
können.  Kommt  eine  Zeit  wirtschaftlichen 
Niedergangs,  wie  z.  B.  in  der  zweiten  Hälfte 
der  70  er  Jahre,  so  ist  er  nicht  mehr  imstande, 
seineu  Besitz  zu  behalten.  Die  Gladbacher 
Baugesellschaft  hat  in  jenen  Jahren  einen 
grossen  Teil  der  veräusserten  Häuser  zurück- 
kaufen mü.ssen,  um  sie  nicht  in  andere  Hände 
fallen  zu  lassen"  (Albrecht). 

„Die  einst  schmucken  Häuschen  verkommen, 
geraten  schliesslich  in  die  Hände  von  Leuten, 
die  man  möglichst  fem  von  seinen  Arbeitern 
zu  halten  suchen  muss,  oder  die  letzteren  nebmen 
so  viele  Aftermieter  und  unverheiratete  Schlaf- 
gänger auf,  dass  die  guten  Absichten  des  Werk- 
besitzers vereitelt,  die  Wohnungen  durch  Ueber- 
füllung  wieder  zu  Brutstätten  gesundheitlicher 
und  sittlicher  Uebel  aller  Art  werden"  (^Kalle). 

Diesem  Missstande  suchte  von  Marken  in 
seinem  „Agnetapark"  bei  Delft  dadurch  zu 
begegnen,  dass  er  die  einzelnen  Wohnungen 
nicht  in  das  Sondereigen  der  einzelnen  Arbeiter 
übergehen  Hess,  sondern  ein  gemeinschaftliches 
Eigentum  unter  der  Form  einer  Aktiengesell- 
schaft schuf.  Die  Arbeiter  seiner  Fabrik,  welche 
anfangs  das  Unternehmen  mit  Misstrauen  be- 
trachteten, weil  sie  besorgten,  es  könne  ihr 
Verhältnis  zu  dem  ebenfalls  im  Parke  wohnen- 
den Fabrikherrn  sich  für  sie  ungünstiger  ge- 
stalten, können  durch  Erwerb  von  Anteil- 
scheinen Teilhaber  am  gemeinschaftlichen  Eigen- 
tum werden,  die  Anteilscheine  können  —  aUer- 
diugs  unter  der  Voraussetzung ,  dass  die  Sache 
einen  guten  Fortgang  nimmt  —  immer  leicht  ohne 
Verlust  verkauft  werden.  Doch  ist  die  üeber- 
tragung  derselben  nur  an  Angehörige  der 
Fabrik  zulässig.  So  wird  denn  dem  Arbeiter 
die  Freizügigkeit  gewahrt  und  dabei  die  Sicher- 
heit geboten,  eine  Wohnung  zu  erhalten,  so- 
lange er  auf  dem  W'erke  beschäftigt  ist.  Auch 
ist  Wohnungswechsel  bei  Bedarf  möglich. 

Die  sonst  jetzt  als  Vorbeugungsmittel  ge- 
wöhnlich angewandten  Verkaufsbescbränkungen, 
Vorkaufsrechte  ete.  aber  machen  schliesslich  das 
Eigentum  des  Erwerbers  ziemlich  illusorisch. 

b)  Dia  Fürsorge  durch  die  Arbeitgeber. 
Sie   hat   in    verschiedenen   Ländern   aus   dem 


Digitized  by 


Google 


854 


Wohnungsfrage 


einfachen  Grunde  sehr  erfreuliche  Erfolge  auf- 
zuweisen, weU  sie  zum  grossen  Teil  einer  sehr 
wirksamen  Triebkraft,  dem  eigenen  Interesse 
entstammt.  Sie  ist  ein  gutes  Mittel,  Arbeiter 
in  der  Nähe  der  Arbeitsstätte  sesshaft  zu  machen 
und  sich  einen  Stamm  tüchtiger  Kräfte  zu  er- 
halten. In  Städten  freilich  kommt  dieses  Alittel 
weniger  zur  Anwendung,  vielmehr  Tomehmlich 
auf  dem  Lande,  wo  es  gilt,  Arbeiter  an  abge- 
sondert liegende  Werke  zu  fesseln.  Der  städti- 
schen Wohnungsnot  würde  dadurch  nur  mittelbar 
zum  Teil  abgeholfen.  Ein  besonderer  Beiz  wird 
allerdings  nur  ausgeübt,  wenn  der  Arbeitgeber 
sich  zu  Unterstutzungen  bereit  findet,  etwa  an 
tüchtige  Arbeiter,  welche  sich  während  längerer 
Zeit  durch  gute  Führung  ausgezeichnet  haben. 
An  diese  unter  dem  Titel  Lohnaufbesserung  zu 
gewährenden  Unterstützungen  können  gewisse 
Bedingungen  geknüpft  werden,  wie  z.  B.  dass 
der  Arbeiter  keine  Spirituosen  verkaufe,  mit 
anderen  Waren  mit  bestimmten  Ausnahmen  oder 
unter  Vorbehalt  der  Genehmigung  keinen  Handel 
treibe  etc. 

Baut  der  Arbeiter  selbst,  so  kann  die  Unter- 
stützung darin  bestehen,  dass  der  Arbeitgeber 
etwa  Grund  und  Boden  unentgeltlich  dargiebt, 
je  nach  der  Grösse  der  Wohnung  zu  bemessende 
Banprämien  oder  Darlehen  gegen  geringen  Zins 
oder  auch  unentgeltlich  gewährt.  Der  Arbeiter 
kann  dann  nach  eigenem  Ermessen  und  Ge- 
schmack bauen,  indem  ihm  etwaige  vom  Arbeit- 
feber  errichtete  Musterhänser  zum  Vorbilde 
ienen.  Dagegen  liegt  aber  auch  die  Gefahr 
vor,  dass  der  Arbeiter  sich  „verbaut"  und  dann 
in  eine  missliche  Lage  gerät. 

Errichtet  der  Arbeitgeber  die  Wohnungen, 
80  kann  er  gleichzeitig  mehrere  Gebäude  und 
schon  darum  planmässiger  und  billiger  bauen 
als  die  Arbeiter.  Allerdings  müsste  er  sich  mit 
den  Lebensgewohnheiten  und  Bedürfnissen  der 
letzteren  vertraut  machen  und  auf  deren  Wünsche 
thunlichst  Kücksicht  nehmen.  Verkauft  er  die 
Häuser  gegen  allmähliche  Abzahlungen  zu 
massigen  Preisen  an  seine  Arbeiter,  so  entspricht 
es  seinem  eigenen  Interesse,  dafür  Sorge  zu 
tragen,  dass  dieselben  nicht  zu  Gegenständen 
der  Spekulation  und  so  ihrem  eigentlichen 
Zwecke  entfremdet  werden.  Dies  kann  dadurch 
geschehen,  dass  er  sich  das  Rückkaufsrecht  vor- 
behält oder  an  den  Weiterverkauf  bestimmte 
Bedingungen  knüpft.  Kicht  alle  Arbeiter  frei- 
lich sind  geneigt,  Häuser  vom  Arbeitgeber  zu 
erwerben.  Solche  Unternehmungen  begegnen, 
auch  wenn  sie  durchaus  uneigennützigen  wohl- 
wollenden Regungen  entspringen,  leicht  grossem 
Misstrauen. 

In  solchen  Fällen  erreicht  der  Arbeitgeber 
schon  besser  sein  Ziel,  wenn  er  die  Wohnungen 
vermietet.  Er  kann  dann  die  Mietpreise  ent- 
sprechend niedrig  setzen,  tüchtige  Arbeiter  allen- 
falls unentgeltlich  wohnen  lassen  und  bestimmen, 
dass  der  vertrag  als  gelöst  gilt,  wenn  der 
Mieter  ans  dem  Arbeitsverhältnis  ausscheidet. 
Die  Zinstermine  lässt  er  am  besten  mit  den 
Lohnzahlungstermiuen  zusammenfallen,  so  dass 
die  Miete  jeweilig  gleich  vom  Lohne  abgezogen 
wird.  Um  zu  pfleglicher  Behandlung  der  Woh- 
nungen anzureizen,  können  auf  gute  Instand- 
haltung derselben  Prämien  gesetzt  werden. 
Aufnahme  von  Altermietem,  Kost-  und  Schlaf- 
gängern  wäre   nur  unter  Bedingungen   zuzu- 


I  lassen,  welche  dahin  gehen,  Ueberfüllungen  vor^ 
zubeogenund  der  Verleitung  zur  Un Sittlichkeit 
zu  steuern.  Vermietung  an  Fremde  wird  des- 
halb bei  grosser  Familie  gewöhnlich  nicht  ge- 
stattet, dauernder  Aufenthalt  Verwandter  von 
der  (ienehmig^nn^  abhängig  gemacht,  femer  be- 
stimmt, dass  Weitervermietung  nur  an  Personen 
erfolge,  welche  im  Dienste  des  Arbeitgebers 
stehen.  Dass  die  Aufstellung  einer  Hausord- 
nung, zumal  bei  grösseren  Mietshäusern,  unent- 
behrlich sei,  bedarf  hier  keiner  besonderen  Her- 
vorhebung. 

Insoweit  einzeln  stehende  Personen  nicht  in 
Familien  Unterkunft  finden,  kann  für  dieselben 
durch  Aufnahme  in  eigens  erbauten  Herbergen. 
Kost-  und  Logierhäusem  Sorge  getragen  wer' 
den.  In  solchen  Häusern  kann  zu  massigem 
Preise  Gutes  geboten  werden.  Trotzdem  sind 
aus  dem  früher  erwähnten  Grunde  mehrfach 
die  Arbeiter  nicht  geneigt,  solche  Häuser  zu  be- 
ziehen. Sie  zahlen  o^  anderweit  lieber  mehr 
für  schlechtere  Kost  und  Wohnung.  Arbeit- 
geber haben  deshalb  schon  oft  die  Benutzung 
des  Logierhauses  als  Bedingung  in  den  Arbeits 
vertrag  aufgenommen. 

Die  Erfolge,  welche  durch  die  Fürsorge  der 
Arbeitgeber  erzielt  worden  sind,  werden  viel- 
fach als  sehr  gut  geschildert,  indem  bei  den 
Arbeitern  der  Sinn  für  ein  geordnetes  Leben 
sich  mehr  entwickelt  und  der  Wirtshausbesnch 
abgenommen  habe. 

Eine  der  bekanntesten  Unternehmungen  ist 
die  der  Cit6  ouvriere  zu  Mülhaasen  i.  E.  Hier 
bildete  sich  18ö3  unter  der  Leitung  von  DoUfns 
eine  Aktiengesellschaft  (ursprünglich  12  Fabri- 
kanten) —  daher  auch  mitunter  unter  d)  ge- 
rechnet —  mit  einem  Kapital  von  300000  Francs 
(ebensoviel  gab  Napoleon  III.  hinzu),  welche 
Häuser  baute  und  an  Arbeiter  verkaufte  (nur 
ausnahmsweise  vermietete).    Es  war 


Zahl    Bauwert    Zahl    Bauwert  Abzahlung 

der  gebauten  der  vertutuften  durch  die 

Häuser  Häuser  Arbeiter 

Frcs.  Frcs.  Frcs. 

1854    loo      256000  49      118  725  26044 

1857    304      777075  127      332475  121 493 

1870    892  2610675  859   2539135  2152770 

1881    992  2957875  .996   2932475  3845743 

1884  1040       —  1040       —  — 

Leider  sind  diese  Hänser  ihrem  ursprüng- 
lichen Zwecke  entfremdet  worden.  „In  der  Cite 
ouvrifere  zu  Mttlhausen  befindet  sich  kein  einziges 
Arbeiterhaus  mehr  in  den  Händen  des  ursprüng- 
lichen Besitzers,  die  Verhältnisse  sind  dort  Ober- 
haupt keineswegs  so,  dass  sie  zur  Nachahmung 
auffordern"  (Post  und  Albrecht).  Die  Häuser 
.soUen  nicht  aufs  beste  gehalten,  zum  Teil  durch 
Weitervermietung  überfüllt,  ja  auch  einem 
echten  Wohnungswucher  verfallen  sein.  Gerade 
hier  haben  sich  die  oben  hervorgehobenen  Mängel 
des  Erwerbshauses  für  den  Arbeiter  besonders 
stark  gezeigt. 

Die  Gesamtzahl  der  in  Deutschland  von 
industriellen  Arbeitgebern  erbauten  Arbeiter- 
wohnungen war  nach  einer  für  die  Pariser 
Weltausstellung  gemachten  Erhebung  am  1. 
Oktober  1898  143049,  d.  h.  —  wenn  die  Be- 
triebe mit  weniger  als  5  Beschäftigten  nnbe^ 
rücksichtigt  bleiben   und   die  industrielle  Be- 
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Tölkerung  im  Deutschen  Reich  also  zu  rund 
8  OCX)  000  angenommen  wird  —  mnd  18  Arbeiter- 
■wohnungen  auf  1000  Arbeiter.  In  einzelnen 
Provinzen  bezw.  Bundesstaaten  erhebt  sich  die 
Verhältniszahl  beträchtlich  über  den  Durch- 
schnitt :  so  in  Oppeln  (106),  Arnsberg  (60),  Loth- 
ringen i57),  Trier  (50),  Oberpfalz  (47),  Osnabrück, 
Hannover,  Anrieh  und  Stade  (40),  Düsseldorf 
(36).  Die  Zahlen  besagen  jedoch  hier  sehr 
wenig,  es  hängt  vielmehr  von  der  Qualität  der 
durch  den  Aroeitgeber  beschafften  Wohnungen 
ab,  ob  darin  wirklich  ein  Beitrag  zur  Lösung 
der  Wohnungsfrage  zu  erblicken  ist.  Im  fol- 
genden seien  nur  die  wichtigsten  Beispiele  ge- 
nannt, bei  welchen  letzteres  zutrifft. 

«I  Private  Arbeitgeber.  Ein  Teil  der 
Ton  privaten  Arbeitgebern  auf  diesem  Gebiet 
geleisteten  Fürsorge  bezweckt,  ihren  Ange- 
stellten und  Arbeitern  den  Erwerb  eines 
kleinen  Anwesens,  sei  es  durch  unentgeltliche 
L^eberlassung  oder  Vermittelnug  eines  Bau- 
grnndstückes  zu  billigem  Preise,  sei  es  durch 
Gewährung-  eines  Baudarlehens  zu  erleichtern. 
Hier  ist  vor  allem  die  mit  ihrem  System  von 
Banvorschüssen  nnd  Bauprämien  das  Beispiel 
des  preussischen  Bergfiskus  nachahmende  M  a  n  s- 
{elder  Kupferschiefer  bauende  Gesell- 
schaft in  Eisleben  zu  nennen  (bis  Ende  1899 
900  Häuser  mit  Unterstützung  der  Gewerk- 
schaft erbaut,  11652%  Mark  Baudarlehen, 
109100  Mark  Bauprämien,  ausserdem  2500000 
für  den  direkten  Ban  von  Familienwohnungen 
tjnd  Schlafhäusem  für  Eiuzelstehende  aufge- 
wandt); femer  Villeroy  &  Boch  in  Mettlach 
a.  Saar  (bis  Ende  1899  :-i24  Häu.ser  mit  einem 
Kostenaufwand  von  348 319  Mark);  D.  Peters 
&  C  i  e.  in  Neviges ;  Krupp  in  Essen 
(620  000  Mark  Bandarlehen  zum  Bau  oder  Er- 
werb eines  Hauses,  seit  1899  auf  die  Aussen- 
werke  in  ländlichen  Gegenden  beschränkt); 
Ko melius  Heyl  in  Worms  (Vermittelung 
zwischen  den  Arbeitern  als  Darlehensnehmer 
und  der  Hessischen  luvaliditäts-  und  Alters- 
versicherungsanstalt als  Hypothekengläubigerin 
durch  Garantierung  der  Verzinsung  und  Til- 
gung) u.  a. 

Die  weitaus  häufigere  Form  aber  ist  die 
mietweise  Ueberlassung  von  Wohnungen 
an  die  Arbeiter.  Hier  giebt  es  neben  den  lediglich 
durch  das  Selbstinteresse  des  Arbeitgebers  her- 
•vorgemfenen  und  eine  Verbesserung  der  Woh- 
nnngsverhältuisse  anders  als  durch  Vermehrung 
des  Angebots  nicht  bedeutenden  Fällen  jetzt 
auch  in  Deutschland  wie  in  anderen  Ländern 
Schöpfungen,  die  auch  in  technischer  und 
ästhetischer  Beziehung  als  Musterleistungen  zu 
bezeichnen  sind.  Hier  steht  obenan  Krupp  in 
Es.«en  ("schon  1891  3659  Wohnungen  mit  rund 
250(  0  Bewohnern  und  mehr  als  12000000  Mark 
Baukosten  bei  einer  Verzinsung  von  wenig  mehr 
als  20  0;  seit  1894  weitere  fOO  in  Alfredshof 
und  Friedrichshof  nnd  150  unentgeltliche  In- 
validen- und  Witwenwohnnngen  in  Altenhof j; 
femer  sind  hervorznheben :  die  B ad i sehe 
Anilin-  nnd  Sodafabrik  in  Ludwigsbafen 
a.  R.  (1899  128  Wohnhäuser  mit  509  Woh- 
nangen  für  mnd  3000  Personen;  so  gut  wie 
unverzinslicher  Kapitalaufwand  von  2,5  Millionen 
Mark:  weitere  im  Bau);  die  Farbwerke  vorm. 
Heister  Lucius  &  Brüuing  in  Höchst 
a.  M.  (442  Wohnnngen  1900000  Mark  Kosten- 


aufwand, weitere  100  im  Bau);  die  Ver- 
einig te  Maschinenfabrik  Attgs  bürg  nnd 
Maschinenbaugeseii Schaft  Nürnberg 
(123  Wohnungen  in  Gustavburg,  334  mit  einem 
Kostenaufwand  von  2000000  in  Nürnberg);  die 
Elektricitätsaktiengesellschaf  t  vorm. 
Schnckert&Cie.  in  Nürnberg  (Unterstützung 
einer  nur  ans  Arbeitern  der  Fabrik  bestehenden 
Genossenschaft  mit  Darlehen  zum  Bau  von  280 
Wohnungen) ;  die  Augsburger  Kammgarn- 
spinnerei in  Augsburg,  teu  Brink  in  Arien  u.  a. 

ß)  Staat  nnd  Gemeinde  als  Arbeit- 
geber. Hier  ist  vor  allem  die  preussische 
Bergverwaltung  zu  nennen,  welche  schon 
unter  Friedrich  IL  für  ünterbring^ing  und  Sess- 
haftmachung  ihrer  Arbeiter  besorgt  war.  Früher 
wurden  Grundstücke  unentgeltlich  abgegeben, 
seit  1842  werden  im  Saarbrückener  Revier,  seit 
1855  in  Oberschlesien  nach  der  Grösse  der  Bau- 
fläche bemessene  Prämien(für  das  Mindestmass  von 
32  qm  700,  für  66  und  mehr  qm  900  Mark)  so- 
wie zinsfreie,  in  jährlichen  Raten  zurückzu- 
zahlende Vorschüsse  bis  zu  1500  Mark  gewährt 
Die  Auszahlungen  erfolgen  in  der  Regel  nicht 
direkt  an  die  bauenden  Bergleute,  sondern  in 
deren  Gegenwart  und  gegen  deren  Quittung  an 
die  Bauhaudwerker  und  Lieferanten.  Personen, 
welche  durch  ihre  Führung  zur  Unzufriedenheit 
Anlass  geben,  weder  Frau  noch  Kinder  haben, 
nnter  25  oder  über  45  Jahre  alt,  bereits  Haus- 
besitzer sind,  ihrer  Militärpflicht  noch  nicht  ge- 
nügt haben  etc.,  sind  von  der  Gewährang  von 
Prämien  ausgeschlossen.  Dann  sind  bestimmte 
Bedingungen  über  Material  und  Bauart  vorge- 
schrieben. 10  Jahre  lang  muss  der  Arbeiter 
das  Haus  selbst  bewohnen,  nicht  benutzte  Räume 
darf  er  nur  an  im  aktiven  Dienste  der  Berg- 
bauverwaltung stehende  Bergarbeiter  vermieten ; 
Veräusserung  ist  ebenfalls  nur  an  solche  und 
mit  Zustimmung  bezüglich  der  Person  gestattet. 
Der  Käufer  hat  die  gleichen  Bedingungen  und 
Verpflichtungen  zu  übernehmen.  Binnen  10 
Jahren  darf  im  Hause  keine  Gast-  und  Schank- 
wirtschaft sowie  kein  offener  Laden  gebalten, 
Ausnahmen  können  zugelassen  werden.  Es 
wurden  gewährt  im  Saarbrückener  Revier  1842 
bis  1891  an  5264  Arbeiter  3,8  Millionen  Mark 
Prämien,  an  2992  Arbeiter  4,1  Millionen  Mark 
unverzinsliche  Vorschüsse :  in  Oberschlesien  1854 
bis  1891  an  1250  Arbeiter  3,7  Millionen  Mark 
Prämien,  an  1364  Arbeiter  1,6  Millionen  Mark 
Vorschüsse;  in  ganz  Preussen  1865—1891  3,5 
Millionen  Mark  Prämien,  6,1  Millionen  Mark 
Vorschüsse.  Die  Erfahrungen,  welche  gemacht 
wurden,  werden  als  gut  bezeichnet  Das  von 
der  preussischen  Verwaltung  gegebene  Beispiel 
wurde  anderwärts  mit  gutem  Erfolge  nach- 
geahmt. 

Eine  vielgestaltige  Thätigkeit  für  ihre 
Unterbeamten  nnd  Arbeiter  hat  in  den  letzten 
Jahren  auch  die  preussische  Staats- 
eisenbahn-Verwaltung hauptsächlich 
mit  den  seit  1895  ausgeworfenen  Specialfonds 
von  20000000  Mark  entwickelt  (aus  diesen 
Mitteln  waren  Ende  1899  an  112  Orten  rund 
2570  Wohnungen  mit  einem  •  Mietserträgnis 
von  40 0  des  Anlagekapitals  gebaut);  ähnlich 
die  bayerische,  sächsische  und  württembergi- 
sche Staatseisenbahnverwaltung,  das  preussi- 
sche Kriegsministerinm  (rund  500  Wohnungen 
bei    den    militär-fiskalischen   Werkstätten    bei 
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Spandau,  Hanau  und  Siegbarg],  das  Reichs- 
marineamt  (144  Wohnungen  bei  der  Torpedo- 
werkstatt in  Friedrichsort  und  958  Wohnungen 
für  nahezu  li%  der  Arbeiter  der  Kaiserlichen 
Werft  in  Wilhelmshaven),  die  Reichspostver- 
waltung und  das  prenssische  Ministerium  für 
Landwirtschaft,  Domänen  und  Porsten  (in  den 
letzten  7  Jahren  etwa  1200  ländliche  Arbeiter- 
wohnungen). 

Auch  einzelne  Gemeinden  haben  in 
neuerer  Zeit  in  ihrer  Eigenschaft  als  Arbeit- 
geber für  ihre  Unterbeamten  und  Arbeiter 
Wohnungen  hergestellt:  so  Altona,  Cassel, 
Darmstaat,  Dresden,  Essen,  Frankfurt  a.  M., 
Hanau,  Heidelberg,  Karlsruhe,  Cöln  a.  R., 
Königsberg  i.  P^  Konstanz,  Mannheim,  NOm- 
berg,  Osuabriick,  Quedlinburg,  Pforzheim,  Stettin, 
Strassbnrg  i.  E.,  Ulm  —  die  meisten  allerdings 
nur  in  bescheidenem  Masse.  Nur  Frankfurt  a.  M. 
hat  es  bis  jetzt  in  grösserem  Umfang  gethan. 

Versuchen  wir  zum  Schlnss  ein  Urteil  da- 
rüber zu  gewinnen,  was  bis  jetzt  durch  die 
Arbeitgeberfttrsorge  zur  Lösnng  der  Wohnungs- 
frage beigetragen  worden  ist  und  aus  princi- 
piellen  Gründen  überhaupt  werden  kann,  so  ist 
zwischen  Förderung  des  Eigenbesitzes  und 
Miethansbau  zu  unterscheiden:  ersteres 
System,  das  immer  grössere  Uneigeuntttzigkeit 
des  Arbeiters  voraussetzt,  hat  sich  nur  be- 
währt, wo  die  Arbeiter  sich  in  auskömmlichen 
und  dauernd  sicheren  Verhältnissen  befinden 
mit  einer  relativ  stabilen  Lebeushaltnng,  so  dass 
sie  eine  namhafte  Anzahlung  und  die  regel- 
mässigen Abzahlungen  leisten  können,  wie  spe- 
ciell  die  fiskalischen  Bergarbeiter.  Die  Schaffung 
von  Mietwohnungen  durch  den  Arbeitgeber  aber 
hat  grosse  principielle  Mängel:  „die  Arbeiter 
begeben  sich  durch  Uebernabme  einer  solchen 
Wohnung  noch  in  ein  viel  grösseres  Abhängig- 
keitsverhältnis zu  dem  Arbeitgeber,  als  es  das 
Arbeitsverhältnis  an  sich  schon  bedingt.  Das 
ist  der  Grund,  weshalb  nicht  selten  gerade  die 
besseren  Elemente  unter  der  Arbeiterbevölkerung 
die  private  Mietwohnung,  die  ihnen  weniger 
und  schlechtere  Räume  zu  einem  höheren  Preise 
bietet,  der  besseren,  vom  Arbeitgeber  gebotenen 
Wohnung  vorziehen"  (Albrecht). 

Nur  bei  den  Arbeitern  des  Staates  und  der 
Gemeinden  etc.  wird  dies  durch  die  Stetigkeit 
des  Arbeitsverhältnisses  und  die  in  der  Regel 
vorhandene  halbe  Beamtenqualität  ausgeglichen. 

Diese  Erwägungen  sprechen  auch  gegen 
den  Vorschlag,  die  !•  ürsorgepflicht  der  Arbeit- 
geber dabin  zu  erweitem,  dass  Unternehmer, 
welche  eine  grössere  Anzahl  von  Arbeitern  be- 
schäftigen, durch  Ortsstatut  verpflichtet  werden 
können,  die  erforderlichen  Wohnungsgelegen- 
heiten fUr  dieselben  zu  beschaffen.  Auf  dem 
Lande,  wo  es  an  einer  genügenden  Anzahl 
Wohnungen  fehlt,  werden  Arbeitgeber,  welche 
bei  stetigen  Produktionsverhältnissen  eine 
grössere  Anzahl  Arbeiter  nötig  haben,  ausser- 
dem schon  im  eigenen  Interesse  die  erforder- 
lichen Vorkehrungen  treffen.  Die  Fürsorge- 
pflicht hätte  im  wesentlichen  nur  in  Städten 
eine  Bedeutung,  wenn  e»  schwer  fällt,  eine 
Unterkunft  zu  finden,  dann  in  Fällen,  in  welchen 
zeitweilig  eine  grössere  Menge  Arbeiter  an 
einem  Platze  zusammengezogen  wird  und  für 
diese  durch  Errichtung  von  Barackenbauteu  ge- 
sorgt werden  müsste.    Leuthold  will  den  Arbeit- 


geber von  jener  Pflicht  entbunden  wissen,  wenn 
die  Beschäftigung  durch  den  Arbeitovertrag  nur 
auf  kurze  Frist  beschränkt  sei  und  wenn  der 
Nachweis  eines  anderweiten  Unterkommens  ge- 
liefert werde.  Erstrecke  sich  der  Betrieb  nnr 
auf  einzelne  Jahreszeiten  (Saisonarbeiten),  8» 
gentige  Schlafstellennachweis. 

Die  Beschaffung  der  Arbeiterwohnungen 
durch  die  privaten  Arbeitgeber  ist  also  die 
im  Princip  am  weDigsten  befriedigende 
Form  der  Abhilfe  und  daher  nur  da  zu  be- 
grüssen,  wo  die  anderen  Formen  nicht  aus- 
reichen oder  ganz  versagen,  wie  bei  Riesen- 
betrieben und  isolierten  Fabrikanlagen  auf 
dem  Lande.  Die  allgemeine  Lösung  kann 
sie  auch  schon  deswegen  nicht  darstellen, 
weil  sich  der  Wohnungsnotstand  keinesw^ 
auf  diejenigen  beschränkt,  welchen  solche 
Arbeitgeberfürsorge  zu  g^ite  kommen  kann, 
sondern  ausser  den  Fabrikarbeitern  andere 
breite  Schichten  der  Bevölkerung,  die  peku- 
niär etwa  ebenso  gestellt  sind  wie  jene, 
ebenso  schwer  betroffen  hat  Die  Wohnungs- 
frage der  unteren  Klassen  ist  eben  keines- 
wegs nur  Arbeiterwohnungsfrage.  Daher 
sind  seit  dem  Auftreten  der  Wohnungsfrage 
noch  verschiedene  andere  Wege  beschritten 
worden,  um  dem  Mangel  an  kleinen  Woh- 
nungen abzuhelfen. 

o)  Baugesellsohafteii  auf  spekulativer 
Orundlage.  Solche  sind,  und  zwar  in 
der  Form  von  Aktiengesellschaften,  vielfach 
entstanden,  so  in  Müuchen-Gladbach  1870, 
Barmen  1872,  Hambui-g  1878  etc.  Diesellien 
können,  im  Gegensatz  zu  den  Genossen- 
schaften wenig  bemittelter  Genossen,  rascher 
und  in  umfassenderem  Masse  Häuser  bauen 
und  so  einer  vorhandenen  Wohnungsnot  be- 
gegnen. 

Nicht  alle  diese  Gesellschaften  bauen 
nur  Arbeiterwohnungen.  Oft  dient  ihre 
Wirksamkeit  mehr  kleineren  Beamten,  Hand- 
werkern etc.  Meist  beschränken  sie  sich 
auf  ein  örtlich  begrenztes  Gebiet,  doch 
dehnen  auch  mehrere  ihre  Thätigkeit  über 
ein  ganzes  Land  aus.  Ist  Vermietung  mit 
Verwaltung  für  Aktiengesellschaften  an  und 
für  sich  schon  schwierig,  so  gilt  dies  ganz 
vorzüglich  von  Gesellschaften  mit  örtlich 
ausgedehntem  Wirkungskreise.  An  Stelle 
der  Vermietung  tritt  dann  zweckmässig  der 
Verkauf  mit  Erwerb  durch  Abzahlung. 
Schmoller  befürwortet  die  Bildung  solcher 
Gesellschafleu  im  grossen  Stil. 

Um  den  Erwerb  zu  erleichtern,  hat  man 
auch  die  Verbindung  mit  der  Lebensver- 
sicherung empfohlen. 

So  1876  auf  dem  Kougress  für  Gesundheita- 
pflege  zu  Brüssel.  Durch  das  G.  v.  9.  Angnst 
188»  wurde  die  belgische  Allgemeine  Spar-  und 
Altersrentenkasse  ermächtiget,  Verträge  auf 
gemischte  Lebensversicherung  abnischliessen, 
welche  den  Zweck  haben,  für  einen  bestimmten 
Verfalltermin  oder  beim  Tode  des  Versicherten, 
wenn  derselbe  vor  jenem  Termin  eintritt,  die 
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Bttckzahlung  der  fOr  Erbauung  oder  Ankanf 
einer  Wohnung  zugestandenen  Darlehen  zu 
sichern.  Auch  die  1891  gegründete  deutsche 
Yolkshaugesellschaft  zu  Berlin  hat  den  gleichen 
Weg  eingeschlagen.  Die  von  derselben  erbauten 
Wohnungen  fallen  beim  vollendeten  60.  Lebens- 
jahre des  Erwerbers  diesem  selbst  oder  nach 
dessen  Tode  seinen  Erben  schuldenfrei  zu.  Hier- 
bei handelt  es  sich  nm  nichts  anderes,  als  um 
eine  Versicherung,  hei  welcher  den  Versicherten 
bei  Eintritt  eines  bestimmten  Ereignist^es  statt 
Bargeld  das  Eigentum  an  einem  Hause  zufällt. 
Da  aber  dieses  Haus  jetzt  schon  gebaut  ist 
und  bewohnt  wird,  so  ist  ausser  der  Versiche- 
rungsprämie eine  Summe  fUr  Verzinsung  der 
Bankosten,  Steuer  und  für  Feuerversicherung 
zu  zahlen.  Bei  der  gewöhnlichen  Amortisation 
ist  die  zu  zahlende  Summe  nach  einer  fest  be- 
stimmten Zeit  getilgt.  Bei  der  Versicherung 
aber  zahlt  der  eine  den  Tilgungsbetrag  für  eine 
längere,  der  andere  für  eine  kürzere  Zeit.  Hier 
wird  ein  Gewinn  erzielt ,  dort  ein  Verlust 
erlitten. 

Damit  kein  Zahlungsansfall  entstehe,  wird 
Ton  der  Volksbaugesellschaft  Beteiligung  der 
Versicherten  bei  einer  Kreditgenossenschaft  ge- 
wünscht. Das  nötige  Baokapital  beschafft  sich 
die  Gesellschaft  durch  Ausgabe  von  Pfand- 
briefen bezw.  von  Anteilscheinen  für  hinterlegte 
Gnmdschnldbriefe. 

d)  Die  gemeiimützige  Bsuthätigkeit. 
Darunter  versteht  man  im  Gegensatz  zu 
der  privaten  und  der  eben  betrachteten 
privatgesellschaftlichen  Bauthätigkeit  alle 
diejenigen    Bestrebungen,    welche    »darauf 

fjrichtet  sind,  ohne  die  Nebenabsicht  des 
rwerbs  die  Wohnungsverhältnisse  durch 
den  Bau  von  Kleinwohnungen  zu  verbessern« 
(Albrecht).  Diese  gemeinnützige  Bauthätig- 
keit weist  nun  eine  grosse  Mannigfaltigkeit 
der  Oreanisationsformen  auf.  Zunächst  die 
Form  der  Aktiengesellschaft  wie  bei 
den  im  Vorausgehenden  besprochenen  Bau- 
gesellschaften, jedoch  mit  Beschränkung  der 
Dividende  auf  einen  massigen  Prozentsatz 
und  Verwendung  etwaiger  weiterer  Ueber- 
schüsse  zu.  Rücklagen  oder  zur  Erweiterung 
des  Unternehmens;  die  Verwaltung  wird 
oft  im  Ehrenamt  geführt.  Ebenso  in  neuerer 
Zeit  in  Deutschland  die  Gesellschaft 
mit  beschränkter  Haftung.  Beide 
arbeiten  geschäftsmässig,  insofern  sie  eine, 
■wenn  auch  massige  Kapitalverzinsung  an- 
streben und  meist  auch  erzielen,  aber  ihre 
Aktien  bezw.  Geschäftsanteile  sind  nur  aus- 
nahmsweise marktgängige  Effekten  gew^or- 
den,  sondern  durchgehends  in  den  Händen 
gemeinnützig  denkender  Kapitalisten,  woraus 
sich  für  alle  diese  Gesellschaften  mehr  oder 
weniger  der  Charakter  von  Wohlthätigkeits- 
apstalten  der  besitzenden  Klassen  ergiebt. 
Noch  mehr  ist  dies  der  Fall  bei  Vereinen 
und  Stiftungen,  welche  den  Bau  von 
Kleinwohnungen  bezwecken. 

In    England    entstanden    viele   gemein- 
nQtzige  Bangesellschaf ten  seit  den  40  er  Jahren, 


so  in  London  1841  die  Association  for  improving 
the  dwellings  of  the  industrial  classes  (Maxi- 
msd-Div.  6*/o),  1844  die  Society  for  improving 
the  condition  of  the  labonriug  classes  dann  die 
Improved  industrial  dwellings  Company  limited 
n.  a.  Dieselben  kauften  alte  Wohnungen,  wan- 
delten diese  um  oder  erbauten  ganz  neue 
kasemenartige  Mietshäuser  (model-dwellings)  im 
Innern  der  Stadt.  Die  Victoria  Dwellings  Com- 
pany hat  ein  Bonussystem  eingerichtet.  Wenn 
ein  Mieter  eine  gewisse  Reihe  von  Monaten  hin- 
durch regelmässig  seine  Miete  bezahlt  und  seine 
Wohnung  gut  im  Stande  erhalten  hat,  so  wird 
ihm  der  Mietzins  für  eine  Woche  erlassen. 

Deutsche  Gesellschaften  haben  sich  zu- 
erst mehr  dem  Bau  kleiner  Häuser  zugewandt. 
Die  älteste  ist  die  1848  in  Berlin  gegründete 
.,Gemeinnützige  BaugeseUschaft".  Dieselbe  setzt 
für  die  Dividende  eine  Schranke  von  4*/o.  Sie 
gewährt  Mietsprämien  und  zwar  nach  5  Jahren 
lO'/o,  dann  alle  5  Jahre  weitere  von  10"/o  der 
vertragsmässigen  Miete,  so  dass  nach  50  Jahren 
der  ursprünglich  vereinbarte  Satz  erreicht  wird. 
Diese  Prämien  werden  am  Ende  eines  jeden 
Kalenderjahres  bar  ausgezahlt.  Später  folgten 
auch  an  anderen  Orten  ähnliche  Gesellschaften. 
Neuerdings  ist  hervorzuheben  der  „Verein  für 
das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen  in  Stuttgart"* 
(Ansiedelung  „Ostheim" ,  1899  186  Erwerbs- 
häuser mit  ÖÖ8  Wohnungen  und  8«  ausschliess- 
lich zum  Vermieten  bestimmte  Hänser  mit  297 
Wohnungen,  Wert  3461259  Mark;  die  Miets- 
wohnnngen  des  Vereins  sollen  die  Mieter  der 
Hauserwerber  gegen  Mietwucher  der  letzteren 
schützen,  ausserdem  sind  weitgehende  Bestim- 
mungen getroffen,  um  zu  verhindern,  dass  die 
verkauften  Hänser  durch  Besitzwechsel,  Anbau 
oder  Aufbau  ihrem  ursprünglichen  Zweck  ent- 
fremdet werden). 

Unter  den  Vereinigungen,  die  ausschliess- 
lich Mietswohnungeu  bauen  nnd  natargemäss 
besonders  in  den  grösseren  Städten  ihren 
Wirkungskreis  haben,  sind  in  Deutschland  zu- 
nächst einige  Aktiengesellschaften  zu  nennen: 
die  schon  1848  gegründete  Berliner  gemein- 
nützige Bangesellschaft,  der  Gemeinnützige 
Bauverein  in  Dresden  nnd  vor  allem  die  1890 
begründete  Aktieubaugesellschatt  für  kleine 
Wohnungen  in  Frankfurt  a.  M.  (1899  37  Häuser 
mit  388  Wohnungen,  namentlich  auch  für  die 
niedrigst  gelohnte  Arbeiterklasse;  hat  neuer- 
dings als  erste  einen  Erbbauvertrag  mit  einer 
Frankfurter  Stiftung  geschlossen);  sodann  der 
erst  1899  gegründete  „Verein  für  Verbesserung 
der  Wohnungsverhältnisse-*  in  München  (Bau- 
projekt von  268  Wohnungen). 

SchmoUer  appelliert  an  das  soziale  Pflicht- 
gefühl der  Besitzenden,  welche  solche  gemein- 
nützige Bangeseilschaften  im  grossen  Stile 
bilden  und  sich  mit  mittlerer  Verzinsung  bei 
loyalen  Mietverträgen  begnügen  sollen.  »Für 
die  grosse  Masse  der  ärmsten  und  in  ihren 
Wohnverhältnissen  am  meisten  vernachlässigten 
Bewohner",  meint  er,  „mnss  eine  Art  Patronage 
der  Besitzenden  und  Gebildeten  eintreten.  Für 
sie  erscheint  die  Form  der  Aktiengesellschaft, 
der  Korporation  oder  der  Stiftung  als  das  Or- 
gan, das  am  passendsten  die  Funktion  über- 
nimmt, der  Privatspekalation  Konkurrenz  zu 
machen.  Deutschland ,  das  anf  sein  Elber- 
felder   System    der    unbezahlten   Armenpflege 
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80  stolz  ist,  wird  auch  hierfür  die  nötigten 
Kräfte  finden.  Es  ist  eine  Art  Patrouage, 
aber  eine  heilsame,  sie  ist  eine  Brücke  der 
Berührung  und  Verständigung  zwischen  Be- 
sitzenden und  Nichtbesitzenden." 

Im  Gegensatz  zu  Schmoller  empfahl  der 
Volkswirtschaftliche  Kongress  1865  den  Woh- 
nnngsvereinen  und  Bangesellschatten,  sich  auf 
rein  geschäftlichen  Betrieb  zu  beschränken,  mit- 
hin Wohlthätigkeit  und  Unterstützung  zugleich 
auszuschliessen. 

Rühmende  Erwähnung  verdienen  mehrere 
Stift nngen,  so  insbesondere  diejenige  des 
Amerikaners  Peabody  in  London.  Peabody 
übergab  an  Trustees  18()2  150000  £,  1866 
weitere  100000,  1868  nochmals  100000;  dazu 
kamen  aus  dem  Nachlass  150000  £,  im  ganzen 
eine  Summe  Toh  rund  10,2  Millionen  Mark. 
Hierzu  wurden  noch  Anleihen  aufgenommen. 
Bis  Ende  der  80  er  Jahre  waren  in  erbauten 
Wohnungen  an  24000  Personen  untergebracht. 
Die  Stiftung  sollte  zum  Besten  der  Bedürftigen 
lind  Armen  dienen.  In  Wirklichkeit  aber  sind 
die  Wohnungen  sehr  gesucht  und  mit  den  besten 
Arbeitern  und  kleinen  Handwerkern  besetzt. 
Um  dem  Geiste  der  Stiftung  zu  genügen,  wurde 
ein  Höchstbetrag  des  Wochenverdienstes  für 
diejenigen  festgesetzt,  welche  in  die  Wohnungen 
aufgenommen  werden  dürfen. 

Die  Mieten  aus  der  1889  von  Professor  vom 
Rat  gestifteten  Arbeiteransiedelung  Wilhelms- 
rnhe  bei  Ciiln  sollen  für  das  Wohl  der  Arbeiter 
oder  für  andere  gemeinnützige  Zwecke  ver- 
wendet werden.  Zu  erwähnen  sind  ferner  die 
Reesche  Stiftung  zu  Hamburg,  die  Aderssche 
W'ohnungsstiftung  in  Düsseldorf,  die  Stiftung 
von  H.  J.  Meyer  in  Leipzig  (Leipzig-Lindenau 
62  Häuser  mit  529  Wohnungen),  in  Oest er- 
reich die  Kaiser  Franz  Joseph  I.  -  Jnbiläums- 
stiftung  für  Volkswohnnngen  und  Wohlfahrts- 
einrichtungen in  Wien. 

Eine  segensreiche  Thätigkeit  entfaltete  seit 
1864  die  frühere  Lehrerin  OktaviaHill  in 
London.  Sie  kaufte  mit  geliehenem  Gelde  alte 
verfallene  Wohnungen  bezw.  Pachtreste  (leases), 
versetzte  dieselben  in  branchbaren  Zustand  und 
vermietete  sie.  Ihre  Hauptwirksamkeit  beruht 
in  dem  erziehlichen  Einfluss,  welchen  sie  auf  die 
Bewohner  ausübt.  Sie  besucht  die  Hänser 
selbst,  zieht  regelmässig  wöchentlich  die  Miete 
ein,  stundet  bei  wirklichen  Notlagen,  verschafft 
dann  Arbeit  mit  Erwerbsgelegenheit  und  zwar 
bei  den  für  diesen  Zweck  bisweilen  eigens  auf- 
geschobenen Verbesserungen  der  Wohnungen 
selbst,  bei  Aufräumungs-nud  Reinigungsarbeiten, 
steht  den  Mietern,  insbesondere  den  Frauen  mit 
Rat  und  That  bei.  Jährlich  ist  eine  Summe 
für  Reparaturen  ausgeworfen,  soweit  dieselbe 
nicht  gebraucht  wird,  wird  sie  zu  Verbesse- 
rungen nach  den  Wünschen  des  Mieters  ver- 
wendet. So  wird  zu  pfleglicher  Behandlung  der 
Wohnungen  angereizt.  Ein  zweites  oder  drittes 
Zimmer  wird  billiger  abgegeben.  Den  Be- 
strebungen dieser  Dame  haben  sich  Baroness 
Burdett  Coutts,  Countess  Dncie  u.  a.  ange- 
schlossen. Auch  die  East  End  Dwellings  Com- 
pany ahmte  das  Beispiel  nach  und  lässt  die 
Mieten  durch  Damen  einsammeln.  Infolgedessen 
wurden  die  Mittelspersonen  vielfach  verdrängt. 
—  Auch  in  Deutsehland,  nnd  zwar  vornehmlich 
in  Leipzig  (Unternehmen  des  Herrn  de  Liagre, 


der  Frau  Hasse  auf  der  „Goldenen  Höhe". 
Salomonstiftung  der  Frau  v.  Holstein)  fand 
das  von  0.  Hill  gegebene  Beispiel  Nachahmung 
nnd  zwar  nach  Hasse  mit  einem  noch  besseren 
Erfolge,  als  er  in  London  erzielt  worden  ist. 

Einer  anderen  Art  gemeinnütziger  Wirk- 
samkeit haben  sich  Gesellschaften  in  England 
und  in  anderen  Ländern  gewidmet,  indem  die- 
selben mittelbar  auf  eine  Verbesserung  hin- 
streben, Ratschläge  erteilen  etc. 

So  haben  sich  in  London  eigene  „Sanitaij 
Aid  and  Dwellings  Committees"  gebildet  mit 
der  Aufgabe,  Mieter  über  ihre  gesetzlichen 
Rechte  und  Pflichten  aufzuklären,  schlechte 
Wohnungszustände  aufzudecken,  indem  sie  die 
Häuser  durch  ihre  Mitglieder  besuchen  lassen 
und  Klagen  entgegennehmen,  der  Behörde  da- 
von Mitteilung  zu  machen  und,  allenfalls  unter 
Anrufung  des  Beistandes  der  Presse,  deren  Ein- 
schreiten zu  veranlassen.  Auch  in  New- York 
besteht  nach  Trüdinger  eine  Gesellschaft  zur 
Verbesserung  der  Lage  der  ärmeren  Klasse, 
welche  insbesondere  den  Wohnungszuständen 
ihre  Aufmerksamkeit  widmet.  Ehe  die  Hilfe 
der  Bebürden  angerufen  wird,  werden  die  Haus- 
besitzer zur  Abstellung  der  Uebelstände  gemahnt. 
Dieser  Aufforderung  sollen  die  Hausbesitzer  meist 
freiwillig  Folge  leisten.  Die  „Societe  fran^aise 
des  habitations  k  bon  marche"  will  Private, 
Industrielle  und  Vereine  zur  Herstellung  ge- 
sunder und  billiger  Wohnungen  ermuntern, 
stellt  Pläne,  Mietsverträge  zur  Verfügung,  er- 
teilt Auskünfte  etc. 

Endlich  wäre  noch  der  Mietsparkassen 
zu  gedenken,  welche  durch  Sparpfleger  die  Spar- 
summen abholen  lassen,  Sparprämien  gewähren 
etc.,  dann  auch  der  Einrichtungen  (Vorschuss- 
kassen),  welche  bezwecken,  dieBeschaflung  guten 
Mobiliars  zu  erleichtem,  hierfür  Darlehen  zu 
massigem  Zins  zu  gewähren  etc. 

Einen  wesentlich  anderen  Charakter 
tragen  dagegen  die  von  den  Wohmiogsbe- 
dürf tigen  selbst  gebildeten  Baugenossen- 
schaften. Unter  diesen  sind  aber  zwei 
ganz  verschiedene  Arten  zu  unterscheiden: 
einmal  die  älteren  in  England,  den  Ver- 
einigten Staaten  und  Belgien  heimischen  Bau- 
genossenschaften (Building  Societies), 
welche  nicht  selbst  bauen,  sondern  ihren 
Mitgliedern  Vorechüsse  zum  Erwerb  eines 
Hauses  gewähren,  und  die  neueren,  jetzt 
vor  allem  in  Deutschland  zur  Entwickelung 
gekommenen  Baugenossenschaften  i. 
e.  S.,  welche  selbst  bauen. 

Die  ersteren,  ursprünglich  Spanrereine, 
zu  denen  sich  die  Mitglieder  zusammen- 
thaten,  nm  sich  vermöge  der  gemeinschaft- 
lich angesammelten  Simranlagen  zum  Er- 
werb eines  Hauses  zu  verhelfen,  sind  jetzt 
wesentlich  nichts  anderes  als  Hypotlieken- 
banken  oder  Realkreditkassen  und  haben 
vielfach  den  genossenschaftlichen  Charakter 
abgestreift  und  das  Wesen  von  Grossbanken 
angenommen,  aber  sie  haben  in  England  wie 
namentlich  in  Amerika  bei  den  besser  be- 
zahlten Arbeitern  Erhebliches  zur  Lösung 
der  Arbeiterfrage  geleistet.    Vergl.  über  sie 


Digitized  by 


Google 


Wohnungsfrage 


859 


tlen  Art.  Baugenossenschaften  oben 
Band  U  S.  465  ff. 

In  den  Vereinigten  Staaten  betrug  die 
Zahl  der  Building  Societies  (bnildiug  and  loan 
associations)  1893  5838;  davon  hatten  5796 
1745725  Anteilseigner,  wovon  in  5765  Gesell- 
schaften 455411  d.  h.  26,25",-  Darlehensnehmer 
oder  mit  anderen  Worten  Erbauer  von  Häusern 
waren.  Durch  die  Vermittelung  von  4512 
dieser  Gesellschaften  waren  bis  1893  314755 
Häuser  erworben  worden.  Ueber  \  der  sämt- 
lichen Gesellschaften  bestanden  1893  seit  weniger 
als  5  Jahren. 

Die  eigentlichen  Baugenossenschaften 
dagegen  sind  wie  gesagt  neuerdings  haupt- 
sächlich in  Deutschland  zur  Entwicke- 
luüg  gekommen,  und  zwar  nach  einem 
dänischen  Vorbilde,  dem  grossen  Kopen- 
hageuev  Arbeiterbau  verein,  in  der  Form,  dass 
die  Mitgliedschaft  der  Genossenschaft  durch 
Zahlung  eines  geringen  Eintrittsgeldes  und 
rebernahrae  der  Verpflichtung  erw^orben 
wird,  in  kleinen,  den  Einkommensverhält- 
nissen der  Arbeiter  entsprechenden  Katen- 
zahlungen einen  Geschäftsanteil  von  mas- 
sigem Betrage  aufzusammeln. 

Während  nun  die  Building  Societies  regel- 
mässig den  Erwerb  eigener  Häuser  ver- 
mitteln, finden  wir  bei  diesen  eigentlichen 
Baugenossenschaften,  ebenso  wie  bei  den 
anderen  Formen  der  gemeinnfltzigen  Bau- 
thätigkeit  und  der  Arbeitgeberfürsorge,  die 
beiden  Ziele,  Schaffung  von  Erwerbs- 
häusern und  von  Mietwohnungen, 
nebeneinander.  Und  zwar  haben  sich  die 
oben  hervorgehobenen  Mängel  des  ersteren 
Systems  auch  gerade  hier  bei  der  gemein- 
nützigen Bauthätigkeit  in  Deulsclilaud  gel- 
tend gemacht.  Wenn  ein  gleiches  aus  den 
Ländern  der  Building  Societies  nicht  be- 
richtet wird,  so  hängt  dies  ohne  Zweifel 
damit  znsammen,  dass  hier,  infolge  der  ver- 
hältnismässig billigeren,  weil  einfacheren 
Bauweise  (s.  o.)  die  Häuser  in  der  Regel 
Avirkliche  Einfamilienhäuser  sind,  nicht  wie 
in  Deutschland  meist  Zwei-  oder  Drei- 
fern  ilienhäuser. 

In  Devitschland  dagegen  ist  infolge  jener 
luigünstigen  Erfahrungen  das  System  der 
Erwerbshäuser  in  neuerer  Zeit,  wie  bei  der 
gemeinnützigen  Bauthätigkeit  überhaupt,  so 
insbesondere  bei  den  Genossenschaften,  nach 
dem  Vorgang  des  Spar-  und  Bauvereins  in 
Hannover,  immer  mehr  in  den  Hintergrund 
getreten  gegen  den  Bau  von  grösseren  Miets- 
häusern, die  immer  im  Eigentiim  der  Ge- 
nossenschaft bleiben,  in  denen  die  Genossen 
aber  bei  Erfüllung  ihrer  Pflichten  sicher 
lind  unkündbar  im  eigenen  Hause  wohnen. 

Unter  den  Genossenschaften,  die  Erwerbs- 
hänser  gebaut  haben,  sind  hervorzuheben :  Der 
Flensbnrger  Arbeiterbauverein,  die  Berliner 
Baugenossenschaft  (19()0  212  Hänser  teilweise 
mit  2,  meistens  mit  3  Wohnungen),  der  Ar- 


beiterbanverein  für  Gaarden,  Kiel  und  Umge- 
gend (1899  über  300  Einfamilienhäuser)  und 
der  Spar-  und  Bauverein  in  Biumenthal  a.  d. 
Weser  (1899  139  Hänser  mit  meist  2  Wohnun- 
gen); unter  den  Baugenossenschaften  „auf  der 
Grundlage  des  gemeinschaftlichen  Eigentums" 
oder,  wie  sie  meist  heissen,  -Spar-  und  Bau- 
vereinen", ragen  hervor  der  i886  gegründete 
Hannoversche  Spar-  und  Bau  verein  (1899  53 
Häuser  mit  437  Wohnungen),  der  1892  be- 
gründete Berliner  Spar-  und  Bauvereiu  (1900 
30  Häuser  mit  352  Wohnungen  im  Gesamtwert 
von  über  2  000000  Hark,  „in  konstruktiver  und 
architektonischer  Beziehung  wohl  das  Muster- 
gültigste, was  zur  Zeit  auf  dem  Gebiete  des 
gememnützigen  Miethausbaues  geleistet  ist") 
und  der  ebenfalls  1892  begründete  Bau-  und 
Sparverein  in  Hamburg  (1899  382  Wohnungen). 
Der  Gesamtumfang  der  gemein- 
nützigen Thätigkeit  in  Deutschland 
war  nach  einer  Erhebung  der  Centralstelle  für 
Arbeiterwohlfahrtseinrichtuugen  folgender : 

Gemeinnützige  Aktiengesellschaften  .  .  47 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung.  14 
Vereine  mit  Korporationsrechten  ....      18 

Stiftungen 16 

Eingetragene  Genossenschaften : 

a)  mit  beschränkter  Haftpflicht      .    .  277 

b)  mit  unbeschränkter  Haftpflicht    _. 12 

384 

228  von  diesen  Vereinigungen  hatten  bis 
Ende  1898  8479  Häuser  mit  24  075  Wohnungen 
fertiggestellt;  davon  sind  12710  ausschliesslich 
zum  Vermieten  bestimmt,  11365  entfallen  auf 
Erwerbshäuser  und  zwar  haben  hergestellt: 
Gemeinnützige  Aktiengesellschaften  .  .  9  loi 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  406 
Vereine  mit  Korporationsrechten  ...      2  494 

Stiftungen i  701 

Eingetragene  Genossenschaften     .    .    .    10373 

24  Ö75 

Von  den  in  Betracht  kommenden  156  Bau- 
genossenschaften haben  45  ausschliesslich  Er- 
werbshänser,  16  gleichzeitig  Erwerbshäuser  und 
Mietwohnungen  und  95  ausschliesslich  Miet- 
wohnungen erstellt. 

Die  wichtigste  Organisationsform  der 
ganzen  gemeinnützigen  Bauthätigkeit,  der 
offenbar  die  Zuktmft  gehört,  ist  demnach 
in  Deutschland  die  Baugenossenschaft. 
Sie  hat  vor  den  gemeinnützigen  Baugesell- 
schaften, Vereinen  und  Stiftungen  den  Vor- 
zug, dass  sie  nicht,  wie  diese  sämtlich  mehr 
oder  weniger,  den  Charakter  von  Wohlthätig- 
keitsanstalteu  hat  und  dass  der  Arbeiter 
selbst  hier  die  Verwaltung  führt  und  so 
wirklich  nach  seinen  Bedürfnissen  und 
Wünschen  gebaut  wird,  wenn  auch  meist 
unter  erheblicher  Mitwirkung  von  Ange- 
hörigen der  wohlhabenderen  und  gebildeteren 
Klassen  in  den  Verwaltungsstellen.  Aber 
gerade  dieses  Zusammenwirken  ist  von 
grösster  social-ethischer  Bedeutung.  Ausser- 
dem ist  Voraussetzung  für  das  Gedeihen 
der  Baugenossenschaften  hinreichende  Kredit- 
gewährung zu  massigen  Zinsen,  also  durch 
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öffentliche  oder  halböffentliche  Kassen.  Allein 
auch  unter  diesen  Voraussetzungen  ist  die 
Baugenossenschaft  doch  gleichfalls  nur  in 
beschränktem  Umfange  anwendbar  zur 
Lösung  dieses  Teils  der  Wohnungsfrage: 
sie  setzt  schon  besser  gelohnte  Arbeiter 
voraus,  mit  sicheren  Erwerbsverhältnissen, 
welche  die  regelmässigen  Zahlimgea  machen 
können,  und  auch  mit  einer  gewissen  Sta- 
bilität der  Beschäftigung,  so  dass  kein  zu 
häufiger  SVechsel  des  Aufenthaltsortes  er- 
folgt; sie  ist  darum  besonders  geeignet  für 
die  Arbeiter  der  staatlichen  Verkehrsan- 
stalten; auch  kann  sie,  um  den  Genossen, 
welche  keine  Wohnung  erhalten,  eine  aus- 
reichende Dividende  zu  gewähren,  nicht  sehr 
viel  billigere,  sondern  hauptsächlich  nur 
bessere  Wohnungen  schaffen,  als  die  ortsüb- 
lichen sind,  und  dem  kinderreichen  Arbeiter 
die  Sicherheit  des  Wohuens  geben,  die  bei 
jenen  fehlt,  was  von  g^rosser  erzieherischer 
Bedeutung  ist.  Für  die  grosse  Masse  der 
sozial  und  wirtschafthch  tiefer  stehenden 
Arbeiterbevölkerung,  vor  allem  also  die  un- 
gelernten Arbeiter  —  also  gerade  da  wo 
die  Not  am  grössten  ist,  —  ist  die  Bauge- 
nossenschaft nicht  anwendbar  und  bringt 
ma  indirekt  einen  gewissen  Nutzen  durch 
Vermehrung  des  Angebots  von  Wohnungen. 
Ueberhaupt  ist  das  Gesamtresultat  der 
ganzen  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  in 
Deutschland  »im  Vergleich  zu  dem  vor- 
handenen Notstand  ein  traurig  geringfügiges« 
(Albrecht). 

e)  Erbauung,  Verkauf  und  Vermie- 
tung von  Häusern  durch  Staat  und  Ge- 
meinde. Diese  wird  aus  bekannten  Gründen 
meist  noch  vielfach  widerraten.  Hier  er- 
weise sich  die  Hand  der  öffentlichen  Ge- 
walt, zumal  des  Staates,  als  allzu  unge- 
schickt. Jedenfalls  müssten  Kauf-,  Pacht- 
und  Mietpreise  nach  der  steigenden  Grund- 
rente, wie  sie  sich  aus  der  KonkuiTcnz  der 
Nachfragenden  ergeben,  festgestellt  werden 
(Schäffle  u.  a.).  Dabei  sei  es  immer  schwer, 
zu  weit  gehenden  Ansprüchen  mit  Erfolg 
entgegenzutreten.  Gebe  man  die  Wohnungen 
zu  billig  ab,  so  gewähre  man  damit  ein  un- 
gerechtfertigtes Almosen,  reize  zu  weiteren 
Anforderungen,  zu  deren  Bofriedigimg  die 
Mittel  fehlten,  und  greife  ausserdem  in  die 
Privatbauspekulation  hemmend  ein. 

Dagegen  werden  gegen  ein  Einschreiten 
in  Notzeiten,  wenn  die  private  Bauthätigkeit 
nicht  zureicht,  Gewährung  vorübergehender 
Unterkunft  in  Asylen  an  Obdachlose,  Errich- 
tung von  Barackenbauten  bei  starkem  Zu- 
drang,  wie  in  Wien  1872  und  auch  schon 
an  anderen  Orten  geschelien,  keine  Einwen- 
dungen erhoben. 

Nun  werden  aber  solche  Notfälle  in  der 
jüngsten  Zeit  immer  häufiger  und  vor  allem 
sind  sie  gegeben  bei  den  grossen   »Sanie- 


rungen«, so  dass  hier  jedenfalls  subsidiär 
die  PfUcht  namentlich  der  Gemeinde  be- 
steht, selbst  zu  bauen,  wenn  die  Privat- 
industrie versagt;  dann  liegt  auch  offenl»r 
keine  Beeinträchtig^ing  der  letzteren  vor. 
Das  geiche  muss  aber  auch  gelten  hei 
allen  Schliessungen  von  emzelnen  Wohnungen 
oder  Häusern  im  Verlauf  der  Wohnungs- 
pflege. 

In  diesen  Fällen  haben  namentlich,  wie 
oben  gezeigt,  in  England  die  Gemeindebehörden 
insbesondere  der  Londoner  Grafschaftsrat  neuer- 
dings in  erheblichem  Umfang  selbst  gebaut. 

Aber  auch  darüber  hinaus  haben  in  der 
neuesten  Zeit  ohne  Sanierung  verschiedene 
Gemeinden  nicht  nur  als  Arbeitgeber  Mr 
ihre  Arbeiter  und  Unterbeamten,  sondern  all- 
gemein Kleinwohnungen  zu  bauen  begonnen, 
und  wir  stehen  hier  zweifellos  erst  vor  den 
Anfängen  einer  grossen  Entwickelung. 

Der  Londoner  Grafscbaftsrat  hat  auf 
Grund  des  III.  Teils  des  Arbeiterwohnungsge- 
setzes von  1900  —  also  abgesehen  von  den  Sanie- 
rungen —  für  577Ö  Personen  Wohnungen  ge- 
baut oder  im  Bau  und  solche  für  weitere  12  ü^ 
Personen  vorbereitet.  Bei  der  Einweihung 
eines  neuen  Wohnquaitiers  im  Kirchspiel  Bethnid 
Green  in  London  hob  Lord  Welby  am  3.  März 
1900  hervor,  dass  die  Gemeindebehörde  mit 
einem  Aufwand  von  2  Mülionen  £'  schon  der 
Hauswirt  von  42ÜOÜ  Personen  geworden  sei  und 
man  dies  nur  als  einen  schwachen  Anfang  be- 
trachten müsste.  Bei  diesen  Bauten  des  Graf- 
scbaftsrates  verzinst  sich  das  Kapital  nach 
Abzug  aller  Unkosten  etc.  durchschnittlich  zu 
3,77  "/o.  Weiter  sind  hier  in  England  Liverpool, 
Glasgow,  Birmingham,  Aberdeen,  HndderMtield 
und  zahlreiche  andere  StÄdt«  zn  nennen. 

Besondere  Erwähnung  verdient  die  189!) 
gegründete  Wylerkolonie  der  Stadt  Bern.  Die 
von  der  Stadt  erbauten  Wofanungen  werden 
veimietet,  hierbei  besonders  Mieter  mit  grosser 
Familie  berücksichtigt.  Untermiete  ist  nur  mit 
Genehmigung  zulässig. 

In  Deutschland  ist  Freiburg  i.  B.  in 
dieser  Beziehung  vorangegangen.  Nachdem  diese 
Stadt  schon  1864  7  zweistöckige  Häuser  unter 
dem  Selbstkostenpreis  an  Arbeiter  verkauft 
hatte,  die  heute  im  Besitz  von  Fabrikanten  und 
Privatleuten  sind,  dann  Fabrikanten  und  eine 
gemeinnützige  Baugesellschaft  unterstützt  hatte, 
ging  sie  im  Jahre  läSö  zum  ausschliesslichen 
Selbstbau  in  eigener  Regie  über  und  erbaute 
bis  1899  81  Häuser  mit  267  Wohnungen:  die 
mit  5*/o  (3'/«"o  Zinsen,  *4''o  Unterhaltnngs- 
kost«n,  ','j''/o  Amortisation,  ';4''/o  Verlust  durch 
Leerstehen)  berechneten  Unkosten  werden  durch 
die  Mieten  gedeckt;  das  Baukapital  wurde  an- 
fangs zu  SVi'Vo  ^on  der  Sparkasse  geliehen, 
neuerdings  aus  städtischen  Anleihemitteln  be- 
stritten. Neben  Freibnrg  sind  Ulm.  8trass- 
burg,  i.  E.,  Schweinfnrt  und  Lambrecht  in  der 
Pfalz,  Emden  und  Düsseldorf  zu  nennen. 

Durch  diese  neueren  Versuche  sind  die 
finanziellen  Bedenken,  wenigstens  was  die 
kommunale  Bauthätigkeit  angeht,  wohl  zur 
Genüge  widerlegt;  die  Frage:  können  die 
Städte    ohne   grösseres    finanzielles    Risiko 
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ausgedehnte  Wohnungsanlagen  für  die  ar- 
beitenden Klassen  heretellen  und  ebenso 
billig  oder  billiger  als  die  private  Unterneh- 
mung bauen?  ist  mit  C.  Hugo  (H.  Linde- 
mann) zu  bejahen.  Aber  es  erheben  sich 
andere  Bedenken  dagegen,  dass  sie  es  ohne 
Not  thun.  Zunächst  besteht  die  Gefahr, 
dass  sie  der  gemeinnützigen  Baugesellschaft, 
insbesondere  der  genossenschaftlichen,  eine 
unerwünschte  Konkurrenz  bereiten  oder 
deren  Entvrickelung  ^nz  verhindern,  wenn 
sie  für  dieselbe  Schicht  von  Arbeitern  — 
die  besser  bezahlten,  gelernten  —  Wohnungen 
schaffen,  die  doch  nicht  den  gleichen,  nament- 
lich erzieherischen  Wert  für  sie  haben  wie 
genossenschaftliche.  Es  mfisste  also  wenig- 
stens eine  richtige  Arbeitsteilung  zwischen 
Baugenossenschaften  und  Gemeinden  Platz 
greifen,  dahingehend,  dass  diese  nur  für  die 
untere  Arbeiterschicht  Wohnungen  schaffen, 
die  sich  nicht  atif  genossenschaftlichem  Weg 
selbst  zu  helfen  vermag.  Dagegen  spricht 
aber  doch  sehr  stark,  dass  dadurch  gerade 
diese  untere  ungelernte  Schicht  noch  mehr 
in  die  Stadt  gezogen  wird,  als  schon  ohne- 
hin der  Fall  ist,  jedenfalls  so  lange,  als 
die  ländliche  Arbeiterwohnungsfrage  und 
Arbeiterfrage  überhaupt  nicht  vorher  gelöst 
ist.  Daher  ist,  wenn  man  auch  die  sub- 
sidiäre Pflicht  insbesondere  der  Gemeinden, 
selbst  zu  bauen,  wo  die  gemeinnützige  ebenso 
wie  die  private  Bauthätigkeit  versagen,  an- 
erkennt, doch  für  normale  Verhältnisse 
auch  die  letztere  nicht  zu  entbehren,  und 
den  öffentlichen  Gewalten  liegt  ob,  ehe  sie 
zum  Selbstbauen  schreiten,  zuvörderst  die  Auf- 
gabe der  Förderung  der  privaten  ebenso 
■wie  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit. 

f)  Die  Förderung  der  gemeinnütsigen 
und  der  privaten  Bauthätigkeit  durch 
die  öffentliohen  Gtowalten.  Die  Förde- 
rung privater  und  gemeinnütziger  Bau- 
unternehmungen erfolgt  teils  negativ  durch 
W^egräumung  von  der  Herstellung  von  Ge- 
bäuden im  Wege  stehenden  öffentlich-recht- 
lichen und  polizeilichen  Hindernissen  und 
Erschwenmgen,  teils  positiv  durch  Gewäh- 
rung von  Unterstützungen. 

Der  Volks  Wirtschaft  licheKongress  wünschte 
1865,  es  sollten  die  dem  Bau  billiger  Woh- 
nungen in  Deutschland  noch  entgegenstehen- 
den Hindernisse  durch  vollständige  Frei- 
gebung des  Baugewerbes  imd  Revision  der 
baupoiizeUichen  Ordnungen  beseitigt  werden. 
•Jene  Freigebimg  hätte  freilich  zur  Voraus- 
setzung, dass  im  Interesse  von  Gesundheit 
und  Sicherheit  weiter  gehende  Forderungen 
gesteUt  werden  und  für  Dimihführung  polizei- 
licher Anordnungen  durch  strengere  Hand- 
habimg  derselben  gesorgt  wird. 

Heute  erblickt  man  im  Gegensatz  dazu 
wieder  in  einer  stärkeren  Beeinflussung  und 
Beschränkung    der    privaten    Bauthätigkeit 


nach  gewissen  Richtungen  hin  die  Au^be, 
während  man  für  die  gemeinnützige  Bau- 
thätigkeit weitgehende  Unterstützung  fordert. 

In  Preussen  wird  mehrfach  darüber  ge- 
klagt, dass  das  zum  Zweck  einer  angemessenen 
Lastenverteilung  etc  1845  erlassene,  am  25. 
Angu8tl876  neu  geregelte  Ansiedelnngsgesetz 
den  Gemeinden  eine  Gewalt  einräume,  welche  von 
diesen  vielfach  missbränchlich  angewandt  werde. 
^.Geplante  Anlagen  mossten  unterbleiben,  sogar 
bereits  begonnene  wieder  eingestellt  werden" 
(Kalle).  Die  Gemeinden  stellten  gern  zu  hohe 
Anforderungen  in  Bezug  auf  Schul-  und  Annen- 
lasten, Kirchensteuern  und  Unterhaltung  von 
Wegen,  Bestellung  neuer  Poiizeiorgane  etc.  (so 
1890  in  einer  Gemeinde  bei  Bochum). 

Beiträge  und  Abgaben  sind  mehrfach 
hoch  (Klage  in  Oesterreich)  oder  doch  in  einer 
für  gute  Bananlage  hinderlichen  Weise  ange- 
legt. Nach  dem  prenssischen  G.  v.  2.  Juli  1875 
und  den  darauf  aufgebauten  Ortsstatnten  werden 
die  Beiträge  filr  Strassen  und  Kanali- 
sation meist  nach  der  Frontlänge  bemessen. 
Da  hierdurch  der  Bau  von  hohen  Häusern  und 
von  Hintergebänden  befördert  wird,  so  wird 
Bemessung  nach  der  Grundfläche  oder  nach  dem 
Baumgehute  gewünscht. 

Ferner  würde  die  oben  verlangte  Ab- 
stnfnng  der  Bauordnung  „ohne  die_  berech- 
tigten Grundsätze  der  Hygieine,  Feuersicherheit 
und  Aesthetik  zu  verletzen  oder  die  Behaglich- 
keit der  Bewohner  in  irgend  einer  Weise  zu 
beeinträchtigen",  wesentliche  Erleichterungen 
der  Anforderungen  bei  Klein-  und  Arbeiter- 
wohnungen gMfenüber  den  jetzigen  allgemeinen 
(in  Bezug  auf  Breite,  Ausstattung;,  Unterhaltung 
der  Strasse  und  des  Gehwegs,  Wasserzu-  und 
-ableitung,  Fassaden,  Stärke  des  Mauerwerks, 
Treppen,  Beschaffenheit  der  Baumaterialien  etc.) 
und  damit  eine  erhebliche  Yerbilligung  des 
Baues  bringen.  „Im  Interesse  der  Yerbilligung 
der  Mieten  ist  wieder  auf  die  Erziehung  zu 
einfacheren  Ansprüchen  hinzuwirken"    (Beck). 

Steuerfreiheiten  will  ßatkowsky  nicht 
für  den  Aufbau  neuer  Stockwerke  und  für  Zu- 
banten  von  Höfen,  sondern  nur  für  Neubauten 
am  Stadtrande  eingeräumt  wissen.  Solche  Frei- 
heiten werden  in  mehreren  Ländern  für  kleine, 
insbesondere  auch  für  Arbeiterwohnongen  ge- 
währt. 

So  sind  in  England  rund  4Vi  Millionen 
Mietwohnungen,  d.  h.  80%  aller,  steuerfrei.  — 
Die  belgische  Gesetzgebung  gewährte  Steuer- 
vergünstigungen seit  1862.  Das  unter  dem 
Einflüsse  der  Furcht  vor  der  Cholera  entstandene 
G.  V.  20.  Juni  1867  erklärte  die  Errichtung  von 
Baugesellschaften  in  der  Form  von  Aktien- 
gesellschaften allgemein  als  zulässig  und  setzte 
für  dieselben  eine  Ermässigung  des  Emissions- 
stempels auf  Aktien  und  Obligationen  sowie 
die  Befreiung  von  Provinzial-  und  Kommunal- 
stenem  für  8  Jahre  fest.  Nach  dem  G.  v. 
9.  August  1889  sind  frei  von  Personalsteuem 
etc.  die  in  Benutzung  der  Arbeiter  befindlichen 
Wohnungen,  vorausgesetzt,  dass  die  Arbeiter 
nicht  Eigentümer  eines  anderen  als  des  von 
ihnen  bewohnten  Immobils  sind  und  dass  sie 
nicht  mehr  als  45  Ar  für  sich  bewirtschaften. 
Die  Befreiung  wird  nur  Wohnungen  von  unter 
102   (für   Gemeinden  unter  30000  Einwohnern) 
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bis  unter  132  Francs  (fttr  Gemeinden  über 
60000  Einwohnern)  zugestanden.  —  Nachdem 
das  österreichische  G.  v.  25.  März  1880 
bereits  allgemeinere  Freiheiten  (12  Steuerfrei- 
jahre)  für  Neu-,  An-  und  Umbauten  gewährt 
hatte,  gestand  das  G.  v.  9.  Februar  1892  unter 
gewissen  Bedingungen  (Erbauung  durch  Ge- 
meinden, Gesellschaften  mit  dem  Charakter 
öfientlicben  Nutzens  etc.,  durch  Arbeiterver- 
einignngen  oder  Arbeitgeber;  Minimal-  und 
Maxim  aTraum;  Maximum  für  den  Mietpreis,  je 
nach  der  Einwohnerzahl  verschieden  bemessen 
von  0,80  bis  1,75  fl.  für  das  Kubikmeter  Raum) 
Freiheit  auf  24  Jahre  für  Gebäude  zu,  welche 
speciell  zur  Vermietung  an  Arbeiter  bestimmt 
sind,  diesen  billige  und  gesunde  Wohnungen 
bieten  sollen.  Geht  das  Haus  an  Personen 
über,  welche  auf  die  Vergünstigung  kein  Recht 
haben,  so  wird  letztere  zurückgezogen.  —  In 
Kopenhagen  waren  früher  Wohnungen  unter 
25  qm  frei;  1857  wurde  diese  Freiheit  aufge- 
hoben. Nun  minderte  sich  die  Zahl  der  kleinen 
Wohnungen,  1866  wurde  darum  die  Freiheit 
wieder  eingeführt  und  1873  auf  Gebäude  bis 
zu  31,5  qm  ausgedehnt. 

Bisweilen  werden  auch  in  Städten  B  a  u  - 
Prämien  gewährt.  Dieselben  haben  jedoch  mit 
unserer  Frage  weniger  zu  thun  oder  sie  wirken 
für  diese  sogar  nachteilig,  wenn  sie  unter  Be- 
rück.sichtigang  der  Fassade  lediglich  der  Ver- 
schönerung dienen  sollen. 

Darlehen  aus  öffentlichen  Mitteln 
werden  vielfach  gewährt,  so  in  England 
schon  nach  dem  Gesetz  von  1850  für  Logier- 
häuser, nach  dem  Gesetz  von  1866  überhaupt 
für  Arbeiterwohnungen  und  zwar  ausser  an 
Lokalbehörden  auch  an  Gesellschaften  und 
Private,  früher  zu  4%  bei  einer  Rück- 
zahlnngsfrist  von  40  Jahren.  Der  Zins 
wurde  in  der  neueren  Zeit  auf  S'/s'/o  für 
kürzere  Fristen  ermässigt.  Der  Staat  hat  nach 
Aschrott  noch  keine  Verluste  erlitten.  Ueber 
das  Gesetz  von  1890  und  besonders  den 
Small  Dwellings  Acquisitions  Act  von  1899  s.  o. 
Auch  wurde  der  Gedanke  angeregt,  die  Mittel 
der  Postsparkassen  zu  solchen  Darlehen  zu  ver- 
wenden. —  Die  gleiche  Forderung  stellte  Leroy- 
Beaulieu  1882  für  die  französischen  Spar- 
kassen auf.  Der  Verwirklichung  derselben  ist 
neuerdings  in  gewissem  Masse  durch  das  Gesetz 
von  1899  erfolgt  (s.  o.).  —  Das  belgische  G. 
V.  9.  August  1889  ermächtigt  die  allgemeine 
Spar-  und  Altersrentenkasse  nach  Anhörung 
der  oben  erwähnten  Patronagekomitees,  einen 
Teil  ihrer  verfügbaren  Mittel  zu  Darlehen  fttr 
Erbauung  oder  Ankauf  von  Arbeiterhäusem  zu 
geben.  Es  hätte  übrigens  auch  Gesellschaften, 
welche  solche  Darlehen  empfangen,  eine  Maxi- 
maldividende vorgeschrieben  werden  können. 
In  der  kurzen  Zeit  von  1890  bis  31.  Dezember 
1899  haben  sich  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
138  Bau-  bezw.  Ereditgeno.ssenschaften  gebildet, 
durch  deren  Vermittelung  nahezu  14000  Ar- 
beiterhäuser hergestellt  worden  sind.  Die  Spar- 
kasse hatte  in  dieser  Zeit  307  Millionen  Francs 
an  diese  Gesellschaft  gegeben. 

Nach  dem  deutschen  Gesetze  über  In- 
validitäts-  und  Altersversicherung  der  Arbeiter 
(§  129  Abs.  2)  kann  auf  Antrag  der  Ver- 
sichernngsanstalt  der  Kommunalverband,  bezw. 
die     Centralbehörde     des    Bundesstaates,    für 


welchen  die  Anstalt  errichtet  ist,  widemiflich 
gestatten,  einen  Teil  des  Anstaltsvermögen« 
in  anderen  als  mündelsicheren  zinstragenden 
Papieren  oder  in  Gnind.stficken  anzulegen. 
Doch  darf  mehr  als  der  vierte  Teil  des  Ver- 
mögens (nach  der  Novelle  v.  13.  Juli  1899  die 
Hälfte)  der  einzelnen  Anstalten  in  der  bezeich- 
neten Weise  nicht  angelegt  werden.  In  den 
Motiven  wurde  ausdrücklich  hervorgehoben, 
man  könne  dabei  beispielsweise  an  den  Bau 
oder  die  Erwerbung  .von  Arbeiterwohniui^en 
für  Rechnung  der  Versicherungsanstalten  denken. 
Werden  auch  Bau  und  Verwaltung  auf  eigene 
Rechnung  nicht  beliebt,  so  könne  doch  die  Ge- 
währung von  Darlehen  unter  Einhaltung  ange- 
messener Beleihungsgrenzen,  allenfalls  auch 
unter  Vorschreibung  gewisser  Beding:ungen  für 
das  Bauuntemehmen  in  Frage  kommen.  Bis 
jetzt  sind  von  den  Versicherungsanstalten  35,4 
Milli<>nen  Mark  für  Arbeiterwohnungszwecke 
angelegt  worden,  davon  aber  nur  14  nicht 
mündelsicher  und  nur  7  Millionen  unter  3' j'«. 

Eine  Zinsgarantie  übernahm  die  Stadt 
Lille  1865  und  zwar  gegenüber  der  Compagnie 
immobili^re  pour  la  construction  des  maisons 
in  der  Höhe  von  ö"/«  fttr  ihr  Kapital  von  2 
Millionen  Francs  auf  50  Jahre. 

Zu  erwähnen  ist  auch  noch  an  dieser  Stelle 
die  Bestimmung  eines  englischen  Gesetzes  von 
1885,  weiches  Fideikommissbesitzem  die  Befug- 
nis erteilt,  zum  Fideikommiss  gehöriges  Land 
zu  angemessenen  Preisen  zum  Zwecke  der  Er- 
richtung von  Arbeiterwohnungeu  zu  verkaufen 
und  auch  das  Fideikommissstammkapital  zur 
Erbauung  solcher  Wohnungen  zu  verwenden. 

Wenn  in  grösserem  Dnifang  auf  ge- 
meinnützigem Boden  Arbeiterwohnungeu 
entstehen  sollen,  ist  nach  Brandts  dreierlei 
erforderlich:  erstens,  dass  Geld  zu  billigem 
Zinsfuss  und  in  coulanter  Weise  dargeboten 
wird,  zweitens  dass  es  Organe  giebt,  welche 
die  gemeinnützige  Bauthätigkeit  ins  Leben 
nifen;  als  solche  kommen  Gemeinden  und 
Kreise,  gemeinnützige  Ballgesellschaften  und 
Baugenossenschaften  —  möglichst  imter 
finanzieller  Beteiligung  der  Gemeinde  — , 
öffentliche  Sparkassen  und  genossenscliaft- 
liche  Darlehenskassen  und  die  preiissischen 
Specialkommissare  als  Oi^ne  der  Renten- 
banken in  Betracht,  drittens,  dass  für  einen 
nicht  zu  grossen  Bezirk  (etwa  eine  Provinz) 
eine  freie  Vereinigung  aller  Interessenten 
des  Arbeiterwohnungswesens  gebildet  wird, 
die  in  allen  Fragen  Rat  und  Auskunft  er- 
teilt und  vor  allem  auf  die  Schaffung  einer 
Geldcentralstelle  hinarbeitet. 

Der  erste  derartige  Centralverein  in  Deutsch" 
land,  der  „Rheinische  Verein  zur  Förderung  des 
Arbeiterwohnun^s Wesens"  zu  Düsseldorf,  ent- • 
standen  in  Verbindung  mit  der  auf  diesem  Ge- 
biet sehr  thätigeu  Laudesversicherungsanstiilt 
„Rheinprovinz",  umfasste  Ende  1900  als  Mit- 
glieder 84  Staats-  und  Kommnnalbehörden,  65 
gemeinnützige  Banvereine  und  -genossenschaften, 
()  andere  gemeinnützige  Vereine  und  86  Privat- 
personen ;  ihm  sind  seitdem  ähnliche  Vereine  in 
Hessen  (Viktoria-Melitta -Verein)  und  Fnuik- 
furt  a.  M.  gefolgt. 
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Die  Hauptsache  ist  die  Geldbeschaffung, 
und  hier  genügen  die  bisherigen  Einrichtungen 
in  Deutschland  gegenüber  der  Grösse  des  Bedürf- 
nisses nicht.  Allerdings  „könnten  wir  unend- 
lich viel  weiter  sein,  wenn  innerhalb  des  Rah- 
mens der  heutigen  Gesetzgebung  Invaliden- 
anstalten, Sparkassen  etc.  so  viel  in  der  Be- 
leihnng  des  gemeinnützigen  Wohnungsbanes 
leisten  wollten,  wie  sie  könnten";  aber  die 
ersteren  haben  doch  eigentlich  eine  andere  Auf- 
gabe, die  letzteren  sind  bei  uns  zu  sehr  zer- 
splittert. 

Als  communis  opinio  bezeichnet  es  da- 
her Brandts,  dass  für  den  gemeinnützigen 
Wohnungsbau  besonders  geartete  Geldmittel 
zur  Verfügung  stehen  müssen  und  dass  für 
einen  räumlich  nicht  zu  grossen  Bezirk,  Regie- 
riuigsbezirk,  Provinz  oder  Staat,  eine  staat- 
liche oder  kommunale  Bank  als  finan- 
zieller Mittelpunkt  für  den  gemeinnützigen 
Wohnungsbau  eingerichtet  werden  muss, 
welche  sich  durch  Ausgabe  von  öffentlichen 
Obligationen  oder  staatliehen  Pfandbriefen 
das  Geld  beschafft 

Diese  „Baabanken"  sollen  nach  Brandts  aber 
nur  ausnahmsweise  Einzelpersonen,  sondern 
regelmässig  Baugenossenschaften  Kredit  geben 
und  nur  bis  zu  7io  des  Wertes,  währena  vom 
übrigen  die  zuständigen  Kreise,  Sparkassen  und 
Beruifsgenossenschaften  je  Väo  nnd  den  Rest  die 
Genossenschaften  selbst  aufbringen  sollen.  Bis 
zur  Erfüllung  dieser  Forderung  wird  fürs  nächste 
entsprechende  Weiterbildung  der  Kreditgewäh- 
long  seitens  derVersicheriuigsanstalten  verlangt. 

Nach  dem  oben  über  die  Uuentbelirlich- 
keit  der  privaten  Baulhätigkeit  Gesagten 
ist  aber  mit  Adickes  die  Ausdehnung  der 
öffentlichen  Kreditgewährung  auch  auf 
diese  unter  gewissen  Bedingungen  und 
Eautelen  zu  verlangen.  Und  zwar  handelt 
es  sich  hier  hauptsächlich  tun  die  Be- 
schaffung der  zweiten  nnd  dritten  Hypothek, 
die  heute  sehr  im  argen  liegt  und  dadurch 
auch  den  Bodenwucher  vermehrt.  Diese 
zweite  Hälfte  des  Baiikapitals  soll  nun  nach 
Adickes  durch  die  Gemeinde  dargeboten 
werden,  allerdings  nur  bei  Grundstücken, 
die  in  ihrem  Obereigentum  bleiben,  also 
nur  in  der  Form  des  Erbbaurechts  oder 
einer  ähnlichen  Form  überlassen  sind. 

Nach  einem  vom  Frankfurter  Magistrat  am 
10.  Juli  1900  gebilligten  Antrag  des  Oberbürger- 
meisters soll  eine  st&dtische  Bankasse  den  In- 
habern eines  Erbbanrechtes  auf  städtischem 
Boden  '/i»  des  Baugeldes  und  zwar  die  ersten 
*/,o  mit  Hilfe  anderer  Geldgeber  (Sparkasse, 
Versicherungsanstalt),  die  weiteren  *;'„  ans 
eigenen  Mitteln  gewähren  und  gegen  besondere 
Sicherheit  auch  das  letzte  Zehntel  übernehmen. 
Indem  dieser  Kredit  jedem  ordentlichen  und 
zuverlässigen  Banlustigen  eröffnet  werden  soll, 
hofft  Adickes,  „die  Möglichkeit  sowohl  des 
Banens  als  des  Uausbesitzes  wieder  weiteren 
Kreisen  als  jetzt  zu  erschliessen,  hierdurch  eine 
solide,  jeder  Bodenspekulation  fremde  Kon- 
knrrenz  zu  schaffen  und  zu  bewirken,  dass  zu 
einem   Teil    wenigstens    das    Baugeschäft 


von  der  Bauspekulation  getrennt  wird". 
Die  Stadt  Frankfurt  a.  M.  hat  auch 
kürzlich  einen  interessanten  anderweitigen 
Versuch  der  Förderung  des  privaten  Arbeiter- 
wohuungsbaues  unternommen,  indem  sie  der 
Gesellschaft  „Hellerhof'',  die  656  Wohnungen 
herstellt,  die  zu  diesem  Zweck  auszugebenden 
Schuldscheine  im  Betrage  von  3400000  Mark 
gej^en  gewisse  Vorrechte  und  Bedingungen 
(keine  Erhöhung  der  Mieten  ohne  Genehmi- 
gung der  Stadt,  späterer  Heimfall  an  diese) 
garantiert.  Städtische  Hypothekenbanken  be- 
stehen bereits  in  Düsseldorf  (seit  dem 
Frühjahr  1900)  und  in  Dresden,  von  denen 
erstere  im  Grunde  nur  ein  Ersatz  für  den  da- 
selbst nicht  ausreichenden  privaten  Bodeukredit 
ist;  beide  Institute  gehen  aber  über  die  Grenze 
der  Mttndelsicherheit  nur  wenig  hinaus,  halten 
sich  also  gerade  von  der  Hergabe  zweiter  oder 
dritter  Hypotheken  fem. 

Nach  Beck  erheben  sich  indes  schwere 
Bedenken  gegen  städtische  Baubanken 
oder  Kreditinstitute,  die  bei  staatlichen  oder 
provinziellen  wegfallen. 

In  Hessen  ist  die  Errichtung  einer  staat- 
lichen Pfandbriefbank  mit  einem  Grundkapital 
von  2Vä— 3  /»  Millionen,  die  je  znr  Hälfte  aus 
Mitteln  des  Staates  und  der  mündelsicheren 
Sparkassen  dotiert  werden  soll,  geplant 

Jedenfalls  aber  ist  das  Ziel,  dem  die 
Entwickelung  hier  zustrebt  und  auch  aus 
anderen  Rücksichten,  nämlich  im  Hinblick 
auf  die  oben  geschilderte  masslose  Entwicke- 
lung des  Realkredits  in  Deutschland,  zu- 
streben muss,  die  öffentliche  Rege- 
lung des  Hypothekenkredits. 

3.  Mietvertrag  und  Retentionsrecht. 
Beseitigung  der  mangelhaften  Wohnungen 
und  des  Wohnungsraangels  sind  die  Haupt- 
aufgaben der  Wohnungspolitik,  aber  schon 
durch  den  Umstand,  dass  die  meisten 
Menschen,  namentlich  an  Orten,  wo  die 
Wohnungsfrage  brennend  ist,  nicht  in  eignen 
Häusern  wohnen,  .sondern  um  zu  wohnen 
mieten  müssen,  ist,  wie  Flesch  hervorgehoben 
hat,  auch  das  Miet recht  von  grosser  Be- 
deutung, besonders  für  die  unteren,  wirtschaft- 
lich schwächeren  Klassen.  Diejenigen,  welche 
die  Freiheit  des  Mietvertrags  als  eine  fictio 
niris  bezeichnen,  befürworten  meist  eine 
Einflussnahme  des  Gesetzgebers  auf  die 
Gestaltung  des  Vertrages.  Nach  Miquel 
müsste  das  Gesetz  den  zulässigen  Inhalt 
des  Mietvertrages  positiv  und  negativ  näher 
charakterisieren  und,  ohne  die  civilrechtliche 
Materie  erschöpfen  zu  wollen,  durch  Gebot 
und  Verbot  den  Mieter  gegen  allzu  schwere 
ßenacihteiligung  zu  schützen  suchen. 

Mietverträge,  so  wird  von  anderer  Seite 
gefordert,  welche  gegen  allgemeine  sanitäts- 
polizeiliche Anordnungen  Verstössen,  sollen 
als  gesetzlich  ungiltig  erklärt  werden.  Ver- 
wahrlose eine  Wohnung  durch  Verschulden 
des  Eigentümers,  so  soll  der  Mieter  der 
Verpflichtung    zur    Mietzahlung    enthoben 
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sein.  Dann  -wird  auch  Abkürzung  der 
Kündigungs-  und  der  Verjährungsfristen 
verlangt,  um  so  auf  pünktliche  Zahlung  der 
Mieten  in  kleinen  Beträgen  hinzuwirken. 
Dem  gegenüber  muss  freilich  hervorgehoben 
werden,  dass  mehrfach  die  Lage  der  Mieter 
gerade  infolge  davon  ungünstiger  wurde, 
dass  Mietdauer  und  Kündigungsfrist  sehr 
kurz  bemessen  waren. 

Wie  den  öeldwucher,  so  wollte  man  auch 
den  Wohnungswucher  als  strafrechtlich 
verfolgbar  erklärt  wissen.  Hierbei  ist  freilich 
nicht  ausser  acht  zu  lassen,  dass  die  Be- 
weisfrage zur  Feststellung  einer  Bewuche- 
rung  eine  sehr  schwierige  ist.  Einen  ange- 
messenen Mietzins  zu  bestimmen,  ist  nicht 
leicht  und  zwar  um  so  weniger,  je  höher 
die  Gebäude  mit  Hypotheken  belastet  sind. 
Die  Festsetzung  von  Miettaxen  hat  leicht 
eine  Minderung  der  Baulust  ziu-  Folge. 
Dann  wird  durch  Anerkennung  eines 
schlechthin  nur  durch  die  Höhe  der  Miete 
bedingten  Wucherbegriffs  der  leichtsinnige 
und  zahlungsunlustige  Mieter,  welcher  mit 
der  Klage  drohen  kann,  begünstigt. 

Eine  streitige  Frage  bildet  das  Reten- 
tionsrecht, d.  h.  das  Recht  des  Vermieters, 
das  in  die  Wohnung  eingebrachte  Vermögen 
des  Mieters  zurückhalten  (nicht  behalten)  zu 
dürfen,  nm  so  die  spätere  Deckung  seiner  Forde- 
rungen auf  ordnungsgemässem  Wege  zu  sichern. 
Gegen  dasselbe  wurde  eingewandt,  dass  die  Civil- 
prozessordnung  bereits  allgemein  die  für  den 
täglichen  Gebrauch  unentbehrlichen  Mobilien, 
Geräte  etc.  der  Pfändung  entzogen  habe.  Hier- 
mit stehe  es  im  Widerspruch,  wenn  durch  die 
Rechtsprechung  des  obersten  Gerichtshofes  das 
Retentionsrecht  in  unbeschränktem  Umfange  als 
zu  Recht  bestehend  erklärt  sei.  Hierdorch 
werde  die  Abhängigkeit  des  Mieters  vergrössert. 
Da  die  Mietverträge  der  unteren  Klassen  meist 
nur  auf  kurze  Zeit  abgeschlossen  seien,  so  drohe 
bei  jedem  Zahlungsrückstände  die  Exmission 
und  Zurttckbehaltung  der  Sachen.  Der  Mieter, 
welcher  dann  gar  nichts  mehr  habe,  sei  dem 
Elend  preisgegeben,  da  er  ohne  Möbel  kaum 
eine  neue  'Wohnung  finde.  Die  Folge  hiervon 
sei  eine  stärkere  Inanspruchnahme  der  Armen- 
Verwaltung,  welche  genötigt  sei,  die  rückständige 
Miete  zu  zahlen  oder  neues  Mobiliar  zn  beschaffen. 
In  Erwartung  eines  solchen  Ausganges  könne 
dann  der  Vermieter  leicht  hart,  der  Mieter 
aber  nachlässig  in  der  Zahlung  sein.  Gegen 
diese  Ausführungen  (von  Miquel  und  FJesch) 
wird  eingewandt,  dass  das  Retentionsrecht 
die  Sicherheit  des  Vermieters,  mit  ihr  die 
Kreditfähigkeit  des  Mieters  stärke  und  so  eine 
Ermässigung  des  Mietzinses  bewirke.  Die  Auf- 
hebung bessere  nicht  die  Lage  des  Mieters,  weil 
ja  auch  dann  noch  Zwangsvollstreckung  mög- 
lich sei.  Dittrich  bezeichnet  es  geradezu  als 
eine  Aufgabe  des  Gesetzgebers,  im  öffentlichen 
Interesse  dem  Hausbesitzer  möglichst  eine  Ge- 
währ für  den  Eingang  der  Mietbeträge  zu 
bieten.  Auch  will  er  die  Mietzinsforderung  in 
der  Konknrsordnnng  für  ein  oder  zwei  Jahre 


vor  der  Konknrseröftiung  unter  die  bevor- 
zugten Forderungen  aufgenommen  wissen. 

Nach  §  715  der  Civilprozessordnung  sind  der 
Pfändung  nicht  unterworfen:  1.  die  Heidungs- 
stücke,  die  Betten,  das  Haus-  und  Küchen- 
geräte, insbesondere  die  Heiz-  und  Kochöfen, 
soweit  diese  Gegenstände  für  den  Schuldner, 
seine  Familie  und  sein  Gesinde  unentbehrlich 
sind;  2.  die  für  den  Schuldner,  seine  Familie 
und  sein  Gesinde  auf  zwei  Wochen  erforder- 
lichen Nahrungs-  nnd  Feuernngsmittel  etc. 

Nach  einem  bayerischen  G.  v.  18.  Dezember 
1887  erstrecken  sich  die  Rechte,  welche  nach 
den  Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechtes  dem 
Vermieter  an  den  eingebrachten  Sachen  des 
Mieters  zustehen,  nicht  auf  diejenigen  Sachen, 
welche  die  Civilprozessordnung  S  715,  Nr.  1,  2, 
3,  4,  6,  7,  9,  10  von  der  Pfändung  ausge- 
schlossen hat. 

Dnrch  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  ist  nun  die 
Beseitigung  des  Kahlpfändnngsrechtes  beim  Ver^ 
mieterpfandrecht  auch  reichsgesetzlich  ausge- 
sprochen und  andererseits  dem  Vermieter  auch 
ein  weiterer  Schutz  gegeben,  und  durch  die  neue 
Civilprozessordnung  der  Kreis  der  dem  Pfand- 
recht nicht  unterworfenen  Sachen  in  der  Rich- 
tung der  obigen  Forderungen  erweitert  worden. 

Die  weiteren  Vorschläge  von  Flesch  und 
Zirndorfer  gehen  davon  aus,  dass  jeder  Yer- 
mieter  kräftigen  Rechteschutzes  gegen  zah- 
lungssäumige  oder  chikanöse  Mieter  bedarf, 
weil  jede  Erschwerung  der  Verwaltung  von 
Wohnhäusern  die  Neigung  zu  deren  Besitz 
und  folglich  die  Neigung  zn  deren  Her- 
stellung verringert;  sie  berücksichtigen  aber 
ebenso  die  Thatsache,  dass  wenigstens  die 
unbemittelten  Mieter,  die  Mieter  der  kleinen 
Wohnungen  in  der  Regel  wirtschaftlich 
schwächer  als  der  Vermieter,  mithin  ausser 
stand  sind,  diesen  zur  Erfüllung  seiner 
Pflichten  als  Vermieter  zu  zwingen.  »Das 
öffentliche  Recht  muss  also  Minimalan- 
forderung^n  an  Mieträume  aufsteUen,  die 
der  Vermieter  gewähren  muss,  und  Mini- 
raalrechte,  die  der  Mieter  als  Bewohner  des 
Miethauses  sowohl  nicht  nur  g^en  den 
Vermieter,  sondern  auch  gegen  aUe  Mitbe- 
wohner geltend  machen  kann.  Daneben 
muss  aber  das  Prozessrecht  und  die  Ge- 
richtsverfassung die  besonderen  Schwierig- 
keiten der  Streitigkeiten  aus  Mietverträgrai 
über  kleine  Wohnungen  durch  besondere 
Bestimmungen  beachten,  und  endlich  darf 
nie  vergessen  werden,  dass  zu  dem  leeren 
Raum,  den  der  Vermieter  zur  Verfügung 
stellt,  eine  angemessene  Mobiliarausstattung 
gehört,  die  der  Mieter  selbst  beschaffen 
muss.  Wem  das  eine  oder  das  andere,  — 
der  Raum  oder  die  Ausstattung,  —  entzogen 
wird,  der  ist  unfähig,  ein  Familienleben  auf- 
recht zu  erhalten.  Der  Schutz  der  Familie 
ist  aber  ein  staatliches  Interesse,  vielleicht 
sogar  das  wichtigste  unter  allen,  und  kann 
daher  nicht  den  Vertragsbestimmungen 
überlassen  bleiben,  die  Mieter  nnd  Vermieter 
miteinander  abmachen.« 
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4.  Die  DecentraUsation  der  BevSIke- 
rang.  Die  bisher  betrachteten  Abhilfemass- 
regeln beziehen  sich  sämtlich  ausschliess- 
lich oder  vorwiegend  auf  die  specielle 
Wohnungsfrage  der  unteren  Klassen.  Nun 
ist  diese  aber  zugleich,  wie  eingangs  betont, 
eine  und  zwar  die  schärfste  Erscheinungs- 
form der  allgemeinen  Wohnungsfrage,  wo 
letztere  besteht,  und  kann  daher  hier  eine  hin- 
reichende Lösung  nur  zugleich  mit  dieser 
finden.  Als  äussere  Ursache  der  letzteren 
aber  erschien  uns  das  rapide  Anwachsen 
der  Städte.  Daher  ei^ebt  sich  die  De- 
centraUsation der  Bevölkerung  als  eines 
der  wirksamsten  Mittel,  um  eine  vorhandene 
Wohnungsnot  zu  beseitigen.  Doch  dürfte 
dies  Mittel  nicht  in  dem  Umfange  und  in 
der  Art  augewandt  werden,  dass  die  Be- 
seitigung eines  kleineren  Uebels  schliesslich 
durch  Uebemahme  eines  weit  grösseren 
Itachteils  erkauft  würde.  An  »massenhafte 
Verlegungen  grossstädtischer  Erwerbs-  und 
Handelsgeschäfte  nach  unbevölkerteu  Klein- 
städten und  Ackerbaugegenden«  (Walker) 
ist  nicht  zu  denken.  Hierfür  fehlen,  ganz 
abgesehen  von  der  »elektrischen  Ueber- 
traguug  von  Wasserkräften«  imd  von  »Druck- 
lüftanl^n«  noch  eine  Reihe  wichtiger 
Vorbedingungen.  Der  Zuzug  ländlicher 
Arbeiter  in  grosse  Orte  Ifisst  sich  wohl 
mindern,  wenn  man  diese  »so  stellt,  dass 
sie  das,  was  sie  in  der  Stadt  zu  finden 
glauben,  auf  dem  Lande  auch  haben«  (Bert- 
hold), doch  wird  dies  Ziel  nicht  üoerall 
leicht  zu  erreichen  sein,  die  hierfür  dienen- 
den Mittel  können  nicht  unterschiedslos  und 
auch  nur  in  beschränktem  Umfange  ange- 
"wandt  werden.  Vornehmlich  wird  es  sich 
zunächst  um  eine  geeignete  (Gestaltung  der 
Verkehrsmittel  handeln  sowie  darum,  jede 
»übermässige  Centralisation  in  staatlichen 
Dingen,  deren  Folge  auch  eine  solche  in 
■wirtschaftlichen  Angelegenheiten  ist«  (A. 
Wagner)  zu  meiden.  Je  mehr  die  Ver- 
kehrsmittel über  das  ganze  Land  verbreitet 
■werden,  je  mehr  man  deren  Wohlthaten 
auch  den  kleineren  Plätzen  zu  gute  kommen 
lässt,  um  so  wirksamere  Handhaben  bieten 
sich  für  die  Decentralisation. 

Fflr  bestehende  Städte  erweist  sich  die 
Einrichtung  geeigneter  Fahrgelegenheiten  zu 
niedrigen  Tarifsätzen  auf  Eisenbahnen  (Ar- 
1>elterzQge ,  workmen  trains)  oder  Tramways 
als  vorteilhaft  Es  ivird  dämm  empfohlen, 
da,  wo  der  Staat  nicht  selbst  die  Eisenbahnen 
in  der  Hand  hat,  die  Yerkehrsuntemehmungen 
bei  der  Konzessioniemng  und  bei  Genehmig^nng 
von  Fahrplänen  nnd  Tarifen  zu  binden. 

In  England  hatten  schon  vor  Jahren  ver- 
schiedene Verwaltnngen,  teils  infolge  rege  be- 
triebener Agitation,  billige  „Parlamentszüge" 
eingerichtet.  1883  wurden  dieselben  verall- 
gemeinert, indem  als  Aeqnivalent  hierfür  eine 
Berabsetznng  der  Passagierstener  geboten  wurde. 

Handwörtertracb  der  Staatswlsseuschaften.    Zweite 


Durch  die  von  einigen  Seiten  geforderte 
strengere  Handhabung  des  Konzessionswesens 
für  gewerbliche  Anlagen  Hesse  sich  nur  da 
etwas  erreichen,  wo  die  Gewerbeordnung  die 
Konzessionierung  vorgesehen  hat. 

Röscher  u.  a.  verlangen  eine  Beschränkung 
der  Freizügigkeit.  Ohne  alle  Beschränkung 
der  heutigen  Zugfreiheit  könne  die  Heilung  der 
Wohnungsnot  nur  palliativ  bleiben.  Mindestens 
solle  man  die  positiven  Vorzüge  abschaffen, 
welche  durch  neuere  Gesetze  der  neu  anziehen- 
den (flottierenden)  Bevölkerung  vor  der  alt- 
ansässigen eingeräumt  würden  (Koscher).  Jeder 
habe,  meint  Flesch,  wohl  das  Recht,  seine  Ar- 
beitskräfte zu  vem-erten,  wo  nnd  wie  er  könne, 
aber  keiner  habe  das  Recht,  dies  in  einer  Art 
za  thnn,  dass  bereits  seine  blosse  Anwesenheit 
an  einem  Orte  das  Wohlbefinden  der  vor  ihm 
Anwesenden  und  die  öffentliche  Gesundheit  ob- 
jektiv schädige. 

Dagegen  bezeichnet  Schäffle  die  rechtliche 
Beschränkung  des  freien  Zugs  zu  den  grossen 
Städten,  welche  kein  Abhilfsmittel  sei,  als  eine 
gefährliche  Störung  des  Arbeitsmarktes. 

Aber  A.  Voigt  hat  mit  Recht  darauf 
hingewiesen,  dass  jede  weitere  Ausbildung 
der  Verkehrsmittel  sofort  wieder  im  Boden- 
wert durch  die  Bodenspekulation  escomptiert 
und  in  ihrer  verbilligenden  Wirkung  zu 
einem  guten  Teil  illusorisch  gemacht  wird. 
So  mündet  auch  diese  Abhüfemassregel 
ebenso  wie  fast  alle  anderen  ein  in  die 
Bodenfrage. 

ft.  Die  Bekämpfung  der  Boden- 
speknlatioii.  Die  Bodenspekulation  stellt 
die  Wahrscheinlichkeitsrechnung  auf,  wie 
lange  es  dauert,  bis  ein  Grundstück  durch 
Be&uung  eine  Wohnrente  erbringt  und  wie 
hoch  diese  sein  •wird  und  wie  hoch  die  der 
schon  beitauten  durch  die  weitere  städtische 
Entwickelung  steigen  wird.  Sie  ist  an  und 
fflr  sich  theoretisch  hier  ebenso  berechtigt 
wie  auf  anderen  Gebieten,  wenn  und  so 
lange  sie  ihre  volkswirtschaftliche  Funktion, 
Angebot  und  Nachfrage  zur  Ausgleichung 
zu  bringen,  erfüllt,  und  ist  dazu  auch  in 
gewissem  Umfang  notwendig,  solange  Pri- 
vafeigentiun  auch  am  städtischen  Gnmd  und 
Boden  besteht  »Nicht  die  Spekulation  an 
sich  gilt  es  daher  zu  bekämpfen,  sondern 
ihre  Auswüchse:  Diese  bestehen  in  der 
Beschiänkung  des  Marktes  statt  der  Be- 
dienung desselben,  in  der  Hindemn|;  der 
Banthätigkeit  statt  ihrer  Förderung,  m  der 
Lahmlegung  des  Wettbewerbs,  in  der  Mono- 
polbUdung,  im  Bodenwucher.«  (Stubben). 
Zu  ihrer  Bekämpfung  bieten  sich  ver- 
schiedene Wege  dar. 

a)  Besteuerung.  Das  einfachste  und 
wirksamste  Mittel  bietet  sich  in  der  Be- 
steuerung dar.  Durch  diese  versucht  man  ein 
Dreifaches  zu  erreichen:  Erschwerung  der 
rein  spekulativen  Verkäufe  dm-ch  eine  hohe 
Umsatzsteuer,  Verhinderung  der  Zurück- 
haltung des  Grund  und  Bodens  durch  Be- 
Aoflage.  VII.  55 
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Steuerung  auch  des  unbebauten  Geländes 
nicht  nach  seinem  Ertrag,  sondern  nach 
seinem  Marktwert  (durch  Gnind-  und  ev. 
Bauplatzsteuer)  und  Einziehung  eines  Teils 
des  hier  so  oft  in  keinem  Verhältnis  zu 
der  volkswirtschaftlichen  Leistung  der  Spe- 
kiilation  stehenden  »unverdienten  Gewinnes« 
(unearned  iucrement)  zu  Gunsten  der  Ge- 
samtheit, deren  Entwickelung  ihn  verur- 
sacht hat,  durch  eine  Wertznwachssteuer. 

Die  Wirkung  einer  hohen  Ums  atz  stener 
ist  allerdings  sehr  bestritten.  Nach  Brandts 
erklären  sich  die  niedrigen  Bodenpreise  Bel- 

fiens  —  kaum  ein  Drittel  derjenigen  in  den 
eutschen  Städten  —  und  das  Zurücktreten  der 
Bodenspekulation  in  diesem  Land  durch  die 
ausserordentlich  hohen  Kanfgebühren,  die  8  bis 
13  »/o  des  Kaufpreises  betragen  und  die  Grund- 
stücke nahezu  extra  commercium  stellen.  Andere, 
so  die  Grund-  und  Hausbesitzer  vereine  und 
ebenso  der  Sozialdemokrat  L.  Cohn,  dagegen 
verwerfen  die  Umsatzsteuer,  weil  sie  zur  künst- 
lichen Erhöhung  der  Grundstückspreise  beitrage. 
Die  erstere  Auffassung  ist  wohl  die  richtigere, 
nur  kann  die  Umsatzsteuer  fUr  sich  allein  solche 
Wirkungen  wie  in  Belgien  nicht  hervorrufen. 

Die  Hauptsache  ist  die  Mehrbelastung  der 
bei  den  bisherigen  Ertragssteuersystemen  in 
Deutschland  fast  steuerfreien  Bauplätze  durch 
Einführung  einer  laufenden  Grundsteuer  nach 
dem  geraemen  Wert  oder  eine  besondere  Bau- 
platzsteuer.  Letztere  hatte  die  preussische 
kommunalsteuerreform  vorgesehen,  aber  sie  hat 
sich  nicht  einzubürgern  vermocht.  Dagegen 
haben  schon  eine  Anzahl  von  preussischen  Stadt- 
gemeinden an  Stelle  der  bisherigen  Zuschläge 
zu  den  staatlichen  Ertragssteuern  die  Besteue- 
rung der  gesamten  Liegenschaften  nach  dem 
gemeinen  alljährlich  oder  alle  paar  Jahre  durch 
Schätzung  festzustellenden  Verkaufswert  ein- 
geführt —  Cöln,  Prankfurt  a.  M.,  Mülheim  am 
Shein,  Malstatt-Burbach,  Dortmund,  Düsseldorf, 
Aachen,  Elberfeld,  Charlottenburg  und  die  Ber- 
liner Vororte  — ,  und  ein  Erlass  der  preussischen 
Minister  des  Innern  und  der  Finanzen  vom 
2.  Oktober  1899  empfahl  dies  allen  grösseren 
preussischen  Gemeinden  zur  Einführung.  Ausser 
Preussen  hat  nur  Sachsen  auch  den  Gemeinden 
die  Gestaltung  des  Besteuernngswesens  frei- 
gegeben; in  den  anderen  deutschen  Staaten  und 
in  Oesterreich  erheben  diese  noch  allgemein 
Zuschläge  zu  den  Staatssteuem.  Man  wird  aber 
mit  Beck  bezweifeln,  ob  die  wünschenswerte 
allgemeine  Einführung  dieser  Besteuerung  des 
Grund  und  Bodens  von  einer  Autonomie  der 
Gemeinden  erwartet  werden  kann,  in  deren 
Vertretung  die  davon  Geschädigten  grossen  Ein- 
flnss  zu  haben  pflegen. 

Die  Besteuerung  der  Wertsteigerung 
endlich  kann  durch  eine  besondere  „Zuwachs- 
Steuer"  oder  durch  progressive  Zuschläge  von 
dem  gegenüber  der  vorhergehenden  Einschätzung 
konstatierten  Mehrwert  bei  jener  Besteuerung 
des  Gnuid  und  Bodens  nach  dem  laufenden  Wert 
erfolgen. 

Alle  drei  Stenerformen  sind  gleichzeitig 
bisher  nur  zur  Anwendung  gekommen  in  dem 
deutschen  Schutzgebiet  Kiautschou,  wo  ein 
bemerkenswerter  Versuch  einer  systematischen 


staatlichen  Bodenpolitik  gemacht  wird.  Die 
Umsatzsteuer  beträgt  hier  27c,  die  Banplatz- 
steuer  6  %  bei  dreijährigen  Abschätzungsperioden 
und  die  Zuwachsstener  33 '/»"/o  ^w  Zuwacha- 
rente. 

b)Bauordnung  und  Stadtplan, üm- 
legung  und  Enteignung.  Entspi-echend 
der  Rolle,  welche,  wie  oben  gezeigt,  Bau- 
ordnung und  Stadtplan  in  Deutschland  durdi 
die  Förderung  der  Mietskasernen  auch  für 
die  Entfesselung  der  Bodenspekulation  ge- 
spielt haben,  kommen  beide  mit  der  oben 
verlangten  Abstufimg  durch  Beschränkung 
der  Stockwerkshöhe  und  Förderung  des 
Kleinbaus  in  den  Aussenbezirken  auch  für 
die  Bekämpfung  der  Auswüchse  der  Spe- 
kulation in  Betracht 

Ferner  ist,  wie  hervorgehoben,  häufig 
die  Zei-splitterung  der  städtischen  Grund- 
stücke und  ihre  ungeeignete  Form  ein  das 
Angebot  beschränkendes  Moment.  Zu  seiner 
Beseitigung  dient  die  zwangsweise  Um- 
leg u  n  g ,  welche  bereits  in  einigen  deutschen 
Staaten  (Hessen,  Hamburg,  Baden)  gesetz- 
liche Regelung  gefunden  hat;  in  Preussen 
sind  die  diesbezüglichen  Bestrebungen 
auch  in  ihrer  neuerlichen  Beschränkung  auf 
Frankfurt  a.  M.  noch  nicht  zu  Ende  ge- 
diehen. 

Der  von  dem  Frankfurter  Oberbürgermeister 
Adickes  bereits  1892  im  preussischen  Herren- 
hause eingebrachte  Gesetzentwurf  (lex  Adickes) 
bezweckt,  Gemeinden  mit  mehr  als  10000  Ein- 
wohnern (jetzt  versuchsweise  nur  der  Stadt 
Frankfurt  a.  M.)  behufs  Erschliessung  oder  zweck- 
mässiger Gestaltung  von  Baugelände  im  über- 
wiegend unbebauten  Teil  des  Gemeinde- 
gebiets das  Recht  der  zwangsweisen  Umlegung 
und  behnfs  Verbesserung  der  Verhältnisse  b^ 
banter  Teile  das  Recht  der  Zonenenteignung  zu 
geben. 

Das  Expropriationsrecht  ist  zuerst 
speciell  für  ungesunde  Wohnungen,  also  für 
die  Zwecke  der  Wohnungspflege  und  Sa- 
nierung, in  Fi-ankreich,  England  und  Belgien 
ausdrücklich  anerkannt  worden. 

Die  englische  Gesetzgebung  hat  sehr  weit- 
gehende Enteignungsrechte  zu  Saniemngs- 
zwecken  geschaffen,  wobei  namentlich  die  Be- 
stimmung wichtig  ist,  dass  der  Eigentümer 
eines  Hauses  nicht  nach  dem  Marktwert  oder 
Mietwert  entschädigt  wird,  sondern  nur  nach 
dem  Wert,  den  das  Haus  hätte,  wenn  die  Vor' 
Schriften  der  Wohnungspolizei  erfüllt  wären. 

In  einigen  deutschen  Ländern  genügen 
wohl  die  bestehenden  Gesetze  Ober  Ent- 
eignung für  den  gedachten  Zweck  (v^ 
Leuthold  in  »Die  Wohnungsnot«,  1886),  in 
anderen  sind  neuerdings  specielle  Gesetze 
zugleich  mit  der  Regelung  der  Umlegung 
ergangen  oder  in  Vorbereitung.  Neuerdings 
wird  aber  das  Enteignungsrecht  mm  auch 
weiter  zur  Beeinflussimg  des  Gmndstücks- 
und  Wohnungsangebotes,  zur  Bekämpfung 
der  Bodenspekulation  gegeben  oder  gefordert 
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und  dabei  vielfach,  so  von  Bücher  u.  a,  seine 
Ausdehnung  auf  das  ganze  Bauland  ver- 
langt. 

In  Bayern  und  Mecklenburg  fehlt  den  Ge- 
meinden das  Enteiernangsrecht.  In  Preussen 
ist  es  anf  die  zukünftigen  Strassen  und  Platz- 
flSchen  beschränkt.  In  Hessen  tritt  hinzu  die 
Enteignung  von  Grundstücken,  welche  durch 
Einziehung  von  Wegeteilen  ihre  Zufahrt  ver- 
lieren, sowie  von  Grnndstiiclisresten,  welche  zu 
Bauplätzen  nicht  mehr  geeignet  sind  (J^  17 
und  13),  femer  die  Möglichkeit  der  Enteignung 
eines  ganzen  unbebauten  Blocks  oder  eines 
Blockteils,  wenn  die  im  Gemenge  liegenden 
Grundstücke  sich  nicht  bebauen  lassen  und  eine 
Yerständigung  zwecks  Umlegung  nicht  zu  Stande 
kommt  (§69)1.  In  Sachsen  kennen  ausser 
den  Strassen  und  Platzflächeu  Zwerggrundstücke 
{§  59)  und  unter  Umständen  ganze  Grimdstücka- 
und  Gebäudegruppen  (§  68—71),  letzteres  aus 

fesundheit  liehen  Gründen  oder  nach  elementaren 
erstörungen,  enteignet  werden  (Zonenent- 
ei^nnng  in  alten  Stadtteilen).  In 
sozialer  Hinsicht  ist  es  wichtig,  dass  die  Ge- 
meinde nach  §  75  verpflichtet  ist,  dem  enteig- 
neten Besitzer  eines  Wohnhauses  nach  Möglich- 
keit eine  andere  Baustelle  in  der  Nähe  anzu- 
weisen und  den  vertriebeaen  Bewohnern  uach 
Möglichkeit  eine  andere  Wohnung  zu  ver- 
schaffen. Am  weitesten  gehen  jetzt  die  gesetz- 
lichen Bestimmungen  in  Baden. 

In  Belgien  war  1867  in  einem  Gesetzent- 
wurfe, ähnlich  wie  in  der  englischen  CrossAct, 
die  Enteignung  im  grossen  Masse  (expropriatiou 
par  Zone)  vorgesehen ;  es  sollte  auch  für  Unter- 
bringung der  ausgetriebenen  Arbeiter  gesorgt 
werden.  Dieser  Gedanke  fand  einen  erfol^r- 
reichen  Widerstand,  und  das  Ergebnis  war  em 
Gesetz,  welches,  ohne  den  unteren  Klassen  zu 
helfen,  zur  Yerschöuemng  der  Städte  und  zur 
Beförderung  der  Privatindnstrie  diente.  Das 
Gesetz  von  1889  trifft  eine  Bestimmung  über 
die  zonenweise  Expropriation  in  Quartieren, 
welche  vorzugsweise  von  den  arbeitenden 
Klassen  bewohnt  werden.  Dieselbe  ist  jedoch 
ziemlich  unschuldiger  Natnr. 

Vgl.  den  Art.  Baupolizei  oben  Bd.  11 
S.  315ff.,  dann  die  Darstellung  von  Aschrott  in 
„Die  Wohnungsnot",  1885,  und  in  Jahrb.  f.  (Jes. 
n.  Verw.,  Jahrg.  IX. 

c)  Reform  des  Grundeigentums. 
Nach  Ad.  Wagner  sind  alle  Abhilfemittel 
gegenüber  der  sogenannten  Wohnungsnot, 
■welche  nicht  in  erster  Linie  an  eine  Reform 
des  Gnindeigentumsrechtes  anknüpfen,  nur 
palliative.  Für  das  städtische  Grundstück 
und  Haus  sei  nur  die  Rechtsform  Gemein- 
gut und  Privatgenuss  d.  h.  Vermietung  auf 
Zeit  an  die  Privaten  zulässig.  Erst  die  Be- 
seitigung des  privatwirtschaftlichen  oder 
spekulativen  Systems  werde  hier  Wandel 
schaffen.  Allerdings  erwartet  auch  Ad. 
Wagner  diesen  Wandel  nicht  in  absehbaren 
Zeiten.  Aber  es  würden  heute  jeden&klls 
Gemeinden  und  Staat  zu  Baustellen  geeig- 
netes Gelände,  welches  sie  besitzen,  sowie 
solches,  welches  im  Interesse  der  Gesund- 
heit imbebaut  bleiben  und  zu  Anlagen  be- 


nutzt werden  sollte,  nicht  aus  der  Hand 
geben  dürfen.  In  geeigneten  Fällen  aber 
hätten,  wie  dies  auch  Ad.  Wagner  verlang 
Staat  und  Gemeinde  ihren  Immobiliarbesitz 
zu  erweitern.  Vgl.  auch  den  Artiiel  von 
Ad.  Wagner  »Grundbesitz«  (die  volte- 
wirtschaftliche Principienfrage  der  Rechts- 
ordnung) oben  Bd.  IV  S.  793  ff. 

Eine  praktisch  ausführbare  Bodenpolitik  der 
Gemeinde  verlangt  nach  Beck,  sich  in  den  Be- 
sitz eines  so  erheblichen  Teils  des  für  die  bau- 
liche Entwickeluug  erforderlichen  Geländes  zu 
setzen,  dass  die  Gemeinde  einen  bestimmendeu 
Einflnss  in  privatrechtlicber  Beziehung  über  das 
fragliche  Gebiet  ausüben  kann.  Der  Gemeinde- 
besitz der  deutschen  Städte  an  Grund  und 
Boden  ist  übrigens  zum  Teil  schon  ganz  be- 
deutend; er  betrug  Ende  1897  in 


*,  der  Gesamtfläche 

des  Stadtgebiets 

Berlin  .    .    . 

8,6 

Breslau     .    . 

12,6 

Frankfurt  a.  M 

49,4 

Görlitz .    .    . 

8.0 

Hannover 

36,6 

Magdeburg  . 

33,7 

Stettin .    .    . 

2,4 

Wiesbaden    . 

36,6 

Aachen     .    . 

42,6 

München  .    . 

19,3 

Leipzig    .    . 

7,4 

Strassbnrg    . 

34,5 

Mannheim 

3a,3 

Die  Bodenreformer  wollen  das 
Eigentum  am  (Jebäude  vom  demjenigen  an 
Giund  und  Boden  getrennt  wissen.  Die 
Gemeinde  soll,  wie  Freese  verlangt,  den 
Boden  pachtweise  hergeben.  Der  Arbeiter 
habe  dauu  die  Sicherheit,  dass  auch  das 
Haus  in  seiner  Hand  bleibe,  indem  die 
Möglichkeit  zu  hypothekarischen  Anleihen 
und  zur  Verschuldung  infolge  von  Erb- 
teilungen ausgeschlossen  sei.  Sei  der  Ar- 
beiter auch  Herr  des  Bodens,  so  werde  er 
die  im  öffentlichen  Interesse  zu  erlassenden 
Vorschriften  schwer  empfinden;  sei  er  nur 
Hauseigentümer,  so  müsse  er  sich  in  das 
Aufsichtsrecht  des  Grundherrn  fügen. 

Anf  seiner  letzten  Hauptversammlung  hat 
der  Bund  der  deutschen  Bodenreformer  nach 
einem  Vortrag  von  Ad.  Wagner  die  folgenden 
Forderungen  aufgestellt: 

a)  von  den  Einzelstaaten  als  den  dafür 
nach  Art.  109  des  Einftthrungiigesetzes  zum 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  zuständigen  Instanzen : 

eine  Erweiterung  des  Enteignungs- 
rechtes über  den  Rahmen  der  jetzigen  Be- 
stimmungen (Prenss.  Ges.  vom  11.  Juni  1874) 
hinaus  in  der  Weise,  dass  den  Gemeinden 
sowie  den  Baugenossenschaften,  deren 
dauernd  gemeinnütziger  Charakter  gewährleistet 
ist,  die  Enteignung  des  für  die  von  ihnen  zu 
errichtenden  Gebäude  notwendigen  Bodens  ge- 
stattet wird; 

b)  von  den  Gemeinden: 

55* 
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1.  Thnnlichste  Ausnutzung  des  ihnen  nach 
a)  zu  gewährenden  Enteignungs- 
rechtes. 

2.  Unterstützung   der   zu  a)  genannten 

femeinntttzigenBaugenossenschaften 
nrch   Gewährung  von  Bandarlehen   und 
durch 

3.  Erhaltung  und  thunlichste  Erweiterung  des 
den  Gemeinden  gehör  enden  Grund- 
eigentums. 

4.  Veherlassnng  von  Grund  und  Boden  an 
Private  grundsätzlich  nur  in  solchen 
Formen,  welche  das  Eigentum  von  Boden 
und  damit  die  in  der  Zukunft  zu  er- 
wartende Steigerung  des  Bodenwertes  der 
Gesamtheit  erhalten. 

Als  hestes  Mittel  zu  diesem  Zweck 
empfiehlt  sich  das  Erbbaurecht  im 
Sinne  der  §§  1012/17  des  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuchs. 

5.  Abstufung  der  Grund-  und  Gebäudestener 
nach  dem  sogenannten  gemeinen  Wert 
an  Stelle  des  Nutzungswertes. 

6.  Einführung  einer  besonderen  Bauplatz- 
steuer auf  unbebauten  und  auch  nicht 
erweislich  zu  sonstigen  Eulturzwecken 
(Garten-,  Ackerbau)  verwendeten  Boden. 

7.  Einführung  einer  besonderen  ümsatz- 
(„Zu wachs"-) Steuer  in  progressiver  Ab- 
stufung nach  der  HShe  des  Mehrerlöses 
über  den  Einkaufspreis  einschliesslich  des 
Preises  für  nützliche  Verwendungen,  Neu- 
und  Umbauten  etc. 

Diese  Forderungen  sind  —  vielleicht  abge- 
sehen von  der  wohl  zu  weit  gehenden  Forde- 
rung für  die  Baugenossenschaften  unter  a]  — 
durchaus  diskutabel  und  auch  für  denjenigen 
annehmbar,  der  in  den  grundlegenden  theo- 
retischen Anschauungen  sonst  mit  den  Boden- 
reformem  nicht  übereinstimmt;  sie  sind  auf 
dem  Boden  der  bestehenden  Gesellschafts-  und 
Wirtschaftsordnung  durchführbar  und  durch 
die  jüngste  Entwickelung  —  namentlich  die 
Versuche  mit  dem  Erhbaurecht  —  ihrer  Ver- 
wirklichung zum  Teil  schon  erbeblich  näher- 
gebracht worden.  Ganz  ähnlich  sind  die  von 
L.  Cohn  und  iu  neueren  sozialdemokratischen 
Kommunalwahlprogrammen  aufgestellten  Forde- 
rungen. 

JedenfallB  kan  n  nur  von  einer  u  m  f  a  s  s  e  n  - 
den  staatlichen  und  kommunalen 
Wohnungspolitik  grossen  Stiles,  die  ausser 
obi^n  Punkten  auch  Wohnungspflege  und 
Sanierung,  Bauordnung  und  Stadtplan,  Eigen- 
bau und  Hypothekenwesen,  endlich  Miet- 
recht und  Verkehrsmittel  betrifft,  eine  be- 
friedigende Lösung  sowohl  der  allgemeinen 
als  der  speciellen  Wohnungsfrage  für 
Deutschland  erwartet  werden. 

Litteratnr:  Die  lAtteratur  aber  die  Wohnungt- 
frage  (Brotchüren,  Auftätze,  Zeitungsartikel,  Ver- 
eintverhandlungen) ist  sehr  umfangreich.  Haben 
dnrh  null  er  und  Cacheux  schon  1889  gegen 
400  dummem  aufgeführt.  Sehr  umfassend  ist  ins- 
besondere auch  die  lAtteratur  technischen  In- 
halts. 

Fregier,  Des  dasses  dangereuses  dans  les 
rilles,  1S40.  —  Oaebler,  Idee  und  Bedeutung 
der    Berliner     gemfinnüitigen     Baugeselisehaft, 


Berlin  1848.  —  Jtoberto,  The  du/eUingt  of  tKe 
labouring  dasses,  S.  Aufl.,  London  18S0.  — 
Hoffmann,  Die  Wohntingen  der  Arbeiter  und 
Armen,  Berlin  185g.  —  Huher,  Reisebriefe  ata 
Belgien,  Frankreich  und  England,  Hamburg 
1866.  —  Roberts,  The  physical  condition  of 
the  labouring  dasses  resuUing  from  Ute  State  of 
their  dwetlings  etc.,  1865.  —  Huber,  Die  Woh- 
nungsnot der  Meinen  Leute  in  grossen  Stadien, 
Leipzig  1857.  —  Fabrl,  Die  Wohnungsnot  der 
Arbeiter  in  den  Fabrikstädten,  Elberfeid  186t.  — 
Die  Wohnungsfrage.  Mitteilungen  des  Central- 
Vereins  fUr  das  Wohi  der  arbeitenden  Uatsen, 
Berlin  1866.  —  «.  d.  OoUg,  Ländliche  Arbetter- 
uiohnungen,  Königsberg  1866.  —  Hole,  The 
homet  of  the  working  dasses  with  suggestions  for 
their  improvement,  London  1866.  —  V^roHf 
Les  institutions  ouvriires  de  Mulhouse,  Pari» 
1866.  —  Penot,  Les  cUh  ouvrieres  de  Mul- 
house, Mülhausen  1867.  —  Staub,  Da*  Arbeiter- 
quartier in  Kuchen  bei  Geislingen,  Stuttgart 
1868.  —  Fwueher,  Ueber  Häuserbauunttmeh- 
mungen  im  Geiste  der  Zeit,  Berlin  1869.  — 
JLttspeyre»,  Der  Einflues  der  Wohnung  at^f 
die  SiUlichkeit,  Berlin  1869.  —  Sax,  Die  Woh- 
nungszustände  der  arbeitenden  Klassen  und  ihre 
Beform,  Wien  1869.  —  f^eUe,  Die  Wohnungs- 
frage, t.  Aufl.,  Berlin  1871.  —  Manega,  Die 
Anlage  von  Arbeiterwohnungen,  Weimar  1871. 
—  Batkowsky,  Die  zur  Beform  der  Woh- 
nungszustände  in  grossen  Städten  notwendigen 
Massregdn  der  Gesetzgebung  und  Vervaltung, 
Wien  1871.  —  Wiaa,  Wohnungsfrage  in  Deutsch- 
land, Berlin  187i.  —  AatvMtnn,  Die  Woh- 
nungsnot in  Berlin,  Berlin  187S.  —  Verhand- 
lungen der  Eisenacher  Versammlung  zur  Be- 
sprechung der  sozialen  Frage  am  6.  u.  7.  X. 
187S,  Leipzig  1S7S.  —  Engel,  Die  moderne 
Wohnungsnot,  Leipzig  1873.  —  v.  Plener,  Eng- 
lische Baugenossenschaften,  Wien  1873.  — 
Schaffte,  Das  gesellschafüiche  System  der 
menschlichen  Wirtschaft,  Tiibingen  1873,  Bd.  II, 
bes.  S.  548  ff.  —  Arminiua  (verstarb.  Gräfin 
A.  Poninska,  geb.  Gräfin  Dohna),  Die  Gross- 
Städte  in  ihrer  Wohnungsnot,  Leipzig  1874.  — 
V.  d.  Goltz,  Die  Grossstädte  in  ihrer  Wohnungs- 
not und  deren  durchgreifende  Abhilfe,  Leipzig 
1874.  —  «•  Behr-Sehmoldow,  Das  Haus  des 
ländlichen  Arbeiters,  Berlin  1875.  —  Felder, 
Gemeindeverwaltung  vonWien  1875.  —  Die  Wohn- 
häuser der  Bau-  und  Spargenossensehaft  Ar- 
beüerheim,  München  1875.  —  A.  Wagner, 
Lehrbuch  der  politischen  Oekonomie,  Bd.  I,  Leip- 
zig und  Heidelberg  1876,  g  352 ff.  —  Die  Ein- 
richtungen zum  Besten  der  Arbeiter  auf  den  Berg- 
werken Preussens,  Berlin  1876.  —  Sehall,  Da* 
Arbeiterquartier  in  Mülhausen,  Berlin  1877.  — 
Deutsch,  Das  soziale  Elend  der  Grossstädte  mit 
besonderer  Berücksichtigung  von  Berlin  und 
Wien,  1878.  —  Fodor,  Das  gesunde  Haus  und 
die  gesunde  Wohnung,  Braunschweig  1878.  — 
Hansen,  Baut  Arbeitertcohnungen,  Flensburg 
1878.  —  Klasen,  Die  Arbeiterwohnhäuser  in 
ihrer  bauliehen  Anlage,  Berlin  1879.  ■ —  EmUle 
Malier,  Les  habitations  ouvrihres  en  tous  pays, 
Situation  1878,  Paris  1879.  —  SehUlke,  Ge- 
sunde Wohnungen,  Berlin  1879.  —  Hansen, 
Die  Wohnungsverhältnisse  in  den  grösseren 
Städten,  Heidelberg  1883.  —  Octavla  HUI, 
Homes  of  the  London  Poor.  S.  Aufi.,  London 
1883.  —  Schmölcke,   Da*  Wohnhau*  des  Ar- 
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betten,  Bonn  J88S.  —  POhlmann,  Die  Ueber- 
völkerung  der  antiken  GrotMtädte  im  Ztuammen- 
hange  mit  der  getarnten  Enttoickelung  städtisch. 
Civilieation,  Leipzig  1884.  —  Ruprecht,  Die 
Wohnungen  der  arbeitenden  Klatsen  in  London, 
Göltingen  188^.  —  Aschrott,  Die  englische 
Wohnungsgesetzgebung  in  Jahrb.  f.  Ges.  u.  l'erw., 
Bd.  9,  1885.  —  Relchardt,  Die  Grundzilge 
der  Arbeiterwohnungsfrage,  Berlin  1885.  —  von 
Bodelaehwingh,  Der  Verein  Arbeilerheim  zu 
Bielefeld,  Leipzig  1886.  —  van  den  Boa,  Du 
Logernenl  de  l'ouvrier,  Gent  1886.  —  IHestel- 
kamp,  Die  Wohnungsverhältnisse  unserer  ärme- 
ren Klassen,  Berlin  1886.  —  Haaae,  Die  Woh- 
nungsverhältnisse der  ärmeren  Volksldassen  in 
Leipzig,  Leipzig  1886.  —  Veraelbe,  »iroA- 
nungen«  im  statistischen  Jahrbuch  deutscher 
Städte.  —  JHe  Wohnungsnot  der  ärmeren 
Klaaaen  in  Gros8atädt«n.  Sehr.  d.  V.  f. 
Sozialp.,     Bd.     31,    SS,     Leipzig    1886—87. 

—  Raffalovich,  Le  Logement  de  l'ouvrier  et 
du  pauvre  Paris  1887.  —  SchmoUer,  Ein 
Mahnruf  in  der  Wohnungsfrage.  In  dessen 
Jahrbuch,  Leipzig  1887.  —  Jourdan,  Becueil 
de  reglements  concemanl  le  Service  des  aligne- 
ment*  et  des  logement»  insalubres,  Paris  1887.  — 
Conseil  superieur  d'Hygiene  publique.  Habita- 
tions  ourrieres  I  et  II  fascievle,  BruxeUes  1887, 
1889.  —  Bertrand,  Le  Logement  de  l'ouvrier 
et  du  pauvre  en  Belgique,  Paris  1888.  —  Mi- 
guel, Massregeln  zur  Erreichung  gesunden  Woh- 
nens.  Verhandlungen  des  deutschen  Vereins  für 
öffentliche  Gesundheitspflege,  Braunsehweig  1888. 

—  Trüdinger,  Die  Arbeiterwohnungsfrage, 
(Staats«:  Studien,  IL  Bd.,  5.  Heft),  Jena  1888. 

—  Fuld,  Die  Wohnungsnot  der  ärmeren 
Klassen,  in  «Detitsche  Zeit-  und  Streitfragen«, 
Hamburg  1889.  —  «Tourdan,  Legislation  sur 
les  logements  insalubres,  Paris  1889.  —  MHll0r 
et  Cacheux,  Les  habitations  ouvrieres  en  iout 
pays,  Paris  1889.  —  Die  Wohnungsreform  durch  Be- 
seitigung des  Wohnungsmietteesens  und  Herstellung 
eines  allgemeinen  Haus-  und  Wohnungseigentums. 
1.  Denkschrift  des  Deutsch-sozialen  Reformvereim 
in  Berlin,  1889.  —  Aaehrott,  Errichtung  und 
Verwaltung  grösserer  Arbeitermietshäuser  in  Berlin, 
Leipzig  1890.  —  Aater,  Entwürfe  zum  Bau 
billiger  Häuser  für  Arbeiter  und  kleinere  Fa- 
milien, Gera  1890.  —  Nathan,  Die  Wohnungs- 
frage und  die  Bestrebungen  der  Berliner  Bau- 
genossenschaft, Berlin  1890.  —  Slraus»,  Die 
deutsche  Wohnungsfrage.  Herausg.  v.  Central- 
rerbande  der  Haus-  und  städtischen  Grundbe- 
sitzervereine Deutschlands,  Leipzig  1890.  —  Die 
Wohnungsfrage  vom  Standpunkte  der  Armen- 
pflege. Schriften  des  deutschen  Vereins  für 
Armenpflege  und  Wohlthätigkeit ,  XI.  Heft, 
Leipzig  1890.  —  Albreeht,  Die  Wohnungsnot 
in  den  Grossstädten  und  die  Mittel  zu  ihrer 
Abhilfe,  München  1891.  —  BOeher,  Die  Woh- 
nungsen^iete  der  Stadt  Basel,  Basel  1891.  — 
Frdnkel,  Die  Volkswohnungsfrage  in  den  mo- 
dernen Grossstädten,  Leipzig  1891.  —  Verhand- 
lungen über  die  Frage  der  Arbeiterwohnungen 
in  Berlin.  Herausgegeben  von  der  Vereinigung 
Berliner  Architekten,  Berlin  1891.  —  Verwaliungs- 
berieht  des  Kotes  der  Stadt  Leipzig  für  das  Jahr 
1891,  Leipzig  1891.  —  freund  u.  Mala- 
chowsky.  Zur  Berliner  Arbeiterwohnungsfrage, 
Leipzig  189t.  —  Stolp,  Die  Lösung  der  Woh- 
nungsfrage  oder   ein   eigenes   Heim  für  jeder- 


mann, Berlin  189t.  —  TUgliehahecle,  Die 
Wohnverhältnisse  der  Berg-  und  Salinenarbeiter 
im  Oberamtsbezirk  Halle ,  Berlin  189S.  — 
Waleker,  Die  grossstädtische  Wohnungsnot, 
ihr«  Ursachen  und  Heilmittel,  Hamburg  I89i.  — 
Die  Verbesserungen  der  Wohnungen.  Schriften 
der  Centralstelle  für  Arbeiterwuhlfahrlseinrich- 
lungen,  Bd.  1,  Berlin  189t.  —  Die  Spar-  und 
Bauvereine  in  Hannover,  Göttingen  und  Berlin. 
Eine  Anleitung  zur  praktischen  Bethätigung  auf 
dem  Gebiete  der  Wohnungsfrage,  Nr.  S,  Berlin 
189S. — Mitteilungen  des  statistischem  Amtes  der 
Stadt  München.  Die  Ergebnisse  der  Erhebung 
vom  November  1890  über  die  Wohnverhältnisse, 
München  189t.  —  Statistische  Beschreibung  der 
Stadt  Frankfurt  a.  M.  und  ihrer  Bevölkerung. 
1.  Die  äussere  Verteilung  der  Bevölkerung.  Be- 
arbeitet von  H.  Bleicher.  Frankfurt  a.  M. 
189t.  —  Berthold.  Die  Wohnungsverhältnisse 
der  ärmeren  Klassen  in  Berlin.  In  Miiyrs 
Archiv  für  Statistik,  Bd.  II.  —  Ad,  Braun, 
Berliner  Wohnungsverhältnisse,  Berlin  189S.  — 
Bücher,  Die  belgische  Sozialgesetzgebung  und 
das  Arbeileneohnges.  r.  9.  VIII.  1889.  In 
BrauTts  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und 
Statistik,  Bd.  IV.  —  Poat  und  Altrrecht, 
Musterstätlen  persönlicher  Fürsorge  von  Arbeit- 
gebern für  ihre  Geschäftsangehörigen,  Bd.  II, 
Berlin  1893.  —  Weinstein,  Die  Wohnungsnot 
oder  Cebervölkerung  der  Städte  und  Entvölke- 
rung des  Landes,  Berlin  1893.  —  Untersuchungen 
über  die  Wohnungsrerhältnisse  der  ärmeren  Be- 
völkerungsklassen in  Berlin,  Berlin  1893.  — 
Die  Wohnungsverhältnisse  in  Wien.  Ergebnisse 
der  Volksählung  vom  31.  XII.  1890.  Bearbeitet 
von  St.  Sedlaczek,  Wien  1893.  —  Statistisches 
Jahrbuch  der  Stadt  Berlin.  Verschiedene  Jahr- 
gänge. —  Sehneider,  Das  Wohnungsmietrecht 
und  seine  soziale  Beform,  Leipzig  1893.  — 
Itosehc.  Die  Erstellung  billiger  Wohnungen 
durch  die  Gemeinde  Bern  in  der  Zeitschrift  für 
schweizerische  Statistik,  Bern  1894.  —  F.  W. 
R.  Zimmermann,  Die  Wohnungsverhältnisse 
der  Arbeiter  in  den  grösseren  gewerblichen  Be- 
trieben im  Herzogtum  Braunschweig.  Annalen 
des  Deutschen  Reiches  1383,  S.  721  und  9t5.  — 
H.  Hess.  Die  Wohnungsverhältnisse  der  Nürn- 
berger Arbeilerbevölkerung,  Nürnberg  1893,  Lud- 
wig Gross,  15  S.  —  H.  Preese,  Wohnungsnot 
und  Absatzkrisis.  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  III. 
Folge,  VI.  Bd.  —  Lic,  Weber,  Wohnungen 
und  SonntagsbeschSftigungen  der  deutschen  Ar- 
beiter. Nach  urkundlichen  Quellen  geschildert. 
Leipzig  1892,  H.  G.  Wallmann,  53  S.  —  W. 
lAebrecht,  Der  Bau  ron  .irbeiteneohnungen 
mit  Hilfe  der  Invaliditäts-  und  Alterrersiche- 
rungsanstalt  Hannover,  Hannover  und  Leipzig 
1893,  Hahn' sehe  Buchhandlung,  t7  S.  —  H. 
Alltrecht,  Neues  zur  Arbeitertvohnungsfrage. 
Centralblatt  der  Bauverwaltung  1893,  Nr.  42  u. 
43.  —  Schmöckel,  Die  Beschaffung  preis- 
werter und  gesunder  Wohnungen  für  Eisenbahn- 
arbeiter. Zeitung  des  Vereiiu  deutscher  Eisen- 
bahnverwaltungen  1893,  Nr.  86—88.  —  Weis- 
bach u.  Mesael,  Normalmietshäuser  mit  kleinen 
Wohnungen,  Bertin  1893,  Leonhard  Siminn.  tl  S. 
Folio  mit  t  Plänen.  —  Eberatadt,  Berliner 
Kommunalreform.  Preuss.  Jahrb.  Bd.  70,  Heft 
5.  —  Derselbe,  Die  Ziele  der  neuen  Bauord- 
nung für  die  l'ororte  von  Berlin,  Preussische 
Jahrb.   Bd.    71,    Heft  1.  —  Th,   Ooecke,     Ver- 
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hehnitroMe  und  Wohntlraste.  Preu»».  Jahrb. 
Bd.  73,  Heft  1.  —  Die  unterschiedliche  Behand- 
lung der  Bauordnung  für  da*  Innere,  die  AvMen- 
bezirke  und  die  Umgebung  der  Städte.  Verh. 
d.  XVllJ.  Yert.  d.  deutsch.  Vereint  für  öffentl. 
Getundheittpßege  zu  Würzburg,  Brauntchweig 
1893,  Friedrich  Vieweg  <t  Sohn,  37  S.  —  ¥.  v. 
Gruber,  Anhaltspunkte  für  die  Verfassung 
neuer  Bauordnungen  in  allen  die  Gesundheits- 
pflege betreffenden  Beziehungen.  Bericht,  er- 
stattet dem  K.  K.  obersten  Sanitätsrate,  Wien 
1893,  Alfred  Holder,  I48  S.,  8  Tafeln.  —  Er- 
läuterungen zur  Baupolizeiordnung  für  die  Vor- 
orte von  Berlin  vom  S.  Dezember  189$.  Sonder- 
abdruck aus  dem  Centralblatt  der  Bauverwal- 
lung, Berlin  1S9S.  Wilhelm  Ernst  &  Sohn, 
1-t  S.,  1  Uebersichtsplan.  —  Stubben,  Die  neue 
Baupolizeiordnung  für  die  Berliner  Vororte  vom 
5.    Dezember  1892.     Blätter  für  soziale  Praxis 

1893,  Xr.  4  und  5.  —  F.  AMckes,  Um- 
legung und  Zonenenteignung  als  Mittel  rationeller 
Stadterweiterung.  Archiv  für  soziale  Gesetz- 
gebung und  Statistik,  VI.  Bd.,  2.  u.  S.  Heft.  — 
AlhreeM,  A'euere  Veröffentlichungen  über  die 
Arbeitenrohnungtfrage.  Jahrb.  f.  Gesetzgebung 
Veru!.  und  Volksw.  XVIIL,  I894.  —  Adickea, 
Da»  Kommunalabgabengesetz,  Berlin  1894.  — 
Derselbe,  Studien  über  die  weitere  Eniwicke- 
lung   de»  Gemeindesteuerwesens,   Tübingen  I894. 

—  Eberatadt,    Städtische  Bodenfragen,   Berlin 

1894.  —  The  Housing  of  the  Working  People  (8. 
Special  Bep.  of  the  üommissioner  of  Labor  C.  D. 
Wright),  Washington  1895.  —  Schaffte  u.  IjCcH- 
ter,  Nationale  Wohnungtreform ,  1895.  — 
JHeaelben,  Xeue  Beiträge  zur  Natimuden  Wok- 
nungsreform,  Berlin  1897.  —  Pfeiffer,  Eigenes 
Heim  und  billige  Wohnungen,  Stuttgart  1896.  — 
Landolt,  Zur  Wohnungsfrage,  Bern  1897.  — 
(Brandt»),  Aufgabe^i  von  Gemeinde  und  Staat 
in  der  Wohnungsfrage.  Herausgegeben  von  einer 
Kommission  des  Verbandes  »Atieiterwohl«,  C'Sln 
1897,  83  S.  —  Hugo  C,  Städtevenvaltung  und 
Municipalsozialismus  in  England,  Stuttgart  1897. 

—  Die  Wohnungsfrage  mxt  besonderer  Beräck- 
tichtigung  der  Mannheimer  Verhältnisse.  Denk- 
schrift des  Oberbürgermeisters  Beck,  Mannheim 
1897.  —  Olshausen  u.  Jtetncke,  Ueber 
Wohnungspflege  in  England  und  Schottland, 
Brannschweig  1897.  —  Sauchberg,  Die  Kaiser 
Franz  Joseph  I.  —  JubiUlumsstiftung  für  Volks- 
wohnungen und  Wohtfahrtseinrichtungen,  Wien 
1897.  —  Die  Wohnungsverhällnitse  in  der  Stadt 
Mannheim  (Beiträge  zur  Statistik  der  Stadt 
Mannheim  Heft  2),  Mannheim  1897.  —  Actes  du 
congres  international  des  habitatioTu  ä  bon  marche 
tenu  d  Bruxelles  Juillet  1897.  Bruxelles  1897.  — 
Jtroulera,  La  loi  du  JO.yotcmbre  1894  relative  aux 
habitdlions  ä  bon  Marchf,  Paris  1898.  —  Vorlage 
des  Stadtrates  der  Stadt  Freiburg  i.  B.  an 
den  Bürgerausschuss  betreffend  Erbauung  einer 
weiteren  Beihe  Hänser  mit  kleinen  Mietwoh- 
nungen, Feiburg  1898.  —  Ueber  die  regel- 
mässige Wohnungsbeaufsichligung  und  die  be- 
hördliche Organisation  derselben.  Referate  und 
Diskussionen  auf  der  XXIII.  Versammlung 
des  deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesund- 
heitspflege zu  Cöln,  16.  Sept.  1898.  (Sonderab- 
druck aus  der  Deutschen  Vierteljahrsschrifi  für 
öffentliche  Gesundheitspflege,  Bd.  XXXI,  Heft  1.) 

—  Leitfaden  für  Wohnnngspfleger,  Harnburg  1898. 

—  Cahn,  Da»  Schhfstellcnwesen  in   den  deut- 


schen Grostttädten  und  sein»  Reform.  Münthener 
volkswirtschaftliche  St<tdien  Nr.  28,  Stuttgart 
1898,  121  S.  —  Die  Umlegung  städtischer  Grund- 
stücke und  die  Zonenenteignung.  Heft  2  der 
Denkschriften  des  Verbandes  deutscher  Archi- 
tekten- und  Ingenieur-Vereine,  Berlin  1898, 162 S. 

—  Beiträge  zur  Statistik  der  Stadt  Frankfurt 
o.  M.    Nette  Folge  Folge  Nr.  5,  Frankfurt  1898. 

—  Danuiaehlce,  Aufgaben  der  Gemeindepolitik 
(»Vom  Gemeindesoxialismu»«),  4.  Aufl.,  Jena 
1901.  —  Gutachten  über  die  Wohnungsfrage 
mit  beeonderer  Berücksichtigung  der  Nürnberger 
Verhältniese,  Nürnberg  1898.  —  Mcatgoldt, 
Der  Verein  Reichswohnungsgesetx,  Frankfurt  a.  M. 

1898.  —  Albreeht,  Fünf  Jahre  prakt.  sonaler 
Thäligkeit  (Schriften  der  t'entraUuUe  für  Ar- 
beiter- Wohlfahrtseinrichtungen  Nr.14),  Berlin  1898. 

—  BOcher,  Die  wirtechafilichen  Aufgaben  der 
modernen  Stadtgemeinde,  Leipzig  1898.  —  Kley, 
Bei  Krupp,  1899.  —  Singer,  Die  Wohnungen 
der   Minderbemittelten    in    München,    München 

1899.  —  Schriften  der  CenlraUtelle  für  Arbeiter- 
Wohlfahrtseinrichtungen  Nr.  17,  Berlin  1899.  — 
tioaeh,  Die  Ergebnisse  der  Wohnung»»laiistik 
vom  2.  Dezember  1895  für  die  5  grössten  Städte 
Württembergs,  Stuttgart  1899.  —  Städtische 
Boden-  und  Wohnungsrefortn  (Zeitschrift  der 
C'entralstelle  für  Arbeiter-  Wohifahrtsetnrichtungen 

1899,  Nr.  9).  —  Tuch»,  Der  heutige  Stand  der 
Arbeiterwohnungsfrage  (Beilage  zur  Allgemeinen 
Zeitwng  1899,  Nr.  111).  —  2toedem,  Ucbertieht 
über  die  netteren  Bestrebungeti  und  Reformror- 
schläge  in  der  Wohnungsfrage,  (Jahrb.  f.  Ges. 
u.  Volksw.  XXIII,  1899).  —  Heyne,  Da* 
deutsche  Wohnung»we»en,  1899.  —  I}ama»ehke, 
Wokmingsnot  und  Bodenfrage,  Halle  a.  S.  1899. 

—  Gould,  The  housing  problem  in  great  eitie». 
Reprinted  from  »Municipal  affairs«,  March  1899. 

—  3te»nll  et  Mangenot,  Enquete  *ur 
les  Logements,  Profession»,  ISalaires  et  Bud- 
gets, Pari*  1899.  —  Lechler,  Der  erste  Schritt 
zur    nationalen    Wohnungsreform,    Berlin    1899. 

—  lMt»cha  und  Teudt,  Nationale  Ansiedelung 
und  Wohnungsreform.  Frankfurt  a.  M.  1899.  — 
Lepreux,  Campte  rendu  de  la  Caisse  gene- 
rale A  epargne  et  de  retraite,  Annee  1899,  Bru- 
xelles 1900.  —  Schaffte  u.  Leehler,  Die 
staatliche  Wohnungsfürsorge,  Berlin  1900.  — 
Abele,  Weiträumiger  Städtebau  und  Wohnung*- 
frage,  Stuttgart  1900.  —  Bernstein,  Der  gegen- 
wärtige Stand  der  Wohnungsfrage  in  England. 
(Archiv  f.  soz.  Gesetzgebung  und  Statistik  1900). 

—  Ij.  Cohn,  Die  Wohnungsfrage  und  die  So- 
zialdemokratie, München  1900.  —  Bericht  über  den 
XI.  evang. -sozialen  Kongress  vom  Juni  1900.  — 
Zur  Nieden,  Gebäudesteuer  und  Wohnungs- 
frage in  Preussen.  (Jahrb.  f.  Gesetzg.,  Vertr. 
u.  Volksw.  XXIV,  1900.)  —  Derseltte,  Die 
zweckmässige  Ausgestaltung  der  Grtind-  und  Ge- 
bäudesteuer, Düsseldorf  1900.  —  Haaae,  Die 
Schnitierwohnnngen  im  Kreise  Soldin.  Zeitschr. 
für  Medizinalbeamte  1900,  Nr.  6.  —  Plcot,  Let 
gami*  d'ouvrier*  ä  Paris,  (Reformc  Soriale), 
Pari*  1900.  —  Habitations  ouvriires  et  instilu- 
tions  de  prevoyanre.  Rapport  annuel  par  Heetor 
Denis,  Schaerbeck  1900.  —  Rapport  du  Ccmaeil 
Superieur  des  Habitations  ä  bon  marchf.    Pari* 

1900.  —  Trap  et  Sehmidth,  Le*  Habitalit/n* 
ouvriires  en  Danemark  principalement  de  Copen- 
hague,  Pari*  1900.  —  Compte  rendu  du  congre* 
internationale    de*    habitation*    a    bon   Mareht; 
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tenu  a  Ftiris,  Juin  1900,  Pari»  1900.  —  von 
PhUippcvieh  «.  Schwarz,  Wohnungtverhält- 
nuue  in  Oe»terreichüchen  Städten,  insbesondere 
in  Wien.  (Soziale  Vervaltung  in  Oetterreieh 
am  Ende  de*  19.  Jahrhunderts  1.  Bd.,  Wien 
und  Leipzig  1900.)  —  V.  Oppenheimer,  IHe 
Wohnungsnot  und  WohnungsreJ'orm  in  England, 
Leipzig  1900.  —  Tlede,  Das  Wohnhatis  des 
Arbeiters  eine  ErziehungssläUe,  Berlin  1900.  — 
Jahresberichte  des  Rheinischen  Vereins  zur  För- 
derung des  .irtmteneohnungsvesou.  —  Die 
Eürderung  des  Arbeitervohnungsveaens  etc.  Be- 
richt über  die  /.  Versammlung  des  Vereins  ßir 
Förderung  des  Arbeiiervohnungswesens  und  ver- 
icandle  Bestrebungen,  am  iS.  April  1900  zu 
Frankfurt  a.  M.,  Frankfurt  a.  31.  1900.  — 
Adolf  Wagner,  Wohnungsnot  und  städtische 
Bodenfrage,  Berlin.  —  Brandts,  Die  Auf- 
gäbe  der  Gemeinden  in  der  Wohnungsfrage, 
Bonn  1901.  —  Faul  Voigt,  Grundrente  und 
Wohnungsfrage  in  Berlin  und  seinen  Vororten, 
I.  Teil,  Jena  1901.  —  Bingner,  Wohnungsfrage 
und  Wohnungspolitik  in  ihren  Beziehungen  zur 
altgemeinen  Sozialreform,  Berlin  1901.  —  Hugo 
C,  Die  deutsche  Städterertraitung,  die  Aufgaben 
auf  den  Gebieten  der  Volkshygiene,  des  Städte- 
baus und  des  Wohnungswesens,  Stuttgart  1901.  — 
JPaul  Leehler,  Die  Wohnungsfrage  und  die 
preussischen  JUinisterialerlaste  rom  19.  Uärz  1901, 
Berlin  1901.  —  Etterstodt,  Der  deutsche  Ka- 
pitalmarkt, Leipzig  1901.  —  Sinsiteinter,  Die 
Arbeiteraohnungsfrage,  Stuttgart  190i.  —  Beiträge 
zur  Boden-  und  Wohnungsfrage :  A'r.  1.  Kurelta, 
Wohnungsnot  und  Wohnungsjammer,  Frankfurt 
a.  M.  1900.  Kr.  t.  Schirmer,  Das  Wohnungsetend 
der  Minderbemittelten  in  ifünchen,  Frankfurt 
a.  M.  1899.  —  Die  Wohnungtfrage  und  das  Beich, 
.Abhandlungen  kerausg.  v.  Verein  Reichsicoh- 
nungsgesetz:  Heft  1.  V.  d.  Goltz,  Die  Woh- 
nungsinspektionen und  ihre  .Ausgestaltung  durch 
das  Reich.  Heft  i.  Hebrecht,  Reichshilfe 
für  Errichtung  kleiner  -Wohnungen.  Hejt  i. 
Kampfmeyer,  Die  Baugenossenschaft  im  Rah- 
men eines  nationalen  Wohnungsreformplanes, 
GöUingen  1900.  —  Seue  Untersuchungen  über 
die  Wohnungsfrage  in  Deutschland  und  im  Aus- 
land. Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik 
Bd.  9i—97,  Leipzig  1901. 
J.  Lehr.  C.  </.  ¥%teha. 


Wolf  (aueh  Wolff),  Christian, 

feb.  am  24.  I.  1679  in  Breslan,  gest.  am  19. 
V.  1754  als  wirklicher  Kanzler  der  Universität 
-Halle   (seit  1743)   in  Halle,   studierte  in  Jena 
und  Leipzig  Matbematik  und  Philosophie  und 

•  -wurde  1707  Professor  der  Mathematik,  Philo- 
-  Sophie  und  Nat.nrlehre  in  Halle.    Die  von  ihm 

•  iiach  Thomasins'  Vorgange  in  deutscher  Sprache 
■  vorgetragene   und  in  zahlreichen  Schriften  be- 
bandelte Philosophie  fusst  auf  der  Leibnizschen, 

•  die  Wolf  zu  einem  umfassenden  philosophischen 
Lehrs^'stem  ausbildete,  das  durch  seine  streng 
mathemaUsch-demonstrative  Methode  Ordnung 
und  Klarheit  über  die  ganze  philosophische  Ma- 
terie ausbreitete.  In  die  Tiefe  der  Leibniz- 
schen Spekulation  drang  Wolf  nicht  ein,  aber 
dadurch,  dass  er  den  sittlich-praktischen  Teil 
der  philosophischen  Thätigkeit  zum  Kulmina- 


I  tionspnnkt  der  Spekulation  machte,  trag  er  das 
I  philosophische  Wissen  in  weitere  Kreise.  Drei 
!  Generatioueu  herrschte  die  Wolfsche  Philo- 
sophie auf  den  Lehrkanzeln,  von  welchen  sie 
erst  durch  Kants  Kritizismus  verdrängt  wurde. 
—  Denunziationen  der  Halleschen  Pietisten, 
welche  Wolf  der  Verbreitung  irreligiöser  Irr- 
lehren beschuldigten,  hatten  Wolfs  Amtsent- 
setzung und  Verbannung  ans  den  preussischen 
Landen  zur  Folge.  Der  Gemassregelte  fand  in 
Hessen  als  Professor  an  der  oberhessischen  Uni- 
versität Marburg  eine  Zuflucht,  erhielt  nach 
Revision  seines  Prozesses  eine  ehrenvolle  RUck- 
bernfung  nach  Halle,  liess  sich  aber  erst  nach 
dem  Regierungfsantritt  Friedrichs  des  Grossen 
bewegen,  auf  die  Lehrkanzel  für  Katurrecht 
und  Mathematik  in  Halle  zurückzukehren. 

Wolf  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform: 

Entdeckung  der  wahren  Ursache  von  der 
wunderbaren  Vermehrung  des  Getreides,  Halle 
1718;  dasselbe,  2.  Aufl.  1726,  3.  Aufl.  „nebst 
den  Erläuterungen",  1750.  —  Vernünftige  Ge- 
danken von  dem  gesellschaftlichen  Leben  der 
Menschen  und  insonderheit  dem  gemeinen  Wesen, 
oder  Buch  über  die  Politik,  ebd.  1721;  das- 
selbe, 2.,  3.,  4.  u.  5.  Aufl.,  ebd.  1725,  1732, 
1736  u.  1756.  —  Jus  natnrae  methodo  scienti- 
fica  pertractnm,  8  Bde.,  Leipzig  1740—48;  das- 
selbe, 2.  Aufl.,  8  Bde.,  Halle  1751—58.  —  Jus 
gentium  methodo  scientifica  pertractnm,  ebd. 
1749.  —  Institutiones  juris  natnrae  et  gentium, 
ebd.  1751;  dasselbe  2.  u.  3.  Aufl.  ebd.  1774  n. 
1794;  dasselbe  in  deutscher  Uebersetzung  n.  d. 
T.:  Grundsätze  des  Natur-  und  Völkerrechts, 
ebd.  1754;  dasselbe  2.  Aufl.,  ebd.  1769;  das- 
selbe, in  französischer  Uebersetzung  u.  d.  T.: 
Institntions  da  droit  de  la  natnre  et  des  gens. 
Texte  latin  avec  la  traduction.  Avec  not«s 
par  E.  Luzac,  6  Bde.,  Leiden  1772.  —  Oecono- 
mia  methodo  scientifica  pertracta,  2  Teile,  Halle 
1754. 

In  der  Staatslehre  Wolfs,  obwohl  er  schon 
eine  Ahnung  vom  Staatsvertrage  hat,  ist  der 
eigentliche  Staatszweck  in  der  Herbeiführung 
der  menschlichen  Glückseligkeit  präcisiert,  einer 
Glückseligkeit,  die  durch  Anwendung  der  Hob- 
besschen  Furchttheorie  erzwungen  wird;  die 
natnrrechtlich  von  Wolf  anerkannten  persön- 
lichen Menschenrechte  hütet  er  sich  auf  das 
Staatsrecht  selbst  zu  übertragen;  sein  ganzes 
öffentliches  Recht  ist  einer  administrativen,  die 
souveräne  Gewalt  zu  den  schlimmsten  Aus- 
schreitungen legitimierenden  Ethik  unterworfen, 
und  seine  Ausführungen  über  die  Pflichten  der 
Obrigkeit  und  der  Unterthanen  schöpft  er  ans 
den  Schriften  des  Confucins.  Die  Theoretik 
seiner  Staatslehre  lässt  jeden  originellen  Cha- 
rakter vermissen.  In  philosophischer  Beziehung 
bildet  die  Oekonomik  einen  Hanptteil  in  seiner 
„Philosophia  practica  universalis"  und  zerfällt 
darin  in  die  drei  Kategorieen:  Ethik,  Politik 
und  Oekonomik.  Die  verschiedenen  Arten  der 
Menschen,  Geld  zu  verdienen,  werden  von  Wolf 
nach  den  drei  Naturreichen  klassifiziert;  nnr 
die  Geld-  und  Handelsgeschäfte  selbst  behandelt 
er  als  besondere  Species.  wie  er  überhaupt  den 

feschäftsmässigen  Gelderwerb  als  vornehmstes 
iel  jedes  Wirtschaftsbetriebes  ansieht  und  dem- 
gemäss  auch  einer  zinsfreundlichen  Anschauung 
huldigt.     Nach  seinem  Beichtumsbegriff  ist  es 
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der  Ueberfinss  an  Geld,  Pretiosen  oder  an  Grund- 1 
eigentam,  der  den  reichen  Uann  aasmacht,  und 
wenn  ihm  auch,  gemäss  der  engen  Begrenzung 
der  wirtschaftlichen  Anschauungen  seiner  Zeit, 
die  Entstehung  der  eigentlichen  Grundrente  un- 
bekannt ist,  so  weiss  er  doch,  dass  die  Wert- 
kalkulation  des  Bodens  dem  Preise  der  _  Er- 
zengnisse desselben  nach  Abzug  der  Betriebs- 
kosten entspricht.  Während  er  den  Geldabfluss 
aus  dem  Lande  in  merkantilistischer  Weise  als 
unheilToU  bekämpft,  dagegen  in  der  Luzusent- 
faltung  des  hohen  Adels  die  ergiebigste  Quelle 
des  Geldumlaufes  erblickt,  nimmt  er  an  der  in- 
dustriellen Gold-  und  Silberverarbeitung,  weil 
edle  Metalle  durch  sie  konsumiert  werden,  An- 
stoss.  In  der  Bevölkerungs-  und  Auswande- 
mngspolitik  wendet  er  sich  gegen  die  damalige 
landläufige  merkantilistische  Populationsbeför- 
derungsmaxime  um  jeden  Preis.  Insbesondere 
vertritt  er  die  Ansicht,  dass  der  bewaffneten 
Macht  durch  die  Auswanderung  wehrfähiger 
Leute  kein  Schaden  entstehe,  indem  die  zur 
Landesverteidigung  gebrauchten  Soldaten  auch 
aus  anderen  Ländern  durch  Werbung  bezogen 
werden  könnten,  wie  denn  auch  thatsächlich 
Friedrich  Wilhelm  I.  zwei  Drittel  seiner  Riesen- 
garde aus  ansserprenssischen  Ländern  aufge- 
bracht hat.  Im  äbrigen  verspricht  er  sich 
schon  von  dem  Ehezwang,  dem  er  nach  erlangter 
wirtschaftlicher  Selbständigkeit  der  Junggesellen 
das  Wort  redet,  einen  genügend  förderlichen 
Einfluss  auf  die  Volksvermehrung.  In  seiner 
Handelspolitik  setzt  er  sich  über  die  merkanti- 
listische Einfuhrprohibition  in  den  Fällen  hin- 
weg, dass  die  Einfahr  von  Fabrikaten  sich  im 
staatswirtschaftlichen  Interesse  ebenso  ver- 
lohnt wie  die  Ausfuhr  von  Rohstoffen.  In 
seinen  Ausführungen  Über  die  menschliche  Ar- 
beit weist  Wolf  der  auf  die  Ktütnr  immate- 
rieller Guter  gerichteten  Lehrthätigkeit  einen 
bevorzugten  Platz  an.  Das  Problem  des  Preises 
der  Arbeit  löst  er  in  seinem  Naturrecht  in  zwei 
Zeilen,  indem  er  anordnet,  dass  hinsichtlich  Be- 
stimmung der  Höhe  der  Löhne  und  der  Waren- 
preise darauf  zu  achten  ist,  dass  Produzent  und 
Konsument  Bedürftiisbefriedigung  in  dieser  Har- 
monie der  Interessen  finden.  Dass  Wolf  in  der 
Blütezeit  der  Zünfte  und  Meisterprüfungen  sich 
für  die  Notwendigkeit  des  Fähigkeitsuachweises 
zum  Betriebe  eines  Handwerks  ausspricht,  ist 
selbstredend.  Er  erkennt  das  Recht  auf  Arbeit 
an,  aber  nicht  aus  einer  sozialistischen  Regung, 
sondern  um  die  öffentliche  Wohlfahrt  durdi 
Ausrottung  des  Vagabundenwesens  zu  fördern. 
Wer  arbeiten  will,  soll  Arbeitsgelegenheit  von 
der  Polizei  nachgewiesen  erhalten,  die  anderer- 
seits keine  Müsäiggänger  dulden  solL  Auch 
auf  das  kirchliche  und  religiöse  Gebiet  dehnt 
er  diese,  die  persönliche  Freiheit  des  Menschen 
im  Handeln  und  Unterlassen  ignorierende  Poli- 
zeiwillkttr  aus,  der  Staat  soll  der  Tugend- 
wächter und  der  Frömmigkeitsinspizient  der  Un- 
tertbanen  sein  und  dieselben  zum  eifrigen  Be- 
suche des  öffentlichen  Gottesdienstes  anhalten. 
Wie  Justi  sich  bei  jedem  neuen  Buche,  womit 
er  an  die  Oefi'entlichkeit  trat,  selbst  ausschrieb, 
citiert  Wolf  fast  ausschliesslich  seine  eigenen 
Schritten. 


Sophie,  2  Bde.,  Leipzig  1737.  —  Lndovici, 
Ausführlicher  Entivarf  einer  Historie  der  Wolfi- 
schen Philosophie,  3  Bde.,  ebd.  1737.  —  Neueste 
Merkwürdigkeiten  der  Leibniz-Wolfschen  Philo- 
sophie, ebd.  1738.  —  Gottsched,  Historische 
Lobschrift  des  Christians  y.  Wolf,   Halle  1755. 

—  Lobschrift  auf  den  Baron  v.  Wolf,  ebd.  1755. 

—  Gerber,  Vita  Wolfii  breviter  delineata, 
ebd.  1766.  —  Bü schlug,  Beiträge  zur  Lebens- 
geschichte  denkwürdiger  Personen,  Bd.  I,  Halle 
1783,  S.  1/133.  —  Ompteda,  Litteratur  des 
gesamten  natürlichen  etc.  Völkerrechts,  Bd.  I, 
Reaensburg  1785,  S.  320/28.  —  Kluge,  Chris- 
tian V.  Wolf,  ein  biographisches  Denkmal,  Bres- 
lau 1831.  —  Warnkönig,  Rechtsphilosophie 
und  Naturlehre  des  Rechts,  Bd.  I,  Freibarg 
i.  B.  1839,  §  29.  —  Christian  Wolfs  eigene 
Lebensbeschreibung,  herausgeg.  von  Wuttke, 
Leipzig  1841.  —  Olrici,  Geschichte  und  Kri- 
tik der  Principien  der  neueren  Philosophie,  ebd. 
1845,  S.  112/142.  —  Kaltenborn  V.  Stachan, 
Kritik  des  Völkerrechts,  ebd.  1847,  S.  66ff.  — 
Hinrichs,  Geschichte  der  Rechts-  und  Staats- 
principien,  Bd.  Hl,  ebd.  1852,  S.  347  73.  — 
Chr.  V.  Wolf,  Briefe  aus  den  Jahren  1719  53. 
Beiträge  zur  Geschichte  der  k.  Akademie  der 
Wissenschaften  zu  St.  Petersburg,  St  Peters- 
burg 1860.  —  Walter,  Naturrecht  und  Po- 
litik im  Lichte  der  Gegenwart,  Bonn  1863,  § 
544.  —  Bluntschli,  Geschichte  des  allge- 
meinen Staatsrechts  und  der  Politik,  München 
1864,  S.  213  ff.  —  Biographie  universelle  an- 
cienne  et  moderne,  Bd.  XLV,  Paris  1865,  S. 
14/21.  —  Ahrens,  Naturrecht,  Bd.  I,  6.  Aufl., 
Wien  1870,  S.  114,18.  —Röscher,  Geschichte 
der  Nat,  Münch^  1874,  S.  347/56.  —Zeller, 
Wolfs  Vertreibung  ans  Halle,  2.  Aufl.,  Leipzig 
1875.  —  Zöckler,  Handbuch  der  theologischen 
Wissenschaften,  Bd.  I,  S.  74,  Bd.  H.  S.  203, 
359,  366,  Bd.  III,  S.  329,  Bd.  IV,  S.  308  ff 

Lippert 


Vgl.  über  Wolf:  Sammlung  und  Auszüge 
der  Streitschriften  wegen  der  Wolfschen  Philo- 


Wolf,  Julias, 

geboren  am  20.  IV.  1862  zu  Brunn  in  Mähren, 
studierte  in  Wien  und  Tübingen  und  habili- 
tierte sich  1885  in  der  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Fakultät  der  Hochschule 
Zürich  für  Nationalökonomie  und  Statistik. 
1888  wurde  er  daselbst  zum  ausserordentlichen, 
ein  Jahr  später  zum  ordentlichen  Professor  er- 
nannt. 1 897  folgte  er  einem  Rufe  nach  Breslau. 
Während  der  12  Jahre  seines  Aufenth^tes 
in  der  Schweiz  war  er  vielfach  an  gesetzgebe- 
rischen Arbeiten  des  Bundes  beteiligt,  u.  a.  aU 
Mitglied  der  von  Departementen  des  Schweizer 
Bundesrats  einberufenen  Kommissionen  zur 
Vorbereitung  einer  schweizerischen  Alkoholge- 
setzgebung (Branntweinmonopol),  einer  schwei- 
zerischen Centralnotenbank,  einer  eidgeofisai- 
schen  Hochschule  für  Staats-  und  Rechtswissen- 
schaft. Er  wirkte  weiter  für  die  Errichtung' 
einer  eidgenössischen  Girostelle  (mit  dem  Erifcdg 
der  Errichtung  einer  solchen  für  Zürich)  und 
vertrat  im  Kanton  Zürich  eine  durchgreifende 
Reform  der  direkten  Steuern  mit  auf  ge- 
rechte Heranziehung  aller  Volksteile  zielen&D 
Vorschlägen. 
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Seit  1898  ist  Wolf  Heransgeber  der  „Zeit- 
schrift für  Sorialwissenschaft",  in  der  er  den 
Standpunkt  des  von  ihm  sogenannten  „Ethischen 
Individoalismas''  vertritt,  welcher  im  Anschlnss 
an  die  Ton  Wolf  in  dem  weiter  unten  genannten 
„System  der  Socialpolitik"  I,  (haaptsächlich 
eegen  Marx,  aber  auch  gegen  andere  £ntwicke- 
Iungs-„ Pessimisten")  gebrachte  sogenannte  op- 
timistische Theorie  der  sozialen  £nt Wicke- 
lung letztere  als  das  in  der  bürgerlichen  Wirt- 
schaftsordnnng  grösstenteils  automa- 
tisch gewonnene  Ergebnis  der  technisch- 
CkoDomischen  Entwickelang  anspricht  und  dar- 
nach Stellung  nimmt  zwischen  der  sogenannten 
historischen  (ethischen),  nach  Wolf  die  Leis- 
tungsfähigkeit der  Sozialpolitik  erheblich  Über- 
schätzenden und  der  sogenannten  klassischen 
(individualistischen),  die  Leistungsfähigkeit  der 
Sozialpolitik  erheblich  unterschätzenden  Natio- 
nalSkouomie.  Da  nach  Wolf  jene  verschiedene 
Stellungnahme  zur  Sozialpolitik  mit  den  theo- 
retischen Einsichten  in  den  Hechanismus  („Che- 
mismus") der  bürgerlichen  Wirtschaftsordnung 
eusammeuhängt,  ist  nach  ihm  auch  nm  dieser 
praktischen  Aufgaben  willen  der  theoretische 
Betrieb  der  Nationalökonomie  neben  dem 
descriptiv-historischeu  dringend  geboten.  Wolf 
ist  im  Sinne  des  obigen  ein  scharfer  Gegner 
des  sogenannten  „Kathedersozialismns'',  dem  er 
grobe  theoretische  nnd  praktische  Verirrungen 
vorwirft.  Die  Thätigkeit  der  Gewerkvereine 
betrachtet  er  als  vergleichsweise  subaltern 
gegenüber  dem  Wirken  des  Verhältnisses  von 
Angebot  und  Kachfrage  auf  dem  Arbeits- 
markte,  die  Bodenrente  als  privatwirtschaft- 
liches Einkommen  weist  er  dagegen  zurück. 
Dem  Bevölkerungsgesetz  hat  er  neuerdings 
eine  andere  Fassung  als  Malthns  zu  geben  ge- 
sucht. 

An  Arbeiten  staatswissen-schaftlichen  In- 
halts veröffentlichte  Wolf  a)  in  Buchform: 
Keform  der  Znckersteuer  in  Oesterreich,  Wien 
18äO.  (Vorschlag  einer  Fabrikatsteuer  mit 
Steuemoten,  seitdem  durch  das  österreichisch- 
ungarische  G.  V.  20.  VI.  1Ö88  zur  Einführung 
gebracht).  —  Die  Branntweinsteuer,  ihre  Stel- 
lung im  Steuersystem  nnd  in  der  Volkswirt- 
schaft, ihre  geschichtliche  Entwickelung  tmd 
gegenwärtige  Gestalt  in  den  einzelnen  Ländern 
und  ihre  Erhebnngsformen  (Gekrönte  Preis- 
schrift), Tübin^n  1884  (ins  Ungarische  über- 
setzt von  Bosanyi,  Budapest  Itäiö).  .—  That- 
sachen  nnd  Aussichten  der  ostindischen  Kon- 
kurrenz im  Weizenhandel,  Tübingen  1886  (ins 
"  Französische  übersetzt  von  Gramleau ,  Paris 
1887).  —  Zur  Beform  des  schweizerischen 
Kotenbankwesens.  Eine  eidgenössische  Giro- 
atelle  als  Lösung,  Zürich  1887.  —  Die  gegen- 
wärtige Wirtschaftskrisis  (Akad.  Rede),  Tübin- 
fen  lö88.  —  Eine  eigenössische  Hochschule  für 
taatswissenschaft  (Gutachten  erstattet  an  das 
eidgenössische  Departement  des  Innern),  Zürich 
188».  —  Vorschläge  zur  Organisation  einer  eid- 
genössischen Rechtsschule  in  Verbindung  mit 
3er  Hochschule  für  Rechtswissenschaft,  erstattet 
dem  eidg.  Departement  des  Innern,  Zürich  188!). 
—  System  der  Sozialpolitik,  1.  Bd.  (Sozialismns 
nnd  kapitalistische  Gesellschaftsordnung,  kriti- 
sche Würdigung  beider  als  Grundlegung  einer 
Sozialpolitik),  Stuttgart  1892.  —  Verstaat- 
lichung der  Silberproduktion  nnd  andere  Vor- 


schläge zur  Währungsfrage  (Internationale 
Girostelle,  Edelmetall-Clearing,  Internationale 
Banknote,  Sparkassenscheine  etc.),  Zürich  1892. 
—  Börsenreform  in  der  Schweiz  (Gutachten, 
erstattet  an  das  eidgenössische  Justizdeparte- 
ment), Zürich  1895.  —  Die  Wohnungsfrage  als 
(Gegenstand  der  Sozialpolitik  (Vortrag),  Jena 
189t).  —  Die  Arbeitslosigkeit  und  ihre  Be- 
kämpfung (Vortrag).  Dresden  1895.  —  Steuer- 
reform im  Kanton  Zürich,  Zürich  1897.  —  Das 
deutsche  Reich  und  der  Weltmarkt,  Jena  1901. 
b)  In  Zeitschriften  und  Sammel- 
werken: 1.  Allgemeine  Zeitung:  Wil- 
helm Bescher,  2  Artikel,  1894.  —  Katheder- 
sozialismus nnd  soziale  Entwickelung,  2  Artikel, 
1895.  —  2.  Finanz-Archiv:  Das  österrei- 
chisch-ungarische Branntweinsteuerg.  v.  19.  V. 
1884,  I.  Jahrg.  —  Die  indirekten  Steuern  in 
Russland,  IL  Jahrg.  —  Die  Zuckerstener  in  den 
europäischen  Ländern  und  in  der  amerikanischen 
Union  1882—1885,  III.  Jahrg.  —  (Deutsches) 
Gesetz  die  Besteuerung  des  Zuckers  betreffend 
V.  1.  II.  1886,  II.  Jahrg.  —  Die  Branntwein- 
steuer in  den  europäischen  Ländern  und  in  deu 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  von  1884 
bis  1886,  IV.  Jahrg.  —  Das  neue  deutsche 
Reichsbranntweinsteuergesetz,  V.  Jahrg.  —  Die 
Branntweinsteuer  in  den  enropäischen  Ländern 
nnd  in  der  nordamerikanischen  Union  von  1887 
bis  1889,  VIL  Jahrg.  —  3.  Internatio- 
naler landwirtschaftlicher  Kongress 
in  Budapest  1896,  Denkschriftenband  1897: 
Gutachten  über  die  Fragen  der  landwirtschaft- 
lichen Konkurrenz.  —  4.  Meyers  Konver- 
sationslexikon, 3.  Aufl.,  4.  Jahressupple- 
ment 1883:  Bier  und  Biersteuer,  Luxussteuern, 
Direkte  und  indirekte  Steuern,  Weinsteuer; 
5.  Jahressupplement,  1884 :  Schank-  und  Schank- 
steuergesetzgebung ,  Normalarbeitstag,  Heim- 
stätte-Exemtionsgesetze,  Steuerreform  in  Oester- 
reich, Steuerüberwälzung;  4.  Aufl.,  1.  Jahres- 
supplement: Clearing-  und  Giro-Einrichtungen, 
Nordamerikanische  Silberbill,  Steuern  der 
Schweiz,  Zinsfuss  (Geschichte),  Europäische 
Zollunion,  Verteilung  der  Geschlechter.  —  ö. 
Monatsblätter  des  Wissen.schaftlichen  Klubs  in 
Wien  1886:  „Sozialismus  und  Liberalismus  in 
ihren  geschichtlichen  Beziehungen"  (auch  sepa- 
rat 1^7  erschienen).  —  6.  Verhandjungen  des 
3.  österreichischen  Agrartages,  1885:  Die  land- 
wirtschaftliche Krisis,  ihre  notwendige  Ent- 
wickelung und  die  Mittel  zu  ihrer  Milderung 
(Referat  im  Auftrag  der  k.  k.  Mährisch-Schle- 
sischen  Landwirtsohaftsgesellschaft).  —  7.  Zeit- 
schrift des  Niederösterreichischen  Gewerbever- 
eins, 1893:  „Sozialismus  nnd  bürgerliche  Wirt- 
schaftsordnung" (Vortrag).  —  8.  Zeitschrift  für 
Schweizerische  Statistik:  Internationale  Sozial- 
politik, 1889  (auch  separat  erschienen,  Zürich 
1889). —  9.  Zeitschrift  für  Sozial  Wissen- 
schaft: Ulusionisten  und  Realisten  in  der  Na- 
tionalökonomie, 6  Artikel,  1898.  —  Das  Verhältnis 
von  Eltern  nnd  Kindern  bei  dem  Landvolk  in 
Deutschland,  1898.  —  Die  Fruchtbarkeit  der 
Ehen  auf  dem  Lande  im  Dentschen  Reich,  1898. 

—  Die  soziale  Frage  im  Lichte  der  Philosophie, 
1898.  —  K.  Tb.  Reinholds  „Bewegende  Kräfte 
der  Volkswirtschaft",  1899.  —  Die  Eroberung 
Kubas  durch  die  Vereinigten  Staaten  und  die 
Zukunft  der  europäischen  Znckerindustrie,  1899. 

—  Die  Getreidekonjunktur,  1899.  —  Die  Stel- 
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Inng  des  Unternehmers  in  der  Volkswirtschafts- 
lehre und  Volkswirtschaft,  1899.  —  Das  sozial- 
politische Vermächtnis  Bismarcks,  1899.  —  Der 
Student  und  die  soziale  Frage  (auch  separat 
erschienen  unter  dem  Titel:  „Der  Katheder- 
sozialismns  und  die  soziale  Frage",  Berlin 
1899).  —  Bemerkungen  über  die  Verhältnisse 
der  Landwirtschaft  im  20.  Jahrhundert,   1900. 

—  Ein    neuer    Gegner    des    Malthus,    1901. 

—  10.  Zeitschrift  für  Staatswissen- 
scbaft:  Die  Zuckersteuer,  ihre  Stellung  im 
Steuersj'stem,  ihre  Erhebungsformen  etc.,  1882. 

—  11.  Die  Zukunft:  Der  Kathedersozialis- 
mns,  3  Artikel,  1895.  —  Lehren  der  letzten 
BSrsenkrisis,  1895. 

Daneben  eine  grosse  Zahl  kleinerer  Auf- 
sätze in  der  Neuen  Freien  Presse,  in  der 
(Wiener)  Deutschen  Zeitung,  Wiener  Landwirt- 
schaftlichen Zeitung,  Baltischen  Wochenschrift, 
Gegenwart,  im  Handelsmuseum,  in  der  Neuen 
Züricher  Zeitung,  Allgemeinen  Zeitung  u,  s.  w. 

Dieses  Handwörterbuch  brachte  aus  der 
Feder  Wolfs:  in  der  ersten  Auflage  die  Artt. 
Branntwein,  B  ran  n  t  wei  n  ha  nde  1 , 
Branntweinbesteuerung,  Banken  in 
der  Schweiz.  In  der  zweiten  Auflage  den 
Art.  Banken  in  der  Schweiz. 

Red. 


de  Wolkoff,  Matthieu, 

geb.  im  Jahre  1802  in  Porshow,  im  russischen 
Gouvernement  Pskow,  gest.  in  Paris  im  Sommer 
1875,  als  Mitglied  der  Societ6  d'economie  poli- 
tique,  wirkte  längere  Zeit  als  Lehrer  der  poli- 
tischen Oekonomie  an  dem  1810  gegründeten 
Institut  für  Strassen-  und  Wasserbau-Ingenieure 
in  St.  Petersburg,  zog  sich  1853  in  den  Kuhe- 
stand  zurück  und  verlegte  seinen  Wohnsitz 
nach  Paris. 

Wolkoff  veröffentlichte  von  staatswissen- 
, schaftlichen  Schriften  a)  in  Buchform:  Des 
reconnaissances  statistiques  dans  les  travaux 
pr^liminaires  ä  la  redactiun  des  projets  d'utilit^ 
publique,  St.  Petersburg  1839  (russischer  Text 
mit  französischer  Uebersetzung).  —  Analyse 
oritiqne  de  l'essai  sur  la  richesse  nationale,  ebd. 
1849  (von  A.  Boutowski  in  russischer  Sprache 
herausgegeben).  —  Prömisses  philosophiques, 
ou  rSconomie  naturelle  des  societes,  Paris  1849. 

—  Opnscules  sur  la  rente  foncifere,  ebd.  1854. 

—  Lectures  d'dconomie  politique  rationnelle,  ebd. 
1861;  dasselbe,  2.  Aufl.  u.  d.  T.:  Pr^cia  d'eco- 
nomie politique  rationnelle,  ebd.  1868.  —  Wol- 
koff übersetzte  die  1.  Abteilung  des  II.  Teils 
von  Thünens  „Isoliertem  Staat"  u.  d.  T.:  Le 
salaire  naturel  et  son  rapport  aux  taux  de  l'in- 
teret.    Paris  1857. 

b)  im  Journal  des  Economistes 
(Paris):  Des  capitaux  employes  dans  les 
exploitations  agricoles,  I.  Sene,  Bd.  XXXVII, 
i8o3,  S.  181  ff.  —  De  l'inegalite  des  avantages 
territoriaux,  Bd.  XXXVII,  1853,  S.  363  ff.  — 
Note  ä  propos  des  questions  de  M.  Carey,  sur 
la  succession  des  cultes,  Bd.  XXXVIl,  1853, 
S.  433  ff.  — Reflexions  sur  la  demoiietisation  de 
l'or,  II.  Serie,  Bd.  II,  1854,  S.  181  ff.  —  Le  sa- 
laire naturel,  d'apr^s  J.  H.  de  Thüuen,  Bd.  X, 


1856,  S.  263 ff.  —  Lettre  ä  propos  dobservations 
de  L.  Wolowski,  Bd.  XI,  185^  S.  300  ff.  —  Ex- 
traits  de  sa  traduction  de  l'ouvrage  de  J.  H.  de 
Thttnen  sur  les  ouvriers  agricoles  de  Tellow, 
Bd.  XII,  1856,  S.  398  ff.,  und  Bd.  XV,  1857,  S. 
250 ff.  —  Subsides  directs  des  Industries,  Bd. 
XVI,  1857,  S.  82  ff.  —  Observations  sur  le  salaire 
naturel,  de  H.  de  Thünen  et  snr  le  compt«  renda 
de  M.  A.  Leymarie,  Bd.  XVI,  1857,  S.  233  ff. 
—  Compte  rendu  du  mouvement  du  commerce 
ext^rieur  de  la  ßussie,  de  1853  ä  1856,  par  Th. 
Thoener,  Bd.  XXIII,  1859,  S.  302  ff.  —  Obser- 
vations sur  la  rente  foncidre  en  Alg^rie,  III. 
Serie,  Bd.  XIH,  1869,  S.  75  ff.  —  Note  sur  l'in- 
t^ret  du  capital,  Bd.  XIV,  1869,  S.  259  ff.  — 
Brevet  et  rente,  lettre  ä  M.  Jos.  Garnier,  Bd. 
XVI,  1869,  S.  486  ff.  —  De  la  rente  des  em- 
plac«ments  dite  rente  foncifere,  Bd.  XX,  1870, 
S.  155ff. 

In  seinen  „Lectures"  und  deren  2.  Aufl.. 
dem  „Pri'cis  d'economie  polit."  (s.  o.)  legt  Wol- 
koff das  Bestreben  an  den  Tag,  mit  veralt-eten 
wirtschaftlichen  Gnindbegriffen  aufzuräumen  and 
an  deren  Stelle  den  Fortschritten  der  Wissen- 
schaft entsprechende  neue  Definitionen  zu  setzen. 
Er  kommt  aber  über  einzelne  geistreicie  An- 
deutungen hinsichtlich  der  vorzunehmenden  Um- 
gestaltung der  vornehmsten  Pfeiler  des  national- 
ökonomischen Lehrgebändes  nicht  hinaus.  Wenn 
er  den  Grund  des  Eigentums  in  der  Begrenzt- 
heit der  Materie  erblickt,  so  ist  ihm  insofern 
recht  zu  geben,  als  dieser  Eigenschaft  und  der 
örtlichen  Unbeweglichkeit  der  Materie  wegen 
die  Verteilung  und  Usurpation  des  Gnindeigen- 
tums  mit  den  ersten  Anfängen  der  Kultur  sick 
vollzog.  Eine  individuelle  Willensthätigkeit 
schuf  und  verteidigte  den  Kollektivbegriff  des 
Eigentums,  und  erst  zu  dessen  Schutze  entstanden 
die  Gemeindeverbände,  bildeten  sich  die  Staaten, 
aber  nicht  nur  für  jene,  sondern  für  alle  Zeit 
ist  zu  konstatieren,  dass  das  Charakteristische 
der  geistigen  Güter,  die  Wolkoff  dem  begrenzten 
materiellen  Eigentum  gegenüberstellt,  darin  be- 
steht, dass  sie  neben  ihrer  Unbegrenztheit  auch 
die  Unveräusserlichkeit  vor  dem  materiellen 
Einzeleigentum  voraus  haben,  indem  die  Namen 
der  berühmten  Denker,  Dichter,  Künstler  und 
Erfinder  in  der  Kulturgeschichte  fortleben.  Ob 
der  Wi.ssenschaft  wirklich  damit  gedient  wäre, 
wenn,  wie  Wolkoff  vorschlägt,  die  Begriffe 
Tausch  und  Preis  ihrer  transitiven  Beziehungen 
anf  den  Menschen  entkleidet  würden?  Wolkoff 
folgert  sehr  richtig,  dass  in  diesem  Falle  auch 
für  die  menschliche  Arbeit  eine  sachlich  pri- 
cisere  sprachliche  Bezeichnung  gefunden  werden 
müsste;  ob  aber  der  Arbeitslohn  dadurch  auf 
ein  subjektiv  höheres  und  ausser  der  Menschen- 
würde auch  die  materielle  Begehrlichkeit  be- 
friedigendes Studium  gelangen  würde,  wenn 
ein  anderes  Wirtschaftsgesetz  ihn  regulierte 
als  dasjenige  von  Angelrat  und  Nachfrage,  ist 
auf  absehbare  Zeiten  undenkbar.  Ausserdem 
kommt  es  doch  einzig  darauf  an,  dass  der  Preis 
für  eine  Arbeitsleistung'  hinsichtlich  seiner  An- 
gemessenheit gerecht  ist,  und  ob  die  Sprache 
für  die  Bewertung  der  Waren,  der  menschlichen 
produktiven  Arbeit  und  der  persönlichen  Dienst- 
leistungen nur  eine  gemeinsame  Bezeichnung 
kennt,  ist  für  den  Endeffekt,  die  prompte  Zah- 
lung des  redlich  verdienten  Lohiies,  ziemlich 
gleichgiltig.    In  seinen  Ausführungen  Aber  die 
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Grnndrente  lehnt  sich  Wolkoll  im  wesentlichen 
an  Ricardos  und  Thiinens  Lehre  an.  Die  Ab- 
schnitte I— Xin  seiner  „Lectures  d'economie 
polit.  rationneUe"  bringen  eine  sehr  instruktive 
Darstellung  der  Thünenschen,  im  „Isolierten 
Staate'  niedergelegten  Untersuchungen,  welche 
das  Bestreben  kennzeichnet,  die  Theorieen  des 
deutschen  Forschers  über  Bodenrente  und  Löhne 
in  weiteren  Kreisen  Frankreichs  bekannt  zu 
machen. 


Vgl.  über  Wolkoff:  Leymarie,  Compte 
rendu  de  „le  salaire  naturel"  de  H.  de  Thftneu, 
in  Journal  des  Economistes,  2.  Serie,  Bd.  XV, 
Paris  1857,  S.  250  ff.  (Polemik  gegen  eine  Reihe 
Sätze  Thiinens  in  der  Wolkoffsclieu  Uebersetzung 
des  „Isolierten  Staates".  Die  Replik  Wolkoffe 
s.  o.)  —  Oarnier,  Lectures  d'economie  polit. 
rationnelle  par  Wolkoff.  Compte  rendu,  in 
Journal  des  Economistes,  III.  Serie,  Bd.  II,  ebd. 
1866,  S.  307 ff.  —  Brentano,  V.  Thünens  natur- 
gemässer  Lohn  und  Zinsfuss,  Göttingen  1867,  S.  6. 

—  B  e  r  e  u  8 ,  Versuch  einer  kritischen  Dogmenge- 
schichte der  Grundrente,  Leipzig,  1868,  S.  78/79. 

—  Journal  des  Economistes,  III.  Serie,  Bd.  XL, 
Paris  1876,  S.  127/28  (Nekrolog  Wolkoffs).  — 
Yapereau,  Dictionnaire  des  contemporains, 
6.  Aufl.,  ebd.  1893,  S.  1604,5.  —  t.  Komor- 
zynski,  Thiinens  naturgemässer  Arbeitslohn 
(in  Zeitschritt  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik 
und  Verwaltung,  Bd.  UI,  Heft  1,  Wien  1894, 
S.  SO,  34). 

Lippert. 


Wolle  and  WoUenindnstrie. 

I.  Statistik  (S.  875).    ü.  Zur  ZoUgeschichte 
<S.  887). 


Statistik. 

I.  Allgemeines.  U.  Die  Rohwoll- 
prodnktion.  A.  Die  europäischen  Staaten.  1. 
Bnssland.  2.  Grossbritannien.  3.  Frankreich. 
4.  Die  übrigen  europäischen  Staaten.  B.  Die 
anssereuropäischeu  Staaten.  5.  Die  Vereinigen 
Staaten  von  Amerika.  6.  Die  südamerika- 
nischen Staaten.  7.  Die  englischen  Kolonieen. 
8.  Andere  anssereuropäische  Gebiete.  9.  üeber- 
sicht  der  Rohwollproduktion,  m.  Wollin- 
dustrie. 1.  Allgemeines.  2.  Grossbritannien. 
3.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika.  4.  Deut- 
sches Beich.    ö.  Frankreich.    6.  Oesterreich. 

I.  Allgemeines. 

Sehr  verschieden  hat  sich  in  Europa  in 
den  letzten  Jahrzehnten  die  Schafwollpro- 
diiktiou  und  die  Schafwollindustrie  ent- 
wickelt. Jene,  frfiher  ein  wichtiger  Zweig 
der  etiropäischeu  Landwirtschaft,  ist  durch 
eine  förmliche  Preisrevolution  zu  einer  Neben- 
prodiiktion  herabgesunken;  diese  ist,  obschou 
sie  in  letzter  Zeit  mit  Schwierigkeiten  zu 
kämpfen  hat,  in  Bezug  auf  die  Menge  des 
Verbrauches  und  den  Umfang  ihrer  Thätig- 


keit  zu  bedeutender  Blüte  emporgestiegen. 
Beides  stellt  sich  als  eine  unmittelbare  Folge 
der  mächtigen  Entwickelimg  des  modernen 
Verkehrswesens  dar,  wodurch  die  Seewege 
abgekürzt,  das  Volumen  der  Frachten  dmxjh 
Pressen  verringert,  die  Frachlspesen  ausser- 
oitlentlich  herabgesetzt  wurden,  so  dass  die 
überseeischen,  zur  Schafzucht  besonders  ge- 
eigneten Gebiete  den  Indnstriecentren  ge- 
wissermassen  vor  die  Thore  gelagert  wur- 
den. Hierdurch  gewannen  die  australischen 
Kolonieen  sowie  die  Gebiete  in  Südafrika 
und  Südamerika  einen  Markt  für  das  fast 
wertlose  Produkt  ihrer  ungeheuren  Schaf- 
herden. Rasch  wurde  die  Gelegenheit  be- 
nützt, und  von  Jahr  zu  Jahr  steigerte  sich 
das  Quantum  der  aus  diesen  Gegenden  nach 
Europa  geworfenen  WoUe.  Noch  1867  be- 
liefen sich  diese  Zufuhren  auf  wenig  mehr 
als  150  Mill.  kg,  25  Jaiire  später,  1895,  be- 
trugen sie  bereits  an  600  Mill.  kg  und  auch 
gegenwärtig  (1900)  bei  fortgesetzten  He- 
duktionen  an  440  Mill.  kg.  Anfänglich  war 
die  überseeische  WoUe  meist  grob  und  un- 
rein, so  dass  die  feineren  Wollsorten  Eu- 
ropas ausser  Konkurrenz  waren ;  bald  jedoch 
lernten  die  überseeischen  Landwirte  ihr 
Produkt  durch  Verbessenmg  der  Schafzucht 
durch  Einfflhnnig  der  Schafwäsche,  durch 
Einrichtung  von  Wollreinigungsanstalten  etc 
so  selir  zu  heben,  dass  es  mit  dem  besten 
Rohmaterial  Eim)f>as  sich  zu  messen  ver- 
mochte. Da  nun  diese  Rohwolle  zu  ausser- 
ordentlich niedrigen  Preisen  angeboten  wer- 
den konnte,  sanken  auch  die  Preise  der  in- 
ländischen Wolle.  Diese  sinkenden  Preise 
Hessen  die  Schafwollproduktion  nur  unter 
den  günstigsten  Verhältnissen,  oft  bloss  als 
Nebenproduktion  rentabel  erscheinen,  und 
damit  musste  sich  die  Quantität  verringern, 
häufig  auch  die  Qualität  verschlechtern,  wo- 
durch sich  eine  merkwürdige  Preisbewe- 
gung ergab,  die,  wie  folgende  Cebersicht  der 
Wollpreise  auf  dem  Londoner  Markt  zeig^, 
zu  Ungunsten  der  inländisclien  Wolle  ausfiel. 

Durchschnittspreise  von  Rohwolle. 


im 
Jahres- 
durch- 
schnitt, 

resp. 

Jahre 
1867-77 
1878-87 

1886 

1890 

1892 

1895 

1899 

1900 


E»g»«l'        A^ehdde 
Lincoln       Y«'^«' 


Merino 

Port 

Phillip 

Average 

fleece 

per  Engl.  Pfund  in  Pence 

18'/. 
15V2 
16 

13 

12 
17',; 


19% 


lO 
II 

8»« 

12 

8'/4 

7% 


9', 

8% 

er; 
7'/» 

6 

civ/ 

8', 

7',; 


is'A 


Die  Befürchtung,  dass  die  europäische 
Wollproduktion  vollständig  und  zwar  um  so 
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rascher  eingehen  werde,  als  selbst  bei  den 
tiefsten  Preisen  die  überseeische  Wolle  mit 
Gewinn  geliefert  werden  konnte,  trat  aller- 
dings nicht  ein,  aber  die  Landwirtschaft 
war  doch  genötigt,  von  der  Aufzucht  der 
Schafe  für  Zwecke  der  Wollzucht  überzu- 
gehen zur  Aufzucht  von  Fleischtieren,  und 
nur  wenige  Staaten,  wie  Frankreich  und  Eng- 
land, vermochten  unter  besonderen  Umstän- 
den vorübergehend  ihre  heimische  Wollpro- 
duktion zu  vergrössern.  Im  ganzen  zeigt 
die  Wollproduktion  Europas  fortgesetzt  nur 
Rückgänge,  wälirend,  wie  weiter  unten  ge- 
zeigt wird,  die  Wollindustrie  sich  gut  ent- 
wickelte. 

II.  Die  Rohwollpi-oduktion. 
A.  Die  europäischen  Staaten. 

1.  Rassland.  Die  grössten  Schafwoll- 
produzenten  in  Europa  sind  Eussland,  Eng- 
land und  Frankreich.  Zwei  Dritteile  der 
europäischen  Produktionsmenge  wird  von 
diesen  Staaten  geliefert.  Die  russische  Pro- 
duktion selbst  ist  grösser  als  die  von  Eng- 
land und  Frankreicb  zusammen.  Im  euro- 
päischen Russland  mit  Polen  belief  sich 
der  Schafstand  1882  auf  rund  51,3 
Mill.,  1888  auf  nur  48,2  MiU.  Stück.  10 
Jahre  später  (1898)  wird  der  Schafbestand 
für  Russland  und  Polen  zusammen  mit 
41,37  MiU.  Stück  angegeben.  Dazu  sind 
aber  noch  20,82  Mill.  im  Kaukasus  und  12,6 
Mill.  im  asiatischen  Russland  zu  zählen,  so 
dass  der  ganze  russische  Schafbestand  etwa 
74,8  MiU.  Stück  betragen  dürfte.  Da  nach 
nissischen  QueUen  der  Ertrag  per  Schaf 
sich  auf  6  Pfund  (russisch)  belaufen  soll,  so 
wird  man  die  AVollproduktion  Russlands  um 
1882  auf  126,12,  um  1888  auf  118,62  und 
für  1898  nur  auf  101,6  MiU.  kg,  mit  Einrech- 
nung  von  asiatisch  Russland  aber  auf  183,8 
MUl.  kg  schätzen  dürfen. 

2.  Grossbritannien.  In  Grossbritannien 
mit  Irland  unterlag  der  Schafstand  in  den 
letzten  Decennien  sehr  heftigen  Schwan- 
kungen, die  mit  den  Bewegungen  auf  dem 
Wollmarkte  immittelbar  zusammenhingen. 
1868  belief  sich  der  Schafstand  auf  35,6  Mill. 
Stück,  1882  nur  noch  auf  27,4  Mill.  1892 
war  er  wieder  auf  33,64  Mill.  Stück  ge- 
stiegen, bis  1895  auf  29,77  MUl.  Stück  ge- 
sunken. 1899  und  1900  belief  er  sich  wie- 
der auf  31,68  resp.  30,98  MUl.  Dement- 
sprechend betrug 

die  englische  Wollproduktion 

im  Jahre  1000  Pfd.  im  Jahre  1000  Pfd. 

1880  148729  1894  142000 

1883  128338  18a5  135000 

1886  13654s  1896  136000 

1890  137725  1897  139000 

1891  147474  1898  139000. 

1892  153000  1899  140000 

1893  151000  1900  141000 


3.  Frankreich.  In  Frankreich  hat  sich 
in  den  letzten  50  Jahren  der  Schafstand  fast 
beständig  verringert  Man  zählte  1840  32.9, 
1862  29,5,  1879  23,0,  1889  22,0,  1894  20,72 
und  1899  21,36  MiU.  Stück.  Trotzdem  ist 
die  WoUproduktion  auch  in  den  letzten 
Jahren  recht  bedeutend.  Sie  wird  offiziell 
geschätzt 

im  Jahre  auf  Hill,  kg  im  Jahre  auf  MUl.  kg 

1860             60,0  1895             41,38 

1885             47,46  1896             39,14 

1890             59,18  1897             41,02 

1893  43,53  1898             41,56 

1894  4«, 16  1899             41,19 

4.  Die  übrigen  europäischen  Staaten. 

Einen  bedeutenden  Schafstand  liat  Spanien, 
obschon  er  gleichfalls  in  Abnahme  b^riffen 
ist.  Nach  der  offizieUen  Resefia  gec^rafica 
y  estadistica  zählte  man  in  Spanien  ohne 
Navarra  und  die  baskischen  Provinzen  um 
1880  13,77  MUL  Schafe.  1895  wird  der 
Schafstand  auf  16,5  MiU.  Stück  geschätzt 
Rechnet  man  nur  1*'*  kg  als  Wollertrag 
von  einem  Schafe,  so  ergiebt  dies  eine  Woll- 
produktion von  rund  30  MUL  kg. 

Die  grosse  Wollproduktion  Deutsch- 
lands ist  gleichfaUs  durch  den  Rückgang 
des  Schafstandes  wesentlich  reduziert  wor- 
den. In  den  60  er  Jahren  zählte  man  noch 
28,  im  Jahre  1873  nicht  ganz  25,  1883 
bloss  19,19,  1897  nur  10,87  und  1900  gar 
nur  9,67  MiU.  Schafe.  Als  WoUertrag  per 
Schaf  wird  durchschnittUch  l'/s  kg  ange- 
nommen. Danach  würde  die  WoUproduktion 
um  1883  auf  25,6,  um  1897  auf  14,5,  um 
1900  auf  12,9  Mill.  kg  zu  schätzen  sein. 

In  Oesterreich-Ungarn  zählte  man 
1857  rund  16  V«  MUl.  Schafe,  1880/84  15,02 
MUl.  Schafe.  Zum  letzten  Male  wurde  1890  in 
OesteiTcich,  1895  in  Ungarn  der  Viehstand 
erhoben.  Die  Zahl  der  Schafe  belief  sich 
danach  dort  auf  3,19,  hier  auf  8,12  MilL 
Stück.  Die  WoUproduktion  wird  für  Ungarn 
für  1880  auf  17,22  und  für  1895  auf  11,8, 
für  Oesterreich  um  1880  auf  4,9,5.  für  1S90 
auf  4,14  MUl.  kg  zu  schätzen  sein. 

In  Italien  betrug  die  Anzahl  der  Sdiafe 
1875  rund  7  MUL,  1881  dagegen  8,6  und 
1890  wieder  rund  6,9  MUl.  Die  WoUpro- 
duktion wurde  früher  mit  rund  10  Mill.  kg 
angegeben,  für  1891  aber  auf  9,77  MiU.  kg  he- 
rechnet. 

In  Portugal  zählte  man  1870  etwas 
über  3  MUl.  Schafe,  wonach  man  die  WoU- 
produktion auf  nind  5,36  MUl.  kg  schätzt 
Derzeit  dürften  kaum  mehr  als  5  MUL  kg 
gewonnen  werden. 

Grösser  ist  die  WoUproduktion  in  Ru- 
mänien, dessen  Schafstand  1860  4,8  L 
1873  4,79,  1890  5,0  und  1900  5,64  MUL 
Stück  betrug.  Danach  wird  die  WoUpro- 
duktion für  19(X»  auf  etwa  8,5  MiU.  kg  be- 
rechnet. 
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Für  die  Seh  weiz  -wird  in  Furrers  Volks- 
•wirtschaftsiexikon  die  Wollproduktion  bei 
einem  Schafstande  von  341 804  Stück  auf 
612706  kg  geschätzt.  1896  war  der  Schaf- 
stand auf  271901  Stück  gesunken,  so  dass 
die  Wollgewinnung  nur  auf  450000  kg  be- 
rechnet werden  kann. 

In  den  anderen  Staaten  betrug  nach  den 
neuesten  Erhebiuigen  der  Schafstand 
in  im  Jahre  Stüc-k 

Bulgarien        1893  6868291 

-   ■■  1900 

1884 
1890 


Serbien 

Griechenland 

Norwegen 

Schweden 

Dänemark 

Finland 

Niederlande 

Belgien 

Ualta 


1898 
1897 
1898 
1896 
1898 
Znsammen 


3o>3  644 

3464954 

«4175*4 

1  291  482 

1074413 

I  101  456 

736600 

235  722 

»3895 

19217981 


Am  Ende  der  80  er  Jahre  wurde  der 
Schafbestand  dieser  Staaten  noch  mit  rund 
22  MiU.  angegeben,  so  dass  ein  Rückgang 
von  fast  3  Mül.  Stück  eingetreten  ist.  Bei 
einem  mittleren  Wollertrage  von  nur  IVs  kg 
konnte  man  daher  die  Wollproduktion  dieser 
Staaten  damals  auf  rund  30  Mill.  kg  schätzen, 
während  sie  jetzt  kaum  mehr  als  25,73  MiU. 
kg  betragen  dürfte. 

B.  Die  aussereuTopäisohen  Staaten. 
6.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Ame- 
rika. Ganz  anders  als  in  Europa  hat  sich 
im  letzten  halben  Jahrhundert  die  Schaf- 
zucht in  Amerika,  Australien  und  Südafrika 
entwickelt  flier  ist  nämlich  infolge  der 
rasch  gesteigerten  Absatzmöglichkeit  und 
des  zunehmenden  Verbrauches  von  WoUe 
die  Zahl  der  Schafe  fast  Jahr  für  Jahr  ge- 
wachsen, obschon  auch  fi-üher  der  Schaf- 
stand ein  sehr  grosser  war.  Speciell  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
hat  sich  seit  1850,  wie  folgende  Tafel  zeigt, 
der  Sdiafstand  verdoppelt,  die  WoUprodvik- 
tioD  aber  auf  das  fünf-  und  sechsfache  ge- 
hoben. 

Schafstaud    und    Wollproduktioni) 
Millionen 
Stack  Schafe    Pfd.  WoUe 


im  Jahre 
1850 
1860 
1870 
1880 
1885 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 


21,72 
22,50 
28,50 
40,77 
50,36 
42,60 
44,34 
43,43 
44,94 
47,27 
45,05 


60,3 
162 
232 
308 
265 
276 
285 
294 
303 
298 


')  Die  Schätzung  der  Wollproduktion  ent- 
hält nicht  nur  die  Schurwolle  der  lebenden 
Schafe,  sondern  anch  die  Wolle  der  im  Jahre 
geschlachteten  Schafe. 


im  Jahre    Stttck  Schafe    Pfd.  Wolle 


1896 

42,29 

310 

1896 

38,30 

272 

1897 

36,82 

259 

1898 

37,66 

267 

1899 

39," 

272 

1900 

41,88 

289 

Trotz  dieses  grossen  seit  1885  allerdings 
schwankenden  Wachstumes  ist  der  inläja- 
dische  Bedarf  so  bedeutend,  dass  die  ameri- 
kanische Union  nur  eine  geringe  Ausfuhr 
einheimischer  WoUe  besitzt.  Diese  belief 
sich  1860  auf  1  MiU.,  1891  auf  291922, 
1893  auf  91858,  1896  auf  6945981.  1898 
auf  121139,  1899  auf  1683419,  1900  auf 
2200309  Pfd.  Dagegen  ist  die  Einfuhr 
fremder  WoUe  sehr  gross  und  bis  in  die 
jüngste  Zeit  im  Wachsen.  Sie  betrug  1850 
18,7,  1891  129,3,  1893  172,4,  1896  230,9, 
1897  350,9,  1898  132,8,  1899  76.7,  1900 
155,9  MUL  Hd. 

6.  Die  südamerikanischen  Staaten. 
Bei  den  südamerikanischen  Staaten  Argen- 
tinien und  Uruguay  ist  die  Feststellung 
exakter  Ziffern  rOcksichtlich  des  Schafbe- 
standes mit  besonderen  Schwierigkeiten  ver- 
bunden. Für  Argentinien  behauptet  eine 
offizieUe  Publikation  von  1893*)  entgegen 
den  früheren  DarsteUungen  eine  beträcht- 
liche Zunahme  des  Schafstandes,  indem  sie 
ihn  für  1883  mit  65,  für  1892  mit  75  MiU. 
Stück  angiebt  Dieses  Wachstum  von  dim;h- 
schnitüich  einer  Mülion  Schafe  per  Jahr 
stimmt  aUerdings  mit  dem  Wachstum  der 
WoUausfuhr  gut  überein.  Für  1895  wird 
wieder  ein  Bestand  von  74  379  562  Schafen 
angegeben,  wonach  also  kein  weiteres  Wachs- 
tum eingetreten  wäre.  In  Wirklichkeit  dürfte 
der  Schafstand  viel  grösser  sein,  da  die 
Wollausfuhr  seit  1892  wieder  ausserordent- 
lich zugenommen  hat  und  derzeit  so  gross 
ist,  dass  auf  ein  Schaf  mehr  als  3  kg,  aUer- 
dings ungewaschene,  WoUe  entfäUt.  Nach 
den  offiziellen  Handelsausweisen  betrug  näm- 
lich die  Wollausfuhr  (von  Lana  sucia,  un- 
gewaschener WoUe)  tausend  kg: 


im  Jahres- 
durchschnitt 

im  Jahre 

1877—1880 

92029 

1893 

123230 

1881-1885 

115206 

1894 

161907 

1886-1890 

126644 

1895 

201  353 

1891-1895 

«55  946 

1896 

187619 

1896-1900 

190054 

1897 

205571 

im  Jahre 

1898 

221286 

1880 

97146 

1899 

237111 

1886 

128393 

1900 

101  113 

1890 

118406 

Nimmt  man  also  auch  an,  dass  der  ganze 
WoUertrag  zur  Ausfuhr  gelangt,   so  muss 


')  Estadistica  del  comercio  7  de  la  nave- 
gacion  corr.  al  a.  1892,  Buenos  Aires  1893. 
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doch  der  Schafstand  wesentlich  grösser  sein, 
als  oben  angegeben  wurde. 

In  Uruguay  betrug  nach  dem  offiziellen 
statistischen  Jahrbuch  der  einer  Besteuerung 
unterliegende  Schafstand  Mill.  Stück: 


im  Jahre 

im  Jahre 

1888 

12,9 

1896 

'4,3 

1890 

io,4 

1896 

16,4 

1893 

«2.3 

1897 

14,4 

1894 

12,8 

1899 

«5,5 

Nach  Hon.  Eoustans  Berechnungen «)  auf 
Grund  des  Zunahmeverhältnisses  von  1860 
bis  1886  mit  Einrechnung  der  Schafe  am 
Lande,  für  die  keine  Steuer  gezahlt  wird, 
soll  dagegen  schon  1888  der  Schafstand  sich 
auf  2;-}  Mill.  Stück  belaufen  haben.  In  der 
That  dürfte  der  gesamte  Schafbestand 
den  besteuerten  um  wenigstens  50  Prozent 
übertreffen,  denn  die  Ausfuhrmengen  von 
Kohwolle,  die  auch  hier  als  identisch  mit 
der  Wollproduktion  angenommen  werden 
dürfen,  setzen  eben  einen  viel  grösseren 
Herdenbestand  voraus.  Die  Ausfuhr  von 
Kohwolle  (Lana  sucia)  betrug  nämlich 
tausend  kg: 


m 


im  Jahre 

im  Jahre 

1880 

18800 

189Ö 

50765 

1885 

29337 

1896 

42850 

1890 

21  940 

1897 

51678 

1891 

25  910 

1898 

41  012 

1892 

27279 

1899 

39315 

1893 

28789 

19Ü0 

26755 

1894 

39157 

7.  Die 

englischen 

Kolonieen.    Noch 

grösser  ist 
der  Schafe 

die  Zaiil  und  die  Vermehrung 

in  den  englischen  Kolonieen  von 

Australien,  obschon 

sich  neuestens  ein 

Abfall  bemerkbar  macht.     Nach   den   offi- 

ziellen Ausweisen   beliei 

sich  hier  die  An- 

zahl  der  Schafe  auf  Mill.  Stück 

im  Jahre 

m  Jahre 

1877 

59,70 

1892 

121,84 

1880 

7S,«6 

1893 

119,24 

1883 

83,37 

1895 

«««,63 

1890 

114,12 

1898 

100,47 

1891 

124,64 

1899 

93,64 

Von  1877—1891  hat  sich  also  die  An- 
zahl der  Schafe  mehr  als  verdoppelt,  und 
auch  1899  ist  der  Herdenbestaud  um  gut 
50  "/o  grösser  als  1877.  Sehr  bedeutend 
ist  auch  der  Schafstand  von  Britisch  Süd- 
afrika.   Er  betrug  tausend  Stück  in: 


im  Jahre 

Capland 

Natal 

1891 

16706 

828 

1895 

15646 

971 

1898 

12640 

600 

Für  Indien,  abgesehen  von  Bengal 
und  den  Centralprovinzen,  wurde  der  Schaf- 
bestand offiziell  im  Jahre  1891/92  mit  rund 


')  Repablique  de  l'üniguay  4  rExposition 
de  Paria  de  1889.    Montevideo  1889. 


29,0,  1897/98  gar  nur  mit  17,3  MUl.  Stück 
angegeben.  Er  dürfte  jedoch  viel  grösser 
sein.  In  Britisch  Nordamerika  scheint, 
die  Anzahl  der  Schafe  nur  massig  zu  wach- 
sen. 1881  beiief  sie  sich  auf  3,09,  1891  auf 
3,29  Mill.  Stück  und  dürfte  1899  auf  3,5 
Mill.  geschätzt  werden  können.  Besonders 
stark  scheint  die  Vermehrung  der  Schafe 
auf  den  Falklandsinseln  zu  sein,  wo  188ü 
516975,  1899  779911  Schafe  gezählt  wur- 
den. Der  Import  von  Rohwolle  von  den  Falk- 
landsinseln nach  England  stieg  daher  auch 
von  etwa  1,5  Mill.  Pfd.  im  Jahre  1885  auf 
5,18  im  Jahre  1893  und  4,65  Mill.  Pfd.  im 
Jahre  1900.  Auch  auf  Ceylon,  wo  1899 
84215,  auf  Lagos,  wo  1899'  1843,  und  auf 
Jamaika,  wo  1899  16000  Schafe  gezählt 
wurden,  wird  Schafzucht  in  beachtenswertem 
Masse  getrieben. 

Einen  weiteren  Einblick  in  die  Wollpro- 
duktion der  englischen  Kolonieen  gewähren 
die  auf  folgender  Seite  verzeichneten  Aus- 
fuhrdaten dieser  Gebiete.  Für  Australien 
scheinen  sie  einen  grösseren  Schafstand  als 
den  nachgewiesenen  anzudeuten,  da  die 
Ausfuhrmenge  so  gross  ist,  dass  auf  ein 
Schaf  bis  zu  6  Pfd.  Wolle  entfällt  Für 
Capland  und  Natal  sind  die  Ausfuhrmengen 
offenbar  durch  die  Schafherden  des  weiten 
Hinterlandes  erhöht,  für  Indien  und  Canada 
durch  inländischen  Verbrauch  sehr  gedrückt 

Demnach  hat  sich  die  M'oUproduktion 
seit  1870  in  Australien  in  24  Jahreu  auf 
das  3  fache,  im  Capland  und  in  Natal  schon 
in  20  Jahren  auf  das  Doppelte  resp.  auf 
das  9  fache  erhöht,  auch  gegenwärtig,  nach- 
dem ein  beträchtlicher  Abfall  erfolgte,  ist 
die  Ausfuhr  einheimischer  Wolle  aus  diesen 
Kolonieen  3  mal  grösser  als  1870;  denn  sie 
betrug  1870  110.  1891  340,9,  1898  318,7 
MUl.  kg. 

Stets  höher  als  diese  offiziellen  Nach- 
weise und  von  ihnen  abweichend  sind  die 
Angaben  im  Economist  über  die  Zufuhren 
nach  Europa  und  Amerika  aus  Aiistniliea 
und  dem  Capland  (inkl.  Natal).  Doch  zeigen 
auch  sie,  wie  folgender  Tafel  zu  entnehmen, 
ein  stetes  Wachstum  der  Ausfuhrmenge. 

Wollzufuhren  nach  Europa  und  Amerika 
aus 


im  Jahre      Australien 


1885 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 


tausend 
437  600 
564400 
673200 
734000 
710000 
758400 
800400 
726400 
733600 
681  200 
656400 
582400 


Capland 

englische 
75200 
115200 
128800 
116400 
119600 
102400 
107600 

115  200 

109600 

III  600 

106800 

56000 


Zusammen 

Pfand 
512  800 
679  600 
80z  000 
850400 
829600 
860800 
90S000 
841  600 
843200 
792800 
763300 
638400 
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Aiisfnhr  von 

einheimischer  Rohwolle 

in  tansend  englisch 

en  Pfnnd 

im  Jahre 

Australien ') 

Capkolonie 

Natal 

Brit.-Ostindien») 

Cauada») 

Zusamme 

1870 

185500 

37283 

3613 

I3i«8 

2471 

241  985 

1880 

345  010 

42469 

15283 

22603 

3619 

428984 

IBIH) 

493  J06 

65656 

26780 

21345 

1048 

607  935 

1891 

642  638 

75521 

27688 

22314 

i  108 

769269 

1892 

659667 

70335 

20888 

24718 

•916 

776524 

1893 

643365 

66660 

24067 

24249 

I  169 

759510 

1894 

671  776 

54  54« 

17795 

31  »50 

80 

775  342 

189Ö 

644865 

65633 

«9  451 

31042 

5463 

766  454 

1896 

619  468 

73  443 

25538 

28433 

3916 

750  798 

1897 

576357 

60255 

2«  743 

30893 

7740 

696988 

1898 

604099 

73  733 

24293 

27978 

I  014 

731  117 

1899 

? 

69290 

20435 

31936 

90 

y 

')  Für  1870  die  Gesamt-  (Brutto)  Ausfuhr,  von  1880  ab  die  Nettoausfnhr,  also  mit  Ab- 
rechnung der  von  auswärts  importierten  Wolle.    Die  Bmttoausfuhr  betrag  1880  374080315  Ibs. 

*)  Fttr  die  Fiskaljahre,  welche  mit  31.  M&rz  des  dem  genannten  Jahre  folgenden  Jahre, 
endigen. 

')  Für  die  Fiskaljahre,  welche  mit  30.  Juni  des  genannten  Jahres  endigen. 


8.  Andere  ansserenropäische  Gebiete. 

Ausser  den  bisher  erwähnten  Staaten  und 
Kolonieen  haben  noch  viele  andere  Gebiete 
in  Asien,  Afrika  und  SOdamerika  eine  be- 
achtenswerte WoUproduktion,  doch  lassen 
sich  hierfür  kanm  genauere  Daten  geten, 
da  über  die  Grösse  des  inländischen  Ver- 
brauches fast  nichts  bekannt  ist  und  über 
die  Ausfuhr  nur  unvollkommene  Daten  zu 
erlangen  sind. 

Hervorragend  imter  diesen  Gebieten  ist 
die  Türkei,  von  ■wo  mit  Einschluss  des 
europäischen  Gebietes  England  regelmässig 
sehr  bedeutende  Quantitäten  Rohwolle  be- 
zieht. Die  Einfuhr  von  Rohwolle  ans  der 
europäischen  und  asiatischen  Türkei  nach 
Cngland  betrug  nämlich 

jLZe   ^-  «»«!•  P".    jXe    Mül-  «»«J-  "d. 


1880 

12,43 

1897 

25,78 

1890 

17,46 

1898 

14,10 

1895 

21,87 

1899 

9,90 

1896 

»6,54 

1900 

16,38 

Bedeutend   kleiner  ist  die  Wollausfuhr 
aus  Aegypten.    1880  wurden  1,28,    1890 


1,04  Mill.   kg   Wolle   von   Aegypten    nach 
Grossbritannien  exportiert 

Der  gesamte  Export  von  Wolle  aus 
Aegypten  betrug 

1890  1,16     1894   i,i6     1898   1,10 

1891  0,81     1895   1,29     1899   1,07 

1892  0,76     1896   1,56     1900   1,06 

1893  1,04     1897   1,21 

In  Algier  betrug  der  Schafstand  1887 
10,85,  1897  7,72,  1898  7,03,  1899  7,52  Mill. 
Stück,  die  Wollausfuhr 

1887  8,99  1893  9,42  1897  6,94 

im)  6,08  1894  8,64  1898  5,13 

1891  5,94  1895  4,34  1899  5,90 

1892  6,74  1896  4,33 

Auch  von  Peru,  Chile,  Venezuela, 
Paraguay,  Brasilien  und  einigen 
westindischen  Inseln  bezieht  England 
Rohwollen  verschiedener  Art  Die  Produk- 
tion in  diesen  Gebieten  schätzt  man  danach 
auf  nmd  30  Mill.  kg. 

9.  Uebersicht  der  Rohwollprodnktion. 
Nach  diesen  An^ben  lässt  sich  die  Woll- 
produktion der  Erde  folgendermassen  be- 
rechnen: 


Wollproduktion 
I. 


im  Jahre 

Knssland 1882 

Orossbritannien  mit  Irland  .    .  1880 

Frankreich 1882 

Spanien 1880 

Ungarn 1880 

Deutsches  Reich 1883 

Italien 1881 

Rumänien 1880 

Portugal 1870 

Oesterreich 1880 

Schweia 1886 

Andere  europäische  Staaten 

Zusammen 


Europa. 

Mill.  kg 
126,12 
67,53 
57,80 
30,00 
17,22 
25,60 
12,00 
9,00 
5.36 
4,95 
0,51 
30,00 
336,08 


cuca 
circa 


im  Jahre 

Mill.  kg 

1898 

ioi,6o 

1899 

63,56 

1899 

41,19 

1895 

30,00 

1895 

11,80 

1900 

12,90 

1891 

9,77 

1900 

8,50 

1900 

drca    5,00 

1890 

4,14 

1896 

4,50 

- 

25,73 

318,69 
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n. 

Aussereuropäische  Gebiete. 

Australien    .... 

Ansfahr 

1880 

156,63 

1898 

.274,25 

Argentinien  .... 

1880 

97,10 

1899 

237,11 

Vereinigte  Staaten    . 

1880 

105,32 

1899 

123,49 

Capland  mit  Natal    . 

1880 

26,22 

1899 

40,74 

Urnguay 

1880 

18,80 

1898 

41,01 

Türliei 

1880 

5,64 

1899 

4,50 

Britiach-Ostindien .    . 

1880/1 

10,26 

1898/9 

»4,50 

Al^er 

Bntigch-Nordamerika 

1880 

7,55 

1899 

5.90 

1881 

4,00 

1899 

circa    s,ao 

Aegyplen      .... 
Andere  fremde  Wollen 

1880 

1.28 

1899 

1,07 

isammen 

circa  35,00 

circa  35,00 

Zi 

467,80 

782,77 

im  ganzen 

853,88 

1101,46 

Danach  betrug  die  Wollproduktion  der 
Erde  am  Ende  des  Jahrhunderts  ca.  1100 
Mill.  kg,  während  sie  um  1880  etwa  854, 
um  1890  etwa  1025  MUl.  kg  betragen  hat. 
Die  Zunahme  von  ca.  250  Mill.  kg  in 
20  Jahren  ist  ausscMiesslich  durch  die  über- 
seeische Produktion  hervorgerufen,  denn  in 
Europa  ist  besonders  im  letzten  Decenniura 
die  Produktion  allenthalben  zurückgegangen. 
Für  1880  konnte  sie  noch  auf  386  Mill.  kg 
berechnet  werden,  für  1890  ergab  eine 
gleichartige  Berechnung  kaum  370  Mill.  kg 
und  um  1900  dürfte  sie  kaum  noch  318 
Mill.  kg  betragen,  da  in  der  vorhingegebenen 


Darstellung  für  einige  Lftnder  die  älteren 
Daten  beibehalten  werden  mussten. 

Das  Wachstum  der  überseeischen  Pro- 
duktion, die,  wie  nachfolgende  Tafel  zeigt, 
bereits  lfe95  sich  auf  rund  785  Mill.  kg 
belief  und  in  den  nächstfolgenden  Jahren 
etwas  gedrückt  war,  ist  hauptsächlich  auf 
die  Zunalmie  der  Ausfuhren  aus  Australien, 
Argentinien,  Uruguay  und  Südafrika  zurück- 
zuführen. 1880  exportierten  diese  Gebiete 
erst  298,7  Mill.  kg,  1895  betrug  ihr  Export 
577,8,  1898/99  593,1  Mill.  kg.,  also  fast  300 
Mill.  kg  mehr  als  1880,  d.  h.  doppelt  soviel 
als  damals. 


1895 

Australien Ausfuhr  292,5 

Argentinien -  201,4 

Vereinigte  Staaten    .    .  Produktion  136,5 

Capland  mit  Natal    .    .  Ausfuhr  34,1 

Uruguay „  50,8 

Türkei „  9,9 

Britisch-Ostindien  ...          „  14,1 

Al^er „  4,3 

Bntisch-Nordamerika     .  Produktion  5,0 

Aegypten Ausfuhr  1,3 

Andere  Wollen  ....  Produktion  35 

784,9 


1896  1897 

Millionen  Kilogramm 


281,0 

187,6 

123,4 

44,9 

42,8 

7,5 
12,9 
4,3 
S,o 
1,6 
35 


261,5 
205,6 

117,5 

37,2 

51,7 

11,7 

14,0 

6,9 

5,2 

1,2 

35 


1898 

274,3 
2214 

131,1 

44,5 

4«/> 
6,4 

«2,7 
5.1 
5,2 
«,i 

35 


746,0 


747,5 


767,7 


Die  enorme  Grösse  und  das  rasche 
Wachstum  dieser  Produktion  machen  ebenso 
den  Fall  der  Wollpreise  und  die  Anregung 
der  europäischen  Schaf  wollindustrie  als  um- 
gekehrt die  schwere  Schädigung  der  euro- 
päischen Landwirtschaft  begreiflich.  Während 
erstere  dwch  das  wachsende  Angebot  und 
den  fast  beständigen  Preisrückgang  ihres 
Rohmaterials  immer  billiger  produzierte, 
wurde  letztere  dadurch  zu  einer  weitgehen- 
den Einschränkung  der  Aufzucht  von  Woll- 
schafen gezwungen. 

Die  gesamte  Wollproduktion  der  Erde 
wird  übrigens  noch  um  40—50  Mill.  kg 
höher  zu  schätzen  sein,  da  einige  der  ausser- 
curopäischen  Staaten,  für  welche  wir  in 
der  Tafel  nur  die  Ausfuhr  einzusetzen  in 
der  Lage  waren,  einen  ganz  beträchtlichen 
einheimischen  Wollverbrauch  haben,  so  ins- 


besondere Ostindien  und  die  asiatische 
Türkei.  Umgekehrt  ist  die  für  die  grossen 
Industriestaaten  in  Betracht  kommende 
und  die  Preissätze  beeinflussende  Quantität 
um  wenigstens  ebenso  viel  kleiner  als  die 
vorhin  angegebene  Hauptsumme  anzunehmen, 
da  ein  ^^rosser  Teil  der  europäischen  Woll- 
produküon  nicht  auf  die  Weltmärkte  ge- 
langt, sondern  im  Inlande  Verwendung 
findet. 

nL  Wonindnstrie. 

1.  Allgemeines.  Während  die  rasch 
wachsenden  ausserordentlich  grossen  Zu- 
fuhren von  überseeischer  Rohwolle  die  eu- 
ropäische Landwirtschaft  schwer  bedrohten, 
da  sie  die  Schafzucht  vielfach  unrentabel 
machten,  wurde  auf  dem  gleichen  'Wege 
die  europäische  Wollindustrie  in   Obö>- 
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laschender  Weise  gehoben  und  ausserordent- 
lich gestärkt,  so  dass  man  die  Verschiebung 
des  Schwerpunktes  der  Wollproduktion  nicht 
bloss  als  eine  notwend^  Folge  der  ver- 
finderten  Verkehrsverhältnisse  hinnehmen, 
sondern  als  die  Grundlage  der  Blüte  der 
Wollindustrie  anerkennen  muss.  Die  über- 
seeischen Gebiete  lieferten  eben  weit  mehr 
RohwoUe  auf  den  Markt  als  jenen  Betrag, 
um  welchen  sich  die  europäische  Wollpro- 
duktion verringerte,  ja  mehr  als  vielleicht 
die  europäische  Schafzucht  überhaupt  zu 
produzieren  imstande  wäre.  Es  war  nicht 
bloss  eine  Veränderung  der  Produktionsge- 
biete durch  das  Eingreifen  der  übersee- 
ischen Länder  hervorgerufen  worden,  son- 
dern mehr  noch  eine  Vermehrung  der  Pro- 
duktionsmenge, wodurch  die  Preisreduktion 
herbeigeführt  wurde,  die  der  Industrie  zu 
gute  kam.  Die  schon  in  den  6Uer  Jahren 
sinkenden  Preise  des  Rohmaterials  gestatte- 
ten der  Industrie,  mit  grossem  Gewinne  zu 
arbeiten  und  sich  um  so  rascher  und 
kräftiger  auszudehnen,  als  noch  vielfach  der 
üebergang  vom  Kleinbetrieb  zum  Grossbe- 
trieb, von  der  Erzeugung  im  kleinen  zur 
Massenproduktion  zu  vollziehen  war,  wo- 
durch wiederum  eine  Vermehrung  des  Ge- 
winnes selbst  bei  niedrigeren  Preisen  des  ferti- 
gen Fabrikats  zu  erzielen  war.  Zur  Zeit  des 
•wirtschaftlichen  Aufschwunges  am  Ende 
der  60er  Jahre  wurden  infolge  des  rasch 
-wachsenden  Volkswohlstandes  sogar  erhöhte 
Preise  bewilligt,  und  wir  sehen  daher  um 
diese  Zeit  eine  überraschend  gi-osse  Ver- 
mehrung der  industriellen  Etablissements 
■wie  ihrer  Leistungsfähigkeit.  Vorübei^hend 
erhöht  deren  Nachfrage  sogar  in  den  Jahren 
1872,  1873,  1874  die  Preise  des  Rohmate- 
rials. Mit  der  Krise  des  Jahres  1873  er- 
giebt  sich  auch  nicht  ein  Stillstand  oder 
eine  Verminderung  der  Produktion,  wohl 
aber  ein  ganz  ausserordentlicher  Preisfall 
der  Fabrikate.  Da  die  Preise  des  Rohma- 
terials beständig  zurückgingen,  der  Üeber- 
gang zum  Grossbetriebe  die  Erzeugungs- 
kosten immer  mehr  reduzierte  und  die 
Massenproduktion  es  ermöglichte,  dass  man 
sich  mit  Minimalgewinnen  b^nügte,  so  ver- 
mochte die  Industrie  durch  Bewilligung 
niedrigerer  Preise  den  Ansprüchen  des  in 
seiner  Kaufkraft  geschwächten  Publikums 
entgegen  zu  kommen,  ja  sie  musste  auf 
diesem  Wege  den  Massenabsatz  fördern,  da 
sie  nur  durch  diesen  sich  zu  erhalten  ver- 
mochte. Wir  sehen  daher,  dass  selbst  in 
den  ungünstigsten  Jahren  der  Depression 
1876,  1877  der  Verbrauch  von  RohwoUe 
steigt  und  der  Handel  mit  WoUwareu 
wächst  Mit  den  §uten  Ernten  von  1879, 
1880  in  den  Vereinigten  Staaten  ergab  sich 
daselbst  ein  bedeutender  Verbrauch  von 
Wollwaren,  welcher  die  Industrie,  besonders 


Englands  und  Frankreichs  anregte.  Da  sich 
zu  gleicher  Zeit  auch  die  amerikanische 
Fabnkation  rasch  ausdehnte  und  da  die 
folgenden  Ernten  minder  gunstig  ausfielen, 
hatte  die  Anregung  freilich  keine  nach- 
haltige Wirkung.  In  den  folgenden  5  Jahren 
sanken  die  Ronwollpreise  auf  den  tiefsten 
Stand,  und  gleichzeitig  stiegen  die  Zufuhren 
von  Rohwolle  und  der  Verbrauch  in  Europa 
und  Amerika.  Die  Industrie  war  somit 
fortwährend  beschäftigt,  auch  dehnte  sie 
ihre  Thätigkeit  fortgesetzt  aus,  aber  die  er- 
zielten Gewinne  waren  infolge  der  grossen 
Konkurrenz,  welche  die  Fabriken  sich  ge- 
genseitig machten,  sehr  gering.  Die  Kon- 
kurrenz wurde  um  so  heftiger  und  der 
Absatz  besonders  der  englischen  Waren  um 
so  mehr  erschwert,  als  zu  Anfang  der  80er 
Jahre  die  kontinentalen  Staaten  sich  gegen 
das  Einströmen  der  im  Preise  so  sehr  her- 
abgesetzten Waren  aus  England  etc.  durch 
Zölle  zu  schützen  begannen  und  im  Laufe 
des  Decenuiums  diese  Zölle  wiederholt  er- 
höhten. Nicht  zum  geringsten  Teile  waren 
diese  Massregeln  die  Veranlassung  für  die 
Erweiterung  der  Industrie  der  kontinentalen 
Staaten,  welche  zunächst  den  einheimischen 
Markt  ausschliessend  zu  versorgen,  liald 
aber  auch  für  das  Ausland  zu  produzieren 
sich  bemühte.  Dadurch  ergab  sich  das 
Anwachsen  des  Verbrauches  von  Rohmate- 
rial, welches  am  Kontinent  viel  grösser  ist 
als  in  England;  dadurch  ergab  sich  das  re- 
lativ grössere  Wachstum  der  kontinentalen 
Ausfuhr;  dadurch  eigab  sich  auch  das 
Streben  der  kontinentalen  Staaten,  beim 
Handel  mit  Rohwolle  von  Englands  Ver- 
mittelung  sich  zu  befreien,  indem  man  auf 
diesem  Wege  zu  billigerem  Rohmaterial  zu 
gelangen  hoffte.  Diese  Konkurrenzkämpfe 
haben  das  ganze  Decennium  hindurch  ge- 
dauert, sie  waren  aber  minder  empfindlich 
in  der  Zeit  des  neuerdings  emporsteigenden 
Volkswohlstandes  von  1886—1889  als  seit- 
her in  den  90er  Jahren,  da  teUs  eine  Ueber- 
produktion  eingetreten  war,  teils  durch  die 
1890  und  1891  in  England,  Frankreich  und 
Deutschland  durch  verkehrte  Spekulationen 
hervorgerufenen  Vennögensverwüstungen 
die  Konsumtionskraft  des  Publikums  ge- 
schwächt war.  In  der  Mitte  der  90er  Jahre, 
besonders  1895,  1896  haben  sich  die  Ver^ 
hältnisse  wesentlich  gebessert,  was  durch 
die  allenthalben  erhöhten  Ausfuhrziffem  cha- 
rakterisiert wird.  Erst  in  der  letzten  Zeit, 
insbesondere  1900,  trat  wieder  eine  starke 
Depression  ein. 

Diese  Entwickelung  der  Industrie  wird 
am  schärfsten  charakterisiert  durch  das 
Wachstum  und  den  jüngsten  Abfall  der 
Zufuhren  aussereuropäischer  Wolle  nach 
Europa.    Die  letzteren  betrugen  nämlich: 
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imi  Jahre 

MilL  kgr 

1870 

i6o,37 

1880 

317.34 

1890 

4S*.So 

1893 

527,63 

1894 

549,76 

1895 

598,39 

im  Jalire 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 


Mill.  kg 

56446 

56519 

54976 

53634 

43890 


Von  1870  bis  1895  hat  sich  also  die 
Masse  der  aussereuropäischen  Wollzufuhren 
fast  auf  das  4  fache  erhöht,  und  in  ahnlicher 
Weise  muss  auch  der  industrielle  Verbrauch 
gestiegen  sein,  da  die  europäische  Woll- 
produktion auch  nicht  annähernd  in  dem 
Masse  abgenommen  hat.  Seither  ist  ein 
starker  Abfall  eingetreten,  1900  aUein  ein 
solcher  von  ca.  100  MiU.  kg.  Da  er  sich 
bei  foulenden  Preisen  des  Rohproduktes 
vollzog,  ist  er  ein  sicheres  Zeichen  einer 
rückgängigen  Industrie.  Eine  Summierung 
der  Handelsergebuisse  der  wichtigsten  In- 
dustriestaaten Europas,  die  allerdmgs  viele 
Doppelzählungen  enthält,  zeigt  keine  gleiche 
Depression.  Es  betrug  nämlich  in  Gross- 
britannien, Frankreich,  Deutschland,  Belgien, 
Oesterreich-Ungaru,  Niederlande,  Italien  und 
Schweiz  die  Mehreinfuhr  von  roher  Scliaf- 
wolle 


im  Jahre 
1872 
1880 
1890 
1891 
1892 
1893 


Mill.  kg 
250,0 
320,0 
410,0 
530,5 
532,5 
551,4 


im  Jahre 
1894 
1896 

1896 
1897 
1898 
1899 


Mill.  kg 
577,5 
604,4 
637,1 
589,2 
641,2 
633,6 


In  diesen  Staaten  hat  sich  somit  seit 
1872  die  Mehreinfuhr  mehr  als  verdoppelt 
und  demgemäss  ist  auch  der  Verbrauch  be- 
trächtlich gestiegen.  Wie  gross  er  gegen- 
wärtig ist,  lässt  sich  allerdings  nur  für  einige 
Staaten  annähernd  bestimmen,  doch  zeigt 
sich,  dass  er  allenthalben  zunahm.  So 
schätzen  wir  den  Wollverbrauch  im  Durch- 
schnitte der  Jahre 

m  1886-90  1891-96  1896—1900 

Hillionen  Egr. 
Orossbritannien    169,0        221,2  236,2 

Frankreich  205,0        233,2  260,2 

Deutschland  ca.  160,0  ca.  166,0       ca.  170,0 
Oesterr.-Ung.         —     ca.    31,0        ca.   29,0 

Im  Economist  wird  der  Verbrauch  Eng- 
lands im  Jahre  1891  auf  221,  für  1896  auf 
236  und  für  1900  auf  228  Mill.  kg  geschätzt 

Sehr  gewachsen  ist  auch  der  Verbrauch 
von  Schafwolle  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika.  Nach  den  offiziellen  Angaben 
betrug  er 


im  Jahres- 

Mill. 

im  Jahre 

Mill. 

durchschnitt 

engl.  Pfd. 

engl.  Pfd. 

1871-76 

235,0 

1895—96 

490,4 

1881-86 

346,9 

1896—97 

601,3 

1886—90 

392,1 

1897-98 

396,9 

1891-96 

435,6 

1898—99 

334,8 

1896-1900 

453,6 

1899-1900 

436,7 

Für  die  bekannten  Konsumtiohsgebiete 
der  Erde  scliÄtzte  Neumann-Spallart  um  1875 
den  Woll verbrauch  auf  rund  800  Mill.  kg; 
wir  müssen  ihn  schon  für  1890  auf  wenig- 
stens 1000,  derzeit  aber  auf  etwa  1100  MilL  kg 
schätzen. 

Schon  diese  Verbrauchsdaten  zeigen, 
dass  die  Schafwollindustrie  sehr  bedeutend 
und  trotz  der  Depression  in  jüngster  Zeit 
in  kräftiger  Entwickelung  begnffen  ist  Da 
es  uns  zu  weit  führen  würde,  die  Indus- 
trieen  aller  Staaten  zu  erOrten,  bringen 
wir  im  folgenden  nur  die  wichti^ten 
Staaten,  Gr^britannien,  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  Frankreich,  das  Deut- 
sche Reich  und  Oesterreich,  zur  Darstellung. 

2.  Grossbritannien.  Die  Entwickelung 
der  britischen  Schafwollindustrie  war  in 
den  letzten  Jahren  etwas  abgeschwächt 
Abgesehen  von  der  allgemein  beklagten,  an 
und  für  sich  geringen  Rentabilität  dieser 
Industrie  ist  durch  die  Konkurrenz  anderer 
Länder,  welche  sich  insbesondere  seit  der 
Mitte  der  80  er  Jahre  durch  Zollschranken 
schützten,  dem  Anwachsen  der  britischen 
Wollenmanufaktur  offenbar  eine  Grenze  ge- 
setzt Es  zeigt  sich  dies,  wie  die  folgenden 
Tabellen  klaretellen,  sowohl  in  den  Daten 
über  die  vorhandenen  Etablissements,  ihre 
maschinelle  Einrichtung  und  die  beschäf- 
tigten Arbeitskräfte  als  auch  in  den  Ziffern 
des  Handelsverkehres.  Es  betrug  nämlich 
die  Zahl  der  für  die  Verarbeitung  von 
Streich-,  Kamm-  und  Kunstwolle  in  Ver- 
wendung stehenden 


im  Etablisse- 
Jahre  ments 
1870 
1874 
1878 
1886 
1890 
1897 


2579 
2617 
2562 
2751 
2671 


Spindeln  Kraftstfthle  Arbeiter 

4958006  115484       238503 

6  008  411  140274 

6301679  146447 

6  144  594  139  902 

6574347  131506 


280133 
270348 
282  255 
301  556 
265744- 


In  den  20  Jahren  von  1870—1890  ist 
somit  ein  sehr  bedeutendes  Wachstum  zu 
konstatieren,  das  um  so  höher  veranschlagt 
werden  muss,  als  die  Leistung  der  einzelnen 
Spindel  enorm  gewachsen  ist  Diese  Ent- 
wickelung war  am  kräftigsten  in  der  Periode 
1870 — 1874  und  ist  seither  etwas  schwächer 
geworden.  In  den  90  er  Jahren  zeigte  sich 
ein  Rückgang  der  Arbeiterzahl,  dessen  Be- 
deutung bei  dem  Mangel  anderer  Daten 
schwer  zu  beurteilen  ist  Immerhin  zeigen 
sich  bedeutende  Schwankungen,  die  einer- 
seits durch  den  langsam  wachsenden  in- 
ländischen Bedarf,  andererseits  durch  Vor- 
gänge auf  dem  Weltmarkt  hervoigerufen 
werden  dürften,  wo  der  Absatz  der  britisch«! 
Manufaktur  nach  Menge  und  Wert  seit  1870 
unter  dem  Dnicke  fremder  Konkurrenten 
leidet    Wie  die  folgende  Tabelle  zeigt,   ist 
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die  Masse  der  ansgeführten  Game  bis  in 
die  jflngste  Zeit  gewachsen  und  1899  um 
etwa  50  "/o  grösser  gewesen  als  187  L  Da- 
gegen ist  unter  beträchtlichen  Schwankungen 
die  Masse  der  Webwaren  und  der  Wert 
der  sämtlichen  Wollwaren  stark  zurückge- 
gangen. 

Ausfuhr  aus  Orossbritannien 


im 
Jahre 

1871 
1881 
1890 
1891 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 


von  WoU- 

gamen 

miL  Pfd. 

43.7 

29,7 

41,1 

41,4 

53,o2 

61,07 

62,24 

57,08 

S8,8l 

63,70 

57,15 


von  anderen 
Wollwaren 
HUI.  Yards 

367,8 

272,8 

253,4 
222,9 
i68,s 
241,7 
218,3 
199,9 
159,8 
170,8 

173,5 


Wollwaren 
aller  Art 

um.  £ 

33,2 
21,4 
24,5 
22,4 

18,7 
25,1 
23,9 
30,8 
18,4 
19,7 
20,1 


3.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

Einen  bedeutenden  Aufschwung  nahm  die 
Wollindustrie  des  mächtigen  Rivalen  Gross- 
britanniens, der  Vereinigten  Staaten, 
hauptsächlich  infolge  des  Ueberganges  von 
zerstreuten  kleinen  zu  koncentrierten  mäch- 
tigen Fabriketablissements.  Die  Zahl  der 
Etablissements  nahm  daher  bedeutend  ab. 
1890  waren,  nach  dem  Gensusergebnis  die 
sogen.  Nachbarschafts-Krämpelanstalten,  wel- 
che für  die  Spinnerei  in  der  Familie  die 
Wolle  zurichteten,  fast  ganz  verschwunden, 
während  die  grossen  Wollfabriken  nach 
Zahl  und  Ausstattung  ausserordentlich  zu- 
genommen hatten.  Seither  dürfte  sich  diese 
Entwickelung  nur  noch  verschärft  haben. 
Ein  Bild  des  Wachstums  der  Industrie 
liefert  nachfolgender  Vergleich  der  Census- 
ergebnisse  von 


1850         1860  1870 

Zahl  der  thStigen  Etablissements ')    i  643        2  106  3  456 

„       „    Arbeiter 41 577       58003       118545 

„       „    Krämpelmaschinen .    .    . 

„       ,,    E&mmmaschinen     .    .    . 

„       „    Spindeln  tansend 

„       „    Webstühle 

„       „    Strickmaschinen     .    .    . 
Summe  d.  investiert.  Kapitals  Mül.  $         28,66         39,56 
„      „  ausbezahlt.  Lohnes    „      »  ?  12,59 

Kosten  d.verbrauclit.Materiale8„  „  26,17  43,s6 
Wert  des  fertigen  Produktes  „  -  44,24  76,15 
Menge  d.  verarbeit  Wolle  MilL  Pfd.       70,86        83,30 


132,45 
40,37 
134,15 
217,55 
219,97 


1880 

2689 

161  557 

7581 

518 

2  255 

57  530") 

14769 

159,09 

47,37 

164,37 

267,25 

296,19 


1890 

2503*) 
220551 
8200 

855 
3286 
66  876*) 
36924 
296,98 

76,75 
203,10 
338,23 
372,87 


Zunahme 

in  \ 

1880-90 

—6,92 

36,84 

8,17 

65,06 

45,73 
21,46 
150,00 
86,67 
62,00 
23,56 
26,56 
25,90 


')  Hier  sind  nur  jene  Etablissements  aufgezählt,  die  einen  jährlichen  Prodnktionswert  von 
wenigstens  500  $  ausweisen.  Ausgeblieben  sind  aach  die  Etablissements  in  Strafhänsem,  Armen- 
anstiuten  etc.  —  *)  Mit  Einschlnss  von  14  Etablissements  in  Strafhänsem  etc.,  aber  mit  Aus- 
schlnss  von  267  nnthätigen  Etablissements  mit  einem  Anlagekapital  von  6,1  Hill.  DolL  —  *)  Da- 
runter 4776  Handwebstuhle.  —  *)  Darunter  3105  Handwebstühle. 


Infolge  des  grossen,  fortgesetzt  wachsen- 
den Inlandsverbrauches  kommt  dieses  seit  den 
60er  Jahren  nachweisbare  imposante  Wachs- 
tum der  Wollindustrie  im  ausländischen 
Handelsverkehr  erst  in  der  letzten  Zeit 
stärker  zum  Ausdruck.  Wie  die  folgende 
Tafel  lehrt,  waren  die  Einfuhrwerte  aller- 
dings schon  in  den  70er  Jahren  stark  zurück- 
gegangen, aber  die  Ausfuhrwerte  wuchsen 
nur  9ehr  massig  und  blieben  relativ  klein, 
auch  stand  die  ganze  Periode  unter  dem 
Zeichen  der  wirtschaftlichen  Depresaon  und 
der  Verringerung  des  Volksvermdtoens.  Da- 
g^en  ergab  sich  in  den  80  er  Jahren  bei 
einer  schwankenden,  zeitweise  sinkenden 
Ausfuhr  eine  fast  ununterbrochene  Zunahme 
der  Einfuhrwerte,  die  mit  56,6  Mill.  Doli. 
im  Jahre  1889  ihren  Höhepunkt  erreichte. 
Erst  in  den  90  er  Jahren  und  insbesondere 
seit  1895/96,  das  eine  exceptionell  hohe  Ein- 
fuhr hat,  ergiebt  sich  em  beträchtlicher 
Hückgang  des  Einfuhrwertes,  während  der 
Ausfuhrwert  nunmehr  rascha:-  und  kräftiger 


anwächst.  Wie  sehr  sich  das  Verhältnis  im 
letzten  Deoennium  verschoben  hat,  geht 
daraus  hervor,  dass  gegenwärtig  der  Ein- 
fuhrwert nur  etwa  13  mal  grösser  ist  als 
der  Ausfuhrwert,  während  er  in  den  70  er 
imd  80  er  Jahren  meist  100  mal  grösser 
war.  Zweifelsohne  ist  also  trotz  der  Be- 
scheidenheit der  Ausfuhr  die  amerikanische 
Industrie  w^en  ihrer  imverkennbar  kräf- 
tigen EntwiMelung  ein  gefährlicher  Kon- 
kurrent 


Wollwarenhandel  der  Vereinigten   Staaten» 

Tüinfnhr  Ausfuhr 


Im  Jahre 

eigener 
Fabrikate 

Dollars 

Dollars 

1873/74 

46883000 

124000 

1878/79 

24355821 

346  733 

1880/81 

31  156426 

331083 

1889/90 

56582432 

437  479 

1890,91 

41  060080 

519  198 

1893,«4 

19439372 

774  58O' 

56» 
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Einfuhr 

Ansfnlir 

eigener 

Fabrikat« 

im  Jahre 

Dollars 

Dollars 

1894/95 

38  539  890 

670  226 

1895/96 

53  494  400 

913609 

1896,97 

49  162  992 

947808 

1897/98 

14823771 

I  089  632 

1898/99 

13  832  621 

I  047  407 

1899/1900 

16  164  446 

1  300  362 

4.  Deatsches  Reich.  In  Deutschland 
2ählt  dii?  Verarbeitung  der  Schafwolle  zu 
den  bedeutendsten  Industrieen  des  Kelches. 
1875  betrug  die  Zahl  der  Feinspindeln 
2654825,  die  der  mechanischen  Webstühle 
30447  und  die  der  Bandwebstühle  46  901. 
1895  ergab  dagegen  die   deutsche  Betiiebs- 


siahlnng  fflr  die  gesamte  Wollindustrie 
3334628  Feinspindeln,  77005  mechanische 
und  22742  Handwebstühle.  1882  beschäf- 
tigte die  Schafwollindustrie  181763,  1895 
wieder  nach  der  Betriebszählung  im  Jahres- 
durchschnitt 246  635  Personen.  Die  Ent- 
wickelung  ist  somit  eine  ausserordentlich 
kräftige  gewesen  und  zwar  sowohl  bei  der 
Spinnerei  als  auch  bei  der  WebereL  Ein 
gutes  Bild  des  Zustandes  und  der  Ent- 
wickelung  der  SchafwoUindustrie  liefern  die 
BetriebB:ählungen  von  1882  und  1895,  denen 
die  Daten  der  nachfolgenden  Uebersicht 
entnommen  sind,  die  besser  als  Worte  die 
Entwickelung  seit  1882,  die  Stellung  imd 
Stärke  der  Hausindustrie,  das  Uebergewicht 
des  Grossbetriebes  und  des  maschineUen 
Betriebes  sowie  die  maschinelle  Ausstattung 
der  Betriebe  im  Jahre  1895  lehrt. 


Deutsche  Schafwollindustrie  1882  und  1895. 

Etablissements  fOr 

Zahl  der 
Gewerbe- 
betriebe 

im 
ganzen 

Zahl  der 
Haupt- 
betriebe 

In  allen 
Betrieben 
durch- 
schnitt- 
lich be- 
schäftigte 
Personen 

Zahl  der 
Betriebe 
mit  mehr 
als  öOPer- 
sonen 

Darin 
dorch- 

schnitt- 
lich  be- 
schäftigte 
Personen 

Zahl  der 

hansin- 

dttstri- 

eUen 

Betriebe 

Darin 
durch- 
schnitt- 
lich be- 
schfiftigte 
Personal 

Wollbereitimg .    .    .    { 

82    I3S4 
96      969 

1025 
834 

5798 
16358 

21 
40 

3226 
II  846 

196 
105 

119 
204 

Wollspinnerei  .    .    .    ] 

82    5859 
95    2  611 

5  181 
2326 

47  347 
54448 

164 

185 

28670 
42468 

1915 
705 

1990 
931 

Wollweberei    •    •    •    { 

82  28301 
96  26  035 

26026 
23756 

108007 
153098 

406 
665 

51294 
97668 

19  122 
19755 

»3603 
27790 

Wollfilrberei  u.Dmcker.| 

82    2678 
96    1 789 

2424 

1653 

20611 
22731 

11 

8734 
II  880 

288 
24s 

461 
89« 

Znsammen    | 

82  38  092 
96  3«  404 

34656 
28569 

181  763 
246635 

666 
975 

91924 
163  862 

21  521 
20810 

26173 
29816 

Zahl  der 
Motoren- 
betriebe') 

Darin  ver- 
wendete 
Pferde- 
krfifte 

Vorspinn- 
ma- 
schinen 

jEandweb- 

Fein-    1    »*<^* 
spindein   ^^j,^^  ^^ 

qnardn.S 

Mechan. 
Stahle 

mit  Jac- 
andstühle) 

Wollbereitnng     .    .    . 

96       176 

9701 

I  198 

4096 

30 

— 

Wollspinnerei.    .    .    . 

95       902 

61703 

4246 

3  3*6  788 

— 

— 

•Wollweberei    .... 

95    1 507 

63746 

— 

— 

22712 

77005 

WolUärberei  a.Dmcker. 

95       827 

16873 

(Walk- 
maschinen] 

(2238) 

Znsammen 

96    341a 

152  023 

5444 
(2238) 

3330884») 

22742 

77005 

")  Motorenhanptbetriebe  i.  J.  1882  bei  Wollbereitnng  160,  Wollspinnerei  1182,  WoUweberd 
1209,  Wollfärberei  und  Druckerei  1156. 

»)  Dazu  noch  3  744  Spindeln  für  Wolle  in  den  Strickerei-  und  WirkereibetriebeiL 
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Auch  seither  hat  die  Errichtung  grosser 
Fabrikanlagen  mit  Berilcksichtigung  der 
neuesten  technischen  Fortschritte  und  der 
specifischen  Erfordernisse  für  feine  Kolonial- 
•woUe  fortwährend  zugenommen,  so  dass 
Qualität  und  Quantität  der  Schafwollfabrikate 
sich  wesentlich  gehoben  haben.  Infolge- 
dessen ist  aber  nicht  nur  die  englische  Ein- 
fuhr nach  Deutschland  zurückgedrängt  wor- 
den, sondern  es  hat  sich  auch  der  Rang  des 
Deutschen  Reiches  auf  dem  Weltmarkt  be- 
deutend erhöht,  wie  aus  der  folgenden  üeber- 
sicht  des  Handels  mit  SchafiÄ'ollwaren,  deren 
Umsatzmenge  insbesondere  bei  den  Garnen 
und  den  ausgeführten  Webwaren  sichtlich 
wächst,  während  die  Ausfuhrwerte  stets 
hoch  Ober  den  Einfuhrwerten  bleiben,  deut- 
lich zu  erkennen  ist 


•3 


Einfahr 


a 

o 


Ausfuhr 


1 


B 


Sä 


Ö       2^ 

a  feg 

«s.S.  >-i 

CO  4^  aS 

1.        !» 


in  Tonnen  zn  1000  Kilogramm 


1860 
1870 
1880 
1890 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 


6  88o 

13133 
14920 
1S410 
20997 
24605 

23993 
22683 
23  171 
26456 
24750 


1540; 
5990 

3631 
2496 
2422 
2115 
2779 
2314 
2515 
2662 
3021 


1350  >IOOOO»)' 

4050  16300'*) 
4957  «6643 
6033  22332 

8589:20795  ; 

904825457  I 
8238  25  138 

876323640  ', 

8572 121 830  I 

8900 121 473  I 

8830 1 22  665  i 


2026  ,  1820 

3838  I  1503 

35'S  1  1463 

3787  I  1327 

3444  I  1266 

2969  1425 

2886  I  1607 

2772  .  1620 

2727  I  141 1 


Der  Handelswert  dieser  Schafwollwaren 

betrug: 

im  Jahre 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Millionen  Mark 

1880 

119,2 

244,0 

1890 

109,8 

280,0 

1894 

114,2 

221,0 

1895 

131,7 

259,1 

1896 

130,2 

249,9 

1897 

111,6 

259,4 

1898 

107,0 

233,9 

1899 

131,1 

242,7 

1900 

127,3 

264,4 

5.  Frankreich. 

In  Frankreich  entwickelt 

sich  dieser  Industriezweig  trotz 

einiger  Rück- 

')  Kammgarn  and  Wollgarn  aller  Art  ohne 
Watte. 

^  Tuch-  and  Zengwaren,  Plüsche,  Posa- 
mentier-  und  Strumpfwaren,  Shawls,  Spitzen, 
Stickereien,  Fussdecken  und  Filze,  Tuchleisten, 
aach  Dach-  und  Asphaltfilz. 

*)  Zeuge  und  Tuchwaren,  Plüsche  und 
Shawls  aller  Art. 

*1  Posamentier-  und  Knopfmacherwaren. 

*)  Wollwaren  aller  Art. 


schlage,  so  1883,  1884,  1887  mit  gutem 
Erfolge.  Im  3&Yae  1873  zählte  man  erst 
2  898  929  Spindeln  und  23  725  mechanische 
Webstühle.  Die  Entwickelung  zwischen 
1880  und  1887  zeigt  die  an  erster  Stelle 
stehende  üebersicht  auf  S.  886. 

Für  1890  werden  wieder  3329138  und 
für  1896,  wahrscheinlich  unvollständig, 
3173272  Spindeln  angegeben.  Die  Gesamt- 
zahl der  in  der  Wollindustrie  mit  Dampf- 
maschinen ausgestatteten  Etablissements  wird 
1893  mit  809,  1897  mit  779  nachgewiesen. 
Die  von  ihnen  benutzten  Dampfmaschinen 
(1893  97.Ö,  1897  946)  hatten  1893  35  834, 
1897  44  831  Pferdekräfte.  Alle  diesen  Daten 
zeigen  deutlich  das  Vordringen  des  maschi- 
nellen Betliebes  und  des  Grossbetriebes, 
venn  sie  auch,  keinen  tieferen  Einblick  in 
die  Entfaltung  der  Betriebsverhältnisse  ge- 
statten. Zutreffender  lässt  sich  aus  den  Er- 
gebnissen des  auswärtigen  Handels  auf  die 
Entwickelung  der  Industrie  schliessen,  ob- 
schon  auch  hier  das  Schwanken  der  Preise 
imd  des  Inlandskonsumes  das  Bild  stark 
beeinflusst. 

So  zeigt  die  Grösse  und  das  Wachstum 
der  französischen  Wollindustrie  in  den  70  er 
Jahren  die  Thatsache,  dass  der  Wert  der 
Mehransfuhren  von  Wollgarnen  und  Geweben, 
der  im  Jahre  1869  22Ü  MiU.  Frcs.  beü-ug, 
bis  1882  auf  342  Mill.  stieg.  Seither  ist  er, 
wohl  im  Zusammenhange  mit  der  finaa- 
ziellen  Krise,  welche  Frankreich  1882  83  be- 
traf, mit  der  Preisreduktion  und  der  auslän- 
dischen Konkurrenz  allerdings  gesunken.  Im 
Durchschnitte  des  Quinquenniums  1886  bis 
1890  betrug  er  aber  noch  317,3  Mill.  Frcs. 
gegen  293,5  Mill.  im  Quinquennium  1881 
bis  1885.  Dagegen  ging  er  im  Quinquen- 
nium 1891  bis  1895  auf  257,2,  in  der  Periode 
von  1896  bis  1899  auf  236,6  Mill.  Frcs.  zu- 
rück. Für  die  einzelnen  Jahre  der  jüngsten 
Zeit  zeigt  folgende  Tafel  die  Werte  der 
Einfuhr,  Ausfuhr  und  Mehrausfuhr. 


Ol«).:] 


Einfuhr 

~  v~' 

»■o 


1880 
1885 
1890 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 


ösJ 


ÜB 

N  S 

CS 


Ausfuhr 


«TS  CS 


^  06  13 
a>  m  '^ 


Millionen  Francs 


i'S 


17,4 
22,7 
10,2 

12,5 

9,8 

«3,6 

15,4 

10,8 

10,0 

9,9 


79,1 

75,5 
66,9 
50,2 
43,6 
42,0 

45,1 
40,0 

38,3 
40,7 


96,5 
98,2 

77,1 
62,7 

53,4 
55,6 
60,5 
50,8 

48,3 
50,6 


49,3 
35,9 
34,7 
21,0 

18,5 
31,1 
29,6 

24,1 
29,5 
37,1 


370,2 
330,1 
361,3 
278,9 

242,3 
323,1 
294,1 
265,5 
222,8 
264,0 


419,5,323,0 
366,Oj267,8 
396,01318,9 
299,9  237,2 
2074 
298,6 


260,8 
354,2 
323,7 


289,6 
252,3 
291,1 


263,2 
238,8 
204,0 
240,5 
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Zahl  der 

mechanischen  Hand-') 
Spindeln  Webstuhle 

3037837        41044  3763* 

3366107         46319  30  loi 

3151871»)      44682«)  25399 

^)  Approximative  Zahlen.  —  *)  Davon  thätige  2938887.  —  *)  Davon  th&tige  42161. 


im  Jahre 

Betriebe 

Arbeiter 

Pferdekräfte 

1880 

1926 

110  904 

31290 

1885 

1882 

"2  447 

40559 

1887 

1987 

109372 

40466 

Der  Eückgang  der  Handelswerte  ist 
übrigens  nicht  allein  auf  einen  Preisfall  der 
Waren  zurückzuführen,  denn  auch  die  Um- 
satzmenge hat  abgenommen;  so  belief  sich 
die  Quantität  der  Aus-  und  Einfuhr  von 
■wollenen  Webwaren  im  Jahre  1885  auf  28.7 
und  8,6,  1890  auf  24,6  und  7,2,  1899  auf 
22,3  und  4,2  Hill.  kg. 


6.  Oesterreich.  Nach  den  Erhebungen 
der  Handels-  und  Gewerbekammern  von 
1875,  1880,  1885  und  1890,  die  aUerdings 
nur  die  grösseren  Betriebe  umfassen,  lut 
auch  hier  die  Zahl  der  Spindeln  und  me- 
chanischen Webstühle  zugenommen,  während 
die  Zahl  der  Handwebstühle  abnahm.  Man 
zählte  nämlich  in  der: 


Streichgamindnstrie  1875 

Feinspindeln 563694 

Mechanische  Webstuhle i  906 

Handwebstühle 22000 

Tuchmacherwebstuhle — 

Eammgamindustrie  und  Industrie  gemischter 
Stoffe 

Feinspindeln 77  410 

Mechanische  Webstuhle 4424 

Handwebsttthle 13704 

Eleingewerbs-  und  HansindnstriewebstUhle  .    .  — 


1880 

459  68s 

3620 

9694 
7630 


94270 

7831 
9089 
3890 


1885 
429530 
597a 
5627 
1554 


173900») 

II  164 

8293 


1890») 

42947s 
6511 
3246 


276  239*) 

17060») 

8562») 


*)  In  Brachelli's  Statist.  Skizze  der  Csterreichisch-nngarischen  Monarchie  sind  fUr  das 
gleiche  Jahr  ohne  Quellenangabe  wesentlich  höhere  Ziffern  angeführt,  nämlich  für  die  Streich- 
gamindustrie  481970  Feinspindeln  und  23000  Zwimspindeln,  9409  mechanische  und  12  808 
Hand-Webstühle,  für  die  Kammgamindastrie  288  318  Femspindeb,  57500  Zwimspindeln,  15300 
mechanische  und  9951  Handwebsttthle.  —  »)  Dazu  noch  37  430  Zwimspindeln.  —  *)  Mit  Ein- 
schluss  der  Teppich-  und  KotzenwebereL 


Erhellt  schon  aus  diesen  Daten,  dass 
sich  auch  in  Oesterreich  der  Uebergang 
vom  Hand-  und  Kleinbetrieb  zum .  maschi- 
nellen Grossbetrieb  vollzieht  und  daes  die 
Entwickelung  der  Eaimngamindustrie  mit 
Einschluss  der  Industrie  gemischtec  Stoffe 
kräftiger  war  als  die  der  Streichgarnindustrie, 
80  wird  dies  noch  klarer  aus  einem  Einblick 
in  die  anderen  Daten  der  österreichischen 
Industriestatistik  für  1880,  1885  und  1890. 
Von  1880  auf  1885  hat  die  Zahl  der  Etar 
blissements  im  ganzen  um  60,  die  Zahl  der 
Motoren-Pferdekräfte  um  10411  zugenommen, 
während  sich  die  Zahl  der  Arbeiter  um 
2991  verminderte.  Dieses  Wachstum  kommt 
nun  ausschliesslich  der  Kammgarnspinnerei 
und  der  Weberei  von  Streichgarn,  Kamm- 
garn, gemischten  Stoffen,  Teppichen  und 
Decken  zu  gute,  während  die  Streichgarn- 
spinnerei  durchwegs  rückgängig   erscheint 


und  spedell  in  der  Zahl  der  Pferdekräfte 
eine  Verminderung  von  799  Pferdekräften 
erlitt  Zwischen  1885  und  1890  hat  sich, 
wie  folgende  Uebersicht  lehrt,  im  ganzen 
die  Zahl  der  Etablissements  wesentlich  ver- 
ringert, jene  der  Arbeiter  und  motorischen 
Pferdekräfte  aber  beträchtlich  bis  zu  50"/» 
vermehrt.  Wiederum  zeigt  sich  aber  ein 
Rückgang  allenthalben  bei  der  Streichgam- 
industrie,  während  bei  der  Kammgam- 
industrie,  noch  mehr  bei  der  Kunstwolle-, 
Teppiche-,  Kotzen-  und  Deckenerzeugung  in 
fast  jeder  Richtung  1890  grössere  Zahlen 
nachgewiesen  werden  als  1885.  Allerdings 
sind  diese  Daten  wie  erwähnt  unvollständig, 
da  bei  diesen  Erhebungen  nur  grössere  Eta- 
blissements (meist  solche  mit  einer  Steuer- 
leistung über  21  Gulden)  und  auch  diese 
nicht  vollzählig  Berücksiditigung  fanden. 


Zahl  der 
Etablissements 


Streichgarnspinnerei  .  . 
Kammgarn  „  ... 
KuDstwollerzeugung  .  . 
Streichgamweberei  .  .  . 
Kammgarn  und  gem.  Stoffe 
Teppiche,  Decken  nnd  Kotzen 


1885 
299 
10 
10 
232 
»45 

31 


1890 

187 

10 

16 

199 

126 

37 


Zahl  der 

beschäftigten 

Arbeiter 


1885 

8884 

4072 

578 

22579 

30541 

2441 


1890 
6977 
4621 
1280 
30654 
34526 
4906 


Zahl  der  in  den 
Motoren  verwende- 
ten Pferdekräfte 
1885        1890 


7  «73 
3865 

413 
7  55« 
4384 

952 


U694 
4867 

«374 
7  «93 
9093 
3233 


Zusammen 


7«7 


575 


59095      72964 


24338      36454 
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Die  Ausführ  der  Wollwaren  aus  Oester- 
reich-üngam  hat  seit  1873  betrftchtlich  zuge- 
nommen. Während  aber  im  Jahre  1873 
noch  ein  Mehrimport  nachgewiesen  wurde, 
begann    1874    der   Umschwung    zu    einer 


regelmässigen  Mehrausfuhr,  die,  wie  folgende 
Tafel  zeigt,  schon  wiederholt  grösser  als  die 
Einfuhr  war  und  in  der  2.  Hälfte  der  90  er 
Jahre  wieder  wesentlich  zugenommen   hat. 


Im 
Jahres- 

Einfuhr             « 

Ausfuhr 

Mehransfahr 

durch- 

schnitte 

Menge 

Wert 

Meng« 

Wert 

Menge 

Wert 

resp. 
Jahre 

Mtr.-Cent 

MilL  K. 

Mtr.-Cent. 

Mül.  K. 

Mtr.-Cent 

MUl.  K. 

1881—1885 

29897 

38,0 

50148 

S4,o 

20251 

16,0 

188&-1890 

18792 

22,0 

50615 

50,0 

31823 

28,0 

1891—1895 

33234 

25,5 

42633 

35,4 

19399 

9,9 

1896—1900 

20290 

23,5 

47218 

39,8 

26928 

'6,3 

1890 

19084 

«9,2 

51  184 

45,0 

32  100 

25,8 

1891 

21754 

23,8 

37895 

33,8 

16141 

10,0 

1892 

23599 

25.5 

41541 

34,5 

17942 

9,0 

isas 

23185 

26,5 

48162 

37,4 

24977 

10,9 

1894 

24369 

26,5 

42616 

35,8 

18247 

9,3 

1895 

23261 

25,1 

42953 

35,7 

19692 

10,6 

1896 

20635 

22,6 

46  106 

37,2 

25471 

«4,6 

1897 

20099 

22,7 

46396 

36,9 

26297 

«4,2 

1898 

19454 

21,8 

50537 

4«,5 

31083 

«9,7 

1899 

20 151 

24,1 

47985 

42,4 

27834 

«8,3 

1900 

21  109 

26,3 

45066 

4«,« 

23957 

14,8 

Bei  den  Wollgarnen  besteht  in  Oester- 
reich-Ungam  umgekehrt  eine  Mehreinfuhr, 
die  von  1881  bis  1895  auf  das  dreifache 
anwuchs,  was  auf  eine  beträchtliche  Aus- 
dehnung der  Fabrikation  von  Webwaren 
schliessen  lässt.  Seither  ist  jene  wieder 
kleiner  geworden,  wohl  auch  infolge  erhöhter 
Oamausfuhr.    Es  betrug  die 


im  Jahre 

Einfuhr 

Ausfuhr 
Mlr.-Centner 

Mehreinfnhr 

1881 

38763 

«3  185 

25578 

1890 

55529 

8441 

47088 

1894 

78205 

6687 

7«5«8 

1895 

81069 

5570 

75  499 

1896 

73684 

8235 

65449 

1897 

65381 

7  939 

57442 

•   1898 

56127 

10075 

46052 

1899 

64122 

9215 

54907 

1900 

60808 

9520 

51288 

Der  Wert  der  Mehreinfuhr  von  Garnen 
ist  beträchtlich  und  übersteigt  jenen  der 
Mehrausfuhr  von  Webwaren  um  20  und 
mehr  Millionen  Kronen.  Im  Durchschnitte  der 
Quinquennien  1891  bis  1895  und  1896  bis  1900 
betrug  er  37,2  resp.  35,5  Millionen  Kronen. ' 

Littenttor:  QffUielle  »talUtüehe  Jahrbücher  und  1 
Handeliaunreüe.       UeberHchten    der    WeUvrirt- ' 
tchaft,  Jahrg.   1885 — 89,    heratugegtben   von  F. 
r.  Juratchek,   Berlin  1893,   Art.   Wolle.  — , 
Commercial  Sittory  and  Review  alt  Supplement 
des  EeonomitL  —  Bulletin  de  Statittique  et  de 
legitlation  comparee,  Run»  1900  und  frühere.       I 
von  tfurasehek.     i 


n. 
Zur  Zollgeschichte. 

In  Preussen  gehörte  die  Wollindustrie, 
stets  zu  den  wichtigsten  Qewerbzweigen  und 


es  wurde  daher  in  der  Periode  des  Merkantilis- 
mus nach  und  nach  der  ganze  Apparat  des 
Schutzsystems  fttr  sie  in  Bewegung  gesetzt. 
Schon  im  16.  Jahrhundert  wurde  der  Verkanf 
und  die  Ausfuhr  von  Wolle  mehrfach  verboten, 
so  besonders  dnrch  das  Wolledikt  von  1593, 
und  im  17.  Jahrhundert  wurde  dieses  Verbot 
wiederholt  erneuert.  Unter  dem  Grossen  Kur- 
fOrsten  wurden  gewisse  Arten  von  Tuch  und 
anderen  Geweben  von  der  Einfnhr  ansge- 
schlossen,  und  unter  den  ersten  Königen  gelangte 
das  Schutz-  und  Prohibitivsystem  zu  immer 
vollständigerer  AnsbUdnng'.  Um  die  Verarbei- 
tung der  Wolle  im  Lande  selbst  noch  mehr 
zu  sichern,  liess  Friedrich  Wilhelm  I.  das  Ber- 
liner Lagerhaus  errichten,  in  dem  das  Tuch 
fOr  die  ganze  Armee  angefertigt  wnrde,  das 
aber  gleichwohl  in  den  ersten  Jahren  noch 
staatlicher  Zuschüsse  bedurfte.  Unter  Friedrich 
dem  Grossen  erhielt  die  staatliche  Fürsorge  für 
die  Wollindustrie  neue  Anregung  dnrch  die 
Erwerbung  Schlesiens,  wo  auch  die  Produktion 
feiner  Wollsorten  besonders  hoch  entwickelt 
war.  Nach  dem  Zusammenbrach  von  1806  kam 
das  prohibitive  Schutzsystem  auch  rücksichtlich 
der  Wollindustrie  zu  Falle,  und  bei  der  end-r 
gütigen  Neuregelnng  des  preussischen  Zoll- 
wesens durch  den  Tarif  v.  20.  Mai  1818  wur- 
den die  Wollenwaren  nur  mit  ziemlich  massigen 
Zöllen  belegt  Zoll  und  Verbranchsstener  zu- 
sammen betrugen  nämlich  in  den  Provinzen 
östlich  von  der  Weser  für  den  Centner  (von 
110  alten  Pfund)  gewöhnlicher  Waren  80,  21 
Mark  nnd  für  feine  Waren  142'',,  Mark.  In 
den  Provinzen  westlich  von  der  Weser  waren 
die  entsprechenden  Zollsätze  67 ',8  Mark  und 
r29';i  Mark.  Der  Zoll  auf  Wollengam  betrug 
19',  (  Mark  für  den  Centner.  Robe  Wolle  war 
bei  der  Einfuhr  frei,  bei  der  Ausfuhr  aber 
mnsste  in  beiden  Staatsbälften  10  Mark  für  den 
Centner  entrichtet  werden.  Schon  im  Jahre 
1821  erfolgte  eine  Herabsetzung  der  Zölle  auf 
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Wollfabrikate  anf  SO  big  90  Mark.  In  6  a  y  e  r  n 
wurde  nach  dem  Tarife  v.  23.  Juli  1819  vou 
allen  Wollenwaren  beim  Eingange  20  fl.  und 
beim  Ausgange  6'/«  kr.  vom  Centner  Brutto 
erbeben.  Der  Einfuhrzoll  für  Wolle  betrug 
127«  kr.,  der  Ausfuhrzoll  5  fl.  vom  Centner 
Brutto.  Sehr  niedrig  waren  die  badischen 
Zollsätze  nach  dem  Tarife  t.  2.  Januar  1812. 


Sie  betragen  für  Wollengam  bei  der  Einfuhr 
1  fl.  4  kr.,  bei  der  Ausfuhr  24  kr.,  fttr  wollen» 
Fabrikate  aller  Art  bei  der  Einfuhr  2  fl.  8  kr., 
bei  der  Ausfuhr  8  kr.,  fUr  WoUe  bei  der  Ein- 
fuhr 32  kr.,  fttr  die  Ausfuhr  1  fl.  4  kr.  Tom 
Centner.  Eine  Uebersicht  über  die  wichtigsten 
Einfuhrzollsätze  im  Tarife  des  Zollrereins  griebt 
die  folg«nde  Tabelle. 


Zolltarif 

Garn 
M. 

i,5-i8 

Fussteppiche  Tuch  n.  and.  Waren 

Shawls  U.Spitzen 
H. 
90 

V.  1.  I.       1834  ab  vom  Ctr. 

iU.                                             JU. 

60                    90 

V.  1.  I.       1837    „„      „ 

1,5-24 

60              — 

90 

T.  1.  I.       1840    „  Ton  100  kg 

3-48 

120              180—300 

300 

V.  1.  VU.  1865    „    „       „     „ 

3—24 

60             60,  120,  150 

180 

V.  1.  I.       1880    „    „       „     ,3, 

8- 

10,  12, 

24 

—             100,  '35,  150 

300—450 

V.  1.  I.       1886    „    „       „     „  3, 

8, 

lo,  12, 

24 

—        «oo,  135,  ISO,  220 

300—450 

Rohe  Wolle  ist  frei  geblieben,  Ton  der  ge-  '< 
kämmten   aber  wird   nach   dem  Tarife  y.  15. 1 
Juli    1879  ein   Eingangszoll   von  2  Mark   für  | 
100  kg  erhoben.    Der  Ausfuhrzoll  auf  rohe  und  | 
gekämmte  Wolle  wurde  vom  1.  Januar  1854 
ab  von  6  auf  1  Mark  für  100  kg  herabgesetzt 
und  durch  das  G.  v.  1.  Mai  1865  ganz  aufge- 
hoben.   In  dem  durch  die  Handelsrerträge  von 
1891  entstandenen  Konventionstarife  sind  meh- 
rere  der   obigen    Zollsätze   gebunden   worden, 
Herabsetzungen  aber  haben  nicht  stattgefunden. 
Nach  dem   dem   Bundesrat  vorgelegten  Tarif- 
entwurf sollen  die  Zölle  auch  der  unteren  Garn- 
nummern anf  4  und  4,50  Mark  und  der  bisher 
150  Mark  betragende  Satz  für  gewisse  Webe- 
waren auf  175  Mark  erhöht  werden. 

In  Oesterreich  wurde  die  Einfuhr  von 
wollenen  Zeugen  schon  1715  verboten.  Nach 
dem  Patent  vom  27.  August  1784  gehörten  die 
Wollenwaren  zu  den  ausser  Handel  gesetzten 
Gegenständen,  die  nur  von  Privatpersonen  anf 
Grund  besonderer  Erlaubnis  gegen  einen  Zoll 
von  60  Prozent  des  Wertes  eingeführt  werden 
durften,  nach  dem  Tarife  von  1788  waren  die 
Zollsätze  für  diesen  Fall  zwischen  55  und  360  fl. 
fttr  den  Centner  abgestuft.  Der  Partialtarif 
vom  2.  September  1817  verbot  die  Einfuhr  von 
Wollzeugen,  der  Tarif  vom  27.  Dezember  1838 
aber  Hess  sie  als  ausser  Handel  gesetzt  wieder 
zu  den  Zöllen  von  1788  zu.  Der  das  Prohibitiv- 
system aufgebende  Tarif  vom  6.  November  1851 
setzte  den  Zoll  für  gemeinste  Wollenwaren  auf 
12'/,  fl.,  für  andere  auf  50  bis  100  fl.,  für  Tüll, 
Shawls  und  feinste  Waren  anf  150 — 250  fl.  ö. 
W.  fttr  den  Centner.  Doch  waren  während 
des  ersten  Jahres,  nämlich  bis  zum  1.  Februar 
1853,  auf  diese  wie  auch  auf  viele  andere  Zölle 
noch  10  Prozent  Zuschlag  gelegt.  Durch  den 
Handelsvertrag  von  1853  mit  dem  Zollverein 
wurden  die  Zölle  fttr  gewöhnliche  und  ,feine 
Waren  auf  45,  100  und  200  fl.  herabgesetzt. 
Der  Zoll  auf  Wollengam  (6  und  12",  fl.)  da- 
gegen blieb  nngeändert.  Vom  1.  Juli  1865  ab 
waren  die  WoUenwarenzöUe  des  allgemeinen 
Tarifs  8,  36,  64,  75  und  90  fl.  ö.  W.,  neben 
denen  die  vertragsmässigen  Sätze  vou  5,  25, 
45  und  70  fl.  bestanden.  Letztere  wurden 
1868  auf  5,  20,  40  und  60  fl.,  1870  auf  4,50, 
15,  35,  50  und  60  fl.  für  den  Centner  (von 
50  kg)  gesetzt.  Die  Gamzölle  bewegten  sich 
im  Vertragstarife  zwischen  0,76  und  6  fl.  — 
Der  autonome  Tarif  vom  21.  Juni  1878  brachte 


einige  neue  Abstufungen,  aber  keine  wesent^ 
liehen  Erhöhungen  der  letzten  vertragsmässig^ 
Woll Warenzölle :  sie  betrugen  hiernach  9,  30, 
40,  60,  80,  100  und  150  f.  8.  W.  fftr  100  k^. 
Die  Gamzölle  blieben  nngeändert  Der  Tanf 
vom  25.  Mai  1882  erhöhte  die  Sätze  von  9  und 
30  auf  12  und  40  fl.,  auch  einige  von  60  auf 
80  fl. ;  die  GarnzöUe  wurden  mehrfach  abge- 
stuft und  stiegen  für  die  feinsten  Sorten  bis 
16  fl.  Weitere  Erhöhungen  fanden  dann  noch 
statt  durch  den  Tarif  vom  21.  Mai  1887,  in  dem 
die  früheren  Sätze  von  40  auf  60  fl.,  die  von  80 
auf  100,  die  von  100  auf  110,  die  von  160  anf 
200  fl.  gesetzt  wurden.  Auch  die  Gamzäle 
wurden  gesteigert,  und  der  höchste  Satz  ging 
auf  20  fl.  Der  Tarif  des  mit  Deutschland  a^ 
geschlossenen  Handelsvertrags  von  1891  enthält 
keine  nennenswerten  Ermässigungen,  sondern 
nur  die  Bindung  mehrerer  Zölle  auf  Wollen- 
waren. Der  höchste  Gamzoll  wurde  von  20  fl. 
wieder  auf  16  fl.,  den  Satz  von  1882,  erniedrigt. 
In  Frankreich  wurden  die  nach  dem 
Colbertschen  Tarif  v.  1664  noch  massigen 
Schatzzölle  anf  spanische,  holländische  und  eng- 
lische Wollwaren  durch  den  Tarif  v.  1667 
bedeutend  erhöht  Die  englischen  Waren  dieser 
Art  waren  von  1701  bis  1786  gänzlich  ver- 
boten, nnd  die  durch  den  Handelsvertrag  von 
1786  vereinbarten  niedrigen  Zölle  blieben  nur 
wenige  Jahre  in  Kraft.  Der  Tarif  v.  15. 
März  1791  hatte  für  Wollfabrikate  verhältnis- 
mässig sehr  hohe  Sätze:  gewöhnliche  Tuch- 
waren hatten,  die  Gewichtseinheit  auf  100  kg 
umgerechnet,  306  Francs,  feine  612,  Strick- 
waren 204,  Teppiche  146,88,  Decken  102  Francs 
zu  entrichten.  Der  Zoll  auf  Wollengam  betrug 
73,44  Francs,  der  Ausfuhrzoll  18,36  Francs; 
unversponnene  Wolle  dagegen  konnte  frei  ein- 
gehen, war  aber  mit  einem  Ausfuhrzoll  von 
76,50  Francs  belegt,  und  von  1792  bis  1814  war 
die  Ausfahr  verboten.  Die  Einfuhrzölle  der 
Wollfabrikate  wurden  seit  1793  (Dekret  v. 
1.  März)  mehr  und  mehr  in  Einfuhrverbote  ver- 
wandelt, so  dass  im  Jahre  1806  sämtliche 
Waren  dieser  Art  mit  einer  unbedeutenden 
Ausnahme  verboten  waren.  Die  wollenen  Game 
wurden  durch  das  G.  v.  10.  Bmra.  des  Jahres  V 
ebenfalls  von  der  Einfuhr  ausgeschlossen,  die 
Ausfuhr  derselben,  die  1792  ebenfalls  verboten 
worden  war,  wurde  1796  gegen  einen  Zoll  von 
20,40  in  51  Francs  wieder  gestattet.  Das  ö.  v. 
28.  April  1816  Hess  dieses  Prohibitivsystem  tut 
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xmgeändert  bestehen,  yon  allen  Wollenwaren 
war  nur  den  Teppichen ,  Decken ,  Bändern 
und  Posamentierwaren  der  Eingang  gestattet, 
nnd  zwar  gegen  hohe  Zölle,  die  1817,  1822, 
1823,  1825  nnd  183ti  teilweise  noch  weiter  er- 
höht wurden.  Eine  Ausnahme  Ton  dem  Ein- 
fuhrverbot gegen  WoUeugam  wurde  erst  durch 
eine  Ordonnanz  t.  2ö.  Jiüi  1837  gemacht,  zu 
Gunsten  des  gezwirnten  Garns  aus  langer 
Kammwolle,  wofär  aber  bei  der  Eiufohr  auf 
französischen  Schiffen  770  Francs  Zoll  (für 
100  kg)  zu  bezahlen  war.  Die  Ausfuhrzölle 
auf  Game  wurden  1806  herabgesetzt,  1822  für 
gefärbte  und  gebleichte  nnd  1838  Überhaupt 
bis  auf  einen  Best  von  0,2ö  Francs  abgeschafft. 
Die  rohe  Wolle  hatte  nach  dem  G.  t.  28.  April 
1816  (bei  der  Einfuhr  auf  französischen  Schiffen, 
auf  die  sich  auch  aUe  folgenden  Zölle  und  zwar 
mit  Einschluss  des  Kriegszehntels  beziehen)  nur 
IjlO  Francs,  gefärbte  aber  73,44  Francs  zu  ent- 
richten. Das  G.  V.  7.  Juni  1820  aber  führte 
teils  aus  finanziellen,  teils  aus  protektionistischen 
Gründen  einen  BohstoSzoU  auf  Wolle  ein,  der, 
je  nachdem  sie  zu  den  gewöhnlichen  oder  den 
feinen  Sorten  gehörte  und  in  Seh  weiss  oder 
gewaschen  war,  sich  zwischen  5,50  Francs  und 
66  Francs  abstufte.  Um  aber  die  Ausfuhr  der 
Wollfabrikate  nicht  zu  erschweren,  wurde  zu- 
gleich eine  Ausfuhrprämie  fär  diese  gewährt, 
die  auf  22,50  bis  äO  Francs  für  100  kg  festge- 
setzt war.  Dabei  wurde  auf  die  Herkunft  der 
verarbeiteten  Wolle  keine  Rücksicht  genommen, 
und  die  Prämie  kam  also  auch  den  aus  fran- 
zösischem Material  hergestellten  Waren  zu 
fnte.  Das  G.  v.  27.  Juli  1822  erhöhte  die 
öUe  für  die  geringeren  Qualitäten  auf  das 
Doppelte  und  schaltete  noch  mehrere  Zwischen- 
stufen ein.  Bald  darauf  aber  wurden  durch 
Ordonnanz  v.  14.  Mai  1823  und  t.  20.  Dezember 
1824  im  Interesse  der  damals  lebhaft  klagenden 
Landwirtschaft  die  WoUzüUe  vervierfacht,'  so 
dass  sie  nunmehr  mit  zahlreichen  Unterschieden 
von  44  bis  254  Francs  für  100  kg  gingen.  Die 
Ausfuhrprämien  für  Fabrikate  wurden  diesen 
Sätzen  gemäss  erhöht  nnd  standen  jetzt  zwischen 
174,bO  und  396  Francs.  Nur  während  einer 
kurzen  üebergaugszeit  wurde  die  Vorlegung 
von  Zollquittungen  zur  Erlangung  der  erhöhten 
Prämien  verlangt.  Das  G.  v.  17.  Mai  1826 
setzte  den-  Wollzoll  allgemein  auf  3370  ^^^ 
Wertes  an  der  Grenze,  mit  Miuimalwert  für 
rohe  (1  Franc),  kalt  gewaschene  (2  Francs)  nnd 
heissgewaschene  Wolle  (3  Francs).  Die  Aus- 
fahrprämien wurden  dieser  Verzollung  ange- 
passt  und  1831  für  die  feineren  Waren  auf 
13'''s"/o  dß*  Wertes  gesetzt.  Die  Ordonnanz  v. 
8.  Juli  1834  verminderte  den  Wollzoll  auf  22»/« 
des  Wertes  ohne  Festsetzung  eines  Minimums 
und  regelte  dementsprechend  auch  die  Ausfuhr- 
prämien. Napoleon  III.  setzte  durch  mehrere 
Dekrete  (von  1852,  1854,  1855,  1856)  die  WoU- 
Zölle  mehr  und  mehr  herab,  um  die  freihänd- 
lerLtche  Beform  vorzubereiten.  Das  G.  v.  5.  Mai 
1860  hob  sie  endlich  gänzlich  auf  mit  Aus- 
Bahme  einer  Taxe  von  3  Francs  für  100  kg 
bei  der  indirekten  Einfuhr  aas  europäischen 
Niederlagen  nnd  der  Einfuhr  auf  fremden,  nicht 
Tertragsmässig  befreiten  Schiffen.  Gekämmte 
und  gefärbte  Wolle  blieb  jedoch  auch  in  dem 
mit  England  1860  vereinbarten  Vertragstarif 
noch  mit  25  Francs  für  100  kg  belastet.    Im 


übrigen  hob  dieser  Tarif  das  Verbot  der  Fabri- 
kate und  Game  gänzlich  auf  nnd  ersetzte  die 
anderen  durch  Zölle  von  meistens  10°7o,  für 
einige  Artikel  auch  von  5  und  15%  des 
Wertes,  die  letzteren  durch  Zölle  von  25  bis 
100  Francs  für  100  kg  mit  Zuschlägen  für  ge- 
zwirnte und  gefärbte  Game.  Im  Generaltarit 
wurden  erst  1881  die  Verbote  durch  hohe  Zölle 
ersetzt,  doch  hatte  dieses  keine  praktische  Ber 
deutungj  da  für  alle  Industriestaaten  der  Ver- 
tragstarif galt.  In  diesem  wurden  durch  die 
1882  in  Kraft  tretenden  neuen  Handelsverträge 
die  Wertzölle  durch  Gewichtszölle  ersetzt,  wo- 
bei auch  einige  Erhöhungen  vorkamen.  Tuch- 
waren hatten  fortan  50—140  Francs,  Wirk- 
waren 120—524  Francs,  Decken  55  Francs, 
Teppiche  45—80  Francs,  Spitzen  300  Francs, 
Stickereien  5(X)  Francs  für  100  kg  zu  entrichten. 
Die  Gramzölle  wurden  in  ausserordentlich  zahl- 
reichen Abstufungen  von  12  bis  145  Franc» 
festgesetzt  und  zwar  durchweg  im  Vergleich 
mit  dem  früheren  Vertragstarif  ermässigt.  In 
dem  1892  anstatt  des  Verti'agstarifs  aufge- 
stellten autonomen  Minimaltarif  steigt  der 
höchste  Zollsatz  für  Tuchwaren  bis  220  Francs 
nnd  für  Teppiche  bis  185  Francs.  Von  den 
GamzöUen  wurden  ebenfalls  mehrere  erhöht, 
und  der  Minimalsatz  beträgt  jetzt  15  Francs. 
Die  Zölle  des  neuen  Generaltarifs  sind  25  bis 
50%  höher  als  die  des  Minimaltarifs. 

In  England  war  die  Wollindustrie  bis 
zu  dem  mächtigen  Aufschwung  der  Baumwoll- 
industrie am  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts 
der  wichtigste  Gewerbezweig  und  daher  auch 
schon  frühzeitig  Gegenstand  besonderer  Schutz- 
massregeln. Schon  im  13.  Jahrhundert  und 
später  unter  Eduard  III.  kamen  vorübergehend 
Verbote  der  Wollausfuhr  und  der  Tucheinfuhr 
vor,  doch  hatten  diese  Massregeln  anfangs  mehr 
einen  fiskalischen  als  einen  protektionistischen 
Charakter,  da  die  Könige  Lizenzen  verkauften, 
durch  die  man  sich  denselben  entziehen  konnte. 
England  hatte  überdies  noch  einen  solchen 
üeberfluss  an  Wolle,  dass  die  Ausfuhr  einer 
bedeutenden  Menge  unumgänglich  war,  und  sie 
bildete  denn  auch  einen  der  wichtigsten  Artikel 
für  den  den  Verkehr  mit  dem  Auslande  ver- 
mittelnden Stapel,  der  seit  1361  ausschliesslich 
nach  Calais  verlegt  war.  Doch  wurde  die 
Wollausfnhr  mit  hohen  Zöllen  belastet  und  die 
Stapelorganisation  diente  mit  dazu,  die  Er- 
hebung derselben  sicher  za  stellen.  Diese 
Zölle  trug  schliesslich  das  Aasland,  da  die 
englische  Wolle  für  gewisse  Arten  von  Ge- 
weben als  unentbehrlich  galt  Der  Ausfuhrzoll 
war  daher  eine  wirksame  Schutzmassregel  für 
die  englische  Tuchindustrie,  die  schon  unter 
Eduard  ni.  so  weit  entvrickelt  war,  dass  ihre 
Fabrikate  ausgeführt  werden  konnten.  Diese 
Tnchausfuhr  nach  dem  Kontinente  wurde  ein 
Hauptzweig  des  Handels  der  von  den  Staplern 
unabhängigen  Gesellschaft  der  Merchant  Ad- 
venturers.  Allmählich  erwies  sich  die  englische 
Tuchindustrie  der  flandrischen  gewachsen,  und 
in  einem  im  15.  Jahrhundert  auf  beiden  Seiten 
mit  Einfuhrverboten  geführten  handelspolitischen 
Kampfe  mussten  die  Niederländer  schliesslich 
nachgeben.  Unter  Eduard  IV.  (1464)  wurde 
die  Tncheinfnhr  wieder  verboten  und  die  Woll- 
ausfuhr weiter  beschränkt,  wenn  auch  das  von 
den  Tuchmachern  gewünschte  gänzliche  Verbot 
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derselben  nicht  gewährt  wurde.  Das  um  die- 
selbe Zeit  erlassene  Verbot  der  Ausfuhr  von 
Garn  und  ungewalktem  Tnch  hatte  hauptsäch- 
lich den  Zweck,  die  mit  einem  Zolle  bäastete 
Ausfuhr  fertiger  Tücher  zu  befördern,  wozu 
noch  die  BUcksicht  auf  die  Vermehrung  der 
Beschäftigung  der  Handwerker  kam.  Unter 
Heinrich  vll.  kam  auch  noch  das  Verbot  der 
Ausfuhr  Ton  ungeschorenem  und  ungerauhtem 
Tuch  hinzn,  das  auch  unter  Heinrich  VIII. 
trotz  des  Widerspruchs  der  Merchant  Adven- 
turers  und  der  Beschwerde  der  Hanseaten  auf- 
recht erhalten  wurde.  Ein  Wollausfuhrrerbot 
nach  dem  Wunsche  der  Industrie  wurde  erst 
1622  erlassen,  aber  in  voller  Strenge  wurde  es 
erst  nach  seiner  Erneuerung  im  Jahre  1660 
durchgesetzt.  Ueberhaupt  begann  ^etzt  die 
principielle  Ausbildung  eines  rücksichtslosen 
Schutzsystems  zu  Gunsten  einer  Industrie,  die 
schon  längst  festbegründet  war  und  keine  Kon- 
kurrenz zu  scheuen  hatte.  So  wurde  die  Tiich- 
ausfnhr  aus  Irland  verboten,  und  das  viele  Jahr- 
zehnte hindurch  aufrecht  erhaltene  Verbot  der 
indischen  gedruckten  Calikos  und  Seidenstoffe 
hatte  teilweise  ebenfalls  seinen  Grund  in  der 
Rücksicht  auf  die  Tuchindustrie.  Um  das 
WoUausfuhrverbot  noch  wirksamer  zu  machen, 
verlangten  die  Fabrikanten  noch  in  den  vier- 
ziger Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  die  Re- 
gistrierung aller  en^ischen  Schafe,  und  das 
Parlament  ging  auf  dieses  Projekt  ein,  wenn 
es  auch  nicht  zur  Ausführung  gebracht  werden 
konnte.  Die  Aufhebung  des  Ausfuhrverbotes 
erfolgte  erst  durch  das  G.  v.  3.  Juni  1824. 
Andererseits  war  ans  finanziellen  Rücksichten 
die  fremde  Wolle  namentlich  seit  1802  mit 
Zöllen  belegt  worden,  zuletzt  mit  6  Pence  für 
das  Pfund,  welcher  Satz  durch  das  oben  er- 
wähnte Gesetz  von  1824  je  nach  der  Qualität 
auf  1  Penny  und  '/«  Penny  erniedrigt  wurde. 
Die  Wolle  aus  den  englischen  Kolonieen  erhielt 
schon  1826  ZoUfreiheit,  die  vollständige  Be- 
seitigung der  WoUzCUe  aber  brachte  erst  das 
G.  V.  6.  Juni  1844.  Die  Zölle  auf  Wollfabrikate, 
die  vor  der  Beformperiode  SO";,  des  Wertes 
betragen  hatten,  wurden  durch  den  Tarif  v. 
6.  Juli  1826  auf  15  »/o  herabgesetzt  (nur  die 
Konfektionswaren  waren  mit  20%  belastet), 
und  nach  einigen  weiteren  Ermässigungen 
durch  den  Tarif  v.  26.  Juni  1840  wurden  sie 
durch  den  Tarif  v.  4.  August  1853,  soweit  nicht 
besondere  Sätze  aufgestellt  waren,  auf  5",'o 
herabgesetzt.  Die  vollständige  Abschaffung  der 
Fabrikatzölle  knüpfte  sich  an  den  Handelsvertrag 
mit  Frankreich. 

Nach  dem  zwischen  Italien  und  Frank- 
reich an  dem  Handelsverträge  v.  17.  Januar 
1863  vereinbarten  Vertragstarif  betrug  der  Zoll 
von  wollenen  Geweben  15%  des  Wertes  oder 
nach  Wahl  der  Einbringer  160  Francs  für  100 
kg.  Von  1.  November  1866  ab  sollte  der  Zoll 
auf  IC/fl  herabgesetzt  werden.  Für  Band  waren 
waren  030  Francs,  für  ungefärbtes  Garn  46,20, 
für  gefärbtes  69,30  Francs  zu  entrichten.  Rohe 
Wolle  war  frei,  gefärbte  mit  3,45  Francs  für 
100  kg  belastet.  Diese  Zollsätze  waren  übrigens 
gleich  denen  des  allgemeinen  Tarifs,  der  seiner- 
seits mit  dem  sardinischen  vom  9.  August  1859 
übereinstimmte,  nur  dass  zu  den  Sätzen  der 
letzteren  unter  dem  Namen  Kriegsstener  und 
Speditionsgebühr  noch  ein  Zuschlag  von  15% 


kam.  In  dem  neuen  Vertragstarife  von  1881 
kam  die  in  dem  Generaltarife  von  1878  durch- 
geführte protektionistische  Wendung  ebenfalls 
zum  Ausdrucke.  Die  (reinen)  Wollgewebe 
waren  mit  140  und  170  Francs,  die  gestickten 
mit  400  Francs,  wollene  Decken  mit  110, 
Wollengam  mit  60—90  Francs  tarifiert  Diese 
Sätze  waren  teilweise  von  denen  des  allge- 
meinen Tarifs  von  1883  nicht  verschieden,  teil- 
weise um  10—15%  niedriger.  In  dem  Tarife 
des  deutsch-italienischen  Handelsvertrages  von 
1891  finden  wir  für  WoUengame  und  Fabrikate 
mehr  Abstufungen,  aber  im  ganzen  eine  Er- 
höhung der  Belastung:  so  beträgt  der  höchste 
Satz  für  Gewebe  aus  gekrempelter  Wolle  jetzt 
185  Francs,  für  solcne  aus  Kammwdle  250 
Francs,  wozu  noch  30  Francs  Zuschlag  kommen, 
wenn  die  Stoffe  bedruckt  sind. 

In  Rnssland  besteuerte  der  im  Vergleich 
mit  dem  früheren  schon  gemässigte  Tarif  v. 
28.  Mai  1857  die  Tnch  waren  mit  1,40  Rubel 
das  (russische)  Pfund,  Kammgamwaren  mit 
1,20,  bedruckte  mit  1,60  Rubel,  Flanelle  und 
ähnliche  Waren  mit  80  Kopeken,  Strumpfwaren 
mit  50  Kopeken,  Teppiche  mit  40  Kopeken  das 
Pfund,  Wollengiu-n  das  Pud  (16,38  KU.)  mit 
4  Rubel.  Der  Tarif  v.  5  Juli  1868  setzte  alle 
diese  Zölle  mehr  oder  weniger  herab:  Tuch 
war  hiemach  mit  1,40  Rubel,  nngewalkte  Zeuge 
mit  0,60  bis  1,10  Rubel  (nebst  30%  ZnacMag 
für  gedruckte  Waren),  Flanell  mit  40  Kopeken, 
Teppiche  mit  30  Kopeken  das  Pfund  besteuert, 
der  Gamzoll  dagegen  wurde  auf  4,50  Rubel 
für  das  Pud  erhiSit.  Der  Zoll  auf  rohe  Wolle 
wurde  ebenfalls  und  zwar  von  20  auf  22  Ko- 
peken für  das  Pud  erhöht.  Die  Erhebung  der 
Zölle  in  Gold  seit  1877  bildete  eine  bedeutende 
Erhöhung  derselben.  Im  Jahre  1881  erfolgte 
eine  Zollerhöhung  von  10%  und  1890  a^r- 
mals  eine  solche  von  20%.  Der  neue  Tarif  v. 
11.  Juni  1891  belegt  Gtewebe  aus  gekrempelter 
Wolle  mit  1,20  Rubel,  solche  aus  Kammwolle 
mit  1,50  Rubel  das  Pfund  mit  Zuschlägen  von 
30%  für  bedruckte  Zeuge,  Kachemirartige  Ge- 
webe mit  3  Rubel,  Teppiche  mit  55  Kopeken 
das  Pfund,  ungefärbtes  Wollengam  mit  9  Rubel. 

fefärbtes  und  s^ezwimtes  mit  12  Rubel  das 
ud,  rohe  Wolle  mit  2  Rubel,  gefärbte  mit 
3  Rubel,  gekämmte  mit  6,50  Rubel,  geerbte 
und  gekämmte  mit  7  Rubel  das  I>ud. 

In  den  Vereinigten  Staaten  brachte 
erst  der  Tarif  v.  20.  März  1816  den  Wollwaren 
einen  erheblichen  Schutzzoll,  nämlich  von  25% 
des  Wertes.  Im  Jahre  1824  wurde  dieser  Satz 
teilweise  auf  30%  1828  für  die  besseren  Stoffe 
auf  45%  und  für  die  nicht  benannten  auf  40*, 
erhöht.  Im  Jahre  1832  wurde  der  Wertzoll 
auf  50%,  der  schon  1830  für  die  besten  Waren 
angenommen  worden,  verallgemeinert.  In  den 
Jahren  1836  bis  1842  fand  auf  Grund  des  G. 
V.  2.  März  1833  eine  allmähliche  Ermässigung 
des  Zolles  bis  auf  29%  statt,  durch  das  G.  v. 
30.  August  1842  aber  wurde  er  wieder  anf 
40%  gebracht.  Die  Kammgamwaren  worden 
längere  Zeit  weit  günstiger  behandelt :  bis  1824 
blieben  sie  ganz  zollfrei;  der  dann  eingeführte 
Wertzoll  von  25%  wurde  1832  auf  1Ü%  her- 
abgesetzt und  für  einige  Artikel  ganz  aufge- 
hoben; 1841  jedoch  wurde  er  wieder  anf  20*, 
und  1842  auf  30%  erhöht  Wollengam  wurde 
seit  1832  mit  4  Cents  das  Pfnnd  und  aosser- 
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dem  40  "o  des  Wertes  besteuert;  nach  einer 
Emiedrigong  dieses  Prozentroschlags  seit  1^ 
wurde  1842  ein  einfacher  Wertzoll  Ton  30'/o 
angenommen.  Derselbe  galt  auch  fttr  Kamm- 
ern, das  vorher  nnr  mit  20  "/g  belastet  war. 
Die  rohe  Wolle  wnrde  zuerst  1824  und  zwar 
je  nach  ihrem  Werte  von  15,  20  und  30"/,  be- 
stenert;  die  billigste  blieb  von  1832  bis  1842 
wieder  guu  frei  und  hatte  dann  nnr  einen 
ZoU  von  b%  ea  trafen,  während  fttr  die 
besseren  Sorten  der  Zoll  in  letztgenannten 
Jahren  auf  3  Cents  fttr  das  Pfund  und  ausser- 
dem 30'/(,  des  Wertes  gesetzt  wnrde.  Der 
Tarif  v.  30.  Juni  1846  setzte  die  meisten  Woll- 
fabrikatzdle  auf  20  und  2ö''!„  herab,  und  der 
fttr  nicht  besonders  genannte  Waren  blieb  auf 
30  '1^  ebenso  der  auf  rohe  Wolle,  während  für 
Wullengam  (auch  Kammgarn)  nur  25  "/o  zu 
entrichten  waren.  Noch  weitere  Herabsetzungen 
(einige  bis  16  und  19  "/o)  brachte  der  Tarif  von 
1867,  dann  aber  erfolgte  wieder  ein  Bttckschlag 
in  dem  Tarife  v.  2.  März  1861,  der  die  Fabrikat- 
zOlle  meistens  auf  25  und  30%  erhöhte,  ebenso 
die  OamzClle  und  auch  die  vorher  abgeschafften 
BohwollzSUe  wurden,  zunächst  mit  massigen 
Sätzen  (der  geringste  war  5°,,,),  wieder  herge- 
stellt. Wä&end  des  Bürgerkrieges  fanden 
weitere  Zollerhöhungen  statt  und  diese  wurden 
auch  nach  Wiederherstellung  des  Friedens  nicht 
aufgegeben,  sondern  zum  Teil  im  protektionisti- 
schen  Interesse  noch  gesteigert.  So  finden  wir 
im  Jahre  1870  die  meisten  Wollenwaren  be- 
lastet mit  50  Cents  das  Pfund  und  ausserdem 
mit  35 — 50*/,  des  Wertes,  die  Wollengame  mit 
20—50  Cents  das  Pfnnd  und  ausserdem  35"/, 
des  Wertes,  die  besseren  Wollen  mit  12  Cents 
das  Pfund  und  10%.  Im  Jahre  1872  wurden 
diese  Zölle  um  10%  erniedrigt,  aber  1876  folgte 
wieder  eine  Erhöhung.  Nach  dem  Tarife  v. 
3.  März  1883  waren  Tuchwaren  mit  36  Cents 
das  Pfnnd  und  35— 40*;,,  des  Wertes,  Flanelle, 
Decken,  Wirkwaren  n.  a.  sowie  auch  Wollen- 
garne mit  10  bis  35  Cents  das  Pfnnd,  Trauer- 
kleiderstoffe mit  5—9  Cents  fttr  das  Quadrat- 
yard und  35— 40'/o  des  Wertes,  rohe  Wolle 
mit  2%  bis  12  Cents  das  Pfnnd  belastet.  In 
dem  Mac  Kinleyschen  Tarife  von  1890  werden 
zahlreiche  Abstufungen  nach  dem  Werte  ge- 
macht und  die  Zölle  anf  die  Fabrikate  in  sehr 
komplizierter  Weise  bestimmt.  Für  Tnch, 
Shawis  und  alle  mit  Strickmaschinen  herge- 
stellte Waren  werden  z.  B.  3  bis  4  mal  die  für 
die  entsprechenden  Wollarten  festgesetzten  Zölle 
nnd  40%  des  Wertes  erhoben,  für  Wollengarne 
2Vi — 3  mal  der  entsprechende  Wollzoll  und 
35%  des  Wertes.  Die  Wollzölle  betragen  teils 
11  and  12  Cents  fttr  das  Pfnnd,  teils  32—50% 
des  Wertes.  Eine  Ausfuhrvergiltung  findet  nur 
fttr  die  wirklich  ans  fremdem  Rohstoff  herge- 
stellten Fabrikate  statt,  mit  Abzug  von  1% 
des  bezahlten  Zollbetrags.  Der  Wilson-Tarif 
von  1894  enthielt  wesentliche  Reformen:  die 
Wolle  wnrde  fttr  gänzlich  zollfrei  erklärt  und 
die  ZSUe  auf  die  wichtigsten  Fabrikate  wurden 
auf  40 — 45*'a  des  Wertes  herabgesetzt.  Der 
Dingley-Tarif  von  1897  aber  brachte  wieder  einen 
Umsch'.vnng,  indem  er  die  rohe  Wolle  wieder 
mit  11  und  12  Cents  belastete  nnd  andererseits 
die  FabrikatzöUe  bedeutend  —  einzelne  anf 
ät>,55  nnd  sogar  60*/,  des  Wertes  —  erhöhte. 
Wegen    der   Litteratur  vergl.    die   Artt. 


Baumwolle  oben  Bd.  n  S.  515,  Einfuhr- 
verbote oben  Bd.  ni  S.  328/29,  Einfuhr- 
zölle oben  Bd.  m  S.  ä35/36,  Schutzsystem 
oben  Bd.  VI  &  656/57. 

Lexis. 


WolkoU. 

1.  Die  Greschichte  des  W.  in  den  wich- 
tigsten Handelsstaaten.  2.  Die  wirtschaftliche 
Bedeutung  eines  W.  fttr  Deutschland. 

1.  Die  Geschichte  des  W.  in  den 
Ainchtigsten  Handelsstaaten.  Die  Woll- 
zollfrage  hat  in  Preussen  bezw.  im  späteren 
Deutschen  Beich  eine  vollständige 
Wandlung  im  Lauf  der  Zeit  durchgemacht. 
Während  im  18.  Jahrhundert  in  Preussen 
entsprechend  den  herrschenden  merkanti- 
listischen  Anschauungen  die  Ausfuhr  von 
roher  Wolle  aufs  strengste  verboten  war, 
gestattete  der  Zolltarif  von  1818  dieselbe 
und  setzte  einen  Ausfuhrzoll  von  18  Mark 
auf  den  Centner  fest  Die  Einfuhr  war  frei. 
Es  ist  dann  die  Einfuhr  von  roher  Wolle 
in  den  Zollverein  stets  freigeblieben,  nm* 
wird  von  der  gekämmten  nach  dem  Tarif 
vom  15.  Juli  1879  ein  Eingangszoll  von 
2  Mark  für  100  kg  erhoben,  ein  Satz,  der 
auch  heute  noch  besteht,  aber  im  Vergleich 
zum  Wert  der  Wolle  nur  eine  kaum  be- 
achtenswerte Bedeutung  hat  Was  dagegen 
den  oben  erwähnten  Ausfuhrzoll  anbetrifft, 
so  wiu^e  er  vom  1.  Januar  1854  an  für 
rohe  und  gekämmte  Wolle  auf  1  Mark 
herabgesetzt,  nachdem  er  in  den  Jahren  vor- 
her bereits  nur  6  Mark  betragen  hatte,  und 
das  G.  V.  1.  Mai  1865  beseitigte  ihn  ^anz. 
Seitdem  jedoch  die  Preise  für  Wolle  in  so 
starkem  Masse  gesunken  sind,  dass  die 
einst  so  einträgliche  Schafzucht  in  Deutsch- 
land eine  Rente  nicht  mehr  abwerfen  konnte, 
ist  seitens  der  Agrarier  immer  von  neuem 
der  Antrag  an  den  deutschen  Reichstag 
eingebracht  worden,  einen  Zoll  auf  die  Ein- 
fuhr von  Wolle  in  das  deutsche  Zollgebiet 
zu  legen.  Zwar  gab  man  von  dieser  Seite 
wohl  zu,  dass  ein  Wollzoll  auch  die  Fabriken 
sehr  schädigen  mOssc,  aber  man  glaubte 
dadurch,  dass  man  eine  RQckvei^tung  auf 
versponnene  Wolle  bei  Ausfuhr  von  Fabri- 
katen in  Aussicht  stellte,  den  Industriellen 
Ersatz  bieten  zu  können.  In  diesem  Sinne 
wurde  denn  auch  im  Jahre  1896  von  der 
Wirtschaftlichen  Vereinigung  des  Reichs- 
tages ein  Antrag  eingebracht,  der  aber  die 
Zustimmung  dieser  Körperschaft  nicht  fand 
und  abgelehnt  wurde. 

In  Frankreich  konnte  zu  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts  unversponnene  Wolle 
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frei  eingehen,  war  aber  mit  einem  Ausfuhr- 
zoll von  76,50  Francs  belegt  In  der  Zeit 
von  1792 — 1814  war  die  Ausfuhr  ganz  ver- 
boten. Nach  dem  Gesetz  vom  28.  April 
1816  hatte  rohe  Wolle  bei  der  Einfuhr  auf 
französischen  Schiffen  nur  1,10  Francs,  ge- 
färbte aber  73,44  Francs  zu  entrichten.  Das 
G.  V.  7.  Juni  1820  führte  teils  aus  finan- 
ziellen, teils  aus  protektionistischen  Gründen 
einen  Rohstoffzoll  auf  Wolle  ein,  der  je 
nachdem  die  Ware  zu  den  gewöhnlichen 
oder  den  feineren  Sorten  gehörte  und  in 
Schweiss  oder  gewaschen  war,  sich  zwischen 
5,5  Francs  und  66  Francs  abstufte,  um 
aber  die  Ausfuhr  der  Wollfabrikate  nicht 
zu  erschweren,  wurde  zugleich  eine  Aus- 
fuhrprämie für  diese  gewährt,  die  auf  22,5 
bis  90  Francs  für  100  kg  festgesetzt  war. 
Dabei  wiirde  auf  die  Herkunft  der  verar- 
beiteten Wolle  keine  Rücksicht  genommen, 
und  die  Prämie  kam  auch  der  aus  fran- 
zösischem Material  hergestellten  Ware  zu 
gute.  Das  G.  v.  27.  Juli  1822  erhöhte  die 
Zölle  für  die  geringeren  Waren  auf  das 
Doppelte  und  schaltete  noch  mehrere 
Zwischenstufen  ein.  Bald  darauf  aber 
wurden  durch  Ordonnanz  vom  14.  Mai  1823 
und  vom  20.  Dezember  1824  im  Interesse 
der  damals  lebhaft  klagenden  Landwirtschaft 
die  Wollzölle  vervierfacht,  so  dass  sie  nun- 
mehr mit  zahlreichen  Unterschieden  von 
44—254  Francs  für  100  kg  gingen.  Die 
Ausfuhrprämien  für  Fabrikate  wurden  diesen 
Sätzen  gemäss  erhöht  und  standen  zwischen 
174,9 — 396  Francs.  Nur  während  einer 
kurzen  üebergangsfrist  wurde  die  Vor- 
legung von  Zollquittungen  zur  Erlangung 
der  erhöhten  Prämien  verlangt.  Das  G.  v. 
17.  Mai  1826  setzte  den  WoUzoU  allgemein 
auf  33  "/o  des  Wertes  an  der  Grenze  mit 
Minimal  wert  für  rohe  (1  Franc),  kalt  ge- 
waschene (2  Francs)  und  heiss  gewaschene 
Wolle  (3  Francs).  Die  Ausfuhi-prämie 
wurde  dieser  Verzollung  angepasst  Die 
Ordonnanz  vom  8.  Juli  1834  verminderte 
den  Wollzoll  auf  22  "/o  des  Wertes  ohne 
Festsetzung  eines  Minimums  und  regelte 
dementsprechend  auch  die  Ausfuhrprämien. 
Napoleon  IIl.  setzte  durch  mehrere  Dekrete, 
1852,  1854,  1855  und  1856  die  WoUzöUo 
mehr  und  mehr  herab,  die  freihändlerische 
Reform  vorbereitend.  Das  G.  v.  5.  Mai 
1860  hob  sie  endlich  ganz  auf  mit  Ausnahme 
einer  Taxe  von  3  Francs  für  100  kg  bei  der 
indirekten  Einfuhr  aus  europäischen  Nieder- 
lagen und  der  Einfuhr  auf  fiemden,  nicht 
vertragsmässig  befreiten  Schiffen.  Gekämmte 
und  gefärbte  Wolle  blieb  jedoch  auch  in 
dem  mit  England  1860  vereinbarten  Ver- 
tragstarif noch  mit  25  Francs  für  100  kg 
belastet.  Auch  heute  ist  die  Einfulir  von 
roher  Wolle  frei. 


nach       nach 
Es  wird  aber  erhoben  fflr      dem        dem 

100  kg  General-  Minimal- 

tarif        tarif 
Francs 
von  gefärbter  Wolle  und  ge- 
färbten Kämmlingen  3^,5°  *S 
von    gekämmter    wier    ge- 

krämpelter  Wolle  3*,So  25 

von    gekämmter    oder   ge- 
krämpelter,  gefärbt.  Wolle    35,00  27 

In  England  war  in  früheren  Jahrhun- 
derten, selbst  bis  zum  Jahre  1824,  die  Aus- 
fuhr der  Wolle  verboten.  Anderseits  war 
aus  finanziellen  Rücksichten  die  fremde 
Wolle,  namentlich  seit  1802,  mit  Zöllen  be- 
legt, zuletzt  mit  6  Pence  für  das  Pfund, 
welcher  Satz  durch  das  G.  v.  3.  Juni  1824, 
je  nach  der  Qualität,  auf  1  Penny  und  0.5 
Penny  erniedrigt  wurde.  Die  Wolle  aus 
den  englischen  Kolonieen  erhielt  schon  1825 
Zollfreiheit.  Völlige  Zollfreiheit  brachte  das 
G.  v.  6.  Juni  1884. 

In  Oesterreich  wurde  die  roheJWolle 
stets  frei  eingeführt 

InItalien  geht  natürliche  oder  Schweiss- 
woUe  und  gewaschene  Wolle  frei  ein.  Da- 
gegen wird  für  100  kg  gefärbter  oder  ge- 
krämpelter  Wolle  nachfolgender  Satz  er- 
hoben: 

Gefärbte  Wolle  10  Lire 
Gekrämpelte,  sofern  sie  ungeförbt  ist, 
ebenfalls  10  „ 
sofern  sie  gefärbt  ist  ^o  „ 
Bei  gekämmter  WoUe  beträgt  für  un- 
gefärbte der  Zollsatz  1$  „ 
und  für  gefärbte  25  „ 

Auch  für  Kunstwolle  sind  ähnliche 
Sätze  normiert. 

In  Russland  setzte  der  Tarif  vom  28. 
Mai  1857  einen  Zoll  von  20  Kopeken  für  das 
Pud  fest,  der  Tarif  vom  11.  Jimi  1891  bel^ 
rohe  Wolle  mit  2  Rubel,  gefärbte  mit  3 
Rubel,  gekämmte  mit  5,5  Rubel,  gefärbte 
und  gekämmte  mit  7  Ruliel  das  Pud  und 
bestehen  die  Sätze  heute  noch  und  können 
nach  den  Vertragszollsätzen  gekämmte 
Wollen  mit  4,5  Rubel  und  gefärbte  und 
gekämmte  mit  6  Rubel  Abgabe  für  das  Pud 
eingehen. 

In  den  Vereinigten  Staaten  wurde 
rohe  Wolle  zuerst  1824  je  nach  ihrem  Werte 
mit  15,20  und  30 "/o  besteuert;  die  billigste 
blieb  von  1832 — 1842  wieder  ganz  frei  und 
hatte  dann  nur  einen  Zoll  von  S^/o  zu 
tragen,  während  für  die  besseren  Sorten  der 
ZoU  in  letztgenannten  Jahren  auf  3  Cents 
für  das  Pfxmd  und  ausserdem  30*.o  des 
Wertes  gesetzt  wurde.  Dann  erfolgte  eine 
Aufhebung  der  Zölle ;  der  Tarif  vom  2.  März 
1861  stellte  dieselbe  aber  zu  massigen 
Sätzen,  der  geringste  war  5"/o,  wieder  bar. 
Während  des  Bürgerkrieges  fanden  weitere 
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Zollerhöhungen  statt,  -welche  nach  Her- 
stellung des  IViedens  noch  gesteigert  wurden. 
1870  waren  die  besseren  Wollen  mit  12 
Cents  das  Pfund  xmd  10  "/o  des -Wertes  be- 
lastet 1872  wurden  diese  Zölle  um  10*/o 
erniedrigt,  1876  folgte  wieder  eine  Erhöhung. 
1883  war  der  ZoU  auf  Rohwolle  2,5—12 
Cents,  je  nach  Wert  Der  Mac  Kinleysche 
Tarif  von  1890  belegt  die  Wolle  je  nach 
ihrem  Werte  mit  11  bis  12  Cents  für  das 
Pfund,  teils  mit  32— 50»/o  des  Wertes.  Der 
Wilson-Tarif  von  1894  erklärt  die  Wolle  für 
zollfrei,  aber  der  Dingley-Tarif,  welcher  am 
24.  Juli  1897  in  Kraft  trat,  verfolgte  wieder 
prohibitive  Tendenz  und  belegte  infolge- 
dessen Wolle  mit  einem  Zoll,  der  dem  Wert 
entsprechend  schwankend  ist. 


2.  Die  wirtschaftliche  Bedeatung 
eines  W.  für  Deutschland.  Um  sacbge- 
mäss  beurteilen  zu  können,  welche  Bedeutung 
ein  W^ollzoll  für  die  deutsche  Landwirtschaft 
und  besonders  für  die  Hebung  der  Schaf- 
zucht hat  und  ob  er  mit  Rücksicht  auf  die 
nicht  Landwirtschaft  treibende  Bevölkerung 
berechtigt  ist,  muss  man  zunächst  einen 
Rückblick  auf  die  Entwickelung  der  Schaf- 
zucht während  der  letzten  Jahrzehnte  werfen. 
Zu  diesem  Zweck  geben  wir  hier  einen 
Rückblick  über  die  Entwickelung  des  Schaf- 
bestandes in  Deutschland  von  den  60  er 
Jahren  bis  zur  Gegenwart 


Landes  teile 


Entwickelang  des  Schafbestandes 
in  Deutschland 

Anzahl  der  Schafe 


ältere 
Zäh- 
lungen 


1873 


1883 


1892 


1897 


Pro- 
zentaale 
Abnahme 

seit 

den 

sechziger 

Jahren 


Auf  100 
ha  land- 
wirt- 
schaftlich 
benutzter 
Fläche 
kamen 
Schafe  i.d. 
60er  Jahr. 


Prov.  Ostprenssen    . 

„  Westprenssen 
Stadt  Berlin  .  .  . 
Prov.  Brandenburg  . 

„      Pommern  .    . 

„     Posen    .    .    . 

„     Schlesien    .    . 

„     Sachsen.    .    . 

„      Schleswig -Holst 

„     Hannover  .    . 

„     Westfalen  .    . 

„     Hessen-Nassau 

-  Rheinland  .  . 
HohenzoUem  .    .    . 


1  709  623 

1  658  394 

238 

2  722  839 
3070251 
2  614  861 
2628641 
2  040  930 

572  836 
2212093 
498629 
664428 
499228 
13428 


1  841  437 
1806056 

726 

2  451  245 
3218674 
2  629  399 

»  143  763 
I  783  727 

434467 
1857080 
484  151 
612  141 
392976 
10952 


I  413820 

>  349  253 

597 

1  709  897 

2  550  502 
1  892  336 
I  3°9  495 
I  390915 

320  768 
I  500  501 
416761 
554299 
333  73" 
9471 


937  039 

952025 

4  loi 

I  187  247 

I  851  813 

1  001  489 

657271 
1064994 

289521 
I  177  016 

316327! 

4109331 

249  2381 

10  530! 


726468 
688  520! 
2958 
898  2981 
I  406  953 
695  558 
437  J84 
903464 
250678 
971669; 

275  133 

390790 

210613 

9810 


57,6 
58^5 

67,1 
54,2 
73,4 
83,4 
55,8 
56,3 
56,2 
44,9 
41,2 
57,8 
26,9 


71,2 

103,0 

",3 

131,8 

154,4 

127,6 

102,4 

118,9 

40,2 

130,3 

48,4 

91,4 

37,0 

22,8 


Sönigreich  Preussen 


120906419119666  794 


14752328  10109544 


7859096 


62,3 


•00,3 


KCnigreich  Bayern 
„  Sachsen 

„       Württemberg 

Baden 

Hessen 

"Mecklenburg-Schwerin 

Sachsen- Weimar  .    . 

Mecklenbnrg-Strelitz 

Oldenburg  .... 

Brannschweig .    .    . 

'  Sachsen-Meiningen  . 

Sachsen-Altenbnrg  . 

Sacbsen-Coborg-Gotha 

Anhalt 

Schwarzbarg-  Sondersh. 

Schwarzbnrg-Rndolst 

Waldeck     .    .    . 

Beuss  &.  L.     .    . 

B«aB8  j.  L. 

Schaumbarg-Lippe 

liippe 

Lfibieck   .... 

Bremen  .... 

Hamburg    .    .    . 

Elsass- Lothringen 


I 


a  058  638 
371989 
683  842 
177  332 
237  839 

1237014 
285  761 

239495 

220 142 

438840 

111441 

54001 

123724 

218  788. 

94  527  i 

71919 

54  267; 

5716 

32  169 

663571 

9819, 

813 


1  342190 
206833 
577290 
156287 
130410 
1  100048 
212  874' 
221  8681 
194  151 
313  «65 
85001 
30771 
108424 
163217 
82488 
51918 
59860 
4885 
23010 
6963 
56478 
6531 
747 
6062 
302  892'   191  14a 


I 


I  178  2701 

1490371 
550  104, 
131  461 1 
101  663; 
939097; 
«45  442 
188078I 
160937! 

243935; 
58940 
20996, 

73  249, 
130610, 
542761 
39024, 
66  704' 

3440; 
16805! 

5  022 
41  011 

5  597 
446 

3810 

129  433I 


968414 

»05  194 

385  620 

98  107 

91277 

732  177 

113208 

161  957 

»39  595 

178  552 

44  349 

14165 

58069 

110107 

47420 

29946 

52566 

2468 

u  064 

2682 

27092 

4007 

I  127 

3602 

97303 


905916 

79365 
341  250 

81821 

86731 
566  386 

98383 

135  127 

124  550 

«49  149 

37875 

10  7541 

50615I 

91815I 

40  too! 

25  978 

46317 

2525 

9789 

18871 

21468 

3422 

522 

2727 

93204 


66,0 
78,7 
50,1 
53,9 
63,6 
54,2 
65,6 
43,6 

43A 
66,1 
66,1 
80, 1 
59,1 
57,4 
57,6 
63,9 
14,6 
55,8 
70,3 
72,9 
67,6 

65,1 
35,8 
55,0 
69,2 


47,8 

37,4 

60,3 

24,0 

55,2 

132,3 

«27,4 

150,8 

69,7 
199,4 

93,8 
61,6 

107,3 
144.7 
183,3 
166,0 

98,5 
30,7 
»37,6 
33,3 
93,3 
48,7 
4,7 
24,» 
39,6 


Deutsches  Beich , 


28016769124999406  19  1897151135896121108667721     61,2 


87,9 


Digitized  by 


Google 


894 


Wollzoll 


Aus  dieser  Tabelle  geht  hervor,  dass  im 
gesamten  Deutschen  Eeich  seit  den  60  er 
Jahren  der  Schafbestand  weit  über  die  Hälfte 
zurückgegangen  ist  Besonders  stark  war 
dieser  Rückgang  in  den  preussischen  Pro- 
vinzen Schlesien,  Posea  und  Brandenburg, 
ebenso  auch  in  den  Königreichen  Bayern 
und  Sachsen,  in  Hessen,  dem  grössten  Teil 
der  Thüringischen  Staaten  und  in  den 
Reichslanden.  Bedeutend  geringer  ■war  er 
dagegen  in  den  Provinzen  Westfalen  und 
Hessen-Nassau,  ebenso  auch  in  Hohenzollera, 
Oldenburg,  Waldeck  und  Mecklenburg,  wäh- 
rend er  sich  in  den  übrigen  Ländern  um 
ca.  50  */o  vermindert  hat.  Am  stärksten 
wurde  die  Schafzucht  in  den  60  er  Jahren 
in    der     preussischen     Provinz    Pommern, 


Posen,  Brandenburg,  Hannover,  Sachsen  und 
WestfeJen,  in  den  nichtpreussischen  Ländern 
Mecklenburg,  Weimar,  Braunschweig,  Sachsen, 
C!oburg-Gk)tha,  Anhalt,  Rudolstadt  und  Reuss 
j.  L.  betrieben.  In  einzelnen  Landesteilen, 
wo  also  die  stärkste  Schafzucht  war,  ist 
diese  auch  erheblich  zurückgegangen.  An 
anderen  Orten,  die  dicht  mit  Schafen  be- 
setzt waren,  ist  dagegen  nur  ein  geringer 
Rückgang  zu  verzeichnen. 

Die  Veranlassung  zu  einer  derartigen 
Entwickelung  ist  die  Preisbewegung  für 
Wolle  gewesen,  welche  sich  auf  dem  Ber- 
liner wollmarkt,  dem  bedeutendsten  ia 
Deutschland,  in  der  nachstehenden  Weise  ge- 
staltete. 


Preise  für  Wolle  in  Mark  für  50  kg  auf  dem  Berliner  Wollmarkt. 


Qualität  der  WoUe 

Jahr 

feine  und  hoch- 
feine*) 

gute  und  mittel- 
feine*) 

mittlere') 

ordinäre 

1851/60 

279,1—307 

248,6—265,1 

188,8—229,9 

140,9—176,8 

1861/70 

238,8-265,8 

197,7—224,3 

167,4-193,2 

129,0—164,7 

1871/80 

185,0—200,1 

167,0-178,5 

166,0— 181,2 

144,0—164,2 

1881/^0 

156,2—179,3 

138,3—150,7 

156,0 — 166,6 

75,4—113,1 

1891 

153—162 

143—148 

135—140 

132-133 

1892 

13«— «65 

111 — 130 

118—126 

90 — 110 

1893 

130—145 

108 — 125 

I 10 — 120 

88     100 

1894 

120— 140 

105-115 

, 

82—95 

1895 

130—150 

108 — 125 

. 

90 — 100 

1896 

140—160*^ 
135— «50*) 

112— 135 

, 

95—105 

1897 

100— 120 

, 

80—85 

1898 

150—165 

120—130 

108-115 

85-95 

1899 

173—213 

152—170 

140—145 

115—130 

')  Aach  feine  Tuchwolle. 
')  Ausnahmepreise  höber. 


*)  Auch  mittelfeine  Tuch-  und  Stoftwolle.     ^)  Kammwolle. 


Aus  dieser  Zusammenstellung  geht  her- 
vor, dass  von  Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt  der 
Preis  für  Wolle  immer  mehr  gesunken  ist, 
mochte  es  sich  um  feine,  mittelfeine  oder 
gewöhnliche  Mai-ken  handeln.  Denn  während 
man  in  den  50  er  Jahren  für  den  Centner 
noch  279,1 — 307  Mark  bezahlte,  so  war  in 
den  90  er  Jahren  allmählich  dieser  Preis  für 
feine  und  hochfeine  Ware  bis  auf  120  Mark 
gesunken,  und  während  gute  und  mittelfeine 
Wolle  in  den  50  er  Jahren  noch  mit  248,6 
bis  265,1  Mark  bewertet  wiu^e,  aber  all- 
mählich selbst  bis  auf  105  Mark  herunter- 
ging, sanken  auch  die  ordinären  Qualitäten 
von  176,8  auf  80  Mark.  Erst  das  Jahr 
1899  hat  im  Wollhandel  wieder  einigen  Auf- 
schwung gebracht. 

Die  Gründe  für  eine  derartige  Entwicke- 
lung sind  zunächst  in  der  Veränderung  der 
Gtewinnungs Verhältnisse  zu  suchen.  Die 
WoUgewinnung  hat  besonders  in  Australien, 
Südamerika  und  im  Capland  seit  1850  ganz 
rapid  zugenommen  und  Europa  mit  Roh- 


wolle überschwemmt  Allerdings  darf  man 
aus  der  Zunahme  der  Gewinnung  nur  anf 
ein  Ftülen  der  Wollpreise  schliessen,  wenn 
dieser  Zunahme  eine  geringere  Zunahme 
oder  gar  eine  Abnahme  des  Verbrauchs 
gegenübersteht  In  der  That  hat  nun  die 
Gewinnung  der  Wolle  den  Verbrauch  über- 
flügelt Zwar  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass 
die  Wollindustrie  in  allen  Ländern  in  dem 
zu  betrachtenden  Zeitabschnitt  einen  gewal- 
tigen Aufschwung  genommen  hat  'Es  zeigen 
dies  sowohl  die  statistischen  Angaben  über 
die  Entwickelung  der  Fabriken  wie  über 
die  zunehmende  Arbeit  der  wichtigsten  In- 
dustrieländer für  die  Ausfuhr.  Doch  diese 
Momente  reichten  nicht  aus,  die  Nachfrage 
nach  Wolle  in  dem  Masse  zu  steigern,  wie 
die  Gewinnung  sich  gehobea  hat,  und  es 
musste  somit  die  Ausdehnung  der  Gewin- 
nung auf  einen  Rückgang  im  Preise  hin- 
wirken, zumal  da  hierzu  noch  verschiedene 
andere  Erscheinungen  hinzutraten,  die  den- 
selben Einfluss  ausübten. 
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Eine  der  wichtigsten  derselben,  die  hier 
in  Betracht  kommt,  ist  die,  dass  auch  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  der  Wollverbrauch  in 
den  letzten  Jalirzehuten  sich  entschieden  ver- 
mindert hat  Die  durch  den  amerikanischen 
Büi'gerkrieg  hervorgerufenen  hohen  Baum- 
wollenpreise in  der  ersten  Hälfte  der  60  er 
Jahre  hatten  die  europäischen  Textilindus- 
triellen  vielfach  dazu  gezwungen,  anstatt 
Baumwolle  Wolle  als  Rohmaterial  mit  heran- 
zuziehen. Der  Verbrauch  der  Wolle  in 
dieser  Weise  gin^  nattirlich  zurück,  als  Ende 
der  60  er  Jahre  die  Baumwollenpreise  wieder 
anfingen  zu  weichen.  Wir  finden  sogar 
in  späterer  Zeit,  dass  Baumwolle  an  Steile 
von  Wolle  verwendet  wird,  was  noch  durch 
den  Umstand  bedeutend  erleichtert  wurde, 
dass  die  Industrie  soweit  fortschritt,  dass 
sie  auch  aus  Baumwolle  mit  anderem  Ma- 
terial vermischt  feste  und  warme  Stoffe 
herzustellen  imstande  war.  Auch  hier- 
durch wurde  ein  Preisrückgang  der  Wolle 
gezeitigt.  Dazu  kommt  dann  noch,  dass  der 
früher  starke  Verbrauch  von  hochfeinen  und 
hochedlen  Wollen  sich  von  Jahr  zu  Jahr 
verminderte,  teils  weil  der  Oeschmack  der 
Käufer  Stoffe  begünstigte,  die  aus  ande- 
rem und  geringerem  Rohstoff  hergestellt 
werden  konnten,  teils  weil  der  Fortschritt 
in  der  Fabrikation  es  ermöglichte,  schöne, 
tuchartige  Gewebe  aus  billigeren  Wollen 
herzustellen.  So  musste  natui^emäss  der 
Preis  hochfeiner  WoUe  ebenfalls  sinken.  Hand 
in  Hand  damit  geht  dann  die  Entwickelung 
der  Kunstwollfabrikation  vor  sich.  Auch  das 
musste  den  Preis  der  Wolle  drücken,  weil 
man  ebensowohl,  wie  man  die  Wolle  durch 
Baumwolle  ersetzte,  auch  dazu  überging, 
an  Stelle  geringerer  Woll(j[ualitäten  Kunst- 
wolle treten  zu  lassen.  Die  Zahlenangaben 
über  die  Entwickelung  dieses  Fabrikations- 
zweiges' in  Preussen  und  Grosshritannien 
mögen  ein  Bild  davon  geben,  wie  dieselbe 
imstande  war,  den  Preis  der  Wolle  rück- 
gängig zu  gestalten.  Nach  den  Angaben 
des  statistischen  Handbuches  für  den  preus- 
sischen  Staat  betrug  die  Anzahl  der  Kunst- 
wollfabriken 1861  20.  In  denselben  waren 
301  männliche  und  840  weibliche  Personen 
beschäftigt.  1875  war  die  Zahl  der  Fabri- 
ken schon  auf  19  Hauptbetriebe  mit  weniger 
als  5  (Gehilfen,  55  Hauptbetriebe  mit  mehr 
als  5  Gehilfen  und  25  Nebenbetriebe  ge- 
sti^en.  Im  gesamten  Industriezweig  waren 
1375  männliche  und  2306  weibliche  Arbeiter 
beschäftigt  Für  das  Jahr  1882  ergab  die 
Zählung  46  Hauptbetriebe  mit  weniger  als 
5  Gehilfeu,  85  Hauptbetriebe  mit  mehr  als 
5  Gehilfen  und  5  Nebenbetriebe.  Im  ge- 
samten Industriezweige  waren  2342  männ- 
liche und  3819  weibhche  Arbeiter  beschäf- 
tigt. Für  Qrossbritannien  giebt  die  Statistik 
die  ersten  Zahlen    über  Kunstwdlfabriken 


aus  dem  Jahre  1868.  In  demselben  betrug 
die  Anzahl  der  Unternehmungen  104,  die 
der  Spindeln  77  337  und  die  der  beschäftigten 
Arbeiter  3187.  Im  Jahre  1870  haben  wir 
sodann  eine  Steigerung  auf  120  Fabriken, 
133793  Spindeln  und  3816  Arbeiter.  1878 
betrug  die  Anzahl  der  Fabriken  137,  die 
der  Spindeln  92984  und  die  der  Arbeiter 
5079.  1890  haben  wir  dagegen  einen  Rück- 
gang auf  125  Fabriken,  in  welchen  aber 
95095  Spindeln  und  4503  Arbeiter  thätig 
waren.  Wenn  wir  nun  in  den  letzten  Jahren 
niedrigere  Zahlen  haben  als  in  den  70  er 
Jahren,  so  sind  sie  doch  noch  bedeutend 
höher  als  die  für  1868.  Es  würde  also  der 
Rückgang  nicht  gegen  die  Behauptung 
sprechen,  dass  sich  die  Kunstwollindustrie 
in  den  letzten  Jahrzehnten  im  Vergleich  zu 
den  50  er  und  60  er  Jahren  bedeutend  ver- 
grössert  hat  Dazu  kommt  dann  noch  der 
Umstand,  dass  die  Verringerung  der  Spin- 
deJanzahl  und  die  der  Arbeiter  nicht  unbe- 
dingt auf  einen  Rückgang  in  der  betreffen- 
den Industrie  schliessen  iSsst  Vielmehr 
muss  man  hier  berücksichtigen,  dass  infol^ 
von  Fortschritten  in  der  Technik  die  Leis- 
tungsfähigkeit der  Spindeln  bedeutend  er- 
höht und  die  menschliche  Arbeitskraft,  die 
bei  der  Bedienung  der  Maschine  notwendig 
ist,  verringert  worden  ist 

Einen  weiteren  Grund  für  die  immer 
mehr  fallende  Tendenz  der  Wollpreise 
sehen  wir  in  der  Entwickelung  des  Ver- 
kehrs zwischen  den  Wolle  produzierenden 
Kolonialläudern  und  den  konsumierenden 
Industriebezirken.  Hinsichtlich  dieser  Ent- 
wickelung der  Verkehrsverhältnisse  ist  be- 
sonders zu  bemerken,  dass  man  immer  mehr 
von  der  Segelschiffahrt  zur  Dampfscliiffahrt 
übergegangen  ist  Hierzu  wird  uns  aus 
ganz  zuverlässiger  Quelle  geschrieben: 

»Vor  etwa  20  Jahren  gab  es  nur  einen 
Steamer,  der  von  Zeit  zu  Zeit  Wolle  von 
AustraUen  nach  England  mitnahm.  Im  No- 
vember 1877  brachte  ein  Steamer  Wolle 
der  neuen  Schur  nach  London,  und  erst 
gegen  Ende  1878  fing  eine  Dampferlinie 
an,  mehrere  Schiffe  mit  Wolle  zu  befrachten. 
Von  da  an  datiert  die  allmähliche  Entwicke- 
lung der  Dampfschiffahrt  im  Wolltransport. 
In  der  Saison  1881/82  gingen  19  »/o  der 
Produktion  Australiens  per  Steamer  nach 
England,  1886/87  46  »/o  und  1891/92  60  «/o. 
Segelschiffe  haben  aber  noch  immer  Wich- 
tigkeit und  werden  nicht  so  rasch  gänzUch 
verdrängt  werden.« 

Neben  diesem  Cebergange  von  der 
Segel-  zur  Dampfschiffahrt  haben  dann  auch 
gleichzeitig  dieScliiffe  einen  immer  grösse- 
ren Tonnengehalt  angenommen,  zumal  da 
man  auch  zur  Konstruktion  eiserner  Last- 
schiffe schritt,  die  sich  sowohl  hierdurch 
als   auch   durch    billigere  Erbaunngskosten 
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auszeichnen.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass 
durch  diese  Veränderungen  sich  Kapital 
und  Zeit  bedeutend  besser  ausnutzen  lassen. 
Naturgemäss    muss    dieses     auch    in    den 


Frachtsätzen  zum  Ausdruck  kommen.  Nach 
privater  Mitteilung  betrugen  die  Frachtsätze 
für  ungewaschene  WoUe  pro  Tonne  von 
San  Francisco  bis  London  in  Shilling: 


Jahr 

1.  Januar 

1.  April 

1.  JuU 

1.  Oktober 

Durchschnitt 

1880 

65-70 

40 

55-57,6 

75-77,6 

62,9 

1881 

65-67,6 

80 

75—80 

75-80 

74,7 

1882 

62,6-65 

55— 60 

50 

45-46,3 

54,9 

1883 

36,3-37,6 

37,6-42,6 

55 

45-46,3 

42,9 

1884 

22,6-25 

30 

42,6—45 

42,6-45 

36,1 

1885 

45-47,6 

35—37,6 

33,9-36,3 

30    35 

37,5 

1886 

30-32,6 

35 

33,9—36,3 

30—31,5 

3«,7 

1887 

30 

22,6 

25—27,6 

30—32,6 

27,9 

1888 

25—26 

22,6—23,9 

23,9-2^ 

37,6-40 

28 

1889 

42,6 

26,3-27,6 

33,9-37,6 

35-37,6 

34,4 

1890 

32,6-37,6 

33,9-36,3 

43,9 

40—41,9 

38,0 

1891 

42,6-45 

42,6-43,9 

45 

40 

43,2 

Zunächst  zeigt  diese  Tabelle,  dass  die 
Frachten  von  Jahr  zu  Jahr,  ja  selbst  von 
Monat  zu  Monat  den  grössten  Schwankungen 
unterliegen.  Es  wird  sich  also  nur  annähe- 
rungsweise unter  Berücksichtigung  grösserer 
Zeitabschnitte  feststellen  lassen,  wieviel  sie 

fesunken  sind.  Fassen  wir  also  immer  den 
lurchschnitt  von  4  Jahren  zusammen,  so 
erhalten  wir  als  Durchschnittsfracht  für  die 
Jahre  1880—1883  58,9  sh.  für  die  Tonne, 
für  1884—1887  33,7  sh.  und  für  1888—1891 
35,9  sh.  Es  ist  also  ein  Rückgang  der 
Fracht  um  43  */'o  zu  Anfang  der  80  er  Jahre 
zu  konstatieren,  während  wir  in  der  zweiten 
Hälfte  kein  weiteres  Zurückgehen  mehr 
haben,  jedoch  auch  kein  wesentliches  Steigen. 
Nach  der  Angabe  eines  Grosskaufmanns  be- 
trog die  Fracht  von  La  Plata  nach  Ant- 
werpen für  Wolle  und  Häute: 

im  Jahre  Francs 

1878  24,25 

1879  41,60 
1881  27,75 
1886  20,25 
1886  17,5-15 

Die  Frachtsätze  dagegen,  die  aus  den 
sechziger  und  siebziger  Jahren  in  dem  deut- 
schen Handelsarcliiv  für  den  Wolltransport 
von  Capland  nach  London  vorliegen,  schwan- 
ken zwar  auch  erheblich  in  den  einzelnen 
Jahren,  zeigen  aber  nicht  einen  so  entschiede- 
nen Rückgang.  So  wurde  1863 1/2 — 1  d.  für  das 
Ib.  gezahlt,  1868  V« — */8  d.  für  ungewaschene, 
«/a- */4  d.  für  gewaschene  Wolle.  1870  er- 
hielten Segelschiffe  Ws — %  d.  imd  Dampfer 
^/i — 1  d.  für  das  Ib.  für  den  Transport  von 
Port  Elisabeth  nach  Eiu^pa.  1871  erhielten 
Segelschiffe  "»/s — 1  d.  und  Dampfer  '/s — IV2  d. 
für  das  Ib.  für  die  Verfrachtung  aus  den  Cap- 
kolonieen  nach  London.  1875  beliefen  sich 
die  Frachtsätze  für  dieselbe  Fahrt  für  Dam- 
pfer und  gewaschene  WoUe  auf  ^U — 1  d., 
für  ungewaschene  auf  % — V2  d.  für  das  Ib., 
für  Segelschiffe  und  gewaschene  Wolle  auf 


'/4 — */8  d.,  für  ungewaschene  auf  '/s — ^'»  d. 
für  das  Ib.  mit  S'/o  Primage.  1882  kamen 
die  Frachtsätze  für  gewaschene  Wolle  auf 
•/s — 1  d.,  für  halbgewaschene  auf  '<8 — ^.'8  d. 
und  für  Wolle  in  Schweiss  auf  V4 — '/s  d 
für  das  Ib.  mit  10  '/o  Primage. 

Aus  allen  diesen  Betrachtungen,  die  wir 
über  die  Preisbewegung  der  Wolle   vorans- 

f^schickt  haben,  geht  nun  hervor,  dass  d» 
reisrückgang  der  WoUe  durch  die  stets 
zunehmende  Gewinnung  in  den  Kolonial- 
ländern, die  Verbrauchsveränderung  und 
durch  die  Verbilligung  der  Fracht  hervor- 
gerufen ist. 

Der  Rückgang  des  Wollpreises  hat  nun 
zu  der  oben  geschilderten  rückgängigen  Ent- 
wickelung  der  Schafzucht  in  Deutschland 
gefflhi-t,  und  zwar  ist  letztere  in  so  starkem 
Masse  aufgetreten,  dass  man  der  deutschen 
Schafzucht  eine  so  gewaltige  Bedeutung 
wie  vor  etwa  50  Jahren  nicht  mehr  be- 
legen kann. 

Nach  der  letzten  Viehzählung  vom  Jahre 
1897  gab  es  im  gesamten  Deutschen  Rdch 

Pferde 4038485 

Rinder 18490772 

Schweine 14274557 

Schafe 10  866  77a 

Berechnet  man  diese  Ziffern  auf  Qross- 
vieh,  indem  man  ein  Stück  Grossvieh  gleidi 
2/s  Pferd,  1  Rind,  4  Schweinen  imd  10 
Schafen  setzt,  so  erhält  man  in  Stück  Gros»- 
vieh: 

für  Pferde 6  057  727 

„    Binder 18490772 

„   Schweine 3568639 

„    Schafe 1 086  677 

Insgesamt  28203815 

Das  ergiebt  für  Schafe  nur  noch  3,85  ^'« 
vom  Bestände  auf  Grossvieh  berechnet  Und 
stellen  wir  dem  gegenüber,  welche  Werte 
die  Schafzucht  liefert,  so  entfällt  auf  sie 
nach  angestellten  zuverlässigen  Schätzungen 
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eine  jährliche  Erzengnng  von  nind  708911 
Tonnen  Fleisch  im   Werte    von  670000tR)! 
Mark    nnd    nind    40000000    Mark   Wolle. 
während  der  Wert  der  Gütererzeugung  aus 
der  gesamten  deutschen  Landwirtschaft  auf 
7  441000000  Mark  zu  veranschlagen  ist. 

Dazu  kommt,  dass  von  den  Werten, 
•welche  aus  der  Schafviehhaltimg  entstam- 
men, nur  die  kleinere  Hälfte  auf  Rechnimg 
der  Wollerzeugimg  zu  setzen  ist,  die  grössere 
dagegen  durch  Fleischproduktion  eingebracht 
•wird.  Denn  aus  demselben  Grunde,  aus 
dem  man  Oberhaupt  die  Schafzucht  in 
Deutschland  eingehen  Hess,  ging  man  auch 
•wegen  der  niedrigen  Wollpreise  mehr  und 
mehr  von  der  Haltung  des  Wollschafes  zu 
der  des  Fleischschafes  über.  Allerdings 
\k-ird  die  Tendenz,  das  Fleischschaf  an  SteUe 
des  Wollschafes  treten  zu  lassen,  nicht 
überall  gleichmässig  stark  aufgetreten  sein. 
Denn  das  Fleischschaf  wird  nur  da  sich 
rentabel  zeigen,  wo  gute  Futterverhältnisse 
vorhanden  sind.  Das  Wollschaf  ist  in  seinen 
Futteransprüchen  bedeutend  bescheidener. 
ErhJÜt  dasselbe  für  einige  Zeit  eine  unzu- 
reichende Nahrung,  so  entzieht  die  Wolle 
das  zu  ihrer  Entwickelung  nötige  Material 
den  Reservestoffen  des  Körpers.  Die 
Fleischproduktion  wird  dagegen  durch  ein- 
tretenden Futtermangel  arg  beeinträchtigt. 
Es  wird  also  in  allen  den  Gegenden  das 
Wollschaf  beibehalten  werden  müssen,  wo 
knapi«  oder  abwechselnd  knappe  und  aus- 
giebige Weiden  vorhanden  sind  und  eine 
njtterknappe  Winterperiode  zu  überstehen 
ist,  d.  h.  auf  trockenem  leichten  Boden. 
Aber  selbst  unter  günstigen  Bodenverhält- 
nissen ist  in  allen  extensiv  betriebenen 
Svirtschaften  eine  gleichmässige  Ernährung 
nicht  möglich.  "Es  beruht  dies  vielfach 
darauf,  dass  die  Entwickelung  der  Weide- 
pflanzen in  den  verschiedenen  Vegetations- 
perioden nicht  immer  dieselbe  ist.  Auch 
■wird  das  Pflanzen  Wachstum  durch  Boden- 
iind  ünter^ndverhältnisse  bedingt.  Zu 
solchen  Zeiten  ist  es  jedoch  nicht  immer 
möglich,  den  Weideausfall  durch  Stall- 
lüttening  zu  ei-setzen.  Es  ist  demnach  hier 
die  WolTproduktion  die  einzige  Möglichkeit, 
•während  die  Haltung  des  Fleischschafes  nur 
da  am  Platze  ist,  wo  die  Verhältnisse  über- 
reiches Futter  gewähren. 

Hier  könnte  nun  der  Einwand  gemacht 
werden,  wenn  viele  Gegenden  sich  der  ver- 
änderten Konjunktur  bereits  angepasst  und 
die  Schafhaltung  aufgegeben  haben,  weU 
dieselbe  nicht  mehr  rentiert,  so  ist  es  wun- 
derbar, dass  dies  auch  nicht  andere  thun 
und  dem  Beispiel  jener  folgen.  Wäre  es 
unter  solchen  Verhältnissen  nicht  die  Pflicht, 
dass  deutsche  Landwirte  einen  Erwerbs- 
zweig iaUea  lassen,   der   die   aufgewandte! 

Handwörterbnch  der  Stactswissenschaften.    Zweite 


Arbeit  und  das  Kapital  nicht  mehr  bezahlt 
macht?  Wenn  also  der  Reinertrag  infolge 
rückgängiger  Wollpreise  auf  vielen  Gütern 
zurückgeht  so  ist  dies  nur  die  Schuld  der 
Wirtschaftsleiter,  die  sich  von  dem  Alther- 
gebrachten nicht  trennen  können.  Ein  sol- 
ches Urteil  wird  jedoch  nur  der  fällen,  der 
landwirtschaftlichen  Verhältnissen  vöUig 
fernsteht.  Der  Fachkenner  weiss  sehr  wohl, 
dass  dem  Landwirt  durch  Klima  und  Boden- 
beschaffenheit diese  oder  jene  Wirtschafts- 
methoden vorgeschrieben  werden.  Das  Auf- 
geben der  Schafhaltung  wird  der  Regel 
nach  nur  da  möglich  sein,  wo  dieselbe  durch 
Rind\'iehhaltiing  ersetzt  werden  kann,  d.  h., 
wo  die  Bodenbeschaffenheit  und  das  Klima 
solche  sind,  dass  sie  den  grösseren  Nahmngs- 
ansprüchen  des  Rindes  genügen,  also  auf 
Gütern  in  Niederungen,  im  feuchten  Klima 
der  Gebirge  und  wo  ein  reicher  kleefähiger 
oder  luzeroesieherer  Boden  vorhanden  ist 
An  die  Stelle  der  Schafhaltung,  wie  es  ver- 
einzelt vorgekommen  ist,  viehlosen  Betrieb 
einzuführen,  wird  nur  da  rentabel  sein,  wo 
die  voluminösen  Erzeugnisse  der  Wirtsc^iaft, 
die  durch  die  Viehhaltung  eine  absatzfähige 
Gestalt  erhalten  sollen,  schon  ohne  diese 
Verwandlung  leichten  Absatz  finden.  Doch 
dürfen  solche  viehlosen  Wirtschaften  nur 
die  Ausnahmen  sein,  nicht  die  Regel,  denn 
ein  rationeller  Betrieb  der  Viehzucht  ist  die 
Gnmdlage  für  das  Gedeilien  des  Ackerbaus 
und  für  die  Rentabihtät  des  ganzen  Wirt- 
schaftsbetriebes. Von  der  einseitigen  An- 
schauungsweise, es  könne  der  Stalldünger 
entbehrlich  gemacht  werden  und  durch 
HandelsdOngemittel  den  Pflanzen  die  rich- 
tigen Ernährungsverhältnisse  gegeben  wer- 
den, ist  man  mehr  und  mehr  zurückgekom- 
men. Bei  aller  Anerkennung  des  hohen 
Wertes  der  künstlichen  Düngemittel  für  den 
intensiven  Ackerbau  hat  man  doch  einsehen 
gelernt,  dass  bei  zweckmässiger  Züchtung, 
Fütterung  und  Pflege  die  Viehhaltung  an 
und  für  sich  einer  der  nutzbringendsten 
Teile  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  ist, 
dass  durch  dieselben  die  in  zweckent- 
sprechendem Verhältnisse  ausgedehnten 
Futterflächen  eine  oft  viel  bedeutendere 
Bodenrente  abwerfen  als  die  zu  dem  Ge- 
treidebau bestimmten  imd  dass  der  bei 
einer  rationellen  Viehzucht  gewonnene  Stall- 
dünger das  verhältnismässig  billigste  Kräf- 
tigungsmittel unserer  Felder  ist  Hierzu 
gesellte  sich  die  Erfahrung,  dass  auch  die 
künstlichen  Düngemittel  ihre  höchste  Aus- 
nutzung nur  dort  finden,  wo  sie  im  Wechsel 
oder  gleichzeitig  mit  tierischem  Dünger  in 
Anwendung  kommen. 

So  sehen  wir  also,  dass  der  Regel  nach 
die  Viehhaltung  füi*  die  deutsche  I^dwirt- 
schaft  unentbehrlich  ist  und  die  Gegenden 
deshalb  auf  Schafzucht  angewiesen  sind,  wo 

Aunage.    VII.  67 
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die  Rindviehhaltun^  durch  die  Verhältnisse 
nicht  zugelassen  wird. 

Aber  sofern  die  Schafviehhaltung  in 
Deutschland  und  vor  allem  die  Wollproduk- 
tion in  Betracht  kommt,  spielen  diese  nur 
noch  eine  untergeordnete  Rolle,  und  nur  ein 
geringer  Bruchteil  von  Landwirten  ist  es, 
der  Interesse  an  hohen  Wollpreisen  hat. 
Aber  es  würde  auch  diesem  Teil  unserer 
produzierenden  Bevölkerung  Rechnung  zu 
tragen  sein,  und  man  müsste  ihm  eine 
Unterstützung  des  Staates  etwa  durch  Auf- 
legung eines  WollzoUes  zxibilligen,  wenn 
■wirklich  dauernder  Vorteil  dadurch  errangen 
■werden  könnte,  ohne  andere  Interessenkreise 
empfindlich  zu  schädigen. 

Zunächst  •wird  niemand  ■wohl  bezweifeln, 
dass  die  Einführung  eines  Schutzzolles  auf 
Wolle  der  heimischen  Landwirtschaft  für 
den  Anfang  höhere  Preise  sichern  ■wird.  Die 
Mehreinfuhr  von  gewaschener  und  unge- 
waschener Wolle  aller  Art,  mit  Ausschluss 
von  Kunstwolle  in  das  Deutsche  Reich  be- 
trag im  Durchschnitt  der  Jahre  1896/1900 
jährlich  179  Mill.  kg  bei  einer  geringen 
Ausfuhr  von  20  Mill.  kg  und  einer  heimischen 
Prodtiktion  von  16  Mill.  kg  gewaschener 
Wolle.  Es  ist  klar,  dass  die  heimische  In- 
dustrie ein  so  gewaltiges  Quantum  Roh- 
material nicht  wird  entbehren  können,  dass 
aber  auch  die  Wollgewinnung  in  Deutsch- 
land sich  nicht  sogleich  so  beträchtlich  wird 
mehren  können,  um  jenes  importierte  Quan- 
tum zu  ersetzen.  Es  werden  also  zunächst 
die  heimischen  Industriellen  die  von  den 
Importetiren  erhöhten  Preise  bewilligen 
müssen,  was  die  Preissteigerung  der  Wolle 
im  Inland  herbeiführen  muss.  Doch  fragt 
es  sich  nun,  -werden  die  deutschen  Woll- 
spinner und  -weber  auch  imstande  sein, 
diese  hohen  Preise  zu  zahlen,  oder  -werden 
sie  der  Konkiurenz  des  Auslandes  erliegen. 
Die  Verteuerung  des  Rohmaterials  der  Woll- 
industrie in  Deutschland  wird  derselben 
ihren  Markt  im  Auslände  entziehen.  Die 
übrigen  Industrieländer  werden  die  Waren 
billiger  auf  den  Markt  bringen  können,  und 
die  Betriebseinstellung  vieler  Fabriken  in 
Deutscliland  -wird  die  Folge  davon  sein. 
Dies  ■wird  eine  Verminderung  der  Nachfrage 
nach  Wolle  in  Deutschland  zur  Folge  haben, 
ein  Umstand,  der  dann  ■wiederam  einen 
Rückgang  im  Preise  der  Wolle  nach  sich 
zieht.  Wie  bereits  eingangs  erwähnt,  hat 
man  nun,  um  den  deutschon  Industrieen 
den  Weltmarkt  zu  sichern,  in  Vorschlag 
gebracht,  bei  Ausfuhr  -wollener  Garne  und 
Webwaren  das  in  diesen  Artikeln  enthaltene 
Quantum  Wolle  festzustellen  und  den  dafür 
gezahlten  Zoll  ziuiick  zu  erstatten,  wie  dies 
in  Frankreich  längere  Zeit  hindurch  geschah. 
Zwar  lässt  sich  sowohl  auf  mikroskopischem 
■wie  auf  chemischem  Wege  feststeUen,  ■wie- 


viel WoUe  in  den  Geweben  und  Oarneo 
verarbeitet  ist.  Doch  möchten  wir  nicht 
für  eine  solche  Zollvereütung  sprechen. 
Denn  einmal  wird  die  Untersuchung  der 
exportierten  Waren  für  den  Zollbeamten, 
der  im  Durchschnitt  dazu  nicht  (qualifiziert 
ist,  eine  sehr  mühselige  und  zeitraubende 
Arbeit  sein,  die  sich  in  der  Praxis  schwer 
verwirküchen  lässt  und  noch  die  Gefahr 
einschliesst,  dass  der  Beamte  infolge  der 
Schwierigkeit  dieser  Aufgabe  die  Unter- 
suchung ungenau  vornimmt  und  den  An- 
gaben des  Importeurs  zu  grosses  Vertrauen 
schenkt,  sodann  wird  aber  auch,  wenn  nicht 
Rücksicht  auf  die  Herkunft  der  verarbeiteten 
Wolle  genommen  wird,  dadurch  der  heimi- 
schen Wollproduktion  eine  ungerechtfertigte 
Ausfuhrprämie  gewährt  Ausserdem  müssen 
wir  bei  Kritisierung  dieses  Vorschlages  da- 
rauf hinweisen,  dass  für  die  Fabrikanten, 
die  erst  den  Zoll  für  die  Wolle  zahlen 
müssen,  für  dies  ausgelegte  Kapital  ein 
ZinsverJust  eintritt.  Denn  erst  nach  Ver- 
arbeitung der  Wolle  erhalten  sie  in  dem 
Falle,  dass  sie  das  hergestellte  Produkt 
expoi-tieren,  den  ausgelegten  Zoll  zurück. 
So  also  wird  dieser  Vorsdilag  hinfällig,  und 
wir  glauben  unsere  Behauptung  aufrecht 
erhalten  zu  müssen,  dass  mit  Einführung 
eines  Wollzolles  der  Verlust  des  auswär- 
tigen Marktes  für  wollene  Wjiren,  damit 
geringere  Nachfrage  nach  Wolle  in  Deutsch- 
land und  allmählich  auch  wieder  ein  Preis- 
rückgang der  Rohwolle  eintreten  wird. 

Doch  ist  dies  nicht  die  einzige  Erschei- 
nung, die  bei  Einführung  des  WoUzoUes 
nach  und  nach  die  Steigerung  des  Preises 
wieder  abschwächen  ■wird.  Folgender  Um- 
stand kommt  noch  hinzu:  Wir  hatten  im 
Vorhergehenden  darauf  aufmerksam  ge- 
macht, wie  man  sich  zu  Zeiten  hoher  Preise 
der  Rohprodukte  der  Textilindustrie  dazu 
anschickte,  ein  anderes  als  Surrogat  dafür 
zu  verwenden,  wie  man  BaumwoUe  und 
Kunstwolle  an  Stelle  von  Wolle  treten  liess. 
Sicherlich  werden  die  Textilindustriellen, 
sollten  die  Wollpreise  gesteigert  werden, 
wiederum  in  noch  ausgedehnterem  Masse 
dazu  ihre  Zuflucht  nehmen.  An  Stelle  der 
Wolle  ■wii-d  dann  Baumwolle  und  Kunst- 
wolle treten,  die  Nachfrage  nach  Wolle 
wird  auch  dadurch  eine  Verminderung  er- 
fahren und  der  Preis  für  dieselbe  nach  statt- 
gehabter Steigerung  zurückgehen.  An  dieser 
Stelle  sei  nur  hervorgehoben,  dass  diese  Ei^ 
scheinung  einen  Preisrückgang  der  Wolle 
hervorrufen  ■wird;  auf  die  wirtschaftlidie 
Bedeutung  der  Entwickelung  der  Kunstwolle- 
fabrikation,  die  mit  der  Steigerang  des  Woll- 
preises grossgezogen  werden  würde,  ■werden 
wir  weiter  unten  noch  zurückkommen. 

So  zeigt  sich  uns  also,  dass  es  höchst 
zweifelhaft  ist,  ob  der  Landwirtschaft  wirt- 
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lieh  ein  dauernder  Nutzen  mit  einem  Woll- 
zoll  gewährt  wird,  weil  es  in  Frage  steht, 
ob  die  Preise   sich  für  längere  Zeit  heben 
werden.      In    dieser    unserer    Behauptung 
■werden  wir  noch  durch  die  Voigänge  in 
Amerika   in    den    sechziger   und   siebziger 
Jahren  bestärkt    Der  Zolltarif  vom  2.  März 
1861  in  den  Vereinigten  Staaten  stellte,  wie 
wir   erwähnten,   die    vorher   abgeschafften 
Rohwollzölle    wieder    her.     Während    des 
Bürgerkrieges  fanden  weitere  Zollerhöhungen 
statt,  und  diese  wurden  auch  nach  Wieder- 
herstellung des  Friedens  nicht  wieder  auf- 
gegeben, sondern  zum  Teil  im  protektionis- 
tischen  Interesse  noch  gesteigert.    So  finden 
wir  im  Jahre  1870  die  besseren  Wollen  mit 
12  Cents  das  Pfund  und  10%  des  Wertes 
belastet.    Oeber  die  volksyrirtBchaftliche  Be- 
deutung dieses  Wollzolls  sprach  sich   ein 
Zeitgenosse  dahin   aus,   dass  Nordamerika 
mit  seinen  hohen  Zöllen  auf  Rohwolle  nicht 
nur  seinen  Fabrikanten,  sondern  auch  den 
eigenen  und  fremden  Produzenten  des  Roh- 
stoffes grossen  Schaden  zugefügt  habe.  Denn 
vor  der  Erhöhung  dieses  Zolles  hätten  die 
amerikanischen  Fabrikanten  ihren  Bedarf  an 
Wolle  auf  den  eigenen  und  den  fremden 
Märkten    gekauft,  dagegen   sei  nach  Auf- 
lage des  hohen  Zolls  die  in  Europa,  Austra- 
lien, am  Cap  der  guten  Hoffnung,  in  Buenos 
Ayres  etc.  erzeugte  Wolle  von  Nordamerika 
so  gut  als  ausgeschlossen  worden;  sie  habe 
plötelich  die  Märkte  Europas  Oberfüllt  und 
sei  daher  bedeutend  im  Preise  gefallen,  weU 
das  Angebot  die  Nachfrage  überstieg.    Hier- 
dureh  hätten  die  deutschen  WoUproduzenten 
in  den  letzten  Jahren   sehr  gelitten.    Die 
europäischen    Fabrikanten    dagegen    hätten 
hierdurch  den  Vorteil  der  billigeren  Preise 
der  Wolle  vor  den  amerikanischen  Fabri- 
kanten vorausgehabt  und  hätten  ihre  Waren 
aus  der  von  allen  Seiten  angebotenen  feinen 
Wolle  billiger  und  besser  fabrizieren  können 
als    die   Amerikaner.      Diesen    Thatsachen 
gegenüber  seien  die  amerikanischen  Fabri- 
kanten teils  zur  Beschränkung  ihrer  Fabri- 
kation auf  ordinäre  Ware  aus  der  gröberen 
amerikanischen  WoUe  und  anderenteils  einige 
derselben  zur  Zahlungseinstellung  gezwungen 
"worden.     Diese  die  Fabrikation   störenden 
Nachteile  hätten  die  Nachfrage  nach  ameri- 
kanischer Wolle  vermindert  und  deren  Pro- 
dxiktion  und  Preise  herabgedrückt,  so  dass 
dieselbe    weniger    wert   gewesen    sei    als 
vor  Erhöhung  des  Tarife,  welcher  die  ame- 
rikanischen Produzenten  der  Wolle  und  die 
Fabrikanten  schützen  sollte,  aber  ihnen  niu- 
die  angedeuteten  Nachteile  gebracht  habe. 
Die  Preise  der  Wolle  seien  nach  dem  hohen 
Tarif  in  dem  40**/o  niedrigeren  Papiergeld 
nicht  so  hoch  gewesen  als  vor  dem  Krieg, 
-wo   in  Gold   gezahlt  wurde  und   der  Zoll 
niedrig  war.    Es  wäre  ein  Vorteil  der  Schaf- 


züchter und  der  Fabrikanten  gewesen,  wenn 
man  diesen  augeblichen  und  von  ihnen 
thörichterweise  erstrebten  Schutz  ihnen  nie 
gewährt  hätte. 

Wie  richtig  diese  Ausführungen,  soweit 
sie  den  Einfluss  des  ZoUes  auf  die  Preis- 
bewegung der  Wolle  betreffen,  sind,  be- 
weisen uns  die  amerikanischen  Notierungen 
über  die  Wollpreisa  Dieselben  betrugen  in 
Goldpreisen  am  New- Yorker  Markt  pro  Ib. 
in  Cts.: 


Im 

Jah- 

res- 

durch- 

schnitt 


Qualität 


18Ö6/60  ,  53  I  45 
1861/6Ö  ,48  46 
1866/70  1  40  I    38 


38 
44 
35 


Prozentzahl 


fine 


me-  I 


100,0 
90,6 

75,5 


100,0    100,0 

102,2     115,8 

84,4  ,    92,1 


Trotz  des  hohen  ZoUes  zeigen  also  in 
der  Periode  1861/65  nur  die  mittleren 
Qualitäten  eine  ganz  geringe  Preiserhöhung 
von  2,2%  und  die  ordinären  eine  solche 
von  15,8  "/o,  während  in  der  folgenden 
Periode,  in  der  der  Zoll  erhöht  wurde, 
sämtliche  Marken  im  Preise  zurückgegangen 
sind. 

Man  könnte  hier  einwenden,  die  Zahlen 
zeigen  zwar,  dass  in  den  Vereinigten 
Staaten  dauernd  keine  Preiserhöhung  durch 
Einführung  des  Wollzolls  ein^treten  ist, 
trotzdem  liegt  in  ihnen  noch  nicht  der  Be- 
weis, dass  die  Einführung  des  Zolles  nicht 
ein  starkes  Fallen  verhütet  hat.  Um  diesem 
Einwand  zu  begegnen,  w^oUen  wir  uns  der 
Betrachtung  zuwenden,  ob  denn  überhaupt 
in  den  sechziger  Jahren  die  Gefahr  vorlag, 
dass  die  Preise  in  Amerika  erheblich  tiefer 
sinken  konnten,  als  sie  trotz  des  Zolles  ge- 
sunken waren.  Zu  diesem  Zweck  wollen 
wu"  zunächst  einen  Blick  auf  die  Preisbewe- 
gung der  Wolle  in  England  werfen.  Hier 
wurde  pro  Ib.  in  d.  gezahlt: 


Im 
Jah- 

res- 
dnrch- 
schnitt 


1856/60 
1861/65 
1866/70 


Port 

Phillip 

scon- 

red 


23,3 
23.3 
22,4 


Cap 

scon- 

red 


31,1 

«9,4 
18,4 


Syd- 
ney 
8C0U- 
red 


Bri- 
tische 
Wolle 


Im 

Durch- 
schnitt 


24,9    I    18,2    j    20,7 

22,5  23,7  22,7 

17,7     I     18,9      I     19,2 


Das  bedeutet  von  1856/60  bis  1861/65 
eine  Steigerung  des  Preises  um  9,7  "'0  und 
von  1856/60  bis  1866  70  einen  Rückgang 
um  7,2  "/o.  Ein  Vergleich  dieser  Zsüilea 
mit  jenen  über  die  Preisbewegung  der  Wolle 
in  Amerika  zeigt,  dass  sich  der  Preis  in 
Amerika  nicht  wesentlich  vom  Weltmarkt- 
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preis  verscliieden  gestaltet  hat.  Somit  hat 
aer  Schutzzoll  ia  den  Vereinigten  Staaten 
einen  Preisrückgang  der  Wolle  nicht  ver- 
hindert, lag  doch  kein  Grund  vor,  der  dies 
veranlassen  konnte,  da  der  Weltmarktpreis 
durchaus  nicht  in  jener  Zeit  stärker  ge- 
sunken ist  als  der  Preis  in  den  Vereinigten 
Staaten,  also  auch  bei  freier  Einfuhr  in 
dieses  Land  ein  starker  Preisrückgang  nicht 
zu  erwarten  gewesen  wäre. 

Doch  gehen  wir  nun  einen  Schritt 
weiter  und  legen  uns  die  Frage  vor, 
welchen  Einfluss  eine  Steigerung  des 
Preises  der  Wolle,  die,  wie  wir  zeigten,  mit 
der  Einführung  eines  Wollzolles  zunächst 
eintritt,  auf  die  Landwirtschaft  ausüben  wird. 
Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  günstigere 
Konjunkturen  im  Wollhandel  in  Deutschland 
zur  Verstärkung  der  Produktion  anregen 
werden.  Damit  wird  sich  im  Inland'  das 
Angebot  vermehren  und  mit  dazu  beitragen, 
dass  jener  geschilderte  Preisrückgang,  der 
mit  Lahmlegung  der  deutschen  Industrie 
durch  einen  Wollzoll  verbunden  ist,  noch 
eher  eintritt.  Der  Wollzoll  hat  sodann  einen 
Produktionszweig  gross  gezogen,  der  nur 
künstlich  erhalten  werden  kann.  Die  trotz 
Einführung  eines  Wollzolles  nach  Verlauf 
von  einer  Reihe  von  Jahren  eintretende  Un- 
rentabilität  der  Wollproduktion  wird  dann, 
nachdem  sie  durch  Zollmassregeln  gross  ge- 


I  zogen,  in  der  Landwirtschaft  fühlbarer  wer- 
I  den,  als  sie  es  vor  Auflegung  eines  Woll- 
I  Zolles  war.     Denn  weite  Kreise  hatte  man 
<  durch  Aussicht  auf  bessere  Preise  zur  Pro- 
duktion angelockt,  weite  Kreise  wird  dann 
auch  der  Preisrückgang  treffen,  und  stärker 
wird  man    dann   nach  einer  Erhöhung  des 
schon  bestehenden  Zolles  verlangen.    Durch 
Einführung  eines  Wollzolles  in  Deutschland 
erweckt  demnach  der  Staat  nur  unberech- 
tigte Hoffnungen,  die  zu  erfüllen  er  nicht 
imstande  sein  wird. 

Wir  hatten  schon  im  Vorhergehenden 
darauf  hingewiesen,  dass  die  Auflegung 
eines  Wollzolles  unbedingt  mit  der  Arbeit»- 
einstelluDg  vieler  Fabriken  verbunden  sei, 
weü  dieselben  die  Konkurrenz,  die  ihnen 
das  Ausland  macht,  nicht  ertragen  können. 
Die  heimische  Industrie  wird  bei  Einfüh- 
rung eines  Wollzolles  ihren  Markt  im  Aus- 
lande verlieren,  weil  sie  dann  nicht  mehr 
so  billig  produzieren  kann  wie  jenes.  Die 
Richtigkeit  dieser  Behauptung  zu  beweisen 
hatten  wir  schon  in  unseren  früheren  Aus- 
führungen hinreichend  Gelegenheit  Von 
wie  tief  greifender  Bedeutung  dies  aber  sein 
wird,  leuchtet  bei  Betrachtung  folgender 
Tabelle  ein,  die  unseren  Aussenhandel  mit 
den  Fabrikaten  der  Wollenindustrie  Deutsch- 
lands angiebt 


Bezeichnung  der  Waren 


Einfuhr  in  1000  Mark 


1898  I   1899 


1900 


Ansfnhr  in  1000  Mark 


1899 


1900 


Kammgarn  hartes,  Genappes-,  Mohair-,  Al- 
paccagam 

anderes  Wollengam 

Wollenwaren,  auch  in  Verbindung  mit  an- 
deren Geweben 

Tuch-  und  Zeug  waren 

Zusammen 


67664 
24S75 

3  7*3 

u  125 


84  IIS 
39246 

5040 
12696 


81  911 
24066 


382 
44510 


321 
57195 


5178     34  531 
16083    16678; 


479 

47505 


37761  I    39271 
1794161  184773 


97085 


131  097  {  127  238  I  246  206  I  274  693  '  272  028 


Hieraus  ist  ersichtlich,  dass  es  sich  bei 
unserem  Aussenhandel  mit  wollenen  Ge- 
spinsten und  Webwaren  um  viele  Millionen 
Mark  handelt.  Die  Einfuhr  ist  so  gross, 
weil  sie  in  der  Hauptsache  aus  Garnen  be- 
steht, die  im  Inlande  zu  Stoffen  verarbeitet 
•werden  sollen.  Mit  Einführung  eines  Zolles 
auf  Rohwolle  müsste  natürlich  auch  der  Zoll 
auf  Game  erhöht  werden,  damit  würden 
aber  jene  eingeführten  Garne  zur  Verarbei- 
tung zu  Stoffen,  mögen  sie  nun  im  Inland 
verbraucht,  mögen  sie  ausgeführt  werden, 
zu  teuer  werden.  Die  Ausfuhr  ist  beson- 
ders gross  an  Tuch  und  Zeugwaren.  Mit 
diesen  aber  werden  wir  nur  im  Ausland 
erscheinen  können,  wenn  sie  einen  Preis 
haben,    der    der   Anslandsware   entspricht. 


Das  wird  aber  nicht  mehr  der  Fall  sein, 
wenn  Rohprodukt  und  Game  verteuert 
werden. 

Dass  der  Verlust  eines  solchen  Exportes 
die  Webereien  und  Spinnereien  in  der 
Wollbranche  aber  arg  treffen  mnss,  liegt 
auf  der  Hand.  Der  ganze  Umfang  des 
Schadens,  der  durch  solche  Sachverhältnisse 
hervorgemfen  wird,  tritt  zu  Tage,  wenn 
wir  uns  vergegenwärtigen,  dass  unter  den 
aufgeführten  Waren  Zeug-  und  Tudiwaren, 
Plüsche  und  Shawls  aller  Art,  von  denen 
ein  ziemlich  bedeutender  Prozentsatz  schon 
zu  fertigen  Kleidungsstücken  verarbeitet  ist, 
und  unter  Posamentierwaren  auch  die 
Knopfmacherwaren  einbegriffen  sind.  Also 
nicht  allein  jene  Weber  und  Spinner  trifft 
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ganz  empfindlich  ein  Wollzoll,  sondern  auch 
jene  anderen  oben  angeführten  Beschäfti- 
gungszweige werden  durch  denselben  ar- 
beitslos werden.  Es  werden  also  hicht  nur 
jene  170000  Personen,  die  in  der  Schaf- 
wollindustrie beschäftigt  sind,  sondern  auch 
die  Schneider,  Strumpfstricker  und  diejeni- 
gen, die  für  Konfektionsgeschäfte  und  ähn- 
liche Unternehmungen  arbeiten,  um  einen 
guten  Teil  ihres  Verdienstes  gebracht  So 
wird  also  die  Einführung  eines  Wollzolles 
weitere  Volksschichten  treffen  und  noch  da 
empfunden  werden,  wo  man  bei  oberfläch- 
licher Betrachhing  es  nicht  vermutet 

So  also  bliebe  dann  der  deutschen  Woll- 
industrie als  Absatzgebiet  nur  der  heimische 
Markt,  jedoch  nur  dann,  wenn  man  ihr  den- 
selben durch  einen  Prohibitivzoll  auf  Garn 
lind  wollene  Webwaren  sicherte.  Aber  auch 
dann  würde  der  Absatz  von  wollenen  Waren 
bei  Einführung  eines  Wollzolles  nicht  dea- 
sellien  Umfang  behalten,  den  er  vorher  ge- 
habt. Vergegenwärtigen  wir  uns,  dass  zu- 
nächst die  Auflegung  eines  Zolles,  wie  wir 
zeigten,  die  WoUpreise  steigern  wird.  Mit 
dieser  Steigerung  werden  zu  gleicher  Zeit 
die  fertigen  Waren  im  Preise  in  die  Höhe 
gehen.  Der  grössere  Teil  der  konsumieren- 
den Bevölkerung  wird  diese  hohen  Preise 
nicht  zahlen  können  imd  wird  zu  gemisch- 
ten Stoffen  seine  Zuflucht  nehmen.  Damit 
geht  dann  die  Wollindustrie  zuriick  und  die 
Shoddyfabrikation  wird  gross  gezogen.  Die 
deutschen  Konsumenten  werden  dann  im 
Vei^leich  zur  Zeit  der  freien  Einfuhr  von 
"Wolle  höhere  Preise  für  geringere  Ware 
zahlen  müssen.  Denn  mit  dem  Steigen  der 
AVollpreise  ist  auch  stets  ein  Steigen  der 
Preise  für  Shoddy  und  Mungo  eingetreten. 
So  z.  B.  trat  in  den  50  er  Jahren  mit  der 
Steigerung  des  Wollpreises  von  234,8  auf 
254,7  Mark  auch  eine  Steigerung  des  Preises 
für  Shoddy  von  15  auf  47,26  Mark  für 
den  Centner  ein.  Der  Rückgang  des  Woll- 
preises in  den  60  er  Jahren  von  219,1  auf 
172,2  Mark  brachte  auch  gleichfalls  einen 
Rückgang  des  Shoddypreises  von  66,37  auf 
Ö2.76  Mark  für  den  Centner.  In  den  70  er 
Jahren  nimmt  dann  der  Wollpreis  wieder 
zu,  gleichfalls  geht  aber  auch  Shoddy  wieder 
in  die  Höhe.  Seit  1880  haben  wir  dann 
einen  rückgängigen  Wollpreis  »ind  gleich- 
falls einen  Rückgang  im  Preise  für  Shotldy. 
Wenn  also  mit  der  Aufl^mg  eines  WoU- 
zolles  der  Preis  für  WoUe  in  die  Höhe  geht, 
wird  der  für  Shoddy  eine  gleiche  Tendenz 
zeigen,  eine  Erscheinung,  die  sich  dann 
aach  wieder  in  den  Preisen  für  Waren,  die 
zum  Teil  aus  Shoddy  hergestellt  sind,  be- 
merkbar macht.  Ein  Vorteil  für  die  Kon- 
sumenten ist  somit  sicherlich  nicht  mit  dem 
Aulblühen  der  Kunstwollindustrie  verbunden. 
Dazu  kommt  dann  noch,  dass  diese  Indus- 


trie den  Ausfall  an  Arbeit  in  der  Wollin- 
dustrie nie  ersetzen  wird.  Die  grosse 
Masse,  die  mit  Einführung  eines  Wollzolles 
arbeitslos  wird,  kann  niemals  in  der  Knnst- 
wollfabrikation  beschäftigt  werden;  denn 
auch  der  Markt  für  diese  gemischten  Stoffe 
wird  nur  ein  beschränkter  sein.  Das  Aus- 
land wird  schwerlich  sich  dazu  verstehen, 
diese  minderwertigen  Waren  den  deutschen 
Produzenten  abzunehmen.  Es  wird  ^'iel- 
mehr  den  von  der  ausserdeutschen  Industrie 
billiger  hergestellten  wollenen  Stoffen  den 
Vorzug  geben.  So  also  zeigt  sich  uns,  dass 
die  Einführung  eines  Wollzolles  die  deutsche 
Industrie  zum  grossen  Teil  ruinieren  und 
auch  die  Konsumenten  in  Deutschland  schä- 
digen wird. 

Fassen  wir  nun  das  Schlussergebnis  aus 
allen  unseren  Betrachtungen  zusammen.  Wir 
hatten  gesehen,  dass  nicht  die  gesamte 
deutsche  Landwirtschaft  von  den  niedrigen 
Wollpreisen  getitjffen  wird,  sondern  nur  ein 
Teil  derselben.  Dazu  kommt  dann  noch, 
dass  es  sehr  ungewiss  ist,  ob  ein  Wollzoli 
den  Wollproduzenten  dauernden  Nutzen  ge- 
währen wird.  Dem  gegenüber  zeigte  sich 
aber  auch,  dass  nicht  nur  die  heimische 
Industrie  durch  einen  Wollzoll  zum  grossen 
Teil  ruiniert  wird,  sondern  dass  seine  Wir- 
1  kungen  weitere  St'hichten  der  Bevölkenmg 
I  sowohl,  soweit  sie  konsumierend,  als  auch 
I  soweit  sie  produzierend  tliätig  ist,  schädigend 
berührt. 

I  Wir  können  uns  deshalb  aus  allen  diesen 
j  Gründen  nur  dahin  aussprechen,  dass  wir 
!  es  für  eine  durchaus  schädliche  Massnahme 
I  erachten  müssten,  würde  für  Deutschland 
I  ein  Einfuhrzoll  auf  Wolle  festgesetzt 

I  Litterator:  Janke,  Die  Wollproduktion  umcrrr 
Erde  und  die  Zukunft  der  deuUchen  Schafzucht, 
Bretlau  I864.  —  r.  Mltsehke-CoUande,  Die 
WoUzollJrage ,  Dresden  1SS6.  —  Settegast, 
Welche  Richtung  itt  der  Schafzucht  Xorddeutxch- 
landt  zu  geben  T  Bretlau  18(19.  —  Kühn,  Die 
zweckmätsigiite  Ernährung  det  Rindet,  Drftden 
1887.  —  Vergelbe,  Getreidebau  und  Futterbau, 
in  MetUzelt  und  r.  Lengerket  landir.  Kalender, 
1896.  —  Ford,  Wool  and  nuinufacturet  of 
Wool,  IS94.  —  Quandt,  Die  yiederlantilzer 
SchaftcoU-Induttrie  in  ihrer  Entirickelung  zum 
Grotibetrieb  und  zur  modernen  Technik,  Leipzig 
1895. 

W.  SchutUe. 


Wolowski,  Louis  Fran^ois  Michel 
Raymond, 

geb.  am  31.  VIII.  1810  in  Warschau,  gest.  in 
Gisors  bei  Paris  als  Mitglied  zahlreicher  ge< 
lehrten  Gesellschaften,  ferner  als  Ehrendoktor 
der  Rechte  der  jnristiscben  Fakultät  in  HeideU 
berg  sowie  als  Ehrendoktor  der  Staatswissen- 
schaften der  philosophischen  Fakultät  in  Ttl- 
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hingen,  am  15.  Vni.  1867,  studierte  die  Rechte 
in  Warschau,  beteiligte  sich  an  der  polnischen 
Insurrektion  von  1830,  flüchtete  nach  Frank- 
reich, wo  er  1843  naturalisiert  wurde.  "Wo- 
lowski erhielt  1839.  eine  Professur  am  Conser- 
Tatoire  des  arts  et  m^tiers,  anfänglich  für  Ge- 
werbegeaetzgebung,  dann  1854,  nach  Blanquis 
Tode,  für  politische  Oekonomie.  Beide  Lehr- 
disciplinen  wurden  1864  von  ihm  zu  einer  ver- 
einigt. 

Wolowski  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  a)  in  Buchform:  Des 
societSs  par  actions.  Paris  1838  —  De  la  mo- 
bilisation  du  credit  foncier,  ebd.  1839.  —  Conrs 
de  legislation  industrielle.  Indroduction,  ebd. 
1840.  —  Des  fraudes  commerciales.  Organisa- 
tion industrielle  de  la  France  avant  le  minis- 
tere  de  Colbert,  ebd.  1843.  —  De  Torganisation 
du  travail  (Cours  de  lÄjfislation  industrielle, 
Ire  le^on),  ebd.  1844.  —  Etudes  d'economie  po- 
litiqne  et  de  statistique,  ebd.  1848.  —  De  l'or- 
ganisation  du  credit  foncier,  ebd.  1849.  (Ex- 
trait  de  la  Bevue  de  legislation  et  de  juris- 
prudence.)  —  Henri  IV  Iconomiste.  Introdnc- 
tion  de  l'indnstrie  de  la  soie  de  France,  ebd. 
1855  (lu  k  la  seance  publique  des  cinq  acade- 
mies,  le  14  aoüt  1855).  —  Pr6face  (aux  „Prin- 
cipes  d'economie  politique",  par  Röscher,  s.  u.) : 
De  l'application  de  la  methode  historique  ä 
l'ötude  de  l'iconomie  politique  (ebd.  1867);  das- 
selbe in  englischer  Uebersetzung  von  J.  L.  La^ 
lor  (London)  1878.  —  Les  finances  de  la  Bussie, 
Paris  1864.  —  La  question  des  banques,  ebd. 
1864.  —  La  monnaie.  Entretien  aur  le  traitä 
de  la  monnaie  de  Copemic,  ebd.  1864.  —  En- 
quete sur  les  principes  et  les  faits  g6n§raux 
qui  r%iasent  la  circulation  mon^taire  et  fidu- 
ciaire.  Deposition  de  — .  (S^ances  des  21,  28 
et  30  novembre  1865)  ebd.  Dezember  1866.  — 
De  la  monnaie,  ebd.  1867.  (Conferences  popu- 
laires  faites  4  l'asile  imp.  de  Vincennes.)  —  La 
Banque  d'Angleterre  et  les  banques  d'Ecosse, 
ebd.  1867;  dasselbe  in  englischer  Uebersetzung 
von  B.  Somers,  London  1873;  dasselbe,  in  deut- 
scher uebersetzung  von  J.  v.  Holtzendorff,  Ber- 
lin 1870.  —  L'or  et  l'argent.  Question  mone- 
taire.  Memoire  lu  ä  la  seance  des  cinq  Aca- 
demies  de  l'Institut  de  France,  1  re  partie,  Paris 
1868;  dasselbe,  liere  et2i*nie  partie,  ebd.  1870. 
—  Notious  gen4rales  d'economie  poktique,  ebd. 
1868  (Conferences  popul.  faites  ä  l'Asile  de  Vin- 
cennes.) —  Le  travail  des  enfants  dans  les  manu- 
factures,  ebd.  1868.  (Conferences  popul.  faites  k  V 
Asile  de  Vincennes.)  —  Les  resultats  des  traites  de 
commerce  de  1860.  Conference  faite  sous  les  aus- 

fices  de  l'association  polytechnique,  le  10  mai 
868,  ebd.  1868.  —  Quelques  notes  sur  la  ques- 
tion monetaire  (publiees  comme  manuscrit),  ebd. 
1868.  —  La  question  mon6taire,  ebd.  1868;  das- 
selbe 2.  Aufl.,  1870.  —  Le  change  et  la  circu- 
lation, ebd.  1869.  —  La  liberte  commerciale 
et  le»  resultats  du  traite  de  commerce  de  1860, 
ebd.  1869.  —  Discussion  du  projet  relatif  4  la 
d^nonciation  du  traite  de  commerce  de  1860 
avec  l'Angleterre.  Discours  de  M.  Wolowski  ä 
l'Assemblee  nationale,  ebd.  1869.  —  Quelques 
observations  preseutees  ä  la  Commission  du 
Corps  legislatif  Charge  de  l'examen  du  traite 
entre  la  ville  de  Paris  et  le  Credit  foncier,  ebd. 
IJ'69.  —  Enquete  sur  la  question  monötaire. 
Deposition  de  L.  Wolowski,  ebd.  1870.  —  L'im- 


pdt  sur  le  revenn.  Discours  jk  rAssembiee  na* 
tionale,  sdances  des  22  et  27  decembre  187L 
Avec  des  observations  et  des  annexes  sur  l'im- 
pöt  du  revenu  aux  Etats-Unis  et  en  Angleterre, 
ebd.  1872.  —  L'impöt  sur  les  ch^ques,  ebd. 
1874.  —  Rapport  sur  le  projet  de  garantie  des 
marqnes  de  fabrique,  au  moyen  d'nn  timbre 
appose  par  l'Etat,  et  texte  de  la  loi,  ebd.  1874. 
—  Disconrs  prononce  ä  la  siance  publique  an- 
nuelle  de  la  Societe  centrale  d'a^ricnltore  de 
France,  ebd.  1875.  —  Rapport  fait  an  nom  de 
la  Commission  du  budget  sur  les  recettes  et  les 
d^penses  de  l'exercice,  1876:  France  (Rapport, 


budget,  1876)^  ebd.  1875. 
Wolowski  war  beteiligt  i 


an  folgenden  staats- 
wissenschaftlichen Schriften  in  Buchform: 
Sammelwerk :  Cent  et  un  traites,  Paris  s.  ].  mit 
„Traite  de  statistique  et  des  forces  productives"' 
und  der  Hitarbeiterschaft  an  „Leg  principes 
d'economie  politique",  par  A.  Fonteyraud.  — 
Le  droit  an  travail  ä  l'Assemblee  nationale. 
Recueil  complet  de  tous  les  discours  prononces 
dans  cette  memorable  discussion  par  MM.  De- 
lesle,  Lamartine,  etc.  etc.  etc.,  avec  des  obser- 
vations inedites  par  L.  Fancher,  Wolowski, 
Bastiat,  L.  Parieu  etc.,  ebd.  1848.  —  Cibrario, 
Economie  politique  du  moyen  äge,  2  Bde.,  ebd. 
1859.  (Wolowski  schrieb  hierzu  die  „introdnc- 
tion".)  —  La  question  des  banques  4  I'Aca- 
demie  des  sciences  morales  et  politiques.  Opi- 
nions  de  HM.  Chevalier,  Dupin,  Wolowski, 
Passy,  Dumon,  de  Lavergne,  Vnitry,  Pellat^ 
Discussion  . . .  dans  la  seance  (de  l'Academie)  du 
27  fevrier  etc.  (1864).  Extrait  du  compte  ren- 
du,  ebd.  1864.  —  Association  polytechniqne. 
Cours  d'economie  politique,  recneilli  et  publie 
par  B.  Thevenin,  Paris  1866.  (Bd.  lH  enthält: 
De  rechange  et  de  la  monnaie,  par  Wolowski) 

Wolowski  gab  heraus :  Oresmius,  Tractatus 
de  mntatione  monetarum  u.  d.  T. :  Traictie  de 
la  premiere  invention  des  monnoies,  de  Nicole 
Oresme,  textes  fran^s  et  latins  d'apres  les  ma- 
nnscrits  de  la  bibliotheque  imperiale  et  traite 
de  la  monnoie  de  Copemic,  texte  latin  et  tra- 
duction  fran^aise,  publies  et  annotes  par  Wo- 
lowski, ebd.  1864. 

Wolowski  übersetzte  und  kommentierte 
Röscher,  System  der  Volkswirtschaft,  2.  Aufl., 
Bd.  I  und  II  u.  d.  T. ;  Principes  d'economie  po- 
litique etc.,  2  Bde.,  ebd.  1857. 

Wolowski  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Artikeln  b)  in  Zeitschriften: 
a)  in  Jonmal  des  Econoraistea,  Paria:  Nego- 
ciations  commerciales  avec  la  Belgique,  I.  be- 
rie,  Bd.  I,  1841,  S.  173  ff,  430  ff.  —  De  I'union 
donaniere  entre  la  France  et  la  Belgique,  Bd. 
II,  1842,  S.  362  ff.  —  Travail  national,  ä  pro- 
pos  des  memoires  de  la  Chambre  de  commerce 
de  Bordeaux  et  du  comite  centralponr  la  de- 
fense du  travail  national,  Bd.  VI,  1843,  S. 
377  ff;  Bd.  IX,  1844,  S.  116  ff.  —  Des  fraudes 
commerciales.  le^on  prononcee  an  Conservatoire 
pour  l'onverture  du  cours  de  l'annee  I84.'i44. 
De  la  nouvelle  loi  des  patentes,  Bd.  VIEL,  1844, 
S.  21  ff.  —  Regime  hypothecaire :  Organisation 
du  credit  foncier,  Bd.  IX,  1844,  S.  193  ff.  — 
Ouvertüre  de  l'annee  scolaire  (au  Conservatoire) 
1845/46,  Bd  X,  1844,  S.  63  ff.  —  De  la  loi  sur 
les  modeies  et  les  dessins  de  fabrique,  Bd.  XIV, 
1846,  S.  17  ff.  —  Projet  de  loi  sur  les  marqnes 
de  fabrique,  Bd.  XIV,  1846,  S.  123  ff.  -  Dis- 
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«nssion  prononc^  ä  1a  2  i^me  r^nnion  publique  j  President  de  la  s^ance  publique  de  ]'Acad6mie 
de  l'Association  ponr  la  liberte  des  Behanges,  I  en  jnin  1866 :  alliance  des  sciences  morales  et 
Bd.  XV,  1&46,  S.  285  ff.  —  Travaux  de  la  i  politiques,  etc.,  Bd.  III,  1866,  S.  281  ff.  —  Rap- 
Bouvelle  Session  legislative,  Bd.  XVI,  1846,  S.  i  port  sur  les  Conferences  de  F.  Passy,  relatives 
97  ff.  —   Etndes    sur   Tindustrie   snisse.     Les 


rubans  de  Bäle,  Bd.  XVU,  1847,  S.  390  ff. 


anx  machines,  et  sur  le  cours  d'economie  in- 
dustrieUe  de  l'Ecole  Tnrgot,  Bd.  IV,  18d6,   S. 


Exposition  industrielle  et  agricole  de  1847  ä  257  ff.  —  Memoire  sur  le  change,  Bd.  FV,  1866, 
Brnxelles,  Bd.  XVIII,  1847,  8.  237  ff.,  335ff.  —  IS.  355  ff.,  Bd.  VII,  1867,  S.  28  ff.,  379  ff.  — 
Discours  prononces  au  Congr&s  ^conoiniste  (ä  |  Bapport  sur  le  congrös  statistique  de  Florence, 
Bruxelles).  Bd.  XVIII,  184*,  S.  2.>4ff.  —  De  en  1867,  Bd.  VIII,  lb67,  S.  295  ff.  —  Commu- 
rorg»nisation,  du  credit  foncier,  au  sujet  des  '  nication  sur  les  banques  agricoles  et  les  societes 
projets  scumis  k  l'Assemblee  Constituante  pour  anonymes  et  cooperatives  en  Portugal;  lois  re- 
le  retablissement  de  la  chaire  d'economie  poli- 1  cemment  adoptees  daus  ce  rovaume,  Bd.  VTII, 
tique  du  coWige  de  France,  Bd.  XXI,  184»,  S.  1 1867,  S.  293  ff.  —  Sur  la  metliode  historique  en 
455  ff.  —  De  l'organisation  du  credit  foncier : '  economic  politique,  Bd.  IX,  1868,  S.  145  ff.  — 
les  associations  de  credit,  les  caisses  d'epargne '  Du  morceUement  de  la  propriete,  Bd.  IX,  1868, 
et  le  credit  foncier ;  conclusion,  Bd.  XXII,  1W8,  \  S.  169  ff.  -  Lecture  de  fragments  sur  Mazarin, 
S.  19  ff.  —  Contre  le  cours  force  des  lettre«  de ;  et  les   relations  commerciales  de  la  France  et 

fiffe:  Discussion  an  Congres  agricole,  Bd. .  de  l'Angleterre,  Bd.  IX,  1868,  S.  266  ff.  —  Re- 
XVI,  1850,  S._56ff.  —  Discours  au  Conseil '  ponse  ä  la  lettre  de  M.  Conrcelle-Senenil  an 
feneral  de  Tagriculture,  des  manufactures  et ,  sujet  des  Conferences  d'economie  polit.  ä  l'Ecole 
n  commerce,  an  sujet  de  l'attaque  des  pro- 1  normale  de  Paris,  Bd.  IX,  1868,  S.  315  ff.  — 
tectionnistes  contre  les  professeurs  d'economie  i  Appreciation  de  denx  volnmes  ayant  pour  titre : 
politique.  Bd.  XXVI,  1850.  S.  183  ff.  —  De  la  1  Leon  Faucher.  Bd.  X,  1868,  S.  415  ff.  —  Les 
reforme  hypothecaire :  historique,  projet  de  loi;'metaux  precieux  et  la  circulation  fidnciaire,  Bd. 
Rapport  de  M.  Bethmont  au  Cunseil  d'Etat;iXII,  1868,  S.  5  ff.  —  Les  origines  de  la  loi  de 
Rapport  de  M.  Vatimesnil  ä  l'Assemblee  na- '  germinal  an  XI  sur  la  monnaie,  Bd.  XV,  1869, 
tionale,  Bd.  XXVI,  1850,  S.  305  ff.  —  Memoire  S.  330  ff.,  Bd.  XVI,  1869,  S.  28  ff.  —  La  liqui- 
snr  la  legislation  anglaise  des  coalitions.  Bd.  |  dation  sociide,  Bd.  XVIII,  1870,  S.  112  ff.  — 
XXVIII,  1851,  S.  2Ü6  ff.  —  Explications  sur ;  Erreur  et  danger  du  cours  force  des  billets  de 
l'institution  du  Credit  foncier,  Bd.  XXXII,  1852,  France,  Bd.  XJX,  1870,  S.  281  ff.  —  L'income- 
S.  411  ff.  —  Lettre  relative  4  la  part  prise  par  i  tax  et  l'intemational-revenue  aux  Etats-Unis, 
Michel  Chevalier  k  la  resistance  au  socialisme ;  ä  propos  de  la  discussion  sur  l'impöt  sur  le  re- 
apres la  Revolution  de  fevrier  1848,  Bd.  XXXIX.  i  venu.  Gros  arguments  de  M.  Ponyer-Quertier 
1853,  S.  303  ff.  —  Revue  des  recueils  etrangers. ;  et  opinion  de  M.  Thiers  en  1848.  Bd.  XXV, 
£s:<ai  sur  la  politique  et  la  statistique  de  sys-  \  1872,  S.  2V2  ff.  —  Les  postes  et  les  telegrapbes 
temes  de  cultnre,  dapres  G.  Röscher,  II.  Serie,  i  en  Angleterre.  Rapport  ä  l'Academie  des  soien- 
Bd.  VI,  1855,  S.  65  ff.,  228  ff.  —  De  l'adminis- 1  ces  morales  et  politiques,  Bd.  XXVIII,  1872, 
tration  de  Henri  IV,  Bd.  VII,  1855,  S.  343  ff., '  S.  99  ff.  —  Sur  l'utilite  pour  les  onvriers  d'etu- 
Bd.  VIII,  1855.  S.  32  ff.  —  De  la  rente  des '  dier  l'economie  politique,  Bd.  XXVIII,  1872, 
proprietaires,  Bd.  IX,  1856.  S.  113  ff.,  Bd.  X, '  S.  190  ff.  —  La  carte  _postale  en  divers  pays, 
1856,  S.  66  ff.  —  L'art  et  Industrie,  discours  |  Bd.  XXIX,  1873,  S.  90ff.  —  Le  rembonrsement 
d'ouverture  au  Conservatoire  des  arts  et  mi-  \  de  la  Banque,  Bd.  XXXV,  1874,  S.  433  ff.  — 
tiers,  Bd.  XVI,  1857,  S  221  ff.  —  De  l'econo- 1  Resultats  economiques  du  paiement  de  la  con- 
mie  politique  en  Italie,  Bd.  XX,  1858,  S  321  ff.  i  tribution  de  gnerre  en  AUemague  et  en  France, 

—  L'n  grand  economiste  fran;ais  du  XVI«  sifecle,  Bd.  XXXVI,  1874,  S.  345  ff.  —  Situation  finan- 
Bd.  XXV,  1860,  S.  355  ff.  -  Les  droits  de  eifere  de  la  France  de  1869  ä  1876.  Bapport 
donane  et  les  anciens  traites  de  commerce  entre  '  fait  au  nom  de  la  Commission  du  bndget,  Bd. 
la  France  et  l'etranger,  Bd.  XXVI,  1860,  S.  XXXIX,  1875,  S.  243  ff.  —  (Von  den  im  Jour- 
26  ff.,  202  ff.,  353  ff.  —  L'enseignement  de  l'eco- '  nal  des  Economistes  abgedruckten  Wolowski- 
nomie  politique  par  l'Etat,  Bd.  XXVIII,  1860,  j  sehen  Artikeln  haben  nur  die  grösseren  in  vor- 
S.  325  ff.  —  Lettre  sur  la  question  de  la  po- |  stehendem  Verzeichnis  Aufnahme  gefunden.)  — 
pnlation,  Bd.  XXX Villi.  1863,  S.  156ff.  — Rap-  b)  in  Journal  de  la  Soci^te  de  statistique  de 
port  sur  le  conconrs  concemant  Thistorie  de  lal  Paris:  Du  role  et  de  l'importance  de  la  sta- 
ligTie  hanseatique,  ßd.  XXXVH,  1863,  S.  384  ff.  i  tistique,  Jahrg.  VIU,   1867,   S.  277  ff.  —  Du 

—  Question  des  banques,  Bd.  XLI,  18H4,  S.  321  ff., !  morceUement  et  des  charges  de  Tagriculture, 
Bd.  XLII,  1864,  S.  5  ff.  -  Lettre  sur  la  ques-  Jahrg.  VHI,  1867,  S.  316  ff.  —  Monvement  des 
tion   des  banques,  Bd.  XLUI,    1864,  S.  282  ff.  \  echanges  entre  la  France  et  l'Angleterre,  Jahrg. 

—  L'enquete  sur  Tinterfet  de  l'argent  (depo- i  XI,  1870,  S.  202  ff.  —  Eloge  de  Quetelet, 
sition),  Bd.  XLV,  1865,  S.  218  ff.  —  Les  mfe-i  Jahrg.  XV,  1874,  S  118  ff.  -  Les  chfeqnes  et 
tanx  precieux  et  la  circulation  fidnciaire,  Bd.  |  le  Clearing- House,  Jahrg.  XV,  1874,  S.  160  ff. 
XLVin,  1865,  S.  161  ff.  —  Communication  sur '  —  c)  in  Ravue  des  deux  roondes,  Paris :  De  la 
.^l'Economiste  polonais'',  Bd.  XL VIII,  1865,  S.  |  division  du  sol  et  de  la  valeur  croissante  de  la 
446  ff.  —  Lecture  d'un  chapitre  de  l'histoire  i  propriete  immobilifere  en  France,  Xo.  1.  VHI. 
financiere  de  l'Angleterre,  ÜI.  Serie,  Bd.  I,  1857.  —  La  question  du  servage  en  Rnssie. 
1866,  S.  264  ff.  —  Discours  en  quittant  la  pre-  i  I.  Necessite  de  remancipation  et  condition  ac- 
sidence  de  l'Academie  des  sciences  morales  et  |  tuelle  de  serfs,  No.  15.  Vn.  1858;  II.  Les  serfs 
politiques  Extrait  de  son  rapport  sur  cette  •  de  la  Conronne  et  le  communisme  msse,  No.  1. 
Academie,  Bd.  II,  1866,  S.  259  ff ,  317  ff.  —  Me-  Vm.  1858;  HL  Les  rfeformes  accomplies  et  los 
moire  sur  les  conditions  de  la  circulation  fidu-  |  reformes  projetees  dans  l'^mancipation  des  serfs, 
ciaire,  Bd.  U,  1866,  S.  359  ff.  —  Discours  comme  No.  15.  IX,  1868.  —  Les  finances  de  la  Russie, 
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No.  15. 1.  n.  1 .  m.  1864. — Les  nonveaux  debats  sur 
les  banques.  La  Banqne  de  France  et  la  circn- 
lation  üduciaire,  No.  1.  II.  1865.  —  La  crise 
financiire  de  l'Angleterre  en  1866,  l'Acte  de 
1844  et  la  libert^  de  banques,  Nos.  15,  YIH. 
u.  1.  IX.  1866.  —  De  l'inflnence  da  change  snr 
le  marcM  monetaire,  No.  15.  IX.  1868. 

Wolowski  war  kein  Theoretiker  in  dem  Sinne, 
dass  er  neue  fruchtbringende  Theoreme  in  die 
Wissenschaft  hineintrug,  und  gleichwohl  hat  er 
derselben  dadurch  einen  nicht  zu  unterschätzen- 
den Dienst  erwiesen,  dass  er  im  Kampfe  der 
Doktrinäre  mit  der  historischen  Schule  in 
Deutschland  sich  auf  seite  der  letzteren  gestellt 
und  als  Propagationsmittel  für  Frankreich  nicht 
allein  Roschers  System  Übersetzt,  sondern  auch 
eine  Einleitung  dazu  geschrieben  hat,  worin  er 
seine  Sympathieen  für  den  obsiegenden  Teil  zum 
Ausdruck  bringt.  Wolowski  war  einer  der  ta- 
lentiertesten Äblizisten,  welcher  souverän  den 
Geist  aller  staatswissenschaftlichen  Elemente  in 
und  ausser  der  praktischen  Volkswirtschaft  be- 
herrschte. Wolowski  war  eine  anerkannte 
Autorität  im  Geld-,  Bank-  und  Finanzwesen, 
ein  entschiedener  Anhänger  des  Systems  der 
Handels-  und  Verkehrsfreiheit  und  einer  der 
bedeutendsten,  freilich  auch  extremsten  Bime- 
tallisten  unter  den  französischen  Volkswirten, 
der  den  Monometallisten  Fröre-Orban  an  Schärfe 
der  Deduktionen  entschieden  überragte  und 
dem  die  Geschichte  der  bimetallistischen  Be- 
wegung in  Frankreich  einen  Platz  neben  Cer- 
nuschi anweist.  Bekannt  ist  sein  Vergleich 
des  Wesens  der  Doppelwährung,  hinsichtlich 
der  Unveränderlichkeitstendenz  des  bimetalüsti- 
schen  Tauschwerkzenges,  mit  dem  Kompen- 
sationspendel einer  Uhr.  In  seiner  „Question 
des  banques"  (s.  o.)  giebt  Wolowski  eine  Ge- 
schichte der  Bank  von  Frankreich  und  des  fran- 
zösischen Bankwesens  Überhaupt,  die  mit  dem 
Jahre  1803  beginnt  nnd  mit  I8i63  abschliesst. 
Ein  besonderes  Interesse  nimmt  darin  die  Bank- 
geschichte unter  dem  ersten  Kaiserreich  in  An- 
sprach. Wolowski  steht  auf  dem  Standpunkte 
des  Bankmonopols  und  der  Einheit  der  Noten- 
emission, die  er  auf  eine  einzige  Zettelbank 
beschränkt  haben  will.  Für  die  Einheit  der 
Emission  setzt  er  Tolle  Sicherheit  der  Bank- 
noten voraus,  deren  Geldeigenschaft  der  Staat, 
indem  er,  wenn  erforderlich,  durch  Intervention 
dafür  eintritt,  zu  garantieren  hat.    Dem  Papier- 

feld  selbst  attribuiert  Wolowski  die  Aufgabe, 
as  kursierende  Metallgeld  im  Umlauf  einzu- 
schränken und  ausser  Verkehr  zu  setzen.  Im 
Gegensatz  zur  Banknote  bestreitet  er  dem 
Check  die  Geldeigenschaft,  indem  er  diesen  nur 
als  Geldsurrogat,  welches  das  Quantum  an  ge- 
münztem und  Papiergeld  nicht  vermehrt,  gelten 
lässt.  Bei  den  Kreditgeschäften  unterscheidet 
Wolowski  nach  Massgabe  des  Zweckes,  den  der 
Kreditnehmer  verfolgt,  Konsumtiv-  und  Pro- 
duktivkredit, wovon  ersterer  nach  ihm,  da  er 
hauptsächlich  dem  momentanen  Konsumtionsbe- 
dürfuis  Befriedigung  verschaffen  soll,  meist  nur 
von  den  ärmeren  Klassen  in  Anspruch  ge- 
nommen wird. 


Vgl.  über  Wolowski:  Dictionnaire  de 
l'economie  polit,  2.  Anfl.  von  Coquelin  nnd 
Guillaumin,  Bd.  II,  Paris  1854,  S.  869.  — 
Les  finances  de  la  Bussie.     Lettre  ä  M.  Wo- 


lowski en  riponse  &  nn  article  sur  cette  ma- 
ti^re  ins^rS  par  lui  dans  la  Revue  des  denx 
mondes,  15,  I.  1864.  Paris  1864.  —  Les  obsi- 
ques  de  M.  Wolowski.  Discours  de  MM.  Ber- 
sot,  P^ligot  et  Barral,  in  „Journal  des  Econo- 
mistes",  3.  Serie,  XLHI,  ebd.  1876,  S.  35864. 

—  Levasseur,  La  vie  et  les  travanx  de  M. 
Wolowski  in  „Journal  des  Economistes",  3.  Se- 
rie, Bd.  XLIV,  ebd.  1876,  S.  321/45.  —  Shad- 
well,  A  System  of  political  economy,  London 
1877,  S.  302,  303,  306,  313,  425.  —  Kouillet, 
Wolowski.   sa  vie  et  ses  travaux,  Paris  1880. 

—  Rambaud,  L'oeuvre  ^conomiqne  de  L. 
Wolowski,  ebd.  1882.  —  F.  A.Walker,  Poli- 
tical economy,  London  1883,  S.  160.  —  Block, 
Les  progr^s  de  la  science  economique,  2  Bde., 
Paris  1890,  Bd.  I,  S.  69,  Bd.  n,  S.  60,  446.  - 
Laveleye,  La  monnaie  et  le  bimetallisme  in- 
ternational, 2.  Aufl.,  ebd.  1891,  S.  XV,  65  n.  5. 

—  Boissevain,  Le  probl^me  monetaire  et 
sa  Solution,  ebd.  1891,  S.  20.  23.  —  Ram- 
band,  Wolowski  (Biographie),  in  Nouveau  dic- 
tionnaire d'iconomie  poht,  Bd.  11,  ebd.  1892, 
S.  1192,94. 

ZjlpperL 


Wucher. 

1.  Begriff  nnd  wirtschaftliche  Beurteilung. 

2.  Positiv-rechtliche  und  moralische  Beurteilung. 

3.  Die  älteren  Zins-  und  Wucherverbote.  4. 
Die  neuere  Wuchergesetzgebung  ausserhalb  des 
Gebietes  des  Deutschen  Reichs.  5.  Die  nenere 
und  gegenwärtige  Wnchergesetzeebung  im  Ge- 
biete des  Deutschen  Reichs.  6.  Mittel  znr  Be- 
kämpfung des  W. 

1.  Begriff  nnd  wirtochaitliche  Be- 
urteilung. Unter  Wucher  versteht  man  nach 
dem  gewöhnlichen  Sprachgebrauche  die  Er- 
hebung eines  übermässig  hohen  Entgeltes 
für  die  Gewährung  eines  Darlehens.  Es 
wird  also  bei  dieser  Auffassung  des  Be- 
griffes zunächst  niu"  an  deu  Geldwueher 
gedacht  (da  Darlehen  in  sonstigen  fungiblen 
Gütern  in  der  Geldwirtschaft  nur  von  unter- 
geordneter Bedeutung  sind),  und  das  Wesent- 
liche an  demselben  ist  die  Uebervorteilung 
eines  Kreditbedürftigen.  Die  weitere  Aus- 
dehnung des  Wucherbegriffes  auf  die  Aus- 
beutung eines  wirtschaftlich  Schwächer«! 
bei  anderweitigen  Geschäften  ist  erst  in  der 
Gesetzgebung  der  neuesten  Zeit  erfolgt.  Der 
Geldwucher,  mit  dem  wir  es  hier  zunächst 
zu  thun  luilien,  braucht  nicht  ausschliesslich. 
Zinswucher  im  wörtlichen  Sinne  zu  sein, 
also  in  der  Ausbedingung  eines  übermässig 
hohen  Zinses  für  ein  Darlehen  zu  bestehen; 
er  kann  sicli  auch  in  den  sonstigen  Be- 
dingungen der  Kreditgewährung  bethätigen. 
So  kann  z.  B.  ausser  dem  Zins  eine  hohe 
»Provision«  verlangt  werden,  es  kann  dem 
Geldgeber  eine  grössere  Summe  verschrieben 
werden,  als  der  Schiddner  wirklich  erhält, 
der  letztere  kann  gezwungen  werden,  sich 
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wertlose  Waren  zu  einem  hohen  Preise  auf 
das  Darlehen  in  Anrechnung  bringen  zu 
lassen,  ihm  gehörende  Waren  oder  Forde- 
rungen gegen  einen  Dritten  zu  einem  sehr 
niedrigen  Preise  dem  Geldgeber  aus  Anlass 
des  Darlehens  zu  überlassen;  es  kOnnen  harte 
Bedingungen  für  die  Erneuerung  der  in 
Wechselform  ausgesteUten  Schuldverschrei- 
bungen gestellt,  die  hoben  Zinsen  in  kurzen 
Fristen  zum  Kapital  geschlagen,  hohe  Konven- 
tionalstrafen für  jeden  Tag  der  Verzögerung 
der  Rückzahlung  gefordert  werden  etc. 

Mit  der  obigen  Definition  des  Wuchers 
ist  freilich  noch  keineswegs  ein  fest  be- 
stimmtes Merkmal  zur  Erkennung  jedes 
WncherfaUes  gegeben,  denn  der  Hauptpunkt 
bleibt  darin  unbestimmt,  nämlich  die  Ent- 
scheidung der  Frage:  was  ist  eine  »über- 
mässige« Vergütung  für  ein  Darlehen. 
Diese  Frage  kann  vom  rein  wirtschaftlichen, 
vom  positiv-rechtlichen  und  vom  moralischen 
Standpunkte  aufgefasst  werden.  Wirtschaft- 
lich betrachtet  würde  vom  Standpunkte  des 
Schuldners  dessen  Belastung  übermässig 
erscheinen,  wenn  er  sie  voraussichtlich  nicht 
würde  tragen  können,  sondern  dadurch 
seinem  Ruine  zugeführt  würde. 

Wird  diese  Gefahr  für  den  Schuldner 
durch  die  ungünstigen  Bedingungen  des  Dar- 
lehens erst  herbeigeführt,  während  anderer- 
seits der  Gläubiger  diu-ch  die  Kreditgewäh- 
rung seinerseits  nicht  mit  Verhist  bedroht 
■wird,  so  liegt  auch  objektiv  eine  übermässige 
Belastung  des  Schuldners  vor  und  die  von 
dem  Gläubiger  dadurch  erlangten  Vorteile 
sind  vom  wirtschaftlichen  Standpunkte  als 
wucherisch  zu  bezeichnen.  Ist  aber  die 
Vermögenslage  des  Schiddners  schon  von 
Anfang  an  ungünstig,  soll  das  Darlehen  ihm 
nur  die  unsichere  Möglichkeit  geben,  über 
eine  Krisis  hinwegzukommen  oder  eine 
günstige  Gelegenheit  auszunützen,  auf  die 
Gefahr  hin,  dass  dieses  Geld  mit  dem  übrigen 
ebenfalls  verloren  gehe,  so  wird  man  unter 
Umständen  nicht  nur  vom  Standpunkte  des 
Gläubigere,  sondern  auch  objektiv- wirtschaft- 
lich selbst  einen  ausserordentlich  hohen  Zins 
—  der  dann  hauptsächlich  aus  einer  Risiko- 
vergOtung  besteht  —  nicht  für  übermässig 
halten  können,  auch  wenn  dadurch  schliess- 
lich die  Katastrophe  des  Schuldners  mit  be- 
fördert wird.  Wenn  die  Wahrscheinlichkeit, 
dass  das  hingegebene  Kapital  ganz  verloren 
gehe,  ebenso  gross  ist  wie  die,  dass  es  zu- 
rückgezahlt werden  könne,  so  ist  eine  Prämie 
Ton  100  "/o  für  die  Zeitdauer  des  Risikos 
offenbar  nicht  zu  hoch,  denn  es  kommen 
hier  die  bei  einem  Spiele  geltenden  mathe- 
matischen  Erwartungswerte  ziu*  Anwendung. 
Solide  Kapitalisten  werden  ebenso  wenig 
geneigt  sein,  sich  auf  solche  aleatorische 
Darlehensgeschäfte  einzulassen  wie  auf  das 
Börsenspiel ;  aber  eben  deshalb  hat  der  Geld- ! 


suchende  zu  befürchten,  dass  er  die  Mittel 
zu  einem  letzten  Versuche,  sich  zu  retten, 
Oberhaupt  nicht  erhalte.  Es  wäre  ja  mög- 
lich, dass  Freunde  oder  Verwandte  ihm  trotz 
der  grossen  Verlustgefahr  das  Darlehen  zu 
niedrigen  Zinsen  oder  selbst  unverzinslich 
gewährten;  aber  eine  solche  Hilfeleistung 
läge  ausserhalb  der  Normen  des  wirt- 
schaftlichen Verkehrs  und  fiele  in  das 
Gebiet  der  Wohlthätigkeit.  Die  Regel 
ist,  dass  der  Bedürftige  das  Geld  um  jeden 
Preis  aufzutreiben  sucht,  dass  er  selbst  um 
so  höhere  Zinsen  anbietet,  je  besser  er  sich 
der  ünhaltbarkeit  seiner  Liage  bewusst  ist; 
und  da  sich,  wie  gesagt,  solide  Kapitalisten 
durch  solche  Anerbietuugen  nicht  verlocken 
lassen,  so  muss  er  sich  eben  schliesslich  an 
die  gewerbsmässigen  »Wucherer«  wenden. 
Ob  er  dann  aber  wirklich  bewuchert  wird, 
wenn  er  100  oder  mehr  Prozent  bezahlen 
muss,  ist  unter  der  hier  angenommenen 
Voraussetzung  eines  hohen  Risikos  keines- 
wegs gewiss ;  unter  solchen  Umständen  kann 
auch  der  Wucherer  Verlust  erleiden,  auch 
sogar  von  dem  Schuldner  absichtlieh  be- 
trogen werden,  wenn  dieser  seine  wirkliche 
Lage  geschickt  zu  versclileiern  weiss.  —  Es 
kommt  jedoch  auch  vor,  dass  jemand,  nicht 
weil  er  sich  in  einer  Notlage  befindet,  son- 
dern weil  sich  ihm  die  Möglichkeit  einer 
sehr  günstigen  Kapitalanlage  darbietet,  be- 
reit ist,  einen  hohen  Zins  zu  bezahlen.  Der 
Geldgeber  erlangt  also  in  einem  solchen 
Falle  Anteil  an  einem  ungewöhnlichen  Ge- 
winn, wie  er  dies  auch  dadurch  erreichen 
könnte,  dass  er  mit  dem  Benutzer  des  Ka- 
pitals in  ein  Gesellschaftsverhältnis  träte. 
Im  letzteren  Falle  würde  niemand  von 
wucherischer  Ausbeutimg  sprechen,  wenn 
auch  der  Gewinn  einen  selu*  hohen  Prozent- 
satz des  eingeschossenen  Kapitals  darstellte, 
vorausgesetzt,  da.«s  auch  für  den  eigentlichen 
Unternehmer  dieser  Anlage  ein  entsprechend 
hoher  Gewinnanteil  übrig  bleibt.  Wenn  also 
der  Geldgeber  einen  ebenso  hohen  festen 
Zins  für  ein  Darlehen  erhielte,  so  würde 
darin  ebenfalls  keine  übermässige  Belastung 
des  Schtildners  liegen.  Gleichwohl  würde 
diese  Stellung  des  Geldgebers  von  dem 
BUligkeitsgefühl  iingünstiger  beurteilt  wer- 
den, wenn  die  Kapitalanlage  völlig  sicher 
wäre  und  also  kein  berechtigter  Grund  ziur 
Erhebimg  einer  hohen  Risikoprämie  vorläge, 
sondern  nur  die  Uebermacht  des  Kapital- 
besitzers über  den  Kapitalbedürftigen  geltend 
gemacht  wüi-de.  Bei  den  Erörterungen  über 
die  Aufhebtmg  der  gesetzlichen  Zinsfuss- 
beschränkung  wurde  vorzugsweise  auf  Fälle 
jener  Art  Bezug  genommen.  So  wurde  z.  B. 
darauf  hingewiesen,  wie  sehr  die  Aufhebung 
dieser  Beschränkimg  im  Interesse  der  Land- 
wirtschaft liege,  da  diese  dann  die  nötigen 
KapitaUen    heranziehen    könne,    tmi  durch 
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Draiaieningen  und  andere  Meliorationen 
im  grossen  Stile  ihre  Produktivität  ausser- 
ordentlich zu  steigern.  Ein  Landwirt  würde 
ja  gern  7  oder  8  Prozent  Zins  bezahlen, 
wenn  ihm  das  angelegte  Kapital  10  oder  12 
Prozent  einbrächte.  Zur  richtigen  Beur- 
teilung eines  solchen  Falles  aber  müsste  zu- 
nächst festgestellt  werden,  ob  der  Erfolg 
der  beabsichtigten  Kapitalanlage  wirklich  als 
völlig  sicher  angesehen  werden  könne.  Ist 
dies  nicht  der  Fall  und  bleibt  auch  für  den 
Geldgeljer  ein  gewisses  Risiko  übrig,  so  ist 
ein  Zuschlag  zu  dem  landesüblichen  Zins- 
fusse  gerechtfertigt.  Ist  aber  die  Anlage  in 
der  That  durchaus  sicher,  so  wird  bei  der 
lie\itigen  Entwickelung  des  Kredits  der 
Unternehmungslustige  fast  immer  Gelegen- 
heit finden,  das  Geld  zu  dem  allgemein  üb- 
lichen Zinsfusse  zu  erhalten.  Wenn  die 
Nachfrage  nach  Kapital  für  ähnliche  Zwecke 
im  Lande  ungewöhnlich  gross  wäre,  so 
könnte  dadurch  dieser  übliche  Zinsfuss  über- 
haupt gesteigert  werden,  was  aber  als  eine 
natürliche  Folge  der  Verschiebung  des  Ver- 
hältnisses von  Angebot  und  Nachfrage  hin- 
genommen werden  müsste.  Wenn  aber  der 
Einzelne  trotz  der  Sicherheit  der  Kapital- 
anlage und  bei  wirklich  erreichbarer  Pro- 
duktionsverbesseruug  infolge  seiner  Unge- 
schicklichkeit, Geschäftsunkenntnis  oder  ähn- 
licher Umstände  sich  dazu  bringen  liesse, 
höhere  Zinsen  zu  bezahlen,  ohne  dass  seine 
wirtschaftliche  Lage  gefähnlet  würde,  so 
wäre  dies  von  seifen  des  Geldgebers  zwar 
ein  moralisch  tadelnswertes  Verfahren,  aber 
man  könnte  es  doch  nicht  als  wirtschaftlich 
gemeinschädlichen  Wucher  bezeichnen. 

Für  die  \\'irtschaftliche  Beantwortung  der 
Frage,  ob  eine  tibermässige,  wucherische  Be- 
lastung der  Schuldner  vorhanden  sei,  kommt 
es  also  vor  allem  auf  die  Beiu-teilung  des 
Risikos  des  Gläubigers  an.  Wo  ein  solches 
in  bedeutendem  Masse  vorhanden  ist,  lässt 
sich  in  der  Regel  über  die  demselben  ange- 
messene Höhe  der  Prämie  nichts  allgemein 
Gütiges  sagen  und  die  Vereinbarung  der- 
selbeu  muss  den  Parteien  überlassen  werden. 
Dabei  kann  allerdings  der  Geldgeber  die 
Notlage  des  Geld  bedürftigen  wucherisch 
ausnutzen,  aber  es  lässt  sich  nicht  allge- 
meiu  bestimmen,  bei  welchem  Punkte  die 
Ausbeutung  anfängt  und  die  berechtigte 
Risikovergütung  aufhört.  Nun  ist  aber  das 
Hauptbestreben  des  eigentlichen  Wucherers 
darauf  gerichtet,  jede  wirkliche  und  ernst- 
liche Gefahr  des  Verlustes  seines  Geldes  zu 
vermeiden,  wenn  auch  seine  Anlagen  auf 
den  ei-sten  Blick  oft  sehr  riskiert  erscheinen. 
Er  sucht  ebeu  seine  Sicherheit  nicht  in  den 
im  normalen  Verkehre  üblichen  Mitteln, 
sondern  in  anderen,  die  allerdings  weniger 
bequem  und  einfach  sind.  Er  sucht  sich 
ganz  genaue  Kenntnis  des  gesamten   Ver- 


mögensslandes,  der  Erbschaftsaussichten 
und  sonstigen  Familienverhältnisse  des  Gteld- 
bedOrftigen  zu  verschaffen,  namentlich  auch 
zu  erfahren,  ob  Verwandte  da  sind,  die 
jenem  bei  einer  drohenden  Exekution  zu 
Hilfe  kommen  könnteu.  So  kann  er  dann 
z.  B.  einem  Landwirte,  dessen  Gut  bereits 
stark  mit  Hypotheken  belastet  ist,  noch 
Geld  auf  Wechsel  geben,  weil  er  weiss, 
dass  bei  rücksichtslosem  Zugreifen  noch  ge- 
nügende Aktiva  zur  Zahlung  dieser  Schuld 
und  der  hohen  Zinsen  herauskommen  werden 
oder  dass  Vei'wandte  eintreten  werden. 
Leichtsinnige  junge  Leute  erhalten  wuche- 
rische Darlehen,  die  durch  ilir  künftiges 
Erbteil  gesichert  sind.  Offizieren  gegenüber 
wird  die  Zwangslage  ausgebeutet,  in  die  sie 
durch  ilire  besonderen  Sfandesverhältuisse 
versetzt  werden  können.  Der  Wucherer 
nutzt  ferner  die  momentane  Verlegenheit 
sonst  unzweifelhaft  zahlungsfähiger  Personen 
rücksichtslos  aus.  Jemand  wird  z.  B.  in 
wenigen  Wochen  eine  grosse  Summe 
empfingen,  liat  aber  schon  in  den  nächsten 
Tagen  einen  Wechsel  zu  bezahlen.  Er 
wendet  sich  dann  nicht  selten,  tun  seine 
Verlegenheit  tesser  geheim  halten  zu  können 
und  das  Geld  sofort  zu  erhalten,  an  einen 
Wucherer,  der  sich  diesen  Dienst  imver- 
hältnismässig  hoch  bezahlen  lässt.  Sehr 
häufig  verschafft  sich  der  Wucherer  auch 
eine  unmittelbare  Sicherheit  durch  Faust- 
pfand, wie  denn  ja  das  Pfandleihgewerbe 
(s.  d.  Art.  Pfandleih-  und  Rückkaufs- 
geschäfte VI,  S.  67  ff.)  in  vielen  Fällen 
nur  als  Deckmantel  für  Wuchergeschäfte 
diente.  Das  Pfendobjekt  wird  durchweg  so 
niedrig  beliehen,  dass  die  Gefahr  eines 
Verlustes  für  den  Wucherer  fast  gänzUch 
ausgeschlossen  ist,  und  die  Uebermä.ssigkeit 
des  Zinses  im  Vergleich  mit  dem  landes- 
üblichen Satze  tritt  dann  in  voller  Deutlich- 
keit hervor.  Vom  Standpunkte  des  »bürger- 
lichen« Princips  der  »Wirtschaftlichkeit«  ist 
nun  freilich  eigentlich  nichts  einzuwenden, 
wenn  der  Geldgeber  sich  für  seine  Leistung 
unter  Benutzung  aller  ihm  günstigen  Um- 
stände eine  möglichst  hohe  Gegenleistung 
verschafft,  auch  wenn  diese  durch  das  mit 
der  Leistung  verbundene  Risiko  niclit  ge- 
rechtfertigt ist.  Gleichwohl  muss  das 
volkswirtschaftliche  Urteil  auch  bei 
der  bestehenden  Verkehrsordnung  dahin 
lauten,  dass  die  wucherische  Erwerbsthätig- 
keit  gemeinscliädlich  sei,  soweit  sie  die 
Vernichtung  von  Einzelwirtschaften  verur- 
sacht oder  befördert,  die  sicli  ohne  die  über- 
mässige Gewinnsucht  des  Wucherers  hätten 
behaupten  können. 

2.  Positiv-rechtliche  und  moralische 
Beurteilung.  Lange  Zeit  ist  von  Staats 
wegen  —  \md  für  einige  Staaten  gilt  dies 
noch  gegenwärtig  —  versucht  worden,  ge- 
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setzlich   festzustellen,  was  als  übermässige 
Belastung  des  Gläubigers  zu  betrachten  sei, 
und   namentlich   wurde  zu  diesem  Zwecke 
ein   gesetzliches  ilaximum  des  Zinsfusses 
aufgestellt.     Unter  den   heutigen    Verhält- 
nissen   würde   man   schwerlich    auf   diese 
Massregel   verfallen  sein.     Bei   ihrer  Ein- 
führung im  16.  und  17.  Jahrhundert  jedoch 
stellte  sie  einen  Fortschritt  dar,  indem  sie, 
den   Bedürfnissen   der  sich   entwickelnden 
modernen  Geld  Wirtschaft  entgegenkommend, 
an  die  Stelle  des  kanonischen  und  vielfach 
auch  von  der  weltlichen  Gesetzgebung  auf- 
recht erhaltenen  Zinsverbotes  trat.  Auf 
die    Frage    der   Berechtigung   des    Zinses 
überhaupt  gehen  wir  hier  nicht  ein,  sondern 
verweisen  auf  den  Artikel  Zins.    Die  all- 
gemeine gesetzliche  Beschränkung  des  Zins- 
fusses  auf   einen    bestimmten    Prozentsatz 
aber    wurde    in   der   neueren   Zeit    immer 
deutlicher  als   im    Widerspruch    mit    dem 
ganzen  Wesen  der  kapitalistischen  Verkehrs- 
ordnung fühlbar,  und  ein  grosser  Teil  der 
gegen  diese  Einrichtung  gerichteten  Kritiken 
muss  als  berechtigt  anerkannt  werden.  Die 
blosse  Berufung  auf  das  abstrakte   Eigen- 
tumsrecht, wie  sie  sich  z.   B.   bei  Ttu-got 
und  Bentham  findet,   wird  allerdings  heu- 
tigentags ebensowenig  als  entscheidend  an- 
fesehon    werden     wie     das    Beuthamsche 
'rincip,  dass   ein   zurechnungsfähiger,   frei 
und  mit  Sachkenntnis  handelnder  Mensch, 
selbst  nicht  aus  ßücksicht  auf  sein  eigenes 
Interesse  verhindert  werden  solle,  jede  Art 
von  Geschäft  abzuschliessen,  um  sich  Geld 
zu  verschaffen,  und  dass  andererseits   nie- 
mand verhindert  werden  solle,  ihm  das  Geld 
zu  den  von  ihm  freiwillig  angenommenen 
Bedingungen  zu  geben.     Die  hier  voraus- 
gesetzte »Freiheit«  kann  auch  in  Fällen  der 
schlimmsten  Ausbeutung  formal  noch  vor- 
handen sein,  während  das  Opfer  sich  tliat- 
sächlich  imter  dem  Drucke  eines  unwider- 
steliJichen  Zwanges  befindet.  Zutreffend  da- 
gegen war  das  Argument  der  Gegner  der 
Zinsbeschränkungen,  dass  der  Zinsfuss  sich 
überhaupt  durch  Angebot  und  Nachfi-age  auf 
dem  Kapitalmarkt  bestimme;  wenn  also  die 
Wucheigesetze  den  Zinsfuss  üterhaupt  fest- 
legen  wollten,   so  war  das  allerdings  ein 
unter  den  heutigen  Wirtschaftsverliältnissen 
ganz  unhaltbares  Streben.    Solange  für  die 
feste  Anlegung  von  Leihkapitalien  nur  ßen- 
tenkauf  und  Hypothekendarlehen  zur  Ver- 
fügung standen,  konnte  die  Gesetzgebung 
vielleicht  einen  erheblichen  Einfluss  auf  den 
Zinsfuss  ausüben.     Seitdem   sich  aber  der 
moderne    Börsenverkehr   in    Staatspapieren 
und    anderen     börsengängigen    Schuldver- 
schreibungen allsgebildet  hat,  bei  dem  der 
tfaatsächliche  Zinsfuss  von  dem  fortwährend 
veränderlichen  Kurse  der  Papiere  abliängt, 
lasst  sich   mit   den   alten    Beschränkungen 


nichts  mehr  erreichen.  Allerdings  giebt  der 
Börsenkurs  vöUig  sicherer  Staatspapiere 
einen  zuverlässigen  Anhalt  für  die  Fest- 
stellung des  jeweiligen  Zinsfusses  bei  den 
besten  Kapitalanlagen,  und  man  könnte 
immerhin  ohne  Bedenken  einen  etwa  l'/o 
höheren  Satz  als  Maximum  für  erststeUige 
Hypothekendarlehen  festsetzen.  Aber  eine 
solche  Massregel  wäre  von  sehr  geringer 
praktischer  Bedeutung,  da  gute  Hypotheken 
ohnehin  zu  solchen  Bedingungen  unterge- 
bracht werden  können  und  der  Wucherer 
sich  überhaupt  mit  derartigen  soliden  Ge- 
schäften kaum  befasst.  Wenn  der  Wucherer 
iaber  die  Unerfalirenheit  des  Kreditbedürf- 
I  tigen  ausbeutet,  um  vou  demselben  trotz 
voUer  hypothekarischer  Sicherheit  des  Dar- 
lehens einen  übermässigen  Zins  zu  ver- 
langen, so  lässt  sich  die  Cebervorteilung 
des  Schuldners  aus  der  üeberschreitung  des 
thatsächlich  berechtigten  landesüblichen 
Zinses  für  gute  Anlagen  ebenso  gut  beur- 
teilen, als  wenn  ein  gesetzlicher  Maximal- 
satz  gegeben  wäre.  Uebrigens  ist  der  nor- 
male Zinsfuss  in  den  letzten  Jahrzehnten 
bekanntlich  ohne  gesetzliche  Einwirkung  er- 
hebhch  zurückgegangen ;  aber  auch  wenn  er 
bedeutend  gestiegen  wäie,  so  würde  seine 
Höhe  an  sich  nie  als  ein  Merkmal  des 
Wuchers  dienen  können,  wenn  eben  dieser 
hohe.  Satz  auf  dem  grossen  Markte  der 
Kapitalien  im  freien  Verkehr  allgemeine 
Giltigkeit  erlangt  hat.  Die  Bewucherung 
bildet  immer  einen  konkreten  Fall 
der  Ausbeutung  von  Person  zu 
Person.  Wenn  sich  jemand  harten,  aber 
allgemein  geltenden  Bedingungen  unter- 
werfen muss,  so  liegt  deshalb  kein  Wucher 
gegen  ihn  vor.  Er  kann  auf  solche  Art 
allerdings  in  eine  unglückliche  Lage  ge- 
raten, wie  auch  z.  B.  der  Besitzer  eines 
Grundstückes,  das  in  einer  öffentlichen 
Zwangsversteigerung  für  einen  Spottpreis 
weggegeben  wird.  —  In  der  überwiegenden 
Mehrzahl  der  Wucherfälle  handelt  es  sich 
nicht  um  Darlehen  mit  voller  hypothe- 
kaiischer  Sicherheit,  und  dann  ist  der  ent- 
scheidende Einwand  gegen  die  gesetzliche 
Fixierung  des  Zinsfusses,  dass  che  ausser- 
ordentlich grosse  Verschiedenheit  des  Risi- 
kos bei  den  Darlohen  gänzlich  ausser  acht 
gelassen  wei-de.  In  der  That  giebt  es,  wie 
schon  oben  bemerkt,  bei  aleatorischen  Dar- 
lehen gar  keine  obere  Grenze  für  das  Risiko, 
und  es  kann  daher  unter  Umständen  selbst 
ein  ganz  enormer  Zins  nach  dem  Principe 
der  Gleichheit  der  Spieleinsätze  und  der 
Gewinnchancen  noch  vollberechtigt  sein. 
Andererseits  aber  wird  man  zugeben  müssen, 
dass,  wenn  das  Risiko,  wenn  auch  nicht 
durch  eine  gute  Hypothek,  so  doch  durch 
ein  Faustpfand  thatsächlich  aufgehoben  ist, 
eine  Festsetzung  des  zulässigen  Zinsfusses 
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mit  Rücksicht  auf  den  landesüblichen  'wohl 
möglich  ist  Daher  haben  denn  auch  die 
deutschen  Landesgesetzgebungen ,  obwohl 
die  Zinsbeschränkungen  im  übrigen  aufge- 
hoben sind,  in  ihren  besonderen  Vorschriften 
über  das  Gewerbe  der  Pfandleiher  und 
Rockkaufshändler  wieder  Zinsmaxima  auf- 
gestellt. In  PreuBsen  z.  B.  beträgt  dasselbe 
für  Darlehen  unter  30  Mark  2  %,  für  solche 
über  30  Mark  l*/o  monatlich,  jedoch 
kann  der  Pfandleiher  sich  mindestens  den 
Zins  für  zwei  Monate  ausbedingen.  Diese 
Zinssätze  scheinen  sehr  hoch,  wenn  die 
Darlehen,  wie  es  im  ganzen  ohne  Zweifel 
der  Fall  sein  wird,  diirch  die  Pfänder  ge- 
nügend gedeckt  sind.  Aber  es  muss  auch 
der  Umstand  berücksichtigt  werden,  dass  es 
sich  hier  nicht  um  Zinseinnahmeu  handelt, 
wie  sie  der  Coupons  abschneidende  Kapi- 
talist ohne  weitere  Mühewaltung  bezieht, 
sondern  um  ein  unangenehmes,  mit  be- 
schwerlicher privatwirtscbaftlicher  Arbeit 
verbundenes  Gewerbe,  auf  das  sich  wohl- 
habende Kapitalisten  in  der  Regel  über- 
haupt nicht  einlassen  wollen,  wie  sie  sich 
auch  nicht  leicht  zum  Bauen  von  Häusern 
für  die  ärmste  Bevölkerung  entschliessen, 
von  der  die  Mieten  nur  in  vielen  kleinen 
Beträgen  und  oft  nur  mit  Hilfe  harter 
Massregeln  eingetrieben  werden  können. 
Die  VergOtungssätze  für  die  Pfandleiher 
sind  also  keineswegs  als  blosse  Zinsen  zu 
betrachten,  sondern  zu  einem  grossen  Teile 
als  Geschäftsgewinn  und  Arbeitserwerb. 
Auf  diese  Bestandteile  des  Bruttogewinnes 
eines  gewerbsmässigen  Geldverleihers  neben 
dem  eigentlichen  Zinse  muss  ebenso  Rück- 
sicht genommen  werden  wie  auf  die  Risiko- 
prämie. 

Ferner  wurde  gegen  die  gesetzUche  Zins- 
beschränknng  geltend  gemacht,  dass  es  un- 
möglich sei,  ihre  Umgehung  zu  verhindern, 
und  dass  sie  daher  auch  thatsächlich  um- 
gangen werde.  Namentlich  bot  der 
Wechsel  ein  bequemes  Hilfsmittel  zu 
diesem  Zwecke  dar.  Denn  wenn  auch  das 
Darlehn  gegen  einen  eigenen  Wechsel  von 
einem  übermässig  die  empfangene  Summe 
übersteigenden  Betrage  als  Wucher  behan- 
delt wurde,  so  war  dies  doch,  wie  in  der 
Schrift  von  K.  Braun  und  M.  Wirth  ausge- 
führt wird,  bei  der  Anwendung  gezogener 
Wechsel  nicht  möglich,  ohne  den  ganzen 
Wechselverkehr  illusorisch  zu  machen.  Die 
Möglichkeit  der  Umgehung  eines  Gesetzes 
ist  indes  an  sich  kein  entscheidender  Gnmd 
gegen  die  Zweckmässigkeit  desselben;  viel- 
mehr liegt  für  das  Rechtsgefühl  immer  eine 
gewisse  Genugthuung  darin,  wenn  eine 
widerrecht Uche  Handlung  als  strafbar  ge- 
brandmarkt wird,  wenn  auch  die  Strafe  nur 
selten  zur  Anwendung  gebracht  werden 
kann.    Aber  es  ergiebt  sich  dann  der  weitere 


üebelstand,  auf  den  die  G^ner  der  Wucher^ 
gesetze  stets  besonderes  Gewicht  gelegt 
haben ,  dass  die  anständigen  Kapitalisten 
sich  von  den  Geschäften  zurückziehen,  bei 
denen  wegen  des  grossen  Risikos  ein  den 
gesetzlichen  Satz  übersclureitender  Zinsfuss 
vollkommen  gerechtfertigt  ist,  und  dass  sich 
nun  die  Gelabedürftigen  in  solchen  Fällen 
an  die  gewerbsmässigen  Wucherer  wenden 
müssen,  die  der  Strafandrohung  trotzen,  da- 
für aber  einen  desto  höheren  Gewinn  er- 
pressen. Es  gereicht  dann  also  die  Zins- 
besehränkung  denjenigen  gerade  zum 
Schaden,  in  deren  Interesse  sie  erlassen 
worden  ist. 

In  den  meisten  Ländern  ist  denn  auch 
im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  die  gesetzliche 
Beschränkung  des  vertragsmässigen  Zins- 
fusses  als  unzweckmässig  und  unzeitge- 
niäss  anerkannt  und  demnach  die  ältere 
Wuchergesetzgebung  abgeschafft  worden.  In 
einigen  Staaten  aber  und  insbesondere  auch 
in  Deutschland  ist  an  die  Stelle  derselben 
eine  andere  getreten,  die  für  den  Begriff 
des  Wuchers  andere  Merkmale  als  die  für 
sich  betrachtete  Höhe  des  Zinsfusses  aufstellt 
und  die  gewinnsfichtige  Ausbeuüing  und 
Uebervorteilung  des  Schuldners  unabhängig 
von  diesem  gewissermassen  mechanischen 
Merkmale  zur  Strafe  ziehen  will.  Der 
landesübliche  Zinsfuss  wird  als  veränderlich 
angenommen  und  die  Ausbeutung  beurteilt 
nach  dem  Masse  der  üeberschreitnng 
desselben,  zugleich  mit  Berücksichtigung 
der  besonderen  Umstände  des  Falles,  \mter 
denen  das  Risiko  jedenfalls  in  erste  Linie 
zu  stellen  ist.  Es  fragt  sich  dann,  ob  bei 
solchen  Ausgangspunkten  der  Beurteilimg 
eine  Ausbeutung  der  Notlage,  der  üner- 
fahrenheit,  des  Leichtsinns  oder,  wie  es  in 
einzelnen  Gesetzgebungen  auch  heisst,  der 
Schwächen  und  Leidenschaften  eines  anderen 
vorliege,  und  zwar  nach  dem  österreichischen 
Gesetze  in  der  Art,  dass  die  Masslosigkeit 
der  von  dem  Kreditgeber  ausbedungenen 
Vermögensvorteile  das  wirtschaftliche  Ver- 
derben des  Kreditnehmers  herbeizuführen 
oder  zu  befördern  geeignet  sei.  —  Was  nun 
den  Begriff  der  Notlage  betrifft,  so  wird 
man  unterscheiden  müssen  zwischen  einer 
Notlage  der  Konsumtion,  d.  h.  dem  Mangel 
am  Hörigen  Lebensunterhalt,  und  einer  wirt- 
scliaftlichen  Notlage,  die  durch  die  Schwierig- 
keiten der  Geschäftsverhältnisse  oder  des 
Vermögenszustandes  erzeugt  wird.  Die 
erstere  ist  einfach  Armut  und  diese  ist  den 
Angriffen  des  Wuchers  eigentlich  gar  nicht 
mehr  ausgesetzt,  da  nichts  mehr  bei  ihr  zu 
holen  ist,  wenn  die  etwa  noch  verwertbaren 
Möbel,  Kleider  etc.  in  das  Pfandlians  ge- 
wandert sind.  Praktisch  kommt  also  für 
die  Wuchergesetzgebung  nur  die  geschäft- 
liche oder  vermögenswirtschafüiche  Notlage 
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des  Geldbedürftigen  in  Betracht  und  zwar 
nur,  sofern  sich  wenigstens  eine  obere 
Grenze  des  Risikos  abschätzen  ISsst.  Es 
handelt  sich  besonders  um  Zahlungs- 
schwierigkeiten oder  Vermögensgefälirdungen 
bei  später  wieder  leistungsfähigen  Personen, 
also  um  Fälle,  auf  die  oben  schon  beispiels- 
weise hingewiesen  worden  ist.  Man  kann 
nun  freilich  sagen,  niemand  kann  gezwungen 
werden,  einen  anderen  aus  einer  Geschäfts- 
klemme zu  retten,  der  letztere  muss  also 
80  Tiel  für  die  Hilfe  bieten,  bis  ein  Geld- 
besitzer sich  für  die  Bewilligung  des  Dar- 
lehens gewinnen  lässt,  anderenfalls  bleibt 
der  Hilfsbedürftige  einfach  seinem  Schicksal 
überlassen.  Mit  Rücksicht  auf  diese  Er- 
wägung erscheint  es  allerdings  zweifelhaft, 
ob  die  blosse  Ausnutzung  der  Notlage  eines 
Geldbedürftigen  ohne  weiteres  als  wucherisch 
anzusehen,  ob  nicht  vielmehr  ein  erschweren- 
der Umstand  hinzukommen  muss,  wie 
namentlich  die  gleichzeitige  Ausbeutung  der 
Unerfahrenheit  desselben,  indem  z.  B. 
der  Wucherer  auf  irgend  eine  Art  zu  ver- 
hindern weiss,  dass  der  Bedürftige  sich  an 
andere  Stellen  wendet,  wo  er  das  Geld  zu 
normalen  Bedingungen  erhalten  könnte; 
«der  es  mtisste  die  Erschwerung  hinzu- 
kommen, dass  die  Ausbeutung  die  wirt- 
schaftliche Existenz  des  Bewucherten 
zerstört  oder  wenigstens  schwer  scliädigt, 
also  gerade  das  herbeiführt,  was  vermieden 
"werden  sollte  und  bei  den  gegebenen 
Umständen  auch  hätte  vermieden  wer- 
den können.  Wenn  dagegen  der  Geld- 
snchende  sich,  wie  das  nicht  selten  vor- 
kommt, absichtlich  lieber  an  den  Wucherer 
als  an  seinen  gewöhnlichen  Bankier  oder 
andere  anständige  Kapitalisten  gewandt  hat, 
um  seine  Verlegenheit  möglichst  geheim 
zu  halten  und  seinen  Kredit  nicht  zu  schä- 
digen, so  ist  er  hinterher  schwerlich  berech- 
tigt, über  die  Ausbeutung  seiner  Notlage  zu 
klagen.  —  Was  die  Ausbeutung  der  Uner- 
fahrenheit oder  Unwissenheit  des  Geld  be- 
dürftigen betrifft,  so  kann  sie  sich  in  der 
schon  erwähnten  Weise  äussern,  dass  der- 
selbe in  Unkenntnis  der  möglichen  besseren 
Auswege  erhalten  wird;  sehr  häufig  aber 
■wird  auch  seine  Unwissenheit  in  betreff 
der  Bedeutung  und  Tragweite  der  Geschäfte, 
anf  die  er  sich  einlässt,  ausgenutzt,  oder  er 
■wird  in  dieser  Hinsicht  geradezu  getäuscht. 
Solche  Fälle,  von  denen  aus  der  Uebergang 
zum  Betrug  kaum  merklich  ist,  gestatten 
■vielleicht  die  verhältnismässig  leichteste  und 
sicherste  Anwendung  der  neueren  Wucher- 
gesetze. Dagegen  bietet  der  Leichtsinn 
und  die  Verschwendungssucht  des 
Geldsuchenden  weniger  Anlass,  für  ihn 
gegen  den  Wucherer  Partei  zu  ergreifen, 
zumal  in  solchen  Fällen  auch  das  Risiko 
des  Geldleihers  oft  sehr  bedeutend  ist  Man 


könnte  sagen,  ein  Verschwender  ist  ein 
volkswirtschaftlicher  Parasit,  der  durch 
einen  anderen  Parasiten,  den  Wucherer,  be- 
seitigt wird.  Die  Handlungsweise  des 
Wucherers  wird  dadurch  nicht  gerechtfertigt, 
aber  sein  w^irkliches  Verschulden  besteht 
nicht  in  Forderung  eines  übermässigen  Ge- 
winnes, sondern,  wie  Turgot  sagt,  darin, 
dass  er  aus  niedriger  Habsucht  die  Aus- 
schreitungen des  Verschwenders  erleichtert 
und  ermutigt  und  ihn  vor  die  Alternative 
stellt  sich  zu  ruinieren  oder  zu  entehren. 
Auch  bei  bloss  leichtsinniger  Unwirtschaft- 
lichkeit  ohne  eigentliche  Verschwendung  ist 
der  Bewucherte  in  erster  Linie  selbst  ver- 
antwortlich für  seine  Lage,  und  die  Schuld 
des  Wucherers  liegt  nur  darin,  dass  er  den 
ohnehin  wahrscheinlichen  oder  unvermeid- 
lichen Ruin  des  Schuldners  aus  Eigen- 
nutz befördert  und  beschleunigt  Die  ^- 
werbsmässige  Betreibung  des  Wuchers  wird 
mit  Recht  äs  ein  erschwerender  Umstand 
betrachtet;  andererseits  aber  ist,  wie  schon 
oben  angedeutet  worden,  bei  der  Beurteilung 
der  Frage,  ob  überhaupt  Wucher  vorliegt, 
auch  in  Anschlag  zu  bnngen,  dass  bei  dem 
gewerbsmässigen  Betriebe  des  Geldleihge- 
schäftes, wie  bei  allen  anderen  Unterneh- 
mungen, ein  den  gewöhnlichen  Zins  des 
Leihkapitals  überscli^itender  Kapitalgewinn 
wirtschaftlich  gerechtfertigt  ist  —  Wenn 
jemand  nur  Geld  sucht  oni  eine  ungewöhn- 
lich günstige  Gewinngelegenheit  zu  be- 
nutzen, so  besteht  natürlich  für  ihn  kein 
Notstand,  und  das  Wuchergesetz  kann  gegen 
den  Geldgeber  nicht  angewendet  werden, 
wenn  dieser  auch  ungewöhnlich  hohe,  durch 
das  Risiko  nicht  gerechtfertigte  Zinsen  ver- 
langt. Es  gilt  dies  auch  für  den  Fall,  dass 
jemand  ein  ständiges  Geschäft  mit  fremdem 
Gelde  betreibt,  für  d£i8  er  sehr  hohe  Zinsen 
bezahlen  muss,  ohne  dass  aber  seine 
Existenz  dadurch  gefährdet  wird.  Hierher 
gehört  auch  das  von  Turgot  angeführte  Bei- 
spiel der  Pariser  Kleinhändler  mit  Gemüsen, 
Früchten  etc.,  die  oft  wöchentlich  2  Sous 
Zinsen  für  den  Thaler  von  3  Livres  be- 
zalilen  mussten,  was  aufs  Jahr  berechnet 
über  170 '/o  ausmacht  Von  den  heutigen 
»marchands  de  quatre  saisons«,  die  in  Paris 
ihre  Handkarren  herumführen,  befinden  sich 
viele  ohne  Zweifel  in  ähnlicher  Lage,  können 
aber  dabei  noch  immer  durch  ihre  Arbeit 
ihren  Lebensunterhalt  erwerben.  Es  liegt 
eben  hier  nur  eine  andere  Form  des  Ver- 
hältnisses von  Kapital  und  Arbeit  vor. 
Wenn  der  Geldgeber  unmittelbar  als  Unter- 
nehmer aufträte  und  den  ambulanten  Händler 
in  seinen  Dienst  nähme,  so  würde  sein 
Kapitalgewinn  mindestens  ebenso  gross  sein, 
da  der  Lohn  des  verkaufenden  Gehilfen 
sicherUch  nicht  grösser  sein  würde  als  im 
anderen    Falle  der   dem    der   Form   nach 
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selbständigen  Händler  übrig  bleibende  Ge- 
winnanteil. Aber  der  Kapitalgewinn  würde 
dann  nicht  in  der  Form  von  Zins  zn  Tage 
treten,  nicht  im  voraus  fest  ausbedungen 
sein  und  daher  auch  unter  der  Herrschaft 
der  älteren  Wuchergesetze  ganz  unbean- 
standet bleiben,  obwohl  er  sachlich  ganz 
dieselbe  Bedeutung  hätte  wie  der  enorme 
Zins  beim  »pröt  ä  la  petite  semaine«. 
In  der  neuesten  Zeit  ist  der  Wucherbe- 

fiff  in  der  Gesetzgebung  einiger  Schweizer 
antone  und  namentlich  auch  des  Deutschen 
Beichs  auf  die  analoge  Ausbeutung  bei 
Rechtsgeschäften  anderer  Art  als  den  Kre- 
ditgeschäften ausgedehnt  worden.  Selbst- 
verständlich sind  die  Straf  bestimm  ungen 
gegen  den  Sachwucher  streng  zu  scheiden 
von  den  bloss  civilrechtlichen  Folgen  der 
laesio  enormis  oder  ultra  dimidium  (nach 
Art.  1674  der  französischen  Code  Schädi- 
gung um  mehr  als  '/12  beim  Verkauf  einer 
unbeweglichen  Sache.)  Verwandter  Art  dar 
gegen  sind  die  älteren  Bestimmungen  gegen 
den  sogenannten  Kornwucher  (s. 
den  Art  Getreidehandel,  oben 
Bd.  IV,  S.  275  ff.)  und  die  Artikel  419 
und  420  des  französischen  Strafgesetzbuches 
gegen  Koalitionen  zur  Steigerung  der  Preise 
der  Waren  und  besonders  der  notwendigen 
Lebensmittel.  Jedoch  besteht  auch  in  diesem 
Falle  nicht  das  konkrete  persönliche  Ver- 
hältnis, das  sich  bei  der  eigentlichen  wuche- 
rischen Ausbeutung  zwischen  dem  Wucherer 
und  seinem  Opfer  findet.  Der  «Kom- 
wucherer«  oder  die  Spekulanten-»Ringe 
greifen  nach  Kräften  in  die  allgemeinen 
Bedingungen  der  Preisbildung  ein,  und 
wenn  die  Preissteigerung  gelingt,  so  trifft 
der  Nachteil  allgemein  die  Konsumenten, 
von  denen  vielleicht  kein  einziger  sich  in 
einer  Notlage  befindet,  und  selbst  wenn 
dies  bei  einzelnen  der  Fall  wäi-e,  so  läge 
doch  nicht  eine  besondere  gegen  sie  ge- 
richtete wucherische  Absicht  vor.  Das  per- 
sönliche Verhältnis  zwischen  dem  Wucherer 
und  Bewucherten  wird  immer  besonders 
beachtet  werden  müssen,  wenn  nicht  die 
Erweiterung  des  Wucherbegriffs  zu  grossen 
Störungen  vieler  bisher  als  berechtigt  aner- 
kannter Verkehrsgeschäfte  führen  soll.  Und 
selbst  dann  bleiben  noch  grosse  Schwierig- 
keiten. Nach  welchen  Merkmalen  will  man 
z.  B.  beurteilen,  ob  der  Preis,  den  ein 
Trödler  für  ein  gebrauchtes  Gerät  oder 
Kleidungsstück  bezahlt  hat,  zu  niedrig  sei? 
Einen  Anhaltspunkt  zur  Beurteilung  dieser 
Frage  könnten  etwa  die  Preise  bieten,  die 
ähnliche  Sachen  bei  öffentlichen  Versteige- 
rungen erzielten,  aber  auch  dieses  Kriterium 
ist  nicht  genügend,  da  ein  gebrauchter  Ge- 
genstand wegen  seines  besonderen  Grades 
der  Abnutzung  meistens  ein  einzigartiges 
Exemplar  ist.    Auch  würde  der  Versteige- 


nmgspreis  als  der  für  das  Publikum 
geltende,  also  als  der  dem  Händler  zu- 
kommende anzusehen  sein  und  dann  die 
Frage  übrig  bleiben,  wie  viel  Gewinn  der 
letztere  beanspruchen  dürfe,  üeberhaupt 
ist  klar,  dass  der  Preis,  den  ein  privater, 
gelegentlicher  Verkäufer  bei  einem 
Händler  selbst  für  einen  noch  neuen  Ge- 
genstand erlangen  kann,  bedeutend  niedriger 
sein  muss  als  der  von  einem  gewerbs- 
mässigen Verkäufer  geforderte.  Denn  der 
Kaufmann  erwartet  den  Käufer  bei  sich 
und  passt  sein  Lager  der  walirscheinlichen 
Nachfrage  an;  der  gelegentliche  Verkäufer 
dagegen  muss  selbst  den  Käufer  suchen, 
und  ein  gewerbsmässiger  Althändler  wird 
ihm  nur  so  viel  hlr  die  Sache  bezahlen, 
dass  er  seinerseits  sie  billiger  als  zu  dem 
gewöhnlichen  Ladenpreise  und  doch  mit 
dem  üblichen  Gewinn  wieder  verkaufen 
kann.  Man  nehme  z.  B.  an,  jemand  habe 
ein  Buch  für  10  Mark  gekauft  und  biete  es 
einige  Tage  später  einem  Buchhändler  un- 
versehrt und  unaufgeschnitten  zum  Eanfe 
en.  Der  Buchhändler  kann  es  vom  Ver- 
lager  für  7,50  Mark  erhalten  und  zwar  ohne 
es  fest  zu  übernehmen,  also  ohne  Gefahr, 
es  für  immer  als  Ladenhüter  behalten  zn 
müssen.  Er  mag  vielleicht  in  seinem  Kun- 
denkreise gar  keine  Aussicht  haben,  das 
Werk  abzusetzen,  überdies  wird  es  vielleicht 
wie  die  Lehrbücher  rasch  fortschreitender 
Wissenschaften  in  wenigen  Jahren  veraltet 
und  unbrauchbar  sein.  Wenn  unter  solchen 
umständen  der  Buchhändler  dem  in  Ver- 
legenheit befindlichen  Verkäufer  4  Mark  für 
das  Buch  gäbe,  so  könnte  dies  vom  Stand- 
punkt des  Wuchergesetzes  als  eine  Aus- 
beutung der  Notlage  des  Verkäufers  er- 
scheinen; und  doch  kann  das  Geschäft  für 
den  Buchhändler,  der  kein  Antiqiiarität  im 
grossen  Massstabe  betreibt,  sehr  gewagt  sein 
und  mit  Verlust  für  ilin  endigen. 

Man  könnte  fragen,  ob  nicht  auch  die- 
jenigen, die  bei  öffentlichen  Zwangsverstei- 
gerungen Grundstücke  o{ler  beweghche 
Sachen  für  übermässig  niedrige  Preise  er- 
werben, die  Notlage  der  früheren  Besitzer 
ausbeuten.  Es  würde  dies  auch  gewerbs- 
mässig geschehen  können,  und  zwar  von 
selten  der  Händler,  die  die  Benutztmg  sol- 
cher Kaufgelegenheiten  sich  zum  Geschäfte 
machen.  Aber  man  kann  niemanden  zwin- 
gen, bei  einer  Versteigenmg  raelir  zu  bieten, 
als  er  es  seinem  Interesse  entsprechend  fin- 
det und  wenn  die  Händler  fern  blieben,  so 
wäre  die  Konkurrenz  der  Kauflustigen  noch 
geringer.  Es  wäre  allerdings  möglich,  dass 
die  Händler  durch  allerlei  Manöver  die 
übrigen  Mitbieter  zu  verdrängen  oder  abzu- 
schrecken suchten.  Daher  verbietet  Art  412 
des  Code  Pönal  unter  Androhung  von  Ge- 
fängnis nicht   nur   die  Beschränkung  der 
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Freiheit  der  Versteigerungen  durch  Drohun- 
gen und  Gewaltthätigkeiten,  sondern  auch 
die  Entfernung  von  Mitbietern  durch  Ver- 
sprechungen. Das  gewöhnlichste  Verfahren 
aber  scheint  dies  zu  sein,  dass  die  gewerbs- 
mässigen Händler  in  stillschweigender  ücber- 
einkunft  die  sonstigen  Kaufliebhaber  in  ein- 
zelnen Fällen  durch  lebliaftes  Mitbieten  zur 
Zahlung  hoher  Preise  veranlassen  und  sie 
dadurch  fflr  die  Folge  abschrecken.  Das 
"Wuchergesetz  kann  aber  offenbar  gegen 
solche  Praktiker  nichts  ausrichten,  zumal 
es  sich  dabei  doch  immer  um  einen  öffent- 
lichen Verkehrsakt  ohne  das  rein  persönliche 
Verhältnis  der  wucherischen  Ausbeutung 
handelt. 

Bewucherung  durch  Forderung  eines 
übermässigen  Preises  wird  in  der  Kegel  auf 
Ausnutzung  der  Cnerfahrenheil  oder  des 
Leichtsinns  des  Käufers  beruhen.  Auch  hier 
muss  eine  besondere  Ausbeutung  einzelner 
Personen  vorliegen.  Denn  es  steht  nichts 
im  Wege,  dass  z.  B.  der  Inhaber  eines 
Ladens  oder  eines  Gasthauses  für  dieselben 
Gegenstände  allgemein  bedeutend  höhere 
Preise  ansetzt,  als  anderswo  bezahlt  werden  ; 
nur  wenn  er  leichtsinnige  oder  unerfahrene 
Personen  durch  noch  weiter  gesteigerte 
Fordenmgen  übervorteilt,  M-tu-de  er  des 
Sachwuchers  beschuldigt  werden  können. 
Ob  sich  die  übertriebene  Höhe  der  Mieten 
durch  das  Wuchergesetz  mit  Erfolg  be- 
kämpfen lassen  wird,  ist  höchst  fraglich. 
Die  Mietpreise  in  den  grösseren  Städten 
bilden  sich  auch  ftlr  die  Arbeiterbevölkerung 
im  ganzen  nach  allgemeinen  Normen,  und 
die  besondere  Ausbeutung  Einzelner  wird 
selten  nachzuweisen  sein.  Eine  Hauptur- 
sache des  hohen  Standes  derselben  bilden 
natürlich  die  hohen  Bodenpreise  in  den 
Städten,  gegen  die  das  Wuchergesetz  macht- 
los ist.  Folgerichtigerweise  müsste  auch 
der  Lohnwucher  den  Strafbestimraungen  des 
Gesetzes  verfallen  —  aber  dies  würde  zur 
Festsetzung  eines  Minimallohues  führen,  imd 
zur  Ziehung  dieser  Konsequenz  dürften  denn 
doch  auch  von  den  Verteidigern  der  Erwei- 
terung des  Wucherbegriffs  die  wenigsten 
geneigt  sein. 

Vom  moralischen  Standpunkt  ist  ohne 
Zweifel  jede  egoistische  Ausbeutung  und 
Uebervorteilung  eines  anderen  verwerflich, 
auch  wenn  sie  vom  Gesetze  nicht  verboten 
und  im  »Geschäft«  als  erla»ibte  Anwendung 
d^  »wirtschaftlichen  Princips«  gilt  Wer 
ein  tieferes  moralisches  Geffllil  besitzt,  wird 
sich  vielmehr  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
verpflichtet  fühlen,  anderen  in  der  Not  bei- 
zustehen, was  unter  Umständen  am  wirk- 
samsten durch  Gewährung  eines  zinsfreien 
Darlehens  geschehen  kann.  Solange  die 
kapitalistische  Geldwirtschaft  noch  nicht  die 
Oberhand   in   der  Volkswirtschaft   erhalten 


hatte  und  das  Geld  als  ein  »unfruchtbaresc 
Gut  angesehen   winrde,  erschien  der  philo- 
sophischen  wie  der   religiösen    Moral    das 
Darlehen   in   erster  Linie  im  Lichte  eines 
Aktes    der    Wohlthätigkeit    und    man    be- 
trachtete  daher  alles  Zinsnehmen  als  eine 
unbillige  Härte,  eine  Verletzung  der  sittlich 
gebotenen   Menschenliebe    oder  mindestens 
als  ein  Zeichen  unedler  Gesinnung.    Indes 
auch  wer  eine  Verpflichtung  zur  Wohlthä- 
tigkeit anerkennt,   wird   sich  vernünftiger- 
weise  nach   seinen  Mitteln  richten  und  in 
seinen  Erwägungen  wird  er  einen  grossen 
Unterschied  machen,  ob  er  ein  Almosen  oder 
ein  zinsfreies  Darlehen  giebt.    Denn  in  be- 
treff des  letzteren  setzt  er  voraus,  dass  es 
zurückgezahlt  werde,   und   -wenn  diese  Er- 
wartung getäuscht  werde,  erleidet  er  einen 
weit  grösseren  Verlust,  als  er  übernehmen 
wollte  und  vielleicht  mit  Rücksicht  auf  seine 
Familie  oder  anderwärtige  Verpflichtimgen 
übernehmen  durfte.     ]Sun  sind   aber  die 
Wohlthätigkeitsdarlehen  häufig  sehr  imsicher, 
da  sie  keineswegs  immer  den  Zweck  errei- 
chen, den  Schuldner    dauernd    aus   seiner 
Notlage  zu  befreien,  sondern  ihm  nur  einen 
Aufschub  verschaffen,  nach  dessen  Ablauf 
er  ebenso  hilfsbedürftig  ist  wie  vorher  und 
dabei  natürlich  ausser  stjinde,  seine  Schuld 
zu  bezahlen.    Wer  also  viele  Darlehen  dieser 
Art  gewährt,  ist  auch  vom  streng  morali- 
schen Standpunkte  berechtigt,  von  dem  zah- 
lungsfähigen Schuldner  so  viel  mehr  als  die 
geliehene   Summe   zu   verlangen,   dass   da- 
diu\3h  der  Verlust,   den  er  dim^h  die  Aus- 
fälle bei  anderen  erleidet,  ausgeglichen  wird. 
Es  kommt  aber  auch  die  Erwägung  hinzu, 
dass   die  Schtddner  oft   in   ihren  Anfoi-de- 
rungen  nichts  weniger  als  bescheiden  sind, 
ihre  Verpflichtungen  oft  sehr  leicht  nehmen 
und    sich    überhaupt   oft  unanständig  und 
unehrenhaft   betragen.    Mancher  weist  mit 
Entrüstung    den    Gedanken    zurück,    von 
einem  Freunde  oder  Verwandten  20  Mark 
als  Geschenk  anzunehmen,  macht  sich  aber 
keine  Skrupel  daraus,  ein  Darlehen  von  lOOO 
Mark  zu   verlangen,  auch  wenn  er  weiss, 
dass  er   es  sehr  wahrscheinlich  nie  werde 
zurückerstatten  können.    Es  giebt  also  auch 
eine  Moral  für  die  Schuldner  und  Empfan- 
genden,  und  daher  lässt  die  neu  aufgefun- 
dene urchristliche  »Lehre  der  zwölf  Apostel« 
auf  den  Spruch  »Jedem  der  von  dir  erbittet, 
gieb    und    verlange   es  nicht  zurück  <:,  die 
mahnenden  Worte  folgen :  »Wehe  aber  dem 
Nehmenden!    Zwar   wenn   er   in   der  Not 
annimmt,  so  wird  er  ohue  Schuld  sein,  wer 
aber  ohne  Not  annimmt,   der  hat  Rechen- 
scbaft  zu  geben,   wozu   und  wofür  er  ge- 
nommen hat.«    Selbstverständlich  aber  be- 
steht   keinerlei    moralische    Verpflichtung, 
einen   anderen   durch  ein  Darlehn   in  den 
Stand  zu  setzen,  zu  seinem  Vorteil  ein  gutes 
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Geschäft  zu  machen,  und  wie  nichts  dagegen 
einzuwenden  ist,  wenn  man  bei  einer  sol- 
chen Gelegenheit  mit  dem  anderen  in  ein 
Gesellschaftsverhältnis  tritt  und  dadurch 
Anteil  an  dem  Gewinn  erhält,  so  erscheint 
es  auch  sittlich  zulässig,  dass  man  für  die 
Beteiligung  seines  Kapitals  einen  festen  aber 
den  "Verhältnissen  angemessenen  und  dem 
Gewinn  des  anderen  entsprechenden  Zins 
ausbedinge.  Je  mehr  also  die  privatwirt- 
schaftliche Ertragsfähigkeit  des  Kapitals  zu 
Tage  trat  und  je  mehr  es  Regel  wurde,  dass 
Darlehen  nicht  zur  Ergänzung  des  unzu- 
länglichen Einkommens  des  Schuldners,  son- 
dern zum  Zweck  des  Erwerbs  und  der  "Ver- 
mehnmg  des  Gewinnes  aufgenommen  wurden, 
um  so  mehr  erhielt  der  Zins  ausserhalb  des 
eigentlichen  Gebietes  der  "Wohlthätigkeit 
seme  relative  moralische  Rechtfertigung,  und 
wenn  jedes  wucherische  üebermass  dessel- 
ben verworfen  werden  muss,  so  ist  doch 
die  Entscheidung  über  diesen  Punkt  eben- 
falls nach  dem  gegebenen  Stande  der  volks- 
wirtschaftlichen Entwickelung  zu  beurteilen. 
S.  Die  älteren  Zins-  und  Wncherrerbote. 
Das  älteste  Verbot  des  „Wncherns"  d.  h.,  nach 
dem  ursprünglichen  Siune  des  Wortes,  des  Zins- 
nehmens  überhaupt,  enthält  das  jüdische  Ge- 
setz. Das  Verbot  ist  indes  eigentlich  nur  eine 
moralische  Vorschrift  und  gUt  nur  zu  Gunsten 
verarmter  Glaubensgenossen:  3.  Mos.  25, 
V.  35:  Wenn  dein  Bruder  verarmt  und  unver- 
mögend wird  neben  dir,  so  unterstütze  ihn  . . . 
Y.  37:  „Dein  Geld  sollst  du  ihm  nicht  um  Zins 
und  deine  Speise  nicht  um  Wucher  geben". 
Dagegen  hei.sst  es  5.  Mos.  23.  V.  20:  „Vom 
Fremden  magst  du  Wucher  nehmen,  aber  nicht 
von  deinem  Bruder  sollst  du  Wucher  nehmen" 
und  in  demselben  Buche  Kap.  16.  V.  6  findet 
sich  die  interessante  Prophezeiung:  „Du  wirst 
vielen  Völkern  auf  Pfand  leihen,  du  selbst  aber 
nichts  entlehnen."  —  In  Athen  Hess  die  solo- 
nische  Gesetzgebung,  wenn  sie  auch  den  hart- 
bedrückten Schuldnern  durch  Verminderung  des 
inneren  Gehaltes  des  Geldes  eine  Erleichterung 
brachte,  den  Zinsfuss  unbeschränkt,  und  er  stand 
später  meistens  auf  12— IS^/o.  —  In  Rom  wurde 
schon  durch  die  Zwölftafelgesetze  (451  v.  Chr.) 
eine  obere  Grenze  des  Zinsrasses  bestimmt,  und 
zwar  das  „foenus  unciarium",  nach  Niebuhr  ein 
Zwölftel  des  Kapitals  für  das  Jahr  von  304 
Tagen,  also  ungefähr  10%.  Nach  einem  der 
Gesetzvorschläge  des  Licinins  Stolo  und  des  L. 
Sextius  (angenommen  367  v.  Chr.),  wurde  die 
Lage  der  verschuldeten  Plebejer  dadurch  ver- 
bessert, dass  die  bereits  gezahlten  Zinsen  vom 
Kapital  abgezogen  wurden,  worauf  der  Best  in 
drei  gleichen  jährlichen  Baten  abzutragen  war. 
Das  Gesetz  des  Dnilins  und  Mänius  (357  v.  Chr.) 
bedrohte  die  Ueberschreitung  des  gesetzlichen 
Zinsfusses  mit  einer  ädiliciscben  Strafe.  Im 
Jahre  347  v.  Chr.  wurde  dieser  auf  die  Hälfte, 
das  semiunciarium,  herabgesetzt,  und  die  Lex 
Genucia  verbot  sogar  das  Zinsnebmen  über- 
haupt. Indes  scheint  dieses  Gesetz  ohne  prak- 
tische Folgen  geblieben  zu  sein,  und  in  der 
späteren  Zeit  galten  die  centesimae  usnrae. 
d.  h.  Vioo  des  Kapitals  monatlich  oder  12 "/^ 


jährlich,  als  gesetzlicher  höchster  Zinsfuss.  Das 
eine  besonders  hohe  Bisikoprämie  einschliessende 
foenus  uanticum  dagegen  war  nicht  beschränkt 
Constantin  gestattete,  dass  bei  Darlehen  von 
Getreide  und  flüssigen  Produkten  die  Hälfte 
der  ausgeliehenen  Menge  als  Zins  ansbedungen 
werde  (Hemiolia).  Bei  kleineren  Gelddarlehen 
wurden  IS'/o  Zinsen  erlaubt.  Jnstinian  setzte 
unter  dem  Einfloss  der  christlichen  Anschauung, 
nach  der  das  Zinsnehmen  überhaupt  als  unsitt- 
lich galt  und  daher  den  Klerikern  schon  durch 
das  Konzil  von  Nicaea  verboten  worden  war, 
den  gesetzlichen  Zinsfuss  herab  (C  IV.  t.  32  c 
26)  und  zwar  im  allgemeinen  auf  6  %  (semisses 
usurae  oder  dimidia  pars  centesimae  usurae); 
Fabrikanten  und  Kauflente  dürfen  8%  ver- 
langen (besses  usurae),  hochgestellte  Personen 
aber  nur  4  "/g  (tertia  pars  centesimae).  Für  dag 
foenus  nauticum  wurden  jetzt  12*/o  als  Maxi- 
mum festgesetzt.  In  der  Novelle  34  (oder  32) 
bestimmt  Justinian  im  Interesse  der  besonder« 
vom  Wucher  ausgebeuteten  kleinen  Grundbe- 
sitzer, dass  von  diesen  für  ein  Darlehen  in  Ge- 
treide jährlich  nicht  mehr  als  ein  Achtel  Scheffel 
vom  Scheffel  nnd  für  ein  Gelddarlehn  nicht 
mehr  .als  eine  Siliqna  vom  Solidus  ('/^4  oder 
4'/g%)  als  Zins  gefordert  werden  dürfe.  Nach 
römischem  Becht  war  es  ferner  verboten,  Zinses- 
zinsen zu  nehmen,  sei  es  durch  Zuschläge  der 
unbezahlten  Zinsen  zu  dem  Kapital  (anatocis- 
mus  conjunctus),  sei  es  durch  Konstituierang 
desselben  als  besonderes  Kapital  (a.  separatosj. 
Nach  Justinians  Novelle  121  soll  die  Gesamt- 
snrame  der  gezahlten  Zinsen  nicht  mehr  als  das 
Doppelte  der  Schuldsumme  ausmachen.  Die 
Zinsen  würden  hiemach  also  immer  auch,  me 
wir  heute  sagen  würden,  eine  Amortisations- 
quote  einschliessen.  Im  allgemeinen  nimmt 
man  indes  an,  dass  das  Verbot,  mehr  als  das 
alterum  tantum  zu  nehmen,  sich  nur  auf  das 
Anlaufen  der  rückständigen  Zinsen  bezogen 
habe,  also  auf  einen  praktisch  wenig  erheb- 
lichen Fall,  da  der  Gläubiger  doch  selten  viele 
Jahre  lang  die  Nichtzahlung  der  Zinsen  zu- 
lassen wird.  Erhebung  von  unerlaubten  Zinsen 
und  Zinseszinsen  zog  nach  einem  Gesetz  Dio- 
cletians  nnd  Maximians  Infamie  nach  sich;  im 
übrigen  aber  hat  die  Verletzung  der  gesett- 
lichen  Zinsbeschränknngen  nur  üngiltigkeit  des 
betreffenden  Bechtsgeschäfts,  Anrechnung  des 
zu  viel  bezahlten  Geldes  anf  die  Hauptsnmme, 
eventuell  Bückforderung  desselben  zur  Folge. 
Die  etwa  vom  Kapital  unter  irgend  einem 
Namen  zurückgehaltenen  Beträge  werden  vra» 
der  Schuld  abgezogen,  also  nur  die  wirklich 
dem  Schuldner  gegebene  Samme  in  Anrechnung 
gebracht.  —  Die  Kirche  sucht  ihr  principielles 
verbot  jedes  Zinsnehmens  auch  den  Laien 
gegenüber  wenigstens  mit  geistlichen  Strafen 
zur  Geltung  zu  Dringen,  und  je  mehr  sich  ihre 
Macht  über  das  gesellschaftliche  Leben  befes- 
tigte, um  80  grösser  wurde  auch  die  Bedeutnng 
dieses  Verbots  für  die  weltlichen  Angelegen- 
heiten. In  einigen  karolingischen  Kapitularien 
wird  der  Wucher  schon  ganz  im  streng  kirch- 
lichen Sinne  aufgefasst:  alles,  was  über  den 
Betrag  des  Dargeliehenen  hinaus  gefordert 
wird,  ist  „turne  lucrnm",  auch  wer  ans  Gewinn- 
sucht Getreide  oder  Wein  kauft,  um  diese 
Waren  später  zu  einem  höheren  Preise  zu  ver- 
kaufen, gehört  nach  dem  Kap.  von  808  in  die 
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fleiche  Kategorie  wie  der  Wucherer.  Das  Kap.  von 
13  verbietet  schon  allgemein  „nsoram  de  aliqna 
causa  eiigere",  und  dieses  Verbot  wurde  in 
späteren  Kapitularien  Lothars  und  Ludwigs 
erneuert  und  verschärft.  —  Die  kirchliche  Ge- 
setzgebung hatte  jedoch  in  der  Wncherfrage 
immer  die  Führung,  und  so  beruft  sich  auch 
der  Schwabenspiegel  bei  dem  Verbot  des  Zins- 
nehmens  anf  „Gott  und  den  Papst  nud  den 
Kaiser  und  alles  geistliche  Gerieht  und  Eechf. 
Der  Sachsenspiegel  dagegen  hat  das  Zinaverbot 
nicht  aufgenommen  und  wird  deshalb  in  einer 
Bulle  Gregors  IX.  (1374)  als  detestabile  scrip- 
tum schart  getadelt.  Die  Glosse  zum  Sachsen- 
spiegel aber  sagt  in  betreff  des  Zinsennehmens 
ausdrücklich,  was  der  Kanon  verbiete,  verbiete 
auch  das  Kaiserrecht.  Die  meisten  norddeutschen 
Stadtrechte  lassen  die  Zins-  oder  Wucherfrage 
unberührt,  während  die  süddeutschen  durchweg 
das  kanonische  Verbot  aufgenommen  haben. 
Die  Beichspolizeiordnungen  des  16.  Jahrhunderts 
(1530,  1548,  1577)  behielten  ebenfalls  das  Verbot 
des  Zinsnehmens  bei  und  gestatteten  nur  den 
Renten-  oder  Gültenkauf,  wobei  aber  die  jähr- 
liche Gülte  nicht  mehr  als  5°,  des  dafür  be- 
zahlten Kapitals  betragen  durfte.  Nur  den 
Juden  wurde,  „damit  sie  ihre  Leibesnahrung 
haben  möchten",  von  der  R.P.O.  von  1548  und 
1577  gestattet  auch  für  Darlehen  „fünf  vom 
Hundert  zum  Wucher  zu  nehmen".  Auch  Luther 
teilte  den  herkömmlichen  kirchlichen  Stand- 
punkt in  der  Zinsfrage,  während  Calvin  das 
kanonische  Verbot  für  nicht  mehr  giltig  er- 
klärte. —  In  der  Praxis  hatte  dieses  Verbot 
übrigens  bei  der  allmählich  sich  ansbreireuden 
Geldwirtschaft  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittel- 
alters immer  mehr  von  seiner  Wirksamkeit  ver- 
loren. Wenn  es  auch  formell  respektiert  wurde. 
so  hatte  man  doch  Mittel  gefunden,  es  tfaatsäch- 
lich  zu  umgehen.  Schon  die  ältere  oder  land- 
rechtliche Satzung,  die  meistens  eine  Art  von 
Verkauf  auf  Wiederverkauf  war,  wobei  der 
Gläubiger  die  Nutzung  des  versetzten  Grund- 
stücks hatte,  führte  zu  der  besonderen  Form, 
dass  der  Gläubiger  das  Pfandobjekt  dem 
Schuldner  wieder  gegen  Entrichtung  eines 
Zinses  nberliess.  Der  schon  im  14.  Jahrhundert 
sehr  verbreitete  Rentenkauf  aber  (s.  d.  Art  oben 
Bd.  VI,  S.  415  ff.),  bei  dem  der  Schuldner  das 
Ifandobjekt  in  seiner  Hand  behielt  und  das- 
selbe nur  mit  der  vereinbarten  Rente  dinglich 
belastet  wurde,  kam  praktisch  dem  hypotheka- 
rischen Darlehen  schon  ziemlich  nahe.  Das 
kanonische  Recht  erklärte  den  Rentenkauf  für 
«riaubt,  während  Luther  noch  Anstoss  daran 
nahm.  Eine  Beschränkung  der  Rente  im  Ver- 
hältnis zu  dem  Kaufpreise  war  ursprünglich 
nicht  aufgestellt,  und  vor  dem  16.  Jahrhundert 
stand  dieses  Verhältnis  oft  auf  1  :  10. 

Ein  anderes  Mittel,  thatsächlich  die  Ver- 
zinsung eines  Kapitals  zu  erlangen,  war  der 
sogenannte  Contractus  trinus,  bei  dem  sich  das 
Darlehen  unter  der  Form  eines  Gesellschafts- 
vertrages versteckte,  und  zwar  so,  dass  dem 
Geldgeber  sowohl  die  Rückzahlung  des  Kapitals 
als  auch  ein  Masimalgewinn  oder  einfach  ein 
fester  Gewinnanteil  zugesichert  wurde.  Ortho- 
doxe Kanonisten  erklärten  einen  solchen  Ver- 
trag für  zulässig,  obwohl  ihm  eine  päpstliche 
Konstitntion  von  1586  ausdrücklich  entgegen- 
stand.   Jedenfalls  war  es  namentlich  in  Italien 
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schon  lauge  aUgemein  üblich,  dass  man  bei 
einem  Campsor  oder  Bankier  Geld  mit  Gewinn- 
anteil einlegte,  das  auch  wieder  zurückgezogen 
werden  konnte.  Man  half  sich  eben  durch  die 
Annahme,  dass  in  solchen  Fällen  mehrere  Ver- 
träge zusammenträfen,  dass  namentlich  noch 
ein  Versicherungsvertrag  mit  dem  Empfänger 
des  Geldes  abgeschlossen  würde.  Auch  anf 
andere  Art  wurde  der  Gesellschaftsvertrag  zur 
Umgehung  des  Zinsverbotes  benutzt,  so  durch 
die  sogenannte  societas  sacri  officii,  Ursprünge 
lieh  eine  Vereinigung  mehrerer  Personen  zum 
Ankauf  eines  gewinnbringenden  kirchlichen 
Arotes  für  einen  von  ihnen  mit  Ertragsanteil 
für  die  anderen,  dann  auch  auf  weltliche  Aemter 
ausgedehnt  nnd  schliesslich  oft  nur  anf  der 
Fiktion  eines  Amtskaufs  beruhend.  So  kamen 
auch  zinsbare  Darlehen  in  der  Form  einer  fin- 

fierten  Kuhvermietung  vor,  wobei  die  Kuh  in 
en  Stall  gemalt  wurde.  Auf  besondere  Art 
musste  man  sich  auch  bei  den  öffentlichen  An- 
leihen in  der  Form  der  sogenannten  Montes  zu 
helfen  snclien.  Sie  hatten  anfangs  den  Cha- 
rakter von  Zwangsanleihen,  und  man  be- 
gründete darauf  die  Ansicht,  dass  die  Geldgeber 
sieh  nicht  des  Wuchers  schuldig  machteu.  Auch 
erklärte  die  die  Anleihe  aufnehmende  Obrigkeit 
feierlich,  dass  die  zu  zahlende  Rente  nur  als 
Vergütung  des  Schadens  und  Interesses  oder 
als  Arbeitslohn  gegeben  und  nur  als  freiwil- 
liges, reines  Geschenk  empfangen  werde.  Die 
einzelnen  Anteile  (loca  montinm)  waren  ver- 
änsserlich,  sie  wurden  später  auch  ohne  Zwangs- 
form von  dem  Entleiher  ausgegeben,  teils  vom 
Schuldner  kündbar,  teils  unkündbar,  immer  aber 
doch  von  den  auf  Grundstücken  radizierten 
Renten  wesentlich  verschieden.  Da  aber  die 
Päpste  selbst  Montes  mit  rückzahlbarem  Kapital 
errichteten,  musste  auch  diese  Art  von  Renten- 
anleiben  als  erlaubt  angesehen  werden. — Was  die 
als  Wohlthätigkeitsanstalten  betrachteten  Montes 
pietatis  oder  Leihhäuser  (s.  d.  Art.  oben  Bd.  V 
S.  601  ff.)  betrifft,  so  suchte  man  die  von  diesen 
erhobenen,  oft  gar  nicht  geringen  Zinsen  (8,  10 
und  selbst  15  ",o)  nur  als  Vergütung  für  die 
Mühe  und  Gefahr  darzustellen.  Ihr  Kapital  er- 
hielten sie  anfangs  durch  Stiftungen  und  milde 
Zuwendungen,  später  aber  nahmen  sie  auch 
Geld  gegen  Zinsen  auf,  die  als  Renten  nach 
Art  der  von  den  profanen  öffentlichen  Montes 
bezahlten  atifgefasst  wurden.  —  Das  Ziusnehmen 
der  jüdischen  Wechsler  und  Pfandleiher  wurde 
geduldet,  weil  für  sie  die  kirchlichen  Gebote 
nicht  galten;  die  christlichen  Geschäftsleute 
dieser  Art  (Lombarden,  Kawerzaner)  wurden 
freilich  von  strengen  Beurteilern  für  Wucherer 
erklärt,  erfreuten  sich  aber  vielfach  des  Schutzes 
der  Fürsten,  weshalb  Purgoldt  sie  als  fürstliche 
Kammerknechte  wie  die  Juden  betrachtet.  Bei 
den  eigentümlichen  Münzverhältnissen  des  Mittel- 
alters war  aber  offenbar  der  eigentliche  Geld- 
wechsel (Handwechsel)  ein  Geschäft,  in  dem  das 
Geld  als  eine  wirkliche  Ware  erschien  und  der 
Handel  mit  demselben  auf  dieselbe  Art  wie 
jeder  andere  Handel  Gewinn  brachte.  Wenn 
also  ein  Wechsler  Geld  verlieh,  so  entging  ihm 
dadurch  ein  Gewinn,  nnd  dafür  konnte  eine 
Vergütung  gefordert  werden,  die  nicht  den 
Charakter  eines  Zinses  hatte.  Bei  Verzug  er- 
laubte das  kanonische  Recht  aosdrücklich,  das 
nachweisliche  Interesse  (,damnum  emergens  und 
Anflaice.    VII.  58 
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Incrum  cessans)  zu  fordern.  —  Ein  besonders 
bequemes  Hilfsmittel  zur  Umgehung  der  Wucher- 
gesetze bildete  endlich  der  Wechsel,  der  nament- 
lich in  Italien  schon  eine  grosse  Holle  im  Geld- 
verkehre spielte.  Der  eigene  oder  trockene 
Wechsel  allerdings  galt  als  wucherisch,  wenn 
er  auf  einen  höheren  Betrag  lautete  als  den 
vom  Aussteller  empfangenen.  Man  konnte  aber 
auch  leicht  die  Form  des  gezogenen  Wechsels 
benutzen,  nm  thatsächlich  ein  verzinsliches  Dar- 
lehen zu  erlangen.  Namentlich  diente  zu  diesem 
Zwecke  die  Form  des  Ricorsawechsels,  die  Ver- 
bindung von  camhium  und  recambium,  indem 
fingiert  wurde,  dass  der  von  dem  Schuldner 
auf  einen  anderen  Ort,  etwa  einen  Wechsel- 
messplatz, wie  Besangon  oder  Piacenza,  gezogene 
Wechsel  dort  präsentiert,  aber  nicht  bezahlt 
würde  und  daraufhin  nun  ein  Kückwechsel  mit 
Aufschlag  für  Kosten  und  Interesse  gezogen 
würde,  den  der  Schuldner  zu  bezahlen  hatte. 
Der  Papst  Pias  V.  verwarf  allerdings  (1570) 
dieses  Verfahren  als  wucherisch  und  erklärte 
solche  Wechsel  für  cambia  sicca,  selbst  wenn 
sie  wirklich  nach  einem  Messplatz  versandt 
würden.  Gleichwohl  blieben  gewisse  Formen 
desselben  im  Verkehr  gebräuchlich  und  fanden 
auch  unter  den  Kanonisten  Verteidiger.  Im 
übrigen  spricht  sich  die  erwähnte  Konstitution 
zu  Gunsten  des  reellen  Wechsels  aus  und  recht- 
fertigt den  daraus  für  den  Bankier  oder  sons- 
tigen Geldgeber  entstehenden  Gewinn  durch  die 
mit  diesem  Geschäft  verbundene  Arbeit  und 
Gefahr.  Es  wurde  ja  zunächst  eine  Geldsorte 
in  eine  andere  umgewechselt,  wobei  für  den 
grossen  Messverkehr  häufig  ein  besonderes 
ideales  Wechselrechnungsgeld  zu  Grunde  gelegt 
wurde.  So  war  namentlich  für  den  Verkehr 
auf  der  Messe  von  Besanton  der  Scutus  marcha- 
mm  im  Gebrauch,  ein  Eechnungs-Ecu  oder 
Scudo  von  Von  Mark  reinen  Goldes,  der  in  Italien 
durch  die  besten  wirklich  geprägten  Scudi  aus- 
gedruckt wurde,  jedoch  so,  dass  101  Marken- 
scudl  gleich  100  wirklichen  Goldscudi  galten. 
Femer  leistete  der  Wechsel  den  Dienst,  dass 
er  einen  Geldtransport  von  einem  Orte  zum 
anderen  ersparte,  was  unter  den  damaligen 
Verkehrsverhältnissen  nicht  gering  anzuschlagen 
war.  Da  der  reelle  Wechsel  nur  auf  die  nächste 
Wechselmesse  oder  die  geltende  Usance  gezogen 
werden  durfte,  so  wurde  die  erlaubte  Vergütung 
für  Arbeit  und  Gefahr  von  selbst  auch  in  ein 
Verhältnis   zu    der    Umlaufszeit  des  Wechsels 

febracht ;  als  wucherisch  und  verboten  ^alt  nur 
ie  Forderung  einer  Vergütung  für  die  Zeit- 
differenz an  sich,  die  Unterscheidung  des  Wertes 
des  Geldes  in  der  Gegenwart  und  in  der  Zu- 
kunft. Bei  Verzug  jedoch  musste  es  billig:  er- 
scheinen, da  die  Schädigung  des  Gläubigers 
doch  im  allgemeinen  von  der  Zeitdauer  der 
Verspätung  der  Zahlung  abhing,  das»  die  zu 
zahlenden  Zinsen  ebenfalls  nach  der  Zeit  be- 
messen würden.  Für  die  Höhe  des  Satzes  der 
Verzugszinsen  aber  lag  es  nahe,  den  zulässigen 
Eentenzinsfuss  als  massgebend  anzunehmen.  So 
stellt  der  Reichsdep.-Abschied  von  1600  als 
maximalen  Verzugszins  ebenfalls  67o  auf,  so- 
fern der  Gläubiger  nicht  ein  höheres  Interesse 
nachweisen  könne. 

In  vielen  deutschen  Partikulargesetzge- 
bungen waren  aber  mittlerweile  trotz  des  kano- 
nischen Verbotes  vertragsmässlge    Zinsen   für 


blosse  Darlehen  als  berechtigt  anerkannt  wor- 
den, und  zwar  nicht  nur  in  protestantischen, 
sondern  auch  in  katholischen  Territorien,  und 
im  17.  Jahrhundert  gewann  diese  Neuerung 
bei  der  fortschreitenden  Ausbreitung  der  mo- 
dernen Geldwirtschaft  im  Deutschen  Reiche  wie 
auch  ausserhalb  desselben  immer  mehr  Boden. 
Als  höchster  Zinsfuss  wurden  ö,  teilweise  auch 
mit  Rücksicht  auf  das  römische  R«cht  6%  an- 
genommen (so  in  Brandenburg  1573),  und 
Wucher  war  dann  nur  die  Ueberschreitung 
dieses  Maximums.  Der  Reichsabschied  von  1654 
regelte  die  Schuldverhältuisse  der  im  Kriege 
Verarmten  und  setzte  für  die  Zukunft  die  von 
diesen  Schuldnern  für  Darlehen  oder  Renten- 
kapitalien zu  zahlenden  Zinsen  auf  höchstens 
5"/,,  fest.  Reichsgesetzlich  hat  keine  definitive 
und  allgemeine  Regelung  der  Zinsfrage  statt- 
gefunden, aber  allgemein  galten  nunmehr  ö**« 
als  gesetzlich  erlaubt,  und  wo  die  Landrechte 
6%  gestatteten,  stand  dem  kein  Reichsgesetz 
entgegen. 

Auch  in  der  Litteratnr  trat  schon  im  16. 
Jahrhundert  eine  Bewegung  zur  Verteidigung 
des  Zinsuehmens  auf.  Zu  den  ersten  Führern 
derselben  gehört  ausser  Calvin  der  Franzose 
Molinaeus  (Dumonlin),  der  von  Bodin  bekämpft 
wurde  und  überhaupt  seiner  Lehre  wegen 
schwere  Anfechtungen  und  Verfolgungen  zu 
erleiden  hatte.  Unter  den  Deutschen  wird  von 
Röscher  besonders  Besold  hervorgehoben,  der 
namentlich  auch  weit  mehr  als  Bacon  und  Hugo 
Grotius  sich  dem  modernen  wirtschaftlichen 
Standpunkte  angenähert  hat.  Von  besonders 
grossem  Einfluss  aber  war  die  Schrift  des  Sal- 
masius  „de  Usuris",  in  der  auf  Grund  einer 
richtigen  Einsicht  in  das  Wesen  der  Geldge- 
schäfte der  Zins  als  Mietpreis  für  das  Geld  ge- 
rechtfertigt wird.  Selbst  sehr  hohe  Zinsen  sind, 
wie  der  Verfasser  an  einem  Falle  von  36  "*  o  ""Jt 
einer  allerdings  wirtschaftlich  nicht  zutreffen- 
den Argumentation  zu  zeigen  sucht,  unter  Um- 
ständen nicht  nur  erträglich,  sondern  lassen 
dem  Schuldner  noch  einen  Vorteil  übrig. 

Im  18.  Jahrhundert  ging  auch  die  katho- 
lische Kirche  insofern  zu  einer  milderen  Auf- 
fassung des  Darlehenszinses  über,  als  sie  unter 
grundsätzlicher  Festhaltnng  der  scholastischen 
Wuchertbeorie  doch  anerkannte,  dass  mit  dem 
Mutuum  gewisse  ihm  selbst  nicht  immanente 
Rechtstitel  zusammentreffen  könnten,  kraft 
deren  ein  Zins  verlangt  werden  dürfe,  oder  dass 
das  Geld  mittels  anderer  Vertragsformen  nutz- 
bringend angelegt  werden  könne.  Dieser  Stand- 
punkt kam  in  der  Encyklika  des  Papstes  Be- 
nedikt XIV.  vom  1.  November  1745  zum  Aus- 
druck, die  durch  eine  den  Zins  verteidigende 
Schrift  des  Marchese  Maffei  (Del  impiego  del 
danaro)  und  die  sich  daran  knüpfende  Polemik 
veranlasst  war.  —  Die  Wucherfrage  im  wirt^ 
schaftlichen  Sinne  drehte  sich  ntinmehr  anrh 
nicht  mehr  um  die  Entscheidung,  ob  Zinsen 
überhaupt  zulässig  seien,  sondern  ob  ein  ge- 
setzliches Maximum  des  Zinsfnsses  aufrecht  zn 
erhalten  sei.  Turgot  verneinte  dies  imd  befür- 
wortete die  volle  Freiheit  des  Darlehensvertrages 
auch  in  betreff  des  Zinsnehmens;  es  gebe  in 
Wirklichkeit  keinen  Handelsplatz  in  der  Welt. 
wo  der  Handel  nicht  zum  grössten  Teile  anf 
geliehenem  Gelde  beruhe  und  die  Zinsen  nicht 
lediglich  vertragsmässig   nach  dem   grüäseren 
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oder  geringeren  Geldangebote  und  der  Zablnngs- 
föhigkeit  des  Entleihers  geregelt  würden.  Die 
Veranlassung  zu  seinen  Ausführnngen  gaben 
ihm  die  gegen  mehrere  Kapitalisten  von  Angou- 
leme  erhobenen  Anklagen  wegen  Uebertretnng 
des  gesetzlichen  Zinsfusses,  die  anf  die  Handels- 
ond  Kreditverhältnisse  dieser  Stadt,  namentlich 
die  Geschäfte  der  dortigen,  immer  auf  fremdes 
Kapital  angewiesenen  Branntweinbrenner  nnd 
Hüttenbesitzer  einen  sehr  nachteiligen  Einfluss 
ansilbten.  Tnrgot  erinnerte  auch  an  den  Ans- 
spmcb  von  Montesquieu  in  betreff  des  Zins- 
nehmens, dass  die  Gesetze,  wenn  sie  etwas  Not- 
wendiges verböten,  nur  diejenigen,  die  es  den- 
noch thäten,  zur  Unrechtlichkeit  zwängen. 
Adam  Smith  indes  war  noch  für  die  Beibehal- 
tung massiger  Zinstaxen.  Bentham  dagegen 
verteidigte  den  Wucher  auch  in  dem  neueren 
beschränkten  Sinne  im  Namen  der  persSnlichen 
Freiheit  und  unter  der  den  Thatsachen  offenbar 
widersprechenden  Annahme,  dass  jeder  seinen 
Vorteil  ebenso  gut  verstehe  und  zu  wahren 
wisse  wie  der  andere.  In  Deutschland  trat 
namentlich  J.  A.  Günther  (1790)  mit  Empfeh- 
lung gewisser  Kantelen  für  die  ünbeschränkt- 
heii  des  Zinsfusses  auf,  zugleich  aber  wies  er 
auf  die  Möglichkeit  des  Wuchers  in  den  ver- 
schiedensten anderen  Arten  von  Geschäften  hin. 
4.  Die  neuere  Wachergesetzgebnng 
ausserhalb  des  Gebietes  des  Deutschen 
Reichs.  Der  Grundsatz  von  der  völligen  Frei- 
heit des  Zinsfusses  wurde  zuerst  in  Oesterreich 
von  Joseph  II.  durch  das  (an  die  Stelle  des  G. 
V.  26.  April  1751  tretende)  Wnchergesetz  v.  29. 
Januar  1787  in  die  Praxis  übergeführt,  aller- 
dings mit  der  Beschränkung,  dass  der  gericht- 
liche Beistand  bei  der  Eintreibung  der  Zinsen 
Tersagt  würde,  wenn  diese  bei  hypothekarischen 
Schulden  4%,  bei  sonstigen  5"„,  bei  kaufmän- 
nischen Wechseln  6*/»  Oberschritten.  Die  Straf- 
bestimmnngen  aber  Mlen  weg,  natürlich  auch 
die  in  dem  Gesetz  von  1751  enthaltenen  gegen 
den  Bewucherten,  sofern  dieser  nicht  durch 
seine  Notlage  entschuldbar  war.  Die  Wirkungen 
dieses  Gesetzes  entsprachen  indes  durchaus  nicht 
den  Erwartungen,  man  dachte  bald  wieder  an 
Abänderung  desselben  nnd  der  Kaiser  liess  1789 
die  Preisfrage  ausschreiben:  Was  ist  Wucher 
und  durch  welche  Mittel  ist  demselben  ohne 
Strafgesetze  Einhalt  zu  thnn?  Es  wurde  da- 
durch eine  ziemlich  ausgedehnte  Litteratur 
hervorgerufen,  ans  der  hier  ausser  dem  schon 
angeführten  Werke  von  Günther  noch  die 
Schriften  von  Sonnenfels  (der  für  die  Beibehal- 
tnng  massiger  Wuchergesetze,  zugleich  aber 
für  die  Gründung  einer  Volksleihbank  eintrat) 
nnd  von  v.  Kees  (der  die  volle  Freiheit  des 
Darlehnsvertrags  verlangte)  erwähnt  sein  mögen. 
Das  Patent  v.  25.  Februar  1791  brachte  nur 
einige  die  Umkehr  vorbereitende  Massregeln, 
(Wiederherstellung  der  Prodigalitätserklärung, 
der  exceptio  non  nnmeratae  pecuniae,  Beschrän- 
kung der  Fähigkeit  zur  Ausstellung  trockener 
Wechsel  anf  den  Handelsstand),  die  Erneuerung 
der  Zinsbeschränkuug  (auf  5%  bei  Hypotheken, 
sonst  anf  6%)  mit  Straf bestimmungen  gegen 
den  Wucher  in  den  Zinsen  wie  in  den  Bedin- 
gungen, aber  auch  wieder  gegen  den  „mut- 
willigen Ajileiher",  erfolgte  jedoch  erst  durch 
das  Patent  v.  2.  Dezember  1803.  Entsprechende 
Bestimmungen    nebst    verschiedenen   weiteren 


Beschränkungen  gingen  auch  in  das  21.  Hanpt- 
stück  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  v.  1.  Juni 
1811  über,  und  abgesehen  von  der  Einführung 
der  allgemeinen  Wechselfähigkeit  im  Jahre  18^ 
und  einigen  Ansnahmebestimmungen  blieb  diese 
Gesetzgebung  in  Kraft  bis  zu  dem  G.  v.  14. 
Dezember  1866.  Dieses  hob  von  den  beschrän- 
kenden Bestimmungen  des  bürgerlichen  Rechtes 
nur  die  Zinsgrenze  und  das  Verbot  der  Zinses- 
zinsen bei  Gelddarlehen  anf,  bestimmte  im 
übrigen  den  Begriff  des  strafbaren  Wuchers 
ohne  Rücksicht  auf  die  noch  bleibenden  civil- 
rechtlicheu  Beschränkungen  des  Darlehensver- 
trags, und  zwar  als  Missbrauch  der  Notlage, 
des  Leichtsinns,  der  Unerfahrenheit  oder  Ver- 
standesschwäche des  Entleihers  zur  Erlangung 
eines  den  ortsüblichen  Zinsfuss  auffallend  über- 
schreitenden Vermögensvorteils.  Die  Strafbe- 
stimmnngen  gegen  diesen  Wucher  im  neuesten 
Sinne  des  Wortes  waren  indes  sehr  milde  nnd 
galten  nur  gegen  den  gewerbsmässig  und  mit 
kleinen  Summen  und  kurzen  Fristen  betriebenen, 
und  zwar  in  der  Regel  nur  auf  Privatanklage. 
Aber  selbst  dieses  Gesetz  konnte  sich  gegenüber 
dem  Andränge  der  herrschenden  Lehre  von  der 
Herrlichkeit  des  unbeschränkten  Ausbeutungs- 
rechts nicht  behaupten,  sondern  das  G.  v.  16. 
Juni  1868  hob  nicht  nur  die  letzten  Reste  der 
Strafbestiramungen  auf,  sondern  machte  auch 
Missbrauch  der  Notlage  oder  Unerfahrenheit  der 
Bewucherten  zu  einer  Quelle  des  legitimen  Er- 
werbs des  Wucherers,  dem  der  Richter  mit 
allen  Mitteln  der  Civilprozessordnung  zu  seinem 
Rechte  verhelfen  musste.  Sofort  machte  sich 
der  Wucher  jetzt  in  schamlosester  W^eise  am 
Tageslichte  breit  nnd  skandalöse  Prozesse,  in 
denen  Blutsauger  der  schlimmsten  Art  durch 
den  „weltlichen  Arm"  ihr  Stück  Menschenfleisch 
erhielten,  verletzen  jedes  natürliche  Rechtsge- 
fUhl.  In  Galizien  und  der  Bukowina  wurden 
die  Zustände  so  schlimm,  dass  für  diese  Kron- 
länder das  besondere  G.  v.  19.  Juli  1877  er- 
lassen werden  musste,  das  es  wieder  für  straf- 
baren Wucher  erklärte,  wenn  jemand  sich  von 
einem  anderen,  der  wegen  Verständnisschwäche, 
Unerfahrenheit  oder  Gemütsaufregung  die  Ver- 
bal tnis.se  nicht  richtig  erkenne,  für  Kreditge- 
währung so  masslose  Vorteile  ausbedinge,  dass 
dadurch  das  wirtschaftliche  Verderben  des 
Kreditnehmers  herbeigeführt  oder  gefördert 
werden  müsse.  lu  Ungarn,  wo  1868  ebenfalls 
die  Zinsbeschränknng  aufgehoben  worden  war, 
wurde  schon  durch  das  G.  v.  2S.  März  1877 
für  hypothekarische  Darlehen  wieder  ein  Zins- 
maximnm  von  8",  testgesetzt  nnd  zugleich 
den  Notaren  verboten,  Urkunden  über  Geschäfte 
aufzunehmen,  in  denen  ein  höherer  Zins  aus- 
bedungen werde.  Das  G.  v.  28.  April  1881 
machte  dann  auch  dem  sonderbaren  Zustande 
ein  Ende,  dass  in  den  deutschen  Kronländern 
erlaubt  war,  was  in  Galizien  als  gemeinschäd- 
liches Vergehen  bestraft  wurde,  indem  es  für 
die  ganze  cisleithanische  Reichshälfte  denW^ucher 
im  Sinne  des  galizisehen  Gesetzes  verbot  und 
in  die  Begriffsbestimmung  auch  die  Ausbeutung 
des  Leichtsinns  oder  der  Notlage  des  anderen 
aufnahm.  In  Ungarn  trat  das  G.  v.  27.  April 
1883  in  ähnlicher  Weise  dem  Ausbeutungs- 
wucher entgegen,  jedoch  nur  im  Falle  der 
Ueberschreitung  der  Zinsgrenze  von  S'/o. 

In  Frankreich  war  bis  zur  Revolution  nur 
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der  Rentenvertrag  gestattet  nnd  bei  diesem  nur 
ein  Zinssatz  von  höclistens  5  "j^.  Jeder  verzins- 
liche Darlehensvertrag  war  also  wucherisch, 
nnd  von  Zeit  zu  Zeit  wnrde  das  Gesetz  auch 
mit  Strenge  gehandhabt,  wie  noch  1777  in 
einem  arrfet  des  Pariser  Parlaments.  Erst  das 
Dekret  v.  3.  Oktober  1789  Hess  Darlehen  zu 
mit  dem  Zinsmaximnm  von  5*o.  Die  oft  auf- 
gestellte Behauptung,  dass  durch  das  G.  v.  11. 
April  1793  oder  spätere  Dekrete  aus  der  Bevo- 
lutionsperiode  die  Ziustaxe  aufgehoben  worden 
sei,  ist  gänzlich  unbegründet,  wie  schon  Rizy 
gezeigt  hat.  Wohl  aber  köunte  man  die  G.G. 
V.  3  Mai  und  29.  September  über  das  Preis- 
maximum der  Lebensbedürfnisse  (aufgehoben 
am  23.  Dezember  1794)  als  Kampfmittel  gegen 
den  Sachwucher  betrachten.  Thatsächlich  war 
allerdings  während  der  Ässignateuwirtschaft 
die  Zinstaxe  ausser  Anwendung  und  der  Zins 
unter  so  abnormen  Umständen  sehr  hoch.  Daher 
nahm  auch  Art.  It07  des  Code  civil  auf  die 
thatüächlicheu  Verhältnisse  Rücksicht,  indem  er 
erklärte,  dass  die  vertrag.smässigen  Zinsen  in 
allen  Fällen,  in  denen  das  Gesetz  es  ni('ht  ver- 
biete, den  gesetzlichen  Zinsfuss  übersteigen 
dürfen,  mit  der  Bedingung  übrigens,  dass  der 
vertragsmässige  Zinsfuss  schriftlich  festgesetzt 
sein  müsse.  Diese  Zinsfreiheit  dauerte  indes 
nur  drei  Jahre;  durch  das  G.  v.  3.  September 
lfc07  wurde  der  vertragsmässige  Zinsfuss  für 
gewöhnliche  Darlehen  auf  6"q,  in  Handelsge- 
schäften auf  6*/o  begrenzt.  Das  von  dem 
Schuldner  zu  viel  Bezahlte  ist  zurückzuerstatten 
oder  wird  vom  Kapital  abgezogen.  Wer  Wucher 
in  diesem  Sinne  ^ewohuheitsmässig  übt,  kommt 
vor  das  Zuchtpolizeigericht  und  kann  zu  einer 
Geldstrafe  bis  zur  Hälfte  der  wucherisch  aus- 
geliehenen Kapitalien  verurteilt  werden ;  hat  er 
sich  der  Prellerei  schuldig  gemacht,  so  kommt 
dazu  Gefängnis  bis  zu  zwei  Jahren.  Durch  das 
Dekret  v.  19  Dezember  185(1  sind  die  Straf- 
bestimmungen verschärft  worden;  bei  gewohn- 
heitsmässigem  Wucher  ist  ausser  der  Geldstrafe 
auch  Gefäugnis.strafe  von  6  Tagen  bis  zu  6 
Monaten  zu  verhängen  und  im  Rückfalle,  der 
schon  durch  ein  einziges  neues  Vergehen  binnen 
fünf  Jahren   nach  der  ersten  Verurteilung  ge- 

feben  wird,  ist  auf  das  Maximum  der  zuerst 
estimmteu  Strafen  zu  erkennen  und  dieselben 
können  bis  auf  das  Doppelte  erhöht  werden. 
Durch  das  G  v.  12.  Januar  1886  wurden  diese 
Bestimmungen  für  handeL'<rechtliche  Geschäfte 
aufgehoben,  für  civilrecht liehe  aber  ausdrücklich 
in  Kraft  erhalten.  —  Auch  in  der  amerika- 
nischen Union  haben  die  Gesetze  der  Einzel- 
staaten ZinsLeschränkungen  auf  5 — 10°/,  bei- 
behalten. Im  Staate  Illinois  z.  B.  dürfen  nach 
dem  G.  v.  1.  Juli  1891  durch  schriftliche  Ver- 
träge höchstens  7",  9  Zinsen  ausbedungen  werden 
und  im  übrigen  ist  der  gesetzliche  Zinsfuss  ö^/o- 
Die  Ueberschreitung  des  zulässigen  Maximums 
zieht  auf  Klage  des  Geschädigten  für  den  Gläu- 
biger den  Verlust  aller  Zinsansprüche  nach 
sich.  Korporationen  jedoch  sind  zu  solcher 
Klage  nicht  berechtigt. 

In  England  wurde  schon  durch  das  Gesetz 
37  Heinrich  VIII.  cap.  9  das  verzinsliche  Dar- 
lelieu  mit  einem  Maximalzinsfuss  von  10°/o  ge- 
stattet, und  nachdem  diese  Massregel  unter 
Eduard  VI.  wieder  rückgängig  gemacht  worden 
war,  wurde   sie   unter  Elisabeth  (1571)  wieder 


erneuert.  Im  Laufe  des  17.  Jahrhunderts  wurde 
das  Zinsmaximnm  auf  8  nnd  schliesslich  auf 
6°/a  erniedrig^.  Das  Wnchergesetz  12  Anna 
cap.  16  setzte  es  auf  5**/,  nnd  bedrohte  die 
Ueberschreitung  dieser  Grenze  mit  Geldstrafe 
im  dreifachen  Betrage  der  Schuldsumme.  In 
den  Jahren  1793,  1833,  1837  wurden  MUde- 
rungen  in  Bezug  auf  den  Wechselverkehr  ge- 
währt; im  Jahre  1839  hob  das  Gesetz  2  u.  3 
Vict.  cap.  37  die  Zinsbeschränkuugen  auf,  so- 
weit sie  nicht  ausdrücklich  beibehalten  wurden, 
und  letzteres  war  der  Fall  für  kleinere  Dar- 
lehen bis  zu  10  £  nnd  für  alle  hypothekarisch 
sichergestellten  Darlehen;  auch  sollten  vor  den 
Gerichten  nicht  höhere  als  fünfprozentige  Zinsen 
eingeklagt  werden  dürfen.  Erst  durch  das  G. 
V.  10.  August  1854  (17  u.  18  Vict.  cap.  90) 
wnrde  im  wesentlichen  die  voUe  Zinsfreiheit 
gewährt  und  nur  für  die  Pfandleiher  eine  Grenze 
von  15— 20»/o  festgehalten.  Das  Beispiel  Eng- 
lands fand  in  den  nächsten  Jahren  in  vielen 
Staaten  Kachabmnng:  so  1855  in  Dänemark, 
1856  in  Spanien,  1857  in  Sardinien,  in  Holland, 
teilweise  auch  in  Norwegen,  in  den  nächstfol- 
genden Jahren  auch  in  mehreren  deutschen 
Staaten;  1865  in  Belgien,  wo  aber  diese  Beform 
schon  durch  das  St.G.B.  v.  8.  Juli  1867  wieder 
rückgängig  gemacht  und  die  Ueberschreitung 
des  gesetzlichen  Zinsfnsses  bei  Ausnutzung  der 
Schwäche  und  Leidenschaften  des  Kreditnehmers 
wieder  mit  ernstlichen  Strafen  bedroht  wurde. 
—  Die  katholischen  Theologen  hielten  noch  in 
den  ersten  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts 
überwiegend  an  der  strengen  scholastischen 
Lehre  fest.  Die  Schulfrage  ist  überhaupt  nicht 
grundsätzlich  entschieden  worden,  aber  in  den 
dreissiger  Jahren  wurde  durch  die  oberste 
Kircheubehörde  den  Beichtvätern  verboten,  das 
Zinsnehnien  als  solches  als  sündhaft  and  resti- 
tutionspflichtig  zn  behandeln. 

5.  Die  neuere  und  gegenwärtige 
Wuchergesetzgebung  im  Gebiete  des 
Deutschen  Reichs.  In  den  deutschen 
Einzelstaatea  bestanden  iu  den  50er  Jahren 
sehr  mannigfaltige  Wuchergesetze.  In  Würt- 
temberg war  schon  1839  allen  Wecksel- 
fähigen  volle  Zinsfreiheit  gewährt  worden 
und  diese  wurde  1849  durch  die  Einführung 
der  allgemeinen  Wechselfähigkeit  unbe^ 
schränkt.  In  Baden  liess  das  bürgerliche 
Recht  die  Ausbedingung  von  mehr  als  G^/o 
Zinsen  zu,  entzog  aber  dem  diesen  Satz 
übersteigenden  Betrag  jedes  Pfand-  und 
Vorzugsrecht  und  jede  Berechtigimg  gegen 
eine  Konkursmasse ;  mit  Strafe  bedroht  aber 
war  nach  dem  Q.  v.  6.  März  1845  nur  der 
Abschluss  eines  wucherischen  Vertrags  mit 
■wissentlicher  Ausbeutimg  der  Not  oder  des 
Leichtsinns  des  Bewucherten  oder  mit 
Täuschung  desselben  über  die  wirkliche  Be- 
detitung  der  von  ihm  versprochenen  Leis- 
tungen oder  eines  solchen  Vertrags  zum 
Nachteile  eines  Minderjährigen  oder  Ent- 
mündigten ohne  Zuziehung  des  gesetzlichen 
Vertieters  desselben.  Auch  in  Sachsen- 
Weiniar  und  anderen  thüringischen  Staaten 
wui-de  der  einfache  Wucher  nur  bei  Aus- 
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1)6011105  der  Notlage  oder  des  Leichtsinns 
des  Schuldners  bestraft.  In  mehreren  Straf- 
gesetzbüchern wurden  solche  Ausbeutung, 
die  Verschleierung  des  Wuchers,  wie  auch 
die  Täuschung  des  Bewucherten  über  die 
Natur  der  eingegangenen  Verbindlichkeiten 
als  erschwerende  Umstände  behandelt.  Das 
preussische  Landrecht  begrenzte  den  zu- 
lässigen Zinsfuss  im  gewöhnlichen  Verkehr 
auf  ö^/o,  für  Kaufleute  waren  in  Handels- 
geschäften 6'/o  gestattet,  für  Grosshändler 
war  der  Zinsfuss  beinahe  und  beim  Bod- 
mereiTertrag ganz  unbeschränkt  Juden  durften 
8'/o  nehmen,  für  die  Pfandleiher  bestanden 
besondere  Bestimmimgen.  Das  StG.B.  v. 
14.  April  1851  bestrafte  die  Ausbedingnng 
höhei-er  als  der  erlaubten  Zinsen,  wenn  diese 
Ceberschreitung  gewohnheitsmässig  geschehe 
oder  so  eingekleidet  werde,  dass  dadurch 
die  Gesetzwidrigkeit  versteckt  werde,  mit 
Gefängnis  von  drei  Monaten  bis  zu  einem 
Jahre  und  zugleich  mit  Geldbusse  von  50 
bis  zu  1000  Thalem  sowie  mit  zeitiger 
Untersagung  der  büi^erlichen  Ehrenrechte. 
Die  in  den  50er  Jalu^n  .sich  lebhaft  er- 
hebende freihändlerische  Bewegung  richtete 
sich  auch  entschietlen  gegen  die  Wucher- 
gesetzgebung. In  Bremen  und  in  Oldenburg 
wimien  die  Zinsbeschränkimgen  schon  1858 
aufgehoben.  In  Preussen  wurden  sie  durch 
die  V.  V.  27.  November  1857  wegen  der  da- 
maligen Geldkrisis  auf  3  Monate  suspen- 
diert, und  seitdem  blieb  die  Frage  ihrer 
vollständigen  Beseitigung  hier  auf  der  Tages- 
ordnung. Die  Aufhebung  erfolgte  dann 
ferner  in  Sachsen-Co'oiu-g-Gotha  (1860).  in 
Lübeck  (1862),  in  Frankfurt  und  in  Sachsen 
(1864).  Angesichts  des  drohenden  Krieges 
mit  Oesterreich  geschah  dasselbe  auch  in 
Preussen  durch  die  oktroyierte  V.  v.  12.  Mai 
1866,  jedoch  nur  für  die  nicht  hypothekarisch 
sichergestellten  Darlehen  und  mit  dem  Vor- 
behalt, dass  der  Schuldner  bei  einem  Zins- 
fusse  von  mehr  als  6°/'o  jederzeit  mit  drei- 
monatlicher Frist  kündigen  dürfe.  Die  Ver- 
ordnung wurde  nach  dem  Kriege  von  bei- 
den Häusern  des  Landtages  genehmigt,  ge- 
nügte aber  wegen  der  die  Hypotheken- 
schulden betreffenden  Ausnahme  den  Geg- 
nern des  Wucherverbotes  noch  immer  nicht 
und  wurde  bald  durch  das  norddeutsche 
Bnudesg.  v.  14.  November  1867  ersetzt,  das 
die  Höhe  und  Art  des  Zinsfusses  für  alle 
Darlehen  und  kreditierten  Forderungen  und 
der  mit  solchen  zusammenhängenden  Kon- 
ventionalstrafen durchaus  für  Gegenstand  der 
freien  Vereinbarung  erklärte  und  zugleich 
die  Kündigungsfrist  bei  mehr  als  6%igem 
Zinsfuss  auf  6  Monate  stellte,  jedoch  erst 
nach  Ablauf  von  6  Monaten  nach  Eingehung 
des  Vertrags.  In  Bayern  hob  das  G.  v.  5. 
Juli  1867  ebenfalls  die  Beschränkungen  des 
vertragsmässigen  Zinsfusses  auf,  und  in  Ba- 


den, Hessen  und  Württemberg  wiuxle  1871 
das  norddeutsche  Gesetz  eingeführt.  Auch 
in  Deutschland  trat  jetzt  der  bis  dahin  im 
Verborgenen  schleichende  Wucher  offen  zu 
Tage,  und  die  Gerichte  mussten,  wie  es  1878 
in  Wreschen  vorkam,  dem  Wucherer  zu 
seinem  »Rechte«  verhelfen,  der  von  einem 
Schuldner  auf  Grund  seines  Wechsels  über 
150  Mark  täglich  5  Mark  Konventionalstrafe, 
also  jährlich  1200  **/o,  erpresst  hatte.  Wi& 
in  den  meisten  anderen  Staaten,  die  es  mit 
der  Wucherfreiheit  versucht  hatten,  trat 
auch  im  Deutschen  Reiche  bald  eine  immer 
mehr  Kraft  gewinnende  Reaktion  ein.  Der 
Reichstagsabgeordnete  ßeichensperger  (Olpe) 
brachte  1879  einen  Gesetzentwurf  ein,  der 
wieder  Beschränkungen  des  Zinsfusses  und 
zugleich  auch  der  Wechselfähigkeit  enthielt. 
Weit  mehr  den  heutigen  Bedürfnissen  ent- 
sprechend war  dagegen  der  fast  gleich- 
zeitig von  dem  Abgeordneten  v.  Kleist- 
Retzow  und  Genossen  vorgeschlagene  Ent- 
wurf, der  unter  Verzicht  auf  Zinstaxen  nur 
die  wucherische  Ausbeutung  der  Not,  des 
Leichtsinns  und  der  Unerfahrenheit  lie- 
kärapfen  wollte.-  Dieser  Standpunkt  kam 
denn  auch  in  dem  1880  vom  Reichskanzler 
vorgelegten  Entwürfe  zur  Geltung,  aus  dem 
das  G.  V,  24.  Juni  1880  hervorging.  Durch 
dieses  Gesetz  ■wnirdeu  nach  dem  §  302  des 
St.G.B.  4  neue  Paragraphen  eingeschaltet, 
von  denen  §  302  a  bestimmt,  dass  wegen 
Wuchers  mit  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten 
und  zugleich  mit  Geldstrafe  bis  zu  3000  Mark 
zu  bestrafen  sei,  wer  unter  Ausbeutung  der 
Notlage,  des  Leichtsinns  oder  der  Uner- 
fahrenheit eines  anderen  für  ein  Darlehen 
oder  im  Falle  der  Stundung  einer  Geld- 
forderung sich  oder  einem  Dritten  Ver- 
mögensvorteile versprechen  oder  gewähren 
lässt,  welche  den  üblichen  Zinsfuss  derge- 
stalt überschreiten,  dass  nach  den  Umstän- 
den des  Falles  die  Vermögensvorteile  in  auf- 
fälligem Missverhältnis  zu  der  Leistung 
stehen.  Auch  kann  auf  Verlust  der  bürger- 
lichen Ehrenrechte  erkannt  werden.  §  362  b 
verschärft  die  Strafen  für  den  Fall,  dass  die 
Ausbedingung  der  wucherischen  Vermögens- 
vorteile verschleiert  oder  wechselmässig 
oder  unter  Verpfändung  der  Ehi-e,  eidlich 
oder  in  ähnlicher  Art  geschehen  sei.  Nach 
§  302  c  treffen  dieselben  Strafen  auch  den- 
jenigen, der  wissentlich  wucherische  Forde- 
rungen erwirbt  und  weiter  veräussert  oder 
geltend  macht.  Weitere  Strafverschärfimgen 
enthält  §  302  d  für  den  Fall  des  gewerbs- 
oder  gewohnheitsmässigen  Wuchers.  Nach 
Art  UI  des  Gesetzes  sind  Verträge,  die 
gegen  die  Paragraphen  302  a  und  b  Ver- 
stössen, ungiltig  und  es  müssen  sämtliche 
von  dem  Schuldner  oder  für  ihn  geleisteten 
Vermögensvorteile  zurückgewährt  imd  vom 
Tage   des   Empfanges   ab   verainst   werden 
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unter  solidarischer  Haftbarkeit  der  an  dem 
Wucher  Beteiligten;  der  Gläubiger  ist  je- 
doch berechtigt,  das  aus  dem  ungiltigen 
Vertrage  Geleistete  seinerseits  zurückzu- 
fordern. Art.  11  des  Gesetzes  giebl  der  die 
Pfandleiher  oder  Rttckkaufshändler  betreffen- 
den Nr.  12  des  §  360  des  St.G.B.  einen  Zu- 
satz, der  die  Ueberschreitung  des  durch 
Landesgesetz  oder  Anordnung  der  zustän- 
digen Behörde  bestimmten  Zinsfusses  unter 
Strafe  stellt.  Die  Wirkungen  dieses  Ge- 
setzes waren,  wenn  es  auch  nicht  dem 
Wucher  ein  Ende  machen  konnte,  doch  im 
ganzen  günstig.  Die  wucherische  Ausbeu- 
tung war  doch  wieder  gesetzlich  gebrand- 
markt, und  die  Gerichte  hatten  für  sie  keine 
Schergendienste  mehr  zu  verrichten.  Die 
jährliche  Zahl  der  Anklagen  und  Verurtei- 
lungen war  ohne  Zweifel  im  Verhältnis  zu 
den  thatsächlich  vorkommenden  Wucher- 
fällen nur  klein,  aber  es  war  doch  wohl  als 
ein  günstiges  Anzeichen  zu  betrachten,  dass 
sie  ziemlich  stetig  abnahm.  Im  Jahre  1882 
betrug  die  Zahl  der  Angeklagten  176,  die 
der  Verurteilten  98,  im  Jahre  1886  waren 
die  entsprechenden  Zahlen- 104  und  42,  im 
Jahre  1890  sogar  nur  64  und  22.  Indes 
wurde  noch  immer  namentlich  über  die 
Ausbreitung  des  Wuchers  auf  dem  Lande 
geklagt,  und  die  von  dem  Verein  für  So- 
zialpohtik  veranlassten  Erhebungen  lehrten, 
dass  diese  Klagen  in  vielen  Gegenden,  wie 
namentlich  in  den  äi-raeren  Teilen  des  Re- 
gierungsbezirks Cassel,  Wiesbaden,  Trier, 
Coblenz,  Arnsberg,  im  westlichen  Thüringen, 
im  Vogelsgebirge  und  dem  hessischen  Oden- 
wald, in  der  Pfalz,  Elsass-Lothringen  und 
den  weinbautreibenden  Bezirken  Badens  nur 
zu  begründet  waren.  Von  vielen  Seiten 
aber  wurde  es  auch  als  eine  Unzulänglich- 
keit des  Gesetzes  betrachtet,  dass  es  mü- 
den Kreditwucher  und  nicht  auch  die  mannig- 
faltigen anderen  Formen  der  wucherischen 
Aussauguiig  treffe.  Auf  dem  Boden  dieser 
Angehauungen  kam  dann  das  die  Bestim- 
mungen über  den  Wucher  ergänzende  G.  v. 
19.  Juni  189.3  zu  stände.  Dasselbe  dehnte  die 
Strafbestimmungen  der  §§  802  a  bis  302  d  auf 
alle  wucherischen  zweiseitigen  Rechts- 
geschäfte aus,  die  denselben  wirtschaft- 
lichen Zwecken  dienen  sollen  wie  ein  Dar- 
lehen oder  die  Stundung  einer  Geldforderung. 
Ein  neuer  §  3U2e  bedroht  mit  der  in  §  302 d 
für  gewerbs-  oder  gewohnheitsmässig  betrie- 
benen Wucher  aufgestellten  Strafe  diejenigen, 
welche  mit  Bezug  auf  Rechtsgeschäfte  an- 
derer Art  in  der  im  §  302  a  bezeichneten 
Weise  sich  wucherischer  Ausbeutung  (aber 
gewerbs-  oder  gevifohnheitsmässig)  schuldig 
maciien.  Hiermit  soll  also  gegen  den  soge- 
nannten Sachwuclier  eingeschritten  werden. 
Ferner  wird  als  Nr.  16  dem  §  367  des 
St.G.B.  ein  Zusatz   beigefügt  über  die  Be- 


strafung derjenigen,  die  den  über  das  Ab- 
halten von  öffentlichen  Versteigerungen  und 
über  das  Verabfolgen  von  geistigen  Ge- 
tränken bei  solchen  Gelegenheiten  erlassenea 
poUzeilichen  Anordnungen  zuwiderhandeln. 
Nach  Art.  4  des  neuen  Gesetzes  hat,  wer 
aus  dem  Betrieb  von  Geld  oder  Kreditge- 
schäften ein  Gewerbe  macht,  die  Rechnung 
des  Geschäftsjahrs  für  jeden,  der  ein  solches 
Geschäft  mit  ihm  abgeschlossen  hat  tud 
daraus  sein  Schuldner  geworden  ist,  abzu- 
schliessen  und  dem  Schuldner  binnen  drei 
Monaten  einen  auch  die  Entstehimg  des  Er- 
gebnisses darstellenden  Auszug  mitzuteUeu; 
die  vorsätzliche  Unterlassung  dieser  Mit- 
teilung zieht  Geldstrafe  bis  500  Mark  oder 
Haft  und  zugleich  den  Verlust  des  An- 
spruchs auf  Zinsen  aus  den  betreffenden 
Geschäften  für  das  verflossene  Jahr  nach 
sich.  Jedoch  gelten  diese  Bestimmungen 
nicht  für  bloss  einmalige  Geschäfte,  worüber 
der  Schuldner  eine  schriftliche  Mitteilung 
erhalten  hat,  für  öffentliche  imd  Aktien- 
banken aller  Art,  für  öffentliche  Leihan- 
stalten, Spar-  und  Darleihinstitute  und  ein- 
getragene Genossenschaften  im  Verkehr  mit 
ihren  Mitgliedern,  auch  nicht  für  den  Ge- 
schäftsverkehr zwischen  Kaufleuten,  deren 
Firma  in  das  Handelsregister  eingetragen 
ist.  Durch  Art.  III  endlich  wird  der  ge- 
werbsmässige Betrieb  der  Viehverstellimg 
(Viehpacht),  des  Viehhandels  und  des  Han- 
dels mit  ländlichen  Grundstücken  mit  zu 
den  Gewerben  gestellt,  die  nach  §  35  den 
Unternehmern  zu  untersagen  sind,  wenn 
Thatsachen  vorliegen,  welche  ihre  ünzuvei^ 
lässigkeit  in  Bezug  auf  den  Gewerbebetrieb 
darthun.  Allgemein  bestimmt  feraer  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  (§  138),  dass  Rechts- 
geschäfte, die  gegen  die  guten  Sitten  Ver- 
stössen, nichtig  seien  und  dass  insbesondere 
ein  Rechtsgeschäft  nichtig  sei,  durch  das 
jemand  unter  Ausbeutung  der  Notlage,  des 
Leichtsinns  oder  der  ünerfahrenheit  eines 
anderen  sich  oder  einem  Dritten  Vermögens- 
vorteile versprechen  oder  gewähren  lasse, 
welche  den  Wert  der  Leistung  dei^estalt 
übersteigen,  dass  den  Umständen  nach  die 
Vermögensvorteile  in  auffälligem  Missver- 
hältnisse zu  der  Leistung  stehen.  Die  ge- 
setzlichen Verzugszinsen  werden  durch  §  288 
auf  4'/o  bestimmt  Nach  dem  neuen  Han- 
delsgesetzbuche (§  352)  beträgt  die  Höhe 
der  gesetzlichen  Zinsen  mit  Einschluss  der 
Verzugszinsen  bei  beiderseitigen  Handels- 
geschäften 5''/o. 

6.  Mittel  zur  Bekämpfung  des  W. 
Verbot  und  Bestrafung  des  Wuchers  werden 
immer  hauptsächlich  nur  die  Bedeutung 
einer  moralischen  Genugthuung  für  die 
öffentliche  Meinung  besitzen,  niemals  aber 
das  tief  sitzende  Uebel  wirklich  heilen 
können.     Auch  die  übrigen  in  den  neuen 
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Gesetzen  zu  HUfe  genommenen  Mittel,  die 
jährlichen  Rechnungsausweise,  die  polizeiliche 
Verhinderung  von   Missbräuehen   bei  Ver- 
steigerungen, die  Kontrolle  der  Vieh-  und 
Güterhändler,  können  nur  eine  Wirkung  von 
untergeordneter  Bedeutung  ausüben,   selbst 
wenn  •  die    erwähnte   Kontrolle    weit    ein- 
greifender   und    ausgedehnter    geliandhabt 
würde,   als  es  auf  Grund  des  Gesetzes  von 
1893  möglich  ist.     In  einem  Referate  für 
den    Verein   für  Sozialpolitik   empfielüt  v. 
Miaskowski  ferner  noch  eine  schärfere  Hand- 
habung des  Wuchergesetzes  mit  Hilfe  ge- 
meinnütziger Vereine,  nach  Art  der  Anti- 
wucher-  oder  Rechtsschutzvereine  an   der 
Saar,  am  Rhein,  in  Hessen  etc.    Diese  sam- 
meln   das   erforderliche    Material    für   die 
Durchführung  von  Wucherprozessen,  unter- 
stützen die  Bewucherten  durch  Belehrung 
und    üebernahme    der   Prozesskosten    und 
sorgen    für   das   Bekanntwerden    der   ent- 
larvten Wucherer   und  der  von  ihnen  an- 
gewendeten  Formen   und   Praktiken.     Um 
den    Einfluss    der    Wucherer    zfl    durch- 
kreuzen, schlug  V.  Miaskowski  ferner  vor, 
da'^s  für  alle  Teile  des  Reiches  die  damals 
in   einigen   Sonderstaaten    noch    nicht    be- 
stehende  Vorschrift    erlassen   werde,   dass 
Verträge   über  Immobilien    nur  schriftlich 
und  womöglich  unter  Mitwirkung  der  Ge- 
richte  oder  Notare   abgeschlossen    wenlen 
dürfen.     Auch  empfiehlt  er  ein  Gesetz  ziu* 
Erschwerung  der  spekulativen  Güterschläch- 
terei nach  Art  des  württembergischen  vom 
23.  Juni   18J>3,  andererseits  aber  eine  Er- 
leichterung der  Abtrennung  kleinerer  oder 
mittlerer  Güter  von  dem  fideikommissarisch 
gebundenen  Grundbesitz  und  die  Erschwe- 
rung der  Errichtung  neuer  und  der  Ver- 
grösserung  bestehender  Fideikommisse.    Die 
noch   immer  von  manchen  empfohlene  Be- 
schränkung der  Wechselfreiheit   wird   von 
Miaskowski  nicht  befürwortet.     Ueber  die  | 
dagegen    sprechenden    Gründe    s.    d.    Art. 
Wechsel  oben  Bd.  VII  S.  707.    Ganz  un- 
durchführbar erscheint  der  hie  und  da  auf- 
getauchte Vorschlag,  den  Anwälten  die  Ver- 
tretung von  Wucherprozessen  zu  verbieten. 
Mit  sekundären  Abwehrmitteln   gegen   den 
Wucher  ist  jedoch  nichts  auszurichten,  wenn 
nicht  die  wirtschaftlichen  Wurzeln  desselben 
abgegraben  wenlen,   und  dies  ist  nur  da- 
durch möglich,  dass  das  Kreditbedürfnis  der 
bisher  auf  den  Wucher  angewiesenen  Be- 
völkerungsschichten auf  andere   Weise  be- 
friedigt wird.     Trotz  der  erfreulichen  Aus- 
dehoimg  der  Kreditgenossenschaften,  sei  es 
nach   dem   Schnlze-Delitzschen    wler  nach 
dem  Raiffeisenschen  System,  trotz  der  nütz- 
lichen Wirksamkeit    vieler   Bodenkreditan- 
stalten, Hypothekenbanken  und  anderer  land- 
■wirtschaftlifJien    Kreditinstitute,    trotz    der 
städtischen  und  anderen  öffentlichen  Leih- 


häuser ist  für  die  präventive  Bekämpfung 
des  Wuchers  noch  bei  weitem  nicht  genug 
geschehen.  In  betreff  der  erwähnten  Kredit- 
organisationen verweisen  wir  auf  die  spe- 
cieUen  Artikel ;  hier  möge  nur  noch  die  Be- 
merkimg Iteigefügt  werden,  dass  für  die  der 
Aussaugang  am  meisten  ausgesetzten  Klassen 
der  kleineren  Bauern,  Handwerker  und  Be- 
amten gemeinnützige  Kreditvereine  sehr  hilf- 
reich wirken  könnten,  die  in  der  Art  wie 
manche  Baugenossenschaften  einen  Wohl- 
thätigkeitszweck  mit  der  Absicht  der  Er- 
zielung einer  normalen  Kapitalverzinsung 
verbinden.  Die  das  Kapital  aufbringenden 
Mitglieder  mflssten  vorzugsweise  den  be- 
I  sitzenden  Klassen  angehören,  also  selbst 
nicht  kreditbedürftig  sein ;  die  Darlehen 
laber  mflssten  zu  solchen  Be<lingungen  ge- 
I  währt  werden,  dass  ausser  einem  Zins  von 
3'.2  oder  4*''o  eine  genügende  Versicherungs- 
prämie erhoben  würde,  um  die  vorkommen- 
den Verluste  zu  decken.  Diese  Prämie 
wäre  natürlich  nach  den  individuellen  Ver- 
hältnissen der  Kreditbe<lürftigen  und  den 
von  ihnen  zu  stellenden  sachlichen  oder  per- 
sönlichen Bürgschaften  zu  bemessen,  jedoch 
selbstverständlich  ohne  Ausnutzung  ihrer 
momentanen  Lage  oder  ihrer  Cnerfahrenheit. 
—  Sehr  erwünscht  wäre  auch  die  Vermin- 
derung der  mit  der  Aufnahme  kleinerer 
hypothekarischer  Anleihen  verbundenen 
Kosten  an  Stempel  und  sonstigen  Gebühren, 
die  ausserordentlich  hoch  sind  im  Vergleich 
z.  B.  mit  der  Provision,  die  für  ein  gleich 
grosses  Darlehen  gegen  Verpfändung  von 
Wertpapieren  erhoben  vrird.  Die  erfolg- 
reiche Bekämpfung  des  Kreditwuchers  würde 
auch  unmittelbar  die  Zurückdrängung  der 
anderen  Wucherformen  bewirken,  die  alle 
ihre  Hauptquelle  in  der  Kredituot  haben. 

Unmittelbar  mit  dem  Kreditwucher  ver- 
wandt sind  die  wucherischen  Geschäfte  in 
den  in  Süddeutschland  häufig  weiterver- 
kauften Versteigerungsprotokollen  über  mit 
Kaufgeldrcsten  belastete  Grundstücke,  über 
die  in  dem  Referat  von  H.  Thiel  nähere 
Auskunft  gegeben  wird.  Auch  die  wuche- 
rischen Aüssbräuche  bei  dem  Viehhandel 
und  der  Viehverstellung  sind  schliesslich 
darauf  zurückzuführen,  dass  die  bewucherten 
Bauern  das  Geld  zum  baren  Ankauf  des 
Viehs  weder  selbst  besitzen  noch  zu  nor- 
malen Zinsen  entleihen  können.  Auch  der 
Warenwucher  im  eigentlichen  Sinne,  der 
indes  nur  in  einzelnen  Provinzen  verbreitet 
ist,  wird  von  Thiel  mit  Recht  als  ein  Sur- 
rogat des  Geldwuchere  bezeichnet.  Niemand, 
der  nicht  in  Geldverlegenheit  ist,  w^ird  sich 
z.  B.  verpflichten,  seine  ganze  Ernte  bloss 
an  einen  bestimmten  Handelsmann  zu  ver- 
kaufen oder  für  seine  Produkte  Waren  statt 
Geld  anzunehmen  oder  schlechte  Waren 
auf  Kredit  gegen  hohe  Preise  zu  Oberneh- 
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men.  Die  Erfahrung  Vird  vielleicht  zeigen, 
dass  der  nach  dem  neuen  Gesetz  strafbare 
Sachwucher  auf  solche  Fälle  zu  beschränken 
ist,  in  denen  der  Geldmangel  des  Be- 
wucherten die  üi-aache  bildet,  dass  er  sich 
die  üebervorteUung  gefaUen  lässt  Die 
Ausnutzung  der  blossen  unerfahren heit  eines 
Käufers,  also  namentlich  seines  Mangels  an 
Warenkenntnis,  durch  Forderung  eines  über- 
mässigen Preises  würde  dann  also  nicht 
unter  das  Wuchergesetz  fallen,  während 
nach  dem  jetzigen  Wortlaute  diese  Art  der 
ÜebervorteUung  auch  einem  zahlungsfähigen 
und  wohlhabenden  Käufer  gegenüber  straf- 
bar ist.  Nun  ist  es  an  sich  allerdings  ohne 
Zweifel  völlig  gerechtfertigt,  wenn  solche 
Art  des  »Geschäftemachensc  als  strafbarer 
Eigennutz  behandelt  wird.  Aber  bei  den 
heutigen  Formen  des  Yerkehrs  und  der  an- 
erkannten Herrschaft  des  Verhältnisses  von 
Angebot  und  Nachfrage  über  die  Preisbil- 
dung ist  es  unmöglich,  die  wirklich  straf- 
würdigen Fälle  von  denen  zu  unterscheiden, 
in  denen  der  hohe  Preis  durch  die  beson- 
deren Umstände  des  Falles  gerechtfertigt 
ist.  Selbst  das  oben  hervorgehobene  Kri- 
terium der  wucherischen  Ausbeutung,  dass 
sie  ganz  konkret  gegen  einzelne  Personen 
vorgeht  und  sich  nicht  nach  allgemeinen 
Bedingungen  richtet,  versagt  häufig  bei  der 
Beurteilung  hoher  Preisforderungen  für 
Waren.  Denn  es  kann  sich  um  Gegen- 
stände handeln,  die  in  einem  Laden  über- 
haupt nur  selten  gekauft  werden  und  mit 
grossem  Risiko  der  Entwertung  lange  Zeit 
auf  Lager  gehalten  werden  müssen.  Auch 
ist  zu  berücksichtigen,  dass  neu  auf  den 
Markt  kommende  Gegenstände  anfangs  oft 
einen  bedeutenden  Seltenheitswert  haben, 
der  erst  allmählich  durch  die  zunehmende 
Konkurrenz  herabgedrückt  wird.  Ferner 
fragt  es  sich  auch,  diu-ch  wie  viele  Zwischen- 
händler eine  Ware  gegangen  ist,  bevor  sie 
an  den  letzten  Abnehmer  gelangt.  Eine  be- 
stimmte Beschränkung  der  Geltung  des  Ge- 
setzes auf  solche  Fälle  von  Sachwucher, 
wie  man  sie  bei  den  demselben  vorange- 
gangenen Diskussionen  im  Auge  hatte, 
dürfte  sieh  daher,  wenn  einige  Erfahnuigen 
mit  unhaltbaren  Anklagen  gesammelt  sind, 
als  wünschenswert  erweisen.  Im  übrigen 
aber  besteht  das  Hauptmittel  gegen  den 
SachwHcher  wie  gegen  den  Geldwncher  in 
der  gemeinnützigen  Erleichterung  des  Kre- 
dits für  die  von  diesem  Uebel  bedrohten 
wenig  bemittelten  Klassen. 
Litteratnr;  Molinaeu«,  Tractn»  commerciontm 
H  titiiranim  etc.,  Pari»  1555.  —  Salmasiua, 
De  usvri»  liber,  Lugd.  Bat.  16S9.  —  Derselbe, 
De  modo  usurarum  liber,  ibid.  1639.  —  Der- 
selbe,   De   foenore    trapezitico,    ibid.   1641-   — 


Turgot,  Mimoire»  tur  le  prel  ä  interft  et  lur 
le  commerce  de»  fen,  Pari»  1789.  (Da»  rrrle 
die»er  Gutachten  »lammt  aiit   dem  JcJtre  1769.) 

—  Bentham,   Defence  of  tuury,  London  1787. 

—  V.  Sonnenfels,  Ueber  Wucher  und  M'ucher- 
getetze,  Wien  1789.  —  Derselbe,  Ueber  die 
Aufgabe :  Wai  iet  der  H  «cA«r  und  weichet  »ind 
die  betten  Mittel,  demeelben  ohne  Strafgetetze 
Einhalt  zu  Ihun,  Wien  1789.  —  J'.  A.  OHn~ 
ther,  Veriueh  einer  voUttändigen  Unter»nchung 
aber  Wucher  und  Wuchergeeetze  und  die  Mittel, 
dem  Wucher  ohne  Slrafgeeetze  Einhalt  zu  thun, 
Hamburg  1790.  —  t>.  Keess,  Ueber  die  Auf- 
hebung der  Wuehergetetze,  Wien  1791.  —  O. 
F.  V.  Ptseher,  FreimiUige  Gedanken  über 
Wueher  und  Wuchergeaetze,  Wien  1790.  —  JK. 
Braun  u.  M.  Wtrth,  Die  Zin»wuehergc»etze, 
Mainz  1856.  —  Bi^ ,  Ueber  Zinataxen  und 
Wuchergesetze,  Wien  1859.  —  P,  Reichen- 
»perger,  Gegen  die  Aufhebung  der  ZiTuwueker- 
gaetze,  Berlin  1860.  —  Derselbe,  Die  Zim- 
und  Wucherfrage,  Berlin  1879.  —  Endem^inn, 
Xationalökcnomitclte  Grundlage  der  ka»oni*li- 
»chen  Wirttchajtt-  und  Rechltlehre,  Jahrb.  f. 
Not.  u.  Stat.,  Bd.  I,  S.  S6ff.,  (1S6S).  —  Der- 
selbe, Shtdien  in  der  romaniach-kanonittitchen 
WirttchafU-  und  Rechtslehre  bis  gegen  Ende  de» 
17.  Jahrhundert»,  Bd.  I,  Berlin  1874,  Bd.  11, 
ebd.  1888.  —  iU.  Ifeutnann,  Geschichte  de» 
Wtichers    in  Deutschland   bis  1654,    Halle  1S6S. 

—  Enquete  sur  la  legislation  relaticc  au  taux 
de  l'interet,  Paris  1865.  —  Funk,  Zins  und 
Wucher,  Tübingen  1868.  —  Derselbe,  Ge- 
schichte de»  kirchlichen  Zinsrerbot»,  Tübingen 
1876.  —  Derselbe,  Zur  Geschichte  de»  Wucher- 
»treit»,  Tübingen  1901.  —  J'aques,  Die  Wucher- 
ge»etzgebung  und  da»  Civil-  und  Strafrecht, 
Wien  1867.  —  Graf  Chorinshy,  Der  Wucher 
in  Oesterreich,  Wien  1877.  —  Platter,  Der 
Wucher  in  der  Bukowina,  Jena  1877.  —  L.  v. 
Stein,  Der  Wucher  und  »ein  Recht,   Wien  1^80. 

—  Scivmoller,  Die  öffentlichen  Leihhäuser  im 
Mittelalter,  Jahrb.  f.  Ge».  u.  Vera.  IV,  (1K80), 
S.  87  ff.  —  Bheberg,  Ueber  den  gegenwärtigen 
Stand  der  Wucherfrage,  ebd.  S.  55 ff.  —  Iter- 
selbe,  Die  Wucherfrage  in  Theorie  und  Praxi* 
»eü  1880,  ebd.  VJII,  (1884),  S.  S^^jf.  —  r. 
lAltenthal,  Die  Wuchergetettgebung  in  Deutsch- 
land, Jahrb.  f.  ^'at.  u.  Stat.,  X.  F.  I,  (1880), 
S.  UOff.  —  Derselbe,  Der  Wucher  auf  dem 
Lande,  Zeit»chr.  f.  d.  ges.  Strafrechf»wi»tmseh. 
VIII,  (1888).  —  Fassbender,  Die  Rettung  des 
Bauernstandes  aus  den  Händen  des  Wucher», 
Münster  1886.  Der  )r«fA«r  auf  dem  Lande. 
Berichte  und  Gutachten,  Sehr,  de*  Verein*  für 
Sozialpolitik  XXX ^',  Leipzig  1887.  Verhand- 
lungen der  Generalversammlung  de»  Verein*  für 
Sozialpolitik  v.  S8.  u.  £9.  IX.  1888.  Schrtflen 
XXXVIII,  Leipzig  1889.  —  H.  Blodig.  Der 
Wucher  und  seine  Ge»etzgebung,  Wien  189t.  — 
L.  Caro,  Der  Wttcher.  Eine  »ozialpolitiseke 
Studie,  Leipzig  1898.  —  Henle,  Die  Wucher- 
geaetze  v.  S4.  V.  1880  und  19.  VI.  1S9S,  Mün- 
chen 1898.  —  V.  Belotv,  Art.  Wucher  •■» 
Elster»  Wörterbuch  der  VolkswirUchaft,  Bd.  II, 
S.  916,  Jena  1898.  (S.  auch  die  ArU.  Zin» 
weiter  unten  S.  94I  und  Zinsfus»  im  Mittel- 
alter S.  960).  Lexta. 
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Tonng,  Arthur, 

-ward  am  7.  IX.  1741  zn  London  geboren, 
wurde  ursprünglich  Kaufmann,  wendete  sich  je- 
doch nach  dem  Tode  seines  Vaters  (1?5!>)  land- 
wirtschaftlichen Studien  zn,  äbernahm  IISH  die 
seiner  Mutter  gehörende  Pachtung  in  Bradfield, 
gab  dieselbe  aber  sowie  eine  in  der  Grafschaft 
Essex  später  übernommene  Pachtung  nach  mehr- 
fachen misslungenen  Versuchen  wieder  auf,  um 
für  seine  neuen  landwirtschaftlichen  Pläne  einen 
passenderen  Boden  aufzusuchen.  Er  durchreiste 
zu  diesem  Zwecke  England  und  beschrieb  die 
Eindrücke  seiner  Reise.  Durch  den  Erfolg  seiner 
schriftstellerischen  Arbeiten  ermutigt,  gab  nun 
Young  die  Absicht  einer  selbständigen  Land- 
wirtschaft auf,  verwaltete  einige  Zeit  die  Güter 
des  Lord  Kingsborough,  war  1773  Bericht- 
erstatter der  „Moming  Post",  machte  dann 
grossere  landwirtschaftliche  Reisen  durch  Irland, 
Frankreich,  Spanien  und  Italien  und  wurde  1793 
Sekretär  des  Bureaus  für  Ackerbau  (Board  of 
agricultnre).  Er  starb  am  29.  April  18'2Ü  zn 
London,  nachdem  er  bei  vorgerücktem  Alter 
noch  das  Unglück  gehabt  hatte,  zu  erblinden. 
Arthur  Yonn^  hat  als  landwirt- 
schaftlicher Schriftsteller  Berühmtheit 
erlangt  (Mill  nannte  Young  the  apostle  of  „la 
gnmde  culture")  und  ^ilt  —  insbesondere  in 
seinen  zahlreichen  Reisebeschreibungen 
—  mit  Recht  als  Beobachter  von  seltenem 
Scharfsinn.  Er  war  ein  Gegner  des  physio- 
kratischen  Systems,  jedoch  auch  kein  absoluter 
Anhänger  der  freihändlerischen  Industrietheorie, 
sondern  oft  ein  warmer  Verteidiger  von  Accisen 
und  Schutzzöllen.  Er  verteidigt  z.  B.  mit  Nach- 
druck die  freie  Ausfnhr  des  Getreides  und 
hält  sie  für  den  Landban  unentbehrlich,  be- 
hauptet dagegen  (Political  arith.  I,  S.  262  ff.), 
dass  die  freie  Einfuhr  dem  Interesse  des 
Ackerbaues  entgegengesetzt  sei.  Dieses  Inte- 
resse erfordere  (Xorrmann  s.  u.  S.  119),  das.s  der 
Preis  des  Getreides  nur  allein  durch  das  jähr- 
liche Produkt  oder  die  jedesmal  geemtete 
Qualität  bestimmt  werde.  Der  Preis  müsse  da- 
her bei  schlechten  Ernten  sehr  hoch  sein,  da- 
mit der  Landmann  sich  bei  diesem  von  dem 
Verlust  der  niedrigen  Preise  guter  Jahre  er- 


holen könne.  Der  hohe  Preis,  der  ihn  ent- 
schädigen müsse,  werde  aber  bei  einer  freien 
Einfuhr  durch  die  Menge  des  fremden  Getreides 
zu  sehr  herabgesetzt  Young  verlangt  daher, 
dass  die  Einfuhr  des  letzteren  verboten  werde. 

In  seiner  Preistheorie  vertritt  Young 
die  Ansicht,  dass  billige  Lebensmittel  den  Ar- 
beitspreis erhöhen,  weil  erstere  dem  Arbeiter 
ermöglichen,  die  Arbeit  zurückzuhalten,  dass 
daher  in  einem  fruchtbaren  Lande  Gewerbe  und 
Industrie  nicht  günstig  prosperieren  könnten. 
Er  verlangt  daher  obrigkeitliche  Lebensmittel- 
verteuerung und  Lohnherabsetznng,  um  Eng- 
lands Handel  und  Gewerbe  zu  befördern  (v. 
Schnlze-Gävemitz,  s.  u.,  S.  3,  lOff.i.  Gleich- 
zeitig erblickt  jedoch  Young  in  einer  Steigerung 
der  gewohnbeitsmässigen  Bedürfoisse  der  Ar- 
beiter (des  „Standard  of  Life")  einen  Ansporn 
zn  vermehrter  Arbeit. 

In  Bezug  auf  das  Steuerwesen  befür- 
wortet Young  vor  allem  eine  gerechte  und  er- 
giebige Grundwertsteuer,  verwirft  dieselbe  aber 
als  einzige  Territorialanflage,  im  Gegensatz 
zn  dem  mit  ihm  polemisierenden  Physiokraten 
Schlettwein  (s.  n.).  Er  empfiehlt  eine  Boni- 
tierung  nach  dem  Pachtpreise  t namentlich 
in  England)  als  ein  der  wahren  Ermittelung  des 
Reinertrages  sehr  nahe  kommendes  Verfahren 
(Political  arithmetic  1,  Ch.  2).  Young  betont 
hierbei  oft  die  Wichtigkeit  der  richtigen 
Fixierung  des  Pachtzinses  und  bemerkt, 
dass  zu  niedrige  Pachtschillinge  ebenso  gemein- 
schädlich sind  wie  zn  hohe.  In  demselben  Sinne 
spricht  sich  Young  auch  gegen  zu  hohe 
Löhne  aus,  weil  diese  und  zu  niedrige  Pacht- 
zinsen die  moralischen  Eigenschaften  der  Ar- 
beiter und  Pächter  niederdrücken  und  dieselben 
vom  rationellen  Wirtschaften  ablenken.  Anderer- 
seits ist  Young  in  seiner  Arbeitslohn- 
theorie —  insbesondere  bei  seinen  Vergleichen 
der  englischen  und  französischen  Manufakturen 
—  (Brentano,  s.  u.,  S.  63 1  der  Ansicht,  „dass 
nicbt  der  blosse  wohlfeile  Preis  der  Ar- 
beit die  Manufakturen  begünstigt,  indem  diese 
da  am  meisten  blühen,  wo  der  eigentliche 
Hand  lohn  am  teuersten  ist ;  vielleicht  sind  sie 
eben  deshalb  blühend,  weil  die  Arbeit  an  sich 
in  der  That  da  wohlfeiler  ist,  wo  sie  dem 
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Lohn  nach  am  teuersten  ist.  Die  Güte  der 
Arbeit,  die  Geschicklichkeit  und  Geschwindig- 
keit kommt  dabei  gar  sehr  in  Betrachtung,  und 
diese  muss,  im  ganzen  betrachtet,  viel  von  den 
guten  Umständen  des  Arbeiters  abhängen.  Ist 
er  gut  genährt  und  gekleidet  und  wird  seine 
Leibesbeschaffenheit  leohaft  und  thätig  erhalten, 
so  wird  er  seine  Arbeit  ohne  Vergleich  besser 
verrichten  als  ein  Mann,  der  sich  aus  Armut 
mit  einer  kümmerlichen  Nahrung  behelfen  muss". 

Auch  auf  dem  Gebiete  der  Bevölkerungs- 
theorie war  Young  in  seinen  Ausführungen 
beachtenswert  und  wird  von  Malthus  selbst  als 
einer  seiner  Vorläufer  —  s.  d.  Art.  Bevölke- 
rungslehre und  Bevölkerungspolitik 
oben  Bd.  II  S.  729  —  bezeichnet. 

Die  Hauptschriften  Youngs,  landwirt- 
schaftlich-volkswirtschaftlichen und  politischen 
Inhaltes,  sind  -  chronologisch  aufgeführt  — 
folgende:  The  farmer's  letters  to  the  people  of 
England,   London  1767,  2  vols.  2.  Aufl.  3  Bde 

1769,  3.  Aufl.  4  Bde.  1771.  —  Letters  to  the 
landlords  of  the  Great  Britain,  London  1767.  — 
A  six  week's  tour  throngh  the  southem  counties 
of  England  and  Wales,  London  1767,  2.  Aufl. 
1768,  3.  Aufl.  1769,  4.  Aufl.  1771/72.  —  A  six 
months  tour  trongb  the  north  of  England 
(enthält  auch  die  Youngsche  Bevölkerungs- 
theorie), 4  vols.  with  mauy  plates,  London  1768, 
2.  Aufl.  1769,  3.  Aufl.  177071,  4.  Aufl  1776. 
(Uebersetzang  Paris  1774.)  —  The  expediency 
of  a  free  esportation  of  com  etc.,  London  1769. 
—  Guide  in  hiring  and  stoking  farms,   London 

1770,  2  vols.  —  The  farmer's  tour  throngh  the 
eastem  part  of  England.  4  vols.  London  1770. 
Spätere  Aufl.  1778.  (Deutsch,  Leipzig  1772/75, 
4  Bde.)  —  Rural  economy,  or  Essay  on  the 
practical  parts  of  husbandry,  London  1779,  2. 
ed.  1772  nnd  1773.  —  A  Course  of  Experimen- 
tal  Agriculture,  London  1770.  —  Farmer's 
Calendar,  London  1770  nnd  1771.  —  Proposais 
to  the  legislature  for  numbering  the  people, 
London  1771.  —  Observations  sur  l'etat  actuel 
des  terres  incultes  dans  la  Grande-Bretagne, 
Paris  1773.  —  Political  arithmetic,  containing 
observations  on  the  present  State  of  Great 
Britain,  and  the  principles  of  her  policy  in  the 
encouragement  of  agriculture,  London  1774. 
^Dieses  Hauptwerk  Youngs  ist  in  England 
in  vielen  Auflagen,  femer  in  deutscher  Ueber- 
setzung,  Königsberg  1777,  sowie  von  F.  A. 
Klockenbring,  Gotha  1793,  in  französischer  (von 
Freville),  La  Haye  177Ö  und  Paris  1780  er- 
schienen.) -  Political  arithmetic,  part.  11, 
London  1797.  —  A  tour  in  Ireland  with  general 
observations  on  the  present  State  of  that  kiug- 
dom  made  in  the  1776—  79.  2  vols.,  London 
1739,  2  ed.  1780.  (Deutsch,  Leipzig  1780  und 
im  4.  Bande  der  „Bibliothek  der  neuesten  Reise- 
beschreibnngen",  französisch  von  Ch.  Mi  Hon, 
Paris  1779.)  —  The  question  of  wool  establis- 
hed,  London  1787.  (In  dieser  Schrift  empfiehlt 
Y'oung  als  Erster  die  Einführung  der  Merino 
(montaiis)  in  sein  Vaterland.)  —  Travels  during 
the  years  1787—89,  andertaken  more  particu- 
larly  with  a  view  of  ascertaining  the  cultivation, 
wealth,  resources,  and  national  prosperity  of 
France.  2  vols.  with  a  map,  London  1792,  2. 
ed.  1794.  4".  (Deutsche  üebersetzung  von  E.  A. 
W.  Zimmermann  u.  Sotzmann  mit  An- 
merkungen und   Karte,    Berlin  1793 — 1795,   3 


Bde.,  französische  Uebensetzung  v.  Caseanx, 
Paris  1793,  2  ed.  1794.)  -  The  example  of 
France,  a  waming  to  Britain.  Bnry  St  Edmonds 
1793,  4.  ed.  London  1800  (Deutsch,  Hannover 
1794.)  -  The  Constitution  Safe  withont  Reform, 
London  1795.  —  An  Idea  of  the  present  State 
of  France,  and  on  the  Consequences  of  the 
Events  passing  in  that  Kiugdom,  London  1795, 
2.  ed.  1800.  —  Travels  throngh  France,  Spain 
and  Italy,  London  1795,  2.  ed.  2  vols.  1800. 
(Französisch  von  F.  So  nies,  Paris  1796.)  — 
National  Danger,  and  the  Means  of  Savety: 
containing  a  Plan  for  a  General  Arming  of  Men 
of  Property,  London  1798,  2.  ed.  1800.  —  The 
questiun  of  scarcity  plainly  stated  and  remedies 
considered,  London  1800.  (Mit  Schlu.ssbemerknng 
der  Verlagshandlung  über  Young  und  seine 
Schriften.)  —  An  Inquiry  into  the  State  of  the 
Public  Mind  amongst  the  Lower  Classes,  London 
1800.  —  Recherches  sur  l'utilite  d'appliqaer  les 
terres  en  friche  au  soutien  des  pauvres.  Paris 
IfcOl.  —  Essay  on  the  manures,   London  1804. 

—  On  the  husbandry  of  the  three  celebrated 
farmers,  London  1811.  —  Inquiry  into  the  pro- 
gressive value  of  money  in  England  as  marked 
by  the  price  of  agricultnral  product,  London 
1812.  —  An  inquiry  into  the  rise  of  prices  in 
Europe.  during  the  twenty-five  years  conipared 
with  that  which  has  taken  place  in  England, 
London  1815. 

An  Zeitschriften  gab  Young  heraus: 
„The  universal  Museum*',  London  1759  (^von 
demselben  erschienen  nur  6  Nummern).  — 
„Annais  of  Agriculture  and  other  usefnl  arts", 
London  1784-1804.  45  vols.  vol.  46,  Nr.  1-3. 
(Hiervon  erschienen  3  Bände,  ins  Deutsche  über- 
setzt, Leipzig  1790-1802.) 

Vgl.überA.  Young:  Betham-Edwards, 
The  Autobiog^raphie  of  Arthur  Yonng,  with 
selections  from  his  correspondence,  London  18^7. 

—  Sketch  of  the  life  of  Arthur  Yonng 
secretary  to  the  Board  of  Agriculture.  With  a 
portr.,  Ijoudon  1795.  —  J.  A.  Paris.  Bio- 
graphical  Memoir  of  Arthur  Young  im  18.  Stöcke 
des  „Qnarterly  Journal  of  Science,  Literatnre 
and  the  arts",  London,  Juli  1820.  —  „Arthur 
Young"  in  den  „Zeitgenossen",  Sechster  Band, 
Leipzig  1821.  —  Kirwan,  Irish  Transactions. 

—  Lavergne  (s.  d),  Introduction  s  la  tete 
du  Voyage  in  France,  Paris  1856.  —  Job. 
August  Schlett  wein.  Vollständige  Antwort 
auf  den  Haupteinwurf  des  Herrn  Arthur  Yonng 
in  England  wider  die  einzige  TerritoriaJauflage, 
in  dessen  „Archiv  für  den  Menschen  und  Bürger'', 
Bd.  I,  Leipzig  1780,  S.  353-366.  -  Derselbe, 
Briefe  an  Herrn  Arthur  Young  in  England  über 
die  wichtigsten  Gegenstände  der  politischen 
Arithmetik,  I.— IV.  Brief  in  dessen  „Archiv  für 
den  Menscheu  u.  Bürger",  Bd.  II,  Leipzig  1780, 
S.  516—561;  V.  -VIII.  Brief  im  „Archiv.  Bd. 
III,  Leipzig  1781,  S.  165-  190.  -  Derselbe, 
Arthur  Youngs  Darstellung  des  Vorzugs  grosser 
Landgüter  vor  den  kleinen,  im  „Archiv",  8.  Bd., 
Leipzig  1784,  S.  182—220.  —  S  Fr.  Steven- 
son, Arthur  Young,  „Westminster  Review". 
January  1893.  —  Ingram,  Artikel  „Arthur 
Young"  in  der  „Encyclopaedia  Britannica".  — 
Palgrave,  Dictionary  of  Political  Economy, 
Vol.  III,  London  1899,  p.  687  ff.  -  G.  P.  H. 
Norrmann,  Die  Freiheit  des  Getreidebandeis, 
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Hamburg  1802,  S.  119.  —  Röscher,  System, 
I — IV.  —  Derselbe,  Zur  Geschichte  der 
englischen  Volkswirtschaftslehre,  Leipzig  1851, 
S.  15.  —  Lujo  Brentano,  Arbeitslohn  und 
Arbeitszeit,  Leipzig  1893,  S.63.  —  v.  Schulze- 
Gävernitz,  Der  Grossbetrieb.  Leipzig  1892, 
S.  3,  10,  21,  22.  —  L.  L.  Price,  Political 
Econoniy  in  England,  London  1891,  S.  48,  62. 


—  Baudrillart,  Publicistes  modernes,  2  6d., 
Paris  1873.  —  Annual  biography,  London  1821. 

—  John  Gorton,  General  Biographical  Dic- 
tionary,  VoL  III,  London  1838.  —  Adolf 
Held,  Zwei  Bttcher  zur  sozialen  Geschichte 
Englands,  Leipzig  1881,  S.  7,  324,  570,  579. 

Schmidt. 
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Zachariä  Ton  Lingenthal,  Karl 
Salomo, 

■ward  geboren  am  14.  IX.  1769  zu  Meissen,  be- 
suchte die  dortige  Fürstenschule  und  bezog  1787 
die  Universität  Leipzig,  begab  sich  17^2  auf 
die  üniTersitftt  Heidelberg,  promovierte  1796  in 
Wittenberg  für  philosophische  und  rechtswissen- 
schaftliche Vorlesungen,  wurde  1797  zum  ausser- 
ordentlichen und  1802  zum  ordentlichen  Pro- 
fessor des  Lehnrechts  dortselbst  ernannt.  1807 
folgte  Zachariä  dem  Rufe  als  ordentlicher  Pro- 
fessor nach  Heidelberg.  Hier  verblieb  er  bis 
zu  seinem  am  27.  in.  1843  erfolgten  Tode,  so- 
wohl einen  Ruf  (1816)  nach  Güttingen  wie  einen 
solchen  (1829)  nach  Leipzig  ablehnend.  In  der 
OeffentUchkeit  wirkte  er  femer  als  Abgeord- 
neter der  ersten  und  1825  der  zweiten  badi- 
scheu  Kammer.  Kurz  vor  seinem  Lebensende 
(1842)  wurde  er  mit  dem  Beinamen  „v.  Lingen- 
thal"  in  den  badischen  Adelsstand  erhonen, 
nachdem  ihm  schon  1818  der  Titel  „Geh.  Hof- 
rat"  verliehen  worden  war. 

Zachariä  steht  in  volkswirtschaftlicher  Be- 
ziehung der  Hauptsache  nach  auf  dem  Boden 
der  Adam  Smithschen  Lehre,  im  übrigen  ist 
es  schwer,  seine  Ansichten  einer  bestimmten 
staatswissenschaftlichen  Richtung  einzuordnen. 
Es  ist  ihm  häufig  nachzuweisen,  dass  er  mit 
seinen  eigenen  Ansichten  sich  in  Widerspruch 
stellt,  wenigstens,  dass  er  in  den  Detail-Aus- 
ftthrungen  oft  den  zuerst  aufgestellten  Grund- 
satz derartig  umschreibt,  dass  dieser  sich  bei- 
nahe in  sein  Gegenteil  verwandelt  (z.  B.  in 
seiner  Definition  des  Staatsdienstes,  Vierzig 
Bücher  31 — 35).  Er  leitet  den  Staat  aus  einer 
Rechtspflicht,  aus  dem  Rechtsgcsetze  ab,  trotz- 
dem sucht  er  auch  die  Freiheit  des  Individuums 
aufrecht  zu  erhalten.  Er  beweist  grosse  Furcht 
vor  Uebervölkerung,  trotzdem  hält  er  die  Ueber- 
völkerungstendenz  für  das  stärkste  Mittel,  die 
Menschheit  zu  Enlturfortschritten  anzutreiben 
(Röscher,  Gesch.  931).  Dieses  Schwankende  in 
seinen  sonst  unbestritten  scharfsinnigen,  geist- 
reichen Ausführungen  erkennt  Zachariä  gewisser- 
massen  selbst  an,  indem  er  in  seiner  Autobio- 
graphie (Nachlass  S.  35)  sagt,  dass  es  ihm  oft 
vorkäme,    aia  ob  eine   doppelte   Seele   in   ihm 


lebe.  Nach  Röscher  (932)  besteht  sein 
Hanptverdienst  um  die  Nationalökonomik  darin, 
dass  er  die  volkswirtschaftlichen  Fragen  regel- 
mässig als  Seiten  des  Volkslebens  oder  wenig- 
stens des  Staatslebens  anffasst.  Er  schreibt  der 
Staatswirtschaft  eine  demokratische  Tendenz  zu, 
die  in  der  Mobilisierung  des  Grundeigentums, 
den  Schntzzeilen,  der  gleichen  Abgabenpflicht 
u.  s.  w.  sich  zeige.  Er  tritt  ein  (Kachlass,  37) 
für  die  konstitutionelle  Staatsherrschaft  und  ist 
in  seinen  rechtsgelehrten  Ausführungen  stets 
auf  der  Seite  der  Regierung  und  der  Aristo- 
kratie. Am  eingehendsten  wird  Zachariä  von 
Bluntschli  und  R.  v.  Mohl  charakterisiert 
Ersterer  nennt  seine  Betrachtungsweise  eine 
„nüchtern  verständige,  vielseitig  aufmerksame, 
kalt  erwägende,  bald  diesen,  bald  jenen  Stand- 
punkt wählende"  (Gesch.  596)  und  bemerkt, 
nachdem  er  an  Reichtum  des  Wissens  ihn  über 
Machiavelli  nnd  Montesquieu  (mit  deren  Schriften 
Zachariä  die  seinigen  selber  verglich)  gestellt, 
„dass  in  der  Rüstkammer  Zachariäs  jede  Partei 
für  jede  Meinung  gut  gearbeitete  Waffen  holen 
könne",  v.  Mohl  konstatiert  einerseits  das  oft 
systemlose,  sophistische,  bizzare  in  ZachariSs 
Schriften,  andererseits  aber  die  bewundernswerte 
Klarheit,  grosse  Gelehrsamkeit,  feinste  Geschick- 
lichkeit, kraft  der  Ausführung  u.  s.  w.  Er  schliesst 
seine  Charakteristik  mit  den  Worten:  „Er 
hat  Wenige  seines  Gleichen ;  es  ist  aber  schwer 
I  zu  sagen,  ob  man  dies  mit  Bedauern  oder  mit 
I  Zufriedenheit  sagen  soll.  Ihm  war  es  genug, 
.  ein  ausserordentlicher  Mann  zn  sein  und  dafür 
gehalten  zu  werden ;  es  ist  wohl  das  Beste, 
wenn  auch  andere  einfach  bei  dieser  Meinung 
stehen  bleiben." 

;        Von   den    staatswissenschaftlichen 
j  Schriften  Zachariäs  ist  als  sein  Hauptwerk  zu 
;  bezeichnen:   „Vierzig  Bücher  vom  Staiate." 
Stnttgart  1820 — 32.   —   Zweite  umgearbeitete 
Auflage,  Heidelberg  1839.     Diese  zweite  Aus- 
gabe ist  ungleich  wertvoller  als  die  erste,  weil 
die  erste  Bearbeitung  in  einer  Reibe  weit  aus- 
einander   liegender    Jahre    und    in    einzelnen 
Teilen,  oft  nach  längeren  Unterbrechungen  er- 
,  schienen  ist  nnd  daner  in  ihrem  Inhalte  viel- 
I  fach  die  Spuren  der  Eindrücke  und  Verände- 
!  ruugen  zeigt,  welche  die  fortschreitenden  Er- 
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eig^sse  in  den  Ansichten  eines  denkenden 
Mannes  notwendig  hervorbringen  mussten.  — 
Das  Werk  ist  in  folgende  7  Hauptabschnitte 
eingeteilt:  (Buch  1  6)  Vorschule  der  Staats- 
wissenschaft,  (7 — 13)  Allgemeine  politische  Na- 
turlehre, (15 — 19)  Verfassnngslehre ,  (20 — 26) 
Eegierungslehre,  (27—30)  Völkerrecht,  (31—35) 
Erziehung,  Staatsdienst,  (36—40)  Wirtschafts- 
lehre. Das  Werk  ist  ein  geistiges  Testament 
des  Verfassers,  es  umfasst  die  Ansichten,  Ein- 
drücke und  Forschungsresnltate  seines  ganzen 
Lebens  und  wurde  erst  kurz  vor  seinem  Tode 
von  ihm  abgeschlossen.  Schon  durch  die  un- 
endliche Fülle  des  Stoffes,  durch  die  kaum  „be- 
wältigbare'' (Mohl,  I,  133)  Menge  von  Ideeen 
und  Richtungen  des  Staatslebens,  die  das  Werk 
behandelt,  wird  es  zu  einem  der  bedeutendsten 
staatsnlsseuschaftlichen  Bücher.      „Dies  Werk 

—  sagt  R.  V.  M  0  h  I  (IJ,  528) — ist  ein  schwieriges 
Rätsel,  wie  Zachariä  selbst,  und  eine  grossartige 
Schöpfung,  welche  bis  zum  Uebermas.se  von  Ge- 
danken und  Kenntnissen  strotzt;  für  den  An- 
fönger  vielfach  dunkel;  für  den  ausgebildeten 
Staatsgelehrten  eine  Quelle  reicher  weiterer  Be- 
lehrung; für  den  Meister  des  Faches  eine  eben- 
bürtige Macht." 

Die  übrigen  staatswissenschaft- 
lichen und  recht 8 -Staats wissenschaftlichen 
Schriften  Zachariäs  sind,  chronologisch  aufge- 
führt, folgende:  Etwas  vom  Staatsvertrage, 
Meissen  171)5.  —  Grundlinien  einer  wissen- 
schaftlichen juristischen  Encyklopädie,  Leipzig 
1795.  —  Handbuch  des  Knrsächsischen  Lehn- 
rechtes, Leipzig  1796.  2.  Aufl.  bearbeitet  von 
Weisse  und  Langenn.  Leipzig  1823.  —Die 
Einheit  des  Staates  und  der  Kirche  mit  Rück- 
sicht auf  die  deutsche  Reiehsverfassung,  Leipzig 
1797.  (Das  Buch  enthält  eine  Darstellung  der 
verschiedenen  möglichen  Systeme  über  das  Ver- 
hältnis zwischen  Staat  und  Kirche.)  —  Ueber 
die  evangelische  Brüdergemeinde,  Leipzig  1798. 

—  Historiae  feudornm  iiobilium,  quae  sunt  in 
dominio  Principis  Electoris  Saxoniae,  adum- 
bratio,  Wittenberg  1798.  —  Ueber  die  voll- 
kommenste Staatsverfassung,  Leipzig  1800.  — 
Origines  Oeconomiae  civUis  in  territoriis  Im- 
perii  Germanici  receptae,  Wittenberg  1800.  — 
Geist  der  deutlichen  Territorial  Verfassung,  Leipzig 
1800.  (Gegenschrift :  v.  Epplen,  Ueber  das  Prin- 
cip  der  deutschen  Territorialverfassung,  Frank- 
furt a.  M.  1803).  —  Janus,  Leipzig  1802.  — 
Ueber  die  Erziehung  des  Menschengeschlechts 
durch  den  Staat,  Leipzig  1802.  —  De  conjunc- 
tione,  quae  inter  institutum  feudale  et  hierar- 
chiam  ecciesiae  catbolicae  medio  aevo  inter- 
cessit,  Wittenberg  1802.  —  Anfangsgründe  des 
philosophischen  IMvatrechts.  Nebst  einer  Ein- 
leitung in  die  philosophische  Rechtswissenschaft 
überhaupt,  Leipzig  1804.  —  Juristische  Litte- 
rator,  als  8.  Heft  zum  III.  Teil  von  Wilh. 
Traug.  Krugs  „Versuch  einer  systematischen 
Encyklopädie  der  Wissenschaften",  Leipzig  und 
Züllichan  1804 — 19.  -  Gegen  das  aiissebhes- 
sende  Sitz-  und  Stimmrecht  des  alten  Adels  auf 
den  kursächsischen  Landesversammlungen,  Leip- 
zig 18Cß.  —  Versuch  einer  allgemeinen  Her- 
meneutik des  Rechts,  Meissen  1805.  —  Die 
Wissenschaft  der  Gesetzgebung,   Leipzig  1806. 

—  Das  Staatsrecht  der  rheinischen  Bundes- 
staaten und  das  rheinische  Bundesrecht,  Heidel- 
Iwrg  1810.  —  Entwurf  zu  dem  Gruudvertrage 


des  durch  den  Pariser  Frieden  vom  30.  Mai  1814 
verheissenen  Deutschen  Staatenbundes,  Heidel- 
berg 1814.  —  Der  Schrift  von  K.  Westfalen: 
„Ueber  die  Verpflichtung  zur  Anfrechtbaltung 
der  Handlungen  des  Königreichs  Westfalen"  ist 
S.  29—60  eine  Abhandlung  von  Zachariä  an- 
gehängt: Von  der  Rechtsbeständigkeit  der  Re- 
gierungshandlungen des  Eroberers  in  Beziehung 
auf  das  rechtmässige  Staatsoberhaupt,  welches 
durch  die  Gewalt  der  WaSen  wieder  zur  Aus- 
übung seiner  Herrscherrechte  gelang  ist,  Heidel- 
berg 1816.  —  Denkschrift  über  die  Entschädi- 
gungsansprüche des  Freiherm  v.  Malchus 
(s.  d.)  wegen  des  an  ihn  von  der  Westfälischen 
Regierung  verkauften  und  von  der  Kgl,  Gross- 
britannisch -  Hannoverschen  Regierung  wieder 
eingezogenen  Gutes  Marienrode,  Heidelberg  1819. 
—  Staatswissenschaftliche  Betrachtungen  über 
Ciceros  wiedergefundenes  Werk  vom  Staate, 
Heidelberg  1823.  —  Ueber  die  Ordnung  der 
Regierungsnachfolge  in  das  Herzogtum  Sachsen- 
Gotha  nach  dem  Aussterben  der  jetzt  regieren- 
den H.  Sachs.  Linie  Sachsen-Gotha,  Heidelberg 
1823.  —  Ueber  die  Statistik  der  Strafgerechtig- 
keitsgesetze,  Heidelberg  1828.  —  Ueber  die  An- 
sprüche Bayerns  an  Baden  wegen  der  Graf- 
schaft Sponheim,  Heidelberg  1828.  —  Vollgraffs 
Systeme  der  praktischen  Politik  im  Abendlande, 
Rezension.  Heidelberg  1831. — DieAufhebung,  Ab- 
lösung und  Umwandlungder  Zehnten  nachRechts- 
gmndsätzen  betrachtet,  Heidelberg  1831.  —  Der 
Kampf  des  Grundeigentums  gegen  die  Grund- 
herrlicbkeit,  Heidelberg  1832.  —  Ueber  Euro- 
pas Zukunft,  Heidelberg  1832.  —  Lucius  Cor- 
nelius Sulla,  genannt  der  Glückliche,  als  Ordner 
des  römischen  Freistaates,  2  Abtign.  in  1.  Bd., 
Heidelberg  1834.  —  Abbandlungen  aus  dem  Ge- 
biete der  Staatswirtschaftslehre,  Heidelberg  1835. 
(Be.sonders  interessant  ist  die  sechste  Abhand- 
lung: „Wirtschaftspolitik  oder  das  Büchlein 
vom  Beichwerden",  S.  152—171,  eine  Muster- 
sammlung von  praktischen  guten  Ratschlägen, 
welche  mit  dem  Satze  schliesst:  „Wer  nichts 
hat,  ist  in  mehr  als  einer  Hinsicht  ein  glück- 
licher Mensch.")  —  Rechtsgutachten  über  die 
zwischen  den  fürstlichen  Häusern  Lippe  und 
Schaumburg  -  Lippe  obwaltenden  Streitigkeiten, 
Heidelberg  1835.  —  Die  Souverainetätsrechte 
der  Krone  Württembergs  in  ihrem  Verhält- 
nisse zu  den  standesherrlichen  Eigentums- 
rechten des  fürstlichen  Gesarothauses  Hohen- 
lohe,  Heidelberg  1836.  (Gegenschriften:  Huf- 
nagel, „Vorläufige  Replik",  Stuttgart  1836; 
Wist,  Die  Landesgesetzgebung  von  Württem- 
berg, Ulm  1836 ;  Reischer,  Die  grundherr- 
lichen Rechte  des  württembergischen  Adels.) 
Die  Schrift  behandelt  die  Entschädigung  der 
Gutsherren  für  die  aufgehobenen  leibeigenschaft- 
lichen Leistungen,  die  Beden  und  Fronen.  — 
Biographischer  und  juristischer  Nachlass,  Stutt- 
gart 1843.  —  Ueber  das  Recht  des  Staates, 
Handlungen,  die  bloss  unsittlich  sind,  zu  be- 
strafen (Abhandlung  XI  in  dem  vom  Sohne 
(s.  u.)  herausgegebenen  „Nachlass",  Stuttgart 
und  Tübingen  1843).  — 

In  Zeitschriften  veröffentlichte  K.  S. 
Zachariä  folgende  staatswissenschaft- 
liehe  Abhandlungen :  a)  In  W  e  i  s  s  e  s  „  Museum 
für  die  sächsische  Geschichte",  1795,  Bd.  n, 
S.  15—68:  Ueber  das  ausschliessende  Sitz-  und 
Stimmrecht  des  alten  Adels;  S.  195—223:  His- 
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torische  Bemerkungen  über  die  Steuerfreiheit 
der  Rittergüter;  1796,  Bd.  III,  S.  1:  üeber  den 
Ursprung  des  Kursächsischen  Steuerkollegii,  1802, 
N.  F.  Bd.  ni,  Heft  1,  Nr.  6:  Ueber  die  Ver- 
leihung des  Erhmarschallamtes  der  Enrsachsen. 
—  b)  In  den  „Sächsischen  Provinzialblättern", 
1801,  Bd.  II,  S.  89—109:  üeber  Kursachsens 
auswärtige  politische  Verhältnisse.  —  c)  In 
Weltmanns  „Zeitschrift"  1802,  Bd.  11,  S.  246 
bis  262 :  Ueber  die  neueste  französische  Kirchen- 
verfassun^;  S.  404—414:  Ueber  die  durch  die 
Konstitution  der  italienischen  Republik  auge- 
ordneten Wahlkollegien ;  1804,  Bd.I,  S.  34— 66: 
Geist  der  neuesten  Deutschen  Reichsverfassung ; 
S.  248—251:  Zur  politischen  Teleologie.  —  d) 
In  Winkopps  Zeitschrift  „Der  rheinische 
Bund"  1809,  Jena,  S.  60—70:  Kriminalistische 
Fragmente:  ein  Beitrag  zu  dem  Staatsrechte 
der  Rheinischen  Bundesstaaten.  —  e)  In  Mnr- 
hards  „Allg.  politischen  Annalen",  1823,  Bd. 
IX,  S.  201—248:  Ueber  die  erbliche  Einherr- 
schaft mit  einer  Volksvertretung.  —  f)  In  der 
Ton  i h m  und  Mittermayer  herausgegebenen : 
„Kritischen  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft 
und  Gesetzgebung  des  Auslands",  1829,  Bd.  I, 
S.  1—43:  Vorrede;  1830,  Bd.  II,  S.  69—77: 
Humphreys  Bemerkungen  über  den  dermaligen 
Stand  der  englischen  Gesetze,  welche  das  Eigen- 
tum an  Liegenschaften  betreffen;  S.  227 — 233: 
Beherzigungen  bei  der  Einführung  der  Press- 
freiheit in  der  Schweiz  und  über  gesetzliche 
Bestimmnngen  über  die  Presse;  1832,  Bd.  IV, 
S.  169—184:  Statistik  der  Strafrechtspflege;  S. 
305—377:  Ueber  Europas  Zukunft;  1833,  Bd.  V, 
S.  283—322:  Gesetze  des  britischen  Parlaments 
V.  J.  1832  für  die  Verbesserung  der  Volksver- 
tretung in  England  und  Wales,  in  Schottland 
und  Wand;  1834,  Bd.  VI,  S.  1-60:  Ueber  den 

fegenwärtigen  politischen  Zustand  der  Schweiz ; 
.  273—328:  Armenpflege  in  England;  1836, 
Bd.  Vin,  S.  1—34:  Konstitution  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika;  1839,  Bd. 
XI,  S.  194—229:  Britisches  Gesetz,  durch  wel- 
ches den  im  Auslande  erscheinenden  Druck- 
schriften derselbe  Schutz  gegen  Nachdruck,  wie 
den  im  Inlande  erscheinenden  .  .  .  zugesichert 
wird;  1840,  Bd.  XII,  S.  361—380:  Ueber  das 
Gesetz  des  Staates  New- York  vom  18.  April 
1838,  durch  welches  unter  gewissen  Bedin- 
gungen einem  jeden  Bürger  dieses  Staates  ge- 
stattet wird,  Papiergeld  in  Umlauf  zu  setzen 
oder  eine  Zettelbank  zu  errichten.  —  g)  In 
Pölitzs  (später  auch  Bülaus)  „Jahrbüchern 
der  Geschichte  und  Politik"  1829,  Bd.  I:  Ueber 
das  Cölibat  der  katholischen  Geistlichen;  1830, 
Bd.  II,  S.  193-224  u.  289-326:  Ueber  das 
Schuldenwesen  der  .Staaten  des  heutigen  Europa ; 
1833,  Bd.  II,  S.  1-24:  Rückblick  anf  die  Ver- 
handlungen des  deutschen  Reichstages  von  den 
Jahren  1670,  1671.  Auch  ein  Wort  über  die 
Beschlüsse  des  deut.schen  Bundestages  vom  28. 
Juni  1832;  1834,  Bd.  II,  S.  1—31:  Von  den 
Rechten,  welche  der  Staatsgewalt  in  Beziehung 
auf  Stiftungen  zu  gemeinnützigen  Zwecken 
zustehen;  1837,  Bd.  I,  S.  1—49:  Ueber  die 
deutschen  Zoll-  und  Mautvereine  der  neuesten 
Zeit;  Bd.  II,  S.  385-420:  Die  Nationaleinheit 
der  Deutschen  und  die  deutschen  Universitäten : 
1830.  S.  289—320:  Ueber  die  heutige  Stellung 
der  Hierarchie  der  römisch-katholischen  Kirche 
zum  Staate.  —  h)In  Lipperts  „Annalen  des  I 


Kirchenrechts"  1839,  Heft  4,  S.  95—118:  Der 
Streit  zwischen  Kirche  und  Staat.  —  i)  In 
Weick?  „Annalen  für  Geschichte  und  Politik* 
1834,  Bd.  in,  S.  100—120:  Ein  neuer  Plan  zur 
Tilgung  der  Staatsschnlden.  —  kl  Im  „Ham- 
burger politischen  Journal"  1835,  Bd.  I,  S.  197 
bis  252:  Ueber  den  Bundestagsbeschluss  vom 
30.  Oktober  1834,  Schiedsgericht«  betr.;  1837, 
Bd.  n,  S.  859—877:  Der  englische  Adel  tmd 
das  englische  Volk.  —  1)  In  Reyschers  n. 
Wildas  „Zeitschrift  für  Deutsches  Recht"  1842, 
Bd.  VII,  S.  36-49:  Ueber  den  Ursprung  des 
Lehnrechts.  —  m)  In  Morstadts  „Kational- 
ökonom"  1834,  Bd.  I,  S.  362:  Totalaufhebuni? 
der  Zünfte;  Kampf  des  Grundeigentums  geeen 
die  Grundherrlichkeit.  —  n)  Zahlreiche  Auf- 
sätze und  Rezensionen  in  seiner  „KritLschen 
Zeitschrift  f.  Rechtswissenschaft",  in  den  , Heidel- 
berger Jahrbüchern  der  Litteratur"  u.  s.  w.  — 
Mit  Grossmann  begründete  Zachariä  im  Jahre 
1796  (Leipzig)  das  „Journal  für  Philosophie*, 
mit  Brauer  die  „Jahrbücher  der  Gesetzgebung 
und  Rechtswissenschaft  des  Grossh.  Badens", 
Heidelberg  1813 ;  von  beiden  Zeitschriften  erschien 
jedoch  nur  1  Stück,  resp.  1  Band.  Femer  sab 
Zachariä  allein  heraus:  .Annalen  der  Ge.setzge- 
bung  und  der  Rechtswissenschaft  in  den  Ländern 
des  Churfürsten  v.  Sachsen",  Leipzig  1808  n.  1807. 
In  dem  handschriftlichen  Nachlasse 
Zachariäs  befanden  sich  folgende  dmckfertige 
Manuskripte  Staat 8  wissenschafti ichenln- 
halts :  Anfangsgründe  des  philosophischen  Staats- 
rechts, 1807,  in  126  §§.  —  Geist  der  französi- 
schen Staatsverfa-ssung.  Mit  Rücksicht  auf  die 
Verfassungen  der  rheinischen  Bundesstaaten, 
1809.  —  Des  Cajus  Cornelius  Tacitus  Abhand- 
lung von  der  Lage,  den  Sitten  und  den  Völker- 
schaften Germaniens.  Uebersetzt,  mit  Anmer- 
ktingen  und  mit  der  Urschrift,  1817.  — 

Vgl.  über  Kar]  Salomo  Zachariä,  ins- 
besondere in  Staats  wissenschaftlicher  Beziehung: 
Biographischer  und  juristischer 
N  a  c  h  1  a  8  s.  Herausgegeben  von  dessen  Sohne 
Dr.  K.  E.  Zachariä  v.  Lingenthal.  Stuttgart 
und  Tübingen  1843.  —  Neuer  Nekr o  1  o e 
der  Deutschen,  Jahrg.  1843,  l.  T..  S.  24o 
bis  351,  Weimar  1845.  —  Bluntschli,  Ge- 
schichte des  Allgemeinen  Staatsrechts  und  der 
Politik,  2.  Aufl.,  München  1867,  S.  596—602.  - 
Derselbe  in  seinen  D.  Staats.- W.,  Bd.  XII, 
S.  261.  —  R.  V.  Mohl ,  Gesch  u.  Litt.  d.  St«atw., 
Bd.  II,  Eriangen  1856,  S.  512:  Biographie  und 
eingehende  Charakteristik  von  Zachariä.  — 
Derselbe,  Bd.  I,  S.  131;  Bd  IIL  S.  394.  — 
Derselbe,  Encyklopädie  der  Staats w.,  2.  Anfl, 
Tübingen  1872.  —  William  Fischer  in  der 
„Deutschen  Biographie",  Bd.  44,  Leipzig  1898. 
—  H.  Rehm,  Die  rechtliche  Natur  des  Staats- 
dienstes, Kapitel  V:  Karl  Salomo  Zachariä, 
„Annalen  des  Deutschen  Reichs",  München  1884, 
S.  662.  —  V.  Weech,  Badische  Biographieen 
II,  524,  Heidelberg  1875.  —  Kaut z,  Theorie  n. 
Gesch.  d.  Nationalökonomik,  Bd.  I,  Wien  1858. 
Bd.  II,  Wien  186L  —  Röscher,  Gesch.  d.  N. 
0.,  München  1874,  S.  909,  930.  —  Derselbe, 
Syst  I,  III  u.  IV.  —  Wagen  er,  Staats-  n. 
Gesellschafts-Lexikon,  Bd.  XXII,  S.  591  — 
Buss,  Gesch.  d.  Staatsw.,  Freibui^  1839.  S. 
MDCIL  —  Schmidthenner,  Zwölf  Bücher 
vom  Staate,  Bd.  I,  2.  Aufl.,   Giessen  1839,  S. 
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153,  154,  162,  165.  —  Brecher,  Karl  SaloiJio 
Zachariä  in  der  „Revue  bist,  de  droit  fran?. 
et  etrang.''  Tome  XIV  et  XV.  —  Orsier,  Vie 
et  travanx  de  Zacliariae  d'apr^s  des  documents 
inedita,  Paris  1869.  —  Morstadt,  Ueber  Za- 
chariiis  Paradoxon,  dass  die  Scbntzzülle  eine 
demokratische  Tendenz  haben.  (Mosers  „Xa- 
tionalökonom"  Bd.  III,  Mannheim  1836,  S.  81  ff.) 

—  Hantz,  Geschichte  der  Universität  Heidel- 
berff,  Bd.  I,  Mannheim  1864,  S.  120,  122,  180. 

—  Nekrolog  im  Jahrbuch  der  Litteratnr,  1844. 

—  V.  Andlaw,  Mein  Tagebuch,  Bd.  I,  Frank- 
furt a.  M.  1862,  S.  69. 

Schmidt 


I  dass  Macchiavelli  im  Grunde  seines  Herzens  ein 

I  Republikaner  gewesen  und  geblieben  und  daher 

unfähig  gewesen  sei,  der  Dnrchfühmng  eines 

;  solchen  Attentats  auf  VölkergJück  und  Völker- 

1  freiheit  sein  staatsraännisches  Genie  zu  leihen. 

I  Zambelli    lässt    es  dabei    nicht  bewenden ,    er 

nnternimmt  es  anch,  das  Geschlecht  der  Borgia 

j  in  einem  tugendhafteren  Lichte  erscheinen  zu 

lassen  als  in  den  Darstelinngen  der  italienischen 

Historiker.     An  Cäsar  Borgia  war  wenig  rein 

zn  waschen,  desto  mehr  an  Lncrezia,  und  die 

Forschungen  neuerer  Geschichtsschreiber  n.  a. 

von  Gregorovius  haben  bewiesen,  dass  Zambelli 

der  erste  gewesen  ist,  der  es  gewagt  hat,  den 

Kot,  welchen  schmähliche  Verdächtigungen  auf 

die  Fraueneiire  Lucrezia  Borgias  geworfen,  zn 

beseitigen. 


Zambelli,  Andrea, 


geb.  1790  zn  Lonato,  in  dem  gleichnamigen 
Kreise  der  italienischen  Provinz  Brescia,  gest.  I 
in  Pavia  im  September  1862,  als  Präsident  des  i 
Instituts  der  Wissenschaften  in  Mailand  (seit 
184Ö),  studierte  in  Pavia  und  Bologna,  erhielt 
1825  die  Professur  der  Geschichte  nud  an  Stelle 
dieser  18-8  die  Professur  der  Staatswissenschaf- 
ten an  der  Universität  Pavia. 

Zambelli    veröffentlichte   von   staatswissen- 
sohaftlicben   Si-hriften  in   Buchform:    Delle  I 
differenze  politice  fra  i  popoli  autichi  ed  i  mo- 
demi.    I.  La  gnerra,  2  Bde.,  Mailand  1839.  — 
Sul  libro  del  Principe,  Florenz  1857. 

Die  Politik  Macchiavellis ,  weil  einen  ein- 
heitlichen Charakter  entbehrend,  ist  von  den 
wenigsten  seiner  Kommentatoren  auf  ihre  rich- 
tige Grundlage,  die  in  den  sittlichen  Fehlern 
nnd  Mängeln  des  Menschen  zu  suchen  sind, 
enrückgeführt  worden;  in  seinen  „Discorsi"  er- 
wärmt sich  Macchiavelli  für  die  Kräftigung  der 
Republik,  in  seinem  „Principe"'  tritt  er  für  die 
Monarchie  ein.  Die  in  dem  ..Principe*  domi- 
nierende Rabulistik  entspricht  derjenigen  Zweck- 
mässigkeits-  und  Utilitätstheorie,  welche  sich 
als  Attribut  der  absoluten  Herrschergewalt 
souverän  Über  die  Satzungen  der  Moral  hinweg- 
setzt. Die  „Discorsi"  haben  ein  unverdorbenes, 
mit  repubUkauischen  Tugenden  au.sgestattetes 
Volk,  der  „Principe •*  hat  ein  sittlich  verwahr- 
lostes Geschlecht  nnd  Gemeinwesen  zur  Voraus- 
setzung. Worin  zeigt  nun  Macchiavelli  sein 
wahres  Gesieht,  in  den  Disknrseu  oder  in  dem  ' 
Fürsten,  und  ist  die  letztere  Schrift  nicht  viel-  i 
leicht  nur  eine  beissende  Satire  auf  den  frevel-  j 
haften  Missbrauch  der  Herrschergewalt?  Unter, 
den  Kommentatoren  Macchiavellis  war  Zambelli ' 
der  erste,  welcher  in  „sul  libro  del  Principe"'  den  i 
Versuch  machte,  seinem  grossen  Landsmann  den  , 
Plan  zu  imputieren,  Mittelualien  durch  Aufhebung  ; 
der  zahlreichen  Duudezfürstlichkeiten  zu  ceu- 
tralisieren  und  diesen  geeinten  Staatenkomplex  I 
anter  den  Hut  eines  thatkräftigen  Herrschers : 
zu  bringen,  der  das  Wohl  der  Unterthanen  dem  i 
Triumph  des  Staatigedankens  aufopferte.  Das  i 
Ideal  eines  solchen  mit  rücksichtsloser  Gewalt, ' 
Grausamkeit  nnd  Blutgier  seine  Zwecke  ver- ' 
folgenden  Usurpators  soll  nach  Zampelli  sich  ] 
für  MacchiavelÜ  in  Cäsar  Borgia  verkörpert  \ 
haben.  Es  ist  nicht  zu  behaupten ,  dass  Zam- , 
bellis  scharfsinnige  Beweisführimg  es  vermocht  j 
hat,  die  allgemeine  Ueberzeugnng  zu  erschüttern,  | 


Vgl.  über  Zambelli:  v.  Mohl,  Geschichte 
nnd  Litteratnr  der  S taats Wissenschaften ,  Bd. 
m,  Erlangen  ISitS,  S.  585  86.  -  Biographie 
universelle  ancieune  et  moderne,  Bd.  XLV,  Paris 
186.^,  S.  356  — Gregorovius,  Lucrezia  Borgia, 
3.  Aufl.,  2  Bde.,  Stuttgart  1871. 

Lippert. 


Zehnten 

s.  Kirchliche  Abgaben  oben  Bd.  V 

S.  81ff.  und  Bauernbefreiung  oben 

Bd.  II  S.  348  ff. 


Zeitgeschäfte 


s.  Börsenrecht  nnd   Börsenwcsen 

(Borsengeschäftp)  oben  Bd.  II,  insbesondere 

S.  1000  ft.  und  S.  1034  ff. 


Zeitungen,  Zeitungswesen,  Zeitungs- 
anzeigen. 

1.  Einleitung.  2.  Begriff  und  Geschichte 
des  Zeitungsweseus.  a)  Deutschland  und  Oester- 
reich.  b)  England,  c)  Frankreich.  3.  Arten, 
Inhalt  nnd  Verbreitung  der  Zeitungen  und  Zeit- 
schriften. —  Zeitungsanzeigen.  4.  Zeitungs- 
wesen und  Post.  5.  Bedeutung  der  Zeitungen 
tmd  Zeitungsanzeigen. 

J.  Einleitung.  Xach  einem  zum  ge- 
flügelten Worte  gewordenen  Ausspruch  Napo- 
leons I.  wird  die  „Presse"  nicht  ganz  mit  Un- 
recht als  die  sechste  loder  jetzt  siebente)  Gross- 
macht Europas  bezeichnet. 

Das  Wort  „Presse"  hat  in  diesem  Zusammen- 
hange eine  ganz  enge,  eigentümliche  Bedeutung, 
die  von  dem  ursprünglich  mit  diesem  Worte 
verbundenen  Sinne  sich  bereits  sehr  weit  ent- 
fernt hat.  Ursprünglich  ein  Werkzeug,  mittelst 
dessen  man  beliebige  Gegenstände  stark  tmd 
schnell  zusammendrücken  kann,  in  welcher  Be- 
deutung das  Wort  auch  heute  noch  gebraucht 
wird  (Stempel-,  Präge-,  Oel-,  Weinpressen),  hat 
die  „Presse"  wegen  ihres  vorwiegenden  und 
wichtigsten  Gebrauchs  in  dem  Buchiruckerei- 
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gewerbe  diesem  den  Namen  gegeben,  indem 
man  das  letztere  auch  als  „Pressgewerbe" 
schlechthin  bezeichnet.     (S.  den  Art.  Press- 

fewerbe  und  Pressrecht  oben  Bd.  VI 
.  231  ff.)  Auf  diesem  Wege  weitergebend  ist 
sodann  der  Ausdruck  „Presse"  im  engeren  und 
landläufigen  Sinne  die  Bezeichnung  für  dasjenige 
Erzeugnis  der  Buchdruckerkunst  geworden, 
welches  heutzutage  als  das  wichtigste  und  ein- 
flussreichste gilt,  nämlich  die  „Zeitung". 

Auch  dieses  Wort  wird  in  einer  ihm  ur- 
sprünglich fremden  Bedeutung  gebraucht:  wie 
in  dem  Ausdruck  „Presse"  das  Werkzeug  die 
Bezeichnung  für  eins  seiner  vornehmsten  und 
wichtigsten  Erzengnisse  geworden,  so  hat  in 
dem  Worte  „Zeitung"  die  ursprüngliche  und 
auch  heute  noch  hauptsächlichste  Aufgabe  eines 
bestimmten  Druckerzeugnisses,  der  Träger  und 
Verbreiter  von  „Zeitungen",  d.  i.  von  „Zeit- 
ereignissen", „Neuigkeiten"  zu  sein,  diesem  Er- 
zeugnisse seihst  den  Namen  gegeben.  Hier  hat 
also  umgekehrt  das  Werkzeug,  mittelst  dessen 
„Zeitungen",  d.  i.  Begebenheiten  verbreitet 
werden,  also  das  in  bestimmter  Weise  bedruckte 
Papier,  seinen  Namen  von  seinem  „Hauptinhalte", 
von  demjenigen  Zweck  erhalten,  dem  es  haupt- 
sächlich und  vor  allem  zu  dienen  bestimmt  ist, 
den  „Zeitbegebenheiten". 

„Presse"  und  „Zeitung"  unterscheiden  sich 
aber  nicht  bloss  durch  ihre  urs])rüngliche  Be- 
deutung; auch  heute  werden  diese  Ausdrücke, 
obwohl  in  ungenauer  Darstellung  vielfach 
promiscue  gebraucht,  doch  scharf  voneinander 
geschieden:  das  Wort  „Presse"  umfasst  im 
weiteren  und  eigentlichen  Sinne  die  gesamte 
Thätigkeit  des  Bnchdruckereigewerbes  und 
dessen  Erzeugnisse;  die  Zeitung  ist  nur  eins 
von  den  vielen  Erzeugui.ssen  der  „Presse",  also 
ein  Teil  derselben,  d.  h.  das  Wort  „Presse"  ist 
der  Gattungsbegriff,  der  Ausdruck  „Zeitung" 
ein  Artbegiiff.  Aber  auch  dann,  wenn  man, 
wie  dies  vielfach  geschieht,  das  Wort  „Presse" 
in  einem  engeren  Sinne  gebraucht,  indem  man 
dabei  lediglich  das  Zeitungs  wesen  im  Auge 
hat,  hält  man  doch  daran  fest,  dass  die  „Presse" 
ein  Gattnngs-,   die  Zeitung  ein  Artbegriff  ist. 

So  spricht  man  von  der  offiziö.sen  oder  offi- 
ziellen „Presse"  eines  Landes,  als  einer  be- 
stimmten Gattung  im  Gegensatz  zu  den  ein- 
zelnen Arten  der  „offiziösen  Zeitungen";  man 
warnt  vor  der  „schlechten"  Presse,  empfiehlt 
die  „Parteipresse",  lobt  oder  tadelt  die  einzelnen 
„Zeitungen". 

Aber  es  hat  sich  noch  ein  anderer  Unter- 
schied herausgebildet,  der  freilich  mehr  äniser- 
licher  Natur  ist;  unter  dem  Ausdrucke  „perio- 
dische Presse"  begreift  man  sowohl  „Zeitungen", 
wie  „Zeitschriften",  so  dass  also  auch  in  diesem 
Sinne  das  Wort  „Presse"  eine  weitere  Bedeu- 
tung hat  als  das  Wort  „Zeitung".  Da  aber 
einerseits  ein  ganz  fester  Sprachgebrauch  in 
dieser  Hinsicht  nicht  existiert  —  so  behandelt 
Wuttke  in  seinem  Bnche:  „Die  deutschen  Zeit- 
schriften und  die  Entstehung  der  öffentlichen 
Meinung"  vorwiegend  die  „Zeitungen" — ,  anderer- 
seits manche  „Zeitschriften"  inhaltlich  sich  in 
nichts  von  den  „Zeitungen"  unterscheiden,  so 
wird  in  der  folgenden  DarsteUung  des  „Zeitungs- 
wesens" auch  der  „Zeitschriften"  um  so  mehr 
gedacht  werden  müssen,  als  auch  gesetzlich  die 


letzteren  den  Zeitungen  durchweg  gleichgestellt 
sind. 

2.  Begriff  nnd  Geschichte   des  Zei- 

tongswesens.  Zeitting  (gazette  [jonmal], 
newspaper  (journalj,  gazzetta  Jmornale],  ga- 
zeta  |tidende|)  im  modernen  Smne  ist  eine 
innerhalb  bestimmter  Zeiträume  —  wenn 
auch  in  wnregelmässigen  Fristen  —  in  ein- 
zelnen Blättern  wiederkehrend  erschei- 
nende zur  Mitteilung  und  Verbreitung  unto* 
das  Publikum  (d.  h.  an  einen  individuell  un- 
begrenzten Personenkreis)  bestimmte  Druck- 
schrift, welche  Nachrichten  über  politische 
oder  sonstige  das  Publikum  als  solches  in- 
teressierende Tagesbegebenheiten  oder  -an- 
gelegenheiten  enthält  und  nicht  bestimmt 
ist,  ein  abgeschlossenes  Werk  zu  bilden. 
Einer  Druckschrift  steht  jede  andere 
auf  chemischem  oder  mechanischem  Wege 
bewirkte  Vervielfältigung  von  Schriften  oder 
bildlichen  Darstellungen  gleich,  wie  z.  B. 
die  sogenannten  lithographierten  Korrespon- 
denzen. Die  Zeitschrift  unterscheide 
sich  nur  dadurch  von  der  Zeitung,  dass  sie 
in  Heften  erscheint.  Zeitungen  und  Zeit- 
schriften fasst  man  unter  dem  Begriffe 
»periodische  Presse«  zusammen;  im  Sinne 
des  deutschen  Pressgesetzes  vom  7.  Juni 
1874  bilden  jedoch  nur  solche  Zeitungen  imd 
Zeitschriften  einen  Teil  der  periodischen 
Presse,  welche  mindestens  in  monatlichen 
(oder  kürzeren)  Fristen  erscheinen. 

Gemäss  vorstehender  Begriffsbestimmnng 
können  weder  die  acta  senatus  noch  die  art» 
diurna  populi  Romani,  Veröffentlichungen  kurier 
!  Protokolle  über  die  Senatsverhandlungen  bezw. 
]  über  die  Verhandinngen  nnd  Beschlüsse  der 
'  Volksversammlungen,  denen  sich  mitunter  kurze 
Berichte  über  andere  wichtige  Begebenheiten 
(in  der  Kaiserzeit  insbesondere  sogenannt«  Hof- 
nachrichten) anreihten  —  Einrichtungen,  deren 
Schöpfung  auf  Julius  Cäsar  zurückgeführt  wird, 
—  als  eigentliche  Vorläufer  des  heutigen  Zei- 
tnngswesens  gelten ;  dies  schon  deshalb  nirJit, 
weil  die  Vervielfältigung  dieser  auf  öffenthch 
ausgestellten  Tafeln  erfolgenden  Bekannt- 
machungen nicht  auf  mechanischem  Wege  be- 
wirkt wurde,  sondern  auf  dem  der  Privatkorre- 
spondenz. Abgesehen  davon  ist  uns  aber  ancli 
von  ihrem  Inhalte  viel  zu  wenig  bekannt,  als 
dass  sich  eine  Parallele  mit  den  heutigen  Zd- 
tungen  ziehen  liesse.  Die  Chinesen  sollen  zwar 
bereits  seit  dem  Jahre  1366  n.  Chr.  eine  noch 
jetzt  existierende  gedruckte  Staatszeitnng  Sin- 
Pao  besessen  haben ;  mag  dies  auch  richtig  sein, 
so  hat  doch  diese  Zeitung  schon  wegen  der 
früheren  gänzlichen  Abgeschlossenheit  Chinas 
dem  heutigen  europäischen  Zeitungswesen  sicher- 
lich nicht  als  Vorbild  gedient. 

8)  Deutschland  und  Oesterreich.  Wenn 
wir  von  den  Vorläufern  des  modernen  Zeitongs- 
wesens,  als  welche  sich  frühestens  seit  dem 
Beginne  des  15.  Jahrhunderts  regelmfi.'sige 
gegenseitige  briefliche  Mitteilungen  befreundeter 
Städte,  sodann  sogenannte  „geschriebene  Zei- 
tungen" (notizie  scritte),  d.  h.  schriftliche  Zn- 
sammenstellungen von    Neuigkeiten,    in    mehr 
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«der  weniger  regelmässiger  Wiederkehr,  „Re- 
lationen" („Newe  Zeitung",  „news"),  das  sind 
•„fliegende  BlStter",  welche  einzelne  wichtige 
Zeitoegebenheiten  je  nach  Gelegenheit  dnrch 
den  Druck  verbreiten,  „Kalender"  und  „Mess- 
kataloge", „Postrenter",  „relationes  semestrales" 
«der  „Messrelationen"  sowie  „periodische  Sammel- 
■werke"  finden,  hier  absehen,  somuss  Deutsch- 
land unstreitig  als  dasjenige  Land  bezeichnet 
werden,  auf  welches  ebenso  wie  die  Erfindung 
der  Bnchdmckerkunst  auch  der  Ursprung  des 
enro^iischen  Zeitungswesens  zurück  zuführen  ist. 

Die  älteste  Zeitung  im  modernen  Sinne  ist, 
soviel  bis  jetzt  bekannt,  bereits  einige  Jahre  vor 
1609  —  aus  diesem  jEihre  stammt  das  älteste 
■noch  jetzt  vorhandene  Exemplar  —  in  Strass- 
lurg  allwöchentlich  erschienen  und  von  Jo- 
hann Carolus  herausgegeben;  um  dieselbe  Zeit 
ist  auch,  wie  Ennen  (a.  a.  0.  S.  23)  berichtet, 
in  Köln  bereits  eine  regelmässig  jede  Woche 
erscheinende  Zeitung  vorhanden  gewesen;  im 
Jahre  1615  folgte  Egenolph  Emmel  in  Frank- 
furt a.  M.  mit  der  Heransgabe  einer  wöchent- 
lich erscheinenden  Zeitung,  welche  aber  schon 
bald  durch  die  zuerst  1617  erschienene  und 
von  Johann  von  den  Birghden  ins  Leben  ge- 
rufene „Frankfurter  Oberpostamtszeitung"  ver- 
drängt wurde.  Von  der  im  Jahre  1651  in 
Köln  erschienenen  „Ordinarie  Wöchentliche 
Dinstags-Postzeitungen"  sind  noch  jetzt  Exem- 
plare vorhanden;  daneben  erschien  in  Köln 
seit  dem  Jahre  1640  eine  Zeitung  in  lateinischer 
und  seit  1682  auch  eine  solche  m  französischer 
Sprache.  —  Bereits  am  1.  Januar  1660  finden 
■wir  die  noch  heute  existierende  „Leipziger  Zei- 
tung" —  zugleich  das  erste  Beispiel  eines  offi- 
liellen  oder  mindestens  offiziösen  Organs  —  als 
.  «in  zunächst  6  mal  und  vom  29.  April  1660 
7  mal  wöchentlich  erscheinendes  Tageblatt.  — 
In  Oesterreicb  finden  sich  zwar  auch  bereits 
seit  dem  Jahre  1615  Wochenblätter,  die  aber 
meist  lediglich  Nachdrucke  deutscher  Zeitungen 
enthalten.  Erst  im  Jahre  1671  tauchte  eine 
österreichische  Originalzeitung  in  deutscher 
Sprache,  das  „Wiener  Blättl",  auf;  die  erste  in 
nng:arischer  Sprache  erschienene  Zeitung 
datiert  gar  erst  vom  Jahre  1780. 

Die  erste  Zeitschrift,  welche  innerhalb  des 
jetzigen  Deutschen  Reichs  herausgegeben  wurde, 
die  Leipziger  Acta  Eruditorum,  eine  Nach- 
bildung des  in  Frankreich  seit  dem  Jahre  1665 
erschienenen  Jonmal  des  Savants,  erschien  1682 
in  lateinischer  Sprache,  während  in  Oesterreich 
eine  Zeitschrift  und  zwar  „belletristischen"  In- 
halts, erst  im  Jahre  1720  unter  dem  Titel 
^Das  merkwürdige  Wien"  das  Licht  der  Welt 
erblickte. 

Die  weitere  Ausdehnung  des  Zeitungswesens 
machte  verhältnismässig  langsame  Fortschritte ; 
hieran  trug  wohl  die  lästige  Censur  —  darüber 
siehe  das  Nähere  in  dem  Art.  Pressgewerbe 
■und  Pressrecht  oben  Bd.  VI  S.  232ff.  — 
««■wie  der  Mangel  einer  Beteiligung  des  ge- 
samten Volkes  an  dem  politischen  Leben  die 
Hauptschuld. 

Daneben  war  aber  das  Zeitnngswesen  durch 
«ine  Reihe  von  weiteren  Fesseln  eingeengt,  die 
seiner  Entwickelung  im  Wege  standen:  traten 
schon  die  ■vielfachen  finanziellen  Lasten,  so  z.  6. 
■die  Erle^ng  hoher  Kautionen  seitens  der  Ver- 
ieg'er,  die  Zahlung  von  Zeitungsstempeln  und 


die  Erhebung  einer  Inseraten-(Anzeigen)steuer 
in  einzelnen  deutschen  Staaten  der  Ausdehnung 
und  Vermehrung  der  Zeitungen  hemmend  en^ 
gegen,  so  ■wirkte  fast  noch  verderblicher  der 
Umstand,  dass  die  für  ein  Zeitnngsuntemehmen 
erforderliche  Konzession  nicht  bloss  beliebig  ver- 
liehen, sondern  auch  willkürlich  entzogen  wer- 
den konnte  und  dass  die  Verwaltung  es  in  der 
Hand  hatte,  durch  Entziehung  des  Postdebits 
—  s.  darüber  unten  sub  4  —  die  ökonomische 
Existenz  jeder  Zeitung  zu  vernichten. 

Erst  mit  und  nach  den  Ereignissen  des 
Jahres  1848,  welche  zunächst  alle  oben  ge- 
schilderten Fesseln  der  Presse  gänzlich  be- 
seitigten, brach  sich  ein  gewaltiger  Aufsch^wung 
im  Zeitnngswesen  Bahn :  statt  aller  statistischen 
Angaben  möge  dies  durch  die  Mitteilung  der 
Thatsache  beleuchtet  werden,  dass  das  Ak)nne- 
ment  der  schon  damals  dnrch  ihre  Bedeutung 
hiervorragenden  „Kölnischen  Zeitung",  welches 
Ende  Februar  1848  sich  auf  9500  Exemplare 
belief,  bereits  bis  zum  April  desselben  Jahres 
auf  17400  Exemplare  anwuchs.  Für  Oesterreich 
kann  man  die  mächtige  Entwickelung  der  Presse 
seit  1848  sogar  an  der  Hand  der  Statistik  nach- 
weisen: während  im  Jahre  1847  die  im  Reichs- 
rat  vertretenen  Länder  nur  79  periodische 
Blätter  aufzuweisen  hatten,  stieg  diese  Zahl  in 
dem  einen  Jahre  1848  auf  388! 

Die  unbeschränkte  Pressfreiheit  wurde  in 
den  nachfolgenden  Jahren  der  sogenannten 
Reaktion  wieder  erheblich  eingeengt,  was  sich 
sofort  in  der  Entwickelung  des  Zeitungswesens 
geltend  machte.  So  führte  das  prenssische 
Pressgesetz  vom  12.  Mai  1851  die  Konzessions- 
und Kautionspflicht  der  Zeitungsuntemebmer 
ein  und  das  G.  v.  2.  Juni  18.Ö2  brachte  eine 
ganz  empfindliche  Erhöhung  der  in  dem  all- 
gemeinen Stempelgesetz  vom  7.  März  1822  vor- 
gesehenen Zeitungsstempelsteuer.  Das  eine  Bei- 
spiel der  Kölnischen  Zeitung,  deren  Abonnenten- 
zahl im  Jahre  1852  (von  17400  im  Jahre  1848) 
auf  9000  herabsank,  zeigt  wieder  recht  deutlich 
die  Einwirkung  dieser  Gesetzgebung  auf  die 
Entwickelung  des  Zeitungswesens. 

Erst  mit  dem  R.Pr.G.  v.  7.  Juni  1874  wurde 
im  Deutschen  Reiche  vollständige  Pressfreiheit 
eingeführt,  insbesondere  die  Konzessions-  und 
Kautionspflicht  sowie  überhaupt  die  Möglichkeit 
einer  Unterdrückung  von  inländischen  Zeitungen 
im  administrativen  oder  gerichtlichen  Wege  oe- 
seitigt ;  gleichzeitig  verbot  der  §  30  des  Reichs- 
pressgesetzes jegliche  besondere  Besteuerung 
der  Presse  und  ihrer  Erzeugnisse,  womit  Zeitnngs- 
stempel,  Inseratenstenem  u.  dgl.  ohne  weiteres 
in  Wegfall  kamen.  Auch  hier  spiegeln  sich  die 
Folgen  der  Gesetzgebung  in  den  statistischen 
Daten  über  die  Entwickelung  des  Zeitungs- 
wesens wieder :  im  Jahre  1873,  also  unmittelbar 
vor  Beseitigung  der  den  Zeitungen  auferlegten 
Schranken,  betrug  deren  im  deutschen  Reichs- 
gebiete erscheinende  (in  die  Postzeitungsliste 
aufgenommene)  Gesamtzahl  3241;  binnen  10 
Jahren  hat  sich  diese  Zahl  fast  verdoppelt,  in- 
dem sie  sich  im  Jahre  1883  auf  5922  Zeitungen 
belief. 

In  Oesterreich  zeitigten  die  gleichen 
Ursachen  die  gleichen  Wirkungen ;  auch  hier  ist 
das  Zeitungswesen  ein  getreues  Spiegelbild  der 
Pressgesetzgebung. 

Schon  durch  die  beiden  auf  die  Presse  be- 
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zttglichen  GG.  t.  13.  und  14.  März  1849  wurde 
die  völlige  Pressfreiheit  des  Jahres  1848  erheb- 
lich eingeengt,  indem  diese  u.  a.  insbesondere 
das  erst  darch  das  G.  t.  9.  Juli  1894  beseitigte 
Eautionssystem  einführten ;  mit  der  Einführung 
des  sogenannten  „Verwamungssystems"  durch 
die  V.  V.  6.  Juli  1851,  welche  die  Unterdrückung 
„missliebiger"  Zeitungen  im  Verwaltungswege 
nach  Toraufgegangener  zweimaliger  Verwarnung 
zuliess,  waren  der  periodischen  Presse  weitere 
Fesseln  auferlegt,  die  durch  Wiedereinführung 
der  Konzessionspflicht  mittelst  der  Pressordnung 
vom  27.  Mai  1852  noch  vermehrt  wurden.  Da- 
zu kamen  die  finanziellen  Lasten,  welche  durch 
das  G.  V.  6.  September  1860,  die  VV.  r.  23. 
Oktober  1857  und  23.  November  1858  in  der 
Form  des  erst  neuestens  seit  dem  1.  Januar  1900 
durch  das  G.  v.  27.  Dezember  1899  (E.GBl. 
S.  1151)  aufgehobenen  Zeitnngsstempels  und 
der  inzwischen  wieder  beseitigten  Inseraten- 
steuer erhöht  bezw.  neu  eingeführt  wurden.  — 
Erst  mit  dem  am  9.  März  1863  in  Kraft  ge- 
tretenen und  noch  jetzt  geltenden  Pressgesetze 
vom   17.  Dezember   1862   sowie  den   dazu  er- 

fangenen  Novellen  vom  15.  Oktober  1868  und 
,  Mkrz  1869  sind  das  Eonzessions-  und  Ver- 
warnungssyatem,  wie  die  sonstigen  Schranken 
der  Pressfreiheit  für  die  periodische  Presse  in 
Wegfall  gekommen.  (Vgl.  darüber  näheres  in 
dem  Art.  Pressgewerbe  und  Pressrecht 
oben  Bd.  VI  S.  242  fl.) 

Die  folgende  statistische  üebersicht  möge 
dartbun,  in  welcher  Weise  die  Pressgesetzgebung 
auf  die  Entwickelung  des  Zeitungswesens  in 
Oesterreich  eingewirkt  hat. 


1848 
1849 
1850 
1851 
1852 
1853 
1854 
1856 
1866 
1857 
1858 
1859 
1860 
1861 
1862 
1863 
1864 
1865 
1866 
1867 
1868 
1869 
1870 
1873 


Im   Jahre    1896    hatte    Oesterreich    2386 
periodische  Druckschriften  aufzuweisen. 

b)  England.  Entsprechend  der  in  England 
schon  seit  nahezu  200  Jahren  in  Geltung  be- 
findlichen Pressfreiheit  zeigt  auch  die  Ent- 
wickelung des  englischen  Zeitungswesens  ein 
fanz  anderes  Bild,  als  uns  der  europäische 
.ontinent  in  dieser  Hinsicht  darbietet. 


der  periodischen 

Zahl  der 

iften  überhaupt 

polit.  Blätter 

388 

306 

215 

146 

180 

92 

188 

81 
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218 

58 

218 

59 
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59 

343 

60 
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68 
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74 
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98 

345 
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399 

131 

431 

141 

474 

156 

473 

160 

495 

168 

559 

189 

604 

313 

678 

229 

866 

267 

Im  Jahre  1622  finden  sich  die  ersten  eng- 
lischen Zeitungen  im  modernen  Sinne ;  als  Vater 
des  englischen  Jonmalismus  wird  Nathaniel 
Butter  genannt  Nachdem  zunächst  die  be- 
rüchtigte Sternkammer  und  späterhin  (nadi 
Wiedereinführung  des  Königtums)  die  Stuart» 
mit  grosser  Härte  gegen  die  Presse  vorgegangen 
waren,  nachdem  andererseits  Milton  wreits  im 
Jahre  1644  mit  flammender  Beredsamkeit  die 
unbeschränkte  Freiheit  der  Presse  gefordert 
hatte,  wurde  schon  am  17.  April  1695  <ue  Press- 
freiheit in  England  durch  Ablehnung  einer  Er- 
neuerung der  dieselbe  einengenden  Licensing 
Act  endgiltig  eingeführt.  Am  11.  März  17(K 
erschien  das  erste  englische  Tageblatt  unter 
dem  Titel  „The  Daily  Oourant".  Die  englische 
Zeitungspresse  hat  sich  sodann  stetig  weiter- 
entwickelt und  war  bereits  im  Laufe  des  18. 
Jahrhunderts,  also  zu  einer  Zeit,  wo  das  Zeitung 
wesen  des  europäischen  Kontinents  sich  noch  im 
ersten  Entwickelungsstadium  befand,  zu  einer 
achtunggebietenden  Höhe  emporgestiegen.  — 
Am  1.  Januar  1788  erschien  die  erste  Nummer 
der  „Times",  die  sich  gar  bald  durch  die  Um- 
sicht ihrer  Verleger  zu  dem  jetzigen  Weltblatte 
emporschwang.  Die  finanzielle  Belastung,  welche 
in  Form  des  Zeitungsstempels,  der  Inseraten- 
steuer und  der  Papiersteuer  auf  den  Zeitungea 
ruhte,  erreichte  mit  der  am  12.  Juni  1861  er- 
folgten Beseitigung  auch  der  letztgedachten 
Steuer  ihr  Ende. 

Wenn  auch  in  Bezug  auf  die  Zahl  der 
Zeitungen  England  nicht  den  ersten  Rang  unter 
den  civilisierten  Staaten  der  Erde  einnehmea 
mag  —  für  das  Jahr  1872  wird  die  Gesamtzahl 
der  in  Grossbritannien  und  Irland  erschienenen 
Zeitungen  auf  1585  angegeben  — ,  an  Bedeu- 
tung und  Einfluss  nimmt  die  englische  Zeitung 
presse  wohl  unbestritten  den  ersten  Rang  «n, 
wa«  sicherlich  nicht  zum  geringsten  auf  die 
langjährige  Schulung  durch  die  Pressfreibdt 
zurückzuführen  ist. 

c)  Frankreich.  In  Frankreich  erschien 
die  erste  Zeitung  „La  Gazette"  im  Jahre  1631, 
herausgegeben  von  dem  französischen  Arzte 
Theophraste  Renaudot,  welchem  zunächst  eine 
Art  Monopol  zur  Herausgabe  von  Zeitungen 
gewährt  wurde.  —  Mag  auch  dieses  Monopol 
der  Entwickelung  des  Zeitungswesens  hinder- 
lich gewesen  sein,  so  wurde  doch  die  Vermeh- 
rung und  Ausbreitung  der  sogenannten  politi- 
schen Zeitungen  wdm  hauptsächlich  dadurch 
gehemmt,  dass  der  Absolutismus  des  fran- 
zösischen Könif^tnms  eine  eigentliche  Teilnahme 
des  gesamten  Volkes  an  den  politischen  Schick- 
salen der  Nation  nicht  aufkommen  liess.  Es 
darf  uns  deshalb  nicht  wunder  nehmen,  dass 
erst  im  Jahre  1777  das  erste  französische  Tage- 
blatt unter  dem  Titel  „Le  Journal  de  Paris"' 
erschien. 

Je  langsamer  sich  das  politische  Zei- 
tungswesen entwickelte,  um  so  mächtiger  und 
regsamer  entfalteten  sich  die  wissenschaft- 
lichen und  belletristischen  Zeit- 
schriften, deren  sich  bis  zum  Jahre  1730  be- 
reits mehr  als  30  finden,  so  dass  in  dieser  Hin- 
sicht Frankreich  im  17.  und  18.  Jahrhundert 
für  die  ganze  civilisierte  Welt  tonangebend  war, 
wie  es  denn  auch  vermöge  der  in  Paris  er- 
schienenen ältesten  wissenschaftlichen  Zeitschrift, 
des  schon  genannten  Journal  des  Savants,  als 
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dag  eigentliche  ürspmn^land  des  modernen 
Zeitschriftenwesens  und  insbesondere  der  soge- 
nannten Belletristik  erscheint. 

Die  on^ewShnliche  Härte,  mit  welcher  noch 
eine  könighche  V.  v.  16.  April  1757  die  Her- 
ansgabe Ton  Druckschriften  ohne  behördliche 
Erlaubnis  verfolgte,  dergestalt,  dass  die  Ver- 
fasser und  Dmcker  solcher  Schriften,  sofern  sie 
Missliebiges  enthielten,  mit  der  Todesstrafe  be- 
droht wurden,  lässt  es  be^iflich  erscheinen, 
dass  man  zu  unerlaubten  Mitteln  seine  Zuflucht 
nahm,  um  die  Neugierde  und  die  immer  leb- 
haftere Anteilnahme  des  Volkes  an  dem  politi- 
schen Leben  selbst  nur  einigermassen  zu  be- 
friedigen. Diesem  Umstände  verdanken  die  sich 
einer  grossen  Verbreitung  erfreuenden  nouvelles 
i,  la  main  ihre  Entstehung,  geschriebene  Zei- 
tungen, die  eine  Kritik  der  öffentlichen  Zustände 
enthielten,  welche  sich  in  den  gedruckten 
Zeitungen  nicht  an  die  Oeffentlichkeit  wagen 
durfte.  Die  nouvelles  k  la  main  haben  sicher- 
lich nicht  wenig  dazu  beigetragen,  den  Um- 
schwung der  Geister  vorzubereiten,  welcher  in 
dem  Ausbruche  der  französischen  Revolution  zu 
Tage  trat. 

Dass  die  Revolution  eine  unbeschränkte 
Pressfreiheit  brachte,  ist  ebenso  selbstverständ- 
lich, wie  dass  diese  wieder  die  geringe  Zahl  der 
bis  dahin  bestehenden  politischen  Zeitungen  ins 
TJngfcmessene  steigerte,  eine  Zahl,  die  Hatin  auf 
mehr  als  1000  angiebt.  Die  unbeschränkte 
Pressfreiheit  war  indes  nur  von  kurzer  Dauer; 
schon  das  Direktorium  schritt  durch  strenge 
Massregeln  gegen  die  üebergriffe  der  Presse 
energisch  ein.  Und  als  Napoleon  als  erster 
Consnl  durch  Dekret  vom  17.  Januar  1800 
sämtliche  politischen  Zeitungen  bis  auf  13  unter- 
drückte, fand  er  keinen  nennenswerten  Wider- 
stand. Auch  das  Königtum  der  Restauration 
legte  den  Zeitungen  enge  Fesseln  an:  Kon- 
zessions-  und  Kautionssystem  sowie  Zeitungs- 
stempel und  Censur  standen  ihrer  Weiterent- 
wickelung dergestalt  im  Wege,  dass  im  Jahre 
1827  nur  132  Zeitungen  und  Zeitschriften  und 
nur  16  politische  Zeitungen  in  Paris  existierten, 
wogegen  fttr  das  Jahr  1891  die  Zahl  der  in 
Paris  erschienenen  periodischen  Druckschriften 
auf  1998,  die  der  politischen  Zeitungen  allein 
auf  161  angegeben  wird. 

Das  G.  V.  18.  Juli  1828  beseitigte  diese 
Fesseln  zum  Teil;  Karl  X.  glaubte  indes  mit 
diesem  Gesetze  nicht  regieren  zu  können,  ob- 
wohl durch  dasselbe  die  Presse  nach  heutigen 
Begriffen  immer  noch  hinlänglich  geknebelt  war. 
Sein  Versuch,  das  Gesetz  durch  eine  verfassungs- 
widrige Verordnung  zu  beseitigen,  war  eine  der 
Hanptursachen  seines  durch  die  Julirevolution 
(1830)  bewirkten  Sturzes  —  ein  Beweis,  welch 
eminente  Macht  nnd  Bedeutung  schon  damals 
der  periodischen  Presse  zukam. 

Eine  massige  Freiheit  der  Presse  brachte 
das  G.  V.  9.  September  1835 ;  immerhin  existier- 
ten damals  in  Paris  nur  20  Zeitungen  mit 
70000  Abonnenten,  eine  Zahl,  die  sich  im  Jahre 
1846  auf  26  Tagesblätter  mit  200000  Abonnenten 
steigerte,  nachdem  Emil  de  Girardin  zuerst  im 
Jahre  1836  mit  der  Grttndung  einer  verhältnis- 
mässig billigen  Zeitung  den  Anfang  gemacht 
hatte;  (während  bis  dahin  der  billigste  Preis 
einer  Zeitung  sich  auf  80  Francs  belief,  setzte  er 


den  Abonnementspreis  der  von  ihm  neugegrttn- 
deten  „Presse"  auf  40  Francs  fest). 

Das  Revolutionsjahr  1848  brachte  wiederum 
eine  schrankenlose  Pressfreiheit  und  mit  ihr 
eine  Flnt  von  Zeitungen;  die  Herrschaft  Napo- 
leons III.  bereitete  aber  beiden  ein  baldiges 
Ende. 

Erst  die  dritte  Republik  fahrte  mit  der 
Beseitigung  aller  pressrechtlichen  Schranken 
wieder  einen  neuen  Aufschwung  der  Zeitungs- 
presse herbei;  die  Pressfreiheit  ist  durch  das 
G.  V.  29.  Juli  1881  geregelt,  das  neuerdings 
durch  die  GG.  v.  12.  Dezember  1893,  28.  Juli 
1894,  22.  JuU  1895  und  3.  April  1896  einzelne 
Abänderungen  erfahren  hat,  die  aber  im  wesent- 
lichen auf  strafprozessualem  Gebiete  liegen. 

3.  Arten,  Inhalt  und  Verbreitung  der 
Zeitungen  und  Zeitschriften.  —  Zeitungs- 
anzeigen. Man  unterscheidet  je  nach  der 
Zeit  des  Erscheinens  Tages-  und 
Wochenblätter,  Wochen-  und  Monatsschriften 
etc.,  je  nach  ihrem  Hauptinhalte  po- 
litische, fachwissenschaftliche,  belletristiscne, 
gewerbliche,  religiöse,  technische  etc.  Zei- 
tungen und  Zeitschriften.  Abgesehen  von 
den  fachwissenschaftlichen  Zeitschriften  be- 
schränken sich  wohl  wenige  Zeitungen  und 
Zeitschriften  auf  ein  einziges  Gebiet  der 
menschlichen  Interessen;  insbesondere  haben 
heutzutage  die  politischen  Zeitungen  einen 
sehr  reichhaltigen  Inhalt.  Neben  den  po- 
litischen und  sonstigen  Tagesneuigkeiteu  und 
den  die  politischen  Ereignisse  besprechenden 
und  kritisierenden  Leitartikeln  finden  wir  The- 
ater- und  Musikkritiken,  Bilcherbesprechun- 
gen,  Börsennachrichten,  Mitteilungen  aus  dem 
öebiete  der  Landwirtschaft,  die  Wiedergabe 
gerichthcher  Urteile,  Lokalnachrichten,  Feu- 
illetons, insbesondere  Romane  und  Novellen, 
Mitteilungen  über  Erfindungen,  wissenschaft- 
liche Entdeckungen,  kurze  biographische 
Notizen  über  berühmte  Männer  etc.,  kurzum 
—  es  giebt  kaum  ein  Gebiet  des  geistigen 
und  praktischen  Lebens,  das  die  Zeitungen 
nicht  in  den  Kreis  ihrer  Mitteilungen  und 
Betrachtungen  zögen. 

Wie  einerseits  die  einzelne  politische 
Zeitung  jeden  Gegenstand  von  allgemeinem 
Interesse  behandelt,  so  existieren  anderer- 
seits für  jeden  Zweig  der  Kunst,  der  Wissen- 
schaft, des  Gewerbefleisses,  der  Liebhabereien, 
überhaupt  für  jeden  nur  denkbaren  Inte- 
ressenkreis besondere  Zeitungen  und  Zeit- 
schriften, sogenannte  Specialzeitungen  oder 
-Zeitschriften.  —  Wir  finden  da  besondere 
Zeitungen  und  Zeitschriften  für  alle  Berufs- 
kreise und  Gewerbe,  für  Theologen,  Juristen, 
Mediziner,  Philosophen,  Philologen ;  für  jede 
Art  des  Handwerks  und  der  Industrie,  für 
den  Handel  und  Verkehr  und  deren  einzelne 
Arten,  für  jeden  Zweig  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft, für  Jagdwesen  etc.,  für  be- 
stimmte Klassen  des  Volkes  (z.  B.  Adels- 
zeitung), für  Liebhabereien,  jede  Art  des 
Sports  (z.  B.   für  Radfahrer,    Briefmarken- 
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eammler  etc.),  ja  selbst  eine  besondere  Zeit- 
schiift  für  die  »Reklame«. 

Dass  auch  alle  religiösen  Interessen  durch 
besondere  Organe  vertreten  sind,  darf  nicht 
wunder  nehmen;  auffallender  erscheint  es, 
dass  auch  solche  Wissensgebiete,  die  mit 
konfessionellen  Fragen  keinen  direkten  Zu- 
sammenhang haben,  wie  z.  B.  Natur-  und 
Rechtswissenschaft,  in  besonderen  konfes- 
sionell gefärbten  und  für  eine  einzelne  Kon- 
fession bestimmten  Organen  behandelt  werden. 

(In  welch  grossem  umfange  die  Konfes- 
sionen sich  der  periodischen  Presse  betlienen, 
beweist  die  Thatsache,  dass  im  Jahre  1888 
z.  B.  die  Interessen  der  katholischen  Kirche 
allein  in  deutscher  Sprache  durch  607  im 
Deutschen  Reiche,  Luxemburg,  Oesterreich- 
Dngarn,  der  Schweiz  und  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  erscheinende  peri- 
odische Druckschriften  [einschliesslich  Ka- 
lender] vertreten  waren.  Für  das  Jahr  1891 
wird  aie  Zahl  der  in  Deutschland  allein  er- 
scheinenden katholischen  Zeitungen  auf  401 
angegeben,  denen  noch  200  katholische  Fach- 
zeitschriften hinzutreten.  Schöner  macht  in 
seinem  1892  erschienenen  Buche  238  der 
wichtigsten,  damals  in  deutscher  Sprache 
gedruckten  evangelischen  Zeitungen  und 
Zeitschriften  namhaft.) 

Nicht  minder  allumfassend  wie  der  In- 
halt der  Zeitungen  und  Zeitschriften  ist 
ihre  Verbreitung:  soweit  in  den  bewohnten 
Erdteilen  die  Buchdruckerkunst  bekannt  ist, 
giebt  es  auch  eine  periodische  Presse,  und 
selbst  in  Gegenden,  die  von  der  Kultur  noch 
gänzlich  unberührt  geblieben,  folgen  dem 
civilisierten  Menschen  die  Zeitungen 
nach,  wie  wir  aus  den  Schilderungen  der 
Afrikaforscher  wissen. 

Der  umfang  der  periodischen  Presse 
möge  durch  folgende  Zahlenangaben  be- 
leuchtet werden,  die  aber,  wie  es  in  der 
Natur  der  Sache  liegt,  nur  zum  Teil  auf 
absolute  Genauigkeit  Anspruch  machen 
können. 

Die  Zahl  der  periodischen  Druckschriften 
wird  für  das  Jahr  1872  angegeben  für: 

das  Deutsche  Beich auf  2816  St 

Belgien „  286  „ 

Dänemark „  200  „ 

Frankreich „  2024  „ 

Grossbritannien  und  Irland     .    .  „  1855  „ 

Italien „  1126  „ 

Niederlande ,  „  222  „ 

Oesterreich „  835  „ 

Portugal „  83  „ 

Bnmänien „  22  „ 

Bnssland „  472  „ 

Schweden „  216  „ 

Schweiz „  412  „ 

Spanien „  S^o  „ 

Türkei „  43  „ 

Ungarn „  32a  „ 

Verein.  Staaten  von  Nordamerika  „  4000  „ 


Im  Anfang  der  achtziger  Jahre  des  vo- 
rigen Jahrhunderts  hat  man  die  Zahl  aller 
in  der  ganzen  Welt  erschienenen  Zeitungen 
und  Zeitschriften  auf  34  274  berechnet,  von 
denen  19557  in  Europa,  12400  in  Nord- 
amerika, 775  in  Asien,  608  in  Südamerika, 
661  in  Australien  und  632  in  Afrika  er- 
schienen und  zwar  16500  =  48,5 ''/o  in  eng- 
lischer, 7600  =  22.40/0  in  deutscher,  3650 
=  10,7  «/o  in  französischer  und  1600  =  4,7»;o 
in  spanischer  Sprache. 

Nach  einer  anderen  Angabe  hat  die  Zahl 
der  periodischen  Druckschriften  sich  in  Nord- 
amerika im  Jahre  1873  auf  8110  Nummern 
belaufen;  im  Jahre  1896  hat  die  Zahl  der 
hier  erschienenen  Zeitungen  und  Zeitschriften 
die  enorme  Höhe  von  20630  Exemplaren 
erreicht 

Welchen  Fortschritt  das  Zeitungswesen 
seither  gemacht  hat,  das  beweisen  die  fol- 
genden, der  amtlichen  Preisliste  des  kaiser- 
lich deutschen  Postzeitungsamtes  ent- 
nommenen Ziffern.  Danach  sind  im  Jahre 
1901  durch  dieses  Zeitungsamt  bezw.  die 
einzelnen  deutsehen  Postanstalten  8438  ver- 
schiedene in  deutscher  Sprache  erscha- 
uende periodische  Druckschriften  zu  be- 
ziehen, während  die  Zahl  der  in  dieser  Liste 
aufgeführten  in  32  verschiedenen  fremden 
Sprachen  gedruckten  Schriften  sich  auf  2894 
beziffert.  Im  Jahre  1891  wies  die  Zeitungs- 
preisliste des  deutschen  Postzeitungsamles 
nur  insgesamt  9882  Nummern  auf,  davon 
7082  in  deutscher.  2800  in  fremder  Sprache 
erscheinende  Zeitungen  und  Zeitschriften, 
welche  Zahlen  die  zunehmende  Ausdeh- 
nung des  Zeitungswesens  in  den  letzten  10 
Jahren  sehr  deutlich  illustrieren.  —  Als  für 
die  moderne  nationale  Kulturentwickelung 
interessant  ist  es  zu  bezeichnen,  dass  die 
neueste  amtliche  Zeitungspreisliste  nicht 
eine  einzige  in  der  ehemaligen  Weltsprache, 
dem  Lateinischen,  gedruckte  Zeitimg 
oder  Zeitschrift  aufführt,  wogegen  noch  im 
18.  Jahrhundert  die  Zahl  der  in  lateinischer 
Sprache  erscheinenden  Zeitungen  und  Zeit- 
schriften eine  verhältnismässig  nicht  geringe 
war. 

Nach  anderen  zuverlässigen  statistischen 
Angaben  aus  dem  Jahre  1888  erschienen 
damals  allein  ausserhalb  Europas  677  deut- 
sche Zeitungen  und  Zeitschnften  imd  zwar 
2  in  Afrika,  650  in  Nordamerika  und 
Canada,  20  in  Südamerika  und  Mexiko,  2  in 
Asien  und  3  in  Australien. 

Selbst  China,  das  sich  dem  Einflüsse 
europäischer  Oivilisation  noch  am  längsten 
femgehalten,  hatte  im  Jahre  1893  nach  den 
zuverlässigen  Angaben  der  deutschen  Ge- 
sandtschaft in  Peking  und  der  ihr  untei^ 
stellten  Konsidate  insgesamt  25  Zeitimgen 
aufzuweisen,   wovon   die   »Peking-Zeitung* 
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zum  Teil  noch  jetzt  als  geschriebene  Zeitung 
erscheint 

"Wie  die  Zahl  der  periodischen  Druck- 
schriften beständig  im  Zunehmen  begriffen 
ist,  so  nicht  minder  die  Abonnentenzahl 
der  einzelnen  Zeitungen.  In  England  und 
Amerika  gehört  eine  Zahl  von  mehr  als 
100000  Abonnenten  für  eine  Zeitung  durch- 
aus nicht  zu  den  Seltenheiten,  und  auch 
Deutschland  und  Frankreich  haben  einzelne 
Organe  aufzuweisen,  die  sich  einer  derartigen 
oder  ähnlichen  Verbreitung  erfreuen. 

Für  Deutschland  hat  Schacht  imter  Zu- 
grundelegung des  am  1.  Juli  1897  bestehenden 
Zustandes  die  Durchschnittsauflagestärke  der 
Zeitungen  auf  3660  Exemplare  berechnet  und 
hat  ermittelt,  dass  die  Hälfte  aller  Zeitungen 
eine  Auflagestärke  von  900  bis  3000  Exem- 

Slaren  hatten,  dass  bei  drei  Viertel  derselben 
ie  letztere  Zahl  nicht  überschritten  wurde 
und  dass  nur  2  Zeitungen  eine  Auflagehöhe 
von  mehr  als  100000  Exemplaren  hatten. 
Diese  Berechnungen  dürften  aber  gegen- 
wärtig schon  nicht  mehr  zutreffen,  da  die 
Verbreitung  und  Ausdehnung  des  Zeilungs- 
wesens beständig  im  Zunehmen  begriffen 
ist,  wie  die  im  §  4  enthaltenen  statistischen 
Daten  ergeben. 

Zu  dem  enormen  Aufschwmige  des  Zei- 
tungsweseus  hat  vor  allem  der  auffallend 
billige  Preis  der  Zeitungen  beigetragen,  der 
recht  eigentlich  eine  »Demokratisierung«  des 
Zeitungswesens  herbeigeführt  und  die  Zei- 
tungen allen  Scliicbten  des  Volkes  zugäng- 
lich gemacht  hat.  So  kosten  einzelne  wöchent- 
lich 18  mal  erscheinende  Zeitungen  12  Mark, 
1.5  Mark,  25  Mark  jährlich,  und  selbst  ftlr 
einzelne  der  grössten  innerhalb  des  Deut- 
schen Reiches  erscheinenden  Zeitungen  zahlt 
man  nur  ein  Jahresabonnement  von  86  Mark, 
so  dass  der  Jahrespreis  von  60  Mark  für 
die  12  mal  wöchentlich  erscheinende  »Ham- 
burgische Börsenballe«;  mit  ihren  Beilagen 
wohl  der  höchste  ist,  der  in  Deutschland 
für  eine  eigentliche  Zeitung  gezahlt  wird. 
Schacht  hat  ermittelt,  dass  die  Durch- 
schnittspreise je  nach  der  Häufigkeit  des 
Erscheinens  von  3,08  bis  36  Mark  steigen. 
Als  die  billigste  Zeitimg  ist  wohl  ein  ein- 
mal wöchentlich  erscheinendes  deutsches 
Blatt  zu  bezeichnen,  das  nur  50  Pfennig  pro 
Jahr  kostet,  und  selbst  grössere  Tagesblätter 
im  Preise  von  3  bis  6  Mark  pro  Jahr  ge- 
hören durchaus  nicht  zu  den  Seltenheiten. 
Schacht  hat  berechnet,  dass  der  durch- 
schnittliche Abonnementspreis  einer  Zeitung 
in  Deutschland  1,30  Mark  vierteljährlich  be- 
traf und  dass,  was  für  die  grosse  Ver- 
breitung der  Zeitungen  spricht,  trotz  dieses 
niedrigen  Durchschnittspreises  im  ganzen 
jährlich  etwa  63  Millionen  Mark  für  das 
Zeitungslesen  ausgegeben  werden,  also  mehr 
als   eine  Mark  pro  Kopf.    Durchschnittlich 


teuerer  als  die  deutschen  sind  die  englischen, 
französischen,  russischen  und  amerikanischen 
Zeitungen  ;  die  teuerste  Zeitung,  welche  die 
obenerwähnte  Preisliste  enthält,  ist  die  6  mal 
wöchentlich  zum  Jahrpspreise  von  123  Mark 
24  Pfennig  erscheinende  »Beerbohms  Evening 
Com  Traide  List«,  da  die  darin  aufgeführte 
gleichfalls  6  mal  wöchentlich  in  "Wien  er- 
scheinende »Politische  Korrespondenz«,  die 
freilich  vierteljährlich  84  Mark  44  Pfennig 
kostet,  nicht  sowohl  für  das  grosse  Publi- 
kum als  für  die  Zeitungsredaktionen  be- 
stimmt ist. 

"Wie  der  Preis  der  Zeitungen  fortgesetzt 
gefallen,  so  sind  umgekehrt  ihre  Leistungen 
fortwährend  gestiegen ;  insbesondere  ist  nicht 
bloss  das  Format,  sondern  auch  der  In- 
halt der  Zeitungen  beständig  gewachsen. 
Beispielsweise  hatte  der  mir  vorliegende 
in  Köln  erscheinende  »Eilfei-tige  Welt-  und 
Staatsboth«  aus  dem  Jahre  1742  eine  Breite 
von  11  cm  und  eine  Höhe  von  18  cm,  wo- 
gegen z.  B.  die  heutige  »Kölnische  Zeitung« 
bei  einer  Breite  von  42  cm  eine  Höhe  von 
59  cm  hat  Sowohl  hieraus  wie  aus  den 
veränderten  Zeitverhältnissen,  aus  dem  erst 
gegen  Ende  des  18.  Jahrhunders  erwachten 
politischen  Leben  der  europäischen  Völker 
und  vor  allem  auch  aus  der  Beseitigung  der 
Censur  erklärt  es  sich  auch,  dass,  wählend 
im  18.  Jahrhundert  die  Zeitungen  im  wesent- 
lichen nur  über  Reisen  der  Fürsten,  Kriegs- 
ereignisse, "Wunder  und  Schandthaten  zu 
melden  wussten,  während  sie  insbesondere 
über  höfische  Ereignisse  mit  einer  uns  heut- 
zutage kaum  verständlichen  Breite  berich- 
teten, heute  die  Zeitungen  über  das  ge- 
samte geistige,  politische  und  wirtschaftliche 
Leben  der  Nationen  Rechenschaft  ablegen 
und  nicht  bloss  durch  ihre  Berichte,  son- 
dern auch  durch  ihre  kritischen  Betrach- 
tungen ein  unentbehrlicher  Kulturfaktor  ge- 
worden sind.  Trotz  ihres  mageren  Inhalts, 
ihres  kleinen  Formats,  ihres  verhältnismässig 
seltenen  Erscheinens  waren  die  Preise  der 
Zeitungen  in  den  früheren  Jahrhunderten 
verhältnismässig  hohe;  so  kostete  z.  B.  die 
von  Roderique  seit  dem  Jahre  1734  heraus- 
gegebene »Gazette  de  Cologne«  jährlich  4 
Rthlr.  und  seine  handschriftliche  Zeitung 
sogar  monatlich  1  Dukaten.  Dies  erklärt 
sich  —  abgesehen  vou  der  geringeren  Kon- 
kurrenz und  Verbreitung  und  der  verhältnis- 
mässig kostspieligen  Beschaffung  von  Nach- 
richten —  auch  daraus,  dass  das  Zeitungs- 
anzeigenwesen, heute  eine  Haupteinnahme- 
quelle der  Zeitungen,  damals  noch  in  den 
Kinderschuhen  steckte. 

Einen  interessanten  Einblick  in  die  Ge- 
schäftsei^bnisse  einer  angesehenen  Zeitung 
aus  jener  Zeit  gewährt  uns  in  dieser  Hin- 
sicht ein  am  2.  Nivöse  an  in  erstatteter 
amtlicher  Bericht  über  Einnahmen  und  Au&- 
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gaben  der  in  Köln  erschienenen  »Oberpost- 
amtszeitung« ;  damals  wurden  von  dieser 
1628  bezahlte  Exemplare  abgesetzt,  die  bei 


Albus  lieferten;  die  Einnahmen  aus  »Aver- 
tissements«  (Anzeigen)  wurden  auf  333 
ßeichsthaler   26  Albus   geschätzt     Diesen 


einem    Abonnementspreis    von   2Vs   Thaler  i  Gesamteinnahmen    von    4674   Reichsthaler 
eine  Einnahme  von  4341  Eeichsthaler  26 1 52  Albus  standen  an  Ausgaben  gegenfiber: 

a)  Grehalt  des  Verfassers  (der  Zeitxmg)    468  Rthlr.  17  Albus  4  Heller 


b)  „      seines  Kopisten 88 

c)  Zeitungsdruck 640 

d)  Papier 624 

e)  EndUch  beanspruchten   die  3  Ver- 

fasser des  Berichts  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Zeitongsexpeditoren  des 
Postamts  noch  für  sich  insgesamt  2098 


26 


60 


Zieht  man  diese  Ausgaben  mit 3919  Bthlr.  23  Albus  4  Heller    von    obiger 

Einnahme  von  4674  Beichsthaler  62  Albus  ab,  so  bleibt  der  geringfügige  Deberschoss  von  755 
Eeichsthaler  28  Albus  8  Heller. 


In  der  Jetztzeit  dagegen  sind  bei  einem 
sehr  grossen  Bruchteile  von  Zeitungen  die 
Preise  so  niedrige,  dass  diese  nicht  entfernt 
ausreichen,  um  die  Herstellungskosten  zu 
decken ;  wenn  diese  Zeitungen  trotzdem  fort- 
existieren können  und  ihren  Verlegern  so- 
gar mitunter  recht  bedeutende  Erträge  liefern, 
so  ist  dies  lediglich  auf  die  hohen  Ein- 
nahmen zurOckzufüliren,  welche  ihnen  die 
Zeitungsanzeigen  gewähren.  Die  Zei- 
tungsanzeigen sind  zum  Teil  behördliche, 
füi-  das  Publikum  bestimmte  Bekanntmachun- 
gen, zum  Teil  Kundgebungen  von  Privat- 
Eersonen  oder  Vereinen,  die  meist  gewerb- 
che  oder  gesellige  Zwecke  verfolgen.  Doch 
ist  der  Inhalt  dieser  Anzeigen  keineswegs 
auf  solche  Zwecke  beschränkt;  wir  finden 
auch  Familiennachrichten ,  Heiratsgesuche, 
Preisausschreiben  sowie  sonstige  Auslobun- 
gen, politische  Ankündigimgen  und  Aufrufe 
(Wahlaufrufe  u.  dgl.),  Mitteilungen  tiber 
Wohlthätigkeitsveranstaltungon  etc.  unter  den 
Zeitungsinseraten  oder  Annoncen,  wie  diese 
Anzeigen  auch  genannt  werden. 

Für  eine  Reihe  von  Kundgebungen  ist 
die  Bekanntmachung  durch  die  Zeitungen, 
also  die  Zeitungsanzeige,  gesetzlich  vor- 
geschrieben und  zwar  teilweise  mit  der  Be- 
deutung, dass  die  Giltigkeit  der  betreffenden 
Rechtshandlung  durch  die  ordnungsmässig 
erfolgte  Einrückung  der  Zeitungsanzeige  be- 
dingt ist.  Es  sei  hier  z.  B.  an  die  Vor- 
schriften der  Civil-,  Strafprozess-  und  Konkurs- 
ordnung über  die  öffentliche  Bekanntmachung 
von  Ladimgen  und  die  öffentlichen  Zu- 
stellungen erinnert;  femer  ist  auf  die  Vor- 
echiiften  des  H.G.B.  (§§  10,  11,  199,  201, 
219  Abs.  2.  3,  244,  257,  265,  272  Abs.  4, 
273,  277  Abs.  2,  282  Abs.  2,  284  Abs.  4, 
289  Abs.  2,  297,  301)  hinzuweisen. 

Die  Zeitungsanzeigen  sind  fast  so  alt 
wie  die  Zeitungen  selbst;  ja  die  erste  Ge- 
stalt, in  welcher  sie  zur  Anwendung  kamen, 
war  derjenigen  sehr  ähnlich,  welche  heut- 
zutage namentlich  die  gewerblichen  Anzeigen 
anzunehmen  pflegen.     Der  Begründer  des 


französischen  Zeitungswesens  war  zugleich 
der  erste  Inhaber  eines  Annoncenbureaus, 
indem  er  in  besonderen  Zeitungsblättem 
unter  dem  Titel  »Bureau  d'adresse  et  de 
renoontre«  ohne  Namensnennung  Kauf-  und 
Verkaufsofferten,  Stellengesuche  u.  dgl.  be- 
kannt machte,  bezüglich  deren  alles  Nähere 
in  seinem  Bureau  zu  erfragen  war.  In  ähn- 
licher Weise  hat  sich  in  England  um  die  Mitte 
des  17.  Jahrhunderts  zuerst  das  Annoncen- 
wesen herausgebildet,  das  gegen  Ende  des 
Jahrhunderts  u.  a.  auch  schon  Heiratsgesuche 
aufweist,  die  also  durchaus  keine  moderne 
Erfindung  sind ;  findet  sich  doch  schon  im 
Jahre  1801  in  Deutschland  unter  dem  Titel 
»Allgemeiner  Heirathstempel«  eine  Zeitung, 
die  sich  lediglich  mit  der  Aufnahme  von 
Heiratsgesuchen  und  Heiratsvermittelungen 
befasste. 

In  Deutschland  finden  wir  die  Zeitungs- 
anzeigen erst  gegen  Ende  des  17.  JsÄr- 
hunderts  (1680).  —  Während  es  ursprüng- 
lich Sitte  war,  aUe  Anzeigen  mittelst  be- 
sonderer sogenannter  »Intelfigenzblätter«  be- 
kannt zu  machen,  welche  ausschliesslidi 
Anzeigen  enthielten,  und  zwar  dergestalt, 
dass  z.  B.  in  Preussen  aUe  oder  gewisse 
Anzeigen  nur  durch  gewisse  staatliche  bezw. 
staatlich  privilegierte  »Intelligenzblätter«  be- 
kannt gemacht  werden  durften,  sind  die 
Anzeigen  späterhin  ein  Bestandteil  der  so- 
genannten politischen  Zeitungen  geworden. 
Sie  sind  dies  zwar  auch  noch  heutzutage; 
doch  finden  sich  neuerdings  vielfeich  wieder 
Blätter,  welche  fast  ausschliesslich  oder 
hauptsächlich  nur  Anzeigen  enthalten  (Gene- 
ralanzeiger, Eisenbahnzeitungen,  Yerkehrs- 
zeitungen  etc.).  Welchen  enormen  Umfang 
die  Zeitungsanzeigen  angenommen,  welch 
wichtige  Mnnahmequelle  sie  bilden,  das 
mögen  einige  Beispiele  darthun:  Die  Ein- 
nahme der  »Times«  aus  Zeitungsanzeigen 
ist  im  Jahre  1875  für  eine  ein  zige  Nummer 
auf  35000  Mark,  für  das  Jahr  auf  11  Mil- 
lionen Mark  berechnet,  die  des  New- York 
Herald,     der    täglich     150—180     Spalten 
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Annoncen  bringt,  auf  einen  weit  höheren 
Betrag  veranschlagt;  die  Ausgaben  eines 
einzigen  Unternehmers  für  Zeitungsanzeigen 
sind  auf  800000  Mark  jährlich  beziffert. 
(Auf  die  Auswüchse,  welche  das  Anzeige- 
•wesen  gezeitigt  hat,  insbesondere  auf  das 
Beklamewesen,  kann  hier  nicht  eingegangen 
werden.) 

Für  Deutschland  hat  Schacht  den 
Durchschnittspreis  fOr  eine  Anzeigenzeile 
auf  14  Pfennig  berechnet ;  die  Preise  steigen 
entsprechend  der  Aiif lagestärke;  den  nied- 
rigsten Durchschnittssatz  giebt  Schacht  auf 
11  Pfennig,  den  höchsten  auf  50  Pfennig 
für  die  Zeile  an,  wobei  er  aber  nur  Zei- 
tungen im  enteren  Sinne,  nicht  eigentliche 
Zeitschriften,  uisbesondere  auch  nicht  Fach- 
zeitschriften in  den  Kreis  seiner  Unter- 
suchungen gezogen  hat. 

4.  Zeitungswesen  und  Post.  Der  Ent- 
wickelung  des  Zeitungswesens  kam  es  im 
höchsten  ^asse  zu  statten,  dass  ihr  die  Ein- 
richtung des  modernen  Postwesens  vorauf- 
gegangen war.  Von  ihrem  Anfang  an  finden 
w^ir  denn  auch  namentlich  in  Deutschland, 
dem  Ursprungslande  der  modernen  Zeitungen, 
Post-  und  Zeitungswesen  dergestalt  ver- 
bunden, dass  die  meisten  (und  ältesten) 
Zeitungsuntemehmen  von  den  Postmeistern 
betrieben  wurden  und  diese  sich  schon  gar 
bald  ein  Monopol  zur  Herausgabe  von  Zei- 
tungen anmassten,  ziunal  sie  die  Vorgänger 
der  eigentlichen  Zeitungen,  die  sogenannten 
»Postreuter«,  d.  i.  alljährlich  einmal  er- 
scheinende gedruckte  Berichte  über  die  Er- 
eignisse des  letzten  Jahres^  herausgegeben 
hatten.  Die  Verbindung  zwischen  Post-  und 
Zeitungswesen  war  ursprünglich  eine  so 
enge,  dass  die  Ausdrücke  »Postmeister«  und 
»Zeitungsschreiber«  häufig  promiscue  ge- 
braucht wurden  und  dass  die  Entwickelung 
des  Zeitungswesens  zuerst  gerade  in  den- 
jenigen Orten  vor  sich  geht,  welche  an  den 
f rossen  Poststrassen  liegen  imd  für  den 
'ostverkehr  von  Bedeutung  sind,  so  dass 
2.  B.  in  früheren  Zeiten  selbst  die  Zeitungen 
kleinerer  Städte,  wie  z.  B.  Hildesheim,  Lipp- 
stadt, Neuwied  und  Kempten,  eine  iiiren 
Ursprungsort  weit  überragende  Bedeutung 
und  Verbreitung  erlangten. 

Wie  sich  aus  diesem  thatsächlichen 
Monopol  der  Postzeitungsdebit  und  dem- 
nächst der  »Postzwang«  für  Zeitungen,  also 
das  rechtliche  Monopol  zum  Vertriebe 
von  Zeitungen  in  gewissem  Umfange  —  §  1 
des  Reichspostgesetzes  vom  28.  Oktober  1871 
—  entwickelt  hat,  kann  hier  nicht  zum 
Gegenstand  der  Darstellung  gemacht  werden. 
(Man  vrf.  darüber  den  sehr  lehrreichen  Auf- 
satz: »Die  Entwickelung  der  Zeitungsver- 
soi^ng  durch  die  Post«  in  der  »Statistik 
der  Reichspost^  und  Telegraphenverwaltung« 
für  1882,  S.  69  ff.,   und  für  1883,  S.  71  ff.) 


Die  bisherige  Sachlage  war  folgende: 
Gtegen  eine  Provision  von  25 ''/o  des  Ein- 
kaufspreises (bezw.  121,'»  o/p  bei  jen  seltener 
als  viermal  monatlich  erscheinenden  Zei- 
tungen) muss  die  Post  die  Bestellung  auf 
sämtliche  innerhalb  des  Deutschen 
Reichs  erscheinenden  politischen  Zei- 
tungen entgegennehmen  und  deren  Vertrieb 
besoi^n.  (Letzteres  geschieht  in  der  Weise, 
dass  sie  dem  Verleger  die  Zahl  der  be- 
stellten Exemplare  (nicht  die  Namen  der 
Besteller)  angiebt,  die  von  demselben  ge- 
lieferten Zeitungen  entgegennimmt  und  so- 
dann deren  Beförderung  und  Aushändigung 
an  die  Besteller  gegen  Vorausbezahlung  des 
an  die  Postkasse  zu  entrichtenden  Bezugs- 
preises bewirkt) 

Die  vorstehend  mitgeteilte  sehr  einfache 
Berechnung  der  Höhe  »Zeitungsgebühr«  hat 
durchArt.  1,  UI  der  Novelle  vom  20.  Dezember 
1899  (R.G.B1.  S.  715)  eine  ziemlich  ver- 
wickelte Umgestaltung  erfahren,  die  zwar 
bezweckte,  eine  Erhöhung  der  Einnahmen 
des  Postfiskus  und  insbesondere  eine  höhere 
und  gerechtere  Belastung  der  grösseren 
Zeitungen  herbeizuführen,  die  aber  nach  zu- 
verlässigen Mitteilungen  diesen  Zweck  nicht 
nur  nicht  erreicht,  sondern  sogar  erhebliche 
Mindereinnahmen  für  den  Reichsfiskus  zur 
Folge  gehabt  hat.  Die  Zeitnngsgebühr  be- 
trägt danach  nämlich  vom  1.  Januar  1901  ab : 

a)  2  Pfennig  für  jeden  Monat  der  Be- 
zugszeit ; 

b)  15  Pfennig  jährlich  für  das  wöchent- 
lich einmalige  oder  seltenere  Erscheinen  so- 
wie 15  Pfennig  mehr  ftlr  jede  weitere  Aus- 
gabe in  der  Woche;  und 

c)  10  Pfennig  jährlich  für  jedes  Kilo- 
gramm des  Jahresgewichts  unter  Gewährung 
eines  Freigewichts  von  je  1  kg  jährlich  für 
soviel  Ausgaben,  wie  der  Gebühr  zu  b  unter- 
liegen. — 

Durch  Verwendung  leichteren  Papiers 
haben  es  auf  diese  Weise  die  Zeitimgsver- 
leger in  der  Hand,  eine  Herabsetzung  der 
Zeitungsgebühr  im  Einzelfalle  herbeizuführen 
und  so  die  Einnahme  der  Postkasse  zu 
schmälern,  deren  Ausgaben  durch  die  infolge 
der  verwickeiteren  Berechnungsart  erforder- 
lichen Vermehrung  des  Besuntenpersonals 
dagegen  sich  erhöhen.  Dazu  kommt  noch, 
dass  die  kleineren  und  seltener  erscheinen- 
den Zeitungen  infolge  der  erheblichen  Herab- 
setzung der  Zeitungsgebühr  nicht  mehr,  wie 
bisher,  als  Drucksache  an  die  Bezieher  ab- 
gesandt, sondern  mittelst  Postdebits  ver- 
trieben werden,  wodurch  der  Postkasse  ein 
namhafter  Ausfall  an  Portoeinnahmen  er- 
wächst, der  durch  die  »Zeitungsgebühr«  und 
das  »Bestellgeld«  bei  weitem  nicht  gedeckt 
wird. 

Neben  dieser  »Zeitungs gebühr«, 
welche  die  Verleger  zu  entrichten  haben, 
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ist  von  denjenigen  Beziehern  der  Zei- 
tungen, die  die  Zeitung  nicht  bei  der  Post 
abholen,  ein  Zeitungsbestellgeld  zu 
entrichten,  das  je  nach  der  Häufigkeit  des 
Erscheinens  der  Zeitung  für  jedes  Exemplar 
mindestens  2  Pfennig  und  höchstens  32 
Pfenoig  monatlich  ausmacht 

Die  Post  vermittelt  überdies  den  Bezug 
aller  in  der  amtlichen  Zeitungspreisliste  auf- 
geführten in-  und  ausländischen  Zeitungen 
und  Zeitschriften  nach  Massgabe  der  §§10 

und  11  des  Posttaxgesetzes  v.  öo'"l)e     18Qq 

imd  der  Postordnung  vom  20.  März  1900 
sowie  des  zwischen  Deutschland  und  deu 
deutschen  Schutzgebieten,  der  grösseren  Re- 
publik von  Centralamerika,  Oesterreich- 
Ungarn,  Belgien,  Brasilien,  Bulgarien,  Chile, 
der  Republik  Columbien,  Dänemark,  der 
Republik  San  Domingo,  Aegypten,  Griechen- 
land, Italien,  Luxembing,  Norwegen,  den 
Niederlanden,  Persien,  Portugal  und  den 
portugiesischen  Kolonieen,Rumftnien, Serbien, 
Schweden,  der  Schweiz,  der  Türkei  und 
Uruguay  abgeschlossenen  üebereinkommens 
betreffend  den  Postbezug  von  Zeitungen  und 
Zeitschriften  vom  15.  Juni  1897  (R.G.B1. 
1898  S.  1176). 

In  der  Mehrzahl  der  vorgenannten  Länder 
wird  ebenfalls  die  Bestellung  der  Zeitungen 
beim  Verleger  und  deren  Yertrieb  diu-ch 
die  Post  besorgt  (Postzeitungsdebit). 

In  England  dagegen  befasst  sich  die 
Post  überhaupt  nicht  mit  der  Vermittelung 
von  Zeitungsabonnements ;  in  Frankreich  und 
in  ähnlichei  Weise  in  Italien  beschränkt  sich 
dieselbe  auf  die  Uebermittelung  der 
Bestellung  an  den  Verleger,  indem  sie  im 
übrigen  diesem  die  Zusendung  an  die  Be- 
steller und  die  Art  derselben  überlässt 

Die  nachfolgenden,  der  amtlichen  Sta- 
tistik der  deutschen  Reichspost-  und  Tele- 
graphenverwaltung für  1899  entnommenen 
Zahlen  geben  eine  Uebersicht  über  die  Be- 
teiligung der  Postanstalten  an  dem  Zeitungs- 
vertidebe    und   gleichzeitig    für   diejenigen 


Staaten,  in  welchen,  wie  z.  B.  im  Deutschea 
Reiche,  die  Post  den  grössten  Teil  der  Zei- 
tungen vertreibt,  ein  annähernd  richtiges 
Bild  über  den  Umfang  des  Zeitungswesens 
in  dem  betreffenden  Lande  und  zwar  für 
das  Jahr  1899  bezw.  1898  (bezw.  das  in  (y 
beigefügte  Jahr). 

Es  wurden  durch  die  Post  an  Zdtungs- 
nummem  befördert: 


a)  in  Deutschland 

b)  in  Belgien 

c)  in  Bulgarien  und  Ostramelien 

(1898) 

d)  in   Dänemark   mit  den  FarGr 

(1898)     .    • 

e)  in  Frankreich  (1898) .... 

f)  in  Grossbritannien  and  Irland 

(V.  1.  4.  98  bi«  31.  3.  a9)    . 

g)  in  Italien  (1898) 

h)  in  Luxemburg 

i)  in  Montenegro  (1898).    .    .    . 

k)  in  Norwegen 

1)  in  Oesterreich  (1898) .... 

m)  in  Ungarn 

n)  in  Bosnien  und  Herzegowina 
o)  in  Rumänien  (v.  1.  4.  98  bis 

31.  3.  99) 

p)  in  Rassland  (1898)     .... 

qi  in  Schweden 

r)  in  der  Schweiz 

s)  in  Serbien  (1891) 


1350975«» 
54  156000 

953000 

79  613  00» 
133000 

154  100  oco 

3  407000 
2930000 

55«» 
52  367  000 

110  100000 

1 1 1  989  000 
83000 

667000 

210  637  000 

127  164000 
115959000 

3  195000 

Die  niedrigen  Zahlen  für  Frankreich  und 
Italien  erklären  sich  daraus,  dass  in  diesen 
Ländern  der  sogenannte  Postzeitungsdebit 
nicht  existiert;  die  Zahl  der  diut;h  die 
Post  im  Jahre  1899  versandten  Dnicksaeheu 
(einschl.  der  Zeitungen)  beziffert  sich  in 
Frankreich  auf  1409144000  Stück. 

Für  Griechenland,  die  Niederlande,  Por- 
tugal, Spanien  und  die  Türkei  ist  die  Zahl 
der  durch  die  Post  verschickten  Zeitungs- 
nummem  nicht  angegeben;  ebenso  fehlt  in 
der  amtlichen  Statistik  für  1899  eine  Angabe 
in  Bezug  auf  Frankreich. 

Schliesslich  sei  noch  erwähnt,  dass  durch 
die  deutschen  Reichspostanstalten  im  Jahre 
1899  an  Zeitungen  und  Zeitschriften  bezogen 
wurden,  welche  erschienen 


a)  im  Keichspostgebiete ... 

b)  in  Bayern  und  Württemberg 

c)  in  Oesterreich-Üngam     .    . 

d)  in  anderen  Ländern   ... 


Exemplare 

3  928  727 

161  239 

6054 

20215 


Beförderte 
Nummern 
i  072  589  579 
20  733  528 

>  577071 
3809661 


Zusammen  4  1 16  235  i  098  709  839 

Dazu  Durchgangsverkehr  (ausserhalb 
des  B«ichspostgebiets  erscheinende 
Zeitungen  für  Bezieher  ausserhalb 
des  Reichspostgebiets) 13622 1  409518 


Insgesamt 


4  129  857 


1  100119357 


Vergleicht  man  diese  Schlusszahlen  mit  |  wonach  sich  die  Gesamtzahl  der  durch  die 
den  in  der  1.  Auflage  mitgeteilten  Zahlen  deutschen  Reichspostanstalten  bezogenen 
der  amtlichen  Statistik  für  das  Jahr  1892, '  Zeitungen  auf   nur   2980025  und  die  der 
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beförderten  Nummern  auf  772 165901  belief, 
so  erhält  mau  ein  deutliches  Bild  von  der 
enormen  Steigerung  des  Postzeitungsverkehrs 
innerhalb  des  Reichspostgebiets. 

Für  das  ganze  Deutsche  Reich  (also 
einschliesslich  der  nicht  zum  Reichsposi- 
gebiete  gehörigen  Bundesstaaten  Bayern  und 
Württemberg)  beziffert  sich  die  Anzahl  der 
im  Jahre  1899  beförderten  Zeitungsnummem 
auf  die  gewaltige  Zahl  von  1350974756 
Stück,  nebst  155 160  375  aussergewöhnhchen 
Zeitungsbeilagen,  während  diese  Zalilen  sich 
für  das  Jahr  1892  nur  auf  904780838 
Nummern  und  56296800  Beilagen  belaufen. 
Welchen  zunehmenden  Umfang  die  Ent- 
wickelung  des  Zeitimgswesens  und  damit  in 
Deutschland  Hand  in  Hand  gehend  die 
Thätigkeit  der  Post  als  Zeitungsvertriebs- 
stelle angenommen  hat,  das  mögen  folgende 
statistische  Daten  veranschaulichen:  Wäh- 
rend die  im  Jahre  1824  in  Preussen  ver- 
triebenen 845  Zeltungen  sieh  auf  2127  im 
Jahre  1869,  d.  h.  um  durchschnittlich  3'/o 
jährlich  vermehrt  hatten,  ist  die  Zahl  der 
im  Reichspostgebiete  dem  Postdebit  unter- 
liegenden Zeitungen  von  2122  im  Jahre  1869 
auf  7082  im  Jahre  1891,  d.  i.  um  jährlich 
I3V2  '/o  gestiegen.  Die  von  deutschen  Post- 
anstalten (also  einschliesslich  derjenigen 
Bayerns  und  Württembei^gs)  beförderten 
Zeitungsnummem  und  aussergewöhnlicheu 
Zeitungsbeilagen  belaufen  sich  für: 


Jahr 


auf 


Zeitangsunmmem 

1894  1 028  586  S73 

1895  I  109  201  768 

1896  1 126  816  947 

1897  1231829454 

1898  1  295  777  724 


Zeitungsbeilagcn 

74  846  4CXJ 

90  236  400 

108380030 

123713666 

131  680626 


Aus  diesen  Zahlen  ergiebt  sich  also  ein 
fortgesetztes  und  gar  nicht  imerheblich  von 
Jahr  zu  Jahr  steigendes  Anwachsen  des 
Zeitungsvertriebes  durch  die  Post. 

6.  Bedeutung  der  Zeitungen  und 
Zeitungsanzeigen.  Die  eminente  Bedeu- 
tung des  Zeitungswesens  für  das  gesamte 
Kulturleben  unserer  Zeit  ist  derart  über 
aUen  Zweifel  erhaben,  dass  es  nicht  sowohl 
gilt,  diese  Thatsache  erst  zu  beweisen,  als 
sie  durch  Hervorkehrung  einiger  Gesichts- 
punkte in  das  rechte  Licht  zu  stellen. 

Welch  hohen  Wert  schon  Männer  wie 
Cäsar  und  Napoleon  der  Veröffentüchung 
von  Nachrichten  beimaesen,  das  geht  aus 
der  von  jenem  angeordneten  Bekannt- 
machung der  acta  senatus  und  der  acta 
diuma  und  dem  eingangs  mitgeteilten  Aus- 
spruche Napoleons  I.  hervor,  dem  auch  die 
Aeusserung  beigelegt  wird,  dass  vier  feind- 
Uche  Zeitungen  mehr  Unheil  anrichten 
könnten  als  100000  Soldaten.  —  Bekannt 
ist  femer,  welch  eifriger  Förderer  des  Zei- 


tungswesens Friedrich  der  Grosse  nament- 
lich im  Beginne  seiner  Regierungszeit  ge- 
wesen, welch  grosse  Zahl  von  Zeitungs- 
artikeln er  selbst  ver&sst  hat;  und  dass  er 
jedenfalls  ursprünglich  einer  strengen  Cen- 
sur  abhold  war,  dokumentiert  sein  bekanntes 
Wort:  »Gazetten,  wenn  sie  interessant  sein 
sollen,  dürfen  nicht  genjert  sein«.  —  Bis- 
marck,  der  zwar  keine  sehr  günstigen 
Aeusserungen  über  die  Zeitungen  hat  ver- 
lauten lassen,  wusste  doch  von  der  Publi- 
cität  der  Presse  einen  Gebrauch  zu  machen, 
wie  dies  von  keinem  früheren  Staatsmanne 
bekannt  ist;  zweimal  hat  er  es  verstanden, 
mittelst  rechtzeitiger  Veröffentlichung  von 
Bündnissen  durch  die  Presse  (des  Schutz- 
und  Trutzbündnisses  mit  den  süddeutschen 
Staaten  und  des  zwischen  dem  Deutscheu 
Reiche,  Oesterreich  und  Italien  [dem  sog. 
»Dreibunde«!  abgeschlossenen  Bündnisses) 
feindliche  Staaten  von  kriegerischen  Unter- 
nehmungen abzuhalten.  Diese  Thatsachen 
und  die  Bekanntgabe  der  Vorgänge  in  Ems 
am  13.  Juli  1870,  bei  welcher  er  aus  einer 
»chamade«  eine  »Fanfare«  inachte  und  da- 
durch das  ganze  deutsche  Volk  zu  kriege- 
rischem Enthusiasmus  entzündete,  sind  noch 
frisch  in  der  Erinnerung.  Aber  nicht  bloss, 
wie  in  diesen  Fällen  als  Publikations- 
organe, sondern  auch  als  Kritiker  aller 
öffentlichen  Zustände  und  Verhältnisse 
sind  die  Zeitungen  für  die  Richtung  der 
inneren  und  äusseren  Politik  vielfach  aus- 
schlaggebend: sie  sind  zugleich  die  Träger 
imd  Leiter  der  »öffentlichen  Meinung«, 
dieser  Herrscherin  im  modernen  Staatsleben. 

Welche  Bedeutung  ihnen  schon  als 
blossen  Nachrichtenvermittlern  wäli- 
rend  eines  Krieges  im  Leben  einer  Nation 
beiwohnt,  ist  zur  Genüge  bekannt;  nur  sei 
hier  noch  daran  erinnert,  dass  Moltke  in 
dem  deutsch  -  französischen  Kriege  seine 
folgenschweren  EntSchliessungen  teilweise 
auf  diejenigen  Nachrichten  gegründet  hat, 
welche  er  über  die  Verhältnisse  und  Stellung 
des  Feindes  aus  den  französischen  und  eng- 
lischen 2jeitungen  entnahm. 

Für  das  innere  Leben  der  Nation 
spielen  die  Zeitungen  namentlich  durch  ihre 
Kritik  der  bestehenden  Zustände  und  der 
politischen  Massnahmen  der  Regierung  eine 
sehr  wichtige,  ja  mitunter  entscheidende 
Rolle,  wie  denn  z.  B.  das  Scheitern  des 
preussischen  Volksschulg^tzentwurfes  im 
Jahre  1891  nicht  zum  geringsten  Teile  der 
Thätigkeit  und  dem  Einflüsse  der  politischen 
Presse  zuzuschreiben  ist 

Die  Bedeutung  des  Zeitungswesens  für 
die  Rechtspflege  beruht  nicht  bloss  darin, 
dass  die  Zeitungen  ihren  grossen  Leserkreis 
mit  allen  neuen  Gesetzen  und  Verordnim- 
gen  und  den  wichtigeretf  gerichtlichen  Ent- 
scheidungen sowie  mit  dem  Verlaufe  all- 
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gemein  interessierender,  insbesondere  straf- 
gerichtlicher Verhandlungen  sofort  bekannt 
machen  und  dass  die  zahlreichen  Fachzeit- 
schriften der  Entwickelnng  und  Förderang 
der  Rechtspflege  im  höchsten  Masse  dien- 
lich sind,  sondern  vor  aüem  auch  darin, 
dass  die  periodische  Presse  für  die  Rechts- 
pflege gewissermasseu  ein  geradezu  unent- 
beiirliches  Organ  geworden  ist.  In  welcher 
Weise  dies  der  FaU,  ist  bereits  oben  (sub 
4)  angedeutet,  wo  darauf  hingewiesen  ist, 
für  welche  grosse  Zalü  von  Rechtsakten  eine 
»Einrückujig«  in  die  Zeitung  gesetzlich  vor- 
geschrieben ist.  Die  wichtigste  Rolle  spielt 
aber  in  dieser  Hinsicht  die  periodische 
Presse  für  die  Verkündigung  der  Gesetze 
und  Verordnungen:  in  den  meisten  civUi- 
sierten  Staaten  erhalten  diese  ihre  rechts- 
verbindliche Kraft  erst  durch  den  Abdruck 
in  besonders  hierfür  bestimmte  öffentliche 
Blätter  (Gesetzblätter,  Gesetzsammlungen, 
Regierungsblätter,  Amtsblätter).  Diese  Auf- 
gabe, wodurch  die  periodische  Presse  ein 
geradezu  unentbehrliches  Organ  der  Gesetz- 
gebung geworden,  ist  ihr  aber  meist  erst 
seit  Beginn  dieses  Jahrhunderts,  ja  zum 
Teil  erst  in  den  letzten  Jahrzehnten  zuge- 
fallen. 

Für  die  Volkswirtschaft  der  Nsr 
tionen  ist  das  Zeitungswesen  von  geradezu 
unberechenbarer  Bedeutung  und  Tragweite. 
Es  soll  hier  ganz  davon  abgesehen  werden, 
welch  wichtigen  Faktor  im  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsleben  der  Nation  die  periodische 
Presse  schon  dadurch  bildet,  dass  sie  Tausen- 
den und  Abertausenden  von  Existenzen  so- 
wohl direkt  wie  indirekt  als  Erwerbszweig 
dient:  das  Druckereigewerbe,  die  Papier- 
fabrikation, die  Maschinenfabrikation,  Tele- 
graphie  und  Post  —  sie  alle  verdanken 
ihren  Aufschwxmg  und  einen  Teil  ihres  Ge- 
deihens mehr  oder  weniger  dem  Aufblühen 
der  periodischen  Presse. 

Durch  das  » Anzeigenwesen €,  zumal  seit- 
dem sich  dasselbe  durch  die  Annoncen- 
bureaus zu  einer  früher  unbekannten  Höhe 
und  Ausdehnung  entwickelt  hat,  regeln  die 
Zeitungen  teilweise  die  wichtigen  volks- 
wirtschaftlichen Hebel  von  Angebot  und 
Nachfrage. 

Noch  mehr  wirken  sie  durch  ihr  »Nach- 
richtenwesen« bestimmend  auf  die  Preis- 
bildung ein ;  ihre  telegraphischen  Ernte-  und 
Marktberichte,  ihre  telegraphischen  Angaben 
tiber  die  Schiffsbewegungen  geben  den  Pro- 
duzenten und  Konsumenten  des  ganzen 
civüisierten  Erdballes  fast  zu  gleicher  Zeit 
Kunde  über  die  jeweilige  Lage  des  Welt- 
marktes. Ein  Beispiel  möge  die  Tragweite 
dieses  Nachrichtendienstes  veranschaulichen. 
Bekanntlich  bilden  einen  wichti^n  Bestand- 
teil aller  grösseren  Blätter  die  Börsenbe- 
richte.   Dadurch  wird  das  gesamte  Publikum 


sofort  mit  dem  jeweili^n  Stande  der  Kurse 
bekannt  gemacht  Hierdurch  wird  dem- 
selben die  Beteiligung  an  Börsenspeku- 
lationen erheblich  erleichtert,  ja  vielfadi 
erst  ermöglicht;  ein  Verbot  der  Bekannt- 
machimg des  Kurszettels  durch  die  Zeitun- 
gen würde  deshalb  fast  dem  Ausschluss  des 
Privatpublikums  vom  Börsengeschäft  gleich- 
kommen und  somit  für  den  Börsen vei^ehr 
und  die  Gestaltung  der  Kurse  von  der 
grössten  Bedeutung  sein. 

Schliesslich  sei  noch  an  die  Wichtigkeit 
des  Zeitungswesens  für  die  Wissenschaft 
erinnert:  welche  Rolle  insbesondere  die 
Zeitschriften  für  die  Fortbildung  der 
Wissenschaft  spielen,  ist  bereits  oben  ange- 
deutet. Gewisse  Zweige  der  Wissenschaft, 
wie  insbesondere  die  Chemie  und  Technik, 
finden  ihre  Pflege  fast  ausschliesslich  in 
den  periodischen  Zeitschriften,  schon  weil 
die  Entdecker,  um  sich  die  Priorität  der 
Entdeckung  zu  sichern,  die  zeitraubende 
NiederleguDg  ihrer  Gedanken  in  einem 
Buche  gar  nicht  abwarten  können.  Dazu 
kommt  aber  auch,  dass  bei  der  i'ülJe  der 
wissenschaftlichen  Produktion  alle  Errungen- 
schaften der  Wissenschaft  erst  durch  die 
Verbreitung  und  Mitteilimg  in  den  Zeitun- 
gen Gemeingut  des  Volkes  werden,  so  dass 
die  in  Büchern  enthaltenen  wissenschaft- 
lichen Wahrheiten  erst  dann  praktische  Be- 
deutung erlangen,  wenn  die  Zeitungen 
von  ihnen  Notiz  nehmen.  Es  darf  deshalb 
nicht  wunder  nehmen,  dass,  wie  Bücher 
mit  Recht  hervorhebt,  »die  Publikationsform 
des  Buches  von  Jahr  zu  Jahr  an  Boden 
verliert«. 

Die  ganz  eminente  Bedeutung,  welche 
hiernach  das  Zeitungswesen  für  das  ge- 
samte Kulturleben  der  Gegenwart  gewonnen 
hat,  lässt  es,  wie  auf  der  Hand  hegt,  von 
der  grössten  Wichtigkeit  erscheiuen,  dass 
die  Herausgeber  und  Verfasser  der  perio- 
dischen Presse  ihres  hohen  Berufs  in  jeder 
Weise  würdig  und  imstande  sind,  demselboi 
gerecht  zu  werden.  —  Es  lässt  sich  nicht 
verkennen,  dass  dies  durchaus  nicht  immer 
und  überall  der  Fall  und  dass  sich  in  der 
Tagespresse  mancherlei  Ausvrilchse  imd  Cn- 
zuträglichkeiten  herausgebildet  haben.  Na- 
mentlich in  Deutschland  mag  dies  zum 
Teil  auch  daran  liegen,  dass  den  »Ver- 
tretern der  Presse«  nicht  diejenige  Stellung 
eingeräumt  wird,  die  ihnen  ihrem  wichtigen 
Berufe  nach  zukommen  würde.  Dies  mag 
auch  die  Ursache  dafür  sein,  dass  sich  nicht 
selten  solche  Personen  dem  Zeitungswesen 
widmen,  welche,  wie  Bismarck  sie  mit 
einem  harten,  aber  vielleicht  nicht  ganz  un- 
gerechtfertigten Ausdrucke  gekennzeichnet 
hat,  »ihren  Beruf  verfehlt  haben«. 

In  diesem  Ausspruche  ist  zugleich  der 
Weg  angedeutet,    der  eine  Besserung  der 
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bestehenden  Verhältnisse  herbeiführen  könnte, 
nSmlich  die  Ausbildung  von  »Berufsjourna- 
listen«. —  Wenn  unbeschadet  der  Freiheit 
in  der  Ausübung  des  ärztlichen  Berufs,  un- 
beschadet der  Freiheit  der  Advokatur  von 
dem  Arzt  und  Rechtsanwalt  eine  akade- 
mische Vorbildung  und  die  Ablegung  eines 
Examens  gefordert  wird,  so  kann  man  es 
auch  unmöglich  als  eine  Beschränkimg  der 
Pressfreiheit  bezeichnen,  wean  die  gleiche 
Forderung  an  den  Zeitungsredakteur  ge- 
stellt wird,  -welchem  mindestens  ebenso 
wichtige  Interessen  des  Volkes  anvertraut 
sind  als  dem  Anwalt  imd  Arzt.  Gegen 
einen  für  seinen  Beruf  durch  akademisches 
Studium  und  Ablegung  eines  Examens  vor- 
gebildeten Journalisten  könnte  man  nicht 
mehr  den  Vorwiurf  erheben,  dass  er  seinen 
Beruf  verfehlt  hat;  wie  sehr  aber  eine 
solche  Vorbildung  der  Hebung  des  ganzen 
Blandes  und  damit  der  Entwickelung  des 
Zeitungswesens  und  dem  Kulturfortschrilte 
des  Volkes  zu  gute  kommen  würde,  das 
bedarf  keiner  näheren  Ausführung.  (Der 
hier  ausgesprochene  Gedanke  ist  bereits  in 
der  lesenswerten  Schrift  von  Dr.  T.  G.  Weiss : 
»Die  Reform  der  Presse«,  Karlsruhe  1890, 
angeregt  woi-den.) 

üeber  die  rechtliche  Stellung  der  Zei- 
tungen siehe  den  Art  Pressgewerbe 
und  Pressrecht  oben  Bd.  VI,  S.  231  ff. 

Lltteratur:  D.  v.  B^edem^ann,  D<u  Zeitungt- 
Veten  eiml  und  Jetzt,  Leipzig  18S2  (H.  91  ff.  weitere 

.  Zitteraturangaben  enthaltend).  —  K,  Bächer, 
Die  Entstehung  der  Volkticirttcha/t,  Tübingen 
1893  (darin:  Die  Anfänge  de»  Zeiiungneoens, 
S.  169ff.).  —  JB.  Grasshoff,  Die  briefliche 
Zeitung  de*  16.  Jahrhundert*,  Leipzig  1877.  — 
O.  Stelnliauaen,  Die  Entstehung  der  Zeitung 
au*  dem  brieflichen  Verkehr,  im  nArchiv  für  Post 
und  Telegraphie«,  Bd.  äS ,  S.  8^7 ff..  Bertin 
1895.  —  Fr.  V.  Holtxendorff,  Wesen  und 
Wert  der  CffenÜichen  Meinung,  München  1879. 
—  Wilh,  Joest,  Die  aussereuropäische  deutsche 
Presse,  Köln  1888.  —  t/.  O.  Opel,  Die  An- 
fSnge  der  deutschen  Zeitungtpretsc  (im  Archiv 
für  Ge*ehiehie  de*  deutschen  Buchhandels), 
Leipzig  1879.  —  R.  E.  PruU,  Geschichte  de* 
deiUschen  Joumcditmus ,  Hannover  1845.  — 
iMdwig  Salotnon,  Geechichte  de*  deuUehen 
Zeiiungsvesent  von  den  ertten  Anfängen  bis 
zur  Wiederaufrichtung  des  Deutschen  Jteiches, 
Bd.  I,  Oldenburg  und  Leipzig  1900.  —  Franz 
H'alther,  Deutsches  Zeitungsicesen  der  Gegen- 
wart (in  aD.  Zeilfragen   de*  christlichen   Volk*- 

■  leben*«),  Seilbronn  1888.  —  J.  H.  Wehte, 
Die  Zeitung,  Wien  188S.  —  J.  Winkler,  Die 
periodische  Presee  Oesterrcichs,  Wien  1875.  — 
C.    Weller,    Die    ersten    deutschen   Zeitungen, 

■  Stuttgart  187i.  —  Bnnen,  Die  Zeitungspresse 
in  der  Reichsstadt  Köln,  in  vAnnalen  des  hisl. 
Vereins  für  den  Xiederrhein«,  36.  Jahrg.  S.  12 ff. 
(Köln  1881).  —  G.  Sautter,  Die  französische 
Post  am  yiederrhein;  daselbst  65.  Heß  S.  1 — 9£ 
(Köln  1898).  —  C.  D.  V.  Witzleben,  Gesch. 
der   Leipziger   Zeitung,    Leipzig    1860.    —    H, 


Wuttke,  Die  deutsehen  Zeitschriften  und  die 
Ent*tehung  der  öffentlichen  Meinung,  3.  Aufl., 
Leipzig  1875.  —  Geschichte  der  Kölnischen  Zei- 
tung und  ihrer  Druckerei,  Köln  1880.  — 
Otto  Eiben,  Geschichte  des  schwäbischen  Mer- 
kurs, Stuttgart  188.':.  —  löO  Jahre  Schtesisehe 
Zeitung,  Breslau  18911.  —  Ed.  Heyek,  Die 
Aligemeine  Zeitung,  München  1898.  —  O. 
KuntzemMler ,  Das  hannoversche  Zeitungs- 
wesen  vor  dem  Jahre  1848,  in  aPreuss.  Jahrb.m 
Bd.  94,  S.  4^5  ff.,  (Berlin  1898).  —  Verselbe, 
Hannoverscher  Kourier  1849 — 1899,  Hannover 
1899.  —  Chr.  Helnr.  SehSner,  Die  perio- 
dische Presse  und  die  Kirche  mit  besonderer  Be- 
räctsichtigung  der  Tagespresse,  Gotha  1892.  — 
Seukatnp,  Art.  Zeitungen  im  Wörterbuch 
der  Volkswirtschaft  Bd.  II,  S.  9^6 ff.,  (Jena 
1898).  —  HJalmar  Schacht,  Statistische  Unter- 
suchungen über  die  Presse  Deutschlands,  Jahrb. 
f.  Jfat.  «.  Stat.  3.  F.,  Bd.  15,  S.  503 ff.  (Jena 
1898).  —  Statistik  der  deutsehen  Reich*po*t-  und 
Telegraphenverwaltung,  alljährlich  herausgegeben 
vom  Reiehspostamt  in  Berlin.  (Xichl  im  Buch- 
handel). —  Warz4e,  Essai  historique  et  criti- 
que  des  journaux  beiges,  Gent  1845.  —  E.  Ha- 
tin,  Les  gazettcs  de  Hollande  et  la  presse  clan- 
destine  au  17.  et  18.  siecles,  Püris  1865.  —  Der- 
selbe, Bibliographie  historique  et  crilique  de 
la  presse  periodique  franfaise.  Pari*  1866.  — 
Derselbe,  Histoire  politique  et  litteraire  de 
la  presse  en  France,  Paris  1859 — 61.  —  Ed. 
lAtferriire,  La  censure  et  le  regime  comtitu- 
tionel.  Pari*  1868.  —  A.  Andrews,  The  his- 
tory  of  British  Joumalism,  London  1859.  — 
Grant,  The  newspapers  press:  its  origin, 
progress  and  present  posilion,  London  1871.  — 
H.  B.  Fox  Boume,  English  Sewspapers. 
Chapters  in  the  History  of  Joumalism,  London 
1887.  —  OtHno,  La  *tampa  periodica,  il  com- 
mercio  dei  lH>ri  et  la  lipografia  in  Italia,  Milatto 
1875.  —  Fr.  Hudson,  Joumalism  in  the  Vni- 
ted  States  from  1690-1872,  Sew-York  1873.  — 
Die  zu  dem  Art.  Pressgewerbe  und  Press- 
recht oben  Bd.VI  S.  1144  angegebene  LiUeratur. 

Neukamp. 


Zeitnngsstener. 

Die  Zeitungssteuer  ist  eine  Objektsteuer 
in  dem  von  mir  S.  32  ff.  meines  Kommen- 
tars zum  preussischen  Gewerbesleuei^esetze 
(Essen  1891)  entwickelten  Sinne.  Von  den 
civilisierten  Staaten  der  Erde  hatte  bis  vor 
kurzem,  soviel  bekannt,  nur  noch  Oester- 
reich  eine  reine  Zeitungssteuer  in  Form  des 
Zeitungsstempels. 

Innerhalb  des  Deutschen  Reiches  existierte 
insbesondere  in  Preussen  bis  zum  Erlass 
des  Reichspressgesetzes  eine  Zeitungssteuer 
in  der  Form  des  Zeitungsstempels.  Nach- 
dem dieser  ursprünglich  gemäss  G.  v.  20. 
November  1810  alle  Zeitungen  und  Zeit- 
schriften betroffen  hatte,  wurde  er  durch 
den  Tarif  zum  Stempelgesetz  v.  7.  März 
1822  auf  politische  Zeitungen  beschränlrt 
und  alsdann  diu^h  V.  v.  8.  Dezember  1848 
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gänzlich  aufgehoben.  Durch  das  G.  v.  2. 
Juni  1852  (G.S.  S.  301)  wurde  ein  nach 
Massgabe  des  bedruckten  Kächenraumes  zu 
berechnender  Zeitungsstempel  eingeführt, 
welcher  alle  kautionspflichtigen  Zeitungen 
und  Zeitschriften  und  Anzeigeblätter  jeder 
Art  traf.  Dieses  sehr  drückende  Gesetz 
wurde  durch  ein  G.  v.  29.  Juni  1861  nebst 
ergänzendem  G.  v.  26.  September  1862  ab- 
geändert, durch  welches  auffallenderweise 
nur  die  in  deutscher  Sprache  erscheinen- 
den Blätter  betroffen  wurden. 

In  Frankreich  fand  die  Einführung  des 
Zeitimgsstempels  zuerst  durch  das  G.  v. 
30.  September  1798  (9.  vendömiaire  an  YL) 
statt;  in  der  Gestalt,  welche  er  durch  das 
G.  V.  14.  Dezember  1830  erhalten  hatte, 
WTirde  er  durch  Dekret  der  provisorischen 
Regienmg  vom  4.  März  1848  abgeschafft 
Durch  die  Dekrete  vom  16.  Juli  1850  imd 
17.  Februar  1852  von  neuem  eingeführt, 
wurde  er  durch  Dekret  vom  5.  September 
1870  endgiltig  beseitigt.  Einen  Ersatz  hier- 
für schuf  das  G.  v.  4.  September  1871,  in- 
dem es  da.s  für  den  Druck  bestimmte  Papier 
mit  einer  besonders  erhöhten  Papiersteuer 
belastete.  Diese  Erhöhung  ist  erst  seit  Ein- 
führung des  Pressgesetzes  vom  29.  Juli  1881 
in  Wegfall  gekommen,  so  dass  jetzt  die 
Zeitungen  nur  noch  von  der  allgemeinen 
Papiersteuer  betroffen  werden. 

In  England  wurde  zunächst  durch  eine 
Parlamentsakle  v.  10.  Juni  1712  eine  Zei- 
tungssteuer eingeführt;  ausserdem  kannte 
die  englische  Gesetzgebung  noch  eine  la- 
seraten-  und  eine  Papiersteuer.  Die  ad- 
vertisement  tax  wurde  durch  G.  v.  4.  August 
1853,  die  paper  duty  (Papiersteuer)  durch 
G.  V.  12.  Juni  1861  beseitigt.  Die  Zeitungs- 
stempelsteuer wurde  durch  G.  v.  15.  Juni 
1855  (18  und  19  "Vict.  eap.  27)  in  der  Weise 
geregelt,  dass  es  jedem  Zeitungsuntemehmer 
überlassen  bleibt,  ob  er  die  von  ihm  heraus- 
gegebenen Zeitungen  stempeln  lassen  will 
oder  nicht;  lässt  er  sie  mit  dem  Zeitungs- 
stempel (1  d.)  versehen,  so  muss  die  Post 
die  Zeitung  im  Gewicht  bis  zu  4  Unzen  frei 
befördern. 

In  Italien,  Belgien,  Noixlamerika  ist  eine 
Zeitungssteuer  unbekannt. 

In  Oesterreich  bestand  der  Zeitungs- 
slempel  seit  dem  1.  Juli  1798 ;  eine  weitere 
Regelung  erfuhr  derselbe  durch  das  Stempel- 
patent vom  5.  Oktober  1802  und  das  G.  v. 
27.  Januar  1840  sowie  dui-ch  die  Hofkammer- 
dekrete vom  7.  September  1840  und  15. 
Februar  1841.  Seit  dem  Jahre  1848  hörte 
die  Verwendung  des  Zeitungsstempels  that- 
sächlich  auf,  bis  derselbe  zunächst  durch 
Patent  vom  6.  September  1850  n\ir  bezüg- 
lich der  im  Auslande  erscheinenden,  in  das 
Inland  eingeführten,  wenigstens  wöchenthch 
einmal  erscheinenden  Zeitimgen  politischen 


Inhalts  wieder  eingeführt  und  auf  2  Kreuzer 
festgesetzt  wurde.  Erst  durch  die  V.  v. 
23.  Oktober  1857  (RG.Bl.  Nr.  207)  wurden 
auch  die  inländischen  kautionspflichtigea 
oder  Inserate  enthaltenden,  wenigstens 
wöchentlich  einmal  erscheinenden  Druck- 
schriften und  die  Ankündigungs-  und  An- 
zeigeblätter der  Stempelgebflhr  von  1  Kreuzer 
unterworfen  und  diesen  Blättern  die  aus- 
ländischen, im  Postverein  erscheinenden 
Zeitschriften  und  Zeitungen  gleichgestellt 
Die  V.  V.  23.  November  1858  (RG.Bl.  Nr. 
217)  dehnte  die  Stempelpflicht  auf  alle  vor- 
genannten Zeitungen  und  Zeitschriften  ohne 
Bücksicht  auf  ihre  Eautionspflicht  aus  und 
liess  davon  nur  die  amtlichen  Druckschriftea 
und  die  weder  Unterhaltungslektüre  noch 
Inserate  enthaltenden  Fachblätter  frei.  Diese 
letzteren  unterlagen  gemäss  G.  v.  26.  De- 
zember 1865  (R.G.B1.  Nr.  147)  auch  dana 
der  Stempelpflicht  nicht,  wenn  sie  ledig- 
lich sogenannte  Fachinserate  aufnahmen. 

Erst  durch  das  G.  v.  27.  Dezember  1899 
ist  auch  in  Oesterreich  der  Zeitungs-  (und 
Kalender-)stempel  völlig  aufgehoben. 

Die  durch  G.  v.  6.  September  1850  ein- 
geführte Inseratensteuer  ist  durch  G.  v.  29. 
März  1874  mit  dem  1.  Juli  1874  beseitigt 
worden. 

Litteratnr:  Siehe  die  LiUeraturangahen  iu  ilewt 
Art.  Zeitungen,  Zeitungtitegen,  Zei- 
tungtanzeigen  oben  S.  938.  Femer:  SekOn- 
berg,  Bd.  Ill,  S.  466 ff.  —  Voeke,  Getchiekte 
der  Steuern  in  England,  Leipzig  1866,  S.  tSO. 
—  R.  von  Kaufmann,  Die  Finanzen  Frani- 
reicht,  Leipzig  1SS2.  —  Say  et  ChaiUey, 
Nouveau  dictionnaire  d'eeonomie  polüique,  Parit 
1891,  189S,  Bd.  II,  S.  10116  ff. 

Jfeukamft. 


Zincke,  Georg  Heinrich, 

geb.  zu  Ältenrode  bei  dem  damaligen  karsächsi- 
schen Naumburg  a.  S.  am  23.  IX.  1692,  gest. 
in  Helmstädt  am  15.  Vm.  17C9,  liess  sick 
1708  als  gemeiuer  Soldat  nach  Brabant  an- 
werben, desertierte  1709,  studierte  in  Jena,  Erfurt 
und  Halle  Theülogie  und  Kechtswissenschaft, 
wurde  Dozent  der  Reckte  and  1718  Fiskal  der 
Kriegs-  und  Domänenkammer,  Salz-  und  Berg- 
werksdepntation  in  Halle,  folgte  1731  einem 
Rufe  als  Hof-,  Regierung  und  Konsistorialrat 
nach  der  gleichnamigen  Hauptstadt  des  dama- 
ligen Fürstentums  Weimar,  fiel  hier  in  Un- 
gnade, ging  nach  Leipzig  und  wurde  174ö  Pro- 
fessor und  Kurator  des  Collegium  Carolinnm 
in  Helmstädt 

Zincke  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform :  Allgemeine« 
Ökonomisches  Lexikon,  Leipzig  1731;  ä.  AxdL, 
ebd.  1744;  ö.  Aufl.,  vermehrt  von  J.  J.  Volek- 
mann,  ebd.  1780;  6.  Aufl.,  hrsg.  von  C.  A.  Leich, 
2  Bde.,  ebd.  1820.  —  tfmndriss  einer  Einleiton? 
in  die  Kameralwissenschaften,  2  Bde.,  ebd.  174:! 
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—  Deutsches  Real-  nnd  Mannfsktor-  nnd  Hand- 
■werkslexikon,  I.  (einziger)  Bd.  (A— F),  ebd. 
1745.  —  Kameralisteubibliothek,  ein  Verzeichnis 
der  Bücher  und  Schriften  etc.,  4  Bde.,  ebd. 
1751 — 57.  —  Anfangsgrande  der  Kameral- 
wissenschaften,  2  Bde.,  ebd.  1753—55.  —  Ab- 
handlung von  der  AVirtschaftskunat  der  Armen 
und  Dürftigen,  ebd.  1759.  — 

Zincke  gab  heraus :  Leipziger  Sammlungen 
Ton  wirtschaftlichen-,  Polizei-,  Kammer-  und 
Finanzsachen,  184  Stücke  oder  16  Bde.  Nebst 
Kegister,  ebd.  1742  (Stück  1  datiert  vom  18. 
IX.  1742)  [bezw.  Bd.  I:]  1744—1767;  dasselbe, 
Bd.  I.  2.  Aufl.,  ebd.  1746.  (Der  grösste  Teil 
der  Originalartikel  hat  Zincke  zum  Verfasser.) 

—  Neue  Bearbeitung  von  Stisser,  Einleitung 
zur  Landwirtschaft  nnd  Polizei  der  Deutschen, 
ebd.  1746  und  Jena  1768.  —  Bechers  Politischer 
Diskurs  von  den  Ursachen  der  Auf-  und  Ab- 
nahme der  Städte  etc.,  Leipzig  1754.  —  Er 
Übersetzte  den  mit  zweifelhafter  Berechtigung 
Xenophon  zugeschriebenen  Aufsatz  über  die 
Staatseinkünfte  Athens  u.  d.  T.:  Buch  von  den 
Einkünften  etc.,  mit  historisch-politischen  An- 
merkungen versehen,  Wolfenbüttel  1753.  — 

Zincke  hat  durch  sein  „ökonomisches  Lexi- 
kon" (s.  o.)  und  durch  seine  „Leipziger  Samm- 
lungen", die  zweite  volkswirtschaftliche  Zeit- 
schrift in  dentscher  Sprache  (s.  o.),  das  Streben 
zu  erkennen  gegeben ,  der  staatsökonomischen 
WLssenschaft  weitere  Kreise,  als  die  von  dem 
zünftigen  Gelehrteutum  gezogenen,  zu  eröffnen. 
VCäbrend  sein  Lexikon  aber  sechs  Auflagen  er- 
lebte, ist  von  den  „Leipziger  Sammlungen"  nnr 
der  Neudruck  des  L  Bandes  erforderlich  ge- 
wesen, was  jedoch  zu  einer  Zeit,  wo  höchstens 
die  politischen  Zeitschriften,  wie  z.  B.  die  „Neue 
Europäische  Fama",  Leipzig  1735 IF.  oder  der 
„Europäische  Staatssekretarins" ,  ebd.  1734  ff. 
auf  einen  ausgedehnteren  Abonnentenkreis  rech- 
nen durften,  nicht  befremden  darf.  Als  Eklek- 
tiker wahrt  sich  Zincke  eine  seinem  Zweck- 
mfissigkeitsstandpnnkte  entsprechende  selbstän- 
dige Beurteilung  wirtschaftlicher  Verhältnisse ;  er 
ist  daher  weder  Merkantilist  noch  hat  er  Fühlung 
mit  den  Physiokraten.  Der  Kameralist  lässt 
in  fast  allen  Veröffentlichungen  Zinckes  den 
KationalökoDomen  nur  selten  zu  Worte  kommen, 
nnd  wenn  dieser  das  Wort  hat,  handelt  es  sich 
in  der  Regel  nicht  um  Fragen  der  theoretischen, 
sondern  der  praktischen  Volkswirtschaft,  die 
wieder  vom  kameralistischen  Standpunkte  aus 
beurteilt  werden.  Die  Polizei-  und  Kameral- 
wissenschaften  erscheinen  bei  Zincke  als  Regu- 
latoren aller  wirtschaftlichen  Fragen  und  seine 
Interpretation,  wonach  die  Oekonomie  „alle  recht- 
mässigen Nahmngsgeschäfte"  umfasst,  die  Po- 
lizei aber  die  Aufgabe  hat,  das  Gedeihen  dieser 
staatlich  geschützten  Nahrnngsgeschäfte  zu  be- 
fördemj  lässt  es  ausser  Zweifel,  dass  mit  dieser 
polizeilichen  Intervention  nur  das  staatliche 
Organisations-  nnd  .4.nfsichtsrecht,  welchem  die 
Gewerbe  auch  heutigen  tages  noch  unterstehen, 
femeint  ist.  Dieser  AutTassung  gemäss  ver- 
langt er  von  dem  Polizeibeamten  das  Wissen 
eines  studierten  Kameralisten.  Derselbe  soll 
nämlich  im  Naturrecht  und  femer  in  der  Kenntnis 
der  menschlichen  Gewohnheiten  und  Schwächen, 
der  „Mathematik,  Historie,  Staatsklugheit  und 
der  ökonomischen  Verhältnisse"  gründlich  be- 
wandert sein.     Dieser  Kameralwissenschaft  im 


weiteren  Sinne  stellt  Zincke  deren  eng«r  ge- 
fassten  Begriff  entgegen,  welcher  mit  der 
„Kammer"  oder  der  staatlichen  Finanzwissen- 
schaft zusammenfällt,  in  einem  polemischen  Aus- 
falle gegen  Becher,  Hörnigk  etc.  vertritt  er 
aber  den  Grundsatz,  dass  die  Förderung  der 
fiskalischen  Interessen  Hand  in  Hand  mit  denen 
der  Staatsbürger  gehen  müssen.  —  Wenn 
Zincke  Lykurgs  Bevölkerungsreprodnktions- 
mittel  empfiehlt,  aber  im  Gegensatze  znr  Dok- 
trin der  Merkantilisten  die  Volksvermehmng 
auf  die  besitzenden  Klassen  beschränkt  haben 
will,  so  liegt  nur  in  der  Abstraktheit  der  Gut- 
heissung von  Lykurgs  Massregel  ein  Wider- 
sprach, welcher  m  dem  Falle  aufhört,  einer  zu 
sein,  dass  die  popnlationistischen  Ratschläge 
des  spartanischen  Gesetzgebers  in  konkrete  Be- 
ziehung zu  den  besitzenden  Klassen,  die  in  ihrer 
Reproduktion  eher  zu  wenig  als  zu  viel  leisten, 
gebracht  werden.  Zincke  bekämpft  das  merkan- 
tilistische  Geldanfspeichemngspnncip  auf  Grund 
des  Erfahrungssatzes,  dass  die  Bestrebungen, 
den  Geldreichtum  eines  Landes  zn  konservieren, 
nur  die  I*reise  der  Bedarfsartikel  in  die  Höhe 
treiben. 


Vgl.  über  Zincke:  Weidlich,  Geschichte 
der  jetztlebenden  Rechtsgelehrten  in  Deutsch- 
land, Bd.  II,  Merseburg  1748,  S.  681.  —  Zed- 
ier, Universallexikon,  Bd.  LXII,  Halle  1749, 
S.  841'öO.  —  Strodtmann,  Geschichte  ietzt- 
lebender  und  nicht  lange  verstorbener  Gelehrten 
(Teil  XXI  des  „Neuen  gelehrten  Europa"), 
Wolfenbüttel  1781,  S.  257 ff.  —  Hock,  Bio- 
graphisch-litterarische Nachrichten  von  Oekono- 
men  und  Kameralisten,  Giessen  1784,  S.  10.  — 
Biographie  universelle  ancienne  et  moderne, 
Bd.  XLV,  Paris  1865,  8.  540.  —  Röscher, 
Geschichte  der  Nat.,  München  1874,  S.  432  ff. 
—  Encyclopaedia  Britannica,  9.  Aufl.,  Bd.  XIX, 
London  1885,  S.  363. 

Llppert, 


Zins. 

L  Begriff  und  Arten,  n.  Der  Ur- 
sprung des  Kapitalzinses.  DI.  Die 
Höhe  des  Kapitalzinses.  1.  Im  allge- 
meinen. 2.  Die  Höhe  des  Zinsfusses  in  ver- 
schiedenen Zweigen  der  Kapital  Verwendung. 
3.  Geldfülle  und  Ziusfuss. 

I.  Begriff  nnd  Arten. 

Zins  heisst  überhaupt  die  Vergütung, 
welche  der  Eigentümer  eines  Gutes  für 
dessen  zeitweilige  Benutzung  empfängt  Ist 
der  Gegenstand  der  Benutzung  ein  dauer- 
bares Gut,  so  spricht  man  von  Pacht- 
oder Mietzins;  besteht  er  in  einer  Summe 
verbrauchlicher  oder  vertretbarer  Güter,  zu- 
mal in  einem  Geld  kapital,  so  spricht  man 
von  Zinsen  oder  Interessen. 

So  weit  Pacht-  oder  etwa  auch  Mietzinse 
für  die  Benutzung  von  Grundstücken  be- 
zogen werden,  fallen  sie  unter  die  wirt- 
schaftliche Kategorie  der  Grundrente,  die  in 
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dem  Art.  Grundrente  oben  Bd.IVS.870ff. 
ihre  Besprechung  gefunden  hat ;  hier  soll 
lediglich  das  aus  Kapitalgütern  stammende 
Erträgnis  oder  der  Eapitalzins  ins  Auge 
gefasst  werden. 

Der  Name  Eapitalzins  knüpft  sich  in 
erster  Linie  an  das  aus  verliehenen 
Kapitalien  gezogene  Erträgnis;  er  wird  je- 
doch vielfach  auch  in  einem  weiterem  Sinne 
gebraucht,  in  welchem  er,  gleichbedeutend 
mit  Kapitalrente,  ausser  dem  Leihzinse 
oder  ausbedungenen  Kapitalzinse  auch  das 
durch  Eigenbenutzung  des  Kapitales  erzielte 
EHrägnis  (den  »ursprünglichen  Kapitalzins«) 
umfasst 

Man  hat  ferner  den  rohen  von  reinem 
Kapitalzinse  zu  unterscheiden.  Die  für 
die  Kapitalbenutzung  empfangene  Vergütung 
schliesst  nämlich  unter  Umständen  gewisse 
Elemente  in  sich,  welche  kein  reines  Kapital- 
erträgnis, sondern  eine  Vergütung  für  ander- 
weitige Kosten  darstellen.  So  umfasst  z.  B. 
der  für  die  Miete  eines  Klaviers  oder  eines 
Hauses  bezahlte  Mietzins  eine  gewisse  Quote 
für  die  Abnutzung  des  gemieteten  Objektes ; 
bei  riskierten  Darlehen  oder  sonstigen  un- 
sicheren Kapitalsanlagen  muss  sich  der  Ka- 
Eitalist  eine  Risikoprämie  berechnen ;  gewisse 
•arlehen,  deren  Abwickelung  eine  verhält^ 
nismässig  bedeutende  Mühewaltung  erfordert, 
wie  z.  JB.  die  Darlehen  von  Pfandleihan- 
stalten,  erheischen  einen  Zuschlag  für  Ar- 
beitslohn oder  Regiespesen.  Aeusserlich  wer- 
den diese  Vergütungen  in  der  Form  eines 
entsprechend  erhöhten  Zinses  (Rohzinses) 
geleistet;  erst  nach  ihrer  Abrechnimg  stellt 
sich  der  reine  Kapitalzins  dar,  der  das  perio- 
dische reine  Einkommen  des  Kapitalisten 
aus  seinem  Kapitalbesitze  darstellt. 

Die  Höhe  dieser  eigentlichen  Kapital- 
rente kommt  am  reinsten  zum  Ausdrucke 
im  Zinsfuss  für  Darlehen  (keine  Abnutzungs- 
quote!), die  bei  vollkommener  Sicherheit 
(keine  Risikoprämie!)  in  grössei-en  Summen 
und  für  längere  Zeit  (Zurücktreten  der  Regie- 
spesen !)  gegeben  werden.  Der  unter  solchen 
Umständen  übliche  Zinsfuss  wird  als  der 
»landesübliche«  bezeichnet  und  dient  dann 
auch  in  Fällen  der  Eigenverwendung  des 
Kapitales,  in  denen  der  eigentUche  Kapital- 
gewinn mit  der  Frucht  der  Untemehmer- 
thätigkeit  immer  zusammengemischt  ist,  als 
rechnungsmässiger  Anhalt  für  die  Scheidung 
beider  Elemente:  soviel  der  »landesübliche 
Zins«  vom  investierten  Kapitale  betragen 
würde,  bucht  der  Unternehmer  als  Zins  von 
seinem  Kapitale  und  erst  den  Rest  des  Ueber- 
schusses  als  eigentlichen  Gewinn  (ünter- 
nehmergewinn),  beziehungsweise  wenn  der 
Gesamtgewinn  den  landesüblichen  Zins  vom 
eigenen  Kapitale  nicht  erreicht,  wird  die 
Differenz  als  Geschäftsveilust  betrachtet. 


n.  Der  Ursprung  des  Kapitalzinses. 

Die  Frage,  warum  denn  eigentlich  ein 
Kapital  die  Kraft  besitze,  seinem  Eigen- 
tümer ein  immerfort  sich  erneuerndes,  ar- 
beits-  und  müheloses  Einkoramen  zu  ver- 
schaffen, wurde  von  der  Wissenschaft  rüek- 
sichtlich  einer  Erscheinungsform  des  Kapital- 
zinses sehr  früh,  rücksichtlich  aller  übrigen 
unverhältnismässig  spät  gestellt  Jene  Er- 
scheinungsform war  die  des  Darlehens- 
zinses für  ausgeliehene  Geldkapitalien. 

Wie  so  oft  bei  wirtschaftlichen  Einrich- 
tungen setzten  auch  hier  praktische  Bedenken 
den  theoretischen  Forschungstrieb  in  Bewe- 
gung. In  den  fi-üheren  wenig  entwickelten 
Stadien  der  Volkswirtschaft  pflegen  gewisse 
Umstände  obzuwalten,  durch  welche  ein 
moralischer  Schatten  speciell  auf  den  Dar- 
lehenszins geworfen  wird.  Der  Produktiv- 
kredit,  aus  dessen  Benutzimg  der  Schuldner 
einen  Gewinn  erwarten  darf,  der  ihm  nicht 
allein  die  Zinsenlast  zu  bestreiten,  sondern 
gewöhnlich  auch  noch  einen  Deberschuss 
zu  behalten  gestattet,  ist  zu  dieser  Zeit 
wenig  entwickelt ;  die  meisten  Darlehen  sind 
Notdailehen,  welche  die  Aermeren  bei  den 
Reicheren  zu  suchen  gezwungen  sind  und 
deren  Verzinsung  natürlich  den  in  Not  be- 
findlichen Schuldnern  schwer  fällt  Hier 
entsteht  unwillkürlich  der  Eindruck  einer 
Bereicherung  der  Wohlhabenden  aus  der 
Not  der  Armen  und  es  wird  die  zweifelnde 
Fi-age  aufgeworfen,  ob  dem  Zinsennehmen 
nach  der  Natur  des  ganzen  Verhältnisses 
irgend  ein  dasselbe  erklärender  und  recht- 
fertigender Grund  zur  Seite  stehe? 

Diese  Frage  wird  schon  in  der  antiken 
Welt  von,  Aristoteles  aufgeworfen  und 
verneint  Das  Geld,  meint  er,  sei  von  Natur 
aus  unfruchtbar,  und  darum  sei  der  Zins, 
in  welchem  gleichsam  Geld  vom  Gelde  ge- 
zeugt werde,  von  allen  Erwerbszweigen  der 
naturwidrigste.  Einige  Zeit  später  bildete 
dieselbe  Frage  den  Mittelpunkt  einer  mehr- 
hundertjährigen Kontroverse,  die  durch  das 
von  der  christlichen  Kiiche  und  unter  dem 
Einflüsse  derselben  von  zahlreichen  welt- 
lichen Gesetzgebungen  erlassene  gänzliche 
Verbot  des  Zinsnehmens  hervorgerufen  wurde. 
Die  christlichen  Dogmatiker,  unter  denen 
besonders  Thomas  von  Aquin  hervor- 
ragte, bemühten  sich,  das  Zinsverbot  auch 
theoretisch  zu  rechtfertigen.  Ausser  dem 
Aristotelischen  Argument  von  der  Unfrucht- 
barkeit des  Geldes,  das  sie  wiederholen, 
stützen  sie  sich  hauptsächlich  darauf,  dass 
der  Zins  für  den  Ge  brauch  des  geliehenen 
Geldes  gefordert  werde;  nun  gebe  es  aber 
an  dem  Gelde.  welches  nur  durch  sdne 
Verausgabung  benutzt  werden  kann,  keinen 
besonderen,  von  dieser  Verausgabung  ver- 
schiedenen Gebrauch,   und  es  fehle  daher 
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an  einem  Objekte,  für  welches,  neben  der 
Rückstellung  der  geliehenen  Geldsumme 
selbst,  gerechterweise  noch  ein  besonderes 
Entgelt  im  Zinse  gefordert  werden  dürfe. 
Die  Gegenpartei  wieder,  anter  deren  Ver- 
tretern aus  dem  16.  Jahrhundert  besonders 
Molinäus  imd  Besold,  aus  dem  17. 
Hugo  Grotius  und  Claudius  Salma- 
sius  und  aus  dem  18.  Jahrhundert  Tur- 
got  und  Jeremias  Bentham  hervorzu- 
heben sind,  bemühte  sich  einerseits  um 
den  dialektischen  Nachweis,  dass  es  doch 
auch  au  verbrauchlichen  und  vertretbaren 
Gütern  einen  besonderen,  von  dem  gänzlichen 
Verbrauch  derselben  verschiedenen  Gebrauch 
gebe,  für  den  man  einen  Zins  begehren 
dürfe;  anderereeits  und  hauptsächlich  aber 
wies  man  darauf  hin,  dass  der  Darlehens- 
nehmer das  empfangene  Geld  selbst  in  der 
Landwirtschaft,  im  Handel  oder  in  einem 
Gewerbe  produktiv  verwerten  und  aus  ihm 
einen  Nutzen  ziehen  könne,  für  dessen  Ge- 
währung der  Eigentümer  des  Kapitales  mit 
Recht  eine  Belohnung  fordern  könne.  Mit 
anderen  Worten,  man  erklärte  und  i-echt- 
fertigte  den  Leihzins  für  Gelddarlehen  aus 
der  Existenz  des  »ursprünglichen  Kapital- 
zinses«. Diesen  letzteren  selbst  zu  erklären, 
fand  man  während  dieser  ganzen  Zeit  nicht 
für  notwendig:  man  nahm  die  Thatsache, 
dass  jemand,  der  sein  Kapital  selbst  bewirt- 
schaftet, aus  demselben  einen  Gewinn  zieht, 
ohne  Frage  als  etwas  Selbstverständliches  hin. 
Erst  der  neuesten  Zeit,  etwa  den  letzten 
hundert  Jahren,  blieb  es  vorbehalten,  auch 
nach  der  Quelle  des  ursprünglichen  Kapital- 
zinses zu  fragen  und  damit  den  weitaus 
wichtigeren  Teil  des  Kapitalzinsproblems  zur 
Diskussion  zu  steUen.  und  zwar  waren  es 
wiederum  praktische  Interessen  und  Be- 
denken, welche  die  Theoretiker  zur  For- 
schungsarbeit riefen.  Die  zunehmende  Ka- 
pitalansammlung,  die  Ausbildung  der  Arbeits- 
teilung und  zumal  das  Umsichgreifen  der 
Grossindustrie  und  des  Maschinenbetriebes 
hatten  nicht  allein  dem  Kapitale  eine  erhöhte 
Macht  und  Bedeutung  verechafft,  sondern 
auch  einen  Interessengegensatz  hervorge- 
rufen, der  den  alten  Gegensatz  von  Gläu- 
bigern und  Schuldnern  an  Wichtigkeit  noch 
weit  überbot :  den  Gegensatz  zwischen  Kapital 
und  Arbeit  Dazu  kam,  dass  seit  dem  letzten 
Viertel  des  18.  Jahrhunderts  die  englischen 
Nationalökonomen  die  Lehre  in  Kurs  setzten, 
dass  in  letzter  Linie  die  Arbeit  eines  Volkes 
es  ist,  welche  alle  Produkte  und  allen  Wert 
schafft,  und  dass  auch  das  Kapital  selbst 
nichts  anderes  sei  als  eine  »vorgethane  Ar- 
beit«, als  die  Frucht  vorangegangener  Ar- 
beitsschichten. In  diesem  Zusammenhange 
ist  nichts  natürlicher,  als  dass  man,  analog 
wie  man  zweitausend  Jahre  früher  im  Namen 
der  armen  Schuldner  nach  der  Berechtigung 


des  Darlehnszinses  zu  fragen  begonnen  hatte, 
jetzt  im  Namen  der  armen  Lohnarbeiter  die 
Frage  auf  warf :  Ist  es  denn  eigentlich  recht 
und  natürlich,  dass  von  dem  Erträgnisse 
einer  Produktion  ii^nd  jemand  anderes  als 
die  Arbeiter,  die  daran  mitgewirkt  haben, 
einen  Anteil  erhält;  und  steht  insbesondere 
dem  Unternehmerkapitalisten  irgend  ein 
natürlicher  Titel  zur  Seite,  der  ihn  berech- 
tigen würde,  abgesehen  von  einer  Vergütung 
für  seine  allfälUge  persönliche  Mitwirkung 
am  Produktionswerk,  einen  Teil  der  Pro- 
duktionserträgnisse auch  noch  im  Namen 
seines  Kapitaleigentums  an  sich  zu  ziehen? 

Diese  Frage  steht  im  Mittelpunkte  der 
modernen  Kapitalzinskontroverse,  die  von 
den  wissenschaftlichen  Vertretern  des  So- 
zialismus angesponnen  und  bis  zum  heutigen 
Tage  noch  nicht  zu  einem  vollständig  auf- 
klärenden Abschlüsse  gebracht  worden  ist 
Sie  hat  in  ihrem  bisherigen  Verlaufe  eine 
ungewöhnlich  grosse  Zahl  widerstreitender 
theoretischer  Erklärungsversuche  des  Kapitid- 
zinses  zu  Tage  gefördert,  von  denen  die 
wichtigsten  im  folgenden  kurz  überblickt 
werden  sollen.*)  Zuvor  sollen  jedoch  noch 
die  eigentlich  erklärungsbedürftigen  That- 
sachen,  mit  denen  man  es  bei  dem  Zius- 
probleme  zu  thun  hat,  mit  möglichster  Deut- 
lichkeit hingestellt  werden. 

Abgesehen  vom  Leihzinse  von  Gelddar- 
lehen, von  dem  schon  die  Rede  war  und 
der  wenigstens  im  Groben  zutreffend  aus 
der  Existenz  des  ursprünglichen  Kapital- 
zinses seine  Flrklärang  finden  kann,  sind  zu 
erklären 

1.  und  hauptsächlich  der  ursprüngliche 
Kapitalzins  oder,  genauer  beschrieben,  die 
Thatsache,  dass  bei  produktiver  Verwendung 
von  Kapitjil  in  den  Händen  des  Unternehmers 
regelmässig  ein  der  Grösse  des  verwendeten 
Kapitales  proportionaler  Ueberschuss  zurück- 
bleibt, der  dadurch  vermittelt  wii-d,  dass  der 
Wert  der  mit  Hilfe  von  Kapital  erzeugten 
Güter  regelmässig  grösser  ist  als  der  Wert 
der  in  ihrer  Erzeugung  verzehrten  Kosten- 
guter,  einschliesslich  der  (gleichfalls  aus  dem 
Kapital  des  Unternehmers  bestrittenen)  Ar- 
beit Die  Frage  ist:  Wai'um  existiert  ein 
solcher  ständiger  Wertüberschuss  oder  »Mehr- 
wert« ? 

2.  Praktisch  von  viel  ^ringerer  Wichtig- 
keit, aber  von  der  Theone  gleichfalls  nicht 
zu  vernachlässigen  ist  die  Thatsache  eines 
reinen  Zinsbezuges  aus  verliehenen  aus- 
dauernden Gütern,  die  nicht  zur  Produktion 
verwendet  werden;   z.  B.  aus  vermieteten 


')  Eine  ausführliche  dogmeugeschicbtliche 
Darstellung,  verbmiden  mit  einer  eingehenden 
kritischen  Würdigiing,  habe  ich  in  meiner  „Ge- 
schichte und  Kritik  der  Eapitaizinstbeorieen'', 
Innsbruck  1884  (2.  Aufl.  1900)  gegeben. 
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Wohngebäuden,  Klavieren,  Leihbibliotheken. 
Hier  muss  die  Frage  lauten:  Warum  lässt 
«ich  für  derlei  Objekte  unter  Dermalen  Ver- 
hältnissen regelmässig  ein  Mietpreis  erzielen, 
•welcher  grösser  ist  als  die  auf  die  Miet- 
dauer entfallende  Abnutzungs-  oder  Amorti- 
sationsquote, so  dass  dem  Eigentümer  aus 
dem  ganzen  Verhältnisse  regelmässig  ein 
gewisser,  und  zwar  gewöhnlich  ein  dem 
Kapitalwerte  des  Objektes  proportionaler 
Beingewinn  als  Reinzins  verbleibt? 

Die  ältere  Nationalökonomie  hat  sich, 
■wie  schon  erwähnt,  diese  Fragen  gar  nicht 
gestellt.  Auch  die  grossen  Nationalökonomen, 
die  an  der  Schwelle  der  modernen  Zeit 
stehen,  haben  sich  auf  dieselben  kaum  noch 
eingelassen.  Turgot  begnügt  sich  mit  der 
ziemlich  seichten  Erklärung,  dass  das  Ka- 
pital seinem  Eigner  einen  Zins  einbringen 
müsse,  weil  dieser  sonst  vorziehen  würde, 
rentetragende  Grundstücke  dafür  zu  kaufen ; 
und  A.  Smith  giebt  die  nicht  \ie\  tiefer 

fehende  Auskunft,  dass,  wenn  es  keinen 
ins  geben  würde,  der  Kapitalist  kein  In- 
teresse daran  hätte,  sein  Kapital  in  der  pro- 
duktiven Beschäftigung  von  Arbeitern  zu 
verwenden.  Auch  Ricardo  kommt  über 
ähnliche  Allgemeinheiten  nicht  viel  hinaus, 
wobei  zu  bemerken  ist,  dass  bei  ihm  wie 
bei  vielen  anderen  Engländern  einer  scharfen 
Erfassung  des  Problems  des  ursprünglichen 
Kapitalzinses  die  Oewohnheit  hindernd  im 
Wege  stand,  den  eigentlichen  Kapitalgewinn 
gar  nicht  besonders  zu  unterscheiden,  son- 
dern mit  der  Frucht  der  Unternehmerthätig- 
keit,  dem  Unternehmergewinn,  unter  dem 
gemeinsamen  Namen  »Profit«  zusammenzu- 
werfen. Erst  die  Nach-Smithsche  Litteratur 
fand  sich  veranlasst,  auf  jene  Probleme  all- 
mählich genauer  einzugehen  und  förmliche 
Zinstheorieen  zu  entwickeln. 

In  der  bisherigen  Entwickelung  lassen 
sich  nicht  weniger  als  sechs  verschiedene 
Hauptrichtungen  der  Erklärungsversuche  und 
demgemäss  sechs  selbständige  Hauptgruppen 
von  Zinstheorieen  unterscheiden.  Innerhalb 
derselben  kommen  dann  noch  weit  zahl- 
reichere Meinungsspielarten  von  geringerer 
grundsätzlicher  Verschiedenheit  sowie  eklek- 
tische Kombinationen  von  Elementen  ver- 
schiedener Haupttheorieen  vor. 

Die  erste  jener  Gruppen  ist  die  Gruppe 
der  Produktivitätstheorieen.  Diese 
knüpfen  an  die  bekannte  Erfahrungsthat- 
sache  an,  dass  ein  mit  Kapital,  z.  fi.  mit 
tüchtigen  Werkzeugen  oder  Maschinen  aus- 
gerüsteter Arbeiter  mehr  oder  bessere  Pro- 
dukte erzeugen  kann  als  ohne  Kapitalshilfe. 
Dieser  Mehrerfolg  wird  einer  besonderen 
produktiven  Kraft  des  Kapitals  zugeschrieben 
imd  aus  dieser  der  Zins  erklärt.  Das  Ka- 
pital trägt  einen  Zins,  weil  es  ihn  selbst 
produziert    hat.     Bei    der  Ziehung   dieses 


Schlusses  zerfallen  indes  die  Produktivitäts- 
theorieen in  zwei  Varianten.  Was  nämlich 
durch  unsere  unmittelbare  Wahrnehmung 
und  Lebenserfahrung  thatsächlich  beglaubigt 
ist,  ist  zunächst  nur  die  sogenannte  »tech- 
nische« oder  »physische  Proiduktivität«  des 
Kapitals,  das  ist  die  Thatsache,  dass  maa 
mit  Kapital  mehr  Produkte  erzeugt,  als 
man  ohne  Kapital  erzeugen  könnte. 
Dem  Kapitalzins  liegt  aber  der  Thatbestand 
zu  Gnmde,  dass  die  mit  Hilfe  von  Kapital 
erzeugten  Produkte  mehr  wert  sind  sia 
die  aufgewendeten  Kostengüter  beziehungs- 
weise auch  als  das  jene  Produkte  hervor- 
bringende und  in  ihrer  Hervorbringung  sich 
aufreibende  Kapital  selbst  Zw&hen 
diesem  Thatbestande  —  mehr  Wert,  als  das 
Kapital  selbst  hat  —  und  dem  frilher  ge- 
scmlderten  —  mehr  Produkte,  als  man  ohne 
Kapital  erzeugen  könnte  —  besteht  offenbar 
noch  eine  Differenz.  Ein  TeU  der  Produk- 
tivitätstheorieen nun  —  ich  habe  sie  »naive 
Produktivitätstheorieen«  genannt  —  über- 
sieht oder  überspringt  diese  Differenz  und 
glaubt  mit  einer  ganz  allgemeinen  Berufnog 
auf  die  »Produktivität«  oder  »produktive 
Kraft«  des  Kapitals  auch  schon  zur  Er- 
klärung jenes  Mehrwertes  genug  gethan 
zu  haben.  Ein  anderer  Teil  dagegen  —  für 
den  ich  die  Bezeichnung  »motivierte  Pro- 
duktivitätstheorieen« gebrauche  —  ist  auf 
jene  Differenz  aufmerksam  und  fühlt  sich 
verpflichtet,  die  Erklärung  durch  ein 
Zwischenglied  zu  vervollständigen,  welches 
die  Aufgabe  hat,  ausdrücklich  zu  motivieren, 
dass  und  wieso  die  technische  Fähigkeit  des 
Kapitals,  zu  einem  Mehr  an  Produkten  zu 
verhelfen,  schliesslich  auch  dazu  führen  muss, 
dass  das  rohe  Kapitalerti-ägnLs  regelmässig 
einen  grösseren  Wert  besitzt  als  die  hierfür 
aufgewendeten  Kostengüter. 

Die  Produktivitätstteorie  wurde  zu  An- 
fang des  vorigen  Jahrhunderts  von  J.  B.  Sav 
(1803)  und  Lauderdale  (1804)  begründet 
und  hat  seither  namentlich  in  der  franzö- 
sischen und  deutschen  Litteratur  viele  An- 
hänger gewonnen,  welche  übrigens  häufig 
mit  ihr  noch  Elemente  anderer  Theorieen 
eklektisch  verbinden,  unter  den  Vertreteni 
des  »naiven«  Zweiges  dieser  Theorie  sind 
ausser  seinem  Begründer  Say  namentüch 
noch  Röscher,  Rossi,  Molinari  und 
Leroy-Beaulieu  zu  nennen-  die  be- 
merkenswertesten motivierten  Produktivitäts- 
theorieen wurden  von  Lauderdale,  Carey, 
Thünen,  Strasburger  und  neuestens 
von  Wieser  aufgestellt. 

Die  Kritik  hat  sich  dieser  Theorieen- 
gruppe  von  verschiedenen  Seiten  genähert. 
Die  soziahstischen  Schriftsteller  hielten  ihr 
vor,  dass,  da  ja  die  Kapitalgüter,  Maschinen. 
Werkzeuge,  Rohstoffe  u.  dgl.  selbst  dnrdi 
Arbeit  erzeugt  worden  seien,  ihre  produktive 
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Wirksamkeit  keine  selbständige,  sondern  in 
letzter  Linie  eben&üls  auf  die  Arbeit  zurück- 
zofflhren  sei.  Von  anderer  Seite  wurde 
darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  die  Pro- 
duktiTgflter  grundsätzlich  nach  dem  Werte 
ihres  voraussichtlichen  Produktes  geschätzt 
werden,  i)  Sei  dies  aber  der  Fall,  so  könne 
man  mit  der  Produktivität  des  Kapitales 
zwar  ganz  gut  die  Thatsache  eines  grossen 
Bruttoertrages  der  Kapitalgüter  erklären, 
es  folge  jedoch  daraus  wenigstens  unmittel- 
bar noch  gar  nichts  fOr  das  Uebrigbleiben 
eines  Nettoertrages,  weil  entsprechend  dem 
grösseren  Produkte,  zu  dem  die  Kapitalgüter 
vermöge  ihrer  Produktivität  verhelfen,  dann 
ja  aud^  der  nach  eben  diesem  Produkte  sich 
bemessende  £igenwert  der  Kapitalgüter, 
welche  in  der  Produktion  abgenutzt  oder 
verbraucht  werden,  lud  damit  der  Betrag 
der  Produktionskosten  sich  steigere.  In- 
dem daher  die  »{Produktivität«,  sofern  es  auf 
sie  allein  ankomme,  die  Tendenz  habe,  den 
Minuend  «Ertrag«  imd  den  Subtrahend 
>Kosten«  in  ganz  gleicher  Weise  zu  steigern, 
sei  sie  nicht  geeignet  oder  zum  mindesten 
für  sich  allein  nicht  ausreichend,  jenen  spe- 
dfiscben  Rest  zu  erklären,  den  der  Produkt- 
wert über  die  Kosten  übrig  lässt  und  der 
eben  dem  Zins  die  Entstehung  giebt.  — 
Endlich  wurde  wohl  auch  noch  darauf  hin- 
gewiesen, dass  die  Produktivität  des  Kapitales 
schon  deshalb  nicht  zur  vollständigen  Er- 
klärung des  Kapitalzinses  ausreichen  könne, 
weil  es  ja  auch  zinstragende  Kapitalgüter 
giebt,  die  zweifellos  nicht  produktiv  sind, 
indem  sie  überhaupt  gar  nicht  zur  Güter- 
erzeugnng  dienen,  wie  z.  B.  Wohngebäude 
oder  Musikinstrumente. 

Eine  Reihe  anderer  Theorieengruppen 
knüpft,  in  mehr  oder  weniger  klar  bewusster 
Weise,  gerade  an  denjenigen  Gedanken  an, 
aus  dem  sich  die  ernstUchste  principielle 
Einwendung  gegen  das  Genügen  der  Pro- 
duktivitätstheorie herleitet,  nämüch  au  den 
Gedanken  der  grundsätzlichen  Cebereinstim- 
mung  von  Produktwert  und  Produktions- 
kosten. Sind  Kosten  und  Produktwert  prin- 
cipiell  identisch  und  es  zeigt  sich  dennoch 
in  der  Erfahriuig  regelmässig  ein  Ueber- 
schuss  des  durc-h  Kapitalgüter  erzeugten 
Produktes  (oder  Produktanteiles)  über  die 
in  dieser  Erzeugung  verzehrten  oder  ver- 
ausgabten Kostengüter,  so  legt  sich  der  Ge- 
danke nahe,  dass  diese  materiellen  Kosten- 
guter  eben  nicht  den  Gesamtaufwand  an 
Kosten  darstellen,  sondern  neben  ihnen  noch 
ir^nd  ein  anderes  immaterielles  Opfer  ge- 
bracht werden  müsse,  welches  einen  Bruch- 
teil des  Produktwertes  —  eben  den  zu  er- 
klärenden Mehrwert  —  als  Vergütung  für 
sich  in  Anspruch  nehme. 

')  Vgl.  auch  den  Art.  Wert  oben  S.  745  ff. 
Handwörterbuch  der  Staatswisscnscbafteo.    Zweite 


Auf  diesem  Grundgedanken  sind  nidit 
weniger  als  drei  weitere  Theorieengruppen 
aol^baut  Eine  derselben  —  die  zweite 
in  der  gesamten  Reihe  der  Zinstheorieen  — 
erblickt  den  Gegenstand  dieses  Opfers,  in 
Anlehnung  an  eine  Vorstellungsweise,  die 
schon  im  alten  Streit  gegen  die  Kanonisten 
über  die  Berechtigung  des  Darlehnszinses 
eine  Rolle  gespielt  hatte,  in  einer  vom  Ka- 
pitale selbst  wohl  zu  imterscheidenden  »Ka- 
pitalnutzung«. Ich  bezeichne  sie  daher  als 
Nutzungstheorie.  Sie  beruht  auf  fol- 
genden Grundgedanken :  Neben  der  Substanz 
des  Kapitals  ist  auch  der  Gebrauch  dessel- 
ben oder  seine  Nutzung  ein  Gegenstand  von 
selbständiger  Wesenheit  und  selbständigem 
Werte.    Um  einen  Kapitalertn^  zu  erlangen, 

fsnflgt  es  nicht,  bloss  ein  Opfer  an  der 
ubstanz  des  Kapitals  zu  bringen,  sondern 
man  muss  auch  die  »Nutzimg«  des  ange- 
wendeten Kapitals  für  die  Dauer  der  Pro- 
duktion aufopfern.  Da  nun  principiell  der 
Wert  des  Produktes  gleich  ist  der  Summe 
des  Wertes  der  zu  seiner  Erzeugung  aufge- 
wendeten Produktivmittel,  und  da  in  Ge- 
mässheit  dieses  Satzes  die  Kapitalsubstanz 
und  die  Kapitalnutzung  erst  zusammenge- 
nommen dem  Werte  des  »Kapitalproduktes« 
äquiparieren,  so  muss  dieser  natürlich 
grösser  sein  als  der  Wert  der  Kapitalsub- 
stanz allein.  Auf  diese  Weise  erklärt  sich 
die  Erscheinung  des  Mehrwertes,  der  nichts 
anderes  ist  als  der  Wertanteil  des  Teilopfers 
»Kapitalnutzung«. 

Auch  diese  Theorie  ist  auf  J.  B.  Say 
als  ihren  Begründer  zurückzuführen,  der  sie, 
nicht  ohne  in  starke  Widersprüche  mit  der 
von  ihm  gleichfalls  gelehrten  Produktivi- 
tätstheorie zu  geraten,  eklektisch  neben 
dieser  vorträgt.  Ihre  weitere  Ausbildung 
und  Verfeinerung  hat  sie  namentlich  Her- 
mann, Knies  und  Karl  Menger  zu 
danken. 

Eine  dritte  Grup[)e,  die  passend  als 
Abstinenztheorie  zu  bezeichnen  ist,  er- 
blickt das  oben  besprochene  immaterielle 
Kostenelement  in  einem  Enthaltungs-  oder 
Entbehrungsopfer  des  Kapitalisten.  Wenn 
man  nämlich  die  Entstehungsgeschichte  der 
Kapitalgüter  selbst,  z.  B.  der  Zimmermanns- 
werkzeuge Hammer  und  Nägel  zurückver- 
folgt, so  findet  man,  dass  zur  Gewinnimg 
und  Verwandlung  des  Eisens  in  die  Werk- 
zeugsform einerseits  natürlich  Arbeit  aufge- 
opfert, andererseits  aber  auch  ein  Genuss- 
aufschub von  Seite  desjenigen  auf  sich  ge- 
nommen werden  musste,  der  seiner  Zeit  die 
Arbeit  auf  so  spät  lohnende  Ziele  wie  die 
Erschliessung  des  Bergwerkes,  ans  dem  das 
Eisen  geholt  werden  musste,  oder  auf  die 
Anfertigung  der  Werkzeuge  dirigierte,  mit 
denen  das  Bergwerk  bearbeitet  wird.  In 
analoger  Weise  bedeutet  nun  jede  Investition 
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von  Produktivkräften  in  die  Erzeugung  von 
Kapitalgütern  statt  von  Gütern,  die  zu  un- 
mittelbarem Genüsse  dienen,  einen  Genuss- 
aiifschub,  in  welchem  die  in  Rede  stehende 
Theorie  ein  selbständiges  Entbehrungs-  oder 
Enthaltungsopfer  erblickt,  welches  nicht 
minder  wie  das  Produktionsopfer  Arbeit 
eine  Vergütung  aus  dem  Werte  der  Pro- 
dukte erheischt.  Der  »Mehrwert«  der  mit 
KapitalshUfe  erzeugten  Produkte  sei  nun 
eben  nichts  anderes  als  die  Vergütimg  des 
Kostenbestandteils  »Enthaltung«. 

In  den  30  er  Jahren  des  vorigen  Jahrhun- 
derts von  N.  W.  Senior  begründet,  wurde 
diese  Theorie  in  der  Litteratur  englischer 
Zunge  für  längere  Zeit  zur  vorherrschenden. 
Auch  in  der  deutschen  und  romanischen 
Litteratur  erlangte  sie  grosse  Verbreitung, 
nur  dass  sie  hier  selten  in  voller  Reinheit 
gelehrt,  sondern  gewöhnlich  nur  in  eklek- 
tischer Weise  mit  anderen  Einsfreundlichen 
Theorieen,  zumal  mit  der  Produktivitäts- 
oder Nutzungstheorie  vermischt  wurde.  Be- 
sonders hart  angefeindet  wurde  sie  von 
Seite  der  Sozialisten,  zumal  von  Lassalle, 
der  mit  drastischer  Rhetorik  darauf  hin- 
wies, dass  gerade  der  Bezug  der  grössten 
Zinsrenten  mit  den  geringsten  persönlichen 
Entbehrungsopfem  verbunden  zu  sein  pflege. 

Eine  vierte  Theorieengruppe  fasst  den 
Kapitalzins  als  das  Entgelt  für  eine  eigen- 
tümliche Art  von  Arbeit  auf,  die  seitens 
der  Kapitalisten  geleistet  oder  beigesteuert 
werde,  üeber  die  Natur  dieser  Arbeit 
gehen  die  Ansichten  im  einzelnen  wieder 
auseinander.  Eine  Gruppe  älterer  eng- 
lischer Schriftsteller,  von  welcher  das 
Schlagwort,  dass  der  Kapitalzins  eigentlich 
ein  Arbeitslohn  sei,  zum  ei-sten  Male  aus- 
gegeben wurde  (James  Mill  imd  Mc. 
Culloch),  nahm  hierbei  Bezug  auf  jene 
Arbeit,  durch  welche  die  Kapitalgüter  selbst 
seiner  Zeit  zur  Entstehung  gebracht  wurden, 
also  auf  die  im  Kapitale  »angehäufte«  »vor- 
gethane  Arbeit«  —  wobei  freilich  nicht  be- 
hauptet werden  konnte,  dass  diese  Arbeit 
immer  gerade  von  den  Kapitalisten  selbst 
geleistet  werde.  —  Eine  andere  Gruppe 
deutscher  Schriftsteller  (zumal  Schaffte 
und  Wagner,  denen  Rodbertus,  der 
der  Hauptsache  nach  allerdings  eine  andere 
Theorie  vertritt,  mit  gewissen  Andeutungen 
vorausgegangen  war,  dann  neuestens  Stolz- 
mann)  fasst  die  Kapitalisten  als  eine  Art 
Funktionäre  der  Gesellschaft  auf,  deren 
Dienstleistungen  in  der  Bildung  und  Ver- 
wendung von  Privatkapitalien,  in  Disponier- 
und  Sparthätigkeiten  bestehen  und  durch 
den  Kapitalzins  wie  durch  einen  gesellschaft- 
lichen Sold  vergolten  werden.  —  Eine 
dritte  Gruppe  neuerer  französischer 
Schriftsteller  endlich  sucht  eine  »Kapitalisten- 
arbeit«   in    noch    buchstäblicherem    Sinne 


nachzuweisen,  indem  sie  (nach  dem  Vor- 
gänge Courcelle-Seneuils)  speciell  für 
die  intellektuellen  Vorgänge,  welche  das 
Ersparen  und  Bewahren  von  Kapitalien  be- 
gleiten, im  strengsten  Wortsinne  den  Cha- 
rakter einer  Arbeit,  der  »Ersparungsarbeit« 
im  Gegensatze  zur  »Muskelarbeit«,  in  An- 
spruch nimmt 

Während  die  bis  jetzt  besprochenen 
Zinstheorieen  durchwegs  ihrem  Resultate 
nach  zinsfreundlich  sind,  stellt  sich  eine 
fünfte  Theorie,  die  hauptsächlich  von  so- 
zialistischen Schriftstellern  vertretene  Aus- 
beutungstheorie, in  offene  Feindschaft 
gegen  den  Kapitalzins.  Ilire  hervorragend- 
sten Vertreter  sind  Rodbertus  und 
Marx,  ihnen  zunächst  Proudhon  und 
Lassalle.  Die  Details  der  theoretischen 
Einkleidung  sind  bei  den  genannten  Schrift- 
stellern einigermassen  verschieden;  in  den 
Grundgedanken  treffen  jedoch  alle  zusammen. 
Diese  Grundg^edanken  sind  beiläufig  die 
folgenden : 

Alle  Güter  von  Wert  seien  das  Produkt 
menschlicher  Arbeit  und  zwar,  wirtschaft- 
lich betrachtet,  ausschliesslich  das 
Produkt  menschlicher  Arbeit  Die  Arbeiter 
erhalten  jedoch  nicht  das  ganze  Produkt, 
das  sie  allein  hervorgebracht  haben,  sondern 
die  Kapitalisten,  welche  verm^  des  Insti- 
tuts des  Privateigentums  im  ausschliess- 
lichen Besitz  der  ziu-  Produktion  unentbehr- 
lichen Hilfsmittel,  Arbeitsinstnmiente  u.  dgL 
sich  befinden,  benutzen  diese  ihre  ökono- 
mische MachtsteUimg,  um  einen  Teil  des 
Produktes  der  Arbeiter  an  sich  zu  ziehen. 
Das  Mittel  dazu  bilde  der  Lohnkontrakt 
vermöge  dessen  die  durch  den  Hunger  zur 
Einwilligung  gezwungenen  Arbeiter  ihre 
Arbeitskraft  um  einen  blossen  Teil  dessen 
verkaufen  müssen,  was  durch  sie  hervorge- 
bracht wird,  während  der  Rest  des  Produk- 
tes als  ein  müheloser  Gewinn  den  Kapita- 
listen zufalle,  welche  die  Arbeitskraft  so 
billig  gekauft  haben.  Der  Kapitalzins  lie- 
stehe  sonach  in  einem  Teile  des  Produktes 
fi-emder  Arbeit,  erworben  durch  die  Aus- 
beutung der  Zwangslage  der  Arbeiter. 

Diese  Theorie  teUt  das  Schicksal  der  von 
den  sozialistischen  Schriftstellern  propagier- 
ten allgemeinen  Werttheorie,  als  deren  kon- 
sequenter Ausfluss  sie  sich  darstellt  Sie 
findet  in  denselben  Kreisen  Beifall  wie  jene 
und  scheitert  an  denselben  wissenschaft- 
lichen Widerlegungsgrflnden  *).  Insbesondere 
ti-ägt  sie  der  unzweifelhaften  Erfahrungs- 
thatsache  keine  Rechnung,  dass  der  Wert 
solcher  Güter,  die  auf  mehr  oder  weniger 
lang  dauernden  Produktionsumwegen  imter 
entsprechend  grosser  Kapitalinvestition  her- 
voi^ebracht  werden,  sich  auf  dem  Waren- 


')  S.  den  Art  Wert  oben  a.  a.  0. 
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markt  entsprechend  höher  feststellt  als 
der  Wert  solcher  Protlukte,  die  gleich  viel 
Arbeit,  aber  dabei  weniger  Zeit  kosten.  In- 
dem sie  —  auf  Gnmd  der  Arbeitswert- 
theorie —  in  ihren  grundlegenden  Prämissen 
irrig  präsumiert,  dass  der  Wert  aller  Pi-o- 
dukte,  auch  der  Kapitalprodukte,  ganz  gleich- 
massig  dasjenige  Niveau  einnehme,  welches 
der  in  den  Produkten  verkörperten  Arbeits- 
zeit entspreche,  versäumt  sie  es  natürlich, 
weiter  ihre  Aufmerksamkeit  den  U eber- 
höh ungen  dieses  Niveaus  zuzuwenden, 
welche  die  Marktpreise  der  unter  Mitwir- 
kung von  Kapital  erzeugten  "Waren  that- 
sächlich  aufweisen,  und  ignoriert  somit  ge- 
rade diejenige  Thatsache,  welche  für  die 
Entstehung  und  Erklärung  des  ^Mehrwertes«, 
den  ja  eben  jene  üeberhöhungen  übrig 
lassen,  die  bedeutungsvollste  ist.  Dieses 
Versäumnis  wird  auch  dadurch  nicht  gut- 
gemacht, dass  einzelne  Vertreter  der  Aus- 
beutungstheorie, wie  insbesondere  Marx 
im  nachgelassenen  III.  Bande  seines  Sys- 
tems, von  jener  Erfahrungsthatsache  eine 
nachträgliche,  verspätete  Notiz  nehmen. 
Denn  sie  setzen  die  Ignorierung  doch  so 
lange  fort,  bis  die  entscheidenden  falschen 
Schlüsse,  die  nur  durch  jene  Ignorienmg 
gewonnen  werden  konnten,  alle  gezogen 
sind;  die  geflissentlich  so  lange  hinausge- 
schobene Beachtung  der  thatsäcUichen  Wert- 
büdungen  kommt  dann  zu  spät,  um  die 
unter  ihrer  Missachtung  gewonnenen  Gnmd- 
lagen  zu  berichtigen,  freilich  aber  früh  ge- 
nug, um  ihnen  zu  widersprechen.  Das  Sjs- 
tem  wird  so  nicht  richtiger,  sondern  nur 
auch  noch  widerspruchsvoll.  —  Ferner  kann 
der  Ausbeutungstheorie  gegenüber  einge- 
wendet werden,  dass  sie  sichtlich  zur  Er- 
klärung jener  Fälle  eines  Zinsbezuges  nicht 
ausreicht,  in  denen  —  wie  bei  dem  Zinse 
aus  vermieteten  Wohngehäuden  oder  Musik- 
instrumenten —  irgend  welche  Ai-beiter, 
auf  deren  Kosten  der  Zins  gewonnen  wer- 
den könnte,  gar  nicht  ins  Spiel  kommen'). 
Die  genaue  Verfolgimg  eben  jener  Ni- 
veaudifferenzen des  Güterwertes,  welche 
die  Ausbeutungstheorie  völlig  vernachlässigt, 
bildet  *  endlich  den  Chai-akterz«ig  einer 
sechsten  Theorieengruppe.  Sie  erfasst  das 
Zinsproblem  als  ein  Wertproblem  im  emi- 
nenten Sinne  des  Wortes  und  glaubt  die 
gemeinsame    Ursache    aller    verschiedenen 

'}  Vgl.  die  ausführliche  Kritik  der  Ans- 
bentungstheorie  bei  Knies,  Der  Kredit,  II. 
Hälfte,  Berlin  1879,  S.  47 ff.;  Lexis,  Die 
Marssche  Kapitaltheorie,  in  den  Jahrb.  f.  Nat. 
n.  Stat ,  N.  F.  XI  (1885),  S.  4ö2 ff.;  in  meiner 
Geschichte  und  Kritik  der  Kapitalzin^theorieen, 
S.  374 ff.,  2.  Anfl.  S.  444 ff.  und  530 ff.;  dann 
in  meiner  Schrift  „Zum  Abschltiss  des  Mani- 
schen Svstems"  in  den  Festgaben  für  Karl 
Knies,  Berlin  1896. 


Erscheinungsformen  des  Kapitalzinses  in 
dem  Einflüsse  der  Zeit  auf  die  Wert- 
schätzung der  Güter,  oder  genauer  bestimmt, 
in  einer  Wertdifferenz  zu  finden,  welche 
zwischen  gegenwärtigen  und  künftigen 
Gütern  regelmässig  zu  Gunsten  der  ersteren 
besteht. 

Als  entfernte  Vorläufer  dieser  Theorie 
können  schon  Galiani  und  Turgot 
gelten.  Nach  längerer  Pause  hat  ihr  Grund- 
gedanke durch  John  Rae,  und  nach  einer 
abermaligen  Pause  diu-ch  Jevons  eine  be- 
merkenswerte wissenschaftliche  Entwicke- 
lung  erfahren  *) ;  neuestens  endlich  wurde 
derselbe  vom  Verfasser  seiner  Zinstheorie 
zu  Grunde  gelegt.  Ihr  wesentlicher  Ge- 
dankengang ist  der  folgende: 

Eine  Anzahl  teils  psychologischer,  teils 
technischer  Gründe  wirkt  zusammen,  um  in 
der  Wertschätzung  der  Menschea  und  weiter- 
hin in  den  aus  den  Wertschätzungen  resul- 
tierenden Preisen,  den  gegenwärtigen  Gütern 
jeweils  einen  ge>\issen  Vorzug  vor  künf- 
tigen Gütern  derselben  Art  und  Zahl  zu 
verschaffen.  Die  psychologischen  Gründe 
wurzeln  hauptsächlich  in  der  Unsicherheit 
der  Zukunft  und  in  dem  geringeren  Bedacht, 
welchen  die  meisten  Menschen  auf  die 
Sicherstellung  ihrer  künftigen  Bedürfnisse 
nehmen;  die  technischen  Gründe  hängen 
hauptsächlich  mit  gewissen  Verhältnissen 
der  Produktion,  namentlich  damit  zusammen, 
dass  die  technisch  ei^iebigsten  Produktions- 
methoden diejenigen  sind,  bei  welchen  man 
sich  weit  ausholende  und  zeitraubende  Pro- 
duktionsumwege, die  vorbereitende  Her- 
stellung geeigneter  Zwischenprodukte.  Werk- 
zeuge, Hilfsmittel  u.  dergl.  gestatten  kann.  *) 
Insofern  nun  solche  zeitraubende  Umw^e 
nur  derjenige  beschreiten  kann,  der  schon 
jetzt  eine  ausreichende  Geld-  oder  Güter- 
summe in  der  Hand  hat,  um  die  Produk- 
tionserfordernisse einer  so  langen  Zeit  zu 
bestreiten,  gewinnt  die  Verfügung  über 
gegenwärtige  Gütersmnmen  in  der  Pro- 
duktion eine  erhöhte  Bedeutung,  gegenüber 
welcher  künftige  Gütersummeu,  die  jene 
Dienste  natürlich  nicht  leisten  können,  zu- 
rückstehen müs.sen.  Infolge  aller  dieser 
Umstände  stellt  sich  zwischen  gegenwärtigen 
und  künftigen  Gütern  ein  Schätzungs-  \md 
Austauschverhältnis  heraus,  das  regelmässig 
zu  Gunsten  der  ersteren  steht,  so  dass  z.  B. 
100  gegenwärtige  Mark  oder  Centner 
Weizen  nicht  mit  100,  sondern  etwa  mit 
105  nächstjährigen  (im  nächsten  Jahre  zur 


')  Vgl.  meine  Geschichte  und  Kritik,  2. 
Aufl.,  S.  ö6ff.,  65ff.,  375ff.  und  5«6ff. 

*)  S.  den  Art.  ,.Kapital-  (V.  Bd.  S.  19ff.), 
insbesondere  sub  4,  dann  meine  Schrift  Ober 
..Einige  strittige  Fragen  der  Kapitaltheorie". 
I  Wien  1900,  Abhandlung  I. 
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YerfQgung  oder  Bezahlung  gelangenden) 
Mark  oder  Centnern  Weizen  gleichwertig 
gehalten  werden.  Aus  dieser  Orundthat- 
sache  gehen  die  verschiedenen  Erscheinun^- 
formen  des  Kapitalzinses  in  folgender  Weise 
hervor : 

Am  unmittelbarsten  entspringt  ihr  der 
Darlehnszins.  Im  Darlehn  empfängt 
der  Schuldner  eine  Summe  gegenwärtiger 
Güter,  verspricht  dagegen  die  Rückzahlung 
Qxa  in  —  minderwertigen  —  künftigen 
Gütern.  Die  zwischen  beiden  bestehende 
Wertdifferenz  muss  ausgeliehen  werden 
durch  ein  gewisses  Aufgeld,  das  auf  die 
minderwerti^n  künftigen  Güter  geleistet 
wird,  und  dieses  Aufgeld  ist  der  Zins. 

Dass  sodann  der  Mietzins  für  ver- 
liehene nicht  produktive  Dauer- 
güter, wie  Wohugebäude,  Musikinstru- 
mente u.  dei^L  regelmässig  einen  Ueber- 
schuss  über  die  Amortisationsquote  als  Rein- 
zins übrig  lässt,  erklärt  sich  durch  einige 
Zwischenglieder  hindurch,  deren  Darstellung 
hier  zu  weit  führen  würde*),  aus  der  ent- 
sprechend niedrigeren  Schätzung  der  erst  in 
späteren  Jahren  beziehbaren  Nutzungen  jener 
dauerbaren  Güter.  Hieraus  geht  nämlich 
zunächst  eine  gewisse  Reduktion  des  nach 
dem  Principe  der  Kapitalisation  geschätzten 
Kapitalwertes  jener  dauerbaren  Güter  selbst, 
dann  aber  insbesondere  auch  eine  Reduktion 
der  erforderlichen  jährlichen  Amortisations- 
quote bis  unter  das  Ausraass  des  laufen- 
den Mietzinses  hervor,  welcher  letztere  den 
Wert  der  vollwertigen  jeweils  fälligen 
Nutzungsrate  repräsentiert. 

Die  Erklärung  des  ursprünglichen 
Kapitalzinses  der  Produktionsunter- 
nehmer endlich  knüpft  daran  an,  dass  die 
vom  Unternehmer  angekauften  und  seine 
Kosten  darstellenden  Produktivgüter  (Roh- 
stoffe, Werkzeuge,  Arbeit)  ihrem  wirtschaft- 
lichen Charakter  nach  eigentlich  »Zukunfts- 
ware« sind,  insofern  sie  nämlich  in  ihrem 
gegenwärtigen  Zustande  für  die  menschliche 
Bedürfnisbefriedigung  noch  unbrauchbar 
sind  und  erst  nach  4hrer  Umwandlung  in 
fertige  Produkte,  die  jedoch  eine  gewisse 
Zeit  erfordert,  brauchbar  sein  werden. 
Dieser  Umstand  beeinflusst  ihi-en  Wert  und 
Preis  in  folgender  Weise.  Der  Wert  der 
Produktivgüter  richtet  sich  im  allgemeinen 
nach  dem  Werte  der  Produkte,  die  man 
durch  ihre  Hilfe  gewinnen  kann.  Demge- 
mäss  stellt  man  z.  B.  eine  Summe  von  Pro- 
duktivmitteln, mit  welchen  man  nach  Ab- 
lauf z.  B.  einer  einjährigen  Produktions- 
periode 10.')  Centner  Weizen  herstellen 
kann,  im  Werte  diesem  ihrem  voraussicht- 
lichen   Produkte,    also    105    nächstjährigen 

')  Das  Genauere  siehe  hierüber  in  meiner 
„Positiven  Theorie  des  Kapitals",  S.  361  ff. 


Centnem  Weizen  gleich.  Insofern  aber 
diese  selbst  wegen  der  besprochenen  Wert- 
differenz von  künftigen  und  gegenwärtigen 
Gütern  nur  100  gegenwärtigen  Cent- 
nem gleichgehalten  werden,  reduziert  sich 
natürlich  auch  der  Tauschwert  jener  Pro- 
duktivmittelgruppe, so  wie  er  im  gegen- 
wärtigen Augenblicke  bestimmt  und  in 
gegenwärtigen  Gütern,  z.  B.  in  einem  so- 
fort bar  zu  bezahlenden  Kaufpreise  ausge- 
drückt wird,  auf  den  Wertbetrag  von  100 
gegenwärtigen  Centnern  Weizen.  Wenn  so- 
dann im  nächsten  Jahre  nach  erfolgreich 
durchgeführter  Produktion  105  Centn« 
thatsächlich  eingeerntet  und  realisiert  werden, 
80  erübrigt  für  den  Unternehmer  gegenüber 
dem  für  seine  Produktivmittel  bezahlten 
Einkau&preise  ein  Wertgewina  von  5  Cent- 
nern, welcher  darauf  zurückzuführen  ist, 
dass  die  anfänglich  nur  als  solche  ge- 
schätzte Zukunftsware  »unreifes  Produktiv- 
gut« in  der  Hand  des  Unternehmers  zum 
fertigen  gegenwärtigen  Genussgut  herange- 
reift und  sonach  auch  in  den  Vollwert  gegen- 
wärtiger (JOter  hineingewachsen  ist*). 

IIL  Die  Höhe  des  Kapitalzinses. 

1.  Im  allgemeinen.  Ungleich  sicherer 
als  über  die  letzten  Gründe  der  Existenz 
eines  Kapitalzinses  sind  wir  über  die  kon- 
kreten thatsächlichen  Umstände  unterrichtet, 
welche  die  Höhe  desselben  oder  den  Zins- 
fuss  beeinflussen.  Die  jeweilige  Höhe  des 
Zinsfusses  in  einer  Volkswirtschaft  richtet 
sich  im  allgemeinen  nach  dem  Verhältnisse 
zwischen  der  Masse  der  vorhandenen  Kapi- 
talien und  dem  Bedarfe,  der  nach  ihnen 
besteht.  Betrachten  wir  beide  Faktoren 
näher. 

Die  jeweils  vorhandene  Menge  von  Ka- 
pitalien ist  die  Frucht  der  bisherigen  Er^ 


')  Mehrfach  wurde  die  oben  vorgetragene 
Zinstheorie  des  Verf.,  insofern  sie  sich  gleich- 
falls und  zwar  sehr  wesentlich  auf  die  tech- 
nische Produktivität  des  Kapitales  stützt,  als 
eine  nicht  im  Gegensatze  zu  den  Prodnktivitfits- 
theorieen  stehende  Theorie,  sondern  selbst  als 
eine  Art  motivierter  Produktivitätstheftiie  be- 
zeichnet (z.  B.  von  Pierson  in  „de  Economist", 
1889,  S.  193 ff.,  spezieU  217 f,  und  von  Knnt 
Wickseil,  „Ueber  Wert,  Kapital  undRente^ 
Jena  1893,  S.  86).  Vorausgesetzt,  dass  man 
diese  Bezeichnung  nur  frei  von  jener  verfäng- 
lichen Nebenbedeutung  gebraucht,  welche  die 
alten  Produktivitätstheoretiker  in  sie  zu  legen 
pflejften,  und  welche  leider  auch  heute  noch 
oäuäg  und  gerne  in  sie  gelegt  wird,  wörde 
ich  nicht  viel  dagegen  einzuwenden  haben, 
ausser  etwa,  dass  nach  meiner  Auffassung  die 
„Produktivität  des  Kapitales"  nie  der  unmittd- 
bare  und  ausserdem  nicht  der  einzige  Gmnd 
der  Zinserscheinnng  ist.  Genaner  habe  ich 
mich  hierüber  in  meiner  Gesch.  n.  Kritik,  2. 
Aufl.  S.  406  ff.  u.  695  ff.  ausgesprochen. 
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Bpanings-  und  Ansammlungsthätigkeit  des 
Voltes.  Sie  wird  desto  grösser  sein,  je 
entwickelter  in  einem  Volke  der  Vorbedacht 
fOr  die  Zukunft  und  der  auf  ihm  beruhende 
Sparsion  ist,  je  mehr  die  Bethätigung  des 
Sparwillens  durch  eine  gewisse  Beichlich- 
keit  des  Einkommens,  die  ihrerseits  wieder 
auf  einer  wohlentwickelten,  ei^ebigen  Pro- 
didction  beniht,  erleichtert  wird,  je  länger 
die  der  Kapitalansammlung  günstigen  um- 
stände bereits  wirksam  waren  und  je  sel- 
tener endlich  kapitalzerstörende  Bückschläge, 
wie  z.  B.  dimm  Krieg,  Misswachs,  Krisen 
n.  dere^I.,  stattgefunden  haben.  £s  liegt  auf 
der  Imnd,  dass  in  den  genannten  Bezie- 
hungen Völker  von  alter  wirtschaftlicher 
Kultur  eine  üeberlegenheit  sowohl  gegen- 
über noch  unentvnckelten  als  auch  gegen- 
über eben  erst  aufstrebenden  »jungen  Län- 
dern« zeigenj  und  zumal  in  langen  Friedens- 
epochen weisen  jene  häufig  ein  rapides 
Wachstum  der  Beschäftigimg  suchenden 
Kamtalien  auf. 

Bei  der  heutigen  Entwickelung  des  inter- 
nationalen Verkehrs-  und  Kreditwesens  wird 
übrigens  das  in  einer  Volkswirtschaft  ver^ 
fOgbare  Kapital  nicht  mehr  ausschliesslich 
durch  das  m  derselben  autochthon  gebildete 
Kapital  repräsentiert,  sondern  es  kommen 
auch  die  mtemationalen  Kapitalströmungen 
sehr  wesentlich  in  Betracht  Von  dem  in 
kapitalärmeren  Ländern  herrschenden  höhe- 
ren Zinsfusse  angelockt,  strömen  aus  reichen 
Ländern  überschüssige  Kapitalien  in  jene 
ein,  um  daselbst  mehr  oder  weniger  an- 
dauernd zu  verbleiben.  Diese  Kapitalströ- 
mungen üben  einen  gewissen  nivelUerenden 
Einfluss  sowohl  auf  die  von  Haus  aus  un- 
gleiche Kapitalversoi^ng  als  auch  auf  den 
dadurch  bedingten  Zinsfuss  der  verschie- 
denen Länder  aus ;  seine  Wirkung  reicht  aber 
selbstverständlich  doch  nur  bis  zu  einer  ge- 
wissen Milderung,  keineswegs  bis  zur 
völligen  Beseitigung  der  bestehenden  Diffe- 
renzen. 

Für  die  Höhe  des  Zinsfusses  kommt  es 
aber,  wie  schon  angedeutet  wurde,  nicht  auf 
die  absolute  Menge  der  in  einem  Lande 
vorhandenen  Kapitalien  sondern  auf  ihr 
Verhältnis  zum  Bedarf  nach  ihnen  an.  Der 
Bedarf  setzt  sich  aus  zwei  der  Grösse  nach 
sehr  ungleichen  Komponenten  zusammen. 
Die  wenigstens  in  normalen  Zeiten  weitaus 
schwächere  Komponente  stellt  der  (kapital- 
zerstörende) Bedarf  zu  nicht  produktiven 
Zwecken  dar.  Hierher  gehört  die  aus  Not 
oder  Verschwendung  (mit  oder  ohne  Kon- 
trahierung von  Schulden)  stattfindende  Avi- 
zehrung  des  Stammkapitals  von  seite  Pri- 
vater sowie  die  Bestreitung  von  laufenden 
oder  von  nicht  produktiven  ausserordent- 
lichen Ausgaben  des  öffentlichen,  zumal  des 
Staatshaushaltes  durch  Vermögensveräusse- 


rung  oder  Aufnahme  von  Anleihen.  Nament- 
lich Anlässe  der  letzteren  Art,  z.  B.  die 
Kontrahierung  grosser  Kriegsanleihen,  können 
den  unter  normalen  Verhältnissen  nicht  be- 
deutenden unproduktiven  Kapitalbedarf  aus- 
nahmsweise so  anschwellen  machen,  dass  er 
einen  starken  und  nachhaltigen  Einfluss  auf 
die  Höhe  des  Zinsfusses  im  ganzen  Lande 
ausübt 

Der  in  der  Regel  weitaus  mächtigere 
Zweig  des  Bedarfes  begehrt  das  Kapital  zu 
seiner  bestimmungsmässigen  Verwendung 
in  der  Produktion.  Ob  dieser  Bedarf  sich 
auf  dem  Darlehensmarkte  geltend  macht 
oder  ob  das  Kapital  von  seinem  Eigentümer 
selbst  in  einer  Produktionsuntemehniung  in- 
vestiert wird,  macht  dabei  für  die  Schluss- 
wirkung keinen  Unterschied.  Der  letzte 
Grund  für  diesen  Begehr,  der  auch  für  dessen 
Intensität  und  schüesslich  für  die  Höhe  des 
Zinsfusses  massgebend  wird,  liegt  in  jener 
Thatsache,  die  wir  oben  als  technische  Pro- 
duktivität des  Kapitals  bezeichnet  haben ;  in 
der  Thatsache  nämlich,  dass  die  Einschla- 
gung langwierigerer  Produktionsumwege, 
die  mit  der  Herstellung  und  Anwendung 
zahlreicherer  und  kostspieligerer  Zwischen- 

Clukte  (Werkzeuge,  Maschinen,  Bauan- 
n,  Hilfestoffe  und  dergl.)  oder  mit  einer 
stärkeren  Kapitalinvestition  identisch  ist,  zu 
reichlicheren  Produktionsergebnissen  führt 
Wer  also  vorteilhaft  zu  produzieren  be- 
ziehungsweise seine  Produktion  zu  verbessern 
wünscht,  muss  auch  die  Verfügung  über 
Kapital,  beziehungsweise  Ober  noch  mehr 
Kapital  zu  erlangen  wünschen,  und  dieser 
Begehr  findet  an  sich  so  lange  keine  Grenze, 
als  Gelegenheit  vorhanden  ist,  durch  eine 
noch  stärkere  Kapitaünvestition  die  tech- 
nische Ergiebigkeit  der  Produktion  noch 
ii^nd  weiter  zu  steigern.  Diese  Grenze 
ist  thatsächlich  noch  in  keiner  Volkswirt- 
schaft erreicht  und  wird  auch  nicht  leicht 
jemals  erreicht  werden.  Es  steht  also 
überall  ein  praktisch  unbegrenzter  Begehr 
nach  Kapital  zu  produktiven  Zwecken  einem 
Angebot  gegenüber,  welches  durch  den 
augenblicklichen  Kapitalreichtum  repräsen- 
tiert, jedenfalls  begrenzt  und  daher  audi 
jedenWls  zur  vollen  Befriedigung  des  Be- 
darfes nicht  ausreichend  ist 

Dieser  Umstand  wird  für  die  Bestimmung 
des  Zinsfusses  wichtig.  Wie  überall,  wo 
eine  vorhandene  Deckung  nicht  zur  Be- 
friedigung des  ganzen  Bedarfes  ausreicht, 
muss  innerhalb  des  letzteren  eine  Auslese 
stattfinden.  Sie  vollzieht  sich  in  unserem 
Falle  naturgemäss  so,  dass  die  vorteilhafteren 
Produktionsverwendimgen  vermöge  der 
grösseren  Zahlungsföhigkeit,  die  ihnen  zur 
Seite  steht,  sich  den  Vorzug  vor  den  minder 
vorteilhaften  Verwendungen  enswingen.  Mit 
dem  vorhandenen  KapitaJstock  werden,  so- 
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weit  derselbe  langt,  zunächst  die  dringend- 
sten und  rentabelsten  Kapitalanlagen  be- 
stritten; erst  wenn  sich  das  Kapital  weiter- 
hin vermehrt,  können  und  müssen  sich  die 
zuwachsenden  Kapitalien,  welche  die  ren- 
tabelsten Verwendungen  schon  besetzt  fin- 
den, stufenweise  auch  den  minder  rentablen 
Investitionen  zuwenden :  eine  minder  reiche 
Volkswirtschaft  wird  z.B.  zunächst  nur  die 
Verkehrs-  und  erträgnisreiehsten  Haupt- 
bahnen, bei  zunehmender  Kapitalfülle  später- 
hin auch  die  »Sekundär«-  und  Lokalbahnen 
bauen.  Auf  diese  Weise  giebt  es  immer 
ein  Rentabilitätsniveau,  welches  für  einen 
gegebenen  Zeitpunkt  die  Grenze  l)ezeichnet, 
bis  zu  welcher  die  Kapitaldeckung  reicht: 
die  Rentabilität  dieser  jedesmaligen  »Grenz«- 
Anlagen  ist  es,  welche  über  die  Höhe  des 
Zinsfusses  entscheidet ;  zunächst  unmittelbar 
für  die  neu  zuwachsenden  Kapitalteile,  die 
ja  an  eben  dieser  Grenze  ihre  Bescliäftigimg 
suchen  müssen,  dann  aber  mittelbar  auch 
für  die  ganze  Masse  der  »alten  Kapitalien«, 
die  durch  die  Konkiurenz  der  »neuen«  ge- 
zwungen werden,  mit  derselben  Vergütung 
vorlieb  zu  nehmen  wie  diese.  Wie  Röscher 
es  ausdrückt:  für  den  Zinsfuss  ist  »mass- 
gebend der  Ertrag  der  unergiebigsten  Kapi- 
talverwendung, welche  gleichwoM  nicht  ver- 
schmäht werden  darf,  um  alle  Beschäftigung 
Buchenden  Kapitale  wirklich  zu  beschäftigen«, 
oder,  wie  v.  Thflnen,  der  eigentliche  Ent- 
decker dieses  Gesetzes  sagt:  es  ist  mass- 
gebend die  Ergiebigkeit  »des  zuletzt  ange- 
legten Kapitalteilchens«.!) 

Selbstverständlich  mischen  sich  die  vom 
produktiven  Kapitalbedarf  ausgehenden  Be- 
stimmgründe jeder  Zeit  mit  den  vom  un- 
produktiven Kapitalbedarf  ausgehenden  Ein- 
wirkungen zusammen,  und  die  Feststellung 
des  thatsächlichen  Zinsfusses  erfolgt  unter 
dem  verbundenen  Einflüsse  beider.  Für 
die  thatsächliche  Bewegung  des  Zinsfusses 
ergiebt  sich  hieraus  etwa  folgendes  Bild : 

In  Ländern  von  geringer  wü'tschaftlicher 

')  Es  fällt  leicht  auf,  dass  diese  Gedanken- 
gänge vollkommen  im  Geiste  der  Theorie  des 
Grenznutzens  (s.  den  Art.  Wert  oben  a.  a.  0.) 
gebalten  sind;  dieselben  sind  jedoch  in  der 
konkreten  Anwendung  auf  den  Kapitalzins  auch 
den  Anhängern  anderer  AVerttheorieen  seit  der 
Zeit  Thünens  ffelänfig.  Dieser  Umstand  ist 
es  namentlich,  auf  welchen  die  zu  Beginn  dieses 
Abschnittes  bemerkte,  auf  den  ersten  Blick  ge- 
wiss befremdliche  Erscheinung  zurückzuführen 
ist,  dass  bei  einer  so  starken  Diskordanz  in  Be- 
zug auf  die  allgemeinsten  Principien  der  Zins- 
theorie eine  so  genaue  Uebereinstimmung  fast 
aUer  Ansichten  über  die  näheren  Details  herrscht, 
von  denen  die  Höhe  des  Kapitalzinses  abhängt. 
Ich  habe  mich  bemüht,  diesen  ein  Gemeingut 
verschiedener  Theorieen  bildenden  Erkenntnissen 
im  Texte  einen  möglichst  neutralen  Ausdruck 
zu  geben. 


Entwickeliuig  steht  der  Zinsfuss  (und  zwar 
sprechen  wir  hier  von  der  Höhe  der  eigent- 
lichen Kapitalrente,  abgesehen  von  hetero- 
genen, im  Rohziuse  enthaltenen  Elementen) 
regelmässig  hoch  wegen  des  geringen,  nur 
dem  dringendsten  Bedarfe  genügenden  Ka- 
pitalvorrats. Mit  zunehmender  wirtschaft- 
licher Entwickelung  zeigt  sich  die  Tendenz 
zu  einer  stetigen  Abnahme  des  Zin.sfusses 
als  Folge  eines  die  Zunahme  der  Verwen- 
dungsgelegenheiten überflügelnden  "Wachs- 
tums der  Kapitalien.  Die  sinkende  Tendenz 
des  Zinsfusses  wird  jedoch  zeitweise  durch 
Rückschläge  unterbrochen,  welche  haupt- 
sächlich veranlasst  werden  können  entweder 
durch  kapitalzerstörende  Ereignisse,  zumal 
Kriege,  oder  durch  Eröffnung  ausgedehnter 
lukrativer  Verwendungsgelegenheiten  infolge 
weittragender  neuer  Entdeckungen  oder  Er- 
findungen, Anknüpfung  neuer  Handelsbe- 
ziehungen und  dergl.,  zumal  wenn  die  nene 
lukrative  Verwendung  eine  bedeutende 
Kapitalinvestition  erfordert,  wie  z.  B.  die 
Einführung  der  Eisenbahnen.  Umgekehrt 
wird  die  sinkende  Bewegung  des  Zinsfusses 
desto  rascher  fortgesetzt,  wenn  mit  dem 
fortsclireitenden  Wachstume  der  KapitaUen 
eine  fortschritts-  und  geschäftsarme  Periode 
zusammentrifft  —  eine  Konstellation,  die 
namentlich  in  der  ersten  Zeit  nach  dem 
Vorübergang  volkswirtschaftlicher  Krisen  zu- 
zutreffen pflegt. 

Zur  Illustration  des  Gesagten  mag  dienen, 
dass  man  in  Deutschland  seit  1815  drei 
Perioden  der  Zinsfussbewegung  beobachtet 
hat.  In  der  ersten  Periode  (1815 — 1845) 
sinkt  der  Zinsfuss  von  der  exorbitanten 
Höhe  von  8  ""/o,  die  er  am  Ende  der  Napole- 
onischen Kriege  und  infolge  derselben  er- 
reicht hat,  allmählich  bis  auf  3  "/o  in  siche- 
ren Anlagen;  in  der  Periode  1845 — 1871, 
welche  durch  einen  grossartigen  wirtschaft- 
lichen Aufschwung,  riesige  Kapitalinvesti- 
tionen in  Eisenbahnen  und  dergl.,  dann  auch 
diu-ch  mehrfache  Kriege  bezeichnet  ist,  hebt 
er  sich  wieder  bis  gegen  5<'/o;  in  den 
jüngsten  Jahrzehnten  endlich  setzt  er  die 
sinkende  Tendenz  wieder  fort*) 

Wie  weit  der  Zinsfuss  überhaupt  dauernd 
sinken  kann,  ohne  den  Anreiz  zur  Ersparung 
und  damit  den  ferneren  Zuwachs  der  Kapi- 
talien zum  Versiegen  zu  bringen,  läset  sich 
a  priori  nicht  sagen.  Gewiss  scheint  nur. 
dass  noch  ein  erheblich  niedrigerer  als  der 
heute  in  den  kapitalreichsteu  Ländern  üb- 
liche Zinsfuss  von  3  %  psychologisch  mög- 
lich ist.  Gewiss  ist  ferner,  dass  das  fort- 
schreitende Sinken  des  Zinsfusses  geeignet 


')  In  der  allerjüngsten  Zeit  (etwa  seit  1899) 
begann  sich  wieder  eine  steigende  Bewegung 
geltend  zu  machen,  deren  Dauer  nnd  Tragweite 
sich  indes  noch  nicht  überblicken  lässt. 
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ist,  eine  nicht  unwesentliche  Yerschiebung 
in  der  Verteilung  des  Volkseinkommeus  im 
Sinne  einer  verhältnismässigen  Verminderung 
des  Anteils  der  Besitzenden  und  einer  Ver- 
mehrung des  Anteils  der  arbeitenden  Klassen 
herbeizuführen.  Zwar  darf  man  —  ausser 
dem  Falle  eines  ganz  rapiden  Sturzes  des 
Zinsfusses  —  niclit  annehmen,  dass  dabei 
die  absoluten  Beträge  sinken  werden,  welche 
unter  dem  Titel  des  Kapitalgewinnes  an 
den  Kapitaleigentümer  fallen;  denn  die 
Senkung  des  Zinsfusscs  geht  der  Natur  der 
Sache  nach  nicht  leiclit  ohne  eine  Ver- 
mehrung der  Kapitalmasse  einher,  als  deren 
Folge  sie  ja  gewöhnlich  erst  einzutreten 
pflegt,  und  schliesslich  liefern  2  "/o  von  zwei 
MUliarden  Kapital  keinen  geringeren  Zins- 
ertrag als  4  '/o  von  einer  Müliairde.  Wohl 
aber  kann  auf  diesem  Wege  bewirkt  werden, 
dass  wenigstens  der  Zuwachs,  den  infolge 
der  Vermehrung  des  Kapitals  und  der  da- 
durch bewirkten  Verbesserung  der  produk- 
tiveu  Ausrüsttmg  das  Nationalprodukt  er- 
fährt, in  das  Einkommen  der  Arbeiter  ge- 
leitet und  so  ihr  absoluter  und  relativer 
Anteil  am  Volkseinkommen  gesteigert  wird. 

Aus  diesem  Gesichtspunkte  ist  auch  die 
viel  erörterte  Frage  zu  beui-teilen,  ob  ein 
niedriger  Zinsfuss  ein  Segen  oder  ein  L'ebel 
sei.  Bei  dieser  Frage  muss  man  sich  zu- 
vörderst den  Sinn  klar  machen,  in  dem 
man  sie  stellen  will:  will  man,  was  die 
Frage  buchstäblich  enthält,  nach  den  Wir- 
kungen fragen,  die  der  Zinsfuss  selbst 
thatsächlich  hervorbringt,  oder  aber  nach 
den  Wirkungen  irgend  welcher  anderer 
Thatsachen,  von  deren  Dasein  ein  hoher 
oder  niedriger  Zinsfuss  nur  ein  begleitendes 
Symptom  ist?  In  letzterem  Sinne,  als 
symptomatische  Erscheinung  wird  man  einen 
niedrigen  Zinsfuss  im  ganzen  deshalb  wiD- 
kommen  heissen,  weil  er  das  Merkzeichen 
eines  erfreiilichen  Kapitalreichtums  und  da- 
mit einer  Hauptbedingmig  einer  ergiebigen 
Nationalproduktion  ist.  Auch  wenn  man 
sagt,  dass  ein  niedriger  Zinsfuss  die  Aus- 
dehnung der  Geschäfte,  die  Durchführung 
nützlicher  Unternehmungen  ermögliche,  die 
bei  höherem  Zinsfuss  wegen  zu  teuerer 
Kapitalbeschaffung  ökonomisch  nicht  mög- 
lich gewesen  wären,  so  gehört  dieses  Lob 
eigentlich  auf  das  Konto  der  vorhandenen 
Kapitalfülle,  welche  thatsächlich  jene  Aus- 
dehnung der  Investitionen  ermöglicht  und 
im  niedrigen  Zinsfuss  nur  gleichsam  ihren 
Schatten  wirft.  Die  buchstäblichen  eigenen 
Wirkimgen  des  Zinsfusses  sind  dagegen  auf 
dem  Gebiete  der  Verteilung  des  Produktes 
zwischen  Kapitalisten  und  Arbeiter  zu 
suchen,  und  in  diesem  Sinne  ist  ein  nied- 
riger Zinsfuss  gewiss  als  eine  willkommene 
Ursache  der  Verbesserung    des  wirtschaft- 


lichen Loses  der  breiten  Schichten  der  Be- 
völkerung anzusehen. 

Wenn  hie  und  da^)  der  niedrige  Zins- 
fuss beschuldigt  wird,  w^aghalsige  Si)ekula- 
tionen  und  damit  den  Einbruch  von  Krisen 
zu  begünstigen,  so  ist  zu  bemerken,  dass 
nicht  ein  dauernd  niedriger  Stand  des  Zins- 
fusses, sondern  dass  temporäre  Schwan- 
kungen des  Zinsfusses  unter  sein  (gleich- 
viel ob  hohes  oder  niedriges)  Normalniveau 
in  dieser  Beziehung  das  Gefährliche  sind. 
Ein  Zinsfuss  von  2".o  ist,  wenn  er  sich 
einmal  als  landesüblich  eingelebt  hat,  kaum 
gefährlicher,  als  ein  normaler  Zinsfuss  von 
8**/o  es  wäre.  Aber  bei  einem  normalen 
Zinsfusse  von  8",o  wird  ein  temporäres 
Sinken  auf  6'/o  genau  ebenso  einen  das 
Spekulationsfieber  begünstigenden  »flüssigen 
Geldstand«  bedeuten,  als  es  ein  l'i'-'oiger 
Zinsfuss  gegenüber  einem  Normalstande  von 
2%  thäte! 

2.  Die  Höhe  des  Zinsfasses  in  yer- 
schiedenen  Zweigen  der  Ki^italverwen- 
dang.  Im  ganzen  lässt  sich  eine  gewisse 
Tendenz  des  Zinsfusses  beobachten,  sich  in 
den  verschiedenen  Zweigen  der  Kapitalver- 
wendung auf  ein  annähernd  gleiches  Niveau 
zu  stellen.  Die  Ausgleichung  wird  durch 
ein  Zu-  und  Abströmen  der  Kapitalien  ver- 
mittelt, zu  denen  eben  die  bestehenden  Ver- 
schiedenheiten des  Zinsfusses  selbstwirkend 
die  Anregung  geben :  minder  lohnende  Ver- 
wendungszweige verlässt  das  Kapital,  um 
sich  den  überdurchschnittlich  lohnenden  zu- 
zuwenden; eben  dadurch  wird  aber  hier 
das  Kapitalangebot  vermehrt  und  der  Zins- 
fuss gedrü(^,  dort  das  Angebot  vermindert 
und  der  Zinsfuss  wieder  gehoben. 

Unter  anderem  wird  aus  analogen  Mo- 
tiven auch  der  Zinsfuss  bei  Darlehen  im 
grossen  und  ganzen  parallel  gehen  mit  der 
Höhe  des  ursprünglichen  Kapital- 
zinses, der  sich  aus  der  Eigen  Verwendung 
der  KapitjJien  in  produktiven  Unterneh- 
mungen erzielen  lässt  Denn  es  ist  einer- 
seits auf  die  Dauer  offenbar  nicht  möglich, 
dass  Produzenten  für  dargeliehene  Kapitaüen 
mehr  zahlen,  als  diese  ihnen  in  der  Unter- 
nehmung tra^n,  und  lungekehrt  würde  ein 
stärkeres  Uebergewicht  der  ursprünglichen 
Kapitalgewinne  über  den  zu  bezahlenden 
Leihzins  nicht  verfehlen,  die  Unternehmer 
zu  einer  derartigen  Ausdehnung  ihrer  Unter- 
nehmungen und  zu  einem  derart  verstärkten 
Begehr  nach  Leihkapitalien  zu  veranlassen, 
dass  dadureh  die  Marge  zwischen  Zins-  und 
Gewinnrate  bald  ausgeglichen  würde.  Immer- 
hin bestehen  vom  »Gesetz  der  Gewinnaus- 


•)  Z.  B.  von  Nenrath  in  einer  Abhand- 
lung über  „Das  Sinken  des  ZinsfuBses  sozial- 
Ckonomisch  gewürdigf,  Wien  1893. 
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gleidiung«  erhebliche,  teüs  scheinbare,  teils 
wirkliche  Ausnahmen. 

Scheinbare  Ausnahmen  liefen  dort  vor, 
•wo  der  höhere  Gewinn-  oder  Zinssatz  ledig- 
lich eine  Folge  davon  ist,  dass  ausser  der 
eigentlichen  iSapitalrente  noch  irgend  welche 
andere  heterogene  Elemente  zu  vergüten 
sind,  wie  Arbeitsleistmigen,  Amortisations- 
quoten und  namentlich  Risikoprämien.  Das 
letztere  Element  spielt  zumal  bei  Darlehen 
eine  grosse  BoUe  und  treibt  den  Zinssatz 
teüs  bei  solchen  einzelnen  Darlehen,  bei 
welchen  die  Person  des  Schuldners  oder 
das  bestellte  Pfand  nicht  vollkommen  »gut« 
ist,  teils  aber  auch  allgemein  in  solchen 
Zeiten  und  Ländern  in  die  Höhe,  in  welchen 
wegen  mangelhafter  Einrichtungen  des  Kre- 
ditwesens und  der  Rechtspflege  oder  wegen 
der  allgemeinen  Unsicherheit  der  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  (Kriegs-  oder  Krisen- 
zeiten !)  mehr  oder  weniger  jedem  Darlehen 
ein  gewisses  Moment  von  Unsicherheit  an- 
haftet. Die  grössere  Sicherheit  des  Kredit- 
verkehrs, deren  wir  ims  heutzutage  erfreuen, 
bildet  denn  auch  sicherlich  mit  einen  Gnmd 
für  den  augenfälligen  Rückgang  des  Dar- 
lehenszinses, der  sich  gegenüber  den  früheren 
und  zumal  gegenüber  den  unsicheren  mittel- 
alterlichen Zeiten  beobachten  lässt 

Aber  auch  die  durch  den  »landesüblichen 
Zins«  repräsentierte  echte  Kapitalrente  gleicht 
sich  keineswegs  in  allen  Zweigen  der  Kapi- 
talvei-wendung  vollständig  aus.  Die  Frei- 
zügigkeit der  Kapitalien,  auf  der  die  Tendenz 
zur  Ausgleichung  beruht,  ist  eben,  wenn  ihr 
auch  heutzutage  keinerlei  rechtUche  Hinder- 
nisse im  Wege  stehen  mögen,  praktisch 
nichts  weniger  als  eine  vollkommene.  Es 
bleiben  zwischen  den  einzelnen  Teilmärkten 
des  Kapitalverkehres  gewisse  grosse  oder 
kleine  Scheidemauem  aufgerichtet,  die  auf 
irgend  welchen  wirtschaftlichen  oder  tech- 
nischen Hindenmgen  beruhen  und  welche 
bewirken,  dass  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
auf  den  einzelnen  TeUmärkten  der  jeweilige 
Zinsfuss  sich  selbständig  und  abweichend 
feststellt. 

In  dieser  Hinsicht  ist  besonders  bemer- 
kenswert die  Scheidung  zwischen  dem 
Markte  für  feste,  dauernde  Kapitalanlagen, 
zumal  in  Hypotheken,  und  dem  Markte  für 
bewegliche  Kaufmännische  Kredite,  wie  sie 
zumiü  gegen  Wechsel  oder  ähnliche  auf 
kurze  Laufdauer  berechnete  kaufmännische 
Papiere  gewährt  werden.  Der  »Hypothekar- 
zinsfuss«  ist  verhältnismässig  stabil,  der 
»Diskontofuss«  mit  den  Konjunkturen  des 
Geschäftslebens  rasch  wechselnd,  in  ruhigen, 
geschäftsstillen  Zeiten  zumeist  etwas  nied- 
riger als  der  Hypothekarzinsfuss  (weil  dem 
Diskontomarkte  naturgemäss  jederzeit  das 
starke  und  genügsame  Angebot  der  flottaaten 
Kapitalien  zu  gute  kommt,  welche  nur  für 


eine  kurze  Zwischenzeit  eine  provisorische 
Fruktifizierunfir  suchen),  in  bewegten  Zeiten 
aber  auch  emeblich  höher.  Neben  einem 
stabilen  Hypothekarzinsfusse  von  4**/o  mag 
der  Diskontosatz  (wenn  auch  nicht  die  offi- 
zielle Bankrate)  zeitweise  leicht  bis  auf  2 
oder  selbst  1%  herab-  und  bis  auf  6  oder 
selbst  8"/o  hinaufgehen. 

Bei  dem  ursprünglichen  Kapitalgewinne, 
der  bei  Eigenverwendun^  des  K^itals  zu 
erzielen  ist,  können  in  emzelnen  Untemeh- 
mungsarten  desto  stärkere  Abweichungen 
vom  landesüblichen  Zinsfusse  sich  erhalten, 
mit  einer  je  stärkeren  Immobilisierung  die 
betreffende  Kapitalsanlage  verbunden  ist 
Ein  Kapital,  das  aus  der  einmal  gewählten 
Verwendung  nicht  wieder  heraus  kann,  wie 
z.  B.  das  Investitionskapital  einer  Eisenbt^n, 
eines  Bergwerkes,  eines  Zi^elofens,  trägt 
dann,  ganz  je  nach  dem  Ausfall  des  kon- 
kreten Unternehmens,  andauernd  eine  ab- 
norm hohe  oder  auch  abnorm  niedrige  Vei^ 
zinsung.  Uebrigens  pflegt  sich  im  Verkehrs- 
leben eine  solche  abnorme  Verzinsung 
späterhin  dadurch  zu  verwischen,  dass  man 
stehende  Kapitalien  nach  jhrer  Rentabilität 
schätzt,  wobei  man  die  thatsächliche  Rente 
nach  dem  landesüblichen  Zinsfusse  zu  kapi- 
talisieren pfl^.  So  wird  z.  B.  ein  Berg- 
werk, das  eine  ursprüngliche  Kapitalinvesti- 
tion von  1 000  000  Mark  mit  einem  jährlichen 
Erträgnisse  von  100000  Mark  =  10  »/o  dieses 
Kapitales  lohnt,  bei  sicherer  Erwartung  einer 
Fortdauer  dieses  Erträgnisses  späterhin  nicht 
auf  1  Million,  sondern  vielleicht  auf  2  Mü- 
lionen  Mark  geschätzt  werden  und  sich 
daher  einem  späteren  Käufer,  der  es  um 
diesen  Preis  erwirbt,  nur  noch  mit  den 
landesüblichen  5%  verzinsen.  Auch  bd 
der  Vornahme  solcher  Rentabilitätsrech- 
nungen machen  sich  übrigens  noch  gewisse 
Unterschiede  geltend.  So  pflegt  man  z.  B. 
bei  Realitäten  (Landgütern,  Zinshäusern  u.. 
dgl.)  nach  einem  etwas  niedrigeren  als  dem 
landesüblichen  Zinsfusse  zu  rechnen,  teils 
wegen  der  besonders  hoch  geachtete 
Sicherheit  solcher  Anlagen  (die  unter  anderem 
auch  im  Falle  von  Störungen  im  Geldwesen, 
Entwertung  der  Valuta  u.  dgl.  einen  ge- 
wissen Schutz  bieten),  teils  wegen  der  Aus- 
sicht auf  eine  künftige  Wertsteigerung, 
welche  diese  Objekte  mit  Rücksicht  auf  die 
im  allgemeinen  steigende  Bewegung  der 
Grundrente  wenigstens  unter  normalen  Ver- 
hältnissen eröffnen. 

3.  Geldfülle  und  Zinsfuss.  Geldfülle 
ist  nicht  Kapitalfülle.  Für  die  Höhe  des 
Zinsfusses  in  einem  Lande  kommt  es  auf 
die  Länge  der  Zeit  nicht  darauf  an,  ob  das 
Land  viele  Münzen  und  Geldzeichen  besitzt, 
sondern  ob  es  an  echten  volkswirtschaft- 
lichen Kapitalien,  an  aufgespeicherten  Pro- 
dukten reich  ist,  die  zu  einer  produktiven 
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Investition  oder  zum  Verleihen  berat  sind.*) 
Nichtsdestoweniger  gewinnt  auch  der  Geld- 
stand im  buchstäblichen  Sinne  des  Wortes 
einen  gewissen  Einfluss  auf  die  Bewegungen 
des  Zinsfnsses,  der  zwar  nicht  tiefgehend, 
dafür  aber  stark  in  die  Augen  fallend  ist 
und  aus  letzterem  Grunde  häufig,  zumal  in 
Laienkreisen,  überschätzt  wird.  Der  Zu- 
sammenhang ist  der  folgende: 

Auf  den  Kapitalmärkten  per  eminentiam, 
auf  welchen  die  Zinshöhe  unmittelbar  be- 
stimmt wird,  d.  i.  auf  den  Kreditmärkten, 
geht  das  Kapital  nicht  in  natura,  sondern 
ausschliesslich  in  Geldform  von  Hand  zu 
Hand.  Die  Kreditmärkte  sind  zu  »Geld- 
märkten« geworden ;  Geld  ist  die  allein  ver- 
kehrs^ige  Form  des  Kapitals.  Nun  gilt 
vom  Kapitalmarkte  dasselbe,  was  von  allen 
Märkten  Oberhaupt  gilt :  das  Schicksal  eines 
Marktes  richtet  sich  in  erster  Linie  nicht 
danach,  ob  von  einer  Ware  viel  oder  wenig 
in  der  Welt  vorhanden  ist,  sondern  danach, 
ob  viel  oder  wenig  auf  den  betreffenden 
Markt  kommt  Auf  einem  Hopfenmarkte, 
der  von  den  Kauflustigen  gut  besucht,  aber 
von  den  Produzenten  schwach  beschickt  ist, 
werden  die  Hopfeupreise  anziehen,  auch 
wenn  die  Hopfenernte  im  ganzen  eine  gute 
war.  Analog  wii-d  das  immittelbare  Schicksal 
des  Kapitalmarktes  niclit  dadurch  bestimmt, 
ob  viel  oder  wenig  disponibles  Kapital  in 
der  Volkswirtschaft  vorhanden  ist,  sondern 
ob  viel  oder  wenig  in  der  verkehrsfähigen 
Geldgestalt  auf  den  Markt  geworfen  wird. 
So  konmit  es,  dass  eintretende  Geldfülle, 
indem  sie  ihre  rascheste  und  bequemste 
Verwertung  eben  auf  dem  Bjeditmarkte 
sucht,  hier  den  Zinsfuss  herabdrückt,  wäh- 
rend Geldknappheit  ihn  steigert 

Aber  dieser  Einfluss  kann  seiner  Natur 
nach  kein  tiefgehender  und  nachhaltiger 
sein.  Geradeso  wie  nach  einer  guten  Hopfen- 
ernte auf  einen  abnorm  schlecht  beschickten 
Hopfenmarkt  früher  oder  später  sicherlich 
gut  beschickte  Hopfenmärkte  folgen  werden, 
kann  auch  auf  dem  Kapitalmarkte  über  die 
Stärke  des  Nachschubes  auf  die  Dauer 
nichts  anderes  entscheiden  als  die  vorhandene 
Fülle  an  echten  Kapitalien.  In  folgender 
Weise.  Entweder  ist  die  Geldfülle,  welche 
momentan  eine  stärkere  ^s  die  dem  that- 
sächUchen  Kapitalstande  entsprechende  Fül- 
lung des  Kapitalmarktes  hervorgerufen  hat, 
seltet  nur  eine  vorübergehende:  dann  stellt 
sich,  nach  Vorübergang  dieser  Phase,  auch 
auf  dem  Kapitalmarkte  das  normale  Füllungs- 
verhältnis und  der  diesem  entsprechende 
Zinsfuss  ohne  weiteres  wieder  von  selbst 
her.  Oder  aber  die  Geldfülle  ist  eine  an- 
dauernde, z.  B.  infolge  einer  verstärkten 
Produktion    des    GeldmetaUes    oder    einer 


»)  S.  d.  Art.  Kapital  (oben  Bd.  V,  S.  19«.). 


dauernden,  über  den  Bedarf  hinausschrei- 
tenden Emission  von  Papiei^ld  u.  dgl.: 
dann  wird  der  Geldüberfluss  in  dem  Masse, 
als  er  in  die  Kanäle  der  Warenmärkte  sich 
ergiesst,  in  bekannter  Weise  die  Kaufkraft 
des  Geldes  verringern;  die  in  Geld  ausge- 
drückten Preise  aller  Waren,  somit  auch  der 
echten  Kapitalgüter,  werden  steigen,  und 
schliesslich  wird  man  auch  auf  dem  Kapital- 
markte zur  Uebertragung  einer  gleichen 
Menge  reeller  Kapitalien  eine  grössere  Zahl 
von  Geldzeichen  brauchen  als  zuvor.  Ist 
die  Sache  aber  so  weit  gekommen,  dann 
wird  das  verstärkte  Angebot  an  Geldzeichen, 
das  anfangs  als  Ueberangebot  auf  den  Kapi- 
talmarkt drückte,  allmählich  durch  den  aus 
dem  bezeichneten  Anlasse  gesteigerten  Be- 
darf nach  Geldkapitalien  vollends  absorbiert, 
das  anfemgs  gestörte  Gleichgewicht  zwischen 
Angebot  und  Nachfrage  stellt  sich  wieder 
her,  und  damit  kehrt  endlich  auch  der 
normale,  der  reellen  Kapitalfülle  entspre- 
chende Zinsfuss  wieder  zurück.  Auch  die 
andauernde  Geldfülle  kann  somit  niu:  vor- 
übergehend auf  den  Zinsfuss  wirken,  näm- 
lich nur  insolange,  als  die  definitive  Folge 
des  Geldüberflusses,  die  Geldentwertung, 
sich  noch  nicht,  oder  wenigstens  noch  nicht 
in  voller  Stärke,  eingestellt  liat 

Genau  derselbe  Prozess  spielt  sich,  nur 
natürlich  in  umgekehrter  Richtung,  ab,  wenn 
statt  der  GeldfüLe  eine  vorübergehende  oder 
dauernde  Geldknappheit  eingetreten  sein 
soUte.  Der  Einfluss  des  Geldes  auf  den 
Kapitalzinsfuss  lässt  sich  somit  abschliessend 
etwa  in  folgenden  Worten  charakterisieren: 
üeber  die  grossen,  dauernden  Bewegungen 
des  Zinsfusses  entscheidet  die  verhältnis- 
mässige Fülle  an  reellen  volkswirtschaft- 
lichen Kapitalien;  die  ephemeren  Oscilla- 
lionen  des  Zinsfusses  um  dieses  sein  jedes- 
maliges Normalniveau  hemm  stehen  dagegen 
allerfings  unter  dem  Einflüsse  des  Geld- 
standes. 
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idea  of  eapital,  Quart.  Journal  of  Economic», 
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Freiburg  1898,  gg  117  ff.  (S.  Aufl.  1899).  — 
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Grundbegriffe  und  Grundlagen  der  Volkswirt- 
schaft, Leipzig  189S,  S.  829  ff.  —  Carver,  The 
place  of  abslinence  in  the  theory  of  interest, 
Quart.  Joum.  of  Ec,  October  1893.  —  Sulzer, 
Die  wirtschaftlichen  Grundgestze  in  der  Gegen- 
wartsphase ihrer  Entwickelung,  Zürich  1895.  — 


Wenckstem,  Marx,  Leipzig  1896.  —  StoU- 
mann.  Die  soziale  Kategorie  in  der  Volttwirt- 
»chaftslehre,  Berlin  1896.  —  Thorsch,  Uebcr 
da»  Problem  de»  Kapitaltinses,  Tübinger  Zeii- 
schr.  f.  d.  ges.  Staatsw.  1896.  —  Greaiani, 
Studi  sulla  teoria  dell'  interesse,  Turin  ISHü. 
—  Graziadei,  La  produzione  capUnlittica, 
Turin  1899.  —  Maefarlane,  Value  and  dis- 
tribution,  Philadelphia  1899.  —  IT.  Smart, 
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lesungen über  Nationalökonomie,  I.  Teil,  Theo- 
retische Nationalökonomie  (in  schwedischer 
Sprache)  Lund  1901. 

E.  Böhm-Batrerk. 


Zinsfnss  (Geschichte). 

I.  Geschichte  des  Zinsfasses  im  klassischen 
Altertnm  (S.  954).    U.  Zinsfuss  im  Mittelalter 

(S.  960). 

I.  Geschichte  des  Zinsfnsses  im  Altertum. 

Die  älteste  Form  des  Darlehens  war  auch 
in  Griechenland  das  Fruchtdarlehen.  Der 
Bauer,  der  kein  Brotkom  mehr  hatte,  ging 
zu  dem  wohlhabenderen  Nachbar  und  Ueh 
was  er  brauchte  *),  mit  dem  Versprechen, 
das  Geliehene  nach  der  Ernte  ziirflckzn- 
geben.  Damit  war  beiden  Teilen  gedient; 
der  Darleiher  bekam  statt  des  alten  frisches 
Getreide,  und  der  Entleiher  konnte  sich  bis 
zur  Ernte  durchschlagen.  Es  ist  ein  Nach- 
klang dieser  alten  Zustände,  wenn  noch  die 
attische  Komödie  des  ausgehenden  fx  Jahr- 
hundeiis  das  Wort  nsr^tiv  (zumessen)  anch 
in  der  Bedeutung  von  »darleihen«  gebraucht *l 

Indes  wurde  es  schon  früh  üblich,  bei 
ROckerstatümg  des  Darlehens  mehr  zu  geben, 
als  man  empfangen  hatte,  um  den  Gläu- 
biger zu  künftigen  Darlehen  geneigt  zu 
machen  3).  Was  zuerst  freiwillig  geschehen 
war,  wurde  dann  gefordert,  sobald  die  Ent- 
wickelung des  Handels  und  der  Industrie 
der  landwirtschaftlichen  Produktion  einen 
aufnahmefähigen  Markt  gegeben  hatte*).  So 
entstand  der  Zins.  Und  es  lag  in  der  Natur 
der  Sache,  dass  der  geforderte  Zins  hoch 
war;  handelte  es  sich  doch  um  Notstands- 
darlehen, bei  denen  der  Gläubiger  in  der 
Lage  war,  die  Bedingungen  zu  diktieren. 
So  warnt  schon  Hesiod  den  Bauer  vor  Schul- 
den ;  er  hat  seine  »Werke  und  Tage«  haupt- 


>)  Hesiod,   Werke  und  Tage,  349,  396. 

*)  Aristoph.  Acharn.,  1021  mit  den  Scho- 
lien,  Theop.  fr.  26  Kock  (Com.  Att.  Frag.  I. 
S.  740). 

»)  Hesiod,  Werke,  349,  el  /ter  ftezftta&ai 

Tiapd  ysitovos,  bv  d^aTioäovvat,  avrtp  Tip  fiejftt. 
X«»  Xoiiay,  at  xe  Svyijat,  dg  äv  x^rji^aty  xai  is 
vazepov  uQxiov  svQifi. 

*)  Meine  Griechische  Geschichte,  I, 
222. 
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sächlich  zu  diesem  Zwecke  verfasst').  Wie 
■weit  die  Dinge  kamen,  zeigen  die  Zustände 
Attikas  am  Anfang  des  6.  Jahrhunderts:  nur 
durch  Solons  gewaltsames  Eingreifen  wmtie 
der  tiefvei-schuldete  Bauernstand  gerottet. 

Inzwischen  hatte  der  griechische  Handel 
einen  Grad  der  Entwickelung  erreicht,  der 
auch  hier  zur  Entstehung  des  Kreditwesens 
führen  musste.  Schon  in  der  Odyssee  sagt 
Mentor  (dass  es  Athena  in  seiner  Gestall 
ist,  thut  nichts  zur  Sache),  er  müsse  ins 
Land  der  Kaiüjonen,  wo  er  eine  alte  Schuld- 
forderung habe  *) ;  und  dieses  Guthaben  eines 
Ithakesiers  in  einem  fremden  Staate  kann 
doch  nur  aus  Handelsbeziehungen  erwachsen 
sein.  Der  Dichter  entnimmt  die  Farben  zu 
seinen  Scldlderungen  den  Verhältnissen 
seiner  ionischen  Heimat;  es  muss  also  im 
8.  Jahrhimdert  nichts  Ungewöhnliches  ge- 
wesen sein,  dass  ein  Bürger  z.  B.  von  Milet 
in  Samos  oder  Chios  Schuldforderungen 
ausstehen  hatte.  Allerdings  war  lonien 
damals  der  wirtschaftlich  am  meisten  vor- 
geschrittene Teil  der  giiechischen  Welt. 
Von  Zinsen  ist  übrigens  an  dieser  Stelle 
noch  nicht  die  Rede. 

Ohne  Zweifel  eben  mit  Rücksicht  auf 
die  Bedürfnisse  des  Handels  hat  Selon  da- 
von abgesehen,  ein  Zinsmaximiun  festzu- 
setzen ;  vielmehr  gestattete  eines  seiner  Ge- 
setze dem  Gläubiger  ausdrücklich,  jeden  be- 
liebigen Zins  zu  bedingen*).  Natürlich 
konnte  für  manche  Rechtsgeschäfte  ein  ge- 
setzlicher Zinsfuss  nicht  entbehrt  werden; 
so  bestimmte  z.  B.  ein  (solonisches?)  Gesetz, 
dass  die  Mitgift,  die  bei  der  Scheidung  nicht 
sogleich  zurückerstattet  würde,  mit  18 "o  zu 
verzinsen  sei*).  Dieser  Satz  wird  also  zu 
der  Zeit,  als  das  Gesetz  gegeben  wurde, 
etwa  dem  landesüblichen  Zinsfusse  ent- 
sprochen haben. 

Sonst  haben  wir  aus  der  Zeit  vor  dem 
4.  Jahrhundert  über  die  Höhe  des  Zins- 
fusses  nur  die  Angabe,  dass  der  delische 
Tempel  im  Jahre  4343  zu  10*/o  ausge- 
liehen hat.  wobei  die  einfachen  Zinsen 
(also  ohne  Zinseszins)  eret  nach  10  Jahren 
zugleich  mit  dem  Kapital  zurückgezahlt 
werden  sollten^).  Am  offenen  Markte  wird 
der  Zinsfuss  damals  ohne  Zweifel  höher 
gestanden  haben.  Der  athenische  Staat  ver- 
zinste während  des  peloponnesischen  Krieges 


seine  bei  den  TemiK-lschätzen  Attikas  auf- 
genommenen Anleihen  mit  l,2*/o,  was  Boeckh 
wohl  mit  Recht  als  den  Zehnten  eines  Zinses 
von  12 "o  ansieht,  der  also  bereits  in  der 
Friedensperiode    vor  dem  peloponnesischen 
Kriege  der  in  Attika  landesübliche  gewesen 
sein  wüifle.  wie  wir  ihn  später,  im  4.  Jahr- 
hundert, als  solchen  wiederfinden*). 
I       Zuuäclist  aber  brachten  der  dekeleiische 
Krieg,  die  Revolution    und  dann  der  korin- 
I  thisciie   Krieg    einen    Rückschlag.     Es   sei 
!  leichter .    Geld    auf   der  Strasse   zu   finden, 
I  als  welches  gel)orgt  zu  erhalten,  sagt  Xeno- 
1  phon   von  der  Zeit   des  Parteikampfcs  zwi- 
I  sehen   den   Oligarchen    in   Athen    und   den 
i  Demokraten   im  Peiräeus  -).     Während    des 
!  korinthischen    Krieges    mnssten    selbst    bei 
Darlehen  auf  Faustpfand   25*.'o  Zinsen  Xtc- 
zahlt  werden  %    Sokrates  Schüler  Aescliines, 
der  um  diese  Zeit  eine  Salbenfabrik  betrieb, 
musste   das   Kapital    dafür   zu   36  "/o   auf- 
nehmen,  wobei  er  freilich  auf  die  Länge 
nicht  l)estehen  konnte;  es  gelang  ihm  denn 
auch  endlich,  das  Geld  von  anderer  Seite 
zu  18 "o  zu  erhalten*).    Denselben  Zinsfuss 
von  18 "o  setzt  Isäos  als  landesüblich  vor- 
aus in  einer  Rede,  die  um  380  gehalten  ist^). 
Als  dann  Athen  nach  dem  Antalkidasfrieden 
allmählich  seine  alte  wirtscliaftliche  Blüte 
wieder  erlangte,   sank  der  Zinsfuss;    18 "o 
galten  in  dieser  Zeit  für  hoch  *),  das  übliche 
waren  12  "o'),  ja  selbst  zu  10 ''.o  konnte  man 
■wolil  Geld  erhalten*"),  wenn  auch  natürlich, 
je  nach  der  Konjunktur  des  Geldmarktes,  mit- 
unter höhere  Zinsen  gezahlt  werden  mnssten, 
selbst  bei  hypothekaiischer  Sicherheit"). 

Eine  besondere  Stellung  nimmt  das  sog. 
Seedarlehen  ein,  bei  dem  Schiff  und  Ladung 
als  Unterpfand  dienten  und  der  Gläubiger 
das  Risiko  mittrug.  Kapital  und  Zinsen 
wurden  nach  der  glücklichen  Ankunft  im 
Bestimmungshafen  bezahlt;  ging  das  Schiff 
unter,  so  war  alles  verloren.  Die  Höhe  der 
Zinsen  stand  natürlich  im  Verhältnis  zu  der 
Weite  der  Fahrt  und  der  damit  verbundenen 
Gefahr.     So  wurden  in  Demosthenes'  Zeit 


')  Hesiod,  Werke,  403  ff.,  «i/«  o'ävw/a, 

yf<i^ea9ai    xoeiwv    te    Xiatv    Xtfiov  t'    ä}.i<oor,v^ 
Vgl.  647. 

»)  Odyss.  Y  367ff. 

')  Lvsias  10  fg.  Theomnestos  I),  18. 

*)  Demosth.  27  (g.  Aphob.  I),  17.  59  (g. 
Neaera^  52.  Vr'-  Corp.  Inscr.  Att.  II  1W7 
und  dazu  Kfihler  Athen.  Mitteil.  II  278  und 
Dareste  Inscriptions  juridiqnes  Grec- 
ques  S.  110  n.  117. 

')  Corpus  Inscr.  Atticarum,  I,  283. 


')  Boeckb,  Staatshaushaltnng  der 
Athener,  I*,  S.  581. 

*)  Xen.,  Denkwürdigkeiten,  11,  7,  2. 

*)  Lysias  19  (v.  Aristoph.    Verm.j,  25ff. 

*)  Lysias  g.  Aesch.  1. 

*}  feäos  11  (v.  Hagnias  Erbschaft), 
42 ;  die  richtige  Zeitbestimmnng  giebt  Schaefer, 
Demosth.  III  B.,  229 ff.,  dem  Blass  hätte  folgen 
sollen. 

*)  Aescbin.  g.  Timarch.  107. 

')  Demosth.  27  (g.  Aphob.  I),  9.  23.  35. 
37  (g.  Pantaen.),  4;  Aeschin.  g.  Ktes.  104; 
Corp.  Inscr.  Attic.  II  1055. 

»)  Demosth.  30  fg.  One tor  I),  7;  Aristot 
Bhet.  ra  10  S.  1411a. 

*)  [Demosth.]  53  (g.  Xikostr.)  13,  wo  ein 
Zins  von  16  "„  fUr  eine  Hypothek  auf  ein  städti- 
sches Grundstück  {awoixia)  erwähnt  wird. 
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fttr  die  einfache  Fahrt  vom  Hellespont  nach 
Athen  10  bis  12  oder  12V8  0/o  gezahlt  i),  für 
die  Fahrt  nach  dem  Pontes  22V2O/0,  wobei 
ausdrücklich  bestimmt  wird,  dass  das  Schiff 
vor  dem  Beginn  der  Herbststürme  die  Heim- 
fahrt antreten  muss,  anderenfalls  sollen  30% 
Zinsen  gezahlt  werden*);  und  auch  sonst 
werden  20  oder  SS'/s^/o  in  dieser  Zeit  als 
übliche  Seezinsen  erwähnt  8). 

Athen  war  im  4  Jahrhundert  der  Mittel- 
punkt des  griechischen  Geldmarktes;  es 
uegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  der  Zins- 
fuss  unter  gewöhnlichen  Umstanden  hier 
niedriger  stehen  musste  als  sonst.  Das  wird 
denn  auch  durch  die  wenigen  Angaben  be- 
stätigt, die  aus  dieser  Zeit  über  die  Höhe 
des  Zinsfusses  in  anderen  Teilen  der  grie- 
chischen Welt  überliefert  sind.  So  musste 
die  Gemeinde  Klazomenä  den  rückständigen 
Sold  ihrer  Mietstruppen  zu  20  %  verzinsen^) ; 
und  am  kimmerischen  Bosporus  stand  um 
326  der  gewöhnliche  Zinsfuss  auf  16*/3*'/o  *). 

In  der  Zeit  nach  Alexander  ist  dann  der 
Zinsfuss  von  10 — 12%,  wie  er  im  4.  Jahr- 
hundert in  Athen  stand,  im  grössten  Teile 
der  griechischen  Welt  zum  landesüblichen 
Zinsfuss  geworden ;  ja  der  Zinsfuss  ist  zeit- 
weise unter  diesen  Betrag  gesunken.  So 
zahlen  die  kleineu  Städte  auf  Amorgos  um 
den  Anfang  des  2.  Jahrhvmderts  für  ihre 
Anleihen  8V2,  10  und  12  »/o«);  der  Hypo- 
thekenzinsf  uss  auf  der  Insel  stand  auf  lO'/o '). 
In  Dion  werden,  etwa  am  dieselbe  Zeit, 
Tempelgelder  zu  10%  ausgeliehen*);  zu 
dem  gleichen  Zinsfuss  verleiht  der  delische 
Tempel  seine  Kapitalien  ^j.  Auch  in  einem 
Dekret  von  Oropos  aus  dem  Ende  des  2. 
Jahrhunderts  weiden  10%  als  normaler  Zins- 
fuss vorausgesetzt  1*).  In  Teos  werden 
Stiftungsgelder  um  300  v.  Chr.  zu  etwa 
12%  angelegt  ii) ;  auf  Thera  ein  Jahrhundert 


')  Demosth.  50  (g.  Polyki.)  17,  Diphilos 
bei  Athen.  VII,  292  b. 

')  Demosth.  35  (g.  Lakritos)  10— 13,  vgl. 
34  (g.  Phorm.)  23. 

^)  Xen.,  V.  d.  Eink.  m,  7—14,  vgl.  Isäos 
(g. E a ili p h o n)  bei Harpokrat.  eTtnohcue Aristot. 
Khet.  Ilf  10  S.  Ulla. 

*)  [Aristot.]  Oekon.  n  16,  S.  1348b. 

<•)  Demosth.  34  (g.  Phorm.),  23. 

«)  Bull,  de  Corr.  Heil,  VHI  (1884)  S. 
23  £E.,  XVI  (1892),  S.  268  ff.,  Dareste,  Haussouiller, 
Reinach  Inscr.  Juridiqu es,  S.  312 ff.  Dittenb. 
Syll.»  517. 

')  Dittenberger,  Sylloge*  831;  es  handelt 
sich  um  ein  Dailehen  in  Form  eines  Kaufes  mit 
dem  Recht  des  Eilckkaufes  für  den  Verkäufer. 

")  Corp.  Inscr.  Graec,  II,  3599. 

•)  HomoUe,  Les  Archives  de  l'Inten- 
dance  sacree  ä  Delos  (Paris)  1887  S.  77  A.  2. 

")  Inscr.  Graec.  Sept.  I  4263. 

")  Dittenberger,  Syll.*)  523:  aus  dem  Er- 
trage eines  Eapitola  von  34000  dr.  sollen  jähr- 
lich 3900  dr.  gezahlt  werden. 


später  zu  7  %  ^) ;  in  Delphi  wird  ein  an  die 
Stadt  vom  König  Attalos  Fhiladelphos  bald 
nach  159  geschenktes  Kapital  zu  6*/3%  auf 
Hypothek  ausgethan,  wobei  bestimmt  wird, 
dass  die  verpfändeten  Grundstücke  den 
doppelten  Wert  der  ausgeliehenen  Summe 
haben  mfiasten*).  In  Ephesos  wurde  nach 
dem  Kriege  gegen  Aristonikos  (129/8)  das 
Zinsmaximura  für  Hypothekenschulden  auf 
8i/s%  festgesetzt")  —  Dagegen  scheinen 
im  griechischen  Westen  andere  Verhältnisse 
geherrscht  zu  haben.  Wenigstens  bestimmt 
ein  Volksbeschluss  aus  Kerkyra  aus  dem 
2.  Jahrhundert,  dass  Stiftungsgelder  zu  16*/o 
ausgeliehen  werden  sollen,  was  also  damals 
der  dort  landesübliche  Zinsfuss  gewesen 
sein  muss^).    Einen  noch  höheren  Zinsfuss 

§16  %)  finden  wir  um  200  in  dem  böotischen 
rchomenos;  doch  handelt  es  sich  hier  um 
Verzugszinsen,  die  gezahlt  werden  sollen, 
wenn  die  Stadt  ihren  Verpflichtungen  nicht 
rechtzeitig  nachkommt*).  Der  gewöhnliche 
Zinsfuss  stand  also  ohne  Zweifel  beträcht- 
lich niedriger.  —  lieber  die  Höhe  des  Zins- 
fusses in  Aegypten  während  der  Ptolemäer- 
zeit  sind  wir  bis  jetzt  nur  sehr  ungenügend 
unterrichtet.  In  mehreren  Urkunden  aus 
dem  Ende  des  2.  Jahrhunderts  v.  Chr.  wird 
ein  Zins  von  24%  festgesetzt;  es  handdt 
sich  dabei  aber  um  Verzugszinsen,  für  den 
Fall  dass  die  Eückzahlung  des  (zinsfrei  ge- 
währten) Darlehens  nicht  zum  festgesetzten 
Termine  erfolgt  Der  normale  Zinsfuss  wird 
also  niedriger  gestanden  haben*). 

Die  Knse    des  mithiadatischeu  Eri^es 


')  Testament  der  Epikteta,  Inscr.  Gr. 
Maris  Aegaei  III  330. 

»)  Dittenberger,  Sylloge«  306. 

»)  Dittenberger,  Sylloge'  510,  74. 

*)  Inscr.  Oraeciae  Septentr.  111694. 
Der  Zinsfuss  beträgt  2  dr.  monatlich  fOr  die 
Mine.  Es  sind  korinthische  Drachmen  gemeint, 
von  denen  150  auf  die  Mine  gingen,  v^.  In- 
script  jnridiqnes  II  S.  139.  Die  Inschrift 
kann  übrigens  auch  ins  1.  Jahrh.  gehören. 

")  Inscr.  Graeciae  Septentr.,  I,  3171. 
In  Böotien  sah  es  damals  mit  der  Bechtspfl^ 
sehr  ttbel  aus  (Polyb.  XX,  6,  1),  woraus  sich  me 
Höhe  des  Zinsfusses  erklärt. 

')  Qrenfell  und  Hunt  Greek  Papyri  H 
S.  34.  38.  49  ans  den  Jahren  127,  113  und  103 
V.  Chr.  Was  Lumbroso,  Recherches  sur 
reconomiepolitiqnederEgypteS.  17l£ 
beibringt,  ist  wertlos.  Vgl  auch  Grenfell,  Be- 
venew  Laws  of  Ptolemy  Philadelphns, 
S.  211  ff.  (Oxford  1896).  Die  Ansicht  ReviUonts, 
der  für  die  Ptolemäerzeit  einen  Zinsfoss  von 
30%  annimmt,  steht,  soweit  sie  sich  auf  grie- 
chische Urkunden  stützt,  ganz  in  der  Loft 
(vgl.  Billeter,  Geschichte  des  Zinsfusses 
S.  357  ff.)  Ueber  demotiscbe  Texte  habe  ich  kein 
Urteil.  Brugsch,  Die  Kosten  des  Hans- 
halts in  alter  Zeit  (Volkswirtschaft- 
liche Zeitfragen  89),  Berlin  1890  a  19 
und  31,  stimmt  i^villout  beL 
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hatte  dann   wieder  ein  Steigen  des   Zins- 
fusses  zur  Folge,  zum  Teil  bis  auf  unertrSg- 
liche  Höhe,     um  die  Kriegskontributionen 
zahlen  zu  können,   blieb  den  griechischen 
Gemeinden  nichts  übrig,  als  bei  römischen 
Bankiers  zu  Wncherzinsen  Geld  aufzunehmen. 
So  machte  in  dieser  Zeit  die  Stadt  Gytheion 
in  Lakonien   bei   den  BrOdem  N.  und  M. 
Cloatius  eine  Anleihe  von  4200  Drachmen 
zu  48  **/o,  >weil  sonst  niemand  borgen  wollte« ; 
es  wurde  den  Darleihern  zum  grossen  Ver- 
dienst angerechnet,  dass  sie  den  Zins  nach 
einigen  Jahren  auf  24%  ermässigten  ^).  Bei 
solchen  Bedingungen  konnte  natürlich  von 
einer  Abzahlung  der  Kriegsschulden    oder 
auch  nur  von  einer  regelmässigen  Zinszah- 
lung nicht  die  Rede  sein.     So  wuchs  die 
Kriegskontribution  von  20000  Talenten,  die 
Sulla  der  Provinz  Asien  aufgelegt  hatte,  durch 
die  rückständigen  Zinsen  und  Zinseszinsen 
in   14  Jahren  auf  120000  Talente  an,  bis 
endlich  Lucullus  eingriff,  und  den  -unerträg- 
lichen Zuständen  dadurch  ein  Ende  machte, 
dass  er  den  Zinsfuss  auf  12*>/o  herabsetzte 
und  die  rückständigen  Zinsen  niederschlug, 
soweit  sie  den  Betrag  des  Kapitals  über- 
stiegen*).   So  notwendig  und  für  den  Augen- 
blick heüsam  nun  solche  Massregeln  auch 
sein  mochten,  sie  konnten  jedenfalls  nicht 
dazu  beitragen,  das  Vertrauen  zu  befestigen ; 
tmd   das  Piratenunwesen   ebenso    wie   der 
Druck  der  römischen  Verwaltung,  endlich 
die   Bürgerkriege   sorgten  dafür,   dass  die 
griechischen  Provinzen  finanziell  nicht  wie- 
der  zu   Kräften   kamen.     Die   Gemeinden 
blieben  tief  verschuldet,  und  der  Zinsfuss 
hielt  sich  infolgedessen  auf  drückender  Höhe. 
In  Sicilien  stand  er  unter  Verres'  Verwal- 
tung (73—71  V.  Chr.)  auf  24  «/o3),  und  als 
die  Stadt  Salamis  auf  Kypros  im  Jahre  57 
eine  Anleihe  aufnehmen  woUte,  musste  sie 
sich  zum  Versprechen  von  48  "/o  Zinsen  ver- 
stehen,   die   sie  dann   natürlich    nicht    zu 
zahlen  imstande  war*).    Verständige  Geld- 
männer sahen  dann  wohl  die  Unmöglichkeit 
ein,  den  vollen  Betrag  ihrer  Forderungen 
herauszupressen,  wie  die  schon  erwähnten 
Gebrüder  Cloatius  in  Gytheion,  oder  jener 
L.  Aufidius  Bassus,  der  um  die  Mitte  des 
1.  Jahrhimderts  v.  Chr.  den  Zins  für  seine 
Schuldforderungen  an  die  Gemeinde  Tenos 
auf  12  '/o  und  weiterhin  sogar  auf  8  ""/o  herab- 
setzte   und  auch  sonst  Erleichtenmgen  in 
der  Zahlung  gewährte,  wofür  die  Gemeinde 
dann  auch  mit    den   verdienten   Elirenbe- 


zeugungen  nicht  kargte ').  Doch  das  waren 
nur  Ausnahmen ;  und  auch  die  Bemühungen 
wohlwollender  Statthalter,  wie  Ciceros  in 
Kilikien'),  den  Zinsfuss  herabzusetzen,  blieben 
ohne  durchgreifenden  Erfolg.  Das  Uebel 
lag  tiefer;  und  erst  der  Weltfrieden,  den 
die  Kaiserzeit  herbeiführte,  hat  dauernde 
Abhilfe  gebracht 

In  Born  soll  bereits  das  Zwölftafelgesetz 
ein  Zinsmaximum  von  8Vs%  (undarium 
foenus)  festgesetzt  haben*)  während  nach 
anderen  Angaben  diese  Massregel  erst  im 
Jahre  357  v.  Chr.  erfolgt  wäre*).  Im  Jahre 
347  soll  dann  der  gesetzliche  Zinsfuss  auf 
die  Hälfte  (4V6*/o)  ermässigt*)  und  endlich 
342  das  Zinsnehmen  überhaupt  verboten 
worden  sein*).  Es  liegt  in  der  Natur  der 
Sache,  dass  solche  Gesetze  unmöglich  dim;h- 
geführt  werden  konnten.  Ein  sehr  einfacher 
Weg  zu  ihrer  Umgehung  war  der,  dass  man 
Bürger  latinisclier  Kolonieen  oder  italischer 
Bundesstädte  als  Mittelspersonen  vorschob; 
es  wurden  deswegen  im  Jahr  193  die  Schuld- 
gesetze auch  auf  den  Verkehr  mit  diesen 
ausgedehnt'),  aber  natürlich  brachte  das 
auch  keine  Abhilfe.  Als  dann  in  der  Krisis 
des  Bundesgenossenkrieges  (89  v.  Chr.)  der 
Prätor  A.  Sempronius  üellio  die  alten  Ge- 
setze wieder  zur  Anwendung  bringen  wollte, 
wurde  er  von  den  Gläubigem  auf  dem 
Forum  erschlagen**). 

Wie  hoch  der  Zinsfuss  in  Rom  in  älterer 
Zeit  wirklich  gestanden  hat,  wissen  wir 
nicht;  unsere  Angaben  darüber  beginnen 
erst  in  der  Zeit  nach  dem  Sozialkriege.    Da- 


')  Dittenberger,  Sylloge'  330. 

»)  Flut.  Luc.  20;  Appian,   Mithrid.  62ff. 

»)  Cic.  Verr.  III,  71.  165ff. 

*)  Cic.  an  A  tticus,  V,  21ff.,  VI,  Iff.  vgl.  Sa- 
vigny,  Abh.  der  Berl.  Akad.  1818  und  1819, 
S.  179—188,  Bardt,  Der  Zinswucher  des 
M.  Brntus,  Progr.  Berlin  1898,  und  unter  dem- 
selben Titel  Stemkopf,  Progr.  Dortmund  1900. 


')  Corp.  Inscr.  Graec,  11,  2335. 

*)  Er  setzte  das  von  Lucullus  bestimmte 
Zinsmaximum  von  12 "/o  wieder  in  Kraft,  ge- 
stattete aber,  dass  die  rückständigen  Zinsen  am 
£nde  des  Jahres  zum  Kapital  geschlagen  wur- 
den (an  Atticus,  V,  21). 

')  Tac.  Ann.  VI,  16.  Die  Zinsberechnung 
nach  Prozenten  des  Kapitals  (centesimae)  wider- 
strebt dem  römischen  ebenso  wie  dem  sikelio- 
tiscben  Münzsystem ;  sie  kann  also  in  ßom  erst 
üblich  geworden  sein  zur  Zeit  lebhafter  Handels- 
verbindungen mit  dem  hellenischen  Osten.  Folg- 
lich ist  das  foenus  nnciarium  der  alten  Wucher- 
gesetze nicht  '  ,2  der  centesima  (1  %  jährlich), 
sondern  des  Kapitals,  also  S'/s^o,  was  dann 
natürlich  als  jährlicher  Zins  aufgefasst  werden 
mnss.  Diese  auch  sachlich  einzig  baltbare  Auf- 
fassung ist  hauptsächlich  durch  Niebuhr  begrün- 
det und  zur  Geltung  gebracht  worden  (Köm. 
Gesch.  III,  64 ff.).  Geschichte  der  Kontroverse 
beiStreuber,  Der  Zinsfuss  bei  den  Römern, 
Basel  1857,  S.  12 ff.,  dazu  jetzt  Billeter,  Ge- 
schichte des  Zinsfusses  S.  157ff. 

*)  Liv.  vn,  16. 

»)  Liv.  VII,  27,  vgl.  Tac.  a.  a.  0. 

•)  Liv.  VII,  42,  vgl.  Appian,  Bürger- 
kriege, I,  54,  Tac.  a.  a.  0. 

')  Liv.  XXXV,  7. 

*)  Appian  a.  a.  0.,  I,  54,  Liv.  Periochae 
74,  Val.  Max,  IX,  7,  4. 
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nials  war  Eom  infolge  seiner  politischen 
Stellung  der  Mittelpunkt  des  Geldverkehrs 
im  ganzen  Reiche  und  über  dessen  Grenzen 
hinaus;  und  die  gewaltigen  Kapitalien,  die 
hier  zusammenströmten,  mussten  den  Zius- 
ftiss  in  Rom  imd  Italien  herabdrücken.  Im 
Jahre  62  v.  Chr.  konnte  ein  kreditwürdiger 
Mann  (bonum  nomen)  in  Rom  zu  6  "/o  soviel 
Geld  geborgt  bekommen,  wie  er  nur  brauchte  *); 
die  innere  Ruhe  war  durch  die  Nieder- 
werfung der  catilinarischen  Verschwörung 
gesichei-t  und  im  Osten  die  römische  Herr- 
schaft soeben  durch  Pompeius  aufs  neue 
befestigt  und  auf  Syrien  ausgedehnt  worden. 
Im  nächsten  Jalire  versteifte  sich  dann  aller- 
dings der  Geldstand  wieder;  es  gab  Kapi- 
talisten, die  nicht  unter  12  "/o  ausleihen 
wollten*).  Aber  wenige  Jahre  später,  zur 
Zeit  des  ersten  Triumvirats,  war  der  Zins- 
fuss sogar  auf  4'/o  gesunken;  er  schlug 
dann  freilich  infolge  der  grossen  Summen, 
die  zu  Walilbestechungen  aufgewendet  wur- 
den, am  15.  Jiüi  54  plötzlich  auf  8  "/o  auf  ä). 
Das  konnte  natürlich  mu:  vorübergehend 
sein.  Einen  schweren  Rückschlag  brachten 
dann  die  Bürgerkriege;  gleich  im  Jahre  49 
brach  in  Italien  eine  solche  Krisis  aus,  dass 
Cäsar  sich  zu  tief  einschneidenden  Eingriffen 
in  die  Kredit  Verhältnisse  genötigt  sah  *),  und 
noch  vor  der  Schlacht  bei  Aktion  stand  der 
Zinsfuss  in  ItaUen  auf  12  "/o^). 

Die  Beendigung  der  Bürgerkriege  führte 
dann  wieder  normale  Zinsverhältnisse  zuriick. 
Gleich  nach  der  Eroberung  Aegyptens  durch 
Augustus  sank  der  Zinstuss  in  Itaüen  von 
12  auf  40/0«),  und  5— ü",o  sind  dort  wäh- 
rend der  langen  Friedensperiode  der  Kaiser- 
zeit der  landesübliche  Zinsfuss  geblieben. 
Der  ältere  Plinius  nennt  6".o  eine  usura 
civilis  ac  modica'),  Columella  logt  denselben 
Zins  seiner  landwirtschaftlichen  Rentabilitäts- 
berechnung zu  Grunde").  Wenn  Schuld- 
forderungeu  Privater  an  den  Staat  übergehen, 
sagt  Paulus,  sollen  sie  mit  6"/o  verzinst 
werden,  auch  wenn  der  bisher  bezahlte  Zins 
niedriger  war").  Der  jüngere  Plinius  ver- 
pflichtete sich,  ein  von  ihm  zu  Alimen- 
tationszwecken  gestifietes  Kapital  zu  diesem 
Fusse  zu  verzinsen  1").  Die  Gelder  für  die 
grossen  Alimentationsstiftungen  Traians  wm-- 


'i  Cic.  fam.  V,  6,  2. 

')  Cic.  an  Atticus,  I,  12,  1. 

')  Cic.  an  Atticus,  IV,  15,  7,  anQniu- 
tus,  II,  14b,  4. 

*)  Cäsar,  Bürgerkr.,  111,1;  Suet.,  Caes. 
42,  Dio  Cass.  41,  üiff. 

")  Dio  Cass.  51,  21,  5. 

•)  Dio  Cass.  a.  a.  0. 

')  Plin.,  Xat.  Bist.  XIV,  56. 

")  Colnm.  III,  ß. 

»)  Diff.  XXII.  1,  17,  §  6. 

'»)  l'liu.  Epist.  VII,  18. 


den  zu  ö%  ausgeliehen i).  und  überhaupt 
bildet  der  Zinsfuss  von  5 — 6",'o  für  gute 
Anlagen  während  der  ersten  Jahrhunderte 
der  Kaiserzeit  in  Italien  die  Regel-).  Nnr 
vereinzelt  werden  höhere  Zinsen  erwähnt*). 
In  den  Provinzen  stand  der  Zinsfuss  zum 
Teil  höher,  strebte  aber  danach,  sich  dem 
in  Italien  herrschenden  Satze  anzugleichen. 
So  stand  er  unter  Traian  in  Asien  auf  Q'.'o; 
es  fing  aber  bereits  an,  schwierig  zu  werden, 
Gelder  zu  diesem  Satze  sicher  anzulegen*). 
In  Athen  werden  um  dieselbe  Zeit  Stiftungs- 
gelder zu  8%  ausgeliehen^);  daneben  wird 
hier  ein  Zins  von  12  %  erwähnt,  aber  als 
Verzugszinsen  bei  nicht  rechtzeitig  geleisteter 
Zahlung").  In  Aegypten  war  bei  Darlehen 
auf  kurze  Frist  und  im  Bankgeschäft  12% 
der  übliche  Zinsfuss ') ;  einmal,  in  Augustus' 
Zeit,  finden  wir  einen  Zins  von  18  "-o  aus- 
bedungen  *).  Für  ein  durch  Pfand  gesichertes 
Darlehen  wei-den  im  Jahre  93  n.  Chr.  8"« 
gezahlt,  im  Jahre  112,13  10  "/o;  der  letztere 
Zinsfuss  findet  sich  auch  unter  Antoninus 
Pius  erwähnt,  doch  ohne  Angabe  des  Ge- 
schäftes, um  das  es  sich  handelt^).  Bä 
hypothekarischer  Sicherheit  werden  im  Jahre 
157  n.  Chr.  12  "/o  Zinsen  bezahlt  i");  dagegen 
wird  in  einer  Tempelrechnung  von  Arsino? 


')  Corp.  Inscr.  Latin.  XI,  1147  (Velei»), 

IX,  1455  (Ligures  Baebiaui  in  Samuiom) ;  wenn 
in  letzterer  Urkunde  usurae  sextantariae  semnn- 
ciariae,  d.  h.  2',ä'Vo,  festgesetzt  werden,  so  sind 
das  nach  Momm::ens  wahrscheinlicher  Aunahme 
(a.  a.  0.,  tj.  129)  halbjährige  Zinsen.  Bei  der 
Alimentationsstiftung  der  Caelia  ilacrina  in 
Tarracina  wird  ein  Ertrag  des  Kapitals  tob 
mindestens  4'  ^."'o  vorausgesetzt  (CLL..  X,  6328"i. 

«)  ö»«:  P'ersius,  V,  149,  CJ.L.,  XIV,  353 
(Ostia,  2.  Jahrh.);  5'',*o:  X,  2112  [LanuTinm, 
136  n.  Chr.):   6»«:  X,   107  (Croto,   2.  Jahrb.), 

X,  114  und  Notizie  degli  Scavi  lfc94  S.  20£ 
(Petelia,  Mitte  des  2  Jahrb.),  X,  5^53  (Feren- 
tinnm,  2.  Jahrh.)  XIV  867  (Ostia,  182  n.  Chr.). 
Natürlich  beabsichtige  ich  keineswegs,  hier  nnä 
im  folgenden  die  BelegsteUen  vollständig  auf- 
zuführen. 

»)  12  »o-.  CLL.,  V,  1978  (Opitergium,  2. 
Jahrh.),  XIV,  326.  (0.<tia  um  200),  VI  0254  (Rom), 
wahr.scheiulich  auch  VI  10  297  (Rom,  155  n.  Chr.i. 

*)  Greek  Inscr.  of  the  Brit.  Mus.  Ut 
S.  127 ff.;  Plin.  an  Traian,  54,  daza  Mommi^en, 
Hermes,  V,  132  A.  2. 

")  (/  0  r  p.  1  n  s  c  r.  A  tt.,  HI,  61,  dazu  Mommsen, 
a.  a.  0.  Ein  Zinsfuss  von  8%  in  den  griechi- 
schen Teilen  des  Reiches  wird  auch  Dig.  XVI 
3,  26  §  2  erwähnt. 

")  CI.A.,  III,  39,  aus  der  Zeit  nach  Hadriui. 

')  Aegyptische  Urkunden  ans  den 
königlichen  Museen  in  Berlin,  I,  272 
(aus  138  n.Chr.):  Corpus  Papyrornm  Bai- 
neri,   I,   15  (149  n.  Chr.),    16  (163  n.  Chr.l 

")  Aegypt.  Urkunden  etc.,  I,  189  (7  n. 
Chr.) 

")  Corp.  Pap.  Rain.  I  12,  Aegvpt 
ürk   etc.  I  68;  328  Col.  H. 

'»)  Aegypt.  Urk.  I  30L 
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aus  215  n.  Chr.  G'^.'o  als  der  »gewöhnliche 
Zinsfuss«  bezeichnet,  zu  dem  die  heiligen 
Gelder  ausgeliehen  wrirdeni).  In  der  wäh- 
rend des  2.  Jahrhunderts  eroberten  nnd 
kolonisierten  Provinz  Dacien  musste  der 
Zinsfuss  naturgemäss  hoch  stehen;  die  uns 
erhaltenen  Urkunden  geben  durchweg  einen 
Satz  von  12  "/o*).  In  den  westlichen  Pro- 
vinzen des  Reiches  finden  wir  einen  Zins- 
fuss von  6'/o  im  narbonensischea  Gallien*), 
von  S^/o  in  Spanien*),  von  5 — ß^/o  in 
Afrika*);  daneben  kommt  Wer  allerdings 
auch  ein  Zins  von  12 '/o  vor*).  In  manclien 
Teilen  des  Reiches  ist  der  landesübliche 
Zinsfuss  im  Laufe  des  2.  Jahrhunderts  noch 
unter  S'/o  herabgegangeu.  So  bestimmt 
Ulpian,  dass  Mündelgelder,  die  der  Vormund 
im  eigenen  Interesse  verwendet,  secundum 
morem  provinciae,  mit  S^.'o,  4''.'o  oder  noch 
niedriger  zu  verzinsen  seien ').  AntoninusPius 
gab  aus  seinem  Privatvermögen,  Alexander 
Severus  aus  dem  Staatsschatze  Darlehen  zu 
4';'o,  minimis  usuris,  wie  ausdrücklich  be- 
merkt wird*).  In  unseren  Rechtsquellen  aus 
dem  2.  und  dem  Anfang  des  3.  Jahrhunderts 
wird  in  der  Regel  ein  Zinsfuss  von  5 — 6"/o 
vorausgesetzt,  selten  von  4  "/o,  noch  niedrigere 
Sätze  mir  in  ganz  besonderen  Fällen*). 

Als  gesetzliches  Zinsmaximum  .galt  um 
die  Wende  vom  2.  zum  3.  Jahrhundert,  und 
wohl  schon  früher  der  Satz  von  12".o: 
Usurae  supra  centesimam  solutae  sortem 
minuunt,  consurapta  sorte  repeti  possunt, 
sagt  Paulus  1").  Ein  höherer  Zinsfuss  ^-ird 
denn  auch  in  unseren  Urkunden  seit  Tiberius, 
soviel  ich  sehe,  niemals  erwähnt,  wenn  es 
auch  natürlich  immer  Wucherer  gegeben  hat, 

')  Wilcken,  Hermes  XX,  S.  430  ff. 

')  CLL.  m  S.  930 f.;  933;  9.S4f. 

*)  CLL.  XII  1587  (ans  Dea  Angnsta,  etwa 
2.  Jahrb.),  wahrscheinlich  auch  XU  4393  (Narbo 
aus  149  n.  Chr.). 

*)  CLL.  4511  (Barcino,  3.  Jahrh.) 

»)  5%:  CLL.  Vin  1641  (Sicca  Veneria, 
nnter  Marens  nnd  L.  Verus),  6'',o:  Ephem. 
Epigr.  V  n.  328  (Civitas  Goritana,  etwa  3. 
Jabrh.). 

')  CLL.  Vni  1845  (Theveste,  etwa  2.  Jahrb.), 
doch  steht  hier  nsnrae  centesimae  vielleicht  nur 
furmalhafl  für  Zinsen  überhaupt. 

•)  Dig.  XXVI.  7,  7  §  10. 

*)  Vita  Anton.  Pii  2,  Vita  Alexan- 
dri  21. 

")  Die  Stellen  sind  gesammelt  nnd  ausführ- 
lich besprochen  von  Billeter,  Geschichte  des 
Zinsfusses  S.  205ff. 

'")  Sententiae  II,  14,  2.  Wann  dieses 
Zinsmaximum  eingeführt  worden  ist,  wissen 
wir  nicht ;  wahrscheinlich  am  Anfang  der  Kaiser- 
zeit. Der  von  Cic.  an  Atticns  V  21,  13  er- 
wähnte Senatsbeschlnss  ans  dem  Jahre  51  v.  Chr. 
ut  centesimae  perpetno  foenore  ducerentur,  hat 
nur  für  die  Provinzen  UUtigkeit  gehabt  und 
enthielt  wahrscheinlich  nur  ein  Verbot  des  Ana- 
tocismus.  I 


die  mehr  nahmen.  Alexander  Severus 
machte  den  Versuch,  4''.o  als  Ziusmaximum 
festzusetzen,  und  untersagte  den  Senatoren 
Oberhaupt  auf  Zinsen  zu  leihen,  konnte  aber 
das  Verbot  nicht  aufrecht  erhalten  und 
musste  schliesslich  den  Senatoren  doch  ge- 
statten, 6**/o  Zinsen  zu  nehmen;  für  Nicht- 
Senatoren wird  also  wahrscheinlich  die  cen- 
tesima  (12  "/o)  als  Zinsmaximum  wieder  in 
Kraft  getreten  sein*).  In  der  Revolutions- 
zeit des  3.  Jahrhunderts  scheint  dann  der 
Zinsfuss  gestiegen  zu  sein,  so  dass  Diocletian 
im  Jahre  290 -)  und  Konstantin  im  Jahre 
325  das  Zinsmaximum  von  12  ".o  aufs  neue 
einschärfen  musste;  doch  galt  dieser  Satz 
nur  für  Gelddarlehen,  während  es  bei  Frucht- 
darlehen gestattet  blieb,  bis  zu  50*/o  zu 
nehmen  ä).  Auch  diese  Verordnungen  hatten 
freilich  keine  dauernde  Wirkung,  und  Theo- 
dosius  musste  im  Jahre  386  das  Verbot  der 
Zinsen  über  12  "/o  noch  einmal  in  Kraft 
setzen*).  Den  Senatoren  wurde  um  diese 
Zeit  das  Zinsnehmen  ganz  untersagt*),  doch 
musste  schon  Arcadius  im  Jahre  405  diese 
Be-stimmung  aufheben  und  ihnen  wieder  ge- 
statten, zu  6"/o  auszuleihen*).  Unter  dem 
Einflüsse  der  Kirche,  die  schon  auf  dem 
Konzil  von  Nicüa  (325)  den  Zins  als  der 
Schrift  widerstreitend  verurteilt  hatte,  erliess 
dann  Justinian  sein  Zinsgesetz,  in  dem  er 
den  Illustres  nicht  über  4*6 "o  (von  jedem 
Solidus  eine  Siliqua),  den  Fabrikanten  und 
Kaufleuten  nicht  Ober  S'/sO/o,  bei  Seezinsen 
bis  zu  12'  ä%,  alleu  Uebrigen  nicht  über 
61/4  "/o  zu  nehmen  gestattete.  Der  Frucht- 
zins wurde  auf  12' 2  ".o  festgesetzt,  Zins  und 
Zinseszins  zu  nehmen  Oberhaupt  untersagt, 
imd  Zinsen  sollten  nicht  über  den  Betrag 
des  Kapitals  hinaus  gefordert  werden'). 

Die  Geschichte  des  Zinsfusses  im  Alter- 
tum zerfällt  also  in  zwei  Perioden:  eine 
Periode  hohen  Zinsfusses  bis  zum  3.  Jahr- 
hundert v.  Chr.  und  eine  Periode  niedrigeren 
Zinsfusses,  die  sich  im  2.  Jahrhundert  v.  Chr. 
vorbereitete  und  nach  einer  Unterbrechung 
durch  die  Kriege  und  Bürgerkriege  der 
Jahre  90—30  v.  dir.  durch  die  ganze  Kaiser- 
zeit andauerte,  vielleicht  mit  einem  Rück- 
schlag während  der  Wirren  des  3.  Jahr- 
hunderts. Innerhalb  beider  Perioden  hat 
der  Zinsfuss,  bei  allen  Sciiwankungen  im 
einzelnen,  doch  im  grossen  und  ganzen  die 
Tendenz  zu  sinken. 

')  Vita  Alexandri  26. 

")  Cod.  Just.  2,  11  (12)  20. 

»)  Cod.  Theod.  n,  33,  1,  vgl  Cod.  Just. 
rV  32  25 

'  *)'Cod.  Theod.  H,  a3,  2;  4,  19. 

'■)  Cod.  Theod.  II  33,  3. 

«)  Cod.  Theod.  II,  33,  4. 

')  Cod.  Just.  IV,  32.  26.  28,  Nov.  32. 
33.  34.  121. 138. 160.  Näheres  bei  BUleter  a.  a. 
0.  S.  330ff. 
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Die  Ursachen  dieser  Entwickelung  liegen 
klar  genug  zu  Tage  und  sind  im  vorstehen- 
den zum  Teil  bereits  angedeutet  worden. 
Griechenland  war  im  6.  und  auch  noch  im 
5.  Jahrhundert  ein  kapitalarmes  Land,  wäh- 
rend die  mächtig  aufblühende  Industrie  be- 
deutender Kapitalien  bedurfte.  Der  Prozess 
der  Kapitalbildung  aber  wurde  durch  die 
häufigen  Kriege  verlangsamt,  vmd  zeitweilig 
ganz  gehemmt,  namentlich  in  der  Periode 
seit  dem  Ausbruche  des  grossen  Kampfes 
zwischen  Athen  uud  Sparta^).  Unter  diesen 
Umständen  musste  der  Entgelt  für  die 
Kapitalnutzung  hoch  sein.  Dazu  kam  dann 
aber  weiter  die  Risikoprämie ;  wie  sehr  dieses 
Moment  ins  Gewicht  fiel,  zeigt  am  besten 
die  Höhe  des  Seezinses.  Nun  war  das 
griechische  Schuldrecht  ja  streng  genug, 
aber  die  Griechen  sind  zu  allen  Zeiten 
schlechte  Zahler  gewesen,  und  die  Rechts- 
pflege in  den  unzähligen  Kleinstaaten,  in 
welche  die  Nation  zersplittert  war,  war  meist 
so  durch  und  durch  korrumpiert,  dass  es  oft 
sehr  ungewiss  war,  ob  der  Gläubiger  zu 
seinem  Gelde  kommen  würde.  Dazu  trat 
die  geringe  Stabilität  aller  politischen  Zu- 
stände ;  wer  mochte  sagen,  ob  nicht  morgen 
eine  Revolution  ausbrechen  würde,  die  einen 
allgemeinen  Schuldenerlass  verkündete  oder 
ob  ein  plötzlich  ausbrechender  Krieg  nicht 
alle    Schuldforderungen    entwerten    wüi'de? 

Die  makedonische  Hegemonie  machte  der 
Unsicherheit  der  inneren  Zustände  zum 
grossen  Teil  ein  Ende ;  seit  der  Begründung 
der  römischen  Vorherrschaft  im  2.  Jahr- 
hundert begannen  auch  die  Kriege  seltener 
zu  werden,  bis  endlich  die  Kaiserzeit  den 
Weltfrieden  und  eine  geoi-dnete  Rechtspflege 
brachte.  So  konnte  die  Kapitalbildung  im- 
gestört  vor  sich  gehen,  während  die  Risiko- 
prämie bei  guten  Anlagen  auf  ein  Minimum 
reduziert  war.  Und  wenn  später  in  der 
Zeit  des  Verfalls  die  Kapitalbildung  lang- 
samer vor  sich  ging  oder  auch  ganz  zum 
Stocken  kam,  so  verminderte  sich  in  gleichem 
oder  noch  höherem  Masse  der  Bedarf  an 
Kapitalien,  so  dass  das  Verhältnis  zwischen 
Angebot  und  Nachfrage  unverändert  blieb 
oder  auch  das  Angebot  überwiegen  mochte  -). 


*)  Vgl.  meine  Griechische  Geschichte,  II, 
S.  336  ff. 

*)  Wenn  es  sich  darum  handelt,  die  Höhe 
des  Zinsfusses  für  irgend  ein  Land  oder  irgend 
eine  Periode  des  Altertums  zu  bestimmen,  so 
werden  wir  in  der  Regel,  soweit  nicht  ganz  be- 
sondere Verhältnisse  obwalten ,  uns  an  die 
niedrigsten  unter  den  überlieferten  Angaben  zu 
halten  haben,  denn  in  ihnen  gelangt  der  Zins 
im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes,  d.  h.  der  Ent- 
gelt für  die  Kapitalnntznng,  am  reinsten  zum 
Ausdnick.  Wo  wir  höhere  Zinsen  gezahlt  finden, 
kommt  der  Unterschied  zum  grossen  Teil  auf 
Bechnung  der  Kisikoprämie ,   mag  das  £isiko 


Lttteratnr:  SalmaHus,  De  uturii,  Leyde» 
1638,  und  De  modo  tuunawm,  ebd.  1639,  veil- 
ichweifig  und  jetzt  natüriieh  veraltet.  —  Boeefcfc, 
StaatshauthaUung  der  Athener,  I.  Aufi.,  Bd.  1, 
S.  173  ff.  (die  3.  Aufl.,  Berlin  1886,  tW  ein  un- 
veränderter Abdruck  davon  mü  einigen  Zusätzen 
de»  Herausgeber»  Max  Fränkel).  —  Szanto, 
Anleihen  griechischer  Staaten,  Wiener  Studie», 
VII,  VIII.  —  Jfatthiass,  Das  foenus  nauüeum 
wnd  die  gesckichüiche  Entwidcelung  der  Bod- 
merei, Wiirxburg  1881.  —  Streuber,  Der  Zint- 
fuss  bei  den  Römern,  Basel  1857  (giebt  eine  Zu- 
sammenstellung der  älteren  Litterat/ur  üAer  da* 
römische  Zinsicesenj.  Das  gante  Material  ßndet 
sich  jetzt  gesammelt  und  kritisch  verarbeitet  bei 
Gustav  BiUeter,  Oeschichte  des  Zinsfusses  im 
griechisch-römischen  Altertum,  bis  auf  Justinian, 
Leipzig  1898, 

J.  Beloeh. 

IL  Zinsfass  im  Mittelalter. 

1.  Das  kanonische  Zinsdogma.  2.  Der 
Rentenkauf.  3.  Das  kurzfristige  Gelddarlehen. 
4.  Schluss. 

1.  Das  kanonische  Zinsdogma.    Es  ist 

eine  irrtümliche  Ansicht,  dass  im  Mittel- 
alter Anlage  und  Benutzung  von  Kapitalien 
unmöglich  gewesen  sei.  Diejenigen,  die 
unermüdlich  diese  Ansicht  vertreten,  führen 
einmal  für  sie  den  naturalwirtschaftiidien 
Charakter  des  Mittelalters  und  dann  das 
kanonische  Zinsverbot  der  Kirche  ins  Feld. 
Aber  weder  diese  noch  jene  Begründung 
kann  als  stichhaltig  und  ii^ndvde  beweis- 
kräftig gelten.  Wohl  hatte  die  Kirche  mit 
aller  Energie  ihr  Zinsverbot  ausgebildet  und 
verfochten,  in  äusserer  Aniehmmg  au  die 
alte  aristotelische  *)  Verkennimg  der  Frucht- 


nun  in  der  Art  des  Geschäftes  oder  in  der 
geringeren  Kreditwürdigkeit  des  Schuldners 
oder  endlich  in  politischen  Konjunkturen 
seinen  Grund  haben.  Damit  erledigt  sich,  was 
wohl  hin  und  wieder  über  die  Unmöglichkeil 
gesagt  worden  ist,  aus  den  uns  überheferten, 
zum  Teil  so  weit  differierenden  Angaben  die 
Höhe  des  Zinsfusses  im  Altertum  zu  bestimnen. 
—  Der  Versuch  von  Rodbertus  (in  Conrads 
Jahrbüchern  VIU,  1881,  S.  513 ff.), die  „Höhe 
des  antiken  Zinsfusses"  aus  seiner  Theorie  von 
der  „Oikenwirtschaft"  zu  erklären,  scheitert 
schon  an  der  einen  Thatsache,  dass  der  Zms- 
fuss  in  der  Eaiserzeit  nur  etwa  auf  der  halben 
Höhe  stand  wie  im  6.  und  4.  Jahrh.  v.  Chr., 
obgleich  doch  in  der  Eaiserzeit  zwar  nicht  die 
„Oikenwirtschaft"  in  Rodbertus  Sinne,  wohl 
aber  etwas  Aehnliches  wirklich  bestanden  hat, 
im  6.  oder  4.  Jahrh.  v.  Chr.  aber  keineswegs. 
Vgl.  Eduard  Meyer  in  Conrads  Jahrbüchern, 
ni.  Folge,  Bd.  9,  1895. 

')  Der  beliebteste  Spruch  der  scholastischen 
Wucherlehre  lautet:  „Pecunia  pecuniam  noB 
parere  potest".  Aehnlich  nach  Luther  im  Jahre 
1643  :  „Denn  was  nichts  traget,  das  kann  nichts 
Zinsen".  Luthers  Werke,  Erlanger  Ausgabe  57, 
360. 
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barkeit  des  Geldes  und  an  die  Bibelstelle 
Lucas  6,  34  (s.  Knies,  Kredit  I,  333  n.): 
Mutumn  data  nihil  inde  sperantes!  Zu- 
nächst als  Moralgebot,  dann  als  Rechtsgebot 
fjpredigt,  wurde  die  Lukasstelle  auf  die 
leriker  bezogen^),  dann  aber  auch  auf  die 
Laien  ausgedehnt  und  namentlich  durch 
Thomas  von  Aquino  (1224  bis  1274)  im  13. 
Jahrhundert  -wissenschaftlich  begründet.  Die 
GegTier  jeglichen  materiellen  Sinnes  und 
j^lichen  Privateigentums,  die  Mönchsorden 
der  Dominikaner  und  Franziskaner,  sind 
besonders  für  die  Weiterbildung  des  Zins- 
dogmas eingetreten  und  haben  in  einer  Zeit,  zu 
der  durch  die  Entfaltung  der  wirtschaftli(!hen 
"Verhältnisse  eigentlich  die  Theorie  imhaltbar 
geworden  war,  für  die  Aufrechterhaltung 
der  Theorie  emsig  und  eifrig  gekämpft 

Bei  der  Beurteilimg  des  Zinsverbotes 
muss  eines  besonders  berücksichtigt  werden, 
worauf  zuerst  Wilhelm  Arnold  aufmerksam 
gemacht  hat,  dass  es  »der  rechtliche  Aus- 
druck wirtschaftlicher  Zustände«  war.  Es 
konnte  in  einer  Zeit  aufgestellt  und  ver- 
fochten werden,  zu  der  das  Geldkapital 
überhaupt  nicht  oder  nur  in  geringem  Um- 
fange vorhanden  war,  das  Vermögen  vor- 
nehmlich in  Grundbesitz  bestand,  die  Kapi- 
taleigenschaft dem  Gelde  mangelte  und  des- 
halb die  zinsbare  Verwertung  des  Geldes 
dem  allgemeinen  Stande  der  Wirtschaft  zu- 
widerlief. Freilich  ist  mit  dieser  Festlegung 
zugleich  ein  anderes  gelben.  Von  dem 
Augenblick  an,  als  die  Geldwirtschaft  und 
der  Geldverkehr  sich  entwickelten  und  der 
reinen  Naturalwirtschaft  ein  Ende  bereiteten, 
trat  das  Zinsdogma  in  grellen  Gegensatz  zu 
dem  refden  Leben  und  dem  gewandelten 
Volks-  und  Rechtsbewusstsein  einer  neuen 
Epoche.  Seit  dem  12.  Jahrhundert  kam  die 
Kirche  in  Italien,  seit  dem  13.  Jahrhundert 
in  Deutschland  in  Widersprach  mit  dem 
Wirtschaftsleben  der  Zeit,  obschon  gerade 
seit  diesen  Zeiten  eine  eingehende  Ausbil- 
dung der  Wucherlehre  erfolgte.  AUein  die 
beständige  Klage  'Ober  die  zunehmende 
Sündhaftigkeit  des  Menschengeschlechtes 
und  über  die  Habgier,  die  den  toten  Mam- 
mon mehr  verehrt  als  den  lebendigen  Gott, 
enthielt  keine  zeitgemäss  ausreichende  Be- 
gründung des  Dogmas  mehr,  und  so  wenig 
das  14.  Jahrhundert  noch  eine  Empfindimg 
für  den  einstmals  so  berauschenden  Duft 
der  scholastischen  Philosophie  besass,  so 
wenig  konnte  das  gesteigerte  Verkehrsleben 
des  ausgehenden  Mittelalters  seinen  Inhalt 
in  den  abgestandenen  Formen  einer  längst 
überwundenen  Wirtschaftsepoche  bergen  und 


*)  Ueber  die  Zinsverbote  für  Kleriker  s. 
Hatch,  The  Growth  of  Church  Institutions  1887, 
deutsch  von  Hamack,  die  Grundlegung  der 
Eirchenverfassiing  1888.    S.  156. 

Haodwörterbncb  der  Staatawissenacbaften.    Zweite 


zur  Wesenskraft  bringen.  So  wurden  auf 
der  einen  Seite  mancherlei  Mittel  zur  Um- 
gehung des  Zins  Verbotes  hervorgerufen,  auf 
der  anderen  Seite  haben  gerade  Kirche  und 
Kurie  selbst  das  Aufkommen  der  Geldwirt- 
schaft gefördert,  wenn  sie  auch  als  Judika- 
turbehörde  an  dem  Zinsverbote  festhielten. 
Die  Päpste  des  13.  Jahrhimderts  haben  aber 
jedenfalls  bewusst  ihren  Gläubigem  Zins 
gezahlt'),  die  kirchliche  Besteuerung  machte 
den  Wechselverkehr,  die  kirchliche  Welt- 
politik das  Kreditgeschäft  notwendig,  dem 
selbst  das  Zinsverbot  auf  die  Dauer  keine 
Schwierigkeiten  mehr  bereiten  konnte.^ 
Nur  die  wirtschaftliche  Notlage  des  16. 
Jahrhunderts,  die  unter  dem  Geldzufluss 
der  neuentdeckten  Welt  und  der  überreichen 
Ausbeute  deutscher  Bei-gwerke  eine  gewal- 
tige Geldentwertung  und  Preissteigerung 
bedeutete,  liess  für  einige  Zeit  die  energische 
Vertretung  des  kanonischen  Ziusverbotes 
durch  Luther  und  die  deutsche  Reformation 
gerechtfertigt  erscheinen. 

£s  darf  indessen  niemals  vergessen  wer- 
den, dass  auch  in  den  Zeiten  des  frühen 
und  hohen  Mittelalters  das  kirchliche  Zins- 
dogma keineswegs  völlige  Realität  und  prak- 
tische Geltung  genossen  hat  Und  auf  der 
anderen  Seite  ist  es  eine  irrige  Vorstellung, 
als  ob  im  Mittelalter  zur  Zeit  der  kirchen- 
rechtlichen  tmd  kirchenwissenschaftlichen 
Ausbreitung  der  kanonischen  Lehre  die  Form 
für  die  Kapitalsanlage,  der  Zins,  verboten 
gewesen  wäi-e.  Es  ist  selbstverständlich, 
dass  eine  Epoche,  für  die  das  Vermögen  in 
Grundbesitz  bestand,  auch  für  Anlage  und 
Nutzung  dieses  Vermögens  eine  besondere 
Form  ausbildete,  diese  war  der  Renten- 
kauf. Der  Rentenkauf  ist  kein  Mittel  zur 
Umgehung  des  Zinsverbotes,  sondern  wie 
dieses  lediglich  der  Ausdruck  einer  rein 
naturalwirtschaftlichen  Zeit  Der  Renten- 
kauf ist  ein  Geldgeschäft  und  als  solches 
der  wirtschaftliche  Ersatz  für  das  zinsbare 
Gelddarlehen,  das  die  Kirche  nicht  wünschte. 
Zinsverbot  und  Rentenkauf  drücken  beide 
denselben  Gedanken  aus,  »dass  das  Geld 
noch   nicht    die   Eigenschaft    von   Kapital 


')  Vgl.  Schulte,  Geschichte  des  mittel- 
alterlichen Handels  nnd  Verkehrs  I,  232,  267, 
272.  Gottlob,  Die  päpstlichen  Darlehens- 
scholden  des  13.  Jahrhunderts.  Historisches 
Jahrbnch,  20,  712ff.  Keusch,  Der  Index  der 
verbotenen  Bücher,  II,  847. 

*)  Schneider  in  Schmellers  Forschnngen 
1899.  17,  1.  Dazu  Zeitschrift  für  Kulturge- 
schichte Vm,  1  (1900)  S.  66.  Noch  auf  dem 
Konzil  zu  Vienne  i.  J.  1311  erklärte  Clemens  V. 
die  Statuten  der  Städte,  die  das  Zinsnehmen 
erlaubt  nnd  geregelt  hatten,  feierlich  für  nich- 
tig. Uhlhom,  Katholizismus  und  Protestantis- 
mus 1887,  S.  16. 

Auflage.    VII.  61 
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habe  und  darum  keinen  Zins  bringen  könne« 
(Arnold). 

2.  Der  Sentenkanf.  Von  verschiedenen 
Grundlagen  aus  sind  Arnold  und  Rosenthal 
zu  gleichen  Ergebnissen  über  die  Natur  und 
Entwickelung  der  Institution  des  Eenten- 
kaufes  gelangt.  Den  Entwickelungsstufen: 
Gutsleihe  (Erbleihe),  Häuserleihe,  Geldleihe 
entsprechen  Grundzins,  Rentenkauf  und  Zins 
im  heutigen  Sinne.  Wie  man  zuerst  das 
Grundstück  selbst  verkaufte  (Erbleihe),  so 
verkaufte  man  späterhin  die  Rente  von 
einem  Grundstücke,  »lässt  das  belastete 
Grundstück  dem  Eentenkäufer  zu  Eigentum, 
um  es  von  ihm  für  die  jährliche  Entrich- 
tung dieses  als  Rente  verkauften  Zinses  zu 
erblichem  Besitze  zurückzuempfangen« 
(Rosenthal).  Also  die  Aufnahme  von  Kapital 
geschah  durch  Kauf  gegen  eine  Rente,  eine 
jährlich  erfolgende  Geld-  oder  NaturaUeis- 
tung  als  dingliche  Last,  die  zur  Abtragung 
des  Kapitals  die  Möglichkeit  bot.  »wer 
Geld  bedurfte,  rausste  dasselbe  kaufen,  d.  h. 
eine  entsprechende  Rente  dafür  in  Pfennigen 
oder  Früchten  anweisen«  (Arnold).  Der 
Rentenkäufer  gab  eine  Geldsumme  und  be- 
sass  damit  das  Recht  auf  eine  wiederkehrende 
Rente  aus  einem  Grundstücke,  die  dessen 
Besitzer  zahlen  musste.  Der  Schuldner  trat 
seinem  Gläubiger  den  Messbrauch  eines 
Grundstückes  ab,  das  er  durch  Rückzahlung 
seiner  Schuld  wieder  in  seinen  Besitz  bringen 
konnte.  »Das  Rentenrecht  wiude  durch  Auf- 
lassung begründet  imd  ruhte  als  eine  Real- 
last auf  dem  Gute  des  Renten  Verkäufers, 
welche  unkündbar  und  ursprünglich  auch 
unablösbar  war.«  i)  Die  Beleihung  eines 
Immobils  wurde  also  in  die  Form  eines 
Kaufs  gekleidet,  der  Geldgeber  kaufte  sich 
eine  Rente.  Je  mehr  sich  nun  das  dem 
Rentenschuldner  zuständige  Recht  des  Wie- 
derkaufes entwickelte  und  je  mehr  die 
sachenrechtliche  Eigenart  des  Rechtsver- 
hältnisses verschwand,  die  Reallast  zu  einer 
leicht  übertragbaren  Grundschuld  sich  ge- 
staltete, imi  so  onehr  vollzog  sich  die  Mobi- 
lisierung der  Rente  und  die  Umwandlung 
zum  Hypothekendarlehen  der  modernen  Zeit. 

Bis  ins  14.  Jahrhundert  hinein  ist  die 
Höhe  der  Rente,  der  Zinsfuss,  von  zahl- 
losen Zufälligkeiten,  namentlich  persönlichen 
und  politischen  Umständen,  abhängig  ge- 
wesen, und  nur  das  ist  festzuhalten,  dass 
der  Zinsfuss  ziemlich  hoch  bheb,  je  geringer 
das  Angebot  des  Kapitals  und  je  höher 
dessen  Gebrauchswert  war. 

Wenn  auch  im  14.  Jahrhundert  der  Zins- 
fuss noch  mannigfachen  Schwankungen  unter- 


')  Brnnner,  Grundzttge  der  deutschen 
Bechtsgeschichte,  1901,  S.  187.  S.  auch  Wörter- 
buch der  Volkswirtschaft,  II,  429. 


lag,  so  betrug  er  im  Durchschnitt  doch  zu- 
meist 10  "/o.  Die  Rente  konnte  demnach 
mit  dem  10  fachen  Betrage  ihres  Wertes 
gekauft  werden.  Gerade  bei  der  VerpSn- 
dung  der  Rheinzollstätten  hat  sich  mir  die 
Bestätigung  der  Ergebnisse  von  Arnold  und 
Rosenthal  herausgestellt  Der  Zoll  wurde 
meist  auf  unbestimmte  Zeit  vergabt,  indem 
festgesetzt  wurde,  dass  der  Verleiher  die 
Lehensrente  mit  dem  10  fachen  Betrage  ab- 
lösen könne,  wofür  alsdann  der  Belehnte 
sich  verpflichten  musste,  ein  dem  Werte 
nach  entsprechendes  Lehnstück  anzuweisen.') 

Vom  14.  Jahrhundert  ab  sinkt  dann  der 
Zinsfuss  bis  zum  16.  Jahrhundert  beständig, 
die  Rentenkäufe  wimien  im  allgemeinen  für 
den  20  fachen  Betrag  der  Rente,  also  zu 
5<*/o,  abgeschlossen,  und  dieser  Zinsfuss 
muss  im  16.  Jahrhundert  als  der  normale 
gegolten  haben.  Die  Reichspolizeiordnung 
vom  Jahre  1530  bestimmte  in  Art.  26  §  9: 
7  dass  von  den  Wiederkauffs-Gülden  hin- 
fürter  von  dem  Hundert  nicht  mehr  denn 
fünff,  wie  gebräuchlich,  gegeben  und  ge- 
nommen werden  soll.«  *) 

Die  für  Immobilien  ebenso  wie  für 
Waren  legal  zulässigen  Geschäfte  des  Real- 
kredits sind,  zusammengefasst  unter  dem 
Be^ff  des  »Wiederkauffs«,  durch  diese 
Reichspolizeiordnung  zu  einem  Zinsmaxi- 
mum  von  ö'/o  festgelegt  worden. 

im  allgemeinen  blieb  der  Rentenkauf  immer- 
hin eine  wesentlich  agrarische  Einrichtung, 
er  »gewährte  nur  dem  Besitzer  von  Grund 
und  Boden  Kredit«  (Schulte  I,  325).  Wer 
keine  Immobilien  besass,  war  auf  das  kurz- 
fristige Darlehen  angewiesen,  das  ihm  Lom- 
barden und  Juden  sdlein  gewährten. 

Es  mag  endlich  hervorgehoben  werden, 
dass  das  mittelalterliche  Argument,  die  Zins- 
barkeit des  Kapitals,  sei  aus  der  unzweifel- 
haften Produktivität  der  Grundstücke  herzu- 
leiten^),  später  von   Calvin   gerade    gegen 


')  In  den  Jahren  1234  (Mittelrheiniaches 
ürkundenbuch,  HI,  509,  Lacomblet,  Urkunden- 
buch,  II,  167)  1255  (Lac.  U.B.,  H,  423),  1258 
(Lac.  U.B.,  U.  454),  1259  (Lac.  U.E.  IL  479). 
1260  (Lac.  U.B.,  II,  487),  1282  (Goerz,  Mittel- 
rheinische Regesten,  IV,  995),  1287  (Lac.  UJ.. 
II,  816),  1299  (Lac.  U.B.,  II,  1028),  1353  (Lac. 
U.B.  III,  622),  1364  (Lac.  U.B.,  m,  666),  1367 
(Lac.  U.B.,  in,  678),  1385  (Lac.  U.B.,  UI.  898), 
1393  (Lac.  Ü.B.  III,  989),  1400  (Lac.  U.E.,  HI, 
1077).  Tabellen  über  Reutenkaufzinsen  s.  bei 
Neumann,  Geschichte  des  Wuchers  S.  266 — 273. 
Bodmann,  Rheingamsche  Altertümer  S.  406. 

')  Aehnlich  bei  den  ZoUverhältnissen.  Her- 
mann von  Weinsberg  legt  i.  J.  1561  auf  den 
kurkninischen  Zoll  zu  Andernach  500  Thaler 
an  und  erhält  jährlich  25  Thaler.  (HShlbaom, 
Buch  Weinsberg,  II,  113.) 

')  Röscher,  Geschichte  der  Nationaldkonomik 
in  Deutschland,  1874,  S.  22. 
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das  kanonische  Zinsverbot  angewandt  wor- 
den ist.*) 

3.    Das    kurzfristige    Gelddarlehen. 

Es  ist  klar,  dass  der  Zins  stets  höher  ist, 
wo  die  Gesetzgebung  ein  Maximum  fest- 
stellt, das  unter  der  natürlichen  Höhe  ist, 
weil  alsdann  noch  eine  Versichenmgsprämie 
für  die  Gefahr  der  Umgehung  des  Gesetzes 
gezahlt  werden  muss.  Ebenso  einleuchtend 
ist  aber  noch  ein  zweites:  je  mehr  Gesetz- 
gebung und  Sitte  dem  Eapitalzins  feindlich 
sind,  umso  weiter  greift  allemal  der  Wucher 
um  sich  vind  erzielt  eine  ganz  andere  Zinsen- 
höhe, als  sie  ein  legaler  Zinsfuss  jemals  er- 
reicht Diesen  FaJl  bietet  das  Mittelalter 
des  Abendlandes  ganz  analog  den  That- 
sachen  der  Preisgeschichte,  dass  das  Streben 
nach  einem  pretium  iustum  die  Preishöhe 
lokaler  Willkür  eröffnet  und  damit  die  Preis- 
unterschiede zwischen  einzelnen  Gegenden 
unermesslich  gesteigert  hat. 

Neben  der  offiziellen  Form  der  Kapitals- 
anlage, dem  Hentenkauf,  der  bis  zum  14. 
Jahrhundert  das  eigentliche  Zinsgeschäft 
überwog,  stand  im  Mittelalter  der  Zinsfuss, 
den  Juden,  Lombarden  und  Geldwechsler 
für  ihr  Darlehen  auf  kurze  Zeit  erhoben. 
Dieser  wurde  in  Italien  meist  monatsweise, 
in  Deutschland  wochenweise  gezahlt  und 
wies  merküche  Verschiedenheiten .  auf.  Es 
scheint,  dass  Endemann  Kecht  hat  und  dass 
die  Juden  nach  der  Anschauung  der  meisten 
Kanonisten  von  den  kanonischen  Zinsgesetzen 
nicht  ausgenommen  waren.*)  Aber  die 
Juden  galten  jedenfalls  neben  den  Lombar- 
den und  Eawerschen  (nach  der  Stadt  Gabors 
genannt,  aber  fast  ausnahmslos  Italiener)^)  als 
die  alleinigen  berufsmässigen  Geldhändler, 
die  Geld  gegen  Zinsen  ausliehen.  Der  Zins- 
fuss dieser  Darlehen  war  bedeutend  höher 
als  der  Zinsfuss  für  Rentendarlehen.  Man 
ist  nach  dem  Stand  der  Forschung  und  der 
Quellenüberliefening  des  Mittelalters  genö- 
tigt, einzelne  Nachrichten  über  Zins  bei 
Gelddarlehen  zusammenzutragen,  ohne  noch 
das  Material  zu  einer  Geschichte  des  Zins- 
fusses  verarbeiten  zu  können. 

Die  Eechtsdenkmäler  der  Westgothen 
erlauben  als  Zins  innerhalb  der  gesetz- 
lichen Grenzen  etwas  über  12  "/o  vom  Geld- 

')  Vgl.  L.  Elster,  Johami  Calvin  als  Staats- 
mann, Gesetzgeber  and  Nationalökonom  (Jahrb. 
f.  Nat.  n.  Stat  31  (1878)). 

*)  Endemann  a.  a.  0.  U,  383  ff.  Nenmann, 
Geschichte  des  Wuchers  in  Deutschland,  war 
anderer  Anschauung  als  Endemann.  v.  Below, 
Art.  „Wucher"  im  Wörterbuch  der  Volkswirt- 
.  Schaft  stimmt  Endemann  zn.  Beachtenswert 
ist  u.  a.,  dass  der  Erzbischof  von  Köln  einmal 
den  Jnden  versprach,  niemand  ausser  ihnen 
zinsbare  Darlehen  zu  gestatten  (Ennen,  Ge- 
schichte von  Köln,  U,  327). 

')  Schulte  a.  a.  0.  I,  311. 


darlehen  imd  mehr  als  30  **/o  von  geliehenen 
Früchten. 

Auf  den  Messen  der  Champagne,  die  von 
der  Mitte  des  12.  bis  zum  Beginn  des  14. 
Jahrhunderts  den  Mittelpunkt  des  Geldver^ 
kehrs  zwischen  Deutschland  und  Italien 
gebildet  haben,  waren  Verzugszinsen  in 
Gebrauch,  die  der  säumige  Schuldner  zu 
zahlen  hatte.  Diese  betrugen  jährlich  60  "/o, 
wie  Schulte  dai^legt  hat*) 

In  Deutschland  findet  sich  für  Südwest- 
deutschland und  das  Rheingebiet  mit  Aus- 
schluss des  Niederrheins  nach  den  Unter- 
suchungen Neumanns,  Büchers  und  Schultes*) 
ein  Zinsfuss  von  43,33  "/o  für  Judenschulden. 
Dieser  erscheint  zunächst  in  Frankreich  im 
Jahre  1218,  ohne  sich  zu  halten,  und  dann 
wieder  in  den  bayerischen  Landfrieden  der 
Jahre  1244  und  1256.  Auch  der  Mainzer 
Städtetag  des  Jahres  1255  setzt  ihn  für  die 
nach  Wochen  zu  berechnenden  Schulden 
fest,  während  für  das  kurzfristige  freie 
Jahresdarlehen  ein  gesetzliches  Maximum 
von  33,3  "/o  bestimmt  wurde.'')  Bis  ins  15. 
Jahrhundert  hinein  hat  dieser  Zinsfuss  von 
43,33  "/o  Bestand  für  imser  Gebiet  gehabt 

Für  das  Gebiet  der  Eölnisctien  Münze 
hat  sich  der  Zinsfuss  von  108*>/o  in  der 
zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  schon 
gegen  Ende  desselben  auf  54,2  "/o  und  im 
14.  Jahrhundert  auf  36,1  "/o  erniedrigt  — 
und  es  liegt  nahe  zu  vermuten,  dass  hier 
eine  grössere  Geldflüssigkeit  imd  erheb- 
lichere Fortschritte  von  Verkehrswesen  und 
Kreditwirtschaft  als  in  Oberdeutschland  sich 
in  dieser  Minderung  des  Zinsfusses  bemerk- 
bar gemacht  haben. 

Doch  ist  zu  beachten,  dass  weitaus  in 
den  meisten  Fällen  der  Zinsfuss  bei  dem 
Juden-  oder  Lombardendarlehen  besonders 
für  jedes  einzelne  Geldgeschäft  festgesetzt 
worden  ist  und  dann  natürhch  von  dem 
Satz  von  43,33  */o  auch  in  Oberdeutschland 
bedeutend  abgewichen  ist. 

Der  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  findet 
in  norddeutschen  Städten  einen  Zinsfuss 
von  10  "/o,  in  Lübeck  von  5"/o,  am  Ausgang 
des  Jahrhunderts  stand  der  Zinsfuss  von 
Lübeck  bis  Basel  zwischen  5  bis  7"/o,  und 
Nitzsch,  der  diese  Zahlen  anführt  (Geschichte 
des  deutschen  Volkes  III,  323),  setzt  hinzu: 
Das  Geld  war  also  wohlfeiler  geworden. 

Im  15.  Jahrhundert  hören  wir  von  Zinsen 
bis  zu  50*/o,  ja  der  gesetzliche  Zinsfuss  soll 
in  Regensburg,  Augsburg,  Wien  u.  s.  w. 
über  80%,   wohl   auch    86*3'/o    betragen 


')  a.  a.  0.  I,  266,  319. 

')  Schalte,  Geschichte  des  mittelalterlichen 
Handels,  I,  317  ff.,  301. 

")  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben, 
II,  607. 
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haben.i)  j^  Frankfurt  *)  gestatteten  Erlasse 
vom  Jahre  1491  den  Juden,  als  gewöhnlichen 
Darlehens/.ins  pro  Gulden  einen  Heller 
■wöchentlich  zu  fordern,  das  sind  jährlich 
212/s''/o.  Wiederum  aber  gab  Erzbischof 
Günther  von  Magdebui^  im  Jahre  1418  nur 
7V2«/o  Zinsen.») 

Zu  Luthers  Zeiten  erscheint  es  dann 
besonders  hoch,  wenn  ein  Adeliger  des 
Herzogtums  Sachsen  Geld  zu  30  "/o  Zinsen 
verlieh*),  und  Luther  selber  will  im  Jahre 
1519  aufs  Hundert  4  bis  6  Gulden  Zins  zu- 
lassen, im  Jahre  1539  aber  »gern  drein 
willigen,  dass  6  vom  Hundert  gegeben 
wurde,  oder  noch  zufrieden  sein,  dass  7 
oder  8  gegeben  wurde.  Denn  die  Güter 
sind  itzt  sehr  gestiegen«.*) 

Nach  den  Ermittelungen  von  H.  Sieve- 
king  über  die  St  Georgsbank  in  Genua*) 
ist  trotz  der  grossen  Macht  dieses  Institutes 
doch  die  Verzmsung  der  Staatsschulden  seit 
dem  15.  Jahrhundert  von  ursprünglich  T'/o 
schon  nach  wenigen  Jahren  auf  5%  und 
und  4%,  im  16.  Jahrhundert  und  den  fol- 
genden Jahrhunderten  noch  weiter  bis  3'/o 
gesunken.  Aber  auch  sonst  hören  'när  nichts 
von  einem  hohen  Zinsfuss  des  16.  Jahr- 
hunderts im  Vergleich  zu  den  Geldzins- 
sätzen des  Mittelalters.  Während  bei  Leib- 
renten und  Leibgedingen  in  Deutschland 
damals  7  bis  13  "/o  gezahlt  wurden,  betrug 
der  Wechselzins  unter  Handelsleuten  5  bis 
6  '/o,  und  auch  die  durchschnitüichen  Unter- 
schiede des  Zinsfusses  zwischen  Nord-  und 
Süddeutschland  im  Anfang  des  Jahrhunderts 
(ün  Norden  'i^/o  höher  aJs  im  Süden  und 
Westen)  haben  sich  allmählich  unter  der 
Einwirkung  der  wirtschaftlichen  Neugestal- 
tungen jener  Epoche  einander  genähert  und 
ausgeglichen.')  Die  Territorialgesetzgebung 
des  16.  Jahrhunderts  aber  hat  auch  da,  wo 
sie  Zins  erlaubte,  den  Handelsleuten  bis  zu 
12'*/o,  den  Bauern  nur  einen  Maximalzins 
von  5  bis  Q^lo  zugestanden. 


')  Vogt,  Vorgeschichte  des  Bauernkrieges. 
1887.  S.  20.  Vgl.  dazu  Danneil,  Beitrag  znr 
Geschichte  des  magdeburgischen  Bauernstandes, 
n  (1898),  S.  196. 

')  Schmoller,  Znr  Geschichte  der  national- 
Ökonomischen  Ansichten  in  Deutschland  (TUbinger 
Zeitschr.  1860,  S.  656. 

')  Riedel,  Novns  codex  diplomaticus  Branden- 
burgensis.    Abteilung  A,  25,  298. 

♦)  Köstlin,  Luther  1883,  II,  276,  426,  448, 
449,  453,  576,  580,  582.  Tischreden,  Förstemann 
4,  474. 

*)  Luthers  Werke,  Erlanger  Ausgabe  20, 
117;  57,  350;  45,  7. 

')  Sieveking,  Genueser  Finanzwesen  1899. 

')  Vgl.  Fischer,  Deutsches  Leben  und  deutsche 
Zustände,  1884,  S.  272.  Röscher,  üeber  die 
Blüte  der  deutschen  Nationaliikonomik  im  Zeit- 
alter der  Reformation  (Ber.  der  kgl.  sächs.  Ges. 
d.  Wiss.  PhU.  bist.  Klasse  1861.    S.  164—174). 


Vermutlich  hat  das  Sinken  des  Zins- 
fusses im  Beginn  und  Mitte  des  16.  Jahr- 
hunderts seinen  Grund  in  der  starken  Ver- 
mehrung des  Edelmetallgeldes  jener  Zeiten, 
die  die  Kaufkraft  des  Geldes  vermindert, 
die  Warenpreise  gesteigert  und  auch  den 
Zins  herabgedrückt  hat.  Wir  hätten  hier- 
mit nur  einen  neuen  Beitrag  zu  der  Analyse 
jener  allgemeinen  Preissteigerung  und  Geld- 
entwertung dieses  Jahrhunderts  gewonnen. 
Doch  bedarf  es  noch  eingehender  Unter- 
suchungen, ehe  die  einzelnen  Angaben  und 
Nachweise  zu  einem  Gesamtergebnis  ver- 
bunden werden  können. 

Festgehalten  werden  muss,  dass  auch 
die  oben  gegebenen  mittelalterlichen  Zahlen 
von  60  %  und  43,33  "/o  nicht  etwa  in  offenem 
Widerspruch  zu  der  kirchlichen  Zinslehre 
gestanden  haben. 

Einmal  wurde  der  Zins  häufig  gleich 
zur  Darlehenssumme  geschlagen  und  diese 
somit  in  eine  bedeutend  höhere  Schuld- 
summe verwandelt,  dann  aber  hat  die  kano- 
nische Theorie  selber  mit  der  Festsetzung 
von  Verzugszinsen  einen  Ausweg  eröffnet, 
der  die  sofortige  Zinszahlung  verhüllte.*) 
Zinsen  sind,  wie  Nicolaus  IV.  im  Jahre  1288 
bestimmte,  ja  durchaus  verboten,  doch  soU 
der  Schuldner  dem  Gläubiger  dessen  Un- 
kosten und  Auslagen  ersetzen.  Aehnlich 
hatte  auch  Nicolaus  HI.  befohlen,  es  seien 
zu  zahlen  »cum  iustis  et  moderatis  expensis 
ac  debita  restauratione  damnorum  et  interesse, 
usuris  omnino  cessantibus«.  ^)  Zins  von 
einem  Gelddarlehen  konnte  jeder  ohne  Ge- 
wissensbisse und  Furcht  vor  den  Strafen 
für  Zuwiderhandlung  gegen  die  kanonistiscfae 
Theorie  sich  ausbedingen,  »nur  das  eine 
wurde  hierbei  vorausgesetzt,  dass  er  das 
Darlehen,  wenn  auch  nur  für  kurze  Zeit, 
zunächst  umsonst  auslieh,  so  dass  die 
Zinszahlung  genau  genommen, 
keine  Vergütung  für  den  Gebrauch, 
sondern  eine  Entschädigung  für 
die  nicht  rechtzeitige  Rückgabe 
des  Geldes  war.«») 

4.  Schluss.  Eine  Geschichte  des  Zins- 
fusses und  der  Ursachen  seiner  Verände- 
rung im  abendländischen  Mittelalter  muss 
noch  geschrieben  werden.  Es  ist  das  dn 
notwendiges  Erfordernis  mittelalterüdier 
Wirtschaftsgeschichte,  wie  es  für  die  antike 
Wirtschaftsgeschichte  Billeter  wertvoll  er- 
füllt  hat*)     Auch  da  wird   sich   ergeben, 


')  Schulte  a.  a.  0.,  I,  286   240,  266. 

*)  Gay,  Les  registres  de  Nicolaus  UL  1898. 
L  107.  Schulte  a.  a.  0.,  I,  269  meint,  die  For- 
mel „usuris  omnino  cessantions"  sei  keine  Redens- 
art gewesen. 

")  W.  J.  Ashley,  Englische  Wirtschafts- 
geschichte (deutsch  in  Brentano  und  Leser, 
Sammlung,  nr.  7  u.  8  1896)  2,  432. 

*)  Billeter,  Geschichte  des  Zinsfosses  im 


Digitized  by 


Google 


Zinsfuss  im  Mittelalter — Zölle,  Zollwesen 


965 


wofür  schoQ  jetzt  Andeutxingen  vorzuliegen 
scheinen,  dass  die  Vermehrung  des  Geldes 
den  Zins  herabgedrflckt  und  dass  umgekehrt 
eine  Minderung  der  Barmittel  den  Zins  in 
die  Höhe  getneben  hat,  so  dass  also  die 
Höhe  des  Zinsfusses  durch  das  Verhältnis 
von  Angebot  und  Nachfrage  nach  Eapital- 
Dutzung  letztlich  bestimmt  worden  ist.  Eine 
wissenschaftlich  ausreichende  und  wissen- 
schaftlichen Anforderungen  genügende  ge- 
schichtliche Entwickeiung  des  Zinsfusses 
kann  aber  nur  im  Zusammenhang  mit  einer 
Geschichte  des  Geldes,  des  Geldwertes  und 
des  Geldpreises  einigerraassen  erfolgreich 
unternommen  und  durchgeführt  werden. 
Denn  jede  wirtschaftliche  Enzelerscheinung 
ist  ein  inbegriffener  Bestandteil  des  Wirt- 
schaftslebens überhaupt. 

Lltteratar:  /.  Ifeunumn,  De  vieüntudinibvt, 
qua*  ean.  Juri»  de  uturaria  pnmitatt  placüa  in 
Gemtania  inde  a  täte.  XIII.  utque  ad  med. 
laec.  XVII  tnbieruiU,  1860.  —  Derselbe,  Ge- 
tchichte  de»  Wucher*  in  DeuUddand  bi»  zur  Be- 
gründung der  heutigen  Zintenge*el3e  (1664),  1S6S. 
—  Dertelbe  in  ZeiUchr.  f.  K.-R.  V,  4Sff-, 
tos  ff.  —  Im  stein,  in  Saimerl»  Mag.  f.  R*.- 
u.  Staat»vit*en*ch.  Bd.  15  (IS56).  —  Ende- 
mann, Studien  in  der  romani*eh.kanoni*ti*ehen 
WirttchafUlehre,  1874,  188S.  —  Derselbe,  Die 
nalionalötonotni*chen  Grund*ätxe  der  kanonieti- 
»chen  Lehre  (Jahrb.  /.  Nat.  u.  Stat.  I).  — 
Funk,  Ge*chichte  de*  kirchliehen  Zimrerbole», 
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II.  Arnold,  Getchichte  de»  Eigentum*  in 
den  deut*ehen  Städten,  1861.  —  Rosentiml, 
Zur  Geechichte  de*  Eigentum*  in  der  Stadt 
Wartburg  1878.  —  Stobbe,  Zur  Geechichte  und 
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de*  deut*chen  Recht*.  1865,  S.  i5).  —  Gobber«, 
Die  Erbteihe  und  ihr  Verhältni*  tum  Renten- 
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III.  Hellicig,  Bewegung  de*  Zin*fu**e*  in 
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Wirt*chaft*polilik  der  Florentiner  Renai**ance, 
1878.   —  Kahn,    Getchichte  de*  Zin^fu**e*  in 


griechisch-römischen  Altertnin  bis  auf  Jnstinian 
1898.  Die  Recension  (Lit.  C.  Bl.  1899  Nr.  10) 
weist  darauf  hin,  dass  während  des  korinthischen 
und  nach  dem  peloponnesischen  Krieg  in  Athen 

fresse  Geldknappheit  herrschte  • —  deshalb  auch 
nrz  nach  dem  korinthischen  Krieg  von  Isaeos 
11,  42  als  landesüblicher  Zins  18*/^  erwähnt  wird. 
Aehnliche  Folgen  hat  auch  der  mithridatische 
Krieg  und  das  Seeräuberunwesen  im  1.  Jahr- 
hundert gehabt,  und  deshalb  sind  die  ^"jo  Zinsen, 
die  Verres  in  SiciUen  bezog,  keineswegs  als 
Wucher  aufzufassen. 


DeuUchland  seit  1815,  IS84.  —  Gottlob,  Die 
päp*ll.  Kreitzzug**teuem  de»  13.  Jahrh.,  189i.  — 
Derselbe,  Die  päp*ti.  Darlehn**chulden  de*  IS. 
Jahrhundert*  (Hi*lori*che*  Jahrbuch  iO,  665  bi» 
717).  —  Ehrenberg,  Da»  Zeilalter  der  Fugger. 
Geldkapitat  und  Kreditrerkehr  im  16.  Jahr- 
hundert, 1896.  —  Sehaube,  Ein  Kur»bericht 
von  den  Champagnerme»»en  (Zeü»chr.  f.  Sozial- 
und  WirUchafl*ge*ch.  Bd.  5,  1897).  —  Der- 
selbe, Die  Wech*elbrie/e  Ludteig*  de»  Heiligen 
(Jahrb.  f.  Sat.  u.  Stat.  S.  F.  18,  152ff.j.  — 
Schneider,  Die  ßnanziellen  Beziehungen  der 
ßorentinitchen  Bankier*  zur  KireJte  von  li85 
bi*  IS04  (Sehmoller»  Forechungen  17,  1,  1899).  — 
—  Kugliseh,  Da»  Finamtte»en  unter  Kai»er 
Karl  IV,  1899.  —  Sieveking,  Genueter  Finanx- 
ve»en,  1899.  —  Schutte,  Getchichte  de»  miUei- 
aUeriichen  Handel»  und   Verkehr»,  1900. 
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Zölle,  ZoUwesen. 

I.  Allgemeines.  1.  Begriff  und  Wesen 
der  Z.  2.  Bedeutung  und  Wirkungen  der  Z.  ä. 
Die  Arten  der  Z.  Finanz-  und  Schutzzölle.  4.  Ein- 
fuhr-, Ausfuhr-  und  Durchfuhrzölle.  5.  Wert-  und 
Masszölle.  B.Bttckzölle  und  ünterscheidungszölle. 
n.  Geschichte  und  Entwickeiung  des 
Zollwesens.  1.  Terminologisches.  2.  Ge- 
schichte des  Zollwesens.  Aeltere  Zustände.  Die 
Binnenzölle.  3.  Die  Grenzzollsysteme  und  die 
neuere  Entwickeiung.  III.  Die  rechtliche 
Ordnung  des  ZolTwesens.  1.  Zollrecht  und 
Zollregal.  Geschichtliches.  2.  Der  Zolltarif  und 
seine  Einrichtnne.  Die  Zollsätze.  3.  Die  Zoller- 
hebung. Niederlagsverkehr  und  Zollkredit.  4. 
Weitere  Zollerleichterungen  und  Zollbefreiungen. 
Verjährung  und  Restitution.  IV.  Die  Orga- 
nisation der  Zollverwaltung.  1.  Die 
Behörden  der  Zollverwaltung.  2.  Die  Behörden- 
organisation in  den  einzelnen  Staaten.  3.  Der 
verwaltnngstechnische  Vollzug  der  Verzollung. 
4.  Ansageverfahren  und  Begleitscheine.  6.  Die 
Zollstrafen.  Zollkartelle.  V.  Statistik  des 
Zollwesens.  1.  Vergleichung  der  Erträge  der 
Zölle  in  den  einzehien  Staaten.  2.  Die  Ergeb- 
nisse der  deutschen  Zollverwaltung.  3.  Die  Zoll- 
erträge von  1890 — 1900  in  Oesterreich-Üngam, 
Frankreich,  England,  Italien,  Russland  und  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

L  Allg^emeines. 

i.  Begriff  und  Wesen  der  Z.  Zölle 
oder  Mauten  sind  öffentliche  Abgaben  oder 
Auflagen,  die  von  Waren  erhoben  werden, 
wenn  sie  die  Grenzen  eines  Wirtschafts- 
oder Steuei^ebiets  überschreiten.  Die  Er- 
hebung von  ZöUen  kann  sich  teils  an  die 
Einfuhr,  teils  an  die  Durchfuhr,  teils  an 
die  Ausfuhr  der  Güter  anknüpfen.  Ihrem 
finanzwissenschaftlichen  Charakter  nach  sind 
die  Zölle  Steuern,  da  sie  ohne  Gewähnmg 
einer  speciellen  Gegenleistung  seitens  des 
empfangenden  öffentlichen  Körpers  imd  auf 
Grund  des  Principes  der  generellen  Entgelt- 
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lichkeit  zu  entrichten  sind,  xmd  zwar  bilden  sie 
einen  wichtigen  Bestandteil  der  Auf  wand- 
besteuerung, unter  ihnen  charakterisieren 
sie  sich  als  Aufwandsteuern,  die  beim 
Transporte  von  Waren  eingezogen  werden, 
und  treffen  daher  in  den  die  Grenzen  über- 
schreitenden Objekten  mittelbar  das  Ein- 
kommen und  die  Leistungsfähigkeit  der 
Einzelwirtschaften.  Die  Steuerpflicht  ist 
somit  an  die  formelle  Thatsache  des  üeber- 
schreitens  der  Grenzen  gebunden.  Man 
kann  die  Zölle  unter  den  Aufwandsteuern 
auch  indirekte  Steuern  insofern  nennen, 
weil  die  Steuerleistung  dem  Verfrachter 
auferlegt  wird,  er  legt  den  Steuerbetrag  aus 
und  hat  ihn  im  Preisbildungsprozess  auf 
den  eigentlichen  Verbraucher  als  endgiltigen 
Steuerträger  zn  Oberwälzen.  Daneben  können 
aber  auch  andere  Zwecke  politischer,  wirt- 
schaftlicher und  sozialer  Natur  durch  die 
Zollerhebung  erstrebt  werden.  Im  Zoll- 
wesen laufen  daher  die  verschiedensten 
Strömungen  zusammen. 

Die  Zölle  bilden  die  Hauptabgaben  des 
Zollwesens.  Mit  ihnen  werden  aber  auch 
gebührenartige  Auflagen  und  Nebenabgaben 
verbunden.  Diese  werden  für  die  Be- 
nutzung von  Anstalten  zur  Erleichterung 
des  Verkehrs,  zur  Deckung  der  Kosten  be- 
sonderer Bewachung,  zur  Bestreitung  des 
Müheaufwands  von  Beamten  u.  s.  w.  bean- 
sprucht vmd  eingezogen.  Sie  sind  teils 
Gebühren,  wie  in  Deutschland  (»Nebenge- 
bühren«), teils  Steuern,  teils  beides,  wie  in 
Frankreich  (droits  aperQUS  par  la  douane). 
Zu  diesen  Nebenabgaben  ist  auch  die  soge- 
nannte statistische  Gebühr  zu  rechnen. 
(Vgl.  d.  Art.  Statistische  Gebühr  oben 
Bd.  VI  S.  1072  ff.).  Sie  wird  von  allen  Waren. 
von  den  zollpflichtigen  wie  von  den  zollfreien 
erhoben  und  soll  deren  statistische  An- 
Bchreibung  verbürgen  und  die  Kosten  der 
Handelsstatistik  decken. 

2.  Bedeaton^  and  Wirkungen  der 
Z.  Die  Zöüe  sind  Aufwand-  oder  Ver- 
brauchssteuern, keine  Verkehrssteuern,  ob- 
schon  sie  sich  an  Verkehrshandlungen  an- 
schliessen  und  daher  mit  den  Verkehi'S- 
steuem  gewisse  äusserliche  Aehnlichkeiten 
haben.  Denn  sie  wollen  nicht  die  im  Ver- 
kehr keimende  wirtschaftliche  Leistungs- 
ßlhigkeit  treffen,  sondern  auf  mittelbare 
Weise  die  im  Verbrauch  und  Aufwand  dar- 
gestellte und  hervortretende  Verwendung 
des  Einkommens.  Die  Beurteilung  der  Zölle 
deckt  sich  daher  mit  derjenigen  der  Ver- 
brauchs- und  Auf  wandbesteuerung  überhaupt 
(vgl,  d.  Art.  Verbrauchssteuern  oben  Bd. 
Vn,  S.  376  ff.).  Für  die  ZöUe  selbst  bleibt 
daher  nur  die  Frage  entscheidend,  ob  die 
Form  der  Zollerhebung  ziu-  Verwirklichung 
einer    Aufwandsteuer     technisch     möglich 


und  Volks-  und  finanzwirtschaftlich  zweck- 
massig ist. 

Gegenüber  den  inneren  Aufwandsteuem 
haben  die  Zölle  mancherlei  Vorteile. 
Ihre  Erhebung  ist  einfacher,  leichter  kon- 
trollierbar und  verursacht  relativ  ^ringere 
Kosten.  Diese  Liclitseiten  treten  msonder- 
heit  dann  hervor,  wenn  die  zollpflichtigen 
Gegenstände  im  Inlande  nicht  hergestellt 
werden  oder  nicht  erzeugt  werden  können, 
wie  bei  uns  Kaffee,  Thee,  Reis,  Kolonial- 
waren u.  s.'w.,  oder  endlich,  wenn  die- 
selben im  Inlande  infolge  gesetzlicher  Vor- 
schrift nicht  hergestellt  werden  dürfen, 
wie  Tabak  in  England.  In  solchen  Fällen 
erscheint  dann  der  Zoll  als  die  vorteilhaf- 
teste Form  der  Steuereinziehung.  Ebenso 
wird  die  inländische  Produktion  und  ihre 
Technik  nicht  gestört  und  der  Verkehr 
nicht  durch  lästige  Ueberwachungs-  und 
KontroUmassr^eln  gehemmt  Die  Steuer 
in  der  Form  von  Zöllen  wird  auch  vom 
Steuerträger  nicht  drückend  empfunden. 
Endlich  aber  können  die  Zölle  ohne  wesent- 
liche Vermehrung  der  Erhebungs-  und 
Verwaltungskosten  auf  eine  grosse  Anzahl 
von  Waren  ausgedehnt  werden,  namentlich 
auf  Massenkonsumartikel,  und  sie  bilden  da- 
her eine  wichtige  und  ergiebige  Einnahme- 
quelle für  den  Staatshaushalt  und  ein  un- 
entbehrliches Glied  des  Finanzsystems.  Da- 
gegen sind  als  Nachteile  alle  jene  Mo- 
mente und  Erwägungen  geltend  zu  machen, 
die  gegen  die  Auf  wandbesteuerung  über- 
haupt vorgebracht  werden  können.  Auch 
hier  ist  zunächst  der  feste  Zusammenhang 
zwischen  Steuerleistung  und  Leistungs- 
fähigkeit des  Steuersubjekts  nicht  herzu- 
stellen. Das  zeigt  sich  schon  in  der  Aus- 
wahl der  zollpflichtigen  Gegenstände.  Denn 
die  fiskalischen  Interessen  erheischen  die 
Heranziehung  von  Massenkon  sumartikeln 
zur  Verzollung  und  überdies  ist  es  schlecht- 
hin ausgeschlossen,  die  Zollsätze  so  abzu- 
stufen, dass  sie  die  leistungsßUiigeien 
Schultern  schärfer  treffen  als  die  weniger 
bemittelten  Schichten  der  Bevölkerung. 
Werden  notwendige  Lebensbedarfsartikel 
mit  Zöllen  belastet,  und  dies  ist  aus  Rück- 
sicht auf  den  Zollertrag  notwendig,  so  ist 
es  oft  unvermeidlich,  dass  die  grössere 
Bürde  auf  den  Schaltern  der  unteren  Klassen 
ruht,  die  oberen  weniger  fühlbar  erfasst 
werden.  Weitere  Schwierigkeiten  entstehen 
dann  weiter  noch  dadurch,  dass  die  Finani- 
technik  bestrebt  sein  soll,  ein  richtiges  Ver- 
hältnis zwischen  den  inneren  Verbrauchs- 
steuern auf  den  im  Inland  hergestellten 
Waren  und  den  Zöllen  der  gleichen  ans 
dem  Auslande  eingeführten  Produkte  her- 
zustellen. Schliesslich  ist  bei  den  strengen 
Fonnalien  im  Zollwesen  die  Ge&üir  der 
Hinterziehung,    des   Schmuggels    und   der 
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Bestechung  besonders  gross,  namentlick  bei 
einigennassen  hohen  Zollsätzen.  Hier  ge- 
sellen sich  also  zu  den  finanzpolitischen 
Rücksichten  noch  sittliche  Bedenken.  Die 
Zölle  sind  aber  nicht  nur  Instrumente  des 
Finanzsystems,  sondern  sie  sind  auch  ganz 
erhebliche  Mittel  zur  Durchsetzung  weiterer, 
ausserhalb  des  Finanzwesens  liegender 
Zwecke.  Denn  durch  das  Zollwesen  können 
mittelbar  auch  allgemein  volkswirtschaftliche 
Interessen  verfolgt  werden.  Die  Steuerzölle 
werden  hier  zu  Zweckzöllen,  mit  denen 
man  ökonomische,  sozialpolitische  oder 
politische  Ziele  zu  erreichen  sucht.  Von 
besonderer  Bedeutimg  ist  dabei  die  Wir- 
kung, die  man  auf  Richtung  der  Produktion 
imd  Freisbildung,  auf  den  Schutz  der 
nationalen  Arbeit,  auf  die  internationalen 
Handelsbeziehungen,  auf  die  Erschliessung 
von  Märkten  und  Absatzgebieten,  auf  die 
Neigung  und  den  Geschmack  der  Konsu- 
menten u.  dei-gl.  m.  ausüben  will.  Die 
Zollerhebung  dient  in  diesen  Fällen  speci- 
ellen  Aufgaben  volkswirtschaftlicher  und 
politischer  Natur,  welche  die  finanziellen 
ergänzen  und  vervielfältigen.  Mitunter 
treten  sogar  die  fiskaUscheu  Motive  ziurück 
und  werden  die  übrigen  Erwägungen 
die  herrschenden  Triebfedern  im  Zoll- 
wesen. 

Auf  diese  Weise  treffen  im  ZoUwesen 
die  verschiedensten  Motive  zusammen.  Aber 
auch  trotz  aller  Schattenseiten  und  Be- 
denken sind  sie  zu  einem  unentbehrlichen 
Gliede  des  Finanzsystems  geworden.  Schon 
in  Anbetracht  der  hohen  Einnahmen,  die 
sie  dem  Staatshaushalte  zuführen,  sind  sie 
nicht  zu  vermissen.  Denn  ihr  Anteil  an 
den  Staatseinkünften  bewegt  sich  häufig 
genug  zwischen  20  tmd  30  "/o  aller  Ein- 
nahmen. Beim  ZoUwesen  kann  es  sich  da- 
her nur  um  eine  Grradfrage  und  um  die 
möglichst  zweckmässig«  Gestaltimg  der  Zoll- 
technik und  der  /Zollverwaltung  sowie  um 
die  sorgfältige  imd  richtige  Auswahl  der 
zoll^chtigen  Gegenstände  handeln. 

Eine  weitere  Frage  beim  ZoUwesen  ist 
die  Frage  nach  dem  letzten  und  eigentUchen 
Zoll-  und  Steuerträger.  Wer  trägt  den 
Zoll?  Der  Ausländer  oder  der  Inländer 
und  unter  diesen  wiederum  der  Produzent, 
der  Händler  oder  endlich  der  Konsument? 
Dies  ist  eine  Reihe  von  Problemen,  deren 
Lösung  zu  den  schwierigsten  Aufgaben 
zählt,  bei  denen  sich  Theorie  und  That- 
sachen  des  Lebens  berühren.  Sie  lassen 
sich  jeden&Us  nicht  ein&u:h  und  von  vorn 
herein,  aUgemein  und  nicht  für  aUe  FäUe 
mit  voUer  Sicherheit  beantworten.  Viel- 
fach entzieht  sich  die  ganze  Frage  der 
wissenschaftlichen  Beobachtung  bei  den 
zahUosen ,  verschiedenen  hereinspielenden 
Faktoren.    Man  ist  daher  nicht   selten  auf 


Hypothesen  angewiesen,  die  mehr  oder 
weniger  durch  Erfahnmgsthatsachen  ge- 
stützt werden  können. 

Im  ganzen  ist  der  WiUe  des  Gesetz- 
gebers darauf  gerichtet,  den  Konsu- 
menten zu  treffen,  und  die  Methode  hierzu 
liegt  in  den  verschiedenen  Formen  des 
üeberwälzungsprozesses.  Ob  dies 
aber  thatsächlich  und  inwieweit  es  geschieht, 
hängt  von  der  specieUen  Sachlage  ab,  wie 
bei  den  Aufwandsteuem  überhaupt.  Die 
EinfuhrzöUe  wird  im  allgemeinen  der  In- 
länder, die  AusfnhrzöUe  der  Ausländer 
tragen.  Wie  sich  aber  die  weitere  Dnter- 
verteUung  zwischen  aUen  in  Betracht  kom- 
menden Personen  abspielt,  entzieht  sich 
meist  der  FeststeUung.  Massgebend  wird 
dabei  stets  das  Grössenverhältnis  zwischen 
Vorrat  und  Bedarf  bleiben.  Dadurch  können 
aber  mancherlei  Verschiebungen  eintreten. 
Bei  neu  eingeführten  EinfuhrzöUen  auf  bis- 
her steuerfreie  Gegenstände  kann  der  aus- 
ländische Verkäufer  im  Interesse  seines 
Absatzes  veranlasst  sein,  niedrigere  Preise 
zu  stellen,  um  sich  im  Inland  seinen  Markt 
zu  erhalten.  Er  trägt  dann  teüweise  den 
ElinfuhrzoU.  Auch  kann  die  ZoUgesetz- 
gebung  geflissentlich  auf  ein  solches  Re- 
sultat hinwirken.  Dagegen  kann  in  gleicher 
Weise  bei  den  AusfuhrzöUen  eine  Rück- 
wälzung stattfinden,  wenn  die  Marktver- 
hältnisse den  inländischen  Exporteur  im 
Ausland  zu  Preisreduktionen  nötigen.  Nur 
selten  liegen  aUe  diese  FäUe  so  offen  zu 
Tage  und  sind  mit  Sicherheit  statistisch  zu 
erfassen.  Immerhin  aber  ist  es  bei  den 
modernen,  ausgebUdeten  Verkehrs-,  Trans- 
port- und  Kommunikationsmitteln  wahr- 
scheinUch,  dass  eine  VerteUung  imter  die 
beteiligten  Faktoren  stattfindet  umfang 
und  Gfrad  derselben  werden  stets  ungewiss 
bleiben. 

3.  Die  Arten  der  Z.  Finanz-  and 
Schatzzolle.  Die  ZöUe  können  verschie- 
den eingeteUt  werden.  Wir  unterscheiden 
zunächst  Finanz-  und  SchutzzöUe.  Als 
EinteUungsgrund  ist  hier  der  Zweck  der 
ZoUerhebung  wirksam. 

1.  Finanz-  oder  Steuerzölle  nennen 
wir  diejenigen  ZöUe,  welche  ledigUch  als 
Grundlage  dauernder  Einnahmen  dienen 
sollen.  Sie  sind  nur  besondere  Formen  der 
Aufwandbesteuerung  und  gliedern  sich  da- 
her organisch  in  deren  System  ein.  Auf 
dieselben  werden  daher  nach  Auflegung  und 
Höhe  die  Grundsätze  der  Verbrauchsbe- 
steuerung angewendet,  als  deren  Ergänzung 
sie  erscheinen  und  von  welcher  sie  nur 
formeU  durch  ihre  Erhebung  an  den  Ge- 
bietsgrenzen verschieden  sind.  Andere 
Motive  als  rein  steuerUche  und  finanz- 
poUtische  können  mit  ihnen  insoweit  ver- 
knüpft sein,  als  sie  auch  bestimmten  £r- 
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scheinungen  der  Aufwandsteuern  anhaften, 
z.  B.  Bekämpfnng  der  Trunksucht  durch 
hohe  Alkoholzölle  und  -steuern.  Einen  Ein- 
fluss  auf  die  inländische  Produktion  kann 
der  Finanzzoll  ausüben,  wenn  er  die  Ein- 
fuhr aus  dem  Ausland  herabmindert  oder 
auf  anderweite  Deckung  des  Bedarfs  hin- 
wirkt (Kolonialzucker  —  Eübenzucker).  Die 
Einrichtung  der  Finanzzölle  muss  aber  mit 
der  inneren  Verbrauchsbesteuerung  in  Ei,n- 
klang  gebracht  werden.  Daraus  ergeben 
sich  zwei  elementare  Grundsätze.  Einmal 
müssen  alle  Gegenstände,  welche  im  Inland 
einer  Verbrauchssteuer  unterworfen  sind, 
mit  einem  Zolle  in  mindestens  dem  gleichen 
Betrage  belegt  werden  (Bier,  Tabak,  Salz, 
Zucker,  Wein,  Branntwein  etc.).  Sodann 
aber  sind  die  im  Inland  besteuerten  Ver- 
brauchsgegenstände ähnlicher  Art,  die  aber 
nur  im  Ausland  erzeugt  werden  können, 
gleichfalls  dem  ZoUe  zu  unterwerfen  (Kolo- 
nialwaren, Thee,  Kaffee  u.  a.  m.).  Aber 
auch  hier  werden  die  Zollsätze  im  aUge- 
meinen  den  durchschnittlichen  Sätzen  der 
sonstigen  inneren  Verbrauchssteuern  an- 
näliernd  entsprechen  müssen. 

2.  Schutzzölle  sind  diejenigen  Zölle, 
welche  wesentlich  im  Interesse  des  Schutzes 
der  inländischen  Produktion  und  der  in- 
ländischen Produzenten  erhoben  werden. 
S  ehen  bei  den  Finanzzöllen  fiskalische  und 
finanzpolitische  Erwägungen,  die  Rücksicht 
auf  den  finanziellen  Ertrag,  im  Vordeiigrund, 
so  sind  bei  den  Schutzzöllen  zunächst 
andere  Ziele  massgebend.  Dabei  verzichtet 
der  Fiskus  keineswegs  auf  die  Aussicht, 
möglichst  hohe  Zolleinnahmen  zu  erreichen, 
sondern  er  verbindet  dieses  Streben  mit  all- 
gemeineren wirtschaftspolitischen  Zwecken. 
Aller  Schutzzoll  ist  im  Grunde  genommen 
auf  die  Verteuerung  der  ausländischen 
Erzeugnisse  und  Waren  gerichtet.  Die  aus- 
ländische Konkurrenz  soll  zu  Gunsten  des 
inländischen  Produzenten  eingedämmt  wer- 
den. Dieser  soll  in  den  Geuuss  günstigerer 
Preisbedingimgen  gelangen.  Denn  durch 
den  Zoll  werden  die  Produktionskosten  für 
den  Importeur  vermehrt ;  will  er  diese  aber 
im  Preise  der  Waren  auf  dem  inländischen 
Markte  ersetzt  haben,  so  muss  er  höhere 
Preise  fordern,  als  er  sonst  verlangt  haben 
würde,  wenn  keine  Zollschranken  bestünden. 
Der  inländische  Produzent  kann  nun,  falls 
die  fremde  Einfuhr  zur  Deckung  des  Markt- 
bedarfes noch  notwendig  ist,  Vorteil  aus 
dieser  Verteuerung  der  Warenpreise  ziehen 
und  selKst  höhere  Preise  fordern.  Gelingt 
es  aber  der  inländischen  Produktion,  den  ge- 
samten Inlandsbedarf  zu  decken,  so  kann 
der  Schutzzoll  nach  Umständen  die  fremde 
Zufuhr  vom  heimischen  Markte  ganz  aus- 
schliessen.  Aus  diesem  wirtschaftlichen 
Prozesse  zieht  dann  naturgemäss  der  öffent- 


liche Hanshalt  um  so  ergiebigere  Einkünfte, 
je  unentbehrlicher  die  fremde  Einfuhr  zur 
Deckung  der  Nachfrage  am  inländischen 
Markte  ist. 

Die  Höhe  eines  Schutzzolles  ist  durch 
das  Mass  der  Schutzbedürftigkeit  eines  Pro- 
duktionszweiges bedingt.  Der  reine  oder 
einfache  Schutzzoll,  welcher  auslän- 
dische Waren  belastet,  die  auch  im  Inland 
erzeugt  werden,  ohne  einer  dem  Zolle  ent- 
sprechenden Inlaudssteuer  zu  unterliegen, 
kann  zum  Prohibitiv-  oder  A u s - 
Schliessungszoll  emporschnellen,  wenn 
die  Zollsätze  so  hoch  bemessen  sind,  dass 
auch  ohne  Verbot  die  fremde  Konkurrenz 
völlig  abgeschnitten  ist.  Seine  Wirkung  ist 
dann  thatsächlich  diejenige  eines  Ausfuhr- 
bezw.  Einfuhrverbots.  Der  heimische  Pro- 
duzent gewinnt  dann  häufig  eine  mehr  oder 
minder  ausgeprägte  Monopolstellung  für  den 
Absatz  seiner  Waren. 

Die  den  Schutzzöllen  zu  Grunde  liegen- 
den Erwägungen  sind  regelmässig  volks- 
wirtschaftlicher Natur.  Die  Tendenz 
gipfelt  in  dem  Bestreben,  einem  bedrängten 
Produktionszweige  zu  Hilfe  zu  kommen, 
eine  im  Entstehen  begriffene  Industrie  g^en 
die  auswärtige,  bereits  technisch  höher  ent- 
wickelte Mitbewerbimg  zu  schützen.  Daraus 
aber  geht  zugleich  der  erzieherische 
oder  doch  transitorische  Charakter 
aller  Schutzzölle  hervor.  Sie  sind  solange 
ökonomisch  berechtigt,  bis  entweder  der 
schutzbedürftige  Produktionszweig  die  fremde 
Konkurrenz  vertragen  kann  oder  die  Ur- 
sachen eines  Notstandes  aufgehoben  sind. 
Die  grundsätzliche  Perennierung  der  Schutz- 
zölle widerspricht  daher  dem  eigenen  Wesen 
des  Schutzzolles  überhaupt  Andererseits 
aber  werden  mitunter  durch  die  Schutzzölle 
auch  soziale  oder  politische  Zwecke 
zu  erreichen  gesucht,  wenn  die  inländische 
Industrie  z.  B.  infolge  der  ihr  übertragenen 
sozialen  Aufgaben  grössere  Ausgaben  machen 
und  höhere  Produktionskosten  aufwenden 
muss  als  die  fremde  Konkurrenz  (Arbeiter- 
schutz, Arbeiterversicherung)  oder  wenn 
man  im  sozialen  Interesse  Missstände  oder 
gesellschaftliche  Schäden  durch  Zölle  be- 
kämpfen wiU  (Trunksucht,  Luxuskonsumtion 
etc.).  Ebenso  können  manchmal  rein  poli- 
tische Ursachen  zur  Einführung  von  Schatz- 
zöllen Veranlassung  geben,  teils  selbständig 
aus  politischen  Erwägungen,  teils  zur  Ab- 
wehr politischer  oder  handelspolitischer  An- 
griffe (Retorsions-  oder  Kampfzölle  s.  unten 
sub  I,  6). 

Das  Ausland,  dessen  Export  durch 
Schutzzölle  geschädigt  ist,  kann  gegen  die 
Schutzzölle  reagieren,  und  versuchen,  deren 
Wirkung  aufzuheben.  Hier  kommen 
ausser  den  Retorsions-  und  Kampfeszöllen, 
deren  an  anderer  Stelle  gedacht    werden 
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soll,  vor  allein  Ausfuhrprämien  (vgl. 
den  Art.  Ausfuhrprämien  oben  Bd.  11 
S.  34 — 39)  und  bei  den  modernen  Yerkehrs- 
verhältnissen  auch  eine  entsprechende  V  e  r  - 
billignng  der  Frachttarife  für  die 
Ausfuhr  in  Betracht.  Durch  solche  Er- 
leichterungen kann  dann  der  beabsichtigte 
Erfolg  der  Schutzpolitik  ganz  oder  teilweise 
illusorisch  gemacht  werden. 

Ungemein  schwer  sind  aber  trotz  dieser 
theoretischen  Merkmale  die  thatsächlichen 
oder  praktischen  Grenzen  zwischen 
einem  Finanz-  und  Schutzzoll  zu 
bestimmen.  Yiel  hängt  dabei  von  dem 
subjektiven  Ermessen  und  den  erstrebten 
Zwecken  sowie  von  der  ganzen  Einrichtung 
und  dem  Systeme  der  Aufwandbesteuerung 
ab.  Daher  finden  wir  in  den  meisten  Län- 
dern eine  Kombination  zwischen  Finanz- 
und  Schutzzöllen.  »Die  Scheidung  ist  hier 
lun  so  schwieriger,  als  bei  den  Finanzzöllen 
einerseits  volkswirtschaftliche  Rücksichten 
hereinspielen  und  andererseits  bei  Schutz- 
zöllen der  Wunsch  nach  ergiebigen  Ein- 
nahmen wesentlich  mitzusprechen  pflegt. 

4.  Einfuhr-,  Ansfuhr-  und  Durch- 
fuhrzölle. Nach  dem  Orte  der  Zollerhe- 
bung unterscheidet  man  Binnen-  und  Grenz- 
zölle. Die  Binnenzölle  werden  innerhalb 
eines  Volkswirtschaftsgebietes  an  geeigneten 
Plätzen  erhoben,  z.  B.  an  Wegen,  bei 
Brücken, Ueberfuhren  etc.,  ohne  dass  diese  Orte 
au  sich  mit  den  Oebietsgrenzen  zusammen- 
fallen. Die  Grenzzölle  dagegen  sind 
diejenigen,  deren  Erhebun^^  an  den  terri- 
torialen Grenzen  erfolgt.  Sie  heissen  daher 
auch  Aussenzölle.  Dabei  ist  es  irrele- 
vant, ob  diese  Grenzen  diejenigen  eines 
einzelnen  Landes  und  geschlossenen  Volks- 
wirtschaftsgebietes (Landesgrenzzölle) 
oder  diejenigen  eines  durch  einen  55oll ver- 
ein verbundenen  Gebietes  (Vereinszölle) 
oder  endlich  diejenigen  eines  kleineren  Be- 
zirkes innerhalb  des  Staates  sind  (Inlands- 
zölle), wie  z.  B.  die  Uebergangsabgaben 
(vgl.  den  Art.  Uebergangsabgaben  oben 
Bd.  VU  S.  938, 39). 

Die  an  den  (Frenzen  erhobenen  ZöUe, 
die  Grenz-  oder  Aussenzölle,  sind  die  Ein- 
fuhr-, Ausfuhr-  öder  Durchfuhrzölle.  In 
unseren  gegenwärtigen  Verkehrszuständen 
sind  die  Ein fuhr-(Eingangs- oder  Import-) 
Zölle  die  wichtigsten.  Diese  (früher  auch 
Konsumzölle  genannt)  werden  an  den  Ge- 
bietsgrenzen erhoben,  wenn  die  zollpflich- 
tigen Waren  von  ausserhalb  des  Zollgebiets 
in  dasselbe  verbracht  werden.  Wenn  man 
heute  in  unseren  modernen  Kultiustaaten 
von  Zöllen  schlechthin  spricht,  so  denkt 
man  an  Einfuhrzölle:  denn  die  Zollzwecke 
werden  fast  ausschhesslich  durch  sie  ver- 
wirklicht. Die  Ausfuhr- (Ausgangs-,  Ex- 
port-, Esito-)  Zölle  sind   fillig,  wenn   die 


zollpflichtigen  Objekte  das  Inland  verlassen 
und  nach  dem  Zollausland  gehen.  Ehemals 
waren  diese  sehr  häufig  und  standen  in 
engster  Verbindung  mit  dem  Schutzsystem 
(s.  den  Art.  Schutzsystem  oben  Bd.  VI 
S.  638  ff.).  Oftmals  wurden  sie  in  ihrer  Höhe 
bis  zu  Ausfuhrverboten  gesteigert  imd 
sollten  künstlich  einen  Ueberfluss  an  ge- 
wissen Waren  im  Inland  festhalten.  Ins- 
besondere hat  sich  das  Merkantilsystem 
(s.  den  Art  Merkantilsystem  oben  Bd. 
V  S.  751  ff.)  ihrer  bedient,  um  die 
Rohstoffe  im  Interesse  der  entstehenden 
Industrieen  zu  sichern.  Die  meisten  Staaten 
haben  sie  heute  beseitigt  (England  1842, 
Deutschland  1873,  Niederlande  1877,  Frank- 
reich 1881).  Sie  werden  noch  aufrecht  er- 
halten in  kleinerer  Zahl  und  ohne  wesent- 
liche Bedeutung  in  Russland,  Italien,  Portu- 
gal, Spanien,  in  der  Schweiz,  in  Griechenland 
und  Finland,  Rumänien,  Britisch-Indien 
11.  8.  w.  In  der  Türkei  und  in  verschiede- 
nen aussereuropäischen  Staaten  dagegen  sind 
sie  auch  gegenwärtig  von  grosser  Bedeu- 
tung, z.  B.  in  Aegypten,  Brasilien,  Tunis, 
Japan  und  China.  Durchfuhr-(Durch- 
gangs-,  Transit-)  Zölle  sind  Zölle,  die  bei 
Durchfuhr  von  Waren  durch  das  Zollgebiet 
erhoben  werden.  Sie  sind  aus  den  mittel- 
alterlichen Verhältnissen  imd  den  Binnen- 
zöllen hervorgegangen,  vertragen  sich  aber 
nicht  mehr  mit  den  modernen,  namentlich 
den  internationalen  Verkehrszuständen.  Die 
DurchfuhrzöUe  wurden  im  Zollverein  1861, 
in  der  Schweiz  1874,.  in  Oeslerreich  1878 
und  in  Griechenland  1884  aufgehoben. 

Ferner  kann  man  die  Zölle  noch  ein- 
teilen nach  dem  Bezugsberechtigten  in 
staatliche,  gemeindliche  und  pri- 
vate Zölle.  Letztere  Kategorie,  der  Aus- 
fluss  vormaliger  grundherrlicher  Verhält- 
nisse oder  besonderer  Privilegien,  ist  voll- 
ständig in  Wegfall  gekommen.  Gemeindliche 
oder  örtliche  Zölle  erscheinen  in  ^schlosse- 
nen  Städten  und  Orten  auch  jetzt  noch 
häufig  als  Formen  der  Erhebung  von  kom- 
munden  Verbrauchssteuern  (vgl.  den  Art 
Octroi  oben  Bd.  V  S.  1013 ff.).  Dagegen 
sind  die  staatlichen  Zölle  die  herr- 
schenden Tj-pen  des  Zollwesens.  Dabei 
kann  jedoch  auch  der  Staat  durch  die  kom- 
munalen Verwaltungen  staatliche  Zölle  er- 
heben lassen.  Wir  haben  es  dann  mit 
staatlichen  Zöllen  zu  thun,  auch  wenn  die 
Kommunen  diese  erheben  und  verwalten 
(vgl.  den  Art.  Octroi  a.  a.  0.). 

Wenn  im  folgenden  von  »Zöllen«  schlecht- 
hin die  Rede  ist,  so  ist  an  die  Einfuhr- 
zölle zu  denken. 

6.  Wert-  nnd  Masszolle.  Die  Zölle 
können  entweder  nach  dem  Werte  der 
Waren  oder  nach  bestimmten  Mass-  und  Ge- 
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Wichtseinheiten  festgesetzt  werden.  Eretere 
sind  die  Wertzölle,  letztere  die  Masszölle. 
I.Wertzölle  oder  Zölle  ad  valorem 
werden  in  Prozenten  des  deklarierten  Wer- 
tes oder  Preises  der  zollpflichtigen  Waren 
erhoben.  Sie  sind  geschichtlich  die  älteren 
und  waren  namentlich  im  Altertum  und 
Mittelalter  gebräuchlich.  Da  sie  sich  dem 
Werte  oder  Preise  der  verzollten  Waren 
anschmiegen,  haben  sie  den  Vorzug,  dass 
sie  die  einzelnen  Warengattungeu  verschie- 
den belasten,  die  Qualitäten  imterscheiden 
und  auch  der  Preisbewegung  zu  folgen  ver- 
mögen. Für  den  Staatshaushalt  bringen  sie 
dazu  noch  eine  gewisse  Stabilität  dies  Er- 
trages, da  die  Einfuhr  bei  sinkenden  Preisen 
steigt  und  bei  steigenden  sinkt.  Mitunter 
haben  sich  solche  Wertzölle  zu  »gleiten- 
den Zöllen«  entwickelt.  Man  versteht 
unter  »gleitender  Skala«  (sliding  Scale) 
einen  so  eingerichteten  Zolltarif,  dessen 
Sätze  sich  den  Preisen  der  zollpflichtigen 
Waren  in  der  Art  anschliessen,  dass  die 
Zollsätze  mit  sinkender  Preisbildung  steigen 
und  mit  steigender  fallen.  Diese  Einrich- 
tung hat  zeitweise  in  der  Schutzzollpolitik 
einzelner  Staaten  eine  gewisse  Bedeutung 
gewonnen,  hat  sich  aber  im  allgemeinen 
und  auf  die  Dauer  nicht  bewährt.  Ande- 
rerseits aber  leidet  die  technische  Durch- 
führung an  grossen  Mängeln.  Die  Dekla^ 
rationen  der  Pflichtigen  sind  nicht  immer 
zuverlässig  und  die  Zollbehörden  nur  selten 
befähigt,  deren  Mangelhaftigkeiten  zu  korri- 

fieren.  Die  Kontrollen  und  sonstige  "Vor- 
ehrungen bleiben  fneist  unwirksam.  Um 
zu  niedrige  Deklarationen  seitens  der  Be- 
sitzer der  Waren  zu  verhüten,  ht^  man  bis- 
weilen den  Beamten  oder  dem  Staatsschatze 
ein  Vorverkaufsrecht  zu  dem  dekla- 
rierten Preise  zuzüglich  eines  Zuschlages 
(meist  10  */o)  eingeräumt.  Oder  man  hat 
auf  sehr  kostspieligem  Wege  eigene  Er- 
mittelungsbureaus zur  Erforschung 
der  permanenten  oder  durchschnittlichen 
Marktpreise  der  Waren  (valeurs  officielles, 
valeurs  variables)  begründet  oder  endlich 
in  zweifelhaften  Fällen  besondere  Sachver- 
ständige vernommen.  Solche  aber  Hessen 
sich  nicht  gerne  zu  Einschätzungen  herbei. 
Die  Kosten  dieser  umfänglichen  KontroU- 
massregeln  erheischten  aber  die  Zahl  der 
Abfertigungsämter  stark  zu  beschränken  und 
daher  den  Verkehr  in  ungesunder  Weise  an 
wenigen  Stellen  zu  centralisieren.  Alle 
diese  Umstände  haben  die  Wertzölle  mehr 
und  mehr  aus  den  Zollsystemen  verdrängt. 
2.  Die  Mass-  oder  specifischen 
Zölle  (Gewichts-  oder  Stückzölle) 
werden  in  festen  Sätzen  nach  bestimmten 
Mass-  oder  Gewichtseinheiten  (100  kg,  1  hl) 
oder  nach  der  Stückzahl  bemessen.  Sie 
sind  leichter,  einfacher  und  billiger  zu  er- 


heben, verursachen  weniger  Belästigungen 
des  Verkehrs,  weniger  Plackereien  und 
Streitigkeiten,  reizen  minder  zu  Hinter- 
ziehungen und  können  bequem  an  einer 
grossen  Anzahl  von  Zollstätten  zur  Erhe- 
bimg gebracht  werden.  Die  Zollschuldigkeit 
wird  veranlagt  nach  dem  Bruttoge- 
wichte (einschliesslich  der  Verpackung) 
bei  denjenigen  Waren,  für  die  es  der  Zoll- 
tarif ausdrücklich  vorschreibt  oder  bei  sol- 
chen, für  welche  der  Zoll  eine  bestimmte 
Höhe  nicht  überschreitet  (Deutschland  6  Mark, 
Frankreich  60  Francs  für  je  100  kg).  Im 
übrigen  ist  das  Nettogewicht  massge- 
bend. Hier  bestimmt  der  Zolltarif  die  Pro- 
zente des  Bruttogewichts,  nach  welchen  das 
Nettogewicht  berechnet  werden  kann 
(»Abzug  der  tarifmässigen  Tara«).  Im  übri- 
gen kann  bisweilen  der  Zollpflichtige  auch 
die  direkte  Verwiegrung«der  Ware  verlangen 
oder  die  Zollbehörde  sie  bei  ungewöhnUcher 
Verpackung  beantragen.  Bei  Flüssigkeiten 
dürfen  die  direkten  Umhüllungen  nicht  in 
Abzug  gestellt  werden,  wie  die  Fässer, 
Flaschen,  Krüge  etc.  Einzelne  Waren  wer- 
den nach  dem  Stück  verzollt,  z.  B.  Vieh 
oder  verschiedene  Fabrikate  (Hüte,  Uhren 
etc.),  u.  dei^l.  m. 

Die  specifischen  Zölle  können  den  Wert- 
zöllen in  der  Wirkung  genähert  werden, 
wenn  der  Zolltarif  die  einzelnen  Gegenstände 
nach  dem  Fabrikationsstadium  oder  nach 
Qualitäten  in  eine  Mehrzahl  von  Klassen 
differenziert  —  Gradations-  oder  Staf- 
felzölle. 

6.  Räckzölle  imd  Unterscheiduags- 
zolle.  Rückzölle  oder  Drawbacks 
sind  Rückerstattungen  von  Zöllen  bei  der 
Ausfuhr  von  Waren,  für  die  bereits  bei  der 
Einfuhr'  Zölle  oder  sonstige  Aufwandsteuem 
entrichtet  wurden  (vergl.  den  Art  Aus- 
fuhrprämien und  Ausfuhrvergü- 
tungen oben  Bd.  II  S.  34ff.). 

Lnterscheidun^s-  oder  Differen- 
tialzölle heissen  diejenigen  Zölle,  weldie 
Waren  der  gleichen  Art  und  Gattung  mit 
verschiedenen  Zollsätzen,  mit  höheren  oder 
niedrigeren  belegen.  Das  Unterscheidungs- 
merkmal kann  sich  dabei  beziehen  auf  die 
Art  der  Einfuhr,  ob  zu-  Wasser  oder  ni 
Land,  auf  das  Land  der  Herkunft  oder  des 
Ursprungs,  auf  die  Flagge  des  Schiffes,  auf 
die  direkte  oder  indirekte  Einfuhr,  auf  die 
Handelsvertragsverhältnisse  mit  anderen 
Staaten  u.  a.  m.  Die  Unterscheidungszölle 
können  sein: 

1.  niedriger  als  die  Normalzölle,  Minde- 
rungen derselben  oder  Zollabschläge 
(d6taxes)  \md 

2.  höher  als  die  Normalzölle,  Zuschläge 
zu  denselben  oder  Zuschla^szölle  (sur- 
taxes).  Neben  den  allgememen  Verhält- 
nissen können  aber  auch  noch  Gründe  der 
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Retorsion,  d.  h.  als  Akte  der  Wieder- 
Tergeltxing  gegen  ein  anderes  Land,  zu 
ihrer  Erhebung  Veranlassung  geben.  Eine 
solche  Retorsion  pflegt  angewendet  zu  wer- 
den, wenn  ein  anderer  Staat  unsere  Expor- 
teure durch  Zoll-  oder  sonstige  Massregeln 
benachteiligt  Diese  Zuschlj^zöUe  nennt 
man  dann  Retorsions-  oder  Kampf- 
zSlle.  Die  Möglichkeit  solcher  Wieder- 
vergeltung sehen  die  meisten  Zollgesetze 
vor  (Deutschland :  »Kampfzollparagraph« 
(R.G.  vom  15.  Juli  1879  24.  Mai  1885  §  6), 
Nordamerika:  »Reciprocitätsklausel«).  In 
Deutschland  ist  eine  Zollerhöhung  von  50  "/o 
der  tarifmässigen  Zollsätze  nach  erfolgter 
Zustimmung  des  Bundesrats  diutih  Kaiser- 
liche Verordmmg  zulässig.  Die  Anordnung 
ist  dem  Reichstag  mitzuteilen  imd  ausser 
Kraft  zu  setzen,  falls  dieser  seine  Zustim- 
mung versagt.  Den  Zustand  der  Retorsion 
zwischen  zwei  oder  mehreren  Ländern  be- 
zeichnet man  auch  mit  dem  Noamen  Zoll- 
krieg. 

O.  Geschichte  and  Entwickelnng  des 
Zollwesens. 

1.  Terminologisches.  Die  Bezeichnung 
Zoll,  welche  Ahd.  zol  und  a.  sächsisch 
toi,  tolna  u.  s.  w.  lautet,  ist  vor  der  hoch- 
deutschen Lautverschiebung  aus  telonium, 
teloneum,  bezw.  genauer  gesagt,  aus  der 
vulgärlateinischeu  Form  toloneum,  die  schon 
im  3.  und  4.  Jahrhundert  bezeugt  ist,  ent- 
lehnt Da  die  Umgestaltung  dieses  Wortes 
zu  »Zoll«  sprachwissenschaftliche  Schwie- 
rigkeiten macht,  so  vermutet  man  Beein- 
flussung vom  mittellateinischen  tollere  in 
der  Bedeutung  (Steuer)  erheben.  Das  vul- 
gärlateinische toloneum,  das  zunächst  »Zoll- 
haus« bedeutet,  geht  wieder  auf  das  Grie- 
chische -relatvBlov ,  tthövun>  zurück,  daS  VOn 
■tiXoi  finis  =  vectigal  (eig.  das  am  fiuis 
(Zahlungstermin)  zu  leistende  vectigal)  her- 
stammt. Dagegen  ist  der  heute  weniger 
gebräuchliche,  meist  in  SQddeutschland  und 
Oesterreich  übliche  Ausdruck  Maut  ein 
bayerisches  Wort;  Ahd.  mnta.  Das  lateini- 
sche muta  (mutaticiun,  von  miitare)  kommt 
in  der  ersten  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts 
vor  und  bezeichnet  eine  beim  Tauschver- 
kehr fälUge  Abgabe. 

Für  Zoll  und  Zollwesen  gebrauchen  die 
Franzosen  douane,  douanier,  die  Italiener 
dogane,  doganale.  Der  offizielle  Terminus 
der  Engländer  ist  Customs.  Dies  Wort  ist 
lateinischen  Urspniugs  und  von  consuetudo 
abzideiten.  Es  diente  lursprünglich  zur  Be- 
zeichnung der  alten,  der  Kione  zustehenden 
Zölle  (antiqua  customa)  im  Gegensatz  zu 
den  neuen  Zöllen,  die  seit  Eduard  I.  der 
"Verfügung  des  Parlaments  überlassen  waren. 
In  Spanien  wird  las  aduanas  für  Zölle  ge- 
braucht,   was   entweder   mit    douanier  zu- 


sammenhängt oder  vielleicht  sogar  ein 
arabisches  Lehnwort  ist 

2.  Geschichte  des  Zollwesens.  Ael- 
tere  Zustände.  Die  BinnenzöUe.  Die  Ab- 
gaben von  Waren,  welche  im  Tauschhandel 
versendet  werden,  lassen  sich  schon  früh- 
zeitig bei  allen  Völkern  nachweisen.  Dazu 
bot  vor  allem  die  leichte  Erkenn-  und  Be- 
stimmbarkeit der  Steuerpfiicht  8ov.ie  die 
leichte  Erhebung  an  wegen,  Flüssen, 
Brücken  oder  in  Häfen  erwünschte  Anhalts- 
punkte. Ausserdem  koncentrierte  sich  der 
ganze  Tauschverkehr  in  der  Hauptsache  auf 
die  periodisch  stattfindenden  Märkte  und 
Messen  und  war  daher  dort  bei  den  ein- 
fachen Verkehrsverliältnissen  relativ  leicht 
zu  überwachen.  Es  scheinen  daher  als 
älteste  Formen  der  ZöUe  Passier-  und 
Marktabgaben  zu  betrachten  zu  sein. 
Jene  wurden  bei  der  Ein-,  Durch-  oder  Ausfuhr 
oder  bei  der  Berührung  bestimmter  ört- 
licher Punkte  überhaupt  eingezogen,  diese 
sind  mit  Verkaufssteuern  gemischte  Markt- 
abgaben. Auf  diese  Weise  zeigen  sicli  schon 
im  Anfang  der  Zollgeschichte  Gebühr  und 
Steuer  verbunden.  Und  ebenso  bald  wurden 
die  finanztechnischen  und  fiskalischen  Vor- 
teile erkannt,  imter  welchen  insbesondere 
der  Umstand  geschätzt  wurde,  dass  die 
Zölle  eher  und  leichter  dem  Fiskus  Geld- 
einnahmen zuführten  als  andere  Einnahme- 
quellen. Eine  weitere  historische  Erfahrung 
zeigt,  dass  das  fiskalische  oder  Steuerinte- 
resse wesentlich  die  Vorherrschaft  führt 
und  sich  zu  diesem  erst  später  andere 
Motive  gesellen.  Dabei  stellt  sich  der  Zoll 
als  eine  mildere  Form  der  Ein-  und  Aus- 
fuhrverbote dar  und  äussert  sich  charakte- 
ristischerweise  viel  eher  als  Mittel  zur  Ver- 
hütung der  Ausfuhr  von  Waren,  die  im 
Inlande  notwendig  gebraucht  werden,  wie 
Getreide,  Oel,  Salz,  Wein  etc.,  denn  zu  dem 
Behufe,  die  fremde  Zufuhr  einzudämmen. 
Erst  der  späteren  Zeit  ist  es  in  mannig- 
fachem geschichtlichen  Wechsel  vorbehalten 
geblieben,  im  Zollwesen  die  Steuer-  und 
SchutzpoÜtik  zu  kombinieren. 

Schon  im  alten  Athen  und  in  den 
übrigen  hellenischen  Stadtstaaten 
waren  solche  Zölle  und  Marktabgaben  ge- 
bräuchlich, welche  sowohl  Einfuhr-  als  auch 
Ausfuhrzölle  waren.  Speciell  in  Athen 
waren  Seezölle  und  wohl  auch  Landzölle 
bekannt,  die  mehrfach  mit  Hafenabgaben 
und  Marktgefälien  konkurrierten.  Die  Zoll- 
sätze bei  der  Ein-  und  Ausfuhr  betrugen 
in  der  Hauptperiode  ein  Fünfzigstel  des 
Wertes  und  hiessen  Pentekoste.  Sie  waren 
schon  frühzeitig  in  Geld  zu  entrichten.  In 
den  bundesgenossischen  Städten  wurde  ein 
Zwanzigstel  (Eikoste)  von  den  zur  See  aus- 
und  eingehenden  Waren  erhoben,  welches 
an  die  Stelle  der  Tribute  trat    Ebenso  war 
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die  Ausfuhr  verschiedener  Waxen,  die  zum 
Lebensbedarfe  der  Bevölkerung  notwendig 
waren,  verboten,  z.  B.  von  Getreide,  Oel, 
Flachs,  Bauholz.  Wachs,  Pech  u.  dergl.  m. 
Selten  wurde  bei  den  Bedarf  überschreiten- 
dem Vorrat  die  Ausfuhr  gegen  Zölle  zuge- 
lassen. Auch  in  Rom  zählten  die  ZöUe  zu 
den  ältesten  regulären  Staatseinkünften  und 
Geldeinnahmen.  Ihre  Begründung  geht  bis 
auf  die  Zeiten  der  Könige  zurück.  Die 
Zölle  wurden  ursprünglich  an  einzelnen 
Plätzen,  an  Seeplätzen  (portoria),  an  Wegen 
und  Brücken  erhoben.  Sie  waren  regel- 
mässig mit  21/2  "/o  (quadragesima)  vom  Werte 
der  versendeten  Waren,  manchmal  auch  mit 
\i  oder  1  "/o  bemessen.  Oefters  wiurden 
sie  auf  dringendes  Verlangen  beseitigt,  um 
bald  wiederhergestellt  zu  werden.  In  der 
römischen  Kaiserzeit  entwickelt  sich  dann 
ein  umfassendes  EeichsgrenzzoUsystem  mit 
Einfuhrzöllen  und  verechiedenen  Ausfuhr- 
verboten. Innerhalb  dieser  Gliederung 
wurden  bei  der  unzureichenden  Ergiebig- 
keit der  Aussenzölle  nach  provinziellen  Zoll- 
bezirken noch  besondere  Binnenzölle  zur 
Ergänzung  eingeführt,  die  teils  Wertzölle, 
teils  specifische  Zölle  (s.  0.)  waren.  End- 
lich scheinen  auch  lokale  Zölle  (Thorsteuern, 
Thoraccisen)  zur  Ausstattung  der  kommu- 
nalen Finanzen  vorhanden  gewesen  zu  sein, 
eine  Einrichtung,  die  aber  mehr  den  Pro- 
vinzial-  und  Landstädten  denn  der  Haupt- 
stadt eignete.  Die  Pandekten  (L  16  §  7  de 
publicanis  et  vectigalibus  Dig.  XXXIX.  4) 
geben  uns  ein  Verzeichnis  aller  zollpflichtigen 
Waren. 

Das  frühere  Mittelalter  hat  von 
Ueberresten  der  römischen  Finanz-  und 
Steuerverfassung  vor  allem  die  ZöUe  über- 
nommen. Die  wurden  aber  ihrem  Wesen 
nach  aus  eigentlichen  Steuern  Abgaben, 
welche  beim  Passieren  bestimmter  Oertlich- 
keiten  des  lebhafteren  Verkelirs,  in  Häfen 
an  Grenzstellen,  an  Brücken,  Wegen  u.  s.  w. 
zu  entrichten  waren:  Transit-  oder  Pas- 
sier zolle.  Die  Zollsätze  stellen  teils 
Wertzölle,  teUs  specifische  Zölle  dar  und 
sind  häufiger  in  naturalen  Quoten  der 
Ladimg  als  in  Geld  (Naturalzölle)  bezahlt 
worden.  Da  man  sie  aber  als  Leistungen 
für  die  Benutzung  der  Veiiehrswege  und 
für  die  Gewährung  des  Schutzes  von 
Ladung  und  Waren  und  als  Geleitsabgaben 
betrachtete,  so  wurde  der  Gebührencha- 
rakter derselben  schärfer  hervorgekehrt 
(ubi  adiutorium  itinerantibuspraestatur).  Der- 
artige Zollabgaben  finden  sich  schon  bei  den 
Merowingern  unter  verschiedenen  Namen 
(pontaticum,  portaticum,  ripaticum,  foraticum, 
rotaticum,  mutaticum  etc.).  Den  Ueber- 
griffen  der  Territorialherren  suchten  die 
karolingischen  Kapitularien  und  Reichsge- 
setze entgegenzutreten.    Insbesondere  aber 


wollte  man  die  fiskalische  Ausbeutung  des 
Zollrechts  ohne  Gegenleistung  einschrän- 
ken. Die  Zollfreiheit  wimle  als  Privilegium 
gewährt,  namentlich  für  Reisende  von  und 
zu  Hofe,  für  Edelleute  und  geistUche 
Stifter,  für  Soldaten  und  Pilger  u.  s.  w. 
Auch  sachliche  Befreiungen  kommen  vor, 
wie  für  Gegenstände  zum  persönlichen  Ge- 
brauch der  Reisenden,  für  deren  Reit-  imd 
Fahrtiere,  die  nicht  zum  Lastentransport 
dienten  u.  dergl.  m.  Die  Eigenart  dieses 
Zollwesens  bestand  daher  nicht  in  der  Kl- 
dung  besonderer,  grösserer  oder  kleinerer 
Zollgebiete,  wo  beim  Ueberschreitea  ihrer 
Grenzen  der  Zoll  fäUig  wurde,  sondern  der 
Zoll  wurde  bei  der  Berührung  bestimmter 
Oertlichkeiten  an  bestimmten  Zollstätten  er- 
hoben. Es  waren  also  Zölle  innerhalb  des 
Volkswirtschaftsgebietes  oder  Binnen- 
zölle. Die  letzten  Reste  derselben  haben 
sich  bis  auf  unsere  Zeit  in  den  Pflaster^ 
Zöllen,  Brücken-  und  Wegegeldern  erhalten. 
Die  Binnenzölle  wurden  erst  1861  in  Meck- 
lenburg, die  Privatzölle  1816  in  Preussen 
und  1825  in  Hannover  aufgehoben. 

3.  Die  GrenzzoHsyateme  und  die 
neuere  Entwickelung.  Es  war  ein  wesent- 
licher Fortschritt,  als  der  Gedanke  eines  ge- 
schlossenen Zollgebiets  den  Binnenzöllen 
gegenüber  zum  Durchbruch  kam.  Die  Binnen- 
zölle mussten  der  Herausbildung  eines 
Grenzzollsystems  weichen,  und  damit 
kehrte  die  Entwickelung  der  europäischen 
Kulturländer  auf  jene  Stufe  zurück,  die  be- 
reits das  Altertum  teüweise  erreicht  hatte. 
Die  Verkehrsgebiete,  die  sich  auf  diese 
Weise  gegen  einander  abschlössen,  waren 
ursprünglich  klein,  umfassten  nur  ein  Terri- 
torium, eine  einzelne  Provinz  oder  gar  nur 
Teile  von  solchen.  Immerhin  aber  be- 
deuteten diese  Territorial-  und  Pro- 
vinzialzöUe  mit  ihrer  Verlegung  der 
Zollerhebung  aus  dem  Innern  an  die  Gren- 
zen jener  Gebiete  eine  beachtenswerte 
Besserung  und  eine  erhebüche  Verkehrs- 
erleichterung für  den  Handel.  Sie  blieben 
aber  immer  noch  der  Ausdruck  der  terri- 
torialen Selbständigkeit  und  der  Provinzial- 
interessen.  In  Deutschland  waren  es  vor 
allem  die  einzelnen,  grösseren  und  kleineren 
Territorien,  welche  so  durch  eigene  Grenz- 
zoUsysteme  von  einander  geschieden  waren, 
und  in  anderen  Staaten,  wie  in  Frankreich, 
wo  bereits  eine  stärkere  politische  Kon- 
centration erreicht  war,  haben  sich  trotzdem 
Jahrhunderte  lang  die  einzelnen  Provinzai 
und  Kronländer  durch  territoriale  Zölle  ge- 
trennte Zollgebiete  geschaffen. 

Erst  die  Zusammenfassung  der  Volks- 
kräfte zur  Erfüllung  der  nationalen  Auf- 
gaben und  Zwecke  durch  die  Bildung  von 
nationalen  Staaten  und  nationalen  ^olks- 
wirtschaften  sowie  die  lebendige  Entwicke- 
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luDg  der  Nationalität  und  der  staatlichen 
Centralisation  haben  es  erwirkt,  dass  die 
provinzieUen  und  territorialen  Zollgebiete  zu 
nationalen  erweitert  wurden.  Sie  fielen 
jetzt  in  der  Hauptsache  mit  dem  Volks- 
wirtschaftsgebiete überhaupt  zusammen. 
Nimmehr  wurden  die  Zölle  an  die  Grenzen 
der  nationalen  Staaten  verlegt,  und  damit 
waren  die  nationalen  Grenzzollsys- 
teme an  die  Stelle  der  territorialen  imd 
provinziellen  getreten.  Vielfach  haben  auf 
diese  Entwickelung  auch  die  allgemeinen 
wirtschaftspolitischen  Anschauungen  und 
Bestrebungen  der. Zeit  hingewirkt,  wie  sie 
insbesondere  durch  die  Vorstellungen  des 
Merkantilsystems  (s.  d.  Art.  Merkantil- 
system oben  a.  a.  0.)  und  durch  die 
von  diesem  vertretene  Handelspolitik  ge- 
fördert wurden.  In  Frankreich  wurde 
schon  1484  auf  dem  Reichstage  von  Tours 
die  Herstellung  eines  Grenzzollsystems 
unter  Aufhebung  der  Binnenzölle  beimtragt. 
Der  gleiche  Plsm  ist  dann  1614  erneuert 
worden.  Erst  fünfzig  Jahre  später  hat 
Colbert  durch  das  Edikt  von  1664  und  noch 
mehr  durch  dasjenige  von  1667  das  Ziel 
eines  nationalen  ZoUgebiets  ziemlich  ver- 
wirklicht Aber  trotzdem  blieben  noch  viele 
Teile  des  Staatsgebietes,  die  sogen,  provinces 
reputöes  §trang&res,  die  Grenz-  und  Küsten- 
provinzen, ausserhalb  der  Zolllinie,  da  sie 
auf  das  Ausland  als  Hinterland  mehr  ange- 
wiesen waren.  Das  gleiche  galt  für  die 
Provinzen  mit  reichsständischer  Verfassung 
(Pays  d'etats),  da  diese  am  kräftigsten  ihre 
Sonderinteressen  geltend  machen  konnten. 
Erst  die  französische  Revolution  hat  durch 
das  Dekret  vom  30./31.  September  1790 
diese  letzten  Ueberreste  beseitigt  imd  das 
nationale  GrenzzoUsystem  vollendet.  Im 
Deutschen  Reiche  wurde  1522  ein 
Versuch  eines  Reichsgrenzzolles  gemacht 
Das  Projekt  scheiterte  aber,  wie  die  übrigen 
Pläne  zu  Reichssteuern,  am  Widerstand  der 
Reichsstände,  insonderheit  der  Städte.  Erst 
viel  später  gelang  es  durch  die  Gründung 
der  Zollvereine  (1828^1867),  die  deutschen 
Territorien  zu  einem  einheitlichen  Zollge- 
biete mit  einem  Grenzzollsystem  zusammen- 
zuschliessen  (verel.  d.  Art.  Zollverein 
unten  S.  989  ff!).  Seit  1871  hat  die  nationale 
Einigung  der  deutschen  Stämme  durch 
Wiederaufrichtung  des  Deutschen  Reiches 
zugleich  auch  die  Herstellung  eines  natio- 
nden  Grenzzollsystems  mit  sich  gebracht 
Der  Uebergang  von  den  Binnenzöllen  zu 
den  territorialen  und  provinziellen  und  dann 
noch  mehr  derjenige  von  diesen  zu  den 
nationalen  Zollsystemen  hat  aber  auch  zu- 
gleich Zweck  und  Inhalt  dieser  Institute 
verändert  Den  alten  Binnenzöllen,  mochten 
sie  noch  so  mangelhaft,  zwiespältig  und 
verworren    sein,     war   aber    trotzdem    die 


Eigenschaft  gemeinsam,  dass  sie  Gegen- 
leistungen für  Geleit  und  Sicherheit  waren, 
sie  hatten  im  wesentlichen  GebOhrencha- 
rakter.  Sobald  man  aber  zum  System  der 
Greuzzölle  übergegangen  war,  erwies  sich 
das  Zollregal  sehr  wohl  der  fiskalischen 
Auswertung  zugänglich.  Die  Zölle  wurden 
bald  als  ergiebige  Finanzqueilen  erkannt 
und  geschätzt  Man  verband  daher  mit  der 
Zollerhebimg  wissentlich  die  Absicht,  dem 
öffentlichen  Haushalte  Einnahmen  zu  ver- 
schaffen. Diese  aber  wurden  zunächst  von 
den  Zaufleuten  und  Handeltreibenden  ge- 
leistet. Da  aber  der  Handel  zuerst  den 
Geldgebrauch  und  Geldverkehr  in  grösserem 
Dm^g  in  das  Verkehrsleben  einmhrte,  er 
der  erste  und  hauptsächliche  Träger  der 
Geldwirtschaft  war,  so  bot  die  Zollerhebung 
den  weiteren  Vorteil,  dem  Staate  Geld- 
einnahmen zu  schaffen,  deren  seine 
Wirtschaftsführung  dringend  bedurfte,  imd 
zwar  schon  in  einer  Epoche,  in  welcher  die 
Beitreibung  von  Geldsteuem  mit  grossen 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen  hatte.  Auf 
diese  Weise  gestaltete  sich  der  Zoll  zu 
einer  Abgabe  mit  Steuercharakter, 
mit  der  Aufgabe,  die  Stenerbelastung  der 
verzollten  Waren  und  damit  eine  Besteue- 
rung derjenigen  Einkommensteile  durchzu- 
setzen, welche  dem  Verbrauche  der  zoll- 
pflichtigen Gegenstände  gewidmet  wurden. 
DieseFinanz- oderSteuerzölle  wurden 
so  zu  Aufwandsteuem  auf  den  der  Ver- 
zollung unterworfenen  Waren.  Sie  glieder- 
ten sich  dem  Systeme  der  Aufwandbesteue- 
rung ein  und  stellten  Auflagen  derjenigen 
Verbrauchssteuerobjekte  dar,  welche  die 
Landesgrenzen  überschritten. 

Da  nun  aber  bei  der  Ein-  und  Ausfuhr 
nach  Umständen  die  Höhe  der  erhobenen 
Zölle  und  ihre  Ueberwälzung  auf  die  Kon- 
sumenten für  die  grössere  oder  geringere 
Nachfrage  nach  zollpflichtigen  Produkten 
von  Einlluss  sein  konnte,  so  war  es  dem 
Staate  möglich,  mit  der  Zollerhebung 
weitere  politische  und  wirtschaftUch-soziale 
Zwecke  zu  verknüpfen.  Vorausgesetzt,  dass 
der  ZoU  im  Preise  der  ein-  oder  ausge- 
führten Waren  als  ein  Moment  der  Preiser- 
höhung zum  Ausdruck  kam,  wurde  es  mög- 
lich, durch  eine  entsprechende  Gestaltung 
oder  Verändemng  der  Zollsätze  die  Markt- 
preise der  zollpflichtigen  Waren  indirekt 
zu  beeinflussen.  Diese  Möglichkeit  hat  man 
daher  dazu  benutzt,  neben  den  Finanz- 
zwecken allgemein  politische  oder  öko- 
nomische Bestrebungen  zu  verfolgen.  Dieses 
Verfahren  wurde  vor  allem  zum  Schutze 
der  inländischen  Produktion  und  des  in- 
ländischen Verbrauches  verwendet  Da- 
durch hat  man  mit  Einfuhrzöllen  die  Auf- 
suchung des  heimischen  Marktes  durch 
fremde  Produzenten  und  Händler  erschwert 
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oder  unmöglich  gemacht  oder  doch  durch 
die  durch  Zölle  gesteigerten  Preise  auch  der 
inländischen  Produktion  fördernd  entgegen- 
zukommen gesucht.  Umgekehrt  aber  konnte 
man  durch  Aufhebung  von  Einfuhrzöllen 
den  entgegengesetzten  Entwickelungsprozess 
hervorrufen.  Aehnlich  liegen  die  Dinge  bei 
den  Ausfuhrzöllen.  Auch  hier  konnte  die 
Freisbildung  beeinflusst  imd  damit  indirekt 
die  Ausfuhr  gehemmt  oder  erleichtert  wer- 
den. Dadurch  entstand  das  Princip  des 
Schutzes  durch  die  Zuhilfenahme  des  Zoll- 
wesens und  seiner  Einrichtungen.  Auf 
diese  Weise  sind  Schutzzölle  mit  Er- 
folg an  die  Seite  der  Finanz-  oder  Steuer- 
zölle  getreten.  Die  Ausbildung  des  Schutz- 
systems wurde  insbesondere  im  16.  xind  17. 
Jahrhundert  durch  das  sogen.  Merkantilsystem 
(s.  d.  Art.  a.  a.  0.)  und  seine  Handelspolitik 
gefördert.  Und  auch  im  Laufe  des  letzten 
Menschenalters  haben  sich  die  meisten  Kul- 
turstaaten desselben  bedient,  um  ihre  in- 
ländische Produktion  gegen  die  Konkurrenz 
des  Auslandes  zu  schützen.  Sie  waren  da- 
bei bestrebt,  entweder  neue  Industrieen  in 
ihrem  "Wachstum  zu  unterstützen,  oder 
haben  auf  die  Preisbildung  der  Sachgüter 
einzuwirken  gesucht. 

Die  Zollsysteme  unserer  modernen  Kul- 
turstaaten sind  meist  aus  Finanz-  (Steuer-) 
und  aus  Schutzzöllen  zusammengesetzt,  so 
dass  sie  in  der  Regel  nicht  voneinander 
zu  trennen  sind.  Immerhin  hat  der  Auf- 
schwung der  Schutzzollbewegimg  in  den 
meisten  mittel-  und  westem-opäischen 
Staaten  der  letzteren  Gruppe  den  Vorrang 
gesichert. 

III.  Die  rechtliche  Ordnung  des  Zoll- 
wesens. 
1.  Zollrecht  und  ZollregaL  Geschicht- 
liches. Das  Recht  Zölle  auszuschreiben 
und  zu  erheben  ist  stets  der  Ausfluss  der 
Souveränität  und  zwar  ein  wesentliches 
Attribut  derselben.  Im  alten  Deutschen 
Reiche  stand  demgemäss  das  Zollregal  dem 
deutschen  König  und  Kaiser  zu.  Die  Macht- 
stellung der  Krone  war  aber  nicht  ge- 
nügend, um  den  Eingriffen  und  Missbräuchen 
der  Territorien  und  Städte  wirksam  ent- 
gegenzutreten. Vielmehr  massten  sich  eine 
Anzahl  von  Landesherrn  und  örtlichen 
Autoritäten  das  Recht  der  Zollerhebimg  an, 
während  andererseits  die  Kaiser  selbst 
mancherlei  Zollprivilegien  vergaben  oder 
weitgehende  Zollfreilieiten  gewJÜirten.  Das 
mittelalterliche  ZoUwesen  in  Deutschland 
zeigt  daher  ein  Mosaikbild  höchst  verwickelter 
ZoDverhältnisse.  Die  Yersuche  einzelner 
kräftiger  Kaiser,  wie  Fiiedrich  IL,  eine 
strengere  Zollordnung  herbeizuführen,  den 
Reichsständen  die  Erhöhung  bestehender 
oder  die  Einführung    neuer   zu   verbieten. 


vermochten  die  Ausartung  der  Entwickelimg 
nicht  zu  hemmen.  Ebenso  haben  die  poli- 
tischen Verhältnisse  unter  Karl  V.  dessen 
Pläne,  ein  einheitliches  deutsches  Zollwesen 
unter  Verlegung  der  Zölle  au  die  Reichs- 
grenzen zu  schaffen,  vereitelt  Das  Sinkra 
der  kaiserlichen  Macht,  die  Entwickeluog 
der  Landeshoheit  und  die  Ausbildung  selb- 
ständiger Territorien  innerhalb  des  Reichs- 
gebietes vermittelte  den  Uebergang  des 
Zollregals  an  die  Landesherren.  Seit  dem 
dreissigjährigen  Kriege  und  mit  der  Aner 
kennimg  der  Souveränität  der  Landesherren 
in  ihren  Territorien  wurde  das  Zollwesen 
zu  einer  autonomen  Landesangelegenheit. 
Wenn  nun  auch  das  bunte  Zollwesen  in- 
folge der  ungünstigen  Grenzen  der  einzelnen 
Länder  den  fortschreitenden  Wirtschafta- 
und  Verkehrsverhältnissen  nicht  entsprach, 
so  bedurfte  es  gleichwohl  noch  eines  länge- 
ren Zeitraumes,  bis  die  Unerträglichkeit 
der  Zustande  zur  Gründung  des  Deutschen 
Zollvereins  führte  (Näheres  hierüber 
vergl.  im  Art.  Zollverein  unten  a.  a.  0.). 
Endgütig  gesunde  und  dauernde  Ordnung 
der  deutschen  Zollveriiältnisse  schuf  eret 
1867  nach  Auflösung  des  Zollvereins  der 
Norddeutsche  Bund  mit  seiner  Zolleinigung 
mit  den  süddeutschen  Staaten  und  das 
neue  Deutsche  Reich  (R.-Verf.  Art.  33—40). 
Oesterreich-Ungam  hat  seitdem  sein  Zoll- 
wesen selbständig  geordnet,  wodurch  beide 
Reichshälften  zu  einer  Einheit  zusammen- 
geschlossen wurden. 

Das  Zollrecht  —  heute  indentisch  mit 
dem  obsoleten  Begriffe  »Zollregal«  —  um- 
fasst  die  gesamte  gesetzliche  Ordnung  des 
ZoUwesens  und  somit  das  Recht,  Zölle  an- 
zuordnen, sie  zu  erheben  und  sämtliche  die 
Zollverwaltung  betreffenden  Massregeln 
vorzuschreiben  und  über  ihre  Ausführung 
die  ständige  Aufsicht  zu  führen.  Diese 
Befugnisse  erwachsen  unmittelbar  aus  der 
Souveränität  des  Staates  und  bilden  einen 
Bestandteil  seines  Besteuenmgsrechtes.  Bei 
Verbindung  verschiedener  Staaten  zu  einem 
einheitlichen  Zollgebiet  (Zollverein)  muss 
ein  gemeinsames  Organ  zur  BeschUessung 
der  Zollordnung  geschaffen  werden  (Genwal- 
konferenzen,  ZoUparlaraent).  Da  es  sich 
regelmässig  um  Verträge  selbständiger  Staa- 
ten handelt,  so  wird  Einstimmigkeit  der 
Beschlüsse  gefordert  Jedem  Delegierten 
steht  demgemäss  ein  liberum  veto  zu. 

Unter  Zollgebiet  verstehen  wir  das- 
jenige territoriale  Bereich,  für  welches  die 
ausgegebenen  Zollordnungen  Geltung  haben. 
Dasselbe  hat  gemeinsame  G^renzen,  an  denen 
die  Zölle  nach  gemeinsamen  Vorschriften 
erhoben  werden.  Das  Zollgebiet  wird  sich 
in  der  Regel  mit  dem  Staatsgebiet  decken, 
ohne  notwendig  mit  diesem  zusammenzu- 
fallen.   Staatsgebiet  imd  ZoUgebiet  weichen 
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voneinaDder  überall  da  ab,  wo  dieses  eine 
Mehrzahl  von  selbständigen  Staaten  zu  einem 
Zollverein  verbindet  Auch  iin  Deutschen 
Reich  decken  sich  Reichsgebiet  und  Zoll- 
gebiet nicht.  Einmal  bleiben  ausserhalb 
desselben  die  Zollausschlüsse  oder  Ge- 
bietsteile, die  wegen  ihrer  Lage  zur  Ein- 
schliessung  in  die  Zollgrenze  nicht  geeignet 
sind,  daher  »ausgeschlossen«  werden.  Nach- 
dem die  Freihäfen  der  Hansestädte  Bremen 
und  Hamburg  seit  1888  in  der  Hauptsache 
diese  Qualität  verloren  haben,  sind  die  Zoll- 
ausschiüsse  beschränkt  auf  einzelne  Orte 
und  Höfe  der  badischen  Kreise  Konstanz 
lind  Waldshut,  auf  die  Insel  Helgoland  und 
die  noch  bestehenden  kleinen  Freihafenge- 
biete bei  Hamburg,  Cuxhafen,  Bremen  und 
Geestemünde.  Die  Zollausschlüsse  werden 
als  Zollausland  behandelt.  Sodann  aber  ge- 
hören zum  deutschen  ZoUgebiet  die  Zoll- 
anschlüsse oder  Gebietsteile,  die,  ohne 
Bestandteil  des  Reichsgebiets  zu  sein,  seinem 
Zollgebiet  einverleibt  sind.  Zu  diesen  ge- 
hören das  Grossherzogtum  Luxemburg  und 
die  beiden  östen-eichischen  Gemeinden  Jung- 
holz imd  Mittelberg.  Die  Zollanschlüsse 
haben  zwar  Anteil  an  den  Erträgen  der 
Zölle,  wirken  aber  an  der  Zollgesetzgebung 
des  Reiches  nicht  mit.  Ein  gleiches  Ver- 
hältnis besteht  zwischen  Oesterreich  und 
Liechtenstein. 

2.  Der  ZoUtarif  nnd  seine  Einrich- 
tung. Die  Zollsätze.  Schon  bei  Unter- 
scheidung der  Wert-  und  Masszölle  ist  der 
Art  und  Weise  der  Auslösung  der  Zoll- 
schuldigkeit gedacht  worden.  Sie  geschieht 
durch  die  Entrichtung  der  Zollsätze. 
Unter  diesen  haben  wir  diejenigen  Beträge 
zu  verstehen,  welche  als  Abgabe  von  den 
Wert-,  Mass-  oder  Gewichtseinheiten  oder 
von  einem  Stück  der  Waren  erhoben  wer- 
den. Bei  den  WertzöUen  bestehen  die  Zoll- 
sätze in  einem  prozentualen  Anteil  am  de- 
klarierten Werte  oder  Preise  der  Waren, 
bei  den  Mass-  oder  GewichtszöUen  in  einem 
festen  Betrage  von  je  einer  Gewichtseinheit 
(in  Deutschland  z.  B.  für  je  100  kg)  und 
endlich  bei  den  Stückzöllen  in  einem  festen 
Satze  für  jedes  Stück. 

Der  Zolltarif  ist  die  Zusammenstellung 
der  zoUpfiichtigen  Waren  (Warenverzeichnis) 
mit  Zolleinheit  und  Zollsatz.  Er  ist  ent- 
weder ein  alphabetischer,  wenn  die  zoll- 
pflichtigen Artikel  nach  den  Anfangsbuch- 
staben der  verzeichneten  Waren  geordnet  sind, 
oder  ein  systematischer,  wenn  sie  nach 
ihrer  inneren  Zusammengehörigkeit  der  Waren 
aufgeführt  werden.  Beide  Systeme  können 
dadurch  verbunden  wei-den,  dass  das  Haupt- 
gerippe in  alphabetischer  Anordnung  er- 
scheint und  die  Unterabteilungen  sich  in 
dasselbe  nach  sachlichen  Gesichtspunkten 
einbauen    (Deutschland,    Schweiz).       Dem 


Zolltarif  liegt  ein  Zolltarifgesetz  zu 
Grunde,  das  die  gesetzlich  vereinbarten 
Zollsätze  enthält  Neben  den  eigentlich 
handelspolitischen  Motiven,  deren  Darstellung 
ausserhalb  unserer  Betrachtungen  liegt,  ha- 
ben vom  finanztechniscJien  Standpunkt  aus 
die  Zolltarife  vor  allem  den  Anforderungen 
der  Einfachheit,  üebersichtlichkeit  und  leich- 
ten Anwendbarkeit  zu  entsprechen.  Je 
komplizierter  die  Zollverhältnisse  sindj  je 
verschiedenere  Zollsätze  für  die  gleiche 
Ware  gesetzt  sind,  je  häufiger  Unterschei- 
dungszölle vorkommen,  je  mehr  überhaupt 
der  Schutzzoll  den  Finanzzoll,  der  Staffel- 
tarif den  Einheitstarif  überwiegt,  desto  ver- 
wickelter und  schwieriger  wird  das  Problem 
der  Zolltarife. 

Abänderungen  der  Zolltarife  sind 
mit  mancherlei  Schwierigkeiten  und  Miss- 
ständen verknüpft  und  erzeugen  leicht  volks- 
wirtschaftliche und  finanzpolitische  Schä- 
den. Ein  allzu  häufiger  Wechsel  ist  daher 
nicht  empfehlenswert,  muss  aber,  wenn 
einmal  beschlossen.'  mit  kräftiger  Hand 
durchgeführt  werden.  Das  Bedürfnis  des 
modernen  Verkehrs  hat  in  unserer  Zeit  das 
Bedürfnis  der  Stabilität  für  längere  Peri- 
oden notwendig  gemacht.  Wenn  aber  eine 
Abänderung  bestehender  Zollsätze  erfoider- 
lich  geworden  ist,  so  liegt  es  im  Interesse  der 
Produktion,  des  Handels  und  des  Verkehrs, 
dass  die  Aenderungen,  einige  Zeit  bevor  sie 
in  Kraft  treten,  officieU  bekannt  gegeben 
werden.  Damit  ist  allerdings  die  Gefahr 
verbunden,  dass  dadurch  die  Spekulation 
entfesselt  wird  und  die  heimische  Industrie 
oder  die  Staatskasse  Schaden  leidet.  Diesem 
Uebelstande  sucht  man  durch  sog.  »Sperr- 
gesetze« entgegenzutreten,  durch  welche 
zur  Bekämpfung  der  Spekulation  einmal  be- 
schlossene Zollveränderungen  früher,  als  an- 
fänglich beabsichtigt  war,  eingeführt  werden. 

Die  Einrichtung  der  Zolltarife  kann  auf 
drei  verschiedenen  Principien  beruhen,  auf 
Autonomie,  auf  Konvention  oder  auf 
Reciprocität  Die  ZoUsätze  sind  auto- 
nom, wenn  der  Staat  ohne  Rücksicht  auf 
andere  Volkswirtschaften  nach  freiem  Er- 
messen sie  einführt,  verändert  oder  ab- 
schafft Konventionale  oder  vertragsmässige 
Zollsätze  sind  diejenigen,  welche  nach  völker- 
rechtlichen Abmachungen  (Handels-  imd 
Zollverträgen)  erfolgen.  Der  eine  Staat  ver- 
pflichtet sich,  gleiche  Gegenleistung  voraus- 
gesetzt, während  der  Vertragsdauer  einem 
anderen  als  seinem  Kontrahenten  gegenüber 
keine  Tariferhöhungen  und  keine  neuen 
Zollbelegungen  vorzunehmen.  Reciprocität 
dagegen  ist  vorhanden,  wenn  sich  ein  Staat 
zwar  vertragsmässig  nicht  bindet,  jedoch 
solchen  Staaten,  die  zu  entsprechenden  Aequi- 
valentbietungen  bereit  sind,  gleichfalls  Er- 
mässigungen der  Zollsätze  zugesteht. 
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Auf  dieser  Grrundlage  unterscheiden  wir: 

1.  General tarife  (Tarif  officiel)  und 
Konventionaltarife.  Der  Generaltarif 
enthält  autonome  Zollsätze,  die  normalen 
Zölle  und  ist  auf  die  Waren  aller  Staaten 
anwendbar,  mit  denen  keine  besonderen 
Vereinbarungen  getroffen  sind.  Er  bezeich- 
net den  subsidiären  Rechtsstand.  Der  Kon- 
ventionaltarif dagegen  stellt  Ermässigungen 
der  Sätze  des  Generaltarifes  dar  für  den 
Warenverkehr  mit  solchen  Ländern,  mit 
welchen  besondere  handeis-  und  zollpoli- 
tische Vereinbarungen  getroffen  würfen. 
Diese  Handelsverträige  stipulieren  Zoll- 
bindungen  oder  Beschränkimgen,  nach 
denen  im  Verkehr  mit  dem  Vertragslande 
der  vereinbarte  Zoll  nicht  erhöht  oder  ein 
nicht  vereinbarter  nicht  neu  eingeführt 
werden  darf.  Diese  Bindung  wird  nur  auf 
namentlich  bezeichnete  Waren  ausgedehnt, 
während  die  übrigen  nicht  genannten  Po- 
sitionen des  Zolltarifs  beiden  Teilen  zu  au- 
tonomer Behandlung  überlassen  bleiben. 
Eine  Art  genereller  Abrede  liegt  in  der 
sog.  »Meistbegünstigungsklausel«, 
wodurch  sich  beide  Staaten  verpflichten,  un- 
verzüglich imd  ohne  weiteres  einander  ge- 
genseitig an  jeder  Begünstigung,  jedem 
Vorrecht  und  jeder  Zollermässigung  teil- 
nehmen zu  lassen,  welche  der  eine  Kon- 
trahent irgend  einer  andern  Macht  einräumt 
oder  einräumen  wird.  (Vgl.  den  Art.  Han- 
delsverträge bes.  sub  in,  2  oben  Bd. 
rV,  S.  1073—74).  Alle  im  Konventionaltarif 
gewährten  Vergünstigungen  an  Zollsätzen 
stellen  sich  ihrer  Natur  nach  dar  als  Diffe- 
rentialzölle und  zwar  als  Zollabschläge. 

2.  Maximal-  und  Minimaltarif. 
Beide  Tarifaufstellungen  sind  zunächst  au- 
tonom, oder  m.  a.  W.  Zahl,  Höhe  und  Um- 
fang der  darin  enthaltenen  Zollsätze  ist  dem 
Ermessen  des  Inlands  anheimgegeben  und 
diu-ch  k^ine  vertragsmässige  Bindung  be- 
einträchtigt. Der  Maximaltarif  (Tarif  göne- 
ral)  ist  der  Generaltarif  und  gilt  als  Regel. 
Er  ist  im  allgemeinen  und  an  sich  auf  den 
Verkehr  mit  allen  Ländern  anwendbar.  Der 
Minimaltarif  (Tarif  minimum)  dagegen  ent- 
hält, wie  sein  Name  sagt,  Abweichungen 
vom  Maximaltarif  nach  unten,  Zollabschläge. 
Die  Einräumung  dieser  niedrigeren  Sätze  hat 
die  Reciprocität  zur  materiellen  Grund- 
lage. Er  wird  nämlich  ganz  oder  teilweise, 
spontan  auf  Grund  besonderen  Erlasses  oder 
nach  Massgabe  von  bestehenden  oder  abzu- 
schliessenden  Verträgen  auf  die  Erzeugnisse 
derjenigen  Länder  angewandt,  welche  den 
inländischen  Produkten  auch  »entsprechende 
Vorteile«  (avantages  corrölatifs)  gewähren  und 
ihre  niedrigsten  Tarife  darauf  anwenden. 
Das  System  der  Maximal-  und  Minimaltarife 
hat  zuei-st  die  französische  Zoll^etz- 
gebung  im  Jahre  1892  und  zwar  vorwiegend 


zur  Verfolgung  schutzzöllnerischer  Ziele  ver- 
sucht. Neuerdings  hat  die  Frage  des  Maxi- 
mal- und  Minimaltarifs  auch  in  J^eutschland 
eine  bedeutsame  RoUe  zu  spielen  begonnen. 
Vor  allem  sind  es  die  schutzzöllnerischen 
Parteien,  die  vom  französischen  Tarifsystem 
eine  nachdrückliche  Fördenm^  ihrer  Inte- 
ressen erhoffen.  Insonderheit  ist  dabei  eine 
Beschränkung  der  Regierung  beim  Abschluss 
von  Handelsverträgen  beabsichtigt  Man 
will  von  vorn  herein  das  äusserste  Mass  der 
Zugeständnisse  festsetzen  und  es  dem  Er- 
messen der  Regierung  entziehen. 

Das  Princip  des  Maximal-  und  Minimal- 
tarifs kann  entweder  auf  den  ganzen  Zoll- 
tarif angewendet  werden,  und  dann  hat  man 
Doppelsätze  für  alle  Tarifpositionen,  oder  er 
wird  auf  einzelne  Positionen  oder  G^n- 
stände  bescliränkt,  die  man  auf  diese  ^^se 
besonders  schützen  will. 

Im  übrigen  ist  die  Einrichtung  der  Zoll- 
tarife in  den  einzelnen  Staaten  sehr  ver- 
schieden. Die  einen  Tarife  gehen  davoa 
aus,  dass  grundsätzlich  alle  Waren  zoll&ei 
sind,  für  welche  keine  Zollsätze  im  Tarif 
aufgenommen  sind  (Zollverein,  Eng^land). 
Die  andern  nehmen  den  entge^ngesetzten 
Standpunkt  ein  und  erklären  prmcipiell  alle 
Einfuhr  für  zollpflichtig,  soweit  ciie  Zoll- 
freiheit nicht  für  bestimmte  Waren  aus- 
drücklich erklärt  ist  (Oesterreich,  Italien, 
Schweiz).  In  Deutschland  gilt  die  Zoll- 
freiheit formell  als  Regel.  Praktisch  jedoch 
ist  die  Mehrzahl  der  Einfuhrprodnkte  zoll- 
pflichtig, und  thatsächlich  werden  die  nicht 
zoUpflichtigen  Gegenstände  im  Zolltarif  noch 
besonders  als  »frei«  bezeichnet  Letzteres 
geschieht  im  Interesse  der  üebersichtlichkeit 
Die  Ausnahmen  überwiegen  also  die  Regel 
ungemein.  Im  allgemeinen  sind  die  kon- 
tinentalen Zolltarife  mit  dem  Vorhenschen 
protektionistischer  Tendenzen  überhaupt  ver- 
wickelter als  der  englische,  welcher  heute 
nur  noch  27  Positionen  aufführt 

Die  Zollzahlung  hat  in  den  meisten 
Staaten  in  Gold  zu  geschehen,  namentlich 
auch  in  solchen,  deren  Währungssysteme 
von  der  Goldwährung  mehr  oder  weniger 
weit  entfernt  sind. 

3.  Die  Zollerhebung.  Niederla^ver- 
kehr  nnd  Zollkredit >).  Die  Z  o  1 1  p  f  1  i  c  h  t 
entsteht  regelmässig  in  dem  Momente,  wemi 
die  Ware  die  Zollgrenze  passiert  Sie  ist 
entweder  dann  sofort  zu  erfüllen  oder  spä- 
testens, wenn  die  zollpflichtige  Ware  in  den 
freien  Verkehr  übergeht  Bei  der  Wieder- 
ausfuhr zollpflichtiger  Gegenstände  erlischt 


*)  Soweit  es  sich  im  folgenden  nm  die 
Darstellung  des  positiven  Uechtsstands 
handelt,  ist  das  deutsche  Zollwesen  m 
Grunde  gelegt,  falls  nicht  ausdrücklich  anf  an- 
dere Staaten  verwiesen  ist. 
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die  ZoUsohuldigkeit  nur  dann,  wenn  jene 
unter  zollamtlicher  Kontrolle  erfolgt  Die 
Zollpflicht  ist  eine  subjektive  und  be- 
steht fOr  den  Inhaber  der  Ware  im  Augen- 
blick des  üeberschreitens  der  Grenze  oder 
für  denjenigen,  welcher  die  Ware  aus  einer 
öffentlichen  Niederlage  entnimmt.  Objek- 
tiv und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die 
Rechte  Dritter  haftet  der  Wert  der  Ware 
für  den  auf  ihr  nihenden  Zoll  bei  Zah- 
lungsverweigerung oder  Zahlungsunähigkeit 
des  verpflichteten  Subjekts. 

Die  zollpflichtigen  Gegenstände  sind  an 
den  Zollstätten  vorzuzeigen.  Ueber  dieselben 
ist  dann  eine  specielle  Deklaration 
abzugeben,  die  alle  zur  Zollbehandlung  er- 
forderlichen Thatsachea  und  den  Antrag 
über  die  weitere  zollamtliche  Abfertigung 
enthalten  muss.  Beim  Eisenbahn-  und  See- 
verkehr begnügt  man  sich  aber  häufig,  um 
den  Verkehr  zu  erleichtern,  mit  der  gene- 
rellen Deklaration,  welche  die  Zollab- 
fertigimg nur  vorbereitet,  die  Beschaffenheit 
der  Wareu  nur  summarisch  angiebt  und 
die  end^tige  Abfertigung  offen  lässt  An  die 
Deklaration  schliesst  sich  dann  die  amtliche 
Revision  und  schliesslich  die  Berech- 
nung und  Erhebung  des  Zolls.  Da- 
mit kann  dann  die  Ware  legitim  in  den 
freien  Verkehr  gelangen. 

Auf  diese  Weise  ist  die  Zollleistun^  an 
die  Landes-  oder  Zollgrenze  verlegt  Dieses 
Verfahren  bildet  aber  keineswegs  die  Regel. 
Vielmehr  hat  man  versucht,  um  den  Be- 
dürfnissen des  Verkehrs  möglichst  entgegen- 
zukommen, die  Abfertigung  nach  den  inneren 
Centralpunkten  zu  verlegen.  Damit  hat 
man  beabsichtigt,  einerseits  die  Leistung 
der  Zollabgaben  möglichst  demjenigen  Zeit- 
punkte nahezurficken,  in  welchem  die  zoll- 
pflichtigen Waren  in  den  Verkehr  und  Ver- 
brauch übergehen,  und  andererseits  die 
Wiederausfuhr  eingeführter  Güter  im  Durch- 
fuhr-, Speditions-  und  Veredelungsverkehr 
von  der  Verzollung  zu  befreien.  Diesem 
Zwecke  dienen  der  Niederlageverkehr  und 
der  Zollkredit 

1.  Niederlagen  oder  Lagerhäuser 
(Entrepöts,  Docks,  Warehouses)  sind  Ein- 
richtungen, in  welchen  die  zollpflichtigen 
"Waren  einstweilen  bis  zur  üeberfühning  in 
den  freien  Verkehr  unverzollt  niedergelegt 
werden  können.  Diese  sind  teils  öffentliche, 
teils  Privatlager. 

Die  öffentlichen  Lager  (entrepOts 
röels)  sind  teUs  allgemeine  Niederlagen, 
wenn  die  Lagerfrist  eine  mehrjährige 
(Deutschland  :  5  Jahre),  teils  beschränkte, 
wenn  die  Ls^rung  von  kürzerer  Dauer  ist 
(Deutschland  :  6  Monate).  Nach  dem  Ver- 
laufe der  Frist  müssen  die  Waren  aufge- 
rftamt  sein.  Für  die  Verzollung  und  die 
weitere  Abfertigung  der  Waren  aus  den  | 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschafteii.    Zweite 


Niederlagen  ist  die  bei  Einlagenmg  festge- 
stellte Menge  und  Beschaffenheit  massge- 
bend. Jedoch  wird  das  durch  zufällige  Er- 
eignisse entstandene  Mindergewicht  und  das 
Gewicht  der  auf  der  Niederlage  gänzlich 
verdorbener  und  imbrauchbar  gewordener 
Waren  als  zollfrei  abgeschrieben. 

Die  Privatlager  (entrepöts  fictifs) 
sind  teils  mit  und  teils  ohne  Mitverschluss 
der  Zollverwaltung.    Man  unterscheidet: 

a)  Transitlager,  wenn  die  Identität 
der  einzelnen  CoUi  in  oer  Regel  festgehalten 
wird  und  die  zu  lagernden  Waren  zum 
Absatz  im  Zollgebiet  und  zugleich  oder 
ausschliesslich  zum  Absatz  nach  dem  Aus- 
lande bestimmt  sind.  Transitlager  ohne 
amtlichen  Mitverschluss  sind  nur  für  Waren 
zulässig,  deren  Zollschuldigkeit  3  Mark  für 
100  kg  nicht  Obersteigt,  oder  für  solche, 
die  im  Inlxmd  nicht  erzeugt  (z.  B.  Eoloniai- 
waren)  oder  deren  Identität  durch  sichere 
Rückbezeichnung  festgehalten  werden  kann. 
Die  bei  der  Einlagerung  festgestellte  Menge 
und  Beschaffenheit  ist  für  die  Verzollung 
und  Abfertigung  vorbehaltlich  der  (zulässi- 
gen) Gewiditsal^^ge  massgebend.  Die 
Ümpackung,  SortieruDg,  Mischung  eta  ist 
nach  vorg&ngiger  Anmeldung  unter  zollamt- 
licher Aufeicht,  indessen  bei  Lagern  ohne 
amtlichen  Mitverschluss  auch  ohne  zollamt- 
liche üeberwachung  statthaft.  Die  Ver- 
zoUung  der  in  den  Verkehr  übergegangenen 
Waren  ist  je  bei  dem  Aussog  aus  dem 
Zollverschluss  zu  bewirken.  Die  LagerMst 
dauert  5  Jahre. 

Besondere  Erleichterungen  und  specielle 
Bestimmungen  treten  für  die  Transitlager 
für  Bau-  und  Nutzholz  und  für  Ge- 
treide ein,  um  die  erforderliche  Bewe- 
gungsfreiheit dem  Transithandel  in  diesen 
Waren  zu  lassen.  Hier  sind  Transitlager 
ohne  amtlichen  Mitverschluss  zugelassen  und 
für  gewisse  Getreidearten  (Weizen,  Roggen, 
Hafer,  Hülsenfrüchte,  Gerste,  Raps  und 
Rübsamen)  sc^ar  unter  Verzicht  auf  den 
Nachweis  der  Identität  (G.  v.  14.  April  1894). 
Mit  »Aufhebung  des  Identitätsnach- 
weises« ist  für  diese  Getreidearten  ziur 
Sicherung  des  2k>lleiDgangs  der  Absatz  im 
Inland  ausgeschlossen  und  wird  diese  Ver- 
günstigung nur  dem  eigentlichen  Tiunsit- 
verkehr,  d.  h.  dem  Durchfuhrhandel  nach 
dem  Auslande,  gewährt  (Reine  Transit- 
lager). Nur  an  vom  Bundesrat  bezeichneten 
Orten  dürfen  füi*  Holz  und  Getreide  solche 
Transitlager  errichtet  werden,  von  welchen 
aus  neben  der  Wiederausfuhr  ins  Ausland 
auch  der  Absatz  ins  Zollgebiet  gestattet  ist 
(Gemischte  Transitlager). 

b)  Teilungslager,  wenn  die  Fest- 
haltung der  Identität  der  einzelnen  Collis 
nicht  festgehalten  wird,  gleichviel  ob  die 
gelagerten  Waren  ausschliesslich  zum  Absatz 
Auflage.    VII.  62 
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im  Zollgebiet  oder  zugleich  oder  ausschliess- 
lich zum  Absatz  nach  dem  Auslände  be- 
stimmt sind.  Ueber  den  amtlichen  Mitver- 
schluss,  über  die  Verzollung  und  Abferti- 
gung, über  die  zulässigen  Gewichtsabgänge, 
die  Umpackung,  Sortierung  und  Mischung 
sowie  über  den  Zeitpunkt  der  Zollzahlung 
und  die  Dauer  der  Lagerfrist  finden  die 
gleichen  generellen  Bestimmungen  Anwen- 
dung wie  bei  den  Transitlagern. 

c)  Kreditlager,  wenn  die  Waren  ztun 
Absatz  im  Zollgebiet  bestimmt  sind  und  nur 
zur  Sicherung  des  darauf  ruhenden,  aber 
kreditierten  Einfuhrzolles  niedergelegt  sind. 
Ein  amtlicher  Mitverschluss  findet  in  der 
Regel  nicht  statt.  Die  Lagerfrist  dauert 
6  Monate.  Die  Verzollung  erfolgt  halb- 
jährlich. 

d)  Kontenlager  für  den  Grosshandel 
in  Textilwaren,  Kleidern,  Wäsche,  Putz- 
waren, Handschuhen,  Hüten,  Pelzwerk,  Le- 
dertuch, Kurzwaren  und  feinen  Eisenwaren. 
Diese  sind  Erweiterungen  der  Teilungslager 
ohne  amtlichen  Mitverschluss  imd  gewähren 
insbesondere  auch  die  Befugnis  zur  Bear- 
beitung und  Veredelung  der  gelagerten 
(»kontierten«)  Waren.  Hier  besteht  die 
Kontrolle  in  einer  sorgfältigen  Buchführung 
(daher  »Konten «-Lager),  welche  einerseits 
vom  Konteninhaber  und  andererseits  von 
der  Zollbehörrle  zu  bethätigen  ist  Die  Be- 
nutzung der  Kontenlager  setzt  ein  vorge- 
schriebenes Minimum  der  jährlichen  Waren- 
bewegung voraus. 

e)  Zu  erwähnen  sind  endlich  noch  die 
Freilager  an  den  wichtigeren  Seeplätzen, 
die  als  ZoUausland  gelten  und  zollsicher  ab- 
zuschliessen  sind,  und  die  Freihäfen,  die 
überhaupt  ausserhalb  des  Zollgebiets  liegen, 
also  Zollausland  sind  (vgl.  den  Art  Frei- 
häfen oben  Bd.  lU  S.  1244  ff.). 

2.  Unter  Zollkredit  kann  man  Ver- 
schiedenes verstehen. 

a)  Da  jeder  Zoll  an  sich  von  den  zoll- 
pflichtigen Waren  beim  Ueberschreiten  der 
Grenzen  zu  entrichten  wäre,  so  sprechen 
wir  von  einem  Zollkredit  im  weiteren 
Sinne  als  vom  Inbegriff  jener  Einrich- 
tungen, die  den  Zweck  haben,  die  ZoUzah- 
lung  möglichst  demjenigen  Stadium  des 
wirtschaftlichen  Verkehrs  zu  nähern,  in 
welchem  der  Absatz  erfolgt,  oder  die  Zoll- 
freiheit solcher  Güter  zu  vereinfachen,  welche 
durchgeführt  oder  bearbeitet  und  veredelt 
werden.  Hierher  zählen  die  Erleichterungen 
diu^h  Niederlagen  und  der  Veredelungsver- 
kehr (vgl.  d.  Art.  Veredelungsverkehr 
oben  Bd.  VII  S.  380  ff.). 

b)  Davon  ist  zu  unterscheiden  der  Zoll- 
kredit im  engeren  Sinne.  Derselbe 
besteht  in  einer  Fristgewährung  für  eine 
bereits  fällige  Zollsimime  gegen  eine  Sicher- 
heitsbestellung  (Kaution).      Eine    derartige 


Vergünstigung  bis  zu  einem  Höchstbetrage 
auf  je  3  Monate  wird  Kaufleuten  einge- 
räumt, die  kaufmännische  Bücher  führen, 
Geschäfte  von  Bedeutimg  machen,  das  Ver- 
trauen der  Verwaltung  gemessen  und  eine 
bestimmte  Minimalsumme  an  Abgaben  ent- 
richten (Preussen  6000  M.).  Unter  solchen 
Mindestbeträgen  finden  regelmässig  keine 
Kreditierungen  statt.  Doch  können  die  Zoll- 
ämter auf  eigene  Gefahr  ortsansä^igen  Qe- 
Schäftsleuten  auf  je  1  Monat  kleinere  Be- 
träge stunden.  Vor  Ausfolgung  der  Ware 
hat  der  Kreditnehmer  einen  Verpflichtungs- 
schein (Kreditanerkenntnis)  zu  über- 
geben, welcher  nach  erfolgter  Zollzahlung 
oder  Abrechnung  wieder  zurückerstattet 
wird.  Ueber  die  schuldigen  Summen  führt 
die  Zollbehörde  ein  eigenes  Kreditkonto  und 
ein  Kreditregister.  Ist  der  Zolikredit 
ei-schöpft,  so  ist  ein  Nachschuss  zu  leisten 
oder  die  ZoUschiildigkeit  sofort  zu  bereinigen. 
Im  Deutschen  Reich  ist  der  Zollkredit  im 
engeren  Sinne  nicht  einheitlich  ger^elt, 
sondern  den  Regierungen  der  Einzelstaaten 
unter  deren  eigener  Verantwortlichkeit  über- 
lassen. Die  ganze  Einrichtung  soll  den 
Zollverkehr  für  den  Grosshandel  vereinfachen 
und  erleichtern. 

Weingrosshändler,  die  kaufmän- 
nische Bücher  ordnungsgemäss  führen  und 
mindestens  350  Doppelcentner  fremden  Wein 
regelmässig  im  freien  Verkehr  auf 
L^r  haben,  kann  ein  sogenannter  e  i  serner 
Zollkredit  für  den  aus  dem  Ausland  ein- 
geführten Wein  gewährt  werden.  Verzollung 
und  Festsetzung  des  Zollbetrages  bleiben 
ausgesetzt  Die  Verzollung  wird,  wenn  sie 
später  erfolgt,  nach  dem  dann  giltigen  Tarif 
vollzogen.  Jede  abgemeldete  Post  und  die 
zollfrei  belassenen  Lagerabgänge  werden  auf 
die  am  längsten  lagernde  Menge  abgeschrieben. 
Der  Kredit  erlischt  bei  Verzicht  des  Händlers 
auf  die  Vergünstigung  (Ablösung  des  Kre- 
dits), bei  Aufgabe  des  Geschäfts  oder  bä 
Entziehung  durch  die  ZoUbehörde  (Zah- 
lungsunfähigkeit, Defraudationen  seitens  des 
Kreditnehmers).  Wird  der  Kreditbetrag 
durch  weitere  Einfuhren  übeiscdiritten,  so 
tritt  sofortige  Verzollung  ein.  Die  ganze 
Einrichtung  steht  mit  den  Wein-  und 
Spirituosenteilungslagern  unter  amt- 
lichem Mitverschluss  in  Zusammenhang.  Hier 
ist  überhaupt  für  Behandlung  und  Umfül- 
lung  freiere  Bewegung  gelassen,  nur  d» 
Lagereingang  wird  überwacht,  UmfflUungen 
brauchen  nicht  schriftlich  an-  und  abgemeldet 
zu  werden,  und  bei  der  Verzollung  ist  ledig- 
lich das  Auslagerungsgewicht  massgebend, 
ohne  Rücksicht  auf  das  Einlagerungsgewidit 

4.  Weitere  ZoIIerieichterangen  nsd 
Zollbefreiungen.  Yerjähnuig  nnd  Resti- 
tution. Eine  Zollerleichterung  geniesst  der 
Markt-   und   Messverkehr.     Zur  Er- 
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leichterung  des  Besuchs  auswärtiger  Messen 
kann  in  Deutschland  die  zollfreie  Eück- 
biingung  der  unverkauften,  aus  dem  Zoll- 
inland stammenden  Waren  gestattet  werden. 
Ebenso  wird  fremden  Handels-  und  Gewerbe- 
treibenden, welche  inländische  Märkte  imd 
Messen  besuchen,  der  Einfuhrzoll  von  ihren 
unverkauften  Waren  bei  der  Wiederausfuhr 
erlassen.  Für  die  Dauer  der  Messe  wird 
vom  Zollamt  des  Platzes  ein  Messkonto  er- 
öffnet Ueber  die  verkauften,  zollpflichtigen 
Waren  werden  zwei  gleichlautende  Certifi- 
kate  ausgestellt.  Das  eine  hat  der  Ver- 
käufer an  das  Abfertigungsamt  abzng[eben, 
das  andere  erhält  der  Käufer,  welcher  binnen 
gesetzter  Frist  die  Ware  zur  Ausgangs- 
revision zu  stellen  hat  Solange  dies  nicht 
geschehen,  bleibt  der  Kontoinhaber  für  den 
Zoll  haftbar,  der  erst  bei  richtiger  Gestel- 
lung von  demselben  abgeschrieben  wird. 
Die  Vergünstigung  ist  aber  an  den  strengen 
Nachweis  der  Identität  der  Waren  geknüpft. 

Retourwaren  sind  Güter,  die  auf  Be- 
stellung zum  Kommissionsverkauf,  zur  An- 
sicht, zu  öffentlichen  Ausstellungen  oder 
zum  vorübergehenden  Gebrauch  nach  dem 
Ausland  gesandt  sind  und  von  dort  zurück- 
kommen oder  zu  solchen  Zwecken  vom  Aus- 
land eingehen  und  demnächst  wieder  zu- 
rückgehen.   Sie  bleiben  zollfrei. 

Hierher  zählt  auch  der  Veredelungs- 
verkehr (vgl  d.  Art.  Veredelungs- 
verkehr oben  a.  a.  0.). 

Auch  im  sogenannten  »kleinen  Grenz- 
verkehr«, dem  Verkehre  der  Grenzgebiete 
mit  dem  Auslande  sind  Erleichterungen  und 
Befreiungen  zugestanden,  die  sich  teils  auf 
die  gewöhnlichen  Lebensbedürfnisse  beziehen, 
teUs  an  die  Person  gebunden  sind.  Solche 
Abmachungen  werden  regelmässig  durch  die 
Handelsverträge  stipuliert  Der  deutsche 
Zolltarif  lässt  femer  alle  Warensendungen 
aus  dem  Auslande  bis  250  Gramm  zollfrei 
und  macht  dann  in  §  5  besondere  Be- 
freiungen namhaft,  die  im  Interesse  des 
Heinverkehrs  und  Grenzverkehrs  liegen. 
Aehnlich  liegen  die  Verhältnisse  bei  Unter- 
stützimgen  in  Unglücksfällen  und  bei  der 
Rflckbringnng  von  gestohlenen  oder  irrtüm- 
lich nach  dem  Auslande  verbrachten  Sachen. 
Bei  Waren,  die  in  beschädigtem  oder  un- 
brauchbarem Zustande  eintreffen,  auf  dem 
Transporte  verdarben  eta,  sind  aus  Billig- 
keitsgründen Zollermässigungen  oder  Zoll- 
befreiungen zulässig. 

EndUch  geniessen  die  akkreditierten  Ge- 
sandten und  Geschenke  eines  fremden  Staats- 
oberhauptes in  Deutschland  Zollfreiheit 

Die  Verjährungsfrist  für  aUe  For- 
derungen aus  Zoll^fällen  und  für  alle  Er- 
satzansprüche an  die  Zollverwaltung  wegen 
zu  viel  oder  irrtümlich  entrichteter  GeMle 
ist  in  Deutschland  auf   1  Jahr  festgesetzt, 


berechnet  von  der  Zeit  der  Fälligkeit  an. 
Auf  den  Rückgriff  des  Staates  auf  die  Zoll- 
beamten und  auf  Nachzahlung  von  Defrau- 
dationen findet  diese  abgekürzte  Frist  keine 
Anwendung.  Letztere  verjähren  in  5  Jahren. 
Zu  Ungebühr  oder  zu  viel  gezahlte  Ge- 
fälle werden  zurückerstattet  Bei  kleinen 
Beträgen  (0,10  bis  3  M.)  erfolgt  die  Resti- 
tution (Rückzahlung)  nur  auf  Antrag  des 
Geschädigten,  bei  höheren  Beträgen  aber  von 
Amts  wegen.  Zu  wenig  gezahlte  Abgaben 
werden  von  0,10  Mark  an  nacherhoben. 

IV.  Die  Organisation  der  Zollverwaltang. 

1.  Die  Behörden  der  Zollverwaltiuig. 

Die  Durchführung  der  Zollerhebung  liegt 
in  imseren  modernen  Kulturstaaten  in  den 
Händen  einer  hierarchisch  gegliederten  Be- 
hördenorganisation. Nicht  so  waren  aber 
die  Verhältnisse  in  früheren  Zeiten  geordnet 
Die  Stelle  der  Selbstverwaltung  vertrat 
meist  die  Verpachtung  der  Zollgefälle.  In 
Griechenland,  speciell  in  Athen,  war  die 
pachtweise  Vergebung  die  Regel.  Meist 
übernahmen  Fixianzgesellschaften  die  Pacht 
an  dei-en  Spitze  dann  ein  Einzelner  als 
leitende  Finanzkraft  (ä<>z<»»^e)  stand.  Des- 
gleichen wurden  in  Rom  die  Zölle  an  die 
pnblicani  verpachtet,  welche  in  der  Regel 
dem  Ritterstande  angehörten.  Im  Mittel- 
alter fanden  wir  die  gleichen  Verhältnisse. 
Mitunter  wurden  die  Zölle,  vrie  in  England, 
an  fremde  Kaufleute  vergeben.  Ueberhaupt 
machen  wir  allenthalben  die  Wahrnehmung, 
dass  bei  Völkern  mit  noch  unentwickelten 
volkswirtschaftlichen  Zuständen  und  mangel- 
hafter Geldwirtschaft  die  Kaufleute  und 
Händler  höher  stehender  Volkswirtschafts- 
gebiete zugleich  die  Steuerpächter  sind. 
Die  mittelalterliche  ZoU-  und  Steuerpacht 
hat  aber  auch  vielfach  in  dem  Mangel  einer 
technisch  wohl  geordneten  Verwaltung  ihren 
Grund,  welche  für  die  Erhebung  in  eigener 
Staatsregie  die  zwingende  Voraussetzung  ist 
Der  moderne  Staat  hat  daher  allgemein  der 
Selbsterhebung  der  i^Ue  den  Vorzug  ge- 
geben. Ein  Rückfall  in  ältere  Zustände 
ist  es,  wenn  Staaten  in  chronischen  Finanz- 
nöten und  mit  ei-schüttertem  Kredit  zur 
Sicherstellung  empfangener  Darlehen  den 
Ertrag  der  Zölle  den  Staatsgläubigern  ver^ 
pfänden  und  ihnen  eventuell  auch  noch 
einen  Einfluss  auf  deren  Verwaltung  ein- 
räumen müssen.  Hier  rücken  in  die  Stelle 
der  ehemaligen  Zollpächter  meist  interna- 
tionale Gläubigervertretungen  ein. 

Die  Selbstverwaltung  der  Zölle 
durch  den  Staat  muss  heute  als  der  allein 
zulässige  Zustand  der  Zollorganisation  gelten. 
Ihr  gegenüber  ist  Pachtsystem  mit  gar 
keinen  Vorteilen  für  den  Staat  und  die  Ge- 
samtheit verbunden,  weil  eben  der  moderne 
Staat  über  ein  hierzu  verwendbares  und  zu- 
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yeriässiges  Beamtenpersonal  verfügt  Die 
technische  Durchführung  der  Verzollung 
und  die  damit  zusammenhängenden  Schwie- 
rigkeiten, die  Notwendigkeit,  dieselbe  an 
vielen  Stellen,  an  der  Grenze  wie  im  Innern 
des  Landes  zu  bewirken,  die  Mannigfaltig- 
keit der  Zollsätze,  die  Prüfung  der  Dekla- 
rationen, die  Revisionen,  die  zollamt- 
liche Abfertigung  und  der  ganze  Betrieb 
des  Niederlageverkehrs  erheischen  eine  sehr 
verwickelte  Einrichtung  der  Zollverwaltung 
und  bedingen  ein  sehr  zahlreiches  Personal. 
Sie  teilt  demgemäss  diese  Eigenschaft  mit 
der  Erhebung  und  Verwaltung  der  Auf- 
wandsteuem  überhaupt. 

Die  Zollbehörclen  zerfallen  im  allge- 
meinen in  zwei  Gruppen,  in  den  Verwal- 
tungs-  und  in  den  Bewachungsdienst.  Der 
Verwaltungsdienst  (service  sedentaire) 
ist  mit  aUen  Funktionen  der  Zollerhebung, 
mit  der  Prüfung  der  Deklarationen,  mit  der 
Revision,  mit  der  Bemessung  und  Abfei-ti- 
gung  der  Zollschuldigkeit  betraut  Dim  liegt 
auch  das  Rechnimgswesen  ob.  Der  Be- 
wachungsdienst (service  actif)  wird  von 
der  Grenzwache  versehen,  hat  die  Defrau- 
dationen anzuzeigen,  Beweise  hierfür  zu 
sichern,  die  Beobachtung  der  Zollgesetze  zu 
erzwingen.  Namentlich  hat  er  auch  der 
Verhütung  des  Schmuggels  sein  Augenmerk 
zuzuwenden  und  ist  daher  zu  diesem  Zweck 
mit  weitgehenden  Befugnissen  zu  Nach- 
forschungen, zum  Betreten  von  Grundstücken 
ausgerüstet  In  diesen  Obliegenheiten  wird 
er  häufig  auch  durch  andere  Beamte,  insbe- 
sondere durch  das  Forstpersonal  unterstützt 
Die  Grenzwachen  sind  regelmässig  militä- 
risch organisiert.  Zur  richtigen  Ausübung 
des  Dienstes  und  zur  Vermeidung  von 
Vexationen  und  Konflikten  sind  die  Zoll- 
ämter meist  mit  mehreren  Beamten  besetzt 
und  sind  an  der  einzelnen  Amtshandlung 
verschiedene  Beamte  beteiligt. 

2.  Die  Behördenorganisation  in  den 
einzelnen  Staaten.  I.Deutschland.  Der 
Vollzug  der  zollgesetzlichen  Bestimmimgen 
geht  teils  vom  Reiche,  teils  von  den  Einzel- 
staaten aus.  Das  Reich  beschränkt  sich  auf 
die  EontroUe  und  Aufsicht.  Es  entsendet 
Bevollmächtigte  zu  den  Direktivbehörden 
und  StationskontroUeiu«  zu  den  Hauptämtern, 
ohne  in  die  laufenden  Geschäfte  einzugreifen. 
Die  eigentliche  Zollverwaltung  liegt  in  den 
Händen  der  einzelstaatlichen  Landesregie- 
rungen. Die  Landeszollverwaltung  gliedert 
sich  in  Centralbehörden,  die  mit  den 
Ministerien  verbunden  sind,  in  Mittel- 
oder Direktivbehörden  für  die  Leitung 
des  Dienstes  und  zur  Vollziehung  der  ge- 
meinschaftlichen Gesetze  überhaupt  und 
endlich  in  Bezirks-  und  Lokalbehör- 
den für  die  Handhabung  der  Verwaltung 
und   Aufsicht.     Die  Bezirksbehörden    sind 


die  Hauptzollämter  an  den  Reichsgrenzen 
und  die  Hauptsteuerämter  im  Innern  des 
Landes.  Die  Lokalbehörden  sind  im  Grenz- 
bezirk die  Nebenzollämter  I.  und  IL  Klasse 
und  im  Innern  die  Zoll-  oder  Steuerämter. 
Besondere  Abfertigungs-  oder  Hebestelleo, 
als  Zubehör  oder  Delegationen  der  Haupt- 
und  Nebenämter,  fungieren  noch  die  An- 
sage-(Anmelde-)stellen  oder  Ansage- 
posten an  der  Grenze.  Diesellien  weraen 
da  errichtet,  wo  die  Zollämter  nicht  nahe 
genug  an  der  Landesgrenze  gegen  das  Zoll- 
ausland liegen,  und  haben  die  Aufgabe,  die 
eingehenden  Waren  von  dieser  unter  amt- 
licher Begleitung  oder  unter  amtlidiem  Ver- 
schluss dem  C^nzzollamt  zu  überweisen 
oder  »anzusagen«.  Darum  dienen  sie  nur 
der  Sicherung  der  Zollerhebung,  sind  aber 
mit  der  Feststellung  der  Zollschuldigkeit 
und  mit  der  Erhebimg  der  Zollgefälle  selbst 
nicht  betraut 

2.  Oesterreieh.  Die  oberste  Leitung 
des  Zollwesens  steht  dem  Finanzministerium 
zu,  welches  zugleich  Centralbehörde  und 
dritte  Instanz  ist  Die  Mittelbehörden  in 
zweiter  Instanz  sind  die  Finanzlandesbehör- 
den  (Finanzlandesdirektionen  und  in  Kion- 
ländern  von  geringerem  Gebietsumfange  die 
Finanzdireküonen)  und  in  erster  Instanz  die 
Finanzbezirksbehörden  (Finanzbezirksdirek- 
tionen und  Finanzinspeklorate).  Die  Ver- 
zollungsvorschriften werden  durch  die  Zoll- 
ämter ausgeführt.  Diese  sind  teils  Kom- 
merzialzollämter  an  den  Grenzen  und  als 
Aemter  für  den  täglichen  Verkehr,  teils 
Hauptzollämter  oder  ZolUegstätten  im  Innen. 
Hierzu  kommen  noch  die  Zollexposituren, 
welche  zwar  njich  aussen  hin  als  selbstän- 
dige Abfertigungsstellen,  in  adoiinistrativer 
Hinsicht  jedoch  lediglich  als  delegierte  Ge- 
schäftsabteilungen jener  Zollämter  erscheinen, 
denen  sie  systemmässig  zugewiesen  sind. 
Zur  Kontrolle  der  Zollamtshandlungen  so- 
wie zur  Hilfeleistung  bei  den  Amtshand- 
lungen des  ZoUverfahrens  sind  den  Zoll- 
ämtern Finanz wachorgane  zi^teilt,  die 
militärisch  organisiert  sind. 

3.  Frankreich.  An  der  Spitze  der  Zoll- 
verwaltung steht  eine  dem  Finanzministe- 
rium untergeordnete,  aber  doch  sachlich 
ziemlich  selbständig  gestellte  Oeneral- 
direktion  der  Zölle,  die  mit  derObei^ 
leitung  der  Verwaltung  betraut  ist  Die 
Mittelbehörden  werden  durch  den  Depar- 
tementaldienst  dargestellt,  welcher  in 
eine  Mehrzahl  von  Direktionsbezirken  zer&IIt, 
die  aber  mit  den  Departementsgrenzen  nicht 
Zusammenfolien.  Der  Departementsdienst 
scheidet  sich  in  den  Verwaltungs-  und 
Bureaudienst  (service  sedentaire),  welcher 
die  eigentlichen  Zollamtshandlungen  vorzn- 
nehmen  hat,  die  Abgaben  liquidiert,  erhebt 
und    einkassiert,    und   andererseits  in  den 
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Bewachungs-  oder  Brigadedienst 
(Service  actif),  welcher  die  Hinterziehungen 
und  den  Schmuggel  zu  hindern,  zu  be- 
kämpfen und  festzustellen  hat  Zxun  ersteren 
zählen  die  Zolldirektoren  und  Zollinspek- 
toren, die  Haupteinnehmer  und  Bureaube- 
amten, die  Kontrolleure,  Verifikatoren  und 
die  Neben-  und  Untereinnehmer.  Der  Bri- 
gadedienst ist  mit  der  Zoliwache  identisch, 
ganz  militärisch  organisiert  und  wird  dem 
aktiven  Heere  zugezählt.  Der  üeberwachungs- 
dienst  der  Inspektoren  ist  teUs  ein  sess- 
hafter  (sedentaire)  zur  Kontrolle  des  Bureau- 
personals, teils  ein  Reisedienst  (divisionnaire) 
oder  eine  fortlaufende  Beaufsichtigung  des 
äusseren  Dienstes,  des  Rechnungsdienstes 
der  Zolleinnehraer  imd  des  Brigadedienstes. 
Letzterer  zerfällt  gleichfalls  in  einen  sess- 
haften  Dienst  an  den  Landesgrenzen  selbst, 
in  einen  ambulanten  in  und  an  den  Grenz- 
bezirken, in  einen  maritimen  auf  der  See 
und  in  der  KQstenzone  und  endlich  in  einen 
Eskortedienst  ziu*  Begleitung  zollpflichtiger, 
aber  noch  nicht  verzollter  Waren  nach  dem 
Inneren  des  Landes. 

4  England.  Die  englische  Zollverwal- 
tung ist  gekrönt  durch  das  Öeneralzoll- 
am  t  (Commissioners  of  Customs),  die  Central- 
und  ausführende  Behörde  für  das  ganze 
Reichsgebiet.  Der  Vorstand  desselben  ist 
ein  Vorsitzender  Kommissar  (Chairman), 
welchem  ein  Stellvertreter  (Deputy  Chair- 
man) und  vier  Kommissare  (Commissioners) 
zur  Seite  stehen.  Die  Benörde  ist  eine 
kollegiale  und  unabhängig  von  dem  jewei- 
ligen Parteiwechsel  in  der  Regienmg.  Neben 
dem  Kollegium  stehen  der  Oeneralzoll- 
einnehmer  (Receivers  General),  welchem 
der  Perceptionsdienst  obliegt,  der  General- 
kontrolleur  (Comptrollor  General)  zur 
KontroUe  der  täglichen  Einnahmen  und  Aus- 
gaben, der  Generalinspektor  (Inspector 
General  and  Examiner  and  Comptrollor  of 
Acoounts),  der  Sekretär  (Secretary)  und 
der  Sachwalter  jSolicitor).  Die  Mittel- 
behörden werden  gebildet  durch  die  Hafen- 
verwaltung von  London  und  die 
ProvinzialzoUämter.  Jene  umfesst 
die  Hälfte  der  englischen  Zollverwaltung 
überhaupt.  Die  Oberleitung  ist  mit  dem 
CleneralzoUamt  verbunden.  Der  technische 
Dienst  ist  dagegen  besonderen  Sektionen 
(Offices)  unter  einem  Sektionschef  übei^ 
tragen.  Der  Tollzugsdienst  ist  weitver- 
zweigt Die  Beamten  desselben  zerfallen 
in  mfeninspektoren  (Tide  Surveyors),  in 
Hafen-  und  Land  Wächter  (Tide  and  Land 
Walters),  in  Exportkontrolleure  (Searchers), 
in  Lageraufseher,  Schliesser  u.  s.  w.  Neben 
London  hat  noch  Liverpool  ein  Hauptzoll- 
amt während  sonst  noch  127  ProvinzialzoU- 
ämter bestehen,  die  mit  einem  Dirigenten 
(Collector),    einem    Kontrolleur,    mit   einer 


Mehrzahl  von  Inspektoren  und  Bureau- 
beamten ausgestattet  sind.  AU  diesen  Be- 
hörden dient  noch  zum  Bewachungsdienst 
die  Küstenwache,  die  um  die  ganze  Landes- 
grenze eine  Kette  von  Patrouillen  bildet 

Im  Interesse  des  Verkehrs  und  der  Ver- 
waltung pflegen  die  aneinander  grenzenden 
Staaten  ihre  ZoUämter  mögüchst  nahe  zu- 
sammenzulegen und  sogenannte  bi natio- 
nale Zollämter  einzurichten. 

3.  Der  verwaltiingateehnische  Voü- 
zng  der  Yerzollnng.  Schon  an  einer 
früheren  SteUe  bei  derZoUerhebung  (oben  sub 
ni,  3)  ist  in  der  Hauptsache  des  Verfahrens 
bei  Berechnung  (Liquidation)  und  Erhebung 
der  ZöUe  gedacht  worden.  Zu  diesem  Be- 
hufe  sind  besondere  Institute  für  die  Zoll- 
verwaltung eingerichtet 

L  Zolllinie  und  Greuzbezirk.  Die 
Zolllinie  oder  Zollgrenze  ist  die 
äussere  Linie  des  Zollgebiets.  Sie  ist  nicht  not- 
wendig mit  der  Landesgrenze  identisch,  weil 
teils  Zollausschlüsse  und  Zollanschlüsse  (s. 
oben  sub  IH,  1)  bestehen  und  teils  dieselbe  auf 
dem  Meere  mit  den  völkerrechtlichen  Staats- 
grenzen nicht  zusammenfällt.  Die  Zolllinie 
ist  diejenige  Stelle,  bei  deren  Deberschrei- 
tnng  die  ZoUpflicht  begründet  wird.  Längs 
der  ZoUgrenze  nach  innen,  dem  Zollinland 
zugewendet,  läuft  die  Binnenlinie  (Oester- 
reich :  »innere  Linie«),  welche  einen  Streifen 
Landes  vom  Binnenland  (Oesterreich :  »inneres 
Zollgebiet«)  trennt  Diesen  Streifen  nennt 
man  den  Orenzbezirk  (rayon  fronti^re). 
Seine  Breite  ist  verschieden;  sie  beträgt  in 
Deutschland  1  bis  2  Meilen,  in  Frankreich 
gegen  das  Land  25  Kilometer  und  gegen 
das  Meer  10  Kilometer.  Der  Verkehr  im 
Grenzbezirk  ist  besonderen  Kontrollen  unter- 
worfen. Waren,  bei  welchen  es  nach  den 
örtlichen  Verhältnissen  zur  Verhütung  der 
heimlichen  Einfuhr  notwendig  erscheint, 
werden  bekannt  gegeben  (Oesterreich:  »kon- 
troUpflichtige  Waren«).  Sie  unterliegen 
einer  Transportkontrolle.  Mit  Ausnahme 
des  Eisenbahnverkehrs  darf  der  Transport 
solcher  Güter  nur  bei  Tage  erfolgen.  Der 
Transportführer  hat  sich  durch  einen  L^- 
timationsschein  (Passavant)  amtlich  darüber 
auszuweisen,  dass  er  zum  Transport  der 
bezeichneten  Waren  binnen  einer  bestimmten 
Frist  und  auf  der  vorgeschriebenen  Frist 
befugt  ist  Bei  den  Transporten  auf  der 
Zollstrasse  (s.  u.)  und  zwar  noch  in  der 
Richtung  von  der  Grenze  nach  der  Zoll- 
stätte ist  der  Legitimationsschein  nicht  er^ 
forderlich,  jedoch  ist  er  notwendig  von  da 
bis  zur  Binnenlinie.  An  die  Stelle  der  Be- 
gleitscheine können  hier  besondere,  für 
diesen  Zweck  ausgestellte  Versendimgs- 
scheine  treten. 

Von  diesen  erschwerenden  Formalitäten 
sind  gewisse  Produkte  imd  Transporte  ge» 
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setzlich  ausgenommen,  wie  Rohprodukte  des 
Bodens  und  der  Viehzucht  eines  inländischen 
Landwirts  für  den  Verkehr  innerhalb  des 
Grenzbezirks,  der  Verkehr  von  Haus  zu 
Haus,  der  Eisenbahntransport  und  derjenige 
mit  der  Post  (bei  diesem  jedoch  mit  ge- 
wissen Einschränkungen).  Innerhalb  des 
Grenzbezirks  sind  die  Zollbeamten  mit  weit- 

fehenden  Befugnissen,  namentlich  auch  mit 
(ui-chsuchungs-,  Haussuchungs-  und  Visita- 
tionsrechten ausgerüstet. 

Die  Ueberwachung  im  Grenzbezirk  kann 
zur  weiteren  Verfolgung  von  Zolldefrau- 
dationen  noch  durch  die  Binnenkon- 
trolle verstärkt  werden.  Sie  besteht  in 
der  Bezettelung  der  eingehenden  Waren 
und  in  einer  obligatorischen  Specialbuch- 
führung der  Handeltreibenden,  welche  solche 
Gtlter  erhalten. 

2.  Zollstrassen  und  Zollstätten. 
Zollpflichtige  Waren  und  zollfreie  Güter, 
deren  Verpackung  ihren  Inhalt  nicht  sofort 
erkennen  lässt,  dürfen  nur  am  Tage  und  nur 
auf  einer  Zollstrasse  eingebracht  werden. 
Bei  Einfuhr  zur  See  werden  bestimmte 
Landungsplätze  mit  gleichem  Charakter  be- 
zeichnet. Der  Weg  bis  zum  Zollamt  muss 
auf  der  Zollstrasse  und  zwar  ohne  will- 
ktirliche  Abweichung,  ohne  willkürlichen 
Aufenthalt  und  ohne  willkürliche  Verände- 
rung der  Ladung  fortgesetzt  werden.  Ein 
Abweichen  von  der  Zollstrasse  ist  nur  bei 
dringender  Gefahr  und  höherer  Gewalt  zu- 
lässig. In  Deutschland  gelten  als  Zoll- 
strassen alle  Eisenbahnen  gegen  die  Grenze 
des  Zollauslandes,  die  Häfen  am  Meere  mit 
den  dazu  angewiesenen  Einfahrten  und 
endlich  alle  Land-  und  Wasserstrassen, 
welche  aus  dem  Vereinsausland  in  und 
durch  den  Grenzbezirk  führen,  einen  erheb- 
lichen Warenverkehr  vermitteln  und  als 
solche  ausdrücklich  bezeichnet  sind.  Zoll- 
strassen sind  in  Oesterreich  die  dem 
öffentlichen  Verkehr  dienenden  Eisenbahnen, 
die  dem  Verkehr  geöffneten  Häfen  und 
Landungsstellen  an  Grenzgewässern  und 
endlich  die  als  Zollstrassen  erklärten  und 
bezeichneten  Strassen. 

An  den  Zollstrassen  sind  Zollstätten 
errichtet,  denen  die  Erledigung  der  zoll- 
amtlichen Handlungen  obliegt.  Sie  sind  je 
nach  den  Bedürfnissen  des  stattfindenden 
Warenverkehrs  mit  verschiedenen  Ab- 
fertigimgsbefiignissen  ausgestattet.  Jeder 
Warentransport  imd  aller  Verkehr  über- 
haupt, der  sich  auf  der  Zollstrasse  abspielt, 
muss  die  Zollstätte  passieren,  gelangt  hier 
zur  Kenntnis  der  Zollbehörden  und  ist  dann 
zollamtlicher    Behandlung  zu    unterwerfen. 

3.  Deklarationen.  Beim  Grenzzoll- 
amte, bei  der  Zollstätte  hat  der  Pracht- 
führer die  Papiere,  die  seine  Ladung  her 
treffen,  dem   Zollbeamten    zu    übergeben. 


Dort  hat  er  seine  Waren  anzugeben  (»dekla- 
rieren«). Zu  diesem  Behufe  hat  er  über 
seine  Fracht  Deklarationen  vorzuweisen. 
Diese  hat  der  Transportführer  beizubrin^n. 
Sie  dienen  zur  Sicherstellung  der  Verpflich- 
tungen des  Deklaranten,  zur  Erleichterung 
der  Revision  und  Abfertigung  (s.  unten 
sub  4)  sowie  als  Mittel  der  Gegenkon- 
trolle. An  Stelle  des  Frachtführers  kann 
auch  der  Warenempfänger  (speciell)  dekla- 
rieren. Der  Deklarant  haftet  für  die  Rich- 
tigkeit seiner  Angaben.  Der  Form  und  dem 
Inhalte  nach  unterscheidet  man  aUgemeine 
oder  generelle  und  besondere  oder  specielle 
Dekk^tionen. 

a)  Die  allgemeine  oder  generelle 
Deklaration  bezieht  sich  auf  die  Angabe 
von  Aeusserlichkeiten,  auf  die  allgemeine 
Bezeichnung  der  Gattung  der  Waren,  auf 
die  Verpackungsart,  Zahl  der  Wagen 
u.  dergl.  m.  Sie  ist  in  der  Regel  schriftlich 
abzugeben,  jedoch  genügt  die  mündliche 
Erkl&Ting  bei  Waren,  deren  Zollschuldig- 
keit 9  Mark  nicht  tibersteigt,  sowie  ba 
nicht  zum  Handel  bestimmten  Gegenständen, 
die  Reisende  mit  sich  führen.  Bei  der  Ein- 
fuhr auf  Eisenbahnen  heisst  die  generelle 
Deklaration  Ladeverzeichnis,  bei  der- 
jenigen zur  See  Manifest.  Endlich  ist 
bei  beladenen,  aus  dem  Auslande  kommen- 
den Schiffen  eine  Lukendeklaration, 
d.  h.  Angaben  über  die  Räumlichkeiten  des 
Schiffes  u.  a.  m.,  zu  erstellen.  Doch  isthä. 
periodisch  den  Hafen  anlaufenden  Schiffen 
diese  nicht  jeweils  zu  erneuern. 

b)  Die  besondere  oder  specielle 
Deklaration  hat  die  mehr  individuelleD 
Merkmale  der  Waren  aufauführen.  Hier 
sind  anzugeben:  Menge  und  Gattung  der 
Waren,  und  zwar  nach  Benennung  und  nach 
den  Maesstäben  des  Tarife,  Art  der  ge- 
wünschten Abfertigung  etc.  Sind  in  einem 
Colli  Waren  zusammengepackt,  die  ver- 
schiedenen Zollsätzen  unterliegen,  so  muss 
in  der  speciellen  Deklaration  die  Menge 
einer  jeden  Warengattung  nach  dem  Netto- 
gewichte angegeben  werden.  Mitunter 
werden  auch  noch  anderweite,  insbesondere 
die  Herkunft  der  Güter  betreffende  Angaben 
verlangt  (Frankreich).  Bei  ZoUennässigungen 
auf  Grund  der  Herkunft  oder  des  ürsprunp 
der  Waren  ist,  vornehmlich  für  europäische 
Erzengnisse,  die  Vorlegung  vonürsprungs- 
certifikaten  oder  ürsprnngser Zeug- 
nissen gefordert.  Dies  ist  namentlich  der 
Fall  im  Verkehr  mit  Ländern,  mit  welchen 
die  Meistbegünstigungsabrede  getroffen  ist 
(Deutschland). 

Die  mit  der  Post  eingehenden  Gegen- 
stände müssen  mit  einer  bereits  im  Aas- 
lande ausgestellten  Inhaltsangabe  versehen 
sein,  und  den  auf  dem  Postweg  in  das 
Ausland  gehenden  Sendungen    sind   eben- 
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falls  Deklarationen,  sogenannte  >Fostdekla- 
rationen«  beizugeben.  Für  die  Ausfuhr 
wird  im  flbrigen  vom  Inland  keine  förm- 
liche Deklaration  verlangt.  Doch  ist  bei 
Ausfuhrverboten  imd  bei  VerdachtsgrOnden 
der  Versender  zu  Angaben  über  verpackte 
"Waren  verpflichtet 

Die  nicht  rechtzeitige  Abgabe  der  er- 
forderlichen Deklarationen  hat  die  Wirkung, 
dass  die  Waren  auf  Kosten  und  (Jefahr  der 
Beteiligten  bis  zur  Erledigung  der  Forma- 
litäten imter  amtlichen  Gewahrsam  und 
amtliche  Bewachung  genommen  werden. 
Einzelne  Staaten  (Russland)  erheben  zudem 
einen  Zollzuschlag  (10*/o),  wenn  binnen 
einer  gesetzten  Frist  (5  Tage)  die  Forma- 
litäten nicht  erfüllt  sind. 

4.  Revision  imd  Abfertigung.  Auf 
die  Deklaration  folgt  die  Revision  oder 
»Beschau«  (Oesterreich).  Sie  kann  eine 
bloss  generelle  sein  (Oesterreich :  »äussere 
Beschau«)  und  erstreckt  sich  dann  auf  Zahl, 
Zeichen,  Verpackungsart  und  Gewicht  der 
Colli  ohne  deren  Oeffnun^.  Oder  sie  ist 
eine  specielle  (Oesterreich:  »innere  Be- 
schau«), wobei  die  Colli  geöffnet  werden, 
um  Gattung  und  Menge  der  Ware  zu  er- 
mitteln. Die  Geschäftsinstruktionen  be- 
sagen dann  das  Nähere  über  die  Art  der 
Ausführung  der  Revisionen.  Bei  speciellen 
Deklarationen  kann  sich  die  Zollbehörde 
auch  mit  einer  probeweisen  Revision  (Stich- 
probe) bescheiden,  wenn  diese  die  Üeber- 
einstimmung  mit  der  Deklaration  ergiebt. 
Bei  den  Ansageposten  unterbleibt  die  Re- 
vision. 

Wenn  die  Revision  erledigt  ist,  erfolgt 
die  Abfertigung  oder  zollamtliche  Be- 
handlung. Sie  umfasst  die  Berechnung  oder 
Bemessung  (Ldquidation)  der  Zollschuldig- 
keit und  ihre  Bezahlung,  worauf  die  zoll- 
freie Ablassung  der  Waren  und  ihr  TJeber- 
rang  in  den  freien  Verkehr  bewirkt  wird. 
Dies  kann  in  einer  zweifachen  Weise  ge- 
schehen. Wenn  die  Waren  sofort  in  den 
freien  Verkehr  treten  sollen,  so  wird  die 
Zollentrichtung  unmittelbar  bei  den 
ZoUstätten  an  der  Zollgrenze  vorgenommen. 
Dies  ist  üblich  beim  Trans^rt  auf  der 
Landstrasse,  in  einfiicheren  Verhältnissen 
überhaupt  und  dann  beim  Verkehr  der 
Reisenden.  Es  ist  aber  nicht  die  Regel. 
In  den  meisten  FäUen  ist  die  amtliche  Be- 
handlung an  den  Zollstätten  nur  eine  vor- 
läufige, während  die  endgiltige  Abfertigung 
an  einem  Binnenplatze  gescHeht  Die  er- 
mittelte Zollschnldigkeit  wird  vielmehr  an 
ein  anderes  Amt  zur  Auslösung  über- 
wiesen, und  erst  dort  ist  der  Zoll  zu  ent- 
richten. Otler  endlich  es  findet  an  der 
Grenze  übeihaupt  keine  Zollbemessung 
statt,  sondern  der  ganze  Akt  der  Abfertigung 
imd  Ablassxmg  wird  nach  dem  Innern  ver- 


legt Dies  geschieht,  wenn  ein  Amt  im 
Innern  zuständig  ist,  die  Waren  auf  Nieder- 
lagen überführt  werden,  oder  endlich  beim 
unmittelbaren  Transitverkehr.  Unterschiede 
des  Verfahrens  sind  dann  begründet,  je 
nachdem  die  Einfuhr  auf  Land-  oder  Wasser- 
strassen, auf  Eisenbahnen  oder  zur  See  ge- 
schieht 

Mit  der  Abfertigung  ist  dann  die  Ver- 
zollung beendigt 

4.  Ansageverfahreii  und  Begleit- 
scheine. Die  Ablassung  von  unverzollten 
Waren  von  dem  GrenzzoUamte  auf  ein  zur 
weiteren  zollamtlichen  Abfertigung  legiti- 
miertes Amt  im  Innern  des  Zollgebietes 
oder  zur  unmittelbaren  Durchfuhr  kann  ent- 
weder im  Ansageverfahren  oder  durch  Ab- 
fertigung auf  Beigleitschein  geschehen. 

1.  Das  Ansageverfahren.  Die  zoU- 
amtlicbe  Behandlung,  die  Deklaration  und 
Revision,  wird  hier  im  Innern  vollzogen 
oder  der  Wiederausgang  der  eingeführten 
Waren  vsard  nur  durch  amtliche  Ölleitung 
kontrolliert  Bei  dem  sogenannten  »Ansage- 
posten« werden  die  betreffenden  Waren 
übernommen,  die  Ladungsverzeichnisse  ver- 
siegelt und  mit  amtlicher  B^leitung  an  das 
zur  Abfertigung  befugte  Zollamt  im  Innern 
gebracht  Das  Eintreffen  der  Güter  wird 
diesem  gleichsam  »angesagt«  oder  »ange- 
meldet«. Beim  modernen  Verkehr  hat 
man  im  Interesse  der  Verkehrsfreiheit  die 
persönliche  Kotoyierung  durch  Grenzauf- 
seher oder  ZoUbeamte  durch  amtlichen  Ver- 
schluss der  Waren  ersetzt.  Dies  lässt  sich 
insbesondere  im  Normalfall,  beim  Transport 
auf  Eisenbahnen,  durch  Plombierung  oder 
Versiegelung  der  betreffenden  Güter- 
waggons etc.  erreichen.  Für  die  unmittel- 
bare Durchfuhr  durch  das  Zollgebiet  auf 
Flüssen  oder  Eisenbahnen  sind  regelmässig 
besondere  Erleichterungen  gewährt.  Die 
Zollabfertigung  am  Grenzausgangsamt  kann 
sich  daher  in  der  Regel  axd  die  Prüfung 
und  Lösung  des  Verschlusses  sowie  auf  die 
Bescheinigung  des  Ausgangs  über  die  Grenze 
beschränken.  Die  zum  imraittelbaren  Durch- 
gang auf  den  Eisenbahnen  bestimmten 
Güter  werden  mit  Begleitzetteln  und  La- 
dungsverzeichnissen und  unter  amtlichem 
Verschluss  zur  Durchfuhr  abgefertigt 

2.  Die  Abfertigung  auf  Begleit- 
schein. Hier  findet  die  Abfertigung  im 
Innern  des  Zollgebietes  statt,  wobei  als  Mittel 
der  zollamtlichen  Behandlung  die  Ladungs- 
verzeichnisse oder  Begleitscheine  (Oester- 
reich: »Belleten«,  »Güteranweisungen«) 
dienen.  Diese  Zollpapiere  haben  die  Auf- 
gabe, die  Identität  der  zollpflichtigen  Waren 
fest  zu  kennzeichnen  und  deren  Feststellung 
durch  das  Empfangsamt  zu  ermöglichen. 
Diese  Begleitpapiere  werden  dann  noch 
regelmässig  durch  die  Anlage  eines  amt- 
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liehen  Verschlusses  in  ihrer  Wirksamkeit 
verstärkt.  Bei  der  deutschen  Zollver- 
waltung kommen  die  Begleitscheine  in 
zwei  Formen  vor. 

a)  Begleitscheine  I  oder  die  dem- 
selben gleichgestellten  amtlichen  Bezette- 
lungen und  Ladungsverzeichnisse  haben  den 
Zweck,  den  richtigen  Eingang  der 
Ware  am  inländischen  Bestimmungsort  oder 
die  Wiederausfuhr  derselben  zu  sichern, 
ffierbei  findet  keine  vorgängi^e  Er- 
mittelung der  Zollschuldigkeit 
statt  Yielmehr  wird  der  Verzollungspro- 
zess  an  das  binnenländische  Zoüamt  verlegt 
Bei  Ausstellung  des  Begleitscheins  I  ist  eine 
»specieUe  Deflaration«  (s.  o^  notwendig, 
wogegen  unter  normsilen  Verhältnissen, 
d.  h.  wenn  keine  Verdachtsgründe  vorliegen, 
eine  »allgemeine  Revision«  (s.  o.)  ausreicht 
Der  Begleitschein  1  muss  ein  genaues  Ver- 
zeichnis der  Waren,  auf  die  er  lautet,  nach 
Massgabe    der   Deklaration  enthalten,  des- 

fleichen  die  Zahl  der  Stücke  (Fässer, 
asten,  Colli),  deren  Bezeichnung  und  amt- 
lichen Verschluss,  Namen  und  Wohnort  des 
Adressaten  und  der  die  Ausstellung  bean- 
tragenden Person,  Angabe  des  Ausfertigungs- 
und Empfangsamts,  Tag  der  Ausstellung, 
Nummer  des  Begleitscheinausfertigungsre- 
^sters,  Dauer  seiner  Giltigkeit  u.  s.  w.  Der- 
jenige, welcher  die  Ausstellung  des  Begleit- 
scheins I  veranlasst  hat,  der  sogenannte 
Extrahent  bezw.  an  seiner  Stelle  der 
(letzte)  Waren-  oder  Transportführer  ist 
verpflichtet,  die  Waren  in  unveränderter 
Gestalt  und  Menge  mit  unverletztem  Ver- 
schluss innerhalb  des  vorgeschriebenen  Zeit- 
raums und  am  angegebenen  Orte  zur  Re- 
vision und  weiteren  Abfertigung  zu  ^ 
stellen.  Er  haftet  für  den  Betrag  des  Ein- 
gangszolles und  für  den  Betr^  nach  dem 
höchsten  Erhebungssatze  des  Tarifs,  wenn 
die  Art  der  Waren  durch  specielle  Revision 
nicht  festgestellt  war  oder  es  sich  um  als 
zollfrei  deklarierte  Waren  handelt  Diese 
KiftbaA-keiten  erlöschen,  wenn  der  Zoll 
durch  Pfand  und  durch  Stellung  eines 
sicheren  Bürgen,  der  sich  als  Selbstschuld- 
ner verpflichtet  und  den  bttrgschaftlichen 
Rechtsmitteln  entsagt,  sichergestellt  ist 
Sichere  Transportführer  können  von  diesen 
Obligationen  entbunden  werden. 

b)  Begleitschein  n  imd  dessen 
Ersatzinstrumente  dienen  dazu,  die  Erhe- 
bung des  Zollbetrages,  welcher  durch 
specielle  Revision  an  der  Grenze  ermittelt 
ist,  gegen  Sicherheitsbestellung  an  ein 
binnenländisches    Zollamt    zu    überweisen. 

■  Vor  Ausfertigung  des  Begleitscheins  II, 
welcher  indessen  nur  für  Waren  ausgestellt 
wird,  deren  Zollschuldigkeit  15  Mark  über- 
steigt, wird  das  ganze  Zollverfahren  am 
Grenzzollamte  erledigt     Der  Begleitschein 


II  enthält  die  nähere  Bezeichnung  der  Ware, 
Namen  und  Wohnort  des  Adressaten,  den 
ZoUbefrag  und  die  Zeit  seiner  Fälligkeit 
sowie  endlich  die  Sicherheit  und  ihre  Art, 
durch  welche  der  Eingang  des  Zollbetrags 
sicher  gestellt  ist.  Der  Begleitschein  II 
wird  sodann  auf  dasjenige  Zollamt  gezogen, 
in  dessen  Bezirk  der  Empfänger  der  Ware 
wohnt.  Besondere  Anordnungen  inbetreff 
der  Bemessung  der  Frist  für  den  Trausport 
sollen  die  Verwendung  des  Scheines  zu 
missbräuchlicher  Stundung  verhüten. 

Bei  dem  Empfangsamte  wird  dann  die 
eigentliche  Verzollung  vollzogen.  Die  spe- 
cielle Revision  kann  hier  unterbleiben,  wenn 
die  Weiterabfertigung  der  Waren  auf  Be- 
gleitschein I  oder  zur  Niederlage  erfolgt 
oder  wenn  bei  Abfertigung  zur  Verzollung 
der  Pflichtige  sich  zur  Zahlung  des  höchsten 
Tarifsatzes  bereit  findet  Bei  der  Ablassung 
zur  unmittelbaren  Ausfuhr. hat  die  Revision 
nur  zu  konstatieren,  ob  keine  vorschrifts- 
widrigen Veränderungen  der  Ladung  statt- 
gefunden haben. 

Zur  Eontrolle  und  zum  Nachweis  der 
Erledigung  der  Begleitscheine  werden  Be- 
gleitscheinausfertigun^sregister 
geführt.  Ein  Begleitscheinregulativ 
trifft  ausführliche  Bestimmungen  über  das 
Verfahren  bei  Ausfertigung  und  Erledigung 
der  Begleitscheine.  Für  den  Eisenbahn- 
transport sind  besondere  Erleichterung«! 
zugelassen.  Die  »Be^eitzettel«  lauten  Mer 
beim  sogenannten  »Begleitzettel ver&ihrenc 
nicht  auf  einzelne  Waren,  sondern  auf  ganze 
Waggonladimgen  oder  auf  TeUe  von  solchen. 
Insbesondere  sind  die  Eisenbahnen  die 
natürlichen  Vermittler  des  Durchgangsver- 
kehrs. 

6.  Die  Zollstrafen.  Zollkartelle.  Dem 
Schutze  der  Zollgefälle  dient  nicht  nur  ein 
System  von  positiven  Ordnungen  und  prä- 
ventiven Massregeln,  sondern  auch  die  re- 
pressive Verfolgung  der  Zuwiderhandlun^n 
durch  Zollstrafen.  Die  Strafthaten  sind 
die  Kontrebande,  die  Defraudationen  und 
die  Ordnungswidrigkeiten,  unter  Kontre- 
bande versteht  man  die  Verletzung  von 
Geboten  der  Ein-,  Aus-  oder  Durchfuhr. 
Defraudation  (Paschen,  Schwärzen, 
Schleichhandel)  ist  die  Hinterziehung  von 
Zollgefällen  durch  die  Benutzung  solch« 
Wege,  welche  die  Zollstätten  vermeiden. 
Zum  Begriffe  der  Kontrebande  und  der  De- 
fraudation ist  die  dolose  Absicht  (dolos) 
notwendig,  und  daher  ist  straffällig,  wer  es 
unternimmt,  Zölle  zu  hinterziehen  oder  Ein-, 
Aus-  oder  Durchfuhrverbote  zu  verletzen, 
selbst  wenn  die  Zollkasse  noch  nicht  ge- 
schädigt wurde.  Die  Reditsunkeontnis 
(error  juris)  gilt  dabei  als  kein  strafbefrei- 
ender Grund,  auch  nicht  dem  Auslände 
gegenüber.    Ebenso  zählen  zu  diesen  Ver- 
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fehlangen   auch   alle    vorbereitende,    nach' 
Entstehung  der  Zollpüicht  im   Inlai^d   voi'-' 
genommene     Handlungen.     Ordnungs- 
widrigkeiten heissen  endlich  alle  (nicht 
kriminellen)    Uebertretungen   des    (lesetzes 
und  der  zu  dessen  Vollzuge  erlassenen  Be- 
stimmungen.    Dabei    handelt  es  sich  teils 
um    nicht   dolose    Verfehlungen,    teils   um  I 
Verletzungen  von  formellen  Anordnungen ;  | 
bei  letzteren  aber  ohne  Rücksicht    dm^uf,  i 
ob    diese   bewusst    oder    unbewusst,    dolos ; 
oder  fahrlässig  begangen  wurden.  | 

Handel-  und  Gewerbetreibende  sind  für' 
ihre  Angestellten,  Gehilfen,  Kinder  eta, 
Eisenbahn-  und  Dampfschiffahrtsgesellschaf- 
ten für  ihr  Personal  und  ihre  Bevollmäch- 
tigten, andere  Personen  für  ihre  Ehegatten 
und  Kinder  subsidiär  haftbar.  Ihre 
Vertretungsverbindlichkeit  erstreckt  sich 
sowohl  auf  den  vollen  Umfang  der  Zoll- 
schuldigkeit als  auch  auf  die  Prozesskosten 
imd  Geldstrafen,  zu  deren  Leistung  die  zu 
vertretenden  Personen  verurteilt  sind. 

Die  Strafen  bestehen  in  Konfiskation, 
in  Geld-  und  Freiheitsstrafen.  Die  Kon- 
fiskation der  Gegenstände,  in  Bezug  auf 
die  das  Vergehen  verübt  wurde,  tritt  als 
Teilstrafe  bei  Kontrebande  und  Defrau- 
dation ein.  Sie  ist  regelmässig  gegen  den 
Eigentümer,  in  erster  Linie  gegen  den 
Thater,  aber  auch  gegen  den  Anstifter  irod 
Gehilfen  gerichtet  Ist  sie  nicht  vollziehbar, 
so  ist  der  Wert  der  Gegenstände  zu  er- 
setzen oder  es  tritt  an  ihre  Stelle  eine 
höhere  Geldbusse  (Deutschland:  3000  Mark). 
Die  Geldstrafen  bilden  die  Regel  unter 
den  Zollstrafen.  Sie  werden  angewendet  im 
Rückfall  bei  Kontrebande  und  Defrau- 
dationen sowie  als  Ordnungsstrafen  bei  allen 
Ordnungswidrigkeiten.  Sie  werden  in  einem 
Vielfachen  des  hinterzogenen  Betrages  bei 
der  Defraudation  und  in  einem  mehrfachen 
Betrage  des  Wertes  des  Gegenstandes  bei 
der  Kontrebande  bemessen.  Bei  sich  wieder- 
holenden Rückfällen  steigert  sich  das  Straf- 
mass, eventuell  kann  auch  auf  eine  Frei- 
heitsstrafe bis  zu  2  Jahren  erkannt  werden. 
Die  Ordnungsstrafen  bestehen  in  abgestuften 
Sätzen  (Deutschland:  Höchstbetrag  150 
Mark,  bei  Verletzung  des  amtlichen  Waren- 
■verschlusses  900  Mark).  Freiheits- 
strafen treten  neben  dem  (schon  er- 
"wähnten)  zweiten  imd  späteren  Rückfall 
ein  bei  gemeinschaftlicher  Ausführung  des 
Schmuggels  durch  drei  oder  mehrere  Per- 
sonen (»Bandenschmuggel«),  bei  unter  dem 
Schutz  einer  Versicherung  geübten  Ver- 
fehlungen, bei   Führung  von  Waffen   zum 


Widerstand  gegen  die  Grenzaufeeher  bei 
Verübung  von  Defraudationen  und  Kontre- 
banden  u.  dergl.  m.  Ebenso  bilden  die  Frei- 
heitsstrafen dien  Ersatz  der  Geldstrafen  im 
Falle  ihrer  Uneinbringlichkeit  (Maximalmass 
2  Jahre).  Für  die  Art  der  Umwandlung 
sind  die  Grundsätze  des  Strafgesetzbuches 
ziu:  Anwendung  zu  bringen. 

Zur  Vereinfachung  und  Beschleunigimg 
des  Strafverfahrens  bei  Kleinigkeiten  (Zoll- 
bagatellprozesse)  ist  in  vielen  Ländern 
ein  kürzeres  Verfahren  zulässig,  wenn  die 
Strafsumme  einen  bestimmten  Betrag  nicht 
überschreitet;  z.  B.  in  Preussen  bei  einem 
Werte  des  Konfiskats  und  einer  Strafhöhe 
bis  15  Mark.  Hier  tritt  an  Stelle  der  ord- 
nungsmässigen  Entscheidung  die  Submis- 
sion, d.  h.  die  Unterwerfung  des  Beschul- 
digten unter  die  von  der  Verwaltung  fest- 
gesetzte Strafe. 

Da  das  Hoheitsrecht  des  Staates  nur  an 
die  Landesgrenzen  reicht,  so  sind  die 
Schmuggler,  sobald  sie  die  Grenzen  des 
Nachbsu^bietes  überschiitten  haben,  der 
Verfolgung  entrückt  Dieser  Erleichterung 
des  Schleichhandels  hat  man  durch  soge- 
nannte Zollkartelle  zu  begegnen  gesucht 
Darunter  versteht  man  Staatsverträge  zwi- 
schen zwei  aneinander  grenzenden  Staaten, 
welche  auf  gegenseitigen  ZoUschutz  gerich- 
tet sind  und  durch  strafgesetzliche  &stim- 
mnngen,  durch  Gewährung  von  Rechtshilfe 
und  Mitwirkung  in  der  Aufsicht,  durch  Bei- 
hilfe in  der  Verfolgung  und  durch  das 
Recht  der  Verfolgung  des  Kontravenienten 
in  das  fremde  Gebiet  den  Schleichhandel 
wirksamer  zu  bekämpfen  suchen. 

y.  Statistik  des  Zollwesena. 

1.  Yergleichnng  der  Ertrage  der 
Zölle    in   den   einzelnen   Staaten.     Der 

Ertrag  der  ZöUe  stellt  sich  in  nachfolgen- 
den Ziffern  im  Haushalte  der  wichtigsten 
Staaten  dar  (s.  die  erste  Tabelle  auf  folgen- 
der Seite).  Zur  leichteren  Vereleichung  sind 
die  verschiedenen  Valuten  auf  die  deutsche 
Reichswährung  reduziert  Bei  dieser  Ver- 
gleichung  ist  die  Anomalie  in  Betracht  zu 
ziehen,  die  in  den  staatsrechtlichen  Ver- 
hältnissen durch  den  Unterschied  zwischen 
Einheitsstaaten  und  Bundesstaaten  begründet 
ist.  Diese  weisen  in  ihren  Haushaltsetats 
die  Gesamtaufwendungen  der  Finanzwirt- 
schaft nicht  vollständig  aus,  da  vei«chiedene 
Staatsaufgaben  und  Staatszwecke  aus  den 
Mitteln  der  Gliederstaaten  bestritten  werden. 

2.  Die  Ergebnisse  der  deutschen  Zoll- 
verwaltong.   Nach  den  definitiven  Zoll- 
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Es  betrugen  1900 — 1901,  nach  der  Höhe  geordnet,  die  Zolleinnahmen: 

Eaupteumme     pro  Kopf 


u 


MUl.  H. 


Vereinigte  Staaten  von  Amerika     ....  876,044 

KuBsland 479,325 

Deutsches  Kelch 478,978 

England 476,000 


Frankreich 
Italien  .    . 
Niederlande 
Brasilien 
Argentinien 
Oanada  .    . 


356,118 
185,600 
149,806 
139,050 
128,000 

107,59s 

Oesterreich-Üngam  •) (88,217^ 

China 

Mexiko 

Schweden 

Norwegen 

Japan    

Schweiz 

Belgien 

Griechenland 

Ecuador     

Luxemburg 

')  Nettoeinnahmen; 
nicht  geeignet. 


67,58: 
60,918 
54,880 
41,911 
41,790 
40,873 
31,718 
26,000 
21,436 
2,098 


der 
Einnahmen 

Mill.  M. 

1374,709 

3866,251 

2311,980 

2396,800 

2833,61 1 

1381,138 

243,739 

243,405 

261,660 

240,954 

261,598 

130,369 
163.092 
I07;i67 

617,383 
80,381 

361,797 

89,765 

27,040 

9,820 


der  Be- 
vSlkemng 

H. 
13,88 

5,09 

8,50 
11,64 

9,25 

5,83 

3,32 

9,70 

2,81 
21,15 

0,19 

4,83 
10,77 
19,75 
13,28 

13,10 

4,70 
10,69 
17,81 

9,58 


Prozent 

aller  Eän- 

nahmen 

63,72 
12,40 
(21,21) 
19,86 
12,56 

13,13 
61,46 

57,13 
48,92 
44,61 

25,84 
46,91 
33,65 
40,02 
67,69 
50,85 
8,77 
28,97 
79,27 
21,26 


znr  Vergleichung  mit  den  Hanptsnmmen  der  Gesamteinnahmen 


rechnungen  und  von  1897/1899   nach  den 
vorläufigen  betrugen: 

Mittlere 


1834-35 
ia36-40 
1841—45 
1846-60 
1851—55 
1856—60 
1861—65 
1866—70 
1871-75 

Im  Etatsjahr 
1876—77 
1877-78 
1878-79 
1879-80 
1880-81 
1881-82 
1882—83 
1883-84 
1884—85 
188Ö— 86 
1886—87 
1887—88 
1888—89 
1889-90 
1890-91 
1891-92 
1892—93 
1893-94 
1894-95 
1895-96 
1896—97 
1897—98 
1898-99 

1899    1900 

1900  (Etat) 

1901  (Etat) 


BevClke- 
rungs- 
ziffer 

23  635  000 
26  273  000 

28  304  000 

29  639  000 
31  286000 
33  472  000 
35  293  000 
37675000 
41053000 


42621  000 
43  228  000 
43714000 
44200000 
44685000 
44964000 
45  261 000 
45  553  000 

45  884  000 

46  262  000 

46  685  000 

47  172000 

48  133  000 

49  056  000 

49  564  000 

50  106  000 

50  584  000 

51  090000 

51  734000 

52  345  000 

53  034  000 
53  034  000 
53034000 
57  033  000 


Brutto- 
ertrag 
der 
Z6lle 
MiU.  M. 
47.544 
59,613 
75,677 
74,053 
71,508 
76,766 

74,591 

76,708 

117,850 

146,140 

115,139 
114,716 

141,864 
182,222 
196,926 
209,220 
208,257 
231,298 
235,002 
253,797 
270,364 
312,499 
379,605 
386,426 
406,455 
377,918 
364,430 
387,654 
415,393 
463,799 
472,016 

505,439 
494,095 
473,220 
478,978 


pro  Kopf 

der  Be- 

vOlkernng 

brutto 

M. 

2,0 1 

2,27 

2,67 

2,50 

2,28 

2,29 

2,11 
2,03 
2,87 

2,74 
2,66 
2,62 
3,21 
4.08 
4^38 
4,62 
4,57 
5,04 
5,08 
5,44 
5,73 
6,49 
7,74 
7,86 

8,11 
7,47 
7,13 
7,49 
7,94 
8,75 
8,75 
9,24 
8,89 


Die  beiden  nachfolgenden  Tabellen  suchen 
von  der  materiellen  Wirkung  der  Zölle  ein 
flbersichtliches  Bild  zn  geben.  Die  eine 
derselben  (die  Doppeltabelle  auf  S.  987  und 
988)  führt  die  vierzig  finanziell  wichtigsten 
Waren  mit  Zollertrag  und  Veriiältniszahien 
an,  während  die  andere  (die  zweite  auf  S. 
987)  das  Verhältnis  zwischen  dem  Zollertrag 
und  dem  Werte  der  eingefOhrten  Waren  zu 
veranschaulichen  sucht. 

3.  Die  Zollerträge  von  1890—1900  in 
Oesterreich-Ungarn,  Frankreich,  Eng- 
land, Italien,  Rnssland  und  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika.  Die  Zoll- 
eingänge  haben  sich  in  diesen  Ländern  in 
nachfolgender  Weise  entwickelt  (s.  die  zweite 
Tabelle  auf  S.  988): 

Die  hier  angegebenen  Zahlen  beziehen 
sich  auf  die  Staatshaushaltsvoran- 
schläge. Dagegen  ist  bei  England  und 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  die 
Staatsrechnung  zu  Grunde  gelegt  Die 
Zolleinnahmen  in  Frankreich  sind  abzflglidi 
der  Rückvergütungen.  Wiedererstattungen 
und  Rückzahlungen  zu  verstehen.  Ebenso 
sind  hier  die  Zuckerzölle  nicht  in  Ansats 
genommen.  Auch  bei  England  sind  die 
Kflckverccütungen  und  Prämien  abgerechnet 
Die  Veränderungen  der  Zollerträge  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  zeigen  zu- 
gleich die  Schwingungen  der  Handelspolitik, 
namentlich  auch  die  Wandlungen  der  Schutz- 
zollbewegimg. Von  1886 — 1890  sind  in  den 
Zollziffem  auch  die  Posteinnahmen  unterge- 
bracht während  sie  von  1892  ab  gesondert 
aufgeführt  werden.  Die  ZoUbeträge  stehen 
jetzt  selbständig.  Die  Zahlen  sind  überall 
Bruttoerträge,  mit  Ausnahme  von  Oesterreich- 
Ungarn,  wo  die  Nettoerträge  mitgeteilt  sind. 
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987 


Zollertrag  (Hill.  M.). 


1884 

1892 

1897 

1899 

23,816 

103,688 

134,861 

128,420 

28,332 

51.748 

63,809 

67,605 

44,692 

48,871 

54,507 

62,564 

3,058 

12,485 

15,588 

18,884 

14,771 

17,298 

15,251 

16,095 

2,383 

9,884 

11,769 

13,324 

7,367 

5,785 

9,458 

8,936 

0,469 

5,040 

8,413 

12,519 

2,850 

4,487 

7,851 

7,826 

1,028 

2611 

5,142 

6,207 

2,182 

2,684 

4,905 

7,321 

2,938 

5,051 

4,595 

5,693 

2,9  «3 

3,802 

4,011 

3,993 

2,722 

2,157 

3,9to 

5,693 

4,203 

4,069 

3,838 

4,641 

3,037 

3,222 

3,725 

4,274 

2,410 

3,164 

3,521 

3,097 

2,880 

3,485 

3,344 

3,079 

2,137 

2,737 

3,288 

3,932 

0,285 

2,436 

3,155 

4,097 

1,384 

1,769 

2,829 

3,060 

1,547 

1,604 

2,573 

3,380 

1,50s 

2,478 

2,551 

2,744 

1,710 

1,968 

2,527 

2,550 

0,841 

2,835 

2,415 

2,497 

0,669 

1,826 

2,353 

2,656 

1,362 

1,807 

2,336 

2,693 

0,744 

1,555 

2,266 

2,233 

0,998 

1,563 

2,210 

2,456 

0,873 

1,469 

2,158 

2,744 

2,582 

1,615 

2,117 

2,255 

0,718 

1,116 

1,548 

1,938 

0,567 

0,933 

1,003 

1,216 

0,054 

1,066 

0,959 

1.854 

1,311 

0,818 

0,897 

0,853 

0,207 

0,575 

0,799 

0,668 

0,095 

0,691 

0,754 

0,842 

0,223 

0,521 

0,488 

2,263 

1,938 

4,565 

0,451 

0,351 

0,273 

0,235 

0,379 

0,442 

1900 


1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 
10. 
11. 
12. 
13. 
14. 
15. 
16. 
17. 
18. 
19. 
20. 
21. 
22. 
23. 
24. 
2ö. 
26. 
27. 
28. 
29. 
30. 
31. 
32. 
33. 
34. 
35. 
36. 
37. 
38. 
39. 
40. 


Getreide-  und  Hülsenfrlichte 

Petroletun 

Kaffee-  und  Kaffeesurrogate 

Bau-  und  Nutzholz 

Wein 

Schmalz 

Banmwollengam  und  Bsumwollwaren    .    . 

Fleisch-  und  Fleischeltrakt 

Südfrüchte 

Cacao,  roh 

Eisenwaren 

Reis 

Gewürze 

Roh-  und  Brucheisen 

Wollgarn  und  Wollenwaren 

Seidenwaren  und  Seidenzwim 

Fette  und  Oele  (ohne  SpeLseöle) 

Gesalzene  Heringe 

Mühlenfabrikate 

Oelfrttchte 

Obst,  Sämereien,  Beeren,  Sttdfruchtschalen 

Maschinen  und  Fahrzeuge 

Thee 

Leder  und  Lederwaren 

Rind-  und  Schafvieh 

Eier  von  Geflügel 

Holz-  und  Schnitzwaren 

Pferde  

Thon-  nnd  Glaswaren 

Käse 

Leinen  und  Garn  und  Waren  daraus     .    . 

Butter  und  Margarine 

Cacao,  Chokolade  etc 

Weinbeeren,  frische 

Droguen  und  Farben 

Austern  nnd  Schaltiere 

Honig , 

Speiseöle 

Schweine  und  Spanferkel 

Hopfen 


131,557 
70,913 
64,503 
19,833 
17,807 

12,540 
8,804 
8,459 
7,149 
6,572 

7,254 
5,365 
4,165 
7,408 
4,812 
3,908 
2,190 
3,045 
3,197 
3,640 
3,350 
3,716 
2,856 
2,480 
2,666 
2,793 
2,938 
2,106 
2,28  t 
2,991 
2,056 
2,608 
1,301 
1,283 
1,025 
0,712 
0,765 
2,382 
0,343 
0,389 


Ertrag  der  Zölle  im  Verhältnis  zum  Werte  der  eingeführteu  zoUptiichtigeu  Waren. 
(In  Millionen  .Alark.)  


ä 

Ueberhaupt 

Nahrungs-,  Genuss- 
mittel, Vieh 

Rohstoffe  für 
Indnstriezwecke 

Fabrikate 

<a 

CO 

I1. 

OD 

=3» 

•0 

Wert 

0  fc« 

Wert 

0  u. 

Wert 

Wert 

eo  <o 

0 

der 

ZoU- 

ü^ 

der 

Zoll- 

ü^ 

der 

ZoU- 

]^ 

der 

Zoll- 

J^ 

Ein- 

ertrag 

0  0 

Ein- 

ertrag 

0  ® 

Ein- 

ertrag 

P 
s  > 

Ein- 

ertrag 

si 

M 

fuhr 

fuhr 

fuhr 

fuhr 

2  > 

P4 

^ 

P-. 

c^ 

1889 

j 
2101,914   360,276 

17,14 

1231,682 

263,989 

21,43 

180,053 

17,853 

9,92 

690,179 

78,434 

11.36 

189Ü 

2267,024 

395,411 

17,44 

1392,189 

294,657 

21,17 

182,445 

■8,1,37 

9,94 

692.390 

82,617 

11,93 

1891 

2290,390 

394,017 

17,20    1503,023 

296,795 

19,75 

159,901 

15,282 

9,56 

627,466 

81,940 

i,^,o6 

1892 

2243,759 

393,003 

17,52 

1482,1601294,337 

I9..^6 

168,912 

14,980 

8,87 ;  591,687 

83,68614,14 

1893 

2217,900 

356,327 

16,82 

1328,404  254,139 

19,13 

169,937 

14,838 

8,73 

619,559 

87,350 

14,10 

1894 

2160,187 

390,2541  18,07 

1430,351  1289,411 

20,23 

144,217 

13,029 

9,03 

585,619 

87,814 

iS,oo 

1896 

2177-493 

409,126 

18,79 

1301,1951295,723 

22,73 

256,912 

19,416 

7,56 

619,386 

93,987 

15,17 

1896 

2336,369 

462,965 

19,81 

1390,393   339,912 

24,44 

303,989 

22,946 

7,55 

641,987 

100.107 

15,59 

189V 

2553,524 

474,897 

18,60 

1500,497   341,163 

22,74 

390,555 

27,399 

7,02 

662,472 

106,335 

16,05 

1898 

2853,988 

515,326 

18,10 

1686,320   372,477 

22,10 

466,542 

29,962 

6,40 

701,126 

112,887,16,10 

1899 

2897,694 

506,126 

17,50 

1594,244:355,836 

22,30 

513,242 

34,081 

6,10 

790,208 

116,209  14,70 

19Ü0 

2961,207 

521,113 

17,60 

1645,119 

364,764 

22,20 

481,859 

36,316 

7,50 

834,229 

120,033 

14,40 
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Zölle,  Zollwesen 


Prozent  vom  gesamten 
Zollertrag 

1884  1892  1897   1899   1900 


Anteil  pro  Kopf  der  Be- 
völkerung (Mark) 


1884  1 1892  i  1897  1 1899 


1900 


1.  Getreide  und  Hülsenfrüchte 

2.  Petroleum 

3.  Kaffee-  und  Kafieesurrogate     . 

4.  Bau-  und  Nutzholz 

5.  Wein 

6.  Schmalz 

7.  Baumwollgarn  und  BaumwoU- 

waren 

8.  Fleisch  und  Fleischextrakt  .    . 

9.  Südfrüchte 

10.  Cacao,  roh       

11.  Eisenwaren 

12.  Reis 

13.  Gewürze 

14.  Roh-  and  Brucheisen  .... 

15.  Wollgarn  und  Wollwaren    .    . 

16.  Seidenwaren  und  Seidenzwim  . 

17.  Fette  und  Oele,  ohne  Speiseöle 

18.  Gesalzene  Heringe 

19.  Mühlenfabrikate 

20.  Oelfrüchte 

21.  Obst,  Sämereien,  Beeren,  Süd- 
früchte   

22.  Maschinen  und  Fahrzeuge   .    . 

23.  Thee 

24.  Leder  und  Lederwaren    .    .    . 
2ö.  Rind-  und  Schafvieh    .... 

26.  Eier  von  Geflügel 

27.  Holz-  und  Schnitzwaren  .    .    . 

28.  Pferde 

29.  Thon-  und  Glaswaren .... 

30.  KSse 

31.  Leinen,  Garn  und  Waren  da- 
raus   

32.  Butter  und  Margarine     .    .    . 

33.  Cacao,  Chokolade 

34.  Weinbeeren,  frische     .... 
36.  Droguen  und  Farben  .... 

36.  Austern  und  Schaltiere    .    .    . 

37.  Honig 

38.  Speiseöle 

39.  Schweine  und  Spanferkel      .    . 

40.  Hopfen 


io,8o 

I2,8o 

20,20 

MO 

6,7° 
i,lo 

3,30 
0,20 
1,30 
0,50 
1,00 
1,30 
1,30 
1,20 
1,90 
«.40 1 

1,30 
1,00  I 
0,10 1 

0,60' 

0,70 

0,70 

0,80, 

0,40 

0,30 
0,60  j 
0,30 1 
0,50 
1,40, 

0,20 

0,30  i 
0,30 
0,00  I 
0,60 
0,10  I 
0,00 
0,10  I 

0,90  I 
0,10 


26,40 
13,20 
12,40 

3,20 
4,40 
2,50 

1,50 
«,3° 
1,10 
0,70 
0,70 

1,30 
1,00 

0,50 
1,00 
0,80 
0,80 
0,90 
0,70 
0,60 

0,50 
0,40 
0,60 
0,50 
0,70 
0,50 
0,50 
0,40 
0,40 
0,40 

0,40 

i  0,30 

0,20 

I  0,30 

;  0,20 

!  0,10 

0,20 

I  0|i° 

I  I|20 
I    0,10 


I 


28,40 

13,40 
11,50 

3,30 
3,20 
2,50 

2,00 
1,80 
1,70 
1,10 
1,00 
1,00 
0,80 
0,80 
0,80 
0,80 
0,70 
0,70 
0,70 
0,70 

0,60 
0,50 
0,50 
0,50 
0,50 
0,50 
0,50 
0,50 
0,50 
0,50 

0,40 
0,30 
0,20 
0,20 
0,20 
0,20 
0,20 
0,10 
0,10 
0,10 


25,40 

13.40 

12,40 

3,70 

3,20 

2,60 

1,80 
2,50 
',50 

I,20 
1,40 
1,10 
0,80 
1,10 
0,90 
0,80 
0,80 
0,60 
0,80 
0,80 

0,60 
0,70 
0,50 
0,50 
0,50 
0,50 
0,50 
0,40 
0,50 
0,50 

0,40 
0,40 
0,20 
0,40 
0.20 
0,10 
0,20 
0,40 
0,10 
0,10 


25,20 

13,60 

12,40 

3,80 

3.40 

2,40 

1,70 
1,60 
1,40 
1,30 
1,40 
1,00 
0,80 
1,40 
0,90 
0,70 
0,40 
0,60 
0,60 
0,70 

0,60 
0,70 
0,50 
0,50 
0,50 
0,50 
0,60 
0,40 
0,40 
0,60 

0,40 
0,50 
0,20 
0,20 
0,20 
0,10 
0,10 
0,50 
0,10 
0,10 


0,52 
0,62 


0,97 


2,05  2,51 
1,02  I  1,18 
0,96  I    1,01 

0,06  I  0,24  I  0,29 

0,32  I  0,34 1  0,28 

0,05     0,19  I  0,22 


0,16 
0,01 
0,06 
0,02 

0,05 

0,06 
0,06 
0,06 

0,09 

0,06 

0,05 

0,06 

0,04 

0,06 

0,03 
0,03 
0,03 
0,04 

0,02 
0,01 

0,03 

0,01 
0,02 
0,02 

0,06 
0,01 
0,01 
0,01 

0,03 

o,oo5 

0,002 
0,OO2 

0,04 

0,01 


0,11 
O,I0 

0,09 
0,05 
0,05 

0,10 

0,07 
0,04 
0,08 

0,06 
0,06 

0,07 
0,05 
0,05 

0,031 
0,03 1 
0,05! 
0,041 

0,06  i 

0,03 
0,03 
0,03 
0,03 
0,03 

0,03 

0,0a 
0,03 
0,02 

0,Q2 
0,01 
0,01 
0,01 
0,09 
0,01 


0,17 
0,15 
0,14 
0,09 
0,09 
0,08 
0,07 
0,07 
0,07 
0,07 
0,06 
0,06 
0,06 
0,06 

0,05 
0,05 
0,05 
0,05 
0,04 
0,04 
0,04 
0,04 
0,04 
0,04 

0,04 
0,03 
0,03 
0,02 
0,02 
0,01 
0,01 
0,01 
0,01 
0,01 


2,32 
1,22 
1,13 
3.41 
0,29 
0,24 

0,16 
0,32 
0,14 
0,11 

0,13 
0,09 
0,07 
0,10 
0,08 
0,07 
0,07 
0,05 
0,07 
0,07 

0,05 
0,06 
0,05 
0,04 
0,04 
0,04 
0,04 
0,04 
0,04 
0,05 

0,04 
0,03 
0,02 
0,03 
0,01 
0,01 
0,01 
0,01 
0,01 
0,01 


2,34 
1,26 

'.«4 
o,3S 
0,31 
0,23 

0,15 
0,15 
0,12 
0,11 
0,13 
0,09 
0,07 

0,13 
0,08 
0,07 
0,04 
0,05 
0,05 
0,06 

0,06 
0,06 
0,05 
0,04 
0,04 
0,05 
0,05 
0,03 
0,04 
0,05 

0,03 
0,04 
0,03 
0,03 
0,01 
0,01 
o,oi 

0,04 

0,01 
0,01 


.  Oesterreich-Ün 

»am. 

2.  Frankreich. 

3.  England. 

(Nettoeinnahme.) 

1891        80,982  Mill. 

Kr. 

1890 

384,396  Mill.  Frcs. 

1890 

30,4340  MiU.  Pfd.  St 

1893         84,566     „ 

1892 

450,141     „         , 

1892 

19,7360     „        ,     „ 

1896         98,094     „ 

n 

1895 

465,655     » 

1895 

20,1150     „        „     , 

1898       105,040     „ 

»» 

1898 

460,845     „ 

1898 

21,7980     „        ,     „ 

1899       113,414     „ 

1899 

441,492     „         „ 

1899 

20,8500     „        „     , 

1900       115,550     „ 

n 

1900 

445,148     „ 

1900 

23,8000     ,        ,     , 

4.   Italien. 

5.  Rnssland. 

6.  Vereinigte  Staaten. 

1890      276,000  Mül. 

L. 

1890 

121,474  MilL  Rubel. 

1890 

339,668  MilL  Doli. 

1892       331,000     „ 

n 

1892 

1 10,900     „          „ 

1891 

219,522     „        , 

1895      235,000     „ 

1895 

148,029     „          „ 

1893 

131,818     „.      „ 

1898      245,000     „ 

1898 

169,260     „         „ 

1896 

176,554     „ 

1899       240,000     „ 

1899 

196,600     „ 

1897 

149,575     „ 

1900       332.000     „ 

n 

1900 

217,875     „ 

1899 

206,138     „ 

LItteratnr:  itau,  Finamwütentchaft,  g^  44s  bü 
46S,  S.  £45 — i74.  —  Stein,  Finamwisiemchafi, 
Bd.  II  S,    S.   S73—407.   —    Schaffte,    Steuer- 


politik, Tübingen  1880,  S.  S68.  —  DertHhe, 
Die  Steuern,  Bd.  II  (H.  u.  L.  der  Stooftw. 
III,  g),  Leipzig  1897.  —  Boaeker,    Sftt.  IT, 
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^  98—105,  S.  401— 4SS.  —  Voeke,  Pinam- 
vrisseruchaft,  (H.  «.  L.  der  StaaUw.  III,  1).  — 
Cohn,  Finanzwistemchafl,  Stuttgart  1SS9,  S. 
495.  —  Jtieeke,  (ZcllerJ,  Schimberg  III,  1,  S. 
607.  —  Eheberg,  Finanzwueentchafl,  S.  Aufl., 
Leipzig  1898,  S.  £99 — SOfi.  —  V.  Avfaeea- 
WieHnger,  IHe  Zölle  und  Steuern  dea  deut- 
$ehen  Reich»,  5.  Aufl.,  München  und  Leipzig 
1900.  —  Beutner,  Die  Zolltarife  der  urichHg- 
tten  Länder   der  Erde,    I.   u.  II.  Bd.,   1SSS,S4. 

—  Havenstein,  Die  Zollgetetzgebung  de»  deut- 
tchen  Reich»,  Berlin  1891.  —  Hoek,  Abgaben 
und  Schulden,  Stuttgart  186S.  —  Schillerwein, 
Die  ötterreichitch-ungaritchen  ZoUge»etze,  Wien 
1S9S.  —  Egglauer,  Die  (ö»terreichiteh-unga- 
ri»che)  Zoll-  und  Staattnumopolordnung,  Wien 
1893.  —  Leroy-Beaulieu,  Traite  de  la  »cience 
de»  finanee*  t.  I,  p.  S7S — 631.  —  Ptibon, 
Draite  de»  inftactioni  du  conlentieux  et  du  ta- 
rif  de»  douane»,  Pttri»  1893  (Kommentar  de* 
Zolltarif»).  —  Hall,  Hi»tory  of  the  Cu»tom- 
Revenue  in  England,  London  189S.  —  Lehr, 
An.Zälle  imSandxB.d.Staateui.,  I.  Aufl., Bd.YI, 
S.  8X7—859.  —  Heekel,  Art.  Zölle,  Zoll- 
nieten    im  W.  d.   V.   W.  Bd.  II,    8.  938—69. 

—  V.  Aufae«s,  Art.  Zollverwaltung  in 
Solttendorff»  Rechttlexihon.  —  Wagner,  Art. 
Zölle  im  St.W.B.  von  Blunttehli  und  Brater. 

—  V.  Mayr,  Art.  Zölle  in  Stengel*  W.  d.  D. 
r.  R.  —  Pil«,  Art.  Zollreeht  im  Oe»terr. 
Slaatelexikon.  —  Endlieh  vgl.  dieArtt.  Douane* 
in  Block*  Dictionnaire  de  l'Adminittration  fran- 
faite  und  in  Say»  Dictionnaire  de  Finanee»  mit 
den  Nebenartt.:  Entrepöt»  und  Tran*it. — 
Für  die  ge*ehichtliche  Enttcickehing  und  den 
Recht»»tand  in  England  und  Frankreich: 
Wagner,  Fin.  III.  neM  Ergänxung»bändchen. 
Zahlreiche  Eimelau*führungen ,  Aufsätze  und 
Materialien  finden  »ich  in  Schanz'  «Finanz- 
archiva,  im  t>Deut»chen  Handelearchivm  (Berlin), 
im  ytZoUkompat»«  (Wien)  und  endlich  in  den 
(unperiodiichen)  Veröffentlichungen  der  hinter- 
nationalen  Vereinigung  zur  Veröffentlichung  von 
Zolltarifen  in  BrO»»el«,  welche  durch  eine  Zwi- 
lchen 5i  Staaten  abge»chlo*»ene  Uebereinkunft  am 
5.  VII.  1890  begründet  wurde.  Da»  von  ihr 
herautgegebene,  in  5  Sprachen  ericheinende  Bul- 
letin international  de»  Douane*  hat  In»  1901  40 
Bände  publiziert. 

Max  von  Heekel. 


Zollverein. 

1.  Bestrebungen  früherer  Zeiten.  2.  Das 
Zollgesetz  von  1818.  3.  Die  süddentsciie  Agita- 
tion für  eine  deutsche  Handelseinheit.  4.  Die 
ZoUanschluBsverträge.  5.  Die  drei  Krisen  des 
Z.  ß.  Die  Organisation  und  Tarifpolitik  des 
Z.    7.  Schluss. 

1.  Bestrebungen  fräherer  Zeiten.  Das 

mittelalterliche  Deutschland  stellte  kein  ein- 
heitliches Zollgebiet  dar.  Es  war  der  Königs- 
gewalt nicht  gelungen,  dem  auf  römisch- 
rechtlicher Grundls^  aufgebauten  Recht 
eines  kaiserlichen  Oberzollregals  seit  den 
ersten   Jahrzehnten    des    12.    Jahrhunderts 


allenthalben  zti  unbestrittener  Anerkennung 
zu  verhelfen  und  dadurch  einer  Centrali- 
sation  des  deutschen  Zollwesens  die  Pfade 
zu  ebnen.  Eine  solche  Möglichkeit  war  voll- 
ständig in  unabsehbare  Feme  gerückt,  seit- 
dem, entsprungen  aus  einem  Aggregat  guts- 
herriicher  und  wahrer  Amtsrechte,  das  In- 
stitut der  Landeshoheit  sich  aus  der  Zer- 
setzung des  karolingischen  Staates  heraus 
entwickelt  hatte  und  in  den  staatlichen 
Territorien  des  ausgehenden  Mittelalters  die 
politische  Gewalt  entsprechend  dem  Vorgehen 
des  Königtums  in  der  Form  des  PriTatrechts 
ausübte.  Die  Zölle  waren  aus  einer  Vei^ 
kehrsstOtze,  wie  sie  die  altgermanische 
RechtsanschauuDg  auffasste,  landesherrliche 
Finanzquelle  geworden. 

Erst  in  der  Eeformationszeit  tauchte  der 
Gedanke  auf,  das  Reich  zu  einem  einheit- 
lichen Zollgebiet  umzuwandeln.  Im  Schosse 
des  Reichsregimentes  erwachsen,  gewann  er 
auf  dem  Nürnberger  Reichstage  des  Jahres 
1522/23  greifbare  Gestalt  Das  Reich  sollte 
von  einer  Zollgrenze  umschlossen  werden, 
woselbst  ein  Zoll  von  allen  Export-  und 
Importartikeln  in  der  Höhe  von  4*/o  des 
Einkaufspreises  der  Waren  gezahlt  werden 
sollte.  Dabei  wollte  man  aber  eine  Aus- 
nahme insofern  zulassen,  als  die  unbedingt 
notwendigen  Lebensbedürfnisse  (Getreide, 
Leder,  Wein  und  Bier,  Zug-  und  Schlacht- 
vieh) unbesteuert  bleiben  durften  (Ordnung 
ains  gemainen  Reichs  ZoUs  jn  Ratschlag  ver- 
fast.    Frankfurter  Reichstagsakten,  Bd.  38). 

Diese  centralistische  Massregei,  eine  ge- 
wisse Parteinahme  zu  Gunsten  der  kleineren 
Wii-tschaften  und  der  Reichsritterschaft  gegen 
das  städtische  G^rosskapital  darstellend,  schei- 
terte am  Widerstände  der  Städte.  Dieselben 
Kreise,  aus  deren  Mitte  einst  der  rheinische 
Bund  1254  hervoi^egaugen  war,  wussten 
jetzt  Karl  V.  zur  Zurücknahme  seiner  be- 
reits gewährten  Zustimmung  zu  bew^n. 
Die  Scluiffung  eines  einheitlichen  Zoll- 
gebietes aus  dem  Deutschen  Reiche  war 
ziun  zweiten  Male  misslnngen.  Erst  in 
unserem  Jahrhundert  hat  Preussen  das 
schwierige  Werk  unternommen  und  zur 
Diuxihführung  gebracht. 

2.  Das  ZoUgesetz  von  1818.  Seit  dem 
Jahre  1816  verfolgte  die  prenssische  Re- 
gierung das  Ziel,  nach  der  Erschütterung 
des  Staatshaushaltes  zugleich  die  Auswüchse 
des  alten  Accisewesens  zu  beseitigen  imd 
eine  Einheitlichkeit  der  Tarifierung  in  den 
allen  und  neuen  Provinzen  herzustellen. 
König  Friedrich  Wilhelm  III.  erteilte  am 
1.  August  1817  ohne  Rücksicht  auf  die 
Opposition  kaufmännischer  Sachverständiger, 
erfüllt  von  dem  nachwirkenden  Geiste  der 
Slein-Hardenbergschen  Epoche,  die  Geneh- 
migung, das  >Princip  der  freien  Einfuhr 
für  alle    Zukunft«    im  Auge   zu   behalten. 
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Am  26.  Mai  1818  kam  dann  das  vom  General- 
steuei-direktor  Karl  Georg  Maassen  verfasste 
neue  Gesetz  zu  stände,  »über  den  Zoll  und 
die  Verbrauchssteuer  von  ausländischen 
Waren  und  über  den  Verkehr  zwischen  den 
Provinzen  des  Staates«.  Die  Einfachheit 
und  die  Uebersichtlichkeit  des  Tarifs,  vt'ie 
sie  durch  die  Erhebung  der  Zölle  nach  dem 
Gewicht,  nicht  dem  abgestuften  Wert  der 
Waren  erreicht  wurde,  ermöglichte  die 
Kontrolle  der  1073  MeUen  langen  Zolllinie, 
die  geringe  Abgabe  von  10*/o  der  Manu- 
fakturwaren einen  Schutz  der  einheimischen 
Gewerbsamkeit,  ein  Finanzzoll  von  20  '/o  für 
die  Kolonialwaren  die  wirksame  Besteue- 
rung dieser  Produkte.  Minder  wichtige  Roh- 
stoffe unterlagen  keinem  Ausfuhrzoll,  unter- 
sagt blieb  der  Import  von  Spielkarten  und 
Salz,  beim  Transitverkehr  wurde  nur  der 
allgemeine  Eingangszoll  (zumeist  Va  Thaler 
pro  Centner)  und  der  etwaige  Ausfuhrzoll 
erhoben.  Eine  Erwiderung  von  Zollerleichte- 
rungen, deren  sich  preussische  Unterthanen 
in  anderen  Ländern  zu  erfreuen  hätten, 
wurde  in  Aussicht  gestellt :  das  Princip  der 
Gegenseitigkeit  war  von  vom  herein  zum 
Eckstein  des  Baues  einer  Handelsvertrags- 
politik gemacht. 

Zu  Neujahr  1819  trat  das  Gesetz  in 
Kraft,  welches  in  kurzer  Zeit  einen  Auf- 
schwung einzelner  westlicher  Industrie- 
städte, eine  Erhöhung  des  Umsatzes  aus- 
ländischer Waren  auf  preussischen  Märkten, 
eine  Steigerung  gewisser  Zweige  der  Kon- 
sumtion unzweifelhaft  zur  Folge  gehabt  hat. 
Der  Zollabschluss  Preussens  gegen  die 
übrigen  deutschen  Staaten  musste  natm'- 
gemäss  in  diesen  den  Wunsch  einheitlicher 
Regelung  des  deutschen  ZoUwesens  immer 
lebhafter  entfachen,  die  übergrosse  Belastung 
des  Durchfuhrhandels  aber  einen  heilsamen 
Einfluss  auf  die  Angliederung  der  deutschen 
Kleinstaaten  an  die  preussische  Handels- 
poUtik  zur  Geltung  bringen. 

3.  Die  säddentäche  Aviation  für 
eine  deutsche  Handelseinheit.  Die  ein- 
heitliche Ordnung  des  gesamten  deutschen 
Zollwesens  verfocht  der  geistvolle  Schwabe 
Friedrich  List,  der  zwar  als  Gegner  der 
antinationalen  Richtung  der  Adam  Smith- 
schen  Schule,  aber  doch  als  Anhänger  der 
unbedingten  Handelsfreiheit  im  Innern  des 
Vaterlandes  auftrat.  Er  stiftete  am  14.  April 
1819  den  Verein  deutscher  (mittel-  und  süd- 
deutscher) Kaufleute  und  Fabrikanten  und 
richtete  in  dessen  Namen  an  den  Bundestag 
eine  Eingabe,  worin  eine  Abschaffung  aller 
Binnenmauten  und  der  Erlass  eines  deut- 
schen Zollgesetzes  erfleht  wurden.  Durch 
den  Bundestagsgesandten  v.  Martens  abge- 
wiesen, entfesselte  er  an  deutschen  Höfen 
und  namentlich  in  Wien  eine  grossartige 
Agitation,    nicht   immer   klar   und   durch- 


sichtig, aber  doch  stets  zu  Gunsten  eines 
Bundeszollsystems  im  Widerspruch  gegen 
die  preussische  Etindelspolitik. 

Im  Grunde  von  gleichen  Gesichtspunkten 
aus  für  Ausgestaltung  einer  vom  Bundes- 
tage abhängigen  Zollverwaltung  verfasste  der 
klar  denkende  Badenser  Nebenius  im  Jahre 
1819  seine  berühmte  Denkschrift,  die  den 
Mitgliedern  des  badischen  Landtags  und  der 
Wiener  Ministerkonferenz  vorgelegt  wurde 
und  den  Grundsatz  vertrat:  »Kein  deutscher 
Staat,  Oesterreich  ausgenommen,  vermag 
sein  Gebiet  gegen  überwiegende  fremde 
Konkurrenz  wirksam  zu  schützen.e  Die 
praktischen  Vorschläge  der  Denkschrift  (die 
freihändlerischen  Grundzüge  des  Zolltarifs, 
der  Vorschlag  einer  Verteilung  der  Zoll- 
einnahmen nach  der  Kopfzahl  der  Bevölke- 
rung, die  Möglichkeit  einer  ZoUgemeinschaft 
nur  im  Zusammenhang  mit  gleichgearteter 
Besteuenmg  des  inneren  Konsums)  sind  im 
wesentlichen  die  gleichen,  wie  sie  bei  der 
Organisation  des  Zollvereins  befolgt  worden 
sind,  wenn  auch  auf  dessen  Entwickelung 
die  Denkschrift  ohne  jeden  erkennbaren 
Einfluss  geblieben  ist. 

4.  Die  Zollanschlu8SYerträg:e.  Der 
Grundgedanke  der  Nebeniusschen  Denk- 
schrift war  bereits  vor  deren  Bekanntwerden 
in  einer  ersten  Massregel  zu  Gunsten  der 
deutschen  Handelseinheit  in  Verwirklichung 
getreten. 

Entsprechend  seinem  Bestreben,  die  von 
seinem  Gebiet  eingeschlossenen  Enklaven 
der  übrigen  deutschen  Staaten  mit  seinem 
Zollgebiet  zu  vereinigen,  hatte  Preussen  am 
25.  Oktober  1819  mit  Schwarzbui^-Sondera- 
hausen  den  ersten  Zollanschlussvertrag  ver- 
einbart, nach  welchem  diesem  Staate  ein 
der  Kopfzahl  seiner  Bevölkerung  entsprechen- 
der Anteil  am  Reinertrag  der  Zölle  zuge- 
standen wurde. 

Aber  fast  ein  Jahrzehnt  verging,  ehe 
weitere  Schritte  auf  diesem  Wege  erfolgen 
konnten :  ein  Jahrzehnt,  erfüllt  von  An- 
griffen der  nichtpreussischeu  Publizistik,  von 
heimlichen  Machinationen  des  Wiener  Ka- 
binetts und  den  Klagen  der  eine  Mediati- 
sierung  fürchtenden  deutschen  Kleinstaaten. 

Nach  Anregung  eines  »Bundes-Douanen- 
systems«  auf  dem  Karlsbader  Kongresse 
durch  den  badischen  Minister  Berstett  ver- 
stand sich  Metternich  freilich  dazu,  die 
Zollfrage  den  Beratungen  der  Wiener  Mi- 
nisterkonferenzen zu  unterbreiten.  Das  an- 
geblich im  Widerspruch  mit  Art  19  der 
Bundesakte  stehende  preussische  Zollgesetz 
wurde  daselbst  unter  allseiti^r  Entrüstung 
aufs  massloseste  angegriffen,  emeVereinigung 
von  Kleinstaaten  des  Südens  und  Westens 
in  Darmstadt  fasste  kurze  Zeit  danach  den 
Beschluss,  ihrerseits  die  Bildung  eines  Zoll- 
bundes in  die  Hand  zu  nehmen,  den  Teufel 


Digitized  by 


Google 


Zollverein 


991 


durch  Beelzebub  auszutreiben.  Aber  nichts 
Praktisches  wurde  erreicht,  wie  auch  bei 
der  Mannigfaltigkeit  der  Vorschläge  und 
Gegensätze  vorauszusehen  war.  Anhalt 
pflegte  einen  ausgiebigen  Schmuggelbandel 
und  wusste  der  preussischen  Staatskasse 
dadurch  jährlich  mehr  als  eine  halbe  Million 
Thaler  vorzuenthalteo.  Während  Württem- 
berg nach  Einführung  eines  neuen  Zoll- 
gesetzes am  28.  Juli  1824  mit  den  hohen- 
zollemschen  Fürstentümern  einen  iSollver- 
trag  abschloss,  beendigte  Baden  am  10.  Sep- 
tember des  gleichen  Jahres  den  Zollkrieg 
mit  Hessen  durch  einen  ZoUvertrag,  dem 
freilich  keine  lange  Dauer  besehieden  war. 
Auf  Verhandlungen  zwischen  Bayern  und 
Württemberg  über  einen  süddeutschen  Zoll- 
verein antworteten  Baden  und  Hessen-Darm- 
stadt mit  dem  Heidelberger  Protokoll  vom 
19.  November  1824,  worin  eine  Gemeinsam- 
keit der  Aktion  seitens  der  Kontrahenten 
und  eine  Selbständigkeit  der  einzelstaat- 
lichen  Zollverwaltung  vereinbart  wurden.  Die 
im  Februar  des  nächsten  Jahres  eröffneten 
Stuttgarter  Konferenzen  scheiterten  wie  die 
Darmstädter  Verhemdlungen.  Allein  die 
Aufnahme  abgebrochener  Verhandlungen 
führte  in  langwierigem  Gange  erst  zu  einem 
Präliminarvertrag  (12.  April  1827),  dann  am 
18.  Januar  1828  zu  einem  festen  Zollverein 
zwischen  Bayern  und  Württemberg,  auch 
hier  auf  der  Grundlage  gleichen  Stimm- 
rechtes und  selbständiger  Zollverwaltung  der 
Verbündeten. 

Diesen  Ereignissen  gegenüber  in  eigener 
Schwäche  der  Isolierung  und  dem  Druck 
seines  Mautwesens  preisgegeben,  suchte 
Hessen-Darmstadt  Zuflucht  und  Rettung  bei 
Preussen:  am  14  Februar  1828  fand  es 
Aufnahme  in  dem  preussischen  Zollsystem. 
In  dem  Vertrage  kam  der  Gnmdsatz  zur 
Anwendung,  dass  in  jedem  Lande  die  Zoll- 
verwaltung völlig  selbständig,  jedoch  gleich- 
massig  nach  preussischem  Vorbild  geführt 
werden  und  eme  Verteilung  der  ZoUerträge 
nach  Massgabe  der  Bevölkerungsziffer  be- 
wirkt werden  sollte.  Die  Dauer  des  Ver- 
trags wurde  bis  zum  31.  Dezember  1834 
ausgedehnt,  mit  einer  Verlängerung  auf 
weitere  sechs  Jahre  im  Falle  der  Xicht- 
kündigting.  Die  Verfassung  des  deutschen 
Zollvereins  war  dvirch  diese  Festsetzungen 
normiert ;  sie  «verhalten  sich  zu  den  späteren 
Zollvereinsvertrfigen  genau  so,  wie  die  Ver- 
fassung des  norddeutschen  Bundes  zu  der 
heutigen  Reichsverfeissung  sich  verhält« 
(v.  Treitschke). 

Die  gegen  den  süddeutschen  Ver- 
ein gerichtete  Tendenz  dieses  Bundes  rief 
die  Erbitterung  König  Ludwigs  von  Bayern 
hervor.  Auch  Nassaus  Beitritt  war  nicht  zu 
bewirken,  während  Dessau  und  Köthen  unter 
dem  Drucke  der  preussischen  3Iacht  dem 


preussisch-darmstädtischen  ZoUverbande  bei- 
traten, dem  nunmehr  ausser  Schwarzburg- 
Sondershausen  auch  noch  Rudolstadt,  Bem- 
burg  \md  einige  weimarische  Aemter  ange- 
hörten. 

Zu  gleicher  Zeit  drohte  der  preussischen 
Handelspolitik  eine  neue  Gefahr.  Am  24. 
September  1828  konstituierte  sich  in  Cassel 
der  mitteldeutsche  Handelsverein, 
gebildet  von  Sachsen,  Kurhessen,  Braun- 
schweig, Oldenbui^,  den  thüringischen 
Staaten,  Hannover,  Bremen  und  der  freien 
Stadt  Frankfurt  a.  M.  und  bestimmt,  den 
preussischen  Durchfuhrhandel  zu  vernichten. 

Da  reifte  in  Motz'  feiungem  Geiste  der 
kühne  Plan,  über  den  mitteldeutschen  Han- 
delsverein Idnweg  den  nordischen  ZoUbuud 
mit  dem  süddeutschen  zu  vereinigen.  Dem 
vorurteilsfreien  Stuttgarter  Buchhändler  Frei- 
herm  von  Cotta  gebührt  das  Verdienst,  die 
Pfade  geebnet  zu  haben,  so  dass  eich  am 
27.  Mai  1829  der  Abschluss  eines  Handels- 
vertrags zwischen  dem  preussisch-hessischen 
und  dem  süddeutschen  Verein  durchsetzen 
liess.  Beide  Bünde  garantierten  einander 
gegenseitige  ZoUfreiheit  bis  zum  Jahre  1841  für 
alle  Produkte  des  Innenlandes,  für  einzelne 
Fabrikwaren  eine  Zollermässig^g  um  25  "/o 
und  eine  allmähliche  Anpassung  der  beider- 
seitigen Zollsysteme.  Indem  es  dann  weiter- 
hin Motz  geläng,  mit  Meiningen  und  Gotha 
am  3.  Jidi  1829  Vereinbarungen  Ober  den 
Bau  neuer,  dem  Transitverkehr  freigegebener 
Strassen  von  Langensalza  über  Gk)tha  nach 
Zella  und  weiter  über  Meiningen  nach  Würz- 
bui^  und  über  Suhl,  Hildburghausen,  Lich- 
ten fels  nach  Bamberg  zu  stände  zu  brin^n, 
erlangte  der  preussisch-bayerische  Prähmi- 
narvertrag  erst  praktische  Bedeutung,  das 
Schicksal  des  mitteldeutschen  Vereins  war 
besiegelt  Da  war  es  denn  nur  eine  not- 
wendige Folge  dieser  Ereignisse,  als  Kur- 
hessen am  25.  August  1831  dem  nördlichen 
Verbände  beitrat  und  dadurch  wieder  Vor- 
teile aus  dem  Durchzugshandel  zu  ziehen 
begann,  der  sich  vordem  der  neuen  thü- 
ringischen Strasse  zugewandt  hatte.  Das 
eine  Ziel  praktischer  Politik  in  Preussen 
war  erreicht,  die  Zersetzung  des  mittel- 
deutschen Vereins.  Nun  galt  es  noch,  die 
im  Provisorium  von  1829  garantierte  An- 
Missung  der  süddeutschen  und  preussischen 
Zollsysteme  zur  endgiltigen  Vereinigung  zu 
ftihren. 

Die  hauptsächlichsten  Schwierigkeiten 
bereitete  diesem  Unternehmen  Baden.  Alte 
Gebietsstreitigkeiten  mit  Bayern,  die  es 
schon  1824  als  Antwort  auf  die  Unterhand- 
lungen zwischen  Württemberg  imd  Bayern 
zur  Unterzeichnimg  des  Heidelberger  Proto- 
kolles  bestimmt  luitten,  b^^ndeten  eine 
Stimmung  im  Lande,  die  in  dem  Beschluss 
der   badischen    Kammern   ihren   Ausdruck 
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fand,  den  Eintritt  Badens  nur  in  einen  ge- 
samtdeutschen Verein  gut  zu  heissen.  Aber 
man  hatte  aus  den  Geschicken  des  mittel- 
deutschen Vereins  gelernt,  den  hartnäckigen 
Gegner  einfach  zu  umgehen.  Der  Antrag 
auf  völlige  Vereinigung  lief  im  Dezember 
1831  von  selten  der  bayerischen  und  württem- 
bergischen  Königskronen  ein ;  mögücherweise 
trugen  die  Ereignisse  der  französischen  Juli- 
revolution  auch  wesentlich  dazu  bei,  die 
unionistischen  Tendenzen  bei  den  südlichen 
Staaten  zu  fördern.  Allerdings  noch  manche 
ungeahnte  Hemmnisse  türmten  sich  empor, 
die  Verhandlungen  Hessen  sich  teilweise 
recht  nngönslig  an,  so  dass  im  Mai  1832 
sogar  deren  zeitweilige  Aufhebung  erfolgen 
musste.  Es  gelang  gleichwohl,  im  Januar 
1833  den  Faden  wieder  anzuknüpfen  und 
zwei  Monate  später  den  Abschluss  zu  er- 
reichen. Am  22.  März  1833  wurde  der  Ver- 
trag unterzeichnet,  wonach  der  bayerisch- 
wftrttembergische  Verband  mit  dem  preus- 
sisch-hessischen  sich  auf  acht  Jahre  vom 
1.  Januar  1834  ab  vereinigte  »in  fortge- 
setzter Fürsot^  für  die  Beförderung  der 
Freiheit  des  Handels  zwischen  ihren  Staaten 
und  hierdurch  zugleich  in  Deutschland  über- 
haupt.« 

Während  diese  Ereipiisse  zu  günsti^m 
Ziele  gediehen,  wurden  in  Berlin  Zollvereins- 
verhandlungen  mit  Sachsen  gepflogen.  Am 
80.  März  1833  schlössen  die  preussischen 
Staatsmänner  Eichhorn  und  Maassen  mit 
dem  sächsischen  Finanzminister  v.  Zeschau 
und  dem  sächsischen  Gesandten  am  Berliner 
Hofe,  Watzdorfj  einen  Zollanschlussvertrag 
nach  dem  Vorbilde  des  bayerischen,  unter 
anderen  Bestimmungen  wurde  die  Einrich- 
tung einer  Messkontierung  zu  Gunsten  des 
Leipziger  Messhandels  und  die  Minderung 
der  ZpUabgaben  vornehmlich  für  Woll-  und 
Baumwollwaren  ausbedungen.  Am  11.  Mai 
1833  trat  alsdann  der  Tags  zuvor  aus  den 
acht  kleineren  thüringischen  Staaten  ge- 
bildete »Zoll-  und  Handelsverein  der  thü- 
ringischen Staaten«  dem  Zollverbande  bei. 
Unter  dem  Namen  des  deutschen  Zoll- 
vereins begann  der  grosse  Handelsbund  in 
der  Neujahrsnacht  1834  sein  Leben ;  ein  Ge- 
biet von  18  Staaten  mit  7719  Quadratmeilen 
und  23  Millionen  Einwohnern  war  handels- 
pohtisch  geeinigt,  erfreute  sich  nahezu  aus- 
schliesslicher Verkehrsfreiheit  im  Innern 
und  eines  gleichmässigen  Tarifs  für  den 
Aussenhandel. 

Es  war  klar,  dass  es  nur  eine  Frage  der 
Zeit  sein  konnte,  wann  die  noch  fehlenden 
deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  dem 
Beispiel  der  grösseren  Folge  leisten  wollten. 
Baden  trat  am  12.  Mai  1835  bei,  das  1833 
Frankreich  gegenüber  zum  Nichteintritt  ver- 
pflichtete Nassau  am  10.  Dezember  1835 
mit  gleichem  Stimmenrecht  und  gleichem 


Anteil  an  den  Zoileinkfinften,  die  freie 
Stadt  Frankfurt  am  2.  Januar  1836,  nach- 
dem zuvor  der  zwischen  ihr  und  England 
1832  auf  zehn  Jahre  vereinbarte  »Handels- 
und  Schiffahrtsvertrag«  aufgehoben  worden 
war.  Das  Zollgebiet  war  jetzt  auf  8253 
Quadratmeilen  mit  25  Millionen  Einwohnern 
erweitert,  eine  Grenzlinie  von  1064  Meilen 
war  zu  bewachen. 

Erst  1841  und  1842  folgten  Braunschweig, 
Lippe  und  Luxembei^,  und  durch  den  Sep- 
tembervertrag des  Jahres  1851  gelang  es 
endlich,  den  von  Hannover  und  Oldenburg 
am  1.  Mai  1834  gegründeten  Steuerverein, 
der  freilich  von  Ajifang  an  in  keiner  absolut 
feindlichen  Stellung  zum  grossen  Zollverän 
sich  befand,  mit  diesem  zu  verschmelzen: 
der  Vertrag  trat  am  1.  Januar  1854  in  Kraft 
Die  Politik  der  Zollanschlussverträge,  der 
geniale  Gedanke  von  Motz,  Eichhorn  und 
Maassen,  war  zur  Vollendung  gelangt,  ein 
Werk  von  echt  nationalem  Cliarakter  war 
im  Gegensatz  und  Widerstreit  mit  dem 
deutschen  Bunde  in  die  Erscheinung  ge- 
treten. Eine  der  hauptsächlichsten  Voraus- 
setzungen für  die  politische  Einigung  des 
VatOTlandes  war  durch  die  praktische 
Nüchternheit  preussischer  Staatsmänner  ver- 
wirklicht worden. 

6.  Die  drei  Krisen  des  Z.  Die 
Zukunft  des  Handelsbundes  beruhte  auf 
einer  sorgsamen  Wahrung  seines  nationalen 
Charakters.  Die  bescheidene  internationale 
Wirksamkeit,  wie  sie  der  Verein  durch  den 
Abschluss  von  Handelsverträgen  mit  Holland, 
England,  Griechenland,  der  Türkei  und 
Belgien  in  den  Jahren  1837  bis  1844  ent- 
faltete, führte  darum  auch  zu  keiner  Er- 
schütterung seines  inneren  Lebens. 

Eine  erste  Krisis  zog  über  den  Zollverein 
herauf,  als  der  gewaltige  englische  Eisen- 
import und  die  Konkurrenzunfähigkeit  der 
deutschen  Spinnereien  gegenüber  den  eng- 
lischen auf  der  Generalkonferenz  des  Jahres 
1845  zu  der  Forderung  von  Schutzzöllen 
seitens  der  süddeutschen  Staaten  Veran- 
lassung gaben.  Die  zurückhaltende  Ab- 
lehnung des  preussischen  Staates  bewirkte 
aber  eine  vorläufige  Erhaltung  der  alten 
Tarifsätze,  die  erst  im  nächsten  Jahre  bä 
einigen  Positionen  erhöht  wurden. 

Seine  beiden  schwersten  Krisen  hatte 
jedoch  der  Zollverein  zu  bestehen,  als  sein 
specifisch  nationaler  Charakter  in  Frage  ge- 
stellt wurde. 

Gemäss  der  Bestimmung  von  §  33  der 
von  der  Frankfurter  Nationalversammlung 
vereinbarten  Reichsverfassung  verlangte 
Oesterreich  zu  wiederholten  Malen  den 
Eintritt  in  den  Zollverein,  im  Juli  1851  auf 
den  1.  Januar  1859.  Preussen  suchte  sich 
einmal  der  Süddeutschen  durch  —  aller- 
dings nicht  durchgesetzte  —  Tariferhöhungen 
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und  Hannovers  durch  den  schon  erwähnten 
Septembervertrag  zu  versichern.  Als  aber 
Preussen  die  Einladung  zu  der  Wiener  Zoll- 
konferenz abgelehnt  hatte,  traten  die  übrigen 
auf  der  Wiesbadener  Generallionferenz  ver- 
sammelten Zollvereinsstaaten  dem  Gedanken 
eines  mitteleuropäischen  Zollbundes  mit 
Oesterreich  nahe,  mussten  jedoch  ohne  Er- 
folg die  Wiener  Konferenz  verlassen.  Preussen 
kündigte  daraufhin  auf  den  1.  Januar  1854 
die  bestehenden  Verträge.  Unter  dieser 
wirtschaftlichen  Zwangsl^e  waren  die  sieben 
Staaten  (die  drei  Königreiche,  die  beiden 
Hessen,  Baden,  Nassau)  zu  einem  Ausgleich 
bereit,  dem  auch  Preussen  und  Oesterreich 
im  Hinblick  auf  die  politischen  Wandlungen 
in  Frankreich  und  Hannover  nicht  abgeneigt 
waren.  Am  19.  Februar  1853  kam  zwisclien 
Preussen  imd  Oesterreich  ein  Handelsver- 
trag zu  Stande,  dessen  Dauer  bis  zum  31. 
Dezember  186.5  bestimmt  wurde  und  in 
welchem  die  Eröffnung  von  Verhandlungen 
-Qber  eine  ZoUeinigung  nach  einem  Zeitraum 
von  sechs  Jahren  vorgesehen  war.  Das 
Princip  der  Gegenseitigkeit  kam  darin  zur 
Geltung:  in  der  Aufhebung  der  Handels- 
verbote, in  der  Festlegung  der  Zollfreiheit 
für  Rohprodukte  und  der  Zollermässigung 
für  gewerbliche  Erzeugnisse ;  einen  Triumph 
Preussens  bedeutete  die  Verpflichtung  Oester- 
reichs  zur  Einführung  des  preussischen  Zoll- 
verfahrens. Am  8.  April  wurde  zu  Berlin 
der  Zollverein  zwischen  seinen  bisherigen 
MügUedem  wiederhergestellt  »md  auf  zwölf 
Jahre  erneuert,  der  nunmehr  ein  Gebiet  von 
9046  QxiadratmeUen  mit  35  Millionen  Ein- 
wohnern umfasste. 

Die  dritte  Krisis  begann  noch  vor  der 
am  1.  Januar  1866  endigenden  dritten  Ver- 
tragsperiode, auch  diesnml  veranlasst  durch 
gewisse  internationale  Engagements  des  Zoll- 
vereins. Der  Abschluss  von  französischen 
Handelsverträgen  mit  England  und  Belgien 
und  die  Vorbereitung  solcher  mit  Italien 
und  der  Schweiz  bestimmten  Preussen  zwecks 
einer  Behauptung  des  französischen  Marktes 
mit  Ermächtigung  der  übrigen  zollbündle- 
rischea  Staaten  zur  Einleitung  von  Verhand- 
lungen mit  Frankreich.  Am29.  März  1862 
wurde  der  deutsch-französische  Handelsver- 
trag paragraphiert  und  unter  dem  lebhaften 
Protest  Oesterreichs,  welches  in  der  Meist- 
begüustigungsklausel  ein  Hemmnis  für  den 
1853  geplanten  deutsch-österreichischen  Zoll- 
vereia  erblickte,  am  2.  August  1862  von 
Preussen,  Sachsen,  Baden,  Braunschweig  und 
den  thüringischen  Staaten  unterzeidinet. 
Auch  unter  Bismarcks  Ministerium  stand 
Preussen  nicht  an,  in  der  Ablehnung  des 
Handelsvertrags  eine  Kündigung  des  Zoll- 
vereins zu  erblicken.  Der  österreichische 
Minister  des  Auswärtigen,  Graf  Rechbei^, 
wusste  aber  gleichwohl  unter  Beziehimg  auf 

HandwöTterbach  der  Stastewimenscbaften.    Zweite 


den  Handelsvertrag  von  1853  die  Eröffnung 
von  Konferenzen  zwischen  Preussen  und 
Oesterreich  durchzusetzen,  die,  in  Prag  be- 
gonnen, zum  Abschluss  des  Berliner  Ver- 
trags vom  11.  April  1865  führten.  Die 
letzte  Erneuerung  des  Zollvereinsvertrags 
in  der  alten  völkerrechtlichen  Form  am 
16.  Mai  1865  war  ebenso  sehr  eine  Folge 
dieser  Berliner  ZoUkonferenz  wie  der  gleich- 
zeitig auf  politischem  Gebiet  in  der  schles- 
wig-holsteinischen Frage  vollzogenen  Wand- 
lung. 

Durch  den  Gang  der  Kriegsereignisse 
von  1866  wurde  der  Zollverein  überflüssig. 
Mit  den  süddeutschen  Staaten  vereinbarte 
am  8.  Juli  1867  der  norddeutsche  Bund 
eine  weitere  Dauer  der  Zolleinigung  bis  zum 
Ende  des  Jahres  1877,  ein  Verhältnis,  wel- 
ches 1871  durch  die  Bestimmungen  der 
Artt  33 — 40  der  Reichsverfassung  endgiltig 
geregelt  wurde,  obwohl  danach  der  Zoll- 
verein nicht  vollständig  mit  dem  Reichs- 
gebiet sich  deckte. 

Erst  in  der  Nacht  vom  14  zum  15.  Ok- 
tober 1888  wurde  der  Zollanschluss  Ham- 
burgs und  Bremens  vollzogen,  nachdem  das 
G.  V.  31.  März  1885  bereits  den  Anschluss 
Bremens  an  den  Zollverein  imter  einem 
Reich  szuschuss  von  zwölf  Millionen  Mark 
festgelegt  hatte. 

6.  Die  Organisatioii  und  Tarifpolitik 
des  Z.  Der  Zollverein  war  ein  völker- 
rechtlicher Bund  ohne  eine  gemeinsame 
Oberleitung,  immer  nur  auf  die  be- 
stimmte Zeit  von  zwölf  Jahren  geschlossen. 
Das  Organ  des  Bundes  war  die  aus  Bevoll- 
mächtigten der  einzelnen  Mitglieder  perio- 
disch zusammentretende  Generalzollkonfe- 
renz, für  deren  Beschlüsse  kein  Majoritäts- 
princip,  sondern  einheitliche  Zustimmung 
erforderlich  war.  Die  letzte  Erneuerung  in 
der  alten  völkerrechtlichen  Form  erfolgte 
am  16.  Mai  1865.  Der  Vertrag  vom  8.  Juli 
1867  begründete  eine  neue  »üebergangs- 
organisation« :  Der  Zollbundesrat  mit  Majori- 
tätsbeschlüssen und  dem  Veto  der  Präsidial- 
macht trat  an  die  Stelle  der  GeneralzoU- 
konferenzen  mit  dem  übeium  veto  der  Einzel- 
staaten, das  aus  dem  norddeutschen  Reichs- 
tag und  einer  entsprechenden  Zahl  süd- 
deutscher Abgeordneter  bestehende  »Zoll- 
parlament« stellte  eine  eigene  parlamentarische 
Vertretung  für  die  Gesetzgebung  über  Zoll- 
wesen  und  gemeinschaftliche  indirekte 
Steuern  dar,  es  hat  vom  Jahre  1868  bis 
ziuoa  Jahre  1870  getagt.  Die  Artt.  33—40 
der  deutschen  Reichsverfassung  von  1871 
überwiesen  schliesslich  die  Gesetzgebung  in 
Zollsachen  ausschliesslich  dem  Reich. 

Die  Tarifpolitik  des  Zollvereins  war  auf- 
gebaut auf  dem  preussischen  »Zoll  und  Ver- 
brauchssteuertarifc  vom  26.  Mai  1818,  wurde 
aber  in  den  vierziger  Jahren  (1842 — 1846) 
Auflage.    VII.  63 
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im  Sinne  des  Protektionssystems  vielfach 
umgestaltet,  so  dass  öfters  Erhöhungen  der 
Schutzzölle  im  Interesse  der  Produktion  und 
Industrie  der  einzelnen  Zoll  verein  sstaaten 
stattfanden.  Der  Aufhebung  der  Transit- 
abgaben im  Jahre  1861  schlössen  sich  1865 
freihändlerische  Reformen  an,  als  auf  Grund 
der  Handelsverträge  mit  Frankreich,  Oester- 
reich,  Belgien,  Italien  und  England  deren 
Zollbestimmungen  in  dem  allgemeinen  Tarif 
zur  Geltung  gelangten.  Ueber  die  Etappen 
von  1868  und  1870  ninweg  fand  diese  Reform 
ihr  Ziel  im  Jahre  1873,  als  im  Tarif  vom 
7.  Juli  die  Beseitigung  der  Aiisfuhrzölle  und 
die  Herabminderung  der  Roheisen  zolle  zur 
Ausfahrung  kamen.  Im  ganzen  vrird  man 
sagen  können:  mit  der  einzigen  Ausnahme 
in  den  vierziger  Jahren  hat  der  deutsche 
Zollverein  in  seiner  Tarifpolitik  stets  be- 
harrlich das  Princip  befolgt,  welches  König 
Friedrich  Wilhelm  nl.  in  seiner  Karlsbader 
Kabinettsordre  vom  1.  August  1817  ^neh- 
migt  hatte,  »das  Princip  der  freien  Einfuhr 
für  aUe  Zukunft«. 

7.  Schluss.  Der  Zollverein  hatte  nach 
seiner  endgiltigen  Begründung  im  Jahre 
1834  überaus  wohlthätige  Folgen  geliabt: 
ein  Emporblühen  der  Industrie,  besonders 
in  Süddeutschland,  und  einen,  wenn  auch 
langsamen,  aber  stetigen  Aufschwung  der 
materiellen  Entwickelung  Deutschlands.  Im 
ersten  Jahrzehnt  seines  Bestandes  betrug 
der  Bevölkerungszuwachs  beinahe  fünf  Mil- 
lionen Seelen,  die  Vereinseinnahmen  stiegen 
in  den  Jahren  1850  bis  1870  von  23  auf 
40  Millionen  Thaler,  der  Ertrag  des  Ueber- 
schusses  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  be- 
trug im  Jahre  18.34  etwa  15  Silbergroschen, 
im  Jahre  1843  bereits  24  Silbergroschen. 
Am  Ende  des  ersten  Jahrzehnts  der  ZoU- 
vereinsgeschichte  war  »die  Höhe  des  Wohl- 
standes, welche  unser  Vaterland  schon  vor 
dem  dreissigjährigen  Kriege  erstiegen  hatte, 
endlich  wieder  erreicht«  (v.  Treitschke). 

Die  Verdienste  des  Zollvereins  liegen 
sodann  in  seinem  Einfluss  auf  das  Gebiet 
des  überaus  zerrütteten  und  zersplitterten 
Münz-  und  Gewichtswesens.  Die  Münz- 
konvention von  1838  legte  das  Verhältnis 
von  Thaler  zu  Gulden  fest,  der  Münzverein 
von  1857  bestimmte  als  Gewichtseinheit  das 
Zollpfund  zu  500  Gramm. 

Schliesslich  darf  nicht  unerwähnt  bleiben, 
dass  in  Gemässheit  eines  Beschlusses  der 
GeneralzoUkonferenz  jene  Leipziger  Wechsel- 
konferenz, von  Prenssen  am  31.  August  1847 
berufen,  zusammentrat,  die  am  9.  Dezember 
1847  den  Entwtu^  einer  allgemeinen  deut- 
schen Wechselordnung  vollendete. 

Mehr  noch  bedeuten  die  Wirkungen,  die 
mittelbar  der  Zollverein  auf  das  politische 
Leben  der  Nation  ausgeübt  hat.  Es  ist 
wahr,  »der  Zollverein  hielt  sogar  die  kleinen 


Staaten  lebensföhig«  (Lindner,  Gesch.  des 
deutscheu  Volkes  H,  305).  Auf  der  anderen 
Seite  hat  der  Zollverein  nach  Bismarcks 
Darstellung  vom  2.  Mai  1879  eine  zeit- 
gemässe  Ausbildung  des  indirekten  Stetier- 
wesens  in  Preussen  selber  verhindert,  bis 
erst  die  Schöpfung  des  Norddeutschen 
Bundes  die  Möglichkeit  zu  einer  wirk- 
samen Pflege  der  indirekten  Steuern  in 
Preussen  gebracht  hat.  Indessen  die 
materielle  Gemeinschaft  näherte  die  Be- 
wohner der  einzelnen  Staaten  einander  und 
bereitete  den  Boden  für  die  Empfindung, 
dass  jeder  einzelne  Staat  und  jeder  einzelne 
Bürger  eines  solchen  in  Deutschland  zuerst 
und  über  allem  dem  grossen  deutschen 
Vaterlande  angehöre,  und  schuf  somit  die 
Grundlage,  auf  der  nach  unendlichen 
Kämpfen  und  Schwierigkeiten  Preussen  das 
Ziel  seiner  deutschen  Politik  zu  erreichen 
vermochte. 

Litteratnr:  Aegidl,  Am  der  Voneil  de»  Zctt- 
Vereins,  186S.  —  V,  Aufseaa,  Die  ZöUe,  Steutm 
etc.  des  Deutschen  Reichs  (in  Hirtitt  Ann.,  S. 
Bearbeitung,  1886).  —  V.  BeUnv,  AH.  Zoll- 
verein, Wörlerb.  d.  Volktw.  II,  959 — 96t.  — 
Biedermantif  Der  Plan  einer  deutschen  Zoll- 
einheü  (Viert,  f.  Volhne.,  I88S).  —  Blenen- 
gräber,  Slalistik  des  Verkehrs  und  Verbrautht 
im  Zollverein,  1868.  —  Vltttnar,  Der  deutsche 
Zollverein,  1867, 1868  (Urkunden).  —  Emming- 
haua,  Entwickelung,  Krisis  und  Zukunft  des 
deutschen  Zollverein»,  186S.  —  Veraelbe,  Art. 
Zollverein  im  St.  W.  B.  v.  Bluntschti  und 
Brater.  —  v.  Festenberg-Paläach,  Geschichte 
de»  Zollvereina,  1869.  —  G.  Viseher,  Ueber 
da»  Wesen  etc.  eine»  Zollvereins,  in  Jahrb.  f. 
Not.  u.  Stat.  II,  VII,  Vin.  —  JPreymark, 
Die  Reform  der  preussischen  Handels-  und  ZoU- 
polilik  von  1800 — 18$1  (Conrad,  Sammlung  na- 
tionaWk.  und  stat.  Abhdlgn.  XVII).  —  Früh- 
auf,  Das  Projekt  einer  Zollunion  Oesterreieks 
mit  DeutsclUand  in  geschichtlicher  Entwickelung 
(Unsere  Zeit,  1886,  S).  —  Gebhard,  Der  Zoll- 
verein (Gebhards  Handbuch  der  deutschen  Gt- 
schichU,  II,  ig  164,  IS8,  196,  SOS).  —  Jung- 
hanns,   Der  Fortschritt  des  Zollvereins,  1S4S. 

—  C.  Krökel,  Das  preitssisch-deutsche  Zotl- 
iarifsystem  in  seiner  historischen  Entxrickelttng 
seü  1818  (Jahrb.  f.  Not.  «.  Stat.  N.  F.  1881).  — 
LevU,  Handel  (Schönberg  11,  1886,  786-787). 

—  lAnAner,  Geschichte  des  deutschen  Volkes 
II,  287,  SOS  f.,  Sie/.,  SSO.  —  ütamroth,  Die 
Entwickelung  der  österreichisch-deutscAen  Han- 
delsbeziehungen, 1887.  —  MatleHovits,  Die 
Zollpolitik  der  österreichisch-ungarischen  Mo- 
narchie von  1850  bis  zur  Gegentrart,  1877.  — 
O.  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsreehls, 
§  58.  —  SebenUt«,  Der  deutsche  Zollverein, 
18S5.  —  V,  Kanke,  DetUsche  Geschichte  im 
Zeitalter  der  Reformation,  II,  Sl.  —  SoltoMcy, 
Der  deutsche  Zollverein,  1861.  —  Boteher, 
Zur  Gründungsgeschichte   de»  Zollvereins,    1870. 

—  B.  Sehröder,  Lehrbuch  der  deutschen 
Rechlsgeschiehte,  S.  815—817.  —  Seelig,  Schles- 
wig-Holstein und  der  Zollverein,  1865.  —  Som- 
merlad,   Die  RlieimHUe  im  Mittelalter,   1894. 
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—  Derselbe,  Art.  Binnenzölle  im  Hand- 
viirterbuch  der  SUuUiwUtejuchafUn  II*,  89S  bit 
ÄP9.  —  Derselbe,  Die  »oziale  Wirktamkeit  der 
HohentoUiTn,  1899.  (Dit  Begründung  der  deut- 
sehen Zolleinheit,  S.  75 — 86.)  —  V.  Sybel,  Die 
Begründung  de»  Deutschen  Reichet  durch  Wil- 
helm I.  Bd.  III,  S94ff.  —  V.  Treltsehke,  Die 
Anfänge  de*  deutschen  Zollvereins  (Preussische 
Jahrbücher,  Bd.  30).  —  Derselbe,  Deutsche 
Geschichte  im  19.  Jahrhundert,  passim.  —  v. 
Viebahn,  StcUistik  des  soUvereinten  und  nörd- 
lichen DeuUchlands,  18S8—1S68.  —  W.  Weber, 
Der  deutsche  Zollverein,  187t. 

Theo  Sommerlad, 


Zackerindnstrie  und  Znckerstener. 

I.  Geschichte  der  Znckerindnstrie. 
A.  Kohrzncker.  B.  Rttbenzncker.  II.  Die 
Bestenernn^  des  Znckers.  A.  Theo- 
retische Betrachtung  der  verschie- 
denen Steuerformen.  1.  Die  B^hmaterial- 
steuer.  2.  Die  Panschalsteuer.  3.  Die  Saft- 
steuer. 4.  Die  Fabrikatstener  und  Verbrauchs- 
abzabe.  B.  Die  Znckerstener  in  den  ein- 
zelnen Ländern.  1.  Deutschland.  2.  Frank- 
reich. 3.  Oesterreich-Üngam.  4.  Russland.  6.  Bel- 
fien.  6.  Holland.  7.  Andere  Länder.  C.  Schlnss- 
etrachtnng. 

I.  Geschichte  der  Zuckerindnstrie. 
A.  Bohxzucker. 

Der  Zucker,  eines  der  wichtigsten  Ge- 
nussmittel der  heutigen  Kulturvölker,  für 
manche  bereits  ein  bedeutsames  Nahrungs- 
mittel, wird  im  Gxossbetriebe  hauptsächlich 
ans  Zuckerrohr,  Eunkelrflben  und  dem 
Stärkemehl  der  Kartoffeln  und  einiger  Ge- 
treidearten gewonnen.  Der  Stärkezucker,  iu 
Deutschland  aus  Kartoffeln,  in  Nordamerika 
in  grösserem  Umfange  aus  Mais  hergestellt, 
hat  aber  ebensowenig  wie  der  Ahomzucker 
der  Vereinigten  Staaten,  der  Palmzucker 
Indiens,  der  Soi^humzncker  Chinas  und  alle 
sonstigen  Zuckerarten  eine  grössere  volks- 
wirtschaftliche Bedeutung.  RQbenzucker  imd 
Eohrzucker  sind  es,  die  heute  den  Welt- 
markt beherrschen  und  die  als  Gegenstände 
besonderer  Besteuerung  die  Aufmerksamkeit 
des  Finanzpolitikers  auf  sich  ziehen. 

Der  Rohrzucker  ist  von  den  beiden  Ri- 
vjden  bekanntlich  der  weitaus  älteste.  Schon 
seit  Jahrtausenden  kennt  und  benutzt  man 
den  süssen  Saft  des  saccharum  officinarum. 
In  Ostindien,  wo  die  Wiege  der  Menschheit 
gestanden,  ist  auch  die  Heimat  des  Zucker- 
rohres. In  den  sumpfigen  Niederungen  des 
Ganges  gedeiht  es  mit  besonderer  Ueppig- 
keit,  und  die  Völker  Bengalens  haben  schon 
viele  Jahrhunderte  vor  christlicher  Zeit- 
rechnung das  Rohr  und  seinen  Saft  genossen. 
Eine  eigentliche  Verarbeitung  des  Zucker- 
saftes zu  hartem  Zucker  scheint  jedoch  erst 
300—600  Jahre  nach  Christi  stattgefunden 


zu  haben.  China  und  Persien  wurden  früh- 
zeitig neben  Ostindien  Pflanzstätten  des 
Rohres,  und  an  den  Ufern  des  Euphrat  und 
Tigris  gewann  die  Bearbeitung  feinerer 
Zuckersorten  bald  grössere  Ausdehnung. 
Hier  lernten  die  Araber  nach  der  Eroberung 
Mesopotamiens  den  Zucker  kennen,  und  da 
mit  ihrer  Vorliebe  für  vegetabilische  Kost 
physiologisch  auch  die  Sucht  nach  Ver- 
sflssung  der  Speisen  verbunden  ist,  so  war 
es  erklärlich,  dass  sie  fiberall,  wohin  sie 
erobernd  ihren  Fuss  auf  subtropisches  Land 
setzten,  auch  die  Stecklin)^  des  Rohres 
pflanzten,  Zuckersiedereien  ins  Leben  riefen 
und  den  Zuckerverbrauch  schnell  verall- 
gemeinerten. 

Die  persischen  SQdprovinzen  wm-den  unter 
ihrer  Pflege  bald  die  Heimstätte  einer 
blühenden  Zuckerindnstrie,  deren  Erzeugnisse 
die  Seefahrer  von  Siräf  weithin  verbreiteten ; 
wo  heute  trostlose  Wüste  vorherrscht,  sam- 
melte man  damals  das  Wasser  der  Küsten- 
flüsse, bewässerte  das  Land  und  schuf  mit 
Hilfe  des  Zuckerrohres  üppigen  Wohlstand. 
In  Aegypten,  dem  klassischen  Lande  der 
Alchemie  und  Chemie,  dem  die  Araber  früh- 
zeitig die  neue  Zuckerpflanze  gebracht,  ward 
die  Zuckerfabrikation  bald  zu  besonderer 
Vollkommenheit  ausgebildet.  Scheiden  der 
Säfte  mit  Alkalien,  Kochen  auf  Korn,  Kandis- 
fabrikation etc.  scheinen  zuerst  im  NUlande 
erfunden  und  verbreitet  zu  sein,  und  von 
hier  aus  brachte  der  Handel  die  feinsten 
Marken  auf  die  westlichen  Märkte.  Mit  den 
Arabern  vollendete  aber  das  Zuckerrohr 
seinen  Siegeslauf  durch  Nordafrika.  Die 
ganze  Nordkfiste  desselben  war  bald  im  Be- 
sitz der  schönsten  Plantagen,  während 
Cypem,  Sicilien,  Spanien,  Creta,  3{alta, 
Syrien  und  Marokko  bereits  vor  1000  JtJuren 
Zuckerproduzenten  von  grösster  Bedeutung 
waren  imd  es  teilweise  auch  noch  blieben, 
als  der  Islam  von  den  Christen  wieder  ver- 
drängt und  in  Spanien  imd  Sicilien  vernichtet 
wurde. 

Im  Orient,  in  Syrien,  Palästina,  Cypem 
und  Aegypten  zerstörten  später  die  vor- 
drängenden Türken  die  grossartige  Industrie, 
in  Sicilien,  Spanien,  Nordafrika  unterlag  sie 
im  Beginne  der  Neuzeit  dem  Wettbewerb 
der  billiger  und  besser  produzierenden 
Neuen  Welt.  Von  Madeira  tmd  den  Ca- 
narischen  Inseln,  die  eine  Zeit  lang  den 
Ausfall  der  orientalischen  Produktion  auf 
dem  immer  aufnahmefähigeren  europäischen 
Zuckermarkte  gedeckt  hatten,  ward  das  Rohr 
bald  nach  Neu-Spanien  verpflanzt  Schon 
1515  kam  der  erste  amerikanische  Zucker 
auf  den  spanischen  Markt,  und  mit  Riesen- 
schritten breitete  sich  die  Kultur  schnell 
Ober  San  Domingo,  Cuba,  Mexiko  und  Peru 
aus,  allenthalben  grosse  Gewinne  abwerfendj 
aber  auch   überall   hin  die  Negersklaverei 
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verbreitend.  Nach  Brasilien  brachten  die 
Portugiesen,  nach  ihren  amerikanischen  und 
ostasiatischen  Besitzungen  die  Holländer  den 
Zuckerbau.  Immer  billiger  wurden  die  Er- 
zeugnisse, immer  grösser  der  "Verbrauch,  und 
als  die  tropischen  Genussmittel  Kaffee, 
Thee  und  Cacao  sich  bei  den  alten  Kultur- 
völkern Eingang  verschafft  hatten,  trat  auch 
der  Zucker  Ende  des  18.  Jahrhunderts  aus 
den  Apotheken  heraus  auf  den  öffentlichen 
Markt  und  ward  aus  einem  Heilmittel  und 
Leckerbissen  zu  einem  allgemeinen  Genuss- 
mittel wenigstens  eines  Teils  des  Volkes. 

Seitdem  sind  die  grossen  imd  kleinen 
Antillen,  die  Flussniederungen  des  Mississippi, 
die  Küsten  von  Südamerika,  die  Inseln  der 
Südsee,  Japan,  die  Philippinen,  Yorder-  und 
Hinterindien,  die  Sunda-Inseln,  namentlich 
Java,  China  und  Australien,  Aegypten  und 
Teile  von  Südafrika  in  grossem  Massstabe 
Zuckerlieferanten  für  den  Welthandel  ge- 
blieben oder  geworden,  und  gerade  die  letzten 
Jahrzehnte  dieses  Jalirhunderts  haben  trotz 
der  rapiden  Entwickelung  der  Riibenzucker- 
industrie  einen  gewaltigen  Aufschwung  auch 
in  der  Erzeugung  des  Rohrzuckers  gebracht. 

In  einzelnen  wichtigen  Produktionsge- 
bieten, so  in  dem  grössten  von  allen,  in  Ost- 
indien, ebenso  in  China,  den  Philippinen, 
hie  und  da  in  Mexiko  und  Südamerika  ist 
man  bei  der  allereinfachsten  Weise  der 
Zackergewinnung  und  Reinigung  stehen  ge- 
blieben, quetscht  das  Rohr  in  kleinen,  durch 
menschliche  oder  tierische  Kr&fte  in  Be- 
wegung gesetzten  Mühlen  aus,  kocht  den 
Saft  in  offenen  Pfannen  ein,  lässt  den  Syrup 
abfliessen  und  begnügt  sich  damit,  durch 
oberflächliche  Reinigung  ein  wenig  wert- 
volles Rohmaterial  noch  in  derselben  Weise 
zu  gewinnen,  wie  es  schon  vor  mehr  denn 
1000  Jahren  üblich  war.  In  anderen  Kolo- 
nieen  hat  man  trotz  tropischer  Sonnenglut 
Hiesenetabüssements  mit  maschinellen  Ein- 
richtungen von  höchster  technischer  Voll- 
kommenheit geschaffen,  in  denen  geradezu 
erstaunliche  Massen  vortrefflichen  Korn- 
zuckers gewonnen  werden.  Cuba  stand 
bis  vor  klugem  in  dieser  Beziehung  wohl 
allen  anderen  Ländern  voran  und  wird, 
nachdem  die  schweren  Wunden  des  letzten 
Bürgerkrieges  vernarbt  sind,  bald  wieder  an 
der  Spitze  der  Rohrzucker  produzierenden 
Länder  stehen,  weil  es  weite,  fruchtbare 
Ebenen  mit  genügenden  Niederschlägen  in 
reicher  Ausdehnung  besitzt  und  gewaltige 
Fabriketablissements  auch  jetzt  noch  vor- 
handen sind,  die,  wenn  das  befruchtende 
Kapital  nicht  fehlt  und  Arbeitskräfte  sich  in 
genügender  Menge  finden,  bald  wieder 
grosse  Massen  von  Zucker  zu  billigem  Preise 
dem  nordamerikanischen  Markte  zuführen 
werden.  Die  günstige  Lage  der  Insel,  dem 
grössten    Zuckerverbrauchslande    so    nahe. 


sichern  ihr  einen  Vorsprung  vor  anderen 
Mitbewerbern,  zahlreiche  H^en  erleichtem 
die  Ausfuhr,  und  sollten,  wie  wohl  zu  er- 
warten steht,  zollpolitische  Vorteile  der  Insel 
seitens  des  ihm  nahestehenden  Nordamerika 
hinzukommen,  so  ist  eine  schnelle  weitere 
Ausdehnung  der  Produktion  auch  über  die 
Grenzen  der  vor  dem  Kriege  erreichten 
Höchsterzeugung  zu  erwarten.  Die  Zeit  des 
DarniederUegens  der  cubanischen  Industrie 
haben  namentlich  Java  und  Haiti  benutzt, 
um  ihre  Zuckerplantagen  gewaltig  auszu- 
dehnen und  mit  den  neuesten  und  besten 
maschinellen  Einrichtungen  auszustatten,  wo- 
bei sich  teilweise  auch  die  Diffusion  imter 
den  eigenartigen  Verhältnissen  dieser  Pro- 
duktionsstätten eingebürgert  hat.  Auch  die 
alten  Zuckerinseln  Barbados,  Trinidad,  Mar- 
tinique, Mauritius  und  R^union  haben  ebenso 
wie  das  jetzt  amerikanisch  gewordene  und 
durch  den  dortigen  ZuckerzoU  begünsti^fte 
Portorioo  zum  Teil  überaus  leistungsfJUuge 
Fabriken  aufzuweisen,  Demerara  und  Bra- 
silien desgleichen,  während  seltetverständ- 
lich  die  jüngeren  Zuckerländer  Australien, 
Aegypten  etc.  ihre  Industrie  mit  modernen 
Apparaten  ausgestattet  haben. 

Im  allgemeinen  ist  aber  auf  dem  Ge- 
biete der  Rohrzuckerfabrikation  der  Spiel- 
raum für  technische  Verbesserungen  noch 
ein  sehr  weiter  und  der  scharfe  Wett^ 
bewerb  des  Rübenzuckers  imd  der  mit 
besten  Apparaten  arbeitenden  Rohrzucker- 
fabriken wird  notwendig  auch  dort,  wo  man 
noch  nach  altem  Schlendrian  ein  reiches 
Rohmaterial  in  unverantwortlicher  Weise 
vergeudet,  zum  Grossbetriebe  und  zu  ratio- 
neller Ausnutzung  aller  technischen  Fort- 
schritte zwingen. 

An  einer  Verbesserung  des  Rohstoffes 
durch  rationelle  Züchtung  und  Kultur  des 
Zuckerrohres  wird  jetzt  an  vielen  Stelloi 
unter  Leitung  und  Mitwirkung  von  wissen- 
schaftlichen Versuchsstationen  gearbeitet ;  aber 
ein  Fortschritt  ist  auf  diesem  Gebiete  für 
die  Grosskultur  bisher  kaum  zu  konsta- 
tieren und  jedenfalls  sehr  viel  schwieriger 
zu  erreichen  als  bei  der  Rübenzucht,  die 
durch  wenige  leicht  transportabele  Samen- 
körner die  wertvollen  Eigenschaften  des 
hochgezüchteten  Materials  weiter  vererbt, 
während  grosse  Massen  von  Rohr-Stecklin- 
gen sehr  viel  schwieriger  transportiert  und 
gezüchtet  werden  können. 

Es  würde  zu  weit  führen,  hier  die  Ge- 
staltung und  Entwickelung  des  Betriebes 
dieser  Weltindustrie  durch  die  einzelnen 
Produktionsstätten  zu  verfolgen.  Der  Ver- 
fasser darf  wohl  zu  genauerer  OrientieruDg 
darüber  auf  sein  Buch:  »Zuckerindnstrie 
und  Zuckerhandel  der  Welt«  (Jena,  Fischer, 
1891)  verweisen,  wenn  auch  seit  dem  Er- 
scheinen desselben    sehr    wichtige   Aende- 
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rungen  in  vielen  Zuckerdistrikten  zu  ver- 
zeichnen sind.  Einen  allgemeinen  üeber- 
blick  über  die  Ausdehnung  der  Industrie 
giebt  die  am  Schlüsse  des  Abschnittes  an- 
gefügte Tabelle  über  das  Anwachsen  der 
Rohr-  lud  Bübenzuckerproduktion  seit  ca. 
50  Jahren. 

B.  Bübenzucker. 

Die  Rübenzuckerindustrie  ist  ein 
Kind  deutschen  Geistes  und  zählt  ihre 
Lebensdauer  erst  nach  Jahrzehnten,  hat  es 
aber  verstanden,  in  dieser  kurzen  Zeit  ihres 
Daseins  sich  zu  einem  der  kehligsten 
Faktoren  in  der  Volkswirtschaft  der  mittel- 
europäischen Staaten  emporzuschwingen  und 
mit  ihren  Erzeugnissen  heute  auf  dem 
Weltmarkte  dem  bisherigen  Alleinherrscher, 
dem  Bohrzucker,  den  Bang  abzulaufen. 

Der  Chemiker  Markgraf  war  es  bekannt- 
lich, der  bereits  1747  m  Berlin  die  bedeut- 
same Entdeckung  machte,  dass  in  den 
Bunkelrüben  ein  dem  Rohrzucker  des  sc^. 
«indischen«  Zuckers  völlig  gleicher  Stoff 
enthalten  sei.  Aber  fast  ein  halbes  Jahr- 
hundert blieb  seine  Entdeckung  ohne  prak- 
tische Resultate.  Erst  den  rastlosen  Ver- 
suchen und  Bemühungen  des  geistvollen 
Fr.  Karl  Achard  gelang  es,  die  technische 
Verwendung  der  deutschen  Erfindung  dim;h- 
zusetzen.  In  der  auf  dem  eigenen  Gute 
Cunern  in  Niederschlesien  errichteten  ersten 
Rohzuckerfabrik  Deutschlands  begann  er  in 
bescheidensten  Verhältnissen  die  Verarbei- 
tung der  gewonnenen  Zuckerrüben,  und  es 
gelang  ihm,  die  zahllosen  Schwierigkeiten, 
die  sich  dem  neuen  Unternehmen  in  tech- 
nischer und  wirtschaftlicher  Richtung  ent- 
gegenstellten, siegreich  zu  überwindeUj  so 
dass  er  im  Jahre  1809  nach  sechsjähngen 
Erfahrungen  seine  noch  heute  hochbedeut- 
same Schrift  »Die  eimjpäische  Zuckerfabri- 
kalion  aus  Runkelrüben«  (Leipzig,  bei  Hin- 
richs)  veröffentlichen  und  die  Ei-gebnisse 
seiner  Versuche  der  Kritik  unterbreiten, 
zur  Nachahmung  auffordern  konnte. 

Aber  die  Ungunst  der  Zeiten,  der  Druck 
der  französischen  Fremdherrscliaft  lähmte 
natui^mäss  die  Unternehmungslust,  hin- 
derte die  Regierungen  an  wirksamer  Pflege 
des  jungen  Keimes,  und  die  Pflanze  verdarb, 
die  wenigen  Fabriken  gingen  zu  Grunde 
und  erst  Ende  der  20er  Jahre  wai-d  in 
Deutschland  wie  in  Oesterreich  der  erneute 
und  diesmal  dauernd  erfolgreiche  Versuch 
begonnen,  eine  eigene  Rohzuckerindustrie 
za  schaffen. 

Das  damals  weltbeherrschende  Frank- 
reich hatte  unter  dem  Schutze  seines  all- 
mächtigen Kaisers  den  deutschen  Gedanken 
aufgenommen  und  eine  Reihe  von  Fabriken 
begründet,  die  unter  dem  Einfluss  der  Kon- 
tinentalsperre   eine  Zeit  lang   fröhlich   ge- 


diehen, dann  siechten,  aber  nicht  zu  Gnmde 
gingen  und  schliesslich  nach  mannigfaltigen 
technischen  Verbesserungen  sich  als  dauernd 
lebensfähig  erwiesen,  so  dass  Ende  des 
dritten  Jahrzehntes  bereits  58  Fabriken  im 
Betriebe  waren.  Auch  Bussland  hatte 
schon  zu  einer  Zeit,  ehe  Deutschland  seinen 
zweiten  Versuch  unternahm,  über  eine  statt- 
Uche  Zahl  von  Fabriken  zu  verfügen;  ab^ 
den  Franzosen  gebührt  das  Verdienst,  dass 
sie  die  deutsche  Erfindung  gross  gezogen 
und  konkurrenzfähig  gemacht  haben. 

Heute  ist  Deutschland  das  erste 
Zuckerland  der  Welt,  das  den  meisten 
Zucker  für  den  Weltmarkt  erzeugt  und  das 
sich  gleichmässig  rühmen  darf,  die  Zucht 
der  Rüben  und  die  technische  Verarbeitung 
derselben  zu  einer  bisher  nicht  erreichten 
Vollkommenheit  gebracht  zu  haben.  Aus 
den  kleinen  Zuckerkochereien,  die  wenige 
Centner  minderwertige  Rüben  in  unvoll- 
konunener  Weise  verarbeiteten,  sind 
heute  grossarlige  Fabrikanlagen  ^wor- 
den, die  bestes  Rohmaterial  in  unmer 
besserer  Weise  verarbeiten  und  Quantitäten 
von  billigem  Zucker  auf  den  Markt  bringen, 
die  es  ermöglichen,  dass  dieses  Gtenuss- 
mittel  in  immer  wachsendem  Umfange  auch 
von  den  ärmeren  Elementen  der  Bevölkerung 
verbraucht  werden  kann. 

Der  Rübenbau  ist  für  weite  Teile  Deutsch- 
lands wie  des  Auslandes  eine  Quelle  des 
Wohlstandes  geworden.  Die  sorgsame 
Pflege,  welche  die  Rübe  erforderte,  zwang 
zu  immer  intensiverer  Kultur,  und  die  Er- 
träge der  Fabriken  boten  dem  Landwirt  die 
Mittel  dazu,  tiefer  zu  pflügen  und  in  künst- 
lichen Düngemitteln  vollen  Ersatz  der  ent- 
nommenen Pflanzen  nährstoffe  dem  Boden 
zuzuführen.  Die  Massen  von  Fabrikations- 
rückständen lieferten  reichliches  Viehfutter 
und  zwangen  zur  Stallfütterung.  Beseiti- 
gung der  Brache  und  Weide,  rationelle 
Viehhaltung  und  Ackerkultur  sind  die  not- 
wendigen Begleiter  des  einziehenden  Rüben- 
baues, imd  höhere  Roherträge  an  Körnern 
und  tierischen  Erzeugnissen  sind  neben  den 
für  den  Einzelnen  wichtigen  wachsenden 
Reinerträgen  die  volkswirtschaftlichen  Seg- 
nungen der  neuen  Kultur. 

Darum  haben  die  Re^enmgen  allent- 
halben ihre  schützende  Hand  über  diese 
neu  aufkeimende  Industrie  gehalten,  und 
wo  irgend  Boden  und  Klima  geeignet  sind, 
hat  man  sie  diuvh  Schutzzölle  und  Prämien 
gross  zu  ziehen  versucht.  Je  mehr  sich  die 
Erkenntnis  Bahn  bricht,  dass  die  Zuckerrübe 
kein  Monopol  eng  begrenzter  Landstriche 
ist,  sondern  dass  sie  weit  nach  Norden  hin- 
auf und  nach  Süden  hinunter  gleichfolls  mit 
Vorteil  angebaut  werden  kann,  tun  so  mehr 
bemühen  sich  gegenwärtig  die  R^erungen 
der    verschiedensten   Länder,    dieses   nntz- 
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bringende  landwirtschaftliche  Nebengewerbe 
gross  zu  ziehen. 

Während  man  noch  vor  20  Jahren  seitens 
der  Agrikulturchemie  den  Rübenbau  in 
Nord-  und  Ostdeutschland  für  unmöglich 
hielt  und  an  ein  weiteres  Vordringen  nach 
Norden  ebenso  wenig  wie  daran  dachte, 
dass  selbst  unter  subtropischer  Sonne  neben 
dem  Zuckerrohr  die  Rübe  ihren  Platz  fin- 
den könne,  hat  die  hochgezüchtete  edle 
Zuckerrübe  eine  ganz  erstaunliche  An- 
passungsfähigkeit an  Boden  und  Klima  be- 
wiesen, die  ihr  ein  fast  unbeschränktes  An- 
baugebiet sichern.  Das  Zuckerrohr  ist  auf 
die  feuchten  Küstenniederungen  oder  die 
bewässerungsfähigen  Flussthäler  der  Tropen 
und  subtropischen  Gebiete  beschränkt, 
Trockenheit  und  Frostgefahr  setzen  seiner 
Ausdehnung  bestimmte  Grenzen ;  die  Zucker- 
rübe gedeiht  auf  den  humosen  Lehmböden 
der  Magdeburger  Börde  ■wie  in  den  Sand- 
böden der  Lünebur^^er  Heide,  sie  liefert 
lohnende  Erträge  bis  weit  nach  Norden 
hinauf  ebenso  wie  in  den  heissen,  regen- 
losen Böden  Südcaliforniens. 

Im  fernen  Sibirien  hat  man  den  Rüben- 
bau begonnen,  in  Japan  arbeiten  deutsche 
Techniker  in  neu  begründeten  Zuckerfabriken, 
in  Canada  hat  man  wiederholte  Versuche 
gemacht,  in  weiten  Teilen  Nordamerikas 
sind  sie  z.  T.  unter  Anwendung  künstlicher 
Bewässerung  gelungen.  In  Australien,  Chile 
und  Argentinien  hegt  man  immer  die  Hoff- 
nung auf  Gelingen.  Schweden  hat  in  den 
letzten  Jahren  seine  Zuckerindustrie  so  ge- 
waltig entwickelt,  dass  die  Gefahr  einer 
Ueberproduktion  vorliegt,  Spaniens  zahl- 
reich entstandene  Rübenzuckerfabriken  ver- 
mögen schon  jetzt  im  Verein  mit  seinen 
Zuckerrohr-Siedereien  das  Land  unabhängig 
von  fremder  Einfuhr  zu  machen.  Italien  hat 
in  jüngster  Zeit  in  den  Ebenen  der  Lom- 
bardei unerwartet  grosse  Fortschritte  im 
Rübenbau  gemacht  und  wird  in  kürzester 
Frist  seinen  Bedarf  selbst  decken,  Rumänien, 
Serbien,  Bulgarien  haben  erfolgreich  ver- 
sucht, die  Zuckerindustrie  bei  sich  heimisch 
zu  machen.  Selbst  in  Persien  beginnt  man 
den  Anbau  der  Rübe  und  in  Aegypten  hat 
man  erfolgreich  versucht,  neben  dem  Zucker- 
rohr im  Ueberschwemmungsgebiete  des  Nils 
Zuckerrüben  zu  bauen,  um  sie  ebenso  wie 
in  einer  spanischen  Fabrik  abwechselnd  mit 
dem  Rohr  in  denselben  Fabriken  zu  ver- 
arbeiten. 

Allenthalben  zeigt  sich  das  Streben, 
unter  staatlichem  Schutze  ein  Gewerbe  gross 
zu  ziehen,  das  für  Deutschlands,  Frank- 
reichs und  Oesterreichs  Landwirtschaft  so 
segensreich  geworden  ist,  in  Russland, 
Belgien,  Holland  und  Dänemark  nicht  min- 
der bedeutsam  für  den  allgemeinen  Volks- 
wohlstand ist  und  ein   wichtiges  Geuuss- 


mittel  liefert,  das  in  immer  weitere  Kreise 
des  Volkes  eindringt  und  hie  imd  da  be- 
reits zu  einem  Nahrungsmittel  geworden  ist 

Die  Fortschritte  in  der  Technik  des  Be- 
triebes und  in  der  Züchtung  immer  zucker- 
haltigeren Rohmaterials  genauer  zu  ver- 
folgen, ist  hier  nicht  der  Ort  Die  auf  S. 
999  folgende  Tabelle  A  mag  für  Deutschland 
den  Werdegang  der  Industrie  und  ihrer 
Leistungen  veranschaulichen. 

Die  Zahlen  sprechen  eine  beredte  Sprache 
und  bedürfen  der  erläuternden  Worte  nicht 
Es  sei  nur  noch  darauf  verwiesen,  dass  in 
erfreulicher  Weise  die  Industrie  in  Deutsch- 
land auch  räumlich  an  Ausdehnung  gewinnt 
und  nicht  mehr,  wie  noch  vor  wenig  Jahr- 
zehnten, auf  Mitteldeutschland,  Sachsen,  An- 
halt, Braunschweig  und  Schlesien  beschränkt 
ist.  Ost-  und  Westpreussen,  Posen,  Pommern, 
Mecklenburg,  Holstein,  Hannover,  Hessen 
und  Rheinland  sind  heute  wichtige  Centren 
des  Zuckerrübenbaues  geworden,  und  gerade 
in  diesen  neuen  Heimstätten  dehnt  sich  der 
Anbau  immer  mehr  aus.  Nur  das  mildere 
Klima  Süddeutschlands  scheint  dem  Ge- 
deihen der  Rüben  nicht  günstig  und  die 
eigenartigen  Besitzesverhältnisse  am  Grund 
und  Boden  hindern  ähnlich  wie  in  Süd- 
frankreich die  Ausbreitung  der  Industrie. 

Die  steigenden  Ausbeuten  zeugen  von  den 
Fortschritten  der  Technik  und  der  Leistungs- 
fähigkeit unserer  Rübenkultur,  die  durch 
wissenschaftlich  begründete  Samenzucht  ein 
unendlich  viel  wertvolleres  Rohmaterial  zu 
erzielen  verstanden  hat  Die  Ergebnisse  der 
letzten  Zeit  sind  um  so  bemerkenswerter,  als 
die  jetzige  Gesetzgebung  nicht  wie  Ausgangs 
der  80er  Jahre  die  Entzuckerung  der  Me- 
lassenbegünstigt, sondern  wachsende  Mengen 
derselben  und  damit  grosse  Quantitäten  von 
Zucker  als  Futter  in  die  Viehställe  der 
Landwirte  zurückwandern. 

Wie' sich  die  Rübenzuckerproduktion  der 
Welt  in  den  letzten  Jahren  entwickelt 
hat  und  welchen  Anteil  daran  die  haupt- 
sächlichsten Produktionsländer  nehmen,  zeigt 
die  auf  S.  1000  folgende  Tabelle  B,  deren 
jüngste  Ziffern  dem  neu  erschienenen  grossen 
Werke  von  Heliot  »le  sucre  de  betterave 
en  France«  (Paris  1900)  entnommen  sind. 

Auch  in  dieser  Tabelle  liefern  die  Zahlen 
ein  erfreuliches  Bild  für  die  Entwickelung 
der  deutschen  Industrie  im  Vergleich  zur 
Weltindustrie.  Während  Deutschland  noch 
in  den  siebziger  Jahren  mit  Oesterreich  und 
Russland  etwa  gleichwertig  war,  aber  hinter 
Frankreich  durchschnittlich  weit  zurück- 
stand, ändert  sich  das  Bild  plötzlich  in  den 
achtziger  Jahren.  Deutschland  tritt,  aüen 
anderen  weit  voraus,  an  die  Spitze  aller 
Rübenzuckerländer  und  lieferte  im  Jahre 
1884  nicht  weniger  als  42,7  '/o  der  Gesamt- 
erzeugung.   Die  aussergewöhnlich  schnelle 
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Tabelle  A. 
Entwickelung  der  Rübeuzuckerindustrie  in  Deutschland. 


Betriebsjahr 

Zahl  der 
Fabriken 

im 
Betriebe 

Verarbeitete 
Hüben 

Tonnen 

Gewonnener 
Kohzucker 

Tonnen 

Durchschnitt- 
Uche  Rttben- 
verarbeitung 
pro  Fabrik 

Zu  1  d 

Hohzucker 

erforderlich 

Rüben 

Ausbeute 
aus  den 
Ruhen 

ä  1000  kg 

ä  1000  kg 

de 

de 

0' 

« 

1836-37 

122 

25346 

1408 

2077 

17,29 

5,55 

1840—41 

145 

241486 

14205 

16654 

17,00 

5,88 

1850-51 

184 

736215 

53  349 

40011 

13,80 

7,25 

1860—61 

247 

1  467  702 

126  526 

59421 

11.60 

8,62 

1870-71 

304 

3050745 

186  418 

100681 

11,60 

8,62 

1871—72 

311 

2250918 

186441 

72377 

ia,o7 

8,28 

1872-73 

324 

3 181 550 

262  551 

98196 

12,12 

8,25 

1873-74 

337 

3  528  763 

291  040 

104711 

12,12 

8,25 

1874—75 

333 

2  756  745 

2!;6  412 

82785 

•o,75 

9,30 

1875—76 

332 

4  161  284 

358048 

125  340 

11,62 

8,60 

1876—77 

328 

3550036 

290930 

108233 

12,20 

8,19 

1877—78 

329 

4090968 

380510 

124  346    . 

io,75 

9,30 

1878-79 

324 

4  628  747 

430160 

142863 

10,76 

9,29 

1879-80 

328 

4  805  261 

415420 

146502 

",57 

8,65 

1880—81 

333 

6  322  203 

573030 

186903 

11,06 

9,04 

1881-82 

343 

6271947 

622290 

182860 

10,08 

9,92 

1882-83 

358 

8747153 

848930 

144334 

10,30 

9,7' 

1883-84 

376 

8918  130 

960610 

237184 

9,28 

10,77 

1884-85 

408 

10  402  688 

1  146  740 

254968 

9,07 

11,02 

1885-86 

399 

7070316 

838  105 

177200 

8,44 

11,85 

1886—87 

401 

8  306  652 

1  023  734 

207  148 

8,16 

12,32 

1887—88 

391 

6963960 

958868 

178081 

7,26 

13,77 

1888—89 

396 

7896183 

990890 

199651 

7,97 

12,55 

1889—90 

401 

9  822  635 

•  261  353 

244950 

7,79 

12,84 

1890-91 

406 

10623319 

1336221 

261  658 

7,95 

12,54 

1891—92 

403 

9488002 

1  198  025 

235000 

7,92 

12,62 

1892—93 

401 

9  81 1  939 

1230835 

244687 

7,97 

12,54 

1893—94 

405 

10644351 

1  366  001 

262  823 

7,79 

12,83 

1894—95 

405 

14  521  029 

1  827  973 

358568 

7,94 

12,58 

1895-96 

397 

11672810 

1  637  057 

294025 

7,13 

14,02 

1896—97 

399 

13721  601 

1  821 223 

343899 

7,53 

13,27 

1897—98 

402 

13  697  891 

1844400 

340  743 

7,43 

«3,46 

1898-99 

402 

12  150642 

I  722  429 

302  254 

7,05 

14,17 

1899-900 

399 

12439301 

1  795  478 

311761 

6,93 

14,43 

1900—01») 

395          1 

13252911 

1  970000 

335  520 

6,72 

14,86 

*)  Schätzung. 

Vermehrung  der  Produktion  hatte  aber  zu 
einer  schweren  Krisis  geführt,  und  die 
sinkenden  Preise  veranlassten  in  Deutsch- 
land einen  Stillstand  in  der  Entwickelung, 
den  sich  andere  Länder  zu  nutze  machten, 
um  ihrerseits  die  Lücke  auszufüllen,  die 
durch  die  in  Deutschland  der  Zuckerindustrie 
allseitig  gepredigte  Produktionseinschränkung 
entstanden  war.  So  ist  an  dem  Fortschritt 
in  den  nächsten  10  Jahren  Deutschland  kaum 
beteiligt,  während  alle  anderen  Länder 
schnell  ihre  Produktion  ausdehnen.  Erst 
1894.95  ^ht  die  deutsche  Industrie  wieder 
sprungweise  vorwärts,  bleibt  dann  aber  auf 
der  einmal  erreichten  Höhe  annähernd  stehen, 
während  seine  Mitbewerber  auf  dem  Welt- 
markte, namentlich  Frankreich,  ßussland, 
Belgien,  Holland  und  die  neuen  Produktions- 
länder  gerade  in  den  letzten  sechs  Jahren 
ihre  Erzeugung  in  ungewöhnlicher  Weise 


I  vermehren,  zum  Teil  mehr  als  verdoppeln. 
j  Dabei  figurieren  unter  den  »anderen  Ländern« 
I  im    letzten    Jahre    Schweden    bereits    mit 
1 111 000  Tonnen,  die  Vereinigten  Staaten  mit 
:  77  000,  Italien  mit  60000  Tonnen.   Deutsch- 
'  land  ist  dadurch  relativ  zurückgedrängt,  es 
I  liefert  im  Jahre  1900/1901  nur  noch  32,7  «/o 
I  des  gesamten  Rübenzuckers  der  Welt  gegen 
1  42,7  «/o  im  Jahre  1884/85. 
I       Von  einer  »rücksichtslosen«  Ausdehnung 
I  der  »durch  Prämien  grossgefütterten«  deut- 
I  sehen   Zuckerindustrie    kann    also   in    den 
letzten  Jahren  gewiss  nicht  die  Rede  sein, 
vielmehr  haben  andere  Länder,  wenn  von 
einer  üeberproduktion  gesprochen  wird,  in 
weit  stärkerem  Masse  dazu  beigetragen  als 
Deutschland.    Auch  der  Kolonialzucker  hat 
in  jüngster  Zeit  wieder  einen  grösseren  An- 
teil an  derVersoi^ng  des  Weltmarktes  ge- 
nommen, und  aus   der  dui-ch   die    obigen 
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Tabelle  B. 
Die  Produktion  von  Rübenzucker  in  1000  Tonnen  ä  1000  kg. 


Betriebsjahr 

Deutsch- 
land 

Frank- 
reich 

Bassland 

Oester- 
reich 

Belgien 

Nieder- 
lande 

Andere 
Länder 

Summa 

1862—53 

84 

ca.    50 

25 

30 

9 

3 

_ 

202 

1869—60 

«45 

III 

ca.  30 

84 

«7 

3 

— 

45« 

1864-66 

170 

169 

48 

110 

27 

3 

— 

529 

1869-70 

217 

289 

132 

«51 

43 

12 

— 

846 

1871—72 

186 

335 

171 

240 

94 

18 

6 

105 1 

1872-73 

262 

408 

224 

259 

99 

25 

6 

1285 

1873-74 

291 

396 

219 

278 

92 

3« 

7 

1316 

1874—75 

256 

450 

203 

268 

93 

23 

7 

1302 

1875—76 

358 

462 

247 

321 

105 

30 

7 

1532 

1876-77 

290 

243 

340 

293 

59 

22 

6 

«255 

1877—78 

380 

398 

292 

355 

81 

26 

6 

1541 

1878-79 

430 

432 

273 

396 

9i 

26 

6 

«659 

1879-80 

415 

277 

300 

439 

75 

23 

7 

1539 

1880-81 

573 

3«7 

276 

533 

89 

28 

8 

1820 

1881-82 

622 

376 

293 

453 

95 

25 

9 

1897 

1882-83 

848 

405 

317 

536 

107 

29 

10 

2255 

1883-84 

960 

454 

343 

527 

«38 

42 

«5 

2500 

1884-85 

1146 

305 

388 

676 

«15      , 

44 

20 

2697 

1885—86 

838 

296 

528 

395 

62      ; 

26 

25 

2173 

1886—87 

1015 

489 

480 

555 

118 

39 

26 

2725 

1887-88 

958 

385 

435 

408 

121 

4« 

3« 

2382 

1888—89 

990 

461 

474 

517 

124      1 

41 

26 

2437 

1889—90 

1260 

783 

444 

740 

203 

69 

32 

3523 

1890—91 

1331 

694 

544 

778 

205 

70 

35 

3666 

1891—92 

1198 

650 

550 

780 

180 

40 

43 

3437 

1892—93 

1231 

528 

455 

802 

180 

68 

52 

3372 

1893-94 

1366 

548 

647 

834 

220 

72 

108 

3795 

1894—96 

1828 

748 

*6oi 

«045 

240 

80 

157 

4699 

1895—96 

1637 

660 

7«7 

781 

220 

103 

163 

4281 

1896—97 

1821 

742 

720 

928 

280 

156 

190 

4837 

1897-98 

1844 

811 

720 

822 

234 

126 

198 

4755 

1898—99 

1722 

782 

*755 

1042 

209 

150 

167 

4827 

1899—900 

«795 

918 

898 

1098 

270 

169 

308 

5456 

1900-01 

1970 

1146 

*928 

1064 

320 

180 

432 

6040 

*)  Schätzung. 

Zahlen  gekennzeichneten  Entwickelungs- 
geschichte  dieser  ^ssartigen  Weltinduslrie 
wird  man  am  wenigsten  auf  einen  StiUstand 
derselben  für  die  Zukunft  schliessea  können. 

Wie  sich  die  beiden  grossen  Neben- 
buhler, der  ßüben-  und  der  Rohrzucker,  auf 
dem  Weltmarkt  in  die  Versorgung  des- 
selben geteilt  haben,  mögen  die  Zahlen  der 
folgenden  Tabelle  C  veranschaulichen.  Zu 
bemerken  ist  dazu  nur,  dass  die  angegebene 
Rohrzuckerproduktion  nicht  die  gesamte 
Zuckererzeugung  darstellt,  sondern  nur  die 
Mengen,  die  auf  den  Weltmarkt  hinaus- 
treten, also  z.  B.  nicht  die  ungeheueren 
Quantitäten,  die  in  Ostindien  von  den  Ein- 

feborenen  produziert,  aber  auch  an  Ort  und 
teile  konsumiert  werden.  Ebenso  ist  für 
China  und  andere  Länder  nur  das  Quantum 
in  Rechnung  gestellt,  das  in  den  auswärtigen 
Handel  übei^ht.  Auf  absolute  Zuverlässig- 
keit haben  die  Zahlen  daher  keinen  Anspruch. 


Wir  halten  uns  dabei  an  die  Schätzungen 
der  »Deutschen  Zuckerindustrie«. 

Der  Zucker  der  nordischen  Runkelrübe, 
anfangs  als  Konkurrent  kaum  beachtet,  hat 
also  das  Produkt  des  tropischen  Zucker- 
rohrs immer  mehr  auf  dem  Weltmarkte  be- 
drängt und  in  den  letzten  Jahrzehnten 
dauernd  das  Uebergewicht  erlangt  so  dass  er 
schliesslich  genau  zwei  Drittel  des  Weltbe- 
daris  zu  decken  vermag,  während  er  noch  vor 
30  Jahren  kaum  ein  Drittel  dazu  beisteuerte. 

Ob  es  dem  Rübenzucker  gelingen  wird, 
trotz  der  scheinbaren  Ueberi^enheit  des 
tropischen  Klimas  und  Bodens  auch  femer 
diese  Stelle  zu  behaupten,  hängt  von  den 
mannigfachsten  Verhältnissen  ab,  —  von  der 
technischen  Leistungsfähigkeit  des  Rüben- 
baues und  der  Rüben  Verarbeitung  ebenso 
wie  von  der  politischen  und  wirtschaftlichen 
Entwickelung  der  Kolonieen,  nicht  zum 
mindesten  aber  von  der  Gestaltung  der  Be- 
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TabeUe  C. 

1 

Zuckerproduktion  für  den  Weltmarkt  in    | 

1000  Tonnen  ä  1000  kg. 

Betriebs- 

Produktion  an 

Gesamte 
Zncker- 

r  Gesamt- 1 
uktion 
ht  der 
nzncker 

jabr 

pro- 

T3   p   «Xl 

doktion 

§-Sg 

Rüben-      Eobr- 

>■ 

zucker     zacker 

% 

1852-53 

302 

1260 

1463 

14,0 

1859—60 

451         1540    '■    179» 

25.7 

1864-65 

529    1     1466    1     1996 

26,5 

1869—70 

846 

1740        2586 

32,7 

1871-72 

105 1 

1868    1    2920 

36,0 

1872-73 

1285 

1953    i    3239 

39,7 

1873—74 

1316 

1849    1    3165 

41,6 

1874—75 

1302 

1903    1    3206 

40,6 

1875-76 

»532 

1901    i    3434 

44,6 

1876—77 

1255 

1974    ]    3829 

32,6 

1877—78 

1541 

1900        3442 

44,8 

1878-79 

1659 

2126    1    3785 

43,8 

1879-80 

1539 

1988    !    3528 
2027    1    3847 

43,6 

1880-81 

1820 

47,3 

1881—82 

1897 

2205    ■    4102 

46,2 

1882—83 

2255 

2246    ,    4501 

5**'i 

1883-84 

2500 

2430    1    4920 

50,8 

1884-85 

2697 

2594    1    5291 

5',o 

1885-86 

2173 

2590    1    4763 

45,6 

1886-87 

2725 

2630    1    5356 

50,9 

1887-88 

2383 

2625    1    5008 

47,6 

1888-89 

2437 

2453        4891 

49,8 

1889-90 

3523 

2507        6000 

58,2 

1890-91 

3666 

2860    !     6526 

S0.2 

1891—92 

3437 

3160     i     6597 

52,1 

1892-93 

3372 

2950    ,     6322 

53,3 

1893—94 

3795 

3561          7356 

51,5 

1894—95 

4699 

3570         8269 

56,8 

1895-96 

4281 

2945         7226 

59.2 

1896—97 

4837 

2477     ,     7314 

66,1 

1897—98 

4755 

2864    !    7619 

62,3 

1898—99 

4827 

2995    1    7822 

6i,7 

1899—900 

5456 

2867    1    8323 

65,5 

1900-01 

6040 

3435     1    9475 

i 

63,7 

Steuerung 

des  Zuckers  in  den  euro 

päi  sehen 

Eulturstaa 

ten.    Denn  kaimi  eine  an 

dere  In- 

dustrie  is 

t  in  ihrer  Entwickelung 

so  sehr 

wie  diese 

von  der  Art  und  Höhe 

der  auf 

ihr  lastenden  Steuer  abhängig  gevn 

!sen  \md 

zum  TeO  noch  heute  abhängig. 

IL  Di< 

)  Bestenernng  des  Znc 

kers. 

A.   Theoretische  Betrachtung  d 

ler  ver- 

scbiedenen  Steuerformen 

. 

Dass 

der  Zucker,  weil  aus  lei 

cht  ver- 

daulichen  Kohlenhydraten  bestehend 

,  grossen 

Nährwert 

besitzt  und  Überaus  srüi 

dstig  auf 

die  Muskelthätigkeit  einvnrkt,  dies< 

e  Ueber- 

Zeugung  < 

Iringt,  trotz  mancher  noc 

!i  immer 

entgegenstehender  Vorurteile,  imm 

er  mehr 

diurch.    B 

isher  wi 

rd  aber 

Zucker 

haupt- 

sächlich  wegen  seines  süssen  Ge- 
schmackes als  würzende  Beigabe  zu 
anderen,  gleichfalls  Kohlenhydrate  enthalten- 
den mehligen  Substanzen  oder  zur  Erhöhung 
des  Wohlgeschmacks  zu  einer  Reihe  von 
anregenden  und  erfrischenden  Getränken 
verwendet  Ein  eigentliches  Nahrungsmittel 
und  als  solches  in  grösseren  Mengen  direkt 
genossen  wird  er  nur  vereinzelt  in  den  tro- 
pischen Ländern  —  z.  B.  in  Venezuela  — , 
während  er  iu  den  nördlichen  Kultiu-lftndem, 
selbst  wo  sein  Verbrauch  grosse  Dimen- 
sionen angenommen  hat,  immer  noch  als 
ein  entbehrliches  Oenussmittel  be- 
trachtet wird. 

Doch  macht  der  hohe  Nährwert  des 
Zuckers  und  seine  leichte  Verdaulichkeit 
ihn  im  Gegensatz  zu  den  absolut  nahrungs- 
losen und  imverdaut  den  Körper  passieren- 
den künstlichen  Süssstoffen  als  Gewürzstoff 
ganz  besonders  geeignet. 

Aber  der  Zucker  ist  eines  von  denjenigen 
Genussmitteln,  die  im  Gegensatz  zu  den 
meisten  alkoholischen  Getränken,  zum  Tabak 
etc.,  selbst  in  grösseren  Mengen  verbraucht, 
keinen  schädlichen  Einfluss  auf  den  Organis- 
mus ausüben. 

Wenn  also  auch  eine  Besteuerung  dieses 
vielgebrauchten,  aber  immerhin  entbehr- 
lichen Genussmitlels  —  das  beweist  bei- 
spielsweise der  ganz  verschiedene  Verbraudi 
der  einzelnen  Kulturvölker  —  finanzpolitisch 
durchaus  gerechtfertigt  ist,  so  zwingen  doch 
keine  sittenpolizeilichen  Gründe,  wie  beim 
Spiritus,  zu  einer  besonders  hohen 
Belastung  des  Zuckers.  Wo  die  Finanzlage 
des  Staates  es  gestattet  und  die  Bevölkerung 
sich  an  den  Verzehr  grosser  Mengen  ge- 
wöhnt hat,  ist,  wie  es  eine  Zeit  lang  in 
England  und  Nordamerika  der  Fall 
war,  eine  Steuerfreiheit  durchaus  berechtigt ; 
ebenso  wie  andererseits  da,  wo  man  ge- 
zwungen ist,  selbst  notwendige  ünterhalts- 
inittel  zur  Steuer  heranzuziehen,  eine  starke 
Belastung  dieses  gesunden,  nahrhaften  >Ge- 
nussmittelsi  den  Forderungen  der  Gerechtig- 
keit entspricht. 

So  lange  der  Zucker  nur  unter  tropischer 
Sonne  gedieh,  war  seine  finanzielle  Nutz- 
barmachung leicht,  der  Zucker  zoll  war 
jedem  anderen  Zolle  in  seinem  Wesen  gleich, 
"eine  besondere  Zuckersteuer  gab  es 
nicht  Erst  als  der  in  Europa  heimisch  ge- 
wordene Rübenzucker  in  grösserem  Umfange 
das  fremde  Erzeugnis  verdrängte  und  die 
bisherigen  Einnahmen  aus  den  Zuckerzöllen 
verminderte,  begann  man  eine  besondere 
Besteuerung  des  Zuckers.  Dass  dieselbe  ihre 
ganz  eigenartigen,  technischen  Schwierig- 
keiten hatte,  dass  sie,  aus  Bücksicht  auf  die 
vielverheissende  junge  Industrie  im  eigenen 
Lande,  auch  volkswirtschaftlich  ganz  be- 
sondere Anpassung  an  die  gegebenen  Ver- 
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hältnisse  verlangte,  führte  dazu,  dass  man 
gerade  auf  dem  Gebiete  dieser  Steuer  zu 
mannigfachem  Wechsel  der  Systeme  und 
der  Steuersätze  kam  und  dass  der  Streit 
über  das  theoretisch  und  praktisch  rich- 
tigste System  zeitweise  mit  grosser  Heftig- 
keit entbrannte. 

Der  Zuckerzoll  wurde  mit  der  Ent- 
wickelung  der  eigenen  Erzeugung  natürlich 
aus  einem  reinen  Finanzzoll  ein  Schutzzoll 
und  ist  es  selbst  in  den  stark  exportieren- 
den Zuckerländern  bis  heute  geblieben,  ob- 
wohl er  eine  preissteigernde  Wirkung  hier 
kaum  noch  auszuüben  vermag,  da  der  Welt- 
marktspreis und  die  Steuerrückvergütung 
den  Inlandspreis  in  solchen  Ländern  be- 
stimmen und  höchstens  Frachtdifferenzen 
in  den  der  Grenze  nahegelegenen  Distrikten 
wegen  des  Zolles  zum  Preise  hinzugeschlagen 
weraen  können. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika und  neuerdings  in  einigen  englischen 
Kolonieen  hat  man  zu  dem  eigentlichen 
Zuckerzoll  noch  einen  Differentialzoll  hinzu- 
geschlagen, der  von  Zuckern  derjenigen 
Länder  erhoben  wird,  die  direkt  oder  in- 
direkt die  Ausfuhr  ihres  Produktes  prämi- 
ieren. Auch  dieser  Differentialzoll  soll  ein 
Schutzzoll  sein,  kommt  aber  als  solcher 
nur  in  beschränktem  Umfange  zur  Geltung, 
da  bei  der  grossen  Verschiedenheit  der 
Prämien  die  hochbegünstigten  Zucker  ein- 
fach vom  Import  ausgeschlossen  werden 
und  die  am  niedrigsten  prämiierten  nur 
dann  eingeführt  werden,  wenn  nicht  prämi- 
ierter Zucker  nicht  vorteilhafter  gekauft 
werden  kann. 

Jede  Besteuerung  des  einheimischen 
Zuckers  hat  als  Verzehrungssteuer  den 
Zweck,  das  im  Lande  erzeugte  und  zum 
Verbrauch  gelangende  Produkt  mit  der 
Steuer  zu  belegen.  Da  aber  der  in  den 
Rohzuckerfabriken  hergestellte  Zucker  von 
ganz  verschiedener  Güte  war  und  die 
steuertechoische  Ueberwachung  des  Betriebes 
ihre  besonderen  Schwierigkeiten  bot,  so 
suchte  man  bei  Einführung  der  Steuer  zu- 
nächst aus  leichter  kontrollierbaren  Anhalts- 
punkten die  Höhe  der  Ausbeute  zu  be- 
rechnen. Bald  sah  man  ein,  dass  man 
dadurch  der  Art  der  Verarbeitung  eine 
ganz  besondere  Richtung  gab,  dass  der 
Kampf  gegen  die  Steuervoraussetzungen 
das  Gewerbe  mächtig  vorwärts  trieb,  und 
man  behielt  z.  T.  deswegen  die  theoretisch 
weniger  vollkommenen  Steuerverfahren  bei, 
suchte  nur  mit  den  Steuersätzen  den  Fort- 
schritten der  Industrie  nachzukommen. 

So  haben  sich  die  verschiedensten 
Steuerforraen  herausgebildet.  Man  erhebt 
die  Steuer  heute 

1.  nach  dem  Gewicht  der  verarbeiteten 
Rüben, 


2.  nach    der  Leistungsfähigkeit  der    l>e- 
nutzten  Apparate, 

3.  nach  der  Dichtigkeit  des  Zuckersaftes. 

4.  nach  dem   fertigen,  zum  Inlandsver- 
brauch bestimmten  Produkt. 

1.  Die  Rohmaterialst«ner.  Die  erstere 
Form,  die  sogen.  Material- oder  Rüben- 
steuer, verlangt  eine  genaue  steueramt- 
liche Verwieguug  aller  zur  Verarbeitung 
gelangenden  Rüben,  nimmt  dann  eine  be- 
stimmte Ausbeute  an  Rohzucker  bestimmter 
Güte  daraus  an  und  belegt  demgemäss  das 
Rohmaterial  mit  einer  Steuer.  Die  bei  Ein- 
führung dieses  Modus  wichtigen  Vorteile 
waren  die  Leichtigkeit  der  Kontrolle  und 
die  absolute  Bewegungsfreiheit  des  Fabri- 
kanten. Die  Aufsicht  beschränkte  sich 
darauf,  dass  keine  anderen  als  die  amüich 
verwegenen  Rüben  in  die  Rüben-  oder 
Schnitzelmaschine  kamen,  diese  Kontrolle 
war  bei  zweckentsprechender  Anordntmg 
der  Apparate  sehr  leicht  und  ersparte  dem 
Fabri^ten  das  auch  sonst  notwendige  Er- 
mitteln des  Gewichtes  seiner  Rohmaterialien. 
Er  behielt  völlig  freie  Hand,  seinen  Betrieb 
zu  gestalten,  vrie  es  ihm  am  vorteilhaftesten 
schien.  Die  Steuer  verteuerte  ihm  sein 
Rohmaterial  schliesslich  fast  auf  das  Doppelte 
des  früheren  Preises,  sein  Streben  musste 
natürlich  darauf  gerichtet  sein,  möglichst 
an  diesem  kostbaren  Rohstoff  und  damit  an 
Steuer  zu  sparen.  So  begann  fast  not- 
wendig ein  Kampf  der  Technik  gegen  die 
Steuer,  d.  h.  wenn  das  Gesetz  voraussetzte, 
dass  11^/4  Centner  Rüben  ziu-  Herstellung 
von  einem  Centner  Zucker  notwendig  seien 
und  dementsprechend  die  Steuer  bestimmte, 
so  bemühte  man  sich,  statt  dessen  so  viel 
weniger  zu  verbrauchen  und  an  Abgaben 
zu  sparen.  Dies  Streben  ist  an  sich  vollauf 
berechtigt  und  volkswirtschaftlich  vorteil- 
haft, denn  es  führt  zu  rationellster  Aus- 
nutzung des  vorhandenen  Rohstoffes  und  zu 
möglichster  Veredelung  des  letzteren:  es 
hat  die  gewaltigen  Fortschritte  der  deut- 
schen imd  neuerdings  der  französischen 
Fabrikation  in  erster  Linie  bedingt  und  ist 
um  so  notwendiger,  je  höher  der  Schutzzoll 
und  damit  der  Anreiz,  im  alten  Schlendrian 
mühelos  grosse  Gewinne  zu  machen. 

Aber  das  Ungerechte  und  viel  Ange- 
feindete bei  dieser  Materialsteuer  liegt  darin, 
dass  sie  keine  Rücksicht  nimmt  und  nehmen 
kann  auf  die  Verschiedenheit  der  Rüben, 
wie  sie  notorisch  diu-ch  die  Verschiedenheit 
des  Bodens,  des  Klimas,  des  Wetters  und 
der  Kultur  bedingt  ist.  So  wird  derjenige 
Fabrikant,  der  unter  ungünstigen  Be- 
dingungen arbeitend  16  Centner  Rüben  ziu- 
Herstellung  von  einem  Centner  Zucker  ge- 
braucht, doppelt  soviel  Steuer  entrichten, 
als  derjenige,  der  bereits  aus  8  Centnem 
ebensoviel  fertiges  Produkt  herstellt    Wer 
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dann,  im  Besitze  ausreichender  Kapitalien, 
zugleich  imstande  ist,  die  besten  Maschinen 
aufzustellen,  wird  ebenso  diu*ch  die  Steuer 
begünstip^  im  Vergleich  zu  dem,  der  wenig 
leistungsfähige  Apparate  anwenden  muss, 
wie  der  Besitzer  besonders  guten  Roh- 
materials. 

Unter  der  Herrschaft  dieses  Steuersystems 
sind  also  die  Grossbetriebe  vor  den  Klein- 
betrieben stark  bevorzugt  und  ist  zugleich  die 
Industrie  an  die  auserwählten  Landstriche 
gebimden,  in  denen  ein  »geborener  Rüben- 
boden« möglichst  sichere,  gleichmässige 
Ernten  einer  besonders  reinen,  zuckerreichen 
Rübe  gewährt.  Der  Widerspruch  gegen 
diese  Art  der  Steuererhebung  kam  daher 
stets  aus  denjenigen  Landstrichen,  in  denen 
unter  dem  Druck  der  Steuer  die  erwünschte 
Industrie  nicht  erstehen  konnte  oder  in 
denen  die  vorhandenen  Fabriken  wegen  der 
geringeren  Gunst  von  Boden  und  Klima 
mehr  Steuer  entrichten  mussten,  als  sie 
nachher  beim  Verkauf  wieder  erhielten, 
während  die  begünstigten  Fabriken  in  der 
ersparten  Steuer  eine  oft  nicht  unbeträcht- 
liche Prämie  bekamen.  Denn  selbstverständ- 
lich konnte  der  Gesetzgeber  immer  nur  die 
mittlere,  imter  normalen  Verhältnissen 
zu  erzielende  Ausbeute,  nicht  die  ungünstigste 
zu  Grunde  legen  und  er  musste  die  Ziffer 
erhöhen,  wenn  die  Erfahrung  lehrte,  dass 
die  Fortschritte  in  der  Rübenzüchtung 
und  der  Art  der  Verarbeitung  im  Durch- 
schnitt ein  weit  grösseres  Ausbringen 
gestatteten.  Dabei  bleibt  immer  dem  einen 
ein  Verlust,  dem  anderen  ein  Gewinn. 
Dieser  Gewinn  tritt  um  so  sichtbarer  her- 
vor, je  mehr  das  Land  ziu*  Ausfuhr  seines 
Zuckers  gezwungen  wird.  Denn  da  die 
Verzehningssteuer  nur  den  inländischen 
Verbrauch  treffen  soll,  muss  dem  ausge- 
führten Produkt  die  Steuer  zurückerstattet 
werden.  Das  kann  aber  nur  geschehen  im 
Verhältnis  zu  der  gesetzlichen  Aus- 
beuteannahme, und  wjrd  diese  in  grösserem 
Umfange  überschritten,  wei-den  weniger 
Rüben  gebraucht  und  weniger  Steuern  ge- 
zahlt, so  enthält  die  Steuerrückvergütung 
eine  Ausfuhrprämie,  die  dem,  der  sie 
unter  der  Gunst  der  Verhältnisse  geniesst, 
es  ermöglicht,  im  Notfall  ohne  Schaden 
billiger  verkaufen  zu  können.  Dadiux^ 
wird  der  doppelt  geschädigt,  der  keine 
Prämie,  sondern  noch  Verlust  durch  die 
Steuer  hat  und  um  so  weniger  imstande 
ist,  billig  zu  verkaufen,  als  das  schlechtere 
Rohmaterial  ihm  ohnehin  die  Fabrikation 
verteuert. 

Die  mit  den  Fortschritten  des  Rüben- 
baues und  der  Fabrikation  sich  mehrende 
Ausfuhrprämie  wird  aber  einen  Anreiz  zu 
immer  weiterer  Ausdehnung  der  Produktion 
bieten  und  führt  notwendig  bei  steigendem 


Export  zu  immer  mehr  sinkenden  Einnahmen 
der  Staatskasse. 

All  diesen  übrigens  in  der  Praxis  sich 
zum  Teil  durch  die  Verschiedenheit  der 
Boden-  und  Pachtprei.se,  sowie  der  sonstigen 
Produktionskosten  ausbleichenden  Bedenken 
gegenüber  ist  aber  mit  Nachdruck  auf  die 
gewaltige  erziehende  Kraft  einer  solchen 
Materialsteuer  hinzuweisen,  die  um  so  mehr 
ins  Gewicht  fällt,  je  weiter  die  Industrie 
imd  der  Rübenbau  zurückgeblieben  sind. 
Noch  1882  meinte  Julius  Wolf,  dass  »die 
Einführung  der  Rübensteuer  in  irgend  einem 
Zucker  produzierenden  Lande  nicht  möglich 
wäre«.  Die  ThatsacJien  haben  ihn  wider- 
legt. Prankreich  hat  seit  1884  die  dAitsche 
Materialsteuer  eingeführt  und  seine  Industrie 
zu  neuer  Blüte  gebracht.  Das,  sowie  ein 
Blick  auf  die  Entwickelung  der  deutschen 
Industrie,  beweist  genügend,  wie  einseitig 
es  war,  wenn  die  Gegner  dieser  Steuer- 
form stets  betonten,  dass  all  die  Fort- 
schritte auf  dem  Gebiete  der  Rübenzüchtung 
und  die  Entzuckerung  derselben  nur 
»Künsteleien«  seien,  die  keinen  dauernden 
Wert  für  die  Volkswirtschaft  hätten.  Das 
Errungene  hat  sich  bewährt  und  bildet 
auch  nach  Fortfall  der  Materialsteuer  die 
Grundlage  weiteren  Fortschrittes. 

Ob  bei  einer  gewissen  Stufe  der  Ent- 
wickelung dann  ein  Verlassen  dieser  »er- 
ziehenden« Steuer  berechtigt  ist,  wollen  wir 
unten  bei  Besprechung  der  deutschen  Ver- 
hältnisse kurz  erörtern. 

2.  Die  Paaschalsteaer.  Die  zweite 
Methode  der  Besteuerung,  welche  die  Last 
nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Apparate, 
speciell  der  Saftgewinnungsapparate,  umlegt 
(Pauschalierungssteuer),  hat  einige 
Vorteile,  aber  noch  mehr  die  Nachteile  der 
Rübensteuer.  Sie  ist  leicht  umzulegen, 
leicht  zu  überwachen,  lässt  dem  Fabrikanten 
völlig  freie  Hand  in  der  Ausbildung  seines 
Betriebes,  bietet  aber,  selbst  wenn,  wie 
schliesslich  in  Oesterreich,  die  Anzahl  der 
Füllungen  der  Diffusionsbatterien  und  deren 
Rauminhalt  zu  Grunde  gelegt  wird,  noch 
weniger  sicheren  Anhalt  zur  Beurteilung 
der  wirklichen  Leistung  als  das  Verwiegen 
der  rohen  Rüben. 

Auf  die  üngleicliheit  des  Rohmaterials 
ist  auch  hier  keine  Rücksicht  zu  nehmen, 
die  Schwierigkeit,  die  Exportbonifikationen 
genau  zu  bemessen,  ist  noch  grösser,  und 
die  erzieherische  Kraft  der  Steuer  wird 
hauptsächlich  der  Technik  des  Betriebes  zu 
gute  kommen  und  diese  leicht  in  eine  ein- 
seitige, wenig  vorteilhafte  Richtung  drängen. 

3.  Di©  Saftstener.  Theoretisch  voU- 
kommener  erscheint  zunächst  die  dritte 
Form  der  Zuckersteuer,  welche  Menge  und 
Güte  des  gewonnenen  Rübensaftes  misst 
und  daraus  die  mutmassliche  Ausbeute  be- 
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rechnet.  Die  Steuer  wird  dabei  in  einem 
späteren  Stadium  der  Produktion  ermittelt, 
neben  der  Menge  des  Kohstoffee  soll  auch 
sein  Zuckergehalt  in  Rechnung  gezogen 
werden,  so  dass  aUe  Einwendungen  gegen 
die  Ungleichheit  des  Materials  hier  hinfJÜlig 
•werden  müssten,  die  schlechten  Rüben,  auf 
ungeeignetem  Boden,  unter  schlechter  Pflege 
gewachsen,  durch  die  Steuer  nicht  un- 
günstiger gestellt  sein  würden  als  die  besten. 
Aber  es  bleibt  zum  Kampf  gegen  die  Steuer- 
festsetzungen auch  hier  noch  Raum  genug 
in  der  späteren  Art  der  Verarbeitung  der 
Säfte,  und  wenn  man  zur  Feststellung  des 
Zuckergehaltes  sich  einfach  an  die  Dichtig- 
keit, an  das  speoifische  Gewicht  des  Saftes 
hält,  so  ergeben  sich  neue  Schwierigkeiten, 
da  auch  die  eine  gute  Ausbeute  verhindern- 
den »Niehtzucker«  mit  gemessen  werden 
und  somit  gleich  dichte  Säfte  keineswegs 
gleich  hohe  Zuckergewinnung  garantieren. 
Man  müsste  also  zu  einer  genauen  Po- 
larisation des  Saftes  schreiten,  um  die  Un- 
gerechtigkeit zu  vermeiden,  die  in  der  Nicht- 
berücksichtigung der  Salze  und  Niehtzucker 
liegt;  aber  zu  solchen  subtilen  Unter- 
suchungen wird  das  Gros  der  Steueraufseher 
kaum  verwendet  werden  können,  und  die 
Gefahr  einer  betrügerischen  Handhabung  ist 

fross.  Dazu  kommt,  dass  auch,  wenn  man 
ie  einfache,  in  Belgien  übliche  Form  der 
Spindelung  der  Säfte  beibehält,  die  ganze 
Betriebsstätte  einer  sehr  lästigen  Leber- 
wachung  der  Steuerbehörden  unterworfen 
und  zeitweilig  die  Fabrikation  unterbrochen 
werden  muss,  ohne  dass  hinsichtlich  gleich- 
massiger  und  gerechter  Verteilung  der  Last 
irgendwie  Besseres  erreicht  wird  als  bei 
der  Rohmaterialsteuer.  Zuckerprämien  er- 
geben sich  auch  hier  für  die  günstig  ar- 
beitenden Fabriken,  und  das  Interesse  des 
Fiskus  ist  hier  wie  bei  der  Pauschalierungs- 
steuer nicht  selten  durch  eine  Kontingen- 
tierung des  Steuersolls  zu  wahren  ver- 
sucht worden,  indem  das  Gesetz  bestimmte, 
dass  ein  vorher  festgesetzter  Betrag  unter 
allen  Umständen  für  die  Staatskasse  heraus- 
kommen müsse  und  die  Fabrikanten  pro 
rata  ihrer  Steuerzahlung  zu  Nachzahlungen 
verflichtet  seien,  wenn  durch  starken  Export 
resp.  die  Exportprämien  der  kontingentierte 
Betrag  nicht  erreicht  wurde.  Durch  solche 
nachträgliche  Steuerzahlung,  die  jede  ge- 
sunde Kostenrechnung  unmöglich  macht, 
wird  naturgemäss  die  Ungerechtigkeit  dieser 
Erhebungsformen  nicht  gemindert,  sondern 
noch  vermehrt. 

4.  Die  Fabrikatstener  und  Verbrauchs- 
abgabe. Für  den  Theoretiker  blieb  daher 
nach  Erkenntnis  all  der  besprochenen  Mängel 
und  Schwächen  der  sonstigen  Steuerformen 
die  beste  und  erstrebenswerteste  die  Fa- 
brikat Steuer.     Sie    ist    eine    wirkliche 


Konsumabgabe,  die  das  fertige,  zum  Ver- 
brauch bestimmte  Elrzeugpis  mit  einer  gleich- 
massigen  Auflage  belastet,  die  nicht  erhoben 
zu  werden  brauclit  oder  in  voller  Höhe 
mühelos  zurückerstattet  werden  kann,  wenn 
das  im  Inland  unter  Steueraufsicht  erzeugte 
Produkt  ins  Ausland  abgegeben  werden  soIL 
Vor  allem  verteilt  sie  Licht  und  Schatten 
gleichmässig  für  die  Fabrikation,  sie  giebt 
dem,  der  das  beste  Rohmaterial  mit  den 
besten  Betriebseinrichtungen  verarbeitet,  nicht 
noch  extra  Steuervorteile  und  Prämien  und 
gestattet  daher,  soweit  überhaupt  die  wirt- 
schaftlichen Vorbedingungen  für  einen  lohnen- 
den Betrieb  vorhanden  sind,  die  Errichtung 
von  Fabriken  auch  dort,  wo  nicht  bestes 
Rohmaterial  gewonnen  werden  kann,  ermög- 
licht es  auch,  mit  minder  guten  Apparaten 
die  Rüben  zu  verarbeiten.  Der  Rübenbau 
wird  also  nicht  von  wenigen  bevorzugten 
Landstrichen  monopolisiert,  und  die  Technik 
der  Fabrikation  kann  ohne  Rücksicht  auf 
mögliche  Steuervorteile  einfach  dem  allein 
erstrebenswerten  Ziele  zuarbeiten,  möglichst 
billig  zu  produzieren. 

Diese  theoretisch  nicht  zu  bestreitenden, 
möglichen  Vorteile  der  Besteuerung  des 
fertigen  Zuckers  Hessen  es  vielfach  über- 
sehen, dass  trotzdem  diese  Form  nicht  überall 
und  unter  allen  Umständen  die  einzig  em- 
pfehlenswerte ist  und  dass  es  durchaus  im 
wohlverstandenen  Interesse  der  Volkswirt- 
schaft sein  kann,  die  Einführung  dei^elben 
hinauszuschieben.  Wer  ohne  Voreinge- 
nommenheit die  Verhältnisse  prüft,  wie  sie 
sich  in  Deutschland  unter  der  Herrschaft 
der  vielgeschmähten  Materialsteuer  und  wie 
sie  sich  in  Frankreich  unter  der  Fabrikat- 
steuer herausgebildet  hatten,  der  wird  ohne 
weiteres  zugeben  müssen,  dass  Deutschlands 
Rübenbau  und  Zuckergewinnung  sich  zu 
höchster  Vollkommenheit  empoiveschwungen 
haben,  während  die  franz^ische  Industrie 
und  Rübenzucht  dem  Marasmus  verfiel,  weil 
jeder  Anreiz  zu  besseren  Leistungen  fehlte. 
Frankreich  hat  deslialb  die  theoretisch  weit 
weniger  empfehlenswerte  Rttbensteuer  1884 
eingeführt  und  es,  allerdings  auch  durch 
hohe  Steuervergünstigungen  j  verstanden, 
seine  Industrie  in  kurzer  Zeit  wieder  der 
deutschen  ebenbürtig  zu  machen. 

Ist  die  Industrie  eines  Landes  zu  hoher 
technischer  Vollkommenheit  herangebildet, 
hat  sie  erkannt,  dass  sie  den  schweren 
Kampf  auf  dem  Weltmärkte  si^reich  nur 
bestellen  kann,  wenn  sie  das  erreichbar  beste 
Material  in  technisch  voUkommenster  Weise 
verarbeitet,  so  wird  dann  ein  Aufgeben  dö- 
alten  Materialsteuer  allerdings  gerechtfertigt 
sein,  um  nicht  einzelnen  Landstrichen  un- 
berechtigte Vorteile  dauernd  zu  gewähren, 
die  nachher,  wenn  sie  in  den  Ankaufepi-eisen 
des  Grund  und  Bodens  kapitalisiert  worden 
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sind,  nicht  ohne  schwere  Schädigung  veit- 
gehender Interessen  beseitigt  werden  können. 

Der  in  Deutschland  kürzlich  vollzogene 
üebergang  von  der  Rübensteuer  zur  Ver- 
brauchsabgabe hat  einmal  den  Beweis  ge- 
liefert, dass  unsere  Industrie  durch  die  ^te 
Steuer  in  eine  durchaus  richtige  Bahn 
des  Fortschrittes  gedrfingt  war,  dass  es  auch 
ohne  die  Steuer  heute  notwendig  ist,  durch 
soigföltigste  Zuchtwahl  die  Rübenrasse  m^- 
lichst  zu  vervollkommnen  und  dass  ein  Still- 
stand in  den  technischen  Verbesserungen 
auch  heute  nicht  angebracht  ist  Wenn 
dieser  Systemwechsel  aber  in  den  Kreisen 
der  Fabnkanten  und  Rüben  bauenden  Land- 
wirte Erbitterung  hervorgerufen  hat,  so  ge- 
schah es  einmal,  weil  die  bisherigen  Prämien 
wesentlich  vermindert  wurden  und  viele 
diesen  Einnahmeausfall  nicht  glaubten  tragen 
zu  können,  —  sodanu  weil  nun  naturgemäss 
auch  die  Landstriche  sich  dem  Rübenbau 
zuwenden,  die  bisher  nicht  gewagt  hatten, 
mit  den  alten  Heimstätten  der  Zuckerindustrie 
in  Wettbewerb  zu  treten.  Da  in  diesen 
Neuländereien  der  Bodep  unendlich  viel 
billiger  ist  als  da,  wo  die  einst  so  gewinn- 
bringende Kultur  seit  Jahrzehnten  heimisch 
ist,  da  hier  femer  durch  intensivere  Kultur 
auch  aus  den  Erträgen  des  Körnerbaues  und 
der  "Viehhaltung  grössere  öewinue  als  bis- 
her in  Aussicht  stehen,  —  so  war  es  sehr 
wohl  erklärlich,  wenn  die  Zuckerfabrikanten 
mit  banger  Soi^  auf  dieses  Anwachsen  der 
Konkurrenz  blickten,  da  ihnen  thatsächlich 
auf  ihren  sehr  teueren,  wenn  auch  leisbmgs- 
föhigen  Böden  der  Wettbewerb  immer 
schwerer  wird. 

Wenn  aber  diese  in  Mecklenburg,  Pom- 
mern, Preussen,  Posen  etc.  —  übrigens  auch 
schon  imter  dem  alten  Regime  —  entstan- 
denen Neugrflndungen  imstande  sind,  billig 
zu  produzieren,  so  wird  man  ihre  Gründung 
im  Interesse  der  Volkswirtschaft  nicht  be- 
dauern können,  denn  da  die  Zuckerindustrie 
eine  Weltindustrie  und  kein  Monopol  Deutsch- 
lands ist,  da  aber  anderswo  stets  neue 
Unternehmungen  ins  Leben  gerufen  werden, 
80  ist  es  vom  deutschen  Standpunkt  aus 
besser,  dass  deutsche  Fabriken  als  dass 
österreichische,  französische,  russische,  bel- 
gische und  schwedische  Fabriken  unseren 
alten  Betriebsstätten  als  Konkurrenten  auf 
dem  Weltmarkt  entstehen. 


B.  Die  Zaokersteaer  in  den  einzelnen 
Iiändem. 

1.  Dentseliland.  Bereits  im  Jahre  1841 
begann  man  im  deutschen  Zollverein  der  eben 
entstandenen  inländischen  Znckerindustrie  eine 
besondere  Steuer  anfzolegen,  die,  anfangs  niedrig 
bemessen,  recht  bald  zu  ansehnlicher  Höhe  stieg. 
Wir  fuhren  der  Kürze  halber  hier  die  verschie- 


denen Steuersätze  der  Rübenstener  einfach  chro- 
nologisch an. 

Es  wurden  erhoben  für  100  kg  roher  Rttben : 
V.  1.     IX.  1841  an  o,io  Mark 

„  1.     IX.  1844    „  0,30     „ 

„  1.     IX.  1850    „  0,60     „ 

„  1.     IX.  1853    „  1,20     „ 

„  1.     IX.  1858    „  1,50     „ 

„  1.     IX.  1869    „  1,60     „ 

„  1.  Vm.  1885    „  1,70     „ 

„  1.  Vin.  1888    „  1,80     „ 

Seit  1.  August  1892  ist  die  Haterialstener  ganz 
in  Fortfall  gekommen,  an  ihrer  Stelle  die  be- 
reits dtvch  das  G.  v.  9.  Juli  1887  neben  der 
ermässigten  Bttbenstener  in  Höhe  von  12  Mark 
pro  Doppelcentner  Eonsumzucker  eingeführte 
Verbrauchsabgabe  auf  18  Mark  erhöbt  worden. 

Das  jetzt  gültige  G.  v.  27.  Mai  1896  hält 
an  dem  Grundsätze  der  Verbrauchsabgabe  fest, 
steigert  dieselbe  aber  auf  20  Mark  pro  100  kg 
Eonsumzucker  unter  gleichzeitiger  Gewährung 
einer  direkten  Ausfuhrprämie,  wie  sie  schon 
das  G.  V.  31.  Mai  1891  vorgesehen  hatte.  Das 
neue  Zuckersteuergesetz  brachte  aber  auch  eine 
Reihe  von  grundsätzlichen  Aenderungen,  insofern 
es  nicht  nur  die  Besteuerung,  sondern  gleich- 
zeitig die  Höhe  und  die  Art  der  Produk- 
tion zu  regeln  unternahm.  Die  1894  plötz- 
lich hervortretende  sprunghafte  Ausdehnung  der 
Produktion  namentlich  in  den  östlichen  Pro- 
vinzen Deutschlands  und  die  dadurch  bedingte 
Ueberproduktion  Hessen  es  erwünscht  scheinen, 
die  Entwickelung  der  Industrie  in  verständigen 
Grenzen  zu  halten,  und  das  Interesse  der  Reichs- 
kasse zwang  dazu,  mit  Rücksicht  auf  die  durch 
die  Eonkurrenz  unvermeidlichen  Ausfuhrprämien 
das  Quantum  des  zur  Ausfuhr  produzierten 
Zuckers  nicht  zu  stark  anwachsen  zn  lassen. 
Deshalb  wurde  eine  Eontingentierung  der  Ge- 
samtproduktion auf  17  Millionen  Doppelcentner 
eingeführt,  die  jährlich  nach  bestimmten  Grund- 
sätzen wächst.  Nur  der  innerhalb  des  Eontin- 
gentes  der  einzelnen  Fabriken  erzeugte  Zucker 
hat  Anspruch  auf  die  Ausfuhrvergütang.  Gleich  - 
zeitig  soll  eine  staffeiförmig  ansteigende  Be- 
triebssteuer  von  geringer  Höhe  die  kleineren 
Fabriken  gegen  da.s  Uebergewicht  der  Grossbe- 
triebe schützen  und  letztere  von  allzu  rück- 
sichtsloser Ausdehnung  ihres  Betriebes  zurück- 
schrecken. Die  Neugründung  von  Fabriken 
wird  durch  zeitweise  Versagung  eines  Eontin- 
gentes  erschwert. 

Steuerrückvergütungen  bei  der  Ausfuhr 
wurden  vom  1.  September  1861  ab  gewährt 
und  zwar  von  16,50  Mark  pro  100  kg  Rohzucker, 
von  20  Mark  für  Raffinade.  1866  wurde  die 
Vergütung  erhöht  auf  17,20  resp.  21  Mark, 
1869  auf  18,80  resp.  23  Mark,  1883  auf  18 
resp.  22,20  Mark  herabgesetzt.  1887  weiter 
auf  17,25  resp.  21,50  ermässigt,  1888  auf  8,50 
resp.  10,65  Mark  reduziert  und  seit  1892  ganz 
beseitigt.  Dafür  wird  vom  1.  August  1*^9:^  bis 
31.  Juli  1895  eine  feste  Prämie,  „Ausfuhrzu- 
schuss"  von  1,25  Mark  pro  lüU  kg  Robzucker 
von  90— 98*„  Znckergehalt,  von  2  Mark  für 
Eandis-,  Brot-  und  ErystaUzucker  von  mindes- 
tens 99"a»o  Zuckergehalt,  von  1,65  Mark  für 
allen  übrigen  festen  Zucker  bewilligt.  Vom  1. 
Angnst  1895  bis  31.  Juli  1897  sollten  diese 
Sätze  auf  1,00  Mark,  1,75  Mark  und  1,40  Mark 
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vermindert  werden  und  später  ganz  fortfallen. 
Das  Gesetz  von  1896  erhöhte  sie  aber  auf  an- 
nähernd den  doppelten  Betrag,  anf  2,50  Mark 
für  100  kg  Rohzucker  bis  BS"/«  Zuckergebalt 
und  anf  3,55  Mark  resp.  3,00  Mark  für  Raffi- 
naden. Der  ausgesprochene  Zweck  war,  den 
deutschen  Zucker  im  Wettbewerb  mit  den  sehr 
viel  höheren  Prämien  namentlich  Frankreichs 
anf  dem  Weltmarkte  konkurrenzfähig  zu  er- 
balten. 

Die  Hebe  der  deutschen  Ausfuhrprämien  vor 
Einführung  der  festen  Zuschüsse  berechnet  Dr. 
Hager  („Die  Ueberwälzung  der  Zuckerstener", 
Berlin  1893)  pro  de  Rohzucker  wie  folgt: 
1881/82  =  3,24  M.         1887/88  =  4,9»  M. 
1882/83  =  3,io   „  1888/89  =  2,22    „ 

18&S/84  =  3,72  „.  1889/90  =  2,39  „ 
1884/86  =  4,15  „  1890/91  =  2,28  „ 
1885/86  =  4,88   „  189192  =  2,27    „ 

1886/87  =  4,55    r  ISÖ^^S  =  1.25    „ 

Den  Nettoertrag  der  deutschen  Zackerab- 
gaben inkl.  Eingangszoll,  abzüglich  der  Steuer- 
Vergütungen,  berechnet  die  amtliche  Statistik 
wie  folgt  (in  1000  Mark): 

1875/76  =  63,249        1890/91      =    75,760 
1880/81  =  46,149        1891/92      =    72,043 
1881/82  =  56,877        1892/93      =    52,215 
1882/83  =  67,287        1893/94      =    82,231 
1883/84  =  47,789        1894/95      =    85,714 
1884/85  =  39,369        1895/96      =  103,701 
1885/86  =  49,492        1896,'97      =    86,894 
1886/87  =  33.624        1897,98      =  100,871 
188788  =  14,677        189899      =  109.233 
1888,89  =  30,095        1899/1900  =  126.724 
llüidß)  —  8o,5S9 
Da  der  Inlandsverbrancb  im  starken  Steigen 
begriffen  ist,  die  Ausfuhr  aber  bei  der  durch 
den  Arbeitermangel   bedingten  langsamen  Aus- 
dehnung der  Produktion   verhältnismässig  ge- 
ringer wird,  so  dürfte  sich  die  Zuckersteuer  für 
die  Finanzen   des  Reiches  als  immer  wichtiger 
herausstellen.     Der  Verbrauch   war   pro   Kopf 
der  Bevölkerung 

1890,'91  =   9.49  kg  Raffln.  =  10,54  kg  Rohzucker 
1894/95  =lo;68    „       „      =11,87  „ 
1897/98=11,75    „       „      =13,07  „ 
1898/99=12,38   „       „      =13,78  „ 
1899./00=  13,68    „       „      =  15,23  „ 

2.  Frankreich.  Frankreich  war  da.s  erste 
Land,  das  sich  zur  Einführung  einer  Zucker- 
Steuer  entschloss.  Das  G.  v.  18.  Juli  1837  be- 
leihe bereits  den  Doppelcentner  Rohzucker 
mit  10  Francs  vom  1.  Juli  1838  ab,  mit  15 
Francs  vom  1.  Juli  1839  ab.  Das  G.  v.  3. 
Juli  1840  erhob  nach  Farbentypen  abgestuft  25 
bis  36,10  Francs  in  5  Stenerstufen.  1843  ver- 
ringerte man  die  Zahl  der  Klassen  auf  vier,  er- 
hob nach  diesen  auch  die  Zölle  und  erhöhte  die 
Inlandssteuer  jährlich  um  5  Francs,  so  dass  sie 
von  1847  ab  dem  Zolle  gleich  seiu  sollte.  Das 
G.  V.  23.  Mai  1860  Hess  das  Typensystem  fallen 
und  schuf  einen  Einheitssatz  für  Rohzucker  und 
Raffinade,  doch  kehrte  man  bereits  1864  zu  den 
Farbeumustem  zurück,  die  bekanntlich  den  Raf- 
finerien grosse  Prämien  und  Gewinne  brachten. 
Das  System  blieb  dasselbe  bis  1880,  wo  man 
das  Typensystem  endg^iltig  verliess  und  den 
saccharometrisch  festgestellten  Gehalt  an  Krys- 
tallzucker  zu  Grunde  legte.     Nach  1871  hatte 


man  die  Steuer  zeitweise  bis  auf  73,32  Francs 
erhöht ;  —  jetzt  ward  sie  wieder  auf  40  Francs 
ermässigt.  Bis  dahin  hatte  man  reine  Fabri- 
katsteuer gehabt,  aber  der  sichtbare  Rückgang 
der  Industrie  unter  diesem  System  führte  in 
dem  G.  v.  29.  Juli  1884  zu  einem  völligen 
Systemwechsel.  In  der  Form  bleibt  die  Steuer 
freilich  eine  Fabrikatsteuer,  dem  Wesen  nsich 
wird  sie  eine  Materialstener.  Der  Steuersatz 
war  50  Francs  pro  100  kg  raffinierten  Zuckers. 
Das  Gesetz  nahm  aber  nur  eine  bestimmte  Aus- 
beute aus  den  amtlich  zu  verwiegenden  RUben- 
mengen  an,  bei  DifPasionsfabriken  6",o,  bei  an- 
deren 6%.  Der  darüber  gewonnene  Zucker 
(die  Escedents)  sollte  steuerfrei  sein.  Man 
stellte  jedoch  den  Fabriken  frei,  gegen  einen 
Steuemachlass  von  8%,  also  gegen  feste  Prämie 
von  4  Francs,  ihre  wirkliche  Ausbeute  nach  dem 
alten  Stenermodus  zu  besteuern.  Wie  sehr  die 
Fabrikation  damiederlag,  beweist  die  That- 
sache,  dass  1881 — 83  die  Jahresansbeuten  nur 
5,00,  5,03,^  ö,.35'';o  Raffinade  betragen  hatten, 
während  Deutschland  gleichzeitig  9,92,  9,71  und 
10,77  "/o  Rohzucker  gewonnen  hatte. 

Im  Jahre  1887  erhöhte  man  die  Steuer  anf 
60  Francs  und  die  Ausbeuten  für 


1887,'88  auf  7,00  kg 
1888/89    „    7,25    „, 


1889/90  auf  7,50  kg 
1890/91     „    7,75    . 


und  hob  die  Abonnements  auf.  Spätere  schnell 
hintereinander  folgende  Gesetzesnovellen  be- 
lasteten die  „Ueberschüsse"  mit  Steuern  von 
10,  20  und  30  Francs. 

Das  G.  V.  29.  Juni  1891  hält  an  dem  Steuer- 
satz von  60  Francs  fest,  belastet  die  Fabriken 
mit  einem  Ausbringen  von  7,75  "/o,  welche  die 
volle  Steuer  zu  entrichten  haben.  Was  darüber 
erzeugt  wird,  trägt  die  halbe  Steuer  =  30  Francs, 
und  wenn  die  thatsächliche  Ausbeute  über 
10,5  "/o  hinausgeht,  so  wird  von  da  ab  nur  die 
Hälfte  der  Ueberschüsse  mit  30  Francs,  die  an- 
dere mit  der  vollen  Steuer  von  60  Francs  be- 

Das  neueste  G.  v.  7.  April  1897  fügte  die- 
sen Steuern  noch  eine  sog.  Raffinationsstener 
von  4  Francs  hinzu,  um  die  gleichzeitig  ein- 
geführten direkten  Exportprämien  decken  tu 
können. 

Der  Einfluss  der  veränderten  Steuer  ist 
namentlich  in  den  wachsenden  Ausbeuten  aus 
den  verarbeiteten  Rüben  zn  erkennen.  Sie 
stiegen  von  5,55  "/o  im  Jahre  1884  auf  10,47  in 
1890,  9,87  in  1895  und  betrugen  1898  =  ll,40*„ 
1899  =  12,08%,  1900  =  ll,75»o  Raffinade;  so 
dass  die  französische  Industrie  in  ihrer  Leis- 
tungsfähigkeit jetzt  der  deutschen  einiger- 
massen  ebenbürtig  ist,  aber  auch  infolge  dieser 
gesteigerten  Leistungen  anssergewShnlicb  hohe 
Exportprämien  geniesst  und  dadurch  imstande 
ist,  auf  dem  Weltmarkt  die  konkurrierende! 
Länder  g:anz  erheblich  zu  unterbieten. 

Die  direkte  Exportprämie  beträgt  seit  1897 
3,50  Francs  (2,80  Mark)  pro  100»  für  100  kg 
Rohzucker  bis  98  »/o,  4,00  Francs  (3,20  Mark) 
pro  100»  für  100  kg  Krystallzucker,  4,50  Francs 
(3,60  Mark)  für  lOU  kg  Raffinade  oder  Kandis. 

Dan«M:h  berechnet  Sachs  in  der  Zeitschrift 
des  Vereins  der  deutschen  Znckerindnstrie  (1898) 
die  Gesamtprämie  des  französischen  Zuckers  für 
1897,98  aaf  9,80  Mark  für  lUO  k^  weissen  Zucker, 
von  anderen  wird  die  Prämie  inkL  der  Vorteile 
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ans    dem    hohen    Melassezoll    noch    höher   an- 
gegeben. 

Die  Erträge  der  französischen  Znckerstener 
inkl.  Zoll  waren  in  1000  Francs 


1894 

19s  984 

1895 

189280 

1896 

192717 

1897 

185  520 

1898 

181  820 

1899 

200209 

1900 

174  195 

Den  Verbrauch  pro  Kopf  der  Bevölkerung  giebt 

Helot 

wie  folgt  an: 

1871      7,57 

kg  Raffinade 

1880      8,6o 

n              n 

1885    11, 2o 

n               n 

1890    12,24 

n              n 

1895    13,89 

n                n 

1898    14,07 

n               n 

1899    14,98 

n               » 

Die  hohe  Stenerbelastnng  hindert  eine  stärkere 
Verbrauchszunahme. 

3.  Oesterreich-Ungarn.  Im  November 
1849  ward  hier  die  Bestenening  des  inländi- 
schen Zuckers  eingeführt  und  zwar  in  Gestalt 
einer  Verbrauchsabgabe  von  1,40  Gulden  pro 
Centner  Rohzucker,  2  Gulden  fUr  Raffinade; 
doch  fand  noch  im  Jahre  1850  eine  Aenderung 
dahin  statt,  dass  an  Stelle  der  Verbranchsab- 
gabe eine  Eübenstener  von  5  Kreuzern  für  den 
Centner  frischer  Rüben  trat.  1853  wurde  der 
Satz  auf  8,  1855  auf  12,  1857  auf  18  Kreuzer 
erhöht.  1859  und  18(i2  traten  Zuschläge  von 
10  und  30  »/o  ein.  Das  G.  v.  18.  Oktober  1865 
schreibt  die  Entrichtung  der  Rübensteuer  nach 
der  Leistungsfähigkeit  der  Werksvorrichtungen 
und  der  Zeitdauer  ihrer  Benutzung  Pauscha- 
lierung) allgemein  vor.  Bei  Einrühmng  der 
neuen  Masse  und  Gewichte  wurde  die  Steuer 
durch  G.  v.  18.  Mai  1875  auf  73  Kreuzer  für 
100  kg  frischer  Rüben  festgesetzt,  der  Steuer- 
modus beibehalten.  Durch  G.  v.  27.  Juni  1878 
wurde  dem  System  der  Pauschalierung  die 
Kontingentierung  des  Ertrages  der  Ab- 
gaben hinzugefügt,  da  die  wachsenden  Aus- 
luhrprämien  die  finanziellen  Einp^nge  des 
Staates  in  Frage  stellten  und  beispielsweise 
1875,76  ein  Deficit  von  130000  Gulden  statt 
einer  Einnahme  ergaben.  Die  Technik  hatte 
es  namentlich  nach  Einführung  der  Diffusion 
verstanden,  fortdauernd  die  gesetzlichen  An- 
nahmen zu  überholen,  und  man  gab  schliesslich 
diesen  Kampf  zwischen  Steuer  und  Technik  auf 
und  führte  die  einfache  Verbrauchsabgabe  mit 
fester  Ausfuhrprämie  durch  das  G.  v.  20.  Juni 
1888  ein.  Danach  zahlen  100  kg  Zucker  eine 
Steuer  von  11  Gulden  und  der  Staat  gewährt 
als  „Ausfuhrbonifikation"  eine  offene  Prämie 
von  1,50  Gulden  für  Zucker  von  mindestens 
88*,,  Polarisation,  von  1,60  für  mindestens 
93%  und  von  2,30  Gulden  für  Raffinade  mit 
mehr  als  99,5%  Zuckergehalt.  Die  Gesamt- 
summe der  Prämien  sollte  jedoch  im  Betriebs- 
jahr 5  Millionen  Gulden  nicht  überschreiten, 
etwaige  Mehrzahlungen  werden  pro  rata  ihrer 
Produktion  von  den  Fabriken  wieder  einge- 
zogen. Später  ist  die  Summe  der  Prämien  auf 
9000000  Gnlden  erhöht  worden. 

Da  die  Ausfuhr  Oesterreichs  stark  g^tiegen 


ist  und  die  ganze  Industrie,  wie  die  in  Tabelle  B 
oben  S.  1000  angeführten  Produktionsmengen  an- 
deuten, ^ewalti^  im  Aufschwünge  ist,  so  er- 
reichen die  faktischen  Prämien  die  gesetzliche 
Höhe  nicht.  Da  aber  Rohznckerindustrie  und 
Raffinerie  sich  seit  Jahren  zu  einem  festen 
Kartell  zusammengeschlossen  haben,  das  im  In- 
lande  unter  dem  Schutze  des  hohen  Zolles  die 
Preise  wesentlich  höher  hält,  als  der  Weltmarkts- 
preis beträgt,  so  wird  dadurch  den  Fabrikanten 
eine  Art  indirekter  Prämie  geschaffen. 

Der  Verbrauch  von  Zucker  ist  in  Oestei^ 
reich-Ungam  noch  immer  gering.  Er  betrug 
pro  Kopf 

188889    5,90  kg 

1892/93    7,81    „ 

1895/96    8,91    ,. 

1897/98    8,09   . 

1898/99    8,29   „ 

Die  Steuer  bringt  in  jüngster  Zeit  etwa  70 
Millionen  Mark  dem  Reiche  ein. 

4.  Rnssland.  Russland  hat  durch  G.  v. 
12.  Mai  1881  die  einfache  Fabrikatstener 
angenommen  und  damit  die  unter  der  bisheri^n 
Raumstener  sehr  bedeutenden  Zuckerprämien 
beseitij^t.  Die  Industrie  war  unter  der  erziehen- 
den Wirkung  der  alten  Steuer  ziemlich  schnell 
vorgeschritten,  als  aber  alle  Steuervergünsti- 
gungen fielen  nnd  die  Krisis  auf  dem  Welt- 
markt eintrat,  mnsste  die  Regierung  durch  Ge- 
währung von  Ausfuhrprämien  mehrfach  zu 
Hilfe  kommen. 

Zur  Zeit  existieren  direkte  Ausfuhrprämien 
nicht:  aber  die  russische  Zuckersteuer  hat  sich 
in  der  eigenartigsten  Weise  zu  einem  staat- 
lichen Fürsorgegesetz  für  die  Zuckerindnstrie 
entwickelt.  Dei  produzierte  Zucker  wird  in  der 
Fabrik  verwegen  und  unterliegt  einer  Ver- 
brauchsabgabe von  1,75  Rubel  pro  Pud  (23  Mark 
pro  100  kg).  Der  ausgeführte  Zucker  bleibt 
natürlich  steuerfrei.  Die  Einfuhr  fremden 
Zuckers  ist  durch  enorm  hohe  Schutzzölle  un- 
möglich gemacht  (59,30  Mark  pro  100  kg  Roh- 
zucker, 79,00  Mark  für  Raffinade).  Da  aber 
Rnssland  seit  längerer  Zeit  zur  regelmässigen 
Ausfuhr  eines  starken  Prodnktionsüberschusses 
gezwungen  ist,  so  kommen  die  Schutzzölle  nicht 
zur  Geltung.  Im  Jahre  1886  bildete  sich  des- 
halb ein  Syndikat  der  Zuckerfabriken,  dessen 
Mitglieder  durch  Export  des  Ueberschusses  von 
Zucker  den  heimischen  Markt  vor  Ueberfttüung 
zn  sichern  sich  verpflichteten  nnd  sich  durch 
hohe  Inlandspreise  schadlos  hielten  für  die  Vei^ 
Inste,  die  bei  der  Ausfuhr  entstanden.  Aber  es 
blieben  stets  einige  Fabriken  ausserhalb  des 
Ringes,  und  ais  auch  gegen  die  Syndikatsmit- 

flieaer  der  gerichtliche  Zwang  versagte,  drohte 
ie  Vereinigung  zu  scheitern.  Da  brachte  die 
Regierung  in  dem  G.  v.  28.  November  1895 
den  Syn£katsgedanken  ihrerseits  zur  gesete- 
lichen  Ausführung.  Die  Regierung  schätzt 
jährlich  den  mutmasslichen  Inlandsverbrauch. 
Jede  Fabrik  hat  das  Recht,  60,000  Pud  =  ca. 
10000  de  in  den  Konsum  zn  liefern.  Soweit 
damit  der  Inlandsbedarf  nicht  gedeckt  ist,  wird 
der  Rest  auf  die  mehr  produzierenden  Fabriken 
pro  rata  verteilt. 

Eine  feste  Reserve  von  Zucker  steht  zur 
Verfügung  des  Fiuanzministers ,  um  in  den 
Konsum  gebracht  zu  werden,  sobald  der  Preis 
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in  Kiew  2  Wochen  hintereinander  4,60  Kabel 
(60,50  Mark  pro  de)  Übersteigt.  Der  Rest  der 
Produktion  muss  exportiert  werden. 

unter  diesem  System  haben  es  die  Fabri- 
kanten verstanden,  die  Preise  ihrer  Waren  an- 
nähernd anf  der  Höhe  von  60,öO  Hark  pro 
de  zu  halten,  d.  h.  nach  Abzug  der  Inlands- 
stener  37,ö0  Mark  für  ein  Produkt  zu  be- 
ziehen, das  auf  dem  Weltmarkte  in  den  letzten 
Jahren  kanm  mehr  als  die  Hälfte  kostete.  Sie 
sind  dadurch  natürlich  in  der  Lage,  den  Ueber- 
schuss  auf  dem  Weltmarkte  zum  Schaden  ihrer 
Mitbewerber  zu  jedem  Preise  abzusetzen.  Ueb- 
rigens  nimmt  neuerdings  Ostasien  in  den  an 
russisches  Gebiet  grenzenden  Land  erstrecken 
enorme  Mengen  Zucker  zu  Preisen  ab,  die  den 
russischen  Imandspreisen  nahestehen,  so  dass  der 
Export  dahin  nicht  einmal  verlustbringend  ist. 
Der  russische  Zuckerverbrauch  ist  gering, 
aber  wie  die  folgenden  dem  Heliot'schen  Werke 
entnommenen  Zahlen  zeigen,  langsam  steigend. 
Es  wurden  pro  Kopf  verbraucht : 

1888/89    4,6 1  kg 

1892/93    4,98    „ 

1895/96    4,59   „ 

1897/98    5,72   „ 

1898/89    5,86   „ 

5.  Belgien.  Belgien  fOhrte  bereits  durch 
G.  V.  4.  April  1843  eine  Inlandssteuer  ein, 
welche  20  Francs  pro  100  kg  Bohzncker  for- 
derte, die  Zuckeransbeute  der  Fabriken  aber 
nach  der  Dichtigkeit  des  ungeschiedenen  Saftes 
berechnete.  Für  jeden  Hektoliter  Saft  wurden 
pro  Grad  über  100  Grad  Dichtigkeit  anfangs 
1200  g,  seit  1846  1400  g  Rohzucker  ange- 
schrieben. Diese  Form  der  Besteuerung,  die 
natürlich  sehr  bald  zu  starken  Prämien  führen 
musste,  ist  trotzdem  bis  heute  im  Princip  bei- 
behalten, man  erhöhte  die  Belastung  durch  O. 
T.  6.  August  1866  auf  1600  g,  blieb  aber  da- 
bei trotz  der  notorisch  weit  höheren  Ausbeutung 
fast  aller  Fabriken  bestehen,  erhöhte  nur  1889 
die  Belastung  auf  1650  g,  durch  G.  v.  27.  Mai 
1890  auf  1700  g  und  steigerte  das  schon  seit 
1849  in  der  belgischen  Gesetzgebung  bekannte 
Steuerkontingent  auf  6000000  Francs,  das  durch 
eventuelle  Nachzahlungen  zu  erreichen  ist.  Die 
durch  Melasseentzuckerung  gewonnenen  Boh- 
zncker werden  einer  besonderen  Belastung 
unterworfen,  so  dass  eine  Berechnung  der  den 
Fabrikanten  gewährten  Prämien  schwierig  ist. 
Jedenfalls  beweist  die  trotz  der  gesunkenen 
Weltmarktspreise  sich  vollziehende  schnelle 
Ausdehnung  der  Produktion,  dass  die  Steuer- 
vorteile sehr  bedeutend  sein  müssen. 

Der  Zuckerverbrauch  wird  von  Heliot  pro 
Kopf  berechnet 

1888,89  auf  9,62 

1892/93   „  9,57 

1895,96   „  10,28 

1897i98   „  io,47 

1898/99   „  10,51 

6.  Holland.  Holland  hat  lange  Zeit  die- 
selbe Steuerreform  wie  Belgien  beibehalten.  Die 
V.  V.  31.  August  1868  besteuerte  den  Inlands- 
zucker mit  13,50  Onlden  pro  100  kg  Rohzucker 
unter  Annahme  von  1400  g  Ausbeute.  1863 
stieg   die   Belastung   auf   1450   g,   1865   auf 

Das  G.  V.  7.  Juli  1867  stellte  den  Fabri- 


kanten die  Wahl  der  Fabrikatstener  frei  und 
bestimmte  die  Ausbeute  auf  1335  g  trockenen 
weissen  Brotzuckeis  für  die  Betnebszeit  bis 
Ende  Dezember,  anf  1400  g  für  die  spätere 
Verarbeitung.  Auf  Rohzuucer  umgerechnet, 
entspricht  das  einer  Belastung  von  lfö5  g,  also 
90/0  mehr  als  bis  vor  kurzem  in  Belgien.  Ftir 
Melasseentzuckerung  werden  besondere  Zuschläge 
erhoben  von  5 '/«•/<)  bei  Osmose,  von  9*/o  Mi 
Ausscheidung. 

Bis  1897  hat  man  an  diesen  Steuersätzen 
festgehalten,  obwohl  die  Fortschritte  der  Tech- 
nik und  des  Rübenbaues  natürlich  auch  hier 
längst  grosse  Ueberschttsse  für  den  Fabrikantea 
ergaben.  Man  schätzte  dieselben  auf  durch- 
schnittlich 24%  und  mindestens  3  Millionen 
Gulden  Steuergewinn  für  die  Industrie. 

Neuerdings  hat  man  neben  einer  Yerbrauchs- 
abgabe  eine  durch  Kontingentierung  der  Ge- 
samtsumme beschränkte  direkte  Ausrohrprämie 
eingeführt,  die  pro  de  2,50  Gulden  (4,20 
Mark)  betragend  bis  zu  einem  Maximum 
von  2500000  Gulden  (4200000  Mark)  bezahlt 
wurde,  aber  allmählich  abnimmt  und  von 
1905/06  ab  nur  noch  1,30  Gulden  (2,19  Mark) 
bis  zur  Oesamthöhe  von  2  870000  Mark  be- 
tragen soll.  Ausserdem  wird  eine  Rafflnations- 
Srämie  gezahlt,  die  in  ähnlicher  Weise  von 
,67  Mark  pro  Doppelcentner  auf  0,32  Mark 
sinken  soll,  aber  ebenso  auf  420000  Mark  kon- 
tingentiert ist.  Bei  der  ungewöhnlich  schnellen 
Ausdehnung  der  Produktion  und  der  dadurch 
bedingten  starken  Ausfuhr  reduziert  natürlich 
die  Kontingentierung  die  im  Einzelfalle  ge- 
zahlte Prämie. 

Der  Verbrauch  ist  in  schneller  Steigerung 
begriffen;  er  steigt  von  8,13  kg  pro  Kopf  in 
1888/9  auf  13,13  kg  in  1898,99. 

7.  Andere  Lfiider.  Die  übrigen  Rüben- 
zucker erzeugenden  Länder  waren  bis  vor 
kurzem  für  den  Welthandel  bedeutungslos  und 
sind  es  auch  jetzt  und  für  die  nächste  Zukunft 
nur  insofern,  als  sie  durch  ihre  eigene  Pro- 
duktion fremde  Zufuhr  ausschliessen.  Die 
Steuergesetz^bung  ist  diesem  Bestreben  allent- 
halben zu  Hilfe  gekommen. 

In  Schweden  wird  eine  RObensteuer  er- 
hoben, die  bei  einer  Ansbenteannahme  von 
10'/«*/o  Rohzucker  den  Fabrikanten  eine  stei- 

fende  Prämie  lässt,  die  sie  unter  dem  Schutt 
es  hohen  ZoUes  voll  ausnützen  können ,  »0 
lange  nicht,  wie  schon  zu  erwarten  steht,  die 
eigene  Produktion  den  Inlandsbedarf  übersteigt 
Italien,  das  wahrscheinlich  schon  im 
nächsten  Jahre  seinen  Zuckerbedarf  selbst 
decken  wird,  erhebt  eine  Saftstener,  derea 
Ausbeuteannahme  seit  1.  März  1900  von 
1600  g  auf  2000  g  für  jedes  HektoUtcr  ge- 
reinigten Saftes  erhöht  ist.  Die  Zuckerstener 
erbrachte  bereits  1900,01  cau  30  Millionen  Lire. 
Die  ZoUeinnahmen  gehen  natürlich  zurück,  und 
die  finanzielle  Lage  des  Landes  wird  eine  hohe 
Unterstützung  der  schnell  wachsenden  Industrie 
nicht  zulassen. 

Spanien  hat  seiner  aufkeimenden  Rüben- 
zuckerindustrie ganz  aussergewShnliche  Steuer- 
vorteile gewährt,  indem  es  bei  der  nach  dem 
Gewicht  der  Rüben  erhobenen  Steuer  nur  eine 
Ausbeute  von  5%  annahm.  Durch  G.  r.  IS- 
Dezember  1899  ist  eine  Verbranchsabgabe  von 
25  Pesetas  pro  de  eingeführt,  während  der  Zoll 


Digitized  by 


Google 


Zuckeriodustrie  und  Zuckersteuer 


1009 


85  Pesetas  beti%t.     Ansfohrprämien   werden 
nicht  gezahlt. 

Auf  die  Stenergesetze  anderer  Länder  ein- 
zugehen, erübrigt  wohl  bei  der  geringen  Be- 
deutung, die  ihre  Industrie  bisher  hat.  Er- 
wähnt sei  nur  noch,  dass  Nordamerika,  das 
1891  dem  Zucker  zollfreien  Eingang  in  die 
Vereinigten  S t a a t e n  gestattete,  dafür  aber 
der  inländischen  Produktion  direkte  Prämien 
gewährte,  drei  Jahre  später  wieder  zum  Zoll- 
schutz überging  und  bisher  auch  aus  finan- 
ziellen Gründen  die  hohen  ZSIle  beibehielt. 
Trotz  der  günstigen  Finanzlage  der  Neuzeit 
wird  man  im  Interesse  der  heranwachsenden 
eigenen  Industrie  daran  festhalten  müssen, 
wenn  nicht  die  Einverleibung  Cubas  den  2JoU- 
schntz  illusorisch  macht.  vom  prämiierten 
Zucker  des  Auslandes  erheben  die  Vereinigten 
Staaten  einen  nach  der  H6he  der  Prämien  be- 
rechneten Zuschlagszoll. 

Der  Zuckerrerorauch  der  Vereinigten  Staaten 
betrug 

1881     993  532   Tonnen 

1890  1522731        „ 

1895  1949744        „ 

1899  2078068        „ 

19002219847        „     ; 

pro  Kopf  der  Bevölkerung  werden  jetzt  circa 
32  kg  Zucker  verzehrt. 

England,  das  seit  1874  eigentliche 
Zuckerzölle  nicht  mehr  erhob  und  1880  auch 
die  geringen  Abgaben  für  den  in  die  Braue- 
reien wandernden  Zucker  abschaffte,  hat  seit 
dem  19.  April  1901  wieder  Zuckerzölle  einge- 
führt, die  für  Raffinade  4  sh.  2  d.  für  den  eng- 
Uscheu  Centner,  für  Rohzucker  2  sh.  betragen. 
Ob  unter  dem  Schutz  dieses  geringen  Zolles 
sich  bei  den  heutigen  Weltmark^reisen  und 
der  Eigenart  des  englischen  Landwirtschafts- 
hetriebes  auf  dem  Inselreich  eine  eigene  Rübeu- 
znckerindnstrie  bilden  kann,  erscheint  sehr 
zweifelhaft.  Der  Verbrauch  an  Zucker  ist  in 
England  auf  etwa  43  kg  pro  Kopf  angewachsen. 

C.  SohlTusbetrachtung. 

Die  Entwickelnng  der  Rübenznckerindustrie 
und  der  Zuckerstener  zeigt  überall  das  Bild 
einer  durch  staatliche  Fürsorge  und  Steuervor- 
teile gross  gezogenen  Kultur.  Granz  ausserge- 
wöhnlich  ist  der  Aufschwung  der  Produktion, 
grossartig  sind  die  Fortschritte  der  Fabrikation 
und  des  Rübenbaues,  stark  sinkende  Preise  und 
schnell  wachsender  Verbrauch  sind  die  Folgen 
davon  für  die  Volkswirtschaft.  Wie  die  Zncker- 
indnstrie  sich  entwickelt  hat,  ist  sie  zum  Segen 
für  die  Landeskultur  geworden,  darum  bemüht 
man  sich  allenthalben  um  ihre  Einführung.  Die 
steigende  Ansdehdung  des  Rübenbaues  im  Ver- 
ein mit  der  Weiterbildung  der  Zuckerrohrin- 
dnstrie  schafft  aber  für  die  bestehenden,  bisher 
den  Weltmarkt  beherrschenden  Indnstrieen  immer 
schwierigere  Konkurrenz,  und  die  weitere  Auf- 
gabe der  Steuergesetzgebung  kann  deshalb 
nicht  in  weiterer  Begünstigung  der  Ausdehnung 
gefunden  werden,  sondern  in  einer  Erleichterung 
der  Absatzverhältnisse.  Da  an  das  wirksamste 
Mittel  dazu,  die  Beseitigung  oder  starke  Ver- 
minderung der  Steuer  z.  Zt.  aus  finanziellen 
Gründen  nicht  zu  denken  ist,  geht  hente  die 


Sorge  der  Regierungen  dahin,  dem  Zucker  ihrer 
eigenen  Länder  günstigen  Absatz  auf  dem  Welt- 
markte zu  schauen.  Dieses  Streben  hat  dahin 
geführt,  eine  Prämienwirtschaft  gross  zu  ziehen, 
die  rein  theoretisch  betrachtet,  unhaltbar  ist, 
und  die  auch  aus  praktischen  Gründen  nicht 
dauernd  erhalten  werden  kann.  Die  hohen 
Prämien  einzelner  Länder,  z.  B.  Frankreichs, 
üben  einen  ständigen  Druck  auf  dem  Harkte 
aus  und  lassen  eine  gesunde  Preisbildung  nicht 
zu.  Eine  völlige  Beseitigung  der  Ausfuhrprä- 
mien wäre  also  das  erstrehenswerte  Ziel.  Aber 
bei  der  herrschenden  Ueberproduktion,  oder  viel- 
mehr dem  ständigen  Drängen  nach  weiterer 
Ausdehnung  der  Kultur  kann  die  Prämienauf- 
hebung nur  dann  ohne  Schaden  für  die  einmal 
bestehende  Industrie  durchgeführt  werden,  wenn 
die  wirklich  erzielten  Preise  den  gegenwärtig 
inkl.  der  Prämien  erhaltenen  annähernd  gleich- 
kommen. Eine  solche  Steigerung  der  Preise 
auf  dem  Weltmarkte  ist  aber  nur  zu  erwarten, 
wenn  die  Nachfrage  nach  Zucker  das  Angebot 
übersteigt,  d.  h.  in  diesem  FaUe,  wenn  eine 
Verminderung  des  Angebotes  erfolgt.  Von  der 
Bohrznckerindustrie  der  Tropen  ist  letztere 
nicht  zu  erwarten,  die  Rübenzuckerindnstrie 
mttsste  also  die  Opfer  bringen,  und  in  einem 
rücksichtslosen  Konkurrenzkämpfe  zwischen  den 
einzelnen  Produktionsgebieten  würden  diejenigen 
Fabriken  zurückgedrängt,  die  unter  den  nngüns- 
ti^ten  Verhältnissen  arbeiten.  Die  grossen 
leistungs^igen  Fabriken  Deutschlands  würden 
diesen  Kampf  nicht  zu  scheuen  brauchen,  der 
dem  Sieger  schliesslich  lohnende  Preise  bringen 
würde.  Von  den  kleineren  würde  manche  auf 
dem  Schlachtfeld  bleiben,  viel  Kapital  verloren 
gehen.  Das  Ausland,  auch  Frankreich  fürchtet 
offenbar,  dass  die  Zahl  der  Opfer  auf  seiner 
Seite  allzugross  sein  würde,  deshalb  hat  bisher 
trotz  der  wiederholt,  auch  von  Deutschland,  ge- 
gebenen Anregung  eine  Beseitigung  der  Aus- 
lubrverg^flnstigungen  sich  nicht  erreidien  lassen. 
Bei  den  hentigen  Preisen  des  Zuckers  ist  aber 
eine  einseitige  Aufhebung  der  geringen 
deutschen  Prämien  nicht  denkbar.  Wir  würden 
nutzlos  einen  grossen  Teil  unserer  Industrie 
und  unserer  Ausfuhr  opfern,  und  die  Lücke,  die 
dadurch  auf  dem  Weltmarkte  entstünde,  würde 
sofort  von  unseren  Konkurrenten  ausgefüllt 
werden. 

Litterator:  Berichte  und  Anlagen  der  detiisehen 
Zutkerenquetekommittion.  —  ».  Kaufnuinn, 
Die  Zuckerindtutrie  in  ihrer  teirttchafllichen 
und  $teuerfitkali*chen   Bedeutung,  Berlin   1878. 

—  «7.  Wolf,  Die  Zuckertteuer,  ihre  Stellung  im 
Steuenyttem  etc.,  Tübinger  ZeiUchrift  ISSt.  — 
Derselbe,  Zuckertteuer  und  Zuekerinduttrie  ete., 
im  Finamarchiv  III.  —  Jos.  Goerz,  Handel 
und  Stalittik  des  Zuckert,  mit  besonderer  Be- 
rücktichtigung  der  Abeattgetnete  für  deuteehen 
Zucker,  Bd.  I,  Berlin  1884;  S^-  H-  I^^S.  — 
Derselbe,  Einige  Worte  xur  Beleuchtung  der 
Londoner  Konvention  über  Abschaffung  der 
Zuckerprämien,  Berlin  1888.  —  Derselbe,  Die 
Zuckersteuerrorlage,  Berlin  1891.  —  Carl  Ha- 
ger,  l'eber  die  Zuekersteuervorlage,  Berlin  1890. 

—  Derselbe,  Die  Vebervälzung  der  Zucker- 
steuer und  die  Prämie  der  RUbemuckerindusIrie, 
Berlin  1893.  —  Derselbe,  Das  Zuckersteuer- 
geseU  von  1896,  Berlin  1896.  —  V.  Llppmann, 
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GetchichU  des  Zuckert,  Leipzig  1890.  —  Der- 
selbe, Die  EntWickelung  der  deuUchen  Zueker- 
induttrie  von  1S50 — 1900,  Berlin  1900.  — 
Paasehe,  Zuckerindutirie  und  Zuckerhandel 
der  Well,  Je7\a  1891.  —  Demelbe,  Da*  Zocker- 
»leuergeietz  vom  *7.  Mai  1896  und  seine  Eni- 
lUhung,  Magdeburg  1897.  —  Viel  Material  bieten 
die  Zeitschriften  der  in-  und  ausländischen 
Zuckervereine,  namentlich  die  »Deutsche  Zucker- 
industrie», Wochenschrift,  Berlin.  Das  »Central- 
blatt  für  die  Zuckerindiutrie« ,  Magdeburg,  und 
die  monatliche  »Zeitschrift  des  Vereins  der 
deutsehen  Zuckerindustrie«. 

H.  Patuehe. 


Zflndhölzerstener. 

1.  AllgemeineB.    2.  Gesetzgebung. 

1.  Allgemeines.  Die  ZflndhOIzersteuer 
zählt  zu  den  indirekten  Atif wandsteuern 
einheimischer  Erzeugnisse.  Sie  verdankt 
ihren  Ursprung  zunächst  und  zwar  haupt- 
sächlich fiskalischen  Bedürfnissen,  der  Not- 
wendigkeit, die  Staatseinnahmen  zu  ver- 
mehren. Hierzu  gesellen  sich  noch  weitere 
Zwecke,  wie  Gesichtspunkte  der  Gesund- 
heitspolizei, die  Verhütung  von  Phosphor- 
krankheiten  durch  geeignete  Ceberwachung 
der  Geschäftsräume  und  vorbeugende  Mass- 
regeln zur  Verminderung  der  Feuersgefahr, 
namentlich  in  hausindustriellen  Betrieben. 
Die  diesbezüglichen  Verwaltungsthätigkeiten 
staatlicher  Behörden  bieten  dann  mehrfach 
Gelegenheit  zur  Erhebung  von  Abgaben. 
Indessen  ist  die  Zündhölzersteuer  immerhin 
eine  ziemlich  missliche  Auflage,  da  sie  einen 
unentbehrlichen  Verbrauchsgegenstand  des 
täglichen  Lebensbedarfes  trifft.  Wo  sie 
eingeführt  wird,  ist  daher  eine  steuertech- 
nische Unterscheidung  zwischen  den  ge- 
wöhnlichen Gebrauchs-  und  den  LuxuszQnd- 
hölzem  wünschenswert,  obgleich  anderer- 
seits die  Durchführung  schwierig  und  um- 
ständlich ist,  wenn  man  nicht  gleich  zum 
Monopol  übei^ht. 

Die  Formen  der  Besteuerung  können 
verschieden  sein.  Entweder  wird  die 
Steuer  als  innere  Aufwandsteuer  erhoben, 
indem  die  Zündhölzer  nur  in  gesetzlich  vor- 
geschriebener Packung  und  mit  bestimmten 
iSteuerzeichen  versehen  (Vignetten,  Bande- 
rolen, abgestempelten  Etiketten)  in  den  Ver- 
kehr gebracht  werden  dürfen.  Die  Erhe- 
bung erfolgt  meistens  durch  Abstempelung 
oder  Benutzung  von  Sterapelpapier.  Oder  die 
Steuer  wird  in  Gestalt  von  Lizenzen  am 
Herstellungsorte  geleistet,  wobei  die  Haus- 
industrie verboten  und  die  Produktion  auf 
Fabriken  beschränkt  wird.  Endlich  kann  als 
Steuerform  ein  Zündhölzermonopol  sowohl 
für  Fabrikation  als  für  den  Ankauf  und 
Verschleiss  gewählt  werden.    Wo  sich  die] 


Besteuerung  überhaupt  dieses  Artikels  be- 
mächtigt, wird  die  Entwickelung  wohl  im 
aUgeraeinen  zur  Monopolbildung  als  der 
einfachsten  »md  fiskalisch  vorteilhaftesten 
Lösung  drängen. 

2.  Gesetzgebung.  1.  Frankreich.  In 
Frankreich  hat  das  G.  v.  4.  September  1871 
eine  innere  Aufwandstener  anf  ZUndhölcer  e^ 
schaffen,  welche  die  Fabrikation  und  den  VeT' 
kauf  der  Privatindastrie  Uberliess.  Die  Fabriken 
unterlagen  dem  Exercice,  und  die  Steuer  wurde 
durch  Stempel  oder  Vignetten  erhoben.  Die 
Steuersätze  Detrugen  4  Centimes  fEü:  Holz-  und 
10  Centimes  für  Wachszündhölzer  tüi  Je  100 
Stück  oder  einen  Bmchteil  davon.  Die  Einfnhr 
war  gegen  Entrichtung  eines  Zolls  und  des 
Steuiersatzes  von  4  Centimes  gestattet,  die  zai 
Ansfuhr  bestimmten  Zündhölzer  waren  von  der 
Steuer  befreit  Die  Ueberwachung  der  zahl- 
reichen und  zerstreut  liegenden  Fabriken  and 
des  Handels  war  unwirksam,  so  dass  durch  an- 
geheuren Unterschleif  an  Stelle  der  erwarteten 
20  Millionen  Francs  nur  5  bis  6  Millionen 
Francs  wirklich  eingingen. 

Infolge  dieser  Missstände  warde  schon  im 
folgenden  Jahre  die  innere  Aufwandsteuer  be- 
seitigt und  durch  das  Monopol  ersetzt,  welches 
sich  anf  Fabrikation,  Ankauf  und  Verschleiss 
erstreckte  (G.  v.  2.  August  1872).  Zu  diesem 
Zwecke  mnssten  600  Fabriken  enteignet  werden, 
die  ein  Kapital  von  32,6  Millionen  Francs  re- 
präsentierten. Die  Ansbeutnng  des  Monopols 
wurde  an  eine  Aktiengesellschaft  für  16,(B 
Millionen  Francs  verpachtet,  ein  Pachtzins,  der 
bei  einer  Absatzmenge  von  über  40  Milliarden 
Zündhölzer  entsprechend  erhöht  werden  konnte. 
Für  die  ttberlassenen  Fabrikränme  hatte  sie 
noch  eine  besondere  Abfindungssumme  za  er- 
legen. Das  Grundkapital  der  Gesellschaft  belief 
sidi  auf  40  Millionen  Francs,  wovon  10  Millionen 
Francs  in  Bargeld  oder  französischen  Staats- 
renten als  Kaution  zu  bestellen  war.  Für  die 
Ausfuhr  von  Zündhölzern  waren  dem  Staate  in 
den  ersten  ö  Jahren  je  0,8  und  4,  dann  1,6  and 
9  Centimes  für  1000  Stück  Holz-  bezw.  Wachs- 
zttndhölzer  zu  leisten.  Der  Staat  behielt  sich 
das  Becht  vor,  von  6  zu  5  Jahren  vor  Ablanf 
des  Vertrags  denselben  zu  kündigen.  Obwohl 
der  Gesellschaft  am  2.  Oktober  1872  der  Za- 
schlag  erteilt  worden  war,  begann  sie  erst  mit 
dem  1.  Janaar  187ö  den  Betneb  des  Monopols, 
nachdem  die  langwierigen  Enteignangsarbäten 
erledigt  waren.  Ertrag  1871  2,372  Millionen 
Francs,  1873  9,1  Mülionen  Francs,  1874  9,8 
Millionen  Francs,  1875  16,5  Millionen  Fnmcs. 
Von  1875 — 1884  überstiegen  die  abgelieferten 
Summen  den  Pachtzins  um  3000  bis  185000 
Francs.  1884  wurde  mit  der  Pachtgesellschaft 
ein  neuer  Vertrag  geschlossen,  in  welchem  der 
Kanon  auf  17,01  Millionen  Francs  erhöht  wurde. 
Ausserdem  sind  an  den  Staat  40"/«  des  Beinet- 
trags  vom  Absätze  von  mehr  als  35  Milliarden 
Zündhölzer  abzuführen.  Die  Einfahr  aosUn- 
discher  Zündhölzer  ist  verboten. 

Mit  dem  1.  Januar  1890  hat  der  Staat  den 
Betrieb  des  Monopols  in  eig:ene  Verwaltang  ge- 
nommen. Die  Zündhölzer  werden  in  5  grossen 
Staatsfabriken  produziert  und  von  diesen  un- 
mittelbar an  die  Grosshändler  abgegeben.  Die 
Verwaltung   der   indirekten   Steuern   bat  den 
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Kanfschüling  dafür  zu  erheben  und  Absatz  und 
Dnterschleif  zn  Überwachen.  Jeder  patent- 
steuerpflichtige Gewerbetreibende  kann  den 
Gross-  und  Kleinhandel  in  Zündhölzern  be- 
treiben. Der  Detailverschleiss  ist  obligatorisch 
für  die  Tabak-Debitanten.  Die  Grosshändler 
haben  sich  den  Vorschriften  der  Verwaltung 
der  indirekten  Steuern  zu  fügen  und  sich  deren 
Kontrollmassregeln  zu  unterwerfen.  Den  De- 
bitanten  haben  sie  einen  Rabatt  von  mindestens 
10  "/o  zu  gewähren.  Die  Zündhölzer  dürfen  nur 
in  verschlossenen  Schachteln  oder  Packeten  in 
den  Handel  kommen,  welche  mit  einer  Vignette 
versehen  sind.  Der  Preis  der  Zündhölzer  ist 
folgendermassen  festgesetzt: 

1)  Holzzttndhölzer  aus  gewöhnlichem  Phosphor: 

1  kg 2,50  Frcs. 

1  Schachtel  mit  150  St.     .    0,10     „ 
1  Schachtel  mit  50  St.  .    .    0,05      „ 

2)  HolzzUndhöIzer  aus  Amorpha-Phosphor: 

1  Schachtel  zu  100  St.  .    .    0,10  Frcs. 
1  Schachtel  zn    50  St.  .    .    0,05      „ 

3)  Wachszündhölzeransgowöhnlichem  Phosphor: 

1  Schachtel  zu  40  St    .    .    0,10     „ 

4)  WachszOndhSlzer  ans  Amorpha-Phosphor: 

1  Schachtel  zu  30  St.    ..    0,10     „ 


üeber  den  finanziellen  Ertrag  geben  fol- 

gende Zahlen  Aufschlnss: 

Einnahmen 

Ausgaben 
Hillionen  Francs 

Beinertrag 

1892           25,874 

6,349 

19,056 

1895          27,715 

8,011 

20,398 

1897           33,673 

7,484 

21,893 

1898           34,807 

7,873 

22,420 

1899           35,586 

8,857 

22,695 

2.  Bnssland  hat  zuerst  im  Jahre  1848 
die  Zündhölzer  besteuert.  Die  Gründe  waren 
teils  fiskalisch-finanzpolitische,  teils  feuerpoli- 
zeiliche. Der  Steuersatz  war  1  Rubel  Silber  für 
J'e  1000  Stück.  DerVerschleiss  war  nur  in  Blech- 
Lapseln  statthaft  Die  enorme  Höhe  der  Steu- 
ern verleitete  zur  heimlichen  Fabrikation  in 
entlegnen  Gegenden  und  begünstigte  den 
Schleichhandel,  weshalb  1859  die  Beschränkung 
der  Herstellung  auf  Fabriken  aufgehoben  wurde. 
Hierdurch  aber  entwickelte  sich  rasch  eine  Haus- 
industrie zur  Zündhölzerfabrikation,  die  zu 
einem  Herd  von  Phosphorkrankheiten  und  Feuer- 
schäden wurde.  Man  sah  sich  daher  genötigt, 
wieder  auf  beschränkende  Nonnen  zurückzu- 
greifen, und  gestattete  die  Produktion  nur  noch 
in  Fabriken,  die  mindestens  für  1500  Bnbel 
Banderolen  zur  Verpackung  von  der  Stenerver- 
waltung  bezogen.  Neue  Fabriken  durften  nur 
errichtet  werden,  wenn  ihr  Betrieb  einen  jähr- 
lichen Banderolenbezug  von  3000  Rubeln  er- 
forderte. Die  Steuersätze  wurden  mehrfach  ge- 
ändert. Seit  dem  20.  Juni  1889  waren  von  in- 
ländischen Fabrikaten  für  Packete  von  75  bis  150 
Stück  V2  Kopeke  und  für  Packete  von  150  -225 
Stück  74  Kopeken  als  Steuer  zn  zahlen.  Für 
ausländische  Fabrikate  galten  die  doppelten 
Sätze.  Nach  dem  G.  v.  16./28.  November  1892 
haben  die  Sicherheits-(schwedischen)  Zündhölzer 
inländischer  Fabrikation  'U  Kopeke  für  Packete 
zu  75  Stück,  ',j  Kopeke  für  solche  von  75 — 150 
Stück,  '/'«  Kopeken  für  diejenigen  zu  150—225 
Stück  und  1  Kopeke  für  Schachteln  von  225  bis 
300  Zündhölzer  zu  entrichten.    Die  ans   dem 


Ausland  eingeführten  Zündhölzer  gleicher 
Gattung  sind  mit  den  doppelten  Steuersätzen 
belegt.  Alle  übrigen  Arten  von  Zündhölzern 
werden,  wenn  sie  inländischen  Ursprungs  sind, 
mit  je  V»,  1,  1'«  nnd  2  Kopeken  besteuert  und 
mit  1,  2,  3  und  4  Kopeken,  wenn  sie  aus  dem 
Ausland  eingeführt  werden.  Die  Herstellung 
und  die  Einfuhr  der  sogenannten  „bengalischen" 
Zündhölzer  ist  verboten.  Diese  Neuerung  ver- 
folgt wesentlich  einen  hygieinischen  Zweck, 
nämlich  die  allmähliche  Unterdrückung  der  ge- 
sundheitsschädlichen Sorten  der  Zündhölzer. 
Ertrag  1900:  6,813  Millionen  Rubel. 

3.  Spanien.  Durch  das  Finanzgesetz  v. 
30.  Juni  1892  wurde  die  Errichtung  eines  Fa- 
brikations- und  Verkaufsmonopols  für  Zünd- 
hölzer verfügt.  Die  Einfuhr  von  Zündhölzern 
ist  verboten.  Die  Begierung  kann  entweder 
mit  den  bisherigen  Produzenten  einen  Vertrag 
behufs  Ausbeutung  des  Monopols  abschliessen, 
wenn  dieselben  der  Staatskasse  einen  Beinertrag 
von  mindestens  4  Millionen  Pesetas  garantieren. 
Oder  sie  hat  die  Wahl  zwischen  einer  Steuer 
von  4  Millionen  Pesetas  auf  die  bestehenden 
Zündhölzerfabriken,  die  dann  eine  Entschädigung 
für  die  ihnen  vom  Staate  überlassene  Ausbeute 
des  Zündhölzermonopols  darstellt,  und  der  Ver- 
pachtung desselben  auf  15  Jahre  durch  Ansge- 
bot  für  mindestens  4  Millionen  Pesetas  Beiner- 
trag für  die  Staatskasse.  Erweisen  sich  diese 
drei  Wege  als  erfolglos,  so  hat  die  Finanzver- 
waltnng  selbst  den  Betrieb  des  Monopels  in 
eigene  Verwaltung  zu  nehmen.  Das  Monopol 
wurde  durch  Dekret  vom  28.  Dezember  0592 
an  eine  Monopolgesellschaft,  die  aus  den  seit- 
herigen Zündhölzerfabrikanten  gebildet  wurde, 
auf  15  Jahre  gegen  4,25  Millionen  Peseta»  ver- 
pachtet Die  nicht  beigetretenen  Fabrikanten 
wurden  von  der  Monopolgesellscbaft  enteignet 
und  entschädigt. 

4.  In  Italien  ist  durch  G.  v.  28.  Juli 
1895  neben  dem  Einfuhrzoll  und  Lizenzabgaben 
für  die  Fabrikanten  eine  Zündhölzersteuer  ajs 
innere  Aufwandsteuer  eingeführt  worden,  die 
durch  Aufkleben  einer  Stempelmarke  auf  die 
vorschriftsmässig  zu  verpackende  Ware  zn  ent- 
richten ist.  Portugal  hat  ein  Zündhölzer- 
monopol (G.  V.  12.  April  1892),  das  seit  1895 
an  eine  Gesellschaft  gegen  2BO,500  Millionen 
Beis  verpaditet  ist  Griechenland  hatte 
durch  G.  v.  28.  März  1884  das  Monopol  mit 
einem  gesetzlich  festgesetzten  Maximalpreis  für 
die  Zündhölzer  eingeführt.  Dieser  ist  nach  der 
Qualität  verschieden  und  schwankt  zwischen 
5  und  30  Lepta  für  100  Stück.  Für  Luxus- 
zttndhölzer  kommt  der  dreifache  Satz  in  An- 
wendung. Der  Staat  beschafft  die  Waren,  und 
eine  Monopolgesellscbaft  besorg  den  Verkauf, 
die  die  Einnahmen,  soweit  sie  nicht  für  die 
Staatsschuld  abgeliefert  werden,  nach  Abzug 
vou  4%  als  Vergütung  an  die  Staatskasse  ab- 
führt. Serbien  hat  sein  185)3  eingeführtes 
Fabrikations-,  Einfuhr-  und  Verkanfsmonopol 
nunmehr  vollständig  verwirklicht.  Ertrag  1899 : 
298  529  Francs,  1900:  263111  Francs  Bu- 
mänien  hat  ein  Zündhölzermonopol  für  Fabri- 
kation und  Verschleiss,  dessen  Ertrag  sich  auf 
2,4  Millionen  Lei  (Francs)  beläuft. 

Litterator:  Zeller,  in  Sehönberg  Q.  Aufl.)  III, 
S.  597—599.  —  Wagner,  Fin.  III,  §§  300  bit 
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sog,  S.  7S9—76S  (Frankreich)  und  Ergh.  S. 
119 — ISO.  —  V.  Kaufmann,  Finanzen  Frank- 
reich*, Leiprig  ISSi,  S.  640— SSO.  —  V.  Keusa- 
ler,  Da»  ruttitehe  ZündhSlzchentteuergetetx  (in 
Scham'  Fin.-Arch.,  Jahrg.   VI,   S.  SS6—S66). 

—  V,  Heekel,  Finanzen  Spanien»  (in  Schanz' 
Fin.-Arch.,  Jahrg.  X,  S.  664).  —  Vignes- 
Vergni^ud,  Tratte  de»  impot»  de  France,  4- 
id.,  Pari»  1880,  vol.  I,  p.  181—185.  —  Olibo, 
Code  de  eontribution*  indirede»  et  de»  octroi», 
4.  id.,  vol.  HI,  p.  345 — 398.  —  Itouas€m,  art. 
Atlumette»  chimi^ue»«,  in  Block,  Dietionnaire  de 
l' Administration  franfaiae,  Pari»-Naney  1891,  p. 
115 — 117  und  in  L,  Say,  Dietionnaire  de»  Fi- 
Tumcet,    Pari»-Nancy   1889,   vol.  I,  p.  1S6 — 729. 

—  Vesln,  Monopole  de»  AUumelte»  chimiguet 
(Journal  de»  EconomiiUi»,  mai  1874)- 

Max  von  HeekeU 


Zunftwesen. 


1.  Vorbemerkung.  2.  Die  Entstehung  des 
Z.  3.  Die  Organisation  der  ältesten  Zünfte. 
4.  Die  Blütezeit  des  dentschen  Z.  6.  Der  Ver- 
fall des  deutschen  Z.  6.  Deutschlands  Gewerbe- 
verfassnng  am  Ende  des  Torigen  Jahrhunderts. 
7.  Die  Einführung  der  Gewerbefreiheit. 

1.  Vorbemerkang.  Das  hochdeutsche 
Wort  Zunft,  für  welches  es  ein  entspre- 
chendes niederdeutsches  Wort  nicht  giebt, 
soll  nach  der  Ansicht  Einiger  aus  dem 
V^orte  »Zusammenkunft«  entstanden 
sein.  Nach  anderer  Auffassung  ist  es  dem 
Altdeutschen  entlehnt,  wo  »üngezunft« 
soviel  als  Unordnung,  Zunft  mithin  Ordnung, 
Gesetz  bedeutete.  Das  Wort  ist  im  nörd- 
lichen Deutschland  bis  zur  Reformation  un- 
bekannt. Die  dort  an  seine  Stelle  tretenden 
Bezeichnungen  sind  »Amt«,  so  namentlich 
in  den  Hansestädten,  und  »Gilde«.  Gleich- 
wertig mit  Zunft  wurde  —  und  so  viel  ich 
weiss,  in  ganz  Deutschland  —  der  Ausdruck 
»Innung«  gebraucht.  Man  versteht  unter 
diesen  Benennungen  die  Verbindungen  selb- 
ständiger Handwerksmeister.  Das  für  alle 
diese  Genossenschaften  geltende  Recht  ist 
niedergelegt  in  den  Zunftrollen,  Zunft- 
briefen, AmtsschrageUj  d.  h.  den 
wenigstens  in  älterer  Zeit  meist  auf  Perga- 
ment geschriebenen  und  in  der  Lade  der  ein- 
zelnen Verbindung  zusammengerollt  aufbe- 
wahrten Statuten,  wie  sie  für  jede  Handwerks- 
verbindung verschieden  abgefasst  waren. 
Meist  sind  sie  von  den  Handwerkern  selbst 
aufgesetzt,  aber  von  dem  Rate  der  Stadt 
oder  derjenigen  Institution,  die  über  sie  die 
Aufsicht  führte,  genehmigt.  Sie  enthalten 
nicht  das  volle  Recht,  ja  sie  scheinen  sogar 
weit  entfernt  davon  zu  sein,  die  Formen 
des  Zusammenlebens  vollständig  wiederzu- 
geben. Ks  wurde  eben  nicht  alles  aufge- 
zeichnet, sondern  daneben  vieles  durch  Her- 
kommen und  Gewohnheit  geregelt,  wie  man 


sich  überhaupt  vorstellen  muss,  dase  die 
Statuten  in  der  ältesten  Zeit  mehrfach  nicht 
früher  aufgeschrieben  wurden,  als  bis  durch 
Streitigkeiten  der  Mitglieder  einer  Zunft 
oder  der  verschiedenen  Zünfte  einer  Stadt 
untereinander  über  Inhalt  und  Bedeutung 
des  Rechts  eine  besondere  Veranlassung 
dazu  geboten  war.  Inwieweit  die  Rollen 
einzelner  Zünfte  verschiedener  Städte,  we- 
niger wohl  verschiedener  Zünfte  in  einer 
Stedt  durcheinander  beeinflusst  wxirden,  be- 
darf noch  der  näheren  Feststellung.  Bekannt 
ist,  dass  Entlehnun^n  und  Uebertragimgen 
der  Statuten  aus  einer  Stadt  in  die  andere 
vorkamen.  Vermutlich  sind  dabei- die  her- 
vorragenderen Stätten  des  Gewerbefleissee 
wegen  ihrer  eingehenden  Ausbildung  des 
Gewerberechts  vorzugsweise ,  also  etwa  im 
Norden  Lübeck  und  Hamburg,  im  Süden 
Augsburg  und  Nürnberg,  im  Westen  Köln 
und  Strassburg,  im  ^sten  Danzig  und  Königs- 
berg in  Anspruch  genommen  worden.  Von 
den  Rollen  zu  unterscheiden  sind  die  Ord- 
nungen oder  Ordinanzien,  einseitige 
Festsetzungen  des  Rates,  vielfach  gewerbe- 
polizeilicher Natur,  und  dieBeliebnngen, 
die  Beschlüsse  der  Mitglieder  der  Crenossen- 
schaften  unter  sich,  die  in  der  R^el  nicht 
offiziell  bestätigt  wurden.  Die  letzteren  be- 
wirken eine  wenigstens  teilweise  lebendige 
Weiterbildung  des  sonst  nur  in  längeren 
Zeiträumen  durch  Umarbeitung  oder  bei 
Neubestätigungen  der  Rollen  sich  ändernden 
Handwerkerrechtes.  —  Unter  der  Zunft  ver^ 
stand  man  nun  schliesslich  eine  Korporation 
ganz  im  allgemeinen.  Alle  möglichen  Ver- 
einigungen und  gesellschaftlichen  Gruppie- 
rungen bedienten  sich  ihrer  Form.  Schüler 
und  Lehrer,  Notare  und  Aerzte,  Totengräber 
und  Abtrittsfeger,  Gärtner  und  Bebleute, 
Träger  und  Spielleute  n.  a.  m.  organisierten 
sich  zünftig.  Ebenso  ist  das  Vorkommen 
dieser  Verbände  nicht  auf  ein  Land  be- 
schränkt, sondern  lässt  sich  in  allen  Kultur- 
ländern Europas,  einem  bestimmten  Zustande 
des  Staatslebens,  der  Gesellschaft  und  der 
Bildung  entsprechend,  in  Italien  und  Spanien, 
in  Frankreich  und  England,  in  Belgien  und 
Holland,  in  den  skandinavischen  Staaten 
nachweisen.  Nirgends  aber  hat  diese  Oifa- 
nisation  so  tief  Wurzel  geschlagen,  nirgend- 
wo zeitweilig  so  Hervorragendes  geleistet 
als  im  Deutschen  Reich.  Daraus  erklärt 
sich,  dass  bis  auf  den  heutigen  Tag  in 
Deutschland  und  Oesterreich  die  Erinnerung 
an-  jene  glorreiche  Periode  noch  immer  nicht 
ganz  verblasst  ist.  Während  im  Süden  die 
gewerbliche  Thätigkeit  und  mit  ihr  das 
Zunftwesen  schnell  verfielen,  in  England 
diese  Verbände  niemals  zu  ähnlicher  Be- 
deutung wie  in  anderen  Ländern  aufrückten, 
in  den  Niederlanden  sie  durch  das  Auf- 
kommen der  Fabriken    und    Manufakturen 
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rechtzeitig  unterdrückt,  in  Frankreich  in  der 
denkwürdigen  Nacht  vom  4.  August  1789 
mit  einem  Schlage  aus  der  Welt  geschafft 
wurden,  quälte  man  sich  in  Deutschland, 
dessen  wirtschaftliehe  Blflte  durch  den  30- 
jährigen  unheilvollen  Krieg  vernichtet  war, 
mit  der  Wiederbelebung  der  alten  Formen, 
von  denen  man  alles  Heil  erwartete.  Erst 
sehr  spät  überzeugte  man  sich,  dass  die 
Aufrechterhaltung  der  überlebten  Ordnung 
die  Entfaltung  des  Gewerbewesens  metü* 
hemmte  als  beförderte,  und  noch  die  erste 
Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  war  dem  hin- 
nnd  herwogenden  Streite,  ob  Zunft  oder 
Gewerbefreiheit,  gewidmet.  Leider  gestattet 
uns  der  verfügbare  Baum  nicht,  diesen 
Gegenstand,  seiner  Wichtigkeit  und  allge- 
meinen Bedeutung  angemessen,  nachstehend 
erschöpfend  zu  behandeln.  Wir  müssen  uns 
auf  die  Betrachtung  der  ^gewerblichen  Zunft 
imd  auf  ihre  Geschichte  m  Deutschland  be- 
schränken. 

2.  Die  Entstehung  des  Z.  Ueber  die 
Stellung  der  Gewerbetreibenden  in  ältester 
Zeit  sind  wenig  urkundliche  Nachrichten 
vorhanden  und  selten  sind  die  vorhandenen 
bis  jetzt  zu  einem  Gesamtbilde  vereinigt 
worden,  ünbe lauscht  von  der  Geschichte 
ist  die  älteste  Periode  des  Handwerks  vor- 
übergegangen. Sicher  ist  nur  soviel,  dass 
zunächst  der  ganze  Bedarf  der  Bevölkerung 
an  gewerblichen  Erzengnissen  überhaupt 
nicht  durch  benrfsmässige  Handwerker,  son- 
dern im  Hause  dureh  Hausgenossen  befrie- 
digt wurde.  Sowohl  Nahrungsmittel  aller 
Art  als  auch  Gewebe  imd  Kleidungsstücke, 
Geisse  und  Geräte  wurden  als  Produkte 
des  Hausfleisses  angefertigt  Auf  den  mittel- 
alterlichen Fronhöfen  sind  es  dann  die  Un- 
freien und  Hörigen,  die  ausser  mit  Ackerbau 
mit  gewerblichen  Arbeiten  betraut  waren, 
oder  wenn  sie  bereits  ausserhalb  des  Herren- 
hofes angesiedelt  waren,  zur  regelmässigen 
Lieferung  bestimmter  gewerblicher  Gegen- 
stände an  die  Herrschaft  verpflichtet  er- 
scheinen. Indes  ist  es  sehr  fraglich,  wie 
weit  dieser  Zustand  überhaupt  seine  Herr- 
schaft erstreckt  Jedenfalls  gab  es  neben 
den  unfreien  schon  in  fränkischer  Zeit  freie 
Handwerker,  insbesondere  Metallarbeiter, 
Weber,  Schuster,  so  dass  die  Annahme,  als 
ob  die  hörigen  Gewerbetreibenden  älter 
wären  als  die  freien,  hinfäUig  wird.  Auch 
waren  schon  in  derselben  Zeit  und  noch 
häufiger  im  10.  und  11.  Jahrhundert  ge- 
werbliche Produkte  im  Handel.  Mithin  hat 
man  nicht  nötig,  für  die  Befriedigimg  des 
Bedarf  an  Gewerbeprodukten  in  ältester 
Zeit  sich  gerade  eine  Fronhofswirtschaft  vor- 
zustellen. 

Aus  freien  Handwerkern  sind  die  ersten 
Zünfte  gebildet  worden.  Welche  Gründe 
dabei  die  treibenden  und  für  den  Zusammen- 1 


schluss  massgebenden  waren,  hat  sich  mit 
ülierzeugender  Sicherheit  noch  nicht  er- 
mitteln lassen  woUen. 

Jene  Idee,  dass  die  deutschen  Zünfte 
mit  den  römischen  CoUegien  in  Zusammen- 
hang zu  bringen  seien,  ist  eudgiltig  fallen 
gelassen  worden.  Man  weiss  heute,  dass 
die  verschiedenen  Formen,  in  denen  in 
Rom  die  CoUegien  (s.  den  Art  Collegia  in 
der  1.  AufL  d.  Handwörterbuchs  d.  Staatsw. 
II.  Bd.,  S.  84»)  auftraten,  keine  Verwandtschaft 
mit  den  späteren  germanischen  Innungen 
erkennen  lassen.  Im  übrigen  war  die  Um- 
wälzung von  600 — 1200  so  gross  und  die 
Gewerbethätigkeit  in  dieser  Zeit  offenbar 
so  gering,  dass  schon  deshalb  an  eine  Fort- 
dauer römischer  üeberlieferungen  nicht  ge- 
glaubt werden  kann.  Was  seither  ziu*  Er- 
klärung des  Vorkommens  der  Zünfte  ver^ 
sucht  ist,  erfreut  sich  keineswegs  allgemeiner 
Zustimmung.  Nach  dem  Historiker  Hüllmann 
lag  die  Ursache  zur  Entstehung  der  Zünfte 
in  der  Ausschliesslichkeit  des  Handelsbe- 
triebes und  in  der  TeUnahme  an  den  Bänken 
und  Hallen.  Die  Massregel,  dass  gleich- 
artige Waren  sämtlich  an  einem  Orte  der 
Stadt  verkauft  werden  mussten,  war  im 
Mittelalter  eine  allgemein  verbreitete.  Die  Er- 
laubnis, an  solchen  Plätzen,  den  sogenannten 
Bänken,  gleichfeiUs  feilbieten  zu  dürfen, 
wäre  im  I^ufe  der  Zeit  ein  erbliches  Recht 
und  das  Trachten,  die  Zahl  dieser  Gerechtig- 
keiten, die  Konkurrenz  im  Absatz,  gering 
zu  erhalten,  die  Veranlassung  geworden, 
Zünfte  zu  bilden.  Der  Nationalökonom 
Schönberg  aber  glaubte  in  den  Zünften  viel- 
leicht schon  eine  Reaktion  gegen  die  be- 
reits hervorgetretenen  Folgen  der  bestehen- 
den Gewerbefreiheit  imd  der  freien  Kon- 
kurrenz erblicken  zu  dürfen.  Nähere  Er- 
wägung dieser  Theorieen  lehrt  jedoch,  dass 
in  ihnen  eine  zu  moderne  Auffossung  Platz 
greift  Die  Ausartungen  und  Untugenden 
der  Zünfte,  wie  sie  sich  im  Laufe  der  Jahr- 
hunderte in  dem  Streben  nach  Ausschliess- 
lichkeit kimd  geben  und  in  dem  eifersüch- 
tigen eigennützigen  Verdrängen  angeblich 
unbefugter  TeDnehmer  zu  Tage  treten,  können 
unm^lich  die  bewegende  Urä^^e  der  ganzen 
Erscheinung  gewesen  sein.  Diese  Annahm© 
widerspricht  der  geschichtlichen  Entwicke- 
lung  der  Zünfte,  die  dann  niemals  so  Grosses 
hätten  leisten  können,  wie  es  wirklich  der 
Fall  ist.  Was  aber  die  Auffassung  anlangt, 
dass  die  Zünfte  bereits  eine  Korrektur  von 
Missständen  infolge  zu  weitgehender  Freiheit 
bezweckten,  so  berechtigt  die  Schilderung 
der  Zeiten,  die  dem  ersten  Auftreten  der 
Zünfte  in  Deutschland  vorausgehen,  nicht 
zu  ihr. 

Einen  gewissen,  wenn  auch  nicht  im 
einzelnen  erkennbaren  Einfluss  haben  sicher 
die  Gilden    und  Brüderschaften   einerseits. 
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die  herrschaftlichen  Gewerbeämter  und  hof- 
rechtlichen Verbände  auf  den  Fronhöfen 
andererseits  ausgetlbt.  Gilden  (s.  d,  Art 
oben  Bd.  IV,  S.  72öff.)  sind  die  durch  Rechte 
und  Rlichten  verbundenen  Brüderschaften 
(fratemitates),  die  an  bestimmten  Jahrestagen 
festliche  Trinkgelage  abhielten.  Die  ältesten 
bekannten  sind  die  altfränkischen,  die  in 
den  Reichsgesetzen  und  kirchlichen  Ver- 
ordnungen des  8.  und  9.  Jahrhunderts  ver- 
boten werden.  In  den  aus  heidnischer  Zeit 
überkommenen  gottesdienstlichen  Trinkge- 
lagen wurzelnd,  weisen  sie  doch  von  vom 
herein  auch  sittliche  und  religiöse  Elemente 
auf,  indem  sie  ihre  Mitglieder  zu  gegen- 
seitiger Hilfeleistung  brüderlich  aneinander- 
schliessen.  So  erscheinen  als  die  Zwecke, 
die  sie  verfolgen,  die  gegenseitige  Unter- 
stützung der  Brüder  und  Schwestern  in 
Notfällen,  die  Beteiligung  an  den  Leichen- 
begängnissen verstorbener  Mitglieder,  die 
Unterhaltung  brennender  Lichter  auf  den 
Altären  in  Kapellen  und  Kirchen,  Veran- 
staltung von  Seelenmessen  für  verstorbene 
Mitglieder  u.  a.  m.  Ihre  Mitglieder  rekru- 
tieren sich  aus  verschiedenen  Ständen. 
Geistliche  und  Adlige,  Handwerker  und 
Kaufleute  sowie  Personen  weiblichen  Ge- 
schlechts findeu  wir  in  ihnen  vereinigt. 
Ihre  Organisation  ist  die  einer  selbständigen 
Korporation  mit  gewählten  Vorstehern, 
Aelterleuten ,  Stuhlbrüdern,  Gterdemännem 
und  anderen  Beamten.  Sie  geben  sich  ihre 
Statuten  tind  Gesetze  selbst,  stehen  aber 
unter  den  öffentlichen  Gerichten  des  Landes- 
und Stadtherrn.  Schon  Wilda  lehrte,  dass 
in  Anlehnung  an  dieses  Gildewesen  die 
Handwerker  freie  Genossenschaften  gegrün- 
det hätten,  und  die  neuere  Forschung  auf 
diesem  Gebiete  macht  es  sehr  wahrschein- 
lich, dass  eine  Beeinflussung  der  Zünfte 
durch  jene  älteren  Organisationen  stattge- 
funden hat.  Am  meisten  begründet  er- 
scheint diese  Vermutung  gegenüber  den 
Verbänden,  die  keinen  ausgesprochenen  be- 
ruflichen oder  gewerblichen  Charakter  auf- 
w^eisen,  wie  die  Kompagnieen  der  Träger  in 
den  Handelsstädten.  Allerdings  ist  später 
der  Abstand  zwischen  den  Gilden  und  den 
gewerblichen  Verbänden  der  Handwerker 
so  gross,  dass  an  eine  einfache  Nachbildung 
der  ersteren  nicht  zu  denken  ist.  Auch 
kehren  die  Gnindzüge  der  Gildeverfassung 
bei  den  ersten  Zünften  nur  unvollkommen 
wieder:  immerhin  mag  der  genossenschaft- 
liche Gedanke,  wie  er  in  den  Gilden  in 
woblthuender  Weise  sich  bewährte,  auf  die 
EntSchliessungen  der  Handwerker,  von  denen 
viele  Mi^lieder  der  Gilden  sein  mochten, 
seine  Wirkung  ausgeübt  haben.  Die  Idee, 
die  zu  genossenschaftlichem,  auf  das  Wohl 
des  Seelenheils  bedachten  Verbände  führte, 
konnte  auch    fruchtbar  werden,    wenn  es 


sich  um  Schutz  der  Interessen  des  alltäg- 
lichen Erwerbslebens  liandelte.  EKe  Baseler 
Verhältnisse,  die  die  Gründung  von  Brüder- 
schaften »que  vulgarites  dicitur  zunft«  mit 
eigener  Kassenverwaltung  imd  zu  kirch- 
lichen Zwecken  erkennen  lassen,  sind  ein 
Zeugnis  für  die  Verquickung  religiöser  und 
weltlicher  Interessen  und  scheinen  der  aus- 
gesprochenen Vermutung  nicht  zu  wider- 
sprechen. 

An  der  Ansicht,  dass  die  Entstehung  der 
Zünfte  durch  das  Hofrecht  beeinflusst  sein 
könnte,  die  auf  Nitzsch  zurückzuführen  ist 
und  viele  Anhänger  zählte,  ist  neuerdings 
einschneidende  Kritik  geübt  worden.  Es 
ist  auch  zweifellos  richtig,  dass  die  Abgaben 
und  Leistungen,  die  den  städtischen  Hand- 
werkern oblagen,  nicht,  wie  man  früher  an- 
nahm, als  Zeichen  einstiger  hofrechtlicher 
Abhängigkeit  anzusehen  sind,  sondern  sich 
ungezwungen  auf  andere  Weise  erklären 
lassen.  Auch  lässt  sich  eine  Zunft,  die  ans 
einem  hofrechtlichen  Verbände  hervorge- 
gangen ist,  wie  es  scheint,  gar  nicht,  und 
nur  vereinzelt  die  Entwickelung  eines  herr- 
schaftlichen Gewerbeamts  bis  zu  einem  aus- 
gebildeten ähnlichen  Zunftorganismus  nach- 
weisen. Aber  in  dem  Fehlen  der  Verbin- 
dungsglieder liegt  natürlich  kein  Beweis 
dafür,  dass  die  Beeinflussung  nicht  doch 
stattgefunden  hat  Und  es  ist  das  Vor- 
kommen von  hofhöri^n  Handwerkern,  die 
unter  der  Aufsicht  emzelner  Hofämter  zu- 
sammengefasst  waren  in  den  landesherr- 
lichen Hofhaltungen,  sowie  wenngleich  selte- 
ner und  nicht  so  zahlreich,  auf  den  Fron- 
höfen grosser  weltlicher  und  geistlicher 
Grundherrschaften  nicht  in  Abrede  zu  stellen. 
Auch  bildeten  sie  hier  zum  Teil  selbständige 
Aemter  mit  eigenem  Recht  und  eigenen 
Oi^anen.  Von  den  societates  auf  den  Königs- 
höten,  die  einen  herrschaftlichen  oder  bischöf- 
lichen Dienstmann  zum  Vorsteher  hatten, 
wird  sicher  berichtet  Unter  derartigen 
Umständen  liegt  der  Gedanke,  dass  die 
neuen  Verbände  durch  die  Erinnerung  an  die 
alte  Organisation  mit  beeinflusst  waren,  nicht 
so  fem,  wie  neuere  Kritiker  (von  Below, 
Qt)thein)  uns  glauben  machen  wollen. 

Den  eigentlich  massgebenden  Anstoes 
aber  wird  schliesslich  überhaupt  nicht  ein 
einzelner  Umstand  ausgeübt  haben,  sondern 
die  Zünfte  werden  auf  das  Zusammenwirken 
mehrerer  Ursachen  zurückzuführen  sein. 

Eine  natürliche  Folgje  der  erhöhten 
Gewerbethätigkeit,  ist  ihre  Entstehung 
zweifellos  durch  das  Zusammenwirken  ver- 
schiedene!'Bedingungen  zu  erkUlren.  »We- 
sentlich dem  ureigenen  Boden  städtischen 
Lebens  entsprossen  sind  die  Keime  zn 
ihnen  mit  den  zahlreichen  Volkselementen, 
die  in  der  Stadt  sich  eine  Existenz  gründen 
wollten,  hineingetragen  worden  und  in  der 
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Luft  städtischer  Freiheit  rasch  zur  Entfal- 
tung gekommem  (Jnama).  Schon  Eichhorn 
kam  zu  dem  Ergebnisse,  dass  »die  Institu- 
tion der  Handwerksinnungen  ihre  Wurzel 
in  zwei  verschiedenen  Rechten  haben  müsse«, 
man  aber  nicht  angeben  könne,  wieviel  dem 
einen  oder  dem  anderen  davon  angehöre. 
Und  auch  ein  eifriger  neuerer  G^ner  der 
hofrechtlichen  Abstammung  sieht  sich  schliess- 
lich veranlasst,  nachdem  er  die  Auffassung 
bekämpft  hat,  dass  in  Strassbitfg  und  Basel 
die  Innungen  aus  höriger  Abhängigkeit  her- 
vorgegangen seien,  zuzugeben,  dass  das 
Zunftwesen  verschiedenartig  aus  lokalen 
Bedingimgen  heraus  entsteht  und  kein  ge- 
meinsamer Ursprung  anzunehmen  sei.  Dem- 
nach wird  die  Entstehimg  durch  alle  Um- 
stände begünstigt  und  beeinflusst  worden 
sein,  die  für  die  Hebung  des  städtischen 
Lebens  im  allgemeinen  mas8get)end  gewesen 
sind;  neben  den  berührten  Momenten  vor 
allen  Dingen  auch  durch  die  allgemein  ver- 
breitete Neigung  Freier,  Genossenschaften 
zu  begründen.  Nicht  nur  in  den  Kreisen 
der  Vasallen  und  Dienstiente  machte  man 
die  Erfahrung,  dass  Verbindung  stark  macht, 
und  wenn  Kaufleute  sich  zu  Kompagnieen 
und  Gilden  vereinigten,  um  die  Ge&hren 
einer  weiten  Reise,  die  Unbequemlichkeit 
des  Aufenthaltes  an  einem  fremden  Orte 
besser  aushalten  zu  können,  warum  sollen 
dann  nicht  freie  Handwerker  auf  den  Ge- 
danken gekommen  sein,  zur  Wahrung  ihrer 
Erwerbsinteressen,  etwa  lun  sich  gegen 
Uebergriffe  Mächtiger  zu  schützen,  ebenes 
"Verbindungen  einzugehen? 

Das  12.  und  13.  Jahrhundert  sind  eine 
Epoche  voller  Leben  und  frischer  Bewe- 
^mg,  zeigen  überhaupt  eine  reiche  und  rege 
Entwickelung.  Die  persönliche  Unfreiheit 
schwindet,  das  Landleben  tritt  g^en  das 
bunte  Treiben  in  den  Städten  zurück.  Die 
Bevölkerung  scheint  von  einem  mächtigen 
Wandertrieb  ergriffen.  Vom  Lande  zieht 
man  in  die  Stadt  und  aus  den  Städten  der 
engeren  Heimat  in  die  Fremde.  Zwar  ist 
die  Unsicherheit  der  Wege  gross  und  der 
reisende  Kaufmann  hat  viel  Gefahr  auszu- 
stehen, aber  unter  dem  Geleite  mannhaftiger 
Reisige  dringt  er  vor,  verhandelt  in  der 
Ferne  manche  fremde  Stoffe  und  Geräte 
und  bringt  sie  zurück  in  Gegenden,  die 
diese  noch  nicht  kannten.  Die  sich  offen- 
barende Formenschönheit  oder  Nützlichkeit 
regt  zur  Nachahmung  an,  und  der  Gewerbe- 
fleiss  beginnt  seine  Schwingen  zu  entfalten, 
erst  zaghaft,  dann  wahrnehmbarer.  Auch 
die  Arbeitsteilung  tritt  deutlicher  hervor  — 
kurz  es  bekundet  sich  in  vielen  Punkten 
ein  Aufschwung,  der  die  Roheit  früherer 
Zeiten  erst  recht  erkennen  lässt  Die  neu 
gegründeten  Städte  und  Märkte  thun  in 
dieser  Periode  viel,  um  Fremde  anzuziehen. 


Die  Stadtrechte  garantieren  vor  allem  die 
Freizügigkeit  Keiner  war  gebunden,  an  dem 
Orte,  wo  er  sich  niedergelassen,  zu  bleiben. 
Fand  er  keine  Beschäftigung  oder  nicht  ge- 
nügenden Unterhalt,  so  zog  er  seine  Strasse 
wieder  fürbass.  Darin  hegt  eiu  wesent- 
liches Privileg  ausgesprochen,  das  auf  frühere 
Hörige,  die  in  der  Stadt  sich  ansiedeln 
wollten,  des  Eindrucks  nicht  verfehlt  haben 
wird.  Ferner  erleichterten  die  Städte  den 
Hörigen  und  Unfreien  die  Niederlassung. 
Dass  Hörigkeit  und  Leibeigenschaft  mit  den 
Grundsätzen  des  Christentums  unvereinbar 
waren,  hatte  schon  Arnold  von  Brescia  ge- 
predigt. Manche  Landesherren  haften  mit 
der  Milderung  der  Hörigkeit,  mit  der  Axif- 
hebimg  hofrechtlicher  Lasten  begonnen. 
Reichgewordene  hörige  Handwerker  mochten 
sich  losgekauft,  nicht  wenige  sich  dem 
Zwangsverhältniis  durch  die  Flucht  entz(^en 
haben.  Selbstverständlich  nahmen  sie  ihren 
W^  nach  den  Städten,  und  diese,  die  be- 
reit waren,  den  Flüchtlingen  Schutz  zu  ge- 
währen, verschafften  dem  Grundsatz  »Stadt- 
luft macht  freit  Anerkennung.  Endlich 
werden  in  dieser  Zeit  vielfach  direkte  Pri- 
vilegien zur  Beförderung  von  Handel  und 
Gewerbe,  zur  Gründung  von  Märkten,  Ein- 
schränkung von  Zöllen,  Aufhebung  von 
Strandrecht  und  Grundruhr  erlassen.  Seit, 
dem  Beginn  des  13.  Jahrhunderts  werden 
Städtebündnissc  zum  Schutze  der  Handels- 
strassen, ziu-  Abwehr  der  Seeräuber,  zur 
Befreiung  des  Handels  von  willkürlichen 
Erpressungen  und  Zollgefällen  abgeschlossen. 
Es  ist  eben  eine  Epoche,  wo  die  Arbeit  be- 
ginnt, sich  wirtschaftlich  von  Grund  xmd 
Boden  zu  emancipieren.  Es  ist  nicht  mehr 
ausschliesslich  der  Ackerbau,  dem  sie  dient; 
sie  ist  vielmehr  eine  selbständige  Produktiv- 
kraft geworden.  Der  städtische  Aufenthalt 
hat  den  Vorteil  persönlicher  Freiheit,  bietet 
Sicherung  der  materiellen  Grundlage  der 
Existenz,  die  MögUchkeit  des  Erwerbs  vwi 
Grundbesitz.  So  zog  ein  Gtewerbetreibender 
den  anderen  nach  sich,  imd  dieser  Zuwachs 
wurde  um  so  nötiger,  als  die  städtische 
Bevölkerung  allmählich  darauf  verzichten 
musste,  den  ganzen  Bedarf  an  Nahrungs- 
mitteln selbst  zu  erzeugen,  und  für  die  von 
aussen  hereingebrachten  Vorräte  die  G^en- 
werte  zu  beschaffen  hatte.  Alle  diese  Mo- 
mente machen  es  erklärlich,  wenn  dem  Zuge 
der  Zeit  folgend  die  Handwerker  mit  ihren 
Verbänden  sich  hervorwagten. 

8.  Die  Organisation  der  ältesten 
Zünfte.  Die  ersten  urkundlich  beglau- 
bigten Nachriditen  von  wiiklich  vorhaodenoi 
Zünften  stammen  aus  dem  12.  Jahrhundert. 
Die  ältesten  auf  uns  gekommenen  Zunft- 
briefe betreffen  die  Fischer  zu  Worms  1106, 
die  Sdiuhmacher  zu  Würzburg  1128,  die 
Bettziechenweber  zu  Köln  1149,  die  Schuh- 
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macher  zu  Magdeburg  1158,  die  Drechsler 
zu  Köln  1178—1183,  die  Gewandschneider 
1183  und  die  Schilderer  zu  Magdeburg  1197, 
die  Lakenmacher  in  Braunschweig  1156  bis 
1180,  Das  angebliche  Privileg  Friedrichs  I. 
für  die  Tuchscnerer  in  Würzburg  von  1152 
(abgedr.  im  Archiv  des  histor.  Vereins  von 
Dnterfranken  und  Aschaffenburg  IV  S.  162)  ist 
wahrscheinlich  gefälscht.  Bei  den  Privilegien 
der  Fischer  in  Worms  nnd  denen  der  Schuh- 
macher zu  Würzburg  mag  man  nach  der 
Eberstadtschen  Auffassung  immerhin  zweifel- 
haft sein,  ob  man  es  mit  Zunftbriefen  im 
eigentlichen  Sinne  des  Wortes  zu  thun  hat. 
Sind  die  genannten  Korporationen  die  ältesten 
bis  jetzt  bekannten  freier  Handwerker,  so 
giebt  es  unzweifelhaft  gewerbliche  Verbände 
schon  im  12.  Jahrhundert  in  den  Städten 
Hagenau,  Augsburg,  Strassbtu-g.  Doch  wenn 
die  Stadtrechte  sie  erwähnen,  so  ist  es  nicht 
möglich,  über  ihren  Charakter  ins  Klare  zu 
kommen  nnd  selbst  die  neuere  Forschung 
hat  nicht  alle  Zweifel  über  ihre  Natur  zu 
heben  vermocht.  Reichhaltiger  sind  die  von 
Zünften  des  13.  Jahrhunderts  sprechenden 
Nachrichten.  So  zahlreich  sind  die  erhal- 
tenen und  veröffentlichten  Statuten  aus  dieser 
Periode,  dass  es  nicht  mehr  möglich  ei- 
scheint,  sie  in  dem  engen  Rahmen  dieser 
Abhandlung  aufzuführen.  Gewerbetreibende 
sehr  verschiedener  Art  haben  sich  nun  be- 
reits korporativ  gegliedert,  nicht  nur  die 
Verfertiger  gewöhnlicher  Gegenstände  zum 
Lebensunterhalt,  sondern  auch  Gewerbe- 
th&tige  wie  Kürschner  und  Gäi-tner.  Die 
Organisation  ist  ferner  weit  verbreitet,  in- 
dem sich  sowohl  in  norddeutschen  wie  in 
süddeutschen  Städten  Zünfte  nachweisen 
lassen.  Sie  finden  sich  in  Berlin  und  Basel, 
in  Magdeburg  und  Strassburg,  in  PerlebCTg 
und  Regensburg,  in  Braunschweig  und  in 
Freiburg  L  B.  Auch  die  Verfolgungen,  die 
sie  erfuhren,  deuten  darauf,  dass  sie  sich 
immer  allgemeiner  auszubreiten  Neigung 
zei^n.  Friedrich  11.  verbot  sie  auf  dem 
Reichstage  zu  Goslar  1219  und  wollte  nur 
den  Münzerinnungen  die  Fortdauer  erlauben, 
weil  er  mit  ihrer  Hilfe  die  Falschmünzerei 
unterdrücken  zu  können  hoffte.  Dreizehn 
Jahre  später  liess  Friedrich  IL  von  Ravenna 
aus  abermals  ein  Verbot  aller  Brüderschaften 
und  Gesellschaften  der  Handwerker  in 
Deutschland  ei^ehen,  und  im  Einveretändnis 
mit  diesem  Reichsgesetz  hob  Bischof  Hein- 
rich von  Worms  1233,  bei  glücklicher  Been- 
digung eines  Streits  mit  seinen  Bürgern  im 
Vertrage  von  Oppenheim,  alle  Innungen 
auf  mit  Ausnahme  derienigen  der  Münzer 
und  Holzarbeiter.  Auch  in  Oesterreich  war 
man  den  Verbänden  zunächst  nicht  freund- 
lich gesinnt.  Das  österreichische  Landrecht 
des  13.  Jahrhunderts  lässt  die  »Ainigimgen« 
nur  bedingt  zu,  sofern  sie  dem  Lande  und 


den  Leuten  gut  und  nutzbar  sind.  König 
Ottokar  verfügt  1276  die  zeitweilige  Schlies- 
sung aller  Handwerksinnungen  in  Wien,  um 
durch  Gewerbefreiheit  die  schwer  geschä- 
digte Stadt  zu  heben.  Das  Wiener-Neu- 
stftdter  Stadtreoht  wendet  sich  dann  gegen 
die  Ausbeutung  der  Gesamtheit  durch  die 
Brüderschaften,  und  das  Rudolfinische  Stadt- 
recht  von  Wien  wiederholt  1298  das  Otto- 
karsche  Einungsverbot.  Man  kann  in  diesen 
Thatsachen  nur  einen  Beweis  für  die  all- 
mähliche Einbürgerung  der  neuen  Einrich- 
tungen erblicken. 

Der  Charakter  der  ältesten  Zünfte  ist 
offenbar  ein  wirtschaftlicher.  Die  Hand- 
werker traten  zum  Verbände  zusammen  in 
dem  guten  Glauben,  ihre  Erwerhsinteressen 
auf  diese  Weise  wahren  zu  können.  Das 
scheint  der  Hauptzweck,  den  sie  verfolgen. 
Wohl  haben  ihre  Vereinigungen  noch  andere 
Seiten,  verfolgen  sie  noch  andere  Bestre- 
bungen. Sie  pflegen  die  Politik,  sie  dienen 
der  Wehrpflicht,  sie  üben  gemeinsamen 
Gottesdienst  und  treiben  gemeinschaftliche 
Geselligkeit.  Aber  aüe  diese  Seiten,  die 
während  der  Blütezeit  des  Zunftwesens 
allerdings  stärker  in  die  Augen  springen 
und  deren  Pflege  mit  als  Hauptzweck  an- 
gesehen wird,  treten  bis  1300  nur  vereinzelt 
gleichsam  nur  als  Andeutung  späterer  Grösse 
auf.  Schon  der  Umstand,  dass  nach  dem 
ältesten  Strassburger  Stadirecht  die  Gewerbe- 
genossen zusammen  wohnen,  deutet  auf  ge- 
werbliche Interessen,  die  im  übrigen  anch 
aus  anderen  Stadtrechten  und  Zunfturkunden 
erhellen.  Die  Kürschner  in  Basel  betonen 
1226,  dass  sie  ihrem  Handwerk  zu  Ehren 
und  Nutzen  der  Stadt  obliegen  wollen,  die 
Bäcker  in  Berlin  1272,  dass  sie  ihre  Gilde 
errichtet  haben  »wenle  di  gesunde  mensche 
mach  nich  wesen  ane  brod«.  Die  Begens- 
burger  Ordnung  über  die  TuchfeU)rikation 
von  1259  setzte  ein  aus  12  Richtern  be- 
stehendes Gericht  ein,  »um  gutes  Tuch  in 
Regensburg  zu  erzielen«,  und  die  Soester 
Wollenweberordnung  von  1261  ist  von 
gleichen  Gesichtspunkten  beherrscht  End- 
lich ist  von  vorn  herein  auf  den  Zimftzwang 
Gericht  gelegt,  d.  h.  auf  die  Bestimmung, 
dass  alle  das  gleiche  Gewerbe  Ausübenden 
sich  der  Korporation  anschliessen  müssen. 
Von  den  7  ältesten  Zunftbriefen  sprechen  6 
diesen  Grundsatz  deutlich  aus.  Die  Rolle 
der  Würzburger  Schuhmacher  von  1128  ist 
die  einzige,  die  diesen  Punkt  unerörtert  lässt 
Augenscheinlich  kamves  den  Handwerkern 
zunächst  auf  die  Sicherung  der  Griindlagen 
ihrer  Existenz  an;  nach  deren  Beschaffung 
erst  erschienen,  zumal  in  dem  Masse  als 
besondere  Verbände  mit  der  Pfl^e  geistlich- 
kirchlicher Interessen  aufhörten,  andere 
weiterreichende  Bedürfnisse. 

Die  Verfassung  selbst  war  dabei  noch 
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recht  wenig  ausgebildet  Da  der  Zunftzwang 
eine  aus  den  Verhältnissen  sich  ergebende 
Notwendigkeit  war,  so  wurden  dem  Elin- 
tretenden  keine  Schwierigkeiten  in  den  Weg 
gel^t  Der  Nachweis  der  Kenntnis  des 
Betriebes  wird  nicht  gefordert,  denn  es  ver- 
stand sich  von  selbst,  dass  jeder,  der  sich 
um  die  Mitgliedschaft  und  das  Recht  zur 
Ausübung  des  Gewerbes  bewarb,  dasselbe 
beherschte.  Erst  bei  den  Bäckern  in  Berlin 
1272  tritt  uns  ein  Meisterstück  entgegen, 
indem  von  dem  aufzunehmenden  jungen 
Oewerksmanne  verlangt  wiurde,  dass  er  in 
eines  Meisters  Ofen  Brot  gebacken  haben 
musste.  Die  einzige  Bedingung,  die  erfüllt 
werden  musste,  bestand  in  der  Entrichtung 
einer  Abgabe,  gewöhnlich  in  barem  Gelde, 
häufig  auch  in  Wachs,  mitunter  beides  zu- 
sammen. Die  angegebenen  Beträge  weichen 
von  einander  ab  und  dürften  als  in  der 
Regel  geringfügige  zu  bezeichnen  sein, 
üebrigens  kam  es  vor,  dass  auch  ohne  jede 
Zahlung  oder  gegen  geringere,  als  im  Statut 
festgesetzt  war,  die  Zunft  erlangt  werden 
konnte.  Die  Kinder  verstorbener  Genossen 
—  bei  Töchtern  deren  Ehemänner  —  ge- 
niessen  denu-tige  Privilegien.  Auch  die 
Erben,  selbst  derjenige,  der  die  Witwe  eines 
Zunftgenossen  heiratete,  zahlten  weniger.  — 
IVauen  scheinen  bis  1300  von  der  Teil- 
nahme an  den  Zünften  nicht  ausgeschlossen 
gewesen  zu  sein.  Wenigstens  stösst  man 
nicht  auf  ein  direktes  Verbot  ihrer  Auf- 
nahme; dagegen  werden  bisweilen,  wie  bei 
den  Zimmerlenten  und  Kürschnern  in  Basel, 
Frauen  ausdrücklich  als  Zunftmitglieder 
angeführt.  —  Die  Mitgliedschaft  einer  Zunft 
schloss  die  Anteilnahme  an  einer  anderen 
nicht  aus.  In  einer  Zeit,  wo  die  Arbeits- 
teilung gering  und  die  Geschicklichkeit  in 
den  einzelnen  Gewerben  noch  nicht  sehr  weit 
gediehen  war,  war  das  erklärlich.  —  Gegen 
einander  sind  die  verschiedenen  Zünfte  noch 
nidit  deutlich  abgegrenzt  Die  Technik  ist 
noch  so  wenig  vorgeschritten,  dass  später 
selbständig  neben  einander  bestehende 
Zweige  eines  und  desselben  Gewerbes  sich 
in  einem  Verbände  befinden.  Der  Gold- 
^schinied  prägte  auch  Münzen ;  der  Schlosser 
machte  auch  Schmiedearbeit;  der  Sciiuh- 
macher  übernahm  auch  die  Gerberei.  So 
findet  man  in  Nürnbei^  Schwarz-,  Schön- 
und  Waidfärber  in  einer  Zunft,  in  München 
Schneider  und  Tuchscherer,  in  Basel  Maurer, 
Gipser,  Zimmerleute,  Fassbinder,  Wagner  und 
Kammmacher;  selbst  Handwerke,  die  mit- 
einander nichts  zu  thun  hatten,  finden  sich 
in  einer  Koiporation  verbunden,  wie  1244  in 
Regensburg  Zimmerleute,  Schreiner,  Korduan- 
bereiter.  —  Ebenso  geringe  Entwickelung 
weist  das  Lehrlings-  und  Gesellenwesen  auf. 
Es  gab  nachweislich  sowohl  Lehclinge  als 
Gesellen,  doch  lässt  sich  über  ihr  Verhältnis 


zum  Meister  nichts  Genaueres  ermitteln. 
Sie  waren  die  jüngeren  Leute,  für  die  die 
selbständige  Ausübung  des  Gewerbes  niu- 
eine  Frage  der  Zeit  war.  Einen  besonderen 
Stand  bildeten  die  Gesellen  nicht,  und  ver- 
mutlich war  nicht  einmal  eine  gewisse  Ge- 
sellenzeit die  Vorbedingung  zur  selbstän- 
digen Niederlassimg.  Eret  als  durch  weiter- 
gehende Trennung  der  Gewerbe  eine  grössere 
Geschicklichkeit  für  die  Handhabung  des 
einzelnen  Zweiges  gefordert  wurde,  konnte 
der  Gedanke  an  eine  Lehrzeit,  ein  Gesellen- 
stück etc.  entstehen.  Erst  das  Anwachsen 
des  Handwerkerstandes  und  die  dadurch 
gebildete  Konkurrenz  liess  das  Bedürfnis 
hervortreten,  den  Einzelnen  in  seiner  ma- 
nuellen Geschicklichkeit  thunlichst  zu  ver- 
vollkommnen. Damit  verstand  es  sich  dann 
von  selbst,  dass  man  zeitig  darauf  bedacht 
war,  die  kleinen  Kunstgriffe  dem  zukünf- 
tigen Meister  beizubringen.  Was  diesen 
anlangt,  so  scheint  diuxjhaus  nicht  jeder,  der 
das  Handwerk  selbständig  ausübte,  auf  die 
Führung  des  Meistertitels  Anspruch  erhoben 
zu  haben.  In  der  Regel  wird  unter  »Meister« 
nur  der  Vorstand  der  Zunft  verstanden,  der 
entweder  von  der  Obrigkeit  eingesetzt  oder 
von  den  Mitgliedern  selbst  gewählt  wurde. 
Die  Aufgabe  eines  solchen  Meisters  war, 
seine  Ctenossen  zu  beaufsichtigen  und  sie  in 
Fällen  von  Vergehen  zustehenden  Orts,  bei 
dem  Burggrafen,  dem  Vogte,  dem  Rate,  zur 
Anzeige  zu  bringen.  Eine  eigentliche  Ge- 
richtsbarkeit scheint  der,  Meister  nicht  aus- 
geübt, vielmehr  die  ihm  zustehende  Gewalt 
nur  als  Subaltembeamler  bekommen  zu 
haben.  Bisweilen  wurde  er  in  seiner  Thä- 
tigkeit  durch  andere  Mitglieder  der  Zunft, 
sogenannte  Pfleger  oder  Geschworene,  unter- 
stützt. Die  Zunft  selbst  hat  über  ihre  Mit- 
glieder ebenfalls  nur  eine  geringfügige  Ge- 
richtsbarkeit, die,  wie  es  scheint,  auf  ihren 
Versan^lmrgen,  Morgensprachen,  wie  sie 
wenigstens  in  Lübeck,  Berlin  und  Schweid- 
nitz  üblich  waren,  zum  Ausdrucke  kam. 
Der  Gegenstand  der  Verhandlungen  auf 
diesen  Morgensprachen,  die  stets  im  Beisein 
von  Ratsmännem  abgehalten  werden  mussten, 
ist  in  den  Urkunden  nicht  angegeben.  Es 
heisst  nur  gelegentlich,  dass  sie  sich  um 
das,  was  ihrem  Handwerke  nützlich  und 
zuträglich  sei,  kümmern  sollten. 

Ausgebildeter  als  die  innere  Verfassung 
der  Zünfte  ist  die  ältere  Gewerbepohzei,  die 
vqfi  dem  Gedanken  durchdrungen  ist,  das 
Interesse  des  Konsumenten  wahrzunehmen. 
Sie  äusserte  sich  in  den  verschiedensten 
Massregeln,  die  dem  Handwerker  für  den 
Einkauf  des  zu  verarbeitenden  Rohstoffes 
und  die  Güte  der  Erzeugnisse  Vorschriften 
machten,  die  eine  Regulierung  der  Preise 
beabsichtigten,  dem  Konsumenten  den  Ein- 
kauf der  Waren  zu  erleichtern  strebten,  den 
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Handwerkern  nur  ein  beschränktes  Yerpfän- 
dungsrecht  an  den  ihnen  anvertrauten  Gegen- 
ständen einräumten  und  manche  harte  Strafe 
für  die  Debertreter  aller  dieser  Verordnungen 
in  Aussicht  nahmen.  Die  Zünfte  als  solche 
hatten  mit  dieser  Organisation  nur  insofern 
zu  thun,  als  die  Beaufsichtigung  über  die 
Durchführung  der  Gesetzgebung  nicht  selten 
den  Meistern  übertragen  wurde. 

4.  Die  Blütezeit  des  dentschen  Z. 
Während  des  14  Jahrhunderts  befindet 
sich  das  Gewerbe  in  deutschen  Städten 
in  aufsteigender  Entwickelung.  Kaum  der 
Hörigkeit  entronnen,  beginnen  die  Ifand- 
werker  bereits  im  städtischen  Leben  eine 
Rolle  zu  spielen  und  erringt  die  freie 
Arbeit  eine  ihrer  Bedeutung  angemessene 
Stellung.  Sehr  treffend  hat  man  diese 
Epoche  als  die  Zeit  der  Zunftkämpfe  charak- 
terisiert. Die  Handwerker,  durcn  die  ver- 
hältnismässig leicht  erlangten  ßechte  über- 
mütig, im  Besitze  der  Freiheit,  ohne  die 
Fähigkeit,  von  ihr  einen  weisen  Gebrauch 
zu  machen,  stellen  als  erstrebenswertes  Ziel 
eine  Beteiligung  am  Stadtregimente  auf  und 
suchen  sich  diesem  mit  Gewalt  zu  nähern. 
Zum  Teil  mochte  übrigens  auch  der  Um- 
stand, dass  sie  vielfach  ungerechter  Be- 
steuerung und  schmählicher  Ei-pressung 
durch  die  Geschlechter  ausgesetzt  waren, 
den  Wunsch  nach  Erlangung  politischer 
Rechte  in  ihnen  haben  aufkommen  lassen. 
Niu:  vorübergehend  haben  sie  mit  diesen 
Bestrebun^n  Erfolg  erzielt,  in  Norddeutsch- 
land es  nirgends  zu  dauernder  Beteiligung 
an  der  Verwaltung  der  Stadt,  in  Süddeutsch- 
land auch  nicht  an  allen  Orten  gebracht 
Diejenige  Stadt,  in  der  es  zuerst  zu  einem 
blutigen  Bürgerkriege  der  Gewerbetreiben- 
den gegen  das  Patnciat  kam,  dürfte  Köln 
gewesen  sein,  wo  es  bereits  J259  zu  einem 
Ausbruche  kam.  Aehnliche  Bewegungen 
müssen  sich  in  Ulm,  in  Freibui^  i.  Br.,  in 
Worms  abgespielt  haben,  wo  wii*  während 
des  13.  Jahrhunderts  die  Handwerker  bereits 
in  hervorragendem  Masse  am  Stadtregimente 
beteiligt  erblicken.  In  dem  seit  1220  nach- 
gewiesenen Rate  der  Stadt  Frankfurt  a.  M. 
ist  seit  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts eine  Haudwerkerbank,  deren  Mit- 
glieder thatsächlich  freilich  nur  geringen 
Einfluss  auf  die  Stadtregierung  ausübten. 
Von  hier  aus  mag  die  Bewegung  den  nord- 
deutschen Handwerkern  zugegangen  sein, 
denn  in  Rostock  kommt  am  Ende  des  13. 
Jahrhunderts  schon  ein  Zwist  wegen  des 
Eintritts  von  Handwerkern  in  den  Rat  vor, 
und  vorübergehend  scheint  1287  in  der 
That  ein  Handwerksmeister  Ratsmitglied 
gewesen  zu  sein.  Nicht  minder  regte  es 
sich  um  diese  Zeit,  um  1272,  in  Braun- 
schweig, wo  die  Gilden  gieichfalls  die  Ab- 
sicht zeigten,  den  Rat  zu  verdrängen.    Leb- 


hafter griff  die  Bewegung  im  14.  Jahr- 
hundert um  sich.  Es  regte  sich  in  Strass- 
burg  und  Mainz,  in  Konstanz  und  Freiboi^, 
in  Rostock  imd  Braunschweig,  in  Lflbe^ 
und  Hamburg.  In  Speyer  war  1304  der 
Rat  aus  11  Patriciern  und  Altbürgem  und 
13  Zünftlern  gebildet  In  Ulm  bestand  seit 
1327  und  1345  der  kleine  Rat  aus  14  Ge- 
schlechtern und  17  Zunftmeistern,  der  grosse 
aus  10  Geschlechtem  und  30  Zunftmeistern. 
Dagegen  blieb  Stettin  so  gut  wie  gänzlich 
verschont  von  den  erbitterten  Verfassungs- 
kämpfen. Spätestens  seit  Anfang  des  15. 
Jahrhunderts  pflegte  der  Rat  regelmässig 
bei  wichtigen,  allgemeine  Interessen  berühren- 
den Fragen  der  Gesetzgebung,  Besteuerung, 
Politik  u.  8.  w.  die  Meinung  der  Aeiterleute, 
des  Kaufmanns  und  der  Gewerke  einzuholen. 
In  Lübeck  bestand  1408—1416  der  Rat 
zur  Hälfte  aus  Zfinftlern,  aber  es  gelang 
den  Bemühungen  der  befreundeten  btädte 
in  Verbindung  mit  einer  vom  Kaiser  ge- 
sandten Kommission,  den  alten  Rat  wieder 
einzusetzen.  Eigenartig  ist  die  im  Gegen- 
satz zu  den  Verhältnissen  der  meisten 
anderen  deutschen  Städte  in  Osnabrück  imd 
in  Münster  und,  nach  deren  Beispiel  wahr- 
scheinlich, auch  in  Riga  und  Reval  nach- 
weisbare Gesamtgilde.  Dieser  gehören  die 
hervorragendsten  Handwerkervereinigungen 
an  —  in  Osnabrück  11,  in  Münster  17  — 
und  sie  spielte  innerhalb  des  städtischen 
Gemeinwesens  eine  sehr  wichtige  Rolle. 
Der  Vorstand  dieser  Gilde  wird  durch  die 
gewählten  Vorstände  der  einzelnen  Genossen- 
schaften, die  Gildenmeister  repräsentiert 
Diese  aber  gehören  mit  zum  Rate  und  wer- 
den bei  allen  wichtigen  Beschlussfassungen 
zu  den  Ratsverhandlung^n  zugezogen.  So 
darf  z.  B.  in  Münster  bereits  1410  ohne 
Zustimmung  der  Gilden  niemand  seitens 
des  Rates  gefangen  gesetzt  werden  und 
konnte  seit  1412  der  Rat  keinem  ohne  die 
Einwilligung  der  Gilden  sicheres  Geleit  zu- 
sagen. Es  hängt  doch  wohl  mit  dieser  Ein- 
richtung zusammen,  dass  uns  in  den  ge- 
nannten Städten  weder  Chroniken  noch  Ur- 
kunden jemals  von  einem  Aufruhr  der  Hand- 
werker gegen  den  Rat  melden. 

Indes  nicht  nur,  dass  die  Handwerker 
ihre  wirtschaftliche  Machtstellimg  zu  fühlen 
begannen  und  politisch  sich  zu  bethäligen 
wünschten,  auch  das  gewerbliche  Leben 
selbst  pulsierte  mächtiger  als  Je  und  die 
Technik  machte  bemerkenswerte  Fortschritte. 
In  dieser  Zeit  war  es,  dass  im  Süden  Städte 
wie  Augsburg  und  Nürnberg,  Strassburg 
und  Ulm,  im  Norden  Lübeck,  Hamburg, 
Danzig  den  Ruhm  deutschen  Gewerbefleissee 
und  deutscher  Leistungsfähigkeit  begründen 
halfen.  Seltenere  Hantierungen,  wie  die 
der  Beckenschläger,  der  Patemosterdreher, 
der   Pergamentmacner,    der   Täschner   er^ 
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scheinen  auch  im  Norden  bereits  in  eigenen 
Aeoitern  organisiert,  und  Beschäftigungen, 
die  noch  lange  nachher  als  eigentliche  Haus- 
arbeit erscheinen,  w-ie  Gärtnerei  und  Kerzen- 
giesserei,  gewinnen:  handwerksmässige  Ge- 
staltung. 

Auch  die  Arbeitsteilung  entfaltet  sich 
nunmehr  reicher.  In  der  Bäckerei  kommt 
neben  der  Weiss-  und  Schwarzbäckerei 
die  Kuchenbäckerei  und  Lebzelterei,  in  den 
Seestädten  die  Zwiebackbäckerei  (Hart- 
bäckerei) auf.  In  der  Fleischerei  bilden 
sich  die  Gross-  und  Kleiometzger,  die 
Schweinemetzger  und  die  Wildpretmetzger 
zu  besonderen  Gtewerben  aus.  In  den  See- 
städten hält  man  Knochenhauer  (Fleisch- 
verkäufer), Kflter  (Schlächter),  Garbrater 
(Speisenverkäufer)  und  Hausschlachter  aus- 
einander. Besonders  reich  ist  —  übrigens 
zum  Teil  schon  seit  dem  13.  Jahrhundert  — 
das  Metallgewerbe  gegliedert  in  Ringel- 
panzerschmiede, Plattner,  Schilderer,  Heim- 
und Haubenschmiede,  Klingen-  und  Messer- 
schmiede. Jetzt  bilden  sich  in  der  künf- 
tigen Ordnung  dieser  Gewerbe  noch  weitere 
Zweige  selbständig  aus  als  Hamischpolierer, 
Schwertfeger  und  Knaufschmiede,  Huf- 
schmiede und  Grobschmiede,  Schlosser,  Zeug- 
schmiede, Sporer.  Soweit  das  freilich  nur 
lückenhaft  vorhandene  Material  erkennen 
läset,  gab  es  im  13.  Jahrhundert  in  Kiel  39, 
in  Itostock  128  verschiedene  Gewerbearten. 
Dagegen  zeigt  das  14.  Jahrhundert  in  Stral- 
sund 113,  in  Hamburg  114,  in  Lübeck  129, 
in  Frankfurt  a.  M.  137,  in  Nürnberg  nur  96 
Gewerbe.  Immer  ist  auf  diese  Weise  die 
Möglichkeit  g^ben,  eine  grössere  Zahl  von 
Zünften  zu  bilden,  und  so  bestanden  in 
Lüneburg  (13.  Jahrhundert:  12)  14,  in 
Speier  und  Zürich  je  13  Zünfte,  im  14, 
Jahrhundert,  in  Frankfurt  a.  M.  (1355)  14, 
in  Augsburg  (1368)  17,  in  Hamburg  (1376) 
22,  in  Strassburg  (1395)  29  Zünfte.  Später 
schwillt  die  Zahl  erheblich  an.  Ein  aus 
der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  stammendes 
Verzeichnis  weist  für  Rostock  44  Aemter 
nach;  in  Lübeck  sind  1474  i^r  50.  Noch 
zwei  Jahrhunderte  weiter  etwa  sind  für 
Lübeck  die  Dokumente  von  65  verschiedenen 
Aemtem,  für  Rostock  von  60,  für  Hamburg 
von  58.  für  Riga  von  40,  für  Lünebui^  von 
23  Aemtem  oder  Zünften  bekannt.  Das 
entgegengesetzte  Bild  zeigt  Worms,  wo  der 
Bat  die  Zahl  der  Zünfte,  die  in  strengster 
Unterordnung  unter  der  Behörde  standen, 
herabzumindern  Yeranlassung  nahm.  So 
gab  es  1392  in  Worms  28  Zünfte,  1393 
wurden  sie  auf  24  beschränkt,  am  Anfange 
des  15.  Jahrhunderts  werden  22  aufgezählt 
und  seit  Ende  desselben  giebt  es  nur  17, 
bei  welcher  Zahl  es  dann  sein  Bewenden 
gehabt  hat  Jede  Zunft  umfasst  dann  frei- 
lieh eine  grössere  Zahl  von  Ordnungen. 


In  mancher  Beziehung  erscheint  das  14. 
Jahrhundert  als  die  Krisis  des  deutschen 
Zunftwesens.  Aber  sowie  gegen  das  Ende 
desselben  und  mit  dem  Anfange  des  folgen- 
den das  politische  und  soziale  Leben  des 
deutschen  Volkes  sich  überhaupt  verändert, 
so  geraten  die  gewerblichen  Verbände  in 
ein  ruhigeres  Fahrwasser.  Das  zünfüe- 
rische  Selbstbewusstsein  erstarkt,  aber  es 
lässt  sich  doch  teilweise  die  gleichen 
Fehler  zu  schulden  kommen,  die  es  be- 
kämpfte. Wenn  auch  die  Zunftkämpfe  teil- 
weise noch  bis  in  die  20  er  Jahre  des  neuen 
Jahrhunderts  hineinreichen,  in  der  Haupt- 
sache konnten  sie  als  abgeschlossen  ange- 
sehen werden.  Die  Bevölkerung  wusste 
jetzt,  was  sie  von  den  Zünften  zu  halten 
hatte,  und  fing  an  sie  zu  fürchten.  Die 
grosse  Masse  der  Nichtzünftigen  wandte 
sich,  wesentlich  unterstützt  durch  die  Lehren 
und  Fordenmgen  der  Taboriten,  gegen  die 
Hegemonie  der  Zünfte,  und  es  kann  daher 
nidit  wundern,  dass  Pläne  auftauchen,  wie 
dem  drohenden  Unwesen  zu  steuern  seL 
Der  Schwabe  Friedr.  Reiser  war  es,  der  in 
einem  merkwürdigen,  als  Reformation  Kaiser 
Sigismunds  bekannten  Aktenstücke  den 
Zünften  feindliche  Ansichten  entwickelte. 
Alle  offenkundigen  Gebrechen  des  damaligen 
Lebens  leitete  er  davon  ab,  dass  die  Zünfte 
den  Rat  ordneten  und  eine  Zunft  der  an- 
deren durchhelfe.  Er  forderte,  dass  man 
die  Zünfte  abthun  solle  und  >jederman  sein 
eygen  hantwerck  xmd  gewerb  treiben«  lasse. 
Er  warf  den  Zünften  vor,  dass  sie  zu  ge- 
waltig geworden  seien,  dass  man  den  Mn- 
tritt  in  sie  teuer  erkaufen  müsse,  dass  sie 
zu  \-iele  gesetzliche  Schranken  aufrichteten, 
den  Einfluss,  den  sie  durch  ihre  Beteiligung 
am  Rate  gewännen,  dazu  missbrauchten,  zu 
bestrafenden  Handwerkern  durchzuhelfen, 
dass  in  Städten  und  auf  dem  Lande  einzelne 
Personen  mehrerer  Gewerbe  sich  miteinan- 
der vereinigten. 

Es  mag  sein,^  dass  die  Beformen,  denen 
Reiser  das  Wort  redete,  damals  schon  ganz 
angebracht  gewesen  wären,  denn  an  völlige 
Aufhebung  der  eben  erst  recht  erstarkten 
Zünfte  wurde  wohl  im  Ernste  nicht  gedacht, 
zu  ihrer  Verwirklichung  kam  es  nicht,  ob- 
wohl Kaiser  Sigismund  nicht  nur  zu  Anfang, 
sondern  auch  in  späteren  Perioden  seiner 
Regierung  ähnlichen  Erwägungen  Raum  ge- 
geben haben  soll.  Trotzdem  erlangte  gerade 
in~~der  nächsten  Zeit  die  Zunft  eine  schwer- 
wiegende Bedeutung  im  Wirtschaftsleben 
Deutschlands  und  einen  Einfluss,  den  man 
im  ganzen  als  einen  entschieden  heilsamen 
bezeichnen  darf. 

In  zweifacher  Weise  äussert  sich  dieser 
wirtschaftliche  Charakter.  Zunächst  in  Masa- 
regeln  für  die  Konsumenten.  Das  dabei 
treibende  und  bewegende  Motiv  hoben  wir 
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schon  hervor,  und  es  tritt  kein  eigentlich 
neuer  Gedanke  in  der  Reihe  der  Anord- 
nungen auf.  Güte  des  Rohstoffes  und  des 
Erzeugnisses,  angemessene  Preise  bUden  die 
Punkte,  auf  die  das  Augenmerk  gerichtet 
ist.  Nur  die  Abweichung  zeigt  sich,  dass 
die  darauf  bezüglichen  Bestimmungen  aus 
den  Stadtrechten  in  die  Zunftrollen  über- 
gegangen sind.  Die  Zünfte  erkennen  es  als 
ihre  Pflicht  an,  dafür  zu  sorgen,  dass  die 
einzelnen  Arbeiten  ihrer  Mitglieder  gut, 
tadellos,  unwandelbar  angefertigt  würden, 
dass  keiner  den  Konsumenten  zu  Klagen 
Veranlassung  gäbe.  Zur  Durchffihrung  der 
bezüglich  der  Art,  Form,  Grösse  und  Be- 
handlung erlassenen  Vorschriften  findet 
Warenschau  und  Prüfung  statt.  Eine  Be- 
aufsichtigung des  Fabrikationsprozesses  vom 
Einkaufe  des  Rohstoffes  bis  zum  Verkauf 
des  Erzeugnisses  ist  die  Regel.  In  diesen 
Gedankengang  scheinen  auch  Neuerungen  zu 
gehören,  wie  die  Dienstzeit,  die  jeder 
als  Gehilfe  bei  einem  Zunftmeister  vor  der 
selbständigen  Niederlassung  auf  sich  nehmen 
musste,  und  die  Verallgemeinerung  des 
Meisterstücks.  Die  Anordnung  der 
Meisterprüfung  ist  nicht  dem  Egoismus  ent- 
sprungen, nicht  der  Absicht,  die  Konkurrenz 
zu  beschränken,  sondern  dem  natürlichen 
Wunsche,  bei  dem  konsumierenden  Publi- 
kum den  frisch  errungenen  Ruhm  nicht  ein- 
zubüssen.  Anfangs  war  der  Eintritt  frei, 
eine  Probe  der  Geschicklichkeit  nicht  er- 
forderlich. In  Lübeck  kannten  unter  13 
Zünften,  deren  Rollen  aus  dem  14.  Jahr- 
hundert sich  erhalten  haben,  nur  5  das 
Meisterstück ;  im  folgenden  Jahrhundert  war 
es  von  23  Meistern  bei  16  noch  nicht  ein- 
gefOlul:.  In  Lüneburg  kommt  das  Meister- 
stück zuerst  gegen  1400  bei  den  Gold- 
schmieden auf,  dann  während  des  15.  Jahr- 
hunderts häufiger.  In  Süddeutschland  imd 
der  Schweiz,  z.  B.  in  Basel,  entwickelt  sich 
das  Meisterstück  erst  gegen  Ende  des  15. 
Jahrhunderts.  Unter  den  in  Strassburg  zur 
Tucher-  und  Weberzunft  gehörenden  Hand- 
werken kennt  im  15.  Jahrhundert  kein  ein- 
ziges, im  folgenden  nur  das  der  Tuchscherer 
ein  Meisterstück.  Seit  die  Zünfte  es  aber 
auf  sich  nahmen,  für  die  Vortrefflich keit 
der  Leistung  einzustehen,  waren  sie  ge- 
zwungen, von  dem,  der  sich  ihnen  anschloss, 
eine  Garantie  zu  fordern,  dass  er  sein  Ge- 
werbe verstehe.  Freilich  aber  zeigt  sich 
bereits  in  der  weiteren  und  allgemeinen 
Ausbreitung  des  Meisterstücks  der  Beginn 
einer  gewissen  Missbüdung  der  Organisation. 
In  dem  Masse,  als  es  den  Gewerbetreiben- 
den nicht  mehr  leicht  wurde,  ein  aus- 
reichendes Einkommen  zu  erwerben,  sannen 
sie  auf  Erschwerung  des  Eintritts  in  die 
Zunft,  deren  Mitglieder  ja  in  erster  Linie 
das  Vorrecht  zum  Betrieb  der  Hantierung 


besassen,  wenn  nicht  gar  ein  Monopol  darauf. 
Sie  strebten,  sich  die  zukünftigen  Mitwerber 
vom  Hjdse  zu  halten  und  die  Vorbereibmgs- 
zeit  derjenigen,  die  sie  nun  doch  einmal 
unbedingt  neben  sich  zu  dulden  haben 
würden,  so  lange  wie  möglich  hinauszu- 
schieben. 

Bewegt  sich  die  Sorge  für  die  Kon- 
sumenten auf  alter  Bahn,  wenn  auch  mit 
grösserem  Nachdrucke,  so  zeigt  sich  als 
eine  völlige  Neuerung  die  Rücksicht 
auf  das  Wohl  der  Produzenten.  Die 
heutige  Zeit  erkennt  ein  Recht  auf  Arbeit 
nicht  an  und  weiss  nichts  von  einer  Pflicht 
der  Gtesamtheit,  für  ein  materiell  aus- 
reichendes Einkommen  ihrer  Glieder  sorgen 
zu  sollen.  Damals  dagegen  scheint  es 
leitender  Gnmdsatz  gewesen  zu  sein,  sich 
darum  zu  kümmern,  dass  jeder  Meister  ge- 
nügende Beschäftigung  und  eine  Bezahlung 
fand,  die  hinlängliche  Befriedigung  seiner 
Lebensbedürfnisse  gewährte.  Cm  dies  zu 
erreichen,  wird  durch  allgemeine  Geltung 
des  Zunftzwanges  der  Gesamtheit  ein 
Markt  garantiert.  Wer  nicht  zur  Zunft  ge- 
hörte, konnte  nicht  darauf  rechnen,  Absatz 
seiner  Erzeugnisse  in  der  Stadt  zu  finden. 
Weiter  aber  wird  auf  dem  Markte  die  freie 
Konkurrenz  fast  ganz  ausgeschlossen  und  da- 
hin gestrebt,  für  alle  Genossen  Produktions- 
kosten und  Absatz  möglichst  gleich  zu  ge- 
stalten. Man  begrenzt  die  tägliche  Arbeits- 
zeit, man  setzt  die  Maximalproduktion  des 
Einzelnen  fest,  man  bestimmt  die  Zahl  der 
zur  Unterstützung  heranzuziehenden  Hilfs- 
kräfte, man  kauft  das  Rohmaterial  gemein- 
sam ein  und  verteilt  es  nach  Bedarf,  man 
schrieb  gleiche  Lohnzahlung  vor  und  man 
regelte  die  Verkaufsbedingungen.  Sich  g^en- 
seitig  die  Käufer  abspenstig  zu  machen,  das 
von  einem  anderen  begonnene  Werk  fortzu- 
setzen, mit  Produkten,  die  von  anderen  er- 
zeugt waren,  Handel  zu  treiben  —  war  ver- 
boten. Auf  diese  Weise  war  allerdings  jede 
Möglichkeit  für  einen  Grossbetrieb,  der  ver- 
schiedene technische  Arbeitsprozesse  unter 
einer  Leitung  hätte  vereinigen  wollen,  auf- 
zukommen, von  vom  herein  im  Keime  «■- 
stickt  oder  doch  sehr  erschwert 

Aber  nicht  nur  wirtschaftlich  griff  die 
Zunft  rücksichtslos  in  den  freien  Willen  der 
Individuen  ein;  mindestens  ebenso  nach- 
drücklich bewährte  sie  sich  als  Erzieherin 
auf  moralischem  Gebiete,  in  der  Normierung 
des  Lehrlings-  und  Gesellenwesens. 
Freilich  war  dasselbe  von  vom  herein  von 
üebertreibungen  nicht  frei  und  mit  manchem 
Formelkram  verbunden,  ab6r  es  hatte  diese 
eigentümliche  Schide,  die  jeder  Ober  ach 
ergehen  lassen  musste,  doch  auch  unver- 
kennbar ihre  wohlthätigen  Folgen.  Die  erste 
Bedingimg  für  die  Aufnahme  eines  Knaben 
in  das  Handwerk  zu  dessen  Erlernung  vrar 
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die  eheliche  Geburt.  Ungern  nahm  man 
die  erst  durch  die  Ehe  Legitimierten  auf. 
Ausgeschlossen  blieben  Bastarde  imd  Find- 
linge, die  Söhne  der  in  niederer  städtischer 
Beamtung  stehenden  Personen,  als  Gerichts- 
diener,  Feldhüter,  Nachtwächter,  Toten- 
gräber etc.  und  in  den  Zünften  vornehmerer 
Gewerbe  auch  die  Angehörigen  gewisser 
Berufe,  wie  die  der  Leineweber,  Müller, 
Bader  imd  Barbiere.  Seine  eheliche  Geburt 
musste  der  aufzunehmende  Lehrling  mit 
seinem  Geburtsbrief  beweisen.  War  dieser 
in  Richtigkeit,  so  begann  eine  Probezeit  von 
höchstens  vier  Wochen,  um  sich  davon  zu 
überzeugen,  ob  Lust  und  Geschick  zu  dem 
erwähnten  Gewerbe  vorhanden.  Nach  zur 
Zufriedenheit  abgelaufener  Probe  erfolgte 
bei  offener  Lade  unter  Beobachtung  ge- 
w^isser  Feierlichkeiten  in  Anwesenheit  aller 
Mitglieder  der  Zunft  die  Aufdingimg.  Der 
Name  des  Lehrjungen  ward  in  das  Protokoll- 
buch eingetragen,  wofür  eine  kleine  Gebühr 
zu  entrichten  war.  Der  Lehrling  stand 
unter  der  Zucht  des  Meisters,  schlief  in 
dessen  Hause  und  ass  an  dessen  Tisch. 
Die  Dauer  der  Lehrzeit  war  sehr  verschieden 
angesetzt;  sie  schwankte  von  2 — 6  Jahren; 
nach  ihrer  Beendigung  erfolgte  ebenfaUs 
imter  Beobachtung  gewisser  Feierlichkeiten 
die  Lossprechung  und  die  Ausstellung  eines 
Lehrbriefes. 

Ntm  ging  es  auf  die  Wanderschaft, 
der  aber  noch  eine  mitimter  etwas  harte 
Prozedur  vorausging.  Von  Rechts  wegen 
durch  die  Zustinunung  der  Meister  war  der 
Lehrling  freilich  Geselle  geworden,  aber  er 
war  es  noch  nicht  nach  Handwerks  Gewohn- 
heit und  Gebrauch.  Daher  musste  er  sich 
an  die  Gesellen  -  Brüderschaft  wenden 
und  um  Aufnahme  bitten,  die  unter  allerlei 
Scherzen  und  Lächerlichkeiten  dem  Gesuche 
zu  willfahren  pflegte,  aber  dabei  den  Ernst 
der  Situation  wahrte,  indem  mancherlei 
Reden  gehalten  wurden,  die  dem  Gesellen 
zur  Richtschnur  für  sein  künftiges  Ver- 
halten werden  solltjen. 

Das  Wandern  nahm  früh  seinen  An- 
fang. Bereits  Urkunden  des  14.  Jahrhunderts 
lassen  erkennen,  dass  es  vorkam  und  be- 
stimmte Gebräuche  sich  daran  knüpften. 
Offenbar  empfand  man  es  in  dem  Masse, 
als  das  Handwerk  sich  hob,  der  Kirnst  sich 
näherte  und  grössere  Anforderungen  an  die 
Technik  gestellt  wurden,  als  ein  Bedürfnis, 
einen  Austausch  der  Ideeen  und  Fertigkeiten 
herbeizuführen.  Die  jungen  Leute  zogen 
von  Stadt  zu  Stadt,  lernten  die  Besten  ihres 
Faches  kennen  und  kehrten  mit  Kenntnissen 
reich  beladen  in  die  Vaterstadt  zurück.  Von 
dem  auf  der  Wanderschaft  Erlebten  und 
Erlernten  zehrte  dann  der  Handwerker  bis 
an  seinen  Tod.  Einige  Städte  bildeten  auf 
diesen  Wanderschaften  besondere  Anziehungs- 


punkte und  wiu^en  gewissermassen  zu  Hoch- 
schulen des  Handwerkerstandes.  Dahin  ^ 
hörten  vorzugsweise  die  Städte  der  Rhein- 
ebene, die  am  frühesteo  sich  einer  hohen 
wirtschaftlichen  Blüte  erfreuten.  Im  Süden 
waren  Konstanz,  Schaff  hausen,  Basel.  Colmar, 
Strassburg  und  Freibui^  derartige  hoch  ent- 
wickelte Städte;  nördlicher  wurden  Frank- 
furt, Mainz,  Cöln,  Speier  und  Trier  gern 
aufgesucht  Später,  etwa  seit  1400,  übten 
auch  die  im  Osten  belegenen  Städte,  wie 
Dresden,  Magdeburg,  Frankfurt  a.  0.,  Danzig 
und  Königsberg,  auf  die  Wandernden  einen 
gewissen  Keiz  aus.  Seit  der  zweiten  Hälfte 
des  16.  Jahrhunderts  aber  scheint  ein  un- 
stetes, ungeordnetes  Wandern  eingerissen  zu 
sein,  mit  dem  der  Terrorismus  der  Gesellen 
und  die  wachsende  Unzufriedenheit  der 
Meister  über  die  schwierige  Behandlung  des 
leicht  beweglichen  und  leicht  erzürnten 
Völkchens  der  Gesellen  Hand  in  Hand  ging 
(s.  den  Art.  Gesellen  verbände  oben 
Bd.  IV  S.  182  ff.).  Die  Dauer  der  Wanderzeit 
schwankte  zwischen  drei  und  fünf  Jahren. 
Mitunter  war  sie  namentlich  für  die  Meisters- 
söhne auch  wohl  nur  auf  ein  Jalir  angesetzt 
In  den  Städten,  in  die  der  wandernde  Gte- 
selle  kam  und  wo  er  nach  Arbeit  umschaute, 
wurde  er  vom  Altgesellen  begrüsst  Dieser 
wies  ihm  Beschäft^ng  nach  und  kredenzte 
ihm  auf  der  Herberge  den  Willkommens- 
trunk. Waren  keine  Vakanzen  vorhanden 
oder  wollte  der  Geselle  nicht  verweilen,  so 
erhielt  er  das  so^nannte  Geschenk,  einen 
kleinen  Zehrpfennig.  Die  Mittel  zu  diesen 
Ausgaben  brachten  die  Gesellen  durch  Auf- 
lagen unter  sich  auL 

Hatte  der  Gesell  nun  seine  durch  die 
Zunftordnung  vorgeschriebene  Wanderschaft 
erledigt  so  konnte  er  das  Meisterrecht  er- 
werben. Hierbei  war,  namentlich  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts,  die 
Absolvienmg  einer  Dienstzeit  ihm  besonders 
zur  Pflicht  gemacht  Man  nannte  es  später 
»muten«  imd  es  kam  wohl  vor,  dass  diese 
Probezeit  auf  zwei  Jahre  angesetzt  wurde. 
War  sie  erledigt,  so  konnte  auf  der  Quartal- 
versammlung der  Zunft  die  Meisterschaft 
nachgesucht  werden.  Fanden  sich  alle 
Papiere  in  Ordnung,  alle  Vorschriften  er- 
füllt, so  wurde  er  zur  Anfertigung  des 
Meisterstücks  zugelassen,  an  dessen  be- 
friedigende Erfüllung  sich  eine  vom  Er- 
werber zu  veranstaltende  Mahlzeit  schloss. 

Hand  in  Hand  mit  dieser  erzieherischen 
Thätigkeit  bewegte  sich  die  Pflege  des 
religiös-geselligen  Moments.  Bis  zur 
Reformationszeit  waren  die  Zünfte  ganz  all- 
gemein auch  auf  die  Förderung  ihrer  Mit- 
glieder in  dieser  Beziehung  bedacht  Man 
beteiligte  sich  in  corpore  an  kirchlichen 
Prozessionen  und  rüstete  sich  für  diesen 
Zweck   auf   gemeinschaftliche   Kosten    mit 
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Fahnen  und  Standarten  aus ;  man  unterhielt 
gemeinsame  Lichter  auf  Altären  in  Kapellen 
und  Kirchen  oder  stiftete  wohl  gar  selbst 
einen  Altar;  man  verlangte  von  allen  Ge- 
nossen, dass  sie  zu  bestimmten  Festen  beim 
Gottesdienst  anwesend  waren,  dass  sie  sich 
bei  der  Beerdigung  verstorbener  Mitglieder 
oder  Familienangehöriger  derselben  einranden. 
Dazu  kamen  die  doch  wohl  den  Gilde- 
statuten entlehnten  regelmässigen  Zusammen- 
künfte in  den  Trinkstuben  und  die  Regelung 
des  geselligen  Verhaltens  daselbst  sowie  der 
Versuch,  auch  den  sittlichen  Lebenswandel 
der  genossenschaftlichen  Ordnung  zu  unter- 
werfen. 

Endlich  ist  die  militärische 
Organisation  zu  erwähnen.  Dass  diese  sich 
schon  in  den  ältesten  Zünften  bemerklich 
machte,  wurde  bereits  erwähnt;  die  neuere 
Forschung  (Gothein)  hat  sogar  sich  bemüht, 
jedoch  ohne  recht  durchgeschlagen  zu  haben, 
ihr  einen  entscheidenden  Einfluss  auf  die  Ent- 
stehung der  Zunftverfassung  zuzuschreiben. 
Sicher  ist,  dass  man  in  der  Blütezeit  die 
Bewachung  der  Stadt  gern  den  Zünften 
übertnig,  sie  zur  Besetzung  von  Türmen 
und  Tnoren  wechselseitig  antreten  Uess; 
dass  man  ihnen  zumutete,  je  nach  ihrer 
Grösse  eine  bestimmte  Anzahl  von  Be- 
wappneten  in  guter  Ausrüstung  aus  ihrer 
Mitte  zu  stellen. 

Die  Zunft  erfasste  mithin,  wie  man  sieht, 
den  Menschen  nicht  in  einer  bestimmten 
Richtung ;  sie  wandte  sich  nicht  an  den  Ge- 
werbsmann allein  in  ihm,  sondern  sie  be- 
mächtigte sich  seiner  ganzen  Persönlichkeit, 
und  daiin  ziuneist  mag  das  Geheimnis  ihrer 
überraschenden  Kraft  gelegen  haben.  Sie 
bewahrte  den  Einzelnen  vor  Vereinsamung, 
erweckte  in  ihm  das  Genossenschaftsbewusst- 
sein  und  das  Gemeingefühl.  Wenn  sie  auch 
die  Idee  des  standcsgemässen  Einkommens 
nicht  auf  die  Dauer  aufrecht  zii  erhalten 
vermochte,  bei  der  zunehmendenfZahl  der 
Gewerbetreibenden  deren  Durchführung  zu 
unabsichtlichen  Härten  führte,  so  schuf  sie 
doch  einen  wirtschaftlich  leistungsfähigen 
Mittelstand,  der  den  städtischen  Gemein- 
wesen durchweg  zur  Ehre  und  zum  grössten 
Vorteile  gereichte.  Ob  diese  Verfassung 
für  die  Individuen  stets  nur  gute  Erfolge 
erzielte,  ob  der  Einzelne  wirklich  vor  Not 
und  Armut  bewahrt  bUeb,  ist  eine  andere 
Frage.  Es  ist  sehr  zu  fürchten,  dass  gerade 
wegen  der  längeren  Vorbereitungszeit  und 
wegen  der  mit  ihr  verbundenen  Kosten 
manches  bemerkenswerte  Talent  nicht  zu 
seiner  Entfaltung  gekommen  ist.  Die  Ge- 
samtheit aber  fuhr  zweifellos  gut  dabei. 
Ganz  Deutschland  stand  unstreitig  auf  einer 
hohen  Stufe  der  Entwickelung  und  der 
Blüte,  wie  sie  nach  dem  30  jährigen  Kriege 
verhältnismässig  nicht  wieder  erreicht  worden 


ist  Der  arbeitende  Stand  war  wohlhabend, 
und  dem  entsprach  der  Nationalreichtum 
und  die  Macht  Deutschlands  nach  aussen. 
Die  wirtschaftlichen  Fortschritte  hegen  klar 
zu  Tage.  Die  Bevölkerung  wuchs  ansehn- 
lich und  damit  parallel  ging  eine  Vermehrung 
der  Kapitalien,  so  dass  der  Zinsfuss  sank. 
Die  Städte  zeichneten  sich  durch  schöne 
Profangebäude  und  Kirchen,  durch  Wasser- 
leitimgen  und  kunstvolle  Bauten  aus.  Alle 
Schilderungen  und  Aussagen  von  Zeitge- 
nossen stimmen  in  dem  Ruhme  Deutsch- 
lands überein.  Bei  Machiavelli  wird  Deutsch- 
land der  mächtigste,  reichste  Staat  genannt, 
Papst  Pius  II.  entwarf  eine  glanzvolle  Zeich- 
nung von  den  deutschen  Zuständen,  und  in 
Frankreich  nannte  man  Deutschland  einfach 
»la  patrie  des  machin  es«.  Die'  Deutschen, 
so  hiess  es,  wüssten  Hausgerät  und  Werk- 
zeug 80  pünktlich,  so  niedlich,  so  bequem 
anzufertigen,  dass  andere  Völker  sie  nur 
bewimdem,  nicht  nachzuahmen  imstande 
seien.  Man  darf  wohl  glauben,  dass  die 
Zunftverfassung  an  diesem  Aufschwünge 
einen  erheblichen  Anteil  gehabt  hat 

5.  Der  Verfall  des  deatschen  Z. 
Indes  wie  bewundernswert  die  Haltung 
der  Zünfte  im  ^nzen  war,  Missbräuche 
zeigen  sich  bereits  in  der  eisten  Hälfte 
des  16.  Jahrhunderts.  Die  vorwärts- 
schreitende Arbeitsteilung  bewirkte  eine 
frössere  technische  Geschicklichkeit  des 
änzelnen,  aber  sie  führte  auch  gleichzeitig 
zur  Begründung  neuer  Handwerkerverbände 
mit  besonderen  Ordnungen  und  Artikeln. 
War  das  erstere  ein  Vorteil,  so  war  das 
letztere  ohne  Zweifel  ein  Nachteil,  und  der 
Schaden  blieb  daher  nicht  aus.  Die 
Gewerbetreibenden,  in  bedrängter  Lage,  von 
der  Konkurrenz  bedroht,  griffen  dem  Publi- 
kum gegenüber  zu  Betrügereien  und  sannen 
auf  Maßregeln,  sich  die  Konkurrenten  vom 
Halse  zu  halten.  Leider  war  niemand  da, 
der  sie  in  diesem  Vorhaben  mit  Erfolg  hätte 
stören  können.  Wäre  ein  wachsames  Auge 
vorhanden  gewesen,  die  Gefahr  wahrzu- 
nehmen, und  liätte  ihm  die  Macht  zur  Seite 
gestanden,  sie  abzuwenden,  so  hätte  die  im 
Grunde  nützliche  Verfassung  sich  wohl 
länger  mit  Ehren  lialten  können.  Statt 
dessen  legte  die  Reichsregiemng  nur  ein 
geringes  Verständnis  für  die  Erscheinung 
zu  Tage,  und  die  Anordnungen,  die  hier 
und  da  getroffen  wurden,  um  eine  Besserung 
zu  erzielen,  blieben  unausgeführt. 

Um  den  Widerspruch  der  verschiedenen 
Lokalstatuten  gegeneinander  zu  beseitigen, 
entschloss  man  in  manchen  Gegenden  siebi 
zum  Erlass  allgemeiner  Ordnungen,  die  für 
ein  ganzes  Handwerk  in  allen  Landesteilea 
oder  für  einen  bestimmten  Distrikt  galten. 
Derart  ist  die  1486  in  der  Markgrafschaft 
Baden  aufgerichtete  grosse  Tucherordnung, 
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derart  die  Gewerbepolitik,  die  Markgraf 
Christoph  hier  einschlug,  die  später  auch 
in  Württemberg  durch  Begründung  von 
Landeszünfteu  Anerkennung  fand.  Man 
suchte  das  ausschliessliche  Gesetzgebungs- 
und Verordnungsrecht  der  Regierung  zu 
•wahren  und  die  lokalen  Zünfte  durch 
Stiftung  von  Landesverbänden  zu  unter- 
drücken. In  Brandenburg  normierte  die 
Polizeiordnung  Joachims  I.  von  1515  das 
beim  Eintritt  in  die  Zünfte  zu  zaiilende 
Meistergeld,  schaffte  die  Werkköste  ab  und 
beschränkte  die  Zahl  der  jährlich  zu  ver- 
anstaltenden Morgensprachen  auf  drei. 
Joachim  II.  liess  sogar  1541  eine  besondere 
»Ordnung  von  verschiedenen  Punkten  in 
Hand  Werkssachen«  ausgehen,  welche  die 
Gerichtsbarkeit  der  Zünfte  und  gewisse 
Missbräuclie  einzuschränken  beabsichtigte. 
Das  Reich  seinerseits  blieb  ebenfalls  nicht 
müssig  und  gab  zur  Unterdrückung  der 
aufkommenden  Missbränche  mit  grossem 
Eifer  polizeiliche  Vorschriften.  In  der  Reichs- 
polizeiordnung von  1530,  der  ersten  aus- 
rOhrlich  gehaltenen,  untersagte  man  das 
Schenken  und  Zechen  der  wandernden  Ge- 
sellen und  bemühte  sich,  die  Meister  gegen- 
über den  Gesellenschaften,  die  den  Arbeits- 
nachweis vermittelten,  unabhängiger  zu 
stellen.  Achtzehn  Jahre  später  wiederholte 
man  das  Verbot  auf  dem  Reichstage  zu 
Augsburg  1548  imd  fügte  eine  Ehrlichkeits- 
erkiänmg  der  Leineweber,  Barbiere,  Müller, 
2j<5llner,  Pfeifer,  Trompeter  und  Bader  hinzu. 
Diese  sollten  ohne  weiteres  in  die  Zünfte 
aufgenommen  werden.  Dabei  wiwde  den 
Gesellen  verboten,  auf  ihre  Meister  einen 
Druck  auszuüben,  z.  B.. ihnen  Vorschriften 
über  die  zu  verabreichende  Kost  zu  machen 
und  gleichzeitig  die  Meister  angewiesen, 
ihre  Gesellen  so  zu  halten,  dass  diese  keine 
Veranlassung  zu  Klagen  und  Beschwerden 
hätten.  Endlich  wurde  den  Obrigkeiten  zur 
Pflicht  gemacht,  alle  Verbindungen  von 
Handwerkern  zu  verhindern  und  zu  be- 
strafen, die  den  Zweck  verfolgten,  »dass 
einer  sein  gemacht  Werk  der  Arbeit  in 
feilen  Kauf  nicht  mehr  oder  weniger  ver- 
kaufen soll  als  der  andere,  und  also  einen 
Aufschlag  oder  Steigerung  machen,  dass 
diejenigen,  so  der  Arbeit  notdürftig  und 
kaufen  wollen,  ihnen  die  ihres  Gefallens 
bezahlen  müssen«.  Alle  diese  Anordnungen 
erzielten  gar  keinen  Erfolg,  und  es  half 
ebenso  wenig,  dass  die  Reichsabschiede  von 
1559,  1566,  1.570,  die  Reichspolizeiordnung 
von  1577  sie  wiederholten  sowie  auf  dem 
letzten  einflussreichen  Reichstage  vor  dem 
Ausbruch  des  30  jährigen  Krieges,  dem  von 
Regerisbnrg  im  Jahre  1594,  noch  einmal 
alle  Bestimmungen  zusammengefasst  und 
bis  in  geringfügige  Einzelheiten  verfolgt 
wurden. 


Verwickelter  imd  unerquicklicher  ge- 
stalteten sich  die  Zustände  im  17.  Jahr- 
hundert Statt  dass  das  dehnende  und 
wachsende  Leben  dem  formalistischen  Wesen 
der  Zunftverfassung  gegenüber  Recht  be- 
hielt, trat  der  umgekehrte  Fall  ein.  Der 
Schematismus  schlug  jede  frischere  Geistes- 
regung in  Fe-sseln,  und  die  Verfassung  ver- 
knöcherte. Die  kirchlichen  Interessen  teilten 
die  Bevölkerung  in  zwei  grosse  Heerlager 
und  liessen  kein  einheitliches  Zusammen- 
gehen mehr  erwarten.  Der  30  jährige  Krieg 
verwischte  den  letzten  Rest  der  poli- 
tischen Bedeutung  der  Zünfte,  und  an  die 
Stelle  der  jenen  bisher  eingeräumten  Auto- 
nomie trat  die  absolute  landesherrliche  Macht. 
Der  Abstand,  der  die  Zunft  des  17.  3akr- 
hunderts  von  der  des  12.  und  13.  trennte, 
ist  so  gewaltig,  dass  man  sich  nur  mit  Mühe 
die  Grundzfige  der  einst  so  wohlthätigen 
Institution  ins  Gedächtnis  zurückruft  Die 
hauptsächlichsten  Uebelstände,  die  jetzt  be- 
klagt werden,  sind  die  verallgemeinerte,  lang 
andauernde  Vorbereitungszeit,  die  Ober  Ge- 
bühr ausgedehnte  Lehr-,  Wander-,  Mutzeit, 
das  ausgeartete  Meisterstück,  die  hohen  Ge- 
bühren beim  Eintritt  in  die  Zunft.  In  ihrer 
missbräuchlichen  Ausdehnung  waren  diese 
Bestimmungen  neueren  Datums  und  hatten 
im  Laufe  der  Jahre,  als  die  zunehmende 
Bevölkerung  die  Basis  der  Erwerbsmöglich- 
keit immer  mehr  zusammenschrumpfen  liess, 
desto  engherzigeren  Charakter  angenommen. 
Die  Zunft  des  14.  Jahrhundeiis  hatte  da- 
nach gestrebt,  innerhalb  ihres  Verbandes 
jedem  annähernd  eine  gleiche  Machtstellung 
zu  verleihen;  aus  diesem  Grunde  hatte  sie 
die  strenge  Beaufsichtigung  der  Produktion 
ins  Auge  gefasst.  Die  Zunft  des  17.  Jahr- 
hunderts gab  diesen  Gedanken  nicht  ganz 
auf,  aber  sie  verlieh  ihm  einen  hässlichen 
Beigeschmack.  Sie  wollte  die  Befugnis  zur 
ausschliesslichen  Ausübung  des  Gewerbes 
einer  kleinen  Anzahl  Personen  vorbehalten 
wissen,  für  die  dann  die  alten  Grtmdsätze, 
übrigens  verschärft  und  verbreitert,  zur  An- 
wendung kommen  sollten.  Somit  verengte 
sie  den  Zugang  zum  Gewerbe  und  suchte 
die  Besitzenden  im  Genüsse  ihrer  Vorrechte 
zu  erhalten.  Gewerbetreibende,  die  ausser- 
halb der  Sphäre  dieser  Interessenten  geboren 
und  erzogen  waren,  fanden  für  ihre  Leis- 
tungen schwer  Abnehmer.  Es  kam  nun 
nicht  mehr  darauf  an,  dass  der  Einzelne 
seine  Hantierung  gut  verstand,  sondern 
darauf,  dass  die  Erlernung  derselben  im 
vorschriftsmässigen  Geleise  vor  sich  ge- 
gangen war.  Der  B^riff  der  »Unehrlichkeit« 
wurde  immer  weiter  ausgedehnt,  um  von 
vorn  herein  vielen  den  Anschluss  unmöglich 
zu  machen;  die  Zahl  der  Meister  in  den 
geschlossenen  Zünften  beschränkt;  das 
Meisterstück   immer  weitläufiger  und    die 
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mit  ihm  verbundenen  Festlichkeiten  immer 
kostspieliger;  die  bei  der  Gewinnung  der 
Innung  zu  zahlende  Gebühr  immer  höher 
angesetzt  Entsprechend  arteten  die  Ge- 
sellenverhältnisse aus.  Die  Feier  des  »blauen 
Montags«  riss  immer  allgemeiner  ein,  und 
die  Unbotmässigkeit  gegen  die  Meister  ge- 
wann immer  grössere  Ausdehnung.  Das 
Publikum  aber  lief  Gefahr,  mit  hohen  Preis- 
satzungen übervorteilt  zu  werden,  gegen  die 
die  Taxen,  so  unentbehrlich  sie  waren, 
doch  nur  wenig  zu  helfen  vermochten. 

Bei  solcher  Sachlage,  die  hier  nur  ange- 
deutet, nicht  eingehend  geschildert  werden 
konnte,  gewann  nach  dem  dreissigjährigen 
Kriege  die  Ansiclit  die  Oberhand,  dass  eine 
Regelung  des  Zunftwesens  von  Reichs  wegen 
erfolgen  müsse.  Schon  die  Wahlkapitulationen 
von  1661  mahnten  an  diese  Aufgabe.  Im 
November  1666  fassten  die  Reichsstände  auf 
Anregimg  Strassburgs,  Eegensburgs  imd 
Nördlingens  ein  Conclusum  über  die  »bey 
denen  Handwerkern  entstehenden  Insolen- 
tien  und  gegen  die  ordentlichen  Obrigkeiten 
bezeigenden  Widerspenstigkeiten«.  Sein  In- 
halt ging  dahin,  dass  »mit  bestem  Fleiss 
noch  ferner  zu  laboriien,  damit  dann  wider 
die  Reichskonstitutionen  und  gemeine  Polizei- 
ordnung sonderbar  de  anno  1548  imd  de 
anno  1567  eingerissenen  Unordnungen,  schäd- 
lichem Aufstehen,  Schmähungen  und  andern 
unzulässigen  Exzessen  diuxih  gesammte  Ver- 
fügung des  Reichs  gesteuert  werde«.  Indes 
blieb  einstweilen  diese  Anregung  ohne  Er- 
folg, und  erst  im  April  1667  wurde  be- 
schlossen, demnächst  über  einige  Punkte 
des  Poüzei Wesens  zu  beraten,  unter  denen 
die  Einrichtung  der  Zünfte  und  Abschaffung 
der  Missbräuche  sich  befand.  Im  Juli  1669 
kamen  diese  Fragen  zur  Verhandlung,  und 
der  Vertreter  Kurbrandenburgs  sprach  sich 
hierbei  für  nichts  Geringeres  als  die  Auf- 
hebung der  Zünfte  aus.  Diese  Forderung 
war  offenbar  den  meisten  Staaten  zu  radikal, 
und  ohne  diese  principielle  Seite  überhaupt 
zu  diskutieren,  beschloss  man,  zunächst  von 
den  Städten  Material  einzusammeln,  welcher 
Art  die  gerügten  Missstände  des  Zunft- 
wesens eigenüich  wären.  Diese  Bericht- 
erstattung zog  sich  bis  zum  Mai  1671  hin, 
und  die  Beratungen  wurden  erst  wieder 
aufgenommen,  als  am  16.  Mai  genannten 
Jahres  die  Reichsdiktatur  dem  Reichstage 
einen  »unvorgreifflichen  Aufsatz«  über- 
mittelte, was  wegen  Abstellung  der  Hand- 
werkermissbiäuche  im  künftigen  Reichs- 
abschied zu  bringen  seL 

Jetzt  häufte  sich  die  Zahl  derer,  die  die 
Beseitigung  der  Zünfte  für  die  zweckmäs- 
sigste  Massregel  erklärten.  Der  Kurfürst 
von  Brandenburg  liess  daran  erinnern,  dass 
er  schon  1669  ihre  Aufhebung  angeregt 
habe.   Der  Vertreter  von  Braunschweig-CeUe 


äussei-te  sich  gleichfalls  dahin,  dass  sdn 
Fürst  »wenig  auf  die  Zünfte«  hielte,  und 
der  Vertreter  von  Braunschweig-Calenberg 
erklärte  sich  mit  ihrer  Abschaffung  einver- 
standen, wenn  sie  im  ganzen  Reiche  vorge- 
nommen werde.  Kurz,  die  ganze  weltliche 
Fürstenbank  stimmte  dem  brandenburgischen 
Vorschlage  zu.  Zu  seiner  Ausführung  kam 
es  indes  noch  nicht  Die  Ansicht,  weiche 
das  Wesentliche  der  Institution  festhalten 
und  nur  die  Missbräuche  beschneiden  wollte, 
gewann  die  meisten  Anhänger.  Um  dsa 
letzteren  Zweck  zu  erreichen,  wurden  fortr 
während  Projekte  ausgearbeitet  Aus  dem 
»unvorgreifflichen  Aufsätze«  imd  dem  Gut- 
achten von  1669  wurde  ein  neues  Akten- 
stück gemacht  Die  Reichsdiktahu*  lieferte 
»Additiones«,  das  Kurfflrstenkollegium  »Mo- 
nita«,  und  alles  zusammen  ermöglichte  die 
Aufstellung  eines  neuen  Projekts,  »was  in 
den  künftigen  Reichsabschied  wegen  derer 
bei  den  Handwerkern  eingerissenen  Miß- 
brauche zu  bringen  seyn  möchte«.  Aus 
diesen  Vorarbeiten  erwuchs  das  Reichs- 
gutachten  vom  3.  März  1672.  Leider 
hatte  dasselbe  nur  geringe  Wirkungen,  und 
seine  Bestimmungen  zur  Beseitigung  der 
Missbräuche  blieben  fromme  Wünsche.  Die 
Punkte,  auf  die  in  den  Verhandlungen  Ge- 
wicht gelegt  worden  war,  betrafen  die  Auf- 
hebung der  Jurisdiktion  der  Zünfte,  die 
ständige  Gegenwart  von  Magistratsdepu- 
tierten in  den  Morgensprachen,  die  rationelle 
Einrichtung  der  Meisterstücke,  die  Ermässi- 
gung der  Eintrittsgebühren  und  die  Er- 
leichterung des  Meisterwerdens.  Aber  das 
Gutachten  entsprach  den  zu  stellenden  For- 
derungen nur  in.  verschwommener  Weise 
und  vermochte  keine  allgemeine  Anerken- 
nung zu  finden. 

Nur  die  eine  Folge  hatte  das  Gutachten, 
dass  einige  Fürsten  mmmehr  dazu  schritten, 
in  ihren  Ländern  selbständ^  Reformen  vor- 
zunehmen. In  Brandenburg  ordnete  der 
grosse  Kurfürst  in  der  Polizeiordnung  von« 
3.  Januar  1688  das  Zunftwesen.  Braun- 
schweig folgte  mit  einem  Reglement  wegen 
Einrichtung  der  Aemter  und  GUden  am  4 
August  1692  und  Km-hessen  mit  einer  all- 
gemeinen Zunftoi-dnung  vom  29.  Juli  1693. 
Dabei  entschloss  man  sich  in  Braodenboi^, 
trotz  der  früheren  Auffassimg  von  der 
Zweckmässigkeit  der  Aufhebung  der  Zünfte, 
sie  beizubehalten.  Nur  wurde  ihre  Organi- 
sation eine  etwas  andere.  Lehrlingsweeen, 
Wanderzeit,  Meisterstück  wurden  durch 
strenge  Vorschriften  geregelt;  die  allge- 
meinen Rechte,  wie  Morgensprachen  und 
Gerichtsbarkeit  beschränkt,  wirtschaftliche 
Missbräuche,  wie  Preisverabredungen,  Vei^ 
untreuungen  des  Materials,  Nichtausführung 
von  Bestellungen  etc.  mit  Strafen  bedroht 

Ob  in  den  genannten  Ländern  mit  diesen 
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Reformen  'wirklich  etwas  erreicht  wurde, 
bleibe  dahingestellt  Jedenfalls  liess  mau 
nun  einige  Jahrzehnte  die  Sache  auf  sich 
beruhen  und  erst  im  Jidi  1731  wurde  dem 
Reichstage  ein  neuer  Entwurf  unterbreitet, 
der  in  der  Folge  am  16.  August  desselben 
Jahres  Gesetz  wurde.  Ene  äussere  Veran- 
lassung, die  Reform  aufzuuehmen,  bot  ein 
Aufstand  der  Augsburger  Schuhknechte.  Ge- 
sellenunruhen waren  in  den  letzten  Jahren 
häufig  gewesen  und  der  »Verruf«  ein  Mittel 
geworden,  dessen  Gebrauch  die  Gesellen 
von  den  Meistern  gelernt  hatten.  In  Augs- 
burg war  aus  einer  geringfügigen  ürsadie 
ein  Streit  entstanden,  dessen  Beilegung 
anderthalb  Jahre  gedauert  hatte  und  der 
die  Interessen  der  Allgemeinheit  dabei  so 
augenfällig  geschädigt  hatte,  dass  man  den 
Erkss  eines  Reichsgesetzes  nicht  länger 
verzögern  zu  dürfen  glaubte. 

Die  neue  Reichszunftoidnung  von  1731 
ist  nun  jeden&üls  ein  sehr  sorgsam  ausge- 
arbeitetes Gesetz,  aber  sie  ist  weit  davon 
entfernt,  für  die  Einführung;  der  Gewerbe- 
freiheit bahnbrechend  zu  sein.  Sie  ist  die 
erste  Gewerbeordnung,  die  sich  auf  alle 
Zünfte  in  ganz  Deutschland  bezieht,  und  als 
solche  von  Interesse.  Eine  eigentliche  Re- 
form brachte  sie  nicht.  Man  liess  die 
Zünfte  ruhig  weiterbestehen  und  glaubte 
durch  Beschneidung  der  Auswüchse  den 
Namen  retten  zu  können.  Der  Hauptnach- 
druck liegt  auf  dem  Verbot  aller  Zusammen- 
künfte ohne  Vorwissen  der  Obrigkeit  Das 
Gesetz  hob  das  freie  Versammlungsrecht 
der  Zünfte  auf  und  .stellte  alle  Zusammen- 
künfte unter  Aufsicht  der  Ortsbehörden. 
Alle  von  den  Handwerkern  eigenmächtig 
getroffenen  Anordnungen  wrunlen  für  »null, 
nichtig,  ungiltig  und  unkräftig«  erklärt 
Handwerker,  die  dieser  Vorschrift  kein  Ge- 
hör schenken  oder  gar  trotz  obrigkeitlicher 
Abmahnung  auf  Dm^fflhrung  der  gefassten 
Beschlüsse  bestehen  würden,  sollten  hand- 
werksunfähig sein  und,  falls  sie  sich  durch 
die  Flucht  der  Bestrafung  entziehen  würden, 
steckbrieflich  verfolgt  werden.  Im  weiteren 
suchte  das  Gesetz  den  Zutritt  zu  erleichtem. 
Die  früheren  Bestimmungen  der  Polizeiord- 
nuDgen  über  die  Zulassung  aller  Stände  zu 
den  Zünften  wurden  wiederholt  Zwischen 
unehelich  erzeugten  und  vor  oder  nach  der 
Kopulation  geborenen  Kindern  sei  beim  Ein- 
tritt in  die  Zünfte  kein  Unterschied  zu 
machen.  Die  kostbaren  und  unnützen 
Meisterstücke  sowie  die  schwelgerischen 
Mahlzeiten  dabei  wurden  aufgehoben.  Die 
Behörden  wurden  angewiesen,  darauf  zu 
achten,  dass  man  die  Meislerstücke  »mode- 
riere, verändere  und  nach  Billigkeit«  ein- 
richte. Einem  strebsamen  Gesellen  sollte 
trotz  des  Widerspruchs  der  Zunft  das  Meister- 
recht erteilt  werden  können,  wenn  der  Be- 
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Werber  sich  den  von  der  Zunf{  in  Bezug 
auf  Anfertigung  veralteter  Meisterstücke 
gestellten  Anforderungen  nicht  unterwerfen 
wollte. 

Eingehende  Aufmerksamkeit  wiirde  dem 
Lehrlings wesen  gezollt  Die  übermässig 
hohen  Ein-  und  Ausschreibegebflhren  wur- 
den herabgesetzt  und  verfügt,  dass  die  Auf- 
dinge-, Lehr-  und  Losspruchgelder  aller 
Arten  von  den  Obrigkeiten  b^timmt  und 
zur  allgemeinen  Kenntnis  gebracht  würden. 
Die  Lehrbriefe  sollten  nicht  mehr  von  der 
Zunft  sondern  nur  von  der  Obrigkeit  aus- 
gestellt werden.  Jeder  Lehrling  aber  wurde 
angewiesen,  wenn  er  auf  die  Wanderschaft 
ging,  das  Original  des  Lehrzeugnisses  in 
der  Lade  zurückzulassen'  und  nur  eine  Ab- 
schrift desselben  nebst  einer  Kundschaft, 
d.  h.  einem  Arbeitszeugnis  mitzunehmen. 
Nicht  minder  wurde  mit  dem  Ge- 
sellenunwesen aufgeräumt  Gtegen  die 
ruhestörenden  Bewegungen  des  Gesellen- 
standes sollte  energisch  voig^angen  wer- 
den. Wenn  die  Gesellen  sich  gelüsten 
lassen  sollten,  sich  zusammen  zu  rottieren, 
einen  Aufstand  zu  machen  und  was  der- 
gleichen rebellischen  Unfugs  mehr  wäre,  so 
würde  man  sie  mit  Gefängnis-,  Zuchthaus-, 
Festungsbau  und  Galeerenstrafe  belegen, 
auch  wohl  nach  Beschaffenheit  der  Umstände 
am  Leben  strafen.  Die  Teilnehmer  eines 
GeseUenaufstandes,  sowie  diejenigen,  welche 
die  Anführer  unterstützen  würden,  erklärte 
man  ftlr  vogelfrei.  Selbst  auf  den  blossen 
Versuch,  einen  Au&tand  zu  erregen,  waren 
harte  Strafen  in  Aussicht  gestellt  Unter- 
stand ein  Geselle  sich,  die  Zunft  zu  schimpfen, 
die  Arbeit  niederzulegen  und  gar  noch  andere 
Gesellen  zu  gleichem  Thun  zu  verführen, 
so  sollte  er  steckbrieflich  verfolgt  und  von 
jeder  Obrigkeit  als  ein  Aufrührer  und  Auf- 
wiegler verhaftet  werden  dürfen.  Dem 
»wider  alle  Vernunft  laufenden«  Missbrauch 
der  heimlichen  Gesellengerichte  sowie  allen 
anderen  sogenannten  Gesellengebräuchen, 
»den  lächerlichen  und  ärgerlichen  Gebräuchen 
bei  der  Aufnahme  in  die  Gesellen schaft,  als 
Hobeln,  Schleifen,  Predigen,  Taufen  etc.« 
wurde  ein  für  allemal  entgegengetreten. 
Als  Legitimation  der  Gesellen  wurde  endlich 
die  Kundschaft  eingeführt.  Mit  ihr  war 
der  Geselle  verpflichtet,  sich  auf  der  Wan- 
derung in  der  Stadt,  in  der  er  Arbeit  suchte, 
beim  Meister  zu  melden,  und  dieser,  sofern 
er  eines  Gesellen  bedurfte,  gehalten,  sich 
des  Zugereisten  zu  bedienen.  Trat  der  Ge- 
selle nun  in  eine  Werkstatt  ein,  so  musste 
er  die  Kundschaft  nebst  den  Abschriften 
seines  Greburts-  imd  Lehrbriefes  in  der  Lade 
niederlegen,  die  dort  so  lange  bleiben  sollte, 
bis  er  weiter  zu  wandern  gedachte.  In 
letzterem  Falle  musste  er  8  Tage  vorher 
kündigen,  erhielt  aber    seine   Le^timaüon 
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und  seine  neue  Kundschaft  nur  bei  'guter 
Führung.  Sonst  wurde  er  der  Obrigkeit 
angezeigt,  die  dann  das  Weitere  veranlasste. 
Ein  Gesell,  der  seine  Papiere  nicht  auf- 
weisen konnte,  sollte  uuter  Androhung  harter 
Strafen  von  keinem  Meister  beschäftigt 
werden. 

Wie  zweckmässig  alle  diese  Ee- 
formen  gedacht  sein  mochten  und  wie 
wünschenswert  es  gewesen  wäre,  sie  ins 
Leben  treten  zu  sehen,  einen  Erfolg  erzielte 
dieses  Gesetz  so  wenig  wie  das  vorherge- 
gangene Gutachten.  Es  ist  schwer  zu  sagen, 
woran  das  lag.  Hauptsächlich  wird  die 
Ohnmacht  des  Reichs  die  Schuld  daran  ge- 
tragen haben.  Denn  an  die  Drohung  bei 
Nichtbeachtung  des  Gesetzes,  »alle  Zünfte 
insgesamt  und  überhaupt  vAllig  aufzuheben 
und  abzuschaffen«,  kehrte  sich  keiner.  Selbst 
mit  der  Publikation  des  Gesetzes  war  es 
schwach  bestellt,  und  obwohl  die  dazu  er- 
forderlichen Patente  durch  das  ganze  Reich 
erlassen  wurden,  so  kam  vielfadi  die  neue 
Ordnung  gar  nicht  recht  zur  allgemeinen 
Kenntnis.  Dass  die  Handwerker  an  vielen 
Orten  selbst  Schwierigkeiten  machten,  das 
Gesetz  auf  ihre  Zünfte  anwenden  zu  lassen, 
war  erklärlich. 

6.  Dentschlands  Gewerbererfassnng 
jEnn  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts.  Am 
Schlüsse  des  vorigen  Jahrhunderts  steckte 
Deutschland  noch  tief  im  Zunftwesen.  Eine 
bis  ins  kleinste  geregelte  Verfassung  ordnete 
den  EntwickelungsgaQg  eines  jeden  von  der 
Lehrzeit  an  bis  zur  Erlangung  der  Meister- 
schaft. Diese  selbst  untenag  vielfachen  Be- 
schränkungen. Man  durfte  nur  einen  Lehr- 
jungen halten,  nur  eine  Betriebsstätte  im 
Gange  haben,  nur  verkaufen,  was  man  selbst 
angefertigt  hatte.  Alle  Yorschriften  bezüg- 
lidtt  der  einzelnen  Einrichtungen  des  Zunft- 
wesens, der  Lehrzeit,  der  Gesellenschaft,  der 
Wander-  und  Mutzeit,  der  Meisterschaft,  der 
Gerichtsbarkeit  und  des  Zunftzwanges  waren 
ziemlich  unverändert  in  Kraft  Nur  dass 
sie 'jetzt  immer  fühlbarer  die  Freiheit  des 
Individuums  in  enge  Netze  spannten,  so  dass 
die  Gewerbetreibenden  sich  bald  nicht  mehr 
bewegen  konnten  und  die  Ueberzeugung 
Platz  greifen  musste,  dass  einmal  mit  den 
alten  Ueberlieferungen  gebrochen  werden 
musste,  wenn  der  Gewerbefleiss  nicht  voll- 
ständig ersterben  sollte.  Am  meisten  wurde 
geklagt  Ober  den  mit  dem  sogenannten 
Schelten  oder  Auftreiben  geschehen- 
den Missbrauch,  über  die  Verfolgung  Dn- 
zünftiger  und  über  die  Zänkereien  bezüglich 
des  Arbeitsgebietes  der  einzelnen  Zünfte. 
Ein  Handwerker,  der  sich  durch  ein  In- 
nungsvergehen der  Genossenschaft  unwürdig 
gemacht  hatte,  wurde  für  unredlich  erklärt 
und  gescholten,  bis  er  sich  entweder 
mit  der  Zunft  abgefunden   oder  etwa  der 


Magistrat  ein  Einsehen  gehabt  hatte.  Aus 
den  geringfügigsten  Ursachen  jemanden  zu 
schelten,  war  leidige  Angewohnheit  gewor- 
den. Es  war  üblich,  denjenigen  zu  schelten, 
der  einen  Erhängteü  abschnitt,  der  einen 
Hund  oder  eine  Katze  totgeworfen  sowie 
Vieh  selbst  verscharrt  hatte,  dessen  Frau 
zum  ersten  Male  zu  früh  in  die  Wochen 
kam  u.  s.  w.  Ueber  alle  gescholtenen 
Meister  und  Gtesellen  wurden  vollständige 
Register  geführt.  Die  Folge  war,  dass  ein 
derartig  Gebrandmarkter  von  aller  zünfti^n 
Arbeit  im  ganzen  Reich  aus^schlossen  blieb. 
Kehrte  sich  ein  Meister  nicht  an  die  Ver- 
urteDung,  sondern  nahm  einen  gescholtenen 
Gesellen  in  Arbeit  oder  trat  ein  wandern- 
der Geselle  bei  einem  gescholtenen  Meister 
in  die  Werkstatt,  so  wiirden  sie,  taüs  sie 
nicht  14  Tage,  nachdem  man  sie  auf  das 
ungehörige  aufmerksam  gemacht  hatte,  die 
Verträge  wieder  lösten,  ebenfalls  gescholten. 
Die  Verfolgung  der  ünzünftigen,  die 
man  als  Bönhaaen,  Stümper,  Störrer,  Frötter, 
Pfuscher  u.  s.  w.  bezeichnete,  war  die  un- 
mittelbare Konsequenz  davon,  dass  die  Er- 
langung der  Meisterschaft  so  sehr  erschwert 
worden  war.  Jeder  sich  irgendwo  in  einer 
Stadt  niederlassende  Handwerker  war  ver- 
pflichtet, bei  dem  allgemeinen  Herrschen 
des  Zunftzwanges  sich  der  vorhandenen 
Zunft  seines  Fachs  anzuschliessen.  Da  das 
nun  aber  oft  nur  nach  üeberwindung  zahl- 
loser Weitläufigkeiten  und  imter  Bezahlung 
erheblicher  Beträge  möglich  war,  so  sahen 
sich  viele  gezwungen,  ausserhalb  der  Zunft 
eine  Thätigkeit  anzufangen.  Allerdings 
hatten  die  Magistrate,  um  das  Privileg  der 
Zünfte  zu  brechen,  das  Institut  der  Frei- 
meister  eingeführt,  d,  h.  Persönlichkeiten 
zugelassen,  die  sich  mit  der  Zunft  durch 
eine  kleine  Summe  abfanden  und  dann 
ihrem  Gewerbe  nachgehen  konnten.  So 
gab  es  Flickschneider  neben  dem  Schneider- 
amt, Altbüsser  oder  Flickschuster  neben 
dem  Schuhmacheramte.  War  die  Anzahl 
solcher  Freimeister  gross  genug,  so  bildeten 
sie  eine  eigene  Nebenzunft  In  Hamburg 
Wessen  diese  »Brüderschaften«  und  hatten 
geringere  politische  und  gewerbliche  Rechte 
als  die  eigentlichen  Aemter.  Aber  der  Frei- 
meister durfte  nur  selbst  arbeiten,  nicht 
Gesellen  und  Lehrlinge  halten  und  wie  be- 
scheiden auf  diese  Weise  seine  Existenz 
werden  mochte,  man  war  mit  der  Konzes- 
sionierung von  Freimeistem  überall  sparsam. 
So  blieb  in  vielen  Fällen  nichts  anderes 
übrig,  als  sich  ohne  Arbeitsbefugnis  durch- 
zuschlagen. Gerade  in  Gewerben,  in  denen 
es  zur  Eröffnung  eines  Betriebes  keines 
grossen  Anlagekapitals  bedurfte,  wie  bei 
Schmieden,  Schustern,  Leinewebern,  gab  es 
Bönhasen  in  Menge.  Ihr  Leben  war  ein 
elendes,  von  beständiger  Unruhe  und  Sorge 
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erffllltes;  sie  mussten  billiger  arbeiten  als 
die  Amtsmeister  und  sie  mussten  heimlich 
arbeiten,  als  wäre  es  ein  Schimpf  oder  eine 
Schande.  In  grossen  Städten  wuchs  die 
Zahl  mitunter  in  besorgniserregender  "Weise 
an.  In  Hamburg  z.  B.  fühlte  man  sich 
1747  veranlasst,  alle  unzflnftigen  Schuster 
vor  die  Amtspatrone  zu  berufen  und  ihnen 
die  Möglichkeit  zu  eröffnen,  sich  für  300 
Mark  Courant  ein  für  allemal  imd  ohne 
weitere  Beschwerde,  ohne  z.  B.  ins  Amt 
heiraten  zu  müssen,  als  Meister  aufnehmen 
zu  lassen.  Man  kann  sich  denken,  wie 
hoch  damals  für  gewöhnlich  das  Eintritts- 
geld gewesen  sein  mag  und  wie  zahlreich 
die  Bönhasen  sein  mussten.  Aber  die 
Schustergesellen  fanden  diese  Bedingungen 
viel  zu  beschwerlich  und  blieben  lieber 
Bönhasen.  Wurde  die  Konkurrenz  der  Un- 
zflnftigen zu  fühlbar,  so  griffen  die  Zünf- 
tigen zur  Veranstaltung  von  förmlichen 
Bönhasenjagden,  die  unter  dem  Schutze  der 
Obrigkeit  mit  einer  gewissen  Grausamkeit 
ins  Werk  gesetzt  wurden.  Rüdigers  kundige 
Feder  hat  uns  mit  ergreifender  Wahrheit 
geschildert,  wie  es  dabei  herzugehen  pflegte. 
Körperverletzungen,  sogar  mit  tödlichem 
Ausgange,  waren  dabei  nicht  ganz  unge- 
wöhnlich. 

Als  Bönhase  wurde  angesehen  derjenige, 
der  ohne  Erlaubnis  selbständig  arbeitete. 
Aber  es  konnte  auch  vorkommen,  dass  pri- 
vilegierte Freimeister  zu  Bönhasen  wurden, 
wenn  sie  Dinge  arbeiteten,  für  die  sie  nicht 
privilegiert  waren.  Machte  der  Altbüsser 
neue  Stiefeln,  machte  der  Spinnradmacher 
die  Blöcke  für  Flaschenzüge,  backte  der 
Grobbäcker  Weissbrot,  so  galt  er  den  Zunft- 
meistern als  Bönhasie,  der  unnachsichtig 
verfolgt  werden  musste.  Noch  mehr  wurde 
bei  den  Zünften  selbst  darauf  geachtet,  dass 
jede  innerhalb  des  Bereiches  derjenigen 
Thätigkeit  blieb,  die  ihr  in  ihrem  Statut  als 
ausschliessliche  Domäne  zugewiesen  war. 
Wenn  eine  Zunft  es  wagte,  in  das  Gebiet 
einer  anderen  hinüberzugreifen  und  sich  die 
Anfertigung  von  Dingen  anzumassen,  die 
jener  vorbehalten  waren,  so  gab  es  sofort 
Prozesse.  Derartige  Grenzstreitigkeiten 
zwischen  den  einzelnen  Zünften  waren  so 
alt  wie  diese  selbst.  Sie  lassen  sich  bereits 
im  14.  Jahrhundert  nachweisen  und  sie 
schwellen  schon  gegen  Ausgang  des  16. 
Jahrhunderts  in  nicht  unbedenklicher  Weise 
an.    Das  Reichsgesetz  von  1731  hatte  ver- 

feblich  Abhilfe  zu  spenden  versucht;  es 
onnte  höchstens  zu  rascher  Beendigimg 
begonnener  Prozesse  beitragen.  Vielfach 
glaubte  man  gegenüber  den  sich  mehrenden 
Klagten  die  Rettung  in  der  Erteilung  neuer 
Privilegien  zu  erblicken,  verschlimmerte 
iedoch  die  Sache  dadim:h  statt  sie  zu  ver- 
bessern.   So  erhielten  im  Jahre    1743  die 


Tuch-  und  Raschmacher  in  Brandenburg 
den  Färbern  gegenüber  das  Recht,  in  eigenen 
Färbereien  ihre  Erzeugnisse  färben  zu  können. 
Als  aber  1787  ebenda  Streitigkeiten  zwischen 
Rasch-  und  Zeugmachem  ausbrachen,  konnte 
man  sich  nicht  anders  helfen,  als  dass  man 
die  Herstellung  der  fraglichen  Gegenstände, 
wie  wollene  Waren,  Tücher,  tuchartige 
Zeuge  u.  s.  w.  beiden  Gewerben  zugestand. 
In  dem  Masse,  als  es  dem  Handwerk  schwer 
fiel,  sich  zu  behaupten,  nahmen  die  Zänke- 
reien überhand  imd  hatten  zu  höcLst  spitz- 
findigen Abgrenzungen  geführt.  Die  Ent- 
scheidung wurde  um  so  schwieriger,  als  die 
Kläger  sich  auf  uralte  Verträge,  konfirmierte 
Zunftbriefe  u.  s.  w.  stützten  und  die  Fort- 
schritte in  Technik  und  Verkehr  nicht  an- 
erkennen wollten.  So  gab  es  zwischen 
Sattlern  und  Riemern,  Grob-  und  Klein- 
schmieden, Schwarz-  und  Schönfärbern, 
Tischlern  und  Zimmerleuten,  Kürschnern 
und  Barettkrämem  u.  s.  w.  genaue  Fest- 
setzungen ihrer  Arbeiten.  Dieses  Verhältnis 
führte  zu  den  unhaltbarsten  Positionen  und 
musste  vielleicht  vor  aUem  anderen  auf  die 
Notwendigkeit  der  Gewerbefreiheit  bringen. 
In  kläglicherKleinigkeit^krämerei  verzettelten 
die  Handwerker  ihre  beste  Zeit  und  gerieten 
immer  tiefer  in  Verfall,  statt  sich  die  lEr- 
rungenschaften  einer  neueren  Zeit  zu  nutze 
zu  machen. 

Da  das  Reichsgesetz .  erfolglos  geblieben 
war,  schritt  mau  in  einigen  deutschen  Staaten 
dazu,  auf  dem  Wege  der  Landesgesetzgebung 
nachzuhelfen  imd  die  Statuten  der  lokalen 
Zünfte  sowohl  zu  vei'bessem  als  einheitlich 
zu  gestalten.  In  Preussen  setzte  man  einen 
Ausschuss  ein  zmr  Revision  und  Verbesse- 
rang sämtlicher  Innungsbriefe  und  erliess 
in  der  Folge  Generalprivil^en  für  jedes 
zünftige  Gewerbe,  so  dass  alle  Handwerker 
einer  Gattung  in  dem  ganzen  Lande  nach 
gleichem  Rechte  lebten.  Später  kam  es 
dann  in  dem  allgemeinen  preussischen  Land- 
recht auch  zu  einer  Kodifikation  des  Ge- 
werberechts,  die  aber  noch  ganz  im  zünftle- 
rischen  Sinne  gehalten  war.  Freilich  war 
bei  der  Aufzeichnung  des  Entwtu^s  die 
Frage  der  Gewerbefreiheit  schon  gestreift 
worden,  aber  im  Hinblick  auf  die  unsicheren 
Erfahrungen  anderer  Länder  zog  man  vor, 
von  einem  Schritte  abzustehen,  der  nidit 
völlige  Garantie  für  Besserung  der  Zustände 
zu  bieten  schien.  In  der  Markgrafschaft 
Baden  wurden  im  Jahre  1760  Gteneralzunft- 
artikeL  im  Herzogtum  Braunschweig  und 
dem  Fürstentum  Blankenburg  am  4  März 
1765  eine  neue  Güdeordnung  erlassen.  Das 
Kurfürstentum  Sachsen  stellte  am  8.  Januar 
1780  die  Generalinnungsartikel  für  Künstler, 
Professionisten  und  Handwerker  auf,  und  in 
Fulda  strebte  die  Polizeiordnung  vom  31. 
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August  1874  eine  Veränderung  der  Hand- 
werkerzustäade  an. 

Doch  alle  diese  Anordnungen,  wie  ein- 
sichtig sie  sein  mochten,  waren  nicht  im- 
stande, der  Oberlebten  Verfassung  neues  Leben 
einzuhauchen.  Immer  deutlicher  offenbarte 
sich,  dass  die  das  Zunftwesen  durchziehen- 
den Grundgedanken  sich  nicht  mehr  be- 
währten, dass  sie  mit  den  Anforderungen 
und  Bedürfnissen  der  neueren  Zeit  nicht 
mehr  in  Einklang  gebracht  werden  konnten. 
Von  drei  Gesichtspunkten  aus  namentlich 
bemühte  man  sich,  den  Zweck  der  Zünfte 
auch  noch  für  das  18.  Jahrhundert  zu  ver- 
teidigen. Man  wollte  den  Gewerbetreiben- 
den einen  sicheren  Erwerb,  eine  gegründete 
Existenz  schaffen.  Man  wünschte  dem  Pu- 
blikum Garantie  für  die  VorzOglichkeit  ge- 
werblicher Leisttmgen  zu  bieten  und  hielt 
es  daher  für  notwendig,  imter  den  Hand- 
werkern bestimmte  Kenntnisse  zu  erhalten, 
zu  vervollkommnen  und  allen  die  Möglich- 
keit einzuräumen,  sich  dieses  Bildungsganges 
zu  bedienen.  Endlich  hoffte  man  gewisse 
sittliche  Wirkungen  mit  Hilfe  der  Zunft  zu 
erzielen.  Man  mochte  diesen  Ideeen  die 
Anerkennung  nicht  versagen,  aber  man 
konnte  doch  nicht  umhin,  sich  darüber  klar 
zu  werden,  dass  die  zu  ihrer  Verwirklichung 
getroffenen  Anstalten  das  nicht  mehr  leis- 
teten, was  man  von  ihnen  erwartete.  Der 
Zunftzwang  hinderte  alle  ihre  Fähigkeiten 
so  gut  zu  verwerten,  als  sie  verstanden.  Die 
Möglichkeit,  seine  Arbeitskraft  zu  bethätigen, 
war  angetastet,  wenn  der  Staat  es  jedem 
Handwerker  zur  Pflicht  machte,  sich  vor 
selbständiger  Eröffnung  eines  Betriebs  einer 
bestehenden  Korporation  anzuschliessen.  Die 
Sicherheit,  sich  ernähren  zu  können,  aber 
war  ftiit  ihm  nicht  im  geringsten  gegeben, 
denn  die  praktische  Handhabung  des  Zunft- 
zwanges zeigte  viele  Meister,  denen  es  an 
Geschicklichkeit,  an  Fleiss,  an  Kapital  fehlte 
und  die  deshalb  nicht  vorwärts  kamen.  Die 
Erschwerung  der  Erlangung  der  Meister- 
schaft und  die  Abgrenzung  der  Arbeitsgebiete 
der  einzelnen  Zünfte  hatten  schwere  wirt- 
schaftliche Schäden  für  die  Gesamtheit  zur 
Folge,  ohne  die  Veraimung  zahlreicher  Mit- 
glieder des  Gewerbestandes  hindern  zu 
können.  Als  Institute  zur  Erhaltung,  Ver- 
breitung und  Erweiterung  von  mechanischen 
Kenntnissen  auf  gewerblichem  Gebiete  waren 
nach  allgemeinem  Urteil  die  Zünfte  durch- 
aus ungeeignet  geworden.  Höchstens  konnten 
sie  vorhandene  Kenntnisse  erhalten,  sie  zu 
vervollkommnen  Hessen  die  Zunftrollen,  die 
das  Gewerbe  in  die  Fesseln  des  Althei^Cr 
brachten  schlugen,  in  der  Regel  nicht  zu. 
Aber  selbst  mit  der  üebertragung  überlie- 
ferter Fertigkeiten  sah  es  schlimm  aus,  denn 
der  Unterricht  war  sehr  mangelhaft  gewor- 
den.   Die  Lehrjungen  waren,  wie  einzelne 


Schriftsteller  sich  drastisch  ausdrückten,  die 
allgemeinen  Packesel  und  Fussschemel  des 
Meisters,  der  Meisterin,  der  Gesellen.  Was 
sie  schliesslich  von  ihrem  Handwerke  ver- 
standen, hatten  sie  dem  Meister  mehr  ab- 
sehen und  abstehlen  müssen,  als  dass  es 
ihnen  angezeigt  worden  wäre.  Die  Haupt- 
sachen lernte  der  Lehrjunge  oft  gar  nicht 
Die  Meistor  hatten  eben  das  Interesse  für 
die  Ausbildung  junger  Leute  verloren  und 
bedurften  nur  der  Heranziehung  von  Hand- 
langern. In  ähnlicher  Weise  war  die  Wander- 
schaft entartet,  die  für  Vervollkommnung 
in  gewerblicher  Geschicklichkeit  nur  wenig 
noch  bedeutete.  Der  Geselle  durfte  8i<4 
den  Meister,  bei  dem  er  arbeiten  wollte, 
nicht  mehr  aussuchen,  sondern  wurde  an 
denjenigen  verwiesen,  der  gerade  Hilfskräfte 
brauchte.  So  kam  er  oft  zu  einem  Meister, 
von  dem  er  nichts  mehr  lernen  konnte,  und 
völlig  verfehlt  schien  der  Zweck,  wenn  er 
in  die  Werkstätte  einer  Meisterswitwe  ein- 
zutreten veranlasst  war.  Dass  endlich  das 
Meisterstück  längst  nicht  mehr  ein  Prüfetein 
der  erforderlichen  Geschicklichkeit  war,  son- 
dern jeder  Geselle  zum  Meister  gesprochen 
wurde,  wenn  er  nur  bereit  war,  etwaige 
Fehler  und  Unebenheiten  seiner  Leistung 
mit  Geld  auszugleichen,  gab  man  allgemein 
ziL  Liessen  somit  die  Zünfte  im  Stich,  wenn 
es  galt,  die  materielle  Lage  ihrer  Mitglieder 
zu  sichern  und  sie  in  ihrer  Leistuugsfthig- 
keit  hoch  zu  halten,  so  war  von  ihren  sitt- 
lichen Wirkungen  ebenfalls  nicht  mehr  viel 
wahrzunehmen.  Die  frühere  gegenseitige 
Kontrolle  hatte  fast  ganz  aufgehört;  die  Ge- 
nossen sahen  sich  wechselseitig  alles  nach; 
Ausschluss  aus  der  Zunft,  Fernhaltuug  vom 
Betriebe  wegen  Vergehen  gegen  das  Publi- 
kum kam  nur  selten  vor. 

Es  stellte  somit  bei  näherer  Betrachtang 
des  Zunftwesens  sich  heraus,  dass  es  die 
Vorteile  nicht  mehr  bot,  die  man  ihm  früher 
nachrühmen  konnte.  Es  gab  dem  Ein- 
zelnen zu  viel,  um  ihn  dem  Untergange  zn 
weihen,  zu  wenig,  um  ordentlich  leben  zn 
können,  und  der  gesunkene  Wohlstand  der 
Handwerker  konnte  für  wenig  Städte  in 
Abrede  genommen  werden.  Auch  in  den 
Landstädten  wurde  über  zunehmende  Nah- 
rungslosigkeit  geklagt  Einen  Berufswechsel 
aber  vorzunehmen  war  so  leicht  nicht,  weil 
man  den  ganzen  kostspieligen  Lemprozess 
nicht  noch  einmal  durchmachen  konnte. 

7.  Die  EinfQhriuig  der  Gewerbefrei- 
heit Es  kann  nach  dem  Gesagten  nicht 
auffallen,  dass  schon  am  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  in  der  Litteratur  Stimmen  laut 
werden,  die  auf  das  Unzureichende  der 
Zunftverfassung  liinweisen.  Etwa  seit  den 
70er  Jahren  erhoben  sie  sich,  zum  Teil 
doch  wohl  durch  Rousseau,  durch  die  Lehren 
der  Physiokratie,  später  durch  Adam  Smith 


Digitized  by 


Google 


Zunftwesen 


1029 


beeinflnsst,  zuei-st  nui*  schüchtern,  nicht  so- 
gleich die  Gewerbefreiheit  verlangend,  son- 
dern Aufhebung  und  Abschaffung  einzelner 
besonders  greller  üebelstände  fordernd. 

Im  Jahre  1770  schrieb  Dr.  Reimarus 
eine  Abhandlung  unter  dem  Titel  »Das 
wahre  Beste  der  löblichen  Zünfte  und  Hand- 
werker«, in  der  er  insbesondere  die  Besei- 
tigung des  Zunftzwanges  befürwortete.  Auch 
der  Verfasser  des  im  Jahre  1773  in  Bergius' 
Polizeimagazin  abgedrucktenAuf  satzes  spricht 
sich  noch  nicht  für  Gewerbefreiheit  aus. 
Er  erkennt  freilich  an,  dass  die  Zunftrer- 
fassun^  eine  unnütze  und  schSldliche  sei, 
aber  sie  habe  so  tiefe  Wurzeln  geschlagen, 
dass  man  sie  nicht  ausreissen  könne,  ohne 
Unordnung  und  Unruhe  zu  verursachen  und 
bei  dem  giössten  Teile  der  Bürger  ent- 
schiedenes Missfallen  hervorzurufen.  Ber- 
gius selbst,  der  diese  Abhandlung  mit  An- 
merkungen begleitete,  stand  auf  einem  radi- 
kaleren Boden.  Das  Missvergnügen,  das 
eine  Aufhebung  der  Zünfte  nach  sich  ziehen 
würde,  sei  nicht  in  Betracht  zu  ziehen, 
wenn  es  auf  das  allgemeine  Beste  ankäme. 
Hinlänglich  zureichende  Ursachen,  die  Zünfte 
und  Innungen  abzuschaffen,  fand  er  in  der 
Einsicht,  dass  die  Vorfahren  bei  Errichtung 
der  Innungen  eine  Thorheit  begangen  hätten 
und  die  Verfassung  wider  alle  vernünftigen 
Grundsätze  laufe.  Eine  ebenso  voUständige 
Verurteilung  erfuhren  die  Zünfte  in  dem 
gleichzeitig  mit  Adam  Smiths  epochemachen- 
dem Werke  erscheinenden  Buche  von  Fr. 
Wm.  Taube  »Geschichte  der  engelländi- 
schen  Handelsschaft  von  den  ältesten  Zeiten 
bis  auf  das  laufende  Jahr  1776«.  Dieser 
sah  die  Zünfte  nur  als  eine  Missgeburt 
dunkler  Zeiten  an;  er  konnte  in  ihnen 
nichts  als  eine  Erfindung  des  Brotneides 
und  Eigennutzes  entdecken.  Daher  ver- 
langte er  mit  grosser  Entschiedenheit  Ge- 
werbefreiheit. 

Taube  stand  schon  imter  dem  Eindruck, 
den  die  Aufhebung  des  Zunftwesens  in 
Frankreich  hervorgerufen  hatte.  'Er  berief 
sich  auf  sie.  Das  Edikt  von  1776,  das 
Frankreich  die  Freiheit  der  Arbeit  verkündete, 
wurde  in  der  Folge  auch  in  Deutschland 
bekannt  Eine  CebCTsetzung  desselben  wurde 
in  den  »Ephemerideu  der  Menschheit«  mit- 
geteilt und  eine  kurze  Betrachtung  daran 
geknüpft  Ebenso  wurde  einige  Monate 
.später  das  Dekret  veröffentlicht,  das  die 
Zünfte  wieder  einführte,  ebenfedls  von  einer 
Erläuterung  begleitet  Von  hier  aus  ging 
die  Besprechung  in  andere  Zeitschriften 
über,  z.  B.  in  das  deutsche  Museum 
von  1781,  und  ausserdem  wurde  die 
Frage  in  selbständigen  Schriften  behandelt 
Schlosser  äusserte  in  seiner  Schrift  »über 
das  neue  französische  System  der  Polizei- 
freiheit, insbesondere  in  der  Aufhebung  der 


Zünfte«  einige  Zweifel  Ober  die  Richtigkeit 
dieses  Schritts.  Ein  Regierungsrat  Müller 
griff  ihn  darauf  hin  an  und  suchte  seine 
Einwände  zu  widerlegen.  Gleichzeitig  ver- 
öffentlichte Sohle tt wein  in  den  »Ephe- 
meriden«  eine  Antwort  auf  die  Rede  des 
königlichen  Advokaten  Seguier,  der  Im 
Parlamente  für  Reformen,  nicht  für  Besei- 
tigung des  Zunftwesens  eingetreten  war. 
Schlettwein  war  schon  früher  für  die 
Freigebung  der  Arbeit  in  Deutschland  ein- 
getreten und  das  Vorgehen  Frankreichs 
war  ihm  nun  durchaus  sympathisch.  Um 
so  mehr  lag  ihm  daran,  die  Einwände  lud 
Bedenken  Seguiers  nicht  ohne  den  Versuch, 
sie  entkräftet  zu  haben,  in  Deutschland  ein- 
dringen zu  lassen.  Dagegen  stand  der  Ver- 
fasser des  1782  erschienenen  Buches  »Histo- 
risch-politische Betrachtung  der  Innungen 
und  deren  zweckmässige  Enrichtuug«  wie- 
der mehr  auf  den  Schultern  des  gemässigten 
Franzosen.  J.  S.  F.(imhaber)  unternahm  in 
dieser  Schrift  den  ersten  Versuch  einer  Ge- 
schichte der  Zünfte,  der  bei  völligem  Man^l 
an  Vorarbeiten  allerdings  wenig  erfreuhch 
ausfiel.  Aber  er  erwog  doch  im  Lichte 
derselben  ^Ue  Gründe  und  G^engründe 
und  gelangte  so  zum  Schluss,  dem  Professor 
Beckmann  in  Göttingen  bei  einer  Anzeige 
des  Buches  beipflichtete,  dass  die  Zünfte 
nicht  so  schädlich  seien,  als  man  sie  habe 
ausgeben  wollen,  und  dass  es  wenigstens  in 
Deutschland  unmöglich  fallen  wiirde,  sie 
aufzuheben.  Auch  vom  mehr  praktischem 
Sfandpunkte  aus  wurde  das  Thema  durch 
J.  A.  Weiss,  »Ueber  das  Zunftwesen«  im 
Jahre  1798  behandelt,  der  eine  von  der 
Hamburger  Gesellschaft  zur  Beförderung  der 
Künste  und  nützlichen  Gewerbe  gestellte 
Preisaufgabe  gelöst  hatte. 

Viele  Jahre  hindurch  hatten  die  deut- 
schen Gelehrten  nur  schwerfällige  juristische 
Abhandlungen  über  das  Zunftwesen  verfasst 
Ein  Hauptrepräsentant  dieser  gänzlich  un- 
fruchtbaren Richtung  ist  Adrian  Beier. 
Dann  waren  Merkantuisten  und  Eameralisten, 
wie  Becher,  Marperger  und  andere  in 
ihren  breitgehaltenen  Schriften  auch  auf 
das  Zunftwesen  eingegangen  und  hatten  hier 
die  Reformen  befürwortet,  wie  sie  zum  Teil 
wirklich  ausgeführt  wurden,  nur  eben  ohne 
Erfolg.  Jetzt  erst  am  Ausgange  des  acht- 
zehnten und  zu  B^nn  des  neunzehnten 
Jahrhunderts  entstand  eine  nation^ökono- 
misch-philosophische  Litteratnr,  wie  die  oben 
charakterisierte,  die  wegen  ihrer  Bedeutung 
viel  gelesen  wurde. 

Viele  von  den  damals  erscheinenden 
zahlreichen  Schriften  standen  auf  dem 
i^ikalen  naturrecfatlichen  Boden,  andere 
vermittelten  und  suchten  den  Kern  der 
alten  Einrichtung  zn  erhalten.  So  nament- 
lich  ausser  den    Genannten   Hoffmann, 
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der  Direktor  des  kfiniglich  preussiachen 
statistischen  Bureaus,  in  der  Schrift  »Das 
Interesse  des  Menschen  und  Bürgers  an 
den  bestehenden  Zunftverfassungen«,  die 
1803  erschien,  und  Professor  Rau  mit  dem 
Büchlein  »Das  Zunftwesen  und  die  Folgen 
seiner  Abschaffung«  von  1816.  Unter  den 
grossen  Reformatoren  hielten  Schön  und 
Hardenberg  nicht  viel  vom  Zunftwesen, 
während  Stein  und  Niebuhr  doch  auch 
manche  gute  Seite  an  ihm  zu  rühmen  wussten. 
Berücksichtigt  man  endlich,  dass  Männer 
wie  Adam  Müller,  Haller,  Hegel  mehr 
Verteidiger  als  Gegner  des  Zunftwesens 
waren,  so  wird  man  es  begreiflich  finden, 
dass  eine  derartig  hin  und  her  schwankende 
Idtteratur  auch  den  Regierungen  nicht  zur 
Klarheit  darüber  verhelfen  konnte,  was  dem 
deutschen  Handwerk  not  thue :  Freiheit  oder 
Fortdauer  der  Organisation  unter  Ausmerzung 
der  gröbsten  Beschränkungen.  Die  allge- 
meine Auffassung  ging  nicht  weiter,  als 
dass  ein  Mittelzustand  zu  empfehlen  sei, 
der,  wie  Eaizl  ganz  treffend  bemerkt, 
»einen  gelockerten  Zunftzwang  oder  eine 
sehr  beschränkte  Gewerbefreiheit«  darstellte. 
Die  ersten  Staaten  Deutschlands,  in 
denen  die  Gewerbefreiheit  proklamiert  wurde, 
waren  die  unter  die  französische  Oberhoheit 
geratenen.  Im  Königreich  Westfalen  wurde 
sie  durch  Dekrete  vom  5.  August  1808  und 
12.  Februar  1810,  im  Grossherzogtum  Bei^ 
durch  Dekret  vom  31.  März  1809  eingeführt. 
In  Preussen  ging  man  nicht  mit  einem  Mal 
80  radikal  vor,  sondern  that  zunächst  einige 
einleitende  Schritte,  indem  man  für  einzelne 
Gewerbe  in  einigen  Provinzen  seit  1806 
den  Zunftzwang  aufhob.  Die  eigentliche 
Beform  b^nn  mit  der  Geschäftsinstruktion 
vom  26.  Dezember  1808,  die  die  leitenden 
Onmdsätze,  welche  demnächst  massgebend 
werden  sollten,  sehr  ausführlich  mitteilte. 
Man  gestand  dort  offen  ein,  dass  die  Wah- 
rung und  Beförderung  der  allgemeinen  Wohl- 
&ihrt  nur  durch  die  möglichste  Gewerbe- 
freiheit, sowohl  hinsichtlich  der  Erzeugung 
und  VervoUkomnmung,  als  auch  hinsicht- 
lich des  Vertriebes  und  Absatzes  der  Pro- 
dukte geschehen  könne.  Eine  Bethätigung 
dieser  Anschauung  brachte  dann  das  Edikt 
vom  2.  November  1810,  das  die  Befugnis 
zur  Ausübung  eines  Gewerbes  allein  von 
der  Entrichtung  einer  Gewerbesteuer  ab- 
hängig machte.  Fortan  galt  der  Grundsatz, 
dass  jedermann,  der  einen  Gewerbeschein 
gelöst  hatte,  sein  Gewerbe  betreiben  konnte 
und  dass  dieser  Schein  niemandem  versagt 
werden  konnte,  der  bis  dahin  einen  recht- 
lichen Lebenswandel  geführt  hatte.  Bloss 
aus  polizeilichen  Gründen  war  eine  Be- 
schränkung der  Gewerbefreiheit  vorgesehen. 
Nach  dem  Frieden  von  1815,  der  Preussen 
einen  Teil  seines  früheren  Besitzes  zurück- 


gab und  andere  Landesteile  einfügte,  ent- 
stand Ungleichmässigkeit  in  der  Behand- 
lung gewerblicher  Verhältnisse.  Am  Rhein 
herrschte  die  französische  Gesetzgebung,  in 
der  Provinz  Sachsen  das  alte  Zunftwesen. 
Durch  das  neue  Gewerbesteuergesetz  vom 
30.  Mai  1820,  das  die  Befugnisfrage  nicht 
streifte,  wurde  die  Verlegenheit  nicht  ge- 
hoben. So  begann  der  Gedanke  an  eine  all- 
gemeine Gewerbepolizeiordnung  für  die  ganze 
Monarchie  Raum  zu  gewinnen,  und  seit  1835 
fingen  die  Verhandlungen  darüber  an.  An 
der  Spitze  der  hierfür  eingesetzten  Kom- 
mission stand  J.  G.  Hoff  mann.  Es  dauerte 
aber  noch  bis  zum  17.  Januar  1845,  bis  als 
das  Ergebnis  einer  seit  einem  Dezennium 
im  Gange  befindlichen  Reform  die  allge- 
meine Gewerbeordnung  und  das  Entschädi- 
fungsgesetz  veröffenthcht  werden  konnten. 
rotzdem  nun  die  Geschäftsinstruktion  von 
1808  damit  geschlossen  hatte,  dass  ans 
staatswirtschaftlichen  Gründen  die  verkün- 
deten Grundsätze  nicht  aufg^ieben  werden 
würden,  trägt  die  neue  Ordnung  doch  den 
Stempel  einer  rückwärts  gehenden  Be- 
wegung. Das  Princip  der  Gewerbefreiheit 
wird  zwar  schon  ausgesprochen,  Zwangs- 
und Bannrechte,  Realberechtigungen,  Exklu- 
sivrechte  werden  beseitigt,  der  Nachweis 
besonderer  Geschicklichkeit  nur  in  Aus- 
nahmefällen verlang  der  Innimgszwang  anf- 
gehoben.  Allein  die  Bestimmung,  die  für  42 
Gewerbe  galt,  dass  nur  derjenige  Lehrlinge 
annehmen  konnte,  der  Befähigung  nachwies 
und  einer  Innung  angehörte,  glich  dem  in- 
direkten Beitrittszwange.  Der  hier  vorge- 
sehene Befähigungsnachweis  sollte  durch 
eine  regelrechte  Prüfung  erbracht  worden. 
Eine  bestimmte  Weise,  worin  die  Prüfungen 
bestehen  sollten,  war  nicht  vorgesclirieben 
und  auch  nicht  verlangt,  dass  die  zur 
Prüfung  erforderlichen  Kenntnisse  nur  in 
bestimmter  Art  erworben  sein  durften.  Wie 
wenig  diese  Ordnung  den  Wünschen  der 
Handwerker  zusagte,  ist  in  dem  Artikel 
Handwerk  (oben  Bd.  IV  S.  1097ft)  nach- 
zulesen. 

unterdessen  war  man  in  anderen  deut- 
schen Staaten  nicht  minder  thätig  ge- 
wesen. In  Bayern  dachte  man  ebenfalls 
nicht  an  plötzliche  und  radikale  Einführung 
der  Freiheit,  sondern  versuchte  zunächst 
das  Handwerk  von  seinen  Missbräuchen  zu 
säubern.  Mehrere  Verordnungen  und  Ent- 
Bchliessungen  der  kiurfürstlidien  General- 
landesdirektion lassen  dies  bereits  erkennen. 
Die  eigentliche  Reform  der  bayerischen  Ge- 
setzgebung begannt  mit  einem  Erlass  vom 
1.  Dezember  1804  betreffend  die  Handwerks- 
befugnisse. Er  stellte  den  Grundsatz  auf, 
dass  Handwerksbefugnisse,  die  bloss  auf 
persönlicher  Geschicklichkeit  beruhen,  die 
Natur  realer  Gerechtigkeiten  oder  eines  ver- 
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äusserlichen  Eigentums  nicht  annehmen 
können.  Damit  sollten  die  sogenannten  re- 
alen Gewerberechte  beseitigt  werden, 
die  zunächst  bei  solchen  Gewerben  ent- 
standen waren,  deren  Betrieb  ein  Gebände 
mit  besonderer  Einrichhmg  forderte,  dann 
aber  auch  bei  Gewerben,  die  gar  nicht  an 
Häusern  hafteten.  Da  nun  keine  Vorkehrung 
getroffen  war,  dass  der  neue  Erwerber  das 
betreffende  Gewerbe  persönlich  auszuüben 
imstande  sein  musste,  so  war  ein  schwung- 
hafter Handel  mit  diesen  radizierten  Rechten 
üblich  und  schwer  geworden,  einen  Betrieb 
zu  eröffnen,  ohne  eine  Stelle  erkauft  zu 
haben.  Von  nun  ab  sollte  keine  Handwerks- 
gerechtigkeit ohne  obrigkeitliche  Genehmi- 
gung veräussert  werden,  diese  aber  erfolgte 
erst,  wenn  man  sich  überzeugt  hatte,  dass 
der  das  Handwerk  Debemehmende  eine  des- 
selben kimdige  Person  sei.  Sehr  wichtig 
wurde  die  V.  v.  2.  Oktober  1811  über  die 
Erteilung  von  Gewerbskonzessionen.  Die 
Verleihung  neuer  oder  die  "Wiederbesetzung 
erlöschender  Gewerbebetriebe  sollte  nur  mit 
Genehmigung  der  Behörde  erfolgen  können. 
Bei  jedem  Gesuche  um  Erteilung  einer  Kon- 
zession zu  einem  Gewerbe  sollten  die  das- 
selbe bereits  Betreibenden  vernommen  und 
ohne  entschiedenes  Bedürfnis  keine  neue 
Konzession  erteilt  werden.  Die  überall  her- 
vortretenden Folgen  dieser  Verfügungen 
waren  Streitigkeiten,  kost^ielige  Prozesse, 
Hemmung  der  Industrie.  Das  Konzessions- 
wesen leidet  an  dem  Grundfehler,  dass  man 
nach  Massgabe  des  Bedürfnisses  die  Er- 
laubnis zur  Niederlassung  eiteilen  will  und 
doch  weder  die  Grösse  des  Bedarfs  noch 
die  Ghrenzen  des  Absatzes  mit  annähernder 
Sicherheit  zu  berechnen  vermag.  Dazu  kam, 
dass  alle  Beteiligten  zuüt  Begutachtung  auf- 
gefordert werden  sollten,  mithin  recht  zur 
Erweckung  der  Eifersucht  beigetragen  wurde. 
Diese  Mängel  machten  sich  bald  so  geltend, 
dass  am  11.  September  1825  ein  neues  Ge- 
werbegesetz notwendig  wurde.  Dasselbe 
blieb  freilich  in  seinem  Grundgedanken  dem 
vorhergehenden  treu;  erkannte  aber  doch 
den  Grundsatz  der  unbeschränkten  Gewerbe- 
freiheit ausdrücklich  an.  Nur  dass  dieser 
wegen  zur  Zeit  noch  entstehender  Verhält^ 
nisse  nicht  durchgeführt  werden  konnte. 
Das  Wesen  auch  des  neuen  Gesetzes  war 
die  Konzession.  Mit  Ausnahme  einiger  völlig 
freier  Gewerbe  wurde  das  Recht  zur  Aus- 
übung eines  Gewerbes  an  eine  obrigkeitliche 
Erlaubnis  geknüpft,  deren  Vorbedingung 
persönliche  Fähigkeit  des  Bewerbers  war. 

Jede  Gewerbekonzession  war  dabei  per- 
sönlich und  unveräusserlich  gedacht  Nur 
ausnahmsweise  wurden  als  reale  Gewerbe 
solche  anerkannt,  deren  reale  Eigenschaft 
bewiesen  werden  konnte. 

Hinter  Preussen    und   Bayern    blieben 


Württemberg  und  Baden  sowie  die  kleinen 
deutschen  Staaten  nicht  zurück.  Ueberall 
ging  man  daran,  das  Zunftwesen  von  seinen 
Missbräuchen  zu  reinigen.  In  Württem- 
berg wurde  im  Jahre  1828  eine  Gewerbe- 
ordnung erlassen,  die  aber  nicht  ausreichte, 
so  dass  nach  8  Jahren  eine  Umarbeitung 
notwendig  wurde,  die  unter  dem  5.  August 
1836  als  sogenannte  allgemein  revidierte 
Gewerbeordnung  für  das  Königreich  Württem- 
berg veröffentlicht  wurde.  Sie  war  aber 
noch  immer  von  stark  polizeilichem  Inhalte 
und  von  freiheitlicher  Bewegung  nicht  viel 
zu  spüren.  44  Gewerbe  wurden  als  >zünftige< 
bezeichnet,  darunter  ganz  gewöhnliche  Han- 
tierungen. Für  deren  Ausübung  war  Er- 
ledigung zimftmässiger  Vorschriften  nötig, 
wobei  allerdings  der  alte  Schlendrian  nach 
Kräften  beseitigt  war.  Die  Vorbeding^ung 
eines  jeden  Gewerbebetriebes  war  die  An- 
zeige bei  dem  Vorsteher  der  Gemeinde,  wo- 
zu, &lls  das  Gewerbe  ein  zünftiges  war, 
der  Nachweis  der  Erfüllung  der  Ver- 
lanen Vorschriften  treten  musste.  Die 
Freiheit  kam  insoweit  ziur  Geltung,  als  für 
den  Betrieb  der  unzünftigen  Gewerbe  weder 
die  voi^ängige  Erlangung  des  Meisterrechtes 
erforderlich  wurde  noch  eine  besondere 
Ermächtigung  verlangt  war. 

Diese  drei  Staaten,  Preussen,  Bwern 
und  Württemberg  machten  wenigstens  Fort- 
schritte; andere  Länder  Hessen  sich  Rück- 
schritte zu  schulden  kommen.  So  Han- 
nover, das  bereits  1807,  als  es  unter  der 
Fremdherrschaft  stand,  die  Zünfte  aufheben 
musste,  sie  aber  1815  wieder  einführte.  So 
auch  Kurhessen,  das  1816  eine  ganz 
mittelalterliche  Zunftordnung  erliess,  und 
Oldenburg,  in  dem  1880  die  Zünfte 
wieder  hergestellt  waren.  Von  diesen  3 
Staaten  ermannte  sich  Hannover  zuerst,  aber 
doch  nicht  früher  als  im  Jahre  1848.  (VgL 
d.  Art.  Handwerk  oben  Bd.  IV  S.  1103 tt). 
In  den  4  freien  Städten  in  Frankfurt  a.  m1, 
Hamburg,  Bremen,  Lübeck,  blieben  die 
Zünfte  in  ungebrochener  Kraft;  desgleichen 
in  Mecklenburg.  In  Sachsen,  Baden,  Sachsen- 
Weimar,  Hessen-Darmstadt  wurden  mehr 
oder  weniger  reformierende  Gesetze  erlassen. 
Sogar  Friedrich  Wilhelm  Konstantin,  der 
souveräne  Fürst  zu  HohenzoUem-Hechingen, 
überraschte  am  7.  April  1842  sein  Länd- 
chen mit  einer  Gewerbeordnung,  in  der 
jedoch  50  Gewerbe  als  zünftige  erklärt 
wurden. 

Mit  dem  Beginne  der  60er  Jahre  machte 
sich  alsdann  die  energische  und  nunmehr 
zum  Ziele  führende  Bewegung  für  Gewerbe- 
freiheit geltend.  In  allen  europäischen 
Staaten  von  wirtschaftlicher  Bedeutung,  in 
England,  Belgien,  Frankreich,  Holland, 
herrschte  Gewerbefreiheit,  und  so  musste  es 
schmerzlich  empfimden  werden,  dass  in  rein 
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dentschen  Ländern  das  Gewerbewesen  noch 
vielen  und  mannigfaltigen  Beschränkungen 
unterlag.  Besondere  trat  jetzt  der  volks- 
wirtschaftliche Kongress,  der  1858  in  Gotha 
seine  erete  Versammlung  hielt,  in  die 
Schranken.  Max  Wirth,  Prince  Smith, 
Faucher,  Karl  Braun-Wiesbaden,  Vik- 
tor Böhmert  erhoben  ihre  Stimmen  zu 
Gunsten  der  Freiheit,  auf  die  sie  sanguinische 
Hoffnungen  setzten.  Letzterer  verfasste  seine 
populäi-en  Briefe  zweier  Handwerker  im 
Jahre  1854  und  seine  »Beiträge  zur  Eeform 
der  Gewerbegesetze«  im  Jahre  1858,  die 
weite  Verbreitung  fanden.  Auch  Praktiker 
xmd  hervorragende  Beamte,  wie  Steinbeis, 
Bening,  Beeg  erklärten  die  liberalen 
Grundsätze  für  wünschenswert  und  zweck- 
mässig. So  war  etwa  bis  1860  der  Um- 
schwung der  öffentlichen  Meinung  vollendet, 
und  abgesehen  von  Oesterreich,  wo  am 

20.  Dezember  1859  eine  neue  freiheitliche 
Ordnung  Eingang  fand,  machte  in  Deutsch- 
land Nassau  den  Anfang  mit  dem  aufGe- 

.  Werbefreiheit  und  Freizügigkeit  gerichteten 
G.  V.  1.  Juni  1860.  In  die  so  geschlagene 
Bresche  folgten  in  den  nächsten  Jahren  die 
meisten  deutschen  Staaten :  B  r  e  m  e  n  4.  April 

1861,  Oldenburg  23.  Juli  1861,  Sachsen 
15.  Oktober  1861,  ■Württembergl2.  Januar 

1862,  Baden  20.  September  1862.  In 
Bayern,  wo  für  Geweroefreiheit  gleichfalls 
amtiert  wurde,  drang  man  zunächst  noch 
nicht   durch,    sondern    erreichte    niur    am 

25.  April  1862  eine  ausführliche  VoUzugs- 
instruktion  zum  Gesetze  von  1825.    Eret  am 

26.  Januar  1868  erlangte  es  volle  Freiheit 
Auch  in  den  anderen  deutschen  Staaten,  in 
den  thürin^scheuj  in  Braunschweig,  in  beiden 
Lippe  ergingen  im  Laufe  der  60er  Jahre 
neue  freiheitliche  Gewerbegesetze.  Nur  in 
Frankfurt,  Hambui^,  Kurnessen,  Hessen- 
Darmstadt,  Hannover,  Anhalt,  Mecklenburg 
war  man  bis  1866  mit  den  Vorbereitungen 
noch  nicht  fertig  geworden.  Auf  allen 
diesen  Errungenschaften  fusste  die  Gewerbe- 
ordnung für  den  norddeutschen  Bund  vom 

21.  Juni  1869,  die  in  der  Folge  im  ganzen 
Reiche  zur  Geltung  gelangt  ist.  Vgl.  d.  Art 
Gewerbegesetzgebung  oben  Bd.  IV 
S.  412  ff. 

Lltteratnr:  IHe  ungemeine  Beiehhaltigkeit  der 
LUteratnr  auf  dem  Gebiete  de»  deutsehen  Zunfi- 
vietvn»  und  der  umstand,  datt  viele  der  hier- 
her gehörenden  Werke  bereit»  in  den  vorher- 
gehenden Beiträgen  Erwähnung  g^nden  haben, 
bedingt,  dose  wir  u»i»  hier  mit  den  Angaben 
auf  die  Namhaftmachung  der  wichtigtten  neueren 
Schriften  beschränken  müssen.  Eine  vollständige 
Oesthiehte  des  deutschen  Zunftwesens 
findet  man  in  H.  A.  Maaeher,  Das  deutsche 
Gewerbeweten  v<m  der  frühesten  Zeit  bis  auf  die 
Gegenwart,  Potsdam  1866.  —  Quellenwerke, 
d.  h.  Sammlungen  von  ZunftroUen  und  -briefen 
sind:  Sammlung  derer  sämtlichen  Handwerks- 


ordnungen des  Herzogtums  Würtemherg ,  Stutt- 
gart 17S8.  —  Jbh.  Andr.  OrOoff,  Corpus 
Juris  Opifieiarii  oder  Sammlung  von  allgemeinen 
Innungsgesetzen  und  VerordnuTtgen  für  die  Hand- 
werker, Erlangen  1804.  —  ^os.  Baader,  XUnt- 
berger  Polizeiordnungen  au»  dem  13. — IS.  Jahrk., 
Stuttgart  1861.  —  C.  Wehrmann,  Die  älteren 
IMbeckitehen  ZunftroUen,  1.  Aufl.,  1868,  £.  ver- 
besserte Ausg.,  Lübeck  187t.  . —  O,  Kom, 
Schlesisehe  Urkunden  zur  Geschichte  des  Gewerbe- 
recht»,  in»be»ondere  des  Innungtweten»  au»  der 
Zeit  vor  liOO,  Breelau  1867.  —  Otto  Büdiger, 
Die  ältesten  Hamburgieehen  ZunftroUen  und  die 
Bräderschafttslatuten,  Hamburg  187S.  —  Oer- 
aelbe,  Aeltere  Hamburgische  und  Han»e»tädti»du 
HandwerkegeteUendokumente.  Nachtrag  tu  dem 
vorhergehenden  Werke,  Hamburg  1875.  —  JBd. 
Bodemann,  Die  älteren  Zunflurkunden  der 
Stadt  Lüneburg,  Hannover  1888.  —  J.  Brueker, 
Straesburger  Zunft-  und  Polizeiverordnungen  des 
14.  und  15.  Jahrhundert»,  Strastburg  1889.  — 
PhUtppi,  Die  äUeeten  Omabriieküchen  Gilde- 
urkunden bi»  1500,  Osnabrilek  1890.  —  Mone, 
Zunfiorganisation  vom  IS. — 16.  Jahrhundert  m 
Zeitschrift  f.  d.  Gesch.  d.  Oberrhein*,  Bd.  15.  — 
Oak.  Krause  und  Karl  Kunze,  Die  älteren 
Zunfturkunden  der  Stadt  Greifswald,  in  A>mm«r- 
tehe  Jahrbücher,  Bd.  I,  S.  99—169;  Bd.  II,  S. 
111—169.  —  Bob.  KrunibhoUg,  Die  Gewerte 
der  Stadt  Münster  bis  zum  Jahre  1661,  Leipzig 
1898.  —  WiUi.  SUeda  und  C.  Mettl0,  Sdira- 
gen  der  Gilden  und  Aemter  der  Stadt  Riga  bi* 
16B1,  Biga  1896.  In  Vorbereit»mg  ist  eine  SamM- 
luTig  von  Kö  In  er  Zunfturkunden.  Dazu  kämmten 
die  zahllosen  Abdrücke  einzelner  Zunflbriefe  und 
auf  die  Geschichte  des  Gewerbewesen*  überhaupt 
bezüglichen  Stücke  in  den  vielen  Urkundenbüehem, 
Städte-  und  Marklgeschichten,  sonstigen  Getchicktt- 
werken.  Von  den  ersteren  mögen  hier  gemmnt 
werden  das  Braunschweiger  (Häntel- 
mann),  das  Bremische  (von  Bippen  und 
Ehmek),  das  Hildesheimisehe  (Döbnerj, 
das  Frankfurter  (Böhmer),  da*  Leip- 
ziger (^on  Poeern-Klett),  da*  Meklen- 
hurgische  und  Riedels  ()od.  dipl.  Branden- 
burgeneii.  Ausserdem  Burmeister,  Alter- 
tümer des  Wismarsehen  Stadtrechts  und  A. 
Zimmermann,  Märkische  Städleverfastung, 
t.  Teil,  18S8.  —  üeber  die  Geschichte  einzel- 
ner Zünfte  und  Gewerbe  geben  Auzkmt^: 
Br.  HUdebrand,  Zur  Gesch.  der  deutsche» 
Wollenindustrie,  in  Jahrb.  f.  NaL  u.  StaU,  Bd. 
VI  und  VII  (1866).  —  Fr.  Eutenburv,  Das 
Wiener  Zunftwesen  in  Ztechr.  f.  Sozial-  und 
WirUchaflsgesch.  Bd.  I,  S.  t64,  Bd.  II,  S.  6S. 
—  H.  A.  Berlepaeh,  Chronik  der  Oe- 
werke,  9  Bde.,  St.  Gallen  o.  J.  —  E. 
Dragendorff,  Zur  Getchiehte  de»  Amu»  der 
Watsermilüer  tu  Bottock,  in  Beiträge  zur  Oe- 
»chiehte  der  Stadt  Boiloek,  Bd.  III.  —  Jtek- 
len,  Geschichte  der  Gewerbe,  Leipzig  1865.  — 
K.  Werner,  Urkundl.  Getdüchte  der  Igiauer 
Tuchmacherzunft,  Leipzig  1861.  —  FUct  JWfc- 
mert,  Beiträge  zur  Geschichte  de»  Zut^lweten» 
(Bremische  Schusterzunft),  Leipzig  1867.  —  Bm. 
Fromm,  Franirfurts  textUgewerbe  m  Mittel- 
alter, 1897.  —  a.  SchmoUer,  Die  StnMburgtr 
Tueher-  und  Weberzunft,  StratOmrg  1878.  — 
Herrn.  Knothe,  Geschichte  des  Tuckmaehtr- 
handwerk»  in  der  Oberiauritz,  Dresden  188S.  — 
Hans  Meyer,   Die  Strassburger  Goldschmiede- 
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zunß  ron  ihrem  EnUCehen  W»  1681,  Leiptig  1881. 

—  Sari  Bücheir,  Pranl^rUr  Buchbinderord- 
nungen, 1888.  —  Avg.  Nübling,  Ulm»  Baum- 
vollveberei  im  Mittelalter,  Leipzig  1890.  — 
Pavl  Rlehter,  GeschichU  der  Berliner  Buch- 
binderinnung, 1895.  —  Wilh.  Stieda,  Au»  dem 
Leben  des  Riga»chen  Goldtchm'iedeamtt  in  Balt. 
Monatttehrift,  Bd.  SS.  —  Beraelbe,  Bat  Amt 
der  Zinngietter  in  Rostock,  in  Mecklenburger 
Jahrb.  Bd.  53.  —  Derselbe,  Bat  Böttcherei- 
geteerte  in  Alt-Sotlock  in  Beiträge  cur  Getch. 
d.  Stadt  Bottoci,  Bd.  IL  —  Crull,  Da»  Amt 
der  Goldtchmiede  in  Wi*mar,  1888.  —  ZNe  Zuruft-, 
beno.  Gewerbegetehiehte  einzelner  Städte  itt 
behandelt  in  Booa,  Getch.  der  rheinitehen  Städie- 
kultur,  3  Bände  1897—99.  —  Ernst  Vragen- 
dorff ,  Kotlock»  älte»U  Gewerbtreibende,  Bei- 
träge zur  Getch.  der  Stadt  Eottock,  Bd.  S  u.  3. 

—  Tr.  Oeertng,  Handel  und  Induttrie  der 
Stadt  Botel,  Botel  1886.  —  Th.  Hiraeh, 
Danzigt  Handelt-  und  Gewerbegetchichte,  Leipzig 
1858.  —  F.  C.  Beibc,  Da»  Zunfiveten  in 
Strattburg,  1856.  —  Ot$o  Blümeke,  Die  Hand- 
werktriinfte  im  mittelalterlichen  Stettin,  Stettin 
188i.  —  Aug.  Blkan,  Da»  Frankfurter  Ge- 
werberecht ton  1617  bi»  1631,  IVbingen  1890.  — 
M,  tlemming.  Die  Dretdner  Innungen  von 
ihrer  Entitehung  bi»  zum  Au»gang  d.  17.  Jahrh., 
1896.  —  K.  Meister,  Die  älteiten  gewerblichen 

Verbände  von  Wernigerode,  Jena  1890.  —  Bug, 
XübUng,  Ulm*  Handel  und  Gewerbe  im  Mittel- 
alter, 4  Hefte,  189i.  —  WUh.  Stieda,  Studien 
MUT  Gewerbegetchichte    Läbeckt,   in   Mitteil,    det 

Vereint  für  Lübeck.  Getch.,   Heft  i,  3,   4  u.  6. 

—  Derselbe,  Hantitche  Vereinbarungen  über 
ttSdtitehet  Gewerbe  im  I4.  u.  15.  Jahrh.,  in 
Hantitche  GetehiehttU.,  1886.  —  FrUdr.  Te- 
ek«i(,  Elwat  von  der  mittelalterlichen  Gewerbe- 
ordnung, intbetondere  der  wenditehen  Städte,  in 
Hantitche  Ge»ehichtM.,  Jahrg.  1897  S.  99.  — 
Tophoff,  Die  Gildenbinnen.  Müniter  i.  W.  in 
Zeittchr.  f.  vateri.  Getch.  u,  Altertum  Wettfalent, 
Bd.  35.  —  für  die  Zunft-,  bezw.  Gewerbe- 
getchichte einzelner  deuttcher  Staaten  und 
Landetteile  tind  mattgebend:  J^osef  Kaizl,  Der 
Kampf  um  Geioerbereform  und  Gewerbefreiheit 
in  Bayern  twm  7799 — 1868,  Leipzig  1879.  — 
Ootheln,  Bilder  aut  der  Qetekichle  det  Hand- 
werk* m  Baden,  Karleruhe  1885.  —  Xferseibe, 
Wir»chefi*ge»ekichte  det  Schwarxwaldet,  1.  Bd., 
Strattburg  1891.  —  Karl  Bücher,  Die  Be- 
völkerung von  Frankfurt  a.  M.,  I.  Bd.,  Tübingen 
1886.  —  SchmoUer,  Bat  Brandenburgiich- 
prenttitche  Bmungtweten  von  I640 — 1806,  in 
Fortehungen  zur  brandenb.  und  preut».  Oe- 
ichichte,  1.  Bd.  —  Morilm  Meyer,  Oetehiehte 
der  preuttitehen  Hondwerkerpoliiik ,  i  Bde., 
1884—88.  —  Im  Kifhler,  Bat  Würitembergi- 
tche  Gewerbereeht,  Tübingen  J891.  —  Mtue 
JAneeke,  Die  Gewerbepolitik  de»  ehemaligen 
Königreich»  Hannover,  Marburg  189i.  —  Hugo 
Xoehl,  Beiträge  zur  preuttitehen  Handwerker. 
Politik,    1900.    —    Kurt    von    Hohrseheldt, 

Vom  Zunftxwange  zur  Gewerbefreiheit,  1898.  — 
BehOae,  Die  altwürttembergiiche  Gerverbever- 
fattung,  tn  Zeittchr.  f.  d.  ge*.  Staattw.,  Bd.  6. 

—  Von  den  Schriften  endlieh  zur  Ge»chiehte 
de»  deuteehen  Zunflweten»  im  allgemeinen 
»eien  hier  genannt:  W.  Arnold,  Da»  Auf- 
kommen  det  Handwerkerttandet  im  Mittelalter, 
Botel  1861.    —    M.  Bär,    Zur  GetchichU    der 


deuttchen  Handwerktämler,  in  Fortehungen  zur 
deuttchen  Getchichte,  Bd.  14.  —  v.  Below, 
Zur  Entttehung  der  deuttchen  Sladtverfattung, 
Hittor.  Zeittchr.,  Bd.  58  (1887).  —  Derselbe, 
Ueber  Theorieen  der  wiritchaftlichen  Entteicke- 
lung  der  Völker,  Hittor.  Zeittchr.,  Bd.  86.  — 
Derselbe,  Grotthändler  und  Kleinhändler  im 
deuttchen  Mittelalter,  in  Jahrb.  f.  Not.  u.  Stat., 
3.  F.,  Bd.  tO  S.  Iff.  —  Derselbe,  Die  Ent- 
ttehung det  Handwerk»  in  Deuttchland,  in  Zeit- 
tchrift.  für  Sozial-  u.  Wirttchafttgetch.,  Bd.  V  S. 
Ii4f.;  ti5ff.  —  W.  Biihm,  Friedrieh  Heiter» 
Reformation,  Leipzig  1876.  —  Rudolph  Bber- 
stadt,  Magieterium  und  Fratemita»,  1897.  — 
Derselbe,  Da»  franzötiiche  Gewerberecht,  1899. 

—  Derselbe,  Der  Criprung  de»  Zut^flweeen» 
und  die  älteren  Handwerkerverbände  det  Mittd- 
aliera,  1900.  —  O.  Gterke,  Deuttchet  Genotten- 
tehafttrecht,  1.  Bd.  —  Carl  Hegel,  Städte  und 
Gilden,  i  Bde.,  1891.  —  Xnama-Stemegg , 
Deuttche  Wirttchafttgetchichtt,  3  Bde.,  1879  bit 
1901.  —  Ferd.  Janner,  Die  Bauhütten  det 
deuttchen  Mittelalter»,  Leipzig  1876.  —  Zian»- 
precht,  Deuteche  GeeehiehU,  Bd.  4,  1894.  — 
V.  Maurer,  Getchichte  der  Städtererfattung  in 
DeuUehland,  Erlangen  1869 — 71,  t.  Bd.  —  K. 
NUzsch,  Miniiterialität  und  Bürgertum  im  11. 
und  12.  Jahrh.,  Leipzig  1889.  —  Derselbe, 
Ueber  die  niederdeuttchen  Genottentchaften,  in 
Monattber.  d.  Akadem.  d.  WittentcK  zu  Bretlau, 
1880.  —  C.  Jfeubttrg,  Zunflgerichtibarkeit  und 
Zunficetfattung,  Jena  1880.  —  Pappenhetnt, 
Die  dänitchen  Schtitzgilden ,  Bretlau  1880.  — 
Rüdiger,  Bönhaten  und  Handwerktgetellen  in 
»Hamburg  vor  100  Jahren«,  189t.  —  Oeorg 
Seham,  Zur  Getchichte  der  deuttchen  Getellen- 
verbände,  Leipzig  1877.  —  O.  SchmoUer,  Zur 
Oetehiehte  der  deuttchen  Kleingewerbe,  Halle 
1870.  —  DersHbe,  Strattburgt  Blüte  und  die 
Tolktwirttchaftliche  Revolution  im  13.  Jahrh., 
Strattburg,  1875.  —  Derselbe,  Strattburg  zur 
Zeit  der  Zunftkämpfe,  Strattburg  1875.  —  O. 
V.  Sehifnberg,  Zur  wirttchaftlichen  Bedeutung 
det  deuttchen  Zunflwetent,  in  Jahrb.  f.  Not.  u, 
Stat.  9.  —  Bruno  Sehönlank,  Soziale  Kämpfe 
vor  300  Jahren,  Leipzig  1894.  —  WUh.  Stahl, 
Dat  deuttche  Handwerk,  Bretlau  1874.  — 
WUh.  Stieda,  Zur  Entttehung  de»  deuttchen 
Zunflwetent,  1876.  —  Derselbe,  Zunfthändel 
im  16.  Jahrhundert,  in  »Hitloritehe»  Tatchen- 
bueh;  6.  Folge,  4.  Bd.,  Jena  1876.  —  Jter- 
selbe,    Der  Befähigungtnachweit,   Leipzig  1895. 

—  WUda,  Dat  Gildeweten  im  Mittelalter. 

WUh.  Stieda. 


Znsammeiilegnng   der   Grnndstflcke. 

(Feldbereinigung,  Konsolidation, 
Specialseparation,    Yerkoppelung, 

Vermagschiftung  in  Schleswig- 
Holstein,     üeber  Abbau  vgl  den  betr. 
Artikel  oben  Bd.  I  S.  Iff.) 

1.  Befiriffsbestimninng  nnd  Plan  der  Dar- 
stellung. 2.  Oestliche  Provinzen  Prenssens  alten 
Bestanaes.  3.  Z.  d.  6.  in  den  Gebieten  ausserhalb 
des  gemeinen  Landrechts  und  in  den  seit  1866 
mit  nenssen  vereinigten  Ländern.    4.  Statistik 
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der  Znsammenleguugen  in  Prenssen.    6.   Die 
süddeutschen   Staaten.     6.   Schlussbetrachtnng. 

1.  Be^ffsbestimmun^c  nnd  Plan  der 
Darstellang.  Die  Zusammenlegung  der 
Grundstücke  ist  eine  Massregel,  durch 
welche  im  Interesse  der  landwirtschaftlichen 
Produktionstechnik  die  zerstreut  und  daher 
unzweckmässig  liegenden,  zu  einem  Land- 
wirtschaftsbetriebe gehörigen  Grundstücke 
durch  zusammenhängende,  eine  zweckmässi- 
gere  Benutzung  gestattende  Ländereien  er- 
setzt werden. 

Findet  diese  Massregel  für  mehrere  Land- 
wirtschaftsbetriebe (Besitzungen)  zu  gleicher 
Zeit  in  der  Weise  statt,  dass  die  Besitzer 
ihre  Grundstücke  untereinander  austauschen, 
besteht  eine  gesetzliche  Norm  darüber,  unter 
welchen  Voraussetzungen,  in  welcher  Weise 
und  unter  wessen  Leitung  dieser  Austausch 
stattfinden  soll,  werden  endlich  mit  diesem 
Austausch  weitere  Anlagen  behufs  besserer 
Benutzung  des  Grund  und  Bodens  (Melio- 
rationen) verbunden,  so  ist  dies  die  in 
Deutschland  allgemein  übliche  Form  der 
Zusammenlegung. 

Wir  betrachten  im  Folgenden  die  Zusam- 
menlegung der  Grundstücke  in  Deutschland 
im  19.  Jahrhundert  an  der  Hand  der  wich- 
tigsten zu  ihrer  Durchführung  erlassenen 
Gesetze. 

lieber  die  Zusammenlegung  in  den 
ausserdeutschen  Staaten  und  Ober  in  den 
früheren  Jahrhunderten  in  Deutschland  er- 
folge Zusammenlegungen  (Schleswig -Hei- 
stern, Hochstift  Kempten,  Herzogtum  lÄuen- 
bui^g,  Herzogtum  Braunschweig  u.  a.)  ver- 
weisen wir  auf  die  Artt.  Gemeinheits- 
teilung oben  Bd.  IV  S.  145  ff.  und 
Abbau  oben  Bd.  IS.  Iff. 

2.  Oestliche  Provinzen  Prenssens 
alten  Bestandes.  Die  Gesamtheit  der  Ge- 
setze, durch  welche  der  preussische  Staat 
seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts  die  unbe- 
dingte Freiheit  der  Ackerbau  treibenden 
Bevölkenmg  in  der  Bewirtschaftung  imd 
Nutzung  ihrer  Landwirtschaftsbetriebe  her- 
zustellen suchte,  nennt  man  Landkulturge- 
setzgebung. 

Ausser  durch  gewisse  volkswirtschaft- 
liche Lehren  wurde  diese  Gesetzgebung 
hauptsächlich  durch  die  Anforderungen  der 
veränderten  landwirtschaftlichen  Produk- 
tionstechnik hervorgerufen.  Diese  Anforde- 
rungen vertrat  besonders  der  grosse  Land- 
wirtschäftslehrer  Thaer,  der  seit  dem  An- 
fang des  19.  Jahrhunderts  in  Preussen  lebte 
und  auf  Entstehung  und  Abfassung  der 
wichtigsten  Landkultiurgesetze  einen  bestim- 
menden Einfluss  übte. 

Thaer  wollte  die  Betriebsverbesserungen, 
von  deren  Zweckmässigkeit  er  sich  teils 
durch  das  Studium  der  englischen  Land- 
wirtschaft, teüs  durch  eigene  Erfahrungen 


überzeugt  hatte,  in  Deutschland  einführen. 
Aber  die  wichtigste  Voraussetzung  für  die 
Durchführung  seiner  Reformen,  nämlich  die 
unbedingte  Verfügimgsfreiheit  über  den  land- 
wirtschaftlich benutzten  Grundbesitz,  fehlte 
den  preussischen  Landwirten. 

Euerseits  waren  die  bäuerlichen  Land- 
wirte keine  freien  Eigentümer  ihrer  Güter, 
sie  besassen  sie  nur  zu  einem  ihre  Verfü- 
gungsfreiheit mehr  oder  weniger  beschiftn- 
kenden  Nutzungsrecht,  andererseits  wurden 
die  Grossgrundbesitzer ,  die  sogenannten 
Gutsherren,  imd  die  Bauern  durch  geg:en- 
seitige  Nutzungsrechte  aller  Art,  die  als 
Servituten  auf  ihren  Aeckem  und  Wiesen, 
Weiden  und  Wäldern  ruhten,  an  der  Durch- 
fühnmg  eines  rationellen  Landwirtschafts- 
betriebes gehindert  Ferner  aber  befond 
sich  ein  grosser  Teil  des  zu  den  Gemar- 
kungen gehörigen  Grund  und  Bodens  über- 
haupt nicht  im  Besitz  oder  in  Bewirtsdiaf- 
tung  Einzelner,  sondern  er  gehörte  als 
AUmend  oder  Gemeinheit  mehreren  Eigen- 
tümern, die  ihn  gemeinsam  nutzten.  Schliess- 
lich bedingte  die  wegelose  Gemengelage 
landwirtschaftlich  benutzter  (Grundstücke  im 
Verein  mit  den  oben  genannten  Nutzimgs- 
rechten an  Aeckem  und  Wiesen  den  soge- 
nannten Flurzwang,  nämlich  die  Notwendig- 
keit, die  in  einer  Gemarkung  liegenden 
Grundstücke  gleichartig  zu  bewirtschaften. 
Diese  Gleiclu^gkeit  der  Bewirtschaftung 
äusserte  sich  gewöhnUch  in  einer  für  alle 
Besitzer  gleichmässig  voi^eschriebenen 
Fruchtfolge  (Dreifelderwirtschaft)  und  femer 
in  einer  völlig  gleichartigen  Bestellungs- 
weise und  gemeinsamen  oder  wenigstens 
gleichzeitigen  Vornahme  landwirtschaftlicher 
Arbeiten. 

Aufhebung  der  dinglichen  und  persön- 
lichen Abhängigkeit  des  Bauernstandes  und 
Schaffung  der  völligen  unbedingten  VerfO- 
gungsfreüieit  über  die  landwirtschaftlich 
benutzten  Grundstücke,  also  Herstellung  des 
unbeschränkten  Eigentums,  erschienen  als 
die  Vorbedingimgen  zur  Beseitigmig  der 
veralteten  und  Einführung  der  neuen  ratio- 
nellen Betriebsweise.  Von  den  Gesetzen, 
die  unbeschränktes  Eigentum  herstellen 
wollten,  war  eines  der  wichtigsten  die  Ge- 
meinheitsteilungsordnung  vom  7.  Juni  1821. 
Sie  galt  für  die  Gebiete  des  preussischen 
Landrechts,  also  für  die  Provinzen  Ost-  und 
Westpreussen.  Posen,  Pommern  (exklusive 
Neuvorpommem  und  Rügen),  Brandenburg, 
Schlesien,  Sachsen,  Westfalen  und  die 
Kreise  Rees  imd  Duisburg  der  Rheinprovinz. 

In  diesem  Gesetz  fand  auch  die  Zusam- 
menlegung zum  ersten  Mal  eine  om&ssende 
Regelung.    Dies  ging  folgendermassen  zu. 

unter  Gemeinheit  verstand  die  Gemein- 
heitsteilungsordnung  die  gleiche  oder  ver- 
schiedene Beteiligung  mehrerer  Personen  an 
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der  Nutzung  desselben  Grundstficks.  Nach 
dieser  Begriffsbestimmung  begründeten  also 
Servituten  und  Dienstbarkeiten  *)  auf  frem- 
dem Grund  und  Boden  ebenso  wie  das 
gleiche  Recht  der  Miteigentümer  am  ge- 
meinsam besessenen  Grundstück  eine  Ge- 
meinheit im  Sinne  des  Gesetzes,  nämlich 
konkurrierende  Nutzung  mehrerer  Berech- 
tigter an  einem  Grundstück.  Dieser  Begriff 
Gemeinheit  war  in  erster  Linie  ein  wirt- 
schaftlicher. Es  kam  bei  ihm  nicht  auf 
die  gleiche  juristische  Qualifikation  der  an 
einem  Grundstück  bestehenden  Rechte,  son- 
dern auf  die  wirtschaftliche  Folge  dieser 
Rechte,  nämlich  auf  die  Benutzung  eines 
Grimdstücks  durch  mehrere  selbständige 
Landwirtschaftsbetriebe  an.  Nicht  das  Recht 
war  ideell  geteilt,  denn  die  konkurrierenden 
Nutzungsbefugnisse  entsprangen  aus  völlig 
nngleichai-tigen  und  imgeteiiten  Rechten, 
sondern  die  wirtschaftliche  Kategorie  Nutzung 
teilte  sich  allerdings  zu  ungleichen  Teilen 
unter  die  Berechtigten,  nur  sie  war  in  ge- 
wissem Sinne  gemeinsam. 

Diese  gemeinsame  Nutzung  sollte  nach 
dem  Gesetz  diurch  Teilung  des  Grimdstücks 
unter  die  Benutzer  nach  Massgabe  ihrer 
Nutzungsansprüche  aufgehoben  werden.  Bei 
dieser  Teilung  aber  mussten  die  zu  teilen- 
den Grundstücke  zusammengelegt  werden, 
d.  h.  die  Berechtigten  behielten  nicht  die 
konkreten,  im  Gemenge  befindlichen  Grund- 
stücke, an  denen  die  Nutzung  bestanden 
hatte,  sondern  sie  erhielten  statt  derselben 
gleichwertige  Landabfindungen  in  einer 
möglichst  zusammenhängenden  wirtschaft- 
lichen Lage.  Mit  dem  Zweck  der  Aufhe- 
bung der  Gemeinheit,  d.  h.  der  gemeinsamen 
Nutzung,  wurde  der  andere  Zweck  der  wirt- 
schaftlichen Zusammenlegung  der  im  Ge- 
menge befindlichen  Grundstücke  verbunden. 
Diese  infolge  der  Teilung  der  Grundstücke 
anter  ihre  Benutzer  stattfindende  Zusammen- 
legung der  einem  Besitzer  zukommenden 
Stücke  nannte  man  Specialseparation.  Die 
Zusammenlegung  durfte  nur  tei  den  Grund- 
stücken, die  konkurrierenden  Nutzungsrech- 
ten unterworfen  waren,  durchgeführt  werden. 
Grundstücke,  die  sich  zwar  im  Gemenge 
befanden,  aber  keiner  gemeinschaftlichen 
Nutzung  unterlagen,  wurden  nicht  zusam- 
mengelegt. 

Es  war  also  in  Preussen  seit  dem  Jahre 
1821  Zusammenlegung  der  Grundstücke  bei 
Vornahme  der  Gemeinheitsteilung  vorge- 
schrieben. Durch  das  G.  v.  2.  März  1850 
wurde  im  §  86  bei  Anordnung  der  Regu- 
lierung   der    zu    lassitischem    Besitzrecht 


'^  üeber  die  einzelnen  Servituten,  die  durch 
OemeinheitsteiloDg  aufgehoben  werden  konnten, 
Tgl.  im  Art  Gemeinheitsteilnng  oben 
M.  IV  S.  151. 


sitzenden  Bauern  (vgl.  den  Art  Bauern- 
befreiung in  Preussen  oben  Bd.  II 
S.  344 u.  347  ff.)  folgendes  bestimmt:  »Liegen 
die  zu  den  bäuerlichen  Stellen  gehörigen 
Gnmdstücke  im  Gemenge  mit  den  gutsherr- 
lichen Grundstücken,  so  muss  eine  zweck- 
mässige Zusammenlegung  von  Amts  wegen 
nach  den  Voi-schriften  der  Gemeinheitstei- 
lungsordnung  erfolgen.  Bei  einer  solchen 
Gemeinheitsteilung  können  auch  die  keiner 
Gemeinheit  unterliegenden  Gnmdstücke  einer 
nach  den  Vorschriften  des  gegenwärtigen 
Abschnitts  zu  regulierenden  Stelle  wider 
den  Willen  des  Besitzers  derselben  in  den 
Auseinandersetzungsplan  gezogen  und  der 
Umlegung  unterworfen  werden.«  Wenn  also 
der  Bauer  ein  schlechtes  sogenanntes  laasi- 
tisches  Besitzrecht  hat  und  durch  Abtretung 
eines  Teiles  seiner  Länderei  das  Eigentum 
des  Restes  erkauft,  so  soll,  wenn  diese 
Länderei  mit  der  seines  Gutsherrn  im  Ge- 
menge liegt,  eine  Zusammenlegung  des  ihm 
als  freies  Eigentum  verbleibenden  Landes 
eintreten,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dieses 
zusammenzulegende  Land  einer  Gemeinheit 
unterliegt  oder  nicht  Die  Berechtigung 
bezw.  Begründung  dieser  Ausdehnung  des 
Zusammenlegungszwangs  auf  die  servitut- 
freien,  zu  lassitischem  Besitzrecht  besessenen 
Grundstücke  ergiebt  sich  daraus,  dass  der 
Bauer  ja  kein  Eigentum  oder  auch  nur 
eigentumsähnliches  Recht  an  diesen  Grund- 
stücken hatte,  er  sich  also  vor  der  kraft 
Landesgesetzes  erfolgenden  Eigentumsver- 
leihung noch  eine  wirtschaftliche  Arrondie- 
rung seines  Grundbesitzes  gefedlen  lassen 
musste.  Auffallend  ist,  dass  das  (resetz  die 
Zusammenlegung  GemeinheitsteUtmg  nennt 

Auch  hier  sehen  wir  die  Zusammenlegung 
nur  indirekt  als  Folge  einer  anderen  Mass- 
regel der  Landkuiturgesetzgebung  eintreten. 

Erst  ein  G.  v.  2.  April  1872  be- 
handelt die  Zusammenlegung  der  Grund- 
stücke als  Selbstzweck.  Dieses  Gesetz 
führt  den  Titel  »Gesetz  betreffend  die  Aus- 
dehnung der  Gemeinheitsteilungsordnung 
vom  7.  Juli  1821  auf  die  Zusammenlegung 
von  Grundstücken,  welche  einer  gemein- 
schaftlichen Nutzung  nicht  unterliegen«.  Dies 
will  folgendes  bedeuten:  von  nun  an  finden 
diejenigen  Vorschriften  der  Gemeinheitstei- 
lungsordnung, welche  sich  auf  die  Zusam- 
menlegtmg  der  einer  gemeinschaftlichen  Be- 
nutzung unterliegenden  Grundstücke  beziehen, 
auch  auf  die  einer  solchen  Benutzung  nicht 
unterliegenden  Gnmdstücke  Anwendung. 
Im  Text  des  Gesetzes  wird  dieser  Grund- 
satz weiter  aus^führt,  und  es  werden  eine 
Reihe  von  Bestimmungen  der  Gemeinheits- 
teilungsordnung teils  geändert,  teils  auf^ 
hoben.  Aber  die  Bestimmungen  der  Gemem- 
heitsteilungsordnung,  welche  nicht  ausdrück- 
lich aufgehoben  oder  geändert  sind,  bleiben 
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auch  für  die  Zusammenlegung  servitutfreier 
Grundstücke  massgebend. 

Es  ist  nun  eine  Thatsache,  dass  die 
meisten  Zusammenlegungen  in  den  älteren 
Provinzen  Preussens  nicht  infolge  dieses  Qt. 
V.  2.  April  1872,  sondern  kraft  der  öemein- 
heitsteilungsordnnng  und  der  ßegulienings- 
gesetze  durchgeführt  wurden.  Von  den 
letzteren  war  nicht  nur  der  §  86  des  G.  v. 
2.  Mära  1850,  sondern  auch  ein  früheres  v. 
8.  April  1823  ausschliesslich  für  Posen  er- 
lassenes Regulierungsgesetz  für  die  Durch- 
führung der  Zusammenlegungen  von  grosser 
Bedeutung. 

Nur  einzelne  Provinzen,  wie  Schlesien 
und  Westfalen,  in  denen  die  von  den  Ge- 
setzen zur  Voraussetzung  der  Zusammen- 
legung gemachten  Reformen,  also  Aufhebung 
der  gemeinschaftlichen  Benutzung  der  Fel- 
der oder  Regulierung  lassitischer  Bauern, 
nur  selten  vorkamen  oder  nicht  mit  Zu- 
sammenlegung verbunden  werden  konnten, 
waren  bis  1872  mit  der  allgemeinen  Durch- 
führung der  Zusammenlegung  im  Rückstand 
feblieben,  und  gerade  sie  hatten  das  G.  v. 
.  April  1872  notwendig  gemacht. 

Daher  soll  in  diesem  Ueberblick  die  Zu- 
sammenlegung in  Preussen  nur  so  darge- 
stellt werden,  wie  sie  auf  Grund  der  Ge- 
meinheitsteilungsordnung  und  der  Regulie- 
rungsgesetze und  der  wichtigsten  zxvc 
Ergänzung  dieser  Gesetze  erlassenen  Vor- 
schriften durchgeführt  wurde. 

Die  enge  Verbindung  der  Zusammen- 
legung in  Preussen  mit  Gemeinheitsteilung 
und  Regulierung  der  lassitischen  Bauern- 
stellen hat  gerade  auf  die  allgemeine  und 
intensive  Durchführung  der  Zusammenlegung 
die  grösste  Einwirkung  ausgeübt  Die  ganze 
Eigentümlichkeit  der  preussischen  Zusam- 
menlegungen wird  nur  dann  klar,  wenn 
man  ihren  engen  Zusammenhang  mit  den 
flbrigen  Massregeln  der  Landkulturreform 
im  Auge  behält.  Durch  diese  Verbindung 
kamen  die  Zusammenlegungen  in  die  Hand 
der  zur  Durchführung  der  agrarischen  Re- 
formen geschaffenen  Behörden,  sie  wurden 
aus  diesem  Grunde  nach  dem  für  diese  Re- 
formen geschaffenen  Verfahren  erledigt  Die 
von  der  herrschenden  Anschauung  als  selbst- 
verständlich geforderte  möglichste  Erleich- 
terung der  Bedingungen,  unter  denen  eine 
Gemeinheitsteilung  oder  Regulierung  lassi- 
tischer Bauemstellen  vorgenommen  werden 
durfte,  bestand  zu  gleicher  Zeit  auch  für 
die  Durchführung  der  Zusammenlegungen. 
Die  Ursache  aber,  weshalb  man  in  Preussen 
und  besonders  gerade  in  den  für  die  älteren 
Provinzen  gegebenen  Gesetzen  an  eine  Ge- 
meinheitsteilung oder  an  eine  Regulierung 
die  Zusammenlegung  als  notwendige  Folge 
tmd  wirtschaftlich  mögliche  Blassregel 
knüpfen  konnte,  lag  in  der  ländlichen  Ver- 


fossung  dieser  Länder,  in  der  unbedin^  und 
allgemein  herrschenden  Belastung  der  Fluren 
mit  Servituten  zu  Gunsten  der  Gutsherren 
und  der  Bauern,  in  der  allgemein  verbrei- 
teten Gutsherrschaft  des  einzelnen  Guts- 
herrn über  eine  ganze,  von  ihm  lassitisch 
abhängige  Bauernschaft. 

Da,  wo  diese  ländliche  Verfassung  nicht 
mehr  bestand,  wie  in  Schlesien,  Pommern 
und  in  "Westfalen,  versagte  auch  die  Gesetz- 
gebung, d.  h.  es  konnten  auf  Grund  der 
Gemeinheitsteilungsordnung  oder  der  Regu- 
lierungsgesetze keine  Gemeinheitsteilungen 
und  keine  Regulierungen  und  daher  auch 
keine  Zusammenlegungen  vorgenommai 
werden.  Es  war  daher  auch  eine  andere 
Gesetzgebung  (das  G.  v.  2.  April  1872)  not- 
wendig, und  daher  wtirde  eine  Einbeziehung 
dieses  späteren  Gesetzes  in  imsere  Darstel- 
lung der  Zusammenlegung  in  den  älteren 
Provinzen  Preussens  das  klare  Bild,  welches 
die  älteren  Gesetze  von  der  Durchführung 
und  dem  Wesen  dieser  Landkalturreform 
geben,  trüben  und  verwischen. 

Die  Zusammenlegung  und  ihre  Durch- 
führung in  den  älteren  Provinzen  Preussens 
ist  nur  dann  verständlich,  wenn  man  die 
zur  Ausführung  der  Landkulturgesetzgebung 

fischaffene  Behördenorganisalion  und  die 
ompetenz  dieser  Behörden,  ferner  das  so- 
genannte Auseinandersetzungs verfahren  und 
schliesslich  die  materiellen  Bestimmungrai 
der  betreffenden  Gesetze  über  die  Durch- 
führung der  Zusammenlegung  kennt 

Wir  betrachten  zunächst  die  Behörden 
und  ihre  Kompetenz  in  ihrer  noch  heute 
bestehenden  und  nicht  wesentlich  von  der 
früheren  abweichenden  Gtestalt 

Die  materiellen  Bestimmungen  der  Ge- 
setze aber  sollen  in  Verbindung  mit  dem 
Gang  des  Verfeiluens  zur  Darstellung  ge- 
bracht werden. 

Wie  schon  erwähnt,  bildete  die  Gemein- 
heitsteilungsordnung nur  einen  Bestandteil  dw 
ganzen  Gesetzgebung,  durch  welche  der 
preussische  Staat  die  völlige  Verfügungsfrei- 
neit  über  den  landwirtschaftlich  benutzt«! 
Grundbesitz  herstellen  wollte.  Die  übrigen 
Gesetze,  die  Herstellung  der  persönlichen  irei- 
heit  des  Bauernstandes,  Regulierung  der  guts- 
herrlich-bäuerlichen Verhältnisse  und  die 
Ablösung  der  Reallasten  zum  Ziel  hatten, 
haben  in  dem  Art.  Bauernbefreiung  in 
Preussen  oben  Bd.  11  S.  343fL  eine  aus- 
führliche Erörterung  gefunden. 

Die  Geschäfte,  welche  diese  Gesetze  an- 
ordnen oder  hervorrufen,  sollen  r^elmäsag 
die  Auflösung  der  zwischen  mehreren  Per- 
sonen hinsichtlich  bestimmter  Grundstücke 
bestehenden  wirtschaftlichen  und  rechtlidien 
Beziehungen  bewirken.  Die  Teilnehmer 
setzen  sich  vermittelst  dieser  Geschäfte  aus- 
einander. 
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Die  Auseinandersetzung  nehmen  aber  die  ] 
BeteDigten  in  der  Kegel  nicht  selbständig 
vor,  sondern  der  Staat  leitet  die  Ausein- 
andersetzung durch  bestimmte  Behörden 
nach  bestimmtem  Plan.  Diese  Behörden 
vermitteln  alle  zwischen  den  Beteiligten 
notwendigen  Geschäfte  und  verrichten  alle 
übrigen  ziu*  Auseinandersetzung  notwendigen 
Handlungen  teils  selbst,  teils  veranlassen 
sie  ihre  Ausfflhrun^.  Die  Behörden  müssen 
danach  streben,  bei  Vermittelung  der  zwi- 
schen den  Teilnehmern  nötigen  Geschäfte  in 
Debereinstimmung  mit  allen  Interessenten 
zu  handeln.  Gelingt  ihnen  diese  sogenannte 
gütliche  Vermittelung  nicht,  so  können  sie 
die  Verhältnisse  im  Rahmen  der  gesetzlichen 
Vorschriften  selbständig  regulieren.  Wider- 
sprechen die  Beteiligten  ihren  Anordnungen, 
so  entscheiden  die  oberen  Instanzen  der  Aus- 
einandersetzungsbehörden vermittelst  richter- 
lichen Spruches  über  diese  Streitpunkte  und 
stellen  so  die  Bedingungen  der  Auseinander- 
setzung endgiltig  fest.  In  den  Vorschriften 
Aber  das  Auseinandersetzungsverfahren  findet 
die  verwaltende  und  richterliche  Thätigkeit 
der  Auseinauderset2ungsbehörden  bei  der 
Vornahme  von  Auseinandersetzungen  und 
damit  der  Verlauf  der  Auseinandersetzung 
selbst  gesetzliche  Regelung.  Die  gnmd- 
l^ende  Verordnung  über  Organisation  der 
Auseinandersetzungsbehörden  und  das  Aus- 
einandersetzungsverfahren wurde  am  20.  Juni 
1817  gegeben. 

Danach  sind  die  wichtigsten  Anseinauder- 
setzungsbehörden  die  Generalkommissionen, 
denen  innerhalb  ihres  Geschäftsbezirks  so- 
wohl die  Leitung  der  Auseinandersetzungen 
in  R^^enings-,  Ablösungs-  und  Gemein- 
heitsteilungssachen  wie  auch  die  erstinstanz- 
liche Entscheidung  aller  bei  Auseinander- 
setzungen entstehenden  Rechtsstreitigkeiten 
übertragen  ist. 

Ausserdem  besteht  seit  1844  das  Ober- 
landeskulturgericht in  Berlin,  das  für  die 
Berufung  und  das  Rechtsmittel  der  Be- 
schwerde gegen  Urteile  und  Entscheidungen 
der  GeneraJkommissionen  zuständig  ist.  Es 
giebt  heute  für  die  verschiedenen  Provinzen 
des  preussischen  Staates  acht  Generalkom- 
missioneu.  Jede  Generalkommission  muss 
mit  mindestens  fünf  Mitgliedern  einschliess- 
lich des  Präsidenten  besetzt  sein.  Die  Mehr- 
zahl derselben  soll  die  (jualiükatioa  zum 
Richteramt  besitzen.  Ausserdem  werden 
auch  besonders  vorgebildete  landwirtschaft- 
liche Techniker  zu  Mitgliedern  der  General- 
kommission ernannt. 

Die  Generalkommissionen  haben  sowohl  den 
Hauptgegenstand  im  Auseinandersetzungsver- 
fahren wie  auch  alle  anderen  Rechtsver- 
hältnisse, welche  bei  vorschriftsmässiger 
Ausführang  der  Sache  in  ihrer  bisherigen 
Lage  nicht  verbleiben  können,  zu  regulieren. 


Alle  obrigkeitlichen  Festsetzungen,  deren  es 
bedarf,  um  die  Auseinandersetzung  zur  Aus- 
führung zu  bringen  und  die  Interessenten 
zu  einem  völlig  geordneten  Zustande  zurück- 
zubringen, sind  von  der  Generalkommission 
zu  erlassen. 

Solche  Geschäfte,  deren  Regelung  nicht 
im  notwendigen  Zusammenhang  mit  dem 
Hauptgegenstande  steht,  die  aber  zur  besseren 
Regulierung  des  Hauptgegenstandes  ge- 
reichen, können  sowohl  zwischen  den  Haupt- 
parteieu  als  auch  zwischen  diesen  und  den 
Nichtbeteiligten  von  der  Generalkommission 
vermittelt  werden,  wenn  mindestens  ein 
Viertel  der  Beteiligten  damit  einverstanden  ist 

Die  Geiieralkommissionen  vertreten  auch 
das  Interesse  entfernterer  Interessenten 
(Gläubiger,  Lehens-  oder  Fideikommissnach- 
lolger),  die  zum  Verfeihren  nicht  zugezo^n 
werden  müssen.  Auch  das  den  Provinzial- 
behörden  zustehende  Oberaufsichtsrecht  über 
das  Vermögen  von  Korporationen  und  öffent- 
lichen Anstalten  haben  sie,  von  einigen 
Ausnahmen  abgesehen,  soweit  es  bei  Aus- 
einandersetzungen auszuüben  ist,  wahi-zu- 
nehmen. 

Alle  Streitigkeiten,  die  das  Vorhanden- 
sein oder  den  umfang  der  Teilnehmungs- 
rechte  oder  die  Art  und  Weise,  wie  jemand 
für  sein  Recht  abzufinden  ist,  betreffen, 
werden  in  erster  Instanz  von  den  General- 
kommissionen entschieden. 

Entsprechend  dem  Interesse,  welches  die 
Generalkommission  kraft  ihres  Auftrags  zur 
Auseinandersetzung  an  dem  Verlauf  und 
dem  Resultat  dieser  Prozesse  hat,  lässt  sie 
dieselben  durch  den  Specialkomraissar  von 
Amts  wegen  betreiben.  Dieser  bestimmt 
die  zur  prozessualischen  Instruktion  zu 
stellenden  Gegenstände  und  die  Reihenfolge 
ihrer  Erörterung  und  kann  von  den  Parteien 
Einlassung  auf  dieselben  fordern.  Der  Kom- 
missar hat  selbständig  dafür  Sorge  zu  tragen, 
dass  die  Generalkommission  in  den  Stand 
gesetzt  werde,  über  den  Streit  den  Rechten, 
der  Billigkeit  und  dem  Endzweck  des  Aus- 
einandersetzungsgeschäfts gemäss  zu  ent- 
scheiden. Dieses  sogenannte  Streitvei-fahren 
tritt  insbesondere  dann  ein,  wenn  die  Inte- 
ressenten gegen  die  durch  die  Auseinander- 
setzungsbehörde erfolgte  Ausführung  eines 
Auseinandersetzungsgeschäfts  gütlich  nicht 
beizulegende  Widersprüche  erheben. 

Organe  der  Generalkommission  zur  Durch- 
führung des  einzelnen  Auseinandersetzungs- 
geschäfts sind  die  Kommissare,  sogenannte 
Specialkommissare,  die  Vermessungsbeamten 
und  die  Kreisvermittelungsbehörden. 

Die  Generalkomraission  kann  die  Funk- 
tionen eines  Kommissars  für  die  einzelne 
Auseinandersetzung  jedem  Staats-  oder  Ge- 
meindebeamten übertragen.  Gewöhnlich  fun- 
gieren als  dauernd  beschäftigte  Kommissare 
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Assessoren  und  besonders  vorgebildete  land- 
wirtschaftliche Techniker,  sogenannte  Oeko- 
nomiekommissare.  Assessoren  müssen,  um 
eine  Auseinandersetzung  selbständig  durch- 
führen zu  können,  die  sogenannte  technische 
Qualifikation  erwerben.  Solange  sie  diese 
nicht  besitzen,  sind  sie  verbunden,  zur  Er- 
örterung technischer  Fragen  Oekonomie- 
kommissare  zuzuziehen.  Die  Kommissare 
nehmen  das  Geschäft  an  Ort  und  Stelle  vor 
und  sind  berechtigt,  alle  dazu  notwendigen 
technischen  Verfügungen  zu  erlassen.  Eine 
Entscheidungsbefugnis  in  Streitfällen  haben 
sie  nicht.  Ihre  verfügimgen  können  von 
der  Generalkommission  abgeändert  werden. 
Die  Vermessungsbeamten  stehen  den  Kom- 
missaren für  die  geometrischen  Arbeiten 
zur  Seite.  Sie  müssen  ihren  Weisungen 
nachkommen  und  Aufträge  von  ihnen  an- 
nehmen. Die  Kreisvermittelungsbehörden 
bestehen  aus  zwei  bis  sechs  von  dem  Kreis- 
tag gewählten  und  von  der  Generalkom- 
mission bestätigten  Kreiseingesessenen.  Sie 
haben  Gutachten  als  Landwirtschafts-  und 
Bauverständige  abzugeben,  werden  als  Mit- 
glieder von  bchiedsgerichten  zur  gütlichen 
Beilegung  von  Streitigkeiten  bei  der  Aus- 
einandersetzung und  als  Kommissare  für 
einzelne  Auseinandersetzungen  berufen. 

Wir  wenden  uns  jetzt  zur  Betrachtimg 
des  Verlaufs  eines  Auseinandersetzungsver- 
fahrens, wobei  der  Hauptnachdruck  auf  die 
für  die  Zusammenlegung  der  Grundstücke 
wichtigen  Momente  gelegt  werden  soll. 

Das  Verfahren  zur  Auseinandersetzung 
in  einer  Gemeinheitsteilungs-  oder  Regu- 
lierungssache zerfiel  und  zerfällt  in  drei 
Eauptstadien. 

1.  Die  Einleitung  des  Verfahi-ens  und 
die  Feststellung  der  thatsächlichen  Verhält- 
nisse. 

2.  Die  Aufstellung  des  Auseinander- 
setzungsplanes. 

3.  Die  Ausführung  des  Auseinander- 
setzungsplanes. 

Die  Einleitung  des  Verfahrens  und  die 
Feststellung  der  thatsächlichen  Verhältnisse. 

Die  Einleitung  des  Verfahrens  fand  durch 
die  sogenannte  Provokation,  d.  h.  den  An- 
trag auf  Auseinandersetzung  statt. 

Ein  Auseinandersetzungsverfahren  behufs 
Regulierung  konnte  bei  Regulierbarkeit  der 
Verpflichteten  (vgl.  d.  Art.  Bauernbefrei- 
ungin Preussen  oben  Bd.lIS.  348)  dieser 
sowohl  wie  der  Berechtigte  provozieren. 

Auch  nach  der  Gemeinheitsteilungsord- 
nung  von  1821  §  4  konnte  jeder  Teikehmer 
an  der  Gemeinheit  auf  Teilung  mit  allen 
ihren  Folgen  antragen. 

Erst  nach  einer  V.  v.  28.  Juli  1838  durfte 
die  Teilung,  wenn  Umlegung  der  Grund- 
stücke dandt  verbunden  werden  musste,  nur 
dann    stattfinden,    wenn   die  Besitzer  von 


mindestens  dem  vierten  Teil  der  umzu- 
legenden Ackerländereien  damit  einver- 
standen waren.  Einseitig  Dienstbarkeits- 
berechtigte  (Rittergutsbesitzer,  Domänen  und 
Forstbehörden)  kounten  auch  bei  notwendig 
werdenden  Zusammenlegungen  ein  Ausein- 
andersetzungsverfahren behufs  Gemeinheits- 
teilung provozieren. 

Ausserdem  genügte  auch  nach  dem  Jahre 
1838  der  bei  einer  Regulierung  oder  Ab- 
lösung notwendig  werdende  Umtausch  von 
Ländereien  oder  die  Thatsache,  dass  an  der 
Gemeinheit  mehrere  Gemeinden  beteiligt 
waren,  um  einem  Beteiligten  die  Provo- 
kation des  Auseinandersetzungsverfahrens  zu 
ermöglichen. 

Unter  diesen  Provokationsbedingnngen, 
die  niemals  mehr  als  ein  Viertel  der  Be- 
teiligten, unter  häufigeintretenden  Umständen 
aber  nur  den  Antrag  eines  Teilnehmers  er- 
forderten, konnte  eine  Gemeinheitsteilung 
und  damit  Zusammenl^^ng  der  Grund- 
stücke eintreten.  Seit  dem  G.  v.  2.  März 
1850  bedurfte  es  bei  Anhängigkeit  ein^ 
Auseinandersetzungsverfahrens  behufe  Re- 
gulierung lassitischer  Bauerngüter  nur  der 
Gemengelage  z'wischen  Gutsherrn-  und 
Bauernland,  um  nach  dem  Ermessen  der 
Generalkoramission  eine  Zusammenlegung 
des  Bauernlandes  eintreten  zu  lassen. 

Jeder  Antrag  auf  Gemeinheitsteilung 
muss  bei  der  Generalkommission  angebracht 
werden.  Sie  ernennt  zunächst  einen  Special- 
kommissar für  die  betreffende  Auseinander- 
setzung. Dieser  untersucht  alle  thatsäch- 
lichen und  rechtlichen  Verhältnisse  in  einer 
sogenannten  Generalverhandlung.  Hierzu 
müssen  alle  Beteiligten  persönlich  erschei- 
nen, Korporationen  müssen  sich  durch  Be- 
vollmächtigte vertreten  lassen. 

Von  den  beim  Termin  ausbleibenden 
Parteien  wird  gnind  sätzlich  angenommen, 
dass  sie  die  von  dem  Gegenteil  ang^benen 
Rechte  anerkennen  imd  dem  Kommissar  die 
weitere  Regulierung  ihrer  Sache  überlassen. 

In  der  Generalverhandlung  stellt  der 
Kommissar  Veranlassung  und  Zweck  der 
Verhandlung,  beteiligte  Gemeinden  und  Be- 
sitzungen fest  Er  prüft  die  Legitimation 
der  mittelbar  und  unmittelbar  Beteiligten, 
er  ermittelt  den  Gegenstand  der  Ausein- 
andersetzung, Arten  der  gemeinschaftlichen 
Benutzung,  Teilnahmerechte,  Mass  und  Ver- 
hältnis der  Teilnahme  an  den  gemeinschaft- 
lichen Nutzungen,  gemeinschaftliche  An- 
lagen, Wege,  öffentiiche  Lasten,  Meliorations- 
anlagen, er  stellt  die  Streitpunkte  zusammen 
und  nimmt  Anträge  der  Pai-teien  entgegen. 
Von  dem  Ergebnis  dieser  Generalverhand- 
lung  hängt,  wenn  die  Einleitung  des  Ver- 
fahrens von  den  Parteien  zum  Zweck  einer 
Gemeinheitsteilung  provoziert  worden  ist, 
die   Fortsetzung   des  Auseinandersetzimgs- 
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Verfahrens  ab.  Wird  die  Vornahme  der 
Auseinandersetzung  beschlossen,  so  trennt 
der  Kommissar  zunächst  die  bestehenden 
Streitigkeiten  in  solche  über  Teilnahmerechte 
und  ihren  Umfang,  also  über  die  rechtliche 
Grundlage  der  Auseinandersetzung,  und  in 
solche  über  die  Ausgleichung  selbst.  Erstere 
müssen  sogleich  instnüert  und  von  der  Ge- 
neralkommission entschieden  werden,  letztere 
werden  bis  zur  Aufstellung  des  Ausein- 
andersetzungsplanes ausgesetzt 

Teilhaber  eines  gemeinsamen  Interesses 
müssen  sich,  sobald  im  Verlauf  der  Aus- 
einandersetzung die  "Wahrnehmung  dieses 
Interesses  Dritten  gegenüber  in  Frage 
kommt,  dem  Beschluss  der  Besitzer  des 
grösseren  Anteils  unterwerfen.  Der  Kom- 
missar verhandelt  nicht  mit  jedem  Teilhaber 
eines  solchen  Interesses  besonders,  sondern 
jede  Interessentengesamtheit,  deren  Zahl  5 
Obersteigt,  muss  Bevollmächtigte  wählen, 
die  ihre  gemeinsamen  Interessen,  aber  auch 
nur  diese,  dem  Kommissar  gegenüber  ver- 
treten. 

Ueber  aUe  Gegenstände,  welche  nicht 
ein  gemeinsames  Interesse,  sondern  Rechte 
einzelner  Teilnehmer  betreffen,  muss  jeder 
Interessent  selbst  gehört  werden. 

Der  Kommissar  bestimmt  demnächst  den 
Feldmesser.  Dieser  zeichnet  die  sogenannte 
Brouillonkarte,  aus  welcher  der  alte  Zu- 
stand genau  ersichtlich  wird,  und  nimmt,  wo 
die  vorhandenen  Vermessungen  nicht  aus- 
reichen, Neuvermessungen  vor. 

Ist  die  Anfertigung  der  Karten  beendet, 
so  folgt  die  Bonitierung  der  Gnmdstücke 
und  die  Feststellung  und  Bewertung  der 
Teilnahmerechte. 

Unter  Bonitierung  versteht  man  eine  be- 
sondere Art  der  Schätzung  der  Grundstücke. 
Sie  wird  von  zwei  mit  den  Bodenverhält- 
nissen bekannten,  aber  an  der  Sache  selbst 
unbeteiligten  Landwirten  vorgenommen. 
Diese  werden  von  den  Interessenten  ge- 
wählt oder,  wenn  keine  Wahl  zu  stände 
kommt,  von  dem  Kommissar  bestimmt 

Die  Bonitierung  geht  in  folgender  Weise 
vor  sich. 

Zunächst  wird  in  der  ganzen  Gemar- 
kung das  Land  jeder  Ktiltui-art  ohne  Bück- 
sicht auf  die  Eigentumsgrenze,  also  alles 
Ackerland,  alles  Wiesenland,  alles  Weide- 
land, auf  seinen  Wert  hin  untersucht.  Die 
Wertunterschiede  innerhalb  des  Landes  der- 
selben Kulturart,  die  sich  in  örtlicher  Lage, 
Beschaffenheit  des  Bodens  und  Untergrun- 
des, Meliorationen  und  sonstigen  Eigen- 
schaften ausdrücken,  werden  festgestellt, 
und,  so  viele  Wertverschiedenheiten  inner- 
halb einer  Kulturart  sich  ergeben,  so  viele 
Klassen  dieser  Ktdturart  werden  von  dem 
Kommissar  nach  vorheriger  Beratung  mit 
den     Boniteuren    gebildet.     Durch     diese 


Klassifizierung  und  nur  durch  sie  wird  der 
verschiedenartigen  Qualität  des  zu  einer 
Kulturart  gehörenden  Grund  und  Bodens 
Rechnung  getragen.  Der  Wert  der  Mass- 
einheit in  jeder  Bonitätsklasse  wird  durch 
den  Koramissar  festgesetzt  Ist  so  die 
Wertabstufung  des  zu  einer  Kultiurart  ge- 
hörigen Landes  durch  Bildung  der  Bonitäts- 
klassen festgestellt,  so  teUen  die  Boniteure 
die  den  einzelnen  Besitzern  zustehenden 
Grundstücke  den  Klassen  zu,  schätzen  die 
Grundstücke  in  die  Klassen  ein.  Wenn 
sich  die  Boniteure  über  die  Klassengehörig- 
keit eines  Grundstücks  nicht  einigen  Können, 
entscheidet  der  Kommissar.  Wenn  ein 
Grundstück  in  eine  Klasse  eingeschätzt  ist, 
kann  sein  Wert  in  Geld  leicht  berechnet 
werden.  Aehnlich  wrd  der  Wert  der  Teil- 
nahmerechte und  Servituten  durch  die  Boni- 
teure geschätzt  Der  Wert  des  servitutbe- 
lasteten  Grundstücks  wird  nach  Verhältnis 
des  Nutzens  des  Eigentümers  und  Servitut- 
berechtigten  in  zwei  Teile  zerlegt  Würdi- 
gimg (Schätzung)  baulicher  Anstalten,  For- 
sten, Torflagen  und  anderer  Gegenstände, 
für  welche  eine  besondere,  bei  Landwirten 
nicht  vorauszusetzende  &M;hkenntni8  not- 
wendig ist,  geschieht  durch  specielle  von 
der  Generalkommission  zu  ernennende  Sach- 
verständige. 

Es  werden  mm  genaue  Vermessungs- 
und  Bonitierungsregister  und  eingehende 
Wertberechnungen  der  TeUnahmerecnte  anf- 
gesteUt  und  den  Interessenten  zugleich  mit 
den  Karten  ziur  Erklärung  vorgelegt  Der 
Kommissar  beraumt  zu  diesem  Zwecke 
einen  Termin  an  und  giebt  ausserdem  den 
Interessenten  Gelegenheit,  sich  durch  Ein- 
sicht in  Karten,  Register  und  sonstige  Ur- 
kunden und  durch  Anfragen  beim  Feld- 
messer zu  informieren.  Von  den  beim 
Termin  Ausbleibenden  wird  Zustimmung  zu 
allen  Feststellungen  angenommen.  Haben 
die  Interessenten  zu  allen  Feststellimgen 
ihre  Zustimmung  erklärt  oder  sind  die 
Streitpunkte  durch  gütliche  Vermittelung 
des  Kommissars  oder  eines  Schiedsgerichts 
oder  endlich  durch  Entscheidung  der  Gene- 
ralkommission erledigt,  so  ist  der  erste  Teil 
des  Verfahrens,  die  Feststellung  der  that- 
sächlichen  Verhältnisse,  beendigt 

Es  folgt  die  Aufstellung  des  Ausein- 
andersetzungsplanes. Als  einleitende  Ge- 
schäfte des  Kommissars  sind  hervorzuheben: 
genaue  eigene  Information  über  Beschaffen- 
heit der  Feldmark,  wirtschaftliche  Einrich- 
tungen, Verhältnisse  und  Bedürfnisse  der 
Interessenten.  Ferner  muss  er  die  gesteUten 
Anträge  der  Interessenten  auf  die  zukünf- 
tige Planlage  der  ihnen  gebührenden  Ab- 
findungsgrundstücke prüfen  und  die  etwa 
notwendigen  Be-  und  Entwässerungsanlagen 
und  das  Wegenetz  projektieren.    Grundsatz 
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ist,  dass  jedes  Planstfick  mindestens  einen 
Zugang  haben  soll,  dass  die  Wege  mög- 
lichst gerade  gelegt  und  nicht  zu  schmal 
bemessen  werden.  Schon  bei  der  Boni- 
tieruDg  muss  Bücksicht  auf  etwa  vorhandene 
Be-  und  Entwässerungsanlagen  genommen 
werden,  weil  sie  die  Qualität  des  Bodens 
bestimmen. 

Ueber  neu  vorzunehmende  Anlagen  dieser 
Art  hat  der  Kommissar  mit  den  Boniteuren 
und  Interessenten  zu  beraten  und  eventuell, 
wenn  ihre  Ausführung  zweckmässig  er- 
scheinen sollte,  auf  dieselbe  hinzuwirken. 
Auf  jeden  Fall  muss  er  bei  der  Projek- 
tierung der  neuen  Felder  (Pläne)  und  des 
Grabennetzes  auf  später  etwa  vorzunehmende 
Dndnageanlagen  Kücksicht  nehmen. 

Ausser  Wegen  und  Gräben  müssen  auch 
andere  Grundstücke  zur  gemeinschaftlichen 
Benutzung  vorbehalten  werden.  Es  sind 
dies  hauptsächlich  Viehtränken  und  sonstige 
gemeinsame  Wasserbehälter,  femer  Turn- 
und  Begräbnisplätze,  Bleichplätze,  Flachs- 
rösten, Aasgruben,  Lehm-,  Sand-,  Kalk-  und 
Mergelgruben  und  Steinbrüche.  Ob  vor- 
handene Anlagen  dieser  Art  fortbestehen 
oder  eiagehen  sollen,  ob  neue  Anlagen  aus- 
gewiesen werden  sollen  und  in  welchem 
Umfange,  zu  wessen  Gunsten  und  auf 
wessen  Kosten,  über  alle  diese  Fragen  muss 
der  Kommissar  vor  Entwerfung  des  Zu- 
sammenlegungsplanes mit  den  Interessenten 
verhandeln.  Sind  diese  ^meinschaftlichen 
Anlagen  festgestellt,  so  wird  der  eventuell 
nötig  werdende  Landbeitrag  eines  jeden 
Interessenten  zu  diesen  Anlagen  bestimmt 
irad  von  seinen  Landansprüchen  abgezogen. 
Diese  Landansprüche  ruhen  regelmässig  auf 
seinen  Eigentums-,  Miteigentums-  und  Ser- 
vitutsrechten,  und  ausserdem  tritt  als  Zu- 
wachs hinzu  sein  Anteil  an  den  eingehen- 
den gemeinschaftlichen  Anlagen,  den  Wegen, 
Gewässern,  Wassergräben  u.  a.  Grund- 
stücken. Die  Summe  aller  dieser  Landan- 
sprüche eines  Interessenten  weniger  seinem 
Beitrag  zu  gemeinschaftlichen  Anlagen  und 
den  in  Landansprüche  verwandelten  Servi- 
tutsberechtigungen  auf  seinem  Eigentum  er- 
giebt  das  sogenannte  Sollhaben  des  be- 
treffenden Interessenten,  nach  dem  die  Land- 
abfindung zu  bemessen  ist. 

Nach  diesen  einleitenden  Geschäften  er- 
folgt die  Feststellung  des  Zusammenlegungs- 
planes, d.  h.  die  Projektierung  von  Umfang 
und  Lage  der  neuen  Felder,  die  den  Inte- 
ressenten als  Abfindung  für  ihre  Forderungs- 
berechtigungen angewiesen   werden   sollen. 

Die  Aufstellung  des  Zusammenlegungs- 
planes erfolgte  tmd  erfolgt  im  wesentlichen 
noch  heute  nach  den  von  der  Gemeinheits- 
teilungsordnung  von  1821  aufgestellten  Grund- 
sätzen. Einige  Aenderungen,  die  das  G. 
vom  2.  April  1872  einführte,  sind  bei  der 


folgenden  Darstellung  nicht  beachtet  worden, 
weil  sie  bei  der  Durchführung  der  grossen 
Masse  der  Zusammenlegungen  vor  1872  nicht 
in  Anwendung  kamen. 

Bei  der  infolge  einer  Gemeinheitsteilung 
oder  Regulierung  stattfindenden  Zusammeo- 
legung  bildete  in  der  Regel  eine  Gemai^nng 
den  Umlegungsbezirk,  d.  h.  das  Gebiet, 
innerhalb  dessen  sämtlicher  Gnmdbesitz  der 
Zusammenlegung  unterworfen  wurde.  "Von 
dem  ZusammenlegUDgszwang  eximiert  waren 
nach  der  Gemeinheitsteüungsordnung  ntir 
die  servitutfreien  Gnmdstücke  und  eventuell 
die  Forstgrundstücke.  Nach  dem  Regu- 
lierungsgesetz von  1850  ging  bei  Regu- 
lierungen der  Zusammenlegungszwang  auch 
über  servitutfreie  Ländereien.  Regelmässig 
war  also  mindestens  die  ganze  Gemarkung, 
exklusive  der  servitutfreien  Hausplätze  und 
Gärten  (Dorflage),  der  wenigen  servitutfreien 
FeldgrundstOcke  und  des  Waldes,  Umle- 
gungsbezirk. In  den  Provinzen  Osl-  und 
Westpreussen  und  Posen,  wo  dem  Regu- 
lierungsgesetz von  1850  ähnliche  Bestim- 
mungen schon  vorher  Gelttmg  hatten, 
konnten  auch  servitutfreie  Ländereien,  also 
Gärten,  Hausplätze  und  servitutfreie  Feld- 
grundstücke in  die  Zusammenlegung  einbe- 
zogen werden,  eine  Bestimmung,  welche 
seit  1850  in  allen  landreditlichen  Provinzen 
des  preussischen  Staates  für  die  bei  da 
Regulierung  vorzunehmenden  Zusammenle- 
gungen der  zu  regulierenden  Bauemgrtmd- 
stücke  Geltung  bekam. 

Die  für  die  Aufstellung  des  Zusammen- 
legungsplanes wichtigen  Prindpien  giebt 
die  Gemeinheitsteüungsordnung  in  den  so- 
genannten TeUungsgrundsätzen.  Die  ge- 
meinschaftliche Nutzung  der  Grundstücke 
soll  dvurch  Teilung  derselben  unter  die 
Nutzungsberechtigten  aufgehoben  werden. 
Bei  Gelegenheit  dieser  Teilung  aber  will 
das  Gesetz  auch  eine  zweckmässige  Zu- 
sammenlegung der  dem  einzelnen  Teilnehmer 
gebührenden  Landansprüche,  also  die  Bil- 
dung grösserer  Grundstücke  als  Ersatz  für 
die  über  die  ganze  Flur  hin  zerstreuten 
Berechtigungen.  Die  Teiluugsgrundsätze 
enthalten  also,  insofern  sie  die  Bedingungen 
feststellen,  unter  denen  die  Landesabün- 
dungen  der  Teilnehmer  gebildet  werden 
sollen,  auch  die  für  die  Vornahme  der  Zu- 
sammenlegimg massgebenden  Bestimmungen. 

An  die  Spitze  der  Teilungsgrundsätze  stellt 
die  Gemeinheitsteüungsordnung  den  Satz,  dass 
den  sich  auseinandersetzenden  Teilnehmern 
für  ihre  Berechtigungen  eine  angemessene 
Entschädigung  zur  ausschliesslichen  und 
freien  Verfügung  übenviesen  werden  soU. 
Eine  Entschädigung,  in  deren  Gebrauch  der 
Empfänger  gehindert  .'»ein  würde,  ist  er  nicht 
anzunelunen  schuldig.  Schon  hieraus  er- 
giebt  sich  die  später  ausdrücklich  gegebene 
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Anordnung,  dass  in  der  Regel  die  Ent- 
schädigung in  Land  bestehen  muss  und  nur 
ausnahmsweise  in  Kapital  oder  Rente  ge- 
leistet werden  kann.  Aber  der  Empfänger 
muss,  wenn  das  neue  Abfindnngsland  gegen- 
fiber  seinem  frOheren  Besitz  einen  Ausfall 
an  Güte  zeigt,  einen  entsprechenden  Zusatz 
in  der  Fläche  annehmen  und  sich  sogar  bis 
zu  einer  gewissen  Grenze  eine  Yerände- 
rung  seines  Besitzstandes  in  den  verschie- 
denen Eulturarten,  also  z.  B.  Acker  statt 
Wiese,  gefallen  lassen.  Diese  Grenze,  Ober 
welche  hinaus  er  keine  von  seinem  früheren 
Besitz  verschiedene  Landabfindung  mehr 
anzunehmen  braucht,  ist  dann  erreicht,  wenn 
die  Entschädigung  eine  Veränderung  der 
ganzen  bisherigen  Art  des  WirtschsdEtsbe- 
triebes  des  Hauptgutes  nötig  macht  Eine 
solche  Abfindung  kann  keinem  Teilnehmer 
aufgedrungen  werden.  Als  solche  Verände- 
rungen des  Wirtschaftsbetriebes  sind  an- 
zusehen : 

1.  Wenn  eine  bisherige  Ackerwirtschaft  in 
eine  Viehzüchterei  verwandelt  werden  müsste 
und  umgekehrt,  oder  wenn  eine  von  beiden 
die  Hauptsache  war,  solche  aber  künftig 
nur  Nebensache  werden  würde. 

2.  Wenn  ein  Hauptzweig  der  Wirt- 
schaft, der  in  überwiegendem  Verhältnis  zu 
den  übrigen  stand,  ganz  oder  grösstenteils 
aufg^eben  werden  müsste  oder  doch  nur 
durch  Anlegung  neuer  Fabrikationsanstalten 
erhalten  werden  könnte. 

3.  Wenn  ein  spannfähiger  Ackerwirt  ein 
Gespann  nicht  mehr  halten  könnte  und 
seine  Ländereien  mit  der  Hand  bauen  müsste 
und  umgekehrt 

Andere  Veränderungen  in  der  bisherigen 
Art  des  Wirtschaftsbetriebes  kommen  nur 
insofern  in  Betracht,  als  sie  von  gleicher 
oder  grösserer  Erheblichkeit  sind. 

Jeder  Teilnehmer  muss  die  Landent- 
schädigung bei  dem  Gute,  zu  welchem  sie 
ihm  angewiesen  wird,  zu  dem  ihm  ange- 
rechneten Werte  nutzen  können,  m.  a.  W. 
der  Wert  der  Landentschädigung  muss 
immer  mit  Rücksicht  auf  das  Giit,  dem  sie 
zugewiesen  werden  soU,  bestimmt  werden. 
Die  Kommission  teilt  dem  Interessenten 
nicht  einzelne  Ackerstücke  nach  ihrem  ab- 
soluten Werte,  sondern  einen  Komplex  von 
Läodereien  in  seiner  Eigenschaft  als  eine 
seinem  früheren  Besitztum  gleichwertige 
Betriebsgrundlage  zu. 

Die  nach  diesen  Grundsätzen  festge- 
stellten Landentschädigungen  müssen  die 
Teilnehmer  in  m^lichst  zusammenhängen- 
der wirtschaftlicher  Lage  erhalten.  Ist 
diese  zusammenhängende  Lage  der  Landab- 
findung ohne  Verkürzung  einzelner  Teil- 
nehmer und  ohne  Aufopferung  überwiegen- 
der Kulturvorteile  nicht  zu  erlangen,  so 
müssen  die  Teilnehmer  auch  Landentschä- 
HandwSrterbach  der  Staatswissenscbsften.    Zweite 


digungen  in  getrennter  L^^  annehmen,  in- 
sofern diese  nicht  den  freien  Gebrauch  hin- 
dern oder  eine  Aenderung  der  Art  des 
Wirtschaftsbelriebes  nötig  machen. 

Kann  nicht  allen  TeUnehmem  dem  Zweck 
der  Auseinandersetzung  gemäss  eine  wirt- 
schaftliche Lage,  d.  h.  also  im  Sinne  der 
vorhergehenden  Paragraphen  eine  möglichst 
zusammenhängende  Lage  ihrer  Ländereien 
verschafft  werden,  so  müssen  diejenigen, 
welche  nach  dem  Ermessen  der  Ausein- 
andersetzungsbehörde dazu  geeignet  sind, 
gegen  Entschädigung  ihre  Wirtschaftshöfe 
verlegen,  also  der  Regel  nach  aus  dem 
Dorfe  ausziehen  (abbauen),  wenn  der  4  Teil 
der  Teilnehmer  diesen  sogenannten  Abbau 
verlangt  und  sie  selbst  nicht  etwa  die  ihnen 
ohneAbbauanzuweisenden, minder  wirtschaft- 
lich gel^enen  Ländereien  annehmen  wollen. 

Nach  diesen  Bestimmungen  können  also, 
allerdings  nur  mit  Zustimmung  der  Be- 
treffenden, auch  die  servi tutfreien  Haus-, 
Hof-  und  Gartenplätze  mit  in  die  Umlegung 
gezogen  und  die  Dörfer  auseinandergebaut 
werden.  Es  soll  hier  gleich  bemerkt  wer- 
den, dass  der  Abbau  auf  Grund  dieser  Be- 
stimmungen keine  bedeutende  Ausdehnung 
angenommen  hat  Nur  da,  wo  das  Gresetz 
wie  in  Ost-  und  Westpreussen  und  Posen 
und  bei  den  nach  1850  regulierten  Lassiten- 
dörfem  der  übrigen  Provinzen  die  Einbe- 
ziehung servitntfreier  Grundstücke  auch  gegen 
den  V»  illen  ihrer  Besitzer  gestattete,  ist  der 
Auseinanderbau  der  Ortschaften  bei  der  Zu- 
sammenlegung der  Grundstücke  häufig  ge- 
wesen. 

Die  Bestimmung  der  Entschädigung  und 
der  Gnmdstücke,  welche  jeder  Teilnehmer 
durch  die  Auseinandersetzung  erhalten  soll, 
geschieht  durch  die  Auseinandersetzimgs- 
behörde.  Sie  muss  sich  dabei  nach  den 
oben  g^ebenen  Grundsätzen  richten  und 
m^licnst  verhüten,  dass  kein  Teil  ge^n 
den  anderen  verkürzt  und  in  seinen  Nutz- 
ungen geschmälert  werde.  Bei  der  Be- 
urteilung des  Wertes  der  Abfindung  ist  je- 
doch nicht  auf  einzelne  Stücke  und  Ru- 
briken, sondern  auf  den  ganzen  üm&mg  der 
Wirtschaft  eines  jeden  Teilnehmers,  so  wie 
sie  sich  vor  und  nach  der  Teilung  verhält, 
Rücksicht  zu  nehmen. 

Diese  Vorschriften  der  Gemeinheitstei- 
lungsordnung  haben  in  drei&cher  Hinsicht 
eine  grosse  Bedeutung  für  die  m^lichst 
weitgehende  Durchführung  der  Zusammen- 
legung gewonnen. 

Erstens  bestimmt  das  Gesetz  direkt,  dass 
die  Abfindungen  der  Teilnehmer  m^lichst 
in  zusammenhängender  Lage  ausgewiesen 
werden  sollen.  Also  jeder  Interessent  soll 
für  alle  seine  auf  der  Flur  zerstreuten  Be- 
rechtigungen womöglich  ein  Gnmdstück  als 
Entschädigung  erhalten.    Auch  indirekt  ent- 

Anflage.    VII.  66 
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halten  die  Teilungsgmndsätze  diese  Be- 
stimmung. Der  Grundsatz,  dass  allen  Teil- 
nehmern ihre  Abfindung  in  Land  gelben 
werden  soll,  lässt  sich  im  Verein  mit  den 
anderen,  dass  der  Eigentümer  über  diese 
Entschädigung  ausschliessliche  und  freie 
Verfügung  erhalten  muss,  wirtschaftlich  nur 
dwch  Austausch  der  verschiedenen  Berech- 
tigungen, also  durch  Zusammenlegung,  durch- 
führen. Ja  der  Befehl  zur  möglichsten  Zu- 
sammenlegung erscheint  im  Gesetz  gewisser- 
massen  nur  als  Angabe  des  Mittels  zur  Er- 
reichung des  vorher  allgemein  ausgespro- 
chenen Zwecks,  Anweisung  einer  vöUig  frei 
und  ungehindert  benutzbiu^n  Landenlscha- 
digung. 

Zweitens  überträgt  das  Gesetz  die  Aus- 
mittelung und  Feststellung  der  Abfindung 
ausschliesslich  der  Auseinandersetzungsbe- 
hörde. Die  Interessenten  können  zwar 
Wünsche  äussern,  einen  positiven  ausschlag- 
gebenden Einfluss  auf  die  Bildung  ihrer  Ab- 
Endungsgrundstücke  haben  sie  nicht.  Die 
Behörde  kann  daher  das  vom  Gesetz  ge- 
stellte Ziel  der  möglichsten  Vereinigung 
aller  Berechtigungen  eines  Teilnehmers  zu 
dem  Eigentum  eines  Grundstücks  ungehin- 
dert von  Sonderbestrebungen  der  Interes- 
senten verfolgen. 

Die  Vorschriften  des  Gesetzes,  welche 
die  Bedingungen  enthalten,  unter  denen  die 
Auseinandersetzungsbehörde  die  Abfindung 
nach  eigenem  Ermessen  bestimmen  kann, 
bilden  den  dritten  Komplex  der  Anord- 
nungen der  Gemeinheitsteilungsordnung,  die 
für  die  Durchführung  der  Zusammenlegung 
eine  hohe  Bedeutung  erlangt  haben.  Im  jdlge- 
meinen  muss  die  Auseinandersetzungsbehörde 
dem  Interessenten  ein  seinem  früheren  Besitz- 
tum Werl  gleiches  und  dieselbe  Art  des  Land- 
wirtschaftsbetriebes gestattendes  Landgut 
wieder  ausliefern.  Im  einzelnen  kann  sie 
die  grösste  Verschiedenheit  des  neuen  und 
des  alten  Gutes  herstellen.  Der  Teilnehmer 
muss  innerhalb  der  genannten  Grenzen  statt 
guten  Landes  die  wertgleiche,  entsprechend 
grössere  Menge  geringeren  Landes,  statt 
Ackerlandes  Wiesen  annehmen. 

In  diesen  Vorschriften  der  Gemeinheits- 
teilungsordnung der  Debertragung  der  Ab- 
findungsfeststellungen an  die  Behörde  und 
den  Bestimmungen  über  die  Art,  wie  die 
Abfindung  festgestellt  werden  sollte,  liegt  die 
Ursache  des  grossen  Erfolgs,  welchen  der  da- 
selbst aufgestellte  Grundsatz  möglichster  Zu- 
sammenlegimgderAbfindungsgTundstückebei 
vorkommenden  Gemeinheitsteilungen  hatte. 

Auf  Grund  dieser  vom  Gesetz  aufge- 
stellten Principien  erlassen  die  General- 
kommissionen sogenannte  Geschäftsinstruk- 
tionen für  ihren  Geschäftsbezirk,  welche  die 
bei  der  Aufstellung  des  Zusammenlegungs- 


planes  zu  befolgenden  specielleren  Nonnen 
enthalten. 

Als  Beispiel  seien  hier  einige  der  wich- 
tigsten Anweisungen  der  Mersebui^er  Ge- 
schäftsinstniktion  erwähnt. 

Als  vollkommenste  Planlage,  d.  h.  Neu- 
einteilung der  Gemarkung,  ist  diejenige  zu 
betrachten,  durch  welche  jeder  Interessent 
eine  Abfindung  erhält,  die  hinsichtlich  der 
Bodengattung  und  der  Güte  des  Bodens 
seinem  bisherigen  Besitztum  und  hinsicht- 
lich der  Entfernung  seinen  Bedürfnissen 
entspricht,  möglichst  im  Zusammenhang  und 
für  den  Empfönger  bequem  liegt,  auch  eine 
zur  Bewirtschaftimg  günstige  Gestalt  und 
sichere  und  gute  GJrenzen  hat 

Am  wichtigsten  ist  die  ungetrennte  wirt- 
schaftliche Lj^  der  Abfindungen,  und  es 
dürfen  diese  nur  aus  überwiegenden  Grün- 
den in  mehreren  getrennt  liegenden  Flächen 
zugeteilt  werden.  Notwendig  wird  die  Aus- 
weisung mehrerer  Pläne  für  einen  Tal- 
nehmer  da  sein,  wo  die  verschiedenen  Eultnr- 
arten  (Acker,  Wiese,  Weide,  Holz)  nicht  in 
der  Jlur  zerstreut,  sondern  beisammen 
liegen,  und  doch  jeder  Teilnehmer  von  jeder 
Bcüdengattung  eine  angemessene  Fläche  er- 
halten muss,  oder  aber,  wenn  geringes  und 
gutes  Land  völlig  getrennt  liegen  und  ein- 
zelne Interessenten  mit  der  Abfindung  bloss 
in  gutem  oder  bloss  in  geiingem  Land  ver- 
kürzt werden  wtlrden.  Auch  kann  auf  aus- 
gedehnten Feldmarken  die  Ausweisung  meh- 
rerer Stücke  der  Entfernung  wegen  not- 
wendig sein.  Aber  auch  in  diesem  Yiil, 
wo  allen  oder  den  meisten  Teilnehmern  die 
Abfindung  in  einem  Stück  nicht  gegeben 
werden  kann,  muss  sie  doch  denjenigen  In- 
teressenten, bei  welchen  dies  ohne  Nach- 
teil für  die  übrigen  Teilnehmer  möglich  ist, 
z.  B.  kleinen  Grundbesitzern  oder  Auf»- 
märkern,  gewährt  werden.  Diese  Abfindung 
muss  auch  wirtschaftliche  Lage  und  Ge- 
stalt besitzen.  Die  Gestalt  muss  mit  Rück- 
sicht auf  Behütung  und  Beackemng  ge- 
bildet werden.  Die  Zuteilung  unverhältius- 
mässig  schmaler  Abfindungsstücke  ist  m 
vermeiden.  Lassen  sie  sich  aber  nicht  an- 
ders gestalten,  so  müssen  sie  wenigstens 
mehrere  Zugänge  haben.  Wege  und  Grä- 
ben sind  der  Regel  nach  als  Grenzen  der 
Planstücke  zu  benutzen,  und  die  säiräge 
Durchschneidung  der  letzteren  durch  Wege 
und  Gräben  ist  thunlichst  zu  vermeiden. 
Soviel  als  irgend  möglich  sind  Planstücke 
von  keiliger  Gestalt  zu  vermeiden  und 
müssen  möglichst  rechtwinkelige  Planstflcke 
gebildet  werden. 

Müssen  einem  Interessenten  mehrere 
Abfindungsgrundstücke  zugeteüt  werden,  so 
ist  darauf  zu  sehen,  dass  sie  möglichst  auf 
einer  Seite  der  Feldmark  liegen  imd  dass 
das  eine  vom  anderen  leicht  erreichbar  ist 
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Jedem  Interessenten  änd  möglichst  die- 
jenigen Grundstücke  zu  geben,  die  seinem 
Wirtschaftshof  näher  als  irgend  einem  an- 
deren Hof  liegen.  Insbesondere  sollen  die 
Meinen  Leute,  für  welche  die  Gemeinde- 
nulzungsrechte  bisher  einen  besonderen  Wert 
hatten,  ihre  Abfindung  in  der  Nähe  des 
Dorfes  in  be<juemer  Form  und  Lage  er- 
halten, damit  ihnen  die  meist  gartenmässige 
Kultur  möglichst  erleichtert  wird.  Die 
Vorzüge  oder  Nachteile,  welch«!  sich  aus 
der  Entfernung  der  Gnmdstücke  vom  Wirt- 
schaftshof ergeben,  sind  sogleich  bei  der 
Plandisposition  für  aUe  Interessenten  änrcb. 
Gewährung  oder  Entziehung  von  sonstigen 
"Vorteilen  auszugleichen. 

Bei  der  Zuteilung  der  Abfindungen  muss 
auf  eine  angemessene  Axisgleichung  der  ver- 
schiedenen Bodengattungen  und  Klassen, 
desgleichen  derjenigen  Flächen,  welche  eine 
besondere  Benutzungsart  bedingen  (z.  B.  der 
zum  Anbau  von  Futterkräutern  oder  von 
Handelsgewächsen  geeigneten  Grundstücke), 
sorgfältig  Bedacht  genommen  werden. 

Es  ist  jedoch  bei  dieser  Ausgleichung 
nicht  erforderlich,  dass  jeder  Interessent  in 
jeder  Klasse  soviel  erhält,  als  er  davon  zu 
fordern  hat  Dies  kann  leicht  zu  einer  un- 
nötigen Yermehrung  der  Abfindungsgrund- 
stücke führen.  Jeder  Interessent  muss  die- 
jenigen Grundstücke  erhalten,  welche  er  bei 
dem  Umfang  seiner  Wirtschaft  und  dem 
angemessensten  Betrieb  derselben  vorteil- 
hafter oder  doch  mindestens  ebenso  vorteil- 
haft benutzen  kann  als  andere  Interessenten. 
Hat  der  Kommissar  die  Wirtschaftsverhält- 
nisse der  Interessenten  klar  aufgefasst  und 
ist  er  mit  der  Lokalität  genügend  vertraut, 
80  wird  er  leicht  erkennen,  bis  zu  welchem 
Masse  im  Interesse  einer  möglichst  arron- 
dierten Planlage  die  Ausgleichung  der  Boden- 
arten und  der  Klassen  erforderlich  ist. 

Nach  Massgabe  aller  dieser  Vorschriften 
stellt  der  Kommissar  unter  Beihilfe  des 
Geometers  den  Auseinandersetzungsplan  auf. 

Dieser  enthält  in  seinem  ersten  Teil  eine 
Darstellung  des  alten  Verhältnisses  und  die 
ForderuDgs-  oder  Sollhabensberechnimg  für 
jeden  einzelnen  Teilnehmer.  Der  zweite 
Teil,  der  eigentliche  Zusammenlegungsplan, 
giebt  eine  Darstellung  des  projektierten 
neuen  Zustandes  der  Abfindungen  der  In- 
teressenten und  der  sonst  geplanten  Ein- 
richtungen. 

Dieser  Plan  wird  nach  erfolgter  Prüfung 
durch  die  Generalkommission  den  Interes- 
senten zur  Genehmigung  vorgelegt  Zu 
diesem  Zweck  lässt  der  Kommissar  die 
neuen  Anlagen  auf  der  Flur  abstecken  und 
beraumt  einen  Termin  zur  Verhandlung  des 
Planes  an.  Von  den  nicht  erscheinenden 
Teilnehmern  kann  die  Zustimmung  zu  dem 
Plan  und  den  im  Termin  zu  fassenden  Aus- 


führungsbeschlüssen vorausgesetzt  werden. 
Sind  die  Interessenten  mit  dem  Plan  ein- 
verstanden oder  einigen  sie  sich  sogleich 
mit  dem  Kommissar  über  etwaige  Aende- 
mngen,  so  wird  über  Zeit  und  Bedingungen 
der  Ausführung  verhandelt  Erheben  einer 
oder  mehrere  Interessenten  gütlich  nicht 
beizulegende  Widersprüche,  so  tritt,  abge- 
sehen von  dem  selten  vorkommenden  schieds- 
richterlichen Verfahren  durch  die  Kreisver- 
mittel ungsbehörden,  das  Streitverfahren  vor 
der  Generalkommission  ein.  Diese  entscheidet 
jetzt  über  alle  sowohl  bei  der  Vorlegung 
des  Auseinandersetzimgsplanes  wie  SLuda. 
früher  hinsichtlich  der  Abfindung  entstan- 
denen Streitigkeiten.  G«gen  ihren  die  Aus- 
gleichung und  Abfindung  betreffenden  Spruch 
ist  Berufung  an  das  Oberlandeskultui^richt 
zulässig.  Jedoch  ist  die  Generalkommission 
bei  Entscheidung  über  den  Auseinander- 
setzungsplan betagt,  wenn  sie  auf  Ausfüh- 
rung erkennt,  zugleich  festzusetzen,  dass  die 
Ausfilhrung,  ungeachtet  des  gegen  das  Ui^ 
teil  einzuwendenden  Rechtsmittels,  stattfinde. 

Ist  so  der  Auseinandersetzungsplan  durch 
gütliches  Einvernehmen  oder  Entscheidung 
der  G«nendkommission  (bezw.  des  Ober- 
landeskulturgerichts) endgUtig  festgestellt,  so 
tritt  das  Auseinandersetzungsverfohren  be- 
hufs Gemeinheitsteilung  und  Zusammen- 
legung der  Abfindungen  in  sein  drittes  und 
letetes  Stadium. 

Dieses  begreift  die  Ausführung  des  Aus- 
einandersetzungsplans uud  die  Errichtung 
des  die  ganze  Auseinandersetzung  abschlies- 
senden Bezesses  in  sich. 

Nach  der  Verordnung  von  1817  sollte 
die  Ausführung  des  Planes  nur  ausnsüims- 
weise  vor  Bestätigung  des  Rezesses  erfolgen, 
jetzt  ist  die  Reihenfolge  aus  praktischen 
Gründen  die  umgekehrte. 

Die  Ausführung  begreift  vor  allem  ge- 
naue Bestimmung  der  Grenzen  der  Land- 
abfindungen und  üebei^gabe  der  letzteren  an 
die  Interessenten  in  sich.  Ferner  wird  über 
die  Art  der  Ausführung  der  beschlossenen 
gemeinschaftlichen  Anlagen ,  insbesondere 
Ober  die  Bestreitung  der  hieraus  erwachsen- 
den Kosten,  Beschluss  gefasst,  und  die  Her- 
stellung derselben,  also  der  Wege,  Triften, 
Gräben  und  anderer  Anstalten,  wird  ins 
Werk  gesetzt.  Der  Kommissar  muss  die 
Eintragung  der  Landabfindungen  in  das 
Grundbuch  veranlassen  und  das  Verhältnis 
zwischen  entfernteren  und  immittelbaren 
Teilnehmern,  zwischen  Pächter  und  Ver- 
pächter, zwischen  Niessbraucher  und  Eigen- 
tümer regeln.  Die  G^neralkommission  muss 
den  ausgeführten  Plan  an  die  Bezirksregie- 
ning  behufs  Fortschreibung  der  Grundsteuer 
übersenden. 

Die  Entschädigung,  die  jeder  Teilhaber 
durch  die  Auseinandersetzung  erhält,  tritt 

66* 


Digitized  by 


Google 


1044 


Zusammenlegung  der  Grundstücke 


an  die  Stelle  der  dafflr  abgetretenen  Grund- 
stücke und  dadurch  abgelösten  Berechti- 
gungen und  bekommt  daher  hinsichtlich 
mrer  Befugnisse,  Lasten  und  sonstigen 
EechtsverhÄltnisse  die  Eigenschaften  der- 
jenigen Besitzstücke,  für  welche  sie  gegeben 
wollen  ist  Die  Abfindungsgrundstücke 
werden  daher  mit  den  auf  den  abgetre- 
tenen Grundstücken  ruhenden  Lohns-  und 
Fideikommissverbindtmgen,  hypothekarischen 
Schulden  und  öffentlichen  Lasten  belegt 

Der  Rezess  schliesst  die  Auseinander- 
setzung ab.  Die  Urkunde  enthält  eine  kurze 
Angabe  der  aufgehobenen  Rechte  und  Ver- 
hältnisse und  eine  genaue  Kachweisung  des 
neuen,  durch  die  Auseinandersetzung  ge- 
schaffenen Zustandes.  Der  von  dem  Kom- 
missar entworfene  Rezess  wird  von  der 
Generalkommission  geprüft,  dann  durch  den 
Kommissar  mit  den  Interessenten  vollzogen 
und  schliesslich  von  der  Generalkommission 
bestätigt.  Der  bestätigte  Rezess  hat  die 
Wirkung  einer  gerichtlich  bestätigten  Ur- 
kunde. Auf  Grund  desselben  kann  daher 
die  Zwangsvollstreckung  verfügt  werden. 
Die  Beteiligten  werden  mit  Einwendungen 
oder  Nachforderungen   nicht  mehr  gehört 

Mit  der  Bestätigung  des  Rezesses  tritt 
die  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte 
und  Verwaltungsbehörden  wieder  ein.  Die 
aus  dem  Auseinandersetzungsverfahren  er- 
wachsenden Kosten  sind  bei  Gemeinheits- 
teilungen und  dabei  erfolgenden  Zusammen- 
legungen von  den  Teilnehmern  nach  Ver- 
hältnis des  Vorteils,  welcher  ihnen  aus  der 
Auseinandersetzung  erwächst,  zu  tragen.  Ist 
dieser  Vorteil  nicht  festzustellen,  so  sind 
sie  nach  dem  Wert  der  Teünahmerechte  zu 
repartieren. 

Sehr  wichtig  für  das  Kostenwesen  ist 
ein  G.  v.  24.  Juni  1875  geworden,  das  an 
Stelle  der  jedesmal  für  die  einzelne  Aus- 
einandersetzung zu  berechnenden  Kosten 
sogenannte  Fauschsätze,  in  der  Re^el  12 
M^k  für  jeden  Hektar  der  zu  teilenden 
und  umzulegenden  Fläche,  einführte. 

Seit  Beginn  der  Auseinandersetzungen 
bis  Ende  1870  sind  in  den  sieben  älteren 
Provinzen  Preussens  bei  den  Regulierangen 
und  Gemeinheitsteilungen  1749809  Besitzer 
mit  16244052  Hektar  Grandbesitz  separiert 
und  ihre  Besitzungen  von  allen  Holz-,  Streu- 
und  Hütungsservituten  befreit  worden. 

Trotz  dieser  gössen  Verbreitung  der 
infolge  der  Regulierang  und  Gemeinheits- 
teUung  durchgeführten  Zusammenlegungen 
waren  einzelne  Teile  des  (Jeltungsgebiets 
der  Gemeinheitsteilungsordnung  und  der 
Regulierangsgesetze  mit  der  aUgemeinen 
Durchführung  der  Zusammenlegung  hinter 
den  übrigen  zurückgeblieben. 

In  Schlesien  und  auch  in  Westfalen  war 
die  Zusammenlegung  nicht  im  gleichen  Masse 


wie  in  den  übrigen  Provinzen  mit  R^u- 
lierungen  und  Gemeinheitsteilungen  for^- 
schritten. 

Abgesehen  davon,  dass  in  Wctstfalen  die 
RegTilierangen  infolge  des  Fehlens  lassitisdiOT 
Besitzverhältnisse  kaum  vorkamen,  war  der 
Hauptgrund  dieses  Zurückbleibens  der  Zu- 
sammenlegungen in  beiden  Provinzen  die 
verhältnismässig  grosse  Masse  servitutfreien 
Landes,  das  nicht  in  die  Zusammenlegung 
einbezogen  werden  konnte. 

In  Schlesien  war  dieses  servitutfreie 
Land  durch  frühere,  zum  Teil  schon  im  18. 
Jahrhundert  durchgeführte  Servitutablö- 
sungeu  geschaffen  worden,  in  Westfalen  aber 
waren  die  Servituten  auf  Privatgnmdstücken 
in  den  Gtegenden  mit  Einzelhofbesiedelung 
überhaupt  nicht  häufig  und  auch  sonst  viel- 
fach wegen  des  bis  1815  in  Geltung  ge- 
wesenen französischen  Privatrechts  als  zu 
Recht  bestehend  nicht  zu  erweisen. 

Es  kamen  ako  in  beiden  Provinzen  uicht 
selten  Gemarkungen  mit  vermengt  liegen- 
den Ländereien  vor,  die  wegen  völliger 
Servitutfreiheit  der  Gemeinheitsteilung  nicht 
unterworfen  und  deren  Grundstücke  daher 
audi  nicht  zusammengelegt  (separiert)  wer- 
den konnten. 

Noch  häufiger  aber  fehlte  in  beiden  Pro- 
vinzen selbst  bei  möglicher  und  auch  wirk- 
lich eintretender  Gemeinheitsteilung  die 
Voraussetzung,  welche  sonst  die  Verbindung 
von  GemeinheitsteUung  und  Zusammenlegung 
ermöglichte,  nämlich  die  allgemeine  durch- 
gängige Belastung  aller  Grundstücke  der- 
selben Gemarkung  mit  Servituten. 

Der  Umstand,  dass  viele  zum  grösstoi 
Teil  servitutbelastete  Gemarkungen  mit  ein- 
zelnen sen'itutfreien  Grundstücken  durch- 
setzt waren,  hinderte  die  sonst  so  erfolg- 
reiche Einbeziehung  aller  Grandstücke  einer 
Gemarkung  in  das  Auseinandersetzungs- 
und  Unüegegungsverfahren  und  madite 
daher  die  immer  mehr  als  Hauptzweck  der 
Gemeinheitsteilungen  erscheinende  zweck- 
mässige Zusammenlegung  der  Grundstücke 
unmöglich. 

Um  diesem  hauptsächlich  in  den  beiden 
letztgenannten  Provinzen  hervorgetretenen 
üebelstand  abzuhelfen,  erging  am  2.  April 
1872  das  Gesetz  betr.  die  Ausdehnung  der 
Gemeinheitsteilimgsordnung  vom  7.  Juni  1821 
auf  die  Zusammenlegung  von  Grundstücken, 
welche  einer  gemeinschaftlichen  Benutzung 
nicht  unterliegen.  Es  wurde  für  das  ganze 
Geltungsgebiet  der  Gemeinheitsteilungsord- 
nung erlassen.  Da  das  Gtesetz  sich  schon 
seinem  Titel  nach  als  Ausdehnung  der  Ge- 
meinheitsteilungsordnung darstellte,  so  kamen 
die  Vorschriften  derselben,  welche  sich  auf 
Zusammenlegung  bezogen,  auch  bei  den 
auf  Grand  des  Gesetzes  vom  2.  Aprü  1872 
stattfindenden  Zusammenlegungen  soweit  %m 
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Anwendimg,  als  das  Gesetz  selbst  keine 
AenderuDgen  einffihrte.  Die  Zusammen- 
legung der  in  vermengter  Lage  befindlichen, 
einer  Gemeinheit  nicht  unterliegenden 
Grundstücke  findet  statt,  wenn  dieselbe  von 
den  Eigentümern  von  mehr  als  der  Hälfte 
der  nach  dem  Grundsteuerkataster  berech- 
neten Fläche  der  umzulegenden  Grund- 
stücke, welche  gleichzeitig  mehr  als  die 
Hälfte  des  Katastralreinertrages  repräsen- 
tieren, lieantragt  und  nach  Begutachtung 
durch  die  Kreisvermittehmgsbehörde  durch 
Beschluss  der  Kreisversammlungen  für  zu- 
lässig erklärt  wird.  In  städtischen,  einem 
Ereisverband  nicht  augehörigen  Feldmarken 
bedarf  es  des  Beschlusses  des  Magistrats 
und  der  Stadtverordneten  auf  Grund  des 
Gutachtens  einer  von  denselben  gewählten 
sachverständigen  Kommission.  Zuvor  ist 
der  ümlegiingsbezirk  von  der  Auseinander- 
setzungsbehöi^e  festzustellen.  Dieser  soll 
in  der  Regel  alle  der  Umlegnng  unter- 
worfenen Stücke  der  Feldmark  vereinigen, 
kann  aber,  sofern  dies  dem  Landkultur- 
interesse  entspricht,  auf  einen  natürlich  oder 
wirtschaftlich  begrenzten  Teil  der  Feldmark 
sich  beschränken  und  in  jedem  Fall  auch 
unwirtschaftlich  einspringende  Grundstücke 
einer  fremden  Feldmark  um&issen.  Das 
Einverständnis  aller  Beteiligten  macht  die 
Beschlussfassung  des  Kreistages  bezw.  der 
städtischen  Behörden  entbehrlich. 

Gtebäude,  Hoflagen,  Kunstwiesen,  Gärten, 
Park-,  Obst-  und  Hopienanlagen,  Weinberge, 
Seen,  Teiche  und  andere  Privatgewässer, 
einer  gemeinschaftlichen  Benutzung  nicht 
unterliegende  Lehm-,  Sand-,  Kalk-  und 
Mergelgruben  sowie  Steinbrüche  und  andere 
zur  Fossiliengewinnung  oder  zu  gewerb- 
lichen Anlagen  dienende  Grundstücke,  in- 
gleichen Grundstücke,  mit  denen  das  ESgen- 
tnm  eines  Erbktixes  an  einem  Bergwerk 
^mz  oder  zum  Teil  verbunden  ist,  endlich 
Grundstücke,  auf  denen  Denkmäler  oder 
Familien^ber  sich  befinden,  können  nur 
mit  Einwilligung  der  Beteiligten  in  die  Zu- 
sammenlegung bezogen  werden.  Rente  und 
Kapital  sind  als  Substanzentschädigung  nur 
ausnahmsweise  zur  Ausgleichung  geringer 
Wertunterschiede  zulässig. 

Grundstücke,  welche  schon  einmal  einer 
Zusammenlegung  unterzogen  worden,  dürfen 
derselben  gegen  den  Willen  des  Eigen- 
tümers nur  dann  unterworfen  werden,  wenn 
entweder  nach  der  Zusammenlegung  durch 
Anlage  von  Deichen,  Kanälen  etc.  eine  er- 
hebliche Störung  der  Plantage  eingetreten 
ist  oder  seit  der  Ausführung  einer  nach 
der  Gemeinheitsteilungsordnung  vollzogenen 
Znsamml^ung  30  Jahre  verflossen  sind 
nud  die  Eigentümer  von  mehr  als  drei 
"Viertel  der  umznl^enden  Fläche  die  Zu- 
Bammenl^:ang  beantragen. 


Werden  von  der  Zusammenl^nng  Grund- 
stücke betroffen,  die  einer  gemeinsctutftlichen 
Benutzung  imterliegen,  so  muss  die  Auf- 
hebung der  letzteren  mit  der  Zusammen- 
legung verbunden  werden.  Seit  Erlass 
dieses  Gesetzes  konnten  also  im  ganzen  Gte- 
biet  der  Gemeinheitsteilungsordnung  die  Zu- 
sammenlegungen als  selbständige  Knltor- 
massregel  imabhängig  von  Gemeinheitstei- 
lung und  Regulierung  unternonunen  werden. 

Auch  die  Durchführung  dieses  Gesetzes 
wird  von  den  Auseinandersetzungsbehörden 
nach  Massgabe  des  geschilderten  Ausein- 
andersetzungsverfahrens vorgenommen. 

Ausserdem  aber  fanden  Zusammen- 
legungen auch  bei  Gelegenheit  der  Gtemein- 
heitsteilungen  noch  statt.  Dagegen  wurden 
sie  auf  Grund  des  §  86  des  R^^emngs- 
gesetzes  vom  2.  März  1850  nnr  noch  selten 
durchgeführt,  weil  die  Regulierungen 
schon  vor  1870  in  der  Hauptsache  beendigt 
waren. 

8.  Z.  d.  G.  in  den  Grebieten  ausserhalb 
des  gemeinen  Laadrechts  und  in  den  seit 
1806  mit  Prenssen  vereinigten  Landein. 
Von  diesen  Provinzen  besassen  Hannover, 
das  vormalige  Herzogtum  Nassau  (heutiger 
Regierungsbezirk  Wiesbaden  exklusive  des 
Hinterlaudkreises)  und  Neuvorpommem  imd 
Rügen  eine  eigene,  in  ihren  materiellen 
Bestimmungen  nocli  heute  zu  Recht  be- 
stehende Zusammeule«:ungsgesetzgebnng,  die 
noch  aus  der  Zeit  ihrer  staatlichen  Selb- 
ständigkeit oder  Zugehörigkeit  zu  anderen 
Staaten  herrührte. 

In  dem  Kurfürstentum  Hessen  (R^e- 
rungsbezirk  Cassel),  dem  ehemals  gross- 
herzoglich hessischen  Hiuterlandkreis,  in 
der  Kheinprovinz  (exklusive  der  landrecht- 
lichen Kreise),  in  Hohenzollem  und  Schles- 
wig-Holstein wurden  specielle  preussische 
Zusanunenl^ungsgesetze  eingeführt,  die  ent- 
weder die  älteren  daselbst  geltenden  Be- 
stimmungen abrogierten  oder  aber  über- 
haupt keine  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  Zusammenlegung  der  Grundstücke  vor- 
fanden. 

Der  allgemeine  Charakter  der  Zusammen- 
legungsgesetzgebung  in  diesen  Gebieten  ist 
der,  dass  die  Zusammenl^^g  der  Grund- 
stücke fast  ausnahmslos  von  preussischen 
und  einheimischen  G^esetzen  als  selbständige 
L^ndkulturmassregel  behandelt  und  nicht 
etwa  als  Folge  anderer  agrarischer  Re- 
formen eingeführt  wurde. 

Die  zur  Durchführung  der  Znsammen- 
legungsgesetze  bestehende  Behördenorgani- 
sation und  die  Kompetenz  dieser  Behörden 
stimmen  in  allen  Hauptpunkten  mit  den 
analogen  Institutionen  in  den  landredit- 
lichen  Gebieten  überein.  Nur  hinsichtlich 
der  Entscheidung  von  Streitigkeiten  be- 
stdien Verschiedenheiten.    In  Hannover  so- 
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■wohl  wie  im  Eegierungsbezirk  Wiesbaden 
(exklusive  des  Hinterlandkreises)  verbleiben 
Streitigkeiten,  welche  bei  der  Zusammen- 
legung hervortreten,  an  sich  aber  zur  Zu- 
ständigkeit der  ordentlichen  Gerichte  ge- 
hören, diesen  ordentlichen  Gerichten.  An- 
dere Streitigkeiten,  welche  die  Ausführung 
der  Zusammenlegung  betreffen,  werden  in 
erster  Instanz  vom  Kommissar,  nicht  aber  wie 
im  Geltungsgebiet  der  Gemeinheitsteilungs- 
ordnung  von  der  Generalkommission  ent- 
schieden. 

Auch  die  Vorschriften  über  das  Ausein- 
andersetzungsverfahren sind  in  allen  diesen 
Gebieten  dieselben  wie  im  Geltungsgebiet 
der  Gemeinheitsteilungsordnung.  Nur  in 
Hannover  und  im  RegierungsbezirkWiesbaden 
(exklusive  des  Hinterlaudkreises)  bestehen 
noch  als  Grundlage  der  Verfahrensgesetz- 
gebung partikuläre  Gesetze,  für  das  erst- 
genannte Gebiet  das  hannoversche  Verfah- 
rensgesetz vom  30.  Juni  1842,  für  das  letzt- 
genannte die  4  nassauischen  Begierungs- 
mstruktionen  vom  2.  Januar  1830. 

Also,  die  Vorschriften  über  das  Aus- 
einandersetzungsverfahren, Behördenorgani- 
sation  und  Kompetenz  dieser  Behörden  bei 
der  Vornahme  von  Zusammenlegungen 
sind  mit  den  gedachten  Ausnahmen  für  alle 
Teile  der  preussischen  Monarchie  dieselben. 

Was  die  materiellen  Bestimmungen  der 
betreffenden  Gesetze  über  Zusammenlegung 
anbelangt,  so  ist  vor  allem  die  Gruppe  von 
Provinzen  mit  eigener  nichtpreussischer  von 
derjenigen  mit  specieller  preussischer  Zu- 
sammenlegungsgesetzgebung zu  unterschei- 
den. In  der  letztgenannten  Gruppe  von 
Provinzen,  also  in  dem  Regierungsbezirk 
Cassel  (inklusive  Kreis  Biedenkopf,  Hinter- 
landkreis), in  der  Rheinprovinz,  in  Hohen- 
zoUern  imd  Schleswig-Holstein,  enthalten 
die  Zusammenleguugsgesetze  mit  einigen 
durch  lokale  Verhältnisse  gebotenen  Modi- 
fikationen die  Grundsätze  des  G.  v.  2.  Juni 
1872  und  die  auf  Zusammenlegung  bezüg- 
lichen Bestimmungen  der  Gemeinheits- 
teilungsordnung vom  Jahre  1821.  In  den 
erstgenannten  Landesteilen,  in  Hannover, 
im  Regierungsbezirk  Wiesbaden  (exklusive 
Kreis  Biedenkopf)  und  in  Neuvorpommern- 
Rügen  bestehen  z.  T.  durchaus  eigenartige, 
von  den  preussischen  abweichende  Zu- 
sammenlegungsgesetze. 

Da  die  wichtigsten  Bestimmungen  der 
speciellen  preussischen  Zusammenlegungsge- 
setze schon  in  dem  Art  Gemeinheits- 
teilung (oben  Bd.  IV  S.  15&— 157)  eine 
übersichtliche  Darstellung  gefunden  haben 
und  sie,  wie  schon  erwähnt,  neue,  in  der  so- 
genannten altländischen  Gesetzgebung  bisher 
fehlende  Gesichtspunkte  nicht  enthalten,  so 
gehen  wir  an  dieser  Stelle  auf  ihre  Einzel- 
heiten nicht  näher  ein. 


Auch  hinsichtlich  der  histoTischen  Ent- 
wickelung  und  Gestaltung  der  Zusammen- 
legung in  Hannover,  dort  Verkoppelung  ge- 
nannt, verweisen  wir  auf  gedachten  ArtikeL 
Die  hannoversche  Verkoppelungsgesetz- 
gebung  hat  grosse  Aehnlichkeit  mit  dem 
Zusammenlegungsg.  v.  2.  April  1872.  Nur 
ist  die  Freiheit  der  Auseiuandersetzungsbe- 
hörde  in  der  Gestaltung  der  Abfindungs- 
grundstficke  minder  gross  als  in  Preuss^ti. 
Die  Flächenabweichung  des  Besitzes  eines 
Interessenten  nach  der  Zusammenlegimg  von 
seinem  Besitz  vor  der  Zusammenlegung 
darf  wider  seinen  Willen  nicht  mehr  als 
ein  Zehntel  seines  einbezogenen  Grundbe- 
sitzes betragen.  Besitzer  von  nicht  mehr 
als  52,42  ar  sollen  ihren  Grundbesitz  ent- 
weder behalten  oder  in  gleich  günstiger 
Lage  durch  solche  Grundstücke  emp&mgen, 
welche  ohne  besondere  Aufwendung  von 
Kosten  und  Arbeit  in  der  nämlichen  Weise 
wie  die  abgetretenen  kultiviert  werden 
können.  Diese  kleinsten  Besitzer  sind  von 
den  Regulierungskosten  befreit 

Die  Zusammenlegung  der  Grundstücke  in 
Neuvorpommern  und  Rügen  wurde  in  so 
früher  Zeit,  unter  so  eigenartigen,  in 
Deutschland  einzig  dastehenden  Voraus- 
setzungen vermittelst  einer  den  modernen 
Verhältnissen  nicht  mehr  entsprechenden 
Gesetzgebung  durchgeführt,  dass  sie  ein 
allgemeines  Interesse  weder  in  historischer 
noch  in  praktischer  Hinsicht  besitzt 

Eine  eingehende  Betrachttmg  erfordert 
dagegen  die  noch  heute  im  Regierungsbe- 
zirk Wiesbaden  (exklusive  Kreis  Biedenkopf) 
in  Anwendung  befindliche,  von  der  ehe- 
maligen nassauischen  Regierung  geschaffene 
Konsohdations^^esetzgebung. 

Die  Konsolidation  im  ehemaligen  Henu^- 
tum  Nassau  ist  eine  durchaus  originelle, 
für  die  eigentümlichen  Verhältnisse  Süd- 
westdeutschlands  berechnete  Methode,  um 
die  Nachteile  der  Gemengelage  durdi 
aUerdings  beschränkte  Zusammenlegung 
der  Grundstücke  und  andere  Mittel  zu  be- 
seitigen. 

Die  formellen  und  materieUen  Vor- 
schriften der  nassauischen  Konsolidations- 
gesetzgebung haben  nicht  nur  eine  direkt 
praktische  Bedeutung  für  die  Durchführung 
einer  besseren  Feldeinteilung  (Flur-  oder 
Feldbereinigimg)  in  ihrem  eigentlichen  Gel- 
tungsgebiet gewonnen,  sondern  sie  haben 
auch  als  die  ältesten  und  erfolgreichsten 
Normen  für  diesen  Zweig  der  Landeskultnr 
in  Süddeutschland  einen  unverkennbwen 
Einfluss  auf  einzelne  für  ähnliche  Verfatit- 
nisse  berechnete  süddeutsche  Zusammen- 
legungsgesetze  ausgeübt 

Schon  im  18.  Jahrhundert  wird  die  Eoo- 
Bolidation  als  bestehende  Einrichtung  ei^ 
wähnt.    Eine  eingehende  Regung  erhielt 
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sie  durch  die  infolge  der  Staalsministerial- 
Y.  V.  12.  September  1829  ergangenen  4 
Regierungsinstruktionen  v.  2.  Januar  1830. 
Die  älteren  Vorschriften  Ober  die  Güter- 
konsolidation wurden  hierdurch  beseitigt 
Besonders  die  erste  Instruktion  »über  die 
Vollziehung  der  Güterkonsolidation«  enthält 
die  grundlegenden  materiellen  Vorschriften, 
>yelche  das  Wesen  der  nassauischen  Kon- 
solidationsgesetzgebung ausmachen.  Die 
spätere  Gesetzgebung,  auch  die  preussische, 
hat  diese  materiellen  Vorschriften  nur  in 
unwesentlichen  Punkten  geändert. 

Nach  der  Einrerleibung  des  Herzogtums 
Nassau  in  die  preussische  Monarchie  ei^og 
die  V.  V.  2.  September  1867,  welche  den 
Besitzern  von  mehr  als  der  Hälfte  der  nach 
dem  Stockbuch  berechneten  Fläche  der  be- 
teiligten Grundstücke  die  Provokations- 
befugnis  zur  Einleitung  der  Konsolidation 
erteilte  und  ausserdem  einige  Aenderungen 
in  der  Leitung  des  Verfahrens  durch  die 
Verwaltungsbehörde  traf. 

Am  5.  April  1869  wurde  die  Gemein- 
heitsteilungsordnung  für  den  Regierungsbe- 
zirk Wiesbaden  erlassen,  und  in  derselben 
die  §§  20,  23  (dieser  G.T.O.)  und  der  §  109 
der  Ablösungsg.  v.  2.  März  1850  auch  auf 
Konsolidationen  ausgedehnt  Die  Paragraphen 
der  Gemeinheitsteilungsordnung  handeln  von 
der  rechüichen  Natur  der  Abfindung,  der 
§  109  des  G.  V.  2.  März  1850  führt  eine 
erleichterte  L^timationsfeststellung  ein. 
Schliesslich  bestimmte  noch  der  §  30  der  Ge- 
meinheitsteilungsordnung,dassdiederKonsoli- 
dation  unterworfenen  Grundstücke,  an  denen 
eine  gemeinschaftliche  Nutzung  besteht, 
gleichzeitig  von  dieser  Gemeinheit  durch  Tei- 
lung oder  Ablösung  befreit  werden  müssen. 

Das  letzte  und  wichtigste  der  seit  dem 
Jahre  1830  ergangenen  Gesetze,  das  G.  v. 
21.  März  1887,  führte  andere  Auseinander- 
setzungsbehörden mit  veränderter  Kompetenz, 
das  altländische  Kosten wesen  (G.  v.  24.  Juni 
1875)  und  eine  Reihe  neuer  Bestimmungen 
über  die  formelle  Seite  des  Verfahrens  ein. 

Die  materiellen  Vorschriften  über  Konsoli- 
dation wurden  auch  in  diesem  Gesetz  nicht 
geändert  Der  §  21  des  Gesetzes  zeigt  so- 
gar eine  Fortbildung  der  Konsolidations- 
gesetzgebung im  Sinne  der  älteren  Verord- 
nungen. 

Nach  den  nassauischen  Gesetzen  war  die 
Durchfühnmg  der  Konsolidation  staatlich 
geprüften  Geometern  anvertraut  Die  Ver- 
wsdtungsbehörden,  die  herzogliche  Regierung 
und  die  Aemter,  hatten  die  obere  Leitung 
des  Verfahrens  imd  entschieden  alle  dabei 
vorkommenden  Streitigkeiten.  Die  Einleitung 
des  Verfahrens  war  von  der  Provokation 
durch  die  Beteiligten  abhängig.  Sie  erfolgte 
für  eine  Gemarkung  oder  deren  Teil  durch 
einen  Gemeiudebeschluss  mit  qualifizierter 


Majorität  Diese  musste  aus  ^,3  der 
stimmfOhrenden  Gemeindemitglieder  be- 
stehen, welche  mit  wenigstens  der  Hälfte 
der  liegenden  Güter  in  der  Gemarkung  oder 
dem  Gemarkungsteil,  der  konsolidiert  werden 
sollte,  angesessen  waren.  Die  Gesamtheit 
der  bei  einer  Konsolidation  beteiligten  Grund- 
besitzer (auch  die  Forensen)  bildete  die  so- 
genannte Konsolidationsgesellschaft  Diese 
wählte  mit  einfacher  Stimmenmehrheit  den 
Geometer  und  die  Güterschätzer,  letztere 
meist  aus  ihrer  Mitte,  und  schloss  mit  dem 
Geometer  einen  Accord  über  die  Bedingungen, 
unter  denen  dieser  die  Ausführung  der 
Konsolidation  übernahm,  ab.  Dieser  Kon- 
trakt unterlag  der  Genehmigung  der  Landes- 
regierung. Die  gewählten  Güterschätzer 
wurden  von  dem  Amt  bestätigt  und  ver- 
pflichtet. Der  Geometer  arbeitete  als  ein 
im  Dienst  der  Konsolidationsgesellschaft 
stehender  Techniker,  musste  aber  bei  der 
Vornahme  der  Konsolidation  die  staatlichen 
Konsolidationsvorschriften,  auf  die  er  eidlich 
verpflichtet  war,  befolgen.  Er  nahm  teils 
selbständig,  teils  imter  gesetzlich  gebotener 
Zuziehung  von  Vertretern  der  Konsolidations- 
geseilschaft die  zur  Durchführung  der  Kon- 
solidation nötigen  und  staatlich  angeordneten 
Geschäfte  vor. 

Die  Güterschätzer  bildeten  die  Bonitäts- 
klassen, bestimmten  den  Wert  derselben 
und  schätzten  die  Grundstücke  ein.  Der 
Geometer  musste  sie  bei  Vornahme  wich- 
tiger Konsolidationsgeschäfte  zuziehen. 

Der  Entwurf  der  allgemeinen  Feldr^u- 
lierung,  der  sogenannte  Generalsituations- 
plan, musste  der  Landesregierung  zur  Ge- 
nehmigung vorgelegt  werden.  Diese  Behörde 
liess  den  Plan  durch  eine  technische  Kom- 
mission an  Ort  und  Stelle  prüfen  und  stellte 
ihn  durch  Entscheidung  endgiltig  fest.  Auch 
die  vermessungstechuLschen  Arbeiten  des 
Geometers  liess  die  Regierung  durch  eigene 
Techniker  revidieren. 

Sonst  hatte  die  Verwaltunj^behörde 
keinen  unmittelbaren  Einfluss  auf  die  Durch- 
führung der  Konsolidation^eschäfte.  Nur 
bei  vorkommenden  Streitigkeiten  griff  sie 
durch  Adininistrativentscheidung  ein.  Im 
übrigen  beschränkte  sich  ihre  Thätigkeit 
auf  den  formellen  Teil  der  Geschäfte.  Die 
Aemter  erliessen  die  Ladungen  der  Forensen 
und  die  Kontumazialladungen  aller  Beteiligten 
zu  den  Terminen  und  vollzogen  nach  Voll- 
endung aller  Konsolidationsgeschäfte  die 
Debergabe  der  Abfiudungsstücke  au  die  In- 
teressenten durch  s(^nannte  Adjudikation. 

unter  der  preussischen  Herrschaft  ge- 
stalteten sich  infolge  der  erwähnten  Gesetze 
die  Behördenorganisation  und  das  Koosoli- 
dationsverfahren  folgendermassen. 

Alle  Obliegenheiten  der  ordentlichen  Ver- 
waltungsbehörde sind  der  Generalkommission 
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in  Cassel  und  ihren  Organen,  besonderen 
Specijükommissaren,  übertragen.  Diese  Kom- 
missare werden  von  der  Geaeralkommission 
mit  der  Leitung  einzelner  Konsolidationen 
betraut.  Sie  leiten  das  Verfahren  von  Amts 
wegen,  bestimmen  die  Reihenfolge  der  Ge- 
schäfte und  führen  alle  Verhandlungen  mit 
Beteiligten  und  Behörden.  Den  Vermessungs- 
beamten bestimmt  für  jede  einzelne  Sache 
die  Generalkommission  nach  Anhörung  der 
Vertretung  der  Konsolidationsgesellschaft, 
des  sogenannten  Konsolidationsvorstandes. 
Die  Vermessungsbeamten  führen  unter  Lei- 
tung und  Aufsicht  der  Kommissare  die  geo- 
metrisch-technischen Geschäfte  aus.  Eine 
Revision  ihrer  Arbeiten  durch  Regierungs- 
techniker findet  nicht  mehr  statt  Die  Wahl 
der  Güterschätzer  erfolgt  durch  die  Be- 
teiligten, kommt  keine  Wahl  zu  stände,  so 
ernennt  sie  der  Kommissar.  Der  Kommissar 
stellt  die  Klassen  und  ihren  Wert  nach  vor-, 
gängiger  Rücksprache  mit  den  Schätzern 
und  dem  Konsolidationsvorstand  fest.  Die 
örtliche  Prüfung  des  Generalsituationsplanes 
erfolgt  durch  eine  von  der  Generalkommission 
zu  bestellende  Kommission  unter  Zuziehung 
des  Konsolidationsvorstandes,  welcher  auch 
über  etwaige  Aenderungen  desselben  zu 
hören  ist  Streitfragen,  welche  zur  Kompe- 
tenz der  ordentlichen  Gerichte  gehören  und 
durch  ^tliche  Vermittelung  nicht  beizu- 
legen sind,  müssen  vom  Kommissar  auf  den 
Rechtsweg  verwiesen  werden.  Alle  übrigen 
bei  der  Konsolidation  entstehenden  Streifig- 
keiten entscheidet  der  Kommissar  in  erster, 
die  Generalkommission  in  zweiter  Instanz. 
Gegen  Entscheidung  des  Kommissars  über 
Reklamationen  im  Adjudikationsverfahren  ist 
Rekurs  an  die  Generalkommission  und 
weiterer  Rekurs  an  das  Oberlandeskidtur- 
gericht  zulässig.  Bei  Streitigkeiten  Ober 
die  Taxation  tritt  schiedsrichterliches  Ver- 
ehren ein.  Die  Adjudikation  vollzieht  der 
Kommissar.  Die  Gesamtheit  der  Beteiligten 
wird  in  allen  das  gemeinsame  Interesse 
derselben  betreffenden  streitigen  und  nicht 
streitigen  Angelegenheiten  durch  den  Kon- 
solidationsvorstand vertreten.  Schon  nach 
den  älteren  nassauischen  Verordnungen 
wirkten  Mitglieder  der  Konsolidationsgesell- 
schaften bei  der  Ausführung  einzelner  Kon- 
solidationsgeschäfte mit.  Für  diese  »Ver- 
treter« der  Beteiligten,  gewöhnlich  Gemeiude- 
vorstand,  Mitglieder  des  Feldgerichts,  drei 
Taxatoren  und  drei  Nachtaxatoren,  scheint 
sich  allmählich  die  Bezeichnimg  Konsoli- 
dationsvorstand gebildet  zu  haben.  Aber 
die  Vertretungsbefugnis  des  Konsolidations- 
vorstandes war  gesetzlich  nicht  anerkannt, 
und  ebensowenig  hatte  seine  Zusammen- 
setzung eine  gesetzliche  Regelung  gefunden. 
Jetzt  besteht  der  Konsolidationsvorstand 
aus  dem  jeweiligen  Ortsbürgermeister  oder 


dessen  Stellvertreter  als  Vorsitzendem,  einem 
von  dem  Gemeinderat  aus  den  Mitgliedern 
des  Feldgerichts  bestellten  Mitglied  und  drei 
von  den  Beteiligten  aus  ihrer  Mitte  ge- 
wählten Mitgliedern.  Sie  fassen  ihre  Be- 
schlüsse durch  Stimmenmehrheit  der  An- 
wesenden unterBeobachtung  gewisserFormen. 

Die  Bestimmungen  über  das  Kostenwesen, 
Bestellung  Bevollmächtigter3eschlu8sfa8SUDg 
in  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten,  Zu- 
stellungen, Fristen,  technische  Qualifikation 
der  Kommissare,  Schätzung  besondererGegen- 
stände  sind  den  altländischen  Vorschruten 
gleich  oder  sehr  ähnlich. 

Die  materiellen  Vorschriften  der  nassaui- 
schen und  preussißchen  Q«8etze  lassen  sich 
zu  folgender  Darstellung  der  Hauptprincipien 
der  Konsolidation  zusammenfassen. 

Gegenstand  der  Konsolidation  kann  eine 
Gemarkung  oder  ein  Gemarkimgsteil  sein. 

Von  der  Konsolidation  ausgeschlossen 
sind  gemeinschaftlicher  Waldboden,  Wüs- 
tungen und  Drieschland,  Waldungen,  Hau- 
berge, geschlossene  Landgüter  imd  Höfe, 
Wemberge,  insoweit  sie  der  Gewaanenan- 
l^;ung  nicht  hinderlich  sind. 

Eine  Konsolidation  der  Dörfer,  d.  h.  der 
Hofraiten  (Ortsbering)  mit  zugehörigen  Gärten 
und  BaumstOcken,  kann  ebenso  wie  die 
Konsolidation  der  Gemarkimg  oder  ihrer 
Teile  durch  Antrag  dor  Besitzer  von  mehr 
als  der  Hälfte  der  beteiligten  Grundstücke 
provoziert  werden. 

Ist  so  eine  Konsolidation  eines  Gemar- 
kungsteils, einer  ganzen  (Jemarkung  oder 
gar  einer  ganzen  Gemarkung  inkL  des  Orts- 
berings  gütig  provoziert  worden,  so  beauf- 
tragt die  Generalkommission  den  Kommissar 
mit  der  Leitung  des  Verfahrens. 

Nach  dem  preussischen  Gesetz  bestimmt 
zwar  dieser  die  Reihenfolge  der  Geschäfte, 
aber  wir  betrachten  den  Qaag  des  Konsoli- 
dationsverfahrens nach  den  Vorschriften  der 
Instruktion  I  vom  2.  Januar  1830,  weil 
hierdurch  die  Eigentümlichkeiten  des  Kon- 
solidaüonsverfahrens  am  deutlichsten  hervor- 
treten. 

Hiemach  findet  zuerst  der  Entwurf  der 
allgemeinen  Feldregiilierung  und  die  Regu- 
lierung des  Ortsberings  statt.  Demnächst 
folgt  die  Feststellung  der  thatsächlichen 
Verhältnisse  und  schliesslich  das  Verfahroi 
behufs  Neuverteilung  der  Grundstücke. 

Abgesehen  von  der  R^ulierung  des  Orts- 
berings verfolgt  das  erste  Stadium  der 
Konsolidation,  der  Entwurf  der  allgemeinen 
Feldregulierung,  zwei  Zwecke,  nämlich  die 
Projektierung  der  Kulturverbesserungen  und 
die  Feststellung  der  sogenannten  Zuteiluogs- 
bezirke  und  ihrer  inneren  Einteilung. 

Zunächst  wird  ohne  Rücksicht  auf  die 
künftige  Einteilung  der  Gemarkung  bezw. 
der  Konsolidationsmasse  in  private  Grund- 
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stücke  eine  möglichst  gerade  Richtung  der 
Yizinalwege,  Streckung  und  Böschung  der 
kleinen  Flüsse  luid  Bäche,  Be-  und  Ent- 
wässerung der  Felder  und  Wiesen  geplant. 
Die  Umwandlung  der  Kulturarten,  z.  B. 
Wiese  in  Ackerland,  muss,  wo  sie  zweck- 
mässig erscheint,  mit  Genehmigung  der 
Mehrzahl  der  Grundeigentümer  stattfinden. 

Nach  den  Grundsätzen  der  nassauischen 
Konsolidationsgesetzgebung  muss  dem  Grund- 
eigentümer sein  früheres  Besitztum  in  Grösse 
und  Bodengüte  ungeschmälert  erhalten  blei- 
ben. «Sein  ganzes  Besitztum  soU  nicht  zu- 
sammengelegt oder  ihm  gute  für  schlechte 
bezw.  schlechte  für  gute  Länderei  nach  Will- 
kür zugemessen  werden.« 

Zu  diesem  Zweck  bildet  man  schon  jetzt 
aus  den  nach  Ertragsfähigkeit  oder  nach 
landwirtschaftlicher  Benutzung  gleichartigen 
Grundstücken  sogenannte  Yerlosungs-  oder 
ZuteUungsbezirke,  innerhalb  deren  die  in 
denselben  angesessenen  Grundbesitzer  für 
ihre  daselbst  gehabten  Ländereien  auch 
wieder  mit  Land  entschädigt  werden  müssen. 
Die  Zusammenlegung  der  Grundstücke  eines 
Besitzers  bleibt  bei  der  nassauischen  Kon- 
solidation auf  die  Zusammenlegimg  seiner 
innerhalb  eines  Zuteilnngsbezirks  zerstreuten 
Parzellen  beschränkt.  Diese  Zuteilungsbe- 
zirke werden  schon  bei  der  allgemeinen 
Feldregulierung  projektiert,  und  dabei  wird 
auf  möglichste  Grösse  behufs  Erzielung 
grösserer  Abfindungsparzellen  und  auf  ge- 
radlinige Be^nzung  derselben  Wert  gel^. 
Innerhalb  dieser  Zuteilungsbezirke  erfolgt 
nun  die  Anlage  der  Gewanne,  d.  h.  regu- 
lärer Kguren,  die  später  in  die  zu  vertei- 
lenden Parzellen  zerlegt  werden  sollen.  Die 
zu  Ackerland  bestimmten  Parzellen  müssen 
so  gestaltet  werden,  dass  man  ihnen  später 
eine  die  Wasserverteilung  und  den  Wasser- 
abzug ermöglichende Befurchung  geben  kann. 
Entlang  und  quer  zu  dem  Zug  der  Ge- 
wanne werden  hierauf  die  Gewann-  und 
Feldw^e  angelegt.  Das  LandbedOrfnis  zu 
Wegen  und  Gräben  wird  von  dem  Geometer 
für  die  ganze  Gemarkung  berechnet  imd  auf 
die  einzelnen  Teilnehmer  nach  Massgabe 
ihres  Landbesitzes  verteilt. 

Das  ganze  Projekt  dieser  allgemeinen 
Feldr^^erung  wird  nun  in  dem  General- 
und  Specialsituationsplane  niedergelegt  und 
dieser  nach  erfolgter  Prüfimg  durch  eine 
technische  Kommission  und  unter  Zuziehung 
des  Konsolidationsvorstandes  von  der  Gene- 
raLkommission  festgestellt. 

Ist  die  Konsolidation  des  Ortsberings 
beschlossen  worden,  so  soll  diese  nach  der 
Instruktion  I  vom  2.  Januar  1830  gewöhn- 
lich vor  der  Wiesen-  und  Feldkonsolidation 
b^onnen  werden.  Sie  begreift  Streckung 
and  Verbreiterung  der  vorhandenen  und 
Anlage  etwa  notwendiger  neuer  Strassen, 


Wege  und  Fusspfade,  ferner  Geradelegung 
der  Grenzen  der  Hofraiten  und  Gärten  im 
Orte  in  sich.  Der  Ortsbering  wird  genau 
abgegrenzt  und  die  unmittelbar  an  den- 
selben stossenden  Gärten  und  BaumstOcke 
werden  zu  einem  Zuteilungsbezirk  zusammen- 
gefasst 

Hierauf  erfolgt  die  Feststellung  der  that- 
sächlichen  Verhältnisse. 

Zunächst  findet  die  Klassifikation  des 
Bodens  und  die  Taxation  der  Obstbäume 
und  sonstiger  Anlagen  statt  Der  Kommissar 
bestimmt  nach  Rücksprache  mit  den  Taxa- 
toren und  dem  Vorstand  die  Bonitätsklassen 
in  jeder  Kulturart,  den  Wert  der  Massein- 
heit in  jeder  Klasse  und  ihr  Wertverhältnis 
zu  einander.  Die  Taxatoren  schätzen  die 
Grundstücke  unter  seiner  Leitung  in  die 
Klassen  ein.  Die  Obstbäume  werden  beson- 
ders taxiert.  Die  Taxation  wird  den  Inte- 
ressenten bekannt  gemacht  Etwaige  Wider- 
sprüche sind  binnen  8  Tagen  nach  erfolgter 
Publikation  vorzubringen  und  werden  durch 
ein  Schiedsgericht  erledigt  Die  Besitz- 
standsaufnahme wird  auf  Gnmd  der  soge- 
nannten Stockbücher  (Grundbücher)  vorge- 
nommen. Ausserdem  werden  die  Parzellen 
und  ihre  Bodenklassen  vermessen.  Auf 
Gk'und  dieser  Aufnahme  wird  ein  Besitz- 
standsaufnahmeprotokoll angefertigt  und 
dieses  den  Grundbesitzern  behufs  Anerken- 
nung publiziert. 

Etwa  entstehende  Rechtsstreitigkeiten 
gehören  vor  die  ordentlichen  Gerichte.  Sie 
hindern  den  For^ng  der  Konsolidation 
nicht  Der  Besitzer  muss,  wenn  er  unter- 
liegt, das  streitige  Grundstück  in  gleicher 
Güte  imd  Grösse  aus  seiner  Abfindung  er- 
setzen. 

Es  folgt  das  VerÜEÜiren  behufs  neuer 
Verteilung  des  Landes. 

Zu  diesem  Zweck  entscheiden  die  an 
einem  Zuteilungsbezirk  beteiligten  Interes- 
senten durch  Stimmenmehrheit  über  die 
Reihenfolge  der  Verteilung  der  Gewanne 
imd  über  die  Seite,  von  welcher  ans  das 
einzelne  zur  Verteilung  kommende  Gewann 
angeschnitten  werden  soll. 

Derjenige  Teilnehmer,  dessen  Anspruch 
nach  Bodengüte  der  Klasse  des  zunächst  zu 
verteilenden  Gewannes  am  nächsten  kommt, 
erhält  in  diesem  die  erste  Parzelle.  Treffen 
verhältnismässig  gleiche  Ansprüche  zusam- 
men, so  entscheidet  die  dem  zu  verteilenden 
Gewanne  und  seiner  zuerst  zu  verteilenden 
Parzelle  nähere  Lage  des  früheren  Besitz- 
tums. Besteht  audi  hierin  Gleichheit,  so 
entscheidet  das  Los,  welches  vor  Beginn 
der  Verteilung  die  Reihenfolge  der  Befrie- 
digimg aller  am  Zuteilungsbezirk  beteiligten 
Interessenten  bei  Zusammentreffen  der  nach 
Beschaffenheit  und  früheren  Lage  gleichen 
Ansprüche  bestimmt  hat 
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Aue  einer  Bodenklasse  angehörigea  An- 
sprüche eines  Teilnehmers  im  Zuteilungs- 
bezirk müssen  grundsätzlich  zu  einem  Ab- 
findungsgrundstück vereinigt  werden.  Eine 
Vereinigung  der  Ansprüche  aus  mehreren 
Bodenklassen  zu  einem  Abfindungsgrund- 
stück widerstreitet  den  oben  angeführten 
Verteilirngsgrundsätzen  und  findet  daher  in 
der  Regel  nicht  statt.  Die  Abfindungsgrund- 
stücke dürfen  regelmässig  unter  dem  ge- 
setzlichen Minimalmass,  unter  welches  in 
Nassau  überhaupt  Aecker  und  Wiesen  nicht 
geteilt  werden  können,  nämlich  imter  einem 
halben  Morgen  (12  ar  50  qm)  für  Ackerland 
und  einem  viertel  Morgen  (6  ar  25  qm)  für 
Wiesen  nicht  ausgewiesen  werden.  Bleibt 
für  einen  Interessenten  in  irgend  einer 
Klasse  ein  solcher  Anspruch  zurück,  der 
unter  dem  erwähnten  sogenannten  Minimum 
steht,  so  muss  der  betreffende  Anspruch, 
wenn  er  weniger  als  die  Hälfte  des  Mini- 
mums beträgt,  in  einen  anderen  ZuteUungs- 
bezirk,  wo  der  Interessent  Land  rfeicher 
Klasse  besitzt,  übertragen  werden.  Beträgt 
der  betreffende  Anspruch  mehr  als  die 
Hälfte  des  Minimums,  so  wird  von  dem 
Land  des  betreffenden  Interessenten  in  einer 
anderen  Klasse  (aber  in  dem  gleichen  Zu- 
teüungsbezirk)  nach  vorgängiger  Ausglei- 
chung so  viel  beigezogen,  als  zur  Erreichung 
des  Minimums  notwendig  ist.  Hat  der  In- 
teressent weder  in  einer  anderen  Klasse 
noch  in  einem  anderen  Zuteilungsbezirk 
Landansprüche  zu  machen,  so  muss  er  mit 
einer  seinen  Anspruch  entsprechenden  Ab- 
findung, die  dann  ebenfalls  als  unteilbares 
Minimum  gilt,  in  dem  betreffenden  Zutei- 
lungsbezirk befriedigt  werden,  wenn  er  es 
nicht  vorzieht,  statt  derselben  eine  Geldent- 
schädigung anzunehmen. 

Die  Abfindungsgrundstücke  dürfen  nicht 
mehr  in  Flächen  unter  einem  halben  bezw. 
einem  viertel  Morgen  zerlegt  werden. 

Hinsichtlich  der  auf  den  Grundstücken 
stehenden  Obstbäume  findet  eine  Ausglei- 
chung nach  der  Taxe  unter  den  Interessen- 
ten statt. 

Für  die  Zuteilung  der  Obstgärten  und 
sonstigen  den  Ortsbering  umgebenden  Grar- 
tenländereien  bestehen  besondere  Vorschrif- 
ten, die  den  Zweck  haben,  jedem  Interes- 
senten das  an  seine  Hofraite  anstossende 
Gartenland  und  seine  früher  besessenen  vor- 
züglichsten Obstbäume  zu  sichern. 

Die  Verlosung,  die  unter  den  obigen 
Bedingungen  die  Reihenfolge  der  Zuteilung 
der  Abfindungsgrundstücke  an  die  Interes- 
seuten eines  Zuteilungsbezirks  bestimmt, 
findet  unter  Leitung  des  Kommissars  in 
einem  besondei'en  Termine  statt.  Hierbei 
wird  ein  Protokoll  aufgenommen,  und  in 
diesem  werden  die  Beschlüsse  der  Interes- 
senten über  Bestimmung  des  Anfangspunk- 


tes in  jedem  Gewamn,  Reihenfolge  der 
Verteilung  der  einzelnen  Gewanne,  ferner 
eine  Beschreibung  der  allgemeinen  Anlagen, 
welche  von  der  Konsolidationsgesellschaft 
auszuführen  sind,  einzelne  Verabredungen 
und  schliesslich  die  Namen  der  Gutsbe- 
sitzer nach  den  gezogenen  Nummern  aufge- 
zeichnet 

Auf  Grund  der  im  Verlosungsprotokoll 
enthaltenen  Bestimmungen  und  nach  den 
obigen  Grundsätzen  nimmt  der  Geometer  die 
Zuteilung  der  Abfindungsgrundstücke  auf 
der  Karte  vor. 

Sind  so  alle  Zuteilungsbezirke  einer  Ge- 
markung konsolidiert,  so  erfolgt  die  Anfer- 
tigung des  Lagerbuchs,  welches  genaue 
Angaben  über  die  einzelnen  Parzellen  und 
ihre  Besitzer  enthält  In  diesem  werden 
alle  Flächen  Veränderungen ,  jedoch  nicht 
die  Besitzveränderungen,  durch  sogenannte 
Fortschreibung  berichtigt  Hierauf  folgt  die 
Berichtigung  aller  Besitzveränderungen  im 
Stockbuch  (Grundbuch).  Die  Abfindung  tritt 
an  die  Stelle  der  dafür  abgetretenen  Grund- 
stücke und  überkommt  in  rechtlicher  Be- 
ziehung alle  Eigenschaften  derselben. 

Für  die  einzelnen  Teilnehmer  fertigt  der 
Geometer  einen  Güterzettel  und  dieser  wird 
jedem  Besitzer  zugestellt  Auf  Grund  der^ 
selben  können  die  Interessenten  ihre  Abfin- 
dungen prüfen  imd  sich  auf  etwaige  bei  der 
Ad  Judikation  vorzubringende  Beschwerden 
vorbereiten. 

Zur  Vornahme  der  Adjudikation  wird  ein 
Termin  anberaumt,  zu  dem  sich  alle  Betei- 
ligten, der  Kommissar,  Feldmesser  und  an- 
dere Konsolidationsoi^ane  einfinden. 

Der  Kommissar  entscheidet  die  noch  er- 
hobenen Beschwerden  und  läset  zur  Voll- 
ziehung des  Geschäfts  ein  Generalprotokoll 
aufnehmen. 

Mit  erfolgter  Adjudikation  gehen  die 
Abfindungsgrundstücke  in  das  Eigentum  der 
Interessenten  über.  Mit  einem  Grenzb^ang 
schliesst  das  Konsolidationsverfahren. 

Die  der  Konsolidation  imterworfene  Ge- 
markung bleibt  also  in  Parzellen  zerl^;t 
Eine  Zusammenlegung  findet  grundsätzlich 
nur  für  die  derselben  Bodenklasse  angehö- 
rigen,  innerhalb  eines  Verlo8ungs-(Zuteilimg8) 
bezirkes  liegenden  Parzellen  eines  Besitzers 
statt  Jedoch  stellt  die  Normalparzelle  das 
Minimum  dar,  unter  welchem  die  Parzel- 
lierung, ohne  wirtschaftlichen  Nachteil  zu 
verursachen,  nicht  bestehen  bleiben  dar! 
Kann  bei  der  Konsolidation  der  Bodenklasse 
eines  Besitzers  in  einem  Zuteilungsbezirfc 
der  Gehalt  der  Normalparzelle  nicht  erreicht 
werden,  so  tritt  ZusammenlM;ung  seiner 
mehreren  Bodenklassen  oder  Zuteilungsbe- 
zirken angehörigen  Länderei  bis  zum  Gehalt 
der  NormalparzeUe  ein.  Das  Gesetz  selbst 
sieht  die  Parzellierung  der  etwa  g^ebenen 
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grüsseren  Abfindungsgnmdstficke  bis  an  die 
zulässige  Grenze  voraus.  Daher  wird  schon 
bei  der  Aufstellimg  des  allgemeinen  Melio- 
rationsplaoes  (Generalsituationsplanes)  die 
Flur  in  Normalparzellen  zerlegt  gedacht, 
und  es  werden  die  Gewanne,  das  Wege- 
und  Grabennetz  und  die  sonstigen  Anlagen 
mit  Rücksicht  auf  diese  kleinsten  in  der 
Regel  voi'kommenden  Grundstücke  einge- 
richtet. 

Die  bei  der  Konsolidation  stattfindende 
Zusammenlegung  dient  also  in  erster  Linie 
der  besseren  Gestaltung  der  Parzellen,  nicht 
aber  wie  bei  der  preussischen  Separation 
der  Arrondierung  der  einem  Besitzer  gehö- 
rigen Ländereien  zu  einem  Grundstück. 

Die  Konsolidation  hat  also  die  bessere 
Gestaltung  der  ParzeUen  und  ausserdem  in 
gleicher  Weise  die  allgemeine  Feldregulie- 
rung, d.  h.  die  Vornahme  der  Meliorationen 
im  weitesten  Sinn,  zum  Zweck. 

Hierdurch  unterscheidet  sie  sich  wesent- 
lich von  dem  altpreussischen  Separations- 
verfahren, das,  wie  ein  hervorragender 
Kenner  sagt,  zunächst  die  zu  einem  Hof 
oder  einem  Besitzer  gehörigen  Ländereien 
in  möglichst  grossen  arrondierten  Plänen 
zusammenlegt  und  hiermit  die  allgemeinen 
Meliorationslagen  nur  verbindet 

4.  Statistik  der  Znsammenlegiiiigeii 
in  Prenssen.  Der  Regierungsbezirk  Wies- 
baden (exkl.  Kreis  Biedenkopf)  enthält  an 
Anbaufläche  exkl.  Weinberge  und  Forsten 
270824  ha.  Davon  sind  seit  Beginn  der 
Konsolidation  bis  inkL  1882  119063  ha 
konsolidiert  und  (zum  kleinsten  Teil)  regu- 
liert, d.  h.  vermessen  worden.  151761  ha 
sind  damals  noch  rückständig  gewesen. 

Vom  Jahre  1871  bis  Ende  1883  wurden 
bei  den  Regulierungen  und  Gemeinheits- 
teilungen also  in  der  Hauptsache  im  Gebiet 
der  Gemeinheitsteilungsordnung  vom  7.  Juni 
1821  noch  258 196  Besitzer  mit  einer  Grund- 
fläche von  1198280  ha  separiert  Bis  Ende 
des  Jahres  1867  waren  in  Hannover 
2401503  ha  geteilt  und  verkoppelt  worden. 

Infolge  der  direkt  zum  Zweck  der  Zu- 
sammenlegung gegebenen  Gesetze  hatte 
man  im  ganzen  Gebiet  des  preussischen 
Staates,  hauptsächlich  aber  in  Schlesien, 
Schleswig-Holstein  und  allen  links-elbischen 
Landesteilen  von  1874—1883  358552  ha  im 
Besitz  von  155620  Besitzern  zusammenge- 
1^  und  für  1310368  Grundstücke  366443 
neue  Pläne  ausgewiesen.  Von  1884 — 1887 
wurden  in  Preussen  und  einigen  kleineren 
durch  Staatsverträge  den  preussischen  Zu- 
sammenlegungsbehörden unterworfenen  thü- 
ringischen Staaten  (Verbandsstaaten)  noch 
133432  ha  im  Besitz  von  43874  Besitzern 
aus  465545  in  98471  Grundstücke  zu- 
sammengelegt 

Im  ganzen  Staatsgebiet  ist  bis  1895  die 


bereinigte  Fläche  auf  20.585232  ha  und  die 
Zahl  der  Beteüigten  auf  2165938  ange- 
wachsen. 

üebe^hen  wir  die  von  der  preussischen 
nur  wenig  abweichende  rechtliche  Ordnung 
der  Zusammenlegung  in  Sachseu  und  den 
nord-  und  mitteldeutschen  Kleinstaaten,  und 
werfen  wir  einen  kiunsen  Blick  auf  Süd- 
deutschland, wo  ausser  in  Elsass-Lothringen 
ebenfalls  Zusammeulegungsgesetzgebungen 
bestehen. 

6.  Die  suddentschen  Staaten.  Die 
zum  Zweck  der  Zusammenlegung  der 
Grundstücke  in  den  süddeutschen  Staaten 
Bayern,  Württemberg,  Baden  und  Hessen 
erlassene  Gesetzgebung  ist  sowohl  in  Bezug 
auf  materielles  wie  formelles  Recht  in  den 
Hauptpunkten  gleichartig.  Die  massgeben- 
den Gesetze  sind  mit  Ausnahme  des 
badischen  erst  zu  Ende  der  80  er  Jahre 
entstanden  und  nach  dem  Muster  des 
badischen  Gesetzes  abgefasst  Das  badische 
Gesetz  stammt  vom  .5.  Mai  1856  und  er- 
hielt durch  eine  Novelle  vom  21.  Mai  1886 
einschneidende  Verbesserungen.  Das  baye- 
rische Gesetz  wurde  am  29.  Mai  1886,  das 
württembergische  am  30.  März  1886,  das 
hessische  am  29.  August  1887  erlassen. 

Das  elsass-lothringische  Gesetz  vom  30. 
Juni  1890  lässt  eine  zwangsweise  Ver- 
tauschung der  Grundstücke  gegen  den  Willen 
der  Eigentümer  nur  zum  Zweck  der  Feld- 
w^anlagen  und  der  Vornahme  von  Melio- 
rationen, nicht  aber  der  Zusammenlegung  zu. 

Behördenorganisation.  Die  obere  Leitung 
der  hier  meist  Feld-  oder  Flurbereinigung 
genannten  Massregel  haben  besondere  Lau- 
cleskommissionen  (Bayern)  oder  Behörden, 
die  sich  durch  ihren  sonstigen  Geschäfts- 
kreis hierzu  eignen  (Oberairektion  des 
Wasser-  und  Strassenbaues  in  Baden,  Cen- 
tralstelle  für  die  Landwirtschaft  in  Württem- 
berg, obere  landwirtschaftliche  Behörde  in 
Hessen). 

Organ  zur  örtlichen  Durchführung  der 
Bereinigung  ist  ausnahmslos  eine  VoUzuga- 
kommission,  die  regelmässig  aus  dem  von 
der  Centralbehörde  ernannten  Vorsitzenden 
(Vennaltungsbeamter  oder  land>»-irtschaft- 
lieber  Sachverständiger),  dem  ebenfalls  vom 
Staat  ernannten  Feldmesser  imd  schliesslich 
aus  2  bis  3  von  den  Beteiligten  aus  ihrer 
Mitte  gewählten  Mitgliedern  besteht  In 
Hessen  gehören  kraft  Gesetzes  jeder  Voll- 
zugskommission  der  Bürgermeister  der  be- 
reinigenden Gemeinde,  ein  unbeteiligter 
Sachverständiger  und  der  füi'die  betreffende 
Gemeinde  zuständige  Bezirkskulturinge- 
nieur an. 

Ausserdem  wirken  die  Organe  der 
ordentlichen  Landesverwaltung  bei  der 
Dui-chführung  der  Bereinigung  besonders  in 
Württemberg   mit,    wo   ihnen   die  Leitung 
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des  Verfahrens  in  formeller  Beziehung  ob- 
liegt. Die  bei  dem  Verfahren  entstehenden 
Streitigkeiten  werden  von  der  Bereinigungs- 
behörde oder  den  Verwaltungsgerichten,  rein 
privatrechtliche  Streitpunkte  dagegen  von 
den  ordentlichen  Gerichten  entschieden. 
Bei  Streitigkeiten  über  die  Wertermittelung 
entscheiden  nach  dem  Muster  der  preussi- 
schen  gebildete  Schiedsgerichte. 

Hinsichtlich  der  materiellen  Bestim- 
mungen und  des  Verfahrens  ist  zunächst 
hervorzuheben,  dass  die  Bereinigung  auf 
Antrag  der  Beteiligten  und  unter  der  Vor- 
aussetzung erfolgt,  dass  die  Mehrheit  der 
Besitzer,  welche  zugleich  die  grössere 
Bodenfläche  oder  den  grösseren  Bodenwert 
des  Bereinigungsbezirks  vertreten,  dem 
Unternehmen  zustimmen.  Nur  das  hessische 
Gesetz  erfordert  bloss  die  Zustimmung  der 
Eigentümer  von  mehr  als  der  Hälfte  des 
Gesamtflächengehalts  des  Bezirks  zur  Ein- 
leitung des  Verfahrens,  lässt  aber  die  Aus- 
führung unterbleiben,  wenn  vier  FOnfteile 
der  Beteiligten  widersprechen. 

Das  badische  und  das  hessische  Gesetz 
erfordern  ausserdem  noch  zur  Ausführtmg 
die  Staatsgenehmigung,  welche  von  der 
leitenden  Behörde  zu  erteilen  ist.  Das  b^e- 
rische  Gesetz  verlangt,  wenn  nicht  En- 
Btimmigkeit  der  Teilnehmer  zu  erreichen 
steht,  dass  von  der  Feldbereinigung  eine 
bessere  Benutzung  von  Grund  und  Boden 
zu  erwarten  ist  imd  dieser  Zweck  ohne 
Beiziehung  der  Grundstü(ie  der  wider- 
sprechenden Minderheit  nicht  erreicht  wer- 
den kann. 

Bereinigungsbezirk  ist  in  der  Begel  eine 
Gemarkung  oder  ein  Teil  derselben.  Die 
Grundstücke,  welche  mit  Rücksicht  auf  ihre 
Benutzung  vom  Feldbereinigungszwang  aus- 
genommen werden,  sind  in  der  Hauptsache 
dieselben,  welche  auch  das  preussische  Ge- 
setz vom  2.  April  1872  dem  zwangsweisen 
Beizug  nicht  miterwirft.  Ausserdem  nehmen 
die  süddeutschen  Gesetze  übereinstimmend 
geschlossene  Hofgüter  von  dem  Zusammen- 
legungszwang aus.  Die  Gesamtheit  der  an 
dem  Unternehmen  beteiligten  Grundbesitzer, 
die  Bereinigungsgesellschaft,  hat  kein  ge- 
meinschaftliches Organ,  die  Vollzugskom- 
mission hat  nach  hessischem,  württem- 
bergischem und  badischem  Recht  die  Be- 
fugnis zur  Vertretung  der  Beteiligten. 

Das  badische,  bayerische  und  würtlem- 
bergische  Gesetz  eestatten  auch  blosse  Re- 
gulierung und  Anlage  von  Feldwegen  ohne 
damit  verbundene  Umlegung  der  Grund- 
stücke. 

Hiervon  abgesehen,  zerfällt  das  Feldbe- 
reinigungsverfahren in  den  süddeutschen 
Staaten  indieBesitzstaudsaufnahme  inklusive 
der  Wertfeststellung,  Projektierung  des 
Wege-  und  Grabennetzes,  Bildung  und  Zu- 
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teilung  der  Ersatzgrundstücke  und  Aus- 
führung der  Meliorationen  und  der  zur  Her- 
stellung des  neuen  Zustandes  nötigen  Ar- 
beiten. Das  Projekt  des  Wege-  und  Graben- 
netzes (allgemeiner  Meliorationsplan  inHessen, 
Uebersichtsplan  in  Württemberg)  unterliegt 
der  Genehmigung  der  Centralbehörde. 

In  Bayern  muss  das  ganze  Berelni- 
ngsprojekt  (inklusive  der  neu  zu  bildenden 
rsatzgrundstücke)  vor  und  nach  der  Zu- 
stimmung der  Interessenten,  also  zweimal, 
der  Centralbehörde  zur  Genehmigung  vor- 
gel^  werden. 

Für  die  Bildung  der  Ersatzgrundstücke 
bestehen  nur  allgemeine  Grundsätze,  die 
zum  Teil  den  preussischen  bezw.  norddeut- 
schen Gesetzen  entlehnt  sind,  z.  B.  in 
Bayern  und  Württemberg  folgende  Bestim- 
mungen. Ein  Ersatz  in  Grund  und  Boden, 
wodurch  eine  wesentliche  Aenderung  des 
seitherigen  Wirtschaftsbetriebes  bedingt 
wäre,  darf  in  keinem  Falle  ohne  die  Zu- 
stimmung der  Beteiligten  stattfinden,  oder, 
Beteiligten  mit  geringem  Gmndbesitz  ist 
der  Ersatz  in  Grund  und  Boden  möglichst 
in  der  Nähe  ihrer  Behausung  anzuweisen 
(hannoverisches  Gesetz).  Geldentschädigun- 
gen sind  nur  ausnahmsweise,  wo  der  Ersatz 
nicht  in  Grund  und  Boden  gegeben  werden 
kann,  zur  Ausgleichung  geringer  Wertver- 
schiedenheiten statthaft 

Im  hessischen  Gtesetz  findet  sieh  noch 
die  ausdrückliche  Bestimmung,  dass  den 
Ersatzgrundstücken  eine  wirtschaftlich  zweck- 
mässige Form  zu  geben  ist  imd  dass  jede 
neugebildete  Parzelle  mindestens  von  einem 
öffentlichen  Wege  zugänglich  sein  muss. 
Grundstücke  imter  der  iünimalgrifese  von 
10  Ar.  bei  Ackerland,  6  Ar  bei  Wiesen  und 
50  Ar  bei  Wald  dürfen  nur  gebildet  werden, 
wenn  der  Gesamtflächeoinhalt  aller  Grund- 
stücke eines  Besitzers  in  einer  Kulturart 
innerhalb  des  ganzen  Bereinigungsbezirks 
diese  Minimalgrösse  nicht  erreidit 

Jedoch  soll  im  allgemeinen  mOglidist 
Ersatz  in  gleicher  Kulturart,  Bodengfite  und 
Lage  geleistet  werden,  ein  Grundsatz,  der 
bei  den  grossen  Bodenverschiedenheiten  und 
der  Grösse  der  südwestdeutschen  Gemar- 
kungen nur  schwer  mit  einer  weitgehenden 
Zusammenlegung  zu  verbinden  ist  Die 
Kosten  des  Verfahrens  werden  von  den 
Interessenten  nach  Massgabe  des  Werts 
ihrer  zu  bereinigenden  Grundstücke  ge- 
tragen. Der  Staat  unterstützt  die  Bereini- 
gtmgen  durch  Gebührenerlass,  Unterhalt  der 
Bereinigungsbehörden  und  in  besonderen 
Fällen  Qim;h  Beiträge  zu  den  Kosten. 

Statistik  der  Bereinigungen  in  den  vier 
süddeutschen  Staaten: 

Bayern.  Bis  Ende  1896  sind  241  Unter- 
nehmungen mit  13859  Beteiligten  und 
14923  ha  Grundfläche,  davon  91  Zusammen- 
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legnngäh  und  150  Feldwegeregulieniugen 
fertiggestellt  270  Unternehmungen,  wovon 
130  Zusammenlegungen  und  140  Feldw^e- 
regulierungen,  sind  in  Ausarbeitung  befind- 
lich oder  zur  Instruktion  vorgemerkt,  üeber 
Württemberg  und  Baden  steht  mir  eine 
neuere  Statistik  nicht  zu  Gebote.  In  Würt- 
temberg sind  bis  Ende  1889  148  Gemeinden 
mit  24496  Grundbesitzern  und  18471  ha 
Bereinigungsfläche  an  Bereinigungsunter- 
nehmen beteiligt  gewesen.  In  Baden  sind 
von  1870—90  465  Unternehmer  mit  61800 
ha  zur  Ausführung  gekommen. 

In  Hessen  wurden  von  1888—1897  73 
Feldbereinigungen  beschlossen  und  das  Ver- 
fEÜiren  wunie  in  50  Gemarkungen  ausge- 
führt und  im  wesentlichen  beendigt.  In 
diesen  50  Gemarkungen  umfasste  die  ganze 
dem  Verfahren  unterworfene  Fläche  24056 
ha,  die  sich  im  Besitz  von  12451  Grund- 
eigentümern befanden.  Die  Zahl  der  Par- 
zellen ist  durch  die  Zusammenl^:ung  von 
224556  auf  75125  heruntergegangen.  Die 
grosse  Mehrzahl  der  Zusammenlegungen, 
nämlich  63  von  73,  findet  in  der  Provinz 
Ober-Hessen  statt,  wo  die  Bodenzerspbtte- 
rung  geringer  ist  und  grössere  rationell  be- 
■wirtschaitete  Betriebe  bestehen. 

6.  Schlnssbetrachtong.  Die  Zusammen- 
legung der  Grundstücke  hat  überall,  wo  sie 
erfolgt  ist,  eine  grosse  Bedeutung  für  die 
Entwickelung  der  landwirtschaftlichen  Pro- 
duktionstechnik gewonnen.  Der  frühere 
Zustand  der  Gemengelage  der  zu  den  ein- 
zelnen Landwirtschaftsbetrieben  gehörigen 
Grundstücke  erzeugte  in  Verbindung  mit 
der  Wegelosigkeit  der  Parzellen  den  soge- 
nannten Flurzwang,  d.  h.  die  Notwendig- 
keit, alle  landwirtschaftlichen  Arbeiten  auf 
den  betreffenden  Gi-undstücken  gleichzeitig 
vorzunehmen,  mit  anderen  Worten  eine 
völlig  gleichartige  Bewirtschaftung  derselben. 
Die  bei  dieser  gleichartigea  Bewirtschaftung 
eingehaltene  Fmchtfolge  der  Dreifelderwirt- 
schaft mit  reiner  Brachhaltung  schuf  die 
Weideservituten,  welche  sowohl  die  Ge- 
meindegenossen untereinander  als  auch  dritte 
Berechtigte  einseitig  auf  ihren  Aeckern  aus- 
übten. Die  Servituten  schufen  "wieder  un- 
abhängig von  der  wegelosen  Gemengelage 
und  unabhängig  von  dem  durch  sie  verur- 
sachten Flurzwang  im  engeren  Sinne  für 
den  Besitzer  des  belasteten  Grundstücks 
die  Notwendigkeit  bei  der  überkommenen 
Fmchtfolge  zu  verharren.  Daher  erklären 
die  älteren  preussischen  Gesetze  nicht  mit 
Unrecht  sowohl  den  diuxjh  gemeinsame 
Nutzung  eines  Grundstücks  als  auch  durch 
die  Gemengelage  der  Grundstücke  hervor- 
gerufenen Zustand  als  Gemeinheit,  die  Auf- 
lösung dieses  Zustandes  und  besonders  der 
daraus  entstandenen  wirtschaftlichen  Be- 
ziehungen als  Gemeinheitsteilung,  insbeson- 


dere die  Zusammenl^wig  der  Grundstücke 
als  Specialseparatiou. 

In  welcher  Weise  die  Verbindung  der 
Zusammenlegung  der  Grundstücke  mit  den 
übrigen  Massregeln  der  Landeskultur  und 
den  sozialpolitischen  Reformen  auf  ^rari- 
schem  Gebiet  den  Fortgang  unserer  Mass- 
regel begünstigt  hat,  ist  schon  oben  ausein- 
andergesetzt worden.  Aber  es  waren  noch 
andere  Momente,  die  gerade  im  Norden 
Deutschlands  die  allgemeine  und  intensive 
Durchführung  der  Zusammenlegung  der 
Grundstücke  bedingten  und  beförderten. 

Diese  Momente  waren  sehr  verschieden- 
artig. Vor  allem  bildeten  in  Norddeutsch- 
land die  Landwirtschaftsbetriebe,  deren  Par- 
zellen zusammengelegt  wimien,  grössere 
Güter,  die  sich  meist  ungeteilt  vererbten. 
Der  Vorteil,  den  die  Zusammenlegung  bot, 
wurde  von  grösseren  Besitzern  leichter  be- 

friffen.  Sie  kannten  die  Möglichkeiten  der 
roduktionssteigerung  durch  rationelle  Feld- 
bestellung, Feldeinteilung  und  verbesserte 
Fruchtfolgen,  überhaupt  diurch  freie  Wirt- 
schaft die  ei-st  die  Zusammenlegung  ihrer 
Grundstücke  ermöglichte.  Für  sie  kam  die 
Produktionskostenerspamis,  die  durch  Er- 
sparung von  Menschenarbeit  und  Anwen- 
diingsmöglichkeit  von  Maschinen  infolge  der 
Zusammenlegung  eintrat,  in  Betracht  Auch 
im  G^esetz  war  ein  hohes  Interesse  gerade 
der  grössten  Besitzer  an  der  Zusammen- 
le^img  dadurch  anerkannt,  dass  man  ihnen 
zeitweise  allein  die  Provokation  einer  Tei- 
lung und  Zusammenlegung  gestattete. 

Aber  auch  der  dauernde  Wert  der  Zu- 
sammenl^ung  war  für  einen  ungeteilt  durdi 
viele  Generationen  sich  vererbenden  Grund- 
besitz ein  sehr  bedeutender,  viel  grösser, 
als  wenn  die  mühsam  arrondierten  Pläne 
schon  in  der  nächsten  Generation  wieder 
unter  eine  Reihe  von  Erben  verteilt  worden 
wären. 

Ganz  besonders  die  intensive  Zusammen- 
legung, d.  lu  die  Vereinigung  der  zu  einem 
Betrieb  gehörigen  Parzellen  in  einem  Plan, 
begünstigte  der  gleichartige  Boden  des  Tief- 
landes, temer  die  verhältnismässige  Klein- 
heit der  Gemarkungen  und  die  geringe  Zahl 
der  Teilnehmer  und  schliesslich  die  niedere 
Wertstufe  des  ganzen  Grundbesitzes.  Auch 
der  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahrhunderts 
noch  sehr  gleichförmige  Anbau  des  Landes 
ohne  Specialkulturen  oder  Handelsgewächse 
erleichterte  den  durchgreifenden  Austausch. 
Auf  Grund  dieser  Verhältnisse  sind  die 
massgebenden  Zusammenl^ungsvorschriften 


der  Gemeinheitsteilungsordnung  von  einem 
genauen  Kenner  der  ganzen  norddeutschen 
Landwirtschaft  aufgebaut  worden,  und  sie 
haben  ihren  Zweck  nicht  verfehlt  Der 
ganze  Gedanke,  der  die  preussische  Agrar- 
gesetzgebung aus  dem  Anfang  dieses  Jahr- 
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h\uidertserfflllt,Loslö8ung  des  einzelnen  Land- 
wii-tschaftsbetriebes  aus  den  Fesseln  jeder  Art 
der  gemeinsamen  Wirtschaft,  findet  seinen 
letzten  entscheidenden  Ausdnick  in  der  Zu- 
saramenlegungsgesetzgebung  der  Gemein- 
heitsteilungsordnung.  Daher  heisst  die  Zu- 
sammenlegung in  I^ussen  Specialseparation. 

Im  Gegensatz  zu  der  allgemeinen  Ver- 
breitung der  Zusammenlegung  der  Grund- 
stücke im  Norden  und  Osten  Deutschlands 
ist  sie  im  Süden  und  Westen  des  Reiches 
nur  in  verhältnismässig  kleinen  Gebieten 
durchgefühi-t  worden  und  trägt  auch  da 
eine  vöUig  von  der  preussischen  verschie- 
dene Gestalt. 

Auch  hier  ist  die  Gemengelage  der 
Grundstücke,  ja  meist  in  noch  viel  höherem 
Masse  als  im  Norden,  vorhanden.  Auch 
hier  besteht  infolgedessen  Flurzwang  oder 
Dreifelderwirtschaft  nicht  selten,  und  auch 
wo  diese  durch  notdürftige  Zugänglich- 
machung  der  Parzellen  abgekommen  sind, 
finden  sich  alle  sonstigen  üblen  Folgen  der 
übermässigen  Gemengelage  der  Parzellen 
und  Kleinneit  der  Grundstücke,  wie  grosser 
"Verlust  von  Nutzland  wegen  der  Masse  von 
Grenzfnrchen,  Arbeitsvergeudung,  Erschwe- 
rung des  Gebrauchs  der  Maschinen,  Un- 
möglichkeit zweckmässiger  Meliorationen 
^e-  und  Entwässerung,  Umwandelung  der 
Kulturarten),  unzweckmässige  Gestalt  der 
Parzellen  imd  andere  Nachteile. 

Wie  kommt  es  nun,  dass  trotz  der  gleichen 
üebelstände  im  Süden  wie  im  Norden  die 
zur  Beseitigung  dieser  üebelstände  be- 
stimmte Kultnrmassregel  im  Süden  so  viel 
weniger  Eingang  gefunden  hat  als  im  Nor- 
den? —  Als  nächster  Gnmd  ist  wohl  der 
Maugel  einer  zweckmässigen  Gesetzgebung 
hervorzuheben.  Jedoch  sind  auch  innere 
Gründe  vorhanden,  die  das  Zustandekommen 
einer  wirkirngsvoUen  Gesetzgebung  lange 
verhinderten,  die  auch  bestehenden  zweck- 
mässigen G^etzen  grosse  Hindernisse  be- 
reiteten und  noch  bereiten,  und  die  end- 
lich die  Gesetzgebung  und  dann  die  Mass- 
regel selbst  wesentlich  verschieden  von  der 
preussischen  gestalteten.  Der  wichtigste 
dieser  inneren  Gründe  besteht  in  der  an- 
deren Bodenverteilung  im  Süden.  Der  be- 
sonders im  Südwesten  Deutschlands  allge- 
mein herrschende  kleinbäuerliche  Betrieb 
hat  von  der  Zusammenlegung  der  Gnmd- 
stücke  als  solcher  nicht  den  Nutzen  wie 
das  ostelbische  Rittergiit  oder  auch  nur  wie 
das  norddeutsche  Grossbauerngut.  Der 
Hauptnutzen  der  Z\isammenlegung  als  sol- 
cher besteht  in  der  Ersparung  von  Hand- 
und  Gespannarbeiten.  Denn  der  durch  die 
Wegelosigkeit  der  Parzellen  hervorgerufene 
Flurzwang  lässt  sich  durch  blosse  Wegean- 
anlagen  ohne  Zusammenlegung  der  Grund- 
stücke beseitigen.    Nach  den  in  Hessen  ge- 


machten Erfahrungen  beträgt  die*  infolge 
der  Feldbereinigung  eingetretene  Verminde- 
rnng  an  Hand-  und  Gespannarbeiten  für 
einen  Besitz  von  über  20  ha  25%,  also  ein 
Viertel,  für  einen  Besitz  von  unter  2  ha 
5**/o,  ein  Zwanzigstel  des  früheren  Auf- 
wandes. Gerade  der  bedeutsamste  Vorteil 
der  Zusammenlegimg  der  Grundstücke  kommt 
dem  Kleinbauer  in  weit  geringerem  Masse 
zu  gute  als  dem  grösseren  Landwirt 
Ausserdem  rechnet  der  kleine  Bauer,  der 
sein  Land  ohne  Dienstboten  oder  Taglöhner 
nur  mit  Hilfe  seiner  FamiUe  bestellt,  den 
Arbeitsverlust,  der  durch  Hin-  und  Her- 
ziehen auf  dem  Felde  entsteht,  nicht,  land- 
wirtschaftliche Maschinen  aber  wird  er  doch 
niemals  anwenden  können.  Auch  für  die 
sonstigen  Verbesserungen .  Verminderung 
der  Grenzfurchen,  Kulturumwandlungen, 
Meliorationen  u.  s.  w.,  die  ihm  die  Zu- 
sammenlegung wirklich  bringen  kann,  ist 
der  Kleinbauer  weniger  zugänglich  als  der 
grössere  Besitzer.  Dazu  kommt,  dass  bei 
der  herrschenden  Naturalteilung  des  Grund- 
besitzes die  arrondierten  Pläne  bald  wieder 
sich  zersplittern,  dass  die  kleinen  ParzeUen 
bei  dem  starken  Umsatz  des  Grundeigen- 
tums imd  besonders  bei  dem  immerwähren- 
den Erwerb  kleiner  Stücke  Landes  durch 
Taglöhner  und  Arbeiter  einen  viel  bedeuten- 
deren Tauschwert  haben  als  grössere  Pläne, 
für  die  sich  naturgemäss  nur  sehr  wenige 
Käufer  finden  können.  Ceberdies  stehen 
einer  weitgehenden  Zusammenl^;ung  die 
Grösse  der  südwestdeutschen  Gemarkungen, 
der  in  seiner  Güte  stark  wechselnde  Boden, 
hochentwickelte  Special kulturen,  wie  Wein- 
bau, Obst^,  Hopfen-  und  Gemüsezucht,  und 
der  daraus  entspringende  hohe  Wert  des 
Grundbesitzes  hindernd  entgegen.  So  findet 
die  Zusammenlegung  der  Grundstücke  in 
Süd  Westdeutschland  nicht  nur  grössere  Hin- 
dernisse als  im  Norden,  sondern  ihr  Nutzen 
für  die  Masse  der  landwirtschafttreibenden 
Bevölkerung  ist  geringer  als  dort. 

Daher  kamen  die  auf  Zusammenlegung 
gerichteten  Gesetze  mit  einer  Ausnahme, 
der  nassauischen  Konsolidation,  später  zu 
Stande,  ihre  Durchführung  verläuft  lang- 
samer und  findet  viele  Hindernisse,  und  die 
Massregel  gewinnt  trotz  der  Nachahmung 
preussischer  Vorschriften  eine  andere  eigen- 
artige Gestalt. 

Am  stärksten  tritt  diese  Eigenart  in  der 
unabhängig  %on  fremden  Einflüssen  ent- 
standenen nassauischen  Konsolidationsgesets- 
gebung  hervor.  Diese  bisher  wirksamste 
Gesetzgebung  verzichtet  auf  Zusammen- 
legung im  Sinn  der  preussischen  Gemein- 
heitsteilungsordnung.  Sie  lässt  den  Besitz 
jedes  einzelnen  Interessenten  in  ParzeUen 
verteilt,  ja  sie  sieht  die  Wiederverteilung 
der    etwa    vergrösserten    Grundstücke    in 
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kleinere  Parzellen  voraus.  Sie  erstrebt  nicht 
so  sehr  Verminderung  als  zweckmässige  Ge- 
staltung der  ParzeUeu  und  wendet  ihr 
Hauptaugenmerk  den  Meliorationsaulagen  zu. 
Der  Zersplitterung  der  Gnmdstücke  in  nicht 
mehr  bauwürdige  Parzellen  sucht  sie  durch 
gesetzliche  Feststellung  eines  MinimaJmasses, 
unter  welches  die  Grundstücke  nicht  mehr 
geteilt  werden  dürfen,  zu  steuern. 

Aber  auch  die  im  engeren  Anschluss 
an  die  norddeutsche  Gesetzgebung  entstan- 
denen Gesetze  der  vier  süddeutschen  Staaten 
zeigen  wichtige,  durch  besondere  Verhält- 
nisse Süddentschlands  bedingte  Abweich- 
ungen von  den  Vorschriften  der  Oemein- 
heitsteflungsordnung.  Allerdings  begünstigen 
sie  die  Zusammenlegung  in  höherem  Masse, 
als  es  die  nassauische  Konsolidationsgesetz- 
gebung gethan  hat  Aber  die  oben  be- 
rührten Grundsätze  für  die  Bildung  der  Er- 
satzgnmdstücke  lassen  es  nur  selten  zu 
einer  intensiveren  Zusammenlegung  kommen. 
Einen  grossen  Wert  legen  die  Gesetze,  da- 
rin dem  nassauischen  Vorbild  folgend,  auf 
die  Meliorationen,  auf  zweckmässige  Form 
und  leichte  Zugänglichkeit  der  Parzellen. 
In  Anbetracht  der  grossen  Hindemisse,  die 
in  zahlreichen  Gemarkungen  jeder  Zusammen- 
l^ing  entgegenstehen,  lassen  Bayern,  Baden 
und  Württemberg  zur  Beseitigung  der  Wege- 
losigkeit,  des  Hauptflbelstandes  der  Gemenge- 
lage, auch  blosse  Wegeanlagen  ohne  da- 
mit verbundene  Zusammenlegung  der  Grund- 
stücke zu.  Wenn  auch  so  in  Süddeutsch- 
land die  Massregel  nicht  die  Bedeutung  für 
die  Masse  der  Landwirtschaftsbetriebe  be- 
sitzt wie  im  Norden,  wenn  sie  den  beson- 
deren Verhältnissen  des  Südens  Rechnung 
tragen  muss,  wenn  sie  auch  jetzt  weit  lang- 
samer voranschreitet,  wie  in  Preussen,  wenn 
sie  endlich  in  zahlreichen  Gemarkungen  be- 
sonders des  Südwestens  gar  nicht  oder  nur 
als  Wegeanlage  Eingang  findet,  so  bleibt  sie 
doch  in  weiten  Gebieten  (Oberhessen,  schwä- 
bisch-bayerische Hochebene),  wo  sie  für  die 
Masse  der  Gemarkungen  durchführbar  ist 
und  durchgeführt  wird,  eine  höchst  ein- 
schneidende Verbesserung  des  Landwirt- 
schaftsbetriebes. 

Lltteratnr:  Bruno  Schutte,  Die  Zutammen- 
Ugung  der  Grundstücke  m  ihrer  volktvnrUchaft- 
liehen  Bedeutung  und  Durchführung,  3  Abtei- 
lungen, Leipzig  1886.  —  Karl  Peyrer,  Die 
Zusammenlegung  der  Grundttücke  in  Österreich 
und  Deutschland,  Wien  1873.  —  Adolf  Bu- 
ehenberger,  Agranresen  und  Agrarpolitik, 
Leipzig  189S  (Lehr-  und  Handbuch  der  politi- 
schen Oekonomie,  herausgegeben  von  Adolph 
Wagner,  3.  Hauptabteilung,  zweiter  Teil,  Bd.  I, 
S.  30^—334).  —  V.  Stengel,  Wörterbuch  des 
deutschen  Venraltung»rechts,  1890,  Artikel  Aus- 
einandersetzungtverfahren,  Feldbereinigung  und 
Gemeinheitsteilung.  —  Holzapfel,  yeues  Kon- 
folideUionebtich,    Wiesbaden  1888.  —  Th.    Wll- 


helitny,  Veber  die  Zusammenlegung  der  Grund- 
stücke, Berlin  1859.  —  A.  Glatzel  und  JE. 
Stemeherg,  Das  Verfahren  in  Auseinander- 
tetznngiangelegenheiten  nach  Mattgaie  des  G. 
V.  18.  IL  1880  systematisch  dargestellt,  Berlin 
1880.  —  Die  Flurbereinigung  in  Bayern,  Ge- 
schäftsbericht der  Flurbereinigungskommisrion 
für  die  Jahre  1887 — 1897,  München.  Die  Flur- 
bereinigung in  Hessen.  Geschäftsbericht  der 
oberen  landwirtschaftlichen  Behörde  für  die 
Jahre  1888—1897  einschliesslich,  Darmstadl  1899. 

W.  WUHeh, 


Zasammenlegiing  städtischer 
Grundstücke  and  Zonenenteignnng. 

1.  Die  Zusammenlegung  (Un 
städtischer  Grundstücke  ist  bereits  in  Bd. 
S.  968—979  als  Mittel  rationeller  Stadter- 
weiterung erwähnt  worden ;  gleichem  Zwecke 
dient  die  a.  a.  0.  S.  975  erwähnte  Zonen- 
enteignung, welche  freilich  an  sich  eine 
weitergehende  Bedeutung  hat,  insofern  sie 
auch  für  Strassenregulierungen  und  Durch- 
brüche im  Innern  von  Städten  Anwendung 
finden  kann  und  bislang  (namentlich  in 
Belgien  und  Frankreich)  vorzugsweise  ge- 
funden hat.  Im  Nachstehenden  wird  sowohl 
die  Bedürfnisfrage  als  die  Frage  der  zweck- 
mässigsten  Art  der  Befriedigung  des  Be- 
dürfnisses an  der  Hand  der  bisher  ge- 
machten Versuche   näher  zu  erörtern  sein. 

2.  In  Gemeinden  mit  zerteiltem 
oder  zersplittertem  Grundbesitz 
sind  die  einzelnen  Grundstücke  infolge 
ihrer  durch  Abverkauf  oder  Erbteüung  her- 
beigeführten Gestaltung  und  Grösse  in  er- 
heblichem Umfang  ohne  weiteres  zur 
Bebauung  nicht  geeignet,  imd  zwai- 
gilt  dies  sowohl  für  die  Fälle,  in  denen  sie 
durch  die  projektierten  Strassen  recht- 
winklig (der  Länge  oder  Breite  nach)  durch- 
schnitten werden,  als  für  die  anderen,  in 
denen  die  Strassen  sie  in  spitzem  oder 
stumpfem  Winkel  treffen.  Denn  auch  in 
den  ersteren  Fällen  reicht  bei  einer  ausser- 
ordentlich grossen  Anzahl  die  Tiefe  oder 
die  Breite  für  die  Bebauung  nicht  aus.  In 
den  anderen  Fällen  aber  werden  auch 
grössere  Grundstücke  oft  so  ungünstig  durch- 
schnitten, dass  sie  nicht  mehr  ohne  weiteres 
zweckmässig  bebaut  werden  können. 

In  allen  gedachten  Fällen  hat  die  ein- 
fache Herstellung  von  Strassen  somit  nicht 
die  Wirkung,  bebaubares  Gelände  offen  zu 
legen,  vielmehr  bedarf  es  zur  Gewinnung 
desselben  vorerst  noch  einer  ander- 
weiten  Verteilung  des  Grundbe- 
sitzes, sei  es  im  Wege  des  Tausches  oder 
des  Verkaufes.  Die  ßebaubarkeit  fehlt  also 
so  lange,  bis  die  erforderliche  Verstän- 
digung über  diese  anderweite  R^elung  der 
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Eigentumsverhältnisse  herbeigeführt  ist  Eine 
solche  Verständigung  kann  enahrungsgemäss 
oft  sehr  lange  dauern,  sei  es,  dass  recht- 
liche Hindernisse  vorliegen,  sei  es,  dass 
Einzelne  der  Besitzer  entweder  überhaupt 
weder  kaufen  noch  verkaufen,  sondern 
lediglich  abwarten  wollen,  sei  es,  dass 
über  die  Kaufpreise  keine  Einigung  erzielt 
wird. 

Die  nach  dem  gegenwärtigen  Rechtszn- 
stande fast  überall  —  vgl.  Nr.  4  —  fehlende 
Möglichkeit,  hier  im  Wege  des  Zwanges 
einzugreifen,  hat  nun  höchst  nachteilige 
Folgen: 

a)  Soweit  auf  den  schief  durchschnitte- 
nen grösseren  Grundstücken  überhaupt  eine 
Bebauung  möglich  ist,  kann  dieselbe  viel- 
fach nur  in  unwirtschaftlicher  und  gesund- 
heitlich missständiger  Weise  erfolgen ; 

b)  soweit  aber  eine  Bebauung  ohne 
anderweite  Verteilung  überhaupt  unmöglich 
ist,  werden  durch  das  Widerstreben  Ein- 
zelner mehr  oder  minder  grosse  Teile  eines 
oder  mehrerer  Baublöcke,  oft  auch  ganze 
Baublöcke  und  ganze  Teile  einer  Feldmark 
der  durch  öffentliche  Interessen  geforderten 
Erschliessung  zum  Zweck  der  Bebauung 
entzogen,  und  da  hierdurch  der  Kreis  der 
am  Markt  befindlichen  bebauungsfähigen 
Grundstücke  mehr  oder  minder  eingeengt 
wird,  so  erzeugt  dies  Verhalten  Einzelner 

c)  die  Gefahr,  dass  die  Bildung  hoher 
Bodenpreise,  unter  Umständen  wahrer 
Monopolpreise  —  deren  Gemeingefährlich- 
keit oben  Bd.  VI,  S.  969  ff.  dargelegt  ist 
—  wesentlich  erleichtert  wird.  Jedenfalls 
tritt 

d)  eine  Verteuerung  des  Grund- 
besitzes schon  dadurch  ein,  dass  die  bau- 
lustigen Besitzer  die  anderen  vielfach  nur 
durch  Bewilligung  ungerechtfertigt  hoher 
Preise  bewegen  können,  ihr  Land  über- 
haupt zu  verkaufen.  Diese  Verteuerung 
tritt  im  weitesten  umfange  sicher  ein, 
wenn  die  Spekulation  zusammenzukaufen 
beginnt. 

Es  kann  hiemach  keinem  Zweifel  unter- 
liegen, dass  der  gegenwärtig  zu  Recht  be- 
stehende Zustand  nicht  geeignet  ist,  das 
Bedürfnis  zweckmässiger  Bebauung  und 
reichlicher  Erschliessung  von  Baugelände 
zu  befriedigen,  dass  er  vielmehr  ernste  Ge- 
fahren für  rationelle  Stadterweiterung  imd 
billiges  Wohnen  begründet. 

3.  Als  Mittel  der  Abhilfe  ist  wohl 
eine  rationelle  Besteuerung  des  Grund 
imd  Bodens  vorgeschlagen.  Allein  so  wich- 
tig eine  solche  auch  ist  ^vgl.  oben  S.  978, 
979),  so  versagt  sie  docn  in  zahlreichen 
Fällen.  Denn  wenn  sie  im  allgemeinen  da- 
zu dienen  soll,  die  Neigung  der  Eigen- 
tümer, ihre  Gnmdstücke  der  Bebauung  zu 
entziehen,  dadurch  zu  bekämpfen,  dass  man 


diese  Grundstücke  einer  ihrem  Werte  ent- 
sprechenden Steuer  unterwirft,  so  wird 
dieser  Zweck  bei  kleinen  Grundstücken 
wegen  der  Geringfügigkeit  der  auf  sie  ent- 
fallenden Steuer  überhaupt  nicht  und  bei 
anderen  Grundstücken  jedenMls  dann  nicht 
erreicht,  wenn  sie  sich  in  den  Händen 
kapitalkräftiger  und  zum  Abwarten  ent- 
schlossener Besitzer  befinden.  Da  sonach 
ein  solcher  indirekter  Zwang  nicht  zum 
Ziele  führt,  wird 

4.  der  Weg  des  direkten  Zwanges 
beschritten  werden  müssen,  wenn  man  nicht 
alles  dem  Zu^l  und  der  verteuernden  Spe- 
kulation überlassen  will. 

Dieser  Weg  ist  seit  1874  wiederholt  von 
namhaften  Vereinen,  so  besonders  von  dem 
Verband  deutscher  Architekten-  und  Inge- 
nieurvereine und  vom  Verein  für  öffentliche 
Gesundheitspflege  empfohlen  und  auch 
schon  durch  die  Gesetzgebung  (für  die 
Stadt  Mainz  1875  und  das  ganze  Gross- 
herzogtum  Hessen  1881,  für  die  Stadt 
Hamburg  1893)  beschritten;  allerdings  in 
verschiedener  Weise,  indem  in  Hamburg 
unmittelbar  zwangsweise  eine  anderweite 
Dmlegung  der  Grundstücke  erfolgt,  io 
Hessen  dagegen  eine  Enteignung  Wider- 
strebender bewirkt  werden  kann.  Neua-- 
dings  ist  in  Baden  durch  G.  v.  6.  Jiüi 
1896  und  im  Königreich  Sachsen  dorcfa 
das  Allgemeine  Baug.  v.  1.  Juli  1900 
(§§  54  ff.)  die  Umlegung  auch  g^en  den 
Willen  der  Beteiligten  eingehend  geregelt 
worden. 

Der  umfassendste  Versuch,  Abhilfe  zn 
schaffen,  ist  1892/93  im  preussischen 
Herrenhause  durch  Einbringung  imd  Ver^ 
handlung  eines  Gesetzentwurfes  »betreffend 
Stadterweiterungen  und  Zoneuenteignungenc 
gemacht  worden.  Dieser  Versuch  hat  je- 
doch zu  einem  Ergebnis  nicht  geführt,  da 
das  Herrenhaus  den  Entwurf  zwar  unter 
mancherlei  Abänderungen  annahm,  das  Haos 
der  Abgeordneten  ihn  aber  auf  Grund  eines 
völlig  ablehnenden  Kommissionsberichts  un- 
erledigt liess.  Im  Januar  1901  brachte  die 
Preussische  Staatsregierung  ihrerseits  bam 
Landtage  einen  Gesetzentwurf  über  Cm- 
legUQg  ein,  welcher  sich  zunächst  auf 
Frankfurt  a.  M.  beschränkte,  dessen  Be- 
stimmungen aber  durch  KönigHche  Verord- 
nung auch  auf  andere  Gemeinden  sollten 
ausgedehnt  werden  können.  Das  Herren- 
haus nahm  den  Entwurf  mit  einigen  Ab- 
änderungen an,  im  Hause  des  Abgeordneten 
blieb  er  aber  wegen  Schlusses  der  Session 
unerledi^. 

5.  Die  eben  genannten  Gesetze  und  Ge- 
setzentwürfe unterscheiden  sich  in  verschie- 
denen Richtungen  mehr  oder  minder  von 
einander.  Eine  übersichÜiche  Zusammen- 
stellung ihres  Inhalts  findet  sich  in   der 
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unten  genannten  Denkschrift  des  Verbandes 
deutsclier  Architekten-  und  Ingenieurvereine. 
Für  den  neuesten  preussischen  Entwurf  ist 
das  Bestreben  charakteristisch,  die  Rechte 
der  bei  der  Umlegung  beteiligten  Grundbe- 
sitzer und  dinglich  Bei^echtigten  in  gleicher 
"Weise  sicher  zu  steilen,  als  dies  bei  der 
Enteignung  geschieht  Es  ist  ihnen  daher 
der  Rechtsweg  bezüglich  aller  Entschädi- 
gungsansprüche, insbesondere  auch  für  den 
Fall  eröffnet,  dass  sie  das  an  die  Stelle  des 
alten  Grundstückes  tretende,  durch  Aus- 
scheidung des  Strassengeländes  verkleinerte 
Gnmdstück  für  geringwertiger  erklären. 
Diese  absolute  Sicherheit  des  Rechtsschutzes 
erscheint  allerdings  durch  ausserordentlich 
verwickelte  Bestimmungen  in  betreff  des 
Ganges  und  durch  die  Möglichkeit  bedenk- 
licher zeitlicher  Ausdehnung  des  Verfahrens 
erkauft  Auch  ist  die  Gefahr  erheblicher 
finanzieller  Belastung  der  Stadtgemeinde 
nicht  ausgeschlossen  1).  Die  Begründung 
des  preussischen  Entwurfs  fasst  die  wesent- 
lichen Bestimmungen  folgendermassen  zu- 
sammen : 

»Der  vorliegende  Entwurf  folgt  hin- 
sichtlich des  allgemeinen  Grandgedankens 
der  Gesetzgebung  anderer  Staaten,  er  weicht 
indessen  insoweit  davon  ab,  als  es  die  be- 
sondere in  Preussen  gegebene  Rechtslage 
bedingt,  insbesondere  ist  er  bestrebt,  dem 
Grundsatze  des  Art  9  der  Preussischen 
Verfassung  auf  das  peinlichste  gerecht  zu 
werden  und  durch  die  Art  der  mit  der 
Angelegenheit  zu  befassenden  Behörden, 
durch  die  Ordnung  des  Verfahrens  und 
durch  die  Zulassung  des  Rechtsweges  die 
weitestgehende  Gewähr  gegen  schädigende 
Eingriffe  in  Privatrechte  zu  geben.  In  Be- 
zug auf  das  Verfahren  schliesst  sich  der 
EntwTui  in  vielfacher  Hinsicht  an  die  Vor- 
schriften des  Stra.ssen-  und  BauQuchten^ 
setzes  vom  2.  Juli  1875  und  des  Enteig- 
nungsgesetzes vom  14.  Juli  1874  an.  In- 
dessen bietet  die  Natur  der  Cmlegung  eine 
Reihe  von  Besonderheiten,  die  auf  das  Ver- 
fahren bestimmend  einwirken.  Da  ausser- 
dem der  Entwurf  —  für  Preussen  wenig- 
stens —  neue  Bahnen  beschreitet,  sei  im 
Nachstehenden  zunächst  eine  Darstellung 
von  dem  Gange  des  Verfeüirens  und  von 
den  wesentlichsten  Dmlegungsgrundsätzen 
gegeben. 

Die  üralegung  wird  nicht  von  Amts 
wegen  eingeleitet,  sondern  erfolgt  auf  An- 
trag. Antragsberechtigt  sind  der  Magistrat 
und  die  Eigentümer  von  mehr  als  der 
Hälfte  der  nach  dem  Grund-  und  Gebäude- 
steuerkatasler  zu  berechnenden  Fläche  der 
umzulegenden  Grundstücke.    Wenn  die  be- 

')  Vgl.  hierüber  den  Kommissionsbericht 
des  Uerrenhaoses. 

HuidwörteTbach  der  Staatswiasenscbafteii.    Zweite 


rechügten  Eigentümer  die  Umlegung  bean- 
tragen oder  die  Gemeinde  die  Stellung  des 
Antrags  beschlossen  hat,  muss  der  Magis- 
trat zunächst  für  das  in  Betracht  kommende 
Gelände  einen  Plan  aufstellen  und  offen 
legen.  Erhobene  Einwendungen  werden 
thunlichst  durch  Verhandlungen  vor  dem 
Magistrat  erledigt,  die  nicht  erledigten  mit 
dem  Umlegungsan  trage  dem  Bezirksaus- 
schusse eingereicht,  welcher  über  die  Ein- 
wendungen beschliesst  und  femer  das  Vo]> 
handensein  der  gesetzlichen  Voraussetzungen 
der  Uml^ung  feststellt.  Zu  diesen  \or- 
aussetzungen  gehört  besonders,  dass  der  für 
die  Uml^ung  in  Aussicht  genommene  Teil 
des  Gemeindebezirks  überwiegend  unbebaut 
ist,  dass  der  Bebauungsplan  dafür  feststeht, 
dass  die  Erschliessung  von  Baugelände  und 
die  Herbeiführung  einer  zweckmässigen  Ge- 
staltung von  Baugnindstücken  im  öffent- 
lichen Interesse  liegt  Wenn  der  Bezirks- 
ausschuss  oder  auf  Beschwerde  der  Pro- 
vinzialrat  das  Vorhandensein  der  gesetzlichen 
Voraussetzungen  festgestellt  und  über  die 
Einwendungen  entschieden  hat,  verfügt  der 
Regieningspräsident  die  Einleitung  des  Um- 
leguDgsvermhrens  und  ernennt  zu  dessen 
Durchführung  eine  Kommission,  in  deren 
Thätigkeit  der  Schwerpunkt  des  ganzen  Ver- 
fahrens liegt  Die  Kommission  hat  die  um- 
zulegenden Grundstücke  in  eine  Masse  zu 
vereinigen,  in  welche  auch  die  überflüssig 
werdenden  öffentlichen  Wege  einzuwerfen 
sind.  Aus  dieser  Masse  ist  das  Strassen- 
gelände  auszuscheiden,  die  Restmasse  ist 
unter  die  Eigentümer  zu  verteilen.  Die 
den  Eigentümern  aus  dieser  Restmasse  zu- 
zuweisenden Grundstücke,  deren  Grösse 
thunlichst  unter  Zugrundele^ug  des  Ver- 
hältnisses zu  bestimmen  ist,  m  welchem  die 
Eigentümer  an  der  früheren  Gesamtfläche 
beteiligt  waren,  sind  der  Bestimmung  des 
Umlegungsverfahrens  entsprechend ,  unter 
thnnlichster  Erhaltung  in  ihrer  bisherigen 
Lage,  so  zu  gestalten,  dass  sie  zweckmässig 
bebaut  werden  können.  Neben  dieser  Ent- 
schädigimg in  Land  ist  den  Eigentümern 
für  einen  etwaigen  Minderwert  der  Zuwei- 
simg und  für  besondere  ihnen  entzogene 
Werte,  z.  B.  Gebäude,  Schadloshaltung  in 
Geld  zu  gewähren.  Auch  sonstige  Berech- 
tigte, deren  Rechte  durch  die  Umlegung 
aufgehoben  oder  beeinträchtigt  werden,  er- 
halten Geldentschädigung.  Die  hiernach 
erforderlich  werdenden  Aufwendungen  sind 
grundsätzlich  von  den  Eigentümern  zu  tra^ 
gen.  da  die  infolge  der  Umlegung  erfah- 
rungsraässig  eintretende  Wertsteigerung  des 
Umlegungsgebiets  als  Vermögensvorteil  haupt- 
sächlich mneu  zu  gute  kommt  und  die 
Aufwendungen  durch  die  Umlegung  bedingt 
sind.  Sie  werden  daher  als  Umlegungsbei- 
träge  auf   die  Gesamtheit  der  Eigentümer 

Anflafce.    TU.  67 
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verteilt.  Ausserdem  können  einzelnen  Eigen- 
tümern, denen  bei  der  ümlegung  besondere 
Vorteile  zufliessen,  in  gewissen  Fällen  Zu- 
schüsse und  Vergütungen  auferlegt  werden, 
die  als  Ausgleich  für  diese  der  Gesamtheit 
der  Eigentümer  entgehenden  und  den  ein- 
zelnen zufliessenden  Vorteile  der  Gesamt- 
heit zu  gute  zu  kommen  haben.  Der  ganze 
Geldverkehr  wird  durch  die  Gemeinde  ver- 
mittelt, die  alle  Zahlungen  zu  leisten  oder 
zu  empfangen  hat.  Es  genügt,  wenn  auf 
diese  Weise  die  Gemeinde  ziir  Vertretung 
der  wirtschaftlichen  Interessen  der  Gesamt- 
heit der  Eigentümer  berufen  wird.  Dadurch 
wird  es  entbehrlich,  die  Eigentümer  zu  einer 
Genossenschaft  mit  selbständiger  Vertretung 
zu.sammenzufassen. 

Die  gesamte  Neuregelung  der  Verhält- 
nisse liegt  der  Umlegungskommission  ob. 
Sie  erfolgt  durch  den  sogenannten  Vertei- 
lungsplan, über  den  die  Kommission  nach 
erfolgter  Verhandlung  mit  den  Beteiligten 
zu  beschliessen  hat.  Nachdem  der  Plan  in 
der  voi^;eschriebenen  Weise  bekannt  gemacht 
ist,  beschliesst  der  Bezirksausschuss  über 
dessen  Festsetzung  und  zugleich  über  etwa 
erhobene,  nicht  erledigte  Einwendungen. 
Dieser  Beschluss  ist  endgiltig.  Die  Aus- 
führung des  VerteUungsplans  erfolgt  in  der 
Form  einer  vom  Bezirksausschüsse  zu  er- 
lassenden Deberweisungserklärung,  auf  Grund 
deren  mit  dem  darin  zu  bezeichnenden  Tage 
der  Umlegung  der  Inhalt  des  Verteilungs- 
plans von  selbst  wirksam  wird. 

Gegen  den  Verteilungsplan  steht  den 
Beteiligten  wegen  der  Geldentschädigungen 
der  Rechtsweg  offen,  durch  dessen  Beschrei- 
tung die  Ausführung  des  Planes  nicht  ge- 
hemmt wird.  Je  nach  dem  Ergebnis  der 
Eechtsstreitigkeiten  kann  es  aucn  noch  zu 
einem  Nachtragsverteilungsplan  kommen. 

Nach  dem  Vorstehenden  stellt  sich  die 
Ümlegung  als  Enteignung  und  als  Zusam- 
menlegung dar.  Im  Hinblick  auf  die  Vor- 
behalte zu  Gunsten  der  Landesgesetzgebung 
in  den  Artikeln  109,  113,  3  des  Einfüh- 
mngsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche 
ist  die  reichsgesetzliche  Zulässigkeit  des 
Entwurfs  daher  unbedenklich.« 

6.  Der  durch  die  zwangsweise  Umlegung 
herbei^führte  Eingriff  in  das  Eigen- 
tum ist  kein  grösserer  als  der  durch  die 
Zusammenlegung  ländlicher  Grundstücke 
bewirkte.  Indem  letzterer  aber  lediglich 
erfolgt,  um  eine  ertragreichere  Bewirt- 
schaftung von  Ländereien  herbeizuführen, 
während  die  Umlegung  zweckmässiges  Bauen 
und  gesundes  und  billiges  Wohnen  erleich- 
tern soll,  kann  das  durch  den  Eingriff  ver- 
folgte Ziel  in  dem  Falle  der  Lmle^ng 
wohl  unbedenklich  als  ein  sozialpolitisch 
mindestens  gleichwertiges  bezeichnet  werden. 


Als  die  zu  erhoffenden  guten 
Wirkungen  eines  Umlegungsgesetzes  sind 
aber  ausser  den  oben  S.  1055  genannten  ins- 
besondere folgende  namhaft  zu  machen: 

a)  die  Bildung  bebauungsfähiger  Grund- 
stücke erfolgt,  ohne  dass  es  erst  einer  zu- 
sammenkaufenden und  verteuernden  Spe- 
kulation bedarf; 

b)  der  einzelne  Besitzer  bleibt  im 
Besitz  von  Land  und  kann  sein  Grund- 
stück nach  seinem  Belieben  verwenden,  un- 
abhängig von  den  anderen ; 

c)  im  Fall  einer  über  Teile  einer  Feld- 
mark sich  erstreckenden  ümlegung  findet 
zugleich  die  Frage,  wie  die  Kosten  der 
Stadterweiterung,  d.  h.  insbesondere 
der  Strassen  und  Flät^  den,  Interessenten 
unter  gerechter  Verteilung  derselben  aufzu- 
erlegen sind,  durch  Heranziehung  Aller  zu 
Naturalleistungen  in  Bezug  auf 
die  Beschaffung  des  Geländes  für 
Strassen  und  Plätze  die  natür- 
lichste und  einfachste  Lösung  (vgl 
oben  Bd.  VI  S.  975/976). 

Es  ist  daher  schon  aus  diesem  Grunde, 
zugleich  aber  auch  im  Interesse  baldigster 
Erschliessung  des  Geländes  für  die  Bebau- 
ung, erheblicher  Wert  darauf  zu  legen,  dass 
die  Abtretung  des  Strassen^ländes  im  Um- 
l^ungsverfab«n  alsbald  mit  erledigt  wird. 

7.  Bei  sehr  stark  zersplittertem  Grund- 
besitz wird  allerdings  auch  die  Umlegtmg 
die  Grundstücke  nicht  bebauungsfähig  machen 
können,  da  eben  das  einzelne  Grundstück 
an  sich  nicht  gross  genu^  ist  um  bebaut 
werden  zu  können.  Soweit  also  Strassen- 
anlagen  durch  solches  Gebiet  mit  kleinsten 
Parzellen  im  Interesse  der  Stadterweiterung 
notwendig  sind,  wird  ein  Bedürfnis  nicht 
wohl  verfamnt  werden  können,  dass  das  Ent- 
eignungsrecht nicht  auf  den  Strassenk&per 
beschränkt,  sondern  auf  das  zu  beiden  Seiten 
der  Strassen  angrenzende  Gebiet  in  übliche 
Bautiefe  ausgedehnt  wird.  Man  hat  die 
Enteignung  dieser  angrenzenden  Grund- 
stücke im  Anschluss  an  den  französisch- 
belgischen Ausdruck  expropriation  par  zonee 
als  Zonenenteignung  bezeichnet.  In 
ausgedehntester  Geltung  ist  sie  in  Belgien, 
indem  dort  die  an  Strassen  angrenzenden 
Grundstücke  in  Bautiefe,  nicht  nur  sowät 
sie  unbebaut,  sondern  auch  soweit  sie  be- 
baut sind,  der  Enteignung  mit  unterworfen 
werden  können.  In  gleichem  Umfang  war 
das  Eecht  der  Zoneneuteignung  in  dem 
oben  unter  4  erwähnten  Entwurf  (sog.  lex 
Adickes)  vorgesehen,  jedoch  hat  schon  das 
Herrenhaus  die  Ausdehnung  auf  unbebautes 
Gelände  gestrichen  und  die  Zoneneuteignung 
auf  Strassendurchbrüche  im  Innern  der 
Städte  und  das  in  diesen  Fällen  an  die 
Strassen  angrenzende,  mmt  bebaute  Gelände 
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beschränkt*).  Die  Notwendigkeit  der  Zu- 
lassung einer  so  beschränkten  Zonenenteig- 
nung ist  neuerdings  in  der  unten  erwähnten 
Denkschrift  des  Verbandes  deutscher  Archi- 
tekten »uid  Ingenieurvereine  S.  53 — 110 
ausführlich  und  unter  Beifögung  zahlreicher 
Beispiele  aus  dem  Ausland  begründet  wor- 
den. Die  Unmöglichkeit  einer  rationellen 
Bebauung  neu  durchgebrochener  Strassen, 
wenn  jeder  Eigentümer  nnbebaubare  Gnind- 
stOcksparzellen  zu  Seiten  der  Strasse  be- 
halten darf,  und  die  in  gesundheitlichem 
Interesse  zu  stellenden  Anforderungen  an 
den  umbau  alter  ungesunder  Quartiere 
stehen  dabei  in  erster  Lanie.  Dazu  kommt 
die  ungerechte  Lastenverteilung,  welche  die 
jetzt  geltenden  Enteignungsgesetze  meist 
mit  sich  bringen,  indem  die  Wertsteigerung 
der  bei  der  Enteignung  des  Strassengeländes 
übrig  bleibenden  Parzellen  dem  Eigentümer 
zufällt,  ohne  dass  bei  Zumessung  der  Ent- 
sc-hädigimgssumroe  darauf  Rücksicht  ge- 
nommen wenlen  darf.  Der  Eigentümer  be- 
kommt ausserdem  zunächst  besondere  Ent- 
schädigung, weil  seine  Restparzelle  unbe- 
baubar  geworden  ist,  gewinnt  dabei  aber 
zugleich  die  Möglichkeit,  diese  Parzelle,  die 
einen  sogenannten  Chikanierzwickel  bildet, 
zu  einem  Willkürpreise  zu  verkaufen.  Einer 
gesetzlichen  Regelung  dieser  Zonenenteig- 
nung, durch  deren  Anwendung  in  Frank- 
reich und  Belgien  grosse  Unternehmungen 
durchgeführt  sind,  haben  sich  in  Deutsch- 
land bislang  indessen  immer  noch  Bedenken 
entgegengestellt,  welche  die  genannte  Denk- 
echrift  S.  63  ff.  aufführt  und  beleuchtet 
An  sich  ist  übrigens  die  Möglichkeit  einer 
Verleihung  des  Enteignungsrechtes  in 
Bezug  auf  das  neben  den  Strassen  gelegene 
Gelände  durch  königliche  Verordnung  in 
Prenssen  rechtlich  nicht  zweifelhaft. 

8.  Die  Anwendung  der  Enteignung 
zum  Zwecke  der  Durchführung  von  Stadt- 
erweiterungen ist  in  der  Form  der 
Zonenenteignung  zwar  ein  neuer,  im  belgi- 
schen Recht  erwachsener  Gedanke,  im 
übrigen  aber  sowohl  dem  bestehen- 
den als  dem  älteren  Recht  keines- 
wegs fremd.  In  Preussen  insbesondere 
ist  z.  B.  aus  Anlass  der  Erweiterung  der 
Stadt  Crefeld  diutih  Allerhöchste  Verord- 
nungen vom  27.  Mtd  1819  und  14.  Februar 
1824  das  Enteignun^recht  in  weiterem 
Umfange  auch  für  Baugelände  verliehen 
worden.  In  Baden  kann  auf  Grund  des 
§  19  des  noch  geltenden  G.  v.  28.  August 
1835  über  die  Zwangsabtretungen  unter 
gewissen  Voraussetzungen  die  Enteignung 
von  Baugelände  herbeigeführt  werden,  und 
im  Qrossherzogtum  Hessen  galt  bis  zur 
allgemeinen    Bauordnimg    vom    30.    April 


1881  die  V.  v.  29.  Juli  1791,  nach  welcher 
gleichfalls  zur  Gewinnung  von  Bauplätzen 
die  Enteignung  vorgesehen  war. 

Litteratnr:  Vgl.  ausser  den  Bd.  V,  S.  8S1  An- 
geführten namenüiek  Stubben,  Städtebau,  S. 
359 ff.  und  B.  Heyn,  Städteeneeiteningen  1893, 
meinen  Aufsatz  über  »Umlegung  und  Zonenent- 
eignung aU  Mittel  rationeUer  Städteerweiterung* 
in  Brauns  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung,  Bd. 
V,  1893,  S.  SS7—385.  —  Pr.  J.  Neumann, 
Die  Steuer  und  das  öffentliche  Interesse,  1887, 
S.  Sti — i3S  und  Stenographische  Berichte  uni 
Verhandlungern  des  (preuss.)  Herrenhauses  189t 
u.  1893,  Bd.  I,  S.  9,  161,  196,  IJ,  S.  U—i7, 
t77—301,  1894.  Bd.  I,  S.  13,  II,  S.  ü.  —  Verh. 
des  Hauses  der  Abg.  1893,  S.  tn9—SSt7,  1894, 
I,  S.  183—191.  Anlagen  1894.  Bd.  III,  S.  1769 
bis  1773.  (Kommissionsberieht).  Vgl.  auch  An- 
lagen zu  den  stenogr.  Berichten  des  Abg.-B. 
1896,  Bd.  II,  S.  897  und  Stenogr.  Berichte  von 
1896,  Bd.  II,  S.  14i8.  (Verhandlungen  betr.. 
das  Gesetz  vom  30.  Oktober  1895  über  Förderung 
eines  veränderten  Bebauungsplanes  des  durch 
Brand  zerstörten  Fleckens  Brotterode.)  —  TFoIc 
(Bürgermeister  in  Heidelberg),  Die  Begelung  der 
Baugrundstüeke,  in  der  Zeitschrift  für  badische 
Verwaltung  und  Vertcaltungsrechlspflege.  1895, 
Nr.  23.  —  Jt.  Baumeister,  Jf.  Glossen,  «f. 
Stubben,  Die  Umlegung  städtischer  Grund- 
stücke und  die  Zonenenteignung.  Berlin  1897 
(als  Heft  i  der  Denkschriften  des  Verbandes 
deutscher  Architekten-  und  Ingenieur  •  Vereine.) 

Adiekes. 


')  Hierfür  spricht  auch  Heyn  a.  a.  0. 


Zwangseniehnng. 

I.  Deutschland.  1.  Die  Kriminalität  der 
JogendnnddieZ.  a)  Die  Kriminalstatistik.  b)Die 
Z.  und  ihre  Bedentang.  2.  Die  Z.  in  der  deutschen 
Gesetzgebung  bis  znm  Bürgerlichen  Uesetcbnch. 
8.  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch.  4.  Die  Sffentliche 
Z.  nach  Landesrecht,  a)  Die  Landesgesetze,  b) 
Voraussetzungen  der  öfieutlichen  Z.  c)  Das  Ver- 
fahren, d)  Die  ünterbringnng  in  einer  Familie 
oder  in  einer  Anstalt,  e)  Anfhebnng  der  Z.  f) 
Die  Kosten  derZ.  g)  Strafrechtliche  Bestimmun- 
gen zum  Schutze  der  Z.  IL  Ansserdent- 
sche  Staaten.  1.  Grossbritannien.  2.  Nor- 
wegen. 3.  Oesterreich.  4.  Frankreich.  5.  Italien. 

I.  Deutschland. 

1.  Die  Kriminalität  der  Jagend  and 
die  Z.  a)  Die  Eriminalstatistik.  Seit 
dem  Jahre  1882  hat  die  Eriminalsta- 
tistik des  Deutschen  Reiches  über  das  Ver- 
brechertum der  jugendlichen  Personen, 
die  das  12.,  aber  noch  nicht  das  18. 
Lebensjahr  vollendet  haben,  fortlaufende 
statistische  Angaben  und  Berichte  erstattet, 
die  zwar  nicht  über  alle  für  die  Beurteilung 
wichtigen  Verhältnisse  Auskunft  geben,  aber 
ausreichend  sind,  um  das  Anwachsen  der 
Kriminalität  unserer  Jugend  zu  erweisen. 
Sie  enthalten  eine  ernste  Mahnung  an  den 
Staat  und  an  die  Gesellschaft   Es  sei  daran 
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erinnert,  dass  nach  dem  Strafgesetzbuche 
§  55  Kinder,  die  bei  Begehung  einer  an 
sich  strafbaren  Handlung  das  12.  Lebens- 
jahr noch  nicht  vollendet  haben,  strafrecht- 
lich nicht  verfolgt  werden  können  und  dass 
nach  §  56  jugendliche  Personen,  die  bei  der 
Begehung  einer  strafbaren  Handlung  das  12., 
aber  noch  nicht  das  18.  Lebensjahr  voll- 
endet haben,  nur  dann  verurteilt  werden 
können,  wenn  das  Gericht  festgestellt  hat, 
dass  !de  bei  der  Begehung  der  Handlung 
die  zur  Erkenntnis  ihrer  Strafbarkeit  er- 
forderliche Einsicht  besessen  haben.  Zu  be- 
achten ist  ferner,  dass  die  Kriminalstatistik 
des  Eeichs  sich  nur  auf  die  Verurteilungen 
jugendlicher  Personen  wegen  Verbrechen 
und  Vergehen  gegen  Reichsgesetze  ^nicht 
gegen  Landesgesetze  mid  nicht  wegen  Leber- 
tretungen)  bezieht.  Die  Statistik  zeigt,  dass 
seit  dem  Jahre  1882  nicht  nur  die  Zahl  der 
verurteilten  Jugendlichen  absolut  sehr  be- 
deutend gestiegen  ist,  sondern  dass  sie  auch 
in  höherem  Masse  gestiegen  ist  als  die  Zahl 
der  venui;eilten  Erwachsenen.  Ebenso  hat 
sie  im  Verhältnis  zu  der  Stärke  der  Alters- 
klasse aller  Personen  im  Alter  von  12  bis 
18  Jahren  in  bedenklichem  Masse  zuge- 
nommen. Freüich  liegen  die  statistischen 
Angaben  und  Berechnungen  hierüber  ziem- 
lich weit  zurück.  Auch  in  den  soeben  er- 
schienenen Erläuterungen  der  Kriminal- 
statistik für  die  Jahre  1897  und  1898  (Sta- 
tistik des  Deutschen  Reiches,  N.  F.  Bd.  126 
1901)  werden  die  Verhältniszahlen  doch  nur 
bis  zum  Jahre  1896  gegeben.  Es  wird  nur 
bemerkt,  dass  sie  nach  einer  vorläufigen 
Schätzung  im  Jahre  1897  sich  nicht  erheb- 
lich verändert  haben,  dass  sie  dagegen  im 
Jahre  1898  wiederum  gestiegen  seien.  Unter 
100000  Jugendlichen  befanden  sich  im  Jahre 
1882  568  Verurteilte.  Diese  Verhält  niszahl 
stieg  bis  auf  727  im  Jahre  1892.  Seitdem 
ist  sie,  wenn  auch  unter  Schwankungen, 
langsam  gesunken,  hat  aber  im  Jahre  1896 
immer  noch  '697  betragen,  d.  h.  sie  ist  seit 
1882  um  22,7  */o  gestiegen.  Im  Vergleich 
mit  dem  Jahre  1882  war  dagegen  die  Zahl 
der  Verurteilten  unter  100  000  Erwachsenen 
im  Jahre  1894,  wo  sie  den  Höhepunkt  er- 
reichte, um  17,2,  im  Jahre  1896  um  16«,'o 
gestiegen. 

unter  den  strafbaren  Handlungen,  wegen 
deren  Jugendliche  verurteilt  worden  sind, 
nimmt  der  Diebstahl  in  allen  diesen  Jahren 
die  erste  Stelle  ein.  Wenn  auch  in  den 
einzelnen  Jahren  mannigfache  Schwankungen 
sich  zeigen,  so  war  doch  die  Verhältniszahl 
der  1896  wegeu  Diebstahl  Verurteilten  fast 
dieselbe  wie  1882.  Während  in  diesem 
Jahre  auf  100000  Jugendliche  344  wegen 
Diebstahl  Verurteilte  kamen,  betriig  diese 
Zahl  1896  340.  Im  Jahre  1888  war  sie  auf 
309  gesunken,  dagegen  im  Jahre  1892  auf 


397  gestiegen.  Die  beträchtliche  Steigerung 
der  Kriminalität  der  Jugendlichen  beruht  in 
erster  Reihe  darauf,  dass  die  Venirteilim^n 
wegen  Körperverletzungen  ausserordentlKih 
zugenommen  haben.  Die  Vcrhältniszahlen 
der  Verurteilten  auf  100000  Jugendhche 
betrugen  1882  63,  1896  dagegen  130.  Auch 
die  Verurteilungen  wegen  Sachbeschädi- 
gungen haben  sich  merklich  erhöht.  Die 
Verhältniszahlen  sind  von  30  auf  46  ge- 
stiegen. Fassen  wir  diese  meist  aus  roher 
und  gewalttliätiger  Gesinnung  hervorgehen- 
den strafbaren  Handlungen  zusammen,  so 
fallen  auf  sie  64 '/o  der  Steigerung  der 
Kriminalität. 

Es  darf  aber  nicht  übersehen  werden, 
dass  bei  der  Verurteilung  Jugendlicher  ein 
schwer  zu  bereclinender  Faktor  mitwirkt 
Jugendliche  Personen  können,  wie  erwähnt, 
nach  §  56  des  Strafgesetzbuchs  nur  ver- 
urteilt werden,  wenn  der  Richter  festgestellt 
hat,  dass  sie  bei  Begehung  der  strafbaren 
Handlung  die  fQr  Eikenntnis  ihrer  Strafbar- 
keit erforderliche  Einsicht  besessen  haben. 
Hierbei  ist  der  subjektiven  Auffassung  der 
Richter  schon  ein  weiter  Spielraum  einge- 
räumt. Dazu  kommt,  dass  nach  einer  heute 
fast  allgemein  herrschenden  üeberzeugung 
das  Strafgesetzbuch  die  Altersgrenze  für  die 
Strafmündigkeit  zu  tief  herabgesetzt  hat, 
dass  sie  nicht  auf  das  vollendete  12.,  sondern 
auf  das  vollendete  14.  Lebensjahr  zu  setzen 
ist.  Das  Strafgesetzbuch  geht  davon  ans, 
dass  die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit 
nur  abhängig  zu  machen  ist  von  dem  Grade 
der  Verstandesentwickelung.  »Der  Thäter 
muss  zu  erkennen  imstande  sein,  dass  seine 
Pflicht  die  Unterlassung  der  speciellen  Hand- 
lung fordere  und  er  durch  Begehimg  der 
letzteren  sich  einer  Kriminalstrafe  aussetze.€ 
Die  Einsicht,  dass  Diebstahl,  Körperver^ 
letzung,  Sachbeschädigung  u.  s.  w.  strafbare 
Handlungen  sind  und  Kriminalstrafe  nach 
sich  ziehen,  wird  den  meisten  Kindern,  die 
das  12.  Jahr  vollendet  haben,  innewohnen. 
Aber  dieser  Grundgedanke,  den  Grad  der 
Verstandesentwickelung  allein  zum  Mass- 
stabe zu  machen,  ist  nicht  richtig.  Nidit 
nur  die  Einsicht  in  die  Strafbarkeit  der 
Handlung  sollte  das  Gesetz  zur  Voraus- 
setzung der  strafrechtlichen  Verantwortlich- 
keit machen,  sondern  auch  die  Reife  des 
sittlichen  Charakters,  die  es  dem 
Menschen  ermöglicht,  dem  Antrieb  zur  Voi> 
nähme  strafbarer  Handlungen  zu  widerstehen. 
Erfahruugsgemäss  tritt  aber  diese  Reife  des 
sittlichen  Charakters  bei  den  Kindern  in 
Deutschland  nicht  schon  mit  dem  voUendeten 
12.  Jahre,  sondern  im  allgemeinen  nicht  vor 
dem  vollendeten  14.  Jahre  ein.  Hat  das 
Kind  diese  Entwickelungsstufe  noch  nicht 
erreicht,  so  ist  eine  kriminelle  Bestrafung 
des   Kindes    ungerecht    und    zweckwidrig 
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Das  Eind  bedarf  dann,  wenn  sich  in  ihm 
verbrecherische  Neigungen  zeigen,  nicht  der 
kriminellen  Strafe,  sondern  der  Erziehung. 
Der  Kichter,  welcher  sich  berechtigt  er- 
achtet, in  freierer  Weise  das  Gesetz  auszu- 
legen, wird  in  einem  solchen  Falle  das  Kind 
wegen  mangelnder  Einsicht  freisprechen, 
weil  er  die  Verhängung  einer  kriminellen 
Strafe  für  ungerecht  und  verderblich  er- 
achtet. Der  Richter  aber,  der  strenge  an 
den  Wortlaut  des  Gesetzes  zu  halten  sich 
verpflichtet  glaubt,  wird,  wenn  auch  wider- 
strebend, das  Kind  verurteilen.  Nxir  in 
dieser  verschiedenartigen  Handhabung  des 
Gesetzes  können  die  ausserordentlich  grossen 
Unterschiede  begründet  sein,  die  in  dem 
Verhältnis  der  Jugendlichen,  welche  wegen 
mangelnder  Einsicht  auf  Grund  des  §  56 
des  Strafgesetzbuchs  fi'eigesprochen  werden, 
zu  den  Jugendlichen,  welche  venu^eilt  wer- 
den, in  den  einzelnen  Oberlandesgerichtsbe- 
zirken sich  zeigen.  Sie  lassen  sich  aus  der 
Verschiedenheit  der  geistigen  Ausbildung  der 
Jugend  in  den  verschiedenen  Landesteilen 
Deutschlands  nicht  erklären  (vgl.  für  das 
Jahrfünft  1894  bis  1898  Statistik  des  Deut- 
schen Reichs,  N.  F.  Bd.  126  I  S.  96 ff.; 
femer  Jahrb.  für  Nat.  u.  Stat.,  3.  F.  Bd.  22 
S.  4  ff.). 

Von  besonderer  Bedeutung  für  die  Be- 
urteilung der  Kriminalität  und  der  Wirksam- 
keit der  kriminellen  Strafen  sind  die  Zahlen 
der  vorbestraften  Jugendlichen  und  ihr  Ver- 
hältnis zu  den  erstmalig  Verurteilten.  Die 
Zahl  der  Verurteilungen  von  Jugendlichen, 
die  bereits  vorbestraft  waren,  ist  im  letzten 
Jahrzehnt  sehr  bedeutend  gestiegen.  Sie 
betrug  1889  5590,  um  im  Jahre  1899  in 
fast  ununterbrochenem  Steigen  auf  8919  zu 
gelangen.  Auf  je  100000  Jugendliche  ent- 
fielen im  Jahre  1889  93  Verurteilungen  vor- 
bestrafter Jugendlicher,  im  Jahre  1893  da- 
gegen 132  Verurteilungen.  Dagegen  ist  die 
Zahl  der  Verurteilungen  nicht  vorbestrafter 
Jugendlicher  nur  in  geringem  Masse  ge- 
stiegen. Sie  betrug  im  Jahre  1889  31200, 
im  Jahre  1899  dagegen  38593,  und,  auf  je 
100000  Jugendliche  berechnet,  im  Jalire 
1889  521,  im  Jahre  1896  570.  Allerdings 
zeigt  sich  auch  hier  ein  Mehrbetrag,  aber 
nicht  eine  stetige  Zunahme.  Die  Häufig- 
keit der  Verurteilungen  Unbestrafter  wechselt 
von  Jahr  zu  Jahr,  ohne  dass  eine  bestimmte 
Richtung  auf  Steigen  oder  Fallen  hervor- 
tritt »Die  ungünstige  Entwickelung  der 
Kriminalität  der  Jugendlichen  hat  ihren 
Grund  hauptsächlich  in  der  zunehmendeu 
Häufigkeit  der  Rückfälle  bei  jugendlichen 
Debelthätern,  dagegen  nicht  in  einer 
Vermehrung  desjenigen  Bruchteils 
der  Jugendlichen,  der  mit  dem 
Strafgesetz  in  Berührung  kommt.« 


(Statistik  des  Deutschen  Reichs,  N.  F.  Bd. 
126  I  S.  82.) 

Daraus  muss  aber  der  Schluss  gezogen 
werden,  dass  die  über  Jugendliche  ver- 
hängten kriminellen  Strafen  die  Kriminalität 
derselben  nicht  vermindern,  sondern  dazu 
beitragen,  sie  zu  erhöhen.  Es  sind  vor 
allem  die  Freiheitsstrafen,  die  diese  schäd- 
liche Wirkung  ausüben.  Die  Gerichte  selbst 
haben  dies  erkannt.  Seit  dem  Jahre  1889 
sind  mehr  und  mehr  an  Stelle  der  Freiheits- 
strafen Geldstrafe  und  Verweis  getreten. 
Während  noch  im  Jalire  1889  von  je  1000 

fegen  Jugendliche  erkannten  Strafen  741  in 
reiheitsstrafen  bestanden,  ist  deren  Zahl 
seitdem  stetig  gefallen  und  beti'ug  im  Jahre 
1898  nur  617.  Dagegen  ist  (auf  je  1000 
Venuleilungen  Jugendlicher  berechnet)  die 
Zahl  der  Geldsti^fen  von  107  im  Jahre  1887 
auf  166  im  Jahre  1898  und  die  der  Ver- 
weise von  152  auf  217  gestiegen. 

Dass  kurzzeitige  Freiheitsstrafen  —  und 
die  Jugendlichen  können  meist  nur  zu  solchen 
verurteilt  werden  —  in  der  Regel  einen 
entsittlichenden  Einfluss  auf  jugendliche 
Personen  ausüben  werden,  wird  kaum  einee 
Nachweises  l>edürfen.  Zwar  schreibt  das 
Strafgesetzbuch  (§  57)  vor,  dass  an  jugend- 
lichen Personen  die  Freiheitsstrafe  in  be- 
sonderen, hierfür  bestimmten  Anstalten  oder 
Räumen  zu  vollziehen  ist  Aber  in  der 
kurzen  Zeit,  die  sie  im  Gefängnis  zu  ver- 
bringen haben,  kann  ihnen  das,  was  in 
ihrem  Interesse  und  im  Interesse  des  Staates 
für  sie  vor  allem  notwendig  wäre,  nicht  ge- 
geben werden,  Erziehung  und  Kräftigung 
ihres  sitüichen  Charakters.  Wohl  aber  wird 
ihr  Ehrgefühl  abgestumpft  und  die  besseren 
Elemente  unterUegen  der  Verführung  imd 
Ansteckung  durch  die  schlechtesten.  Denn 
hierzu  reicht  auch  ein  kurzes  Zusammen- 
leben aus,  das  die  Anknüpfung  von  Be- 
kanntschaften ermöglicht,  die  später  fort- 
gesetzt werden.  Die  Krimin^statistik  be- 
rücksichtigt diejenigen  Jugendlichen  nicht, 
die  wegen  üebertretungen  zu  kurzzeitigen 
Freiheitsstrafen  verurteilt  werden.  Es  darf 
mit  Sicherheit  angenommen  werden,  dass 
deren  Zahl  eine  sehr  grosse  ist  und  dass 
viele  Kinder,  die  wegen  geringfügiger  Ueber- 
tretiingen  einige  Tage  oder  Wochen  —  der 
Höchstbetrag  der  Haftstrafe  für  Jugendliche 
beläuft  sich  auf  drei  Wochen  —  in  der 
Haft  zu  verbringen  haben,  dadurch  auf  die 
Bahn  des  Verbrechertums  gestossen  werden. 
Werden  die  jugendlichen  Personen  aber  ans 
dem  Gefängnis  oder  der  Haft  entlassen,  so 
sind  sie  mit  einem  Makel  behaftet,  der  es 
ihnen  erschwert,  ehrliche  Arbeit  zu  be- 
kommen, und  der  infolgedessen  in  vielen 
Fällen  ihre  Widerstandsfähigkeit  gegen 
Versuchungen  und  verbrecherische  Triebe 
schwächt. 
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So  trägt  unsere  Stra^setzgebung  selbst 
an  der  Steigerung  der  Kriminalität  der 
Jugend  zu  einem  nicht  geringen  Teil  die 
Schuld.  Es  beruht  deshalb  auf  üeber- 
treibung,  wenn  aus  dieser  Steigerung  auf 
den  situichen  Verfall  der  Jugend  des  deut- 
schen Volkes  geschlossen  und  daraus  der 
Niedergang  der  deutschen  Kultur  gefolgert 
wird.  Eine  Reform  der  Strafgesetzgebung 
nach  den  angegebenen  Richtungen  hin  ist 
eine  unabweisbare  Forderung,  deren  Er- 
filllung  nicht  länger  aufgeschoben  werden 
sollte. 

b)  Die  Z.  und  ihre  Bedeutung. 
Aber  der  Staat  darf  sich  hiermit  nicht 
begnügen.  Auch  wenn  man  den  frei- 
lidi  nicht  messbaren  Einfluss,  den  die 
unzweckmässigeu  Bestimmungen  der  Ge- 
setzgebung auf  die  Kriminjüiität  der  Ju- 
gend ausüben,  in  Abzug  bringt,  so  decken 
die  Zahlen  der  Eriminalstatistik  Scliäden 
des  Volkslebens  auf,  die  zu  beseitigen 
oder  auch  nur  herabzumindern  der  Staat 
bisher  nicht  vermochte.  Er  darf  sich 
nicht  darauf  beschränken,  mit  Strafen  ein- 
zuschreiten, wenn  eine  strafbare  Handlung 
begangen  worden  ist,  sondern  er  muss 
mehr,  als  dies  bisher  geschehen,  zu  ver- 
hindern suchen,  dass  strafbare  Hand- 
lungen begangen  werden.  Er  muss  nicht 
uiu*  das  Verbrechertum,  sondern  auch  die 
verbrecherischen  Neigungen,  ihre  Ent- 
stehung und  Ausbildung  bekämpfen.  Nicht 
das  alleinige,  aber  ein  wichtiges  Mittel  in 
diesem  Kampfe  ist  die  Zwangserzie- 
hung, d.  h.  die  Unterbringung  verwahr- 
loster oder  der  Verwahrlosung  ausgesetzter 
Minderjähriger  zur  Pflege  und  Erziehung 
in  einer  geeigneten  Familie  oder  in  einer 
Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt  durch 
staatliche  Anordnung  und  unter  staatlicher 
Aufsicht.  Den  Eltern  und  den  Vormündern 
liegt  die  Pflicht  ob,  die  ihnen  gehörigen 
oder  anvertrauten  Kinder  zu  verpflegen 
und  ihnen  eine  Erziehung  zu  geben,  durch 
welche  ihre  sittliche  und  geistige  Ent- 
wickelung  gefördert  und  geschützt  wird. 
In  dem  bildungsfähigen  Alter  müssen  sie 
für  den  Kampf  des  Lebens  sittlich  gestärkt 
werden.  Wie  der  Staat  es  heute  als  seine 
Pflicht  anerkennt,  darüber  zu  wachen,  dass 
jedes  Kind  den  Unterricht  erhält,  durch 
welchen  die  für  einen  jeglichen  Lebens- 
beruf unerlässlichen  Grundlagen  der  geis- 
tigen Bildung  gelegt  werden,  so  ist  es  auch 
seine  Pflicht,  dem  heranwachsenden  Ge- 
schlechte eine  Erziehung  zu  verbürgen,  die 
auf  die  Ausbildung  des  sittlichen  Charakters 
gerichtet  ist  Sofern  Eltern  und  Vormünder 
ihrer  sittlichen  und  rechtlichen  Pflicht  nicht 
nachkommen  woUen  oder  können,  ist  es 
das  Recht  und  die  Pflicht  des  Staates,  die 
Kinder  gegen  ihre  Gewissenlosigkeit,  ihren 


Unverstand  oder  ihr  Unvermögen  zu  schützen. 
Die  Voraussetzimgen  hierfür  sind  nicht  erst 
dann  gegeben,  wenn  das  Kind  schon  eine 
strafbare  Handlung  begangen  hat,  und  sie 
hegen  nicht  immer  vor,  wenn  da£  Kind 
eine  strafbare  Handlung  begangen  hat. 
Selbst  wenn  ein  Kind  sich  mehrere  straf- 
bare Handlungen  hat  zu  schulden  kommen 
lassen,  so  kann  daraus  noch  keineswegs  der 
Schluss  gezogen  werden,  dass  das  Kind  ver- 
wahrlost ist  oder  der  Gefahr  der  Verwahr- 
losung ausgesetzt  ist.  Und  andererseits 
kann  ein  Kind  völlig  verwalu-lost  und  sitt- 
lich verdorben  sein,  ohne  dass  ihm  die  Be- 
gehung einer  strafbaren  Handlung  nachge- 
wiesen werden  könnte.  Eine  strafbare 
Handlung  des  Kindes  wird  immer  nur  ein 
Anzeichen  der  Verwahrlosung  sein,  und  in 
jedem  einzelnen  Falle  ist  zu  prüfen,  ob  sie 
als  ein  Anzeichen  der  Verwahrlosung  auf- 
zufassen ist  oder  nicht.  Auch  besteht  der 
Zweck  der  Zwangserziehung  nicht  bloss  da- 
rin, zu  verhüten,  dass  das  Kind  früher  oder 
später  dem  Verbrechertum  verfällt,  sondern 
sie  soll  ihm  einen  Ersatz  bieten  für  die  Er- 
ziehung, die  ihm  das  elterliche  Haus  nicht 
zu  gewähren  vermag.  Sie  soll  ihm  die  sitt- 
liche Widerstandskraft  geben,  deren  der 
erwachsene  Mensch  bedarf,  damit  in  seiner 
ganzen  Lebensfülirung  die  sittlichen  Mo- 
tive über  die  unsittlichen  das  Ueberefewicht 
gewinnen  und  er  den  Aufgaben,  me  ihm 
das  Leben  stellt,  gerecht  zu  werden  ver- 
mag. 

Die  hohe  Bedeutung,  welche  der  Zwangs- 
erziehung hiernach  zukommt,  wird  heute 
allgemein  anerkannt  Ihr  ist,  wie  im  fol- 
genden gezeigt  werden  wird,  in  fast  allen 
deutschen  Staaten  demgemäss  ein  weites 
Gebiet  eingeräumt  worden.  Aber  die  Be- 
deutung und  der  Wert  der  Zwangserziehung 
dürfen  auch  nicht,  wie  dies  gegenwärtig 
vielfach  geschieht,  überschätzt  werden.  An 
die  gesetzliche  Ordnung  der  Zwangserzie- 
hung werden  vielfach  die  weitgehendsten 
Hoffnungen  geknüpft  und  von  ihrer  Durch- 
führung ein  Sieg  der  sittlichen  und  gesell- 
schaftlichen Kultur  über  das  Verbrechertum 
erwartet  Bei  nüchterner  üeberlegung  wird 
man  mit  Sicherheit  voraussagen  können, 
dass  die  Gesetze  diese  überschwenglichen 
Hoffnungen  nicht  erfüllen  werden.  Sie  sind 
nur  in  einer  heute  in  Deutschland  weitver- 
breiteten Anschauung  begründet,  die  gegen 
jeden  Uebelstand  in  staatlichem  Zwange  eia 
sicheres  Hilfsmittel  finden  zu  können  glaubt 
Diese  Anschauung  beruht  auf  einer  üebei^ 
Schätzung  der  Macht  des  Staates  und  seines 
Beamtentums.  Derartigen  Anschauungen 
und  Uebertreibungen  gegenüber  muss  immer 
wieder  auf  die  elementare  Wahrheit  hinge- 
wiesen werden,  dass  der  natflriiche  Boden 
für  die  Erziehung  der  Kinder  die  Familie 
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ist  und  dass  die  elterliche  Liebe  und  ins- 
besondere die  mütterliche  Pflege  durch 
keine  Zwangsmassregel  völlig  ersetzt  werden 
können.  Ein  Kind  dem  natflriichen  Boden 
der  Familie  und  der  elterlichen  Fürsorge 
zu  entreissen,  ist  niu"  gerechtfertigt,  wenn 
die  Notwendigkeit  einer  solchen  Massregel 
dargethan  ist,  um  das  Eiod  vor  körper- 
lichem oder  sittlichem  Verderben  zu  er- 
retten. 

Die  staatliche  Zwangserziehung  bietet 
aber  auch  keineswegs  die  Bürgschaft  für 
eine  sittliche  Erziehung  der  in  ihr  beönd- 
lichen  Kinder  dar.  Sie  bietet  keine  Büi^- 
schaft  dar,  dass  ihre  Zöglinge  nicht  später 
doch  der  ünsittlichkeit  und  dem  Verbrecher- 
tum verfallen.  Nicht  nur,  dass  ihr  das 
wichtigste  Element  der  Erziehung,  die 
elterliche  Liebe,  fehlt,  sie  schliesst  selbst 
grosse  Gefahren  in  sich.  Es  wird  kaum  in 
Zweifel  gezogen  werden,  dass  im  Falle  der 
Zwangserziehung  der  Unterbringimg  des 
Zöglings  in  einer  geeigneten  FamUie  in  den 
meisten  Fällen  vor  der  ünterbringimg  in 
einer  Anstalt  der  Vorzug  zu  geben  ist.  Nur 
Minderjährige,  die  zur  Landstreicherei  und 
zum  Verbrechen  neigen  oder  sittlich  völlig 
verwahrlost  sind,  sowie  solche,  deren  körper- 
licher Zustand  eine  besondere  Stellung  unter 
ärztliche  Aufsicht  fordert,  werden  zunächst 
in  eine  Anstalt  zu  verbringen,  aber  doch 
nur  solange  darin  zu  belassen  sein,  bis  sie 
sittlich  oder  körperlich  soweit  gebessert 
sind,  dass  sie  einer  Familie  anvertraut 
werden  können.  Aber  die  Voraussetzung 
für  die  Unterbringung  in  einer  Familie  ist 
das  Vorhandensein  der  genügenden  Anzahl 
von  Familien,  die  hierzu  geeignet  und  be- 
reit sind.  Die  Anforderungen,  die  an  eine 
zur  Aufnahme  geeignete  Familie  gestellt 
werden  müssen,  sind  nicht  geringe,  wenn 
die  Unterbringung  des  Zöglings  bei  ihr  mit 
Aassicht  auf  Erfolg  geschehen  soll.  Fami- 
lien, die  sich  zur  Aufnahme  eines  verwahr- 
losten Kindes  bereit  erklären,  thun  dies, 
um  sich  einen  Nebenverdienst  zu  ver- 
schaffen. Gerade  unter  ihnen  werden  aber 
die  sittlichen  und  ^istigen  Eigenschaften, 
die  zur  Erziehung  emes  verwahrlosten  Kin- 
des erforderlich  sind,  nicht  allzu  häufig  vor- 
handen sein.  Je  weiter  die  Zwangserziehung 
ausgedehnt  wird,  um  so  schwerer  wird  es 
Mlen,  Familien,  die  die  erforderliche  Bürg- 
schaft bieten,  in  genügender  Zidü  für  die 
Unterbringung  der  Kinder  zu  finden.  Wird 
ein  Kind  aber  bei  einer  Familie  unter- 
gebracht, die  diese  Bürgschaft  nicht  bietet, 
so  wird  nicht  nur  der  Erfolg  der  Zwangs- 
erziehung geßlhrdet,  sondern  es  ist  auch 
die  Gefuir  vorhanden,  dass  der  Zögling, 
statt  gebessert  zu  werden,  andere  Kinder 
ansteckt  und  zum  Laster  und  Verbrechen 
verführt 


Aber  auch  die  Unterbringung  der  Zög- 
linge in  Anstalten  ist  nicht  ohne  Ge&ihren. 
Kleinere  Anstalten  werden  nicht  imstande 
sein,  die  zur  Erziehung,  Ueberwachiuig  und 
zum  Unterricht  erforderlichen  Personen  an- 
zustellen. In  grösseren  Anstalten  ist  die 
Ueberwachung  mit  Schwierigkeiten  ver- 
bunden, die  individuelle  Behandlung  der 
einzelnen  Zöglinge  kaum  durchführbar  und 
es  wird  niclit  immer  zu  verhindern  sein, 
dass  die  schlechtesten  Elemente  unter  der 
Maske  der  Heuchelei  und  des  äusseren  Ge- 
horsams im  Geheimen  auf  die  minder  ver- 
dorbenen Zöglinge  einen  Einfluss  gewinnen, 
der  alle  Bemühungen  der  Anstalt  zu  Schan- 
den macht. 

Dazu  kommt,  dass  die  Aussicht,  dass 
die  Kinder  der  Zwangserziehung  über- 
wiesen werden,  die  Verantwortlichkeit  der 
Eltern  abzuschwächen  geeignet  ist  Ge- 
wissenlose Eltern  werden  geneigt  sein,  sich 
der  Erfüllung  ihi-er  Pflichten  zu  entziehen 
und  die  Kosten  der  Verpflegung  und  Er- 
ziehung der  Kinder  von  sich  abzuwälzen. 
Wenn  sie  auch  zum  Ersatz  der  Kosten  der 
Zwangserziehung  herangezogen  werden 
können  (siehe  unten  S.  1072),  so  wird  dies 
einen  genügenden  Schutz  hiergegen  nicht 
bieten.  Denn  in  den  meisten  hierher  ge- 
hörigen Fällen  werden  die  Eltern  gar  nicht 
imstande  sein,  einen  nennenswerten  Beitrag 
zu  den  Kosten  der  Zwangserziehung  zu 
zahlen.  Auch  werden  sie  diux;h  häufigen 
Wechsel  des  Aufenthaltsortes  sich  leicht 
der  Erfüllung  ihrer  Verpflichtung  entziehen 
können.  Sollen  die  Gesetze  Ober  die 
Zwangserziehung  nicht,  statt  Besserung  der 
sittlichen  Zustände  des  Volkes  herbeizu- 
führen, zu  einer  Verschlechterung  derselben 
beitragen,  so  wird  es  notwendig  sein,  dass 
die  Zwangserziehung  nur  mit  äusserster 
Vorsicht  in  den  Fällen,  in  denen  sie  als 
unbedingt  erforderlich  erwiesen  ist,  ange- 
ordnet und  dass  sie  in  der  sorgfältigsten 
und  gewissenhaftesten  Weise  durchgeführt 
werde. 

2.  Die  Z.  in  der  dentsciieii  Ge- 
setj^ebnng  bis  zum  Böi^gerlichen  Ge- 
setzbnche.  Das  Recht  der  Eltern,  ihre 
Kinder  zu  erziehen,  ist  zugleich  ihre 
Pflicht,  nicht  bloss  eine  Pflicht  gegen- 
über den  Kindern,  sondern  auch  gegenüber 
dem  Staate.  Der  Staat  ist  so  berechtigt 
wie  verpflichtet,  gegen  die  Gewissenlosig- 
keit der  Eltern,  welche  ihre  Pflichten  g^n 
die  Kinder  nicht  erfüllen,  einzuschreiten 
und  anstatt  der  Eltern  die  Sorge  für  die 
Erziehung  der  Kinder  auch  in  den  Fällen  zu 
übernehmen,  in  denen  die  Eltern  ohne  ihr 
Verschulden  ausser  stände  sind,  ihre  Kinder 
vor  völligem  sittlichen  Verderben  zu  bewah- 
ren. Der  Staat  hat  für  die  unerwachsene, 
erziehungsbedürftige   Jugend,   auf    der    die 
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Zukunft  des  Staates  beruht,  Sorge  zu  tra- 
gen, soweit  dies  die  Eltern  nicht  wollen 
oder  nicht  vermögen.  Ist  auch  der  na- 
türliche Boden  für  die  Pflege  und  Er- 
ziehung des  Kindes  die  Familie,  so  kann 
doch  eme  Notwendigkeit  eintreten,  das  Kind 
diesem  Boden  zu  entziehen,  wenn  die  Fa- 
milie zeiTüttet  ist  und  ihr  die  sittlichen 
und  geistigen  Kräfte  fehlen,  die  zur  Pflege 
und  Erziehung  der  Kinder  unentbehrlich 
sind.  Schon  nach  dem  früheren  Rechte 
konnte  in  Deutschland  die  Vormund- 
schaftsbehörde den  Eltern,  die  ihre  Pflichten 
vernachlässigten,  sowohl  die  Erziehungsge- 
walt entziehen  und  auf  ihre  Kosten  andere 
Personen  mit  deren  Ausübung  beauftragen 
als  ihnen  auch  die  elterliche  Gewalt  über- 
haupt absprechen  und  für  die  Kinder  einen 
Vormund  bestellen.  Hatte  der  Vormund 
auch  nicht  selbst  die  Erziehung  des  Mün- 
dels zu  führen,  so  hatte  er  doch  dafür 
Sorge  zu  tragen  und  sie  zu  beaufsichtigen. 
Er  konnte,  wenn  er  dieser  seiner  Pflicht 
nicht  nachKam,  seines  Amtes  entsetzt  wer- 
den (Gemeines  Recht,  Preussen,  AUg. 
Landreeht  II,  2  §§  90,  91,  266;  Vormund- 
schafts-Ordmmg  v.  5.  Juli  1875  §§  11,  28, 
63;  Sachsen,  Bürgerliches  Gesetzbuch 
V.  1863  §  1803).  Doch  konnten  diese  Vor- 
schriften nur  in  seltenen  Fällen  zur  An- 
wendung kommen.  Es  ist  leicht  erklärlich, 
dass,  von  Ausnahmen  abgesehen,  derartige 
Zwangsmassregeln  nur  bei  den  vermögens- 
losen Klassen  der  Bevölkerung  erforderlich 
werden.  Da  aber  die  Unterbringung  der 
Kinder  in  eine  andere  Familie  oder  in  eine 
Erziehungsanstalt  nur  auf  Kosten  der  Eltern 
(oder  der  Grosseltem)  oder  der  Kinder 
selbst  erfolgen  konnte  und  ausser  ihnen  zur 
Tragiing  der  Kosten  niemand  verpflichtet 
war,  so  war  in  den  meisten  Fällen  die  Vor- 
mundschaftsbehörde  nicht  in  der  Lage,  von 
der  ihr  zustehenden  Befugnis  Gebrauch  zu 
machen,  denn  die  Mittel  zur  Durchführung 
der  erforderlichen  Massregel  waren  nicht 
vorhanden. 

Die  Erziehung  verwahrloster  Kinder  auf 
öffentliche  Kosten  zu  übernehmen,  sah 
sich  der  Staat  zimächst  genötigt  bei  den- 
jenigen Kindern,  die  strafbare  Hand- 
lungen begangen  haben.  Jugendliche 
Uebelthäter,  denen  die  Reife  des  Verstandes 
und  des  Charakters  noch  fehlen,  um  sie  für 
ihre  Handlungen  strafrechtlich  verantwort- 
lich zu  machen,  sollen  nicht  gerichtlich  be- 
straft, sondern  erzogen  und  womöglich  vor 
dem  Verdei'ben  errettet  werden.  Schon 
das  französische  Strafgesetz  vom  25.  Sep- 
tember 1791  hatte  bestimmt,  dass  jugend- 
hche  Personen,  die  vor  vollendetem  16. 
Jahre  eine  strafbare  Handlung  »sans  discer- 
neraent«,  ohne  ünterscheidungsvermögen,  d. 
h.  ohne  die  zur  Erkenntnis  der  Strafbarkeit 


erforderliche  Einsicht  begangen  haben,  frei- 
zasprechen  sind,  dass  das  Gericht  aber  an- 
ordnen kann,  dass  der  Schuldige  auf  eine 
bestimmte  Reihe  von  Jahren,  doch  hödi- 
stens  bis  zur  Erreichung  des  20.  Lebens- 
jahres, in  eine  Bessenmgsanstalt  zu  ver- 
bringen ist  Diese  Bestimmung  ist  sodann 
in  den  Code  p6nal  von  1810  Art  66,  67 
und  aus  ihm  in  das  Preussische  Strafgesetz- 
buch von  1851  §  42  übergegangen.  Das 
Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  von 
1870  hat  sie  dagegen  nur  mit  wesent- 
lichen Aenderungen  aufgenommen.  Hier- 
nach sind  Kinder,  die  das  12.  Lebensjahr 
noch  nicht  vollendet  haben,  überhaupt  straf- 
unmündig und  können  wegen  strafbarer 
Handlungen  strafrechtiüch  nicht  verfolgt 
werden  (§  55),  während  das  französische 
imd  preussische  Recht  eine  solche  untere 
Grenze  nicht  kennen.  Dagegen  hat  das 
Strafgesetzbuch  die  obere  Alteregrenze  von 
dem  vollendeten  16.  auf  das  vollendete  18. 
Lebensjahr  hinaufgesetzt  (§  56).  Jugend- 
liche Personen,  welche  zu  einer  Zeit,  als 
sie  das  12.,  aber  noch  nicht  das  18.  Lebens- 
jahr vollendet  haben,  eine  strafbare  Hand- 
lung begangen  haben,  sind  zwar  strafrecht- 
lich zu  verfolgen,  aber  das  Gericht  hat  sie 
freizusprechen,  wenn  sie  bei  der  Begehung 
der  Handlung  die  zur  Erkenntnis  ihrer 
Strafbarkeit  erforderliche  Einsicht  nicht  be- 
sitzen. In  dem  urteil  kann  das  Gericht 
bestimmen,  dass  sie  in  eine  Erziehungs- 
oder Besserungsanstalt  zu  verbringen  sind. 
Während  nach  französischem  Rechte  das 
Gericht  in  dem  Urteil  auch  die  Dauer  des 
Aufenthalts  in  der  Besserungsanstalt  zu  be- 
stimmen hat,  haben  das  preussische  Gesetz 
und  ihm  folgend  das  deutsche  Strafgesetz- 
buch es  mit  Recht  der  der  Anstalt  vorge- 
setzten Verwaltungsbehörde  überlassen,  zu 
bestimmen,  wann  die  Zwangserziehung  in 
der  Anstalt  ihren  Zweck  erreicht  unJ  der 
Zögling  demgemäss  zu  entlassen  ist.  Nor 
muss  die  Entlassung  spätestens  mit  der 
Vollendung  des  20.  Lebensjahrs  des  lAg- 
lings  erfolgen. 

Eine  Ergänzung  haben  diese  Bestim- 
mungen durch  das  Reichsgesetz  vom  25. 
Juni  1900  erhalten.  Nach  dem  Str.G.B. 
§  361  Ziffer  6  ist  die  Ausübung  der  ge- 
werbsmässigen Unzucht  nur  strafbar,  wenn 
die  Prostituierte  der  polizeilichen  Aufeicht 
nicht  unterstellt  ist  oder,  sofern  sie  ihr 
unterstellt  ist,  wenn  sie  den  zur  Sichenug 
der  Gesundheit  der  öffentlichen  Ordnung 
und  des  öffentlichen  Anstaades  erlassenen 
polizeilichen  Vorschriften  zuwiderhandelt 
Wird  eine  Prostituierte  aus  dem  einen  oder 
dem  anderen  Grunde  zur  Haft  verurteilt  so 
kann  in  dem  Urteil  zugleich  erkannt  wer- 
den, dass  die  verurteilte  Person  nach  ver- 
büsster   Haft  der  Landespolizeibehörde  zu 
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überweisen  ist.  Die  Landespolizeibehörde 
erhält  dadurch  die  Befugnis,  sie  bis  zu  zwei 
Jahren  entweder  in  ein  Arbeitshaus  oder 
aber  in  eine  Besserungs-  oder  Erziehungs- 
anstalt unterzubringen.  Hatte  die  Prosti- 
ttiierte  zur  Zeit  der  Verurteilung  das  18. 
Lebensjahr  noch  nicht  vollendet,  so  kann  sie 
nicht  in  ein  Arbeitshaus,  sondern  niu*  in  eine 
Besserungs-  oder  Erziehungsanstalt  unter- 
gebracht werden.  Es  soll  dadurch  den 
Prostituierten,  sofern  sie  noch  nicht  ganz  ver- 
dorben sind,  die  Möglichkeit  gegeben  werden, 
auf  die  Bahn  eines  geordneten  und  ehrlichen 
Lebens  zurückzukehren. 

Sowohl  die  durch  gerichtliches  Urteil 
angeordnete  wie  die  auf  Grund  eines  Ur- 
teils durch  die  Landespolizeibehörde  ver- 
fügte Zwangserziehung  in  einer  Anstalt 
sind  landespolizeiliche  Massregeln,  deren 
Kosten  von  dem  Staate  zu  bestreiten  sind, 
sofern  er  sie  nicht  durch  Landesgesetz  den 
Kommunalverbänden  auferlegt 

Indem  das  Strafgesetzbuch  von  1870  be- 
stimmte, dass  Kinder,  die  vor  vollendetem  12. 
Jahre  eine  strafbare  Handlung  begehen,  Ober- 
haiipt  nicht  strafrechtlich  verfolgt  werden 
können,  und  indem  es  die  Altersgrenze  bei 
jugendlichen  Personen,  die  wegen  einer  straf- 
baren Handlung  nur  verurteilt  werden  können, 
wenn  festgestellt  ist,  dass  sie  die  zxu"  Er- 
kenntnis der  Strafbarkeit  erforderliche  Ein- 
sicht besitzen,  vom  vollendeten  16.  auf  das 
vollendete  18.  Jahr  hinaufrückte,  waren  diese  i 
Neuerungen  gerechtfertigt,  wenn  sie  auch 
nicht  allen  wohlbegründeten  Forderungen 
Genüge  leisten.  Das  Strafgesetzbuch  n^m 
damit  aber  auch  den  Strafgerichten  die 
Möglichkeit,  die  Zwangserziehung  von  Kin- 
dern, die  vor  Vollendung  des  12.  Lebens- 
jahres eine  strafbare  Handlung  begangen 
haben,  anzuordnen.  Es  sollte  der  LAudes- 
gesetzgebung  überlassen  bleiben,  Bestim- 
mungen über  die  Fürsorge  für  die  Kinder 
zu  treffen,  welche  vor  dem  vollendeten  12. 
Jahre  verbrecherische  Neigungen  zeigen  tmd 
strafbare  Handlungen  begehen.  Um  jeden 
Zweifel  darüber,  dass  die  Landesgesetzge- 
bung hierzu  zuständig  sei,  auszuschliessen, 
ward  diux:h  das  Beichsgesetz  vom  26.  Fe- 
bruar 1876  dem  §  55  des  Strafgesetzbuchs 
ein  Zusatz  des  Inhalts  hinzugefügt,  dass 
gegen  Kinder,  die  bei  Begehung  einer  straf- 
baren Handlung  das  12.  Jahr  nicht  voll- 
endet haben,  nach  Massgabe  der  landesge- 
setzUchen  Vorschriften  die  zur  Bes- 
senmg  und  Beaufsichtigung  geeigneten 
Massregeln  getroffen  werden  können.  Doch 
ward  das  Landesrecht  insofern  beschränkt, 
als  bestimmt  ward,  dass  die  Unterbringung 
in  eine  Erziehungs  oder  Besserungsanstalt 
nur  erfolgen  kann,  nachdem  durch  Beschluss 
der  Vormundschaftsbehörde  die  Be- 
gehung der  Handlung  festgestellt  und  die 


Unterbringung  für  zulässig  erklärt  ist.  Es 
sei  hier  sogleich  erwähnt,  dass  durch  eine 
Aenderung  des  Wortlautes  des  §  55  des 
Strafgesetzbuchs,  die  das  Einführungsgesetz 
zum  Büi^rUchea  Gesetzbuch  in  Art  34 
herbeiführte,  der  Unterbringung  in  einer 
Anstalt  die  in  einer  geeigneten  Familie 
gleichgestellt  wird. 

Doch  hat  das  Strafgesetzbuch  damit 
keineswegs  das  Landesrecht  darauf  be- 
schränkt gegen  Kinder,  die  vor  vollendetem 
12.  Jahre  eine  strafbare  Handlung  begangen 
haben,  die  zur  Besserung  und  Beaufsichti- 
gung geeigneten  Massregeln  anzuordnen. 
Wie  es  nicht  in  allen  Fällen,  in  denen  ein 
Kind  eine  strafbare  Handlung  begeht,  der 
staatlichen  Anordnung  besonderer  Massre- 
geln zu  seiner  Besserung  und  Beaufsichti- 
gung bedarf,  sondern  viel&ich  und  zum 
Glück  in  den  meisten  Fällen  die  Zuchtge- 
walt der  Eltern  oder  des  Vormundes  hierzu 
völlig  ausreicht,  so  bedarf  es  andererseits 
in  leider  zahlreichen  Fällen  der  Anordnung 
besonderer  Massregeln  und  des  obrigkeit- 
lichen Eingreifens  in  die  Erziehung^walt 
der  Eltern  oder  des  Vormundes,  um  Kindar, 
die  noch  keine  strafbare  Handlung  begangen 
haben,  vor  körperlicher  oder  sittlicher  ver- 
wahrlosimg  zu  bewahren  oder  sie  ihr  zu 
entreissen. 

In  Württemberg  hatte  schon  das  Ge- 
setz vom  2.  Mai  1852  §  7  bestimmt,  dass 
Kinder,  die  der  sittlichen  Verwahrlosung 
preisgegeben  sind,  in  Familien  oder  Anstalten 
untergebracht  werden  können  und  dass  die 
Kosten,  soweit  sie  nicht  von  den  Unterhalts- 
pflichtigen bestritten  werden  können,  von 
dou  zur  Armenunterstützung  verpflichteten 
Kassen  zu  tragen  sind.  Diese  Vorschrift 
ward  in  dem  Polizeistrafgesetz  vom  27.  De- 
zember 1871  Art  12  wiederholt  Das  Aus- 
fühnmgsgesetz  zum  Gesetz  über  den  ünter- 
stützungswohnsitz  vom  17.  April  1873  Art 
21  hat  sodann  die  Landarmenverbände  er- 
mächtigt, diese  Kosten  zu  übemehmen. 
Eine  eingehende  Normierung  fand  die  Zwangs- 
erziehung verwahrloster  Kinder  jedoch  zu- 
erst in  Braunschweig  (Gesetz  vom  22. 
Dezember  1870)  und  Anhalt  (Glesetz  vom 
29.  Dezember  1873,  abgeändert  durch  die 
Gesetze  vom  27.  März  1888  und  19.  März 
1896).  In  Sachsen  bestimmte  das  Volks- 
sdiulgesetz  vom  25.  April  1873  §  5.  dass 
schulpflichtige  Kinder,  die  sittlich  verwahr- 
lost oder  der  Verwahrlosung  angesetzt 
sind,  in  eine  andere  Familie  oder  in  eine 
Besserungsanstalt  unterzubringen  sind,  und 
zwar  im  Falle  des  Unvermögens  auf  Kosten 
der  Gemeinde. 

Aber  erst  durch  die  Verhandlungen  des 
Reichstages  über  die  Aenderungen  des  Straf- 
gesetzbuchs und  über  die  oben  erwähnte, 
dem  §  55  hinzugefügte  Bestimmung  im  Jahre 
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1876  wurde  die  öffentliche  Aufmerksamkeit 
in  Deutschland  auf  die  Wichtigkeit  der 
Zwangserziehung  verwahrloster  Kinder  hin- 
gelenkt und  in  den  meisten  Staaten  die 
Anregung  zum  Erlasse  besonderer  Landes- 
gesetze gegeben,  die  jedoch  in  ihren  Be- 
stimmungen vielfach  voneinander  abYrichen. 

In  Preussen  beschränkte  das  Gesetz 
vom  13.  März  1878  (abgeändert  durch  die 
Gesetze  vom  27.  März  1881  und  23.  Juni 
1884)  seine  Vorschriften  auf  Kinder,  welche 
nach  Vollendung  des  6.  und  vor  Vollen- 
dung des  12.  Jahres  eine  strafbare  Hand- 
lung begangen  haben.  Die  Zwangserziehung 
sollte  dann  angeordnet  werden,  wenn  sie 
mit  Rücksicht  auf  die  Beschaffenheit  der 
strafbaren  Handlung,  auf  die  Persönlichkeit 
der  Eltern  und  sonstigen  Erzieher  des  Kin- 
des und  auf  dessen  übrige  Lebensverhält- 
nisse zur  Verhütung  weiterer  sittlicher  Ver- 
wahrlosung von  dem  Vormundscihaftsgerichte 
für  erfoKlerlich  erklärt  werde.  Die  Aus- 
führung ward  den  Provinzialverbänden  über- 
tragen, doch  hatte  der  Staat  ihnen  die  Hälfte 
der  von  ihnen  aufgebrachten  Kosten  zu  er- 
setzen. Vom  1.  Oktober  1878,  wo  das  Ge- 
setz in  Kraft  trat,  bis  zum  31.  März  1900 
sind  auf  Grund  des  Gesetzes  32  449  Kinder 
in  Zwangserziehimg  genommen  worden.  Von 
dem  Jahre  1888  ab  ist  die  Zahl  der  Kinder, 
die  sich  jedes  Jahr  in  Zwangserziehung  be- 
fanden, von  unwesentlichen  Schwankungen 
abgesehen,  ziemlich  die  gleiche  geblieben. 
Sie  betrug  am  31.  März  1888  10756,  am 
31.  März  1900  10891.  Die  Kosten  beliefen 
sich  jährlich  auf  ungefähr  l^/s  Millionen 
Mark;  (im  Jahre  1899/1900  auf  1655000 
Mark). 

Dem  Preussischeu  Gesetze  schlössen 
sich  die  Gesetze  einer  grösseren  Reihe  von 
Mittel-  und  Kleinstaaten  an,  so  Mecklen- 
burg-Schwerin und  Mecklenburg- 
Strelitz,  Sachsen-Weimar  und  die  thü- 
ringischen Herzogtümer.  In  anderen 
Staaten  zog  man  der  Zwangserziehung  nicht 
so  enge  Grenzen.  Ihre  Anordnung  ward 
nicht  an  die  Voraussetzung  gebunden,  dass 
das  Kind  eine  strafbare  Handlung  begangen 
habe,  und  sie  ward  in  bald  weiterem,  bald 
engerem  Umfange  auch  für  verwahrloste 
Kinder,  die  das  12.  Lebensjahr  vollendet 
hatten,  für  zulässig  erklärt  Aus  diesen 
Landesgesetzen  ist  insbesondere  das  badi- 
sche  G.  V.  4.  Juni  1886  hervorzuheben, 
das  in  vielen  anderen  Staaten  der  Gesetz- 
gebung als  Vorbüd  diente  (Hamburg, 
Hessen,  Elsass-Lothringen  u.  s.  w.). 
Auch  einige  Staaten,  die  zunächst  der 
preussischeu  Gesetzgebung  gefolgt  waren, 
haben  später  der  Zwangserziehung  ein  wei- 
teres Gebiet  eingeräumt,  so  Sachsen- 
Weimar  imd  andere  thüringische  Staaten. 

Hatten  demnach  auch  fast  aUe  deutschen 


Staaten  schon  vor  Erlass  d^  Büi^rlichea 
Gesetzbuchs  gesetzliche  Bestimmungen  Ober 
die  Zwangserziehung  verwahrloster  Kinder 
getroffen,  so  war  doch  der  Rechtszustand 
wenig  befriedigend.  Vielfach  war  die 
Zwangserziehung  auf  öffentliche  Kosten  nur 
in  sehr  beschränktem  Umfange  zugelassen 
und  konnte  für  Minderjährige,  die  das  12. 
Lebensjahr  vollendet  hatten,  nur  durch 
strafgerichtliches  Urteil  nach  §  56  des 
Strafgesetzbuchs  angeoi-dnet  werden.  In 
anderen  Staaten,  wie  in  Württemberg, 
Sachsen  u.  s.w.  hatte  die  Verwaltungs- 
behörde in  ganz  formlosem  Verfahren  über 
eine  in  die  Familienverhältnisse  so  tief  ein- 
greifende Maasregel,  wie  es  die  Zwangser- 
ziehung ist,  Beschluss  zu  fassen. 

3.  Das  Bürgerliche  Gresetzbnch,  dessen 
Aufgabe  sich  auf  die  Ordnung  des  Privat- 
rechts beschränkt,  hat  demgemäss  auch  das 
Recht  und  die  Pflicht  der  Erziehung  der 
Kinder  nur  insoweit  normiert,  als  sie  eiu 
Ausfluss  der  elterlichen  Gewalt  oder  der  an 
deren  Stelle  tretenden  vormundschaftlichen 
Gewalt  des  Vormundes  oder  des  Vormund- 
schaftsgerichts sind.  Auch  nach  dem  Bür- 
gerlichen Gesetzbuch  ist  der  natürliche 
Boden  für  die  Erziehung  des  Kindes  die 
Familie.  Dem  Vater  und  neben  dem  Vater 
der  Mutter  steht  die  elterliche  Gewalt  zii. 
Sie  haben  das  Recht  und  die  PQicht  für 
die  Person  des  Kindes  bis  zu  seiner  VoU- 
jährigkeit  zu  sorgen,  das  Eänd  zu  erziehen, 
zu  beaufsichtigen  und  seinen  Aufenthalt  zu 
bestimmen  (§§  1631,  1634).  Uneheüche 
Kinder  stehen  zwar  nicht  imter  der  elter- 
lichen Gewalt  der  Mutler,  für  sie  muss 
immer  ein  Vormund  bestellt  werden.  Wohl 
aber  kann  der  Mutter  die  Vormiiodschaft 
übertragen  werden  (§§  1773,  1778).  Aber 
auch  wenn  nicht  die  Mutter,  sondern  eine 
andere  Person  zum  Vormund  bestellt  wird, 
so  verbleiben  doch  der  Mutter  Recht  und 
Pflicht,  für  die  Person  des  Kindes  zu  soi^n 
(§  1707).  Für  elternlose  Kinder  hat  der 
Vormund  in  demselben  Umfange,  wie  ein 
Inhaber  der  elterlichen  Gewalt  das  Recht 
und  die  Pflicht,  für  die  Person  des  Kindes 
zu  sollen  (§§  1793,  1800).  Die  Eltern,  so- 
weit ihnen  die  Sorge  für  die  Person  des 
Kindes  zusteht,  wie  der  Vormund  sind  be- 
rechtigt, angemessene  Zuchtmittel  gegen 
das  Kind  anzuwenden,  und  auf  ihren  Antrag 
hat  das  Vormundschaftsgericht  sie  duidi 
Anwendung  geeigneter  Zuchtmittel  zu  unter- 
stützen (§  1631).  Das  Vormundschaftsge- 
richt kann  hiemach,  wenn  es  die  Massregel 
im  einzelnen  Falle  als  eine  geeignete  er- 
achtet, auch  anordnen,  dass  das  Kind  in 
eine  andere  Familie  oder  in  eine  £r- 
ziehimgs-  oder  Besserungsanstalt  unter- 
gebracht wird,  sofern  die  Eltern  oder 
der    Vormund    bereit    sind,     die    Kosten 
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hierfür  zu  bestreiten.  Da  aber  trotz  einer 
solchen  Massregel  ihr  Erziehungsrecht  fort- 
dauert, so  sind  sie  auch  berechtigt,  jeder- 
zeit das  Kind  der  Familie  oder  der  Anstalt, 
in  die  es  untergebracht  ist,  zu  entnehmen 
und  in  anderer  Weise  für  das  Kind  Soi^ 
zu  tragen. 

Das  Erziehungsrecht  der  Eltern  und  des 
Vormundes  ist  aber  zugleich  eine  Er- 
ziehungspflicht, die  sie  unter  Auf- 
sicht des  Staates  auszuüben  haben.  Ist  der 
Vater  —  oder  wenn  an  seiner  Stelle  die 
Mutter  die  Sorge  für  die  Person  des  Kindes 
auszuüben  hat,  die  Mutter  —  rechtlich  oder 
thatsächlich  verhindert,  die  Erziehungspflicht 
zu  erfüllen,  so  hat  das  Vormundschaftsge- 
richt die  im  Interesse  des  Kindes  erforder- 
lichen Massregeln  zu  treffen  (§  1655).  In 
diesem  Falle  kann  das  Vormundschaftsge- 
richt  die  Unterbringung  des  Kindes  in  eine 
FamUie  oder  in  eme  Anstalt  auch  gegen 
den  Wülen  der  Eltern  anordnen,  selbst 
wenn  sie  ein  Verschulden  nicht  trifft. 
Das  Vormundschaftsgericht  hat  aber  auch 
einzuschreiten,  wenn  Vater  oder  Mutter  ihre 
Pflicht,  für  die  Person  des  Kindes  zu  sorgen, 
gröblich  verletzen.  Wenn  das  geistige  oder 
leibliche  Wohl  des  Kindes  dadurch  gefähr- 
det wird,  dass  sie  das  Recht  der  Sorge  für 
die  Person  des  Kindes  missbrauchen,  das 
Kind  vernachlässigen  oder  sich  eines  ehr- 
losen oder  unsittlichen  Verhaltens  schuldig 
machen,  so  hat  das  Vormundschaftsgericht 
die  zur  Abwendung  der  Gefahr  erforder- 
lichen Massregeln  zu  treffen  (§§  1666,  1686). 
Es  kann  zu  diesem  Zwecke  auch  anordnen, 
dass  das  Kind  in  einer  geeigneten  Familie 
oder  einer  Erziehungs-  oder  Besserungsan- 
stalt untergebracht  werde  (§  1666).  Das 
Gericht  hat  die  Eltern  vorher  zu  hören,  es 
sei  denn,  dass  die  Anhörung  unthunUch  ist. 
Auch  Verwandte  und  Verschwägerte  des 
Kindes  sollen  gehört  werden,  wenn  dies 
ohne  erhebliche  Verzögerung  und  ohne  un- 
verhältnismässige Kosten  geschehen  kann 
{§  1678).  Gegen  den  Beschluss  des  Ge- 
richts Können  die  Eltern,  Verwandte  und 
Verschwägerte  sowie  jedermann,  der  ein 
berechtigtes  Interesse  daran  hat,  die  per- 
sönlichen Angelegenheiten  des  Kindes  wahr- 
zunehmen, sowie  das  Kind  selbst,  wenn  es 
das  14.  Lebensjahr  vollendet  hat,  Be- 
schwerde bei  dem  Landgericht  einlegen 
(Reichsgesetz  über  die  freiwillige  Gerichts- 
barkeit, vom  17.  Mai  1898  §§  19,  27,  57,  Nr. 
8,  9). 

Unter  den  angegebenen  Voraussetzungen 
kann  demnach  das  Vormundschaftsgericht 
die  Unterbringung  eines  jeden  Minderjähri- 
gen in  eine  Familie  oder  eine  Anstalt  an- 
OTdnen,  nicht  nur,  wenn  er  der  Gefahr  der 
sittlichen  oder  geistigen  Verwahrlosimg 
ausgesetzt   ist,    sondern    auch,    wenn    die 


Eltern  das  Kind  in  der  körperlichen  Pflege 
vernachlässigen  und  dadurch  sein  leibliches 
Wohl  gefährden.  Auch  Kinder  in  den 
ersten  Lebensjahi-en  können  unter  den  an- 
gegebenen Voraussetzungen  den  Eltern  ent- 
zogen werden,  üeber  die  Dauer  einer  sol- 
chen Massregel  hat.  das  Vormundschaftsge- 
richt allein  Bestimmung  zu  treffen,  wie  es 
auch  jeder  Zeit  sie  abändern  oder  aufheben 
kann.  Immer  aber  endet  sie  mit  dem  Ein- 
tritt der  VoUjährigkeit  (§  1671). 

Steht  die  Sorge  für  die  Person  des 
Kindes  weder  Vater  noch  Mutter,  sondern 
einem  Vormunde  oder  Pfleger  zu,  so 
hat  das  Vormundschaftsgericht  deren  ge- 
samte Thätigkeit  zu  beaufsichtigen  (§§  1837, 
1915).  Das  Gericht  kann  nach  seinem  Er- 
messen, auch  ohne  Zustimmung  und  ohne 
Verschulden  des  Vormundes  oder  Pflegers, 
anordnen,  dass  der  Mündel  der  Familie,  in 
der  der  Vormund  ihn  untei^bracht  hat, 
entzogen  und  in  einer  anderen  Familie  oder 
in  einer  Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt 
untergebracht  wird  (§  1838). 

Aber  die  Anordnungen,  welche  das  Vor- 
mundschaftsgericht in  Ausübung  seiner 
Obervormundschaft  auf  Grund  der  Bestim- 
mungen des  B.G.B.  §§  1666,  1838  trifft, 
können  nur  dann  und  nur  insoweit  zm* 
Ausführung  gebracht  werden,  als  die  Kosten 
unmittelbar  und  ausschliesslich  aus  dem 
Vermögen  des  Kindes  und  der  zu  seinem 
Unterhalt  verpflichteten  Personen,  d.  h.  der 
Eltern  oder  Grosseltern  (vgl.  den  Art.  Fa- 
miliengüterrecht oben  Bd.  Ill  S. 
814  ff.)  bestritten  werden  können.  Ordnet 
das  Vormundschaftsgericht  die  Unterbrin- 
gung eines  Minderjährigen  in  eine  Familie 
oder  eine  Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt 
an,  so  richtet  sich  der  Befehl  zunächst  an 
die  Person,  der  die  Sorge  für  die  Person 
des  Kindes  zusteht.  Das  Vormundschafts- 
gericht kann  aber  von  den  ihm  nach  Lan- 
desrecht zustehenden  Zwangsmitteln,  soweit 
dies  erforderlich  ist,  Gebrauch  machen,  um 
das  Kind  in  die  Familie  oder  Anstalt  zu 
verbringen,  und  wenn  es  sich  von  dort  ent- 
fernt, es  zwangsweise  zurückbringen  lassen. 
Dagegen  kann  das  Vormundschaftsgericht  die 
von  ihm  getroffene  Anordnung  nicht  auf 
öffentliche  Kosten  ausführen  lassen, 
wenn  das  Vermögen  des  Kindes  oder  der 
unterhaltspflichtigen  Personen  ziu*  Bestrei- 
tung der  Kosten  nicht  ausreicht.  Wie  schon 
erwähnt,  werden  deshalb  die  Fälle  nur  sel- 
ten eintreten,  in  denen  das  Vormundschafts- 
gericht eine  solche  private  Zwangser- 
ziehung anord  nen  und  ausführen  kann. 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  wollte  je- 
doch mit  diesen  Bestimmungen  keineswegs 
die  gesamte  Materie  der  Zwangserziehung 
ordnen.  Nicht  nur  bleiben  die  schon  be- 
sprochenen   Vorschriften    des    Strafgesetz- 
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buchs  in  §  55  und  §  56  in  Kraft,  sondern 
das  EinfOhrungsgesetz  Art.  135  hat  es  auch 
den  Landesgesetzgebungen  überlassen,  der 
Zwangserziehung  Minderjähriger  eine  weitere 
Ausdehnung  zu  geben  und  sie  durch  lan- 
desrechtliche Normen  insoweit  zu  ordnen, 
als  die  Ausführung  auf  öffentliche 
Kosten  erfolgt  (öffentliche  Zwangs- 
erziehung). Aber  das  Eänführungsgesetz 
hat  das  Landesrecht  an  folgende  reichsge- 
setzliche Normen  gebunden: 

1.  Das  Landesrecht  kann  die  Zwangs- 
erziehung Minderjähriger  nur  anordnen: 

a)  für  Kinder,  die  vor  Vollendung  des 
12.  Lebensjahres  eine  strafbare  Handlung 
begangen  haben,  sofern  durch  Beschluss  des 
Vormundschaftsgerichts  die  Begehung  der 
Handlung  festgestellt  und  die  Zwangser- 
ziehung für  zulässig  erklärt  ist  (Str.G.B. 
§  55),  oder 

b)  sofern  das  geistige  oder  leibliche 
Wohl  des  Kindes  dadurch  gefährdet  wird, 
dass  der  Vater  (oder  die  Mutter)  das  Kecht 
der  Sorge  für  die  Person  des  Kindes  miss- 
braucht, das  Kind  vernachlässigt  oder  sich 
eines  ehrlosen  oder  unsittlichen  Verhaltens 
schuldig  macht,  oder 

c)  sofern  die  Zwan^rziehung  zur  Ver- 
hütung des  völligen  sittlichen  Verderbens 
des  Kindes  notwendig  ist,  selbst  wenn  die 
Eltern  ein  Verschulden  nicht  trifft,  oder 
endlich 

d)  wenn  das  Kind  in  Vormundschaft  oder 
Pflegschaft  sich  befindet 

2.  Die  Anordnung  der  Zwangserziehung 
muss  im  Falle  des  §  55  des  Strafgesetz- 
buchs durch  Beschluss  des  Vormundschafts- 
gerichts für  zulässig  erklärt  werden,  in  allen 
anderen  Fällen  durch  Beschluss  des  Vor- 
mundschaftsgerichts selbst  erfolgen. 

3.  Die  Entscheidung  darüber,  ob  der 
Minderjährige,  dessen  Zwangserziehung  an- 
geordnet ist,  in  einer  Familie  oder  in  einer 
Erziehungs-  oder  Bessenmgsanstalt  unter- 
zubringen ist,  ist  von  dem  Vormundschafts- 
gericht zu  treffen,  wenn  die  Unterbringung 
nicht  auf  öffentliche  Kosten  erfolgt  Ande- 
renfalls kann  das  Landesgesetz  die  Ent- 
scheidung hierüber  einer  Verwaltungsbehörde 
übertragen. 

Vormundschaftsgericht  ist  nach  dem 
Reichsgesetz  über  die  freiwillige  Gerichts- 
barkeit von  1898  §  35  das  Amtsgericht 
(über  den  Familienrat,  der  an  Stelle  des 
Vormund  Schaftsgerichts  treten  kann,  s.  den 
Art  Vormundschaft  oben  Bd.  VII  S. 
600).  Doch  kann  das  Landesrecht  nach  dem 
Einführungsgesetz  Art  147  die  Verrichtun- 
gen des  Vormundschaftsgerichts  auch  einer 
anderen  Behörde  Obertn^n.  Dies  ist,  so- 
weit es  sich  um  die  Zwangserziehung  han- 
delt, in  den  beiden  örossherzogtümem 
Mecklenburg   und    in    Hamburg   ge- 


schehen. In  Mecklenburg  sind  nach 
der  V.  V.  9.  April  1899  für  die  Städte  und 
deren  Gebiete  die  Mapstrate,  für  die  Ge- 
biete der  Ritterschaft  aber  dieGutsherren 
zuständig.  In  Hamburg  besteht  nach  dem 
G.  V.  14.  Juli  1899  eine  besondere  Vor- 
mundschaftsbehörde. 

4.  Die  öffentliche  Z.  nacli  Landes- 
recht a)  Sie  Landesgesetse.  Durch 
die  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs und  des  Einführungsgesetzes  Art  135 
waren  die  Bundesstaaten  darauf  hingewiesen, 
ihre  gesetzlichen  Vorschriften  über  die 
Zwangserziehung  Minderjähriger  einer  Re- 
vision zu  unterziehen,  um  sie  in  üebereinstim- 
muhg  mit  dem  Reichsrecht  zu  bringen  und 
sie  derart  umzugestalten  und  zu  ergänzen, 
dass  sie  der  wichtigen  sozialen  Aufgabe,  zu 
deren  Erfüllung  sie  bestimmt  sind,  in  vollem 
Umfange  genügen  können.  Die  meisten 
Bundesstaaten  sind  dieser  Aufgabe  gerecht 
geworden  und  haben  in  den  Jahren  1898 
bis  1900  gesetzliche  Bestimmungen  über  die 
Zwangserziehung  erlassen,  die  allerdings  so- 
wohl in  Bezug  auf  die  Form  wie  auf  den 
Inhalt  vielfach  voneinander  abweichen. 

Was  zunächst  die  Form  betrifft,  so  haben 
einzelne  Staaten  die  Materie  in  den  Aus- 
führungsgesetzen zum  Bürgerliehen  Gesetz- 
buch geordnet,  unter  Aufhebung  der  älteren 
Gesetze.  Dies  ist  geschehen  im  Königreich 
Sachsen  (Ausf.-G.  v.  18.  Juni  1898  §  50); 
Sachsen-Weimar  (Ausf.-G.  v.  5.  Apnl 

1899  §§  200—210);  Oldenburg  (AusL-G. 
V.  15.  April  1899  §§  27—34);  Sachsen- 
Altenburg  (Au8f.-G.  V.  4.  Mai  1899 
§§  109—121);  Sachsen-Coburg-Gotha 
(Ausi-G.  V.  20.  November  1899  Art  49 
§§  1—10);  Reuss  ä.  L.  (AusL-G.  v.  26l 
Oktober  1899  §§  125—135):  Reuss  j.  L. 
(Au8f.-G.  V.  10.  August  1899  §§  100—111); 
Lübeck  (Anst-G.  v.  30.  Oktober  1899 
§§  130—141);  Elsass  -  Lothringen 
(Ausf.-G.  V.  17.  April  1899  §§  123—127). 
In  Hessen  hat  das  Ausffihrungsgesetz 
vom  17.  Juli  1899  Art  284  nur  einzelne 
Artikel  des  G.  v.  11.  Juni  1887  abgeändert 
In  Baden  sind  durch  ein  besonderes  G.  v. 
16.  August  1900  einzelne  Aenderungen  des 
älteren  Gesetzes  über  Zwangserziehung  vom 
4.  Mai  1886  herbeigeführt  worden. 

In  anderen  Staaten  sind  dagegen  über 
die  Zwangserziehung  Minderjähriger  unter 
Aufhebung  der  älteren  Gesetze  neue  be- 
sondere Gesetze  erlassen  worden.  In 
Preussen  ist  an  die  Stelle  des  Gesetzes 
von  1878  das  Gesetz  über  die  Fürsorge- 
erziehung Minderjähriger  vom  2.  Jnli 

1900  getreten.  (Man  hat  hier  das  Wort 
Zwangserziehung  durch  das  Wort  Für- 
sorgeerziehung ersetzt  in  der  zu  wdt- 
gehenden  und  nicht  begründeten  Befürdi- 
tung,  dass  dem  Worte  Zwangserziehung  ein 
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gewisser  Makel  anklebe,  dem  auch  der 
Minderjährige  ausgesetzt  sei,  über  den  eine 
solche  Massregel  angeordnet  werde.  Um 
die  Gleichmässigkeit  des  Sprachgebrauchs 
zu  wahren,  sei  es  gestattet,  in  diesem  Ar- 
tikel auch  für  das  preussische  Recht  den 
Ausdruck  Zwangserziehung  zu  gebrauchen.) 

Wie  in  Preusseu  sind  besondere  Gesetze 
über  Zwangserziehung  erlassen  worden  in 
Württemberg  (G.  v.  6.  Dezember  1899), 
Mecklenburg-Schwerin  und  Meck- 
lenburg-Strelitz  (V.  v.  9.  April  1899), 
Braunschweig  (G.  v.  12.  Juui  1899); 
Sachsen-Meiningen  (G.  v.  19.  August 
1899);  Anhalt  (G.  v.  21.  M&rz  1899), 
Schwarzburg-Sondershausen  (G.  v. 
27.  Juli  1899),  Schaumbnrg-Lippe 
(G.  V.  30.  Juni  1899)  und  Bremen  (G.  v. 
18.  Juli  1899).  Nur  in  wenigen  Staaten 
sind  bis  jetzt  noch  die  älteren  Gesetze  in 
Geltimg  geblieben,  soweit  ihre  Bestimmungen 
nicht  durch  das  Reichsrecht  abgeändert 
worden  sind,  ohne  dass  die  Landesgesetz- 
gebungen anderweite  Vorschriften  bisher  er- 
lassen hätten,  so  in  Schwarzburg- 
Rudolstadt  (G.  v.  20.  Dezember  1896), 
Lippe-Detmold  (G.  v.  2.  Juli  1891), 
Waldeck  (G.  v.  4  Januar  1888)  und 
Hamburg  (G.  v.  6.  April  1887).  Doch  sind 
in  Waldeck  und  Hambui^  neue  Gesetze  in 
Vorbereitung. 

Der  einzige  deutsche  Staat,  der  über  die 
auf  öffentliche  Kosten  aiiszufOhrende  Zwangs- 
erziehung bisher  überhaupt  noch  keine  ge- 
setzlichen Bestimmungen  erlassen  hat,  ist 
Bayern.  Hier  sind  zwar  nach  dem  PoU- 
zeistrafgesetzbuch  vom  26.  Dezember  1871 
Art.  81  Eltern,  Vormünder  imd  Pfleger, 
welche  die  ihnen  angehörigen  oder  anver- 
trauten Kinder  in  Bezug  auf  Schutz,  Auf- 
sicht, Verpfl^mg  oder  ärztlichen  Beistand 
verwahrlosen,  strafbar.  Auch  kann  in  dem 
gerichtlichen  Urteil,  durch  welches  sie  ver- 
urteilt werden,  ausgesprochen  werden,  dass 
die  zuständige  Behörde  (d.  h.  das  Vormund- 
schaftsgericht nach  G.  v.  9.  Juni  1899  Art. 
162)  ermächtigt  werde,  anzuordnen,  dass 
das  Kind  in  eine  geeignete  Familie  oder  in 
eine  Besseruugs-  oder  Erziehimgsanstalt 
untergebiacht  werden  solle.  Aber  die  Unter- 
bringimg hat  nur  zu  erfolgen  »auf  Kosten 
der  Pflichtigen«,  sodass  nur  in  wenigen 
Fällen  das  Vormundschaftsgericht  von  dieser 
Elrmächtigung  wird  Gebrauch  machen 
können.  Eine  allerdings  nur  ungenügende 
Ergänzung  findet  diese  Bestimmung  in  dem 
Gesetze  über  die  Armenpflege  vom  29.  April 
1869  Art.  36.  Wenn  Eltern  oder  Vormün- 
der, die  aus  der  Armenkasse  eine  Unter- 
stützung für  die  Kinder  erhalten,  deren  Er- 
ziehung offenbar  vernachlässigen,  so  kann 
die  Armenbehörde  die  Fortsetzung  der  Unter- 
stützung davon  abhängig  machen,   dass  die 


Kinder  ihr  zur  Erziehung  oder  Unterbrin- 
gung in  eine  Familie  oder  Anstalt  über- 
lassen werden. 

b)  VoraossetzTingen  der  öffentlichen 
Z.  In  den  meisten  Staaten  kann  die 
öffentliche  Zwangserziehung  unter  allen 
den  Voraussetzungen  angeordnet  werden, 
unter  denen  ihre  Anoi-dnung  nach  dem 
Reichsrecht  (Einfflhrungsgesetz  Art.  135)  zu- 
lässig ist  Nur  in  Bezug  auf  das  Alter  der 
Minderjährigen,  für  welche  sie  angeordnet 
werden  kann,  enthalten  die  Gesetze  ver- 
schiedene Bestimmimgen.  Da  die  Zwan^- 
erziehung  spätestens  mit  der  Minderjährig- 
keit nach  Reichsrecht  endet,  sie  aber  längere 
Zeit  hindiuxih  gewährt  haben  muss,  um 
günstige  Wirkungen  auszuüben,  so  ist  in 
Preussen  (§  1),  Baden  (§  1)  und 
Hessen  (§  1)  bestimmt,  dass  nur  Minder- 
jährige, die  das  18.  Lebensjahr  noch  nicht 
vollendet  haben,  der  Zwangserziehung  zu 
Oberweisen  sind.  Andere  Staaten  gehen 
davon  aus,  dass  die  Zwangserziehung  nur 
dann  Hoffnung  auf  Erfolg  giebt,  wenn  sie 
vor  vollendetem  16.  Lebensjahre  eintritt, 
und  haben  deshalb  diese  Altersgrenze  an- 
genommen. So  Württemberg,  Meck- 
lenburg, Hamburg,  Elsass-Loth- 
ringen  n.  s.  w.  In  Sachsen  kann  die 
Zwangserziehung  nur  für  schulpflich- 
tige Kinder  angeordnet  werden.  In  einigen 
Staaten  soll  ferner  eine  strafbare  Handlung, 
die  ein  Kind  vor  vollendetem  6.  Jahre  be- 
gangen hat,  als  Voraussetzung  zur  Begrün- 
dung der  Zwangserziehung  nicht  in  Be- 
tracht kommen  (Hessen,  Sachsen- 
Weimar  u.  s.  w.).  Wenn  das  Kind  in 
Gefahr  ist,  dem  völligen  sittlichen  Ver- 
derben zu  verfallen,  obgleich  die  Eltern  ein 
Verschulden  nicht  trifft,  so  kann  inElsass- 
Lothringen  (§123)  die  Zwangserziehung 
nur  mit  Zustimmung  des  Vaters  oder  der 
Mutter  angeordnet  werden,  sofera  sie  das 
Recht,  für  die  Person  des  Kindes  zu  sorgen, 
noch  ausüben. 

o)  Das  Verfahren.  Die  Ueberweisung 
eines  Minderjährigen  in  die  Zwangserziehung 
ist  von  so  grosser  Bedeutung  nicht  nur  für 
das  Kind,  sondern  auch  für  die  Eltern,  den 
Vormund  und  die  Verwandten,  dass  in  den 
meisten  Staaten  das  Verfahren,  in  welchem 
das  Vormundschaftsgericht  darüber  Be- 
schluss  zu  fassen  hat,  einübend  geregelt 
ist,  einei'seits  um  eine  möghuhste  Sicherheit 
dafür  zu  bieten,  dass  von  allen  Fällen,  in 
denen  sie  notwendig  ist,  das  Vonnund- 
schaftsgericht  Kenntnis  erhält,  andererseits 
aber  auch,  um  zu  verhüten,  dass  die  Zwangs- 
erziehung nicht  in  Fällen  angeordnet  wird, 
in  welchen  die  gesetzlichen  Voraussetzungen 
hierfür  nicht  vorhanden  sind.  In  Sachsen 
und  Hamburg  kann  das  Vormundschafts- 
gericht die  Ueberweisung  in  Zwangserziehung 


Digitized  by 


Google 


1070 


Zwangserziehung 


nur  auf  Antrag  der  zuständigen  Behörde 
beschliessen,  in  Sachsen  auf  Antrag  der 
Schulbehörde,  in  Hamburg  auf  Antrag 
der  Behörde  für  Zwangserziehung.  Sie  be- 
steht aus  zwei  Mitgliedern  des  Senats,  je 
einem  von  der  Oberschulbehörde  und  dem 
Armenkollegium  deputierten  Mitgliede  und 
vier  von  der  Bürgerschaft  auf  6  Jahre  ge- 
wählten Mitgliedern.  In  den  anderen 
Staaten  hat  das  Vormundschaftsgericht  ent- 
weder von  Amts  wegen  oder  auf  Antrag 
seinen  Beschluss  zu  fassen.  In  Begrenzung 
des  Kreises  der  Personen,  die  zur  Stellung 
des  Antrages  berechtigt  sind,  zeigen  die 
Gesetze  aber  grosse  Verschiedenheiten.  In 
Preussen,  Baden,  Anhalt  u.  s.  w. 
sind  nur  Behörden  antra^berechtigt  (In 
Preussen  §  4  in  Landkreisen  der  Landrat 
und  ausser  ihm  in  den  zum  Kreise  ge- 
hörigen Städten  mit  mehr  als  10000  En- 
wohnern  der  Geraeindevorstand,  in  Stadt- 
kreisen der  Gemeindevorstand  und,  sofern 
eine  königliche  Polizeibehörde  in  ihnen  be- 
steht, auch  deren  Vorsteher.)  In  anderen 
Staaten,  wie  Württemberg,  Hessen, 
Sachsen-Weimar  u.  s.  w.,  kann  der  An- 
trag von  den  Verwandten  des  Kindes,  dem 
Vormund  oder  Pfleger  und  von  einzelnen 
Verwaltungsbehörden  gestellt  werden.  In 
einer  vierten  Gruppe  von  Staaten  endlich 
kann  der  Antrag  von  jedermann  gestellt 
werden,  eine  Bestimmung,  die  sich  kaum 
als  zweckmässig  erweisen  wird,  so  in 
Mecklenburg,  einigen  thüringischen 
Staaten  u.  s.  w. 

In  den  Gesetzen  der  meisten  Staaten  ist 
das  Vormundschaftsgericht  angewiesen,  vor 
der  Beschlussfassung  die  Eltern  und  die 
gesetzlichen  Vertreter  des  Minderjährigen 
zu  hören,  soweit  dies  ohne  erhebliche 
Schwierigkeit  geschehen  kann,  in  vielen 
Staaten  sind  aber  auch  noch  andere  Per- 
sonen (wie  Grosseltern,  Verwandte,  Ver- 
schwägerte) unter  der  angegebenen  Voraus- 
setzung zu  hören.  In  den  meisten  Staaten 
sind  in  allen  Fällen  auch  der  Gemeinde- 
vorstand, der  Geistliche,  der  Leiter  oder 
Lehrer  der  Schule,  sofern  der  Minderjährige 
die  Schule  besucht,  zu  hören,  in  einzelnen 
Staaten  auch  noch  andere  Behörden,  wie 
die  Ortspolizeibehörde,  die  Staatsanwalt- 
schaft u.  s.  w. 

Auf  das  Verfahren  des  Vorraundschafts- 
gerichts  finden  die  allgemeinen  Vorschriften 
Ober  das  Verfahren  in  Angelegenheiten  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  Anwendung. 
Das  Verfahren  ist  nicht  öffentlich.  Dem 
Gerichte  ist  es  überlassen,  zu  bestimmen, 
inwieweit  die  Verhandlungen  schriftlich 
oder  mündlich  zu  führen  sind. 

Auf  Gnmd  seiner  Ermittelungen  und 
Beweiserhebungen  hat  das  Gericht  einen 
förmlichen,    mit    Gründen    versehenen   Be- 


schluss zu  fassen.  Wird  durch  den  Be- 
schluss die  Zwangserziehung  des  Mind^- 
jährigen  angeordnet,  so  muss  darin  anter 
Bezeichnung  der  für  erwiesen  erachteten 
Thatsachen  festgestellt  werden,  dass  die  ge- 
setzlichen Voraussetzungen  und  welche  der- 
selben im  einzelnen  Falle  vorhanden  sind. 

Der  Beschluss  des  Vormundschaftsge- 
richts ist  den  Eltern,  dem  gesetzlichen  Ver- 
treter des  Minderjährigen,  dem  AntragsteÜCT, 
in  vielen  Staaten  (Preussen  u.  s.  w.)  audi 
dem  Minderjährigen,  sofern  er  das  14.  l«beiiß- 
jahr  vollendet  hat,  und  den  antragsberech- 
tigten Behörden  zuzustellen.  Diesen  Per- 
sonen und  Behörden  steht  auch  das  Recht 
der  Beschwerde  zu,  die  innerhalb  dner 
Frist  von  zwei  Wochen  einzulegen  ist  uad 
aufschiebende  Wirkung  hat,  sodass  bis  zur 
endgiltigen  Entscheidung  über  die  Be- 
schwerde der  Beschluss  nicht  auszuführen 
ist.  Die  Beschwerde  geht  an  das  Landge- 
richt, gegen  dessen  Beschluss  die  weitere 
Beschwerde  innerhalb  einer  Frist  von  zwei 
Wochen  an  das  Oberlandesgericht  (in 
Preussen  nur  an  das  Eammei^richt  zu 
Berlin)  gerichtet  werden  kann.  Sie  kann 
nur  darauf  gestützt  werden,  dass  eine 
Rechtsnorm  nicht  oder  nicht  richtig  ange- 
wendet worden  ist 

Da  die  Zwangserziehung  im  öffentlichen 
Interesse  anzuordnen  ist,  so  ist  in  den  meisten 
Staaten  das  gerichtliche  Verfahren  für 
kosten-  und  stempelfrei  erklärt  und  werden 
die  baren  Auslagen  auf  die  Staatskasse 
übernommen. 

In  fast  allen  Staaten  kann  das  Vormund- 
schaftsgericht in  dringenden  Fällen,  wenn 
Gefahr  im  Verzuge  ist,  schon  während  des 
Verfahrens  die  vorläufige  Unterbringimg  des 
Kindes  in  eine  Famihe  oder  eine  AÄstah 
anordnen. 

d)  Die  Unterbringung  in  einer  Familie 
oder  in  einer  Anstalt.  Die  von  dem  Vor- 
mundschaftsgerichte  angeordnete  Zwangser- 
ziehung eines  Minderjährigen  gelang  zur 
Ausführung,  indem  der  Minderjährige  in 
einer  geeigneten  Familie  oder  in  einer  Er- 
ziehungs-  oder  Besserungsanstalt  unterge- 
bracht wird.  Erfolgt  die  Zwangserziehung 
auf  öffentliche  Kosten,  so  hat  in  alloi 
Staaten  (mit  Ausnahme  von  Lübeck)  die 
mit  der  Ausführung  und  Ueberwachung  der 
Zwangserziehung  betraute  Verwaltimgsbe- 
hörde  darüber  zu  entscheiden,  ob  der  JCn- 
derjährige  in  einer  Familie  oder  in  ein« 
Anstalt  unterzubringen  ist.  In  Preussen, 
Württemberg  und  Waldeck  sind  mit 
der  Ausführung  die  grösseren  Kommunal- 
verbände beauftragt.  In  Preussen  sind 
dies  die  Provinzialverbände  (in  der  Provinz 
Hessen-Nassau  die  Bezirksverbände  Wies- 
baden und  Cassel)  und  die  Stadt  Berlin,  in 
Württemberg    die   Landarmenverbände, 
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in  Waldeck  die  Kreise.  In  den  anderen 
Staaten  ist  eine  höhere  staatliche  Verwal- 
tungsbehörde mit  der  DurchfQhrung  und 
Ueberwachung  der  Zwangserziehung  betraut. 
Nur  in  Mecklenburg  (§  11)  sind  die 
Ortsobrigkeiten  hierfür  zuständig,  d.  h.  in 
dem  Gebiete  der  Ritterschaft  die  Gutsherren. 

Im  allgemeinen  wird  die  Unterbringung 
des  Zöglings  in  einer  geeigneten  Familie 
der  in  einer  Anstalt  vorzuziehen  sein.  Es 
wird  dadurch  ermöglicht,  dass  der  Segen 
des  Familienlebens  auf  ihn  einwirkt  Nur 
ganz  verwahrioste  und  zuchtlose  Kinder 
sowie  solche,  deren  körperlicher  oder 
geistiger  Zustand  eine  Anstaltspflege  erfor- 
dert, werden  zunächst  in  eine  Anstalt  ge- 
bracht werden  mfissen.  Aber  die  Unter- 
bringung in  eine  Familie  wird  vielfach  nicht 
möguch  sein,  weil  die  genügende  Anzahl 
von  Familien,  die  die  volle  Bürgschaft  für 
eine  sachverständige  und  tüchtige  Erziehung 
ein^  verwahrlosten  Kindes  bieten  und  zur 
Aufnahme  eines  solchen  bereit  sind,  nicht 
vorhanden  sein  wird.  Die  Behörden  werden 
deshalb  genötigt  sein,  zahlreiche  Zöglinge 
in  Anstalten  unterzubringen,  für  welche  die 
Familienerziehung  sicherlich  geeigneter 
wäre. 

Die  Unterbringung  in  eine  Familie  kann 
auch  in  der  Weise  stattfinden,  dass  der 
Zögling,  der  das  schulpflichtige  Alter  voll- 
endet hat,  in  eine  seinen  Fähigkeiten  und 
Verhältnissen  entsprechende  Dienst-  oder 
Lehrstelle  untergebracht  wird.  Dies  hat  in 
allen  hierzu  geeigneten  Fällen  zu  ge- 
schehen. 

In  Preussen  (§  11),  Württemberg 
(Art   11),    Baden    (§  6),   Mecklenburg 

S§  11),  Lippe  (§  7)  ist  für  jeden  in  einer 
i"amiüe  oder  in  einer  Dienst-  oder  Lehr- 
stelle untergebrachten  Zögling  ein  Für- 
sorger zu  bestellen,  der  über  die  Er- 
ziehimgsthätigkeit  der  Familie,  über  die 
Behandlung  des  Zöglings  und  sein  ge- 
samtes Verhalten  persönlich  zu  wachen,  ihn 
von  Zeit  zu  Zeit  aufzusuchen,  sich  von  der 
Art  der  Unterkunft,  Verpflegung,  Erziehung, 
Beschäftigung  des  Zöghngs  zu  überzeugen 
sowie  für  die  Abstellung  etwaiger  Mängel 
zu  sorgen  hat. 

Kann  der  Zögling  nicht  in  einer  Familie 
untergebracht  werden,  so  muss  er  in  eine 
Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt  gebracht 
werden.  Die  Anstalt  muss  in  ihrer  Ein- 
richtung und  Oi^nisation  wie  in  ihrem 
Aufsichts-,  Warte-  und  Lehrpersonal  den 
Zwecken  der  Erziehung  und  Besserung  der 
Zöglinge  entsprechen.  Strafanstalten,  Armen- 
häuser, Krankenanstalten,  aber  auch  Arbeits- 
häuser im  Sinne  des  §  362  des  Srafgesetz- 
bnches,  die  zur  Verbüssung  der  sogenannten 
korrektionellen  Nachhaft  bestimmt  sind, 
dürfen    zur    Unterbringung    der   Zöglinge 


nicht  benutzt  werden.  Die  Ausfflhningsbe- 
hörden  liaben  die  für  den  einzelnen  Zögling 
zweckmässigste  Anstalt  zu  bestimmen.  Sie 
können  hierzu  öffentliche,  kirchliche  oder 
private  Anstalten  auswählen. 

Nm-  in  Württemberg  (Art.  12)  hat 
die  Staatsr^erung  diejenigen  Anstalten  zu 
bestimmen,  in  denen  Zöglinge  untergebracht 
werden  dürfen. 

Soweit  es  an  geeigneten  Anstalten  fehlt, 
sind  der  Staat  oder  die  Kommunalver- 
bäude,  welche  nach  Landesrecht  die  Kosten 
der  öffentlichen  Zwangserziehung  zunächst 
zu  bestreiten  haben,  zur  Errichtung  von  An- 
stalten verpflichtet    (Preussen  §  14.) 

e)  Aufhebung  der  Z.  Die  Zwangs- 
erziehung muss  spätestens  mit  dem 
Eintritt  der  Volljährigkeit  des  2^glings 
aufhören,  da  nach  Reichsrecht  ihr  nur 
Minderjährige  unterworfen  werden  können. 
Jedoch  geht  in  vielen  Staaten  die  Gesetz- 
gebung davon  aus,  dass  schon  bei  Erreichung 
eines  früheren  Lebensalters  die  Zwangser- 
ziehung eine  bessernde  Wirkung  nicht  m^r 
auszuüben  vermag  und  dass  der  Zögling 
aus  ihr  zu  entlassen  ist,  wenn  er  alt  genug 
ist,  um  seinen  Lebensunterhalt  sich  selbst 
durch  eigene  Thätigkeit  zu  verschaffen. 
So  endet  in  Baden  (§8)  die  Zwangser- 
ziehung mit  vollendetem  20.  Jahre,  in  ande- 
ren Staaten  mit  vollendetem  18.  Jahre,  doch 
kann  sie  in  ihnen  ausnahmsweise,  wenn  dies 
zur  Erreichung  des  Zweckes  notwendig  er- 
scheint, bis  zum  vollendeten  20.  Jahre  aus- 
gedehnt werden  (Württemberg  Art  16, 
17;  Mecklenburg  §12  und  einige  kleinere 
Staaten). 

In  allen  Staaten  kann  aber  die  Zwangs- 
erziehung, bevor  der  Zögling  das  gesetzliche 
Alter  erreicht  hat,  aufgehoben  werden, 
wenn  der  Zweck  der  Zwangserziehung  er- 
reicht oder  die  Erreichung  des  Zweckes 
anderweit  sichergestellt  ist  InPreussen 
(§  13)  hat  hierüber  der  Vorstand  des  Kom- 
mnnalverbandes  entweder  von  Amts  wegen 
oder  auf  Antrag  der  Eltern  oder  des  gesetz- 
lichen Vertreters  des  Zöglings  Beschluas 
zu  fassen.  Wird  der  Antrag  abgelehnt,  so 
kann  der  Antragsteller  binnen  einer  Frist 
von  zwei  Wochen  die  Entscheidung  des 
Vormundschaftsgerichts  anrufen,  gegen  wel- 
che Beschwerde  erhoben  werden  kann.  In 
den  meisten  anderen  Staaten  hat  (Jas  Vor- 
mundschaftsgericht selbst  über  die  Auf- 
hebung der  Zwangserziehung  von  Amts 
wegen  oder  auf  Antrag  der  Ausfflhrungsbe- 
hörae,  der  Eltern  oder  des  gesetzlichen 
Vertreters  des  Zöglings  Beschluss  zu  fassen. 

In  vielen,  vielleicht  den  meisten  Fällen 
wird  es  sich  als  zweckmässig  erweisen, 
den  Uebergang  aus  der  Zwangserziehung 
in  die  volle  Freiheit  nicht  unvermittelt  ein- 
treten zu  lassen,   sondern  den  Zögling,  der 
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sich  als  gebessert  erweist,  nvir  vorläufig  auf 
Widerruf  aus  der  Zwangserziehung  zu  ent- 
lassen. Die  Behörde  hat  dann  trotz  der 
Entlassung  eine  Aufsicht  über  ihn  zu  führen 
und  kann  Jederzeit,  ohne  dass  es  eines 
formellen  Verfahrens  bedürfte,  die  Ent- 
lassung widerrufen  und  den  Minderjährigen 
wieder  in  Zwangserzielwing  nehmen.  In 
den  meisten  Staaten  ist  die  Ausführungsbe- 
hörde zu  einer  derartigen  Entlassung  auf 
Widerruf  zuständig.  Nur  in  einigen  Staaten, 
wie  in  Hessen  und  Mecklenburg,  hat 
das  Vormundschaftsgericht  darüber  Beschluss 
zu  fassen. 

Vielfach  werden  die  Zöglinge,  wenn  sie 
widerruflich  oder  endgültig  aus  der  Zwangs- 
erziehung entlassen  werden,  schon  in  einer 
Dienst-  oder  Lehrstelle  sich  befinden,  in 
der  sie  auch  weiterhin  zunächst  verbleiben. 
Soweit  dies  aber  nicht  der  Fall  ist,  darf  die 
Behörde  mit  der  Entlassung  ihre  Thätig- 
keit  nicht  beenden.  Sie  muss  es  als  eine 
wichtige  ihr  obliegende  Aufgabe  betrachten, 
für  den  entlassenen  Zögling  ein  angemesse- 
nes Unterkommen  zu  vermitteln,  sofern  dies 
nach  Lage  der  Verhältnisse  erforderlich  ist. 
In  Preussen  (§  14),  Württemberg 
(Art  10,  15),  Baden  (§  6)  und  anderen 
Staaten  ist  ihr  diese  Fürsorge  für  die  ent- 
lassenen Zöglinge  gesetzlich  zur  Pflicht  ge- 
macht. Aber  auch  in  den  Staaten,  in  denen 
dies  nicht  geschehen  ist,  wird  sie  hierfür 
ohne  gesetzliche  VerpfUchtung  thätig  zu 
werden  haben,  wenn  der  Erfolg  der  Zwangs- 
erziehung nicht  schon  sofort  bei  der  Ent- 
lassung gefährdet  werden  soll. 

f)  Die  Kosten  der  Z.  Die  öffent- 
liche Zwangserziehung  erfolgt  auf  öffent- 
liche Kosten  und  ist  in  ihrer  Durch- 
fflhnmg  gesichert,  unabhängig  davon,  ob  der 
Minderjährige  und  die  zu  seinem  Unter- 
halte verpflichteten  Personen  Vermögen 
besitzen  oder  nicht.  Sie  wird  im  Namen 
des  Staates  angeordnet,  weil  es  ein  allge- 
meines staatliches  Interesse  ist,  dass  die 
heranwachsende  Jugend  zu  einem  ehrlichen 
und  geordneten  Leben  erzogen  und  der  Ge- 
fahr der  Verwahrlosung  und  des  sittlichen 
Verderbens  entrissen  wird.    Es  ist  deshalb 

fjrechtfertigt,  dass  der  Staat  auch  die 
Osten  der  öffentlichen  Zwangserziehung 
übeminjmt,  aber  doch  nur  in  Gemeinschaft  mit 
dem  Armenverbande,  deis  im  Falle  der  Zög- 
ling hilfsbedürftig  wird,  zur  Armenpflege 
verpflichtet  ist.  Denn  in  den  meisten 
Fällen,  in  denen  die  Zwangserziehung  not- 
wendig ist,  würde  der  Minderjährige  oder 
die  zu  seinem  Unterhalte  Verpflichteten  der 
öffentlichen  Armenpflege  früher  oder  später 
anheimfallen,  wenn  die  Zwangserziehung 
nicht  angeordnet  würde.  Die  Ortsarmen- 
verbände sind  aber  auch  deshalb  an  der 
Tragung   der  Kosten   zu   beteiligen ,    weil 


sie,  wenn  dies  nicht  der  Fall  wäre,  in  vielen 
Fällen  nur  allzusehr  bestrebt  sein  würden. 
Minderjährige  nur  deshalb  der  Zwangs- 
erziehung zu  überweisen,  um  dadurch  ihre 
Armenlast  zu  erleichtern.  In  einigen  Staaten 
sind  ausser  dem  Staat  und  den  Armenver- 
bänden auch  die  grösseren  Kommunalver- 
bände zur  Tragung  der  Kosten  herange- 
zogen worden.  Die  Verteilung  der  Kosten 
unter  den  Staat,  die  Ortsarmen  verbände 
und  die  grösseren  Kommunalverbände  ist 
aber  in  den  einzelnen  Staaten  in  sehr  ver- 
schiedener Weise  erfolgt,  je  nachdem  die 
Interessen  der  einen  oder  der  anderen  mehr 
oder  weniger  berücksichtigt  worden  sind. 

Indem  aber  der  Staat  bestimmt  hat,  dass 
die  Zwangserziehung  im  öffentlichen  Inter- 
esse und  auf  öffenthche  Kosten  zu  erfolgen 
hat,  wollte  er  doch  keineswegs  die  Eltern 
und  Grosseltern  von  der  in  den  natürlichen 
Verhältnissen  begründeten  und  durch  das 
Recht  sanktionierten  Pflicht,  dem  Kinde  den 
Unterhalt  zu  gewähren,  befreien.  Auch  wäre 
es  nicht  gerechtfertigt,  die  Kosten  der 
Zwangserziehung  endgiltig  aus  öffentlichen 
Mitteln  zu  bestreiten,  wenn  der  Minder- 
jährige selbst  wohlhabend  ist  und  diese  Kosten 
zu  ersetzen  vermag.  In  allen  Staaten  — 
mit  Ausnahme  von  Oldenburg  und 
Schwarzburg-Rudolstadt  —  haben 
deshalb  die  Landesgesetze  den  Mindeijäh- 
rigen  und  die  zu  seinem  Unterhalte  ver- 
pflichteten Personen  für  verpflichtet  er- 
klärt, auf  Erfordern  die  Kosten  der  Zwangs- 
erziehung zu  ersetzen.  Doch  würde  die 
Geltendmachimg  des  Ersatzanspruchs  g^en 
den  Minderjährigen  in  vielen  Fällen  nicht  nur 
unbillig  sein,  sondern  auch  den  Zwecken  der 
Zwangserziehung  zuwiderlaufen.  Von  Aus- 
nahmen abgesehen  wird  der  Zögling,  wenn 
überhaupt,  doch  nur  im  Besitz  eines  geringen 
Vermögens  sein,  das  dureh  Erfüllung  des 
Ersatzanspruchs  vollständig  aufgebraucht 
würde.  Für  seine  Zukunft  und  sein  Ver- 
bleiben in  geordneten  Bahnen  kann  es  nur 
förderlich  sein,  wenn  er  bei  der  Entlassung 
aus  der  Zwangserziehung  nicht  ganz  mittel- 
los ist.  Von  den  Eltern  dagegen  wird  der 
Ersatz  der  Kosten,  wenigstens  der  teilweise 
Ersatz,  in  der  Regel  zu  fordern  und  mit 
Strenge  einzutreiben  sein,  schon  deshalb, 
um  in  ihnen  das  Bewusstsein  der  Verant- 
wortlichkeit für  das  Kind  wach  zu  halten 
und  um  zu  verhindern,  dass  sie  nicht  durch 
vorsätzliche  Verwahrlosung  des  Kindes  die 
Zwangserziehung  und  damit  ihre  Befreiung 
von  der  ünterhaltslast  herbeizuführen  suchen. 

In  Preussen  (§  15)  hat  der  Kommu- 
nalverband, dem  die  Ausfühnmg  der  Zwangs- 
erziehung obliegt  (s.  oben  S.  1070),  auch 
deren  Kosten  zu  bestreiten.  Aber  er  kann 
nicht  nur  von  dem  Minderjährigen  und  den 
zu  seinem  Unterhalte  Verpflichteten  Ersats 
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der  Kosten  fordern,  sondern  er  hat  auch 
einen  Anspruch  auf  Erstattung  eines  Teiles 
der  Kosten  sowohl  gegen  den  Staat  wie 
gegen  den  inländischen  Ortsarmeuverband, 
m  welchem  der  Zögling  seinen  Unter- 
stützungswohnsitz hat.  Der  Oi-tsarmen ver- 
band hat  die  Kosten  zu  erstatten,  welche 
durch  üeberfQhrung  des  Zöglings  iu  eine 
Familie  oder  eine  Anstalt,  durch  die  er- 
forderliche erste  Ausstattung,  durch  die  Be- 
erdigung der  während  der  Zwangserziehung 
verstorbenen  und  durch  die  Rückreise  der 
entlassenen  Zöglinge  entstehen.  Hat  der 
Zögling  in  einem  Preussischen  Ortsarmen- 
verband den  Unterstützungswohnsitz  nicht, 
so  &dlen  auch  diese  Kosten  dem  Kommunal- 
verbande zur  Last.  Zu  den  sämtlichen 
Kosten,  die  hiernach  dem  Kommunal  verbände 
verbleiben,  erhält  er  aber  einen  Zuschuss 
in  der  Höhe  von  zwei  Dritteln  dieser 
Kosten  aus  der  Staatskasse,  so  dass  in  letzter 
Linie  in  Preussen  doch  der  Staat  den 
grösseren  Teil  aller  Kosten  der  öffentlichen 
Zwangserziehimg  bestreitet  Aehnliche  Vor- 
schriften über  die  KostenverteUimg  be- 
stehen in  Württemberg  (Art  19),  doch 
werden  hier  die  Kosten,  die  dem  Land- 
armen verbände  verbleiben,  nur  zur  Hälfte 
aus  der  Staatskasse  ersetzt  In  Hessen 
(Art.  10)  hat  der  Ortsarmenverband,  in 
welchem  der  Zögling  zur  Zeit  der  Anord- 
nung der  Zwangserziehung  seinen  Aufent- 
halt (nicht  seinen  Unterstützungswohnsitz) 
hatte,  die  Kosten  zu  bestreiten.  Der  Kreis- 
tag kann  aber  diese  Kosten  ganz  oder  teil- 
weise auf  die  Kreiskasse  übernehmen.  Der 
Staat  hat  dem  Ortsarmenverband  —  und  in 
dem  soeben  angeführten  Falle  der  Kreis- 
kasse —  die  Hälfte  der  von  ihnen  zu  be- 
streitenden Kosten  zu  ersetzen. 

In  den  meisten  anderen  Staaten  be- 
streitet der  Staat  die  Kosten.  Hat  der  Zög- 
ling aber  in  einem  Ortsarmenverbande  des 
Landes  seinen  Unterstützungswohnsitz,  so 
ist  dieser  ztun  Ersatz  eines  Teiles  der 
Kosten  verpflichtet  So  hat  er  in  Anhalt 
(§  14)  die  Hälfte,  in  Baden  (§  9),  Sach- 
sen-Weimar (§  206)  und  anderen 
thüringischen  Staaten  ein  Drittel,  in 
Schwarzburg-Kudolstadt  (§  8)  niu- 
ein  Viertel  der  Kosten  zu  ersetzen.  In 
01denburg(§33),  Braunschweig(§10), 
Elsass-Lothringen  (§  116),  Sachsen- 
Altenburg  (§  116)  hat  der  Staat  darauf 
verzichtet,  die  Ortsaimenverbände  zur  Tra- 
gung der  Kosten  heranzuziehen.  —  In 
Sachsen  trägt  der  Staat  die  Kosten,  so- 
fern die  Zwangserziehung  auf  Grund  des 
StiTkfgesetzbuchs  §§  55,  56  angeordnet  wird 
und  die  Unterbringung  des  Zöglings  in  eine 
staatliche  Besserungsanstalt  erfolgt.  Für 
die  anderen  Fälle,  in  denen  die  Zwangser- 
ziehung wegen  sittlicher  Verwahrlosimg  oder 

Handwörterbncb  der  Staatswlssenscbaften.    Zweite 


Gefahr  der  Verwahrlosung  angeordnet  wird, 
fehlt  es  an  klaren  Vorschriften  und  es  ist 
strittig,  ob  der  Armen  verband,  der  im  Falle 
der  Hilfebedflrftigkeit  des  Zöglings  zur 
Armenpflege  verpflichtet  wäre,  oder  die 
Gemeinde,  in  der  der  Zögling  zur  Zeit  der 
Anordnung  der  Zwangserziehung  seinen 
Aufenthalt  gehabt,  die  Kosten  der  Zwangs- 
erziehung zu  tragen  hat 

g)  Straft^chUioheBestiminuiigen  nun 
Schutze  der  Z.  In  einigen  Staaten 
sind  die  Bestimmungen  des  Strafgesetz- 
buches ergänzt  worden,  um  zu  ver- 
hindern, daßs  jugendliche  Personen,  die  der 
Zwangserziehung  überwiesen  sind,  ihr  unbe- 
fugterweise entzogen  werden.  Die  Er- 
fahrung hat  gezeigt,  dass  vielfach  die  Eltern, 
aber  auch  Verwandte  und  andere  Personen 
bestrebt  sind,  die  Kinder  wieder  an  sich  zu 
nehmen,  oder  dass  sie  sie  zum  Entlaufen  an- 
reizen oder  ihnen  dazu  behilflich  sind.  Auf 
Grund  ihrer  allgemeinen  gesetzlichen  Zu- 
ständigkeit sind  zwar  die  Polizeibehörden 
berechtigt,  hiergegen  einzuschreiten  und  die 
entlaufenen  Kinder,  wenn  erforderlich,  mit 
Zwangsgewalt  zurückzubringen.  Aber  nach 
dem  Strafgesetzbuche  sind  derartige  Hand- 
lungen nur  unter  ganz  besonderen  Voraus- 
setzungen in  seltenen  Fällen  strafbar  (StG.B. 
§  120,  §  235).  In  Preussen  hat  deshalb  das 
Gesetz  Ober  die  Füi-sorgeerziehung  Minder- 
jähriger auch  diejenigen  für  strafbar  erklärt, 
die  einen  Minderjährigen  der  angeordneten 
Zwangserziehung  entziehen  oder  ihn  dazu 
verleiten,  sich  ihr  zu  entziehen,  oder  ihm 
hierzu  Beihilfe  leisten.  Femer  ist  auch 
derjenige  strafbar,  der  eine  dieser  Hand- 
lungen begeht,  wenn  die  Zwangserziehung 
zwar  noch  nicht  angeordnet,  das  Verfahren 
auf  Unterbringung  iu  Zwangserziehung  aber 
eingeleitet  ist  und  die  Handlung  darauf 
gerichtet  ist,  den  Minderjährigen  dem  Ver- 
fahren zu  entziehen  oder  ihn  zur  Entziehung 
zu  verleiten  oder  ihm  dazu  Beihilfe  zu 
leisten.  Auch  sind  alle  Versuchshandlungen 
strafbar.  Augedroht  sind  Gefängnis  bis  zu 
zwei  Jahren  oder  Geldstrafe  bis  zu  1000  Mark 
oder  Gefängnis  und  Geldstrafe  bis  zu  den 
angegebenen  Beträgen  (§  21).  In  anderen 
Staaten,  wie  in  Baden  (G.  v.  8.  Juni  1894), 
Württemberg  (Art  2.S);  Anhalt  (§  13) 
sind  nur  die  Entziehung  aus  der  Zwangs- 
erziehung selbst  und  die  Verleitung  hierzu 
mit  Geldstrafe  bis  zu  150  Mark  oder  mit 
Haft  bedroht 

IL  Ausserdeutsche  Staaten. 

1.  Grossbritannien.  In  Grossbritannien 
hat  die  Zwangserziehung  durch  die  ver- 
einte Thätigkeit  der  PrivatgeseUschaften  und 
des  Staates  eine  grosse  Ausbildung  er- 
halten. Nach  dem  englischen  Strafrecht 
tritt  die  Strafmündigkeit  mit  vollendetem 
Auflage.  VII.  68 
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7.  Lebensjahre  ein.  Begeht  jedoch  ein  Kind 
vor  vollendetem  16.  Lebensjahr  eine  straf- 
bare Handlung,  so  ist  es  freizusprechen, 
wenn  es  bei  ihrer  Begehung  noch  keine  ge- 
nügende geistige  und  sittliche  Reife  besitzt. 
Nachdem  schon  seit  1788  auf  Anregung 
John  Howards  PrivatgeseUschaften  für 
Unterbringung  von  Kindern  nach  verbüsster 
Strafe  in  besonderen  Anstalten  sich  ge- 
bildet hatten,  hat  das  Gesetz  von  1854  (Re- 
f ormatory  School  Act,  17  et  18  Vict.  eh.  86)  f ür 
England  und  Schottland  die  Zwangserziehung 
von  jugendlichen  Personen,  die  vor  voll- 
endetem 16.  Jahre  zu  einer  Strafe  ver- 
urteilt wurden  und  die  Strafe  verbüsst 
hatten,  angeordnet.  Das  Gesetz  ist  durch 
zahlreiche  spätere  Gesetze  in  seinen  Einzel- 
heiten abgeändert  und  ergänzt  worden  und 
hat  in  dem  Reformatory  School  Consoli- 
dating  and  Amending  Act  von  1866  (29  et 
30  Vict.  eh.  117)  eine  neue  Redaktion  er- 
halten. Hiemach  konnte  das  Gericht  für 
jugendliche  Personen,  die  mindestens  zu 
10  Tagen  Freiheitsstrafe  verurteilt  wurden, 
die  Unterbringung  in  eine  Besserungsanstalt 
(reformatory  Bchool)  auf  die  Dauer  von  2 
bis  5  Jahren  anordnen.  Die  Zöglinge  konnten 
jedoch  nach  Verlauf  von  18  Monaten  vor- 
läufig und  widerruflich  entlassen  werden. 
Mehr  und  mehr  gelangte  aber  in  England 
die  Ueberzeugung  zur  Hen-schaft,  dass 
Kinder  Oberhaupt  eicht  eine  Freiheitsstrafe 
in  Gefilngnissen  verbüssen  sollen.  Das  Ge- 
setz von  1893  (56  et  57  Vict.  eh.  48)  hat 
deshalb  das  Gericht  ermächtigt,  Kinder, 
die  das  12.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet 
haben  oder  d'e  schon  einmal  zu  einer  Frei- 
heitsstrafe verurteilt  worden  sind,  einer 
Besserungsanstalt  auf  3  bis  5  Jahre  zu  über- 
weisen und  zwar  entweder  nach  Verbüssung 
der  Freiheitsstrafe  oder  aber  sofort,  so  dass 
die  Zwangserziehung  an  Stelle  der  Freiheits- 
strafe zu  treten  hat.  Noch  weiter  ist  das 
Gesetz  von  1899  (62  et  63  Vict.  eh.  16)  ge- 
gangen, indem  es  bestimmte,  dass  Kinder, 
die  wegen  einer  strafbaren  Handlung  ver- 
urteilt werden,  die  mit  Freiheitsstrafe  be- 
droht ist,  nicht  in  das  Gefängnis  zu  f er- 
bringen, sondern  auf  3  bis  5  Jahre  in  einer 
Besserungsanstalt  unterzubringen  sind.  Doch 
hat  die  Entlassimg  spätestens  mit  dem  voll- 
endeten 19.  Jahre  zu  erfolgen.  Die  Bes- 
serungsanstalten sind  Privatanstalten,  be- 
dürfen aber  der  staatlichen  Genehmigung 
(certified  reformatory  schools)  und  stehen 
unter  staatlicher  Aufsicht.  Der  Staate- 
sekretär des  Innern  hat  die  für  alle  An- 
stalten verbindlichen  Reglements  und  Haus- 
ordnungen zu  erlassen.  Die  Aufsicht  führt 
ein  von  ihm  ernannter  Inspektor.  Dagegen 
gewährt  der  Staat  ihnen  auch  einen  be- 
deutenden Zuschuss  zu  den  Unterhaltungs- 
kosten, indem  er  einen  Betrag  von  6  sh.  für 


das  Kind  und  die  Woche  (für  Kinder, 
welche  bereits  3  Jahre  in  Zwangserziehung 
stehen  und  das  16.  Jahr  erreicht  haben,  nur 
4  sh.)  zahlt.  Die  Eltern  können  zu  einem 
Beitrag  von  2  sh.  für  die  Woche  angehalten 
werden.  Doch  sind  ihre  Beiträge  thatsäch- 
lich  nur  geringfügige,  sie  betragen  ungeföir 
5 "Vo  der  Gesamtkosten.  In  Irland  wurden 
1858  Reformatory  Schools  eingeführt.  Die 
hierüber  erlassenen  Gesetze  (namentlich  das 
von  1868)  weichen  jedoch  mehrfach  von  den 
für  England  und  Schottland  erlassenen  ab. 

In  England  bestanden  im  Jahre  1898 
30  Reformatory  Schools  für  Knaben  (darunta* 
drei  training  ships)  und  9  für  Mädchen.  Die 
Zahl  der  ihnen  überwiesenen  Kinder  betrug 
1896  1051  (danmter  149  Mädchen),  1897 
1171  (darunter  154  Mädchen),  1898  1246 
(darunter  139  Mädchen).  Weitaus  die  meisten 
Kinder  hatten  Diebstahl  (larceny)  begangen. 
Deren  Zahl  betrug  1896  803,  1897  919, 
1898  1004.  Ueber  die  Hälfte  aller  Kinder 
hatte  schon  früher  mehrere  strafbare  Hand- 
lungen begangen,  1896  624  (von  1051),  1897 
740  (von  1171),  1898  758  (von  1246). 

Eine  zweite  Klasse  von  Besserungsan- 
stalten büden  die  sogenannten  Industrial 
Schools.  Zuerst  1854  in  Schottland  be- 
gründet, wurden  sie  durch  das  Gesetz  von 
1857  auch  in  England  eingeführt  Das 
Hauptgesetz,  das  aber  durch  mehrere  spätere 
Gesetze  er^lnzt  wurde,  ist  der  Industrial 
School  Act  von  1866  (29  et  30  Vict  eh.  118). 
Zur  Zwangserziehung  können  ihnen  insbe- 
sondere überwiesen  werden :  1.  Kinder  imter 
14  Jahren,  welche  vagabundieren,  betteln,  in 
Gesellschaft  von  Dieben  oder  Prostituierten 
sich  aufhalten  oder  die  in  einem  Hause 
leben,  das  von  Prostituierten  benutzt  wird; 
2.  Kinder  imter  14  Jahren,  welche  elternlos 
oder  von  ihren  Eltern  verlassen  sind  oder 
deren  Vater  oder  Mutter  wegen  eines  Ver- 
brechens eine  Freiheitsstrafe  verbüssen;  3. 
Kinder  imter  14  Jahren  auf  Antrag  dw 
Eltern  oder  des  Vormundes,  sofern  sie  nach- 
weisen, dass  sie  nicht  imstande  sind,  das 
Kind  zu  beaufsichtigen,  oder  auf  Antrag  der 
Armenbehörde,  sofern  das  Kind  in  einem 
Armenhaus  untergebracht  und  widerspenstig 
(refractory)  ist,  4.  Kinder  unter  12  Jahren, 
die  eine  strafbare  Handlung  begangen  haben, 
die  mit  Gefängnis  oder  einer  geringeren 
Strafe  bedroht  ist,  sofern  sie  in  England 
nicht  wegen  eines  Verbrechens  (Felony),  in 
Schottland  nicht  wegen  Diebstahls  verurteilt 
sind.  Zur  Unterbringung  von  schulpflich- 
tigen Kindern  (vom  5.  bis  zum  vollendeten 
14.  Jahre),  die  hartnäckig  die  Schule  nidit 
besuchen,  sind  die  Day  Industrial 
Schools  (Externate)  imd  die  Truant 
Schools  (Internate)  bestimmt.  Sind  solche 
aber  nicht  in  der  Nähe,  so  sind  die  Kinder 
in  einer  Industrial  School  unterzubringen. 
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Die  TJeberweisung  in  eine  Industrial 
School  erfolgt  diuxjh  das  Gericht  auf  2  bis 
5  Jahre.  Die  Entlassung  muss  spätestens 
mit  dem  vollendeten  16.  Jahre  erfolgen.  Die 
Zöglinge  können  nach  18  Monaten  vorläufig 
und  widerruflich  entlassen  werden. 

Die  Industrial  Schools  bedürfen  der  staat- 
lichen Genehmigung,  stehen  unter  Aufsicht 
eines  staatlichen  Inspektors  und  erhalten 
vom  Staate  einen  Zuschuss  von  3  bis  6  sh. 
(je  nach  dem  Alter  des  Kindes)  für  das 
Kind  und  die  Woche.  —  In  Irland  sind  die 
Industrial  Schools  durch  den  Industrial 
School  Act  von  1868  (31  et  32  Vict.  eh.  25) 
eingeführt.  Sie  dienen  hier  aber  zugleich 
als  Annenschulen. 

In  England  gab  es  im  Jahre  1898  63 
Industrial  Schools  für  Knaben  und  49  für 
Mädchen,  ferner  20  Day  Industrial  Schools 
für  Knaben  imd  Mfiddien  und  14  Truant 
Schools  für  Knaben.  Wahrend  die  Zahl  der 
jährlich  den  Reformatory  Schools  über- 
wiesenen Kinder,  mit  Ausnahme  weniger 
Jahre,  in  dem  letzten  Menschenalter  nur  ge- 
ringen Schwankungen  unterlag,  ist  die  Zahl 
der  den  Industrial  Schools  überwiesenen 
Kinder  sehr  bedeutend  gestiegen.  Während 
im  Jahre  1864  nur  1668  ihnen  zugewiesen 
wiu^en,  betrug  deren  Zahl  in  den  Jahren 

1896  7256,  1897  6778  und  1898  7005.  Den 
eigentlichen  Industrial  Schools  (mit  Aus- 
nahme der  Day  und  Truant  Schools)  wurden 
überwiesen  1896  3415(darunter716  Mädchen), 

1897  3433  (darunter  736  Mädchen),  1898 
3224  (darunter  668  Mädchen)  Kinder. 

Die  Ergebnisse  der  Zwangserziehung  in 
den  Reformatory  wie  in  den  Industrial  Schools 
erscheinen  nach  den  Berichten  der  Inspek- 
toren ausserordentlich  günstig.  Nach  dem 
Bericht  ftir  das  Jahr  1891  soll  die  Führung 
von  78  Prozent  der  entlassenen  Knaben  und 
von  76  Prozent  der  entlassenen  Mädchen 
eine  unzweifelhaft  gute  gewesen  sein.  Nur 
15  Prozent  der  entlassenen  Knaben  und  5 
Prozent  der  entlassenen  Mädchen  sollen 
später  strafbare  Handlungen  begangen  haben. 
Indessen  lassen  diese  Angaben  sich  nicht 
kontrollieren  und  andere  Berichte  stimmen 
mit  ihnen  keineswegs  überein.  Von  Ge- 
fängnisdirektoren wird  vielfach  darüber  ge- 
klagt, dass  nicht  selten  die  schlimmsten 
Verbrecher  Zöglinge  der  Beformatory  Schools 
sind.  Der  Geistliche  einer  solchen  Anstalt 
berichtete  im  Jahre  1884 :  »Die  Uebel,  welche 
aus  dem  Zusammenleben  von  älteren  und 

iüngeren  Knaben  in  den  Anstalten  erwachsen, 
;5nnen  in  Worten  kaum  geschildert  werden. 
Die  angedeutete  Korruption  ist  eine  Ursache 
fa.st  aller  der  Widersetzlichkeiten,  Brand- 
stiftimgen  und  anderer  Missethaten,  von  denen 
Avir  so  häufig  in  Verbindung  mit  diesen  An- 
stalten hören.«  Auch  in  England  bestätigt 
die  Erfeihnmg,  dass  trotz  sorgfältiger  Ueber- 


wachung  es  in  grossen  Anstalten  nicht  ver- 
hindert werden  kann,  dass  die  schlechtesten 
Elemente  die  minder  verdorbenen  an  sich 
ziehen  und  die  Anstalt  zu  einer  Schule  des 
Lasters  machen.  Als  ein  weiterer  Nachteil 
wird  hervorgehoben,  dass  die  Verantwort- 
lichkeit der  Eltern  diurch  die  Leichtigkeit, 
mit  der  die  Kinder  in  die  Anstalten  aufge- 
nommen werden,  abgeschwächt  wird.  »Es 
giebt  zahlreiche  Eltern,  welche  vorsätzlich 
ihre  Kinder  auf  den  Pfad  des  Verbrechens 
und  des  Lasters  stossen,  um  sie  dann  mit 
Vergnügen  in  den  Gefängnissen,  den  Er- 
ziehnngs-  und  Besserungsanstalten  auf  Kosten 
der  Steuerzahler  unterhalten  zu  lassen« 
(Howard  Association  Beprt  1890  p.  12). 
»Die  Eltern  sollten  vielmehr  genötigt  werden, 
ihre  Pflichten  zu  erfüllen,  nicht  sollten  sie 
davon  befreit  werden.  Die  Gesetzgebung 
der  letzten  Jahre  ist  viel  zu  weit  in  dem 
Bestreben  g^;angen,  die  Eltern  von  ihrer 
natürlichen  Verantwortlichkeit  zu  befreien.« 
Auch  sind  die  Kosten  der  Zwangserziehung 
in  England  ausserordentlich  hoch.  Die 
Kosten  eines  Zöglings  in  einer  Reformatory 
School  belaufen  sich  im  Jahre  auf  15  bis 
28  £,  in  einer  Industrial  School  auf  13  bis 
28  £,  in  einer  training  ship  auf  32  £,  wäh- 
rend, wie  erwähnt,  durch  die  Beiträge  der 
Eltern  hiervon  nur  5  Prozent  gedeckt  werden. 
—  Endlich  wird  es  als  ein  Mangel  der  eng- 
hschen  Gesetzgebung  bezeichnet,  dass  den 
Eltern  der  Zöglinge  die  elterlichen  Rechte 
verbleiben,  so  dass  die  Zöglinge  nach  der 
Entlassung  häufig  wieder  den  schlechten 
Einflüssen  verbrecherischer  und  sittenloser 
Eltern  verfallen.  Um  diesem  Uebelstande 
entgegenzuwirken,  bestimmt  das  Gesetz  von 
1891  (54  et  55  Vict.  eh.  23),  dass  der  Vor- 
stand der  Anstalt  die  elterlichen  Rechte  aus- 
üben kann,  um  Lehrlings-  und  Arbeitsver- 
hältnisse der  Zöglinge  zu  begründen,  und 
nach  dem  Gesetze  von  1894  (57  et  58  VicL 
eh.  33)  verbleiben  die  Zöglinge  der  Industrial 
Schools  auch  nach  ihrer  Entlassung  unter 
der  Aufsicht  des  Schulvorstandes  bis  zum 
vollendeten  18.  Jahre.  Es  beruht  gewiss 
auf  üeberlreibung,  wenn  ein  englischer 
Staatsmann  erklärte,  dass  das  System  der 
englischen  Zwangserziehung  in  der  unheil- 
vollsten und  umfassendsten  Weise  die  Ver- 
kehrung einer  ursprünglich  wohlgemeinten 
Philanthropie  und  Gesetzgebung  bilde.  Immer- 
hin sind  die  Erfahnmgen  Englands  nicht 
derart,  dass  sie  eine  blinde  Nachahmung 
rechtfertigen  würden.  Auch  die  Ergebnisse 
der  englischen  Kriminalstatistik,  auf  die  in 
Deutschland  wiederholt  hingewiesen  ward, 
um  die  ausgezeichneten  Erfolge  der  eng- 
lischen Zwangserziehung  darznthun,  sind  nur 
mit  grosser  Vorsicht  zu  verwerten.  Aller- 
dings hat  die  Zahl  der  Personen,  die  wegen 
Vergehen  oder  Verbrechen  (indictable  offen- 
es* 
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ces)  verurteilt  wordea  sind,  in  den  letzten 
vierzig  Jahren  im  Verhältnis  zur  Bevölkerung 
sehr  bedeutend  abgenommen.  Auf  100000 
Enwohner  kamen  im  Jahre  1858  887,9  Ver- 
urteüte,  im  Jahre  1898  nur  noch  505,9.  Seit 
dem  Jahre  1868  ist  diese  Verhältniszahl 
stetig  gesunken.  Indes  darf  hieraus  nicht 
sofort  auf  die  Abnahme  der  Kriminalität  in 
England  geschlossen  werden.  In  der  Ein- 
leitung zu  der  Kriminalstatistik  Englands  für 
das  Jahr  1896  erklärt  der  Verfasser:  »Wer 
eich  nicht  durch  ein  Vorurteil  oder  den 
Wunsch,  zu  einem  bestimmten  Ergebnis  zu 
gelangen,  leiten  lässt,  wird  aus  der  kritischen 
Prüfimg  der  Kriminalstatistik  der  letzten 
Jahre  vor  allem  die  üeberzeugung  gewinnen, 
dass  es  mit  der  äussersten  Schwierigkeit 
verbunden  ist,  über  die  Zunahme  oder  die 
Abnahme  der  Kriminalität  zu  einem  be- 
stimmten Schlüsse  zu  gelangen.«  Die  Zahl 
der  Verurteilungen  ist  hieniir  allein  nicht 
massgebend.  Vor  allem  ist  zu  beachten, 
dass  in  England  keine  Behörde  verpflichtet 
ist,  eine  jede  Strafthat  strafrechtlich  zu  ver- 
folgen, dass  aber  die  öffentliche  Meinung 
mehr  und  mehr  der  strafrechtlichen  Ver- 
folgung, sofern  sie  nicht  unbedingt  erforder- 
lich erscheint,  sich  abgeneigt  zeigt  Die 
Einleitung  zu  der  Kriminalstatistik  für  1898 
sagt  hierüber:  »Der  Gedanke,  das  Gesetz  zu 
sühnen  und  Gerechtigkeit  zu  üben,  tritt  zu- 
rück ;  der  Gedanke,  Uebelthäter  wohlwollend 
zu  behandeln  und  ihnen  eine  Möglichkeit 
ftlr  ein  geordnetes  Leben  zu  geben,  über- 
wiegt. Dieser  Aenderung  in  der  öffentlichen 
Meinung  ist  es  zuzuschreiben,  dass  manche 
Verbrechen,  die  früher  in  der  Statistik  er- 
schienen wären,  jetzt  nicht  zum  Gegen- 
stand strafrechtlicher  Verfolgung  gemacht 
werden.  Dies  ist  ein  Faktor,  den  statistisch 
zu  schätzen  wir  kein  Mittel  haben.  Aber 
ich  glaube,  daas  wir  mit  HinbUck  darauf 
bedeutende  Abzüge  von  den  günstigen  Folge- 
rungen machen  müssen,  zu  denen  wir  sonst 
gelangt  wären«  (p.  25). 

Dazu  kommt,  dass  trotz  der  Zwangser- 
ziehung die  Zahl  der  jugendlichen  Uebel- 
thäter picht  abgenommen  hat.  (Eine 
Vergleichung  ist  erst  seit  1893  möglich, 
da  die  früheren  statistischen  Aufns^men 
nach  anderen  Gnmdsätzen  erfolgten.)  Zwar 
ist  die  Zahl  der  Verurteilungen  Jugend- 
licher, wie  die  Zahl  der  Verurteilungen 
überhaupt,  im  Sinken.  Auf  100  000  Jugend- 
liche derselben  Altersklasse  kamen  von 
Kindern  unter  12  Jahren  1893  24  Ver- 
urteilte, 1898  29 ;  von  Kindern  von  12  bis 
16  Jahren  1893  261,  1898  241,  von 
Jugendlichen  von  16  bis  21  Jahren  1893 
321,  1898  293.  Dagegen  ist  der  Prozent- 
satz der  Jugendlichen  unter  21  Jahren  im 
Verhältnis  zu  der  Gesamtzahl  der  Ver- 
urteilten   iast   unverändert   geblieben.     Er 


belief  sich  im  Jahre  1893  auf  40,8 o/o;    im 
Jahre  1898  auf  40,3  o/o. 

2.  Norwegen.  In  sehr  eingehender 
Weise  hat  das  umfangreiche,  aus  54  Para- 
graphen bestehende  Gesetz  betreffend  die 
Behandlung  verwahrloster  Kinder  vom  6. 
Juli  1896  die  Zwangserziehung  geordnet. 
Hiemach  ist  in  jeder  Gemeinde  ein  Vor- 
mundschaftsrat zu  bilden.  Er  hat  zu  be- 
stehen aus  einem  Richter  als  Vorsitzendem, 
einem  Geistlichen  und  fünf  von  der  Gemeinde- 
vertretung auf  Vorschlag  des  Gemeinde- 
vorstands zu  wählenden  Mitgliedern,  unter 
denen  sich  ein  Arzt  und  eme  oder  zwei 
Frauen  befinden  müssen.  Der  Vormund- 
schaftsrat  ist  die  Zwangserziehungsbehörde. 
Was  die  Voraussetzungen  betrifft,  unter 
denen  die  Zwangserziehung  angeordnet 
werden  kann,  so  ist  zunächst  zu  bemerken, 
dass  Kinder  vor  vollendetem  14  Jahr  straf- 
rechtlich nicht  verfolgt  werden  können.  Die 
Anklagebehörde  kann,  wenn  ein  Kind  nach 
vollendetem  14.,  aber  vor  vollendetem  16. 
Jahre  eine  strafbare  Handlung  begangen  hat, 
nach  Lage  des  Falles  eine  Strafverfolgung 
einleiten  oder  aber  davon  absehen.  Der 
Zwangserziehung  können  nur  Kinder,  die 
das  16.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet 
haben,  überwiesen  werden,  und  zwar  unter 
folgenden  Voraussetzungen: 

a)  sofern  sie  eine  strafbare  Handlung 
begangen  haben  und  nach  den  Verhältnissen 
Zwangserziehung  erforderlich  erscheint; 

b)  sofern  sie  durch  Verschulden  der 
Eltern  oder  Erzieher  verwahrlost  oder  miss- 
handelt worden  oder  sittlich  verkommen 
oder  gefährdet  sind; 

c)  sofern  es  aus  anderen  Gründen  sich 
als  notwendig  erweist,  das  Kind  der 
Zwangserziehung  zu  überweisen. 

Mit  der  UeSerweisung  in  die  Zwangs- 
erziehung kann  der  Vormundschaftsrat  zu- 
gleich den  Eltern  die  elterUche  Gewalt  ab- 
erkennen. Gegen  den  Beschluss,  durch  den 
Zwangserziehung  angeordnet  wird,  können 
die  Eftem  Bescnwerde  an  das  Ministerium 
einlegen. 

Die  Unterbringtmg  eines  Kindes  kann  in 
einer  geeigneten  Familie,  in  einem  Kinder- 
heim, in  einer  Erziehungsanstalt  oder  in 
einer  Besserungsanstalt  erfolgen.  Kinder,  die 
das  6.  Jahr  noch  nicht  vollendet  haben,  sowie 
solche,  die  noch  nicht  sittlich  verkommen 
sind,  sollen  in  einer  Familie  oder  in  einem 
Kinderheim  untergebracht  werden.  Kinder, 
die  nicht  mehr  schulpflichtig  sind  (die 
Schulpflicht  endet  mit  dem  voUeodeten  14 
Jahre,  G.  v.  26.  Juni  1889),  können  in  einer 
Dienst-  oder  Lehrstelle  untergebracht  wei^ 
den.  In  eine  Besserungsanstalt  dürfen  nur 
Kinder  aufgenommen  werden,  die  das  12. 
Jahr  vollendet  haben,  wenn  sie  ein  Ver- 
brechen begangen    haben  oder   wenn   ihit» 
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Führung  sonst  eine  hochgradige  sittliche 
Verkommenheit  zeigt,  ferner  in  Zwangs- 
erziehung befindliche  jiigendliche  Personen 
nach  vollendetem  16.  Jahre,  die  vorläufig 
und  widerruflich  entlassen  waren  und  deren 
Entlassung  wegen  schlechter  Führung 
widerrufen  werden  musste.  Die  Zwangs- 
erziehung endet  mit  dem  vollendetem  18. 
Jahr;  sofern  der  Zögling  aber  in  einer 
Besserungsanstalt  sich  befindet,  erst  mit 
vollendetem  21.  Jahre.  Doch  ist  sie  früher 
aufzuheben,  wenn  ihr  Zweck  erreicht  oder 
dessen  Erreichung  anderweit  sicher  ge- 
stellt ist. 

Liegen  die  Voraussetzimgen  zm-  Anord- 
nung der  Zwangserziehung  nicht  vor,  hat 
aber  ein  noch  schulpflichtiges  Kind  eine 
strafbare  Handlung  begangen,  wegen  deren 
es  strafrechtlich  nicht  verfolgt  wird,  so  kann 
der  Vormundschaftsrat  beschlieesen,  dass 
das  Kind  auf  die  Dauer  bis  zu  sechs  Mo- 
naten in  einer  Zwangsschule  unterge- 
bracht wird,  wenn  hierzu  Gelegenheit  ist 
In  der  Zwangsschule,  zu  deren  Errichtung 
die  Gemeinden  nicht  verpflichtet  sind,  ver- 
bleiben die  Kinder  nicht  nur  während, 
sondern  auch  ausserhalb  der  Unterrichtszeit 
Auch  die  Schulbehörde  kann  die  Verbringung 
eines  Kindes  in  eine  Zwangsschide  auf 
höchstens  sechs  Monate  anordnen,  wenn  das 
Kind  hartnäckig  die  Schule  versäumt  oder 
sich  besonders  schlecht  aufführt  und  die 
anderen  Mittel  zur  Aufrechthaltung  der 
Zucht  und  Ordnung  sich  als  fruchtlos  er- 
wiesen haben.  Die  Kosten  der  Unterbringung 
eines  Kindes  in  eine  Zwangsschule  sind  von 
der  Gemeinde  zu  tragen,  doch  giebt  der 
Staat  einen  Zuschuss  von  30  Oere  (34  Pfennig) 
tätlich  für  das  Kind.  Die  Kosten  der  Unter- 
bnu^ng  eines  Kindes  in  eine  geeignete 
Familie  hat  die  Gemeinde  zu  bestreiten, 
deren  Vormundschaftsrat  die  Zwangser- 
ziehung angeordnet  hat  Ist  das  Kind  in 
der  Gemeinde  nicht  heimatberechtigt,  so 
hat  sie  einen  Ersatzanspruch  gegen  die 
Heimatsgemeinde  (über  Erwerb  und  Verlust 
des  Heimatsrechts  nach  norwegischem  Recht 
s.  den  Art  Armen wesen  oben  Bd.  I 
S.  1162),  oder  wenn  das  Kind  in  keiner  Ge- 
meinde heimatberechtigt  ist,  gegen  den 
Staat  Der  Staat  bat  für  die  Errichtung 
von  Erziehungs-  und  Besserungsanstalten, 
die  zur  Unterbringung  der  der  Zwangs- 
erziehung überwiesenen  Kinder  erforderlich 
sind,  Sorge  zu  tragen.  Doch  können  als 
Erziehungsanstalten  auch  private  und  kom- 
munale Erziehungsanstalten  benutzt  werden, 
deren  Statuten  vom  Staate  genehmigt  sind, 
aber  nur  mit  staatlicher  Erlaubnis,  die  jeder- 
zeit widerruflich  ist  Die  Besserungsanstalten 
sind  dagegen  nur  staatliche  Anstalten.  Die 
Kosten  der  Unterbringung  in  eine  Erzieliungs- 
oder  Besserungsanstalt  werden  vom  Staate 


bestritten,  die  Gemeinde  hat  aber  einen  Zu- 
schuss von  40  Oeren  (45  Pfennige)  für  den 
Tag  und  das  Kind  zu  zahlen  ^mit  Ersatz- 
anspruch an  die  Heimatsgemeinde).  Der 
Vormundschaftsrat  (oder  in  dem  oben  an- 
gegebenen Falle  der  Unterbringung  in  eine 
Zwangsschule  die  Schulbehörde)  kann  he- 
stimfnen,  dass  Eltern  des  Kindes  an  die  Ge- 
meinde und  für  den  die  Auslagen  der  Ge- 
meinde übersteigenden  Beitrag  an  den  Staat 
Ersatz  der  Kosten  zu  leisten  haben.  Doch 
darf  nur  Ersatz  im  Höchstbetrag  von  1  Krone 
(1  M.  12,5  Pf.)  für  den  Tag  gefordert  werden. 
8.  Oesterreich.  In  O^erreich  werden 
Kinder,  die  vor  vollendetem  10.  Jahre  eine 
strafbare  Handlung  b^;ehen,  strafrechtlich 
nicht  verfolgt,  sie  sind  »bloss  der  häuslichen 
Züchtigung  zu  überlassen«  (Strafgesetzb.  v. 
1852  §  237).  Haben  sie  nach  vollendetem 
10.,  aber  vor  vollendetem  14.  Jahre  ein  Ver^ 
brechen  begangen,  so  wird  die  Handlung 
nur  als  üebertretung  bestraft  und  zwar  mit 
Freiheitsstrafe  bis  zu  sechs  Monaten,  die  in 
einem  »abgesonderten  Verwahrungsortc  zu 
verbüssen  ist  (§  270).  Begehen  sie  straf- 
bare Handlungen,  die  an  sich  nur  Vergehen 
oder  üebertretungen  sind,  so  werden  sie  in 
der  Regel  der  häuslichen  Züchtigung,  nur 
imter  besonderen  Umständen  der  Ahndung 
der  Polizeibehörde  überlassen  (§  273).  Je- 
doch kann  im  ersteren  Falle  auch  auf  Untere 
bringung  in  eine  Zwangsarbeits-  und  Besse- 
rungsanstalt erkannt  werden,  und  im  letzteren 
Falle  kann  dies  geschehen,  wenn  das  Kind 

finzlich  verwahrlost  ist  und  ein  anderes 
ittel  zur  Erzielung  einer  ordentlichen  Er- 
ziehung und  Beaufsichtigung  nicht  ausfindig 
gemacht  werden  kann  (G.  v.  24.  Mai  1885 
betr.  strafrechtliche  Bestimmungen  §  8). 
Personen,  welche  wegen  einer  der  im  Gteseti 
angegebenen  Handlungen  (Landstreicherei, 
gewerbliche  Unzucht,  Bettelei,  Diebstahl, 
Brandlegung  etc.)  verurteilt  worden  sind  und 
deren  Unterbringung  in  eine  Zwangsarbeits- 
anstalt im  Urteil  für  zulässig  erklärt  ist, 
sind,  sofern  sie  das  18.  Lebensjahr  noch 
nicht  vollendet  haben,  in  besondere  Zwangs- 
arbeits-  und  Besserungsanstalten  auf  höch- 
stens zwei  Jahre  unterzubringen  (G.  v.  10. 
Mai  1873  wider  Arbeitsscheue  und  Land- 
streicher §  13;  G.  V.  24.  Mai  1885  betr.  die 
Zwangsarbeits^  und  Besserungsanstalten). 
Nach  dem  letzteren  Gesetz  haben  die  ein- 
zelnen Länder  die  Zwangsarbeits-  und  Besse- 
ningsanstalten  zu  errichten.  Der  Staat  hat 
»nach  Massgabe  der  Notwendigkeit  und 
Zwtekmässigkeit«  einen  Beitrag  zu  den 
Kosten  zu  leisten. 

4.  Frankreich.  In  Frankreich  ist  die 
Zulässigkeit  der  Strafverfolgung  nicht  von 
einem  bestimmten  Alter  des  Thäters  ab- 
hängig gemacht  Personen  unter  16  Jahren 
sind  ab«r  freizusprechen,    wenn  sie  ohne 
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Dnterscheidungsvermögen  (sans  discerae- 
ment)  gehandelt  haben  (Code  penal  Art.  66). 
Sie  sind  dann  entweder  ihren  Eltern  zurück- 
zugeben oder  zur  Zwangserziehung  auf  eine 
vom  Richter  zu  bestimmende  Zeit  in  einer 
Colonie  penitentiaire  xmterzubringen.  Die 
Entlassung  hat  spätestens  mit  vollendetem 
20.  Jeihre  zu  erfolgen  (G.  v.  5.  August  1850). 
Denselben  Anstalten  werden  jugendliche 
Personen  überwiesen,  die  zu  mehr  als  sechs- 
mouatlicher,  aber  weniger  als  zweijähriger 
Gefängnisstrafe  verurteilt  sind.  Die  zu 
längerer  Freiheitsstrafe  verurteilten  sowie 
die  unbotmässigen  Zöglinge  der  colonies 
penitentiaires  werden  in  die  colonies  cor- 
rectionelles  verbracht.  —  Kinder  unter  16 
Jahren,  welche  Grund  zu  grosser  Unzufrieden- 
heit geben,  sind  auf  Antrag  des  Vaters  auf 
höchstens  einen  Monat  in  eine  Besserungs- 
anstalt zu  verweisen.  Kinder  über  16  Jahre 
können  unter  der  angegebenen  Voraus- 
setzung auf  Autrag  des  Vaters  durch  den 
Präsidenten  des  Gerichts  auf  höchstens  sechs 
Monate  dahin  verwiesen  werden  (Code  civü 
Art.  375  ff.).  —  Das  G.  v.  24.  Juli  1889  hat 
sodann  die  Fälle  bestimmt,  in  welchen  den 
Eltern  die  elterliche  Gewalt  über  ihre  Kinder 
zu  entziehen  ist.  Der  Verlust  der  elter- 
lichen Gewalt  muss  ausgesprochen  werden, 
wenn  der  Inhaber  wegen  bestimmter  Delikte 
verurteilt  wird  (Verführung  des  Kindes  zur 
Prostitution,  Verbrechen  gegen  die  Person 
des  Kindes,  zweimalige  Verurteilung  wegen 
Verfüluamg  minderjähriger  Personen  zur 
Prostitution  etc.),  und  sie  k  a  n  n  ausgesprochen 
werden,  wenn  der  Inhaber  zur  Zwangsarbeit 
oder  zweimal  wegen  Landstreicherei,  Aus- 
setzung etc.  oder  wenn  er  wegen  gewohn- 
heitsmässiger  Verleitung  zur  Ausschweifung 
oder  Verletzung  des  Gesetzes  gegen  die 
Trunksucht  verurteilt  wird,  ferner  wenn  das 
Kind  strafbare  Handlungen  begangen  hat, 
aber  wegen  mangelnder  Emsicht  der  Zwangs- 
erziehung überwiesen  wird,  endlich  wenn 
die  Gesundheit,  Sicherheit,  Sittlichkeit  des 
Kindes  dm-ch  Trunksucht,  schlechten  Lebens- 
wandel oder  schlechte  Behandlung  gefährdet 
werden.  Wird  die  Vormundschaft  über  ein 
solches  Kind  von  einer  geeigneten  Person 
nicht  freiwillig  übernommen,  so  ist  sie  der 
öffentUchen  Armenpflege  zu  übertragen. 
Die  Kinder  unter  16  Jahren  sind  emer 
Familie  oder  einer  öffentlichen  oder  Privat- 
anstalt zur  Erziehung  zu  übergeben.  Sie 
stehen  unter  Aufsicht  des  Präfekten.  Durch 
Beschluss  des  Generalrats  können  die  nach 
diesem  Gesetz  der  Zwangserziehung  über- 

f ebenen  Kinder  den  enfants  assistös  (s.  Bd.  I 
.  1125)  gleichgestellt  werden.  Die  Kosten 
■werden  dann  in  derselben  Weise  wie  die 
der  enfants  assistes  von  dem  Departement, 
dem  Staat  und  den  Gemeinden  getragen 
(8.  a.  a.  0.). 


Eine  Ei^änzung  haben  diese  Bestim- 
mungen in  dem  G.  v.  19.  April  1898  er- 
halten. Findet  ein  Strafverfahren  w^rea 
eines  Vergehens  oder  Verbrechens  statt,  das 
von  einem  Kinde  oder  an  einem  Kinde  be- 
gangen worden  ist,  so  kann  der  Unter- 
suchungsrichter für  die  Dauer  des  Ver- 
fahrens die  Sorge  für  die  Person  des  Kindes 
(la  garde  de  l'enfant)  den  Eltern  oder  dem 
Vormunde  entziehen.  Das  Kind  wird  dann 
in  eine  geeignete  Familie  oder  Anstalt  ge- 
bracht oder  der  öffentlichen  Armenpflege 
übergeben.  Auf  Beschwerde  entscheidet  das 
Gericht.  Nach  Beendigung  des  Verfahrens 
kann  das  Gericht  dann  auch  auf  die  Dauer 
eine  solche  Massregel  anordnen  (Artt  4,  5). 

5.  Italien.  In  Italien  findet  nach  dem 
Str.G.B.  V.  30.  Juni  1889  Art.  53  keine 
Strafverfolgung  gegen  Kinder  statt,  die  vor 
vollendetem  9.  Jahre  eine  strafbare  Hand- 
lung begehen.  Ist  aber  die  strafbare  Hand- 
lung mit  Zuchthaus  oder  Gefängnis  auf 
wenigstens  einen  Monat  bedroht,  dann  kann 
der  Präsident  des  Civilgerichts  auf  Antrag 
des  Staatsanwalts  für  das  Kind  Zwangs- 
erziehung in  einer  Besserungsanstalt  (höch- 
stens bis  zur  Volljährigkeit)  anordnen  oder 
das  Kind  den  Eltern  überweisen  unter  An- 
drohung einer  Geldstrafe  bis  zu  2000  Lire 
gegen  letztere  für  den  F^,  dass  das  Kind 
während  seiner  Minderjährigkeit  unter  Ver- 
schuldung der  Eltern  ein  Vergehen  verübt 
Begehen  Kinder  nach  vollendetem  9.  und 
vor  vollendetem  14.  Jahre  eine  strafbare 
Handlung,  so  sind  sie  freizusprechen,  wenn 
sie  ohne  Einsicht  der  Strafbarkeit  gehandelt 
haben.  Es  können  dann  aber  die  soeben 
erwähnten  Anordnungen  auch  für  sie  ge- 
troffen werden.  Haben  sie  dagegen  mit 
Einsicht  gehandelt  und  werden  sie  zu  einer 
Freiheitsstrafe  verurteilt,  so  ist  letztere  in 
einem  Zwangsarbeitshaus  zu  verbüssen.  Die 
Verbüssung  der  Freiheitsstrafe  in  einer 
solchen  Anstalt  kann  auch  für  jugendliche 
Verbrecher  angeordnet  werden,  die  nach 
vollendetem  14.  und  vor  vollendetem  18.  Jahre 
eine  strafbare  Handlung  b^hen  (Art.  54, 
55).  Diese  Bestimmungen  finden  aber  ihre 
Ei^nzung  durch  das  Gesetz  über  die  öffent- 
liche Sicherheit  vom  23.  Dezember  1888. 
Hiernach  kann  durch  den  Präsidenten  des 
Gerichts  die  staatlich  Oberwachte  Erziehung 
oder  die  Zwangserziehung  auch  angeordnet 
werden  über  jugendliche  Personen,  die  das 
18.  Jahr  noch  nicht  vollendet  haben,  wenn 
sie  arbeitsscheu  oder  Landstreicher  sind  oder 

fewohnheitsmässig  dem  Bettel  oder  der 
rostitution  obliegen  oder  wenn  sie  im 
Sinne  des  Gesetzes  für  übel  beleumimdet 
(diffamati)  erklärt  sind.  Bei  staatlich  übei^ 
Wächter  Erziehung  werden  sie  den  Eltern 
oder  dem  Vormund  zurückgegeben  unter 
Androhung  einer  Strafe   bis  zu  1000  Lire 
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für  den  Fall,  dass  die  Eltern  etc.  nicht  für 
die  Erziehung  sorgen  oder  das  Verhalten 
der  jugendlichen  Personen  nicht  genügend 
überwachen.  Wird  Zwangserziehung  ange- 
ordnet, so  wird  die  betreffende  Person  einer 
geeigneten  Familie  oder  einer  Besserungs- 
anstalt übergeben,  um  dort  so  lan^  zu  ver- 
bleiben, bis  sie  ein  Handwerk,  eine  Kunst 
oder  sonst  einen  Beruf  gelernt  hat  Mit 
der  Mündigkeit  hört  jedodi  in  allen  Fällen 
die  Zwangserziehung  auf.  Zu  den  Kosten 
haben  die  Eltern  in  einem  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  zu  bestimmenden  Verhältnisse 
beizutragen  (Artt.  113—116). 

Lltt^ratnr :  Fifhring,  Die  Zwangserziehung  und 
die  Bettrafung  Jugendlicher,  in  Handbufh  des 
Gefängnitweten»  (herausgegeben  von  v.  HolUen- 
darf  und  v.  Jagemann  1S88),  Bd.  II  S.  £79  bis 
St7  mit  reichhaltigen  Litteraturangaben.  —  Der- 
selbe, Gesetzgebung  des  Deutsehen  Reichs  und 
der  detUschen  Einzelstaaten  betr.  Ztvangscrziehung 
1890  (Zusammenstellung  der  Gesetze).  —  A»eh- 
TOtt,  Behandlung  der  verwahrlosten  und  ver- 
brecherischen Jugend  und  Vorschläge  zur  Se- 
form,  1892.  —  Appelius,  Die  Behandlung 
jugendlicher  Verbrecher  und  verwahrloster  Kinder 
189i.  —  Verhandlungen  der  dritten  Landesver- 
sammlung der  Internationalen  KrimiruUistischen 
Vereinigung,  in  Zeitschrift  für  die  ges.  Straf- 
rechtswitsenschafi,  Bd.  XIII  (1898),  S.  741  bis 
809.  —  Berger,  Jugendsehutz  und  Jugend- 
besserung Bd.  I  1897  (wenig  brauchbare  Mate- 
rialiensammlungj.  —  Loenlng,  Die  Zwangs- 
erziehung Minderjähriger  nach  den  deutschen 
Beichs-  und  Landetgesetzen,  in  Jahrb.  f.  Kat.  u. 
Stat.,  3.  F.,  Bd.  XXII  (1901)  S.  1—86  (aus- 
führliche Darstellung  der  Bestimmungen  sämt- 
licher deutscher  Cfesetze).  —  Die  Kommentare  zu 
dem  Preussischen  Gesetz  über  Fürsorgeerziehung 
von  Schmitz  (S.  Auß.  1901),  SöUe  (t.  Aufi.  1901) 
und  AsehroU  (1901).  —  F.  C.  Wlnea,  The  State 
of  prisons  and  of  child  saving  institutions  of  the 
eivilized  world  (Cambridge  Mass.  1880)  p.  718  sq. 
—  TaUaek,  Penologieal  and  preventive  prin- 
ciples  (1887)  p.  SIS  sq.,  p.  849  ff.  —  Orosvenor 
in  Journal  of  the  Statistical  Society  LH, 
(1890)  p.  877—413.  —  Ro»a  Bareth  ebd.  LXIII 
(1900)  S.  183-271.  —  Aschrott,  Slrafsystem 
u.  G^ängniswesen  in  England  (1887)  S.  106  bis 
118.  —  Tönnies  in  Zeitschr.  f.  ges.  Strafrechtsw. 
Bd.  XIII,  S,  894  ff-  —  Lenz,  Zwangserziehung  in 
England (1894).  — Judicial  Statistics ,  Eng- 
land and  Wales  1892—1898  (1893-1900).  — 
iMUemand,  Histoire  des  enfants  abandonnes 
et  delaissis  (1885).  —  Sawx,  yos  jeunes  detenus. 
Etüde  sur  l'ei\fance  coupable  (1890). 

Edgar  Loenlng. 


Zwangs-  nnd  Bannrechte. 

1.  Begriff,  Wesen,  Entstehung,  Uebelst&nde. 
2.  Die  Bannmeile.  3.  Die  Realgewerbeberech- 
tigongen.    4.  Die  Aufhebung  der  Z.  n.  B. 


1.  Begriff,  Wesen,  Entstehung,  Uebel- 
stände.  Die  Bannrechte  waren  jene  Vor- 
schriften, vermittelst  deren  alle  Einwohner 
eines  Distrikts  oder  ein  Teil  derselben  ge- 
zwungen waren,  sich  bei  der  Befriedigung 
ihres  Bedarfs  an  gewisse  Stätten  oder  Per- 
sonen zu  halten.  Mochte  es  sich  um  die 
Entnahme  fertiger  Waren  oder  um  die  In- 
anspruchnahme von  Leistungen  handeln  — 
immer  war  man  verpflichtet,  an  einer  be- 
stimmten Stelle  einzukaufen  oder  arbeiten 
zu  lassen.  Die  Bannrechte  wenden  sich 
also  au  den  Konsumenten.  Sie  beschränken 
dessen  freie  Wahl.  Im  Gegensatze  zu  ihnen 
stehen,  obwohl  gleichfalls  unter  die  Kategorie 
der  Gewerbebeschränkungen  fallend,  die  aus- 
schliesslichenGe  Werbeberechtigungen 
oder  -gerechtigkeiten,  die  den  Produ- 
zenten treffen,  der  nicht  privilegiert  ist. 

Vorzugsweise  waren  ursprünglich  die 
Gruudherren  die  Inhaber  derartiger  Zwanga- 
und  Bannrechte,  jedoch  auch  Klöster,  Ge- 
meinden, Korporationen.  Als  Zwangsrechte 
sind  sie  zu  bezeichnen,  da  das  allgemeine 
preussische  Landrecht  (Teil  1,  Titel  XXII) 
die  Zwangsgerechtigkeit  dahin  erklärt,  dass 
sie  die  Befugnis  sei,  »andere  im  Gebrauche 
ihrer  Freiheit  zu  handeln  zum  Vorteil  der 
Berechtigten  zu  beschränken«.  Insofern  nun 
diese  Befugnis  den  Berechtigten  gegen  alle 
Einwohner  eines  gewissen  Bezirks  oder 
ge|;en  gewisse  Klassen  derselben  zusteht, 
heisst  sie  ein  »Bannrecht«. 

In  der  Hauptsache  hatten  sich  diese 
Rechte  entwickelt  bei  der  Müllerei,  der 
Bierbrauerei,  der  Branntweinbrennerei.  In- 
des gab  es  auch  einen  Färberei-,  Backofen-, 
Kelter-,  Abdeckerei-.  Schmiede-  und  Schank- 
zwang.  Ja  Mascher  (S.  325)  berichtet 
sogar  von  einem  Sauerengnrkenzwang  aus  - 
Torgau,  worunter  das  den  Seilern  daselbst 
zustehende  monopolistische  Recht  des  Han- 
dels mit  saueren  Gurken  zu  verstehen  war. 
Nach  dem  allgemeinen  preussischen  Land- 
recht bestand  die  Braugerechtigkeit  in  der 
Befugnis,  Bier  zum  Verkaufe  zu  verfertigen, 
die  Schankgerechtigkeit  im  Recht,  Getränke 
zu  verkaufen,  der  K^ug^•erlag  in  der  Berech- 
tigung, eine  gewisse  Schankstätte  mit  Ge- 
tränk zu  versorgen.  Soweit  waren  sie  also 
eigentlich  gar  nicht  Zwangsrechte.  Sie 
wurden  es  erst,  wenn  derjenige,  dem  in 
einem  Bezirk  allein  die  Braugerechtigkeit 
zukam,  anderen  das  Brauen  daselbst  verbieten 
und  die  Einfuhr  ausserhalb  gebrauten  Biers 
untersagen  konnte.  Öder  wenn  der  Krug- 
verlag die  Befugnis  einschloss,  dem  Inhaber 
der  Schankstätte  zu  verbieten,  das  auszu- 
schenkende Getränk  von  einer  anderen  Stelle 
zu  beziehen. 

Alle  diese  Zwangs-  und  Bannrechte  lassen 
sich  doch  wohl  einerseits  zurückführen  auf 
das  herrschaftliche  Recht,  den  gnindhörigen 
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Hilfen  die  Bedingungen  ihrer  Produktion 
sowie  die  Art  und  Weise  der  Ableistung 
ihrer  Pflichten  vorzuschreiben.  Alles  was 
ein  (Grundherr  anordnete  oder  durch  Gewalt 
behauptete,  war  eben  Recht,  indem  die- 
jenigen, die  ihm  unterworfen  waren,  nicht 
anders  konnten,  als  auch  in  dieser  Beziehung 
ihm  zu  gehorchen.  Andererseits  aber  machte 
sich  geltend,  dass  gerade  die  Grundherrschaft 
es  war,  die  für  ihre  eigene  Wirtschaft  ge- 
werbliche Anlagen  schufj  deren  bauliche 
Kosten  nicht  unbeträchtliche  waren.  Da 
lag  es  dann  nahe,  anderen  die  Mitbenutzung 
nicht  nur  zu  erlauben,  sondern  sie  im  Hin- 
blick auf  grössere  Einträglichkeit  der  Unter- 
nehmung obligatorisch  zu  machen.  Mühlen, 
Backhäuser,  Brauhäuser,  Oelstampfen,  Wein- 
kelter sind  an  vielen  Orten  in  der  That  von 
den  Grundherrschaften  erbaut  oder  herge- 
richtet worden.  Von  den  Stadtherren  erwarben 
später  die  Städte  dieselben  Bannrechte  oder 
brachten  solche  auch  wohl  im  Gegensatz 
zu  den  von  diesen  geübten  Rechten  zur 
Geltung.  Die  Stadt  soi^  ebenfalls  für  ge- 
werbUche  Anlagen  im  Interesse  ihrer  An- 

fehörigen.  Miihlen,  Walkereien,  Backöfen, 
chlachthäuser  werden  häufiger.  Schleif-, 
Säge-  und  Pulvermühlen,  Ziegeleien  gelegent- 
lich erwähnt,  deren  Benutzung  durch  alle 
Interessenten  sich  zunächst  von  selbst  ver- 
standen haben  mochte,  später  erzwungen 
wurde. 

Sicher  hatte  die  Gesamtheit  ein  lebhaftes 
Interesse  daran,  dass  derartige  Anstalten 
geschaffen  wurden,  die  wegen  des  Risikos 
m  ihrem  Betriebe  oder  wegen  der  Kost- 
spieligkeit der  Mittel  von  Privalpersonen 
sonst  nicht  in  gleicher  Vollkommenheit  oder 
Grösse  hergestellt  worden  wären.  Man  kann 
somit  ihre  häufigere  Begründung  ganz  gut 
als  ein  Zeichen  der  beginnenden  Wohlfahrts- 
politik  der  Grundherrschaften  ansehen.  Aber 
man  vergesse  nicht,  dass  es  sich  um  mono- 
polistische Gewerbsbefugnisse  handelt,  dass 
die  Grundherrschaft  die  Anstalten  zunächst 
im  Hinblick  auf  ihre  eigene  Bequemlichkeit 
schuf  und  Opfer  dabei  nicht  brachte.  So 
musste  denn  ungeachtet  der  guten  ursprüng- 
lichen Absicht  und  trotz  der  Vorteile,  die 
das  Aufkommen  gewisser  Gewerbsverrich- 
tungen für  einzelne  und  die  Gesamtheit 
hatte,  doch  ihr  Grundfehler  allmählich  zum 
Vorschein  kommen.  Dieser  lag  nicht  nur 
in  der  Beschränkung  der  natürlichen  Frei- 
heit, sondern  darin,  dass  der  fortschreiten- 
den Entwickelung  des  gewerblichen  Bedarfs 
nicht  Rechnung  getragen  werden  konnte. 
Nahm  die  Bevölkerung  des  Distrikts  zu, 
stieg  die  Nachtrage  nach  Produkten  oder 
Leistungen,  so  reichten  die  Anstalten,  deren 
Benutzung  erzwungen  wurde,  nicht  mehr 
aus.  Neue  aber  kamen  nicht  hinzu,  weil 
damit  ja  die  Einträglichkeit  der  älteren  ge- 


litten hätte.  Die  ursprüngliche  Annehm- 
lichkeit, sich  der  bei  ihrer  Entstehung  auch 
vielleicht  technisch  höchst  vollkommen  an- 
gerichteten Anlagen  in  der  Nähe  bedienen 
zu  können,  verwandelte  sich  in  den  bitteren 
Zwang,  mit  unzureichender,  schlechter  und 
doch  verhältnismässig  teurer  Befriedigung 
von  Bedürfnissen  vorlieb  nehmen  zu  müssen. 
Man  hätte  vollständiger  und  wirtschaftlicher 
befriedigt  werden  können,  wenn  nicht  das 
Bannrecht  die  freie  Mitwerbung  ausge- 
schlossen haben  würde. 

Im  Herzogtume  Preussen  beispielsweise, 
wo  bezüglich  der  Domänenämter  die  Amts- 
artikel von  1642  den  Mfihlenzwang  aus- 
sprachen, wurde  im  Jahre  1731  ein  neues 
Reglement  erlassen.  Laut  demselben  wur- 
den alle,  die  ihre  Mühlengerechtigkeit  nicht 
nachweisen  konnten,  an  irgend  eine  vor- 
handene Mühle  als  Zwangsmahlgäste  ver- 
schrieben. Nur  dann,  wenn  die  Mühle  nicht 
binnen  36  Stunden  das  Mehl  liefern  konnte, 
war  man  berechtigt,  eine  fremde  Mühle  auf- 
zusuchen. Es  bewegte  sich  auf  derselben 
Linie  einer  beabsichtigten  Erleichterung  für 
die  Verpflichteten,  wenn  durch  das  Patent 
vom  J3.  März  1736  die  Müller  angewiesen 
wurden,  für  Mahlgäste,  die  nicht  über  zwei 
Tage  warten  konnten,  Mehl  zum  Verkaufe 
zu  halten.  Trotz  alledem  wurde  der  Mflhlen- 
zwang  gerade  von  kleinen  Leuten  als  sehi 
drückend  empfunden.  Sie  mussten  mit 
ihren  geringen  Vorräten  tagelang  warten, 
und  faUs  sie  nach  Ahlauf  der  bestimmten 
Zeit  einen  Erlaubnisschein  zur  Benutzung 
einer  anderen  Mühle  erhielten,  waren  eben 
doch  Tage  versäumt  worden. 

Es  ist  höchst  bezeichnend,  wenn  am  19. 
Juli  1802  auf  dem  Amte  Heinrichswalde  in 
Litauen  die  Eigenkätner  zweier  Dorfschaften 
sich  beschweren  mussten,  dass  ihnen  auf 
geschärften  Befehl  der  Kriegs-  und  Do- 
mänenkammer in  Gumbinnen  ihre  Quirdeln 
(Handmühlen)  abgenommen  seien.  Sie 
wären  daher  in  Verlegenheit,  da  die  Mflhle, 
zu  der  sie  gehörten,  sich  ausser  stände  be- 
fände, ihr  Mehl  gut  zu  befördern.  Auch 
drückte  der  Müller  sie  durch  die  Forderung, 
dass  sie  ihm  das  anschlagsmässige  Mahl- 
geld bezahlen  sollten,  wenn  sie  ^eich  wenig 
oder  gar  nichts  hätten  vermählen  lassen. 

Dazu  gesellt  sich  das  weitere  Bedenken, 
dass  der  Urheber  eines  bannberechtigten  ge- 
werblichen Unternehmens  weniger  Soi^gfalt  zu 
zeigen  versucht  wird  als  ein  anderer  Gewerbe- 
treibender. Er  ist  eben  seiner  Kundschaft 
sicher,  während  jener  eine  solche  durch  die 
Güte  seiner  Leistungen  sich  erst  erringen 
muss  und  dann  darauf  Obacht  zu  nehmen 
hat,  dass  er  sie  nicht  wieder  einbüssL  Ganz 
treffend  fasst  daher  Rau  die  nachteiligen 
Wirkungen  der  Bannrechte  folgendermassen 
zusammen.      1.  Sie  verleiten   die  Besitzer 
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des  Rechts,  ihr  Gewerbe  sorglos  und  mangel- 
haft zu  betreiben ;  2.  sie  lassen  andere  Unter- 
nehmungen nicht  zu  Stande  kommen ;  3.  sie 
zwingen  die  Abnehmer,  schlechte  oder  teuere 
Waren  zu  kaufen  oder  sich  überhaupt  eine 
minder  gute  und  verspätete  Bedienung  ge- 
fallen zu  lassen,  auch  sich  öfters  aus  einer 
lästigen  Entfernung  zu  versorgen.  Was  die 
Gesetzgebung  etwa  zum  Schutz  der  Bann- 
pflichtigeu  vorsah,  war  ungenügend.  Taxen 
für  die  Dienste,  die  man  in  Anspruch  nehmen 
sollte,  sicherten  nicht  vor  Ueberteuerung,  da 
man  ja  die  Beschaffenheit  derselben  oder 
der  Arbeiter  nicht  genau  vorzuschreiben  im- 
stande war.  Und  wenn  der  Bannberechtigte 
zur  Schadloshaltung  des  Verpflichteten,  der 
durch  seine  Schxdd  Verlust  erlitt,  angehalten 
werden  konnte  oder  Aufhebung  seiner  Be- 
rechtigungen ihm  drohte,  fedls  der  Ver- 
pflichtete über  die  Leistungen  sich  be- 
schwerte, so  blieben  derartige  Klagen  doch 
immer  eine  lästige,  nicht  allemal  Erfolg 
versprechende  Angelegenheit  für  den,  der 
sie  anbringen  sollte.  Selbst  wenn  man  zu- 
zugeben geneigt  ist,  dass  den  Baunrechten 
der  volkswirtschaftliche  Gedanke  einer  im 
öffentlichen  Interesse  liegenden  Regelung 
der  Beziehungen  von  Angebot  und  Nach- 
frage zu  Grande  liegt,  was  mir  noch  nicht 
bewiesen  zu  sein  scheint,  so  muss  man  immer 
sagen,  dass  unter  vorgeschrittenen  und  ent- 
wickelteren Verhältnissen  die  Durchführung 
einer  derartigen  Regelung  in  dieser  Weise 
nicht  mehr  denkbar  ist.  So  wenig  es  möglich 
ist,  das  Konzessionssystem  zur  Zufriedenheit 
der  Konsumenten  nach  Massgabe  des  jewei- 
ligen Bedürfnisses  funktionieren  zu  lassen, 
da  man  die  Grenzen  des  letzteren  eben  nicht 
mit  annähernder  Sicherheit  zu  berechnen 
vermag,  so  ist  es  auch  nicht  durchführbar, 
die  Zahl  der  dem  Publikrun  dienen  sollen- 
den bannberechtigten  Anstalten  jeweilig  zu 
vermehren  oder  den  Betiieb  der  vorhandenen 
entsprechend  zu  erweitern.  Das  Interesse 
der  Berechtigten  wird  da  immer  dem  Inte- 
resse der  Gesamtheit  entgegen  sein  und 
sich  damit  trösten,  dass  dem  Wechsel  und 
Umschwung  im  Bedarf  des  konsumierenden 
Publikiims  ^enau  zu  folgen  die  grössten 
Schwierigkeiten  verursacht  Schon  Benedict 
meinte  daher  zutreffend,  dass  diese  Privi- 
legien gegen  die  Lehren  der  Staatswissen- 
sciaften  verstiessen  —  auch  insofern  als 
ungeachtet  der  grossen  Vorteile,  welche  die 
Berechtigten  geniessen,  doch  der  Gegenstand 
nicht  so  vollständig  verwertet  werde,  als  er 
bei  freier  Verfügung  des  Eigentümers  ver- 
wertet werden  könnte.  Und  mau  muss 
Miller  zustimmen,  wenn  er  von  den  Bann- 
rechten  sagt:  von  dem  Augenblicke  an,  wo 
die  Bevölkerung  in  progressivem  Wachstum 
begriffen  ist,  wirken  sie  schädlich  und  wer- 
den mindestens  überflüssig.    Sie  unterbinden 


die  Adern  des  Verkehrs,  verhindern  das 
Emporkommen  der  Gewerbe,  verteuern  die 
notwendigsten  Lebensbedürfnisse  und  geben 
den  Privüegieninhabera  die  Macht,  trotz  der 
hohen  Preise  schlechte  Waren  oder  Leis- 
tungen zu  verkaufen. 

2.  Die  Bannmeile.  Im  engsten  Zu- 
sammenhange mit  den  Bannrechten  steht 
die  Einrichtung  der  Bannmeile.  Sie  ist  wie 
jene  aus  einer  grandherrlichen  Wurzel  hervor- 
gegangen und  stützt  sich  verfassungsrecht- 
lich auf  den  Burgbann.  Sie  bestand  in 
dem  Recht  städtischer  Handwerker,  auf  dem 
platten  Lande  innerhalb  eines  gewissen  Um- 
kreises um  die  Stadt  Gewerbetreibende,  die 
darauf  rechneten,  den  Absatz  ihrer  Produkte 
oder  Leistungen  in  der  Stadt  zu  finden, 
nicht  didden  zu  müssen.  Früh  zeigt  sich 
dieses  Privileg.  Bereits  der  Sachsenspiegel 
(in  der  Weiskeschen  Ausgabe  III.  Bd.  Art 
66  §  1)  bestimmt  in  den  Worten  >man  en 
müz  cheinen  markt  büwen  deme  andern 
einer  mtle  näh«  die  Nähe,  in  der  Märkte  zu 
einander  sein  sollen.  Und  die  Glosse  sagt: 
Habent  singuli  cives  fundatum  de  jure  hoc 
Privilegium  ne  infra  miliare  drcum  circa 
habeantur  vimim  seu  cerevisiae  alienae 
venalis  et  ne  fiant  brasia  et  aliae  decocti 
hujusm.  In  den  Stadtrechten  fängt  dann 
die  Bannmeile  seit  dem  13.  Jahrhundert  an 
ihren  Einzug  zu  halten.  Löwenberg  ver- 
fügt 1217,  dass  innerhalb  einer  Meile  kein 
Branntweinschank  stattfinden  noch  irgend 
ein  Handwerk  ausgeübt  werden  soUe.  Der 
Verkauf  von  Getrfaken  insbesondere  wird 
durch  diese  Bannmeilen  den  Städten  vorbe- 
halten. Troppau  duldete  um  1224  keine 
Krüge  in  seiner  Umgebung.  Ems  verlangte 
1244,  dass  die  Schankwirte  ihr  Gewerbe 
nach  altem  Brauche  nur  in  der  Stadt  aus- 
üben. Altenburg  erlaubte  um  1250  niur 
an  gewissen  namhaft  gemachten  Orten,  die 
wohl  Getränke,  aber  kein  Bier  brauten,  die 
Errichtung  von  Schankstätten.  Sonst  war 
dieselbe  im  Umkreise  einer  Meile  untersagt 
Das  Brauen  ausserhalb  der  Stadt  war  in 
Brieg  1250,  in  Eisenach  1283  ebenso  ver- 
lioten.  In  Weissensee  durfte  1265  auf  den 
Dörfern  innerhalb  einer  Meile  nur  dann 
eine  Schenke  gehalten  und  fremdes  Bier 
verkauft  werden,  wenn  ein  besonderes  Pri- 
vileg die  Berechtigung  dazu  erkannt  hatte. 
Bei  anderen  Städten  findet  sich  ein  ausge- 
dehnteres MeUenrecht,  das  sich  auf  den 
Betrieb  verschiedener  Gewerbe  bezog.  So 
erhielt  Guben  von  dem  Markgrafen  Heinrich 
das  Recht,  innerhalb  der  Meile  keinen 
Kretscham  und  ausserhalb  der  Planken 
der  Stadt  keine  Häuser  zu  dulden,  in  denen 
Malz  bereitet  oder  Verkauf  von  Gewändern, 
Schuhen  und  anderen  Waren  getrieben 
wurde.  Auch  Ereiberg  war  eingeräumt 
worden,  innerhalb  der  Meile  nicht  backen 
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noch  brauen  zu  lassen,  sondern  dergleichen 
Gegenstände  von  der  Stadt  aus  zu  versen- 
den. Trachenberg  a.  d.  Bartsch  litt  1253 
keine  Schankwirte,  Schmiede,  Schuster,  Tuch- 
und  Fleischverkäufer  und  Gewerbetreibende 
aller  Art  in  seiner  Bannmeile.  Ebenso  Leob- 
schütz  1270,  Schweidnitz  1285  und  1288. 
Auch  hier  wird  versprochen,  die  bereits 
ansässigen  Handwerker  zu  vertreiben  und 
die  bestehenden  Scliankstätten  abzubrechen. 

Die  Grösse  der  Bannmeile  ■  war  dabei 
sehr  verschieden  angesetzt.  Chemnitz  er- 
hielt 1357  z.  B.  das  Privilegium,  dass  ein 
zehnmeiliger  Rundbezirk  nur  in  Chemnitz 
bleichen,  auch  weder  roher  Flachs  noch  Garn 
und  ungebleichtes  Leinen  ausgeführt  werden 
durfte.  Die  sächsische  Landesordnung  von 
1482  lässt  schon  ^'i  Meile  jenseits  der 
städtischen  Weichbilder  gar  kein  Handwerk 
zu,  ausser  bei  nachweisbaren  Privilegien 
eines  Dorfes;  in  grösserer  Entfernung 
nur  Schmiede  und  Leineweber.  In  Däne- 
mark dagegen  wurde  1522  die  Bannmeile 
für  Schuster  und  Schneider  auf  2  Meilen 
rings  um  die  Städte  angesetzt.  In  Lübeck 
wurde  die  Bannmeile  niemals  durch  einen 
bestimmten  Ausspruch  allgemein  festgestellt, 
sondern  nur  im  einzelnen  mehrere  Verfü- 
gungen erlassen,  die  freilich  nach  einander 
die  Bannmeile  immer  mehr  ausdehnten. 
Die  Kannengiesser  z.  B.  begnü§:ten  sich  1421 
noch  damit,  dass  niemand  mnerhalb  der 
Landwehr,  d.  h.  innerhalb  des  die  Stadt  zu- 
nächst umgebenden  vom  sogenannten  Land- 
graben eingeschlossenen  Gebiete,  Kannen 
und  Fässer  machen  dürfe.  Aber  im  Jahre 
1653  verlangten  die  Aerater,  dass  kein  Hand- 
werker, der  ihnen  nicht  angehöre,  innerhalb 
zweier  Meilen  um  die  Stadt  wohne.  In 
einem  Dekrete  von  1756  wurde  diese  Aus- 
dehnung der  Bannmeile  genehmigt,  aber 
1804  gelegentlich  eines  Streites  zwischen 
Stuhlmacheru  und  Krämern  die  Bannmeile 
auf  eine  Entfernung  von  8  Meilen  gebracht. 

Volkswirtschaftlieh  hatte  die  ganze  Ein- 
richtung den  Charakter  einer  indirekten 
Preisregulierung.  Auf  diese  "Weise  war  die 
Möglichkeit  abgeschnitten,  durch  gelegent- 
liche Zufuhren  bei  ii-gend  einer  Ware  das 
Angebot  besonders  zu  vergrössern,  die  Preise 
mussten  daher  innerhalb  der  Stadt  weniger 
schwankend  sein.  Kein  städtischer  Hand- 
werker sah  sich  gemüssigt,  von  den  ge- 
wohnten Preisen  abzugehen,  weil  die  Kon- 
kurrenz ihn  nicht  dazu  drängte.  In  einem 
gewissen  Zusammenhange  stand  die  Bann- 
meile auch  mit  dem  Zunftzwange.  Nicht 
nur,  dass  über  die  ausserhalb  der  Stadt 
Wohnenden  die  Beaufsichtigimg  nicht  mit 
dem  richtigen  Nachdruck  vollzogen  werden 
konnte,  entband  der  Aufenthalt  auf  dem 
Lande  sie  auch  von  der  Teilnahme  an  den 
städtischen  und  zünftleiischen  Lasten. 


Mochte  die  Bannmeile  in  einer  Zeit  noch 
dünner  Bevölkerung,  als  es  wünschenswert 
schien,  an  einigen  städtischen  Mittelpunkten 
das  gewerbliche  Leben  zu  grösserer  Ent- 
faltung zu  bringen,  dim^haus  gerechtfertigt 
erscheinen;  mochten,  wie  Röscher  sagt,  in 
einer  raub-  und  fehdelustigen  Zeit  gewerb- 
liche Kapitalien  am  sichersten  hinter  städ- 
tischen Mauern  geborgen  sein  —  in  ihrer 
weiteren  Entwickelung,  indem  der  Egoismus 
städtischer  Handwerker  danach  strebte,  Ge- 
werbetreibende auf  dem  Lande  überhaupt 
gar  nicht  oder  nur  in  beschränkter  Zahl  zu 
dulden,  wurde  sie  lästig  und  verhängnisvoll. 
Bereits  zu  Anfang  des  15.  Jahrhimderts  tritt 
dieses  Streben,  die  Konkurrenz  einzuengen, 
ganz  unverhüllt  auf,  und  so  weit  ging  man, 
dass  Knechte,  die  auf  Dörfern  oder  im 
Bannkreise  gewerblich  thätig  gewesen  waren, 
jede  Hoffnung  auf  eine  Beschäftigung  beim 
städtischen  Meister  verloren,  ja  überhaupt 
in  der  Stadt  nicht  selbständig  werden  konnten. 
So  beschloss  wenigstens  die  Schmiedegilde 
in  Osnabrück  schon  1392,  keinen  zum  Meister 
anzunehmen,  der  »syn  eygen  arbeit  uep  11 
myl  by  der .  stat  gedan  hebbe«.  Im  Jahre 
1421  verpflichtete  sich  das  Kloster  Schame- 
beck,  gegen  eine  jährliche  Rente  von  40 
Mark,  die  das  Amt  der  Wollenweber  in 
Lüneburg  zu  zahlen  versprach,  seinen  Woll- 
webereibetrieb einzustellen.  In  Lübeck  war 
1414  die  Einbringung  von  Riemenwerk,  das 
in  Dörfern  oder  Landstädten  angefertigt 
war,  verboten.  Das  Schuhmacheramt  aber 
in  Osnabrück  beliebte  1499,  dass  Gesellen, 
die  auf  Dörfern  gelernt  hätten,  in  der  Stadt 
keine  Arbeit  gegeben  werden  sollte.  Aehn- 
liche  Bestimmungen  galten  im  16.  Jahr- 
hundert in  Hamburg  für  die  Korbmacher, 
die  Rade-  und  Stellmacher,  die  Wandmacher, 
in  Lübeck  für  die  Drechsler,  sowie  für  alle 
Hutfilter  der  wendischen  Städte.  In  Wismar 
war  im  16.  Jahrhundert  den  auf  dem  Lande 
sitzenden  Webern  verboten,  Garn  aus  der 
Stadt  zu  holen,  aber  allerdings  den  Bürgern 
freigestellt,  ihnen  dieses  zu  bringen.  Wider 
die  auf  den  Dörfern  um  Stettin  arbeiten- 
den Tuchscherer  erliess  Herzog  Barnim 
1544  eine  Verordnung.  Und  selbst  wo,  wie 
bei  der  Baumwollweberei  in  Ulm,  die  reiche 
Entfaltung  der  Industrie  nur  mit  Hilfe  det 
zahlreichen  Handweber  ermöglicht  wurde, 
hörten  die  Vertreter  der  Weberzunft  doch 
nicht  auf,  immer  wieder  aufs  neue  beim 
Rate  vorsteDig  zu  werden,  dass  den  Barchent- 
Landwebem  die  Erlaubnis,  auf  die  Ulmer 
Schau  zu  wirken,  entzogen  würde. 

Schliesslich  musste,  da  auch  der  Adel 
anfing  an  bürgerlicher  HantierungGeschmack 
zu  gewinnen,  z.  B,  der  Bierbrauerei  sich 
befleissigte  oder  Handwerker  zur  Nieder^ 
lassung  auf  dem  Lande  veranlasste,  die 
Angelegenheit    generell    geordnet    werden. 
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In  der  Landesordnung  der  BrOder  Herzog 
Ernst  und  Herzog  Albrecht  zu  Sachsen  aus 
dem  Jahre  1482  wird  schon  des  »Mälzens, 
Brauens  und  derer  Handwerksleute  halber« 
verfügt:  »es  soll  auch  Niemands,  welches 
Standes,  Würdens  oder  Wesens  der  sey,  auf 
keinem  Dorfe,  das  darauf  nicht  sonderlich 
gefreyet  ist,  keinen  Handwerksmann  setzen, 
zu  Hause  seyn,  noch  sein  Handwerk  keinen 
Tag  da  treibeu  lassen«.  Nur  in  den  »über 
ein  Viertel  Wegsc  von  den  Städten  ent- 
legenen Dörfern  durfte,  »zu  gemeinen  Nutzen, 
denen  armen  Leuten  zu  gute«,  ein  Schmied 
und  ein  Leineweber  ihren  Aufenthalt  nehmen. 
Die  Mecklenburgische  Polizeiordnung  von 
1516  wiederum  bestimmte,  nachdem  von 
verschiedenen  Städten  über  das  unrecht- 
mässige Brauen  tmd  die  Niederlassung  von 
Tuchmachern,Schneidem,Kürschuern,Schuh- 
machern  und  anderen  Handwerkern  auf  dem 
Lande  mannigfache  Beschwerden  ergangen 
waren,  ganz  genau  das  Bannrecht  und  die 
Aufenthaltserlaubnis  für  Gewerbetreibende. 
Dem  Adel  und  der  Geistlichkeit  wurde  zu- 
gestanden, einen  Haustrunk  zu  brauen,  niu- 
kein  Bier  zum  Verkauf.  Bauern,  Müller, 
Küster  und  andere  Landbewohner  hatten 
nur  das  Recht,  während  der  Ernte  für  sich 
und  ihr  Gesinde  einen  Haustrunk  zu  brauen. 
Sie,  wie  auch  die  Krüger,  waren  angehalten, 
ihre  Landesprodukte  in  die  Stadt  zum  Ver- 
kaufe zu  bringen  imd  von  dorther  Du-  Ge- 
tränk, Kleidung,  Schuhwerk  u.  s.  w.  zu  be- 
ziehen. Als  Handwerker  aber  sollten  auf 
dem  Lande  keine  anderen  geduldet  werden, 
als  die  seit  alten  Zeiten  dort  ansässig  ^ 
wesen  waren.  Welche  Gewerbe  gememt 
waren,  besagt  die  Ordnung  nicht,  doch  wird 
mit  der  Bestimmung  der  Polizeiordnung  von 
1572,  dass  sich  auf  dem  Lande  ausser  einem 
Schmiede,  Schneider  oder  Leineweber  kein 
Handwerker  aufhalten  dürfte,  wohl  niu*  ein 
seit  längerer  Zeit  bestehender  Zustand  gut- 
geheissen  worden  sein.  Es  blieb  bei  dieser 
Entscheidung  nicht,  und  in  den  Landtags- 
akten des  17.  Jahrhunderts  hörten  die  Gra- 
vamina  der  Städte  nicht  auf.  Im  Jahre 
1682  lautete  einer  der  von  den  Städten  zum 
gütlichen  Vergleich  gemachten  Vorschläge 
dahin,  dass  auf  dem  Lande  ausser  den  in 
der  Polizeiordnung  genannten  Handwerkern 
keine  geduldet,  Schuster  und  andere  ver- 
botene Handwerke  alsbald  abgeschafft  und 
nach  den  Städten  verwiesen  werden  sollten. 
Dagegen  forderte  die  Ritterschaft,  dass 
Zimmerleute,  Schneider,Grobschmiede,  Leine- 
weber, Wagen-  und  Rademacher  anzustellen 
auf  dem  Lande  jedem  frei  sein  solle,  Klein- 
Bchmiede,  Tischler,  Schuster  etc.  dagegen 
nur  an  den  Orten,  wo  es  hergebracht  Die 
Verordnung  Herzog  Friedrich  Wilhelms  vom 
18.  September  1703  verbot  von  Ostern  künf- 
tigen  Jahres   denen   von    der  Ritterschaft, 


»die  nicht  über  zwo  Meilen  von  denen 
Städten  situiret  seyn«,  Handwerker  auf  ihren 
Gütern  zu  halten.  Für  die  weiter  als  zwei 
Meilen  wohnenden  wurden  Grobschmiede, 
Rademacher,  Schneider,  Leineweber  erlaubt. 
Aehnlich  litt  die  hessische  Pohzeireformation 
von  1526  nur  Hausbäcker,  Schmiede,  Schnei- 
der und  Leineweber,  die  Frauentuch  machten, 
auf  dem  Lande,  und  in  Hamburg  war  wahr- 
scheinlich bereits  1548,  ganz  gewiss  1563 
verboten  worden,  überhaupt  in  der  Umge- 
bung gewerbliche  Arbeit  verrichten  zu  lassen. 

In  der  Mark  Brandenburg  bestanden  in 
den  Dörfern  sogenannte  Handwerksstellen. 
Das  Jahr  1624  war  als  Normaljahr  ange- 
sehen worden,  und  die  Häuser,  die  damals 
von  Handwerkern  bewohnt  waren,  hiessen: 
alte  Handwerksstellen.  Sie  waren  in  den 
Katastern,  deren  jeder  Kreis  eins  hatte,  auf- 
geführt, und  ausser  diesen  durfte  sieh  kein 
Handwerker  in  den  Dörfern  niederlassen. 
Immer  waren  auch  diese  katastrierten  Stellen 
nur  für  5  Kategorieen:  Schmiede,  Schneider, 
Weber,  Rademacher  und  Zimmerleute  vor- 
gesehen. Auch  diese,  sofern  ihre  Vertreter 
überzähhg  waren,  in  die  Städte  zu  ziehen, 
strebte  Friedrich  Wilhelm  I.  durchaus  an. 
Dagegen  war  das  kursächsische  Mandat  vom 
29.  Januar  1767  nachsichtiger.  Es  liess 
Zimmerleute,  Maurer,  Schneider,  Grob-  und 
Hufschmiede,  Wagner,  Stell-  und  Schirr- 
macher, in  jedem  DoriFe  freilich  nur  einen 
Meister  zu.  Für  städtischen  Bedarf  zu 
arbeiten  und  Lehrlinge  sowie  Gesellen  zu 
halten,  war  diesen  Dorfmeistem  nicht  er- 
laubt 

Die  kurbraunschweigische  Verordnimg 
aber  wegen  Einschränkung  der  Handwerker 
auf  dem  Lande  in  Lauenburg  vom  Jahre 
1776  bestätigte  eine  ältere  Verordnung  von 
1702,  nach  der  der  Adel  auf  seinen  Gütern 
Handwerker  für  seinen  eigenen  Bedarf  halten 
durfte.  In  den  Dörfern  jedoch  sollten  keine 
anderen  Gewerbetreibenden  als  Grobschmiede, 
Zimmerleute ,  Leineweber ,  Rademacher, 
Schuhflicker  und  Bauernschneider  zugelassen 
werden.  Nicht  minder  stand  das  hochfürst- 
lich bayreutiiische  Ausschreiben  vom  30. 
Juli  1746  betreffend  die  Abschaffung  der 
Missstände  bei  den  Handwerkern  auf  dem 
Standpimkt,  dass  auf  das  Land  nicht  so 
viel  Meister  »zum  Abbruch  der  in  Städten 
und  Märkten  sitzenden  imd  darein  eigentlich 
nur  allein  gehörige  Meisterschaften«  wie 
bisher  zu  setzen  seien.  Auch  in  Baden 
war  nach  der  landesherrlichen  Verordnung 
vom  9.  Februar  1808,  sogenanntes  Wander- 
Edikt  (§§  11,  12),  Grundsatz,  dass  Gewerbe, 
die  dem  Landbauer  nicht  nötig  sind,  auf 
dem  Lande  nicht  geduldet  werden  sollten. 
Die  für  die  Landorte  allgemein  zulässigen 
Gewerbe  waren:  Schneider,  Schuhmacher, 
Metzger,Bäcker,Müller^üfer,Kübler,Zimmer- 
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leute,  Schmiede,  "Wagner,  Weber,  Ziegler, 
Kalkbrenner,  Bierbrauer,  Glashütten,  Maurer, 
Schlosser,  Schreiner.  Es  bedarf  heute  kaum 
einer  Auseinandersetzung,  wie  sie  Leuchs  im 
Jahre  1848  noch  für  zweckmässig  hielt,  da- 
rüber, dass  derartige  Begünstigungen  der 
Städte  gegen  das  platte  Land  sich  nicht 
rechtfertigen  lassen.  Es  war  eine  Anomalie, 
wenn  der  Entwurf  einer  Gewerbeordnung 
für  das  Köni^ich  Sachsen  vom  Jahre  18^ 
noch  das  mittelalterliche  Verbot  des  Ge- 
werbebetriebes auf  dem  Lande  in  die  neue 
Ordnung  hinübertragen  wollte.  Freilich 
milderte  der  folgende  §  40  die  Härte  jener 
Bestimmungen  auf  dem  Wege  der  Regie- 
rungskonzession. Aber  es  bUeb  doch  immer 
seltsam,  dass  es  von  dem  willkürlichen  Er- 
messen der  Eegierungsbehörden  oder  gar 
den  Widersprüchen  von  unverständigen 
Dorfinsassen  abhängig  gemacht  w^erden 
sollte,  ob  auf  dem  Lande  sich  Gewerbe- 
treibende niederlassen  durften.  Jenen  wun- 
derlichen Einwand,  dass  die  Städte,  wenn 
man  dem  Handwerk  das  Land  freigäbe, 
veröden  würden,  hatte  die  Erfahrung  längst 
widerlegt  Als  man  im  Jahre  1831  in  der 
Schweiz  die  Gewerbefreiheit  proklamierte 
und  die  Stadtthore  niederriss,  wurde  von 
den  ZoptbOi^ern  der  Untergang  der  Städte 
prophezeit.  Das  Gegenteil  indes  trat  ein. 
Der  städtische  Gewerbebetrieb  blühte  kräf- 
tiger auf  als  je  und  die  Wochenmärkte 
waren  stärker  besucht  als  je  zuvor.  Bodemer 
hatte  vollständig  recht,  wenn  er  betonte, 
dass  die  Landbewohner  bei  Ausbreitung  der 
Gewerbe  auf  dem  Lande  in  ihren  An- 
sprüchen an  das  Leben  sich  steigern.  Sie 
werden  an  Gegenstände  gewöhnt,  die  sie, 
da  sie  begreifen,  dass  die  Dorf  band  werker 
nicht  so  geschickt  arbeiten  und  die  Dorf- 
krämer keine  befrietligende  Auswahl  bieten 
können,  mit  Recht  regelmässig  in  den  Städten 
aufsuchen  lernen.  Gleichwohl  dauerte  es 
doch  noch  bis  zur  Gewerbeordnung  von 
1869,  nachdem  einzelne  Gesetzgebungen 
mit  gutem  Beispiel  vorangegangen  waren 
(z.  B.  die  badische  1862),  dass  einheithch, 
zunächst  im  norddeutschen  Bunde,  später 
im  Reich  die  Unterscheidung  zAvischen  Stadt 
und  Land  in  Bezug  auf  den  Gewerbebetrieb 
und  seine  Ausdehnung  aufgehoben  wurde. 
3.  Die  Realgewerbeberechtigangen. 
Wieder  einen  besonderen  Charakter  wiesen 
die  sogen.  Realgerechtigkdten,  auch  unper- 
sönliche tmd  radizierte  Gewerbegerechtig- 
keiten genannt,  auf.  Sie  kamen  zunächst 
bei  solchen  Gewerben  auf,  deren  Betrieb 
ein  Gebäude  mit  besonderer  Einrichtung 
forderte,  also  in  Mühlen,  Schmieden,  Bäcke- 
reien u.  s.  w.  Niemand  konnte  ein  der- 
artiges Gewerbe  selbständig  betreiben,  ohne 
eine  solche  Stelle  von  dem  zeitweiligen  In- 
haber erworben  zu  haben.    Dabei  traf  man 


nicht  einmal  die  Vorkehrung,  dass  der  neue 
Erwerber  das    betreffende   Gewerbe     per- 
sönlich   auszuüben    imstande    sein   müss>e. 
Später  entwickelten  sich  diese  Gewerbege- 
rechtigkeiten auch  bei  Gewerben,  für  deren 
Betrieb  ein  Grundstück    nicht  erforderlich 
war,  so  dass  schliesslich    fast  kein  Hand- 
werker sich  niederlassen  konnte,  ehe  er  von 
einem  anderen  die  Befugnis  erkauft  hatte. 
Mit  den  Zwangs-  und  Bannrechten  haben 
diese  Realrechte   die   Befugnis    zu    ii^nd 
einer  Produktion   oder  einem  Vertrieb  auf 
einem  bestimmten  räumlichen  Gebiet  gemein. 
Sie  unterscheiden  sich  aber   von  ihnen  in- 
sofern, als  sie  weniger  intensiv  sind.    Die 
Bewohner  eines  ländlichen  Distrikts,  für  das 
ein  Bannrecht  gilt,  haben  keine  andere  Mög- 
lichkeit, ihren  Bedarf  befriedigen  zu  lassen, 
als  den  Bannberechtigten  anzugehen.    Da- 
gegen vermochten  die  Bewohner   eines  Ge- 
biets, in  dem  die  Realgerechtigkeiten  herrsch- 
ten, entweder  ihren  Bedarf  an  Gewerbspro- 
dukten durch  Thätigkeit  im  Hause  zu  decken 
oder  den  betreffenden  Gegenstand  von  aus- 
wärts zu  beziehen.  Das  Schlimme  dieser  Real- 
rechte lag  jedoch  darin,  dass  die  Berechti- 
gung zu  einem  Gewerbe,  die  doch  von  den 
persönlichen  Kenntnissen  imd  Fertigkeiten 
abhängen  sollte,  käuflich,  wie  J.  G.  Hoffmann 
sich   ausdrückt,    zu   einem   Familieneigen- 
tum   wurden.     Und    dieser   Verkaufswert 
der  Gerechtigkeiten  wurde  mitimter  zu  aussei^ 
ordentlicher  Höhe  emporgetrieben.   Der  Ver- 
fasser   des    »Interesse    des  Menschen   und 
Bürgers    bei    den    bestehenden    Znnftver- 
fassungen«  i)  behauptete  im  Jahre  1803,  dass 
es  in  Preussen  Städte  gäbe,  wo  eine  Bäcker- 
gerechtigkeit  2500  Thlr.,  eine  Schuhmacher- 
gerechtigkeit 1200  Thlr.  galt    Die  gesamten 
reinen   Braugerechtigkeiten    einer    einzigen 
Stadt  glaubte  er  auf  800000  Thaler  veran- 
schlagen zu  sollen.    Er  nahm  an,  dass  in 
Preussen    damals    unter  8  Millionen    Ein- 
wohnern   etwa    160000    zünftige    Meister 
in   den  Städten  seien.    Wenn    von    diesen 
nur  ein  Zehntel  Gerechtigkeiten  zu  kaufen 
genötigt   wäre  und  der  Durchschnittswert 
einer  solchen   1000  Thaler   sei,   so    hätten 
dieselben   schon    zusammen     16   Millionen 
Thaler    gekostet    Die    Verzinsung    dieses 
Änkaufsgeldes,  mit  einer  Gefahrprämie  zu 
71/2  "/o  berechnet,  ergäbe  einen  Betrag  von 
1 200  000  Thalem,  der  von  den  Konsiunenten 
jährlich  aufgebracht  werden  müsste,  tun  die 
Gewerbetreibenden  für  den  Ankauf  der  Ge- 
rechtigkeiten zu  entschädigen.    Man  konnte 
sich  nur  damit  trösten,  dass  es  anderswo 
nicht  besser  war,  indem  z.  B.  in  Paris  im 
Jahre  1825  eine  Bäckergerechtigkeit  50000 


*)  Es  ist  J.  G.  Hoffmann,  der  nachherig« 
Direktor  des  kgl.  preuss.  statistischen  Bnieans 
in  Berlin. 
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bis  100000  Francs,  eine  Fleischergerechtig- 
keit 150000  Francs  kostete.  In  Bayern  soll 
es  vollkommen  sein,  dass  eine  Barbier- 
gerechtigkeit  mit  20000  Gulden  bezahlt 
wurde.  Wie  Lotz  in  seinem  Handbuch  der 
Staatswissenschaftslehre  (11,  114)  annehmen 
konnte,  dass  der  bei  solchen  Fällen  gezahlte 
Preis  wesentlich  durch  den  Wert  der 
zum  Betriebe  nötigen  Anlagen  bedingt  sei, 
und  wenn  man  diesen  Betrag  von  dem  Gre- 
samtpreise  in  Abzug  bringe,  für  das  er- 
kaufte Monopol  bei  den  meisten  erkauften 
Gerechtigkeiten  nicht  viel  nachbleibe,  ist 
nicht  verständlich. 

Derartige  Realgerechtigkeiten  sind  über- 
all in  Deutschland  nachweisbar.  Nirgends 
sind  sie  so  ansehnlich  und  wichtig  ge- 
worden wie  in  Bayern.  Der  Qnindsatz 
»Kunst  erbt  nicht«,  der  einst  überall  in 
Deutschland  anerkannt  war,  blieb  auch  in 
Bayern  bis  über  die  Hälfte  des  18.  Jahr- 
hunderts hinaus  in  voller  Kraft  Immerhin 
nahm  das  bayerische  Landrecht  von  1756 
die  Brauerei  aus.  wegen  der  für  sie  nötigen 
Anlagen.  Das  mochte  selbst  in  seiner  \  er- 
allgemeinerung  auf  die  Besitzer  »grosser 
und  kostbarer  Gewerbe -Vor-  und  Mnrich- 
timgen«  noch  zu  ertragen  sein.  Aber  nach 
demselben  Landrechte  konnte  der  Inhaber 
einer  persönlichen  Gewerbebefugnis  mit 
obrigkeitlichem  Konsense  sein  Recht  an 
ein  zunftfähiges  und  handwerkskundiges 
Individuum  abtreten.  Daraus  entwickelte 
sich,  obwohl  nur  eine  »massige«  Rekognition 
zu  entrichten  war,  das  Verhängnis,  indem 
in  das  bisher  unangefochtene  Princip  der 
Personalität  und  des  öffentlichen  Charakters 
der  Gewerbebefugnis  eine  weite  Bresche 
geschossen  wurde.  Diese  sogenannten  Ces- 
sionen  kamen  immer  häufiger  vor,  und 
immer  grösser  wurde  die  Zahl  der  Ge- 
werbe, (fie  man  als  an  den  Anlagen  haftend 
ansah.  Schliesslich  nahmen  die  Zünfte  jede 
Gewerbeberechtigung  als  eine  reale  an. 
Anfangs  hielten  die  Behörden  an  dem  Grund- 
satze der  Persönlichkeit  der  Handwerksbe- 
fugnisse fest  In  dem  sogenannten  Münchener 
Büi^ervergleich  von  17G9  aber  erkannte  der 
Magistrat  die  Realität  und  Erblichkeit  der 
Gewerberechte  vollständig  an.  Derselbe  er- 
hielt zwar  nicht  die  kurfürstliche  Bestäti- 
gung, jedoch  de  facto  blieb  die  Realität  der 
Gewerberechle  entschieden.  In  den  späteren 
Regieningsjahren  Karl  Theodors,  1777 — 1799, 
war  die  grösste  Zahl  der  Zünfte  geschlossen 
und  waren  alle  Erwerbsbehignisse  real.  »So 
konnte  man  in  der  That  auf  keine  andere 
Weise  in  die  Zunft  eindringen  als  mit  voller 
Börse  als  Käufer  oder  höolistens  noch  an 
der  Hand  einer  ileisterswitwe«. 

Der  Erlass  vom  1.  Dezember  1804  be- 
treffend die  Handwerksbefugnisse  machte  den 
Beginn  mit  den  Reformen.    Er  steUte  den 


Grundsatz  auf,  dass  Handwerksbefugnisse, 
die  bloss  auf  persönlicher  Geschicklichkeit 
beruhen,  die  Natur  realer  Gerechtigkeiten 
oder  eines  veräusserlichen  Eigenttuns  nicht 
annehmen  können.  Niu-  Gewerbe,  deren  Aus- 
übung nach  der  Natur  derselben  mit  besonders 
dazu  eingerichteten  Häusern  verbunden  ist, 
wie  Brauereien  oder  Mühlen,  durften  als 
radizierte  Rechte  verliehen  werden.  Aber 
die  Massregel  blieb  trotz  aller  Einschärfungen 
eine  halbe.  Die  Behörden  fuhren  ruhig 
fort,  Gewerbegerechtigkeiten  als  Exekutions- 
objekte zur  Veräusserung  zu  bringen,  imd 
im  Jahre  1825  war  man  sogar  so  weit,  dass 
die  Stadt  München  eine  Eingabe  zum  Schutz 
der  Realgerechtigkeiten  machte.  Man  bat 
den  König,  die  Realität  der  Gewerbe,  wie  sie 
vor  1804  bestand,  wieder  einzuführen  und 
den  sogenannten  Personalgewerbegerechtig- 
keiten (oder  Konzessionen)  mit  ihren  Beein- 
trächtigungen Einhalt  zu  thun.  Das  neue 
Gewerbeg^tz  vom  11.  September  1825 
brachte  zwar  angeblich  keine  Veränderung 
des  bisherigen  Standpunktes.  Gleichwohl 
stellte  es  die  unpersönlichen  Rechte  »wieder 
ganz  in  dem  der  Natiu-  der  Sache  ent- 
sprechenden umfange  unter  den  Titel  und 
die  Aegide  des  Privateigentums«  und  war 
nachsichtig  gegen  die  schon  zu  Recht  be- 
stehenden realen  und  radizierten  Rechte. 
Die  Beschränkungen  ihrer  Veräusserlichkeit 
wurden  ermässigt  Auf  die  Dauer  jedoch 
fielen  die  Missbräuche,  die  mit  den  unper- 
sönlichen Gewerbegerechtigkeiten  vorkamen, 
zu  stark  ins  Gewicht  Ein  vom  Könige  ge- 
nehmigter Beschluss  der  Kammern  machte 
es  daher  1856  zur  Notwendigkeit,  selbst  bei 
Niederlassung  auf  ein  erworbenes  reales  oder 
radiziertes  Recht  den  Nahrungsstand  wie 
gewöhnlich  zu  prüfen.  Erst  von  dem  Aus- 
fall dieser  Nachforschung  sollte  die  Erlaub- 
nis zum  Gewerbebetrieb  abhängig  sein,  und 
damit  waren  allerdings  die  realen  Rechte 
in  ihrer  Bedeutimg  erheblich  abgeschwächt 
Sie  sanken  von  der  Stelle  eines  freien  Ein- 
trittsrechtes zu  einem  Rechte  auf  vorzüg- 
liche Berücksichtigung  bei  notwendig  be- 
fundener Besetzung  einer  erledigten  Meister- 
stelle herab.  Fremch  war  damit  der  ganze 
Missstand  noch  nicht  beseitigt.  Schein- 
erwerbungen werden  zwar  nicht  mehr  vorge- 
kommen sein,  aber  die  Möglichkeit  der  Per- 
sonalkonzessionen zu  erwerben  war  doch 
verhindert  und  für  die  konzessionierende 
Behörde  blieben  die  Realrechte  ebenso 
bindend  wie  früher.  Nach  Kleinschrods 
Angabe  bestanden  am  Ausgange  der  50  er 
Jahre  in  Bayern  nicht  weniger  als  76375 
unpersönliche  Gewerberechte.  Davon  waren 
radizierte  Brauereien  5790,  Wirtschafts- 
rechte 16174,  innungsmässige  Gewerbe 
39  080,  nicht  innungsmässige  Gewerbe  14  930, 
Handels-  und  Kämmereigerechtigkeiten  311, 
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Durch  das  Gesetz  vom  6.  Februar  1868 
wurden  sie  alle  aufgehoben.  Art.  7  des- 
selben besagt:  Die  dingliche  Eigenschaft 
der  zu  Recht  bestehenden  realen  und  radi- 
zierten Rechte  bleibt  unverändert.  In  realer 
oder  radizierter  Eigenschaft  dürfen  keine 
Gewerbe  mehr  verliehen  werden.«  Nun- 
mehr durfte  also  jeder  ohne  weiteres  den 
Betrieb  eines  Gewerbes  beginnen.  Eine  Ab- 
lösung der  Rechte  fand  nicht  statt.  Nur 
eine  Folge  hatte  der  Besitz  eines  Realrechtes, 
insofern  seinem  Inhaber,  wenn  er  den  vor- 
geschriebenen persönlichen  Voraussetzungen 
fenügte,  die  zur  Ausübung  des  Gewerbes 
azu  erforderliche  Zonzession  nicht  ver- 
weigert werden  sollte  (Art  11).  So  hörten 
in  Bayern  die  Realrechte  auf,  sehr  zum 
Staunen  der  Verteidiger  einer  Ablösung. 
In  Preussen  stellte  das  Edikt  betreffend 
die  Einführung  einer  allgemeinen  Gewerbe- 
steuer vom  2.  November  1810  den  Grund- 
satz auf:  In  denjenigen  Orten,  wo  jetzt  Ge- 
werbegerechtigkeiten stattfinden .  welche 
nicht  auf  einem  Grundstück  haften  und  da- 
mit in  keiner  unzertrennlichen  Verbindung 
sind,  die  aber  dennoch  in  den  Hypotheken- 
büchern eingetragen  sind,  soD  eine  billige 
Entschädigung  für  den  bisher  Berechtigten 
von  den  Regierungen  reguliert  werden.«  In 
Württemberg  herrschte  bei  den  Ver- 
handlungen Ober  die  am  5.  August  1836  er- 
lassene sogenannte  revidierte  Gewerbeord- 
nung noch  grosse  Unklarheit  über  die  Real- 
rechte. Fest  steht  niu-  so  viel,  dass  sie  da- 
mals noch  nicht  beseitigt,  vielmehr  den 
Berechtigten  gelassen  und  ihnen  erlaubt 
wurde,  ihr  Gewerbe  fortzusetzen.  Daneben 
wurde  freilich  jeder,  der  nach  Massgabe  der 
Zunftgesetzgebnng  dazu  befähigt  war,  auf 
seine  persönlichen  Fähigkeiten  hin  ohne  den 
früher  notwendigen  Realbesitz  zur  selb- 
ständigen Ausübung  des  Gewerbes  zuge- 
lassen. Der  daran  anknüpfenden  Streitfrage, 
ob  nun  die  Realberechtigten  eine  Entschädi- 
gung zu  beanspruchen  hatten,  machte  das 
Gesetz  vom  8.  Juni  1849  ein  Ende.  Es  be- 
stimmte, dass  die  Besitzer  dinglicher  Ge- 
werbeberechtigungen, mit  denen  eine  privat- 
rechtlich  begründete  ausschliessliche  Befugnis 
zum  Betriebe  des  Gewerbes  verbunden  war, 
niemanden  an  dem  Betriebe  des  gleichen 
Gewerbes  hindern  konnten.  Doch  wurde  ein 
Anspruch  auf  Entschädigung  für  die  ausser 
Wirksamkeit  getretene  Ausschliessungsbe- 
fugnis anerkannt  Realberechtigungen  ohne 
Ausschliessungsbefugnis  sowie  solche,  mit 
denen  bis  zum  Erscheinen  des  Gesetzes 
Bannrechte  oder  AusschUessungsbefugnisse 
verbunden  gewesen  waren,  blieben  bestehen. 
(Ueber  die  Realrechte  im  Apothekei^ewerbe 
s.  d.  Art.  Apotheken  oben  Bd.  I  S.  435 ff.) 
4.  Die  Aufhebung  der  Z.  n.  B. 
In    Preussen    wurde     bereits    durch    das 


Mühlenreglement  vom  14  Dezember  1785 
für  die  Provinz  Litauen  zeitweise  und 
teilweise  der  MOhlenzwang  aufgehoben.  Es 
wiude  jedem  auf  dem  platten  Lande,  der 
bisher  bei  den  Mühlen  der  Domtaenämter 
mahlpflichtig  gewesen  war,  freigestellt,  mahlen 
zu  lassen  in  welcher  Mühle  er  wollte.  Da- 
gegen blieb  für  die  Städte  der  Mühlzwang 
in  Kraft  und  für  Stadt  w^ie  Land  das  Malz- 
und  Branntweinverbot  Schon  am  13. 
Januar  175)0  musste  jedoch  infolge  vielfeicher 
Beschwerden  der  Mühlenzwang  in  seinem 
vollen  umfange  wieder  hergestellt  werden. 
Trotzdem  war  es  die  litauische  Kriegs- 
und Domänenkammer,  die  in  einem  Berichte 
vom  29.  September  1802  an  den  Kammer- 
präsidenten von  Auerswald  den  MOhlenzwang 
als  eins  der  drOckiendsten  üebel  in  der  Pro- 
vinz bezeichnete.  Gegenüber  dem  Mehlbe- 
darf in  der  ganzen  Provinz  erwiesen  sich 
eben  die  ZwangsmOhlen  als  unzulänglidi. 
Die  Verpflichteten  hörten  nicht  auf,  über 
Bedrückungen  zu  klagen,  und  die  berechtigten 
Mühlenerbpächter  jammerten,  dass  sie  die 
Pachtgefälle  nicht  zahlen  könnten,  wenn  sie 
die  ihnen  zugewiesenen  Mahlgäste  nicht  zu 
befriedigen  imstande  wären.  Eine  darauf- 
hin durch  allerhöchsten  Specialbefebl  vom 
2.  Januar  1803  eingesetzte  Kommission  kam 
im  Laufe  ihrer  Verhandlungen  zu  der  Auf- 
fassung, dass  die  Aufhebung  des  Mühlen- 
zwanges wünschenswert  wäre.  Nur  über 
die  ^Bge,  ob  dies  auf  einmal  oder  allmäh- 
Uch  geschehen  solle,  war  Zweifel.  Man 
wollte  gemäss  einer  früher  zu  Tage  ge- 
tretenen königlichen  Auffassung,  den  Zwang 
nur  gegen  eine  gerechte  und  billige  Ent- 
schädigungderErbmühlenpächter  aufzuheben, 
mehr  das  letztere,  um  die  zu  leistenden  Ent- 
schädigungen nicht  zu  beschwerlich  zu 
machen.  Als  mittelbare  Vorbereitungsmass- 
regel  war  eine  Revision  der  Mühlen  werke 
in  Aussicht  genommen.  Aus  diesen  An- 
regungen ergab  sich,  nachdem  das  Patent 
vom  30.  Januar  1808  das  Mühlsteinregal 
beseitigt  hatte,  am  29.  März  1808  das  Edikt 
über  die  Aufhebung  des  Mühlenzwanges  für 
Ostpreussen,  Litauen,  Ermeland  und  den 
Marienwerderschen  Kreis.  Es  war  die  Ab- 
sicht Steins,  diese  Anordnung  später  auf  das 
ganze  Land  auszudehnen,  wozu  es  indes 
nicht  gekommen  ist  Mit  dem  1.  Dezember 
1808  hörte  hiemach  gegen  Entschädigimg 
der  Zwangsberechtigten  sowohl  in  den 
Städten  als  auf  dem  I^nde  der  Mühlenzwang 
oder  die  mit  dem  Besitz  einer  Mühle  ver- 
bundene Befugnis,  andere  zu  zwingen  sich 
ihrer  zu  bedienen,  in  Ostpreussen  und  Li- 
tauen auf.  Die  Entschädigung  sollte  in  der 
Weise  gewährt  werden,  dass  der  Kanon, 
das  Pachtgeld,  oder  die  Abgabe,  die  der 
Mühlenerbpächter  oder  Pächter  für  das 
Nahrungsrecht   der   Mühle    bisher   gezahlt 
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hatte,  ihm  ranz  oder  teilweise  erlassen 
wurde.  Die  Eigentümer  von  Privatmühlen 
konnten,  indem  durch  Vertrag  oder  richter- 
liches Erkenntnis  eine  Entschädigungssumme 
bestimmt  wurde,  von  den  bisherigen  Mahl- 
pflichtigen sich  entschädigen  lassen.  Zwei 
Jahre  später  machte  dann  das  Edikt  vom 
28.  Oktober  1810  für  die  ganze  Monarchie 
der  Mühlengerechtigkeit,  dem  Mühlen-, 
Bier-  und  Branntweinzwang  ein  Ende.  Das 
Gesetz  erlaubte  jedem  die  Anlage  von  Mühlen, 
Brauereien  imd  Brennereien.  Eine  Ent- 
schädigimg der  eigentlichen  Zwangs-  und 
Bannrechte  wurde  nur  ausnahmsweise  vor- 
gesehen. In  der  Hauptsache  nahm  man 
an,  dass  die  Berechtigten  nach  der  Auf- 
hebung keine  Einbusse  erfahren,  sondern 
bei  der  erfahrungsmässig  sich  alsdann  ver- 
grössernden  Konsumtion  eine  Vermehrung 
ihrer  Einnahmen  haben  würden.  Daher 
sollte  weder  der  Verkäufer  noch  der  Zeit- 
pächter noch  der  Zwangspflichtige  ver- 
bunden sein,  füi  die  aufgegebenen  Rechte 
Eviktion  zu  leisten  oder  irgend  eine  Ent- 
scliädigung  zu  übernehmen.  Kam  es  in 
Anbetracht  des  ümstandes,  dass  örtliche 
Verhältnisse  Schaden  für  den  Berechtigten 
herbeiführen  konnten,  zu  einer  Entschädi- 
gung, so  war  es  der  Staat,  der  sie  zu  leisten 
versprach.  An  diese  Edikte  schloss  sich 
das  Gesetz  vom  13.  Mai  1833  wegen  Auf- 
hebung der  Zwangs-  und  Bannrechte  in 
der  Provinz  Posen;  die  Kabinettsordre 
vom  23.  März  1836  betreffend  die  Anwen- 
dung des  Edikts  von  1810  in  den  neuen 
und  wiedererworbenen  Provinzen  und  end- 
lich die  allgemeine  Gewerbeordnung  vom 
17.  Januar  1845. 

In  Bayern  hob  eine  kurfürstliche  Ver- 
ordnung von  1804  »allen  Zunftzwang  der 
inländischen  Gewerbe  gegeneinander«  auf. 
Demgemäss  konnte  jeder  Müller  für  Be- 
wohner fremder  Gerichtsbezirke  mahlen, 
ohne  dass  der  dort  ansässige  Kollege  gegen 
ihn  hätte  auftreten  können.  Ebenfalls  durch 
eine  Specialverordnung  —  im  Jahre  1805 
—  wurde  der  Bierzwang  beseitigt  In  der 
Folge  wurde  alsdann  auch  den  Bierbrauern 
der  Ausschank  des  Biers  erlaubt,  damit  sie 
den  Wirten  Konkurrenz  machten.  Eine  Ent- 
schädigung für  den  Verlust  ihres  bisherigen 
gesicherten  Absatzes  erhielten  sie  weiter 
nicht.  An  gewissen  Orten  bestand  ein  aus- 
schliessüches  Reclit  einzelner  Wirte  ziu- 
Verlegung  feierlicher  Hochzeiten;  es  wurde 
durch  eine  Verordnung  —  zuletzt  1807  für 
das  Bambergische  —  m  allen  Landesteilen 
für  null  und  nichtig  erklärt.  Das  aus- 
schliessliche Recht  der  Branntweinbrenner 
auf  die  TJeberlassung  der  Bräuabfälle  von 
selten  der  Brauer  fiel  1812  ohne  Entschädi- 
gung. Auch  den  Aerzten  und  Chirurgen 
wurde  1808  das  ausschliessliche  Recht  auf 


Behandlung  der  Patienten   ihres  Wohnorts 
genommen. 

In  Württemberg  versuchte  schon 
auf  dem  Landtag  von  1835  der  Abgeordnete 
Wiest  von  Saulgau  anlässlich  der  Beratung 
über  die  Revision  der  Gewerbeordnung  von 
1828,  in  der  neuen  Vorlage  eine  Regelung 
der  Zwangs-  und  Bannrechte  durchzusetzen. 
Allein  die  revidierte  Gewerbeordnung  vom 
5.  August  1836  liess  sich  über  diesen  Gegen- 
stand so  wenig  aus  wie  über  die  Realge- 
werberechte, über  die  Bestimmungen  einer 
späteren  Zeit  vorbehalten  wurden.  Erst  das 
Gesetz  vom  8.  Juni  1849  nebst  Vollzugs- 
verfügung vom  21.  Juli  und  25.  September 
desselben  Jahres  entsprach  den  schon  so 
oft  geäusserten  Wünschen  nach  Beseitigung 
der  Bannrechte.  Sie  traten  mit  Verkündi- 
gung des  Gesetzes  ausser  Wirksamkeit.  — 
Im  Königreiche  Westfalen  wiuden  dieZwangs- 
und  Bannrechte  durch  die  Konstitution  vom 
15.  November  1807,  im  Grossherzogtum  Berg 
und  in  den  französischen  Departements  vom 
13.  September  1811  im  Zusammenhange  mit 
der  Agrar-Gesetzgebung  aufgehoben.  —  Das 
Grossherzogtum  Hessen  regelte  die  Auf- 
hebung in  einem  Gesetze  von  1818  g^en 
Entschädigung.  —  In  Sachsen  hatten  all- 
mählich die  mannigfachen  Veränderungen 
und  Fortschritte  der  Industrie  die  in  den 
älteren  Polizeiordnimgen  mehrfach  be- 
stätigten Bannrechte  modifiziert  Schliess- 
lich galten  sie  nur  noch  für  das  Weichbild 
der  Städte,  in  denen  Innungen  bestanden 
und  soweit  sie  in  den  Specialartikeln 
der  einzelnen  Innungen  ausdrücklich  aufge- 
nommen waren.  Im  Jahre  1838  wurde 
der  Bier-  und  Mahlzwang  allgemein  auf^ 
hoben.  —  In  Baden  trug  die  zweite 
Kammer  schon  im  Jahre  1825  imd  abermalig 
1831  dem  Grossherzog  die  Bitte  um  Auf- 
hebung aller  Bannrechte  vor.  Jedoch  die 
erste  Kammer  trat  diesen  Beschlfissen  1828 
gar  nicht  und  1831  mu:  unter  der  Be- 
dingung einer  Entschädigung  an  die  Be- 
rechtigten bei.  Daraufhin  liess  die  R^e- 
rung  im  Jahre  1835  einen  Gesetzentmirf 
über  Aufhebung  der  Bannrechte  ausarbeiten, 
in  dem  eine  halb  vom  Staate,  halb  von  den 
bannpflichtigen  (Gemeinden  und  Einzelnen 
zu  zahlende  Entschädigung  vorgesehen  war. 
Die  erste  Kammer,  der  er  zunächst  unter- 
breitet wurde,  verwarf  ihn  jedoch.  Nun 
stellte  die  Regierung  einen  neuen  Entwurf 
auf,  der  bloss  die  Aufhebung  der  Dominial- 
rechte,  und  zwar  ohne  Entschädigung,  in 
Vorschlag  brachte.  Dieser  wurde  in  der 
zweiten  Kammer  einheUig  angenommen  und 
damit  jeder  Widerspruch  der  ersten 
Kammer  von  vorn  herein  (weil  bei  Finanz- 
gesetzen die  Stimmen  beider  Kammern 
durchgezählt  werden)  unwirksam  gemacht 
Er  wittde  zmn  Gesetz  vom  28.  August  1835. 
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Durch  G.  V.  10.  April  1848  wurden  dann 
die  letzten  noch  vorhandenen  Feudalrechte 
b^eitigt.  — In  Oesterreich  hat  noch  vor 
der  französischen  Revolution  Kaiser  Josef  11. 
unter  dem  19.  März  1787  den  Mühlenzwang 
abgeschafft.  In  Frankreich  selbst  fielen 
dann  die  Bannrechte,  als  man  dort  so  ziem- 
lich alles  abzuschaffen  geneigt  war,  selbst- 
verständlich der  Auffassung  jener  Zeit  ge- 
mäss ohne  alle  Entschädigung  der  Be- 
rechtigten. 

Iiltt«ratnrt  JPr.  Av/g.  Benedict,  Der  ZuiiSi- 
zwang  und  di»  Bannrechte,  18S6.  —  Heinr. 
Bodemer,  Zur  Beurteilung  de»  Entwurf»  einer 
Gewerbeordnung  /.  d.  ^nigreieh  Sachsen,  1869 
S.  51.  —  P.  Groth,  Die  Entstehung  d.  mecJden- 
burgischen  Polixeiordnung  vom  Jahre  1616,  in 
Jahrb.  und  Jahresber.  d.  Sehr.  f.  mecldenb.  Ge- 
schichte, Bd.  57,  S.  151.  —  J.  G.  Boffmann, 
Die  Befugnis  zum  Gewerbebetriebe,  1841.  —  O. 
E.  Herold,  Die  Rechte  dfr  Sandwerker  und 
ihrer  Innungen,  1841,  8.  4S  §  31.  —  Inama, 
Deutsche  WirUchaftsgeschichte,  1890 — 1901,  Bd.  II, 
£97;  III,  »70;  IV,  4I.  —  J.  Katzl,  Der  Kampf  um 
Gewerbereform  und  Gewerb^freiheit  in  Bayern, 
1879.  —  LMdw.  Köhler,  Das  Wilrttemberg. 
Gewerberecht,,  1891.  —  F.  IiHbleln,  Die  badi- 
schen Zunflgesetze  und  Verordnungen,  1857.  — 

—  </'.  P.  E,  Lotx,  Sandbach  der  Staatswirt. 
schaftslehre,  1838,  II,  113.  —  J.  O.  Leuehs, 
Gewerbe  und  Handelsfreiheit,  I848,  t.  A.  — 
Mtischer,  Das  deutsche  Gewerbewesen,  1866.  — 
K.  H.  Sau,  Grundsätze  der  Volkswirtschafts- 
politik,  I844,  S.  A.  g  204  a.  ■  —  Herrn.  Rentzach, 
Oewerb^eiheit  und  Freizügigkeit,   1861,  S.  1£0. 

—  Derselbe ,  Bandwörterbuch  der  Volkswirt- 
schaftslehre, 1870,  Art.  vZwaytgsrechte».  —  K. 
V.  Sohrscheldt ,  Vom  Zunfüwange  zur  Ge- 
werbefreiheit, 1898.  —  Eoseher-Stleda,  Natio- 
nalökonomik des  Handels-  und  Gewerbefleisses, 
7.  A„  1899,  i  ItS,  144.  —  Botteek-Weleher, 
Siaatslexikon,  1868,  Art.  Bannrecht.  —  E,  M, 
Schilling,  MUhlenrecht,  1829.  —  S,  Schwarz, 
Gesetz  über  Bannrechte  und  Gewerberechte  mit 
Ausschliessungsb^gnis  f.  d.  Königr.  Württem- 
berg vom  8.  Nov.  I849,  I849.  —  Wilh.  Stleda, 
Entstehung  d.  deutschen  Zunftwesens,  1876,  S.  99. 

—  F.  Techen,  Etwas  von  der  mittelalterlichen 
Gewerbeordnung,  in  Hansische  Gesckichtsbl.,  1898, 
S.  19jf.  —  Uertn,  Wagener,  Staats-  und  Ge- 
sellsehaftslexikon ,  1860,  Art.  »Bannrechte.«  — 
Lehrbücher  des  deutschen  Privatrechts  von  Eidi- 
hom,  MiUermaier,   Maurenbrecher  u.  A. 

Wilh.  Stleda, 


ZwangsToUstrecknng. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  Z.  2.  Das  posi- 
tive Recht  and  die  Statistik  der  Z.  3.  Der 
volkswirtschaftliche  Effekt  und  die  Beschrän- 
kungen der  Z. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  Z.  Zwangs- 
vollstreckung ist  die  im  staatlichen  Interesse 
erfolgende  und  vom  Staate  bewirkte  Durch- 
filhrung  von  Anforderungen  gegen  die  seiner 


Gerichtsbarkeit  unterworfenen  Personen, 
welche  eintritt,  nachdem  die  Anforderungen 
durch  Gesetz  oder  Urteil,  sei  es  vorläufig 
oder  eudgiltig,  sia  zur  Durchführung  ge- 
eignet anerkannt  sind. 

Nicht  unter  den  Begriff  fallen  hiernach 
die  Massregeln,  durch  welche  ein  Zwang 
gegen  Personen  ausgeübt  werden  soll,  mit 
denen  nur  ein  völkerrechtliches  Verhältnis 
besteht  oder  die  der  Machtbefugnis  unseres 
Staates  entrückt  sind  (Repressalien, 
Retorsion  (Vergeltnngsrecht  des  §  31  des 
Einfg.  zum  B.O.B.),  die  häufig  ziu-  Durch- 
setzung solcher  vermögensrechtlicher  An- 
sprüche benutzt  werden,  welche  Staatsan- 
gehörigen gegen  fremde  Staaten  oder  An- 
gehörigen derselben  zustehen);  und  ebenso- 
wenig gehört  zur  Zwangsvollstreckung  die 
Selbsthilfe  (§  229  B.G.B.),  der  Pfandverkauf 
durch  den  Pfandgläubiger  (§  1233  ff.  B.G.B.) 
und  die  Vorschriften  über  die  zum  Schutz 
der  Grundstücke  gestattete  Pfändung  von 
Sachen,  soweit  diese  partikularrechtlich  noch 
in  Geltung  sind  (§  89  des  Einführungsgea. 
zum  B.G.B.). 

Andererseits  gehören  zur  Zwangsvoll- 
streckung sowohl  die  Durchführung  der 
rechtskräftigen  oder  »vorläufig  vollstreck- 
baren« CiviJurteile  und  sonstiger  Rechtsakte 
(vgl  CP.O.  §  794  und  die  ausführliche, 
35  Nummern  umfassende  Aufzählung  der 
sonst  reichsrechtlich  und  partikularrechtlich 
vorhandenen  vollstreckbaren  Schuldtitel  bei 
Richter,  Die  Zwangsvollstreckung  S.  7fL) 
als  auch  die  von  Straf  urteilen ,  auf  Geld- 
strafen oder  auf  Busse  (St.P.O.  §  495) ;  femer 
die  Beitreibung  von  Gerichtskosten,  Steuern, 
Gebühren  jeder  Art  und  endlich  die  Durch- 
führung von  Entscheidungen  und  Anord- 
nungen der  Verwaltungsbehörden,  Verwal- 
tungsgerichte etc.,  insoweit  dieselben  in  Mass- 
nahmen gegen  einzelne  Personen  oder  Per- 
sonengruppen, nicht  lediglich  in  Durchfüh- 
rung allgemeiner  Vorschriften  und  Schaffung 
von  dem  öffentlichen  Interesse  dienenden 
Einrichtungen  sich  äussern. 

Die  Aufgaben  und  der  Zweck 
einer  Einrichtung,  der  wir  so  auf  feist  allen 
Gebieten  des  wirtschaftlichen  Lebens  be- 
gegnen, müssen  selbstverständlich  allgemeiner 
Natur  sein ;  der  Vorgang  ist  derselbe,  ob  ein 
rückständiges  Steuerquartal  exequiert,  eine 
Geldstrafe  beigetrieben  oder  ein  Urteil  aus 
einer  Warenforderang  vollstreckt  wird.  Es 
wird  also  zunächst  unrichtig  erscheinen,  die 
sozialpolitische  Würdigung  der  Zwangsvoll- 
streckung von  einem  einzelnen  Anwendungs- 
falle hei-zuleiten.  Sie  dient  vielmehr,  wie 
jede  staatliche  Einrichtung,  dem  staatlichen 
Gesamtinteresse,  und  wenn  ihre  Hauptauf- 
gaben auf  dem  Gebiete  der  Rechtsordnung 
liegen,  so  erschöpft  sie  sich  hiermit  so  wenig, 
als   die    Aufgaben    des    Staates    selbst  im 
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Schutze  der  Rechtsordnung  aufgehen.  Ins- 
besondere auf  dem  Gebiete  des  Vermögens- 
rechts ist  die  Zwangsvollstreckung  allerdings 
das  Mittel,  durch  das  der  Schuldner  zur 
Zahlung  gezwungen  wird.  Der  Sieger  im 
Prozess  hat  das  Recht,  vom  Gericht  zu  ver- 
langen, dass  es  ihm  mittelst  seiner  Zwangs- 
gewalt das  im  Urteil  ihm  Zuerkannte  that- 
sächlich  verschaffe  (Planck,  Civilprozess  11, 
2,  p.  607);  und  der  Zwang  muss,  nachdem 
ja  die  Verpflichtung  feststeht,  rasch  und 
ohne  neue  Ausflüchte  zu  gestatten,  eintreten. 
Die  Schnelligkeit  und  Promptheit,  mit  der 
die  Zwangsvollstreckung  vollzogen  werden 
kann,  ist  gewissermassen  ein  Gradmesser 
für  die  Sicherheit  der  Rechtsordnung  in 
einem  Lande.  Aber  die  Zwangsvollstreckung 
richtet  sich  stets  zugleich  auch  gegen  den 
Gläubiger,  der  durch  missbräuchliche,  chika- 
nöse,  übertriebene  Anwendung  seines  Rechts 
nicht  nur  den  Schuldner  in  unzulässiger 
Weise  schädigen,  sondern  den  Gang  der 
Rechtsordnung  hemmen  vmd  geradezu  das 
Staatswohl  gefährden  kann.  Der  Satz  >fiat 
justitia,  pereat  mundus«  ist  nirgends  falscher 
als  im  Gebiete  der  Zwangsvollstreckimg,  und 
die  ganze  Geschichte  der  Zwangsvoll- 
streckung lässt  sich  einfach  dahin  zusammen- 
fossen,  dass  der  in  jedem  älteren  Rechte 
fehlende  Gesichtspunkt  der  Notwendigkeit 
des  Schutzes  des  Schuldners  im 
Interesse  des  Staates  allmählich  immer 
mehr  hervortrat  und  dass  zugleich  die  An- 
sichten über  die  B^renzung  des  Gebietes 
der  staatlichen  Interessen,  deren  Schutz 
einen  Eingriff  in  das  Recht  des  Gläubigers 
rechtfertige,  fort  und  fort  sich  erweitert 
haben. 

Galt  früher  niu-  die  Fürsorge  für  die 
Existenz  des  Staates  selbst  als  Grund  zur 
zeitweisen  Milderung  des  Schuldrechts  (Sei- 
sachthieen,  Moratorien,  Indulte  etc.).  so  ist 
später  die  Fürsorge  für  die  persönliche  Frei- 
heit (Einschränkung  und  Verbot  des  nexum, 
der  Leibeigenschaft  des  Schuldners  und  der 
Schuldhaft)  und  nach  und  nach  auch  die 
Aufrechthaltung  der  Erwerbsfähigkeit,  der 
geordneten  Wirtschaft,  des  Familienlebens 
des  Schuldners  gleichfalls  für  wichtig 
genug  erachtet  worden,  um  der  rechtlich 
zugelassenen  Gewaltausübung  des  Gläu- 
bigers gegen  den  Schuldner  Schranken  zu 
setzen.  Alle  derartigen  Einschränkungen  der 
Zwangsvollstreckung  Verstössen  also  nicht 
gegen  das  Princip  und  den  Zweck  der  In- 
stitution, sondern  sind  in  ihrem  Wesen 
begrifflich  enthalten  und  entspringen 
einfoch  der  Rücksicht  auf  die  neben  der 
Aufrechthaltung  der  Rechtsordnung  vorhan- 
denen Aufgaben  des  Staates. 

Nur  eine  Folge  hiervon  ist  es,  dass  alle 
Beschränkungen  der  Zwangsvollstreckung 
auch  dem  offenbar   böswilligen  Schuldner 


gegenüber  gewahrt  werden  imd  dass  auf  sie 
von  dem  Schuldner  überhaupt  nicht  ver- 
zichtet werden  kann. 

Vgl.  die  Citate  z.  B.  in  Senfferts  Kommen- 
tar zur  Civilprozessordnnng  (§  715);  ferner  die 
aasfilhrliche  ErSrterong  der  Frage  bei  Barlage 
(Pfändmi^  bei  Personen,  welche  Landwirtschaft 
treiben),  S.  63 — 82.  Ebenso  bleibt  die  Zwangs- 
vollstreckung, auch  wenn  das  positive  Recht  sie 
ganz  oder  zum  Teil  dem  Gläubiger  in  die  Hand 
gfiebt,  doch  Sache  des  Staates.  Der  Gerichts- 
vollzieher empfSngt  den  Auftrag  vom  Glänbiger, 
fflhrt  ihn  aber  als  Organ  des  Staates  ans ;  hier- 
mit steht  scheinbar  in  Widerspruch,  dass  nach 
§  717  CP.O.  —  anders  früher  §  655  —  der 
Gläubiger,  der  ein  vorläufig  vollstreckbares  Ur- 
teil in  der  Hand  hat,  für  den  dem  Schaldner 
zugefügten  Schaden  aufkommen  muss,  wenn 
sich  dies  Urteil  nachträglich  als  zu  Unrecht  er- 
lassen herausstellt.  Die  Motive  zur  Civil- 
prozessordnnng vom  17.  Mai  1898  begründen 
die  Nenemng  denn  auch  lediglich  ans  Billig- 
keitsrücksichten, unter  Hinweis  auf  die  ganz 
ausserordentliche  Befugnis,  die  in  der  MSnich- 
keit  der  Yollstreckong  noch  nicht  rechtskräftiger 
Ansprüche  liege. 

üeber  den  früheren  Rechtsznstand  vgl.  Ur- 
t«il  des  Reichsgerichts  vom  2.  Februar  1893  in 
den  Entscheidungen  für  Civilsachen  XXX,  S. 
418-426. 

Andererseits  bleibt  jedoch  die  Angelegen- 
heit, wegen  deren  es  zur  ZwangsvoUstrecknof^ 
kommt,  in  erster  Linie  die  der  siegreichen  Partei, 
wenigstens  so  weit  es  sich  um  die  Zwangsvoll- 
streckung ans  Civilurteilen  etc.  handelt. 

Diese  muss  also  in  der  Lage  sein,  Einflnss 
auf  das  Verfahren  auszuüben,  dasselbe  in  Gang 
zu  setzen,  zu  sistieren  etc.  Ob  der  Staat  hier- 
bei jedem  Gläubiger  in  gleicher  Weise  behilf- 
lich sein  oder  einzelnen  —  z.  B.  den  Alimen- 
tationsberechtig^n,  den  Vermietern,  den  Wechsel- 
gläubigem  —  vorzugsweise  Befriedigung  oder 
besondere  Machtmittel  gegen  den  Schuldner  oder 
dessen  Vermögen  geben  oder  endUch  ob  er  die 
Exekution  gegen  einzelne  Schuldner  —  Abge- 
ordnete, SoMaten,  Seeleute,  Aerzte  u.  s.  w.: 
§  850  al.  8;  §  904—910  CP.O.  —  an  erschwe- 
rende Bedingungen  anknüpfen  und  sie  gegen 
einzelne  Gegens^de  (Dienstprämien  der  Unter- 
offiziere: Keichsges.  v.  22.  Mai  1893;  Fahr- 
betriebsmaterial  einer  Eisenbahn:  Reichsges.  v. 
3.  Mai  1886)  n.  s.  w.  ganz  ausschliessen  will 
—  hat  iiicbta  mit  dem  Princip  der  Zwangsvoll- 
strecknnn:  zu  thun,  sondern  ist  eine  Frage  der 
Zweckmässigkeit  und  der  Recbtspolitik. 

Die  Zwangsvollstreckung  hat  hiemach  in 
erster  Linie  staatliche  Interessen  zu 
wahren,  nicht  die  des  Gläubigers  und  nicht 
die  des  Schuldners,  der  nach  Planck  (a.  a.  0. 
p.  609)  bei  Durchführung  des  Zwangsvoll- 
streckungsverfahrens  »weder  als  Partei  noch 
als  Beklagter,  sondern  als  Aufklärungs- 
mittek  in  Betracht  kommt.  Aber  sie  ist 
keine  Strafe.  Das  von  dem  Verurteilten 
etwa  geübte  Uurecht  ist,  insoweit  es  der 
Staat  beachten  will,  vor  Beginn  der  Zwangs- 
vollstreckung berücksichtigt  worden  (durch 
die    Auferlegung    von    Verzugszinsen    und 
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Prozesskosten,  durch  die  höhere  oder  niedere 
Abmessung  der  Strafe,  durch  Verdoppelung 
der  einzutreibenden  Steuersätze,  Zollbeträge 
etc.);  und  die  Zwangsvollstreckung  hat  es 
nur  mit  der  Beseitigung  des  objektiv  rechts- 
widrigen Zustand  es  zu  thun,  einerlei,  ob 
derselbe  mit  oder  ohne  den  Willen  des  zur 
Leistung  Verpflichteteu  eingetreten  ist. 

Es  ist  hiemach  selbstverständlicli,  dass 
sie  auch  gegen  einen  unzurechnungsfähigen 
Schuldner  oder  gegen  die  Erben  des  ver- 
luteUten  Schuldners  durchgeführt  werden 
kann :  ebenso  aber  auch,  dass  der  Schuldner 
verpflichtet  ist,  sich  ihr  zu  unterwerfen.  Er 
mag  einer  Strafvollstreckung  durch 
Flucht  vorbeugen,  ohne  dass  ihn  deswegen 
eine  besondere  Strafe  bezw.  eine  Erhöhung 
der  früher  erkannten  Strafe  treffen  kann; 
er  wird  aber  durch  Strafandrohungen  ge- 
zwungen, den  auf  die  Zwangsvollsbreckung 
bezüglichen  Anordnungen  des  Gerichts  sich 
zu  unterwerfen,  und  er  darf  eine  gegen  ihn 
angeordnete  Zwangsvollstreckung  nicht  durch 
Verbringen  von  VgrmögensstOcken  vereiteln 
oder  erschweren ,  ohne  sich  strafbar  zu 
machen  (vgl.  B.St.Q.B.  288,  137). 

Vor  allem  ergiebt  sich  aber  axis  dem 
umstände,  dass  die  Zwangsvollstreckung 
keine  Strafe  ist,  das  weitere  wichtige  Mo- 
ment, dass,  ganz  abgesehen  von  dem  Grade, 
in  dem  der  Staat  ihre  Diuxjhführung  ge- 
stattet, auch  aus  ihrer  Beordnung  alles 
entfernt  sein  muss,  was  thatsächUch  eine 
Benachteiligung  des  Schuldners  darstellt,  die 
nicht  durch  ihren  Zweck  geboten  wird  oder 
unvermeidlich  ist  Diejenige  Beordnung  der 
Zwangsvollstreckung  ist  die  beste,  die  ihr 
Ziel  am  schnellsten,  aber  zugleich 
mit  der  geringsten  Benachteili- 
gung des  Schuldners  erreicht,  mag  dies 
Ziel  die  Durchführung  eines  Civilurteils  oder 
die  Herstellung  eines  aus  sanitären  Gründen, 
Verkehrsrücksichten  oder  sonst  polizeilich 
erforderten  Zustands  sein.  Die  sogenannten 
Exekutivstrafen  haben  ihre  Berechti- 
gung gerade  darin,  dass  sie  den  Schuldner 
veranlassen  sollen,  selbst  auszuführen,  was 
sonst  teurer  und  mit  grösseren  Nachteilen 
für  ihn  von  anderen  auf  Veranlassung  der 
öffentlichen  Gewalt  bewirkt  würfe. 

Darllber,  dass  die  Civilexekntion,  — 
die,  wie  wir  gesehen  haben,  materiell  von  Ad- 
ministrativexekation  imd  der  Exekntion  von 
Geldstrafen  in  keiner  Weise  verschieden  ist,  — 
„keinen  pönalen  Charakter  bat",  —  vgl.  insbe- 
sondere die  Ausführungen  von  Schultze,  Privat- 
recht  und  Prozess  in  ihren  Wechselbeziehnngen, 
Freiburg  1883,  S.  57  ff.,  msbesondere  S.  77 
und  81. 

Im  übrigen  bemerkt  auch  Ibering,  der  im 
„Kampf  ums  Recht"  die  übermässige  Milde  und 
Nachsicht  gegen  den  Schuldner  auf  Kosten  des 
Gläubigers  als  Merkmal  einer  absterbenden 
schwächlichen   Zeit   tadelt,    in  der  geistvollen 


Beurteilung  des  altrSmiachen  Prozenee  vom 
sozialökonomischen  Standpunkte,  die 
er  in  Kap.  m  und  IV  von  „Scherz  und  Ernst 
in  der  Jurisprudenz"  liefert,  mit  Becht,  dass  die 
Prozessstrafen  —  zn  denen  doch  auch  die 
ttber  das  Recht  des  Gegners  hinausgehende 
Schädigung  des  Schuldners  durch  die  Zwangs- 
vollstreckung gehören  würde  —  das  Merkmal 
eines  noch  unentwickelten  Rechtes 
seien  (C.  c.  S.  184). 

Wie  speciell  in  der  Entwickelung  des 
deutseben  Rechts  der  Gesichtspunkt  der  Strafe 
immer  mehr  ge^en  den  der  blossen  Befriedigung 
des  Gläubigers  in  den  Hintergrund  getreten  ist, 
vgl.  Planck  a.  a.  0.  S.  602. 

2.  Das  positive  Becht  und  die  Sta- 
tistik der  Zu  Die  Frage,  inwieweit  die 
Beordnung  der  Zwangsvollstreckung  in 
Deutschland  oder  anderen  Kulturstaatea  den 
obigen  Darlegungen  entspreche,  kann  hier 
nicht  ausführiich  erörtert  werden.  NocJi 
weniger  ist  möglich,  den  gesamten  auf  die 
Zwangsversteigerung  bezüglichen  positiven 
Rechtsstoff,  sei  es  auch  nur  in  der  Be- 
schränkung auf  Deutschland,  vorzutragen. 
Es  genügt  zu  bemerken,  dass  eine  solche 
Darstellung  äusserst  kompliziert  wSre,  zu- 
nächst wegen  des  breiten  Raumes,  den  bei 
der  Zwangsvollstreckimg  —  wie  bei  den 
anderen  staatlich  beordneten  Eingriffen  in 
die  Privatrechtfisphäre  (der  Expropriation, 
der  Verhaftung,  der  Haussuchung),  —  die 
Schildenmg  der  Formen  beansprucht,  in 
denen  sich  der  Rechtsakt  vollzieht,  und 
ferner  um  deswillen,  weil  der  Gesetzesstoff 
ungemein  zerstreut  ist 

Es  ist  nämlich  zwar  die  Zwangsvoll- 
streckung aus  Civilurteilen  reichsrechtUch 
beordnet:  soweit  das  bewegliche  Vermögen 
in  Betracht  kommt,  durch  das  achte  Buch 
der  Civilprozessordnung  (241  Paragraphen); 
bezüglich  der  Immobilien  durch  das  Reichs- 
gesetz Ober  die  Zwangsversteigerung  und 
Zwangsverwaltung  vom  24.  März  1892  (184 
Paragraphen) ;  und  es  sind  diese  Vorschriften 
auch  auf  die  Zwangsvollstreckung  aus  Ur- 
teilen auf  Vermögensstrafe  und  Busse  aus- 
fedehut  (%  495  StP.O.),  dagegen  ist  die 
Wangsvollstreckung  wegen  Geldforderungen 
gegen  den  Fiskus,  Gemeinden  und  andere 
Kommunalverbände  dem  Landesgesetze  vor- 
behalten worden  (§  15  al.  4  des  Ausfühnmgs- 
gesetzes  zur  C.P.O.).  Nimmt  man  dazu, 
dass  auch  die  gesamte  Zwangsvollstreckung 
aus  Urteilen  und  Anordnungen  der  Ver- 
waltungsbehörden nur  partikularrechtlich  be- 
ordnet ist  und  wegen  der  Verschiedenheit 
des  Verwaltungsrechts  und  der  Behörden- 
organisation der  einzelnen  Staaten  auch  nur 
landesrechtlich  beordnet  sein  kann,  so  er- 
giebt sich  sofort,  dass  eine  ausführliche  Dar- 
stellung des  geltenden  Rechts  den  hier  zu 
Gebote  stehenden  Raum  überschreiten  und 
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ia  das  Gebiet  der  rein  juristischen  Erörte- 
rung übei^rreifen  müsste. 

Vgl.  beispielsweise  die  prenssische  Verord- 
nung betr.  das  VerwaltuDgszwaDgsyerfnhren 
wegen  Beitreibung  von  Geldbeiträgen  vom  15. 
November  1899,  das  bayerische  Gesetz  betr.  die 
Erricbtmig  eines  Verwaltongsgerichtshofes  nnd 
das  Verfahren  in  Verwaltnngsrechtssachen  vom 
3.  Angnst  1878,  das  württembergische  Gesetz 
über  die  Zwangsvollstreckung  wegen  öffentlich- 
rechtlicher Leistungen  vom  18.  Angnst  1879. 
Wegen  der  Zwangsvollstreckung  auf  Grund  der 
C.P.O.  vgl.  die  Kommentare  nnd  Lehrbücher 
sowie  die  Monographieen  über  die  Zwangsvoll- 
streckung von  Richter,  Düsseldorf  1889,  Falk- 
mann,  Berlin  1888,  Bunsen  1885  etc.  Eine  zu- 
sammenfassende Darstellung  des  Kechtes  der 
Zwangsvollstreckung  in  deren  verschiedenen 
Anwendungsformen  ist  mir  nicht  bekannt. 

Dagegen  können  einige  andere,  das  Wesen 
der  Zwangsvollstreckung  berührende  Fragen 
nicht  Obergangen  werden,  da  sie  gerade 
volkswirtsciiafüich  und  sozialpolitisch  von 
hervorragendem  Interesse  sind.  Es  sind 
dies  die  Frage  nach  der  Statistik,  nach 
dem  wirtschaftlichen  Effekte  und 
nach  den  Grenzen  der  Zwangsvoll- 
streckung. 

Was  die  Statistik  der  Zwangsvollstreckung 
anlangt,  so  haben  wir  allerdings  weniger  über 
gemachte  Erhebungen  zu  benchten  als  viel- 
mehr Lücken  zu  konstatieren. 

Die  vorhandene  Statistik  erstreckt  sich 
fast  ausschliesslich  nur  auf  einzelne  Arten 
der  Zwangsvollstreckung,  z.  B.  auf  die- 
jenigen in  Immobilien  (Subhastationen) ;  da- 
gegen fehlt  es  z.  B.  für  Preussen  gänzlich 
an  einer  Statistik  der  wichtigsten  Zwangs- 
vollstreckung: der  aus  Ci\Tlforderungen.  — 
Die  deutsche  Justizstatistik  zählt  die  bei 
der  Durchführung  der  Zwangsvollstreckung 
erforderlich  gewordenen  richterlichen  Amts- 
handlungen bezw.  die  gestellten,  die  Zwangs- 
vollstreckung betreffenden  Anträ^re,  aber 
nicht  die  von  den  einzelnen  GenchtsvoU- 
ziehem  bewirkten  Zwangsvollstreckungen 
selbst 

Cm  eine  Statistik  hierüber  zu  erlangen, 
müsste  man  die  Dienstregister  der  Gerichts- 
vollzieher benutzen,  was  bisher,  soweit  ich 
ersehen  konnte,  noch  nicht  geschehen  ist. 
Etwas  besser  ist  es  in  den  Staaten  bestellt, 
welche  die  gesamte  Zwangsvollstreckung 
aus  der  Civilrechtspflege  nnd  dem  öffent- 
lichen Recht  bei  einer  einzigen  Behörde 
konzentriert  haben.  Das  ist  z.  B.  in  Ham- 
burg der  Fall;  die  wenigen  Zahlen  über 
die  Thätigkeit  dieser  Behörde,  des  Gerichts- 
vollzieheramts (Hamburger  Gesetz,  betr.  das 
Gerichtsvollzieherwesen  vom  28.  Juni  1882), 
welche  im  Statistischen  Handbuche  für  den 
Hamburger  Staat  von  1891,  S.  269  —  leider 
ist  diese  Statistik  nicht  fortgesetzt,  wenig- 
stens nicht  weiter  veröffentlicht  worden  — 
enthalten   sind,  sind   doch  fast  das  einzige 


Beispiel  einer  die  grämte  Zwangsvoll- 
streckung wenigstens  eines  kleinen  Terri- 
toriums zusammenfassenden  Statistik,  das 
uns  bekannt  geworden  ist 

Vgl.  auch  die  im  Statistischen  Jahrbuch 
der  Stadt  Wien  seit  Schaffung  eines  beson- 
deren Exekutionsgerichts  (Verordnung  vom 
24.  Juni  1897)  veröffentiichte  Statistik  der 
Zwangsvollstreckungen  in  der  Stadt  Wien 
(Jahrb.  1898  p.  295)  und  die  bereits  früher 
dortselbst  (Jahrb.  1896  p.  268)  veröffent- 
lichte Statistik  der  gerichtlich  bevdUigten 
MobUiarfeilbietungen,  die  allerdings  über  die 
Höhe  der  exequierten  Forderangen,  den 
Steigererlös,  und  die  Kosten  des  Verfahrens 
nichts  enthalten. 

Auch  in  der  Schweiz  ist  die  Zwangsvoll- 
streckung auf  Gmnd  des  Bnndesgesetzes  ttber 
Schnldbeitreibnng  nnd  Konkurs  vom  11.  April 
1889  einheitlich  rar  alle  Arten  der  Zwangsvoll- 
streckung beordnet  (Art.  38,  43).  Die  Oberauf- 
sicht über  das  gesamte  Schuldbeitreihungswesen 
wird  direkt  vom  Bundesrate  geübt  (^.  15); 
es  wäre  interessant,  das  bei  der  hierfür  be- 
stimmten Behörde,  dem  eidt^enössischen  Be- 
treibungsrate, erwachsende  Material  nach 
den  hier  vorgetragenen  Gesichtspunkten  zu 
prüfen. 

üeber  die  Subhastationen  wird  auf  die  Ar- 
tikel dieses  Werkes  ttber  Grundeigentum  nnd 
Agrarpolitik  verwiesen. 

Ueber  die  Zwanesvollstrecknng  wegen  di- 
rekter Steuern  enthalten  die  Beden  des  Finanz- 
miniäters  Scholz  im  prenssischen  Abgeordneten- 
hanse gelegentlich  der  Beratung  des  Entwurfs 
des  späteren  G.  v.  26.  März  1883  (betr.  Auf- 
hebung der  untersten  Stnfen  der  Klassensteuer) 
interessantes  Material. 

3.  Der  volkswirtschaftliche  Effekt 
und  die  Beschränkmigen  der  Z.  Etwas 
genauer  als  auf  die  Statistik  müssen  wir 
auf  die  eng  zusammengehörigen  Fragen  des 
Effektes  und  der  Begrenzung  der 
ZwangsvoUstreckimg  eingehen.  Die  Zwangs- 
vollstreckung erstreckt  sich  auf  die  Person 
und  auf  das  Vermin  des  Schuldners. 
Indes  kommt  die  erste  Art  der  Zwangs- 
vollstreckung (die  Haft  zur  Erzwin^ng  von 
Handlungen)  so  selten  vor,  dass  sie  volks- 
wirtschaftlich kaum  beachtet  zu  werden 
braucht ;  in  Hamburg  z.  B.  zählte  man  nach 
der  angeführten  Statistik  1899  lediglich  622 
Zwangsvollstreckungen  auf  Haft  gegen 
37  200  Zwangsvollstreckiuigen  aus  bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten  und  7079  Pfän- 
dungen im  Verwaltungszwangsverfahren. 
Wir  berücksichtigen  daher  im  folgenden  nnr 
die  Zwangsvollstreckung  ins  Vermögen. 

Wie  bereits  oben  gezeigt,  hat  diese  nicht 
die  Aufgabe,  das  Verminen  des  Schuldners  zu 
mindern,  sondern  ledi^ich  die,  etwas,  das 
rechtswidrig  Bestandteil  seines  Vermögens 
ist,  ans  diesem  heraus  zu  nehmen. 

Diese  Aufgabe  wird  erst  dann  schwierig, 
wenn    die   gesuchten  Werte  im  Vermögen 
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des  (Jepfändeten  nicht  mehr  vorhanden 
bezw.  nicht  mehr  unterscheidbar  sind.  Be- 
kanntlich werden  alsdann  statt  ihrer  dem 
Schuldner  andere  Vermögeusstücke  genom- 
men und  zwangsweise  veräussert.  Der 
Schuldner  hat  die  hierdurch  entstehenden 
Kosten  (Transport,  Aufbewahrung,  Ver- 
steigerung der  Sachen)  und  ausserdem  den 
Schaden  zu  tragen,  der  ihm  dadurch  ent- 
steht, dass  fortab  gerade  die  gepfändeten 
Gegenstände  in  seinem  Vermögen  fehlen 
und,  wenn  er  den  früheren  Zustand  wieder 
herstellen  will,  neu  beschafft  werden  müssen. 

Dieser  Schaden  wird  nicht  erheblich 
sein,  wenn  die  gepfändeten  Gegenstände 
einen  fungiblen,  d.  h.  für  jeden  Besitzer 
gleichen  Wert  haben,  wie  dies  z.  B.  bei 
allen  Dingen  der  Fall  ist,  die  —  wie  markt- 
^Ingige  Waren  (Wertpapiere  etc.)  ^-  einen 
Börsen-  oder  Marktpreis  haben  (C.P.O.  §  821). 
Der  Steigererlös,  der  dem  Gläubiger  zu- 
fliesst,  wird  alsdann  dem  Werte  gleich- 
kommen, mit  dessen  Aufwendung  sie  jeder- 
zeit ersetzt  werden  können. 

Es  wird  also  durch  Wegnahme  solcher 
Dinge  dem  Schuldner  nur  das  entzogen, 
was  nötig  ist,  um  die  Lücke  im  Verm^en 
des  Gläubigers  auszufüllen.  Der  wirtschaft- 
liche Effekt  der  Zwangsvollstreckung  ist 
also  lediglich  der  von  jeder  schädlichen 
Nebenwirkung  freie  Ausgleich  der  durch 
Urteil  oder  Gesetz  als  rechtswidrig  festge- 
stellten Vermögensverschiebung. 

Ganz  anders  steht  es,  wenn  die  Zwangs- 
vollstreckung Dinge  angreift,  die  einen  fun- 
^blen  und  deshalb  leicht  realisierbaren 
Wert  nicht  haben,  bei  denen  vielmehr  die 
Nutzbarkeit,  die  sie  speciell  für  den  Schuld- 
ner haben,  notwendig  grösser  sein  muss 
als  der  durch  ihre  Verwertung  im  Wege 
der  ZwangsvoUstreckimg  zu  enösende  Be- 
trag. Werden  solche  Dinge  der  Zwangs- 
vollstreckung unterworfen,  so  tritt  neben 
und  mit  der  an  sich  vielleicht  gerecht- 
fertigten Vermögensverschiebung 
eine  Vermögenszerstörung  ein. 
Dem  Schuldner  wird  mehr  entzogen,  als 
der  Gläubiger  zu  fordern  hat,  und  dem 
Gläubiger  wächst  aus  der  Versteigerung  etc. 
weniger  zu,  als  der  Schuldner  einbüsst 
Der  Effekt  der  Zwangsvollstreckung  ist  also 
jedenfalls  eine  an  sich  nicht  gerechtfertigte 
Schädigung  des  Schuldners  und  kann  sehr 
wohl  bis  zu  einer  thatsächlichen  Minderung 
des  der  Volkswirtschaft  zur  Vei"fügung 
stehenden  Vermögens  sich  steigern,  insbe- 
sondere wenn  auch  des  Nachteils  gedacht 
wird,  den  der  Schuldner  durch  die  Schädi- 
gung seiner  Erwerbsfähigkeit,  seiner  Arbeits- 
freudigkeit, seines  Sparsinnes  erleidet. 

Diese  Gefahr  besteht  aber  nicht  nur  bei 
der  Zwangsvollstreckung  in  das  Mobilitu-  des 
Schuldners,  sondern  ebenso  bei  der  Zwangs- 


vollstreckung in  unfertige  Waren,  in  das  für 
den  individuellen  Gebrauch  bestimmte  Hand- 
werkszeug, in  Früchte  auf  dem  Halme  etc. 
—  Sie  liegt  mit  einem  Worte  überall  vor, 
wo  die  Zwangsvollstreckung  sich  richtet 
gegen  Dinge,  die  Waren  im  volkswirt- 
schaftlichen Sinne  noch  nicht  oder 
nicht  mehr  sind.  Sie  tritt  nicht  nur  bei 
der  Zwangsvollstreckung  in  Dinge  von  min- 
derem Werte  ein,  auch  die  Zwangsvoll- 
streckung in  ausgedehnten  Liegenschafts- 
besitz kann  vom  schlimmsten  volkswirt- 
schaftlichen Effekte  sein,  wenn  die  Liegen- 
schaften nicht  —  wie  etwa  Zinshäuser  in 
der  Stadt  —  einen  marktgän^gen  Wert 
haben.  Es  ist  eine  der  wichtigsten  Auf- 
gaben jedes  Gesetzes  über  die  Zwangs- 
vollstreckung in  Immobilien,  dieser  Möglich- 
keit durch  Vorschriften  Ober  die  Art  der 
Versteigerung  (Zeit,  Ort,  Ankündigung  der 
Versteigerung),  über  das  zulässige  Mindest- 
gebot etc.  entgegenzuwirken,  und  die  sozial- 
politisch so  bedeutsamen  Besonderheiten 
des  Immobiliarkredits  beruhen  zum  grossen 
Teil  gerade  darin,  dass  es  schwer  ist,  die 
Zwangsvollstreckung  in  Immobilien  so  zu 
gestaltet!,  dass  jene  nachteiligen  Rückwir- 
kungen derselben  auf  die  Volkswirtschaft 
vermieden  werden. 

Volkswirtschaftlich  weit  verderblicher 
und  zugleich  weit  weniger  beachtet  ist 
aber  der  schädliche  Effekt,  den  die  Zwangs- 
vollstreckung regelmässig  und  unausbleiblich 
dann  hat,  wenn  sie  Dinge  ergreift,  die  der 
Natur  der  Sache  nach  nur  einen  von  ihrem 
individuellen  Gebrauchswerte  verschiedenen 
Tauschwert  haben  müssen,  d.  h.  g^ea 
im  Verbrauch  befindliche  Sachen;  bezw. 
wenn  sie  sich  gegen  Personen  richtet,  die 
andere  als  derartige  Dinge  nicht  besitzen, 
d.  h.  gegen  Unbemittelte.  Von  hier 
aus  hängt  die  Frage  nach  dem  wirtschaft- 
lichen Effekt  der  Zwangsvollstreckung  aufe 
engste  mit  der  letzten  der  hier  zu  erörtern- 
den Fragen  —  der  nach  den  Schranken 
der  Zwangsvollstreckung  —  zu- 
sammen. 

Die  Bedeutimg  der  Beschränkungen  der 
Zwangsvollstreckung,  d.  h.  der  Aufstellung 
eines  Katalogs  gesetzlich  unpfändbarer 
Dinge  ist  hiemach  mit  dem  von  den  Mo- 
tiven zur  CivUprozessordnung  zu  ihrer  Be- 
gründung einzig  angeführten  unklaren  Be- 
friff  der  »billigen  Nachsicht  g^:en  die 
chiddner«  (Motive  zu  §  651  des  Entwurfs 
C.P.O.)  in  keiner  Weise  zu  erschöpfen.  Sie 
beruhen  vielmehr  auf  der  Erkenntnis,  dass 
die  Rechtsordnung  eines  Landes  sich 
der  Wirtschaftsordnung  anpassen 
muss;  oder  specieller  gesagt:  sie  bringen 
zum  Ausdrucke,  in  welchem  Grade  der 
Gesetzgeber  die  Thatsache  anerkennt,  dass 
in    einer   auf  Privateigentum    und 
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Privatproduktion  begründeten  Ge- 
sellschaft ein  gewisser  Bestand 
von  wirtschaftlichen  Gütern  un- 
entbehrlich ist  für  jeden,  der 
innerhalb  der  bürgerlichen  Ge- 
sellschaftleben, d.h.  seineArbeits- 
kraft  verwerten,  eine  geordnete 
Wirtschaft  führen,  eine  Familie 
unterhalten  wilL 

Kamentlich  der  letztere  Gesichtspunkt 
verdient  die  grösste  Beachtung.  Staat  und 
G^Üschaft  beruhen  auf  der  Familie;  die 
Familie  bedarf  aber  zur  Erfüllung  ihrer 
Funktionen  nicht  nur  sittlicher  Qualitäten 
der  Eheleute,  sondern  fortwährender  Zufuhr 
von  rasch  verbräuchlichen  Gütern,  fort- 
währender Arbeit  der  Ehefrau  und  einer 
bleibenden  Ausstattung  an  MobiUar  u.  s.  w. 

Im  Interesse  des  Staats  und  der  Ge- 
sellschaft haben  Volkswirtschaft  und  Recht 
für  die  notwendigen  Grundlagen  des  Fa- 
milienlebens d.  h.  für  die  Möglichkeit  des 
dauernden  Lohnerwerbs  und  des  dauern- 
deuMobiliarbesitzes  zusorgen.  Wenn 
in  letzterer  Beziehung  keine  gewaltsamen 
Eingriffe  mehr  zu  fürchten  sind,  so  sollte 
es  selbstverständlich  sein,  dass  Eingriffe 
im  Weg  Rechtens  imterbleiben,  insofern 
durch  sie  der  Familie  die  Erfüllung  ihrer 
Aufgaben  unmöglich  gemacht  wird.  Von 
diesem  Standpunkt  aus  sind  also  die  Zwangs- 
vollstreckungsgesetze  zu  beurteilen:  dieBe- 
fi-iedigung  des  Gläubigers  ist  wichtig,  der 
Schutz  der  Familie  aber  ist  ein  mindes- 
tens gleichwertiges  Interesse. 

Von  diesem  Standpunkte  aus  werden  in 
den  Staaten  der  Nordamerikanischen  Union 
die  notwendigen  Einschränkungen  der 
Zwangsvollstreckung  als  Grundrecht  aller 
Staatsbürger,  als  Garantie  des  Rechts 
auf  eine  menschenwürdige  Exis- 
tenz aufgefasst  und  sind  deshalb  vielfach 
den  Terfassungen  der  einzelnen  Staaten  ein- 
verleibt Dem  Inhxdt  nach  unterscheiden 
diese  in  ihrer  Art  mustergiltigen  Gesetze 
(exemption  laws)  streng  zwischen  dem 
Schuldner,  der  eine  Familie,  einen  Haus- 
stand hat,  und  dem,  bei  dem  dies  nicht  der 
FaU  ist.  Sie  schützen  die  Familienwohnung 
(the  homestead,  d.  h.  die  vom  Schuldner, 
der  ein  üaushaltnngsvorstand  ist,  oder  seiner 
Witwe  oder  seinen  minderjährigen  Kindern 
bewohnte  Ldegenschaft  gewisser  Grösse; 
und  vielfach  statt  der  Lae^nscbaften  das 
Anteilrecht  an  ^meinnützigen  Baugesell- 
schaften) und  die  zum  Familienleben  er- 
forderte Mobiliar-Ausstattung.  Wer  keine 
Familie  zu  ernähren  hat,  muss  und  mag 
sich  mit  geringeren  Befreiungen  be- 
gnügen .  .  . 

Da  diese  exemption  laws  in  ganz  beson- 
derem Masse  den  Arbeitern  zn  gute  kommen,  ist 
es  vollberechtigt,  wenn  sie  die  offizielle  Publi- 


kation über  das  amerikanische  Arbeiterrecht  der 
einzelnen  Staaten  als  wesentlichen  TeU  des 
speciellen  Arbeiterschutzes  betrachtet 
and  deshalb  den  Wortlaut  der  sämtlichen  Pfand- 
beschränkuugsgesetze  der  einzelnen  Staaten  ent- 
halt. (Labor  laws  of  the  various  states,  terri- 
tories  and  the  district  of  Columbia.  Washinjfton 
Oovemment  printing  office  1896.) 

Als  Beispiel  des  Wortlauts  solcher  in  der 
Verfassung  niedergelegten  Versprechungen  diene 
die  Konstitution  von  Illinois.    (1.  c.  S.  242.) 

Art  4  the  general  assembly  shall  pass  libe- 
ral nomestead  and  exemption  laws. 

A eh n lieh:  Maryland,  Art  3.  Minnesota, 
Art.  1  sect  12  etc. 

Ferner:  Indiana  Art.  I  sect  67:  the  pri- 
vilege  of  the  debtor  to  eiyoy  the  uecessaries 
comforts  of  life  shall  be  recognized  by 
wholesomelaws  exempting  a  reasonable  a  m  o  n  n  t 
of  property  from  seizure  or  aale  for  the 
pagment  of  any  debt  or  liabiUty.    (1.  c.  S.  286.) 

Ganz  ähnlich:  Wisconsin,  Nevada  and 
andere  Staaten. 

Vgl  Über  nähere  Details  meinen  Aufeats 
in  den  Blättern  für  soziale  Praxis  I,  Nr.  34  so- 
wie mein  Referat :  Die  Wohnungsnot  vom  Stand- 
pnnkte  der  Annenpflege  (Schriften  des  deutschen 
Vereins  für  Armenpflege,  Heft  VI),  wo  der  In- 
halt mehrerer  Staaten-Gesetze  und  der  Wort- 
laut eines  derselben  (von  New-Yersey)  mitge- 
teilt und  darauf  aufmerksam  gemacht  ist  daas 
die  viel  berufenen  Homesteadgesetze  nicht  den 
agraipolitischen  Charakter  haben,  wegen  dessen 
sie  jetzt  so  vielfach  empfohlen  werden.  Sie  sind 
einfach  die  im  Interesse  des  Schatzes  der  Fa- 
milien (nicht  für  alleinstehende  Personen)  ge- 
schaffenen Beschränkungen  der  Exekution  in 
Liegenschaften. 

Vgl.  Thompson,  a  treatise  on  homestead 
and  exemption  laws.  San  Francisco,  Landrost 
1886. 

Im  Unterschied  hiervon  garantieren  die 
deutschen  Verfassungen  zwar  vielfach  die 
Unverletzlichkeit  des  Eigentums  (vgl.  z.  B. 
Preussische  Verfassung)  aber  nur  in  dem 
Sinne,  dass  es  niemandem  anders  als  im 
Wege  Rechtens  entzogen  werden  soll; 
nicht  auch  in  dem  audo^n,  dass  das  unseren 
Eulturansprüchen  nach  für  jeden  Einzelnen, 
insbesondere  aber  das  für  eiuen  Familien- 
vorstand, der  seiner  Pflicht  genügen  will, 
schlechtweg  notwendige  und  unentbehrliche 
Quantum  von  Gebrauchsgegenständen  über- 
haupt für  unentziehbar  erklärt  wird. 

Die  deutsche  Gesetzgebung  betrachtet 
vielmehr  die  Beschränkungen  der  Zwangs- 
vollstreckung ganz  einfach  als  Mindenmgea 
des  Rechts  des  Gläubigers,  für  die  ein 
eigentlicher  Rechtsg^rund  überhaupt  nicht 
existiert. 

Dem  entsprechend  werden  sie  mit  fast 
einziger  Ausnahme  des  G.  v.  21.  Juni  1869, 
betr.  das  Verbot  der  Beschlagnahme  nicht 
fälligen  Arbeitslohnes,  in  der  Civilprozess- 
ordnung  bei  Gelegenheit  der  formalen  Be- 
ordnung  der  Zwangsvollstreckung  unter- 
gebracht und   zwar  in  der  Art,   dass  be- 
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stimmt  wird,  dass  einige  Forderungen  und 
Sachen  »der  Pfändung  nicht  unterworfen« 
sein  sollen.  —  Ganz  analog  wie  bei  Fest- 
setzung der  gesetzlichen  Armenunterstützung 
wird  also  nicht  das  indirekt  dem  Schuldner 
verliehene  Recht,  sondern  die  durch  die 
Beschränkungen  derZwangsvoUstrecknng  ge- 
sdiaffene  Verpflichtimg  des  Gläubigers  in 
den  Vordergrund  gestellt,  und  bis  zu  der 
Novelle  zxu:  Civilprozessordnung  vom  17.  Mai 
1898  waren  sogar,  wiederum  ganz  analog 
wie  bei  der  öffentlichen  Armenpflege,  sämt- 
liche Exemptionen  —  mit  wenigen  Aus- 
nahmen —  auf  das  schlechtweg  unent- 
behrliche, ohne  Lebensgefahr  nicht  Ent- 
ziehbare beschränkt. 

Erst  seit  diesem,  zugleich  mit  dem 
Bürgerlichen  Gesetzbuch  am  1.  Januar  1900 
in  Kraft  getretenen  Gesetz  sind  —  ausser 
einer  Reihe  sonstiger  Vermehrungen  der 
Exekutionsbeschränkungen  —  die  »zur  Er- 
haltung eines  angemessenen  Haus- 
standes des  Schuldners«  unentbehrlichen 
Kleidungsstücke,  Betten,  Wäsche,  Haus-  und 
Küchengeräte  für  pfandfrei  erklärt  (§  811, 
Nr.  1),  und  ist  (§  812)  die  Pfändung  aller 
zum  gewöhnlichen  Hausrat  gehörigen  und 
im  Haushalt  des  Schuldners  gebrauchten 
Gegenstände  verboten, 

»wenn  ohne  weiteres  ersichtlich  ist, 
dass  durch  deren  Verwertung  nur  ein 
Erlös  erzielt  werden  würde,  welcher 
zu  dem  Wert  ausser  allem  Verhältnis 
steht«. 
Es   ist   nunmehr  wenigstens   principiell 
anerkannt,  dass  die  Befriedigung  des  Gläu- 
bigers   nie    in    einer   Art  geschehen    darf, 
welche  den  Hausstand  des  Schuldners,  d.  h. 
doch  wohl  den  zur  Führung  eines  Familien- 
lebens notwendigen  Güterbestand   zerstört, 
und   dass  wenigstens   der  heillosen  Wert^ 
Zerstörung  ein  Ende  gemacht  werden  muss, 
welche  bisher  durch  die  Zwangsvollstreckung 
in  Gebrauchsgegenstände    geübt    ward   — 
und  noch  wird  —  und  die  niemand  besser 
und  kräftiger  gewürdigt  hat  als  Fürst  Bis- 
marck  in  einer  anlässHch  der  von  ihm  ge- 
planten Einführung  des  Tabakmonopols  ge- 
haltenen Rede  zu  Gunsten  der  Aufhebung 
der  untersten  Klassensteuerstufen  (Rede  vom 
12.  Juni  1882,  Reichstagsberichte  V.  Legis- 
laturperiode, 2.  Session,  Seite  354  ff.). 

Ueberdies  ist  durch  §  559  B.G.B.  das 
geradezu  unvernünftige  imd  unanständige 
Recht  des  Vermieters  zur  Retention  auch 
der  direkt  zum  Leben  unentbehrlichen 
Gegenstände  beseitigt.  Der  indirekten  Ent- 
ziehung des  notwendigsten  Lebensbedarfes 
wird  bis  zu  einem  gewissen  Grad  durch 
§  394  ß.G.B.  sowie  durch  §§  861,  862  C.P.O. 
vorgebeugt,  und  endlich  sind  —  wenigstens 
in  Preussen  —  durch  die  neue  Gerichts- 
voUzieherordnung  vom  81.  März  1900  den 


(Jerichtsvollziehern  nunmehr  örtlich  abge- 
teilte Bezirke  zugewiesen  und  ist  dadurch 
der  schädlichen  Konkmrrenz  ein  Ende  ge- 
macht, die  diese  Beamten  früher,  im  Inte- 
resse der  Erwerbung  eines  grossen  Auftrag- 
geberkreises, einander  im  möglichst  scharfen 
Vorgehen  gegen  den  Schuldner  machten. 

Vgl.  über  den  früheren  Kecbtsznstand  und 
dessen  Wirkungen  meine  Gutachten  über  die 
Wohnungsfrage  (Schriften  des  Vereins  für  Sozial- 

Solitik  XXX,  p.  ö7ff.) ;  sodann  die  Verhandinngen 
es  22.  deutschen  Juristentags  IV,  S.  85—104 
(insbes.  Mobiliarexekntion)  nnd  des  23.  und  24. 
Juri8tenta&:8  (insbes.  Heimstättenrecht),  ferner 
Schriften  aes  Vereins  für  Armenpflege,  Heft  XI, 
p.  46—81,  wo  formulierte  Vorschl^  zur  Ab- 
änderung des  §  715  C.P.O.  gegeben  werden, 
die,  ausweislich  des  Eommissionsberichts  zur 
Novelle  zur  Civilprozessordnung  („Materialien" 
von  Hahn  und  Mngdan  VIII,  S.  411),  für  die 
jetzige  Fassung  des  Gesetzes  (§  815)  vidfach 
von  Einflnss  waren. 

Immerhin  lässt  sich  fragen,  ob  die  Civil- 
prozessordnung auch  in  ihrer  jetzigen  Fassung 
wirklich  bereits  ausreiche,  um  den  zur  Zah- 
lung Venu^eilten,  vorausgesetzt  natürlich, 
dass  sie  keine  betrügerischen  Schuldner 
sind  und  sich  der  Zwangsvollstreckung  nicht 
entziehen,  die  Weiterffihrung  zunächst  eines 
anständigen  Erwerbs  und  sodann,  falls  sie 
Haushaltungsvorstände  sind,  eines  geord- 
neten Faniilienlebens  zu  gestatten.  Das 
erstere  wird  durch  §  815  al.  2—4  vielleicht 
für  den  Landwirt,  aber  kaum  für  andere 
Berufsstände  erreicht  (vgl.  §  815  aL  5); 
für  das  andere  ist  aber  das  System  der 
Civilprozessordnung  (Specialisieriuig  der  frei- 
zulassenden Gegenstände)  wohl  überhaupt 
weniger  geeignet  als  das  der  Fixierung  des 
Geldwerts  des  freizulassenden  Mobiliars  und 
der  Gewährung  des  Rechts  der  Auswahl  an 
den  Schuldner  innerhalb  dieses  Betrags. 

In  dieser  Art  sind  z.  6.  nach  französi- 
schem Recht  (Code  de  proc.  civ.  Art.  592) 
dem  Schuldner  auf  sein  Geschäft  bezügliche 
Bücher  bis  zum  Werte  von  800  Francs  nnd 
Maschinen  und  Werkzeuge  im  selben  Be- 
trage nach  seiner  Wahl  p&mdfrei  zu 
lassen,  und  diesem  Systeme,  wonach  der 
Schuldner  die  pfandfreien  Dinge  sich  ans 
der  Masse  heraus  nimmt,  verdanken  die 
amerikanischen  Gesetze  ihren  Namen  als 
exemption  laws. 

lieber  den  Inhalt  der  amerikanischen  Ge- 
setze vgl.  die  obigen  Citate. 

Es  sei  hier  nur  noch  erwähnt,  dass  sie  den 
Wertbetrag,  welchen  die  zu  eximierenden  be- 
weglichen Gegenstände  erreichen  dürfen, 
vielfach  auf  mehrere  hnndert  Dollars  festsetzen, 
aber  keine  Exemption  solcher  Gegenstände  ge- 
statten, deren  Kaufpreis  den  Gegenstand  des 
Urteils  bildeten. 

Wag  die  Unpfändbsirkeit  unbeweglicher 
Dinge  (der  sogenannten  homestead)  anlangt,  so 
dauert  dieselbe  tiberall  nur  solange,  als  die 
Liegenschaft  im  Besitze  eines  Familienvaters, 
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seiner    Witwe     oder     seiner     mindeijälmgen 
Kinder  ist. 

Der  znlftssiee  Wert  der  homestead  schwankt 
natürlich;  in  New- York  ist  er  1000  Dollars,  in 
Arkansas  2300  Dollars,  in  New-Hampshire  öOO 
Dollars  etc. 

Der  Wortlaut  der  Festsetzung:  im  letzteren 
Staat  ist  (labor  laws,  1.  Aufl.,  S.  307):  The 
wife,  widow  and  children  of  every  person  who 
is  owner  of  a  homestead,  or  of  any  interest 
therein,  occupied  by  himself  or  herseif  and  his 
or  her  family  shall  be  entitled  to  so  mnch  of 
Said  homestead  or  interest,  as  shall  not  exceed 
in  value  300  D.,  as  against  the  creditors.  gran- 
tees  and  heirs  of  such  person  for  and  during, 
the  life  of  snch  wife  or  widow  and  the  minority 
of  such  children. 

Im  Gegensatz  znm  französischen  und  ameri- 
kanischen Recht  gehen  die  Beschränkungen  der 
Zwangsvollstreckungen  des  Schweizer  Rechts 
(Bnndesgesetz  über  Schuldbetreibung  und  Kon- 
kurse vom  11.  April  1889)  und  das  öster- 
reichische 6.  T.  27.  Mai  1896  (die  Exekutions- 
ordnung) nicht  weiter  als  die  der  deutschen 
Civilprozessordnung  vom  30.  Januar  1877. 

Lediglich  hebt  das  österreichische  Gesetz 
als  unpfändbar  besonders  noch  hervor  —  die 
Kreuzespartikeln  und  Reliquien! 

Dass  ein  ausgedehnter,  in  dieser  Art  dem 
Besitze  des  Schuldners  gewährter  Schutz 
dem  Gedeihen  der  Volkswirtschaft  nicht 
schadet,  dürften  die  Verhältnisse  der  Ver- 
einigten Staaten  ohne  weiteres  beweisen. 
Andererseits  versteht  sich  aber  von  selbst, 
dass  die  grosse  Aufgabe,  um  die  es  sich 
handelt,  —  der  Stärkung  der  äusseren 
Existenzbedingungen  der  Familie,  der 
Zelle,  aus  der  sich  unser  ganzes  Staats- 
gebäude zusammensetzt,  nicht  ausschliesslich ' 
durch  die  Regelung  der  Zwangsvollstreckung 
genflgt  wird.  Die  Familie  betiarf  an  äusseren  i 
Vorkehrungen  ausser  dem  Hausrat  der| 
Wohnung;  femer  des  regelmässigen  Zu- 
gangs der  äusseren  Güter,  d.  h.  des  Ar- 
beitslohnes des  Mannes  und  der  Pflege 
der  vorhandenen  Güter,  d.  h.  der  Arbeit 
der  Hausfrau,  die  im  Notfall  ersetzt  werden 
muss  durch  die  Hau sf  lege.  Unser  Recht 
beruht  bisher  auf  der  Fiktion,  dass  jeder 
Privateigentum  genug  habe,  um  dies  alles 
zu  beschaffen,  und  dass  insbesondere  jeder, 
dem  der  Hausrat  oder  die  Arbeitsmittel  ge- 
nommen würden,  seine  Familie  fortab  auch 
ohne  solche  Behelfe  durchbringen  oder  sich 
Ersatzstücke  leicht  beschaffen  könne.  Die 
Neuregelung,  welche  die  Zwangsvollstreckung 
in  der  Civilprozessordnung  vom  17.  Mai  1898 
gefunden  hat,  beweist,  dass  man  beginnt, 
aas  Unhaltbare  dieser  Fiktion  einzusehen. 
M^;en  die  weiteren  Konsequenzen  nicht  nur 
im  Recht  der  Zwangs voUstreckimg,  sondern 
auch  in  dem  des  Arbeitsvertrags  und  des 
ehelichen  Güterrechts  bald  gezogen  werden. 

PUaeh. 


Zwingli,  Ulrich  (Haldreicli), 

geb.  am  1.  I.  1484  zu  Wildhans,  in  der  da- 
maligen Grafschaft  Tüggenbnrg,  ges^wärtigem 
Bezirk  Obertoggeuburg  des  Schweizer  Kantons 
St.  Gallen,  gest.  am  11.  X.  1531  in  der  Schlacht 
bei  Kappel,  studierte  in  Basel  unter  Thomas 
Wyttenbach  Theologie,  ging  1506  als  Pfarrer 
nach  Glarns  und  nahm  1513  als  Feldprediger 
an  dem  glänzenden  Siege  der  Eidgenossen  Ober 
die  Franzosen  bei  Novara  und  1515  an  der 
grossen  Niederlage  der  Schweizer  bei  Marignano 
teil.  1516  folgte  er  einem  Rufe  als  „Leutpriester"' 
nach  der  Benediktiuerabtei  Maria -Emsiedeln 
und  wirkte  seit  Oktober  1518  als  Pfarrer  am 
Mttnster  zu  Zürich.  Den  bereits  in  Mariä-Ein- 
siedeln  begonnenen  Kampf  gegen  Missbräuche 
der  römisch-katholischen  Kirche  setzte  Zwingli 
in  Zürich  fort,  und  von  seinem  Auftreten  gegen 
den  päp.stlichen  Ablasskrämer  Bemardin  Samson 
lässt  sich  der  Beginn  der  schweizerischen  Refor- 
mation datieren,  aus  welcher  Zwingli  als  der 
unsterbliche  Begründer  der  evangelischen 
Kirchenfreiheit,  als  Schöpfer  der  reformierten 
Kirche  hervorging.  —  Zwm^li,  der  als  Theolog 
das  Formalprincip  iu  der  Religion  obenan  stellte, 
der  als  Feind  jedes  Bilderdienstes  und  über- 
flüssigen Ceremoniells  die  fromme  Tradition  den 
Eingebungen  der  nüchternen  Vernunft  unter- 
ordnete, entwickelte  auch  als  Verbesserer  der 
wirtschaftlichen  nnd  sittlichen  Zustände  seines 
Volkes  eine  fruchtbare  Thätigkeit  Er  trat  für 
Verbesserung  des  Münzwesens  ein,  bekämpfte 
Mönchstum  und  Cölibat,  sorgte  für  Schliessung 
der  öffentlichen  Frauenhäuser  nnd  für  Aufhe- 
bung des  Asylrechtes  und  der  Freistätten  für 
Missethäter,  er  nahm  sich  mit  Eifer  der  Hebung 
des  öffentlichen  Unterrichtes  an. 

Schriften  ausschliesslich  staatswissenschaft- 
lichen Inhalts  veröffentlichte  Zwingli  keine, 
seine  Anschauungen  über  die  göttliche  Ein- 
setzung der  Obngkeit  nnd  die  Grenzen  der 
Staatsgewalt  sind  niedergelegt  in  der  theolo- 
gischen Streitschrift:  Usslegen  vnd  gründ  der 
Schlussreden  oder  articklen  off.  d.  XIX.  tag 
Jenners  im  1523.  iar  vssgangen,  Zürich,  getruckt 
durch  Cnr.  Froschower,  1523.  —  Die  staatswirt- 
schaftlichen Ausfuhrungen  Zwin^lis  über  Eigen- 
tum und  Arbeit,  Zins  und  Kapital,  Armut  und 
Armenpflege  etc.  sind  im  I.  Bde.  seiner  Werke 
zerstreut  Seine  Werke  erschienen  in  folgenden 
Ausgaben:  Zwingli,  Hnldrici ,  Opera,  2  Bde. 
Tiguri  (Zürich)  1530  (unvollständige  Ausgabe); 
dasselbe,  4  Bde.,  ebd.  1544  ff.  (diese  erste  Ge- 
samtausgabe besorgte  sein  Schwiegersohn  R. 
Gualther,  die  ursprünglich  in  deutscher  Sprache 
veröffentlichten  Schriften  Zwingiis  sind  in  dieser 
Ausgabe  durch  Uebertragnngen  ins  Lateinische 
dem  übrigen  lateinischen  Texte  angepasst) ;  das- 
selbe, neuer  Abdruck  dieser  Gualtherschen  Ausga- 
be, 4  Bde.,  ebd.  1581 ;  dasselbe,  4  Bde.,  Basel.  1593 ; 
dasselbe,  1.  vollständige  Ansgabe  u.  d.  T. :  Opera. 
Completa  editio  prima  curantur  Schulero  et  J. 
Schulthessio,  8  Bde.,  Zürich  1828—42  und  suple- 
mentum  fasciculns,  ebd.  1861  (in  dieser  von  M. 
Schüler  und  J.  Schulthess  veranstalteten  Aus- 
gabe ist  der  deutsche  Text  der  ursprünglich  in 
deutscher  Sprache  verfassten  Schriften  Zwingiis, 
welche  die  beiden  ersten  Bände  füllen,  wi^er 
hergestellt,  der  Text  der  übrigen  sechs  Bände 
ist  durchweg  lateinisch).    Eine  Auswahl  seiner 
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Schriften  erschienen  u.  d.  T.:  Zwingiis  sämt- 
liche Schriften  im  Ansznge,  heransges:.  von 
Usteri  nnd  Vögelin,  2  Bde.,  Zürich  1819/20; 
Zwingiis  früheste  poetische  und  historische 
Schriften,  herausgeg.  von  A.  Schultbess,  ebd. 
1819. 

Zwingli  kommt  von  allgemeinen  ethischen 
Betrachtungen  über  den  Nutzen  der  Arbeit, 
durch  welche  dem  entsittlichenden  HUssiggange 
der  Landsknechte  und  ihres  Anhanges  gesteuert 
werde,  auf  das  Handwerk,  auf  die  gewerbliche 
Thätigkeit  zu  sprechen,  welche  letztere  er  der 
landwirtschaftlichen  voran  stellt.  Das  Eigen- 
tum ist  ihm  keine  göttliche  Institution,  sondern 
ein  aus  egoistischer  Menschensatzung  hervorge- 
gangener Rechtsbegriff,  dessen  staatliche  Aner- 
kennung es  aber  bedingt,  dass  Zehnten,  Grund- 
steuern nnd  Kapitalzinsen,  die  auf  dem  Eigen- 
tum lasten,  von  dessen  Besitzern  getragen  wer- 
den. Dem  Zins  spricht  er  ebenfalls  die  göttliche 
Gutheissung  dieser  Abgabe  ab,  welche  er  viel- 
mehr nur  als  ein  notwendiges  üebel  anerkennt, 
hervorgerufen  durch  die  menschliche  Usurpation 
des  Bodens  und  Einsetzung  des  Grundeigen- 
tums nach  Aufhebung  des  ursprünglichen  Kom- 
munismus. Wer  nnn  auf  ein  tragbares  Acker- 
oder Gartenland  ein  Kapital  aufnehme^  schlägt 
er  vor,  solle  gehalten  sein,  dem  Darleiher  nach 
Hassgabe  der  Schuldsumme  nnd  nach  Ausfall 
der  Ernte  eine  Vergütung  zu  gewähren,  welche, 
wenn  z.  B.  das  Grundstück  mit  dem  vierten 
Teile  seines  Wertes  beliehen  wäre,  in  dem  vier- 
ten Teile  seines  Früchteertrages  zn  bestehen 
habe.  Zwingli  verhehlt  sich  nicht,  dass  die 
bäuerliche  Kealbelastung  durch  fortdauernde 
neue  Verpfändung  der  Bodenrente  zu  einer  all- 
mählichen gänzlichen  Verarmung  des  Bauern- 
standes führen  müsse,  da  der  Aroeitsertrag  des 
Schuldners  an  den  Ziusnehmer  übergehe,  aber 
sein  Vorschlag,  die  Kreiemng  neuer  Bodenzinse 
zu  verbieten  und  nur  die  alten  Zinse  für  Kapital- 
anlagen bestehen  zn  lassen,  hat  das  Bedenk- 
liche, dass  dadurch  das  eigentliche  bösartige 
Wuchergeschäft  der  Darlehen  ohne  Unterpfand, 
mit  Verrechnung  des  Bisikos  für  den  Geldgeber, 
zur  unheilvollen  Blüte  gebracht  würde.  Ueber 
Armut  und  Armenpflege  entwickelt  Zwingli 
vortreffliche  Ansichten,  deren  Annahme  sowohl 
in  Zürich  wie  später  in  anderen  für  die  Refor- 
mation gewonnenen  schweizer  Plätzen  die  Armen- 
gesetzgebnng  ganz  im  Zwinglischen  Geiste  um- 

festalt«te,  nachdem  bei  Säkularisierung  der 
:iöster  ein  Teil  der  ehemaligen  KlostergUter 
zu  wohlthätigen  Stiftungen  umgewandelt  wor- 
den. Nach  dem  Vorbilde  Zürichs  war  in  sol- 
chen Plätzen  das  Betteln  verboten.  Durch- 
ziehende Arme  nnd  auf  Mildthätigkeit  frommer 
Menschen  angewiesene  Pilger  erhielten  eine 
Wegzehrung,  durften  sich  aber  nicht  länger 
als  einen  Tag  in  einer  Gemeinde  aufhalten.  Die 
einheimischen  Armen  erhielten  nur  dann  Unter- 
stützungen, wenn  sie  sich  durch  ihre  sittliche 
Führung  solcher  würdig  erwiesen.  Schlemmer, 
Spieler,  Verschwender,  Verächter  des  göttlichen 
Wortes  und  der  kirchlichen  Gebräuche  sowie 
diejenigen  Personen,  deren  Kleidung  noch  einen 

Gewissen  Luxus  zur  Schau  trug,  sollten  von 
er  Almosenverteilung  ausgeschlossen  sein.  Den 
Fürsten  hält  Zwingli  eine  Philippica,  die  in 
der  Unverblümtheit  und  Heftigkeit  ihrer  Sprache 
noch  die  derbe  Ausdrucksweise  Luthers  über- 


trumpft. Alle  sieben  Todsünden  werden  deo 
„die  leer  Christi  nit  achtenden  unfttrstlichen 
fttrsten"  vorgeworfen,  dabei  aber  doch  das  Prin- 
cip  der  götuichen  Einsetzung  in  ihr  Amt  an- 
erkannt, vgl.  „üsslegen"  etc.  (s.  o.).  In  der 
nämlichen  Schrift  „Usslegen"  etc.  werden  Mah- 
nungen der  Apostel  Paulus  und  Petma,  den 
Fürsten  und  der  weltlichen  Obrigkeit  zu  ge- 
horchen, angezogen,  auch  dem  Klerus  wird  da- 
rin eingeschärft,  dass  „alle  pfaffen  vnd  kntten 
der  weltlich  oberkeit  von  göttlichen  rechten 
schuldig  syind  gehorsam  ze  s^fu".  Desgleichen 
wird  die  menschliche  BmderÜebe  und  brüder- 
liche Dienstbarkeit  in  den  „articklen"  im  Namen 
des  „amtmann  Christi"  allen  Knechten  Gott«s 
zur  Pflicht  gemacht.  Zu  solchen  Gottesknechten 
zählt  Zwingli  nicht  nur  die  gewöhnlichen,  son- 
dern auch  die  gefürsteten  Menschenkinder,  nnd 
finden  sich  unter  letzteren  „widerfechter  gottes", 
sollen  die  Unterthanen,  wenn  ihrem  christlichen 
Grewissen  etwas  ünchristliches  zugemutet  wird, 
den  Gehorsam  verweigern  dürfen.  ,.Frisch  nf" , 
ruft  er  den  glaubensstarken  Streitern  Christi 
in  solchen  Fährlichkeiten  zu,  „welcher  ein  mann 
gottes  sye!  lassend  sehen,  ob  gott  stärker  syg 
oder  die  hoftänzer!" 


Vgl.  über  Zwingli:  (NOscheler),  Ulrich 
Zwingus  Lebensgeschichte,  Zürich  1776.  — 
Meister,  Beitr^e  zur  Geschichte  der  deut- 
schen Sprache,  Bd.  I,  Heidelbei^  1780,  S.  28öff. 
—  Derselbe,  Berühmte  Züricher,  Bd.  I,  Basd 
1782,  S.  125  ff.  —  Lebensbeschreibung  berühm- 
ter Reformatoren,  Bd.  V,  ebd.  1801.  —  Leben 
Ulrich  Zwingiis,  ebd.  1801.  —  Hess,  Lebens- 
beschreibung Ulrich  Zwingiis.  Aus  dem  Fran- 
zösischen, Zürich  1811.  —  Schüler,  Huldreich 
Zwingli.  Geschichte  seiner  Bildung  zum  Refor- 
mator, ebd.  1819.  —  Botermnndt,  Lebens- 
fescUchte  des  Reformators  U.  Zwingli,  Bremen 
819.  —  Lebensbeschreibung  ü.  Zwingiis,  Zü- 
rich 1819.  —  Hottinger,  Huldreich  Zwii^ 
und  seine  Zeit,  ebd.  1842.  —  S  tä  k  e  1  i  n ,  Huldreich 
Zwingli  und  sein  Reformationswerk,  Gotha  1814. 

-  Zell  er.  Das  theologische  System  Zwingüs, 
Tübingen  1853.  —  Sieg  wart,  Ulrich  Zwii^li, 
der  Charakter  seiner  Geologie  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  Picus  von  Mirandula,  Stuttgart 
1855.  —  Christoffel,  Huldreich  Zwingli, 
Leben  und  ausgewählte  Schriften,  2  Bde.,  ElMr- 
feld  1857.  —  Tischler,  Zwingli  de  kerkher- 
vormer,  2 Bde.,  Utrecht  1857/58.  —  Schmoller, 
Zur  Geschichte  der  nationalökonomischen  An- 
sichten in  Deutschland  während  der  Reformations- 
zeit, in  „Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staatsw.",  Jahrg. 
XVI,  Heft  3  und  4,  Tübingen  1860,  8.  488, 
571/72.  —  Wiskemann,  Darstellung  der  in 
Deutschland  zur  Zeit  der  Reformation  herrschen- 
den nationalökonomischen  Ansichten,  Leipzig 
1861,  S.  69  ff.  —  Biographie  universelle  anrienne 
et  moderne,   Bd.  XLV,  Paris  1865,   S.  650,58. 

—  Spörri,  Zwingli-Studien,  Leipzig  1866.  — 
Mörikofer,  Ulrich  Zwingli,  2  Bde.,  ebd. 
1867/69.  —  Röscher,  Geschichte  der  Nat^ 
München  1874,  S.  73/76.  —  Encyclopaedia  Bri- 
tannica,  9.  Aufl..  Bd.  HI,  S.  353,  Bd.  XV,  S. 
81,  Bd.  XIX,  S.  676,  Bd.  XX,  S.  331,  Bd.  XXH, 
S.  790,  Bd.  XXIV,  S.  832,  London  1875/88.  - 
Werder,  Zwingli  als  politischer  Reformator, 
Basel  1882.  —  Witz,   Ulrich  Zwingli,  Gotha 


Digitized  by 


Google 


Zwingli 


1097 


1884.  —  Zöckler,  Handbuch  der  theologischen 
Wissenschaften,  2.  Aufl.,  4  Bde.  und  Nachtrag, 
Nördlingen  1884/90,  Bd.  I,  S.  616,  Bd.  H,  S. 
173,  181,  4ö3ff.,  Bd.  m,  S.  128£f.,  Bd.  IV,  S. 
281ff.  n.  ö.  —  Banr,  Zwinglis  Theologie,  2 
Bde.,  HaUe  ISSö^m  —  Stähelin,  Ulrich 
Zwingli,  in  „Herzogs  Bealenc^klopädie  der  pro- 
testantischen Religion  und  Kirche",  Bd.  XVII, 
Leipzig  1886,  S.  584/636.  —  Jackson,  San». 


Mac,   Huldreich  ZwingU  (1484—1531).     The 
Befonner  fo  German  Switzerland.    London  1901. 

Ltppert. 


Zwischenhandel 

8.  Handel  oben  Bd.  IV  S.  968 ft 
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Zum  3.  Bande  des  „Handwörterbuchs  der  Staatswissenschaften^. 


Ehrenberg,  Riehard, 

feboren  am  5.  11.  1857  in  Wolfenbüttel,  war 
is  1884  kaufmännisch  thätig,  studierte  dann 
3  Jahre  lang  Staatswissenschaften  in  Tübingen 
(wo  er  1886  Doktor  der  Staatswissenschanen 
wurde),  München  und  Götüngen.  Nach  Sta- 
dienreisen im  In-  und  Aoslanae  bekleidete  er 
von  1888 — 1897  das  Amt  eines  Sekretärs  des 
KSnigl.  Eommerzkollegiums  (Handelskammer) 
in  Altena.  Im  Jahre  1^7  als  ausserordentlicher 
Professor  nach  Göttingen  berufen,  ist  er  seit 
1899  ordentlicher  Professor  der  Staatswissen- 
Bchaften  an  der  Universität  Rostock. 

Ehrenberg  veröffentlichte  an  staatswissen- 
schaftlichen Schriften:  a)  in  Buchform:  Die 
Fondsspeknlation  und  die  Gesetzgebung,  Berlin 
1883.  —  Wie  vimrde  Hambnng  gross?  I.  Die 
Anfänge  des  Hamburger  Freihafens,  Hamburg 
1888.  —  Hamburg  und  Antwerpen  seit  300 
Jahren,  Hamburg  1889.  —  Jahresberichte  des 
Eönigl.  Eommerzkollegiums   in  Altona  1889  ff. 

—  Das  Eönigl.  Eommerzkollegium  in  Altona 
(als  Ms.  gedruckt),  Altona  1892.  —  Altona 
unter  Schanenbnrgischer  Herrschaft,  Altona 
1891193.  —  Altonaer  Arbeiterstatistik  I :  Altonaer 
Arbeitslöhne  1891.  Ein  Versuch  lohnstatisti- 
scher Erhebungen  auf  Grund  wirklich  gezahlter 
Arbeitslöhne,  Hamburg  1893.  —  Bürger  und 
Beamte  (anonym  erschienen),  Braunschweig  1894. 

—  Altenas  topographische  Entwickelung,  Altona 
1894.  —  Hamburg  und  England  im  Zeitalter 
der  Eönigin  Elisabeth,  Jena  1896.  —  Das 
Zeitalter  der  Fugger,  Bd.  I:  Die  Oeldmächte 
des  16.  Jahrhunderts,  Bd.  II:  Die  Weltbörsen 
und  Finanzkrisen  des  16.  Jahrhunderts,  Jena 
1896/97.  —  Der  Handel,  seine  wirtschaftliche 
Bedeutung,  seine  nationalen  Pflichten  und  sein 
Verhältnis  zum  Staat,  Jena  1897.  —  Handels- 
hochschalen L  Gutachten  von  Eaofleuten,  In- 
dustriellen und  anderen  Sachverständigen, 
Braunschweig  1897.  —  Handelshochschulen  II. 
Denkschrift  Über  die  Handelshochschule,  Braun- 
schweig 1897.  —  Aus  der  Vorzeit  von  Blanke- 
nese  and  den  benachbarten  Ortschaften,  Ham- 
burg 1897.  —  Handelspolitik,  Jena  1899. 


b)  Grössere  Beiträge  in  Sammel- 
werken und  Zeitschriften:  1.  In  der 
Zeitschr.  d.  Vereins  f.  Hambg.  Geschichte :  Zur 
Geschichte  der  Hamburger  Handlang  im  16. 
Jahrhundert,  1884;  Francis  Estrup,  ein  Beitr. 
zur  Eenntnis  der  Rechtspflege  im  16.  Jahrhon- 
dert,  1894;  Aus  der  Hambnrgischen  Handelsge- 
schichte. 1895.  —  2.  In  dem  Sammelwerke 
"Aus  Hamburgs  Vergangenheit,  herausg.  von 
Koppmann,  1885:  Hamburger  Handd  und 
Handelspolitik  im  16.  Jahrhundert.  —  3.  In 
dem  Sammelwerke:  Hamburg  vor  200  Jahren, 
1892:  Hamburgs  Handel  und  Schiffahrt  vor 
200  Jahren.  —  4.  In  der  Zeitschrift  für  Han- 
delsrecht: Hakler,  Hosteliers  und  Börse  in 
Brügge  vom  13.  bis  zum  16.  Jahrhundert,  1886. 
—  5.  In  den  Mitteilangen  des  Vereins  für  Ge- 
schichte der  Stadt  Nürnberg:  Die  alte  Nürn- 
berger Börse,  1889;  Hans  Kleberg,  Der  gute 
Deutsche  in  Lyon,  sein  Leben  und  sein  Cha- 
rakter, 1893.  —  6)  In  der  Zeitschr.  f.  d.  ge- 
samten Staatswissenschaften:  Ein  finanz-  und 
sozialpolit.  Projekt  aus  dem  16.  Jahrhundert, 
1890.  —  7.  In  den  Jahrbüchern  f.  Nat  n.  Stat^ 
1897:  Der  Ausstand  der  Hamburger  Hafen- 
arbeiter 1896/'97.  —  8.  In  der  Zeitschrift  des 
Vereins  deutscher  Ingenieure:  Technische  und 
wirtschaftliche  Arbeit,  1898.  —  9.  Im  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissenschaften  die  Artt: 
Agenturwesen,  Arbitrage,  Assiento- 
Vertrag,  Assignaten,  Auktionen, 
Auskunf  tswes  en,  Bankwesen  im 
Mittelalter,  Börsenwesen  (2.  Aufl.), 
Faktor,  Premdenrecht,  Gilden, 
HandelBgesells chatten.  Ostindische 
Handelsgesellschaften.  —  10.  In  dem 
Sammelwerke  „Handels-  und  Machtpolitak' 
herausg.  von  Schmoller,  Sering,  Wagner:  Die 
Seefahrt  im  Leben  der  Völker,  1900.  —  11.  In 
der  Zeitschrift  für  die  gesamte  VenicL- 
Wissenschaft:  Stadien  zor  Entwickelangsge- 
schichte  der  Versicherung,  1901.  —  12.  In  der 
Deutschen  Bundschau :  Entstehung  nnd  Beden- 
tang grosser  Vermögen,  1901.  Bed. 
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Fachs,  Carl  Johannes, 

Seboren  zu  Nflrnberg  am  7.  Angnst  1865,  stn- 
ierte  1883/86  in  Mttnchen  und  vom  W.S. 
1886/87—1887/88  in  Strassburg  i.  E.  Jurisprudenz 
nnd  NationalSkonomie,  promovierte  in  Strass- 
burg am  ö.  Mai  1888  als  Dr.  der  Staatswissen- 
schaften. Nach  längerem  Aufenthalt  in  Eng- 
land und  einem  Semester  in  Berlin  habilitierte 
er  sich  im  W.S.  188990  in  Strassburg  für 
Nationalökonomie  nnd  folgte  im  S.S.  1891  einem 
Buf  als  ausserordentlicher  Professor  nach 
Greifswald,  wo  er  1893  zum  ordentlichen  Pro- 
fe8.sor  ernannt  wurde.  Im  Jahre  1897  wurde  er 
nach  Freiburg  i.  B.  berufen  nnd  hier  1898  zum 
Mitglied  der  Bad.  Historischen  Kommission  er- 
nannt 

Er  vereffentlichte  a)  in  Buchform:  Der 
Untergang  des  Bauernstandes  und  das  Auf- 
kommen der  Gutsherrschaften.  Nach  archiva- 
lischen  Quellen  aus  Nen- Vorpommern  und  Rügen 
1888  (Abhandlungen  aus  dem  Staatswissen- 
schaftlichen  Seminar  zu  Strassburg  i.  £.  Heft 
VI,  1888).  —  Der  Warenterminhandel,  seine 
Technik  und  volkswirtschaftliche  Bedeutung, 
1891.  —  Die  Handelspolitik  Englands  und  seiner 
Kolonieen,  1893  (Schriften  des  Vereins  für  So- 
zialpolitik Bd.  blj.  Uebersetzt  ins  Italienische 
unter  dem  Titel  La  Politica  Commerciale  Dell' 
Inghilterra  von  A.  Vighi  1896.  —  Die  Epochen 
der    deutschen    Agrargeschichte.      Freioorger 


Antrittsrede     1898.    —    Volkswirtschaftslehre, 
Sammlung  Göschen,  1901. 

b)  in  Zeitschriften  etc.:  1.  In  Jahrb. 
für  Nat.  n.  Stat. :  Der  englische  Getreidehandel 
und  seine  Organisation  (N.  F.  Bd.  20).  —  2.  In 
Jahrb.  fUr  Ges.  und  Verw.  Die  Organisation 
des  Liverpooler  Baum  Wollhandels  in  Vergangen- 
heit und  Gegenwart,  Bd.  14.  —  Die  Geld-  und 
Bankfrage  in  den  Vereinigten  Staaten,  Bd.  20. 
—  3.  Zeitschrift  der  Savigny-Stiftnng  für 
Bechtsgeschichte :  Zur  Gesch.  des  gutsherrlich- 
bäuerlichen  Verhältnisses  in  der  Mark  Branden- 
burg, Bd.  12.  —  4.  Baltische  Studien  Bd.  41: 
Der  Untergang  des  Bauernstandes  in  Schwe- 
disch-Pommern,  Nachtrag.  —  5.  Schriften  der 
Centralstelle  für  Arbeiter-Wohlfahrt.seinrich- 
tnngen  Nr.  18.  Die  Erziehung  des  Volkes  auf 
den  Gebieten  der  Kunst  und  Wissenschaft 
Volkstümliche  Hochschnlkurse,  Berlin  1900.  — 
6.  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  Art.  Abbau ; 
Ablösung;  Agrargeschichte;  Allmende;  Bauer; 
Bauernbefreiung;  Gemeinheitsteilung;  Gemenge- 
lage; Grundgerechtigkeit;  Grundstücke  (Zu- 
sammenlegung ders.);  Gntsherrschaft ;  Hand- 
ond  Spanndienste;  Realgemeinde;  Zehnten. 
Ausserdem  kleinere  Aufsätze  nnd  Besprechungen 
im  Deutschen  Wochenblatt  Sozial-Politischen 
Centralblatt,  Beilage  zur  Allgemeinen  Zeitung, 
Jahrb.  für  Ges.  und  Verw.  und  British  Eco- 
nomic Jonmal. 

Red. 


Zum  5.  Bande  des  „Handwörterhaehs  der  Staatswissenschaften''. 

Zur  Biographie  »Kautz«  S.  62. 


1893  wurde  Kautz  zum  wirklichen  Geheimen 
Bäte  ernannt;  —  Auf  litterarischem  Gebiete 
trat  er  im  Laufe  der  neunziger  Jahre  mit  einer 
grossen  Denkrede  resp.  Charakteristik  des  ge- 


wesenen Ungar.  Finanzministers  (und  Hege- 
lianers) Karl  Herkapotyi,  femer  mit  einer 
akademischen  Abhandlung  über  die  historische 
Methode  in  der  Nationalökonomie  mit  beson- 
derem Hinblicke  auf  W.  Boscher  und  dessen 
wissenschaftliche  Arbeiten  hervor. 


Zam  6.  Bande  des  „Handwörterhaehs  der  Staatswissenschaften''. 


Porto 

8.  Post  besonders  sub  III  oben  Bd.  VI 
S.  139  ff. 


Refonnatioii 


s.  Renaissance  und  Beformation 
oben  Bd.  VI  S.  385  ff. 


Ritter  der  Arbeit 

8.  Knights  of  Labor  oben  Bd.  VS.  llGff. 


Seelig,  Wilhelm 

geboren  am  2.  Juni  1821  zu  Cassel;  studierte 
von  1839 — 1843  in  Marbni^,  Heidelberg  nnd 
Berlin  Staats-  und  Rechtswissenschaften,  pro- 
movierte   1844    in   (}öttingen    zum    Dr.   phil. 


und  habilitierte  sich  daselbst  im  Herbst  1845 
für  Nationalökonomie  und  verwandte  Fächer. 
Das  damals  noch  gesetzlich  gebotene,  zwischen 
Abgang  von  der  Universität  und  Habilitation 
liegende  Bienninm  hatte  er  teils  zu  volkswirt- 
schaftlichen Studienreisen,  teils  zu  theoretischer 
nnd  praktischer  Beschäftigung  mit  der  Land- 
wirtschaft und  deren  Nebenfächera  benutzt ;  1W9 
wurde  er  zum  Fakultätsassessor,  1852  zum  ausser- 
ordentlichen Professor  emannt.  1853  folgte  er 
einem  Bnfe  an  die  Universität  Freiburg  i.  B.,  sah 
sich  indes  schon  im  Herbst  1854  veranlasst,  an 
der  Univerätät  Kiel,  deren  Existenz  durch  den 
Verlust  von  10  ihrer  Lehrer  gefährdet  war, 
den  Lehrstuhl  der  Nationalökonomie,  Finanz- 
wissenschaft nnd  Statistik  zu  ttberaehmen. 
Wegen  der  hervorragenden  Stellung,  die  die 
Landwirtschaft  in  Schleswig-Holstein  einnahm, 
bemühte  er  sich  um  die  Errichtung  einer  land- 
wirtschaftlichen Lehranstalt  an  der  Universität, 
die  dann  auch  später,  nach  der  Einverleibung 
des  Landes  in  Prenssen,  zu  stände  kam.  Nach 
der  Trennung  der  deutschen  Herzogtümer  von 
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der  dänischen  Monarchie  irurde  ihm  Seitens  der 
Statthalterschaft  die  Errichtung  und  Direktion 
eines  Statistischen  Bureaus  nehen  seiner  Professur 
übertragen,  dessen  näehste  Aufgaben  die  Bear- 
beitung der  im  Jahre  1864  vorgenommenen 
Volkszählung,  die  Entwerfung  der  statistischen 
Grundlagen  für  die  durch  die  Einverleibung  in 
den  preussischen  Staat  erforderlich  gewordenen 
Neuorganisationen,  die  Materialsammlung  für 
die  Ablösung  der  Grundlasten  n.  s.  w.  waren. 
Nach  der  Gründung  des  Deutschen  Reiches 
trat  Seelig  in  den  ersten  Deutschen  Reichstag, 
übernahm  1873  auch  ein  Mandat  für  das 
preussische  Abgeordnetenhaus,  das  er  bis  1893 
inne  hatte.  Im  Herbste  1893  zog  er  sich  von 
der  parlamentarischen  Thätigkeit  zurück. 

Auch  verschiedene  Nebenzweige  der  Land- 
wirtschaft (besonders  Obstbau  und  üeflügelzncht) 
suchte  er  durch  praktische  und  litterarische 
Thätigkeit  zu  fördern. 

Schriften:  De  Colberti  administratione 
aerarii,  Gott.,  1844  (Doktor-Dissertation  der 
Göttinger  philosophischen  Fakultät).  —  Die  Par- 
teien. Ein  Wort  zur  Verständigung  und  Er- 
mahnung. Cassel  1848.  —  Bericht  über  die  in 
Göttingen  vom  ö.  bis  26.  Dezember  1849  abge- 
haltene Gewerbeausstellung.  Göttingen  18o0. 
—  Die  Ablösungen  der  Weideberechtigungen 
auf  fremden  Grundstücken,  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  das  Königreich  Hannover.  Göttingen 
1851.  —  Der  Prenssisch-Hannoversche  Vertrag 
vom  7.  September  1851  in  seiner  Bedeutung 
für  Hannover.  Göttingen  1852.  —  Die  Zu- 
sammenlegung der  Grundstücke  mit  besonderer 
Beziehung  auf  die  Gesetzgebung  und  das  Ver- 
fahren im  Königreich  Hannover.  Mit  einer 
Karte  der  zusammengelegten  Feldmark  Echte. 
G^ttingeu  1853.  —  Das  Verhältnis  zwischen 
Gutsherrschaft  und  Pächtern  bei  der  Drai- 
nierung  von  Pachtgrundstücken.  Vom  Wag- 
rischen  landwirtschaftlichen  Vereine  gekrönte 
Preisschrift.  Kiel  1858.  —  Schleswig-Holstein 
und  der  Zollverein.  Kiel  1865.  —  Die 
Ergebnisse  der  Volkszählung  im  Herzogtum 
Holstein  nach  der  Aufnahme  vom  3.  Dezember 
1864.  Kiel  1867.  —  Gutachten:  Zur  Fra^e 
der  „stehenden  Gef&lle"  in  Schleswig-Holstein 
I.  Kiel  1871;  Die  Domänen- Veräusserung  und 
der  sogenannte  Domanial-Kanou.  Kiel  1872;  Das 
Herrengeld  und  der  gesetzte  Kanon  im  ehema- 
ligen Amte  Gottorf.  Kiel  1873.  —  Die  innere 
Kolonisation  in  Schleswig-Holstein  vor  hundert 
Jahren.    Kiel  1895. 

Aufsätze  volkswirtschaftlichen,  politischen, 
naturwissenschaftlichen  und  technischen  Inhalts 
in  Zeitungen,  Zeitschriften  und  Sammelwerken. 

Red. 


Zum  Art.  »Spiritushandel«  zu  S.  897. 

Die  Bestimmungen  über  die  Breansteuer 
traten  mit  dem  1.  Oktober  1901  ausser  Kraft. 


und  es  ist  vorläufig  unbestimmt,  ob  ein  Er- 
satz dafür  geschaffen  werden  wird. 


Städtoreuigang 

s.  Gesundheitspflege,  öffentliche, 
oben  Bd.  IV  S.  259. 


Zum  Art  »Statistik«  zu  S.  1030. 

Ämtliche  Statistik  Wörttemberga.  Die 

Begründung  derselben  erfolgte  in  der  Weise, 
dass  zunächst  durch  königliche  Entschliessung 
vom  28.  November  1820  ein  statistisch- 
topographisches  Bureau  errichtet  und  dann 
nach  einer  von  dessen  Mitgliedern  Xausler 
und  Memminger  ausgegangenen  Anregimg 
dimsh  königliche  Entsciiliessuug  vom  22. 
Januar  1822  ein  »Verein  für  Vaterlands- 
kunde« gegründet  wurde,  dessen  PrSsid^it 
der  jeweilige  Finanzminister  sein  sollte  und 
dessen  Mitglieder  vom  König  ernannt  wur^ 
den.  Die  »Würtlembergischen  JaiirbOeher« 
wurden  von  1818  ab  zunäclist  als  Privat- 
unternehmen, seit  1822  al)er  als  Organ  des 
statistisch  -  topograpiiiscben  Bureaus  bis 
1838  von  Memminger  und  nach  dessen  Tode 
(1840)  von  dem  genannten  Bureau  bezw. 
dem  statistischen  Landesamt  herausgegeben. 
Auch  die  »Beschreibung  des  Königreichs 
(1820/24)«  und  die  »Oberamtsbeschreibungen« 
sind  nicht  von  dem  Verein,  sondern  von 
Memminger  bezw.  dem  Bureau  veröffent- 
licht worden.  Das  Bureau  (statistisches 
Landesamt)  steht  nach  dem  Statut  vom  5. 
Juni  1856  nur  in  »ökonomischer  und  dis- 
ciplinarischer  Beziehung«  ausschliesslich 
unter  dem  Finanzministerium,  in  Sachen 
der  einzelnen  Ressorts  aber  in  unmittel- 
barem Verkehr  mit  den  betreffenden  Ministe- 
rien. Die  unter  dem  Vorsitz  des  Leiters 
des  Bureaus  stehende  statistische  Central- 
kommission  besteht  nicht  als  besonderes 
Oi:gan  neben  dem  Bureau,  sondern  dietses 
bildet  selbst  einen  wesentlichen  Teil  der 
Kommission.  Die  Thätigkeit  des  Bureaus 
nach  der  geschichtlichen  Seite  hin  ist  seit 
der  Errichtung  einer  besonderen  historischen 
Kommission  (1891)  nur  noch  sehr  beschränkt; 
dagegen  ist  seine  topographische  Aufgabe 
eine  sehr  ausgedehnte,  da  ihm  auch  die 
amtliche  Kartographie  imd  die  geologische 
Kartierung  des  Landes  überwiesen  ist. 

(Nach  MitUüungen  des  Herrn  Direktor»  v.  Zeller.) 
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Zam  7.  Bande  des  „Handwörterbuchs  der  Staatswissenschaften''. 

ürheberrecbt  an  Werken  I  dieser  Werke  dessen  Verfasser  auch  nach 

der  Litteratnr  und  der  Tonkunst.    '^^^  Verbindung  als  Urheber  gilt;  oder  so, 
_,    -     ,        -,      ^  ,„    -,     .  ,„>,,  !  dass  mehrere    ein   Werk   gemeinsam  ver- 

Nach  dem  Gesetae  vom  10.  Jimi  1901.  i  fassen,  ohne  dass  sich  ihre  Arbeiten  trennen 
(Vgl.  den  Art  Urheberrecht    oben  Bd.  lassen  (Mit  Urheber  Schaft),  ein  Verhältnis, 
Vn  S.  362  ff.)  welches  als  Gemeinschaft  nach  Bruchteilen 

1.  Geschichtliches.  2.  Subjekt  des  Rechts-  im  Sinne  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 
Schutzes.  3.  Objekte  des  Rechtsschutzes.  4.  (§§  741 — 7.")8)  zu  heurteilen  ist. 
Inhalt  des  U.  5.  Dauer  des  ü.  6.  Verletzung  Bezüglich  der  Urheberschaft  stellt 
des  U  7.  Folgen  der  Verletzung.  Verfahren.  ,]as  Gesetz  Yerschiedene  Vermutungen 
VerjfthmBg.  g.  Emtr^roUe.  S.  Geltungsge-  ^uf.  Enthält  nämUch  ein  im  Verlag  er- 
biet des  Gesetzes,  Beziehungen  zum  Ausland.  ,  gchienenes  Werk  auf  dem  Titelblatt,  il  der 
L  Geschichtliches.  Schon  seit  Jahren  Zueignung,  in  der  Vorrede  oder  am  Schlüsse 
strebte  man  in  einer  Reihe  von  wesentlichen  den  Namen  eines  \^rfassers  oder  wird  bei 
Punkten  eine  Reform  des  bisher  durch  G.  der  Ankündigung  einer  öffentlichen  Auffüh- 
V.  11.  Jimi  1870  geregelten  sogenannten '  mng  oder  eines  öffentlichen  Vortrages  eine 
litterarischen  Urheberrechts  an.  Nachdem  im  Person  als  Verfasser  bezeichnet  so  wird 
Reichsjustizamte  eingehende  Beratungen  mit  vermutet,  dass  die  so  angegebene  Person 
Sachverständigen  stattgefunden  hatten,  wurde  der  Verfasser  auch  wirklich  sei.  Bei  Sammel- 
innerhalb  der  ßeichsverwaltung  ein  Entwurf  werken  genügt  es  zur  Begründung  dieser 
ausgearbeitet  und  (1899)  zum  Zwecke  der  Vermutung,  wenn  der  Name  des  Verfassers 
öffentlichen  Kritik  bekannt  gemacht.  Dieser  eines  einzelnen  Beitrags  an  der  Spitze  oder 
Entwurf  ward  sofort  Gegenstand  vielfacher ,  am  Schlüsse  desselben  angegeben  ist  Elr- 
Besprechungen  in  Zeitungen  und  Einzel-  scheint  ein  Werk  im  Verlage  unter  einem 
Schriften.  Es  ging  sodann  dem  Bundesrat  anderen  als  dem  wahren  Namen  des  Ver- 
und  bald  darauf  dem  Reichstag  ein  etwas  fassers  (pseudonym)  oder  ohne  den  Namen 
veränderter  Entwurf  zu,  der  in  den  ersten  '  eines  Verfassers  (anonym),  so  ist  der  Heraus- 
Monaten  des  Jahres  1901  im  Reichstag  und  geber  und,  wenn  ein  solcher  nicht  ange- 
in dessen  aus  21  Mitgliedern  bestehende  ■  geben  ist,  der  Verleger  berechtigt,  die  Rechte 
Kommission  beraten  wurde.  Die  Vorlage  desUrhebers  wahrzunehmen,  während  dieser, 
erfuhr  verhältnismässig  wenig  Abänderungen  falls  er  selbst  seine  Rechte  wahrnehmen 
und  gelangte  mit  diesen  am  2.  Mai  1901  im  will,  seine  Urheberschaft  erst   nachweisen 


Reichstag  zur  Annahme.  Am  19.  Juni  1901 
wurde  das  Gesetz  publiziert;  in  Kraft  tritt 
es  mit  dem  1.  Januar  1902. 

2.  Sabjekt  des  Rechtsschntzes.  Ge- 
schützt ist  der  Urheber,  d.  i.  der  Ver- 
fasser des  Werkes  j  bei  einer  Uebersetzung 
der  Uebersetzer,  bei  einer  sonstigen  Bearbei- 
tung der  Bearbeiter  (vgl.  oben  Bd.  VII  S.  362 


muss. 

Das  Urheberrecht  geht  auf  die  Erben 
über;  wenn  aber  der  Fiskus  oder  eine  andere 
juristische  Person  gesetzlicher  Erbe  ist,  so 
erlischt  das  Recht,  soweit  es  dem  Erblasser 
zusteht,  mit  dessen  Tode.  Das  Recht  kann 
beschränkt  oder  unbeschränkt  auf  andere 
übertragen  werden.    Damit  geht  jedoch 


sub  2).  In  zwei  Fällen  wird  der  Heraus-  '■  die  Befugnis,  an  dem  W^erke  Aenderungen 
geber  des  Werkes  als  dessen  Urheber  angc-  j  vorzunehmen,  auf  den  Erwerber  nicht  von 
sehen :  einmal  wenn  eine  juristische  Person '  selbst  über,  und  ebenso  verbleiben  dem  Ur- 
des  öffentlichen  Rechtes  (z.  B.  eine  Aka- !  heber  im  Zweifel  seine  Befugnisse  bezflg- 
demie,  Universität)  ohne  Nennung  des  Ver- '  lieh  gewisser  Bearbeitungen  seines  Werkes 
fassers  als  Herausgeber  ein  Werk  veröffent- '  (Uebersetzung,  Dramatisierung  etc.).  Der 
licht  und  nicht  ein  anderes  vereinbart  ist;  i  Zwangsvollstreckung  imterliegt  das 
dann,  wenn  ein  Werk  aus  den  getrennten  |  Urheberrecht  nur  in  sehr  beschränkter 
Beiträgen  mehrerer  besteht  (Sammelwerk),  i  Weise :  gegen  den  Urheber  selbst  findet  sie 
in  Ansehung  des  Ganzen,  wJUirend  an  den  ohne  dessen  Einwilligung  Oberhaupt  nicht 
einzelnen  Beiträgen  das  Urheberrecht  den ;  statt,  gegen  den  Erben  ist  sie  nur  zulässig, 
Verfassern  zusteht  (Ist  auf  dem  Sammel- ,  wenn  das  Werk  erschienen  ist 
werk  ein  Herausgeber  nicht  genannt,  so  gilt!  3.  Objekte  des  Rechtsschntzes  sind: 
der  Verleger  als  solcher.)  Abgesehen  vonja)  Schriftwerke  und  solche  Vorträge 
Sammelwerken  kann  ein  Zusammenwirken '  oder  Reden,  welche  dem  Zwecke  der  Er- 
mehrerer  zur  Hervorbringung  eines  Werkes  |  bauung,  der  Belehrung  oder  der  Unterhal- 
noch  in  zweifacher  Weise  vorkommen :  ent-  tung  dienen  (vgl.  oben  Bd.  VU  S.  363  sub  3, 
weder  so,  dass  ein  Schriftwerk  mit  einem 'a  und  b);  b)  Werke  der  Tonkunst; 
Werke  der  Tonkunst  oder  mit  Abbildungen  c)  Abbildungen  wissenschaftlicher  oder 
verbunden  wird,  in  welchem  Falle  für  jetles  technischer  Art  welche  nicht  ihrem  Haupt- 
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zwecke  nach  als  Kunstwerke  zu  betrachten  1 
sind.  —  Gewissen  Erzeugnissen  vei-sagt 
auch  das  neue  Gesetz  ausnahmsweise  den 
Schutz  (über  den  Grund  s.  oben  Bd.  Vll  S. 
363,  364^nämlich  o)  den  Gesetzbüchern,  Ge- 
setzen, Vei-ordnungen,  amthchen  Erlassen 
und  Entscheidungen  sowie  anderen  zum 
amtlichen  Gebrauche  hergesteUten  amtlichen 
Schriften ;  ß)  Vorträgen  oder  Reden,  die  bei 
den  Verhandlungen  der  Gerichte,  der  poli- 
tischen, kommunalen  und  kirchlichen  Ver- 
tretungen gehalten  werden,  sowie  anderen 
als  Bestandteil  einer  öffentlichen  Verhand- 
lung erscheinenden  V^orträgen  oder  Reden, 
insoweit  die  Wiedergabe  der  letzteren  in 
Zeitungen  oder  Zeitsclviften  erfolgt;  y)  den 
in  Zeitungen  oder  Zeitschriften  abgedruckten 
vermischten  Nachrichten  thatsächlichen  In- 
halts und  Tagesneuigkeiten  sowie  allen 
sonstigen  nicht  mit  einem  Vorbehalt  der 
Rechte  versehenen  Zeitungsartikeln,  mit  Aus- 
nahme von  Ausarbeitungen  wissenschaft- 
lichen, technischen  oder  unterhaltenden  In- 
halts, welch  letztere  auch  ohne  Vorbehalt 
geschützt  sind. 

4.  Inhalt  des  ü.  Das  Gesetz  ge- 
währleistet dem  Urheber  a)  in  Anschauung 
aller  Objekte  des  Schutzes  (s.  oben 
sub  3)  die  ausschliessliche  Befugnis,  das 
Werk  zu  vervielfältigen  und  es  gewerbs- 
mässig zu  verbreiten,  ferner,  soweit  der 
wesentliche  Inhalt  des  Werkes  noch  nicht 
öffentlich  mitgeteilt  ist,  die  ausschliessliche 
Befugnis  zu  solcher  Mitteilung;  b)  in  An- 
sehung der  Bühnenwerke  und  der 
Werke  der  Tonkunst  die  ausschliess- 
liche Befugnis  zur  öffentlichen  Aufführung, 
ohne  dass  es  bezüglich  der  Tonwerke  künf- 
tig noch  eines  Vorbehaltes  dieser  Befugnis 
bedarf;  c)  hinsichtlich  der  noch  nicht  er- 
schienenen Schriftwerke  und  Vorträge 
die  ausschliessliche  Befugnis,  dieselben 
öffentlich  vorzutragen.  —  Die  ausschliess- 
lichen Befugnisse  des  Urhebers  erstrecken 
sich  auch  auf  die  Bearbeitungen  des 
Werkes,  insbesondere  auf  Uebersetzungen, 
Dramatisierungen,  Einrichtungen  von  Ton- 
werken u.  dgl.,  ja  bei  Werken  der  Ton- 
kunst überhaupt  auf  jede  Art  der  Benutzung, 
durch  welche  eine  Melodie  erkennbar  dem 
Werke  entnommen  und  einer  neuen  Arbeit 
zu  Grunde  gelegt  wird,  während  sonst  die 
freie  Benutzung  des  Werkes  in  den  Bereich 
der  Rechte  des  Urhebers  nicht  fäUt. 

5.  Dauer  des  U.  Das  Gesetz  hat 
an  der  zeitlichen  Beschränkung  des  Ur- 
heberrechts aus  den  früher  (oben  Bd.  VII 
S.  364  sub  5)  erwähnten  Gründen  festge- 
halten und  in  der  Hauptsache  auch  die 
nämlichen  Schutzfristen  wie  das  ältere  Ge- 
setz bestimmt:  dreissig  Jahre  nach 
dem  Tode  des  Urhebers  oder,  wenn  dessen 
wahrer  Name    nicht  bei   der   ersten   oder 


einer  späteren  VeröffentUchung  ang^eben 
oder  zur  EintragsroUe  (s.  unten  sub  8)  ange- 
meldet ist,  nach  der  ersten  Veröffentlichung 
des  Werkes.  Eine  wichtige  Nexierung  b^teht 
aber  darin,  dass,  solange  ein  Werk  nicht 
veröffentlicht  ist,  der  Schutz  überhaupt  nicht 
erlischt  und  dass  er  von  der  ersten  Ver- 
öffentlichung an  zehn  Jahre  auch  dann 
noch  dauert,  wenn  zu  dieser  Zeit  schon 
dreissig  oder  doch  mehr  als  zwanzig  Jahie 
seit  dem  Tode  des  Urhebers  abgelaufen  sind. 
Im  Zusammenhange  hiermit  bestimmt  das 
Gesetz,  dass,  wenn  die  Veröffentlichung  bis 
zum  Ablaufe  von  dreissig  Jahren  seit  dem 
Tode  des  Urhebers  nicht  erfolgt  ist,  ver- 
mutet wird,  dass  das  Urheberrecht  dem 
Eigentümer  des  Werkes  zustehe.  —  Die 
Beschränkung  des  Schutzes  gegen  Ueber- 
setzung  auf  eine  kurze  Frist  ist  aufgegeben; 
die  Objekte  des  Urheberrechts  sind  gegen 
üebersetzung  ebenso  lang  wie  gegen  sonstige 
Vervielfältigimg  geschützt 

6.  Verletzung  des  U.  Eine  solche 
liegt  in  jeder  Aomassung  einer  der  aus- 
schliesslichen Befugnisse  des  Urhebers  (s. 
oben  sub  4).  Sie  wird  schon  dadurch  be- 
gangen, dass  das  Werk  nur  zu  einem  Teile 
vervielfältigt,  verbreitet,  öffentlich  mitgeteilt, 
aufgeführt  oder  vorgetragen  wird.  Was 
insbesondere  die  Vervielfältigimg  betrifft, 
so  ist  diese,  wenn  sie  ohne  Einwilligung 
des  Berechtigten  geschieht,  widerrechtlich 
^achdruck),  gleichviel,  durch  welches 
Verfahren  —  ob  durch  ein  mechanisches 
oder  ein  anderes  —  sie  bewirkt  wird  und 
ob  das  Werk  in  einem  oder  mehreren  Exem- 
plaren vervielfältigt  wird.  Es  ist  also  u.  a 
auch  das  einmalige  Abschreiben  verboten. 
Doch  ist  jede  Art  der  Vervielfältigung  dann 
erlaubt,  wenn  sie  nur  zum  persömidien  Ge- 
brauch imd  nicht  zum  Zwecke  der  Erzielung 
einer  Einnahme  erfolgt. 

Auch  das  neue  Gesetz  gestattet  im  Inte- 
resse der  weiteren  Entwickelung  der  Wiaeen- 
schaft  und  der  Litteratur,  der  Erziehung 
und  Bildung  des  Volkes  die  Benutzung 
fremder  Geistesarbeit  nach  verschiedenen 
Richtungen,  obwohl  an  und  für  sich  ein 
Eingriff  in  die  ausschliesslichen  Befugnisse 
des  Urhebers  darin  liegt.  Zulässig  ist 
nämlich  a)  die  Vervielfältigung  insbe- 
sondere n)  zum  Zwecke  des  Citierens,  femer 
/«)  insoweit  einzelne  Gedichte  in  eine  zur 
Benutzung  bei  Gesangsvorträgen  bestimmte 
Sammlung  (z.  B.  ein  Kommersbuch)  od» 
kleinere  Aufsätze.  Gedichte  etc.  in  eine  selb- 
ständige wissenscnaftliche  Arbeit  oder  in  eine 
für  den  Kirchen-,  Schul-  oder  Unterrichtsge- 
brauch oder  zu  einem  ei|;entümlichen  Utte- 
rarischen  Zwecke  bestunmte  Sammlung 
(Anthologie  und  dgl.)  oder  kleinere  Kompo- 
sitionen in  eine  Sammlung  aufgenommen 
werden,  die  für  den  Unterricht  in  Schulen 
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(mit  Ausschluss  der  Musikschulen)  bestinunt 
ist,  ioimer  vorausgesetzt,  dass  das  benutzte 
"Werk  bereits  erschienen  ist,  dass  femer  die 
aufnehmende  Sammlung  Werke  einer  grös- 
seren Zahl  von  Schriftstellern  bezw.  Kompo- 
nisten vereinigt  imd  ihre  Bestimmung  sich 
objektiv  aus  ihrer  Beschaffenheit  ergiebt; 
y)  wenn  kleinere  Teile  einer  Dichtung  oder 
Gedichte  von  geringem  Umfange,  soweit  sie 
nicht  ihrer  Gattung  nach  zur  EompositioQ 
bestimmt  sind,  nach  ihrem  Erscheinen  in 
Yerbindung  mit  einem  Werke  der  Tonkunst 
als  dessen  Text  wiedei^egeben  oder  fOr  eine 
Aufführung  des  Tonwerkes,  dessen  Text  sie 
bilden,  ausschliesslich  zum  Gebrauch  der 
Hörer  ohne  die  Noten,  also  in  Programmen 
abgedruckt  werden ;  3)  wenn  ein  erschienenes 
Werk  der  Tonkunst  auf  Bestandteile  von 
Instrumenten  übertragen  wird,  die  zur 
mechanischen  Wiedergabe  von  Musikstücken 
dienen;  «)  wenn  einem  Schriftwerke  aus- 
schliesslich zur  Erläuterung  des  Inhalts 
einzelne  Abbildungen  ans  einem  erschienenen 
Werke  beigefügt  werden.  In  allen  diesen 
I^len  ist  aber  die  Zulässigkeit  der  Verviel- 
föltigung  regelmässig  davon  abhängig,  dass 
an  den  wiedergegebenen  Teilen  keine  Aende- 
rung  vorgenommen  wird;  hiervon  lässt  das 
Gesetz  im  Interesse  des  Zweckes  der  Wieder- 
gabe gewisse  Ausnahmen  zu.  Wer  ein 
fremdes  Werk  in  der  nach  a—e  zulässigen 
Weise  benutzt,  hat  deutlich  die  Quelle  an- 
zugeben. Zulässig  sind  weiter  b)  die 
Terbreitung,  die  öffentliche  Auffüh- 
rung sowie  der  öffentliche  Vortrag,  so- 
weit gemäss  lit  a)  die  Vervielfältigung  ge- 
schehen darf,  endlich  c)  die  öffenthchen 
Aufführungen  erschienener  Werke  der 
Tonkunst  immer  dann,  wenn  sie  keinem  ge- 
werblichen Zwecke  dienen  und  die  Hörer 
ohne  Entgelt  zugelassen  werden,  ausserdem, 
wenn  sie  bei  Volksfesten,  mit  Ausnahme 
der  Musikfeste,  stattfinden,  wenn  der  Ertrag 
ausschliesslich  für  wohlthätige  Zwecke  be- 
stimmt ist  und  die  Mitwirkenden  keine  Ver- 
gütung erhalten,  wenn  die  Veranstaltung 
von  einem  Vereine  ausgeht  und  der  Hörer- 
kreis auf  die  Mitglieder  und  die  zu  ihrem 
Hausstande  gehöngen  Personen '  beschränkt 
ist  Die  unter  c)  erwähnte  Ausnahme  vom 
Aufführungsverbote  umfasst  nicht  die  bühnen- 
mässige  Aufführung  von  Tonwerken,  zu 
welchen  ein  Text  gehört,  wie  Opern  ete. 

7.  Folj^en  der  Verletzung.  Ver- 
fahren. Verjährnng.  Das  Urheberrecht 
ist  mit  civil-  und  strafrechtlichem  Schutze 
ausgestattet  Ersatzpflicht  tritt  bei 
vorsätzlicher  und  fahrlässiger,  Strafe 
nur  bei  vorsätzlicher  Verietzimg  ein.  Der 
Höchstbetrag  der  angedrohten  Greldstrafe 
ist,  insoweit  das  Urheberrecht  durch 
Vervielfältigung,  Verbreitung,  Aufführung 
wler   Vortrag    verletzt   wird,    3000   Mark, 


soweit  die  Verletzimg  durch  öffentliche 
Mitteilung  des  wesentlichen  Inhalts  eines 
Werkes  b^angen  wird,  1500  Mark.  War 
zur  Vervielraltigung  etc.  die  Einwilligung 
des  Berechtigten  nur  wegen  Vornahme 
von  Aenderungen  erforderlich,  so  tritt  nur 
Geldstrafe  bis  zu  300  Mark  ein.  Bezüglich 
der  Teilnahme  an  Urheberrechtsverletzungen 
enthält  das  Gesetz  keine  besonderen  Vor- 
schriften; es  finden  also  die  allgemeinen 
Grundsätze  Anwendung.  Neben  der  Strafe 
kann  auf  Verlangen  des  Berechtigten  auf 
eine  an  ihn  zu  erlegende  Busse  bis  zum 
Betrage  von  6000  Mark  erkannt  werden. 
Die  Geltendmachung  eines  weiteren  Scha- 
denersatzanspruchs wird  durch  Zuerkennung 
einer  Busse  ausgeschlossen.  Als  Massregel 
vorbeugender  Natur  ist  femer  für  den  Fall 
einer  ürheberrechtsverletzung  die  Vernich- 
tung der  widerrechtlich  hergestellten  oder 
verbreiteten  Exemplare  sowie  der  Vorrich- 
tungen voi^esehen.  Die  Verhängung  dieser 
Massregel  ist  weder  durch  ein  Verschulden 
des  Thäters  noch  durch  die  Vollendung  der 
Herstellung  bedingt  und  kann  sowohl  im 
Wege  des  bürgerlichen  Rechtsstreites  als 
auch  im  Strafverfahren  erfolgen.  Statt  der 
Vernichtung  kann  der  Verletzte  die  Ueber- 
lassung  der  Exemplare  und  Vorrichtungen 
an  um  gegen  Vergütung  beanspruchen.  — 
Mit  Geldstrafe  bis  zu  150  Mark  wird  be- 
straft, wer  das  Gebot  der  Quellenangabe 
verletzt  (S.  über  dieses  Gebot  oben  sub  6  a) 
a.  E.  Es  besteht  femer  für  den  Fall  der 
Wiedei^be  eines  nicht  mit  Vorbehalt  der 
Rechte  versehenen  Zeitungsartikels,  sowät 
dieser  nicht  zu  den  vermischten  Nachrichten 
thatsächlichen  Inhaltes  oder  zu  den  Tages- 
neuigkeiten gehört:  s.  oben  sub  3/.) 

]Äe  Strafverfolgung  tritt  nur  auf  Antrag 
ein,  dessen  Zurücknahme  zulässig  ist  Der 
auf  Vernichtung  lautende  Ausspruch  ist  von 
einem  besonderen  Antrag  abhängig;  der  Be- 
rechtigte kann  die  Vernichtung  auch  selbst- 
ständig verfolgen.  Zum  Zwecke  der  Ab- 
gabe von  Gutachten  im  Civil-  oder  Straf- 
verfeüiren  w^en  Urheberrechtsverletzung 
werden  Sachverständigen kammern  errichte^ 
die  auf  Anrufen  der  Beteiligten  auch  als 
Schiedsrichter  verhandeln  und  entscheiden 
können. 

Sowohl  die  Ansprüche  auf  Schadens- 
ersatz als  auch  die  Steafverfolgung  verjähren 
in  drei  Jahren.  Die  Verjährung  beginnt 
bei  Nachdruck  mit  dem  Tag  der  erstmaligen 
Verbreitung  der  Nachdrucksexemplare,  bei 
Nichtangabe  der  Quelle  mit  dem  Tage  der 
ersten  Veröffentlichung,  bei  den  übrigen 
widerrechtlichen  Handlungen  mit  dem  Tage, 
an  welchem  die  Handlung  zuletzt  stattge- 
funden hat  Der  Antrag  auf  Vernichtung 
kann,  solange  ein  Gegenstand  derselben 
vorhanden  ist,  gestellt  werden. 
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8.  Eintragsrolle.  Die  EoUe,  zu  welcher 
behufs  Wahrung  der  vollen  Schutzfrist  der 
wahre  Name  des  Urhebers  anzumelden  ist  (s. 
oben  sub  5),  wird  nach  wie  vor  beidem  Stadt- 
rate zu  Leipzig  geführt.  Dieser  bewirkt  die 
Eintragungen,  ohne  die  Berechtigung  des 
Antragstellers  oder  die  Richtigkeit  der  an- 
gemeldeten Thatsachen  zu  prüfen.  Gegen 
die  Ablehnimg  der  Eintragung  findet  Be- 
schwerde an  den  Reichskanzler  statt  Letz- 
terer erlässt  auch  die  Bestimmungen  über 
die  Führung  der  Rolle.  Die  Eintragungen 
werden  im  Börsenblatt  für  den  deutschen 
Buchhandel  bekannt  gemacht;  sie  können 
von  jedermann  eingesehen  und  es  können 
Auszüge  daraus  gefordert  werden.  Alle  die 
Eintragung  betreffenden  Schriftstücke  sind 
stempelfrei.  Für  jede  Eintragung,  jeden 
Eintragsschein  oder  Auszug  wird  eine  Ge- 
bühr von  1,50  Mark  erhoben;  auch  hat  der 


Antragsteller  die  Kosten  der  Bekannt- 
machung zu  entrichten. 

9.  Geltangsgebiet  des  Gesetzes,  Be- 
ziehiuigen  zun  Ausland.  Grundsätzlich 
gemessen  nur  Reichsangehörige  dea 
Schutz,  diese  aber  für  alle  Werke,  gleidi- 
viel  ob  sie  erschienen  sind  oder  nicht 
Werke  ausländischer  Urheber  sind  im 
allgemeinen  nur  auf  Grund  internationaler 
Verträge  geschützt.  Doch  gewährt  das  Ge- 
setz selbst  auch  den  Ausländem  einen  ge- 
wissen Schutz :  lässt  nämlich  der  Ausländer 
sein  Werk  oder  eine  Uebersetzung  desselben 
im  Inlande  und  nicht  an  einem  früheren 
Tage  im  Auslande  erscheinen,  so  geniesst 
er  für  dieses  Werk  den  inländischen  Schutz. 

Ueber  die  urheberrechtlichen  Bezieh- 
ungen des  Reiches  zum  Auslände 
8.  oben  Bd.  VII  S.  369. 
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